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Alltagsarbeit — Zukunftsziele- 


Sonn’ entgegen aus des Alltags sorgendumpfem Nebelspuk, 
mit der Siegkraft trotz’ger Jugend über Not und Last und Druck. 
Und wenn andre töricht finden, was sie uns so „träumen“ seh’n, 
unsere Losung sei und bleibe: Nie im Alltag aufzugeh'n. 

Cäsar Flaischlen. 


Mit dumpien Sorgen drückt der Alltag auf uns. Das Wirt- 
Schaftsleben stockt. Unsere Industrie liegt danieder. Die 
Ernährungswirtschaft steht vor dem Bankrott. Auch das neue 
Jahr zeigt uns keinen Lichtblick. Im Gegenteil, die Entwaff- 
nungspolitik unserer Regierung hat die Besetzung des Ruhr- 
gebiets und damit den völligen Zusammenbruch unserer Wirt- 
schaft in bedrohliche Nähe gerückt. 

Die Kaufkraft des Geldes sinkt mehr und mehr. Weiteren 
Lohnerhöhungen setzen die Arbeitgeber — auch die Regierun- 
gen als Arbeitgeber — den heftigsten Widerstand entgegen. 
Doch die Lage ist unerträglich geworden, weil jetzt in jedem 
Haushalt die Anschaffung von Kleidung, Wäsche und Wirt- 
Sschaftszegenständen, die bislang hinausgeschoben wurde, ge- 
bieterisch in den Vordergrund. tritt. 

“Der Not der breiten. Massen der arbeitenden Bevölkerung 
stellt sich ein aufreizender Luxus entgegen. Die Riesengewinne 
der Industrie gestatten den Geldgebern die Befriedigung aller 
Bedürfnisse, Diesen Kapitalisten hat sich der neue Stand der 
Schieber zugesellt, die noch unsinniger das leicht auf Kosten 
der breiten Masse der Verbraucher verdiente Geld in Luxus, 
in Schlemmerei und Prasserei wieder fortwerien — während 
man dem Volke die Einschränkung der Lebenshaltung predigt, 
die infolge des verlorenen Krieges notwendig geworden sei. 

Ueberall, wo man hinblickt, dichter grauer Nebel, der keine 
Sonne durchlässt. Ohmnmächtig steht der einzelne‘ der Krisis 
gegenüber; hilflos sieht ihr die Regierung zu; es versagen ihr 
gegenüber die Leiter unseres Wirtschaftslebens. -Und sie 
müssen mit all ihrem Gerede vom Wiederaufbau Schiff- 
bruch erleiden, weil sie ihn nach kapitalistischen 
Grundsätzen wollen und es ein Unding ist,: in einer kapitalisti- 
schen Wirtschaft den Gesetzen des Kapitalismus trotzen zu 
wollen. Solange das Gewinnstreben des einzelnen Kapital- 
besitzers die Triebkraft unseres Wirtschaftslebens ist, wird 
unsere deutsche Wirtschaft nie wieder aufleben können, weil 
ner Friedensvertrag von Versailles ihr die kapitalisti- 
schen Existenzbedinzungen genommen hat. Die 
Wirtschaft unseres Sechzigmillionen - Volkes war vor dem 
Kriege darauf aufgebaut, dass die notwendige Einfuhr durch 
eine starke Ausfuhr gedeckt war, die erzielt werden konnte, 
weil uns Kohle und Eisen ausreichend zur Verfügung stand. 
Jetzt ist uns zur Steigerung unserer Ausfuhr, die die Grund- 
bedingunz für eine Hebung‘ unseres Valutastandes. und damit 
unserer gesamten Wirtschaft ist, nur ein Produktionsmittel 
noch übriggeblieben: die Arbeit. 

Steigerung der Arbeitskraft ist darum der ein- 
zige Ausweg, der uns aus dem Elend wieder herausführen kann. 


Ist es nicht allein ein Wahnsinn, dass infolge unserer kapita- 


listischen Wirtschaft an eine halbe Million Menschen arbeitslos 
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sind, so dass uns dadurch jährlich etwa eine Milliarde Arbeits- 
stunden verlorengehen! All diese brachliegenden Kräfte, all 
die durch Verbitterung, Entbehrung und . Hoffnungslosigkeit 
nicht voll schaffenden Menschen gilt es frei zu machen. 

Schaffende Arbeit ist Weltengebot, 

Ist Erlösung aus Qual und Not, 

Schafiet und wirket! 

Aber nach kapitalistischen Methoden ist keine Steigerung 
der Arbeitskraft zu erreichen. Solche Ideen wie die Dernburg- 
sche „Reichsarbeitsstunde“ oder das „Arbeitsdienstiahr“, oder 
gar Pläne auf Beseitigung des Achtstundentages, wie sie immer 
und immer wieder herumspuken, können .die Arbeitskraft nicht 
heben. Sie führen uns nur tiefer in die unser Wirtschaftsleben 
lähmende soziale Verbitterung hinein. Denn der Mensch ist 
keine Maschine, die man nach Belieben statt acht Stunden neun 
oder zehn oder gar noch mehr laufen lassen kann. Er will 
wissen, wofür er arbeitet. Von dem Grade der Arbeitslust 
hängt die Arbeitsintensität ab, nicht ven der Länge der 
Zeit. 


Auf der bestmöglichen Verwertung jeder 
einzelnen menschlichen Arbeitskraft — nicht 
auf dem höchstmöglichen Kapitalgewinn — muss 


unsere neue Wirtschaft wieder aufgebaut werden; dann wird 
unsere Produktion zu kaum geahnter Höhe aufsteigen können. 
Darum fordern wir die Sozialisierung, die Ersetzung 
unserer kapitalistischen Profitwirtschaft durch die vom Grund- 
satz der Bedarfsdeckung getragene Gemeinwirtschaft oder un 
mit Artikel 156 der Reichsverfassung, der gegenwärlig 
ganz vergessen Scheint, zu sprechen, dass „für die Ver- 
gesellschaftunge geeignete private wirt- 
schaftliche Unternehmungen in Gemeineigen- 
tum” überführt werden. Wir kämpfen jetzt um die So- 
zialisierung des Kohlenbergbaues; weitere Kämpfe um die 
Sozialisierung der Eisenwirtschafit und des Bauwesens stehen 
bevor. 

Das sind Gegenwartsaufgaben, das ist Alltagsarbeit, 
um: aus der Not, der Last und dem Druck, der auf unserem 
deutschen Volke lastet, herauszukommen, ist aber auch Zu- 
kunftsarbeit, weil sie uns den Weg weist, wie wir nicht 
durch Quacksalberei an unserem dahinsiechenden Wirtschafts- 
körper, sondern dadurch, dass wir den Menschen wieder 
in den Mittelpunkt der Wirtschaft stellen, einer 
neuen Zukunit entgegengehen können. 

Weil wir den wirtschaftlichen Sozialismus fordern, werden 
wir von unseren Gegnern bestenfalls „Träumer‘, sonst „Uto- 
pisten“ und, wenn die abschreckende Wirkung auf die Unklaren 
und Schwankenden erzielt werden soll, „Spartakisten“ und 
„Kommunisten“ benannt, da die Furcht vor der „Sozialdemo- 
kratie“, wie sie chedem ‚wirkte, nicht mehr so gross ist. Man 
schilt uns so, weil wir an die kapitalistische Wirtschaftsordnung 
nicht als an etwas Gottgewolltes glauben; weil wir nicht ein- 
sehen wollen, dass der Arbeitende einen Teil des von ihm er- 
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zeugten Wertes an den nichtarbeitenden Kapitalisten abgeben 
muss; weil wir es nicht für gerecht halten, dass ausgerechnet 
einige wenige im Besitz aller Produktionsmittel, der- Boden- 
schätze, des Grund und Bodens, der Gebäude und Maschinen sein 
sollen, während die ‚übrige Menschheit ihnen Frondienste 
leisten muss; weil uns die Geschichte lehrt, dass die kapitalisti- 
sche Wirtschaft nicht von Ewigkeit an war, sondern erst durch 
die technisch-wirtschaftliche Entwicklung geworden ist, und dass 
sie demgemäss wieder durch eine neue Wirtschaftsordnung ab- 
gelöst werden kann. 

Im alten Jahre war in dieser Bekämpfung der freigewerk- 
schaftlichen Arbeitnehmerbewegung Methode; im neuen Jahr 
wird dieser Kampf unserer Gegner noch hartnäckiger werden. 
Nicht nur die Kapitalisten, die von uns in ihrer Machtposition 
bedroht sind, stehen gegen uns. Willige Heliershelier haben sie 
m den Arbeitnehmerverbänden gefunden, die auf den Harmonic- 
gedanken zwischen Kapital und Arbeit eingeschworen sind. Die 
im „Gewerkschaftsring“ vereinigten Harmonieverbände, die den 
Kampf für die „[reie Wirtschaft“ auf ihre Fahne geschrieben 
haben, und die sogenannten „christlich-nationalen“ Verbände, 
die vom „christlichen Solidarismus“ die Versöhnung zwischen 
Kapital und Arbeit erhoffen, arbeiten mit allen nur erdenklichen 
Mitteln gegen uns, mit Verdrehungen, Entstellungen, Verdächti- 
gungen und Verleumdungen. Wir werden ihnen entgegenircten, 
wenn es auch noch so niederdrückend ist, all diesen Unrat, der 
uns in den Weg geworfen wird, hinwegräumen zu müssen. 

Doch niemand kann verhindern, dass die Sonne wieder die 
Nebelwand durchdrinet. Ueber Böswilligkeit und Feindschaft, 
Kleinmut und Unklarheit wird doch der gewaltige Gedanke 
siegen, der uns leitet, dass nicht der Mensch der Materie unier- 
tan sein soll, sondern die tote Materie demlebendigen 
Menschenzudienenhat. Das ist der Sinn unserer Ge- 
werkschaftsarbeit, der Idealismus, der uns beseelt und ums der 
Sonne entzegenführt, Erich Händeler. 


Lebenshaltung und Löhne 


Der Februar 1920 bildet einen Markstein in der deutschen 
Reichsstatistik. In diesem Monat wurden zum ersten Maie — 
nach einem nicht ganz geglückten Versuch im November/De- 
zember 1919 — Teuerungszahlen gewonnen. In diesem Monat 
wurde auch die erste allgemeine Lohnerhebung durchgeführt. 
Die Teierungszahlen wurden Ende August veröffentlicht. Die 
Löhne sind erst für einige wenige Gewerbe bekanntgegeben. 
Immerhin liegt schon genügend Zahlenstoff vor, um sich ein 
ungefähres Bild von dem Verhältnis von Lebenshaltungskosten 
und Löhnen im Februar 4920 machen zu können. Fir den 
Durchschnitt aller deutschen Städte über 10000 Einwohner be- 
trug damals die Teuerungszahl 621. Das bedeutei: der vom 
Statistischen Reichsamt angenommene Bedarf einer füniköpfigen 
Familie an Nahrungsmitteln, Brennstoffen, Leuchtstoffen und 
Wohnraum kostete 621 M. Für Gross-Berlin betrug die Teue- 
rungszahl 659, d. bh. 165 M. pro Woche. Zum Vergleich sei 
darauf hingewiesen, dass sich nach meinen Berechnungen die 
Kosten des wöchentlichen Existenzminimums für die gleichen 
Bedürinisse einer vierköpfigen Familie auf 121 M. stellten, 
Das Weniger gegenüber der Reichszahl erklärt sich dadurch, 
dass sch nur mit einer vierköpfigen Familie rechne und eine noch 
anspruchslosere Ernährung zugrunde lege. Unter Einbeziehung 
aller in der Reichsstatistik nicht berücksichtigten lebensnot- 
wendigen Ausgaben (Bekleidung, Wäschereinigung, Hausrat, 
Fahrgeld, Steuern usw.) kam ich für den Februar zu einem 
Fxistenzminimum von insgesamt 254 M. Demxegenüber ergab 
die Reichsstatistik als durchschrittlichen Wochenverdienst des 
erwächsenen männlichen Arbeiters in Gross-Berlin: 


Banztwerber nr 175 M. 
Glas- und keramische Industrie . 171 M. 
Industrie der Oele und Fette 160 M. 
Lederindustrie . . . AE, 199 M. 


Setzt man den Gesamtdurchschnitt für alle erwachsenen 
männlichen Arbeiter in Gross-Berlin auf 170 M. an, so wäre 
er um etwa ein Drittel geringer gewesen ais die damaligen 
Kosten des Existenzminimums für eine vierköpfige Familie 
(254 M.). Zum Vergleich sei darauf hingewiesen, dass dasselbe 
Existenzminimum im letztem Vorkriegsiahr mit knapp 29 M. 
um reichlich ein Sechstel geringer war als der damalige Durch- 
schnittsverdienst von rund 35 M. 
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Es wirft sich-nun die Frage auf, ob das Verhältnis von 
Lebenshaltungskosten und Löhnen im Febraur 1920 besonders 
ungünstig war. Diese Frage ist bei dem Mangel an zuver- 
lässigem Material schwer zu beantworten. Im August 1919 
habe ich den Durchschnittsverdienst der männlichen erwachse- 
nen Arbeiter in Gross-Berlin auf 100 M.-geschätzt, Das wöchent- 
liche Existenzminimum mag damals etwa 130 M, betragen 
haben. Der. Verdienst wäre also um annähernd ein Viertel 
geringer: gewesen als die Kosten des Existenzminimums. Im 
Frühjahr 1920 aber war das Verhältnis noch unzünstiger als 


im Februar 1920, denn die Kosten des Existenzminimums stiegen | 


auf 322 M. im März und auf 375 M. im April, ohne dass die 
Löhne entsprechend erhöht wurden. In der Folgezeit trat dann 


wieder eine Erleichterung ein, da die Lebenshaltung etwas ' 


billiger wurde, während die Löhne weiter stiegen. Für den 
November 1920 schätze ich den durchschnittlichen Wochen- 
verdienst auf 240 M.; die Kosten des Existenzminimunis be- 
trugen 316 M. Der Verdienst war also, ähnlich wie im August 
1919, um etwa ein Vierte! geringer als die Kosten des Existenz- 
minimums. 


Wöchentliches Wöchentlicher 
Existenzminimum Verdienst 
M. 1913/14=1 M. 1913/14=1 
August 1913/Juli 1914 . 29 1 etwa 35 1 
August 1919. . „etwa 10 4 „160 3 
Februar 1920: . . ....254 9 u: 20 5 
November 190 .„..36 uU „2409 7 


Darf man daraus schliessen, die Lage der Gross-Berliner 
Arbeiterschaft sei heute‘ die gleiche wie im August 1919 und 
besser als im Februar 1920? Das wäre nicht richtig. Im August 
1919 hatten sehr viele und im Februar 1920 inmnerhin noch recht 
zahlreiche Arbeiterfamilien hinreichend Kleidung, Schuhwerk 
und Wäsche, um zur Not ohne die Neuanschaffungen, die an 
sich erforderlich waren und die in den Berechnungen des 
Existenzminimums selbstverständlich einbezogen sind, auskom- 


men zu können. Heute ist das aber nur noch vereinzelt der - 


Fall. Heute müssen die meisten Arbeiterfamilien Nenanschai- 
fungen vornehmen, wenn sie nicht elend verkommen wollen, 
und deshalb ist heute ein Leben mit einem Verdienst, der er- 
heblich hinter den Kosten des Existenzminimums zurückbleikt, 
viel quaivoller als vor einem Jahre, 


Dr. R. Kuczynski, Direkter des Statistischen Amis 
\ Berlin-Schöneberg. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Die notleidende Grossindustrie. 
Zeitung“ lesen wir: 

Herr Dr. Hugo, M.d.R., ersucht uns, unter Berufung auf $11 des Presse. 
gesetzes, um Aufnahme folgender Berichtigung: 

„In dem 2. Morgenblatt der „Frankfurter Zeitung“ vom 2. Dezember 1920 
schreiben Sie, dass der Abgeerdnete Dr. Hugo die Ed emacht häbe, 
dass die Grosseisenindusirie zu wenig verdiene, ie behaupten 
ferner, ich hätte die Frage gestel‘t, wie das Stahlwerk Hoesch leistungsfähig 
bleiben könne. Ich stelle demgegenüber fest, dass ich derartige Behauptungen 
im Reichstage nicht aufgestellt habe. Ich habe die Tatsache festgesteilt, dass 
neben einer Dividende von 7!/, Millionen das Stahlwerk Hoesch insgesamt 37 
Millionen sozia!e und steuerliche Aufwendungen gemacht hat, und daraus nur 
die Schlussfolgerung gezogen, dass tatsächlich die Wirtschaft die materielle 
Trägerin der staatlichen, sozialen und kulturellen Aufgaben sei. Weitere Schluss 
folgerungen habe ich, wie Sie sich aus dem stenegraphischen Bericht meiner 
Rede überzeugen können, nicht an die von mir festgesteliten Tatsachen geknüpft.“ 


Wer diese Berichtigung olıme Nachprüfung des fraglichen 
Aufsatzes liest, muss der Ansicht sein, dass die „Frankf. Zte.“ 
einen unberechtigten Angriff geren die Grosseisenindustrie und 
insonderheit gegen das Stahlwerk Hoesch gerichtet habe, Die 
Last der sozialen und steuerlichen Abzaben von 37 Millionen 
bei nur 7% Millionen Reingewinn redet doch anscheinend eine 
zu deutliche Sprache! 

Eine Einsichtnahme in den Aufsatz der „Frankf, Ztg.“ zeigt 
uus aber, wie geschickt unsere Unternehmerschait die Beein- 
flussung der Oefientlichkeit versteht. Nach der Berichtigung 
von Dr. Hugo mag es stimmen, dass er die Aeusserung, die Gross- 
eisenindustrie verdiene zu wenig, nicht getan habe. Aber die 
Gegenübersteliung der beiden Zahlen von 37 und 7% Millionen 
verfolgt den Zweck! Wie sich das Bild in Wirklichkeit ver- 
hält, zeigt der erwähnte Aufsatz in der „Frankf, Zte.“: 

„Wir geben das vollständige Bild: Die Gesclischaft verzeichnet bei 40 Mil- 
lionen Aktienkapital einen Betriebsgewinn von über 51 Millionen; sie tilgt dar- 
aus den vorjährigen Verlust von 8!/, Millionen, schreibt mit 11. Millionen 
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2 doppelt soviel ab wie früher und behält danach einen Reingewinn- von 31?/, 
Millionen (über 75 %/, des Aktienkapitals) übrig, aus dem sie 7!/, Millionen als 
Ih. 240%, Dividende verteilt, 5 Millionen für Wohlfahrtszwecke verwendet und 
"reichlich 181/, Millionen für Reserve, Erneuerungsfonds und Vortrag auf das 
neue Jahr zurückbehält.“ | 


x "Wir haben dieses Beispiel aus vielen ähnlichen herausge- 
griffen, um einmal daran zu zeigen, wie der Oeffentlichkeit die 
kapitalistischen Riesengewinne verheimlicht werden und durch 
zalfiniert herausgegrifienes Zahlenmaterial dazu noch der Ein- 
druck hervorgerufen wird, als ob die Industrie unter den so- 
zialen und steuerlichen Lasten zusammenbreche, 


„Freiwillige“ Ueberstundenarbeit. Da der Achtstunden- 
tag den Arbeitgebern ein Dorn im Auge ist, suchen sie 
auf allen möglichen Schleichwegen ihn zu umgehen. Das 
= neueste Mittel scheinen sogenannte „freiwillige“ Ueber- 

Stunden zu sein. Die Arbeitgeber werden von ähren Or- 

samisationen darauf hingewiesen, dass nach einer Reichs- 

gerichtsentscheidung eine Verlängerung der Arbeitszeit über 
5 acht Stunden, wenn freiwillig übernommene Melrrarbeit vor- 
ze hegt, durchaus nicht im Widerspruch zu der bekannten Ver- 
vn ordnung vom 23. November 1918 über die Regelung der Ar- 
beitszeit steht. Auf diese Weise sollen die Firmen, die wegen 
dieser Vorschrift etwa noch Bedenken hätten, aufreklärt wer- 
den, wonach sich alles Weitere ja von selbst versteht. In Be- 
trieben Hannovers zirkuliert z. B. folgendes Rundschreiben: 
Mitteilung. 


In der Verordnung vom 23, November 1918 über die Regelung der Arbeits- 
zeit gewerblicher Arbeiter und vom 18, März 1919 über die Arbeitszeit” der 
Angestellten, für die bekanntlich eine Höchstdauer von täglich acht Stundca 
vorgeschrieben wurde, ist gleichzeitig die Zulässigkeit von Ueberarbeit auf 
ein bestimmtes Mass beschränkt: worden, das bei den gewerblichen Arbeitern 
ie vier Monate auf acht, zehn und elf Stunden, bei den Ängesteliten zwanzig 
Tage im Jahr auf zehn Stenden begrenzt wurde. 

Die Arbeitnehmer haben aus diesen Bestimmungen über die Ueberarbeit 
vielfach die Folgerung abgeleitet, dass über die dergestalt abgegrenzte Höchst- 
arbeitszeit unter keinen Umständen hinausgegangen werden dürfe, während 
Ä auf Arbeitgeberseite der Standpunkt vertreten wird, dass Ueberarbeit über das 
we gesetzliche Mass hinaus in jedem Falle zulässig ist, wenn sie vom Arbeit- 
7 geber nicht gefordert, sondern vom "Arbeitnehmer freiwillig übernommen wird. 
f Das Reichsgericht hat sich in einer Entscheidung vom 7. Juli 1920 
zu der Auffassung der Arbeitgeber bekamnt. 

In der Begründung wird ausgeführt, dass der Zweck der Verordnungen sei, 
vs der übermässigen Ausnutznng der Arteitskraft der Arbeitnehmer vorzubeugen. 

Durch freiwillige Mchrarbeit würden die Vorschriften nicht verletzt, da 
der Gesetzgeber nur zum Ausdruck habe bringen wollen, dass kein Arbeitgeber 
mehr-als das gesetzliche Mass von Arbeitszeit von seinen Arbeitnehmern 
verlangen könne. 


Be: Hannover, den 29. November 1929. Rechtsbureau. 


‚So wird durch die systematische Bekannigabe dieser 
Reichsgerichtsenischeidung die „freiwillige®” Mochrarbeit zum 
Prinzip erhoben; mit welchen Mitteln „freiwillige“ Ueberstunden 
zustande kommen, ist ja zur Genüge bekannt. 

In Hannover sind z. B. jetzt mehr als 100 Techniker und 
300 Kaufleute stellenlos. Da muss jeder freigewerkschaftliche 
Angestellte wissen, dass er auf keinen Fail sich zur Leistung der- 
artiger UVeberstunden hergeben: darf. 


Genossenschaftswesen 


Fortschritte der Kotisumgenossenschaftsbewegung. Die Um- 
sätze der deutschen Konsumvereine weisen ein starkes Wachs- 
tum auf, das nicht allein auf die gestiegenen Warenpreise 
zurückzuführen ist. So stiegen im Verbande nordwestdeutscher 
Konsumvereine im dritten Quartal 1920 die Umsätze von 
79758603 M. auf 213718324 M., in den ersten neun Monaten 
von 196550896 M. auf 582710701 M. In diesem Zeitraum er- 
höhte sich auch die Mitgliederzahl um 70979 auf 497 683. Die 
53 Vereine des Verbandes, die ihr Geschäftsjahr am 30. Sep- 
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ER teinber abschlossen, verzeichneten einen Umsatz von 
3 109572316 M., gegen nur 38077941 M. im vorigen Geschäfts- 
4 jahr. Aehnlich wär die Entwicklung auch in allen übrigen Re- 
 visionsverbänden. 


RSEEÄEIE 


Die Grosseinkauis-Gesellschaft deutscher Konsumvereine 
hat in der Provinz Hanuover ein Torfmoor erworben, um es 
zwecks Versorgung der organisierten Konsumenten in eigene 
Bewirtschaftung zu nehmen, 


Arbeitgeberbewegung 


Der Deutsche Industrie- und Handelstag beschäftigte sich 
auf seiner 41. Vollversammlung mit dem Aufbau der Ar- 
beiter- und Wirtschaitsräte. Er lelınte die Pläne A 
und B des Reichswirtschaftsministeriums ab und forderte die 
Aufrechterhaltung der Handelskammern. Der Eintritt von Ar- 
beitnehmern in die Handelskammern wurde ‘abgelehnt. Die 
Unternehmermitglieder :zu den Bezirkswirtschaftsräten sollen 
von den Fachgruppen der zugehörigen Handelskammern gewählt 
werden. Für den Reichswirtschaftsrat sind die Unternehmer- 
mitglieder ats Industrie, Grosshandel und Kieinhandel zur 
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Hälfte auf ‘Vorschlag ‘der diesen Fachgruppen angehörenden 
Mitglieder der Bezirkswirtschaftsräte von dem gesetzlich /anzu- 
erkennenden Deutschen Industrie- und Handelstag, zur anderen 
Hälfte von sonstigen in Betracht kommen Spitzenverbänden zu 
wählen. 

Dass der Industrie- und Handelstag auch gegen die 
Sozialisierung des Kohlenbergbaus Front machte, 
war nicht. anders -zu erwarten, 


Arbeitnehmerbewegung 


Zum Tode Karl Legiens. Kar! Legien, der erste Führer der 
freien Gewerkschaften und Begründer der gewerkschaftlichen 
Internationale (Amsterdam), ist am 26. Dezember seinem schwe- 
ren Leiden erlegen. Der AfA-Bund widmet diesem ersten Vor- 
kämpfer der Arbeitnehmerbewegung durch seinen Vorsitzenden 
Aufhäuser einen Nachruf, in dem es u. a. heisst: 

„Die deutsche und die internationale Arbeiterbewegung 
haben am 26. Dezember 1920 durch den Tod Karl Legiens einen 
Verlust erlitten, dessen Bedeutung weit über den Rahmen des 
von ihm geführten Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
hinausgeht. Die freien Arbeitergewerkschaften waren die Platt- 
form für Legiens Wirksamkeit. Er selbst gehörte aber keiner 
Organisation, sondern dem Proletariat im ganzen. Karl Legien 
war Kämpier, Organisator und Taktiker. Die Schlichtheit seines 
Westns brachte es mit sich, dass er im Gegensatz zu manchem 
der sonstigen emporgestiegenen Arbeiterführer niemals Neigung 
verspürte, Berufspolitiker zu werden und den Boden der Ge- 
werkschaftsarbeit zu verlassen. Legien war Gewerkschafter 
vom Scheitel bis zur Sohle. Seitdemer vom 17. November 1890 
ab durch das Vertrauen der organisierten Arbeiter an die Spitze 
der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands (später 
Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes) be- 
rufen worden war, blieb er auch zu jeder Stunde und in jeder 
Situation ihr Führer. Wie immer auch viele von uns einzelne 
seine Handlungen beurteilen mögen, so wissen wir alle: sein 
Herz schlug der Arbeiterschait bis zur letzten Stunde seines 
Lebens. 

Legiens kluger Sinn kam auch schon seit Jahren den organi- 
satorisch von den freien Gewerkschaften noch getrennten An- 
gestelltenverbänden zugute Er hatte Verständnis für 
die Bedeutung dieser aufstrebenden Schicht, gleichzeitig aber auch 
für ihre Eigenart und itire sozialen Bedürfnisse. Es darf hier 
u. a. an die warmherzige Förderung erinnert werden, die er 
von Anfang an dem Bund der technisch-industriellen Beamten 
angedeihen liess, obwohl dieser der Generalkommission nicht 
angeschlossen war. Er hat später die von den freien Ange- 
stelltenverbänden dargebotene Hand als Bundesgenossen freudig 
ergriffen und so seit einigen Jahren ein inniges Zusammen- 
wirken der freigewerkschaftlichen Kopf- und Handarbeiter er- 
möglicht. Die kraftvolle Entwicklung des AfA-Bundes ist 
nicht zuletzt mit auf das verständnisvolle Entgegenkommen 
Legiens und seine Unterstützung zurückzuführen. Mancher 
unserer heutigen Revolutionäre, die so häufig von der Solidarität 
der Kopf- und Handarbeiter reden, sollten sich daran erinnern, 
dass Karl Legien viele Jahre vor Ausbruch der Revolution die 
organisatorischen Voraussetzungen mitgeschaffen hat, die dann 
nach dem November 1918 Kopf- und Handarbeiter zu 
positiver gemeinsamer ‚Arbeit befähigt haben. Auch wir An- 
zestellte haben bei dem Hiuscheiden Karl Legiens Anlass zur 
Trauer. Unsere Ehrung dieses grossen Kämpiers soll sich aber 
nicht in Klagen erschöpfen. Lasst uns, so wie er es stets getan 
hat, auch in diesem bewegten Augenblicke vorwärts schauen 
und an dem Ausbat der für den Sozialismus kämpfenden Ge- 
werkschaftsbewegung wirken, denn 

Was vergangen, kehrt nicht wieder. 
Ging es aber leuchtend nieder, 
Leuchtet’s lange noch zurück.“ 

Die 10. Tagung des Ausschusses des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes fand vom 15. bis 18. Dezember im Ge- 
werkschaftshaus in Berlin statt. Im Auftrage der von der 
vorigen- Sitzung eingesetzten Studienkommission 
zur Untersuchung der Akademie der Arbeit 
in Frankfurt a. M. berichtete Dissmann und machte 
im Namen der Sticdienkommission bestimmte Vorschläge zur 
Beschickung der Akademie durch Gewerkschafter. Es wurde 


ioleende Resolution angenommen: 

Der Bundesausschuss steht der Gründung einer Akademie der Arbeit 
grundsätzlich wohlwollend gegenüber und ermächtigt die Kommission, an den 
weiteren Verhandlungen sich zu beteiligen. 

























































Inzwischen nehmen die einzelnen Verbände zu: der Beteiligung an der. 
Akademie bzw. auch der finanziellen Durchführung Stellung. Hierfür muss: 
vorher die Ausbildungsdauer festgestellt werden. 


Eine sehr ausgedehnte Aussprache .entiesselte die Behand- 
sung der Lohnpolitik der Verbände. Bei dieser ‘Ge- 
legenheit machten "die. Vertreter .der Verbände..der.Berg- 
arbeiter und der Eisenbahner. eingehende Mit- 
teilungen, über die. gegenwärtigen grossen Lohnbewegungen in 
ihren Berufen. _ Allgemein wurde gewünscht, dass der Bund 
sich für. die Beilegung dieser Bewegungen einsetzt, jedoch 
wunde auch die ausserordentliche schwierige Lage der Berg- 
arbeiter: und der Eisenbahner allgemein anerkannt, und : der 
Regierung :soll jeder Zweifel darüber genommen werden, dass 
der Ausschuss sich mit aller Kraft hinter diese 
Arbeitergruppen stellt. Im übrigen stellte der‘ Aus- 
schuss‘ sich auf den Standpunkt, dass’ eine “Mitwirkung des 
Bundes bei der Lohnpolitik der einzelnen Berufe nicht erfolgen 
solle. «Diese müsse nach wie vor Aufgabe der einzelnen Or- 
ganisationenbleiben. "In lebenswichtigen Industrien 
‚dürften entscheidende Schritte allerdings nicht ohne das 
Einverständnis..der. übrigen. Arbeiterschait erfolgen, - die 
durch -diese Massnahmen in Mitleidenschaft : gezogen werden 
können. 

„Scharf und entschieden nahm der Bundesausschuss Stellung 
gegen: de Verordnung: des KReichspräsidenten 
über Streiks. in Betrieben, die die Bevögkke- 
rung mit Gas, :Wasser umd Elektrizität ver: 
sorgen. «In der: Aussprache kamen gegensätzliche Meinungen 
überhaupt nicht zum Ausdruck, sondern es wurden nur “Einzel- 
heiten. vorgebracht, ;die geeignet waren die Stellungnahme noch 
zu verstärken. Einstimmig ‚wurde folgende Entschliessung 
angenommen: ' 


„Der Reichspräsident hat mit Zustimmung des Reichskabi- 
netts am 10. November 1920 eine Verordnung erlassen, 
durch die das Streikrecht in den Betrieben, die die Be- 
völkerung “mit Wasser, Gas oder Elektrizität versorgen, unter 


Zwangsschlichtungsvorschriften gestellt und 
strafrechtlich eingeschränkt "wird. : Der "Reichstag hat am 
30. : November: 1920 : dieser - Verordnung zugestimmt und 


ihre Aufrechterhaltung bis zur Einführung eines obligatorischen 
Schlichtungsverfahrens beschlossen. 

Der Vorstand und der Ausschuss des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes vertreten in bezug auf das Streikrecht 
in den genannten „Betrieben den gleichen Standpunkt, den der 
10. Gewerkschaftskongress, 1919 in Nürnberg hinsichtlich des 
Streikrechts. der Eisenbahner eingenommen hat. Er verkennt 
nicht die grossen Schäden, die durch Streiks in solchen lebens- 
wichtigen Betrieben für. Wirtschaftsleben und Bevölkerung her- 
vorgerufen werden und lehnt insbesondere wilde Streiks, 
die entgegen den gewerkschaftlichen :Grundsätzen oder Satzun- 
gen geführt‘ werden, . in entschiedenster Weise ab. 

Gleichwohl ‚erheben Vorstand und Ausschuss des Allge- 
meinen Deutschen -Gewerkschaftsbundes auch in diesem Falle 
Einspruch gegeniedeauchnur vorübergehende 
Einschränkung des Streikrechts, das allen Arbei- 
tern und Angestellten ohne Ausnahme zusteht. Sie vertreten 
auch hier den Standpunkt, dass Streiks nicht durch Verbote, 
sondern nur im Wege der Verständigung mit den gewerk- 
schaftlichen Organisationen zu verhüten sind. 

‘Die beiden ‘gewerkschaftlichen. Zentralvertretungen richten 
an die Reichsregierung das dringende Ersüchen, die auch mit 
den Bestimmungen der Reichsverfassung nicht zu vereinbarende 
Verordnung vom 10.:November 1920 wieder aufzuheben. Sie 
protestieren .naehdrücklichst gegen ihre Aufrechterhaltung und 
Ablösung durch ein Zwangsschlichtungsgesetz, das die Gewerk- 
schaften ebenfalls stets bekämpft haben. 

An die Arbeiter! und Angestellten in den lebenswichtigen Be- 
trieben richten Vorstand und Ausschuss des ‚Allgemeinen Deut- 
schen  Gewerkschaftsbundes den Appell, ihre Interessen : stets 
nurim Rahmen der gewerkschaftlichen OrgR- 
nisationen zu vertreten und sich nicht. zum: Schaden der 
gesamten Volkswirtschaft. von unverantwortlichen Kreisen in 
wilde Streiks hineinziehen zu lassen.“ 


Die gewerkschaftsfeindlichen Bestrebun- 
gen der Moskauer Kommunisten wurden. mit 
grösster Schärfe verurteilt. Es herrschte volle Einmütizkeit 
darüber, dass hier nur eine entschiedene Abwehr am Platze sei. 

‚In der einstimmig angenommenen Entschliessung wird ge- 
sagt: a Kur 

Da die von Moskau anempfohlenen Tendenzen (Bildung kommunistischer 
„Keimzellen“ innerhalb der Gewerkschaften. Die Red.) in hohem Masse die 
Einheit und Einheitlichkeit der Gewerkschaftsbewegung gefährden, die Arbeiter- 
schaft in ihrer Schlagkraft lähmen, Verwirrung und Zers litterung nach sich 
ziehen, so erklärt der Ausschuss des Allgemeinen Deutschen a 
es als unabweisbare Pflicht der Verbände, diese zersetzenden Bestrebungen 
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mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zu bekämpfen. Mitglieder» 
die als einzelne oder. in Verbindung mit anderen die heute mehr denn je not- 
wendige Einheit‘ -der Gewerkschaften schwächen, schädigen deren Position 
gegenüber dem Kapital, verstossen.darum gegen die gewerkschaft- 
lichen Grundsätze und stellen sich ausserhalb des Rahmens der 
Verbände. Die Konsequenzen zus einem solchen Verhalten ergeben sich 
“damit von selbst. : ER N Pe ERRRR 

Der Ausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes warnt 
darum im Interesse der gewerkschäftlichen Organisationen vor der Propaganda 
der Moskauer Tendenzen. Er richtet an die Mitglieder der N Pa 
Verbände die ernste Mahnung, den bewährten Grundsätzen der deutschen 
Gewerkschaften treu zu bleiben und allen Versuchen, Zwietracht und Uneinig- 
keit u die. Mitgliederkreise zu tragen, mit entschlossener Tatkraft entgegen- 
zuwirken. i 


‚.. Ein wenn auch nicht grosses, 
tigen Verhältnissen immerhin 





so doch unter den heu- 
beachtenswertes Stück  prak- 


„tischer Arbeit zur Linderung der Bekleidungsnot leistete der 


Ausschuss in seiner Stellungnahme zu der Warenbeschaf- 
fungsstelle, an ‘der sich der Bundesvorstand . beteiligt 
hat: Es wurde gegen eine Stimme beschlossen, dass der Bun- 
desvorstand sich ‘an dieser Warenbeschaffungsstelle weiter- 
beteiligen soll. 


Recht schnell, wurde‘ der nächste Punkt.der Tagesordnung 
erledigt: Umterstützung der ungarischen Ge- 
werkschaften. -Dazu “hat: der Internationale Gewerk- 
schaftsbund aufgefordert. Eine der Folgen des Boykotts. über 
Horthy-Ungarn ist die, dass seitdem. die Gewerkschaften sich 
dort. etwas besser rühren können. Jedoch. sind: ihre Kassen 
vollständig erschöpft worden durch die riesigen. Prozesskosten 
und die Unterstützungen, die .sie...den Opfern des. weissen 
Schreckens gewähren. Einige deutsche: Gewerkschaften haben 
zu diesem Zweck ihren . ungarischen Bruderverbänden schon 
namhafte Beträge bewilligt. Der Ausschuss beschloss, dass die 
deittschen Gewerkschaften nach Massgabe des .durchsehnitt- 
lichen .Mitgliederstandes vom. vorigen Jahre für piedes. Mit- 
glied .den Beitrag von 5 Pf. an die ungarischen Gewerk- 
schaften abführen sollen. Das Geld wird in ungarische Kronen 
umgerechnet bei einer Wiener Bank eingezahlt und kann, dort 
unter Kontrolle des Internationalen Gewerkschaftsbundes . von 
den ‚ungarischen Gewerkschaften erhoben werden. 


Die Auslegung‘ des Friedensvertrages durch 
die Entente hat, wie bekannt, schon zu vielen Härten ge- 
führt, die in Deutschland den Eindruck erwecken, als sei es 
der Entente weniger um eine gewissenhafte Erfüllung des Ver- 
trages zu tun, als darum, ‚alle Bestrebungen des deutschen Vol- 
kes vergeblich zu machen, sich aus seinem Elend emporzu. 
arbeiten. Den neuesten Bestrebungen der Entente auf diesem’ 
Gebiete setzte der Ausschuss folgende Resolution ent- 
gegen: 

Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
gemeinsam mit: dem Vorstand des Allgemeinen freien Angestellten- 
bundes, das ist die Vertretung von mehr als 10 Millionen gewerkschaftlich 
organisierter Arbeiter, Arbe'terinnen und Angestellten, erheben Protest gegen 
die fortgesetzten systematischen- Störungen und Beunruhigungen des dentscheh 
Wirtschaftslebens, wie- sie ständig hervorgerufen werden durch die. Versuche: 
der Ententeregierungen und ihrer Vertretungen in Deutschland, den Bestimmungen 
des Versailler Friedensvertrages immer neue und immer rigorosere Auslegungen 
zu geben oder neue Forderungen aufzustellen, die weder rechtlich noch tatsäch- 
lich begründet s'nd. i Fast A 

Den Bemühungen der Gewerkschäften, die ‘vorhandenen Luftschiff- 
hallen und andere Anlagen friedlichen, der sozialen Wohlfahrt und‘ ine- 
besondere .sozialhygien'schen Zwecken zuzuführen, ‘unter vollständiger Ent- 
kleidung‘ ihres ‚militärischen Charakters, hat die Entente ein glattes „Nein!“ 
entgegengesetzt; :sie besteht darauf, dass diese Baulichkeiten zerstört und 
damit Milliarden an Werten sinnlos vernichtet werden müssen, während es dem 
deutschen Volke an den notwendigsten Heilstätten für Millionen seiner unter-. 
ernährten und in ungesunden Wohnungen dahinsiechenden Frauen und Kinder 
fehlt. ? 

Kaum ist die Forderung der Zerstörung der Dieselmotoren abgewehrt, 
erhebt die Entente von neüem Forderungen, die auf die vollkommene Verni ch. 
tung der deutschen Luftverkehrsindustrie hinauskommen, obwohl 
nach Artikel 201 des Friedensvertrages Deutschland - durchaus berechti ist, 
sechs Monate nach Friedensschluss Luftfahrzeuge für Friedensverkehr zu uen. 

Die deutschen Gewerkschaften und Angestelltenverbände haben wiederholt 
erklärt, dass sie gewillt sind, an der ehrlichen Erfüllung des Versailler Ver 
trages mitzuwirken. Ohne diese Mitwirkung. ist die Erfüllung unmöglich, 
Durch derartig rigorose Massnahmen der Ententeregierungen wird jedoch Es 
Bestreben der deutschen Arbeiter- und Angestelltenschaft- systematisch unter- 
graben und letzten Endes unmöglich gemacht. Die vorgenannten Körperschaften 
richten daher an die Arbeiter und Angestellten in den Ententeländern die 
dringende Aufforderung, auf ihre Regierungen in diesem Sinne einzuw’rken, ' 
dass solche schikanösen Massnahmen gegen das deu!sche Wirtschaftsleben in 
Zukunft ausbleiben. 


Mit der Frage der Sozialisierung-des Bau- und 
Wohnungswesens hatte sich schon die vorige Aus- 
schusssitzung beschäftigt und die Einsetzung einer Kommission 

beschlossen, die in Gemeinschaft mit den beiden sozialdemo- 
kratischen Parteien der Lösung dieser Frage nähertreten soll. 
Die Aufgaben, die auf diesem Gebiet zu. lösen sind, sind so 
mannigfaltig und schwierig, dass es nötig ist, zw ihrer Bewäl- 
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ligung ein besonders Sekretariat einzurichten, das das 
"Material dazu vorbereitet. Die Einrichtung eines solchen 
"Sekretariats wurde beschlossen. 
i Die Stellungnahme zum Stande der Sozialisie- 
ung des Kohlenbergbaues leitete Umbreit ein. 
‚Der Redner besprach die. dazu vorliegenden zahlreichen 
"Vorschläge und die Bemühungen der Gegner der So- 
Zialisierung. diese zum mindesten auf die lange Bank 
2: schieben. In der Aussprache wurde unter anderm die 
Fgrosse Gefahr hervorgehoben, die dain besteht, dass auch 
4 eine Vollsozialisierung den Bergarbeitern noch nicht gleich die 
"ginstigen“Lohn- und Arbeitsbedingungen bringen kann, auf 
Fdie sie bei der Schwere und Gefährlichkeit ihrer Arbeit be- 
gechtigten Anspruch haben und dass dies von verschiedenen 
"Seiten in demagogischer Weise gegen den Sozialismus über- 
haupt ausgenutzt werden kann, 
1 ‚Eine sehr ‚gründliche und trotz gelegentlicher sachlicher 
@Meinungsverschiedenheiten vom. besten kameradschaftlichen 
"Geiste getragene Aussprache entspann sich bei dem Tages- 
Fordnungspunkt „Die nächsten Aufgaben der Gewerkschaften”. 
Hierzu hatte Dissmann (Metallarbeiter) das einleitende Re- 
Sferat übernommen. Alseitig gab man der Meinung Ausdruck, 
"dass die Gewerkschaften mit der bisherigen blossen Lohn- 
“politik nicht weiterkommen können und dass die 
Verhältnisse zu weiterer Betätigung drängen, 
iR Im Anschluss an diesen Tagesordmumgspunkt berichtete das 
"Bundesvorstandsmitzlied Sabath über die Verhandlungen mit 
"dem Allgemeinen ireien Angestelltenbund (AfA-Bund) über die 
"Zusammenarbeit des A. D. G. B. und des AiA-Bundes. Es wur- 
Ren Richtlinien für die gemeinsame Kommission des A.D. 
"6. B. und des AfA-Bundes aufgestellt, die sich grundsätz- 
Sich mit der vom AfA-Bund vorgeschlagenen 
FRahmenorganisation deckt die selbständige 
© Organisationen der Arbeiter und der Ängesteilten unmassen sol. 
Der Verband der Beruisfenuerwehrmänner (9500 Mitglieder) 
“wurde in den A. D. G. B. aufgenommen. 
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"Angestelltenbewegung 


bi 
NA Gründliche Abfuhr des Neuen Deutschen Techniker-Ver- 
© bandes. Mit grosser Lärmtrommel hatten .der sogenannte Neuc 
© Deutsche Techniker-Verband und der Werkimeisterbund zu 
Seiner Öffentlichen Versammiung in Offenbach. M. eingc- 
laden. In einem Aufruf, der an demselben Tage in der „Oifen- 
"Bacher Volkszeitung‘ erschienen war, wurde unser Bund als 
© sozialdemokratische Organisation bezeichnet und der Besuch 
"der angekündigten Versammlung warm empfohlen. In der Tat, 
“den Herren ist es sehr warm geworden, als sie in den Saal 
“kamen und diesen voll besetzt fanden, so dass sie sich mit 
"kaum eineni Bäckerdutzend einer grossen Masse anders Ge- 
Sinnter gezenüberianden. In grosser Verlegenheit erklärte 
"der Vorsitzende, dass die Versammlung nicht abgehalten wer- 
den könne, weilder Referent „nicht eingetroiien“ 
"sei. Die Hilflosigkeit, mit welcher der Vorsitzende der Neu- 
" deutschen diese wenigen Worte stammelte, machte einen kläg- 
"lichen Eindruck. Seine Erzählung von dem nichteingetrefienen 
"Referenten fand nur geringen Glauben. Unsere zahlreichen 
"Kollegen und ebenso die Werkmeister wollten natürlich nicht 
unısonst gekommen sein. Unter aligemeinem Beifall wurde 
nunmehr unter Vorsitz des Bundeskollegen Schmidt die Ver- 
sammlung doch eröffnet. Die Neudeutschen versuchten zu 
widersprechen und drohten, von ihrem Hausrecht Gebrauch 
machen zu wollen, weil sie die Miete für den Saal bezahlt 
hätten. Sie wurden selbstverständlich durch unsere Kollegen 
"eines anderen belehrt. So sassen sie kleinlaut in ihrer Ecke, wo 
sie eine. regelrechte Belehrung über gewerkschaftliche Pflichten 
© über sich ergehen lassen mussten. Von den Koilegen Hauser, 
"Sommer und Herzog wurde ihnen der Spiegel ihrer Taten 
"vorgehalten und mit Recht gefragt, ob es christlich sei, den 
Beruiskollegen so in den Rücken zu fallen, indem man eine 
- Zersplitterung treibe, die letzten Endes doeh nur den Unter- 
nehmern zugute komme, Die geistige Verfassung der Neu- 
“ deutschen sei nicht von der Art, dass sie wüssten, was sie 
© wollten, und verwunderlich wäre es auch, wie dieser 
kleine Verband die grossen Summen aufbrin- 
© gen will, die für Propaganda und Bezahlung 
DS seimesersten Vorsitzenden erforderlich seien. 
"Fin Mitelied des Neuen D. T. V. machte dann den Versuch, die 
Fhre seines Verbandes zu retten. Aber anstatt zu sagen, wie 
© er sich die Hebung des Technikerstandes vorstelle, drohte er, 
"dass die Spaltung noch weitergreifen wird. Es ist nicht zu 
 verwundern, dass ihm diese Bemerkung nicht allzu freundliche 
E Zurufe eintrug. Er sah sich gezwungen, seine Rede abzu- 
© brechen und zu erklären, dass man ihn nicht sprechen lasse. 
'E Dieser tapfere Redner unterbrach nunmehr die folgenden Redner 
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iortwährend durch Zwischenrufe. Die Versammlung nahm zum 
Schluss je eine von den Technrikern und Werkmeistern einge- 
brachte Entschliessung an, in welcher das Verhalten des 
Neuen Deutschen Techniker-Verbandes als ein Verbrechen 
und als Verratan den Angestellten scharf gegeisselt 


wurde. Die Herren werden wohl gemerkt haben, dass sie für 
ıupB Machenschaften : in Offenbach ‚keinen fruchtbaren Boden 
finden. 


Dieser Reinfall ist den paar Mitgliedern des N.D.T.V. sehr 
in die Glieder gefahren. Auch eine ihnen befreundete Zeitung 
hat hierüber in wenig wahrheitsliebender Weise berichtet. Ein 
Heldenstück leisteten sich nun die Mitglieder des N, D. T. V. 
dadurch, dass sie diese” Zeitungsausschnitte unseren Bundes- 
mitgliedern  übersandten mit folgender Notiz: „Nun, was 
sasen Sie dazu? Ein feiner Pliebs! Wollen 
Sie noch lange diesem Spartakus-Gesindel 
angehören? Sie sind sonst taktvoll, heraus 
aus diesem Verband! 

O, über. diese Geistig-Armen, wir verzeihen ihnen, dern 
sie wissen nicht, was sie tur 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Kampffonds. Die Ortsverwaltung Leunawerke überwies dem Kampf- 
fonds des Bundes einen Betrag von 1000 M. Wir danken für die hierdurch 
gezeigte Opferfreudiskeit und empfehlen allen übrigen Ortsverwaltungen das 
Beispiel zur Nachahmung. 

Köln. Das Geschäftszimmer der Ortsverwaltung Köln istnachBeethoven- 
strasse 12 verlegt. Fernsprecher B 6137. Sprechstunden Dienstags bis ein- 
schliesslich Freitags von 6 bis 8 Uhr nachmittags. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengeselischaft. 
Kulturkauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b. H., Leipzie. 

Komnick in Elbing. i 
Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg /O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. ; 

Heilmann & Littmann, Baugeschäft, Nürnberg, Essenweinstrasse. 
Herizann Schlisske, chem -techn. Torfverwertung, Munster, Bez Hannover. 
Firma Polenz, In:terburg, Kupferschmiede und Zentralbeizungen. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlerg, 
Datum, Versammiungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 
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00 








M = Mitgliederversammliung, 

F = Fachgrupperversainmlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 

H = Hospitantenversammlung. 


Berlin. V. :i0.1. 7%, Nordischer Hof, Inva idenstr. 126. 
Bin.-Lichtenberg. N. 12.1. 7%, Zur Hütte, Frankfurter Allee 226, 
Bin.-Norden I. €. 13.1. 7°%°%. Schwark, Fe'dstr. 3. 

Bin.-Norden ii. M. 12.1. 79%. Lamperts Festsäle, Schönhauser Allee 129. 
B!n.-Norden Hl. M. 14. I, 7%, Zum Hagenbeck, Mülier- Ecke Seestrasse. 
Bin.-Nordwest I. M. 11.1 7% Jugendhaus, Rathenawer Str. 8a. 


7%, Hochbabnrest. Sirelauer Ällce 48, 

7%, Rest. Minder, Breitestr. 2. 

14.1. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhef. 
Bin.-Siemensstadt. M. 14.1. 7%. Schlossklause, Nonnendamm-Allec. 
Bin.-Südwesten. M. 13. I. 7%. . Zur Bierg'ocke, Belle-Älliancestr. 106. 
Bin.-Tegel. M. 14. I. 7%. Cafe Hohenzollern, S\rassenbahn-Endhaltestelle. 
Bin.-Wiidau. M. 10.1 7%. Kasino Wildan. 

Dresden. F. Hetzungs-, Gas- und Wasserfach. 12.1. 7%. „Bärenschänke*, Webergasse. @ 

F. Staats- ı. Gemeindetechniker. 14. I. 3%, „Bärenschänke“ (Bismarckzimmer), 


Webergasse. 
Halle a.S..F. Baugewerbe. 11.1. 8%. Marslatour, Gr. UÜlrichstr. 10, 
Kreuznach. M. 12.1. 8%. Schwarz, Mühlenstrasse. 
Schwarmstedt. Werbeversammlung. 15.1. 4%. 
Schwäb.-Gmünd. M. Jeden 1. u. 3. Montag im Monat. 7%. 
Siegburg. M. 12.1. 8%. Strasser, Kaisersirasse, 
Siegen I.W. M. 8.1. 8%. Jung, Sandstr. 54. 
Trier. M. 10.1. 8% Drehscheibe, Fleischstrasse. 
Ulm a.D. Oeffentliche Versammlung. 10.1. 7°. 
Kollege Bender, München, 
Zwickau 1.S. M. 7.1. 8%. Erzgeb. Hof. 


Bin.-Ostenli. M. 13.1 
Bin.-Pankow M. 1i 
Bin.-Reinickendorf. M. 


Gasthof Heuer. 
„Weisser Ochse“, 


„Gold. Hecht“. Referent: 








Es starben: 
Heinrich Best (65 323), Hamm. 
Wiadislaus Dahler (85 701), Berlin. 
August Fröhlich (70 608), Hamm. 
Kari Gatzemeyer (T. 49349), Bremen. 
Ehre ihrem Andenken! 


BER Fa EIS EEE 





RN ; Kr. 1 TOTEN EIS ARSCH OSIET HR UTTUT SAT EVER ET 
Verantw ortlicher Schriflleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlia. 
Industriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller. & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Jung. Konstrukteur 


abgeschloss. Fachschulbildung 


sofort gesucht. 
Gute Werkstattserf. unbedingt 
erford., Erf. in landw. Masch. 
erwünscht, jed. n. Bed. Angeb. 
mit selbstgeschrieb. Lebenslauf, 
frühest. Eintrittstag, Zeugnis- 
abschriften, Ref., Lichtbild an 


„Ceres“ Akt.-Ges., Liegnitz. 


Jüng. Bautechniker 
3—4 Sem. Schulbildg., sof. f. gröss. 
Landbaugeschäft gesucht. Angeb. m. 
Angabe d. Gehaltsanspr., bei freier 
Station, erb. Fr. Schumann, Arch. u. 
Baumstr., Krauschütz i. $a. hei Grossenhain. 












DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Douergische 


Seibständiger 


Konstrukteur 


speziell vertraut mit Bürstenhaltern 
und ähnlichen Metalikonstruktionen 
der Elektrotechnik, sowie deren 
e!kulation, sofort gesucht. 
Angebote m. Zeugnisabschriften, 
Gehaltsansprüch., Eintrittstermin an 


P. Ringsdorff, Mehlem a. Rh. 


äKMranbau. 
Mehrere tüchtige, zuverlässige 
Techniker u. Ingenieure 
gesucht, die bereits im Kranbau 
tätig waren. Bewerbungen mit 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
zu richten an 
Maschinenfabrik HeinrichRieche, 
Cassel-Bettenhausen. 
erhalten Sie 
sofort, wenn 
Sie zu Ihren 


Gute Stellung 


Bewerbungen mein Handbuch f. stellesuch. techn. Angestellte (Ausg. B) 
benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M.4.70. Nachn. 5.30. 
Postscheckkonto Frankfurt/M. 26795. A.E.Rauschenbach, Cassel 1/3. 


Ihr selhstoepfinnzter Tahak 


erhält fachgemässe Fermentation und Beizung, wie der fabrik- 
mässig hergestellte, nur allein nach dem von Fachleuten geprüften, von 
Kennern erprobten, auf wissenschaftlicher Grundlage aufgebautem 
Tabeizinverfahren. Erreicht wird milder Geschmack, hohe Be- 
kömmlichkeit, guter Brand, schneeweisse Asche, feinstes Aroma wie bei 
Ueberseeisch, Schreiben Sie umgehend an den Tabakchemiker Heber, 
Stuttgart D5, Gaisburgstrasse, u. verlangen Sie kosten. Auskunft. 





Rechenschieher 
..a REISSZEUYE 


erstklass.Qualitätzu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbuchhandlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 


Aerzti. Belehr. v. 


Dr. med.K. Hutten 
üb.:Recht u. Pflicht 
z. Ehe, Gattenw., 


Liebe, Hochz., Flitterwoch. Jg. Ehe. 
Kinderlosigk. Frauenorg. (Abb.) Ge- 
fühlskält. d. Frau usw. Anh.: Knabe od. 
Mädch.? M.4-, ‚Nacın. M.4.59, m. Erg.- 
Bd. M.7,-. Hausarzt-Verlau. Berlin-Steglitz22. 








ostoffe 


„zu AH. Streicher 
Crimmitschau 


Muster kostenlos geg. Rücksendung. 


Wolien Sie ohne Lehrer sämtl. mod. 
Rund- u. Gruppentänze lernen, dass 
Siesich auf jed Vergnügen zwanglos 
bewegen können, so beziehen Sie nur 
das Tanzlehrbuch z. Selbstuntcrricht 
von Ballettmeister C. Hanry. Preis 
M.4.65 fr. Hunderte Anerkennungen. 
Erfolg garant. Nur zu beziehen von 
W.A.Schwarzes Verlag 
Dresden-N. 378. 











ettnassen 


Befreiung sofort, 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst. 


San.Inst. Gg.Englbrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 


heuma, 


Gicht, Hexenschuss, 
Relssen usw. 

verschwinden durch 
Lucerna-Tabletten, ges. gesh. 
Hergest. nach der Analyse der Quell- 
salze der Tarasp-Lucius-Quelle. 
Originalpack. M. 18.— fr. geg. Nachn. 
Dr. Ad.Meyer, Hamburg 20, 

Tarpenbeckstr. 51. 








PALEEUTETTLTITETTTTETTTTTLTTETTPETTTETTPFETTITTTTTTPETETELETTITLTTTTRTTTTTRTTTTTITETTERITENTD 


Die Pensions- und Witwenkasse 


des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
(gegründet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
stelltenversicherung. Die eingezahlften Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. “Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 


Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
en erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u.Witwenkasse 
dcs Deutschen Techniker-Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 


@ Pelzwaren 
& zu jetzt billigen Preisen. 
EchtSkunks,Nerz, 
:: Marder, Iltis 
Alaskafuchs :: 
Fuchskanin, Blaue 
und Silberfüchse 


Preisliste, Ansichissendung ohne Kauf- 
zwang -yegen Erstattung des Portos, 


Emil Wünscher 
Kürschnermsir. 


Dresden 9, Frauensir, er. 1665. 


Verkauf nur gegen Barzahlung 
= mit 10%, Rabatt, =——— 
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Dauerwäschefabrik Bremer &Co., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 


Soeben erschien in neuer Auflage: 


Y „Hütte“ 


3 Bände gebunden. 


Preis 120 Mark 


einschliesslich 
aller Teuerungszuschläge, 
auch geg. 20-M.-Monats- 
rate zu beziehen durch 








Hermann Meusser, 
Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str.75, 


Ki Ar 
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nel u Biguım Orthopat 
Zu interfln Ichütuftegg 
£ arthasodı vr a 
Sriedriroda pP: 











Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Erwerb: 


HN I 


u 


SERümEI: 


„REFLEKTUS“- 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 


Pre 





grösserungs- und Zeichenapparat 
für _undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände äller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf., Dresden- 27/72. 


Rechen- 
Schieber 


= neueste verbesserte 
= |. Modelle für alle Spezial- 
a Rechnungsarten. 


Reisszeuge 


Technischer und 
kaufmännischer 


Bürobedarf 


Reich illustr. 
Katalog kostenlos 


R.Reiss 


G.m.b.H. 
Liebenwerda 


Fabrik technischer 
Artikel und Versandhaus. 












































Wir brauchen einen Vertreter 
für Südamerika. 


Wen schicken wir da hinüber?“ Solche oder ähnliche Fragen 
werden heute schon in vielen Geschäften aufgeworfen. Haben 
Sie einmal daran gedacht, dass ein solch einträglicher Posten 
auch für Sie in Frage kommen kann, wenn Sie die Sprache des 
Landes beherrschen? Warum wollen Sie nicht auch einmal 
versuchen eine fremde Sprache zu erlernen? Viele tausend 
andere haben vor Ihnen den gleichen Versuch gemacht und 
haben dadurch im Ausland Stellung gefunden oder sind in 
der Heimat in einflussreiche gutbezahlte Stellungen aufgerückt. 
Unsere weltberühmte Methode Toussaint-Langenscheidt lehrt 
in kürzester Zeit jede wichtigere fremde Sprache auf Grund 
des Selbstunterrichts zu dem geringen Preis von monatlich 
nur 6 Mark. Verlangen Sie heute noch unsere Einführung Z 28 
in den Unterricht der Sie interessierenden Sprache. (Kosten- 
los und ohne Verbindlichkeit für Sr Langenscheidtsche 
Verlagsbuchhandlung (Prof. G. Langenscheidt), Berlin-Schöne- 
berg, Verlag der Sprachunterrichtswerke nach der Methode 

























Toussaint-Langenscheidt 
Technische Werke]? 





u. Bestandteile 


hotogruph. Apparate 
2, 





z. Selbstunterricht, Katalog gratis. % & 
PolytechnischeVerlagsgeselisch.| WS _ ee on 
Max Hittenkofer, Strelitzi.M. > = ae 

ZI Musikinstrumente 


Die billigsten Hemden, 


Katalog B frei. 
Strümpfe, Strickwolle usw. liefert 


an jedermann und sendet Preisliste 
umsonst M. Grossmann, München 
SW 10, Baaderstrasse 1. 


Buchführung |//- 
Briefl. Unterr. garant. bilanzsioh. 
Prospekt u. Begutachtung frei. 
E.Kähler & Co., Halensee 58. 









Wer watt, 
dewinnt 


Niemals darfst Du stillestehn, willst Du die 
Vollendung sehn! Nur wer sich ständig ein- 


setzt mit seiner ganzen Persönlichkeit, kann auf: 


Uhren, Brillanten, 
Gold-u.Metallwaren 
Katalög C frei, 
- Bilder-Katalog DO 
Teilzahlung. 


/} L 
1 Römer, Altona (Elbe) 108. 


ee >, 





Erfolge im Leben rechnen. Der Skrupellose 
und Gewalttätige hat vorübergehende Schein- 
erfolge, Däuererfolge sind nur der Lohn des 
rechtlichen Fleisses. Wer also vorwärtskommen 
will, muss unaufhörlich an der Vervollkommnung 
seiner Geisteskräfte arbeiten. Wie man diese 
zu schönster Harmonie ausbildet, einen starken 
Willen, umfassendes Gedächtnis, reiches Wissen 
und die praktische Anwendung desselben, 
nämlich zielbewusstes Können, erwirbt, zeigt 
durch individuellen brieflichen Unterricht Poehl- 
manns Geistesschulung und Gedächtnislehre, 
der einzig sichere Weg zu innerem Gleichgewicht - 
und zu äusserem Wohlstand. 


Wer wagt, gewinnt — wagen Sie es, sich 
der erprobten Führung eines Mannes anzu- 
vertrauen, dessen Methode Weltruf geniesst, und 
Sie werden bald aus den Niederungen des Da- 
seins zu den schönsten Höhen gelangen, 





Säume nicht, Dich zu ‚erdreisten, 
Wenn die Menge zaudernd schweilt; 
Alles kann der Edle leisten, 

Der versteht und rasch ergreift! 


» 


Bestellen Sie umgehend Gratisprosfet von 


Ch.L.Poehimunn, München W169, Analienstr, J, 





I MORPPFITLTEFERTLTPPLPITELITTTTTTELTRETTETT ATLITHAUSÄRBERFELEETETEUEE SUSSERUSTUTTORT FAR IT REN HUUHURKREREOPLÄTULUBURTHTHENTUORRARDFITERFILRERFITRÜREENTNENULTORDELELZRETITSBUKHFINLBRREBETENEN. 
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für das Ausl 9,25 


j "Nr.2 7 3. Jahrg. 
INHALT: 


Berufsgenossenschaften. — Versi 


Er Nachstehend drucken wir die vertrauliche Denk- 
"sehrift ab, die Generalleutnant Groener als Chef des Kriegs- 
amts anı 25. Juli 1917 dem damaligen Reichskanzler übermittelt 
"Hat und die die Ursache war, dass Groener auf Betreiben der 
Schwerindustrie von seinem Posten entfernt wurde: 
B Kriegsministerium. Berlin, den 25. Juli 1917. 
Kriegsamt. 
Teb. Nr. Stab P. 2 1381 K. 7. 17 


An den Herrn Reichskanzler, Berlin. 


Eurer Exzellenz 


Er überreiche ich anbei eine Denkschrift über die 'Notwendigkeit 
| eines staatlichen Fingriffs. zur Regelung der Unternehmer- 
gewinne und Arbeiterlöhne, 
= Den der Denkschriit zugrunde liegenden Gedanken und 
5 ihren Zielen schliesse ich mich persönlich durchaus an. Seit 
= Beginn meiner Tätigkeit als Chef des Kriegsamts habe ich mit 
wachsender Besorgnis beobachtet, welche ® demoralisierenden 
Einwirkungen die von allen Seiten rücksichtslos betriebene 
Ausnutzung der Kriegskonjiunktur auf die Ent- 
wicklung unserer Kriegswirtschaft und gesamten Volkswirtschaft 
© hat. — Wir stehen jetzt vor Beginn des vierten Kriegsjahres, 
“das uns auf allen Gebieten der Kriegs- und Volkswirtschaft vor 
- Aufgaben stellen wird, die an Schwere alle früheren weit über- 
treffen werden, und ich glaube, dass es uns kaum gelingen wird, 
diese Aufgaben zu lösen, wenn es nicht möglich ist, eine neue 
Note in unsere wirtschaftlichen Auffassungen hineinzubringen, 
die vielleicht auch auf unsere allgemeinen innerpolitischen Zu- 
stände segensreich rückwirken könnte. Auch in dieser Richtung 
halte ich die beiliegenden Darlegungen für besonders beachtens- 
wert, und aus diesem Gesichtspunkte heraus halte ich mich auch 
für verpflichtet, ehe ich mit weiteren Kreisen der Industrie und 
auch Arbeiterschaft über diese Fragen Fühlung nehme, an Eure 
Fzellenz, als den verantwortlichen Leiter der Regierung, die 
Bitte zu richten, persönlich zu der Frage Stellung nehmen zu 
wollen. gez. Groener. 














y 





« 


« 


riraulich. 


Wenn man die Entwicklung der Kriegswirtschaft rück- 
schauend betrachtet und sich fragt, was die treibende Krait ge- 
wesen ist, die es fertiggebracht hat, dass d.e deutsche Industrie 
sich in einer so erstaunlichen Weise den stetig wachsenden An- 
forderungen der Kriegführung hat anpassen können, so muss 
= man bei nüchterner Betrachtung , zu der Erkenntnis kommen, 
© dass nur ingeringem Masse irgendwelche ethi- 
= schen Motive, wie Opiersinn, Vaterlandsliebe und dgl. 
 mitgespielt haben, sondern dass bei dem Schaffensdrang, der 
= sich gezeigt hat, und den ungeheuren Leistungen, die auf allen 
BE Gebieten der Heergsindustrie vollbracht worden sind, fast aus- 
7 schliesslich der Verdienstanreiz, die Wurzel aller 
guten und bösen.Kräfte, der Grund aller Erfolge und Misserfolge 
gewesen ist. Ferner besteht die Tatsache, dass, je länger der 
= Krieg gedauert hat, das Bestreben, die Konjunktur nach 
-Kräften auszunutzen, auf allen Seiten um so rück- 
sichtsloser zum Ausdruck gekommen ist. 
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echniker-Ze 
‚Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten- 


Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis flir Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj.. 7,50 M. 
M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 14 Januar 1921 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, H 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 


die Beseitigung des Achtstundentages. — Eine glanzvolle Niederlage des G. d. 
erungswesen: Neue Unwahrheiten der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. — Aus dem Bunde: Vorstands- 
u bekanntmachungen. — Aus den Gauen. — Versammlungskalender. — Sterbetafel. 


Gesamtausguhe 
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Unternehmergewinne und Arbeitslöhne. — Ein seltsamer Politiker. — Wirtschaftsfragen: Wärmewirtschaft und Arbeitszeit. — Der Arbeits- 


: markt im November 1920, — Sozialisierung: Einbringung eines Sozialisierungsgesetzes. — Wohnungswesen: Ein Tropfen auf den heissen 
‚Or Stein. — zialpolitik: Die bie erg ul © — "Reichswirtschaftsrat: Ein finanzpolitischer Ausschuss. — Arbeitgeberbewegung: Festerer 
7 Zusammenschluss der Unternehmerverbände. — Wir leben im Schlaraffenland. — „Ist dies schon Tollheit, hat es doch Methode.“ — Noch ein Wort aus der 


Arbeitgeber-Zeitung. — Angestelltenbewegung: „Ehrliche“ Berichterstattung. — Der Gipfel der Bescheidenheit. — Ein Vorstandsmitglied des G.d. A. für 
A. — Gewerkschaftsarbeit: Reichstarif für technische Aufsichtsbeamte der 





Unternehmergewinne und Arbeitslöhne 


Erleichtert wurde diese Konjunkturausnutzung dem Kriegs- 
lieferanten durch den besonders in der ersten Kriegszeit ekla- 
tant hervorgetretenen Mangel an wirtschaftlicher Vorbereitung 
und Sachkenntnis der Beschaffungsstellen, wo sie auch immer 
zu suchen sind. Hätte der Fiskus, als fast einziger Käufer, es 
dank besserer Vorbereitung und geschäftskundigerem Vorgehen 
von Anfang an besser verstanden, sich gegen die Ausnutzung 
zu schützen, so wäre das Preisniveau für fast alle Produkte 
(und damit auch das Arbeiterlohnniveau) erheblich niedriger 
geblieben. Wenn mit der Zeit die auftraggebenden Stellen durch 
Hinzuziehung von mehr oder”’weniger berufenen und fähigen 
Sachverständigen auch in der Lage waren, manche besonders 
schlimmen Exzesse aus der Anfangszeit der Kriegswirtschaft zu 
beseitigen, so ist auf der anderen Seite in der gesamten In- 
dustrie der Appetit mit dem Essen gewachsen. Die Bilan- 
zen der. £rossen und kleinen Industriegesell- 
schaften, die direkte und indirekte Kriegslieferungen aus- 
führen, beweisen, dass es der Industrie auch jetzt noch möglich 
ist, trotz steigender Unkosten, besonders für Löhne, ganz 
ausserordentliche, indurchaus keinem Verhältnis zu 
den Leistungen stehende Gewinne zu erzielen. 
Auch der legitime Handel, soweit er sich überhaupt noch lebens- 
fähig erhalten konnte, rechnet heute mit Gewinnaufschlägen, die 
ausserhalb jedes Verhältnisses zur- Leistung stehen; und welche 
Gewinne in illegitimen Zwischenhandelskreisen, die immer noch 
eine grosse Rolle spielen, als normal betrachtet werden, darauf 


‘wirft z. B. der Prozess Kupfer ein bemerkenswertes Streiflicht. 


Je länger der Krieg dauerte, desto deutlicher hat es sich 
gezeigt, dass der Aufbau unserer Kriegswirtschaft auf dem 
ausschliesslichen Anreiz der Koniunkturausnutzung, neben allen 
anderen demoralisierenden und wirtschaftsschädigenden Wirkun- 
gen, eine grosse Gefahr mit sich gebracht hat, die mehr und 
mehr anfängt, die Leistungsfähigkeit der Kriegsindustrie. zu 
hemmen, und die in rapidem Anwachsen ist. Diese Gefahr ist 
in der Entwicklung der: Arbeiterlohnverhältnisse zu erblicken. 

Es ist fraglos richtig, dass die schlechten Ernährungsver- 
hältnisse vielfach die Veranlassung zu den Arbeiterunruhen und 
Lohnforderungen gegeben haben. In einem viel wesentlicheren 


Massstab wirkt aber bei der ganzen Beunruhigung der Arbeiter- 
schait der Umstand mit, dass auch die Arbeiterschaft mehr und 
mehr ihrerseits sich bemüht, die Konjunktur durch Forderung 
möglichst hoher Löhne, die zum Teil auch in gar keinem Ver- 
hältnis zur Leistung stehen, für sich auszunutzen. 


In manchen 











Lohnabbau! — 


„... Daher muss erst der Lohn fallen, ehe die Preise 
sinken können, und die Arbeiter müssen sich damit 
abfinden, eine Zeitlang kümmerlicher zu leben, als 
sie es sich jetzt angewöhnt haben, wie schon alle 
anderen Kreise der Bevölkerung auch kümmerlich leben.“ 


G. Freiherr von Ketelhodt 
in der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung“. 
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Zur Sozialisierung! 


„Viele Politiker haben sich daran gewöhnt, es als einen 
selbstverständlichen Satz aufzustelien, dass kein Volk frei 
sein sollie, bevor es nicht für den Gebrauch der Freiheit 
reif geworden sei.. Das ist eine Maxime, des Narren 
würdig, der beschloss, nicht eher ins Wasser zu gehen, 
als bis er schwimmen gelernt habe. Wenn die Menschheit 
auf die Freiheit warten sollte, bis sie gut und weise 
geworden sei, möchte sie freilich bis in alle Ewigkeit 
darauf warten können.“ 


Aus Macaulay, „Ueber Volk und Freiheit“. 











Flugblättern ist dies auch unverblümt zum Ausdruck gekommen. 
— Die immer grösser werdende Knappheit, zunächst an Fach- 
arbeitern,: dann aber überhaupt an Arbeitskräften hat es ferner 
mit sich gebracht, dass die Industrie, soweit sie ihrerseits in 
ikren Preisforderungen und damit Verdienstmöglichkeiten gar 
nicht oder nur wenig eingeschränkt ist, sich durch gegenseitiges 
Ueberbieten und Ausspannen die notwendigen Arbeitskräfte zu 
sichern sucht. — Natürlich waren und sind einzelne Industrie- 
zweige in dieser Beziehung konkurrenzfähiger als andere; ein- 
zelne Gegenden, besonders grossstädtische . Industriezentren 
{Gross-Berlin), nehmen ihrerseits wieder eine Sonderstellung 
ein. Die Folge davon ist, dass heute Lohnunterschiede nicht 
nur zwischen Kriegs- und Friedensindustrie, sondern innerhalb 
einzelner Industriegruppen und Industriezentren bestehen, die 
sachlich, d. h. vom Standpunkt der Arbeitsleistung, ganz unge- 
rechtiertigt sind und die an und für sich schon den Keim zu 
grosser Unzufriedenheit in die gesamte Arbeiterschaft hinein- 
tragen müssen. — Das Gesetz von Angebot und Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt, mit anderen Worten die Konjunkturschwan- 
kungen, die in Friedenszeiten lohnregulierend gewirkt haben 
und die normale Austragung von wirtschaftlichen Lohnkämpfen 
ermöglicht haben, gibt es unter den bestehenden Verhältnissen 
nicht mehr. Die Arbeiter wissen, dass ihre Maäclıt unendlich 
gewachsen ist, und die Unternehmer, besonders die kurzsichtizen 
oder diejenigen, die nur als Kriegsindustrielle zu betrachten 
sind und denen an der zukünffigen Entwicklung der Frieaens- 
wirtschaft nichts zelegen ist —und beide zusammen sind die 
Mehrzahl —, können sich zum grossen Teil gegen die steigenden 
Lohnforderungen dadurch schützen), dass sie ihrerseits die 
Preise ihrer Produkte beliebig erhöhen, und dem Staat, der 
schliesslich der Abnehmer ist, bleibt unter den gegenwärtigen 
Verhältnisen nichts anderes übrig, als jeden Preis zu bewilligen, 
der von ihm gefordert wird. 

Dieser gefährliche Zustand findet eine Hlustration darin, dass 
die Lieierungsbedingungen innerhalb der Industrie 
und auch von Industrie zu Staat heute so geworden sind, dass 
sekaummehralsden gutenSitten entspreehend 
bezeichnet werden können, zum mindesten einen Hauptgrund- 
satz solider Wirtschaftlichkeit verleugnen. — Es steht Material 
zur Verfügung, aus dem bewiesen werden kann, dass es auch 
bei grossen, soliden Unternehmungen gang und gäbe ist, bei 
Lieferungsverträgen, deren Ausführung eine gewisse Zeitdauer 
beansprucht, einen festen Verkauispreis nicht mehr anzugeben, 
Es wird in den Vertrag eine Klausel eingefügt, dahingehend, dass 
der endgültige Preis erst bei Lieferung angegeben werden kann, 
und der Abnehmer muss sich verpflichten, den endgültigen Preis 
nachträglich anzuerkennen. Als Grund wird angegeben, die 
Ungewissheit über die Lohnentwicklung, die Kohlen- und andere 
Rohstoffpreise, oder einfach auch die Tatsache, dass. Unter- 
lieferanten die gleichen Bedingungen stellen. 

Es ist auch bekannt, dass staatliche Auftraggeber diesem 
sehr verderblichen Lieferungswesen Vorschub leisten, indem 
sie sich auf derartige Bedingungen seitens der liefernden In- 
dustrie einlassen, bzw. die Industrie noch dazu auffordern. So 
ist es vorgekommen, dass die feste Preisforderung des Lieferan- 
ten der Behörde zu hoch erschien und die abnehmende Behörde 
sich dann bereit erklärte, einen Vertrag zu Schliessen auf Grund 
der bestehenden Lohn- und Rohstoffpreise und die etwa in der 
Zwischenzeit erfolgenden Erhöhungen sich nachträglich in Rech- 
nung stellen zu lassen. Damit ist jedes Interesse des Lieferanten 
an niedrigen Selbstkosten erloschen und der Lieferant auch von 
jedem Risiko befreit. Das schlimmste dabe; ist, dass der Liefe- 
rant auf diese Weise eventuellen Lohnforderungen gar nicht 
mehr mit dem nötigen Rückgrat entgegentritt, im Gegenteil, 
dieses Verfahren reizt ihn geradezu, die ihm fehlenden Arbeits- 
kräfte durch übertrieben hohe Lohnangebote anderen Fabrikan- 
ten auszuspannen. Einem gewissenlosen Lieferanten ist es unter 
Umständen sogar sehr sympathisch, wenn die nachträglichen 
Preis- und Lohnerhöhungen, die er tatsächlich zu zahlen ‚hat, 


möglichst hoch sind, denn das gibt ihm Gelegen- 
heit, seinerseits noch einmal besonders viel 
zusätzlich aufzuschlagen. Eine Nachprüfung, wenn 
sie überhaupt jemals stattfindet, wird kaum zu irgendwelchem | 
Ergebnis führen, 5 i 3 

In einsichtigen Kreisen der Industrie herrscht schon lange 
kein Zweifel mehr darüber, dass die gegenwärtigen Zustände 
vom Standpunkt der Industrie selbst, ‘trotz der scheinbar 
ausserordentlichen Gewinne, die gemacht werden, je länger 
sie andauern, desto unerwünschter sind. Desgleichen ist bei | 
einsichtigen Arbeiterführern, wenn sie nicht. gerade in Be- 
zirksversammlungen Reden halten und dabei zur Befestigung 
ihrer Position nach Popularität haschen, auch schon die Fr- 
kenntnis vorhanden, dass die Lohnentwicklung durchaus un- 
gesund und dem eigentlichen Interesse der Arbeiterschaft auf 
die Dauer sehr schädlich ist. In diesem Zusammenhang ist 
es auch bemerkenswert, dass die Taktik der Gewerkschaften 
in letzter Zeit augenscheinlich dahin geht, :zur Unterdrückung 
der Streikgefahr und Unzufr.edenheit unter der Arbeiterschaft, | 
ihrerseits jede Lohnforderung zu unterstützen und sogar unter 
Umständen selbst in die Arbeiterschaft hineinzutragen, um sie 
von "anderen gefährlicheren Dingen abzuhalten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass, wenn mit einer 
längeren Dauer des Krieges zu rechnen ist — und das muss 
angenommen werden —, die geschilderten Zustände auf allen 
Gebieten unhaltbar werden, und es scheint deswegen an der 
Zeit, nach Mitteln und Wegen zu suchen, die geeignet sind, 
eine weitere Ausbreitung dieser Uebelstände zu verhüten und 
gleichzeitig auch die bestehenden Missstände nach Möglich- 
keit einzuschränken. \ 

Was zunächst die abnormen Zustände im Lieferungsver- 
tragswesen betrifft, sa liegt die Wurzel dieses 
Uebels bei den Rohstoffen und Grundproduk- 
ten, Kohle, Eisen und Stahl, die ja einen entsprechen- | 
den Einfluss auf -die Preisbildung fast aller. Fertigprodukte, 
die die Heeresverwaltung kaufen muss, haben. Gerade Kohle, 
Eisen und Stahl sind aber bisher in viel geringerem Massstab 
und überhaupt erst viel zu spät von der staatlichen Bewirt- 
schaitung betroffen worden und dann auch nie mit derselben 
Energie angefasst worden wie andere, weniger wichtige Roh- 
stoife oder gar Fertigprodukte, Es ist dies allerdings nicht 
verwunderlich, wenn man die "wirtschaftliche 
Stärke und allgemein bekannte Rücksichts- | 
losigkeit der Schwerindustrie Sich vergegen- 
wärtigt. 4 Rt 

Wenn die Erzeuger von Kohle, Eisen und Stahl in der 
Hoffnung auf später kommende Preissteigerungen die Preise | 
für ihre Produkte nur für Lieferungen innerhalb ganz kurzer 
Termine ausgeben, so werden dadurch die weiterverarbeiten- 
den Industrien, die genötigt sind, grössere Bauten auszufüh- 
ren, die über eine lange Reihe von Monaten hinaus dauern, 
oder längere Lieferungskontrakte einzugehen, in die aller- 
schwierigste Lage gebracht. 

Es müsste zunächst auf cesetzlichem Wege bestimmt 
werden, dass für alle Kriegslieferungen, die vergeben werden, 
die Kohle-, Eisen- und Stahlproduzenten das volle benötigte 
Quantum zu festem Preis zu liefern haben, auch wenn die 
Lieferung sich über eine lange Zeit hinauszieht und unter Um- 
ständen innerhalb dieser Lieferzeit die Grundpreise erköht 
werden. Eine derartige Erhöhung dürfte auf vorher abge- 
schlossene Lieferungsverträge keinen Einfluss ‚mehr haben, 
Es wäre ierner dringend zu wünschen, dass weitere Preis- 
erhöhungen von Kohle, Eisen und Stahl überhaupt ünterblei- 
ben. Die Preise für Eisen und Stahl sind letzt 
schon reichlich hoch, und die Verdienste der 
produzierenden Gesellschaften sind so gut, 
dass sie auch kleine Lohnsteigerungen ganz 
gut vertragen können. — Wenn diese beiden, oder 
wenigstens die erste Bedingung, erfüllt sind, könnte sofort 
ebenfalls gesetzlich bestimmt werden, dass Lieferungsverträge 
für alle Produkte grundsätzlich nur mit festen, endgültigen 
Preisen abgeschlossen werden müssen, zum mindesten, wenn 
die vereinbarte Lieferzeit nicht über eine gewisse, möglichst 
lang zu greifende Zeit hinausgeht, und dass in letzterem Falle 
eine Veränderung der kontraktlich iestzulegenden Preise nur 
mit Genehmigung einer staatlichen Aufsichtsbehörde, gezebe- 
nenfalls der zuständigen Kriegsamisstelle, vorgenommen - wer-" 
den dürfe. 

Diese Bestimmungen müssten auch “ickwirkende Kraft 
erhalten, d. h. es müsste ein gewisser Termin gesetzt werden, 
innerhalb dessen alle Lieferungsverträge ‘ohne feste Preisan- 
gabe -in solche mit fester Preisangabe umgewandelt werden 
müssen; Zuwiderhandelnde müssten. streng bestraft werden. 
Durch die Mitwirkung der grossen Industrieverbände, die ihre 
Mitglieder zur strikten Einhaltung der Bestimmungen ver- 








© führung gebracht werden. 





"Nr. 2 


pflichten müssten, könnte eine wirksame Kontrolle ausgeübt 
werden, 

Gleichzeitig mit dieser Regelung müsste aber auch gegen 
das Hauptübel auf gesetzlichem Wege vorgegangen werden 
und durch gesetzgeberische Massnahmen der rücksichtslosen 
Konjunkturausnutzung von Arbeitgebern uml Arbeitnchme.tn 
ein Ende bereitet werden. 

Es kann von vornherein zugestanden werden, dass kein 
Weg, der zu diesem Zwecke eingeschiagen werden wird, ab- 
soluten Erfolg mit sich bringen wird, denn so lange das 
Grundübel aller Uebel, der Krieg, andauert, wird es nie mög- 
lich sein, auf irgendeinem dieser Gebiete wirklich befriedi- 
gende Zustände herbeizuführen, Trotz dieser Erkenntnis 
müssen aber die Konsequenzen aus der gegenwärtigen Lage 


© gezogen werden. Das Prinzip, dass der Staat durch Zwangs- 


mittel der rücksichtslosen Konjunkturausnutzung seitens 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen Riegel vorzuschieben 
hat, muss anerkannt und im Rahmen des Möglichen zur Durch- 
Das Wichtigste bei der ‘ganzen 


= Frage ist nämlich das Prinzip, denn in seiner Annahme und 


"auch nur allmählichen Durchführung 
unser ganzes Wirtschaftsleben 





= Munitionsgesetzes, 


liegt die Möglichkeit, 
r von den .demoralisierenden 
Einflüssen der Kriegswirtschaft, wie sie bisher betrieben wor- 


= den ist, zu reinigen und gleichzeitig auch die. Vorbedinzung 
- für eine verständige Uebergangswirtschaft zu schaffen. 


Es scheinen sich. verschiedene Möglichkeiten zu bieten, 


durch die das Problem gelöst werden kann: 


1. Revision der bestehenden Lieferungsverträge; 
2. starke Heraufsetzung der. Kriegsgewinnsteuer, so dass 


"Kriegsgewinne tatsächlich nicht mehr gemacht werden können; 


3. Schafiung eines Gesetzes in der- Art. des englischen 
i durch das der Reichskanzler ermächtigt 
wird, industrielle Unternehmungen jeder Art unter Zwangs- 


© verwaltung zu stellen und für derartige Unternehmungen je 





WE zwar erzielt werden, 
Wr Arbeiterlohnverhältnisse, hierbei 





YA dieser Revision auch für die Vert 
= bis zum Rohstoff jeweils durchzuführen. 


# Schaffung eines neuen, 
= sichtspunkten orientierten Kriegsgewinnsteuergesetzes, 
= in-jiedem Falle notwendig, verspricht aber allein auch keinen 


nach den Verhältnissen Arbeitslöhne und "Unternehmergewinn 
festzusetzen. 


Die Revision der Lieferungsverträge durch die Beschaf- 


Wr fungsstellen hat von vornherein die eine grosse Schattenseite, 
'= dass es sich hierbei grösstenteils um Lieferungsverträge für 
- Fertigprodukte handelt. 


Es wäre ein ausserordentich kom- 
richtige Durchführung 
ge der Unterlieferanten 
Eine beschränkte 
materielle und vielleicht grössere moralische Wirkung könnte 
doch wäre eine Einwirkung auf die 
ausserordentlich schwierig. 
Eine starke Herauisetzung. der Kriegsgewinnsteuer durch 
vielleicht nach etwas anderen Ge- 
scheint 


plizierter Annarat notwendig, um ein 


vollen Erfolg in der gewünschten Richtung, denn die Kriegs- 


WB gewinnsteuer macht sich erst post festum bei einem Unter- 
nehmen fühlbar, und abgesehen davon lässt sich eine Beein- 
'@flussung der Arbeiterlöhne 
= schwer erreichen, weil es sich eben um eine Besteuerung des 
= Gewinnes handelt, während die Unkosten, in-.denen die Löhne 
= enthalten sind, von dem. Gesetz nicht. erfasst werden. 
© richtige Weg scheint daher der zu sein, dass man ein Er- 
SS mächtigungsgesetz nach Art dessenglischen 
© Munitionsgesetzes schafft. 
* Pindung mit einer neuen Kriegsgewinnsteuer den Zweck ver- 
" mutlich vollkommen erreichen. Die Ausführung des Gesetzes 
© würde zweckmässigerweise dem Kriegsamt übertragen, 


auf diesem Wege auch darum 


Der 


Dies würde in Ver- 


Inwieweit das Gesetz zur Anwendung gebracht wird, 


© müsste dem Ermessen des Kriegsamts möglichst überlassen 
© bleiben. 

= den, dass das Kriegsamt in allen Fällen, wo. Arbeiterschwie- 
= rigkeiten entstehen, 


In der Praxis müsste die-Sache so gehandhabt wer- 


ferner wo Schwierirke'ten mit einem 
Unternehmer wegen der Lieferungspreise ‘entstehen, von dem 


= Gesetz Gebrauch macht und das betreffende Unternehmen in 
= Zwangsverwaltung nimmt. 
= samer Einfluss sowohl auf Arbeitgeber als auch auf Arbeit- 
= nehner im allgemeinen ausgeübt werden. 

'® geber und Arbeitnehmer sich untereinander 
= auch ihre Verpflichtungen dem Staat gegenüber erfüllen, ge- 


Es würde: dadurch ..ein sehr. heil- 


Solanze Arbeit- 
vertragen und 


schieht ihnen nichts, andernfalls wird das Unternehmen unter 


© Zwangsverwaltung gestellt, d. h. militarisiert. 


Durch die Schaffung eines neuen Kriegsgewinnsteuer- 


s gesetzes, das ja alle gleichmässig betrifft, würden, unabhängig 


yon dem Zwangsverwaltungsgesetz, die abnorm hohen eigent- 





lichen Kriegsgewinne, die die ungünstigen Einwirkungen auch 


= auf die Arbeiterschaft haben, an. den Staat abgeführt werden 


E müssen. Es könnte auch der Industrie anheimgestellt wer- 
= den, dass sie freiwillig durch Reduktion der vertraglichen 
© Verkaufspreise 


ihre Gewinn- und Verlustrechnung auf eine 
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Basis bringt, die ein Einsetzen des  Kriegsgewinnsteuer- 
gesetzes im Einzelfall unnötig macht. 

. Die Unternehmerschaft muss eben jetzt schon darüber 
Klarheit erhalten, dass der Krieg keine Gelegenheit zum Geld- 
verdienen ist, sondern dass er tatsächlich von jedermann 
Opfer verlangt und wenn nötig erzwingt. Durch diesen 
Zwang werden auch gleichzeitig alle Glieder der deutschen 
Wirtschaftsgemeinschaft rechtzeitig so trainiert werden, dass 
sie die viel grösseren moralischen und mate- 
riellen Anstrengungen zu eirtragen in der 
Lage sind, die der Herr Reichsschatzsekretär 
und der Herr Reichskommissar für die Ueber- 
gangswirtschaft ihnen zumuten müssen um 
unsere Reichsfinanzen und unser gesamtes Wirtschaftsleben 
wieder gesund zu machen, wenn der Krieg vorbei ist. 

Wenn die hier gemachten Vorschläge zur Durchführung 
gelangen, ‘so müsste von vornherein ein enges Hand-in-Hand- 
Arbeiten zwischen Reichsschatzamt, Reichskommissar für die 
Uebergangswirtschaft und der das neue Gesetz ausführenden 
Behörde, also vermutlich dem Kriegsamt,. stattfinden; denn 
alle drei Stellen sind an dem Problein interessiert, und zwar 
nicht gegeneinander, sondern in der gleichen Richtung. 


Ein seltsamer Politiker 


In Deutschen Werkmeister-Verband sind zur- 
zeit starke Kräfte am Werk, die beharrlich und zielbewusst 
darauf hinarbeiten, ihn von der freigewerkschaftlichen Ange- 
stelltenbewegung loszulösen. Für den, der die Geschichte der 
Angestelltenbewegung kennt, bedeuten die Vorgänge, über die 
an dieser Stelle ja schon ausführlicher berichtet worden ist, 
keine Ueberraschung. Schon vor dem Kriege hat sich die Lei- 
tung des Deutschen Werkmeister-Verbandes durch ihre Zick- 
zackpolitik ausgezeichnet. Es braucht nur daran erinnert zu 
werden, dass der Deutsche Werkmeister-Verband sich in den 
Kämpfen um die Angestelltenversicherung - längere Zeit als 
Vorkämpfer gegen die Sonderversicherung betätigte, um dann 
im entscheidenden Augenblick in das Lager des unter der Füh- 
rung des Deutschnationaten Handlungsgehilfen-Verbandes ste- 
henden „Hauptausschusses“ abzuschwenken. So gut wie damals 
die Leitung ihre Schwenkung gegen den Willen weiter Kreise 
der Mitgliedschaft vollzogen hat, scheint man sich auch diesmal 
über den Willen des grössten Teiles der Mitgliedschaft zu wei- 
terer Zusammenarbeit mit der übrigen auf freigewerkschaft- 
he Boden stehenden Angestelltenschaft : hinwegsetzen zu 
wollen. 

Naturgemäss sind die Angriffe der Düsseldorfer Verbands- 
leitung gegen den Vorstand des AfA-Bundes wegen der angeb- 
lichen Verletzung der parteipolitischen‘ Neutralität des AfA- 
Bundes vonder gewerkschaftsfeindlichen Tagespresse ebenso wie 
von den Organen der gegnerischen Verbände mit breitem Be- 
hagen aufgegriffen und als Anzeichen eines bevorstehenden Zer- 
falls (der : freigewerkschaftiichan (Angestelltenbewegung nach 
Kräften ausgeschlachtet worden. Dass die Gegner der freige- 
werkschaftlichen Bewegung versuchen würden, aus diesen Vor- 
gängen für sich Kapital zu schlagen, war vorauszusehen, und 
wir sind darauf gefasst, dass sie ihre Bemühungen nach dieser 
Richtung in der nächsten Zeit noch erheblich verstärken werden, 

Recht seltsam aber mutet ein Artikel-über „eine Krisis in 
der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung“ an, den vor 
kurzem : der sozialdemokratische Abgeordnete Richard 
Woldt durch die ihm nahestehende „Rheinisch-w estfälische 
Wirtschaftskorrespondenz“ verbreiten liess, und der auch in eini- 
gen sozialdemokratischen Tageszeitungen abgedruckt worden ist. 
Schon. die Ueberschrift dieses Artikels ist irreführend; denn 
tatsächlich besteht eine Krisis nicht in der freigewerkschaft- 
lichen Angestelltenbewegung als solcher, sondern nur im Deut- 
schen Werkmeister-Verband, seitdem dessen Leitung gegen den 
Widerspruch. grosser Teile der. Mitgliedschaft versucht, den 
Verband aus dem'Lazer der freisewerkschaftlichen - Ange- 
stelltenbewegung herauszuführen. Noch irreführender aber sind 
die Darlegungen Woldts über die Ursachen und den Umfang der 
angeblich im AfA-Bund bestehenden Krisis. 

In seinem Artikel weist Woldt zunächst auf die Entstehung 
der Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände als einer 
Parallelorganisation der freigewerkschaftlich organisierten An- 
gestelltenschaft neben der freigewerkschaftlich organisierten 
Arbeiterschaft hin und bestätigt. die Richtigkeit des gerade 
von unserem Bunde seit jeher vertretenen Gedankens der or- 
ganisatorischen Selbständigkeit der freigewerkschaftlichen An- 
gestelltenbewegung. Dann aber behauptet er ohne jede Spur 
eines Beweises, dass die Spaltung innerhalb der sozialistischen 
Arbeiterbewegung auch in die freigewerkschaftiiche Ange- 
stelltenbewegung Zersetzungsmomente hineingetragen habe. D’e 
von ihm behauptete Krisis soll hervorgerufen worden sein durch 
die politische Betätigung des Kollegen Aufhäuser, „dem 
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Vorsitzenden des Bundes der technischen Angestellten“. Wir 
wollen hier ganz davon absehen, dass es Wokit in seiner Figen- 
schaft als Bundesmitglied eigentlich bekannt sein müsste, dass 
Kollege Aufhärfser nicht Vorstzender unseres Bundes ist und 
dass es in unserem Bunde überhaupt keinen besoldetem Vor- 
sitzenden, sondern, soweit die besoldete Leitung in Frage kommt, 
nur ein Kollegium von gleichberechtigten Geschäftsführern gibt. 
Ebenso müssen wir es ablehnen, uns über den Teil seiner Aus- 
führungen mit ihm auseinanderzusetzen, in dem er sich mit 
der politischen Entwicklung und der politischen Betätigung des 
Kollegen Aufhäuser beschäftigt. Gemäss dem in unserem Bunde 
geltenden Grundsatz der parteipolitischen Neutralität ist es wie 
das Recht jedes einzelnen Mitgliedes, so auch das jedes an füh- 
render Stelle für den Bund tätigen Kollegen, sich nach seiner 
freien Ueberzeugung politisch zu betätigen Für den Bund als 
solchen ist es also absolut gleichgültig, ob Kollege Aufhäusr 
„zum engeren Kreise der Umgebung von Rudolf Hilferding‘ oder 
irgendeines anderen Politikers zehört. 


Nicht gleichgültig kann es uns aber lassen, wenn Woldt 
Aufhäuser den Vorwurf macht, „er treibt in seiner gewerk- 
schaftlichen Erziehungsarbeit unabhängige Parteipolitik und 
überträgt seinen politischen Radikalismus auf eine Bewegung, 
d'e dazu längst noch nicht reif ist“. Es handelt sich bei diesem 
Vorwurf nicht um die Person des Kollegen Aufkäuser. Er 
wird diesen Vorwurf ebenso mit Würde zu tragen wissen, wie 
den des Stuttgarter Kommunistenblattes, dass er der „reaktio- 
närste Gewerkschaftsbureaukrat Deutschlands“ sei, Wer sich 
in e'ner Massenbewegung an führender Stelle betätigt, muss 
immer darauf gefasst sein, dass er wegen seiner Arbeit ange- 
grilien wird, und gewöhnt es sich bald ab, gegnerische Angriffe 
noch persönlich tragisch zu nehmen, Durch seinen Vorwurf ge- 
gen Aufhäuser sucht aber Woldt den Anschein zu erwecken, 
als ob die Politik der Burndesleitung ausschlarrebend durch 
das Programm der Unabhängigen sozialdemokratischen Partei 
beeinflusst werde, und das 'st allerdings eine Darstellung, die, 
von einem Manne wie Richard Woldt ausgehend, nicht nur 
dem Geznern der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung 
Wasser auf ihre Mühlen treibt, sondern auch geeignet ist, in 
den Kre'sen der freigewerkschaftlich organisierten Angestellten 
selbst Zweifel und Verwirrung hervorzurufen. 


Man sollte nun annehmen, dass, wenn Woldt eine solche 
Behauptung aufstellt, er auch einigermassen ausreich ende 
Beweise dafür aufbringen würde. Was aber führt er tat- 
sächlich an Beweisen für die Richtigkeit seiner Darstellung an? 
Er schreibt wörtlich: „Wie man sich dort (in der freigewerk- 
schaftlichen Angestelltenbewegung, D. Verf.) unter dem Geist 
und Einfluss von Aufhäuser zur praktischen Anwendung des 
Betriebsrätegesetzes - stellt, zur Sozialisierungsfrage, zu der 
Frage der Zentralarbeitsgemeinschaften usw., ist die gleiche 
politische Phraseologie, wie sie in der „Freiheit“ verzapft wird, 
die von den Arbeitergewerkschaften abgelehnt werden müss 
und auch in der gewerkschaftlichen Angestelltenbewegung nicht 
Erfolg haben kann.“ Also unsere Kritik an der Unzu- 
tänglichkeit des Betriebsrätegesetzes, die sich 
mit jedem Tage seiner praktischen Handhabung mehr erweist, 
unser Eintreten für die Sozialisierung des 
Kohlenbergbaues, die grundsätzlich ablehnende Hal- 
tung unseres Bundes gegenüber dem in den Arbeitszemeinschaf- 
ten verkörperten Gedanken einer Gemeinschafts- 
arbeit der Gewerkschaften mit dem organi- 
sierten Unternehmertum aufs dem Gebiet der 
Wirtschaftspolitik, das alles soll das Ergebnis des in 
Aufhäuser verkörperten Einflusses der Unabhängigen sozialdemo- 
kratischen Partei auf die Politk unseres Bundes sein? Wir 
könnten Wokit erwidern, dass an dem Betriebsräteresetz nicht 
nur von der freigewerkschaitlich organisierten Angestellten- 
schaft, sondern in mindestens ebenso scharfer Form von der 
ireigewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft Kritik geübt 
wird, und dass diese Kritik sich auch keineswegs auf die Kreise 
der  freigewerkschaftlich organisierten Arbeiter und Ange- 
stellten beschränkt. Wir könnten ihn weiter darauf hinweisen, 
dass die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Sozialisierung, 
insbesondere des Kohlenbergbaues, heute schon lange keine 
Parteiirage mehr ist, wie Aeusserungen grosser demokrati- 
scher und Zentrumsblätter beweisen. Und wir könnten ihn 
schliesslich darauf verweisen, dass die praktische Tätigkeit der 
Arbeitsgemeinschaften nicht nur im Lager der freigewerk- 
schaftlich organisierten Arbeitnehmerschaft, sondern auch an 
anderen Stellen, die die Absichten der Schwerindustrie durch- 
schauten, lebhaftem Widerspruch begegnet ist. Wir be- 
schränken uns aber seiner ebenso ‘kühnen wie leichtfertigen 
Behauptung gegenüber auf die Bemerkung, dass er das 
selbständige Urteilsvermögen der neben 
Aufhäuser an der Leitung des Bundes betei- 
ligten Personen ebenso wie das der gesamten 
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Mitgliedschaft verteufelt gering einschätzen 
muss, wenn er annimmt, dass sie, selbst wenn Aufhäuser das 
beabsichtigte, ohne weiteres seinen „politischen Radikalismus“ 
auf sich übertragen liessen. Leute, die nicht ebenso kritiklos 
‚wie Woldt das wiedergeben, was von den Gegnern der freige- 
werkschaftlichen Angestelltenbewegung und insbesondere un- 
seres Bundes schon seit Jahren behauptet wird, sondern die 
sich ernsthaft mit der Entwicklung unserer Bewegung beschäf- 
tigt haben, wissen, dass in Wirklichkeit die Politik der 
Bundesleitung durchaus getragen ist von dem Willen der Mit- 
gliedschaft, und dass im Gegensatz zıw Woldts Behauptung, „die 
Spaltung innerhalb der sozialistischen Arbeiterbewegung habe. 
auch in die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung Zer- 
setzungsmomente hineinzetragen“, gerade unsere Bewe- 
gung sich bisher in vorbildlicher Weise von: 
demStreitder verschiedenen politischenRich- 
tungen freigehalten hat. 

Nicht minder irreführend und leichtfertig als seine Darle- 
gungen über die Ursachen der angeblichen Krisis in der freige- 
werkschaftlichen Angestelltenbewegung sind die Behauptungen 
Woldts über den Umfang dieser Krisis. Als ob ihm die Worte 
von irgendeinem Führer des Neuen Deutschen Techniker-Ver- 
bandes in die Feder diktiert worden wären, behauptet er mit 
Bezug auf unseren Bund: „Die Bewegung fällt auseinander, ein 
Massenaustritt der Mitglieder ist‘: zu verzeichnen.... Es 
hilft nichts, sich gegen die Einsicht zu sträuben, dass diese 
falsche Führung die Aktionsfähigkeit des Bundes der techni- 
schen Angestellten und Beamten für die Zukunft in Frage 
stellt.“ Woher weiss Herr Woldt, dass es mit unserem Bund 
so schlimm bestellt ist? Wir haben schon weiter oben gezeigt, 
dass er überhaupt nichts weiss, sondern kritiklos das nachbetet, 
was ihm offenbar von leitenden Personen des Deutschen Werk- 
meister-Verbandes erzählt worden ist, die es ihrerseits den An- 
griffsartikeln des Neuen Deutschen Techniker-Verbandes in 
einem Teil der rheinisch-westfälischen Zentrumspresse entnom- 
men haben.dürften. Tatsache ist, dass der Mit- 
gliederbestand unseres Bundes trotz der vom 
ersten ordentlichen Bundestag im Jüniv. ). 
beschlossenen beträchtlichen Beitragser- 
höhung vollkommen intakt geblieben ist. Die 
Mitgliederzahl hat sich in dem auf den Bundestag folgenden 
dritten Vierteljahr nur von 104994 auf 104884 vermindert. 
Also eine Verminderung des Mitgliederbestandes um ganze 
110 Mitglieder trotz einer Erhöhung der Beiträge auf mehr als 
das Doppelte, das ist in Wirklichkeit der von Herrn Woldt be- 
hauptete „Massenaustritt der Mitglieder“. Seitdem ist, wie die 
steigenden Beitragseinnahmen im vierten Vierteljahr beweisen, 
eine weitere Konsolidierung und Kräftigung der Bewegung ein- 
getreten. 

Angesichts dieses schreienden Widerspruches zwischen den 
Woldtschen Behauptungen und den realefhı Tatsachen glauben 
wir auf eine weitere sachliche Auseinandersetzung mit ihm ver- 
zichten zu können. Offenbar war er bei der Abfassung seines 
Artikels von dem Wunsche beseelt — das zeigen seine wei- 
teren Ausführungen — der Leitung des Deutschen Werkmeister- 
Verbandes zu Hilfe zu kommen. Das ist insofern verständlich, 
als Woldt die als Beilage zur „Deutschen Werkmeister-Zeitung‘ 
erscheinende Zeitschrift „Die Betriebswirtschaft“ redigiert. Ge- 
rade angesichts dieser seiner persönlichen Beziehungen zum 
Werkmeister-Verband wäre es aber korrekter gewesen, wenn 
er seinen Artikel in der „Deutschen Werkmeister-Zeitung“ ver- 
öffentlicht hätte, statt sich durch seine Verbreitung in einer 
politischen Korrespondenz und die Hinzufügüng des Prädikats 
„M. d;: L.“ zu seiner Unterschrift unter dem Artikel den An- 
schein zu geben, als ob er von der Warte des über den Par- 
teien stehenden Politikers die Vorgänge in der freigewerk- 
schaftlichen Angestelltenbewegung beurteile. 

Dabei wollen wir nicht verschweigen, dass seine Fähig- 
keiten als Politiker durch diesen Artikel ohnehin in eine recht 
merkwürdige Beleuchtung gerückt sind. Wir nehmen ohne 
weiteres an, dass Woldt, als er den Artikel schrieb, nicht die 
Absicht hatte, die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung 
als solche zu schädigen; aber die Führer der christlich-natio- 
nalen Angestelltenbewegung müssten ihm eigentlich eine Dank- 
adresse überreichen, weil-er ihnen mit seinem Artikel so vor- 
zügliches Agitationsmaterial gegen den AfA-Bund geliefert hat. 
Wenn wir nicht das Vertrauen zu den freigewerkschaftlich 
organisierten Angestellten hätten, dass sie genug eigenes Denk- 
vermögen besitzen, um auch die Behauptungen eines Richard 
Woldt kritisch zu prüfen, dann müssten wir allerdings be- 
fürchten, dass durch seinen Artikel die grösste’ Verwirrung an- 
gerichtet werden könnte. Herr Woldt wird sich aber wahr- 
scheinlich bald davon überzeugen müssen, dass er durch seinen 
Artikel nur seinem eigenen Ansehen in den Kreisen der freige- 
werkschaftlich organisierten Angestellten geschadet hat. 

Otto Schweitzer. 
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Wirtschaftsfragen 


Wärmewirtschaft und Arbeitszeit — Eine falsche Rechnung, 
Der Kohienmangel hat die bevorzugte Berücksichtigung von 
wärmewirtschaftlichen Gesichtspunkten in Mode gebracht. In 
Nr. 284 der „Deutschen Bergwerks-Zeitg.“ vom 3, Dezember 
und in Nr. 289 vom 9. Dezember 1920 wird der Vorschlag ze- 
macht, die Arbeitszeit aus wärmewirtschaftlichen Gründen neu 
zu regeln, und es werden Mitteilungen über eine solche Neu- 
regelung in einer Giesserei gemacht. Im ersten Aufsatz wird 
durch verwickelte naturwissenschaftliche Berechnungen nach- 
zuweisen gesucht, dass es wärmewirtschaftlich vorteilhaft sei, 
die Arbeitszeit so einzuteilen, dass auf die ersten vier Tage 
9% und auf den fünften Tag 10 Stunden kommen, während der 
Sonnabend ganz frei bleiben soll, so dass also der Grundsatz 
des Achtstundentages in der Form der 48-Stundenwoche gewahrt 
bleibt. Wenn die Pause zwischen den einzeinen aufeinander- 
folgenden Tagen der Woche.geringer sei und die Unterbrechung 
am Sonntag länger dauere, seien die Auskühlungsver- 


S-Tluste geringer, weil sich die Auskühlung immer mehr ver- 
 Jangsame, wenn die Feuerung immer gut abgeschlossen und 


“ie Feuerlöcher mit Lehm verschmiert würden. So könne ıno- 


matlich eine Ersparnis von 10 bis 15 t Kohlen gemacht werden. 


Im zweiten Aufsatz wird nun ausgeführt, dass in einer 
Giesserei, die 150 Arbeiter beschäftigt, tatsächlich seit drei- 


© viertel Jahren die Arbeiter an den ersten fünf Wochentagen 


täglich 9% Stunden und „sechs Minuten“ beschäftigt würden, 
um eine monatliche Kohlenersparnis von 10 bis 15 t zu er- 
zielen. Ob diese Ersparnis auch wirklich gemacht worden ist, 
" wird nicht einmal angegeben. Die Arbeiter seien mit der neuen 
Arbeitszeit zufrieden, da der zweite ganz freie Tag Zür sie zur 
Besorgung ihrer eigenen Angelegenheiten sehr wertvoll sei. 


= Ein solcher Bericht ist natürlich ganz wertlos, da er wichtige 


Umstände nicht berücksichtigt, die die Wirtschaftlichkeit der 


© ganzen Massnahme in Frage stellen können. Es mag zugegeben 
= werden, dass sich nach einer Uebergangszeit die Arbeitsleistung 
= der neuen Arbeitswoche wieder in ähnlichen Grenzen halten 


wird wie die der alten Arbeitswoche mit sechs achtstündigen 


- Arbeitstagen. Aber es widerspricht den mit der Genauigkeit 


eines naturwissenschaftlichen Versuchs angesteliten Beobach- 
tungen von Abbe und Fromont, dass die Arbeitsleistung. bei 
der neuen Arbeitsweise gleich gross saln dürfte, ‘Danach! 
haben die Arbeiter bei Abbe im Achtstundentag in 30 Tazen 
gleichviel Arbeit fertiggebracht wie in 31 Tagen bei neun- 
stümdiger täglicher Arbeitszeit, und in den von Fromont ge- 
leiteten Werken der Societ& des produits. chimiques d’Engis, 
wo es sich um das Rösten von Bleiblende, eine schwere Ar- 
beit, die unter grosser Hitze auszuführen ist, handelte, wurde 
sogar bei einer Herabsetzung der Arbeitszeit von 12 auf 
8 Stunden genau das gleiche Ergebnis für den Monat festge- 
stellt wie bei Abbe. Abb& erklärt die Tatsache damit, dass 


© beim Achtstundentag der Arbeiter einen geringeren Kraftver- 





© brauch für Leerlauf seiner Tätigkeit (verursacht durch die 


längere Anwesenheit in der Fabrik mit ihren schädigenden 
Einflüssen und ihren Anforderungen an die Aufmerksamkeit des 
Arbeiters zur Vermeidung von Betriebsgefahren) habe und dass 
ihm die verlängerte Ruhekeit zur kräftigeren Erholung zugute 
komme. Obwohl durch die zwei freien Tage der Verlust an 
Erholungszeit ausgeglichen werden mag, so wird doch die ver- 
mehrte Arbeitsausgabe durch Leerlauf im Sinne Abbes nicht 
ausgeglichen, 

Die Giesserei, über deren Erfahrungen berichtet wird, be- 
schäftigt 150 Arbeiter. Wenn an Arbeitsleistung monatlich. nur 


- ein Tag verlorengeht, so macht das, den durchschnittlichen 


täglichen Arbeitslohn eines Arbeiters zu 40 M. angenommen, 
einen monatlichen Verlust von 6000 M., während die Kohlen- 
ersparnis nur 10 t je 300 M. oder 3000 M. beträgt. Nimmt 
man nach den Beobachtungen Abbes an, dass der Verlust an 


© Arbeitsleistung zufolge vermehrten Leerlaufs mur dreiviertel 


Tage betrage, da das letzte Viertel durch dem zweiten vollen 
Ruhetag ausgeglichen werden kann, so vermindert sich der 
Verlust an Arbeitsleistung auf 4500 M., dem nur eine Kohlen- 
ersparnis von 3000-4500 M. gegenübersteht. Die Kohlener- 
sparnis würde also durch geringere Arbeitsleistungen aufze- 
hoben oder es bliebe darüber hinaus'sogar ein Verlust in Höhe 
der Hälita des Wertes der Kohlenersparnis. Die geringere Ar- 


” beitsleistung ist dabei nicht etwa auf mangelnden guten Willen 


der Arbeiter zurückzuführen, sondern darauf, dass der Arbeiter 
eben keine Maschine, sondern ein organisches Wesen ist. 
Es werden hier einseitig irgendwelche Ersparnisse an Kohle 


sofort als Gewinn gebucht, ohne dass geprüft würde, welche 


Einwirkung auf die übrigen Verhältnisse des gesamten Betriebs 
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durch eine solche Aenderung herbeigeführt -wird. Fine Er- 
sparnis ist eine Gleichung. Das mechanische Verfahren ist 
gleich gedankenlos, wie wenn ein Chemiker in einer Gleichuns 
der organischen Chemie den Kohlenstoff C, dem hier die 
Leistung des Arbeiters entspricht,: auf beiden Seiten seiner 
Gleichung auslassen wollte, ohne zu beachten, dass er mit den 
übrigen, Elementen neue Verbindungen eingeht. Bezeichnend 
ist es, dass diese rein mechanische Denkart, die solchen Baob- 
achtungen zugrunde liegt, unsozial 'wird. Die „Fachleute“, 
die. solche Vorschläge machen, sehen nur die Kohlenersparnis; 
dass der Mensch in 48 Stunden gleichviel Arbeit fertigbringen 
könne, wie die Arbeitsstunden auch gelegt sein mögen, ist 
ihnen bei ihrem mechanischen Denken selbstverständlich. Die 
Beobachtungen der Sozialwissenschaft hierüber werden nicht 
beachtet, und so werden auf Grund von unvollständigen Rech- 
nungen Vorschläge gemacht, und es wird Auf Grund ebenso 
unvollständiger Unterlagen über den Erfolg solcher Vorschläge 
berichtet, was dem gleich mechanisch gestimmten Leser nur 
irreführen kann, : 


Arbeitsmarkt 


Der Arbeitsmarkt im November 1920. Dem Bericht des 
zweiten Dezemberleites des „Reichsarbeitsblattes“ entnehmen 
wir folgendes. Wie nicht anders zu erwarten, machte sich 
im November, also im ersten Wintermonat, eine Reihe un- 
günstiger Momente geltend, die trotz mancher Besserung in 
en Industrien die Lage im ganzen ungünstig erscheinen 
ässt. 

Die Zahl der: unterstützten Erwerbslosen im 
Reiche hat sich in der zweiten Novemberhälfte wieder er- 
höht, sie belief sich (ohne Familienzugehörige) am 1. Dezem- 
ber auf 350292, gegen 34859 am 15. November, d. h. um 
1693 oder 0,48 v. H. mehr. Auffallend als besonders trüse 
soziale Erscheinung ist die verhältnismässig starke. Zunahme 
der Zuschlagsernpfänger (Familienglieder Erwerbsloser),. An 
solchen wurden am 15. November 333961, am 1. Dezember 
349 747 unterstützt, d. h. eine Steigerung um 15786 oder um 
4,72 v.H 

Bei der Bewertung der vorstehenden Zahlen darf nicht 
ausser acht gelassen werden, dass die Statistik nur die aus 
Mittefn der öffentlichen Erwerbslosenfürsorge Unterstützten 
erfasst; das ist infolge der geltenden Bestimmungen immer 
zur ein Teil aller wirklich Arbeitslosen; in Wirklichkeit ge- 
staltet sich demnach das Bild noch trüber. Für die Fest- 
stellung des. Umfanges der gesamten Arbeitsiosigkeit fehlt es 
jedoch an brauchbaren Unterlagen. 

So beweist beispielsweise auch die geringfügige 
Abnahme der Arbeitslosigkeit unter der or- 
ganisierteh Arbeiterschaft, wie sie sich nach 
den Fachverbandsberichten darstellt, für die Gesamtlage im 
ganzen wenig, da die Fachverbände doch immer nur einen, 
und zwar den im allgemeinen bestgestellten Teil der Arbeiter- 
schaft überhaupt umfassen. Bei den 36 für den November be- 
richtenden Verbänden waren von 5605851 Mitgliedern 
218489, d. h. 3,9 v. H., ohne Arbeit (im Vormonat 4,2); sehr 
stark ist der Rückgang also nicht, und verglichen mit den 
früheren Jahren ist der Satz an sich immer noch ziemlich 
ungünstig. Die Entwickelung war auch bei den einzelnen Ver- 
bänden verschieden. So zeigten steigende Arbeitslosen- 
zitffer der Metallarbeiterverband (4,1 v. H. gegen 3,8 v. H. im 
Monat Oktober), der Bauarbeiterverband (5,1 v. H. gegen 3,8 
v. H. im Vormonat), der Transportarbeiterverband (4,3 gegen 
3,7 v. H.) und der Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter 
(2,1 zegen 2,0 v. H.), während über eine abnehmende Ar- 
beitslosigkeit unter ihren Mitgliedern berichten konnten der 
Holzarbeiterverband (7,3 v. H. im Oktober auf 5,1 v. H. im No- 
vember), der Textilarbeiterverband (5,6 v. H. im Vormonat auf 
4,3 v. H. im November), der christliche Metaliarbeiterverband 
(von 2,2 auf 1,1 v. H.) und der Fabrikarbeiterverband (3,3 auf 
3,2 v. H.). Der Berichtsmonat ist seit 5% Jahren (April 1914) 
der erste, in dem die Arbeitslosenziffer der weiblichen Fach- 
#erbandsmitglieder geringer war als die der männlichen, ein 
Zustand, der in der Vorkriegszeit die Regel bildete; es wird 
abzuwarten sein, ob diese Erscheinung als dauernd anzusehen 
sein wird. 

Bei den Arbeitsnachweisen machte sich ein ver- 
stärkter Andrang Stellensuchender geltend, zumal bei dem 
männlichen Geschlecht. Im ganzen berechnet kamen auf je 
100 für männliche Bewerber offene Stellen im Berichtsmonat 
212 Stellungsuchende (im Vormonat 199), auf je 100 für Frauen 
offene Stellen 134 Bewerberinnen (im Vormonat 126). Die 
stärkste Zunahme der Andrangsziffer beim männlichen Ge- 
schlecht zeigt das Baugewerbe, es folgten das Nahrungs- und 
‚Genussmittelgewerbe, Industrie der Steine und Erden, die Be- 
rufsgruppe der Fabrikarbeiter, Maschinisten, Heizer usw., Be- 
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kleidungsgewerbe, Gast- und Schankwirtschafit; die höchste 
Andrangsziifer überhaupt hatten die Fachgruppen: Künstlerische 
Betriebe mit 685 Stellungsuchenden auf 100 offene Stellen und 
die Sammelklasse: „Ohne Angabe der Berufsgruppe“ mit 500 
Gesuchen auf je 100 offene Stellen. Einen Rückgang der Zahl 
der Stellungsuchenden hatte demgegenüber das Vervielfälti- 
zungsgewerbe, Leder-, Papier-, Holz- und Metallindustrie so- 
wie das Handelsgewerbe, Das grösste Angebot weiblicher Ar- 
beitskräfte herrschte in der Berufsgruppe der ungelernten Fa- 
brikarbeiteinnen: 297 Arbeitsgesuche auf 100 offene Stellen. 


Sozialisierung 


Einbringung eines Sozialisierungsgesetzes. Amtlich wird 
mitgeteilt: In seiner Sitzung vom 21. Dezember hatte das Reichs- 
kabinett beschlossen, wenn möglich noch im Monat Ja- 
nuar dem Reichstage einen Entwurf über die Soziali- 
sierung des Kohlenbergbaues vorzulegen. Der 
Reichswirtschaftsminister ist beauftragt worden, den Soziali- 
sierungsausschuss des vorläufigen Reichswirtschaftsrats nm 
Beschleunigung seiner Arbeiten zu bitten, damit die Er- 
gebnisse der Beratung noch für die Aufstellung des Entwurfes 
benutzt werden könnten. In Ausführung dieses Auftrages hat 
der Reichswirtschaftsminister an den Vorsitzenden des Soziali- 
sierungsausschusses ein Schreiben gerichtet, in dem er von der 
Absicht des Kabinetts Mitteilung macht und ihn. ersucht, auf Be- 
schleunigung der Arbeiten des Verständigungsausschusses zu 
wirken. 

Wir sind gespannt, was da nın — kommen mag. 


Wohnungswesen 


Ein Tropfen Wasser auf den heissen Stein. Nach amt- 
lichen Mitteilungen hat das Preussische Staatsministerium be- 
schlossen, der Verfassunggebenden Preussischen Landesver- 
sammlung in kürzester Zeit einen Gesetzentwurf zugehen zu 
lassen, der einen Kredit von 400 Millionen Mark anfordert, 
der zu Ueberteuerungszuschüssen für den Wohnungsbau ge- 
mäss den Plänen des Wohlfahrts-Ministeriums verwandt wer- 
den soll. Zur Realisierung des Kredits wird voraussichtlich 
der Anleiheweg beschritten werden. Die für Tilgung und 
Amortisation erforderlichen Beträge werden in den neuen 
Etat eingestellt. 

Die Bereitstellung dieser Mittel, so erfreulich sie an und 
für Sich ist, wirkt nur wie ein Tropfen Wasser auf einen 
heissen Stein, solange nicht die Sozialisierung des zanzen 
Woehnungswesens, sowohl des Grund und Bodens als auch der 
Baustoffindustrien durchgeführt wird. Bei den jetzigen Wirt- 
schaftsverhältnissen werden diese neuen, dem Baumarkt zu- 
fliessenden Gelder nur wieder eine wilde Spekulation in Grund 
und Boden sowie in Baustoffen hervorrufen, so dass beträcht- 
liche Teile dieser von der Allgemeinheit aufzubringenden 
Mittel wieder den privaten Spekulanten in die Hände fallen. 


Sozialpolitik 


Die Arbeitslosenversicherung.. Der vom Reichsarbeits- 
ministerium aufgestellte Entwurf eines Gesetzes über Arbeits- 
losenversicherung ist auf Grund der Beratungen im Reichsrat 
zurückgezogen worden, weil der Gedanke, die Arbeitslosenver- 
sicherung von örtlichen Zwangsverbänden der Kranken- 
kassen durchführen zu lassen, allseits abgelehnt worden 
ist. Es wurde die Angliederung der Arbeitslosenversicherung 
an die Arbeitsnachweise gefordert. 


Reichswirtschaftsrat 


Einen finanzpolitischen Ausschuss hat der Reichswirt- 
schaftsrat eingesetzt. Zum Vorsitzenden dieses Ausschusses 
ist Georg Bernhard gewählt worden. Nach dem Arbeits- 
programm, das sich der Ausschuss in seiner Sitzung vom 
3. Januar gegeben hat, wird er sich neben der Erledigung der 
dringenden Tagesfragen und der Begutachtung etwaizer Ge- 
setzentwürfe mit der Ausarbeitung eines Planes für die 
Sanierung der Reichsfinanzen und der Wäh- 
rungsverhältnisse befassen. Zur Vorbereitung dieser 
Beratungen wurde eine 'siebengliedrige Kommission gebildet, 
die den Stoff sichten und Vorschläge als Grundlage für die 
zu fassenden Beschlüsse machen soll. Sie setzt sich aus den 
Mitgliedern Wilhelm Beckmann, Georg Bernhard, Max Cohen, 
Hartung,. Prof. Herkner, Dr. Rathenau und Prof. Schmalen- 
bach zusammen. 


Arbeitgeberbewegung 


Festerer Zusammenschluss der Unternehmerverbände, Die 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber-Verbände hielt kürz- 
lich in Berlin eine Vorstandssitzung ab, in welcher die Auf- 
nahme von. 26 weiteren Verbänden genehmigt wurde. Damit 
sind, wie in der Presse berichtet wird, der Vereinigung der 


Nr. 2 


Deutschen Arbeitgeber-Verbände nach dem heutigen Stande 191, 
grosse Bezirke und Industrien. zusammenfassende Verbände un- 
mittelbar angeschlossen, die sich wiederum in 1310 Arbeitgeber- 
Verbände teilen. ‘Von der Organisation sind rund 101500 Be- 
triebe mit 6,5 Millionen Arbeitern erfasst. Die entsprechenden 
Zahlen am 1. Januar 1920 waren: 130 unmittelbar. ange- 
schlossene und 575 mittelbar angeschlossene Verbände, 52 683 
Betriebe und 4021042 Arbeiter. Der bisherige Zuwachs des 
laufenden Jahres übertrifft den vom Voriahre um ein Viel- 
faches. Der Ausbreitung entsprechen die Fortschritte im inne- 
ren Ausbau der Vereinigung. Es bestehen zurzeit 11 bezirk- 
liche Zusammenschlüsse, 6 Austauschstellen, sowie 4 eigene 
Landesstellen in Dresden, Weimar, München und Königsberg. 
Die Interessen der besetzten Gebiete, für die ein besonderer 
Arbeitgeberausschuss besteht, werden: in der Geschäftsstelle . 
der Vereinigung durch ein eigenes Dezernat wahrgenommen. 


Wir leben im Schlaraffenland. Der Nr. 51 der „Deutschen 
Arbeitgeberzeitung“ entnehmen wir folgende Ausführungen: 

„Auch Hans Sachs hat mit seinem köstlichen Humor die 
Widersprüche und Verkehrtheiten des Schlaraffenlandes ge 
geisselt, immerhin aber hat er zum ersten Male (1530) das 
Bild des Schlaraffenlandes in die deutsche Phantasie ein- 


geprägt: 
Eine Gegend heisst Schlaraffenland, 
Den faulen Leuten wohlbekannt, 
Das liegt drei Meilen hinter Weihnachten | 
Und dann kommt eine ausführliche Schilderung von den 


Wundern, ‚die man hier erlebt. Zum Schluss aber heisst es: 
Und welcher die Leut’ zum Narren hält, 
Bekommt ein Blaffert noch zum Lohne, 


Und wer gern arbeit’t mit der Hand, 

Verbeut man das Schlaraffenland. 

Wer Zucht und Ehrbark:it will lieben, 

Der wird zum Land hinausgetrieben. 

Wer unnütz ist, sich nichts lässt lehren, 

Der kommt im Land zu grossen Ehren, 

Wer als der Faulste wird erkannt, 

Der wird zum König in dem Land. 
usw. usw, usw, 

Wie würde sich: wohl der Nürnbergen 
Meistersinger die Hände reiben, wenn er die 
heutigen Zustände mit seiner damaligen Er- 
zählung vergleichen könnte!“ 

Dieser Vergleich 'stammt aus der Feder des bekannten 
Kuh, der unter der Ueberschrift „Was lehrt die Zeit“ seine 
Weisheit verzapft. Wie sich in diesen Kopfe wohl di@ Welt malt! 


„Ist dies schon Toliheit, hat es doch Methode“. Die Deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung vom 19, Dezember 1920 bringt einen Auf- 
satz über „Lohn- oder Preisabbau?“ von einem G. Freiherrn 
. n Ketelhodt in Rudolstadt, der zu folgendem Ergebnis 

ommt: ; 

„Daher musserst der Lohn fallen, ehe die 
Preise sinken können, und die Lohnarbeiter müssten 
sich damit abfinden, eine Zeitlang kümmerlicher zu leben, 
als sie es sich jetzt angewöhnt haben, wie schon alle anderen 
Kreise der Bevölkerung auch kümmerlich leben... .“ 

wobei mit den anderen Kreisen sicher die Gross- 
kapitalisten und Schieber gemeint sind, deren küm- 
merliches Leben die Luxus-Etablissements und 
Luxus-Ge'schäfte nur so aus der Erde schiessen lässt. 

Und an anderer Stelle desselben Aufsatzes wird ausgeführt, 
dass ein höherer Lohn nur bei höherer Leistung gezahlt werden 
darf, um dann fortzufahren: 

„Wer besser leben oder unter schwierigen Verhältnissen 
in gleicher Art weiterleben wollte, müsste den Ertrag seiner 
Arbeit durch Mehrarbeit steigern. Es mag hart klingen, wenn 
hier gesagt wird: Entweder die Leistung steigern 
oder untergehen“, 

Also hört Ihr’s! Keine Lohnerhöhung, sondern Abbau der 
Löhne! Wenn Ihr nicht verhungern wollt, so müsst Ihr mehr 
arbeiten! Wenn Ihr das nicht wollt, dann müsst Ihr krepieren! - 
Und dieser famose Freiherr schlägt dann folgenden praktischen 
Weg zum Lohnabbau vor: 

„Durch Reichsgesetz wird der Lohn aller Lohnarbeiter 
von einem bestimmten Tage ab um fünf vom Hundert in der 
Weise herabgesetzt, dass der Arbeitgeber diese fünf vom 
Hundert bei einer staatlichen Kasse einzahlt und dem Lohn- 
arbeiter eine Bescheinigung über diesen Betrag gibt. Der 
Kasse wird untersagt, dieses Geld wieder auszugeben, so 
dass sich das umlaufende Geld bei jeder Lohnzahlung um fünf 

.vom Hundert der gesamten Lohnsumme vermindert. Dem 
Lohnarbeiter aber werden die als abgezogen bescheinigten 
Beträge, sobald sie den Betrag von 100 M. erreicht haben, 
mit drei vom Hundert verzinst und mit einem vom Hundert 
getilgt. (?!) Der Arbeitgeber hat zwar dabei vorläufig die bis- 
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herige Lohnsumme weiterzuzahlen, da aber das Geld in dem- 
selben Umfange ‚wertvoller wird, als sich die Menze- seines 
Umlaufs. vermindert, wird er bald in der Lage sein, seine 
Preise herabzusetzen. (1!) Er wird dann auch die Löhne 

. selbst herabsetzen können, ohne den Lohn- 
arbeiter zu schädigen. Je geringer der Lohn 
ist, um so weniger machen dem einzelnen die 
abzuziehenden fünf vomHundert aus(au!), und 
auf diese Weise würde durch Amortisierung 
des Lohnes nach und nach -der regelmässige 
Zustand wieder angebahnt.“ 

Bei solchen Plänen stimmt es fürwahr, wie die „Deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung‘ einleitend ausführt: „Niemand wird sich 
darüber täuschen, dass in der sozialen Auseinander- 
setzung kaum der erste Akt, vielleicht erst 
das Vorspiel stattgefunden hat!... Um Sein 
oder Nichtsein geht der Kampf.“ : 

Noch ein :Wort aus der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung“ 
(Nr. 51 vom 19. 12. 1920). „Wollen die Arbeiter ernstlich 
an eine Hebung ihrer Lebenslage gehen, so werden sie ihr 
Augenmerk mehr als zuvor auf den Ausbau der Akkordarbeit, 
die Einführung :der Entlohnung nach Familien- 
stand und vor allem auf die Abschaffung des Acht- 
stundentage's richten müssen.“ 


ÄAngestelltenbewegung 


„Ehrliche Berichterstattung“. In der Zeitschrift dsNeuen 
Deutschen Technikerverbandes „Der Deutsche 
Techniker“ und natürlich auch- in der - gleichgerichteten 
Schrift des Christlichen Werkmeisterbundes sowie in 
Notizen der Tagespresse wird unter der Ueberschrift „Wür- 
dige Vertreter des AfA-Bundes“ über eine am 
26. November in Bochum veranstaltete Versammlung des 
Werkmeisterbundes und des N. D. T. V. berichtet, die der Dicht- 
kunst der würdigen Vertreter des N. D. T. V. alle Ehre macht. 
Wir: sehen uns deswegen genötigt, auf Grund eines uns zuge- 
gangenen Berichtes die verlogene Darstellung der „Christlichen 
richtig zu stellen. Unser Gewährsmann schreibt: 

„Die Gründungsversammlung war von etwa 15 Freunden 
des Christlichen Werkmeisterbundes und fünf bis sechs Gegnern 
besucht. ‘Die lebhafte Propaganda, die für diese Versammlung 
betrieben worden war, hatte also einen recht geringen Erfolg 
gehabt. Herr Breddemann, Berlin, ging in seinem Referat 
sofort zu Angriffen gegen die einzelnen Verbände der AfA über. 
Er begann mit dem „Zentralverband der Ange- 
stellten“, dessen Führung er unter Hinweis auf den Kollegen 
Paul Lange als kommunistisch bezeichnete. In ähnlich pole- 
mischer und jeder grundsätzlichen Behandlung entbehrender 
Weise behandelte er den Bund und den Deutschen Werkmeister- 
verband. Natürlich war es auch wieder die Person des Kollegen 
Aufhäuser, die Herr Breddemann zur Zielscheibe seiner An- 
griffe machte, indem er ihm politischen Radikalismus und Feind- 
schaft gegen das Christentum vorwarf. 

Diese unsachlichen Ausführungen zwangen die anwesenden 
Anhänger der freigewerkschaftlichen Angestelltenverbände zu 
einer energischen Erwiderung. Zunächst nahm Kollege Stol- 
zenburg vom Zentralverband das Wort. Er wies darauf hin, 
dass die Ausführungen des Referenten jede grundsätzliche Aus- 
einandersetzung vermissen liessen, und es war ihm leicht, nach- 
zuweisen, wie wenig berechtigt die persönlichen Angriffe gegen 
unsere führenden Kollegen waren. Die Angriffe Breddemanns 
gegen Aufhäuser trugen den Stempel fanatischen Hasses gegen 
die freigewerkschaftliche Arbeitnehmerbewegung. Die entschie- 
dene Art der Zurückweisung seiner unerhörten persönlichen 


‚Angriffe brachten Herrn Breddemann derart aus der Ruhe, dass 


er sogar mit der Anwendung des Hausrechts drohte” Das war 
besonders der Fall, als Stolzenburg darauf hinwies, dass der 
Vorwurf parteipolitischer und religiöser Intoleranz weit eher den 
christlichen als den freien Gewerkschaften gemacht werden 
müsste, denn die christlichen Gewerkschaften wären stets 
Schrittmacher einer bestimmten politischen Partei und religiösen 
Anschauung gewesen. Sichtlich peinlich berührte Herrn Bredde- 
mann der Hinweis auf eine Entschliessung, die der kürzlich in 
Essen tagende- Kongress der christlichen Gewerkschaften ein- 
stimmig ‘angenommen hatte, in der ein vernichtendes Urteil 
über den Kapitalismus gefällt und seine sofortige Ersetzung 
durch ein System der Gemeinwirtschaft verlangt wird. Es ge- 
lang dem Kollegen St., unter Benutzung dieser Entschliessung 
nachzuweisen, dass ein gewaltiger Unterschied besteht zwi- 
schen dem, was Herr Breddemann vorgetragen hatte und jenen 
Anschauungen, denen sich unter dem Druck der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse auch die christlichen Arbeiter- 
gewerkschaften nicht mehr verschliessen können. - 

Der zweite Diskussionsredner, unser Bundeskollege 
Brandsmöller, wies auf den Unterschied hin, der zwischen 
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der reinen Lehre des Christentums und den Taten vieler seiner 
heutigen Vertreter, besonders in den christlichen Gewerk- 
schaften, besteht. Die letzteren scheuen sich nicht, unter dem 
Deckmantel Schützer der christlichen Lehre zu sein, ihre ge- 
werkschaftlichen Gegner in der unchristlichsten Weise zu ver- 
leumden. Das ist ihre praktische Betätigung des schönen christ- 
lichen Grundsatzes: „Liebet eure Feinde!“ Die Behauptung 
des.N. D. T. V., Brandsmöller habe gesagt, es würde doch nicht 
besser, bis der Umsturz die ganze Sache umschmeisse, hat sich 
der Berichterstatter des N. D. T. V. aus den Fingern gesogen. 
Richtig ist jedoch, dass Kollege Brandsmöller sagte, Herr 
Breddemann möchte erst einmal die Träger der kapitalistischen 
Wirtschaft zum wahren Christentum bekehren, dann könne er 
auch erwarten, dass die christliche Ethik den sozialen und Wirt- 
schaftskampf veredeln werde. Zu den Angriffen auf den Kolle- 
gen Aufhäus er bemerkte unser Diskussionsredner, dass A,, 
wie jedes andere Bundesmitglied, an die Beschlüsse des Bundes- 
tages gebunden sei und dass seine parteipolitische Anschauung 
mit der Stellung des Bundes durchaus nichts’ zu tun habe. Wir 
gestatten unseren Mitgliedern und natürlich auch unseren Füh- 
rern, sich parteipolitisch zu orientieren, wie sie es wollen, denn 
darin besteht die wahre parteipolitische Neutralität.“ 

Soweit unser Gewährsmann, dessen Darstellung auch von 
den übrigen Bundeskollegen als richtig bezeichnet wird. Wir 
begnügen uns mit dieser Darstellung und überlassen es getrost 
dem gesunden Sinn der technischen Angestellten, zu entschei- 
den, ob sie einer Gewerkschaft angehören wollen, die zielklar 
und rücksichtslos ihre Interessen wahrnimmt wie unser Bund, 
oder ob sie eine Organisation vorziehen, die sich die Vernichtung 
ihres gewerkschaftlichen Gegners durch einen gehässigen Ver- 
leumdungsfeldzug zur Aufgabe gemacht hat. 


Den Gipfel der Bescheidenheit dürfte der G. d. A. mit seiner 
Beilage zur Zeitschrift des Gewerkschaftsbundes der Ange- 
stellten „Der Techniker im G. d. A.“ erreicht haben. Auf zwei 
kleinen Seiten in 14tägigem Erscheinen werden nicht nur die 
grossen sozialen Probleme, sondern darüber hinaus auch noch 
rein technische Fachfragen behandelt. In Nr. 1 haben wir als 
Leitartikel einen Aufsatz über die Vergasung der Rohbraunkohle, 


«dann folgt die Kleinaktie von Stinnes, schliesslich beschäftigt 
“man sich noch mit den Spezialfragen aus der chemischen In- 


dustrie, aus den Seeschiffswerften, dem Braunkohlenbergbau, 
der Tarifbewegung in Mitteldeutschland, dem Bergbau Rhein- 
land-Westfalens und den Tarifverhandlungen im Ruhrbezirk. 

Die Techniker, denen eine derartige dilettantenhafte Be- 
handlung dieser ihrer gewerkschaftlichen und beruflichen Fragen 
genügt, wollen wir dem G. d. A. gern überlassen. Für uns ist 
„Der Techniker im G. d. A.“ nur ein neuer Beweis dafür, dass 
der Techniker im G. d. A. nichts zu suchen hat. sondern nur 
in seiner Berufsorganisation eine vollwertige Interessenver- 
tretung finden kann. 


Ein Vorstandsmitglied des G. d, A. für die Beseitigung des 
Achtstundentages! In der „Magdeburger Zeitung“, die nach 
dem ersten Schwanken der Revoiutionstage wieder ganz in das 


» scharfmacherische Lager zurückgekehrt ist, befand sich, wie 


wir aus der „Deutschen Handelswacht“ ersehen, ein Aufsatz des 
Vorstandsmitgliedes des G. d. A. Heinrich Thal (Berlin) unter 
der Ueberschrift „Burgfrieden“, in dem folgende Ausführungen 
enthalten sind: 

„Nicht Arbeitsstreckung, Feierstunden darf die Parole 
sein, sondern Arbeitsvermehrung. Der Achtstundentag muss 
verbrieftes Recht bleiben. In den Stunden des Grossfeuers 
aber muss zur Vermehrung und zur Verbilligung der Pro- 
duktion über acht Stunden hinaus gearbeitet 
werden. Wir brauchen nicht den russisch-bolschewistischen 
Zwölfstundentag. Wir werden aber für eine Uebergangszeit 
9 und 10 Stunden arbeiten können, um mehr und 
billiger zu produzieren. Das setzt voraus, dass die 
Mehrarbeit nicht bezahlt wird. Geschieht das, 
dann wird die Produktion um 25 Prozent verbilligt und erhöht 
und die Preise werden herabgehen. Unternehmer und Arbeit- 
geber müssen die so erzielte Mehrproduktion der Nation zur 
Verfügung stellen, also auf eigenen Verdienst und Gewinn 
verzichten.“ 

Genau dieselben Ausführungen hätten in der „Deutschen 
Arbeitgeber-Zeitung‘‘ stehen können. Aber es stimmt ja, der 
G. d. A. hat nach seiner Verschmelzung als ersten Programm- 
punkt „die freie Wirtschaft“ aufgestellt. Arm in Arm mit der 
Arbeitgeberschaft fordert er das Jahrhundert in die Schranken! 


Zu einer „glanzvollen“ Niederlage für den Gewerkschaitsbund 
der Angestellten gestaltete sich eine öffentliche Versammlung 
am 5. Dezember in Essen, in der Herr Beckmann vom 
G. d. A. über das Thema „Sozialisierung und Boden- 
reform“ sprach. Der G. d. A. scheint sich allmählich zu einer 
Organisation auszuwachsen, die immer in dem Augenblicke in 
den Kampf der Sozialgesetzgebung eingreift, wenn die Gegen- 
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sätze zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen scharf 
aufeinanderzuplatzen drohen. Zuerst war es Herr Schnei- 
der, dessen redlichem Bemühen es gelungen ist, das Betriebs- 
rätegesetz zu verschandeln, jetzt erscheint Herr Beckmanın 
auf dem Plane, um sogenannte Sozialisierungsvorschläge zu 
machen, die lediglich von Kapitalinteressen diktiert sind. Der 
sogenannte Sozialisierungsvorschlag des Herrn Beckmann sucht 
die Gedanken Stinnes zu verquicken mit einigen bodenreforme- 
rischen Ideen, will aber im übrigen den selbständigen Unter- 
nehmer bestehen lassen. 

In der obenerwähnten Versammlung fand der Vortragende 
jedenfalls keinen Anklang mit seinen Gedankengängen, denn die 
gutbesuchte Versammlung bestand zu etwa 80 Prozent aus 
AfA- und vorwiegend Bundesmitgliedern. Kollege Steiger 
Halbfell zerpflückte in der Aussprache die Darlegung Beck- 
manns und widerlegte ihn Punkt für Punkt. Er bewies, dass 
seine Vorschläge nur darauf hinausliefen, den Kapitalismus 
fester zu fundieren. Vor allem wies er ihm als Fachmann 
nach, dass er bei seiner Errechnung der Gestehungskosten im 
Kohlenbergbau von ganz falschen Voraussetzungen ausgegangen 
wär. Halbfell fand bei der überwältigenden Mehrheit der An- 
wesenden begeisterte Zustimmung. Das war den Herren vom 
G..d. A. sichtlich unangenehm, und einer meinte, der AfA-Bund hätte 
es sich auch etwas kosten lassen, um einen starken Versamm- 
lungsbesuch zu erzielen. Wir können den Herrn beruhigen, die 
Kosten für diese Versammlung hat der G. d. A. getragen. Wir 
haben uns mit ein paar telephonischen Gesprächen und einigen 
Briefen an unsere Vertrauensleuteı gewandt, und das genügte, 
um eine grosse Anzahl zu veranlassen, an der Versammlung 
teilzunehmen. 

Herr Beckmann legte der Versammlung eine lange Ent- 
schliessung für seine Vorschläge vor. Diese Entschliessung 
wurde jedoch von der grossen Mehrheit der Anwesenden abge- 
lehnt, wohingegen eine von unserer, Seite vorgelegte Ent- 
schliessung, die sich für die Vollsozialisierung im 
Sinne des Vorschlages I der Sozialisierungskommision aus- 
spricht, mit der gleichen Mehrheit angenommen 
wurde. Infolge der Unfähigkeit des Versammlungsleiters, der 


keinerlei parlamentarische Gepflogenheiten zu kennen 1 scheint 


sahen sich unsere Kollegen schliesslich gezwungen, Men Saal 
zu verlassen, so dass Herr Beckmann vor einem Rest von etwa 
50 Getreuen, die auch noch nicht einmal alle seiner Ansicht 
waren, sein Schlusssprüchlein halten konnte. 

Da die Entschliessung Beckmanns nicht angenommen war, 
musste sie aber doch der Oefientlichkeit übergeben werden, 
das geschah durch einen vom G. d. A. versandten Waschzettel. 
Aus dem Umstande, dass vor allem die kapitalistische Presse, 
wie die „Deutsche .Bergwerkszeitung‘“ und ähnliche Organe, 
diesen Erguss veröffentlicht, sieht jeder Einsichtige deutlich, wie 
sehr die Ideen Beckmanns den kapitalistischen Interessen Rech- 
nung tragen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Reichstarif der technischen Aufsichsbeamten der Berufsgenos- 
senschaften. Bereits im vorigen Jahre versuchten wir im An- 
schluss an das Uebereinkommen der Bureauangestellten auch für 
die technischen Aufsichtsbeamten eine einheitliche Regelung zu 
treffe Alle Verhandlungen scheitertedt an dem Widerstand des 
Arbeitgeberverbandes, so dass nur einige Einzelabkommen mit 
Baugewerks-Berufsgenossenschaften zustande gekommen sind. 
Auch bei den diesjährigen Verhandlungen über die Erneuerung 
des Bureauangestellten-Tarifvertrages war unsere Zuziehung 
nicht zu erreichen. Wir benutzten daher die am 24, November 
1920 im Reichsarbeitsministerium stattfindende Schiedsgerichts- 
verhandlung gewissermassen als letzte Möglichkeit zur Stellung 
eines entsprechenden Antrages und erreichten einen Schieds- 
spruch, der den Vertragsteilnehmern auferlegte, in „eine Prü- 
fung“ darüber einzutreten, „ob ein Kollektivabkommen für die 
technischen Aufsichtsbeamten geschlossen werden kann“. Wir 
hatten also erst einmal eine Verhandlungsbasis geschaffen. 

Die geforderte „Prüfung“ fand in einer Verhandlung mit dem 
Vorstand des Arbeitgeberverbandes am 28. Dezember 1920 statt, 
und zwar gemeinsam mit dem Z. d. A. Verbaruv und Witab. Dem 
uns bei früheren Verhandlungen stets entgegengehaltenen Ein- 
wand der zu verschiedenartigen Vorbildung der 
technischen Aufsichsbeamten waren wir entgegengekommen, in- 
dem wir die Bildung von 3 Gehaltsstufen vorschlugen, und 
zwar: 

Gruppe 1: mindestens 20 Prozent höher wie Gehaltsklasse I 
der Bureauangestellten für technische Aufsichts- 
beamte ohne technische Vorbildung, 
mindestens 30 Prozent Aufschlag für technische 
Aufsichtsbeamte mit abgeschlossener Mittelschul- 
bildung oder 4 Semestern Hochschule, 
mindestens 50 Prozent : Aufschlag für 
absolventen. 


“ IL: 


a. sc HL: Hochkschul- 


Nr. 2 


» Unsere Vorschläge waren als Mindestgehälter 
gedacht unter Schaffung won Aufstieggmöglichkeiten in die 
nächst höhere Gruppe. 

Der Arbeitgeberverband erklärte nunmehr, auch diesen 
Vorschlag nicht annehmen 'zu können, da auch die Tätigkeit 
der technischen Aufsichtsbeamten in den verschiedenen 
Genossenschaften zu  verschiedenartig sei. Er wolle mit 
uns einen »« Reichs-Mantelvertrag zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse abschliessen aber die Reselunge der Ge- 
hälter, Aufwandsentschädigungen und Tagegelder müsse 
besonderen Verhandlungen mit einzelnen, nach Gewerbe- 
zweigen zusammengefassten Genossenschaftsgruppen vorbe- 
halten bleiben. Wir erklärten uns auch mit diesem Vorschlage 
einverstanden, forderten nur die Festlegung dieser Gruppen 
im Mantelvertrage und eine Fristfestsetzung für die Gruppen- 
verhandlungen. Nach überraschend kurzer Beratung erklärte 
der Arbeitgeberverbänd jetzt auch diesen Weg für -ungangbar, 
obwohl er ihn selbst vorgeschlagen hatte, 

Der Arbeitgeberverband hat damit bewiesen, dass er nur 
der Form Genüge tun wollte, aber an eine ernstliche Prü- 
fung der Frage gar nicht dachte. Wir haben jetzt den Reichs- 
arbeitsminister gebeten, die Leitung der weiteren Verhandlungen 
zu übernehmen und seinem Schiedsspruch vom 24. November 
1920 die notwendige Beachtung zu verschaffen, 


Versicherungswesen 


Neue Unwahrheiten der Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte. Das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte ist weiterhin bemüht, über die dort vorhandenen 
Missstände irreführende Nachrichten zu verbreiten. Diese Miss- 
stände beruhen zu einem Teil auf den mangelhaften Gesetzes- 
vorschriften, die einen geregelten Versichetfungsbetrieb kaum 
ermöglichen, zum anderen Teile aber darauf, dass das Direk- 
torium nicht imstande gewesen ist, eine geordnete Verwaltung 
durchzuführen. Es steht fest, dass in der Reichsyersicherungs- 
anstalt für Angestellte keine geordnete Uebersicht über den ge- 
setzlich vorgeschriebenen, d. h. tatsächlich bestehensollenden 
Versicherungsbestand vorhanden ist. 

Die gesetzlich versicherungspflichtigen Angestellten sind 
sich im’ unklaren, ob sie gehörig versichert sind; denn das Di- 
rektorium hat die von ihm vor einer Reihe von Jahren über- 
nommene Verpflichtung, den Versicherten alliährlich Kontoaus- 
züge zu schicken, nicht erfüllt. Da das Direktorium seinerseits 
nicht imstande ist, den Versicherten mitzuteilen. ob sie ord-: 
nungsgemäss versichert sind, fragt es ietzt bei den Ver- 
sicherten an, ob und welche Beiträge für diese nach den 
Vorschriften des Gesetzes hätten geleistet werden müssen. Es 
ist ein geradezu unerhörter Skandal, dass ein. Versicherungs- 
betrieb bei den Versicherten anfragt, welche Verpflichtungen sie 
haben. Darin dokumentiert sich die völlige Unfähigkeit der bis- 
ae ai Verwaltung der Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stelite. 

Diese Missstände sind ein weiterer Anstoss für die Ange- 
stellten geworden, aufs neue ihre grundsätzliche Anschauung 
zu propagieren, dass die Sonderversicherung für Angestellte 
umgehend mit der in der Reichsversicherungsordnung festge- 
legten Alters- und Invalidenversicherung vereinheitlicht wird. 
Das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
sucht die -Vereinheitlichung beider Versicherungen mit allen 
Mitteln zu hintertreiben. Zu welchen Massnahmen es sich da- 
bei versteigt, geht daraus hervor, dass es durchaus eine ört- 
liche Verlegung des Direktionsbetriebes von Berlin nach Süd- 
deutschland durchzuführen bestrebt war. Man denke, was dar- 
aus entstehen muss, wenn eine an und für sich schon in Un- 
ordnung befindliche Verwaltung ausserdem durch einen Umzug 
gestört würde. 

Das Direktorium hatte für Anfang November 1920 eine 
Sitzung von Vertretern der Angestelltenorgani- 
sationen einberufen, die sie für seine antisozialen Pläne zu 
gewinnen hoffte. Die Vertreter der dem AfA-Bund angehören- 
den Verbände haben diese Pläne durchkreuzt, indem sie in 
jener Sitzung forderten, dass zunächst einmal über die £rund- 
sätzliche Frage gesprochen werde. Das Direktorium ist 
über den AfA-Bund so erbost, dass es sich jetzt erlaubt zu 
schreiben, dieser AfA-Vorschlag sei mit „überwiegender Mehr- 
heit“ zurückgewiesen worden und die AfA-Verbände hätten 
es „abgelehnt, positive Mitarbeit im Interesse der Versicherten 
zu leisten“. Tatsächlich ist der AfA-Vorschlag Aur mit 13 ge- 
gen 11 Stimmen abgelehnt worden und diese kleine Mehrheit 
ergab sich nur, weil das Direktorium mitstimmtel Die Ange- 
stellten wissen diese direktorialen Unwahrheiten und Dreistig- 
keiten mit gebührender Heiterkeit aufzunehmen. 

Jedenfalls ergibt sich aus diesen Vorkommnissen. dass als- 
bald die Neuwahlen für den Verwaltungsrat der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte durchgeführt und in das Direk- 
torium befähizte Leute hineingebracht werden müssen, die es 
mit der Wahrheit genauer nelimen. 
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DD Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 

"Neue Fernsprechanschlüsse. Die a unseres Bundes 


ist an zwei weitere Fernsprechleitungen angeschlossen worden. Für den Fern- 
ruf dienen jetzt die Nummern: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft. 
Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen hei Bern. 

Heilmann & Littmann, Baugeschäft, Nürnberg, Essenweinstrasse. 
Hermann Schlisske, chem -techn. Torfverwertung, Munster, Bez Hannover. 
Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 


Aus den Gauen 
Gau Rheinland-Westfalen. Neben dem Tarif für die Bergbauange- 





"stellten, der inzwischen durch Schiedsspruch vom 18. Dezember 1920 (vgl. 


„Techn. Grubenbeamter‘‘, Nr. 1) zum Abschluss gelangt ist, spielte die Tarif- 
frage der Angestellten in der Metallindustrie in letzter Zeit eine wesent- 


"liche Rolle. 


Nach lengwierigen Verhandlungen mit dem „Arbeitgeberverband für den 


Bezirk der nordwestl. Gruppe des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller‘' 


kam es zu dem im „Industrietechniker“ Nr. 36/1920 mitgeteilten Abkommen, 
durch das das ursprüngliche Gehaltsangebot der Arbeitgeber nicht unwesentlich 
verbessert wurde. 

Schwierig gestalteten sich auch die Tarifverhandlungen im Baugewerbe, 
Nachdem es schon vor einigen Wochen gelungen war, ein Abkommen mit dem 
Arbeitgeberverband für das Tiefbaugewerbe ebzuschliessen, gelang es schliess- 
lich, , nach langwierigen Verhandlungen, zu den Bezirksabschlüssen im 
Hochbau mit dem Düsseldorfer Arbeitgeberverband sowie mit dem West- 


"deutschen und dem Bergischen Arbeitgeberverband zu kommen. Ueber das 


Ergebnis dieser Tarifabschlüsse ist bereits zum Teil in der Fachbeilage „Der 


Bautechniker‘ berichtet worden. 
Mit dem Fabrikantenverein Arnsberg, dessen Gebiet sich bis an 


"die Grenze des Siegerlandes erstieckt, haben wir einen Manteltarif abge- 


"geneigt ist, den berechtigten 


-kommunistisch in Grund und Boden zu verdonnern, 





schlossen, der besondere Gehaltstarife vorsieht, die in sechs Unterbezirken ver- 
einbart werden müssen. Nach langen Verhandlungen ist es endlich gelungen, 
in allen sechs Unterbezirken die Vereinbarungen zustande zu bringen. 
Mit dem Märkischen Arbeitgeberverband von Hagen und Um- 
end wird zurzeit über neue Gehaltsforderungen verhandelt. Dieser Ver- 
d ist vielleicht der hartnäckigste in unserem Gebiet, der am wenigsten 
orderungen der Angestellten Rechnung zu 


en. 
Neue Tarife sind in Vorbereitung für die Industrie desMünsterlandes 
und den niederrheinischen Bezirk. Die Bezirkstarifverhandlungen mit 


“dem Bund deutscher Architekten sind bisher immer noch an dem hart- 


näckigen Widerstand der hiesigen Architektenvereinigung gescheitert. Wir 
werden wahrscheinlich gezwungen sein, das im Tarifvertrag vorgesehene Haupt- 


tarifamt anzurufen. 
Ueber die Werbetätigkeit ist nicht viel zu sagen. Selbstverständlich 


finden dauernd Ehngen in unserem Gebiet statt, in denen alle zurzeit 
besonders interessierenden 


ragen behandelt werden. Trotz der hinterhältigen 
Kampfesweise der christlichen Gewerkschaften und obwohl die bürgerliche 
Tagespresse hartnäckig bemüht ist, unseren Bund und den AfA-Bund als 
elingt es uns doch 


ständig, neue Kollegen für unseren Bund zu gewinnen. ‚soll jedoch nicht 


© bestritten werden, dass wir auch eine Reihe von Austritten zu. verzeichnen 


Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beila 


Industriebeamten-Verlag CmbH.. Berlin NW 52, Werftstr. 7. 


B 


' Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Heft 6 


Soeben ist erschienen: 


Der We9 zur Sozinlisierund 
es Kohlenherehnues 


schafter. 
die 


er 
hat. 
von Steiger Georg Werner, 
Mitglied der Soz.-Komm. 
Vereinsausgabe Preis M. 3,— einschl. Porto. 
Buchhandelausgabe Preis M. 3,— und 20°, Teuerungszuschlag, 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten -Verlag G.m.b.H. 


Berlin NW 52, Werftstr. 7. 
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haben, die zum Teil auf die schmutzige Agitation des N.D.T.V., zum Teil 
aber auch auf die Höhe der Beiträge zurückzuführen sind. Leider haben wir 
auch mehrfach. feststellen müssen, dass der Deutsche Werkmeister-Ver- 
band, obwohl er mit uns in dem AfA-Bund yereinigt ist, verscht, Bundes- 
mitglieder für sich zu gewinnen. Allerdings sind seine Erfolge in dieser 
Richtung nur sehr gering. Es handelt sich auch hier meistens um Kollegen, 
denen entweder die Beiträge zu hoch sind oder denen unsere zielklare und 
ehrliche Gewerkschaftspolitik nicht behagt. Trotzdem brauchen wir erhebliche 
Verluste nicht zu befürchten. Die technischen Angestellten erkennen immer 
mehr, dass mit einer schwankenden Politik nichts getan ist, und die derkenden 
ee wissen, dass ihre Interessen am besten durch den Bund vertreten 
werden. 
Besonders eingehend haben wir in öffentlichen sowohl, als arch in Mit- 
a ar en die Frage der Sozialisierung behandelt und können mit 
reude feststellen, dass unsere Kollegen die Haltung des Bundes in dieser 
Frage durchweg unterstützen. Mehr und mehr erkennen die techn'schen Ange- 
stellten, dass die Sozialisierung eine Lebensfrage der deutschen Wirtschaft dar- 
stellt und dass besonders der Techniker berufen ist, mehr an der “pitze des 
deutschen Wirtschaftslebens zu marschieren als es bisher der Fall war. /le 
von Arbeitgeberseite sowohl, als auch seitens der Harmonieverbände gemechten 
Verwässerungsvorschläge finden den schärfsten Widerspruch unserer Kollegen, 
Das. bewies erst eine in Essen vom G.d. A. veranstaltete ‘öffentliche Versamm- 
kung, die zu einer mächtigen Kundgebung für die Vollsozialisierung und für 
den Bund wurde. Darüber ist an anderer Stelle bereits berichtet worden. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be» 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müss-n spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B Berufsausschuss, 
H = Hospitantenversammlung. 


Berlin. Die Januarversammlung des Berufsausschusses für Vermessungswesen (Freitag, 
den 21. L) fällt aus. 

Bremen. Oeffentliche Werbeversammiung. 17.1. 8%, Gewerbehaus. 

Chemnitz. Werbeversammlung. 16. I. vorm. 10%. Thaliatheater. 

Dresden. Erweiterte Vorstandssitzung. 17. 1. 7°: „Bärenschänke“ (Hubertus 
zimmer), Webergasse. ® F. Elektrotechnik. 18.1. 7%, „Bärenschänke“ (Herren- 
stube), Webergasse. @ H. 19.1. 7%. Neustädter Ratskeller, Dresden, am Markt 
Ecke Hauptstrasse. 


Hamburg-Südost. Generalversammlung. 18. I. 7%, Borgfelder Gesellschafts- 
haus, Oben Borgfe!de 22. 
Hamburg-Zentrum. 


M. 19.1. 7% Hüttmanns Hotel, Poolstr. 20/21. 





Sierbeiafel 
Es starben: 

Anton Hahn (62 261), Charlottenburg. 

Ernst Hühne (61 203), Malmö in Schweden. 

Felix Kemnitz (103 713), Cöpenick. 

Johann Kossmann (144 639), Oberhausen. 

Karl Kröger ({T. 88524), Hamburg. 

Richard Kühn (135 856), Neidenburg. 

Fritz Liersch (Ho 12213), Berlin. 

Reinhold Machander (55 639), Berlin. 

Rudolf Nagel (T. 79551), Frans 

Oskar Schmidt (125 714), Niederschönhausen. 

Martin Sietz (6217), Kiel, i 

Ernst Springkämper (72245), Hemfurth. 

Reinhoid Voigt (82 841), Niedersedlitz. 

Karl Vollbehr (T. 20800), Kiel. 


Ehre ihrem Andenken! 















en: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 


— Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 


EEE LTE 
Herr Kollege! Bestellschein 
Ein Bundesmitglied, das 
unser Bundesorgan nicht liest, 
ist kein vollwerliger Gewerk- 
An das 


Fragen Sie deshalb 


jeden erreichbaren Kollegen, ob 
Deutsche 
Zeitung bei der Post bestellt 
Wenn nicht, veranlassen 
Sie ihn, sofort den umstehenden 
Zeitel auszufüllen und in einen 
Briefkasten zu werfen. 
Postbestellgaittung wird mit 
5 Mark vom Vertrauens- 
mann und der O.V. als Bei- 
trag in Zahlung genommen. 


Techniker-, 


postamit 


Die 


(Postzeitungsstelle) 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 40%, bei 6 Aufnahmen 15 %,. bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. £ 
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Geschäftliche Mitteilungen. Diuerwäsche ss 2 4 
Wer seine Kenntnisse in der englischen oder französischen Sprache = 3 a 
euffrischen und erweitern will, lese die Zeitschriften „Littte Puck* und || Qualität 23 
„Le Petit Parisien“, Inhalt: Novellen, Humoresken, Gedichte, Anekdoten, Habeten am =@8 A 
Witze mit Bildern, Grammatik, Gespräche, Geschäftsbriefe, alles mit Weite 33-45 S° ie 
Vokabeln und Anmerkungen. Bezugsbedingungen sind in jeder Buch- Se x 
handlung oder direkt vom Verlage: Gebrüder Paustlan, Verlags- Be; 
buchhandlung, Hamburg, Alsterdamm 7, erhältlich. Koma) > 
z n. Le Petit Barifien, bie Iuftinen Spradgzeitfhriftent 
u Beftes Mittel, Ihre engiifchen u. franzöfiihen Sprachkenn:niffe auf- 
r R zufrifhen und Er erweitern. Leicht verftändlich und anregend. 
3 Rein läftiges Nahfhlagen im Wörterbuh, da Dokabeln und RK, 
S Erklärungen beigefügt. 30000 Bezieher! 
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Iede aetfsrik 
vierteljährlih WM. 7.20 d. Buch. od. Poffamt, Bt. 7.80 direft. 
Gebr. Bauftian, Derlag Hamburg 70, Alfterdamm 7. 
Poftihelkonte: 189 (Hamburg). Weobefeiien foftenloß, 
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Laboraloriums- Ingenieur 


für Prüfung von Schaltapparaten, 

erren mit praktischer und konstruktiver 
Erfahrung wollen Angebote mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 


richten an 


AEG Apparatefabrik, Berlin N 31, 
Ackerstrasse 71/75. 


Tüchtiger Techniker 


als Betriebsassistent für Blankschrauben- und Metallwarenfabrik gesucht. 
L-dige Herren wegen Wohnungsmangel bevorzugt. 


Offenbacher Schrauben-Industrie 
Metz & Weissenburger 
Mühlheim a. Main b. Offenbach a. Main. 


Bautechniker 


für mein Baugeschäft mit Dampf- 
schneidemühle gesucht, gelernter 
Zimmerer bevorzuyt. Stenographie 
erwünscht, jedoch nicht Bedingung, 
desgl. Erfahrung im Dampfschneide- 
mühlenbetrieb, Bewerbungen mit 
Zeugnissen, kurzem Lebenslauf und 
Angabe der Gehaltsansprüche an 
3. Friedrich, 
Dampfschneidemühle u. Baugeschäft 
Altlietzegöricke a. ©. 


Bautechniker 


mit längerer Praxis, durchaus 
selbständig auf der Baustelle, 
guter Zeichner, sicher arbeitend, 
ledig, für sofort nach Aussig 
(Böhmen) gesucht. Zeugnis- 
abschriften mit Gehal san- 
sprüchen erbeten an 
B.Brockardit, 
Baugeschäft, Coburg. 


Selbständiger 


Konstrukteur 


speziell vertraut mit Bürstenhaltern 
und ähnlichen Metal’konstruktionen 
der Eiektrotechnik, sowie deren 
Kalkulation, sofort gesucht. 
Angebote m. Zeugnisabschriften, 
Gehaltsansprüch., Eintrittstermin an 


P. Ringsdorff, Mehlem a. Rh. 
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Betrifit ; 





Für unser technisches Bureau suchen 
wir zum baldigen Eintritt einen 


Maschinenbau -Techniker 
möglichst mit Abschluss einer 
Maschinenbauschule, zumAnfertigen 
von Maschinen- und Apparate- 
zeichnungen, Aufstellungs- und 
Rohrleitungsplänen. Flottes kon- 
struktives Zeichnen Bedingung. Wir 
bitten um schriftliche Angebote mit 
Lebenslauf, Lichtbild, Empfehlungen 
sowie m.Angabe d.Gehaltsansprüche 
und des frühesten Eintrittstermins, 
Dessauer Zucker-Raffinerie 

G. m. b.H., Dessau. 


Soeben erschien: 
Dipl.-Ing. Max Fischer: 


Statik und Festipkeitslehre 


and IIl. 


Die Lehre von den 
Formveränderungen. 
I. Auflage. Preis gebd.96M. 
Auch gegen 20 M, Monats- 
rate zu” beziehen durch 


Herm. Mensser, Verlag 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Sir. 75. 
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Beilagen 


finden die zweck- 
mässigste Verbreitung 


Zeitungsabonnement auf die D.T. Z. 
laut Postzeitungsliste 


Hiermit bestelle ich für das 
*) Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe... . 
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Vierteljahr 192 . die 


Bautechniker . .. 
Grubenbeamte .. „ 
Kommunaltechn, ,„ „ 


Staatstechniker.. „ 5.— 
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Dsuerwäschefabrik Bremer & Co., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 








Briefmarken! 


Danzig I, einschl.3u.4M. 15W.M.45 


„. I,4M.allein,neul I, „ 6 
„. N, Provisorien 306 
„’ I, schräg. Aufdr. 11 ,, „ 45 
», . IV, Flugpost Inn 4 
er „V, viol. Unterd, 6, „ 45 


‚ VI, Verfass. Ausg. 10 ,, » 
1-VI 50 W. M. 170, evtl. in 2 Raten! 
Stempel. 10°, mehr, Porto extra. 
A. Kuchenbecker, Zoppot-Danzig. 

Mitglied-Nr. T 55469. 


Verlangen : Sie. aufklären- 
des Material über die 


Industriebeamten- 


Sparhank 


e.G.m.b.H. 


Berlin NW 52, Werftste. 7. 
Photegraph. Apparate 


u. Bestandteile 
Katalog A frei. 
Selbstspielende 
Musikinstrumente 
Katalog B frei. 
Uhren, Brillanten, 
Gold- u.Metallwarer 
7 Katalog C frei. 
Blider-Katalog D 
Teilzahlung. 


Je 
L. Römer, Altona (Elbe) 108. 





Datum des Poststempels. 


Abonn.- 
Preis 


M. 7.50 


. er 2.2 090 
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Friedensruh 









für Bürgerheim-Kolonien usw.! 
Empfehle den Städten Deutschlands zur Ausführung meine zwei 


eigenartigen, einwandfreien 


Lösungen yon Vier- oder 


Ppen- 





Kleinhäusern „Friedensruh“ in {_J- Form (44 oder 58 anicHilusse)e Slruresi | 
und Näheres gegen Einsendung von 10 M. durch | 


Oldenburg i.O., Kirchenstr. 6. 


Architekt Ed. Berger. 


Freibl. diese 4 garant. Rein-Aluminium-Kochtöpfe mit Deckel, 


(£ I) (ER? = 
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nur 


M. Ink. 81/5, 6'/,, 51/, Ltr. 152 M. 
packung gegen Nachnahme, Kein Risiko, da ich Nichtgef, 
standslos zurücknehme und den vollen Betrag zurückerstatte. - T 


Inh. ca. 51/,, 4, 3, 2%, Ltr. 
bordierte, - geschliff 


eue 

Ausführung, feinstes Material, grösste 
Haltbarkeit, wunderh. neuzeiiliche Kon- 
struktion, keine gewöhnliche Marktwars, 
einschl. Porto und guter Ver- 





äglich 


Nachbestellungen und Dankschreiben. — Langjähriger Lieterant. 





Kernseife hart 


per kg 20 M. per Nachn., nicht 
A unt. 5 kg. Porto ü.Verpack. 6M. 


M. B. Kiwi, | 
Berlin SW68, Frisdrichstr.204, 


etinassen 


Befreiung sofort. 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst. 


San.Inst. Gg.Englbrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse 9. 


heuma, 


Gicht, Hexenschuss, 
Relssen usw. 
verschwinden durch 
Lucerna-Tabletien, ges. gesh. 
Hergest. nach der Analyse der Quell- 
salze der Tarasp-Lucius- Quelle. 
Originalpack.M. 18.- fr. geg. Nachn. 
Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20, 

Tarpenbeckstr. 51. 









= und 


a anwälte, Aerzte, 


Vermögensbestand 


sehr bedeutende Summen. 


Fritz Lahme, Kraghammer (Westf). Postsch.-Kto. Köln 72994, 







Familienversorgung 


Wer für seine Hinterbliebenen Pe will, erreicht dies In be- 
sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
einrichtungen des 


4 Preussischen Beamten-Vereins | 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 
Kommunalbeamten, Geistlichen, Leh: 
Zahnärzte, - Tierärzte, 

Ingenieure, Architekten, Techniker, -kaufm. Angestellte und 
x sonstige Privatangestalite, 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 


Der Verein arbeitet ohne de Ita Agenten und spart dadurch 

r 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
4 sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst seriag sind. — 
& Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kosten 


Die Direktion des Preussischen 


Beamten-Vereins zu Hannover. 
4 Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
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Werkmeister-Verband und AfA-Bund 


Die organisierte Angestellten- und Arbeiterschaft befindet 
sich zurzeit im schärfster Kampfstellung zum grosskapitali- 
stischen Unternehmertum, das unter der Führung von Stin- 
nes im Begriffe steht, mit der Durchführung eines grosszügig 
angelegten Vertrustungsplanes die gesamte arbeitende und 
die schlimmste 
Um ihre Machtposition zu stei- 


"Abhängigkeit zurückzustossen, 
i finan- 


gern, scheuen die Schwerindustriellen auch keinerlei 


2 zielle Aufwendungen.. Man bietet den Bergarbeitern und: Berg- 
"bauangestellten Gewinnbeteiligung und Kleinaktien an, um. sie 


zu kaufen und den Sozialisierungsgedanken zu sabotieren. . Das 
industrielle Unternehmertum lässt es sich weiterhin besonders 
angelegen sein, durch Geschenke an einzelne Angestelltengruppen 
die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung zu spalten und 
zu schwächen. Es darf nur daran erinnert-werden, dass-in den 
letzten Wochen in der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie 
systematisch versuchen, durch Leistungs- 
zulagen, Prämien an Betriebsbeamte, Werkmeister und andere 
‚die Belegschaften zu differenzieren, um so die Geschlossenheit 
unserer Bewegung zu zerschlagen. Es unterliegt auch keinem 
Zweifel, dass es das grossindustriele Unternehmertum 
vor allem darauf abgesehen hat, die Betriebsbeamten 
und Werkmeister von der übrigen Angestelltenschaft los - 
zukaufen. 

Die organisierte Bergarbeiterschaft und die technischen 
Grubenbeamten haben den Zechenherren auf das Angebot 
einer Gewinnbeteiligung die erforderliche Antwort gegeben und 
sich erneut mit der gesamten Arbeitnehmerschaft solidarisch 
erklärt, um auch weiterhin unentwegt für die Vollsozalisierung 
des Bergbaues zu kämpfen. Man hätte erwarten sollen, dass 
auch die gewerkschaftliche Vertretung der deutschen Werkmei- 
ster in diesem Augenblick des verschärften Gegensatzes zwi- 
schen Kapital und Arbeit in eine entschiedene Kampfesstellung 
gegen das Unternehmertum rückt. Die Zeit, in der wir leben, 
müsste der Prüfstein sein, um festzustellen, ob der Deutsche 
Werkmeister-Verband gemäss seinem theoretischen 
Bekenntnis zur freien Gewerkschaft auch im Augenblick 
der Gefahr bereitist, dem Unternehmertum die 
Zähne zu zeigen. Und nun erleben wir das tieibeschä- 
mende Freignis, dass der Vorstand des Deutschen Werkmei- 
ster-Verbandes gerade jetzt den Kampf gegen das kapitalistische 
Unternehmertum einstellt, um sich mit aller Kraft gezen 
die freigewerkschaftliche Angestelltenbe- 
wegung zu wenden und ihr im Kampf um die Voll- 
sozialisierungdesBergbauesindenRücken zu 
fallen. Eine Flut,von Schmähschriften gegen den AfA-Vor- 
stand -und der grösste Teil seines Verbandsorganes müssen 

- ausschliesslich dazu dienen, um in der Angestelltenschaft ge- 
rade jetzt flauzumachen. 

Die „Deutsche Werkmeister-Zeitung‘‘ berichtet den Un- 

ternehmern in aller Oeffentlichkeit über Vorstands- und an- 


dere Sitzungen des AfA-Bundes, in denen taktische Erwägun- 
gen über den Kampf um die Sozialisierung angestellt worden 
waren. Nachdem man sich unter Missbrauch seiner Zugehö- 
rigkeit zum AfA-Bund in eine geschlossene Ausschusssitzung des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des Zutritt verschafft hatte, die vom 15. bis 19. Dezember 1920 
in Berlin stattfand, werden inNr. 1 der „Deutschen Werkmeister- 
Zeitung“ einzelne ausdem Zusammenhangherausge- 
rissene Aeusserungen, die dort von Arbeitervertretern 
gemacht worden waren, zur Kenntnis der Oefientlichkeit und 
damit unserer Gegner, der Unternehmer, gebracht. HerrLeon- 
hardt vom Deutschen Werkmeister-Verband begnügt sich 
aber nicht damit, die Unternehmer über jede taktische Erörte- 
rung, die innerhalb der freien Gewerkschaften zwecks Stellung- 
nahme zu den kommenden Auseinandersetzungen über die So- 
zialisierung notwendig sind, sofort zu berichten, sondern scheut 
sich auch nicht, in leichtfertiger Weise einzelnen .der 
AfA-Koltegen Ausführungen in den Mund zu legen, die sie 
niemals gemacht haben. Dieser Verleumdungsieldzug 
wird insbesondere gegen den Kollegen Aufhäuser geführt. 
Der Werkmeistervorstand behauptet z. B., dass Aufhäuser auf 
einer Werkmeistertagung in Berlin die Durchführung der So- 
zialisierung auf dem Wege der Gewalttätigkeit propagiert hätte, 
Nach Nr. 53 der „Deutschen Werkmeister-Zeitung“ soll Auf- 
häuser dort ausgeführt haben: 

„Die Sozialisierungsfrage wird weder im Reichswirt- 
schaftsrat, noch im Reichstage gelöst, sondern diese Frage 
wird nur durch Kampf entschieden. Wir müssen den Mut 
zu diesem Kampfe aufbringen, um die Produktionsmittel in 
die Hand des Proletariats zu bringen.“ 

Ganz abgesehen davon, dass diese Ausführungen nichts von 
Gewalttätigkeit enthalten, sind sie lediglich ein von Herrn Leon- 
hardt selbst formulierter Bericht, den man nicht in Anfüh- 
rungszeichen setzen sollte, weil der Wortlaut tatsächlich nicht 
von dem Redner selbst stammt. 

Wie man aber hier mit der Wahrheit umspringt, geht 
daraus hervor, dass neuerdings in einem Brief des Deutschen. 
Werkmeister-Verbandes vom 14. Januar auch wiederum in An- 
führungszeichen ein anderer Wortlaut derselben Rede Auf- 
häusers veröffentlicht wird. Danach soll er gesagt haben: 

„Wir müssen endlich den Mut aufbringen, in der Sozia- 
lisierungsirage den Kampf in den’ Vordergrund zu rücken. 
Nicht der Reichswirtschaftsrat, nicht der Reichstag wird dar- 
über zu entscheiden haben, sondern wir werden es er- 
kämpfen müssen. Wir müssen den Mut aufbringen, sämt- 
liche Produktionsmittel in die Hände des Proletariats zu 
überführen.“ 

Wen der Vorstand des Deutschen Werkmeister-Verbandes 
behauptet, dass'ihm in einem Stenogramm dieser Wortlaut vor- 
liege, so ist das eine der vielen Unwahrheiten, mit denen -der 
Kampf von Düsseldorf aus geführt wird. Ein derartiges Steno- 
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gramm müssen wir-als gefälscht erklären. Schon der ver- 
schiedene Wortlaut’ der beiden ‘vorstchenden Berichte zeigt ja, 
dass die Dichter im Werkmeister-Verband ein kurzes Gedächt- 
nis haben. In Wirklichkeit hat Kollege Aufhäuser mit allem 
Nachdruck betont, dass zwar die Entscheidung über die So- 
zialisierung von den gesetzgebenden Körperschaften getroffen 
werden müsse, die Gewerkschaften aber nicht darauf verzich- 
ten könnten, durch die Entfaltung ihrer ganzen: organisato- 
tischen Macht den nötigen Druck auf die gesetzeebenden Kör- 
perschaften auszuüben. In der Berichterstattung des Deut- 
schen Werkmeister-Verbandes wird auch geilissentlich ver- 
schwiegen, dass A. sowohl-in der Werkmeisterversammlung 
am 12. Dezember wie auch; sonst bei jeder Gelegenheit jede 
Putschtaktik ausdrücklich verworfen und im- 
mer wieder auf die legale gewerkschaftliche 
M-acht verwiesen hat, 

Es bleibt auch unerwähnt, dass in einer AfA-Vorstands- 
sitzung vom 17. Dezember 1920 gerade diese Frage eine voll- 
ständige Klärung erfahren hatte. Da aber einige Leute in Düs- 
seldorf offenbar unter allen Umständen den Bruch mit dem 
AfA-Bund wollen, so wird jetztyin Nr. 1 der „Werkmeister- 
Zeitung“ 1921 auch über jene Vorstandssitzung ein Bericht in 
die. Welt gesetzt, der den Tatsachen ins Gesicht 
sehlägt. Danach soll Aufhäuser auf eine Frage von Lenn- 
hardt, wie er sich den Kampf um die Sozialisierung denke, er- 
klärt haben: 


„Genau haben wir es noch nicht festgelert, aber es wird 
ähnlich so kommen, wie anlässlich des Kapp-Putsches in den 
Märztagen. Genau festlegen können wir uns heute noch 
nicht; wir werden aber wahrscheinlich mit den Rarteien, die 
für die Vollsozialisierung sind, gemeine Sache ‘Machen und 
in den Kampf treten.“ 

Diese Ausführungen sind von dem Kollegen A. weder 
dem Wortlaut noch dem Sinne nach gemacht 
worden.‘ Alle diejenigen, die den Satzbau des Kollegen Auf- 
häuser und die Sprechweise des Herrn Leonhardt kennen, wer- 
den nicht länger im Zweifel sein, in wessen Gehirn diese For- 
mulierung entstanden ist. Das hindert aber den biederen 
Leonhardt nicht, diese gänzlich willkürlic heZusammen- 
fügung einzelner vom Kollegen Aufhäuser gebrauchter Worte 
auch noch ‚in Anführungszeichen zu setzen. In dieser Sitzung 
ist Herrn Leonhardt sowohl vom Kollegen A. wie den übrigen 
Vorstandsmitgliedern auseinandergesetzt worden, dass für den 
Kampf um die Sozialisierung alle gewerkschaftlichen Mittel zur 
Verfügung stehen müssen und ihre Auswahl jeweils von tak- 
tischen Erwägungen abhängig ist, die aus der Situation ent- 
Springen, und es ist gegenüber dem Finwand, ob Gewalttätig- 
keiten angewandt werden sollen, auf den Kapp-Putsch' verwie- 
sen. worden, in dem doch gerade die Gewerkschaften durch ihr 
geschlossenes Auftreten den Putschabsichten unverantwortlicher 
Elemente wirksam entgegengewirkt haben. Kollege A. 
hat auch erklärt, dass er ebensowenig wie andere wissen könne, 
ob sich im Kampf um die Sozialisierung des Bergbaues eine 
ähnliche Konstellation ergeben werde, wie sie im Kapp-Putsch 
bestanden hatte. Als dann die Frage aufgeworfen wurde, ob 
der Werkmeister-Verband, wenn die übrigen freien Gewerk- 
schaften den Kampf um die Sozialisierung aufnehmen, neutral 
bleiben könne, hat allerdings Aufhäuser erklärt, dass ihm das 
im Interesse des Werkmeister-Verbandes selbst nicht gut denk- 
bar erscheine. Herr Leonhardt hat auch selbst dieser Auffas- 
sung zugestimmt. Dieser tatsächliche Verlauf jener Vorstands- 
sitzung, in der bereits eine weitgehende Verständigung erzielt 
war, hindert aber jetzt die Redaktion der „Werkmeister-Zeitung“ 
nicht, durch notorisch gefälschte Zitate weiter- 
hin munter die Wahrheit zu verdreken. 

Der tatsächlich sachliche Unterschied in den beiderseitigen 
Auffassungen ist lediglich der, dass der Vorstand des Werkmei- 
ster-Verbandes unter allen Umständen einen Kampf um die So- 
zialisierung verwirft, auch wenn dabei lediglich die ge- 
werkschaftlichen Mittel in Anwendung kommen, während: die 
übrigen AfA-Verbände nicht gewillt sind, sich ohne weiteres 
mit jedem noch so verwässerten Sozialisierungsvorschlag der 
Stinnesleute abzufinden. Es mutet dabei recht kleinlich an, 
dass alle Beschlüsse, die der AfA-Vorstand und die übrigen 
ATA-Körperschaften zur Sozialisierung oder zu anderen Fragen 
herausgebracht haben, immer wieder ausschliesslich als per- 


sönliche Entscheidungen des Kollegen Anfhäuser bezeichnet 
werden “um: sie so als ‘die „parteipolitische“ Stellungnahme des 
AfA-Bundes zu kennzeichnen. Diese kindliche Art wird so- 
weit getrieben, dass sogar der Rücktritt des Kollegen Wer: 
ner aus der Verständigungskommission für Sozialisierung eben- 
falls auf das Konto Aufhäuser genommen wird, obwohl 'dieser 
mit der Verständigungskommission niemals etwas zu tun hatte 
und Werner dort nicht als AfA-Vertreter, sondern lediglich als 
Sachverständiger tätig war. Werner hatte aus völlig freier per- 
sönlicher Ueberzeugung sein Amt in dieser Kommission nieder- 
gelegt, nachdem er die Aussichtslosigkeit der Verhandlımgen 
erkannt hatte, 

So misslich es auch für uns ist, alle ‚diese Geschichtsfäl- 
schungen richtigstellen zu müssen, so darf doch im Interesse 
der Wahrheit nicht darauf verzichtet werden, wenigstens die 
Schlimmsten Verdrehungen der „Werkmeister-Zeitung‘“ zu berich- 
tigen. Zu diesen Unwahrheiten gehört auch, dass Aufhäuser 
für die revolutionären Betriebsräte eingetreten sein soll. Tät- 
sache ist, dass A. von der bekannten Däumigschen Betriebs- 
rätezentrale auf das heftigste befehdet wurde, weil er die Teil- 
nahme an den gesetzlichen Betriebsräten propagiert und jene 
selbständigen revolutionären Arbeiterräte abgelehnt hat. 

Es ist auch ein recht durchsichtiges Manöver, wenn immer 
wieder versucht\wird, den AfA-Bund in einen Gegensatz zum 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund zu bringen, nach- 
dem Herrn Leonhardt wiederholt ausdrücklich erklärt worden 
war, dass für den AfA-Bund in der Sozialisierungsfrage nur 
eine gemeinschaftliche Bewegung mit dem Allgemeinen Deut- 
Schen Gewerkschaftsbund überhaupt in Frage käme. Wenn die 
„Werkmeister-Zeitung‘ schreibt, dass sich der Werkmeister-Ver- 
band ohne weiteres zu den gewerkschaftlichen Grundsätzen 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes bekennen 
würde, so ist uns seine Gegnerschaft zum AfA-Bund schwer 
ver$tändlich,h denn Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 
und AfA-Bund haben in allen Teilen dieselben ireigewerkschaft- 
lichen Grundsätze. Die beiden Spitzenkörperschaften erblicken 
im Sozialismus eine höhere Wirtschaftsordnung, stehen beide 
grundsätzlich auf dem Boden des Klassenkampfes und bekennen 
sich beide zum Internationalen Gewerkschaftsbund! mit dem 
Sitz in Amsterdam. Auch die Mitgliedschaften des Werkmei- 
ster-Verbandes haben bisher überall dieses Programm aner- 
kannt, ‘während es ihr Verbandsvorstand! vermeidet, sich irgend- 
wie darauf fetzulegen. h 

Wenn weiterhin der Kollege Aufhäuser dafür verantwort- 
lich gemacht wird, dass es in der deutschen Angestelltenbewe- 
gung eine christlich-nationale, eine Hirsch-Dunckersche und eine 
freigewerkschaftliche Technikerbewegung gibt, das heisst, dass 
die drei grossen Richtungen der Arbeiterbewegung auch für die 
Gruppierung der Angestelltenbewegung massgebend' waren, so 
verlohnt es sich wirklich nicht, weiter auf diesen Unsinn ein- 
zugehen. Es fehit nur noch, dass Aufhäuser die Schuld‘ am 
Weltkrieg trägt. Der Vorstand des Deutschen Werkmeister- 
Verbandes will eben, dass der AfA-Bund seine bisher konse- 
quent freigewerkschaftliche Richtung aufgibt, und glaubt, dieses 
Ziel dadurch erreichen zu können, dass er mit allen Mitteln der 
politischen Verdächtigung die Beseitigung des Kollegen Auf- 
häuser im AfA-Vorstand ersirebt. Die Hetze ist bereits soweit 
gediehen, dass die Funktionäre des Werkmeister-Verbandes im 
Lande erzählen, es bestände innerhalb der Leitung des Butab 
ein Streit zwischen A. und) anderen Bundesführern, dass A. 
eine redaktionelle Tätigkeit in einer U. S. P.-Zeitung ausübe, 
dass die in den Butab eintretenden Mitglieder nach einem 
Vierteljahr ein politisches Glaubensbekenntnis ablegen müssten 
umd dergleichen mehr. An all diesen Märchen ist natürlich kein 
Wort wahr, 

Es muss überhaupt festgestellt werden, dass innerhalb des 
AfA-Bundes keinerlei Krise besteht, sondern lediglich der 
Vorstand des Deutschen Werkmeister-Verbandes mit ailer Ge- 
walt nach Gründen sucht, um der ireigewerkschaftlichen Be- 
wezung den Rücken kehren zu können. Seit Wochen hat der 
AfA-Vorstand den Vorstand des Deutschen Werkmeister-Ver- 
bandes zu den Sitzımgen des Vorstandes, der Satzungskommis- 
sion und zu der AfA-Vertretersitzung eingeladen, um die be- 
stehenden Meinungsverschiedenheiten zu klären. Die Düssel- 
dorier Verbandsleitung lehnt aber kategorisch jede Aussprache 
ab; sie will den Bruch mit dem AfA-Bund. Auf die letzte Ein- 
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ladung zur Vertretersitzung am 22.. Januar, die dem Zwecke 
der Verständigung dienen sollte, ist -dem AfA-Vorstand zum 
15. Januar ein Schreiben zugegangen, wonach der Werk- 
meistervorstand die Teilnahme an der Ver- 
tretersitzung am 22. Januar wiederum ablehnt 
und gleichzeitig seine weitere Mitarbeit ein- 
stellt. Der Werkmeistervorstand lehnt es ab, mit der AfA- 
Vertretersitzung auch nur über die vom vom Deutschen Werk- 
meister-Verband selbst eingebrachte Programmvorlage zu ver- 
handeln! ° 

Es ist allerdings bezeichnend für den Mut dieser Ver- 
bandsleitung, dass sie nicht etwa ihren Austritt aus dem AfA- 
Bund erklärt, sondern passive Resistenz bt und die Vertreter- 


"sitzung durch die Öffentlich gegen den AfA-Bund. eingeleitete 


den Deutschen Werkmeister-Ver- 
band aus dem Kartell auszuschliessen. . Wir wollen den Be- 
schlüssen der Vertretersitzung nicht vorgreifen, hoffen 'aber, 
dass sie eine Lösung finden wird, bei der die Mitglied- 
schaften des Deutschen Werkmeister-Verbandes nicht die 
Kosten für dass unverantwortliche Treiben ihres Ver- 


Agitation provozieren will, 


bandsvorstandes zu tragen haben. 











CD Rundschau 00 
Wirtschaftsfragen 

Jouhaux über seine Eindrücke im Ruhrgebiet. Das „Korre- 
spondenzblatt des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 


bundes‘ bringt in seiner Nr. 52 vom. 25. Dezember 1920 die 


Uebersetzung von zwei Berichten, die Jouhaux in Nr, 36. und 


37 des iranzösischen Gewerkschaftsblattes „L’Atelier“ über seine 
Eindrücke in Deutschland veröffentlicht hat. Diese Berichte 
sind um so anerkennenswerter, als ohne Zweifel ein besonderer 
Mut dazu gehört, im heutigen chauvinistischen und imperiali- 
stischen Frankreich solche Wahrheiten öffentlich zu sagen. - Jou- 
haux schreibt unter anderm: 


„Es.ist durchaus unsere Pflicht, der Öffentlichen Meinung 


in Frankreich zu sagen, dass man sich bemüht, sie zu verwirren 


und zu täuschen; es. ist durchaus: unsere Pflicht, daran zu- er- 
innern, dass die Bergarbeiter an der ‚Ruhr bis jetzt die von ihrer 


Vertretern in Spa:eingegangenen Verpflichtungen vollständig er- 


jüllt haben. . -. 

Die Besetzung des Rulırgebiets wäre sofort das Zeichen 
eines Generalstreiks.. . Die Arbeiter des Ruhrgebiets 
machen beträchtliche Anstrengungen, arbeiten mit allen Kräften, 
um die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Mandarfaber 
nicht darauf rechnen, dass sie unter dem Druck der Bajonette 
denselben Eifer entwickeln würden.. Und noch eins. Man kann 
alles von ihrem guten Willen erwarten; man kann aber 


"nichts von ihnen erwarten unter einem Sklavenregiment. 


Sie tadeln, weil sie so denken? Wer wird es wagen? ... 

Wir sind zurückgekommen mit dem lebhaften Eindruck (um 
nicht mehr zu sagen), dass die Besetzung des Ruhr- 
gebiets von dem Grosskapitalismus Deutsch- 
von der Stinnespartei, gewünscht 
werde. Und warum? Weil diese Besetzung 
der Ruin der Pläne zur Sozialisierung des 
Bergbaues sein würde, die zurzeit jenseits 
des Rheins erwogen werden. Wir haben uns über- 
zeugen können, dass das Unternehmertum auf die Soldaten 
der Entente rechnet, damit diese ihnen bei ihren reaktio- 
nären Bestrebungen helfen. 

Wenn man die Leiden der deutschen Ärbeiter- 
bevölkerung in Abrede stellt, so lügt man! Wir haben sie 
gesehen... Wir haben die Kinder dieses Gebiets gesehen. Ab- 
gezehrt, ohne Wäsche, erschöpft, frühzeitig gealtert. Aeusserlich 
sauber gehalten, jedoch in 8 von 10 Fäilen ohne Hemd. Wir 
sind unerwartet zu den Mahlzeiten der Arbeiter gekommen, 
und als wir uns entfernten, fragten wir uns, wie es möglich sei, 
dass Familien von 8 Personen mit durchschnittlich 
50 Mark täglich auskommen können. Das ist au- 
nähernd ebenso, wie wenn man von ihnen verlangen wollte, 
in Paris mit einem täglichen Einkommen von 8 bis 9 Fr. auszu- 
kommen. Wir haben die Jünglinge gesehen, die ausgemergelten 
jungen Leute; wir haben bemerken müssen, dass eine ganze 

neration”’gefährdet, blutarm, zur Tuberkulose verdammt ist, 
wenn diese Verwüstungen noch weitergehen.“ 


Vom Wiederauibau in Nordirankreich. Ueber die Gründe, 
die zum Stocken der vor einem Jahre über den Wiederaufbau 
von Norditankreich gepflogenen Verhandlungei geführt haben, 
äussert sich Jouhaux in Nr, 37 des französischen Gewerkschafts- 
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blattes „L’Atelier“ folgendermassen: „Es haben im Januar 1919 
Verhandlungen mit Vertretern der deutschen Regierung, der 
französischen Regierung, der deutschem Gewerkschaften, unseres 
Bauarbeiterverbandes und des französischen Gewerkschaits- 
bundes stattgefunden. Sie erzielten nichts, und die Verant- 
wortung für das Scheitern fällt gänzlich 
auf die französischen Minister zurück, die 
sich verpflichtet hatten, im Dezember eine Antwort zu geben 
— auf die man noch wartet. 

Wenn unsere unglücklichen Landsleute leiden, wenn sie 
noch den Bedingungen des Elends überantwortet gezwungen 
sind, in ilıren Baracken oder ihren Erdhöhlen zu frieren, so 
müssen Sie wissen, wem die Verantwortung für diese Sachlage 
zufällt. Sie müssen nicht ausser acht lassen, dass die Regie- 
rung (dieses Landes die Vorschläge nicht hat berücksichtigen 
wollen, die ihr gemacht worden sind, dass sie sig ohne Ant- 
wort gelassen hat, dass sienoch nichtbegonnenhat, 
sich wirklich zum Zwecke des Wiederauf- 
baues zu bemühen. Aus welchem Grunde? 

Unser Besuch in Deutschland, das sagen wir rundheraus, 
hat neue Bestätigungen über die Gewissheit gebracht, über die 
besonderen Interessen, die hier noch immer voranstehen und 
das Allgemeinwohl ausbeuten, 

Die Unternehmer, eifersüchtig auf die Kriegsgewinne 
ihrer Kollegen in der. Metallindustrie und der Zwischenhändler 
in der Lebensmittelversorgung, betrachten die ver- 
wüsteten Gebiete als ihr eigen. Es ist ein 
„Kuchen“, den sie mit niemand teilen wollen; 
die deutsche Mitarbeit in Arbeitskräften, in Baustoffen, in Geld- 
mitteln würde ihren Anteil vermindert haben. .. . 

Wir stellen fest, dass es möglich gewesen wäre, sie (die 
zehn zerstörten Departemenis) schnell wiederherzustellen und 
ohne den Nutzniessern der Endarbeiten und des Bauwesens 
einen Vorwand zu ungemessenen Profiten zu geben. Man hat 
nichts in diesem Sinne getan. Wir glauben jedoch 
auf keinen Fall, dass man vor dieser Gier, vor diesen Bestre- 
bungen zurückweichen soll. Und wir haben in Berlin beschlos- 
sen, uns an die nationalen und internationalen Arbeiterorgani- 
sationen zu wenden, einen Aufruf an die Bewohner der unglück- 
lichen Gebiete zu erlassen, die Öffentliche Meinung zu unter- 
richten und dieser zu zeigen, dass es nicht nur im Interesse 
der in Rede stehenden Gebiete liegt, sondern im Interesse gahz 
Europas, aller Nationen, die von dem Zusammenbruch ergriffen 
oder doch von derselben Gefahr bedroht sind. 

Ohne ein freies Zusammenwirken der Völker bei dieser 
Arbeit, ohne eine „Solidarisation“ der materiellen, moralischen 
Interessen der Nationen treibt Europa zu einem Zusammenbruch 
und mit ihm die Welt. Darauf werden wir niemals genug hin- 
weisen können.“ 
Sozialpolitik 

Das Existenzminimum im Dezember. Infolge der Ein- 
schränkung in der amtlichen Zuteilung von Fetten und des 
Steigens zahlreicher Preise im freien Handel waren die Kosten 
des Existenzminimums im Dezember nach den statistischen Be- 
rechnungen von Dr. Kuczynski merklich höher als in den 
Vormonaten. In Gross-Berlin kostete Milch 9mal soviel wie vor 
sieben Jahren, Brot und Gas 10mal soviel, Briketts 12mal soviel, 
Butter 14mal soviel, Zucker 15mal soviel, Margarine 18mal so- 
viel, Kartoffeln 22mal soviel, Reis und Schmalz 30mal soviel. 
Dabei sind die Schleichhandelspreise noch nicht berücksich- 
tigt. Für die rationierten Nahrungsmittel ergab Sich im ganzen 
eine Verteuerung auf das Zwölifache. Dieselben rationierten 
Mengen, für die man jetzt 73,66 Mark zahlen muss, konnte: man 
vor sieben Jahren für 5,92 Mark Kaufen. 

Als wöchentliches Existenzminimum ergibt sich für Gross- 
Berlin; 


Kinderlosss Eheraar 
Mann Ehepaar mit 2 Kindern 
Dezember 1920 158 M. 238 M. 330 M. 
November 1920  : . .. 153M. 228 M. 516 M. 
August 1913/Juni 1914. 16,75M.  2230M. 28,80. M, 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der. notwen- 
dige Mindestverdienst im Dezember 1920 für einen alleinste- 
henden Mann 26 Mark, für ein kinderloses Ehepaar 40 Mark, 
für ein Ehepaar mit zwei Kindern von sechs bis zehn Jahren 
55 Mark. Auf das Jahr umgerechnet beträgt das Existenz- 
minimum für den alleinstehenden Mann 8250 Mark. für das 
kinderlose Ehepaar 12400 Mark, für das Ehepaar mit zwei Kin- 
dern 17200 Mark. 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum Dezember 1920 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 Mark auf 158 Mark, d.h. 
auf das 9,4fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 Mark 
auf 238 Mark, d. h. auf das 10,7fache, für ein Ehepaar mit zwei 
Kindern; von 28,80 Mark auf 330 Mark, d. h. auf das 11,5fache. 
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Die Teuerungsstatistik im Reich. Die vom Statistischen 
Reichsamt unter Mitwirkung der statistischen Landesämter be- 
arbeiteten Erhebungen über die Teuerungsverhältnisse im Reich 
sollen in erster Linie den im Reichsarbeitsministerium und son- 
stigen Stellen zu führenden Tarifverhandlungen als Unterlage 
dienen. — Der Wert der Teuerungszahlen würde sich wesentlich 
erhöhen, wenn die Ergebnisse der Teuerungserhebungen so früh- 
zeitig fertiggestellt werden, dass die durch sie angezeigte Preis- 
bewegung nicht schon durch eine neue Welle nach oben oder 
nach unten überholt ist. Angesichts der grossen Anzahl der von 
der Reichsteuerungsstatistik erfassten Gemeinden und der damit 
verbundenen zeitraubenden Berechnungen und Berichte ist es 
aber unmöglich, die Teuerungszahlen für alle Gemeinden sofort 
nach Abschluss des Erhebungsmonats herauszubringen. — Das 
Statistische Reichsamt hat, wie das „Reichsarbeitsblatt“ mitteilt, 
deshalb einen besonderen „Eildienst‘“ veranlasst, der die Er- 
gebnisse über die Teuerungserheburigen von 46 Gemeinden be- 
schleunigt zur Kenntnis der Oefientlichkeit bringen soll. Es 
wurde Wert darauf gelegt, die Auswahl der Gemeinden so zu 
treifen, dass möglichst alle Gebiete Deutschlands erfasst werden, 
dass Gross-, Mittel- und Kleinstädte die teils vorwiegend indu- 
striellen, teils mehr landwirtschaftlichen Charakter tragen, ver- 
treten sind, und dass die ausgewählten Orte besondere Beden- 
tung für die Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
betreffenden Gebieten haben. — Wir werden die Ergebnisse 
diess „Eildienstes“ stets sofort, soweit die Verhältniszahlen in 
Betracht kommen, hier bekanntgeben: 





Verhältniszahlen 
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Berlin . , 


1 ee. ie 

21 Hamburg... . 982858 112113] 116103108105 105 118 | 130 
3 4 München . . 620061 111,125 | 133 | 149 154 | 118 | 117 1135 | 131 
4 I Brsiau ..... 522318 1091331143 | 129138 | 126 1132 | 123 | 138 
5 | Dresden . See 522264 125 141153 | 153 | 140 | 134 | 130 138 | 142 
6 | Essen a HR 438251 116 127) 142] 142 | 144 | 124 | 124 | 132 | 134 
7: | Frankfurt a..M. , 431233 112 | 134 | 138 | 133 | 134 | 125 | 105 | 105 | 113 
8 | Nünmberg. . ... 349175 109 | 114 | 124 | 137 | 118 | 130 | 117 137. | 141 
9 I Stuttgart. . . 306514 114 | 120) 132148 1123] 123 | 132 | 139 | 151 
10 | Chemnitz. . . » 302221 124 | 150 | 146 | 142 | 140 | 140 1132 | 137 | 151 
11 I Dortmund . . . 294627 117133 | 125 | 122 128) 109 |112 117 | 194 


12 | Magdeburg . EN 
13 } Königsberg i. Pr... 
14 | Mannheim . 


IS. Kiel. ; 198697 110 } 127) 143 }142 | 137 | 140 | 139 | 155 | 158 
16 | Augsburg . a 152571 140 143 | 171 | 149 | 153 | 149 | 164 | 177 | 192 
17 | Aachen . . 145733 120 | 141 | 148 |128 | 138 | 125 !122 1137 | 142 


13. | Braunschweig 
19 } Karlsruhe 

20 } Lübeck 

21:5 Hagen 1.:W. 7, >; 
22 } Ludwigshafen a. Kh. 
23 1 Darmstadt LIE 
24 I Frankfurt a. O. 
25 | Solingen . . 
26 | Halberstadt . 
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27 | Kattowitz ., .. 44580 123 [137 |129 | 115 } 114 | 106 | 107 | 119 | 141 
28 | Schwerin . . 2». 43470 107 1113| 150 150) 142134 | 139 | 144 | 149 
29 | Heilbroın . .. 43334 114 | 125 | 134 | 158 | 149 | 131 1122 | 130 | 139 
30 [Eisenach . .... 39974 147 | 149 | 155 | 160 11721158 | 154 | 150 | 169 
31 } Göttinnen „. , 39011 122j128 |137 | 136 | 135 | 126 1131 133 | 145 
32 Herford > un, 34777 113%) 112] 114 | 122 | 118 121 | 1201133 | 140 
337% Bautzen 3.2: , 32647 111 127132 | 124 | 124 | 121 |113 130 | 140 
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35 } Giessen AR 30646 125 | 130 | 144 | 136 | 144 137132 | 131 | 148 
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391 Foldar...:.2 le, 
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42 | Auerbach i. Vgtld. . 
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Betriebsräte 


Gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (A. D, G. B.) und! des Allge- 
meinen freien Angestelitenbundes (Afa-Bund). Die Abteilung 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (Berlin SO 16, 
Engelufer 14-15) und die Abteilung des Allgemeinen freien An- 
gestelltenbundes (Berlin NW52, Weritstr. 7) sind seit dem 
1. Januar 1921 vereinigt und befinden sich nunmehr nur noch 
Berlin SO 16, Engelufer 14-15, IV. Alle Zuschriften in Be- 
triebsräteangelegenheiten sind von jetzt an zu richten an die 
gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale des A. D. G. B. und des 
AiA-Bundes, Berlin SO 16, Engehufer 14-15, IV. 


Allgemeinen 
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Arbeitnehmerbewegung ; 


Eine Tageszeitung der christlichen Gewerkschaften. Die 
von Minister Stegerwald in Essen angekündigte nationale 
Tageszeitung der christlichen Gewerkschaften wird. wie der 
„Zeitungsverlag“ mitteilt, voraussichtlich vom 1. April 1921 ab 
in Berlin erscheinen. Die Leitung wird der frühere Direktor der 
„Norddeutschen Allgemeinen Zeitung“ übernehmen. Die Be- 
setzung der Redaktion erfolgt durch den Gewerkschaftsbund, 
Nach ihrem Programm will die Zeitung unter dem Stichwort 
„Christlich, deutsch, demokratisch und national“, „ohne emer Par- 


tei dienstbar zu werden, einen grossen politischen Block der | 
Klassenversöhnung im Gegensatz zum Klassenkampf des Mar- | 


xismus schaffen“, also mit anderen Worten, den Grundstein zur 
christlichen Gewerkschaftspartei legen. 


der bisher Abgeordneter zur preussischen Landesversammlung 
war, nicht mehr für das Zentrum kandidieren wird. 


Die gewerkschaftliche Internationale, Einen guten Fin- 
blick in die Mitgliederzahlen der einzelnen freigewerkschaft- 
lichen Landesorganisationen gewährt folgende Präsenz- 


liste des Internationalen Gewerkschaftts- 
kongresses in London (22. bis 27. November). Dem 
Kongress wohnten iolgende Delegationen bei: 
Mitglieder 
England: Parlamentarisches Komitee des Gewerkschaftskongresses 6 500 000 
Gewerkschaftsbund. . 0 20 Ge ee ee 
Deutschland: Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund . . . . 8500000 
Frankreich: Confederation Generale du Travail . . . . . 1 509 000 
Belgien: Gewerkschaftsbund . ... 22 2. 0... 790 090 
Dänemark: Gewerkschaftsbund . . Kr a}: 300.000 
Norwegen: Gewerkschaftsbund . © 2 2 2 2 2 2 2 2 2.22...350 000 
Schweden: Gewerkschaftsbund . . 2 2 2 a vo ı vn 281000 
Holland: Nederlandsche Verbond von Vakvereenigingen . . . . 240000 
Italien: Confederazione Generale del Lavoro . . . . . 2300 000 
Oesterreich: Gewerkschaftskommission . . . 2. 2. hen 800 000 
Tschechoslowakei: Gewerkschaftskommission . . . . . ROT 
Ungarn: Gewerkschaftsrat .. , a. nn ‚ 215 000 
Schweiz: Gewerkschaftsbund . . . 2. 2 2 2 I. 225 000 
Luxemburg: Gewerkschaftskommission . | 00 sn u 2700 
Spanien: Gewerkschaftsbund . . . 2 2 22, ee NE 250000 
Polen: Zentralkommission der Gewerkschaften. - 2 2 2 22.20334 000 
Poln. Gewerkschaftsbund . .. 2 2 2 2 vo 2 I. u 774 000 
Canada: Gewerkschaftskongress. 2. 2 2 2 2 2 2 2.2.2260000 


„Der kommunistische Gewerkschaiter.“ ,Der Arbeiter- 
rat“, eine Wochenschrift, die sich bisher als „Organ der Ar- 
beiter- und Betriebsräte Deutschlands“ bezeichnete und von 
Ernst Däumig herausgegeben wurde, hat nunmehr 'sein harm- 
loses Gewand abgestreift und bezeichnet sich endlich als das, 
was er ist, als „Der kommunistische Gewerkschafter“ und, 
damit man sich gar nicht darüber im unklaren sein kann, dass 
er auch nach dem von der Moskauer 3. Internationale aus- 
gegebenen Rezept, in den Gewerkschaften kommunistische 
Zellen zu bilden, handelt, in seinem Untertitel als „»Wochen- 
Zeitung für die Tätigkeit der Kommunisten in den Gewerk- 
schaften und den Betriebsräten“, Gleichzeitig stellt die 
„Kommunistische Räte-Korrespondenz“ ihr Frscheinen ein. 


Angestelltenbewegung 


“ Neue Abfuhr des N. D. T. V. Der Neue Deutsche Tach- 
niker-Verband und der Werkmeisterbund Essen legen Wert 
darauf, dass ihnen in den verschiedensten Gegenden des Deut- 
schen Reiches von den Angestellten ihre Ueberflüssigkeit und 
ihr den Angestellten schädliches Treiben bestätigt wird. In 
einer Öffentlichen Verammlung, die beide Verbände am 9. Ja- 
nuar in Karlsberg veranstalteten, wurde einstimmig eine Fnt- 
schliessung angenommen, in der die Gründung des N. D. T. V. 
und des D. W. B. als ein Verrat der Angestellten-Interessen 
bezeichnet wurde, 


Berufsfragen 


Warnung vor Zuzug nach Polen (frühere Provinz West- 
preussen). Die von uns eingezogenen Erkundigungen haben er- 
geben, dass vor einem Zuzug der Kollegen, seien sie verheiratet 
oder ledig, dringend gewarnt werden muss, da die gezahlten 
Gehälter in keinem Verhältnis zu den dort üblichen Preisen 
stehen. Wenn auch Gehälter bis zu 4500 M. pro Monat gezahlt 
werden, so ist auch diese scheinbar verlockende Summe in 
keinem Falle ausreichend. Wir möchten nur kurz die Preise 
der wichtigsten Bedarfsartikel anführen: an Hand dieser Auf- 
stellung mögen die Kollegen selbst entscheiden, ob mit dem ge- 
nannten Gehalt auszukommen ist. 





In die- 
sem Zusammenhang interessiert es auch, dass Stegerw ald, 
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Es kostet: 


1 Dreipfundbrot . . . .» PB OR 2 rk 10,20 M. 
1 Pfund Flesh. . . ». . . demnächst 40,— 
3 Pfund Zucker (auf Karte) . . etwa 39,— 
1 Zentner Kohlen . » . » . 122,— „ 
Y Pfand Salz; . 2 .0x% 2 4,25% 
1 Paar Stiefelsohlen . . .. » RR 1 
1 Paar neue Stiefel . . - . 2.0... etwa 2500,— „ 
Ang » 2.2. 202.00 = :12.000:bis 15.000,— „ 
BO NSe an  Ae nnae AR N nu 


EN VRR RN RE ARE 800,— 
ebenfalls nur zu einem schwin- 


1 Herenhut . . 2...» 


Damenbekleidungsstücke sind 
delhaft hohen Preise zu haben. 

Weiter wird uns mitgeteilt, dass die Preise ständig. an- 
steigen. Den Angestellten ist in keiner Weise die Möglichkeit 
zegeben, ihre Lage zu verbessern, da Bewegungsfreiheit für die 
Gewerkschaften in Polen nicht existiert. Jeder Kollege, der 
zedenkt, eine Stellung in Polen anzunehmen, sollte zunächst ge- 
naue Auskunft beim Bunde (Abt. Auskunitei) einholen. 


Arbeitsbericht für Monat Dezember 1920 


Allgemeiner freier Angestelltenbund (AfA-Bund). 


Am 2. Dezember 1920 tagte ein ausserordentlicher Krankenkassen- 
Kongress, der sich gegen die Forderungen der Aerzte erklärte, soweit 
durch dieselben die Existenz der Krankenkassen gefährdet wird. Der AfA- 
Vorstand hat an dieser Tagung teilgenommen und den Protest der Kassen 
unterstützt. 

Die Genossenschaft Deutscher Bühnenangehörigen hielt im Berichtsmonat 
ihre Hauptversammlung ab, die u. a, auch zu dem Gewerkschaftsproblem im 
ganzen, dem AfA-Bund im besonderen, eingehend Stellung nahm. 

Der Reichswirtschaftsrat befasste sich erneut mit der produktiven 
Erwerbslosenfürsorge, der Technischen Nothilfe und der 
Betriebsbilanz. 

Im sozialpolitischen Ausschuss des Reichswirtschaftsrates wurden die 
Washingtoner Beschlüsse für den internationalen Arbeiterschutz 
beraten. Der Vorlage wurde zugestimmt. 

Der geschäftsführende Ausschuss der freigewerkschaftlichen 
Betriebsrätezentrale hat sich mit Organisationsfragen befasst und 
nunmehr die Einberufung des Beirates für den Monat Januar vorgesehen, 

Mit dem Vorstand des A.D.G.B. und dem Ausschuss des A.D.G.B. 
haben im Berichtsmonat eingehende Verhandlungen über das künftige Ver- 
hältnis zwischen den freigewerkschaftlichen Arbeiter- 
und Angestelltenorganisationen stattgefunden. Beide Körper- 
schaften haben grundsätzlich dem AfA-Vorschlag zugestimmt, wonach die 
Selbständigkeit der AfA-Bewegung erhalten bleiben soll und die beiden 
Spitzenvorstände des A.D.G.B. und des AfA-Bundes ‘eng zusammen arbeiten 
werden. 

Dem Aktionsausschuss der deutschen Gewerkschaften 
beim Heimstättenamt sind durch die AfA-Delegation Vorschläge für 
seine weitere Arbeit unterbreitet worden. 

Im Verkehr mit dem Reichsarbeitsministerium konnte eine Anzahl von 
Verbindlicherklärungen der Tarifverträge erledigt werden. 

Am 1. Dezember 1920 fand in den Räumen des Reichswirtschafts- 
ministeriums eine Sitzung zwecks Gründung einer Aussenhandels- 
stelle für Roh- und Schmieröle statt. 

Auf Veranlassung des Ortskartells Berlin fand am 2. Dezember 1920 unter 
Beteiligung von Vertretern der Berliner Gewerkschaftskommission, des 
Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes, des Transportarbeiterverbandes, des 
Eisenbahner-Verbandes, sowie Vertretern der Postbeamten, des Bundes der 
technischen Angestellten und Beamten und der AfA-Zentrale eine Besprechung 
statt, die sich erneut mit den bevorstehenden Entlassungen der 
Angestellten bei Reichsbehörden beschäftigte. Es wurde eine 
Kommission eingesetzt, die alles wichtige Material sammeln, prüfen und den 
in Frage kommenden Stellen weiterleiten soll. Gleichzeitig wurde der Ver- 
treter der AfA-Zentrale beauftragt, beim Vorstand des AfA-Bundes dahin zu 
wirken, dass dieser sich mit dem Vorstand des A.D.G.B. zu gemeinsamer 
Behandlung der Frage in Verbindumg setzt. 

Die vom. A.D.G.B. und dem AfA-Bund eingesetzte Kommission zur Be- 
handlung der Frage der Entlassung der Angestellten bei 
Reichsbehörden tagte am 7. Dezember 1920. Es wurde beschlossen, 
dası Material zusammenzustellen und zu einer Deikschrift auszuarbeiten und 
sodann in Verhandlungen mit den’in Frage kommenden Behörden zu treten. 
Mit dem Fraktionsvorständen soll ebenfalls verhandelt werden. 

Die Arbeitsgemeinschaft von Reichsversicherungs- 
trägern Gross-Berlins tagte am 3. Dezember 1920 im Meistersaal, 
Köthener Strasse. Es wurden Berichte über die bisherige Tätigkeit und die zu- 
künftigen Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft gegeben. 

Im Finanzministerium fand am 10. Dezember 1920 eine Sitzung zwecks 
Neuregelung der Tabaksteuer statt. Die Vertreter aller Organisationen 
sprachen sich gegen eine Erhöhung der Tabaksteuer aus. Es wurde in dieser 
Sitzung beschlossen, unter Leitung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Tabak 
eine grosszügige Organisation gegen den Schmuggel mit Rohtabak und Fertig- 
fabrikaten zu schaffen. 

Der Zentralausschuss für die Unterstützung der 
Märzkämpfer hatte am 13. Dezember 1920 eine weitere Sitzung, in der 
eingelaufene Unterstützungsanträge behandelt wurden, 

Am 14. Dezember 1920 fand im Reichswirtschaftsministerium eine weitere 
Sitzung zur Schaffung der Aussenhandelsstelle Benzin statt, in der 
die Satzungen und die Geschäftsordnung beraten wurden. 

Am 16. Dezember 1920 fand die Vollversammlung der Arbeits- 
gemeinschaft für Wanderung und Siedlung statt. 


Sozialpolitik. 
In einer Eingabe an das Reichsarbeitsministerium hat der AfA-Bund 


die einheitliche Regelung der Arbeitszeit für alle Arbeitnehmer 
gefordert. Gegen den Versuch, wiederum durch zwei getrennte Gesetze über 


„ usw. 
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die Arbeitszeit für Angestellte und Arbeiter den Gedanken des einheitlichen 
Arbeitsrechtes zu durchbrechen, sind in der Begründung scwohl vom Stand- 
punkt der kaufmännischen wie auch dem der technischen Angestellten 
wichtige Argumente geltend gemacht worden. 

Der Vorstand des AfA-Bundes hat beim Reichsarbeitsministerium den An 
trag gestellt, eine Beteiligung der AfA-Organisationen an der von der 
Regierung ins Leben gerufenen Warenversorgungsstelle deutscher 
Gewerkschaften zu ermöglichen. 

Dem Ausschuss für Arbeitsrecht ist ein vom AfA-Bund ausgearbeiteter 
Gesetzesvorschlag zugegangen. 

Bei den Beratungen über die Betriebsbilanz im Reichswirtschaftsrat 
haben die im AfA-Entwurf gemachten Gegenvorschläge grundsätzlich die Zu- 
stimmung aller Arbeitnehmervertreter gefunden. Da infolgedessen der 
Regierungsvorschlag von den Arbeitnehmern aller Richtungen abgelehnt 
wurde, hat das Reichsjustizministerium zunächst eine Verlängerung der für das 
Inkrafttreten des Gesetzes vorgesehenen Frist beim Reichstag beantragt. 

Dem Reichswirtschaftsministerium ist seitens der AfA-Organisationen 
Material über die bezirkliche Einteilung der. Gewerkschaften unterbreitet 
worden, das bei der Schaffung eines Gesetzes über Bezirkswirtschafts- 
und Bezirksarbeiterräte Berücksichtigung finden soll, 


Sozialisierung. 

Dem Reichsarbeitsministerium ist eine Denkschrift über die Neugestaltung 
der Sozialisierung zugegangen, in der der Gedanke einer Vereinheit- 
lichung der Versicherungszweige nachdrücklichst betont wird. 

In Gemeinschaft mit dem A.D.G.B. hat der AfA-Vorstand eine besondere 
Kommission zur Weiterbearbeitung dieser Frage eingesetzt, desgleichen ist 
auch für die Bearbeitung der Sozialisierung nunmehr eine gewerkschaftliche 
Studienkommissien aus A.D.G.B. und AfA-Bund eingesetzt worden. 

- Der Kollege Werner ist aus der sog. Verständigungskommission des 
Reichswirtschaftsrates, die sich mit der Sozialisierung befasst hat, ausge- 
schieden, nachdem sich dieselbe als eine ausgesprochene Verschleppungsein- 
richtung erwiesen hatte, 

In der Frage der Sozialisierung des Kalibergbaues wurde namens 
des AfA-Bundes durch Koll. Werner ein Vorschlag ausgearbeitet. 


Arbeitskämpfe. 

Am 9. Dezember 1920 traten die Angestellten von sieben Betrieben der 
Dresdner Metallindustrie in den Streik, um ihren Forderungen, die 
trotz langwieriger Verhandlungen mit den Arbeitgebern und vor dem Schlich- 
tungsausschuss nicht anerkannt wurden, den erforderlichen Nachdruck zu ver- 
leihen. Nach sechzehntägiger Dauer konnte der Streik mit einem vollen 
Erfolg für die Angestellten beendet werden. 





Tarifverträge. 
1. Allgemeine Tarife. 


Ein allgemeiner Bezirkstarifvertrag wurde abgeschlossen: 

mit der Wirtschaftlichen Vereinigung und Arbeitgeberverband von Witten- 
berg und Umgegend mit Wirkung vom 1. Oktober 1920. 
Ferner wurden in folgenden Orten bzw. Bezirken die Tarifgehälter neu 

geregelt: 

für die Angestellten in Rendsburg vom 1. November 1920; 

für die Angestellten inFrankfurt/Main, rückwirkend ab1. Oktober 1920; 

für Hildesheim durch Gewährung von Teuerungszulagen, rückwirkend 
ab 1. November 1920; 

für Stettin desgleichen, geltend bis einschl. Februar 1921; 

für Liegnitz teils durch Einigung, teils durch Schiedsspruch vom 3. De- 
zember 1920; : 

für Giessen durch Schiedsspruch vom 11. November 1920, rückwirkend 
ab 1. Navember 1920; 

für Offenbach/Main mit Wirkung ab”1. November 1929; 

für Cüstrin durch Einigungsvorschlag des Schlichtungsausschusses vom 
16. November 1920; 

für Halle/Saale und Vororte mit Wirkung vom 1. Dezember 1920; 

für die Industrie im Handelskammerbezirk Karlsruhe durch Abkommen 
vom 22. Dezember 1920 mit dem Verband der Metallindustriellen Mittel- 
badens; 

für die Industrie im Kreise. Hirschberg/Schles. die 
1. Oktober 1920 bis 31. März 1921; 

für die Allgemeine Industrie Hamburgs wurden die Teuerungszuschläge 
erhöht und der Vertrag vom 20. April 1920 um drei Monate verlängert; 

für Magdeburg durch Schiedsspruch vom 4. Dezember 1920 mit Wirkung 
für die Zeit vom 1. Dezember 1920 bis 28. Februar 1921: 

2. Fachtarife., 

a) In der Metallindustrie wurde ein Tarif abgeschlossen 

mit der Ortsgruppe Nordhausen des Verbandes Thüringer Metallindv- 
strieller am 3. Dezember 1920; 

mit der Ortsgruppe Greiz des Verbandes Thüringer Metallindustrieller am 
5. November 1920, 

Ferner wurden in folgenden Orten bzw. Bezirken die Tarifgehälter neu 
geregeit: N 

für die Metallindustrie in Bielefeld durch Schiedsspruch des Schlichtungs- 
ausschusses vom 2. November 1920 mit Wirkung vom 1. September 1920; 

für die Metallindustrie in Kaiserslautern mit Wirkung vom 1. No- 
vember 1920; 

für die Leipziger Metallindustrie mit Wirkung vom 1. Dezember 1920; 

für die Kasseler Metallindustrie durch Erhöhung der bisherigen Teuerungs- 
zulagen mit Wirkung vom 1. November 1920; 

für die Breslauer Metallindustrie desgleichen für den Monat De- 
zember 1920; j 

für die Berliner Metallindustrie mit Wirkung vom 1. Januar 1921; 

für die Zwickauer Metallindustrie durch Teuerungszulegen vom 1. De- 
zember 1920; 

für die bayerische !Provinzmetallindustrie mit Wirkung vom 1. De- 
zember 1920; 

für die Metallindustrie inNürnberg, München, Augsburg, Fürth 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1920; 

mit dem Verband der Arbeitgeber der Elektrotechnik in Sachsen mit Wir- 
kurg vom 1. November 1920. 


für Zeit vom 
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b) Ebenfalls wurden für folgende Elektrizitätswerke die Gehälter 

neu festgesetzt: 
für die b ayerischen Elcktrizitätswerke mit Wirkung ab 1. Oktober 1920; 
für die sächsischen Elektrizitätswerke für die Zeit vom 1. November 

1920 bis 28. Februar 1921. 

e) In der Zentralheizungsindustrie, und zwar 

für Dresden-Bautzen mit Wirkung vom 1. November 1920; 
für die nordbayerische Zentralheizungsindustrie mit Wirkung vom 

1, November 1920. 

Ausserdem wurde der Bezirkstarifvertrag für die Zentralheizungsindustrie 
in Oberschlesien für die Dauer vom 1. Oktober 1920 bis 31. März 1921 
erneuert. 

d) In der Textilindustrie wurde der für Entwerfer, Zeichner und 
Patroneure im Gebiet des, Webereiverbandes für Mittel- und West- 
sachsen am 25. Juni 1920 abgeschlossene Tarifvertrag zunächst bis zum 
30. April 1921 verlängert, in wurden Teuerungszulagen mit Wirkung 
vom 1. Dezember 1920 vereinbart. 

e) In der Papier-, Pappen-, Zellstoff- und Holzstoffindustrie 
Bayerns wurden Teuerungszulagen mit Wirkung ab 1. Januar 1921 
vereinbart. 

f) In der Hüttenindustrie, 
Wirkung bis 31. Januar 1921, 

8) In der Holzindustrie wurden für Breslau Teuerungszulagen für 
den Monat Dezember 1920 neu fesgcsetzt. 

3. Firmentarife, 

Die Firma E. Merck in Darmstadt hat auf die im Tarifvertrag vom 
1. Mai 1920 vereinbarten Grundgehälter sowie Dienstalterszulagen und 
Qualifikationszulagen mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 15 Prozent Auf- 
schlag gewährt. 


und zwar für das Saargebiet. mit 


Baugewerbe. 


Auf Grund derReichstarifverträge für das Hoch- und Tiefb augewerbe 
wurden weitere Bezirkstarife abgeschlossen, deren Gehaltssätze und sonstige 
Bestimmungen aus Nr. 35, 36, 37 und 38 der D. T. Z. 1920, Ausgabe „Der 
Bautechniker“, zu ersehen sind. 

Für die technischen und künstlerisch tätigen Angestellten in Architek- 
turbureaus wurde je ein Bezirkstarifvertrag für Hessen-Nassau und 
Brandenburg abgeschlossen, 


Bergbau. 


Im Kalibergbau fanden am 1. Dez. die Wahlen zu den Unter- 
Pruppeß statt, über die wir in der vorigen Nummer des „Techn. Gruben- 

eamten“ berichteten, 

Die Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau beschäftigte sich noch- 
mals mit der Frage eines Reichsmanteltarifs und dem: Verhältnis der 
Unorganisierten zu den Tarifverträgen. (S. Nr, 38, 1920 „Techn. Grubsh- 
beanıter“,) 

- Die Gruppe Kalibergbau hatte in ihrer Sitzung vom 11. Dez. eine 
Reihe von Streitfragen zu schlichten. 

Von den schwebenden Tarifverhandlungen kamen nur die im 
Mitteldeutschen Braunkohlenbergbau und mit dem Arbeitgeber- 
verein Fulda zum Abschluss. Beim Reichsarbeitsministerium sind Schieds- 

erichte beantragt für den Kalibergbau, den Senftenberger Braun- 
Koblesbärrbun und den Bergbau im Dill-Lahn-Bezirk, 


Kommunaltechniker. 


Am 12. Dezember 1920 fand im Bundeshaus ein Reichsfach- 
gruppentag der Kommunaltechniker statt, äuf weichem der Austritt 
unseres Bundes aus dem Gewerkschaftsbund der Kommunal- 
beamten und-angestellten Preussens beschlossen wurde. Im 
Anschluss daran erfolgte zusammen mit den freigewerkschaftlichen Organisa- 
tionen der Staats- und Gemeindearbeiter, Zentralverband der "Angestellten, 
Verband Deutscher Berufsfeuerwehrmänner und Deutscher Werkmeisterverband 
(Bezirk X) die Gründung der FreigewerkschaftlichenArbeits- 

emeinschaft kommunaler Arbeitnehmer - Verbände 

„Faka“), Bezirkstagungen der Fachgruppe fanden statt für die Pro- 

vinz Pommern in Stettin am 5.v.M,., für den rheinisch-westfälischen 
Industriebezirk in Essen am 19. v,M. 


Beamtenfragen— Staatstechniker. 


Die Beratungen über den Entwurf eines Beamtenrätegesetzes 
sind abgeschlossen. Der Entwurf liegt dem Reichstage vor. Die Verhandlungen 
über die Erhöhung der Teuerungsbezüge der Beamten sind erneut 
aufgenommen. Desgleichen fanden Verhandlungen im Reichsfinanzininisterium 
und Reichsarbeitsministerium betr. Weiterbeschäfti gung der gekün- 
digten oder noch zu kündigenden Staatsangestellten statt. Ferner wurden 
die Verhandlungen über die Aufstellung eines Ortsklassenverzeich- 
nisses fortgesetzt. 

Werbetätigkeit. 

Die Vorbereitungen für die Werbewoche wurden beendet. Es wurden dıe 
Referentenpläne aufgestellt und die Versammlungen festgelegt. Ferner wurden 
Vortrags-Disposition Nr. 6 „Techniker und Wie eraufbau“, ein Plakat und ein 
Einladungs-Prospekt für die Werbewoche herausgegeben. Für die Vertrauens- 
personen ist ein Block mit 10 Anmeldeformularen hergestellt worden. 


Verschiedenes. 


Im Monat Dezember wurden 488 Rechtsauskünfte erteilt, davon 
mündlich 300; hierzu kommen 13 erteilte Auskünfte in Patentangelegen- 
heiten. Der Rechtsschutz wurde in 29 Fällen gewährt. 37 Prozesse wurden 
erledigt, so Hass wir am Schlusse des Jahres 404 Prozesse führten, 


Im Monat Dezember 1920 wurden von unserer Abteilung Auskunftei 
474 Auskünfte eingefordert, von denen 455 erteilt werden konnten. 

An Unterstützungen wurden im Monat Dezember 1920 gezahlt 
Stellenlosen-Unterstützung 69648,90 M., Solidaritäts-Unterstützung 882 ,75M. 
Gemassiegelten-Unterstützun 18154,— M, Hinterbliebenen-Unterstützung 
6527,90 M., Notfallunterstützung 7407,50 M., Wirtschaftsbeihilfe 12 340,— M., 
insgesamt 122901,05 M. 

In der Stellenvermittlung wurden vom Monat November über- 
nommen; 3511 Stellungsuchende, 132 offene Stellungen. — Der Zugang betrug 


im Dezember 448 Stellungsuchende, 90 offene Stellungen. Vermittelt wu-den 
51 Stellen, und zwar 15 für Bautechniker, 36 für Industrietechniker. 

Im Berichtsmonat erfolgten 1254 Neuaufnahmen ordentlicher Mitglieder 
und 605 Hospitanten. page pa ehr wurden 206 ordentliche Mitglieder, 
89 Hospitanten erwarben die ordentliche Mitgliedschaft. Es wurden im Monat 
Dezemter 13 Ortsverwaltungen gegründet und 5 Ortsverwaltungen auf- 
gelöst, so dass ein Zuwachs von 8 Ortsverwaltungen zu verzeichnen ist. 

Im Monat Dezember gingen an Beitragsgeldern 1375935,39 Mark 
und für den Kampffonds 2 607,90 Mark ein. Damit ist der Gesamteingang 
für den Karstffahdi auf 251 785,74 Mark gestiegen. 

Zur Erledigung der Vorstandsarbeiten waren im Monat Dezember 
30 Kommissionssitzungen und 5 Plenarsitzungen erforderlich. 


ZZ ——— 
oo Aus dem Bunde oo 
m ——— 
Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd, des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Ausschluss von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung 
vom 29. 11. 20 beschlossen, das Mitglied Pfaff, 96532, auf Grund des 8 13a 
der Satzung aus dem Bunde auszuschliessen. 

Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzun 
Mitglied Adameck, 133927, auf Grund 
Bunde auszuschliessen. : 

Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung vom 10. 1. 21 beschlossen, das 
Mitglied Haefner, 62966, auf Grund des $ 13b der Satzung aus dem 
Bunde auszuschliessen. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft, 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H,, Leipzig, 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- | Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Heilmann & Littmann, Baugeschäft, Nürnberg, Essenweinstrasse. 
Hermann Schlisske, chem -techn. Torfverwertung, Munster, Bez. Hannover. 
Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 


Aus den Gauen 


Gau Sachsen — Nebenstelle Leipzig. Wie in den Vormonaten, fand 
auch im Dezember 1920 eine ganze Anzahl Versammlungen 'statt, die sich mit - 
der wirtschaftlichen Fnbikeang befassten. Ausserdem wurden Versamm- 
lungen für die Studierenden der technischen Lehranstalten abgehalten. 

In den Tarifbewegungen ist festzustellen, dass die Vnternohiher nur 
äusserst unwillig an die Anerkennung günstiger Schiedssprüche für die Ange- 
stellten gehen. In der Leipziger Metallindustrie versuchten die Unternehmer, 
eine sogenannte soziale Zulage für die Arbeiter und Angestellten durchzu- 
setzen, wodurch eine bessere Rn der Verheirateten auf Kosten der Al- 

emeinheit erfolgen sollte, Die Arbeiterschaft ist deshalb in einer Anzahl 
Leipeiger Betriebe in den Streik getreten, ohne allerdings im Verlaufe des- 
selben die soziale Zulage abzuwenden. Für die Angestellten gelang es, die 
Aufnahme dieser Zulage in den Tarifvertrag zu verhindern und. statt dessen 
eine allgemeine Aufbesserung von 30 Prozent zu den Aprilgehältern von 1920 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 ab zu erzielen. 

Wie in anderen Reichsteilen ist auch in Sachsen infolge des eigenartigen 
Verhaltens der Verwaltungsbeamten-Organisation (Sächsischer Gemeindebsamten- 
Bund) das Verhältnis zu dieser ein anderes geworden, als bisher. Wir sind in 
eine scharfe Kampfstellung zum S.G.B. getreten, wobei wir festellen müssen, 
dass dieser wie seine gelben Brüder in der Angestelltenbewegung versucht, 
unseren Bund mit Schmutz zu bewerfen. Nach Gründung der Faka im Reiche 
sind von uns gleich alle Vorkehrungen getroffen, um auch in Sachsen die 
Kartellierung der Gemeindebeamten-Organisationen im gleichen Sinne umzu- 
stellen. — Durch die Annahme des Sperrgesetzes im Reichstag machten sich 
Veränderungen in unseren Forderungen für die Besoldung der technischen 
Gemeindebeamten und -Angestellten erforderlich. 

In einer Aussprache im Ministerium konnten wir hinsichtlich der Bar- 
meisterprüfungsordnung Vorschläge zur Verwirklichung bringen, die uns für die 
Zukunft durch Kollegen aus den Bautechnikerkreisen einen bedeutenden Ein- 
fluss auf die Baumeisterprüfungen einräumen werden. 


Gau Südwestdeutschland. Arbeitsbericht für Monat No- 
vember 1920. (Wegen Raummangels bisher nicht veröffentlicht.) 

1. Württemberg. Auf gewerkschaftlichem Gebiet wurde für 
den Industrie-Landestarif die bestehende Teuerungszulage im Monat November 
durch Verhandlungen beim Schlichtungsausschuss erhöht. Der Erfolg dieser 
Verkandlungen ist durch die D.T.Z. Nr. 34, „Industrietechniker*, genügend 
bekanntgemacht, 

In der Werbetätigkeit war es der erste Monat, in dem die syste 
matische Aufklärungsarbeit von der Gaugeschäftsstelle einsetzen konnte. Wenn 
auch überall eine ziemlich grosse Versammlungsmüdigkeit herrscht, ist doch 
festzustellen, dass nach und nach das Interesse an unserer Bew ung wieder 
lebhafter wird, was sich durch erhöhten Versammlungsbesuch und Mitglieder- 


zuwachs ausdrückt. ö 

Die wirtschaftliche Lage in Württemberg hebt sich langsam wieder. 
Einzelne Industrien, z. B. die okömotivfabriken, sind sorgar - so stark 
beschäftigt, dass sie die Aufträge nur durch Tag- und Nachtschichten bewältigen 
können. Die Besserung der Wirtschaftslage zeigt sich auch dadurch, dass 3 
techn.schen Angestellten zum letzten Kündigungstermin nicht in so grossem 


Umfange gekündigt wurde, wie dies im August geschah. 


vom 6. 12. 20 beschlossen, das 
es $ 13b der Satzung aus dem 
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Im Schulwesen haben wir einen erfolgreichen Antrag gestellt, der 


Baugewerkschule zu Stuttgart eine vermessungstechnische Schule, die zwei Se- 


mester umfasst, anzugliedern. Die entsprechenden Arbeiten sind noch im Gange. 
Damit am Sitz der Gaugeschäftsstelle eine intensivere und vorbildliche 
Bundesarbeit geleistet werden kann, ist beschlossen worden, die Ortsverwaltung 
Stuttgart in 5 Ortsverwaltungen aufzuteilen. Die entsprechenden Vorarbeiten 
sind gleichfalls noch im Gange. 

2. Baden. Auf gewerkschaftlichem Gebiete ist Baden un 
günstiger als Württemberg gestellt,‘ da hier die Einzeltarife vorherrschen, 
wohingegen in Württemberg der Landestarif für Industrie und Baugewerbe 
eine leichtere Bearbeitung ara arg Deshalb ist in Baden die Tarifarbeit 
noch stark im Gange. So schweben z. Z. Verhandlungen über einen Tarif für 
die Elektroinstallationsbranche, dessen Abschluss grosse Schwierigkeiten bereitet. 
Der Bezirkstarif für das Tiefbaugewerbe kam nach energischem Vorgehen mit 
einigermassen befriedigendem Resultat zum Abschluss, 

in einheitlicher Tarif für die Zuckerindustrie konnte infolge des 
Widerstandes der Unternehmer nicht durchgeführt werden, er wurde durch 
eine Vereinbarung der einzelnen Unternehmungen mit den betreffenden 
Angestellten ersetzt. 

In der Heizungsbranche wurde durch den Schiedsspruch des Schlichtungs- 
ausschusses erreicht, dass die betreffenden Angestellten nach dem Mannheimer 
Generaltarif, Wert Klasse II, eingereiht wurden. 

Ebenfalls durch Schiedsspruch erfuhren die Gehaltssätze des Mannheimer 


 Generaltarifs eine gestaffelte Zulage, die sich gleichzeitig auf Familienzulage 


| Eos» 


ur 


erstreckt. 

Der Generaltarif wurde mit einem Abschlag von 12%), auf Schwetzingen 
ausgedehnt. 

Weiter schweben noch Verhandlungen über einen Haustarif mit der 
Bponiehrik Fuchs in Heidelberg. 

n bezug auf die wirtschaftliche Lage ist zu sagen, dass in Baden 
Entlassungen in grösserem Ausmasse drohen. So will die Firma Benz dazu 
übergehen, wegen Betriebsumorganisation 40—60 Angestellte zu entlassen. 
Zur Eenung dieser Gefahr sind Verhandlungen angebahnt, die noch im 
sind. 
der Werbearbeit ist es auch hier erst jetzt möglich, systematisch 
vorzugehen, nachdem das Arbeitsgebiet durch Schaffung einer Gaunebenstelle 
aufgeteilt worden ist, so dass alle Ortsverwaltungen von den Geschäftsstellen- 
leitern in gewissen Zeiträumen besucht werden können. Die erste Rundreise 
hat im Berichtsmonat begonnen. Es wurde festgestellt, dass auch hier der 
Versammlungsbesuch zu wünschen übrig lässt, weshalb noch eine intensive 
Aufklärungs- und Erziehungsarbeit zu leisten ist, 


Bücherschau 


akus und der Gladiatorenkrieg 73—71 v. Chr. Von Wilhelm 

Hartwig und Karl Stelzner. Voigtländer’s Quellenbücher, Band 97. 8°, 
72 Seiten. R. Voigtländer’s Verlag, Leipzig 1919. Preis 2 M. 

Der thrakische Bauerasohn Spartakus, der Anführer des grossen Sklaven- 
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 aufstandes im Jahre 73 v. Chr., gehört zweifellos zu den interessantesten 


. Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 


Persönlichkeiten der Weltgeschichte.. Es kann deshalb nicht wundernehmen, 
dass er verschiedentlich auch schon von Dichtern, so in der neuesten Zeit von 
Marquard und Hans Land in Romanen und von Richard Voss in einem Trauer- 
apiel, zum Helden ihrer Schöpfungen gewählt worden ist. Wer aber eine an- 
schauliche Vorstellung von seiner Persönlichkeit wie überhaupt von der Lage 
der Unfreien in der Antike erhalten will, tut besser, wenn er sich an die un- 
mittelbaren Quellen wendet. Diese sind in vortrefflicher Weise in dem vor- 
liegenden Bändchen zusammengestellt und soweit nötig erläutert. Für den, 
der sich über den Gegenstand noch genauer unterrichten will, ist überdies 
durch einen ausreichenden Literaturnachweis gesorgt. Alles in allem handelt 
eis sich hier also um ein literarisches Erzeugnis, das wegen seines in gewissem 


Snne aktuellen Inhalts auf Beachtung auch in unseren Kreisen rechnen darf. 


Karl Sohlich, 


41191494 ii nn nn 
Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, 


Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruct 





Anzeige 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Es dürfte im allgemeinen Interesse sein, mitzuteilen, dass sich 
die Bureaus der seit annähernd 20 Jahren bestehenden Firma „Weit- 
Detektiv“ Auskunftel Preiss nach wie vor in Berlin W 62, 
Kleiststrasse 36, befinden. 

Das Gesamtunternehmen hat sich trotz der schweren Kriegsver- 
häknisse ständig vergrössert und seine Verbindungen derart erweitert, 
dass es zweifellos als die leistungsfähigste Firma in der Erteilung von’ 
privaten Auskünften, Ermittkıngen usw. angesehen werden kann, 


Stellenangebote E 


Wir suchen für unser technisches Bureau 


Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung und nachweisbarer mehr- 
jähriger Praxis im Eisenbetonbau, ferner einen 


Archifekien 


evil. zeichner. besond. befähigt. Techniker, für d. äussere Ausgestaltung von 
Entwürfen d. Hoch-u.Tiefbaues. Eintr. baldigst. Ausführl. Bewerbung. erb. 






gesucht. 


|sicher in 
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die fünfgespaltene Millimeter Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 45%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 


Tiefbautechniker 
mit. abgeschlossener Baugewerk- 
schulbildung, für Entwurfbearbei- 
tung und evtl. auch Baustelie beim 
Ausbau des Schiffahrtsweges vom 
Rhein-Herne-Kanal nach 
a. d. Ruhr zum baldigen Eintritt 
Meldungen mit Zeugnis- 
abschriften, Lebenslaufund Gehalts- 
ansprüchen erbeten. 

ülheim a. d. Ruhr, 4. Jan. 1921. 

Der Oberbürgarmeister. 

Hafenabteilung. 


Architekt oder Bautechniker 
mit abgeschlossener Fachprüfung, 
gewandt im Entwerfen nach Skizzen, 
Konstrustion, 
schlagen, Äbrechnun 
arbeit für grössere B 
‚gesellschaft. Meldungen mit Zeug- | jm Wasserbau erfahren und mit den technischen Bureauarbeiten eines 
‚nissen, selbstgeschrieb. Lebenslauf, | Wasserhauamtes vertraut, zum sofortigen Eintritt gesucht, Beschäftigung 
er Arte ag rare längere Zeit, voraussichtlich er N SEE Re i 
eins j n 24. i1920. Meldungen mit nslauf und Zeugnis- 
Königsberg 1. Pr. (Stadt). tarifvertrag vom 24. Juni 1920 ge g 


haben 
guton 
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Wahl und Aufgaben der Betriebsräte, der Arbeiterräte und der 
Angestelltenräte sowie der Betriebsobleute. Gemeinverständliche Erläu- 
terung des Betriebsräte-Gesetzes und seiner Wählordnung. Von Geh. Reg.-Rat 
Dr.-Hermann Schulz. 2. verbesserte und erweiterte Auflage. Berlin 1920, 
eo. von Julius Springer. 8%. VI und 194 Seiten. Preis 11 M, 

ir besitzen bereits eine ganze Anzahl Kommentare zum Betriebsrätegesetz, 
Unter ihnen steht der vorliegende von Schulz mit an erster Stelle. Da der 
Kommentar gerade für Nichtjuristen alles Wesentliche enthält, so wird er von 
den Mitgliedern der Betriebsräte sowie allen, diean der Durchführung und Fort- 
bildung des wirtschaftlichen Rätesystems beteiligt sind, mit Nutzen gebraucht 
werden. K.’S. 





Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wesen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Berlin. F. Architekten. 27.1. 7%, Dessauer-Garten, Dessauer Str. 1. 
Hagen i1. W. M. 3.11. 7%. Hotel „Zu den drei Linden“, Körnerstr. 32. 


Hamburg-Ost. V. 25:1. 7%. Hohenfelder Gesellschaftshaus, Lübecker Str. 91, @ 
Mm. 3.11. 7%, Hohenfelder Gesellschaftshaus, Lübecker Str. 91. 

Gross-Hamburg. Oeffentliche Versammlung. 21. I. 7%. Gewerbehaus, 
Holstenwall. Ref. Aufhäuser-Berlin. 

Wetzlar. 


M. (Vorstandswahl.) 26. 1. 


Sterbeiafel 


Es starben: 


August Bleicher (99 812), Witten. 
Eduard Collius (107 463), Berlin. 
Otto Demker (149 964), Belgard/Persante, 
Richard Dingelstedt (61 993), Tegel. 
Fritz Franke (127 232), Schöneberg. 
Johannes Frohnert (96 015), Dresden. 
A. Hauzinger (T. 6197), Magdeburg. 
Eduard Hirth (T. 61890), Mainz. 

Alfred Kranert (26519), Belgard. 

M. Krüger (33.037), Breslau. 

Erich Liebchen (119 404), Mühlhausen 
Arno Müller (T. 33 214), Wittenberg. 
Joh. Schreiber (141 441) Magdeburg. 
Max Solvie (85 548), Hamburg-Südost. 
Arthur Stahl (T. 23733), Warnemünde. 
Erich Stockgänger (171853), Berlin. 
Richard Wackerhagen (T. 12727), Kiel. 
Karl Wegescheidt (110 753), Köln. 
Paul Wiicke (5800), Wilmersdorf. 

Jos. Wissing (195 268), Düsseldorf. 
Robert Wodke (T. 85 982). 

Kari Zaiser (95 868), Düsseldorf. 

Hugo Zaspel (116 374), Karlsruhe. 
Ehreihrem Andenken! 


ee 


8%, Hotel Kaltwasser, Bahnhofstrasse. 
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Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 


Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 










Für unser Offertenbureau suchen wir 


zur Unterstützung des Kalkulators 


einen Herrn mit geeigneter Ausbildung, der auf diesem Gebiete schon 

tätig gewesen ist, zu baldigstem Eintritt u. erbitten Angebote mit Angabe 

der bisher. Tätigkeit, des frühesten Eintrittstermins u. der Gehaltsansprüche. 

Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik, vorm. Dürr &Ce. 
Ratingen-Ost bei Düsseldorf. 


Wir suchen für unser technisches Bureau je einen selbständigen 


Konstrukfeur 


für unsere Abteilungen Staatsbahnwagen- und Karosserie- und Wagen- 
bau zum möglichst baldigen Eintritt, Angebote unter Angabe bis- 
heriger Tätigkeit, Referenzen, Zeugnisabschriften und Bild erbeten an die 


Zwickauer Fahrzeugfahrik vorm. Schumann Aktiengesellschaftin Zwickau Sa. 
Tiefbautechniker 


Aülheim 





= 


Veran- 
und Bureau- 
leinsiedlungs- 


nach dem Teil- 


abschriften sind umgehend einzureichen. 
Bingerbrück, den 6. Januar 1921, 


DerVorstand des Preussischen Wasserbauamits. 


Erfolg! 
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sucht einen 


Lahoralorlums-Ingenienr 


für Prüfung von Schaltapparaten. 

Herren mit praktischer und konstruktiver 
Erfahrung wollen Angebote mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 
richten an 


AEG Apparatefabrik, Berlin N 31, 
Ackerstrasse 71/75. 


Kleinhausfachmann 


für Reisetätigkeit als Oberbauleiter unserer Heimstättenbauten im Reiche 
gesucht. Nur erste Kraft mit prakt. Erfahrung. Bewerbungen mit kurzem 
Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen und Bild an 


Gemeinnützige Aktiengeselischaft für Angestellten-Heimstätten 
Berlin-Steglitz, Albrechtstrasse 131. 


Für das hiesige Kreisbauamt wird zur vorübergehenden Be- 
schäftigung zum alsbaldigen Dienstantritt ein im Hoch- und Tlef- 
bau, Insbesondere im Wasserieitungsfach 


erfahrener Techniker 


auf Privatdienstvertrag gesucht. Bewerber, welche schon in ähnl. Stellen 
mit Erfolg tätig gewesen sind, erhalten den Vorzug. Bewerbungsgesuche 
mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften u. Angabe der Gehaltsansprüche u. des 
Dienstantritts sind dem Kreisbauamt hierselbst umgehend einzureichen. 
Weilburg, den 5. Januar 1921. 
Der Vorsitzende des Kreisausschusses. 


Gesucht 


Techniker als Betriebsleiter 


für chemische Fabrik, erfahren im Maschinen- und Apparatebau, kauf- 
männisch gewandt. Angebote an 
Kohlensäure-Werke C. &. Rommenhöller Aktiengesellschaft 
Berlin NW 7, Dorotheenstrasse 26. 
Wir suchen zu möglichst baldigem Eintritt einen 


} u 
Diplom-Ingenieur 
ewandten Statiker und erfahrenen Konstrukteur, mit erfolgreicher Praxis 


ei ersten Firmen des Eisenbeton-Hoch- und Tiefbaues, als Vorstand 
unseres technischen Bureaus und bitten um ausführliche Bewerbung. 


Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 


Bautechniker 


unverheiratet, für Bureau und Baustelle 
die selbständig arbeiten können, kommen in Frage. Bewerber muss 
firm im Hoch- und Tiefbau sein. Auch muss derselbe Erfahrungen im 
Eisenbetonbau besitzen.Für Unterkunft ist gesorgt.Angebotemit Lebenslauf 
und Zeugnisabschriften sowie Photographie sind umgehend einzureichen. 


„UNION“ Baugesellschaft auf Aktien, 


Mückenberg N.-L., Kreis Liebenwerda. 
Gesudıt werden ältere gewissenhafte 


Zeichner. 


Bevorzugt werden Zeichner, die in Präzisions-Werkzeugmaschinen-, 
Fein-Mechanik und Schablonen-Arbeit bewandert sind. Offerten mit 
Gehaltsansprüchen und frühestem Eintrittstermin erbeten. 


Continental-Caoutchouc- u. tufta-Percha-Lompagnie, Hannover. 


ZNHRATSERALERUKGAGAGSRGANAEAGHRAARANGHEATGLURTAFRGATHRLALRIGGTILLEIAOHLA IN TETNE 


Die Pensions- und Witwenkusse 


des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
(gegründet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 
Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 

en erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse 
des Deutschen Techniker- Verbandes in Berlin, Werftstr. 7, 


EALLTELTTEITETTETTITETTTTTTITERTTSTLTTHTESTITTITTTITTTTEITTFRTLTITTETATTRTTLTTTTTTTTTF TERN 


Mitglieder! 


kauft bei unseren Inserenten! 


„Welt - Detektiv“ 


Auskunttei Preiss- Berlin 38 
Kleiststr. 36 (Hochbahnhof 
Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543, 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
Zivil- u. Strafproz. In-u. Ausl. 
Heirats-Auskünfte 
üb.Vorleb.,‚Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh., Einkommen, 
Vermögen, Mitgift ete. an 
allen in- u. ausi., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
Taus. freiwill. Anerkennung. 

Gegründet 1905 











sofort gesucht. Nur Herren, 
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Wer verkauft mir das Werk „Der 
Deutsche Dachdeckermeister“ von 
Schrader und Reim, 2 Bände, oder 
wer kann mir eine Adresse angeben, 
da es im Verlag vergriffen ist? 
Preis und Adresse an K. Stoltz, 
Speyer a. Rhein, Weberstr. 2. 


kheuma, 


Gicht, Hexenschuss, 
Reissen usw. 
verschwinden durch 
Lucerna-Tabletten, gs. ges. 
Hergest. nach der Analyse der Quell- 
salze der Tarasp-Lucius- Quelle, 
Originalpack. M. 18.— fr.geg.Nachn. 
Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20, 

Tarpenbeckstr. 51. 























DEUTSCHE. TESINIKER-ZEITUNG 


Belehrung und Erwerbı 


- - ; Für Studium, Unterhaltung, 
Fortsetzung der Stellenangebote. 
i 





„REFLEKTUS“. 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
össerungs- :und Zeichenapparat 
für undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände aller Art. 
Keine Giasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf., Dresden- 27/72. 
Rechenschieber 
.ı Relsszeuge 


erstklass. Qualität zu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbu handlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 
Soeben erschien in neuer Auflage: 


Y „Hütte“ 


3 Bände gebunden. 


Preis 120 Mark 


einschliesslich 
aller Teuerungszuschlägs, 
auch geg. 20-M.-Monats- 
rate zu beziehen durch 


Hermann Meusser, 
Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str.75. 


mm [0 


ia Her.-Trik nemden 


f) 

Wint.-Normal, heil 44 M., Frauen- 
strümpfe 13 M., Nähgarn, 3fach, 
1000 m 11M. Wollstrickgarn Pfd. 
45 M., Trikot-Arbeitshemden 33 M., 
Unterhosen 25 M. und Nachnahre- 
Porto. Gute Ware. 

M. Grossmann, München AB, 







Hohe Provision 


für Vermittlung von 
Zentralheizungs- und 
verwandten Anlagen. 








Angebote an „Leok#, 
Berlin-Friedenau, 
Rheinstrasse 65, 
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Dauerwäschefabrik Bremer &Co., 
Leipzig-Det., Gerberatrasse 19-27. | 

























Nr. 3 . 





Pelzwaren 
zu jetzt billigen Preisen. 
EchtSkunks,Nerz, 
Marder, Iitis 
Alaskafuchs 
Fuchskanin, Blaue 


und Silberfüchse 


Preisliste, Ansichtsseadung. ohne Rauf- 
zwang gegen Erstattung des Poriss. 


Kürschnermstr. 


Dresden 9, Frauenstr, ir. 1653. 


Verkauf nur gegen Barzahlung 
=——— mit 10%, Rabatt, 




























.. Aerztl.Belehr. v. 
ettnassen ‘Dr. med.K.Hutten 
? üb.:Recht u, Pflicht 
Befreiung sofort. . z. Ehe, Gattenw., 
Alter u. Geschlecht an- | Liebe, Hochz., Flitterwoch, Je. Ehe. 
geben. Ausk. umsonst. | Kinderlosigk. Frauenorg. (äbb.) Ge- 


ß fühlskält.d. Frau usw. Anh.: Knabe od. 
Vers. San. Artikel &g. Englbrecht, | mid > M.A-, Nadı. M.4.50, m. Er 
München B 74, Kepuzinerstrasse 9, 


Bd. M.7,-. Hausarzt-Verlag. Berlin-Stegiitz22. 


EEE TEE EEE TIERE DR a IN wen 
Freibl. diese 5 garant. Rein-Aluminium-Kochtöpfe mit Decel' 
: Inh. ca. 6, 5,4, 3,2 Ltr- 

3 Extra starke, bordierte, geschliff- 
ER YET Ausführung, - feinstes Material» 
F a grösste Haltbarkeit, wunderbare 

n meuzeitliche Konstruktion, keine 

gewöhnliche Marktware, nur 180 M. einschliesslich Porto und guter Ver- 
packung gegen Nachnahme. Kein Risiko, da ich Nichtgefallendes 
anstandslos zurücknehme und den vollen Betrag zurückerstatte. Täglich 


Nachbestellungen und Dankschreiben. — Langjähriger Lieferent. 
Fritz Lahme, Kraghammer (Westf.). Postsch.-Kto. Köln 72994. 


WOLBSERUEEIGEAUGRERGABUGABGEKLGAUHRAUSISHERUNGRERKUGSBANNRE LLLETTITISTTETTITTTIITTTT TTS 4 


Sie ärgern sich 
zu viel! 


Der Aerger aber schadet den Nerven, und 
wenn diese streiken, ist es mit den geistigen 
Fähigkeiten überhaupt vorbei. Wille und Ge- 
dächtnis versagen, das Selbstvertrauen beginnt 
zu wanken, man.wird unsicher und fahrig, jede 
Aufgabe scheint zu schwer, und man treibt 
allmählich einem Abgründ entgegen. Befinden 
auch Sie sich in diesem desolaten Zustand, so 
zögern Sie nicht, die rettende Hand zu ergreifen, 
die sich Ihnen in Poehlmanns Geistesschulung 
entgegenstreckt. Poehlmanns Geistesschulung, 
umfassend eine Gesundheits-, Beobachtungs- 
und Denklehre, Sinnesübung, Redekunst, Ge- 
dächtnis- und Willensstärkung, befreit Sie durch 
individuellen Fernunterricht von allen Affekten 
und von nervöser Zerstreutheit, setzt Ihrem 
Denken und Wollen feste Ziele und gibt Ihnen 
die Möglichkeit, sich auf jedem Wissensgebiet 
mit spielender Leichtigkeit vollkommen auszu- 
bilden. Ein gründliches Wissen aber ist die 
Vorstufe zu Macht, Erfolg und Glück! Verlangen 
Sie ausführlichen Prospekt von 


Ch. 1. Poehlmunn, Amalienstr. 3, München W169 
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= seine Vorstandsmitglieder Adoli Cohen und Knoll ‚vertre- 


TEEN 


s Bundeszeitschrift der ‘technischen Angestellten und Beamten 





für das Ausland 9,25 M. — 


Nr.4/ 3. Jahrg. 


INHALT: ‚Einheitsfront für. ) die Malsoginlimiorunge, 


wesen: "Zur Sozialisierung. des: Wohnungswesens: —. 


"Werkmeistera. — Der G.d.A. für 


Waffen? — ‚Die Frankfurter Arbeiter-Akademie. 


Erscheint Sıäyiy am Freitag. '— Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M 
und der technischen Angestellten und Beamten. Hauptg 2? häfts- 
nn at Nahe 7— Dastsche cHEnHEn: 52100 Berlin, Bund 
ngestellten un amten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Com - und Pri 
‚Alt-Moabit.127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 781 Fe 


er technischen 


28. Januar 1921 





Die Vertretersitzung des AfA-Bundes.s. — Wirtschaftsfragen: Die Kohlenförderung im Ruhrgebiet. — Sozialisierung: Die 
Er en make sun Ex „Verständigungskommission“. 
„wesen: Zur. Sozi politik: Was die itsdienstzeit bezweckt. — Arbeitnehm : i 

“ Vorsitzender des A.D. G.B. — . Gegen die kommunistische Zersplitterungsarbeit. — Angestelltenbew x Wohl N a Rheı abe den 

2 5 Et ge egung: „ wollen“ der ei 

politische Rätesystem! — Berichtigung. — Aus dem Bunde: 
Pets: — : Vorstandsbekanntmachungen : Einberufung des Bundestages, — Versammlungskalender. — Bücherschau. — Sterbetafel. 
Un : Kulturentwicklung und, Volkshochschule. —"Schülfragen: Der Gewerbelehrer. Ein aussichtsreicher Beruf für verabschiedete Offiziere technischer 


—  Richtigstellung.. — Wohnungs- 
h tgeber gegenüber den 
Die Wahlen der Abgeordneten zum 2. ordentlichen 
* Bildung und 





ee Die Vertretersitzung des AfA-Bundes 


Der. Wille zur Verständigung mit dem Deutschen Werkmeister-Verband 


E- Die Reichsvertretersitzung des AfA-Bun- 


des wurde am 22. Januar 1921 im Industriebeamtenhaus, Ber- 


© lin, , Werftstr. 7, abgehalten. ‘Mit Ausnahme . des, Deutschen 


Werkmeister-Verbandes hatten die angeschlossenen Verbände 


| "ihre Vertreter zu dieser Reichstagung entsandt. 


‘Der. Allgemeine. Deutsche Gewerkschaftsbund war durch 


"ten. Ausserdem waren noch einige. Vertreter, der Ortskartelle 
des AtA-Bundes und der. Bezirksvereine des. Werkmeister- 
Verbandes ‚als Gäste erschienen. x 

- Vor Eintritt -in die.-Tagesordnung. gedachte Kollege Süss 
"in warmen-Worten ‚des verstorbenen, Führers der freigewerk- 
schaftlichen Arbeiterbewegung. - Deutschlands, Carl Legien. 

Er. stellte-zunächst mit Bedauern die Abwesenheit des 
Deutschen Werkmeister-Verbandes..fest und 
sprach den Wunsch aus, dass die. Tagung getragen. sein möge 
von dem Geiste -echter-,Kameradschaftlichkeit, dem ehrlichen 


Wunsch nach Versöhnung; . , PR Fi 
en Hauptberatungsgegenstand der. Tagesordnung. bildeten die 
Differenzen zwischen , dem‘. Deutschen. Werkmeister-V.erband 
und dem AfA-Bund. ‚Der Kollege Ingenieur Otto Schweitzer 
katte .hierzu das: einleitende Referat übernommen. ' In sach- 
licher. und objektiver Weise behandelte er ale entstandenen 
Ditferenzpunkte. : Die:Frage des Anschlusses an den 
=> = Internationalen. Gewerkschaftsbund 
-e RS Suhk; Amsterdam 3 
sei unlösbar verknüpft mit der Solidarität der’ gesamten Ar- 
beitnehmerschaft und dem Bekenntnis zum freigewerkschaft- 
lichen“ Gedanken überhaupt: Bei-der Stellungnahme des AiA- 
Bundes-Vorstandes zur De 
'Sozialisierung des Kohlenbergbaues 
"könne kein Mensch an andere, als an gewerkschaftlichc 
Kampfesmittel denken. Die , i 


Li 


Entschliessung zur. Arbeitsgemeinschaft 


© lasse die Auslegung, die ihr vom Deutschen. Werkmeister-Ver- 
© band gegeben werde, nicht: zu. 


Die Absicht. allein aus den 
Arbeitsgemeinschaften auszutreten, ohne dass der Allgemein 
Deutsche  Gewerkschaftsbund zu dem gleichen Entschluss 
komme,:habe nie bestanden; wohl aber. sei beschlossen. wor- 
den, auf den A. D. G. B. einzuwirken, den ‚Austritt gemeinsam 
zu vollziehen, / 
“"=,Der AfA-Bund habe bisher. keinen Zweifel darüber  ge- 
lassen, dass er die Bildung von 

an: Industrieverbänden 

als das verfehlteste Mittel ansehen würde, die Angestellten zu 
dem freigewerkschaftlichen Gedanken zu erziehen. Die Lei- 


tung‘ des Deutschen Werkmeister-Verbandes habe die Vorlage 
des AfA-Bundes-Vorstandes zu der. Vorständekonferenz am 6. 
und 7. November 1920 falsch ausgelegt. Es werde nach. wie 
vor an den selbständigen Berufsorganisationen 
festgehalten. Es erscheine jedoch geboten, aus den ein- 
zelnen Berufsorganisationen . heraus ‚Verbindungsorgane zu 
schafien, die zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen 
hervorragende Dienste zu leisten in: der Lage seien. Das sei 
aber bisher schon geschehen, ohne dass jemand irgendwie da- 
gegen Stellung genommen hätte. Auch der Deutsche Werk- 
meister-Verband, habe eine Fachgruppengliederung durchge- 
führt nud in letzter Zeit seine, Zustimmung dazu gegeben, für 
die chemische Industrie eine Zusammenfassung der Fachgruppen 
der ‚angeschlossenen: Verbände ‚durch den AfA-Bund- herbei- 
zuführen. . Kollege Schweitzer: bedauerte lebhaft, dass der 
Vorstand ‚des Peutschen Werkmeister-Verbandes trotz wieder- 
holter schriftlicher und: auch telegraphischer Einladung. zu der 
diesjährigen "Vertretersitzung "nicht ‘erschienen sei. Es sei neu 
in der deutschen Gewerkschaftsbewegung, dass sich eine Or- 
ganisation gröllend. beiseite stellt und der mündlichen Aus- 
sprache aus dem Wege geht. Folgende Entschliessung würde 
einstimmig angenommen: 

„Angesichts der - von der Leitung des Deutschen 
Werkmeister-Verbandes geltend gemachten Beden- 
ken gegen die in der Vorständekonferenz am 6. und 7. Novem- 
ber v. J. gefassten Beschlüsse und die seitdem vom Vorstand 
des AfA-Bundes veröffentlichten Kundgebungen stellt- die: Ver- 
tretersitzung des AfA-Bundes am 22. Januar 1921 folgendes fest: 
. 1... Mit ihrer Entschliessung- zur Frage_ der Arbeits- 
gemeinschaiten.;hat die Vorständekonferenz . auf Grund 
der bisher: vorliegenden Erfahrungen “über die praktische 
Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften ihr Urteil dahin abgegeben, 
dass von einem-'Zusammenwirken: mit den Unternehmern auf 
dem Gebiet der Wirtschaftspolitik. in der Form der bisherigen 
Arbeitsgemeinschaften. eine Förderung der von den freien Ge- 
werkschaften angestrebten Gemeinwirtschaft nicht zu erwarten 
sei. Demgemäss hat sie den Vorstand des AfA-Bundes beauf- 
tragt, mit dem Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes über einen gemeinsamen Austritt aus den 
Arbeitsgemeinschaften zu, verhandeln. Damit: hat die. Vor- 
ständekonferenz ihren Willen zu erkennen gegeben, entspre- 
chend der grundsätzlichen Bereitwilligkeit des AfA-Bundes zu 
ständiger inniger. Zusammenarbeit mit dem Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbund auch -in: der ‚Frage ‘der Arbeits- 
gemeinschaften gemeinsam mit dem Allgemeinen Deutschen: Ge- 
werkschaitsbund zu handeln. ‚Die. Vertretersitzung_ stellt fest, 
dass sich an der tatsächlichen Zugehörigkeit des AfA®:Bundes 
zur Zentralarbeitsgemeinschaft der. industriellen und .gewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands bisher noch 
nichts geändert hat, dass ‚sich aber der Deutsche Werkmeister- 
Verband durch seinen Austritt aus dem AfA-Bund ohne gleich- 











zeitigen Anschluss an eine andere Spitzenorganisation selbst 


der- Möglichkeit zu der"von ihm gewünschten weiteren Mit- 


arbeit in den Arbeitsgemeinschaften beraubt. 


2. Die. Behauptung, dass mit dem Anschluss an:den In- 
ternationalen Gewerkschaftsbund mit dem Sitz 
in. Amsterdam die, parteipolitische Neutralität des AfA-Bundes 
preisgegeben werde, ‚beruht offenbar auf einer vollkommen 
missverständlichen Auffassung der ‘Ansprache, die der Sekretär, 
des Internationalen „Gewerkschaftsbündes, . Fimmen. in der 
Vorständekonierenz am 6. November v. J. gehalten hat. ‚Tat- 
sächlich hat Fimmen "mit keinem Wort verlangt. dass der AfA 
Bund im Falle seines Anschlusses an den Internationalen Ge- 
werkschaftsbund seine parteipolitische Neutralität auigebe. Es 
ist auch deshalb vollkommien abwegig, den Internationalen Ge: 
werkschaftsbund als’ ein „rein parteipolitisches Gebilde“ zu 
bezeichnen, weil jeder Kenner der Internationalen Gewer\- 
schaitsbewegung weiss, dass die Gewerkschaftsverbände der 
einzemen Länder hinsichtlich der in ihnen herrschenden gei- 
stigen Strömungen erhebliche Unterschiede aufweisen. Oifen- 
bar haben ‘auch die Vertreter des Deutschen Werk- 
meister-Verbandes,- die in der Vertretersitzung am 
29. September 1920 der Entschliessung „Angestellte und Inter- 
nationale‘ zugestimmt haben, aus der der Annahme der Ent- 
schliessung "voraufgegangenen Aussprache nicht den Eindruck 
gewonnen, dass dem AfA-Bund mit seinem Anschluss an den 
Internationalen 'Gewerkschäftsblind eine Preisgabe seiner par- 
teipolitischen Neutralität zugemutet werde, "Die heute tagende 
Vertretersitzung stellt noch einmal ausdrücklich: fest, dass an 
der parteipolitischen und religiösen Neutralität des AfA-Bundes 
auch in Zukunft festgehalten werden soll, muss jedoch die von 
der Leitung des Deutschen Werkmeister-Verbändes geforderte 
Aufhebung . des Beitrittsbeschlusses zum Internationalen Ge- 
werkschaftsbund ablehnen, da ein solcher Beschluss einer 
Preisgabe des freigewerkschaftlichen Charakters des AfA-Bun- 
des gleichkäme. 


3. Zur Sozialisierung des Kohlenbergbauves 
hat die Vorständekonferenz am 7. November v. J. in einer 
Entschliessung Stellung genommen, in der es als Aufgabe der 
freien Gewerkschaften bezeichnet wird, sich „in den kommen- 
den Wochen und Monaten vor allem auf den Kampf um die 
Vollsozialisierung des Bergbaues zu konzentrieren“. Diese 
Entschliessung lässt deutlich erkennen, dass die Vorständekon- 
ferenz. sich der Notwendigkeit, die Sozialisierung des Kohlenberg- 
baues gegen die: Widerstände - des privatkapitalistischen Un- 
ternehmertums zu erkämpfen, voll : bewusst war. Die. vom 
Vorstand des AfA-Bundes in seiner Sitzung am 18. November 
angenommene Entschliessung steht also mit dieser Kundgebung 
der Vorständekonferenz nicht im Widerspryeh. . Mit welchen 
Mitteln der Kampf in'seinen einzelnen Phasen zu führen 
sein wird, lässt sich vorher nicht bestimmen, da die Entschei- 
dung. hierüber von den jeweils vorliegenden: Verhältnissen .ab- 
hängig gemacht werden muss. Die Vertretersitzung stellt aber 
fest, dass selbstverständlich nicht die Absicht besteht, sich bei 
diesem Kampf ungesetzlicher Mittel zu bedienen, Sie erkennt 
ausserdem in Uebereinstimmung mit dem Vorstand des AfA- 
Bundes die Notwendigkeit an, den Kampf um die Sozialisierung 
des Kohlenbergbaues in engster Gemeinsehaft mit dem All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund zu führen. 

4. Gegenüber dem Bedenken; dass die in der Vorstände- 
konferenz erörterte Vereinheitlichung und Zusammenfassıung, 
der in den einzelnen Verbänden bestehenden Fachgruppen 
im AfA-Bund: nur den ersten Schritt auf dem Wege zur Schaf- 
fung von Industrieverbänden bedeute, stellt die Vertreter- 
sitzung fest, dass der AfA-Bund nach wie vor in der Berufs- 
organisation die geeignetste Organisationsform für die An- 
gestellten erblickt. : Die. praktischen Bedürfnisse: des zewerk- 
schaftlichen Tageskampfes sowohl als auch die Notwendigkeit, 
die innige Verbindung der freien Gewerkschaften mit den Be- 
triebsräten herzustellen, -lassen es jedoch geboten erscheinen, 
aus den einzelnen Berufsorganisationen heraus Verbindungs- 
organe zu schaffen, denen die Aufgabe zufällt, die ständige Zu- 
Sammenarbeit der einzelnen Organisationen in wirtschaftlichen 
und sozialen‘ Fragen bestimmter Wirtschaftszweige sicherzu- 
stellen. Dass auch die Leitung des Deutschen Werk- 
meister-Verbatides diese gewerkschaftliche Notwendig- 
keit anerkennen muss, hat sie mit ihrer Zustimmung zu dem 
vom AfA-Bund vorgeschlagenen Ausbau der Fachgruppen- 
Organisation der chemischen’ Industrie bewiesen. 


Die Vertretersitzing muss es nach diesen Feststellungen 
der Leitung des Deutschen Werkmeister-Verbandes überlassen, 
darüber zu entscheiden, ob sie die Voraussetzungen für eine 
weitere Zugehörigkeit des Deutschen Werk- 
meister-Verbandes zum AiA-Bund noch für ge- 
geben erachtet. Sie richtet jedoch an den Vorstand des. Deut- 
schen Werkmeister-Verbandes die ernste Mahnung, bei seiner 


. 
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Entscheidung auch dessen eingedenk zu sein, dass Meinungs: 
verschiedenkeiten in Einzelfragen einer Organisationsleitung 
noch nicht das-Recht geben, die gerade heute dringend not- 
wendige Einheitsfront aller freigewerkschaftlich organisierten 
Arbeitnehmer zu zerstören.“ ? AT En 

dur Verlauf der entstandenen Differenzen‘ hatte ‚die, Lei- 


tung des Deutschen Werkmeister-Verbandes gegen "einzelne 


“Mitglieder des’ AfA-Bundes-Vorständes' Angriffe - darüber . er- 


hoben, dass sie den AfA-Bund parteipolitischen Zie- 
ren dienstbar “gemacht und sich nicht “im Rahmen der frei- 
gewerkschaftlichen Grundsätze gehalten hätten. Die Vertreter- 
Sitzung nahm. auch- hierzu. Stellung, verurteilte einmütig das 
Verlangen." Kollegen. zweierlei Rechts zu schafien- durch -Ab- 
erkennung des passiven Wahlrechts, und sprach im übrigen dem 
AfA-Vorstand sera volles. Vertrauen aus, Ausserdem ..gelangte 
die nachiolgende Entschliessung zur Annahme: EHE 


. \ u 

„Die am ‚22. Januar 1921 tagende Vertretersitzung -des 
ATA-Bundes stellt nach eingehender Besprechung fest. dass alle 
Massnahmen des AfA-Vorstandes sich stets im Rahmen der 
ireigewerkschaftlichen Grundsätze gehalten haben. 

Sie stellt ferner fest, dass der AfA-Vorstand und in ihm 
Kollege Aufhäuser bei keiner Gelegenheit und "in keiner 
Form’ "versucht "hat, "die AfA-Bewegung: bestimmten partei- 
politischen Zielen dienstbar zu machen. . ' 

Die ‚Behauptung, dass Kollege 'Aufhäuser im AfA-Vorstand, 
dem ein Vorstandsmitglied des Deutschen Werkmeisterver: 
bandes angehört, seine persönliche und parteipolitische Auf- 
fassung zur alleinherrschenden xemacht habe oder auch nur 
zu ‚machen versuchte, .stellt nicht nur eine grundlose Ver- 
dächtigung des Kollegen Aufhäuser dar, sondern auch eine 
verletzende Geringschätzung der anderen, vom Vertrauen der 
Vertretersitzung des AfA-Bundes in dessen Vorstand beruferen 
Kollegen. 

Die Vertretersitzung spricht dem AfA-Vorstand und ins- 
besondere dem Kollegen Aufhäuser ihr Vertrauen aus.“ 


Ueber das freigewerkschaftliche Programm des AfA- 
Bundes und. den Satzungsentwurf referierte „Kollege 
Süss, der das Ergebnis der Satzungskommission vorlegte, Die 
ireigewerkschaftlichen Grundsätze sind auf Grund .der auf der 
Vorständekonferenz am 6. und 7. November 1920 angenomme- 
nen Richtlinien ausgearbeitet worden. Der Deutsche Werk- 
meister-Verband hat damals seine Bereitwilligkeit ‚zugesagt, 
im Rahmen dieser Richtlinien freigewerkschaftliche Grund- 
sätze aufzustellen. Soweit es mit dem freigewerkschaftlichen 
Gedanken vereinbar und den Beschlüssen der Vorständekonfe- 
renz entsprach, sind die Anregungen des D, W. V. berücksich- 
tigt worden und in die Vorläge mit 'hineingearbeitet. Auch 
beim Satzungsentwurf wurde, unter "Berücksichtigung der 
organisatorischen Notwendigkeit, den Vorschlägen des D, W.V, 
entsprochen. Die Bestimmungen über die Abhaltung des 
Gewerkschaftskongresses im Satzungsentwurf sollen nur als 
Anhaltspunkt dienen. Gedacht ist, den Kongress gemeinsam 
mit dem A. D, G. B. für alle sozialen und wirtschaitspolitischen 
Fragen abzuhalten und nur für die Vornahme von Wahlen und 
anderen organisatorischen‘ Notwendigkeiten gesondert zu ta- 
gen. Hierüber müssen jedoch erst besondere ‚Vereinbarungen 
mit den beiden Spitzenorganisationen, dem A, D. G. B, und dem 
AfA-Bund, . getroffen werden. Der Satzungsentwinf und die 
freigewerkschaftlichen _ Grundsätze wurden. als .. geeignete 
Grundlage angeschen und sollen mit den angenommenen Ent- 
schliessungen als Basis für die Verhändlungen mit dem Deut- 
schen Werkmeister-Verband dienen. Ein recht bald‘ einzu- 
berufender Gewerkschaftskongress des’ AfA-Bundes wird die 
freigewerkschaftlichen Grundsätze und: den Satzungsentwurf 
endgültig genehmigen. - Einmütig war man der Auffassung, dass 
die Vorlage als geeigrietes Mittel zu einer Verständigung mit 
dem Vorstand des D. W,: V. angesehen ‘werden könne. - Den 
Weg zu dieser Verständigung sah die . Reichsvertretersitzung 
in der nachfolgenden, einstimmig angenommenen Entschliessung; 


Die am 22. Januar 1921 tagende Vertretersitzung des 
AfA-Bundes stellt mit Bedauern fest, dass der Vorstand des 
Deutschen Werkmeister-Verbandes sich bisher allen vom 'AfA- 
Vorstand unternommenen Versuchen, die. bestehenden: Mei- 
Nungsyerschiedenheiten in einer. Aussprache zu ‚behandeln, daut- 
ernd ablehnend gegenübergestellt hat. SSR 
.. :Da- der Vorstand des Deutschen ‚Werkmeister-Verbandes 
auch zu der heutigen Sitzung keine Vertreter entsandt hat,.war 
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die Vertretersitzung. gezwungen, sich ohne seine Mitwirkung 
mit dem Ergebr's der Beratungen der. Satzungskommission und 
den von ihm ge.tellten Anträgen zu beschäftigen. Sie beauf- 
tragt den Vorstand des AfA-Bundes, dem Vorstand des Deut- 
schen Werkmeister-Verbandes ‘von ihren Beschlüssen um- 
gehend Kenntnis zu geben und ersucht den Vorstand des D. W. 
V., in seiner Sitzung Anfang Februar zu diesen Beschlüssen 


_ Stellung zu nehmen und dem Vorstand des AfA-Bundes mitzu- 


teilen, ob er bereit ist, alsdann seine Mitarbeit wieder aufzu- 
nehmen.“ 


Der stellvertretende Vorsitzende des A. D. G. B., Adolf 


Cohen, erklärte, zur Wahrung der Geschlossenheit-der frei- 


gewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung helfend eingreifen 
zu wollen. Der Vorstand des A. D. G. B. sei bereit, 
zwischen dem Vorstand des AfA-Bundes und der Leitung des 
Deutschen Werkmeister-Verbandes vermittelnd einzu- 
greifen und Einigungsverhandlungen unter dem Vorsitz des 
A, D. G. B.-Vorstandes anzubieten. Dieses Anerbieten wurde 
von der Vertretersitzung mit lebhaitem Beifall auf- 
genommen und dankbar begrüsst. 
Bei den darauf folgenden Neuwahlen zum Vorstand des 
AfA-Bundes wurden einstimmig gewählt: 

Bruno Süss und Otto Urban, Zentralverband der An- 
gestellten, 

Siegfried Aufhäuser, Bund der technischen Angestell- 


ten und Beamten, 


i Gustay Rickel, Genossenschaft- deutscher Bühnenangehö- 
tigen, 

Dr. Fritz Pfirrmann, Angestelltenverband des Buch- 
handels, Buch- und Zeitungsgewerbes, 
Benno Marx, Allgemeiner Verband der deutschen Bank- 
angestellten, 

Für den Deutschen Werkmeister-Verband wurde ein Sitz 
im Vorstand freigehalten. 


Als Revisoren wurden bestellt die Kollegen: 


Fr! Schulz, Zuschneiderverband, Hugo Brenke, Zen- 
fralverband der Angestellten, Fr. Kammann, Deutscher 


“ Chorsänger-Verband. 


"Da der Deutsche Werkmeister-Verband seine Bedenken 


"pegen die Aufnahme des Werkmeister-Verbandes der Schuh- 


industrie zurückgestellt hatte, wurde beschlossen, den Werk- 
meisterverband für die Schuhindustrie unter 


“der Voraussetzung aufzunehmen, dass ein Kartellvertrag zwi- 
“schen ihn und dem D. W. V. unter Vermittlung des AfA-Bun- 


des abgeschlossen wird. 
Dem Aufnahmeantrag der freien Lehrergewer- 
schaft wird unter folgenden Bedingungen entsprochen: 


1, Die Werbegebiete zwischen freier Lehrerschaft und dem 


Bund der technischen. Angestellten und Beamten sowohl 
als auch dem Zentralverband der Angestellten müssen 
abgegrenzt werden. 

2. Wird eine freigewerkschaftliche Beamten-Spitzenorga- 
nisation geschaffen, tritt die freie Lehrergewerkschaft 
für die in ihr organisierten Beamten der neugeschaffe- 
nen Spitzenorganisation der Beamten bei. 


Die. Vertretersitzung befasste sich ferner mit der Sozia- 
lisierung des Wohnungswesens, über die Kollege 
Heinrich Kaufmann, der der Kommission für das Woh- 
nungswesen angehört, eingehend berichtete. 

Ueber die Schaffung einer Arbeiterakademie in 
Frankfurt a. M. referierte Kollege Sohlich.. Es wurde 
beschlossen, sich grundsätzlich für die Errichtung und die Be- 
teiligung zu erklären. 

In den Kontrollausschuss des A. D. G. B. für die Waren- 
versorgungsstelle deutscher Gewerkschaf- 
ten wurde Kollege Otto Urban delegiert. 

Den. offenen Brief der Kommunistischen 
Partei Deutschlands an die Gewerkschaften nahm die Ver- 
tretersitzung zur Kenntnis. Sie sah in ihm ein taktisches Ma- 
növer und eine -Provokation; eine Antwort soll nicht erteilt 
werden. 

Da die Bureauverhältnisse bei verschiedenen der angeschlos- 
senen Verbände sehr missliche sind und die des AfA-Bundes 
vollständig unzulänglich, sollen die Verbandsvorstände recht 
bald ‚Stellung zur Schaffung eines Afa-Hauses nehmen 
und ihre Meinung dem AfA-Vorstand übermitteln. 
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Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Die Kohleniörderung im Ruhrgebiet. Die nunmehr vor- 
liegenden Ergebnisse der Förderung im Ruhrgebiet 
zeigen im Jahre 1920 die bedeutende Zunahme der Kohlen- 
produktion gegen das Vorjahr. Einschliesslich der links- 
rheinischen Zechen wurden in den letzten Monaten des Jahres 
1920 gefördert: 


00 








November Dezember 
insgesamt .. 8031 711 8 236 267 Tonnen. 
arbeitstäglich . 331 205 326189 

Im ganzen Jahre 1920 wurden an der Ruhr 88,25 
Millionen Tonnen gefördert gegen 70,95 Millionen Tonnen im 
Jahe 1919. Die Zunahme der Förderung ist nicht allein dar- 
auf zurückzuführen, dass im Vorjahre Streiks in grosser Zahl 
die Produktionsergebnisse beeinträchtigt hatten, sondern vor 
allem auch darauf, dass durch das Ueberschichten- 
abkommen eine erhebliche Mehrförderung erzielt werden 
konnte, Es ist also den Bergarbeitern zu verdanken, dass 
fast drei Viertel der zu den Ententelieferungen benötigten 
Kohlen durch  Produktionssteigerung . aufgebracht werden 
konnten. Auch auf den Arbeitstag umgerechnet hat die Pro- 
duktion zugenommen. Gegenüber den Ergebnissen des .Jahres 
1913 ist naturgemäss immer noch ein erheblicher Ausfall zu 
verzeichnen. Damals wurden im ganzen Jahre 114,55 Millionen 
Tonnen im Ruhrgebiet gefördert. Die arbeitstägliche Leistung 
stellte sich im Dezember 1913 auf 377279 Tonnen. die Monats- 
förderung betrug 9,1 Millionen Tonnen. 


Sozialisierung 


Die Finheitsiront für die Volisozialisierung. Die beiden 
freien gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen haben erneut 
zur Sozialisierung Stellung genommen. Der Bundesausschuss 
des A.D. G. B, faste auf seiner Tagung vom 20. Januar ein- 
stimmig folgende Entschliessung: 


„Die im Ausschuss des A.D.G.B. vertretenen Vorstände der 
deutschen Gewerkschaften fordern von der Reichsregierung die 
sofortige Sozialisierung des Kohlenbergbaues. 

Mit Befremden müssen die Gewerkschaftsvorstände 
feststellen, dass die Reichsregierung die den Gewerkschaften 
am 20. März 1920 gegebene Zusage der sofortigen Inangriff- 
nahme der Sozialisierung. der dazu reifen Wirtschaftszweige 
ebensowenig erfüllt hat, wie das den Bergarbeitern anlässli:h 
der Durchführung des Spa-Abkommens gemachte Ver- 
sprechen, den Kohlenbergbau gemeinwirtschaftlich zu organi- 
sieren. Auch die Regierungserklärungen vom 5. August, 22. Sep- 
tember und 8. Oktober 1920 sind bisher uneingelöst 
geblieben. Anstatt den gesetzgebenden Körperschaften einen 
Gesetzentwurf zur beschleunigten Erledigung zu unterbreiten, 
versäumt die Reichsregierung die Zeit damit, den vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat mit der Begutachtung von Gut- 
achten der Sozialisierungskommission zu beschäftigen, um eine 
wirkliche Sozialisierung zu verschleppen 
oder gänzlich zu verhindern. Die Gewerkschafts- 
vorstände erklären, dass kein irgendwie geartetes Gutachten 
des vorläufigen Reichswirtschaftsrates die Reichsregierung 
von der Erfüllung ihrer gegenüber der Arbeiterschaft einge- 
gangenen Verpflichtungen entbinden kann. r 

Die Gewerkschaften können eine Sozialisierung der Koh- 
lenwirtschaft nur von einem Gesetz erwarten, das folgenden Be- 
dingungen entspricht: 

I. Alle Erd'schätze gehören der Nation. 

H. Die Ausbeutung der Kohlenvorkommen wird den 
bisherigen Besitzern gänzlich entzogen und gemeinwirt- 
schaftlich organisiert. 

II. Das gesamte Eigentum an Bergwerken und zugehörigen 
Anlagen wird (gegen Entschädigung der Besitzer) auf einen 
Gemeinwirtschaftskörper übertragen. 

IV. Die Kohlenbewirtschaftung soll einheitäich für 
das ganze Reich geregelt werden, ohne den Bezirken die wirt- 
schaftliche Bewegungsfreiheit zu verkümmern. Die Betriebe 
sind zu wirtschaftlich vorteilhaften Betriebseinheiten 
zusammenzufassen. 

V.DieLohn- und Gehaltsregelung soll auf Grund 
von Reichstarifverträgen mit den Gewerkschaften 
vereinbart werden. 

VI. Den Arbeiter- und Angestelltenvertretungen ist ein 
Mitbestimmungsrecht in den Betrieben sowie in der 
Wirtschaftsführung zu sichern. 
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VI. Die Preisregelung soll nach gesunden volkswirtschaft- 
äichen Grundsätzen unter Berücksichtigung der Ver- 
braucherinteressen erfolgen, so dass eine allmähliche 
Ablösung der aus der Enteignung herrührenden Schuldverpflich- 
tung, sowie Rücklagen für den notwendigen Ausbau der Koh- 
jengewinnung sichergestellt werden. 

Abzulehnen ist jede Lösung, die das Eigentumsrecht an den 
Kohlenbergwerken privatrechthich erweitert oder 
zersplittert, anstatt es gemeinwirtschaftlich zu- 
sammenzufassen, oder die die Kohlengewinnung privat- 
wirtschaftlicher Ausbeutung weiterhin überlässt. 

Der Ausschuss des A.D.G.B. hat unter diesen Gesichts- 
punkten seine Leitsätze für die Sozialisierung des Kohlenberg- 
baues zusammengestellt und fordert alle Arbeiter 
und Angestellten auf, für dieses Programm 
in möglichster Geschlossenheit einzutreten. 

Die deutschen Gewerkschaften sind ent- 
schlossen, die Durchführung dieser Forde- 
rung,in der nachhaltigsten Weise zu unter- 
stützen. Sie erwarten indes. dass die Reichs- 
regierung es nicht zu solchen folgenschweren Konflikten 
kommen Hisst, sondern eingedenk ihrer ’Verheissungen und des 
einmütigen Willens weitester Volkskreise die Sozialisierung zur 
zaschen Tat werden lässt.“ 

Die Vertretersitzung des AfA-Bundes trai 
dieser Entschliessung durch folgenden, ebenfalls einstimmi g 
gefassten Beschluss bei: 


„Die am 22. Januar 1921 tagende Reichsvertretersitzung 
des AfA-Bundes begrüsst die vom Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbund erlassene Kundgebung zur Sozialisierung 
des Bergbaues und stellt sich auf den Boden der vom Aus- 
schuss des A. D. G. B. herausgegebenen Richtlinien, Die Ver- 
iretersitzung beauftragt den AfA-Vorstand, in der weiteren 
Sozialisierungsbewegung engste Fühlung mit dem A.D. G. RB. 
zu behalten, um in dieser Lebensfrage des deutschen Volkes das 
solidarische Vorgehen der gesamten freigewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeiterschaft zu sichern.“ 


Werners Ausscheiden aus der „Verständigungskommission“, 
Yem Kollegen Werner erhalten wir folgende Zuschrift: 


„Ueber meinen Austritt aus der Verständigungskommission 
ist in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ vom 17. Dezember 
v. J. unter der Ueberschrift „Der Worte sind genug gewechselt“ 
berichtet worden. Für unsere Mitglieder sollte diese Mitteilung 
genügen, Da jedoch durch einen grossen Teil der Tagespresse 
die Nachricht geht, unter den Grubenbeamtenr herrsche grosse 
Missstimmung über diesen Rücktritt, da sie num nicht mehr 
in der Kommission vertreten seien, da ausserdem der Werk- 
meister-Verband berichtet, mein Rücktritt sei auf eine Parole 
der „Freiheit“ zurückzuführen, so will ich noch eimmal auf die 
Sachlage zurückkommen. | 

Für mich ist weder die Parole der „Freiheit“, noch. die 
Rücksicht darauf, ob sich einzelne Grubenbeamte, die dem 
Bundesgedanken fernstehen, durch meine Beschlüsse gekränkt 
oder geschädigt fühlen, für meinen Rücktritt massgebend ge- 
wesen, sondern für mich war die. Erwägung massgebend, wie 
sch am meisten den Gesamtinteressen der Grubenbeamten dienen 
könnte. Wie wenig Einflüsse von aussen mein Verhalten be- 
stimmen, sollten unsere Mitglieder wissen, die doch genügend 
Gelegenheit gehabt haben, mich im Laufe meiner langen Tätig- 
keit im Interesse der Grubenbeamten zu beobachten. Deshalb 
ist die Schlussfolgerung des Werkmeister-Verbandes falsch, dass 
mich irgendwelche Wünsche einer politischen Partei in meiner 
Stellungnahme beeinflusst hätten, 

Die Kreise der Grubenbeamten, die mit dem Austritt nicht 
einverstanden sind, gehören zu jenen, die die Geschäfte der 
Unternehmer bewusst oder unbewusst betreiben. Die Sache 
liegt doch so, dass sich in der Verständigungskommission keine 
Verständigung über die Sozialisierung des Kohlenbergbaues er- 
zielen lässt. Wir haben in unserem Bundesprogramm das Wort 
vom „unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit“ 
stehen. Diese Gegensätze sind unüberbrückbar, und eine Ver- 
ständigung darüber, wie die Gegensätze zu überbrücken sind, 
ist nicht möglich. Wer sich grundsätzlich darüber klar ist, dass 
die Sozialisierung des Bergbaues eine grundlegende Aenderung 
der privatkapitalistischen Wirtschaft bringen soll, kann sich 
mit den schärfsten Vertretern der Privatwirtschaft, mit den 
Herren Stinnes und Silverberg, nicht veständigen. Totzdem 
ich das von vornherein klar erkannt habe, bin ich in die Kom- 
mission mit hineingegangen, um über die Dinge auf dem lau- 
enden zu sein, weiter aber auch, um die Richtung, die die So- 
zialisierung fördert, zu stärker und zu stützen. : Nun’ bin ich in 
den ersten Verhandlungen allein geblieben, und 'es. wurde mir 
angedeutet, ich hätte mich bereits durch frühere Verhandlungen 
so festgelegt, dass man von mir eine amdere Stellungnahme 


nicht erwarten könne; Leute meiner Richtung, die sich noch 
nicht festgelegt hätten, liessen sich überzeugen. Man woilte 
mich damit als einseitig@tund rechthaberisch hinstellen und meine 
Ansichten in Misskredit bringen. ‘Wäre dieser Schachzug gelun- 
gen, so hätte die gesamte Propaganda für die Sozialisierung des 
Kohlenbergbaues schweren Schaden erlitten; denn gar weite 
Kreise, die sich mit den Sozialisierungsfragen nicht genügend 
beschäftigt haben, würden das glauben und die von uns ver- 
tretenen Ansichten als einseitige Rechthaberei ablehnen, 

In der zweiten Verständigungskommission wäre es aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht viel anders gekommen als in der 
ersten. 
Löffler hätte sich kaum einer gefunden, der den Ansichten der 
Gegenseite vollkommen ablehnend gegenübergestanden hätte, 
Wieder wäre die Isolierung eingetreten. Sobald man aber 
sieht, dass die Mitarbeit nicht nur zwecklos ist, sondern dass sie 
auch die Gefahr in sich birgt, die eigene weitere Arbeit in dieser 
Frage in Misskredit zw bringen, eriordert es die Pilicht, zufück- 
zutreten, um den Unternehmern die Möglichkeit zu nehmen, 
mich als rechthaberischen Eingänger hinzustellen und meine 
weitere Tätigkeit in Misskredit zu bringen. | 

Den Entschluss habe ich allein gefasst, 
Freunde hielten ihn für richtig, andere meinten, es sei vielleicht 
doch richtiger, in der Kommission zu verbleiben. Die Ent- 
Scheidung blieb| mir allein überlassen. Unsere Bundes- und AfA- 
Kollegen sollten Angriffen gegnerischer Blätter auf AfA-Ver- 
treter sehr skeptisch gegenüberstehen. Von unserer Seite wird 
sehr gewissenhaft überlegt, was für unsere Bewegung das Rich- 
tige ist. Was dann als richtig erkannt ist, wird — ohne nach: 
Meinungen zu fragen, die mit unserer Gewerkschaft nichts zu 
tun haben — auch durchgeführt. Den Unternehmern kann 
man es sehr gut nachfühlen, dass ihnen dieser Austritt, der von 
vornherein klarstellt, dass in dieser Verständigungskommission 
keine Verständigung zu finden ist, unangenehm ist. Jetzt kann 
die Zwischenzeit bis zum Erscheinen des neuen „Verständigungs- 
berichtes“ zur weiteren Aufklärung über die Sozialisierung be- 
nutzt werden. Vorstehendes kann aber allen denen, die den 
Austritt aus der Verständigungskommission für einen Fehler. 
halten, entgegengehalten werden.“ 


Richtigstellung. Von Herrn Wagner, Redakteur der 
„Bergarbeiter-Zeitung“, werden ‘wir gebeten, unsere Notiz, „er 
habe den Verständigungsvorschlag Stinnes-Silverberg unter- 


schrieben“, dahin richtigzustellen, dass er. diesen Verständi- 
gungsvorschlag nicht unterschrieben habe. rs 
Wohnungswesen 


Zur Sozialisierung des Wohnungswesens, Die nachstehen- 
den Ausführungen unseres Kollegen Alired Thimm bringen 
wir als Material zur Frage der Sozialisierung des Wohnungs- 
wesens, ohne damit zu den Heyerschen Vorschlägen zunächst 
Stellung. nehmen zu wollen: 


Unter den wichtigsten Sozialisierungsplänen -nehmen die 
aus dem Gebiete des Wohnungswesens eine besondere Stellung 
ein. Es stehen dazu zwei Vorschläge zur Diskussion. Der 
Kampfifmeyer-Wagnersche, und ein neuer von Georg 
Heyer, der aber das Wort „Sozialisierung“. nicht gebraucht, 
sondern von einem „Deutschen Siedlungsrecht“ spricht, für das 
er einen ausführlichen Gesetzentwurf vorlegt. Der Kampfi- 
meyersche Vorschlag, den Dr.-Ing. Wagner aufgenommen und 
erweitert hat, baute sich auf der die Miethäuser verwaltenden 
Zwangsgenossenschaft der Mieter auf. Die vielfach geäusser- 
ten kritischen Bedenken, ob bei dem Menschenmaterial, das in 
der Grossstadt der Zufall zusammenwürfelt, eine solche Genos- 
senschaft lebensfähig sein und nicht im bureaukratischen Brei er.- 


' $ticken würde, sind sehr schwer zu entkräften. Dass Wagner 


neuerdings dieser Genossenschaft die Rechtsform der G. m. 
b. H. gibt, um sie zu stabilisieren, ändert wenig daran, höchstens 
in unfreundlichem Sinne, indem der Einfluss der Mieter nach 
der Höhe ihres auf der Jahresmiete beruhenden Anteils ab- 
gestuft wird. Die Vorschläge, die heute Anklang finden und als 
zur Ausführung geeignet erscheinen sollen. dürfen nach der mo- 
ralischen Verwilderung, die der Krieg mit seinen unvermeid- 


lichen Begleiterscheinungen hervorgerufen hat, an den Menschen: 


nicht allzuviel Ansprüche an Opferwilligkeit und Arbeitsbereit- 
schaft stellen. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet gewinnt 
der Heyersche Gesetzesvorschlag erheblich an Bedeutung. 
Gerade in bezug auf die Hausverwaltung geht Heyer als alter 
Praktiker von dem bewährten Grundsatz aus, dass die Ver- 
waltung durch den Besitzer erfolgen soll, weil nur der durch 
den eigenen Vorteil an bester Instandhaltung interessierte Be- 
sitzer die höchste liebevolle Sorgfalt aufwendet. bei der die 
beste Erhaltung des in den Häusern steckenden Nationalvermö- 
gens gewährleistet ist. Der Besitz am Hatıse soll aber von dem 
am Boden getrennt sein. Der Boden ist Allgemeingut, und für 


Ausser dem jetzt auch aüsgeschiedenen Kameraden 


Manche meiner 


















































































































- Bau- und Siedlungswe6sen. 


- entwickelt hat. 


Nr. 4 


seine Nutzung gibt es versciedene Formen: das Lehen (Pacht), 
Erbbaurecht, Heimstätte usw. Zur Durchführung dieser Mass- 
nahmen wird an Stelle des heutigen Grundbuchs ein getrennter 
Boden- und Hauskataster eingeführt. Die Bodenwerte werden 
erstmalig nach der Selbsteinschätzung vom Wehrbeitrag 1913 
angenommen und auf Grund ‚regelmässiger Schätzungen er- 
gänzt und berichtigt, :Von dem Bodenwert werden 4 Prozent 
als Grundrente erhoben. Die Hauswerte sind die Gestehungs- 
kosten, vermindert um die Abnutzung. Der erste Programım- 
punkt der Heyerschen Reform ist also die Sozialisierung der 
Grundrente, die im Sinne des Artikels 155 der Reichsverfas- 


"sung Wertsteigerungen, die ohne Aufwendung von Arbeit und 


Kapital erfolgen, der Allgemeinheit dienstbar machen soll. Jede 
Wertsteigerung des Bodens kommt mit der erhöhten Grund- 
zente in die öfientliche Hand. ' 

Der zweite grundstürzende Punkt ist bei Heyer die Re- 
iorm des Realkredits. Es ist eine nicht mehr zu bestreitende 
Tatsache, dass die deutschen Hypotheken-Aktienbanken ihre 
Monopolstellung vielfach in einer für die allgemeine Wirtschaft 
verhängnisvollen Weise missbraucht haben. Ihre Art der Be- 
leihung hat die grossstädtischen Millionenobjekte an Mietskaser- 
nen geradezu gezüchtet, während die Beleihung kleiner und 
kleinstädtischer Objekte ihnen zu mühsam und zu teuer war. 
Die gesunde, eigentlich selbstverständliche Form der Abtrags- 
hypothek ist nur von vereinzelten Instituten gepflegt worden, 
da der Ablauf der auf einige Jahre gewährten Hypothek will- 
kommenen Anlass zur Berechnung von Prolongationsspesen 
und zur Aenderung des Zinsfusses bot. Diese Institute sind 
zeif, gemeinwirtschaftlicher Ordnung des Beleihungswesens 
Platz zu machen. Dazu fasst Heyer die Bodennutzungsberech- 
tigten und die Hausbesitzer, örtlich gegliedert, zu zwei getrenn- 
ien öffentlich-rechtlichen Körperschaften zusammen, die er 
Landschaften und Hausschaften nennt. Diese erhalten nun- 
mehr das Recht der Piandbriefausgabe, das bisher die Aypo- 
thekenbanken hatten, und haben unter Einhaltung bestimmter 
Vorschriften die Beleihung vorzunehmen. Solche Varschriften 
sind z. B., dass auf Land nur Meliorationshypotheken, auf Häu- 
ser nur Tilgungskypotheken und auch nur innerhalb einer ge- 
wissen Grenze des Hauswertes gegeben werden dürfen. Es liegt 
-auf der Hand, dass die Durchführung dieser Pläne eine unge- 
heure Umwälzung bedeutet. Nicht ‚die geringsten Schwierig- 
keiten werden darin liegen, ‘dass irgendwelche kleine Kapi- 
talisten mit beschränktem Horizont, die sich zur Anlage ihrer 
Gelder an die Hypothekenpfandbriefe eines bestimmten Insti- 
tuts deshalb gewöhnt hatten, weil sie so vertrauenerweckend 
‚ausgestattet waren, zımächst grosses, vielleicht sogar unüber- 
windliches Misstrauen gegen neue unbekannte Pfandbriefe haben 
und eine andere Geldanlage suchen werden. Aber schliess- 


ich werden doch die meisten einsehen, dass es eine gefahrlosere 
WS Anlage als :diese Pfiandbriefe überhaupt nicht geben kann. und 


damit ist dann die volkswirtschaftlich so ungeheuer wichtige 
Realkreditfrare gelöst. Es versteht sich von selbst. dass die 
Hausschaften nicht zum Tummelvlatz der reinen Hansbesitzer- 
interessen sich auswachsen dürfen, aber dafür kann ja durch 
Anfsichtsorgane, Beteiligung der Mieter in den Aufsichtsräten 
gesorgt werden. 

Fine dritte, schon heute notwendige und teilweise auch 
durcheeführte Sozialisierung ist die der Feuer- und Mietaus- 
fallversicherung. Sie kann von ‘den Hausschaften mit erledigt 
werden und bedeutet eine nicht wunwesentliche Etappe zur 


” vollen Gemeinwirtschaft. 


‚‚Heyers Reformplan bringt weiter noch einen wertvollen 
Vorschlag zur Vereinfachung der Behördenorganisation im 
j Es ist jedem Fachmann zur Ge- 
nüge bekannt, welch ein Hemmnis für die gesunde Siedlung in 
dem schwerfälligen Behördenapparat lag, der sich allmählich 
Hier legt er sämtliche Funktionen in einen 
straff gegliederten Aufbau. In der Gemeinde das Siedlungsamt, 
in der Provinz das Landessiediungsamt, darüber das Reichs- 
siedlungsamt. Die Siedlungsämter stellen den Siedkungsbedarf 
an Land und Bauten fest, sorgen für Land und Baufluchtlinien, 
sichten die Kataster für Boden und Gebäude‘ ein. führen die 
Geschäfte der Land- und Hausschaften, bilden die Wohnungs- 
ämter usw. Neben sich haben sie. zur Bauberatung, Bauprü- 
fung und Abschätzung der Bau- und Bodenwerte «Schöffen- 
Bet; in denen ehrenamtliche Mitarbeit des Volkes stattfinden 

ann. 

Auf unsere augenblickliche Notlage sind folgende Bestim- 
mungen berechnet: In Zeiten ausserordentlicher Teuerung we- 
gen des Eintritts einer auf. die Dauer sich ausdehnenden Geld- 
entwertung soll der Siedlungspräsident (Vorsitzender des 
Reichssiedlungsamtes) eine Erhöhung der in den: Gebäudekata- 
stern verzeichneten Gebäudewerte auf dem Verordnungswege 
aussprechen. Er hat dann den somit erfolgten Wertzuwachs 
durch Eintragung einer Hypotlıek auf jedes Gebäude zugunsten 
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der Hausschaften zu beschlagnahmen. Die Hausbesitzer haben 
diese neue Hypothek, wie jede andere, zu verzinsen und zu til- 
gen, wozu sie natürlich einer Mieterhöhung bedürfen. Die so 
aufkommenden Gelder sollen entweder unmittelbar als Bau- 
kostenzuschüsse Verwendung finden, oder es sollen, falls das 
nicht reicht,.bis zur Höhe der neuen Hypothekensumme Pfand- 
briefe auf den Markt gebracht werden können, . deren Erlös die 
wäurend der Uebergangszeit besonders teuren Neubauten finan- 
zieren hilft. 

Das Heyersche Programm enthält noch eine Reihe ande- 
rer bemerkenswerter Reformen, die nicht immer sein geistiges 
Eigentum sind, die aber dadurch ihren besonderen Wert er- 
halten, dass er sie in der Form des paragraphierten Gesetz- 
entwurfes gründlich verarbeitet und ihre Verwendungsfähig- 
keit nachweist. 

Diese Art Sozialisierung des Wohnungswesens sei dring- 
lich der Beachtung der Kollegen empfohlen. Wer den Gesetz- 
entwurf „Deutsches Siedlungsrecht‘“*) studiert: wird auch fin- 
den, dass neben den angedeuteten grossen Richtlinien der Ent- 
wicklung dort eine Reihe nebenherlaufender Reformvor- 
schläge enthalten ist, die ein Durchdenken ebenfalls reichlich 
lohnen. “ 

Sozialpolitik 

Was die Arbeitsdienstpflicht bezweckt. Der Gedanke des 
„Arbeitsdienstjahres‘‘ spukt noch immer herum, es wird sogar 
behauptet, dass er im Schosse der Regierung erörtert werde. 
Welches Ziel hinter ihm steht, enthüllt Fabrikdirektor Behrend- 
Berlin in Nr.2 der „Deutschen‘ Arbeitgeberzeitung‘“: 

„Eine Verbilligung der Arbeitskraft sehe ich darin, 
dass die Arbeit innerhalb der Dienstpflicht, ebenso wie früher 
innerhalb der Militärpflicht, nicht zu den Sätzen der 
Tarife, sondern zu niedrigeren entliohnt 
wird.“ 

Das also ist des Pudels Kern! 

Und in gleichem Sinne heisst es im Leitartikel der „Arbeit- 
geberzeitung‘‘: 

„Sollen wir auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig bleiben, 
so werden wir voraussichtlich nicht umhin Können, unter Fest- 
haltung der jetzigen, auf acht Stunden berechneten Tagelöhne 
täglich länger zu arbeiten, um mehr und 
billiger zu produzieren.“ 


Ihr ganzes Dichten und Trachten kennt also nur ein Ziel; 
Längere. Arbeitszeit, niedrigere Entlohnung! 


Arbeitnehmerbewegung 


Theodor Leipart — Vorsitzender des A. D. G.B. Der 
Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes hat an Stelle des verstorbenen Karl Legien den 
früheren Vorsitzenden des Deutschen Holzarbeiter-Verbandes, 
Theodor Leipart, zum vorläufigen Vorsitzenden des Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes gewählt. 


Gegen die kommunistische Zersplitterungsarbeit in den 
Gewerkschaften hat der erweiterte Beirat des Dentschen 
Metallarbeiterverbandes Stellung genommen. 


„Die Befolgung der von der kommunistischen Internationale 
geforderten Tätigkeit in den Gewerkschaften“, so heisst es in 
der mit grosser Mehrheit angenommenen Entschliessung, „führt 
zur Lähmung der Stosskraft und Aktionsfähigkeit der Organi- 
sation, die Beschimpfung und Bekämpfung der eigenen Gewerk- 
schaft mit eiserner Konsequenz zur Spaltung derselben ... 

Der erweiterte Beirat, der sich auf den Boden der Amster- 
damer Gewerkschaftsinternationale stellt und das Treiben der 
Moskauer Gewerkschaftsinternationale in schärfster Weise ver- 
urteilt, fordert: deshalb vom; Vorstand, dass er gegen Mitglieder, 
welche eine derartige, die Interessen des Verbandes und seiner 
Mitglieder schädigende Tätigkeit ausüben. mit allen statu- 
tarisch zulässigen Mitteln vorgeht. Er erklärt 
ausdrücklich, dass der Verband seine. Aufgaben,.nur erfüllen 
kann, wenn er volle Selbständigkeit besitzt, für seine Organe 
und Funktionäre das Statut und die: Beschlüsse des Verbands- 
tages allein bestimmend sind. Funktionär kann nicht. sein, 
wer seine Arbeit im Verband von der Weisung ausserhalb des 
Verbandes stehender Personen oder Stellen abhängig macht.“ 

Im gleichen Sinne hat sich der erweiterte Vorstand. des 
Deutschen Eisenbahnerverbandes und ebenso der (alte) Berg- 
arbeiterverband ausgesprochen. Auch. der Vorstand des Deut- 
schen Bauarbeiterverbandes wehrt sich heftig gegen die kom- 


*) ‚Zu beziehen von der Geschäftsstelle für Soziale Siedlungs-. md 
Wohnungsreform in Berlin-Friedenau. 
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munistischen Bestrebungen in seinen Reihen. Er erklärt, dass 
alle diejenigen Mitglieder, die sich an einer von kommu- 
nistischer Seite einberufenen Konferenz beteiligen, aus dem 
Bauarbeiterverbande ausgeschlossen werden. 


Angestelltenbewegung 


„Wohlwollten“ der Arbeitgeber gegenüber den Werkmeistern, 
Durch Zufall gelangten wir in den Besitz eines Rundschreibens, 
das die Handelskammer Zittau an. die Unternehmer 
ihres Bezirks versendet. Darin heisst es: 

„Von gut unterrichteter Seite ist uns über die Verhand- 
lungen der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
die am 7. und 8, Dezember in Berlin stattfanden, folgendes 
mitgeteilt worden: 

BehandlungderWerkmeister. Inder AfA ist ein 

grosser innerer Kampf ausgebrochen, weil den der AfA an- 
geschlossenen Werkmeisterverbänden, die sehr viel natio- 
nalgesinnte Mitglieder umfassen, deradikaleRichtung 
die in der AfA die Oberhand gewonnen hat, nicht passt. Es 
wurde von Arbeitgeberseite dringend empfohlen, mit den 
Werkmeistern allmonatlich Aussprachen zu 
pflegeä, damit die Leute das Gefühl bekommen, dass 
ihre Meinung geachtet wird, und damit sie sehen, dass sie 
den Arbeitern gegenüber eine hervorgehobene Stel- 
lung im Betriebe einnehmen. In einigen Betrieben, in denen 


derartige Aussprachen schon seit einiger Zeit eingeführt” 


waren, hat es ausserordentlich erzieherisch gewirkt, dass 
nach einem vom Zaun gebrochenen Streik der Meister diese 
Konferenzen mit den Meistern ein Vierteljahr nicht mehr ab- 
gehalten worden sind. 

In vielen Bezirken ist in bezug auf die Behandlung der 
Meister der grosse Fehler gemacht worden, dass sie hinsicht- 
lich der Löhne mit den Arbeitern fast gleichgestellt worden 
sind, und durch diese verfehlte Tarifpolitik sind 
die Meister zum Teil in das radikale Lager getrieben worden 
und haben sich den Arbeiterorganisationen angeschlossen.“ 

Dieses Rundschreiben dürfte auch dem letzten Werkmeister 
die Augen darüber öffnen, wohin die Politik ihres Düsseldorfer 
„Vorstandes die Werkmeister führt. 


Der G. d. A, für’ das politische Rätesystem! Ein heiteres 
Zwischenspiel ergab eine Versammlung des G, d. A. in Hannover, 
in der Herr Beckmann als Mitglied der Sozialisierungs- 
Kommission über die „Sozialisierung des Kohlenbergbaues“ 
referierte, 

Nachdem Herrn Beckmann von unserem Diskussionsredner 
nachgewiesen worden war, dass der Beckmannsche Soziali- 
sierungsvorschlag alles andere- als eine „Sozialisierung“ des 
Kohlenbergbaus bedeute, wies Herr B. in längeren Auführun- 
gen auf die Freiland-Freigeld-Wistschaft von Silvio Gsell him 
In dieser liegt nach seiner Meinung die einzige Möglichkeit, 
den Kapitalismüs zu beseitigen und „damit an Stelle unserer 
heutigen falschen (!!) Wirtschaftsordnung“ eine bessere zu 
setzen. 

Auf unseren Tlinweis, dass diese Freiland-Freigeld-Wirt- 
schaft wahrscheinlich ebensowenig wie unsere Sozialisierung 
nur auf dem Wege über das Parlament erreichbar wäre, so- 
lange der Kapital.-mas die grosse indifferente Masse mit seinen 
starken Mitteln Yeeinflussen könne, platzte Herr Beckmann da- 
mit heraus, dass diese Freiland-Freigeld-Wirtschaft durch 
das „Rätesystem“ verwirklicht werden müsse, 
Das alleewmeine Staunen und teilweise Schmunzeln der Ver- 
Sammi.agsbesucher, von denen ein Teil anschliessend am die 
Verssmmlung das „Beckmannsche Rätesystem“ in Verbindung 
mit der Verschandelung des Betriebsrätegesetzes durch die 
Tätigkeit des G. d. A.-Vorsitzenden Schneider-Sachsen 
brachte, dürfte wohl nicht als ein Erfolg für den G. d. A. zu 
verbuchen sein. Treffender konnte die Inkonsequenz in der 
Führung des G. d. A. wohl nicht ausgesprochen werden. 

Es dürfte an der Zeit sein, dass die denkenden Mitglieder 
des G. d. A. sich selbst Klarheit verschaffen über ihre Füh- 
rung und dann die notwendigen Konsequenzen ziehen. Oder 
hat Herr Beckmann die Schneidersche Hauptparole (Reaktion) 
diesmal verwechselt mit der Aushilfsparole (Bergbaustim- 
mung)? Er kam ja aus dem rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet! 

Berichtigung. Die Aeussere Abteilung des D.H.V. ersucht 
uns um Aufnahme der nachstehenden Berichtigung: 

„Die in Nr. 39 der Deutschen Techniker-Zeitung vom 

- 31. 12. 20 aufgestellte Behauptung: Das Allheilmittel für den 
' D.H.V. sei die Staatshilfe gewesen, er habe der gewerk- 
‘schaftlichen Selbsthilfe ablehnend und feindlich gegenüber- 
gestanden, ist unwahr. Wahr ist, dass der D.:H. V. die 


Pa eaaltiche Selbsthilfe : stets als notwendig erkannt 
a %G. 
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Wenn der D.H.V. die Einrichtung einer Krankenkasse 
und, anderer Unterstützungseinrichtungen als’ gewerkschaft- 
liche Selbsthilfe ansieht, so kann man seine Berichtigung gel- 
ten lassen, Für uns kam es aber darauf an, dass auch die An- 
gestellten im Ringen um einen höheren Anteil am Ertrag ihrer 
Arbeit die von den Arbeitergewerkschaften erprobten Kampies- 
mittel in Anwendung bringen, und diesen Weg der solidarischen 
Aktion im Lohnkampf hat der D.H.V. vor dem Kriege nicht 
beschritten. 


o0 Aus dem Bunde 00 
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Die Wahl der Abgeordneten zum zweiten ordentlichen 


Bundestag. Unter Vorstandsbekanntmachungen in dieser 
Nummer wird die Einberufung des zweiten ordentlichen Bun- 
destages zum 6. und 7. Mai sowie die Wahlordnung für die 
Abgeordneten zum Bundestag veröffentlicht. ’ 

Der erste ordentliche Bundestag hat den $ 50'der Satzung, 
der die Verhältniswahlen für die Abgeordneten zum Bundestag 
vorschrieb, abgeändert. Die bevorstehenden‘ Wahlen sind dem- 
nach reine Mehrheitswahlen. Dadurch ist das ganze Wahl- 
verfahren vereinfacht. 

Das Gebiet einer jeden Gauverwaltung wird vom Gau- 
vorstand in Wahlkreise eingeteilt. In einem Wahlkreise 
können je nach der Zahl der von ihm umschlossenen Wähler 
ein oder mehrere Abgeordnete gewählt werden. Die Auf- 


stellung von. Kandidaten erfolgt in ordentlichen Mitglieder- 


versammlungen der Ortsverwaltungen. Es können ausserdem 
je 50 Mitglieder unabhängig. von. den Ortsverwaltungen für 
ihren Wahlkreis besondere Kandidaten vorschlagen. Ein der- 
artiger Vorschlag muss von allen vorschlagenden Mitgliedern 
unterschrieben sein. Sämtliche Wahlvorschläge müssen 
dem Wahlkreisvorstand bis zum 15. Februar vorgelegt 
sein. Eine Liste der im Wahlkreis aufgestellten Kandidaten 
wird vom Wahlkreisvorstand allen Ortsverwaltungen sowie 
den Mitgliedern des Wahlkreises, die keiner Ortsverwaltung 
angehören, bis zum 28. Februar zugestellt. Die keiner Orts- 
verwaltung angehörenden Mitglieder erhalten. gleichzeitig eln 
Wahlkuvert und die Mitteilung, bis zu welchem Termin ihr 
Wahlzettel beim Wahlkreisvorstand eingegangen sein muss. 


Die Wahl. selbst erfolgt für die Ortsyerwaltungsmitglieder 
in der Regel in geschlossenen Ortsverwaltungsversammlungen, 
deren Termin zwischen dem Wahlkreisvorstand und den: ein- 
zelnen Ortsverwaltungen vereinbart ist. Für grössere Ortsver- 
waltungen ist die Einrichtung von mehreren Wahllokalen' zu- 
lässig, jedoch muss für die Abgabe der Stimmzettel für alle 
Wahllokale einer Ortsverwaltung eine einheitliche Wahlzeit 
festgesetzt werden. In jedem Wahllokal muss ein Wahlvor- 
stand :von mindestens drei Mitgliedern tätig sein; der Ortsver- 
waltungsvorstand ist, wenn in verschiedenen Wahllokalen 
gewählt werden soll, für die richtige Durchführung der Gesamt- 
wahl verantwortlich und hat insbesondere dafür zu sorgen, dass 
seine sämtlichen Mitglieder rechtzeitig über die Wahllokale 
und. Wahlzeiten sowie über die aufgestellten Kandidaten unter- 
richtet werden. Es ist besonders: darauf zu achten, dass in den 
Wahllokalen für Geheimhaltung der Wahl Sorge getragen wird. 
In allen Fällen muss die Wahl durch Zettel erfolgen. Auf die 
Stimmzettel dürfen nicht mehr Namen geschrieben werden als 
im Wahlkreise zu wählen sind. Yon dieser Bestimmung ab- 
weichende Zettel sind ungültig. 

Die keiner Ortsverwaltung angehörenden Mitglieder sen- 
den ihre Wahlzettel unter Benutzung des vom Wahlkreisvor- 
stand erhaltenen, besonders gekennzeichneten Kuverts dem 
Wahlkreisvorstand rechtzeitig ein. Zu spät eingegangene oder 
in einem anderen als dem dazu bestimmten Kuvert eingehende 
Zettel haben keine Gültigkeit, 

Dem Stimmzettel muss das Mitgliedsbuch oder ein Ausweis 


darüber, dass dieses sich in der Hauptverwaltung’ befindet, bei- - 


gelegt werden. Jedes Mitglied, ganz gleich, ob die Wahl in 


Mitgliederversammlungen oder Wahllokalen. stattfindet, muss- 


sich bei Abgabe seines Stimmzettels durch das Mitgliedsbuch 
oder einen von der Hauptverwaltung ausgestellten Ausweis 
legitimieren. Die Teilnahme an der Wahl wird ' auf der inneren 
Umschlagseite im Mitgliedsbuch durch das Wort „gewählt“ 
nebst Datum und‘ Stempel der. Ortsverwaltung bescheinigt. 
Für die keiner Ortsverwaltung angehörenden Mitglieder wird 
die Bescheinigung vom Wahlkreisvogstand eingetragen und das 
Mitgliedsbuch dem Inhaber wieder zugestellt. 

Allen Mitgliedern, deren Mitgliedsbüc*er sich aus irgend- 
einem Grunde in der Hauptgeschäftsstelie befinden, werden 
unaufgeiordert rechtzeitig Ausweise zur Teilnahme an der 
Wahl von der Hauptgeschäftsstelle zugesandt. 




















Fl önntiachung der I.B.S. 


Nr. 4 





Vorstandsbekanntmachungun 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere ‘über nicht erledigte _Rekla- 
mationen, Sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 

Wahlvorschläge zum Bundestag. Als Termin zur Aufstellung von 
Kandidaten zum zweiten ordentlichen Bundestag (8 5 der Wahlordnung für 
den“Bundestag) ist vom Bundesvorstand der 15. Februar festgesetzt worden. 

Haftpflicht- und Unfallversicherung. Unser Bund hat mit dem: All- 
gemfinen Deutschen Versicherungsverein a. G. in Stutt- 
gart zwei Empfehlungsverträge abgeschlossen.- Der eine dient dem Abschluss 
von Haftpflichtversicherungen, der andere dem Abschluss von 
Einzel-Unfallversicherumgen. Wir bitten die Kollegen, die beab- 
siehtigen, auf diesem Gebiete für sich Versicherungen abzuschliessen, unter 
Berufung auf die Bundesmitgliedschaft direkt mit der genannten Versicherungs- 
gesellschaft, die unseren Mitgliedern Vergünstigungen einräumt, in Verbindung 
zu treten. 


Auf Grad. des $ 51.der Satzung wird hiermit der 


Zweite ordentliche Bundestag 
des Bundes der technischen Angestellten 
...und Beamten | 
zum 6. und 7. Mai 1921 nach Berlin einberufen. 


Vorläufige Tagesordnung: 


‚1. Konstituierung des Bundestages. 

2. Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung. _ 

3. Geschäftsbericht, Abrechnung ‘und Entlastung des Vorstandes. 
4. Ausbau der Bundesarbeit und Neuordnung der inneren Verwaltung. 
5. Tarifpolitik der technischen Angestellten, 

6. Die Fortführung der Rätegesetzgebung. 

7. Die Sozialisierung des Kohlenbergbaues. 

8. Wahlen zum Vorstand und Bundesausschuss. 

9. Sonstige Anträge 

10. Festsetzung des Voranschlages. 

11., Verschiedenes. 


; -Tagungslökal und Stunde werden noch bekanntgegeben. 


Der Vorstand. 


- Die Sparkassen-Ordnungen vom 27. Juli 1912 und vom 1, Juli 1918 werden 
hierdurch ausser Kraft gesetzt. Vom 1. Januar 1921 ab tritt die in der 
„Deutschen Techniker- Zeitung“ Nr: 39 1920 veröffentlichte Sparkassen-Ordnung 


in Kraft. 


© sBerlinzim Januar 1921. 5 - 
ee Industriebeamten-Sparbank, . 
eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Häftpflicht. 
; + Der Vorstand. 
„gez. Krug. gez. Schwedt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft.: 
Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m..b, H,, Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). = 

Büttner, Dampfkessel- ‚und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zellulöidwarenfabrik: A.-G.,.Zolikofen- bei: Bern. 

Heilmann &:Littmann, Baugeschäft, Nürnberg, Essenweiustrasse. 
Hermann Schlisske, chem,-techn. Torfverwertung, Munster, Bez. Hannover. 
' Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstatten, Unter-Barmen, 


Versammlungskalender 
_ Bekanntmachungen im Versammlungskalender der. D. T.Z.. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes Be hie Augala en enthalten: Ortsve: ‚ Art der Versammlung, 

Datum, ee Versammlungsort, Die: Anzeigen müssen spätestens 

8 Tage vor Erscheinen. der D.T:Z., also stets bis zum Freiteg früh, im Besitz der 

‚Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter Än- 

wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

Be. M = Mitgliederversammlung, ' - X 

F = Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammlung, 
IM B = Berufsausschüss. i 
Anderten-Misburg. M. 1.11. 8%. Restaurant Ofto, IBESIE: = 
ern. Oeffentliche Techniker-Versammiung. 31. 1. 72%, . Ratskeller. 
n-Centrum-Süd. M. 4.I. 72. Alexandriner, Alexandrinenstr, .37. 
„Charlottenburg 1. M.. 3. IE 7%, Geldat, Kaiserin-Augusta-Allee 69. 
ee pörburg m mM" 3IE 7% Aula:der XI. u. XIV. Gem.-Schule, 

“ lozzistr. 

Bin--Chariottenburg m. M. 3.11. 7%. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39. 
-Friedenau. M. 3.1. 7%. Hohenzollern, Handjerystrasse. 
“Lichterfelde-Zehlendorf. M. 2. Il: 7%; Hohenzollern, Hindenburgdamm 99a. 

köln, M. 4. Il. 73% Bürgersäle,. Bergstr. 147. ur ER 
-Norden IV. M. 3. 1l. 7%. Hubertus, Bornholmer Str. 89. 
n.-Nordost. M. 2.1. 782,--Greifswalder Hof, ‘Greifswalder Str. 43: 
Bin.-Nordwest:l; .M. 3.1... 78%. Artushof, Perleberger Str. 26. ' .. 


or vuume 


ht Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: ‚Erich Händeler,. 
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Bin.-Oberschöneweide. M. 4.11. : 7%, Hubertus, Edison- Ecke Waldstrasse, 

in.-Oranienburg. M. 2.11. 7%, Reichshof, Bernauer Str.38, 
"n.-Potsdam-Nowawes, M.. 4. I. 70%. Zum Mühlenpark, Neue Babelsberger 

Yasse, 

Bin.-Schöneberg. M. 4. II. 73%. Ebershof, Eberstr. 68. 

Bin.-Spandau. M. 2.1. 7°, Hotel:z.'Stern, Potsdamer Str. 35, 

Bin.-Steglitz. M. 3.11. 7%. Zum Althoff-, Älthoff- Ecke. Körnerstrasse, 

Bin.-Südosten. M. 4. IL 7%. Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 





Ein.-Tempelhof. M. 4. H. 7%, Zum Kurfürst, Dorfstr, 22. 
Bin.-Weissensee. M. 4. II. 7%. Spatenbräau, Berliner Allee 22; 
Bin.-Westen. M. 2.1. 7%, Nationalhof, Bülowstr. 37; 


Bin.-Wilmersdorf. M. 3.1. 72°. Augustahof, Augüstästr. 1. 


‚ Bremen. 31.1. Fortsetzung der öffentl. Vers. vom 17.1. 8%, Gewerbehaus. 


(Ref. Sonnenschmidt, Hamburg.) 
Crimmitschau. M, a Freitag nach dem 1. u. 15. d. Mts. 
Hagen I. W. M. 3.11. 7%, Hotel „Drei Linden“, Körnerstr. 32. 

Hamburg-Ost. M. (Generalversammlung.) 3,1. 73%, Hohenfelder Gesellschafts- 

haus, Lübecker Str. 91. 


Schwenningen-Neckar. M, 2.1. 80, Löwen, Marktplatz, 


80, „Meisterhaus“, 


DD 0D 


Bücherschau 


Unterrichtsbriefe für das Selbststudium technischer Wissenschaften. 
System Karnack-Hachfeld. Wenn wir seit Jahr und Tag das Un- 
wesen des technischen Fern-Unterrichts in Wort und Schrift gebrandmarkt 
haben, war: es immer unsere Hoffnung, ‘dass die betreffenden’ Institute allmäh- 
lich so unrühmlich enden werden wie sie gelebt haben. — Leider aber scheint 
die, Erkenntnis von der absoluten Wertlosigkeit dieser Methode noch: nicht in 
alle Kreise gedrungen zu sein. ‚Insbesondere‘ sind es die auf technisch-lite- 
sarischen Gebiete noch völlig unerfahrenen Lehrlinge und Arbeiter, die den 
Anpreisungen dieser geschäftsklugen Unternehmer immer noch zum Opfer 
fallen. Sie bedenken nicht, dass zumindest Grossjährige nach den Lieferungs- 
bedingungen dazu verpflichtet sind, das ganze Werk zu bezahlen, selbst wenn 
sie die Wertlosigkeit der sogenannten Werke erkannt haben. — Augenblicklich 
ist es der „Lumen-Verlag‘ in Konstanz, der die Unterrichtsbriefe nach 
dem System Karnack-Hachfeld bei den Abendschülern der Maschinenbauschulen 
anzubriegen sucht, : Wir haben uns einige dieser Hefte zur Ansicht kommen 
lassen und hätten uns über die darin. verzapfte „Wissenschaft‘ ausserordentlich 
belustigt, wenn die Sache nicht einen sehr ernsten Beigeschmack hätte. Die 
Zeichnungen z. B. in dem Heft über Metallbearbeitung sind lediglich schlechte 
Bildstöcke aus Katalogen von Firmen und natürlich für den Unterricht völlig 
wertlos. Dabei sind die Preise von einer geradezu wahnsinnigen Höhe, die um so 
weniger berechtigt erscheint, als es sich kaum um eine Neuauflage handelt So kostet 
ein Lehrgang für Maschinenkonstrukteure in 172 Lieferungen zu 2,65 M, nur 
456 M,, Für Dear nur 435 M. Welche wertvollen Werke kann man 
selbst heute für diese Summe erhalten! Mit Recht schreibt ‘ein Direktor 
einer staatlichen Maschinenbauschule, dass’. diese Werke in den. Händen eines 
auf technischem Gebiete nicht gebildeten jungen Mannes nicht den 
geringsten Wert haben. Wenn wir auch hoffen, dass unsere Leser 
genügend geschult sind, um deriei Machwerke anzuschaffen, verfehlen wir doch 
nicht, darauf hinzuweisen, dass namentlich die Lehrer an den Fortbildungs- 
schulen sowie Betriebstechniker die an Leute auf die Wertlosigkeit der- 
artiger Bücher aufmerksam machen und ihnen entschieden abraten sollten, 
diese Bücher zu kaufen. Schade, dass es kein gesetzliches Mittel ‚gibt, das 
Erscheinen solcher technischen Schundliteratur zu verbieten! 


Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 nebst Wahlordnung. Mit allen 
einschlägigen Bestimmungen ausführlich erläutert von Dr. Hermann Dersch. 
Gebunden Mk. 21,— (dazu der übliche Sortimentszuschlag). 

Dieser neue Kommentar erläutert das Betriebsrätegesetz besonders aus- 
führlich, er bringt die Wahlordnung, die neuesten Ausführungsbestimmungen 
nebst den zugehörigen Gesetzen und Verordnungen. des Arbeitsrechts. 

Der Verfasser, Regierungsrat im Reichsarbeitsministerium und amtlicher 
Mitarbeiter bei der Entstehung des Gesetzes, ist als einer der besten Kenner 
des Arbeitsrechtes bekannt, Besonders klare, leicht fassliche.Darstellungsweise, 
gepaart mit. tiefster Durchdringung des Stoffes, zeichnen diesen Kommentar 
aus. Der Verfasser reiht die einzelnen Anmerkungen nicht ohne gegenseitigen 
Zusammenhang aneinander, vielmehr bringt er alle, indem er sie an die Stich- 
worte des Gesetzes gliedert, in ein das Verständnis erleichterndes System. 





Sterbetafel 
Es starben: 


willi Behne (103 126), Stassfurt. 

Friedrich Beundt (191 485), Aplerbeck, 
Gerhard Bolte (100536), Dessau, 

‚Hermann Brauer (25 378), Herford. 

Heinrich Buhlmann (T. 77.363), Höchst a. Main, 
Hubert Förster (T. 8117), Köln, 

Paul Hahn (T. 54 660), Sömmerda. 

Öskar Henke (80.039), Berlin. 


.. Riehard Kindler (T. 13918), Waldenburg. 
“ wilhelm Kurtenbach (195 897), Gerthe. 


Max Mechler (T. 84073), Friedenau. 
Josef Menge (T. 41421), Düsseldorf. 

H. Möbilus (126 656), Saalfeld. 

Fritz Piepenburg (57521), Berlin. 
Franz Rausch (191840), Oberheldrungen. 
Louis Stempel (170 430), Neukölln. 


Ehreihrem Andenken! 








r, Berlin, — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlim, 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftatr. 7. 2 Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Stellenangebote & 


Wir suchen für unser technisches Bureau 


. Techniker 





mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung und nachweisbarer mehr- 


jähriger Praxis im Eisenbetonbau, ferner einen 


Archifekften 


evtl. zeichner. besond. befähigt. Techniker, für d. äussere Ausgestaltung von 
Entwürfen d. Hoch- u.Tiefbaues; Eintr. baldigst. Ausführl. Bewerbung. erb. 


Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 


Bautechniker' 


unverheiratet, für Bureau und. Baustelle. sofort gesucht. Nur Herren, 


die selbständig arbeiten können, kommen in Frage, ‘Bewerber muss |. 


firm im Hoch- und. Tiefbau- sein. - Auch -muss- derselbe Erfahrungen. im 
Eisenbetonbau besitzen.Für Unterkunft ist gesorgt. Angebotemit Lebenslauf 
und Zeügnisabschriften sowie Photograpbie sind umgehend einzureichen. 


„UNION“ Baugesellschaft auf Aktien, 
Mückenberg N.-L., Kreis Liebenwerda. 


Wir suchen für unser technisches Bureau je einen selbständigen 


Konsftrukfeur 


für unsere Abteilungen Staatsbahnwagen- und Karosserie- und Wagen- 
bau zum möglichst baldigen Eintritt. Angebote unter Angabe bis- 
heriger Tätigkeit, Referenzen, Zeugnisabschriften und Bild erbeten ’an die 


Zwickauer Fahrzeugfabrik vorm. Schumann Aktiengesellschaftin Zwickau Sa; 


Für unser Offertenbureau suchen wir 


zur Unterstützung des Ralkulators 


einen Harrn mit geeigneter Ausbildung, der auf diesem Gebiete schon 
tätig gewesen ist, zu baldigstem Eintritt w. erbitten Angebote mit Angabe 
der bisher.Tätigkeit, des frühesten Eintrittstermins u.der Gehaltsansprüche. 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik, vorm. Dürr &Co. 
Ratingen-Ost bei Düsseldorf. 


Wir suchen zu möglichst baldigem Eintritt einen 


Diplom-Ingenieur 


gewandten Statiker und erfahrenen Konstrukteur, mit erfolgreicher Praxis 


bei ersten Firmen des -Eisenbeton-Hoch- und Tiefbaues, als Vorstand’ 


unseres technischen Bureaus' und: bitten um ausführliche "Bewerbung. 


Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 
Wir suchen zum baldigen Ein- Jüngerer Techniker. 


tritt einen in.Eisenkonstruktionen, 

T t- u. Aufbereit nlagen 
a ET ea er ri {auch Kriegsbeschädigter), möglichst 
mit Erfahrung in elektr. Anlagen, 


erfahrenen, jüngeren 
für. Bureau und Betrieh unseres. 


5 2 ä = 
5 Ingenieur. Marklissaer Werkes (Web., Spinn., 


‚Wegen Wohnungsmangel kann nur | Färb. u. Appretur) zur Unterstützung 
ein unverheirateter Herr eingestelit | des Betriebs-Ingenieurs gesucht. 


werden. ran; Bee a ns 
Maschinenlahbrik ‚Christ abschriften, Gehaltsansprüchen. Ein- 
' ee an opk trittszeit und möglichst mit Lichtbild 


erbeten an 


Concordia Spinnerei und Weberei 
Marklissa-Niederschlesien. 


"Niesky bei Görlitz. 


Hütte 


‘des Ingenieurs Taschenbuch 











23. Auft.192%0, 3 Bände, geb.’120 |. 


Förster 


Taschenbuch für Bauingenieure 
Neue Aufl. ia 2 Bänden, geb. 84 M. 
Auf Wunsch Monatsrat.v.10b.15M. 


Autenheimer 


Elementarbuch der höheren Mathe- 
matik, geb. 36 M., und andere gute 
Werke für Technik und Mathematik. 
Albert Tönsmann, Buc- 
handlung, Naumburg:a. d. Saale. 
Nähere Auskunft, Prospekte, 
Kataloge bereitwilligst. 


Jüngerer Bautechniker 
im Veranschlagen, Abrechnen und 
Führung der Geschäftsbücher durch- 
aus vertraut, für sofort gesucht, 
Meldung. m. Lebenslauf, Zeugnissen 
und Gehaltsansprüchen erbeten an 
Wiih. Utech, Baugeschäft 
Beigard a. Pers. 


iq Herr.-Trik.-Hemden 


Wint.-Normal, hell 44 M., Frauen- 
strämpfe 13 M., Nähgarn, ‘3 fach, 
1000 m 11 M., Wollstrickgarn Pfd. 
45 M., Trikot-Arbeitshemden 33-M.,. 
Unterhosen 26 M. und Nachnahme- 
Porto.. Gute Ware. 

M. Grossmann, München AB. 
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Druerrafische 


Qualität u | 
Höhe ca m | a5 je 
Weite 33—45 Iweiss| bunt Tweiss 
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Dauerwäschefabrik Bremer &Co., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 


Soeben erschien: 
Dipl.-Ing. Max Fischer: 


Statik und Festigkoitslehre 


Band Ill. 


Die Lehre von den 
Fermveränderungen. 
1.Auflage. Preis gebd. 96M. 
Auch gegen 20 M. Monats- 
rate zu beziehen durch 


Herm. Mensser, Verlag 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Sir. 75. 


Mitglieder 


Freuden derJugend 


kehren wieder 


bei :Gebrauch der echten 
»„Wotanol*-Pillen. Das 
Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 
Gegen Nerven- und sexuelle 
Schwäche. : Ihre Arbeits- 
kraft wird verjüngt, — 
daher kann der Erfolg in 
Ihrem ‚Berufsleben nicht 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme, 


Lucerna-Tabletten: 


bewährtes Mittel gegen 
Rheuma, Gicht ete. M. 18,— 
franco gegen Nachnahme. 
Richtig angewandt — immer 

- Erfolg. 


: Dr: Ad. Meyer, Hamburg 28 
Tarpenbeckstrasse 51. 


N: 
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Wir suchen tüchtige, selbständige, arbeitsfreudige 


Konstrukteure 


mit mehrjähriger Erfahrung im Bau moderner 


Säge- u. Holzbearbeitungsmaschinen. 


Schriftliche Bewerbungen mit Zeugnisabschriften, Angabe des Alters, 
Gehaltsansprüchen und Antrittszeit erbeten an 


Kirchner & Co. A.-G. 


Leipzig-Sellerhausen. 
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ersten Ranges A u.Bestandteile | 


für Büro, Werkstatt, Betrieb u. Ver- 
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Streitz’sche Verla 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 
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durhSonffaint-Langenfcheidt 4 


24.8.20. Einliegend fendeich | 2000. Marl nur Ihren außs ni 
Sshnen Beltellfchein für den BeseHOnENEN Briefen ver: 

eriten Kurfuß ber fpanifchen | Dante. Ich.babe Sipre enge. 
und franzöfifchen Sprache | lifchen Briefe Ieiht un 
und freue mid, Ihnen mitz | mit Intereffe ftubiert und 
teilen zu lönnen, daß ich | Daburd eine 1% Stellung 
meine jegige Stellung mit | in einer eng {hen Firma 
einem Monatsgehalt von | erhalten. A.R.InKölna. Rh.. 


Sole und ähnliche Erfolge unferer Methode Touffginte 


Zangenfcheidt für das Selbftftudinm fremder Sprachen ° 
werden uns nahezu täglich mitgeteilt. — Die Kenntnis 1; 


fremder SPEODER ift für jeden vorwärtsfirebenden Mens 
ihen unerläßlih. Das Spradjftubium nach unferer Mes 
tHode Toufjaint-Langenfcheidt vermittelt u nur Daß. 
reine Sprachmilfen, fondern fiärlt gleichzeitig das Ges 
bächtni3 und ftähtt Die Willenskraft. Lernen Sie fremde 
Epraden, wenn Sie e3 Im Leben zu .eimaß bringen 
wollen. Verlangen Sie heute noch unfere Einführung 
W238 in den Unterricht der Sie intereffierenden Sprache, _ 


Sangenfheidtiche Berlaasbuhhandiung 
(Prof. S,.Langenicheidt) Bin.-Schöneberg (Gegr.1856) 






































































für das Ausland 9,25 


Nr.57 3. Jahrg. 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


Erscheint'Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M 

M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptge - chäft . 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52109 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


4. Februar 1921 


Alt-Moabit 127 — Tei.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7310, 7811, 1088, 1090. 


INHALT: 


‚der 
— Angestelltenbewegung: Wieviel Mitglieder zählt der N.D.T.V. 


bund und Sozialisierung. — Warum wir gegen 


Angestelltenverrat im Reichstag. — Mitgliederpflichten. — Wirtschaftsfragen: Eine Bilanz. — Sozialisierung: Internationaler Ber arbeiter- 
ng den Sozialisierungsvorschlag H:‘sind. — Steuerfragen: Eine Lohnsteuer. —. Das 
italsteuern. — Arbeitgeberprovision vom Steuerabzug. — Sozialpolitik: Das Existenzminimum im Dezember. — Starke Zunahme der Erwerbslosigkeit. 
— Wovon der N.D.T.V: sein Leben fristet. — Der gelbe Bund nationaler technischer 


ersagen 


* Angeste Iter. — Dem bedeutendsten Angestelltenführer. — Wie der Verband deutscher Diplom-Ingenieure Arbeitnehmeiinteressen vertritt. — Aus dem Bunde: 


Vorstandsbekanntmachungen. — Aus den Gauen. -— Versammlungskalender. — Bücherschau. 
Ist ‘der Betriebsleiter einer Fabrik unbedingt: straffrei, 


des Arbeitsrechts, — Entscheidungen: 


%* Recht und Rechtspraxis: Materielles Recht: Grundlagen 
wenn sich ein Unfall im Betriebe trotz Beobachtung der 


“ Unfallverkütungsvorschriften ereignet? — Beginn der allgemeinen Verbindlichkeit von Tarifverträgen. — Neue Gesetze: Steuerfragen. 


Angestelltenverrat im Reichstag 


Als Ende 1919 die Vorlage zum Betriebsrätegesetz im Aus- 
schuss det Nationalversammlung beraten wurde, haben unser 
Bund und die übrigen freien Angestelltenverbände mit aller Ent- 
schiedenheit gegen jenen Regierungsentwurf und für die Siche- 
rung eines wirklichen Mitbestimmungsrechtes gekämpit. Das 
Gesetz kam ‘aber schliesslich in einer durchaus unzulänglichen 
Form zustande, nachdem sich ‘der Angestelltenvertreter Gustav 
Schneider vom G. d. A. im Reichstag völlig auf den Boden 
der Unternehmerwünsche gestellt hatte. Die Haltung der AfA- 
Verbände wurde, wie immer, wenn keine besseren Argumente 
vorliegen, als parteipolitisch verdächtigt. Inzwischen haben 
alle Angestellten, auch soweit sie den „Gewerkschaftsbünden“ 
angehören, erfahren müssen, dass dieses Betriebsrätegesstz 
der Unternehmerwillkür Tür und Tor öffnet. Man hätte er- 
warten sollen, dass die Harmonieverbärde wenigstens aus dieser 
Frfahrung lernten und bei nächster Gelegenheit versuchen wür- 
den, ihre Schuld wieder gutzumachen. Diese Gelegenheit wäre 
bei der Schaffung des Gesetzes über die Betriebsbilanz gegeben 
gewesen. 

Durch einen Einblick in die Betriebsbilanz könnten die Be- 
triebsräte die Zusammenhänge der Geschäftsvorgänge kennen 
lernen, Die Regierung hat sich aber in ihrer Vorlage einen von 
Unternehmerseite unterbreiteten Vorschlag zu eigen gemacht, 
wonach man den Betriebsräten lediglich die sogen. Handels- 
bilanz vorlegen will. Sie sollen also jene summarischen End- 
zahlen zu sehen bekommen, wie sie heute schon die Aktien- 


_ gesellschaften in den Tageszeitungen vor jeder Generalversamm- 


Iung veröffentlichen. Der AfA-Bund hatte einen Gegenentwuri 
unterbreitet, der die genaue Definition des Begriffes Betriebs- 
Bilanz enthielt und näher festlegte, welche Unterlagen der 
Betriebsrat zur Durchsichtigmachung der Bilanz verlangen kann. 
Die Vorverhandiungen im Reichswirtschaftsrat hatten dem 
Justizministerium einen Strich durch die Rechnung gemacht. 
Unser Kollege Aufhäuser hatte dort sowohl im Ausschuss als 
auch im Plenum ‘die Unannehmbarkeit der Regierungsvorlage 
begründet, und schliesslich sahen sich dort auch die Abgeord- 
neten der Christlichen, wie der Hirsch-Dunckerschen Gewerk- 
schaften einschliesslich aller Angestelltenvertreter veranlasst, 
gemeinsam mit den freien Gewerkschaften den Regierungsent- 
wurf abzulehnen. Die sämtlichen Arbeitnehmerabgeord- 
neten des Reichswirtschaftsrats setzten eine gemeinsame Kom- 
mission ein, in der vom AfA-Bund Aufhäuser, Urban, vom 
G.'d. A. Beckmann und vom G. d. A. GDT. Cheisseen 
sassen, um einen einheitlichen Entwurf für das Plenum auszu- 
arbeiten. Im Plenum haben alsdann die Arbeitnehmer aller 
Richtungen geschlossen für diese Vorlage gestimmt. Auch in 
der Angestelltenpresse aller Richtungen wurde dieser gemein- 
same Arbeitnehmerantrag als das Mindestmass jener Einsicht- 
nahme in die Geschäftsvorgänge bezeichnet, die den Betriebs- 
räten durch das Gesetz zur Betriebsbilanz gewährt werden 
müsse. Das Zentralblatt der christlichen Gewerkschaiten hatte 


- 


dem Reichstag noch besonders nahegelegt, sich auf den Boden 
dieser Arbeitnehmervorlage zu stellen. 

Inzwischen sind vier Wochen ins Land gegangen, und die- 
selben Gewerkschaftsbünd verraten iietztin Sozial- 
politischen Ausschuss des Reichstags ihren 
eigenen Antrag. Der Angestelltenvertreter Thiel vom 
christlich-nationalen G. d. A. G, seines Zeichens Fraktions- 
genosse von Stinnes, brachte nämlich einen Vermittlungsantrag 
ein, dem sich auch der G.d.A.-Mann Erkelenz anschloss 
und der schliesslich gegen die Stimmen der beiden sozialdemo- 
kratischen Parteien angenommen wurde. Unter völliger Preis- 
gabe des Gedankens einer Betriebsbilanz hat Herr Tniel in 
Uebereinstimmung mit der Unternehmerauffassung eine Formit- 
Herung vorgeschlagen, die lediglich auf die ‚handelsgesetzlichen 
Bilanzbestimmungen verweist. Diese dürftigen Bilanzbestim- 
mungen des Handelsgesetzbuches haben schon bisher der Bilanz- 
verschleierung geradezu die Wege geebnet. Um den Verrat der 
Thiel und Genossen in seinem ganzen Ausmasse zu zeigen, geben 
wir eine Gegenüberstellung des gemeinsamen Arbeitnehmer- 
antrages im Reichswirtschaftsrat und des Kompromissantrages 
Thiel im Reichstag. 


Gemeinsamer Antrag der 
Arbeitnehmer aller Richtungen 
im Reichswirtschaftsrat 


Antrag Thiel und Genossen 
im Reichstag 


(Januar 1921). 


(Dez. 1920). 
8 1. Die nach $ 72 des Betriebsräte-  $ 1. Die nach $ 72 des B.R.G. vor- 
gesetzes vorzulegende Betriebsbilanz zulegende Betriebsbilanz muss nach den 


für das Unternehmen geltenden ge- 
setzlichen Bilanzgrundsätzen die Be- 
standteile des Vermögens und 
der Schulden des Unternehmers 
derart ersehen lassen, dass sie 
für sich allein und unabhängig 
von anderen Urkunden eine 
Uebersichtüber den Vermögens- 
stand des Unternehmens ge- 
währt. Das dem Unternehmen nicht 
ee Vermögen des Unternehmers 
leibt hierbei ausser Betracht. 


Man hat hier die Angestellten getäuscht, indem der 
Begriff der formal handelsgesetzlichen Bi- 
lanz noch mit einigen einer Reichsgerichtsentscheidung ent- 
nommenen Worten umschrieben wird, ohne den Betriebs- 
räten auch nurirgendwie mehr vorzulegen, als jene 
gänzlich undurchsichtigen Zeitungsbilanzen, die keinerlei Zu- 
sammenhang der tatsächlichen Geschäftsvorgänge erkennen 
lassen. Mit diesen Handelsbilanzen können, falls der Ausschuss- 
beschluss Gesetz werden sollte, die Betriebsräte nicht das mit 
deste anfangen. 

Der Arbeitnehmerantrag im Reichswirtschaftsrat hatte aber 
ferner eine Aufstellung enthalten, welche Unterlagen der 
Betriebsrat unter allen Umständen verlangen kann. Auch hier 
sind die Gewerkschaftsbündler im Reichstag entgegen den For- 
derungen ihrer eigenen Verbände schmählich umgefallen. Man 


hat über das Unternehmen nach den 
für dieses geltenden Bilanzgrundsätzen 
Aufschluss zu ‘geben. 

Den Inhalt der Betriebsbilanz 
bilden die unmittelbar aus den 
Geschäftsbüchern gewonnenen 
Ergebnisse mit der Massgabe, dass 
das dem Unternehmen gewidmete Ver- 
mögen des Unternehmers hierbei ausser 


Betracht bleibt. 
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braucht kein Buchsachverständiger zu sein, um aus dem jol- 
genden Wortlaut sofort zu erkennen, auf welcher Seite Arbeit- 
nehmer und auf welcher Unternehmerinteressen wahrgenommen 
werden, 

Arbeitnehmerantrag im R.W.R. 


& 1a. Zur Erläuterung der Betriebs- 
bilanz dienen Rohbilanzen, Inventuren, 
Kontokorrentauszüge sowie Bewertungs- 
unterlagen der Vermögensbestände, fer- 
ner die Gliederung der Abschreibungen 
und Rückstellungen der Betriebs- un! 
Handlungsunkosten undderFabrikations- 
unkosten. 


Also Ablehnung einer Vorlage von. Unterlagen und: statt 
dessen Auskünfte, die der Unternehmer nach seinem Be- 
lieben geben kann, denn in der Formulierung Thiel steht ausser 
allgemeinen Redensarten überhaupt nichts darin. 

Wenn wir diese Verhöhnung der Arbeitnehmer festnageln, 
so wird man diesmal beim besten Willen unsere Stellungnahme 
nicht wieder als parteipolitisch verdächtigen 
können, denn unser Standpunkt ist im Reichswirtschaftsrat, wo 
es bekanntlich keine politische Parteigruppierung, sondern nur 
Wirtschaftsgruppen gibt, von allen Angestellten und 
Arbeitern geteilt und) in eindeutiger Form zum gemeinsamen 
Antrag erhoben worden. Wir klagen aber umgekehrt Herrn 
Thiel, der auch den Neuen Deutschen Techniker- 
verband mit zu vertreten hat, an, dass er die vitalsten 
Angestellteninteressen den Wünschen derin 
seiner Partei dominierenden Stinnesleute ge- 
opiert hat. Denselben Verrat hat Erkelenz als Sprecher 
der G. d. A.-Gruppe im Reichstag mitgemacht. 


Einzig und allein die den freien Gewerkschaften angehören- 
den und nahestehenden Reichstagsabgeordneten haben sich für 
den vor vier Wochen beschlossenen gemeinsamen Ar- 
beitnehmerantrag eingesetzt. Sie sind in der Minderheit 
geblieben, denn die Unternehmerinteressenten und die Ange- 
stellten-Thiele haben! eine kompakte Mehrheit gebildet. Die An- 
gestellten mögen an. diesem Vorfall wieder einmal erkennen, wo 
tatsächlich die. Schädlinge in der Angestelltenbewegung sitzen. 


Mitgliederpflichten 


Unsere täglichen Erfahrungen veranlassen uns, einmal in 
wenigen Sätzen die wesentlichsten Pflichten der Bundesmit- 
glieder zusammenzustellen.. Es gibt Pflichten, deren restlose 
Erfüllung die unbedingt notwendige Voraussetzung für die Inan- 
spruchnahme der Bundeseinrichtungen ist. Leichtsinn und Un- 
achtsamkeit haben schon für viele Mitglieder ganz -erhebliche 
Nachteile zur Folge gehabt. 

Vorweg sei bemerkt, dass der Bund kein Versicherungs- 
verein ist, sondern eine gewerkschaftliche Kampf- 
organisation. Das Mass der Erfolge insbesondere unserer 
ideellen Bundesarbeit ist daher im wesentlichen abhängig von 
der lebendigen Mitarbeit aller Bundesmitglieder. Je grösser 
die Aktivität und gewerkschaftliche Zuverlässigkeit der Bundes- 
mitglieder ist, um so schne!ler können die wichtigen gewerk- 
schaftlichen Aufgaben zur Lösung gebracht werden. 

Der Bund ist eine Massenorganisation. Für die Zusammen- 
arbeit zwischen der Mitgliedschaft und den Verwaltungsorganen 
müssen deshalb bestimmte Richtlinien (Satzungen) massgebend 
sein. Gesetzgebende Körperschaft ist der B undestag. 
Aufgabe des Vorstandes ist es, im Rahmen der Satzungen 
die Erledigung der gesamten Bundesarbeit durchzuführen, 
Daraus ergibt sich ohne weiteres, dass der Vorstand gehalten ist, 
die Satzungen auf das genaueste zu beachten. Fr würde seine 
Pflichten verletzen, wenn er sich in willkürlicher Weise über 
die von den Mitgliedern selbst gegebenen Satzungen hinweg- 
setzen würde. Erste Pflicht des Mitgliedes ist es deshalb, sich 
selbst mit den Satzungen vertraut zu machen. Dieses gilt be- 
sonders, wenn das Mitglied die Einrichtungen des Bundes in 
Anspruch nehmen will. 

Die eingehenden Beiträge ımd das Vermögen des 
Bundes hat der Vorstand mit der Gewissenhaftigkeit eines 
ordentlichen Geschäitsmannes für die Mitglieder zu verwalten. 
Der Vorstand muss deshalb alle u nberechtigten An- 
sprüche zurückweisen, insbesondere kann es nicht zugelassen 
werden. dass  Bundesmittel in Anspruch genommen werden, 


Antrag Thiel im Reichstag. 


$ la. Zur Erläuterung der Betriebs- 
bilanz ist über die Bedeutung und. die 
Zusammenhänge der einzelnen Bilanz- 
posten Auskunft zu geben. Auf 
wesentliche Veränderungen, die im Ge- 
schäftsjahr vorgekommen sind, ist hin- 
zuweisen. 


Nr. 5 


wenn einem Mitgliede aus irgendeinem Teichtfertigen oder 
falschen Verhalten in Dienstvertragsangelegenheiten ein Schaden 
oder ein Gehaltsausfall erwächst. Wir müssen grundsätzlich 
von unseren Mitgliedern fordern, dass sie ihre Ansprüche gegen- 
über ihrem Arbeitgeber restlos. durchzufechten 
suchen und nicht . in falschem Ehrgefühl grosszügig auf Ar- 
sprüche verzichten, um dann die Unterstützungseinrichtungen 
des Bundes in Anspruch zu nehmen, Pflicht eines jeden Mit- 
gliedes ist es, sobald mit: dem Arbeitgeber irgendwelche 
Schwierigkiten entstehen, deren Rechtslage nicht ganz klar ist, 
sofort die Rechtsauskunft des Bundes oder der Gau- 
geschäftsstelle einzuholen. Dies gilt besonders im Falle einer 
sofortigen Entlassung, einer fristlosen Kündigung oder der Ver- 
weigerung einer tariflichen. Gehaltszahlung. ” 


Erste Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Bundes- 
einrichtungen ist de ordnungsgemässe Beitrags 
zahlung. Der gesamte Bundesbetrieb kann nur dann auf- 
rechterhalten werden, wenn die in den Satzungen festgelegten 
Beiträge ordnungsmässig und pünktlich ‘von allen Mit- 
gliedern entrichtet werden. Es sei deshalb nochmals darauf 
hingewiesen, dass der Beitrag monatlich im voraus zu ent- 
richten ist, und zwar bei einem Monatseinkommen 


unter 600 M. EEE REN NE 8M. 
von 601-0 M. .. ..n 10 M. 
von" 901- 1200°ME HF. SISEM. 
von 1201-1500 M. und darüber . ..20 M. 


Jedes Mitglied stellt seine Beitragsklasse nach eigener Ein- 
kommensschätzung fest. Als Finkommen gelten alle regel- 
mässigen und unregelmässigen Bezüge, wie Gehalt, Ortszu- 
schläge, Teuerungszulagen, Wohnungsgeld, Provisionen, Tan- 
tieme, Prämien, Gratifikationen, Ueberstundenbezüge, ferner 
Naturalbezüge, wie freie Wohnung, Licht und Heizung, Schwan- 
kende Bezüge sind nach dem Betrage des Vorjahres anzusetzen. 
Bezüge, die nach dem Familienstand differenziert sind, werden 
nur nach den Sätzen für Ledige angerechnet. Kinderzulagen und 
Aufwandsentschädigungen aller Art zählen nicht zum Ein- 


kommen. Steuern, Beiträge zu den sozialen Versicherungen 
usw. dürfen von dem Einkommen nicht in Abzug gebracht 
werden. 


Der 8-M.-Beitrag gilt als Mindestbeitrag und ist also auch 


‚bei Stellenlosigkeit und Krankheit (ohne Gehaltsbezug) zu ent- 


richten. Den erwerbslosen, kranken Mitgliedern, die kein Ge- 
halt mehr beziehen, sowie den mit Stellenlosenunterstützung voll 
ausgestatteten Mitgliedern kann auf Antrag die Zahlung des Fr- 
werbslosenbeitrags von monatlich 1 M. eingeräumt. werden. 


Jedes Mitglied ist für seine ordnungsmässige Beitrags- 
zahlung selbst verantwortlich. Die Beitragsleistung ist eine 
Bringe- und keine Holeschuld, d. h.:die Mitglieder 
haben ihre ‚Beiträge an ihren Vertrauensmann zu entrichten oder 
aber der zuständigen Gauverwaltung bzw. der Hauptgeschäfts- 
stelle ohne Mahnung einzusenden. Ebenso ist das Mitglied für 
dierichtige Höhe dieses Beitrages selbs t verantwortlich. 
Wo immer Zweifel entstehen sollten, ist gegebenenfalls eine 
Entscheidung der Hauptverwaltung einzuholen. Mitglie- 
dern,diesatzungswidrigeinen geringerenBei- 
trag entrichten, als ihrem Einkommen’ entspricht, muss 
der Anspruch auf Unterstützung durch den Bundesvor- . 
stand entzogen werden. ($ 20 Abs. 2.) Eine Stundung 
der Beiträge kann von der Ortsverwaltung. bis zur Dauer 
von 3 Monaten, in besonderen Fällen vom Bundesvorstand bis 
zur Dauer von 6 Monaten gewährt werden. Stundungen sind 
nur dann gültig, wenn sie im Mitgliedsbuch bescheinigt sind. 


Mitgliederrechte können in keinem Falle durch Nach- 
zahlungen erkauft werden. Beitragsnachzahlungen - (von 
mehr als drei Monatsbeiträgen) nach erfolgter Kündigung 
können infolgedessen keinerlei verwirkte Ansprüche aufleben 
lassen. 


Nicht ‚selten ist der Vorstand gezwungen, Anträge auf In- 
anspruchnahme der Bundeseinrichtungen abzulehnen, weil die 
satzungsgemässen Vorbedingungen nicht er- 
füllt sind. Der Vorstand kann in solchen Fällen keine 
Ausnahme zulassen, da es sonst auf der abschüssigen 
Bahn der Ausnahmen keinerlei Halt geben würde. Es 
werden damit nur die Rechte derjenigen gewahrt, die ord- 
nungsgemäss ihre Pflicht erfüllen und die ge-, 














schützt werden müssen vor der’ Ausbeutung durch pilichtver- 
gessene Kollegen, die sich der Organisation nur erinnern, wenn 
es gilt, deren Wohlfahrtseinrichtungen auszunutzen. Wir bitten 
deshalb dringend, in derartig immerhin unangenehmen Fällen 
selbst ruhig und sachlich die Rechtslage zu prüfen und den Vor- 
stand nicht wegen seiner Pflichterfüllung mit mehr oder weniger 
unparlamentarischen Ausdrücken zu bedenken, 

Welch erheblicher Schaden dem einzelnen Mitglied er- 
wachsen kann, möge folgendes Beispiel lehren: 

Ein Mitglied hatte ein Monatsgehalt von 1800 M. und zahlte 
satzungswidrig nur den 8-Mark-Beitrag. Damit verliert es ein- 
mal den Anspruch auf Stellenlosenunterstützung vollständig. 
Dieser würde nach 5jähriger Mitgliedschaft in der in Frage kom- 
menden Beitragsklasse 1080 M. betragen. Die Gemassregelten- 
unterstützung steht dem Mitgliede nur in der Höhe seiner Bei- 
tragsklasse. zu, in diesem Falle also 600 M. für die ersten drei 
Monate statt 1800 M. und in den folgenden drei Monaten 540 M. 
an Stelle von 1620 M. Das bedeutet einen Ausfall von 6840 M. 
Einen solchen Fall haben wir erst vor kurzem entscheiden 
müssen. 

Besondere Pflicht eines jeden Mitgliedes ist es, die Ver- 
öffentlichungen des Bundes zu verfolgen, insbesondere 
die „D. T.-Z.* regelmässig zu lesen. Mitglieder, die die Be- 
kannfmachungen des Vorstandes nicht beachten, 
können sich unter Umständen recht empfindlich schädigen. Es 
sei bei dieser Gelegenheit nochmals auf die Bekanntmachung in 
Nr. 7 der „D. T.-Z.“ 1920 hingewiesen, nach welcher Mitglieder 
bei Berufswechsel der für sie in Frage kommenden 
neuen Gewerkschaft beitreten müssen. 

Schliesslich ist es noch Pilicht eines jeden Mitgliedes, regel- 
mässig die Versammlungen seiner Ortsverwaltungen zu 
besuchen, damit überall der Wille der Mitglieder unveriälscht 
zum Ausdruck kommt. Wichtige Vorgänge in der Bundesbewe- 
gung werden dort bekanntgegeben, besprochen, und durch bin- 
dende Beschlüsse für die Mitglieder zum Bundesgesetz erhoben. 

Ausserdem sollte aber jedes Mitglied sich verpflichtet hal- 
ten, in seiner Ortsverwaltung mitzuarbeiten. 
Nicht Räsonieren. über den Vertrauensmann, den Kassierer, den 
Vorsitzenden und über den ganzen Bund bringt uns vorwärts, 
sondern selbst Hand anlegen und event. bestehende Mängel, Un- 
zulänglichkeiten beseitigen helfen. Stelle sich ein jeder seiner 
Ortsverwaltung zur ehrenamtlichen Mitarbeit zur Verfügung, 


dann wird er einmal erkennen, welche ungeheure Fülle an Ar- 


beit erledigt werden muss, um eine so grosse Organisation, wie 
den Bund mit all seinen Mannigfaltigkeiten stets so zu gestalten, 
dass auch die schwierigsten Aufgaben in kürzester Zeit in An- 
griff genommen. und gelöst werdeh können. Ordnungsgemässe 
Beitragszahlung, regelmässiger „Yersammlungsbesuch, Verfolgung 
der „D. T.-Z.“ und sonstigen Veröffentlichungen des Bundes und 
eifrige Mitarbeit in der Ortsverwaltung sind die Pilichten der 
Mitglieder, durch deren Erfüllung unsere Bewegung, uner- 
schüttert durch Angriffe von rechts und links, ihren Weg sicher 
vorwärtsgehen wird. 








on Rundschau oo 
Wirtschaftsfragen 
Fine Bilanz. Die Gutehoifnungshütte Oberhausen, ein 


grosses gemischtes Werk von der Art, wie sie Horten. seinem 
Sozialisierungsplan zugrunde legt, veröffentlicht einen Rechnungs- 
abschluss, der niedriger gehängt zu werden verdient. 

Er zeigt so recht den ganzen Widersinn der kapitalisti- 
schen Produktionsanarchie, die sich nicht scheut, an dem ur- 
eigensten Voiksbesitztum, den Bodenschätzen, verbrecherisch 
zu handeln, um das arbeitslose Einkommen einiger Kapitalisten 
zu vermehren. 


Bruttoerträgnis . . » . 57,1 Millionen M. (im Vorjahr 10,7) 
Abschreibungen und "Zinsen Veen EN | S ine ” 8,2) 
Verteilbarer Ueberschuss. . 40,8 Fr rl v. 3,6) 
Auf Reservekonto . . BER PR = ty, x 0,9) 
Vortrag auf neue Rechnung Bes 1,5 $; ER a 0,2) 
Erzeugnisse der Abteilung terkrade 65 427 t Ir Vorjahr 112576) 
Walzwerkserzengnisse . : R 422808 „(-„ & 390 040) 
Draht und Deanaräteh: 21723 ,(, ® 32 163) 
Kohlen } 26083, 02454454) 
2 EEE RR BEE 562239. 1. ., 586 646) 
Umsatz "1198 542 331 Be „294.031 508) 


Während dish, die Kohlen- und Koksproduktion annähernd 
gleichgeblieben sind, ist die Produktion der Verfeinerungs- 
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industrie stark zurückgegangen, die der Maschinenfabrik Sterk- 
rade fast um die Hälite, Dementsprechend ist jedenfalls auch 
die Summe der Löhne und Gehälter gesunken. Volle Klarheit 
darüber kann natürlich nur die Kontrolle der Produktion durch 
die Betriebsräte bringen. 

Es sind also bei erheblicher Verminderung der Produktion 
die arbeitslosen Gewinne um 1033'/s Prozent gestiegen, und 
zwar nur durch Hinaufsetzen der Preise. Also Vermehrung der 
Zahlungsmittel, Verminderung der Kaufkraft des Geldes. 

Das ist aber noch nicht das Schlimmste. — Während im 
vorletzten Geschäftsjahre die Eisenerzproduktion 279874 t be- 
trug, sank sie im Berichtsjahr auf 131 859 t. Als Begründung 
sagt die Gutehofinungshütte, ‚die Zeche Vahlbergerzug wurde 
wegen der zu hohen Wasserhaltungskosten stillgelegt“. 

Nehmen wir zugunsten der Gesellschaft an, die Wasserge- 
wältigung hätte den enormen Kraitverbrauch von 2000 P.S, ver- 
ursacht, und rechnen wir der Gesellschaft die eigene Kohle zuin 
Verkaufspreise an, so betragen. die Kosten für dem Kohlenver- 
brauch ca. 700000 M., eine rationelle Kraftanlage vorausgesetzt. 
Die Kosten für 15 Personen zur Wartung (5 Mann in 3 Schich- 
ten) sind mit etwa 300 000 M. hoch gerechnet. Also im ganzen 
eine Million. Wenn wir nun annehmen, die Produktion von 
Eisenerz brächte unter normalen Verhältnissen keinen Gewinn, 
und die brave Gutehoffnungshütte hätte zugunsten der deut- 
schen Volkswirtschaft nur die Selbstkosten herausgewirtschaftet, 
so betrüge ihr Verlust 1 Million M.; 2,4 Prozent des Reingewinns, 
Machen wir nun die Gegenrechnung auf! Was kostet die Pro- 
duktionssabotage der Gutehofinungshütte die Allgemeinheit? 
Zur Förderung von 148 015 t Eisenerz waren mindestens etwa 
500 Arbeiter und 50 Angestellte erforderlich. Diese belasten 
den Arbeitsmarkt und die .... Arbeitslosenfürsorge. Letz- 
tere mit einem Betrage von mindestens 3% Millionen jährlich! 
Denn an eine solche Besserung der wirtschaftlichen. Verhält- 
nisse, dass diese Arbeitslosen Arbeit bekommen, ohne anderen 
Arbeitslosen diese Möglichkeit zu nehmen, ist noch lange nicht 
zu denken. Dazu kommt, dass alle diese Personen und ihre 
Angehörigen sich im Güterkonsum auf das zur Lebensiristung 
allernötigste beschränken müssen, dass also Handwerker und 
Kaufleute an ihrem Wohnort einen erheblichen Teil ihrer Ein- 
nahmen verlieren und, mehr oder weniger unfreiwillig, Ange- 
stellte und Arbeiter aufs Pflaster setzen, um ihre Geschäfts- 
unkosten. zu verringern. Schliesslich aber müssen wir das 
Eisenerz aus dem Auslande beziehen, d.h. der deutsche Ver- 
braucher muss die Arbeitslöhne der ausländischen Arbeiter, 
die viel höher sind als die deutschen, bezahlen, die Fracht und 
die Händlergewinne dazu; die Einfuhr ausländischer Nahrungs- 
mittel muss im selben Verhältnis beschränkt werden, oder die 
ausgepowerten deutschen Konsumenten, in letzter Linie also 
Arbeiter, Angestellte und Beamte, müssen die gesteigerten 
Lebensmittelpreise bezahlen. 


Während des Krieges hat die Schwerindustrie mit Aufwand 
von Millionen eine wüste Agitation zur Annexion von Briey 
und Longwy betrieben, deren : Erzvorräte dem „deutschen 
Volke“ unentbehrlich seien, Jetzt. lasser diese „Patrioten“ 
wertvolles Volkseigentum zugrunde gehen, weil es ihren egoisti- 
schen Interessen dienlicher erscheint. 


Sozialisierung 


Internationaler Bergarbeiterbund und Sozialisierung. Das 
Zentralkomitee des Internationalen Bergarbeiterbundes war am 
24, Januar zu einer Besprechung der Kohlenlage Europas zu- 
sammengetreten. Vertreten waren England, Frankreich, Bel- 
gien, die Tschechoslowakei und -Deutschland (durch Hu& und 
Husemann). Die Berichte zeigten, dass die Depression im 
Handel allgemein ist und dass an vielen Mittelpunkten Kohlen- 
vorräte angehäuft sind. Es wurde eine Entschkessung an- 
genommen, die die Sozialisierung des Bergbaues in jedem Lande 


fordert, die trotz der energischn Widerstände der 
Kapitalisten durchgesetzt werden müsse. Die Ent- 
schliessung erwartet von den Bergarbeitern der dem 
Bunde angeschlossenen Länder, das sie keinerlei 


Abkommen mit den Bergwerksbesitz.ern treffen, 
das internationale Aktionen verhindern könnte, um die allge- 
meinen Entschliessungen in der Sozialisierungsfrage zu ver- 
wirklichen. 


Warum wir gegen den Sozialisierungsvorschlag II (Rathe- 
nau) sind. Der Rathenausche Vorschlag sieht eine Uebergangs- 
frist bis zur Vollsozialisierung vor, während der die alten pri- 
vatkapitalistischen Besitzer als verantwortliche Träger der 
Wirtschaft erhalten bleiben sollen. Eine solche Kohlenwirt- 
schaft wird jedoch nach wie vor privatkapitalistische Ten- 
denzen in sich tragen und! birgt vor allem eine grosse Gefahr, 
die durch nachstehenden Bericht des „Hamburger Echos“ trefi- 
lich gekennzeichnet wird: 








36 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 Nr. 5 
EEE ONEEEREERERNGIBB:R.«-4en0>übe©rsietnsnuhlt Konahenicnn. "> Weimencai. 05 Aekalısn Encadenen BIS DE ee 


„Aus New York wird berichtet: Den privatkapi- 
talistischen Interessenten innerhalb und ausserhalb des 
offiziellen „shipping board“, des Verwaltungsrats der staat- 
lichen Handelsflotte, ist es durch sehr wirksame Methoden ze- 
lungen ein Defizit von 2 Milliarden Dollar zu 
erzielen und so im Interesse völlig ireier kapitalisti- 
scher Profitmacherei die „Unfähigkeit des Staats- 
betriebes“ darzutun. Man liess zu diesem Zweck mehr als zwei, 
Drittel der vorhandenen, dringend benötigten Schiffe unbe- 
laden an der Küste liegen, was der Regierung monatlich 
272 Millionen Dollar kostete, kaufte den befreundeten 
Oelkompanien das Oel zu doppelten bis vierfachen Preisen ab, 
zahlte den Schifisoffizieren hohe „Gratifikationen“, berechnete 
das Fünffache der wirklich gezahlten Löhne für die Verladung 
und erreichte schliesslich, dass die Leerladetonne der ameri- 
kanischen Handelsmarine auf 300 bis 400 Dollar zu stehen kam, 
während die entsprechenden Kosten der britischen Marine nur 
75 Dollar betrugen. 

Das Schiffsamt soll nun wegen dieser „Unrentabilität“ 
aufgelöst und die Schiffe sollen zu einem lächerlich nie- 
drigen Preis an private Gesellschaften verkauft werden. 
Der Zweck der Uebnng ist von der kapitalistischen Wucher- 
clique also glänzend' erreicht worden.“ 


Steuerfragen 


Eine Lohnsteuer. Der Stenerausschuss des Reichstags hatte 
bei Beratung der von der Regierung vorgelegten Novellen zum 
Reichseinkommensteuergesetz einstimmig folgende Entschliessung 
angenommen, nach der die Reichsregierung dem Ausschuss Ma- 
terial vorzulegen hat: 

a) in welcher Weise der Lobnabzug zu einer Lohnsteuer 
ausgestaltet werden kann, die bei geringerem Finkommen an 
die Stelle der Einkommensteuer tritt, und etwa 10 Prozent nicht 
überschreitet; 

b) wie der geltende Finkommensteuertarif abzuändern wäre, 
um ilın dem Tarif der Lohnsteuer anzupassen und um die ver- 
änderten Geld- und Wirtschaftsverhältnisse zu berücksichtigen; 

c) wie die Veranlagung und Frhebung der Einkommensteuer 
zur Ausgleichung an die Lohnsteuer zu gestalten wäre, 

Der Reichsfinanzminister hat dem Stenerausschuss nunmehr 
eine Denkschrift über die Umwandlung des Steuerabzuges in 
eine Lohnsteuer zugehen lassen. Der Steuerabzug soll so ge- 
staltet werden, dass er die ganze Steuerschuld deckt. Von allen 
Lohn- und Gehaltsbezügen, die den Betrag von 20000 Mark 
nicht übersteigen, soll eine einheitliche Lohnsteuer von 10 Pro- 
zent erhoben werden. Jahreseinkommen von weniger als 20 000 
Mark sollen einer besonderen Veranlagung nicht unterliegen, 
wenn neben dem Lnhn- oder Gehaltseinkommen nicht noch ein 
anderes Einkommen in einem‘ bestimmten Mindestbetrag vor- 
liegt. Der bisherige steuerfreie Einkommensteil soll durch einen 
Abzug an der Steuer ersetzt werden, der für jede auf das Ein- 
kommen angewiesene Person 120 Mark betragen soll. Fin wei- 
terer Abzug von 60 Mark soll jedem Lohn- und Gehaltsempfänger 
für Werbungskosten zugestanden werden. Einkommen von über 
20.000 M. unterliegen der Veranlagung. Aber auch für sie gilt 
für die ersten 20080 M. der ‚Steuersatz von. 10 Prozent, für die 
überschiessenden Einkommen ist ein rasches Ansteigen der Tarif- 
sätze vorgesehen. Die Einkommensteuer beträgt: 

fär die ersten 20099 M. steuerbaren Einkomme.s 10 Prozent 
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Gegenüber dem bestehenden Gesetz würden durch die neuen 
Grundsätze die unteren Einkommensstufen etwas schwächer be- 
steuert werden. In den Einkommensstufen über 20 000 M. tritt 
dann eine prozentuale Erhöhung ein, die sich rasch steigert, 
aber bis 50000 M. doch nicht die alten Stenersätze ganz er- 
reicht. Bei Einkommen von über 80 000 M. wird etwa der heute 
geltende Steuersatz erreicht, bei Einkommen von über 100000 M. 
tritt dann eine Verschärfung der bisherigen Steuersätze ein. 

Wir werden auf die Denkschrift noch ausführlicher zu 
sprechen kommen. 


Das Versagen der Kapitalsteuern. In den ersten acht Steuer- 
monaten des Rechnungsjahres 1920 sind die indirekten Reichs- 
steuern, die die Verbraucher mit geringem Einkommen ver- 
hältnismässig am schwersten belasten, gemäss dein Voranschlage 
eingegangen oder haben ihn sogar übertroffen. Die direkten 
Steuern sind jedoch nur auf den Betrag von 10798 Millionen 
Mark gegen 18 800 Millionen Mark des Voranschlags gekommen, 


Sind also weit hinter dem erwarteten Ergebnis zurückgeblieben. 


Befriedigend sind nur die Steuern aus dem Arbeitseinkommen 
eingegangen, während die Steuern aus dem Kapitaleinkommen 
nur in geringem Masse eingezogen worden. sind. Reichsnot- 
opfer, Kapitalertragssteuer und Erbschaftssteuer haben nicht ein- 
mal die Hälfte der veranschlagten Summen erbracht. 


Arbeitgeberprovisionen vom Steuerabzug? Die Vereinigung 
der Deutschen Arbeitgeber-Verbände hat in einer Fingabe an die 
Reichsregierung das Verlangen gestellt, ihr für die Mühewaltung 
beim Steuerabzug pro Arbeiter und Jahr 50 bis 60 M. Entschädi- 
zunz zu zahlen. 

Die Arbeitgeber sind also noch nicht einmal damit zufrieden, 
dass die Steuern auf den Besitz nicht eingezogen werden, son- 
dern wollen einen Teil der Steuern ihrer Arbeitnehmer, die sie 
durch den Lohnabzug einziehen, noch als Provision zurückbe- 
halten! 


Sozialpolitik 
Das Existenzminimum im Dezember 1920 ergab 'nach den 


Berechnungen von Dr. Kuczynski für Gross-Berlin folgende 
Wochenzahlen: ; 


Ehepaar 
Mann Ehepaar mit 2 Enden 

M. M. M. 
Ernährung. . 2.2. ..57 9 346 
Wökmng‘ 1, 0 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. . 23 23 ‘23 
Bekleidung 7 HERIIT 3G 50 20 
Sonstiges: 2. BUGRENTI ‚59 82 
Dezember 1920 .. . 158 233 330 
November „ AR x! 228 316 
Oktober _ „ a 11: .232 318 
September „ BY. 216 299 
August ” .. 144 "216 - 308 
Juli u“ ar 194 230 : 324 
Jani ER 217 304 
ai ee ER 267 "365 
April R 3 186 279 375 
März R TEN IE 241 322 
Februar ,„ er u .190 .254 
Januar „ ee 167 „220 

August 1913/ Juni 1914 16,75 22,30 "28,80 


Auf das Jahr umgerechnet beträgt das Existehzminimum 
für den alleinstehenden Mann 8250 M., für das kinderlose Ehe- 
paar 12400 M,, für das Ehepaar mit zwei Kindern 17200 M. 

Vom letzten Vorkriegsiahre bis zum Dezember 1920 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 158 M.. d. h, auf 
das 9,4fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M, auf 
238 M., d. h. auf das 10,7fache, für ein Ehepaar mit zwei Kin- 
dern von 28,80 M. auf 330 M., d. h. auf das il,5fache, An dem 
Existenzminimum in Gross-Berlin gemessen, ist die Mark jetzt 
etwa 9 bis 10 Pfennig wert. 


Starke Zunahme der Erwerbslosigkeit. Das Reichsarbeits- 
ministerium teilt mit, dass die Zahl der unterstützten Erwerbs- 
losen in der Zeit vom 15. Dezember bis 1. Januar um 43 000 
auf rund 409 000 gestiegen ist, und zwar hat die Zahl der männ- 
lichen sich von 292 000 auf 333000, die der weiblichen von 
74 000 auf 76000 erhöht. Der besonderen Steigerung der männ- 
lichen Erwerbslosen entspricht die starke Zunahme der Fa- 
milienangehörigen von 381000 auf 454 000. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die unterstützten Er- 
werbslosen mit ihren Angehörigen nur einen Bruchteil 
der wirklich Erwerbslosen bilden. Tatsächlich dürfte die Zahl 
der Erwerbsiosen und ihrer mitbetroffenen Angehörigen 
die vorgenannten Zifiern erheblich überschreiten, wozu noch die 
sehr grosse Zahl der sogenannten „Kurzarbeiter“ tritt. 

Berücksichtigt man ferner, dass ausserdem durch die pro- 
duktive Erwerbslosenfürsorge etwa 200 000 Arbeiter beschäftigt 
werden, so kann deutlicher als durch diese Zahlen — trotz der 
hohen Industriedividenden — der Zusammenbruch unserer Wirt- 
schaft nicht gekennzeichnet werden, 


Angestelltenbewegung 


Wieviel Mitglieder zählt der Neue D. T. V.? Endlich, end- 
lich lüftet der Neue D. T. V. den Schleier. Die Zeitschrift dieses 
christlichen Verbandes schreibt in ihrer Nummer 1/2 vom 
15. Januar 1921: 

Am. Schlusse des ersten Verbandsjahres steht die erireu- 
liche Tatsache fest, dass der Verband im seinem Bestande 
durchaus gesichert ist, dass heute so viele Tausend Mitglieder 
da sind, wie bei der Gründung Dutzend.“ 

Wer lacht da? Durch die kapitalistische Presse liess der 
Neue D. T. V. die Nachricht. verbreiten, dass unserem Bunde 
die Mitglieder nur so in Scharen den Rücken kehrten und zu 
ihm übergingen. Aber statt die Zahl zu nennen, gibt er jetzt 
ein Rätsel auf, weil die Nennung der Mitgliederzahl 
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seine Bedeutungsiosigkeit enthüllen 
würde. 

Wir glauben aber doch das Rätsel raten zu können! Bei 
der Gründung hatten sich nämlich kaum ein halbes Dutzend 
ehristliche Techniker zusammengefunden, so dass der christliche 
Neue D. T. V. jetzt also annähernd ein halbes Tausend Mitglieder 


zählt. Oder stimmt es nicht? Dann heraus mit der Zahl! 

Wovon der Neue D. T, V, sein Leben iristet. Die Zeit- 
schrift des christlichen Neuen D, T. V. versteigt sich zu der 
Behauptung, dass seine Gegner die Waffe der „vergiften- 
den konfessionellen Hetze“ gegen ihn angewandt 
hätten. Diese Unterstellung ist natürlich vollkommen aus der 
Luit gegriffen. Unser Bund ist nicht mur parteipolitisch, son- 
dern auch religiös neutral Religions-, Konfessions- und 
Weltanschauungsiragen haben nichts mit unserem Bundes- 
programm und unserer Bundesarbeit zu tun, weil wir alle 
Techniker in unserem Bunde vereinigen wollen. Was uns in 
unserer Arbeit zusammenschliesst, ist die einheitliche Stellung 
zu den sozialen und wirtschaftlichen Fragen, soweit Sie die 
Arbeitnehmereigenschaft des Technikers berühren. Und von 
dieser Anschauung kommen wir zur Forderung des wirtschait- 
lichen Sozialismus, der mit religiösen oder Weltanschauungs- 
iragen nichts zu tun hat, sondern in der Erkenntnis der öko- 
nomischen Gesetze begründet ist. Ebenso wie die Naturgesetze 
haben auch die ökonomischen Gesetze nichts mit religiösen 
Anschauungen zu tun. Gerade uns Technikern ist der Gedanke 
in Fleisch und Blut übergegangen, dass Naturgesetze nur durch 
Naturgesetze gemeistert werden können. Und so muss auch 
die Wirtschaft durch die ihr innewohnenden Gesetze nach. un- 
serem Willen gestaltet werden. Das Privatkapital, das die 
Grundlage unserer heutigen Wirtschaftsordnung bildet, lässt 
sich nicht durch religiöse oder ethische Momente in seinem 
Streben, auf Kosten der Arbeit eine möglichst hohe Rente zu 
bringen, beirren. Es gibt nur eine Lösung: Die Ueberführung 
des Kapitals aus dem Privatbesitz in den Besitz der Allgemein- 
heit, also die Beseitigung des kapitalistisch-materialistischen 
Eigennutzes, der jetzt die Grundlage unserer Wirtschait bildet. 

Dem christlichen Neuen D. T. V. und seinen Hintermän- 
nern gegenüber nützen aber alle‘ diese Feststellungen nichts. 
Es wird munter weiter versucht, uns als „Materialisten“ und 
als Feinde der Religion hinzustellen. ‘Denn sonst würde ihm 
ja das Lebenslicht ausgehen, 

Der gelbe Bund nationaler technischer Angestellten stellt 
sich schützend in einerı Aufruf vor die Arbeitgeber, die er 
durch den AfA-Aufruf über die Produktionskontrolle der 
Betriebsräte in ihrer Alleinherrschait bedroht sieht. Er fordert 
seine Mitglieder auf, sich entschieden dagegen zu wehren, dass 
die Betriebsräte Einsicht in die Produktion erhalten, weil das 
die Vorstufe zur jr} Soziatisierung wäre. Der Aufruf schliesst 
mit den Stinnes-Programm: „Nicht in der Sozialisierung, 
sondern in der Gewinnbeteiligung der Arbeiter und Angestell- 
ten an den Unternehmungen sehen wir den Weg des Ausgleichs 
der Kräfte.“ Also Kleinaktien, um den Angestellten vorzu- 
täuschen, dass sie @benfalls Kapitalisten wären, während: ihre 
Einfiusslosigkeit auf die Betriebsführung nach wie vor die 
zleiche bliebe! So kämpft er in echt gelber Art für die Wah- 
rung der „Autorität“ und für die „ireie Wirtschaft unter Füh- 
zung willensstarker Männer“, wie es auch in dem Aufruf heisst; 
mit anderen Worten also für die unumschränkte Herrschaft 
der kapitalistischen Profitwirtschaft. 


„Dem bedeutendsten Angestelitenführer unserer Zeit, dem 
alle Angestellten ohne Unterschied der Organisation zu tief- 
stem Danke verpflichtet sind ....-..“ Mit dieser. bom- 
bastischen Zirkus-Reklame wurden in Frankfurt und Darmstadt 
die Versammlungen des G. d. A, in denen Herr Gustav 
Schneider sprach, angekündigt. Aber Undank ist nun mal 
der Welt Lehn. Den Angestellten war der Verrat Schneiders 
bei den Verhandlungen über das Betriebsrätexesetz im Reichs- 
tag wohl noch gar zu sehr in der Erinnerung. So waren in 
Frankfurt in dem 3000 Personen fassenden Lokal „Gross-Frank- 
furt‘“ ganze 200--250 Personen und in Darmstadt sage und 
schreibe 57 Personen anwesend. Demzegenüber waren die 
Versammlungen, in denen der Kollege Kanfmann sprach, in 
Frankfurt von über 1000 Personen, in Darınstadt von etwa 200 
Personen besucht. Die Angestellten wissen .eben, dass ihre 
wirkliche Interessenvertretung nicht beim G. d. A.. sondern bei 
den ireien Gewerkschaften liegt. 

Wie der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure Arbeitseh- 
merinteressen vertritt. Durch Zufall erhalten wir Kenntnis von 
folgender Vereinbarung zwischen dem Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure und dem Arbeitgeberverband für 
den Bezirk der Nordwestlichen Gruppe des 
Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustri- 
eller: 


ganze 
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„Der Verband: Dentscher Diplom-Ingenienre stelt eine be- 
rwisständige Vertretung seiner Mitglieder dar. unter strengster 
Ansschliessung aller gewerkschaftlichen Bestrebungen und 
Mittel. Andererseits aber muss der Verband Deutscher Divlom- 
Ingenieure Wert darauf legen, dass er bei Streitixkeiten aus 
dem Arbeitsvertragsverhältnis seine Mitglieder vertreten kann 
und sie vor der unbefugten Vertretung durch an- 
dere Verbände schützen muss. Zur Frreichung dieses 
Zweckes schliessen -der Arbeitgeberverband für den Bezirk 
der Nordwestlichen Gruppe des Vereins Deutscher Eisen- und 
Stahlindustrieller und der Verband Deutscher Divlom-Ingenienre 
folgende Vereinbarung: 

1. Bei Streitigkeiten, die sich aus dem Dienst- 
und Einkommensverhältnis zwischen den beider- 
seitigen Mitgliedern ergeben, ist innerhalb des Werkes unter 
Zuziehung eines Vertrauensmannes des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure zu verhandeln. Diese Vertrauens- 
leute sind den Werken von Fall zu Fall vom Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure durch den Arbeitzeberverband für 
den Bezirk der Nordwestlichen Gruppe zu benennen. 

2. Kommt innerhalb des Werkes aui diese Weise keine 
Einigung zustande, so ist die Angelegenheit vor eine örtliche 
paritätische Schlichtungskommission zu bringen, die 
aus der gleichen -Anzahl Mitglieder der beiden vertrag- 
schliessenden Verbände bestehen. 

3. Kommt auch hier keine Einigung zustande, so ent- 
scheiden die staatlichen Schlichtungsinstanzen. 

4. Die unter 1 bis 3 angeführten Schlichtungswege sind 
für die gegenseitigen Mitglieder bindend, andere Schlichtungs- 
wege sind damit ausgeschlossen. 

5. Der Arbeitsnachweis des Verbandes Deutscher :Diplom- 
Ingenieure wird anerkannt und seine Benutzung den Mitglie- 
dern des Arbeitgeberverbandes für den Bezirk der Nordwest- 
lichen Gruppe aufs wärmste empfohlen.“ 

Leute, die folgerichtig zu denken gewohnt sind. werden in 
der Einleitung dieser Vereinbarung die Logik vermissen. Wenn 
der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure sich selbst beschei- 
nigt, dass er keine Gewerkschaft sein will, so müsste er es 
logischerweise auch ablehnen, sich überhaupt irgendwie mit Ar- 
beitsstreitigkeiten zu beschäftigen und müsste seinen Mitglie- 
ders, die als Angestellte tätig sind, anheinstellen, sich zur 
Wahrnehmung ihrer Arbeitnehmerinteressen der für sie zu- 
ständigen Gewerkschaft, nämlich unserem Bunde, anzu- 
schliessen. Beim Verband Deutscher Diplom-Ingenieure hat 
man aber eine andere Logik. Dort legt man Wert dararf, die 
Mitglieder, die als Angestellte tätig sein müssen. vor der „un- 
befugten Vertretung durch andere Verbände“ zu schützen, 
Darum schliesst man mit einem Arbeitgeberverband eine Ver- 
einbarung ab, deren oberster Zweck offenbar darin besteht, 
den Mitgliedern, die unter diese Vereinbarung jallen, vorzu- 
täuschen, dass auch ihre Arbeitnehmerinteressen in der Pfleze 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure zut aufgehoben 
seien. Zweifellos wissen die Auguren im Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure, dass diese Vereinbarung nichts als weisse 
Salbe ist, aber die Hauptsache ist ja schliesslich, dass es mit 
Hilfe dieser Vereinbarung gelingt, die Mitglieder, die man wn- 
ter den Angetellten hat, vor der „Verseuchung” mit dem ge- 
werkschaftlichen Gedanken zu bewahren. 


Aus dem Bunde 00 
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Vorstandsbekanntmachungen 
Wahlordnung für den Bundestag. 


8 1. Wahlberechtigt und wählbar ist jedes ordentliche Mitglied. 


8 2. Der Bundesvorstand teilt den Gauverwaltungen jährlich im Dezember 
mit, wieviel Abgeordnete der Gau zum nächsten Bundestag zu entsenden hat. 
Der Mandatsverteilung wird die Statistik vom 3. Vierteljahr, welche nach den 
Abrechnungen der Ortsverwaltungen aufgestellt wurde, zugrunde gelegt. 

$ 3. Die Gaugebiete werden von den Gauvorständen derart in Wahl- 
kreise eingeteilt, dass auf jeden Abgeordneten eine möglichst gleich grosse 
Zahl von Wählern entfällt. Abweichungen sollen 10 Prozent nicht über- 
steigen. 

8 4. Für jeden Wahlkreis bestimmt der Gauvorstand einen Vorort. Der 
Ortsverwaltungsvorstand desselben ist gleichzeitig Wahlvorstand des Wahl- 
kreises, 

$ 5. Die Aufstellung von Kandidaten erfolgt in ordentlichen Mitglieder- 
versammlungen bis zu einem vom Bundesvorstand bekanntgegebenen Termin. 
Ausserdem müssen solche Kandidaten zur Wahl gestellt werden, die von 
wenigstens 50 Mitgliedern des Wahlkreises rechtzeitig dem Wahlkreisvorstend 
vorgeschlagen werden. Solche Vorschläge müssen von allen am Vorschlag Be- 

„Reiligien unterschrieben sein. 
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Die aufgestellten Kandidaten sind allen Ortsverwaltungen und Einzelmit- 
gliedern durch Rundschreiben bekanntzugeben. Es müssen in jedem Wahl- 
kreis wenigstens doppelt soviel Kandidaten aufgestellt werden, als Abgeordnete 
zu wählen sind. 

$ 6. Die eigentliche Wahlhandlung, die im ganzen Wahlkreise möglichst 
an einem Tage, wenigstens aber innerhalb einer Woche stattzufinden hat, 
erfolgt in geschlossenen Mitgliederversammlungen oder in Wahllokalen. Die 


keiner Ortsverwaltung angehörigen Mitglieder senden ihre Stimmzettel durch 


die Post an den Wahlvorstand. 


$ 7. Das Wahlrecht ist persönlich und ‚unübertragbar. Mitglieder einer 
Ortsverwaltung können ihr. Wahlrecht nur in der dazu anberaumten Ver- 
sammlung ausüben. Die Teilnahme an der ‚Wahl wird im Mitgliedsbuch 
bescheinigt. 

Mitglieder, die keiner Ortsverwaltung angehören, erhalten mit dem in 85 
genannten Rundschreiben ein mit der Adresse des Wahlkreisvorstandes und 
mit dem Ortsverwaltungsstempel des Wahlkreisvorortes versehenes Kuvert, in 
dem sie ihre Stimmzettel einzusenden haben. Auf andere Weise übersandte 
Stimmzettel sind ungültig. 

Die Wahl ist geheim. Sie erfolgt durch Zettel. Der Wahlzettel darf 
nicht mehr Namen enthalten, als Abgeordnete (ausschliesslich Ersatzleute) zu 
wählen sind, Die Wahl durch Handaufheben ist für diese Wahl aus- 
geschlossen. 

8 8. Das Ergebnis der Wahl ist in den Ortsverwaltungsversammlungen 
sofort durch einen aus der Versammlung gewählten Ausschuss zu ermitteln, 
der Versammlung bekanntzugeben und eine Wahlniederschrift anzufertigen, aus 
der hervorgeht: = 
‚ Name der Ortsverwaltungen, 

. Mitgliederzahl, 

. Zahl der an der Wahlversammlung teilnehmenden Mitglieder, 

. Zahl der auf jeden Kandidaten entfallenden Stimmen sowie der un- 
gültigen oder zersplitterten Stimmen, 

« Bestätigung über erfolgte Nachprüfung der ordentlichen Mitglied- 
schaft der Kandidaten. 

Diese Niederschrift ist spätestens am dritten auf die Wahl folgenden Tag 
dem Wahlkreisvorstand durch Einschreibebrief zu übersenden. 


$ 9. Der Wahlkreisvorstand ermittelt am fünften Tage nach der Wahl 
an Hand. der eingegangenen \Wahlniederschriften das Gesamtergebnis der 
Wehl! in seinem Wahlkreis, Wahlniederschriften, die erst am sechsten Tage 
nach der Wahl oder später eingehen, bleiben unberücksichtigt. 

Gewählt sind diejenigen Kandidaten, welche die meisten der abgegebenen 
Stimmen, wenigstens aber die absolute Majorität erhalten haben. Aus der 
Zahi der Gewählten gelten diejenigen als Abgeordnete, welche die meisten 
Stimmen erhalten haben, die übrigen in der Reihenfolge der erhaltenen 
Stimmen als Ersatzleute. 


$ 10. Wenn in der Hauptwahl nicht die genügende Anzahl Kandidaten 
die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten haben, so findet 
eine Stichwahl statt, 

Mit der Bekanntgabe des Gesamtergebnisses ınuss der Wahlkreisvorstand 
den Termin für die Stichwahl, sowie die Stichwahlkandidaten bekanntgeben. 
Es sind doppelt soviei Stichwahlkandidaten zu nennen, als Abgeordnete noch 
zu wählen sind. Stichwahlkandidaten sind diejenigen Nichtgewählten aus der 
Hauptwahl, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Für das Verfahren 
der Stichwahl gelten die Bestimmungen der Hauptwahl. Die endgültigen 
Wahlergebnisse werden spätestens in der zweiten nach der Wahl erscheinenden 
„D. T.-2.% veröffentlicht. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft. 
Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H,, Leipzig, 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & 'Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-5.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfsbrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Hermann Schlisske, chem -techn. Torfverwertung, Munster, Bez. Hannover. 
Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmieds und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 


Aus den Gauen 


Ehemalige Schüler der Baugewerkschule Cassel. Im August d. ]. 
feiert die staatl. Baugewerkschule Cassel ihr 25 jähr, Bestehen. Es ist eine 
grosszügige Feier geplant, an der alle ehem. Schüler der Anstalt gebeten wer- 
den, daran teilzunehmen. 

Alle chem. Schüler werden gebeten, ihre Adressen an den Kollegen 
Otto Köcke, Cassel, Gräfe-Str, 3 einzusenden, von wo aus das Weitere 
veranlasst wird. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachsteheader Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 


a Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 
Berlin. Betr.-Vers. Wernerwerk. 9. IL. 5%, Rest. Heidekrug, Nonnendaı: : 1e, 


Bin.-Friedenau. M. 10. II. 7%. Hohenzollern, Handjerystrasse. 
Bin.-Lichtenberg. M. 10.H. 7%, Zur Hütte, Frankfurter Allee 226, 


a A TE EEE EEE NEE EI AR EEE EEIRENS 
Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, 


Industriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werttstr, ’ 


Nr. 5 


Bin.-Norden I. M. 10.1 7%.. Oswald Berliner, -Brunnenstr. 140, 
Bin.-Norden 1. M. 9. IL 7%, Lamperts-Festsäle. Schönhauser Allee 129. 
Bin.-Norden ill, M. 11. IL. 7%. Zum Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse. 
Bin.-Nordwest Il. M. 8. 11. 7%, Jugendhaus, Rathenower Sir. Ba. 
Bin.-Osten-. M. 10. II. 7%. Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48; ' 
Bin.-Osten Il. M. 11. IL. 7%, Logen-Casino, Knorrpromenade 2, 
Bin.-Pankow. M. 8.1. 7%. Rest. Linder, Breitestr. 2. 

Bin. -Reinickendorf. M. 11. IL 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 
Bin.-Siemensstadt. M. 11.1. 7%. Schlossklause, Nonnendamm-Allee. 
Bin.-Südwest. M. 10. Il. 7%. Zur Bierg'ocke, Belle-Aliiancestr. 106. 
Bin.-Tegel. M. 11. IL 7% Cafe Hohenzollern, Strassenbahn-Eudhaltestelle, 
Bin.-Wildau. M. 7. IL 7%, Kasino Wildau. 1 
Chemnitz-Mitte. M. 8. IL 
Chemnitz-Ost. M. B.1Il. 
Chemnitz-Süd. M. 8. IL 


780, Schiossteichrestaurant. 
7%, Rest. Vater Jahn, Jahnstrasse, 
7%. Rest. altes Schützenhaus, Gustav-Freytagstrasse, 
Chemnitz-West. M. 8. Il. 7%, Rest. Hackepeter, Poststrasse. 
Chemniiz-Nord. M. 8.11. 7%. Res. Deutsche Eiche, Brühl. 
Crimmitschau. M. Jeden Freitag nach dem 1. und 15.d, Mts. 8% im Meisterhaus, 
Eberswalde. M. 8.1. 7%. Mundshof, Bismarckstrasse, 
Giessen. M. 9. IL, 8%, „Aquarium“, 
Bun . S. 8.1. 8% F. Baugewerbe. Marslatour, Gr. Ulrichstr, 10 (Hofflügel 
rechts I). 
Hamburg N.-W. M. 10.11. 7%, Restauraut „Charlottenhof“, Fruchtallee 109, 
Hannover. M. 10. II. 7% im Volksheim. 


Hof. M. 7. IL Alter Bahnhof. 
Lüneburg. M. 10. I. 8%. Lührs Restaurant, Grapengiesserstrasse. 
Pirna. M. 8.11. 


7%, Hotel „Weisser Schwan“, Pirna-Markt. 
Wietze-Steinförde. M. 6. I. 3%. Gastwirtschaft Maul. 
Zwickau. M. 4.11. 7%. Erzgebirg. Hof, Ian. Schneeberger Str. 20. 


—mn=—TrTnrmrzzz——— 
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Klärung in der Angestelltenbewegung. Von Bruno Süss. Verlag: Allge- 
meiner freier Angestelitenbund, Berlin NW 52, Werftstr. 7. Preis 3. Mark. 

Die kleine Schrift enthält einen historischen Rückblick über die Entwick- 
lung der Angestelltenbewegung im ganzen, und des AfA-Bundes im besondere ı- 
Sie bietet nicht nur für die Angestellten selbst, sondern auch für Arbeiter» 
führer, Sozialpolitiker und sonstige in der sozialen Bewegung tätigen Persön- 
lichkeiten einen wertvollen Ratgeber über die junge aufstrebende Gewerk- 
schaftsbewegung der Kopfarbeiter. Besonders eingehend wird das Verhältnis 
der Kopf- und Handarbeiter und ihre organisatorische Verbindung behandelt. 
Nach dem Plan des AfA-Bundes soll die freigewerkschaftliche Arbeitnehmer- 
bewegung ausgebaut und in drei grosse programmatisch völlig einheitliche 
Gruppen der Arbeiter, Angestellten und Beamten gegliedert werden. Ueber 
die Einzelheiten des Organisationsplanes, die bisher ge'eisteten Vorarbeiten 
und die zum Programm vorliegenden Entwürfe ist der Schrift eine umfang- 
reiche Materialsammlung beigegeben. Auch das vom Vorstand des Deutschen 
Werkmeister-Verbandes zur Koötyahkaken des AfA-Bundes eingereichte Mate- 
rial ist im Wortlaut mit abgedruckt. 


Leben und Tod am Südpol. Von Doug’as Mawsen. Zwei Bände, 
Mit zahlreichen Abbildungen, darunter fünf Panoramen und sechs bunten 
Tafeln, sowie vier Karten. Geschmackvoil gebunden 110 M, 2 

Das neue Werk des australischen Südpolfo:schers Dr. Douglas Mawson 
ist erfüllt von der unerbittlichen erschütternden Tragik des Kampfes um den 
Südpol. Unheimliche Abwehrmittel stehen diesem F estland, der Antarktis, zu 
Gebote. Ueberall lauert der Tod in mannigfacher Gestalt. Auf einer aben- 
teuerlichen Schlittenreise zu dritt verlor Dr. Mawson seine beiden Gefährten; 
lautlos war Ninnis mit seinen Hunden durch eine Schneebrücke in eine 
abgrundtiefe Spalte gestürzt. Mit ihm war der Schlitten verschwunden, der 
die unersetzlichen Lebensmittel: für alle trug. Ein furchtbarer, monatelang 
dauernder Marsch auf Leben und Tod begann. Dr. Mertz starb an völliver 
Erschöpfung. Nun stand Mawson in.der Eiswüste allein da; nur noch wenige 
Lebensmittel hatte er bei sich, darunter das Fleisch der letzten Hunde. Die 
Haut seiner Fusssohlen fiel vor Kälte ab. Er klebte sie mit Lanolin wieder 
an und marschierte weiter durch Nebel und Schnee. Als er endlich treiz des 
alles verhüllenden Schneetreibens die Küste erreichte, — war das Expeditions- 
schiff, die „Aurora“, am fernen Horizont verschwunden. Noch ein langes Jahr musste 
er mit seiner stark angegriffenen Gesundheit die schweren Lebensbedin ngen 
der Antarktis ertragen, bis das Schiff wiederkommen und ihn erlösen onnte, 

Das Buch vermittelt einen Einblick in die erfolgreiche, gemeinsame Arbe't 
der Expeditionsteilnehmer und entrolit köstliche, humorvolle Bilder des Lebens 
in der Antarktis. Spannend ist die Schilderung eines Teiles der Expedition, 
der sich durch die grössten Schwierigkeiten nicht abhalten lässt, dicht an den 
magnetischen Südpol heranzukornmen; ein anderer Teil lebt über ein Jahr auf 
einer schwimmenden Gletscherzunge, die an das Festland nur „angeklebt“ ist, 
Aussergewöhnlieh prächtig ist die Ausstattung mit Bildern, den 
schönsten, die je eine Expedition aus solchen Gebieten heimgebracht hat. Die 
bunten Tafeln geben eine lebendige Anschauung des Farbenreizes der 
Antarktis. Alles in allem ein aussergewöhnliches Werk über eine Forschungs- 
reise von aussergewöhnlicher Bedeutung. 


Lehrbuch der Mathematik, herausgegeben von Esselborn. 
Lexikonformat, 1387 Seiten mit 1578 Abbildungen. Verla 
Engelmann, Leipzig 1920. Preis beider Bände geheftet 64.— 
Dazu z. Zt. 50%), yes 

Der erste Band, bearbeitet von F. Me’sel, H. Roth und E.H. Schulz 
umfasst Algebra, Geometrie der Ebene und des Raumes, darstellende Georastrie, 
Schattenkonstruktionen und Perspektive. Der zweite Band, bearbeitet von 
G Ehrig und G. Chr. Mehrtens enthält Trigonometrie, analytische Geometrie, 
Differential- und Integralrechnung, Mechanik, Festigkeitsiehre und Baustatik. 
Das Werk bringt ein Vademekum der mathematischen Wissenschaften bis zur 
Difierential-, und Integralrechnung in leicht fasslicher Form und mit zahlreichen 

raktischen Beispielen. Die Beifügung der Mechanik, Festigkeitslehre und 
Baustatik erscheint geradezu als eine unmittelbare. Fortsetzung dieser Beispiele 
und erleichtert das Studium dieser Fächer ungcmein. Sowohl der studierende 
els auch der bereits in der Praxis stehende Techniker findet hier ein über- 
sichtliches Nachschlagewerk vor, dessen Beschaffung nur empfohlen werden kann. 





2 Bände 
von Wilhelm 
„ geb. 79.—M. 


“1%. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 


Rotationsdruck Möller & Borel GimbH,, Berlin SW 68. 
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Stellenangebote | 


Wir suchen für unser technisches Bureau 


Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung und nachweisbarer mehr- 
jähriger Praxis im Eisenbetonbau, ferner einen 


Architekten 


evil. zeichner. besond. befähigt. Techniker, für d. äussere Ausgestaltung von 
Entwürfen d. Hoch-u.Tiefbaues. Eintr. baldigst. Ausführl, Bewerbung. erb. 


Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 


ee tet Meere ee et A rdhe ” Aterentu 
Für das Stadtbavamt der Stadt Neheim wird ein Techniker mit 
abgeschlossener Baugewerkschulbildung im Hoch- oder Tiefbaufache ala 


Bauassistent 


zunächst auf Privatdienstvertrag sofort gesucht. 
Entlohnung erfolgt nach Gruppe VI der staatl. Besoldungsordnung, 
unter Anrechnung etweiger Dienstjahre mit gleichartiger Tätigkeit: 
Bewerber, welche Erfahrungen in allen Zweigen des städtischen 
Bauwesens nachweisen können, werden ersucht, Bewerbungen mit 
selbstgeschriebenem Lebenslauf und Zeugnisabschriften an das Stadt- 
bauamt zu Neheim (Ruhr) einzureichen. 


Der Maglstrat. 
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© 
: Konstrukteure : 
H er Er ee Erlnnehneppet: per sofort gesucht. : 
E Deutsche Werke Aktiengesellschaft ! 
i Werk Cassel. H 
Re BEER 


Wir suchen zu möglichst baldigem Eintritt einen 


= = 
Diplom-Ingenieur 
Erandten Statiker und erfahrenen Konstrukteur, mit erfolgreicher Praxis 


i ersten Firmen des Eisenbeton-Hoch- und Tiefbaues, als Vorstand 
unseres technischen Bureaus und bitten um ausführliche Bewerbung. 


Hüser & Cie., Obercassel, Siegkreis. 


IngenieurfürFeuerungstechnik 


weleher im 


Sehornsteinhan und Danınikesseleinmanerungen 


durchaus erfahren ist, für Büro- und Reise baldigst gesucht. 
Nur Herren, welche über reiche Erfahrung verfügen und den 
Chef vollständig vertreten können, wollen sich meiden mit 
Gehaltsansprüchen und Lebenslauf an 


Georg Richter, 


Chemnitz, Kaisersirasse 40, 


















DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Anzeigen 














Jüngerer Techniker 


(auch Kriegsbeschädigter), möglichst 
mit Erfahrung in elektr. Anlagen, 
für Bureau und Betrieb. unseres 
Marklissaer Werkes (Web., Spinn., 
Färb;u. Appretur) zur Unterstützung 
des Betriebs-ängenieura gesucht. 

Angebote m. Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Gehaltsansprüchen. Ein» 
trittszeit und möglichstmit Lichtbild 
erbeten an 


Concordia Spinnerei und Weberei 
Marklissa-Niederschlesien. 


Bellagen 
haben guten Erfolg. 


„Welt - Detektiv“ 
Auskunttei Preiss-Berlin 38 


Kleiststr. 36° (Hochbahnhof 
Nollendorfpl.), Tel. Kurf.4543, 
Beobachtg.; Ermittl., spez. in 
Zivil-u. Strafproz. In- u. Ausl, 
Helrets - Auskünfte 
üb.Vorleb.,Lebenswand.,Ver- 
kehr, ndh., Einkommen, 
Ve , Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläge.! 
Taus. freiwill. Anerkennung. 
Gegründet 1905 































Wir suchen zum baldigen £in- 
tritt einen in Eisenkenstruktionen, 
Transport- u. Aufbereitungsanlagen 
erfahrenen, jüngeren 


Ingenieur. 


Wegen Wohnungsmangel kann nur 
ein unverheirateter Herr eingestelit 
werden. 
Maschinenlabril 3. E. Christoph 
Aktien-Gesellschaft 
Niesky bei Görlitz. 


Elektroiechniker, 


vertraut'm.d. Verbandsvorschriften, 
zur Abnahme von Installations- 
anlagen u. Erledigung vorkommend. 
technischer Bureäuarbeiten gesucht 
für die Dauer von ca. 6 Monaten. 


Gehalt nach Tarif 


Landelektrizität 6. m. b. E. 
Veberlandwerk Weterlingen (Prov, Sa.) 


Können Sie funzen? 


Wollen Sie öhne Lehrer sämtl. mod. 
Rund- u. Gruppentänze lernen, dass 
Siesich auf jed. Vergnügen zwangios 
bewegen können, so beziehen Sie nur 
das Tanzlehrbuch z. Selbstunterricht 
von Ballettmeister C. Hanry. Preis 
M.465 fr. Hunderte Änerkennungen. 
Erfolg garant. Nur zu beziehen von 

. A. Schwarzes Verlag 

Dresden-N. 378 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren BER —_ Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen a a 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 







Erholangsbeimm des Bundes der techn 
2 KO 


4% . - -.- 
- —— D —... 
“ib a Be se an er. 


Das Erholungsheim bleibt wegen dringender Erneuerungsarbeiten im Monat Februar 
geschlossen. Wiedereröffnung am 1. März 1921. Das Kuratorium. 


Günftigfte Alters: und Familienverforgung 
bietet die Deutihe Beamten »Lebensverfiherung a. G. 


Anftalt des Deutfhen Beamten-Wirtjehaftsbundes. 


Austunft und Drudfacen Enftenlos dur} den Bertrauensmann: Nehnungd> 
rat D. Denne, Berlin-Steglig, Siemendftraße 37 IV. — . Fernuuf: Sheatigear. 


Alle ehemaligen Angehörigen der 
Bauschule werden hierdurch zu einer 
Zusammenkunft am 12. u. 13, Fe- 
bruar d. J. in Rosswein, Hotel 


„Rhein. Hof“, eingeladen. 
Näheres durch 


Georg Herzog, Dresden-A. 29, 
Eriliparzerstrasse 32, I. 
Enno Hirschmann, Dresdan-A.23, 
Wildermahnstrasse 48, I1.* 


ostoffe 


Tuchversand 


A.H, Streicher 


Crimmitschau 



















n. Le Petit Bariften, die Inftigen Speadhzeitihriften! | 
Beftes Mittel, Ihre englifhenn. ee Sprachtenntniffe auf- 
zufrifgen und zu erweitern. Leicht verftändlid; und anregend. 
= fein läfliges Nachfchlagen Im. Wörterbud, ba Dofabeln und 
Erklärungen beigefügt. 30000 Abonnenten!  Kede Zeitfrift 
A vierteljährlich Dt. 7.20 d. Buch. 0d. Poltamt, M. 7.80 direkt. 
Gebr. Banftian, Derlag, Hamburg 70, Alfterdamm 7. 
Voftichedtonto: 189 (Hamburg). Wrobejeiten Zoftenlos. 
















Aerzii. Beiehr. v. 

Ne Tab] 3: ie: 
üb.:Recht u. Pflicht 

z. Ehe, Gattenw., 

Liebe, Hochz., Flitterwoch. Jg. Ehe. 
Kinderlosigk,‘ Frauenorg. (Abb.) Ge- 
fühlskält.d. Frau vsw. Anh.: Knabe od. 
Mädch.? M.4-, ‚Nachn. M.4.50, m.Erg.- 
Bd. M.7 ,-. Hausarzt-Verlag. Berlin-Steglilz22, 
TIITeTeeIIIITITITIeITETTTTIImTT" 





ettnassen 


Befreiung sofort. 
Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst, 
Vers. San. Artikel dg. Engibrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 
Hechfeine Schmierseife . äptd. 3,50M. 
Gute Haushitgs.-Nernseile „ 8,50, 
Bestes Seifenpulver . . „ 4,00 


e o 
Vers. an Private, Geschäfte, Fabrik Mitalieder 


usw. Verp. frei, Porto extra. Durch: N —— 


Friedr. Nass, Kleinsaubernitz, Post Guttau 1. Sa. 









Bun 
ie een 


Arledriroba 


kaufi 


bei unseren 


nserenten. 


Haben Sie einen 


alten Herrenfilzhut 


den Sie nicht mehr tragen können, so 
senden Sie zelbigen sofort ab. Sie erhalten 
ihn in ca. 14 Tagen modern vorgerichtet 


wie neu 


zurück, Kopfweite angeben. Preis ca. 23.— Mark. 


Sächs, Huterneuerungsanstalt Schaeffer & Müller, uttichausır.2s 


Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Soeben ist erschienen: 


Die Technik 


im neuen Berlin. 


Ein Beitrag zur Organisation der technischen 
Deputationen der Stadtverwaltung. 


Preis M. 15,— einschl. Porto. 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten -Verlag G.m.b.H. 
Berlin NW 52, Weritstr. 7. 
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Dauerwäschelgbrikaramer &C 
Leipzig-Det.. Gerberstrasse 19- 
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dann wagen! 


Das MWägen Ift leicht, daB Wagen fehmerer. Gehören 
Sie zu ben vielen, bie jede Sache reichlich erwägen 
Lönnen, aber vor dem Wagen immer zurüdfchreden ? 
SeHlt Ihnen, wie ben melften, der Unternehmungsgeift? 
tht einen Weg, auf dem Sie ftch diefe Shnen 





My ch Maul 


„REFLEKTUS“. 
Wand- und Er, Ver] 
grösserungs- un ichenapparat 
für undurchsichtige Bilder 
Gegenstände aller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Hacht., Dresden- 27/72. 
Daeder 


Konstruieren 
und Rechnen 


3BändegebundenM. 118,80 
inkl. alter Zuschläge. Auch gegen 

,— M. Monatsrate, ebenso die 
anderen Haederbücher bei 


Hermann Meusser, 
Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 73. 
Die billigsten Hemden 
Strümpfe, Strickwolle usw. liefert 


an jedermann u. sendet Preisliste 
gegen 20 Pfennig. 


fehlende Eigenfoaft anelgnen können. Daß tft ber mit 







unferem Wert „Bedächtnis-Nusbildung” von Hans Bloy 
verbundene Lehrgang zur Stärkung des Willens, zur 
Schärfung ber Sinne und zur Erwedung und zur Ver« 
voltommmung ber geiftigen Fäbigleiten. Der Verfafier 
biefes Werkes bat fich Durch die in feinem Lehrgange 
niedergelegten Brundfäge und Regeln aus den befchel: 
benften Anfängen zu einer fehr geachteten Lebensftelung 
entporgearbeitet, unb viele Zaufende fehon baben den 
gleichen großen Nugen auß feiner Lehre gezogen. Die 
Ausfichten, vorwärtszufommen, fin eute größer 
als je zuvor. Nuten Gie biefe Gelegenheit aus. 
Sorgen Gle bafür, daß Gie allen Anforderungen 
gerüftet gegenüberftiehen. Verlangen Sie heute no 

Loftenlofe Bufenbung unferes ausführlichen Profpefte 
@t. 28 über Gchähtnisausbildung von Hand @loy. 


Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung 
(Prof. G. Langenscheidt) 
Berlin-Schöneberg (Gegründet 1856) 


















erhalten Sie 


M. Grossmann, 
dä & & um sofort, wenn | München A. 8, Baaderstr. 1. 
Sie zu Ihren | ——- 


Bewerbungen mein Handbuch f. stellesuch. techn. Angestellte (Ausg. B) 
benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M. 4.70. Nachn. 5.30, 
Postscheckkonto Frankfurt/M. 26795. A. E.Rauschenbach,  Cassel 1/3. 


Technische Werke 


z. Selbstunterricht. Katalog gratis. 
Polytechnische Verlagsgeselisch. 
Max Hittenkofer, Strelitzi.M. 


Rechenschieber 
na REISSZEUGE 


erstklass.Qualitätzu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbuchhandl 


Berlin NO 210, asteurstrasse 6. 











Wegen lohn. Verkauf alteingef. Zig.- 
Fabrik. an Bekannte wende man sich 
unt. G. B. 2279 an die Exp. d. Bi. 





Freuden derJugend 


kehren wieder 


bei Gebrauch der echten 
„Wotanol“-Pillen. Das 
Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 
Gegen Nerven- und sexuelle 
Schwäche. Ihre Arbeits- 
kraft wird verjüngt, — 
daher kann der Erfolg in 
Ihrem Berufsleben nicht 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme, 


Lucerna-Tabletten 


bewährtes Mittel gegen 

Rheuma, Gicht etc, M.18,— 

franco gegen Nachnahme. 

Richtig angewandt — immer 
Erfolg. 

Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20 | 

Tarpenbeckstrasse 51. |} 
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ebensversicherungsbank 











aufGegenseitigkeit. Begründ.1827 
Abgeschlossene Versicherungen: 


drei 
Milliarden Mark, 


Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 
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Auf alle Fragen d. Gesundheitsp » u. Heilkunde 
bt erschöpfende Antwort Fran Dr. med. Anna 
ischer-Dückelmanns ärztliches Nachschlagebuch:: 
1036 Seiten ınit zirka 590 Abbildungen, 43 Kunst- | ist nötig. Bis kaufen das Beste. Auf Wunsch 
beilagenw. einem Modeli-Albeın „Mann u. Weib, | drei Tage zur Ansicht, Jedes Risiko ist also 
Die soeben fertiggestellten Neudrucke der | gänzlich suagsachlosson. Zahlkarten umsonst. 


BE zwoiten Million-Ausgabe enthulten wsscotliche ERA Mk.aufeinmal . ER 
Statt j; 35 zahlen Bie ruf; 






H Verbesserungen, insbesonde.e siud die Lücken, atlich 
die durch militärische Eingriffe 'an einigen Den 
Stelien des Werkes während des Krieges bo- 
Be fullen wurden, gutgemacht und durch wichtige 
Ben wissenschaftliche 
4stateu Jahre ersetzt worden. 
. Das Werk gibt über alle vorkommenden Krank- 
keiten: Entstehung, Erkennung, Verhütung. Be- 
handlung u. Heiluaz,bosonders such über Liebes- 
BE u Geschiechtsleben vor und in der Schwenger- 
öchaft, Goburt, Langlebigkeit u. Schönheitspflege | Werk! Darstollung: kler, duntlich; Ausdrucke- 
völlige Aufklärung. Grippe: Vorbeugung, Er- | weiss: voruchm, würdig. Dr. med. Kantorowicz, 
Ei Kennung, Behandlung. Durch das etwa 8800 Punkte | Hannover. | EinV 'ksbuch in des Wortes bestem 
ER uinfassende Rezister wird jede Krankheit sofort | Sinn. Ich werd» Vergnügen zur Verbreitung 
 göfunden. Teusende warme Empfehlungen vom !im Kreise me: ven britragen. Dr.med. 
Arbeiter bis zumFürsten vorliegend. Die ersten | Winternitz u.a, 
Ärzte, die'größten Zeitungen empfehlen dasWerk Presse: lege, 
rückbaitios. In 13 Sprachen auf der ganzen Weit|vor den Mund, sie & 
verbreitet. Noch der gute Friedensdruck, su- | geschrieben, aber so hol 
Ei lange der Vorrat reicht. Sofortige Bestellung | sich auf jedor Seite.und « 


alles aufdieserm Gebiet bisher Geleistete in den 


San.-Rat Dr. Biltivger, Cassel. | Ein prächtiges 








“le nimmi kein Blatt | 
„in ‚apferes Buch 
ker ernst äußort 

ui bleibt diesa 
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Die Frau als Hausärztin 


gute Ratgeberin selbst bal den dellkatest. Fragen, 
daß man volles Vertrauen za ihr ompfindet. | 
Poat: JedeFran, die es mitihren Piichten zls 
Hausfran und Mutter genau nimmt, wird das Buch 
mit großem Nutzen zur Haud nehmen. | Berl. 
| Morxenztg.: Es ist wohl kein Frli denkbar, 
über den das Werk nicht gewissunhaft Anakuafi 
Urteile: Ärzte: Ich werde nicht müde, das | erteilte. l Be rl. Lokal-Anz.: Es ist enorm 
Erfahrungen während der|Buch in den Familien und meinen Patienten zu | Teich illustriert uul enthält außerordentlich viel 
empfehlen. Dr.med.Prupbacher. | Das Buch stelit | Lehrreiches und Interessantes. Und 100 anders, 
Abnelmer:;: 
Schatten, Dr.ıned. G. Sills, Fraukfurta.M. | Ich | worde des Werk wärmstens empfehlen. O.Juseph, 


kana des schöne Werk nur wärmätens empfehlon.| Ldatrrm. | Voll zufrieden; empfehle Freunden fi 
Kaad Bekannten weiter, 


sehr zufrieden. Schüttler, Pfleger. | Bin sohr au- 
frieden. G.Boßeck, Werkustr. | Bear zufrieden; 
B.ch sehr wertvoil; darfiu keiner Familie fehlen, 
Prok. Wittig. | Bin voll Freude, Wertvolles, nütz- 
liches Buch. Weise, Bahnbsamt. | Work ist sehr 
lehrreich und jedsm zu empfehlsn. Rusclke, 
Direktor. 


'Pestelozzibuchh.Linke&Co., Hallea.d.S. E 
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Gymnastik schafft — 
Gosundhelt und Kraft. 





Federdruck-Hanteln 


14 einsetzbare Federn, mit Anleitun 
strierter Uebungstabelle, in tadelloser 
Paar M. 35.— franko. 


Engros- 


und illu- 
usführung. 


Berlin NO 55/9. Postschliessfach 8, 











rührt hinauf! 


Ja, er führt selbst zu den höchsten Zielen, 
wenn Sie einen sicheren, geeigneten Führer 
wählen, der Ihnen die Hindernisse aus 
Wege räumt, Sie auf Gefahren aller Art, die 
etwa in Ihnen selber schlummern, . aufmerksam 
macht und mit seiner praktischen Lebenserfahrung 
Ihnen in allen schwierigen Lagen und Fragen 
helfend und ratend ‚an .die Hand geht. Ein 
solcher Führer ist Poehlmanns Geistesschulurg, 
ein-brieflicher Unterricht, zu dessen Schülern 
zich angesehene Gelehrte, Beamte, Offiziere, 
Geistliche, Künstler usw. usw. mit Stolz und 
Anerkennung zählen. Poehlmanns Geistesschulung 
hat den Vorzug vor. alien den andern Werken 
mit ähnlich lautendem Titel, dass es kein theo- 
retisches Lesebuch über das Werden der 
Persönlichkeit ist, sondern dass es durch frische, 
praktische Aufgaben und Uebungen den Lernen- 
den unmittelbar zur Persönlichkeit erzieht und 
ihn auf diese Weise ohne Ueberanstrengung 
und Berufsstörung direkt dazu zwingt, Erfolge 
im Leben zu haben! Poehlmanns Geistesschulung 
lehrt nicht nur, wie man sich ein umfangreiches 
Wissen aneignet, sondern sie lehrt vor allem 
auch die praktische Anwendung desselben, 
das Können! 


Ausführlichen Gratisprospekt versendet auf 
Wunsch umgehend 


Ch.L. Poehlmann, Amalienstr. 3, München W169, 








i..d. Deutschen Techn.-Ztz, 


bei der Pesialozzibuchhandiung Linke A Co, Halle a. 4,8, 


Ich bin recht zufrieden und 


Weidinger, Kfm. | Bin 


egen Monatsraten von 15 Mark 
a i Erfüllungsort ist Hallo «.4. 8. 





„Die Frau ais Ha 
130 Mark 
Postsahlkarten kosto 


Ort, Tag, Btraße: 


Und 1000 audore, 


Preis 


Feraruf 4568 und 3365. 


‘ 


Bestellschein Kassen Beieramschisgeinsusngen | 


Ich bestelle hiermit laut Anzeige 


Name und Stand: 
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Eigenes Fabrikat! 
und Vorsandgeschäft „ideal“ 


dem : 
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n Arm 5% Gi 








Beilagen naven guten Erfolg 
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Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 
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teuerung. — Industrie und politische Parteien. — Sozialpolitik: 
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Sozialismus oder Massenkapitalismus? — Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe. — Wirtschaftsfragen: Eine Ge- 
werkschaftskundgebung gegen die Wiedergutmachungsforderungen der Entente. — Das deutsche Bauprogramm 1921—1924, — Die Brotver- 
Eine „Berichtigung“ der Reichsversicherungsanstalt. — Betriebsräte: Aufruf für die Wahl 


von Betriebs-, Arbeiter- und Angestelltenräten. — Betriebsratsmitglieder in den Aufsichtsräten. — Versammlungskalender * Sozialwirtschaftliche Rundschau: 


Was ist Sozialisierung? — Referentenführer. 





Sozialismus oder Massenkapitalismus? 


Man erkennt im Lager der Schwerindüstrie und ihrer 
Freunde, dass der Sozialismus aus dem’ Stadium theoretischer 
Erörterung in dasjenige praktischer Erkämpfung getreten ist. 
Darum ist es begreiflich, dass man auf Abhilfe sinnt, um die 
Gefahr zum mindesten abzubiegen und durch .geschickten 
Appell an den Eigennutz die Blicke von dem klar erkannten 
Ziel abzulenken. Es versteht sich hierbei von selbst, dass 
nicht nur die Kapitalisten, sondern auch ihre Kostgänger und 
politischen Freude, die Leute vom G.d. A. und D.H. V.„die 
Parole der Grossindustrie willig aufgreifen 
und sich als die weisse Garde des Kapitalismus in die vorderste 
Linie zur Verteidigung des Profites stellen. Mit dem alten 


“Ladenhüter, mit dem man schon früher versucht hat, den Strom 


des Willens zum Sozialismus in kleine versiegende Rinnsale 
abzuleiten, dem Gedanken der Gewinnbeteiligung, den 
ja auch Herr Stinnes in der Sozialisierungskommission: als Aus- 
weg gegenüber der Forderung der Vollsozialisierung vorge- 
schlagen hat, versucht man die Arbeiter und Angestellten noch 
einmal zu ködern. Es ist beachtenswert, dass dieser Gedanke 
überall auftaucht, wo es gilt, das Begehren der Arbeitnehmer- 
schaft nach grundsätzlicher Umwandlung der heutigen privat- 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung in eine gemeinwirtschaft- 
liche, nach einer für den Kapitalismus ungefährlichen Richtung 
abzubiegen. So hat man in dem kleinbürgerlichen Frankreich 
bereits im Jahre 1917 ein Gesetz betreffend Aktiengesellschaften 
init Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer erlassen, ebenso 1918 
in Italien, auch in. der Tschechoslowakei trägt man sich mit 
derartigen Gedankengängen, da auch dort die Bergarbeiter 
stürmisch nach einer Sozialisierung der Bodenschätze ver- 
langen, und selbstverständlich darf Deutschland hierbei nicht 
zurückstehen. Das „Reichsarbeitsblatt“ brachte bereits vor 
mehreren Monaten eine umfangreiche ‘Arbeit über die Formen 


“der Gewinnbeteiligung, und eine Reihe von Schwerindustrieilen, 


wie z. B. der Generaldirektor der Phönix-Aktiengesellschaft, 
Stinnes, Generaldirektor Vögler, Dr. Silverberg u. a., haben sich, 
wie gesagt, diesen Gedankengang ebenfalls wieder zu eigen ge- 
macht. Der D. H. V. greift heftig. unseren AfA-Bund an, weil 
er sich gegen Gewinnbeteiligung und Kleinaktie wendet, ebenso 
‘propagiert der G. d. A. mit Begeisterung diesen, Gedanken, und 
so finden wir denn wieder die alte Wahrheit bestätigt, dass die 
Finheitsfront der Verfechter des Kapitalismus sich geschlossen 
gegen das Streben wendet, nunmehr Ernst mit der Gemeinwirt- 
schaft zu machen. 

Aus welchen Gründen nun lehnt der AfA-Bund diese Ver- 


- suche zur Rettung der privatkapitalistischen Wirtschaftsform ab? 


Hören wir zunächst. die Gründe, die für die Gewinnbeteili- 
gung der Arbeitnehmer, insbesondere in der Form der Klein- 
aktie geltend gemacht werden (und die sich natürlich keines- 
wegs durchaus mit den wirklichen Gründen, die man eben nicht 
offen ausspricht, zu decken brauchen). Man will angeblich: 


1. angesichts der durch die Geldentwertung hervorgerufenen 
und in noch stärkerem Masse infolge der kommenden Steuer- 
lasten zu erwartenden Kapitalnot der Industrie die Sparkraft der 
einzelnen Arbeitnehmer zum Zwecke der Versorgung der ein- 
zelnen Unternehmungen mit dem notwendigen Kapital ein- 
spannen. 

2. Sodann soll ein erhöhter Anreiz der Schafiensfreudigkeit 
der Arbeitnehmerschaft erzielt werden, da die Arbeiter- und 
Angestellten ja als Mitaktionäre für „ihr“ Werk sich ganz anders 
ins Werk legen würden, als für das Unternehmen irgendwelcher 
fremder Besitzer. 

3. Ferner wird behauptet, dass die Gewinnbeteiligung und 
die Kleinaktie zu einer Demokratisierung der Einkommensver- 
teilung führen würden, indem nunmehr auch der Unternehmer- 
profit auf die Arbeitnehmer mitverteilt würde, 

Prüfen wir nın diese vorgebrachten Gründe auf ihre Stich- 
haltigkeit! Am bestechendsten erscheint vielleicht für den nüch- 
tern Denkenden noch der erste Grund, der der Nutzbar- 
machung der Sparkraft der einzelnen Arbeit- 
nehmer und Angestellten. Tatsächlich ist das schwie- 
rieste Problem. unserer Volkswirtschaft deren Kapitalarmut, 
worüber die herrschende Papierflut nicht hinwegtäuschen sollte. 
Zu einem grosszügigen Neuaufbau unserer Produktionsstätten 
wird in der Tat eine ausserordentliche Kapitalmasse erforder- 
lich sein, die nur bei eisernster Sparsamkeit des ganzen Volkes 
beschafft werden kann. Nun liegen aber die Dinge praktisch so, 
dass einmal die Sparkraft der Arbeiter und Angestellten auf ein 
Minimum zurückgeschraubt worden ist, da die Verschiebung der 
Finkommensverteilung andere Schichten, insbesondere die Land- 
wirtschaft und den Zwischenhandel, gerade auf Kosten der Ein- 
kommen der besitzlosen Lohn- und Gehaltsempfänger aufs 
stärkste begünstigt hat. Sodann aber würde die Sparkraft der 
Arbeitnehmer, soweit sie noch vorhanden ist, nur eine räumliche 
Verschiebung erfahren, da die Spargroschen einfach aus den 
Kassen der Sparkassen, Genossenschaften usw. in 
die Kassen der einzelnen industriellen Unternehmun- 
gen gelangen würden. Dies ist aber volkswirtschaftlich 
ausserordentlich bedenklich, da gerade in einem 
Volke, das an Kapitalarmut leidet, die öffentliche Kontrolle über 

die Art der Kapitalanlage aufs dringendste notwendig ist. Es 
ist nicht gleichgültig, wie die Spargroschen des Volkes angelegt 
werden, ob im Wohnungsbau, in der Förderung volkswirtschaft- 
lich wichtiger Industrien oder in der Luxusindustrie oder sonsti- 
gen volkswirtschaftlich entbehrlichen oder gar schädlichen Ge- 
werbezweigen. Z. B. ist es volkswirtschaftlich ausserordentlich 
bedenklich, dass die deutsche Luxus-Automobil-Industrie gegen- 
wärtig im grössten Umfange für den heimischen Markt arbeitet, 
und es wäre volkswirtschaftlich gesehen ein Unglück, wenn diese 
künstliche Entwicklung noch durch die Zuschüsse der Spar- 
groschen der Arbeitnehmer dieser Automobilindustrie gefördert 
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würde. Die öffentlichen oder genossenschaftlichen Sparkassen 
hingegen unterliegen bei der Anlage ihrer Gelder einer Kon- 
trolle der Oefientlichkeit, die-in viel stärkerem Masse als bei 
privaten Unternehmungen eine volkswirtschaftlich gerechtfertigte 
Geldanlage durchsetzen kann. 

Was nun den zweiten Grund, der für die Gewinnbeteiligung 
vorgebracht wird, angeht, nämlich den von ihr angeblich zu er- 
wartenden Anreiz für erhöhte Produktivität der 
Arbeiter und Angestellten, so ist es klar, dass ein- 
mal der Kapitalismus schon bisher über "die raffiniertesten Me- 
thoden verfügte, um durch Stück- oder Akkordlohn, Gedinge, 
Prämien, Provisionen, Tantiemen, Abschlussgratifikationen usw., 
sowie insbesondere durch die neueste Methode der sogenannten 
wissenschaftlichen Betriebsführung (Taylorsystem) das Letzte an 
Arbeitskraft für das Unternehmen herausholen. Auch eine ge- 
meinwirtschaftliche Regelung wird gewiss auf Methoden nicht 
verzichten können, die die höchstmögliche Produktivität der Ar- 
beit, Ersparnis an Rohstoffen, Arbeitsmitteln usw. mit Gesund- 
erhaltung der Arbeitskraft vereinigen lassen. Im Taylorsystem, 
auch im Prämiensystem liegen zweifellos gesunde Gedanken 
verborgen, die, befreit von der kapitalistischen rücksichtslosen 
Gewinngier auch in einer gemeinwirtschaftlichen Regelung das 
Ziel höchstmöglicher Ergiebigkeit der Arbeit erreichen lassen. 
Dagegen muss sich gerade der gewerkschaftlich denkende Ar- 
beitnehmer immer wieder gegen jeden Versuch wenden, inner- 
halbder Profitwirtschaft das Tempo der Arbeitshetze 
noch mehr zu steigern und dem Raubbau an der Arbeitskraft 
Vorschub zu leisten. Hierbei ist es keineswegs in erster Linie 
wichtig, zu fragen, ob dieser Raubbau im eigenen oder fremden 
Interesse erfolgt. Auch der Selbständige, wie dies z. B. in der 
Zwerglandwirtschaft oder im Kleinhandwerk sehr häufig zu 
beobachten ist, arbeitet sehr oit in einer Form, die aufs stärkste 
zu verurteilen ist, da sie eine rückhaltlose und kurzsichtige Aus- 
beutung der eigenen Arbeitskraft zum Schaden der Gesundheit 
und damit auch wiederum der Gesamtheit darstellt. 

Schliesslich aber zeigt sich die Haltlosigkeit dieses Argı- 
ments aufs deutlichste, wenn wir das dritte demagogisch am 
sründlichsten ausgenutzte, nämlich das von einer angeb- 
lichen Demokratisierung der Wirtschaft be- 
trachten. Wir können uns hier auf gewiss unverdächtige Aus- 
führungen stützen, die Dr. Heichen in den Nummern 542 und 
562 des „Berliner Tageblattes“ veröffentlicht hat. Fr zeigt, dass 
die Hoffnungen, die an die Gewinnbeteiligung und Kleinaktie ge- 
knüpft werden, völlig illusorisch sind, und dass sie nicht nur zu 
einer Enttäuschung führen müssen, sondern an sich auch volks- 
wirtschaftliche Gefahren enthalten, die keineswegs leicht ge- 
nommen werden dürfen. Herr Dr, Heichen stützt sich hierbei 
auch auf Versuche, die Gewinnbeteiligung in die Praxis über- 
zuführen, und zeigt, dass diese Versuche praktisch zu einem Miss- 
erfolg geführt haben, soweit es sich um wirkliche Gewinn- 
beteiligung handelt, und dass sie nur da einigen Erfolg hatten, wo 
sie eben im Grunde nur eine besondere Forn des Prämien- 
systems (Ersparnisprämien) darstellten, wie bei zwei von ihm 
genannten amerikanischen Fabriken. Ferner weist er darauf hin, 
dass der Umweg von der Einzelleistung des Arbeiters bis zur 
Ausschüttung des Jahresgewinnes viel zu lang ist, als dass dar- 
aus der Anreiz zu einer Steigerung der Arbeitsintensität herge- 
leitet werden könnte. 

Die angebliche Demokratisierung der Einkommensverteilung 
würde entweder bedeuten, dass der Gewinnanteil zu einer 
Kürzung des Kapitalprofits führt oder zu einer Ab- 
wälzung auf die Konsumenten oder zu einer Zer- 
legung des Lohnes in einen konstanten und 
einen variablen Teil. Dr. Heichen bezeichnet selbst die 
erste Möglichkeit, die der Kürzung des Kapitalprofits, für un- 
wahrscheinlich; dies ist aber nicht genügend, vielmehr lässt sich 
sehr leicht zeigen, dass die Einführung von Gewinnbeteiligungen 
der Arbeitnehmer in einzelnen Industrien keinesfalls auf Kosten 
des Unternehmerprofits möglich ist, da das Gesetz von der 
durchschnittlichen Profitrate den Zufluss von Kapital in Industrie- 
zweigen, in denen durch Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer 
der Profit unter dem Durchschnittsniveau bliebe, automatisch 
unterbinden würde. Kein Privatkapitalist und keine Bank wer- 
den in einem Industriezweig Geld anzulegen bereit sein, in dem 
durch die Gewinnbeteiligung eine Kürzung des Profits zu er- 
warten ist. Diese Möglichkeit scheidet also praktisch aus, und 
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damit zeriällt also auch ohne weiteres der ganze Schein, der 
mit der Gewinnbeteiligung verknüpft ist, als ob sie tatsächlich 
irgend etwas an der: Verteilung des Arbeitsertrages zwisehen 
Kapitalisten und Arbeitnehmern ändern könne. 

Ernst dagegen ist zweifellos die Gefahr zu nehmen, dass 
durch die Gewinnbeteiligung und die Schaffung von Arbeiter- 
aktionären ein Produzenten-Egoismus erweckt wird, 
der. auf Kosten der Gesamtheit Gewinne für die Angehörigen 
der betreffenden Industrien oder des einzelnen Betriebes heraus- 
zuwirtschaften suchen würde. Es wird also. nur ein neuer 
Anreiz geschaffen, die Preise in die Höhe zu 
treiben, und zwar mit ausdrücklicher Unterstützung der 
Arbeiteraktionäre,die auf eine natürlich ’hohe Dividende 
ihres Aktienkapitals hinstreben würden. Dies‘ ist ımm so gefähr- 
licher, als selbstverständlich nicht in allen Industriezweigen 
eine Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer denkbar ist: auch wür- 
den die Unternehmer natürlich nur dort zu dem Mittel der Ge- 
winnbeteiligung greifen, wo es gilt, die radikalere Forderung 
der Sozialisierung durch Scheinkonzessionen abzu- 
biegen. Wo aber die Gewinnbeteiligung nicht auf Kosten der 
Konsumenten geschehen soll, bleibt in der Tat, wie Dr. Heichen 
sehr richtig bemerkt, nur noch eine Erklärung für die Herkunft 
des Gewinnanteils der Arbeiter und Angestellten, nämlich die, 
dass der Lohn in einen konstanten und variablen Teil zerlegt, 
damit aber auch das ganze Risiko des Unternehmens auf die 
Schultern der Arbeiter und Angestellten mit abgewälzt würde, 

Zeigen sich nun so die Gründe, die für die Gewinnbeteili- 
gung angeführt werden, als absolut nicht stichhaltig, so sind 
obendrein vom Standpunkt der Arbeitnehmer, wie demjenigen 
der Allgemeinheit die schwersten Bedenken gegen die Ge- 
winnbeteiligung vorzubringen. Zunächst einmal hat die Gewinn- 
beteiligung nur dann einen Sinn, wenn sie sich auf die Werks- 
angehörigen selbst beschränkt. Dies bedeutet aber prak-‘ 
tisch entweder, dass der einzelne Arbeitnehmer nur solange 
Aktionär des Unternehmens und damit Gewinnanteils-Empfänger 
sein kann, wie er Mitglied des Werkes ist, was mit dem ganzen 
Wesen des Aktienrechts unvereinbar erscheint, oder aber, 
dass durch die Freizügigkeit der Gewinnanteilscheine, 
Kleinaktien oder Genussscheine die Gewinnbeteiligung infolge 
der Fluktuation der Arbeiter und Angestellten sehr schnell jeden 
Sinn verlieren würde, indem durch die Veräusserungsfähigkeit 
der Aktien und ihr erfahrungsgemässes Zusammenströmen in den 
Börsenplätzen und den Banken nur eine andere Form der üb- 
lichen Aktienwirtschaft geschaffen würde. Die erste Möglich- 
keit, dass nämlich mit dem Ausscheiden aus dem Werke der 
Kleinaktionär gezwungen wird, seinen Anteil abzugeben, würde 
praktisch bedeuten, dass die Freizügigkeit in geradezu uner- 
träglicher. Weise beeinträchtigt wäre. Industrielle Unter- 
nehmungen arbeiten häufig mit ausserordentlich grossen Kon- 
junkturperioden, umfassende Werksanlagen werden häufig auf 
lange Sicht geschaffen, mit der sicheren Aussicht, erst im Laufe 
mehrerer Jahre ihre volle Produktivität zu entfalten. Eine gross- 
zügige Rückstellungs- und Abschreibepolitik kann für die wirt- 
schaftliche ‘Solidität und zukünftige Ertragsfähigkeit eines Be- 
triebeg von grösster Bedeutung sein. Der Arbeiter- oder Ange- 
stelltenaktionär aber, vor die Entscheidung gestellt, durch einen 
Stellenwechsel seine Lohn- und Arbeitsbedingungen zu ver- 
bessern, dabei aber seine Arbeitsstätte und damit die zukünftigen 
Gewinnchancen des Unternehmens aufzugeben, wird dadurch in’ 
einer Art und Weise an den Betrieb gefesselt, die mit den 
elementarsten gewerkschaftlichen Grund- 
sätzen schlechthin unvereinbar ist. Schon aus 
diesem Grunde ist es unverständlich, wie eine sich Ge- 
werkschaft-nennende Organisation es fertigbrin- 
gen Kann, diese Betriebsbindung gegen ein Linsengericht in Kauf 
zu nehmen. Andererseits wird natürlich der ganze Gedanke der 
Gewinnbeteiligung sinnlos, wenn diese Bindung an das Werk 
nicht mit dem Besitz der Kleinaktie verknüpft ist, wenn also der 
Arbeiter oder Angestellte mit dem Wechsel der Arbeitsstätte 
ohne weiteres auch im Besitz seiner Kleinaktien verbleibt. 

Zwar können Kleinaktien nach dem bestehenden Aktienrecht 
nur mit Genehmigung der Gesellschaft veräussert: werden, was 
natürlich nicht bedeutet, dass die Kieinaktie beim Ausscheiden 
aus dem Betrieb zurückgegeben werden muss (was recht- 
lich ja auch kaum durchführbar erscheint), .doch würde ganz 
zweiiellos, falls die Gewinnbeteiligung durch Kleinaktien in 
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grösserem Umfange eingeführt würde, der Zwang der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse, insbesondere der durch die wirtschaft- 
liche Notlage, wie Arbeitslosigkeit usw., vielfach unausweichlich 
gewordene Veräusserungszwang sehr schnell dahin führen, dass 
auch die Kleinaktie auf den freien Kapitalmarkt käme. Vom 
Standpunkte der Allgemeinheit aber erheben sich die schwersten 
Bedenken gegenüber dem durch die Kleinaktie künstlich zu 
züchtenden Massenkapitalismus. Man kann Herrn Dr. Heichen 
durchaus beipflichten, wenn er schreibt: „Es ist nicht anzu- 
nehmen, dass Arbeiteraktionäre auch nur in einem Punkte von 
höherer volkswirtschaftlicher Einsicht beseelt sein werden, als 
die anderen Aktionäre auch.“ Selbstverständlich würden die 
herrschenden grösskapitalistischen Schichten, die Grossbanken 
und die Grossaktionäre der industriellen Werke durch die Hand- 
habung der Aktienausgabe sich die ausschlaggebenden Mehr- 
heiten in den Generalversammlungen, im Aufsichtsrat usw. zu 
sichern wissen. Sie würden aber durch geschickte Einspannung 
des Dividendenhungers der Kleinaktionäre ihre Position auch 
gegenüber der Oeffentlichkeit ganz wesentlich stützen und da- 
mit auf Kosten der Konsumenten eine noch rücksichtslosere 


Raubpolitik betreiben, als dies heute schon geschieht, 


Während heute aber noch die Arbeitnehmerschaft sich den 
ungetrübten. Blick für den klaren Interessenkoniflikt 
zwischenRapitalismus und Volksgemeinschaft 
zu wahren weiss, soll durch dass korrumpierende Mittel 
des Kleinkapitalismus der Arbeiter und Angestellten auch die 
letzte Möglichkeit beseitigt werden, durch die klar gerichtete 
Aktion der Massen aus dem Chaos, dem Sumpf und der Kor- 
ruption, die mit dem heutigen hochkapitalistischen Wirtschaits- 
system verknüpft sind, herauszukommen. 

Zusammenfassend ist also zu sagen: Wenn auch nicht zu 
befürchten ist, dass eine allgemeinere Einführung der Gewinn- 
beteiligung und der Kleinaktie auf die Dauer die Grundtat- 
sache unseres heutigen gesellschaftlichen Lebens, den Klassen- 
kampf zwischen Kapital und Arbeit, verdecken könnte, so stellt 
sie doch'einen Umweg dar, da erst durch die gesammelten Er- 
fahrungen und Enttäuschungen mit der Scheinkonzession der Ge- 
winnbeteiligung hindurch die Gesamtheit zu der Einsicht kommen 
würde, dass es zwischen privatkapitalistischer und Gemeinwirt- 
schaft kein Mittelding gibt, sondern dass die Schicksalsfrage 
unserer Zeit unerbittlich lautet: Dauerndes Elend, soziale Ab- 
hängigkeit von privater Willkür, ungehemmte Profitsucht auf 
Kosten der Gesamtheit’ oder Ueberführung der Grundlagen der 


“Volkswirtschaft in das Eigentum der Gesamtheit und planmässige 


Bedarfsdeckungswirtschaft für die Gesamtheit und durch die Ge- 
samtheit aller im Wirtschaftsprozesse Tätigen. 
Fr Piirrmann. 


Vorschläge zur Beseitigung der Arbeits- 
losigkeit im Baugewerbe 


- Sämtliche. baugewerblichen Arbeitnehmer- 
verbände und die gemeinwirtschaftliche Organisation des 
Baugewerbes, der Verband sozialer'Baubetriebe, 
sowie der Allgemeine Deutsche Gewerkschafts- 
bund haben sich am 1. und 2. Februar auf einer gemeinsamen 
Konferenz sehr eingehend mit der Frage der Wohnungsnot und 
der dieser gegenüberstehenden grossen Arbeitslosigkeit im Bau- 
gewerbe beschäftigt. 

Als Ergebnis der Aussprache wurde nachstehende Ent- 
schliessung nebst angefügter Begründung dem Reichs- 
kabinett und dem Reichstag unterbreitet: 

„Die am 1. Februar d. J. im Gewerkschaftshaus zur Beratung 
über die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit versammelten bau- 
gewerblichen Gewerkschaften richten an den Reichstag das 
dringende Ersuchen, ein Gesetz zur Förderung des Wohnungs- 
baues unverzüglich zu verabschieden, das die Reichsregierung 
ermächtigt, den Ländern vorschussweise 1,5 Milliarden Mark 
gegen spätere Verrechnung zur sofortigen Einleitung der Bau- 
tätirkeit zur Verfügung zu stellen, und das den Ländern und 
Gemeinden die Möglichkeit offen lässt, Mittel zur Deckung der 
verlorenen Baukostenzuschüsse in gleicher Höhe bereitzustellen. 

Fernerhin ersuchen wir den Reichstag: 

1. Die Reichsregierung zu verpflichten, durchgreifende Mass- 
nahmen zur Bekämpfung des Baustoffwuchers auf dem Verord- 
nungswege zu trefien und für diesen Zweck vorbehaltlich spä- 
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terer ‘Deckung Mittel bis zum Betrage von 500 Millionen Mark 
zu bewilligen. r . 


2. Der Reichsregierung Mittel im Betrage bis zu 300 Millio- 
nen Mark zur Unterstützung wirtschaftlicher Massnahmen zur 
Verfügung zu stellen, die geeignet sind, den Bau von Wohnungen 
zu verbilligen und zu beschleunigen. 


2% Die Reichsregierung zu ersuchen, dem Reichstage um- 
gehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Finanzierung 
Be Wohnungsbaues auf eine dauernd gesicherte Grundlage 
stellt. 


4. Die Reichsregierung zu ersuchen, auf die Länder dahin 
einzuwirken, dass die verlorenen Baukostenzuschüsse in erster 
Linie dem Bau von Wohnungen im Flachbau mit Gärten für die 
minderbemittelte Bevölkerung zugeführt werden. 


5. Die Reichsregierung zu ersuchen, unter Ausschaltung des 
bureaukratischen Instanzenweges für schleunigste Durchführung 
des diesjährigen Bauprogramms Sorge zu tragen. Mit beson- 
derem Nachdruck ersuchen wir die Reichsregierung 


6. dem ‚Reichstag umgehend einen (Gesetzentwurf vorzu- 
legen, der die Ueberführung des gesamten Bau- und Wohnungs- 
wesens in die Gemeinwirtschaft vorsieht.“ 


Begründung. 


Die Wohnungsnot und die Arbeitslosigkeit haben in Deutsch- 
land eine Höhe erreicht, die die Grenze des Erträglichen über- 
steigt. Die Verantwortung für diesen, das deutsche Volk schwer 
bedrückenden Zustand: trägt die Reichsregierung, die es verab- 
säumt hat, durchgreifende Massnahmen gegen die Wohnungsnot 
und die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe zu treffen. Die bau- 
gewerblichen Gewerkschaften haben diesen Zustand kommen 
sehen und in wiederholten Entschliessungen die Reichsregierung 
und den Reichstag zur Bekämpfung der Wohnungsnot gedrängt. 
Wenn die gesetzgebenden Körperschaften des Reiches, der 
Länder und der Städte sich nicht zu. einer entscheidenden. Tat 
aufraffen, dann erklärensich die Gewerkschaften 
ausserstande, ihre Gefolgschaftin den Dienst 
einer geordneten Wirtschaft zu stellen und 
müssen die Verantwortung für den Zusammen- 
bruch der gesamten Bauwirtschaft der Reichs- 
regierung und den hinterihr stehenden politi- 
schen Parteien überlassen. :Wir sind der Ansicht, 
dass die Bereitstellung der Mittel auch nicht mehr um eine 
Woche verzögert werden darf. 

Das deutsche Volk wartet nun schon seit Jahren auf eni- 
scheidende Massnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot. Zu 
diesen Massnahmen haben sich weder die Reichsregierung noch 


“die Länder und Gemeinden bisher aufraffen können, obgleich 


sie wussten, dass das Privatkapital, wie vor dem Kriege, den 
Wohnungsbau aus eigener Kraft nicht finanzieren kann. Auch 
der von der Reichsregierung vorgelegte Entwurf einer Abgabe 
zur Förderung des Wohnungsbaues kann als hinreichende Mass- 
nahme zur durchgreifenden Bekämpfung der Wohnungsnot nicht 
betrachtet werden, weil er nur ein einjähriges Provisorium er- 
strebt und die zukünftige Finanzierung der Neubautätigkeit völlig 
im Unklaren lässt. 

Wir verlangen daher, dass die Reichsregierung dem Reichs- 
tag umgehend einen Gesetzentwurf vorlegt, der die Finanzierung 
des Wohnungsbaues auf eine dauernd gesicherte Grundlage 
stellt. Der Mangel eines fest fundierten langfristi- 
gen Bauprogramms hat dem deutschen Volk bereits un- 
zählige Millionen gekostet. Die periodische, kurzatmige Be- 
lebung der Bautätigkeit gleicht dem Anblasen eines Hochoiens 
auf höchstens 6 Monate. Sie bedingt einen höchst unwirtschait- 
lichen Leerlauf in dem Produktionsprozess. Die Baustoii- 
erzeugungsbetriebe konnten sich auf einen geregelten Absatz 
nicht einstellen. Ihre Produktion wurde darum von dem Grund- 
satz beherrscht: „Kleiner Umsatz, hoher Nutzen“. Der Baustoif- 
wucher fand in dem unsicheren Absatz bei beschränkter Pro- 
duktion den günstigsten Nährboden. Die Unsicherheit in der 
Finanzierung der Bauten liess auch eine rationelle Ausnutzung 
der- Produktionsmittel im Baugewerbe nicht zu. Die Folge war, 
dass das Bauunternehmertum sich durch unangemessene Aui- 
schläge auf die Geschäftsunkosten für den Mangel an Beschäfti- 
gung schadlos hielt. Verlangt doch das organisierte Unter- 
nehmertum heute einen Aufschlag von 60 und mehr Prozent auf 
die Löhne als angemessene Abgeltung der Geschäftsunkosten, 
Dieser Satz würde jede neue erstellte Wohnung bei heutigen 
Preisen mit 10- bis 15000 Mark belasten. 

Die mangelhafte Organisation der Bautätigkeit hat in den 
Kreisen der baugewerblichen Hand- und Kopfarbeiter eine Ar- 
beitslosigkeit erzeugt, die die Allgemeinheit direkt und 
indirekt schwer belastet. Eine Arbeitsfreudigkeit, die eine ge- 
steigerte Arbeitsleistung nach sich ziehen würde, kann im Bau- 
gewerbe nicht erreicht werden, solange das Gespenst der Ar- 
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beitslosigkeit den schaffenden Bauarbeiter immer wieder von 
neuem bedroht. Wir verlangen daher, dass die Reichsregierung 
schleunigst Massnahmen einleitet, um eine geordnete Bau- 
bedarfswirtschaft zu schaffen. Wir wollen die Reichsregierung 
nicht im unklaren darüber lassen, dass eine geordnete 
Baubedarfswirtschaft die Ueberführung des 
gesamtenBau-und Wohnungswesensindie Ge- 
meinwirtschaft voraussetzt. Wir verlangen daher, 
dass die Reichsregierung dem Reichstage schleunigst einen da- 
hingehenden Gesetzentwurf vorlegt. 


Fernerhin verlangen wir, dass die Reichsregierung ver- 
pflichtet wird, den die bisherige Bautätigkeit so schwer be- 
lastenden und behindernden bureaukratischen In- 
stanzenweg zu vereinfachen Wir verlangen, dass für die 
Durchführung des Wohnungsbauprogramms nur eine Reichs- 
stelle verantwortlich gemacht wird. 


Fernerhin verlangen wir, dass die Reichsregierung zur Be- 
kämpfung des Baustoffwuchers verpflichtet “wird, 
dass ihr zu diesem Zweck hinreichende Mittel zur Organisation 
gemeinwirtschaftlich tätiger Baustoffbe- 
Schaffungsstellen-zur Verfügung gestellt werden. Die 
in den letzten Jahren unaufhaltsam vorgeschrittene Syndizierung 
und Kartellierung der Baustofferzeugungsbetriebe stellt eine un- 
geheure Gefahr für die preiswerte Durchführung des Wohnungs- 
baues dar. Die Reichsregierung hat die Verpflichtung, die von 
der Allgemeinheit aufgebrachten Mittel zum Wohnungsbau vor 
der Auswucherung des Privatkapitals zu schützen. Wir können 
uns diesen Schutz nur wirksam denken, wenn die am Wohnungs- 
wesen interessierten gemeinnützigen Organe Mittel an die Hand 
bekommen, die esihnen ermöglichen, den Einkauf von Baustoffen 
von langer Hand vorzubereiten und durch Abschluss künftiger 
Lieferungsverträge so preiswert wie nur möglich auf den Bau- 
markt zu bringen. 


Fernerhin verlangen wir, dass der Reichsregierung hin- 
reichende Mittel zur Unterstützung wirtschaftlicher Massnahmen 
zur Verfügung gestellt werden, die geeignet sind, den Bau von 
Wohnungen zu verbilligen und zu beschleunigen. Wir denken 
hierbei insbesondere an die Organisation von Betrieben, die es 
Sich zur Aufgabe stellen, einwandfreie kohlensparende Ersatz- 
bauweisen zu fördern, die Baumaterial für den Wohnungsbau in 
den beschäftigungsarmen Jahreszeiten auf Vorrat herstellen, die 
durch die Beteiligung der baugewerblichen Hand- und Kopf- 
arbeiter im Produktionsprozess Arbeitsleistungen erstreben, und 
die es sich zur Aufgabe stellen, in dem Bauproduktionsprozess 
arbeitskraftersparende Gerüste und Geräte einzuführen. 


Wir erwarten von dem Reichstag und der 
Reichsregierung, dass sie sich der Tragweite 
ihrer Beschlüsse bewusst bleiben. In ihrer 
Hand liegt heute das Schicksal unzähliger 
Wohnungsloser und eines Heeres arbeitsloser 
baugewerblicher Hand- und Kopiarbeiter, die 
es satt haben, von Versprechungen zu leben. 
Das Volk will Taten sehen! 


Berlin, den 1. Februar 1921, 


Deutscher Bauarbeiterverband. 


Zentralverband der Zimmerer und 
verw. Berufsgenossen. 


Zentralverband der Steinarbeiter. 
Zentralverband christlicher Bauarbeiter. 
Fabrikarbeiter-Verband. 
Zentralverband der Dachdecker. 
Deutscher Holzarbeiterverband. 


Zentralverband der Töpfer. 
Zentralverband der Maler, Lackierer, 


ÄAnstreicher 
d der Stei : 
Zentralverband der Maschinisten und Werben) der et 
Heizer. Deutscher Polierbund. 


Bund der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 


Verband sozialer Baubetriebe, 


Diese dringenden Forderungen, hinter welchen die ganze 
geschlossene gewerkschaftliche und wirtschaftliche Macht der 
deutschen Bauarbeitnehmer steht, beschäftigten schon am. näch- 
sten Tage den Wohnungsausschuss des: Reichs- 
tages und führten zu dem Antrag, ein Notgesetz als 
Rakmengesetz zu beschliessen, welches die Regierung ermäch- 
tigt, sofort einen Reichsvorschuss von 1% Milliar- 
den Mark den Ländern zur Verfügung zu stellen, damit so- 
fort mit den Vorbereitungen zur Durchführung des diesjährigen 
Bauprogramms begonnen werden kann. Ein Abwarten bis zur 
Erledigung des dem Reichstag vorliegenden Gesetzes einer 
Abgabe zur Förderungdes Wohnungsbaues, die 
sich bei der gegenwärtigen politischen Lage zeitlich gar nicht 
voraussehen lässt, müsste zur schwersten Erschütterung unseres 
Wirtschaftslebens führen, denn die Wohnungslosen wollen Woh- 
nungen und die Arbeitslosen Arbeit. 


m ——— 
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Wirtschaftsfragen 


Eine Gewerkschaitskundgebung gegen die Wiedergut- 
machungsiorderungen der Entente. Der Allgemeine Deutsche 
Gewerkschaftsbund, der Allgemeine freie Angestelltenbund und 
der Beirat der freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale 
haben gemeinsam folgenden Aufruf erlassen: 

„An die Arbeiter der Welt! 

Die Sklaverei, die in Afrika abgeschafft wurde, soll in 
Europa wieder eingeführt werden! Die europäischen Gross- 
mächte, die angeblich den -Völkerbund errichten wollen, haben 
ihre Einführung für ein halbes Jahrhundert beschlossen. 

Schwarze Soldaten, die aus dem Imnern Afrikas nach 
Europa gebracht werden, sollen dafür sorgen, dass die weissen 
Sklaven ihre Pilicht tun. 

Die Sklaverei wird eingeführt im Namen der Freiheit und 
Gerechtigkeit zur höheren Ehre Gottes und der Menschheit. 

Vier Jahre haben die Völker Europas unter dem Kriege 
geseufzt. Vierzig Jahre sollen die Menschen, die unter‘ der 
Herrschaft derer standen, denen die Gegner die Schuld am 
Kriege zuschieben, dafür büssen. 

Ihre Kinder und Kindeskinder sollen verkonfhen und ster- 
ben. Sie selbst sollen wie die Arbeitstiere am Leben gehalten’ 
werden, um für die Sieger zu arbeiten. Ein Recht auf die 
Freuden des Lebens sollen sie nicht mehr haben. 

Ungefähr ebensoviel wie das ganze deutsche National- 
vermögen vor dem Kriege ausmachte soll im Laufe von 
42 Jahren von den deutschen Arbeitern erzeugt und anı.die 
Sieger abgeliefert werden, erzeugt in einem Lande, dem man 
schon die ungeheuerlichsten Lasten auferlegte, seine Natur- 
schätze zum grossen Teil genommen und dem man den Ab- 
satz der Werte seiner Arbeit nach anderen Ländern unter- 
bindet. 

Das deutsche Volk hat sich bereit erklärt, im Rahmen der 
Möglichkeit den angerichteten Schaden wieder zutzumachen, 
es ist nicht bereit, zum Vorteil des internationalen Kapitalis- 
mus zugrunde zu gehen. 

Hass und Verbitterung werden sich in die Herzen einfressen, 
auch in die Herzen derjenigen, die ihr ganzes Leben lang für 
internationale Verständigung und für Völkerverbrüderung ze- 
kämpft haben. 

Arbeiter der Welt, Ihr habt das Wort!“ 


Dieser Appell an die internationale Solidarität aller Arbeit- 
nehmer ist die Antwort der klassenbewussten Arbeiter und 
Angestellten Deutschlands auf die unerhörten Wiedergut- 
machungsforderungen, die auf der jüngsten Pariser Konferenz 
der Alliierten vereinbart worden sind. Nie zuvor ist auch für 
das blödeste Auge der wahre Charakter des Versailler Frie- 
densvertrages so deutlich geworden, wie durch diese Aus- 
legung, die man seinen Bestimmungen über die deutschen Wie- 
dergutmachungsverpflichtungen gegeben hat. Auf die Däuer 
von 42 Jahren soll Deutschland sich zu festen Zahlungen ver- 
pflichten, ansteigend von einem Betrage von zwei Milliarden 
bis zu einem solchen‘ von sechs Milliarden Gokdmark jährlich, 
wobei nicht weniger als 30 Jahre lang Zahlungen in der zu- 
letzt genannten Höhe geleistet werden sollen. Ausserdem aber 
soll Deutschland ebenfalls 42 Jahre lang zwölf Prozent vom 
Werte seiner Ausfuhr an die Alliierten abliefern. Es ist unnötig, 
hier zu wiederholen, was in der Kritik der Tagespresse und 
im. Reichstage schon über die Unmöglichkeit der Annahme die- 
ser Forderungen gesagt worden ist. Angesichts unserer in- 
folge des Krieges und des Friedensvertrages ohnehin schon 
völlig zerrütteten Wirtschaft wäre die unausbleibliche Folge der 
in Paris geforderten deutschen Wiedergutmachungsleistungen, 
dass die Lebenshaltung der breiten Massen der deutschen werk- 
tätigen Bevölkerung auf die Stufe vollkommener Verelendung 
herabgedrückt würde. 

Worauf aber im gegenwärtigen Augenblick die Aufmerk- 
samkeit der Arbeiter und Angestellten aller Länder hingelenkt 
werden muss, das sind die unausbleiblichen Folgen, die sich 
aus den in Paris aufgestellten Forderungen für sie selbst er- 
geben. Deutschland könnte das, was ihm nach den Pariser 
Beschlüssen auferlegt werden soll, nur leisten, wenn es seine 
Produktion in geradezu unerhörtem Ausmasse zu steigern und 
seine Ausfuhr an Industrieproduktion so zu vermehren in der 
Lage wäre, dass es aus dem Ueberschuss der Ausfuhr über 
die Einfuhr seine Verpflichtungen gegenüber der Entente zu 
decken vermöchte, Es würde zu diesem Zwecke notwendiger- 
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weise alfe Weltmärkte mit seinen Industrieprodukten über- 
schwemmen und mit den Preisen dieser Produkte alle 
anderen Industrieländer unterbieten müssen. Das könnte es 
nur, indem die deutschen Arbeiter und Angestellten sich bereit 
fänden, auf den Achtstundentag zu verzichten und sich mit ver- 
hältnismässig noch niedrigeren Löhnen zu begnügen als heute. 
Welche Rückwirkungen sich daraus für die Lage der Arbeiter 
und Angestellten in den übrigen Industrieländern ergeben wür- 
den, liegt auf der Hand. Die verheerende industrielle Krisis, 
die unter den Wirkungen des Versailler Friedensvertrages 
schon heute auf Nordamerika und den europäischen Industrie- 
staaten lastet, müsste zum Dauerzustand der Weltwirtschaft wer- 
den, und unter ihrer Wirkung ergäbe sich die unausbleibliche 
Folge, dass das Elend der deutschen Arbeiter und Angestellten 
auch das der Arbeiterschaft in der übrigen Welt nach sich 
zöge. Deshalb ist es kein blosser Appell an das menschliche 
Mitgefühl, wenn die deutschen Arbeiter und Angestellten die 
Arbeiter der übrigen Welt aufrufen, sie in ihrem Kampf gegen 
die Pariser Forderungen zu unterstützen, sondern es ist die 
eindringliche Mahnung, zu begreifen, dass letzten Endes diese 
Forderungen emen Anschlag auf die Wohlfahrt der gesamten 
Arbeiterklasse der Welt darstellen, der nur durch den inter- 
national geführten solidarischen Abwehrkampfi der Arbeiter 
und Angestellten aller Länder abgewehrt werden kann. 


Das deutsche Bauprogramm 1921—1924. Unser Kollege 
Architekt Heinrich Kaufmann-Berlin, gibt mit Ingenieur 
Fiebig-Dresden als Mitarbeiter im Industriebeamtenverlag 
eine Broschüre heraus, in der neue Vorschläge zur Beseitigung 
der Wohnungsnot unterbreitet werden. Das Elend der Woh- 
nungslosen ist so gewaltig, dass das Jahr 1921 nicht wiederum 
verstreichen darf, ohne dass mit der Schaffung neuer Woh- 
nungen begonnen wird. Mit Recht weist die Schrift darauf 
hin, dass das bisherige System der sogenannten Baukosten- 
zuschüsse sich als . vollkommen unzulänglich erwiesen hat. In 
Deutschland dürften heute etwa 840000 Wohnungen fehlen; 
wird der Neubedarf an Wohnungen auf jährlich 160000 an- 
genommen, so müssten innerhalb der 4 Jahre 1480000 neue 
Wohnungen erbaut werden. Für die zu errichtenden neuen 
Wohnungen wird im allgemeinen der Flachbau in Vorschlag 
gebracht. Nur in der Grossstadt soll das 6—8-Familienhaus 
zugelassen werden. Im fünften Kapitel folgt dann eine ein- 
gehende Berechnung über den Bedaff an Baumaterialien und 
neue Vorschläge für deren Beschaffung. Hierfür schlägt Kaui- 
mann Enteignung der notwendigen Ziegeleien und Zement- 
fabriken vor und Schaffung einer gemeinwirtschaftlichen Form 
etwa in der Art eines Zwangssyndikates unter weitgehender 
Mitwirkung der Arbeitnehmer und Verbraucher. Kaufmann 
berechnet, dass sich bei rationeller Ausnutzung aller Fabri- 
kationsmöglichkeiten der Ziegelpreis von 300-360 M. für 1000 
Ziegelsteine auf 165 M. herabsenken lässt. Nach Horten soll 
sich Zement für etwa 90—100 M. pro Tonne herstellen lassen: 
gegenüber dem heutigen Preise von 390—1000 M. Weiter wer- 
den eingehende Vorschläge über die Organisation des Bau- 
betriebes gemacht, und dann folgt wohl der wichtigste Teil: 
die Finanzierung des Bauprogramms. Die Kosten des vier- 
jährigen Bauprogramms werden auf etwa 118 Milliarden Mark 
veranschlagt. Für die Beschaffung dieser gewaltigen Summe 
wird eine Reichsbauanleihe als Zwangsanleihe vorgeschlagen, 
und zwar soll diese einmal bestehen aus einer Bargeldanleihe, 
aus der die notwendigen Löhne gezahlt werden, und dann aus 
einer Naturalanleihe, die in der zwangsweisen Uebernahme von 
Bauland, Materialien, Geräten, Transportmitteln, Betrieben usw. 
in dem für das Bauprogramm notwendigen Umfange besteht. 
Dieser Gedanke ist sicher ausserordentlich kühn, aber wir sind 
während des Krieges. nicht davor zurückgeschreckt, Milliarden- 
anleihen aufzulegen, um Zerstörungsmaschinen zu schaffen, Wir 
sollten deshalb auch nicht davor zurückschrecken, in gleich 
grosszügiger Weise gegebenenfalls durch Zwangsanleihen Mit- 
tel bereitzustellen, um bleibende Kapitalgüter, und das sind’ in 
erster Linie Wohnungen, herzustellen und dadurch unseren be- 
schäftigungsiosen Arbeitskräften Arbeitsmöglichkeiten zu geben. 
Lässt sich der Vorschlag Kaufmann nicht restlos verwirklichen, 
so gibt er doch beachtenswerte Anregungen und eine Grund- 
lage, auf der etwas geschehen kann. Zu .beachten ist, dass 
als Gegenwert der Mietwert der Wohnungen zur Verfügung 
steht, der nach Durchführung des Programms jährlich über 
1 Milliarde Mark beträgt. Das ergibt allerdings nur 1 Prozent 
Verzinsung; dazu würden aber die Ersparnisse an Arbeitslosen- 
Unterstützung, für die 1920 etwa 1 Milliarde aufgewandt wurde, 
kommen, weiter die Steuerzahlungen der jetzigen Unter- 
stützungsempfänger, und schliesslich wird die Gesamtheit des 
Volkes Lasten auf sich nehmen müssen, um dem Wohnungs- 
elend zu stenern. Eingehende Vorschläge werden alsdann noch 
über den Organisations-Aufbau, die „Reichsbauwirtschait‘, ge- 
macht. & 
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Wenn auch manches in diesem Bauprogramm noch 
der Ausarbeitung und Ausreifung bedarf, so sollte doch jeder, 
der für die Schaffung neuer Wohnungen mitverantwortlich 
ist, insbesondere jeder. Politiker, führende Baugenossenschaf- 
ter, der Vorstand von Mietervereinen und schliesslich die Ge- 
werkschaften der Bauarbeiter, sich eingehend mit diesen neuer 
Vorschlägen beschäftigen. Sie-alle müssen sich für die Durch- 
führung eines wmiangreichen Bauprogramms emsetzen, das die 
Not der Wohnmgsiosen und das Elend der Arbeitslosen be- 
seitigt. Möge daher auch dieser Weck- und Mahnruf gehört 
werden, ehe es zu spät. ist. 


Die Brotverteuerung. Nach einer Mitteilung des „Vor- 
wärts“ ‚hat sich das Reichsministerium) für Ernährung und Land- 
wirtschaft entschlossen, für die nächste Ernte folgende Min- 
destpreise in Vorschlag zu bringen: Roggen 2050 M. (bis- 
heriger Höchstpreis 1430 M.), Gerste und Hafer 2050 M. (bis- 
her 1380 M.) und Weizen 2255 M. (bisher 1570 M.) je Tonne. 
Entsprechend dem bisher geübten Verfahren sollen dies Mindest- 
preise sein, die dem Landwirt für seine Erzeugnisse in jedem 
Fall zu gewähren sind. Sollte sich eine weitere Erhöhung der 
Selbstkosten herausstellen, so sollen die Preise wie im Vorjahr 
unmittelbar vor der Ernte erhöht werden und dann als Höchst- 
preise gelten. Das Reichsministerium für Ernährung hat durch 
das Stinnes-Blatt, die „Deutsche Allgemeine Zeitung“, die Nach- 
richt dahin dementieren lassen, dass das Ministerium über die 
Getreidepreise für 1921 noch keinen Beschluss ‚gefasst‘ habe, 
sondern „diese Frage noch der Konferenz der Ernährungs- 
minister“ — die laut anderen Mitteilungen am 21. Februar, 
also einen Tag nach den Preussenwahlen, stattfindet — zur ab- 
schliessenden Beratung vorlegen werde. Diesem Dementi gegen- 
über, das keins ist, da der sachliche Inhalt nicht! bestritten wird, 
hält der „Vorwärts“ seine Angaben aufrecht, die auch durchaus 
wahrscheinlich sind. Die Aufhebung der Zwangsbewirtschaftung 
des Fleisches musste mit Notwendigkeit dazu führen, dass die 
Landwirtschaft auch eine Angleichung der Getreidepreise an 
die Viehpreise fordern würde, weil es bei den jetzigen Getreide- 
preisen für den Landwirt rentabler ist, Getreide zu verfüttern 
und das Vieh zu verkaufen, als das Getreide zu den gegen- 
wärtigen Höchstpreisen abzuliefern. Für die breite Masse der 
Konsumenten, also für die Arbeitnehmerschaft, werden mit dieser 
Getreidepreiserhöhung um mehr als 40 Prozent aber unerträg- 
liche Zustände herbeigeführt, Statt Preisabbau, oder wenig- 
stens Stetigkeit der Preise, gehen wir einer neuen Preiser- 
höhung entgegen, die ohne weiteres auch eine Erhöhung der 
Gehälter und Löhne nach sich ziehen und, da diese von den 
Arbeitgebern nicht freiwillig gewährt wird, zu neuen heftigen 
Arbeitskämpfen und damit zu neuen Erschütterungen unseres 
Wirtschaftslebens führen muss. So wird unsere Wirtschaft 
von den herrschenden Kräften „wieder aufgebaut“! 


Industrie und politische Parteien. Der Zufall hat uns fol- 
gendes Schreiben zugeführt, das blitzartig zeigt, wie sich die 
Industrie einen Einfluss auf die politischen Parteien sichert: 
Kommissionzur Sammlung, Verwaltungund Verwendung 

des industriellen Wahlfonds. 

Geschäftsstelle: Berlin-Wilmersdorf, Brandenburgische Strasse 25, 

Fernsprecher: Amt Uhland 1174, 

Bankkonto DiscontogeseNschaft in Berlin, Unter den Linden 35. 
Vorsitzender: Justizrat W. Meyer. 
Geschäftsführer: J, Flathmann. 

Biyschreihönt Berlin-Wilmersdorf, 8. Dez. 1920, 
Fa ee En ul ante 

Für die preussischen Landtagswahlen ist nunmehr der 
20. Februar 1921 bestimmt worden. Von dem Ausfall dieser Wahlen hängt es ab, 
ob wir in Preussen eine neue, bessere Regierung und Verwaltung erhalten 
werden, oder ob die jetzige Misswirtschaft weiterbestehen bleibt. 

Ueber die so ausserordentliche Bedeutung der dies- 
maligen Landtagswahlen ist man sich anscheinend noch nicht in allen Kreisen 
der bürgerlichen Wählerschaft völlig klar. 

Die gegenwärtige preussische Regierung setzt sich bekanntlich zusammen 
aus A Sozialdemokraten, 2 Demokraten und 2 Zentrumsmännern, und zwar 
haben die Sozialdemokraten nicht nur die 4 wichtigsten Ministerposten (Inneres, 
Finanzen, Kultus und Landwirtschaft) besetzt, sondern auch das Ministerprä- 
sidium, so dass selbst bei Stimmengleichheit die Entscheidung auf sozialdemo- 
kratischer Seite (beim Ministerpräsidenten) liegt. Das ist gegenüber dem Er- 

ebnis der letzten Reichstagswahlen ein ganz unerträglicher Zustand, zumal 
Peeantlich die Ausführung der Reichsgesetze Sache der Einzelstaaten ist. 

Auch der Industrie kann es nicht gleichgültig sein, ob die Besetzung 
von Regierungsstellen, mit denen die: Industrie in erster Linie zu ar- 
beiten hat, weiterhin in der Hand eines sozialdemokratischen Mini- 
sters liegt. = 

Es gilt jetzt, die Lauen und Gleichgültigen in den bürger- 
lichen Reihen aufzurütteln, dass sie am Wahltage ihrer Wahlpflicht 
genügen. Bei den kürzlihen Landtagswahlen in Sachsen ist leider 
die Wahlbeteiligung im Durchschnitt nur etwa 60 %/, gewesen; 
hätte sie derjenigen der letzten Reichstagswahlen entsprochen, würde die Nie- 
derlage der gesamten Sozialdemokratie eine noch viel grössere gewesen sein. 
Eine solche Lauheit und Wahlmüdigkeit darf sich bei den bevorstehenden 
preussischen Wahlen nicht wieder zeigen, wenn aus ihnen eine starke, 
dem Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens günstige Regierung hervorgehen soll. 
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Die Agitation zum Zwecke der Aufrüttelung der REN gen 
und lässigen Wählerschaft erfordert unter den heutigen Ver- 
hältnissen ganz erhebliche Geldmittel, die in den meisten 
Fällen von den politischen Organisationen nicht beschafft 
werden können. ir wenden uns daher im Interesse unseres gesamten 
Wirtschaftslebens pflichtgemäss wiederholt an die Industrie mit der dringenden 
Bitte, durch Zuwendung reichlicher Beiträge jetzt mitzyhelfen, 

»dass in Preussen und damit letzten Endes in ganz Deutschland 
in Regierung und Verwaltung bessere Verhältnisse angebahnt 
werden. 

Unter Hinweis auf die bei den letzten Reichstagswahlen für die 
Industrie erzielten Erfolge bitten wir Sie dringend, mit Ihrer Beitrags- 
leistung nicht zögern zu wollen, damit wir in der Lage sind, an allen Stellen, 
wo es nötig erscheint, unterstützend und helfend einzugreifen. 


W, Meyer. J. Flathmann. 


Soweit das Schreiben parteipolitische Angelegenheiten be- 
handelt, ist es nicht unsere Aufgabe, darauf einzugehen. Fest- 
gehalten werden muss aber an dieser Stelle das Bekenntnis, dass 
die erforderlichen Geldmittel in den meisten 
Fällen von den politischen Organisationen 
nicht beschafft werden können und dass sie des- 
halb von der Industrie finanziert werden 
müssen. Ist es da ein Wunder, wenn diejenigen, die mit’dem 
Gelde der Arbeitgeber gewählt worden sind, unseren Arbeit- 
nehmerforderungen den heitigsten Widerstand entgegensetzen? 


Sozialpolitik 


Eine „Berichtigung“ der Reichsversicherungsanstal. Vom 
Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte er- 
halten wir folgende Zuschrift: „In Nummer 2 Ihres Blattes vom 
14. Januar d. J. ist ein Artikel enthalten „Neue Unwahrheiten 
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte“. Wir. müssen 
es uns versagen, Sachlich im einzelnen auf die Ausführungen 
dieses Artikels einzugehen, ersuchen aber hiermit gemäss $ 11 
des Pressgesetzes vom 7. Mai 1874 wegen der am Schlusse des 
Artikels aufgestellten unwahren Behauptung über das Abstim- 
mungsergebnis um folgende Berichtigung: „Es ist unrichtig, dass 
in der am 1. November v. J. seitens des Direktoriums der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte einberufenen Sitzung 
mit Vertretern der Arbeitgeber- und Angestelltenorganisationen 
zwecks Besprechung der neuen Abänderungsvorschläge zum 
Versicherungsgesetz für Angestellte bei der endgültigen Abv- 
stimmung über die vom Direktorium aufgestellte Tagesordnung 
die Mitglieder des Direktoriums mitstimmten. Richtig ist viel- 
mehr, dass einmal mehr Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 
ireier Angestelltenverbände erschienen als eingeladen waren, 
und dass diese noch eine Reihe von Vertretern anderer Organi- 
sationen mitbrachten. Das Direktorium hat gegen die Teilnahme 
dieser Herren an der Sitzung aus Entgegenkommen keine Fin- 
wendungen erhoben. Nachdem die Vertreter der Arbeitsgemein- 
schaft freier Angestelltenverbände und der ihr nahestehenden 
Organisationen bei der Abstimmung mit 13 gegen 11 Stimmen 
in der Minderheit geblieben waren, entfernten sie sich, ohne sich 
an der Weiterberatung zu beteiligen.“ 


Dieser Berichtigung gegenüber (— die übrigens nicht dem 
$ 11 des Pressgesetzes entspricht —) hält der Vorstand des AfA- 
Bundes die in der Notiz „Missstände in der Angestelltenver- 
sicherung“ gemachten Angaben in allen Teilen aufrecht. Er 
schreibt uns: 


„Es ist unwahr, dass die. Vertreter des AfA-Bundes zu der 
Sitzung am 1. November v. J. Vertreter anderer, dem AfA-Bund 
nicht angeschlossener Organisationen mitgebracht haben. Ab- 
gestimmt wurde lediglich über einen Antrag der AfA-Vertreter, 
zunächst einmal die grundsätzlichen Fragen zu behandeln. 
Dieser wurde mit 13 gegen 11 Stimmen abgelehnt. Das Ab- 
stimmungsergebnis kam dadurch zustande, dass sich auch das 
Direktorium, insbesondere Herr Dr. Koch, an der Abstimmung 
beteiligte, 

Eine Angelegenheit zu beraten, über die nicht zuvor eine 
grundsätzliche Klärung geschaffen wurde, haben die Vertreter 
des AiA-Bundes daraufhin abgelehnt und von Anfang an erklärt, 
dass es ihnen nur möglich sei, an der Einzelberatung teilzu- 
nehmen, wenn vorher die Grundsätze der Reorganisation der 
Angestelltenversicherung besprochen seien.“ 


Betriebsräte 


Aufruf für die Wahl von Betriebs-, Arbeiter- und Angestell- 
tenräten» Der geschäftsführende Ausschuss der 
gewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale des 
A.D.G.B. unddes AfA-Bundes, gezeichnet Grassmann, 
Brunner, Dissmann, Brolat, Aufhäuser, Süss, Nörpel, und der 
Beirat des geschäftsführenden Ausschusses 
haben unter dem 2. Februar folgenden Aufruf erlassen: 


= 
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Der am 1. und 2. Februar 1921 in Berlin versammelte Beirat 
der gewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (A.D.G.B.) und des Allge- 
meinen freien Angestellten-Bundes (AfA-Bund) fordert die ört- 
lichen Körperschaften der Betriebsräte und der Gewerkschaften 
Deutschlands auf, die bevorstehenden Wahlen zu den Betriebs- 
vertretungen auf einheitlicher Grundlage durchzu- 
führen. Sämtliche Betriebsvertretungen, welche zur Neuwahl 


stehen, sollen nach Möglichkeit an einem örtlich zu verein- 


barenden Tage im Monat März neugewählt werden. Die 
Agitation ist auf Grund der Forderungen der 
freien Gewerkschaften allenthalben aufzu- 
nehmen. Einheitliche Listen der freien Gewerk- 
schaften der Arbeiter. und Angestellten sind in iedem Betriebe 
von den Gewerkschaftskollegen aufzustellen. Jeder Versuch, in 
den Reihen freiorganisierter Gewerkschaftler nach ‚engen Partei- 
gruppiefungen mit getrennten Listen vorzugehen, muss zurück- 
gewiesen werden. Jedes Kompromiss mit Gewerkschaften, die 
nicht dem A. D. G. B. und dem AfA-Bund angehören, ist im 
Interesse der Einheit der Bewegung und unserer Kampfkraft ge- 
genüber den Unternehmern unterallen Umständen aus- 
zuschliessen. Die Betriebsräte der freien Gewerkschaften 
der Arbeiter und Angestellten Deutschlands treten ein: 


für die Durchführung der Sozialisierung des Kohlenberg- 
baues gemäss den Forderungen der Spitzenorganisationen und 
des ersten Reichskongresses der Betriebsräte Deutschlands, 

für die Kontrolle der Produktion und die restlose Zu- 
sammenfassung der Arbeiter und Angestellten in den Be- 
trieben gemäss den Beschlüssen des ersten Reichskongresses 
der Betriebsräte Deutschlands, 


für die Durchführung des vollen Mitbestimmungsrechtes 
in allen Fragen der Wirtschaftsführung, wie sie durch Ar- 
tikel 165 der Reichsverfassung gewährleistet, aber durch das 
Betriebsrätegesetz in seiner jetzigen Fassung nicht zuge- 
billigt worden ist, und 
für die Ueberführung der kapitalistischen Profitwirtschaft 
in die sozialistische Gemeinwirtschaft. 
Freigewerkschaftliche Arbeiter und Ange- 
stellte, Arbeiterräte, Angestelltenräte, Be- 
triebsräte und Gewerkschaftskollegen! 


Benutzt die nächstem Wochen dazu, die Kollegen in den 
Betrieben aufzuklären, sorgt dafür, dass alle Arbeiter und An- 
gestellten, welche ihren Klassenstandpunkt noch nicht 'erkannt 
haben, restlos für die freien Gewerkschaften gewonnen werden, 


erklärt durch Wahl von freigewerkschaftlichen Betriebsräten 
euren Willen, die Forderungen der freien Arbeiter- und Ange- 
stelltengewerkschaften zur Durchführung zu bringen, gegen 
die kapitalistische Profitwirtschaft, für die sozialistische Ge- 
meinwirtschaft! 


Betriebsratsmitglieder in den Aufsichtsräten. Nach Vorbe- 
sprechungen mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 
ist der im Reichsarbeitsministerium gefertigte Entwurf des Aus- 
führungsgesetzes zu $ 70 des Betriebsräte-Gesetzes betr. Ent- 
sendung von Betriebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat fertig- 
gestellt und nach Verabschiedung durch das Reichskabinett dem 
vorläufigen Reichswirtschaftsrat vorgelegt worden. Der Geseiz- 
entwurf, den wir durch die „Bundespost“ allen Vertrauens- 
männern des Bundes zustellen, so dass sich unsere Mitglieder 
dort näher über den Inhalt unterrichten können, sieht die Ent. 
sendung von ein bis zwei Betriebsratsmitgliedern in die Auf- 
sichtsräte der Aktien- und Aktienkommanditgesellschaften, der 
Genossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit und 
der Gesellschaften mit beschränkter Haftpflicht vor. Die ent- 
sandten Mitglieder sollen nach dem Entwurfe, abgesehen- von 
dem in $ 70 B.R.G.- vorgeschriebenen Ausschluss von dem 
Tantiemenbezug, die gleichen Rechte und Pflichten wie die 
übrigen Aufsichtsratsmitglieder haben. Ob ein oder zwei Mit- 
glieder entsandt werden, bemisst der Entwurf nach der Zahl 
der sonstigen Aufsichtsratsmitglieder. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art.der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter Au- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F_= Fachgruppenversammlung, 

A Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. 
Giessen a. d. Lahn. M. 9. Il 8%, Restaurant „Aquarium*. 
Hagen I. W. M. 3. Ill. 7%. Hotel „Drei Linden“, Körnerstr. 32, 
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Stellenangebote ; 


. Bei den städtischen Gas- und Wasserwerken der Stadt Ohligs soll 
zur Unterstützung und Vertretung des Direktors möglichst bald ein 


' Maschineningenieur 


ia es werden. Es kommen nur Bewerber in Betracht, die neben 
nachweisbar guter wissenschaftlicher Ausbildung langjährige Erfahrungen 
auf dem Gebiete der Gas- und Wasserversorgung haben. Die Besoldung 
erfolgt nach Ortsklasse A_ und nach Gruppe IX oder X der Reichs- 
besoldungsordnung je nach Vorbildung und De Anstellung erfolgt 
im Wege des Privatdienstvertrages. werbungen mit Lebenslauf und 
beglaubigten Zeügnisabschriften sind zu richten an die 


Verwaltung der städtischen in-, mi Wasserwerke Ohligs. 


Zum baldigen Eintritt wird ein 


Ingenieur 
(Kulturingenieur bevorzugt!) 
gesucht, der hauptsächlich in hydrotechnischen Berechnungen erfahren ist. 
Die Anstellung und Entlohnung richtet sich nach dem Teiltarifvertrag 
für Staatsangestellte. Im äusseren Dienst werden die Tagegelder und 
\ Reisekosten gewährt, die die staatlichen Beamten beziehen. 
| Angebot mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 
1 sind zu richten an das 


Kulturbauamt Schweinfurt (Bayern). 
| Montage-Ingenieur. 


[ Für die Montage von Diesel- und Vergasermotoren im Serienbau 
| ia der Werkstatt wird erfahrener Betriebsingenieur gesucht. 
Bewerbungen erbeten an 
Danziger Werft, Personalabteilung. 


| 

| rn ee ee anni 3 ne 
Für meine mechanischen Werkstätten und zur Beaufsichtigung der 
elektrischen Anlagen suche ich einen 


| Ingenieur ode Techniker 


} als Betriebsassistent zum sofortigen Eintritt, 
| Derselbe muss Erfahrung in der Festsetzung von Akkordlöhnen 
und in der Gewichtsberechnung besitzen. 
Lückenloser Lebenslauf mit rn und Bild erbeten an 


W. Lüders, Wernigerode a. H., Eisen-, Stahl- u. Metallgiesserei. 
| An der städtischen Fortbildungsschule zuWeissenfels sollen möglichst 
| 
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noch zum 1, April 1921 
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| hauptamtlich angestellt werden. Die Anstellung und Besoldung erfolgt 
l nach den jeweilig geltenden gesetzlichen Bestimmungen. Für die eine 
Stelle ist die technische und unterrichtliche Befähigung für das Metall- 
werbe (Schlosser, Elektromechaniker usw.), für die andere für das 
u- und Holzgewerbe Bedingung. Der Unterricht umfasst Berufs- 
und Bürgerkunde mit Geschäftsaufsatz, Rechnen und Buchführung, sowie 
| Zeichnen. Meldungen mit Lebenslauf und beigefügten Zeugnisabschriften 
| sind sofort, spätestens bis 15. Februar d. ;) an Herrn Rektor Pfeifer, 
| hier, zu richten. 
N Weissenfels, den 22. Januar 1921. 









Für eine Kesselanlage mit 8 Kesseln von je 400 qm 
) Heizfläche und grösserem Maschinenhaus wird 


Techniker 


als Assistent des Betriebsleiters gesucht. Theoretische 
N Kenntnisse Bedingung, praktische dringend erwünscht. 

| Bewerbungen unter Beifügung von Lebenslauf und 
| Zeugnisabschriften an 

| Rositzer Braunkohlenwerke, 

| Actiengesellschaft, 


Mineralölwerke Rositz S.-A. 





Vorkalkulator 


mit nachw. mehrjähriger Tätigkeit als solcher in grösseren 
Fabriken der elektrotechn. Apparatebranche gesucht. 
Bewerber ohnelange u, vielseitige Werkstattspraxis ausgeschl. 
‚Wegen Wohnungsmangel Ledige bevorzugt. Ausf. Off. mit 
Gehaltsansprüchen, frühestem Eintrittstermin und Zeugnis- 
abschriften an 


Velifa-Werke 


(Betriebsieltung), 
Fabrik für Röntgen- und elektromed. Apparate 


Frankfurt a. M., West 13. 











Der Magistrat. 












Beilagen haben guten Erfolg 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


‚Wir suchen zum baldigen Ein- 
tritt einen in Eisenkonstruktionen, 
Transport- u. Aufbereitungsanlagen 
erfahrenen, jüngeren 


Ingenieur. 


Wegen Wohnungsmangel kann nur 
ein unverheirateter Herr eingestellt 
werden. 
Maschinenfabrik 3. E. Christoph 
Aktien-Gesellschaft 
Niesky kei Görlitz. 


Elektrotechniker, 


vertraut m.d. Verbandsvorschriften, 
zur Abnahme von. Installations- 
anlagen u. Erledigung vorkommend. 
technischer ‚Bureauarbeiten gesucht 
für die Dauer von ca. 6 Monaten. 
Gehalt nach Tarif. 


Landelektrizität @; m. b. H. 
Veberlandwerk Weferlingen (Prov, $a.) 


Junger 


Techniker 


flotter Zeichner, sofort gesucht. 
Schriftl. Bewerb. mit Gehaltsanspr. 


Hans Wichmann, Architekt, 
Mölln i. Lbg. 

Die billigsten Hemden 

Strümpte, Strickwolle usw. liefert 


an jedermann u. sendet, Preisliste 
gegen 20 Pfennig 


M. Grossmann, 
München A. 8, Baaderstr. 1. 


MitgliederT 


kauft bei unseren Inserenten! 


Duerwäsche =: 
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Dauerwäschefabrik Bremer &Co., 





Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 


| Freuden derJugend 


kehren wieder 


bei Gebrauch der echten 
„Wotanol“-Pillen. Das 
Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 
Gegen Nerven- und sexuelle 
Schwäche. Ihre Arbeits- 
kraft wird verjüngt, — 
daher kann der Erfolg in 
Ihrem Berufsleben . nicht 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme, 


Lucerna-Tabletten 
Mittel gegen 





bewährtes 
franco gegen Nachnahme. 


Richtig angewandt — immer 
Erfolg, 


Tarpenbeckstrasse 51. 
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Berlin-Friedenau, Sponholzstr. 53/54. 


Bünftigite Altern. und Samilienverforgung 


Deufiche Beamten-Lebensverficherung a. ©. 
Anftalt des Deutihen Beamten-Wirtichaftsbundes. 


Auskunft und Drudjachen foflenlos durch den 
Vertrauendmann: Rehnnungsrat d. Henne, 
Berlin-Steglig, Siemenzitraße 37V. Fernruf: 


Verlangen Sie aufklären- 


des Material über 


Industriebeamten- 


Sparbank 


e.G.m.b.H, 


Berlin RW 52, Wertistr. 7. 








Rheuma, Gicht etc. M. 18,— I} 


Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20 | 


Beilagen haben Erfolg! Hugo Bergmann, Lüneburg Goseburgstr.2, 





zurück. Kopfweite angeben. Preis ca. 23.— Mark. 


Achtung, Hausfrauen! ee 


S 


Passende Geschenke 





Prima Rein-Aluminlum, beste Au 
= 3 Kochtöpfe mit Deckel, starke, unbordierte Ware. — 


ca. 3, 4 und 5 Ltr., zusammen . . » 125.— M. 
Wasserkessel, 4 Lt... . » » 0.» 68.— M. 
Diese 4 Telle zusammen ,. . 190.— M, 


Kaffeekanne, 21/4 Ltr. 84.— M. 
Teekanne 
— Versand per Nachnahme. — 
Von 68.— M. 
und Porto frei. — Illustrierte Preisliste gratis. 

Alum.-Versand F., Bode, Essen, Wernerstrasse 44. 


mit Baugewerkschulbildung und praktischer Erfahrung als 


selbständige Bauführer 


gesucht. Ausbildung im Betonspritzverfahren in unserem Betrieb. Vorerst 
nur schriftliche Bewerbung mit Lebenslauf und Gehaltsansprüchen an 


Deutsche Torkret-Baugesellschaft m.b.H. 






bietet die 











Stegli 37. 





WER?? übernimmt. d. Vertrieb u. 
Gummi-Dauersohle und -Absätze? 
Erstkl. Qual., viel bill. als Ledersohle | 
u. dabei vielfach. Ueberdauern der- ! 
selben.Viele Dank-u.Anerkennungs- 
schreiben. Hohe Prov. ünst, | 
| Gelegenh,., s. Eink..bedeut. zu erhöh. 

Auch alsNebenerw.vorzügl.geeignet, 
Versand v. Einzelpaaren pr. Nachn, 
Send. Sie m. aufgezeichn. Stiefel- u, 
Absatzgrösse. Garantiere Zurückn 

enn Obengesagtes nicht zutrifft, 






die 









Haben Sie einen 


alten Herrenfilzhut 


den Sie nicht mehr tragen können, so 
senden Sie selbigen sofort ab. Sie erhalten N 
ihn in ca. 14 Tagen modern vorgerichtet 


wie neu 








< ur 


sführung. 





1!/g Ltr. 38.— M. 


" Y 


ab Verpackung 
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Rede und Schrift 


DEUTSCHE -TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


ro a = Unentbehrlich für jedermann! # EINER, 


57 Für alldie kaklr: Fälle, in denen Sio zur Feder greifen müssen, oder in denen Sie gezwungen sind, an irgendeiner Stelle zu reden, ist Ihnen der beste Ratg.u.Lehrm. das soeben »rsch. Werks 


Nr. 6 





Praktisches Handbuch für den gesamten, geschäftlichen, Öffentlichen und privaten Schriftwechssel 
sowie für die Ausbildung in der formvollendenten freien Vortragskunst, nebst allen hierzu erforderlichen 
Wissenagebieten und einer Einführung in die Grundlagen des politischen und wirtschaftlichen Lebens 
im neusn Deutschland. Herausgegeben von Dr. phil. Karl Sewering. 


er 


7 
a 


Das Werk ermöglicht ea, sich durch Selbststudium 
diejenigen Kenntnisse anzueignen, die für das 
prakt. Leben ständig gebraucht werden und ver- 


g hilft zuoinemgewandtenßtilund sueiner 
Bl eindrucksvollen Redeweise. — Fast aus- 


en vorliegenden Form bentıtzt werden. 


nahmslos können diereichhaltigen Vorlagen in der 
Besonders 
gilt dies auch bei den zum Abdruck gebrachten 
Musıerreden, die zahlreiche Beispiele für alle nur 
denkbaren Gelegenheiten enthalten. — Dem ge- 
schäftlichen, Öffentlichen und privaten Schrift. 
wechsel geht eins übersichtliche Darstellung mit 
Beispielen über die Abfassung von Schriftstücken, 
über Anreden uud Titulaturen, über die Innehaliung 
des Instanzenweges bei den Behörden usw. voraus. 
Sodann folgt eine ausführliche Erklärun«e -der'im 
Geschäftsleben gebräuchlichen Fachausdrücke. — 
Die Verkehrsachrift, Rundschrift und Kunstachrift 
finden ausführliche Berücksichtigung. Da eine 
gute Handschrift die Vorbedingung für einen guten 
Schriftverkehr bedeutet, ist aut die Ausbildung der 
Schrift großer Wert gelegt. — Die Kunst des.Re- 


Di dens gibt eine vorzügliche Anleitung zur Aus- 


bildung ia der formvollendeten Rede- und Vortrags- 


kunst. Der erste Teil bringt eine susführliche Be- 


sprechung der formellen Notwendigkeiten unter dem 
Titel: „Wie redet man“, während der &weite Teil: 
nWas redet man“ außer einer übereüs ferselnden 
und leicht faßlichen Anleitung für die Gostaltung 
des Inhalts d«r Rede eine reiche Auswahl von Auf- 
gaben und Ausführungen zu Redeübungen für alle 
im Leben vorkommenden Fälle euthält, durch die 
das logische. Denken und ein freies unrorbereitetos 


% eleg., starke Bände in Lexikon-Format 


Märk Mark 
Statt 130 nur BD 
einmal lich 
Auf Wunsch 8 Tage zur Ansicht, daher vollkommen 
risikofrei.. Zahlkarten umsonst, 


Reden g*übt wird. — Deutsche Gedankenwelt heißt 
die Zits'ensammluug, welche. dem Werke beige- 
geben ist und seinen Wert erhöht, Die bedeutend- 
stea Aussprüche und Gedanken vieler großer 
Männer und Frauen, Dichter, Denker, Stastsmänner, 
Heerführer, Künstler und Gelehrter, sowie die ge- 
bräuchlichsten lateinischen Sprichwörter sind ge- 
sammelt und stofflich geordnet. — In gleich vor- 
süglicher, jedermann verständlicher Bearbeitung 


Bestellschein, 
Ansschneiden u. offen 
(10 Pfg Porto) einsenden, 


sind alle übrigen, auf „Rede und Schrift“ bezüg- 
lichen Wissensgebiete behandelt, und zwer z. B. 
Schriftdeutsch | Kaufmannsdeutsch | Zeitungs- 
deutsch. | Voliständige Schule der Graphologie. | 

Erziehung dos@edächtnisses alaVorbedingung einer 
guten Rede. — Die Grundlags des politischen und’ 
wirtschaftlichen Lebens im neueu Deutschiand 
(Reichsverfasaung, politische Parteien Reichzwehr, 
Versailler Frieden mit seinen wirtachsftlichen 
Folgen und .alles, was der Staatsbürger vom neuen 
deutschen Reich wissen muß) ist hier ustergälis 
dargestellt... Ein.wertvollos deutsches Wörterbue 

und Fremdwörterverseichnis mit #1200 Stichwörtern 
vervoliständigt : das Werk, — - Bisherige Urteile: 
Herr Dr. Heuß i. N. schreibt: „Ihrem Schreiben 
Ing eine Probeseite über Schrift-Deutsch aus „Rede 
und Schrift" bei. Diese las ich und finde sie so 
trefflich, daß ich mir das Werk anschaffen möchte, 
Wollen Sie mir dasselbe zusenden.*“ — Herr Fritz. 
Hehncke i. B. urteilt: Nachdeın ich die Probebogen 
durchgelesen habe, kalte ich das Werk für aus- 
gezeichnet.* 


Pestalozzi-Buchhandlung Eiuke & Co, 
Halle a.d,Saale, Fernsprecher 4683 u. 8365, 


’ 


“, Heraus- 
gen von 






chtbezahltes ist Eigentum obiger 


Mark gegen Monatszahlun 








ur ge 
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Gymnastik schafft — 
Gesundheit und Kraft. 






Federdruck-Hanteln 


14 einsetzbare Federn, mit Anleitung und illu- 
strierter Uebungstabelle, in tadelloser Ausführung. 
Paar Mi. 35.— franko. Eigenes Fabrikat! 
Engros- und Versandgeschäft „Idealtt 
Berlin NO 55/9. Postschliessfach 8. 
0009000000000000000000000000000000000000000000000 











vo Angestellten-Versicherung 


deren Ausdehnung bis M. 30 000.— Einkommen zu erwarten ist, 
kann Befreiung durch Versicherung bei Privatgesellschaft 
erreicht werden. 

Anträge ohne Prämienerhöhung und Teuerungs- 
zuschläge nimmt entgegen u. erteilt Auskunft sowie Ratschläge 


Deutsche Lebensversicherung Potsdam a. G., gegr. 1869, 


eschäftsstelle Berlin. 
Büro: SW 68, Zimmerstr. 3/4. » 


Photogruph. Apparate 


u.Bestandteile 
“Katalog A frei, 


Selbstspielende 
Musikinstrumenie 
Katslog B frei. 

Uhren, Brillanten, 
Gold-u.Metallwaren 













Fernsprecher: Zentrum 9646. 


Fischer: Statik 
u. Festiökeitsiehre 


Band 1—3. Gebunden M. 284,—. 
u: Monatsrate M. 25.—. 


Mathematik 


zum Selbstunterricht. 


Gebunden M. 60,— durch 


Buh- 
Hermann Meusser, «:;. 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 73. 


guten EREOIG] 


guten 
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Teilzahlung. 


K 
L Römer, Altona (Eibe) 108. | Beilagen 
Familienversorgung 


Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In be- 
sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
einrichtungen des 


Preussischen Beamten-Vereins 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 

und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 

anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, 

Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angestellte und 
sonstige Privatangestelite, 


- Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 217328385 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezahlte Agenten und spart dadurch 
sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei’durch 


Die Direktion des Preussischen 


Beamten-Vereins zu Hannover. 
Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
in diesem Blatte Bezug nehmen. 




































Im Buchhandel nieht käuflich! IM 


ersten Ranges 


| für Büro, Werkstatt, Betrieb u. Ver- 
wandtes. Versandkatalog kostenfrei. 


Streitz’sche Yerlagsbuchhandiung Vers. San. Artikel @g. Euglbrecht, 
Berlin NO 210, 


: 


können Sie nach unserer weltberühmten Methode 








scheidt) Berlin-Schöneberg, Bahnstr. 29/30, (Gegr. 1856) 
Verlag der Sprachunterrichtswerke nach der Methode 


Toussaint-Langenscheidt 


Aufnebenftehenbem Abfchnitt nur die gewünfchteSprache und 
Adreffe genau angeben und in offenem Briefumfchlagfran- 
tiert als „Drudfache* (10 Pf.) einfenden. Wennweltere Zu- 
füge gemacht werb., nur als verjchloffener Brief zuläffig. 












s- 


bei der Pestslozzibuchhandl., Linke & Co. 
Halle a.d.8. „Rede und Schrift 


Ich bestelle It. Anaeige in der „D. T.-Ztg.« 
gegeben von Dr. Karl Sewering. 2 starkes Bände 


Firma. Erfüllungsort: Halle (Saale), 


au 13. 
15.- Mark. Ni 









ettnässen, 


Befreiung sofort. 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst. 





Wegen lohn, Verkauf alteingef. Zig.- 
Fabrik. an Bekannte wende man sich 
unt G. B. 2279 an die Exp. d. Bi. 


Mitglieder unseren Inserenten 


7.20M. monatlich 


(einschliesslich aller Lehrmittel) 








asteurstrasse 16. | München B 74, Kapuzinerstrasse 9. 












im jedem Gelegenheit 
zu bieten, Den Unterricht 
nach unferer Methode 
Zoufjaints Langenjcheidt 
fennenzulernen, baben 
wir ung entfchloffen, 
jedem Lernluftigen eine 


Btobeleftion 
toitenlos 


u.ohne irgendwelche Ber- 
bindlichfeit zuzufenden. 
Sie brauchen ungnur den 
untenfiehenden Abfchnitt 
einzufenden. Schreiben 
Sie aber heute noch! 


Toussaint- Langenscheidt 


eine fremde Sprache erlernen! 


Bedenken Sie, was das auch für Sie bedeutet! 
Für einen geringfügigen Betrag, den Sie gewiss 
für einen einzigen Theaterbesuch ausgeben, können 
Sie sich Kenntnisse erwerben, die für Ihr Vorwärts- 
kommen von unermesslichem Werte sind. 

Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass Deutsch- 
land in nicht allzuferner Zeit darangehen wird, 
seine wirtschaftlichen Beziehungen mit dem Aus- 
lande in grösserem Masse auszubauen. Dazu sind 
Sprachkundige in grosser Anzahl erforderlich. Nutzen 
Sie also die günstige Gelegenheit aus! Sorgen 
Sie dafür, dass dieser Ausbau auch Ihnen. Vorteil 
bringt. Lernen Sie rechtzeitig fremde Sprachen, 

Unsere weltberühmte Methode Toussaint-Langen- 
scheidt bietet Ihnen Gelegenheit, in leicht verständ- .E 
licher, bequemer und interessanter Weise auf Grund /? 
des Selbstunterrichts jede wichtigere fremde 
Sprache zu erlernen, Keine Vorkenntnisse, keine 


bessere Schulbildung erforderlich. Das Studium 


























nach unserer Methode ist eine interessante at) 

Prof. ©. Langenfcheibt 5 Beschäftigung für Ihre freien Stunden. ie 

: um Zu- 
ALITTTTITTITTETETTLLLLTTTITELTITTILTTR) LAELLTELTTTILTPELTETEITETTTETTTPITTLELTTETTIITTTEITERTTETTERTPPRRR AS fendung 
Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung (Prof. G. Langen- / «” der in ber 


An „Deutichen 

FR Secniter-Zet- 
S tung“ angebo- 
A x tenen Probelektion 
. ber 










Ai S Sprache koftenlos,porto« 
frei und ohne Verbindlich“ 
Leit für mich. 


Vame: na > 






4 BErUfsn nr 
Seen. Straße: zul 


































































Nr.7 73. be: 


Der AfA-Bund gegen die Entente-Forderungen, 


INHALT: 


sozialisierung. 


sicherung, — Sozialpolitik: Die Anträge auf Befreiung von der Angestelltenversicherung. 
Existenzminimum im Januar 1921, — Arbeitgeberbewegung: Die Vereinigung der deutschen Arbeitgeber 


tag. — Produktive Erwerbslosenfürsorge. — Das 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis, für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bank konto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811. 1088. 1090. 


18.Februar1921 


ev mBe-GBbGgHum m 
Einigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Verband. — "Die Neuordnung der gesamten Sozialversicherung. — Wirtschaftsfragen: 
— Der D.H.V. zur Sozialisierungsfrage. — Der Verband der Bergarbeiter für die Voll- 
— Arbeitsmarkt im Dezember 1920. — Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland. — Erfolge der genossenschaftlichen Ver- 


— Ein Schlichtungsausschuss gegen den Achtstunden- 


verbände. — Angestelltenbewegung: Wühlarbeit der Gewerkschaftsgegner. — Irrlichter. — In den Armen liegen sich beide. — Der N.D.T.V. am Scheide- 
wege. — „Christliche“ Kampfesweise. — G.d. A. und Techniker. — Betriebsräte: Gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale. — Berufsfragen: Die Sonder- 


'stellung der Cöthener „Hochschüler“. 


— Warnung vor der Fremdenlegion. — Aus dem Bunde; Ehrenamtliche Tätigkeit in der Organisation. — Unsere 


Werbewoche. — 10 Gebote zur Lähmung des Organisationslebens. — Vorstandsbekanntmachungen. — Aus den Gauen. — Bücherschau. — Sterbetafel. * 
Recht und Rechtspraxis: Materielles Recht: Grundlagen des Arbeitsrecht (Fortsetzung). — Die Gewerbeordnung. — Verfahren: Gerichtsverfahren. — 
Entscheidungen: Rechtswirksamkeit des Versprechens eines Gewinnanteiles ohne Angabe der Höhe. — Schadenersatz für Massregelungen. — Neue 


Gesetze: Novelle zum Betriebsrätegesetz, 


Die unter Leitung von Adolf Cohen, dem stell- 
vertretenden Vorsitzenden des A.D.G.B., eingeleiteten 
Einigungsverhandlungen zwischen dem AfA-Bund und 
dem Deutschen Werkmeister-Verband haben in der Ver- 
tretersitzung des AfA-Bundes vom 14. Februar 1920 zur 
Annahme nachstehender Leitsätze geführt. Der Deutsche 
Werkme&ister-Verband hat darauf seine Mitarbeit im AfA- 
Bund wieder aufgenommen. 


I. Voraussetzung für alle freigewerkschaftlichen Or- 


ganisationen ist die möglichst restiose Eriassung aller 
Berufsgenossen. Dabei müssen religiöse und partei- 
politische Fragen ausgeschaltet werden. Das sind keine 
Opportunitätserwägungen, sondern die Erkenntnis, dass 
das die Voraussetzung für jede Gewerkschaftsarbeit ist. 
Die dem AfiA-Bund angeschlossenen Verbände sind 
Berufisorganisationen, die ihre Ziele unter Anerkennung 
des Grundsatzes’ der parteipolitischen Neutralität zu ver- 
wirklichen suchen. Es wird anerkannt, dass sich auch im 
D.W.V. Mitglieder aller Parteien zu gemeinsamer Durch- 
setzung wirtschaftlicher Forderungen zusammengeiunden 
haben und er besonderen Wert auf die Wahrung der par- 
teipolitischen Neutralität legt. Die Stellungnahme zu 
wirtschaits- und sozialpolitischen Problemen wird da- 
durch nicht berührt. 
I. Es wird festgestellt, dass der AfA-Bund, unbe- 
schadet seiner in der Vorständekonferenz am 6. und 7. No- 
vember 1920 zum Ausdruck gebrachten grundsätzlichen 
Stellung, sich nach wie vor ander Zentralarbeits- 
gemeinschaft beteiligt. Der Deutsche Werkmeister- 
Verband steht auf dem Boden seines auf dem Gelsen- 


Einigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Verband 


kirchener Verbandstage gefassten Beschlusses zur Frage 
der Zentralarbeitsgemeinschait und wird demgemäss für 
die Zentralarbeitsgemeinschaft eintreten, bis ein gleich- 
wertiger Ersatz geschaffen ist. 

IH. Internationaler Gewerkschaits- 
bund. Es besteht Uebereinstimmung, dass die frei- 
gewerkschaftlichen Ziele nur erreicht werden können 
durch nationale und internationale Solidarität aller Arbeit- 
nehmer. Aus diesem Grunde wird eine Verbindung mit 
dem A.D.G.B. und dem Internationalen Gewerkschafts- 
bund, Sitz Amsterdam, erstrebt. Unter Wahrung der par- 
teipolitischen Neutralität sollen die Angestelitienverbände 
aller Länder gesammelt und dem Internationalen Bund 
der Privatangesteilten zugeführt werden. 

IV. Sozialisierung. Das Allgemeinwohl muss 

über das persönliche Interesse gestellt werden. Die 
Gemeinwirtschait ist mit allen gewerkschaftlichen Mit- 
tein zu fördern. 
V. Satzungsentwurfi und Programm. 
Der AfA - Vorstand empfiehlt der Vertretersitzung, den 
8 (letzter Absatz der Satzungen wie folgt zu for- 
mulieren. 

„Religiöse und parteipolitische Bestrebungen sind 
ausgeschlossen. Der AfA-Bund kann mit anderen Organi- 
sationen von Fali zu Fall zur Erringung gemeinsamer 
Ziele zusammenarbeiten, jedoch nur soweit sie sich im 
Rahmen der AfA-Zwecke halten.“ 

Satzungsentwurf und Richtlinien der Satzungs-Kom- 
"mission werden erneut unter Hinzuziehung der Kollegen 
Leonhardt und Klingen einer Durchprüfung unter- 
zogen. 


a EEEEEEEEEEEEEEEREEREREREEEREREERERREERERRRRRERRRRRRRRERRREE 


Die Neuordnung der gesamten Sozial- 


versicherung 


} Der Reichstag hat kurz vor den Weihnachtsferien noch ein 
Gesetz verabschiedet, das die ungeheure Not derienigen ein 
wenig lindern soll, die auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
‘(Invalidenversicherung) eine Invaliden-, Alters- oder Witwen- 
‘rente beziehen. Durch das neue Gesetz werden diesen Rent- 
nern Zuschüsse gewährt. Die dafür neu aufzubringenden Gelder 
‚sollten nach der ursprünglichen Absicht des Reichsarbeits- 
ministeriums durch ein Umlageverfahren aufgebracht werden, 
nach welchem Arbeitnehmer wie Arbeitgeber monatlich je 3 M., 
‚insgesamt also 6 M. an Extrabeiträgen zu leisten gehabt hätten. 
‚Entgegen dieser Absicht sind nach dem endgültigen Wortlaut des 
‚Gesetzes vom 26. Dezember 1920 die Invalidenversicherungs- 
sbeiträge verdoppelt worden, . Der zur Stinnespartei gehörende 
Reichstagsabgeordnete Otto Thiel (Beamter des Deutschnatio- 
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nalen Handlungsgehilfen-Verbandes) benützt diesen Vorgang, in 
der „Deutschen Handelswacht“ seine parlamentarische Tätig- 
keit in ein gutes Licht zu rücken und Seitenhiebe auf die von 
ihm gehassten „Genossen“ auszuteilen. Der Zweck heiligt die 
Mittel; sagt sich unser deutschvölkischer Kanpitalistendiener, 
wobei er seine Leser geflissentlich im unklaren darüber lässt, 
dass der von ihm in Grund und Boden verdonnerte ursprüngliche 
Gesetzentwurf nicht von den „Genossen“, sondern aus dem 
unter christlicher Leitung stehenden Reichsarbeits- 
ministerium stammt. 

Als Hauptzweck mit dieser vom Zaune gebrochenen Polemik 
beabsichtiet jedoch Herr Thiel, in seiner Art eine Lanze für die 
Sonderversicherungder Angestellten zu brechen. 
Er stellt eine geradezu unsinnige Rechnung auf, um nachzu- 
weisen, dass der ursprüngliche Gesetzentwurf eine Bevorzugung 
der Arbeiter zum Schaden der Angestellten bedeutet hätte. 
Auf Betreiben Thiels hat es der Reichstag zunächst ab- 
gelehnt, gleichzeitig auch die Renten aus der Ange- 
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stelltenversicherung zu erhöhen, dann aber folgenden Be- 
schluss gefasst: 

3. Die Reichsregierung wird ersucht, alsbald nach dem 
Wiederzusammentritt des Reichstages einen Gesetzentwurf vor- 
zulegen, der für diejenigen Personen, die Renten nach dem 
Versicherungsgesetz für Angestellte beziehen, 
eine ausserordentliche Beihilfe sichert, nach Art derienigen, wie 
sie durch das Gesetz für andere Sozialrentner sichergestellt sind. 

4. Die Reichsregierung zu ersuchen, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, durch den der Notlage der Landesversiche- 

rungsanstalten abgeholien wird, und die Vorlage des 
Gesetzentwurfs so zu beschleunigen, dass die erforderlichen Mass- 
nahmen spätestens mit dem 1. Juli 1921 in Kraft treten können. 

Wirbegrüssen es, dass nach diesem Beschluss die- 
jenigen Personen, die Renten nach dem Versicherungsgesetz 
für Angestellte beziehen, ausserordentliche Beihilfen wie die an- 
deren Sozialrentner erhalten sollen. Wir bedauernaber, 
dass damit die Angestelltenrentner auf die Zukunft ver- 
tröstet werden, während für die Invalidenrentner (Reichs- 
versicherungsordnung) bereits etwas geschehen ist. Wenn durch 
den vorstehenden Reichstagsbeschluss beabsichtigt ist, die not- 
wendigen Gelder durch ein Umlageverfahren oder durch. Er- 
höhung der Beiträge von den versicherten Angestellten herein- 
zubringen, so legen wir schon heute schärfste Verwahrung da- 
gegen ein. Zunächst ist die aufzubringende Summe so lächer- 
lich gering, dass weder das eine noch das andere notwendig 
ist. Nach der Gewinn- und Verlustrechnung für 1919 der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte („Die Angestellten- 
versicherung“, Amtliche Nachrichten der Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte, 8. Jahrgang Nr. 7, Juli 1920) beliefen 
sich die Ausgaben an Ruhegeld und Renten im Jahre 1919 auf 
930 952,43 M. Die nach dem zuletzt erwähnten Reichstags- 
beschluss benötigten Summen würden bei einem Umlagever- 
fahren wenige Piennige per Monat zu Lasten des einzelnen An- 
gestellten betragen. Das gleiche Bild würde sich naturgemäss 
bei einer Beitragserhöhung zu diesem Zwecke ergeben. Beides 
kommt aber auch deshalb nicht in Frage, weil der Präsi- 
dent Koch der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte in 
Nr. 11, November 1920, der Zeischrift „Die Angestelltenversiche- 
rung“ bekannt gibt, dass die erste versicherungstechnische 
Bilanz einen. versicherungstechnischen Ueberschuss von 
1,8 Milliarden Mark ergeben habe. Aus diesem Ueberschuss 
können die benötigten Summen entnommen werden. wozu der 
$ 175 des Versicherungsgesetzes für Angestellte die Handhabe 
bietet, der besagt: „Ergibt die Bilanz einen F ehlbetrag, so 
sind durch Gesetz die Beiträge entsprechend zu erhöhen. Er- 
gibt sich ein Ueberschuss, so können in gleicher Weise 
die künftig zu gewährenden Leistungen erhöht werden.“ 

Dieser Weg muss gegangen werden, wobei wir 
uns nicht verhehlen wollen, dass all das, was bisher zur Linde- 
sung der Not der Sozialrentner geschehen ist, nur einen Tropfen 
auf einen heissen Stein bedeutet. In diesem Zusammenhange ist 
die Frage berechtigt, ob überhaupt die Möglichkeit besteht, bei 
Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Versicherungssystems die 
Not der Sozialrentner beseitigen zu können. Diese Frage ist mit 
einem glatten Nein zu beantworten, denn die vor dem Kriege 
auf Grund der Beiträge errechneten Renten entsprechen heute 
in keiner Weise mehr den ungeheuer gestiegenen Posten der 
Lebenshaltung. Um einen Ausgleich zu schaffen, wäre eine Ver- 
zehnfachung der Renten das Allermindeste. Das würde nach 
dem bisherigen Versicherungsprinzip eine Verzehnfachung der 
Beiträge bedeuten, d. h. eine so gewaltige Anhäufung toter Ka- 
pitalsmassen, dass auch dem Einfältigsten der Widersinn der 
sogenannten Thesaurierungstheorie bei der staatlichen Ver- 
sicherung einleuchten würde. Thesaurierung bedeutet: hohe 
Beiträge, um aus dem; Ueberschuss grosse Reserven ansammeln 
zu können, die als Deckung der Ansprüche dienen und das 
Unternehmen ständig liquidationsfähig halten sollen. 

Deshalb bleibt auch die Verwirklichung ienes Abs, 4 des 
vorerwähnten Reichstagsbeschlusses blosses Flickwerk, wenn 
nicht eine Reform der gesamten Sozialversicherung an Haupt 

und Gliedern vorgenommen wird. Eine solche grundlegende 
Reform dürfte sich nicht nur auf eine Zusammenlegung be- 
schränken, um; der ungeheuren Verschwendung an Verwaltungs- 
kosten ein Ende zu bereiten, sie müsste auch mit der Thesau- 
sierung brechen. Nur so kann das schreiende Missverhältnis 
zwischen hohen Beiträgen und geringen Leistungen be- 
seitigt werden. Eine einheitliche Sozialversicherung hat die 
Sicherheit stetiger Veriüngung des Versichertenstammes durch 
Neuzutritt, weil ständig neu in das Erwerbsleben Eintretende 
versicherungspflichtig werden. Der Bestand wird also durch- 
Schnittlich nicht älter, kommt der Pensionierung nicht 
näher. Durch eine solche grundlegende Reform allein wird es 
möglich sein, bei niedrigen Beiträgen den Sozialrentnern ein 
menschenwürdiges Dasein zu gewährleisten, was bei dem gegen- 
wärtigen Zustand in keiner Versicherung zu erreichen: ist. 
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Wirtschaftsfragen 


Der AfA-Bund gegen die Entente-Forderungen, Die Ver- 
tretersitzung des AfA-Bundes vom 14. Februar hat einstimmig 
folgende Entschliessung gefasst: . 


„Die am 14. Februar 1921 in Berlin tagende Vertreter- 
sitzung des AfA-Bundes erklärt die vom Ententekapitalismus 
unter dem Deckmantel der Wiedergutmachung an Deutschland 
gestellten Forderungen für unerfüllbar. Diese von impe- 
rialistischer Profitgier diktierten Bedingungen müssten die völ- 
lige Verelendung der deutschen Wirtschaft und. damit des 
deutschen Volkes bewirken. Fine weitere Verarmung der 
breiten Bevölkerungsschichten Deutschlands würde aber auch 
dessen Aufnahmefähigkeit für ausländische Produkte ver. 
mindern und so die in den anderen Ländern bereits bestehende 
Wirtschaftskrise noch weiter verschärfen; das Arbeitslosen- 
elend in der ganzen Welt würde eine unheilvolle Steigerung 
erfahren. Die der deutschen Volkswirtschaft zugemuteterr 
Wiedergutmachungssummen könnten, wenn überhaupt, n: 
durch einen noch nie dagewesenen Schleuderexpor: } 
grössten Umfanges aufgebracht werden. Dieser setzt / 
lange Arbeitszeit und niedrige Löhne in Deutschland vorans 
und würde zu einer Schmutzkonkurrenz Deutschlands führen, 
die auch die Löhne und Arbeitsbedingungen der anderen aus 
dem Weltmarkt auftretenden Länder auf ein ganz nied- 
riges Niveau herabdrücken müsste. Deshalb ist es das 
gemeinsame Interesse der Arbeitnehmerschaft aller Länder, 
die Gefahren für die Errungenschaften jahrzehntelanger Ge- 
werkschaftsarbeit zu verhüten. 


Die tatsächliche ı Wiedergutmachung der Kriegsschäden 
könnte mit am besten gefördert werden, wenn. die französische 
Regierung ihren bisherigen Widerstand gegen eine Beteiligung 
der deutschen Angestellten und! Arbeiter am Wiederaufbau von 
Nordirankreich endlich aufgeben wollte, um so der Arbeit- 
nehmerschaft Deutschlands Gelegenheit zu geben, unmittelbar 
am Werk der Völkerversöhnung tätig sein zu können. 


Der AfA-Bund ersucht den Vorstand des Internationalen 
Gewerkschaitsbundes in Amsterdam, die Arbeiter und Ange- 
stellten aller Länder zur Wahrung der internationalen Soli- 
darität aufzurufen, um die der arbeitenden Bevölkerung der 
ganzen Welt drohenden Gefahren abzuwenden. Der Gewalt- 
iriede von Versailles und seine Auswirkungen können nur durch 
die Macht der vereinigten Arbeitnehmer aller Länder über- 
wunden werden.“ 


Der D. H, V. zur Sozialisierungstrage. Zu den Verbänden, die 
der Sozialisierung des Kohlenbergbaues feindlich gegenüberste- 
hen, gehört der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband. In 
seiner Zeitsoßrift „Die Handelswacht“ vom 8. Dezember 1920 
behandelt er in einem mit den Worten „Zum Wernerschen 
Sozialisierungsfanatismus“ überschriebenen Artikel die Werner- 
sche Broschüre „Der Weg zur Sozialisierung des Kohlenbere- 
baues‘. Der Geist, der dieser Besprechung zugrunde liegt, wird 
wohl am besten dadurch gekennzeichnet, wenn man anführt, 
was der Verfasser vom Kollegen Werner hält. Fr sagt von 
ihm: „Dass er geistig so armselig sei, wie diese Schrift beweist, 
haben wir nicht gedacht.“ In Wirklichkeit ist die Broschüre 
in drei Auflagen erschienen und hat bei anständigen 
Menschen in allen Lagern Anerkennung gefunden. Die Sozia- 
lisierung wird vom D. H. V. natürlich abgelehnt, "In einer Berg- 
baufachgruppensitzung des D. H. V, in Essen, in einem Bezirk, 
in dem die Zahl seiner Mitglieder in Bergbaukreisen keine drei- 
stellige Zahl erreicht, hat er sich ebenfalls gegen die Soziali- 
sierung ausgesprochen. Welche Gedankengänge von ihm ver- 
treten werden, zeigen am besten die Richtlinien, die Aufsichtsrat 
und Gesamtverwaltung des D. H. V. in einer Sitzung am 10, Ja- 
nuar 1921 angenommen haben. Diese Richtlinien lauten:. 

Die nur auf kapitalistische Erfolge eingestellte Wirtschaft des 19, Jahr- 
hunderts hat die ungeheure soziale Schuld auf sich geladen, bei Millionen von 
Arbeitnehmern die innere Verbindung zum Sinn und Giel ihrer Arbeit zu lösen, 
Die menschliche Arbeitskraft ist dadurch zur Ware herabgedrückt und die 
Arbeit der Millionen ihres sittlichen Inhalts beraubt worden. Ueber die innere 
Leere des dadurch in seiner Werktagsarbeit entseelten Volkes können. weder 
die glänzende wirtschaftliche Entwickelung vergangener Jahrzehnte, noch die 
Versuche einer sozialen Gesetzgebung hinwegtäuschen. 

Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband sieht in hbemmungsloser 
kapitalistischer Wirtschaft die Gefahr eines völligen Unterganges völkischen 
Eigenlebens. 

Die in letzter Zeit bekanntgewordenen Sozialisierungsvorschläge, eine 
bessere Wirtschaftsform aufzurichten, indem über die in der Zersetzung begriffene 
ein gewaltiger bureaukratischer Zwangsappärat gestülpt wird, bedeuten ein noch 


grösseres Unglück; sie würden ‘die Energien schöpferischer Persönlichkeiten 
endgültig verschütten, 
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“Unser Ziel ist das Zusammenwachsen unseres Volkes zu einer in Arbeit 
und Leben über alle Klassen und Stände hinweg innig verbundenen Volks- 
gemeinschaft, die ihren tiefsten Gehalt aus den ursprünglichen Kräften seines 
olkstums und seiner christlichen deutschen Kultur empfängt. Gesetzgebun 
und Politik haben die Pflicht, die Entwickelung unseres Volkes zu diesem Zie 
zu fördern. 
Die zurzeit im Vordergrund stehende Neugestaltung der Kohlenwirtschaft 
ist angesichts dieser Gesamtlage nur ein Ausschnitt der grossen Aufgabe. 
Wir wollen, dass die Schätze des deutschen Bodens allen seinen Ländern 
und Stämmen gleichmässig zugute kommen. Wir verlangen deshalb, dass auch 
den kohlenarmen Gebieten unseres Vaterlandes der auf sie entfallende Anteil 
rechtlich gesichert und die bisherige Monopolstellung der Kohlenbergherren 
gebrochen wird. 
“ Für die Arbeitnehmerschaft erstreben wir ein organisches Hineinwachsen 
in den Mitbesitz der Unternehmungen auf der Grundlage völliger Gleich- 
berechtigung mit den übrigen Kapitalträgern. Neben das reine Geldkapital 


hat das Kapital der lebendigen schaffenden Menschen zu treten. Ein stärkeres 


Verbundensein mit der Arbeit, neubelebte Schaffensfreude und gesteigerte 
Produktionsergebnisse werden die Folge sein. 
“Um die Beteiligung von Angestellten und Arbeitern am Kapital der 
Unternehmungen zu erreichen, fordern wir: 

die gesetzliche Verpflichtung der Unternehmer, ihre Angestellten und 
Arbeiter sowie deren Gewerkschaften .bei Gewinnausschüttungen, Kapitals- 
erhöhungen und Neugründungen planmässig -in den Besitz von Geschäfts- 
anteilen zu setzen; 

die Herabsetzung des gesetzlichen Mindestbetrages für Aktien und andere 


en eftzanteile auf 100 Mark ist nötig. Daraus darf aber nicht eine mechanische 


Nachahmung des englischen und amerikanischen Kleinaktienwesens mit seiner 
Förderung der Spekulationswut in den breitesten Volkskreisen werden. Die 
Verwaltung des mit besonderen, seinem sozialen Zwecke angepassten Vor- 
rechten auszustattenden Arbeitnehmerkapitals ist in die Hand der Gewerk- 
schaften und von ihnen zu gründenden Treuhänderorganisationen zu legen. 

Wir fordern die Umgestaltung des heutigen Gesellschaftsrechtes, besonders 


die Zusammensetzung und Bildung von Generalversammlung und Aufsichtsrat, 
damit dem Arbeitnehmerkapital und seiner gewerkschaftlichen Vertretung aus- 


 reichender Einfluss sichergestellt wird. 


.Den Arbeitnehmern und ihren Gewerkschaften erwächst aus einer solchen 
Gestaltung der Wirtschaft eine gewaltige Verantwortung. Der Deutschnationale 
Handlungsgehilfen-Verband ist sich bewusst, dass die gesamte Arbeitnehmer- 
schaft zur Bewältigung dieser Aufgabe die berufliche Erfahrung der Kaufmanns- 

ehilfen nicht entbehren kann. Er wird daher seine Mitglieder für diese 
ufgabe schulen und die von den im Deutschen Gewerkschaftsbund vereinigten 
christlich-nationalen Angestellten-, Arbeiter- und Beamtengewerkschaften zu 


gründende Gewerkschaftsbank mit allen Kräften fördern.“ 


Es sind schwungvolle Worte, Phrasen, die den Mitgliedern 
soziales Gefühl vortäuschen sollen, die aber zu nichts ver- 
pilichten. Jeder Denkende aber weiss, dass eine Organisation, 
die einzelne ihrer Führer als Abgeordnete in der Deutschen 
Volkspartei als Fraktionskollegen der Herren Stinnes- und 
Voegeler sitzen hat, nur Unternehmeransichten über die Soziali- 
ung vertreten kann. Denn sonst sässen ihre Führer wo 
anders. 


Der Verband der Bergarbeiter für die Vollsozialisierung. 
Der freigewerkschaftliche Verband der Bergarbeiter hat in seiner 
Gesamtvorstandssitzung vom 15. Januar folgende Entschliessung 
zur Sozialisierungsirage angenommen: 

„Die am 15. Januar uAd folgende Tage in Berlin tagende Konferenz des 
Vorstandes und der Bezirksleitungen des Vervandes der Bergarbeiter Deutschlands 
erklärt, dass sie an dem Beschluss der Generalversammlung in Bielefeld 1919 
über die Sozialisierung des Bergbaues und an der gleichgerichteten Entschliessung 
des internationalen Bergarbeiterkongresses festhält. 

Wir verstehen unter Sozialisierung die Uebertragung der Verfügungsgewalt 
über die Gewinnung und Verteilung der Bodenschätze auf eine durch die 
Reichsgesetzgebung berufene Vertretung des Volksganzen. 

Die in jüngster Zeit rapide fortgeschrittene privatkapitalistische, monopo- 
listische Vertrustung der Bergbauindustrie bedroht die Interessen des Volks- 
ganzen im steigenden Masse. Der notwendige Schutz der öffentlichen Interessen 

eren diese privatkapitalistisch-monopolistische Beherrschung unserer wichtigsten 
Rehstoffindustrie ist der Hauptgrund für unsere Sozialisierungsforderung. 

Die Sozialisierung ist keine spezielle „Bergarbeiterfrage“, sondern eine 
Volksangelegenheit. Die Unternehmervorschläge beabsichtigen keine 
Sozialisierung, sondern eine ausserordentliche Unterstützung der Vertrustungs- 
bestrebungen. Der Vorschlag, „Kleinaktien“ herauszugeben, will die krasse 
mammonistische Gewinnsucht noch verstärken. Der Bergarbeiterverband ichnt 
sie entschieden ab. Wir fordern von der Reichsregierung, dass sie die in. Verfolg 
der am 5. August und 22. September 1920 gegebenen Versprechen, einen 
Gesetzentwurf „vorzulegen, der die tatsächliche Sozialisierung des Bergbaues 
bezweckt, ohne Verzögerung einlöst.“ 


Nachdem A. D. G.-B. und AfA-Bund sich einmütig für die 
Vollsozialisierung ausgesprochen haben, wird nunmehr durch 
diese Entschliessung auch einwandfrei nach aussen dokumentiert, 
dass die an der Sozialisierung des Bergbaues zunächst beteilig- 
ten Verbände, der Bergarbeiterverband und unser Bund, ge- 
schlossen auf dem Boden der Vollsozialisierung stehen. 


Arbeitsmarkt im Dezember 1920. Der Nummer 8 des „Reichs- 
arbeitsblattes“ vom 30. Januar 1921 entnehmen wir folgendes: 
Steigende Arbeitslosigkeit, Umzüge und Unruhen kennzeichnen 
die Arbeitsmarktlage in nahezu allen Wirtschaftsgebieten. Wenn 
in letzter Zeit wiederholt bei einem Vergleich zwischen Eng- 
land und Deutschland die deutsche Arbeitslosigkeit als ungefähr 
halb so gross wie die englische bezeichnet wurde, so ist das 
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irreführend; aber wir haben leider in Deutschland keine Ar- 
beitsmarkt-Statistik, die uns die wirkliche Höhe der Arbeits- 
losigkeit erkennen lässt. Die Erwerbslosen-, die Arbeitsnach- 
weis-, die Krankenkassen- und die Fachverbands-Statistik bieten 
immer nur Ausschnitte, aus denen nur mit Vorsicht Schlüsse 
auf die gesamte Lage gezogen werden dürfen. Die Zahl der 
unterstützten Erwerbslosen hat sich erheblich vermehrt. Sie 
belief sich ohne Familienangehörige am 1. Dezember auf 
349 382, am 1. Januar auf 408 768, das bedeutet eine Vermehrung 
von 59386 oder 17 v.:H. Besonders stark war die Zunahme der 
männlichen Voll-Erwerbslosen von 275825 am 1. Dezember auf 
332 740 am 1. Januar, das heisst eine Zunahme um 56915 oder 
20,6 v. H., bei dem weiblichen Geschlecht betrug die Zunahme 
etwa nur 3,4 v. H. Bei den Arbeitsnachweisen steigerte sich 
der schon im vorigen Monat verstärkte Andrang der Stellung- 
suchenden im Dezember noch weiterhin. Im ganzen kamen 
auf je 100 für männliche Bewerber offene Stellen im Berichts- 
monat 232 Stellungsuchende (gegen 212 im Vormonat) und auf 
je 100 für weibliche Bewerber offene Stellen 143 Bewerbungen. 
Die Statistik der 36 berichtenden Arbeiter-Fachverbände lässt 
ebenfalls ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit unter den Mit- 
gliedern erkennen. Von 5544558 Mitgliedern waren 225581, 
das heisst 4,1 v. H. gegen 3,9 v. H. im Vormonat als arbeitslos 
gemeldet. Die grösste Steigerung der Arbeitslosigkeit wies der 
Bauarbeiterverband auf, bei dem der Prozentsatz der Arbeits- 
losen von 5,1 v. H. im November auf 10,1 v. H. im Dezember 
stieg. Ein weiteres Steigen der Arbeitslosenziffer hatte der 
Fabrikarbeiterverband von 3,2 auf 3,7 v. H. und der Verband 
der Gemeinde- und Staatsarbeiter von 2,1 auf 25 v. H, 


Ein merkbarer Rückgang der Arbeitslosigkeit war in der 
Textilindustrie festzustellen. Von den Mitgliedern des Textil- 
arbeiterverbandes waren im Dezember nur 3,4 v. H. gegen 
4,3 im Vormonat und 17,0 im Juli 1920 arbeitslos. 


10 Verbände berichteten weiter über verkürzte Arbeits- 
zeiten. Auch hier ist allgemein festzustellen, dass die Zahl der in 
verkürzter Arbeitszeit Beschäftigten gegenüber dem Vormonat 
gestiegen ist. 


Aus einer Gegenüberstellung der Arbeitslosenziffern von 
1907 bis 1920 ist zu entnehmen, dass die derzeitige Arbeitslosen- 
ziiier von 4,3 v. H. der männlichen Arbeitslosen, abgesehen 
vom Kriegsjahr 1914, an die ‚schlechtesten Jahre "1908 mit 
4,6 v. H. und 1913 mit 4,9 v. H. heranreicht. 


Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland. Die Weit- 
krise hat sich seit Beginn dieses Jahres weiter verschärft und 
zeigt sich mit voller Deutlichkeit auch in den „Siegerstaaten“. 
Nach dem Bericht des „Reichsarbeitsblattes“ bestand in den 
Vereinigten Staaten von Amerika die Absatz- und 
Kreditnot wie die Anhäufung grosser Rohstofi- und Waren- 
vorräte unvermindert weiter. Die unabhängigen Stahliabriken 
kündigten am 1. Januar. eine Herabsetzung der Löhne um 25 Pro- 
zent an. Die meisten. Betriebsabteilungen der Duniop-Tyre- 
Rubber-Company sind bis zum 1. April geschlossen. Von 
39 grossen Baumwollspinnereien am Fallfluss in Massachusetts 
liegen seit Weihnachten 11 bis auf weiteres stil. In ganz Neu- 
England und in den übrigen östlichen Staaten herrscht der 
gleiche Zustand. 

In Grossbritannien hat die Krise weiter um sich 
gegriffen. Nach Zeitungsmeldungen beabsichtigt die englische 
Regierung die Zahl der Arbeitsstunden in den industriellen 
Werken einzuschränken, bei den staatlichen Werken ist die 
Einschränkung bereits durchgeführt, ebenso im Spinnstoff- 
gewerbe. 37000 Arbeiter der Textilindustrie haben sich mit 
einer Herabsetzung ihrer Löhne um 22% Prozent einverstanden 
erklärt; auch in der Eisenblechbranche sind Lohnreduzierungen 
um 30 Prozent eingetreten. Eine Anzahl Hochöfen sind auf 
unbestimmte. Zeit ausgeblasen. Die Zahl der stillgelegten Stahl- 
und Zinnwerke beträgt in einem Distrikt. von Wales allein 30. 
In Nord-Wales wurden zwei grosse Kohlengruben, deren „Er- 
zeugung 5000 Tonnen die Woche beträgt, infolge der Geschäfts- 
depression stillgelegt. Die Kohlen häufen sich in den Gruben 
an, ohne Käufer zu finden. In einer Versammlung der Joint 
Industrial Conference wurde von dem Präsidenten darauf hin- 
gewiesen, dass Frankreich zurzeit erheblich mehr Stahl erzeuge, 
als der französische Markt aufnehmen und bezahlen könne; seit. 
dem Frankreich die deutschen Erzbergwerke, Kohlen- und In- 
dustrieanlagen in Besitz genommen habe, sei es die zurzeit 
grösste stahlerzeugende Macht der Welt geworden, mit der 
man rechnen müsse. Die Aufrechterhaltung eines Stahlpreises 
von 25 Pfund Sterling für die Tonne müsse zu einer Schliessung 
des englischen Marktes führen. Auch nach anderen Aeusserun- 
gen in der englischen Presse über den zunehmenden Wett- 
bewerb der belgischen und französischen Industrie scheint in 
England sich "allmählich die Erkenntnis von den Rückwirkungen 
des Vertrages von Versailles und des Kohlenabkommens vo 
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Spa auf die Lage der englischen Industrie durchzusetzen. Dass 
die Fortnahme der 2 Millionen deutscher Handelstonnage eine 
zweischneidige Massnahme gewesen ist, empfindet besonders 
die englische Weritindustrie, bei der Annullierungen der Auf- 
träge und die Zunahme der Arbeitslosigkeit nicht so gross sein 
würden, wenn die englische Regierung nicht diese deutschen 
Schiffe an englische Schiffahrtsgesellschaften zu billigen Preisen, 
die weit unter den jetzigen Herstellungskosten stehen, verkauft 
hätte. Die englischen Weritarbeiter protestieren gegen den 
Zwangsbau von Schiffen .für den Vielverband auf deutschen 
Weriten. 

Frankreich spürt die volle Tragweite der Weltkrise 
nicht wie die anderen Staaten. Die Absatzstockung kann in dem 
Lande mit seinem Mangel an Menschen nicht zu so ausgedehn- 
ier Arbeitslosigkeit führen wie in übervölkerten Staaten. Ausser- 
dem bieten die Wiederaufbauarbeiten in den zerstörten Ge- 
bieten reiche Arbeits- und Absatzgelegenheit. Trotz der Krise 
ist eine Steigerung der Ausfuhr möglich gewesen, weil die reich- 
liche und billige, durch das Spa-Abkommen bedingte Kohlen- 
versorgung, namentlich der französischen Eisenindustrie, eine 
günstige Stellung auf dem Weltmarkte ermöglichte, Frankreich 
ist sogar mit Kohlen übersättigt und konnte die Kohlenratio- 
nierung abschaffen sowie eine Anzahl von französisch-amerika- 
nischen Kohlenlieferungskontrakten annullieren — nach Zeitungs- 
berichten im Werte von über 100 Millionen. 


Erfolge der genossenschaftlichen Versicherung. Die „Volks- 
fürsorge“, gewerkschaftlich - genossenschaftliche Versiche- 
rungsaktiengesellschaft in Hamburg, hat im letzten Jahre einen 
ausserordentlich schönen Erfolg erzielt. Trotz der grossen 
Schwierigkeiten infolge der ungünstigen Lage am Arbeitsmarkt 
konnte in diesem Jahre allein fast die Hälfte der in den 
voraufgegangenen sieben Jahren zusammen abge- 
schlossenen Versicherungen neu zum Abschluss kommen. Die 
Versicherungssummen haben sich entsprechend ‚der Geldent- 
wertung bedeutend erhöht. Einen! Ueberblick über die Fntwick- 
lung gibt nachstehende Tabelle: 


Ergebnisse 1913 bis 1920. 


Anzahl Gesamt- Im Durchschnitt der 

Jahrgang der abgeschlossenen Versicherungssumme einzeln, Versicherung 
Versicherungen M. M. 
1913/1919 .. 472 144*) 163 243464 384 
3720.. 2 233 727*) 314573500 1359 
Insgesamt . . _ 705871) 477816964 728 


Auch diese Zifiern sind ein erfreulicher Beweis dafür, dass 
der genossenschaftliche Gedanke weiter siegreich 
iortschreitet. Die Arbeitnehmer sollten auch fernerhin darauf 
bedacht sein, ihre Versicherungen nicht mit kapitalistischen 
Privatversicherungen, sondern mit diesem zgenossenschaftlichen 
Unternehmen abzuschliessen. 


Sozialpolitik 

Die Anträge auf Beireiung von der Angestelltenversicherung. 
Die Möglichkeit, anlässlich der Erhöhung der Versicherungs- 
grenze auf 15000 M, erneut gemäss $ 5 des Gesetzes vom 
31. Mai 1920 die Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
Angestelltenversicherung durch Abschluss einer Lebensversiche- 
rung zu erwirken, hat eine unerwartet hohe Zahl von Befreiungs- 
anträgen ausgelöst. Nach einer Mitteilung, die das Direktorium 
der Versicherungsanstalt durch Rundschreiben den Mitgliedern 
des Verwaltungsrates zugehen liess, sind insgesamt rund 90 000 
Anträge eingegangen. Es ist natürlich, dass eine solche Hoch- 
flut von Zuschriften eine geraume Zeit für die Erledigung in 
Anspruch nimmt, da jeder einzelne Antrag sorgfältig dureh- 
gearbeitet werden muss. Infolgedessen ist die Mehrzahl der 
Antragsteller noch ohne endgültigen Bescheid, und es gelangen 
in letzter Zeit zahlreiche Beschwerden an uns über den schlep- 
penden Geschäftsgang der Angestelltenversicherung. In dem er- 
wähnten Rundschreiben gibt das Direktorium die Massnahmen 
bekannt, die zur beschleunigten Bearbeitung getroffen worden 
sind, und teilt u. a. mit, dass die Versicherungsscheine nach An- 
fertigung von Aktenauszügen und unter vorläufiger Aussetzung 
der Entscheidung den Antragstellern wieder zugehen sollen. Fs 
scheint allerdings nicht nur die Sorge um den Verbleib der Ver- 
sicherungsscheine der Grund der vielen Beschwerden zu sein, 
sondern aus den uns zugegangenen Zuschriften entnehmen wir, 
dass man überhaupt unterlassen hat, den Eingang der Anträge 
zu bestätigen. Wir sind in diesem Sinne bei der Angestellten- 
versicherung nochmals vorstellig geworden, glauben aber im 
übrigen den Antragstellern empfehlen zu sollen, von Zuschriften 
an die Angestelltenversicherung in den Fällen abzusehen, wo 
der Versicherungsschein wenigstens wieder zurückgegeben ist. 
Naturgemäss erhöht der Eingang von Anfragen und Beschwerde- 


*) Einschliesslich Sparversicherungen, wofür eine Versicherungssumme im 
voraus nicht festgesetzt werden kann. 


zuschriften die zu bewältigende Arbeitslast und ist deshalb mar 
geeignet, die Entscheidung über die eingegangenen Anträge 
weiter zu verzögern. Da, wo also der Eingang bestätigt oder 
aus der Rückgabe des Versicherungsscheines zu ersehen ist, 
muss mit Rücksicht auf die Geschäftslage für die endgültige 
Erledigung vom Antragsteller nun eine angemessene Frist za- 
gestanden werden. 


Ein Schlichtungsausschuss gegen den Achtstundentag! Es 
ist kaum glaublich, aber wahr. Der Schlichtungsausschuss 
Hamburg fällte am 13, Dezember 1920 in einem Streit zwischen 
den Arbeitern und Arbeitgebern der Feinmechanik, der Metali- 
chirurgie und der Bandagisten von Gross-Hamburg folgenden 
Schiedsspruch: 

„Der Schlichtungsausschuss stellt den Parteien anheim, über die Ein- 

g der neunstündigen Arbeitszeit eingehend zu verhandeln, besonders 
unter dem Gesichtspunkt der Wirkung für die allgemeine Volkswirtschaft.“ 

Dieser Schiedsspruch ist eine Ungeheuerlichkeit, zeigt aber, 
welche Entwicklung die Praxis der Schlichtungsausschüsse ge- 
gangen ist. Sie scheuen nicht einmal vor der Aufforderung zum 
Verstoss gegen Reichsgesetze zurück; denn die Verordnung der 
Volksbeauftragten über die achtstündige Arbeitszeit hat durch 
Beschluss der Nationalversammlung Gesetzeskraft erlangt. Die 
„Deutsche Arbeitgeberzeitung“ triumphiert allerdings, und ‘sie 
hat Recht dazu. 

Produktive Erwerbslosen-Fürsorge. In Harburg a.Elibe 
ist am 1. Oktober 1920 eine Einrichtung ins Leben getreten, durch 
die Mittel für eine grosszügige Arbeitsbeschaffung sichergestellt 
werden sollen. Aus den Satzungen geht hervor, dass diese 
Mittel aufgebracht werden sollen durch eine Beitragsleistung 
der industriellen Arbeitgeber von 1 M. für jeden beschäftigten 
Arbeiter und. Angestellten im der Woche, durch 1 v.H. der aus- 
gezahlten Gehaltssumme von den Unternehmern des Grosshan- 
dels, weiter durch Beiträge des Kleinhandels, der selbständigen 
Handwerker, durch einen Beitrag der Arbeiter und Arbeite- 
rinnen in Harburg von % v.H. bis zu 300 M. und 1 v.H. über 
300 M. Wochenlohn, der Angestellten und Beamten von %# v.H. 
unter 1400 M. und 1 v.H. über 1400 M. Monatsgehalt und durch 
einen Anteil der Stadt von wöchentlich 10000 M., sowie durch 
sonstige freiwillige Beiträge. Die Oberaufsicht über diese Fir- 
fichtung führt ein Ausschuss, zu welchem der Magistrat zwei, 
die Arbeitgeber-Verbände zwei und der A.D.G.B. zwei Ver- 
treter ernennen. Die Arbeitszeit soll in der Regel. vier Stun- 
den täglich betragen und nach dem ortsüblichen Lohn für un- 
gelernte Arbeiter bezahlt werden. Die Beschäftigten ver- 
bleiben in den.Listen des Arbeitsnachweises, so dass der durch 
die produktive Erwerbslosen-Fürsorge Beschäftigte in der Zu- 
weisung einer ständigen Beschäftigung nicht benachteiligt 
wird. 

Die Einrichtung wird sich nicht ohne weiteres auf. alle 
Orte übertragen lassen, dürfte aber doch manche Anregungen 
geben, um die furchtbare Not der Erwerbslosen zu lindern. 

Näheres ist aus Heft 8 der Zeitschrift „Der Arbeitsnachweis 
in Deutschland“ vom 20. 1. 21 zu ersehefl. 


Das Existenzminimum im Januar 1921. Nach den Fest- 
stellungen von Dr. R. Kuczynski waren die Kosten des 
Existenzminimums im Januar 1921 etwas niedriger als im Vor- 
monat, aber höher als von August bis November 1920. 

Als wöchentliches Existenzminimum ergab sich für Gross- 


Berlin: Ehen 
Mann Ehepaar mit 2 indern 
M. M. M. 
Ernahrung „un 0 94 141 
Wohnung . ......9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. . 23 23 23 
Bekleidung . » . . . 30 50 70 
Sonstige. 04 Vo. 199 58 80 
Bun: 210 Ba MED RN IC" 234 323 
zember 1920. . . 158 233 330 
var 1920. 1.0.40. 0114 167 220 
August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 28,30 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im Januar 1921 für einef alleinstehenden 
Mann 26 M., für ein kinderloses Ehepaar 34 M., für ein. Ehepaar 
mit zwei Kindern von sechs bis zehn Jahren 54 M. Auf das 
Jahr umgerechnet beträgt; das Existenzminimum für den allein- 
stehenden Mann 8100 M., für das kinderlose Ehepaar 12 200 M., 
für das Ehepaar mit zwei Kindern 16850 M. 

Vom letzten Vorkriegsiahr bis zum Januar 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 155 M., d. h, auf 
das 9,2fache, für ein kinderloses Fhepaar von 22,30 auf 234 M., 
d. h. auf das 10,Sfache, für ein Ehepaar mit zwei Kindern von 


*) Für die einzelnen Monate des Jahres 1920 vgl. Dr. R. Kuczynski „Das 
Existenzminimum und verwandte Fragen‘, Verlag Hans Robert ngelmann, 
Berlin W15, S. 123—126. 
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23880 M. auf 323 M„ d. h. auf das 112iache. An dem 
Fxistenzminimum in Gross-Berlin gemessen, 
ist die Mark jetzt annähernd 10 Pf. wert. 


Arbeitgeberbewegung 


Die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände hat sich 
in ihrer Sitzung vom 7. und 8. Dezember vorigen Jahres nicht 
nur mit der Behandlung der Werkmeister beschäftigt (vergl. 
Heit4 der „D.T.Z.“), sondern noch zu einer Reihe anderer Fragen 
Stellung genommen — wie wir dem Rundschreiben der Zittauer 
Handwerkskammer entnehmen —, die für die in jenen Kreisen 
herrschenden Anschauungen recht kennzeichnend sind. Es wurde 
angeregt, dass sich die Arbeitgeber an den Arbeiterversamm- 


‚Jungen beteiligen söllten, um dort „den irrefükrenden Vorträgen 


der Gewerkschaftsführer mit sachlichen Ausführungen ent- 
gegenzutreten“. Wir haben zwar recht wenig Hoiinung, dass 
die Arbeitgeber dieser Parole folgen werden; uns soll es aber 
sehr recht sein, wenn wir uns mit ihnen in unseren Versafim- 
lungen auseinandersetzen können. 

In einem weiteren Punkte der Tagesordnung wurden die 
Erfahrungen über die Gewährung der Familienzulagen 
ausgetauscht. Mit den bisherigen Grundsätzen „gleiche Lei- 
stungen, gleicher Lohn“ müsse unter allen Umständen gebrochen 
und dafür eine „soziale Entlohnung“ eingeführt werden. Es 
wurde auf das Beispiel des Reiches, der Länder und der Ge- 
meinden hingewiesen, die die Familienzulagen eingeführt hätten, 
und den Gewerkschaftsführern vorgeworfen, dass sie diese so- 
ziale Entlohnung bekämpften. Nichts ist unrichtiger als diese 
Behauptung. Gegen die Familienzulagen bei den Beamten ist 
nech von keiner Seite Einspruch erhoben worden, wohl aber 
hegen die Arbeitnehmer die lebhaftesten Befürchtungen gegen 
die Einführung dieses Systems durch private Arbeit- 
zeber. Denn die Arbeitgeber werden, wenn das Gehalt nach 
dem Familienstande differenziert ist, immer die Unverheirateten 
bevorzugen, für die sie geringere Gehälter zu zahlen haben. 
Verheiratete und vor allem Väter mit kinderreichen Familien 
werden diese Entlohnungsart mit grösserer Stellenlosigkeit be- 
zahlen müssen. Daran wird auch kaum dann etwas geändert, 
wenn die Familienzulage aus einem Fonds bezahlt wird, der 
durch eine grössere Zahl von Arbeitgebern aufgebracht wird. 
Es wird immer die Erwägung lebendig bleiben, auch an diesem 
Ponds durch Zurückhaltung bei der Einstellung Verheirateter 
sgaren zu wollen. In der privatkapitalistischen Wirtschaft ist 
die rk „soziale Entlohnung‘ im höchsten Masse un- 
sozial. 

- Bemerkenswert ist die Stellungnahme der Arbeitgeber zur 
Frage der Gewinnbeteiligung. Man kam zu einer Ab- 
leknung dieses Gedankens. Der Zweck, „die Arbeitskraft 
und -lust zu heben und dem Arbeiter ein besseres Verständnis 
für die Zwecke und Aufgaben des Kapitals und damit ein Sich- 
verwachsenfühlen mit dem Betriebe beizubringen“, sei in den 
meisten Fällen ‘nicht erreicht worden. „Wenn der Arbeiter 
Aktien besitzt, so wird er möglichst hohe Dividende erzielen 
wollen, bleibt diese aus, so ist er unzufrieden.‘ Der Stinnes- 
sche Gedanke der Kleinaktien wurde aber aufgegriiien. 
Man wolle empfehlen, nach dem Muster Englands das deutsche 
Aktiengesetz dahin zu erweitern, „dass die Aktiengesellschaften 
bereohtigt, aber nicht verpflichtet sind, einen ‚bestimmten Pro- 
zentsatz ihres Aktienkapitals in Kleinaktien herauszugeben, die 
jedem zugänglich sind und es auch dem Arbeiter und Angestell- 
yr gestatten, nach Belieben derartige Aktien zu erwerben“. 

e velkswirtschaftliche Gefahr, die in diesem Plane liegt, haben 
wir bereits im Leitaufsatz der „D. T.Z.“ behandelt. Hier sei nur 
iolgender Rat unterstrichen, ‘der auf der Tagung den Arbeit- 
gekern gegeben wurde: nur einen bestimmten Pro- 
zentsatz des Aktienkapitals in Kleinaktien 
Herauszugeben, „denn sonst würde die Vertre- 
tung der Aktionäre auf der Generalversamm- 
lung, wo es sich um Lebensfragen des Unter- 
nehmens, sowie um die Wahl von Aufsichts- 
ratmitgliedern handelt, ausserordentlich 
erschwert“. \ 

Aber auch dieser Einblick in das Herz der Arbeitgeber wird 
den D. H. V. nebst dem christlichen Neuen D. T. V. sowie den 
G.d.A. nicht hindern, weiter für die Kleinaktien und andere 
Formen der Gewinnbeteiligung zu schwärmen. Denn ihnen ist 
ebenso wie den Arbeitgebern nur daran gelegen, die Arbeit- 
nehmerschaft in weiterer Abhängigkeit vom Kapital zu erhalten. 


Angestelltenbewegung 


Wühlarbeit der Gewerkschaitsgeguer. Die Reaktion schreitet 
rästig vorwärts! — Mehr und mehr ist es den Vertretern des 
Kapitals gelungen, die ihnen durch die Revolution verloren- 
segangene Macht wieder an sich zu reissen; jetzt führen sie 
wit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln den Kampf gegen 
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die Gewerkschaftsbewegung. In der bürgerlichen Ta 

findet man fast täglich Artikel und Notizen, die auf Ben Kam 
gegen die Gewerkschaiten eingestellt sind. Bald werden ein- 
zelne Führer heruntergerissen, bald wieder die Tendenz der 
Gewerkschaften. Ein andermal versucht man ihre Eriolge zu 
verkleinern, um die Mitglieder missmutig zu machen. In diesem 
systematischen Kampfe gegen die freigewerkschaftliche Bewe- 
gung findet das Unternehmertum wohlwollendes Verständnis 
auf seiten der christlichen Gewerkschaften. Fast möchte man 
meinen, ein Teil der christlichen Gewerkschaften, namentlich 
die neugegründeten Organisationen der technischen Angestellten, 
der „Neue deutsche Techniker-Verband“ und der „Werkmeister- 
bund“, wären vom Unternehmertum ins Leben gerufen, denn 
eine rein gelbe Gewerkschaft kann das Unternehmertum in 
seinem Kampfe gegen die freigewerkschaftliche Richtung in der 
Angestelltenbewegung nicht besser unterstützen, als es diese 
sogenannten Gewerkschaften tun, — Natürlich dürfen bei die- 
sem Kampfe. auch die kleinen Revolutionsverbändchen nicht 
fehlen. Unter diesen tut sich im Bergbau der „Reichsver- 
band deutscher Bergbauangestellter“ besonders 
hervor. So finden wir eine geschlossene Phalanx, vom Unter- 
nehmertum bis in die Kreise der Arbeiter hinein, in Kampie 
gegen die freien Gewerkschaften. 

Ein besonders beliebtes Mitte, um den Mitgliedern ihre 
Verbände zu verekeln, ist die Behauptung, dass die Tarifver- 
träge die Unternehmer an einer besseren Bezahlung der Ange- 
stellten hindern. Am Verhandlungstisch lehnen die Vertreter 
der Unternehmer jedes Entgegenkommen ab, ihren Angestellten 
erklären sie aber später, wenn diese mit ihrem Einkommen 
nicht zufrieden! sind, daran seien ihre Gewerkschaften schuld. 

In Rheinland-Westfalen versucht man vor allem diejugend- 
lichen Angestellten gegen die Gewerkschaften auizu- 
hetzen, denn in dem mit dem Arbeitgeberverband für den Bezirk 
der Nordwestlichen Gruppe des Vereins deutscher Eisen- und 
Stahlindustrieller abgeschlossenen Gehaltstarif ist die Bezahlung 
der bis zu 25 Jahre alten Angestellten festgelegt, wohingegen 
der Tarif für die älteren Angestellten nur Mindestsätze ent- 
hält und Leistungszuschläge vorsieht. — Diese Festsetzung der 
Einkommen der jugendlichen Angestellten erfolgte gegen den 
lebhaften Widerspruch der Angestelltenvertreter. Die Arbeit- 
geber erklärten bei den Verhandlungen aber, diese Festsetzung 
sei für sie eine unerlässliche Bedingung. Wie vorauszusehen 
war, sind die jugendlichen Angestellten, deren Einkünfte mit den 
teseren Lebenshaltungskosten und vor allem mit den Löhnen 
jugendlicher Arbeiter in krassem Widerspruch stehen, über die 
ungenügende Bewertung ihrer Arbeit erbitter. Die Ange- 
stelittenverbände haben alles darangesetzt, um Erhöhungen zu 
erzielen, doch ist das leider nur in ganz geringem Umfange 
möglich gewesen. 

Jetzt erkennt man, warum den Unternehmern so ausser- 
ordentlich viel daran lag, die jugendlichen Angestellten gegen- 
über den älteren so überaus ungünstig zu behandeln. Sie 
wollten diesen Angestellten dadurch den Tarif und damit auch 
die Zugehörigkeit zur Gewerkschaft verekeln. Begreiflicher- 
weise fehlt es gerade in den Kreisen der jugendlichen Ange- 
stellten an der nötigen gewerkschaftlichen Schulung; sie sind 
daher verhältnismässig leicht geneigt, auf Köder anzubeissen, 
die ihnen das Unternehmertum hinhält. Es macht sich im 
Industriegebiet neuerdings eine Bewegung unter den jugend- 
lichen Angestellten bemerkbar, die, wenn sie nicht so überaus 
ernst wäre, zum Lachen reizen müsste. Jugendliche Angestellte 
beabsichtigen nämlich, sich besonders zu organisieren. Diese 
törichte Idee wird aufgegriffen, und es treten mehr oder weniger 
offizielle militärische Organisationen in die Erscheinung, um die 
Jugendlichen zu sich hinüberzuzieben. In Dortmund fand kürz- 
lich eine Versammlung von jugendlichen Angestellten statt, in 
der ein 22jähriger junger Mann, der während des Krieges Leut- 
nant geworden war, allerhand ungereimtes Zeug vortrug und 
schliesslich den Zusammenschluss der Jugendlichen in An- 
lehnung andie Orgesch empfahl. Er fand natürlich den 
Widerspruch unserer Kollegen, zumal sich herausstellte, dass 
er selbst nicht organisiert war. Dass aber dieser Gedanke nicht 
im Hirn des Leutnants a. D. entsprungen ist, liegt auf der Hand, 

„Ist’s auch Unsinn, so hat es doch Methode.“ Man ver- 
sucht die jugendlichen Angestellten aus den Gewerkschaften 
herauszutreiben und sie gleichzeitig als inoffizielle Kampforgani- 
sation zu gewinnen, indem man ihnen vorgaukelt, dass es ihnen 
nur besser gehen könne, wenn sie sich für den Kampf gegen 
den äusseren und inneren Feind rüsten. 

Natürlich kann man einen direkten Einiluss des Unter- 
nehmertums nicht nachweisen. Aber wie sich in auffallender 
Weise in der Schwerindustrie.die Zahl der Werkschutzleute unter 
Führung von „bewährten“ Offizieren und Unteroffizieren ver- 
mehrt, so ist man wohl auch berechtigt, anzunehmen, dass die 
Unternehmer auch aus den Reihen der Angestellten sich Kampf- 
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truppen für irgendwelche künftigen Auseinandersetzungen zu 
Schaffen suchen, 

Wir warnen die Angestellten dringend und im eigenen Inter- 
esse davor, auf solche Machinationen hereinzufallen, denn die 
Leidtragenden würden sie ganz allein sein. Auch die jugend- 
lichen Angestellten können nur durch den gewerkschaftlichen 
Kampf bessere Gehalts- und Arbeitsbedingungen erringen. 


Irrlichter. Nach der Revolution sahen sich auch die ver- 
schiedensten Harmonieverbände gezwungen, dem neuen Geiste 
in der Angestelltenbewegung Konzessiönchen zu machen. Ein 
grosses Reklameschild mit der Aufschrift „Gewerkschaft“ diente 
dazu, die alten antigewerkschaftlichen Tendenzen zu verdecken. 
Ja, selbst der früher so viel verpönte und verspottete gewerk- 
Schaftliche Solidaritätskampf, der Streik, musste auch von ihnen 
als letztes gewerkschaftliches Mittel anerkannt werden. Aber 
innerlich bleiben sie die alten Feinde jeglicher wirklichen Ge- 
werkschaftsarbeit. Der D. H. V. beweist durch einen Artikel 
in Nr. 3 der Handelswacht „Unser Stand vor dem Abgrund“ 
gar zu deutlich, dass er nach wie vor versucht, dem so üblen 
Standesdünkel des kaufmännischen Angestellten zu schmeicheln, 
um ihn dadurch von der Handarbeiterschaft zu trennen. Zu 
welch ausserordentlich gewagten Beweismitteln gegriffen wird, 
dafür einige Proben aus dem Artikel: 

Weil dem Angestellten eine mindestens einmonatige Kün- 
digungsfrist gesichert ist, „soll diese Daseins-Sicherhe it 
des Angestellten abermals dazu beitragen, dass er sich in Denk- 
und Lebensweise den über ihm stehenden : Volksklassen an- 
passte“. Weiter heisst es: „Der Arbeiter war wirklich Prole- 
tarfer! Die Angestellten jedoch wurden wegen ihrer geringen 
Anzahl und ihrer verschiedenartigen Tätigkeit jeder für sich 
als Persönlichkeit gewertet; so konnten sie, da sie zudem mit 
„ihrem“ Geschäft dauernd verbunden blieben, innerlich mit 
diesem zusammenwachsen.“ 

Welch üble Demagogie! Die Angestellten bäumen sich auf, 
weil sie im Riesenbetrieb eben auch weiter nichts als Nummern 
und Schachfiguren bedeuten, und hier versucht man, ihnen auf- 
zureden, dass in unseren modernen Grossbetrieben, z. B. bei 
der A. E. G., bei Wertheim oder bei der Deutschen Bank jeder 
einzelne Angestellte als Persönlichkeit gewertet wird. Die zahl- 
reichen arbeitslosen Kollegen sind wohl der beste Beweis, wie 
wenig der Angestellte dauernd mit seinem Geschäfte verbun- 
den ist. 

In welch übler Weise dem Angestellten Sand in die Augen 
gestreut wird, zeigt sich besonders durch die Stellungnahme 
zum Betriebsrätegesetz. Da heisst es: 

„Man denke nur.an das Betriebsrätegesetz, mit dem er (der Arbeiter) die 
ersten, wenn auch nur geringen, Rechte erobert hat, die nicht mehr zu den 
Merkmalen des Proletariers gehören. Dem Angestellten ist mit dem gleichen 
Gesetz nur winzig wenig von dem zurückgegeben oder gesichert worden, über 
das er praktisch beinahe einst voll verfügte, und das gerade seit der 
Revolution aus mancherlei Gründen stark geschmälert worden ist.“ 


Umgekehrt wird ein Schuh daraus! Die Arbeiter hatten 
sich dank ihrer gewerkschaftlichen Geschlossenheit schon in 
der Vorkriegszeit im Arbeitsausschuss die im Betriebsrätegesetz 
festgelegten Rechte in weitestgehendem Umfange erobert. Einen 
Angestellten-Ausschuss hat die Vorkriegszeit noch nicht ge- 
kannt. Wenn also einer Arbeitnehmergruppe durch das Be- 
triebsrätegesetz — vom Hilfsdienstgesetz abgesehen — Rechte 
gegeben wurden, so sind es die Angestellten und nicht die 
Arbeiter, wie hier kühn behauptet wird. Himmelangst wird 
nun aber dem D._.H. V., dass das Zusammenarbeiten seiner 
Schäflein mit den Arbeitern in den Betriebsräten die Angestellten 
u Angleichung an die Denkweise des Arbeiters veranlassen 
Önnte, 
Recht hat der D. H. V., wenn er die grosse Notlage der 
Angestellten kennzeichnet, wenn er darauf hinweist: „dass die 
Angestellten sich gezwungen sahen, das unentbehrlichste Haus- 
gerät, lieb gewordene Schmucksachen, Wandbilder, ihre Bücher 
und das Spielzeug der Kinder zu verkaufen, dass es kaum 
noch einen Angestellten gibt, dessen Gehalt noch über die 
Mitte des Monats hinüberreicht, dass darunter die Arbeitslust 
ersterben muss usw.“ Und er ruft dann „Wer hilft“ und stellt 
fest: „den Unternehmern gebricht es an Einsicht“, Eigenartig! 
Dass der auch sonst vom D. H. V. ob seiner Tüchtigkeit so 
‚oft verherrlichte Unternehmer so wenig Einsicht besitzt, wenn 
es sich um die Beurteilung seiner Mitarbeiter in den Ange- 
stelltenkreisen, von denen er jeden einzelnen als Persönlichkeit 
wertet, handelt. Nach unserer Ueberzeugung hat die Beweis- 
führung des D. H. V. ein grosses Loch. Fr will um seiner 
guter Beziehungen zum kapitalistischen Lager nicht zugeben, 
dass es das kapitalistische Profitinteresse des Unternehmers 
ist, das ihn veranlasst, den Angestellten ebenso wie den Arbeiter 
materiell und ideell so weit herunterzudrücken, wie die Macht- 
verhältnisse es zulassen. Verschaffen wir den Angestellten und 
Arbeitern die gewerkschaftliche, genossenschaftliche und poli- 
tische Macht, die Profitgier des Kapitalismus zu überwinden 


durch die Sozialisierung unseres Wirtschaftslebens,;- dann wer- 
den wir den Weg gehen, um der Not zu steuern. Aber dazu 
brauchen wir freigewerkschaftliche Organisationen und nicht 
Harmonieverbände, 


In den Armen liegen sich beide... Der Neue deut- 
Sche Technikerverband in Essen und der Bund 
nationaler technischer Angestelltenin Berlin 
veröffentlichen eine gemeinsame Erklärung, dass sie in Zukunit 
gemeinsam arbeiten wollen. Dazu sind folgende Richtlinien 
beschlossen worden: 

1. Die gemeinsame Organisation soll unabhängig von jedem mittelbaren 
oder unmittelbaren Einfluss von Arbeitgebern, politischen Parteien. oder kon- 
fessionellen Organisationen gehalten werden. Sie soll getragen sein von 
völkischen Gedanken und von der christlichen Weltanschauung. 2. Abgelehnt 
wird die marxistische Lehre vom unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital 
und Arbeit und vom internationalen Klassenkampf mit ihren ‚Folgerungen. 
Anerkannti wird dagegen die Notwendigkeit des Wirtschaftskampfes zwischen 
Unternehmertum und Ängestelltenschaft und die Verpflichtung, die Gegensätze 
innerhalb der eigenen Volksgemeinschaft auszutragen. Die Organısation, be- 
kennt sich zugleich zu dem (ENNER der Arbeitsgemeinschaft zwischen Unter- 
nehmertum und Angestelltenschaft auf dem Boden der Gleichberechtigung. 
3. Die Organisation bekennt sich zu einer Sozial- und Berufspolitik, 
dio der Stellung und den besonderen Aufgaben der technischen Angestellten 
in der deutschen Volkswirtschaft gerecht wird. In der Pflege der gediegenen 
Berufsbildung durch Berufsiehre, Fach- und Hochschulen erblickt sie ein 
Erde, den Berufsstand in seinem Wert zu heben und seine Anerkennung zu 
ördern, 


Die Vertreter der beiden technischen Verbände haben beschlossen, ihren 
Körperschaften die schnellste Durchführung ' einer Verschmelzung beider Ver- 
bände zu empfehlen. Bis dahin bilden sie eine Betriebsgemeinschaft im 
Anschluss an den Gesamtverband Deutscher Angestellten- Gewerkschaften, 
Berlin SW68, Charlottenstrasse 86. 

Es ist bezeichnend, dass in dieses Abkommen ausdrücklich 
die Bestimmung der Unabhängigkeit „von jedem. mittelbaren 
oder unmittelbaren Einfluss von Arbeitgebern“ aufgenommen 
worden ist. Unsere Ansicht über den B. N, T. A., dass er eine 
gelbe Organisation sei, wird dadurch also bestätigt. Auch 
der Neue D. T. V. muss den B. N. T. A. doch nicht für ganz 
stubenrein gehalten haben. Nach den Richtlinien wird der 
neue „geeinte“ Verband gleich dem D. H. V, auch im „Vvölki- 
Schen“ Fahrwasser schwimmen. Es wird interessant sein, zu 
beobachten, wie sich die christlichen Arbeiterverbände - zu 
dieser durch den D. H. V, veranlassten Nuancierung der christ- 
lichen Angestelltenbewegung stellen werden. Denn in der Mund- 
art des D.H.V, ist „völkisch‘“ identisch mit antisemitisch. 

Wertvoll ist in diesem Programm für uns die Anerkennung 
des Wirtschaitskampfes zwischen Unternehmertum und An- 
gestelltenschaft; also zwischen der Klasse der Unternehmer 
und der Klasse der Arbeitnehmer. Es freut uns, dass die 
»Zeeinigten“ Verbände sich nun zum „Klassenkampf 
bekannt haben, wenn sie auch das Wort selbst ableugnen. 

Es muss ihnen mächtig auf den Nägeln brennen, wenn sie 
hier. das Wort „Kampf“ in den Mund nehmen, während wir 
noch vor kurzem vom N. D. T. V. belehrt wurden, dass nicht 
der Kampf, sondern nur der christliche Solidarismus, also die 
christliche Nächstenliebe die Gegensätze zwischen beiden 
Klassen beseitigen könne, — 

Nun wird das Rätselraten nach: der Mitgliederzahl 
AllerneuestenD. T.V — 
Namen? — weitergehen, 


Der N. D. T. V. am Scheidewege, 
N. D. T. V. hat seine Walze über das Thema „Der Bund am 
Scheidewege“ auch in Crefeld ablaufen lassen und damit eben 
solch einen grossen Reinfall erlebt wie in Offenbach und in 
Karlsberg. Nachdem von einem Bundesmitglied die Schäd- 
lichkeit der Zersplitterung der Einheitsfront der- technischen 
Angestellten und Beamten durch den N. D. T. V. klargelegt war, 
zog Herr Breddemann es vor, den klügeren Teil der Tapferkeit 
zu ‘wählen ‚und die Versammlung zu verlassen. Die * Aus- 
führungen unseres Kollegen hatten einen solchen Eindruck auf 
die Versammlung gemacht, dass der Versammlungsleiter dieser 
-Technikerversammlung, selbstverständlich ein D. H. V.-Beamter, 
‚unter keinen Umständen über die eingereichte Entschliessung ab- 
stimmen lassen wollte. Der Erfolg dieser Versammlung war, 
dass auch eine Reihe D. H. V.-Mitglieder am Schlusse der 'Ver- 
‘sammlung erklärten, dass sie es nach dem Erlebten für unter 
ihrer. Würde hielten, noch weiter einer derartigen Organisation 
anzugehören. Wir wollen nur wünschen, dass der N. D>TEV; 
uns allerorten Gelegenheit gibt, den Angestellten - sein -ver- 
räterisches Treiben klarzulegen. Mit dem Erfolge der N, D. 
T.V.- Versammlungen sind wir sehr zufrieden. " 


„Christliche“ Kampfesweise. In Nr..3 des Verbandsblattes 
des N. D. T. V. wird unauffällig eine Kundgebung des Dent- 
schen Gewerkschaftsbundes zur Sozialisierungsfrage veröffent- 
licht, nach der der Neue Deutsche Technikerverband völlig :um- 
gefallen ist und „die Gewinnung der Kohle den bis- 
herigen Besitzern weiter überlassen ‚wird“. 
Die Redaktion findet kein Wort der Erklärung für diesen Ver- 
rat der Angestellteninteressen und sucht die Aufmerksamkeit 
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ihrer Leser durch spaltenlange Angriffe auf unseren Butab 
und den AfA-Bund von den eigenen Sünden abzulenken. Wir 
können uns zwar die Verlegenheit des N, D. T. V. vorstellen, 
dürfen aber doch nicht darauf verzichten, ihm wegen seiner 
tendenziösen Berichterstattung über unsere Bewegung auf die 
Finger zu klopfen. Da wird zunächst unter der Ueberschrift 
„Der Weg der AfA“ ein Artikel des Herrn Richard Woldt ab- 
gedruckt, der weiter nichts als eine Kette niedrigster Verdächti- 
gungen gegen den Kollegen Aufhäuser enthält: Die Tages- 
zeitungen, die auf diesen durch die Zeitungskorrespondenz des 
Herrn Woldt verbreiteten Artikel hereingeiallen waren, haben 
inzwischen sämtlich einen Gegenartikel gebracht, in dem die 
Unwahrhaftigkeit jenes Angreifers deutlich gekennzeichnet 
worden war. Das Organ des N. D. T. V. hält es für seine 
„Christenpilicht“, zwar den Verleumdungsartikel nachzu- 
drucken, ‚die Antwort aber zu verschweigen. Wir verweisen 
unsere Leser auf die trefflichen Darlegungen unseres Kollegen 
Schweitzer in Nr, 2 unseres Blattes „Ein seltsamer Politiker“, 
damit sie den Nachdruck des Woldtschen Artikels im Organ 
des N. D. T. V. richtig zu würdigen verstehen. Die „christ- 
liche“ Wahrheitsliebe des Neuen .D. T. V. geht weiter daraus 
hervor, dass auf Seite 16 seines Blättchens auf die Rede hin- 
gewiesen wird, die der. Sekretär Fimmen vom Internatio- 
nalen Gewerkschaftsbund, Sitz Amsterdam, auf einer Konferenz 
en Bundes gehalten hat.. Daran anschliessend sagt der 
TV; 

„und jetzt ist es Pflicht eines jeden Angestellten, der nicht 
will, dass wir allmählich in russische Zustände hin- 
eingleiten, den AfA-Verbänden den Rücken zu kehren“, 


Wer in den letzten Monaten nicht völlig geschlafen hat, 
weiss, dass der Internationale Gewerkschaftsbund in Am- 
sterdam der schärfste Gegner der Moskauer Bolsche- 
wisten ist. Das hindert aber die Wahrheitsfanatiker vom 
N.D.T.V.nicht, die Verbindung des AfA-Bundes mit dem 1.G.B. 
in Amsterdam als ein Hineingleiten „in russische Zustände“ zu 
bezeichnen. 


Diese sonderbaren Chronisten, die jede Verdächtigung ge- 
gen führende Kollegen unseres Bundes sorgsam nachdrucken. 
verschweigen auch geflissentlich, dass sie: an der positiven so- 
zialpolitischen Tätigkeit des Kollegen Aufhäuser nichts aus- 
setzen können, “Die letzten Verhandlungen im Reichswirt- 
schaftsrat über die Betriebsbilanz u. a. haben wiederum ge- 
zeigt, dass die Sprecher des N. D. T. V. mit Aufhäuser gehen 
mussten, weil sein Standpunkt sachlich nicht anfechtbar war. 
Warum verschweigt man, dass Aufhäuser vom AfA-Bund und 
Dr. Thissen vom Gesamtverband der christlichen Angestellten- 
gewerkschaften bei dieser Frage einen gemeinsamen Antrag 
aller Arbeitnehmer im Reichswirtschafitsrat durchgesetzt hat- 
ten, den dann dedemN.D.T. V.nahestehenden Reichs- 
tagsabgeordneten Thiel und Gen. zu Fall gebracht haben. In 
letzter Linie sollte doch auch der N.D. T. V. die einzelnen An- 
gestelltenführer nicht nach. der Parteibezeichnung, sondern 
nach ihren tatsächlichen parlamentarischen Leistungen für die 
Angestellten beurteilen. 

G. d. A. und Techniker. 
gestellten hatte seiner neuen Einheitszeitschrift eine besondere 
Beilage für die technischen Angestellten „Der Techniker im 
G.d. A.“ beigefügt. In Heft 2 unserer Zeitung machten wir uns 
darüber lustig, dass der G. d. A. mit diesem alle 14 Tage er- 
scheinenden zweiseitigen Blättchen nicht nur die sozialen Fra- 


gen der technischen Angestellten, sondern auch noch rein tech- - 


nische Fachfragen behandeln will. Das scheint es dem G.d.A. 
angetan zu haben. Denn die Beilage ist verschwunden. 
Statt dessen werden den technischen Angestellten, die es angeb- 
lich im G.d. A. geben soll, unter der Ueberschrift „Aus der 
Technikerbewegung‘ zwei Spalten lang lauter Unwahrheiten 
und Verdrehungen über unseren Bund vorerzählt, dagegen der 
G.d. A. als die „gesunde und starke Heimstätte‘“ für die Tech- 
niker gerühmt. Wieder taucht die ominöse Zahl von 30000 
Technikern*) auf, die im G.d. A. sein sollen, deren Interessen man 
aber durch die zweiseitige Beilage und jetzt durch Schimp- 
fereien auf unseren Bund vertreten will. Denn weiter ist in 
den zwei Spalten nichts zu finden. „Unerfahrene Skribenten‘“, 
„Sorte“, „Klippschüler“, „Portion edler Dreistigkeit“. In diesem 
Ton geht es weiter, um den G. d. A. von dem Vorwurf zu rei- 
nigen, die ihm zugehörenden Verbände wären „technikerfeind- 
lich“ gewesen und stets „für die Sondervorteile der kauf- 
männischen Angestellten eingetreten“, um den jetzigen G. d. A.- 
Vorsteher Gustav Schneider von der Schuld freizu- 


*) Das ist die Mitgliederzahl des früheren Gruben- und Fabrikbeamten- 
verbandes, der in dem G.d.A, aufgegangen ist. Dieser Verband war im 
Grunde genommen nur- eine, Unterstützungskasse, so dass ihm auch Mitglieder 
angehörten, die ihre gewerkschaftliche Vertretung in anderen Organisationen 
sahen. Von der Gesamtzahl dürfte ausserdem nur ein ganz geringer 
Bruchteil Techniker im Sinne unserer Satzung sein. 
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Der Gewerkschaftsbund der An- 





sprechen, die Rechte der Betriebsräte verraten zu haben, um 
zu verdecken, dass der G. d. A. in der Sozialisierungsfrage den 
Stinnes-Leuten die Steigbügel hält. Vergebliches Unterfangen! 
Die früheren G.d. A.-Verbände sind in den Augen aller Tech- 
niker gerichtet. Die Schimpfwortilut zeigt uns aber doch, wie 
nützlich es ist, das alte Sündenregister der kaufmännischen Ver- 
bände einmal wieder in Erinnerung zu bringen, Sie werden sich 
dadurch nicht in ein besseres Ansehen setzen, dass sie das 
Märchen von unserem „linkssozialistischen Programm“ — es ist 
das gleiche wie das des A.D.G.B.! —, den Unsinn, wir ständen 
„unter dem Einfluss kommunistisch gesinnter Führer“ — ob- 
gleich kein einziger Kommunist an der Führung unserer Bewe- 
gung beteiligt ist! —, und die Unwahrheit verbreiten, wir. träten 
für-die Industrieverbände ein, ‘obwohl Aufhäuser sich in 
seiner Schrift**) für die Berufsorganisation und gegen die 
Industrieverbände ausgesprochen hat. 


Betriebsräte 


Gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale. Die Abteilung für 
Betriebsräteangelegenheiten des Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes, Berlin SO 16, Engelufer 14/15, IV, und die 
Abteilung für Betriebsräteangelegenheiten des Allgemeinen 
freien Angestelltenbundes, Berlin NW 52, Werftstr. 7, sind seit 
dem 1. Januar 1921 vereinigt und. befinden sich nunmehr nur 
noch Berlin SO 16, Engelufer 14/15, IV. Alle Zuschriften sind 
daher von jetzt ab nur noch an diese Adresse zu richten. 


Berufsfragen 


Die Sonderstellung ‘der  Cöthener „Hochschüler“, Die 
Örtsverwaltung unseres Bundes: in Cöthen hatte die Stu- 
dierenden des Friedrichs - Pvlytechnikums zu einer öffent- 
lichen Versammlung eingeladen, in der ein Bundesbeamter aus 
Berlin über die Aussichten des technischen Berufes sprach. Der 
Ausschuss der Studierenden (Asta) hatte daraufhin am Schwar- 
zen Brett von dem Besuche der Versammlung abgeraten, so 
dass nur etwa 25 Studierende an der sonst sehr gut besuchten 
Versammlung teilnahmen. Die Gründe für das Verhalten der 
Asta erfahren wir aus Nr. 21 der „Cöthener Hochschuizeitung“, 
in der unserem Bunde unter anderem folgende Zeilen gewidmet 
werden; 

„Die Ziele dieser Organisation liegen weit ausserhalb des 
Interessenkreises der Studentenschaft, und die Kampfesweise des 
Butab steht nicht im Einklang mit den Tendenzen, mit denen 
der Cöthener Student sympathisieren könnte. Wir raten von 
dem Eintritt in die von dem Butab beabsichtigten Hospitanten- 
gruppen dringend ab, da sich) die Interessen. der Studenten- 
schaft, sowie diejenigen der aus ihr hervorgehenden Ingenieure 
auf ganz anderer Basis aufbauen.“ 

Obzwar es schwer fällt, auf vorstehende Zeilen keine 
Satire zu schreiben, wollen wir versuchen, dem Standpunkt des 
Asta einigermassen gerecht zu werden, wenn auch dieser Stand- 
punkt so unklar und verschwommen ist, dass man an den tech- 
nischen Fähigkeiten des Schreibers jener Zeilen berechtigte 
Zweifel hegen kann. Techniker sollen klar sein, auch wenn 
sie Studenen sind, und nach der Häufigkeit des Wortes Student 


'zu Schliessen, scheint der Asta doch gerade den grössten Wert 


darauf zu legen, als Student „estimiert“ zu sein. Hier liegt des 
Pudels Kern. Von keinerlei Sachkenntnis getrübt, von keines 
Gedankens Blässe angekränkelt, weiss der Asta nichts anderes 
von unserem Bunde zu sagen, als dass sich die Interessen der 
aus der gottbegnadeten „Hochschule“ von Cöthen hervorgehen- 
den Ingenieure auf ganz anderer Basis aufbauen, als die der 
übrigen 100 000 Techniker und Ingenieure, die in unserem Bunde 
organisiert sind. In der Tat, der Cöthener „Student“ kann mit 
unseren Tendenzen nicht sympathisieren, zunächst aus dem 
Grunde, weil er sie nicht kennt, dann weil er vor den anderen 
Studierenden eine Sonderstellung einzunehmen glaubt, die ihm 
ein Zusammengehen mit ihnen nicht gestattet. 

Sehen wir uns einmal die Berechtigung dieser Sonder- 
stellung, ein wenig an. Im Band II der Arbeiten des Deutschen 
Ausschusses für technisches Schulwesen (Teubner, Leipzig. 1911) 
lesen wir, welche Stellung die Vertreter der Regierungen und 
der Praxis zur Cöthener Hochschule einnehmen. Nachdem 
Herr Professor Dr. Föhr die Notwendigkeit der Cöthener Eigen- 
art zu begründen versucht hatte, war er genötigt, zu erklären: 
„Wir wollen uns nicht mit den technischen Hochschulen gleich- 
stellen oder über die technischen Mittelschulen erheben, nein, 
wir wollen nur einen parallelen Weg gehen.“ Herr Hütten- 
direktor Haebich-Sterkrade antwortete ihm: „Die Industrie beur- 
teilt die Absolventen des Cöthener Polytechnikums nicht anders 
und wird sie auch in Zukunft nicht anders beurteilen können 
als diejenigen der anderen technischen Mittelschulen; wenn das 


”#), Heft 1 der BEE ENNg: des B.t. A.B., „Industrieverband oder 
Berufsverband“, Von S, Aufhäuser. Preis 0,70 M. 
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Polytechnikum Cöthen glaubt, eine Ausnahmestellung ein- 
nehmen zu müssen, so ist das seine private Auffassung, die wir 
ihm überlassen.“ Herr Generaldirektor Neuhaus-Tegel äusserte 
sich wie folgt: „Es ist mir gelegentlich zur Kenntnis gekommen, 
dass die Cöthener Anstalt sich in unberechtigte’r Weise 
den Anschein gab, als sei sie etwas Besseres als die technischen 
Mittelschulen. Dadurch bedeutet das Polytechnikum Cöthen 
für die ihm zukommenden Schüler eine gewiss . Gefahr.“ 
Herr Reg.-Rat Mühlmann-Chemnitz bemerkte: „Die höheren 
staatlichen Maschinenbauschulen haben mit Cöthen das gemein- 
sam, dass sie das Einjährigenrecht oder eine entsprechende Vor- 
bildung verlangen. Das ist also auch kein Grund, der Cöthen 
veranlassen könnte, sich mehr zu dünken.“ Uns scheint, als 
ob Herr Reg.-Rat Mühlmann hier das richtige Wort geiunden 
habe. Was im Jahre 1911 seine volle Berechtigung hatte, ist 
auch heute noch wahr. Cöthen ist nichts anderes als eine 
städtische technische höhere Fachschule. Durch eine geschickte 
Regie hat man es verstanden, dieser städtischen Fachschule den 
hochtönenden Namen eines Polytechnikums zu geben; heute 
heisst sie sogar Gewerbe- und Handelshochschule. Nur einem 
unzulänglichen Reichsschulgesetz ist es zu verdanken, dass ein 
derartig irreführender Name geduldet wird. Mit demselben 
Recht, wie sich Cöthen eine Hochschule nennt, könnte jeder be- 
liebige Kleinstaat irgendeinem Technikum diese Bezeichnung 
verleihen. Es gibt wohl ausser den Cöthener Schülern in ganz 
Deutschland keinen Menschen, der sie für Hochschüler hält, und 
das Betrübende an dieser Erscheinung ist, dass unter diesem 
Dünkel, unter dieser Grosstuerei der Ruf der an sich guten 
Schule leiden muss. Man hat die Empfindung, als ob die 
Cöthener bei jedem Wort, das sie reden, nur darauf bedacht 
wären, ob man sie auch überall für Hochschüler hält, daher die 
fortwährende Betonung des akademischen und studentischen 
Charakters. Die armen Cöthener! Es muss sehr schmerzlich 
sein, von keinem Menschen ernst genommen zu werden; von 
den wirklichen Hochschülern nicht für voll angesehen, von den 
Mittelschultechnikern wegen ihres Dünkels verlacht, von der 
Industrie nicht anerkannt, stehen sie im Getriebe der Welt, reiz- 
bar, empfindlich, vereinsamt ‘und spreizen sich dabei wie ein 
Pfau mit unecht gefärbtem Schweife. Erst wenn der Regen 
der Wirklichkeit den unechten Putz fortgeschwemmt hat, wer- 
den sie einsehen, dass der Dünkel ihnen gar nichts genutzt, son- 
dern sie nur lächerlich gemacht hat, dass es unmöglich ist, für 
den Cöthener Techniker einen besonderen Tarifvertrag abzu- 
schliessen und dass sie froh sein müssen, wenn die aus ihrem 
Kreise hervorgegangenen Ingenieure (an deren Tüchtigkeit und 
guter Ausbildung wir übrigens nicht zweifeln wollen) in den 
Genuss jener Bezüge gelangen, die die so tief unter ihnen 
stehenden Vertreter des Butab für sie erkämpft haben. In 
ihrem heutigen Dünkel, im Besitz einer von ihnen kaum verstan- 
denen akademischen Freiheit, in dem Wortschwall tönender 
Redensarten, halten sie sich für Lebewesen höherer Ordnung. 
Sie sind ein Zeichen unserer sogenannten Gesellschaft, deren 
Kennzeichen ia darin besteht, mehr scheinen zu wollen, als sie 
ist. Aus solchem Gedanken heraus erklärt sich die Bemerkung 


eines Versammlungsteilnehmers, der unserem Bunde vorwarf# ° 


er habe ein gewisses Vorurteil gegen die Studenten. Der junge 
Mann hatte unrecht. Unser Bund, in dem sich alle Tech- 
niker ohne Unterschied der Vorbildung die Hände reichen, 
hat nur gegen die Auchstudenten ein Vorurteil, wie er 
Sich auch von den Auchgewerkschaftern abwendete, 
Wir haben eben nicht Mitglieder erster und zweiter Ordnung, 
und wir begreifen es, dass der richtige Cöthener Student mit 
solchen Grundsätzen nicht sympathisieren kann. Es wird leider 
noch lange dauern, ehe der Cöthener Student die Notwendigkeit 
eines einheitlichen Zusammenschlusses aller technischen Arbeit- 
nehmer erkennen wird. Erst wenn der Nebel der „studenti- 
schen Problematik“, der Rausch tönender, nichtssagender 
Redensarten von ihnen gewichen sein wird, erst wenn die 
harten Tatsachen des wirtschaftlichen Kampfes zu ihnen 
sprechen werden, dann erst werden sie erkennen, wie kindisch 
und lächerlich ihre Haltung gegenüber einem Bunde ist, der frei 
von allen Vorurteilen alle Techniker, vom wirklichen Akademi- 
ker bis zum einfachen Zeichner, zu einer achtunggebietenden 
und gefürchteten Organisation zusammengeschmiedet hat. 


Warnung vor der Fremdenlegion. Von der Berliner Er- 
werbslosenfürsorze wird uns geschrieben: 


Neuerdings finden in grösserem Umfange Anwerbungen für 
die französische Fremdenlegion statt. In erster Linie erfolgen 
die Werbungen zwar in den besetzten Gebieten, doch ist auch 
das Auftreten von Werbeagenten im unbesetzten Deutschland 
bekanntgeworden. Die Werbeagenten treten vielfach auf Bahn- 
höien oder anderen belebten Orten an Jugendliche heran, laden 
sie zum. Genuss alkoholischer Getränke ein und versprechen 
ihnen im Laufe der Unterhaltung hochbezahlte Arbeit, z. B. im 
Wiederaufbaugebiet, wenn sie nicht ganz offen zum Eintritt in 
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die Fremdenlegion auffordern. Als Stellen, wo sie sich zu 
melden haben, werden den Angeworbenen meistens Städte im 
besetzten Gebiet genannt, z. B. Köln, Bonn, Siegburg, Eus- 
kirchen, Frankfurt a. M., Griesheim, Mainz, Landau, Ludwigs- 
hafen, Neustadt usw., in denen sich Werbe- und Sammelstellen 
befinden. Wir warnen jeden jugendlichen Erwerbslosen, sich 
durch Versprechungen von Vorteilen zu einem Schritt verleiten 
zu lassen, den er hinterher tief bereuen würde. Vielmehr emp- 
fehlen wir, sobald ein Unbekannter ein derartiges Ansinnen an 
jemanden stellt, die Polizeiorgane auf diese Person aufmerksam 
zu machen. 


00 Aus dem Bunde 00 
Zn nn nn unnnn nenn nmen nennen enrsrnmenBre benennen nenn m nn 


Ehrenamtliche Tätigkeit in der Organisation. Die Mehr- 
zahl unserer Kollegen glaubt, mit der Bezahlung ihres Gewerk- 


 schaftsbeitrages allen Verpflichtungen ihrer Organisation gegen- 


über genügt zu haben. Sie betrachten diesen als einen Auto- 
maten, der nach Einwurf der erforderlichen Geldstücke eine Ge- 
genleistung in Gestalt höherer Gehälter und besserer Arbeits- 
bedingungen liefert. 


Wie man auf einen Automaten schimpft, der nach Einwurf 
des Geldstückes versagt, so wird auch an der Gewerkschaft 
Kritik geübt, wenn diese die gehegten Erwartungen nicht sofort 
und voll erfüllte. Wie dem Versagen des Automaten ein von 
aussen nicht sichtbarer Fehler zugrunde liegt, so ist auch für das 
vermeintliche Versagen der Organisation ein Fehler verantwort- 
lich, dem aber die Mitglieder in der Regel nicht nachforschen, 
weil sie den Unterschied zwischen dem Automaten und ihrer 
Organisation noch nicht voll erfasst haben. 


Die Gewerkschaft ist eben kein Automat. Sie ist auch nicht 
zu vergleichen mit irgendeinem Geschäft, von dem man gegen 
regelmässige Gebühren bestimmte Gegenleistungen ohne wei- 
teres erwarten kann, wie etwa ein Zeitschriftenverlag. Die 
Gewerkschaft ist vielmehr der Zusammenschluss.von Interessen- 
genossen zu einer Machteinheit. Es erscheint iedem Mitglied 
etwa eines Gesangvereins durchaus selbstverständlich, dass der 
Verein keine Konzerte veranstalten kann, wenn seine Sänger 
zu Hause bleiben, also nicht mitarbeiten. Man unterscheidet 
deshalb in solchen Vereinen aktive und passive Mitglieder, d. h. 
solche, die nicht mitarbeiten, jedoch beabsichtigen, Nutzniesser 
der Arbeit anderer zu sein. Wenn nun die Gewerkschaft tat- 
sächlich mitunter hinter den berechtigten Wünschen ihrer Mit- 
glieder zurückbleiben muss, so liegt dies daran, dass sie, trotz- 
dem die Satzung passive Mitglieder nicht kennt, tatsächlich 
viel mehr solche passiven als aktive Mitglieder hat. Gerade 
diejenigen, die glauben, dass für den Beitrag automatisch alles 
mögliche geleistet und erreicht werden soll, sind in der Regel 
Nutzniesser einer Arbeit, die sie unbekannten anderen überlassen 
wollen. Diese Kollegen haben es nicht erfasst, dass die Gewerk- 
schaft nicht etwas ausserhalb der eigenen Person Stehendes, 
sondern die Vielheit der Mitglieder selbst ist und die Leistungs- 
fähigkeit derselben ausschliesslich abhängt von der Leistung 
ihrer einzelnen Mitglieder. 


Fruchtbare Arbeit der Gewerkschaft beruht auf der Mit- 
arbeit aller Mitglieder. Je weniger Kollegen sich bereit finden, 
einen Teil dieser Arbeit zu übernehmen, um so grösser ist die 
Last derjenigen, die sich in die Arbeit zu teilen haben, um so 
weniger kann dann erwartet: werden, dass die Geschäfte ord- 
nungsgemäss abgewickelt werden, und es entstehen Verzöge- 
rungen, die mindestens eine Schädigung, wenn nicht eine Lahm- 
legung der Arbeit bedeuten. Die Folge davon ist Enttäuschung 
der auf Erfüllung ihrer Wünsche wartenden Kollegen. Diese 
Missstände würden nicht zu befürchten sein, wenn jedes ein- 
zelne Mitglied sich für verpflichtet halten würde, nicht nur seinen 
Beitrag zu. zahlen, sondern mit seiner Gewerkschaft zu leben 
und zu arbeiten. Es muss erreicht werden, dass für je etwa 
10 Mitglieder ein Vertrauensmann arbeitet, dem es natürlich 
eher möglich ist, die ihm zufallenden Aufgaben einwandfrei zu 
erledigen, als wenn er, wie es heute der Fall ist, oftmals 50 bis 
100 Mitglieder verwaltet. In grösseren Betrieben muss für jede 
Abteilung, ia, wenn erforderlich, für jede Unterabteilung ein be- 
sonderer Vertrauensmann gewonnen werden. Wenn auch die 
Arbeit dieser Vertrauensmänner scheinbar mit den Zielen und 
Erfolgen des Bundes in keinem sichtbaren Zusammenhang steht, 
so ist sie doch unbedingt notwendig. Auch die Arbeit der ein- 
zelnen Teile eines Uhrwerkes ist dem beobachtenden, Auge nicht 
wahrnehmbar und trotzdem. bleibt die Uhr stehen, wenn man 
das unscheinbarste Rädchen daraus entiernt.. Die Mitglieder 
einer Gewerkschaft haben es also : selbst in .der Hand, die: 
Leistungsfähigkeit ihrer Organisation zu bestimmen durch die 
tätige Teilnahme an der Arbeit selbst. 
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Wenn jedes einzeine Mitglied als Mitarbeiter sich für die 
Gesamtarbeit seines Bundes mitverantwortlich fühlt, einen 
Teil seiner freien Zeit ehrenamtlicher Tätigkeit widmen würde, 
wäre nicht nur die Macht der Gewerkschaft eine weit grössere, 
sondern auch das vielfach vermisste Verständnis für das prak- 
tisch Erreichbare würde Gemeingut aller Mitglieder sein. Die- 
sem idealen Ziele näherzukommen, ist die wichtigste organi- 
satorische Aufgabe unseres Bundes. Daran mitzuarbeiten durch 
Aufklärung der Mitgliedschaft rufen wir alle bereits ehrenamtlich 
tätigen Funktionäre auf. Jedem einzelnen Mitglied aber möchten 
wir ins Ohr rufen: „Willst du deine Gewerkschaft 


‚leistungsiähiger gestalten, so. arbeite mit!“ 


Unsere Werbewoche. Die Zahl der während der Werbe- 
woche abgehaltenen Versammlungen können wir auch nicht 
annähernd feststellen, da "uns von vielen Verwaltungsstellen 
keine Berichte zugegangen sind. Erireulicherweise haben sich 
sehr viel ehrenamtliche Kollegen in den Dienst unserer 
Sache während der Werbewoche gestellt, ja dem Gau Rhein- 
land-Westialen war es möglich, 25 ehrenamtliche Referenten 
herauszustellen. Dadurch konnten wir auch in den meisten 
kleineren Ortsverwaltungen Versammlungen abhalten lassen, 
Der Besuch unserer Versammlungen war selbstverständlich sehr 
verschieden. Waren in manchen Orten die Versammlungs- 
Iokale überfüllt, so dass noch Nebenräume mit hinzugezogen 
werden mussten, so liess an anderen Stellen der Besuch zu 
wünschen ‘übrig. Hervorzuheben ist, dass an vielen Orten 
auch die Frauen unserer Mitglieder unserer Einladung Folge ge- 
leistet haben. Wir möchten bei dieser Gelegenheit dringend 
empfehlen, zu unseren Vortragsabenden die Frauen regelmässig 
einzuladen und mitzubringen. Dem Werkmeisterverband wollen 
wir gern bescheinigen, dass insbesondere die führenden Werk- 
meisterkollegen fast überail in unsere Versammlungen gekom- 
men sind. Aber ganz allgemein haben die Werkmeisterkollegen 
die Haltung ihres Vorstandes im AiA-Konflikt scharf missbiliist, 
so dass gerade in dieser Beziehung unsere Werbewoche der 
Einheitlichkeit der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung 
einen guten Erfolg gebracht hat. Der direkte Werbeerfolg 
war naturgemäss auch sehr verschieden. In vielen kleineren 
und’ mittleren Orten musste festgestellt werden, dass sämtliche 
erreichbaren technischen Angestellten dem Bunde angehören, so 
dass Werbemöglichkeiten nicht mehr vorhanden sind. Dafür 
hat aber die Werbewoche in den Kreisen unserer Mitglieder 
eine ausserordentliche Vertiefung der freigewerkschaftlichen 
Idee gebracht, sie hat weiter Gelegenheit gegeben, vorhandene 
Missverständnisse aufzuklären, und an einzelnen Orten gab es 
auch sehr wirkungsvolle Auseinandersetzungen mit gegnerischen 
Organisationen. An anderen Orten waren diese wohl ver- 
treten, aber sie wagten trotz besonderer Aufforderung nicht, in 
der freien Aussprache die Flut von Verleumdungen, die sie sonst 
in ihren Schriften gegen den Bund verspritzen, zu wiederholen, 


In Düsseldorf war Herr Hülsmeier vom N. D. T. V. 
mit einem Kreis von Anhängern erschienen, auch waren zwei 
Sekretäre der christlichen Gewerkschaften anwesend. Obgleich 
der Kollege Sonnenschmidt hier die Gründungsgeschichte 
des N. D. T. V. und speziell Herrn Hülsmeier besonders 
behandelte, kam Herr Hülsmeier nicht, um sich zu rechtfertigen. 
Herr Hülsmeier tat recht daran, denn Herr Sonnenschmidt kennt 
ihn seit langer Zeit, und eine Beleuchtung seiner geradezu 
wahnsinnigen, überradikalen Forderungen kurz nach der Revo- 
Iution wäre Herrn Hülsmeier schlecht bekommen. Bezeich- 
nend für den N. D. T. V. ist es’ wohl, dass er am Sitz Seiner 
Zentrale in Essen nicht den Mut gefunden hat, in unsere öffent- 
sie "Versammlung zu kommen und dort seine Haltung zu ver- 
eidigen. 


Eine sehr gründliche Auseinandersetzung mit dem N. D. 
T. V. gab esinBremen. Hier musste die erste Versammlung 
am 17, Januar"abgebrochen werden; sie fand dann ihre Fort- 
setzung am 31. Januar mit dem Thema „Freie Gewerkschaft 
oder Harmonieverband“. Der N. D. T. V., der dort, wie fast 
überall, durch seinen grossen Bruder, den D. H. V., vertreten 
wird, winkte aber auf die ihm übermittelte besondere Ein- 
ladung ab. Dafür haben wir es uns dann nicht nehmen lassen, 
ihn in seiner eigenen öffentlichen Versammlung in Bremen 
am 2, Februar ‘gründlich heimzuleuchten. Nach der Vorlesung 
des Herrn Lindner vom N. D. T. V. hat der Kollege Sonnen- 
schmidt unter ‚brausendem Beifall der Versammlung mit dem 
N. D. T. V. abgerechnet. Es wurde dann eine Entschliessung 
angenommen, in der die Ueberflüssigkeit des N..D, T. V. zum 
Ausdruck gebracht wurde. Gegen die Entschliessung stimmte 
keiner der sonst so Mutigen im N. D. T. V. 


Allgemein ist festgestellt worden, dass die Werbewoche 
sehr viel Anregungen für unsere Bundesarbeit gebracht hat 
= Se uulche Veranstaltungen zu gegebener Zeit zu wieder- 

en sind. 
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10 Gebote zur Lähmung des Organisationslebens 
licht der „Mechanical Engineering“: 


1. Besuche keine Vereinsversammlungen, 

2. Wenn du kommst, so komme zu spät. 

3. Wenn das Wetter schlecht ist, so komme natürlich nicht. 

4. Wird eine Versammlung vorbereitet, so erkläre die vor- 
bereitenden Arbeiten des Vorstandes und der anderen Mit- 
glieder für verkehrt. 

5. Nehme nie ein Amt an, da es leichter ist, zu kritisieren, als 
selbst Arbeit zu leisten, 

6. Trotzdem sei gekränkt, wenn du zur Mitarbeit im Aus- 


schuss nicht aufgefordert wirst. Ist dies aber der Fall, 
so gehe nicht zu den Sitzungen. 

7. Wenn der Vorsitzende dich um deine Meinung fragt, so 
sage, du habest nichts zu bemerken. Nachher erzähle 
allen, wie es hätte gemacht werden müssen. 

Tue nur das absolut Notwendigste; wenn aber andere Mit- 
glieder selbstlos Zeit und Arbeit für die Sache einsetzen, 
so klage über Cliquenwirtschaft. 
alle deinen Beitrag möglichst spät oder überhaupt 
nicht. 

Kümmere dich möglichst wenig um Werbung neuer Mit- 
glieder. „Lass dies Müller tun.“ 
Und welche oder welches dieser 

werter Herr Kollege, bisher befolgt? 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 

Keine Annahme ungenügend frankierter Briefe mehr! Für ungenügende 
Frankierung der Briefe seitens der Ortsverwaltungen und der Kollegen mussten 
wir im Monat Januar 300 Mark an Strafporto zahlen. Es ist uns unmöglich, 
derartige Kosten, die nur durch Nachlässigkeit der Ortsverwaltungen und der 
Kollegen entstehen, auf die Bundeskasse zu übernehmen. Wir werden daher 
vom 20. Februar d. J. an keine Briefe mehr annehmen, die ungenügend 
frankiert sind. Bund der technischen Angestellten und Beamten, 

Abteilung Betrieb. 

Bei Uebertritt von Mitgliedern aus dem bayrischen und sächsischen 
Staatstechniker-Verband werden die dort verbrachten Mitgliedsjahre sowie 
eine etwaige frühere Mitgliedschaft im D. T.-V. bzw. B.t.i. B. voll angerechnet. 
Doppelte Mitgliedschaften rechnen einfach. Voraussetzung für jede Anrech- 
nung ist, dass die Kollegen bis zur Aufnahme in’ den Bund der früheren 
Organisation angehört haben. 


Betr. Bundestagswahl. In der in Nr. 5 der „D.T.-Z.“ an dieser Stelle 
veröffentlichten Wahlordnung für den Bundestag ist im $ 7 dritter Absatz ein 
Satzfehler stehengeblieben. . Es heisst dort: 

„Die Wahl ist geheim. Sie erfolgt durch Zettel. Der Wahlzettel darf 
nicht mehr Namen enthalten, als Abgeordnete (ausschliesslich Ersatzleute) au 
wählen sind. Die Wahl durch Handaufheben ist für diese Wahl aus- 
geschlossen.“ 

Es soll aber heissen: „einschliesslich Ersatzleute“. 

Wenn also in einem Wahlkreis ein Abgeordneter zu wählen ist, so dürfen 
nicht mehr als zwei Namen auf den Stimmzettel geschrieben werden (siehe 
auch $ 9 zweiter Absatz der Wahlordnung). 


10. 


„Gebote" haben Sie, 






Anträge zum zweiten ordentlichen Bundestag müssen 


nach $ 52 der a asuın, spätestens 8 Wochen 
vor Zusammentritt des Bundestages, also: 







spätestens am 11. März dem Bundesvorstand eingereicht sein! 


Etwa später eingehende Anträge können nur behandelt werden, wenn die 
Mehrheit des Bundestages durch Abstimmung ihre Dringlichkeit anerkennt. 






Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft. 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 


Aus den Gauen 


Schlesien, Der Gautag für den Gau Schlesien fand am 19. 12.20 in Breslau, 
Hotel Riegner, statt. Die Leitung lag in den Händen des Kollegen Loskott, 
Laurahütte. Nach dem eingehenden Tehrksbericht, der vom Gauleiter Wenzel, 
Kattowitz, erstattet wurde und der sich eingangs mit den verschiedenen 
Richtungen der Angestelltenbewegung, die im Gau Schlesien, besonders in 
Oberschlesien anders geartet sind wie im übrigen Deutschland, wurden die eim- 
zeinen Gebiete der Gewerkschaftsarbeit, besonders das Tarifwesen, das den 
Abschluss von 17 Tarifverträgen im Berichtsjahr zeitigte, behandelt. 

Ueber die Innenorganisation des Bundes, der Afa, sowie über die Mit- 
gliederbewegung im Gau, die eine Zunahme bis zum Berichtstage ergeben hat, 
wurden ausführliche Unterlagen dem Gautag unterbreitet. An den Jahresbericht 
schloss sich eine eingehende Aussprache, die, von einigen scharfen Kritiken 
abgesehen, der bisher geleisteten Ärbeit die Anerkennung nicht versagte. Die 
dem Gautag überreichten Anträge zum Jahresbericht wurden eingehend be- 
sprochen und zur Abstimmung gebracht, 
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Das Mitglied des Gauvorstandes, Stümpel, Breslau, gibt in einem 
zweiten Bericht ein Bild über die Tätigkeit unserer Ortsverwaltungen, aus dem 
besonders die starke Versammlungstätigkeit zu erwähnen ist, Der Wunsch, 
in aufklärendem Sinne mehr als bisher tätig zu sein, klingt aus allen Orts- 
verwaltungsberichten heraus. Die Beitragserhöhung, sowie die Stellungnahme 
zum freigewerkschaftlichen Programm hat uns nicht im geringsten Abbruch 
getan. Den Gegnern gegenüber hat sich der Bund nicht nur behaüptet, sondern 
überall sich grösste Achtung zu verschaffen verstanden. Schwierigkeiten macht 
die Agitation nur gegenüber den polnisch orientierten Teilen der ober- 
schlesischen Mitgliedschaft. i 

Kollege Sohlich, als Mitglied des Bundesvorstandes, hielt sodann sein 
Referat über Ausbau und Aufgaben der freigewerkschaftlichen Angestellten- 
bewegung, in welchem er den Delegierten der oberschlesischen Ortsverwaltungen 
ein gross angelegtes Bild der Entwicklung des gegenwärtigen Standes und der 
voraussichtlichen Zukunft der Angestelltenbewegung gab. Kollege Seitz, der 
zurzeit in Kattowitz tätige zweite Bundesbeamte, referierte über die Wahl- 
ordaung für die künftigen’ Gautage. Der Gautag lehnte jedoch eine Formulierung 
der neuen Wahlordnung ab und beauftragte den neuen Gauvorstand, einen 
Vorschlag auszuarbeiten und erst den Ortsverwaltungen zur Diskussion zu über- 
mitteln. Zwei kleinere Referate über die Werbearbeit und die ehrenamtliche 
Tätigkeit in der Gewerkschaft wurden wegen Zeitmangel von der Tagesordnung 
abgesetzt. 

Die Wahl des Gauvorstandes hatte folgendes Ergebnis: Bressler- 
Beuthen, Unverzagt-Rybnik, Steffens-Breslau Schirmer-Emma- 
grube, Stümpel-Breslauu Die Vorschlagsliste für den Bundesausschuss 
wurde wie folgt aufgestellt: Stümpel-Breslau Michallek-Kattowitz, 
als Bundesausschussmitglieder, Vetter-Mallmitz, 1. Ersatzmann, Salz- 
brenner-Liegnitz, 2 Ersatzmann, Michaelis-Grünberg, 3. Ersatzmann. 
Der bisherige Gauleiter Wenzel-Kattowitz wurde einstimmig weiterhin bestätigt. 

Im Rahmen der Tagesordnung, als auch im letzten Punkte „Verschiedenes“ 
wurden ausgedehnte Aussprachen über die bevorstehenden Kämpfe um die 
Sozialisierung des Kohlenbergbaues und über das Problem der Sozialisierung 
der Baubetriebe gepflogen. \ 

Der Gautag ergab den Nachweis, dass auch im Gau Schlesien die Bundes- 
arbeit rege vorwärtsgeht, wenngleich sie hier zurzeit am allerschwierigsten 
sein dürfte. 








Bücherschau 


„Die Vorräte und ihre Lager in Fabrikbetrieben“. Preis 0,60 M, 
für Nichtmitglieder 1,20 M. Dieses 9. Heft der Betriebsräteschriften des 
A.D.G.B. und des AfA-Bundes liegt nunmehr vor. Der Bezug dieser Schrift 
wird dringend empfohlen. Den Betriebsräten, Arbeiter- und Angestelltenräten 
wird eine genaue Darstellung des Bezuges der Materialien, ihrer Gere © 
Ausgabe und Verwendung gegeben. :Die Schrift ist so klar Se dass si 
jedes Mitglied einer Betriebsvertretung aus derselben über die Fabrikorgani- 
sation auf das genaueste informieren und dem Unternehmer gegenüber sach- 
verständig auftreten kann. 


Als weitere Schrift wird in Kürze Heft 10 erscheinen: 

„Wie beurteilt man eine Bilanz?“ Zusammen mit der im Verlage der 
Betriebsrätezentrale des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes er- 
schienenen Schrift: „Was ist eine Bilanz ?“, Heft 6, Preis 0,90 M., wird hier 
den Betriebsvertretungen das Material zur Verfügung gestellt, an Hand dessen 
sie in der Lage sind. die in der nächsten Zeit ihnen auf Grund des $ 105 
BRG. und auf Grund des demnächst zu erlassenden Gesetzes gemäss $ 72 
BRG. vorzulegenden Bilanzen durcharbeiten zu‘ können. Es ist notwendig, 
dass sich die Betriebsvertretungen rechtzeitig hierauf vorbereiten. Bestellungen 
dieser Schriften sind an den Ällgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund, z. H. 
des Kassierers Hermann Kube, Berlin SO16, Engelufer 14/15, IV, zu richten. 


„Die volkswirtschaftlichen Grundbegriffe nach der Lehre von Karl 
Marx“. Von Julian Borchardt. Buchverlag Rätebund, Berlin NW6, 
Luisenstr. 28. Preis 10 M. 

Das Werk des als Marxforscher und -lehrer anerkannten Verfassers gibt 
eine Einführung in die voikswirtschaftlichen Grundlagen der sozialistischen 
Lehren. Es verbindet Gründlichkeit, Allgemeinverständlichkeit und Wissen- 
schaftlichkeit. Gerade in der gegenwärtigen Zeit dürfte eine solche von einem 
konsequenten Ma:xanhänger verfasste Darstellung einem bestehenden Bedürf- 
nis Genüge tun. Jeder, den die immer weitere Kreise erfassende Wirtschafts- 
not zu volkswirtschaftlicher Betrachtung treibt, wird den Inhalt der Marxschen 
Lehre prüfen müssen, um sowohl über den Sozialismus wie über das wirt- 
schafti che Problem urteilen zu können. Das Werk stellt nicht nur die Lehren 
von Marx dar, sondern sucht auch die Unrichtigkeit der gegen Marx erhobenen 
Einwände in ernsthafter wissenschaftlicher Form und mit gründlicher Stoff- 
beherrschung darzutun. 

Das Buch stellt eine Erneuerung und Fortführung des vom gleichen Ver- 
fasser stammenden Werkes „Grundbegriffe der- Wirtschaftslehre“ dar, deren 
zweite Auflage seit langem vergriffen ist. 


Verwertung von Patenten, Gebrauchsmustern und Geheimverfahren 
im In- und Auslande, Anmeldung von Erfindungen und Warenzeichen. 
Von H. H. Pott. Ein Auskunftsbuch für Erfinder, Gewerbetreibende und 
Fabrikanten. 8%. 75 Seiten. Hamburg 1920. Verlag von Boysen & Maasch. 
Preis geh. 7 M. 

Es gibt zwar mehrere Schriften, die sich mit dem Gegenstande des vor- 
liegenden Buches befassen, sie sind jedoch alle veraltet, da sie gerade die 
neueren gesetzlichen Bestimmungen nicht enthalten und verarbeiten. Schon 
aus diesem Grunde wird sich das Buch demjenigen, der sich über die jetzt 
geltenden Vorschriften über Patentgebühren, über Anmeldung von Erfindungen 
zum Patent und Gebrauchsmuster u. ä. m. unterrichten will, als nützlich er- 
weisen. Darüber hinaus gibt es aber in verständiger Weise Anleitung zum 
Abschluss von Lizenzverträgen, Ratschläge über die Verwertung von Patenten 
und bringt, was sonst für den Erfinder in erster Linie von Belang ist, Es 
handelt sich also um einen Ratgeber, der Vertrauen verdient. 


Karl Sohlich, 


00 OD 














Gustav Frenz, Kritik des Taylorsystems. Berlin 1920, Verlag von 


Julius Springer. Preis M. 12.—. 


Dass das Taylorsystem in Deutschland schon vor dem Kriege die technische 


Literatur stark beschäftigte, ist ein Beweis dafür, dass es auf unserem W 
lag. Bemerkenswert war dabei, dass es vorwiegend Theoretiker waren, 
seine Leitsätze in grösseren, zusammenhängenden Arbeiten veröffentlichten, 
während Betriebsleute und Arbeitnehmer sich nur gelegentlich in Zeitungen 
und Zeitschriften äusserten. Obzwar die Ansichten darüber noch heute geteilt 
sind, scheint die anfänglich uneingeschränkte Ablehnung allmählich der Erkenntnis 
Platz zu machen, dass in diesem System hervorragende produktionsfördernde 
Momente enthalten seien, die wir selbst in sozialisierten Betrieben nicht aus- 
schalten dürfen. 


In dem vorliegenden Werke kommt ein Betriebsfachmann zu Worte, der 
aus dem vollen schöpft, aus der Erfahrung eines arbeitsreichen Lebens. Aus 
dem Buche spricht eine starke und eigenartige Persönlichkeit zu uns, die nicht 
nur Kritik übt, sondern in gesundem Optimismus auch gangbare Wege des 
Wiederaufbaues zeigt. Wenn er auch die im Taylorsystem enthaltenen Vorzüge 
nicht verkennt, warnt er dennoch vor seiner Einführung in Deutschland, weil 
unsere eigenartige Industrie augenblicklich die Umstellung auf Massenerzeugung 
nicht vertrüge, und weil der deutsche Arbeiter ganz anders zu bewerten sei, 
als der geldhungrige amerikanische Arbeiter. Der deutsche Arbeiter besitzt 
noch den Stolz und das Bedürfnis, selbständig zu sein, aber diese Gefühle 
würden ihm durch die Schematisierung des Taylorsystee eraubt. Wohl 
liegt den Zeitstudien ein richtiger Gedanke zugrunde, aber abgesehen davon, 
dass sie sich nur bei Massenerzeugung lohnen, sind sie durch die Zuschläge 
der Willkür des betreffenden Beamten waren! Der Verfasser bezweifeli. die 
gen Erfolge des Taylorsystems, weil die Ersparnisse durch den übergrossen 

eamtenapparat aufgezehrt werden. Er wendet sich entschieden gegen die 
Unterschätzung der bisherigen „Meisterwirtschaft“ und mit noch grösserer 
Entschiedenheit gegen die sogenannten Organisatoren, die mit ihrer Zettel- 
wirtschaft die Betriebe von aussen her umgestalten wollen, statt sie mit Hilfe 
der vorhandenen Meister und Beamten von innen aufzubauen. Besonders hohe 
Anforderungen stellt er an den Betriebsleiter und an dessen praktische Aus- 
bildung. Der von Taylor verlangten Höchstleistung stellt er aus sozialen und 
wirtschaftlichen Gründen die Normalleistung entgegen, um der vorzeitigen 
Ermüdung entgegenzutreten und auch dem Durchschnittsarbeiter einen erträ 
lichen Lohn zu sichern. Aeltere Leute und Kriegsbeschädigte sollen Zuschlä 
erhalten. Das Buch enthält ausserdem eine Fülle von Anregungen über di 
praktische Durchführung der Arbeitsorganisation in den Br ha Ab- 
teilungen, über die Ausbildung der Lehrlinge, über Normalisierung und 
Spezialisierung, über Zentralisation usw. Wenn seine Ausführungen nicht 
seiten zum Widerspruch reizen, weil seine sozialpolitischen Anschauungen 
etwas patriarchalisch anmuten („wir verlangen von dem guten Arbeiter Freude 
am Beruf und Offenheit in allen Dingen; zur Einführung der Höchstleistun 
soll dem Arbeiter die Maschine und das Werkzeug verpachtet werden“), wei 
sie über die Vorzüge des Taylorsystem zu rasch hinwegeilen und Verf. seinen 
Widerspruch an den krassesten, weder von Taylor, bo von seinen deutschen 
Anhängern gewollten Fällen aufbaut, wird man sie doch mit 
en und dasjenige auswählen, was uns und unserem 

ommt. 


rossem Nutzen 


irtschaftsaufbau 


Sterbeitafel 


Es starben: 


‚Josef Andris (T. 62520), Freiburg. 
Georg Assmus (181 182), Harburg. 
Wilhelm Berger (173 513), Köln. 
Ludwig Bobrzik (125 603), Königshütte, 
Johann Färber (90 712), Chemnitz. 
Max Fröde (72 090), Dresden. 

Otto Gries (152956), Philippsthal, 

Max Heiser (56 010), Berlin. 

Bruno Hertel (129 699), Frankfurt/Oder, 
Franz Jordan (71 641), Emmagrube. 
Wilhelm Klinge (172 399), Bentheim. 
Peter :Klosa (78384), Birkenhain. 
Wilhelm Legier (4989), Bruchsal. 

H. Loewe (T. 30 293), Gotha. 

Anton Müller (161 235), Konstanz. 
Gustav Nilelings (67 458), Hochlarmark. 
M. Opel (93 829), Grünberg. 

Joseph Rammrath (131 979), Münster. 
Otto Reiske (85 552), Hamburg-Südost, 
L. Rieder (126 330), Schöneberg. 

Joh. Rüsken (116 129), Duisburg. 
Wilhelm Sabass (149 113), Münster, 
Siegfried Schulz (T. 6980), Liegnitz. 
Heinrich Sewerit (99.057), Hannover. 
Hugo Thiele (T. 84877), Hamburg-Steinwärder. 
Georg Wackermann (150 731), Berlin. 
Alfons Weimann (117 015), Charlottenburg. 
Eduard Wilde (184 736), Breslau Il. 

W. Wöhler (T. 34 472), Braunschweig. 


Ehreihrem Andenken! 





Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrieh Schwedt, Berlin, 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. r 















































Anzeige 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Auf die heutige Anzeige der Deutschen Beamten-Lebens- 
versic machen wir unsere Leser hiermit besonders aufmerksam, 
Die Beiträge bei. dieser Versicherung sind durchweg niedrig und die 
Bedingungen günstig. Die Versicherungen sind sofort dividenden- 
berechtigt. Steigende Dividende, da sie vonder Gesamtsumme 
der eingezahlten erde gewährt wird. : Sterbegeldversicherungen für 
zwei verbundene Lebe Die überlebende Person ist von jeder 
Beitragspflicht East Der Abschluss einer Versicherung befreit 
von der Zugehörigkeit zur Angestelltenversicherung. 


Bau Dir Dein epleizen pasihatt „Aulspene zur Selbst- 
anfertigung von Spielzeug nach Modell n D.R.G.M., im Selbstverlag 
der Firma Dr. E. Wiickens, Gera Ei Lehrmittelanstalt. 

Das Spielzeug unserer Kleinen ist kaum mehr zu erstehen, und an 
Güte steht das teuer erstandene den früheren Erzeugnissen unserer 

ielwarenindustrie meist erheblich nach. Was ist natürlicher, als dass 

rm ihren Kindern, oder diese im reiferen Alter sich ihr Spielzeug 


1; selbst bauen? Hierzu bieten die Wilckensschen Modellbogen allerseits 


End Ing Haze Vorlagen. Viele Schulen haben dieses Lehrmittel 
bereits im dfertigkeits-Unterricht zur Einführung gebracht. 


Stellenangebote 


Wir suchen für unser Offertbüro einen 


füchtigen jüngeren Ingenieur 


mit el Erfahrung Im Wasserrohrkesselbau. 

ewerber, die bereits eine Tätigkeit im Kalkulationswesen nach- 
weisen können, werden gebeten, Angebote unter Angabe der bisherigen 
Beschäftigung, des frühesten Eintrittstermines und der Gehaltsansprüche 
unter Beifügung von Zeugnisabschriften zu senden an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik vorm. Dürr & Ce. 
in Ratingen-Ost bei Düsseldorf. 


Gesucht zum baldigen Antritt ein noch jüngerer, aber in Theorie 
und Praxis schon etwas bewanderter 


Ingenieur 


der bereits einige allgemeine Kenntnisse vom Brauerei- und Mälzerei- 
gewerbe hat. 

Gefl. Offerten mit Lebenslauf, Angabe der Ausbildung und bisherigen 
Beiskeit, sowie Gehaltsansprüche, Zeit des frühesten Antritts recht bald 
erbeten... 


F. Ergang, Magdeburg, Gr. Diesdorfer Strasse. 
* Junger, unverheirateter, tüchtiger 


Techniker, 


weicher auch kaufmännisch ausgebildet ist und bereits in der Grabstein- 
Industrie tätig war, von einem Unternehmen dieser Industrie im Braun- 
schweigischen zu sofortigem Eintritt gesucht. Nur Bewerber 
mit besten Referenzen dieser Branche finden Berücksichtigung. An- 
gebote mit Gehaltsansprüchen an die 


Hils-Dolomit- und Kalkwerke G.m.b.H. 
Holzen bei Eschershausen (Kreis Holzminden). 





Für meine mechanischen Werkstätten und zur Beaufsichtigung der 
elektrischen Anlagen suche ich einen 


Ingenieur ode Techniker 
als Betriebsassistent zum sofortigen Eintritt. 

Derselbe muss Erfahrung in der Festsetzung von. Akkordlöhnen 
unG in der Gewichtsberechnung besitzen. 

Lückenloser Lebenslauf mit Zeugnisabschriften und Bild erbeten an 


W. Lüders, Wernigerode a. H., Eisen-, Stahl- u, Metallgiesserei. 
Maschinenfabrik 


(im nördlichen Westfalen, ca. 200 Arbeiter) sucht für ihr Betriebsbüro 
hauptsächlich zur Festsetzung der Akkordsätze einen praktisch 
und theoretisch gebildeten, selbständig und sicher ärbeitenden ledigen 


Kalkulafor. 


Angebote mit Angabe der Gehaltsansprüche erbeten an 


Windmöller & Hölscher t. n.b.}. 


Maschinenfabrik, Lengerich i. Westfalen. 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— 


Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15 %, bei 13 Auf- 


nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 


EIDHED <a. cm 
Weite 39-45 
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Dauerwäschefabrik Bremer &Co., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 


ettnässen | 


Befreiung sofort. 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst. 


Vers. San. Artikel &g. Englbrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 


Freuden derJugend 


kehren wieder 


bei Gebrauch der echten 
„Wetanol“-Pillen. Das 
4 Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 
Gegen Nerven- und sexuelle 
Schwäche. . Ihre ar eu 
kraft wird verjüngt 
daher kann der Er olg in 
nicht 


Ihrem Berufsleben 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme. 


Lucerna-Tabletten 


bewährtes Mittel gegen 
Rheuma, Gicht etc, M.18,— 
franco gegen Nachnahme. 
Richtig angewandt — immer 
Erfolg. 
Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20 
Tarpenbeckstrasse 51. 
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Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 
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oki Belehr. v. 


Eheffagen Dr. med.K. Hutten 
1% RR Pflicht 
ER: er 


Liebe, Hochz., ru r 
Kinderlosigk. Frauenorg. ( h) Ge- 
fühlskält. d. Frau usw. Anh.: Knabe od. 
Mädch.? M.4-, ‚Nacın. M.4.50, m. Erg.- 
Bd. M.7,-. Hausarzi-Verlag. Berlin-Steglitz22. 


Die Spar 2 der tech- 
nischen Angestellten und 
Beamten gehören in die 


Industriebeamten- 


Spartiank 


e.G.m.b.H. 


Berlin NW 52 Wertstr.7 


Aufklärendes Material 
kostenlos. 





dass ine 
Be we = er 


ern ei sür 


yurz 
RN 


i need 
nun? 


= 


a en et Haben Sio.eimem HER Sie einen 


alten Herrenfilzhut 
den Sie nicht mehr ‘tragen können, so 
senden Sie selbigen sofort ab. Sie erhalten 
ihn in ca, 14 


wie neu 


zurük. Kopfweite angeben. 


Sächs. Huternenerungsanstalt Schaefer & Müller, 


agen modern vorgerichtet 


Preis ca. 23.— Mark. 


Dresden A. 390, 
Lüttichaustr. 23 


Die billigsten Hemden 
Strümpfe, Strickwolle usw. liefert 
an jedermann u. sendet Preisliste 
gegen 20 Pfennig 

M. Grossmann, 
München A. 8, Baaderstr. 1. 


Teilzahlung 


Photo - Apparate 


sller Art 


Photogr. Artikel 


Kataloge umsonst und portofrei 


Jonass&Co., BerilnPa31 | 


Belle-Alllance- Str. 7-1 








Bestellschein 


Suche auf sofort einen tüchtigen 
Techniker 
(Zimmerer) für mein Baugeschäft 
m Dampfsägewerk. Lebenslauf, 

se und Gehaltsansprüche 
ne Station sind zu richten an 


K Meyer, Zimmermeister, Bispingen. 


Welt - Detektiv“ 
Auskunftei Preiss- Berlin 38 


Kleiststr. 36 (Hochbahnhof 
BP! }: el. Kurf.4543, 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
Zivil-u. Strafproz. In-u. Ausl, 
Heirats- Auskünfte 
üb.Vorleb,‚Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh,, Einkommen, 
Vermögen, Mitgift etc. 
allen in- u, ausl,, übersosisch, 
Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
Taus. freiwill. Anerkennung. 
Gegründet 1905 




























Architekt oder Bautechniker 
mit abgeschloss. Fachprüf., gewandt 
in Entwürfen nach Skizzen, sicher in 
Konstrukt,, Voranschl., Abrechn., 
welcher selbst. einen genossensch. 
sozialis. Baubetr. leiten kann, wolle 
rare 2 eb. m, Lebensl., Gehalts- 

er eugnisabschr. richten an 

wig Wenig, Vorsitzender des Auf- 
Haksıh der Gemeinnützigen Bangenossenschaft, 
Hecklingen (Anhalt), Teichstr. 8. 


Zum 1. April wird ein älterer 


welcher nachweislich Erfahrung im 
Abbau mächtiger,  steilgelagerter 
Flöze mit vollständigem Bergever- 
satz besitzt, gesucht. 

Ausführliche Bewerbungen mit 
lückenlosen Zeugnisabschriften und 
selbstgeschriebenem Lebenslauf sind 
zu chen en die 


Rhein.-Westt, Schactbau » Akt,-Ges. 


Essen, Akazienallee 16. 


Herr Kollege! 


Ein Bundesmitglied, das 






unser Bundesorgan nicht liest, 
ist kein vollwertiger Gewerk- 


schafter. 


Fragen Sie deshalb 


An das 


jeden erreichbaren Kollegen, ob 


die Deutsche 


er 


Zeitung bei der Post bestellt 
Wenn nicht, veranlassen 


hat, 


Techniker- 


Dostamif 


Sie ihn, sofort den umstehenden 
Zettel auszufüllen und in einen 


Die 


Postbestellguittung wird mit 


5 Mark vom Vertrauens- 
mann und der O.V. als Bei- 


(Postzeitungsstelle) 


trag in Zahlung genommen. 


| Briefkasien zu werfen. 
[e) 
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umeinefrembeSprachenad) | uns heute noch eine Bo 
der weltberühmten Nethode | arte und verlangen Gie |: 
i iti , ; utbezahlten Stellungen |.bindlichkeit für Sie. Langen 
Ein Vorschlag zur Beseitigung Pinonfarbeiten und Shre heidite Verla Shah 
der Wohnungsnot £ 


Zouffaint-Langenfcheidt zu | unfere Einführung A238 in 
GEriften; fihern Können. ndlung (Prof. @.Langens - 
von 
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erlernen. Bedenken Gie, | den Unterricht der Sprade, 
daß Sie fich mit den Kennts | die Sie erlernen wollen. 
Laflen Sie. die günftige | fcheibt) An Schöneber 
@elegenpeit, bie wir Ihnen | rlag. ber Ente 

Architekt Heinrich Kaufmann und Ingenieur Karl Fiebig. 

Preis 3,50 M. einschliesslich Porto. 


‘ brauden Sie aufzumenden, | übergeben. Schreiben Sie. 
iffen, die Gt Dad d tport 
eriverben, wu anbeiebenen | Sr ee Dre 
bieten, nicht ungenügt vor- | richtswerfe nach d. Methode 
tonfinint-Cangenscheidt 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H. 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 


Gymnastik schafft — 
Gesundheit und Kraft. 


Weitzels Sehule 


Bünftigite Alterd- und Kamilienverforgung 


siwed8 Befrelung von ber Angeftelltenverficherung bietet bie 


Deufihe Beamten-Cebensverficherung a. ©. 


des Masehinentechnikers 


Paar M. 35.— franko. 


Federdruck-Hanteln 


14 einsetzbare Federn, mit Anleitun 
strierter Uebungstabelle, in tadelloser 


und illu- 
usführung. 
Eigenes Fabrikat! 


17 Bände und 1 Atlas. 

“*® Gebunden ca. M. 350,—. 

Auch gegen 40,— M. 
Monatsrate durch 

Buch- 

Hormann Mensser, handlp. 

Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 73. 


Rechenschieber 
„a REISSZEUE 


erstklass.Qualitätzu Originalpreisen 


Streitz'sche Verlagsbuchhandlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 


Engros- und Versandgeschäft „Ideal“ 
Berlin NO 55/g. Postschliessfach 8. 


LeDensKunS| 


Anftalt des Deutihen Beamten-Wirtichaftsbundes. 


Auskunft und Drudfachen foflenlos durch den 
Verirauensmann: Rechnungsrat d. Henne, 
Berlin-Stegliß, Siemenzitraße 75. 
Feruruf: Gteglit 37. 


Bau Dir Dein Spielzeug selbst! 
a, ba DE non Re 

57 N a ogen “ “ “ . 
_ zur Selbstanfertigung von 
en LT 7 Spielzeug mit der Laubsäge, 
\ wie: Häuser, Wagen, Tiere, 

Geräte, Möbel, 

Billigster Spielzeug - Ersatz. Ausführliches Anleitungsbuch gegen 
M. 3.— Nachnahme postfrei vom Verlag E AR 

Dr. E. Wilckens, Deutsche Lehrmittelanstalt, Ai) 

Gera-R., Promenadenstrasse 65. i) 
Hl) 


Stoff-Reste 


grau-kariert, braun-kariert, grau-grün, dunkelblau und Marengos (je 
‚0 m pre Anzug) senden wir an Lehrer und Beamte zur Auswahl. 
Preis per Coupon Mk. 279,—, Es handelt sich um allerbeste Buckskins 


MT @8. 


7 
Se 


Qui 
[ 


Für Studium, Unterhaltung, 
Am 
ei 
| | 

| h Sn IL. i bringt Lebensgunst! Wer das Leben richtig zu 
2; in | 
SEN | IN Die Geheimnisse der Lebenskunst enthält Poehl- 

® In ) manns Geistesschulung, die schon Tausende von : 


Belehrung und Erwerb: 
A 
nehmen weiss, dem sind immer Erfolge gewiss. 
I! 
| 
verzagenden Pessimisten zu starken, frohen 


für standesgemässe Bekleidung. Der billige Preis ermöglicht sich 
dadurch, dass wir grosse Posten Stoffe direkt in den Lausitzer | 


Lobo-Lausitzer-Tuchversand, Spremberg (Lausitz). 


m —— 2 
Beilagen haben guten Erfolg 
DOOOOOSOHST OOO099 


„REFLEKTUS“- 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
grösserungs- un ichenapparat 
für - undurchsichtige Bilder und 

Gegenstände aller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nacıf., Dresden-27/72. 


Fabriken dauernd beziehen. 


OOOOOOOGDOODDIO 


Lebensbejahern gemacht hat. Poehlmanns ° 
Geistesschulung ist nicht, wie die meisten andern 
Werke mit ähnlich lautenden Titeln, ein Lese- 
buch voll allerhand verbrauchter Gemeinplätze, 
die man rasch durchfliegt und enttäuscht bei-. . 
seitelegt, sondern ein vollständiger, individueller 
brieflicher Unterricht mit praktischen Uebungen 
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Gewerkschafts-Internationale 


I. Der Internationale Gewerkschaftsbund. 

Die organisierte Arbeiterschaft Deutschlands hat seit ihrem 
Bestehen Wert darauf gelegt, internationale organisatorische 
Verbindungen der Arbeiterkoalitionen aller Länder zu schaffen 
und zu pflegen. Schon der Nürnberger Arbeitervereinstag von 
1868 hatte durch Beschluss die Gründung internationaler 
Gewerkschaftsgenossenschaften empfohlen, ohne dass zunächst 


“über die Organisationsform ein bestimmter Plan vorhanden war. 
“Immerhin setzte die internationale Verbindung innerhalb der 


einzelnen Berufe schon frühzeitig ein. Solche Berufszentral- 
stellen auf internationaler Grundlage bestehen beispielsweise 
bei den Tabakarbeitern bereits seit dem Jahre 1871, bei den 
Buchdruckern, Diamantarbeitern und Hutmachern seit 1889, bei 
den Bergarbeitern seit 1890, bei den Holzarbeitern, Metall- 


“arbeitern und Textilarbeitern seit 1891, bei den Malern seit 1892, 
bei den Schneidern und Transportarbeitern seit 1893, bei den 


Kürschnern und Töpfern seit 1894 und bei den Brauern und 
Lithographen seit 1896. Abgesehen von der Veranstaltung inter- 
nationaler Kongresse waren diese Berufsgruppen vielfach schon 
zu einem festeren Zusammenschluss und zur Bildung von Inter- 
nationalen Berufssekretariaten gekommen. 

Die ersten Ansätze für einen engeren internationalen Zu- 
Sammenschläss, bei dem die Gesamtheitderdeutschen 
Gewerkschaften erfasst wird, wurden durch Karl 
Legien auf dem Skandinavischen Arbeiterkongress in Kopen- 
hagen im August 1901 geschaffen, wo neben den Delegierten aus 
Dänemark, Schweden, Norwegen und Finnland Gäste aus 
Deutsehland, England und Belgien anwesend waren. Bis zu 
diesem Zeitpunkt konnte man tatsächlich von einer selbständi- 
gen Gewerkschaftsinternationale nicht sprechen, denn die vor- 
aufgegangenen Internationalen Arbeiterkongresse, wie sie 1839 
in Paris, 1891 in Brüssel, 1893 in Zürich und 1896 in London 
stattgefunden hatten, waren in der Hauptsache als Veranstaltung 
der politischen Arbeiterorganisationen anzusprechen, 
wenngleich sie auch die Fragen des Arbeiterschutzes und an- 
dere gewerkschaftliche Probleme eingehend behandeiten. Auf 
Grund der Kopenhagener Vereinbarung fand im Anschluss an 
den Deutschen Gewerkschaftskongress 1902 in Stuttgart die 
zweite Internationale Gewerkschaftskonferenz statt. Sie be- 
handelte die gegenseitige Unterstützung bei Streiks. die ge- 
meinsamen statistischen Aufgaben, die Schaffung einer inter- 
nationalen Zentrale und die Information über die sozialpolitischen 
Gesetze, Verordnungen und Gerichtsentscheidungen. -Als Sitz 
der internationalen Zentrale wurde Deutschland bestimmt. Die 
dritte Konferenz, die im Jahre 1903 im Anschluss an den Kon- 
gress der Föderation englischer Gewerkschaften in Dublin 
tagte, brachte einen weiteren organisatorischen Ausbau der 
Gewerkschaftsinternationale, insbesondere durch Schaffung 
eines internationalen Sekretariats, in das Legien als Sekretär 
gewählt wurde, 

Damit war eine von politischen Parteien unabhängige Ge- 
werkschaftsinternationale begründet, die in der Folgezeit neben 


einem grosszügig organisierten Meinungsaustausch und Nach- 
richtendienst weitere internationale Konferenzen veranstaltete, 
die 1905 in Amsterdam, 1907 in Kristiania, 1909 in Paris, 1911 in 
Budapest und 1913 in Zürich. stattgefunden haben. Auf der 
Züricher Tagung wurde das Internationale Sekretariat zu einem 
Internationalen Gewerkschaftsbund erweitert, als dessen Sitz 
wiederum Berlin bestimmt und als dessen Sekretär Legien ge- 
wählt wurde. Der I. G. B. umfasste vor Kriegsausbruch in 
19 Ländern 7394461 Mitglieder. Der unpolitische und rein 
gewerkschaftliche Charakter des I. G. B. war bereits durch die 
Amsterdamer Konferenz in folgendem Programm festgelegt 
worden: 

„Aufgabe der Konferenz ist, zu beraten über dem engeren 
Zusammenschluss der Gewerkschaften aller Länder über ein- 
heitlich zu führende Gewerkschaftsstatistiken, über gegen- 
seitige Unterstützung in den wirtschaftlichen Kämpfen und 
über alle unmittelbar mit der gewerkschaftlichen Organi- 
sierung der Arbeiterschaft in Zusammenhang stehenden Fragen, 

Ausgeschlossen von der Beratung sind alle theoretischen 
Fragen und solche, welche die Tendenzen und die Taktik der 
gewerkschaftlichen Bewegung in den einzelnen Ländern 
betreffen.“ 

Ebenso werden die gelegentlich ausgesprochenen Verdäch- 
tigungen, als übe der I. G.B. eine parteipolitische Tätigkeit aus, 
durch sein geltendes Statut widerlegt. Dort heisst es über den 
Zweck des Internationalen Gewerkschaitsbundes: 

Der 1.G.B. bezweckt: 

1. Die Förderung der Interessen und Bestrebungen der 
angeschlossenen Organisationen auf nationaler und interna- 
tionaler Grundlage. 

2. Die Förderung der 
national sowie international, 
Ländern. 

3. Die Förderung der einheitlichen Aktion in allen Fra- 
gen gemeinsamen gewerkschaftlichen Interesses. 

4. Die Verhinderung: internationalen Streikbruchs. 

5. Die Beschaffung. von Mitteln zur Förderung der ge- 
nannten Zwecke und: solche anderer gewerkschaftlichen 
Zwecke, wie sie jeweilig in den Satzungen Ausdruck finden. 

Als Mittel zur Erreichung der Ziele des I. G. B. sind in 
seinem Programm festgelegt: 

a) Ein Austausch aller. für die Bewegung wichtigen Infor- 
mationen in offiziellen Veröffentlichungen und Konferenzen, 

b) Herbeiführung und Bearbeitung einheitlicher Statistiken. 

c) Die Einleitung und die Durchführung gemeinsamer Hilfs- 
aktionen. 

d) Förderung der gewerkschaftlichen Agitation in ange- 
schlossenen Ländern auf Antrag der betreffenden Landes- 
zentrale. 

e) Vermittlungsaktionen bei Differenzen innerhalb der Be- 
wegung, 

f) Die Förderung gewerkschaftlicher Bestrebungen in nicht 
EEE USSEUEN Ländern, soweit dies zweckdienlich er- 
scheint. 


gewerkschaftlichen Bewegung, 
in- den nicht angeschlossenen 
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g) Sammlung des einschlägigen Materials über die sozial- 
politische Gesetzgebung in allen Landern und .die Förde- 
rung der Bestrebungen zur Verbesserung und Durchfüh- 
rung der. sozialpolıtischen Gesetzgebung in allen Ländern. 

h) Regelung der Ein- und Auswanderung im Interesse der 
Gewerkschaften. 

i) Beschluss von Gegenseitigkeitsverträgen im Interesse der 
Freizügigkeit der angeschlossenen Mitglieder durch die 
Regelung der Uebertrittsbedingungen. 

j) Herausgabe einer Internationalen Revue, 

Im Rahmen des Internationalen - Gewerkschaftsbundes, 
dessen .deutsche Landeszentrale. die Generalkominission . der 
Gewerkschaften Deutschlands (jetzt Allg. Dtsch. Gewerkschafts- 
bund) bildete, hatten sich inzwischen eine Reihe internationaler 
Berufssekretariate gebildet, die alle Arbeiterberufe und eine 
Sektion der Handlungsgehilfen umfassten. Die geographisch aus- 
gedehntesten Beziehungen hatten die freigewerkschaftlichen 
Zentralverbände der Transportarbeiter, Holzarbeiter, Bildhauer, 
Tapezierer, Böttcher, Schiffszimmerer, die je 19 Länder um- 
fassten. Weniger ausgebaut, als bei den freien waren die 
internationalen Beziehungen der christlichen und Hirsch- 
Dunckerschen Gewerkschaften. So erstreckte sich 
die Verbindung der christlichen Textilarbeitergewerkschaften 
auf fünf, die der Lederarbeiter und Metallarbeiter auf zwei 
Länder. Bei den Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereinen bestanden 
nur einige Verbindungen mit Oesterreich. Durch den Weitkrieg 
sind dann naturgemäss in der internationalen Gewerkschafts- 
bewegung erhebliche Störungen eingetreten. Der Gedanke 
internationaler Arbeitnehmersolidarität hat aber schliesslich die 
nationalen Spannungen der Gewerkschaftsgruppen überwinden 
lassen. ‘Der ‚Internationale Gewerkschaitsbund ist heute mit 
seinen rund 28 Millionen Mitgliedern die machtvollste Organi- 
sation der Welt. Sein 1. Kongress nach Beendigung des Krie- 
ges, der Ende November 1920 in London getagt hat, zeigte be- 
sonders deutlich, wie notwendig und wertvoll die Unterstützung 
der internationalen Arbeitnehmerschaft gerade für Deutschland 
ist. Wenn es eine Stelle gibt, von der aus Willen und Macht 
strömen können, um den Gewaltirieden von Versailles zu besei- 
tigen, so wird es einzig und allein die vereinigte Macht der 
international organisierten Arbeit sein, wie sie im Internatio- 
nalen Gewerkschaftsbund verkörpert ist. Der Londoner Ge- 
werkschaftskongress 1920 hat auch bereits mit erfreulicher Ein- 
mütigkeit die Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund, eine 
gerechte internationale Verteilung der Rohstoffe, die in Ver- 
bindung mit dem Internationalen Arbeitsamt erfolgen soll, und 
die Annullierung sämtlicher aus dem Kriege entstandenen in- 
ternationalen Schulden gefordert. Schon vor Zusammentritt des 
Kongresses aber hatte der I. G. B. im September v. J. eine Kom- 
mission mach dem Ruhrrevier entsandt, um auf Grund eigener 
Erfahrung eine internationale Gewerkschaftsaktion gegen die 
damals drohende Besetzung des Ruhrreviers einleiten zu können. 
Der Kongress selbst bekundete der deutschen Arbeitnehmer- 
schaft seine vollste Solidarität, falls der Ententeimperialismus 
dazu übergehen sollte, die deutschen Arbeiter im Ruhrrevier 
unter dem Druck der Bajonette zur Arbeit zu zwingen. Auch 
in den letzten Wochen hat sich bei der Abwehrbewegıume gegen 
das Pariser Diktat erneut bestätigt, dass der Internationale 
Gewerkschafitsbund gewillt ist, in solidarischer Bewegung der 
Angestellten und Arbeiter aller Länder den Kampf gesen die 
Ententeregierungen aufzunehmen, um die arbeitende Bevölke- 
rung Deutschlands vor der Verelendung zu schützen. Der Sitz 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes ist nach dem Kriege 
nach Amsterdam verlegt worden. 

MH. Der Internationale Bund 
der Privatangestellten. 

Nach einer Zusammenstellung über „Die internationalen Be- 
ziehungen der deutschen Arbeitgeber-, Angestellten- und Arbei- 
terverbände“, die im neunten Sonderheft des Reichsarbeits- 
blattes 1914 erschienen war, hatten sich auch die Berufsver- 
bände der kaufmännischen und. technischen Angestellten bereits 
in der Vorkriegszeit bemüht, mit ausländischen Parallelorgani- 
Sationen in Fühlung zu treten. So bestand: ein Kartellvertrag des 
„Bundes der technisch-industriellen Beamten Deutschlands“ 
mit dem „Bund der technischen Beamten Oesterreichs“ und 
dem „Bunde technischer Angestellter der Schweiz“. Der Haupt- 
zweck des Abkommens bestand darin, bei einem Stellenwechsel 
mit vorübergehendem Auslandsaufenthalt die Kontinuität der 


‘ Organisationen zu errichten. 


Mitgliedschaft zum Bunde zu gewährleisten. Das Kartell der 
drei Technikerbünde hat den Krieg überdauert und kounıe vom 
früheren B. t. i. B. auf die deutsche Einheitstechnikergewerk- 
schait, den „Bund der technischen Angestellten und Beaınten“, 
übertragen werden. Die bestehenden gegenseitigen Uebertritts- 
bestimmungen haben sich gut bewährt. Auch der Deutsche 
Werkmeisterverband hatte vor dem Krieg schon Wert 
darauf gelegt, internationale Beziehungen mit seinen auslän- 
dischen Bruderorganisationen herzustellen. Die „Internationale 
Vereinigung“ der Werkmeisterverbände, der neben der deut- 
schen drei Österreichische, je. eine ‚ungarische, schweizerische, 
schwedische, dänische, norwegische und russische Organisation 
angehörten, hatte auch schon mehrere Kongresse "abgehalten, 
Die Lebereinkunit erstreckte sich vor allem auf ‘die gegen- 
seitige Auskunitserteilung, die Gewährung von Rechtsschutz an 
Mitglieder verbündeter Organisationen und die Unterstützung 
bei der Verbandskontrolle der im Auslande weilenden Mit- 
glieder. Sehr enge Beziehungen bestanden ferner zwischen der 
„Genossenschaft deutscher Bühnenangehöriger“, dem „Allge- 
meinen Verband der Deutschen Bankbeamten“, der „Allge- 
meınen Vereinigung deutscher Buchhandlungsgehilfen“ und den 
gewerkschaftlichen Angestelltenverbänden Oesterreichs des- 
selben Berufes. Von den übrigen Angestelltenverbänden, wie sie 
heute in den sogenannten Gewerkschaftsbünden vereinigt sind, 
hatte lediglich der „Verband reisender Kaufleute“ internationale 
Verträge von Bedeutung abgeschlossen. Der „Deutschnationale 
Handlungsgehilfenverband“, der „Verein für Handlungscommis: 
von 1858“ usw. legten den grösseren Wert darauf, in den Haupt- 
städten des Auslandes eigene Ortsgruppen und Filialen ihrer. 
Im Jahre 1914 war ferner von 
einer Anzahl kaufmännischer Verbände eine „Internationale 
Angestelltenföderation“ begründet worden, die von Gent aus 
eine Vierteljahresschrift „Hamera“ (das Licht) in drei Sprachen 
herausgab. Von deutscher Seite war dieser Föderation der 
„Verein der Deutschen Kaufleute‘ angeschlossen. Diese Föde- 
ration ist unter den Wirkungen des Krieges wieder zusammen- 
gebrochen. Schliesslich hatte bereits vor dem Kriege seine 
Angestellten-Sektion des” Internationalen Gewerkschaftsbundes 
bestanden, der von deutscher Seite der „Zentralverband der 
Handlungsgehilfen“, von Oesterreich der „Zentralverband der 
kaufmännischen Angestellten“ und weitere freigewerkschaftliche 
Handlungsgehilienverbände von England, Dänemark usw. ange- 
hörten. Diese Angestelltensektion des I.G.B. hat mit dessen 
Unterstützung nach dem Kriege wiederum das Zeichen zur 
Sammlung aller freigewerkschaftlich gerichteten Angestellten- 
verbände der Welt gegeben und zunächst die ihr bereits vor 
dem Kriege angeschlossenen Organisationen zum 7. Oktober 1929 
zu einem Kongress nach Amsterdam einberufen. Es waren 
folgende Verbände vertreten (die Zahlen bedeuten den 
Mitgliederbestand der Organisation): Ei 

Dänemark: Centralorganisation af Danske Handels og 
Kontor medhjaelperforeninger, 30 000; 

Deutschland: Zentralverband der Angestellten, 408 000: 

England: Amalgamated Union of Cooperative and Com- 
mercial Employees, 100 000; 

Frankreich: Federation Nationale des Syndicat d’Em- 
ployes, 40 000; 

Holland: Alg. Ned. Bond van Handelsen Kantoorbedien- 
den, 6000, Mercurius, 11 000; 

Norwegen: Norges Underirdnende Handels-Stands Lands- 
forband, 16 000; 

Oesterreich: Zentralverein der kaufmännischen Ange- 
gestellten Oesterreichs und Ständige Delegation der Angestell- 
tenorganisationen, 160 000; 

Schweden: Svensk Handelsarbetaro förbundet, 9000; 

Tschechoslowakei: Zentralverband der Handek- und 
Industrieangestellten in der tschechoslowakischen Republik, 
70 000, Zentralverband der Angestellten in Industrie, Handel 
und Verkehr, Sitz Teplitz-Schönau, 10 000; 

Ungarn: Landesverband der Privatbeamten und Handels- 
angestellten, Bank- und Versicherungsangestellten, 30000, : 

Insgesamt 882 000 Mitglieder. 2 

Ueberdies waren vertreten: 

Jugoslawien, Verband der Angestellten, 7000; 

Portugal: Federacao Portugues a dos Empreguados no 
Comercio. 4 

Als Gast wohnte ferner dem Kongress: John Turner, der . 
Vertreter der „National Amalgamated: Union‘ of Shopassi- 
stants,- Warehousemen and Clerks“ (England) bei (150.000). 
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Ein Vertreter des „Syndicat des Employ&s“ (Belgien) 
sollte erscheinen. Doch traf von diesem ein Telegramm ein, 
En um vom holländischen Konsul das Passvisum verweigert 
wurde, 

Von der schwedischen und portugiesischen Organisation 
langten Begrüssungstelegramme ein; die Organisation in Myti- 
len: (Griechenland) teilte mit, dass sie sich durch ihren Kol- 
legen aus Athen vertreten lassen wolle. Aber auch dieser 
konnte nicht erscheinen. 

Auch einige andere Organisationen haben berichtet, dass 
sie nicht teilnehmen könnten, darunter die „Union of Clerks“ 
(England) und die Organisationen aus Luxemburg und der 
Schweiz, 

Insgesamt war über eine Million Mitglieder vertreten. 

Der AfA-Bund hatte vorher in seiner Vertretersitzung vom 

29, September 1920 die Frage des internationalen Zusammen- 
Schlusses der Privatangestellten eingehend behandelt und die 
Amsterdamer Konferenz telegraphisch aufgefordert, in Ver- 
bindung mit dem Internationalen Gewerkschaftsbund die bis- 
herige Handlungsgehilfen-Internationale auf alle Gruppen der 
Privatangestellten, also vor allem auf die Techniker 
und Werkmeister mit auszudehnen. Die „Ständige Delegation 
der Angestelltenorganisationen. Oesterreichs“, die eine Parallel- 
organisation zum AfA-Bund darstellt, hatte den gleichen An- 
trag an die Konferenz gerichtet. Auf Grund dieser Vorschläge 
ist in Amsterdam beschlossen worden, einen 


internationalen Bund der Privatangestellten 


(Federation internationale des employ&s — International fede- 
ration of commercial and clerical employees) zu gründen, der 
dann wiederum in Abteilungen für Hamdiungsgehilfen, Techniker, 
Werkmeister usw. unterteilt werden soll. Als Voraussetzung für 
die Aufnahme sind folgende Grundsätze beschlossen worden: 
„Dem Internationalen Bund der Privatangestellten können 
anzchören: 
Alle Organisationen der Angestellten, die den Landeszen- 
tralen des Internationalen Gewerkschaftsbundes angeschlossen 


sind. 


Organisationen, welche diese Voraussetzung nicht er- 
bringen können, die aber im Geiste der Beschlüsse des I. G.B. 
tätig sind und auf freigewerkschaftiichem Boden stehen, 
können sich zum Anschlusse melden und: als Mitglied: pro- 
visorisch zugelassen werden. 

Ueber die provisorische Zulassung beschliesst der Vor- 
stand. über die endgültige Zulassung der nächste  inter- 
nationale Kongress.“ 

Zum Sekretär des I. B. d. P. ist G. J. A. Smit- Amster- 
dam, zum--Präsidenten Otto Urban vom Zentralverband der 
Angestellten Deutschlands gewählt worden. Inzwischen hatte 
eine Fühlungnahme der Technikerbünde Deutschiands, Oester- 
reichs und der Schweiz stattgefunden, die sich unter Aufrecht- 
erhaltung ihres bestehenden Kartellvertrages verständigt haben, 
in den Internationalen Bund der Privatangestellten einzutreten 
und dort eine Sektion der Techniker zu bilden. Die ' Ende 
Januar 1921 in Paris abgehaltene Vorstandssitzung des K B.d. P. 
hat auch den Aufmahmeanträgen der Techniker aus Deutsch- 
land und Oesterreich bereits zugestimmt, die Schweiz wird dem- 
nächst folgen. Der Deutsche Werkmeisterverband hat sich bei 
den Einigungsverhandlungen mit dem AfA-Bund das Recht vor- 
behelten, auch für die Werkmeister eine besondere Gruppe zu 
bilden, zu deren Gründung die Initiative von ihm ausgehen soll. 
Der erste allgemeine internationale Angestelltenkongress des 
Internationalen Bundes der Privatangestellten ist für Juni oder 
Juli dieses Jahres in Wien in Aussicht genommen. 

Der Organisationsplan, wie ihn die AfA-Verbände für den 
internationalen Zusammenschluss der Angestellten beschlossen 
haben, entspricht also in allen Teilen den Organisationszrund- 
sätzen, die wir für den nationalen Zusammenschluss satzungs- 
gemäss beobachten. Zunächst schliessen sich die Berufsverbände 
der Techniker, Werkmeister, Handiungsgehilfen usw.. jeweils 
zur Berufsinternationale zusammen; diese internationalen Be- 
rufssekretariate werden zum Internationalen Bund der Privat- 
angestellten vereinigt, ebenso wie die freien Angestellten- 
verbände Deutschlands zum AfA-Bund kartelliert sind. De 
Internationale Bund der Privatangestellten soll alsdann zum 
Internationalen Gewerkschaftsbund in ein engeres Verhältnis 
gebracht werden, das organisatorisch dem Verhältnis des AfA- 
Bundes zum Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund ent- 
spricht, * (Schluss folgt.) 
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Sturm und Stille 


Ich höre, Sire, wie klein, wie niedrig Sie von Menschen- 
würde denken, selbst in des freien Mannes Sprache nur den 
Kunstgriff eines Schmeichlers sehen, und mir deucht, ich weiss, 
wer Sie dazu berechtigt. Die Menschen zwangen Sie dazu; die 
haben freiwillig ihres Adels sich begeben, freiwillig sich auf 
diese niedre Stufe herabgestellt. Schiller (Don Carlos), 


Die Entwicklung des Wirtschaftslebens aus ‚zünftlerischer 
Gebundenheit zur Herrschaft des Kapitalismus hat die Zahl der- 
jenigen Arbeitnehmer erheblich vergrössert, die ursprünglich 
nur vorübergehend gegen Entlohnung angestelit waren, sich ie- 
doch bald eine, wenn auch bescheidene Selbständigkeit zu er- 
werben vermochten, der Angestellten. Mit der Ver- 
grösserung der Betriebe in Handel und Industrie war die 
Beschäftigung von Personen mehr und mehr erforderlich ge- 
worden, die eine besondere Art ‚Tätigkeit auszuüben hatten, 
als Schreiber, Korrespondenten, Buchhalter, oder als Zeichner, 
Techniker, Ingenieure, Chemiker, Werkmeister, kurz als Ange- 
stellte,, Damit war eine neue ‘Schicht von Arbeitnehmern ent- 
standen, die sich allerdings meistens ihrer Stellung als Arbeit- 
nehmer nicht bewusst wurde. Noch bestand zwischen den 
Angestellten und ihren Arbeitgebern ein gewisses persönliches 
Verhältnis, beide standen vielfach auf gleicher sozialer Stufe 
und verkehrten auch ausserhalb der Arbeit gesellschaftlich mit- 
einander. Mitider Entstehung des modernen Grossbetriebes aber 
wurde der Abstand zwischen Unternehmer und Angestellter 
immer’grösser, und je mehr unpersönliche Unternehmungen an 
die Stelle derspersönlichen traten, um so mehr verschwand das 
patriarchalische Verhältnis. Der Angestellte wurde zum Lohn- 
arbeiter, wenngleich‘ seine Anstellungsverhältnisse aus alter 
Gewohnheit etwas andere waren, ‚als die des Arbeiters. Jetzt 
begannen die Angestellten -vielfach auch ihre proletarische 
Existenz zu empfinden. Ein gewisser Dünkel, der sich, aus der 
Vergangenheit erhalten hatte, hielt sie jedoch ab, sich ihrer 
Klassenlage als, Arbeitnehmer bewusst zu werden und hinderte 
sie, sich des Mittels zu bedienen, das die Arbeiter schon mit 
Erfolg benutzt hatten, um sich bessere soziale und wirtschaft- 
liche Bedingungen zu erringen, des gewerkschaftlichen Kampies. 


Durch die weitgehende Arbeitsteilung, die sich ‘auch auf 
die Tätigkeit der Angestellten im Grossbetriebe erstreckte, sank 
diese Gruppe von Arbeitnehmern immer mehr zu Teilarbeitern 
herab, die schliesslich ebenso, wie die in der Werkstatt be- 
schäftigten Lohnarbeiter, nur noch kleine Rädchen im Gesamt- 
organismus des Betriebes waren. Unter den Folgen dieser Ent- 
wicklung litten die Angestellten, sie hatten ‚das unbestimmte 
Gefühl, dass sie sich dagezem wehren müssten, und griffen, wie 
der Ertrinkende nach dem Strohhalm, jede Gelegenheit auf, um 
sich bessere Fxistenzbedingungen zu verschaffen. Noch hingen 
ihnen jedoch die Schlacken ihrer Entwicklung an, von denen 
sie sich nicht befreien konnten. Der Standesdünkel hinderte sie, 
gewerkschaftliche Organisationen zu bilden. Sie gründeten 
deswegen Vereinigungen aller Art, die das „Standesbe- 
wusstsein“ pflegen sollten. Man sprach von der „Wahr- 
nehmung der Standesinteressen“ und ‚der unter- 
nehmerähnlichen Stellung des Angestellten. Es wurde das Wort 
vom „neuen Mittelstand“ geprägt, den angeblich die in 
Industrie und Handel tätigen kaufmännischen und technischen 
Angestellten bildeten, obgleich ihnen ,das charakteristische Merk- 
mal des Mittelstandes, die wirtschaftliche Unabhängigkeit, fehlte, 
Erst mit der Gründung des „ Zentralverbandes ‚deı 
Handlungsgehilfen und Handlungsgehilfinnen 
Deutschlands“ und später des „Bundes der tech- 
nisch-industriellen Beamten“ fanden ,gewerkschaft- 
liche Gedankengänge Eingang in den Kreisen der Angestellten. 
Gemessen an der grossen Zahl der Angestellten fanden diese 
gewerkschafitlichen Verbände jedoch nur geringes Verständnis. 
Wohingegen die den Eigendünkel kitzelnde Agitation der 
älteren Handlungsgehilfenverbände, die den Angestellten stets 
aufs neue erzählten, dass sie einen besonderen Stand bildeten, 
mehr Anhänger gewann. 


Hätten sich nicht die meisten Angestellten den gewerk- 
schaftlichen Gedankengängen gegenüber in der Zeit vor dem 
Kriege ablehnend verhalten, so wären sie gegenüber der 
Arbeiterschaft nicht so weit ins Hintertreffen geraten, ‚wie es 
jetzt geschehen ist. 
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Nach Beendigung des Krieges riss die revolutionäre Welle 
auch die Angestellten mit. Mit einem,Male erkannten sie ihre 
proletarische Existenz und fühlten sich angeblich solidarisch 
mit den Arbeitern. In den Betrieben bildeten sie mit den Ar- 
beitern zusammen Arbeiterräte und benutzten die Arbeiter viel- 
fach, um Lohnerhöhungen, Arbeitszeitverkürzungen und andere 
Verbesserungen des Arbeitsverhältnisses zu erlangen. In den 
ersten Revolutionswochen sind so eine Menge Zugeständnisse 
von den Unternehmern erzwungen worden. 


Was man vor dem Kriege weit von sich gewiesen hatte: 
die Ersetzung des individuellen Arbeitsvertrages durch den 
kollektiven, wurde jetzt zum Schlachtruf. Selbst die älteren 
Handlungsgehilienverbände, die früher soviel vom „Standes- 
bewusstsein“ der Angestellten gesprochen hatten und kollek- 
tive Arbeitsverträge für Angestellte ablehnten, zogen in den 
Kampf, um Tarifverträge abzuschliessen. Mit einem Male er- 
kannten sie auch, dass die Angestellten das Recht hätten zu 
streiken, was sie vorher stets weit von sich gewiesen. hatten. 
Um schliesslich auch äusserlich die revolutionäre Wandlung zu 
dokumentieren, nannte man den Verband „Gewerkschaft“, man 
passte sich der Situation an. 


Dann kam der Rückschlag. Die bisherigen Beherrscher des 
Wirtschaftslebens hatten sich nur vorübergehend zurückgezogen. 
Da sie im Besitze der Produktionsmittel und des Geldes waren, 
und als tüchtige Geschäftsleute aus jeder Situation Vorteile zu 
ziehen vermochten, gelang es ihnen nach und nach wieder hoch- 
zukommen und schliesslich sogar das Steuerruder des Wirt- 
schaftslebens wieder zu ergreifen. Durch Fusionen aller Art 
verstanden es die kapitalistischen Unternehmer, die Volksmassen 
wieder in immer grössere Abhängigkeit vom unpersönlichen 
Kapital zu bringen. Monopolbetriebe wurden gegründet, die 
schliesslich das ganze Wirtschaftsleben zu beherrschen drohen. 
Schreiten wir auf der betretenen Bahn weiter, so haben wir in 
kurzer Zeit einige Monarchen des Wirtschaftslebens, deren 
Macht weit grösser ist, als je die Macht eines Fürsten war. 


Mit der wieder zunehmenden kapitalistischen Herrschaft 
ebbte aber auch die revolutionäre Welle, vor allem in den 
Kreisen der Angestellten, allmählich ab. Die „Gewerkschafter“, 
die sich am 9. November 1918 als „Sozialisten“ bezeichnet 
hatten, bekamen Angst vor der eigenen Courage. Man hatte 
im Drange der revolutionären Stimmung allerhand Proeramm- 
forderungen aufgestellt, die jetzt unbequem zu werden drohten; 
allmählich verlor man den Mut, dafür einzutreten, Nur in 
Gehaltsfragen machte sich zeitweilig noch ein gewisser ‚Radi- 
kalismus bemerkbar, der jedoch auch meistens schnell einer 
wirtschaftsfriedlichen Stimmung Platz machte, wenn auf die 
Konsequenzen hingewiesen wurde, die sich aus radikalen 
Gehaltsforderungen ergeben könnten. Diesem Stimmungs- 
wechsel wurde durch Gründung, neuer „Gewerkschaften“ Rech- 
nung getragen. Es entstanden allerhand Vereinigungen, die es 
ängstlich vermieden, bestimmte programmatische Forderungen 
aufzustellen, ja, die teilweise offen ihre wirtschaftsfriedliche 
Gesinnung zur Schau tragen. Das gilt besonders für die neu 
zegründeten Verbände der technischen Angestellten. 
Deswegen fanden .der aus parteipolitischen Gründen ins Leben 
gerufene „Neue deutsche Techniker-Verband“ und 
der „Werkmeisterbund“ für ihre verschwommenen 
Phrasen bei einem Teil der technischen Angestellten wohl- 
wollendes. Verständnis. Die älteren Handlımgsgehilferrverbände, 
die sich am 9. November schnell ein gewerkschaftliches Män- 
telchen übergeworfen hatten, rückten von der Erkenntnis des 
unüberbrückbaren Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit 
wieder ab und predigten den Wirtschaftsfrieden. Hatte man 
im Drange der Revolution sich der Arbeiterforderung nach Sozia- 
lisierung unseres Wirtschaftslebens angepasst, so wurde diese 
Forderung, obwohl sie inzwischen in der Verfassung „ver- 
ankert‘‘ worden war, nach und nach wieder aufgegeben. Man 
begnügt sich .jetzt mit einer Gewinnbeteiligung und 
Kleinaktien, um dem kapitalistischen Wirtschaftsorga- 
nismus nur nicht ernsthaft zu Leibe gehen zu müssen. Man 
preist die Initiative des privatkapitalistischen Unternehmers, ohne 
die angeblich das Wirtschaftsleben, aus den Fugen gehen würde, 
Hatten die Sturm- und Drangtage nach dem 9, November 1918 
die Angestellten und ihre alten Verbände mit einem soziali- 
stischen Hauche berührt, so ist dieser jetzt wieder vollkommen 


durch den kapitalistischen Geist und kapitalistisches Empfinden 
verdrängt worden. Dem revolutionären Sturm folgte eine 
wirtschaftsfriedliche Windstille! 


Die alten „grossen“ Handlıngsgehilfenverbände und die 
neugegründeten Revolutionsgewerkschaften haben sich der ver- 
änderten Situation anzupassen gewusst, sie spekulieren auf die 
ungewerkschaftliche Psyche eines grossen Teils der Ange- 
stellten und auf ihre Unkenntnis in parteipölitischen Fragen, 
Die ernsten - Gewerkschaften, die sich durch die wieder- 
erwachende Reaktion nicht von ihren geraden Wegen abbringen 
lassen, werden mit allen Mitteln der Verleumdungskımst be- 
kämpft. Man winkt wieder wie vor dem Kriege mit dem roten 
Lappen wmd bezeichnet die freien Angestelltengewerkschaften 
als Anhängsel der Sozialdemokratischen Partei und, wenn das 
nicht zieht, als kommunistische Organisationen. In trautem 
Verein mit dem kapitalistischen Unternehmertum geben sich die 
Harmonieverbände der Angestellten die redlichste Mühe, die 
gewerkschaftliche Flamme, die am 9. November 1918 so herr- 
lich emporloderte,; wieder zu ersticken. 


Während die Erkenntnis vom unüberbrückbaren Gegensatz 
zwischen Kapital und Arbeit schon als allgemein anerkannt 
gelten konnte,,bemühen sich die Harmonieverbände jetzt krampf- 
haft, nachzuweisen, dass der Gegensatz durch die paritätischen 
Arbeitsgemeinschaften überbrückt worden sei, obwohl die Un- 
richtigkeit dieser Behauptung ‚für jeden, der sehen kann und 
will, klar zutage liegt, 


Das Bündnis mit ‚den freien Arbeitergewerkschaften und 
der Anschluss an den „Internationalen Gewerkschaftsbund“ 
wird uns ganz besonders verargt. Damit, so sagt man, hätten 
wir uns der Sozialdemokratischen Partei mit Haut und Haaren 
verschrieben. 


So hat sich das Blatt allmählich gewandt. Aus revolutio- 
nären Kämpfern, aus aufrechten Gewerkschaftern sind kleine 
Nützlichkeitsseelen geworden, die am liebsten jedes scharfe 
Wort, das sie früher einmal prägten, unausgesprochen haben 
möchten und sich nun bemühen, jede programmatisch festgelegte 
Forderung so zu interpretieren, dass sie den Trägern des unsere 
Wirtschaft beherrschenden kapitalistischen Geistes nicht unan- 
genehm in den Ohren klingt. Das ist das Ergebnis einer etwas 
mehr als zweijährigen Entwicklung! Gewerkschafit- 
liche Metamorphose könnte man es nennen. 


Sollen ‚wir, soll unser Bund diesen Opportunitätsgewerk- 
schaftern folgen, sollen wir etwa aus Furcht vor Mitglieder- 
verlusten unsere klare gewerkschaftliche Haltung auigeben? 
Das ist die, Frage, die sich uns jetzt aufdrängt., 


Deutschlands wirtschaftliche Lage ist traurig, die Zukunft 
liegt grau in grau vor uns. Schon ist das Unternehmertum dar- 
auf und. daran, Massnahmen zu ergreifen, um trotz steigender 
Preise aller Lebensbedürfnisse Löhne und Gehälter abzubauen. 
Alle Steltern, die bereits beschlossen sind und noch kommen 
werden, wissen Produzenten und Händler aut; die breiten Volks- 
massen, auf Arbeiter, Angestellte und Beamte abzuwälzen, die 
Not wird, ins ungemessene steigen. In diesem Augenblicke 
weichen aber die Angestellten zaghaft, Schritt um Schritt zu- 
rück, werden mutlos und unentschlossen zum Kampfe, und geben 
ihr Kampfmittel, die Gewerkschaft, preis. Das dürfen wir nicht 


mitmachen! Wir, wissen, dass uns noch schwere gewerkschaft- 


liche Kämpfe bevorstehen. Wir haben aber den gesunden Op- 
timismus des Gewerkschafters und sind überzeugt, dass unser 
Kampf schliesslich zum Siege führen muss, wenn wir nicht er- 
lahmen. Sollte selbst unsere Kampftruppe etwas zusammen- 
schmelzen, so dürfen wir doch nicht, um die Wankenden zu 
halten, rückgratlos werden. Wir werden alles daran setzen, 
um Deserteure zu halten, werdenr aufmuntern und aufklären, 
aber unsere Grundsätze werden wir nicht preisgeben. "Von 
unseren Kollegen erwarten wir die Erkenntnis der Notwenlig- 
keit und den festen Willen zum Durchhalten. Dann mag 
kommen was will, mag man uns auch schmähen, mag man selbst 
vor der gemeinsten Lüge nicht zurückschrecken, mögen uns 
einige Laue und Schwächlinge verloren gehen, wir halteır fest 
an dem, was wir als recht erkannt haben. „Die Parole lautet: 
Unser die Zukunft, durch Kampf zum Sieg! 


Heinrich Gramm. 
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Der Wiederaufbau der deutschen Volkswirtschaft gehört "zu 
den Zeitfragen, die nicht so bald von der öffentlichen Tages- 
ordnung verschwinden werden. Da gerade die technischen 
Angestellten und Beamten berufen sind, an dem Wiederaufbau 
mitzuwirken, haben sie die Pflicht, sich mit diesem Problem 
eingehend zu befassen. Woraui es dabei ankommt, ist in dem 
eben erschienenen Heft 9 der Schriften des Bundes dargestellt. 
In dieser Schrift ist das Referat, das der Kollege Sohlich auf 
dem 2. Gautage des Gaues Brandenburg über „Zusammenbruch 
oder Wiederaufbau“ erstattet hat, wiedergegeben. Die Schrift 
beschäftigt sich zunächst mit den wirtschaftlichen Wirkungen 
des Krieges, daran schliessen sich Betrachtungen über die Mass- 
regeln zur Behebung der Wirtschaftskrise. Es werden dabei 
Massregein unterschieden, die im Rahmen der herrschenden 
Wirtschaitsordnung zu ergreifen sind, und Massregeln, die auf 
eine grundsätzliche Aenderung dieser Wirtschaftsordnung hin- 
auslaufen. Unter den Massnahmen der ersten Gruppe nimmt 
die produktive Erwerbslosenfürsorge einen grösseren Raum ein. 
Die Massnahmen der zweiten Gruppe umfassen die Soziali- 
sierung, die in der zweiten Hälfte der kleinen Schrift behandelt 
wird. In der Schlussbetraehtung geht der Verfasser dann noch 
am die Beziehungen zwischen Gewerkschaften und. Betriebs- 
räten kurz ein. Für diejenigen, die sich mit den in der Schrift 
behandelten Fragen eingehender befassen wollen, ist ein sorg- 
fältig ausgewählter Literaturnachweis angehängt Diese kurze 
Inhaltsübersicht dürfte genügen, um die Kollegen zu veran- 
lassen, sich mit dem Inhalt der Schrift vertraut zu machen. 
Es ist mit ihr ein geistiges Rüstzeug geschaffen, das besonders 
in den Auseinandersetzungen mit den Gegnern wertvolle Dienste 
leisten wird. 


Der Zusammenbruch unserer Handelsbilanz. Die Regierung 
hat jetzt eine Schätzung der Ziffern des deutschen Aussen- 
handels aufgestellt, die die legale und illegale, also die statistisch 
erfasste und die nicht erfasste Ein- und as Inhr berücksichtigt. 
Die Ermittlung kommt zu folgenden Zahlen: 


Der Menge nach betrug in tausend Tonnen die Einfuhr Ausfuhr 
im Durchschnitt der Jahre 1911—13. . . 2... 70 689 66 155 
nfabre 3919. Sn sen 9 924 12 085 
im ersten Halbjahre 120... 2.2.2.0. 8 408 13 018 
Dem Werte nach betrug in Millionen Mark die 
Einfuhr Ausfuhr 
Papier- Gold- Päpier- Gold- 
mark mark mark mark 
im Durchschnitt der Jahre 1911—13 _ 10 389 —_ 9 053 
im Jahre 1919 . 32 651 6 802”) 9 974 2.078 
im ersten Halbjahre 1920 . 60 000 4 138*”) 25 600 1 770 


Die Statistik zeigt den völligen Zusammenbruch unserer Pro- 
duktion und unserer Handelsbilanz. Der Tiefstand unserer Pro- 
duktion hat den ungeheuren Rückgang unserer Ausfuhr zur Folge 
gehabt, die unsere Wirtschaft um so schwerer trifft, als wir in- 
folge des Friedensvertrages — der uns im Osten weite land- 
wirtschaftliche Ueberschussgebiete und mit Elsass-Lothringen 
industrielle Rohstoffe genommen hat — eigentlich auf erhöhte 
Einfuhr angewiesen wären. Der Mmfolge unserer geringen Pro- 
duktion unzureichenden Ausfuhr steht aber eine um ein Viel- 
faches grössere Einfuhr gegenüber. In einem halben Jahre 
mussten wir um 34 Millionen Mark mehr einführen, als wir aus- 
führen konnten. Hierin ist der Grund für den Tiefstand unserer 
Valuta zu suchen. 

Unsere Wirtschaft ist nicht in der Lage, das, was sie ein- 
kaufen muss, in Waren zu bezahlen, Sie lebt auf Borg. Darum 
ist der Wert der Mark erschüttert. 

Die Zahlen zeigen wieder mit aller Deutlichkeit, dass es 
nur ein Mittel gibt, um unsere Wirtschaft wieder aufzubauen: 
die Steigerung der Produktion. Dieser Forderung 
stellt sich aber die kapitalistische Profitwirtschaft gegenüber, 
die nicht danach fragt, was der Volks wirtschaft frommt, son- 
dern mır von dem Profitinteresse des einzelnen Kapitalbesitzers 
ausgeht. Für sie handelt es sich darum, möglichst hohe Profite 
aus dem einzelnen: Unternehmen herauszuwirtschaften, selbst 
dann, wenn sie nur durch eine Einschränkung der Pro- 
duktion erzielt werden können. 


Der Kohlenwahnsinn. Die frei- und christlich organisierten 
Bergarbeiter des Saargebiets erklärten in zahlreichen 
Massenversammlungen: Die weltwirtschaftliche Krise macht 
sich besonders im Saarbergbau bemerkbar. Wegen Absatz- 


.) Die Goldmark mit 4,8 Papiermark berechnet. 
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mangel wird am 12. Februar schon die vierte Feierschicht, die 
dritte im Februar, eingelegt. Angesichts dieser Situation wer- 
den die iranzösischen Bergwerksdirektoren streng ersucht, sich 
dafür einzusetzen, dass in Frankreich für die Kohlen der franzö- 
sischen Saargruben genügender Absatz geschaffen wird. Die 
Saarbergarbeiterschaft kann es nicht verstehen, dass 
Deutschland monatlich über 200000 Tonnen 
Rubrkohle, die die deutsche Volkswirtschaft 
sehr benötigt, an die Entente abliefern soll, 
während auf den Halden der Saargruben kein 
Platz mehr zum Aufschütten der Kohlen vor- 
handenist. 


Die Resolution fordert ferner ein Zusammengehen mit dem 
Deutschen Bergarbeiterverband, um bei dem Bureau des hiter- 
nationalen Bergarbeiterverbandes in Amsterdam ein gemeinsames 
Vorgehen der Bergarbeiter der angeschlossenen Länder zu er- 
reichen, dass ein Teil der zu liefernden Ruhrkohle in Deutsch- 
land verbleibt, um so für die Saarkohle Absatzmöglichkeiten zu 
schaffen. Ferner fordert die Resolution die Freigabe der Kohlen- 
belieierung an die Bevölkerung, die Einschränkung der Feier- 
schichten und die Erstattung des daraus entstandenen Lohn- 
ausfalles. 


Wiederaufbau in Nordirankreich. Die Debatte in der iran- 
zösischen Kammer tiber Wiedergutmachung und Wiederauibau 
wird nachträglich von dem Kammermitglied Hennessy im 
„Oeuvre“ einer kritischen Betrachtung unterzogen, und da- 
bei Teile der Debatte, über welche die Presse bisher nicht be- 
richtet hatte, bekanntgemacht. Der Minister für die befreiten 
Gebiete, Loucheur, sagte in seiner grossen Kammerrede 
unter anderem: 

„Wir haben keineswegs die Absicht, um mehr oder weniger Geld zu 
erhalten, unsere Industrie vollständig zu ruinieren; wir haben ganz im Gegen- 
teil den Willen, uns ganz entschieden nach dieser Richtung hin zu wehren.“ 


Hennessy erkundigt sich nun, wer unter „wir“ zu verstehen 
sei, ob Frankreich, die Regierung, der Minister Loucheur 
oder der Herr Loucheur. Er las auch Teile eines Briefes 
aus den zerstörten Gebieten vor, nach dem man dort bereits 
die Ueberzeugung habe, dass die französischen Unternehiner 
die zerstörten Gebiete als Ausbeutungsobjekte betrachten, 


Wer unsere Berichte in der „D. T. Z.“ vom Jahre 1919 
über die Verhandlungen der deutschen Wiederaufbaukommis- 
sion mit dem damaligen Wiederaufbauminister Loucheur 
verfolgt hat, weiss, dass schon damals Herr Loucheur sich 
beharrlich und mit Erfolg dagegen wehrte, dass Deutsche 
sich am Wiederaufbau Nordfrankreichs beteiligen, es sei denn 
als Kulis französischer Unternehmer. Ohne diesen Wider- 
stand Loucheurs würde Deutschland im Frühjahr 1920 in den 
zerstörten Gebieten gearbeitet haben; alle Vorbereitungen da- 
zu waren getroffen, : Diese Sabotage des Wiederaufbaus ist 
aber nicht etwa eine typische französische Erscheinung, son- 
dern nur ein neuer Beweis dafür, dass die kapialistische 
Unternehmerschaft lediglich für ihre Profitinteressen besorgt ist 
und ihren Profitzins mit derselben Ruhe von der Not ihrer Mit- 
menschen wie von deren Luxusbedürfnis einzieht. 


Gegen Besteuerung des Existenzminimum. Am 10. Fe- 
bruar stand ein. Antrag Görnandt-Humar im Finanzpolitischen 
Ausschuss des vorläufigen Reichswirtschaftsrats zur Beratung, 
der sich mit der Besteuerung des Existenzminimums beschäf- 
tigt, Er lautet: 


Die in $ 20 des Einkommensteuergesetzes grundsätzlich rich- 
tig festgelegte Steuerfreiheit des Existenzmini- 
mums ist bedauerlicherweise durch $ 30 des Landessteuer- 
gesetzes, von dem zahlreiche Gemeinden in ihrer finanziellen 
Notlage Gebrauch machen, praktisch aufgehoben. Die 
kommunalen Steuerordnungen erfassen diese Beträge nach den 
verschiedensten Grundsätzen. Der Finanzpolitische Ausschuss 
des Reichswirtschaftsrats erhebt gegen diese Art der Gesetz- 
gebung, die eine Irreführung des Volkes darstellt und 
das Vertrauen in die Gesetzgebung untergräbt, entschieden 
Widerspruch. Wenn die Gemeinden auf die Einnahmen 
aus der Finkommenbesteuerung nicht verzichten können, hält 
es der Ausschuss für unbedingt erforderlich, dass das Reich 
die Besteuerung selbst aus Gerechtigkeitsgründen nach ein- 
heitlichen Grundsätzen im Rahmen des Einkommen- 
steuergesetzes regelt, und das daraus erzielte Aufkemmen den 
Gemeinden restlos zur Verfügung stellt.“ 


Der Ausschuss erhob den Antrag einstimmig zum Be- 
schluss, Ein zweiter Antrag Görnandt, der Steuerfreiheit für 
alle besondereri Entlohnungen an Ueberstunden und Ueber- 
schichten vorschlug, wurde. abgelehnt, weil man ihn für prak- 
tisch undurchführbar und sozialpolitisch bedenklich hielt. 
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Massnahmen zur Einschränkung der Arbeitslosigkeit. Der 
Unterausschuss für produktive Erwerbslosenfürsorge des Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrates beschäftigte sich in seiner 
Sitzung am 17. Februar d. J. mit der Frage, welche Massnahmen 
zur Einschränkung der fast im ganzen Reiche, besonders aber 
in einigen Bezirken, ausserordentlich angewachsenen Arbeits- 
losigkeit zu ergreifen seien. Unmittelbaren Anlass dazu gab eine 
Denkschrift der Chemnitzer-Gewerkschaften und Betriebs- 
räte, die ein bis ins einzelne gehendes Programm für einen 
Umbau der Erwerbslosen- in eine Arbeitsfürsorge aui- 
stellte. In der Aussprache wurde anerkannt, dass das Reichıs- 
arbeitsministerium und das Reichsamt für Arbeitsvermittlung 
sich redlich Mühe geben, der grossen vorhandenen Not durch 
Massnahmen auf dem Gebiet der produktiven Erwerbs- 
losenfürsorge zu steuern. Es wurde aber auch nachdrücklich 
betont, dass diese bisherigen Massnahmen nicht mehr ausreichen, 
In vielen Bezirken, besonders im Freistaat Sachsen, in Ham- 
burg und Berlin, befindet sich eine Armee von Arbeitslosen, 
die verzweifeln und verhungern müssen, wenn nicht schleunigst 
durchgreifende Hilfe eintrete. Da angesichts der trostlosen 
Finanzlage des Reiches eine Erhöhung der Erwerbslosenunter- 
stützung im ausreichenden Masse kaum möglich sei, müsse der 
auch aus sittlichen Gründen vorzuziehende Weg der Arbeits- 
beschaffung mit um so grösserer Energie beschritten 
werden. Die Reichseisenbahnverwaltung, die Post und andere 
Behörden hätten nach den eigenen Erklärungen der zuständigen 
Minister gegenüber den Gewerkschaitsvertretern Aufträge in 
fiöhe von insgesamt etwa 20 Milliarden Mark zu vergeben. Die 
Vergebung dieser Aufträge, die so rasch wie möglich erfolgen 
soll, müsse an gewisse Bedingungen geknüpft werden. Der 
Ausschuss nahm folgenden Dringlichkeitsantrag an; 

Der Unterausschuss für produktive Erwerbslosenfürsorge 
beantragt: „Der Reichswirtschaftsrat hat mit Befriedigung von 
dem Plan der Reichsregierung Kenntnis genommen, für öffent- 
liche Arbeiten im Verkehrswesen und Wohnungs- und Sied- 
lungszwecke grössere Mittel zur Verfügung zu stellen. Der 
Reichswirtschaftsrat richtet an die Reichsregierung das drin- 
gende Ersuchen, die Ausgabe dieser Aufträge und die Bereit- 
stellung der vorgesehenen Mittel derartig zu beschleunigen, dass 
der grossen Arbeitslosigkeit schon in Bälde gesteuert werden 
kann. Der Reichswirtschaftsrat hält es indessen für notwendig, 
dass diese Reichsaufträge als Notstandsarbeiten zu behandeln 
seien, deren Erteilung an gewisse Bedingungen im Interesse der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit geknüpft wird. 

Als solche Bedingungen erachtet der Reichswirtschaftsrat 
die folgenden für angebracht: 


1. Die Bevorzugung solcher Bezirke, in denen die Arbeits- 
losigkeit dauernd einen ausserordentlich hohen Stand er- 
reicht hat. 

2. Die Verteilung der. Arbeitsgelegenheit’in einer Weise, 
dass möglichst viele Arbeitslose eingestellt und beschäftigt wer- 
den können, sowie dass die bisher Vollbeschäftigten die gleichen 
Arbeitsbeschränkungen erfahren wie die einzustellenden Arbeit- 
nehmer, unter der Voraussetzung, dass der Ausfall an Voll- 
arbeitsiohn zu gleichen Teilen vom Arbeitnehmer, Arbeitgeber 
und Reich getragen wird. 

3. Die Kontrolle der Beachtung dieser Vorschriften durch 
paritätische Aufsichtsorgane, 


Der Reichswirtschaftsrat erachtet es als dringlichste Auf- 
gabe der Reichsregierung, jede Massnahme auf dem Gebiete der 
Erwerbslosenfürsorge daraufhin einzustellen, dass möglichst 
viele Arbeitslose unmittelbar dem trostlosen Elend und der Ver- 
zweiflung, in welche sie durch ihre Beschäftigungslosigkeit ge- 
raten sind, entrissen werden.“ 

Bemerkenswert war, dass bei dieser wichtigen Sitzung die 
dem Unterausschuss anzehörenden Unternehmervertreter ebenso 
wie die Vertreter der Abteilung 3 (Verbraucher) mit verschwin- 
denden Ausnahmen durch Abwesenheit glänzten. 


Die Lebenshaltung 1929. Die Calwerschen Monatsberichte 
bringen eine Uebersicht über die Lebenshaltung des Jahres 1929, 
der wir folgende Darlegungen entnehmen: 

Zweifellos hat im Laufe des Jahres 1920 die Lebens- 
haltu ngdes Volkes eine Verschlechterung erfahren. Denn 
die Löhne und Gehälter sind nicht entfernt in dem Grade ge- 
stiegen wie die Lebensmittelpreise. Vom Dezember 1919 bis 
Dezember 1920 haben sich allein die Ernährungskosten, wenn 
man die gleiche Ration zugrunde legt, mehr als verdreilacht, 
die Löhne und Gehälter sind aber nicht entsprechend gestiezen. 
Es hätte ja auch keinen Wert, da die Lage der gewerblichen 
Bevölkerung sich dadurch in Wirklichkeit auch nicht bessern 
könnte. Im Dezember 1919 stellte ‚sich die für die Bewegung 
der Ernährungskosten massgebende, im wirtschaftsstatistischeun 
Bureau von Rich. Calwer berechnete Indexziffer für das 
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gestellten 


Nr. 8 


Reich auf 114,65 M. pro Woche, im Dezember 1920 stellt sie 
sich aber auf 369,76 M. Man werfe einen Blick auf die Ent- 
wicklung seit 1914. Die Reichsindexziffer stellte sich für nach. 
stehende Monate auf Mark pro Woche: 


Jeli 1914 Dez. 1914 Dez. 1918 Dez. 1919 Dez. 1920 
25,12 28,74 62,96 114,65 369,76 


Die Bewegung der Indexziffer in den einzelnen Monaten des 
Jahres 1920 ergibt sich aus nachstehender Aufstellung: 


Jenuer z 130,65 Juli 252,38 
ebruar 147,65 August . 261,38 

er SER 167,60 September 273,95 
April . 189,78 Oktober . 332,29 
Mai. 224,63 November 357.05 
Juni 232,15 Dezember 369,76 


Wie stark die Verteuerung in den am meisten betroffenen 
Grossstädten war, das ist aus nachstehender Uebersicht 
zu ersehen: 


Dezember Dezember Steirerung 
1919 1920 von eins in 
Indexziffer in Mark Dez. 1919 zuf 

Gross-Berlin . 134,67 333,94 2,85 
Königsberg. 99,54 326.79 3,28 
Danzig . 132,84 216,24 1,63 
Stettin . 102,33 316,47*) 3,69 
Breslau . . 90,15 375,51 4,16 
Halle a.S.. 90,57 339,99 3,75 
Magdeburg. 101,55 403,44 3,97 . 
Altona . 106.38 335,67*) 3,15 
Kiel . 90,93 353,67 3,89 
Hannover . 94,98 340,17 3,58 
Dortmund . 113,19 439 83*) 3,89 
Frankfurt a.M, 151,23 420,48 2,78 
Köln. . x 129,39 431,94 3.3 
Duisburg . 111,42 426,95 3,83 
Düsseldorf . 121,23 401,82 33H 
Elberfeld 14@,37 457,50 3,26 
Essen . 128,55 413,49 3,22 
München 104,76 290,43 2,77 
Nüruberg 86,61 239,53 3,34 
Chemnitz 117,27 390,24 3,33 
Dresden 121,89 372,30 3,05 
Leipzig . 116,85 385,20 3,30 
Stuttgart 74,10 309,39 4,17 
Mannheim . 90,15 351,06 3,89 
Bremen . 95,40 344,16 3,61 
Hamburg 118,59 387,03 3,26 


*) November 1920. 


Caiwer folgert. aus diesen Darlegungen, dass der zur weit- 
gehenden Verarmung führende Prozess sich in diesem Jahre 
weiter vollzichen werde. Denn infolge der abnehmenden Ar- 
beitsleistungen wird sich die Bedürfnisbefriedigung für die 
breiten Massen in den Städten immer schwieriger und unzu- 
länglicher gestalten. Um aus dem Elend herauszukommen, 
müssten die Güter, die für die Erhaltung und Kräftigung des 
Volkes nötig sind, vermehrt werden. Statt dessen sehen wir 
einen zunehmenden Verfaulungsprozess, nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in den anderen Ländern, 


Arbeitnehmerbewegung 


Die Internationale der christlichen Gewerkschaften. Der. 


Vorstand des internationalen Bundes der christlichen Gewerk- 


schaften, der am 2. und 3. Februar in Köln getagt hat, nahm 


den Bericht über die Durchbildung der internationalen Berufs- 
verbände entgegen. Eine Internationale der christlichen An= 
ist in Vorbereitung. Zur Vorbereitung eines 
Weltwirtschaftsprogramms wurde eine Kommission eingesetzt, 
der als deutscher Vertreter Dr. Th. Brauer angehört. Das 
Sekretariat wurde mit der Sammlung von Angaben aus den ver- 
schiedenen Ländern über die Ursachen und die Ausdehnung der 
heutigen Krisis und mit einer Untersuchung über die Folgen 
und die Mittel, welche zur Aufbesserung in Betracht kommen 
können, beauftragt. 


Die christliche Bauarbeiter-Internationale. Am 25. 
dung eines internationalen Bundes bchristlicher Bauarbeiter- 
verbände beschlossen hat. Dem Bunde sind die christlichen 
Bauarbeiterverbände Belgiens, Hollands, 
Deutschlands beigetreten. „Der Bund sieht in der heutigen 
Geselischafts- und Wirtschaftsordnung in wesentlichen Punkten 
einen Widerspruch zu den christlichen Grundsätzen. 
strebt deshalb eine entscheidende Reform der Gesellschaft und 
Wirtschaft auf organisatorischem und gesetzlichem Wege im 
Sinne seiner Grundsätze.“ 
im Einvernehmen mit dem Internationalen Bunde der christ- 
lichen Gewerkschaften arbeiten, um die Interessen der Bau- 
arbeiter auf dem Gebiete der internationalen Organisation der 
Arbeit wahrzunehmen. 


und‘ 
26. Januar tagte in Frankfurt a. M. ein Kongress, der die Grün 


Er er- 


Nach der Satzung soll der Bund 


i 


der Schweiz. und‘ 
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| Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
nationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
%y, Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Deutsche Beamten-Feuerversicherung. Infolge unseres Abkommens 
tönnen die Bundesmitglieder ihr Mobiliar innerhalb Deutschlands bei der 
deutschen Beamten-Feuerversicherung zu überaus günstigen Bedingungen ver- 
jichern. Anfragen, Beitrittserklärungen sind unmittelbar zu richten an den 
Vertrauensmann (Bundeskollegen), Meschinenlschniker Emil Rohr, Charlotten- 
yurg 5, Städt. Bürgerhaus. 








| 
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Die Fachgruppe Katasterwesen sammelte für den Kampffonds einen 
\3etrag von 3868,85 M. Wir danken den Kollegen für die gezeigte Opfer- 
| willigkeit und empfehlen das Beispiel auch den übrigen Kollegen zur Nach- 
iferung. 


Aus den Gauen 


| Bayern. Der Gauvorstand des Gaues Bayern hielt am 30. 1. 21 seine 
| Sauvorstandssitzung in München ab, bei welcher neben der Entgegennahme 
les Geschäftsberichtes ab 1. 10. 20 und dem Bericht über die Werbewoche, 
lie Wahlen zum Bundestag, Staatstechniker- und Gemeindetechnikerfragen, die 
&rise im AfA-Bund, das technische und Gewerbeschulwesen, wirtschafts- 
ıolitische Fragen, Reorganisation des Verwaltungswesens des Bundes und der 
Geschäftsstellen, behandelt wurden. Aus dem Geschäftsbericht des Gauleiters 
| 3ender ist zu entnehmen, dass vom 1. 10. 20 ab für die technischen Ange- 
itellten der nachstehenden Industrien, des Staates und der Gemeinden Tarif- 
|rerhandlungen stattfanden und Gehaltsaufbesserungen bzw. Weihnachtsgrati- 
\äkationen erzielt werden konnten: für die Chemische Industrie ab 
510. 20 Zulagen von 40-175 M., ab 1. 1. 21 weitere 10-50 M. und zwei 
| Drittel und einhalb Weihnachtsgratifikationen des Dezember-Gehaltes, 
Papierindustrie ab 1.1. 21 Zulage 25 Prozent für Verheiratete und 
115 zent für Ledige. Provinzmetallindustrie ab 1 12. 20 
3 Prozent, 10 Prozent und 12 Prozent Zulagen und Weihnachtsgratifikationen 
von zwei Drittel und einhalb des Monatsgehaltes. Elektr. Werke 
'3ayernab 1. 10. 20 Zulagen von 20 Prozent für Verheiratete und 15 Pro- 
| sent für Ledige. Baugewerbe Südbayern ab 1. 12. 20 Zulagen von 
50-145 M Möbelindustrie in München ab 1. 10. 20 5 Prozent, 
2/, Prozent und 10 Prozent Zulagen, ab 1. 12. 20 weitere Zulagen von 53 
sis 125 M. Heizungsindnstrie München und Augsburg ab 
't. 10. 20 neuer Tarif: Gehalt 450—1550 M., dazu 15 Prozent für Verheiratete 
and 5 Prozent für Ledige. Landestarif für Architekturbureaus, 
aeuer Tarif.ab 1. 10. 20. Deutsche Werke München und Dachau: Zu- 
lägen für Grossstadtindustrie, für Ingolstadt und Amberg, Zulagen der Provinz- 
' metallindustrie angenommen. Brauereien München ab 1. 10. 20 Zu- 
lagen 25—50 M., eb 1.1. 21 über Zulagen noch keine Einigung erzielt. 
Angebot der Arbeitgeber 70M. Stadtgemeinde Augsburg: Tarif für 
nische Korctalke der Stadtverwaltung am 6. 10. 20 abgeschlossen, Ge- 
| hälter 870—1860 M., rückwirkend ab 1. 4. 20. Staatsangestellten- 
Landestarif rückwirkend ab 1.4. 20 abgeschlossen, mittl: Techniker in 
Gruppe 4, 5, 6 usw. Bahnbau Ruhpolding-Reith: Staatstarif über- 
hommen, Mittl.Isar München: Tarifvertrag für Baugewerbe Südbayerns 
übernommen. Stadtgemeinde München: Normaldienstvertrag für 
technische Angestellte rückwirkend ab 1. 4. 20 abgeändert und verbessert; 
Angleiche an die Besoldungsordnung, dabei Anrechnung der EHE aa 

Für Nordbayern: Zentralheizungsindustrie Nürnberg am 
29. 11. 20: 15 Prozent und 20 Prozent Erhöhung durchgesetzt. Elektr. 
[nstallationsfirmen Nürnberg am 14. 12. 20 N.F.A.K. Abkommen 
angenommen. Metallindustrie für die Grossstädte Nürnberg, 
Augsburg, München ab 1. 12. 20 Erhöhung von 90—180 M., Weihnachtsgrati- 
fikation zwei Drittel und einhalb des Monatsgehaltes Möbelindustrie 
Nürnberg am 16. 12. 20: 10 Prozent Gehaltserhöhung und Weihnachts- 

tifikation von zwei Drittel des Gehalts. Baugewerbe Nord- 
ayern am 24. 11. 20 neue eat, Gehälter von 450 bis 
1470 M., dazu Abschläge von 10 Prozent, 121), Prozent und 15 Pro- 
gent der auswärtigen lassen. Steinindustrie Eltmann und 
Maingegend ab 1. 1. 21: 50 Prozent Gehaltserhöhung. Porzellan- 
industrie Nordbayern: Streik beendet, Gehälter 650—1800 M. Nord- 
bayerischerGemeindeangestellten-Tarifab 1. 10.20, Gehälter 
in Nr. 36/20 der „D. T.-2Z* Granitindustrie desFichtelgebirges 
am 6. 11. 20 Schiedsspruch ab 1. 9. 20 von den Arbeitgebern abgelehnt, Ver- 
bindlicherklärung beantragt. Jurastrassenerschliessung: Staats- 
tarıf übernommen. Für städt Assistenzärzte Fürth vor dem 
Schlichtungsauschuss guten Erfolg. 

Bei nachstehenden Branchen sind neue Forderungen eingereicht, bzw. die 
Verhandlungen noch nicht abgeschlossen: Bayr. Ueberlandwerke, Bayr. Archi- 
tekturbureaus, Graphitindustrie Niederbayerns, Brauereien München, Stadt- 

meinde Augsburg, Siedlungswerke a Metallindustrie Grossstädte, 
extilindustrie Nordbayern, Baugewerbe in Nordbayern, Werksteingruppe Bayern 
zum Landesmanteltarif für sämtliche Industrien. 

An Gehältern wurden für die Mitglieder durch die Geschäftsstellen Nürn- 

und München vor den Schlichtungsausschüssen und Gewerbegerichten 

rund 100000 M. erstritten, 
| Für die Staatstechniker wurden Eingaben eingereicht an das 
Stastsministerium des Innern, betreffs Aufwandsentschädigung bei auswärtiger 
Dienstbeschäftigung, Schliessung der Kulturbauschule Pfarrkirchen, Verleihung 
des Titels Oberbauverwalter an die nichtgeprüften Oberbauführer, Verlängerung 
von abgelaufenen Dienstverträgen;.an das Finanzministerium: Wahrung der 
‚ Rücktrittsrechte auf die Dauer von drei Jahren bei Entlassung aus dem 
| Staatsdienst, Regelung der Gehälter der Beamtenanwärter, Abänderung des 
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Tarifvertrages für die Angestellten; an das Reichsverkehrsministerinm: Be- 
schwerden über die Behandlung der technischen Angestellten bei der Bau- 
inspektion II in Kaiserslautern; an die bayr. Landesfinanzämter, an den 
Ministerpräsidenten von Kahr, den Reichspräsidenten Ebert, das Reichsschatz- 
ministerium über Weiterbeschäftigung und Uebernahme der früheren Heeres- 
bautechniker, an das Soziale Ministerium zwecks Zuziehung zum Beirat beim 
Wohnungswesen, an die verschiedenen Stadtverwaltungen zwecks 
Verbesserung in der Eingruppierung der technischen Beamten und einheitlicher 
Regelung der Titelfrage 
Die Wirtschaftskrise hat die Stellenlosigkeit unter den Kollegen 
bedeutend vermehrt, besonders leiden darunter die Kolleven des Hochbau- 
faches und der Maschinenindustrie. Die Verringerung der Bauschulen, Beseiti- 
gung der technischen Privatschulen und die Möglichkeit der Ausbildung des 
echnikers zum Gewerbelehrer wurden deshalb von uns angestrebt und werden 
weiterverfolgt werden. 


Ehemalige Absolventen der Maschinenbau- und Hüttenschule Gleiwitz. 
Im April d. ]. feiert die staatliche Maschinenbau- und Hüttenschule Gleiwitz 
(0.-S.) ihr 25jähriges Bestehen. Es ist eine Wiedersehensfeier geplant, an der 
alle ehemaligen Absolventen gebeten werden, teilzunehmen. Die Herren werden 
ersucht, ihre genauen Adressen unter Beifügung eines Mindestbetrages von 
5,— M. zur Deckung der vorläufig entstehenden Di und sonstigen Kosten 
an Kollegen Bruno Selzer, Schlesiengrube (O.-S.), Beuthner Str. 45, 
umgehend einzusenden, von wo aus weitere Benachrichtigung erfolgt. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlunz, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss, 


nd M. 4. IM. 7%, -Johannisgarten 

Breslau IV (Staatstechniker). M. 4. II. 8%. Wiesner, Neumarkt, 

Darmstadt. M. 3. II. 8%. Restaurant Perkeo, Alexanderstrasse. 

Dessau. M. 1. 1IL 8%, Müllers Restaurant, Schlossstr. 18. 

Eisenach. M. 2. u. 16. IIl. Hotel Karthäuserhof, Karlsplatz. 

Hamburg-Ost. M. 3. IM. 7% _Hohenfelder Gesellschaftshaus, Hamburg 24, 


Lübecker Str. 91. 
Hamkrurg-Südost. V. 7. III. 7%. Borgfelder Gesellschaftshaus, Ober-Borgfelde 22. 


@ M. 10. IL. 7%, Borgfelder Geselischaftshaus, Ober-Borgfelde 22. 
Magdeburg. M. 1. Ill. 782. „Artushof‘‘, Johannisbergstrasse. 
Plauenscher Grund. M. 3. Ill. 8%. Ratskeller (Potschappel). 
Schwarmstedt. M. (Wahl für Bundestag.) 6. Vorm. 9%, Gasthof Heuer, 
Schwenningen-Neckar. M. 2. Il. 8%. Gasthaus „Löwen“, Marktplatz, 
Trier. M. 3. II. 8%. Drehscheibe, Fleithstrasse, 
Zwickau. M. 4. Ill. 7% im Erzgebirg. Hof, Inn. Schneeberger Str. 20, 


Sierbetafel 


Es starben: 


Bernhard Bardubitzki (78 566), Schlesiengrube, 
Ludwig Bender (T. 83 662), Düsseldorf. 
Josef Birkenfeld (123 789), Crefeld, 

Adolf Galland (86969), Herne 

Georg Graulich (129 736), Eisenach. 

Rudi Herbst (138 097), Neumühl. 

Anton Hoffmann (88 317), Hindenburg. 
Justin Kircher (T. 97 484), Köln-Ehrenfeld. 
Anton Kirchhoff (18 351), Köln. 

Oskar Kublick (T. 16141), Hindenburg. 
Otto Laube (72760), Leipzig. 

Max Ludewig (T. 79251), Berlin. 

Wilhelm Opelt (171 905), Dresden. 

Johann Piontek (71300), Königshütte. 

Otto Reiske ı86 552), Hamburg-Südost. 

Jos. Saueracker (130 183), Köln. 

Peter Schweissfeld (141 720), Düsseldorf, 
Josef Steuer (71507), Czerwionka. 

Walter Richard Stützer (87 335), Chemnitz, 
Karl Taschenberger (63.921), Dresden. 
Johann Westendorf (79 745), Dorsten. 
Anton Wieners (80 809), Wattenscheid. 
Leopold Zimmermann (T. 73 595), Regensburg. 


Ehre ihrem Andenken! 





Bestellen Sie 


Bundesabzeichen 


bei Ihrer Ortsverw., wie nebenst. Abbildung, gut vergold. ff. schw. emailliert. 

Preis p. St. M. 3.— Ausführung I mit Zahnrad, ‘Ausführung 1 mit Schlägel 

und Eisen. Alleinvertrieb: Ortsverwaltung Ulm a. D. 
Alfons Bär, Beethovenstrasse 10, 





Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin ° 


Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 


7. -- Rotatiensdruck Möller & Borel GmbH;, Berlin SW 68, 
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Durch Ausscheiden des Betriebsleiters des städtischen Elektrizitäts” 
werkes ist der 


Betriehsleiterposten == 


baldigst neu zu besetzen, 


Wünschenswert ist abgeschlossenes Hochschulstudium, abgelegtes 
Diplomexamen; gefordert werden gründliche Kenntnisse in der tech- 
nischen Leitung des Betriebes, sowie gediegenes Wissen in kaufmännischer 
Geschäftsführung und Tarifpolitik. Da im Anschluss an das Elektrizitäts- 
werk eine !'eberlandsanlage im Bau begriffen ist, so werden Bewerber, 
die auch ausreichende Erfahrung im Bau von Ueberlandsanlagen haben, 
bevorzugt. 

Der Betriebsleiter ist Stellvertreter des Direktors, 

Die Einstellung soll zunächst auf Privatdienstvertrag erfolgen unter 
beiderseitiger dreimonatiger Kündigung. Bei Bewährung kann na 
einjährigem Probedienst Anstellung mit Ruhegehaltsberechtigung unter 
Anrechnung von Vordienstzeit in Aussicht gestellt werden. 

Gehaltszahlung erfolyt nach Gruppe X der staatlichen Sätze, jedoch 
können besonders tüchtige Bewerber auch nach Gruppe XI entlohnt 
werden. — Offenbach befindet sich in Ortsklasse B, 

Dienstwohnung wird nicht gestellt. 

Umzugskosten werden auf Grund der bestebenden städtischen 
Bestimmungen vergütet, 

Darüber, ob auch die Ueberlandsanlage nach Fertigste!lung unter 
den Betriebsleiter des Werkes gestellt wird, sind die Vekkodiunges 
noch nicht abgeschlossen. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften, sowie Angabe 
von Auskunftspersonen sind bis spätestens 1. März 1921 dem Unter- 
zeichneten einzusenden. 


Offenbach a. M., den 8. Februar 1921. 
Der Oberbürgermeister. 


Junger, unverheirateter, tüchtiger 


Techniker, 


welcher auch kaufmännisch ausgebildet ist und bereits in der Grabstein- 
Industrie tätig war, von einem Unternehmen dieser Industrie im Braun- 
schweigischen zu sofortigem Eintritt gesucht. Nur Bewerber 
mit besten Referenzen dieser Branche finden Berücksichtigung. An- 
gebote mit Gehaltsansprüchen an die 


Hils-Dolomit- und Kalkwerke G.m.b.H. 


Holzen bei Eschershausen (Kreis Holzminden). 


Zum 1. April oder später 


Konstrukteur 


gesucht für Papierverarbeitungsmaschinen, der schon auf diesem Gebiete 
erfolgreich tätig gewesen ist. Angebote mit Zeugnissen, sowie Angabe 
der bisherigen Tätigkeit und Gehaltsansprüche erbeten an 


Windmöller & Hölscher, G. m. b. H. 
Lengerich i. Westf. 


Wir suchen für unser Offertbüro einen 


füchtigen jüngeren Ingenieur 


uter Erfahrung Im Wasserrohrkesselbau. 
werber, die bereits eine Tätigkeit im Kalkulationswesen nach- 
weisen können, werden gebeten, Angebote unter Angabe der bisherigen 
Beschäftigung, des frühesten Eintrittstermines und der Gehaltsansprüche 
unter Beifügung von Zeugnisabschriften zu senden an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik vorm.Dürr & Co. 
in Ratingen-Ost bei Düsseldorf. 
übernimmt lohnenden Ver- 


Wer kauf erstklassiger Zi- 
garren, Zigsretten und Rauch- 
tabake im Kollegen- u. Bekannten- 
kreis? Zigaretten - Muster gratis. 
Offerten unt. Nr. A. K. 2310 an die 
Geschäftsstelle der D. T.-Z. 





mit 


Suche auf sofort einen tüchtigen 
Techniker 
(Zimmerer) für mein Baugeschäft 
mit Dampfsägewerk. Lebenslauf, 
Zeugnisse und Gehaltsansprüche 
bei freier Station sind zu richten an 
H. Meyer, Zimmermsister, Bispingen. 


Für das Wohnungsamt der Stadt 
Soest wird zu schleunigem vorüber- 
gehenden Eintritt eine zweite, 


ia Hilfskraft 


gebildete 

gesucht. Bewerbungen mit Zeug- 
nissen, Gehaltsanspruch u. Lebens- 
lauf alsbaid erbeten. 


Der Magistrat 
Gesucht auf sofort 


1 Bautechniker 


auf-der Baustelle und Bureau durch- 
aus erfahren. Angebot mit Zeug- 
nissen und Lebenslauf wolle man 
einreichen an die Bauarbeiter- 
Produktiv - Genossenschaft 
„Zukunft“, Oldsnburg, Haarenstr. 33, 





Teilzahlung 


Uhren, Photoartikel 
Musik » Instrumente 
Schmuckwaren, Bücher 

Grammophone 
Lederwaren 
Eataloge ums.u.perto'r. iefes® 
Jonass & Co., BerlinA. 431 


Belle-Alliance-Strasse 7-10 
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Dauerwäschefahrik Bremer &Co., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 


holzt: Schule 
in Elektrotechnikers 


4 Bände M. 261,—. Auch 
gegen 30 M. Monatsrate, 


ebenso alle anderen Bücher, 


Hermann Messer, 


Buchhandlung, 


a Berlin 


‚Strabe 75. 


Jede Hausfrau möchte bei d. ständ. 
steigend. Kohlenpreisen u.d.Kohlen- 
knappheit Kohlen sparen. Mit dem 
Küchenherd-Kohlensparer sparen 
Sie biszu 50°/oKoblen, esh.sollte der 
Kohlensparer in kein. Haush. fehlen, 
passt in jed. Küchenherd, kann v. jed. 
Hausfrau mühel. eingel. 'werd. Preis 

nur 18 M., dadurch Anschaffung jed. 
ermöglicht. Glänzend bewährt! Von den 
massgeb. amtl. Stell. begutachtet u. 
empfohlen. Taschenlampen-Akku- 
mulatoren sind jed. Trocken-Batter. 
bei weitem überleg. passen i.jed.ner- 
male Hölse. Einmalige Anschaffung! Preis 
18 M. Wer Gleichstrom i. Hause hat, 
kann sie selbst kostenl. aufladen mit 
dem Phywe -Ladestecker. Preis 
9 M. Verlangen Sie Drucksachen. 
Ing. H. Fass, Eisenach 2. 


Freuden der Jugend 


kehren wieder 


bei Gebrauch der echten 
nWotanol“-Pillen. Das 
Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 
Gegen Nerven- und sexuelle 
Schwäche. Ihre Arbeits- I 
kraft wird  verjü 

daher kann der Erfle in in 
Ihrem Berufsleben nicht 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme, 


Lucerna-Tabletten 

bewährtes Mittel gegen 

Rheuma, Gicht etc. M. 18,— 

franco gegen Nachnahme. 

Richtig mezendt — immer 
Erfolg. 





Dr. Ad. Meyer, Hamburg 20 
Tarpenbeckstrasse 51, 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, - 
Kabatt bei 3 Aufnahmen 190%, bei 6 Aufnahmen 35%, bei 13 Auf 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 

„Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 


—OL. 















Nr. 8 | 
Mark: 










Mark, 





sind die besten! 


Poehlmenn’sSprachlebrkriete Verların Ss dara 


Verlangen Sie Druckschrift.22b postfreil 
Ch. Ludwig Poeh!mann, Keen. ee, Hanne: 35. 
















Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 











Soeben ist erschienen: Heft 8, . 


Leitfaden 
für die innere Verwaltung 
des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Herausgegeben vom Vorstand. 


M. 4— 
” 10,— 
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Porto. 


Vereinsausgabe . 2»... 
Buchhandelausgabe . x » 















Zu beziehen vom 
Industriebeamten-Verlag G.m.b. H. 


























Günftigite Mlterd- nud Kamilienverjorgung 
smweds Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet die 
deutihe Beamten-Lebensverficherung a. ©. 
YAnitall des Deutihen Beamten-Wirtihaftsbundes. 
Auskunft und Drudfachen fojtenlos durch den 
Vertrauen3mann: Rehnungsrat D.Henne, 
Berlin-Steglig, Siemengitraße 75. 
Fernruf: Sreglih 37. 





Haben sz einen 


senden Sie selbigen sofort ab. Sie erhalten 
ihn in ca. 14 Tagen modern vorgerichtet 


wie neu 


zurük. Kopfweite angeben. Preis ca. 23.— Mark. 


Sach, äuternenerungsanstalt Schaeffer & Miller, Cottnaus 


Lüttichaustr. 





Verlangen Sie sofort auf- 
klärendes Material über die 


Industriebeamten- u. Bestandteile 





















alten Herrenfilzhut 
den Sie nicht mehr tragen können, 


Phofograph. Apparate 


Katalog A frei 
Sparbank Selbstspielende 
e.6.m.b.H. sbineter 
Berlin NW 52, Wertistrasse7. Musikinstrumente 
Katalog B ‚frei. 
LI} 
Uhren, Brillanten, 
ettnassen Gold-u. Metallwaren 
Befreiung sofort. Katalog C 
Alter u. Geschlecht an- | 
geben. Ausk. umsonst. | /} eite | 


Vers. San. Artikel &g. Engibrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 


i Römer, Altona (Eihe) 108, 


Achtung, Hausfrauen! 
TeESeDgE Ge 4 









Prima Rein-Aluminlum, beste Ausführung. 
== 3 Kochtöpfe mit Deckel, starke, unbordierte Ware ——= 
ca. 3, 4 und 5 Ltr., zusammen 125.— 
Wasserkessel, 4 Ltr. N 
Diese 4 Telle zusammen . as 
Kaffeekanne, 21/, Ltr. 54.— M. 


Teekanne 1!/a Ltr. 38.— M. 
— Versand per Nachnahme. — 
Von 68.— M. ab Verpackung 


und Porto frei. — Illustrierte Preisliste gratis. 


Alum.-Versand F. Bode, Essen, Wernerstrasse 44, | 
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Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
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| IN H ALT: 'Abschiedsgruss- an den. Bund: nationaler technischer Angestellten. — Gewerkschafts-Internationale, (Schluss.) —  Wirtschaftsfragen: Die 

: > . Kontrolle der Produktion. — Gegen die Versklavung Deutschlands. — Kündigung des Ueberschichtenabkommens im Ruhrbergbau. — Wiederaufnahme 

B der Bautätigkeit. — Werks-Konsumvereine und. Betriebsräte. — Die Mietsteuer im Reichswirtschaftsrat. — Sozialpolitik: Betriebsrat und Aufsichtsrat, — Angs- 

stelltenbewegung: Es bröckelt im G,d. A.: — Berufsfragen: Bescheinigung von Vermessungsschriften. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen. —- 

7 Aus den Gauen. — .Versammlungskalender. — Sterbetafel: # Recht und Rechtspraxis:- Materielles Recht: Grundlagen des Arbeitsrechtes. (Forts.) — 

© Entscheidungen: Darf_der. Geschäftsherr dem angestellten Chemiker wegen nicht gehöriger Vertragserfüllung das Einkommen kürzen? — Neue Gesetze: 

- Von wann ab läuft. die fünftägige Frist ‘zur Anrufung des Schlichtungsausschusses nach '$ 86 Abs. 1 Satz 3 B.R.G.? — Verordnung vom 8. November 1929 
betreffend Massnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und -stillegungen. 


Abschiedsgruss an den Bund nationaler technischer Angestellten 


In Nummer 7 der „D. T.-Z.“ haben wir die vom Neuen tausend’ Mark mehr oder weniger nicht an, die Ehre konnte da- 

Deutschen Techniker-Verband in: Essen und. dem Bund natio- durch nicht noch mehr beschmutzt werden, 

naler technischer Angestellten in Berlin veröffentlichte gemein- Bei der Gelegenheit wollen wir nicht unterlassen, eine 
same Erklärung, dass sie sich verschmelzen. wollen, bekann- Seelenverwandtschaft der beiden in Verschmelzung 
gegeben. Wir sind dem Bund nationaler technischer Ange- begriffenen Verbände festzustellen. Der N. D. T. V.. hat bisher 
stellten (Benta) noch einen kleinen Nachruf schuldig. In Nr. 39 ebenso wie der Benta seine Mitgliederzahl schamhaft verschwie- 
"der „D. T.-Z.“ haben wir festgestellt, dass die Geschäftsstelle gen. Er dürfte hierzu genau soviel Veranlassung gehabt haben, 
des „Benta“ direkt an die Fernsprechzentrale des Siemenskon- wie der Benta, denn auch bei ihm würde sich wahrscheinlich 
'"zerns unter Hausapparat Nr. 5132 angeschlossen sei. Herr bei Bekanntgabe seiner Mitgliederzahl herausstellen, dass er, 
Klitzsch, erster Vorsitzender und Geschäftsführer des Benta, genau wie der Benta mit seinen 300 Mitgliedern, weit über seine 
"schickte uns daraufhin unter Berufung auf $ 11 des Pressgesetzes Verhältnisse draussen die Reklametrommel schlägt und dass ihm 
"eine Berichtigung, deren Schlusssatz lautete: „Mit dem. von erhebliche Summen hierzu von anderer Seite zufliessen müssen, 
!"Ihnen angezogenen Hausapparat Nr, 5132 habe ich nichts zu ebenso wie das beim Benta der Fall war. Wenn der N.D.T.V. 
tun, und bin ich lediglich nur an den Fernsprechapparat Wil- Nummer für Nummer von Uebertritten von  Bundesmitgliedern 
heim 5575 angeschlossen.“ Wir haben seinerzeit die Aufnahme USW. faselt, so möchten wir noch einmal feststellen, dass uns 
dieser Berichtigung abgelehnt, weil unser Gewährsmann ein bisher die’ öffentlichen Werbeversammlungen des N. D. T..V. 
äusserst: zuverlässiger Kollege war. Wutentbrannt widmete uns überall sehr gute Werbeerfolge gebracht haben. Wir 
‚Herr Klitzsch dann in Nummer 1 seines Organs vom 15. Januar wünschen nur, dass er sich noch mehr so wie bisher in. der 
1921 einen langen Artikel „Der Butab kneift“, indem er uns mit Oeffentlichkeit betätigt, damit wir immer Gelegenheit haben, 
allerhand schmeichelhaften Ausdrücken belegte. Insbesondere Auge in Auge mit ihm die Klingen zu kreuzen. Nur möchten 
sei es uns fatal gewesen, die beschmutzte Ehre seiner „Gewerk- wir bitten, dass nicht seine Referenten, wie das meist der Fall 
schaft” wieder reinigen zu müssen. Unser Vertrauensmann hat 8ewesen ist, voreilig das Hasenpanier ergreifen, und dass die | 
inzwischen im Siemenswerk unter Hausapparat Nr, 5132 ange- aus der Versammlung eingebrachten Entschliessungen von seinen 
zufen, und prompt ist Herr Klitzsch am Fernsprecher erschienen Versammlungsleitern auch zur Abstimmung gestellt werden, da- | 
‚ und hat auch das von ihm erbetene Agitationsmaterial über den mit ihm in jeder seiner öffentlichen Versammlungen seine Ueber- 
Benta sogar während der Arbeitszeit dem Kollegen zustellen flüssigkeit bescheinigt wird. 

lassen. Es tut uns ausserordentlich leid, feststellen zu ‘müssen, ° Nicht uninteressant ist auch die Vorgeschichte der Ver- 
dass durch die unwahre Berichtigung des Herrn Klitzsch noch schmelzung des christlichen und des gelben Verbandes. Herr 
"ein weiterer sehr. grosser Klecks auf die allerdings schon hin- Thiel vom D. H. V. und 2. Vorsitzender. des Deutschen Ge- 
reichend beschmutzte Ehre des „Benta” gefallen ist. werkschaftbundes hat zunächst versucht, seinen Fraktions- 

Aber ein bisschen mehr oder weniger macht wohl bei diesen genossen, den Obergelben vom .Nationalverband deutscher An- 

Seelenverkäufern, die die Interessen der Angesteilten für einen gestelltengewerkschaften Geisler für den Deutschen Gewerk- 
Judaslohn den Arbeitgebern verraten, nicht viel aus. Denn ganz schaftsbund durch besonders lockende Versprechungen und Lob- \ 
erheblich müssen bisher die Zuschüsse der Arbeitgeber beim preisüngen zu gewinnen. Aber Geisler hat scheinbar ein Haar 
Benta gewesen sein. Von zuverlässiger Seite wird uns mitge- in der Suppe gefunden und ist Herrn Thiel nicht auf den Leim 
teilt, dass der Benta insgesamt etwa 300 Mitglieder in Deutsch- zegangen. Dafür hat Thiel jetzt etwas mehr Glück mit Geislers 
land zählt. Der Höchstbeitrag war 10 M& Wenn also mit einem jungem Mann, Herrn Klitzsch, gehabt, der, ohne irgendwie die 
Durchschnittsbeitrag von 9 M. gerechnet wird, und wenn wir Mitglieder zu fragen, mit Pauken und Trompeten zum N.D.T.V. 
"annehmen, dass alle 300 Mitglieder mit ihren Beiträgen auf dem übergeschwenkt ist. In aller Heimlichkeit sind im Bureau am 
laufenden sind, so ergibt das eine Monatseinnahme an Mit- 29. Januar alle Bureaugegenstände verpackt worden und ausge- 
gliedsbeiträgen von sage und schreibe 2700.M. An Gehalt wur- rechnet am Sonntag früh ist Herr Klitzsch mit seiner Sekretärin 
den ausgegeben mindestens’2000 M. für den Geschäftsführer und im,Auto vorgefahren und hat aus seinem Bureau alles mitgehen 


F 900 M. für die Sekretärin, also ‘2900 M. im Monat, das sind 
200 M. mehr als die gesamten Mitgliederbeiträge ausmachen. Abonniert die Zeitschrift 
| - 7: 
„Der Betriebsrat 


Hinzu kommen ausserordentlich hohe Kosten für Miete der .Ge- 
schäftsräume, Fernsprechgebühren, Bureaumaterial, Agitations- 
des Allgemeinen freien Angestelltenbundes (AfA-Bund) 
Bestellungen nimmt jede Postanstalt enigegen. 


reisen und dann besonders für die Herausgabe des Bundesorgans, 
Der Abonnementspreis beträgt pro Vierteljahr M. 3,—. 





—— 










das in einer Auflage von 3000 Exemplaren erscheint. Aber ob- 
gleich die. Ausgaben monatlich um viele Tausende höher 
waren als die Einnahmen, sollten noch mehrere Gaubeamte 
angestellt werden. Nun, wenn man einmal von den Almosen 
"der Arbeitgeber lebt, so kommt es ja auch auf ein paar 
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heissen, was nicht niet- und nagelfest war, um nach der Char- 
lottenstrasse zum Gedag überzusiedeln. Die angebahnte Ver- 
schmelzung wird im Organ des N. D. T. V. den Mitgliedern be- 
kanntgegeben. Dabei heisst es einleitend: 

„Dem bekannten Führer der gelben Arbeiterbewegung, 
Reichstagsabgeordneten Geisler, war es vor längerer Zeit 
gelungen, im „Bund nationaler technischer Angestellten‘ dem 
gelben Nationalverband eine Gruppe : von Technikern unter 
vorsichtiger Vertuschung der eigentlichen 
Grundlagen:und Triebkräfte der von ihm ge- 
leiteten Bewegung und unterfalscher und ver- 
zerrter Darstellung der Grundsätze der im Deut- 
schen--Gewerkschafitsbund vereinigten christlich-nationalen Ar- 
beitnehmerbewegung anzugliedern.“ 

Herr Klitzsch, der bisher die beschmutzte gelbe Ehre seines 
Bundes nationaler technischer Angestellten so tapfer verteidigt 
hat, scheint jetzt nichts mehr daran zu finden, wenn die von 
Herrn Geisler geführten Organisationen als gelb bezeichnet wer- 
den. Wir möchten uns einmal die Frage erlauben: War Herr 
Klitzsch, solange er mit Herrn Geisler zusammenarbeitete, so 
beschränkt, dass er trotz aller Angriffe von aussen und trotz 
aller Unterstützungen von Arbeitgeberseite den gelben Charak- 
ter nicht einsah, oder war er so dreist, dass er trotz dieser 
Einsicht die Interessen der Technik&@r weiter den Arbeitgebern 
verriet, bis sich ihm anderweitig ein neues, vielleicht besseres 
Pöstchen bot? Nach seiner Glanzleistung der oben mitgeteilten 
Berichtigung haben wir in bezug auf Wahrheitsliebe von ihm ja 
wohl noch allerhand zu erwarten. Nun, solche Männer braucht 
der N. D. T. V., damit er nicht in Verlegenheit kommt, wenig- 
stens in seiner Zeitung, den Bund und die AfA totzuschreien. 

So bedeutungslos an sich für die Gesamtheit der technischen 
Angestelltenschaft die Verschmelzung dieser beiden Zwergver- 
bändchen auch ist, hat die gesamte kapitalistische 
Presse es nicht unterlassen, die von dem Gesamtverband 
deutscher Angestelltengewerkschaften (Gedag) in die Welt po- 
saunte Mitteilung überall zu verbreiten. Aber kaum ist die von 
uns in Nr. 7 der „D. T.-Z.“ wiedergegebene Notiz durch die 
Presse gegangen, da bringt schon der Obergelbe Geisler unter 
„Irreführung der Oeffentlichkeit“ folgende Berichtigung: 

„Zu der kürzlich durch die Presse gehenden Mitteilung „Zu- 
sammenschluss nationaler technischer Angestellten“ schreibt 
uns der Nationalverband deutscher Gewerkschaften, dass diese 
Mitteilung unzutreffiend sei; denn mit einem solchen Be- 
schluss hat weder sich die Mitgliedschaft noch 
eine.Generalversammlung des Bundes natio- 
naler technischer Angestellten befasst. Dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund ist es lediglich gelungen, den 
Geschäftsführer des Bundes nationaler technischer An- 
gestellten und zwei seiner Berliner Vorstandsmit- 
glieder zu gewinnen, ihm die Akten, Kartothek usw. über 
Nacht auszuliefern und zum Deutschen Gewerkschaftsbund per- 


sönlich überzugehen. Die Mitglieder des Bundes nationaler tech-- 


nischer Angestellten sind überhaupt nicht gefragt worden. So- 
weit sie unterrichtet sind, missbilligen sie sämtlich den sonder- 
baren Vorgang und lehnen die Aufgabe ihrer Selbständigkeit 
und die in der Erklärung Thiel-Klitzsch geschehene Umschrei- 
bung des Begriffs „Klassenkampf ein Wirtschafts. 
kampf“ ab. Sie haben sich in den letzten Taxen mit zahl- 
reichen anderen Angestelltengruppen zum „Gewerkschaf ts- 
bund nationaler Angestellten“ (Berlin SW 11, 
Dessauer Str. 19) zusammengeschlossen. Der Gewerkschafts- 
bund nationaler Angestellten ist‘ parteipolitisch und konfessionell 
neutral, ist auf Betriebsgruppen, als den Wahlkörperschaften der 
Angestelltenräte, und auf Fachgruppen für Werkmeister, tech- 
nische, kaufmännische, Schiffahrtsangestellte usw. aufgebaut. Der 
vorläufige Vorsitzende ist der Reichstagsabgeordnete Geisler.“ 
Bald darauf erschien dann vom G.d. A. G. eine Be- 
richtigung der Berichtigung, in der nun behauptet wird, 
dass nicht nur Klitzsch und” zwei Vorstandsmitglieder, 
sondern noch ein paar mehr sich verschmolzen hätten 
und dass andererseits die Gründung des Geislerschen Ge- 
werkschaftsbundes nationaler Angestellten nur. von eingen 
wenigen Angestellten erfolgt sei. Mit dem letzteren dürfte 
der G. d. A.-G. recht haben. Auch -wir glauben,‘ dass 
diese neueste ultragelbe Gründung genau so wenig Mitglieder 
zählt, wie der nunmehr verschmolzene Allerneueste 
Deutsche Techniker-Verband hat. Die Techniker 
sollten-aber diese gelben Veritihrer-ihre Verschmelztngsaktionen 
und Neugründungen allein. weiterführen lassen, gefragt werden 
sie sowieso nicht, ob sie gelb oder‘ ultragelb orientiert werden 
wollen. bhpenn Ewald Bote, 


N 


“ 


Nr. 9 


Gewerkschafts-Internationale * * * ° 
(Schluss). „nn Ve 


II. Zweck und Bedeutung des internationalen 
Zusammenschlusses. va A 


Wenn die Angestelltenverbände schon lange vor dem Kriege 
versucht "hatten, eine ständige organisatorische Verbindung 
gleichgerichteter Berufsorganisationen in den . verschiedenen | 
Ländern herzustellen — ein Streben, das”sich ganz besonders. 
auch immer-wieder auf den Verbandstagungen bemerkbar machte, 
so waren sie dabei von zwei Beweggründen geleitet. Einmal 
handelte es sich darum, dem einzelnen Verbandsmitglied in 
seiner beruflichen Laufbahn Erleichterungen und sozialen Schutz 
zu verschaffen, zum anderen galt es, die Kraft der Gesamt- 
bewegung durch eine internationale Solidarität zu ver- 
mehren. Der ersterwähnte Zweck ergibt sich schon ohne weite- 
tes aus dem Verhalten des organisierten Unternehmertums, 
dessen Solidarität bekanntlich auch nicht an den Landesgrenzen 
halt macht. Schon in der Vorkriegszeit bestanden zwischen den 
Arbeitgeberverbänden des In- und Auslandes weit verzweigte 
internationale Organisationen, die neben anderen rein wirt- | 
schaftlichen Aufgaben vor allem eine Verhütung ‘unmittelbarer " 
ausländischer Konkurrenz bei Arbeitsstreitigkeiten bezweckten, 
So hatten die Bauarbeitgeberzentralen Deutschlands mit ihren 
korrespondierenden Organisationen in Schweden, Norwegen, 
Dänemark, Oesterreich, Ungarn,“ der Schweiz und Belgien 
Abkommen mit der gegenseitigen Verpflichtung abges 
schlossen, keine im Bereich des Vertragsgegners ausgesperrten | 
oder streikenden Arbeiter in den Betrieben ihrer Mitglieder 
zu beschäftigen. So hatte die Vereinigung deutscher Edelmetall- 
industrieller schon 1911 mit der Oesterreichischen Meisterver- 
einigung der Juweliere, Gold- und Silberschmiede einen Vertrag 
abgeschlossen, in dem es heisst: 5: 

„Zur gegenseitigen Unterstützung bei Streiks oder Aus- 
sperrungen verpflichten sich die vertragschliessenden Ver- 
bände gegenseitig, die Aufnahme streikender oder ausgesperr- 
ter Arbeiter durch ihre Mitglieder mit allen ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln hintanzuhalten.“ 

In einer Anzahl anderer Industriezweige bestanden ähnliche 
Abkommen. Am höchsten entwickelt war das Abkommen der 
internationalen Arbeitgeberorganisation der Reeder. Der Schiff- 
fahrtsbetrieb bringt es mit sich, dass ausländische Häfen 
benutzt werden müssen und auch die Arbeitnehmerschaft einen 
internationalen Charakter trägt. Von einem Arbeitskampf in 
einem grossen Hafen können Unternehmer verschiedener Län- 
der berührt werden. Abgesehen davon, dass die grossen Schifi- 
fahrtslinien ‚ohnehin miteinander liiert sind, waren besondere 
internationale Organe eingesetzt, die mit weitgehenden Zwangs- 
gewalten für den Fall eines Arbeitskampfesi ausgestattet wurden. 
Wenn diese Unternehmerabkommen vor dem Kriege zunächst 
für Lohnkämpfe mit den Handarbeitern abgeschlossen waren, 
so deshalb, weil damals ein Streik von Angestellten zu den 
Seltenheiten gehörte. Für die Zukunft wäre also mit einer. 
solchen Schonung der Angestellten nicht mehr zu rechnen. Es 
dari daran erinnert werden, dass die deutschen Arbeitgeber im 
Streik der Eisenkonstrukteure, den der Bund‘ der technisch- 
industriellen Beamten im Jahre 1911 führte, ihre 'Streikbrecher. 
vom Ausland bezogen haben. Auch die Tatsache, dass als eine 
Folge des Krieges zurzeit die internationale Verbindung. der 
Unternehmer noch gestört ist, ändert nichts daran, dass diese 
Fäden bereits wieder: gesponnen werden und das natürliche 
gemeinsame Unternehmerinteresse in absehbarer Zeit wieder 
voll in die Erscheinung treten wird. Auch die früher vorhandene 
Einrichtung einer internationalen Uebermittlung Schwarzer Listen 
wird ihre Auferstehung wiedererleben. Nach- Abschluss der 
Verhandlungen über die künftigen wirtschaftlichen Beziehungen 
der, Länder ist auch mit der .Wiederherstellung der. internatio- 
nalen Freizügigkeit der Angestellten zu rechnen.. Die augen- 
blicklich noch bestehenden Reiseschwierigkeiten und andere 
Hemmnisse werden einmal ihr Ende finden müssen, und es wäre 
kurzsichtig, gerade: bei den Angestellten die Frage der Ein- und 
Auswanderung. aus der Erörterung der Gewerkschaftsfragen 
ausschalten zu wollen. Der Angestellte muss deshalb sowohl 
für die gelegentliche, wie die planmässig beeinflusste 'Fluktnation 
internationaler Art: ein Mindestmass -gewerkschaftlichen Schutzes 
gewährleistet ‘bekommen. . Nur die: Internationale... der - Ange- 
stellten ist aber in der Lage, dem’ wandernden Kollegen Rechts- 
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schutz, Auskunit usw. im Ausland zu sichern; nur sie kann es 
Wwerhindern, dass beim internationalen Stellenwechsel Lohndruck 
ausgeübt wird. Auch die Beschaffung von Stellen im Ausland, 
\die Erkundisung über die ausländische Firma und die dortigen 
Lebensverhältnisse bedingen das Bestehen einer internatio- 
‚nalen Organisation. 
I Neben den Vereinbarungen, die durch die internationale 
| Verständigung der Angestelltenverbände zum Schutze des ein- 
‚zelnen Kollegen notwendig sind wnd mit der beruflichen Fluk- 
' fuation im ‚Zusammenhang. stehen, gibt es aber gleichzeitig 
wichtige Interessen der‘ Gesamtorganisation, bei denen eine 
\ ständige internationale Fühlung nicht. entbehrt werden kann, 
' In letzter Linie ist die wirtschaftliche Not der Angestellten aller 
Länder auf dieselben Ursachen zurückzuführen. Die derzeitige 
‚Weltkrise zeigt uns mit besonderer Deutlichkeit, dass die 
"Stockung der Produktion nicht nur bei uns, sondern auch in den 
| Siegerstaaten lediglich auf die spekulativ geartete privatkapita- 
| fistische Gewinnwirtschaft zurückzuführen ist. Unser Gegner, 
der Kapitalismus, ist international, und er wird in letzter Linie 
auch nur von der geschlossenen Arbeitnehmerschaft aller Länder 
überwunden werden können. _Der internationale Kapitalismus 
sträubt sich aber, auch nur auf irgendeinem Teilgebiet eine im 
Interesse der Allgemeinheit notwendige Einschränkung seiner 
"alleinigen Verfügungsgewalt zuzulassen. Was könnte allein 
schon gebessert werden, wenn zur Behebung der jetzigen 
| 'Massenarbeitslosigkeit in allen Ländern eine international ge- 
' regelte Verteilung der vorhandenen Robstoffe gewährleistet 
werden würde. Gegenüber den hier noch bestehenden Wider- 
ständen sind die Gewerkschaften eines einzelnen Landes oht- 
mächtig; die international vereinigte Arbeitnehmerschaft da- 
gegen hätte die Macht, gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zum 
Durchbruch zu verhelfen. Auch die solidarische Hilfsbereit- 
schait finanzieller Art, wie sie durch eine internationale Gewerk- 
schaftsorganisation hergestellt werden kann, darf keineswegs 
unterschätzt werden. Die Vorgänge der letzten Jahre haben 
gezeigt, dass die Schläge der Reaktion gegenüber den Arbeit- 
nehmerorganisationen mitunter von solcher Gewalt sein können, 
"dass die betroffenen Verbände auf die Unterstützung der aus- 
'ländischen Bruderorganisationen nicht verzichten können. Die 
Kollegenschaft in Ungarn hat es vor nicht allzulanger Zeit 
wohltätig empfinden müssen, dass in solchen Situationen die 
internationale Solidarität der Arbeitnehmerschaft kein leerer 
Wahn: ist. 


Auf alt diesen Gebieten wird sich freilich eine Gewerk- 
schaftsinternationale nur dann zum Schutze der hinter ihr 
stehenden Mitgliedschaften auswirken können, wenn sie ebenso 
wie die ihr angeschlossenen Landesorganisationen jede Ver- 
quickung mit internationalen Parteigebilden sorgsam vermeidet. 
Man braucht die Bedeutung der politischen Parteiorganisation 
durchaus nicht zu verkennen und wird trotzdem verlangen 
müssen, dass eine sichtbare Trennung der Aufgabengebiete 
zwischen den Parteien und den Gewerkschaften besteht. Dieser 
Grundsatz hat für die internationale Organisation seine erhöhte 
Bedeutung. Der Versuch der sog. Dritten Internationale — 
Moskau — die Weltzentrale der kommunistischen Parteien mit 
einer Gewerkschaftsinternationale zu verbinden und dabei auch 
noch die Gewerkschaften dem Moskauer Parteidiktat zu unter- 
stellen, muss deshalb mit aller Entschiedenheit bekämpft werden. 
Abgesehen von einer derartigen unerträglichen parteipolitisch- 
kommunistisch gerichteten Bevormundung der freien Gewerk- 
schaften wird man aber auch allgemein bei jeder anderen von 
solchen Einflüssen freien Gewerkschaftsinternationale die Ueber- 
spannung des Zentralisationsprinzips ablehnen müssen. Der 
internationale Zusammenschluss von Gewerkschaften soll zum 
geschlossenen Handeln befähigen; er: darf aber nicht dazu 
führen, von einem Lande aus den Angestellten anderer Länder 
Diktate aufzuzwingen, da jede Gewerkschaft in ihren Mass- 
nahmen den örtlichen Verhältnissen Rechnung tragen muss. Mit 
vollem Recht sagt der AfA-Bund in seinem Beschluss zur Ge- 
werkschaftsinternationale: 

„Die freien Gewerkschaften der Kopf- und Handarbeiter 
aller Länder bedürfen deshalb des festgefügten zielklaren 
internationalen Zusammenschlusses. Eine leistungsfähige Ge- 
werkschaftsinternationale muss sich aus leistungsfähigen Lan- 
desorganisationen zusammensetzen. Nur diese verfügen über 

“die erforderlichen Kenntnisse des sozialen Kräfteverhältnisses 
“ihres Landes, um die in jedem Falle zweckmässigsten Mass- 
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nahmen beurteilen, ergreifen und durchführen zu können. Sie 
müssen deshalb in ihren Entschliessungen autonom sein. 
Jede diktatorische internationale Zentralisation führt zur 
dogmatischen Erstarrung und zu praktischen Niederlagen. 
Die Gewerkschaften haben ihre Direktiven ausschliesslich 
von ihren Mitgliedern entgegenzunehmen.” 

Wenn die freigewerkschaftlich. denkenden Angestellten 
Deutschlands bereit sind, den Gedanken der- internationalen 
Arbeitnehmersolidarität unter Wahrung der hier angeführten 
Gesichtspunkte realer Gewerkschaftspolitik zu verwirklichen, 
werden sie im Kampfe gegen den internationalen Kapitalismus 











sieghaft sein müssen. S. Aufhäuser. 
an Rundschau oo 
Wirtschaftsfragen 


Die Kontrolle der Produktion Der allgemeine freie An- 
gestelltenbund (AfA-Bund) hat in seinem im September 1920 
erschienenen. Aufruf „Angestellte vor die Front“ die 
Angestellten auf ihre historische Mission hingewiesen und sie 
aufgefordert, ihre Kenntnisse den Betriebsräten zur Ver- 
fügung zu stellen, um die Betriebsvertretungen und damit 
letzten Endes die Arbeitnehmer überhaupt in den Stand zu 
setzen, als gleichberechtigter Faktor in der Wirtschafts- 
führung. aufzutreten. 

Dieser Aufruf des AfA-Bundes ist von dem ersten Kongress 
der Betriebsräte im Oktober 1920 freudig begrüsst worden, und 
in’einer Resolution hat der Kongress einstimmig zum Ausdruck 
gebracht, dass nur durch die innigste Zusammen- 
arbeit der freigewerkschaftlichen Arbeiter 
und Angestellten die Aufgaben der Betriebsräte durch- 
geführt werden können. 

Die Parole „Kontrolle der Produktion“ soll nun kein Schlag- 
wort sein, welches in eine Bewegung hineingeschleudert wird, 
um früher oder später durch eine andere Parole ersetzt zu wer- 
den. Vielmehr bedeutet die Kontrolle der Produktion eine Auf- 
gabe, der wir uns unter allen Umständen unterziehen müssen, 
wenn wir die Ueberführung der kapitalistischen Wirtschaftsiorm 
in die Gemeinwirtschaft durchführen wollen, 

Wir sind uns aber weiter darüber klar, dass diese Aufgabe 
nicht im Handumdrehen zu lösen ist, und wir wissen auch, dass 
wirdieselbe nicht betriebsweiselösenkönnen, 
sondern dass „Kontrolle der Produktion“ für uns bedeutet: 

das Einarbeitenin die Gesamtwirtschalft, 

die Beeinilussung der Produktion nach ge- 
meinwirtschaftlichen Gesichtspunkten und 

die Sozialisierung der dazu reifgewordenen 

Produktionszweige. 

Nur wer die Massnahmen kennt, welche der Kapitalismus 
durchgeführt hat, um seine Herrschaft zu festigen, nur wer die 
Kompliziertheit eines Wirtschaftslebens, wie es das deutsche dar- 
stellt, erkannt hat, nur wer weiss, wie infolge der durch den 
Krieg geschaffenen Verhältnisse alle Probleme zur Lösung der 
Weltwirtschaftskrise noch.bedeutend schwieriger geworden sind, 
wird in der Lage sein, sich ein Bild der vor uns liegenden Ar- 
beit machen zu können. Darüber sind wir uns klar, dass es 
jahrelanger Ausdauer und grösster Energie bedürfen wird, wenn 
wir hier dem Kapitalismus als ebenbürtiger Gegner entgegen- 
treten und unser Ziel erreichen wollen. 

Es sei auch vorweg klar ausgesprochen, dass es sich bei 
der Kontrolle der Produktion nicht darum handelt, neben den 
Leitungen der einzelnen Unternehmungen eine gleichberechtigte 
Mitverantwortlichkeit für die Betriebsvorgänge durch die Be- 
triebsräte herbeizuführen — da letzten Endes in einer geord- 
neten Wirtschaft nur eine Instanz verantwortlich sein kann —, 
sondern wir wollen vielmehr durch unsere in den Betrieben ge- 
wonnene Frkenntnis de Ordnung des Wirtschafts- 
lebens überhaupt in unserem Sinne umge- 
stalten. Die Kontrolle der Produktion soll nicht nach un- 
seren Wünschen eine Aenderung der Führung einzelner Be- 
triebe, sondern eine Umstellung der Führung der Gesamtwirt- 

schaft herbeiführen. Die Motive, welche im einzelnen Betriebe 
massgebend sind, sind meist grundlegend andere als die Mass- 
nahmen, welche bei der Regelung. der Wirtschaftsführung in 
unserem Sinne zur Durchführung gelangen müssen. 
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Nach dem Artikel 165 der Reichsverfassung ist uns die 
gleichberechtigte Mitwirkung in der Wirtschaftsführung gewähr- 
leistet; im Betriebsrätegesetz ist diese Gleichberechtigung je- 
doch nicht, durchgeführt worden. Andererseits sind die Be- 
zirkswirtschaftsräte und der endgültige Reichswirtschaftsrat 
noch nicht geschaffen. Bei der Kontrolle der Produktion haben 
die Betriebsräte den Bezirkswirtschaftsräten und dem Reichs- 
wirtschaftsrat das Material zu liefern, auf Grund dessen diese 
Körperschaften ihre Tätigkeit im Interesse der Allgemeinheit 
ausüben. 


Die Frage, wie dies jetzt schon auf Grund des Betriebsräte- 
gesetzes in seiner jetzigen Fassung geschehen kann, ist daher 
von ungeheurer Bedeutung. Grundlegend ist hier der $ 66 
B. R. G., wonach die Betriebsvertretungen für einen möglichst 
hohen Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit der Betriebs- 
leistungen zu sorgen haben, an der Einführung neuer Arbeits- 
methoden fördernd mitwirken sollen, und wonach ihnen weiter 
die ‚Aufgabe zufällt, den Betrieb vor Erschütterungen zu be- 
wahren. 

Auf Grund dieser Rahmenbestimmung des B. R. G. sind 
dann in den $$ 70 (Aufsichtsrat), 71 (Berichterstattung des 
Unternehmers) und 72 (Bilanzeinsichtgesetz) die Ausführungs- 
bestimmungen für die Betriebsvertretungen enthalten, die zum 
Teil, wie für die Vorlegung der Bilanz und Gewinn- und Ver- 
lustrechnung, eine besondere gesetzliche Regelung gefunden 
haben bzw. für die Entsendung von Betriebsvertretungsmitglie- 
dern in den Aufsichtsrat noch ihre besondere gesetzliche Re- 
gelung finden sollen. Die Frage, ob die für die Betriebsver- 
tretungen und damit für die Allgemeinheit gegebenen Möglich- 
keiten zur Durchführung der gleichberechtigten Mitwirkung in 
der Wirtschaftsführung ausreichend sind oder nicht, scheidet 
hier aus. Massgebend ist, auf der Grundlage dieser nunmehr 
einmal vorhandenen gesetzlichen Regelung das bestmöglichste 
Resultat zu erzielen. Die Kontrolle der Produktion muss, wenn 
sie nicht eine blosse Parole oder ein Luftgebilde bleiben soll, 
sich auf dieser Grundlage aufbauen. Den Betriebsräten, welche 
die Tätigkeit in den Betrieben praktisch auszuüben haben, muss 
die theoretische und wissenschaftliche Möglichkeit geboten wer- 
den, um ihre Arbeiten nun sinngemäss beginnen zu können. 


Der Allgemeine freie Angestelltenbund hat 
seine Zeitschrift „Der Betriebsrat“ in den Dienst dieser 
Aufgaben gestellt. Ein Stab hervorragender Mitarbeiter ist ze- 
wonnen worden. Mit der Märznummer der Zeitschrift „Der 
Betriebsrat“ wird unter der stets’ gleichbleibenden Ueberschrift 
„Die Kontrolle der Produktion“ eine Artikelserie eröffnet wer- 
den, welche zu allen auf diese Materie bezüglichen Fragen 
eingehend Stellung nimmt. Dazwischen werden die praktischen 
Erfahrungen zum Abdruck gebracht, welche aus den Reihen 
der Betriebsräte selbst hierzu gegeben werden. Auf diese Art 
und Weise soll die Möglichkeit für die Durchführung der wich- 
tigsten Funktionen der Betriebsräte gewährleistet werden. ‘Um 
den Allgemeinen freien Angestelltenbund und seine Zeitschrift 
„Der Betriebsrat“ in die Lage zu versetzen, diese wichtige 
Aufgabe restlos im Interesse der Gesamtheit der Arbeitnehmer 
zu lösen, ist es dringend notwendig, dass alle Betriebs- 
vertretungen, alle Gewerkschaftsfunktionäre, 
alle Gewerkschaftskollegen den „Betriebsrat“ 
abonnieren und an seiner Ausgestaltung mitarbeiten. Der 
Abonnementspreis beträgt 3 M. für das Vierteljahr. Die Zeit- 
schrift kann bei jeder Postanstalt bestellt werden. Die Betriebs- 
vertretungs-Mitglieder sowie alle Gewerkschaftskollegen sollten 
diese kleine Ausgabe nicht scheuen. 

Unabhängig von den Erfordernissen des Tageskampfes, los- 
gelöst von den übrigen grossen Fragen in wirtschaftspolitischer 
und sozialpolitischer Beziehung, nüchtern, kühl und mit zäher 
Ausdauer müssen wir das grosse Werk der Umgestaltung der 
deutschen Wirtschaft in Angriff nehmen. Was hierzu von den 
Gewerkschaften getan werden kann, geschieht. Aufgabe der 
Betriebsvertretungen und Gewerkschaftskollegen ist es nun, 
das ihrige zum Gelingen beizutragen. 


Gegen die Versklavung Deutschlands. Der Internatio- 
nale Gewerkschaftsbund hat durch sein Bureau in 


Amsterdam an den englis&hen Minister Lloyd George das fol- 
gende Telegramm gesandt: 


Das Bureau des Internationalen Gewerkschaits- 
das im Namen von 25 Millionen organisierter Arbeiter 


Exzellenz! 
bundes, 
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bei Beginn der Beratungen der 


Spricht, erachtet ‘es für nötig, 
Vertreter der verschiedenen Regierungen über die an Deutsch-" 
land zu stellenden Forderungen betreffend die Wiedergut- 
machung die Aufmerksamkeit dieser Vertreter auf die Forde- 
rungen zu lenken, die die Arbeiter hinsichtlich der Durch- 





führung des Friedensvertrages zu wiederholten Malen dem 
Obersten Rat des Völkerbundes bekanntgegeben haben, sowie 


auf die vom Internatonalen Gewerkschaftskongress in London 


vom November vorigen Jahres angenommenen Resolutionen 


betreffend den Wiederaufbau,Europas und die Kohlenlieferungen " 


Deutschlands. 


Die organisierten Arbeiter erachten eine Schadenvergütung | 
durch Deutschland für notwendig und gerechtfertigt; siepro- 
testieren jedoch gegen Forderungen, die die. 


Arbeiter Mitteleuropas eine volle Generation 
hindurch.inSklavereistürzen,den wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau 


nen des Londoner Kongresses. 


Europas verhindern, 
den Hass zwischen den Völkern verschärfen. 
und die Kultur vernichten würden. \ 

Das Bureau fordert von der Internationalen Botschafter. ' 
konferenz die Feststellung einer gerechten Schadenvergütung 
unter Berücksichtigung dieser Erwägungen und der Resolutio= " 





Kündigung des Ueberschichtenabkommens im Ruhrbergbait, ' 
Die Vorstände der vier Bergarbeiterverbände haben in einer # 


Konferenz am 16. Februar 1921 beschlossen, das Ueberschichten- 


abkommen für den Ruhrkohlenbergbau zu kündigen, so dass N 


vom 13. März an keine Ueberschichten mehr verfahren werden, " 
Die zum AfA-Bund und 


vorbehaltlich weiterer Verhandlungen. 
dem G. d. A. gehörigen Angestelltenverbände haben sich dem 
Vorgehen der Bergarbeiterorganisationen angeschlossen. 

Dieser Beschluss, dem verschiedene Ursachen zugrunde 
liegen, kommt nach den Vorgängen in den letzten Monaten 
nicht mehr überraschend. Die jetzige starke Wirtschaftskrise 
aui dem Weltmarkt hat eine Anhäufung von Kohlenvorräten in 
den meisten Ländern mit Kohlenförderung verursacht und in 
Verbindung damit zu einer Stillegung von Kohlenbergwerken 
in den Ententestaaten geführt. Aus der Erkenntnis heraus, dass 
ein solch anormaler Zustand nicht weiterbegünstigt werden 
dürfe, hat das internationale Bergarbeiterkomitee auf seiner 
Tagung am 24. Januar 1921 die Bergarbeiter aller Länder aui- 
gefordert, die Ueberarbeit zu beschränken. 

Aber der wichtigste Grund, der die Verbände zur Kündi- 
gung veranlasste, besteht wohl darin, dass die Reichsregierung, 
die bei der Vereinbarung des Ueberschichtenabkommens über- 
nommenen Verpflichtungen nicht voll eingehalten hat. Im 
Vordergrund steht hierbei die Missstimmung der Bergarbeite- 
über die Verschleppung der versprochenen 
Sozialisierung des Kohlenbergbaues und die Verringerung 
der Lebensmittelzulagen. 


Wiederaufnahme der Bautätigkeit. Der Reichstag hat in 


der Sitzung am 3. Februar 1921 infolge der dringenden Forde- ' 


rungen der Gewerkschaften des Baugewerbes, die auch von 
unserem Bunde mit aufgestellt und vertreten wurden, ein Not- 
gesetz über die vorläufige 


Förderung des’ 


Wohnungsbaues beschlossen, in welchem die Länder ver- 


pflichtet werden, zur Förderung des Wohnungsbaues in den 


Jahren 1921 und 1922 mindestens einen Betrag von 30 M. pro ' 


Kopf auszuwerien und zur Deckung der aufzuwendenden Be- 


träge bis längstens 1940 eine Abgabe von den Nutzungsberech- i 


tigten solcher Gebäude zu erheben, die vor dem 1. Juli 1918 


fertiggestellt sind. Die Gemeinden haben zu den von den Län- 


dern zu erhebenden Abgaben Zuschläge zu erheben, deren i 


Grundsätze durch die Länder festgestellt werden, sofern sie 


nicht bis zum 1. Mai 1921 durch Reichsgesetz geregelt sind: 


Bis zum Erlass eines derartigen Reichsgesetzes stellt die Reichs- 
regierung mit Zustimmung des Reichsrates allgemeine Grund- 
sätze über die Förderung des Wohnungsbaues mit den auf 
Grund dieses Gesetzes zur Verfügung zu stellenden Mitteln 
auf. Weiter wurde die Reichsregierung ermächtigt, 1% Mil- 
liarden Mark gegen spätere Verrechnung den Ländern 
vorschussweise sofort zur Verfügung zu stellen, damit diese 
die Bautätigkeit schnellstens in Gang bringen. 


Diese Lösung kann nur als ein vorläufiges Aushilis- 


mittel angesehen werden, das den Forderungen der Bauarbeit- 
nehmer bei weitem nicht genügt. Sie sind sich darüber klar, 
dass diese 1% Milliarden, namentlich wenn es nicht zelingt, 
diese Summe einer gemeinwirtschaftlichen Organisation, wie 
sie von den Bauarbeiterverbänden und insbesondere auch in der 
Broschüre unseres Kollegen Kaufmann: Das deutsce Bau- 
programm 1921--1924 vorgeschlagen wird, zuzu- 
führen, ganz denselben Weg gehen werden, den die früheren 
Baukostenzuschüsse gegangen sind, d. h. sie werden in die 
Taschen der Baustoffspekulanten, Bauunternehmer und Wuche- 
rer im Baugewerbe fliessen, 





















































































| "Da das Reich den Ländern und diese bereits einigen Ge- 


+ 


inden Summen zur Verfügung gestellt haben, darf mit der 
\ufnahme der Bautätigkeit in den nächsten Wochen gerechnet 
'verden- Die rasche Entscheidung in dieser Frage ist zweifellos 
wi das einmütige Zusammenwirken aller für das Baugewerbe 
‚un Frage kommenden gewerkschaftlichen Organisationen der 
‚dand- und Kopfarbeiter zurückzuführen. 
| Nachdem sich der G. d. A. (Gewerkschaftsbund der Ange- 
‚itellten) in einer seiner letzten Nummern besonders bei den 
'3autechnikern in Erinnerung gebracht hat, wollen wir hinzu- 
| ügen, dass weder er noch irgendeiner der anderen Harmonie- 
‚rerbände an dieser. Aktion beteiligt waren. 


1 
| Werkskonsumvereine und Betriebsräte. In Nr. 30 unserer 

















‚D. T. Z.“ vom 29. Oktober v. J. haben wir die Beteiligung der 
Betriebsräte an der Beschaffung von Waren aller Art für die 
3etriebsangehörigen eingehend behandelt. Die . „Konsum- 
\senossenschaftliche Rundschau“ bringt in ihren Nummern 5—7 
sin umfassendes Material über den Umfang dieses Handels der 
3etriebsräte. In einer grossen Zahl von Fällen haben gerissene 
"Jnternehmer es verstanden, geschäftsunkundige Betriebsräte 
'sinzuwickeln und ihnen Waren zu ausserordentlich hohen Prei- 
‘sen aufzuschwatzen, die sie nachher nicht an den Mann bringen 
tonnten. Einen besonders bedenklichen Umfang scheint dieser 
‚Warenhandel bei der Fisenbahn- und Postverwaltung ange- 
aommen zu haben. Bei der Nahrungsmittelstelle der Postver- 
waltung in Nürnberg werden mehr als 30 Personen, für die 
die Verwaltung rund 600000 M. an Gehältern und Löhnen zahlt, 
beschäftist,. Die Warenhandelsstellen der Behörden scheinen 
\yielfach sehr übel gewirtschaftet zu haben. Die Postbekleidungs- 
stelle Frankfurt a. M. soll allein über 400000 Paar Schuhe 
haben, die für etwa 300 M. eingekauft wurden, und nunmehr 
mit weniger als 200 M. verkauft werden müssen, was allein 
einen Verlust von 4 Millionen Mark bedeutet. Wir haben uns 
gegen diesen Warenhandel bei den Behörden als Steuerzahler 
ganz besonders zu wenden, da wir letzten Endes für die dort 
gemachten Defizite mit aufkommen müssen. 

Wir wenden uns aber auch deshalb dagegen, weil wir 
erkennen müssen, dass die Arbeitgeber versuchen, in diesen 
'betriebsrätlichen Warenhandel System zu bringen, um die 
konsumgenossenschaftliche Bewegung der Arbeitnehmerschaft 
zu schädigen. Die Betriebskonsumanstalten sind bereits zu einer 
'„Gemeinnützigen Gross - Einkaufs - Gesellschaft Deutschlands, 
A.-G., Hamburg“ zusammengeschlossen mit dem ausgesproche- 
nen Zweck, durch die Betriebskönsumanstalten die Konsum- 
vereine auszuschalten. Die Gemeinnützige Grosseinkaufsgesell- 
‚schaft Deutschlands steht unter der Führung des Pastors 
Richter, Königsberg und wird ausgehalten von den Arbeit- 
gebern, die durch Sie die moderne Arbeitnehmerbewegung 
treffen wollen. Bedauerlich ist, dass viele Betriebsräte in Un- 
Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse auf die Angebote der 
' Gemeinnützigen hereingefallen sind und selbst damit die Hand 
bieten, die Schaffung von Werkkonsumanstalten anzubahnen. 
Wir müssen an unsere Kollegen die dringende Bitte richten, 
gegen den wilden Warenhandel durch die Betriebsräte ent- 
schieden Front zu machen und dafür die bestehenden Konsum- 
genossenschaften durch Stärkung ihrer finanziellen Mittel und 
rege Teilnahme an ihrem inneren Ausbau zu ihren höheren 
Aufgaben, Sozialisierung unseres Wirtschaftslebens von unten, 
zu befähigen. 


Die Mietsteuer im Reichswirtschaitsrat. In seiner Sitzung 
am 23. Februar beschäftigte sich der vorläufige Reichswirt- 
schaftsrat mit dem Entwurf des Gesetzes über die Erhebung 
einer‘ Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues, der soge- 
nannten Mietsteuer. Die Abgabe soll lediglich zur Förderung 
der Wohnungsbeschaffung und der Siedelung für. die Rech- 
nungsjahre 1920-1941 von den Nutzungsberechtigten solcher 
Gebäude erhoben werden, die vor dem 1. Juli 1918 fertig- 
gestellt sind. Die Erträgnisse der Abgabe sind in erster Linie 
zur Verzinsung und Tilgung der zur Förderung der Wohnungs- 
beschaffung aufgewandten Beträge zu verwenden. Mit ihrer 
Hilfe dürfen .Neubauten nach dem Regierungsentwuri nur ke- 
fördert werden: 1. wenn die Kosten der Bauausführung aui 
das unvermeidliche Mindestmass beschränkt werden, 2. wenn 
die fertigen Bauten dauernd im Eigentum öffentlich-rechtlicher 
oder gemeinnütziger Stellen verbleiben oder wenn-durch eine 
| wirksame Kontrolle solcher Stellen Sicherheit gegen speku- 
lative Verwertung gewährleistet ist. Abgabepflichtig ist, wer 

















ET TEE TE 34 CE 7 EREERTTETTER 


zum Gebrauch eines Gebäudes oder Gebäudeteiles berechtigt 
ist. Bei Untervermietung oder Unterverpachtung ist Abgabe- 
schuldner der Mieter oder Pächter. Die Abgabe wird von 
den Ländern erhoben und. beträgt fünf Prozent des Miet- 
wertes, wobei der Mietwert nach dem Stande vom 1. Juli 
1914 zugrunde gelegt wird. Von der Abgabe befreit sollen 
bleiben die Gebäude des Reiches, der Länder, der Gemeinden 
"und anderer öffentlich-rechtlicher Verbände sowie Nutzungs- 
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berechtigte von Wohnräumen, wenn ihr steuerbares Jahres- 
einkommen nicht mehr beträgt als 6000 Mark in der Orts- 


- klasse E, 9000 Mark in der Ortsklassse A. Die Gemeinden 


haben Zuschläge in Höhe von fünf Prozent des Mietwertes zu 
der vom Lande erhobenen Abgabe zu erheben... Mit Zustim- 
mung der obersten Landesbehörde kann von der Erhebung 
der Zuschläge ganz oder teilweise Abstand genommen oder der 
Hundertsatz auf höchstens das Doppelte erhöht werden. 
Ausserdem sollen die Gemeinden berechtigt sein, von Woh- 
nungen, welche im Verhältnis zur Zahl der Bewohner oder zur 
Zweckbestimmung der Räume als übergross anzusehen sind, 
eine besondere Abgabe zu erheben (Wohnungsluxussteuer). 

In der Aussprache erklärte Umbreit namens der Ver- 
treter der freien Gewerkschaften, dass seine Freunde der Vor- 
lage nur mit den schwersten Bedenken zustimmen könnten. 
Eine Mieitsteuer sei und bleibe unsozial, ausserdem reichten 
ihre Erträgnisse niemals aus, um dem Wohnungsbedürfnis in 
nennenswerter Weise abzuhelfen. Eine wirklich gesunde Mög- 
lichkeit zur Aufbringung von Mitteln wäre, das gesamte Woh- 
nungswesen auf die Basis der Gemeinwirtschaft zu stellen. 
Nur weil die Vertreter der freien Gewerkschaften einsehen, 
dass diese Umstellung nicht von heute auf morgen durchführbar 
sei, dass aber andererseits ebensowohl die ungeheure Woh- 
nungsnot als auch das völlige Daniederliegen des Arbeits- 
marktes im Baugewerbe dringend eine Abhilfe erheischten, 
könnten sie sich schweren Herzens entschliessen, der Vorlage 
zuzustimmen. Bedingung müsse aber sein, dass keinerlei 
öffentliche‘ Mittel an Privatspekulanten verschleudert werden. 

Kollege Schweitzer begründete einen Antrag, in $ 6 
des Entwurfes den vom Wohnungs- und Siedelungsausschuss 
eingefügten Satz zu streichen, der die Befugnis der Gemeinden 
zur Erhebung von Wohnungsluxussteuern der Aufsicht der 
obersten Landesbehörden unterstelli.e. Es müsse einen selt- 
samen Eindruck machen, dass der Reichswirtschaftsrat, der doch 
der Selbstverwaltung der Bevölkerung Ausdruck verleihen 
soll, ein derartiges Bestätigungsrecht für notwendig halte. Er 
könne sich des Eindrucks nicht erwehren, dass hier ein Riegel 
vorgeschoben werden soll, dagegen, dass einzelne Gemeinden 
in der Erhebung von Luxussteuern zu weit gehen. Wenn man 
aber überzeugt sei, dass wir unter einer ungeheiren Woh- 
nungsnot leiden, so müsste man eigentlich jeden Weg begrüssen, 
der geeignet erscheine, Wohnungen freizumachen. — Leider 
liessen es die christlich-nationalen Arbeitnehmervertreter an 
dem erforderlichen Verständnis für die Wohnungsluxussteuer 
fehlen und stimmten deshalb gemeinsam mit den Unternelmer- 
vertretern und den meisten Vertretern der Abteilung III den 
Antrag Schweitzer. nieder. Im übrigen wurde die Vorlage im 
wesentlichen unverändert angenommen. 


Sozialpolitik 


Betriebsrat und Aufsichtsrat. Der Sozialpolitische Aus- 
schuss des Reichswirtschaftsrats beschäftigte sich Mitte Fe- 
bruar in mehreren Sitzungen mit dem Entwurf eines Gesetzes 
über die Entsendung von Betriebsratsmitgliedern in den Auf- 
sichtsrat zemäss $ 70 des B. R. G.- Unsere Vertreter Auf- 
häuser, Urban und Ucko hatten eine Reihe von Verbesserungs- 
anträgen eingebracht, die sich auf die Wahl, die Zahl und die 
Rechte der zu entsendenden Betriebsräte bezogen. Es kam 
zu harten Zusammenstössen mit den Unternehmern, die den 
Betriebsratsvertretern im Aufsichtsrat nur eine bedingte Teil- 
nahme zur Wahrnehmung ihrer Arbeitnehmeriragen gewähren 
wollen, während unsere Vertreter im R. W. die völlige Gleich- 
berechtigung der Betriebsratsabgeordneten mit den übrigen Aui- 
sichtsratsmitgliedern forderten und sich mit dieser Auffassung 
auf die Verhandlungen der Nationalversammlung bei Berat: 
des Betriebsrätegesetzes stützen konnten. Von unserer Seite 
wurde ausserdem nachdrücklichst eine Befreiung der Betriebs- 
räte von der für Aufsichtsratsmitglieder bestehenden Haift- 
pflicht verlangt. - Der Ausschuss hat eine zweite Lesung der 
Vorlage vorgesehen. Auch diesmal haben sich die Ange- 
stelltenvertreter vom G. d. A. und Gedag bisher im Aus- 
schuss in ziemlicher Uebereinstimmung mit den AfA-Vertretern 
befunden. Ob ihre Reichstagsabgeordneten aber bei der letzten 
Entscheidung im Parlament aufrecht bleiben, erscheint mehr 
als zweifelhaft. Insbesondere ist damit zu rechnen, dass Herr 
Thiel von der christlich-nationalen Richtung auf Grund treuer 
Kameradschaft mit seinem Genossen Stinnes auch diesmal die 
Angestelltenrechte niederstimmen wird. 


Angestelltenbewegung 


Es bröckelt im G. d. A. Die Einheitsgewerkschäft aller An- 
gestellten Deutschlands war. der Schlachtruf, mit dem der 
G. d. A. seine Agitation begann. Aber er musste bald erkennen, 
dass bei den Angestellten recht wenig Gegenliebe vorhanden 
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war. Sein Hauptführer, der bekannte Betriebsräte-Schneider, 
durfte sich an vielen Orten in öffentlicher Versammlung über- 
haupt nicht mehr sehen lassen, ohne von den Angestellten auf 
das schärfste wegen seiner Haltung beim Betriebsrätegesetz 
angegriffen zu. werden. In letzter Zeit mehren sich aus den 
verschiedensten Gauen Deutschlands die Nachrichten, dass die 
aus mehreren Organisationen zusammengewürfelten Mitglieder 
mit dieser Misch-Masch-Organisation absolut nicht zufrieden 
sind. Aus Königsberg geht uns die Mitteilung zu, dass dort die 
Mitglieder des ehemaligen 58er Vereins rebellieren. Wie scharf 
die Gegensätze sind, geht wohl am besten daraus hervor, dass 
der G. d. A.-Verbandsbeamte in Königsberg mit einer Spreng- 
kolonne von 40 Mann in die Versammlung der 58er eindrang 
und schliesslich durch eine Zehnerschaft der Sipo an die frische 
Luit ‚befördert wurde. In den Industrierevieren sind es die 
durch den Gruben- und Fabrikbeamten-Verband zugeführten 
technischen Angestellten, die ihrerseits erkennen, dass sie in 
dieser technikerfeindlichen Handlungsgehilfenorganisation des 
G. d. A. nichts zu suchen haben und deshalb in immer grösserem 
Umfange den Uebertritt zu unserem Bunde vollziehen. Das 
können wir um so mehr verstehen, als die Kassenverhältnisse 
im G. d. A. überaus traurig sein müssen; heisst es doch selbst 
in dem von dem 58er Verein in Königsberg herausgebrachten 
Flugblatt, dass im G. d. A.die Mittelkaum zur Armen- 
unterstützung ausreichen. 


Berufsfragen 


Bescheinigung von Messungsschriiten für Fortschreibungs- 
vermessungen durch Vermessungstechniker. Die preussische 
Katasteranweisung II vom 17. Juni 1920 für das Verfahren bei 
den Fortschreibungsmessungen bestimmt unter Nr. 7, dass die 
häusliche Bearbeitung der Messung auch durch Kataster- 
assistenten, Katasterdiätare oder durch gleichartige Be- 
amte anderer Behörden oder durch Gehilfen erfolgen kann, 
jedoch sind die Arbeiten der Gehilfen durch vereidete Land- 
messer oder durch Beamte der vorgenannten Art zu prüfen und 
zu bescheinigen. Bekanntlich hatten wir bei den Beratungen 
über die Herausgabe der Anweisung II im Finanzministerium 
weitergehende Anträge gestellt, nach denen die Vermessungs- 
techniker auch bei den örtlichen Arbeiten der Fortschreibungs- 
vermessungen mitwirken sollten. Diese Anträge sind leider ab- 
gelehnt worden. Von gewissen Seiten werden den Vermessungs- 
technikern nun auch die geringen Vorteile, die ihnen die An- 
weisung II brachte, streitig gemacht. 

Das städtische _ Vermessungsamt Düsseldorf hatte die 
Messungsergebnisse von beamteten Vermessungstechnikern aus- 
führen und bescheinigen lassen. Dem Katasteramt II in Düssel- 
dorf war es vorbehalten, hieran Anstoss zu nehmen, weil es 
Bedenken wegen der Haftpflicht bei Verschulden eines be- 
amteten Vermessungstechnikers hatte. Wir haben uns darauf- 
hin an den Preussischen Finanzminister gewandt, von dem wir 
folgenden Bescheid erhielten: 

„Als gleichartige Beamte im Sinne der Bestimmung in Nr. 7, Absatz 2, 
Anweisung II sind auch solche Kommunalbeamte anzusehen, die eine den 
Katastersekretären und Diätaren gleichartige Ausbildung gehäbt haben und 
Fortschreibungsmessungen selbständig häuslich bearbeiten, Die Kommunal- 
verwaltungen haben den zuständigen Katasterämtern die zur Beurteilung der 
Gleichstellung der Beamten mit den Katasterbureaubeamten erforderlichen 
Angaben zu machen. Für die Entscheidung sind die Bestimmungen in Nr. 8 
und 9 der Anweisung II anzuwenden: Im Auftrage: gez. $ uckow. 


Durch die Antwort des Finanzministers ist einwandfrei fest- 
gestellt, dass die beamteten Vermessungstechniker bei den 
Kommunalverwaltungen den eigenen Beamten der Katasterver- 
waltung als gleichartig anerkannt werden. 

OD 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft, 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- 4 Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen, 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 


OO 
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Nr. 9 


Aus den Gauen 3 


Gau Südwestdeutschland, Die erste Januarwoche stand im Zeichen = 


Werbearbeit. Leider war die Zeit für derartige Veranstaltungen in 
unserem Gaugebiet nicht ganz geeignet, da einerseits die Vereins-Weihnachts- 
feiern usw. sich noch abwickelten, andererseits umfangreiche Vorbereitunge 
für die Faschingszeit getroffen wurden. Die Werbe hat aber trotzdem 
einen guten Erfolg gehabt, vor allem in der Vertiefung unseres gewerkschaft- 
lichen Gedankens, 


Württemberg. Auf gewerkschaftlichem ‚Gebiete wurde in 


Württemberg für die Uhrenindustrie eine Verhandlung gepflogen, die mit.den 
e 


Arbeitgebern, infolge des sehr unzulänglichen Angebotes, zu keinem Ergebnis 
führte. Der Schlichtungsausschuss Donaueschingen. wurde deshalb angerufen, 
Für den Landestarif wurde eine umfangreiche euerungszulagenbewegung ein- 
geleitet. Die Gruppen aller am Tarif beteiligten Verbände haben im Berichts- 
monat Stellung zu der Frage genommen, ob Forderungen und in welcher 
Höhe sie eingereicht werden sollen. Die Tarifkommission wird im Laufe des 
Februar in Verhandlungen über die Forderungen eintreten. Zur Erledigung 
der anfallenden Arbeiten war es nötig, dass der Gauleiter an 32 Sitzun gen 
und Versammlungen teilnahm, davon 12 ausserhalb Stuttgarts, s 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angab&h enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, ‘Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammlung, 


B = Berufsausschuss. 


Bin.-Friedenau. M. 10. II. 7%. Hohenzollern, Handjerystrasse, { 
Bin.-Lichtenberg. M. 10. II. 7%, Zur Hütte, Frankfurter Allee 226. 
Bin.-Lichterfelde-Zehlendorf. M. 8. I. 72°. Hohenzollern, Hindenburgdamm 93a, 
Bin.-Norden il. M. 10.III. 7%, Oswald Berliner, Brunnenstr. 140, 

Bin.-Norden Il gemeinsam mit Nordost. M. 9.-1ll. 7%, Bötzow-Brauerei 


Prenzlauer Allee 242. } 
11. UL 7%, - Zum Hagenbeck, Müller: Ecke Seestrasse. 


Bin.-Norden Ill. M. 
Bin.-Nordost gemeinsam mit Norden lH. M. 9 IIL 7%, Bötzow-Brauerei, 
M. 8. IIL 7%, Jugendhaus, Rathenower Str. Ba. 


Prenzlauer Allee 242. 

Bin.-Nordwest Il. 

Bin.-Osteni. M. 10. II. 7%. Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 

Bin.-Pankow. M. 8. III. 79% Lindner, Breitestr. 34, 

Bin.-Reinickendorf;, M. 11. II. 7%. Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof, 

Bin.-Siemensstadt. M. 11. IIL 7%. Schlossklause, Nonnendamm-Allee; 

Bin.-Südwest. M. 10. II. 7%, Zur Bierglocke, Beile-Alliancestrasse. 

Bin.-Tegel. M. 11. IIL 7% Cafe Hohenzollern, Strassenbahn-Endhaltestelle, 

Bin.-Wildau. M. 7.1. 7% Kasino Wildau. j 3 

Versammlung der Laboratoriumstechniker. 8. Ill. 7%. Blauer Saal, Nordischer 
Hof, Invalidenstr. 126. 

Fachgruppenausschusssitzung. 11. IN. 7%. Hoch- und Tiefbau. Werftstr. TU 


(Geschäftsstelle). 
Bautzen i.Sa. M. 10. IL 8%, ge, 
Chemnitz. Bundestagsw. 10. II. 10—4 Uhr. Geschäftsstelle. @ Hospitanten, 


11. II. 715, Hotel Deutsche Eiche, Brühl. @ F. Bautechn., Gemeinde-Vermessunga-, 
Staats-Techn. 14. II. 7°, Deutsche Eiche. @ F. Kunstgew.-Zeichn. Brauereiang, 
15. Il, 7%. Thüring. Hof. @ F. Maschinenentechn., Flektrotechn., 16. UL 7% 


Thüring. Hof. 
Chemnitz-Nord. M. 8. IIL 7%, Rest. Deutsche Eiche, Brühl, 


‚Chemnitz-Mitte. M. 8. IL 79%, Schlossteichrestaurant. 

Chemnitz-Ost. M. 3. II. 7%, Rest. Vater Jelin, „Jbestnnne: 

Chemnitz-Süd. M. 8. Ill. 7%. Rest. Kamerun, Moritzstrasse 9, 

Chemnitz-West. M. 8. Ill. 7%. Reichskrone, Reichsstr. 73. 

Eberswalde. M. 8. III 7%. Mundshof, Bismarckstrasse. 

Halle a. S. F. Baugewerbe. 8. III. 8%. Marslatour, Gr. Ulrichstr.10 (Hofflügel rechts.) 

Hannover. F. 7.1. 
Reitwallstrasse. 


Sterbeiafel 


Es starben: 


Max Ambos (97 016), Berlin. 

Louis Beeger (T. 8899), Chemnitz. 
Heinrich Dienemann (T. 1 197), Magdeburg. 
Otto Goetsch (T. 21 395), Wilmersdorf. 
Franz Klebe (T. 96 228), Spandau. 
Bernhard Kölln (T. 97 245), Bonn. 
Ernst Kürbitz (Ho. 11 764), Buer. 
Franz Michel (131 840), Lippstadt. 
Max Nytsch (51 193), Charlottenburg. 
Johannes Rademacher (82 144), Biel, 
N. Schefbaczyk (88 332), Ruda. 
Louis Seydel (134 697), Limburg. 


Ehre ihrem Andenken! 


Bestellen Sie 


Bundesabzeichen 


beilhrer Ortsverw., wie nebenst. Abbildung, gut vergold. ff. schw. emaillierb 
Preis p. St. M. 3.— Ausführung I mit Zahnrad, Ausführung Il mit Schlägel 
und Eisen. Alleinvertrieb: Ortsverwaltung Ulm a. D. 

Alfons Bär, Beethovenstrasse 10. 
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7%, Eisen- und Metallindustrie, Undine-Restaurant Marheineke, 
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Stellenangebote 


Der unterzeichnete neugegründete Bauverein sucht zum sofortigen 


ai "RBautechniker, 


'ler als Geschäftsführer die örtliche Bäuaufsicht zu führen 
|! ind die Arbeiten der Genossenschaft zu erledigen hat. Gleichzeitig 
| Mi dem Bewerber die Bearbeitung sämtlicher städtischer Bauangelegen- 

jöiten — Hoch- und Tiefbau — übertragen werden. 
v "Soweit die Arbeiten es zulassen, wird auf Widerruf Ausübung von 


ums gestattet. 
Bewerber, die gründliche Erfahrung im Hoch- und Tiefbau 
\.ichweisen, werden gebeten, Angebote mit Lebenslauf, Zeugnissen, 
\teferenzen und Angabe über Gehaltsforderung sowie über den Zeit- 
des Dienstantritts umgehend einzureichen. 
- Die Einstellung erfolgt vorläufig auf Privatdienstvertrag. 
j ereneustadt ist eine kleine Industriestadt von 4000 Einwohnern 
m Bezirk Köln. 
Bergneustadt, den 21. Februar 1921. 
‚der Bürgermeister: Der Hambannen 38 Fr Aufsichtsrats: 


Lock, 


uns die Unterhaltung unserer Gebäude und ee wozu auch 
den, Gartenstädte in Gerthe und Witten gehören, suchen wir.einen 


"Bautechniker, 


| veleher in der Hauptsache die Ueberwachung der eben et. 
| owie die Kosten nun zu erledigen hat, einfache Festigkeits- 
»erechnungen und gelegentlich vorkommende Zeichenarbeiten ausführen 
tann. Ausführliche Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und 
Sehaltsansprüchen an unsere Hauptverwaltung i in Gerthe, Kr. Bochum, 


Eu Westfälische Strassenbahn 
G.m.b.H. 


Für das hiesige Bauamt wird möglichst bald ein erfahrener 


Architekt 


‘ür die Hochbauabteilung auf Privatdienstvertrag gesucht. Besoldung 
folgt nach Gruppe 8 der Besoldungsordnung nebst Teuerungszulagen 
| ınd Ortsklasse B. Bewerber müssen mindestens eine Baugewerkschule 
absolviert und längere Erfahrung in der Aufstellung von Projekten 
ınd Kostenanschlägen für öffentliche Gebäude und Schulen usw. sowie 
m Siedlungswesen nachweisen können, Bei Bewährung kann spätere 
| Anstellung .in Aussicht gestellt werden. Gesuche unter Beifügung eines 
\ Lebenslaufes nebst beglaubigten Zeugnisabschriften unter Angabe des 
\ Eintrittstermines sind möglichst bald einzureichen. 

Mengede b. Dortmund, den 15, Februar 1921. 


Der Amtmann: 
Wir suchen zum 1. April einen tüchtigen ersten 


Kons eur 


‚ mit grosser Erfahrung im Steilrohrkesselbau. Bewerber werden gebeten, 
|hre Angebote unter Angabe der bisherigen Tätigkeit, Referenzen und 
Gehaltsansprüche nebst Zeugnisabschriften einzureichen an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik- vorm. Dürr & Co. 
Ratingen-Ost. 


WILZUFTUIUITUZSUFTAUZUFTUFUZTRS 
Wir suchen a für unser Bleiwerk, Eisenwaren- 
| fabrik und Bauschlosserei einen R 
| Werkstatt-Techniker, 


unverheiratet, mit Fachschulbildung, welcher befähigt ist, Werk- 
stattärbeiten anzuordnen, zu überwachen, Werkzeichnungen, 
statische Berechnun ausführen kann. Angebote mit Angabe 
der bisherigen Tätigkeit, Gehaltsansprüchen, Eintritt, Referenzen 

" und Zeugnisabschriften an 
Metallwerke Hannover G. m. b. H. 
in Langenhagen vor Hannover. 


GUSUSUZUFZUSUFTUTRWZTUFSUSUTUSUSAIUFTUFTUTRT 













Pauly. 















Grösseres Braunkohlenwerk der Liusite mit ausgedehnten 
Bahnanlagen sucht zum baldigen Eintritt einen im Bau und in 
der "Unterhaltung von Gruben- und Abraumbähnen erfahrenen $ 


Eisenbahntechniker, 


Angebote unter Beifügung eines Lebenslaufes, Zeugnisabschriften 
und Angabe von Referenzen sind zu richten an die 


Braunkohlen- und RE INSUSIERING. 


Betriebsdirektion Mückenb 
Millygrube, Post Mückenberg, Kr. Liebenwerda (N.-L.) 


ı RE ' Bootshautschniker 


Auskunftei Preiss- Berlin 3% für neu einzurichtenden _ Betrieb, 
Kleiststr. 36 (Hochbahnhof spez. Faltbootbau, sofort gesucht. 


Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543, Offerten an Meyer, Berlin W.50, 
Beobachtg., ittl., spez. in Gelsbergstrasse 15. 


Zivil- u. Strafproz. In-u. Ausl, EEE FR 
Heirats- Auskünfte 9 Bundeskollege 
zur Erstattung eines Gutachtens 


üb.Vorleb.‚Lebenswand.,Ver- 
über eine neue Konstruktion eines 


kehr, Gesundh. Einkommen, 
Vermögen, Mitgift ete. an Eisenbahnwagenrades unter beson- 
derer Berücksichtigung der statischen 


allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläss. Verhältnisse gesucht. Angebote 
unter U. 2322 an die Geschäfts- 


Taus. freiwill. Anerkennung, 
Gegründet 1905 

































stelle der'D; T.: Z. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Jüngerer 


Tochniker 


des Schiffsmaschinenbaus m, Kennt- 
nissen im Schiffbau, Bagger und 
sonstig. Baumaschinen z. 1,April cr. 
gesucht. 

Gehaltszahlung erfolgt nach Tarif- 
vertrag. Offerten nebst Zeugnis- 
abschriften und ausführlichem Le- 
benslauf sind zu richten an das 
Maschinenbausmt Herne i.W. 
Postschliessfach 10. 


Für Baugeschäft mit Sägereibetrieb 
i. kl. Kreisstadt Hannovers m. ländl. 
Umgegend wird tüchtiger 
TECHNIKER 
gesucht. Kost evtl. im Hause, Off. 
mit Gehaltsanspruch und Angabe 
früherer Tätigkeit m. Zeugnisbeifüg. 


Carl Franzke, Maurerm., Lüchow (Hann.) 


Jüngerer 
Dipl!omingenieur 
des Maschinenbaufachs mit guten 
Kenntnissen in der Elektrotechnik, 
der auch die Revisionen an ‘den 
staatl. Schiffskesseln auszuführen 
hat, z. 1. April 1921 gesucht, früh. 
Eintritt isterwünscht. Gehaltszahlg. 
erfolgt. nach Tarifvertrag. Offerten 
nebst Zeugnisabschriften und ausf. 
Lebens’ ps sind zu richten an das 
Maschinenbauamt Herne i. W. 
Postschliessfach 10. 


Ielihan- 


Radiergummi 


vom weichsten für Blei bis 
zum schärfsten für Tusche 
Vorrätig in den Handlungen 






GÜNTHER WAGNER 


HANNOVER UND WIEN 












Wir suchen zum möglichst sofortigen Antritt einen 


jüngeren Bautechniker, 


wi > Erfahrungen in Hoch- und Tiefbau und in Vermessungskunde 
esitzt. 

Ausführliche schriftliche Angebote mit Zeugnisabschriften, Lebenslauf, 
Lichtbild und Angabe von Referenzen, Gehaltsansprüchen und Eintritts- 
termin sind zu richten an 

Westpreussische Bergmann-Elektrizitäts-Gesellschaft 
m. b. H., Marienwerder. 
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erhalten Sie 
Gute Stellung :::- 
Sie zu Ihren 
Bewerbungen mein Handbuch f. stellesuch. techn. 19 : (Ausg. B) 
benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M. 4.70. Nachn. 5.30. 


Postscheckkonto Frankfurt/M. 26795. A. E.Rauschenbach, Cassel „A Rauschenhach, Cannel IN 


\\ t 0 f f 4 I 
ern MDIONO 


—0L 








Tuchversand 


A.H. Streicher 


Crimmitschau 


u 








uyo i 
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Muster kostenlos geg. Rücksendung. 


ettnassen 


Befreiung sofort. 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst, 





Dauerwäschefabrik Bremer &Co. 
Leipzig-Det., Gerberaträsse 19-27. | Vers, San. Artikel @g. Englbrecht, 
Dr. med.K. en 


München B 74, Kapuzinerstrasse 9. 
Freuden der Jugend es 


Ehelrapen 3:3: 
kehren wieder 


Liebe, Hochz., Flikerweih, Je- Ehe. 
Kinderlosigk. Frauenorg. (Abb.) Ge- 
bei Gebrauch der echten fühlskält. d. Frau:usw. Anh.: Knabe od. 
„Wotanol“-Pillen. Das Mädch.? M.4-,,‚Nachn. M.4.50, m. Erg.- 
Präparat beruht auf wissen- 
schaftlicher Grundlage. 


Bd. M.7 ,-. Hausarzt-Verlag. Berlin-Steglitz22. 
Gegen Nerven- und sexuelle 


Schwäche. - Ihre Arbeits- 
kraft wird verjüngt, — 
daher kann der Erfolg in 
Ihrem Berufsleben nicht 
ausbleiben. Originalpackung 
M. 25,— franco verschlossen 
gegen Nachnahme, 


Lucerna-Tableiten 


bewährtes Mittel gegen 

Rheuma, Gicht ete. M. 18,— 

franco gegen Nachnahme. 

Richtig angewandt — immer 
" Erfolg. 


Dr. Ad.Meyer, Hamburg 28 
"Tarpenbeckstrasse 51. 


Teilzahlung | 
Photo - Apparate | 


aller Art 


Photogr. Artikei | 


Kataloge umsonst und portofrei 


pe BerlinP431 


Belle-Alliance- Str. 7-10. & 


Aerzti. Beiehr. v. 













Haben Sie einen 


alten Herrenfilzhut 


den Sie nicht mehr tragen können, so 
senden Sie selbigen sofort ab. Sie erhalten 
ihn in ca. 14 Tagen modern vorgerichtet 


wie neu 


zurück, Kopfweite angeben. Preis ca. 23.— Mark. 


Sächs. Hoterneuerungsanstalt Schaeffer 4 Müller, Lorticnausır.2s 


Lüttichaustr. 23 


IIOHOOHOHHOHOHOON 
Städtische Baugewerkschule Berlin 


Kurfürstenstrasse 141 


Hoch- und Tieibauabtellungen 


Beginn des Sommerhalbjahres 2. April. 


























BEILAGEN 


Anmeldungen werden täglich von 8—3 Uhr 
im Burkau angenommen. Auskunft ebendort. 


haben guten 


| Ertolg 













:- Nr. 9 


Der neue Tarif 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen, Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht)., 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deütsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Oberrealschule. 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Se 
ausführl. Prospekt.umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 











oh Ach 


n. Le Petit Parifien, die Iuftinen Spradhzeiticriften! 
Beftes Mittel, Ihre englifchen u. Earrlan Spractenniniffeauf- 
zuftifhen und zu erweitern. Leicht verftändlih und anregend. 
Rein Täftiges Nahfhlagen im Wörterbuh, da Dokabeln und 
Ertlärungen beigefügt. ° 30000 Abonnenten! Kede Zeitfehrift 
vierteljährih M. 7.20 db. Buch. od. Pofamt, M. 7.80 direft. 
Gebr, Pauftian, Derlag, Hamburg 70, Alffterdamm 7. 
Voftichedionte: 189 (Hamburg). Wrobeleiten Toftenloß, 




































Daeder 
’ Konstruieren 
 undRRechnen 


3BändegebundenM. 118,80 

















ıNitwe Nrenz, 






Bau Dir Dein Spielzeug selbst! 


— Dr. Wilckens Modell- 
mM 4 bogen: (D.R.G.M.) 





















UNS I obehsferkgung:” Son inkl. aller Zuschläge. Auch gegen |. 
> ie IT A DY Spielzeug mit der „Laubsäge, 
iS usa y Cr Hl, wie: Häuser, Wagen, Tiere, 





} Geräte, Möbel. 
Billigster Spielzeug - Ersatz. Ausführliches Anleitungsbuch gegen 
M. 3.— Nachnahme postfrei vom Verlag 
Dr. E. Wilckens, Deutsche Lehrmittelanstalt, 

Gera-R., Promenadenstrasse 65. 


7, 
N 


ebensversicherungsbank 


Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 


Rechenschieber 
a ReIsSZeUge 


erstklass.Qualitätzu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbuchhandlung 


aufGegenseitigkeit. Begründ.1827 
Abgeschlossene Versicherungen: 


drei 
Milliarden Mark. 


Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 













Berlin NO 210, asteurstrasse 16. 























M4 M. Monatsrate, ebenso die 
anderen Haederbücher bei 
Hermann Meusser, 








oe 
ee) . 
r N \) Photogruphieren Sie? 
per- Für Beruf und freie Stunden 
al RN gyudium ort, ein Y, können auch a er Kruse 
yon i bedin- 
see De ee Danzen Cal Wehner Kaak 
ie PLN rer an 2 ingt a oriele, gabe bis zu 10 Monaten) GIGLILBANSULTSAIGLENGGLLLAGRERGEBULGAGUGUHLGHGBBGELRUGGBRENGRAHULUBELGULUNSRAHURBGRRENEN 27 
Terre, unbe niert N ten, einen erstklassigen Photo- F 
ieh cin got ad den, yaup apparat und Ausrüstung er- e 
gud Stat, 89 neten eier, ae fi 2 werben. Kostenfrei sende ich ® Fr = 
Dpereren co DR, ee 77, Liste Nr.51 TZ mit zahlreichen $ 
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In die weite Welt 
hinaus 


ateht e& heute gar viele. Haben auch Sie die Abficht, 
fih Draußen Inder yreımbe eine neue Erifien;zu gründen ? 
Dann bereiten Sie fich heute fchon Darauf vor! Lernen 
Ste bie Sprache des Landes, Das Sie aufjuchen wollen, 
und jchaffen Ste fih baburkh die Grundlage zu Shrer 
neuen Eriftenz. Obne Spradhkenntniffe find Sie draußen 
ein Hilflojer Menfh! —- Unfere weltberühmte Methode 
zZouffaint-Langenfcheidt bietet Ihnen Gelegenheit, in 
leichtverjlänblicher aber gründlicher und ficher zum 
Biele führender Weife jede wichtigere fremde Sprache 
zu erlernen. Viele Taufende haben nach unferer Methode 
gelernt, haben dann im Ausland einträgliche Befchäftiz 
gung gefunden dder find in der Heimatin einflußreiche, 
gutbezahlte Stellungen aufgerüdt. Schreiben Ste uns 
heute noch eine Pollfarte und verlangen Sie Foftenlofe 
BZufendung. unferer Probeleftton Wt. 33 der Sprache, 
die Ste erlernen wollen. Langenfcheidtiche Verlagsbuchs 
Handlung (Prof. &. Sangenfcheidt), Berlin Schöneberg, 
erlag ber SprachunterrichtBiverle nach der Methode 


Lonfiaint-Eangenfcheidt 


ee) a _ 
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wenn Sie mehr erreichen wollen. In unserer Zeit des 
scharfen Wettbewerbes und des ständigen Fortschrittes 
ist das doppelt notwendig. Wirklich erfolgreich kana 
aber nur ntie sein, dessen gesamte Geisteskräfte 
im richtigen harmonischen Verhältnis zueinander stehen. 
Was nützt z.B. Wissen allein im Leben, wenn es 
nicht in praktisches Können umgesetzt werden kann? 
Nur dort ist die Theorie nützlich, wo sie die Praxis 
befruchtet, nicht aber dort, wo sie aus Menschen = 
trockene Stubenhocker macht. Und was ist der Wille 

ohne die Tat, was die Phantasie ohne den ordnenden 

Verstand, was der Lerntrieb ohne Gedächtnis, das 

Talent ohne Charakter und Energie? Die Aufgabe 

und das Ziel jedes Strebenden muss daher sein, alle 


| 


( 


x 
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v2) Mih vn Pa © 
„REFLEKTUS“- 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
rösserungs- und. Zeichenapparat 
fü undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände aller Art. 
Kelne Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf., Dresden- 27/72. 
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| 


N 








ES Ed Rechen- seine Geisteskräfte und Charaktereigenschaften gleich- 

Ee1 [Es mässig auszubilden, um der Gefahr der Einseitigkeit 

ES el Schieher zu entgehen, und besondere Aufmerksamkeit denienigen 

En ea Anlagen zuzuwenden, die schwächer’ scheinen als die 

het ES naueste verbesserte übrigen, handle es sich nun um den Willen, das 

ES1-Ptiähte }; Modelle für alle Spezial- Gedächtnis, Selbstbewusstsein, Denkkraft oder sonst 

ü Fr er  BRechnungsarien. an: gaign ee ri 5 PR. R 

3 ine praktische ung des Geistes, wie der sie 
© Reisszeuge braucht, Fir innere A erstrebt, finden Sie in ® 
and Poehlmanns Geistesschulung und Gedächtnislehre, auf- = 
kaufmännischer ; 


gebaut auf fast Arejenpsetet un Erfahrung in der 


psychologisch individuellen Anleitung von 150 tausend 


Bürobedarf |. 


Reich illustr. 


Menschen jedes Alters und Standes. Sie haben es -# 
dabei mit keinem trockenen Lehrbuch zu tun, sondern 


HUORTRRITT Tan! 
DRNREIUNSEHNETALFREI 
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| f i lebendigen Unterricht, der jederzeit 

Ben auf Ihre persönlichen Spezinlbedüriise singeht und 

E i it i it tu 

ARln.Beiss/] 2... er 

EB @.m.b.E Verlan Sie ausführlichen. Prospekt von 

I Liebenwerda Er Re Ä 

Artikel und Versandhaus. | B: | 
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'Nr.10 / 3. Jahrg. 


INHALT: 


‚haltbar geworden, das muss anerkannt werden. 


nannte „gesetzliche Miete“ gelten soll. 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


Erscheint 8tägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M. 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der-technischen Angestellten und Beamten, Hauptg pi häfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52190 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811. 1088. 1090. 


11. März 1921 


Das Gesetz über Regelung der Mietzinsbildung (Reichsmietengesetz). — Das einheitliche Arbeitsrecht, — Gewerkschaftsarbeit in Polen. — 
Wirtschaftsfragen: Der Reichswirtschaftsrat gegen die Ententeforderungen. — Die deutschen Kohlenlieferungen an die Entente im Januar. — 


Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. — Der Arbeitsmarkt im Januar. — Kurzsichtige Profitpolitik der Unternehmer — 
unsinnige Endpreise! — Umsatz der Konsumgenossenschaften im Jahre 1920. — Warenversorgungsstelle deutscher Gewerkschaften. — Baukostenzuschüsse für 
Villen. — Sozialpolitik: Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung. — Das Betriebsbilanzgesetz. — Die Vorlegung der Betriebsbilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung. — Ausbau der Gewerbeaufsicht. — Die Neuordnung der Sozialversicherung. — Die Teuerungsstatistik im Reich. — Gewerkschaften und 


bankerott. — Teuerung. — Index-Zahlen. — Mehrwert. 


‚ Arbeitslosenfrage. — gestelllenbensgung: Freigewerkschaftliche Grundsätze. — Der N. D. T. V. als Gehaltsdrücker, — Berufsfragen: Zölibat für tech- 
nische Angestelite. — Aus dem Bunde: Aufhäuser in den Reichstag gewählt. — Vorstandsbekanntmachungen. — Aus den Gauen. — Versammlungs- 
kalender. — Bücherschau, — Sterbetafel. * Sozialwirtschaftliche Rundschau: Stichwörterbuch: Valuta. — Inflation. — Devalvation. — Staats- 





- Das Gesetz über Regelung der Mietzinsbildung (Reichsmietengesetz) 


- Die Reichsregierung hat dem Reichswirtschaftsrat und dem 
Reichstage den Entwurf eines Gesetzes vorgelegt, welches be- 
zeichnenderweise den Titel „Regelung der Mietzins bildung” 
trägt und in seinem Inhalt nichts anderes bezweckt als den 
bisherigen Mieterschutz zu durchlöchern und der „freien Wirt- 
schaft“ im Wohnungswesen den Weg zu bereiten. Damit 
kommt die Regierung in weitem Masse den Wünschen und 
Interessen der Hausbesitzer entgegen — auf Kosten der Mieter! 
Die heutige Bewirtschaftung der Wohnhäuser ist gewiss un- 
Bei den über- 
aus hohen Kosten jeglicher Unterhaltungs- und Instandsetzungs- 
arbeiten und den bisher gebundenen Mieten ist es den Haus- 
besitzern in der Tat unmöglich, erforderliche Reparaturen ohne 
grossen ‚Verlust auszuführen. So-veriallen immer mehr Wohn- 
häuser, und es besteht die ausserordentlich grosse Gefahr, dass, 
da ja auch Neubauten trotz aller Baukostenzuschüsse nur in 
ganz geringem ‚Masse erstehen, : der Gesamtbestand der in 
Deutschland verfügbaren Wohnungen sich verringert und die 
Wohnungsnot nicht ab-, sondern fortgesetzt zunimmt. Wohn- 
häuser gehören zum Nationalvermögen, und es darf nicht ruhig 
mitangesehen werden, wie hier immer grössere Werte. verloren- 
gehen. Deshalb ist es durchaus notwendig und Pflicht der Re- 
gierung, energisch einzugreifen und das Interesse der Allge- 
meinheit wahrzunehmen. Der mit dem vorgeschlagenen Gesetz 
beschrittene Weg ist aber nicht geeignet,- dem Gesamtinteresse 
zu dienen, denn er bedeutet .die einseitige Belastung 
der Wohnungskonsumenten und eine krasse 
Bevorzugung der Hausbesitzer. Er muss zum 


"ständigen Kampf zwischen Mieter und. Vermieter führen und 


die Erreichung des Zieles: Erhaltung und Verbesserung der be- 
stehenden Wohnungen, ausserordentlich erschweren. 

Im $ 1 des Gesetzes wird gesagt, dass Mieter und Ver- 
mieter jederzeit deim anderen Vertragsteil gegenüber schriftlich 
erklären können,-dass der Mietzins nunmehr nach .den Vor- 
"schriften -dieses Gesetzes berechnet, d. h. in Zukunft die soge- 
Da das ganze 
Gesetz nur dann einen Sinn hat, wenn die bisher bestehenden 
Beschränkungen der freien Mietpreisbildung aufgehoben werden, 


"wird diese „Kanın“-Bestimmung in der Praxis zur Rückkehr zum 


freien Wohnungshandel führen, denn bei der grossen Schwie- 
tigkeit, heute eine geeignete Wohnung zu erhalten, werden sich 
in sehr vielen Fällen Mieter und Vermieter „frei“ miteinander 
„verständigen“, ohne die gesetzliche Miete zu vereinbaren. 
Hierbei wird der Mieter, wenn er finanziell dazu in: der Lage 
ist — unsere Wucherer und Schieber haben ia das Geld — 
lieber die höchsten vom Hausbesitzer geforderten Mieten zahlen, 
als sich dem Martyrium einer Wohnungssuche auszusetzen. 
Die ausserordentlich gesteigerten Umzugskosten tragen daneben 


"auch noch dazu bei, den Wohnungswechsel zu erschweren. So 


werden die Mieten immer weiter gesteigert werden und natur- 
gemäss auch auf die Zuschläge zur gesetzlichen Miete nicht 
ohne Rückwirkung bleiben. Zwar hat das Plenum des Reichs- 
wirtschaftsrates am 1. März durch eine Mehrheit mit 68 gegen 
65 Stimmen die „Kann“-Vorschrift des $ 1 in eine „Muss“-Be- 
stimmung unter. stürmischem Widerspruch der Hausbesitzer, 
Unternehmer und sonstigen Anhänger der freien Wirtschaft um- 
gewandelt. Da der Reichswirtschaftsrat aber keine be- 
schliessende, sondern nur eine begutachtende Körperschaft ist, 
wird der gegenwärtige Reichstag sich nicht daran gebunden 
halten und zweifellos bereit sein, den „notleidenden‘“ Haus- 
besitzern zu helfen und’ die Regierungsvorlage wieder her- 
stellen. Aber selbst wenn die gesetzliche Miete allgemein ein- 
geführt würde, kommen mit diesem Gesetz die Hausagrarier 
noch mehr als recht ist auf ihre Kosten, wie eine weitere Be- 
trachtung des Entwurfes zeigt. : 

Bei Berechnung der gesetzlichen Miete ist nach $ 2 des 
Gesetzentwurfes von der-Friedensmiete (vom 1.: Juli 1914) 
auszugehen, wobei Sonderleistungen, wie Warmwasser- 
versorgung, Zentralheizung, Spiegelglasversicherung usw., aus- 
zuschalten sind. Hierfür „kann“ die oberste Landesbehörde den 
abzurechnenden Betrag in Prozenten festsetzen. - Zur Friedens- 
miete treten nun. aber Zuschläge, die der gegenüber der 
Friedenszeit eingetretenen allgemeinen Steigerung der Betriebs- 
kosten und der. Kosten. für laufende Instandsetzungsarbeiten 
Rechnung tragen. Auch diese Zuschläge sind nach Hundert- 
sätzen der Friedensmiete zu berechnen. Als Betriebskosten 
gelten nach $ 4 alle für das Haus zu entrichtenden Steuern und 
öffentlichen Abgaben, Versicherungsgebühren, Verwaltungs- 
kosten und „ähnliche .Unkosten“, ferner die Zinsen der im Frie- 
den üblichen Belastung des damaligen Grundstückswertes, so- 
wie die Kosten für die Erneuerung dieser Belastung. Was unter 
den „ähnlichen Unkosten“ zu verstehen ist, wird in dem Gesetz 
nicht gesagt. Die Hausbesitzer können und werden schon eine 
Rechnung aufmachen, für diesen „kleinen“ Zuschlag, welcher 
nach. $ 6 zur Deckung derlaufendenInstandsetzungs- 
arbeiten zu verwenden ist, dass den Mietern die Augen: über- 
gehen. Für diese bedeutet es dabei nur einen geringen Trost, 
dass der Vermieter die sachgemässe Verwendung der Gelder 
am 1. April und 1. Oktober nachzuweisen hat. Wer die het- 
tige Wirtschaft im Wohnungswesen kennt, der wird mit uns 
der Meinung sein, dass zwar die Zuschläge richtig. erhoben, 
aber ganz gewiss nicht immer sachgemäss verwendet werden. 
In diesem Falle „kann“ wiederum, und zwar hinterher, 
die zuständige Stelle „die sachgemässe Ausführung der Instand- 
setzungsarbeiten durch geeignete Anordnungen sichern“. 

Als laufende Instandsetzungsarbeiten gelten nicht: Die 
Erneuerung. ‘der Dachrinnen und- Ablaufrohre, das Umdecken 
des Daches, Abputz oder Aussenanstrich des Hauses, Anstrich 
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des Treppenhauses im Innern, Erneuerung der Heizanlaren bei 
Sammelheizung und Warmwasserversorging, sowie ähnliche, 
ausserofdentliche, einen grösseren Kostenaufwand eriordernde 
Reparaturen. 
arbeiten“. Für diese haben nach dem Gesetz in Zukunft in 
erster Linie die Mieter aufzukomMen. Wenn der Hausbesitzer 
selbst im Hause wohnt, ist er anteilmässig daran zu be- 
teiligen. Die oberste Landesbehörde „kann“ nach $ 7 an- 
ordnen, dass der Mieter ohne Rücksicht darauf, ob eine ver- 
einbarte oder die gesetzliche Miete gezahlt wird, einen wieder 
in Hundertsätzen festzusetzenden Betrag zur Deckung der ge- 
steigerten Kosten für grosse Instandsetzungen an die von ihr 
zu ‚bestimmende Stelle abzuführen hat. In dürren Worten heisst 
das: Die Mieter zahlen dem Hausbesitzer die 
Renovierung und Instandsetzung seines Ge- 
bäudes und nehmen ihm jedes Risiko ah. Dabei 
sind nach der Regierungsvorlage die während der letzten zwölf 
Monate vorgenommenen Instandsetzungsarbeiten nachträr- 
lich noch vom Mieter mit zu übernehmen. Sie müssen einen 
Mietzuschlag tragen, der ausreicht, das aufgewendete Kapital 
nicht nur zu verzinsen, sondern auch zu tilgen. Zur Sicher- 
heit wird nach der im Ausschuss für Siedlungs- und 
Wohnungswesen des Reichswirtschaftsrats 
beschlossenen Fassung der Mieter verpflichtet, von vornherein 
den in der Friedensmiete des Hauses bereits für grosse Instand- 
Setzungsarbeiten enthaltenen Betrag an die von der obersten 
Landesbehörde bezeichneten Stelle einzuzahlen. 


Hier haben wir eine Mietsteuer, die nicht einheitlich 
für das ganze Reich auf alle tragfähigen Schultern gleichmässig 
verteilt, sondern nach dem Machtbereich der einzelnen Lan- 
desbehörden verschieden festgesetzt wird und in erster Linie 
diejenigen Mieter trifft, die in alten, besonders reparaturbedürf- 
tigen Häusern wohnen. Bei Wohnungen, die noch vor dem 
Kriege neu errichtet wurden, werden in den ersten 15 Jahren 
— eine solide Bauart vorausgesetzt — grosse Instandsetzungs- 
arbeiten kaum zu erwarten sein. Diese Art Wohnungspolitik 


ist so unsozial wie nur möglich. Ihr muss mit aller Schärfe ent-_ 


gegengetreten werden. 

Nach $ 7b der Fassung des Reichswirtschaftsrats ist jedem 
Hause ein Instandsetzungsbeitrag „in der aus ihm selbst 
stammenden Höhe“ abzüglich der einem Ausgleichsfionds 
zufliessenden Beträge zuzuführen. Dieser Äusgleichionds soll 
dazu dienen, auch Häuser instand zu setzen, bei denen die Kosten 
höher sind als die aus den Mieten des Hauses anfallenden In- 
standsetzungsbeträge. Zahlungen, die aus Häusern stammen, 
deren Instandsetzung noch nicht in Angriff genommen wird — 
zuerst sollen, wie es ja auch selbstverständlich ist, die am 
meisten heruntergeludertien Wohnungen instand gesetzt wer- 
den —, können zur Verstärkung der Beträge für die in Angriff 
genommenen Instandsetzungsarbeiten als Darlehen an die 
Eigentümer dieser Häuser gegeben werden. Wir finden keine 
Sicherheit dafür, dass die Gelder sachgemäss und im Sinne der 
Mieter verwendet werden. Der Hausbesitzer hat, wenn die 
Mieter alle Reparaturen bezahlen müssen, kein Interesse mehr 
an, billigen Preisen; die Schlussfolgerungen daraus ergeben sich 
von selbst. 

Dem Ausgleichsfonds können auch zinslose und nicht 
rückzahlbare Zuschüsse entnommen werden. Diese 
Bestimmung bedentet ein glattes Geschenkan die Haus- 
besitzer, das in keiner Weise gerechtfertigt erscheint. Hier 
ist kein Vergleich zu ziehen etwa mit den „verlorenen Zu- 
schüssen“, die bisher für Neubauten gegeben und wofür durch 
ein Notgesetz neuerdings wieder 1% Milliarden Mark bereit- 
gestellt wurden. Wir halten auch dieses System für ungesund, 
weil es nicht zur Verbilligung”des Bauens führt, aber derjenige, 
der sich mit Hilfe solcher Zuschüsse ein Haus bauen will, muss 
immerhin noch in sehr erheblichem Masse eigenes Geld auf- 
bringen, während nach dem vorliegenden Gesetz die Instand- 
setzungsarbeiten der alten ‚Häuser fast restlos vom Mieter be- 
zahlt werden müssen, ohne dass ihm dafür dann ein Besitz- 
recht am Hause eingeräumt wird. Es fehlt eben in dem ganzen 
Gesetz die Gegenleistung des Hausbesitzers an die Allgemein- 
heit für die ihm durch die Zuschläge zu den Mieten abgenom- 
menen Lasten! 

In dem zurzeit in der Reichstagskommission bearbeiteten 
Gesetz über „Erhebung einer Abgabe zur Förde- 
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Das sind die „grossen Instandsetzungs-. 
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rung des Wohnungsbaues“ ist dagegen vorgesehen 
dass Mittel aus dieser Abgabe künftig nur noch gegeben wer 
den, wenn 
1. die Kosten der Bauausführung der Festsetzung oder Kon 
trolle einer öffentlich-rechtlichen Stelie unterstehen und 
2. wenn die Bauten dauernd im Eigentum Ödi- 
fentlich-rechtlicher oder gemeinnützige 
Stellen verbleiben, oder wenn durch- geeignete 
Massnahmen verhindert wird, dass der Bauherr (Eigen- 
tümer) aus der Vermietung oder dem Verkauf einen über- 
mässigen Gewinn erzielt. 


Dieser Grundsatz, welchem alle Parteien mit Ausnahme der 
Deutschnationalen zustimmten, wurde in der Kommission 
der Regierungsvorlage eingefügt, und damit der erste, wemıl 
auch noch kleine Schritt auf dem Wege zur Ueberführung der 
mit Hilfe öffentlicher Mittel zu errichtenden Wohnhäuser in die 
Gemeinwirtschaft getan. Im Reichsmietengesetz ist von. einem 
solchen Gedanken nichts mehr zu finden. Hier triumphiert das 
Kapitalinteresse über das Altgemeinwohl! 

Daran können auch die Bestimmungen im $ 16 über die: 
Mietervertretung wenig ändern. Danach sind die | 
Mieter eines Hauses berechtigt, einen „Vertrauensmann“ odei 
wenn mehr als acht Wohnungen im Hause sind, einen „Mieter- 
ausschuss“ zu bestellen, welchem das Recht zusteht, „in Be- 
nehmen“ mit dem Vermieter die Notwendigkeit von Instand- | 
setzungsarbeiten festzustellen, diese Arbeiten gemeinschaftlich 
mit dem Vermieter zu überwachen, sowie die Aufbringung und 
Verwendung der Geldmittel zu Instandsetzungsarbeiten zu 
prüfen. Ausserdem soll die Mietervertretung das „zute Einver- 
nehmen“ zwischen Mieter und Vermieter fördern. Wer denkt 
bei diesen „Rechten“ nicht an die famosen Ansgestellten-Ats- 
schüsse, die ähnliche Befugnisse hatten. Wie diese bei den An- 
gestellten als „weisse Salbe“ galten, so wird die hier vor- 
gesehene Mietervertretung auch von den Mietern nicht anders 
gewertet werden können. Man stelle sich nur vor, wie diese 
Mietervertretung praktisch arbeiten wird, wenn den Mietern zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte nicht gerade Rentiers oder Arbeits- 
lose zur Verfügung stehen. 

Dieseeinseitig zugunsten der Hausbesitzer 
geschaffene, überstürzte und in keiner Weise 
ausgereiite Vorlage muss abgelehnt werden! 
Sie widerspricht den allgemeinen Interessen und verrammelt 
einer gemeinwirtschaftlichen. Regelung des Wohnungswesens 
nur den Weg. Die Sozialisierungskommission des 
Deutschen Reiches beschäftigt sich gegenwärtig mit der Prüfung 
des Bau- und Wohnungswesens und wird die Frage untersuchen, 
ob und auf welchem Wege an die Stelle der privatkapitalisti- 
schen Hausverwaltung die gemeinwirtschaftliche treten kann: 
Sie hat dazu Sachverständige aus allen in Frage kommenden 
Kreisen, wie Hausbesitzer, Mieter-Organisationen, Bauarbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände, Stadtverwaltungen usw. hin- 
zugezogen. Man warte das Ergebnis dieser Untersuchungen 
und den Vorschlag der Kommission ab, statt ein Gesetz zu 
schaffen, das, wie das hier vorgeschlagene Reichsmietengesetz, 
zur Durchbrechung des Mieterschutzes und damit zu einer Er- 
höhung der Mieten um das Vielfache der heutigen führt und 
den Ertrag dieser Gesetzgebung nur in die Taschen der Haus- 
besitzer, Bauunternehmer und Baustofierzeuger schiebt. 


Heinrich Kaufmann. 


Das einheitliche Arbeitsrecht 


Der Allgemeine freie Angestelltenbund (AfA-Bund) hat dem 
Reichsarbeitsministerium im vergangenen Jahre einen Ent- 
wurf für ein Arbeitsvertragsrecht übermittelt 
Dieser Entwurf ging davon aus, dass diejenigen Fragen des 
Arbeitsverhältnisses, die alle Angestellten und Arbeiter gleich- 
mässig betreffen, auch zleichmässig und gleichzeitig 
zu regeln sind. Nur für besondere Verhältnisse (wie z. B. im 
Bergbau, bei der Schiffahrt, in der Landwirtschaft) würden 
Abweichungen zuzulassen sein. A 

Das Reichsarbeitsministerium hat dem AfA-Bund dagegen 
im Dezember 1920 mitgeteilt, es bereite ein Gesetz über die Re- 
gelung der Arbeitszeit für gewerbliche Arbeiter 
vor, weil die Reichsregierung gegenüber dem Internationalen 
Arbeitsamt in Genf verpflichtet sei, ein solches Gesetz be- 
sSchleunigt vorzubereiten. Demgegenüber müssen wir im 
Interesse der Angestellten betonen, dass eine solche beschleu- 
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nigte Regelung der Arbeitszeit für gewerbliche Arbeiter 
nicht notwendigerweise zur Folge haben muss, die Regelung 
der Arbeitszeit iür Angestellte und nichtgewerb- 
liche Arbeiter auf dielange Bank zu schieben. Wir 
wissen, dass die gleichzeitige Regelung der Arbeitszeit usw. für 
alle Arbeitnehmer keinerlei Verzögerung für irgendeine Gruppe 
zu bedeuten braucht. Weite Kreise der Angestellten erblicken 
aber in der Absicht, die Regelung für gewer bliche Arbeiter 
‚vorwegzunehmen, einen Versuch, die verschiedenen Ar- 
beitnehmergruppen auch sachlich nicht einheitlich zu behandeln, 


Wie notwendig die gleichmässige Regelung der Arbeitsver- 
'hältnisse der Angestellten und der Arbeiter ist, ergibt sich auch 
aus einer Eingabe des Gewerkschaitsbundes der Angestellten 
'(@. d. A.) vom 27. Januar 1920 an das Reichsarbeitsministerium, 
in der es zum Schluss heisst: 

| „Mit Rücksicht auf die Verschiedenartigkeit der Interessen 
‘und Verhältnisse, die in wesentlichen Punkten zwischen denen 
der Angestellten und Arbeiter besteht, müssen wir... das 
‚grösste Gewicht darauf legen, dass in allen Fragen der sozialen 
Gesetzgebung an der bisherigen Gepflogerheit der Sonderrege- 
lung für die Angestellten grundsätzlich festgehalten wird. Das. 
Vorhandensein derartiger abweichender Verhältnisse wird nicht 
ur durch das Bestehen besonderer Rechtsbestimmungen im 
‘Handelsgesetzbuch usw., besonderer rechtsprechender Organe 
‚(Kaufmannsgerichte), besonderer Versicherungseinrichtungen (An- 
‚gestelltenversicherung), besonderer Arbeitsnachweise usw. zur 
‚Genüge bewiesen, sondern diese Verschiedenartigkeit hat auch 
‚erst wieder in dem in diesen Tagen verabschiedeten Betriebs- 
fätegesetz durch die Schaffung besonderer Angestelltenräte An- 
erkennung gefunden. Zweiiellos sind auch hier in der Frage der 
Arbeitszeit die Verhältnisse nicht völlig gleichartige. Das wird 
am besten durch die Tatsache bewiesen, dass man seinerzeit 
‚die Angestellten von der Novemberregelung ausgenommen und 
Sehr als vier Monate dazu gebraucht hat, um auch ihnen die 
‚Vorteile des Achtstundentages zu sichern. Es kann ferner schon 
jetzt als feststehend angenommen werden, dass die Rechtsver- 
hältnisse der Angestellten auch in dem künftigen Arbeitsgesetz- 
buch in einem besonderen Abschnitte ihre Regelung finden wer- 
den, Es dürfte nach alledem kein Anlass bestehen, durch Schaf- 
fung gemeinsamer Bestimmungen von dem bisher bewährten 
Wege der Sonderregelung abzuweichen und der grundsätzlichen 
‘Neuordnung im Arbeitsgesetzbuch vorzugreifen. 

Dagegen würden wir gegen eine gemeinsame Regelung 

‚nichts einzuwenden haben, falls — im Sinne der geplanten Neu- 
Ordnung des Arbeitsrechts — eine rein äusserliche Zusammen- 
fassung der Sondervorschriften zu einem Arbeitszeitgesetz in 
Aussicht genommen sein sollte. Eine derartige Zusammen- 
fassung erscheint vielmehr auch uns nur zweckmässig, weil sie 
eine gewisse Gewähr dafür bietet, dass Arbeitern und Ange- 
‚Sstellten etwaige weitere Vorteile auf diesem Gebiete gleich- 
"zeitig gesichert werden und eine Wiederholung der. obenge- 
kannten Benachteiligung der Angesteliten vermieden wird.“ 


Man sieht, dass der Gewerkschaftsbund der Angestellten 
(G d. A.) keinerlei sachliche Gründe dafür beizy- 
Bringen vermag, warum die Verhältnisse der Angestellten in 
besonderen Paragraphen geregelt werden sollen. Der Hinweis, 
dass es früher so gewesen sei, kann für keinen verständigen 
Menschen ein Grund dafür sein, es für alle Zukunft wieder 
So zu machen. Obwohl der G. d. A. also besondere Para- 
£raphen für Angestellte verlangt, wünscht er doch, einen 
gleichzeitigen Erlass dieser Sondervorschriften für An- 
gestellte mit denjenigen für die Arbeiter. Er weiss also ebenso 
‚wie wir, wie sehr die getrennte Behandlung der Materie 
für Angestellte und Arbeiter regelmässig zum Nachte ile der 
'"yerschiedenen Arbeitnehmergruppen ausgeschlagen ist. 
"Das Kartell der Verbände leitender Ange- 
Steliter hat im Oktober 1920 Vorschläge zu einer weiteren 
Zersplitterung des Arbeitsvertragsrechts gemacht, in dem es die 
"Forderung auistellt, der Gesetzgeber möge die‘ Arbeitnehmer 
grundsätzlich trennen in 1. Arbeiter, 2. Angestellte und 3. lei- 
tende Angestellte. Die weiteren Vorschläge des Karteils der 
‘Verbände leitender Angestellter zeigen aber, dass für eine solche 
. Dreiteilung absolut keine Notwendigkeit vorliegt, denn es macht 
sachlich nur einen einzigen Vorschlag, die leitenden Ange- 
stellten von den übrigen Arbeitnehmern zu trennen, und dieser 
Vorschlag besteht in folgenden Sätzen: 


„Von der gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit sind die lei- 
tenden Angestellten auszunehmen. Für sie gilt folgendes: Die 
Dauer der Arbeitszeit der leitenden Angestellten richtet sich nach 
| Beslicher Abmachung oder nach den Erfordernissen des Be- 

triebes.“ 


| Zunächst sei in formaler Hinsicht bemerkt, dass es, um 
diesen Vorschlag durchzuführen, nicht eines besonderen Arbeits- 
"gesetzbuches für leitende Angestellte bedarf; sachlich aber 
müssen wir dem Verlangen, die leitenden Angestellten von einer 
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Regelung der Arbeitszeit auszunehmen, auf das entschie- 
denste widersprechen. Gerade wenn man von der 
Auffassung ausgeht, nach der die leitenden Angestellten ihre 
Arbeitskraft in intensiver Weise dem Unternehmen zur Ver- 
fügung stellen, bedürfen sie ebenso wie jeder andere Arbeiter 
pe Schutzes; auch ihnen ist die notwendige Ruhe zu garan- 
eren. S 

Nach .alledem hat der AiA-Bund an das Reichsarbeits- 
ministerium aufs neue das dringende Ersuchen gerichtet, eine 
Regelung der Arbeitsverhältnisse für alle 
Gruppen der Angestellten und Arbeiter gleich- 
zeitig und gleichartig vorzunehmen, soweit nicht 
die besondere Art der Beschäftigung (z, B. Bergbau, Schiffahrt, 
Landwirtschaft) gewisse Abweichungen erforderlich erscheinen 
lassen. Diesen Wunsch, den wir ganz allgemein für die Re- 
gelung der Arbeitsverhältnisse erheben, machen wir insbeson- 
dere auch für die Neuordnung der Arbeitszeit geltend. Wir 
verlangen dementsprechend, den auszuarbeitenden Ge- 
setzentwurf über dieRegelung der Arbeitszeit 
für gewerbliche Arbeiter auf alle Arbeitneh- 
mer auszudehnen. Mit diesem Wunsche befinden wir 
uns in Uebereinstimmung auch mit den Vertretern der Arbeiter, 
für die der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund ein glei- 
ches Ersuchen an das Reichsarbeitsministerium gerichtet hat. 
R:Z; 


Gewerkschaftsarbeit in Polen 


Als Anfang des Jahres 1920 die Polen den grössten Teil 
der preussischen Provinz Westpreussen bis an die Ostsee be- 
setzten und der polnische Korridor zwischen Ostpreussen und 
dem Deutschen Reich gebildet wurde, waren unsere Ortsver- 
waltungen in den besetzten Landesteilen auf Monate hinaus von 
der Verbindung mit ihrer Organisation abgeschnitten. Als es 
dann in Sommer wieder möglich wurde, in Polen einzureisen, 
stellte es sich heraus, dass mehrere Ortsverwaltungen sich 
wegen Fortzuges der Mitglieder aufgelöst und andere, trotzdem 
sie noch über die genügende Anzahl Mitglieder verfügten, den 
Mut zur weiteren Bundesarbeit verloren hatten. Es war daher 
notwendig, in dem neuen polnischen Gebiete eine Zentrale zu 
bilden, von der: aus die Wiederaufrichtung des Bundes in Polen 
erfolgen konnte. Die Gauverwaltung Nordost unseres Bundes, 
zu der das ietzt polnisch gewordene Gebiet gehörte, sah sich 
daher genötigt, eine neue Organisation für die neupolnischen 
Mitglieder mit dem Sitz in Bromberg zu bilden, da die Zuge- 
hörigkeit zu einer deutschen Organisation den dortigen Mit- 
gliedern die Arbeitsmöglichkeit erschwerte oder unmöglich 
machte und da ausserdem die veränderte Währung die Ab- 
führınz von Geldmitteln nach Berlin verhinderte. Es kam 
dann zwischen diesem neuen „Butab Polen” und dem deutschen 
Bunde ein Abkommen zustande, durch das den Mitgliedern des 
polnischen Bundes ihre beim deutschen Bunde erworbenen Mit- 
gliederrechte sichergestellt wurden, so dass sie bei Rückkehr 
nach Deutschland bei Erfüllung ihrer Zahlungsverpflichtungen 
dem polnischen Bunde gegenüber olıne weiteres in ihre vollen 
Mitgliederrechte eintreten. Auf diese Weise gelang es, das 
Interesse der dortigen Mitglieder an der Organisation wieder 
zu heben, eingegangene Ortsverwaltungen wieder aufzurichten 
und den Zusammenbruch weiterer Ortsverwaltungen zu ver- 
hindern. Die von den Ortsverwaltungen eingesammelten Bei- 
tragsgelder werden jetzt regelmässig an die Kasse des polni- 
schen Bundes nach Bromberg (polnisch: Bydgoszcz) abgeführt. 
Andererseits werden die eigenen Ausgaben vom polnischen 
Bund selbst getragen, und die Unterstützungen in polnischer 
Währung ausgezahlt. 

Das alles verhinderte jedoch nicht, dass die Mitgliederzahl 
desmeuen Bundes im Laufe des Jahres 1920 immer mehr zurück- 
ging, da zahlreiche Kollegen ihre Stellungen in Polen aufgaben 
um in Deutschland Stellung zu suchen. In erster Linie waren 
das Kollegen, die bei preussischen Staatsbehörden beschäftigt 
gewesen waren-und sich nicht entschliessen konnten, nach der 
Abwickelung dieser Behörden in polnische Staatsdienste über- 
zutreten; ferner sehr viele Gemeindetechniker, die von ihren 
Plätzen durch nationalpoinische Techniker verdrängt wurden. 
So ist z. B. die einst recht starke Ortsverwaltung des alten 
D-T.V. in Thorn gänzlich eingegangen, und in Posen ist 
noch ein Häuflein von kaum 12 Kollegen dem Bunde treu ge- 
blieben. Nicht wenig trug zu dieser Entwicklung auch das 
stärkere Nationalgefühl der Polen gegenüber den Deutschen 
bei, wodurch gerade in Posen der verhältnismässig schnelle 
Umschwung zugunsten des Polentums zu erklären ist. Die 
stärkste Ortsverwaltung ist jetzt Bromberg wegen der von 
allen neupolnischen Städten am meisten erhaltenen deutschen 
Eigenart und der grossen Zahl deutscher Industriefirmen. Trotz- 
dem ist hier in letzter Zeit auch eine starke Abwanderung der 
deutschen Techniker wegen der geradezu trostlosen polni- 
schen Valutaverhältnisse zu verzeichnen. 
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In Nr. 3 der „D. T. Z.“ ist hierüber bereits eine Notiz ver- 
Ööffentlicht. Inzwischen ist die Valuta noch weiter gesunken. 
Zur Zeit der Abfassung dieses Artikels, Mitte Februar — denn 
in wenigen Wochen kann sich die Situation wieder geändert 
haben — waren 100 polnische Mark etwa 7 bis 8 deutsche Mark 
wert. Das brachte natürlich eine ausserordentliche Teuerung 
der Artikel des täglichen Lebensbedarfes mit sich. Einen be- 
sonders starken Sprung nach aufwärts haben die Preise seit 
dem 1. Januar 1921 gemacht, da zu diesem Termine die bis dahin 
bestehenden Einiuhrverbote für Landeserzeugnisse von- dem 
ehemaligen preussischen Gebiet nach Kongress-Polen- gefallen 
sind, und so die ausserordentliche Teuerung in diesem Gebiete 
sich auch auf die Wojwodschaiten Posen und Pommerellen (ehe- 
malige preussische Provinzen Posen und Westpreussen) über- 
trug. So belieien sich die Preise in der Stadt Posen*”): 


für am 1.1.29 am 1.10.20 amı.1.21 
Brot pro Pfund (400 Gramm) 0,40 M. 3,20 M. 5,50 M. 
Milch pro Liter RE FUN 3—-5,— „ 8— ,„ 
Fleisch pro Pfund 6,— ,„ 25,— u 48-56,— ,„ 
Wurst pro Pfund. EN 36,— „ 50-6N,— „ 
Speck pro Pfund. . . . . 8— pe 30,— „ 60-65,—. „ 
Schmalz pro Pfund. . . .10,— h 35,— „ 60,— ,„, 
Butter pro Pfund. e 8—9,— ,„ 35,— ,„ 100,— 
Käse pro Pfund 1,— ,„ 6—8,— 32,— ,„ 
Zucker pro Piund 0,79 ,„ 750 „ 30—-60,— ,, 
Eier pro Mandel. , . —10,— ,„ 50,— ,„ 150,— „ 
Kartoffela pro 100 kg. _ % 54,— ,„ 100,— ,„ 


Bei diesen landwirtschaftlichen Erzeugnissen ist jedoch die 
Preissteigerung noch lange nicht so hoch wie bei Kolonialwaren, 
sowie industriellen Rohstoffen und Fertigfabrikaten, die zum 
srössten Teil aus dem Ausland eingeführt werden. So zahlt 
ınan in Posen im Kleinhandel für: 


Rohkaffee r 100,— M. pro Pfund 
gebrannten Kaffee 1390-140, , „ „ 
Tee I ) 
Kakao. R—100,— , rn 
Pfeffer 120,— „ „ ii 
Salz 6,— »» „ 
Reis... 02: 38—50,— „ 


400 g Seife kosten 45—50 M., eine Schachtel Streichhölzer 
3 M., eine rauchbare Zigarre erhält man nicht unter 8 M,., eine 
Zigarette nicht unter 2 M. das Stück. Zeitungspapier ist im 
Preise auf 40 M., Schreibpapier auf durchschnittlich 100 M. für 
das Kilogramm gestiegen, während in Deutschland die Papier- 
preise um 10 °o gefallen sind. Ein Bleistift kostet 1215 M., 
eine Schreibfeder 2 M. Für einen Abreisskalender zahlt man 
mehr als 50 M., für einen| einfachen Brieibogen 2M. Ein Herren- 
anzug kostet 13 000—16000 M., ein Paar Herrenstiefe] 3000 bis 
4000 M., ein Paar Damenstiefel 35006000 M. 

ei einer solchen Preissteigerung mussten natürlich die 
Löhne und Gehälter in ähnlichem Massstabe anziehen, und so 
wurde denn auch Ende Januar 1921 in Bromberg den Metall- 
rbeitern ein Stundenlohn von 28 M. und den Bauarbeitern’ von 
38 M. gezahlt, während die Gehälter der Angestellten lange 
nicht in demselben ‘Masse gesteigert wurden. Wenn man die 
Gehälter der Kollegen in Polen mit denen in Deutschland in 
Vergleich bringen will, dann wird man in Polen zurzeit etwa 
das Sechsfiache des deutschen Gehaltes fordern 
müssen, wenn man: sich in seinem Lebenszuschnitt nicht ver- 
schlechtern will. Das könnte im ersten Augenblick mit Rück- 
sicht auf die viel geringere Wertung der polnischen gegenüber 
der deutschen Mark als eine zu niedrige Forderung erscheinen. 
Man muss aber einerseits berücksichtigen, dass die Preise der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse doch immerhin, 
vom deutschen Standpunkte betrachtet, noch als gering - er- 
scheinen, denn bei einem Preise von 100 polnischen Mark für ein 

Pfund Butter würde man bei dem jetzigen Kurse dieser -Mark 
als Reichsdeutscher doch nur etwa 8 M. zu zahlen haben. 
Andererseits sind aber für de Wohnungen in Polen nur 
etwa dieselben Preise in polnischer Mark üblich wie in deut- 
scher Mark. ’ 

Es ist olıne weiteres verständlich, dass- diese dauernden 

Preissteigerungen. den deutschen Technikern in Polen wieder 
die Notwendigkeit der Organisation vor Augen geführt haben 
und dass der polnische Bund die Notwendigkeit erkannte, zu 
Tariigehältern für die Kollegen zu kommen. Um einen Tarif- 
vertrag zu erlangen, besteht nun in dem ehemaligen preussi- 
schen Staatsgebiet abweichend von den deutschen Verhältnissen 
die Regelung, dass man sich mit solchen Forderungen. nicht 
zuerst an die Arbeitgeberverbände, sondern an die. Regierung, 
in diesem Falle an das Ministerium des ehemaligen. preussischen 
Teilgebietes in: Posen, wendet. Dieses ruit dann die Vertretun- 
gen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach Posen zu einer 

Sitzung zusammen, .wo die Grundlagen für den Tarifvertrag 

festgelegt werden. Soll sich eine solche Regelung auf das 

ganze Land beziehen, dann muss örtlich auch noch gesondert 
mit den Arbeitgebern verhandelt werden, wobei, wenn eine 


*) Inzwischen ist eine weitere erhebliche Erhöhung: der Preise eingetreten, 
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Einigung nicht zustande kommt, die noch aus der- alten preussi.- 
schen Zeit bestehende Einrichtung des amtlichen Schlichtungs 
ausschusses als letzte Instanz angerufen werden kann. Ih 
dieser Weise sind nun auch unsere Kollegen in Broinberg 
Ende 1920 vorgegangen, haben nach kurzer Zeit eine Vor- 
ladung nach Posen. erhalten und durch polnisch sprechende 
Kollegen die Grundlagen für einen Tarifvertrag in zweimaliger 
Verhandlung geschaffen. Bei dem sprungweisen Fortschreiten 
der Teuerung wäre es natürlich ziemlich zwecklos' gewesen, 
feste Gehaltssätze. zu ‘verlangen, da diese vielleieht schon nach 
einem Monat bei weitem überholt sein konnten. Es ist des. 
halb der Weg gewählt, dass sich die Gehälter dertech- 
nischen Angestellten bei allen privaten Ar- 
beitgebern auf den Arbeiterlöhnen aufbauen 
sollen und bei jedesmaliger Steigerung derselben um den glei- 
chen Prozentsatz erhöht werden. Da die Arbeiterorganisatio- 
nen sehr bewegliche Tariie besitzen. und fast allmonatlich über 
Erhöhung :der Tarifsätze verhandeln, ist also die Möglichkeit 
gegeben, die Gehälter der technischen Angestellten immer in 
den gleichen Zeiträumen zu steigern. 

Die Gehälter bauen sich auf nach folgenden Beruisalters- 
und Vorbildungsgruppen: a) bis zum 3. Berufsiahr, b) vom 
4. bis 6. Berufsjahr, c) vom 7. bis 10. Beruisiahr und d) über 
10 Berufsjahre. Es umfassen: 

Gruppe. Technische Angestellte ohne praktische Lehrzeit, und zwar erhält: 

a) den Stundenlohn eines ungelernten Arbeiters, 

„  angelernten Handwerkers. 

Technische Angestellte mit dreijähriger abgeschlossener 
Zeichnern jedoch zwei Jahre auf. das Burcau entfallen | 


” Li} 
GruppeIll. 
Lehrzeit, Se bei 
ınüssen. Es erhält: 

a) den Stundenlohn eines angelernten Arbeiters, 

) 5 5 ns = Sn plus 15 Prozent. 

Grüppe Ill. Technische Angestellte mit abgeschlossener Fachschul- 
bildung Sr entsprechenden Kenntnissen, jedoch mit beschränkter Verantwort» 
lichkeit. *Es erhält: 


a) 25 Prozent Aufsch'az auf den Stundenlohn eines selbständigen Arbeiters 


b) 40 „ » „ „ »y ” „ „ 

c) 55 ” » »» ”„ ” ” ” 

d) 70 „ ” ”» » „ » ” ’ 

Gruppe IV. Dieselben wie Gruppe III, jedoch mit selbständiger Tätig- 
keit. 


Der Begriff der Selbständigkeit wird dadurch nicht beeinträchtigt, dass 


Angestellte dieser Gruppe einem Oberingenieur oder Abteilungschef unterstellt 
sind. Es erhält: 


b) 50 Prozent Aufschlag auf den Stundenlohn eines selbständ. Handwerkers 

ce) 75 55 

3 100 2} ” ” » » ” + „ 

Gruppe V. Aeltere Spezialisten und Vertreter der Oberingenieure oder 
Abteilungschefs. Es erhält: ; 

b) 75 Prozent Aufschlag auf den Stundenlohn eines selbst. Handwerkers 

c)100 ”„ ” nen „ „ "» ” ! 

d)150 ”  » „ ” ” ” ” j ” 

Auf diese Weise errechnen sich nach den Arbeiterlöhnen 
vom Januar Monatsgehälter von 3450 bis 9730 M. 

Das Ministerium in Posen hat diesen Forderungen grund- 
sätzlich zugestimmt. Die’ örtlichen Verhandlungen für Broniberg 
sollen nun im Februar stattfinden. Sache‘der übrigen Ortsver- 
waltungen ist es alsdann, in gleicher Weise vorzugehen. 

Besonders erwähnenswert ist in dem Tarifvertrage noch 
die Bestimmung über die Betricbsausschüsse: 

„Die Eingruppierung der Angestellten in die nachstehend aufgeführten 
Berufsgruppen erfolgt durch die Arbeitgeber im Einvernehmen mit einem Be- 
triebsausschuss, der von den Angestellten der aufgeführten Gruppe aus ihrer 
Mitte heraus bestimmt wird. Kommt eine Einigung hierbei nicht zustande, 
so entscheidet in letzter Instanz der amtliche Schlichtungsausschuss.“ 

Dem- Reichsdeutschen, der im Besitz des Betriebsräte- 
gesetzes ist, wird diese Bestimmung als recht ärmlich und un- 
genügend erscheinen. Trotzdem bedeutet sie einen Fortschritt, 
den der polnische Bund für die gesamten Privatangestellten 
in Neu-Polen erreicht hat. Denn seit dem Einzuge der Polen 
sind unter dem damaligen Belagerungszustande von militärischer 
Seite alle Arbeiter- und Angestelltenausschüsse, die auf Grund 
der deutschen Verordnung vom Dezember 1913 bestanden, für 
aufgelöst erklärt worden. Die Arbeiter haben zwar nach 
Aufhebung des Belagerungszustandes die Wiedereinführung der 
Arbeiterausschüsse durchgesetzt, die Angestellten jedoch nicht. 
Die Bromberger Kollegen haben daher diese Forderung bei 
ihren Tarifverhandlungen wieder aufgenommen, weil sie sich 
bewusst waren, dass ohne eine solche Bestimmung der ganze 
Tarifvertrag ziemlich wertlos wäre. e 

Was der gesamten Tarifangelegenheit jedoch ihre besondere: 
Bedeutung verleiht, das ist der Umstand, dass zu den Verhand- 

lungen, in Posen der „Butab Polen“ zum erstenmal offiziell 
der Behörde gegenüber in Erscheinung getreten, und damit 
ganz von selbst als Vertretung der privatangestellten Tech- 
niker anerkannt worden ist, Das ist um so bedeutungsvoller, 
da es in Polen schon einenIngenieur-undBaumeister- 
verband gibt, der sich jedoch bisher nur auf Kongress- 
polen erstreckte und sich’ erst neuerdings auch Gruppen in 
Posen und Thorn anzliedert. Dieser Verband ist jedoch keine 
Gewerkschaft, da er olıne Rücksicht auf das Arbeitgeber- oder 
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Arbeitnehmerverhältnis Fachschulabsolventen polnischer Natio- 
nalität organisiert. Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass 
für die Behördenangestellten von Posen und Pom-. 
merellen seit etwa einem Jahr ein Verband der polni- 


schen Staatsbeamten und Angestellten mit dem 


Sitz in Posen besteht, der, obgleich rein polnisch, die Aufnahme 
von polnischen Beamten in Kongress polen ablehnt. Dieser 
Verband fasst jedoch  Verwaltungsbeamte und technische Be- 
amte gleichmässig zusammen. Alfred Flügger. 


on Rundschau oo 
u m > 
Wirtschaftsfragen 


Der Reichswirtschaftsrat gegen die Ententelorderungen. 
Der Reichswirtschaitsrat hat in seiner Sitzung vom 24. v'e- 
bruar nach einer Aussprache über die Pariser Forderungen 
einstimmig folgende Entschliessung angenommen: 

„Die im Reichswirtschaitsrat vereinigten Vertreter der ge- 
samten deutschen Wirtschaft, Unternehmer wie Arbeiter, ste- 
hen auf dem Standpunkt, dass die Deutsche Regierung die von 
ihr im Friedensvertrage übernonimene Verpliichtung der Wie- 
derherstellung in loyaler Weise und mit allen Kräiten zu er- 
füllen suchen muss. Die Durchführung der Pariser Beschlüsse 
würde aber zur baldigen Zerstörung des deutschen 
Wirtschaftslebens führen und jede Wiederherstellung unmög- 
lich machen. Schon vor dem Kriege musste ein sehr erheb- 
licher Teil der Nahrungsmittelmengen eingeführt werden. Die 
fast vollständige Absperrung vom Auslande hat. zu der dau- 
ernden Unterernährung der breiten Massen der Bevölkerung 
geführt, so dass die Regierung eine erhebliche Zufuhr von 
Nahrungsmitteln aus dem Auslande sicherstellen muss, um das 
staatliche und soziale Leben Deutschlands nur einigermassen 
geordnet aufrechterhalten zu können. Der Ertrag der deut- 
schen Ausfuhr gestattet jetzt nicht einmal die Bezahlung der 
geringen Mengen der bisher eingeführten Lebensmittel. Dazu 
kommt noch die Notwendigkeit, den Bedarf an Rohstoifen aus 
den Erträgnissen der Ausfuhr zu bezahlen. Dringend not- 
wendig ist auch die Aufnahme von Krediten im Auslande. Alles 
das wird durch die Pariser Beschlüsse unmöglich gemacht. Die 
Note scheint davon auszugehen, dass die deutsche Ausfuhr noch 
erheblich gesteigert werden könne. Das wäre nur möglich 
amter Preisgabe wesentlicher sozialer Errun- 
genschafiten, vor allem auf dem Gebiete des AT- 
beiterschutzes und des Achtstundentages, der im 
Art. 427 des Friedensvertrages gefordert wird. Die Bestrebun- 
gen nach weitgehender Verbesserung der Lage der arbei- 
tenden Klassen würden dadurch geregelt werden. Der 
Reichswirtschaftsrat ist überzeugt, diass Deutschland durch die 
Lahmlegung der unbedingt erforderlichen Einfuhr mit Riesen- 
sehritten der weiteren Verelendung zugeführt würde, 
wie seine östlichen Nachbarn. Deshalb erachtet es der 
Reichswirtschaftsrat für seine Pflicht, vor dem Lande und der 
Welt zu bezeugen, dass er die Pariser Beschlüsse für 
ündurchführbar hält. Der Reichswirtschaftsrat bittet 
deshalb die Regierung, in Erfüllung der Verpflichtung zur 
Wiederherstellung die äussersten Grenzen der Leistungsfähig- 
keit Deutschlands einzuhalten. Solite auf dieser- Grundlage 
keine Finigung erzielt werden, so bittet der Reichswirt- 
schaftsrat in voller Erkenntnis der Folgen die Reichsregie- 
zung dringend und einmütig bei ihrer Ablehnung der geg- 
-nerischen Vorschläge zu beharren.“ 

“Wir beschränken uns heute auf die Wiedergabe dieses Be- 
schlusses, da bei Redaktionsschluss der Verlauf der Londoner 
Verhandlungen noch nicht zu übersehen ist. 

Die deutschen Kohlenlieferungen an die Entente im Januar. 
‘Nach einer Havas-Mitteilung beliefen sich die deutschen Kohlen- 
lieferungen auf 1681 996 Tonnen, wovon 10604825 Tonnen 
Kohlen, 393 575,8 Tonnen Koks (was 524 767,7 Tonnen Kohlen 
entspricht) und 96 666 Tonnen Braunkohlenbriketts. Von diesen 
‚Mengen wurden 1.069 075,5 Tonnen Frankreich zugeteilt, 208 012 
Tonnen Italien, 274696 Tonnen Belgien und 130213 Tonnen 
Luxemburg. Die deutsche Kriegslastenkommission hat am 
29; Januar eine längere Ausführung .über die Schwierigkeiten 
geschickt, auf die die deutsche Regierung bei Durchführung der 
Kohlenlieferungen stösst. Diese Ausführung unterliegt zurzeit 
einer genauen Prüfung durch das Kohlenamt der Kommission. 
Die Deutschen werden von der Kommission angehört werden, 
sobald das genannte Amt seinen Bericht zu Ende geführt haben 
‚wird. Diese Besprechung, die wahrscheinlich in den. ersten 
Tagen des Monats März stattfinden wird, wird sich jedoch nur 
mit der Festsetzung der von Deutschland im Monat April 1921 
zu leistenden Kohlenlieferungen befassen, während keinerlei 
Aenderungen der für Februar und März festgesetzten Zahl in 
Frage kommen. 
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Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Der Vorstand des Internationalen (Gewerk- 
schaftsbundes hat am 9, Februar an die angeschlossenen Or- 
ganisationen ein Rundschreiben gerichtet, in dem darauf hin- 
gewiesen wird, dass die Arbeitslosigkeit immer 
grössere Dimensionen annimmt. In allen Zweigen 
der Produktion gingen die Unternehmer zur Schliessung von 
Fabriken und Werkstätten über oder liessen kürzere Zeit ar- 
beitem Von überall kämen Nachnichten, dass man die Arbeiter 
zu zwingen versuche, sich eine Herabsetzung der Löhne ge- 
fallen zu lassen. 

Das Bureau der’gewerkschaftlichen Internationale hat hierzu 
Stellung genommen; es kann, wie es in der Kundgebung u. a. 
heisst, die Argumente der Unternehmer, die eine Einschrän- 
kung der Produktion für nötig erklären, nicht gelten lassen. 
Fs ist unmöglich, zu behaupten, es wäre zuviel produziert, 
während infolge des Krieges .die entsetzlichste Verarmung in 
der Weit herrscht, die meisten Länder vom Elend heimgesucht 
und die Ruinen noch nicht aufgebaut sind. Man kann nicht 
sagen, die Lebensmittelproduktion weise ein Uebermass auf, 
während Hunderttausende von Arbeiterfamilien nicht genug 
haben, um leb&n zuskönnen. Es ist unerhört, dass in Ameri ka, 
inEngland,inFrankreich und Deutschland Spinne- 
reien stillstehen, während Millionen Frauen und Kinder ohne 
Kleidung sind. Fs ist eine Schmach, dass enorme Mengen von 
Baumwolle vernichtet werden konnten, dass grosse Vorräte 
von Wolle unbenutzt liegen bleiben, die Fabriken unter Roh- 
stoffmangel leiden, während es in den meisten Haushaltungen 
mehr als ie an Wäsche fehlt. Die industrielle Krise ist über die 
ganze Welt verbreitet; eine Abhilfe kann nur eine inter- 
nationale Aktion bringen. Es kann in der gegenwärtigen 
Lage der verschiedenen Länder für eine Arbeitslosigkeit kein 
Knlass mehr sein, wenn die Regierungen den durch die Valuta- 
differenzen verursachten Problemen eine Lösung im Sinne der 
von den Arbeitern formulierten Forderungen geben, die die 
verarmten Nationen instand setzen würde, die für die Befriedi- 
gung der dringendsten Bedürfnisse der Individuen wie der In- 
dustrie nötigen Anschaffungen vorzunehmen, während sie den 
günstiger gestellten Nationen die Möglichkeit bieten würde, 
ihre Waren abzusetzen. 

Das Bureau der gewerkschaftlichen Internationle macht 
die Arbeiterorganisationen aller Länder nochmals darauf auf- 
merksam, dass das Anwachsen des nationalen Reichtums die 
Verelendung der Arbeiter zur Folge. haben kann, und fordert 
sie daher auf, die Politik des wirtschaftlichen und finanziellen 
Imperialismus, dessen Wirkungen sich gegen die Arbeiter keh- 
ren, zu bekämpfen. 

Das Bureau ersucht die angeschlossenen Zentralen drin- 
gendst, die internationale Verteilung der Roh- 
stoffe zu fördern. Es ist unzulässig, dass z. B. in ge- 
Ländern ' Kohlenmangel herrscht, während in 


wissen 
England, im Saargebiet und selbst in Frankreich 
die Kohlenproduktion teilweise stillgelegt 


wurde oder eineStillegung bevorsteht. 

Das Bureau ruft die Zentralen auf, die systematische Pro- 
paganda für: die Sozialisierung der Produktions- 
mittel im Sinne der Londoner Beschlüsse fortzusetzen und 
noch zu verstärken. Wenn die Produk.ion nicht mehr dem 
Nutzen einzelner dienen sondern ausschliesslich zugunsten 
der Gesamtheit fur tionieren wird, wird von einer Ver- 
minderung der Produktion oder ‘einer erzwungenen Arbeits- 
losigkeit nicht mehr die Rede sein können. Das Bureau fordert 
das organisierte Proletariat der verschiedenen Länder auf, die 
Manöver, die unter der Androhung der Schliessung der 
Fabriken und unter Ausnützung des Flends auf eine Her- 
absetzung der Löhne abzielen, mit einer energischen 
Propaganda zu beantworten und dieser die grösst- 
mögliche Ausdehnung zu Sichern. 

Der Arbeitsmarkt im Januar. Das aus den Zahlenergeb- 
nissen der verschiedenen Zweige der Arbeitsmarktstatistik für 
die Lage im verflossenen Januar sich ergebende Bild lässt 
nach diem Bericht dies „Reichs-Arbeitsblattes“ noch immer keine 
Zeichen der Besserung erkennen; im Gegenteil weisen die 
zumehmenden Zahlen der unterstützten Frwerbslosen, der ar- 
beitslosen Gewerkschaftsmätglieder. und Arbeitsgesuche bei den 
öffentlichen Arbeitsnachweisen noch immer stark in die ab- 
steigende Richtung. Die Zahl der unterstützten Voll-Erwerbs- 
losen hat sich weiter erhöht. Ohne Familienangehörige belief 
sie sich am 1. Februat auf 432 318 gegen 409928 am 1. Januar; 
das bedeutet eine Zunahme um 22390 oder 5,5 v. H. Diese 
Verschlechterung entfiel fast ausschliesslich auf die männlichen 
Erwerbslosen. Die Statistik der Arbeiterfachverbände lässt eine 
Steigerung der Arbeitslosigkeit unter den Mitgliedern erkennen. 
Berichte lagen vor über 5707717 Mitgliedern von insgesamt 
39 Verbänden. Von diesen waren am 31. Januar (Stichtag), 
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252 638 Mitglieder arbeitslos, d. h. 4,4 v. H. gegen 41 am 
31. Dezember. Die stärkste Steigerung zeigte von den nam- 
halteren Verbänden der Bauarbeiterverband, der Textilarbeiter- 
verband, der Transportarbeiter-, der Fabrikarbeiter- und der 
Bolzarbeiterverband. Bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen 
zeigte Sich eine Verschlechterung; es stieg die Zahl der Arbeits- 
gesuche von 992 000 auf 1.059000, also um 67000 oder 6,8 v. H, 
die der offenen Stellen dagesen nur von 486 000 auf 504000, 
also um 18.000 oder 3,7 v. H. 

Besonders ungünstig gestaltete sich die Lage für männliche 
Arbeitskräfte, deren Angebot von 776000 im Dezember auf 
800 000 im Januar, also um 24000 oder 3,1 v. H. stieg, während 
das Stellenangebot von 335.000 auf 312 000, also um 23 000 oder 
6,9 v. H. zurückging. Die auf 100 für Männer offene Stellen 
entiallende Zahl der Arbeitszesuche (sog. Andrangsziffer) stieg 
dementsprechend von 232 auf 257. 


Kurzsichtige Profitpolitik der Unternehmer — unsinnige End- 
preise! Das sind keine Aeusserungen von uns, sondern Worte 
aus dem Jahresbericht der Berliner Handelskamm er, 
der man sicher nicht antikapitalistische Gesinnung vorwerien 
kann. Wir lesen dort: 

Der nicht minder dringende Preisabbau für industrielle Erzeugnisse 
hätte beim Rohstoff zu beginnen; von hier fortschreitend, müssten in allen 
Stadien des Erzeugungsprozesses und des Vertriebes erhebliche Abschläge von 
den heute geltenden Preisen eintreten. Das Bedürfnis hiernach wird so all- 
gemein empfunden, dass allenthalben der Ruf nach einer Vereinigung der 
Kalkulation erhoben worden ist. Denn so viele natürliche Ursachen .die 
heutige Preisgestaltung auch haben mag, die allgemeine Anschauung geht dahin, 
dass den natürlichen Anker in nicht unbeträchtlichem Masse künstlich 
nachgeholfen wurde. Es kann auch unsererseits nicht verschwiegen werden, 
dass zahlreiche Unternehmer sowohl im Kriege, als auch namentlich in 
der Nachkriegszeit eine kurzsichtige Profitpolitik betrieben haben, 
die, vom Rohstoff bis zum Fertigfabrikat sich fortsetzend, un- 
sinnige Endpreise zum Ergebnis hatte. 


Und diese kurzsichtige Profitpolitik wird weiter betrieben. 
Man erstrebt eine Erhöhung der Kohlenpreise, der Kalipreise 
und selbst des Getreidepreises, Die Schraube ohne Ende wird 
munter weitergedreht, und wir müssen dann durch unsere Ge- 
werkschaften mühsam durch aufreibende Kleinarbeit und mehr 
oder minder schwere Kämpfe eine Erhöhung unserer Entlohnung 
durchsetzen, die aber, wie es bisher zewesen ist, immer noch 
erheblich hinter der allgemeinen Preiserhöhung zurückbleiben 
wird. 

Umsatz der Konsumgenossenschaiten im Jahre 1920. Die 
enormen Preissteigerungen, die zum Teil durch ausserordent- 
liche Händlergewinne hervorgerufen werden, haben mehr als 
alle Propaganda den Arbeitern und Angestellten die Notwendig- 
keit des genossenschaftlichen Zusammenschlusses gelehrt. Fs 
konmt dies besonders in den Abschlusszahlen der Konsum- 
vereine zum Ausdruck. Die dem Zentralverband deutscher 
Konsumvereine angeschlossenen Konsumgenossenschaiten wiesen 
folgende Mitgliederzahl und Umsatzziffern auf: 


im Jahre Zahl der Mitglieder Umsatz im eigenen Geschäft 
1919 2308 407 M. 1 074 978 269, — 
1920 2 714 109 M. 2801 465 087,— 


Da in den meisten Konsumgenossenschaften das Geschäfts- 
jahr mit dem 30. Juni abschliesst, kommen in den Umsatzzahlen 
die Steigerungen im letzten Halbiahr nicht zum Ausdruck. 
Würden diese berücksichtigt werden, so würde sich der Umsatz 
auf weit über 3 Milliarden belaufen. Diese gewaltige Zahl mag 
jedem Fernstehenden zeigen, welche atısserordentliche Macht . 
die Genosssenchaften haben’ und welch weitgehenden Einfluss 
sie auf die Warenbeschaffung ausüben können. Unter Berück- 
sichtigung des Zuwachses im letzten Halbjahr dürften heute 
den Konsumgenossenschaften des Zentralverbandes über drei 
Millionen Mitglieder, das heisst über drei Millionen Familien, 
angehören. Es ist dies eine erfreulich grosse Zahl; aber ge- 
messen an, der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer- 
schaft liesse sie sich noch ganz! erheblich steigern, wenn alle die 
Bedeutung des genossenschaftlichen Gedankens für unser Wirt- 
schaftsleben erfasst haben würden. 


Warenversorgungsstelle deutscher Gewerkschaften. Ob- 
wohl ein Riesenbedarf an Kleidungs- und Wäschestücken aller 
Art vorhanden ist, sind viele Arbeiter dieser Branchen arbeits- 
los, die Fabriken stehen stil. Der Absatz der Waren stockt, 
weil die Warenpreise für die grosse Volksmasse unerschwinglich 
sind. Hier einen Ausgleich zu schaffen, ist der Zweck der 
Wareınversorgungssteile deutscher Gewerkschaften. Sie trat die 
Angabe, die Arbeiter mit verbilligter Ober- und Unterkleidung 
zu versorgen, dadurch die Absatzmöglichkeiten zu erhöhen und 
so von neuem Arbeitsgelegenheit für die Arbeiter der. Be- 
kleidungsindustrie zu schaffen. Das Unternehmen wird vom 
Reichsarbeitsministerium aus Mitteln der produktiven Frwerbs- 
losenfürsorge unterstützt. 

Ihren Sitz hat die ıWarenversorgungesstelle im Berlin. Von 
hier aus werden die einzelnen Ortsausschüsse des Allgemeinen 
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Deutschen Gewerkschaftsbundes mit Waren versorgt. nl 
grösseren Orten werden eigene ‚Verkaufsstellen eingericht 
oder die Konsumvereine mit dem Verkauf betraüt, in kleinere 
Orten, wo die Warenverteilung nicht in dieser Weise erfolgen 
kann, werden die Bestellungen direkt beim Ortsausschuss auf 
gegeben. An allen Stellen liegt Musterware unter Angabe des 
Preises aus. Es ist zu hoffen, dass die Arbeiter und Arbeite 


rinnen allerorts regen Gebrauch von dieser neuen Notstands- 
einrichtung machen. 


Baukostenzuschüsse für Villen. Der Bund Deutscher Archi- 
tekten hat an das Preussische Wohlfahrtsministerium einen An- 
frag. gerichtet, $ 3 der Bestimmungen über die Baukosten- 
zuschüsse dahingehend auszulegen, dass nicht nur - Klein. 
wohnungsbauten mit 2—4 Wohnräumen, sondern auch Häuse- 
mit 6 Wohnräumen, Bad und sonstigem Zubehör bezuschusst! 
werden. In einer diesbezüglichen Aussprache im Wohlfahrts. 
ministerium wurde der Antrag damit begründet, dass eine grosst: 
Nachfrage nach derartig grösseren Häusern sei und dass vor 
allen Dingen auch alles getan werden müsste, um die Arbeits. 
losigkeit im Baugewerbe zu beheben. Die anwesenden Arbeit- 
nehmervertreter haben diesem Antrage ganz entschieden wider. 
sprochen, denn bei der ausserordentlichen Wohnungsnot und 
dem Wohnungselend der minderbemittelten Bevölkerung müssen 
wir in erster Linie Kleinwohnungen für die bedürftigen Volks- 
Schichten schaffen. Kreise, die sich eine grössere Wohnung 
leisten können und wollen, müssen die hierfür erforderlichen 
Mittel selbst aufbringen, s 

Eigenartig war die Stellungnahme des Vertreters im | 
Preussischen _ Wohlfahrtsministerium, des Staatssekretärs 
Scheydt. Die Baukostenzuschüsse sind' zurzeit so niedrig, dass 
trotz dieser Zuschüsse selbst gehobene Arbeiter und Angestellte 
die neuerbauten Wohnungen nicht bezahlen können. Infolge- 
dessen ist die Zahl der Kleinwohnungs-Neubauten verhältnis- 
mässig gering, so dass an einzelnen Orten der zur Verfügung 
stehende Betrag nicht restlos gebraucht wird. Deshalb war 
man nicht abgeneigt, dem Antrage des B.D. A. stattzugeben, 
Statt zu folgern, die heutigen Zuschüsse reichen bei weitem nicht 
aus, €S müssen grössere Mittel aufgebracht werden, um wieder 
Wohnmöglichkeiten für die breiten Massen zu schaffen, folgert 
das Preussische Wohlfahrtsministerium: ausreichende Zuschüsse 
für Kleinwohnungsbauten können gemäss der gelienden Verord- 
nung nicht gegeben werden, nun, dann verpulvern wir die ein- 
mal bewilligten Mittel, indem wir sie den Besitzenden zu Villen- 
bauten zur Verfügung stellen. Das Preussische Wohlfahrts- 
ministerium scheint sich zu einem Ministerium für die Wohlfahrt 
der Wohlhabenden ausbilden zu wollen 


Sozialpolitik 


Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung. Im! 
„Reichsgesetzblatt“ 1921, Seite 189, wird die Verordnung über 
die Beendigung der. wirtschaftlichen Demobilmachung vom 
18. Februar 1921 bekanntgegeben. . 

Hiernach sind die in den Kommunalverbänden errichteten 
Demobilmachungsausschüsse bis zum 31. März 1921 aufzır 
lösen. Den Demobilmachungsausschüssen lag es ob, die Ver- 
ordnung vom 25. April 1920 über die Freimachung von 
Arbeitsstellen durchzuführen. Diese Verordnung 
selbst bleibt noch in Kraft, jedoch wird vom Reichsarbeits- 
ministerium beabsichtigt, den Geltungsbereich der Demobil- 
machungsausschüsse wesentlich einzuschränken und die Be- 
schränkunge der Freizügigkeit aufzuheben, bis 
auf einzelne. Städte und Landesteile, wo die Wohnungs- und 
Wirtschaftsverhältnisse ‘dies heute noch unmöglich machen. 
Aus diesem Grunde ist im $ 1 der vorgenannten Verordnung 
vorgesehen, dass die Landeszentralbehörde oder die von ihr 
bezeichnete Stelle die einem Demobilmachungsausschuss ver- 
bleibenden Aufgaben einem anderen Ausschuss übertragen kann, 
unter dessen Mitgliedern sich eine gleiche Anzahl von Arbeit 
gebern und Arbeitnehmern befinden müssen. 

Im $ 2 der Verordnung wird dann die Reichsregierung er- 
mächtigt, den Zeitpunkt, zu welchem das Amt der Demobil- 
machungskommissare durch die Landeszentralbehörde aufzu- 
heben ist, seibst zu bestimmen. 

Nach dem $ 3 treten -sodann- alle Anordnungen der Reichs- 
ministerien-und der übrigen Demobilmachungsbehörden auf 
Grund der die wirtschaftliche Demobilmachung betreffenden 
Befugnisse mit dem 31. März 1922 ausser Kraft, sofern nicht 
durch Gesetz oder Anordnung ein früherer Zeitpunkt bestimmt 
ist. Der31.März1922ist mithin alsSchlusstermin 
der wirtschaftlichen Demobilmachung fest- 
gesetzt worden, und zu diesem Termin würden hiernach 
die Verordnungen vom 12. Februar 1920 über Einstellung 
und Entlassung von Arbeitern und Angestell- 
ten, sowie vom 8. November 1920 über Betriebsahb- 
brüche und -Stillegungen in Wegfall kommen, wenn 
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die weitere Entwicklung des Wirtschaftsiebens nicht letzten 
Endes doch noch ihre Verlängerung oder sogar Erweiterung 
nötig macht. 

Die Verordnung vom 21. November 1918 über Weiter- 
arbeitin Kriegsmaterial wird durch die Bestimmun- 
gen der Verordnung vom 18. Februar 1921 nicht berührt. Ebenso 


bleibt von dieser Verordnung unberührt die Verordnung vom 














23. Dezember 1918 (Reichsgesetzbl. 1456) über Tarifver- 


träge und Schlichtung von Arbeitsstreitig- 
keiten — der zweite Teil dieser Verordnung über Arbeiter- 
ünd Angestelltenausschüsse ist durch das Betriebsrätegesetz 
(B.R.G.) inzwischen bereits ausser Kraft gesetzt worden — 
sowie die Verordnung vom 24. Januar 1919 über eine Vor- 
läaufiige Landarbeitsordnung. Diese beiden Ver- 
Ordnungen sind keine Demobilmachungsvorschriften. Sie sind 
vom Rat der Volksbeauftragten verkündet worden und haben 
Ges.tzeskraft, können also nur durch den Reichstag ausser 
Krait gesetzt werden bzw. durch andere Gesetzesbestimmun- 
gen ersetzt werden. 

Das Betriebsbilanzgesetz hat in der vom Reichstag be- 


schlossenen Fassung folgenden Wortlaut: 


8 1. Die nach $ 72 des Betriebsrätegesetzes vom 4. Fe- 
bruar 1920 vorzulegende Betriebsbilanz muss nach den für das 
Unternehmen geltenden gesetzlichen Bilanzgrundsätzen die Be- 
Standteile des Vermögens und der Schulden des Unternehmens 
derart ersehen lassen, dass sie für sich allein und unabhängig 
von anderen Urkunden eine Uebersicht über den Vermögens- 
stand des Unternehmens: gewährt. Das dem Unternehmen 
nicht gewidmete Vermögen des Unternehmers bleibt hierbei 
ausser Betracht. 

8 1a. Zur Erläuterung der Betriebsbilanz ist über- die Be- 
deutung und die Zusammenhänge der einzelnen Bilanzposten 
Auskunft Zu geben. Die Auskunft muss sich auf die Unterlagen 
der Bilanz, wie Inventar, Rohbilanz, Kontokorrent-Konto, Be- 
triebs- und Handlungsunkosten gründen. Eine "Verpflichtung 
zur Vorlegung der Bilanzunterlagen besteht nicht. Auf wesent- 


liche Veränderungen, die im Geschäftsjahr vorgekommen sind, 


ist hinzuweisen. Sind Aktiva oder Passiva im Laufe des Ge- 
schäftsjahres aus dem Betriebsvermögen dem Nichtbetriebs- 
wermögen oder aus dem Nichtbetriebsvermögen dem Betriebs- 
vermögen zugeführt worden, so sind sie bei Vorlegung der Be- 
triebsbilanz in einer besonderen Aufstellung auszuweisen. 

* Gehören zu einem Unternehmen mehrere Betriebe, so muss 
bei Vorlegung der Betriebsbilanz, soweit es die Eigenart des 
Unternehmens und der dazugehörigen Betriebe gestattet, die 
Geschäftslage der einzeinen Betriebe erläutert werden. 

8 2. Das Recht, die Vorlegung und Erläuterung der Be- 
triebsbilanz (88 1, 1a) zu verlangen, steht neben den Einzel- 
betrievsräten auch dem Gesamtbetriebsrate zu. 

8 3. Auf die nach $ 72 des Betriebsrätegesetzes vorzıit- 
legende Betriebsgewinn- und -verlustrechnung finden die Vor- 
schriften der $$ 1 bis 2 entsprechende Anwendung. 

8 4. Die Vorlegung und Erläuterung einer Betriebsbilanz 
sowie einer Betriebsgewinn- und -verlustrechnung können erst- 
malig für das letzte vor dem 1. Januar 1921 abgelaufene Ge- 
Schäftsjahr verlangt werden. 

85. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1921 
in Kraft. 

Die Vorlegung der Betriebsbilanz end Gewinn- und Ver- 
iustrechnung. Das Gesetz vom 5. Februar 1921 ist kaum in 
Kraft getreten, und schon versuchen es die Unternehmer nach 
Möglichkeit zu sabotieren. 

Der Betriebsrat eines grösseren Unternehmens der Ber- 


liner Elektro-Industrie schreibt uns: 

„Der geschäftsführende Direktor las uns, ohne das Blatt eine Sekunde 
aus der Hand zu geben, die einzelnen Posten der bereits gedruckten Betriebs- 
"bilanz vor, jedoch derartig schnell, dass es uns beim besten Willen nicht mög- 
lich war, irgendwelche Zahlen zu notieren bzw. uns von der Geschäftslage des 
Unternehmens irgendein genaues Bild zu machen. Auf die Frage eines der 
Herren Direktoren, ob wir als Betriebsratsmitglieder noch irgend etwas zu 
wissen wünschen, antworteten wir dem betreffenden Herrn dahingehend, dass 


"ünseres Erachtens nach dem Sinne der Gesetzgebung die betreffende Bilanz 


Be zehändigt werden müsste, damit wir sie noch einer genauen Prüfung unter- 
zie können, um so mehr, da wir gemäss verschiedener gesetzlicher 
Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes zum Stillschweigen verpflichtet sind. 
Die Firma lehnte jedoch die Aushändigung der Bilanz schlankweg ab, und zwar 
mit der Begründung, dass sie gemäss $ 105 des Betriebsrätegesetzes bzw. des 
Knget erschienenen Gesetzes über die Betriebsbilanz nur verpflichtet wäre, uns 

ie Bilanz vorzulegen, d. h. also, dass in der Praxis eine Aushändigung 
zwecks Prüfung ‘oder Einsichtnahme der Bilanz von vornherein. ausge- 
schlossen ist.“ 

Die Unternehmer versuchen also, die Vorlegung 
der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung zu einer 
Farce zu machen, während es unbedingte 
Pflicht der Betriebsvertretung ist, im Allge- 
meininteresse Sich eine genaue Kenntnis des 
Standes des Unternehmens zu verschaffen. 
Weiter wird versucht, die Berichte nur den 
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Vorsitzenden des Betriebsrats zu geben, 
ebenfalls vollkommen unzulässig ist. 

Wir ersuchen die Betriebsvertretungen, 
sich auf alle diese Machenschaften nicht ein- 
zulassen und folgendes zu beachten: 

Im $ 72 BRG. heisst es ausdrücklich, dass den Be- 
triebsausschüssen oder wo solche nicht be- 
stehen, den Betriebsräten die Betriebsbilanz und 
Betriebsgewinn- und -verlustrechnung zur Einsichtnahme vor- 
gelegt und erläutert werden muss. Hiernach muss also in 
einer Sitzung der betreffenden Körperschaft der Unternehmer 
Bericht erstatten. 

Nachstehend lassen wir einen Entscheid des Reichsarbeits- 


was 


ministers I. A. 3514 vom 20. Oktober 1920 folgen: 


„Bei dem Schweigen des Gesetzes darüber, ob der Bericht mündlich oder 
schriftlich zu erstatten ist, lässt sich m.E. ein Zwang für den Unternehmer, 
den Bericht je nach der Wahl des Betriebsrats mündlich oder schriftlich »zu 
erstatten, nicht begründen, wie ich andererseits auch dem Unternehmer nicht 
das Recht zuerkennen möchte, nach seinem Belieben mündlich oder schriftlich 
zu berichten. Vielmehr scheint es mir dem Grundgedanken des Gesetzes, das 
in der mündlichen Aussprache stets das Wertvollere gegenüber dem Schriftver- 
kehr erblickt (vgl. auch $ 29 Abs, 3), zu entsprechen, wobei es dem Betriebs- 
rat unbenommen bleibt, sich freiwillig mit einem schriftlichen Bericht zu 
begnügen. 

Die in Ihrem Schreiben angedeuteten Mängel, die, wie ich nicht verkenne, 
auch bei mündlicher Berichterstattung hervortreten können, lassen sich m. E. zweck- 
mässig dadurch beseitigen, dass der Betriebsrat in der Nieder- 
schrift über die Sitzung, in der der Bericht erstattet 
wird, dessen wichtigsten Punkte aufnimmt. Der Arbeit- 
geber wird nach Treu und Glauben für verpflichtet zu halten sein, eine solche 
Aufzeichnung nicht durch die Art der Berichterstattung unmöglich zu machen.“ 

Der zweite Absatz dieser Entscheidung ist sinngemäss auch 
auf den $ 72 BRG. anzuwenden. Der Schriftführer hat also, 
wo die Hergabe von Unterlagen verweigert wird, die Bilanz 
und die Erläuterung des Unternehmers usw. in das Protokoll 
aufzunehmen. An Hand dieser Unterlagen sind die Betriebs- 
vertretungen dann in der Lage, eine Prüfung vorzunehmen und 
evtl. Unklarheiten in einer weiteren Sitzung mit dem Unter- 
nehmer aufzuklären. 

Wo die Unternehmer trotz dieser einwandireien Sachlage 
ihren Verpflichtungen nicht nachkommen, ist soiort die in 
Frage kommende Behörde zur Entscheidung anzurufen. So- 
lange die Bezirkswirtschaftsräte gemäss $ 93 BRG. noch nicht 
bestehen, kommen in den verschiedenen Ländern verschiedene 
Behörden in Frage, welche von Fall zu Fall von den Gewerk- 
schaften namhaft gemacht werden können. 


Ausbau der Gewerbeauisicht. Der Reichsarbeits- 
minister hat dem Zentralverband der Angestellten folgende 
Mitteilung auf eine Anfrage zugehen lassen: 

„Die Frage, wie die Aufsicht über die Angestellten- 
betriebe zu regeln ist, ist auf meine Veranlassung hin in 
einer Konferenz der leitenden Gewerbeaufsichtsbeamten 
Deutschlands im August 1920 besprochen worden. Diese waren 
übereinstimmend der Ansicht, dass es nicht zweckmässig sei, 
dafür besondere Behörden einzurichten, sondern dass es sich 
empiehle, die Aufsicht über die Betriebe, in denen Angestellte 
beschäftigt sind, den Gewerbeaufsichtsämtern zu 
übertrazen. Diesen sollen besondere Aufsichtsbeamte 
aus dem Kreise der Angestellten zugeteilt werden. Die weitere 
Bearbeitung: der Angele_ nheit ist einem besonderen Ausschuss 
übertragen. worden, der voraussichtlich dieser Tage zusammen- 
treten wird.“ s 


Die Neuordnung der Sozialversicherung. Am 15. Februar 
fand in Bitterfeld eine öffentliche Versammlung des AfA-Bundes 
statt, in der folgende Entschliessung gefasst wurde: 

„Die am 15. Februar in Bitterfeld tagende Angestelltenversammlung, 
die vom AfA-Bund einberufen worden ist, fordert die alsbaldige Neuordnung 
der gesamten Sozialversicherung; sie protestiert gegen die Vorschläge, die das 
Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte gemacht hat. 

Durch die fortschreitende Geldentwertung sind auch die an und für sich 
schon unzulänglichen Renten der Invaliden- und Angestelltenversicherung derart 
wertlos geworden, dass eine Aenderung alsbald eintreten ‚muss... In der 
heutigen wirtschaftlichen Situation dürfen die Beiträge nicht so bemessen 
werden, dass durch sie für die Zukunft eine Kapitalanhäufung stattfindet. Die 
Beiträge sollen vielmehr so bemessen werden, dass durch sie die laufenden 
Rentenansprüche befriedigt werden können. Wird der Sozialversicherung dieses 
Prinzip zugrunde gelegt, so wird auch eine weit bessere Versorgung der 
Rentner als bisher möglich sein.“ 

Eine vom Zentralverband der Angestellten (Ortsgruppe 
Berlin) für den 17. Februar einberufene Versammlung der Fach- 
gruppe Einzelhandel forderte die „Einführung derselben Beitrags- 
methode sowohl bei der Invaliden- als auch bei der Angestellten- 
versicherung, die jetzt schon bei der Unfallversicherung besteht. 
Es soll vermieden werden,- die Gegenwart unnötigerweise zu 
belasten.“ 

Daraufhin hat das Direktorium der Reichsver- 
sicherungsanstaltfür Angestellte am 21. Februar 
an die Presse folgende Mitteilung in schlechtem Deutsch ge- 
schickt: 
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„Um die Leistungen der Angestelitenversicherung zeitge- 
mäss erhöhen zu können, hatte das Direktorium der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte ursprünglich Beitragssätze bis 
zu 156 M. monatlich vorgeschlagen. Neuerdings werden dagegen 
Wege gesucht, auf denen sich jenes Ziel ohne eine so starke 
Belastung der Arbeitgeber und Angestellten im wesentlichen er- 
reichen lässt. Für den Fall, dass die Befreiung von der eigenen 
Beitragsleistung zur Angestelltenversicherung auf Grund von 
Lebensversicherungsverträgen auch bei der geplanten Erhöhung 
der Leistungen und der Versicherungsgrenze über 15000 M. 
zugelassen wird, sei darauf hingewiesen, daß diese Befreiung 
stets nicht schon mit dem Abschluss der Versicherung, sondern 
erst mit der unter bestimmten Vorausetzungen zu erteilenden 
Genehmigung der Reichsversicherungsanstalt bzw. ihrer Aus- 
gabestellen eintritt, und dass trotz der Befreiung der Arbeitgeber 
zur Zahlung seiner Hälften verpflichtet bleibt.” 


Die Teuerungsstatistik im Reich. Das Statistische Reichs- 
amt gibt über die Teuerungszahlen im Januar 1921 folgenden 
Bericht: 


„Die Ergebnisse für den Monat Januar 1921 zeigen gegen- 
über der ausserordentlichen Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten im Monat Dezember 1920, abgesehen von einigen Gross- 
städten, im allgemeinen noch keine Ermässigung; in 30 der vom 
„Eildienst“ eriassten 47 Gemeinden trat im Berichtsmonat 
noch Verschärfung ein. In 27 Erhebungsorten liegt sogar im 
Januar 1921 der Höhepunkt der Teuerung seit Februar des ver- 
gangenen Jahres. Dabei beträgt in 20 der vom „Fildienst“ er- 
fassten Städte die Steigerung 60 und mehr vom Hundert geren- 
über dem Februar 1920. 


Bemerkenswert ist, dass in einer Reihe von Grossstädten 
die Teuerung bereits im Dezember 1920 ihren Höhepunkt er- 
reicht hatte, während in Mittel- und Kleinstädten erst im Ja- 
nuar des laufenden Jahres die grösste Steigerung der Teuerungs- 
verhältnisse eintrat.“ 


-21—eee 
Orts- Verhältniszahlen mit Re- 
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Berlin Zr nr, 1 902,5 149 | 148 
Hamburg NE 1 985,8 800 | 1096 | 1026 137 | 128 
München! 1, 630,7 562| 764| 925 136 | 165 
Dresden . Re 529,3 605 | 932] 920 154 | 152 
Breslau . 528,3 589 | 828| 881 143 | 152 
Beuken 439,3 717 |1031| 947 Juli | 144 | 132 
Frankfurt a.M. . 433,0 784 | 948| 974 Mai | 121 | 124 
Nürnberg 352,7 5471 776| 934 142 | 171 
Stuttgart 309,2 580| 885| 890 153 | 153 
Chemnitz 303,8 628 | 99711034 159 | 165 
Dortmund . . 295,0 715 |: 910| 925 Aprii| 127 | 129 
Magdeburg. . . 235,9 524 | 864| 871 165 | 166 
Königsberg i. Pr, 260,9 558| 809| 876 144 | 157 
Mannheim . \ 229,6 580j 911) 895 157 | 154 
Kiele. 205,3 580 | 997) 950 172 | 164 
Augsburg 154,6 430 | 815 | 820 Nov, | 190 | 191 
Aachen . 145,7 687 110201 1151 148 | 168 
Braunschweig s 139,5 540 | 877| 894 162 | 166 
Karlsruhe 136,0 654 | 878) 920 Juni | 134 | 141 
Erfurt 129,6 574| 951! 968 166 | 169 
Lübeck. :).... »... 113,1 595 | 976| 962 164 | 162 
Hagen i W_. . . 92,9 747 \1037|1072 Nov.| 160 | 166 
Ludwigshafen a. Rh. 90,7 622 | 827| 931 133 | 150 
Darmstadt . . . . 82,4 658 | 896| 857 Mai | 136 | 130 
Frankfurt a. OÖ. . 65,1 620 | 901) 874 145 | 141 
Solingen. 48,9 810 11053) 1015 Mai | 130 | 125 
Halberstadt 47,1 639 | 804| 865 126 | 135 
Schwerin 45,5 516 | 801| 868 155 | 168 
Kattowitz . 45,4 562| 941| 983 168 | 175 
Heilbronn . 44,0 504 | 794| 830 157 | 165 
Göttingen . 41,2 523 | 790| 828 151 | 158 
Eisenach 39,2 483 | 849! 800 176 | 166 
Herford . 34,8 630 | 890] 962 141 | 153 
Bautzen. . .. 34,3 621 | 940| 992 152 | 160 
Giessen . 33,4 565 | 897| 942 179 | 169 
Oldenburg . 32,5 604 | 847| 879 140 | 146 
Schweinfurt 27,8 429 | 727| 788 Nov.| 170 | 184 
Eberswalde . . 26,8 579| 922| 908 159 | 157 
Wald (Rheinland) 25,9 683 | 97011083 142 | 159 
Euldaaess. a. % 23,8 521 | 831| 877 159 | 168 
Straubing . ER 22,5 522| 755| 751 Okt.| 145 | 144 
Reichenbach i. Schl, _, 15,2 598 | 827| 835 138 | 140 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 675 | 961| 984 142 | 146 
Rastenburg . ARE 13,3 4751| 835| 855 176 | 180 
Selb a '- 12,5 580 | 782] 807| 156 | Juni! 135 | 139 
Grimma. 10,6 610 | 855i 8571| 161 ai | 140 | 140 
Blumenthal 10,3 585 | 914] 914 156 | 156 
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Die Verhältniszahlen ermöglichen einen Ueberblick über die 
Teuerungsbewegung in den einzelnen Erhebungsgemeinden; da- 
bei bezeichnen die fettgedruckten Zahlen jeweils die grösste 
Steigerung während des Jahres in der betreffenden Erhebungs- 
gemeinde, 

Den Teuerungszahlen liest der monatliche .Lebensbedart 
einer Familie von zwei Erwachsenen und drei Kindern von 
12, 7 und 1% Jahren zugrunde. Sie werden erhalten als Summe 
der Preise von dreizehn Lebensmitteln (Roggenbrot, Nährmittel, 
Kartoffeln, Gemüse, Fleisch, Speck, Fett, Salzheringe, Brotauf- 
strich, Mus- oder Kochäpfel, Zucker, Eier, Vollmilch) in ent- 
sprechenden Mengen, ferner der Kosten für die erforderlichen 
Brennstoffe (Kohie, Holz-usw.) und Leuclıtstoffe (elektrisches 
Licht, Petroleum usw.) sowie der Wohnungsmiete für zwei Zim- 
mer und Küche, wie sie am Erhehbungsorte im Erhebungsmonat 
durchschnittlich gezalılt werden mussten. Für rationierte Le. 
bensmittel wird die von den Gemeinden verteilte Menge zum 
amtlichen Preise eingesetzt. Der ungedeckte Rest des Bedarfs 
wird mit den Preisen des freien oder Schleichhandels verrechnet. 
Da die amtlich verteilten Mengen sehr verschieden sind, können 
sich die Zahlen selbst in Nachbarorten sehr unterscheiden, doch 
tritt in grösseren Zeiträumen. ein Ausgleich ein. 


Die Zahlen enthalten nicht die Ausgaben für Kleider, Wäsche, 
Schuhe; sie sind also nicht als Existenzminimum zu verwerten; 
sie geben nur ein reines Vergleichsmass (Masszahlen). 


Die Erhebung erstreckt sich auf alle Gemeinden mit 10009 
Einwohnern und darüber. Sie wurde bezonnen im Febrtar 1920 
im Zeitpunkt der ersten amtlichen Lohnstatistik. Die Berech- 
nung geschieht durch die Statistischen Landesämter und das 
Statistische Reichsamt. 


Gewerkschaften und Arbeitslosenirage. Der Vorstand des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
der in der letzten Zeit mit den massgebenden Stellen im Reiche 
wiederholt über die Abhilfe der grossen Arbeitslosennot ver- 
handelt hat, veröffentlicht jetzt seine Forderungen, die er an 
die Reichsregierung gestellt hat. Im weitesten Umfange sind 
sofort öffentliche Arbeiten, in erster Linie für die 
öffentlichen Verkehrsbetriebe, in Angriff zu nehmen und Mittel 
für weitere Arbeiten bereitzustellen. Bet Vergebung dieser 
Aufträge sind die von der Arbeitslosigkeit am stärksten be- 
troffenen Bezirke besonders zu berücksichtigen. Den Unter- 
nehmern ist die Verpflichtung aufzuerlegen, entsprechend 
der Grösse des Auftrages Arbeitslose einzustellen 
Zu diesem Zwecke ist, soweit das technisch möglich "ist, eine 
verkürzte Arbeitszeit oder eine zweite Schicht einzurichten, 
Sollten die vorhandenen Betriebe zur Bewältigung der. Auf- 
träge nicht ausreichen, so sind andere geeignete Fabriken her- 
anzuziehen und nötigenfalis Betriebe umzustellen. Alle 
Aufträge der öffentlichen Verwaltungen sind als Notstands- 
arbeiten zu bezeichnen; dementsprechend ist der Unter- 
nehmergewinn zu begrenzen. Die Arbeiter müssen 
tariimässig entlohnt werden. Zur Mitbestimmung bei der Re- 
gelung der Auftragvergebung sind Vertreter der Ge- 
werkschaften hinzuzuzichen. Wo es auf keinem anderen 
Wege möglich ist, den Arbeitslosen Beschäftigung zu ver- 
schaffen, ist zu verlangen, dass allgemein, also auch für private 
Aufträge, die Arbeitszeit der Vollbeschäftigten verkürzt und 
nach Möglichkeit Schichtwechsel eingeführt wird. Den Kurz- 
arbeitern ist der Lohnausfall zu zwei Dritteln von 
den Arbeitgebern zu ersetzen, die wiederum vom 
Reich und den Ländern die Hälfte der hieraus erwachsenen 
Kosten aus den Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
ersetzt bekommen. Mit Hinsicht auf die Existenzmöglichkeit 
der Kurzarbeiter in den jetzigen Zeiten muss natürlich alles anf 
gewendet werden, um die Kurzarbeit baldmöglichst 
wieder in Vollarbeit umzuwandeln. Das Baw 
gewerbe soll ebenfalls durch schleunigste Bereitstellung öffent- 
licher Mittel für dn Wohnungsbau gefördert werden. Für 
alle Arbeitslosen, denen auch nach Erfüllung dieser Forde- 
rungen keine Beschäftigung gegeben werden kann, ist eine an- 
gemessene Erhöhung der laufenden Unter- 
stützung zu beschliessen. Für Kinder unbemittelter Eltern 
muss die Schulspeisung eingeführt bzw. ausgebaut werden. 
Zum Schluss fordert der Gewerkschaftsbund mit allem Nach- 
druck die - sofortige Einziehung aller Besitz- 
steuern, damit aus der Durchführung der von ihm geforder- 
ten Massnahmen keine weitere Steigerung der Inflation eintritt. 


Der „Gewerkschaftliche Nachrichtendienst“ weist darauf 


‚hin, dass der grösste Teil dieser Forderungen schon Gegenstand 


der Verhandlungen mit der Regierung war, „deren Verlauf zu 
der Hoffnung berechtige, dass sie nach Möglichkeit Berück- 
sichtigung finden werden, weil auch die Regierung sich des 
Ernstes der Lage bewusst zu sein scheint“, Wir wollen hoffen, 
dass dem so ist. . 
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| Angestelltenbewegung 


Nr. 10 


Reichsvertreter- 


Freigewerkschaftliche Grundsätze. Die 
beschäftigte 


sitzung des AfA-Bundes vom 22. Januar 1921 
sich auch mit dem Programm und Satzung des AfA- 
Bundes. Die freigewerkschaftlichen Grundsätze sind auf 
Grund der auf der Vorstandskonferenz am 6. und 7. November 
1920 angenommenen Richtlinien ausgearbeitet worden und 
haben die Anregungen des Deutschen Werkmeister-Verbandes 


soweit wie möglich berücksichtigt. Die Grundsätze, die end- 
gültig vom Gewerkschaftskongress des AfA-Bundes beschlos- 
sen werden sollen, lauten folgendermassen: 


I. Die auf dem Privateigentum an den Produktionsmitteln 


| beruhende kapitalistische Wirtschaft mit ihrer Entwicklung zum 
"Grossbetrieb und ihrer immer weitergetriebenen Arbeitsteilußg 


kat ein Heer von Angestellten geschaffen, die ebenso wie die Ar- 


‚ beiter zeit ihres Lebens darauf angewiesen sind, als besitzlose 


Arbeitnehmer ihren Unterhalt zu erwerben. 
Um ihre wirtschaftliche und soziale Lage zu heben und ihre 
Rechte gegenüber dem Unternehmertum zu wahren, sind auch 


‚die Angestellten gezwungen, sich in Gewerkschaften zusammen- 





aD m. 


‚gewerkschaftlichen Handarbeiterschaft, 


zuschliessen. Parteipolitische und religiöse Ueberzeugung darf 
hierbei kein Hinderungsgrund für die gemeinsame Arbeit sein. 


I. Die wirtschaftliche Uebermacht der Unternehmer zwingt 
die Angestellten zum gemeinsamen Kampi um: » 
1. die Steigerung ihres Anteiles am Produktionsertrage; 
2. die Erringung zgünstigerer und die Abwehr schlechterer Ar- 
beitsbedingungen; 
3. die rechtliche Sicherung des arbeitenden Menschen vor den 
schädigenden Wirkungen der kapitalistischen Lohnarbeit. 


IH. Die freien Gewerkschaften der Angestellten fordern: 

1. die rückhaltlose Anerkennung des Vorrechts des arbeitenden 
Menschen vor dem des toten Besitzes: 
. die Beseitigung des arbeitslosen Renten-Einkommens zu- 
gunsten der Gesamtheit: 
die Kontrolle der Warenerzeugung und -verteilung; 

die gemeinwirtschaftliche Ordnung der Wirtschaftsführung; 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in allen Fragen des 
Lohn- und Arbeitsverhältnisses. 

Sie erblicken deshalb im wirtschaftlichen Sozialismus gegen- 
über der privatkapitalistischen Wirtschaft die höhere Form der 
volkswirtschaftlichen Organisation. z 

- W. Das Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer muss bei 
der gesamten Produktion, vom Einzelbetriebe beginnend _bis in 
die höchsten Spitzen der zentralen Wirtschaftsorganisation ver- 
wirklicht werden. 

"Die Betriebsräte haben im Einverständnis mit den Gewerk- 
schaften und auf deren Macht gestützt in Gemeinschait mit der 
Betriebsleitung die Betriebsdemokratie durchzuführen. 

‚ Aufgabe der freien Angestelltengewerkschaiten ist es, die 
wirtschaftliche und soziale Bildung der Angestellten zu fördern 
und sie für ihre Tätigkeit in der vergesellschafteten Wirtschaft 
zu schulen. 

V. Die Satzung einer gewerkschaftlichen Organisation muss 
klar erkennen lassen, dass nur Arbeitnehmer die Mitgliedschait 
erwerben können, und zwar ohne Rücksicht auf Geschlecht, 
Glaubensbekenntnis, Rasse, Partei-, Staatszugehörigkeit und 
Vorbildung. Unternehmer dürfen als. Mitglieder nicht auige- 
nommen werden. Jede Unterstützung von ihrer Seite ist ab- 
zulehnen. 

Eine gewerkschaftliche Organisation muss bereit sein, gege- 
benenfalls alle gewerkschaftlichen Kampfesmittel anzuwenden 
ünd darf in ihrem Programm keinen Zweifel darüber lassen. In 
den Satzungen muss für den Fall der Anwendung gewerkschajit- 
licher Kampiesmittel die Bereitstellung, von Unterstützung. in 
Form von Streik-, Solidaritäts- und Gemassregelten-Hilfe. vor- 
gesehen werden. 

VI. Zur gemeinsamen Durchführung ihrer Ziele. und Forde- 
tungen iind zur gegenseitigen Unterstützung im wirtschaftlichen 
und sozialen Kampf bilden die freien Gewerkschaften der Ange- 
stellten Deutschlands den 

Allgemeinen freien Angestelltenbund 

(AfA-Bund). 

Die Gemeinschaft. der Arbeitnehmerinteressen gegenüber dem 
Unternehmertum und die daraus folgende Solidarität aller Ar- 
beitnehmer ist die einzige Möglichkeit, die gesteckten Ziele zu 
erreichen. Der AfA-Bund bildet deshalb in organisatorischer 
Zusammenarbeit mit dem A. D. G. B., als Vertretung der irei- 
die einheitliche Front 
aller freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer Deutschlands. 


Der N. D. T. V. als Gehaltsdrücker. Seit Jahr. und Tag 
führen wir einen schweren Kampf gegen Gehaltsunterbietungen 
aller Art. Unsere so grosszügig ausgebaute Fiospitanten-Orga- 
nisation hat insbesondere die Aufgabe, die in den Beruf ein- 
tretenden Kollegen davon zu überzeugen, dass auch sie ver- 
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pflichtet sind, eine ihrer Ausbildung und ihren Leistungen ent- 
sprechende Bezahlung auch in der Anfangsstellung zu ver- 
langen.» In den abgeschlossenen Tariiverträgen sind überall 
Aniangsgehälter. iestgelegt. Nach sechs- bis achtjähriger Aus- 
bildung müssen doch die Leistungen so bewertet werden, dass 
der junge Techniker unter bescheidenen Ansprüchen von seinem 
Gehalt leben kann. Wenn trotz alledem neu in den Beruf ein- 
tretende Kollegen,‘um eine Anfangsstellung zu bekommen, dem 
Druck »gewisser Arbeitgeber, sie unter Tarif einzustellen, unter- 
liegen, .so ist das im Interesse der gesamten Kollegenschaft 
ausserordentlich bedauerlich, aber bei der Unerfahrenheit dieser 
jungen Freunde entschuldbar. Dass “aber eine Angestellten- 
organisation selbst hierzu die Hand bietet, dürfte bisher kaum 
dagewesen sein. 

Die Landesgeschäftsstelle Saarpfalz des N. D. T. V, ver- 
sendet unter dem 28. Januar an die Arbeitgeber des Saarlandes 
ein Schreiben, in dem die Benutzung des Stellennachweises des 
N. D. T. V. empfohlen wird. Um den Arbeitgebern die Tüch- 
tigkeit dieses Stellennachweises zu beweisen, heisst es weiter: 

„Ein Absolvent der höheren laschinenbauschule zu Aachen sucht bis 
15. März Anfangsstellung und legt den Hauptwert als angehender Ingenieur 
weniger aufhohesEinkommen, als auf Vervollkommnung im Berufe .... . 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
1. A. gez. Kratz 


Geschäftsführer.“ 


Das ist die „Gewerkschaitsarbeit“ des N. D. T. V.! Die 
Arbeitgeber werden aus diesem Angebot ersehen, dass: der 
N. D. T. V. sich in jeder Beziehung bemüht, dem ihm von Ar- 
beitzeberseite bewiesenen Wohlwollen durch Angebot unter- 
tariflich bezahlter Arbeitskräfte gerecht zu werden. 

Dem N. D.T. V. scheint es allmählich selbst klar zu werden, 
dass sein verräterisches Treiben. die Angestelltenschait zu 
immer schärferer Ablehnung auipeitscht. So haite er für den 
4, Februar für Kirchen und Umgegend (Siegerland) eine 
öffentliche Versammlung einberufen. Nachdem etwa °ı Stun- 
den verstrichen waren, erhob sich in der hintersten Seh 
ein Herr Budziszewski, Beamter des D. H. V., Geschäitssteße 
Siegen, und verkündete, dass: der vorgesehene Referent, Herr 
Eifelsberger vom N. D. T. V., der über das Thema „Die Tech- 
niker am Scheidewege“ sprechen sollte, nicht erschienen sei. 
Sprach’s, schloss die. Versammlung, drehte sich um und ver- 
schwand. Von Vertretern der AfA wurde sofort die Versamm- 
lung wieder eröffnet und nach eingehenden Referaten gegen 
eine Stimme eine Entschliessung angenommen, in der die Zer- 
splitterungsbestrebungen der Harmonieverbände abgelehnt und 
die Voilsozialisierung des Bergbaues und unseres Wirtschafts- 
lebens gefordert wurde. Der Erfolg der Versammlung waren 
6 Anmeldungen zum Bund und 3 zum Zentralverband. Inter- 
essant ist noch, dass mehrere anwesende ‘Personen den aus- 
gebliebenen Referenten, Herrn Eifelsberger vom N. D. T. V., 
zusammen mit Herrn Budziszewski inder kleinen Bahn- 
hofsvorhalle in Kirchen gesehen haben. Die 
Herrschaften haben sich scheinbar dann entschlossen, zu kneifen, 
da sie sich der zu erwartenden Niederlage schon von vornherein 
bewusst waren. 


Berufsfragen 


Zölibat für technische Angestellte. Bei den Stellenaus- 
schreibungen für Techniker, insbesondere für Bautechniker, 
mehren sich in letzter Zeit in einer geradezu bedenklichen Weise 
die Forderungen, dass nur ledige Bewerber Berücksichtigung 
finden. Dabei handeit es sich durchaus nicht um Anfänger- 
stellungen, sondern es werden im Gegenteil hochqualifizierte 
Architekten und Techniker gefordert, die alle vorkommenden 
Arbeiten vollkommen selbständig erledigen‘ können, das heisst: 
in Frage kommen für diese Posten nur ältere erfahrene Ange- 
stellte. Uns sind die schwierigen Wohnverhältnisse sehr wohl 
bekannt, aber die derzeitige Stellenlosigkeit unter den Bautsch- 
nikern wird es in den meisten Fällen ermöglichen, einen Ange- 
stellten, der am Orte wohnt, sanzustellen, bei dem. also die Be- 
schaffung einer Wohnung -beim Stellenantritt nicht in Frage 
kommt. Es trifft dies besonders für die Grossstädte zu. Wenn 
selbst die Architekten Bielenberg & Moser, Berlin, Fasanen- 
strasse 25, nur unverheiratete Herren berücksichtigen wollen, 
so kann das nicht scharf genug verurteilt werden, gibt es doch 
in Berlin Tausende verheiratete hochqualifizierte Bautechniker, 
durch deren Einstellung für die Wohnungsbeschaffung keinerlei 
Schwierigkeiten bestehen würden. Besonders zu verurteilen ist 
es aber auch, dass selbst Stadtverwaltungen, wie Benrath und 
Arnsberg; hierbei keine Ausnahme machen. Staat und Gemeinde 
sollten sich in erster Linie verpflichtet halten, für die für sie 
notwendigen ‚Beamten auch Wohnungen zu beschaffen. Sie 
sollten sich bewusst sein, dass sie mit dieser Forderung ein 
Verbrechen am deutschen Volke begehen, indem sie arbeits- 
willige und arbeitsfreudige Faamilienväter aufs Pilaster setzen 
und mit ihren Familien der Verelendung preisgeben. 
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Aus dem Bunde 


Aufhäuser in den Reichstag gewählt. Bei den Nachwahlen 
zum Reichstag, die am 20. Februar für die Abstimmungsgebiete 
Ostpreussen und Schleswig-Holstein stattgefunden haben, ist 
der Geschäftsführer unseres Bundes, Kollege S. Aufhäuser, ge- 
wählt worden. Die sachlich parlamentarische Tätigkeit, die 
Kollege Aufhäuser im Interesse der Angestellter nunmehr im 
Reichstag auszuüben in der Lage sein wird, dürfte bald zeigen, 
wie haltlos die politischen Verdächtigungen unserer Gegner 
gegen Aufhäuser sind, 


Vorstandsbekanntmachungen 


Ausschluss von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat ia seiner Sitzung 
vom 21. 2, 21 beschlossen, die Mitglieder 
Frieda Cordes, 111043, 
Martha Cordes, 138341, 
Fritz Röber, 28556 
auf Grund des & 13a der Satzung aus dem Bunde auszuschliessen. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengeselischaft. 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b.H., Leipzig, 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co,, Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 


Aus den Gauen 


Baden. Durch die immer mehr zunehmenden Streitigkeiten aus dem 
Arbeitsverhältnis entstehen auf gewerkschaftlichem Gebiete mancher- 
lei Arbeiten. Besonders die Kündigungen und fristlosen Entlassungen 
beschäftigen wiederum stärker denn je die Schlichtungsausschüsse und Gewerbe- 
gerichte. Hauptsächlich sind es die kleinen Betriebe und vornehmlich die 
Baugeschäfte, die, nicht unter das Betriebsrätegesetz fallend, mit einer 
Willkür ihre Angestellten behandeln, die jeder Beschreibung spottet. Im 
Berichtsmonat musste die Gaunebenstelle zwölf Streitfälle behandeln, von 
denen durch Vergleich vier, durch Schiedsspruch zwei erledigt wurden. Zurück- 
gezogen wurde ein- Streitfall; fünf Fälle schweben noch. Rechtsberatung 
wurde in vier Fällen erteilt, 

Zum Abschluss gebracht wurde der Tarif für die Elektro-Installations- 
branche für die Gebiete Baden, Pfalz, Rheinhessen, Saarland und die 
Regierungsbezirke Trier und Coblenz. Verhandlungen schweben noch in 
Singen, Freiburg, Lörrach, Schopfheim, Mannheim und Heidelberg. In Manu- 
heim geht der Streit noch ganz besonders um die Heraufsetzung der Arbkeits- 
zeit von 42 Stunden auf 45 Stunden pro Woche. Zwar sind die Angestellten 
durch Schiedsspruch verpflichtet, 45 Stunden zu arbeiten, doch verlangen sie 
eine der Mehrarbeit entsprechende Bezahlung, die von den Unternehmern abge- 
lehnt wird. Der Schlichtungsausschuss ist erneut in dieser Streitigkeit 
angerufen. ; 

Die wirtschaftliche Lage verschlechtert sich immer mehr. In der 
Metallindustrie werden Betriebseinschränkungen infolge angeblich mangelnden 
Absatzes vorgenommen. Auch in anderen Berufszweigen, ausschliesslich 
cer Textilbranche und des Wagsonbaues, herrscht ebenfalls Arbeitsmangel, 


Versammlungskalender 


Berlin. Sitzung der Ortsvorsitzenden, Kassierer und Kassenrevisoren. 
16. II. 7%. Refer. Lustig. Nordischer Hof (Blauer Saal), Invalidenstrasse 126. @ 
F. Holzgewerbe. 17.1. 7%, Hackescher Hof, Rosenthaler Str. 40,41. e B. Ver- 
messungswesen. 18. IIL 7%, Berliner Clubhaus, Ohmstr. 2. 

Chemnitz. Bundestags-Wahl Sonntag, 13. ii. (nicht 10. IIL) 10—4 Uhr 
Geschäftsstelle. ® F. Bau-, Gemeinde-, Vermessungs-, Staatstechn, 14. II. 7%, 
Deutsche Eiche, Brühl. @ F. Kunstgew.-Zeichn. Brauereiang. 15. II, 7%, Thüring. 

- Hof. ® F. Maschinentechn., Elektrotechn. 16. II. 7%, Thüring. Hof. ® F. Werk- 
meister. 23. II. 7%, Restaurant Hackepeter, Poststr. 33, 

Eisenach. M. 16. IIL 8%. „Karthauserhof“, Karlsplatz, 

München. Oeffent!. Gem.-Techn.-Versammlung. 19. IL 7%, 
Brunnstrasse. 


.. 
oo Bücherschau 00 


Wirtschaft und Statistik. Das Statistische Reichsamt gibt seit Januar 
dieses Jahres eine zunächst monatlich erscheinende Zeitschrift „Wirtschaft und 
Statistik“ heraus, die über alle Fragen unseres Volks- und Wirtschaftslebens 
auf Grund zahlenmässiger Unterlagen rasch, übersichtlich und gemeinverständ- 
lich berichten soll. Die Zeitschrift wird deshalb nicht nur für die Verwaltung 
und Wissenschaft, sondern vor allem auch für die Vertreter des praktischen 
Wirtschaftslebens, der Landwirtschaft, Industrie und des Handels und ihre 
Organisationen ein wertvoller Führer sein. Sie vermittelt, besonders durch 
die fortlaufende Berichterstattung über die neuesten monatlichen Feststellungen 
auf den verschiedensten Gebieten, die Kenntnis der tatsä chlichen Ver- 
hältnisse des Wirtschaftslebens, die die Voraussetzung für eine richtige Beur- 
teilung aller wirtschaftlichen Fragen ist. ; 

Die Zeitschrift ist zum Preise von vierteljährlich 9 M.: durch die Post, den 
Buchhandel oder den Verlag (Reimar Hobbing in Berlin SW48) zu bezichen. 








Kreuzbräu, 





Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, 
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Nr. 10 


fiied Nestriepke. 
„ in Halbieinen ge- 


Die Gewerkschaftsbewe 
Zweiter Band 
bunden 36 M, 


Der in unserer Besprechung in Nr. 32/33, Jahrgang 1920 der „D.T.-Z* 
angekündigte zweite Band ist inzwischen e:schienen, Er zerfällt in zwei Ab- 
schnitte, von denen der erste Krieg und Revolution, der zweite die übrige 
Gewerkschaftsbewegung in Deutschland behandelt. Aus dem zweiten Teil 
sind für uns en die Kapitel 41 und 42, die sich mit der Angestellten- 
bewegung befassen, von Belang, und zwar nicht bloss deshalb, weil sie den 
neuesten Stand wiedergeben, sondern die Strömungen in der Angestellten 
bewegung in einem Sinne behandeln, gegen den sich von unserem Stand. 
punkte aus grundsätzliche Einwendungen nicht erheben lassen. Wir empfehlen 
deshalb auch diesen Band ebenso wie den ersten der ernstesten Beacht 
der Kollegen. Mindestens die grösseren Ortsverwaltungen sollten es sich an- 
gelegen sein lassen, die Schrift von Nestriepke für ihre Büchereien anzu- 
schaffen. — Binnen kurzem erscheint noch ein Ergänzungsband, der die 
Geschichte der Gewerkschaftsbewegung im Auslande behandeln wird. 


Karl Sohlich. : 


Wege zur Relativitätstheorie, Von Rudolf Lämmel. Mit 25 A 
bildungen im Text. 5. Auflage. Stuttgart. Kosmos, Gesellschaft der Natur- 
freunde. Geschäftsstelle: Franckh’sche Verlagsbuchhandlung. e ' 

Die Ergebnisse der Einsteinschen Forschungen haben in der gesamten 
Kulturwelt starkes und. berechtiotes Aufschen erregt. Wenn auch die Aus 
wirkungen dieser Ergebnisse im Alltagsleben zunächst noch ohne bemerkbaren 
Einfluss bleiben werden, so kann doch der tiefer schürfende Mensch an der 
Umwälzung der bisher geltenden Gesetze der Mechanik achtlos nicht vorüber- 
gehen. Insbesondere ist es der Techniker, der dem Forscher auf seinen neuen 
Wegen zu folgen am ersten bereit sein wird; berührt doch die Lehre Einsteins 
Gebiete, in denen er durch seine Fachwissenschaft zu Hauss ist. Wennschon 
es richtig. ist, dass das allgemeine Relativitätsprinzip in seinem vollen Um- 
fange nur von denen verstanden werden wird, die mit dem Differential und 
Integral umzugehen gewohnt sind, so wird doch auch dies Büchlein den Weg 
in die Technikerschaft finden, obwohl der Verfasser versucht, mehr in allge 
meinverständlichen Bildern und Gleichungen die schwierige Materie zu meistern. 
Für den Laien geschrieben, jedoch auch für den Techniker interessant, kann 
die kleine Schrift von Rudolf Lämmel unseren Mitgliedern als praktisches 


Rüstzeug für die Erkenntnis der Wege zu dem allgemeinen Relativitätsprinzip 
empfohlen werden. 


ung. Von Dr. Si 
(VIE und 475 Seiten). Broschiert 30 


Beiträge zur Geschichte der Technik und Industrie, 


von Conrad Matschoss. 


Herausgegeben 
X. Band, im Verlage des Vereins Deutscher 
Ingenieure. Berlin 1920. 84 Textabbildungen und 11 Bildnisse, Preis 34 M. 
geheftet, 39 M. gebunden. Für die Mitglieder des Vereines deutscher 
Ingenieure Vorzugspreise. 

Der soeben erschienene Band enthält folgende grössere Aufsätze: Conrad 
Matschoss: „Friedrich Harkort, der grosse deutsche Industriebegründer und 
Volkserzieher.“ August Rotth: „Die Brüder Siemens und die Wärme,“ Prof, 
Dr. R. Dietz: „Friedrich Siemens und das Glas.“ Dr.-Ing. Dr. phil. F. Moll: 
„Holzschutz. Seine Entwicklung von der Urzeit bis zur Umwandlung des 
Handwerks in Fabrikbetriebe“ Heinrich Lotz: „John Cockerill in seiner 
Bedeutung als Ingenieur und Industrieller 1790—1840.% Dr.-Ing. B. Buxbaum: 
„Der amerikanische Werkzeugmaschinen- -und Werkzeugbau im 18, und 19, Jahr- 
hundert.“ Prof. J. W. Roe: „Eli Whitney, der Erfinder der Baumwollen- 
kernmaschine und Schöpfer der austauschbaren Fertigung.“ Dr.-Ing. Hugo 
Th. Horwitz: „Technische Darstellungen aus alten Miniaturwerken“, und 
„Entwicklung der Drehbewegung“. Ein Ueberblick des Inhalts zeigt die Reich- 
haltigkeit, die auch das diesjährige Jahrbuch auszeichnet, Von jeher wurde 
den biographischen Darstellungen breiter Raum gewährt. Die Lebens- und 
Charakterbilder der Pioniere technischer Arbeit geben dem Ingenieur ein an- 
schauliches Bild, wie die Dinge, die dem heutigen Techniker selbstverständlich 
geworden sind, entstanden. Durch die Fülle des Stoffes schliesst das Jahrbuch 
sich würdig seinen Vorgängern an. Die Bedeutung der Geschichte der Technik 
ist heute von weiten Kreisen erkannt und anerkannt. Möge der neue Band 
des Jahrbuches dazu beitragen, dem Werke und der Sache neue Freunde 
zuzuführen! 


Sterbeiafel 


Es starben: 


Max Geisler (61 316), Stettin. 

Max Glogowski (71 138), Hindenburg. 
August Honisch (71712), Hindenburg. 
Fritz Japstock (94 760), Dresden. 
Richard Klippenstein (60 017), Berlin. 
Bernhard Kiopf (T. 59 290), Würzburg. 
Jakob Neuhäuser (113 179), Altenessen. 


Arthur Pallasky (100 463), Neusalz/Oder, 


Albin Prechel (43 477), Charlottenburg. 

August Rank (68 995), Recklinghausen. 

Ernst Schleicher (T. 90889), SS 

Max Scholtyssek (134 448), Striegau. 

Kari Söllner (36 934), Eisleben. 

Alexander Trieschmann (Ho. 19 017), Würzburg. 
Georg Wienzgol (173 441), Eintrachthütte. 
Ludwig Zydek (78 990), Hindenburg. 


Ehreihrem Andenken! 








Schwedt, Berlin. 
































Zu möglichst baldigem Eintritt suchen wir je einen 


selbständigen 
Konstrukteur 


1. für Waggonbau 

2. für Feldbahnwagenbau 

3. für Weichenbau 

4. für Eimerbagger und Krane. 


Es wollen sich nur Herren melden, die eine gute theoretische 
Vorbildung besitzen und bereits konstruktiv in den genannten 
Fächern tätig waren. Angebote mit Zeugnisabschriften und 

Echaltsansprüche sind zu richten an die Personal- 













Orenstein & Koppel A.-G. 


Berlin SW61, Tempelhofer Ufer 23/24. 


Wir suchen zum möglichst sofortigen Antritt einen 


jüngeren Bautechniker, 


ii gute Erfahrungen in Hach- und Tiefbau und in Vermessungskunde 
itzt. 
Ausführliche schriftliche Angebote mit Zeugnisabschriften, Lebenslauf, 
Lichtbild und Angabe von Referenzen, Gehaltsansprüchen und Eintritts- 
Westpreussische BarunamnElektrizttäts-Angallschatt 
m. D. M., 


Marienwerder. 


Techniker 
fr Dampikessel, Dampfüberhitzer 0, Apparat 


ung, für iederrhein zu 
sofort. oder später gesucht. Ausführliche Bewerbungsschreiben mit 
i Gehaltsansprüchen und Bild erbeten an 


. Dupuis & Co, M.-Giladhach. 


rn 
Wir suchen für unser Konstruktionsbureau einen tüchtigen, flotten 


Zeichner 


zur unmittelbaren Unterstützung des Konstruktionsingenieurs für 

Weasserturbinenbau. Ausführliche Angebote an i 
Altorfi& Propfie, 

Maschinenfabrik, Mühlenbauanstalt und Turbinenfabrik, Paderborn, 


helterer erfuhrener Konstrukteur 


für Generator- und Apparatebau zum baldigen Antritt gesucht, 
Angebote mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen, Zeugnisabschriften und 
Referenzen an die Deutsche Mondgas- u. Nebenprodukten- 
Gesellschaft m. b. H., Berlin W 8, Krausenstr. 9 10. 


















Grösseres Braunkohlenwerk der Lausitz mit ausgedehnten 
Bahnanlagen sucht zum baldigen Eintritt einen im Bau und in 
der Unterhaltung von Gruben- und Abraumbahnen erfahrenen 


 Eisenbahntechniker, 


Angebote unter Beifügung eines Lebenslaufes, Zeugnisabschriften 
und Angabe von Referenzen sind zu richten an die 


Braunkohlen- undBrikett-IndustrieA.G. 


Betriebsdirektion Mückenberg, 
Millygruhe, Post Mückenberg, Kr.Liebenwerda (N.-L.) E 


HOLLAND 
für nee Telephonfabrik 


für unsere 
einen gewandten 


Konstrukteur 


und einen erfahrenen 


Revisionsbeamten. 


N.V. Holland-Beigid Thermophoon Cie 
| Zeist-Holland. 





























DEUTSCHE TEC 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum &, — 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 90%, bei 6 Aufnahmen 15 %, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 39 %. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark, 


Tüchtiger Konstrukteur 


für Oelmaschinen p. sofort gesusht, 
Eilangebote an Trumannwerke, 
Aschersieben. 








Jüngerer 


Techniker 


des Schiffsmaschinenbaus m. Kennt- 
nissen im Schiffbau, Bagger und 
sonstig. Baumaschinen z. 1.Aprilcr. 
gesucht. 

Gehaltszahlung erfolgt nach Tarif- 
vertrag. ferten nebst Zeugnis- 
abschriften und ausführlichem Le- 
benslauf sind zu richten an das 
Maschinenbauamt Herne i. W. 
Postschliessfach 10. 

Durchaus zuverlässiger, ener- 
gischer und möglichst im landwirt- 
schaftlichen Bauwesen erfahrener 


Bauführer 


wird für den Neubau eines Wirt- 
schaftsgebäudes (Bauzeit ca. 6—7 
Monate) z. 1.4, für ein Gut in der 
Prov. Pom. ges. — Ang. m. Zeugn.- 
Abschr. und Angabe des Bildungsg. 
und der Gehaltsansprüche an 


J. Opfermann, Architekt 
Stettin, Friedrich-Karl-Str. 12a. 
Jüngerer 
Diplomingenieur 
des Maschinenbaufachs mit guten 
Kenntnissen in der Elektrotechnik, 
der auch die Revisionen an den 
staatl. Schiffskesseln auszuführen 
hat, z. 1. April 1921 gesucht, früh. 
Eintritt ist erwünscht. Gehaltszahlg. 
erfolgt nach Tarifvertrag. Offerten 
nebst Zeugnisabschriften und ausf. 
Lebens'auf sind zu richten an das 
Maschinenbauamt Herne 1. W. 
Postschliessfach 10. 


Mitglieder! 


kauft bei unseren Inserenten! 


Technische Werke 


z. Selbstunterricht. Katalog gratis. 
Polytechnische Verlagsgeselisch. 
Max Hittenkofer, Strelitzi.M. 


Briefmarken 


Bayern, Saar etc. Liste gegen 
Rückarte.. KM. Rohr, Kaisers- 
lautern 3, Burgstr. 37. 


ettnässen 


Befreiung sofort. 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst. 


Vers. San. Artikel &g. Englibrecht, 


München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 

Photograph. Apparate 

% ie 

% Fre RER } 

Musikinstrumente 

Katalog B frei. 

IN f Katalog C_ frei. 

Ha ld, Bilder-KatalogD 
Teilzahlung. 

L. Römer, Altona (Elbe) 108. 

Fischer: Statik 

u. Festiekeitsiehre 

Mathematik 

zum Selbstunterricht, 

Gebunden M. 60,— durch 

Hesmann MOUSSOT, hau. 

Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 73. 








Uhren, Brillanten, 

Gold-u.Metallwaran 

Band 1—3. Gebunden MM, 264,—., 
Monatsrate M. 28.—. 
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Mark. 












Sünftigtte Alterd: und Kamilienverjorgung 
aweds Befreiung von ber Ungeflelltenverficherung bietet Die 
Deufihe Beamten-Lebensverfiherung a. ©. 
Unftall des Deutihen Beamten-Wirtihaftsbundes. 
Austunft und Drudjachen foftenlos durch den 
Vertrauensmann: Rehnungsrat d. Henne, 


Berlin-Steglig, Stemensftraße 75. 
Fernruf: Steglit 37. 


das HAUZENUK von Henry Edw. Jost’s Schriften, die in einer # 
viertel Million Exemplaren verbreitet sind, ist wieder zu haben. 
Preis gebunden 14.40 Mark. Gründliches Studium bringt f 


reichen Gewinn. Verlangen Sie sofort kostenlos Prospekt. # 
Concordia Deutsche Verlags-Anstalt, Berlin S. 11. 


LABORANT 


mit Erfahrungen auf dem Gebiete der Mineralölanalyse zu 
möglichst sofortigem Eintritt gesucht. — Offerten mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften, Referenzen und Gehaltsansprüchen an die 


Deutsche Erdöl Aktiengeseilschaft 
Personal-Abteilung 


| Berlin W 82, Kurfürstenstrasse 112. 



































Wir suchen zum 1. April einen tüchtigen ersten 


Konstrukfeur 


mit grosser Erfahrung im Steilrohrkesselbau. Bewerber werden gebeten, 
ihre Angebote unter Angabe der bisherigen Tätigkeit, Referenzen und 
Gehaltsansprüche nebst Zeugnisabschriften einzureichen an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik vorm. Dürr & Ce. 
Ratingen-Ost. 





Für unsere Vorkalkulations- Abteilung suchen 
wir einige 


Jüngere technische Hillskrälte 


zum Änfertigen von Zeichnungen und für Gewichts- 
berechnungen einfacher Art. 

Ausführliche Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Gehaltsansprüchen sowie Angabe des 
frühesten Eintrittstermins sind zu richten an, 


Rochumer Verein für Bergban u. Gussstahlfahrikation 


Bochum. 











Haben Reisen 
alten Herrenfilzhut 


den Sie nicht mehr tragen können, so 
senden Sie selbigen sofort ab. Sie erhalten 
ihn in ca. 14 Tagen modern vorgerichtet 


ee) wie neu 


zurück. Kopfweite angeben.. Preis ca. 23.— Mark. 


Säch. utormenerangsanstlt Schaefer & Klle, ütten2ust.a 






Lüttichaustr.23 





| Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. | 


! 


Soeben ist erschienen: Heft 9. 


Zusammenbruch oder Auitau 


von Karl Schlich. 
Preis M. 1,50 einschl. Porto. 
Zu beziehen vom 


Industriebeamten-Verlag G.m. b. H. 
Berlin NW 52, Werftstr. 7. 





































































Beachtenswerte Vorschläge zur Beseitigung der Wohnungsnot 
bringt die soeben erschienene Schrift: 


Das deutsche 
Bauprogramm 1921-192 


H 


Architekt Heinrich Kaufmann, Geschäftsführer des 
Butab und Mitglied der Sozialisierungs-Kommission. 
Mitarbeiter Ingenieur Karl Fiebig. 


Preis 3,50 Mi. einschliesslich Porto. 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H. 
Berlin NW 52, Werfistrasse 7. 
































2< 
Bekanntmachung der 1. B. S. I Dauerwäsche es 

. 2 
Unseren Sparern teilen wirhierdurch mit, dass die Quatıtatl u 23 
aufgelaufenen Zinsen für das Jahr 1920 ohne weiteres 8: Et 
den einzelnen Konten gutgeschrieben werden. Die N | =, 
Uebersendung von Konto- und Zins-Auszügen ; £ 
erfolgt nur auf besonderen Wunsch der Sparer. Im $ ws 
Interesse einer sparsamen Verwaltung bitten wir, #. en 
hiervon nur in dringendenFällen Gebrauch zu machen. wu: 
Industriebeamten - Sparbank. = 
Der Vorstand. 6 

gez. Krug, gez. Schwedt. 

Art} | | | BE REEL 2 
Achtung, Hausfrauen! Deine E 
Passende Geschenke ) E 
m 7 A Ch =>: Er 
= El E IE: 153. 
‚Prima Rein-Aluminium, beste Ausführung. & 
== 3 Kochtöpfe mit Decel, starke, unbordierte Ware == g 
ca. 3, 4 und 5 Ltr., zusammen . » 125.— M. Dr 
Wasserkessel, 4 Ltr. . ... .. 68.— M. = 
Diese 4 Telle zusammen . ” 


Kaffeekanne, 21/, Ltr. 54.— M. 
Teekanne 1!/a Ltr. 38.— M. 
— Versand per Nachnahme. — 
Von 68.— M. ab Verpackung 
end Porto frei. — Illustrierte Preisliste gratis. 
Alum.-Versand F. Bode, Essen, Wernersirasse 44, 


Familienversorgung 


M Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In be- & 
sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
einrichtungen des 


ä Preussischen Beamten-Vereins 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 
1 und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 
anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, 
Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angestellte und E 
sonstige Privatangestelite, 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 2147328385 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezahlte Agenten und spart dadurch 
sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 2 
Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch 


Die Direktion des Preussischen 
Beamten-Vereins zu Hannover. 


Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
in diesem Blatte Bezug nehmen. 


Dauerwäschefabrik Bremer &Cd., 
Leipzig-Det., Gerberstrasse 19-27. 



























Freude und 
| Lebenslust 


kehren wieder 


bei Gebrauch ‘der echten 
„Wotanol“-Pillen, 'her- 
gestellt nach streng wissen- 
schaftlichen Grundsätzen. — 
Gegen Nerven- und sonstige 
Schwäche. . Ihre "Arbeits- 
kraft wird verjüngt,- daher 
Erfolg im Berufsleben. Zahl- 
reiche Dankschreiben. Ohne 
jede schädi, Nebenwirkung. 


Lucerna-Tabletten 
bewährt gegen . Rheuma, 
Gicht usw. (hergestellt nach 
der Analyse der Quellsalze 
der Tarasp - Lucius- Quelle, 
Schweiz). Glänzend. Erfolge, 
viele Nachbestellungen. 


Dr. Ad. Meyer, Hamburg 29 
Tarpenbeckstrasse 51. 
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Nr. 10 } 


sind die besteal 
Verlassen Siesich darauf! 
postfreil 
Hamburg 38. 


Poehlmann’sSpracairire 


rlangen Sie Druckschrift 22 


Ch. Ludwig Poehlmann, Verlagsbuchhandlung, 


Was wollen Sie 


für die Verbesserung Ihrer Lebenslage tun? Fehlt Ihnen ein Examen? 
Wollen Sie Ihre allgemeine Bildung heben, Ihre kaufmännischen,techni 


landwirtschaftl "Wir helfen Ihnen durch di 


Kenntnisse berühmte 

erweitern? Methode 
Rustin (5 Dir., 22 Professoren höh. Lehranst. als Mitarbeiter): Wissensch, 
geb. Mann, w.g. Frau, Abiturium, Einjähr. Freiwillige oder Reichsver. 
bandsexamen, Handelsschule, Landwirtschaftsschule, Militäranwärter, 
Konservatorium, Schule d. Gezanges, Graphologie. Verlangen Sie noch 
heute ausführl. Prospekt R 126, über die Selbstunterrichtsmethode Rustin 
kostenlos. Stand u. Beruf bitten wir anzu n. > 
Bonness & Hachfeld, Verlagsbuchhandlung, Potsdam. 
Dumm TE a 


Bücher 


für 


Technik 
Mathematik 


Man verlange kostenlos: | 
ProspekteH.-Hochb,, T.-Tiefb,, 






vb, 
SE B#i 


Teilzahlung 






Uhren, Photoartikel 
M isık - Instrumente 
Schmuckwaren, Bücher 








M. - Maschinenb., E. - Elektro- 
Srauophfay techn. Näh. Auskunft bereitwill, 
Kataloge ums.u.portotr. liefern Tönsmann, 
jonass & Co. BerlinA, 431 Versandbuchhandlung, 






Naumburg a. d. Saale, 


Belle-Alllance-Strasse 7-10 Roonplatz.4; 










Vorzugsangebot! 
Bequeme Teilzahlungen 


Die Technik im 20, Jahrhundert 


Unter Mitwirkung hervorragender Vertreter der technischen 
Wissenschaften herausgegeben von Dr. A. Miethe, 
Professor an der Technischen Hochschule zu : Berlin. 


Einzelausgaben auf - Kunstdruckpapier mit vielen 
Illustrationen gedruckt und in Halbleinen gebunden. 


Die Gewinnung der Rohmaterlallen der Technik: 
Grundriss der technisch -geschichtlichen Entwicklung — Vor- 
kommen und Gewinnung von Kohle und Torf — Erzeugung 
von Eisen aus Eisenerzen und seine Umwandlung zu schmied- 
barem Eisen, Stahl oder Giessereierzeugnissen — Die technisch- 
wichtigen Metalle und-die Gewinnung ihrer Erze — Holz, Holz- # 
schliff, Zellstoff, Faserstoffe, Statt 66 Mark für 50 Mark. 


Die Gewinnung des technischen Kraftbedarfs 
und der elektrischen Energie: 

Die Umsetzung und Verwertung der Energie in Maschinen — 

Ueberblick über die heutigen Wärmekraftmaschinen — Wasser- 

kraft und Windkraft — Die Starkstromtechnik — Die elektro- 

technische Industrie. Statt 66 Mark für 50 Mark. 


Das Verkehrswesen .“. Die Grossfabrikationt 
Dampf- und Elektrobahnen — Die Schiffe und ihre Maschinen- 
anlagen — Kraftwagen — Luftfahrt — Post, Telegraphie und 
Fernsprechwesen — Graphik — Die technischen M en der 
Grossfabrikation — Der Grossbetrieb und seine Organisation — 
Die wirtschaftliche Ausgestalfung der Grossfabrikation. 

Statt 68 Mark für 50 Mark. 


Bau-Ingenieur-Wesen — Küstenbefeuerung — 
angst. 7 e : 
Städte- und Kanalbau — Schleusen- und Hafenbau — Eisen- 
konstruktionen Eisenbeton Leuchtturm- und Küstes- 
befestigung — Fiugbild-Erkundung. 6 Mark. 
Die Technik Im Weltkriege:  : 
Tunnelbau — Artillerietechnik —. Gasbau und. Gasschutz — 
Das Unterseeboot — ‚ Torpedowesen und Seeminen — Die 
modernen Schiess- und Sprengstoffe — Flugwesen. — Ueber 
400 Seiten mit vielen Bildern u. Illustrationen. 98.80 M. 
Ich liefere diese Werke zu den angegebenen Preisen sowie 
auch alie übrigen technischen und allgemein - wissenschaft- 
lichen Werke sowie Unterhaltungsliteratur auf Wunsch auch 


gegen bequeme Monatszahlungen. 
Die letzteren betragen bei Bestellungen bis zu 60 Mark monatlich 
8 Mark und für je weitere 10 Mark monatlich 1 Mark ‚mehr, 
‘ Klare auf Wunsch franko, 


Buchhandlung Rarl Block, Berlin Sust, Rochstrasse 9, 


Postscheckkonto 20 


Unterschrift gilt als Bestellung der nicht durchstrichenen Bände. 
Betrag folgt gleichzeitig — (Postscheckkonte-20 749) — ist nach- 
zunehmen — wird durch Monatszahlungen von be- 
glichen. Erfüllungsoit Berlin. 


Ort und Datum: 





































































































































INHALT: 


a ME nV 


Nr.11/ 3. Jahrg. 


Zur oberschlesischen Volksabstimmung. — Wirtschaftsfragen: Der Französische Gewerkschaftsbund gegen die „Sanktionen“. — Die Welt- 
krise. — Das Verhältnis der Löhne zu den Preisen. — Industrielle Riesengewinne.:— D. H. V.-Komödie im Reichstag. — :Grosseinkaufsgesell- 


„Welt kundgetan. 
Vertreter der Alliierten auf der Konferenz das deutsche Gegen- 


licher und -sozialpolitischer Bedeutung. 





Deuische 


r-Zeifun 


-Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 





Gesumtuussahe 


8 









Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811. 1088. 1090. 


18. März 1921 


3 sch dt deutscher Konsumvereine. — Sozialpolitik: Die Steigerung "der Löhne und Lebenshaltungskosten in 30 deutschen Industrieorten. — Ein Unternehmer- 
- zeugnis für den Achtstundentag. — Der G.d. A. für Verlängerung der Arbeitszeit. — Die geplante Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze. — Das italienische 
Betriebsrätegesetz. — Mindestlöhne in Australien. — Soziale Bewegung: Die Beitragslast der Arbeitgeberverbände. — Die Stärkung der Gewerkschaften. — 


 Ängestelltenbewegung: Sie können das Schwindeln nicht lassen. — Aus der englischen Angestelltenbewegung. — Aus dem Bunde; Vorstandsbekannt- 


_ machungen. — Versammlungskalender. — Bücherschau. — Sterbetafel * Recht und Rechtspraxis: Materielles Recht: Grundlagen des Arbeitsrech‘s 
(Fortsetzung). — Entscheidungen: Entschädigungssumme. und Gehalt bei fristloser Entlassung, — Zuziehung der Organisationsvertreter zu Verhandlungen 
mit dem Arbeitgeber ‘(8 78 Nr.‘2, 31 B.R:G.). — Mitwirkung im Sinne des Betriebsrätegesetzes ($ 66 Nr. 9 B.R.G.). — Neue Gesetze: Mitwirkung der 


u Betriebsvertretung bei Vereinbarung übertariflicher Einzelzulagen:($ 78 B.R.G.). — Freimachung von Arbeitsstellen. 





= Zur oberschlesischen Volksabstimmung 


Die Volksabstimmung in Oberschlesien steht :vor der Tür. 


Was sie für Deutschland bedeutet, haben erst in den letzten 


Tagen wieder die gescheiterten Londoner Verhandlungen aller 
Nach den vorliegenden Berichten haben die 


angebot nicht-zuletzt deshalb verworfen," weil es — nach ihrer 


"Darstellung — an die mit dem Versailler Friedensvertrag nicht 


zu vereinbarende -„Bedingung” geknüpft war, dass Ober- 
Schlesien bei Deutschland verbleibe. Der deutsche Aussen- 
minister hat ihnen erwidert, dass der Verbleib Oberschlesiens 
bei Deutschland nicht eine Bedingung, sondern eine Voraus- 
setzung für die deutschen Gegenvorschläge bilde, d.h. dass 
selbst die in den deutschen Gegenvorschlägen angebotenen 
Wiedergutmachungsleistungen von der : deutschen Volkswirt- 
Schaft nur aufgebracht -werden könnten, wenn die Abstimmung 
in Oberschlesien’ zugunsten Deutschlands ausfalle. Für jeden 


“Kenner der wirtschaftlichen Lage Deutschlands hat er damit nur 
- eine Selbstverständlichkeit ausgesprochen. 


Wenn wir uns von unserem freigewerkschaftlichen Stand- 
punkt aus zu der Volksabstimmung in Oberschlesien äussern, 
so kann es naturgemäss nicht unsere Aufgabe sein, uns mit den 
rein politischen Fragen zu beschäftigen, die durch die Abstim- 
mung zur Entscheidung gebracht werden sollen. Ebensowenig 
fühlen wir uns berufen, unter nationalpolitischen oder gar natio- 
halistischen Gesichtspunkten Partei zu ergreifen. Die Aufgabe 
der freien Gewerkschaften. ist die Wahrung und Förderung der 


"wirtschaftlichen und sozialen Arbeitnehmerinteressen im Kampie 


gegen den Kapitalismus, "und so, wie wir als Voraussetzung 
für die erfolgreiche Führung dieses Kampfes den Grundsatz der 
parteipolitischen. Neutralität der Gewerkschaften anerkennen, 
so betrachten wir auch die Erörterung der durch die ober- 
schlesische Abstimmung aufgeroliten staats- und nationalpoli- 
tischen Fragen nicht als eine Aufgabe der Gewerkschaften, son- 
dern als eine solche der politischen Parteien. 

Bei der oberschlesischen Volksabstimmung handelt es sich 
aber nicht nur um politische und nationale Fragen, sondern vor 
allem auch um eine Entscheidung von eminent volkswirtschait- 
Insofern erscheint es 
nicht nur zulässig, sondern sogar geboten, darzulegen, welches 
Abstimmungsergebnis im Arbeitnehmerinteresse wünschenswert 
erscheint. 

* Welches Abstimmungsergebnis die nicht in Oberschlesien 
beschäftigten deutschen Angestellten wünschen müssen, braucht 
kaum erst gesagt zu werden. . War Oberschlesien schon vor 
dem Kriege eine der wichtigsten Rohstoif- und Energiequellen 
für die deutsche Volkswirtschaft, so hat es als solche durch die 
im Versailler Friedensvertrag erzwungene Abtretung der 
lothringischen und Iuxemburgischen Erdschätze und den zeit- 
weiligen Verzicht auf die Saarkohle an ‚Bedeutung noch ge- 
waltig gewonnen. Die oberschlesische Kohlenförderung 
betrug. im Jahre 1913 rund 43 Millionen Tonnen, im Jahre 1920 
rund 31 Millionen Tonnen. Berücksichtigt man dabei, dass der 
Gesamtertrag der. deutschen Steinkohleniörderung sich im Jahre 
1913 auf 190 Millionen Tonnen, im Jahre 1920 auf etwa 131 Mil- 
‚lionen Tonnen stellte, so zeigen allein- diese Zahlen schon, in 


‘ welchem Umfang Oberschlesien an der Versorgung der deut- 


schen Vokswirtschaft mit der wichtigsten Energiequelle, mit 
Steinkohle, beteiligt ist. Tatsächlich . müsste ein Ausfall der 


oberschlesischen Kohle — besonders, wenn man die aus dem 
Friedensvertrag herrührende Verpflichtung Deutschlands zur 
Lieferung von Kohle ‚an die Entente berücksichtigt — für die 


deutsche Industrie und darüber hinaus für die gesamte deutsche 
Volkswirtschaft geradezu katastrophale Folgen nach sich ziehen. 
Die bisher schon durch Kohlenmangel erzwungenen Betriebs- 
einschränkungen und -stillegungen würden nicht nur einen Um- 
fang. annehmen, der geradezu einer Stillegung ganzer Indu- 
striezweige gleichkäme, sondern sie müssten ausserdem Jür 
unabsehbare Zeit zum Dauerzustand eines erheblichen Teiles 
unserer Produktionsstätten werden. . Massenentlassungen von 
Arbeitern und Angestellten und damernde Arbeitslosiekeit von 
neuen Hunderttausenden wären naturgemäss die Folge. 

Zu diesem gewaltigen Anteil Oberschlesiens an der 
Versorgung der deutschen Volkswirtschaft mit Kohle kommt 
seine ausserordentliche Bedeutung als Lieferant indu- 
strieller Rohstoff- und Halbiabrikate., im Jahre 
1913 wurden aus den oberschlesischen Eisenerzgruben 138000 
Tonnen Eisenerze und aus seinen Zink- und Bleigruben 568.000 
Tonnen Zink- und Bleierze zutage gefördert. Der Anteil Ober- 
schlesiens an der deutschen Zinkerzproduktion betrug. nicht 
weniger als 78,3 Prozent. Die oberschlesischen Hochöfen er- 
zeugten im Jahre 1913 905000 Tonnen Roheisen, seine Eisen- 
und Stahlgiessereien 96000 Tonnen Gusseisen und Stahlguss. 
Seine Fluss- und. Schweisseisenerzeugung betrug 1463 000 
Tonnen. Seine Walzwerke lieferten. 1066000 Tonnen ' Walz- 
werkserzeugnisse, seine Zinkhütten 168000 Tonnen Zink und 
seine Bleihütten 40000 Tonnen Blei. 

Die gesamten hier genannten Produktionsziffern standen im 
Jahre 1913 auf der Aktivseite der deutschen Volkswirt- 
schaft. Sie dienten nicht nur unmittelbar der Versorgung des 
deutschen Binnenmarktes, sondern der beträchtliche Anteil 
Oberschlesiens an der deutschen Ausfuhr trug ausserdem. zum 
nicht geringen Teil zu der günstigen Gestaltung der deutschen 
Handels- und Zahlungsbilanz bei. Es ist bekannt, wie un- 
eünstige die Nachwirkungen des Krieges und. die durch ‚den 
Friedensvertrag erzwungenen Gebiets- und sonstigen Verluste 
die ‘deutsche Handels- und Zahlungsbilanz bereits beeinilusst 
haben. Känıe dazu noch der. Verlust der oberschlesischen Pro- 
duktion, so wären die Folgen auch in dieser. Hinsicht. kata- 
strophal. . Nicht nur, dass der Anteil der oberschlesischen In- 
dustrie an der deutschen Ausfuhr in Wegfall käme, ergäbe die 
weiterhin notwendige. Einfuhr aus dem dann zum. Ausland -ge- 
hörenden Oberschlesien eine neue gewaltige Belastung.der 
Passivseite der deutschen Handels- und Zah- 
lunesbilanz. Welche Folgen das für den Stand der deut- 
schen Valuta und weiterhin für die Gestaltung unserer gesamten 
wirtschaftlichen und. finanziellen Verhältnisse nach sich ziehen 
müsste, liegt klar auf der Hand. 

Eine besondere Würdigung erheischt die Frage, welches 
Ergebnis der Volksabstimmung die in Oberschlesien ‚beschäf- 
tigten Angestellten von. ihrem Arbeitnehmerstandpunkt aus 
wünschen müssen. Soweit. sie etwa nur vorübergehend in 
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Oberschlesien beschäftigt sind und früher. oder später wieder 


anderwärts in Deutschland ihren Unterhalt "zu verdienen bead- 
sichtigen, gelten natürlich auch für=sie in vollem -Umianse die 
vorstehenden Ausführungen. Was aber die in: Oberschlesien 


ansässigen Angestellten anlangt, so haben sie Allen Grund, sich | 


die Frage vorzulegen, ob ihre wirtschaftlichen‘ und "sozialen 
Interessen besser gewahrt sind, wenn Oberschlesien bei Deut- 
schland verbleibt oder wenn es an Polen fällt. 


heute nichts weniger als rosig ist, braucht nicht erst dargelegt 
zu werden. 
hältnisse in Polen ergibt sich aber, dass ihre Lage dort nicht 
besser, sondern eher noch schlechter ist. Der Wert der pol- 
nischen Mark beträgt nur etwa sieben Pfennige 
nach deutschem Gelde, und wenn auch die Nominal- 
gehälter in Polen höher sind als in Deutschland, so ist ihre 
Kaufkraft doch geringer, da die Warenpreise verhältnismässig 
vie} höher sind als die Arbeitseinkommen. 


Die oberschlesischen Angestellten werden sich aber ausser- 
dem auch die Frage vorzulegen haben, welches Abstimmungs- 
ergebnis ihnen günstigere Bedingungen für den Kampf um 
die Verbesserung ihrer Lohn- und Arbeitsver- 
hältnisse eröffnet. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
polnische Gewerkschaftsbewegung im ganzen und die polnische 
Angestelltenbewegung im besonderen bis heute auch nicht an- 
nähernd dieselbe Höhe der Entwicklung erreicht haben wie die 
deutsche. Das hat seine Ursache zweifellos nicht zuletzt darin, 
dass Polen noch heute vorwiegend Agrarstaat ist und — ab- 
gesehen von seinen Textilfabriken — keine nennenswerte In- 
dustrie besitzt, die das Rekrutierungsgebiet für eine leistungs- 
fähige Gewerkschaftsbewegung bilden könnte. Käme also 
Oberschlesien zu Polen, so hätte die oberschlesische Angestell- 
tenschaft für ihren Kampf um die Verbesserung ihrer Lohn- 
und Arbeitsverhältnisse nicht mehr den Rückhalt an den lei- 
stungsfähigen deutschen Angestelltengewerkschaften, sondzsin 
wäre im. wesentlichen auf sich selbst angewiesen. Für jeden 
gewerkschaftlich geschulten Angestellten ist es ohne weiteres 
klar, wie ausserordentlich sich dadurch die Machtverhältnisse 
in dem Kampfe zwischen Kapital und Arbeit zuungunsten der 
oberschlesischen Angestellten verschieben würden. Dabei ist 
noch nicht erwähnt, dass die Macht und der Einfluss der Arbeit- 
nehmerklasse im ganzen im nachrevolutionären Deutschland 
zweifellos grösser sind als in Polen, Gewiss haben auch im 
heutigen Deutschland die Alhzestellten noch einen harten Kampf 
gegen ein mächtiges. Unternehmertum zu führen, aber durch die 
Revolution ist doch immerhin das eine erreicht worden, 
dass dem Unternehmertum bei seinen Auseinandersetzungen mit 
den um die Verbesserung ihrer Lebenshaltung kämpfenden Ar- 
beitern und Angestellten nicht mehr so wie früher die staat- 
lichen Machtmittel zur Verfügung stehen. In Polen dagegen 
sind gerade wegen seiner volkswirtschaftlichen Struktur die 
Macht und der Einfluss der erwerbstätigen Bevölkerung heute 
noch ausserordentlich gering. 


Dieses verschiedenartige Kräiteverhältnis der Klassen 
kommt auch in dem kaum vergleichbaren Stande der deutschen 
und polnischen sozialpolitischen Gesetzgebung 
zum Ausdruck. Wir stehen gewiss nicht im Verdacht der kritik- 
losen Lobrednerei über das, was in Deutschland auf dem Ge- 
biet der Sozialpolitik bereits geleistet worden ist, und haben nie 
ein Hehl daraus gemacht, dass uns die deutsche sozialpolitische 
Gesetzgebung nach dem Kriege, sowohl im ganzen als auch 
hinsichtlich der einzelnen Gesetze und Verordnungen, nicht be- 
friedigte. Immerhin aber muss im Rahmen dieser Betrachtung 
doch auf die deutsche Sozialversicherung, die deut- 
schan Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, die 
deutschen Verordnungen über den Achtstu ndentag und 
das Farif- und Schlichtungswesen, das deutsche 
Betriebsrätegesetz und ähnliche Einrichtungen hinge- 
wiesen werden. Wo sind derartige Gesetze und Einrichtungen 
in Polen? Und ausserdem, wo bestehen die günstigeren Aus- 
sichten für @inen Ausbau der sozialpolitischen Gesetzgebung 
zugunsten der werktätigen Bevölkerung? Gewiss leistet auch 
in Deutschland das Unternehmertum jedem sozialpolitischen 
Fortschritt hartnäckigen Widerstand. Aber so wie die gewal- 
tige Macht der neun Millionen freigewerkschaftlich organisier- 
ter Arbeiter und Angestellten sich bei den unmittelbaren. Aus- 
einandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit Geltung ver- 
schafft, so wird diese Macht auch weiterhin dafür sorgen, dass 
die. sozialpolitische Gesetzgebung in Deutschland nicht zum 
Stillstand kommt. Wo ist in Polen die Macht, die den Wider- 
stand des agrarischen und industriellen Unternehmertums . zu 
brechen vermöchte? 


Nach alledem kann es kaum mehr einem: Zweifel unter- 
liegen, welcher Ausgang der Volksabstimmung im Arbeitneh- 
merinteresse der oberschlesischen Angestellten liegt. Die An-. 


Dass. die wirt-" 
schaftliche Lage der werktätigen Bevölkerung in Deutschland‘ 


DEUTSCHE »TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Aus: allen Berichten über die wirtschaftlichen Ver= 





Nr. 11° 


gliederung. Oberschlesiens an Polen würde für sie nicht nur 
eine sofortige Verschlechterung ihrer wirtschaftlichen Lage, 
sondern darüber: hinaus auch eine empfindliche Schwächm 
in ihrem Kampfe um die Verbesserung ihrer Lohn- und Arbeits- 
bedingungen bedeuten. Sie würde sie ausserdem der Anteil- 
nahme an den Errungenschaften und den künftigen. Fortschritten 
der deutschen sozialpolitischen Gesetzgebung berauben.: Die 
oberschlesischen Angestellten werden gut tun, sich diese Be- 
deutung. des- Abstimmungsergebnisses für ihre eigene wirt. 
schaftliche und soziale Lage zu vergezenwärtigen. 


Otto Schweitzer, 


Do Rundschau ER oo 
Wirtschaftsfragen | 


Der Französische Gewerkschaftsbund zegen die „Sank- 
tionen”. Der Französische Gewerkschaftsbund (Confederation 
Generale du Travail, wörtlich übersetzt: Allgemeiner Arbeits- 
verband) hat an den Internationalen Gewerkschaftsbund eine 
Kundgebung gerichtet, in der er in Beantwortung des Pro- 
testes der deutschen Arbeitnehmerschaft erklärt, dass die fraiı- 
zösische Arbeiterorganisation sich keineswegs mit der von der 
französischen Regierung eingenommenen Haltung solidarisch 
erklärt. -„Die Beschlüsse, Veröffentlichungen, alle Handlungen 
des Allgemeinen Arbeitsverbandes beweisen,” so heisst es in 
dieser Kundgebung, „dass er alles missbilligt, was die Ver- 
sklavung eines Volkes zur Folge haben könnte. 

Ebenso wie der Arbeitsverband gegen die Bedrohimgen der 
militärischen Besetzung Stellung genommen und seiner Auf- 
fassung in diesem Punkte in unzweideutiger Weise Ausdruck 
verliehen hat, ebenso missbilligt er jede Politik der Vergewalti- 
gung und Unterdrückung und erklärt sie als eine Gefahr für 
alle Völker und als ein Hemmnis: für den Befreiungskampf der 
Arbeiter. 

Die Auffassungen der französischen Gewerkschaitsbewe- 
zung sind den Vertretern der deutschen Organisation ‚bereits 
wiederholt dargelegt worden. Was die Wiedergutmachung 
betrifit — deren Pflichtberechtigung von den deutschen Gewerk- 
schaftsorganisationen anerkannt wurde — so waren diese be- 
reits Gegenstand eines gemeinsamen Commnuniques, das von 
den beiden Zentralen. im November vorigen Jahres in Berlin 
redigiert wurde. i - 

Der Allgemeine Arbeitsverband erklärt aufs neue, dass 
diese Wiedergutmachungen, wie überhaupt die ganze durch den 
Krieg geschaffene Lage, Gegenstand der Verständigung zwischen- 
den Arbeitern der verschiedenen Länder sein muss und nicht 
einer Politik des Hasses dienen darf, sondern der Annäherung 
und engen Zusammenarbeit der Völker. An dieser Zusammen- 
arbeit müssen die Arbeiterorganisationen hervorragenden Anteil 


. nehmen, denn nur die in der gewerkschaftlichen Internationale 


vereinigten Organisationen, die dort ihre Kräfte zusammenge- 
fasst haben, sind einzig imstande, den Kampf zu führen gegen. 
den Egoismus der Kapitalisten und die enghetzige und gefähr- 
liche Politik ihrer Regierungen. 

Nichts vermochte diese Ansicht zu ändern, und nichts wird. 
sie ändern können. Die französischen Arbeiter sind wie bis- 
her bereit, die Kameraden Deutschlands zu verteidigen, und sie : 
weisen alle Versuche zurück, ihnen — und dies im Widerspruch 
mit den Verträgen selbst — eine unerträgliche Last auizu- 
erlegen. Sie erklären sich heute wie ehedem zu gemeinsamem 
Handeln mit der Generalkommission der Gewerkschaften Deut- 
schlands bereit, um die Annahme des von beiden Zentralen ver- 
einbarten Programms von den Regierungen der beiden Länder 
zu erwirken.” 


Die Weltkrise nimmt nach dem Bericht in Nr. 10 des 
„Reichsarbeitsblattes“ über die wirtschaftliche Lage im Aus- 
land einen immer grösseren Umfang an. Ungeheure Waren-. 
vorräte, Arbeitslosigkeit, Lohnreduzierungen, Hunger und Flend 
sind das Zeichen der heutigen Weltwirtschaftslage., 

Die Vereinigten Staaten melden Betriebseinschrän- 
kungen bei der Pensylvania-Eisenbahn-Gesellschaft, in der Roh- 
petroleum-Industrie, in der Stahl-Cooporation und in den Walz- 
werken. Die Gesamtmenge des überflüssigen Kupfers soll sich 
auf 600 Millionen Pfund belaufen. Die in Amerika lagernde 
Baumwollmenge wird auf 4,3 Millionen Ballen geschätzt. Sechs 
grosse Gewerkschaftsverbände in den Südstaaten mussten in 
eine Lohnsenkung von 22 Prozent einwilligen. 

Grossbritannien leidet ganz besonders unter dem 
Ueberfluss an Schiffsraum, der durch die erzwungene Abliefe- 
rung der deutschen Handelslotte noch ganz gewaltig vermehrt‘ 
ist. Die Schiffbauer haben auch im einer Eingabe an die Re- 
gierung Einspruch gegen die weitere Ablieferung von: 300009 
Tonnen Schiffsraum durch Deutschland an die Entente «erhoben. © 






































































ehnliches. gilt für dem ‘Kohlenbergbau; sollen: doch. allein . in 
üdwales in der dritten Januarwoche 719 Zechen mehr oder 
eniger stillgelegt sein. Von diesen Stillegungen wurden fast 
500.000 Arbeiter betroffen. Die Verluste der Kohlenindustrie 
werden auf: 2 Millionen Pfund wöchentlich geschätzt. Die 
‚Bergherren fordern nach Pariser Meldungen eine Herabsetzung 
‚des Bergarbeiterlohnes um etwa 25 Schilling die Woche. Durch 
‚die Kohleniieferungen Deutschlands an- Frankreich ist der 
'<öhlenexport Englands nach Frankreich von 457 000 Tonnen 
‘m Januar 1920 auf 191600 Tonnen im Januar 1921 zurück- 
'zegangen, 

In Frankreich gilt genau dasseibe,. Die französischen 
.Kohlenzechen können ihre eigene Förderung nicht absetzen. 
‚m Becken von Pas de Calais und im Loire-Departement lagern 
wa eine Viertelmillion Tonnen Kohlen, und eine Anzail 
‚Zechen sind wegen Ueberfüliung der Halden stillgelegt. Frank- 
"reich sucht der Absatzkrise durch krampfhafte Steigerung der 
‚Ausfuhr zu begegnen, und die Klagen über französisches Dum- 
Ping werden immer stärker. 


| Als ein Zeichen der Zeit ist es anzusehen, wenn Belgien 
über eine ausserordentliche Stockung der Ausfuhr und der 
'inlandsaufträge klagt, so dass erhebliche Arbeitszeitverkürzun- 
gen und Arbeiterentlassungen vorgenommen ‚werden mussten, 
‚aur die Spiegelglas-Indusirie ist mit Aufträgen gut. versehen, 
‚ebenso die Kristall- und Luxuswaren finden im Auslande guten 
| Absatz. 

"7 Die Niederlande, Dänemark, Norwegen, die Schweiz, 
Schweden und Spanien berichten in gleicher Weise über ein 
starkes Zunehmen der Arbeitsiosen und teilweise Einschränkung 
‘der Betriebszeiten. Auch werden Lohnreduzierungen in einer 
Höhe von 20—30 Prozent gemeldet. Dänemark, Schweden und 
‚Norwegen berichten auch noch besonders über die gedrückte 
Lage des Frachtenmarktes. In Schweden sollen mehrere 
100000. Tonnen Schifisraum, in Norwegen-ein Sechstel des ge- 
'samten Schiffsraumes aufgelegt sein. 


= Ein Studium dieser Zahlen muss uns wie ein Hohn auf die 
menschliche Vernunft ‘vorkommen. In Frankreich und England 
'überfülite Kohlenhalden und feiernde Bergarbeiter. in der gan- 
‘zen Welt und besonders aber auch in Deutschland Millionen 
und aber Millionen Arbeitsloser, in Deutschland dazu Kohlen- 
'mangel für die lebenswichtige Industrie und den Hausbrand. 
In Frankreich gewaltige Strecken zerstörten Landes. die des 
Wiederaufbaues harren, die aber nicht wiederaufgebaut werden 
können, weil die kapitalistische Profitgier sich diesen Riesen- 
fischzug nicht entgehen lassen will. Dazu Friedens- und Wieder- 
'gutmachungsbedingungen, die Deutschland hermetisch vom 
Weitmarkt fernhalten wollen und. damit deutsche Arbeit und 
deutsches Schaffen, die einzige Möglichkeit, durch die das Elend 
der Welt gehoben werden kann, lahmlegen. Nur die vom hohen 
 Weltverantwortlichkeitsgefühl getragenen Beschlüsse des Inter- 
 mationalen Gewerkschaitsbundes werden eine Behebung des 
 Weltelends bringen können. 

| 





- Das Verhältnis der Löhne zu den Preisen. Die wirtschaft- 
liche Krise. gibt, ebenso wie bei uns, auch in den übrigen west- 
europäischen und in den amerikanischen Staaten Anlass zu Be- 
'strebungen, die Löhne der Arbeiter herabzusetzen. Diese Ab- 
‚sichten werden nicht nur mit der Wirtschaftskrise, mit der 
Stockung des Absatzes usw. begründet, wir hören überall 
 Sirenentöne erklingen, die den Arbeitern zurufen: Ihr sollt ruhig 
‚die Herabsetzung der Löhne dulden, ja sogar selbst veranlas- 
sen. Wenn die Löhne heruntergehen, werden auch die 
Preise der Lebenshaltung niedriger, und so wird der Ar- 
beitef auf der einen Seite mehr gewinnen, als er auf der an- 
dern Seite in Form von Löhnen verliert. 


Dem ist aber nicht so. Es ist ja wahr, dass die Höhe der 
Arbeitslöhne danach zu bemessen ist, wie hoch die Kaufkraft 
derselben ist. Und demnach hat der Arbeiter tatsächlich mehr 
von niedrigen Löhnen bei niedrigen Preisen der Bedarfsartikel, 
wie unter Umständen bei hohen Löhnen, wenn die Preise un- 
verhältnismässig steigen. 

| Die Frage ist aber eine andere, nämlich die, ob die Herab- 
en der Löhne das Sinken der Preise nach sich zieht? 
Und wenn ja, ob dies unter Umständen und in welchem Masse 
erfolgt? 

| 


Dies. ist aber keinesfalls sicher, Wir müssen bedenken, 
dass der Arbeitslohn nur einen Teil der Produktionskosten 
ausmacht, und zwar einen desto geringeren Teil, je grösser 
die sogenannte „organische Zusammensetzung“ des Kapitals 
ist, also je mehr eine Industrie entwickelt und auf hoher Stufe 
der Technik mit guten Maschinen ausgerüstet arbeitet, Wenn 
wir die Bilanz eines Industrieunternehmens einsehen, wo die 
Arbeitslöhne von den anderen Produktionskosten gesondert 
aufgezeichnet sind (was oft nicht geschieht,»wahrscheinlich, weli 
sonst eben dieses Verhältnis zutage kommt), können wir. die 
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Tatsache leicht. feststellen, dass die im Jahre ausgezahlten 
Arbeitslöhne nur einen relativ kleinen Prozentsatz der gesam- 
ten Produktionskosten ausmachen. Wenn also die Arbeitslöhne 
niedriger sind, die anderen Produktionskosten aber nicht, so ist 
ja keine Gewähr vorhanden, dass die Preise sinken werden. 

Aber auch aus anderen Gründen nicht. Die Ersparnis, 
welche der Unternehmer durch die Herabsetzung der Löhne 
erreicht, kann unter Umständen nicht dem Herabsinken 
der Preise, sondern der Steigerung der Unternehmer- 
profite dienen. Und dies um so. mehr, als die Unternehmer 
organisiert, bzw. in Kartelle und Trusts - zusammengeschlossen 
sind. Wenn diese Mehrgewinne akkumuliert und zu neuer Pro- 
duktion verwendet werden, so kann dies unmittelbar in einem 
späteren Zeitpunkt zum Sinken der Preise führen: ein grosser 
Teil dieser Mehrgewinne aber wird durch den Luxusverbrauch 
der Profitgeniesser und auf unproduktive Weise verschlungen. 
Ein zweiter Grund, dass die Herabetzung noch nicht dem Sin- 
ken der Preise gleichkommt. 

Endlich müssen wir die Beziehungen zur Welt- 
wirtschaft betrachten. ‘Es findet ein regelmässiger Aus- 
tauschverkehr statt, ein Teil der Rohstoffe und auch der Fertig- 
produkte wird aus dem Ausland bezogen. Auf den Preis die- 
ser Produkte haben die inländischen Arbeitslöhne keinen 
Einfluss. Ihre Höhe ist unabhängig davon, ob die inlän- 
dischen Arbeitslöhne herabgesetzt werden; die Preise dieser 
Erzeugnisse hängen von den Verhältnissen der betreffenden 
Wirtschaft ab. 

Als seinerzeit in Frankreich über die Abschaffung der To- 
desstrafe gestritten. wurde, hatte ein Gegner der Abschaffung 
ein Wort geprägt, welches seitdem zu einem geflügelten Wort 
geworden ist. „Que messieurs les assasins commencent!“ 
„Die Herren Mörder. mögen beginnen!“ So ist es auch in die- 
sem Falle. Mögen die Kapitalisten anfangen, die Preise. ihrer 
Produkte ‚bedeutend .herabzusetzen, dann. — und erst dann — 
kann von einer Herabsetzung der Löhne gesprochen werden. 


Industrielle Riesengewinne. Kein Tag vergeht, an dem 
nicht Riesengewinne ‘der industriellen Unternehmungen gemel- 
det werden. So teilt eine Baumwollspinnerei in 
Bayreuth in ihrem Geschäftsbericht mit, dass sie bei einem 
Aktienkapital von 4% Millionen Mark einen Reingewinn von 
nicht weniger als: 19,6 Millionen. Mark erzielt hat. Dabei 
stecken in dem Aktienkapital bereits 1% Millionen Gratisaktien, 
cie für das Jahr 1919 neben einer Dividende von 20 Prozent 
an die Aktionäre ausgegeben worden waren. "Auf Grund des 
neien Abschlusses ist die Gesellschaft wieder in der Lage, 
20. Prozent Dividende und 9 (!) Millionen in Form von Gratis- 
aktien zu verteilen, ferner noch 8 Millionen Mark als das Dop- 
pelte des bisherigen Aktienkapitals als Erneuerungsfonds zu- 
rückzulegen. 

Es handelt sich hierbei nicht etwa um Valutagewinne, 
sondern um Gewinne,die aus dem deutschen Ver- 
braucher herausgezogen worden sind, 


D. H. V.-Komödie im Reichstag. Am 25. Fehruar erlehte 
der Reichstag ein sonderbares Schauspiel. Die Deutschnatio- 
nale Volkspartei hatte folgenden Antrag eingebracht: 


„Der Reichstag wolle beschliessen, die Regierung zu et- 
suchen, alsbald einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Ka- 
pitalbeteiligung der Angestellten und Arbeiter in den 
dazu geeieneten Unternehmungen gewährleistet, der die Grund- 
lage für eine weitzehende Einführung der Gewinnbeteili- 
gung schafft und den Angestellten und Arbeitern die Aus- 
übung dieser Rechte durch Organisationen, die sich die- 
sem Zweck anpassen, ermöglicht.“ 

Die Entschliessung wurde von dem deutschnationalen Ab- 
geordneten Walther Lambach, dem bekannten Führer des 
Deutschnationalen  Handlungsgehilfen - Verbandes, begründet. 
Fs ist ja bekannt, dass sich der D. H. V. den Stinnesschen 
Plänen, die Arbeitnehmer durch die Ausgabe von Kleinaktien 
selbst zu Kapitalisten zu machen und so ihren Widerstand gegen 
den Kapitalismus zu brechen, zu eigen gemacht hat.*) Der An- 
trag fand im ganzen Hause mit Ausnahme der Deutschnationalen 
keine Gegenliebe. Auch der Reichsarbeitsminister 
verhielt sich ablehnend, indem er sich zwar mit dem Ziel ein- 
verstanden erklärte, aber den deutsch-nationaler Antrag für 
zu ungeklärt hielt. Das fällt um so mehr auf, als der Reiclhs- 
arbeitsmänister der christlichen Gewerkschaftsbewegung sehr 
nahe steht, also jenem Gewerkschaftsbunde, dem der D. H. V. 
angeschlossen ist. Der D. H. V. findet also nicht einmal bei 
seinen eigenen. Gewerkschaftsfreunden Gegenliebe für diese 
„Sozialisierungs”aktion. 

*) Wir verweisen auf den Aufsatz „Sozialismus oder Massenkapita'ismus“ 
in Nr. 6der „D.T. Z.“, in dem wir uns sachlich mit dem Gedanken der Gewinn- 
beteiligung auseinandergesetzt und die arbeitnehmerfeindliche Absicht dieses 
Plans dargelegt haben, 
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Aber noch ein'zweites Moment dieser Reichstagsverhand- 
lung zeigte so recht, welche Komödie dort vom D. H. V. auf- 
geführt wird Den Ausiührungen Lambachs trat nämlich der 
Abgeordnete der Deutschen Volkspartei, Geissler, der be 
kannte. Führer der gelben Bewegung, entgegen, der. befürch- 
tete, dass durch die Kıeinaktien „eine Gewinnausschüttung an 
die Gewerkschaften“ erfolge. Dieser Abgeordnete Geiss- 
ler sitzt nun aver mit dem Abgeordneten T hiel, dem anderen 
Vertreter des D. H. V. im Reichstag, der doch gemäss dem 
D. H. V.-Standpunkte auch für die Kapitalbeteiligung der Arbeit. 
nehmer ist, in einer Fraktion! - 


Die. Grosseinkaufs-Gesellschait deutscher Konsumvereine 
im Jahre 1920. Es kann über eine erfreuliche Aufwärtsent- 
wicklung: berichtet werden. Ein Vergleich mit dem Jahre 1919 
zeigt folgendes Ergebnis: 

Gesamtwareuumsatz 1938. , a 

ER RE RENTE RE ER 
Ergibt einen Mehrumsatz 1920 ERS 


1 351.224 382,11 Mark 
352 698 074,81 Mark 
e 200 ......998 526 307,30 Mark 


Das bedeutet eine Steigerung um 283,11 Prozent. 


In dem Gesamtwarenumsatz von 1 Milliarde und 351 Mil- 
lionen Mark sind die in eigenen Fabrikbetrieben der Grossein- 
kaufs-Gesellschaft hergestellten Warenwerte eingeschlossen. 
Auch hier zeigt sich eine beachtenswerte Steigerung. Bei den 
in den eigenen Fabriken erzeugten Waren betrug 
der Umsaätzwert 192). "SS. 0 ae 186 882 896,65 Mark 

» 119 PETER 48 494 848,30 Mark 
demnach der Mehrumsatz 1920 . 138388 048,35 Mark 


Es ergibt sich also eine Steigerung um 285,37 Prozent. 

Auch die Bankabteiluug berichtet über eine rege intwicnelung Es betrug 
der Umsatz auf Girokonto 1920 1 754 282 151,98 Mark 
” ” 585 906 395,16 Mark 
also Mehrumsatz 1920 1 168 375 756,82 Mark 


Das bedeutet eine Steigerung um 199,41 Prozent. 


So erireulich dieser gewaltige Mehrumsatz ist, so würde 
er sich doch.noch um ein erhebliches steigern lassen, wenn die 
Gesamtheit der Arbeiter und Angestellten ihren gesamten Be- 
darf in den Konsumgenossenschaften decken würden. Welche 
Steigerungsmöglichkeiten vorhanden sind, zeigt ein Blick auf 
die Konsumgenossenschaften in Grossbritannien und Irland. 
Im Jahre 1916 war der Durchschnittsumsatz pro Mitglied in 





. . . . . . . 


BIEMLIT IE TEE ar 





Deutschland 267 M., in Grossbritannien und Irland 691 Schil- 


ling. Wenn wir die Geldentwertung berücksichtigen, dürfte 
bei. der wachsenden Erkenntnis über die Bedeutung der Kon- 
sumgenossenschaiten in den nächsten Jahren noch eine ganz 
gewaltige Entwicklung zu erwarten sein. 


Sozialpolitik 


Die Steigerung der Löhne und Lebenshaltungskosten in 
30 deutschen Industrieorten. In der Denkschrift des Aulgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes über „die wirtschaftliche Lage 
der deutschen Arbeiterschaft und die Beschlüsse der Pariser 
Konferenz" wird das Ergebnis einer Enguete verwertet, die der 
Vorsiand des A. D. G. B. im Dezember 1920 veranstaitet-hat. 

Diese Enqueite erstreckt sich auf 30 Industrieorte der ver- 
schiedensten Grösse und in allen Teilen des Reiches. Sie er- 
fasst Königsberg im Osten und Aachen und Köln im Westen; 
Hamburg und Rosiock im Norden und Stuttgart und München 
im Süden; sie umfasst die verschiedensten Typen deutscher 
Industriezentren, ergibt mithin ein umfassendes Bild von den 
deutschen Industriestätten. Sie ist von keinerlei Tendenz ge- 
tragen, sondern lediglich darauf gerichtet gewesen. die Wahr- 
heit zu ermitteln. Es ergibt sich daraus, dass von den erfassten 
2 300 053 Arbeitern und Arbeiterinnen, einschliesslich einer klei- 
nen Anzahl von Angesteilten, Lohnsteigerun gen zegen- 
über dem Jahre 1914 nachzuweisen haben: 1444 851 mehr als 
das Achtiache, 817 706 das Fünf- bis Achtfache, 37 496 weniger 
als das Fünffache. Die durchschnittliche Steigerung der 
Löhne beträgt in diesen drei Gruppen: Gruppe I: das 9fache, 
Gruppe Il: das 6,5fache, Gruppe Ill: das 4,2fache. Im Ge- 
samtdurchschnitt beträgt die tatsächliche Lohnsteigerung 
das Achtfache. 

Dagegen zeigt ein Vergleich mit. der Steigerung - der 
Kosten des notwendigen Lebensunterhalts, 
dass diese Kosten seit dem ‘Jahre 1914 auf das Fünfzehn- 
fache angestiegen sind. Das heisst mit anderen Worten: 
dass die Löhne der deutschen Arbeiterschaft 
doppeltsohochsein müssten, wenn sieihrauch 
nur das bescheidene Mass der Lebenshaltung 
wie vor dem Kriege ermöglichen sollten. Fs 
kann aber auch nicht geltend gemacht werden, dass die Lebens- 
haltung der deutschen Arbeiter vor dem Kriege eine luxuriöse 
oder auch nur eine allgemein auskömmliche gewesen wäre. Als 
im Jahre 1900 das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch zur Ein- 
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führung gelangte, wurde in diesem der.der Pfändung nicht unter 
woriene leil des Einkommens aui 1504 M. um Jalire gesetzlic 
festgesetzt. Dieser Betrag von 1500 NM. galt seitdem unbestritier 
als gesetziich anerkanntes Exıstenzwinımuwia 
Dieses Existenzminimum ist bis zum Jahre 1914 nicht erhöht 
worden Auch im Jahre 1914 hatten Millionen deutscher Ar- 
beiter, Arbeiterinnen und Angestellten einJahreseinkom.- 
menvon1l500 Mark noch nichterreicht! Die Zahlen 
der preussischen Einkommensteuersta.stik beweisen das, In 
Preussen begann bis zum Jahre 1914 die Einkommensteuerpflicht 
bei einem Einkommen von 900 Mark jährlich. Nach der ge- 
nannten Statistik betrug die Zahl der einkommensieuerfreien 
Personen, aiso derjenigen, die weniger als 90U Mark Jahres: 
einkommen hatten, in den Städten 5 838 278 — 29,7 Prozent der 
Bevölkerung mit Angehörigen; ohne Angehörige waren «s 
3878447 — 19,8 Prozent der Bevö.kerung. Die Zahl der Zen- 
Siten mit einem Jahreseinkommen von YUV bis I050 Mark belei 
Sich insgesamt auf 1360493, davon in, den Städten 732 600. Die 
Zahl der Zensiten mit 1050 bis 1200 Mark Jahreseinkommen be- 
lief sich auf 1197389, davon in den Städien 720 209; 1200 bis 
1350 Mark Jahreseinkommen hatten 945 374 Zensiten, davon in 
den Städten 584 505; und 1350 bis 1500 Mark Jahreseinkommen 
hatten 852 194 Zensiten, davon in den Städten 557 894, Das er- 
gibt allein in Preussen insgesamı 8239897 Zensiten mit 
weniger als 1500 Mark Jahreseinkommen im 
Jahre 1913, also 41,9 Prozentder Gesamtbevölke. 
rung Preussens! Und von den steuerpflichtigen Zensiten, 
d. h. denen, die mehr als 900 bis zu 1500 M. Jahreseinkommen 
aufzuweisen hatten, wohnten in den Städten allem 2595 208. 
Aehnlich wie in Preussen liegen die Verhältnisse im ganzen 
Deuischen Reich, 

Wenn nun in den in der Statistischen 
Städten eine Steigerung der Löhne 
Achtfache nachgewiesen ist, 


Tabelle angeführten 
im Durchschnitt um das 
so ergibt sich daraus. dass die 
Löhne mit der Steigerung der Lebenshaltungskosten nicht ent- 
fernt gleichen Schritt gehalten haben Aber die vorliegende 
Statistik zeichnet für die Gesamtheit noch ein zu günstiges Bild; 
sie erstreckt sich nur auf ausgesprochene Industrieorte, _Man 
kann also nicht sagen, dass die Löhne der gesamten deutschen 
Arbeiterschaft um das Achtfache zestiegen seien. Der Gesamt.- 
durchschnitt stellt sich wesentlich niedrirer, um so mehr, als 
ca 2% Millionen Arbeitern über % Million ganz oder teilweise 
arbeitslos waren. 


Ein Unternehmerzeugnis - für den Achtstundentae. Der 
Stuttgarter Grossindustriele Robe rt Bosch legt in seiner 
„Werkzeitung für die Boschbetriebe” sein Urtail 
über den Achtstundentag nieder. Fr geht davon aus, dass nicht 
allein die Zahl der Arbeitsstunden für die Menge der erzeugten 
Waren massrebend ist, sondern auch die Schnelligkeit und Auf- 
merksamkeit, mit der gearbeitet wird. Schnelligkeit und Auf- 
merksamkeit aber seien grösser bej kürzerer Arbeits 
zeit. Wörtlich fährt Herr Bosch sodann fort: 


„Wohl aber hat die Erfahruno gezeigt, 
Werk. das in Friedenszeiten jedes Jahr 
Stunden länger als acht Stunden, "wie sonst Regzet wär, über Zeit arheiten 
musste, die erzeugte Gesamt arenmenge bei der längeren Arbeitsdauer im 
Anfang wohl stieg, mit der Zeit aber sogar unter die Leistung der 
Achtstundenarbeit herunterging und sich erst nach und nach 
wieder auf die Rerelleistung der Achtstunde ‚schieht hob, 
Man liess deshalb auch die einze'ne Abte'hing nie längere Zeit ununterbrochen 
Ueberstiinden machen, sondern liess die Abteiluneen abwechselungsweise 
über Zeit arbeiten. Nach dieser Erfahrung darf somit angenommen werden, 
dass der Durchschnittsmensch in etwa acht Stunden seine Tagesarbeit ver» 
richten kann 

Die bisherigen Betrachtungen haben also gezeigt, dass es mindestens in 
den industriellen Betrieben dem D:: chschni:tsarbeiter möglich ist, in acht 
Stunden eine Höchstleistung zu erzielen Voraussetzung hierfür ist 
allerdings, dass dem Arbeiter die besten, heute möglichen technischen Ein- 
richtungen zur BEE sehen und der ganze Betrieb auch sonst neuzeitlich, 
nach gut durchdachten Grundsätzen, organisiert und verwaltet ist. Tatsache 
ist leiler, dass es immer noch Unternehmer gibt,'die von einer 
solchen Vervollkommnung ihrer Betriebe nichts wissen wollen, 
veil sie sich zu dem erforder!'chen Aufwand von Denkarheit und Geld, der 
sich doch bald bezahlt machen würde, aus Begt'emlichkeit ode sonstigen, 


ebensowenig stichhaltigen Gründen nicht entschliessen können und lieber im 
elten Trott weiterwursteln.“ 


cass zum Beispiel in meinem 
während eini*er Monate ein oder zwei 


Diese Darlesungen eines Unternehmers zeigen wieder, dass 
unsere gewerkschaftlichen Forderunsen nicht nur sozialpolitisch, 
sondern auch wirtschaftlich begründet sind. ; 


Der G. d. A, für Verlängerung der Arbeitszeit, ‚Das Vor- 
standsmitglied des Gewerkschaftsbundes der Angestellten 
Thal hat in der „Magdeburger Zeitung” seine tiefgründige 
Ansicht über unsere Wirtschaftslage dahin zusammengefasst: 

„Wir werden aber für eine Uebergangszeit neum und zehn 
Stunden. arbeiten können, um mehr. und billiger zu produ-' 


A Das setzt voraus, dass die Mehrarbeit nicht bezahl# 
wird.“ ; 








Arbeitsloser 





Zahl der Arbeitslosen noch weiter zu 
dazu noch zu einer Zeit, wo die Frage der Kurzarbeit, um der 
Arbeitslosigkeit ein wenig entgegentreten zu können, im Vor- 


Also in einer Zeit, wo wir weit mehr als eine halbe Million 
| haben, weil die Industrie sie nicht beschäftigen 
kann, schlägt dieser G. d. A.-Führer eine Verlängerung der 
Arbeitszeit vor, die nur die einzige :Wirkung haben könnte, die 
vermehren! Und das 


dergrunde der Erörterung steht. Von solchen Leuten, die Hand 
in Hand mit den am meisten scharfmacherischen Arbeitgebern 
gehen, wird der G. d. A. geführt! Und ein solcher Verbänd 
Slaubt ernsthaft, Techniker in seinen Reihen organisieren 
zu können. 


Die geplante Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze in 


der Angestelltenversicherung wird seitens der Lebensversiche- 


rünesunternehmungen wiederum zu einer lebhaften Agitation 
für den Abschluss von Lebensversicherungsverträgen ausge- 
nutzt. Durch ganz einseitige Schikderungen der Vorteile der 


Lebensversicherung und der angeblichen Nachteile der Ange- 


Angestellte empfindlich ge- 


stelitenversicherung ist mancher 
für Ange- 


schädigt worden. , Die Reichsversicherungsanstalt 
stellte schreibt uns hierzu: 

Wie die Erfahrung gelegentlich der Bearbeitung der an- 
lässlich der letzten Erweiterung der Versicherungspflichtgrenze 


auf 15000 M. gestellten Befreiungsanträge von der eigenen Bei- 


tragsleistung gezeigt hat, hat sich eine grosse Anzahl von 
Angestellten bewegen lassen, Versicherungsverträge abzu- 
Schliessen, obwohl diese Versicherungen nach Lage des Ge- 
Setzes keine Befreiung von der eigenen Beitragsleistung erwir- 
ken konnten. Insbesondere waren dies Angestellte. die schon 
vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 31. Mai 1920 versicherungs- 


pflichtig gewesen und es ohne Unterbrechung geblieben sind. 
Sie sind dann mit der Beitragsleistung zur Angestelltenversiche- 


zung und 


zur Lebensversicherung belastet, können in den 


meisten Fällen letztere 'nicht mehr aufrechterhalten und sind 
genötigt, sie unter finanziellen Einbussen auizugeben oder her- 


abzusetzen. Ferner wird häufig die Beobachtung gemacht, 
dass Angestellte, die bereits von der eigenen Beitragsleistung 


‚befreit sınd, von den Lebensversicherungsunternehmungen Ver- 
Anlasst werden, zu ihren diese erste Befreiung begründenden 
Lebensversicherungsverträgen Nachversicherungen abzuschlies- 
en mit der Angave, dass nach Erhöhung der Versicherungs- 





pflichtgrenze der für die Privatversicherungen auizuwendende 
Prämienbetrag den Angestelltenbeitragshäliten entsprechen 
müsse, wie sie nach Inkrafttreten des geplanten Erweiterungs- 
gesetzes nach den dann geltenden Beitragssätzen Zu zahlen sein 
werden. Diese Angaben sind unrichtig. Die einmal ausge- 
sprochene. Befreiung von der eigenen Beitragsleistung wirkt 
solange wie der sie begründende Lebensversicherungsvertrag 
unverändert in Krait ist, ohne Rücksicht auf spätere Gehalts- 
Steigerungen. 


Das italienische Betriebsrätegesetz. Der „Corriera della 
Sera” veröifentiicht den Entwurf des italienischen Betriebs- 
räteresetzes, den man Giolitti selbst zuschreibt und der in 
Arheitnehmer- und Arbeitgeberkreisen das grösste Aufsehen 
hervorgerufen hat. Das Ziel des Gesetzentwurfes soll sein: 

1. den Arbsitern die Lage ıhrer Industrie bexanntzugeben, 
2. die technische Ausbildung, die wirtschaftliche und moralische Lage der 

Arbeiter zu verbessern, 

3, Sicher ng des Arbeiterschutzes, 
4. Verbesserung der Produktionsmethode, 
5. Sicherung der friedlichen Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeit» 


nehmern 


Die Kontrolle soll für jede Industrie besonders durch Kon- 
trollkommissionen ausgeübt werden, die aus sechs Arbeiter- 
vertretern und drei Angestelltenvertretern bestehen soll. Die 
Wahllisten werden von den Gewerkschaften aufgestellt und 
die Kommission delegiert für jedes Unternehmen zwei oder 
mehr Vertreter zur Kontrolle und Berichterstattung. Diese 
Betriebsräte haben das Recht zur Kenntnisnahme 

1. von der Ankaufsmethode und den Preisen der Rohstoffe, 
2. von den H:rstellungskosten, 
. von den Verwaltungseinrichtungen, 
. von den Produktionsmethoden, ausgenommen Fabrikationsgeheimnisse, 
von den Löhnen, 
von der Kapitalzusammensetzung, 
. von den Gewinnen und 
. von der Ausführung des Arbeiterschutzes, der Einstellung und Entlassung 
der Arbeiter. 


Dieser italienische Entwurf geht weit über das deutsche 
Betriebsrätegesetz hinaus. Er sichert eine weitergehende Kon- 
trolle des Einzelunternehmens, die durch unser Betriebsräto- 
gesetz, besonders infolge des mangelhaiten „Betriebsbilanz- 
gesetzes” und des unvollkommenen „Aufsichtsratsgesetzes”, 


ouannlo 
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nicht erreicht wird; gibt aber darüber hinaus der Arbeitnehmer- 
sSchait die Mögıichkeit, auch die Beziehungen der einzelnen 
Unternehmungen untereinander zu kontrollieren. 


Mindestlöhne in Australien. Während des verflossenen 
Jahres fanden, wie „Ihe: federated Press“ aus Sidney meldet, 
die von der Kegierung während der letzten Wahien zugesicher- 
ten Erhebungen stait, um die Durchschüittslöhne zu erinitteln. 
Die damit beauftragte Kommission beendete jetzt ihren Bericht, 
in dem sie Mindestlöhne für einen Arbei.er mit Familie — Frau 
und drei Kinder werden als Durchschnitt angenommen — fixıerte 
die für die einzelnen Staaten difierieren: Victoria 27,96 Dollars, 
Neu-Süd-Wales 28,08 Dollars, Queensland 25,48 Dollars, Süd- 
Australien 27,86 Dollars, West-Australien 27,14 Do:.lars, Tas- 
manien 28,06 Dollars. Trotzdem diese Löhne im Bericht der 
Untersuchungskommission ausdrücklich als Mindestdurchschnitts- 
einkommen für verheiratete Arbeiter bezeichnet wurden, glaubt 
die Regierung, sie in dieser Höhe nicht anerkennen zu können, 
da dies eine Mehrbelas ung der Staatsbudgets um 500 Millionen 
Dollars bedeuten würde; statt dessen schlägt die Regierung 
einen von den Unternehmern zu zahlenden wöchentlichen Min- 
destlohn von: 19,20 Dol:ars vor, zu dem für verheiratete Arbei’er 
für jedes Kind ein wö:hentlicher Zuschlag von 2.88 Dollars aus 
öffentlichen Mitteln gewährt werden soll. Diese Regelun: würde 
eine Erhöhung des Budgets um 140 Miliionen Do:lars bedeuten. 

Demgegenüber verlangen die Arbeiterparteiler im Parla- 
ment die Regelung der Lohnfrage nach den von der Regierung 
zugesagten Prinzipien und die Sozialisierung derjenigen In- 
dustrien, die nicht in der Lage sind, die Löhne ihrer Arbeiter- 
schaft zu zahlen. 


Soziale Bewegung 


Die „Beitragslast“ der Arbeitgeberverbände. 
geberzeitung“ vom 13. Februar dieses Jahres bringt 
obiger Ueberschrift folgenden Beitrag: 

„Ein uns vorliegender Jahresbericht eines Arbeitgeber- 
verbandes der Kalkindustrie bringt zur Beitragsfrage folgende 
treffenden Ausführunen, die weiteste Verbreitung in Arbeit- 
geberkreisen verdienen: 

Man hört bekanntlich zuweilen von Arbeitgeberseite die 
Frage, ob. ein Arbeitzeberverband seiner Beitragsla>t. ent- 
sprechende Aequivalente bringe. Wenn beispielsweise der Ver- 
band. für seine Mitglieder, wie es bei der Novemberiorderung 
der Arbeiterschaft für die Gruppen I und 2 der Fall gewesen 
ist, einen um 20 Pfennig niedrigeren Stundenlohn durchdrückt 
als der einzelne, nicht organisierte. Arbeitgeber zahlen müsste, 
so ergibt sich für jeden angeschlossenen Betrieb, je nach 
Grösse, folgende Ersparnis: 

bei 10 Arbeitern im Jahr@ zu 300 Arbeitstagen 4800 M. 
bei 50 Arbeitern im Jahre zu 300 Arbeitstagen 24 000 M. 
bei 100 Arbeitern im Jahre zu 300 Arbeitstgaen 48000 M. 


Hierbei sind nur die Zugeständnisse des ersten Schiedsspruchs 
zugrunde gelegt. Angesichts der Tatsache, dass die Forderung 
der Arbeiterschaft im November 30 Prozent Lohnerhöhung auf 
die bisherigen Löhne betrug, ist aber anzunehmen, dass ohne 
das durch den Verband gewährleistete. geschlossene Zusam- 
menhalten aller betroffenen Arbeitzeber weit über den ersten 
Schiedsspruch hinausgehende Zugeständnisse hätten gemacht 
werden müssen. 

Die oben angestellte Berechnung ergibt Ziffern, die man 
sich gewöhnlich nicht vor Augen führt, weil sie lediglich Er- 
sparnisse sınd, die in der Bilanz nicht so offen in die Erschei- 
nung treten, wie die durch den Betrieb eingebrachten positiven 
Gewinne. Hieraus folgt, dass das Fernbleiben von der Or- 
ganisation oder das Ausscheiden aus derselhen mit den mit. der 
Verhandszugehörickeit verbundenen Beitragskosten niemals 
besründet werden darf, da die Kosten der Organisation durch 
Lohnersparnis um das Vielfache wieder eingebracht werden.“ 

Fs wäre nur zu wünschen, dass auch die Arbeitnehmer 
und insonderheit die Angestellten eine so kühle und nüchterne 
Rechnung über die Rentierung- ihres Gewerkschaftsbeitrares 


Die „Arb eit- 
unter 


aufmachten. Dann würde — abgesehen von den idealen Zie- 
len, die wir verfolgen und die sich nicht in Geldeswert um- 
rechnen lassen — ebenfalls mit Leichtigkeit der Beweis für 


die Rentierung des Beitrages erbracht werden können. 


Die Stärkung der Gewerkschaften. Das Internationale Ar- 
beitsamt in Genf veröffentlicht eine allgemeine Uebersicht 
über die Arbeitergewerkschaften aller Industrieländer aus- 
schliesslich Russlands. Die Gesamtzahl der Mitglieder 
betrug im Jahre 1910 10335 000, im Jahre 1914 13 022 000 und 
im Jahre 1919 32680000. Diese Zahlen lassen den grossen 
Fortschritt des gewerkschaftlichen Gedankens erkennen. 
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Angestelltenbewegung 


Sie können das Schwindeln nicht lassen. In Nummer: 4 
der „Deutschen Handelswacht” wird den Mitgliedern desD.H.V, 
im Leitartikel vorgelogen, dass der Allgemeine freie Angestall- 
tenbund sich auf den Gedanken festgelegt habe, alle Angestell- 
ten zu einer Einheitsorganisation zusammenzufassen. Es heisst 
weite: „Es wird für ihn in Zukunft nichts mehr ausmachen, 
ob man Kaufmann oder Artist, Techniker oder Chorsänger, 
Buchhändler oder Putzmacherin, Bankbeamter oder Polier ist.” 
Dem Schreiber dieses Artikels, Herrn Zimmermann, ist sehr 
wohl bekannt, dass der AfA-Bund, genau so. wie der Gesamt- 
verband deutscher Angestellten - Gewerkschaften, dem der 
D.H.V. angehört, ein Kartell von Berufsverbänden ist, nur mit 
dem Unterschiede, dass beim AfA-Bund vor der Aufnahme die 
gewerkschaftliche Qualifikation des sich meldenden Verbandes 
sorgfältig nachgeprüft wird, so dass eine Uebernahme einer 
ausgesprochen gelben Organisation bei dem AfA-Bund unmög- 
lich sein würde, während der Gesamtverband deutscher Ange- 
stellten-Gewerkschaften erst kürzlich den ausgesprochen gel- 
ben Bund nationaler technischer Angestellten übernommen hat. 
Mit dieser bewussten Fälschung spekuliert aber der so überaus 
geschäftstüchtige D.H.V. auf die Dummheit seiner Mitglieder, 
die mit dem vom D.H.V. systematisch gezüchteten Standes- 
dünkel glauben, als junge Kaufleute eine besonders gehobene 
Schicht der Angestellten zu sein, die sich fernhalten müsse 
von anderen Angestelltengruppen, wobei die Putzmacherin dann 
u eine besondere Herabsetzung des AfA-Bundes bringen 
soll. 

Grundsätzlich sei deshalb einmal darauf hingewiesen, dass 
die Arbeitsgemeinschaft drei grosse Gruppen umfasst: Arbeiter, 
Angestellte und Beamte. Alles, was Angestellter heisst, muss 
sich in den in Frage kommenden Berufsverbänden organisieren, 
und diese Berufsverbände haben ihrerseits ohne Unterschied 
ein Karteli der Angestellten-Verbände zu bilden. In diesen Ver- 
bänden muss Platz für jeden Angestellten sein, auch die Putz- 
macherin, wenn sie als Verkäuferin oder Direktrice, d. h. als 
Angestellte tätig ist, muss in den für sie in Frage kommenden 
Berufsverbänden Platz finden. Aber soweit langt das gewerk- 
schaftliche Denken bei dem D.H.V. trotz des pompösen Na- 
mens; Gesamtverband deutscher Angestellten-Gewerkschaften 
nicht. 


Aus der englischen Angestelltenbewegung. Die Wirtschafts- 
krise hat die im Warenverkauf beschäftigten Angestellten 
schwer getroffen. Der zwischen den Unternehmern und Ange- 
stellten entbrannte Kampf bewegt sich um die Frage der 
„Trade-Boards”. Diese Körperschaften sind nämlich nach einem 
Gesetz vom Jahre 1919 berechtigt, für gewisse Gruppen von 
Arbeitern und Angestellten Minimallöhne und andere Arbeits- 
bedingungen festzustellen. Die Unternehmer wollen sich der 
Kompetenz dieser Behörde entziehen und damit drei Millionen 
Arbeiter und Angestellte, wie das Memorandum der Gewerk- 
schaften behauptet, „eine Klasse, die die Lohnverkürzung am 
wenigsten zu ertragen vermag, bewusst demoalten Ausbeütungs- 
system ausliefern”. Die Angestellten fordern demgegenüber, 
dass auch die bisher noch nicht unter die „Trade-Boards” ge- 
stellten Gruppen diesen angegliedert werden sollen, um der 
weiteren Herabsetzung der Löhne vorzubeugen. 


I T—— 


00 Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 

Austritt vor Ausschluss eines Mitgliedes. Gegen das Mitglied Hermann 
Vey, (39606), hat die Ortsverwaltung Nürnberg auf Grund des 8 13a Aus- 
schluss aus dem Bunde beantragt. Vey ist dem Ausschluss durch seine Aus- 
trittserklärung zuvorge‘ommen, Die von der Ortsverwaltung Nürnberg 
geltend gemachten Ausschlussgründe werden vom Vorstand anerkannt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 
Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft, 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 
Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b, H,, Leipzig. 
Komnick in Elbing. 
Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 
Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 
Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 
Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 


m nn 


Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: ‚Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: 





Nr. 11 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten :Ortsverwaltung, Art der Versammlung 
Datum, Versammlüngsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen ‘der D.T. Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz d« 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als'die vorgeschriebenen unter Au 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: : i 

M = Mitgliederversammlung, 


F = Fachgruppenversammlung, 
V:= Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Berlin. AfA-Versammlung. Gesundheitsindustrie. 22. IL 7% im Nordischen Hof, 

Invalidenstr. 126. 
Bielefeld. M. 6. IV. 8%, Hotel Vereinshaus, Bahnhofstrasse, 
Breslau I (Industrietechniker). 


M. Jeden 2. Dienstay im Monat im „Kaufmannsheim“, 
uhbrücke, 


Chemnitz. ©.H. V.-Sitzung. 22. IIL 7%, 
23. III 73°, Restaurant Hackepeter, Poststr. 33, 

Hildesheim. M, 7. IV. 7%, Stadthalle. 

Witten-Ruhr. M. jeden 2. Mittwoch im Monat. 8%. Restaurant Steinbeck-Markt, 


Geschäftsstelle. @ F. Werkmeister, 


00 Bücherschau- DD 


nn 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Handbuch für Industrielle und 
Gewerbetreibende. Herausgegeben vom Hauptverband der Industrie Deutsch- 
österreichs. Wien 1920. Verlag Franz Deuticke. XV und 416 Seiten. 88, 
Preis geh. 140 Kr. =30 M - 

Das vorliegende Handbuch ist eine Sammlung aller Gesetze und Vollzugs- 
anweisungen, die seit Bestehen der Republik Deutschösterreich in das Ver- 
hältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingegriffen und mancherlei, 
zum Teil grundlegende Aenderungen an der bisherigen sozialpolitischen Gesetz- 
gebung bewirkt haben. Ausserdem sind eine Reihe von Gesetzen und Vor- 
schriften aufgenominen, die trotz des Umschwungs der. Verhä:tnisse in .der 
ehemaligen Habsburgischen Monarchie keine Aenderung erfahren haben. Das 
Handbuch gliedert sich in die Hauptabschnitte: Betriebsrat, Einigungsamt, 
Gewerbegericht, Schutztechnische Vorschriften (Unfallverhütung, Hygiene), 
Arbeitsverhältnis, Versicherung der Arbeitnehmer, Koalitionsgesetz. Daran 
schliesst sich eine Uebersicht über die vom I. November 1918 bis zum 
31. August 1920 erschienenen Gesetze und Vollzugsanweisungen, die sich auf 
das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beziehen. Soweit not- 
wendig, sind die Gesetzesstellen mit Erläuterungen versehen. Durch sie sowie 
durch das Schlagwörterverzeichnis ist die Brauchbarkeit des Werkes für alle 
diejenigen, die an der sozialpolitischen Gesetzgebung Deutschösterreichs ein 
theore‘isches oder praktisches Interesse haben, bedeutend erhöht worden. Für 
reichsdeutsche Leser empfiehlt sich das Buch deshalb, weil es ihnen einen 
Vergleich zwischen unseren und den deutschösterreichischen Gesetzen und Ver- 
ordnungen über den gleichen Gegenstand ermöglicht, 2 


„Die rationelle Haushaltführung“, Betriebswissenschaftliche Studien 
nach dem amerikanischen Buch „The new Housekeeping“. Von Mrs. Frede- 
rick, deutsch von I. Witte. Gebunden Preis 15 M. Verlag von Julius Springer, 
Berlin = 

Das Buch gibt in zusammenfassender übersichtlicher Form Lösung vieler 
die Hausfrau heute beschäftigenden Fragen. Es ist ein Versuch der Ueber 
tragung des Taylor-Systems auf den unorganisiertesten Betrieb, der besteht, auf 
den Haushalt. Es gibt jeder Hausfrau manche Winke und Anregungen. 

Luegers Lexikon der gesamten Technik und ihrer Hilfswissenschaften, 
Zweite, vollständig neu beaibsitete Auflage, 2. Ergänzungsband. In Halb- 
leinenband °100 M., in Halblederband 140 M. (Stuttgart, Deutsche Verlags- 
Anstalt) 

Dieser 2. Ergänzungsband berücksichtigt die Fortschritte, die mit den Er 
fahrungen des Krieges im Zusammenhang stehen. Namentlich werden die. 
Ersat’stoffe eingehend besprochen, die infolge des Krieges für die früher ver 
wandten Baustoffe verwendet werden mussten. Ausserdem bringt dieser 
Band die Neuerungen auf den Gebieten des Maschin:n- und Verkeurswesens, 
der Elektrolechnik, des Schiff- und Bergbaues, der Luftschiffahrt und 
Flugtechnik. 

Den Besitzern des Werkes ist die Anschaffung des Ergänzungsbandes 
um so mehr zu empfehlen, als Druck und Ausstattung auf bekannter Höhe 
stehen. 


Sierbeiafeli 


Es starben: 


Karl Düppe (57 736), Bottrop. 
Julius Fritze (119223), Lübeck. 
Alfred Issemann (87 567), Lübeck, 
Johann Klein (95 628), Brühl. 
Eduard Klews (137 255), Hoerde. 
Arthur Kobs (39 079), Danzig. 


Richard Marx (T. 93 267), Leipzig. 
Eugen Picht (80 682), Berlin. 

Paul Rüdiger (T.93454), Bremen. 
Arthur Scheffer (Ho. 165 583), Castrop, 
K. Söllner (36 934), Eisleben. 

Wilhelm Tredi (T. 48 954), Nüfnberg. 


Ehre ihrem Andenken! 





Friedrich Schwedt, Berlin. 


Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr, 7, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68, 
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die füufgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 939%, bei 6 Aufnahmen 413 %, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 25 Aufnahmen 3®%. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 


Beste Alters- u. Eomillenkürsorge $:=::": | 
Stuttgarter Lebensversicherungsbank a. G. (Alte Stutigarter) 


BE Grösste europäische Lebensversicherungs -Gesellschaft auf Gegenseitigkeit. 





Mark, 






© Sfrassenbahn-Direktor, 


Die Stelle des Direktors der; Gesellschaft für Strassenbahnen im 
artal A-G., deren Aktien sich im. Besitze der Stadt befinden, ist £ 2 Da EEE NE EARTN. FREUE RTEN  ERRE D  SRE 
der, die über ktische Erfah dem Geb Jüngerer R 4 ar 

Bewerber, die über grosse praktische rungen auf dem icte ; t B : b k 

les aha wesene Ein und Betrieb verfügen und berrits seib- Techniker e@ e& N @& 5 @ Z BE 4] = 
'Badig derartige Betriebe geleitet haben, wollen ihre Gesuche mit | , Sa E Das Strassen- und Flussbauamt Regensburg sucht Sofort einen 
Kbenslauf, Zeugnisabschriften uad Lichtbild, unter Angabe der Gehalts- | ** iffsmaschinenbaus m. Kennt- | erfahrenen, tüchtigen und tatkräftigen Techniker vornehmlich für die 
Seprüche sowie des frühesten Eintrittstermins bis zuna 15. April d. J. | M'ssen im Schiffbau, Bagger und | Beautsichtigung der im Unternehmerbe:riebe auszuführeuden Beton- 
sonstig. Baumaschinen z. 1.Aprilcr. | und Eisenbetonarbeiten zur Erweiterung des Lui'poldhafens zu Regens- 






PR ee? 
REETZITRE 


len RN ET N 
Mama nn nn mas rn vn mn san ne or Lite un BEER 





n Unterzeichneten einreichen. gesucht 5 R 
“Bsarbrücken, den 8. März 1921. re, 3 urg egelung des Dienstverhältnisses nach den Bestimmungen der 
, s ; g erfolgtnach Tarif- Bezugs- und Dienstverhältnisse der Technik f Di ;ert 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrates vertrag. Offerten nebst Zeugnis- ee een re 


der Gesellschaft für Strassenbahnen im Saartal. | abschriften und ausführlichem Le- Strassen- und Fliussbauamt. 


Tormin, Generaldirektor. benslauf sind zu richten an das 


GBa ger Rlealahn Casekow-Peikun-Oder It de plaaminige Postschlietach 10. ”|-Belterer erfahrener Konsirukiour 
Bahnmeisters Tüchtigen Bautechniker, für Generator- und Apparatebau zum baldigen Antritt gesucht, 


ofort zu besetzen. Verlangt wird neben guten theoretischen und | der die Leit Nenbalite a | Angebote mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen, Zeugnisabschriften und 
raktischen Kenntnissen im Eisenbahnbetriebs- und Unterhaltungsdienst Anlenirehe, > Proicka ande Ver. Referenzen an die Deutsche Mondgas- u. Nebenprodukten- 
(ie Fähigkeit, Entwürfe, Kostenanschläge und statische Berechnungen | einbarung übernehmen kann, sucht | Gesellschaft m. b. H., Berlin W8, Krausenstr. 9 10, 











ür Eisenbahn- und Hochbauten aufzustellen, grössere Um- und Erweite- | Karl Vogel, Baumeister und BERTRE SE : - - 
i ke en : . » Als Geschäftsfüh ! s ft wir in i 

ungsbauten d “ Ferm eg Be Bez be Minen gi} 2 Reiche. Sägewerk, Blankenberg, Saale, Ki wohadngscan u ee er ser en 
3ewändtheit im Schriftverkehr. Be-oidung na Eee er NeIchs- | Kreis Ziegenrück. selbständiger und flott arbeitender, geschäftsgewandter ; { 


‚jesoldungsordnung, entsprechend den Bestimmungen des jeweils gültigen 
Panfvertrages A. Meldungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Refe- 
enzen und Angabe der persönlichen Verhältnisse an die Vereinigung der 

‚alttdpemmsrschen Kisinbahnen, Direktion. Stettin, Luisenstr. 26, 


Techniker 


nit Betriebspraxis aus dem Klein-Armaturenfach, der selbständig ent- 
verfen kann und flott und sauber zeichnet und evtl. auch die Abnahme 
ler Armaturen übernehmen soll, für unsere Metallwarenfabrik sofort 
'zesucht. Angebote mit Lebenslauf, Zeugnissen und Gehaltsanspr. an 


Deutsche Werke, Aktiengesellschaft 
Siegburg. 
„Per 1. April 1921 oder später 


1 Konstrukfeur 


resucht für Apparatebau, Unterwind, Ekonomiser usw., der schon auf 
jiesem Gebiete erfolgreich tätig gewesen ist. Die Stellung ist. sehr 
‚elbständig und zukunftsreich. Rdcebote mit Zeugnissen, sowie Angabe 
ler bisherigen Tätigkeit und Gehaltsansprüche an 
” Emil Oschatz, 
Fabrik für Feuerungs- und Dampftechmik 
; Meeranei.S. 


Angabe der Körpergrösse und der =) so 
Gehaltsansprüche bei freier Woh- Architekt oder Bauführer 
nung und Verpflegung erwünscht. EN Fe a ar Baugewerksschulbildung gesucht. Bewerbungen 

z eind mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Skizzen (jedoch nur in 

Erfahrenen Teca niker l. B:iefform) unter Angabe der Gehaltsansprüche und des Eintrittstermins 


unverheiratet, der imstande ist, ein | an Bürgermeister Reinhardt, Eisfeld I. Thür., einzureichen. 


zweigattriges Sägewerk selbständig 
zu leiten, der in allen Büro- u. Platz- E echnik er 


arbeiten firm ist u. mit Kundschaft 


umschen kann sl son en für Dampfkessel, Dampfüberkitzer u. Apparate 


Friedland in Mecklenburg. | möglichst mit Fachschulbildung, für besetztes Gebiet. Niederrhein zu 
IT Gong sofort oder später gesucht, Ausfihrliche Bewerbungsschreiben mit 
3 Zeugnissen, Gehaltsansprüchen und Bild erbeten an 
ch. 


Diplominrgenieur D. Dupuis & Co,, M.Gliadba 








des Maschinenbaufachs mit guten 
Kenntnissen in der Elektrotechnik, 
der auch die Revisionen an den 
staatl. Schiffskesseln auszuführen 
hat, z. 1. April 1921 gesucht, früh. 
Eintritt ist erwünscht. Gehaltszahlg. 
erfolgt nach Tarifvertrag. Offerten 
nebst Zeugnisabschriften und ausf. 
Lebenslauf sind zu richten an das 
Maschinenbeuamt Herne i. W. 
Postschliessfach 10, 


Sucher 


Bez «© 






Gesucht baldmöglichst erfahrener 


etriehsassistent 


oder 


Betriehsingenieur 


für unsere Abteilung Kesselschmiede, Flammrohr-Steilrohr- 
kessel und Apparatebau zur Unterstützung des Betriebs- 




















Für unsere Vorkalkulations- Abteilung suchen. 
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Jüngere technische Hilfskräfte || Technik |I# «u.n.er«.m.i.3. pruete. | 


‘zum Änfertigen von Zeichnungen und für Gewichts- 
berechnungen einfacher Art. 
Ausführliche Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Gehaltsansprüchen sowie Angabe des 
frühesten Eintrittstermios sind zu richten an 





Mathematik 


Man verlange kostenlos: 
Prospekte H.-Hochb,, T.-Tiefb., 
M.- Maschinenb., E. -Elektro- 
techn. Näh. Auskunft bereitwill. 


nn gr De er ru 


ellagen haben guten Erfolg 















[Bochumer Verein für Bergbau u. ussstahllabrikation ||| „_Tönemann, 
j r Bochum, Naumburg ie ir Saale, 





DEE BI 


ochnischen Angestellten und Beumten Sondershausen 1.Th. 


Herrliche, freie Gebirgslage. Buchen- u. Nadelwald. Gesundes, 


de 


— BT 


; Erholungsheim s Bundes dert 








Ma „ ) + billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 
——T.P Liegesofa. Behagliche Gesellschaftsräume. Geselliger Verkehr. Zentral- 








heizung. Badeanlagen: Wannen- u. Brausebäder. Turn- u. Spielplatz. 
Das ganze Jahr geöffnet. 


Der Wohnungspreis beträgt für den Tag: 


für. Zimmer mit 1 Bett „ . .„ s.... 4,— Mark 
Ben a 








” ” » 
” » » ”n SENT N 11,— » 
” » o 4 n TEE Pr 23,— ” 





Der Verpflegungssatz beträgt für jeden Tag: 
für Erwachsene 2 2... 0. „ 21,— Mark 
„ Kinder v.5—10 Jahren .» » 15,—.» 
v r über 10 Jahre 02.2,» 


Für Heizung wird für den Tag pro Zimmer ein Zuschlag von 3,— M. erhoben. 


gsheimes zu richten, die bereitwilligst Auskunft ertellt, 
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erstklass.Qualitätzu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbuchhandlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 


Aktenmappen. 


2 Schlösser, zusammenlegbar, 
auch als Schülermappen verwendbar, | 
— schwarz oder bfaun — 


Berlin NW 52, Wertistrasse 7. 











Fordern Sie Muster 
von Tuchen für: 


Änzüge Cover-Coat 
Damenkostüme Sportsachen 
Damenröcke "Loden 














Prima Rindspaltleder . Mk. : 80. Konfirm.-Anz. Westenstoffe 

hohe, breite Form . 110.— Ealapbt Gesell.-Anzüge 

Prima Rindvolleder ,. 150,— Ülster Cutaway H 

hohe, breite Form... . li Schlüpfer Gestreift. Hosen 

Luxusmappen .. ..... 259. ® ® 

mit Griff und Schiene M.12 — mehr. Friedrich W.Knoll, 

Ernst Melzig, kan Sn 

Lederwarentfabrik, Cottbus9. 






Liegnitz, ‘Schlesien. 


— Muster frei gegen frei. — 
:—: Nachnahme, Wertversand :—: | * 


Leipzig-Det., 









= I a en er einen Diay-Band Iieft, 
BE Eudli) wieder erhältlich! Die weltbetannten und äußerjt beliebten 


E Karl Man's Reifeerzählungen 


in B Abteilungen zu je 5 Bänden, jeder Band rund 
600 Seiten, a und folide geb, Preis jeder 
eg ei wi Wüfte. 2 Durchs wirde |” 
. Zdtlg.: 1.Bd. Durch die e. 2 Durchs wilde eb - en 
Kurdiftan. 3. Von Bagdad Hi8 Stambul. A. In den | Ste zaplen für jede Apteilung 
a Schluchten des Balkan 5, Durch Das Land der (5 Bände) 
E Sfipetaren. U. Abtig : 6. Der Shut. 7.9. Winnetou 


a I—1l. 10. Drangen und Datteln. IL. Abtlg.:: 11. Alm 
a Stillen Ozean. 12, Am Rio de Ia Dlata, z a E fat Page & 
. Abflg.: h 
EEE EHE EEE ET EL EEE SE TT REER 


95999999999» 


a Kordilieren. 14.—15. DId Sureband I-—II. 
16.—18. Sm Lande des Mahdi I-II. 20.21. Satan 
Be u. Sichartot I-I. V. Abtlg.: 22. Satan u. Sichartot I. 
5 23. Auf fremden (Faden. 24. Weihnacht. 25 Am Sen: 
jeits. 26. An Reiche des filbernen Löwen. VI. Abtlg.: 
27.—29. Sm Reihe des filbernen Löwen. IU— IV. 
30 Und Friede auf Erden. 31.Ardiftanu. Dfchinniftan!. 
Vu. Abtlg.: 32 Ardtftanu Ofchinniftan II. 33. Winne- 
tou’8 Erben. 34. „Sch“. 35. Unter Getern. 36. Der 
Schag im Silderfee. VIL Abtlg.:- 37. Der Delprinz. 
38. Halbblut. 39. Das Vermächtnis des Snfa 40. Der 
| u Dlaurote Methufalem. 41. Die SHavenfaramwane, 
\ Etwa vorhandene Bände Tönnen aus der be- 
| u reifenden Abteilung ausgeichaltet und durch andere 
erfegt werden. ; 
Urteile: Ich bin ein after 
Bände, weil large fttlih und religiös voll 
2 tommen einwandfrei, ein vielbegehrter Beftandteil 
jeder Zugenbbibliorhet find. Geldit der Mann im 
Ernft Des Lebens greift in den Mußeftunden gerne 
toieder zur Lieblingsleftüre der Zugend und verftept, 


auf einmal 
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Technische 


„Wer wird nicht einen Klopstock loben! 
Doch wird ihn jeder lesen? — nein. 
Wir wollen weniger erhoben 

Und fleissiger gelesen sein.“ 


Was Lessing hier von Kilopstock sagt, gilt von jeder 
Wissenschaft, namentlich aber von: den Naturwissenschaften 
und ihren Anwendungsgebieten, in ganz besonderem Masse 
aber von der Technik. Man nennt unser Jahrhundert das tech- 
nische, und die ganze Welt fasst die Errungenschaften der Tech- 


ik, die Eisenbahnen, Dampischiffe, Kraftwagen, das elektrische 
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eignet, anziregen. 


Licht, Telegraphie und Telephonie, als eine: Selbstverständlich- 
keit auf. ‚Mit grösstem Vertrauen bedient man sich der von 
der Technik erzeugten Einrichtungen und. hat sich so sehr an 
sie gewöhnt, dass ihre Bedeutung erst erkannt wird, wenn sie 
plötzlich aussetzen. „Ja, unsere Technik hat es herrlich. weit 
gebracht,“ sagt man, wenn man, von der Zahnradbahn auf die 
Spitze der Jungfrau gebracht, aus der Telephonzeile des ele- 
ganten Hotels mit seinem Geschäftsfreunde in Berlin spricht. 
Wer aber den kühnen Plan der Zahnradbahn entworfen, wer 
“die Hallen, Brücken, Maschinen gebaut hat, das steht irgend- 
wo in einer Fachzeitschrift, vielleicht auch in einem Lexikon, 
aber das Volk, ia selbst die sogenannten gebildeten Kreise 
"wissen vom Techniker nichts anderes, als dass er seine Sache 
Schon machen werde und dass man sich auf ihn verlassen 
könne. 

- - Dieses Vertrauen ehrt uns, aber‘ auch wir wollen mehr 
verstanden als in Bausch und Bogen anerkannt werden. Doch 
dazu gehört Verständnis für unsere Leistungen, für technisches 
Denken. Aber dieses Verständnis fordert Arbeit, und ausserhalb 
des Berufes liegende Arbeit ist nicht jedermanns Sache. Volks- 
tümliche Bücher technischen Inhalts, Aufsätze in Tageszeitungen 
und Zeitschriften liest nur der Liebhaber, der kaufmännisch 
Interessierte, der sich einen Ueberblick .notdürftig verschaffen 
will, der strebsame Arbeiter, der angehende Techniker, bevor 
er eine Fachschule besucht; die grosse Masse hat dafür weder 
Zeit noch Interesse. 

Dipl.-Ing. E. Lasswitz untersucht in der. „Frankfurter Zei- 
tung” vom 1. 2. 21 gerade diese Art der Verbreitung technischen 
Wissens und kommt zu folgendem Ergebnis: „Mehr Techniker 
in die Zeitungen, mehr Wissen und mehr Bildung in die Tech- 
tik”. Man kann gewiss diesen Forderungen zustimmen, "wenn 
sie auch nicht die letzten Ursachen der technischen Unbildung 
berühren. Wenn auch die Presse nicht gerade die Aufgabe hat, 
Zu Eerziehen, ist sie doch in ganz besonderem Mässe dazu ge- 
Jedoch wird sich. die Presse immer darauf 
“beschränken müssen, das Neueste zu bringen und zwar mög- 
lichst in solcher Form, die dem Leser ;;interessant” erscheint, 
wie ja. dieses Wort gerade das gebildete Laientum kennzeich- 
net. Ob aber der Technik damit gedient ist, wenn in einer 
sogenannten technischen Rundschau die neuesten Erfindungen 
andeufungsweise wiedergegeben werden, ist mehr als fraglich. 
Wer liest die technischen Beiblätter, die -von einigen guten 





Erziehung 


Tageszeitungen herausgegeben werden? Sicherlich nur ein 
kleiner Bruchteil der gesamten Zeitungsleser. Daran tragen 
nicht die Autoren Schuld, nicht ihre mangelhafte schriftstelle- 
rische Begabung, sondern zuin grössten Teil die Leser selbst, 
denen infolge einer eigenartigen Erziehung der Sinn für die 
Technik nicht erschlossen wurde. Die Beschäftigung mit den 
Naturwissenschaften zewährt nur den Eingeweihten jenes 
Glücksempfinden, das mit wachsender Erkenntnis Hand in Hand 
geht. Die Künste, namentlich Musik und Literatur, vermögen 
fast mühelos solche Glücksempfindungen zu wecken. Es ist 
daher. nicht zu verwundern, wenn die Zeitungen den Künsten 
und ihren Vermittlern einen grösseren Raum gewähren als ihren 
Verkündern, ganz abgesehen von’den Wissenschaften. "Wenn 
also unsere Zeitungen nach der Politik den Künsten, dem Thea- 
ter und -Konzert den weitaus grössten Teil ihrer Spalten öffnen, 
so handeln sie nach denselben Grundsätzen, nach denen man 
schon im alten Rom dem Volke Brot und Spiele bot. Wollen 
wir wirklich tieferes Interesse für die Welt der Technik er- 
schliessen, müssen wir die Erziehung auf eine ganz andere 
Grundlage stellen. Es gilt hier vor allem dem alten Vorurteil 
zu begegnen, das die Technik für die Mechanisierung 
des Geistes verantwortlich macht. Nur eine oberilächliche 
Betrachtung der Technik kann zu dieser Auffassung führen, 
während die tiefere Erkenntnis der Naturwissenschaften uns 
iene Zusammenhänge erschliesst, die man als das Wunder 
des Gesetzes bezeichnen könnte. Das Verfehlte der natur- 
wissenschaftlichen Bildung unserer Volks- und höheren Schulen 
besteht darin, dass die Gesetze als auswendig zu lernende Dog- 
men betrachtet werden, ohne zu zeigen, wie sie entstanden 
sind, welche Irrwege eingeschlagen werden mussten, ehe sie 
als die festen Säulen erkannt wurden, auf denen alles Geschehen 
eruht; ohne zu zeigen, in welchen Zusammenhängen sie zu- 
einander stehen, wie sie geeignet sind, ein Weltbild, eine Welt- 
anschauung erstehen zu lassen, die zwar die Welträtsel nicht 
löst, jaber ihrer Lösung Wege weist. Die Welt der Technik ist 
so gewaltig, ihre Erfolge sind so grossartig, dass sie iedem den- 
kenden Menschen, geschweige der heranwachsenden Jugend 
Bewunderung einflössen müssen. Noch wird die Schönheit 
der Technik zu wenig gewürdigt; die Poesie eines dahinbrau- 
senden Zuges, das Schweben eines Flugzeuges. in unendlicher 
Höhe, die majestätische Ruhe eines Ozeandampfers, die Gewalt 
eines Walzwerkes, die ruhige Sicherheit einer Dampimaschine, 
all das birgt eine solche Fülle von erhabener Schönheit, dass 
nur ein verbildeter Mensch sich ihrem Einflusse entziehen kann. 
Hier tritt uns die Poesie der Arbeit entgegen, ein Urbild 
von Kraft und Schönheit, von Kampf und Sieg des schöpfe- 
rischen Menschengeistes über den widerstrebenden Stoff. 


Wenn unser Bildungsideal die Erziehung zur Wahrhaitigkeit 
ist, welche Fülle solcher erzieherischen Momente liegt gerade 
in der Technik, deren ganzes Wesen auf Wahrheit beruht, bei 
der die geringste Abweichung vom Gesetz sofort zu erkennen ist! 
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Die unaufkörliche Betonung des Nützlichen in der 
Technik ist es, die ihren Erziehungswert in den Augen unserer 
Jugendbildner herabsetzt. Die Schuld liegt :aber .nicht an der 
Technik, sondern an jenen, weil ihnen die tiefere Auffassung 
für das Wesen der Technik fehlt. Wie sollen sie der Jugend 
Liebe und Verständnis für diese Welt erschliessen, wenn sie 
ihnen selbst mangelt! 

Heute sind alle Augen auf die Technik gerichtet, die als 
Trägerin der Produktion den Wiederaufbau unserer Wirtschaft 
ermöglichen ‚soll. Dieser ungeheuer schwierigen Aufgabe 
würde eine mechanisch gedrillte Schar von Technikern und Ar- 
beitern nicht gewachsen sein, wenn sie nicht vom Fthos der 
Arbeit durchdrungen wären. Dieser geistige und sittliche 
Gehalt der technischen Arbeit wird ihr erst die Tragkraft gebei, 
die sie zur Bewältigung ihrer Aufgabe braucht, aber da diese 
Arbeit auch unseren Nachfolgern obliegt, muss dieser Geist 
Gemeingut unserer Jugend werden. Um ihn in den 
Köpfen und Herzen unserer Jugend Wurzel fassen zu lassen, 
genügt nicht der gelegentliche Hinweis auf technische Leistun- 
gen, nicht ihre oberflächliche Anerkennung, dazu bedari es 
sründlicher liebevoller Pilege von seiten aller Erzieher. Es ist 
vollkommen falsch, anzunehmen, dass die Errungenschaften 
der Technik nur der Hebung der Zivilisation dienen, 
obzwar schon diese Aufgabe allein segensreich genug ist. Aber 
das Endziel aller technischen Arbeit liegt besonders darin, die 
geistigen Energien des Menschen zur Entfaltung zu bringen, in- 
dem sie die schwere körperliche Arbeit den Maschinen über- 
weist, denn die geistige ArbeitistdasHerrschafts- 
gebietdes Menschen, nicht die körperliche. Das ziel- 
bewusste technische Denken führt zu jener Arbeitsmethode, die 
den besten Wirkungsgrad gibt, d.h. die grösste Leistung bei 
kleinster Anstrengung. Sie führt also zur Menschen-Oekonomie. 
Erst die Freimachung der geistigen Kräfte wird uns zur Frei- 
heit und zu innerer Kultur erheben. Der richtig verstandene 
technische Geist ist ein Weg zu diesem Ziele, 


Alired Fröhlich. 


Ein Jubiläum der Kunstgewerbezeichner 


Wenn der Verband der Kunstgewerbezeichner als selb- 
ständige Organisation noch bestehen würde, so könnte er auf 
ein 25jähriges Bestehen zurückblicken. Aber wenn auch der 
„»„V. d. K.“ nunmehr der Einheitsgewerkschaft aller Techniker 
angeschlossen ist und hier seine ehemaligen Mitglieder in der 
Berufsgruppe der Kunstgewerbezeichner und den Fachgruppen 
ihre Interessenvertretung finden, so soll doch — oder gerade 
deshalb — nicht versäumt werden, einiges aus der Geschichte 
der Zeichnerbewegung und vor allem der Entwickelung des 
V. d. K. zur Angestelltengewerkschaft zu verzeichnen. 

Es soll hier nicht festgestellt werden, wieviel örtliche 
Zeichnervereine bestanden haben, die ohne engere Fühlung- 
nahme untereinander versuchten, die beruflichen Interessen 
ihrer Mitglieder wahrzunehmen. Der schon in den achtziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts in Berlin gegründete „Muster- 
zeichner-Verband“ versuchte die ungefähr zur gleichen Zeit 
entstandenen örtlichen Vereine in sich aufzunehmen. Diese 
Bemühungen führten im April 1892 in Leipzig zur Gründung 
des „Verbandes der Musterzeichner“ mit dem Sitz 
in Leipzig. Diese Gründung hatte jedoch den Fehler; dass die 
Verbandssatzungen nicht zentral festgelegt waren und der Ver- 
bandsvorstand verlangte, dass die einzelnen Zweigvereine 
Zeichner aus anderen Branchen nicht aufnehmen dürfen; es 
sollte also wine reine Musterzeichnerorganisation bleiben, 
Dieser Auffassung fügte sich der Leipziger Verein nicht, der 
daraufhin vom Verbandsvorstand als ausgeschieden erklärt 
wurde. Von dieser Zeit an (Sommer 1894) -bezann nun der 
ausgeschiedene Leipziger Zeichnerverein eine rührige Tätigkeit 
zu entwickeln, um einen neuen Verband, der alle Branchen des 
Kunstgewerbes umfassen sollte, ins Leben zu rufen. Auf dem 
am 6. April 1896 in Leipzig tagenden „l. allgemeinen 
deutschen Kunstgewerbe-Zeichner-Tae“ wurde 
dann der „Verband deutscher Kunstgewerbe- 
zeichner“ gegründet, der seinen Sitz in Leipzig hatte, Vor- 
sitzender war Krell, Geschäftsführer J Krä- 
mer. Der „Verband deutscher Musterzeichner‘“ und ein vom 
Stuttgarter Buchhändler Grossmann gegründeter „Kunst- 
gewerbegehilienverband“ (letzterer zing bald ein), die auf 
dieser Tagung ebenfalls vertreten waren, konnten sich nicht 
entschliessen, der neuen Organisation beizutreten. 

Der neugegründete „V. d. K.“ sah seinen Zweck in: Ein- 
richtung eines Stellennachweises, Gewährung 
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von Rechtsschutz, Erweiterungeder fachlichen 
Bildung, Unterstützung bei Stellenlosigkeit 
und in besonderen Notfällen.- Auch der im Juli 
1896 gegründete „Berliner Zeichnerverein“ unter 
Führung von R. Meyer, der als Zweigverein dem „V.d. K” 
angehörte, hatte noch das gleiche Programm. Aber schon im 
darauffolgenden Jahre stellte Leipzig den Antrag: „Der Ver. 
band solle die Erringung günstiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen als seine Aufgabe be- 
zeichnen“ Der Antrag wurde zunächst ab"elehnt, jedoch 
trat dieser Gedanke in der Zeichnerbewegung immer mehr in 
den Vordergrund. Zur gleichen Zeit hatte sich der ebenfalls 
noch bestehende “Verband deutscher Musterzeichner“ („V:d.M.“) 
mit einem gleichen Antrag des voigtländisch-thüringischen Be- 
zirksvereins zu befassen, der aber ebenfalls vom „V. d. M“ 
abgelehnt wurde. Die Folge war eine  Absplitterung dieser | 
Ortsvereine, wodurch der „V. d. M.“ erheblich geschwächt 
wurde. Es bestanden nun in der Zeichnerbewegung drei Rich- 
tungen: Der „V.d.M.“, der im reaktionären Fahrwasser segelte, 
„Voigtland-Thüringen“, das radikal war, und der 
»V. d. K.“, der sich noch nicht zur Gewerkschaft durchringen 
konnte. 


Am-6. und 7. August 1899 fand in Berlin dann der 2. Ver- 
bandstag des „V. d. K.“ statt, an dem auch Vertreter von 
Voigtland-Thüringen teilnahmen. Der „V. d. K.“ änderte seinen 
Namen in „Deutscher Zeichner-Verband“ und be 
zeichnete in $ 1 seiner Satzungen als Zweck: „Die Inter- 
essender Mitglieder ingewerblicher Hinsicht 
zu vertreten und auf die Erringung günstiger 
Existenzbedingungen hinzuwirken“ Es erfolgte 
eine Verbindung mit den voigtländisch-thüringischen Kollegen, 
die jedoch nur von kurzer Dauer war. Man einigte sich aber 
bald wieder mit den Geraer Kollegen, so dass der dortige 
Verein dem „D. Z. V.“ beitrat.. Das Organ der Geraer Kol.egen, 
der „Zeichner“, wurde mit dem Organ des „D. Z. V.“, dem 
„Deutschen Zeichner“, vereinivt und die Redaktion 
dem bisherigen Redakteur des Geraer Blattes, Kollegen Weiss, 
übertragen. 


Der „D. Z. V.“ entwickelte sich nun schnell und organisch. 
Der Verbandstag 1905 ist hier als ein Markstein in seiner Ent- 
wicklung zu verzeichnen. Der Charakter de s Ver- 
bandes wurde als eine wirtschaftliche Inter- 
essenvertretung auf gewerkschaftlicher 
Grundlage festzelegt Diese Grundsätze wurden ein- 
stimmig beschlossen. Gleichzeitig hatte Gera den Antrag ge- 
stellt: „Der Verband möge sich der Generalkom- 
mission der Gewerkschaften Deutschlands 
anschliessen“. Die Delegierten standen diesem Antrag 
sympathisch gegenüber, verkannten aber nicht, dass mit seiner 
Annahme die Geschlossenheit des Verbandes in Frage gestellt 
sei und dass hierüber erst Aufklärung unter der Mitgliedschaft 
nötig sei. Der Sitz des Verbandes wurde nun von Leipzig nach. 
Berlin verlegt. Dem am 5. Dezember 1905 gebildeten „S0- 
zialen Ausschuss technischer Privatange-. 
stellter‘“ schloss sich der Verband gleichfalls an. Ende 
1906 musste der „D. Z. V.“ seine erste gewerkschaftliche Aktion 
unternehmen, um den Geraer Kollegen bessere Finkommens- 
und Arbeitsverhältnisse zu verschaffen. Es handelt e sich‘ 
um 47 Patroneure, sie verlangten innerhalb 
eines abzuschliessenden Tarifvertirages die 
allgemeine Einführung der monatlichen Kün- 
digungsfrist, Erhöhung der Löhne um 15 Pro- 
zent, bezahlte Ferien und anderes Bei drei 
Firmen konnte ein voller Erfolg erzielt wer- 
den, während bei zwei Firmen wesentliche Zugeständnisse 
nicht erreicht wurden. Der Streik dauerte 5 Monate. Fs war 
dies eine Probe auf die Solidarität der Verbandskollegen, die 
gut bestanden wurde. 


Der Organisationsgedanke hatte unter den Zeichnern wei- 
tere Anhänger gefunden. Aber es bestanden neben dem 
„D. Z. V.“ noch der reaktionäre „V, d. M.“ und einige lokale 
Vereine. Es galt nur diese Organisationssplitter zusammenzu- 
fassen. Mancherlei unternommene Einigungsversuche hatten 
keinen Erfolg, aber der Vereinigungsgedanke selbst verschwand 
nicht mehr, und Ende 1907 bot der Vorsitzende des „Sozialen 
Ausschusses“ H. Lüdemann seine Dienste zu einer Vermittlungs- 
aktion an. Auf einer Konferenz in Halle am 9. Februar 1908 
wurde beschlossen, für Ostern 1908 einen „allgemeinen 
Zeichnertag“ nach Dresden einzuberufen, um "hier eine 
endgültige Vereinigung vorzunehmen. Hier kam denn auch’ 
ein dahingehender Beschluss zustande, Die Vereine in Plauen, 
Creield und Auerbach traten der als „VerbandDeutscher 
Kunstgewerbezeichmer“ bezeichneten Organisation 
bei. Der Name musste später geändert werden in „Ver=- 
band der Kunstgewerbezeichnes“, weil sich Orts- 
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gruppen in Oesterreich und der Schweiz der Organisation an- 
Die reaktionäre Führung des „V. d. M.“ machte 


diesen. Schritt nicht mit, als Folge davon schieden einige Orts- 
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wurden. 


vereine und eine Anzahl Einzelmitglieder aus dem „V. d. M.“ 
aus und schlossen sich dem „V. d. K.“ an. 

Die Grundlagen zum: weiteren Ausbau der Organisation 
waren ‚nunmehr gegeben. Die Erkenntnis des Gegensatzes 
zwischen Kapital und Arbeit führte dazu, dass auf dem Ver- 
bandstag 1912 in Plauen entsprechende Leitsätze angenommen 
Ebenso wurde die schon in früheren Jahren geübte 
solidarische Arbeitsverweigerung als gewerkschaftliches Kampf- 
mittel in diesen Leitsätzen aufgenommen. So war man sich 


ber Ziele und Wege der Organisation in der Mitgliedschaft 


einig. Wenn auch die. organisierten Kunstgewerbezeichner 
niemals als Masse in Erscheinung treten konnten, weil die Zahl 
der in diesem Beruf tätigen Angestellten, gemessen an anderen 
Berufen, nicht sehr gross ist, so war doch der Geist gut. Dass 


‚dieses erreicht werden konnte, war in erster Linie der ziel- 
‚bewussten Führung des Kollegen H. Weiss und des Verbands- 


vorstandes zu verdanken, sowie der allzeit bereiten Mitarbeit 
der Funktionäre und Mitglieder. 
In Plauen mit seiner Spitzenindüstrie setzte 1913 eine 


starke Modekrise ein, die eine ausserordentlich starke Stellen- 
‚desigkeit der dortigen) Kollegen zur Folge hatte. Der „V..d. K.“ 


‚schaffen machte. 


geriet dadurch in eine finanzielle Krise, die ihm schwer zu 
1 Leider lohnten die Plauener Kollegen die 
Solidarität der übrigen Verbandskollegen schlecht, denn sie 
aten 1914 aus dem „V.d. K.“ aus und entzogen sich so der 
Aitarbeit am finanziellen Wiederaufbau des „V. d. K.“ Trotz- 
dem sahen die Kollegen mit guter Zuversicht in die Zukunft, 


die Arbeit, die geleistet werden musste, war Schwer, aber die 


Organisation musste gehalten werden. Da brach der Krieg aus, 


An dessen Verlauf das Organisationsleben weiter gelähmt wurde 


und schliesslich ganz zum Stillstand kam. Die Beendigung des 


‚Krieges und der Ausbruch der Revolution rief die Kollegen 


Jahren geäusserte Wunsch, 


wieder auf den. Plan, und nun wurde der Schon in früheren 
sich einer grösseren Techniker- 


organisation anzuschliessen, allgemeiner, so dass sich im Fe- 
'"bruar 1919 nach beendeten Verhandlungen mit dem „D. T. V.“ 
und dem „B. t. i. B.“ der „V d. K.“ dem „D. T. V.“ anschloss 


in der Erwartung, dass auch diese Organisation sich mit dem 
»B. t. i. B.“ zu einem Gesamtverband technischer Angestellten 
Zusammenschliessen würde, das ja dann auch im Mai 1919 


geschah. 


- -Manchen tüchtigen Kollegen und aufrechten Mitkämpfer 
um „V. d. K.“ hat der Krieg dahingerafft, viele Kollegen haben 


infolge der wirtschaftlichen Krisen einen anderen Beruf er- 
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greifen müssen; die-Zahl der Kämpfer ist geringer geworden, 
die meisten stützen sich auf die grosse Organisation und 
glauben sich nun zurückziehen zu dürfen. Wenn dieser kurze 
geschichtliche Abriss aus der Bewegung der Kunstgewerbe- 
Zeichner während der verflossenen 25 Jahre dazu beitragen 
würde, die Berufskollegen davon zu überzeugen, dass es der 
tätigen Mithilfe jedes einzelnen Mitgliedes einer Organisation 


bedarf, um Erreichtes festzuhalten und das Ziel zu erkämpfen, 
dann wäre es immerhin ein Erfolg. 


W. Schliebener. 
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Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Gegenmassnahmen gegen die Sanktionen. Mit den von der 
Enterte nach dem Abbruch der Londoner Verhandlungen ein- 
geleiteten wirtschaftlichen Zwangsmassnahmen und den zur 
Abwehr der von ihnen drohenden Gefahren erforderlichen 
Gegenmassnahmen beschäftigte sich der Wirtschaftspolitische 
Ausschuss : des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates in seiner 
Sitzung am 16. März. Der Reichswirtschaftsminister Dr. 
Scholz wies zunächst auf die Gefahren hin, die sich aus 
der Verminderung der deutschen Ausfuhr infolge der von den 





Alliierten geplanten "50prozentigen Abgabe auf deutsche Er- 


zeugnisse ergeben. Die von dieser Massnahme drohende Un- 


#erbindung des deutschen Exports nach den alliierten Ländern 


werde naturgemäss die Exportindustrie stark treffen und 
müsste, wenn nicht rechtzeitig Gegenmassnahmen ergriifen 
werden, zu einem ausserordentliichen Anwachsen der 
Arbeitslosigkeit führen. Als solche Gegenmassnahmen 
kommen nach Ansicht des Ministers in Betracht die Förde- 
tung der deutschen Ausfuhr nach dem Osten 
Europas; vor allem aber eine energische Wieder- 
belebung der Bautätigkeit in Deutschland, um auf 
diese Weise auch der Industrie als Ersatz für das Ausfallen 
des  Exportgeschäfts Betätigungsmöglichkeiten zu. geben. 
Ausserdem bezeichnete es der Minister als notwendig, auch 
die Frage zu prüfen, ob nicht durch eine weitgehende Be- 
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schränkung der Aussenhandelskontrolle und 
durch Beseitigung oder Abbau der Ausfuhr- 
abgabe die Ausfuhrtätigkeit nach den neutra’en Ländern von 
den ihr bis jetzt anhaftenden Hemmungen befreit werden müsse, 
Anschliessend an die Ausführungen des "Reichswirtschafts- 
ministers bezeichnete es auch der Aussenminister Dr. Simons 
als notwendig, Massnahmen zu treffen, die geeignet erscheinen, 
die grossen Gefahren abzuwenden, die aus den Sanktionen auf 
dem Gebiet der Arbeitslosigkeit erwachsen. Gleichzeitig aber 
sei es erforderlich, sich auch positiv vorzubereiten auf die 
neuen Verhandlungen, die über kurz oder lang doch 
wieder kommen würden. In den Mittelpunkt dieser Vorbe- 
reitungen müsse die Aufgabe des Wiederaufbaues der 
zerstörten Gebiete gestellt werden, für den ein ins 
einzelne gehender Plan auszuarbeiten sei. Dieses Problem 
hänge eng zusammen mit dem Siedlungsproblem, das in 
Deutschland selbst zu bewältigen sei. Deshalb müsse der Plan 
der Wiederaufbautätigkeit in’ ganz grossem Stile in Angriff ge- 
nommen werden. Ausserdem müsse ein Mittel. gefunden wer- 
den, um der dringenden Kapitalnot der französischen Wirt- 
schaft eine Möglichkeit der Milderung zu verschaffen. Das 
könne nicht mit Geld oder Gold geschehen, weil Deutschland 
beides nicht habe, sondern auf die Dauer nur mit deutscher 
Arbeit, die als Bürgschaft und Sicherheit für eine Anleihe ein- 
gesetzt werden müsse, die den französischen Finanzbedürfnissen 
abhelfen könne. 

In der Aussprache, die sich an die Ausführungen der beiden 
Minister. anschloss, wurde von Vertretern. des Handels die 
Aufhebung der Ausfuhrkontrolle für Fertigfabrikate lebhaft be- 
fürwortet. Von Arbeitnehmerseite dagegen wurde einer solchen 
Absicht unter Hinweis auf die sich daraus ergebende Gefahr 
einer deutschen Schleuderkonkurrenz in den neutralen Ländern 
entschieden widersprochen und ausserdem betont, dass die in 
Aussicht gestellte Belebung der Bautätigkeit und anderer Ge- 
werbe allein noch nicht genüge, sondern dass eine Regelung 
der Wirtschaft notwendig sei, die durch Senkung der In- 
landspreise auch erhöhte Verbrauchsmöglichkeiten im In- 
lande schaffe. Da volle Klarheit über die Einzelheiten der 
Sanktionen noch nicht bestand, musste von einer Beschluss- 
fassung abgesehen werden. Zur weiteren Prüfung der aufge- 
worfenen Fragen und zur Beratung der Reichsregierung bei 
etwa notwendig werdenden schnellen Entschlüssen wurde je- 
doch ein fünfzehnköpfiger Ausschuss eingesetzt, dem Kollege 
Schweitzer angehört. 

Der von den beiden Ministern kundgegebenen Absicht, so- 
wohl einen bis ins einzelne ausgearbeiteten Plan für den 
Wiederaufbau der zerstörten Gebiete auszuarbeiten, als auch 
zur Abwehr der drohenden Zunahme der Arbeitslosigkeit ener- 
eische Massnahmen zur Belebung der Bautätigkeit in Deutsch- 
land zu ergreifen, können wir nur zustimmen. Wir tun das 
jedoch in der Erwartung, dass nun auch wirklich mit der er- 
forderlichen Beschleunigung gearbeitet wird und dass bei Be- 
schaffung der Mittel zur Belebung des Baumarktes ein Weg 
beschritten wird, der eine spekulative Ausnutzung dieser im 
wahrsten Sinne des Wortes aus der Not des Volkes erwachsen- 
den Koniunktur ausschliesst. 

Die Gewerkschaftsinternationale gegen die Sanktionen. 
Das Bureau des Internationalen Gewerkschaftsbundes hat am 
14. und 15. März zu der durch die Ententemassnahmen ge- 
schaffenen Lage Stellung genommen und folgende Entschliessung 
gefasst; 

„Der. Internationale Gewerkschaftsbund stellt fest, dass der 
Abbruch der Verhandlungen in London eine sehr kritische 
Situation geschaffen hat. 

Ueberzeugt von der Berechtigung der Wiedergutmachung 
sowie von der Tatsache, dass der Wiederaufbau der 
verwüsteten Gebiete ein unbedingtes Erfordernis für 
das ökonomische Gleichgewicht Europas und für die Wieder- 
herstellung des wahren Friedens darstellt, erklärt er, dass diese 
Resultate nur durch ein Zusammenwirken der Ar- 
beiter aller in Betracht kommenden Länder erzielt werden 
können. Daher kann der Internationale Gewerkschaftsbund es 
nicht zugeben, dass Zwangsmassregeln ergriffen wer- 
den, welche diese Probleme nicht zu lösen vermögen. Anstatt 
die Sache der Wiedergutmachungen zu fördern, verlängert die 
Aufbietung militärischer Gewalt nur die Periode der Unsicher- 
heit und ermöglicht es der Reaktion und dem Militarismus, 
neue Kräfte zu sammeln, den Hass unter den Völkern neu zu 
entfachen und Europa in neue Abenteuer zu verwickeln. Die 
Anwendung einer‘ solchen Politik kann nur dazu führen, die 
Gefahren zu vervielfältigen, die abzuwenden 
Pflicht der Arbeiter aller Länder ist. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund stellt fest, dass das 
Scheitern der Unterhandlungen in London das Werk der kapita- 
listischen Diplomatie ist, die, nachdem sie den Krieg provoziert 
hat, nicht imstande ist, den Frieden zu sichern, und erklärt, dass. 
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im Gegensatz zu dieser Haltung; auf der Grundlage der Prin- 
zipien, die auf dem Londoner Internationalen Ge- 
werkschaftskongress festgeiegt wurden, zwischen den 
verschiedenen Ländern Uebereinkommen abgeschlossen 
werden können, damit die verwüsteten Gebiete in möglichst 
kurzer Zeit neu aufgebaut und die materiellen und moralischen 
Spuren des Krieges endlich ausge öscht werden. Er nimmt die 
von den Vertretern der deutschen Ardeiter- 
bewegung abgegebenen Erklärungen zur Kenntnis, in denen 
der dringende Wunsch der deutschen Gewerkschaftsorgani- 
sationen ausgesprochen wurde, für den Wiederaufbau zu ar- 
beiten. Er bestätigt, dass das Genfer Uebereinkommen zwi- 
schen den französischen und deutschen Bauarbeiterorgani- 
sationen über die Wiedergutmachung der durch den Krieg ver- 
ursachten Schäden dieser Aktion als Grundlage zu dienen hat. 
Um die Durchführungsmodalitäten dieses Uebereinkommens 
festzusetzen, wird eine spezielle Konferenz der Ge- 
werkschaftsvertreter aus den betreffenden 
Ländern für den 31. März d, J. nach Amsterdam 
einberufen werden. 

In dem Bestreben, den völligen Frieden wiederherzustellen, 
und angesichts der einander widersprechenden Erklärungen der 
Sachverständigen beider Parteien, schlägt ‘der Internationale 
Gewerkschaftsbund vor, dass eine unparteiische Enquete abge- 
halten werde, wodurch zwischen den verschiedenen Ländern 
— nötigenfalls durch Schiedsspruch — eine Uebereinstimmung 
erzielt werden soll, sowohl was. die wiedergutzumachenden 
Schäden, als auch was die Leistungsfähigkeit des Schuldner- 
Staates betrifit. Bis zu der endgültigen Regelung soll eine von 
letztgenanntem Lande aufzunehmende internationale Anleihe die 
notwendigen Summen aufbringen, damit die Arbeiten des Wie- 
deraufbaues unverzüglich in Angriff genommen werden können. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund erklärt, dass der 
Weltfriede nicht von einer militärischen Besetzungspolitik ab- 
hängig gemacht werden darf. Er fordert, dass man auf diese 
Gewaltmassnahmen verzichte und dass endlich die internationale 
Solidarität zum Ausdruck gebracht werde, die allein die Ver- 
wirklichung einer Politik der Wiedergutmachungen 
ermöglichen und eine Bürgschaft bieten kann für den Frieden 
durch die Arbeit.“ 


Zur Frage der Ueberschichten im Ruhrbergbau. Die Kün- 
digung des Ueberschichtenabkommens im: Ruhrbergbau durch 
die Arbeitnehmerverbände hat mehrfache Verhandlungen 
zwischen den zuständigen Regierungsstellen und den beteilis- 
ten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen über eine 
Verlängerung des Ueberschichtenabkommens zur Folge ge- 
habt, die aber zu ’keinem positiven Ergebnis führten. Am 
11. März trat unter dem Vorsitz des Prof. Franke in Dort- 
mund ein Schiedsgericht zusammen, das in der überaus wich- 
tigen Frage einen Spruch fällte, welcher in der Hauptsache 
besagt, dass ab 15. März an vier Tagen in der Woche im An- 
schluss an die reguläre Schicht eine Ueberstunde zu verfahren 
ist. Nach dem gekündigten Abkommen wurden zwei halbe 
Ueberschichten pro Woche geleistet. Ausserdem billigte der 
Schiedsspruch den über 20 Jahre alten Arbeitern — den jünge- 
ren entsprechend weniger — eine Lohnerhöhung von 8 M. 
für die Schicht zu. 

Der alte Bergarbeiterverband und die Hirsch-Dunckerschen 
haben den Schiedsspruch} abgelehnt, während der Gewerkverein 
der christlichen Bergarbeiter und die polnische Berufsvereini- 
gung ihn angenommen haben. Der Verband der Zechenbesitzer 
hat den Schiedsspruch ebenfalls abgelehnt. Damit sind die 
Verhandlungen nunmehr. gescheitert und seit dem 14. März 
werden im Ruhrbergbau keine Ueberschichten mehr verfahren. 
Die Weiterentwickelung der Dinge ist abhängig von der Stel- 
Jung der Regierung zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues und 
der Unternehmer zur Lohnfrage. 

Die Krisis auf dem Weltkohlenmarkt. Die al'gemeine Welt- 
wirtschaftskrisis, eine Folgeerscheinung des Krieges und des 
planlosen kapitalistischen Wirtschaftssystems, hat naturnot- 
wendig auch den Weltkohlenmarkt in Mitleidenschaft gezogen. 
Das Sinken der Kaufkraft grosser Volksschichten, insbesondere 
in den Ländern, die am Krieg beteiligt waren, hat trotz grössten 
Warenhungers aller Bevölkerungskreise eine Einschränkung 
der Produktion und die Stillegung zahlreicher gewerblicher und 
industrieller Betriebe hervorgerufen. Die dadurch hervorge- 
rufene Absatzstockung auf dem Kohlenmarkte hat zur Einlegung 
von Feierschichten und sogar zur Stillegung von Zechen im 
Kohlenbergbau der Ententeländer geführt. Der deutsche 
Kohlenbergbau ist von dieser Krisis noch nicht erfasst worden, 
da die Erfüllung des Spa-Abkommens einen hohen Prozentsatz 
unsrer Kohlenförderung beansprucht und infolgedessen noch 
Immer ziemlich starker Kohlenmangel besteht. 

Nachstehend entnehmen wir der „Bergarbeiter-Ztg.“ eine 
Uebersicht über die Lage des Kohlenbergbaues in den ausser- 
deutschen Ländern mit starker Förderung, die einen neuen Be- 
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an für den Widersinn unserer heutigen Wirtschaftsordnung 
erbringt: 

Nach den provisorischen Feststellungen des Geologischen 
Landesamtes hat sich in den Vereinigten Staaten ven 
Nordamerika die Kohlenförderung 1920 bedeutend ge- 
hoben. Es sind fast 100 Millionen Tonnen mehr gewonnen 
worden wie im Vorjahre. Wenn auch 1917 und 1918 die För- 
derung noch höher war, so ist doch nun ein grosser Förder- 
überschuss vorhanden, weil das verarmte Europa nicht mehr 
kaufkräftig genug ist, um mit seinem stark entwerteten Gelde 
die amerikanischen Waren bezahlen zu können. Das hat eine 
schwere Absatzkrise in Amerika erzeugt. Die stark einge- 
schränkten Produktionsstätten verbrauchen also auch weniger 
Kohlen. Die Förderung hat betragen in Millionen Tonnen: 


Hartkoh'e 
(Anthrazit) Weichkohle Zusammen 
ea 291,52 478,43 5. 9,96 
2917 2% 99,61 551,79 651,49 
1918:2..357, 7% 298,92 579,38 67 ,21 
19197, 553 %2:59387.92 458,96 545,93 
1920 2 88,79 556,51 645,31 


Der Förderrückgang 1919 war die Wirkung grosser Lohn- 
Streitigkeiten, die zu Streiks führten. Als im November 1919 
der freie Kohlenhandel wieder eingeführt wurde, schnellten 
die Tonnenpreise von durchschnittich 2% auf“6.50-—14 Dollar 
hinauf, sind aber im Dezember 1920 schon auf 4,25—6,— Dollar 
geiallen wegen der nachlassenden Nachfrage. Amerika sucht 
Seinen Kohlenüberschuss auf europäischen Märkten unterzu- 
bringen und macht hierbei in erster Linie der auf starken Export 
angewiesenen britischen Kohlenindustrie empfindliche Kon- 
kurrenz. 1920 sind über 13 Mill. Tonnen amerikanischer Kohle 
nach Europa versandt worden, gegen kaum 1 Million Tonnen 


1913. Es sollen in Europa jüngst Amerikakohlen zu 10—12 Doll, | 


angeboten sein, gegen 40—50 Dollar noch vor Jahresfrist. Na- 
turgemäss wird dadurch auch die britische Exportkohle im 
Preise gedrückt: schliesslich trifft dieser Preisdruck auch die 
deutsche Exportkohle, wenn sie auch vorerst durch den 
sch echten Stand der deutschen Mark vor Unterbietung ge- 
Schützt ist. In der Schweiz, deren Kohlenbedarf durch Zu- 
fuhren aus Amerika, England, Belgien, Frankreich und Deutsch- 
land reichlich gedeckt ist, sollen langfristige Lieferverträge 
mit Amerika bestehen, die einen Tonnenpreis für die Ver- 
braucher von 250 Franks bedingen, während südfranzösische 
Kohle in Genf bereits zu 52 Franks erhältlich wäre! 
Der britische Kohlenbergbau ist in einer 
schweren Krise. "Zwar hat die Förderung 1920 nur 229,19 Mil- 
lionen Tonnen: betragen, noch etwas weniger wie im Vorjahre 
(229,78) und sogar noch über 57 Millionen Tonnen weniger. wie 
1913. Der grosse Novemberstreik verursachte eine Minder- 
förderung von etwa 13 Millionen Tonnen. Trotzdem leidet der 
Bergbau stark unter dem Mangel an Kohlennachfrage. Daran 
trägt die grosse Geschäftsstockung in den englischen Industrien 
die Hauptschuld. Aber die Absatzstockung wird verstärkt durch 
die 2 Millionen Tonnen, die Deutschland Auf Grund des Spa- 
Abkommens nach Frankreich hauptsächlich, dann nach Belgien 
und Italien zu liefern hat zu Preisen, die tief unter den für 
englische Kohen liegen. Deutschland möchte natürlich gern 
höhere Preise nehmen, darf es aber nicht, der Versailler 
„Friedensvertrag“ verbietet es. Natürlich nehmen die Ver- 
braucher lieber die viel billigeren deutschen Kohlen; die Folge 
davon ist der Rückgang der englischen Kohlenausfuhr nach 
Frankreich usw. und Fallen des Exportkohlenpreises, 1920 hat 
England nur 43,59 Mill. Tonnen mineralische Brennstofie ex- 
portiert gegen 51,90 in 1919 und 98,33 in 1913. In 1921 ist der 
Erport noch beschränkter. Auf seinem Kohlenexport beruht 
aber zum wesentlichen Teil die weltwirtschaftliche Macht- 
stellung Grossbritanniens. Nun häufen sich die Lager, Gruben 
werden eingestellt, zehntausende Bergleute sind arbeitslos. 
Lohs;herabsetzungen haben stattgefunden. In den ersten drei 
Januarwochen sind 708000 Feierschichten wegen Absatzmangel 
eingelegt! Die Zahl der Bergwerksarbeiter wurde 1920 aui 
über 1220000 erhöht, während vor dem Kriege nur etwa 
1 Miliion beschäftigt waren. Der Arbeitsmarkt in den Berg- 
werksgebieten ist mit Arbeiterangeboten überlastet. Die Fisen- 
erzbergleute im Distrikt Cleveland, wo die Arbeitslosigkeit 
gross is,, sollen in eine Lohnkürzung von 2 Schilling pro Woche 
eingewilliigt haben. Die Leiter der Bergarbeiterverbände ver- 
handeln mit der Regierung und den Werksbesitzern über ein 
neues Lohnarrangement, da das vom November, welches aus 
den Erlösen aus dem Export beruht, praktisch hinfällig ge- 
worden ist. Bi 
Die französische Kohleniörderung hat- sich 
1920 auf 26276 304, Tonnen, das sind 1.8 Mill. Tonnen mehr 
wie 1919, einschliesslich Lothringen, belaufen. 1913 betrug die 
eigene Kohlenförderung 40 Mill. Tonnen. Wir berichteten be- 
reits nach der französischen Bergarbeiterpresse, dass wegen 
Absatzmangel Zechenstillegungen und Arbeiterentlassungen 















orgenommen wurden. Nun erfahren wir, dass den französi- 
chen Bergleuten auch Lohnkürzungen angekündigt sind! Ist 
es da wirklich noch unbedingt nötig, die deutschen Kohlen in 
grösseren Mengen an Frankreich abzuführen? Sollte sich da 
nicht ein vernünftiger Ausgleich schaffen lassen, der den 
beiderseitigen Lebensbedürfnissen gerecht wird? 

v Belgiens Kohlenförderung geht über den gegen- 
' wärtigen Landesbedarf-so weit hinaus, dass die Regierung die 
"Ausfuhr von 400000 Tonnen genehmigt hat. Die belgische 
"Kohlengewinnung wird 1920 wieder etwa 22 Millionen Tonnen 
‘erreicht haben, beinahe sovie! wie 1913. Wegen sinkender 
"Nachfrage fallen. die Kohlenpreise. Die Bergwerksbesitzer 
"haben dem Vernehmen nach eine Lohnkürzung von 5—10 Pro- 
zent beantragt. Arbeiterseits wehrt man sich natürlich da- 
gegen. — Könnte nicht Belgien angesichts seiner reichlichen 
Versorgung auf die Spa-Kohlen aus Deutschland. wo Kohlen- 
mangel herrscht, verzichten und sich mit einem Sortenaustausch 
begnügen? 


Sozialpolitik 


Zur Neuordnung des Arbeitsrechts. Der Ausschuss für die 
Neuordnung des Arbeitsrechts hat in der Woche vom 7. bis 
12. März 1921 im Reichsarbeitsministerium getagt. An den 
beiden ersten Tagen haben sich zwei seiner Unterausschüsse 
mit den Fragen des Angestelltenrechts und des all- 
gemeinen Arbeitsvertragsrechts beschäftigt. Es 
lagen mehrere Entwürfe vor. Die Besprechung ergab. dass fast 
Alle wichtigen Fragen des Angestelitenrechts zugleich solche 
‚des allgemeinen Arbeitsvertragsrechts sind und einer Sonder- 
regelung in geringerem Masse bedürfen. als viel- 
fach vorausgesetzt war. Es sol! daher zunächst unter 
"Benutzung der bereits vorhandenen Vorentwürfe der Entwurf 
eines Gesetzes über das allgemeine Arbeitsvertragsrecht aus- 
gearbeitet werden, dessen Bearbeitung Dr. Heinz Potthofi 
übernommen hat. Die Arbeit soll so gefördert werden, dass 
bereits im Herbst die endgültige Beschlussfassung des Arbeits- 
rechtsausschusses erfolgen kann. — An drei Tagen hat sodann 
der Gesamtausschuss über den von Profesor Sinzheimer 
aufgestellten Entwurf eines Tarifvertragsgesetzes be- 
raten. Damit ist einer der wichtigsten Abschnitte des neuen 
‚Arbeitsrechts nunmehr im Ausschuss im wesentlichen fertig- 
gestellt. Allerdings musste die Ausgestaltung der vorgesehenen 
'"Tarifbehörden noch offengelassen werden, weil es den Absichten 
des Arbeitsrechtsausschusses entspricht, dass einheitliche 
Arbeitsbehörden geschaffen werden. Der Entwurf des 
Tarifvertragsgesetzes wird nach seiner endgültigen Redi- 
gierung alsbad der Oefientlichkeit übergeben werden. — Der 
Gesamtausschuss hat sich ferner mit den Plänen für seine 
weiteren Arbeiten beschäftigt. Es wurde die Einsetzung von 
Unterausschüssen für dass Berufsvereinsrecht, das 
Bergarbeitsrecht und das Landarbeitsrecht be- 
schlossen. Schliesslich haben sich die Mitglieder des Arbeits- 
rechtsausschusses noch an einer Besprechung über den Ent- 
wurf eines Hausgehifengesetzes beteiligt, der ebenfalls auf 
Grund der Vorarbeiten des Arbeitsrechtsausschusses aufgestellt 
worden ist. 


| Dus Existenzminimum im Februar 1921. Nach den Fest- 
‚stellungen von Dr. Kuczynski waren die Kosten des Fxistenz- 
minimums im Februar 1921 etwas niedriger als im Vormonat, 
aber um rund ein Fünftel höher als im Februar 1920. 











" Als wöchentliches Existenzminimum ergibt 
sich somit für Gross-Berlin: 
| 5 Ehepaar 
Mann Ehepaar mit 2 Kindern 

M. . M. 
Ernährung. » vo. o. 51 87 133 
Wohnung ! .» 2»... 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. . 24 24 24 
Bekleidung PIREe Yan 0 ea | 30 50 70 
Sonstiges . » = 0. ._ 3 56 78 
Februar 1921 . . . 151 226 314 
N era 192 114 9% 36 155 234 323 
ezember 1920. . „. 158 238 330 
Februar 1920 . . . 129 190 254 

August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im Februar 1921 für einen allein- 
stehenden Mann 25 M., für ein kinderloses Ehepaar 38 M., für 
ein Ehepaar mit zwei Kindern von sechs bis zehn Jahren 52 M. 
Aui das Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für 
“den alleinstehenden Mann 7900 M., für das kinderlose Ehepaar 
"11800 M., für das Ehepaar mit zwei Kindern 16350 M, 


7 Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum Februar 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
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"den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 151 M.d. h. auf 
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das 9,0fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. auf 226 
Mark, d. h. auf das 10,2fache, für ein Ehepaar mit zwei Kindern 
von 28,80 M. auf 314 M., d. h. auf das 10,9ache. An dem 
Existenzminimum in Gross-Berlin gemessen, 
ist die Mark jetzt etwa 10 Pf. wert. 


Die Teuerungsstatistik im Reich. Das Statistische Reichs- 
ne über die Teuerungszahlen im Februar 1921 folgenden 
ericht: 


„Die Abschwächung der Teuerungsintensität, die sich im 
Monat Januar in einigen Grossstädten in geringem Ausmasse 
gezeigt hatte, hat im Monat Februar weitere Fortschritte 
gemacht. Nur in 10 von den 47 vom Eildienst erfassten Ge- 
meinden trat im Berichtsmonat gegenüber dem Januar eine 
neue Steigerung der für die „Normalration‘ notwendigen Auf- 
wendungen ein, und auch hier nur in meist. engen Grenzen. 
Andererseits ist auch die Verminderung der Teuerungsgrade in 
vieien Fällen nicht sehr beträchtlich. Nur in 4 Städten schwäch- 
ten sich die Teuerungsverhältnisse um mehr als 15 v. H. des 
im Ausgangsmonat der Erhebungen, im Februar 1920, erreichten 
Standes ab. Der Höhepunkt der Teuerung der 13 Monate seit 
der ersten Erhebung liegt nur in 6 Gemeinden im Februar 
dieses Jahres.“ 





Verhältniszahten mit Be- 

















Orts- 
anwesende | Teuerungszahlen| 28 auf den Februar 1920 
Beueınden [Errlkeung | ga Meiiete [ol Tnngee ski vn 
gesetzt) 

8. Febr.| Jan |Febr. | Jan. |Febr. 

11920|1921 1921 1921| 1921 

Berlin RR 1 992,5 648 | 960) 916] 149 | Dez.| 148 | 141 
Hamburg „ » es . 985,8 820 |1026| 948| 137 | Dez.| 128 | 119 
München „ 2 » oe.» 630,7 562| 925| 915 165 | 163 
Dresden. . » » 529,3 605 | 920| 892] 154 | Dez | 152 | 147 
Breslau. . oe» >» 528,3 580 | 881| 821 152 | 142 
Essena=l ae N erslens 439,3 717| 947| 894| 144 | Juli | 132 | 125 
Frankfurt M... . 433,0 784 | 974| 993| 138 | Mai | 124 | 127 
Nürnberg Ar 352,7 547 | 934| 928 171170 
Stuttgart . oe 0. ° 309,2 580 | 890| 845 153 | 146 
Chemnitz . 2 2 «+ » 303,8 628 |1034| 919 165 | 146 
Dortmund . . . ° 295,0 715 | 925) 873] 133 |April| 129 | 122 
Magdeburg. . . 285,9 524 | 871| 862 166 | 165 
Königsberg i. Pr. . 260,9 558 | 876| 824 157 | 148 
Mannheim . Se 229,6 580 | 895| 814] 157 | Dez. | 154 | 140 
Kıelan u sit 48 ie 205,3 580 | 950! 902] 172 | Dez.| 164 | 156 
Augsburg © x 0.» - 154,6 430 | 820| 802} 192 |Nov,| 191 | 187 
Aachen sl ale 145,7 687 !1151}| 994 168 | 145 
Braunschweig. » >» » 139.5 54)| 894| 925 166 | 171 
Karlsrehe . te 136,0 654 | 920| 854] 141 | Juni | 141 | 131 
Erfurt aa Ken ia ie 129,6 574 | 968| 880 169 | 153 
Eubeck „ala .» 1131 595 | 962| 8661 164 | Dez.| 162 | 146 
Hagen i W.. . . * 929 747 \1072!1064| 169 |Nov | 166 | 164 
Ludwigshafen a. Rh. . 90,7 622 | 931) 908 150 | 146 
Darmstadt . . . » 82,4 658| 857| 817] 138 | Mai | 130 | 124 
Frankfurt a O.. . » 65,1 620) 874) 8991 145 | Dez | 141 |145 
Solingen. . 2. 0. 48,9 810 110151032] 137 | Mai | 125 | 127 
Halberstadt . . . » 47,1 639 | 865) 831 135 | 130 
Schwerin BE 45,5 516 | 868| 838 168 | 162 
Kattowitz . 2 oe os ® 45,4 562 | 983] 966 175 | 172 
Heilbronn Pau Wo RT DR 44,0 504 830 814 165 | 162 
Göttingen © 0 » ° 41,2 523 | 828] 775 158 | 148 
Eisenach . . » oe 39,2 483 | 8 0| 806} 176 | Dez.| 166 | 167 
Hana ine, 348 I 630| 962| 947 153 | 150 
Bautzen 2... eo» 34,3 621 | 992| 899 160 | 145 
Giesen ee 33,4 565 | 942| 954| 170 | Dez.| 169 | 169 
Oldenburg 08 Se 32,5 604 | 879| 891 146 | 148 
Schweinfurt . FE 27,8 429 | 788| 813 184 ! 190 
Eberswalde . - 26,8 579 | 908| 835 157 | 144 
Wald (Rheinland) . 25,9 683 11083| 997 159 | 146 
Fulda eine 23,8 521 | 877| 858 168 | 165 
Straubing . . 2»... 22,5 522| 751| 799} 158 |Okt.| 144 | 153 
Reichenbach i. Schl. . 15,2 598 | 835| 796 140 | 133 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 675 | 984) 923 146 | 137 
Rastenburg. . » » » 13,3 475 | 855| 847 E 180 | 178 
Selber En ee 12,5 580] 807] 898] 156 ! Juni| 139 | 155 
Grimma, .. 0.0: 0% 10,6 610 | 857| 832] 161.| Mai | 140 | 136 
Blumenthal . . 10,3 585 | 914l 958 156 | 164 


Soziale Bewegung 


Eine Probe syndikalistischer Gedankengänge gibt nach- 
stehender Sozialisierungsvorschlag der „Freien Arbeiter-Union” 
in Gelsenkirchen, der nach der „Bergarbeiter-Zeitung” folgen- 
dermassen lautet: 

1. die Enteignung des Kohlenbergbaues und Ueberführung in Gemeinbesitz 
ohne Entschädigung; 

2. jedes Bergwerk arbeitet auf eigene Rechnung, bleibt selbständige 
juristische Person und schliesst Geschäfte ab nach den allgemeinen ver- 
mögensrechtlichen Bestimmungen; 
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3. die Betriebsüberschüsse werden verwandt zur Bestreitung der. Kosten für 
die Verwaltung sowie der Kontrollstellen, von den Zechenräten bis zur 
Neunerkommission, ausserdem zur Lohnaufbesserung und Herabsetzung 
der Kohlenpreise; 

4. die Bergwerke dürfen auch nicht vom Bundesstaat oder vom Reich ver- 
pfändet werden, sie sind frei von Lasten und müssen es auch 
für alle Zukunft bleiben; die Betriebsüberschüsse dürfen 
nicht besteuert werden, dagegen muss das Reich die evtl. 
notwendigen Zuschüsse zahlen; 


5. eine mit diktatorischen Vollmachten ausgerüstete Neunerkommission als 
oberste Instanz der gesamten Kohleawirtschaft, an deren Sitzungen die 
Regierung mit beratender Stimme teilnehmen kann. 

Zur Durchführung dieser Leitsätze werden hinsichtlich der 
Angestellten folgende Bestimmungen in Aussicht genommen: 
„Alle bisher in den von der Enteignung betroffenen Betrieben tätigen 
Angestellten. in erster Linie die geistig selbständig Arbeitenden, 
sind verpflichtet, auf ihrem Posten zu verharren und ihre Obliegenheiten 


im Rahmen der durch die neue Ordnung zu erlassenden Direktiven treu und 
gewissenhaft zu erfüllen... . 

Ian Anhetracht des ungeheueren Ernstes der durch die Umgestaltung ge- 
schaffenen Situation und der mit einer Dienstverweigerung dieser Angestellten 
verbundenen schweren Gefahren für das gesamte Wirtschaftsleben ist jeder 
Widerstand der in Ziffer 1 bezeichneten Art als Sabo- 
tage zu betrachten und mit schweren Freiheitsstrafen 
zu belegen. Als Sabotage ist ferner passiver Widerstand ebenso anzu- 
sehen, wie eine unter den bisherigen Umständen nicht zur Schau getragene 


Gleichgültigkeit oder Nachlässigkeit in der Ausführung der 
den Betroffenen zugewiesenen Dienstobliegenheiten.“ 


„Zur Verhinderung etwa bea bsichtigter Abwande- 
rung von Fachbeamten und -angestellten ist für die 
Dauer der Uebergangsperiode eine langfristige Kündi- 
gungszeit festzulegen. Provokatorische Erzwingung 
von Entlassungen und der Versuch hierzu fällt unter den Begriff Sabo- 
tage. Für Entlassungeu aller Art muss als Regel gelten, dass zuvor gleich- 
wertiger Ersatz bereitgestellt ist. Jede Art der Aufreizun g und 

erleitung zum Verstoss gegen diese Vorschriften ist 
wie die Tat selbst zu ehnden.“ 

Irgendeine Kritik _an diesem 
würde die drastische Wirkung dieser 
fangenen Leser abschwächen. Nur das bleibt bedauerlich, dass 
nicht unerhebliche Teile der Arbeiterschaft, besonders im In- 
dustriegebiet, diesem öden Geschwätz Glauben schenken und 
es der syndikalistischen „Freien Arbeiter-Union”, unterstützt 
von den Anhängern‘ der Kommunistischen Arbeiter - Partei 
(K. A.P.D.), der Vereinigten kommunistischen Partei (V.K.P.D.) 
und den Aposteln der kommunistischen Rätezentrale in der Ber- 
liner Münzstrasse, immer wieder gelingt, durch unsinnige Teil- 
aktionen mit ähnlichen konfusen Zielen die gewerkschaftliche 
Stosskraft der Arbeitnehmerschaft zu schwächen, 


Angestelltenbewegung 


Unfaire Kampfesweise. Durch einen Teil der Tagespresse 
wurde in letzter Zeit ein Artikel des Herrn Kostowski, Mit- 
glied des Deutschnationalen Handlungsgehilfen - Verbandes und 
Geschäftsführer der christlich - nationalen Angestelltengruppe, 
verbreitet, der sich ausschliesslich aus Verdrehungen und poli- 
tischen Verdächtigungen des AfA-Bundes und seiner führenden 
Kollegen zusammensetzt. Es verlohnt sich nicht, auf all das 
konfuse Zeug einzugehen, das hier der Stinnespresse von einem 
sogenannten Angestelltenführer geliefert wird. Wir beschrän- 
ken uns darauf, auf eine Stelle dieses Artikels zu verweisen 
und damit die unehrliche Kampfesweise jener Seite zu brand- 
marken. 

Als Beweis dafür, dass der AfA-Bund lediglich eine poli- 
tische Radikalisierung der Angestellten bezwecke- und’ insbeson- 
dere Aufhäuser in diesem Sinne wirke, schreibt der biedere 
Max Koslow ski: 

„Die radikalen Parteien haben an der Radikalisierung der Angestellten 
ein grosses Interesse, denn nur mit ihrem Willen können ‘sie ihre Pläne er- 
reichen. Die „Neue Zeit“ hat am_23, September 1920 geschrieben: „Es wird 
Aufgabe aller Angestellten sein, die auf dem Boden der praktischen Unter- 
stützung des russischen Proletariats, die auf dem Boden der Dritten Inter- 
nationale stehen, dass sie das Vorgehen der kommunistischen AfA-Fraktion 
mit allen Kräften unterstützen.“ Daher auch die Kandidatur Aufhäusers an 
der Spitze der U.S.P,-Liste für die preussische Landtagswahl. Er soll als 
einer der ihren gelten, führt sie aber ins Verderben.“ 

Herr Koslowski verschweigt, dass es sich nicht um die be- 
kannte sozialistische Zeitschrift „Die neue Zeit“ "handelt, son- 
dern vielmehr um ein kommunistisches Winkelblättchen, das 
einmal in München erschienen ist und einen grossen Teil seiner 
Druckerschwärze im Kampf: gegen die freien Gewerkschaften 
und unseren AfA-Bund verbraucht hat. Das Zitat stammt also 
von den schärfsten Gegnern unseres AfA-Bundes, und es gehört 
ein besonderer Mut dazu, diese gegen uns gerichteten Aus- 
führııngen nunmehr dem AfA-Bund an die Rockschösse hängen 
zu wollen. Noch unsinniger ist die Behauptung, Aufhäusers 
Kandidatur als im Sinne der Moskauer Kommunisten liegend 
zu bezeichnen. Ganz abgesehen davon, dass Kollege Aufhäuser 
weder an der Spitze der U. S. P.-Liste noch sonst für die 
preüssische Landtagswahl kandidiert hat, sondern bei den 
Nachwahlen für Ostpreussen und Schleswig in den Reichstag 


„Sozialisierungs“vorschlag 
„Ideen” auf jeden unbe- 
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den schärfsten Gegnern der 









gewählt worden ist, gehört er zu 
gewerkschaftsfeindlich gesinnten Kommunisten, deren Sprech- 
organ die „Neue Zeit“ ist. Und zu derselben Zeit, da Herr 
Koslowski es fertigbringt, den AfA-Bund für die gelegentlich 
gefallenen Phrasen kommunistischer Wirrköpfe verantwortlich 
zu machen, schreibt das Bruderorgan der „Neuen Zeit“, das 
unter dem Namen „Klassenkampf“ in Halle erscheint, über den- 
selben Kollegen Aufhäuser: 

„Die Aufhäuser und Konsorten, national und international, sind die 
stärksten Stützen der Bourgeoisie.“ 

Die christlich-nationalen Angestelltenverbände können sich 
also mit den Moskauer Kommunisten die Hände reichen. Sie 
sind durchaus einig in dem Ziel, unsere freigewerkschaftliche 
Angestelltenbewegung zu zertrümmern. Diese Absicht wird 
ihnen indes nicht gelingen, auch wenn einerseits Moskau es sich 
dabei noch soviel Geld kosten lässt und andererseits die kapi- 
talistische, insbesondere die Stinnes-Presse, dem Koslowski und 
Genossen noch so billige Dienste leistet. 


Zahlen beweisen. Der D. H. V. gibt stückweise in der 
„Handelswacht“ seinen Jahresbericht bekannt. Wer den D.H.Y. 
kennt, weiss, dass er es sich immer. angelegen sein lässt, sich 
den Angestellten gegenüber als die bei weitem leistungs- 
fähigste Organisation aufzuspielen. Sobald man aber einmal 
die tatsächlichen Grundlagen seiner Leistungsfähigkeit ‚einei' 
Nachprüfung unterzieht und sie mit der anderer Organisationen, 
z. B. mit der unseres Bundes vergleicht, so ergibt sich, dass die 
D. HA. V.-Mitglieder verraten und verkauft sein müssen, wenn 
sie ihre Organisation in der Not einmal in Anspruch nehmen 
wollen. Der D. H. V. hat ungefähr 2% mal so viel Mitglieder | 
als der Bund. Dementsprechend sind auch die Zahlen seines 
Berichtes zu werten. Trotz seiner mehrfachen Mitgliederzahl 
konnte der D. H. V. im Voriahre nur 2067 Auskünfte über 
Firmen erteilen, während der Bund 4193 Firmenauskünfte gab. 
Trotz der ungeheuer gewachsenen Unsicherheit in der Rechts- 
lage hat er nur 29 Klagen für seine Mitglieder eingeleitet, 
während wir im Vorjahre den Rechtsschutz für 357 Prozesse 
neu bewilligten. Erledigt wurden von uns 188 Prozesse und 
zwar 124 zugunsten unserer Mitglieder. 


Ganz besonders übel gestaltet sich aber das Bi'd, sobald ' 
wir uns seine materiellen Leistungen ansehen. Die Not in den 
Kreisen der Handlungsgehilien ist sicher nicht geringer .als bei 
den Technikern. Trotz allem wurden nur 5400 M. Darlehen 
bewilligt, während der Bund an 224 Mitglieder über 29 000 M. 
nicht rückzahbare Notfall - Unterstützung und annähernd 
22000 M. an Darlehen bewilligte. Insgesamt wurden also über 
50000 M. zur Linderung der. Not von uns ausgeworfen, das 
ist annähernd das Zehnfache dessen, was der D. H. V. trotz 
2%facher Mitgliedschaft leistete. . 


Noch schlechter sieht es aber bei den gewerkschaftlichen 
Unterstützungs-Einrichtungen aus. In der Versicherung gegen | 
Stellenlosigkeit wurden an 1607 Rentenempfänger 126 232,98 Mu, 
Unterstützung gezahlt, das 'sind etwa 78 M. auf jeden Unter- 
stützungsempfänger. Der Bund zahlte demgegenüber an 1320 
Stellenlose Unterstützung im Gesamtbetrage von 455 588,15 M, 
das sind im Durchschnitt 315,14 M., d. h. die durchschnittliche 
Unterstützungshöhe des Bundes ist ungefähr 4,5 mal so hoch 
als beim D. H. V. Demgegenüber prunkt der D. H. V. mit 
einem Millionenbetrage, den er seit Einführung der Versiche- 
rung gegen Stelienlosigkeit geleistet hat. Mit dieser Gesam- 
zahl sucht er seine Mitglieder zu dupieren. — Gehen sie der 
Sache auf den Grund, so werden sie erkennen, dass die wich- 
tigste gewerkschaftliche Unterstützungseinrichtung des D.H. V, 
die Stellenlosen-Unterstützung, geradezu beschämend niedrige 
Sätze aufweist. Bezeichnend für den D. H. V., der sich in 
seiner bekannten Unverirorenheit seit der Revolution überall 
als Gewerkschaft anpreist, ist es, dass es bei ihm die eigent- 
lichen ausschlaggebenden gewerkschaftlichen Unterstützungs- 
einrichtungen, Solidaritäts- und Gemassregelten-Unterstützung, 
überhaupt nicht gibt; sein Jahresbericht .über’ die Selbsthilfe- 
Leistungen gibt für‘ diese wichtigsten gewerkschaftlichen 
Unterstützungen keinerlei Zahlen ‚an. . Bluff ist der ganze 
D, T.-V; 


Der N. D. T. V. in Württemberg. Ein unfreiwilliges Bes 
kenntnis legt der christliche Neue Deutsche Techniker-Verband 
im Verein mit dem Werkmeisterbund neuerdings in Württem- 
berg ab. Er hat in den Räumen des D. H. V. in Stuttgart eine 
Geschäftsstelle für Südwestdeutschland und macht für diese 
neue Errungenschaft mit riesengrossen Plakaten an den Litfass= 
säulen Reklame. Die Farbe dieser Plakate ist bezeichnender- 
weise gelb, Ob Herr Höchersteiger, der frischgebackene 
Geschäftsführer dieser beiden Verbände, absichtlich die Farbe 
gewählt hat, entzieht sich unserer Kenntnis. Nachdem sich der 
N. D. T. V. mit dem Bund nationaler technischer Angestellten 
verschmolzen hat, könnte man ia annehmen, dass Herr Höcker- 
steiger mit anerkennenswertem Bekennermut in Württemberg 
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‚ine Tätigkeit beginnt. Dass in dem Plakat kräftig mit dem 
sten Tuch gewinkt wird, ist: wohl selbstverständlich. Wir 
/ohmen das Geschrei dieses kleinen Gebildes über unseren an- 
“eblichen Kommunismus keineswegs tragisch. Um so inter- 
ai ist aber die Tatsache, dass einen Tag nach dem Amts- 








tritt des Herrn Höchersteiger Verhandlungen über die Er- 
öhung der Gehaltssätze für den Württembergischen Tarif statt- 
D. H. V. hatte die Kühnheit, Herrn Höchersteiger 
‚s Vertreter des Reichsverbandes der Bureauangesteilten ein- 
führen. Der so „eingeschobene‘“ Verbandsbeamte schwiez 
ich während der Verhandlungen mit den Arbeitgebern voll- 
‚tändig aus, ebenso auch bei den Verhandlungen, die die Ar- 
eitnehmer unter sich pilegten. In dem Moment, als eine reine 
"echnikerfrage behandelt wurde, nämlich die Regelung der Bau- 
ulage, verschwand Herr Höchersteiger aus dem Verhandiungs- 
'okai! 
Wir gratulieren den Anhängern der christlich-nationalen 
elben Technikerbewegung zu ihrem neuen „Führer“. 


Die englische Angestelltenbewegung. Auch an den geisti- 
en Arbeitern jenseits des Kanals sind die Ereignisse der letz- 
'en Jahre nicht spurlos vorübergegangen. _ Nicht nur die Zahl 
‚nd der Umfang der Organisationen der Angestellten und Be- 
niten haben ganz ausserordentlich zugenommen, &S macht sich 
'arüber hinaus das Streben nach einer umfassenden und ein- 
‚eitlich gerichteten Angestelltenbewegung geltend. . Dies kommt 
um Ausdruck in der Gründung der „National Federation of 
%rofessional, Technical, Administrative and Supervisory Wor- 
ers” (Allgemeiner Verband der Mitglieder freier Berufe, der 
'echnischen, verwaltenden und kontrollierenden Beamten und 
‚Ingstellten), einer Art Kartell der -unter diesen Begriff fallen- 
‚len Angesteliten- und Beamtenorganisätionen, das nach seinem 
Satzungsentwurf in seinem organisatorischen Aufbau wie auch 
'n seinen Zielen und Mitteln grosse Uebereinstimmunrg mit 
ınserem AiA-Bund zeigt. 
| Auf der Fröffnungskonferenz am 7. Februar d. J. wies der 
Vorsitzende, Mr. G.D.H.Cole, der bekannte Theoretiker des 
snelischen Gildensozialismus, auf die wachsende Bedeutung der 
Ängestellten- und Beamtenbewegung hin. Wenn aber die 
'zeistigen Arbeiter sich nicht in nutzlosen Grenzstreitigkeiten 
and Döppelorganisationen verlieren wollten, so sei die Zusam- 
Menfassung ‘all dieser Vereinigungen zu einer einheitlichen und 
umfassenden Bewegung zum Zwecke gegenseitiger Verständi- 
"zung und gemeinsamen Vorgehens notwendig. Erst dadurch 
würde es gelingen, die Wirtschaftsordnung auf eine Grundlage 
zu stellen, „die dem geistigen Arbeiter mehr Freiheit und grös- 
'sere Möglichkeiten gewähren könnte, seine Tätigkeiten zu ent- 
falten und grössere Dienste dem Publikum zu leisten”, 
| Bemerkenswert ist die Stellungnahme zu der Arbeiter- 
bewegung. Mr. Cole unterscheidet unter den Vereinigungen 
der genannten Kopfarbeiter drei Gruppen: Eine Reihe der Ver- 
einieungen habe sich schon bisher unmittelbar der Arbeiter- 
bewegung angeschlossen; verschiedene seien Mitglieder des 
Gewerkschaftskongresses. Daneben gäbe es Organisationen 
geistiger Arbeiter, die glauben, sich sowohl von den Arbeitern 
als auch von den Unternehmern fernhalten und eine sogenannte 
„dritte Partei” im Wirtschaitsleben bilden zu sollen. Ueber- 
'wiegend aber sei die Zahl derjenigen Organisationen, die zu 
de- Frage überhaupt noch keine Stellung genommen haben. Die 
alleemeine wirtschaftliche Lage erfordere aber ein Zusammen- 
@ehen der Kopi- und Handarbeiter, „um gemeinsam für eine 
demokratische Organisation des Wirtschaftslebens zu wirken“. 


Aus dem Bunde 


Bundespost. Unter diesem Titel erscheint zurzeit im 
zweiten Jahrgang ein besonderes Nachrichtenblatt unserer 
Hauptzeschäftsstelle, das von den Ortsverwaltungen sämt- 
Hchen Vertrauensmännern und Untervertrauensmännern, ferner 
den Obmännern der Fachgruppen und den Vorständen der 
Ortsverwaltungen zugestellt wird. Die Bundespost ist grund- 
sätzlich nur für die Funktionäre bestimmt. Sie hat den 


den. Der 
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Männern eine engere Fühlung herzustellen, damit die genannten 
Kollegen allen an sie herantretenden Aufgaben gerecht zw 
werden vermögen. Zu diesem Zweck bringt die Bundespost 
" Ratschläge und Anweisungen für die Verbesserung des Ver- 
-waltungsapparates unseres Bundes für den Ausbau 
der Organisation usw. Sie enthält ferner Material zur 
Förderung der Werbetätigkeit und sonstige für die Ver- 
“ frauensmänner wichtige Mitteilungen gewer kschafit- 
licher und sozialpolitischer Art. 


Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, 





Händeler, 
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stets -nur an ihre Ortsverwaltung zu 


Zweck, zwischen der Leitung des Bundes und den Vertrauens-- 
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Die Bundespost wird alle zwei Wochen herausgegeben 


und an die Adressen der Ortsverwaltungen versandt, die Sie 
an ‚die Vertrauensmänner weiterverteilen. 


y > Die  Vertrauens- 
männer haben sich also wegen des Bezuges der Bundespost 
wenden 

Die ‚Mitglieder erhalten die Bundespost nicht, sollen aber 
durch die Vertrauensmänner von allen wichtigen Mitteilungen 
mündlich unterrichtet werden. Um die Fühlung zwischen den 


Vertrauensmännern und der Mitgliedschaft zu erleichtern, werden 


wir deshalb an dieser Stelle kurz auf die wesentlichen: Ver- 
öffentlichungen in der Bundespost hinweisen, um auch den 
Mitgliedern Gelegenheit zu. geben, sich an ihre Vertrauens- 
männer zu wenden, wenn sie über diese oder iene Frage 
nahere Aufklärung wünschen. 

Nummer 4 der Bundespost vom 5. März d. J. bringt neben 
anderen verwaltungstechnischen Mitteilungen Material über 
die Verwaltung der grossen Betriebsverwaltungen. Zur Ver- 
wertung bei Tarifverhandlungen wird eine beachtenswerte Ar- 
beitgeberäusserung wiedergegeben. Hinsichtlich der Auskunit 
über Tarifverträge wird’ darauf hingewiesen, dass in Zukunft 
den Anfragenden die für sie geltenden Tarifverträre gegen 
Nachnahme von 1 M. pro Tarif zuzüglich Porto zugestellt wer- 
den; Die Mitglieder in der chemischen Industrie wollen sich 
wesen auf sie beziehender Mitteilung sofort mit ihren Ver- 
trauensmännern oder Ortsverwaltungen in Verbindung setzen. 
Die Nummer enthält weiter Agitationsmaterial gegen den Hand- 
und 'Kopfarbeiterverband und den G. d. A. sowie eine Fort- 
setzuns von Aeusserungen hervorragender,. der christlichen 
Gewerkschaftsbeweguszg nahestehender Männer über „Christen- 
tum. und Sozialismus“. . Schliesslich wird noch der Arbeits- 
bericht des Vorstandes für Januar veröffentlicht, der in Zukunft 
nicht mehr in der „D. T.-Z.“ erscheinen wird. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft, 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m.b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 


Aus den Gauen 

Gau Hessen. Ehemalige Schüler der Baugewerkschule 
Cassel. Ende Juli d. J. feiert die staatliche Baugewerkschule Cassel ihr 
25jähriges Bestehen. Es ist eine Wiederschensfeier geplant, an der alle 
ehemaligen Schüler gebeten werden teilzunehmen. Die re werden ersucht, 
ihre genauen Adressen an Herrn Kollegen Otto Köcke, Cassel, Gräfe- 
strasse 3, umgehend einzusenden, von wo aus weitere Benachrichtigung erfolgt. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An= 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 
Mitgliederversammlung, 
Fachgruppenversammlung, 
Vertrauensmännerversammlung, 

B Berufsausschuss. 
Bayreuth. M. 7. IV. 8°. Restaurant Apollo, Karlstrasse. 
Dessau. V. 1. IV. 8%. Müllers Restaurant, Schlossstr, 
Müliers Restaurant, Schlossstr. 18. 
Dortmund. F. Baugewerbe. 30. 
(Vortrag Jakob, Sozialisierung des Baugewerbes.) ® M. 


am Hauptbahnhof. 
4. IV. 8%, Piepenstock, Heidenstrasse. 


Hagen i. W. M. 
Hamburg-Nordost. M. 1. IV. Restaurant Schur, Hamburger Strasse 1a, 


Hof. M. 4. IV. Lokal Alter Bahnhof. 
Siegen I. W. M. 2. IV. 8%. Rest. Jung, Sandstr. 54, 
Stuitgart-Ost. M. 7. IV. 7%. Rest. Pink. 


F 
v 


BE 


18. @ M. 5. IV. 85%. 


III. 8%, Rest. z. goldenen Löwen I. Kampstrasse. 
7. IV. 7%, Iadustriehaus 








Trier. V. 31. II. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 
Zwickau. M. 1. IV. 8%, „Erzgeb. Hof“, Inn. Schneebergerstr. 29. 
; Li} 
00 Bücherschau o0D 


Zusammenbruch oder Wiederaufbau. Referät, erstattet auf gem 2. Lau- 
tage des Gaues Brandenburg des Bundes der technischen Angestellten und 
Beamten von Karl Sohlich. Schriften des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten, Heft 9. Industriebeamten-Verlag G. m. b. H. Preis 1,50 M. 


einschliesslich Porto. 
Wir verweisen an dieser Stelle auf die Besprechung der Schrift unter 


„Wirtschaftsfragen“ in Nr 8 der "DT. 285093 


In der „D. T. Z.“ Nr. 9 wurde irrtümlicher- 
weise auf Grund einer Mitteilung der Betriebsverwaitung der 
Kollege Max Ambos (97016) als verstorben "gemeldet. Wir 
freuen uns, mitteilen zu können, dass der Kollege sich noch 
der besten Gesundheit erfreut. 


Berichtigung. 


Be ERREGER 3:77 
Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin 
Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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in: ne 
En 27 (es Eloktrotechnikers 


4 Bände M, 261,—. Auch 
Abteilung suchen wir 


een tüchtigen Techniker, | Heu kan 


ebenso alle anderen Bücher. 
der eine höhere Maschinenbauschule mit Erfolg 


Hermann Messer, 
besucht hat und mehrjährige Erfahrung im Apparatebau 


Buchhandlung, 

Potsd 
und Transportwesen nachweisen kann. BerlinW 57/4 ‚Sg!sdamer 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen und in 


Lichtbild si ichte d 
ne ee Aa de ; Fordern Sie Muster 
Badische Anilin- und Soda - Fabrik von Tuchen für: 
Maschinentechn. Abtellung, Anzüge Cover-Coat 
Ludwigshafen a. Rh. Damenkostüme Sportsachen 
Damenröcke. Loden 
Konfirm.-Anz. Westenstoffe 
Paletot Gesell.-Anzüge 
Ulster Cutawa 
Schlüpfer Gestreift. Hosen 


Friedrich W,Knoll, 




















Günftigfte Niterd- und vamilienverjorgun 
siwedd Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bieiet d 
Deutiche Beamten-Cebensverfiherung 0.6 
Anftalt des Deufihen Beamten-Wictichaftsbundes 


Ausfunft und Drudjachen koftenlos dutch de: 

erirauensmann: Rehnungsrat d.Henne 

Berlin-Stegli, Siemeng traße 75. 
Vernruf: GSteglig 37. 


Was wollen Si 


für die Verbesserung Ihrer Lebenslage tun? Fehlt Ihnen ein Exaı 


Wollen Sie Ihre allgemeine Bildung heben; Ihre kaufmännischen,techais 
landwirtschaftlich durd 


. a > 
aus Wirhelfenihnen:: 
Rustin (5 Dir., 22 Professoren höh, Lehranst. als Mitarbeiter): Wisseı 
geb. Mann, w.o, Frau, Abiturium, Einjähr.-Freiwillige oder Reichs 
bandsexamen, andelsschule, Landwirtschaftsschule, Militäranwä 
Konservatorium, Schule d. Gesanges, Graphologie. Verlangen Sie . 
























































































































Gewerkschaftssekretär oesuchf] 


i dem Verband deuts 




























% ee heute ausführl. Prospekt R 126, über die Selbstunterrichtsme ode Ru 
1. Mai d. ). die Stelle des Verbandesckrunen ner naher ist bis Baker Tuchversand, | kostenlos. Stand u. Beruf bitten wir anzugeben. | 
die über ausreichende Kenntnisse im Beamten-, Angestellten- und Arbeiter- Cott bus 9. Bo nasss_& Hachfeld, Verlagsbuchhandlung, Potsd: 
recht verfügen, rede- und schreibgewandt sind, wollen ihre Gesuche — Muster frei gegen frei. — an um zu Zune 


unter Angabe ihrer bisherigen Tätigkeit, Gehaltsansprüche und frühesten 
Dienstantrittes an die Geschäftsstelle Berlin N 39, Pankstr. 1, einreichen. 


Der Vorstand. 


I. A.: Neumann. 
Bautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, mit Erfahrung im Dienste 
er kommunalen Bauverwaltung, sowohl des Hoch- wie Tiefbaues, ins- 
besondere aber des Tiefbaues (Bau und Unterhaltung von Strassen, 
Kanälen, Wasserleitungen) für recht baldigen Dienstantritt gesucht. 
Anstellung erfolgt zunächst aushilfsweise auf Privatdienstvertrag 
gegen vierteljährliche Kündigung. ; 
Gehaltsbezüge vorerst nach Gruppe VII der Staatsbeamten, 
Bewerbungen mit Zeugnissen, Lebenslauf und Angaben des frühesten Ernst Melzi 
Dienstantrittes sind schleunigst an das Amtsbauamt in Langen- 9, 
dreer zu richten. Lederwarenfabrik, 
Langendreer, den 7. März 1921. Liegnitz, Schlesien. : 
Der k. Amtmann. Jacobi. |:—: Nachnahme, Wertversand :—: 
ee 


Stellenbesetzung. Photogruphleren Sie? 


Das Strassen- und Flussbauamt Regensburg sucht Sofort einen . n F 

erfahrenen, tüchtigen und tatkräftigen Techniker vornehmlich für die „ Für Beruf und freie Stunden 

Beaufsichtigung der im Unternehmerbeiriebe auszuführenden Beton- können auoh Sie auf Grund 
i i : meiner neuen Zahlungsbedin- 


gungen (auf Wunsch Kredit- 
gabe bis zu 10 Monaten) 
einen erstklassigen Photo- 
apparat und Ausrüstung er- 








Aktenmappen. 


2 Schlösser, zusammenlegbar, 
auch als Schülermappen verwendbar, 
— schwarz oder braun — 
Prima Rindspaltleder . Mk. 80.,— 
hohe, breite Form .;. » 110.— 
Prima Rindvolleder ,. „ 150,— 
hohe, breite Form... 5170, 
Luxusmappen „... , n 260.— 
mit Griff und Schiene M.12 — mehr. 


Lohnenden Nehenverdienst 


riösen Herren, in bevorzugter Stellung, Ingenieuren, Tech- 
nikern, Büroangestellten, Kaufleuten u. a. bietet sich lohnender 
Nebenverdienst durch Ausnutzung - ihrer persönlichen und ge- 
schäftlichen Beziehungen, ohne dass diese die freie Zeit aus- 
schliesslich damit ausfüllen müssen. Um Angabe der Adresse 


wird gebeten, worauf sofort zu Bichts: verpflichtende Auskunft 
erteilt wird. 


Hax Steinel, Magdeburg, Oranienstr, 3, 


cher|® 
Technik || => 


Mathematik | | Teilzahlung 


h hotoartikel 
Man verlange kostenlos: Uhren, P rtik 




































































Bezugs- und Dienstverhältnisse der Techniker auf Dienstvertrag. 
Regensburg, den 7, März 1921. 


Strassen- und Flussbauamt. 































werben. Kostenfrei sende ich > Musik «Instrumente 
Liste Nr. 51 TZ mit zahlreichen era H.-Hochb,, T.-Tiefb,, hmuckwaren, Bücher 
ec niker prachtvoll. Gelegenheitskäufen M.- aschinenb,, E. - Elektro- Grammophone 
in feinsten Kameras u. Bedarfs- techn. Nah. Auskunft bereitwill, Lederwaren 
mit Betriebspraxis aus dem Klein-Armaturenfach, der selbständig ent- artikeln (Plaiten, Films, Papiere, Tönsmann, Kataloge ums.u.porto'r. Hefere 
werfen kann und flott und sauber zeichnet und extl. auch die Abnahme Entwickler Asw.). Versandbuchhandlung, Jonass & fo Ber Inh. 431 
der Armaturen übernehmen soll, für unsere Metallwarenfabrik sofort Photo-Versandhaus Neithold Naumburg a. d. Saale, Belle-Alliance-Strasse 7-10 
gesucht. Angebote mit Lebenslauf, Zeugnissen und Gehaltsanspr. an Frarkfurt a. M., Steinweg 6. Roonplatz 4, 
Deutsche Werks, Aktiongesellschait Achtung, Hausfraue [Konkurrensi, 
Siegburg. ettnässen Chtung, Hausfrauen 





Passende Geschenke r 







Jüngerer Techniker 1. 


geben. Ausk. umsonst, 





für unsere Siediungsbauten per sofort bzw. 1. 4, gesucht. Der- f 
selbe muss Erfahrung haben im Anfertigen von Zehen Kosten- Vers, San. Artikel 62. Englbrecht, S 
anschlägen und Aufstellen der Abrechnungen. München B 74, Kapuzinerstrasse 9, 
Angebote mit Zeugnisabschriften und Gehaltsforderung an Heim- FE EEE TS erregen nium, beste Ausf 
stätten-Genossenschaft E.G.m.b.H., Marienwerder (Wastpr.). 25 | == 3 Kochtöpfe mit Deckel, starke, unbordierte Ware — 
ET a Fr nen Zaren ” * 
Tüchtiger Gesucht zum 1. April ein Ur f Be 


Prima Rein-Alumi 






























ca. 3, 4 und 5 Ltr., zusammen , ... . 125.— M, 
. . . »2 Wasserkessel, 4 Li.. . . . . . ... 68.— M. 
Hoch- und Tiefhautediiker| Hochhaufechniker |ranern—er SE Kunan 4 Telle zusammen |. | 190.—.m. 
mit Eisenbetonberechnung und -aus- | mit allen vorkommenden Bauar- Höhe ca. cm E43 ug 1 1 a2 er = 
führung vertraut, sicherer Statiker, beiten vertraut, gewandter Zeichner. Weite 33—45 |vweiss! bunt \waissi> - 3 i 4 5 
zuverlässig im Veranschlagen u. Ab- Techniker mit, Erfahrungen im E BJ — Versand per Nachnahme. — 
rechnung,energisch aufder Baustelle | Siedlungswesen werden bevorzugt. 8 Von 68.— M. ab Verpackung 
x de de ür dauernd gesucht. Di sheegoh EN Ba Kara aa » = | und Porto frei. — Illustrierte Preisliste gratis, 
tation frei im eigenenHause. Aus- ensiauf sind zu richten an Ai n Be 2 
führliche Aue mit Zeugnissen | Ostpreussische Heimstätte in » 5 | Alum.-Versand F. Bode ‚ Essen, Wernerstrasse 44, 
erbittet #, Wittrock, Hoch- und Königsberg i. Pr., Theaterstr. 3, Re 
Tiefbau, Mahl- und Schneidemühle, I haben 3 
Szittkehmen (Ostpr.). Beilagen guten Erfolg! = 









met}: 






Daruımfomutlos? 


Gesucht baldmöglichst erfahrener Zweifeln Sie am Glück? Dann haben Sie ganz gewiss eine 








































® . 10) falsche Vorstellung von seiner Wesensart. Es ist ein bekanntes 

5 Sprichwort, dass de Fleiss des Glückes Vater sei, und in vielen 

Br: und wichtigen Dingen hat die Erfahrung bewiesen, dass der 

2 Unermüdliche und Energische selbst einen zweifelhaften Plan 

22 erfolgreich auszuführen vermag. Was zum Glückhaben gehört, 

oder m ist nicht der blinde Zufall, nicht die sogenannte ungerechte 

.® Gabenausteilung des Schicksals, sondern der stahlharte,, unbeug- 

p rie tin y I 2.3 same Wille, der nur die Wege und Gesetze kennt, die er sich 

g 5: an seiner Ueberlegenheit selbst ER a 

{4 R f- E i un illen können auch Sie erlan en, wenn Sie an einem Fernkurs 

für unser s A ee lschmiede, u amnırohr-Steilrohrr 5 der bekannten Pochlmannschen Geistesschulung teilnehmen, deren 

Frank “yojlpPara nn Ya oterstützung des Betriebs- En genial erdachte Methode Ihre sämtlichen Fähigkeiten und An- 
Ausführlich Phi ur: eh t „3 lagen :anen kurzem ungemein fördert und Sie zu einem freien 

ruche Angebote erbeten an 750|9.- |15..] & glück‘ :2.. Menschen macht, ebenso reich an Wissen und Können, 

8 an äusseren Erfolgen wie an innerer Zufriedenheit und Seeler stärke. 










Verlangen Sie Prospekte von 
L. Poshimann, Amalienstrasse 3, München. 





A eh 
Dauerwäscher 
Leipzig-Det.. 






R. u. Th. Möller 6. m. b. H,, Brackwede, 


Ne Rein 


abrik Bremer &Co., 
“terberstrasse 19-27. | 
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1373 Jahry. 





Die Volksabstimmung in Oberschlesien. 


Erscheint Btägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgoeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811. 1088. 1099. 








1. April 1921 





Paul Diestel T- — Die Fortführung der Rätegesetzgebung. — Das Gesetz über Regelung der Mietzinsbildung. — Wirtschaftsfragen: 
— Sanktionen und Aussenhandelskontrolle.. — Lohnabbau oder gesteigerte Arbeits eistung! — 
Erhöhung der Gehaltsgrenzen im Angestelltenrecht und der Sozialversicherung. — Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. — Soziale Bewegung: 


| © Tagung des Bundesausschusses des A.D.G.B. — Gegen die kommunistischen Putschversuche. — Die Internationale Gewerkschaftsbewegung. — Aus dem Bunde; 
Vorstandsbekanntmachungen. — Versammlungskalender. — Sterbetafel, # Bildung und Unterricht: Ausbau der Meisterlehre — Abbau der Schule — Universal- 
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 gewerbelehrerl — Das 
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\fassungsirage, und Verfiassungsiragen 


erufsschulwesen Gross-Berlins. — :Schulfragen: Die Aussichten des technischen Berufes, — Die Umgestaltung der Wiesenbau 
schulen. — Technik und Wirtschaft: Fachschule und Wirtschaft. — Die Hochschule für Technik und Wirtschaft, — Bücherschau, 





Paul Diestel T 


Am 23. März d. J. verschied im Alter von 53 Jahren unser Mitglied Herr Ingenieur Paul Diestel. Mit ihm 


ist einer der Gründer des ehemaligen Bundes der technisch-industriellen Beamten dahingegangen. 


Lange Jahre 


hindurch hat er im Vordergrunde der Bundesbewegung gestanden. Ihm in erster Linie ist es zu verdanken, dass 
der frühere Bund der technisch-industriellen Beamten bald nach seiner Entstehung die Stellenlosen-Unterstützung . 
einführte und damit den Grund legte für ein im gewerkschaftlichen Geiste gehandhabtes Unterstützungswesen. 


Diestel war einer der zielsichersten Vertreter des Bundesgedankens. 


Er wusste aber stets mit den gegebenen Tat- 


sachen zu rechnen und zeigte sich gerade deshalb jeder, auch der schwierigsten Lage gewachsen. Wenn es jedoch 
darauf ankam, einen ‚entscheidenden Schlag zu tun, dann schreckte er nicht vor entschiedenen Massnahmen zurück. 
Das trat besonders 'bei dem bekannten Angriff des Verbandes Bayerischer Metallindustrieller gegen die Angestellten- 


bewegung deutlich zutage. 


Diestel war ein Mann von vielseitigen geistigen Interessen. 


Dessenungeachtet ist er 


niemals der Gefahr der Zersplitterung verfallen und hat immer Zeit gefunden, sich der Bundesarbeit in intensivster 
Weise zu widmen. Auch nachdem er von einer schweren Krankheit heimgesucht war, hat er nie aufgehört, sich um 
die Bundesangelegenheiten zu bekümmern und, wo es ihm notwendig schien, ratend und warnend einzugreifen, 
Sein Name ist mit der gewerkschaftlichen Technikerbewegung so eng verknüpft, dass er aus der Geschichte unseres 


‚Bundes nie ausgelöscht werden kann. 





Die Fortführung der 


Der Aufbau der Bazirksarbeiter-, Bezirkswirtschaftsräte, des 
Reichsarbeiter- und des Reichswirtschaftsrates ist eine Ver- 
sind 'Machtfragen. Es 
wäre deshalb verfehlt, von unserem Arbeitnehmerstandpunkt aus 
mit übertriebenen Hofinungen an dieses Problem herzuzutreten. 
Bei nüchterner Betrachtung der wirtschaftlichen Kräfteverhält- 
nisse ergibt sich, dass im April 1919, als die damalige Reichs- 
resierung unter dem Drucke eines Generalstreiks die Schaffung 
von Arbeiter- und Wirtschaftsräten versprechen musste, die 
Machtposition der Angesteliten, Beamten und Arbeiter ungleich 
sünstiger war als heute. Es darf daran erinnert werden, dass 
im April 1919 gelegentlich des grossen Berliner Angesteilten- 
:eiks von der Regierung weitgehende Versprechungen hin- 
sichtlich des Mitbestimmungsrechtes in den Betrieben gemacht 
worden waren, die auch wenige Monate später bei der Schaffung 
des Betriebsrätegesetzes unerfüllt geblieben sind. Bei der 
Durchführung des ohnehin unzulänglicken Betriebsrätegesetzes 
Haben die inzwischen wieder erfstarkten Unternehmer auch noch 
nicht einmal die spärlichen im Gesetz niedergelegten Ange- 
steiltenrechte geachtet. Was für die politische Verfassung des 
Staates und für die Betriebsverfassung eines Unternehmens 
eilt, wird sich auch bei der jetzt zur Diskussion stehenden Ver- 
fassung der deutschen Wirtschaft bestätigen. Es gibt, wie Fer- 
dinand Lassalle in seinem denkwürdigen Vortrage über Ver- 
fassungswesen 1862 ausführte, zwei Verfassungen. 

„Wir haben bisher gesehen,“ so heisst es in jenem Vor- 
trage, „wie es sich mit den beiden Verfassungen eines 
Landes verhält, mit der wirklichen Verfassung, den realen 
tatsächlichen Machtverhältnissen, die in einer Gesellschaft be- 


Der Vorstand. 


Rätegesetzgebung 


stehen, und mit der geschriebenen Verfassung, die wir 
-im Unterschied von der ersteren etwa das Blatt Papier nennen 
können. 
Eine wirkliche Verfassung, eine wirkliche Konsti- 
tution hat nun, wie Ihnen sofort von selbst klar sein wird, 
-jedes Land und zu jeder Zeit gehabt, und es ist nichts schiefer 
und zu verkehrteren Folgesätzen führend, als die weitver- 
breitete, herrschende Ansicht, es sei eine Eigentümlichkeit 
der modernen Zeit, Verfassungen oder Konstitutionen zu 
haben. : Vielmehr hat notwendig, und ebenso notwendig wie 
jeder Körper irgendeine Konstitution, eine gute oder schlechte, 
eine so oder so beschaffene hat, auch jedes Land eine reale 
Verfassung oder Konstitution... Denn in jedem Land müssen 
ja irgend welche tatsächlichen Machtverhältnisse be- 
stehen.“ 

Das wirtschaftliche Kräfteverhältnis der Unternehmer und 
der Arbeitnehmer wird auch nach Schaffung von Bezirksarbeiter- 
und Wirtschaftsräten in der jeweiligen organisatorischen Macht- 
entfaltung der Gewerkschaften seinen Ausdruck finden. Die 
neu zu schaffenden Räte werden nicht mehr und nicht weniger 
Macht haben, als durch die von den Angestellten und Arbeitern 
geschaffenen gewerkschaftlichen Selbsthilfeorganisationen je- 
weils verkörpert wird. Auch hinsichtlich ihrer Leistungsfähig- 
keit werden die Räte davon abhängig sein, in welchem Grade 
es den Gewerkschaften gelingt, ihre Mitgliedschaften mit dem 
nötigen geistigen Rüstzeug auszustatten, um die grossen Wirt- 
schaftsfragen zu beherrschen. Nichts ist bedenklicher als die 
Auffassung, als sollten die Bezirkswirtschaftsräte dazu dienen, 
die Angestellten und Arbeiter wirtschaftlich zu schulen. "Ein 
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solcher Anschauungsunterricht durch die in den Wirtschafts- 
organisationen sitzenden Unternehmer ginge immer ‘auf Kosten 
der Aırbeiinehmerinteressen. Die Einfiussnahme der Gewerk- 
schaften aut das Wirtschattsleben dari mit der Schaffung öftent- 
lich-rechtiicher Wirtschatitsorganisationen nicht nur keine Be- 
schränkung erfahren, sondern sie muss im Gegenteil gesteigert 
werden, wenn mit dieser amtlichen Käteorganisation nicht das 
Gegenteil des in der Reichsverfassung angedeuteten Zweckes 
erreicht werden soll. Dieser Gesichtspunkt ist sowohl bei dem 
Aufbau und der Zusammensetzung der Räteorganisation, wie 
bei der Abgrenzung der Wirtschaitsgebiete und dem Aufgaben- 
kreis der Arbeiter- und Wirtschaftsräte zu beachten. 


Die Gefahren, die sich bei der Rätegesetzgebung bei un- 
genügender Berücksichtigung gewerkschaitlicher Interessen er- 
geben können, sind um so grösser, als der Wortlaut der keichs- 
veriassung ungenau und vieldeutig gehalten ist. Die damaligen 
Verhandiungen der Nationalversammlung fanden in gTosser Lile 
und einer für tiefgründige Beratungen wenig günstigen Situation 
Statt, so dass auch das aus jenen Verhandlungen vorliegende 
Material des Parlaments recht dürftig ist. Die Unternehmer- 
organisationen machen sich denn auch diesen Mangel sehr 
zu Nutzen und gelangen bereits zu Vorschlagen, die ge- 
eignet wären, die kommenden Bezirkswirtschaftsräte zu Instru- 
menten des Kapitalismus zu machen. Die Reichsregierung geht 
vorerst mit tastender Vorsicht zu Werke. Zunächst hat das 
Reichsarbeitsministerium sein Glück versucht, ihm ist nunmehr 
das Reichswirtschaftsministerium gelolgt, das zwei unverbind- 
liche Vorschläge herausgebracht hat, denen eine mit aner- 
kennenswerter Objektivität zusammengestellte Materialsamm- 
lung beigegeben ist. 

Der Vorschlag A sieht in der Unterstufe, die räumlich 
etwa einem Regierungsbezirk entspricht, vor, dass die bestehenden 
fachlichen, amtlich anerkannten Handels-, Handwerks- und Land- 
wirtschaftskammern bestehen bleiven, aber zu ausgespiochenen 
Unternehmervertretungen umgestaltet werden. Für das gleiche 
Gebiet wird auf der anderen Seite interfachlich. ein Bezirks- 
arbeiterrat gebildet. Die Verbindung soll durch paritätische 
Ausschüsse für Handel, Industrie, für Handwerk und für Land- 
wirtschaft hergestellt werden. Da die Unternehmer für diese 
Ausschüsse aus fachlich gegliederten Unternehmerkammern 
siammen, also nach fachlicher‘ Berufspraxis gewählt sind, wäh- 
rend die Arbeitnehmer einer allgemeinen, „fachlich gemischten 
Arbeiterkammer entstammen, so würde ein paritätischer Aus- 
schuss unter völlig ungleichen Voraussetzungen zuungunsten der 
Arbeitnehmer gebildet. Als Mittelstufe sind paritätische Be- 
zirkswirtschaftsräte geplant, deren Mitglieder von den Unter- 
nehmer- und Arbeitnehmervertretungen der Unterstufe benannt 
werden. Dazu treten .die Vertreter der Verbraucher und 
der freien Berufe. Räumlich würde die Mittelstufe etwa 
einer preussischen. Provinz oder einem Land entsprechen. 
Als Oberstufe ist im Plan A der Reichswirtschaftsrat 
vorgesehen. Er besteht aus einer Unternehmervertretung, 
die wiederum entsprechend: den in der Unterstufe be- 
stehenden drei Fachkammern diese fachliche Dreieliede- 
rung beibehält. Die Unternehmervertretung im Reichs- 
wirtschaftsrat geht hervor aus Industrie- und Handelstag, aus 
Handwerks- und Gewerbekammertag und aus dem Landwirt- 
schaitsrat. Wahlkörper sind die Fachkammern der Unternehmer 
in der Unterstufe, Die Arbeitnehmervertretung im Reichswirt- 
schaitsrat, die gleichzeitig den in der Verfassung vorgeschriebe- 
nen Reichsarbeiterrat bildet, würde wieder im Gegensatz zur 
Gliederung der Unternehmervertretung innerfachlich zusammen- 
gesetzt sein, Wahlkörper wären die Arbeiterräte in der Unter- 
stufe. 

NachdemPlanB, der zunächst für die Unterstufe keine 
bestimmten räumlichen Grössen vorsieht, sondern die Begren- 
zung den wirtschaftlichen Bedürfnissen angepasst wissen will, 
soll den Fachkammern der Unternehmer a) Industrie- und Han- 
delskammer, b) Handwerkskammer je eine Arbeiterkammer mit 
demselben fachlichen Aufbau zegenübergestellt werden. Die 
fachliche Organisation der Unternehmer und der Arbeitnehmer 
bildet je einen paritätischen Ausschuss (Wirtschaftskammer), 
der fortab als die amtliche Berufsvertretung gilt, die bisher bei 
der Handels- oder Handwerkskammer. liegt. Die Landwirt. 
schaftskammer soll ohne besondere fachliche Arbeitskammer 
die Landarbeiter in die paritätisch umgestaltete Organisation 
hereinnehmen. 

In der Mittelstufe wird nach Plan B der paritätische Be- 
zirkswirtschaftsrat gebildet aus den Arbeitgebern und: Arbeit- 
nehmern, die von den Sondervertretungen der Unterstufe zu 
wählen sind. Dazu tritt die Vertretung der Verbraucher, der 
Beamten, der freien Berufe und weiterer ähnlicher Gruppen, 
Die Arbeitnehmerfraktion des Bezirkswirtschaftsrates bildet 
gleichzeitig den Bezirksarbeiterrat. Die Oberstufe Reichswirt- 
Schaftsrat soll aus (drei verschiedenen Wahlkörpern hervor- 
gchen. Etwa °?/s der Mitglieder des Reichswirtschaftsrats sollen 
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von den Bezirkswirtschaftsräten gewählt, etwa ®%/s von den 
Reichsarbeitsgemeinschäften benannt und etwa °;s aus den Ver- 
tretern der Beamtenschaft, der freien Berufe, der Verbraucher 
usw. genommen werden, 

Der Plan A ist kaum diskutabel, denn (damit würde die all- 
gemeine Arbeitskammer in der Unterstufe gegenüber fachlichen 
Spezialkammern der Unternehmer sachlich sehr benachteiligt 
Sein. Eine solche sachliche Benachteiligung in der Unierstufe 
müsste sich auch in der Mittelstufe und Oberstufe zum Schaden 
der Angestellten und Arbeiter auswirken. Es wäre vor allem 
zu erwarten, dass bei Plan A die Handels-, Handiwerks- und 
Landwirtschaftskammern wegen der aus ihrer fachlichen Ver- 
tiefung hervorgehenden besonderen Sachkenntnis nach wie vor 
die amtlichen Auskunftsstellen und die amtlich anerkannten Be- 


ruisvertretungen bleiben. Damit würde das ganze System der 
Wirtschäftsräte zur Farce. 


Aber auch der Plan B müsste noch gründlich umgestaltet 
werden, wenn der in der Verfassung ausgesprochene Gedanke 
gleichberechtigter Mitwirkung der Arbeitnehmer in der Wirt- 
Schaft verwirklicht werden soll. Er verdient indes als: Ver- 
handlungsgrundlage unbedingt den Vorzug, weil er die fach- 
liche Gliederung zum Ausgangspunkt nimmt, die heute dem 
Unternehmertum in den Handels-, Handwerks- und Landwirt- 
Schaftskammern einen geradezu überragenden Einfluss auf das 
gesamte Wirtschaftsleben sichert. Die grosse Sachkenntnis 
dieser Fachkammern beruht keineswegs auf irgendweich geistiger 
Ueberlegenheit der Unternehmer, sondern lediglich auf einer 
vorteilhaft sachlichen und räumlichen Gliederung. Zur Beurtei- 
lung wirtschaftlicher Probleme gehört nun einmal die Speziali- 
sierung auf Fachgebiete. Auch die Förderung der Soziali- 
sierungsfrage ist nicht mit Universalmenschen, sondern nur mit 
Unterstützung von fachlichen Spezialisten denkbar. Es ist auch 
kein Zufall, dass die Handelskammern auf kleinere örtliche Be- 
reiche beschränkt sind. Auf diese Weise nur können sie auf 
Grund unmittelbarer Anschauung: inn€rhalb ihres Wirtschafts- 
gebietes tätig sein. 

Die Handelskammerbezirke sind Wirtschaftszellen, die man 

“ In ihrer wirtschaftlichen Struktur kennen muss, um auch bei der 
Beurteilung zentraler Wirtschaftsfragen sachverständig sein zu 
können. Deshalb wird die gesamte: Wirksamkeit der Arbeit-- 
nehmer in der Räteorganisation davon abhängig sein, dass sie 
sich schon in der Unterstufe diejenigen organisatorischen Vor- 
—E sichern, die bisher den Handelskammern einseitig zugute" 
amen, h N 

Das Schwergewicht.der Parität müsste gerade in der Unter- 
stufe liegen. - Wenn die Handelskammern, wie es auch Vor- 
schlag B vorsieht, als Unternehmerkammer bestehen bleiben, 
daneben eine Arbeitskammer besteht und beide erst später durch‘ 
einen Ausschuss vereinigt werden oder, wie es die Unternehmer 
fordern, überhaupt erst in der Mittelstufe, so bleibt den Arbeit- 
nehmern nach wie vor der Einblick in wichtiges Material, das 
den Unternehmern für ihre Verhandlungen zur Verfügung steht, 
versagt. Die Angestellten und Arbeiter haben keinerlei Inter- 
esse daran, die Unternehmer, soweit es sich um. Wirtschaits- 
fragen handelt, in ihren Fachkammern. unter sich zu lassen. 
Hier gilt dasselbe.Streben, das wir bei den Betriebsräten geltend 
machen, die den Einblick in die Betriebsleitung bekommen 
sollen. Die getrennte Arbeiterkammer muss ihre Hauptauf- 


5 


gaben auf sozialpolitischem (Cebiete suchen. . Die Unternehmer 


sind in der Mittel- und Oberstufe für paritätische Organisationen, 
in der Unterstufe dagegen für getrennte Organisationen. Sie 
kämpfen mit aller Macht für die Fernhaltung der Arbeitnehmer 
von ihren Fachkammern. Wir haben umgekehrt in der Unter- 
stufe das höchste Interesse an gemeinsamen Organisationen, um 
hinsichtlich des Materialeinblicks in die Mittel- und Oberstufe 
unter denselben Voraussetzungen einzutreten, wie .die Unter- . 
nehmer. Der Vorschlag B wäre also dahin umzugestalten, dass 
an Stelle des losen Ausschusses die gemeinsame Fachkammer 
tritt, die sich zur Lösung sozialpolitischer Fragen in eine Unter- 
nehmer- und eine Arbeitnehmerkammer unterteilt. 

Bei der Zusammensetzung der Fachkammern müsste die 
Industriegruppengliederung, die für die Zusammenfassung der 
freigewerkschaftlich organisierten Betriebsräte. besteht, berück- 
sichtigt werden, wobei. natürlich nicht än jedem Wärtschafts- 
gebiet etwa alle 15 Gruppen in Frage kommen. Wenn die 
eingangs erwähnten gewerkschaftlichen Interessen gewahrt 
werden sollen, dann müssen die Wahlen zu dien Bezirksarbeiter- 
und Wirtschaftsräten direk t, geheim‘ und nach dem Verhält- 
niswahlsystem erfolgen. Die bereits geschaffene . Zusammen- 
fassung der Betriebsräte durch die Gewerkschaften. gibt ohne 
weiteres die Möglichkeit, auf die Kandidatenlisten. der - Gewerk- 
schaften besonders Betriebsräte zu nehmen, 

Völlig ungeklärt ist einstweilen sowohl. in.-der Mittel- als 
in der Oberstufe die Frage der dritten . Abteilung, :die- sich aus 
Verbrauchern, Beamten, den freien „Berufen. usw. 'zusammen- 
setzen soll. Die freien Berufe und die Beamten können aber 
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‚fast restlos in den Gruppen der Unternehmer und der Arbeit- 
nehmer untergebracht werden. Diese Eingliederung muss auch 
erfolgen, wenn nicht so wie es bisher.im vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrat der Fall ist, diese dritte Abteilung zur Ver- 
stärkung der Unternehmergruppe führen soll. Die dritte Ab- 
teilung kann nur eine Verbrauchervertretung sein, die aus den 
Konsuimvereins-, Mieterorganisationen usw. hervorgeht. Die 
Städtevertreter (Bürgermeister) haben sich im vorläufigen 
.  Reichswirtschaftsrat in hohem Grade für die Unternehmer- 
. interessen eingesetzt. Das würde auch in Zukunit so bleiben, 
‘ Sollen also Städtevertreter in die Verbraucherabteilung einge- 
reiht werden, dann müssten entsprechende Sicherungen über das 
Delegationssystem geschaffen werden. 

Auch die Wahl zum Reichswirtschaitsrat, wie sie im Plan B 
vorgesehen ist, bedarf noch scharfer Korrekturen. Es ist zu 
fordern, dass der grösste Teil der Mitglieder gewählt und nur 
ein kleiner Teil aus den Spitzenverbänden der Gewerkschaften 
benannt wird. Auf keinen Fall ist es angängig, wiederum die 

paritätischen Reichsarbeitsgemeinschaften mit der Ernennung 
zu betrauen. Die Benennung der Unternehmer- wie der Arbeit- 
mehmervertreter kann immer nur ihren beiderseitigen Organi- 
sationen und nicht von einer an sich auch noch sehr umstritte- 
nen Ueberorganisation erfolgen. 

Bei der. Abgrenzung der Wirtschaftsgebiete wird es nicht 
möglich sein, sich eng an die politische Einteilung des Reiches 
zu halten, und es muss versucht werden, die Gaueinteilung der 
massgebenden Gewerkschaften auf ihre Verwendbarkeit für 
‘diesen Zweck zu überprüfen. 

Die Aufgaben der Wirtschaftsorganisation lassen sich in 
vier Gruppen teilen. 1. Stellung von Anträgen; 2. Zustimmungs- 
erteilung von Gesetzen, Verordnungen usw.; 3. gutachtliche 
Tätigkeit; 4. Verwaltungstätigkeit. Ohne heute in eine Einzel- 
behandlung der Aufgaben und Befugnisse einzutreten, darf ge- 
‘sagt werden, dass der Rahmen für die sozialpolitische Tätigkeit 
weit gesteckt werden kann. Bei den Aufgaben wirtschaftlicher 
Art sind von industrieller Arbeitgeberseite Bestrebungen im 
Gange, die Bezirkswirtschaftsräte zu Zentralpunkten der von 
jener Seite geplanten Wirtschaftsprovinzen auszu- 
bauen und eine völlige Dezentralisation der Wirtschaft herbei- 
zuführen Die Gewerkschaften werden diesem Radikalismus 
auf Unternehmerseite Einhalt zu gebieten haben. 

S. Aufhäuser. 


Das Gesetz über ung der Mietzins- 
bildung 


Die in Heft 10 vom 11. März d. J. geübte abfällige Beur- 
teilung des von der Reichsregierung vorgelegten und vom vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat ergänzten Gesetzentwurfs über 
Regelung der Mietpreisbildung teilt auch die organisierte Mieter- 
schaft. Die Mieterschaft lehnt den Gesetzentwurf der Regierung 
- samt den AÄenderungen des vorläufigen Reichswirtschaftsrats 
gleichfalls ab, nicht jedoch deshalb, weil die Mieterschaft ein 
Reichsmietengesetz für unzeitgemäss oder überflüssig erachtet, 
sondern nur aus dem Grunde, weil der Gesetzentwurf durchaus 
unzulänglich ist. Die organisierte Mieterschaft fordert dringend, 
und zwar mit grösster Beschleunigung, die Verabschiedung eines 
Reichsmietengesetzes zur einheitlichen Regelung der Mietpreise 
für Mietwohnungen und vermag sich deshalb mit der am 
Schlusse des Aufsatzes vertretenen Meinung, dass der Erlass 
eines Reichsmietengesetzes die gemeinwirtschaftliche Regelung 
des Wohnungswesens verrammele und man zunächst das Er- 
gebnis der Untersuchungen und die Vorschläge der Soziali- 
Sierungskommission abwarten solle, nicht einverstanden zu er- 
klären. Auch die Mieterorganisationen wünschen die gemein- 
wirtschaftliche Verwaltung aller Miethäuser und sind davon 
überzeugt, dass nur die Ueberführung des gesamten Wohnungs- 
wesens in die Gemeinwirtschaft uns der Lösung der Wohnungs- 
frage näherbringen kann, Aber angesichts der unhaltbaren 
Zustände in der Preisbildung für Mietwohnungen, die uns die 
ungeheure Wohnungsnot in Stadt und Land gebracht hat, muss 
jetzt mit grösster Beschleunigung eine einheitliche Regelung 
der Mietpreisfrage eintreten. Dies kann nur im Wege der 
Gesetzgebung geschehen. Die Mieterschaft kann damit nicht 
warten, bis die Sozialisierungskommissian mit ihren Arbeiten 
zu Ende gekommen ist. 

Die Forderungen der im Bunde Deutscher Mietervereine or- 
gansierten Mieter zum Reichsmietengesetz lassen sich in der 
Hauptsache nach folgenden drei Gesichtspunkten gliedern: 

1. Festhaltung des Friedenswertes der Grundstücke für die 
Verzinsung des Kapitals, 
2. Dreiteilung der Miete in 
a) Kapitalzins (Grundmiete), 
b) Betriebskosten, 
€) Unterhaltungskosten, 
3. gesetzliche Festlegung des Mitbestimmungsrechts der 
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Mieter und gesetzliche Anerkennung der Mietervertretunz 
(Mieterausschuss) als Organ in der Verwaltung des Grund- 
stücks. 


Der spekulative Handel mit Miethäusern und die spekula- 
tive Mietpreistreiberei muss durch die Vorschriften des Gesetzes 
für alle Zukunft verhindert werden, Der Gesetzentwurf ist also 
nach diesen Gesichtspunkten zu ändern. Die Mieterschaft er- 
wartet vom Reichstag, dass er den Forderungen der Mieter- 
schaft, die durchaus der Wohlfahrt des gesamten Volkes ent- 
sprechen, das nötige Verständnis entgegenbringt und das Reichs- 
mietengesetz so abändert, dass es dem gemeinen Besten zu 
dienen imstande ist. 

Zu diesem Zweck hat der Bund Deutscher Mietervereine 
an die Reichsregierung, die Landesregierungen und den Reichs- 
tag eine ausführlich begründete Denkschrift*) unter Beifügung 
eines Gegengesetzentwurfs eingereicht, in dem unter Zugrunde- 
legung des Regierungsentwuries die gesetzlichen Bestimmungen 
so abgeändert und ergänzt worden sind, dass sie die Mindest- 
forderungen der Mieterschaft erfüllen. Der alte, im deutschen 
Rechts- und Wirtschaftsleben oft bewährte Genossenschafts- 
gedanke hat dabei leitend mitgewirkt. 

Der $ 1 des Gegenentwurfes lautet: „Dieses Gesetz findet 
Anwendung auf die Berechnung des Mietzinses aus Mietver- 
ra über Grundstücke und Grundstücksteile irgendwelcher 

tb 
Damit ist die Wahl zwischen „gesetzlicher“ Miete und 
„vereinbarter“ Miete beseitigt und die „Kann“-Bestimmung des 
Regierungsentwurfes in eine „Muss“-Bestimmung umgewandelt. 
Die Berechnung der gesetzlichen Miete regelt $ 2. Dort 
heisst es: „Die Miete setzt sich zusammen aus a) der Grund- 
miete (Kapitalzins), b) dem Betrage zur Deckung der Betriebs- 
kosten, c) dem Betrage zur Deckung der Unterhaltungskosten. 
Bei der Berechnung der gesetzlichen Miete ist von dem 
Mietzins auszugehen, der am 1. Juli 1914 für denselben Miet- 
gegenstand vereinbart war” usw. Nur unter: Zerlegung der 
Friedensmiete in jene drei Bestandteile und  gesonderter 
Fassung des Betrages, der als Gegenwert für die Gewährung 
des Kapitals gezahlt werden soll, kann ein unveränderlicher, 
fester Wertmesser geschaffen werden. 
Zur Grundmiete treten Zuschläge für 1..die Betriebskosten, 
2. die Kosten der laufenden Unterhaltungsarbeiten. Die Zu- 
schläge sollen in ihrer Höhe dem jeweiligen Stand der Betriebs- 
kosten und der laufenden Unterhaltungskosten entsprechen. Sie 
werden nach Hundertsätzen der Grundmiete festgesetzt. ($ 3.) 
Was unter Betriebskosten, laufende Unterhaltungsarbeiten 
und Erneuerungsarbeiten zu verstehen ist, sagen die $$ 4-7. 
Für die grossen Erneuerungsarbeiten (Dachumdecken, Haus- 
abputz u. ä.) sollen Rücklagen angesammelt und auf Hauskonten 
angelegt werden. Bei der Verwaltung dieser angesammelten 
Gelder sind Hausbesitzer und Mieter durch ihre Organisationen 
gleichmässig zu beteiligen. 
Nach $ 8b ist vom Hausbesitzer halbjährlich abzurechnen. 
Verbleibende Reste sind dem Hauskonto zu überweisen. 
Entscheidende Aenderungen bringt 16, der das Mitbe- 
stimmungsrecht des Mieters und die Mietervertretung behandelt. 
Dort heisst es: „Der Mieter, bzw. bei dem Vorhandensein meh- 
rerer Mieter in einem Grundstück die Gesamtheit der Mieter, 
sind berechtigt, an der Verwaltung des Grundstücks insoweit 
mitbestimmend teilzunehmen, als der Betrieb und die Unter- 
haltung des Grundstücks in Frage kommen. Sie stehen insoweit 
dem Vermieter gleichberechtigt gegenüber. Bei Meinungsver- 
schiedenheiten entscheidet das Einigungsamt.“ Und weiter: 
„Der Vermieter ist verpflichtet, die Verwendung der Zuschläge 
den Mietern im einzelnen nachzuweisen. .. Die Mieter eines 
Hauses sind berechtigt, einen oder mehrere von ihnen mit der 
Vertretung in Mietangelegenheiten zu beauftragen (Vertrauens- 
mann, Mieterausschuss). Der Vermieter ist verpflichtet, mit 
dieser Vertretung der Mieter zu verhandeln.“ Schliesslich ver- 
langt $ 20, dass bei allen behördlichen Massnahmen auf Grund 
dieses Gesetzes die Hausbesitzer- und Mieterorganisationen zur 
Mitwirkung heranzuziehen sind. $ 21 stellt den unter hohe 
Strafe, wer eine höhere Miete als die gesetzliche anbietet oder 
fordert. 
Mit diesen Gedanken erfüllt, bekommt das Gesetz den Inhalt, 
den es haben muss, wenn es dem sozialen Fortschritt im 
Wohnungswesen die Wege bereiten soll. Und das soll es und 
muss es, Die Mieterschaft erwartet von allen politischen Par- 
teien des Reichstags Verständnis für diese der baldigen Lösung 
harrenden schwierigen Wirtschaftsfragen der Gegenwart. Das 
Reichsmietengesetz soll endlich die Einleitung einer neuea 
deutschen sozialen Miet- und Wohnungsgesetzgebung bringen. 

Baumeister Seidler, Dresden (Vorstandsmitglied 

des Bundes Deutscher Mietervereine, Sitz Dresden.) 

U} 

ha Zu beziehen durch die Geschäftsstelle des Bundes Deutscher Mieter- 

vereine, D.esden, Marschallstr. 29. — Preis 5 M. 
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Nachschrift des Verfassers des angezoge- 
nen Leitartikels in Nr. 10. Die hier vom Bund 
Deutscher Mietervereine geforderte Abänderung des Ge- 
setzes über Regelung der Mietzinsbildung bringt zweifel- 
los eine bessere Stellung der Mieter gegenüber dem 
Hausbesitzer, deshalb könnten diese Forderungen auch 
von unaus vertreten werden. Sie löst aber nicht das grosse 
Problemi, das in der Frage liegt: Wie kann der alte Hausbesitz 
und der Ertrag der bestehenden Wohnungen zu den Kosten der 
neu zu errichtenden Häuser herangezogen werden? Die Fr- 
haltung und Instandsetzung der alten und die Errichtung der 
notwendigen neuen Wohnungen müssen unbedingt im Zusam- 
menhang miteinander gesetzlich behandelt und erledigt werden. 
So sehr auch wir für Beschleunigung der Regelung der Miet- 
zinsfrage und für die Mieterforderungen sind. so müssen wir 
doch empfehlen, den Vorschlag der Sozialisierungskommission 
zunächst abzuwarten. Wir wissen, dass diese mit aller Ener- 
gie an seiner Fertiesteliung arbeitet. Die von ihr in der Woche 
vom 7. bis 12. März veranstaltete grosse Enquete über die 
Wohnrungsfrage hat wertvolles Material geliefert, das nicht 
unbeachtet bleiben darf. Da der Bund Deutscher Mietervereine 
grundsätzlich die Ueberführung des gesamten Wohnungswesens 
in die Gemeinwirtschaft erstrebt, darf er sich nicht selbst durch 
die Schafiung eines vorläufigen Gesetzes den Weg dazu ver- 
bauen. Es gilt vielmehr, alle Kräfte zusammenzufassen, die 
zwecks gründlicher und dauernder Lösung der Wohnungsirage 
im Sinne der Gemeinwirtschaft zusammenzuarbeiten bereit 
sind, um das eine grosse Ziel zu erreichen . 


Heinrich Kaufmann. 


SS + ——————— 


DD Rundschau 00 


Wirtschaftsfragen 


Die Volksabstimmung in Oberschlesien hat mit 716406 gegen 
471.406 Stimmen eine erhebliche Mehrheit für Deutschland ge- 
bracht. Wenn auch in einigen Kreisen eine polnische Mehrheit 
vorhanden ist, so muss doch erwartet werden, dass Ober- 
schlesien ungeteilt bej Deutschland verbleibt, da das ober- 
schlesische Industriegebiet als eine wirtschaftliche Ein- 
heit nicht zerrissen werden darf, wenn ihm selbst nicht schwere 
wirtschaftliche Schädigungen erwachsen sollen. 


Sanktionen und Aussenhandelskontrolle. In Fortsetzung 
seiner Beratungen über die Massnahmen, die zur Abwehr der 
dem deutschen Wirtschaftsleben aus den Sanktionen der Entente 
drohenden Gefahren erforderlich sind, beschäftigte sich der 
Wirtschaftspolitische Ausschuss des Vorläufigen 
Reichswirtschaitsrates am 23. März in erster Linie 
mit der Frage einer zweckentsprechenden Neuregelung der deut- 
schen Aussenhandelskontrolle. Nach eingehender Aussprache, in 
der das Für und Wider einer Lockerung der Aussenhandels- 
kontrolle lebhaft umstritten wurde. und in der Koilege 
Schweitzer sich vom Arbeitnehmerstandpunkt aus nach- 
drücklich gegen einen Abbau der Aussenhandelskontrolle wandte, 
wurde ein Antrag an das Reichswirtschaftsministerium ange- 
nommen. der das Reichswirtschaftsministerium ersucht: 

1. in der bisherigen Weise überflüssige Auslandswaren durch 
Einfuhrkontrolle fernzuhalten, 

2. die Ausfuhr solcher Waren, bei 

lediglich der Preiskontrolle dient 

hören der Fachkreise 

ausschüssen und des 


denen die Ausfuhrkontrolie 
und diese sich nach An- 
in den zuständigen Aussenhandels- 
Aussenhandelkontrollausschusses des 
Reichswirtschaftsrates nicht mehr als durchführbar erweist, 
durch Aufhebung der Ausfuhrverbote freizugeben, 
einem unerwünschten Abstrom ausfuhrverbotener Waren 
durch das besetzte Gebiet erforderlichenfalls durch Einrich- 
tung einer Zulaufskontrolle zu begegnen, 
mit dem Ausfuhrabgaben-Ausschuss des Vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrates zu prüfen, inwieweit die auch ferner der 
Ausfuhrkontrolle unterliegenden Waren von der Ausfuhrabgabe 
zu befreien sind, 
sofern und soweit die bisherigen Ausfuhrabgaben aufgehoben 
werden, die Aussenhandelsstellen zu beauftragen, unter Ober- 
leitung des Aussenhandels-Kontrollausschusses des Reichs- 
wirtschaftsrates mit Mitteln, die von den beteiligten Kreisen 
aufgebracht werden, eine Stützung derjenigen Firmen in die 
ege zu leiten, welche durch die neuerlichen Erschwerun- 
gen des deutschen Aussenhandels aus bereits laufenden Ver- 
trägen in ihrer Weiterarbeit ernstlich bedroht sind, und ferner 
mit gleichen Mitteln die Erfüllung der durch die Ausfuhr- 
abgaben erstrebten sozialen Zwecke zu sichern. 
In diesem Antrag ist ausdrücklich verlangt, dass vor jeder 
Einschränkung der Ausfuhrkontrolle, auch was die Preiskontrolle 


anlangt, der zuständige Aussenhandelsausschuss gehört werden 
sol. Diese Forderung können wir nur nachdrücklich unter- 
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Stützen; denn so sehr uns angesichts der drohenden Unter: 
bindung der deutschen Ausfuhr nach den alliierten Ländern auch 
Iım Interesse der deutschen Arbeiter und Angestellten eine Stei. 
gerung der Ausfuhr nach den neutralen Ländern erwünscht sein 
muss, so wenig vermöchten wir doch einer Aufhebung der Aus- 
fuhrkontrolle zuzustimmen, die notwendigerweise zu einer 
Schleuderkonkurrenz der deutschen Exportindustrie auf den 
neutralen Märkten führen müsste, die uns weder im Interesse 
der deutschen Zahlungsbilanz, noch im Hinblick auf die wahr. 


scheinlichen Folgen einer solchen Schleuderkonkurrenz zu liegen 
scheint. ‘ 


Lohnabbau oder gesteigerte Arbeitsleistung! Das ist die 
orderung der Arbeitgeberverbände. In Nr. 10 der „Deutschen 
Arbeitgeber-Zeitung“ lesen wir: 


m» ... Aus alledem ergibt sich, dass zuerst ein Lohnabbau 
gefordert werden muss, wenn wir nicht auf dem verderblichen 
Wege noch weiter fortschreiten wollen. Nu n sei zugege- 
ben, dass bei den jetzigen Löhnen und Gehäl 
tern ein verheirateter Arbeiter oder Ange. 
Stellternurschwer existieren kann. Ich sehe da- 
her den einzigen Weg, der zur Verbesserung unserer Lage führen 
kann, in einer Verlängerung der Arbeitszeit,,., 

lediglich durch die Vermehrung der 
ütermenge kann das Realeinkommen der Ar. 
beiter erhöht werden. Und eine Steigerung der Pro- 
duktion ist nur möglich durch eine vermehrte Arbeitsleisrung,* 

Durch nichts kann die Unsinnigkeit dieser Schlussfolgerun- 
gen besser widerlegt werden, als durch die Tatsache, dass 
unsere Industrie schon jetzt mehr als eine halbe Million Arbeits. 
loser nicht beschäftigen kann. Die Verlängerung der Arbeits. 
zeit würde die Zahl der Erwerbslosen nur vergrössern, da der 
Absatz sich wegen der Erschöpfung der Kaufkraft der Be 
völkerung nicht erhöhen würde. Nur eine Senkung der 
Preise, in erster Linie der Rohstoffpreise, wird zu ver- 
mehrtem Konsum und damit zu gesteigerter Produktion führen, 
und zwar ohne Verlängerung der Arbeitszeit, aber unter Be- 
schäftigung der jetzigen Arbeitslosenarmee. j 


Sozialpolitik 


Erhöhung der Gehaltsgrenzen im Angestelltenrecht und der 
Sozialversicherung. Die Eigenart der sozialen Gesetzgebung in 
Deutschland gegenüber anderen Ländern ist die Sonderbehand- 
lung der Angestellten. Während die Arbeiter im Arbeitsrecht, 
wie in der Sozialversicherung gleichmässig behandelt werden, 
wird der gesetzliche Schutz bei den Angestellten immer wieder 
im Rahmen bestimmter Gehaltsgrenzen gehalten. Abgesehen 
von den prinzipiellen Bedenken, die wir gegen diese differen- 
zierte Angesteilten-Sozialpolitik wiederholt vorgebracht haben, 
führt die Festsetzung bestimmter Gehaltsgrenzen bei dem heuti- 
gen anhaltenden Schwanken des Geldwertes zu einer wach- 
senden Rechtsunsicherheit, denn je nach dem Stand der Valuta 
unserer Mark wird dauernd ar den Gehaltsgrenzen herumgeflickt. 

o hat sich der sozialpolitische Ausschuss des Reichswirt- 
Schaitsrats am 17. März wiederum mit der Erhöhung der 
Gehaltsgrenzen beiasst. Der Berichterstatter, Kollege Auf- 
häuser, betonte erneut die Notwendigkeit, grundsätzlich alle 
Gehaltsgrenzen, die heute den sozialen Schutz der Angestellten 
beschränken, zu beseitigen. Eine solche grundsätzliche Aende- 
rung der einschlägigen Gesetze kann aber nur auf dem Wege 
der ordentlichen Gesetzgebung herbeigeführt werden und wird 
bei den im Reichstag herrschendeni Widerständen noch viel zeit- 
raubende Kämpfe notwendig machen. Um aber auf dem Ver- 
ordnungsweg sofort die schlimmsten Härten auszugleichen, 
musste bei den Beratungen im Reichswirtschaftsrat wenigstens 
eine ausreichende Erhöhung der bestehenden Gehaltsgrenzen 
durchgesetzt werden. Auf Grund der vom Berichterstatter ge- 
stellten und begründeten Anträge gelangte der Reichswirtschafts- 
rat zu folgenden Beschlüssen: 

In den $$ 68 HGB. und 133 a b RGO. wird die Gehaltsgrenze 
für den Kündigungsschutz von 5000 M. auf 30000 M. erhöht. 
Die Nichtigkeitsgrenze für die Konkurrenzklausel im $ 74a des 
HGB. wurde von 1500 M. auf 12.000 M., die im $75b HGB. vor- 
gesehene Verbindlichkeitsgrenze von 8000 M. auf 40000 M. erhöht. 

Fast zu derselben Zeit hatte sich auch der sozialpolitische 
Ausschuss des Reichstags mit der Gehaltsgrenze in der 
Unfallversicherung zu befassen. Auch dort benutzte 
Kollege Aufhäuser die Gelegenheit, um die für die 
Unfallversicherungspflicht der technischen Betriebs. 
beamten bestehende Einkommensgrenze beseitigen zu lassert, 
Auch der Abg. Thiel von den christlichen Angestelltenver- 
bänden trat im Ausschuss entschieden für die Aufhebung dieses 
Unrechtes ein, und es gelang. eine Mehrheit für die Streichung 
jeder Gehaltsgrenze 'zu bekommen. Die Freude war indes von 
kurzer Dauer, denn zwei Tage später beantragte die eigene 
Fraktion des Herrn Thiel im Plenum des Reichstags, den im 

Ausschuss beschlossenen Fortschritt wieder aufzuheben. Die 
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rigen Regierungsparteien schlossen sich dem Vorgehen der 
utschen Volkspartei an, und Herr Thiel musste öffentlich zu- 
stehen, dass sein Einfluss als Angestelltenvertreter in der 
Jartei von Hugo Stinnes gleich Null ist. Kollege Aufhäuser 
ınnte im Plenum des Reichstags das unwürdige Spiel fest- 
‚ellen, das hier von den Parteien der christlich-nationalen An- 
‚sstelltenbewegung mit den Angestellten getrieben wird. Im 
‚usschuss stellten die Thiel und Gen. weitgehende Verbesse- 
mesanträge, die den Angestellten draussen im Lande als Fort- 
‚ihritte gepriesen werden, um die Kollegen als Stimmvieh für 
»stimmte Parteien einzufangen, und im Plenum stimmt dann 
@ eigene Fraktion desselben Thiel jede noch geringe Ver- 
'ssserung rücksichtslos nieder. Die Angestellten aber mögen 
"is diesem Vorfall auch erkennen, wohin die Sondergesetz- 
bung für Angestellte führt. Die Arbeiter sind restlos gegen 
e Uniallgefahr gesichert: bei den technischen Betriebsbeamten 
gegen hat man wiederum eine neue Gehaltsgrenze, diesmal 
'7000 M., gezogen, um den Unternehmern die Beiträge für die 
‚niallversicherung zu sparen. Die allgemeinen Verhältnisse 
Snnen schon in kürzester Zeit dazu führen, dass auch 40 000 
'ark wiederum überholt ist, und die Werkmeister, Betriebs- 
genieure usw. entbehren dann wiederum des gesetzlichen 
chutzes, Sie können sich dann wieder mit dem guten Rat 
'östen, dass sie ja Gelegenheit hätten, sich selbst privat gegen 
'nfall zu versichern Es kommt dazu. dass auch der Reichs- 
z entgegen den Anträgen der sozialistischen Parteien eine Auf- 
!hung der Drittelungsgrenze in der Unfallversicherung abge- 
"Int hat. Man hat lediglich die Drittelungsgrenze von 3000 M. 
# 12000 M. erhöht. Bei einem Betriebsingenieur mit 40 000 
'ark Einkommen würde demnach bei Festsetzung von Unfall- 
nten der 12000 M. Jahreseinkommen übersteigende Betrag, 
'ıs sind 28000 .M., nur zu einem Drittel, mit 9333.33 M., in An- 
‘chnung kommen. Seine Rente wäre also nur von 21 333,33 M. 
‚atgelt zu errechnen. Aufhäuser führte im Reichstag aus, dass 
ese fortwährende Einschränkung des gesetzlichen Angestellten- 
hutzes je nach der Valuta einen unwürdigen Zustand darstellt. 
ällt die Valuta, so wird die Gehaltsgrenze in der Versicherung 
höht, steigt die Valuta, so wird die Gehaltsgrenze herunterge- 
tzt. Er meinte unter verständnisvoller Heiterkeit des Hauses: 
an könne so schliesslich auf eine gesetzliche Festlegung der 
shaltsgrenzen für die Versicherungspflicht überhaupt verzichten 
ıd es der Börse überlassen, täglich je nach dem Stand der 
aluta an dem betreifenden Tage die Versicherungsgrenze der 
ngestellten festzusetzen, Die Angestellten brauchten nur noch 
m Kurszettel in den Tageszeitungen zu lesen, um zu erfahren, 
) sie noch versicherungspflichtig sind oder nicht! 
Von einer grosszügigen Sozialpolitik ist hier 
enig zu verspüren. 


Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Der Reichswirtschafts- 
WE hat sich auf Beschwerde des Zentralverbandes der Ange- 
ellten mit der umfangreichen Durchbrechung der reichsgesetz- 
ihen Bestimmungen über die Sonntagsruhe im Handel befasst 
ıd nach heftigen Auseinandersetzungen mit den Unternehmer- 
artretern, insbesondere den Vertretern aus Bayern, folgenden 
htrag des Berichterstatters Aufhäuser zegen die Stimmen 
tt Arbeitgeber angenommen: 

Der sozialpolitische Ausschuss des vorläufigen Reichs- 
irtschaftsrats ersucht die Reichregierung: 

1. unverzüglich Massnahmen zu treffen, um der Reichs- 
ordnung über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe vom 
Februar 1919 in den einzelnen Ländern Deutschlands volle 
Sans zu verschaffen und die einheitliche Durchführung zu 
chern; 

2. die Wirkung der Verordnung vom 5. Februar 1919 auf 
m 8 105e der Reichsgewerbeordnung auszudehnen. Die auf 
rund des $ 105e zulässigen Ausnahmen sind auf den Handel 
it Milch, Backwaren, Fleisch und Roheis zu beschränken; 

3. bei der Neuregelung des $ 105e zu bestimmen, dass die 
tliche Anordnung der zulässigen Ausnahmen einer Sonntags- 
beit in den genannten Lebensmittelgewerben im Einvernehmen 
kt den in Betracht kommenden Arbeitnehmergewerkschaften 
Id Arbeitgeberorganisationen erfolgen muss; 

4. bei der bevorstehenden gesetzlichen Neuregelung der Ar- 
Htszeit für Angestellte und Arbeiter grundsätzlich die voll- 
ändige Sonntagsruhe vorzusehen. — Zusatz 4: Arbeitnehmern, 
e ausnahmsweise Sonntagsarbeit verrichten, ist bis dahin ein 
Mlfreier Wochentag zu gewähren. 


oziale Bewegung 


Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
haltsbundes, der am 22. und 23. März zu einer Tagung zu- 
mmengetreten war, befasste sich u. a. mit d“.., Problem der 
rbeitslosigkeit. Bundesvorsitzender Leipart führte 
zu aus, dass die Massnahmen des Bundes wie so vieles an- 
re durch das Vorgehen der feindlichen Länder zum grössten 
le durchkreuzt würden In einer der Londoner Konierenz 
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unterbreiteten Denkschrift habe der Bundesvorstand die Lage 
der deutschen Arbeiter geschildert, den guten Willen zum Wie- 
deraufbau der zerstörten Gebiete betont und auf die Gefahren 
des Vorgehens der Entente auch für die Arbeiter aller übrigen 
Länder hingewiesen. Nichtsdestoweniger hätten die feindlichen 
Regierungen ihre Absichten durchgeführt und weiteres Gebiet 
im Westen besetzt. Wiederholt seien Anfragen aus dem be- 
setzten Gebiet an den Vorstand gekommen, was zu tun sei. 
Der Vorstand habe vor nutzlosen Demonstrationen gewarnt und 
empfohlen, sich von nationalistischen Bestrebungen fternzu- 
halten. Ferner habe der Vorstand sich stets mit dem Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbund in Verbindung gehalten und von 
ihm eine Einflussnahme verlangt. Auch dieser werde seine 
Bemühungen fortsetzen. Einstweilen müssten wir jedoch die 
Folgen der „Sanktionen“ tragen, die sich für die Arbeiterschaft 
in Vermehrung der Arbeitslosigkeit zeigen würden. 

Ein besonderer Punkt der Tagesordnung betraf das dem- 
nächst zu erwartende Gesetz über die Regelung der 
Arbeitszeit. Dazu berichtete Quist kurz über eine in 
Reichsarbeitsministerium abzehaltene Sitzung. wo 'der Reichs- 
arbeitsminister Brauns seine Ansichten darüber entwickelt hat, 
wie die Produktivität der Arbeit gehoben werden könnte. Da- 
bei sei ebenfalls davon die Rede gewesen, ob auch die Zeit 
der A rbeitsbereitschaft in verschiedenen Berufen stets 
als Arbeitszeit mitzurechnen sei. In einer längeren Aussprache 
wurde allgemein das Festhalten am Achtstundentag ge- 
fordert. 

Die organisatorischen Beziehungen des 
A.D.G.B. zum AiA-Bund und zum deutschen Be- 
amtenbund wurden nach längerer Aussprache durch An- 
nahme folgender Entschliessung festgelegt: 

1. „Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes nimmt von den Verhandlungen des Bundes- 
vorstandes mit dem Vorstand des AfA-Bundes Kenntnis und gibt 
dem Ergebnis dieser Verhandlungen seine Zustimmung. 

Der A. D. G. B. und der AfA-Bund behalten hiernach beide 
ihre Selbständigkeit, verpflichten sich aber zu einem satzungs- 
gemässen Zusammenwirken in allen gewerkschaftlichen, sozial- 
und wirtschaftspolitischen Angelegenheiten, welche die Inter- 
essen der Arbeiter und Angestellten gemeinsam berühren. In 
Fragen, die nur die Interessen der einen Gruppe berühren. aber 
auch diejenigen der anderen beeinflussen könnten, soll tunlichst 
jede Gruppe auf die andere Rücksicht üben. 

Grundsätzlich wird anerkannt. dass der A.D. G.B. die Ar- 
beiter und der AfA-Bund die Angestellten gewerkschaftlich orga- 
nisieren soll. Ueber notwendige Abweichungen von diesem 
Grundsatz werden die beiderseitigen Vorstände sich unter- 
einander und mit den beteiligten Verbänden verständigen. wobei 
geschichtlich und organisatorisch begründete Eigentümlichkeiten 
berücksichtigt werden sollen. Streitigkeiten, die nicht durch 
Verständigung beigelegt werden können. sind von Fall zu Fall 
durch gemeinsame Schiedsgerichte zu entscheiden. 

Das Zusammenwirken des A. D. G. B. und des AfA-Bundes 
erfolgt jeweils durch gemeinsame Tagungen von Delegationen 
der beiderseitigen Bundesvorstände Zur Erleichterung des 
Zusammenwirkens beschicken A. D. G. B. und AfA-Bund ausser- 
dem jede Sitzung ihrer Bundesvorstände und Bundesausschüsse 
gegenseitig durch einen oder mehrere Vertreter mit beratender 
Stimme. Bei wichtigen Fragen von gemeinsamem Interesse 
können auch die beiderseitigen Bundesausschüsse zu gemein- 
samier Beratung zusammentreten. Für das Stimmrecht bei Be- 
schlussfassungen in den gemeinsamen Tagungen sind ent- 
sprechende Regeln aufzustellen. 

In gleicher Weise haben die Ortsausschüsse des A. D. G. B. 
mit den Ortskartellen des AfA-Bundes, die beiderseitigen Be- 
zirks- oder Landesorganisationen sowie insbesondere auch die 
gleichartigen Fach- und Industriegruppen ständig zusammenzu- 
wirken. 

Der Ausschuss des A. D. G. B. stimmt der Aufnahme des 
AtTA-Bundes in den Internationalen Gewerkschaftsbund (Amster- 
dam) zu unter der Voraussetzung, dass der seither geltende 
Grundsatz, wonach in jedem Lande nur eine Landeszentrale des 
i. G. B, bestehen darf. aufrechterhalten bleibt. Der Bundes- 
vorstand wird beauftragt. über die Form des Anschlusses des 
AfA-Bundes an den I. G. B. die nötige Verständigung herbei- 
zuführen. 

Der Bundesvorstand wird ermächtigt, auf vorstehender 
Grundlage eine bindende Abmachung mit dem AfA-Bund schon 
jetzt zu treffen und gleichzeitig beauftragt. eine diesen Be- 
schlüssen entsprechende Ergänzung der Bundessatzungen so 
rechtzeitig vorzubereiten, dass die diesbezüglichen Anträge 
dem nächsten Kongress zur Sanktion unterbreitet werden kön- 
nen. Hierbei wird vorauszesetzt, dass der AfA-Bund auch 
seine Satzungen hiermit in Uebereinstimmung bringt.“ 

2. „Der Bundesvorstand wird beauftragt, die Verhandlungen 
mit dm Deutschen Beamtenbund über eine Klar- 
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stellung. seines Standpunktes gegenüber den Organisationen der 
Arbeiter und Angestellten fortzusetzen und mit tunlichster Be- 
schleunigung zum Abschluss zu bringen, 

Auf ein schriftliches Abkommen, das die Gewerkschaften 
und die fortschrittlich gerichteten Beamterkreise und Beamten. 
organisationen befriedigen kann, ist hierbei zu bestehen. Sollte 
ein solches Abkommen nicht zustande kommen, so behält der 
Bundesausschuss sich die weitere Beschlussfassung für seine 
nächste Sitzung vor.“ 

Eine bitter ernste Frage ist die Arbeitsbeschaffung 
und Arbeitslosenfürsorge, die ebenfalls als beson- 
derer Punkt auf der Tagesordnung stand. Cohen entrollte ein 
erschütterndes Bild von der ungeheuren Arbeitslosigkeit und der 
Schwierigkeit der Abhilfe. Es bleibe kein anderes Mittel als 
die Verkürzung der Arbeitszeit entsprechend ‚den Forderungen 
des A.D. G.B. Es ist schon versucht worden, die Unternehmer 
zu veranlassen, dieser Forderung freiwillig nachzukommen. 
Diese Versuche sind jedoch ergebnis!os verlaufen. Man müsse 
nun versuchen, die Durchführung auf, dem Verordnungswege zu 
erzwingen, vielleicht mit Hilfe des Reichstags. 

In der Aussprache wurde betont, dass weder von den 
Freunden noch von den- Gegnern ‘des A. D. G.B. bessere Mittel 
zur Linderung der Arbeitslosennot angegeben werden konnten. 
Zur Durchsetzung dieser Forderungen ist aber auch die Soli- 
darität der in Arbeit Stehenden notwendig, wenn 
nicht die Gesafftheit schweren Schaden leiden soll. Es gelte die 
Arbeitnehmer darüber aufzuklären, damit sie dieses zeitweilige 
Opfer auf sich nehmen. Der Kampf um die Durchführung der 
zehn Forderungen dürfe jedoch nicht nurdenGewerk- 
schaftsführern überlassen bleiben, sondern 
die Arbeiterschaft-müsse sich selber daran 
beteiligen, soweit der einzelne dabei in Frage kommt. Der 
Ausschuss erklärte sich mit den Forderungen des Bundesvor- 
standes einverstanden. 


Gegen die kommunistischen Putschversuche! So beklagens- 
wert auch die von den kommunistischen Parteien angezettelten 
Putsche und .die. Menschenleben sind, die diese leichtfertige 
Hetze gekostet hat, so erfreulich ist die Erscheinung, dass die 
breite Masse der Arbeitnehmerschaft wieder die innere Ver- 
bindung mit ihren Gewerkschaften gefunden hat. Die General- 
streikparole, die von den Kommunisten ausgegeben war,« hat 
keinen Erfolg gehabt, es ist lediglich zu örtlichen Streikaktionen 
gekommen, die in kurzer Zeit wieder. zusammenbrachen. Der 
Ausschuss des A. D. G. B. hatte in seiner Sitzung. vom 23. März 
folgende Entschliessung angenommen: 

„Die Streikbewegung im mitteldeutschen Industrie- und Grubengebiet, die 
von kommunistischer Seite zu putschistischen Zwecken vom Zaune ge- 
brochen ist, und die man jetzt zu einem Generalstreik der Gesamtarbeiter- 
schaft auszudehnen bemüht ist, bedeutet e'ne schwere Gefährdung für 


die deutsche Wirtschaft, unter der die Arbeiterschaft selbst iin 
hohem Masse leiden muss, 


Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. 
legt Wert darauf, testzustellen, dass diese Bewegung nichts zu tun hat mit 
gewerkschaftlichen Bestrebungen, sondern einzig und allein von der Absicht 
geleitet ist, katastrophale Situationen zu schaffen. 

Die Gewerkschaftsleitungen haben die - Arbeiterschaft schon wiederholt 
gewarnt, solchen kommunistischen Parolen zu folgen und sie können ango- 
sichts der gegenwärtigen Generalstreikbewegung diese Mahnung nur auf das 
dringendste erneuern. An den gewerkschaftlichen Organisationen 
darf diese Streikhetze keinerlei Rückhalt finden“ 

Auch die Ortskartelle des A. D. G. B. und des AfA-Bundes 
haben sich in den von den kommunistischen Treibereien am 
meisten bedrohten Orten mit aller Entschiedenheit gegen diese 
Putschtaktik gewandt. 

Die Vorgänge‘ zeigen wieder mit aller Deutlichkeit, wie 
notwendig es für die Gewerkschaften war, der kommunistischen 
Zellenbildung nach Moskauer Rezept entgegenzutreten, wenn 
sie nicht ihre Selbständigkeit aufgeben und sich. zu Organen 
der kommunistischen Parteien und letzten Endes Moskaus 
machen lassen wollen. 


„Die Internationale Gewerkschaftsbewegung” heisst das 
offizielle Organ, das jetzt vom Internationalen Gewerkschafts- 
bund in Amsterdam herausgeben wird. Es soll alle zwei Mo- 
nate in deutscher, englischer und französischer Sprache er- 
scheinen. In dem Einleitungsaufsatz wird von Oudegeest 
darauf hingewiesen, dass es Aufgabe der Gewerkschaftsinter- 
nationale sei, zu untersuchen, ob die bisherige gewerkschaft- 
liche Taktik auch für die Zukunft beibehalten werden könne, 
Die Ueberführung der kapitalistischen in die sozialistische Wirt- 
Schaft müsse so erfolgen, „dass die Produktion vor unnötigen 
Störungen bewahrt wird“. Jeder Bruderkrieg müsse beseitigt 
und darum der „internationale Geist mit dem grössten Eifer 
gepflegt werden“. Die Zeitschrift wird die gesamte Tätigkeit 


der Gewerkschaften aller Länder sowie der Berufssekretariate 
verfolgen. 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Ausschluss von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitz: 
vom 21. 3. 21 beschlossen, das Mitglied Hugo Freeck (170270) auf Gru 
des 8 13a der Satzung aus dem Bunde auszuschliessen, 3 

Gegen das Mitglied Franz Bingel (T. 79155) hat die Ortsverwaltu 
Darmstadt auf Grund des & 13a Ausschluss aus dem Bunde beantra 
Bingel ist -dem Ausschluss durch seine Austrittserklärung zuvorgekomm: 
Die von der Ortsverwaltung Darmstadt geltend gemachten Ausschlussgrün 
werden vom Vorstand anerkannt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Zeitzer Eisengießerei und Maschinenbau-Aktiengesellschaft. 
Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m.b.H,, Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des b 
schränkten Raumes nurfolgende Angaben enthalten :Ortsverwaltung, Art der Versammlon 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätester 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz. £ 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter Aı 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Berlin-Sentrum-Süd. M. 1. IV. Alezandriner, Alexandrinenstr. 37. 
Bin.-Charlottenburg I. M. 7. IV. 7%. Geldat, Kaiserin-Augusta-Allee 63. 
Bin.-Charlottenburg I, M. 7. IV. 7°, Aula der XI. u XIV. Gem.-Schal 
Pestalozzistr. 40. 
Bin.-Charlottenburg Il. M. 7. IV. 7%, Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 
Bin.-Neukölin. M. 1. IV. 7%. Bürgersäle, Bergstr. 147. 
Bin.-Norden IV. FM. 7.IV. 7%, Rest. z. Hubertus, Bornholmer Str. 89, 
Bin.-Nordost. _M. 6. IV. 7%, Greifswalder Hof, Greifswalder Str. 43. 
Ein.-Nordwest i. M. 7.IV. 78, . Rest. Mattke,. Turmstr. 78. 
Bin.-Oberschöneweide.-M. 1.1IV.- 7% „Hubertus“, Edison- . Ecke Waldstra 
Bin.-Oranienburg.. M. 6. IV. 7%, Reichshof, Bernauer Str. 38, | 
Bin.-Osten ii. M. 1. IV. 7%, Logenkasino, Knorrpromenade 2, 
Bin.-Schöneberg. M. 1. IV. 73%. Ebershof, Ebersstr.’68. 
Bin.-Spandau. M. 6. IV. 73%, Zum Stern, Potsdamer Str. 35. 
Bin.-Steglitz. M. 7. IV. 72%." Rest. Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Süidosten. M. 1, IV. 7%, Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 
Bin.-Tempelhof. M. 7%, Kasino-Rest. Tempelhof, Berliner Strasse, 
Bin.-Weissensee. M. 1. IV. 7% Spatenbräu, Berliner Allee 232, 
Bin.-Westen. M. 6. IV. 7%, Nationalhof, Bülowstr. 37. 
Bin.-Wilmeredorf. M. 7. IV. 7%, Augustahof, Augusiastr. 1. 
Altenburg. M. 8. IV. 7%, Johannisgarten. 
Brandenburg. M. 6. IV. 
Braunschweig. M. 7.IV. 
Eberswalde. M. 5. 1V. 7°, Restaurant Munds Hof, Bismarckstrasse, 
Gross-Hamburg. V. 15. IV. 7% Gewerbehaus Holstenwall. $ 
Hamburg-Ost. M. 7. IV. 7%, Hohenfelder Gesellschaftshaus, Lübecker Str. 91. 
Hamburg-Sücost. V. 4. IV. 7%, Borgfeider Gesellschaftshaus, Oben-Borgfelde X 
e M. 7.1V. 7%, ebendaselbst. 
Hannover. F. Eisen- und Metallindustrie. 7%, 
strasse. © M. 14. IV. 7%, „Volksheim“, 
Magdeburg. M. 5. IV. 7%, - Artushof, Johannesbergstrasse. 
Plauenscher Grund. 7. IV. 8%. Lokal, Ratskeller Potschappel. 
Potsdam-Nowawes. M. 1. IV. 7%, Rest. zum Mühlenpark, Neue Babeisberze 


Strasse. : 
4%, ®@ M. 9.IV. 5%, Beide Versammlungen ir 


Schwarmstedt. V. 9.IV. 
Gasthof Heuer. 

M. 6. IV. 8%, „Löwen“, Marktplatz, 

IV. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 


Restaurant Marheinecke, Reitwall 


Schwenningen. 
Trier. M. 7. 


EEE TEL TEE FRE FE 


Sierbeitafel 


Es starben: 


Paul Brostowskl (T. 15439), Königsberg. 
Walter Dreissig (179 185), Chemnitz. 
Richard Eberlein (T. 49), Chemnitz, 
Max Euchler (114286), Tempelhof. 
Kurt Friedrich (T. 15555), Leipzig. 
Max Fritsch (63 356), Nürnberg. 
Joh. Hochheuser (51 744), Düsseldorf. 
Andreas Knape (T 98649), Magdeburg. 
Georg Kolb (154323), Mannheim. 
Paul Meitzner (119 069). Glauchau. 
Ewald Nettelbeck (57 946), Bottrop, 

. Jos. Schroer: (85 861), Essen. 











Ehre ihrem Andenken! 
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Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. -- Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, 
Industriebeamten-Verlag GmbHl., 1 Si 


Berlin NW.52, Werfistr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 13%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 


Reichlichen Nehenverdienst + steuer er 


Stuttgarter L bensversicherungsbank a. G. (Alte Stuttgarter) 
Grösste europäische Lebensversicherungs -Gesellschaft auf Gegenseitigkeit. 













Zur Unterstützg. des Stadtbaumstrs. wırd sofort auf Privatdienst- 
rtrag estellend, selbständig arbeitd., möglichst fürsorgeberechtigter 


Hochbautechniker 


| " Entw., Betachleg. te u. Abrechg. von Ra: Neu» und 

nbauten — auch für Siedlungsbauten — bevorzugt mit Erfahrg. im 

ädt. regen u ie ee ea re auch Meiste: ae if 

it den baupolizl. timmg. u. Dienstgeschäften eines Stadtbauamtes 

| > eisierprüfung 
Bewerbung mit lückenlos. Lebensl. u. Zeugnisabschriften, die nicht | Ausbildung zum Bauauf- 

rückgesandt werden, sowie Gehaltsansprüchen umgeh. erbet. an das | geher u. Hilfstechniker, 

 adtbauamt. Der Magistrat Goldberg I. Schl. _ | Statix. Eisenbetonvau ım Bau- 


Wir suchen zum baldigen Eintritt mehrere tüchtige ewerkschule, Berlin, 
urfürsten-Sirasse 141. 


EL. Konstrukteure Saeder 


3% und 4°% 
erhalten Sie für Ihre Spareinlagen bei der 


Industriebeamten - Sparbank 
e.G.m.b.H. 





















f Erfahrung im Steilrohrk !bau, 4 

I Ehe nk et ae mit Lebenslauf, Angabe der K Berlin NW 52, Werftstrasse 7 

ie ee ER aeraine, Unter Baküärngg onstruleren Buchbestellungen durch Einzahlung auf 

Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik und Rechnen BOB ERSRUERRIDISDEN DEENN. 
vorm. Dürr & Comp., Ratingen. 3BändegebundenM. 151,20 


| F ür Hoch- und Tiefbau (Paten, Eisenbahn und Wege), inkl. aller Zuschläge. Auch gegen Kennen Sie noch nicht das Verfahren zum absolut genauen 


20,— M. Monatsrate, ebenso die | Multiplizieren u.Dividisren gross.vielziffriger Zahlen mittels Rechen- 


lellorationswesen und Vermessungen anderen Haederbücher bei schieber, so verlangen Sie meine Broschüre, enthaltend: Anleitung und 
| zahlreiche ausführliche Rechenbeispiele. Preis: Mk. 4,50. Porto extra. 


Hermann Meusser, 





















rden tüchtige, erstklassige Kräfte von sofort gesucht. Kenntnis der » 
"nischen Sprache erwünscht, jedoch nicht Bedingung Gefl. beschleunigte Berlin Ba er 2 Rechenschieber System Korte = = 
i is- i 1 [7 ” DD “ . 
| Ben ee nt —— u SE zum Multiplizieren, Dividieren, Addieren und Subtrahleren 
ad zu richten _an - Be 2 B) Photograph Apparate selbst der grössten Zahlen. Praktisch, billig und gut ın Ausfrhrung. 
K is b t N ® B rel Ba hhge gl ve iehtig für jeden Anıe gegen. Vor- 
=, i i .. 2 + Wichtig für Jeden Angestellten! :—: 
reisbauam w u. Bestandteile | einsndung von 50 Pi Ä 
Ewe, 3 Katalog A frei. | FRIEDRICH KORTE, Braunschweig, Gutenbergstr 34. 
Pommerellen-Polen. © Selbstspielende Prospekte 1rei! 
| Geschäftsführer Zonophone Eheiragen ee Eu | Fordern Sie Muster 
'r Land Sachsen des Deutschen Beamten-Bundes (Landes- Katslog B frei. 2. Ehe, Gattenw,, ; von Tuchen für 





esgruppe 
ırtell), Rede- und er mlbait, ehren; vera journa- 
‘süische. Begabung, volkswirts i enntnisse. nfangsbezüge r Kinderlosigk. Frauenorg. (Abh.) Ge- 
2000 M. Antritt spätestens 1. Juli 1921. Bewerbungen an \6 Go!d- u.Metallwaren fühlskäit.d. Frau usw. Koh Kaps od. 
Geschäftsstelle der Vi Katalog C frei. | Mädch.? M.4-, ‚Nach. M.4.59, m. Erg: 


Uhren, Brillanten, | Liebe, Hochz., Flitterwoch, Jg. Ehe. | Anzüge Cover-Coat 


Damenkostüme Sportsachen 
Damenröcke. Loden 











| Landesgruppe, Dresden-A,, Taschenberg 8. ) Teilzahtlun g Bd. M.7,-. Hausarzt- Verlag. Berlin-Steglitz22. BER a hans 
| nn nn nn = ee - = 

td- and Tiefhantechnike Gesucht zum 1. April ein L Römer, Altona (Elbe) 108. ett nassen Schlüpfer Ga t. Hosen 
 itEisenbetonberechnung und -aus- Hochba utechnike B E 1 L A.G E N Niere 3 Friedrich W. ie 


rung vertraut, sicherer Statiker, | mit allen vorkommenden Bauar- 
ker ern wAb- een Zeichner. | haben guten I y rn ae Fear 
| Mngienergisch aufder Baustelle | Zechniker mi ahrungen im ers. San. Artikel Gg. Englhrech! 
 MZerkplatz, für dauernd gesucht. | Siedlungswesen werden bevorzugt. ; , 
tation frei im ae. Aus- ru ji mit Zeugnissen und ll Barf olg München B 74, Kapuzinerstrasse 9. 
Brliche Angebote mit Zeugnissen | Lebenslauf sind zu richten an die Er i : 

 biktet 3. Wittreck, Hoch- und | Ostpreussische Heimstätte In 
'iefbau. Mahl- und Schneidemühle, | Köninsberg I. Pr., Theaterstr. 3. | 
‚7 8zlitkehmen (Ostpr.). 
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Die Pensions-und Witwenkasse 


: 
3 
= des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
se et 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
E 


Cottbus. 


—, Muster frei gegen frei, — 





Der neue 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda. Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymna-ium, Oberrealschule. 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche,. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 





















nversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trota 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 


Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
3 ge erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse 
E Deutschen Techniker- Verbandes in Berlin, Werftsir.7. 


OHHRHIURRLERIORGRERIDETRREIERTHRURERTESTLEDDTHROUDRURUSETLDTRUUNONRRÄNLERIEHEH Un TU EU Hanna RT 








ngestellten und Beamten Sondershausen I.Th. 
Herrliche, freie Gebirgslage. Buchen- u. Nadelwald. Gesundes, 
billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 


Liegesofa. Behagliche Gesellschaftsräume. Geselliger Verkehr. Zentral- 
heizung. Badeanlagen: Wannen- u. Brausebäder. Turn- u. Spielplatz. 









Das ganze Jahr geöffnet. 
h. Ei) | SEITE IM, Der Wohnungspreis beträgt für den Tag: 





m Bi mer 5, Tı En für Zimmer mit 1 Bett . . . » . 4— Mark 
1 ? arts ne te BIEE ” » » 2 Betten . 2 0. (3 = 
Kia | ern Reg 
e »| ] | ” ” ” wie. Ne 13,—» 


Der Verpflegungssatz beträgt für jeden Tag: 
für Erwachsene „ 2 2. 2 x» . . 21,— Mark 
» Kinder v.5—10 Jahren „. . . 15,— n 
7) » über 10 Jahre Bere ts 





N 12 N 
holungsheimes zu richten, die bereitwilligst Auskunft erteilt. 
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Bücher | | Poeklmann’sspanemietevsz Hs. rue} 


‚postfrei 
für 


ch: DRG Poeh!mann, Verein ahaning Hamburg 38, 
ren, | Technik 
und 
Mathematik 


Man verlange kostenlos: 
Prospekte H,-Hochb., T.-Tiefb., 3 
M. - Maschinenb,., E. - Elektro- 
tedın. Näh. Auskunft bereitwill. 


Tönsmann, 
Versandbuchhandlung, 


Naumburg a..d. Saale, 
Roonplatz 4. 


 Shlorodont 


= 


Bart u. 2e Betit Barifien, die tnftinen Spradizeitiriften! 


Beftes Mittel, Ihre englifchen u. franzöfifhen Spradtenn:niffe auf- 
zufrifdhen und zu erweitern. Leicht verftändlih und anregend, 
Rein läftiges Nahfchlagen Im Wörterbud, da Vokabeln und 

y Erklärungen beigefügt. 30000. Abonnenten! Xede Heitfchrift M 
vierteljährlich W. 7.206. Buch. od. Yoltamt, m. 7.80. direkt. 

5 Gebr. Bauftian, Derlag, Hamburg 70, Alfterdamm 7. 

u Poftichedfonto: 189 Se Wrcbefeiten koftenlod, Ei 


yaaet“ 


an 


Nu od 
Ru ter ae Be 
an en S 


Für Studium, Unterhaltung, 
ee und ea 
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pP Sm ua a Ha 
Qualitäts-Raucher 
Die allerfeinste Hamburger Hausmacher-Zign rre, dire) 
vom Arbeitstisch, garantiert rein überseeischer Tabak zu 90 Pf 
1000 Mk. Belohnung demjenigen, der nachweist, dass wir 1 Gramı 
deutschen Tabak verarbeiten. Vorkeihake Abschlüsse, sowie Ersparni 
der teuren Aufmachung, Verpackung und Ausscheidung des Zwischen 

handels ermöglichen es uns, unsere unerreichten Qualitzz 


zigarren 60 Pig. bis 1 Nik. billiger zu liefer) 


els jede Konkurrenz. ‘Versuchen Sie unser Probesortiment, enthalter 

20 Zigarren, Brasil, Sumatra usw.,, zu —,90, 1,10, 1,30, 1,49 Mi 
zum Preise von 25,— Mk. Nachnahme franko. Ein Versuch überzeug 
und führt Sie uns als dauernden Kunden zu. 


Hamburger Hausmacher-Versand, 
lu Bit Westirsnee 9. 


„REFLEKTUS«. 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
grösserungs- ann Zeichenapparat 
für un durcheichti ige Bilder und 

Gegenstände aller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Bachf,, Bresden- 27/72. 


//, |Nechenschleher 
„sa REISSZEUIE 


erstxlass.Qualitätzu Origina!preisen 


Streitz’sche Vorlagsbuchhandlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 
0 versand 
A.H. Streicher 


Crimmitschau 
Muster kostenlos geg. Rücksendung. 


Aktenmappen. 


2 Schlösser, zusammenlegbar, 

auch alsSchülermappen verwendbar, 

schwarz oder braun — 

Prima Rindspaltleder. Mk. 80.— 

hohe, breite Form ... „ 110.— 

Prima Rindvolleder .. 

hohe, breite Form . 

Luxusmappen ,... 

mit Griff und Schiene M. 12" — mehr, 

Ernst Melzig, 
Lederwarenfabrik, 
Liegnitz, Schlesien. 

ee Wertversand :—: _. 


erhalten Sie 


Ih 7 RZ = 
us ni g 


Bewerbungen mein Handbuch f. stellesuch. techn. Angestellte (Ausg. B) 
benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M. 4.70. Nachn. 5.30, 
Postscheckkonto Frankfurt/M. 26795. A.E.Rauschenbach, Cassel ‚nbach, Cassel 1/3. 


Technische Werke |Brllaner am 1 


x. Selbstunterricht. Katalog gratis. NA Qualität und vor- 
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Ein Wendepunkt in der deutschen Arbeitnehmerbewegung 


In der Gewerkschaftsbewegung Deutschlands ist ein Wende- 
punkt von grundlegender Bedeutung eingetreten, der für die 
freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung nicht nur einen 
historischen Augenblick darstellt, sondern auch für ihre künftige 
Organisationsform wegweisend ist. Das gilt aber nicht nur für 


die Gewerkschaften der Angestellten, sondern trifft auch zu für 


die Verbände der Arbeiterschaft. Das fein verästelte und kom- 
plizierte Wirtschaftssystem bedingt, dass Hand- und Kopf- 
arbeiter gemeinsam Schulter an Schulter kämpfen, wenn sie 
das gesteckte Ziel erreichen wollen. Beide Arbeitnehmer- 
schichten sind nicht nur bei der Erstrebung des Endzieles, son- 
dern auch bei den Gegenwartsforderungen eng aufeinander an- 
gewiesen. Man bratcht nur an die Sozialisierung und an das 
Betriebsrätegesetz zu denken, deren Auswirkung die Einheits- 
front der freigewerkschaftliich denkenden Kopf- und Hand- 
arbeiter bedingt. Der Schlussstein zu dieser Gemeinsamkeits- 
arbeit ist nunmehr endeültig gesetzt worden. Nach vorauf- 
gegangenen Verhändlungen zwischen den beiderseitigen Vor- 
ständen nahm die Bundesausschusssitzung des A. D. G. B. am 
15. Dezember 1920 zu dem Verhältnis zwischen dem A. D. G. B. 
und dem AfA-Bund eine Entschliessung an, die die grund- 
sätzliche Anerkennung der Drei-Säwientheorie, Arbeiter, An- 
gestellte und Beamte, bedeutet: Jede: Gruppe organisatorisch 
in Berufsverbänden und zentral in ihrer Spitzenorganisation zu- 
Sammengefasst. Auch hier — wie immer bei den Gewerkschaf- 
ten — reale, praktische Gegenwartsarbeit. Anerkennung für 
die historische Entwicklung und die Notwendigkeit, die ein- 
zelnen Arbeitnehmerschichten beruflich zusammenzufassen und 
sie für die freigewerkschaftliche Idee zu schulen. Es wurde eine 


Kommission von den Vorständen des A.D.G.B. und des AfA- 


Bundes eingesetzt, def die genannte Entschliessung als Richtlinie 
wurde, die organisatorischen Beziehungen 
zwischen AfA-Burd und A.D.G.B. festzulegen. 


Inzwischen war Legien, der eifrigste Förderer der soge- 
in der deutschen Arbeitnehmer- 
bewegung, verstorben und die Fortführung der Verhandlungen 
erlitt eine kurze Unterbrechung. Legiens Nachfolger, Leipart, 
nahm aber bald die Gedankengänge Legiens auf, und nach 
einigen Verhandlungen mit dem geschäftsführenden Vorstand 
des AfA-Bundes war die Verständigung für das künftige Ver- 
hältnis gefunden. Der Bundesausschuss des A. D. G. B. nahm 
in seiner Sitzung am 23. März 1921 nach einem ausführlichen 
Referat des Vorsitzenden Leipart hierzu Stellung . und 
stimmte nach gründlicher Aussprache de im vorigen Heit 
abgedruckten Entschliessung zu. Sie ist die Auswirkung des 
am 15. Dezember gefassten Beschlusses, zeigt klar umrissen 
die künitige Gemeinsamkeitsarbeit und deütet die notwendigen 
Satzungsänderungen bei dem AfA-Bund und dem A. D. G. B. 
an. Die organisatorische Verbindung, die das ständige Zu- 
sammenwirken in den Fragen der Sozial- und Wirtschafts- 





politik bedingt, die Regelung der internationalen Beziehungen, 
die gegenseitige Delegation zu den Sitzungen und gemeinsamen 
Tagungen von Ausschüssen und Kongressen, ist ein solch grosser 
Fragenkomplex, dass er in seinen Auswirkungen einen Wende- 
punkt in der freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung 
Deutschlands bedeutet. -Alle zentral getrofienen Vereinbarungen 
sollen auch bezirklich und örtlich Geltung bekommen. 

Die dem AfA-Bund angeschlossenen Verbände werden nun- 
mehr, nachdem der Beschluss des Bundesausschusses des A, D. 
G. B. vorliegt, sich mit der Stellungnahme zu diesem zu be- 
schäftigen haben. Eine Reichsvertretertagung des AfA-Bundes 
wird die nach diesen Vereinbarungen abzuändernden Satzungen 
vorläufig in Wirksamkeit seizen müssen bis zu dem Gewerk- 
schaftskongress des AfA-Bundes, der — auf breiter Grundlage 
einberufen — endgültig zu den freigewerkschaftlichen Richkt- 
linien, den Satzungen, zu den internationalen: und nationalen 
Beziehungen Stellung nehmen muss. 

Damit ist die Einheitsfront der freigewerkschaftlich den- 
kenden Kopf- und Handarbeiter geschaffen. Beide Teile können 
entsprechend ihrer historischen Eutwickelung und ihrer Stellung 
im Wirtschaftsprozess sich organisatorisch auswirken. Frei 
von Vorurteil und Standesdünkel sind Arbeiter und Angestellte 
nunmehr solidarisch verbunden zur Gemeinsamkeitsarbeit. Aus 
der mehr zefühlsmässigen, losen Zusammenarbeit ist eine feste 
organisatorische Form geworden. Die Front ist geschlossen, 
die gemeinsame Arbeit kann beginnen, Die 9 Millionen frei- 
gewerkschaftlich denkenden Hand- und Kopfarbeiter Deutsch- 
lands sind ein solch unüberwindlicher Wall, dass mit ihm nicht 
nur das Unternehmertum rechnen muss, sondern auch Regierung 
und Gesetzgebung. 

In der vorrevolutionären Zeit gehörten nur der Zentral- 
verband der Handlungszehilfen' und der Verband der Bureau- 
angestellten Deutschlands der damaligen Generaikommission der 
deutschen Gewerkschaften an und marschierten im gleichen 
Schritt mit der Arbeiterschaft. Die übrigen, heute dem AfA- 
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Bund angehörigen Verbände standen den freien Gewerkschaften 
ireundnachbarlich, aber ohne jede organisatorische Verbindung 
gegenüber. Bei Würdigung der Entwicklung der Angestellten- 
bewegung muss die Stellung der Angestellten in Industrie und 
Handel, die Stellung der Unternehmer und der politischen Par- 
teien zu. den Angestellten und. die Tätigkeit der Harmonie- 
verbände mit in den Kreis der Betrachtungen gezogen werden. 

Die kapitalistische Warenerzeugung kannte in ihren An- 
fängen keine Angestellten, sondern nur Arbeiter. Schliesslich 
trat an die Stelle des handwerksmässigen Kleinbetriebes die 
Manufaktur, die Zusammenarbeit vieler: da war der Aufiseher, 
der Meister notwendig. Als dann die Energien in den Dienst 
der Warenerzeugung gestellt wurden, als Wasser, Dampfkrait, 
Elektrizität als unbedingte Voraussetzung der Warenerzeugung 
in die Erscheinung traten, änderte sich das Bild vollkommen. 
Durch die Konzentration des Kapitals entstanden Riesenbetriebe, 
die — weil immer die höchste, technisch vollkommenste Orga- 
nisation anwendend — ein ungeheures Heer von Angestellten 
schufen. Techniker, Kaufleute, Aufseher, Werkmeister und an- 
dere Berufsgruppen entstanden. Aus den vereinzelt in Industrie 
und Handel tätigen Angestellten wurde eine Masse und ein 
solch wichtiger Faktor im Produkiionsprozess, dass ohne ihn 
die Warenerzeugung und die Organisierung der Verteilung von 
Waren überhaupt nicht möglich war und ist. 

Sozial- und wirtschaftspolitisch gedacht, stand gewiss der 
Angestellte schon immer zu dem Unternehmer im gleichen Ver- 
hältnis wie der Arbeiter. Aber durch die Entwickelnng ist es 
doch dem Unternehmertum, den politischen Parteien und den 
Harmonieverbänden ein leichtes gewesen, den Standesdünkel 
zu züchten und die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit zu 
predigen. Deshalb auch der verderbliche Einfluss auf die An- 
gesteliten und die Tatsache, dass es in der vorrevolutionären 
Zeit nicht gelingen wollte, die Angestellten für die freigewerk- 
schaftliche Idee zu gewinnen. 

Die Harmonieverbände träumten von einem neuen Mittel- 
stand, der zu politischen Zwecken bei jeder Gelegenheit miss- 
braucht werden sollte. Die Unternehmer glaubten, die Ange- 
stellten gegen die kämpfende Arbeiterschaft ausspielen zu können, 
und die Harmonieverbände taten alles, um den Angestellten in 
seiner alten Denkweise zu belassen. Nachdem nun aber über 
die „Arbeitsgemeinschait für das einheitliche Angestelltenrechi“ 
eine „Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände“ sich bil- 
dete, ist nun endlich im vorigen Jahr der „Allgemeine freie An- 
zestelltenbund (AfA-Bund)“ daraus entstanden. Das alles waren 
gewaltige Fortschritte gegenüber den früheren Zuständen, zu- 
mal nunmehr auch das Bekenntnis zum Sozialismus, als einer 
höheren wirtschaftlichen Organisationsform, abgegeben wurde, 

Noch vor kurzem ein kleines Häuflein von Angestellten, 
das sich in beiden, dem A. D. G. B. angeschlossenen Verbänden 

‚ zusammengeiunden hatte, und heute die grosse Zalıl der dem 
AIA-Bund angehörigen Verbände zur Gemeinsamkeitsarbeit ver- 
bunden, dem gleichen Ziele zustrebend. Das wird nicht nur in 
ideeller Hinsicht und in der bereits gewürdigten Form seine 
Auswirkung haben, sondern auch auf die Werbetätigkeit der 
freien Angestelltenverbände einen gewaltigen Einfluss ausüben, 
zumal nunmehr die Arbeiter in der Industrie sowohl als auch 
im Handel alle Veranlassung haben, dafür zu sorgen, dass die 
Angestellten den Harmonieverbänden den Rücken kehren und 
sich ireigewerkschaftlich organisieren. 

Die selbständige Angestelltenbewegung, bedeutet keine 
Trennung von der Arbeiterschait, sondern durch die orzani- 
satorische Verbindung mit dem A. D. G. B. ist nunmehr die 
Einheitsiront zwischen Kopi- und Handarbeitern lückenlos ge- 
schlossen. 9 Millionen freigewerkschaftlich organisierte Ar- 
beiter und Angestellte in Deutschland zur Gemeinsamkeitsarbeit 
verbunden! Diese Riesenarmee, zusammengeschweisst durch 
die gleiche Wirtschaitsnot, durch das gleiche Streben und Ringen 
nach einer besseren, zerechteren Weltordnung, stellt eine un- 
geheuere Macht dar. Das und die Aussicht auf die gute Vor- 
wärtsentwicklung in der .Zukunft erfüllen uns mit Hoifnunz und 
Siegeszuversicht, weil wir wissen, dass dieser gewaltigen Armee 
der Arbeit keine Macht der Weit widerstehen kann. 

Die Uhr der Zeit lässt nicht zurück sich stellen, 
Denn vorwärts geht der Zeiger ohne Rast, 

Und vorwärts ruft’s aus Millionen Kehlen, 

Auch euch reisst’s mit, die ihr den Fortschritt hasst. 





Wiedergutmachung durch Arbeit 


Wir haben den-Krieg verloren und müssen aus dieser harten 
Tatsache die notwendigen Konsequenzen ziehen. Es ist, wie 
der deutsche Aussenminister in London- zugab, „rechtskräftig 
entschieden, dass Deutschland für die durch. den Krieg entstan- 
denen Schäden nach Massgabe des Friedensvertrages Ersatz 
leisten muss“. Simons stimmte Lloyd George dam 
völlig bei, „dass die Welt den Umfang dieser Schäden so klar 
wie möglich. erkennen sollte, damit wirklich auf allen Sei- 
ten der tatkräftige Wille geweckt wird, das Elend zu lindern 
und die vernichteten Werte wiederherzustellen“. Er hat selbst 
die zerstörten Gebiete bereist und: auch in London ausge- 
Sprochen, dass er von dem Anblick der Ruinen tiei erschüttert 
sei. Es wird jedem Gerechtdenkenden, der Gelegenheit hat, 
den Schauplatz des Krieges in Frankreich kennenzulernen, 
ebenso gehen. Jouhaux und andere iranzösische Gewerk- 
schaftsführer haben uns berichtet, dass das Elend der unschu!- 
digen Bewohner Nordirankreichs riesengross ist.. Wir müssen 
uns die Lage insbesondere der ärmeren Bevölkerung in Frank- 
reich vergegenwärtigen und versuchen, uns in deren Stimmung 
hineinzudenken. 1688 wurde auf Befehl Ludwig des XIV, durch 
General Melac die Pfalz verwüstet und das Heidelberger 
Schloss gesprengt. In Süddeutschland ist die Erinnerung an 
diese Barbarei heute noch nicht erloschen; man benennt die 
Hunde mit dem Namen des Mordbrenners, um -das Gedenken 
daran wach zu erhalten. Aber Melac war ein Stümper der 
Vernichtung gegen die für den Hindenburgrückzug verantwort- 
lichen Strategen unseres Heeres. Nichts ist geblieben, kein 
Haus, kein Baum, kein Strauch. Das Land ist tatsächlich zur 
Wüste gemacht worden in einem Umfang, der es uns ver- 
stehen lassen muss, dass der Hass der heissblütigeren Franzosen 
tief im Innersten des Herzens sitzt, 319269 Häuser, die Wohn- 
stätten einst glücklicher Menschen, sind vollständig, 313 675 
teilweise zerstört. Bis Februar dieses Jahres waren nur 2000 
Häuser wieder aufgebaut und 14000 provisorisch instand ge- 
setzt. Die Ziffern spiegeln die ganze grosse Not der unglück- 
lichen Einwohnerschaft der weggesprengten Städte und Dörier 
wieder. Wären wir nicht die Besiegten und für die militärischen 
Verwüstungen auch verantwortlich gemacht, wir müssten aus 
Menschlichkeit alles tun, was in unseren Kräften steht, um 
helfend am Wiederaufbau mitzuwirken. 

Die deutschen Arbeitervertreter waren die ersten, die ihre 
Hilfsbereitschaft ausgesprochen haben. Bereits am 20. März 
1919 haben die Vertreter. der deutschen Bauarbeiterverbände 
der deutschen Regierung gegenüber kundgegeben, dass die Bau- 
arbeiter grundsätzlich bereit seien, unter gewissen Voraus- 
setzungen am Wiederauibau der zerstörten Gebiete mitzu- 
wirken. Aber als im Juli dieses Jahres auf der internationalen 
Gewerkschaftskonferenz in Amsterdam sich die deutschen und 
französischen Arbeitervertreter wieder zum ‘erstenmal nach 
dem Kriege die Hand reichten, liess Chauvin, der Führer 
der französischen Bauarbeiter, keinen Zweifel darüber, dass an 
ein Arbeitsannahme in Nordirankreich für Deutsche nicht zu 
denken sei. Zu frisch waren noch die Kriegseindrücke und zu 
allgemein der Hass gegen alles Deutsche. Nach dem Friedens- 
schluss bereiste eine Kommission aus Arbeitgeber- und Arbeit= 
nehmervertretern die zerstörten Gebiete, die im Auftrage des 
Reichswirtschaftsministeriums mit dem französischen Wieder- 
aufbauminister Loucheur zu verhandeln suchte, Der. Ab- 
geordnete Silberschmidt übergab namens der in Versailles an- 
wesenden Arbeitnehmervertreter — unser Bund war dabei dureh 
Kollegen Lustig vertreten — Eoucheur eine Note über 
die Forderungen der deutschen Arbeiter, die 
die Voraussetzungen ihrer Mitarbeit enthielt. und in welcher 
deutlich gesagt war, dass die deutsche Arbeiterschaft die Auf- 
gabe, am Wiederaufbau Nordirankreichs mitzuwirken, als eine 
ireigewählte Ehrenpilicht gegenüber der Bevölke- 
rung der zerstörten Gebiete betrachte. In der Note waren 
Sicherheiten dafür verlangt, dass die gewerkschaftlichen Rechte 
der Arbeiter gewährt und Einrichtungen geschaffen werden, 
die den Kulturbedürfnissen deutscher Arbeiter Rechnung tragen. 
Ausserdem war die Zustimmune der französischen Arbeiter- 
organisationen zur Beschäftigung deutscher Arbeitskräfte als 
Bedingung gestellt. Also zanz selbstverständliche Vorbehalte, 
Auf diese Note hat die französische Regierung nie geantwortet, 
und man hat nichts mehr ‘über. sie gehört, .bis vor kurzem 
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Loucheur in der Kammer über diesen Gegenstand von so- 
zialistischen Deputierten befragt wurde. In seiner Antwort 
glaubte der Minister — er ist der grösste Bauunternehmer 
Frankreichs und für die iranzösische Wirtschaft und Politik 
ungefähr das, was Stinnes für die deutsche bedeutet — die 
deutschen Arbeiterforderungen als unannehmbar zu- 
rückweisen zıt müssen. Insbesondere hat es ihm das ireie 
Koalitionsrecht, das Streikrecht angetan, wogegen er ganz im 
Stile unserer Scharfmacher zu wettern wusste.  Loucheur und 
die von ihm so trefflich vertretenen französischen Bauunter- 
nehmer wollen nicht die freie Arbeit der Deutschen. Als 
Kulis, die sich unbeschränkt zum höheren Profit der französi- 
schen Kapitalisten ausbeuten lassen, wären sie allerdings will- 
kommen. Solche Pläne werden sich aber nicht verwirklichen, 
denn auch die freigewerkschaftlichen Bauarbeiter, ja die Ge- 
Samtheit der dortigen Gewerkschaften lehnen es ebenso ab 
wie wir, zuzulassen, dass beim Wiederaufbau besondere „Nach- 
kriegsgewinne‘“ gemacht werden. 

Die deutschen und französischen Bauarbeiterverbände haben 
nach vielfachen Verhandlungen sich endlich restlos verständigt 
und vor kurzem in Genf unter Mitwirkung des internationalen 
Arbeitsamtes folgende Entschliessung einstimmig ange- 
nommen: 

„Die Organisationen der Bauarbeiter Frankreichs und 
Deutschlands haben den Wunsch, an den Wiederaufbauarbeiten 
in den zerstörten Gebieten Nordfrankreichs gemeinsam mit- 
zuwirken. Sie erwarten, dass diese Arbeiten unverzüglich wie- 
der aufgenommen werden. 

Zu diesem Zwecke schlagen sie der französischen wie der 
deutschen Regierung vor, selbst und unter eigener Kontrolle eine 
Arbeits- und Produktionsorganisation zu schaffen, welche die 
Ausführung dieser Arbeiten übernehmen könnte. Sie wünschen 
dadurch zu vermeiden, dass die Wiedergutmachung der erfolg- 
ten Schäden, die zu fordern Frankreich berechtigt ist, eine 
Quelle unberechtigter Gewinne werde. Daher, und auch ent- 
sprechend dem Geiste des Versailler Friedensvertrages, empfeh- 
ien die deutschen Organisationen besonders die Arbeiter-Pro- 
duktivgenossenschaften bzw. Arbeiterorganisationen, wie sie in 
Deutschland unter der Bezeichnung „Soziale Baubetriebe“ be- 
stehen. Dieselben können zugleich- durch eine zweck- 
entsprechende, auch an den Arbeitsstätten betriebene Fabri- 
kation die Beschaffung der für die genannten Arbeiten erforder- 
lichen Baustoffe sichern helfen. Die Beschaffung der zur Aus- 
führung dieses Planes nötigen Geldmittel ist Sache der deut- 
schen Regierung. 

Die Vertreter der französischen und deutschen Bauarbeiter 
ersuchen den Direktor des Internationalen Arbeitsamtes, bei den 
beteiligten Regierungen für die Durchführung des obigen Vor- 
schlages zu wirken. 

Genf, den 17. Februar: 1921. 

Für die Federation nationale des travailleuirs de lindustrie du 
bätiment et des travaux publiques de France et des colonies 
(Bauarbeiterverband Frankreichs): 
gez.: Chauvin. 

Für den deutscher Bauarbeiterverband: 
gez.: Paeplow.“ 

Im Anschluss daran konnte auch über die künftige Zu- 
sammenarbeit der deutschen und französischen Bauarbeiter eine 
bis’Ans einzelne gehende Vereinbarung zustande komnien, 
die anschliessend folgt. 

Nun haben die beiden Regierungen das Wort! Es dürfte 
heute auch Loucheur nicht mehr so leicht sein, die Heranziehung 
der Deutschen — auch unter den festgelegten Bedingungen, an 
denen nichts abgehandelt werden kann — abzulehinen. Schon 
wird ihm im „Peuple“ vorgeworfen, dass er mit seiner .Enf- 
Schuldigungsrede im Parlament „bewusst die Wahrheit ent- 
stellt“ habe. Dort wird gesagt, man arbeite in Frankreich jetzt 
„mit Skandalen, in der Hoffnung, dass dadurch grössere Skan- 
dale verschwinden“. In der Tat, es riecht b\eits in Frank- 
reich wieder nach „einem Panama“! . Milliarden und Milliarden 
sind versandet, niemand weiss durch welche Kanäle, ohne dass 
den bedauernswerten Obdachlosen oder „Höhlenbewohnern“ ge- 
holfien wurde. Wenn noch so oit gerufen wird: „Der Boche 
muss zahlen!“, so wird dadurch kein einziges Haus unter Dach 
gebracht. Zu dieser Erkenntnis kommen allmählich immer wei- 
tere Kreise, in erster Linie die Geschädigten selbst. Sie haben 
Sich eine starke Organisation geschaffen und vertreten in Ge- 
meinschaft mit der organisierten Arbeiterschaft immer stür- 
mischer ihre Forderungen. Es ist zweifellos der Beginn eines 
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Umschwunges der öffentlichen Meinung zu bemerken. „Ver- 
nunft fängt wieder an zu sprechen, und Hoffnung wieder an zu 
blühen!“ Wenn auch noch zahlreiche Politiker nach dem Ver- 
sailler „Vertrag“ sehen und sich beglückwünschen, dass Foch 
mit gezücktem Säbel dahinterstcht, die Massen verstehen 
immer mehr die tapfere Aufklärungsarbeit Jouhaux und seiner 
Treunde, die wahrlich nicht im deutschen, sondern im wohl- 
verstandenen französischen Interesse für die Verständigung 
eintreten. Musste doch selbst Briand in der Kammer zu- 
geben, „dass es keine wirtschaftliche Erhebung Frankreichs und 
keinen dauerhaften Frieden geben kann, solange vierzig Mil- 
lionen: Franzosen und sechzig Millionen Deutsche einander mit 
den Gefühlen der Rache, des Hasses, der Revanche gegenüber- 
stehen.“ Er fügt, wohl: in Erinnerung an die besseren Tage der 
Baseler und Berner Konferenzen vor dem Kriege, hinzu, dass 
für die Franzosen die klügste und menschlichste, ja sogar im 
besten Sinne patriotische Politik die sei, die jede Gelegenheit 
zur Verständigung, zur gemeinsamen Arbeit, zur aufrich- 
tigen Versöhnung, suche und die alle Erregung und Erniedrigung 
vermeide. Er will nicht müde werden — wenn der Bericht des 
Pariser Vertreters des „Berliner Tageblattes‘ richtig ist — „dem 
deutschen Volke zu wiederholen, dass der Krieg zu Ende ist und 
dass kein verantwortlicher Mensch in Frankreich daran denkt, 
einen neuen Krieg anzufangen“. Briand unterscheidet endlich 
zwischen dem deutschen Volke und seinen „früheren Herren“, 
ohne uns von den Verpflichtungen gegen die Opfer deren Bar- 
barei freizusprechen. Er sagt: „Solange die Ruinen nicht wie- 
der aufgebaut sind, ist eine gemeinsame Arbeit Frankreichs und 
Deutschlands nicht möglich.“ 

Wohlan, die Arbeiterschaft hat den Weg gewiesen, der zum 
Wiederaufbau führt! In freier, gleichberechtigter, brüderlicher 
Arbeit sollen die Städte und Dörfer wieder erstehen, damit die 
Wunden vernarben, die der Wahnsinn des Krieges schwer und 
tief genug beiden Völkern schlug. Auch die deutschen Archi- 
tekten, Ingenieure und Techniker wollen mithelfen, den Men- 
schen in Frankreich zu dienen, damit wahrhaft Friede werde 
auf Erden, Heinrich Kaufmann. 


Vereinbarung 
zwischen 
dem Verbande der Arbeiter im Baugewerbe und der öffentlichen Arbeiten 
Frankreichs und der Kolonien (Federation nationale des travailleurs de 
Y’industrie du bätiment et des travaux puhliques de France et des colonies) und 
dem Deutschen Bauarbeiterverband, betreffend die Beteiligung deutscher 
Arbeiter bei Wiederaufbauarbeiten in Nordfrankreich. 

1. Die deutschen Arbeiter können nur bei solchen Wiederaufbauarbeiten 
beschäftigt werden, die direkt im Auftrage der französischen Verwaltung so- 
wie unter ihrer Leitung und Kontrolle oder unter der von Arbeiter-Produktiv- 
genossenschaften ausgeführt werden. 

2. Die für diese Arbeiter geltenden materiellen, sozialen, moralischen so- 
wie hygienischen Bedingungen dürfen in keinem Falle schlechter sein als die 
für die in denselben Gebieten beschäftigten französischen Arbeiter in Betracht 
kommenden. ; 

3. Die beim Wiederaufbau beschäftigten deutschen Arbeiter sind mindesten: 
zu den Sätzen der Normaltarife zu entlohnen, die für den betreffenden Bezirk 
gelten, beziehungsweise von den paritätischen Lohnkommissionen *) festoestellt 
und durch das Arbeitsministerium und das Ministerium der befreiten Gebiets 
gutgeheissen sind. Die Löhne der beim Wiederaufbau beschäftigten deutschen 
Arbeiter müssen, ohne Rücksicht auf die Schwankungen des Wechselkurses, in 
bezug auf ihre Kaufkraft und Verbrauchsfähigkeit stets den Löhnen der 
französischen Arbeiter entsprechen. 

4. Die deutsche Regierung soll gehalten sein, sich mit den deutschen Bau- 
arbeiterorganisationen über diese Bedingungen wie auch über die Ausführung 
der Arbeiten ins Einvernehmen zu setzen, bevor sie sich an Wiederaufbau- 
arbeiten beteiligt. Die Organisationen der deutschen Bauarbeiter werden kein 
Abkommen unterzeichnen, ehe sie nicht dessen Wortlaut der französischen 
Organisation mitgeteilt und deren Meinungsäusserung darüber eingeholt haben, 

$. Die Arbeitszeit soll täglich höchstens 8 oder 48 Stunden in der Woche 
betragen. Dringende Notstandsarbeiten bei Unfällen oder aus andern 
zwingenden Ursachen sind genau zu begrenzen. 

6. Alle von den in Nordfrankreich beschäftigten Bauarbeitern errungenen 
Verbesserungen der Arbeits- und Lohnbedingungen sind automatisch auch auf 
die in den gleichen Bezirken beschäftigten deutschen Arbeiter auszudehnen. 
Diese Bestimmungen und Bedingungen sind stets in die Submissionsbedingungen 
oder sonstigen in Betracht kommenden Verträge aufzunehmen. 

7. Die beim Wiederaufbau beschäftigten deutschen Arbeiter sollen ohne 
jede Einschränkung in den Genuss des französischen Gewerkschaftsrechtes ein- 
treten. Sie haben sich dem französischen Bauarbeiterverband (Federation du 
bätiment et des travaux publics de France) anzuschliessen. In diesem bilden 
sie besondere Sektionen, die in verwaltungstechnischer Beziehung autonom und 
der Landesgruppe der unständig beschäftigten Arbeiter (Syndikat des instables), 
die einen Teil des genannten Bauarbeiterverbandes bildet, unterstellt sind. 
Sie müssen die Mitgliedschaft in ihren deutschen Organisationen beibehalten 
und bleiben dadurch dort im Genusse der bereits erworbenen Rechte. 





*) Die von den Präfekten der zuständigen Departements einberufen 
werden. 
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8, Die deutsche obligatorische Krankenversicherung, die Alters-, Inval iden- 
und Unfallversicherung, die Angestelltenversicherung wie auch die Arbeiter- 
schutzbestimmungen werden, entsprechend einem zwischen den beiden 
Regierungen zu treffenden Uebereinkommen, auf die beim Wiederaufbau be- 
schäftigten deutschen Arbeiter und Angestellten vom Tage der Abreise aus der 
Heimat bis zum Tage der Rückkehr angewendet. 

9. Die beim Wiederaufbau beschäftigten deutschen Arbeiter sollen das 
Recht zu freiem schriftlichen, telephonischen und telegraphischen Verkehr mit 
ihrer Heimat haben wie auch mit ihren Familien, Arbeiterorganisationen, mit 
der Presse und den Behörden der verschiedenen Länder, Keinerlei auf Aus- 
länder bezügliche behördlichen Massnahmen dürfen wegen der Ausübung des 
gesetzlichen Koalitionsrechtes gegen sie in Anwendung gebracht werden. ! 

10. Diese Arbeiter dürfen keinerlei Zwangsarbeit unterworfen werden. 
Sie bleiben völlig frei und geniessen in bezug auf ihre persönliche Freiheit 
und Sicherheit alle Rechte eines Bürgers der deutschen Republik, Sie sollen 
das Recht haben, innerhalb eines bestimmten Umkreises ihres Arbeitsplatzes 
sich frei zu bewegen, 

11. Die für diese Arbeiter zuständigen deutschen Organisationen können 
in den Gebieten, wo diese Arbeiter beschäftigt sind, Arbeitersekretariate wie 
auch Filialen von Konsum- oder Produktionsgenossenschaften errichten. 

12. Die diesen Arbeitern zur Benutzung überwiesenen Wohnungen und 
Lokale sollen in der Nähe der Arbeitsplätze sein. Soweit dies nicht der Fall 
ist, ist ein besonderer Auto- oder Eisenbahndienst einzurichten, 

13. Dem von den deutschen und französischen Organisationen bestimmten 
Delegierten steht das Recht auf Zutritt zu jeder Zeit, bei Tag und Nacht, zu 
den Arbeitsstätten und den zur Benutzung der deutschen Arbeiter bestimmten 
Lokalen zu, damit er sich vergewissern kann, dass die Bestimmungen über 
Arbeitsbedingungen, Sicherheits-, Ernährungs-, Schlaf- und hygienische Verhält- 
nisse eingehalten werden, Ihm sind ferner alle Streitigkeiten zur Prüfung zu 
unterbreiten, die in bezug auf die Durchführung der Kollektivarbeitsverträge 
entstehen könnten, um zu versuchen, die Differenzen zu schlichten. 

14. Die bei dem Wiederaufbau beschäftigten deutschen Arbeiter sollen 
jederzeit das Recht haben, nach einer kurzen, noch genauer festzusetzenden 
Kündigungsfrist in ihre Heimat zurückzukehren. Die für die Ein- und Aus- 
reise erforderlichen Formalitäten sind möglichst zu vereinfachen. 

15. Diese Bedingungen sind auch auf alle Techniker, Angestellten, wie 
sonst bei den genannten Arbeiten Beschäftigten anzuwenden. 

16. Das vorstehende Uebereinkommen ist in allen Submissionsverträgen, 
die durch die Leitung der Arbeiten oder die Arbeiterorganisationen in den 
Arbeits- oder Wohnstätten ausgehängt werden können, aufzunehmen. 

17. Die beiderseitigen Verbände halten die vorstehend geforderten Arbsits- 
und Lebensbedingungen für unumgänglich, um die Mitarbeit deutscher Arbeiter 
bei den Wiederaufbauarbeiten zu ermöglichen. Sie haben deshalb überein- 
stimmend beschlossen, das Internationale Arbeitsamt zu ersuchen, den 
Regierungen, die zurzeit über die Anwendung der auf die Wiedergutmachung 
bezüglichen Teile des Friedensvertrages in Unterhandlung stehen, diese Forde- 
rungen zu unterbreiten. In der Ueberzeugung, dass diese Forderungen den 
allgemeinen Grundsätzen entsprechen, die im Teil XIII des Friedensvertrages 
aufgestellt sind, erwarten die beiderseitigen Verbände, dass das Internationale 
Arbeitsamt für den Fall, wo diese Bedingungen durch Regierungsmassnahmen 
zur Anwendung gelangen, mit der Kontrolle ihrer Durchführung und mit der 
Schlichtung von solchen Schwierigkeiten betraut werde, die die Verhäide oder 
Regierungen nicht selber erledigen können. 


Bisher sind alle Vereinbarungen leider nur Theorie. Hof- 
fenilich kommt es nun bald auf Grund dieser Abmachungen 
zur praktischen Ausführung und zum kameradschaftlichen Mit- 
einanderarbeiten der französischen und deutschen Bauarbeiter, 


————————— 
afe Rundschau 00 
——— —  T———— 
Wirtschaftsfragen 


Die neuesten Profitrekorde. Das Eisenhüttenwerk 
Thale hatte 1919 bei einem: Aktienkapital von 7% Millionen 
6%: Millionen Ueberschuss erzielt; davon erhielten die Aktio- 
näre eine Dividende von 30 Prozent und tie neu ausgegebenen 
Aktien zum halben Preise, Mit'dem erhöhten Aktienkapital von 
25 Millionen wurde nun im letzten Geschäitsiahre nach Abzug 
aller Unkosten ein Ueberschuss von 34 Millionen erzielt. Von 
en Riesengewinn erhielten die Aktionäre 50 Prozent Divi- 
dende., 

Die Porzellanfabrik Kahla, eine der wichtigsten 
Porzellanfabriken, hat für das: Jahr 1920 einen Gewinn von 41,1 
Millionen gegenüber 10,9 Millionen im Jahre 1919 ausgewiesen. 
Nach Abzug aller Abschreibungen verbleibt ein Reinüber- 
schuss von 11,5 Millionen, aus dem die Aktionäre eine’Dividende 
von 35 Prozent (25 Prozent im Vorjahre) erhielten. 

Die Thüringer Wollgarnspinnereji AG, IM 
Leipzig hat im vorigen Jahre ausser grossen Abschreibımn- 
gen einen Reingewinn von 370 Prozent gemacht. Woher diese 
Riesengewinne der Textilindustrie kommen, zeigt uns eine amt- 
liche Denkschrift des Kommissariats für Textilversorgung vom 
4. Januar d. J. Danach sind die Preise für Rohbaumwolle vom 
März bis Dezember v. J. von 86 M. auf 27,50 M. für das Kilo- 
gramm, also um zwei Drittel, gefallen, die Preise für Baum- 
wollgarne von 160 bzw. 175 M. für das Kilogramm auf 75 bis 
90 M., also nur auf die Hälfte, und die Preise für Baumwoll- 
zgewebe von 16,50 M. bis 25 M. auf 10 bis 13 M., also um noch 
weniger, zurückgegangen. Dass dieser Unterschied nicht etwa 
auf die Löhne zurückzuführen ist, bezeugt die „Deutsche Kon- 
fektion‘ selbst, indem sie berechnet, dass, wenn der Rohbaum- 
wollpreis z. B. um 60 Prozent fiel, ein Gewebe im bisherigen 
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Preis von 10 M. um 3,90 M. verbilligt, durch eine Lohnsteigerung 
von 60 Prozent aber nur um 72 Pf. verteuert worden wäre. 

Das sind nur drei Beispiele aus Industrien, deren Produkte 
eine Preishöhe erlangt haben, die mit der allgemeinen Preis. 
Steigerung in keinem Verhältnis steht. Sie beleuchten schlag- 
lichtartig die innere Unwahrheit der Unternehmerforderung, erst 
müssten die Löhne abgebaut werden, ehe an eine Senkung der 
Preise herangegangen werden könne. 


Der belgische Bergarbeiterkongress gegen deutsche  Koh- 
lenlieferungen! Aus Nummer 13 der „Bergarbeiterzeitung“ ent. 
nehmen wir: Der am 13. und 14, März abgehaltene belgische 
Bergarbeiterkongress erörterte auch die durch die deutschen 
Zwangskohlenlieferungen verstärkte Krise im belgischen Koh- 
lenbergbau. Der Kongress sprach sich gegen diese Zwangs- 
kohlenlieferungen aus 


andere Leistungen, „aber nicht durch Kohlen“, Wir freuen 


uns, dass die belgischen Kameraden einsehen, dass das Spa- 


Abkommen auch nicht in ihrem Interesse liegt. In Deutschland 
brauchen wir unsere Kohlen lebensnötig, in Belgien kann man 
sie entbehren. Unter diesem Umstand muss ein vernünftiges 
Abkommen: zu erreichen sein. 

Der Arbeitsmarkt im Februar. 


Dem soeben erschienenen 
zweiten Märzheft des 


„Reichs-Arbeitsblattes“ entnehmen wir 
folgenden Bericht: Im Februar pilegte in früheren Jahren bei 
günstiger Witterungsgestaltung eine wesentliche Aufwärts- 
bewegung des Arbeitsmarktes einzusetzen. Diesmal ist das trotz 
der ausgesprochenen Gunst des Frühlingswetters nicht oder 
doch in keinem nennenswerten Masse der Fall, im Gegenteil, 
eine Mehrzahl von Anzeichen weist auf Ver- 
schlechterung, sei es im allgemeinen oder in bestimmten 
Industrien. Das verstärkt den Eindruck, dass schon die lastende 
Ungewissheit über das Ergebnis der Entschädigungsverhand- 
lungen und die Unsicherheit über die zur Durchsetzung der For- 
derungen etwa drohenden Zwangsmassnahmen genügten, um die 
in dieser Jahreszeit natürliche Belebung des Wirtschaftslebens 
zu verhindern, dass also auch unter dem fortdauernden Druck 
der unerfüllbaren Forderungen sich für die erwerbstätige Be- 
völkerung die Zahl der Arbeitsplätze ohne gefährliche Ver- 
letzung des Gesetzes der wirtschaftlichen Notwendigkeiten nicht 
vermehren kann, 

Bei den Arbeiterfachverbänden trat ein wei- 
teres Anschwellen der Arbeitslosigkeit zutage, 
Von insgesamt 5 625557 durch die Berichte erfassten Mitgliedern 
waren am 28. Februar 266069, d. h. 4,7 v. H, (im Vormonat 
4,5 v.H.) arbeitslos. Die Steigerung trat ziemlich! gleichmässig für 
beide Geschlechter in Erscheinung; bei den Frauen erhöhte 
sich die auf je 100 Mitglieder entfallende Zahl Arbeitsloser von 
3,7 im Januar auf 4,1 im Februar, bei den Männern von 4,7 auf 
49. Von den 8 grössten Arbeiterfachverbänden hatte die 
höchste Arbeitslosigkeit der gewerkschaftliche Bauarbeiterver- 
band mit rund 12 v.H.; es folgen: Textilarbeiterverband mit 5,2, 
Holzarbeiterverband' mit 5,0, T ransportarbeiterverband mit 4,7, 
Metallarbeiter mit 4,1, Fabrikarbeiterverband mit 3,8, der Rest 
mit geringeren Zahlen. Alle, mit Ausnahme des Bau- und des 
Holzarbeiterverbandes, die sich etwa auf der gleichen Höhe 
wie im Vormonat hielten, zeigen Zunahme, am stärksten der 
Textilarbeiterverband. 

An der verhältnismässig geringen Abn ahme der Zahl 
der vollerwerbslosen Unterstützun gsempfänger, von 
433204 am 1. Februar auf 428033 am 1. März, d.h. um 5171 
oder 1,19 v.H., war ausschliesslich das männliche Geschlecht 
beteiligt, während die Zahl unterstützter Frauen sich nicht ım- 
wesentlich erhöhte. 

Der Andrang Arbeitsuchender bei den öffent- 
lichen Nachweisen zeigte ein gewisses Nachlassen. 
Auf rund 500 000 offene Stellen (im Vormonat 504 000) meldeten 
sich. 1 027 000, im Vormonat 1 059 000 Stellungsuchende, während 
364.000 (im Vormonat 378.000) Stellen besetzt werden konnten. 
Das Angebot männlicher Arbeitskräfte ging von 799 609 im Ja- 
nuar auf 772936 im Berichtsmonat, das Stellenangebot dem- 
gegenüber von 311580 auf 307 533 zurück, so dass auf je 100 
offene Stellen 251 Arbeitsuchende entfielen (im Vormonat 257), 


Die Industriebeamten-Sparbank ladet zu ihrer neunten 
ordentlichen Generalversammlımg ein, die am Sonnabend, den 
30. April 1921, im Industriebeamtenhause stattfindet. Die Spar- 
bank hat sich im vergangenen Jahre ausserordentlich günstig 
entwickelt. Die Zahl der Sparer hat sich von 1079 auf 1527 
gehoben, während die Zahl der Genossen jetzt 448 beträgt, die 
sich mit 703 Anteilen an der Sparbank beteiligt haben. Die 
Spareinlagen hatten am Schluss des Jahres 1929 die Summe von 
1250000 M. erreicht. Diese erfreuliche Entwicklung ist nicht 
zum wenigsten auf das im letzten Jahre zur Einführung ge- 
langte Vertrauensmänner-System zurückzuführen. Die gesam- 
melten Gelder wurden durchweg für genossenschaitliche Auf- 
gaben verwendet. So konnte die Sparbank an einzelne soziale 
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wurde trotz erheblicher Abschreibungen und Rücklagen ein 


owärts eine 
‚"schaitsrat hat nach eingeliender Beratung folgenden Antrag an 


| Nr. 14 


Baubetriebe Kreditkapital ausgeben und weitere Gelder der 
Heimstättenbewegung und der genossenschaitlichen Wohnungs- 
und Nahrungsbeschaffung zuwenden. Auch wurde der Personal- 
Im ganzen 


Ueberschuss erzielt, so dass die Ausschüttung einer angemes- 
'senen Dividende bestimmt zu erwarten ist. 

Neben dem Jahresbericht stehen Satzungsänderungen auf 
der Tagesordnung, die weniger grundsätzlicher Natur sind, als 


"den Zweck verfolgen, in den einzelnen Bestimmungen der ein- 


getretenen Geldentwertung Rechnung zu tragen. Um ierner 
das eigene Kapital der Sparbank zum fremden in einem gesun- 
den Verhältnis zu halten, wird der Generalversammlung vor- 
geschlagen, den Geschäftsanteil von 100 M. auf 200 M. zu er- 
höhen. Für die Durchführung des Beschlusses sind besondere 
Ausführungsbestimmungen in Aussicht genommen. Ein Vor- 


trag des Kollegen Bote über die genossenschaftliche Kapital- 


beschaifung für die Sozialisierung unseres Wirtschaftslebens 
wird Gelegenheit geben, Klarheit darüber zu schaffen, welche 


Aufgaben der Industriebeamten-Sparbank in der weiteren Ent- 


wicklung unseres Wirtschaftslebens zukommen. 


Sozialpolitik 


Fahrpreisermässigung für stellenlose Angestelite. Der 
sezialpolitische Ausschuss des vorläufigen Reichswirtschafts- 
rates hat ich in einer Sitzung vom 31. März mit einem Antrag 


Beckmann befasst, der bezweckt, den stellenlosen Angestell- 


ten, die eine auswärtige Stellung annehmen, Fahrpreisermässi- 
gung auf der Eisenbahn zu sichern. Nach den Bestimmungen 


. der Eisenbahnverkehrsordnung ist die Einräumung einer Fahr- 


preisermässigung zum Zwecke der Uebernahme einer auswär- 


‚tigen Arbeitsstelle bisher auf die Arbeiter im engeren Sinne des 


Wortes beschränkt gewesen, Es bedarf keiner besonderen Be- 


gründung, dass auch die Angestellten von dieser Vergünstigung 


erfasst werden müssen. Abgesehen davon, dass die Angestell- 


' ten immer schon in grösserem Umfange auf die zwischenörtliche 


Stellenvermittlung angewiesen waren, hat gerade jetzt nach 
Aufhebung der Freizügigkeitsbeschränkungen (Verordnung über 
die Freimachung von Arbeitsstellen) die Vermittlung nach aus- 
erhöhte Bedeutung bekommen. Der Reichswirt- 


die Reichsregierung gerichtet: 

„Der sozialpolitische Ausschuss des Reichswirtschaitsrates 
ersucht die Reichsregierung, für eine Aenderung der Eisenbahn- 
Tarifbestimmungen dahingehend Sorge zu tragen, dass erwerbs- 
lesen Arbeitnehmern (Arbeitern und Angestellten) bei Antritt 
er, auswärtigen Stellung Fahrpreisermässigung gewährt 
wird. 


"Soziale Bewegung 


Gewerkschaiten und Sondergerichte. Die Berliner Gewerk- 
schaftskommission und das Berliner Ortskartell des AfA-Bundes 
haben sich kürzlich in einem Aufruf für die Aufhebung der 
Sondergerichte ausgesprochen, die im Anschluss an den kom- 
munistischen Putsch eingesetzt wordeın sind. In diesem Auf- 
ruf war an die Zentralstellen des AiA-Bundes und des Allge- 
meinen Deutschen Geweerkschaftsbundes die Aufforderung er- 
Sangen, ihrerseits die erforderlichen weiteren Schritte zur Auf- 
hebung der Ausnahmegerichte einzuleiten. Vom Hauptvorstand 
des AiA-Bundes wird uns dazu mitgeteilt, dass inzwischen aus 
Mitteldeutschland ähnliche Anträge eingegangen sind. Es wird 
in der Begründung vor allem darauf hingewiesen, dass, wäh- 
rend die verantwortlichen Führer des Putsches sich längst aus 
dem Staube gemacht haben, sich die nunmehr eingeleiteten ge- 
richtlichen Verfiolgungen teilweise gerade gezen diejenigen 
technischen Angestellten und Werkmeister richten, die während 
des Putsches unter grosser Aufopferung den Notstandsbatrieb 
der Leuna-Werke aufrechterhalten haben. Angesichts dieser 
Vorgänge müsse dringend verlangt werden, _ass den Ange- 
schuldigten alle Garantien des ordentlichen Strafverfahrens zu- 
"gebilligt würden. Die Vorstände des A. D. G. B. und des AfA- 
Bundes werden in den nächsten Tagen zusammentreten, um zu 
dem Aufruf der örtlichen Berliner Organisationen Stellung zu 
nehmen. 


Angestelltenbewegung 


Eine verhänznisvolle Irreführung. Unter dieser Ueberschrift 
nimmt vornehmlich die Zentrumspresse Rheinland-Westialens 
Stellung zu dem Aufruf des Beirats der gewerkschaitlichen Be- 
triebsrätezentrale des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes und des Allgemeinen freien Angestelltenbundes an die 
Betriebsräte, die Neuwahlen zu den Betriebsräten auf einheit- 
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licher Grundlage vorzunehmen, und kritisiert die von den freien 
Gewerkschaften aufgestellten Forderungen. Die Art und Weise 
dieser Polemik kann selbst bei gutem Willen nicht mehr als 
sachlich bezeichnet werden. Es wird der Allgemeine Deutsche 
Gewerkschatsbund und der Allgemeine freie Angestelltenbund 
identifiziert mit der Sozialdemokratie in der Absicht, hiermit 
in Arbeiter- und Angestelltenkreisen eine abschreckende Wir- 
kung auszulösen. Diese Absicht wird selbstverständlich geren- 
über allen Arbeitern und Angestellten, welche ihre Klassen- 
lage erkannt haben, nicht verfangen. Dennoch ist es notwendig, 
auf die Verdrehungen, welche in dem Artikel enthalten sind, 
näher einzugehen. 

Es wird den freien Gewerkschaiten vorgeworien, 

1. Se sie die Räte zu politischen Zwecken missbrauchen 
wollen, 

2. dass der alte mausetote Marxismus mit seinen verhängnis- 
vollen Irrungen, Utopien und Phantasien aufs neue wieder 
aufleben soll. 

Auch in Zentrumskreisen müsste es bekannt sein, dass der. 
Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund und der Allgemeine 
freie Angestelltenbund parteipolitisch neutral sind 
und dass die freien Gewerkschaften auf Grund ihres Programms 
für den wirtschaftlichen Sozialismus eintreten. Das tun jedoch 
nicht nur Sozialdemokraten, sondern, wie wiederum in Zen- 
trumskreisen nicht unbekannt sein wird, auch der wissenschaft- 
liche Theoretiker des Zentrums, Dr. Hohoff-Paderborn: und 
Professor Plenge von der Universität Münster, treten für 
diese Forderung ein. Es ist charakteristisch, dass letzterer vor, 
wenigen Wochen ebenfalls gezwungen war, sich in der Tages- 
presse gegen die unwahrhaftige Kampfesweise der Zentrums- 
organe Öffentlich zu wehren. Man kann es nur als Demagogie 
bezeichnen, wenn man versucht, die Verfechter des wirtschaft- 
lichen Sozialismus ohne weiteres mit der Sozialdemokratie zu 
identifizieren. 

Dann wird in dem Artikel den freien Gewerkschaften vor- 
geworfen, dass sie für die Sozialisierung des Kohlenbergbaues 
eintreten, Hierzu genügt es wohl, die Ausführungen der demo- 
kratischen „Frankfurter Zeitung“ in ihrer Ausgabe vom Mitt- 
woch, den 2. März 1921, wiederzugeben. Dieses grosse nicht- 
sozialdemokratische Blatt schreibt in einem Artikel „Das Stin- 
nesreich in Ostpreussen“ u. a. folgendes: 

„Der innerste Kern seiner (Stinnes) Macht aber liegt. in 
Rheinland-Westfialen im Eisen und noch. mehr in der Kohle. 
Wer dies weiss, wird auch erkennen, dass der Kampf 
umdie Kohlensozialisierungin Wahrheit der 
Kampi um die Freiheit ist; ein Kampf dagegen, dass 
die auf der Herrschaft über die Kohle aufgebaute Monopol- 
macht weniger Riesenkonzerne die ganze übrige Wirtschaft 
und damit tatsächlich auch das staatliche Leben unter ihre 
Macht zwinge. Aber allerdings — die Freiheit kann nur be- 
wahren, wer mit allen Kräften seines Wollens sich dagegen 
auflehnt, dass sie ihm genommen: werde.“ 

Also auch hier ist der Versuch der Zentrumspresse miss- 
Jungen, die Arbeiter und Angestellten vor der Sozialisierung 
des Kohlenbergbaues, als einer sozialdemokratischen Forderung 
der Gewerkschaften, „„graulich“ zu machen, da ia auch nicht- 
sozialdemokratische Kreise es rückhaltlos aussprechen, dass 
durch die Verwirklichung dieser Forderung die Gesundung der 
deutschen Wirtschaft gewährleistet ist. 

Dann wird in dem Artikel gegen die „Kontrolle der Pro- 
duktion“ losgezogen und die Betriebsrätezeitung des Allgemei- 
nen Deutschen Gewerkschaftsbundes gegen den Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschafitsbund und den Allgemeinen freien An- 
gestelltenbund ausgespielt. Auch hier ist die versuchte Beweis- 
führung vollkommen abwegig, denn die Kontrolle der Produk- 
tion bedeutet für die Gewerkschaften das Einarbeiten in die 
Gesamtwirtschaft, die Beeinflussung der Produktion nach ge- 
meinwirtschaftlichen Gesichtspunkten und die Sozialisierung der 
dazu reif gewordenen Produktionszweige. Ausdrücklich wird von 
den Gewerkschaften festgestellt, dass neben den Leitungen der 
einzelnen Unternehmen eine gleichberechtigte Mitverant- 
wortlichkeit für die Betriebsvorgänge durch die Betriebs- 
räte nicht herbeizuführen ist, da in einer geordneten Wirtschaft 
nur eine Instanz verantwortlich sein kann. Der Zweck der 
Kontrolle der Produktion soll vielmehr sein, eine Umstel- 
lunginderFührungder Gesamtwirtschaftnach 
gemeinwirtschaitlichen Gesichtspunkten. Die 
deutschen Arbeiter und Angestellten sollen die Wirtschaftsfüh- 
rung kennenlernen, um sie zu beherrschen. Die Gewerkschaften 
wollen den Betriebsvertretungen die Möglichkeit geben, ihre 
Bildung und ihr Wissen zu erweitern und zu vertieien, um sie 
im Kampfe ums Dasein mit besseren Waifen auszurüsten. Es 
ist eigenartig, dass in der Zentrumspresse diese Bestrebungen 
bekämpft werden. : 

Weiter wird die restlose Zusammenfassung der Arbeiter 
und Angestellten in den Betrieben als Mitglieder der freien Ge- 
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werkschaften, als Widerspruch und Irreführung gekennzeichnet. 
Wie der Verfasser dieses Artikels zu dieser Schlussfolgerung 
kommt, dürfte jedem denkenden Menschen unbegreiflich- sein. 
Denn es ist selbstverständlich Aufgabe der freien Gewerk- 
schaften, alle klassenbewussten Arbeiter und Angestellten in 
ihren Reihen zu versammeln, um die Forderungen der freien 
Gewerkschaften mit allem Nachdruck in die Tat umsetzen zu 
können. 

Am originellsten berührt jedoch, dass auch die Durchfüh- 
rung des vollen Mitbestimmungsrechtes in allen Fragen der 
Wirtschaftsführung als widerspruchsvoll und irrefüh- 
rend bezeichnet wird. Dem Verfasser des Artikels scheint es 
gar nicht bekannt zu sein, dass nach dem Artikel 165 der Reichs- 
veriassung die Arbeiter und Angestellten dazu berufen sind, 
gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern 
an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der- produktiven 
Kräfte mitzuwirken. _ Diese Gleichberechtigung ist durch das 
Betriebsrätegesetz noch nicht gewährleistet. Die freien Ge- 
werkschaften besitzen also nur den frevelhaften Mut, ihre An- 
hänger aufzuiordern, für die Durchführung der Reichsverfassung 
einzutreten. 

Aus alledem geht für jeden denkenden Angestellten und 
Arbeiter ohne weiteres hervor, dass nicht der Aufruf des Bei- 
rates der freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale Verwir- 
rung in die Reihen der Arbeitnehmer trägt, sondern dass viel- 
mehr von anderer Seite versucht wird, durch demagogische 
Mittel eine Verwirrung zu erzielen. Diese Absicht wird gegen- 
über den Arbeitern und Angestellten scheitern, die erkannt 
haben, dass nur durch die Ueberwindung der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung und die Einführung der Gemeinwirtschaft 
eine wirkliche Verbesserung der Lage der Arbeitnehmer herbei- 
geführt werden kann. ’ 

Pilicht jedes Arbeiters und Angesteliten ist es also, sich 
nicht irre machen zu lassen, sondern mit aller Energie für die 
Forderungen der freien Gewerkschaften einzutreten. 


Wiederbelebungsversuche des zum Neuen Deutschen Tech- 
niker-Verband entlaufenen Bundes national er tec h- 
nischer Angestellter (Benta) wind: der Vorsitzende des 


Nationalverbandes deutscher Gewerkschaften am kommenden - 


Sonntag, den 10. April, in Berlin anstellen. Unter dem hoch- 
tönenden Namen „Nationale Angestelltentagung des National- 
verbandes deutscher Gewerkschaften“ lädt der bekannte Führer 
der gelben Arbeiterbewegung Geissiler seine Getreuen ein, 
Vormittags will er über die Fehler der bisherigen Angestellten- 
bewegung und die Notwendigkeit der Angestelltenverbände des 
Nationalverbandes deutscher Gewerkschaften referieren und 
nachmittags sollen dann getrennte Verbandsversammlungen des 
Gewerkschaftsbundes nationaler Angestellten 'und des „Deut- 
schen Bautechniker-Verbandes“, der hier zum ersten Male auf- 
taucht, stattfinden. Auch ist die Gründung eigener Verbands- 
blätter für beide Verbände vorgesehen. Nachdem der entlaufene 
Benta in mehr als dreijähriger Tätigkeit es nur auf 300 Mit- 
glieder gebracht hat, scheinen die Arbeitgeber jetzt wieder 
recht tief in ihren Beutel greifen zu wollen, um der gelben An- 
gestelltenbewegung auf die Beine zu helfen. Aber auch diese 
neuen Gründungen werden an dem gesunden Sinne der Tech- 
niker scheitern, 


Berufsfragen 


Herr Hubert Zeitelmeyer in Conz bei Trier ist ein Arbeit- 
geber, der ein wahres Musterexemplar seiner Gattung darstellt. 
Schon die „Industriebeamten-Zeitung“ hatte im. Jahre 1913 in 
ihrer Nummer 23 Veranlassung, sich mit diesem Herrn und den 
Zuständen in seiner Maschinenfabrik zu beschäftigen. Bereits 
damals wechselten die Ingenieure alle paar Monate, das kauf- 
männische Personal noch häufiger. Infolge der skrupellosen Be- 
handlungsweise, die er seinen Angestellten und Arbeitern zuteil 
werden liess, ist Herr Zettelmeyer schon damals in intime Be- 
rührung mit Hauptbüchern und Hammerstielen gekommen. Fr 
scheint sich nun allmählich wieder an seine vorkriegerischen 
Heldentaten zu erinnern und glaubt wahrscheinlich die Zeit geö 
kommen, wo er sich aufs neue im gleichen Sinne betätigen kann, 
Er hat im letzten Jahr insgesamt acht Betriebsingenieure bei 
einem Arbeiterstand von maximal 50 Personen beschäftigt. Da 
er alle diese Kollegen nicht nur „fürstlich“ bezahlte, sondern ihnen 
auch seine persönliche Anerkennung durch Titulationen, wie 
Schafskopf und Idiot zum Ausdruck brachte, ist es durchaus 
begreiilich, dass es kein Techniker oder Ingenieur bei ihm aushielt. 

In Conz selbst und in der Umgegend ist es ihm unmöglich, 
technische Angestellte zubekommen. Die von auswärts kommen- 
den Kollegen werfen aber die hohen Umzugskosten zum Fen- - 
ster hinaus; denn, binnen ganz kurzer Zeit werden auch sie 
durch das Benehmen ihres Arbeitgebers zur Aufgabe ihrer Stel- 
lung gezwungen oder, wenn sie sich dagegen zur ‚Wehr setzen, 
fristlos entlassen. 
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Herr Zettelmeyer ist ein Mann, der nicht leicht vergisst, 
Und so versucht er auch, die Kollegen, die, nachdem sie seine 
gastliche Stätte verlassen haben, eine andere Stellung anneh- 
men, dort ebenfalls zu verdrängen. Wir warnendeshalb 
alle Kollegen, diesem Herrn ihre Arbeitskraft 
zur Verfügung zu stellen. Herr Zettelmeyer, dessen 
technisches Können und Wissen nach den uns zugegangenen 
Mitteilungen im umgekehrten Verhältnis zu seiner Grobheit 
steht, muss durch die einmütige Ablehnung aller Kollegen, bei 
ihm eine Steliung anzunehmen, darüber belehrt werden, dass 
der technische Angestellte nicht nur Anspruch auf angemessene 





Bezahlung, sondern ebenso auf Achtung seiner Persönlichkeit 


und auf menschenwürdige Behandlung hat, 


Stellenlose Kollegen, die ein Rundschreiben der Firma In- 


dustrie, Handel und Gewerbe Kazet Misnia, In-: 


haber Kurt Zieger, erhalten, werden gut tun, dasselbe mit der 
nötigen Vorsicht zu behandeln. Die Firma wendet sich an die 
Stellenlosen Angestellten und bietet ihnen die Uebernahme von 
Vertretungen an. Für die Offerten,. die unter „Einschreiben“ 
verlangt werden, werden eine ganze Reihe von Vorschriften er- 
lassen, von denen anscheinend die wichtigste diejenige ist, die 
verlangt, dass zur Deckung „der von uns gehabten und zu 
habenden Portospesen oder sonstigen Auslagen mindestens 7 M, 
beigelegt oder mit eingesandt werden“; Die Firma betätigt sich 
auf einer ganzen Reihe von Gebieten. Sie pachtet Kinos und 
Theater zur Vorführung von Lichtbildreklamen, hat einen Ver- 
lag von Programmen für Kinos und Theater, ist Herausgeber 
des Münchener und Dresdener Allgemeinen Geschäftsanzeigers 
für Grundstücke, Handel und Gewerbe, beschäftigt sich mit 
der Ausarbeitung von Klichees und Neuheiten, der Anfertigung 
von Drucksachen, hat die Generalvertretung für alle Branchen, 
Nachweisung von Kapitalien für jeden Zweck, An- und Verkauf 
von Patenten und Gebrauchsmustern. Das Gewerbeamt hat 
der Firma keine Erlaubnis zur Vermittlung von Stellen erteilt, 
Wir empfehlen also allen Kollegen, bei der Anknüpfung von Be- 
ziehungen zu der Firma im eigensten Interesse die grösste Vor- 
sicht walten zu lassen. 


D0 Aus dem Bunde Do 
ee 


Zeugniszwangsverfahren gegen einen Gewerkschaftsbeam- 
ten. Wohl fast die gesamte Oeffentlichkeit ist darüber einig, 
dass die Anwendung des Zeugniszwangsverfahrens gegen Re- 
dakteure dringend beseitigt werden muss, weil der Redakteur 
z. B. ebenso wie der Arzt sein Berufsgeheimnis wahren muss, 
Leider ist in der Zeit seit der politischen Umwälzung noch 
nichts zur Reform des Zeugniszwangsverfahrens getan worden. 
Es ist aber bezeichnend für den Geist, der gegenwärtig in un- 
serer Rechtspflege herrscht, dass das Zeugniszwangsverfahren 
jetzt auch gegen Gewerkschaftsbeamte angewendet 
‚werden soll, um sie zu zwingen, die ihnen von den Mitgliedern 
anvertrauten Vorgänge preiszugeben. Ein solches Zeugnis- 
‚zwangsverfahren ist gegenwärtig gegen einen Beamten unseres 
Bundes angewendet worden, und zwar aus Anlass der Denk- 
schriften, die wir zur Neuorganisation des Vermessungswesens 
veröffentlicht hatten. Die sachverständigen! Ausführungen hatten 
zur Folge, dass ihnen nicht etwa Rechnımg getragen wurde, 
sondern dass die an der Erhaltung der rückschrittlichen Zu- 
stände interessierten Kreise nachforschten, welche Beamten 
etwaiges Material für diese Denkschrift geliefert hätten, Der 
Verdacht richtete sich in der Hauptsache gegen einen Beamten 
der Landesaufnahme. 
plinarverfahren eingeleitet und einer unserer Gewerkschafts- 
beamten als Zeuge geladen. Selbstverständlich verweigerte der 
Beamte jedes Zeugnis mit der Begründung, dass eine Aussage 
über die Herkunft der Unterlagen einen Vertrauensdruch der 
Organisation gegenüber ihren Mitgliedern bedeuten würde. Der 
Verweigerung der Zeugenaussage folgte sofort die Be- 
strafung des Zeugen mit 300 M. Geldstrafe oder 
30 Tagen Haft, sowie die Verurteilung zur Tragung der 
verursachten Kosten. 

Gegen dieses Vorgehen ist selbstverständlich sofort Be- 
schwerde eingelegt worden. Aber auch in der Oeffentlichkeit 
muss mit allem Nachdruck gegen ein derartiges Vorgehen Pro- 
test eingelegt werden, das von einer vollkommenen Verkennung 
der Aufgaben eines Gewerkschaftsbeamten zeugt. 





Bundestag. Die zum zweiten ordentlichen Bundestag recht- 
zeitig eingegangenen Anträge sind in einer Sonderausgabe 


Es wurde deshalb gegen ihn ein Disz- 
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‚der. „Bundespost“, die soeben: erschienen ist, zusammengestellt, 
Die Sonderausgabe ist wie sonst den Ortsverwaltungen zuge- 
Jstellt und kann bei den Vertrauensmännern sowie bei den Vor- 
ständen der Ortsverwaltungen eingesehen werden. 





Bundeszeitung für erwerbsiose Mitglieder und Mitglieder 
mit ruhenden Rechten. Der Vorstand hat in seiner letzten 
Sitzung folgenden Beschluss - gefasst: 

| Auch die erwerbsiosen Mitglieder haben ohne Rücksicht auf die Höhe 
‚ihrer Beiträge Anspruch auf die „D.T.-Z.“ Die Abonnementsquittung wird 
‚mit 5 M. in Zahlung genommen. 

= Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass diejenigen er- 
"werbslosen Mitglieder, die nur 1 M. Beitrag entrichten, ebenfalls 
‚ihre Zeitungsquittung in Zahlung geben können. Es ist also 
demjenigen Mitgliede, das beispielsweise zwei Monate je 1 M. 
‚gleich 2 M. entrichtet _und eine Postquittung abliefert, der 
Betrag von 3 M. in bar zurückzuzahlen. Diese Vergünstigung 
teiiit auf Mitglieder mit ruhenden Rechten nicht 
zu. Diese sind verpflichtet, die Kosten für das Zeitungsabonne- 
ment selbst zu tragen. Das ist auch durchaus berechtigt, denn 
es würde tatsächlich zu weit führen, wenn wir bei der geringen 
Anerkennungsgebühr auch noch die. „Deutsche Techniker-Zei- 
tung“ kostenlos liefern würden. 





Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Der zweite ordentliche Bundestag 
findet am 


6. und 7. Mai 1921 
im Hotel „Deutscher Hof“, Berlin, Luckauer Str. 15, statt. 





Tagesordnung: 
1. Konstituierung des Bundestages. 
2. Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung. 
3. a) Geschäftsbericht des Vorstandes und Abrechnung (Referenten 
Schweitzer und Heinze); 
b) Bericht des Bundesausschusses; 

ec) Bericht der Hauptkassenprüfer. 

- Aussprache über Punkt 3, 

Ausbau der Bundesarbeit und Neuordnung der inneren Ver- 
-  waltung (Referent Lustig). 

5. Tarifpolitik der technischen Angestellten (Referent Gramm). 
6. Fortführung der Rätegesetzgebung (Referent Aufhäuser). 
Durchdringung der Verwaltung mit technischem Geist (Referent 
_ Händeler). 

8. Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens (Referent Kauf- 
mann). 

‚9, Wahlen: 
s) Vorstand; 
b) Bundesausschuss; 

| c) Bestätigung von Geschäftsführern; 

 *d) Abgeordnete zum AfA-Kongress. 

10. Sonstige Anträge. 

11. Festsetzung des Voranschlages. 

12. Verschiedenes. 


- Zur Vorberatung aller Verhandlungsgegenstände ist die 
Bildung von Ausschüssen vorgesehen, denen auch die einge- 
Zangenen Anträge zunächst überwiesen werden. 


"Bekanntmachung der 1.B.S. 


Neunte ordentliche Generalvereammlung der Industriebeamten- 
arbank. Gemäss $ 20 unserer. Satzungen laden wir hierdurch ein zur 
| nten ordentlichen Generalversammlung am Sonnabend, den 30. April 1921, 
abends 7 Uhr, im Industriebeamtenhause, Werftstr. 7. 


Tagesordnung: 


1. Konstituierung der Generalversammlung. 

2. Geschäfts- und Jahrssbericht für 1920. 

| 3. Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat. 
4. Voranschlag für 1921. 

3. Festsetzung des Höchstbetrages für Anleihen. 


in 
+ 





"Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler» 








In dustriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. 
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6. Die genossenschaftliche Kapitalbeschaffung für die Sozialisierung 
unseres Wirtschaftslebens, 

7. Satzungsänderungen. 

8. Anträge. 

9, Neuwahl des Vorstandes und Aufsichtsrates, 

10. Verschiedenes. 


Die Verhandlungen sind öffentlich. Jedem erschienenen Genossen steht 
unabhängig von der Höhe der bereits auf den Geschäftsanteil geleisteten Ein- 
zahlungen das Stimmrecht zu. Inhaber von mehreren Geschäftsanteilen haben 
nur eine Stimme. Die Genossen haben sich durch ihren Genossenschaftsaus- 
weis zu legitimieren. Körperschaftliche Mitglieder haben zur Teilnahme an 
der Generalversammlung einen notariell beglaubigten Vertreter zu bevoll- 
mächtigen. 

Anträge können in der Generalversammlung nur zur Beratung kommen, 
wenn sie von mindestens 20 Genossen unterstützt und bis spätestens am 
23. April bei uns eingegangen sind. 

Der Rechnungsabschluss für das Jahr 1920 liegt werktäglich von 9—4 Uhr 
zur Einsicht vom 23. bis 30. April für ‘alle Genossen an unserer Kasse aus. 


Industriebeamten-Sparbank, e. G.m. b. H, 
Der Aufsichtsrat. 
Dosmar. Hausberg. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. | 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen, 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z, also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion»sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachsiehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversan:mlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 


V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 
Bin.-Friedenau. M. 14. IV. 720, Hohenzollern, Handjerystrasse. 


Bin.-Lichtenberg. M. 14 IV. 7%, Zur Hüite, Frankfurter Allee 226, 
Bin.-Lichterfelde-Zehlendorf. M. 12.1V. 73%. Hohenzollern, Hindenburgdamm 93a. 
Bin.-Norden!. MN. 14.1V. 7%. -Brauerei-Ausschank O. Berliner, Brunnenstr. 140, 
Bin.-Norden Il. M. 13. IV. 7%. Lamperts Festsäle, Schönhauser Allee 129. 
Bin.-Norden I. M. 15. IV. 7°%%, Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse. 
Bin.-Nordwest ii. M. 11. IV. 7% Jugendhaus, Rathenower Str. 8a. 
Bin.-Ositen!. M. 14. IV. 780, Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 
Ein.-Pankow. MW. 12.1V, 7°, Lindner, Breitestr. 34, 
Bin.-Reinickendorf. M. 15. IV. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 
Bin.-Siemensstadt. M. 15. IV, 7% Schlossklause, Nonnendamm-Allee. 
Bin.-Südwest. FM. 14. IV. 72%. Bierglocke, Belle-Alliancestr. 103. 
Bin.-Tegel. M. 15. IV. 7%, Cafe Hohenzollern, Strassenbahn-Eadhaltestelle. 
Bin.-Wildau. M. 11. IV. 7%. Kasino Wildau. 
Chemnitz-West. M. 12.1V. 73, Reichskrone, Reichstr. 73. 
Chemnitz-Nord. M. 12. IV. 7%. Hotel Deutsche Eiche, Brühl, 
Chemnitz-Mitte. M. 12. 1V. 739. Schlossteiehrestaursnt. 
Chemnitz-Ost. M. 12. IV. 7%, Rest. Vater Jahn, Jahnstr. 9. 
Chemnitz-Süd. M. 12.IV. 7%, Rest. Kamerun, Moritzstrasse, 
gew.-Zeichner. 7. IV. 78°, Thüringer Hof. 


® F. Kunst- 


Sterbeiafel 
Es starben: 
Fritz Bareiss (T. 80 173), Stuttgart. 
Alfred Bauer (150 782), Berlin. 
Wilhelm Brink (T. 93 958), Köln. 
Hermann Dahn (T. 84 131), Charlottenburg. 
August Eckerlein (16 463), Eberswalde. 


Erich Graffunder (45 013), Berlin. 
Adolf Jeschke (T. 87109), Wetzlar. 


Carl Lischewski (T. 35 210), Berlin. 
Friedrich Peschel (T. 90805), Friedenau. 
Franz Reichenberger (195 943), München. 
Georg Ritzert (179 804), Erfurt. 


Max Scharf (190197), Neukölln. 

Franz Schmies (112192), Krefeld. 

Jos. Schult (117 741), Selm. 

Otto Vogel (T. 7263), Hamburg-Steinwärder. 
Joh. Weidenfeller (75 289), Castrop. 


Ehre ihrem Andenken! 








Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedi, Berlin. 


— Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 63. 
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Außfunft und Drudfahen Foftenlos dur 
sat D. Henne, VBerlin-Steglig, Stemen 


Stellenangebote 2 


Wir suchen zum baldigen Eintritt mehrere tüchtige 


Wi 
Pa 2 


1. Konsfrukfeure 


mit guter Erfahrung im Steilrohrkesselbau. 


Bewerber werden gebeten, Angebote mit Lebenslauf, Angabe der 
bisherigen Tätigkeit und des frühesten Eintrittstermins unter Beifügung 


von Zeugnisabschriften einzureichen an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik 
vorm. Dürr & Comp., Ratingen. 


Tüchtiger und energischer Meister 
aus dem Armaturenfach, nicht unter 30 Jahre alt, sofort ge- 
sucht. Es wolien sich nur Bewerber melden, die genaue Kenntnisse 


der rationelien Methoden im Bearbeiten und Schleifen von Messing- 


ermaturen und eine mehrjährige Tätigkeit in diesem Fach aufweisen 
können. Angebote mit Lebensl., Et Gehaltsanspr. und Eintritts- 
termin an Deutsche Werke, Aktiengeselischaft, Siegburg. 


Für Hoch- und Tiefbau (Hafen, Eisenbahn und Wege), 


Mellorutionswesen undVermessungen 


werden tüchtige, erstklassige Kräfte von sofort gesucht. Kenntnis der 

inischen Sprache erwünscht, jedoch nicht Bedingung. Gefl. beschleunigte 
res nit Lebenslauf, begl. Zeugnis-Abschriften (welche nicht 
zurückgesandt werden), Gehalts- und sonstigen Anspr., evtl. Phot., 
sind zu richten an 


Kreisbauamt Mewe, 


Pommerellen-Polen. 
SICOISCH HFC OH HG IC HIGH HF FH HH II HS 


Tüchtige Maschinentechniker 


ans or Bohrwerkzeug-Fabrikafion (saubere Zeichner) 


für unser Konstruktionsbureau zum möglichst so- 
fortigeu Eintritt gesucht. Angebote mit Lebenslauf, 
Zeuguisabschriften, Angabe der Gehaltsansprüche 
und Aufgabe von Referenzen erbeten an die 


Deutsche Erdöl - Aktiengesellschaft, 


Personal - Abteilung 


Berlin W 62, Kurfürstenstrasse 112. 
HIHI III I I I IH IH + 


Für die Streckenbauleitungen in | Verbereitung auf die 


Lühade und in Harsum des Zweig- Meisterprüfung 


kanals nach Hildesheim wird zum 
Ausbildung zum  Bauauf- 


15. April d. j. je ein Tiefbau- | 
techniker mitabgeschlossener 

seher u. Hilfstechniker, 
tatik, Eisenbetonbau im Bau- 


Baugewerkschulbildung gesucht 
ewerkschule, Berlin, 

















für Baustelle und Büro. 

Gehalt: Gruppe IV des Reichs- 
tarıfs für  Staatsangestellte, bei | 
Aussendienst 300 Mark Monatts- | 
Pauschale. Zureisekosten können 
nicht gewährt werden. Gesuche 
mit Lebensiauf und Zeugnisab- 
schriften sind sofort an das unter- 





urfürsten-Strasse 141. 














'Fordern Sie Muster 
von Tuchen für: 













zeichnete Bauamt einzureichen. Anzüge Cover-Coat 
Kanaibauamt Hildesheim. Damenkostüme Sportsachen 
Jüngarer, tüohtiger Damenröcke Loden 








Konfirm,-Aüz. Westenstoffe 


Hochbautechniker 









flotter, sauberer Zeichner, möglichst ia Le 
mit Bureaupraxis, für Architektur- Schlüpfer Gestreitt Hosen 
bureau per sofort oder 1. Mai 







gesucht. Bei befriedigenden Lei- 
stungen Stellung dauernd. Angebote 
mit Zeugnisabschriften, Lebenslauf, 
Gehaltsansprüchen und möglichst 
Zeichnung an Architekt Läpke, 
Osnabrück, Bohmter Strasse 14a. 


Friedrich W.Knoll, 


Tuchversand, 
Cottbus9. 


Muster frei gegen frei. — 



















AllgemeineRentenanstalt zu Stuttgart 


Lebens- und Rentenvsrsioherungsverein auf Gegenseitigkeit 


Befreien Sie sich 


von der eigenen Beitragsleistung 
welche auf 30009 M. Einkommen erh 
einer Lebensvarsicherung. 

in reicher Auswahl. 








zur . Ängestelltenversicherung, 
öht wird, durch Absch uss 
Günstige und billige Tarife 
Auskünfte usw. erteilt Bun eskollege 


Edg. Müller, Stassfurt-Leopoldshall, Kittelstr. 171, 










DEUTSCHE .TECHNIKER-ZEITUNG 1921 
RE: [2 
Anzeigen 


igfte Alters: und Familienve 
bietet die Deutfde Beamten: Lebensverficherung a. ©. 
Anftalt des Deutjchen Beamten-Wirtfchaftsbundes,. 


den Vertrauensmann: Nehnungs- 
ftraßers IV. 























































die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen I0%, bei 6 Aufnahmen 33%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Mark. 


Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3 — 
ö ; 
WEELTR- 


Radiergummi 


vom weichsten für Blei Bis 
zum schärfsten für Tusche 
Vorrätig in den Handlungen 









en“ 






tforgung 







— Fernruf: Steglis 87. 


Fischer: Statik 
u. Festiökeitsiehre 


Band 1—3. Gebunden M. 284,—. 
> Monatsrate M. 28.—. 
Mathematik 


zum Selbstunterricht. 
Gebunden M. 60,— durch 

Buu- 
Hermann Meusser, «u; 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 75, 


Aktenmappen. 


2 Schlösser, zusammenlegbar, 
auch als Schülermappen verwendbar, 
— schwarz oder braun — 

























ma ma 
ee N s-|| GUNTHER WAGNER 
hohe, bisite era ER I 
mel HANNOVER UND WIEN 





Luxusmappen .... .„ „ 260.— 
mit Griff und Schiene M. 12.— mehr. 
Ernst Melzig: 
Lederwarenfabrik, 
Liegnitz, Schlesien. 

:—: Nachnahme, Wertversand :— 


Bücher 


für 


Technik 


Mathematik 


Man verlange kostenlos: 
Prospekte H.-Hochb., T.-Tiefb., # 
M. -Maschinenb., E.- Elektro- 
techn. Näh. Auskunft bereitwill. 
Tönsmann, 
Versandbuchhandlung, 
Naumburg a.d. Saale, | 
Roonplatz 4. 





|Lebensstellun 


eriangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachli 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftsiebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, ıım in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsyerbandsezamen oder Einjähr'g-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Keunthisse zu 
ergänzen, sow'e sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethede „Rustin“, Ausführ. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenios. Stand und Beruf bitte angeben. 
Bonness & Hachfeld, Verlag, Potsdam. 


Be 





















Achtung, Hausfrauen!" 
Passende Geschenke 


nz, 






7 








Prima Rein-Aluminium, beste Ausführung. 
== 3 Kochtöpfe mit Deckel, starke, unbordierte Ware a 


ca. 3, 4 und SLtr., zusammen . ... .'125.—M. 

Wasserkessel, 4 Ltr. . RR . .. 88.— M 
ung Diese 4 Telle zusammen . . . . 1%. M. 

Kaffeekanne, 21/, Ltr. 54.— M. Fi 





Uhren, Photoartikel 
Musik- Instrumente 
Schmuckwaren, Bücher 
Grammophone 


Lederwaren 
Kataloge ums. u.portoir. liefern 


jonass & Co., BerlinA. 431 


Belle-Alliance-Strasse 7-10 


Teekanne ° 1!/g Ltr. 38.— M. 
— Versand per Nachnahme. — 


Von 68.— M. ab Verpackung 
und Porto frei — Illustrierte Preisliste gratis, 


Alum.-Versand F. Bode, Essen, Wernerstrasse 44, 


(& Er v 
ist es, wenn Sie Ihren Mitinenschen in jeder geistigen Beziebung | 
überlegen sind, denn je mehr einer kann und weiss, desto grösser 
sind auch die Erfolge, die ihm zuteil werden. Eine Höchstausbildung 
Ihrer Fähigkeiten und damit Erfolg und Glück erlangen Sie am 
sichersten durch Poehlmanns Geistesschulung und Gedächtnislehre, 
deren Verfasser sich mit seinen langjährigen reichen Erfahrungen 
ganz zu Ihrer Verfügung stellt. Die Geistesschulung zeigt Ihnen, 
wie Sie vermitteist täglicher Uebungen ohne Berufsstörung zu 
einem stahlharten Willen und einem enormen Gedächtnis elangen 
können. Pochlmanns Geistesschulung ist eine eigenarti ethode, 
durch die das Aufnehmen, das vollkommene geistige Beherrschen 
a sa Wissensstoffe zu einem Kinderspiel gemacht wird, : 
Ihre Mitarbeit und gewissenhafts Befolgung aller Vorschriften 
vorausgesetzt, sind Ihnen die glänzendsten Ziele nach einer Durch- 
nahme des Poehimannschen Fernkurses durchaus sicher. Bestellen 
Sie daher noch heute, wenn Ihnen an Ihrer Zukunft gelegen ist, 
den ausführlichen Prospekt: Um so schuelier werden Sie sich 
zurTeilnalıme an Poehlmanns Geistesschulung entschliessen können { 
L.Poehimann, Amalienstrasse 3, München W189, 





















ettnassen 


Befreiung sofort, 
Alter u. Geschlecht an- 








geben. Ausk, umsonst. 


Vers. San. Artikel &g. Englbrecht, 


München B 74, Kapuzinerstrasse $ 
„Welt - Detektiv“ 


a Auskunftei Preiss- Berlin 38 
Kleiststr, 36 (Hochbahnhof 
#% Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543. 
# Beobachtg., Ermittl., spez. in 
5 Zivil- u.Strafproz. In- u. Ausl. 
Heirats-Auskünfte 
üb.Vorlcb.,‚Lebenswand.,Ver- 
@ kehr, Gesundh., Einkommen, 
4 Vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Mi Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
® Taus. freiwill. Anerkennung. 
ee Gerründet 1905 
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zu bereiten vermocht. 





Nr.15 7 3. Jahrg. 





INHALT: 


Deuische 


echniker-Zeifung 
Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 
m ————n 


Erscheint Biägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viert 

elj. 
für das Ausiand 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Haupt har 4 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811, 1088, 109%. 
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Gesumtanseube 








15. April 1921 


Die Aenderung des Einkommensteuergesetzes. — Die Ausfüllung:der Steuererklärung. — Wirtschaftsfragen: ‚Die Reichsarbeitsgemeinschaft 
für das Baugewerbe. — 'Lohnabbau und Preissteigerung. — Sozialpolitik: Das Existenzminimum im März 1921. — Die Schlichtungsordnung. — 


Soziale Bewegung: Die Jahresversammlung der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände. — Aufruf: des Internationalen Gewerkschaftsbundes zur 
„Feier dos 1 Mai. — Die Entwicklung der Gewerkschaften in den Jahren 1910-1919. —: Internationaler Metallarbeiterbund. — Kommunistische Zellenarbeit. — 
"U Der englische Bergarbeiterstreik. — Angestelltenbewegung: Immer neue Lügennachrichten. — Wie der „Gewerkschaftsbund nationaler Angestellten“ aussieht. — 
"Berufsfragen: Gartenbautechniker: Schon wieder eine neue Organisation — Vermessungstechniker: Abendkurse für Vermessungstechniker. — 
> Aus dem Bundei Vorstandsbekanntmachungen. — Versamm'ungskalender. — Bücherschau. — Sterbetafel. « Recht und Rechtspraxis: Materielles Recht: 
Das Erfinderrecht der Angestellten. — Verfahren: Gerichtsverfahren (Fortsetzung) — Entscheidungen: Tarifliche Regelung-der Kündigungsfristen. = 
= Wer ist Bauleiter? —. Rechtsgültigkeit eines Wettbewerbsverbots für einen Techniker, 





Die Aenderung des Einkommensteuergesetzes 


= In dem bunten Garten der Erzbergerschen Steuergesetze 
beginnen einige Blumen sich als kurzlebige Jährlinge zu er- 
weisen und in ihrer Farbenpracht zu verblassen. Auch das als 
eigene Züchtung von ihm mit besonders grossen Hofinungen 
begleitete Finkommensteuergesetz hat weder dem Reiche noch 
“den von: ihm beglückten Volkskrcisen eine ungetrübte Freude 
| Wenn auch die mit ihm: ausgelösten 
Empfinduhgen nur in- Württemberg zum offenen Steuerstreik 
geführt haben: über das Mass der natürlichen und erklärlichen 
Abneigung gegen Steuerlasten erheblich hinaus hat es in den 
auf den Arbeitsverdienst allein angewiesenen Kreisen überall 
verbitternd gewirkt. 


Besonders diese Kreise mussten die gleichmässige Be- 
Steuerung des reinen Arbeitseinkommens gegenüber den Ein- 
kommen aus Kapitalvermögen “und Grundbesitz an sich schon 
als eine unsoziale Massnahme empfinden, und die dem augen- 
blicklichen Geldwert und den allgemeinen Wirtschaitsverhält- 
nissen nicht annähernd gerechtwerdende Höhe des steuerfreien 
Existenzminimums war kaum geeignet, besonders die steuer- 
schwachen Schuldner mit den Wirkungen des Gesetzes auszu- 
Söhnen. Auch der spätere Versuch, durch cine progressive 
Statielung des prozentualen Lohnabzuges den unteren Lohn- 
schichten entgegenzukommen, änderte an dem allgemeinen Ur- 
teil nichts. Dazu kamen die technischen Mängel des Gesetzes, 
die entweder dazu führten, dass die Steuerzahler der unteren 
Lohnstufen zunächst über den eigentlichen- Steuerbetrag hinaus 
herangezogen wurden zu einer Zeit, wo. ihnen für den Lebens- 
unterhalt jeder Pfennig geradezu unentbehrlich war, oder die 
Folge hatten, dass den Steuerzahlern der höheren Stufen Nach- 
zahlungen am Ende des Steueriahres in Aussicht standen, die 
von dem grössten Teil einfach nicht aufgebracht werden 
können. Nicht zületzt trıg die Beobachtung, dass man bei der 
Besteuerung "des Arbeitsverdienstes sehr schnell Mittel und 
Wege gefunden Hatte, den Einzug der Steuer praktisch wirk- 
sam zu machen, während man die den Besitz treffenden Steuern 
—_ Reichsnotopfer,; . Kriegsgewinn-, Vermögenszuwachs- und 
Kapitalertragssteuer — noch heute nur auf dem. Papier stehen 
hat, dazu bei,.dass das Verlangen nach einer sozial gerechteren 
und technisch einwandireieren Fassung des Gesetzes von der 
Regierung beachtet werden. musste. 


"In einer dem Steuerausschuss des Reichstages unterbrei- 
teten Denkschrift schlug das Reichsfinanzministerium die Um- 
wandlung des provisorischen Steuerabzuges vom Arbeitsiohn 
in eine weniestens für die unteren und mittleren Einkommen 
endgültige Lohnstcuer, gewissermassen eine Arbeitsertrags- 
steuer, vor. Der Steuersatz sollte nicht mehr von 1000 zu 1000 
Mark Einkommen wachsend sich steigern, sondern bis zu 
dem’Normaleinkommen, das zunächst mit 20000 M. auch für 
verheiratete Steuerzahler als angemessen angesehen wurde, 
gleichmässig 10 Prozent betragen und erst von da ab in grösse- 
“ ren, Einkommensteuerstufen mit entsprechender prozentualer 
 Progression sich erhöhen. ° Das steuerfreie Existenzminiinum 


DEE . 


y 


sollte — da inzwischen unsozialerweise -eine Anzahl Gemeinden 
es als Steuerquelle‘ für kommunale Gekibedürfnisse heranzu- 
ziehen beabsichtigte — ‘nicht mehr durch Abzug vom. Ein- 
kommen selbst, sondern durch. Abzug: eines entsprechenden 
Betrages von der Steuer in gleichmässigen Anteilen für den 
Steuerzahler‘ und seine nicht selbständig veranlagten Familien- 
angehörigen berücksichtigt werden. 

Nachdem der Reichsrat diesen Vorschlägen grundsätzlich 
zugestimmt hatte, beschäftigte sich der Reichstag monatelang 
in eingehenden Beratungen mit dem vorgelegten Gesetzentwurf, 
bei denen es wegen der Höhe der einzelnen Einkommenstufen 
und den dafür anzusetzenden Steuersätzen zu lebhaften De- 
batten kam. Im grossen und ganzen wird man zugebeir müssen, " 
dass die endgültige, noch ‘kurz vor Ostern verabschiedete‘ Fas- 
sung -beachtenswerte Verbesserungen nicht nur gegenüber dem 
bisherigen Zustand; sondern ’anch der neuen Regierungsvorlage 
gegenüber enthält. - 

Zunächst ist das. Verfahren bei der Veranlagung und beim 
Steuereinzug bedeutend vereinfacht. Bei einem erheblichen 
Teile der Einkommen fällt die Veranlagung durch die Finanz- 
ämter überhaupt weg, da der Abzug sich mit dem Steuerbetrag 
vollkommen deckt. Der ‘Steuersatz errechnet sich leichter, 
weil er nicht mehr nach einzelnen Tausenderstufen und diese 
erst nach Abrechnung des steuerfreien Existenzminimums er- 
mittelt werden, sondern. aus der Zusammenfassung des steuer- 
baren Finkommens zu .grösseren Tausendergruppen sich mit 
einem Blicke übersehen lässt. Beseitigt ist auch die nach dem 
bisher geltenden Gesetz unvermeidliche Doppelbesteuerung des 
Jahres 1920. Die Steuer baut sich jetzt auf dem Einkommen auf, 
das in demselben Zeitraum, für den die Steuer gezahlt wird, 
auch tatsächlich ‘verdient ist. In den unteren Lohn- und Steiter- 
stufen treten gegenüber denienigen Beträgen, die sich bei der 
endgültigen Veranlagung nach den bisher geltenden Bestimmun- 
gen ergeben haben, Ermässigungen ein. Wie die am Schluss" wie- 
dergerebene, der Nr. 144 des „Berliner Tageblatts“ vom 27. März 
1921 entnommene Tabelle zeigt, erreichen diese Ermässigungen 
bei den mittleren Einkommen und für Familien mit grösserer 
Kinderzahl nahezu die Hälfte der früheren Sätze, lassen leider 
aber immer noch eine Steuerlast übrig, die die Lebenshaltung, 
insbesondere der. verheirateten Angestellten, bei dem dauernd 
sinkenden: Reallohn . empfindlich herabdrücken muss, weil .die 
hohen Kosten für Unterhalt und Erziehung der Kinder ganz un- 
genügend ‚bei. dem Steuerabzug berücksichtigt sind. Etwa bei 
Einkommen von 100.000 Mark erreichen dann die neuen Steuer- 
sätze wieder die früheren. 

Von den auch «bisher schon zulässigen Abzüsen: am Ein- 
kommen ist zu erwähnen, dass der Höchstbetrag für Versiche- 
rungsbeiträge und dergl. von 600 auf: 1000 Mark erhöht ist. 
Auch diese Erhöhung entspricht nicht der inzwischen  einge- 
tretenen Geldentwertung und ist erst recht ungenügend, wenn 
man bedenkt, dass auch schon in dem vor dem Kriege geltenden 
Firkommensteuergesetz Versicherungsbeträge bis zur. Gesamt- 





höhe von 600 Mark abzugsfähig waren. Es braucht-aber. wohl 
nicht erst besonders betont zu werden, dass man"mit Versiche- 
rungsprämien_ von 600 Mark vor dem Kriege-ganz- andere Werte 
für das Alter oder die Hinterbliebenen sicherstellen konnte, als 
dies, heute mit Gesamtprämien von 1000 Mark jährlich möglich 
ist Auf die übrigen Abzüge, Werbungskosten, Aufwandsent- 
schädigung usw, haben wir in unserem Artikel im. Nr. 5: der 
»D.T. Zi‘ v. 442.21 bereits hingewiesen. - An den dafür ‘gel- 
tenden Bestimmungen hat sich durch .das’ neüe Gesetz nichts 
geändert. ar 

Frwälnnt sei-hoch die verbesserte Anrechnung der Kapital- 
ertragssteuer deswegen, weil hier die Not des kleinen Rentners 
besonders berücksichtigt worden ist. Ist dieser 60. Jahre alt 
oder erwerbsunfähig, oder nicht bloss vorübergehend: behindert, 
so. wird: ihm: die Kapitalertragsstener auf die Einkommensteuer 
angerechnet, und :zwar voll, wenn das Finkommen. nur 5000 
Mark beträgt, und in langsam absteizender Verminderung ie 
nach steigendem Einkommen. bis zum Betrage von 14 000 Mark. 


Ferner ist eine immer Schon unverständliche Härte besei- 
tigt, die darin bestand, dass einmalige Veräusserungsgewinne 
zur Einkommensteuer mitherangezögen wurden. Diese. sind 
jetzt, wie sich das eigentlich von selbst versteht, auf solche 
Verkäufe beschränkt, die als Spekulationsgewinne oder als Ver- 
äusserungen gewerblicher Art in Frage kommen, und es wird 
bestimmt, ‚dass Verkäufe aus Not, die in Wirklichkeit nur Ver- 
mögensverluste sind, von. der Versteuerung freigestellt bleiben. 
Der Steuermoral ist damit sicherlich-ein guter-Dienst geleistet 


worden. 4 A.Lenz 


Wir geben im nachstehenden noch kurz die Zusammen- 
stellung der einzelnen Steuergruppen mit den zugehörigen Pro- 
zentsätzen nach $ 21, anschliessend die Uebersicht über die An- 
rechnung der Abzüge im Sinne des Existenzminimums nach $ 26 
und zuleizt die oben bereits erwähnte Zusammenstellung der 
Ermässigungen, wie sie sich für Einkommen bis zu 60000 Mark 
nach dem alten und: nach den neuen Gesetz für alleinstehende 
Steuerpflichtige, für Verheiratete ohne Kinder und für Verhei- 
ratete mit 2 Kindern ergeben. 


Es werden erhoben: 


von den ersten 24000:M.. u, ee 10 vH 
4. y ‚Bachsten' 6 000° 9: u, re 2 
”»o» » ANNE are ER DS RR ESEL AR 
” ” ” 5 009 RE Ro a ae he 30 » 
” ” ” 5 0060 ” ae CHR L are m Tal Kl 35 „ 
” „ » SO 6,8 40 ” 
”» ” „ 70 009 4) * * . . [} [} . ® . 45 „ 
7) ”„ „ 80.050 „ aa el Mh? DES a a Kr) 50 „ 
„» » „ 200 0099 „ “ . [} L} . 55 n 

allen weiteren Beträgen . HD 60 


Die Einkommensteuer ermässizt sich: 
für den Ver- 


für seine 


für jedes minderjährige, 


bei Einkommen anlagten selbst , Ehefrau. nicht selbst veranlagte 
Kind 

bis. .24000M,. um 129 M. um 120 M. um 180 M., 

» ‚60000 „ » 120 „ „ 120 „ „ 120 „ 

„ 100.000 ” » 69 ” ” 60 ”» » 60 ” 

über 100000 „ —_ E 


Es beträgt die Steuer: 


für 1 alleinst. für 1 Steuerpfl. mit für 1 Steuerpfl. mit 


Bei einem Ein-. Steuerpfl. 1 hinzuzurechnenden 3 hinzuzurechnenden 
kommen von unterhaltungspfl. Pers. unterhaltungspfl, Pers, 

nach nach nach nach nach nach 

dem den dem den dem den 
bish. neuen bish. neuen bish. neuen 
Ges.  Beschl, Ges, Beschl, Ges. Beschl. 

M. M. M. M. M. M. M. 
4000 279 280 210 160 60 E= 
6 000 540 480 460 360 282 120 
8000 330 680 750 560 544 320 
10000 1170 880 1080 760 846 520 
12000 1550 1080 1459 960 1 260 720 
14.000 1979 . 1280 1860 1160 1650 920 
16.000 2430 1480 2310 1360 2080 1120 
18.000 2925 1680 2800 1 560 2550 1 320 
20 000 3440 _1880 3310 1 760 3050 1520 
22 000 3975 . 2089 3849 1960 3570 1 720 
24 000 4530 2280 43% 2160 4110 1920 
25 000 4315 ° 2480 4 670 2369 4 390 2120 
36 090 6305 : 3489 6150 3 360 5850 3120 
35000 7380 4739 7720 4610 7400 " 4370 
40 990 9540 6239 9379 6110 9030 5870 
50006 13060 9959 12880 9860 12520 9 620 
69.006 16785 4485 16599 14360 16 210 14120 
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Die Ausfüllung der Stenererklinueg: 


Durch Verordnung der Landes-Finanzämter ist nun. kü 
an alle Einkommensteuerpflichtigen. mit: über 10 090: Mark: E 
kommen die Aufforderung ergangen, bis zum. 30.-A pr iii 
Steuererklärung, einzureichen, ‚Die: der Behi 
bekannten Steuerpflichtigen erhalten Formulare zugesandt. 
das nicht geschehen. ist, empfiehlt sich die ‚gemeinsame Besor- 
gung durch den Betrieb, denn: eine rechtzeitige Abgabe “der 
Steuererklärung liegt auch.im Interesse des einzelnen Steuer- 
pflichtigen. ' AR zeree Be: 

Die Veranlagung erfolgt für das Kalenderjahr 1929, 
Es ist also das vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1920 er- 
zielte Einkommen anzugeben. Das ist. um so wichtiger, weil 
bei den Veränderungen im Lohn das Finkommen giieses Kalen- 
derjahres meistens geringer sein dürfte als das des Rechnungs» 
jahres, das vom 1. April: 1920. bis: zum - 31: März 1921 läuft, 
Ferner ist zu beachten, dass die meisten. Veränderungen, die 
der Reichstag beschlossen hat, rückwirkend: vom'1. April 
1920 ab Geltung haben. 

Die Steuererklärung umfasst 6 Seiten. 
Gehaltsempfänger kommt aber nur ein kleiner Teil der Fragen 
in Betracht, weshalb man sich die Ausfüllung des: Fragebogens 
nicht allzu schwierig vorzustellen: braucht. - Auf der ersten 
Seite sind nur: einige selbstverständliche Namensangaben zu eer- 
statten. : Schon hierbei machen sich aber die ‘vom Reichstage 
beschlossenen Veränderungen geltend. Denn während bisher 
das Einkommen von Mann und Frau, wenn die Frau erwerbs- 
tätig war, zusammengerechnet: wurde, sind. sie jetzt beide ge- 
trennt zu veranlagen. Es ist also, talls Mann und Frau 
erwerbstätig waren, von der Frau ein. eigener-Fragebogen aus- 
zuiüllen. 

Auf der zweiten Seite ist die Höhe des Finkommens aus 
Arbeit anzugeben,: und: zwar das Einkommen, ‘das, wie. oben 
bereits erwähnt, im. Kalenderjahr 1920 erzielt worden ‘ist. In 
dieser Rubrik müssen : auch die Beträge angegeben werden, 
die durch den’ Lohnabzug ‘einbehalten worden sind. Auf der 
dritten Seite sind: die Angaben für die gesetzlich; zulässigen An- 
züge, die sogenannten Werbungskosten, zu machen. Das ist 
für r Lohn- und Gehaltsempfänger die wichtigste Rıu- 
brik. #2 

Als Werbungskosten für Lohn- 
empfänger sind ‚insbesondere anzusehen: : 

1. Die zur Erwerbung, Sicherung und Erhal.- 
tung des Einkommens gemachten Auiwen- 
dungen. Dazu sind zu rechnen alle Ausgaben für Werk- 
zeuge, z.B. des Maurers, Tischlers, die Instrumente des 
Zeichners, die Fachlehrbücher für Techniker usw. die Berwfis- 
kleidung des Maschinisten,- des Chauffeurs, die beson- 
deren Aufwendungen für Kleider und Wäsche beim : Kellner, 
Reisenden usw. 

2. Notwendige Ausgaben, 


Für die-Lohn- und 


und Gehalts- 


die dem Steuerpflichtigen durch 


Fahrten zwischen Wohnung und’ Arbeitsstätte erwachsen 
sind. Auch Anschaffung oder Unterhaltungskosten für Fahr- 


räder. 
3. Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Ange- 
stellten-Pensionskassen, Beiträge zu Sterbekassen bis zit einem 
Jahresbetrage von 100 Mark, Lebensversicherungsprämien "bis 
zum Betraga von 1000 Mark (bisher nur 600 Mark). 
- 4. Alle Beiträge zu den Berufsorganisationen (Ge- 
werkschaften), also auch Extra- oder Ortsbeiträge, die für jedes 
Mitglied verpflichtend sind; ebenso Ausgaben für Abonnement 
der Gewerkschaftszeitungen (z.B. bei Buchäruckern, bei denen 
die Mitglieder die gelieferte Zeitung bezahlen müssen). Auch 
Beiträge an Vereine, die wissenschaftliche, künstlerische, kirch- 
liche, mildiätige oder gemeinnützige Zwecke verfolgen. ‘Bei- 
träge an politische Organisationen können jetzt noch -ab- 
gezogen werden, sie kommen erst bei der Veranlagung für 1921 
ın Fortifall. ns N: TE 
Nach der vom Reichsfinanzminister im Reichstage abgege- 
benen Erklärung schätzt die Regierung selber die Höhe der 
Werbungskosten auf 1800 Mark’ ein. Doch ist damit nicht 
gesagt, dass Werbungskosten nur bis zu diesem Be- 
trage in Anrechnung -gebracht werden dürfen. Wo sie höher 
sind, und das dürfte in der Grossstadt.bei fast alfen Arbeitern 
und Angesteliten der Fall sein, da darf die volle Höhe der 
Werbungskosten eingesetzt werden. -Wer also für Lebensver- 
sicherungsprämien 1000 Mark zahlt, für Fahrgeld, Beiträge zu 
Kassen und Gewerkschaften usw. ebenfalls 1009 Mark, für Werk- 
zeuge und Berufskleidung 1500 Mark aufgewendet hät, der hat 
das Recht, insgesamt 3500 Mark in Abzug zu bringen.  .; 
Auf Seite 5 ist unter. Zifier 6 -eine sehr wichtige 
Frage zu beantworten. Nach dem Paragraphen: 26 des Fin- 
n.-besomdere wirtschaftliche. Ver 
die die Leistungsfähigkeit- ‘des Steuerpilichtigen 


kommensteuergesetzes könne 
hältnisse, 
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Nr. 15 


wesentlich beeinträchtigen, berücksichtigt werden.‘ Die Steuer 


kann deshalb bei Einkommen bis zu 10 000 Mark ganz, bis 20 000 


“Mark zur Hälite. und bis 30 000. Mark zu+einem Viertel erlassen 
"werden. Als Verhälnisse dieser Art gelten insbesondere‘ ausser- 
i gewöhnliche Belastungen durch Unterhalt und Erziehung der 
Kinder, durch Verpflichtung ‘ zum Unterhalt mittelloser Ange- 
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infolge einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 


höriger, durch Krankheit, Körperverletzung, Verschuldung, Un- 


glücksfälle oder durch besondere Aufwendungen im Haushalt 
Auch längere Ar- 
beitslosigkeit muss als ein solcher Milderungsgrund angesehen 
werden. Man erhebe deshalb darauf Anspruch, Das Finanz- 
amt hat die jeweiligen Verhältnisse zu prüfen. 

Ausser dem gelben Formular ist noch auf einem grünen 


Formular die Angabe zu erstatten, ob, in welcher Höhe, und 


von welcher Firma der Lohnabzug einbehalten worden ist, 
ausserdem die Fragen, ob für den Abzug Steuermarken geklebt 
oder der Steuerabzug an die Finanzkasse bar eingezahlt wor- 
den ist. ‘Bei -der Erstattung dieser Angaben wird sich der 
Steuerpflichtige zweckmässig in solchen Fällen, in denen er 
selbst die Kenntnis nicht besitzt, der Hilfe des Betriebs- 
rats bedienen. 

Prüfen wir zum Schluss noch die Frage, wie sich danach 
die endgültige Steuerleistung für das Jahr 190 
im Verhältnis zu dem Lohnabzug stellt. Nehmen 
wir an, dass der Steuerpflichtige vom 1. Januar bis 31. Dezem- 
ber 1920 ein Einkommen von 14400 Mark gehabt hat und dass 
er als Werbungskosten folgende Beträge abzieht: Berufskleidung 
400 Mark, Werkzeuge 200 Mark, Fahrgeld 700 Mark, Beiträge 
zu Kassen 900 Mark, Gewerkschaftsbeiträge 250 Mark, Volks- 
bühne 50 Mark, Parteibeiträge 40 Mark, insgesamt 2540 Mark, 
so bleibt ein steuerbares Einkommen von 11860 Mark, das auf 
volle Hundert nach unten, also auf 11800 Mark, abgerundet 
wird. Hiervon sind 10 Prozent gleich 1180 Mark Steuern zu 
Zahlen. Bei einer Familie, bestehend aus Mann, Frau und vier 
Kindern, sind für das Jahr 1920 abzuziehen 6mal 120 M. = 720 M., 
sodass eine Steuerpflicht von 460 Mark verbleibt. Da der Steuer- 
pflichtige aber durch den Steuerabzug für neun Monate je 
87,50 Mark, insgesamt also 787,50 Mark gezahlt hat, so ver- 
bleibt ihm ein Guthaben an die Steuerkasse von 317,50 Mark. 
Bei einem ledigen Steuerpflichtigen mit demselben Einkom- 
men und denselben Werbungskosten, aber nur 120 Mark Abzug, 
verbleibt eine Steuerleistung von 1060 Mark. Durch den 
Steuerabzug sind in diesem Fall 9 mal 107,50 M. = 967,50 Mark 
geleistet, so dass die tatsächliche Steuerleistung hinter der er- 
forderlichen um etwas zurückbleibt. 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Die Reichsarbeitsgemeinschaft für das Baugewerbe hat sich 
in ihrer letzten Sitzung am 17. März u. a. auch mit der Frage 
des Wohnungsbaues und der Instandsetzungsarbeiten an 
Wohnhäusern beschäftigt. Unser Kollege Kaufmann sprach als 
Referent über diese Frage. In längeren Ausführungen hat er 
seine in der Broschüre „Das deutsche Bauprogramm 1921— 24“ 
sowie in der „D. T.-Z.“ wiederholt vertretenen Sozialisierungs- 
vorschläge dargelegt, und ferner zu den Gesetzesvorlagen über 
die Regelung der Mietzinsbildung und Erhebung, einer Abgabe 
zur Förderung des Wohnungsbaues kritisch Stellung genom- 
men. Als Korreferent vertrat der Syndikus des Deutschen. Ar- 
beitgeber-Bundes für das Baugewerbe. Herr Dr. Riedel, den 
diametral entgegengesetzten Standpunkt der Arbeitzeber, wo- 
bei er von Dr. Mielenz und dem Vorsitzenden des Verbandes 
Berliner Baugeschäfte, Heuer, kräftig unterstützt wurde Eine 
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“einheitliche Stellungnahme der Reichsarbeitsgemeinschaft zu 


diesen Fragen: zu erlanren, hat sich als unmöglich erwiesen, 
weshalb von einer Beschlussfassung abgesehen werden musste. 
Nach langer Aussprache und gründlicher Umarbeitung des von 
den Arbeitgebern vorgelerten Entwurfes konnte — ein Kompro- 
missprodukt — nachstehende Entschliessung als die Willens- 
äusserung der Reichsarbeitsgemeinschaft zustande kommen: 
„Die Reichsarbeitsgemeinschaft für das Bausewerbe hat mit Befriedisung 
Kenntnis von der Erklärung "es Herrn Reichswirtschaftsministers im Reichs- 
wi ftsrat am 16. März 1921 genommen, in der zum Ausdruck gebracht 
wird, dass der durch die von der Entente einreführten Handelserschwerungen 
in den besetzten Gebieten drohenden M'nderbeschäft'sung der Industrie am 
besten durch eine energische Wiederbelebung des Bau- 
marktes entregengewirkt werde. 
"Die Reichsarbeitsgemeinschaft ist wohl mit dem 
sicht, dass gegenwärtig die Schaffung neuen und die 
den Wohnraumes die dringendste Aufgabe des Baugewerbes ist. 


gesamten Volke der An- 
Erhaltung des bestehen- 
Da infolge 


- der schlechten Finanzlage des Reiches, der Länder un! Gemeinden und infolge 


der ausserordentlich hohen Baukosten, inshesondere der sehr hohen Baustoff- 
preise die öffentliche und private Neubautätigkeit in grösserem Umfange zu- 
nächst stark eingeschränkt sein wird, muss auf de Durchführung. der 
Iastandsetrungsarbeiten um so grösserer Wert gelegt werden. 
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Bei dem: weit vorgeschrittenen Verfall der Wohnhäuser würden die 
Instandsetzungsarbeiten vielen Tausenden der jetzt erwerbslosen Arbeiter nicht 
nur des Baugewerbes, sondern auch. aller Baunebengewerbe und der Bausioff- 
industrie lohnende Arbeitsmöglichkeit verschaffen. Zugleich würde der immer 
mehr drückenden Wohnungsnot dadurch entgegengewirkt, dass der bestehende 
be zum Teil nicht noch für Wohnzwecke voilständig unbrauchbar 
wird. 

Instandsetzungsarbeiten an Wohnhäusern können aber nur vorgenommen 
werden, wenn unter Berücksichtigung eines angemessenen Mieterschutzes 
Mittel zur Deckung aller Unkosten der Hausverwaltung und lastandsetzung 
frei en und bereitgestelit werden. 

ie Reichsarbeitsgemeinschaft erwartet von den gesetzgebenden Körper- 
schaften und von den Regierungen des Reiches und der Länder, dass sie 
schleunigst Massnahmen er DE die geeignet sind, die Bautätigkeit, insbesondere 
die Schaffung neuer und die Erhaltung alter Wohnungen, zu fördern.“ 

Mit den Unternehmern sind wir also nur darin einig, dass 
durch eine energische Belebung des Baumarktes den wirtschaft- 
lichen Geiahren, dıe die Ententemassnahmen für uns im Ge- 
folge haben, entgegengewirkt werden muss. Wir stimmen auch 
noch mit den Arbeitgebern überein in der Forderung, dass 
schleunigst die Instandsetzungsarbeiten an den alten Häusern 
vorgenommen ‘und soviel als nur irgend möglich neue Woh- 
nungen gebaut werden müssen. Bei der Durchführung dieser 
Forderungen aber trennen sich unsere Wege, Wir verlangen, 
dass die Bauwirtschaft den Händen privater Spekulanten und 
Kapitalisten entrissen und auf &emeinwirtschaftlicher Grund- 
lage aufgebaut wird, während die Unternehmer in der Wieder- 
beiebung des Baumarktes nur die gute Gelegenheit erhofien, 
erneut grosse Profite zu machen. 


Lobnabbau und Preissteigerung. Ein günstiger Wind weht 
uns nachstehendes geheime Kunaschreiben der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände auf den Tisch: 

„Die Lohnpolitik der nächsten Zeit muss in erster Linie ein 
weiteres Steigen der Löhne verhüten. Die von 
der Vereinigung ausgegebene Parole, keine Lohnerhö- 
hungen zu bewilligen, ist im allgemeinen beiolgt wor- 
den, auch Behörden und Schlichtungsausschüsse haben sie sich 
zu eigen gemacht. Seitens der Arbeitnehmerschaft ist die Re- 
solution natürlich heftig bekämpft worden, jedoch waren 
grössere Streiks als Folge abgelehnter Forderungen selten. Ge- 
gen Teilstreiks wird die Aussperrung der Arbeiterschaft 
eines Bezirks angeraten. Sollten auch jetzt noch Schlichtungs- 
ausschüsse Lohnerhöhungen bewilligen, so wird dringend 
empfohlen, den Schiedsspruch mit eingehender Begründung, un- 
ter Hinweis auf die derzeitige wirtschaftliche Lage abzule h- 
nen und gleichzeitig dem Demobilmachungskommissar Kennt- 
nis von der Ablehnung und ihren Gründen zu geben. Einma- 
terieller Grund für Lohnerhöhungen besteht 
nicht, da nach statistischen Erhebungen die Ernährungs- und 
gesamten Lebensunterhaltungskosten in den letzten zwei Mo- 
naten erheblich gefallen sind. 

Neue Tarife sollen keinesfalls abgeschlossen werden, ohne 
der Akkordarbeit genügenden Raum zu verschaffen. 
Volle Ausnützung der 48stündigen Woche ist 
dringendes Gebot. Auch das Reichsarbeitsministerium empfiehlt, 
Vor- und Abschlussarbeiten ausserhalb der regelmässigen Ar- 
beitszeit vornehmen zu lassen. Eine Reihe von Demohil- 
machungskommissaren erteilte bereits generell die Genehmi- 
gung für diese Ueberschreitung der achtstün- 
digen Arrbeitszeit. Hingewiesen wird ferner auf die 
Firführung von Qualitätsprämien, Ersparnisprämien für Roh- 
stoffe. 
Auch die Vergrösserung der Differenz zwischen der Ent- 
lohnung der ungelernten und gelernten Arbeiter ist anzustre- 
ben. Sie ist im Jahre 1919 teilweise bis zu 30 Prozent ver- 
ringert worden; so stieg z. B. in der Berliner Metallindustrie 
der Lohn des ungelernten Arbeiters von 69,2 Prozent im ersten 
Vierteljahr 1919 vom Lohn des gelernten Arbeiters auf 98,5 Pro- 
zent im ersten Vierteljahr 1920. 

Zur Vorbereitung des Lohnabbaues, mit dem 
am besten der Bergbau und die chemische Industrie berinnen 
würden, sind Propagandain der Presse, Einwir- 
kungaufdieGewerkschaftsführer und auf die Be- 
triebsräte, sowie Ueberweisung einschlägigen Materials an 
die Vorsitzenden der. Schlichtungsausschüsse empfohlen. Der 
Abbau der Löhne hat zunächst bei den Jugendlichen 
und Unverheirateten zu beginnen. deren Löhne relativ 
zu hoch sind. Die Vereinigung der Deutschen Arbeitzeber- 
verhände wird voraussichtlich den Verbänden noch eine ge- 
nauere Darstellung dieser Fragen zugehen lassen.“ 

Das Rundschreiben bestätigt, was wir schon wiederholt 
ausgesprochen haben, dass auf Anweisung von zentraler Stelle 
Lohn- und Gehaltserhöhunren bei Tarifverhandlungen seit ge- 
raumer Zeit der allerschärfste Widerstand entgegengesetzt wird. 
Die Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverhände scheint 
jetzt allerdings die Zeit für gekommen zu erachten, um zum 
Angriff überzugehen. Wie der letzte Absatz besagt. soll nun- 





mehr mit dem Lohnabbau begonnen werden, und das in einem 
Augenblick, wo wir uns auf neue erhebliche Preis- 
steigerungen gefasst machen können. Auch den Unter- 
nehmern ist es bekannt, dass im Reichsernährungsministerium 
Erwägungen und Verhandlungen gepflogen werden über eine 
neue Regelung der Getreidewirtschafit, die eine ganz ausser- 
ordentliche Erhöhung der Brotpreise zur Folge haben soll. Nach 
uns zugegangenen Mitteilungen würde in Berlin der Brotpreis 
sich von 4,50 M. auf 7,10 M. erhöhen. Das bedeutet eine Fr- 
höhung um 58 Prozent. 

Dass dieser Brotpreiserhöhung Preissteigerungen der übri- 
gen landwirtschaftlichen Artikel und sonstigen Bedarfisgegen- 
stände auf dem Fusse folgen, hat uns die Erfahrung der letzten 
Jahre zur Genüge bewiesen. Deutlicher als alle theoretischen 
Beweise zeigt uns das Rundschreiben der Arbeitgeberverbände, 
wie notwendig ein geschlossenes Zusammengehen der An- 
gestelltenschaft ist. Restlose freigewerkschaftliche Organi- 
sation aller Kollegen, Erfüllung aller Mitglieder mit freigewerk- 
schaitlichen Geist und Kampieswillen ist mehr denn je das 


Gebot der Stunde, um gegen die Angriffe der Arbeitgeber ge- 


rüstet zu sein. 


Sozialpolitik 


Das Existenzminimum im März 1921. Nach den Fesistellun- 
gen des Direktors des Statistischen Amts Berlin-Schöneberg, 
Dr. Kuczynski, waren die Kosten des Fxistenzminimums 
in Gross-Berlin im März 1921 niedriger als in den 12 Vor- 
monaten, 


Als wöchentliches Existenzminimum ergibt 
sich für Gross-Berlin. 
Ehepaar 
Mann Ehepaar nit 2 indern 

M. M. M. 
Ernährung. 2.2.2 ..2047 83 129 
Wohnung. „ser. 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. . 23 23 23 
Bekleidung STERN 27 45 63 
Sonstiges . 35 53 74 
März 1921 141 213 298 
Februar 1921 151 226 314 
ag 1921 E55 234 323 
örz 1920. 3 422..:.5r165 241 322 

August 1913/ Juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im März 1921 für einen alleinstehenden 
Mann 24 M., für ein kinderloses Ehepaar 35 M., für ein Ehe- 
paar mit zwei Kindern von sechs bis zehn Jahren 50 M. Auf 
das Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für den 
alleinstehenden Mann 7350 M., für das kinderlose Ehepaar 
11100 M., für das Ehepaar mit zwei Kindern 15500 M. 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum März 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 auf 141 M., d.h. auf das 
8,4iache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. auf 213 M., 
d.h. auf das 9,5fache, für ein Ehepaar mit zwei Kindern von 
28,80 M. auf 298 M. d.h. auf das 10,3fache. An dem 
Existenzminimum in Gross-Berlin gemessen, 
ist die Mark jetzt 10 bis 12 Pf. wert. 


Die Schlichtungsordnung. Der Entwurf einer Schlichtungs- 
ordnung ist nunmehr nach Zustimmung des Reichskabinetts 
dem vorläufigen Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung zu- 
gegangen, Der neue Entwurf weist gegenüber dem früher ver- 
öffentlichten Referentenentwurf erhebliche Aenderungen auf, die 
im wesentlichen auf seiner Durchberatung mit einer aus Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern bestehenden Kommission be- 
ruhen. Er ist in der soeben erschienenen Nummer 12 des 
„Reichsarbeitsblattes“ abzedruckt. 

Der Entwurf sucht die Schlichtungsbehörden für ihre eigent- 
liche Aufgabe, die Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten, frei- 
zumachen. Die ihnen bisher in einzelnen Fällen übertragene 
Zuständigkeit in Einzelstreitigkeiten soll nur noch solange be- 
stehen bleiben, bis geeignetere Stellen zur Entscheidung dieser 
Streitigkeiten (Arbeitsgerichte) geschaffen sind. Das tarifliche 
Schlichtungswesen ist noch mehr als früher in den Vordergrund 
gerückt und soll durch unentgeltliche Ueberlassung von Ver- 
handlungsräumen, Vorsitzenden und des Bureauapparates der 
Schlichtungsbehörden nach Möglichkeit gefördert werden. Die 
Schlichtungsbehörden sollen nur dann in Tätigkeit treten dür- 
fen, wenn eine vereinbarte Schlichtungsstelle fehlt oder das 
Verfahren vor ihr zu keinem Ergebnis geführt hat. Bei dem 
Aufbau der Schlichtungsbehörden ist den besonderen Verhält- 
nissen der verschiedenen Gewerbe- und Berufszweige in weit- 
gehendem Masse Rechnung getragen. Der Entwurf sieht Eini- 
gungsämter, Landeeseinigungsämter und — an Stelle der bis- 
herigen Schlichtungstätigkeit des Reichsarbeitsministeriums — 
ein selbständiges Reichseinigungsamt vor, die je nach dem 
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Umfang der Streitigkeit für die Schlichtung zuständig sind. -Wie 


der frühere Entwurf enthält auch der neue die ausdrückliche 
Verpflichtung, vor Beginn. von Kampfmassnahmen, namentlich 
von-Streiks und Aussperrungen, das Schlichtungsveriahren ein- 


zuleiten und durchzuführen. Den gemeinnötigen Betrieben. ist . 


in dem Entwurf mit Rücksicht auf ihre besondere Bedeutung für 
die Allgemeinheit eine gewisse Sonderstellung eingeräumt. Von 


der Aufnahme von Straf- und Zwangsbestimmungen zur Siche- - 


tung der Anrufung und der ungestörten Durchführung . des 
Schlichtungsverfahrens sieht der Entwurf im Gegensatz zu dem 
früheren Referentenentwurf ab, da sich derartige Massnahmen 
bei Massendelikten überall als undurchführbar erwiesen haben, 
An Rechtsmitteln ist nur die Revision gegen Schiedssprüche 
vorgesehen, die auf Mängel des Verfahrens oder auf Rechts- 
verletzungen gestützt werden kann. Die in der Demobil- 
machungszeit eingeführte Einrichtung der Verbindlicherklärung 
von Schiedssprüchen ist beibehalten; die Voraussetzungen, 
unter denen sie erfolgen kann, sind jedoch wesentlich ein- 
geschränkt. Die Entscheidung über die Verbindlicherklärung 
soll auch nicht mehr wie bisher durch die Verwaltungsbehörden, 
sondern durch die Schlichtungsbehörden selbst unter Beteiligung 
von Vertretern der Wirtschaftsräte erfolgen. 


Soziale Bewegung 


Die Jahresversammlung der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände. Die Vereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände hielt am 9. März 1921 in Berlin ihre diesjährige 
Mitgliederversammlung ab. Wie Clemens Nörpel im 
„Korrespondenzblatt“ des A. D. G, B. schreibt, wurde über 
die Entwicklung der Vereinigung im Jahre 1920 fest- 
gestellt, dass sich der Mitgliederbestand mehr als verdoppelt 
hat und am Ende des Jahres 1920 1591 Verbände mit etwa 
100.000 Betrieben und gegen 8 Millionen Arbeitern der Vereini- 
gung angeschlossen waren. 

Auf der vorjährigen Mitgliederversammlung am 10, März 
1920 wurde berichtet, dass damals 575 Verbände mit mehr als 
4 Millionen Arbeitern angeschlossen waren, während Ende 1918 
erst 27sMillionen Arbeitnehmer in den zu dieser Zeit der Ver- 
einigung angeschlossenen Verbänden erfasst waren. ; 

Aus diesen Zahlen geht die Konzentration, die sich 
auch organisatorisch bei den Arbeitgebern seit der Re- 
volution bemerkbar macht, mit aller Deutlichkeit hervor. . Bei 
Würdigung dieser Zahlen ist noch zu berücksichtigen, dass die 
Vereinigung) der Deutschen Arbeitgeberverbände wiederum dem 
Zentralausschuss der Unternehmerverbände angehört, welchem 
ausser der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände noch 
weitere 12 Spitzenorganisationen der deutschen: Arbeitgeber an- 
geschlossen sind. Wenn man auch berücksichtigt, dass diese 
13 Spitzenorganisationen, die im Zentralausschuss der Unter- 


nehmerverbände vereinigt sind, sich zum Teil aus denseiben 


Mitgliederkreisen rekrutieren, so Steht andererseits doch die 
Tatsache fest, dass die deutschen Arbeitgeberihre 
Macht als Klasse gegenüber den Arbeitneh- 
mern fast restlos organisatorisch vereinigt 
haben 

Als geschlossene Phalanx stehen den Arbeitgebern heute 
auf Seiten der Arbeitnehmer der Allgemeine Deutsche Gewerk- 
schaftsbund und der Allgemeine freie Angestelltenbund gegei- 
über, welche beiden Spitzenorganisationen ungefähr 9 Millionen 
Arbeiter und Angestellte als Mitglieder umfassen. 

Jeder seiner Klassenlage bewusste Arbeitnehmer, der die 
Entwicklung im Unternehmerlager aufmerksam verfolgt, muss 
es als seine vornehmste Aufgabe betrachten, die Geschlos- 
senheit der Front der freien Gewerkschaften 
gegenüber den Unternehmern unter allen Um- 
ständen bewahren zu helfen und alle diejenigen, welche 
den Spaltpilz in die freigewerkschaftliche Arbeitnehmer- 
bewegung verpflanzen wollen, mit aller Energie bekämpfen, um 
die einzige Möglichkeit, der geschlossenen Front der Arbeit- 
geber gegenüberzutreien, die Einheit der freien Gewerkschaften 
aufrechtzuerhalten. 

Aus dem Geschäftsbericht der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände ist noch folgendes hervörzuheben. Es 
wird unter anderem berichtet: 

Das gewaltige Werk der Umstellung der deutschen Arbeitsverhältnisse auf 
den Boden der tariflichen Vereinbarungen darf im wesentlichen als abgeschlossen 
erachtet werden. In grossem Umfange gelang es im Berichtsjahre, die Lohn- 
bewegungen durch den Abschluss von Tarifverträgen oder Tariferneuerungen 
zu bannen (sind doch nach vorläufiger Berechnung in diesem einen Jahre gegen 
18000 Tarifverträge abgeschlossen worden) — ein Zeichen, dass die Arbeit- 


geber mit allem Ernst den Tarifgedanken zu verwirklichen bestrebt waren. 
Mit um so grösserem Recht muss die Vereinigung sich egen die Versuche 
wenden, die Freiheit des Tarifabschlusses durch behördliche 

Gegenteil zu verkehren. 


Für jeden freigewerkschaitlichen Arbeitnehmer dürfte es 
neu sein, dass der Gedanke des Kollektivarbeitsvertrages nach 


n Zwang in ihr 
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nsicht der Arbeitgeber von der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände durchgesetzt worden ist. Hier hat man 
sich eines demagogischen Mittels bedient, denn in Wirk- 


lichkeit haben die freien Gewerkschaften in 
grossen Arbeitskämpien den kollektiven Ar- 


beitsvertrag allgemein zur Durchführung ge- 
bracht. Die von den freien Gewerkschaften hier geleistete 
Arbeit liegt, wie heute die Arbeitgeber selbst zugeben, in unge- 


‚fähr 18000 Tarifverträgen vor, eine ungeheure Leistung, die 


| 


| 


ebenfalls jeden Freigewerkschafter anspornen sollte, seine 
Organisation schlagkräftig zu erhalten, um derartige Eriolge 


auch weiterhin zu erringen, besonders, da sich die Arbeitgeber 


jetzt „gegen die Versuche, die Freiheit des Tarifabschlusses durch 


. behördlichen Zwang in ihr Gegenteil zu verkehren“, wenden: 


"Sachlich soll das nicht mehr und nicht weniger bedeuten, dass 
"man das in Aussicht stehende Tarifgesetz auf Arbeitgeberseite 


sabotieren will. 

Weiter wird in dem Bericht ausgeführt: 

Die führenden Kreise der deutschen Arbeitgeberverbände haben auch im 
Berichtsjahre an dem Gedanken der Arbeitsgemeinschaften festgehalten, 
ohne. sich auf die Form dieser Gemeinschaften, die wie alles im Wirtschafts- 
und sozialen Leben wandelbar ist, für alle Zukunft fes‘zulegen. 

Auch hier versuchen die Arbeitgeber, mit Redensarten über 
eine ihnen nicht ganz genehme Situation hinwegzukommen. 
Wohl sind auch nach Auffassung der freien Gewerkschaften 
die Ansichten über die Arbeitsgemeinschaften wandelbar, und 
es wird von den freien Gewerkschaften auch mit aller Energie 
daran gearbeitet, diese wandelbare Form bei der Durch- 
führung des Artikels 165 der Reichsveriassung durch die zu 


schaffenden Bezirkswirtschaitsräte und den Reichswirtschaits- 


fat neine feste Form zw bringen, mit deren Hilfe es mög- 
lich ist, die gleichberechtigte Mitwirkung in der Wirtschaits- 
führung für die Arbeitnehmer sicherzustellen. 

Dann heisst es in dem Geschäitsbericht noch: 

Auch auf den Gebieten der Soziaipolitik und des Arbeiterrechts ist die 
Tätigkeit der Vereinigung ungemein gewachsen. Die Vereinigung hatte mehr- 
fach Gelegenheit, bei der Vorbereitung sozialpolitischer Gesetze und Verord- 
nder Stelle ihre sachlichen Bedenken zur Geltung zu 


nungen en 
Een und durch beratende und begutachtende Mitarbeit sowie, wo es nötig 
war, dureh ernsten Einspruch das Schlimmste zu ver- 


hüten. Da’ die Hochflut neuer etze und Verordnungen tis auf weiteres 
noch anzusteigen scheint, so nimmt auch hier das Aufgabengebiet der Vereini- 
hoch: weiter zu. 

- Hier konstatieren die Unternehmer, dass es ihnen möglich 
war, „durch ernsten Einspruch das Schlimmste zu verhüten“, 
was in richtiges Deutsch übertragen auch nur wieder heisst, 
dass es den deutschen Arbeitgebern in vielen Fällen gelungen 
ist, Arbeitnehmerrechte zu beschneiden. 

“Alles in allem haben die freigewerkschaftlichen Arbeitneh- 


mer alle Veranlassung, die Entwicklung der Unternehmerver- 


einigungen mit grosser ‘Aufmerksamkeit zu verfolgen und mit 
aller zur Verfügung stehenden Energie für die Stärkung der 
Gewerkschaften einzutreten, damit diese in der Lage sind, den 
Absichten des wohlorganisierten. Unternehmertums erfolgreich 
entgegenzutreten. 

Erst haben die Arbeitgeber andem Wachs- 


tum der Gewerkschaiten gelernt; jetzt kön- 








nen wirunsandemrestiosen Zusammenschluss 
der Arbeitgeber ein Beispiel nehmen. Einig- 
keit macht stark! 


- In dem Aufruf des Internationalen Gewerkschaitsbundes zur 
Feier des 1. Mai wird auf den wachsenden Widerstand des Ka- 
pitalismus gegen die Arbeitnehmeriorderungen und auf die An- 
strengung der Vertreter des Grosskapitals hingewiesen, sich die 
Regierungen völlig gefügig zu machen. Fs wird an die an den 
Uewerkschaftern in Ungarn, Finnland, Spanien usw. verübten 
Greuel erinnert, auf den Widerstand verwiesen, auf den die 
Verbesserung der sozialen Gesetzgebung und 
namentlich die Verkürzung der Arbeitszeit in beinahe 
allen Ländern stösst. Der Aufruf fährt dann fort: 

„Wir brauchen bloss darauf hinzuweisen, wie wenig Eifer 


die Leiter des Völkerbundes an den Tag legen, um, sei es durch 


Regelung der Valutairage oder der Rohstofiver- 
teilung für dielndustrie, den wirtschaftlichen Wieder- 
aufbau Europas in wirksamer Weise in die Hand zu nehmen. 
Was kümmert es diese Herren, ob durchihre Lässig- 
keit allenthalben die Arbeitslosigkeit und damit 
der Hunger in den Arbeiterfamilien zunimmt? Statt die Arbeits- 
losigkeit möglichst rasch und möglichst wirksam zu bekämpfen 
durch eine entgegenkommende Haltung gegenüber den Ländern 
mit entwerteter Valuta, statt Vorsorge zu treffen für eine syste- 
matische Verteilung der Rohstoffe und Kohle für die Industrie, 
wird die Arbeitslosigkeit gefördert, indem sie die deutschen 
Bergarbeiter zu Ueberschichten zwingen und damit die Bers- 


"arbeiter Englands, Frankreichs, Belgiens und Hollands arbeitslos 


machen. 
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Wir brauchen bloss auf die Bemühungen der Bourgeoisie 
in allen Ländern hinzuweisen, um die Sozialisierung der 
Produktionsmittel zu behindern. Mehr als ie 
ist ein geschlossenes Auitreten der organi- 
sierten Arbeiter vonnöten!* 

Als Parole für den 1. Maitag werden darum folgende For- 
derungen aufgestellt: 

Sozialisierung der Produktionsmittel! 

Durchiührung derBeschlüsse von Washington! 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit u a. durch 
Regelung der Rohstoiiverteilung! 

Gegen den Militarismus und für den Welt. 
irieden! 


x Die Form dieser Propaganda, die Art und Weise der Durch- 

führung der Demonstration soll der Entscheidung der Landes- 

he he selbst und den beiugten Vorständen überlassen 
eiben, 


Die Entwicklung der Gewerkschaften in den Jahren 1919 
bis 1919. Das Internationale Arbeitsamt veröffentlichte unlängst 
die Daten bezüglich der Entwicklung der Gewerkschaiten in 
den verschiedenen Ländern in den Jahren 1910—1919 bis Anfang 
1920. bezüglich der Zunahme der ihnen angeschlossenen Mit- 
glieder. Es springt uns daraus ein ganz ausserordentliches 
Wachstum ins Auge, was nicht ausschliesslich dem steigenden 
Bedürfnis nach Organisation und der Einsicht ihrer Vorteile, 
sondern teilweise auch der Vermehrung der Bevölkerung und 
der besseren Erfassung .durch die Statistik zuzuschreiben ist. 
Die Mitteilung enthält Angaben über folgende Staaten: England, 
Deutschland, Vereinigte Staaten von Amerika, Frankreich, Ita- 
lien, Belgien, Holland, Dänemark, Schweden, Norwegen, Finn- 
land, Schweiz, Spanien, Oesterreich, Ungarn, Tschechoslowakei, 
Kanada, Australien, Neuseeland, Serbien. Folgende Tabeile zeigt 
das Wachstum der Mitgliederzahl in diesen 20 Ländern: 


Jahr Gesamtzahl in den zwanzig Staaten 
1910 . » . “ 3 ® . . . 10 833 000 
a en an. 712 249.000 
1912. . 2-8... %2..13341 000 
ara 2 ae CIE 728 000 
1914 ..» Fe N Pa: . 13222 000 
191995757, . 2... 32 680 000 


Am Anfang des Jahres 1920 war also die Mitgliederzahl der 
Gewerkschaften dreimal so gross wie 1910 und zweimal so gross 
wie vor dem Ausbruch des Krieges. Während des Krieges war 
die Entwicklung der Gewerkschaften unterbunden, besonders 
in Deutschland, Oesterreich, Ungarn, Italien und Böhmen. Erst 
1917 fängt die Zunahme an. Im Jahre 1919 lässt sich überall 
eine sprunghafte Zunahme feststellen. Aus der Gesamtzahl von 
32680000 Mitgliedern entfallen auf die Gewerkschaften Eng- 
lands, Deutschlands, der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Krareighs und Italiens 27 Mill. und 5% Mill. auf die übrigen 

änder. 


Bezüglich der Gewerkschaften in den einzelnen Ländern 
möchten wir nur einige Daten mitteilen. In England stieg 
die Zahl der Gewerkschaiter von 2400000 i. J. 1910 (1914: 
4 199.000) auf 8024 000 i.J. 1919, Seit 1917 sind eine Anzahl 
neuer Gewerkschaften entstanden; die Organisationen der Lehrer 
und der ireien Berufe haben sich der Gewerkschaftsbewezung 
angeschlossen. Eine besonders grosse Zunahme ist bei den land- 
wirtschaftlichen und den ungelernten Arbeitern zu verzeichnen. 
Die Mitgliederzahl der letztgenannten Organisation stieg in den 
Jahren 1914---1919 von 385 000 auf 1491000. Die Gewerk- 
schaiten der Vereinigten Staaten von Amerika 
weisen im Mai 1920 eine Mitgliederzahl von 5 607 000 auf (1910: 
2100 000), 1914: 2672000. Unter den Gewerkschaften ist der 
Amerikanische’ Arbeiterverband (American Federation 'of Labor) 
die überwiegend grösste mit mehr als vier Millionen Mitgliedern 
(2072702 im Jahre: 1910). Die Gewerkschaften in Kanada 
mit einer Mitgliederzahl von 278 000 Arbeitern sind den Gewerk- 
schaften der Vereinigten Staaten: angeschlossen. ‘In Frank- 
reich ist die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder 1910: 977 000, 
1914: 1 026 000, 1919: 2.500 000. Die Zahl der Mitglieder hat sich 
im Wirtschaftsjahr 1918/1919 verdoppelt. Die angegebenen Zah- 
len beziehen sich auschliesslich auf den Allgemeinen Arbeiter- 
verband (Confederation generale du Travail), welchem 4200 
(im Jahre 1918 nur 2500) einzelne Gewerkschaften angegliedert 
sind. In Italien ist die Zahl der organisierten Arbeiter von 
817 000 i.J. 1910 und 962 000 i.J. 1914 auf 1800000 Ende 1919 
gestiegen. Es bestehen in Italien dreierlei Organisationen: frei- 
gewerkschaftliche (mit einer Mitgliederzahl von 967000 im 
Jahre 19i9), katholische und unabhängige (letztere mit syndika- 
listischen Tendenzen). In Belgien, wo die Zahl der organi- 
sierten Arbeiter 1919: 750 000 betrug (139 000 im Jahre 1910 und 
203 000 im Jahre 1914), sind freie Gewerkschaften mit 627 736 
und christliche Gewerkschaften mit 156 631 Mitgliedern. 
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Internationaler- Metallarbeiterbund. In Bern tagte Mitte 
März. das Zentralkomiiee una der Exekutivausschuss des Inter- 
nationalen Metatlarbeiterbundes. An der Tagung nahmen Dele- 
gierte aus Frankreich, Holland, Italien, Belgien, Deutschland; 
England, Ungarn, Oesterreich, der Tschecho-Slowakei, Luxem- 
burg, Schweden und der Schweiz teil. Von den Beschlüssen 
sind besonders zwei bemerkenswert: die Absage an Moskau 
und der Protest gegen die Sanktionen, . Diejenigen Meiall- 
arbeiterorganisationen, die der Moskauer. Internationale bei- 
treten, können nicht zugleich Mitglied des Internationalen Me- 
tallarbeiterbundes sein. Gegen die in London beschlossene Be- 
setzung weiterer deutscher Städte wurde Einspruch erhoben, 
weil sie den Frieden verzögert und neue wirtschaftliche und 
militärische Konilikte provoziert. Das internationale Komitee 
erklärte sich solidarisch mit der deutschen Arbeiterklasse, die 
gewillt sei, alle Kräfte zum Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete einzusetzen und die Pflicht einer Reparation anerkennt. 
Ein Wiederaufbau der Produktion und. Konsumkräfte der Völ- 
ker aller Länder bedingt die Internationalisierung der Kriegs- 
schulden. Der internationale Metallarbeiterkongress wurde auf 
den 26. Juli d. J. nach Berlin einberufen. 


Kommunistische Zellenarbeit. Die kommunistische Zellen- 
bildung ın den Gewerkschaiten ist soweit gediehen, dass diese 
kominunistischen Fraktionen, ‘die sich in. mehreren Gewerk- 
Schaften gepiidet haben, sich sogar dazu anschicken, Delegierte 
zu dem Moskauer Gewerkschaitskongress, der am 1. Juli statt- 
finden soli, zu ernennen. Bis zuin 1. Mai soil ferner die kom- 
munistische Reichsgewerkschaitszentrale eingerichtet sein. 
nachdem bereits im „Kommunistischen Gewerkschäfier” das Or- 
gan für diese kommunistische Organisation geschaffen worden 
ist, Es ist eitel Heuchelei, wenn die kommunistische Presse 
sich nun darüber entrüstet, dass sich die Gewerkschaften diese 
Aushöhiungstaktik nicht stillschweigend gefallen lassen woll>n, 
Sondern diejenigen, die sich seibst durch ihre Nichtachtung der 
Gewerkschaftsbeschlüsse ausserhalb ihrer Organisation stel- 
len, aus ihrer Mitte ausschliessen. Neben den Verbänden des 
AfA-Eundes haben sich mittierweile auch fast alle Gewerk- 
Schaften des A. D. G, B. gegen die Taktik der Moskauer Ge- 
werkschaftszerstörer ausgesprochen. Auch der Transport- 
arbeiterverband hat jetzt auf einer Tagung des engeren 
und weiteren Vorstandes, des Verbandsausschusses und von 
Vertretern der Gau- und Ortsvorstände beschlossen, dass sich 
jedes Mitglied, das sich den Anweisungen von Moskau unter- 
wirft, ausserhalb der Organisation stellt. Bemerkenswert ist, 
dass darüber hinaus auch gegen die in vielen Gewerkschaiten 
eingerissene Fraktionsbildung nach politischen Parteien Front 
gemacht wurde; auch das ist ein Anzeichen für die Gesundung 
der Gewerkschaftsbewegung. Parteipelitik gehört nicht in die 
Gewerkschaften hinein. 


Der englische Bergarbeiterstreik. Die Bergarbeiter Eng- 
lands sind am 1. April geschlossen in den Streik getreten, da 
die vorher monatelang geführten Verhandlungen ergebnislos 
verlaufen waren. Die Veranlassung zu diesem Streik liegt in 
der Lohnfrage begründet und datiert bis zum Oktober v. J. zu- 
rück. In dem Oktoberstreik kam ein Abkommen zustande, wo- 
nach die Lohnzuschläge von einer bestimmten Steigerung der 
Förderung abhängig gemacht - wurden: Das Abkommen war 
ein vorläufiges und hatte nur Geltung bis zum 31. März d. E 
Vor einigen Wochen hob die Regierung durch Gesetz die seit 
1917 bestehende staatliche Aufsicht über den gesamten Berg- 
bau auf und war dadurch im Gegensatz zu früher nur noch in- 
direkt als dritte Person an dem Bergbau beteiligt. Mit der 
Aufhebung der Staatskontrolie “wurde zugleich das frühere 
Machtverhältnis der Unternehmer im Bergbau wieder her- 
gestellt. Diese: erklärten unter Hinweis auf die Schlechte Ren- 
tabilität der Gruben, infolge Absatzmangel die bisherigen Löhne 
nicht mehr zahlen zu können. Ausserdem verlangten sie die 
Beseitigung des einheitlichen Mindestlohnes und schlugen da- 
für eine bezirkliche Lohnregelung vor. 


Die Bergarbeiter nahmen die Angebote der Unternehmer nicht 
an, forderten vielmehr die Beibehaltung der einheitlichen Min- 
destlöhne in der jetzigen Höhe. Ausserdem verlangten sie ein 
nationales Lohnamt mit einer Ausgleichskasse, aus der den 
Schlecht rentierenden Gruben aus den Uebergewinnen der er- 
tragreichen Bergwerke Zuschüsse gewährt werden sollen. Diese 
letzte Forderung bedeutet die Beibehaltung der Staatskontrolle, 
Eine Einigung zwischen den Parteien ist nicht zustande gekom- 
men, und die“Bergarbeiter sind deshalb in einen gross angeleg- 
ten Abwehrstreik eingetreten. Die Eisenbahner und die [rans- 
portarbeiter haben die aktive Beteiligung am Streik beschlos- 
sen. Eine Verwirklichung dieser Beschlüsse bedeutet 2% Mil- 
lionen Streikende. Bis zu dem Zeitpunkte, wo diese Zeilen ge- 
schrieben werden, ist noch nicht abzusehen, welche Ausdeh- 
nung und welchen Ausgang dieser Riesenkampf nehmen wird. 
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Wir haben als freie Gewerkschaft das grösste Interesse aa 
einem günstigen Verlauf dieser Bewegung für die Arbeiter; 
denn die eigentlichen Ursachen des Streikes sind die den Pri. 
vatkapitalisten unangenehme, wachsende Macht der Gewerk. 
schaften und insbesondere der Kampf um die Nationalisierung 
des englischen Kohlenbergbaues: 


Angestelltenbewegung 


Immer neue Lügennachrichten verbreitet der Neue Deutsche 
Techniker-Verband in seiner Zeitschrift „Der deutsche Terh- 
niker“, um den Bund und die AfA bei den Angestellten zu ver- 
dächtigen. Wenn wir in Nr. 9 unserer „D. T.-Z.“ in dem Ab- 
Schiedsgruss an den Benta in bezug auf Herrn Klitzsch. fest- 
stellten: „Nach seiner Glanzleistung in der oben mitgeteilten Be- 





richtigung haben wir in bezug auf Wahrheitsliebe ja wohl von | 


ihm noch allerhand zu erwarten“, so hatte es der N. D. T. V, 
ausserordentlich. eilig, diese Vermutung uns zu bestätigen, 
Wenn er uns in jeder Nummer seines Organes die Rund- 
Schreiben der Kommunisten und anderer linksstehender Parteien 
anhängt und die Diktatur des Proletariats als ein Ziel unserer 
Bewegung hinstellt, so ist das von uns schon oft genug wider- 
legt worden. Leider vergeblich, denn es gehört ja zum Wesen 
des christlichen Neuen D. T. V., dass er das falsche 
Zeugnis wider seinen Nächsten zur Grundlage seiner 
Agitation macht. 

Eine neue Glanzleistung seiner Verleumdungskunst bringt 
der Neue D. T. V. aber in Nr. 5/6 vom 15. März in einer „Die 
Neutralität der AfA-Verbände“ überschriebenen Notiz, in der 
über eine freie Schulkonferenz in Saarbrücken be- 
richtet wird. Auf dieser Schulkonferenz ist zu Schulfragen und 
unter anderem auch zu dem konfessionellen Religionsunterricht 
Stellung genommen worden. ' Obgleich wir uns in sehr aus- 
gedehntem Masse mit dem technischen Schulwesen befassen 
und an massgebender Stelle mitarbeiten, ist es für uns als 
reine Fachorganisation und ebenso für die AfA ganz selbst- 
verständlich, dass eine Stellungnahme zu den Fragen des kon- 
fessionellen Religionsunterrichtes für uns überhaupt nicht in 
Frage kommen kann. Welche Organisationen auf jener Schul- 
konferenz offiziell vertreten waren, wissen wir nicht, aber fest- 
steht, dass sich weder die AfA noch ein AfA-Verband an dieser 
Konferenz beteiliet haben. Weiter ist von uns festgestellt, dass 
auch von dem Vertreter des N. D. T. V. in.Saarbrücken jener 
Artikel nicht- veranlasst. wurde. Die Verbindune jener Schul- 
konferenz mit dem AfA-Bund ist also von der Redaktion jener 
Zeitschrift ganz willkürlich hergestellt worden, um dann er- 
klären zu können: 

- „Und dann geht man her und spricht in den n-uesten Auslassungen des 
AfA-Bundes aus Anlass des Werkmeist r-Verbandsstreites von parteipo'itisch 
und religiös neutralen Gewerkschaften. Eitel Humbug!“ 


Diese elende Kampfesweise richtet sich von selhst, traurig 
nur, dass sie unter dem Namen des Christentums erfolgt. 


Wie der „Gewerkschaitsbund nationaler Angestellten“ aus- 
sieht, der von dem Führer der Gelben, dem Reichstagsabgeord- 
neten Geissler, gegründet worden ist, nachdem sein Bund 
nationaler technischer Angestellten (Benta) zum christlichen 
Neuen D. T. V. abgeschwenkt ist, ersehen wir aus einer Fr= 
klärung des letzten Vorstandes jenes „Benta“ in der Zeitschrift 
des Neuen D. T. V.: 


.. „Dann aber stellt sich der Herr Reichstagsabgeordnete wie- 
der einmal als Retter des Vaterlandes. hin und orakelt: „Sie 
(unsere Mitglieder) haben sich in den letzten Tagen mit zahl- 
reichen anderen Angestelltengruppen zum „Gewerkschaftsbund 
nationaler Angestellten“ zusammengeschlossen.“ Sie? Ach nein, 
Herr. Reichstagsabgeordneter, - Sie haben vielleicht 
einen Skatklub zusammengetrommelt und da- 
mit eine neue Mausefalle aufgerichtet. In einem 
Brief vom 10. Februar haben Sie ja verraten, dass Sie noch nicht 
einmal soviel Mitglieder haben, um einen Vorstand zu bilden, 
und Sie haben sich deshalb höchstselbst als vorläufiger Vor- 
sitzender etabliert. Eigentlich sollten Ihnen solche 
„Gründungen“ als unlauterer Wettbewerb 
polizeilich untersagt werden. Gross ist auch der 
Schwindel, wenn Sie in der Veröffentlichung schreiben, 
„der neue Gewerkschaftsbund sei auf Betriebsgruppen“ auf 
gebaut! Doch wohl nur in Ihrer lebhaften Phantasie, lieber 
Herr? . Das einzige, was wir Ihnen so ungefähr glauben, ist die 
Klage in Ihrem Brief über den Mangel an Gekdmitteln zum Auf 
bau der Organisation.“ 


Und weiter finden wir das interessante Geständnis in die- 
ser Auslassung des Bundes nationaler technischer Angestellten; 
„Wo hat denn ein Geisslerscher Verband schon einmal 
für diebessereBewertungder geistigenArbeit 
wirken können? Nicht ..einen einzigen Tarif 
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abenwirwährendder Zugehörigkeitzum „Na- 
ionalverband“ abzuschliessen vermocht, ob- 


"wohl unsere Mitglieder immer wieder darauf 


rängten.“ i 
"Damit bescheinigt der Benta selbst, was wir von ihm 


"hehanptet hatten: Seine. völlige Unfähigkeit zur Vertretung der 


b 
Angestellteninteressen. 
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" " Berufsfragen 


Gartenbautechniker 


- Schon wieder. eine neue Organisation! Am 27. Februar d.J. 
ist in Cassel eine „Berufisgemeinschaft der gärtne- 
rischen Beamten und Angestellten in. öfient- 
lichen Verwaltungen Deutschlands“ gegründet 
‚worden. Nach dem uns vorliegenden Entwurf bezweckt.die Be- 








rufsgemeinschait: | 


a) Richtlinien für einheitliche Dienstbezeiehnung aufzustellen 
und für ihre Durchführung zu wirken, " 

- b) begründete Vorschläge für die Eingruppierung der Garten- und 
Friedhofsbeamten und -angesteliten in öffentlichen Verwaltungen in die 
Besoldungsordnungen auszuarbeiten, 

&) Organisationsfragen der Garten- und Friedhofsverwaltungen zu 

ı bearbeiten, 
d) aufklärend zu wirken über den. Wert der Grünanlagen und die 
Aufgaben.der Garten- und Friedhofsverwaltungen, 


.e) aufklärend zu wirken über die Ausbildung der Gartenfachleute 


gegenüber den anderen technischen Berufen. 


" Dieser Zweck soll erreicht werden durch: 
1. Uebersendung von :Eingruppierungsvorschlägen und 
ienstbezeichnungslisten an .die Verwaltung von: Städten, 
Gemeinden usw, den Städtetag, die Spitzenorganisationen 
der Beamten- und Angestelltenvertretungen und an die Mitglieder, 
2. Unterstützung der Forderungen der Mitglieder bei den Spitzen- 
rerganisätiomen durch Uecberweisung vom: statistischem 
’ Material, 
8%, Sammeln von statistischem Material über Organisation der 
" Garten- ıund Friedhofsverwaltungen Deutschlands. 


Ursprünglich bestand die Absicht, diese neue „Beruisgemein- 
schaft“ organisätorisch dem „Komba“, dem Verband der Kom- 
munalbeamten und -angestellten Preussens, anzugliedern. Durch 
das tatkräftige Eingreifen einiger Kollegen konnte dieser Plan 
verhindert werden, und die‘ Berufsgemeinschaft will jetzt als 
„unabhängige und neutrale Standesvertretung“ nur das ein- 
schlägige Material sammeln und “ausarbeiten und dann den in 
Frage kommenden gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen zur 
Verfügung stellen. 

Allem Anschein nach sind die Kollegen Gartenbautechniker 
noch nicht genügend darüber aufgeklärt, welche Aufgaben unser 
„Reichsberufsausschuss für Gartenbautech- 
niker“ hat, sonst. wäre vielleicht die Gründung unterblieben. 
Das Zusammengehen mit den Obergärtnern in’solchen Berufs- 
fragen lässt sich auch durch unser Kartellverhältnis mit dem 
A.D. G. B. erreichen, während die Gartendirektoren, soweit sie 
nicht Arbeitgeberbefugnisse haben, natürlich auch bei uns aui- 
Hahmefähig sind. * Jedenfalls handelt es sich einmal wieder um 
eine ausserordentlich überflüssige Gründung in un- 
serer ohnehin an Organisationen überreichen Zeit. Unsere Mit- 
glieder, deren Interessen durch den Reichsberufsausschuss und 
die gewerkschaitlichen Abteilungen unseres ‚Bundes in ausgiebi- 
genv Masse vertreten werden, können- jedenfalls auf den An- 
schluss an diese Ueberorganisation verzichten. 


Vermessungstechniker 


Abendkurse für Vermessungstechniker. In der Bauzewerk- 
schule Neukölln beginnt demnächst ein neuer Abendkursus für 
Vermessungstechniker. Vorgeschrittene Kollegen aus. dem Ver- 
messungsiach können aufgenommen werden. Auskunft erteilt 
Kollege Zemlin, Schöneberg, Apostel-Paulusstr. 37, oder Bau- 
gewerkschule Neukölln, Telephon 867. 


Don. Aus dem Bände | DD 
Pommern mnrher nie nenn anne m nn 6 n Vnpe, „mathe enmesnedruse sinne enden nn ng 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere. über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres. an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 





2: Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, 


‚DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 52, Werftstr. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 

: Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b, H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen, 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma ‚Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen, _ 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 
Hubert Zettelmeyer,. Conz bei Trier. 


Versammlungskalender‘ 

Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be» 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, - Versammlungsort. © Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z, also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redäktion 'sein 'uad dürfen keine’anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An« 
wendung nachstekender Abkürzungen enthalten: i 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 
V.=='Vertrauessmännerversammlung, 
B = Beiufsausschuss. 

Berlin. B. Vermessungswesen Gross-Berlin. 22. IV. 7%. Berliner Clubhaus, 
Ohmstr. 2 (Nähe Jannowitzbrücke). Vortrag über die Relativitätstheorie von Einstein, 
Referent: Landmesser Schmid.-Lichtenberg. 

Artern. M. 17. IV. 10%, Ratskeller. 

i . IV. 8%, Adguarium. 
Hagen ii. W. M. 2 V. 5®, Dr eiäl Heidenstrasse. 
Gross-Hamburg. O.H.V.-Sitzung. 22. IV. 7%, Geschäftszimmer, 


Bücherschau 


Schutz und Verwertung von Erfindungen. Von Ingenieur W. Gerolsky. 
Mit Musterbeispielen und zwei Musterzeichnungen. 88 S. 80%, Frankfurt a. M, 
1921,- Akademisch-technischer Verlag Joh Hammel. Preis kt. 6 M. 


Die vorliegende Arbeit soll nach der eigenen Arigabe‘ des Verfassers in 
erster Linie Erfindern, die nicht Zeit und Gelegenheit haben, sich bei Patent- 
sachverständigen Rat zu holen, als Leitfaden dienen, wie der Schutz. einer Er- 
findung zu erlangen ist und welche Wege Erfinder zweckmässig einzuschlagen 
haben, um die Früchte ihres Nachdenkens zu ernten. Gleichzeitig soll sie aber 
auch den Erfinder auf die Hindernisse aufmerksam machen, die ihm bei der 
Verfolgung seiner Ziele sowohl in patentrechtlicher wie auch in rein materieller 
Beziehung entgegentreten. Man. kann ohne weiteres zugestehen, dass der 
Verfasser dieses Ziel durchaus erreicht hat. ‘Zu bedauern ist nur, dass die 
Angestellten- und Beamtenerfindung nicht die Berücksichtigung gefunden hat, 
die sie verdient, Das, was auf, Seite 48 über Etablissements-Eriindungen zu 
lesen ist, genügt keineswegs, und der Hinweis auf die mannigfaltigen Er- 
örterungen in 3 Tages- und Fachpresse darüber kann diesen Mangel nicht 
entschuldigen. Es dürfte sich deshalb bei einer zweiten Auflage empfehlen, 
diese empfindliche Lücke auszufüllen, Karl Sohlich. 

Friedrich Theodor Vischer, Aussprüche des Denkers, Dichters und 
Streiters, herausgegeben von Rudolf Krauss, mit 1% Abbildungen, Preis 
geheftet Mark 12,—, gebunden Mark -15,—. Verlag von Julius Hoffmann 
in Stuttgart. 

Valuta-Elend und Friedensvertrag von Dr. Henry Behnsen und 
Dr; Werner Genzmer. Zweite, neubearkeitete Auflage 6. bis 20. Tausend 
Preis 5,— Mark. Verlag von Felix Meiner, Leipzig 1921. 

Das Betriebsrätegesetz. "Textausgabe mit einem Anhang: Wahlordnung. 
Preis: 2,50 Mark.. -Zentralverlag G. mb; H., Berlin NW 6, Luisenstr. 31b. 

Der Betriebsrat. Von ' Arbeitersekretär Friedrich Kleeis, 
Berlin NW 6, Zentralverlag G.m.b. H., Preis 2,50 Mark (2, Aufl.) 








DO OD 


En 








STEH TEE Se ET Ne a 
Y x ee 





BR; 
m 


el 


PS: ze: ERTEILT 


Sierbeia 


Es starben: 


Konrad Beckhaus (126 038), Homberg. 
Franz Bittrich (127 885), Brandenburg. 
Ewaid Ernesti (46 722), Dortmund. 
Josef Gasch (171503), Nikolai. 

Georg Grand (137 985), Chemnitz. 
Heinrich Hesse (132 150), Recklinghausen. 
Heinrich Holtmann (T. 85 477), Datteln. 
Cari Keue (T. 9837), Bremen. 

Heinrich Kieseier (57 716), Bottrop. 
Paul Knauff (33 484), Friedenau. 
Wilhelm Knöpker (T. 91 031), Lengerich. 
Geörg Kurbatow (173 275), Berlin, 
Hermann Melzer (171 878), Berlin. 

Kari Pohl. (148 060), Hirschberg. 

Otto Rothe (T. 80 261), Tempelhof. 

Karl Ruhl (54 797), Köln. 


Ehre ihrem Andenken! 























Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, 
7. — Rotationsdruck Möller & Bere! GmbH., Berlia SW 58, 


































EZ Stellenangebote 


Für baldigen Eintritt 


Konstrukteure 


für landwirtschaftliche Maschinen (Drill- und. Hackmaschinen) 
g+sucht. Ausführliche Bewerbungen an 


Deutsche Werke Aktiengesellschaft 


Werk Cassel, 
Cassei-Bettenhausen, 


Maschinen-Ingenieur 


gesucht. Schriftgewandtheit und Sprachkenntnisse (englisch, 
französisch) erforderlih. Bewerbungen schriftlich erbeten. 


Patentanwälte C. Arndt u. Dr.-Ing. Bock 


Braunschweig, Kaiser-Wilhelm-Strasse 1a. 


Jüngerer Detailkonstrukteur 


für Eisenkonstruktion gesucht. Einige Kenntnisse in der Statik 
erwünscht. Herren, welche sich für den Mastbau der Hochvoltleitungen 
interessieren, wollen Angebote einreichen. Eintritt baldigst. 


Deutsche Continental - Gas - Gesellschaft 
Elektrotechnische Zentraie Dessau. 
Tüchtiger und energischer Meister 
aus dem Armaturenfach, nicht unter 30 Jahre alt, sofort ge- 
sucht. Es wollen eich nur Bewerber melden, die ‘genaue Kenntnisse 
der rationellen Methoden im Bearbeiten und Schleifen von -Messing- 
armaturen und eine mehrjährige Tätigkeit in dicsem Fach aufweisen 
können. Angebote mit Lebensl., Zeugn., Gehaltsanspr. und Eintritts- 
termin an Deutsche Werke, Aktiengeselischaft, Siegburg. 


Für das Konstruktionsbüro der Landmaschinen-Abteilung wird ein 


tüchtiger selbständig arbeitender Techniker 


mit mehrjähriger Erfahrung im Bau von Schrotmühlen u. Dreschmaschinen, 

ferner ein tichtiger Techniker mit umfassender Konstruktionspraxis 

Im ‚allgemeinen Maschinenbau zum ‚sofortigen Eintritt gesusht. 

Bewerbungen mit Zeugnissen, Lebenslauf, Bild u. Gehaltsansprüchen 

5 rbeten an F. Stille, Maschinenfabrik, Münster I. W. 
Gesucht zum sofortigen Diensi- Erfahrener 


(FosSöEetsesner Feng] 


Hochbautechniker 

mit abgeschlossener Baugewerk- 
schulbildung zwecks Uebernahme | absolut sicherer Statiker, gesucht. 
örtl. Bauleitungen sowie Angebote mit Zeugnisabschriften 
1 Architekt und Gehaltsforderungen erbeten. 


zur Hilfeleistung auf dem Bureau. J. Freundlieb, Essen 
N) he i 


In Betracht kommen aur zeichnerisch 
gewandte Herren mit guten theore- | Beton- und Eisenbetonbau, 


tischen Kenntnissen und längerer 
praktischer Erfahrung. Anstellung 
jüngerer, guter Zeichner, mit Er- 


auf Tarifvertrag. Bewerbungen unt. 
Vorlage von Lebenslauf und be- 

fahrungen im Wagen- u. Weichen- 
bau, gesucht. 


glaubigten Zeugnisabschriften erb, 
Angebote erbeten mit Angabe 


Reichsneubauamt Aachen. 
Druxes. 

bisheriger Tätigkeit, Gehalts- 

ansprüchen, Eintritt. 


Glässing & Schollwer, 


echenschieber 

















a Reisszeuge 


erstklass.Qualität zu Originalpreisen 


Streitz’sche Verlagsbuckhandlung 


Berlin NO 210, Pasteurstrasse 16. 


EEE EIERN 
Was wollen Sie 
für die Verbesserung ihrer Lobenslage tun? Fehlt Ihnen ein Examen? 
Wollen Sie Ihre allgemeine Bildung heben, Ihre kaufmännischen,technischen, 


Kenntnisse WI * " elfen iR n en durch die 


Kenntnisse berühmte 

erweitern? Methode 
Rustin (5 Dir., 22 Professoren höh. Lehranst. als Mitarbeiter): Wissensch. 
geb. Mann, w., KETee, Abiturium, Einjähr.-Freiwillige oder Reichsver- 
bandsezamen, Handelsschule, Landwirtschaftsschule, Militäranwärter, 
Konservatorium, Schule d. Gesanges, Graphologie. Verlangen Sie noch 
heute ausführl, Prospekt R 126, über die Selbstunterrichtsmethode Rustin 
kostenlos. Stand u. Beruf bitten wir anzugeben. 


Bonness & Hachfeid, Verlagsbuchhandlung, Potsdam. 
E Keane eh RRALLLELLLLLLLTITITITTITTITTITTUITTTTITITTETTTTI IT 


Die Pensions- und Witwenkasse 


des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
rende 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage, 
Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
gen erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse 
des Deutschen Techniker- Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 


bALLLEEELTETTELTTTTTETETETFERTTEFEITFRTITERTERRETTETTERRETEITTERTTTRTTTTTTTTEITTTTTTTTTETES 
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FEUBRTETEAUERSOHEURBRRTERTER TUNER 
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Wand- und Tischprojektions-, Ver- 


ı Schmehle Nacht, Dresden-27/72. 










die fimfgespaltene ‘Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, Mark, 

Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf. 

nahmen 20%, bei 26-Aufnahmen 30%. rn 
eter-Zeile 3,— Mark, - 


Stellenangebote — die fünfgespaltene Millim 
Neunte Ordentliche Generaiversammlung der‘ 
Industriebeamten -Sparbank. 


Gemäss $ 20 unserer Satzungen laden wir hierdurch ein- zur > ö 


neunten ordentlichen Generaiversammlung 
am Sonnabend, den 30. Apri! 1921, abends 7 Uhr, im Industrlebeamten-Hause, Werftstr.T, 


Tagesordnung: 
1. Konstituierung der Generalversammlung, ” 
‚sch##te- und Jahresbericht für 1920. 
Entissiungy voh Ares und Aufsichtsrat. 
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or | ‚öchstbetragen für Anleihen, 
'sssen: Zhaftliche' Kapitalbeschaffung für die Sozialisierung 
Wirtschaftslebens, 











B; % dnrT ar 
area WW 


'sungsänderungen, 
“. Anträge. x 
9. Neuwahl des Vorstandes und Aufsichtsrates. 
10. Verschiedenes. 


Die Verhandlungen sind öffentlich. Jedem erschienenen Genossen stcht unabhängig von der Höhe der 
bereits auf den Geschäftsanteil geleisteten Einzahlungen das Stimmrecht zu. Inha f Geschäfts- | 
| anteilen haben nur eine Stimme. Die Genossen haben sich durch ihren Genossenschaftsausweis zu legitimieren. 
Körperschaftliche Mitglieder haben zur Teilnahme an der Generalversammlung einen notariell beglaubigten 
Vertreter zu bevolimächtigen. 
Anträge können in der Generalversammlung nur zur ‚Beratung kommen, 


wenn sie von mindestens zwanzig 
Genossen unterstützt und bis spätestens am 23 ; 


: April bei uns eingegangen sind. ; : 
Der Rechnungsabschluss für das Jahr 1920 liegt werktäglich von 9—4 Uhr zur Einsicht vorm 23. bis 
30. April für alle Genossen an unserer Kasse aus. 


Industriebeamten-Sparbank e.6.m.b.H, 
| 


Der Aufsichtsrat: 






Weitzels Schule le Apparate 


Katalog A frei. 
Selbsispielende 


Zonophone 


Katalog B_ frei. 


des Masehinenteehnikers 


17 Bände und 1 Atlas. 
Gebunden ca. M. 350,—. 
Auch gegen 40,— M, 
Monatsrate durch 








? Uhren, Brillanten, 

Hermann Mensser.u.| I AN 4 onen Matahrane 

Berlin W 57/4, A NE Katalog C frei, 

Potsdamer Strasse 75. Ö \ Teilzahlung. 
'L. Römer, Altona (Eihe) 19. | 


Photogruphieren Sie? 


Für Beruf und freie Stunden 
können auch Sie auf Grund 
meiner neuen Zahlungsbedin- 
gungen (auf Wunsch Kredit- 
gabe bis zu 10 Monaten) 
einen erstklassigen Photo- 
epparat und Ausrüstung er- 
werben. Kostenfrei sende ich 
Liste Nr.51 TZ mit zahlreichen 
prachtvoll, Gelegenheitskäufen 
in feinsten Kameras u. Bedarfs- 
artikeln (Platten, Films, Papiere, 

Entwickler usw.). 


Photo-Versandhaus Heithold 
Frankfurt 








Aktenmappen. 


2-Schlösser, zusammenlegbar, | 
auch als Schülermappen verwendbar, | 
— schwarz. oder braun — 
Prima Rindspaltleder . Mk. 80. 
hohe, breite Form . 110.— 
Prima Rindvolleder .. „ .150.— 
hoke, breite Form... „ 1%0.— 
Luxusmappen .... 2 u 0.— 
-| mit Griff und Schiene M. 12 — mehr. 
Ernst Melzig, 
Lederwarenfabrik, 
Liegnitz, Schlesien. 
:—: Nachnahme, Wertversaad :—: 
















Mathematik 


Man verlange kostenlos: 
ProspekteH.-Hochb;, T.-Tiefb., 
MMeskmesh E. - Elektro- 
techn. Näh. Auskunft bereitwill: 















ZH KönnenSie plaudern? || „. yereinaieätne | 


Naumburg a.d. 
Roonplatz 4. 


BEILAGEN 





Fordern Sie Muster 
von Tuchen. für: 


Anzüge Cover-Coat 
# Damenkostüme Sportsachen 


Wollen Sie als gebildeter und. gern | 
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Aufruf der Gewerkschaftszentralen zur Maifeier. 


EI 

Vom Internationalen Gewerkschaftsbund ergeht an die gesamte Arbeitnehmerschaft der Welt 
der Ruf, sich am 1. Mai zu machtvollen Kundgebungen zu vereinigen und ihre Solidarität mit den 
U  Klassenforderungen des internationalen kämpfenden Proletariats zu bekunden. Auch die deutsche 
Arbeitnehmerschaft wird sich, wie in früheren Jahren, an dieser Demonstration beteiligen. Mag auch 
für sie ein Teil der Forderungen erfüllt sein, für deren Erkämpfung vor 32 Jahren die Maifeier be- 
schlossen wurde, so bedarf es doch zu ihrer vollen Sicherung der gesetzlichen Einführung in allen 
Ländern, wie dies von der Washingtoner Internationalen Arbeiterschutzkonferenz verlangt wurde. 

Die deutsche Arbeiter- und Angestelltenschaft weiss sich einig mit der Arbeiterschaft der 
gesamten Kulturwelt im rastlosen Kampfe für die völlige Verwirklichung des Achtstundenarbeitstages 
und der übrigen Forderungen des internationalen Arbeiterschutzes. 

Aber die Not der Arbeitnehmerklasse erschöpft sich nicht in drückender Arbeitsfron. Sie 
wird verschärft durch die Geissel der Arbeitslosigkeit, die täglich grössere Opfer fordert. Die 
deutsche Arbeiterschaft wird besonders schwer getroffen durch die Gewaltpolitik des Ententekapita- 
lismus, der den Krieg gegen das unterlegene Deutschland mit wirtschaftlichen und militärischen 
Maächtmitteln weiterführt und die Wiedergesundung unseres Wirtschaftslebens hindert. 

Die Maikundgebung muss sich zu einem wirksamen Protest 


gegen diese Vergewaltigungspolitik der kapitalislischen Weltmächte 


ausgestalten. Auch die Arbeiter der Ententeländer leiden unter diesem Widersinn, denn die wirt- 
schaftliche Vernichtung. Deutschlands legt auch ihre Industrien still. Sie stimmen mit uns überein in 
dem Ruf nach einer internationalen Befriedigung und Sanierung der Wirtschaft. 

‘Endlich vereinigen wir uns mit ihnen in unserem Kampfe für die Sozialisierung der 
Produktionsmittel. In den grösseren Industrieländern rüstet sich die Arbeiterschaft für die 
Sozialisierung des Kohlenbergbaues und die Gewinnung der übrigen Erdschätze, die allenthalben 
die Grundlage des Wirtschaftslebens bilden. Das Gesamtwohl der Menschheit darf nicht länger 
einer Handvoll von Monopolisten ausgeliefert bleiben. Der Widerstand der Unternehmerklasse gegen 
jeden Fortschritt der Gemeinwirtschaft muss in zähem Kampfe überwunden werden. 

Die unterzeichneten Vorstände der gewerkschaftlichen Organisationen Deutschlands rufen daher die 
deutschen Arbeiter und Angestellten auf, am 1. Mai in allen Versammlungen zu demonstrieren: 
für die Durchführung des internationalen Arbeiterschutzes in allen Ländern, 

für die wirksame Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch internationale Wirtschaftsgesundung, 

für die Sozialisierung der Bodenschätze, 
für die internationale Arbeitersolidarität, 
für einen wirklichen Weltfrieden! 


Berlin, den 13. April 1921. 


Dar Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Der Verstand des Allgemeinen freien Angestelltenbundes. 
Th. Leipart. Aufhäuser. Süss. 
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Aus dem Jahresbericht 1920 E} 


In den nächsten Tagen geht unser Jahresbericht den 
Bundestags-Delegierten, den Mitgliedern des Bundesausschusses 
und den Ortsverwaltungen zu. Nachstehender kurzer Auszug 
aus der 85 Seiten starken Schrift soll unserer Mitgliedschaft 
ein knappes Bild über die Leistungen des Bundes im Jahre 1920 
geben, soll aber auch dazu dienen, viele zu veranlassen, den 
Bericht selbst, der zum Preise von 3 M. durch die Ortsver- 
waltungen oder direkt vom Industriebeamtenverlage zu be- 
ziehen ist, einer genauen Durchsicht zu unterziehen. 

Das Jahr 1920 war ein Jahr schwerer gewerkschaftlicher 
Arbeit. Arbeitslosigkeit, Hunger, Wohnungsnot, Wohnungs- 
eiend, rapid steigende Preise und allmählich nachhinkende Ge- 
haltserhöhungen, vollständiger Stillstand unserer sozialen Ge- 
setzgebung waren die Kennzeichen des verflossenen Jahres. 
er Klärungsprozess in der Angestelltenbewegung 
hielt weiter an, so dass sich auch in der Angestelltenschaft die 
drei Richtungen — die christlichen Gewerkschaften, vertreten 
Gurch den Gesamtverband deutscher Angestellten-Gewerk- 
schaften (G. d. A. G.), die Hirsch-Dunckerschen. vertreten 
durch den Gewerkschaftsbund der Angestellten (G. d. A.) und 
die Treigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung im Allgemeinen 
freien Angestelltenbund (AfA-Bund) — schärfer herausgearbeitet 
haben. Die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung hat 
im Vorjahre bei der Abwehr des Kapp-Putsches, jenes impo- 
santen Grosskampfes der organisierten Arbeit, die Feuerprobe 
bestanden. In jenen Tagen ist das Bündnis zwischen der frei- 
gewerkschaftlichen Angestellten- und Arbeiterbewegung, dem 
f4A-Bunde und dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbunde 
besiegelt worden. Gemeinsam haben beide Zentralen dann 
weiter an dem Ausbau der freigewerkschaftlichen Bewegung, 
insbesondere an der Schaffung einer freigewerkschaftlichen 
Betriebsräte-Organisation gearbeitet. 

Von den grossen Aufgaben der Sozialpolitik ist keine 
ihrer Lösung nähergeführt worden. Als Ergebnis des Jahres 
haben wir lediglich zu verzeichnen: die sehr zweifelhafte Ver- 
ordnung gegen Streiks in lebenswichtigen Betrieben, die Ver- 
ordnung über Betriebsabbrüche und Stillegungen, eine Ver- 
ordnung zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit für Schwer- 
kriegsbeschädigte und das Gesetz über die Vorlage einer Be- 
triebsbilanz. Das am 4. Februar verabschiedete Betriebsräte- 
gesetz ist ja eigentlich das Ergebnis aus dem Jahre 1919, Zur 
Erörterung wurden unterbreitet der Entwurf einer Schlichtungs- 
ordnung, der Entwurf eines Gesetzes über die Einrichtung von 
Arbeitsgerichten, der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes, 
Nichts geschehen ist auf den grossen Gebieten der Vereinheit- 
lichung der sozialen Versicherung, der Schaffung eines einheit- 
lichen Beamtenrechtes, der Rätegesetzgebung. Auch das Ar- 
beitsgesetzbuch mit seinen vielen wichtigen Unterabteilungen 
steckt noch in den Windeln der Ausschussberatungen. Die Be- 
ratungen über die Sozialisierung des Bergbaues haben wohl 
wesentlich dazu gedient, diese wichtige Massnahme zu. ver- 
schleppen oder zu hintertreiben. Wollen wir auf Sozialpoliti- 
schem Gebiete vorwärtskommen, so müssen wir durch die 
Macht der gewerkschaftlichen Organisation einen viel schär- 
feren Druck hinter unsere Forderungen setzen können. 

Auf dem Gebiete der gewerkschaftlichen Selbst- 
hilfe hat uns diese unsere Macht anerkennenswerte Frfolge 
gebracht. Nicht weniger als 269 Tarifverträge wurden von 
uns abgeschlossen, in 16 Fällen musste dabei von dem letzten 
Mittel, von der Arbeitseinstellung, Gebrauch gemacht werden, 
Dem Jahresbericht liegt eine wertvolle Uebersicht über die zu 
Anfang und Ende des Jahres 1920 gezahlten Durchschnitts- 
mindestgehälter für die technischen Angestellten in der Metall- 
industrie bei. Die Fachgruppenarbeit ist durch Ausbau der ge- 
werkschaftlichen Abteilungen, Industrie, Baugewerbe, Bergbau, 
Staats- und Kommunaltechniker, wesentlich gefördert worden. 

Neben dem gewerkschaftlichen Kampf haben wir der Aus- 
bildung des Nachwuchses besondere Aufmerksamkeit 
zugewandt. Wir verlangen, dass durch den Ausban der tech- 
nischen Mittelschulen Gelegenheit zur Vertiefung der Allge- 
meinbildung der Schüler gegeben wird, dass allmählich die 
privaten technischen Fachschulen beseitigt werden. Praktische 
Arbeit wurde geleistet durch eine Denkschrift über die Neu- 


1. Millionen 
Vermögenzuwachs 


hatte der Bund im Jahre 1920, 
















regelung des Berliner Fachschulwesens, fernerı durch die Mi 
arbeit beim Ausbau der Sonderschulen für Chemotechniker, Ve 
messungstechniker und Kulturtechniker. Das Bindeglied zwische 


der Bundesleitung und der Mitgliedschaft bildete unse 
»D. T.-Z.“, die seit Mitte des Jahres achttägig mit den fin 
Gruppenblättern — „Industrietechniker“, „Der Bautechniker 


„Der technische Grubenbeamte“, 
beamte“ und „Der Staatstechniker“ — erscheint. Die „Bunde 
post“ dient neben der „D. T.-Z“ insbesondere zur festen Ve, 
bindung der Vertrauensmänner mit dem Bunde, 

Der Abschnitt über die gewerkschaftliche 
Wohlfahrtseinrichtungen zeigt, welche 


„Der technische Gemeind. 


Bedeutin 
die gewerkschaftliche Organisation für den einzelnen Angt 


stellten hat. Unsere Rechtsschutzabteilu 
Vorjahre unseren Mitgliedern über 500000 Mark un 
47 Zeugnisse erstritten.‘ Unser Stellennachwei 
konnte den Eingang von 920 ireien Stellen verzeichnen, Yo 
denen 467 durch Mitglieder besetzt wurden, soweit uns Mel 
dungen darüber erstattet sind Recht rege ist die Aus 
kunftei in Anspruch genommen, wir haben 4193 Firmen 
auskünfte erteilt, und zwar konnten 90,5 Prozent der Anfragaı 
beantwortet werden. Die ungünstigen wirtschaftlichen Ver 
hältnisse brachten eine ausserordentlich starke Inanspruchnahn 
unserer Unterstützungseinrichtungen. Die Beitragserhöhung er 
möglichte uns eine wesentliche Heraufsetzung sämtliche 
Unterstützungssätze, so dass wir die bei weitem höchste 
Unterstützungen aller Organisationen zahlen 
Es wurden gezahlt 
für Stellenlosenunterstützung 


ng hat ü 










455 588,15 M. an 1320 Mitäl 


„ Solidaritätsunterstützung 12 213,25 „ :,:.1373° © 
5, Gemassregeltenunterstützung 88 116,65 „ ,. Som 
„ Hinterbliebenenunterstützung 50 399,90... „326 mE 
„ Darlehen- u. Notfallunterstützung 51 002,75 RE | 
» Wirtschaitsbeihilfe 3 » +... 12390,— „ „9 5 


Die Gesamtsumme der Unterstützungen 
betrug annähernd 730000 Mark. Am Ende des Jahre 
wurde mit der Krankenkasse für Kaufleute und Privatbeamte 
in Deutschland zu Barmen ein Vertrag abgeschlossen, durch 
welchen die Kasse zu einer Ersatzkrankenkasse des Bundes ge- 
macht wurde, 

Unsere sogar im gegnerischen Lager anerkannte gewerk 
schaftliche Arbeit hat uns auch im Vorjahre trotz der Ber 
tragserhöhung und der immer schärfer werdenden Angriffe von 
rechts einen erireulichen Werbeerfolg gebracht. In zahl- 
reichen Versammlungen wurden unsere Bundesgedanken ver 
treten. Unterstützt wurde die Erstattung von Vorträgen durch 
eine Reihe von Vortragsdispositionen. 


Ferner sind wichtige 
Artikel der: „D. T.-Z.* 


im Sonderdruck erschienen und eine 










730000 Mark 


wurden im Jahre 1920 


an Unterstützungen 


den Bundesmitgliedern gezahlt. 








Reihe Flugblätter herausgegeben worden. Dieses alles brachte 
es mit sich, dass auch in der ruhigeren Zeit des Jahres 1920 
annähernd 20 000 ordentliche Mitglieder und 6500 Hospitanten 
sich neu dem Bunde anschlossen, Dadurch wurden die Ver: 
luste an November-Gewerkschaftern völlig ausgeglichen, so dass 
wir mit einem Bestande von 93552 ordentlichen Mit- 
gliedern das Jahr schliessen konnten. Die niedrigen, den 
Teuerungsverhältnissen in keiner Weise Rechnung tragenden 
Beiträge im ersten Halbjahr hatten uns zu manchen Finschrän- 
kungen in unserer Tätigkeit gezwungen Durch die Beitrags- 
erhöhung auf dem Bundestage war dann die Möglichkeit gegeben, 
nicht nur das Unterstützungswesen zeitgemäss auszubauen, 
sondern auch unsere Geschäftsstellen im Reich wesentlich ziv 
vermehren und dadurch den für die energische Wahrnehmung: 
der gewerkschaftlichen Interessen erforderlichen Beamten- 
apparat unseren Kollegen zur Verfügung zu stellen, Es sind 
zwei Gaugeschäftsstellen und acht Gaunebenstellen neu ge- 
schaffen worden, so dass wir am Ende des Jahres im Reich 
22 Geschäftsstellen mit 32 Beamten hatten. Dadurch war eine 
weitgehende Unterstützung der Ortsverwaltungen, deren Zahl ' 
von 675 auf 828 gestiegen ist, möglich. Trotz der gewaltigen 
Fülle an gewerkschaftlicher Arbeit auf allen Gebieten, trotz der 
hohen Unterstützungen, trotz der niedrigeren Beiträge im ersten 
Halbjahre konnten wir erireulicherweise unsere Kapital- 
reserven um I’ı Millionen Mark stärken. Wir 








































































































‚Nr. 16 
klügten am Ende des Jahres über ein Vermögen von 
nähernd 3 Millionen Mark, ein Betrag, der es uns 
nöglicht, heute auch grösseren Kämpfen vertrauensvoll 
‚gegenzusehen, der aber immer noch nicht als aus- 
‘chend bezeichnet werden darf, denn zum Kriegführen gehört 
id Das gilt besonders auch für den Grosskampi um die 
freiung vom Joche des Kapitals. 

Fin grosszügiges Bild schaffender gewerkschaftlicher . Ar- 
it entrollt der Jahresbericht vor unseren Augen. Dieser 
hresbericht ist nur ein bescheidener Teilausschnitt aus der 
waltigen  freigewerkschaftlichen Zehmmillionen - Bewegung. 
ir können und müssen die Hoffnung haben, dass da, wo der- 
"ig schaffende und bauende Kräfte am Werk sind, auch die 
össte Not überwunden werden kann. Nur muss verlangt wer- 
m dass alle die Kräfte in die grosse Aufgabe unserer Zeit, 
a Wiederaufbau unserer Wirtschaft, eingegliedert werden. 








las deutsche Bauprogramm 1921—1924 


"Die Frage der Wohnungsversorgung steht gegenwärtig im 
sdergrund der politischen Diskussion. Die Not auf diesem 
sbiet ist ausserordentlich gross geworden und schreit täglich 
ingender nach Abhilfe. Infolge des Ausfalls der Bautätigkeit 
ährend der Kriegsjahre fehlen uns heute fast eine Million 


Drei Millionen Mark 


betrug das Bundesvermögen, der 


Kampfschatz unserer Mitglieder, 
am 31. Dezember 1920. 










Wie eine Lawine wälzt sich die Wohnungsnot 
rt und wird von Jahr zw Jahr grösser, denn wir bauen we- 
‚ger Wohnungen als der jährliche Zuwachsbedari erfordert, 
ır vor dem' Kriege 200 000 betrug, heute noch mindestens mit 


"ohnungen. 


0000 in Ansatz gebracht werden muss. In 4-5 Jahren weer- 
'n wir 1%% Millionen fehlende Wohnungen haben, wenn es 
cht gelingt, während dieser Zeit der Wohnungsnot zu steuern. 
azu kommt, dass auch die alten Wohnungen immer melır ver- 
Men und in einen Zustand geraten, welcher geradezu 
alastrophale Gefahren für unsere Wohnungspolitik mit sich 
üingt. Unser Volk geht gesundheitlich zugrunde, wenn es 
‚Icht bald gelingt, dem Elend Einhalt zu gebieten. Wir müssen 
auen, koste es, was es wolle! 

= Das hat auch der Reichswirtschaftsminister Sckolz erkannt, 
ls er sieulich im Reichswirtschaitsrat darauf hinwies, dass der 
ch die Sanktionen der Entente drohenden Minderbeschäftigung 
er Industrie am besten durch eine energische Wiederbelebung 
es Baumarktes entgegengewirkt werden könne. Diese Erklärung 
eigt, dass die Regierung heute vor der Grösse des Problems 
‚icht mehr so zurückschreckt, wie noch vor wenigen Wochen. 
ke drohend anschwellende Arbeitslosigkeit — der beste Nähr- 
‚oden für kommunistische Putsche — sowie die immer stärker 
rerdende Wohnungsnot zwingen die Regierung zu entschei- 
enden und tief eingreiienden Massnahmen. Aber, nicht plan- 
‘os wie bisher darf gebaut werden! Es muss ein Weg ge- 
‚mden werden, welcher gradliniger zum Ziel führt, als das bis- 
erge System der Baukostenzuschüsse. Damit 
aben Reich, Länder und Gemeinden in den letzten beiden 
ahren Milliarden} fast wirkungslos für die Allgemeinheit ver- 
‚ehleudert. Denn was an verlorenen Zuschüssen zu den Bau- 
osten von Mietwohnungen und Siedlungshäusern gegeben 
Aurde, war in seiner Wirkung gegenüber der grossen Woh- 
ungsnot ausserordentlich gering. Insgesamt konnten bisher 
‘% Preussen nur 21000 Notwohnungen und 53000 Dauer- 
vohnungen mit Zuschüssen bedacht werden. 40000 Dauer- 
vohnungen und etwa 20000 Beheliswohnungen sind, wie wir 
er „Sozialen Bauwirtschaft“ (Zeitschrift des Verbandes sozialer 
3aubetriebe, Berlin, Augsburger Str. 61) entnehmen, fertig- 
sestellt. Der Rest wird micht vor Mai beendet sein. Das ist 
las beschämende Ergebnis der bisherigen Wohnungspolitik, 
elchem gegenüber die harte Tatsache steht, dass nach den 
‚#eststellungen des preussischen Wohkahrtsministers heute 
mmer noch über eine Million Familien ohne geeignetes Ob- 
fach sind. 
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47 Zeugnisse und über 500000 Mark 


an Gehältern und Provisionen hat 


unsere Rechtsschutzabteilung im Jahre 1920 


den Mitgliedern erstritten. 





In den Bergbaubezirken, wo Wohnungen für die Bergleute 
zu schaffen sind, um die Belegschaften zu stärken — an der 
Kohlenförderung hängt unsere ganze Wirtschaft —, hat das 
System der Baukostenzuschüsse besonders deutlich Schiffbruch 


gelitten. Man lese nur das in Nr. 5 der „D. T.-Z.“ 1921 (Bei- 
lage: „Der technische Grubenbeamte“) veröffentlichte Gut- 
achten des bergbautechnischen Ausschusses 
über die Wohnungsfrageim Ruhrkohlengebiet, 
welches zu der betrübenden Feststellung kommt, „dass die Aus- 
sichten, mit den heutigen Mitteln den Wohnungsbau zu beschleu- 
nigen und dadurch die Steigerung der Kohlenförderung zu er- 
leichtern, ganz trostlos sind“. Bekanntlich wurde der Kohlen- 
preis im Vorjahre um 6 M. pro Tonne erhöht, die ausschliess- 
lich für den Wohnungsbau in den: Bergbaugebieten verwendet 
werden sollten. Das genannte Gutachten sagt darüber: „Bei 
einer durchschnittlichen Monatsförderung von etwa 7 Millionen 
Tonnen im Ruhrrevier hätte man nach Abzug des Selbstver- 
brauchs der Zechen mit einer Erbauung von etwa 13000 Woh- 
nungen rechnen dürfen.“ Statt dessen konnten überhaupt nur 
für 5600 Wohnungen Mittel bewilligt werden. Davon sind nach 
den Mitteilungen des Ministerialrats Dr. Glass im Wohnungs- 
ausschuss des Reichstages 1150 fertiggestellt, 3898 im Bau und 
550 noch gar nicht begonnen. Daneben wurden aus Mitteln 
der Werke selbst noch 3765 Wohnungen gebaut, die teilweise 
bereits bezogen bzw. im April bezugsiertig werden. Alles 
in allem konnten aus dem Kohlenfonds bisher im ganzen Reich 
nur 1797 Bergmannswohnungen errichtet werden. Dieses 
magere Ergebnis bedeutet den Bankrott des 
bisherigen BausysSstems, hervorgerufen durch 
die geradezu wahnsinnige Steigerung der Bau- 
kosten. Man rechnete 1920 noch im Ruhrgebiet mit eiwa 
39-36 000 Mark Baukosten für ein 70 qm Grundfläche deckendes 
Einfamilienhaus. Die Baustoffschieber und Spekulanten in der 
Baustoffindustrie, sowie die nicht weniger profitlüsternen pri- 
vaten Unternehmer des Baugewerbes haben diese Berechnun- 
gen indessen völlig umzuwerien verstanden. Heute ist eine 
Wohnung der genannten Grösse im westlichen Industriegebiet 
nicht mehr unter 100000 Mark zu errichten. 

Diese Entwicklung der Baustoffpreise treibt zum Zusammen- 
bruch. Sie hat, so sagt das vorerwähnte Gutachten des berg- 
bautechnischen Ausschusses, 

„die Siedlungstätigkeit im Ruhrgebiet in einer so nach- 
teiligen Weise unterbunden, dass sie zu einer Gefahr für die 
Entwicklung der Kohlenwirtschait wird, die von der Unterbrin- 
gung einer ausreichenden Arbeiterzahl abhängig ist. Sie hat 
ferner ganz unverkennbar die Bautätigkeit der Zechen aus ihren 
eigenen Mitteln in unheilvoller Weise beeinflusst. Man kann 
daher ohne weiteres mit einem Ausfall von mindestens 15 000 
Wohnungen rechnen, die ohne diese nachteilige Entwicklung 
der Baustoffpreise aus Öffentlichen und privaten Mitteln im 
Jahre 1920 gebaut worden wären“. 

Was hier über die Verhältnisse im Ruhrgebiet gesagt wird, 
das gilt ganz allgemein, Das System der Baukostenzuschüsse 
hat überall versagt. Wie sie gezahlt wurden, so flossen diese 
Zuschüsse zum ganz erheblichen Teil in die Taschen der kar- 
tellierten Baustofferzeuger, der Wucherer und Schieber auf dem 
Baumarkt, mit dem Erfolg, dass die Baustoffpreise nur noch 
immer mehr steigen. Auch die Bauunternehmer haben es ver- 
standen, und verstehen es noch heute, die Bauauftraggeber 
kräftig zu schröpfen. Hierfür zum Beweis eine kleine Tabelle, 
deren Zahlen zum Teil einer Broschüre von A. Ellinger”), zum 
Teil Nr. 3 der „Sozialen Bauwirtschaft“**) entnommen sind. 


*) „Die Sozialisierung des Baugewerbes." Herausgegeben vom Vorstand 
des Deutschen Bauarbeiterverbandes, Hamburg, Wallstrassel. Für Gewerkschafts- 
mitglieder Preis M. 1,50. 

”*) „Soziale Bauwirtschaft.* Zeitschrift des Verbandes sozialer Baubetricbe, 
Berlin, Linkstrasse 20, 
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Es forderten: 





Der billigste 











EN A Der Soziale Weniger 
Gegenstand Privatunter- h h 
Ort der en Ssebner Baubetrieb IR 
= A M. M. I 9% 
Krefeld Strassenbauarbeiten 487.000 237000 250 000 51 
Bonn Tiefbauarbeiten 560 000 206 000 294 000 .|143 
A Tischlerarbeiten für ’ 

Pforzheim städtische Siediungsh. 240 09 160 000 80 000 50 
Weimar Maurerarbeiten 115 847 65 279 50 568 74 

dito. Zimmererarbeiten 58 400 30 042 23 358 94 

dto, Dachdeckerarbeiten 10 598 4789 5818 1|122 
Landsberg Erd-, Maurer- und Ei 

a w. Zimmererarbeiten | 511524 | 372945 | 138579 | 37 


Diese Tabelle könnte noch wesentlich verlängert werden, 
wenn Raummangel nicht zur Beschränkung zwänge. Es ge- 
nügen aber schon die wenigen Beispiele, um zu zeigen, wie 
heute die Allgemeinheit — hier handelt es sich fast immer um 
kommunale Arbeiten — auszeplündert wird. Dabei muss hinzu- 
gelügt werden, dass die sozialen Baubetriebe, die im gemein- 
nützigen Zusammenwirken der Hand- und Kopfarbeiter des 
Baugewerbes der Sozialisierung vorarbeiten, aber erst kurze 
Zeit in Wirksamkeit sind und im allgemeinen noch mit grösse- 
ren Unkosten arbeiten müssen wie die gerissenen Bautunter- 
nehmen, mit ihren um so vieles billigeren Preisen noch recht gut 
ausgekommen sind. Zum Teil haben sie damit immer noch 
erhebliche Ueberschüsse erzielt. 

Eine Senkung der Baupreise und damit die Verbilligung des 
Bauens ist sehr wohl möglich, wenn das Unternehmertum im 
Baugewerbe auf unberechtigte Uebergewinne verzichtet. Auch 
in der Baustoffindustrie (Ziegeleien, Zementwerke, Sägewerke 
usw.) können die Produktionskosten auf die Hälfte und noch 
mehr herabgedrückt werden, wenn eine bessere Organisation 
der Betriebe diese bis zur Grenze ihrer technischen Leistungs- 
fähigkeit ausnutzen lässt, wie durch eingehende Berechnungen 
nachgewiesen wird. Die Backsteine z. B., die heute 350 bis 
400 Mark das 1000 kosten, sind sehr gut für 165—180 Mark her- 
zustellen. 

Die hochkapitalistisch arbeiteriden und glänzend organisierten 
Baustofferzeuger sind aber ebensowenig wie die privaten Bau- 
unternehmer für eine freiwillige Herabsetzung der Baupreise zu 
haben. Sie wollen im Gegenteil die bestehenden Beschrän- 
kunzen wie Höchstmietenverordnung aufheben und wünschen 
Wohnungs- und Mieteinigungsamt zum Teuiel. Sie fordern die 
„ireie Bautätigkeit‘ mit Wohnungsmieten, die das Bauen auch 
für den Privatmann wieder „rentierlich“ machen, also um das 
13—14 fache - höhere Wohnungsmieten als heute. Selbstver- 
ständlich ist, dass auch die Besitzer der alten Häuser nicht zu- 
rückstehen und das -Recht der unbegrenzten Mietsteigerung 
fordern. 

Mit der freien Wirtschaft, wie sie von ‘den Unternehmern 
und Kapitalisten für das Baugewerbe gefordert wird, kommen 
wir aber nicht weiter. - Auch hier muss wie in der Kohlen- 
produktion und in anderen für die Sozialisierung reifen In- 
dustrien an die Stelle der kapitalistischen Pro- 
fitwirtschaft die Gemeinwirtschaft treten. 

Einen Weg, der zu diesein Ziele führt, zeigt die. vom 'Ver- 
fasser dieses bearbeitete Schrift „Das deutsche 'Ban- 
programm 1921—1924“*). Die darin vertretenen: Gedanken 
werden gegenwärtig in Gewerkschaftskreisen ernsthaft erörtert, 
Nur einem Gewerkschaftsorgan, der „Deutschen Werkmeister- 
Zeitung“, blieb es vorbehalten, diese Vorschläge einer mehr als 
hämischen Kritik-zu unterziehen und dabei den Gedanken der 
Gemeinwirtschaft überhaupt: lächerlich zu machen. ' Dieses Vor- 
gehen richtet sich von selbst. Es soll uns aber nicht hindern, 
unsere Forderungen konsequent und mit gesteigertem Nachdruck 
weiter zu vertreten. 

Bei der Durchführung eines so grosszügigen Bauprogramms, 
wie es gefordert werden muss, wenn wirklich planmässig und 
ausreichend gebaut werden soil, spielen die Fi nanzierung 
nnd die Orzanisation der gemeinwirtschaft- 
lichen Bautätigkeit die grösste Rolle. ‚Die. gesamten 
Kosten eines vierjährigen Bauprogramms berechnen sich, die 





*) „Das Deutsche Baupro gramm 1921—1924.* Ein Vorschle« 
zur Beseitigung der Wohnunganot von Heinrich Kaufmann unter Mitwirkung 
von Ing. Karl: Fiebig-Dresden. Zu heziehen dürrch den Industriebeamter-Verlag, 
Berlin NW 52, Werfstr, 7. Preis N. 3,50. j . 
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heutigen. Baukosten zugrunde gelegt, auf 118 Milliarde 
Mark. Diese Summe kann unser ausgebeutetes Volk wede 
durch Mietsteuer noch sonstwie aufbringen, weshalb vorge 
Schlagen wird, auch die Finanzierung -der Neubauten auf ein 
völlig andere Grundlage als bisher zu stellen. Nur die Arbeits 
leistung sollte bei der Errichtung der neuen : Wohnungen ba 
bezahlt werden, nicht aber das Material und die Rohstoffe 
Arbeiterlöhne und Gehälter betragen heute gegenüber den ge 
steigerten Baustoffpreisen nur noch ein Viertel der gesamte 
Baukosten. - Diese Summe, sowie ‘die Beträge für die Ent 
schädigung der enteignetem Unternehmer, insgesamt etw: 
45 Milliarden Mark, kann durch eine Reichsbau. 
anleihe beschafft werden, die zweckmässig aus zwei Teiler 
besteht: Einer Bargeldanleihe, die von einer gewissen Kapitals. 
grenze an als Zwangsanleihe zu gelten hat und entsprechenk) 
der iinanziellen Tragfähigkeit des einzelnen zu Staffeln ist. Di 
Gelder der Reichen sollen also zugunsten des Wohnungsbaues 
mobil gemacht und das erraffte Vermögen der Wucherer und 
Schieber nützlich in den Dienst des Aufbaues gestellt werden) 
Das ist keine unsoziale drückende Steuer, wie etwa die in Aus.) 
sicht genommene Mietsteuer, sondern eine erzwungene 
Kapitalsanlage. Bei der Sicherheit der Anleihe, die ia, 
dürch die entstehenden Neubauten gedeckt wird, dari auch in 
Anbetracht des gemeinnützigen Zweckes auf eine starke Be 
teiligung der vom Zwange freigebliebenen Volksschichten ‚anı 
der Zeichnung gerechnet werden Gegen die Hinterziehung 
dieser Steuer ist mit schärfsten Strafen vorzugehen. Der zweite 
Teil wäre als „Naturalanleihe“ zu betrachten, die in. der 
zwangsweisen Uebernahme von Bauland, ‚Materialien, Geräten, 
Transportmitteln und-Betrieben wie Ziegeleien, Zementfabriken, 
Sägewerken usw, in dem für- das Baugewerbe notwendigem 
Umfange und für die zur. Ausführung desselben erforderliche‘ 
Zeit besteht, wofür als Gegenleistung Anleihescheine mit ange 
messener Verzinsung herausgegeben werden. Fl 
DieLeitungundDurchführungeines solchen 
Bauprogramms darf nicht Bureaukraten überlassen wer- 
den, sondern ist einem zu- bildenden Selbstverwaltungskörper. 
anzuvertrauen, den wir vorschlagen die „Reichsbauwirtschaft® 
zu. nennen, Diese muss als Körperschaft des öffentlichen. Rechtes 
ermächtigt werden, die erforderlichen Grundstücke, Betriebe, 
Materialien, Geräte usw. auf dem Wege der Naturalanleihe bis 
zur Vollendung des Bauprogramıms zu beschlagnahmen und als 
Treuhänder zweckmässig zu verwalten. Als ausführendes ‘Or 
gan der Reichsbauwirtschaft wird "eine „Reichsbaus 
leitung“: vorgeschlagen, die sich in eine Finanz-, Baustoff 
und Bauabteilung gliedert und von einem „Reichsbauraty 
welcher aus Vertretern der Bauarbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
Organisationen, sowie der Siedlungs-, Baugenossenschaften und 
Mieterverbände zusammengesetzt -ist,. überwacht wird. Dieser 
Reichsbaurat soll die Aufgabe haben, die Reichsbauleitung zu 
berufen, deren Tätigkeit zu kontrollieren und die 'grossen Richt- 
linien auszuarbeiten, nach welchen das endgültige Bauprogramm 
aufzustellen und “auszuführen . ist, sowie die fertiggestellten 
Häuser zu verwalten sind. Das ganze Reichsgebiet soll in etwa 
75 Baubezirke eingeteilt werden. Dabei: soll. Grundsatz 
sein, dass: jeder Bezirk in sich die Materialbeschaffung, die 
Bauausführung und die Abrechnung nach den vom Reichsbat- | 
rat herausgegebenen Richtlinien weitestgehend’ selbständig regelt, 
Auch. die Bezirksbauleitung soll wie die Reichsbauleitung: ge- 
gliedert sein und ebenfalls ‘durch einen: Beirat aus Vertretern 
der an der Bauwirtschaft] beteilieten Organisationen überwacht 
verden. Der Bezirksbauleitung sind die kommunalen und ört- | 
lichen Bauleitungen unterstellt. :Die einzelnen Bauleiter arbeiten 
direkt mit der Bezirksbauleitung, soweit es sich um kleine Orte 
handelt, sonst mit den kommunalen Bauleitungen. 
Die Reichsbauwirtschaft lässt sich ohne :'komplizierten ° und 
schwerfälligen Beamtenapparat aufziehen. Die tüchtigsten und | 
energischsten Wirtschaftsführer aus den Erzeugungs-Bau- 
betrieben, die allerdings ehrlich auf den Boden der Gemein- | 
wirtschaft stehen müssen, sollen die ‚Ausführung ‚und. Leitung 
des Bauprogramms übernehmen. ES ar; L 
Zur Ausführung der Bauarbeiten: sind die im Verband 
sozialer Baubetriebe zusammengefassten bestehenden 
bzw. noch Zu gründenden Banhütten, Baubetriebsgenossei- 
schaften und sonstigen sozialen Baubetriebe in weitestem Um- 
iange, heranzuziehen. Privatunternelimer können Zum Wett- 
bewerb mit diesen Betrieben nur. zugelasssa werden,. soweit 
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e sich verpflichten, auf jeden Uebergewinn, der über die Ent- 
Ihädieung der eigenen Arbeitsleistung, sowie Verzinsung und 
imortisierung der eigenen Betriebsmittel "hinausgeht, zu ver- 
chten. Auf diesem Wege wird die Allgemeinheit, also das 
eich, Geldgeber, Arbeitgeber und Eigentümer der neuen 
‚äuser. Wenn das vorgeschlagene Bauprogramm? verwirklicht 
 ürde, könnten während der guten Baumonate von Anfang 
ärz bis Ende Oktober "durchschnittlich 250000 bis 385 000 
"auarbeiter, mindestens 18000 Poliere, :5000—-6000 Bauführer 
"ad etwa ebensoviel sonstige Techniker Arbeit und Veraienst 
nden. 

Der hier erörterte Vorschlag lässt sich zusammenfassend 
is die Teilsozialisierung eines Wirtschafts. 
weiges auf Zeit clarakterisieren. Wer die heutigen 
‚ölitischen und wirtschaftlichen Machtverhältnisse richtig ein- 
‚shätzt, muss zugeben, dass die gegenwärtig von der Soziali- 
erungskommission geprüfte allgemeine und dauernde Soziali- 
erung des Wohnungs- und Bauwesens sich noch nicht so 
'asch verwirklichen lassen wird, als der hier gemachte Vor- 
'Shlae. Dieser bedeutet allerdings eine sozialistische Bauwirt- 
haft, die der späteren Vollsozialisierung zielbewusst vor- 
rbeitet. Dagegen wird sich zweifellos der schärfste Wider- 
pruch des Unternehmertums und seiner Wortiührer erheben. 
‘Jas darf aber nicht hindern, dass dieser Vorschlag ernstlich 
eprüft und möglichst bald verwirklicht wird. Mit kleinen 
‚litteln, wozu auch das im Februar im Reichstag beschlossene 
Totgesetz zur Belebung des Baumarktes und 
ie Bereitstellung von 1% Milliarden Mark 
euer Baukostenzuschüsse gehören, ist die grosse 
Nohnungsnot nicht zu beheben und die ungeheure Arbeitslosig- 
eit nicht zu beseitigen. Hier muss grundsätzliche Arbeit, die 
ich durch Rücksichten auf privatkapitalistische Interessen 
icht vom grossen Ziel ablenken lässt, geleistet werden. Wenn 
las Baugewerbe und die Baustoffindustrie aufnahmefähig für 
\rbeitskräfte gemacht werden wird, werden auch die anderen 
ndustrien belebt werden, denn die erhöhte Erwerbstätigkeit im 
jaufach hebt die Konsumkrafit weiter Volksschichten. Es darf 
nit Recht kühnlich behauptet werden, dass dann Arbeitslosig- 
'reit überhaupt nicht mehr oder nur in ganz geringem Umfange 
yestehen wird. An Stelle dumpfer Verzweiilung der Arbeits- 
'Dsen wird Hoffnungsfreude treten und zur Steigerung der Ar- 
jeitslust und: Arbeitsleistung führen... Das ist die beste 
yroduktive Erwerbslosenfürsorge, die dau- 
runde Werte schafft und zugleich ein drin- 
efriedigt! 

Heinrich Kauimann. 
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zendes Völksbedürfnis b 


Der Bau der Bergmannsheimstätten im 


Ruhrgebiet 

Die ungeheuren Schwierigkeiten, die sich der Wieder- 
'winahme der Bautätigkeit nach ‘dem Kriege entgegenstellten, 
raben auch auf die. Bergmannsheimstätten zurückgewirkt, ob- 
‘wohl bei diesen die grösste Schwierigkeit, nämlich die der Fi- 
Ianzierung, infolge der grossen bereitstehenden Mittel nicht so 
ns Gewicht fallen. konnte. In. einer Beziehung allerdings ist die 

Wirkung auch hier erschütternd: Das Programm lautete: 
30.004 Wohnungen jährlich, damit in fünf Jahren 150000 neue 
‚3ergleute angelegt werden können. Man hat tatsächlich 1920 
m Ruhrgebiet die Mittel für 5000, im ganzen Reich etwa für 
11000 Wohnungen bewilligen können. Vollendet waren bis zum 
Jahresabschluss etwa die Hälfte An eine Ausführung des 
"Programms ist also nicht: zu denken, die Anstrengung verpufft 
‚fast wirkungslos... Das Wohnelend der Bergleute. ist nicht ge- 
‚tinger geworden. 
- Die Tätigkeit der Treuhandstelle in Essen, die für die 
‚Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau die. aus der Kohlenabgabde 
aufkommenden Mittel verwaltet und verteilt, ist nın vielfach 
angegriffen und ihr die Schuld dafür aufgebürdet worden, dass 
$0 wienig’ erreicht wurde. Ausserdem aber ist, SO zZ. B. in der 
„Sozialen Bauwirtschaft“. vom 1. Februar, unter der Spitzmarke 
„Verzweifeln und nicht arbeiten“ eine Darstellung von der an- 
geblich im Ruhrbezirk bestehenden Ueberorganisation -gegeben 
‘und die Behauptung aufgestellt, dass sie jedes vernünftige Ar- 
beiten unmöglich machen müsste. Die Frage ist wichtig genug, 
‚um einer ernsthaften. Prüfung unterzogen zu werden. 

- Im Jahre 1920. war der Geschäftsgang, der erst gegen die 
"Mitte des Jahres in Gang-kam, so, dass die Treuhandstelle die 
"Bauanträge der Zechen;- Gemeinden, Bauvereine und einzelnen 
Bergarbeiter an sich herankommen liess, prüfte und dann ent- 
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weder ablehnte oder bewilligte. Ausserdem wurden sie von 
der Gemeinde des betreffenden Ortes dem Bezirkswohnungs- 
kommissar für den Ruhrbezirk vorgelegt, als weicher Reg.- und 
Baurat Rappaport aus dem Wohliahrtsministerium bestellt wor- 
den war. Dieser hatte sie auf die siedlungstechnischen und 
öffentlich-rechtlichen Interessen hin zu prüfen. Der Geschäfts- 
gang war also umständlich; das liegt aber an unseren gesetz- 
lichen Einrichtungen überhaupt. Die siedlungstechnische Prü- 
fung ist nicht zu entbehren, zumal in dem eng besiedelten 
Industrierevier; andererseits kann sie von den Gemeinden nicht 
fachgemäss ausgeübt werden, weil die siedlungstechnischen 
Bedürfnisse des Gebietes von den Gemeinden aus nicht rjchtix 
bewertet werden. Aus diesem Grunde wurde bekanntlich auch 
im Vorjahre von der Preussischen Landesversammlung das Gc- 
setz betreffend: Verbandsordnung für den Sied- 
lungsverband Ruhrkohlenbezirk erlassen und für 
die Siedlungsfragen des Bezirks eine den Gemeinden übergeord- 
nete Instanz geschaffen. Das Gesetz trat mit der Ernennung 
des Verbandspräsidenten (die staatliche Aufsichtsbehörde) am 
15. Juni zwar in Kraft, aber der Verband begann erst zu leben, 
als im September der Verbandsdirektor und der Verbands- 
ausschuss zewählt worden waren. Jetzt liegt die siedlungs- 
technische Prüfung in der Hand des Verbandsdirektors. 

Der Andrang der Gesuche um Baugeld war so stürınisch, 
die Projekte drängten sich mit Rücksicht auf die kurze nur 
noch vorhandene Bauzeit so zusammen, dass die Prüfung so- 
wohl bei der Treuhandstelle als auch beim Wohnungskommissar 
natürlich nicht überall so sorgfältig sein konnte, wie es ci- 
wünscht gewesen wäfe. Dabei war die Treuhandstelle der 
Platz, an dem die Arbeitnehmer durch ihre Vertreter ihre Kritik 
und ihre Wünsche für die Wohnungen anbringen konnten, und 
-es ist mancher unzweckmässige Grundriss abgeändert oder ganz 
verworfen, mancher Bauplatz ausgeschaltet und mancher Stall 
anders gelegt worden. Es ist auch manches. übersehen worden, 
ebenso auch beim Wohnungskommissar, und dadurch sind. An- 
lagen entstanden, die jetzt der Kritik nicht mehr standhalten 
Auch gegen das Lebensinteresse mancher Gemeinden ist ge- 
handelt worden, zum Teil wohl auch deshalb, weil die grund- 
stürzende Veränderung in den Gemeindevertretungen durch 
das neue Wahlrecht noch nicht verdaut war, die neuen Mehr- 
heiten an mancher Stelle noch mehr durch das Gefühl ihrer 
Macht, als durch Sachkenntnis geleitet wurden und die Bürger- 
meister noch nicht überall die richtige Fühlung mit ihrer Ge- 
meindevertretung hatten, um. deren Entschlüsse immer in .die 
Bahn des rein Sachlichen zu lenken.. Also, die Fehler sind ge- 
macht und nicht zu ändern; aber sie sollen für die Zukunft ver- 
mieden "werden. Der Siedlungsverbandsdirektor Dr.-Ing. 
Schmidt hat diese Fehler gründlich als Abschreckungsmittel be- 
nutzt, indem er sie in der Presse ausführlich erörterte und vor 
ihrer Wiederholung warnte. Er hat dadurch erreicht. dass er 
die Projekte schon im embryonalen Zustand, nämlich bei der 
Auswahl des Batıplatzes, kennenlernt, also in der Lage. ist, bei 
der gemeinsamen Platzbesichtirung sein Veto einzulegen oder 
seine positiven Pläne anzubringen. Dadurch wird die Treu- 
handstelle bei allen rein siedlungstechnischen Fraren ‚völlig 
ausgeschaltet, und auch die Bautenprüfung beschränkt. Diese 
hat inzwischen ihre frühere, auf der Einwirkung der Arbeiter be- 
ruhende Bedeutüng verloren, nachdem das Gebiet in 16 Bezirke 
geteilt und in jedem eine paritätische Bezirkssiedlungsgesell- 
schaft ın. b. H. errichtet worden ist. Diese hat jetzt allein un- 
ter Ausschaltung jeder privaten und Arbeitgeberbautätigkeit das 
Recht zum Bau der Bergarbeiterwohnungen erhalten: und hier 
haben die Arbeiter einen verstärkten Einfluss bekommen Wenn 
die „Soziale Bauwirtschaft“ 14 verschiedene Instanzen aufzählt, 
die an dem Bau der Bergmannsheimstätten mitzuwirken haben. 
so kann damit der Eindruck erweckt werden, als.ob jeder Sied- 
lungsplan diese Instanzen zu durchlaufen hätte. Davon ist nicht 
im entferntesten die Rede, sondern es kommen nur folgende 
in Frage: Die örtliche Bezirkssiedlungsgesellschaft (1) (im 
Jahre 1920 statt ihrer die bauende Gemeinde, Zeche oder Ge- 
nossenschaft), die sich mit der Gemeinde (2) und dem. Verbands- 
direktor (3) über das Gelände zu einigen hat. Die. Treuhand- 
stelle (4) prüft dann noch, ob das Projekt für Bergarbeiter ge- 
eignet, d. h. sparsam und praktisch ist, der Verbandsdirek- 
tor (3), ob es den gesetzlichen Bestimmungen und öffent- 
lichen Interessen entspricht. Dann wird gebaut, und ie nach 
dem Fortschreiten des Baues, das von den Beamten der Treu- 
handstelle kontrolliert wird, zahlt‘ diese ihre Gelder aus. Nun 
hat sich ausserdem die Treuhandstelle einen besonderen Apparat 
zur Baustofibeschaffung errichtet; zur Verbiliigung der Bau- 
stoffe hat er kaum beitragen können, aber er hat dafür gesorst, 
dass sie zur Stelle waren, wenn sie gebraucht wurden, und 
das hat bei dem heutigen Verkehrsstockungen und sonstigen Be- 
schaffungsschwierigkeiten immerhin schon recht günstig gewirkt. 
Solite: der  Verbandsdirektor ‘bei aufkommender allgemeine 
Bautätigkeit die Baustoffbeschaffung zur Verbilligung im grosser 

















































































































































in die Hand nehmen wollen, so müsste natürlich ein Hand-in- 
fiand-Arbeiten eintreten, damit die beiden Zentralstellen sich 
nicht, olıne es zu wissen, die Preise gegenseitix in die Höhe 
tieiben. Wenn das Bauen im Jahre 1920 im ganzen langsaın 
vor sich gegangen ist, so war dafür ausser den allgemein be- 
kannten Umständen der Nachkriegszeit höchstens der Bauherr 
verantwortlich zu machen, und nicht ein bureaukratischer Instan- 
zenzug. An einigen Stellen kommen Bergmannssiedlungen Aaus- 
serhalb des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Frage; da 
tritt an die Steile des Verbandsdirektors der zuständige Be- 
zirkswohnungskommissar, 


So ist gegenwärtig die Organisation, und es steht zu er- 
warten, dass sie im laufenden Jahre besser arbeiten und an 
ihren Ergebnissen weniger Gelegenheit zu Tadel ‚geben wird 
als im Vorjlahre. Eine andere Frage ist, ob es möglich wäre, 
diese Organisation zu vereinfachen und dadurch zu verbessern, 
Es ist naheliegend zu sagen, dass die technische Arbeit der 
ırcuhandstelle vom Verbandsdirektor übernommen werden 
könnte. Diesem steht nämlich der Verbandsausschuss zur 
Seite, in dem ausser Gemeindevertretern ebenfalls Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sitzen, und die Verhältnisse bringen es mit 
sich, dass diese letzteren sich mehrfach mit den Arbeitgebern 
und -nehmern in der Treuhandstelle decken. Der Gedanke einer 
Solchen Kombination ist jetzt post festum schr riaheliegend; ihn 
früher zu fassen, war nicht möglich, weil der Siedlungsverband 
bei Schaffung der Treuhandstelie noch nicht bestand. Fine 
weitere Schwierigkeit liegt auch darin, dass die Treuhandstelle 
unter Aufsicht des Reiches steht, während der Siedlungsverband 
cine preussische Einrichtung ist. Trotzdein bestände die Mög» 
lichkeit, und sie ist erörtert worden, dass die Geschäftsführung 
der Treuhandstelle in die Hand des Verbandsdircktors gelezt 


würde. Hierbei ist nach den Persönlichkeiten die Sachlage wie-- 


der so, dass der erst später gewählte Verbandsdirektor wohl 
sie Treuhandstelle hätte leiten können, der vor der Schaffung 
des Siedlungsverbandes gewählte Treuhandgeschäftsführer aber 
für den Siedlungsverband nicht in Frage kam. Kurz, eine Fülle 
mehr oder weniger bedeutsamer oder geringfügiger Umstände 
miachte es ausserordentlich schwierig, an der bestehenden Or- 
sanisation etwas zu ändern, so dass eine wesentliche Verein- 
fachung und Verbesserung herausspringt. Solange die Reichs- 
regierung auf dem Standpunkt steht, dass die Verwaltung des 
Kohlenfonds Sache der Arbeitsgemeinschaft ist, und solange 
man unter Verwaltung. des Kohlenfonds eine so weitgehende 
Kontrolle der Bautätigkeit versteht, wie die Treuhandstelle sie 
jetzt ausübt, wird sich der Apparat überhaupt wenig beein- 
flussen lassen. Zieht man auch die Prämissen in den Bereich 
der Kritik, so ergeben sich eine Reihe wichtiger Gesichtspunkte, 
War die Arbeitsgemeinschaft überhaupt die berufene Stelle zum 
Bau der Bergarbeiterhäuser? Der  Reichsarbeitsminister 
Ir. Brauns hat sich gelegentlich auf den Standpunkt gestellt, 
dass er gerade dies2 Betätigung der Arbeitsgemeinschaft für 
sehr wichtig halte, weil hier Arbeitgeber und Arbeituehmer auf 
einem Gebiete zusammenkämen, auf dem keine entgegengesetz- 
ten Interessen beständen; sie wirkte also als Kitt der Arbeits- 
gemeinschaft. Diese Auffassung kann man dem Reichsarbeits- 
minister wohl nachfühlen, sie ist aber von politischem und nicht 
in der Sache liegenden Motiven bestimmt, und besagt daher 
nicht viel. Von einer höheren Warte aus wird man zu dem 
Ergebnis kommen, dass die Wohnungsbeschaffiung Sache der- 
ienigen Leute ist, die die Wohnungen bewohnen wolien, und 
Gass es einen Kulturfortschritt gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand bedeutet, wenn die Arbeitnehmer zur Sicherstellung ihres 
Wohnungsbedarfes auf genossenschaftiichem oder anderem 
Wege kommen; denn dadurch heben sich automatisch die Woh- 
nungsbedürinisse und die Wohnungskultur, während der gleich- 
zeitig damit verbundene Zwang zur Anstellung einer Reihe be- 
deutsamer wirtschaftlicher Ueberiegungen geeignet ist, die Ar- 
beitnehmer in wirtschaftlicher Beziehung zu zrösserer Reife 
und Selbständigkeit zu bringen. Ausserdem ist die Betätigung 
der Arbeitgeber auf dem Gebiete des Wohnungsbaues stets 
mit der unangenehmen Erinnerung an ihre frühere „Wohlfahrts“- 
Politik mit den Werkswohnungen belastet, und wenn auch in 
ihren Archiven und Baubureaus wertvolles Material ruht, wenn 
sie auch über Baustoffe verfügen, die beide dem Wohnungsbau 
weiterhin nutzbar gemacht werden können, so würde beides 
ohne die persönliche Mitwirkung der Arbeitgeber wesentlich 
nützlicher und angenehmer sein, eben mit Rücksicht auf die Fr- 
innerungen. Ausserdem ist es nicht ganz richtig, dass auf die- 
sem Arbeitsgebiete so gar keine Differenzen zwischen Arbeit- 
seber und Arbeitnehmer aufkommen könnten. Bei einer er- 
beblichen Meinungsverschiedenheit hat schon einmal der Reichs- 
arbeitsminister zugunsten der Arbeitnehmer eingegriffen, als es 
sich nämlich darum handelte, die sozialen Baubetriebe für den 
Wohnungsbau heranzuziehen und an der Westfälischen Bau- 
kütte sich mit einem grösseren Kapitalbetrage zu beteiligen, 
Neuerdings ist wieder ein Scharfer Gegensatz zutage getreten. 
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Die Treuhandstelle ist ein reiner bureaukratischer Verwakungs. 
apparat; die Arbeitnehmer haben aber den Wunsch, die Ver 
waltung der Wohnungen nicht ausschliesslich bureaukratisch u 
halten, sondern sie wollten eine Stelle schaffen, von der as 
die Verwaltung der Mietwohnungen und die Ordnung der Ge 
schäfte mit dem Eigenheimern in sozialem Sinne durch einen| 
Vertreter der Arbeiter besorgt werde. Das ist den Arbeitgehern 
nicht genehm, und gerade dieser Widerspruch zeigt, wie falsch 
es von vornherein war, sie überhaupt an dem Wohnungsbaa 
ausschlaggebend zu beteiligen. 

Das Ergebnis der Ueberlegung ist also, dass auf der be. 
stehenden Grundlage der Bestimmungen .des Reichsarbeits. 
ministers vom 21. Januar 1920 keine Reformen anzubringen 
Sind, dass aber eine Neuordnung von Grund auf dann wohl 
zu empfehlen wäre, wenn mit einiger Sicherheit die Zukusfi 
des Kohlenfonds, die Möglichkeit der Weitererhebung des Zu-. 
Schlags vorauszusehen wäre, Dann müsste aber auch, um die 
in anderen Arbeiterkreisen notwendigerweise aufkommende 


Missstimmung gegen die Berzarbeiter zu beseitigen, aus des 


Bau von Bergarbeiterwohnungen der Bau von) 


Arbeiterwohnungen in-den Bergbaurevierej 
werden. Leider ist aber die wirtschaftliche Zukunft um so dunk- 


ler, als nicht die Vernunft. Sondern die Gewalt übermütiger, ver. 


blendeter Sieger ihre unberechenbaren Einflüsse auf die Wirt- 
schaft ausübt. Es ist deshalb im Augenblick noch nicht der 
Zeitpunkt gekommen, Vorschläge zur Umwälzung zu niacher, 


und es wird nach wie vor das Bestreben der Arbeitnehmer. 


vertreter sein müssen, den Bau der Bergmannsheimstätten im 
Rahmen der bestehenden Vorschriften nach Kräften zu fördern 


und ihren Einfluss zur Ausschaltung aller Reibungen einzu. 


setzen, Alired Thimm, Bochum. 
Schulter an Schulter 


Im Ruhrrevier sind in diesen Tagen Lohnverhandlungen 


| 


der Arbeiter und Angestellten zu Ende geführt worden, de 
durch die Art ihrer Durchführung von allergrösstem Interesse 


für die gesamte Angestelltenschaft, vor allem aber für die im 
Bergbau Tätigen sind. 


Am 19. August 1920 wurde im Ruhrrevier das zweite 


Ueberschichtenabkommen abgeschlossen, nach dem das erste 
bereits am 13. März 1920 zustande gekommen war. An diesem 


Abkommen waren alle Organisationen der Bergarbeiter und da 


technischen Angestellten beteiligt, die der Arbeitsgemeinschait 
angehören. Dieses Abkommen wurde zum 13, März gekündigt. 
Ausgeschlossen von der Kündigung hatten sich nur die christ- 
lichen Angestelltenverbände, was praktisch jedoch ganz ohne 
Bedeutung war, da sie nur eine sehr geringe Zahl von Mit- 
gliedern besitzen. Nun war am 11. März im Tarifstreit der 
Arbeiter ein Schiedsspruch gefällt worden, der auf Seite 59 in 
Nr. 11 des „Technischen Grubenbeamten“ vom 18. März wieder 


gegeben ist. Dieser Schiedsspruch wurde vom alten Berg- "| 


arbeiter-Verband und dem Hirsch-Dunckerschen Gewerkverein 
abgelehnt, während der Christliche Gewerkverein und die pomi- 
sche Berufsvereinigung ihn angenommen haben. Auch die 


Unternehmer lehnten diesen Schiedsspruch ab. Die freigewerk- 


schaftlichen Bergarbeiter verwarfen den Schiedsspruch, weil 
darin eine Festlegung der Arbeitszeit in Verbindung mit der 
Lohnhöhe erfoigte, d. h. der gefährliche Weg beschritten wurde, 
durch. tarifliche Abmachungen die Arbeitszeit zu verlängern. 
Ausserdem waren die Belegschaften nicht mehr geneigt, die im 
Schiedsspruch vorgesehene Ueberarbeit weiter zu leisten. In 


folge der Ablehnung des Schiedsspruches fiel nun sämtliche | 


Ueberarbeit im Ruhrrevier weg, was zur Folge hatte, dass die 
automatischen Lohnzuschläge in Höhe von 4 Prozent des 


Monatseinkommens für jede verfahrene Pilichtüberschicht weg- 


fielen, die all den technischen Angestellten sewährt wurden, 
die sich an den Pilichtüberschichten nicht beteiligten. Ausser- 


dem sank das Einkommen der Untertagesbeamten infolge des 


Wegfalls der Ueberschichtengelder um etwa 500 M. pro Monat, 
Deshalb wurde von den Angestelltenorganisationen die Lohn- 
tabelie zum 31. März d. J. gekündigt, um zu einer neuen Re- 
gelung zu gelangen. 

Der Wegfall der Ueberschichten hatte eine Verminderung 
der Kohlenförderung zur Folge, die unter den heutigen Ver- 
hältnissen vom Staate nicht Crtragen werden konnte. Daher 
gaben sich alle massgebenden Instanzen die grösste Mühe, 
eine Verständigung mit der Arbeitnehmerschaft in der Ueber- 
sehichten- und Lohnfrage zu erreichen. Die Gefahr, dass diese 
Verständigung in einer Weise erfolgen könne, die nicht ganz 
den Wünschen der Arbeitnehmerschaft entsprechen würde, 
war besonders in den freigewerkschaftlichen Kreisen stark ver- 
treten, weil der Christliche Gewerkverein sich durch seine Zu- 
stimmung zum Ueberschichtenabkommen ausserhalb der :bis- 
herigen gemeinsamen Front gestellt hat. Das hatte zur Folge, 
dass sich die anderen Organisationen um so fester zusanımen- 
schlossen. Im Bunde, der in den Fragen des Bergbaues in 
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‚ten letzten Jahren immer mehr mit dem alten Bergarbeiter- 
Werband Hand in Hand gearbeitet hat, hegte man die Befürch- 
ung: wenn die Verständigung mit der Arbeiterschaft erfolgt 
st, ist das stärkste Pressionsmittel weggefallen und die Ange- 
stellten können dann sehen, wo sie bleiben. Wir trafen daher 
nit dem alten Bergarbeiter-Verband. der unsere Unterstützung 
zut gebrauchen konnte, eine Absprache, der auch die anderen 
AfA-Verbände beigetreten sind, die dahin ging, die kommenden 
Verhandlungen gemeinsam zu führen und einer Verständigung 
arst dann zuzustimmen, wenn sie für beide Schichten Geltung 
jabe. Bereits in Nr. 15 des „Technischen Grubenbearnten“ 
mi Seite 74 ist unter der Ueberschrift „Zur Ueberschichten- 
‚tage im Ruhrrevier“ auf die ersten in dieser Sache. gepflo- 
zenen Verhandlungen hingewiesen worden. 

Nachdem am 7. April Verhandlungen in Berlin beim Reichs- 
arbeitsministerium stattgefunden, in denen man sich über die 
‚Seberarbeit unter der Voraussetzung verständigt hatte, dass 
‚ss weiteren Verhandlungen in der Arbeitsgemeinschaft in Essen 
‚Zelänge, auch die Lohnfrage zu regeln, legte der alte Berg- 
arbeiter-Verhand im Einverständnis mit der AfA rochmals in 
sinem Schreiben an den Zechenverband die Voraussetzungen 
mieder, unter denen eine Verständigung erzielt werden könne. 
nm diesem Schreiben wurde ganz besonders noch darauf hinge- 
‚wiesen, dass eine dieser Voraussetzungen die gleichzeitige Ver- 
ständigung mit der Angestelltenschaft sei. Am: 12. April fanden 
die weiteren Verhandlungen in Essen statt. Nachdem vom 
frühen Morgen bis zum späten Abend getagt worden und sich 
die beiden Parteien, der alte Bergarbeiter-Verband und der 
‚Zechenverband — die anderen Verbände hielten sich aus den 
‚Verhandlungen heraus — Schritt für Schritt nähergekommen 
waren, gaben die Arbeiter die Erklärung ab, den Abmachungen 
erst dann zustimmen zu können, wenn von dem Arbeitgeber- 
verband die feste Zusicherung gegeben würde, die Löhne der 
Ansestellten prozentual in der gleichen Weise zu erhöhen, wie 
'es bei den Arbeitern geschehen sei. 

Am 14. April ist dann mit dem Zechenverband ein Ab- 
kommen getroffen worden, wobei vereinbart worden ist, dass 
für den Fall, dass die Ueberschichtenregelung von seiten der 
















Arbeiter angenommen wird, die technischen Angestellten einen _ 


'Gehaltszuschlag von * des Monatsgehaltes (Gehalt Pau- 
schale von 200 Mark für Untertageszulage) erhalten sollen. 
Aus den Verhandlungen ist noch zu erwähnen, dass von 
‚seiten des Arbeitgeberverbandes der Wunsch geäussert wurde, 
den Reichsverband deutscher Bergbauangesteilten zu den Ver- 
handlungen mit den Angestellten hinzuzuziehen. Die “Arbeiter- 
und Angestelltenvertreter gaben jedoch geschlossen die Er- 
Klärung ab, der Reichsveerband gehöre nicht der Arbeitsgemein- 
Schaft an und habe daher in diesen Verhandlungen nichts zu 
suchen. Der weitere Wunsch, sofort auch mit den kaufmänni- 
schen Angestellten eine Regelung herbeizuführen. wurde eben- 
falls von den Arbeitnehmern abgelehnt, da der hauptsächlich in 
Betracht kommende Verband der kaufmännischen Grubenbeamten 
weder am; Ueberschichtenabkommen beteiligt, noch Mitglied der 
Arbeitsgemeinschaft ist. 
| Diese Verhandlungen, die sich unter dem schwierigsten 
Umständen vollzogen haben, sind auf Grund des festen Zu- 
Sanımengehens von ireigewerkschaftlichen Angestellten und Ar- 
‚beitern zu einem Ende geführt worden, welches man erst dann 
richtig schätzen kann, wenn man weiss, wie bei früheren Lohn- 
'werhandlungen die Sitzungen immer wieder ergebnislos abge- 
‚brochen wurden und meistens mit der Einseizung eines Schieds- 
'gerichtes endeten. Für jeden denkenden Angestellten sind diese 
Vorgänge ein Beweis, wie richtig und zweckentsprechend ein 
gemeinsames Vorgehen von Arbeitern und Angestellten ist, wenn 
es die Umstände und Zeitverhältnisse notwendig machen. 
| Am Sonntag, den 17. April hat nun im Ruhrrevier eine ge- 
meinsame Revierkonierenz der freien Arbeiter- und Ange- 
stelltenverbände zu dem vorstehend erwähnten Abkommen 
Stellung genommen. Ein, Beschluss wurde jedoch nicht gefasst, 
sondern die Belegschaften sollen selbst durch Urahstimmung 
entscheiden, ob sie das Abkommen anerkennen wollen oder ob 
es abzulehnen sei. Von dem Ergebnis hängt ausserordentlich 
viel für den Ruhrbergbau ab. Die Ablehnung ist vielleicht die 
Einleitung zu schweren Kämpfen, bei denen es bitter notwendig 
sein wird, mit der Arbeiterschaft geschlossen Schulter an 
Schuiter den Kampf zu führen. 
DD 


Rundschau 
"Wirtschaftsfragen 


Gewerkschaften und Wiederaufbau. In wiederholten Kon- 
ferenzen beschäftigten sich die Vertreter der dem Internatio- 
malen Gewerkschaftsbund in Amsterdam angeschlossenen Lan- 
deszentralen mit der Frage des Wiederaufbaues der zer- 
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störten Gebiete in Nordirankreich und Belgien. In Ausführung 
der in diesen Konferenzen gefassten Beschlüsse legte der Vor- 
sitzende des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schafitsbundes der Reichsregierung eine Reihe 
von Leitsätzen vor, deren technischer Teil weniger ein abge- 
schlossenes Programm darstellt — ein solches in allen Einzel- 
heiten auszuarbeiten, ist vielmehr Aufgabe der amtlichen Stel- 
len — als vielmehr die dringendsten Nöte der Bevölkerung in 
den zerstörten Gebieten lindern soll. 


Diese Leitsätze sind im nachstehenden aufgeführt: 


„Die öffentliche Meinung der ausserdeutschen Nationen 
steht unter dem Eindruck, dass Deutschland bisher zu wenig 
getan habe, seinen oft bekundeten guten Willen zum Wieder- 
aufbau der im Kriege zerstörten Gebiete in Nordirankreich 
und Belgien praktisch zu verwirklichen. Dieser psychischen 
Einwirkung ist es hauptsächlich zuzuschreiben, dass Frank- 
reich bei seinen Verbündeten und darüber hinaus Verständ- 
nis für die von ihm empfohlenen und durchgesetzten bzw. 
noch geplanten Massnahmen (Sanktionen) gefunden 
hat. 

Nach unserem Dafürhalten muss soiort, also reichlich 
vor dem 1. Mai, die deutsche Regierung nicht nur die euro- 
päische Oeffentlichkeit von allem von Deutschland wirklich 
Geleisteten bzw. Anzebotenen unterrichten, sondern auch In 
erosszügiger Weise der französischen Regierung neue An- 
erbietungen für den unverzüglich in Angriff zu nehmen- 
den Wiederaufbau machen. 

Deutschland wird bei seinen Vorschlägen zwar nach wie 
vor besonderen Nachdruck auf Sachleistungen und Ge- 
stellung von Arbeitskräften legen müssen, immerhin ist 
die baldigste Bereitstellung sehr grosser Mittel jedoch nicht 
nur für den eigentlichen Wiederaufbau notwendig, sondern auch 
erforderlich, um die Finanzkalamität Frankreichs 
und Belgiens zu lindern, und so eine Atmosphäre zu 
schaffen, die endlich bessere Beziehungen mit unseren Nachbarn 
im Weste anbahnt. Diese Summen, aus eigenen Kräften auf- 
zubringen, ist Deutschland ausserstande — das kann nur 
mittels einer grossen internationalen Anleihe ge- 
schehen. Aber auch diese lässt sich nur schaffen, wenn neben 
anderen Vorbedingungen die Welt die Ueberzeugung ge- 
wonnen hat, dass Deutschland mit dem baldigsten Wiederauibau 
Ernst macht. 

In ihrer Entschliessung vom 31. März hat die Internationale 
Gewerkschaftskonferenz in. Amsterdam u.a. es als Pflicht der 
Ententeregierungen erklärt, „Deutschland ohne Säumen in den 
Völkerbund aufzunehmen“, ferner die Errichtung eines 
Internationalen Reparationsinstituts gefordert, 
dem das Studium der technischen Organisation und die ali- 
gemeine und finanzielle Verwaltung der Wiederaufbauarbeit 
zu übertragen ist. Diesem aus Vertretern der Arbeiterorgani- 
sationen und solchen des Internationalen Gewerkschaftsbundes, 
aus technischen und offiziellen Vertretern der beteiligten 
Nationen (Regierungen) bestehenden Reparationsinstitut soll 
ferner die Aufgabe obliegen, „unter Garantie des Völkerbundes 
internationale Anleihen auszugeben“, deren „Abtragung ein- 
schliesslich der Verzinsung durch Deutschland in Jahresraten 
zu bewirken“ ist, wobei darauf geachtet werden soll, dass die 
hierfür nötigen Summen hauptsächlich von den Kapitalisten auf- 
gebracht werden, 

Die Arbeiterschaft in allen beteiligten Ländern wird aui- 
gefordert, ihre Landesregierungen zu veranlassen, „die von 
der internationalen Arbeiterklasse vorgeschlagenen Lösungen 
zu akzeptieren“. 


Die internationale Gewerkschaftskonferenz legt Wert auf 
die Erklärung, dass der baldige Wiederaufbau der verwüsteten 
Provinzen und die Wiederaufrichtung der Weltwirtschaft nur 
durch freundschaitliches Zusammenwirken der Völker und auf 
der Grundlage der gegenseitigen internationalen 
Hilfe erfolgen kann. — Um so dringlicher ist darum die Pflicht 
aller Kreise Deutschlands, unzweideutige Beweise seines guten 
Willens zu geben. 

Zum eigentlichen Wiederaufbau 
die nachstehenden Vorschläge: 


Der französischen Regierung ist anzubieten: 

1. Alsbald für den Wiederaufbau der zerstörten Teile Nordfrank- 
reichs und Belgiens sich mit allen Hilfsmitteln Deutschlands bereitzustellen 
und auf schleunigste Heranziehung hinzuwirken, jedenfalls aber sofort 

2. in den zerstörten Gebieten mit Aufräumungsarbeiten und Auf- 
forstungsarbeiten zu beginnen. Ueber die Ericdigung der praktischen 
Durchführung möge die französische Regierung Vorschläge unterbreiten, 
andererseits muss die deutsche Regierung auf Verlangen an die andere Seite 
mit positiven Vorschlägen herantreten; insbesondere über die Form der Auf- 
t agsvergebung, der Gestellung von deutschen Arbeitskräften, deren 
Entlohnung, Unterkunft, Beköstigung und der Sicherstellung ihrer sozialen un! 
politischen Rechte usw.; 

3. Ziegeleien im Aufbaugebiet durch Deu’schiand instand zu setzen 
oder neue zu errichten, ebenso Kalk-, Gips- urd Zementwerke daselbst 


machen wir 
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zu erbauen, die erforderlichen Maschinen und Geräte zu liefern, um mit 
der Gewinnung und Verwertung der dort vorhandenen Rohmaterialien für Bau- 
stoffe beginnen zu können. Hierüber hinaus heimische Baustoffe und Bau- 
materialien aus Deutschland zu liefern; } 

4. Vorkehrungen zu treffen, dass die im Aufbaugebiet nicht vorhandenen 
Geräte und Maschinen für Bauzwecke aus Deutschland herangeführt 
werden können, einschlieslich der Baustoffe, die für die ersten Einrichtungen 
erforderlich sind; 

5. sofort mit der Anfertigung von Behelfsbauten aller Art, mindestens 
aber 25000 Holzhäusern (Wohnhäuser) zu beginnen und diese vor Beginn 
der kälteren Jahreszeit aufzustellen, um der ungemein dringenden Wohnungsnot 
in den zerstörten Gebieten vorerst zu begegnen; 

6. dazu die Ausstattung, z. B. die Möbel, Oefen, Kochherde und 
Kochgeschirr zu liefern; 

7. Deutschlands Bereitwilligkeit zu erklären, nach den Plänen und unter 
Kontrolle der französischen Behörden Hoch- und Tiefbauten jeder 
Art auszuführen Ob diese Bauten in eigener Regie der französischen oder 
der deutschen Regierung, oder im gemeinwirtschaftlichen Betriebe, oder durch 
private Unternehmerbetriebe, oder unter Zulassung aller drei Betriebsformen 
auszuführen gewünscht werden, darüber soll die französische Regierung ba!d- 
möglichst Vorschläge unterbreiten. " 

8. Im Einvernehmen mit den deutschen Bauarbeiterorganisationen einschliesslich 
des Bundes der technischen Angestellten und Beamten versichert 
die deutsche Regierung, dass die Mitglieder dieser Organisationen bereit sind, 
beim Wiederaufbau der zerstörten Gebiete durch Arbeitsleistung mitzuwirken. 
Ueber die ideellen, materiellen und sozialen Bedingungen sollte zunächst jede 
Regierung mit den Bauarbeiterorganisationen ihres Landes Verhandlungen 
pflegen. . Die französischen und die deutschen Bauarbeiterverbände haben 
ihrerseits solche Verhandlungen bereits eingeleitet und am 17. Februar d. ak 
in Genf unter Leitung des Direktors des Internationalen Arbeitsamtes ihre 
Wünsche formuliert.“ 


Zur Neuregelung der Getreidewirtschaft haben die unter- 
zeichneten Spitzenverbände beim Reichsernährungsminister fol- 
senden Prötest eingereicht: 

Die Vorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes, des AfA-Bundes und des Deutschen Beamtenbundes 
protestieren entschieden dagegen, dass bei der Neuregelung der 
Getreidewirtschaft für das nächste Wirtschaftsjahr die Zwangs- 
bewirtschaftung aufgehoben oder auch nur ein Teil des Brot- 
getreides nach dem Verlangen der landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer. zum Verkauf freigegeben wird. Mit einer. solchen 
Aenderung in der Bewirtschaftung muss eine schr erhebliche 
Verteuerung des Brotgetreides und dementsprechend eine Fr- 
höhung des Brotpreises eintreten. Die weitere Folge müsste 
naturgemäss wiederum eine allgemeine Erhöhung der Löhne 
und Gehälter sein, die eine nochmalige allgemeine Preissteige- 
rung bewirken würde. 

Eine Brotpreiserhöhung muss die erwerbstätige Bevölke- 
rung um so härter treffen, als schon dürch die allgemeine 
Preissteigerung im Jahre 1920 sehr erheblich die Lebenshaltung 
verteuert wurde und gegenwärtig durch die Erhöhune der 
Preise für Milch, Zucker und Kohle, ferner durch die Tarif- 
erhöhungen aller Verkehrsanstalten und die in Aussicht stehende 
Mietsteigerung neue harte Anforderungen gestellt werden. 

Um eine weitere Preissteigerung mit ihren schweren wirt- 
schaftlichen und politischen Folgen zu verhüten, fordern die 
unterzeichneten Vorstände im Namen der Arbeitnehmer Deutsch- 


lands unbedingtes Festhalten an der Zwangswirtschaft für 
Brotgetreide und eine Verschärfung der. Kontrolle. 
Die deutsche Landwirtschaft kann nicht Preise bean- 


spruchen, die einer Ausnützung der Notlage des Volkes gleich- 
kommen, sie kann auch unter Preisen, die billigen Ansprüchen 
genügen, die Hebung der Produktion herbeiführen. 

Sollte diese Forderung und Mahnung  "unberücksichtigt 
bleiben, so lehnen die Unterzeichneten für die dann unaus- 
bleiblichen Lohn- und Gehaltsforderungen und die daraus resul- 
tierenden Kämpfe jede Verantwortung im voraus ab. 


Berlin, den 5. April 1921. 


Deutscher Beamtenbund. 
Flügel. Dr. Völter. 
Allgemeiner Freier Angestellten-Bund. 
S. Aufhäuser, 
Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. 
Th: Leipart. 


Wir begrüssen diese einmütige Kundgebung der . drei 
Spitzenverbände auch als ein erfreuliches Zeichen dafür, dass 
Einheitsfront der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten, die seit dem Kapp-Putsch infolge der Haltung 
einiger ängstlicher Gemüter im Deutschen Beamtenbund nicht 
mehr in Erscheinung getreten war, jetzt wieder geschlossen ist. 


Teuerungsgebiete in Deutschland. Fine interessante Zu- 
Sammenstellung der Teuerungsgebiete in Deutschland findet sich 
in Nurnmer 2 der Zeitschrift „Wirtschaft urid Statistik“, die vom 
Statistischen Reichsamt herausgegeben wird. Es sind dort die 
Durchschnittsteuerungszahlen für bestimmte Bezirke (in 


V’reussen Regierungsbezirke, in den anderen Ländern Kreise, 
Provinzen usw.) zusammengestellt, 
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Nach der Grösse geordnet, ergeben sich dabei folgende 
Durchschnittsteuerungszahlen für das Jatır 1920: 3 





Reg.-Bez. Wiesbaden . . . . 912 Reg.-Bez. Frankfurt (Oder) . 
Stadt und Land Hamburg . . ::885° 5. Bresau. . 20.20. 737 
Reg.-Bez. Düsseldorf R « 877. Land Thüringen .„. . 20 225 
RE TEIEr EEE Oldenburg. su. 0>,. 007 
» m Aachen . . . 2... 864 Landesk.-Bezirk Freibug . . , 32 
Stadt und Land Bremen . . . 864 Land Mecklenburg-Strelitz . . . 726 
Kreis Chemnitz. .:; =. 854 „Braunschweig ha 
Reg-Be2. Köln 2”, Saunen 850  Neckarkreis , , , 0 ve 
Stadtkreis Berlin . . 2.20... 848 Reg.-Bez. Liegnitz er > 
Reg.-Bez. Arnsberg . 2... ..:84 ”_ n Oberbayern „..„.„ . u 
Provinz Rheinhessen . „ . .°. 834 Land Waldek .. .... Sa 
Kreis Zwickau . SETS 826 Reg.-Bez. Gumbinnen . „. . .„ %9| 
Reg.-Bez. Coblenz . . . ., 825 Land Lippe . -... ... 2. mes 
Stadt. Lübeck... © 825 Landesk.-Bez. Konstanz. . . . 73 
Ereis. Dresden, 7... ua Et 820 Reg -Bez. Magdeburg en} 
Provinz Starkenburg . . . 818. Land Mecklenburg-Schwerin . . 698 
Reg.-Bez. Münster 7 20 #8, 813.7 Reg:-Bez. Oppeln nr 
» „Schleswig ae BO ee Stralsundır Ir Dee 
Drew, Leipzig. u." 3.00.0000, 2802 ARE Königsberg ...... 68! 
wuuBautzen 27 ren 800. Verwaltungsbezirk 
Landesk.-Bez. Mannheim , , 800 Westpreussen Posen . . . 688 
Reg.-Bez. Aurich 5. , 2.300987 Reg -Bez. Hilleshem , . . , 686 
dr Stade u rn I Bd Schaumburg-Lippe . z . 684 
»*0a.. hannover Ystur sun 779 Reg.-Bez. Oberfranken „ . . „673 
Provinz Oberhessen . „ie 0. 778% Land) Auhaltı) Du, ar zen 
Landesk.-Bez. Karlsrche. „ . . 772 Jagstkreis "2 messen et 
Reg.-Bez. Cassel . . . .„ ... 771 Reg-Bez. Mittelfranken. . . . 663 
nn. .bialz ,. ......0.200.:770.0 00 nu Pe |: 
»„ » Potsdam «U 2). 768 Donaukreis@.. or ed 
» » Lüneburg „ . . „ . 757 Schwarzwaldkreis . . . .. 656 
7 %„ *Merseburg:. 2237 1754 Reg.-Bez’ Oberzfalz . , . 647 
wuehn # Erfurk 2. a EERETTERG „: Schwaben’. - , , 647 
».0,% ; Osnabrück , +... 7746.. 0.42 Allehstem:. Bi ..644 
as. atettin nn Be 744 5» „Sigmaringen .„ . 681 
sa Mikden:. es 144 9». n. Niederbayern... .. ...640 
ne eKöoslın 741 „ Marienweder . 584 


Als teuerste Gebiete treten danach hervor: Ganz West- 
deutschland, im Norden Schleswig und die Hansestädte Ham- 
burg, Lübeck, Bremen, ferner das ganze Land Sachsen- und 
Berlin. Die hohe Teuerung erstreckt sich auf die ganze Rhein- 
provinz und ferner auf die westlichen Regierungsbezirke -der 
Provinz Westfalen (Münster und Arnsberg) und von Hessen auf 
den Regierungsbezirk Wiesbaden. Sie umfasst ferner die süd- 
lichen Provinzen des Landes Hessen und reicht im Süden bis 
in den Bezirk Mannheim hinein. Der Bezirk Karlsruhe zeigt 
enenso wie die Rheinpfalz schon etwas niedrigere Teuerungs- 
zahlen, desgleichen die Provinz Oberhessen und die Regierungs- 
bezirke Cassel, Minden und Osnabrück. Als Gebiet mit nie 
drigerer Teuerungszahl erscheint das Land Bayern (ohne .die 
Pfalz und Oberbayern) und Württemberg olıne Neckarkreis, 
Verhältnismässig niedrige Teuerungszahlen haben ferner Meck- 
lenburg-Schwerin und von Pommern der Regierungsbezirk 
Stralsund, sodann Ostpreussen ohne den Regierungsbezirk Gum- 
binnen, der Verwaltungsbezirk Westpreussen, Posen und Ober- 


schlesien. In Mitteldeutschland treten dann noch als billige 
Bezirke hervor der Regierungsbezirk 


Hildesheim, _ ferner 
Schaumburg-Lippe und Anhalt. 


Industrielle Gewinnpolitik und ihre Wirkungen. In einem 
„Nas ‚Krisenjahr‘-1920“ überschriebenen Artikel in der Handels- 
Zeitung des „Berliner Tageblatts“ vom 9, April 1921 beschäftigt 
sich Dr. Felix Pinner mit den über alles Erwarten gün- 
stigen Abschlüssen, die von der deutschen Industrie für das 
Geschäftsjahr 1920 erzielt worden sind, dasselbe Geschäftsjahr, 
von dem man, nach den lebhaften Klagen zu urteilen, die im 
Sommer 1920 aus fast allen Industrie- und Gewerbezweigen 
ertönten, annehmen musste, dass es der Industrie entweder: er- 
hebliche Verluste oder doch zum mindesten keinerlei Gewinne 
bringen würde. - Wegen der Wichtigkeit, die den ohnehin 
äusserst lesenswerten Ausführungen des Verfassers, besonders 
angesichts der neuerdings‘ wieder verstärkt auftretenden Be- 
mühungen gewisser Unternehmerkreise, zum Lohnabbau "über- 
zugehen, zukommt, geben wir sie nachstehend im Auszug 
wieder: “a 

„Wenn man im Laufe des Jahres 1920 die Aeusserungen 
aus Kreisen der Industrie und des Handels. die fachmännischen 
Situationsberichte aus den einzelnen Gewerben las, so musste 
man zu dem Ergebnis kommen, dass die grosse privatwirk 
schaftliche Konjunktur, ‘die mit kurzen - Unter- 
brechungen die Zeit vom-Kriegsausbruch ‚bis zum Frühjahr 1929 
beherrscht hatte, abgeebbt sei. Der absolute Warenmangel 
regierte nicht mehr den Markt und die Preise, die Käufer übten 
auf den meisten -Marktgebieten -Zurückhaltung, vom Frühjahr 
bis zum Herbst herrschte in vielen Industrien eine schwere 
Absatzkrise, verbunden mit angeblich grossen Verlusten 
an den .zu höchsten: Konjunkturpreisen ‘eingekauften  Vorräten 


-und ‚hergestellten ‚Waren, in deren: Gefolge weitgehende :Be- 
‚triebseinschränkungen und --Arbeiterentlassungen einherschritten. 
Auch das Exportgeschäft warf nach den oben erwähnten 
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‚Industrieberichten .bei weitem nicht: mehr so. grosse Gewinne 


sich senkten. 
resergebnissen. der 


vergleichen äusserlich 


Nr.. 16 





ab, da die deutsche Valuta .sich. hob und die- ausländischen 
Konkurrenzpreise infolge; des Preissturzes auf. den Weltmärkten 
Man hätte’also annehmen müssen, dassin den Jah- 
industriellen Unternehmungen der 
Konjunkturrückschlag, der dem grössten Teile des 


Jahres 1920 sein Gepräge gegeben hat, irgendwie hätte zum 


Ausdruck kommen müssen, um so mehr, als fast alle 


"Gesellschaften ihre Aktienkapitalien im abgelaufenen Jahre sehr 
‚erheblich erhöht und dabei verwässert haben. 


Was sehen wir statt dessen? — Die Wirkungen der Krise 
kommen nur in den Abschlüssen ganz weniger Industrien, z.B. 
der Automobilindustrie, zum Ausdruck. Auf fast allen anderen 
Gebieten ist hingegen ein sehr erhebliches, manchmal 
direkt gewaltiges Anschwellen der Endgewinne 
zu beobachten. Die Dividenden des Vorjahres können in den 
meisten Fällen ansehnlich erhöht, zum mindesten aber auf der 
vorjährigen Höhe belassen werden, trotzdem fast überall die im 


"grossen Uniange ausgegebenen jungen Aktien voll an der Divi- 


dende teilnehmen, während sie den Aktionären meist zu ganz 
niedrigen Kursen angeboten, d.h. halb, dreiviertel oder manch- 
mal auch ganz zeschenkt worden waren. - Auf das wirkliche 
Investitionskapital ‚berechnet sind demnach die Dividenden- 
erhöhungen noch : wesentlich grösser, als dies in den Zahlen- 
in Erscheinung-- tritt. In den Divi- 
dendenerhöhungen legt aber bei den meisten Gesell- 
Schaiten noch keineswegs die volle Steigerung 
der Gewinne oder auch nur der grössere Teil dieser Steige- 
zung. Ob und :wieweit innere ‚Reserven durch übermässig 
niedrige Bewertung von Vorräten, Eifekten usw. gestellt worden 
Sind, kann man in den meisten Fällen nicht mit Sicherheit fest- 
stellen, doch in vielen vermuten. Aber. auch schon das, was an 
Abschreibungen, Rückstellungen und Zuwei- 
Sungen nach aussen hin in Erscheinung tritt, 


| ist oft sehr erheblich und stellt ein Vielfaches der Dividenden- 


ausschüttung dar. 

- Wie waren nun derartig günstige Abschlüsse möglich nach 
einem Jahre, das zu drei Vierteln im Zeichen einer Krise oder 
doch einer stagnierenden Marktverfassung stand, in dem an- 
geblich grosse Verluste an Vorräten und Rohstoffen erlitten 
wurden? Viele Gcsellschaften weisen -in ihren - Geschäftsbe- 
fichten auf die Export- und Valutagewinne hin, die 
sie im abgelaufenen Jahre buchen konnten. Diese Hinweise kon- 


'trastieren ziemlich stark mit den beweglichen Klagen, die fast 


alle Industrien seinerzeit angestimmt hatten, als das Reich An- 
Stalten machte, einen verhältnismässig kleinen Teil dieser 
Valutagewinne “durch. die sogenannte soziale Aus- 
iuhrabgabe zu erfassen und der Allgemeinheit nutzbar zu 
machen. Die Exportpreise seien, so schallte es damals von 
ällen Seiten, keineswegs mehr sonderlich lukrativ, sie könnten 
irgendwelche Abgabe an das Reich nicht. mehr. vertragen, und 
die deutsche Industrie würde auf dem Weltmarkt ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit verlieren, wenn die. Ausiuhrabgaben nicht 
wieder auigelioben werden würden. Die Oppositionsbewegunz 
gegen die soziale "Ausfuhrabgabe hat denn auch zur Folge ge- 
habt, dass die ‚meisten: Positionen des Abgabentarifs entweder 
Stark herabgesetzt oder auch ganz beseitigt wurden.. Aber man 
geht den Dingen wohl nicht tief- genug” auf den Grund, wenn 
man fcststelit, dass: das Ausfuhrgeschäft im Jahre :1920 häufig 
doch noch recht. ansehnliche -Uebergewinne abgeworien hat. 
Auch in der Preisbildung beim iInlandsgeschäft 
müssen sich trotz. des Preisabbaues, ‚der für eine Reihe von 
Waren. eintrat, noch erhebliche - Möglichkeiten ‘zur Erzielung 
grosser und. vergrösserter Gewinne ‚gebeten haben. Gewiss, 
wir haben im abgelaufenen Jahre auf manchen Gebieten eine 
Art Preisabbau gehabt, und es wurde sogar davon in den An- 
kündigungen und Anpreisungen der Verkäufer viel 'Aufhebens 
gemacht. Aber heute, gewitzigt durch die Erfahrungen, die wir 
inzwischen machen- konnten, wissen wir, dass dieser Preis- 
abbau sich viel stärker aufdem Papier alsinder 
Wirklichkeit, viel mehr in der Welt des Scheins 
als nderderRealitäten ausgelebt hat. 


- Bei einem wirklichen und durchgreifenden Preisabbau wäre 
es der Industrie: zweifellos ‚auch möglich zewesen, ihre 
Risikoprämien;,.ihre Abschreibungen für Geld- 
entwertung usw. niedriger zı bemessen, als dies jetzt ge- 
Schehen musste, nachdem — nicht ohne Mitschuld der Pro- 
duzenten — die Geldentwertung wiederum fortgeschritten ist. 
Das von der Privatwirtschaft leider immer noch nicht auf- 
gegebene Prinzip, . sich gegenüber den Folgen einer zuküni- 
tigen Geldentwertung möglichst weitschauend und weitgehend 
vorwegzusichern;: diese - Folgen gewissermassen schon. bei der 
Preiskalkulation :zu eskomptieren,' muss: natürlich. dahin führen. 
dass der Kern des Uebels,; die Wurzel.aller Schwankungen un. 
Unsicherheiten, nämlich -die Geldentwertung, itnmer weiter uni 
Sich greiit und eine Gesundung der Wirtschaft unmöglich macht. 
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Das Resultat dieser  Industriepolitik ist ja keineswegs die 
Steigerung unserer Produktion und Ausfuhr, die durchschnitt- 
liche Besserung der Lebenshaltung unserer Bevölkerung, son- 
dern der Goldmarkstandard eines Teiles der Be- 
völkerung, nämlich der industriellen, kann nur dadurch 
aufrechterhalten werden, dass ein grosser Teilder übri- 
gen Bevölkerung in seinem Realeinkommen und dem- 
nach in Seiner Lebenshaltung auf tiefere Stufen zu- 
rückgedrückt wird. Vielleicht haben ausser den Indu- 
strieilen auch noch gewisse Teile der Arbeiterschaft und der 
Handwerker ihre Realeinkommen etwas bessern können. Ihnen 
stehen aber die wachsenden Heere der Arbeits- 
losen, die in immer grösserem Umfange von dem sich zu- 
sammenziehenden Produktionsprozess ausgeschieden werden, 
die Angestellten und Beamten, die kleinen Rent- 
ner gegenüber, denen das genommen wird, was den Trägern 
der Goidwerte an Nominaleinkommen und zum Teil auch an 
Realeinkommen zuwächst. Es handelt sich hier also nicht um 
eine Steigerung des Nationalwohlstandes oder des Nationalein- 
kommens, sondern nur um eine Verschiebung, bei der das 
Blut aus einem Teil des Volkskörpers nach einem anderen Teile 
abströmt, und diese ganz ungesunde Entwicklunz wird noch 
dadurch begünstigt, dass unsere heutige. Steuerordnung 
gerade das in den Gesellschaften zusammengeballte Goldmark- 
kapital schonend behandelt, während es die Papiereinkommen 
der Stieikinder dieser Entwicklung mit voller Schärfe erfasst.“ 

Das Urteil, das in diesen gewiss in sehr ruhigem Ton ge- 
haltenen Ausführungen der Geschäftspolitik unseres industrielien 
Unternehmertums gesprochen wird, ist vernichtend, aber durch- 
aus zutreffend. Das Ergebnis dieser Politik ist in der Tat nicht 
die Steigerung der Produktion und Ausfuhr und die durch- 
schnittliche Besserung der Lebenshaltung unserer Bevölkerung, 
sondern die Herabdrückung der Lebenshaltung breiter Schich- 
ten auf immer tiefere Stufen und ein beängstigendes Anwachsen 
der Arbeitslosenheere. Die „Geschäfte“ haben im Jahre 1920 
zeblüht, und sie blühen auch heute noch; aber bei dieser Ge- 
schäftemacherei droht die Volkswirtschaft zugrunde zu gehen. 
Und die Reichsregierung steht mit verschränkten Armen dabei, 
wenn Sich ihre Vertreter nicht gar noch bereit finden, die Aus- 
beutung der Volksgesamtheit durch die Geschäftemacher direkt 
oder indirekt zu unterstützen. 


Sozialpolitik 

Beschäftigung Schwerbeschädigter. Durch Verordnung vom 
21.. März 1921, „Reichsgesetzblatt“ Seite 327, ist die — sonst 
mit dem-31. März 1921. ablaufende —-Frist, innerhalb deren 
eine Kündigung nach $ 12 Abs. 1 $ 18 Abs. I des Gesetzes über 
die Beschäftigung Schwerbeschädigter erst wirksam wird, wern 
die Hauptfürsorgestelie. zugestimmt hat, bis zum 30. April 1921 
verlängert. 


Die Reichsregierung und unser Arbeitslosigkeitsprogramm. 
Der Vorstand des A. D. G. B. hatte dem Reichskanzler: in einer 
Fingabe vom 26. Februar 1921 sowie in einer- Reihe. von 
Kabinetts- und ° Ministerialsitzungen sein Arbeitslosigkeits- 
programm unterbreitet und auf eine Durchführung: der darin 
enthaltenen Forderungen hingewirkt, Der Reichskanzler: hat 
unterm 23. März jene Eingabe mit einem längeren - Schreiben 
beantwortet, in dem versichert wird, dass die Reichsregierung 
der grossen Arbeitslosigkeit die ernsteste Aufmerksamkeit zu- 
wende. Im Jahre 1920 seien bereits eine Milliarde Mark für 
Erwerbslosenfürsorge, hiervon 400 Millionen Mark in Form 
produktiver Erwerbslosenfürsorge ausgegeben worden, Diese 
Summe erhöhe sich um den Anteil der Länder und Gemeinden 
auf das Doprelte. Auch im jetzigen Rechnungsjahr sollen 
öffentliche Arbeiten im weitesten Umiange in Angriff genom- 
men werden, wofür auf die bereits vom Reichstag genehmigten 
Haushaltpläne des Reichsverkehrs-, Reichspost-, Reichsschatz- 
ministeriums u. a. hingewiesen wird. Gegen die ‚Verkürzung 
der Arbeitszeit der Volibeschäftigten äussert das Schreiben des 
Reichskanzlerss bei warmer Anerkennung der Opferwilligkeit 
der betejlisten Arbeiter das Bedenken, dass dadurch, sowie 
durch Finführung des Schichtwechsels die allgemeinen Un- 
kosten der Produktion sich wesentlich erhöhen und dass diese 
Massnahmen auch technisch nicht in allen Industrien und Be- 
trieben durchführbar seien. Eine Aussprache mit Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertretern im Reichsarbeitsministerium habe 
zu dem Ergebnis geführt, dass die technische und wirtschaft- 
liehe Möglichkeit der Arbeitsstreckung für einzelne Industrien 
noch besonders durchgeprüft werden müsse, was In paritäti- 
schen Ausschüssen der Zentralarbeitszemeinschaft und auf 
Grundiage von Fragebogen geschehen solle. Abiehnend ver- 
hält sich das Schreiber des Reichskanzlers gegenüber einer 
Prhöhune der laufenden Erwerbslosenunterstützungen, nach- 
‚em die Geltung der erhöhten Wintersätze bereits bis zum 
1..Mai d. J. verlängert worden sei, trotz’ der nicht unwesent- 
lich 'gesenkten Lebenshaltungskösten in den’ letzten Wochen. 
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Zu diesem Schreiben der Reichsregierung bemerkt das 
Korrespondenzblatt des A. D. G. B,, dass der Hinweis auf die 
bereits verausgabten Milliarden den Arbeitslosen wenig helfen 
kann, zumal dabei wohl erst noch besonders zu untersuchen 
wäre, wem der Löwenanteil dieser ver- 
brauchten Milliarden zugewendet worden ist. Dass 
davon auf die Arbeiter nur der geringste Teil entfällt, während 
die weitaus grössten Summen von den Unternehmern für 
Materialpreise und Riesenprofite verrechnet werden, ist eine 
längst bekannte Tatsache. 

Was bei den gegenwärtigen Aufträgen des Reichspost- und 
Reichsverkehrsministeriums für die Arbeitslosen herauskommt, 
dafür lieferten die Verhandlungen mit diesen Ministerien einige 
drastische Belege. Im Reichsverkehrsministerium. das angeb- 
lich Aufträge in Höhe von 16 Milliarden zu vergeben hat, kom- 
men 7,5 Milliarden für Lokomotiven und‘ Waggons in Betracht. 
Auf diesem Gebiet beherrscht der Ring der Verbände der Loko- 
motiv- und der Waggoufabrikanten vollständiz die Preis- 
gestaltung, so dass das Verkehrsministerium ihm gegenüber 
ohnmächtig ist. Wieviel Maschinen und Waggons für die 
7.5 Milliarden des Haushaltsplans zu bauen sind, bestimmt 
nicht das Ministerium, sondern der Unter- 
nehmerring. Ebenso lässt sich dieser in die Arbeits- 
bedingungen nicht hineinreden. Nur in Sachsen war man unter 
der Voraussetzung, dass dorthin Aufträge vergeben werden, 
zu einer Verständigung bereit. 

Was schliesslich die Verteilung der Arbeiten auf alle Ar- 
heiter und die Einstellung der Arbeitslosen in die Betriebe an- 
langt, so ist die Reichsregierung ja zur Durchprüfung aller Mög- 
lichkeiten durch sachverständige paritätischa Kommissio- 
nen bereit. Ob das aber der geeignetste Weg ist, das Ar- 
beitslosenproblem beschleunigt zu lösen, erscheint uns recht 
fraglich. Denn ehe solche durch Fragebogen vorbereiteten 
Prüfungen durchgeführt sind, und ehe zwischen Regierung, 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern eine Verständigung darüber 
erfolgt ist, dürfte die Arbeitslosigkeit katastrophal 
angewachsen sein. Es kommt uns angesichts der Ant- 
wort der Reichsregierung beinahe so vor, als ob man dort den 
furchtbaren Ernst der Situation noch nicht völlig begriffen 
habe und glaube, mit Beteuerungen, Versprechungen und 
allerlei Bedenken, tiefgründigen Untersuchungen und kleinen 
Zugeständnissen an der ganzen Frage vorbeizukommen. Dem- 
gegenüber kann nicht nachdrücklich genugvoreiner 


solchen dilatorischen Behandlung gewarnt 
werden. 


An das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte und das Reichsarbeitsministerium hat der AfA-Bund 
folgenden Offenen Brief gerichtet: 


„Uns gehen aus allen Teilen des Reiches fortlaufend Be- 
schwerden gegen die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
wegen mangelnder Erledigung von Anfragen, Befreiungs- 
anträgen, Zusendung der Kontoauszüge usw. zu. 

Nach $ 5 der Verordnung über die weitere Ausdehnung der 
Versicherungspflicht bei der Angestelltenversicherung vom 
31. Mai 1920 werden auf Antrag bis dahin nicht versicherungs- 
pilichtig gewesene Angestellte von der eigenen Beitragsleistung 
befreit, wenn für sie bis einschliesslich 30. Juni 1920 „bei öffent- 
lichen oder privaten Lebensversicherungsunternehmungen der 
Abschluss eines Versicherungsvertrages beantragt worden ist 
und der Jahresbetrag der Beiträge für diese Versicherung am 
Tage des Befreiungsantrages mindestens ihrem Anteil an dem 
Beitrag der Gehaltsklasse J gleichkommt“. Auf Grund dieser 
Bestimmung haben etwa 90.000 Angestellte den Antrag gestellt, 
nur mit dem Arbeitgeberanteil zur Beitragsleistung bei der Ange- 
stelltenversicherung herangezogen zu werden. Diese vielen 
Anträge sind erst zur reichlichen Hälfte endgültig beantwortet 
worden. Diejenigen Angestellten, deren Befreiungsanträge bis- 
her nicht erledigt worden sind, sind also gezwungen, doppelte 
Lasten zu tragen, indem sie sowohl die vollen Beiträge zur 
Angestelltenversicherung als auch die Beiträge für ihren bei 
einer Öffentlichen oder privaten Lebensversicherung abgeschlos- 
senen Versicherungsvertrag zu bezahlen haben. Dies bedeutet 
für die betreffenden Angestellten eine schwere Last, und es ist 
unerhört, ‚dass nach dreiviertel Jahren den Vorschriften der 
Verordnung vom 31. Mai 1920 nicht Genüge geleistet worden 
ist, Wir halten jene Befreiungsmöglichkeit zwar nicht für glück- 
lich, aber nachdem! sie zugelassen: ist, müssen die Anträge doch 
beantwortet werden. 

Aus den uns zugehenden Zuschriften ersehen wir immer 
wieder, dass bei den Beschwerdeführern die Ansicht vor- 
herrschend ist, die Erledigung ihrer Anträge werde von der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte planmässig ver- 
schlieppt. Wir haben dies bisher nicht zugegeben, weil 
uns bekannt ist, dass bei der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestelite eine geordnete Geschäftsführung überhaupt 
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nicht beteht. 
anstalt nicht 


Die Tatsache, 


einmal ihr -Jahr  für- Jahr aufs neue 
feierlich gegebenes Versprechen hält, den Versicherten 
Kontoauszüge zu schicken, spricht geradezu Bände. Ende 1928 


hat die Anstalt bei einem grossen Teil ihrer Versicherten an- 
geiragt, wieviel diese an sie Beiträge abgeführt haben, weil die 
Anstalt selbst dies nicht mit genügender Sicherheit feststellen 
kann. Die Anstalt hat bei ihren Anfragen das Versprechen ger 
geben, nach den bei ihr eingehenden Antworten die Versiche- 
rungskonten zu berichtigen und den Versicherten eine ent- 
sprechende Nachricht zu geben. Auch dies Versprechen ist bis- 
ber nicht eingelöst worden. 

Die Misswirtschaft bei der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte erklärt sich zum guten Teil wohl daraus, dass sich 
ihr Direktorium andauernd mit anderen Dingen beschäftigt als 
mit denjenigen, die es unbedingt erledigen müsste. Wir weisen 
hierbei nur darauf hin, wie sehr das Direktorium bestrebt ist, 
durch Mitteilungen an die Tagespresse die in der Reichsver- 
Sicherungsanstalt für Angestellte bestehenden Zustände zu ver- 
decken und die gesetzgebenden Körperschaften zu veranlassen, 
nicht auf eine durchgreifende Abhilfe bedacht zu sein. 

Zu all dem komnien noch die hohen Verwaltungskosten bei 
der Reichsversicherungsanstalt. Das -Direktorium hat zwar 
neuerdings in Mitteilungen an die Tagespresse behauptet, die 
persönlichen Verwaltungskosten betrügen bei einer Einnahme 
von 419 Millionen Mark „nur“ 45 Millionen Mark, wozu noch 
11 Millionen Mark sachlicher Verwaltungskosten zu rechnen 
sind. Zieht man in Betracht, dass diese recht hohen Verwal 
tungskosten für ein Beamtenpersonal von 3000 Köpfen ausge- 
geben werden, obwohl ein sehr wesentlicher Teil der Verwal. 
tungsgeschäfte, die dringend der Erledigung bedürfen, tatsächlich 
nicht durchgeführt wird, so lässt sich leicht abschätzen, wie= 
viel Beamte von ihr gebraucht und welche Verwaltungs- 
kosten entstehen würden, wenn: die Anstalt ihren diesbezüg- 
lichen Verpflichtungen nachkommen würde. Die Verwaltungs- 
kosten müssen ausserdem noch enorm wachsen, sobald bei der 
Reichsversicherungsanstalt die Wartezeit abgelaufen ist, die für 
den Anspruch auf Rentenbezüge vorgeschrieben ist. Sind alle 
diese Fristen abgelaufen, d.h. muss die Anstalt auch noch diese 
eingehenden Rentenanträge erledigen, dann werden die Verwal 
tungskosten natürlich noch höher sein. ; 

Die vorstehend geschilderte Sachlage macht es dringend 
erforderlich, dass die gesetzgebenden Körperschaften die ge- 
plante Vereinheitlichung der Sozialversicherung nicht auf die 
lange Bank schieben. Von dem Direktorium der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte muss verlangt werden, dass es, 
statt dieser notwendigen Vereinkeitlichung mit allen Mitteln 
entgegenzuarbeiten, diejenigen  Verwaltungsgeschäfte nach 
besten Kräften durchführt, die ihm durch das Gesetz zugewiesen 
worden sind. 


Soziale Bewegung 


Die Gelben unter sich. Was ist eine Gewerkschaft? Diese 
Frage beantwortete Herr Geissler in der sogenannten „Natio- 
nalen Angestelltentagung des Nationalverbandes Deutscher Ge- 
werkschaften“, die am 10. April in Berlin stattfand. Der Zutritt 
zu dieser Tagung war nur gegen dreimaliges Vorzeigen einer 
Einladung des Nationalverbandes gestattet. Anwesend waren 
die Vertreter des Nationalverbandes aus 6 Ortsgruppen, der 
Vorstand und einige Gäste. Zur Erheiterung unserer Leser 
geben wir nachstehend eine kurze Schilderung über den Ver- 
lauf der Tagung. 

Das Hauptreferat hatte der Führer der gelben Arbeiter 
und Angestelltenbewegung. Herr Geissier, übernommen, der 
zuerst sehr bewegte Klage darüber führte, dass der National 
verband Deutscher Gewerkschaften weder von den übrigen Ar- 
beitnehmerorganisationen, noch von den Arbeitgebern als Ge- 
werkschaft angesehen werde. Er hätte sich in der letzten Zeit 
erst wieder an seine einzigen Bundesgenossen, die Arbeitgeber, 
gewandt und um Unterstützung gebeten, habe aber die Antwort 
erhalten, dass sich der Nationalverband zunächst einmal selbst 
Anerkennung verschaffen müsse. Dass die gelbe Bewegung nur 
immer einen verschwindend kleinen Teil der Arbeitnehmer 
hinter sich haben werde, gibt Herr G. ohne weiteres zu, er 
meinte aber, seine Anhängerschaft wäre eine Schar von Mei 
schen, die man nicht zählen, sondern wägen müsse, 

Als einen besonderen Friolg, den der Nationalverband zu 
verzeichnen hat, führte er an, dass er es fertiggebracht 
hätte, die Frage der Sozialisierung ziemlich 
zum Einschlafen zu bringen. Die Regierung sel jetzt 
nicht mehr gezwungen, diese Frage mit besonderer Beschleu- 


nigung zu bearbeiten; auch hätten die christlichen Gewerk- 
schaften auf seinen Einfluss hin die Forderung der Sozialisierung 
in der letzten Zeit wieder fallen lassen. 

Ausführlich verbreitete sich Herr G. dann über den Begriff 
„Gewerkschaft“, i 


Von dem Wort Gewerk —= Beruf leitet er ab, 


dass: die Reichsversicherungs-” 
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I die Gewerkschaft die Interessen des ganzen Berufes, 
iso der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, zu vertreten 
hätte und erst in zweiter Linie sich um die Lohn- und Arbeitsbe- 
ingungen der Arbeitnehmer kümmern dürfe. Als ganz besonders 
wichtige Aufgabe der Gewerkschaften — wie er sie versteht — 
jezeichnete er den Kampf für die Wiederherstellung 
1er Polizei, des Militärs und der Monarchie, 
An den ganzen politischen Schwierigkeiten, die uns heute durch 
lie Entente bereitet werden, hätten in letzter Linie nur die 
reien Gewerkschaften Schuld. 

Von den übrigen Gewerkschaften, vor allen Dingen auch 
ron den christlichen, würde ihnen immer wieder vorgeworfen, 
lass sie mit Unternehmergeld arbeiteten. Die christlichen Ge- 
werkschaften wären aber am allerwenigsten dazu berufen, 
nen diesen Vorwurf zu) machen, denn Herr G. habe Be- 
weise inder Hand, dass auch die christlichen 
Gewerkschaften, oder mindestens die christ- 
'SehenGewerkschaftssekretäre,Geldervonden 
Internehmern annähmen. So hättenallein die 
‚ärbeitgeber in Mecklenburg 100000 M. für die 
shristlichen Gewerkschaftengesammelt. Auch 
die Deutsche Volkspartei hätte 150000 M. für 
die Anstellung von 5 christlichen Gewerk- 
schaitssekretären zur Verfügung gestellt. 

In der Landwirtschaft sei die gelbe Angestellten- und Ar- 
beiterbewegung beinahe so stark, dass sie jeden Streik 
verhindernkönne. Schade nur, dass der Nationalverband 
in der Industrie den Unternehmern diesen. Dienst nicht erweisen 
kann, weil er dazu zu schwach ist. 

Nach einer kurzen Diskussion, in der man sich gegen die 
Luxussteuer, für die Orgesch und andere schöne Dinge aus- 
sprach, schloss diese denkwürdige Tagung. 


‚Angestelltenbewegung 


Zuckerbrot und Peitsche, Es ist kein Geheimnis, dass die 
freien Gewerkschaften, die energisch die Arbeitnehmerinteressen 
vertreten, den Arbeitgebern ein Dorn im Auge sind. Insbe- 
sondere macht es sich. die „Deutsche Arbeitgeber-Zeitung“ zur 
"Aufgabe, die Arbeitgeberschaft gegen die ireien Gewerkschaften 
scharf zu machen und ihnen im Kampf gegen diesen unbequemen 
Vertreter der Arbeitnehmer die Richtung zu weisen. Die 
"Deutsche Arbeitgeber-Zeitung“ beschäftigt sich in Nr. 13 in 
einem Artikel „Klassenkampf und Wiederaufbau“ mit der poli- 
‚fischen und gewerkschaftlichen Bewegung und schreibt: 

„Man sieht aus den vorhergehenden Ausführungen, dass es empfehlenswert 
ist, diejenigen Richtungen der Gewerkschaftsbewegung zu schonen und zu 
fördern, die dem Radikalismus nicht verfallen sind. Hier muss der Hebel ange- 
setzt werden, um auch die letzten Arbeiter dem extrem radikalen Lager erst 
einmal zu .entreissen. Vielleicht gelingt es dann, sie auf vernünftige Wege 
deutscher Arbeit zurückzubringen, die allein die Gesundung des schwerkranken 

deutschen Wirtschaftskörpers bringen kann.“ 
| An anderer Stelle heisst es: 

„In der Gewerkschaftsbewegung dürfte jetzt der Kardinalpunkt zu suchen 
sein, wo der Hebel anzusetzen ist.“ , 

Die Angestellten werden hieraus erkennen, dass zunächst 
mit Zuckerbrot und Peitsche vor allen Dingen versucht werden 
Soll, sie aus den Organisationen, die tatsächlich ihre Interessen 

vertreten, herauszubringen. Die Herren Arbeitgeber wissen, 
dass Harmonie- und gelbe Verbände schliesslich doch immer 
wieder nach ihrer Pieife tanzen. 


Der artige Neue D. T. V. Der Neue Deutsche Techniker- 
Verband gibt sich in Tarifverhandlungen gern den Anschein 
eines besonderen Radikalismus.. Wie dieser Radikalismus 
seitens der Arbeitgeberschaft eingeschätzt wird, ergibt nach- 
stehende Notiz, die wir dem oberschlesischen Blättchen des 
N. D. T. V. „Der technische Angestellte“ Nr. 11 vom 16. März 
1921 entnehmen. Das Blättchen wird von dem in der Notiz 
genannten Herrn Rinke, der sich besonders in der Vernich- 
fung unseres Bundes zu betätigen versucht, verantwortlich ge- 
zeichnet. Die Notiz lautet: 

„Am 4. d. M. fand in Liegnitz, Hotel Reichshof, die Fort- 
setzung der Tarifverhandlungen zwischen dem Arbeitgeber- 
verband für das Ziegeleigewerbe in Schlesien und der Lau- 
sitz E. V. einerseits und dem Deutschen Werkmeisterbund 
(Essen) andererseits statt. Auf der Arbeitnehmerseite waren 
Kollege Hermann und Geschäftsführer Rinke vertreten. Di- 
'rektor Heyne, der die Sitzung eröfinete, sprach zunächst 
seine Freude darüber aus, dass er mit einer 
ehristlich-nationalen Organisation verhan- 
‚deln dürie. Die Arbeitgeber seien sich im Prinzip darüber 
einig, dass die Ziegelmeister, die ihre stärkste Hilfe bedeuten, 
| 








endlich einmal eine Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse er- 

fahren sollten. Die Verhandlung zu 

beiderseitiger Zuiriedenheit.“ 
Hoch klingt das Lied vom braven Mann! 


verlief 





Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: 


Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 
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>= Lehrlingszüchterei. Wir lesen in Nummer 72 der „Katto- 
witzer Zeitung“ folgende Anzeige: 
„Schulentlassene Jungens, die sich der Techniker-Lauf- 
bahn widmen wolien, stellt als Zöglinge nach den Feiertagen 
sofort ein Vermessungsbureau und Tiefbaugeschäft Otto Bau- 
meister, Kattowitz.“ 


Der rührige Geschäftsinhaber hütet sich wohl, die Zahl der 
einzustellenden „Zöglinge“ anzugeben. Er denkt jedenfalls, je 
mehr Lehrlinge, desto weniger bezahlte Arbeitskräfte braucht 
er aufzunehmen. Es wäre nicht uninteressant, zu erfahren, in 
welcher Weise sie zum Techniker herangebildet werden und 
wieviel Kräite für diesen Zweck zur Verfügung stehen. Weitere 
Anforderungen für die Techniker-Laufbahn sind wohl nach An- 
sicht des Herrn Baumeister nicht nötig, als dass die „Jungens“ 
schulentlassen sind. Zeichnerische und rechnerische Befähigung 
braucht man natürlich nicht, um Techniker zu werden, 

Also auf, ihr schulentlassenen Jungens! Meldet euch in 
Scharen in dem vielversprechenden Vermessungsbureau und 
Tiefbaugeschäft des Herrn Otto Baumeister. Er bürgt euch für 
eine ausgezeichnete Ausbildung und für spätere glänzende Stel- 
lungen. 








Aus dem Bunde 


D0 DD 








Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b. H., Leipzig. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-S.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen, 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Firma Polenz, Insterburg, Kupferschmiede und Zentralheizungen. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskaleader der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag frük, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufssusschuss. 


Anderten-Misburg. M. 3. V. 8% im Restaurant Otto, Misburg. 
Hagen I.W. M. 2.V. 8%. Vereinslokal „Piepenstock‘, Heidenstrasse, 
Schwarmstedt. M. 7. V. 5% nachm. bei Gastwirt Heuer, 

Trier. V. 28. IV. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 
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Bücherschau 


Die kaufmännische Inventur. Gesetzliche Vorschriften, 
Organisation, Aufnahme, Inventurbücher, Aufnahmebogen, Bewertung, Ab- 
schreibungen (mit Tabelle), Reserven etc. — 6. Heft der „ORGA“-Schriften. 
1921. 52 Seiten. „Organisation“ Verlagsges. m.b.H., Berlin W 66. Preis 8,—M, 
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Schreier, 


Sterbetafel 


Es starben: 


Konrad Beckhaus (126 038), Homberg. 
Paul Diestel (T. 32785), Hannover. 
Friedrich Eschenauer (183 612), Barmen. 
W. Hauffe (T. 35 884) Mühlhausen/Thüringen. 
Friedrich Just (121 504), Schöningen. 
Alois Künzler (T. 37 694), Augsburg. 
Albert Kuhlmann (116 140), Mengede. 

C. Merseburger (26 000), Karlsruhe. 

Jos. Patschke (T. 98 920), Fürth. 

Artur Rebske (60 609), Görlitz. 

H. Rose (T 90315}, Köln. 

Bernhard Wohlbrück (44 211), Berlin. 


Ehre ihrem Andenken! 























Erich Händeler;» Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 


7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 




















































































140 











Stellenangebote “ 


> . 


Er 


4 
ERRSE 


Geschäftsführer. 


Die Bauhütte Frankfurt a.M., Soziale Baugeseilschaft G.m.b. H., 
sucht per sofort oder später einen Geschäftsführer, Hoch- und Tief- 
bautschniker, welche durchaus selbständig arbeiten können und für die 
meue Bewegung Interesse haben, werden gebeten, Angebote und Lebens- 
lauf, Angabe der bisherigen Tätigkeit unter Beifügung von Zeugnis- 
abschriften an den Bauhlitten-Betriebsverband für Hessen 
und Hessen-Nassau, Allerheillgenstrasse 61 Il, einzusenden. 
Gehalt nach Vereinbarung. 


Für das Konstruktionsbüro der Landmaschinen-Abteilung wird ein 


tüchtiger selbständig arbeitender Techniker 


mit mehrjähriger Erfahrung im Bau von Schrotmühlen u. Dreschmaschinen, 
ferner ein tiichtiger Techniker mit umfassender Konstruktionspraxia 
Im allgemeinen Maschinenbau ‘zum sofortigen Eintritt gesucht. 

Bewerbungen mit Zeugnissen, Lebenslauf, Bild u. Gehaltsansprüchen 
erbeten an F. Stille, Maschinenfabrik, Münster 1. W. 


An den städtischen Berufsschulen ist die Stelle eines 


Gewerbelehrers 


oder Gewerbehilfslehrers für die Metallarbeiterklassen sofort durch einen 
Fachmann oder einen Berufslehrer mit fachlicher Vorbildung zu besetzen, 
Der Bewerber hat an dem für Ostpreussen eingerichteten einmaligen 
Lehrgang zur Ausbildung von Gewerbelehrern für das Metallgewerbe 
teilzunehmen. ° Anstellung als städtischer Beamter. 

Besoldung nach staatlichen Sätzen (Ortsklasse C), Bewerbungen 
sind umgehend einzureichen. 


Magistrat Lvck. 


Zur Aushilfe für ein bis zwei 
Monate sofort ein gewandter, 
selbständig arbeitender 


Nochbautechniker 


gesucht. 


Staatliches Rochbauamt N 
Friedeperg/Nm. Ko 


Junger = : ef | 
Hochhaufechniker | TElkzanane 


sofort gesucht. Angeb. mit Skizzen Schmuckwaren, Büchsr 
in Briefform. u. Ansprüche erbeten. / 








Grammophone 
zi .* Nord ; 
Areniikten, B.D.A., Hersfeld, | | gusnen ac Ware tem 
ng un derT |} jgnass & Co. BerlinA, 431 


Belle-Alliance-Strasse 7-10 





bel unseren Inserenten. 


Achtung, Hausfrauen!" 
Passende Geschenke @ 


— u! Dark mn. 













SE Greg = nn er 
Prima Rein-Aluminlum, beste Ausführung. 
ma 3 Kochtöpfe mit Deckel, starke, unbordierte Ware —== 

ca. 3, 4 und 5 Ltr, zusammen . .„ . . 125.— M. 
Wasserkessel, 4 Lt... . 2 2 02 2 2.“ 
Diese 4 Telle zusammen . . . 

Kaffeekanne, 21/, Ltr. 54.—- M. 
Teekanne 1!/, Lir. 38.— M. 
— Versand per Nachnahme. — 


Von 68.— M. ab Verpackung 
und Porto frei. — Illustrierte Preisliste gratis. 


Alum.-Versand F. Bode, Essen, Wernerstrasse AA, 





Erholungsteim des Bu 





es Erholungshelmes zu richten, die bereitwilligst Auskunft ertellt. 
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"fgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, - ‚Mark... 
% bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf 


„en 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 





































Fordern Sie Muster 
von Tuchen für: 
Anzüge Cover-Coat 
Damenkostüme Sportsaches 
Damenröcke Leoden 
Konfirm.-Aug. Westenstoffe 
Paletot Gesell.-Anzüge 
Ulster Cutawa 
Schlüpfer Gextreift. Hosen 


Friedrich W.Knoll, 


Tuchrersand, 
Cotibus9. 
Muster.frei gegen frei. — j 
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Zur Bekliame! 


5000 Bnillant-Ringe 


(Imit) genau wie 
> Abbildung, 2a 
B S 15] 1000 Gold i& kar. 
plattiert! für den 


Spottpreis 
von #.1 2,50 


pro Stück, — Darselbe Ring aber 


massiv 8 Karat Gold 


(233 gesetzl. DenS:mill- 
sestemp Yu. 28,50. Briilant 

karn kein Laie von echt. Brillant 
unterscheld.! Ein Prachtringf.jed. 
Heren, jede Dame! Sof. bestellen! 
Briefmarken nehmen in Zahlung! 


A. Müller & Co, Fichtenau 239 b. Berlin. 









[Bücher 
Technik 


M athematik 


Man verlange kostenlos: 
ProspekteH.-Hochb,, T.-Tiefb., 
M. - Maschinenb,, E. - Elektro- 
techn. Näh Auskunft bereitwill. 


Tönsmann, 
Versandbuchhandlung, 


Naumburg a... Saale, 
Roonplatz 4. 






















München B 74, Kapuzinerstrasse 9 


neesteilten und Beamt 


stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3, — 


a 


ES . EN 


jer neue Tarif 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung 
schnellsten ohne Berufsstörung 
Geb. Kaufınann, Handelsschul 


verhelfen. 


durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Feraunterricht). 
e, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung ü 
für Obarsekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. 
Maschinenbau-, Eiektrizitäts-, Bau- 
ausführl, Prospekt umsonst durch das Rus 





- Ant: Seht 
des Elektrotechnikerg 


4 Bände ML. 261,—. Auch 
gegen 30 MM. Monatarsta, 
ebenso alle anderen Bücher. 


; Hermann Meusser. 


Buchhandlung, 


P" Bari W 57/1, Easkomer 
B ettnässen 


7 Befreiung sofort. ° 
#39 Alter u. Geschlecht an- 
9 geben. Ausk. umsonst. 


Vers, San. Artikel Gg. Engibrecht, 











zweckmässigste Anleitung auf dem 


reichen Menschen 
Verfügung stehen 
istesschulung zu sagen wissen 





Das ganze Jahr geöffnet, 


Der Wohnungspreis beträgt für den Tag: 
für Zimmer mit 1 Bett . 


R „2 Betten 2, ae, 
” ” » . ee. 0 oe. 
» „4 ” ..82 0° 


Der Verpflegungssatz beträgt für jeden Tag: 


für Erwachsene . . 2.2 2.0. 
» Kinder ‘v. 5—10 Jahren ; , 


» über 10 Jahre 


Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 


Realgymnasium, Oberrealschule, 
gebildeten Kaufmann der 
und Installatlonsbranche. — Verlangen Sie 
tinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 


Sünftigite Alterd- und Kamilienverforgung B 
smweds Befreiung von ber Angefielltenverficherung bieiei Die 
Deutfche Beamten-Cebensverfiherung a, ©. 
Unftalt des Deutihen Beamten-Wictihaftsbundes, 


Auskunft und Drudfachen foftenlos durch den 
Vertrauensmann: Rehnungsrat d. Henne, 
Berlin-Steglig, Stemensftraße 75. 
Fernruf: Steglig 37. 


Erfolg 


hat jeder im Leben, der den eisaruen Willen zum Vorwärtskommen 
besitzt. Die Willenskraft braucht nicht: angeboren zu sein, si 
kann auch das Resultat einer a Erziehung werden. 
e 

zur Persönlichkeit bietet Poehlmanns Geistesschulung un 
Gedächtnislehre, die schon viele Tausende von Unentschlossenen 
und Unzufriedenen durch ihre konkurrenz'ose Methode eines syste- 
matischen brieflichen Unterrichts zu glücklichen, freien und erfolg- 
macht hat. Lesen Sie in dem kostenlos zur 
en Prospekt, was andere über den Nutzen der 


unbedingt zu einem Anhänger meiner Methode machen! { 
L.Poehlmann, Amajlenstrasse 3, München W189. 


on Sondershausen .T, 


Herrliche, freie Gebirgslage. Buchen- u. Nadelwald. Gesundes, 
billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 
Liegesofa. Behagliche Gesellschaftsräume. Geselliger Verkehr Zentral- 
heizung. Badeanlagen: Wannen- u. Brausebäder, Turn- u. Spielplatz. 
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"Die Unterwertung der Mark. — Referentenführer. 


- Der in Nummer 12 des „Reichsarbeitsblattes“ nunmehr ver- 
ifentlichte und in seinem Aufbau schon wiederholt besprochene 
‚Entwurf einer Schlichtungsordnung verdient die allergrösste 
Aufmerksamkeit - der gesamten . gewerkschaftlich organisierten 
‚Krbeitnehmerschaft. .Es wird. notwendig sein, in eingehender 
Sehandlung des gesamten umfassenden Gesetzentwurfes seinen 
Aufbau, die in ihm enthaltenen Verbesserungen gegenüber den 
früheren Entwürfen, vor allem aber die ausserordentlich grossen 
Gefahren‘ aufzuzeigen, die der ganzen Gewerkschaftsbewegung 
drohen, wenn der Entwurf in der vorliegenden Fassung Gesetz 
werden sollte. Es ist insbesondere Pilicht der Organisationen, 
ind zwar nicht nur der zentralen, sondern jeder Ortsgruppe und 
aller Funktionäre, sich. mit den Grundgedanken der neuen 
Sehlichtungsordnung vertraut zu machen und die Kollegen- 
schaft darauf hinzuweisen, dass es sich in ihr nicht um ein 
trockenes, weltiremdes, theoretisches Gebilde handelt, sondern 
mm einen: Versuch, unmittelbar in das Organisationsleben und 
die Bewegungsfreiheit der Arbeitnehmer einzugreifen und diese 
durch ausserordentlich klug gesponnene Fäden aufs gefährlichste 
Einzuiengen. Angesichts des grossen Umfanges der Schlichtunzs- 
ordnung und der Fülle der einzelnen zu erörternden Bestim- 
‚Mungen erscheint es angebracht, die für unsere freigewerk- 
schaftliche Bewegung. wichtigsten Punkte herauszugreifen und 
unbeschadet einer ins Einzelne gehenden Untersuchung von 
grundsätzlichen Gesichtspunkten aus’ zu betrachten. 


Er: 1. Der Punkt, um dem’voraussichtlich der stärkste Kampf bei 
der Beratung der neuen Schlichtungsordnung entbrennen wird, 
und der in der Tat die grösste Gefahr für die Bewegungs- 
fre@leit der Gewerkschaften darstellt, ist de Beschränkung 
des Streikrechtes. Nach $ 55 des Entwuris darf ein 
Streik nicht stattfinden, bevor nicht erstens die Schlichtungs- 
stelle oder -behörde angerufen worden ist, und bevor sie zwel- 
tens einen Schiedsspruch gefällt hat. Betrifft die Streitigkeit „ge- 
meinnötige“ Betriebe oder Verwaltungen, so muss drittens un- 
fer der Aufsicht des Gewerbeauifsichtsbeamten in geheimer Ab- 
stimmung mit Zweidrittelmehrheit die Arbeitseinstellung be- 
schlossen worden und viertens seit Verkündung des Schieds- 
spruches mindestens eine Woche verstrichen sein. Der Ent- 
wurf zählt bereits eine Reihe ven Beispielen solcher gemeln- 
nötigen Betriebe auf, unter anderem die gesamten landwirt- 
schaftlichen Betriebe während der Erntezeiten,' die gesamten 
öifentlichen  Verkehrsunternehmungen,-- die Reichsbank, die 
‚ Reichsdruckerei und die Gas-, Wasser- oder Elektrizitäts- 
werke. Damit aber nicht genug soll der Reichswirtschaftsrat 
oder der Landes- bzw. Bezirkswirtschaftsrat auch andere Be- 
triebe und Verwaltungen auf beliebige Zeit für gemeinnötig 
erklären dürfen. In der Begründung” wird darauf hingewiesen, 
dass die Gewerkschäften doch schon heute in ihren Streik- 
| Ordnungen die Anrufung von Schlichtungsstellen und bestimmte 
Mehrheiten für Streikabstimmungen vorsehen, so dass also nur 
Riese Bestimmungen gesetzlich geregelt würden. Die Schief- 
heit dieser Begründung liegt auf der -Hand. Streikordnungen 
der Gewerkschaften sind freiwillige, selbst geschaffene Einrich- 








*) Der Entwurf der Schlichtungsordnung ist zum Preise von 1 M. von der 
Geschäftsstelle des AfA-Bundes, Berlin NW 52, Werftstr, 7, erhältlich. 
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|: Zur kommenden Schlichtungsordnung’ 


tungen der Arbeitnehmerschaft, deren Form ausschliesslich auf 
Zweckmässigkeitserwägungen beruht. Keine Gewerkschaft 
kann und wird es sich aber vorschreiben lassen dürfen, wie ste 
ihr verfassungsmässiges Koalitionsrecht auszuüben gedenkt, und 
sie wird es erst recht als eine geradezu ungeheuerliche Bevor- 
mundung empfinden, wenn Beamte das Recht haben sollten, die 
Kontrolle über Abstimmungen usw. der Mitglieder wahrzuneh- 
men. Was die gemeinnötigen Betriebe anlangt, so haben die 
freien Gewerkschaften schon längst anerkannt, dass diese Be- 
triebe, an deren ungestörter Fortarbeit die Arbeitnehmerschaft 
als Ganzes interessiert ist, durch besondere Vorkehrungen der 
Gewerkschaften selbst einer besonderen Regelung in bezug auf 
Arbeitseinstellungen zu unterstellen sind. Bereits anlässlich des 
letzten Berliner Elektrizitätsarbeiterstreiks sind denn auch von 
den Gewerkschaften Vorschläge gemacht worden, die das Ziel: 
Verhinderung wilder Bewegungen, die auf die Gesamtheit keine 
Rücksicht nehmen, durchaus gewährleisten. Im übrigen haben 
die Gewerkschaften ‘durch freiwillige Uebernahme von Not- 
standsarbeiten (Wasserhaltung der Bergwerke, Fortführung der 
Beheizung usw.) schon bisher bewiesen, dass sie sehr wohl die 
Rücksicht auf das Gemeinwohl auch bei der Durchführung ihrer 
Kämpfe obwalten lassen. Jedenfalls kann nicht nachdrücklich 
genug vor der Gefahr gewarnt werden, die in den Bestimmus:- 
gen der neuen Schlichtungsordnung heraufzieht und die in ihren 
Auswirkungen auf eine Abwürgung der Entschlussfreiheit der 
Arbeitnehmerorganisationen hinauskäme. Einen besonders ge- 
schickten Schachzug macht der Entwurf hierbei in bezug auf 
die Strafbestimmungen. Während nämlich für eine Reihe klet- 
nerer ‚Veriehlungen, wie Fernbleiben von Sitzungen, Benach- 
teiligung von Arbeitnehmerbeisitzern, Verletzung von Geschäfts- 
geheimnissen, bestimmte Ordnungsstrafen und. andere Strai- 
androhungen vorgesehen sind, fehlen diese Strafandrohungen g°- 
rade für den Fall der Verletzung der Bestimmungen des gc- 
nannten $ 55! Das bedeutet. aber natürlich nicht, dass diese 
Verstösse strafirei bleiben sollen, sondern umgekehrt, dass mait- 
gels besonderer Vorschriften die allgemeinen Bestimmungen des 
Strai- und Zivilrechts selbsttätig eintreten müssten. Eine Ar- 
beitnehmerschafit also, die trotz der Bestimmungen .des 8 55 in 
den Streik eintreten würde, würde sowohl strafrechtlich etwa 
wegen Erpressung, Nötigung oder auch nach einem der Para- 
eraphen. des 27, Abschnittes- des Strafgesetzbuches (gemein- 
gefährliche Verbrechen und:Vergehen) bestrait werden, wie 
Schadenersatzklage der betreffenden Arbeitgeber zu gewärti- 
een haben. Die Strafen und Klagen würden naturgemäss so- 
wohl jeden einzelnen Arbeitnehmer wie -die Organisation .trei- 
fen und ähnlich wirken wie die berüchtigten amerikanischen 
„Linhaltsbefehle‘. 


2. Ein zweiter grosser Mangel des Entwurfes liegt in sei- 
nem Versuch, das ganze Schlichtungswesen möglichst in der 
Gewalt der Behörden zu lassen und zu einem Juristenmonopol 
auszugestalten. - Zwar betont die Schlichtungsordnung und ihre 
Besründung, dass möglichste Freiheit der Entwickelung des 
Schlichtungswesens am förderlichsten sei, zugleich aber werden 
den Verwaltungsbehörden so weitgehende Befugnisse in der Erz 
richtung, Verwaltung,  Auisicht, Beamtenbestellung usw. ein- 
geräumt, dass dieser schöne Zweck bei dem Geiste unserer Bu- 
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reaukratie- in sein Gegenteil verkehrt werden. wird. Nicht ein- 
mal Urwahlen der Beisitzer sollen in Zukunft mehr- stattfinden, 
wie dies doch sogar ‚bei den.Gewerbe- und Kaufmannszerichten 
der Fall ist, viehnehr soll ein äusserst indirektes Wahlrecht 
durch die Mitglieder 'der Bezirks- bzw. Landeswirtschaftsräte und 
durch den Reichswirtschaftsrat ausgeübt werden. Anstatt aus- 
schliesslich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten den Aufbatı des 
Einigungswesens zu gestalten, wird: .auf rein behördliche und 
partikularistische Gesichtspunkte Rücksicht genominen. indem 
zwischen der untersten’ und der öbersten Instanz Landes-Eini- 
gungsämter eingeschoben werden. An Stelle der Selbstverwal- 
tung der Schlichtungseinrichtungen durch die Arbeitgeber- und 
Arbeitinehmerbeisitzer tritt in dem Entwurf die Leitung durch 
hauptamtliche. Vorsitzende, die von der obersten Landesverwal- 
tungsbehörde bestellt werden sollen und in-der Praxis natürlich 
durchweg Juristen sein werden. * Wenn nun auch der- Entwurf 
die Möglichkeit der Verhandlung‘ olme’ Beisitzer vorsieht, so 
sorgt doch andererseits wiederum eine Bestimmung im 827 da- 
für, dass die ständigen Beisitzer durch einfachen  Mehrheits- 
beschluss beschliessen können, dass für die Dauer- ihrer -Wahl- 
zeit stets unter, einem unparteüschen ‚Vorsitzenden verhandelt 
werden muss und dass auch Stimmengieichheit- im bejahenden 
Sinne auszulegen ist. Wenn nun auch. über die Zweckmässig- 
keit der Verhandlung mit oder ohne Unparteiischen die Meinun- 
gen zeteilt sind, so ist doch jedenfalls die Vereinigung von un- 
parteiischem Vorsitz und hawptamtlicher Leitung ‘der Schlich- 
tungsbehörde gleichbedeutend mit einer tnerträglicher Burcau- 
Kratisierung des ganzen Schlichtun&swesens. Bei den höheren 
Instanzen ist das Juristenmonopol noch fester verankert, indem 
dort die Zuziehung von Juristen zum Amte des Vorsitzenden 
und dessen .Stellvertreters als Regel vorgesehen ist und oben- 
drein, falls dies ausnahmsweise nicht der. Fall sein soll, aui An- 
trag einer Partei unter -allen Umständen ein Jurist mit zugezo- 
zen werden muss. Im Revisionsveriahren geht der Entwurf so- 
gar. noch hinter das geltende Gesetz betreffend Gewerbezerichte 
und Kaufmannsgerichte zurück, indem Rechtsanwälte als Par- 
teivertreter zugelassen werden. Aber auch in anderer Hinsicht 
soll den Behörden eine. möglichst. grosse Extrawurst gebraten 
werden. Einmal. dürfen Beamte und nach dem: Betriebsräte- 
gesetz ($ 13 Absatz 4) als solche betrachtete Arbeitnehmer von 
Behörden und Verwaltungen die ordentlichen Schlichtungs- 
Behörden nicht in Anspruch nehmen, und ierner sind für behörd- 
liche Verwaltungen und Betriebe, auch wo es sich um rein wirt- 
schaftliche Unternehmungen handelt, Sonderschlichtungsbehörden 
vorgesehen, deren Errichtung ausschliesslich in das Belieben 
der Bureaukratie_ gestellt ist. 

3. Die Einschränkung des Streikrechts, die der Entwurf 
vorsieht, wird natürlich begründet mit der Rücksicht auf das 
Gemeinwohl. Würde diese Rücksicht ebenso entschieden dem 
Arbeitgeber gegenüber ausgeübt werden, so: müsste sinngemäss 
den Schlichtungsbehörden dann auch das Recht gegeben sein, 
durch Einblick in. die Geschäftsbücher, eidliche Vernehmtungen 
usw. die stets vorgebrachten Angaben der Unternehmer über 
ihre angebliche wirtschaftliche Notlage einwandfrei zu prü- 
fen. Selbstverständlich denkt aber der Entwurf nicht daran, auf 
diese Weise in die „Geschäftsgeheimnisse“ einzudringen, be- 
schränkt sich vielmehr darauf, ausschliesslich für die Zwecke der 
Auslegung sirittiger Bestimmungen eidliche Vernehmung, Bei- 
bringung von Unterlagen und Befragung von Sachverständigen 
vorzunelimen. 

Die Tätigkeit des Schlichtungswesens erstreckt sich sowohl 
auf Streitigkeiten -über Auslegung bestehender Vereinbarungen 
wie über die künftige Gestaltung solcher. Auch hier schiebt der 
Entwurf der freien Ausgestaltung und dem Ausbau der tarif- 
lichen Vereinbarung insbesondere des Mitbestimmungsrechtes 
einen Riegel vor, indem im. $ 83 für die Einigungskammer 
ausdrücklich vorgeschrieben wird, dass diese für ihren Schieds- 
spruch an das bestehende Recht gebunden ist und im 8 108 für 
das Revisionsverfahren ausdrücklich und ohne Beschränkung die 
Anwendung des bestehenden Rechtes der Nachprüfung. bzw, 
Aufhebung. des Schiedsspruches zugrunde gelegt wird. Jeder 
Schiedsspruch demnach, der über das bestehende Recht hinaus- 
geht, kann :durch das Fallbeil dieser Bestimmungen wieder be- 
Seitigt werden, 

4. Aber auch das Anrufungsrecht der Schlichtungsstellen 
ist durch den Entwurf im Gegensatz zu der heutigen Uebung 
wesentlich eingeschränkt.- Einmal dadurch, dass nur „Gesamt- 
streitigkeiten“ Gegenstand der Beschwerde sein dürfen und als 
Gesamtstreitigkeiten nur solche über die Regelung von Arbeits. 
bedingungen und die Verletzung gemeinsamer wirtschaftlicher 
Interessen bezeichnet werden. Damit sind Giesamtstreitigkeiten 
über die Verletzung sozialer und solidarischer Interessen, z, B, 
bei\ Massregelungen, ausgeschieden und den Gerichten über- 
lassen. Ferner aber bedürfen die Organisatienen ausser bei 
Tarifstreitigkeiten zur Anrufung der Genehmigung der Betriebs. 
verisetungen oder der Mehrheit der Arbeitnehmerschaft, sind 
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also nicht mehr berechtigt, auch wo sie für einzelne oder- eine 
Minderheit von Mitgliedern einzutreten haben, die Einigings- 
stellen anzurufen. PR 5 u 
5. Schliesslich bedürfen die Bestimmimgen über. die Ver- 
bindlicherklärung von  Schiedssprüchen ($$ 113, bis 117) noch 
einer sehr eingehenden _Nachprüfung. Ueber die Zweckmässig- 
keit. solcher Verbindlicherklärungen bestehen auch unter ‚den 
freien Gewerkschaften Meinungsverschiedenheiten. Bisher wur- 
den. Verbindlicherklärungen meistens. zugunsten der  Arbeit- 
nehmer beantragt. Die, ganze Entwickelung und insbesondere 
auch das heutige ‚Verhalten der ‚Demobilmachungskommissare 
deutet aber darauf hin, dass in Zukunft die Verbindlicherklärun- 
gen mehr und mehr auch. zuungunster“der Arbeitnehmer bean- 
tragt und durchgeführt werden dürften, und umgekehrt zeigt sich 
schon heute immer deutlicher, dass die Arbeitnehmer, wo sie 
nicht durch ihre eigene gewerkschaftliche Macht Zugeständ- 
nisse der Arbeitgeber erringen konnten, auch durch die Ver- 
bindlicherklärung ihnen günstigerer Schiedssprüche nicht ze- 
schützt sind, indem die Arbeitgeber ‘durch ihren entschlossenen 
Widerstand die Durchführung derartiger Schiedssprüche durch 
eine Unzahl von Hindernissen zu sabotieren wissen, Anderer- 
seits dürite der Entwurf auch die Freunde der Verbindlich- 
erklärung nicht befriedigen, indem er diese an das Vorhanden- 
sein einer Zweidrittelmehrheit einer vergrösserten Revisions- 
instanz knüpft. ' er 
“ " Die im vorstehenden Kurz skizzierten hauptsächlichen Be: 
denken gegen den vorliegenden Entwurf bedürfen selbstver- 
Ständlich einer Ergänzung durch den detaillierten Nachweis in den 
einzelnen Paragraphen. Der Zweck der obigen Zusammeristel- 
lung ist deshalb weniger, eine genügende Kritik an dem vor- 
liegenden Entwurf zu üben, als vielmehr’ zu zeigen, welche Be- 
deutung die geplante Neuregelung für die-ganze zukünftige Ge- 
werkschaftsarbeit hat, und dazu anzuregen, sich eingehend mit 
ihr zu befassen. Es darf nicht wieder gehen wie beim Be- 
triebsrätegeseiz, wo erst die vollendeten Tatsachen die Arbeit- 
nehmerschait auf die vorhandenen Mängel und Lücken aufmerk- 
sam machten, vielmehr muss unbedingt von Anfang an durch 
eingehende Kritik und die Kundgebung des geschlossenen Wil- 
lens der Arbeitnehmerschaft dieser vielleicht gefährlichste von 
allen. bisherigen - Versuchen, die Koalitionsfreiheit einzuengen, 
bekämpft werden. 


Rückzahlung von Beiträgen aus Betriebs- 
pensionskassen | A 


Nach monatelangen Kämpfen: hat: der volkswirtschaftliche 
Ausschuss des Deutschen Reichstages endlich in seiner Sitzung 
am 30. März 1921 eine Verordnung über die Rückgewähr von 
Beiträgen bei privaten Pensionseinrichtungen verabschiedet. 
Der Berichterstatter, Abgeordneter Aufhäuser, wies 
einleitend darauf hin, dass. die Gewerkschaften grund- 
sätzlich eine gesetzliche Regelung "dahingehend fordern, 
dass Mitglieder der Betriebskassen bei dem Ausscheiden 
aus der Firma entweder den Anspruch auf Rückzahlung 
geleisteter Beiträge. oder auf Weiterversicherung oder Auf- 
rechterhaltung der Anwartschaft durch Leistung einer An- 
erkennungsgebühr haben müssen. Um aber zunächst für die 
während des Krieges als Ersatzkräite eingestellten Angestell- 
ten, die während ihrer vorübergehenden Tätigkeit überhaupt 
keinerlei Aussicht auf irgendwelche Inansprüchnahme der Kas- 
senleistungen haben, einen Ausgleich der bestehenden Härten 
zu Schaffen, war es notwendig, auf dem beschlemmigten Wege 
der Verordnung die Rückzahlung der Beiträge, Eintrittsgekler 
kisw. zu Sichern. Die Abgeordneten Aufhäuser und Giebel 
brachten im Ausschuss noch eine Reihe von Verbesserungs- 
anträgen ein, um vor allem den: Kreis der unter die Verord- 
nung fallenden Angestellten zu erweitern und die vorgesehenen 
Fristen zu verlängern. Die Verordnung bleibt in der angenom- 
inenen Fassung erheblich hänter diesen seitens -des AfA-Bundes 
gestellten Forderungen zurück. Durch eine mit den Stimmen 
der sozialistischen Parteien und des Zentrums gegen die übrigen 
bürgerlichen Parteien angenommene Entschliessung ist vor- 
gesehen, dass die der Verordnung noch anhaftenden Mängel 
bei der kommenden allgemeinen gesetzlichen Regelung aus- 
geglichen werden sollen, 

Es kommt nun darauf an, dass die Kollegen, die in der Zeit 
vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1918 einer Kasse beigetre- 
ten und in der Zeit vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1919 
aus der Firma wieder ausgeschieden waren, die ihnen aus der 
Verordnung zustehenden Ansprüche nun. auch möglichst - um- 
gehend geitend machen. Die einzelnen Bedingungen sind aus 
der nachstehend im Wortlaut wiedergegebenen Verordnung er- 
sichtlich, und es muss nun Aufgabe der AfA-Funktionäre, ins- 
besondere der Ortskartelle des AfA-Bundes sein, durch weitest- 


schende Aufklärungsarbeit die beteiligten Kollegen und Kol 
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leginnen’ über die ihnen zustehenden Rechte aufzuklären. Es 
ist zwar im $ 6 der Verondnung vorgesehen, dass ein Abdruck 
der Verordnung in den Arbeitsräumen an deutlich sichtbarer 
‚Stelle ausgehängt werden muss; da aber ein grosser Teil der 
"betroffenen Angestellten. überhaupt nicht mehr bei den be- 


treffenden Firmen tätig ist, so haben .diese Kollegen auch 


‚keine Gelegenheit, die Aushänge ‚in den Betrieben zu Gesicht 
zu bekommen. Es: gibt daher. nur eine Möglichkeit, diese Kol- 
fegen zur Inanspruchnahme der ihnen zustehenden Rückzah- 


Jungen zü veranlassen; das ist die Bekanntgabe durch die ört- 
lichen Gewerkschaftsorganisationen. 


"Wir bemerken-noch ausdrücklich, dass nach $ 9 neben 
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den ausgesprochenen Kriegsersatzkräften auch solche Kollegen 
Anspruch auf Rückzahlung haben, die vor Kriegsausbruch in 
eine Betriebskasse eingetreten und in der Zeit vom 1. Auzust 
41614 bis 31. Dezember 1919 wieder aus der Firma ausgeschie- 


den waren, falls-die Voraussetzungen erfüllt sind, die im $ 9 


des näheren. bezeichnet - werden. 
- Schliesslich bitten wir noch darauf zu achten, dass nach 
8 2 der Anspruch auf Rückgewähr zwar allgemein von einer 
mindestens dreimonatigen Dienstdauer bei der betreffenden 
Firma abhängig gemacht wird. Diese Karrenzzeit kommt ‚aber 
in all den Fällen in Wegfall, in denen die vom Versicherten ent- 
richteten laufenden Beiträge zuzüglich der Eintrittsgelder und 
ähnlichen Zahlungen insgesamt mehr als das Doppelte der lau- 
fenden Beiträge für drei Monate ausmachen. Da die Eintritts- 
gelder ‚bei den meisten Pensionskassen ausserordentlich hoch 
bemessen sind, so wird dieser letzte Fail keine Ausnahme, son- 
dern fast die Regel bilden dürfen. 
Wir lassen nunmehr den Wortlaut: der Verordnung folgen: 
Entwurfreiner Verordnung 
über die Rückrewähr von Beiträgen bei privaten 
Pensionseinrichtungen 
Auf Grund des Gesetzes über den Eılass von Verordnungen für die Zwecke 
der Uebervangswirtschaft vom 6. Februar 1921 (Reichs-Gesetzhl S, 139) wird 
von der Reichs:tegierung mit Zustimmung des Reichsrats und des von dem 
Reichstag gewählten Ausschusses folgendes verc'dnet: 
8 1. Sind die in einem privaten. Betrieb oder einer privaten Verwaltung 
Bee Personen durch den Arbeits- oder Dienstvertrag verpflichtet, 
ivaten Fahrik-, Betriebs-, Firmen-, Haus-, Verwaltunes-. Seemanns-Pens'ons- 
sen und ähnlichen, wenn auch nicht mit eigener Rechtspersönlichkeit aus- 
"gestalteten Finrichtungen für Arbeiter und Angestelite beizutreten, welche 
nvaliden-, Alters- oder Hinterbliebenenunterstützung gewähren, so haben die- 
jenigen, welche in der Zeit vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1918 auf 
Grund der Verpfiichtüung in das Versicherungsverhältnis eingetreten sind (Ver- 
sicherte), Anspruch auf Rückgewähr von Beiträgen nach Massgabe der 


&8 2 bis 8. 
& 2. Ist ein Versicherter in der Zeit vom 1. August 1914 bis 31. De- 


| zember 1919 aus der Beschäftioung und der Versicher'ng ausgeschieten, so 


sind ihm auf Antrag die laufenden Beiträce, Eintrittsreld-r und ähnliche 
Zahlungen, welche er auf Grund der vertraglichen Versicherungspflicht aus 
eioenen Mitteln nach dem 1. August 1914 bis zum Ausscheiden geleistet hat, 
chne Zinsen zurückzugewähren 
Der Anspruch auf Rückrewähr besteht n’cht, wenn der Versicherte richt 
mindestens drei Monate der Kasse angehört und die Peiträge für diese Zeit 
‚entrichtet hat; betragen jedoch die von dem Versicherten gezahlten laufenden 
Beiträge, Eintrittsgelder und Zhnliche Zahlungen insgesamt mehr als das 
Pöprelte der laufenden Beitröge für drei Monate, so sind die gezahlten 
Yaufenden Beiträge, Eintrittsgelder und ähnlichen Zahlungen auch denn zuriick- 
fewähren, wenn der Versicherte weniger als drei Monate der Kasse ang» 
hört hat. 

Mit dem Empfange der Rückgewähr erlöschen die aus den von der Rück- 
Br betroffenen Feitregszeiten erwechsenen Rechte, Auf eine Verein- 

rung, durch welche von diesen Vorschriften zum Nachteil des Versicherten 
abgewichen wird, kann sich die Kasse oder der Arbeitgeber nicht berufen. 
= Die Rückgewähr erstreckt s’ch nicht auf dieicnizen Beitragsteile, weiche 
en die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte abzuführen waren (oder 
‘welche auf Grund des Versicherungsgesetzes für Angestellte vom 20. Dezember 
1911 (Reichs-Gesetzbl. S. 989) an eine Ersalzkasse im Sinne des $ 572 dieses 
Gesetzes zu zahlen waren. . 

83 Ein Anspruch auf Rückgewähr besteht nicht, wenn der Versicherungs- 
fall eingetreten ist und die geschäftsplanmässigen L>ist ngen (Invaliden-, 
Blters- oder Hinterbliebenenunterstützungen) gewährt werden oder gewährt 
worden sind. 

84 Der Anspruch von Versicher'en, welche auf Grund des Geschäfts- 
plans der Kasse oder durch freiwillige Zuwendungen seitens der Kasse oder 
des Arbeitgebers schon eine Rückgewähr erhalten haben, erstreckt sich nur auf 
den Unterschied zwischen dem nach & 2 zu zewährenden Betr g und der tst- 
‚sächlich erhaltenen Rückgewöhr. Ein Anspruch auf Zinsen besteht nicht 

8 5. Der Antrag auf Rückgewihr ist ‘s;ätestens binnen sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung bei der Kasse zu stellen; er kann 
auch bei dem Arbeitgeber, für dessen Betrieb die Kasse besteht, rechtswirksam 
Baeee werden. Später gestellte Anträge haben keinen Anspruch auf Berück- 
sichtigung. 

Für Versicherte, welche durch höhere Gewalt an der Einhaltung der Frist 
verhindert sind, endet die Frist erst sechs Monate nach dem Wegfall des 
Hliindernisses. 

Der Anspruch steht auch den Erben der Ausgeschiedenen zu. 

86. Ein Abdruck dieser Verordnung ist unverzüglich in den Arkeits- 
räumen der nach 8 1 in Betracht kommenden Betriebe an deutlich sichtbarer 
Stelle auszuhängen. Der Aushang darf nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung entfernt werden 
87. Der Anspruch auf die durch di- se Vereränung vorgeschriebene Rück- 
gewähr ist der Pfändung nicht unterworfen. 
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8& 8 Weitergehende Rechte der Versicherten auf Grund des Geschäfts- 
plans der Kasse bleiben unberührt. 

& 9. Die in der Zeit vor dem 1. August 1914 auf Grund der Verpflichtung 
in das Versicherungsverhältnis eingetretenen Versicherten, welche in der Zeit 
vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1919 aus der Beschäftigung und der 
Versicherung wieder ausgeschieden sind und bei dem Ausscheiden nicht eine 
Rückgewähr oder geschäftsplanmässige Abfindung erhalten haben, die ihrem 
Werte nach den Betrag der für .dıe Zeit vom 1. August 1914 ab auf Grund 
der et Koi Versicherungspflicht aus eigenen Mitteln geleisteten laufenden 
Beiträge, Eintrittsgelder und ähnlichen Zahlungen erreicht, haben Ans.ruch auf 
den Unterschied zwischen diesem Betrag und d.r tatsächlich «rhaltenen Rück- 
gewähr oder Abfindung. Die Vorschriften der $$ 1 bis 8 finden entsprechende 
Anwendung 

8 10. Die Vorschriften der $$ 1 bis 9 finden entsprechende Anwendung, 
wenn die in einem privaten Betrieb oder einer privaten Verwaltung 
beschäftigten Personen zwar nicht auf Grund einer Verpflichtung durch den 
Arbeits- und Dienstvertrag, aber nach. einer bei dem Betiieb Re der Ver- 
waltung bestehenden allgemeinen Uebung privaten Kassen oder Einrichtunger 
der im $ 1 bezeichneten Art beigetreten sind. 

Die Vorschriften der Verordnung gelten für Kassen und Einrichtungen der 
im.8 1 und im Abs 1 bezeichneten Art ohne Rücksicht darauf, ob diese nach 
den Vorschriften über die Beaufsichtigung privater Versicherungsunternehmungen 
einer Beaufsichtigung unterliegen ocer nicht. 

811. Zur tscheidung von Streitigkeiten auf Grund der Vorschriften 
dieser Verordnung ist das Gericht zuständig, welches über Stre tigkeiten aus 
dem die Versicherungspflicht begründenden Arbeits- oder Dienstverhältais zu 
entscheiden hat. 

$ 12. Diese Verordaung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft 
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Niedriger hängen! Der Abstimmungskampf in Oberschle- 
sien hat auf polnischer wie auf deutscher Seite vielfach eine 
vergiftete nationale Hetze gezeitigt, die wir im Interesse unse- 
rer oberschlesischen Kollegen, insbesondere der Betriebsbeam- 
ten, die nach wie vor mit Deutschen und Polen zusammen zu 
arbeiten haben, bedauern müssen. Unser Bund und ebenso der 
AfA-Bund haben: die nationale Hetze. nicht mitgemacht. Wir 
hatten es auch nicht nötig, denn wir konnten unseren Kollegen 
statt nationaler Phrasen reale nationale: Werte bringen, die den 
ehrlich. prüfenden Angestellten veranlassen mussten, ' seine 
Stimme für das Verbleiben von Oberschlesien bei‘ Deutschland 
abzugeben. Wir verweisen auf unseren Leitartikel in Nr. 1} 
der „D. T.-Z.“, in dem es im Schlussabsatz heisst: 

„Die Angliederung < ‘rschlesiens an Polen würue für sie tdie Auge 
stellten) nicht nıır eine sofertice Verschlechterung ihr-r wirtschaftlichen Lage, 
sondern darüber hinaus auch eine empf:ndiiche Sch‘ ächung in ihrem Kampfe 
um die Verbesserung ihrer Lohn- und Arheitsbedirgncen bedeuten. Sie 
würde sie ausserdem der Anteilnahme an den Errungenschaften und der 
künftigen Fortschritten der deutschen sozialpolitischen Gzsetzgebung berauben 
Die eberschlesischen Angestellten werden gut tun, sich diese Bedeutung des 
Abstimmungsergebnisses für ihre eigene wirtschaftliche und soziale Lage zu 
vergegenwärtigen “ 

Ob dieser unserer ruhigen und sachlichen Haltung in der 
Abstimmungsfrage sind die Herrschaften vom G. d. A. und 
G. D. A. G. in Wort und Schrift über uns hergefallen. 

In einer öffentlichen Bautechnikerversammlung in Berlin hai 
Herr Koslowsky vom G. D. A. G. unserem Kollegen Seitz über 
die Stellungnahme des AfA-Bundes ‚zu der oberschlesischen 
Abstimmung Ausführungen in den Mund gelegt, die dieser nie und 
nimmer gemacht hat und gemacht haben kann, weil sie den 
bereits oben darzelegten Grundsätzen in keiner Weise ent- 
sprochen haben würden. Kollege Seitz, der zufällig auf der 
Durchreise in der Versammlung anwesend war, hat dann auch 
sofort erklärt, dass die Ausführungen Koslowskvs nicht zutrei- 
fen und hat seine Entgegnung mit folgender einwandfreier Fest- 
stellung geschlossen: 

„Die freien Angestelitengewerkschaften begrüssen den Erfolg der ober- 
schlesischen Abstimmung, sehen aber ledielich darin den Ausdruck der Ar eit 
nehmersolidarität seitens der oberschlesischen Arbeitnehmerschaft derjenigen 
Deutschlands gegenüber, und zwar in einer Form, wie wir sie gewaltiger und 
erhebender in der Gewerkschaftsgesch ch’e noch nicht erlebt haben “ 

Aus diesen Worten klingt jedem ehrlichen Menschen ein so 
aufrichtiges und stolzes Bekenntnis zu den Erfolgen der Arbeit- 
nehmersolidarität in Deutschland und damit zum Deutschtum ent- 
gegen, dass nur ein jeder Ehrlichkeit barer Mensch die- Aus- 
führungen von Seitz zu folgenden umdrehen kann: 

'n .. dass der AlA-Bu:r din Oberschlesien auf “rund seiner internationalen 
Solidarität bereit gewesen sei, die freigewerkschaft!ich org nisierten * rbeiter 
und Ängesteliten auch für Polen stimmen zu las en, wenn Polen die Rechte 
der Arbeitnehmer und die Errungenschaften der Revolution achten und nicht 
antasten werde “ 

Herr Fromholz vom G. d. A., der obige Verdrehungen fer- 
tiezebracht hat, besitzt weiter die Stirn, in einem Flugblatt 
„AfA-Bund und Oberschlesien“ neben den obigen Verleum- 
dungen weiter zu behaupten: 

„In diesem Ausenblicke grösster wirtschaftlicher Not und Bedrängnis ist der 
AfA-Bund bereit. das wichtige oberschlesische Industriegebiet aus internationalen 
Erwägungen heraus an Polen auszuliefern I" 
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Herrn Fromholz: war bei Abfassung dieses Flugblattes der 
obgenannte Artikel unserer „D. T.-Z.“ bekannt. Wenn er trotz 
alledem eine solche Behauptung in einem Flugblatt, das heute 
in ganz Deutschland verbreitet wird, in die Angestelltenschaft 
schleudert, so ist das eine Verleumdung, wie sie bisher in der 
Angestelltenbewezung noch nicht dagewesen sein dürfte. Wir 
begnügen uns, diese niedriger zu hängen und überlassen das Ur- 
teil über eine solche Kampfesweise unseren Kollegen. 


Wirtschaftsfragen 


Wirtschaitsiaktor .Stinnes“, Die gewaltize Konzentrations- 
bewegung, die seit der Revolution in der deutschen Industrie 
neben den horizontalen Zusammenschlüssen zwischen Betrieben 
ein und derselben Produktionsstufe in immer steigendem Masse 
auch vertikale Zusammenschlüsse zwischen Betrieben aufeinander- 
folgender Produktionsstufen herbeigeführt hat, ist bereits des öf- 
teren sowohl in den Tageszeitungen als auch in Fachzeitschriften 
besprochen worden. Es ist bekannt, dass Hugo Stinnes, einer 
der eifrigsten Förderer dieser Bewegung, unbekümmert um 
alle gesetzgeberischen Massnahmen die Erweiterung seines 
Machtbereiches auf wirtschaitlichem Gebiete anstrebt und ver- 
wirklicht. Während man sich in den Parlamenten seit vielen 
Monaten um das Problem der Sozialisierung herumstreitet, 
schafft Stinnes Trustgebilde, wie sie weder die alte noch die 
neue Zeit gesehen hat, und verwirklicht die kühnsten Pläne 
des Kapitalismus. Auf allen Gebieten der Wirtschaft, im Berg- 
bau, in der Schwerindustrie, in der weiterverarbeitenden Indu- 
strie, in Verkehrsunternehmungen, in der Reederei, in der See- 
schiffahrt, im Ueberscehandel, in der Zellstoffindustrie, im Zei- 
tungsgewerbe usw. macht er seinen Einfluss geltend. Seine 
Bestrebungen beschränken sich nicht auf das Wirtschaftsgebiet 
des Deutschen Reiches, sondern erstrecken sich weit über die 
deutschen Grenzen hinaus. Selbst mit Sowjet-Russland sucht 
er über gewisse Konzessionen zu einer Verständigung zu ge- 
langen. Keine Woche verzeht, ohne dass nicht die deutsche 
Oeifentlichkeit von neuen Erweiterungen seines wirtschaftlichen 
Machthereiches zu hören bekommt. Unawfhörlich tätig, klug 
berechnend versucht er überall seinen Einfluss geltend zu 
machen. Dies gelingt ihm um so leichter, da er sowohl! Koh- 
lenbergwerke als auch viele bedeutende Betriebe sonstiger 
Schlüsselindustrien in seiner Hand vereinigt. Er produziert 
in seinem Konzern alles und handelt mit allem. 

In der nachstehenden Aufzählung haben wir eine Reihe der 
wichtigsten Betriebe zusammengestellt, die sich nachweisbar 
unter dem unmittelbaren Einfluss von Stinnes befinden: 

1; Kohlengruben: 

Verwaltung der Stinnes-Zechen: Matthias Stinnes — Graf Beust — 
Ernestine — Friedrich Ernestine — Carolus Magnus — Viktoria Mathias — 
Vereinigte Welheim — Schwärze Junge. 

Bochumer Verein für Bergbau und Gussstahlfabrik A. G.: Emscher 
Friedrich — Friedrich der Grosse — Vereinigte Teutoburgia — Vereinigte 
Engelsburg — Vereinigte Carolinenglück. 

Deutsch-Luxemburgische Bergwerks-A.-G.: Sophia Friederika — 
Carl Friedrich Erbstollen — Brockhauser Tiefbau — Amatus — Baaker 
Mulde — Glückauf Tiefbau — Hasenwinkel — Tremonia II Krüger — 
Julius Philipp — Friederika Tremonia I — Dannenbaum und Eulenbaum — 
Friedlicher Nachbar — Kaiser Friedrich — Prinzregent. 

Gelsenkirchener Bergwerks-A -G.: Erin, Castrop — Zollern I und II 
— Westhausen — Vereinigte Hamburg und Franziska — Thies — Vere:nigte 
Rheinelbe und Alma — Stein und Hardenberg — Pluto — Monopol — 
Grimberg —- Vereinigte Germania — Hansa — Vereinigte Bonifacius — 
Grilo — Wilhelm — Zeche Diergaardt, 

2. Eisensteingruben: 

Eisensteingruben Bückeburg — Grosse Burg, Neukirchen — Friedrich, Nieder- 
hövels — Dannenbaum, Laer — Eulenbaum, Laer — Union, Eiserfeld — 
Wohlverwahrt — Florentine. 

3. Eisen- und Stahlwerke: 

Deutsch-Luxemburgische Bergwerks-A. G.: Friedrich- Wilhelm-Hütte 
— Dortmunder Eisen- und Stahlfabrik — Rote Erde, Dortmund — Meggener 
Walzwerk — Hasper Stahlwerk — Kettenfabrik Schlieper — Midgard, 
Bremen — Nordseewerke, Emden — Weber, Brandenburg. 

Boehumer Verein A. G.: Guss-Stahlfabrik Bochum — Gesellschaft für 
Stahlindustrie, Bochum 

Gelsenkischener Bergwerks-A. G.: Vulkan, Duisburg — Flensburger 
Werk — Röhrenwerk Düsseldorf — Röhrenwerk vorm. Tiedi — Weiss- und 
Feinblechwerke Hüsten — Hochofenwerk Gelsenkirchen — Stahlwerk 
Ratibor — Stahlwerk Gebr. Böhler A. G., Düsseldorf —- Giessereiwerk 
Gelsenkirchen. 

4. Sonstige Unternehmungen: 

Königsberger Zellstoff A. G., Königsberg — Norddeutsche Zellulosefabrik A. G, 
Königsberg — Buch- und Zellstoffgewerbe Hugo Stinnes, Berlin. 

Norddeutsche Buchdruck- und Verlags-A. G., Berlin — Berliner Lohndruckerei 
Büxenstein, Berlin — Deutsche Ailgemeine Zeitung, Berlin — Industrie 
und Handelszeitung, Berlin. 


Eine solche Zusammenstellung kann naturgemäss nur 
lückenhaft sein. Jedoch selbst aus ihr geht hervor, welch 
täglich wachsenden Machtbereich ein derartiges Trustgebilde 
besitzt. Seine Entwicklung verdient nicht nur die grösste Auf- 
merksamkeit der gesamten deutschen Arbeitnehmerschaft, son- 
dern auch der massgebenden Regierungsstellen., Unabsehbar 


Sind die Folgen der fortschreitenden, Vertrustung für die künf- 
tige Gestaltung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
arbeitenden Klassen. 


Reduktion der Herstellungskosten. Der Ausweg aus der 
Wirtschaftskrise — wird behauptet — kann nur durch die Her- 
absetzung der Produktionskosten gefunden ‘werden und der 
Weg dazu ist in erster Linie die Herabsetzung der Löhne. Da- 
zu schreibt „Guildsman“, das Organ der englischen Gildensoziz- 
listen: „Die Herabsetzung der Löhne kann und darf volkswirt- 
schaftlich nicht als eine Reduktion der Herstellungskosten an- 
gesehen werden. Es handelt sich hier um ein anderes Vorgehen, 
um dasselbe, wie wenn Waren unter ihren Produk- 
tionskosten verkauft werden. Die Löhne, und zwar nicht 
nur in ihrer gegenwärtigen Höhe, sondern in einem Ausmass, 
weiches eine menschenwürdige Lebenshaltung dies Arbeiters 
möglich macht, gehören zu den minimalen Produktionskosten, 
als deren wesentliches Element. Wenn niedrigere Löhne be- 
zahlt werden, so ist dies ebenso ein Verkafff unter den Produk- 
tionskosten, wie wenn ein Kaufmann seine Ware olıne Gewinn 
verkauft. Es handelt sich hier nur um begriffliche Unterschiede, 
die aber wohl zu beachten sind. ! 


Sozialpolitik 

Die Lohnsteuer. Der Reichsminister der Finanzen hat zur 
Durchführung des Steuerabzuges für das Steueriahr 1921 bis auf 
weiteres das Folgende bestimmt: 

„Die zur Durchführung des Steuerabzuges vom Arbeitslohne 
für das Rechnungsjahr 1920 erlassenen Anordnungen finden auf 
die Durchführung desı Steuerabzuges für 1921, also vom 1. April 
ab, mit folgerrder Massgabe sinngemäss Anwendung: 

Jeder Arbeitgeber hat den ständig von ihm heschäftigten 
Arbeitnehmern bei jeder Lohnzahlung zehh vom Hundert des 
Betrages einzubehalten, um den der auszuzahlende Ar- 
beitslohn im Falle der Berechnung des Arbeitslohnes 

a) nach Tagen 4 M. für den Tag, 

b) nach Wochen 24 M. für die Woche, 

c) nach Monaten 100 M. für den Monat 
übersteigt. 

Der gleiche Betrag ist abzugsfrei zu belassen für die 
zur Haushaltung zählende Ehefrau des Arbeitnehmers. | 

Ferner erhöht sich der dem. Steuerabzuge nicht unter- 
woriene Teil des Arbeitslohnes für jedes zur Haushaltung zäh- 
lende minderjährige Kind im Falle der Berechnung des 
Arbeitslohnes 

a) nach Tagen um 6 M. für den Tag, 
b) nach Wochen um 36 M. für die Woche, 
c) nach Monaten um 150 M. für den Monat. 

Es sind sonach vom 1. April ab ohne Rücksicht auf-die Höhe | 
des Arbeitseinkommens jeweils nur 10 vom Hundert von 
dein dem Abzug unterliegenden Arbeitslohn einzubehalten.“ 

Die vorstehend festgelegte Regelung des Steuerabzuges be- 
zeichnet der „Vorwärts“ nicht mit Unrecht als eine Zwangs- 
anleihe, die das Reich von dem ohnehin schwer genug belasteten 
Einkommenssteuerpflichtigen erhebt. Auch wir hoffen deshalb, 
dass sie nur eine vorläufige Lösung des Lohnsteuerproblems | 
ist und in dem kommenden Gesetzentwurf nicht in dieser Forin 
wiederkehrt. Das Reich sichert sich einen Steuerbetrag, der 
auf alle Fälle denjenigen übersteigt, der sich aus dem Einkommen 
des Steuerpflichtigen nachl Abrechnung der im Gesetz zulässigen 
Abzüge ergeben wird. Wir können nicht zugeben, dass der 
Besitzer von Kapital, der seine hierfür fälligen Steuern aus- 
nahmslos nachträglich zu entrichten hat, bei den heutigen 
Wirtschaftsverhältnissen in allen Fällen kredit- bzw. nach 
der Seite.der Steuermoral vertrauens würdiger sei, als der 
auf sein Arbeitseinkommen angewiesene Gehalis- oder Lohn- 
empfänger., 

Im Anschluss an die vorstehende Bekanntmachunz des 
Reichsministers der Finanzen möchten wir daun noch einen 
Irrtum aufklären, der aus zahlreichen uns zugegangenen An- 


‚fragen ersichtlich ist. Es handelt sich um die Vermengung der 


oben angeführten Abzüge für die Berechnung des vorläufigen 
Steuerabzuges mit denjenigen Abzügen für den Steuerpflichtigen, 
seine Eheirau und seine minderjährigen Kinder, die für die Fr- 
mittelung des tatsächlichen Steuerbetrages bei der jetzt 
fälligen Veranlagungfür das Jahr 1920 in Betracht 
kommen. 

Nach den Bestimmungen des Gesctzes vom 30, März 1921, 
zur Aenderung des Einkommenstenergesetzes vom 29. März 1920, 
kommt ‘für die Ermittelung des steuerbaren Einkommens das 
gesamte, vom Arbeitgeber tatsächlich zezahlte Einkommen, zu- 
züglich der in das Veranlagungsjahr, also in die Zeit vom 1, Ja- 
nuar Dis 31. Dezember 1920, fallenden Stewerabzüge in Anrech- 
nung. Von dieser Summe können dann die stewerireien Auf 
wendungen — Werbungskosten, Beiträge zur Kranken-, Usfall-, 
Haitpflicht- usw. Versicherungen, zu Pensions- und Sterbekassen, 
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WVersicherungsprämien für Lebensversicherungen, Beiträge. zu 
VBerufsvereinigungen, an gemeinnützige oder politische Vereini- 
gungen — abgezogen werden. 

“© Hieraus ergibt sich das stenuerbare Einkommen und die 
‚Steuer beträgt 10 Prozent dieses Betrages, wenn er 24000 M. 
“nicht übersteigt; für die nächsten 6000 M. ‘sind 20 Prozent, für 
‚die folgenden 5000 M. 25 Prozent usw. zu. entrichten. Nun kann 
moch von der hieraus sich ergebenden Steuer 
‚für den Steuerpilichtigen selbst, für seine Ehefrau und für jedes 
nicht selbst steuerpflichtige minderjährige Kind ein Betrag von 
je 120 M. in Abzug gebracht werden, wenn das Einkommen 
‚den Betrag von 60000 M. nicht übersteigt. Dieser Abzug von 
120 M. ermässigt sich auf je 60 M. bei einem Einkommen von 
mehr als-60000 M. Das giltfür dasjetzt zu veran- 
Jagende Kalenderjahr 1920. Für die künftigen Ver- 
anlagungen kommt noch hinzu, dass sich der Abzug für die 
“minderjährigen Kinder von 120 M. auf je 180 M. erhöht, wenn 
Mas Einkommen des Steuerpflichtigen den Betrag von 24000 M. 
‚nicht übersteigt. 

© Wir hoffen, mit vorstehenden Ausführungen die Zweifel klar- 
estellt zu haben, die nach! verschiedenen uns zugegangenen An- 
ragen zwischen den der Tagespresse entnommenen Mitteilungen 
@inerseits und der auf Seite 122 der „D. T.-Z.“ veröffentlichten 
Tabelle, sowie dem auf Seite 123 angeführten Berechnungs- 
“beispiel andererseits entstanden sind. 


Soziale Bewegung 


Angestelltenstreik in der Breslauer Metallindustrie,. Die 
hartnäckige Weigerung der Breslauer Metallindustriellen, den 
"gerechten Forderungen ihrer Angestellten zu entspechen, hat die 
Kollegen gezwungen, zum letzten gewerkschaftlichen Kampf- 
mittel, zum Streik, zu greifen. Seit dem 20. April stehen die 
"Angestellten der Breslauer Metallindustrie im Kampf. Mit einer 
"seltenen Einmütigkeit ist der Streik beschlossen worden. Die 
Abstimmung, an der sich von etwa 350 technischen Angestell- 
ten 309 Kollegen beteiligten, hatte das Ergebnis, dass 288 für 
"den Streik stimmten. Die Arbeitsniederlegung erfolgte in voll- 
ster Geschlossenheit, so dass bereits wenige Stunden nach Be- 
"ginn des Kampfes derartige Störungen in den Betrieben ein- 
traten, dass die Arbeitgeber sich veranlasst sahen, an die Ar- 
beiterorganisationen folgende Forderungen zu richten: 


1. Es sollen besonders qualifizierte Facharbeiter sofort zu 
> Vorarbeitern ernannt werden, um die Fabrikation zu leiten. 
© 2. Es sollen besonders zuverlässige Arbeiter zur Material- und 

Werkzeugausgabe herangezogen werden, 
© 93. Es sollen geeignete Arbeiter zur Auszahlung von Löhnen 
an die Arbeiterschaft bereitgestellt werden. 


Diese Forderungen wurden in einer Versammlung sänt- 
Sicher Betriebsvertrauensmänner der freien Arbeitergewerk- 
Schaften einstimmig abgelehnt. Ein schönes Zeichen 
der Solidarität zwischen Hand- und Kopfarbeitern. Mit Rück- 
"sicht auf die schwerwiegenden Folgen, die der Streik der An- 
"gestellten auch für die Arbeiterschaft haben kann und um der 
Arbeiterschaft unnötige Opfer nach Möglichkeit zu ersparen, 
hat die Streikleitung sich bereit erklärt, Massnahmen zu trei- 
fen, durch die es ermöglicht werden soll, den Arbeitern am 
Wochenende an Stelle des Lohnes Pauschalvorschrüsse auszu- 
Fzahlen. Es bleibt der Arbeiterschaft überlassen, von diesem 
FAngebot Gebrauch zu machen. 
© Dass die Unternehmer alles aufbieten werden, um den 

EKampf zu einem für sie günstigen Abschluss zu bringen, ist vor- 
‚Fausztisehen und kann ihnen kaum verdacht werden. Schärf- 
"ster Widerspruch muss aber dagegen erhoben werden, dass 
"staatliche Organe in parteiischer Weise in den Kampf ein- 
“greifen. An mehreren Stellen sind bedauerliche Zusammen- 
Sstösse zwischen Streikposten und übereifrigen Polizeimann- 
'Sschaiten vorgekommen, die der Streikleitung Veranlassung ge- 
©geben haben, sich über das Verhalten dieser Mannschaften 
Eheim Polizeipräsidenten zu beschweren. Es muss verlangt wer- 
den, dass den Polizeiorganen mit aller Deutlichkeit zum Be- 
"Swusstsein gebracht wird, dass sie sich in wirtschaftlichen 
Kämpfen neutral zu verhalten haben. 
5 Von dem Ausgang des Kampfes werden nicht nur die Lohn- 
"und Arbeitsverhältnisse in Breslau selbst, sondern darüber hin- 
aus in. ganz Schlesien massgebend beeinflusst werden. Wir 
"fordern deshalb alle Kollegen auf, den Breslauer Vorgängen 
"die grösste Aufmerksamkeit entgegenzubringen und alles zu 
Sun,umdiedortim Kampfestehenden Angestell- 
ten zu unterstützen. Ueberall ist streng darauf zu 
achten, dass keine Arbeitskräfte von auswärts 
nach Breslau herangezogen werden. Für die Kollegen, die 
"in Firmen beschäftigt sind, von denen das Stammhaus oder eine 
Zweigniederlassung sich in Breslau befindet, ist es besonders 
wichtig, darauf zu achten, dass keine Arbeiten, 
die bisherin Breslau ausgeführt wurden, nun 
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im Stammhaus oder in anderen Zweignieder- 
lassungen gemacht werden. 

Die Breslauer Kollegen, die durch die Hartnäckigrkeit der 
Arbeitgeber zu dem letzten Schritt gezwungen wurden, nach- 
dem alle Wege zur friedlichen Verständigung vergebens -be- 
gangen waren, können überzeugt sein, dass die Sympathie der 
gesamten Angestellten und darüber hinaus auch die aller Hand- 
arbeiter ihnen zur Seite steht. Mögen sie ausharren im Kampf, 
dann wird er ihnen auch den gewünschten Erfolg bringen! 


Angestelitenbewegung 


Der AfA-Bund als Interessenvertretung von Assistenz- 
ärzten. Anfang Januar d.J. wandte sich die Assistentenver- 
einigung Nürnberg-Fürth, eine Ortsgruppe des Deutschen Assi- 
stentenbundes mit dem Sitz in Leipzig, an die Gaunebenstelle 
Nürnberg unseres Bundes mit der Anfrage, ob sich die Assi- 
stentenvereinigung an das Ortskartell Nürnberg des AfA-Bundes 
anschliessen könne. Als Grund des Anschlusswunsches wurde 
angegeben, dass es bis dahin trotz lebhaftester Bemühungen 
der Assistentenvereinigung nicht möglich gewesen sei, eine 
zeitgemässe Entlohnung der Assistenzärzte in Nürnberg-Fürth 
durchzusetzen. Die Erledigung der Angelegenheit sei vom 
Stadtrat Nürnberg immer wieder hinausgeschoben worden, weil 
es den Assistenzärzten an einer tatkräitigen Vertretung gefehlt 
habe. Natürlich musste der Assistentenvereinigung erklärt 
werden, dass ein nur örtlicher Anschluss der Assistenzärzte an 
den AfA-Bund nicht in Frage kommen könne, sondern dass der 
Deutsche Assistentenbund sich als solcher an den AfA-Bund 
anschliessen müsste. Entgegenkommenderweise erklärte sich 
aber der Leiter der Gaunebenstelle Nürnberg unseres Bundes 
bereit, die Interessen der Assistenzärzte gegenüber den Stadt- 
räten von Nürnberg und Fürth zu vertreten. Es fanden dann 
auch mehrere Verhandlungen des Nürnberger Bundesvertreters 
mit den beiden Stadträten statt, mit dem Erfolge, dass die Be- 
züge der Assistenzärzte annähernd verdoppelt wurden. 
Naturgemäss waren die beteiligten Assistenzärzte über diesen 
Erfolg der Wahrnehmung ihrer Interessen durch den AfA-Bund 
sehr erfreut, und die Assistentenvereinigung Nürnberg will nun, 
wie uns berichtet wird, an die übrigen süddeutschen Bezirks- 
vereine des Deutschen Assistentenbundes herantreten und sie 
veranlassen, mit ihr gemeinsam dahin zu wirken, dass der 
Deutsche Assistentenbund sich dem Allgemeinen freien Ange- 
stelltenbund anschliesst. Selbstverständlich muss es dem Deut- 
schen Assistentenbund überlassen bleiben, sich darüber klar zıt 
werden, ob er diesen Schritt tun will. Immerhin aber zeigt 
der geschilderte Vorgang deutlich, dass die Akademiker ihr 
Heil nicht, wie es ihnen der Bund angestellter Che- 
miker und Ingenieure und andere Sonderver- 
bändchen dieses Schlages weismachen möchten, in der 
Sonderorganisation suchen dürfen, sondern nur im gemein- 
DEaE Vorgehen mit der übrigen Angestelltenschaft finden 

önnen. 


Uebertritt aus dem G.d. A. Viele von dem technischen An- 
gestellten, die durch die Verschmelzung des Gruben- und Fabrik- 
beamten-Verbandes mit den verschiedenen Handlungszehilien- 
Organisationen zwanzsweise zum G. d. A. verschmolzen wur- 
den, haben den Wunsch, sich der allein für sie in Frage kom- 
menden Techniker-Organisation, unserem Bunde, anzuschliessen; 
jedoch möchten sie nicht gern die durch 10- und 20jährige Mit- 
gliedschaft erworbenen Ansprüche an die Sterbekasse des ehe- 
maligen Gruben- und Fabrikbeamten-Verbandes verlieren. Für 
die restlose Verschmelzung der Verbände war eine Loslösung 
der Sterbekasse des Gruben- und Fabrikbeamten-Verbandes 
notwendig. Diese ist mit dem 1. April vollzogen. Die „G.d.A.- 
Nachrichten“, das sind die vertraulichen Mitteilungem der 
G.d.A.-Leitung an die Geschäitsführer und Vertrauensleute, 
bringen hierüber folgende Notiz: 

„Der Reichsverband der Bergbauangestellten und andere versuchen, unsere 
Mitglieder zum Austritt aus unserem Bunde zu bewegen, unter der Mitteilung, 
dass die Zugehörigkeit zur Sterbekasse die Mitgliedschaft zum G. d. A nicht 
mehr erfordere. Hierzu bemerken wir folgendes: Das Aufsichtsamt verlangt, 
dass den Mitgliedern, die mindestens drei Jahre der Sterbekasse angehört 
haben, die Möglichkeit gegeben wird, aus ‚dem Verbande auszutreten, ohne 
ihrer Sterbekassenrechte verlustig zu gehen. Die Sterbekassensatzung ist 
deshalb in der Weise geändert worden, dass nach dreijähriger Zugehörigkeit 
zur Sterbekasse deren Mitgliedschaft nach dem Austritt aus dem G. d. A. er- 
halten bleiben kann, wenn das Sterbekassenmitglied zu den Sterbekassen- 
beiträgen einen besonderen Verwaltungsbeitrag von monatlich M. 1 gleich 
M. 12 jährlich zablt Wir begrüssen die Aenderung, weil wir damit eine 
Reinigung der Mitgliedschaft erzielen. Reisende Leute soll man nicht halten. 
Damit schaffen wir auch endlich Klarheit hinsichtlich der doppelt Organisierten.“ 

Auch wir begrüssen diese Aenderung, denn damit ist den 
Kollegen, die mit der Richtung des G.d. A. nicht mehr. einver- 
standen sind, der Weg freigegeben. Da beim Uebertritt aus 
dem: G.d.A. die Mitgliedsjahre im G.d. A. ohne Wartezeit bei 
uns zur Anrechnung kommen, hat der übertretende Kollege an 
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unsere gewerkschaftlichen Wohlfahrtseinrichtungen sowie an 
unsere Hinterbliebenen-Unterstützung Ansprucnhe, wie sıe Sonst 
keine andere Organisation bietet. 


Abgefärbt hat der Bund nationaler technischer Angestellten 
bei seiner Verschmelzung mit dem Neuen Deutschen Techniker- 
Verband rein äusserlich insofern, als nunmehr der „Deutsche 
Techniker“, die Zeitschrift des N. D. T. V., seiner wahren Rich- 
tung entsprechend, im gelben Umschlage erscheint; aber auch 
sonst folgt er den Traditionen, die Herr Klitzsch vom Benta mit 
in die Ehe gebracht hat. Ueber unsere schweren Angriffe im 
Leitartikel Nr. 9 unserer ,„D. T.-Z.“ geht man mit einigen nichts- 
sagenden Phrasen hinweg. Woher Herr Klitzsch im Benta das 
Geld zur Deckung seiner Unkosten bezogen hat, soll „jetzt ganz 
gleichgültig sein“. ‚Interessant sind uns aber besonders folgende 
Ausführungen: 

„Nun gab es auch einen „Bund nationaler technischer Ange- 
stellten“, dessen Mitglieder ganz gegen ihre Absicht durch den 
Anschluss an den von Geissler, Wiedemann und Genossen ge- 
leiteten Nationalverbaud der Gewerkschaften in ein: gelbes 
Fahrwasser geraten waren.“ 

Also der jetzige Gewerkschaftsführer Klitzsch im N. D. T. V, 
war ganz gegen seine Absicht in ein gelbes Fahrwasser ge- 
raten. Muss der aber dumm gewesen sein, dass er das nicht 
am ersten Tage gemerkt hat! Aber darin können wir den 
N. D. T. V, beruhigen, wenn Klitzsch bei uns wegen der Ver- 
schmelzung angeklopft hätte, dann wäre nicht, wie er behauptet, 
„eitel Freude im Butab“ gewesen, sondern wir hätten diesem 
Angestelltenverräter sehr deutlich gezeigt, wo der Zimmermann 
das Loch gelassen hat. 

Wir hatten uns dann eine Anfrage wegen der Mitglieder- 
zahl im N. D. T. V. erlaubt. Vorsichtig, wie die Herrschaften 
sind, weichen sie einer Antwort durch eine Gegenfrage nach 
unserer Mitgliederzahl aus. Die Mitgliederzahl unseres Bundes 
ist in unserem Jahresbericht und auch in dem Auszug in Nr. 16 
der „D. T.-Z.“ der Oeifentlichkeit - bekanntgegeben. Da nun 
aber der N. D. T. V. seine Mitgliederzahl nach wie vor scham- 
haft verschweigt, möchten wir verraten, dass er Ende März 
des Jahres .Mitgliedsnummern um 2700 ausgegeben hat. Eine 
erhebliche Zahl derer, die sich zu ihm verirrten, sind inzwischen 
zu uns übergetreten; auch solche, die .an führender Stelle in 
den Ortsverwaltungen eine Zeitlang tätig waren tind genauen 
Einblick in die Verhältnisse des N. D, T. V. bekommen haben. 
Wenn also wirklich noch etwa 2000 Techniket zum N.:D. T. V. 
gehören, so ist dies hoch gegrifien. Nun haben wir einmal 
wieder eine recht neugierige Frage: 2000 Mitglieder, 10 Mark 
ne tTag- ‚gibt 20000 M. Einnahme im Monat. Wie bringt 
es der N. D. T. V. fertig, mit 20000 M. im Monat eine Haupt- 
ER in Essen und. verschiedene Geschäftsstellen im 
Reich mit besoideten Geschäftsführern zu unterhalten, eine vier- 
zehntägig erscheinende Zeitschrift und Gaublätter im Lande 
herauszugeben, für uns im ganzen Reiche öffentliche Werbe- 
versammiungen abzuhalten und ausserdem die deutsche Tech- 
nikerschaft mit ciner Papierflut von Flugblättern zu über- 
schütten, die wir uns bei unseren wesentlich höheren Beiträgen 
nicht leisten können? - Sollten die Quellen des Herrn Klitzsch 
vom Benta noch nicht vollständig versiegt sein?” Das grosse 
vom Benta übernommene Inserat vom Lauchhammerwerk, dem 
Schutzpatron aller Gelben, lässt wohl allerhand Vermutungen zu. 


Bilanzkünstler D. H. V. . Der D. H. V. veröffentlicht in 
Nr. 12 der „Handelswacht“ seine Abrechnung für das Jahr 1920. 
Wir müssen sagen, dass es der D.H.V. verstanden hat, seine 
Abrechnung in einer Weise aufzumachen, die dem gerissensten 
Bilanzkünstler eines kapitalistischen Unternehmens alle Ehre 
‚gemacht haben würde. Der D.H.V. führt für. seine verschie- 
denen Versicherungseinrichtungen besoudere Kassen, 'Sterbe- 
Kasse, Kasse für Versicherung gegen Stellenlosigkeit,-Darlehens- 


'kasse, Stiltungspfennig für Witwen- und. Waisenschutz; er hat 


ausserdem eine eigene Sparkasse, Alle diese verschiedenen 
Kassen wirft er nun zusammen, um hierdurch seine Abrechnung 
so undurchsichtixg wie nur.mörlich zu machen. - Aber trotz alje- 
dem sagt die Abrechnung. einem jeden mit-aller Deutlichkeit, 
dass das Jahr 1920 für den D.H.V, finanziell’ein geradezu 
katastrophales Erzebnis gezeitigt hat. 
Im Mai vorigen Jahres wurde auf dem Verbandstag in 
Braunschweig neben einer Beitragserhöhung eine Sonder-> 
umlage von 100 M. für jedes Mitglied zur Schaffunsr eines 
20 Millionen-Kampischatzes: beschlossen. Der: D.H. V. war 
schon immer ein Meister der Reklame, und. monatelang spielte 
der 20 Millionen-Kampfschatz in der „Handelswacht“ und in den 
Versammlungen eine gewaltige Rolle. Die „Handelswacht“ 
prahlte, „der 20 Millionen-Fonds hat in den Gauen und Orts- 
gruppen eine Begeisterung hervorgerufen, wie sie eben nur bei 
deutschnationalen Handiungsgehilfen möglich IST. 

Ganz im (Gegensatz zu dieser gewaltigen Begeisterung 
schweigt sich die Abrechnung über den 20 Millionen-Schatz in 


allen Tonarten aus. Beiträge und sonstige Einnahmen weisen 
eine Gesamthöhe von rund 15 Millionen auf; in diesen 15 Mik 
lionen müssen die 20 Millionen für den Kampfschatz bereits 
enthalten sein. Da nun aber. der D.H. V. behauptet, Anfang des 
Jahres 210000, Mitte des Jahres 240000 und Ende des Jahres 
250000 Mitglieder gehabt zu haben, müssen sowohl der Bei- 
tragseingang (der Beitrag betrug im ersten Halbjahr 5 M, im 
zweiten Halbjahr 10 M., also im Durchschnitt 7,50 M. pro Mit- 
glied und Monat, das macht bei nur 200000 zahlenden Mit- 
gliedern 15 Millionen M.) wie die Zahlungen auf den 20 Mil- 
lionenschatz geradezu kläglich gewesen sein. Wenn wir an 
nehmen, dass auf den 20 Millionenschatz nur 5 Millionen ein» 
gegangen sind. so bleiben .an Beitragseingang. noch 10 Millio- 
nen, das entspricht einer Mitgliederzahl von: 110000, d.h. der 
D. H. V. marschiert mit 140000 Papiersoldaten 


Aber die Abrechnung hat noch einige andere sehr: inter- 
essante Zahlen. Zunächst geht aus ihr hervor, dass die Mehr- 
'ausgaben trotz der Einnahmen für den 20 Millionenschatz noch 
262 306 Mark betragen. Im Voriahre schrieb die „Handels- 
wacht‘: „Eine Gewerkschaft, die nichts in ihrer Streikkasse hat, 
ist überhaupt keine Gewerkschaft und wenn sie sich noch 80 
sehr .bemüht, die leere Kasse durch rote Farbe. und grosse 
Mundöffnung zu ersetzen.“ In diesem; Jahre schrieb sie: „Nicht 
in. Rücklagen und Kapitalanlagen liegt heute die finanzielle 
Sicherheit, die ein Verband von dem Umfange des unserigen 
hat.“ Die fehlenden Rücklagen sucht man durch grosse Mund- 
öffnung zu ersetzen: „In stolzer Grösse, fest nach innen und 
aussen, steht heute der Verband da; und wenn unser Jahres- | 
abschluss einen finanziellen Fehlbetrag ergibt, so hätte dies 
nichts zu Sagen, wenn ihm nicht starke Reserven, die rechnerisch 
nicht in Erscheinung treten, gegenüberstehen würden.“ Stolze 
Grösse, fest nach innen und aussen, und so ein jämmerlicher 
Beitragseingang, wie reimt sich das zusammen? 

In. diesem Jahr bringt man in der Schlussrechnung ‘ein 
Bilanzkunststück fertig, das selbst den gedukdigen D.H. V.-Mie 
gliedern über die Hutschnur gehen dürfte, denn sie sind ja wohl 
kaufmännische Angestellte, die eine Bilanz lesen können. In 
die Schlussrechnung werden eingesetzt" 26 696 506 Mark Spar- 
einlagen, wohlgemerkt in der allgemeinen Verbands-Schluss- 
rechnung. Diesen Spareinlagen stehen auf der anderen Seite 
an Mitteln gegenüber, soweit es sich um einigermassen sicher 
angelegte Vermögenswerte handelt, rund 25 Millionen Mark; 
d.h. an der sicheren Deckung der anvertrauten Spareinlagen 
tehlten rund 1,7 Millionen Mark! Dabei sind von den vorhan- 
denen Bankguthaben der Haupt- und auswärtigen Geschäfts- 
stellen in Höhe von 4,6 Millionen Mark bereits 2,6. Millionen 
Mark für Spargelder berücksichtigt, der Restbetrag muss wohl 
mindestens als Verbandsgeld für laufende Ausgaben in Rech- 


nung gestellt werden. Hierbei ist aber ausserdem zu bemerken, 


dass die Grundstücke im laufenden Jahr um etwa 1,6 Millionen 
Mark höher bewertet sind als im Voriahre. 


Der Gipfel der Bilanzkunst wird wohl erreicht bei.der B& 
rechnung des gewerkschaftlichen Kampfschatzes. . Sein Gewerk- 
schaftskampfschatz schloss am 31: Dezember 1919 mit 199000 
Mark Schulden, die vom Kapitalschatz in Abgang” gebracht 
wurden. -Im Jahre 1920 hat er an allen Ecken und Enden Unter- 
bilanzen, infolgedessen verringerte sich der Kapitalschatz von 
314 800 auf 49000 Mark, und dennoch rechnet er eine Erhöhung 
seines Gewerkschaftskampfschatzes von minus 199000 Mark 
auf plus 2 382 000 Mark heraus. Ja, die Herren im D. H. V. sind 
Meister der Bilanz; böse ehemalige, langjährige Gauieiter und 
Aufsichtsratsmitglieder warfen ihm allerdines Bilanzfrisierung 
vor. In diesem gewerkschaftliichen Kampfschatz ist alles ent 
halten, was der D.H.V. in seinen verschiedensten Kasseneit- 
richtungen an Vermögenswerten. aufzuweisen hat. Uns scheint | 
es allerdings etwas unverständlich, dass die-Sparer der-D.H.V- 
Sparkasse, die 26 Millionen Mark eingelegt "haben, damit ein- 
verstanden sind, dass alle Vermögensbestände und Reserven 
der Sparkasse als gewerkschaftlicher Kampfschätz, gegebezen- 
falls also als Streikunterstützung, verwandt werden. Weiter | 
führt der D.H.V. für Papier- und Drucksachen-Vorräte und 
Hauseinrichtungen 1300 000 M. auf. Dass der -D.H.V- in Zukunft 
seine gewerkschaftlichen Kämpfe damit zu bestreiten gedenk& 
dass er Streikgelder in Form von: alten DH; V.-Drucksehriften 
bezahlt, ist eine ganz neue Idee. Der ganze gewerkschaftliche 
Kampfschatz konnte aber überhaupt nur herausgerechnet wer- 
den durch 'eine ‚ausserordentlich gewagte Aufmachung der 
Bilanz. Wir haben bereits auf die 1,6- Millionen Mehrbewertung 
der Grundstücke hingewiesen, ausserdem wird der‘ Nensau 
Hamhurg mit 1 Million Mark eingesetzt: welche Abschreibungen 
an Ueberteuerungskosten vorgenommen wurden, ist nicht ersicht- 
lich. Die Hauseinrichtung wurde im Vorjahre mit 190 000 Mark 


-in diesem Jahr mit 798000 Mark eingesetzt; also auch hier 


scheint eine Neubewertung statt Abschreibung vorgenommen zu 
sein. Der ganze Abschluss ist ein schlagender Beweis dafür, 
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wie. wenig Opferfreudigkeit, wie wenig. Verbandstreue bei den 
Mitgliedern. des D.H.V. vorhanden ist, sonst müsste die Ein- 
nahme aus Beiträgen und 20 Millionen Kampfschatz nicht 15 Mil- 
lionen, sondern etwa 35-40 Millionen. Mark betragen, -und 
ferner dafür, dass der D.H.V. finanziell auf sa schwachen 
| dass er bei gewerkschaitlichen Kämpfen ein 
äusserst unsicherer. Kantonist sein wird, da er mit Rücksicht auf 
seine schlechte Finanzlage. Streiks nicht finanzieren kann. 


"Aus dem Bunde 


„Bundespost.“ - Im Monat April wurden wieder zwei Num- 
mern der ‚„Bündespost“ versandt. Nr. 5. vom 9. April bringt 
neben anderem verwaltungstechnischen Material einen Artikel 
vom Kollegen Max Günther, Berlin, betitelt „Einige Winke 
für den Vertrauensmann“, der eine. wichtige Ergänzung zu 
einem gleichartigen Aufsatz in Nr. 17, Jahrgang 1920, der „Bun- 
despost‘“ bildet. Gegenüber den neueren Verdächtigungen des 
AfA-Bundes anlässlich des Kommunistenauistandes im März 
wird nachgewiesen, dass es sich in der von der „Hallischen 
Zeitung‘ gebrachten und von. anderen Blättern nachgedruckten 

otiz um einen Missbrauch des Namens „AfA-Bund“ von kom- 
munistischer ‚Seite handelt. Zum Beweise wird der. Wortlaut 
des Aufrufes abgedruckt, den die Ortskartelle des A.D.G.B. und 
des AfiA-Bundes für die Wiederaufnahme der Arbeit an die 
mitteldeutsche Arbeiterschaft gerichtet hatten. Der Förderung 
der Werbetätigkeit dienen mehrere wichtige Notizen, u.a. ein 
beachtenswertes Urteil über uns und die gegnerischen Verbände, 
das Dr. Müffelmänn, der Herausgeber der Zeitschrift der 
Vereinigung leitender Angestellter in Handel und Industrie, am 
1. Februar veröffentlicht hat. Selbst die Vereinigung leitender 
Angestellter sieht sich trotz schäristen Gegensatzes zum AfA- 
Bund genötigt, dessen Verdienste um die soziale Besserstellung 
der Angestellten anzuerkennen, während das Urteil über die 
verschwommene und zerfahrene Politik unserer hauptsächlich- 
sten Gegner sich diese kaum hinter den ‚Spiegel stecken werden. 
Dieselbe Nummer der „Bundespost“ bringt ferner die Index- 
zittern für Lebensmittelpreise (nach Calwer) für Monat Februar 
1921 und Schliesst mit dem Arbeitsbericht des Bundesvorstandes 
für denselben Monat. 

“Nr. 6 der „Bundespöst“ vom 23. April-handelt zunächst von 
der Kundgebung des AfA-Ortskartells Berlin gegen die Sonder- 
gerichte, wofür eine Erklärung gegeben wird. Im Anschluss 
daran werden tinsere grundsätzlichen Bedenken gegen die Aus- 
nahmegerichte: auseinandergesetzt. Ferner enthält der Artikel 
den Wortlaut der Eingabe, die A.D.G.B. und AfA-Bund ge- 
meinschaftlich für die Aufhebung der Sondergerichte. an den 
Reichskanzler gerichtet haben. Der verwaltungstechnische Ab- 
schnitt enthäit w.a,. wichtige Nachrichten für die Inanspruch- 
nahme unserer Unterstützungseinrichtungen. 
Den Schluss der Nummer bildet der Arbeitsbericht des Vor- 
Standes für Monat März 1921. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger: Art, insbesondere über ‚nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind bis auf weiteres an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden 
Fr. Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Hinterbliebenen-Unterstützung für beitragsfreie Mitglieder. Die 
Höhe der Hinterbliebenen-Unterstützung für beitragsfreie Mitglieder errechnet 
sich nach den zur Zeit der Beitragsbefreiung geltenden Satzungsbestimmungen. 
Eine weitere Erhöhung der Hinterbliebenen - Unterstützung tritt nicht 
mehr ein. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H., Leipaig. 
Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Piuschke, Rosenberg (O.-5.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen, 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Betriebe der Breslauer Metallindustrie@, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskeleider der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen gb D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F == Fachgruppenversammlung, 

V == Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


OD 








= Verantwertlicher Schriftleiter, auch für die Beilagent Erich Händeler» 


Industriebeamten-Verlag GmtH., Berlin NW 52, Weritstr. 7. 
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Berlin-Cöpenick. M. 4. V. 
Bin.-Nordost. M. 4. V. 79, 
Bin.-Oranienburg. M. 4.V. 
Bin.-Spandau, . 4 V. 7% Zum Stern, Po'sdamer Str. 35, 


720, Bayernhof, Köllnischer P!atz. 
Greifswalder Hof, Greifswalder Strasse 43. 


7m, 


Reichshof, B.:rnauer Str. 38, 


Bin.-Wesien. M. 4. V. 7%, Natienalhof, Bülowstr. 37. 
Bielefeld. M. 4. V. 8%, Hotel „Vereinshaus“, Bahnhofsstrasse, 
Brandenburg. M. 4. V 


Staatstechniker. 6. V. 8%, - Wiesner, Neumarkt. 
M. 4 V, 8%. Hotel Wettirer Hof. 
29. IV. 8%, Müllers Restaurant, Schlossstrasse 18. @ M. 


Breslau IV. F. 
Coswig i. Sa. 
Des: au, V. 

Ebenuaselbst. 
Hagen I. W. M. 2.V. 8%,  Piepenstock, Heidenstrarse. 

Hamburg-Südost. VW. 2.V. 72%, Borgfelder Gesellschaftshaus, Oben Borgfelde 22, 
Hannover. F. Eisen- und Metailindustrie. 4. V. 7% Restaurant Marheinccke, 
Reitwallstrasse. 

Schwenningen. M.. 4. V. 8%, Löwen, Marktplatz, 
Zwickau. : N. 6. V. 8%, Restaurant „Erzgeb. Hof“, Ian, Schneeberger Str. 20, 


3. V.. 5% 
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Schlichtungsausschuss: Gross-Berlin. Das Mitteilungsblatt des Schlich- 
tungsausschusses Gross-Berlin II. Jahrgang enthält in den bis jetzt erschienenen 
Heften 1—18 ausser der regelrechten Veröffentlichung von Schiedssprüchen 
und Entscheidungen grundsätzlicher Bedeutung, die für das Schlichtungsver- 
fahren geltenden Verordnungen, Gssetze und Bescheide der in Frage kommen- 
den Behörden wie auch der gerichtlichen Instanzen folgende, für das neue 
Arbeitsrecht aus der Feder bekannter Arbeitsrechtier wichtige und wertvolle 
Aufsätze: 

Kaskel, Begriff der Schlichtungssache — Ramsbrock, Organisation des 
Schlichtungsausschusses — Schleusner, Gemeinsames Vorgehen der Abeitnehmer- 
verbände bei Tarifabschlüssen — Msd., Die obere Grenze für das Wählrecht 
zum BR.G — Dr. Warncke, Ist der Arbeitgeber verpflichtet, die in die 
Woche fallenden gesetzlichen Feiertage zu bezahlen? — Rechtsanwalt Maul, 
Zu 8 84 Abs. 2 BRG. — Kroppenberg, Demobilmachungskommissar und 
Tarifverträge — Dr. Golm, Ist &$ 86 Abs 2 des BR.G zwingendes Recht? — 
Ludwig, Können statistische Erhebungen (Indexziffera) für die Schlichtunzstätig- 
keit nutzbar gemacht werden ? — Landgerichtsrat Geissmar, Gegensatz 
zwischen Gewerkscheft und Betriebsvertretung — Dr. Bragerd, Bemerkungen 
zum Entwurf‘ der Schlichtungsordaungen — Dr. A. Eberhard, Zur Allge- 
meinverbindlichkeitserklärung des Tarifvertragess — Rechtsanwalt Gaffrey, 
Einstellung von Schwerbeschädigten — Rechtsanwalt Dr. Adolf Asch, Bedeu- 
tung, Inbait und. Form des: Schiedsspruches des Schlichtungsausschusses — 
Rechtsanwalt Geissel, Privatangestellte und Kündigung von Behörden — 
Gerichtsassessor Scheuer, Die Rechtshängigkeit der Sache — Dr. Lange, Der 
Begriff von Härte im Sinne des $ 84 Ziffer 4 BR.G. — Dr. Warncke, 
Bedeutung des Schlichtungsverfahrens — Dr. Grote, Ist der Schlichtungsaus- 
schuss für Entscheidungen bei Entscheidungsstreitigkeiten Schwerbeschädigter 
zuständig? — Horn, $ 66 Abs. 2 BRG. — E. Friesländer, Gericht oder 
Schlichtungsausschuss ? — Prof. Dr. Erdel, Zum Erlöschen aligemeinverbindlicher 
Tarifverträge. — Mörbitz, Mitwirkung des Betriebsrates Lei Festsetzung von 
Strafen — Rechtsanwalt Dr. A. Brass, Der Schlichtungsausschuss als verein- 
bartes Schiedsgericht — Kammergerichtsrat Dr. Delius, Ablehnung von Mit- 
gene des Schlichtungsausschusses wegen Befangenheit — A. Uthess, Die 

uständigkeit des Gewerbegerichts bei Klagen auf Erfüllung von Schieds- 
sprüchen des Schlichtungsausschusses — A, Baum, Nachforderungen auf ver- 
einbarte Gehälter -— Dr. Goerrig, Das Recht auf Arbeitsstreckung — Dr. Biber- 
geil, Die Tragweite des Anspruchsverzichtes im Schlichtungsverfahren. 


oo 


Aufruf! 


Der Posener Konsumverein ist in Liquidation getreten. Er fordert 
alle Mitglieder auf, bis zum 30. Juni 1921 ihre Ansprüche geltend zu 
machen. Die Zahlung erfolgt in polnischer Valuta an .bevollmächtigte 
Banken und Sparkassen, soweit Konten vorhanden sind. Auf Wunsch 
werden die Beträge auch kestimmten Wohliätigkeits-Einrichtungen 
überwiesen. 








Sterbeiafel 
Es starben: 

Albert Bayerl (T. 93 240), München. 
Karl Christoph (56 357), Flensburg. 
G. M. Deutschbein (T. 5049), Breslau. 
Peter Dingeldein (T. 35 077), Mannheim, 
Joh. Dixius (29 849), Dortmund. 
Walter Fischer (103828), Nürnberg. 
Wilhelm Hulsch (133 052), Merseburg. 
Gustav Müller (113641), Hamborn Il. 
Albrecht Ohm (T. 81 188), Zeven, Bezirk Bremen, 
Karl Seidel (T. 65 329), Chemnitz. 
Rudolf Speth (114 397), Breslau. 
Fritz Tönniges (68 751), Leipzig. 
Fritz Träger (151 967), Freiberg. 
Otto Wagner (T. 44985), Riesa. 
wilhelm Wulsch (133 052), Merseburg. 


Ehreihrem Andenken! 





Berlin‘ — Für den Anzeigenteil Serantwastlich: Friedrich Sch wat. Berlin. 


— Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlio SW 68, 
















Gesicht ein Bautechniker 


nit abgeschlossener Fachschulbildung für Entwurf und Beaufsichtigung 
von Bauarbeiten, der auch Erfahrung und Kenntnis auf dem Gebiet der 
Wasserleitung und Rohrtechnik besitzt. Herren, welche an ein lebhaftes 
Arbeiten gewöhnt sind, wollen genauen Lebenslauf mit Angabe der 
Gehaltsansprüche einreichen an 


Deutsche Werke A.-G., 


Werk Rüstringen, Wilhelmshaven, Postfach. 
mögl.sofortigenEintritt gesucht | Zum baldmöglichsten Eintritt 


1 Tiefbautechniker |y" 


mit abgeschlossener Baugewerk- In q e I Q u Tr 


schutbildung und Vebuny im Ent- 
für Waggonbau 


werlen kleinerer ‚Bauteile nach 
Anweisung für die Entwurfsarbeiten 
mit Büro- u. Betriebspraxis gesucht. 
Bewerbungen mit Bildungsgang, 


für den Schieusenneubau bei Hüntel. 
Besoldung nach Gruppe 4 des Teil- 

Referenzen und Gehaltsforderungen 
erbittet 


tarifs für die Angestellten bei den 
Reichs- und preussischen Staats- 

Waggonfabrik Memel Akt.-Ser,, 
Memel. 





verwaltungen vom 4. 6. Be- 
werbungen unter Beifügung von 
Lebenslauf, Zeugnissen u. Angabe des 
frühestens möglichen Dienstantritts. 
Meppen, den 18. April 1921. 
Wasserbauamt. 


Junger 


Nochbautechniker 


gewandter Zeichner u. guter Statiker, 
sofort gesucht. Angeb. mit Skizzen 
in Briefform. u. Ansprüche erbeten. 
Ziems & van Norden, 
Architekten, B.D.A., D.A., Hersfeld. |'&o 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und 19 

Bildung erwerben. :Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wurtschaftslebens rarden! gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
n der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestelite des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer‘ durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemei nbildung usw. anzueirnen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben. 
_Bonness &Machfeld, Veriag, Potsdam. 





Gesucht 


ZfücnigeBanlührer 


mit Erfahrungen im Eisenbeton- 
Bau. — Gefällige Offerten an 
Fr. Ohle & Lovisa, 
Kiel, 


Eichhoffstr. De 14. 




















Soennecken | Sacder 
Rundschrift Konstruieren 
Federn und Rechnen 





Kur echt mit Namen Er 
Ueberall erh a 


3BändegebundenM. 151,20 
inkl. alter Zuschläge, Auch gegen 
onatsrate, ebenso die 
anderen Haederbücher bei 


Kermann Meusser, 
Buchhandlung, 














Alle Anfragen sind ich Trankiort an die Verwaltung des Erholungsheimes in Sondershausen zu FIORTER: 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 256 Aufnahmen 30% 

Mark. 


Steienangebote — die fünfgespältene Millimeter-Zeile 3, — 
3 rn 
Bucher 3 ) 
„ und & lo 
erha ten Sie für Ihre Spareinlagen bei der 


für 
Industriebeamten-Sparbank 


Technik 


und 
Mathematik 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7 


Man verlange kostenlos: 
Prepaktai}. -Hochb, Ahrens Buchbestellungen durch Einzahlung auf 
Postscheckkonto 13580 Berlin. 


Uerirauenssache! 


facha. Näh. Re abiherieen 
Tönsmann, 
Versandbuchhandlung, 

Naumburg a..d. Saale, 

ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Ds und | 
Tischwäsche, Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis... 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & ME 





























Roonplatz 4. 





. Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. 

















Vers. San. Artikel Ge. Englbrecht, 
München B 74, Kap 





Bsite-Attlliancs=- Str. 7-1 

Aerztl. Belehr.v. . 

Eheifagen Dr. med. K. Hutten 

I on u,Pficht 
Galtenw , 
Liebe, Hochz., ieh Jg. Ehe. 
Kinderlosigk. Frauerorg. (Abb.) Ge- 
fühlskält.d. Frau usw. Anı. Knabe od. 
Mädch.? M.4 50, Nas. M.5.-,m.Ery.- 
Bd, M.7.50. Hausarzt-Varlag, Bin.-Steglitz 22. 


inerstrasse 9. 





Buverläffig, preiswert, für das tägliche Lchen 
ausreichend! 


Langenscheidts 


Sajheniwörterbücher 


mit Angabe der Austprahe nad ber 
Melbode Touffainf-Langenieidt. 


Für alle wichtigeren modernen, für bie alten 
Spragen und für Deutid). 


Einzelbände 16 Marf, Doppelpände 30 Mari. 
Hlergu bie üblichen Rufchläge. 





Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Erwerb; 


— Prospekt rel — Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96 
. ja N Die erfolgreiche Bekämpfung der 
Streit, Baia IB Passt 16. | Schfichternheit, Sec: 
Photograph. Anpurute einen Era 
u. Bestandteile | krankhaftes Erröten, Stottern, sowie | 
Katalog A _ frei. | andere seelische Leiden und die | RN 
Selbstspielende Kosten Sser Verfehen: von, Prof I Karen 
r. Lahn. — Preis des Werkes a { 
„[onophone w. A, Schwarzes Vorlag, | Teilzahlune 
> ehe resden-N. 
sa ade at Hassan Proto- Apparate 
5 Go!d-u.Metallwaren eo = ; 
== Ne Katalog C frei. Befreiung sofort. Phoisgr, Artike! 
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„REFLEKTUS“- 


Wand- und Tisch k v In jeder guten Buchhandlung vorrätig. 
tions- S 

ya a Eee Zangenfheidtiche Verlagsbuhhendlung 

für undurchsichtige’ Bilder und (Prof. ©. Langenfheidr), 


Gegenstände aller Art 
Keine Glasbilder nötig. 


Berlin-Schöneberg, Bahnfti. 29/30. (Begr. 1856.) 
Prospekt 52 frei durch Fahrik | : En 5 25 








Herrliche, freie Gebirgstage. 


ne u. Nadelwald. a 
billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 
Liegesofa. Behagliche Gesellschaftsräume. Geselliger Verkehr. Zentral- 
heizung. Badeanlagen: Wannen- u. Brausebäder. Turn- u. Spielplatz. 


Das ganze Jahr geöffnet. % \ 
o h 
Der Wohnungspreis beträgt für den Tag: 
für Zimmer mit 1 Bett . . . .°. A -— Mark 
» » ” 2 Betten akt, #6: 5 » 
” ” » » Dia. ee 11,— » 
[> 7} ” 4 ” RE NW 13,— ” 


Der Verpflegungssatz beträgt für jeden Tag: 


für Erwachsene er 21,— Mark 
» Kinder v.5— -19 ahren „0... 35 
= e über 10 Jahre .. . . 2,— , 
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‚© yornehmste Aufgabe unseres Bundestages. 
picht nur über die Geschicke unseres Bundes raten und 


Nr.18 / 3. Jahrg. 


wo 


INHALT: 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 





Gesamtausgabe 









Erscheint Btägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
für das Ausland 9,25. M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten, Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52104 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811. 1088, 1090. 


6. Mai 1921 





Zum zweiten Bundestag. — Rechnungsabschluss und Beitragsfrage. — Entlohnung-nach dem Familienstand. — Entwurf eines Arbeitstarif- 
gesetzes. — Unser Erholungsheim. — Wirtschaftsfragen: Die „Volksfürsorge“. — Das wahre Ziel der Kleinaktien. — Die Verflüssigung der Profite, 
ZZ Was die Unternehmer unter „freier Wirtschaft“ verstehen. — Dividende und Unternehmergewinn. — Nur für Kriegszwecke - nicht für die Produktion! — 


“Nochmals unsere Stellung zum Reichsmietengesetz. — Sozialpolitik: „Schwarzarbeit“. — Die Teuerungsstatistik im Reich. — Zur Bekämpfung der Arbeits- 
"les gkeit, — Ein Vorstoss des Reichspostministers gegen das Betriebsrätegesetz. — Angestelltenbewegung: Der Gross-Mogler D.H.V. - Gewerkschafts- 
arbeit: Tarifvertrag für Vermessungstechniker. — Aus dem Bunde: Aus den Gauen. — Versammlungskalender. — Bücherschau. — Sterbetafel. 








Zum zweiten Bundestag 


In zukunftsbangen Tagen für das deutsche Volk tritt 


der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der tech- 


nischen Angestellten und Beamten zusammen. Da diese 
Zeilen niedergeschrieben werden, ruht unseres Volkes 
Geschick noch dunkel in der Zeiten Schosse. Wird auf 
dem Wege der Verhandlung doch noch eine Verständi- 
gung möglich sein? Oder wird die rohe Gewalt unserer 
Sieger das Recht durch die Macht beugen? Auch wenn 
am 6. Mai die Abgeordneten zum Bundestage zusammen- 
treten, werden die Würfel noch nicht gefallen sein; aber 
sie fallen im Rat der wenigen Männer des Obersten Rates, 
die jetzt nicht nur über Deutschlands, sondern über Eu- 
topas Leben entscheiden, während die Stimmen der Millio- 
nen, die im Internationalen Gewerkschaftsbund zusam- 
mengeschlossen sind, unerhört verhallen. Nichts gilt der 
Ruf nach Vernunft und Mässigung, nichts der Schrei der 
Millionen des arbeitenden Volkes, Einhalt zu tun der 
Raserei des Hasses! Die paar Männer des Obersten 
Rates, von den Ententekapitalisten und ihrer Profit- 
gier beraten und geführt, sprechen das Urteil über die 
arbeitende Menschheit. 

Machtlos stehen wir in diesen Tagen da; keiner ver- 
maz das Geschick zu wenden. Nutzlos sind Worte, nutz- 
los Empörung. Und doch müssen wir arbeiten und nicht 
verzweifeln. 

Vor mehr als einem Jahrhundert seufzte Deutschland 
unter gleich schwerem Druck. Da sagte Johann Gottlieb 
Fichte in seinen „Reden an die Deutsche Nation“: 
„Jetzt stehen wir da, rein, leer, ausgezogen von allen 
fremden Hüllen und Umhängen, bloss als das, was wir 
selbst sind. Jetzt muss es sich zeigen, was dieses Selbst 
ist oder nicht ist.“ Und an anderer Stelle: „Es lässt sich 
der strenge Beweis führen... . dass kein Mensch und 
kein Gott, und keins von allen im Gebiete der Möglich- 
keit liegenden Ereignissen uns helfen kann, sondern 
dassallein wir selber uns helfen müssen, 
falls uns geholfen werden soll“, und zwar 
„durch ein ganz neues, bisher noch niemals gebrauchtes 
Mittel, vermittels der Erschaffung einer ganz 
neuen Ordnung der Dinge“ Dazu muss das 
deutsche Volk erzogen werden. „Wir wollen,“ so prägt 
Fichte den Grundgedanken seiner „Reden an die deutsche 
Nation“, „durch. die neue Erziehung die Deutschen 
zu einer Gesamtheit bilden, die inallen 
ihren Gliedern getrieben und belebt sei 
dürch dieselbe Eine Angelegenheit“ 

Und mit an diesem Erziehungsziel zu arbeiten, ist die 
Wir wollen 


taten; unsere Arbeit in diesen Tagen gilt dem deutschen 


Volke, als dessen Glied sich unsere Technikerbewegung 
fühlt, dem deutschen Kultur- und Wirtschaftsleben, an 
dessen Wiederaufbau wir durch Stärkung auch unseres 
Bundes mitschaffen wollen. „Wiederaufbau“ hiess das 
Thema unserer Werbewoche zu Beginn dieses Jahres; 
Wiederaufbau ist der Grundgedanke unserer ge- 
samten Bundesarbeit. Wir wollen unsere Mitglieder er- 
ziehen, dass sie über ihr eigenes enges Selbst hinaus 
den Blick auf die Gesamtheit wenden; dass sie nicht 
in einem um ein paar Mark höheren Gehalt den Sinn der 
Gewerkschaftsarbeit erblicken, sondern sich ‚der  unlös- 
baren Zusammenhänge ihrer eigenen privatwirtschaftlichen 
Stellung mit der Volkswirtschaft bewusst werden; dass 
sie ihre Gewerkschaft nicht als blossen Tarifautomaten 
ansehen, sondern erkennen, dass die gewerkschaftlichen 
Organisationen die Träger des Wiederaufbaues unseres 
deutschen Volks- und Wirtschaftslebens sind. 

Hatte der erste ordentliche Bundestag uns das Pro- 
gramm zegeben, so soll der jetzige der Sammlung, der 
Konsolidierung gewidmet sein. Wenn wir an un- 
seren hohen Zielen arbeiten wollen, so muss das innere 
Gefüge fest und ohne Risse sein. Darum wird sich die 
Tagung mit dm Ausbau der Bundesarbeit und 
der Neuordnung der inneren Verwaltung 
beschäftigen. Wie ieder ernsthafte Mensch unablässig 
an sich selbst arbeitet, so bleibt auch für die Kräftigung 
des Bundesorganismus noch ungeheuer viel zu tun übrig. 
Wenn wir auch stets stolz darauf waren, eine der fest- 
gefügtesten Organisationen der Arbeitnehmer zu sein: 
die Aussprache auf dem Bundestage wird uns neue Wege 
weisen, wie das Band, das unsere Mitgliedschaft um- 
schlingt, noch fester geknüpft werden kann. 

Die Erörterung der Tarifpolitik der techni- 
schen Angestellten wird den Bundestag in die 
Probleme der engeren gewerkschaftlichen Arbeit hinein- 
führen. Zwei Jahre der Erfahrungen liegen hinter uns 
auf einem Gebiete, das wir als Neuland betreten hatten. 
Auch wir haben Lehrgeld bezahlt. Aus den auf die Er- 
fahrungen des Arbeitertarifs aufgebauten Arbeiten kristal- 
lisierten sich die Grundlinien für den Angestelltentarif 
heraus, und sie führten — zumal in einer Zeit der dauern- 
den Geldentwertung — hinüber von gewerkschaftlicher 
zu sozialpolitischer, zu wirtschaftspolitischer Arbeit, der 
eigentlichen Grundlage freigewerkschaftlicher 
Arbeitnehmerpolitik. Immer und immer wieder müssen 
wir es unseren Kollegen zurufen, die noch abseitsstehen: 
die Tarifpolitik ist nutzlose Arbeit, wenn die Gewerk- 
schaften keinen Einfluss auf das Wirtschaftsleben be- 
sitzen, wenn jede Gehaltserhöhung durch das weitere 
Sinken der Kaufkraft des Geldes wieder aufgehoben wird. 
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So wird sich denn auch der Bundestag mit zwei der 
wichtigsten Wirtschaftsfragen beschäftigen: - Mit der 
Fortiührungder Rätegesetzgebung, wie sie 
durch die Reichsverfassung in Aussicht gestellt worden 
ist, um der Arbeitnehmerschaft einen Einfluss auf die 
Produktionsregelung zu verschaffen, und mit der Neu- 
ordnung des Bau- und Wohnungswesens, 
um der drohenden Steigerung der Mieten ins Unendliche 
einen Riegel vorzuschieben und doch den Bau- und 
Wohnungsmarkt zu beleben, um das Wohnungselend zu 
mildern und den arbeitslosen Technikern und Bauarbei- 
tern Arbeit zu verschaffen. 

Die Widerstände, die sich unseren Forderungen ent- 
gegensetzen, liegen nicht nur in dem privatkapitalistischen 
Eigennutz, sondern auch in dem Bureaukratismus unseres 
Verwaltungsapparats. Durehdringung der Ver- 
waltung mittechnischem Geist ist darum ein 
weiteres Thema, das unser Bundestag behandeln wird. 
Wiederum nicht eine Forderung, die wir etwa nur im 
Interesse unserer Mitglieder, die als Beamte oder Ange- 
stellte bei den Reichs-, Staats- und Gemeindebehörden 
beschäftigt sind, erheben, sondern die uns im Interesse der 
Wiedergenesung unseres Volkskörpers unerlässlich 
scheint. Steigerung des Wirkungsgrads! Vergeude 
keine Energie, verwerte sie! Dieser ener- 
getische Imperativ Oswalds ist überhaupt die Grundformel, 
die bei allen unseren Wirtschaftsforderungen den Aus- 
gangspunkt bildet. 

Noch manch andere Frage wird im Anschluss an den 
Geschäftsbericht und: bei der Beratung der Anträge zu 
Aussprachen führen; das nächste Heft der „Deutschen 
Techniker-Zeitung“ soll bereits einen ausführlichen Be- 
richt bringen. Aber auch diese Verhandlungen werden 
von einer hohen Warte aus geführt werden. Der Ernst 
der Lage unseres Volkes und Landes wird sich in ihnen 
widerspiegeln, nicht etwa, indem sich ein Geist der Ver- 
zagtheit äussert, sondern indem alles, was an Mut und 
Kraft lebendig ist, sich im. festesten Willen äussert: aus- 
zubauen unseren Bund, damit er als Baustein zum Wieder- 
aufbau unserer deutschen Wirtschaft für gut befunden 
wird. 

„Die Morzenröte der neuen Welt ist schon ange- 
brochen und vergoldet schon die Spitzen der Berze und 
bildet vor den Tag, der da kommen soll“ Das war 
Fichtes Optimismus, als Deutschlands Schicksal grau in 
grau dalag. Das soll auch unsere Zuversicht sein! 

Erich Händeler. 


Rechnungsabschluss und Beitragsfrage 


Das Jahr 1620 war für die Finanzen unseres Bundes ein 
Jahr schwerer Sorge, Es kam darauf an, aus der Entwertung 
des Geldes die notwendigen Folgerungen zu ziehen und die 
Finanzen des Bundes so zu gestalten, dass eine materielle 
Kampfikrait auch in schwierigsten Zeiten ausser jedem Zweifel 
stand. Diese schwere Aufgabe ist, wie wir feststellen können, 
bereits im verilossenen Jahre in einem Umfange gelöst, der 
alle Erwartungen überschreitet. Ist es doch gelungen, das Ver- 
mözen des Bundes von 1223000 M. am Schluss des Jahres 
1919 um rund 1° Millionen Mark auf 2980000 M. am Ende 
des Jahres 1920 zu steigern. Das bedeutet, dass im vergange- 
nen Jahre sich das Vermögen pro Mitglied von 13,03 M. auf 
31,56 M. erhöht hat. Den vollen Erfolg der grundsätzlichen 
Neuregelung unseres Finanzwesens erkennt man jedoch erst, 
wenn man berücksichtigt, in wie starkem Masse es notwendig 
war, vor (der Neuregelung des Beitragswesens von dem alten 
Vermögen zu zehren, um dem Bunde die Durchführung seiner 
Aufgaben zu ermöglichen. Fin solches Ergebnis konnte nur 
durch die hingebungsvolle Aufklärunes- und Verwaltungsarbeit 
der Vertrauensmänner und verantwortlichen Organe des Bun- 
des erreicht werden. Aber auch die unermüdliche Mitarbeit 
unserer Vertrauensmänner müsste schliesslich nutzlos sein, 
wenn nicht das lebendige Interesse der Mitglieder an ihrer 
Gewerkschaft vorhanden wäre und die Ueberzeugung von der 
Notwendigkeit der iinanziellen Stärkung unserer Organisation 
bis in die weitesten Kreise der Mitgliedschaft gedrungen wäre, 
Letzten Endes stelit also der erstrittene Erfolg nichts anderes 
als einen Sieg unserer freigewerkschaftlichen Idee dar. 

Es wäre jedoch falsch, wollten wir uns mit dem äusser- 
lichen Zahlenergebnis zuirisdengeben ohne seinen inneren Ur- 
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sachen nachzugehen und zu prüfen, welche Mängel etwa auch 
im jetzigen System noch vorhanden sind. 

Die Gründe, die uns zur Einführung eines gestaffelten Bei- 
trages nach der Formel „etwa. 1% Prozent des Einkommens" 
geführt haben, sind auch heute noch in vollem Umfange mass- 
gebend. Als eine Gewerkschaft, die für ihre Mitglieder eine 
ernst zu nehmende Gehaltspolitik treibt, haben wir kein Inter- 
esse daran, das Geheimnis über das Gehalt des einzelnen, auf 
das Arbeitgeber und ungewerkschaftlich denkende Kollegen so 
grossen Wert legen, gewahrt zu sehen. Die Kenntnis des Ar- 
beitseinkommens der engeren Beruiskollegen und offene Aus- 
sprachen über die Gehälter sind nach wie vor Voraussetzung 
für eine den Leistungen entsprechende Bezahlung. Bei den 
ausserordentlichen Unterschieden in der Gehaltshöhe unserer 
Kollegen bedeutet der Einheitsbeitrag in der Tat eine Unge- 
rechtigkeit gegenüber den Minderleistungsfähigen, die wir als 
sozial empfindende Gemeinschaft nach wie vor vermeiden 
müssen. Die zum Bundestag gestellten Anträge zur Beitrags- 
frage zeigen, dass allgemein von unserer höchsten Körperschaft 
eine Nachprüfung der bestehenden Grundsätze verlangt wird, 
Er wird nicht daran vorbeikommen, auf die Frage, ob und in 
welchem Umfange sich der gestaffelte Beitrag bewährt hat, eine 
Antwort zu erteilen und demgemäss auch seine Beschlüsse für 
die Zukunft zu fassen. 

Die zahlenmässigen Ergebnisse des Rechnungsabschlusses 
werden für diese Nachprüfung das beste Material bieten. Es 
war natürlich von vornherein klar, dass ein neues Beitrags- 
system von einem solchen Ausmasse, wie es der Bund tatsäch- 
lich eingeführt hat, sich nicht von heute auf morgen durch- 
führen lassen würde. In welchem Tempo die Einführung des 
gestaffelten Beitrages gelungen ist, kann man teilweise daran 
erkennen, dass der Durchsehnittsbeitrag im 3. Vierteljahr 1920 
noch 12,40 M. betrug. Er erreichte im 4. Vierteljahr 1920 dann 
die Höhe von 14,855 M. (nach dem Geldeingang des ersten 
Vierteljahres 1921 ist er noch weiterhin gestiegen). Stellt 
man die Zahlen der entrichteten Beiträge für das 4, Vierteljahr 
zusammen, SO ergeben sie, dass am Schluss des Jahres 

20,8 %, der zahleuden Mitglieder ein Gehalt von unter 68 Mark 


79,2%  » „ ” „nn „ über 60 „ 
59,7 9%, ” ” ”„ ” ”n ” ” 0 » 
33,8 %, ” ” ”» ” ” ” » 1299 ” 


versteuert haben. Wie gross die Unterschiede in der Beitrags- 


entrichtung in den einzelnen Gauen sind, geht ferner aus der 
nachstehenden Tabelle hervor, die im Jahresbericht für alle 
Gaue vervollständigt ist. Danach hatten die einzelnen Beitrags- 
klassen in den aufgeführten Gauen folgenden prozentualen An- 
teil an der Gesamtzahl: 
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Rheinland- 
Westfalen. . . 154,1 159,0 115,1 117,5 10,1111,6 
Brandenburg- | 
Berlin . „ .j29,140,9 124,2 126.4 j15,1 113,7 100 | 100 
Hannover- | 
Braunschweig. | 4,4 | 8,5 124,4 32,2 [30,2 135,3 12 106 100 
Nordost- ; 
deutschland 4,0 | 9,9 113,9 133,8 117,2 28,9 130,0 119,4 134,9 150 100 
Durchschnitts- | | 
beitrag . - 125,8 133,8 [21,1 [25,9 j17,7 19,5 120,9 [14,5 j14,5 | 6,3 109 |100 


Ein einwandfreier Vergleich der gezahlten Beiträge mit den 
gezahlten Gehältern etwa auf Grund der Tarifverträge ist 
leider nicht möglich. Man muss sich in starkem Masse auf 
persönliche Kenntnisse von der Zusammensetzung und den Ein- 
kommensverhältnissen unserer Mitglieder verlassen. Immer- 
hin ist es interessant, in diesem Zusammenhange darauf hin- 
zuweisen, dass beispielsweise nach den Feststellungen unserer 

ruppe Metallindustrie unter 29 der grössten Orte nur noch 2 
vorhanden waren, in denen am Jahresschluss in der niedrigsten 
Tariiklasse (technische Bureauangestellte mit vorwiegend 
mechanischer Tätigkeit, wie zweite Zeichner, Pauser usw.) Ge- 
hälter unter 600 Mark gezahlt wurden, 

Wenn nach allem auch kein einwandireier Massstab dafür 
vorhanden ist, wie stark die tatsächlich entrichteten Beiträge 
von den nach den Gehältern satzungsgemäss zu bezahlenden 
abweichen, so kann doch kein Zweifel darüber bestehen, dass 
immer noch eine gewisse Anzahl von Bundesmitgliedern’ vor- 
handen ist, die — sej es bewusst oder unbewusst — das Recht 
für sich in Anspruch nehmem es mit den Beitragspflichten nicht 
so genau zu nehmen 

Jedenfalls zeigen uns die Erfahrungen, die wir in unserer 
Unterstützungsabteilung sammeln, dass immer noch viele Koi- 
legen der irrtümlichen Auffassung Sind, sie könnten sich eine 
niedrige Beitragsklasse selbst twählen und hätten dann Anı 
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man darf sie aber auch nicht überschätzen. 





epruch auf die Unterstützungen in dieser Klasse. Davon kann 
naturgemäss keine Rede sein. Die Gewerkschaft kann unmög- 
lich einzelnen ihrer Mitglieder gestatten, sich auch nur teilweise 


‘ den Pflichten, die von der Vertretung der Gesamtheit für die 


gesamte Mitgliedschaft festgesetzt sind, zu entziehen. Der Bund 


kennt nur eine ordentliche Mitgliedschaft mit voller Beitrags- 


pflicht. Grundsätzlich stellt sich jeder, der sich seinen Beitrags- 
pilichten gegenüber der Organisation entzieht, damit ausser- 
halb der ordentlichen Mitgliedschaft und darf sich nicht wun- 
dern, wenn die Gesamtheit daraus die Konsequenz zieht, ihm 
den Anspruch auf ihre Gegenleistung zu versagen. Jede Kon- 
zession an den Versicherungsgedanken und jede nachgiebige 


Auslegung der Satzungsbestimmungen bedeutet eine Prämie für 


die säumizgen Mitglieder auf Kosten derjenigen, die es mit der 
Erfüllung ihrer Mitgliederpflichten genau nehmen. Man braucht 
die Schwierigkeiten, die der restlosen Durchführung unserer 
gestatielten Beiträge entgegenstehen, nicht leicht zu nehmen; 
Es fragt sich nur, 
wie sie überwunden werden können. Der Gedanke einer grund- 
sätzlichen Aenderung des bestehenden Beitragssystems muss 
dabei von vornherein ausgeschaltet werden. Jede grundsätz- 
liche Aenderung bedeutet neue Auseinandersetzungen innerhalb 
der Mitsliedschaft und neue Schwierigkeiten in der Verwaltung 
des Bundes. Wer da weiss, wie langsam auch der letzte 
Bundesfunktionär. mit irgendwelchen Verwaltungsmassnahmen 
vertraut wird, wırd einer Aenderung nur dann zustimmen, wenn 
dafür ein dringendes Bedürfnis vorhanden ist. Davon kann 
aber keine Rede sein, denn im grossen ganzen hat sich das 
jetzige Beitragssystem bewährt. Sind die bis jetzt erreichten 
Summen, gemessen am tatsächlichen Werte des Geldes, aucl 
noch gering, so zeigt die erzielte Steigerung doch schon, dass 
der Grundstock zur Bildung eines angemessenen Gewerk- 
Schaitsvermögens gelegt ist. Das einzige, was gegebenen- 
falls erwogen werden könnte, wäre die Streichung der 8-Mark- 
Klasse. Sie hat bei der heutigen Gehaltslage ihre Existenz- 
berechtigung zum grössten Teil verloren. Ihre Beseitigung 
wäre einfach und hätte auch den nicht zu unterschätzenden 
verwaltungstechnischen Vorteil, dass zwischen den übrigen 
Beiträgen (10, 15 und 20 M.) gleiche Abstände vorhanden wären, 
so dass in Zukunft nur noch eine Zusatzmarke erforderlich 
wäre, 

Wir müssen unsere Aufgabe für die nächste Zukunft viel- 
mehr darin erblicken, die Hereinholung der satzungsgemässen 
Beiträge unter Beibehaltung der gegenwärtigen Grundsätze so 
zu fördern, dass die Gruppe der „Drückeberger“ auf ein Mini- 
mum reduziert wird. Wie sehr das möglich ist, zeigen die im 
früheren Bund der #echnisch-industriellen Beamten gesammelten 
Erfahrungen. Damals haben Tausende von Kollegen freiwillig 
den 3-Mark-Beitrar entrichtet, obgleich sie noch nicht die hier- 
für festgesetzte Mindestgehaltsgrenze von 150 M. erreicht 
hatten. Auch heute kommt es darauf an, den Kollegen klar- 
zu machen, dass jede Stärkung ihrer Organisation, an der sie 
durch freiwillige Steigerung ihres Beitrages mithelfen, ihnen 
selbst zugute kommt. Sehen wir hier von dem Anspruch auf 
höhere Unterstützungssätze ab. Es ist kein Zufall, was die 
Geschichte der Gewerkschaften in Hunderten von Beispielen 
zeigt: die höchsten Löhne werden immer dort gezahlt, wo 
auch die höchsten Gewerkschaftsbeiträge entrichtet werden. 
Aus dieser Erkenntnis heraus muss jedes überzeugte, pilicht- 
treue Bundesmitglied daran mithelfen, dass auch der Jetzte 
falsche Beitrag verschwindet. Der Durchschnittsbei- 
frag muss als Indexziffer der Bundesarbeit 
allen Mitgliedern geläufig sein. In jeder Mitgliederversamnı- 
Jung muss die Frage nach dem erzielten Durchschnittsbeitrag 
gestellt und beantwortet werden. Die Ortsverwaltungen 
müssen die Durchschnittsbeiträge ihrer Betriebsverwaltungen 
und die Gauverwaltungen die Durchschnittsbeiträge ihrer 'Orts- 
verwaltungen zusammenstellen und den Mitgliedschaften be- 
kanutimachen, damit jeder Kollege auch die Zusammenhänge, 
die zwischen seinem Gehalt und den Bundesbeiträgen bestehen, 
nachprüfen kann. Die Mitgliedschaft muss klar erkennen 
können, wo der Hebel des Bundes angesetzt werden muss. 
Der Kampf gegen niedrige Gehälter ist zugleich der Kampi 
gegen die niedrigen Beiträge und umgekehrt. 

Die Hauptverwaltung wird diese Aufklärungsarbeit nicht 
nur durch die Herbeischaffung des nötigen Materials unter- 
Stützen müssen, sie wird vielmehr gut daran tun, jedem ein- 
zelnen schonungslos die Inanspruchnahme der Bundesunter- 
Stützungen zu versagen, der seiner Organisation die ihr zu- 
stehenden Mittel auch nur teilweise verweigert. Sie wird auf 
diese Weise praktisch die Rechte der pflichterfüllten Bundes- 
mitglieder und damit der Gesamtheit gegenüber den Säumigen 
und Nutzniessern vertreten. Wird in dieser Weise die Auf- 
klärung nit allem Nachdruck betrieben, so werden auch die 
falschen Beiträge bald restlos verschwinden. Es wird Klarheit 
über das Gehalt des einzelnen sowie über das Durchschnitts- 
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gehalt der einzelnen Gruppen in der Gesamtmitgliedschaft ver- 
breitet und damit letzten Endes gewerkschaftliche Arbeit im 
besten Sinne des Wortes geleistet. Es wird sich dann auch 
mehr und mehr erweisen, dass die Grundlage des jetzigen Bei- 
trazssystems gut ist und unserem Bunde den vollen Erfolg 
sichert. Friedrich Schwedt, 


Entlohnung nach dem Familienstand 


Eines der in letzter Zeit sowohl in der Tages- wie in der 
Fachpresse der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen 
am meisten diskutierten Probleme ist die Frage der Entlohnung 
nach dem Familienstand, die Frage des sozialen Lohnes. In der 
Unternehmerpresse und auch in den Tageszeitungen wird sehr 
stark Propaganda gemacht für die Einführung dieser Entlioh- 
nungsiorm. Diese Tatsache allein genügt Schon, um den Ge- 
werkschafter darauf hinzuweisen, dass das Problem sehr ein- 
gehend und sehr kritisch geprüft werden muss. 

Die Gewerkschaften stander von jeher auf dem Standpunkt, 
dass die Entiohnung der Leistung entsprechen müsse und dass 
andere Gesichtspunkte für die Entlohnung nicht massgebend sein 
dürften. Solange der Lolın eine Höhe hatte, die über dem Exi- 
stenzminimum lag, die es also ermöglichte, nicht nur die not- 
wendigster Bedürfnisse des Arbeitnehmers selbst, sondern auch 
seiner Familie zu befriedigen, war das Pioblem nicht so bren- 
nend wie heute. Heute liegt die durchschnittliche Lohnhöhe 
tatsächlich erheblich. unter dem Existenzminimum, so dass sie 
nicht ausreicht, die Lebenshaltung einer ganzen Familie zu be- 
streiten. Es muss selbstverständlich nach wie vor von den Ge- 
werkschaften gefordert werden, dass das Einkommen des Ar- 
beitnehmers eine Höhe hat, welche die Reproduktion der Ar- 
beitskraft sicherstellt, d. h. welche es dem Arbeituichmer er- 
möglicht, eine Familie zu gründen und zu erhalten. Leider ist 
es aber heute nicht der Fall. 


Es wird nun von vielen Seiten, vor allen Dingen auch von 
seiten der Arbeitgeber, vorgeschlagen, den Lohn abzustufen nach 
dem Familienstand. Zweifellos stehen die ledigen Arbeitnehmer 
heute bedeutend günstiger da als die verheirateten. Daher ist 
die Forderung nach der Zahlung ven Familienzulagen durchaus 
verständiich. Die Gewerkschaiter müssen aber verlangen, dass 
durch derartige Massnahmen keine Schädigung für die ver- 
heirateten Arbeitnehmer entstehen kann. Das Hauptinteresse 
an der Gründung und Erhaltung der Familie liegt auf seiten der 
Allgemeinheit und der Arbeitgeber. Diese beiden Faktoren sind 
an der ständigen Reproduktion der Arbeitnehmerklasse am 
meisten interessiert, weil sie den Nutzen daraus ziehen, solanze 
das privatkapitalistische Wirtschaitssystem nech besteht. Es 
wird nun freilich unter den heutigen Verhältnissen nicht leicht 
sein, die Kosten für den Unterhalt der Familie der Allgemeinheit 
aufzuerlegen. Zwar sind zu diesem Zweck eine ganze Reihe von 
Vorschlägen gemacht worden, insbesondere in der Richtung, die 
Steuersätze nach dem Familienstand weiter- 
gehend als bisher zu differenzieren. Wir stehen 
diesen Vorschlägen aber sehr skeptisch gegenüber; denn die- 
ienigen, die den Minderertrag, der durch Steuererlass entstehen 
würde, wieder aufbringen müssten, wären nicht jene, die dazu 
in der Lage sind, sondern wieder nur die Arbeitnehmer. Es ist 
ja auch der Vorschlag gemacht worden, dafür die Steuersätze 
der Ledigen zu erhöhen. Das würde nur eine Verschiebung der 
Steuerleistungen und Steuerlasten innerhalb der Arbeitnchmer- 
schaft darstellen. Würde von dieser Verschiebung der Steuer- 
sätze innerhalb der Arbeitnehmerschaft Abstand geroinmen, so 
entstände ein Manko, das natürlich auf andere Art und Weise 
gedeckt werden müsste, Bei der Abneigung der. leistungsiähigen 
Kreise gegen Besitz- und Kapitalstevern und bei dem Geschick 
der besitzenden Klasse, sich ihren steuerlichen Verpflichtungen 
zu entziehen, würde wahrscheinlich als einziger Ausweg. eine 
neue indirekte Steuer verbleiben, die auch wieder in der Haupt- 
sache von der Arbeitnehmerschafit aufgebracht werden müsste. 

Wenn wir nun auch. nach wie vor auf dem Standpunkt 
stehen, dass eine Differenzierung des Lehnes nach dem Familien- 
stand abzulehnen ist, so können wir uns doch der Notwendig- 
keit nicht verschliessen, dass unter Berücksichtigung der hcu- 
tigen Verhältnisse den verheirateten Arbeitnehmern eine beson- 
dere Familienzulage gezahlt werden muss. Wir müssen aber 
Sicherungen schaffen, die verhüten, dass diese Zulagen zu einer 
Gefahr für die davon Betroffenen werden. Dazu ist es not- 
wendig, dass unter allen Umständen gefordert wird, die Zulage 
nicht mit dem Lohn zu verquicken. Familienzulagen sind un- 
abhängig vom Gehalt zu vereinbaren. Ferner muss geiordert 
werden, dass nicht der einzelne Arbeitgeber mit den für seinen 
Betrieb in Frage kommenden Familienzulagen belastet wird. Das 
würde nämlich Betrieben mit einem hohen Prozentsatz verhei- 
rateter Arbeitnehmer die Konkurrenz ausserordentlich er- 
schweren, und die Folge wäre eine Abstossung der Verkei- 
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rateten und eine Bevorzugung der Ledigen. Der Arbeitgeber 
darf von der Erhöhung oder Verminderung des Prozentsatzes 
der Verheirateten keinen finanziellen Vorteil haben. Deswegen 
sind die von verschiedenen Seiten gemachten und auch in ver- 
schiedenen Industrien bereits praktisch erprobten Vorschläge, die 
Familienzulage aus einer Ausgleichskasse zu zahlen, begrüssens- 
wert. Dann hat der Arbeitgeber pro Kopf der Belegschaft ohne 
Rücksicht auf den Prozentsatz der Verheirateten die Kosten an- 
teilig aufzubringen. Es muss aber im Gegensatz zu den bisher 
gemachten Vorschlägen verlangt werden, dass diese Ausgleichs- 
kassen allgemein für alle Industrien eingerichtet werden. Die 
Arbeitnehmerschaft muss ferner verlangen, dass die Verwal- 
tung dieser Fonds paritätisch erfolgt. Man könnte ferner diese 
Einrichtung auch den Ledigen zugute kommen lassen, indem 
man ihnen durch Zuschüsse aus den Kassen die Ehegründung 
erleichtert. Solange die Kassen so wie heute lediglich von den 
Unternehmerverbänden geschaffen und von ihnen verwaltet wer- 
den, kann die Arbeitnehmerschaft keine befriedigende Lösung 
des Problems anerkennen. Sie muss nach wie vor danach stre- 
ben, diese Kassen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, z. B. 
den Berufisgenossenschaften, anzugliedern und! paritätische Ver- 
waltung derselben zu verlangen. 

Mit vorstehendem ist das Problem natürlich durchaus nicht 
erschöpfend behandelt. Der kommende Bundestag wird hierzu 
Stellung nehmen müssen, um eine gründliche Klärung der Frage 
herbeizuführen, Schikora. 


Entwurf eines Arbeitstarifgesetzes 


Das „Reichsarbeitsblatt‘ veröffentlicht den Entwurf eines 
Arbeitstarifgesetzes, ausgearbeitet von dem. Arbeitsausschuss 
für ein einheitliches Arbeitsrecht. Der nachstehend wieder- 
gegebene Entwurf ist. im Schosse des Arbeitsausschusses für 
ein einheitliches Arbeitsrecht auf Grund eines Entwurfs des 
Herrn Professor Dr. Sinzheimer und eingehender Beratun- 
gen des zuständigen Unterausschusses wie des Gesamtaus- 
sSchusses unter Mitwirkung des Tarifrechtsausschusses der Ge- 
sellschaft für Soziale Reform ausgearbeitet worden. Das Reichs- 
arbeitsministerium hat dazu noch keine Stellung genommen. 


I. Tarifvertrag. 
1. Allgemeine Vorschriften. 

$ 1. Tarifvertrag ist der schriftliche Vertrag zwischen Arbeitgebern 
oder ihren tariffähigen Vereinigungen und tariffähigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern zur Regelung des Arbeitsverhältnisses, Zum Arbeitsverhältnis 
im Sinne dieses Gesetzes gehören auch das Lehrlingswesen, die Organi- 
sation der Arbeit in den Betrieben, einschliesslich der Betriebsvertretunzen, 
die Benutzung von Arbeitsnachweisungen und Einrichtungen zur Schlichtung 
oder Entscheidung von Streitigkeiten aus dein Arbeitsverhältnis. 

Regelt der Tarifvertrag ausser dem Arbeitsverhältnis auch andere Ange- 
legenheiten, so finden auf solche Vereinbarungen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes keine Anwendung. 

$ 2. Der Tarifvertrag soll seinen räumlichen, fachlichen und persönlichen 
Celtungsbereich angeben. 

Er unterliegt keiner Stempelpflicht. 

8 3. Arbeitnehmer sind im Dienste anderer gegen Entgelt oder als 
Lehrlinge beschäftigte Personen. 

Ihnen stehen Hausgewerbetreibende nach $ 119b der Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich und andere Erwerbstätige in ähnlicher 
Stellung gleich, insbesondere Angehörige freier Berufe, deren Arbeit von 
anderen zu geschäftlichen oder gemeinnützigen Zwecken verwertet wird, ohne 
dass sie in ihren Diensten stehen. 

Auf öffentliche Beamte findet dieses Gesetz nur insoweit Anwendung, 
a's Beamtengesetze des Reiches und der Länder den Abschluss von Tarifver- 
trägen vorsehen. 

$4 Tariffähig sind Vereinigungen von Arbeitgebern und Arbeit- 
nchmern, deren Satzung den Abschluss von Tarifverträgen vorsieht und 
Bestimmungen darüber enthält: 1. von welchen Organen und in welcher Weise 
Beschlüsse ın Tarifangelegenheiten gefasst und beurkundet werden; 2, welche 
Organe die Vereinigungen vertreten und wie sie berufen werden. 

Als, Vereinigungen von Arbeitgebern gelten auch Innungen (freie und 
TR | 

Vereinigungen von Arbeitnehmern sind nur dann tariffähig, wenn sie 
1. die Mitgliedschaft nicht von der Zugehörigkeit von einem bestimmten 
Betriebe abhängig machen; 2. Arbeitgeber als Mitglieder nicht aufnehmen; 
3. die Interessen ihrer Mitglieder selbständig und unabhängig wahrnehmen, 

$ 5.. Tariffähige Vereinigungen sind in Angelegenheiten, die 
bestimmten Tarifvertrag’ betreffen, rechtsfähig. 

56. 8152 Abs, 2 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich gilt 
für tariffähige Vereinigungen nicht. 

8 7. Fallen Arbeitsverhältnisse in den Geltungsbereich mehrerer Tarif- 
verträge, so geht zunächst der fachlich engere, im übrigen der räumlich oder 
persönlich weitere Tarifvertrag vor, wenn nicht der vorgehende Tarifvertrag 
anderes bestimmt. 

$ 8. Sind auf einer Seite mehrere Vertragsparteien bete’ligt, so können 
sie im einzelnen keine vom Tarifvertrag abweichenden Sonderahreden für 
meh:er Arbeitnehmergruppen treffen. Im übrigen sind sie selbständig 
berechtigt und verpflichtet. im Tarifvertrag kann anderes bestimmt 
werden. 

8 9. Der Tarifvertrag ist mit Ablauf der Zeit, für die er geschlossen 
ist, aufgelöst, wenn sich die Vertragsparteien nicht auf einen früheren Zeit- 
punkt einigen, 


einen 
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Ist im Tarifvertrage eine Zeit nicht angegeben, so können ihn. die Vertrags» 
parteien jederzeit unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten kündigen, 
wenn nicht eine andere Frist vereinbart ist. Ein für längere Zeit als drei 
Monate geschlossener Tarifvertrag gilt nach dem Ablauf von drei Monaten als 
für unbestimmte Zeit vereinbart, Die Kündigung muss schriftlich erfolgen, 

Auf Antrag einer Vertragspartei hat das Tarifgericht in dringenden 
Ausnahmefällen den Tarifvertrag für alle oder einzelne Vertragsparteien frist- 
los oder nach Ablauf einer Frist aufzulösen, wenn aus Billigkeitsgründen 
diesen Vertragsparteien die Fortsetzung des Tarifvertrages nicht zugemutet 
werden kann. Dies gilt besonders für den Fall, dass sich die Verhältnisse, 
unter denen der Tarifvertrag abgeschlosson ist, wesentlich geändert haben oder 
der Zweck des Vertrages infolge des Verhaltens der Vertragsparteien vereitelt 
oder gefährdet ist, 

Weitere Gründe für die Auflösung eines rechtswirksamen Tarifvertrages 
sind ausgeschlossen, 

2. Tarifsatzung. 


$ 10. Die Tarifsatzung enthält die Bestimmungen des Tarifvertrages über | 
die Regelung des Arbeitsverhältnisses. 

Durch den Tarifvertrag werden die Tarifangehörigen der Tarifsatzung 
unterworfen. 

Die Tarifsatzung geht allen andern Bestimmungen vor, soweit nicht 
zwingende Gesetze, Reichs- oder Landesverordnungen sowie die Uhfallver 
sicherungsvorschriften der Berufgenossenschaften entgegenstehen. _ Sie geht 
auch den Anordnungen .der Innungen und Handwerkskammern über die 
Regelung des Lehrlingswesens, den Arbeitsordnungen und: allen sonstigen 
Betriebssatzungen vor. 


$ 11. Tarifangehörige sind, soweit der Tarifvertrag nicht eine Ein- 
schränkung vornimmt: 1. die Arbeitgeber, die Vertragsparteien sind; 2, die 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die den am Vertrage beteiligten Vereinigungen 
angehören oder zur Zeit des Abschlusses des Terifvertrags oder nach dieser Zeit 
angehört haben; 3, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die nicht nach Ziffer 1 
und 2 tarifangehörig sind, sich aber mit Zustimmung der Vertragsparteien der 
Tarifsatzung freiwillig unterworfen haben, im Zweifel vom Tage der Unter- 
werfung ab. 


& 12. Für Tarifangehörige, die die Zugehörigkeit nach dem Abschluss des 
Tarifvertrages erworben haben, tritt die Geltung der Tarifsatzung mit dem 
Zeitpunkte des Erwerbs der Tarifangehörigkeit ein, wenn der Tarif- 
vertrag nicht einen andern Zeitpunkt festsetzt. 


8 13. Die Tarifangehörigkeit nach $ 11 Ziffer 1 und 2 endigt mit dem 
Ablaufe des Tarifvertrages. Die Taritangehörigkeit derjenigen "Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, die nach dem Abschluss des Tarifvertrages aus den Ver 
tragsvereinigungen ausgeschieden sind, erlischt, sobald der Tarifvertrag abge- 
mu ist oder abgelaufen wäre, wenn eine der Vertragsparteien zum nächsten 
zulässigen Zeitpunkte gekündigt hätte. 

Die Tarifangehörigkeit nach $ 11 Ziffer 3 endigt mit dem Ablauf des 
Tarifvertrages und, weon der Tarifvertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen ist, 
nach dem Ablauf von drei Jahren seit dem Tage der Unterwerfung. Der 
Tarifvertrag kann einen früheren Zeitpunkt festsetzen. Die Unterwerfung 
kann durch ausdrückliche Erklärung, über deren Form der ‘Tarifvertrag zu 
bestimmen hat, erneuert werden. 

Die Tarifangehörigkeit des Inhabeıs geht auf seinen Rechtsnachfolger 
im Betriebe über. 3 


$ 14. Arbeitsverträge zwischen tarifangehörigen Arbeitgebern und tarif 
angehörigen Arbeitnehmern haben den Int a't, den die Tarifsatzung vorschreibt, 
auch wenn in den Arbeitsverträgen eine andere Regelung getroffen ist. Ab 
weichende Vereinbarungen sind jedoch wirksam, soweit sie in der Tarifsatzung 
zugelassen sind, oder soweit sie eine Aenderung der Arbeitsbedingungen zu- 
gunsten des Arbeitnehmers enthalten und im Tarifvertrage ausdrücklich nicht 
ausgeschlossen sind. ; 

Abreden und. Beschlüsse auch tarifangehöriger Arbeitgeber oder tarik- 
angehöriger Arbeitnehmer unter sich, die den Absatz 1 zu umgehen versuchen, 
sind nichtig. 

8 15. Fälit die Tarifsatzung weg und tritt eine neue nicht ein, so bleibt 
die alte für den Inhalt der Arbeitsverträge massgebend, bis eine andere 
Regelung in den Arbeitsverträgen getroffen wird. 


$ 16. Für Arbeitsverträge zwischen tarifangehörigen Arbeitgebern und 
nicht-tarifangehörigen Arbeitnehmern gilt die Vorschrift des $ 14, wenn alle m 
dem räumlichen und fachlichen Geltungsbereiche des Tarifvertrages bestehenden 
tariffähigen Vereinigungen der Arbeitfiehmer als Vertragsparteien an dem Tarif- 


vertrag beteiligt sind und der Tarifvertrag diese Wirkung nicht ausschliesst, 


8 17. Tarifangehörige, die wissentlich gegen Vorschriften der Tarifsatzu 
verstossen, die nicht den Inhalt von Arbeitsverträgen bestimmen, können Pr | 
Antrag einer Vertragspartei, des Inhabers oder der Betriebs’eitung des durch 
den Verstoss betroffenen Betriebes vom Tarifgericht mit einer Busse belegt 
werden, Die Busse beträgt im Höchtmass für Arbeitgeber 5000 M, für 
Arbeitnehmer 500 M. Sie fällt an die Gemeinde, in deren Bereich der Ver 
stoss geschehen ist. Die Gemeinde hat den Betrag für Zwecke der Arbeiter 
wobifahrt zu verwenden. Die Busse kann solange wiederholt werden, bis 
der tarifwidrige Zustand beseitigt ist. Diese Vorschriften können durch den 
Tarifvertrag ausgeschlossen oder abgeär.dert werden. 


3. Rechte und Pflichten aus dem Tarifvertrag. 


$ 18. Der Tarifvertrag verpflichtet die Vertragsparteien und ihre Rechts 
nachfolger, jede Kampfmassregel zu unterlassen, die gegen den 
Bestand des Tarifvertrages oder einzelner Bestimmungen gerichtet ist. Die 
Vertragsvereinigungen sind ausserdem verpflichtet, dafür zu sorgen, dass auch 
ihre Mitglieder solche Kampfmassregeln unterlassen und nicht gegen 
Bestimmungen des Tarifvertrages verstossen. > 

Auf die Erfüllung des Tarifvertrages finden die Vorschriften des B. G. B. 
Anwendung, soweit dieses Gesetz n'chts anderes bestimmt, 


8 19. Erfüllt eine Vertragspartei ‘die Pflichten aus dem Tarifvertra 
nicht, so tritt, falls der Tarifvertrag nichts anderes bestimmt, an die Stelle 
der Schadenersatzpflicht die Verpflichtung, an-die gegnerischen Vertragsparteien 
nach Massgabe des & W eine Busse zu zahlen. Diese. darf. den Betrag 
von 500000 M. nicht übersteigen, ge 
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= 820. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung einer Busse entscheidet 
das Tarifgericht auf Antrag von Vertragsparteien, an die sie nach & 19 zu 
zahlen sind. Das Tarifgericht verteilt die Busse unter alle berechtigten Ver- 
tragsparteien. Hierbei ist der Umfang des Schadens, der die einreinen Ver- 
ein oder Mitglieder der Vertragsvereinigungen betroffen hat, zu 
sichtigen Des Tarifgericht kann die öffentliche Bekanntmachung der 
Entscheiaung über die B.isse anordnen. 
“Mit der Entscheidung über die Busse kann das Gericht auf Antrag von 
Vertragsparteien, an die sie zu zahlen ist, anordnen, dass die zur Zahlung ver- 
ichtete Vertragspartei für die künftige Erfüllung ihrer Pflichten aus dem 
arıfvertrage bis zum Ablauf oder, wenn er auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist, für die Dauer von drei Jahren von dem Zeitpunkte der Rechtskraft der 
Entscheidung ab Sicherheit zu leisten hat. Der Umfang der Sicherheits- 
' Weistung darf das Höchstmass der Busse nicht übersteigen. Das Tarifgericht 
kann die Freigabe der Sicherheit anordnen, wenn eine Gefährdung des Zweckes 
des Tarifvertrages nicht mehr zu befürchten ist oder die Vertragsparteien, die 
den Antrag auf Sicherheitsleistung gestellt haben, mit der Freigabe einver- 
standen sind. 
Auf die Sicherheitsleistung finden die $$ 232 bis 240 des B.G.B. An- 
wendung. 


RAINER ee Du 
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U. Tarifgeltung ausserhalb des Tarifvertrages. 


Das Tarifamt kann anordnen, dass Tarifsatzungen, soweit sie für 
die Regelung des Arbeitsverhältnisses im Geltungsbereiche des Tarifvertrages 
überwiegende Bedeutung haben, allgemeinverbindlich sind. 

Das Tarifamt kann die Anordnung über die allgemeine Verbindlichkeit 
abändern oder zurücknehmen. Es muss die Anordnung zurückehmen, sobald 
der Tarifvertrag abgelaufen oder abgeändert ist. 

Die Anordnungen des Tarifamts treten mit ihrer öffentlichen Bekannt- 
machung in Krafr, wenn nicht das Tarifamt einen früheren oder späteren Zeit- 

festsetzt. Sie sind nach näherer Bestimmung des Reicharbeitsministers 
in ein Tarifregister einzutragen. 

& 22. Durch die Anordnung des Tarifamtes über die allgemeine Ver- 
bindlichkeit werden diejenigen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die nach $ 11 
nicht Tarifangehörige sind, der Tarifsatzung unterworfen, soweit nicht die 
Anordnung Ausnahmen festsetzt. 

Bestehen für Nichttarifangehörige Tarifverträge, die von der allge- 
mieinverbindlichen Tarifsatzung abweichen, so sind sie, wenn die Anordnung 
über die allgemeine Verbindlichkeit nichts anderes bestimmt, nur soweit wirk- 
sam, als nach & 14 abweichende Vereinbarungen in Arbeitsverträgen zulässig 
sind oder das Arbeitsverhältnis in einem fachlich engeren Verwaltungskreis 
geregelt wird. . 

8 23. Anordnungen nach $ 21 Absatz 1.und 2 erfolgen nur auf An- 
trag. Antragsberechtigt sind Vertragsparteien des Tarifvertrags und tarif- 
fähige Vereinigungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, deren Mitglieder 
durch die Ausrdn.ng betroffen würden. 

— Das Tarifamt macht den Antrag öffentlich bekannt unter Angabe des 
Zeitpunktes, bis zu dem Einwendungen erhoben werden können. Die Ver- 
tragsvereinigungen soilen vor Erlass der Anordnung gehört werden. 

Der Antray kanı schon während der Verhandlungen über den Abschluss 
eines Tarifvertrags gestellt und bekanntgemacht werden. 


HI. Tarifgemeinschaften. 

& 24. Auf Satzungen und Beschlüsse von Tarifgemeinschaften, die durch 
tariffähige Vereinigungen zum Zwecke der Regelung des Arbeitsver- 
hältnisses gebildet sind, finden die Vorschriften über „Tarifsatzung“ und 
„larifgeltung ausserhalb des Tarifvertrags“ sinngemässe Anwendung. 


IV. Tarifgericht und Tarifamt. 

Bemerkung. Aufbau und Verfahren des Tarifgerichts und Tarifamts 
können erst nach Entscheidung über die Schlichtungsordnung und das 
Arbeitsgerichtsgesetz geregelt werden. Es ist in Aussicht genommen, 
den in diesen Gesetzen zu schaffenden Organen die Tarifaufgaben zu über- 


tragen. 
V. Schlussbestimmungen. 


8 25. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften 
erlässt der Reichsarbeitsminister mit Zustimmung des Reichsrats, 
8 26, Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft. 
Auf vorher abgeschlossene Tarifverträge findet das Gesstz drei Monate 
wach seiner Verkündung Anwendung. 


821. 


"Unser Erholungsheim 


In Sondershausen in Thüringen liegt in freier und doch ge- 
Schützter Lage mit prächtigen Ausblicken das Techniker-Er- 
holungsheim unseres Bundes. Geschaffen aus freiwilligen Spen- 
‘den der Mitglieder, Vereine und Bezirksverwaltungen des frü- 
heren Deutschen Techniker-Verbandes, ist es ein Wahrzeichen 
‚des Gemeinsinns und sozialen Empfindens der Technikerschaft. 
‚Viele Vereine und Verwaltungen brachten recht erhebliche Be- 

träge für das Zustandekommen des Heims überhaupt auf, wäh- 
rend andere die Kosten für die Einrichtung der einzelnen Zin- 
mer übernahmen, die dann nach ihnen bezeichnet wurden. Bau- 
Stein wurde zu Baustein in steter rüstiger Arbeit gefügt. Es 
sollte eine Stätte werden, in der nach anstrengender Beruis- 
tätiekeit erholungsbedürftige Mitglieder ihre körperliche und 
» geistige Spannkraft wiederfinden. Die Verwirklichung dieser 
Absicht ist den Schöpfern und Gründern zuch in vollem Um- 
fange gelungen. 
Natürlich finden in dem Heim auch die Angehörigen der 
| 
| 
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niker geschaffenes Heim ist, zeigt sich dem Besucher auf Schritt 
und Tritt. Die dem Landschaftsbilde angepasste Architektur 
des Gebäudes, die gediegene, behagliche und praktische Einrich- 


Mitglieder Aufnahme. Dass es ein von Technikern für Tech- 
tung und Ausstattung sämtlicher Zimmer und der Wandelhalie, 
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die unmittelbar von der Gründer - Mitgliedschaft gespendeten 
Ausschmückungsgegenstände und Erinnerungszeichen in fast 
jedem Raum legen Zeugnis davon ab, dass das Heim kein Unter- 
nehmerbau, sondern ein mit Sachverständnis, Sorgfalt und Liebe 
geschaffener und eingerichteter Bau ist. Ein parkartiger Gar- 
ten für kleinere Spaziergänge und ein Spiel- und Turnplatz um- 
rahmen das Gebäude. Dieses enthält einen Speisesaal, ein Ge- 
selischait-, ein Lese- und 34 Fremdenzimmer und 21 Liegesophas. 
Eine geschützte grosse Terrasse an der Südseite des Hatıses 
mit Blick auf den.Hochwald ist mit ihren Liegestühlen ein be- 
sonders einladendes Ruheplätzchen. Bäder verschiedener Art 
werden im. Hause verabreicht. Aus jedem Zimmer bietet sich 
bei der erhöhten Lage des Heims ein herrlicher Ausblick, ent- 
weder auf die tieferliegende Stadt mit dem auf.dem Franzberge 
gelegenen alten Schloss oder auf die Berge und Wälder der 
näheren Umgebung. — Die zwar alte, aber recht saubere Stadt 
mit den zu ausgiebigeren Spaziergängen einladenden Schloss- 
parkanlagen ist ein echt thüringisches Idyli und wird gerade 
dem Auge des Technikers manche Reize bieten. Unentgeltliche 
Konzerte im Schlosspark und Aufführungen im Theater des 
Städtchens sichern neben andern Darbietungen jedem Besucher 
unseres Heims auch die Möglichkeit künstlerischen Geniessens., 

Sehr reizvoll ist die nähere und fernere Umgebung der 
Stadt mit ihren bewaldeten Gebirgszügen. Auch für mässige 
Wanderer bieten sich lohnende Ausflüge im prächtigen Buchen- 
oder Tannenhochwald bis zu 450 m Höhe. Etwa 10 Minuten vom 
Heim beginnt der Buchenhochwald, in dem der Bismarckturm, 
das Rondel, das Jagdschloss Possen mit Aussichtsturm Rast 
und wundervolle Ausblicke auf Sondershausen und die Nachbar- 
orte, sowie auf den Kyffhäuser und den Harz mit dem Brocken 
bieten. ‘Der kahle Kopf des Frauenberges ist ein besonders loh- 
nender Halbtagsausflug, ebenso ein Ausflug nach dem „Wilden 
Mann“ im Tannenhochwald. Aber auch Tagesausflüge nach 
dem Harz, einschliesslich Brocken, dem Kyfihäuser und weite 
nach dem Thüringer Walde sind für Wanderliebhaber sehr zu 
empfehlen. 

Das Heim wird von einem altbewährten Verwalter betretıt, 
der auf Anfragen jede gewünschte Auskunft erteilt. Für das 
Wohlbefinden der Gäste, insbesondere für die Verpflegung der- 
selber, wird nach besten Kräften gesorgt. Für Hausmusik-Lieb- 
haber stehen Flügel und Violine zur Verfügung. Wem sollte von 
unseren. Bundesmitgliedern nun dieses prächtige. Heim zu seinem 
Erholungsurlaub nicht willkommen sein? Als alter Kollege, der 
mit dem Erstehen und bisherigen Bestehen des Heims eng ver- 
wachsen ist, rate ich jedem Kollegen, der wirklicher Ausspan- 
nung und Erholung bedarf, gut — unser Erholungsheim ist die 
geeignetste Stätte. Wem es deshalb seine wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse irgend gestatten, der vermerke sich für seinen Ur- 
laub — unser Erholungsheim, das Technikerheim in Sonders- 
hausen im Thüringer Lande. Schwenckler. 








nf) Rundschau 00 
Wirtschaftsfragen 
Die „Volksfürsorge“, Gewserkschaftlich-Genossenschaftliche 


Versicherungsaktiengeselischaft in Hamburg, wird in allernäch- 
ster Zeit auch die grosse Lebensversicherung einführen. Aus ge- 
wissen versicherungstechnischen Gründen hat die Volksfürsorge 
bisher nur die kleine Lebensversicherung bis zu 5000 M. betrie- 
ben. Die Schwierigkeiten zur Einführung der grossen Lebens- 
versicherung sind überwunden, so dass die in Aussicht stehende 
Betriebserweiterung in Bälde aufgenommen werden dürfte. Es 
wird uns mitgeteilt,. dass durch eine besondere neue Einrich- 
tung die Tarife der grossen Lebensversicherung der Volks- 
fürsorge ganz wesentlich günstiger sein sollen als bei den an- 
deren kapitalistischen Versicherungen. Wir empfehlen daher 
unseren Kollegen, die den Abschluss einer Lebensversicherung 
beabsichtigen, um bei Erhöhung der Einkommensgrenze in der 
Angestelltenversicherung von dieser befreit zu sein, sich vor 
Abschluss der Versicherung mit der in Frage kommenden Ge- 
schäftsstelle der Volksfürsorge in Verbindung zu setzen. Aus- 
kunft erteilen die Gewerkschaftssekretariate, die Konsumvereine 
und das Hauptbureau, Hamburg 5, Kapellenstr. 5. 

Das wahre Ziel der Kleinaktien wird durch gelegentliche 
Aeusserungen in den kapitalistischen Blättern immer deutlicher 
enthüllt. So fordert in einem Aufsatz im roten „Tag“ (Nr. 86 
vom 14. April 1921) ein Telegraphendirektor Kussmann, 
dass die Besitzer der Kleinaktien in der Aktionärver- 
sammlunginallendenFragenkein Stimmrecht 
haben sollen, die mit ihrer Arbeitnehmereigenschaft zu- 
sammenhängen Er führt aus: 

„Den Kapitalisten, den Aussenakticnären, bereitet die Auf- 
rechterhaltung der Disziplin oder aber die Ermittlung einer 
zur Handhabung der Dienstzucht geeigneten Persönlichkeit und 
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deren Anstellung unter allgemeinen Bedingungen niemals ernst- 


hafte Schwierigkeiten. Den Aussenaktionären und ibren Be- 


auftragten wird daher ein Gesetz, das sich die Regelung des‘ 


Prinzips der Kleinaktien zur Aufgabe stellt, allein die 
Disziplinbefugnis beilegen müssen, ebenso nur den 
Vertretern dieser Aktionäre — was mit der Dienstzucht im 
Zusammenhange steht — die Beaufsichtigung der gesamten Ge- 
schäftsführung.“* 

Krasser kann das Ziel der Unternehmer nicht enthüllt 
werden. Die Arbeitnehmer-Kleinaktionäre sollen von vorn- 
herein entrechtet werden. Der Aufsatz schliesst mit folgendem, 
stilistisch zwar etwas koniusem, aber dafür um so wertvollerem 
Geständnis: 


„Man hat gelegentlich die soziale Frage mit einem durch 
festes Band geschlossenen Bündel von Stäben ‚verglichen, die 
in ihrer Gesamtheit durch menschliche Kraft nicht zerbrochen, 
die aber nach Lösung des Bandes einzeln mit Leichtig- 
keitvoneiner Person zerstückelt werden können. Einen 
solchen Einzelstab stellt die Kleinaktie dar.“ 


Das ist das Ziel der. Stinnes und Genossen, mit dem der 
Deutschnationale Handlungsgehilfen - Verband, der Christliche 
Neue D. T. V. usw. nach einem Ziel streben: die Geschlossenheit 
der Arbeitnehmerschaft durch die Kleinaktien zu durchbrechen! 
Die durch die soziale Not zusammengeschweisste Arbeitnehmer- 
schaft ist unüberwindlich; mit den Kleinaktionären hoift das 
Unternehmertum aber leicht fertigzuwerden. 


Die Verflüssigung der Profite. Während der ‚Wirtschafts- 
krise werden in den Industrieländern, in erster Linie aber in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, Lohnverkürzun- 
gen vorgenommen. Diese sind meistens grösser als die Ver- 
billigung der Lebenshaltung, die mit dem Preisrückgang ein- 
getreten ist. Bemerkenswerte Mitteilungen macht dazu 
George Soule in der amerikanischen Zeitschrift „The 
Nation“ Diese sind. für die kapitalistische Wirtschaftsordnung 
so kennzeichnend, dass wir sie im Auszug wiedergeben: 


Von den Arbeitgebern, weiche die Wirtschaftskrise einfach 
dazu ausnutzen, um die Löhne ohne zwingende Gründe herab- 
zusetzen, eine Art Erpressung, soll nicht gesprochen werden. 
Es sei ein gewisses Wohlwollen den Arbeitern gegenüber vor- 
ausgesetzt. 


Die Arbeitnehmer protestieren gegen die Lohnverkürzungen 
und berufen sich auf die grossen Gewinne, welche das Unter- 
nehmen vor dem Ausbruch der Wirtschaftskrise gemacht hat. 
Aus diesen Gewinnen könnte man die Löhne auf ihrer 
früheren Höhe erhalten. 


Der Unternehmer wird darauf antworten: Diese Gewinne 
existieren nicht mehr, sie sind verflüssigt. Was geschah 
denn. mit diesen Proiiten? Ein Teil ist ais Dividende den 
Aktionären ausgeschüttet worden, Einen Teil bekamen die 
Direktoren und Aufsichtsräte. Die Aktionäre er- 
hielten aus den Gewinnen gratis oder zu sehr billigen Preisen 
neue Aktien. Wir müssen für diese neuen Aktien wieder 
Dividenden bezahlen, somit belasten dieselben das Unter- 
nehmen. Um unsere Waren abzusetzen, mussten wir Kre- 
dite bewilligen, die vorerst noch nicht einzutreiben sind, Einen 
Teil der Gewinne haben wir in dem Betrieb angelegt. Auch 
haben wir ein Warenlager, das wir unter den heimtigen 
Verhältnissen nicht gut verwerten können. Und was mit den 
Reserven? Ein grosser Teil der Gewinne ist bekanntlich 
in die Reservefonds übergeführt worden. Ja, wir woliten aber 
diese Reserven verzinsen, kauften also Wertpapiere dafür, und 
man kann von uns nicht verlangen, dass wir diese zum Zwecke 
der Lohnzahlung in einem Zeitpunkt veräussern, wo der Kurs 
dieser Wertpapiere so niedrig stelit wie gegenwärtig, Was 
sollen wir tun? Anleihen aufnehmen zum Zweck der Lehn- 
zahlung? Wr brauchen ja unseren Kredit für andere Zwecke, 
für die Befriedigung von Gruppen, die einen Rechts- 
anspruch aui Bezahlung haben. 

Soule zieht auch die Folgerungen aus diesen Tatsachen, 
Alle Klassen der Eigentümer gehen den Arbeitnehmern voran. 
Man muss die Besitzer der neuemittierten Aktien schützen. Die 
Eigentümer der Obligationen-usw. müssen ebenfalls geschützt 
werden. Ebenso muss der Reservefonds gewahrt werden. Nur 
der Arbeitnehmer hat keinem Anspruch darauf, geschützt zu 
werden; er hat nichts zu fordern ausser dem fälligen Lohn. 
Er hat seine Arbeitskraft nicht kapitalisiert. Die Zinsen der An- 
leihen können nicht -heruntergesetzt werden, dagegen aber die 
Löhne! Die Löhne vertreten das flüssige Element in der 
Situation! 

Das Recht der Arbeitnehmer auf Lebensunterhalt kann, wie 
aus dem Gesagten hervorgeht, in der heutigen Wirtschafts- 
erdnung schon aus technischen Gründen schwer. durch- 
geführt werden, wenn nicht starke Eingriffe in die Privat- 
initiative der Unternehmer eriolgen, 


Was die Unternehmer unter „freier Wirtschaft“ verstehen, 
In Nr. 7 der „Sozialen Bauwirtschaft“, Organ des 
Verbandes sozialer Baubetriebe*), wird die an sich schon längst 
bekannte Tatsache, dass die wirtschaftlichen Organisationen 
der Unternehmer die ireie Konkurrenz immer mehr ausschalten, 
um so besser ihren Profitinteressen zu dienen, durch Bekannt- 
gabe von Protokollauszügen aus den Sitzungen der Vereini- 
gung der Berliner Beton- Eisenbeton- und 
Deckenbaugeschäfte auis neue bestätigt. Wir lesen 
dort: | - 
„Die beiden nachstehenden Protokollauszüge aus den Sitzun- 
gen der Vereinigung der Berliner Beton-, Eisenbeton- und | 
Deckenbaugeschäfte geben einen charakteristischen Einblick in 
das Getriebe der sogenannten „freien Konkurrenz”. In dem 
einen Falle handelt es sich um einen Kommunalbau der Stadt | 
Berlin und in dem anderen um einen Privatbau. 

„Vereinigung Berliner Beton-, Eisenbeton- 

und Deckenbaugeschäfte. 
Auszug 
aus dem Protokoll der Sitzung vom 30. August 1920, vorm. 12 Uhr, 
Betr. Bau Danziger Strassse, Gaswerk, Hochbehälter, 
Beteiligte: 
Herr Direktor Patzsch für A. G. für Beton- und Monierbau, 
Herr Krammig f. Wayss & Freytag, A. G, 
Herr Dip!.-Ing. Martens f. Johann Odorico, 
Verhandlungsleiter: . . . 

Es wird vereinbart: Die Beton- und Monierbau A.G. wird 
geschützt und gibt mit 463 968 Mark den billigsten Preie ab, den Oderico 
um 2%, W.& F. um 5%), D.&S. um 8%, schützend überbieten, | 
Die vorgelesenen Betonmassen und Eisenbewehrungen sind nicht wesentlich 
ebzuändern Die Firma, welche einen Auftrag erhält und dio Arbeit ausführt, 
verpflichtet sich, aus dem zu erzielenden Unternehmergewinn en die hierdurch 
gebildete Interessengemeinschaft eine Submissionsschedenver- 
sicherung von 41,0%), — viereinhalb Prozent — der Abrechnungssumme | 
zur gleichen Verteilung unter die ausfallenden Firmen, 
von welchem Betrage Dr. Cahnheim 15%, für sich einbehalt, zur Hälite acht 
Wochen nsch Arbeitsbeginn, Rest nach Abrechnung zu zahlen. 

Protokollverietzungsbusse 20%, des eigenen Angebotes, 

Es folgen die auch sonst üblichen, Ihnen bekannten protokollarischen Be- 
stimmungen. 

Monierbau verpflichet sich, bei der nächsten Ausschreibung der Berliner 
stadlischen Gaswerke, evil. auch bei einem anderen Objekt zugunsten der 
Firma Oderico zurückzutreten.“ 
„Vertraulich: Berlin W 9, L’nkstr. 26, den 2. 3. 21, 
Fernsprecher Lützow 2964, 4965. 

Protokoll-Auszug der Sitrung vom 2. März betr, Pritzwalk (Mark). 

Fabrikneubau. 

Beteiligte: 
Herr Bach Gerbens für Heinrich Redemann, 
Herr Reg.-Baumeister Goldschmidt für Zementbau A.G,, 
Herr Direktor Behrmenn für F. C. Reincke & Co, G.m.b. H. 
Herr ing. Veselsky für Johann Odorico. 
Verbandlungsleiter: Dr. Cahnlıeim. 

Es wird vereinbart: Die Angebote werden in freiem Wettbewerb ab | 
gegeben. Die Firma, welche einen Auftrag erhält und die Arteit ausführt 
verpflichtetsich, aus dem zu erzielenden Unternehwer- 
gem imn an die hierdurch gebildete Interessengemoinschaft eine 

ubmissiensschaderversicherung von drei Present der Auitrags- 
summe, zur gleichen Verteilung unter die ausfallenden Firmen, von 
weichem Betrage Dr. Cahnheim 15°/, für sich einbehält, drei Mo=aie nıch 
Arbeitsbeginn, sowie ein halbes Prozent der Auftragssumme als Unko ten- 
deckung 14 Tage nach Auftragserteilung zu zahlen. 

Protokollverletzungsbusse: 20 %/, des eigenen Angebotes. 

Es folgen die auch sonst üblichen, Ihnen bekannten protokollarischen Be 


stimmungen. 
vg. u 


Unterschriften: 
Zementbau A. G., Berlin, ppa. Goldschmidt 
Jehaan Odorico, i. V. Dipl.-Ing. Veselsky 
H. Redemann, Gerbens ? 
F.C. Reincke & Co, G.m.b,H,, Behrmann 
Dr. Cahnheim,“ Ä 

Dieses Beispiel bedarf keiner weiteren Erläuterung, nur ein 
Hinweis sei uns gestattet, der das Mitgefühl des Privatkapitals 
mit seinesgleichen in das edelste Licht rückt. Dem privatkapi- 
talistischen Fabrikherrn werden nur 3% Prozent der Auftrags 
summe abgeknöpft, der Stadt Berlin jedoch 412 Prozent. Diese 
Steigerung lässt auf eine geheime Skala schliessen. Je gemein- 
wirtschaftlicher der Auftraggeber, um so stärker wird er ge- 
schröpft. Die Provinzialverwaltung wird wohl 5% Prozent, 
der Staat 6% Prozent und das Reich 7% Prozent Aufschlag 
oder, wie das Privatkapital so gut sagt, Submissionsschaden- 
versicherung zu zahlen haben. 

Wir fragen: Wie lange wollen sich die öffentlichen Or- 
gane diese Kartellpolitik gefallen lassen? Zurzeit lebt fast das 
ganze Baugewerbe von Reichs-, Staats- und Gemeindeaufträgen 
in den beiden letzten Jahren haben die öffentlichen Organe 


*) Wir empfehlen erneut allen Mitgliedern, diese hervorragend geleitete 
wirtschaftspolitische Zeitschrift zu abonnieren. Bundesmitglieder erhalten sie 
zum Vorzugspreise von vierteljährlich 9 M, — sonst 15.M. — Bestellungen 
sind direkt beim Verlage: Verband sozialer Baubetriebe, Berlin-Wilmersdoif, 
Augsburger. Strasse 61, aufzugeben. 
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ellein für den Wohnungsbau mehr als 5 Milliarden Mark auf- 
gebracht. Wenn dieses Kapital nach dem System „Submissions- 
schadenversicherung“ verbaut wird, dann hat sich das Privat- 
kapital etwa 5 Prozent, d.h. 250 Millionen Mark durch 
„ireieste‘‘ Konkurrenz verdient. Wo bleibt das Risiko, das an- 
geblich der privatkapitalistische Unternehmer aus seiner Tasche 
trägt? Wo bleibt hier die freie Initiative, die dem Privatkapital 
die Aufträge zuführt? Hätten die Öffentlichen Organe die 
250 Millionen Mark den sozialen Baubetrieben als Betrichs- 
kapital überwiesen, dann wäre dieses Kapital nicht nutzlos 
verloren, es hätte vielmehr in einem Jahre 100 und mehr Pro- 


"zent Zinsen zetragen durch Einschaltung wirklich freier Kon- 


kurrenz.‘ 

Auch wir sind der Meinung, dass nicht scharf genug gegen 
eine derartige Ausbeutung der bauenden Konsumenten vor- 
gegangen werden kann. Wenn es sich auch nicht immer so 
haarklein und so schön schwarz auf weiss nachweisen lässt, wie 
in diesem Falle, so wissen wir doch, dass allgemein im Bai- 
wesen derartige Methoden der unberechtigten Bereicherung 
üblich Sind. Dagegen kann nur die schleunigste Ueberführung 
der gesamten Baustofierzeugung und Bauausführung in die Ge- 
meinrwirtschaft Schutz und dauernde Hilfe bringen. 


Dividende und Unternehmergewinn. Seit Jahr und Tag be- 
mühen sich Unternehmervertreter, in Wort und Schrift den 
Nachweis zu erbringen, dass die Dividenden viel weniger ge- 
stiegen sind als die Arbeiterlöhne, und dass also der Unter- 
nehmergewinn viel weniger gestiegen sei als der Arbeiterlohn. 
Nun ist hier die Voraussetzung richtig, aber die Schlussfolgerung 
ist falsch. Denn die Dividende bildet heute in zahlreichen 
Fällen überhaupt keinen Massstab mehr für die Höhe des 
Unternehmergewinns. Dr R. Kuczynski führt in der „Finanz- 
politischen Korrespondenz“ folgende Beispiele zum Beweis für 
diese Anschauung an: 

„Die Vereinigten Glanz stoff-Fabriken A.-G. in Elberfeld ve- 
teilter in jedem der letzten drei Geschäftsjahre eine Dividende von 20 Proz. 
Sie erforderte 1918 und 1919 bei einem Aktienkapital von 15 Millionen M.: 
3 Millionen M. und 1920 bei einem auf 30 Millionen M. erhöhten Stamm- 
aktienkepital: 6 Millionen M. Der ausgewiesene Reingewinn aber stellte sich 
in den drei Jahr:n auf 4,6, 5,9 bzw. 41,3 Millionen M, war also 1920 neun- 
mal so hoch wie 1918. Bei gleichbleibender Dividende von 20 Proz. betrug 
der Basen in den drei Jahren 31, 39 bzw. 138 Proz. des Aktienkapitals. 

Die Berliner Holz-Kontor A.-G. verteilte in den letzten drei Jahren 
14, 22 bzw. 30 Proz. Dividende (einschl. Bonus). Das erforderte 1918 und 
1919 bei einem Aktienkapital von 6 Millionen M.: 840 000 bzw. 1320009 M. 
und 1920 bei einem auf 9 Millionen M. erhöhten Aktienkapital: 2700009 M, 
Der eusgewiesene Reingewinn aber stellte sich in den drei Jahren auf 1,1, 3,1 
bzw. 13,6 Millionen M, war also 1320 zwölfmal so hoch wie 1918 und betrug 
in den drei Jahren 19, 52 bzw. 151 Proz. des Aktienkapitals, 

Die A.-G. für Chemische Industrie in Gelsenkirchen-Schalke 


Verteilte in den letzten drei Jahren 16, 25 bzw. 75 Proz. Dividende (einschl. 


Bonus‘. Das erforderte bei einem Aktienkapital von 3,5 Millionen M.: 560000, 
875000 bzw. 2625000 M. Der ausgewiesene Reingewinn aber stelite sich 'n 
den drei Jahren auf 1,0, 1,9 bzw. 5,7 Millionen M., war also 1920 sechsmal 
s0 hoch wie 1918 und betrug in den drei Jahren 28, 55 bzw. 162 Proz. des 
Aktienkapitals.“ 

Dabei sind hier nur die in den Geschäftsberichten selbst 
ausgewiesenen „Reingewinne“ berücksichtizt, die schon durch 
alle erdenklichen Mittel künstlich herabgeschraubt sind| In 
dieser Beziehung sei nur erwähnt, dass die Vereinigten Glanz- 
Stoif-Fabriken ihr Kraftanlage-Konto, Fabrikationsanlage-Konto, 
Mobilien-Konto, Utensilien- und Werkzeug-Konto Bahn- 
anschluss-Konto und Patent-Konto auf insgesamt 15 M. abege- 
schrieben und darüber hinaus, ebenfalls aus dem Gewinn von 
1920, ein Erneuerungs-Konto in Höhle von 30 Millionen Mark 
gleich 100 Prozent des Aktienkapitals gebildet haben, das in 
dem ausgewiesenen Reingewinn von 41,3 Millionen Mark nicht 
enthalten ist. Von anderer Seite ist denn auch der Mindest- 
Nettogewinn der Vereinigten Glanzsioff-Fabriken auf 72,8 Mill. 
Mark beziffert worden; das wäre 243 Prozent des Stamm- 
aktienkapitals, 

Es liegt eben vielfach in anderen Industrien genau so wie 
im Kohlenbergbau, von dem Rathenau vor einem Jahr gesagt 
hat, dass „der Unternehmer in wenigen Monaten das Aktien- 
kapital verdient“. Und der Kollege Rathenaus bei der AEG, 
Direktor Deutsch, sollte endlich aufhören, durch die nichts be- 
weisende Gegenüberstellung der Dividenden und der Arbeiter- 
löhne das öfientliche Mitleid für die Aktionäre in Anspruch zu 
nehmen. 

; Nur für Kriegszwecke — nicht für die Produktion! In der 
wirtschaftlichen Zeitung „The Economist“ wird an der Hand 
von genauen Angaben die Krise der Salpeterproduktion in 
Chile geschildert. Diese ist die Lebensquelle der Bevölkerung in 
jenein Lande. Während des Krieges hat sie glänzende Ge- 
Schäfte mit den Kriegführenden gemacht; man brauchte ihre 
Produkte zur Herstellung von Explosivstoffen. Diese haben 
aber einen sehr hohen Wert für die Landwirtschaft als Dünge- 
mittel und man hofite mit Recht, dass zur Wiederherstellung 
der während des Krieges vernachlässigten Landwirtschaft jetzt 
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ein ausgiebiger Gebrauch des Salpeters gemacht werden würde, 
Obwohl die Preise um ein Drittel gesunken sind, ist ausser 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika (deren Einfuhr von 
diesem Produkt sich seit Kriegsaniang verdoppelt hat) kein 
Absatz vorhanden. Bezeichnend für die europäischen Zustände 
ist, dass während im Jahre 1913 1,7 Millionen Tonnen engeführt 
worden sind, im Jahre 1920 die Einfuhr auf 790000 Tonnen 
sank. Die nicht sehr bedeutende Einfuhr der aussereuro- 
päischen Staaten hat seit Kriegsende zugenommen. 


Nochmals unsere Stellung zum Reichsmietengesetz. Wir 
haben in einem Leitartikel der „D. T.-Z.“, Nr. 10, kritisch zu dem 
Gesetzentwurf über Regelung der Mietzinsbildung Stellung ge- 
nommen und dabei diesen Vorschlag, wenn er verwirklicht 
würde, als ein glattes Geschenk an die Hausbesitzer auf Kosten 
der Mieter bezeichnet. Daraufhin gingen uns aus Mitglieder- 
kreisen einzelne Zuschriften zu, in welchen der Standpunkt der 
Hausbesitzer zu dieser Frage vertreten wurde. 

Nachstehend lassen wir, um zu zeigen, wieviel Aufklärungs- 
arbeit noch geleistet werden muss, bis die falschen Voraus- 
setzungen, von denen immer noch einzeine Kollegen ausgehen, 
beseitigt und die Befürchtungen, die sie gegen die täglich nö- 
tirer werdende gemeinwirtschaftliche Regelung des Wohnungs- 
und Bauwesens ins Feld führen, zerstreut sind, eine solche Zu- 
schrift im Wortlaut folgen: 

„Ihre Artikel in der „D.T.-Z.“ über Regelung der Mietzins- 
bildung habe ich mit Interesse verfolgt und möchte Sie bitten, 
Ihre Einflüsse so geltend zu machen, dass Sie in erster Linie 
die Interessen der technischen Angestellten wahren und nicht 
nur vom Standpunkt der Mieter aus die Sache behandeln. In 
erster Linie muss doch der Butab dafür sorgen, dass für seine 
Mitglieder genügend Arbeit geschaffen wird, denn was nützt es 
uns, wenn wir ein paar Mark weniger Miete zahlen, dafür aber 
stellungslos sind oder werden. Deshalb geht meine Ansicht da- 
hin, dass, wenn den Hausbesitzern zuviel an ihren Rechten ge- 
nommen wird, gar kein oder nur ein verschwindend kleiner Ver- 
dienst gelassen wird, es keinem Menschen jeder politischen 
Färbung mehr einfallen wird, sein Geld in Häusern anzulegen 
bzw. die Neubautätigkeit zu fördern. 

Die Nachfrage nach Wohnungen ist doch sehr gross, An- 
gestellte und Arbeiter haben nicht genügend, zum grossem. Teil 
gar keine Arbeit. Warum wird also nicht gebaut? Doch nur, 
weil das Bauen zurzeit ein ganz faules Geschäft ist, zu dem 
Private ebensowenig wie der Staat kein Geld hergeben. Das 
Bauen ist eben Geschäft, und wenn kein Verdienst, sondern nur 
grosses Risiko dabei ist dann will sich auch nicht der Staat 
oder die Allgemeinheit damit befassen. 

Wir haben ja schon lange Wohnungs- und Miecteinigungs- 
ämter, aber was haben sie bis jetzt geschaffen? Sie haben 
wohl die Miete niedriger gehalten, dafür aber das ganze Bau- 
handwerk erdrosselt, so dass eben viele Kollegen stellungsios 
sind und damit einen viel grösseren Schaden haben. Wenn die 
Mieteinigungsämter für fünf Drei-Zimmer-Wohnungen im Jahr 
für Reparaturen 450 bis 500 Mark in den jetzigen Verhältnissen 
ansetzen, so ist das eben zuwenig. Der Hausbesitzer kann da 
nicht viel machen lassen. Was ist die Folge davon? Die 
Häuser verkommen, keine Arbeit ist vorkanden, das Bauen wird 
den Leuten verleidet und unmöglich gemacht. 

Man könnte nun sagen, Private brauchen ja gar nicht zu 
hauen, wir sozialisieren den Hausbesitz, und nur der Staat soil 
bauen; aber davon verspreche ich mir nichts Gutes, da, wenn 
es geordnete Verhältnisse geben soll, der Verwaltungsapparat 
zu gross werden wird, und dann der Staat auch rechnen muss, 
dass er auf seine Kosten kommt. Die direkte Miete wäre wohl 
niedriger, dafür aber Steuer und Umilagen viel höher; damit 
wäre der Sache nur ein anderer Mantel umgehängt. Dann 
kämen aber die Unannehmlichkeiten, woran wohl mancher gar 
nicht denkt. Wenn wir also annehmen, der Staat hätte die Ver- 
waltung sämtlicher Häuser, wenn dann ein Mieter etwas ge- 
macht haben will, oder eine schnelle Reparatur nötiz ist, bis 
man dann wieder vor Pontius und Pilatus herumgelauien ist, 
bis man etwas gemacht bekommt, das kann sich jeder ver- 
stellen, denn jeder wird wissen, wie es geht, wenn man mit 
Behörden zu tun hat. In den meisten Fällen sehr viel Lauierej 
und keinen. Erfolge. Wenn dann mal jemand eine andere Woh- 
zung oder sonst etwas will, braucht er jedesmal die Genehuii- 
sung der Behörde usw. 

Wenn wir wieder in geordnete Verhältnisse kommen wol- 
len, so kann es’ nur die freie Konkurrenz schaffen, aber dazu ist 
nötig, dass den Leuten auch ein entsprechender Verdienst ge- 
lassen wird. 

Ich möchte deshalb bitten, Ihre Einflüsse so geltend zu 
machen, dass sich das Bauen wieder rentiert und für uns Tech- 
niker Arbeit geschaffen wird. 

Viele Kollegen, die in gesicherten Stellungen ‚sitzen, werden 
wohl mit meinen Ausführungen nicht ganz einverstanden sein, 
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andere aber, die es schon verspürt haben, und etwas an die 
Zukunft denken, werden mir aber recht geben. 

Es wäre mir nun lieb, wenn Sie dieser meiner Anregung 
in der „D.T.-Z.“ Raum: verschaffer würden, und. könnte sich 
dazu mancher Kollege äussern.“ 

Soweit unser Mitglied, dem 
bemerken wollen: 

Wir kommen gerade in der 


wir dazu kurz nur folgendes 


Wahrnehmung der Interessen 
der technischen Angestellten, die ja zum mindesten 98 Prozent 
Mieter sind, zur Ablehnung der vorliegenden Gesetzentwürie, 
die unter dem Namen „Erhebung einer Abgabe zur Förderung 
des Wohnungsbaues“ und „Gesetz über die Regelung der Mict- 
zinsbildung‘“ einen Weg beschreiten, der nicht dazu führt, die 
Frage im Gemeininteresse zu lösen. Es handelt sich nicht nur dar- 
um, dass Arbeit schlechthin herbeigeschafft wird, sondern viel- 
melır darum, dass die von der Allgemeinheit aufgebrachten 
Mittel auch wieder im gemeinwirtschaftlichen Interesse so pro- 
duktiv wie möglich verwendet werden. 

Nur wenn die Bautätigkeit einschliesslich der notwendigen 
Instandsetzungsarbeiten an alten Häusern nicht mehr privat- 
kapitalistisch, sondern gemeinwirtschaftlich geregelt wird, wer» 
den wir 1. viel billiger und deshalb auch mehr 
bauen können und 2. die Verwaltung der be- 
stehenden Häuser .besser organisieren und 
ebenfalls billiger gestalten können. Die in der 
Baustoffindustrie ausserordentlich hohen Uebergewinne_ fallen 
dann fort, und es steigt nachgewiesenermassen die Arbeits- 
leistung, wenn im Gemeininteresse gearbeitet wird. Ferner ist 
klar, dass bei einer zentralen Verwaltung der Miethäuser eine 
grosse Menge unproduktiver Arbeiten in Wegfall kommt, die 
heute die Mieter mitbezahlen müssen. Dabei braucht durch- 
aus nicht die Beweglichkeit der Verwaltung zu leiden. Wir 
werden uns im übrigen auf dem demnächst stattfindenden Bun- 
destag mit diesen Fragen beschäftigen und dort noch eingehen- 
der unseren Standpunkt darlegen. 

Die von dem Kollegen geforderte „freie Konkurrenz“ gibt 
es im Baugewerbe heute nicht mehr. Wir verweisen auf die 
Ausführungen an anderer Stelle dieser Nummer, die deutlich 
zeigen, wohin diese „Wirtschaft“ im Baugewerbe geführt hat. 
Um das Bauen wieder rentierlich zu machen, müssten zuerst 
die Baustoffpreise ganz ausserordentlich gesenkt werden, und 
das könnte aber nur geschehen, wenn‘ das kartellierte und 
syndizierte Unternehmertum auf einen sehr erheblichen Teil 
seiner Profite verzichten würde. In der kapitalistischen Wirt- 
schaft ist dieses Ziel nie zu erreichen, weshalb wir mit aller 
Kraft dafür eintreten müssen, dass an die Stelle der privat- 
kapitalistischen Ausbeutung der. gegenwärtig besonders grossen 
Notlage des deutschen Volkes die gemeinwirtschaftliche Or- 
ganisation, vor allen Dingen in der Bauwirtschaft, tritt. Ein 
Weg hierzu wird in der von unserem Industriebeamten-Verlag 
herausgegebenen Schrift „Das deutsche Bauprogramm 1921 bis 
1924” gewiesen. 

Sozialpolitik 

„Schwarzarbeit“. Mit diesem Schlagwort wird neuerdings 
die Tätigkeit eines Arbeitnehmers bezeichnet, der über seine 
achtstündige Arbeitszeit hinaus eine Nebentätirkeit aus- 
übt, um sich noch einen besonderen Verdienst zu verschaffen. 
Es wird dabei, namentlich in Arbeitgeberkreisen, darauf hin- 
gewiesen, dass die Nebenarbeit vollbeschäftigter Arbeiter und 
Angestellter immer mehr um sich greife, ein Missstand, der 
natürlich Wasser auf die Mühlen dieser Gegner des Achtstunden- 
tages ist. Sie haben bereits amtliche Stellen, wie die Sächsische 
Regierung und Handelskammern, mobil gemacht, damit sie die- 
ser Erscheinung in ihrem, d. h. arbeiterfeindlichen Sinne, 
Rechnung tragen, aber auch die Gewerkschaften be- 
kämpfen bekanntlich die Ausübung solcher „Schmutzkonkur- 
renz“, weil sie dem Geist unserer sozialpolitischen Gesetz- 
gebung widerspricht, ganz davon abgesehen, dass sie die Mass- 
nahmen zur Milderung der Arbeitslosigkeit oft sehr erschwert, 
weil Arbeitslosen offene Stellen oder doch die Gelegenheit zu 
Aushilfsarbeiten genommen werden. Die Solidarität der Ar- 
beitnehmerschaft und die Folgen dieser „Lohndrückerei“ ver- 
langen es, dass die sozialen Errungenschaften nicht gefährdet 
werden. Zwar sind Uebertretungen des Achtstungentages aus 
der individuellen Notlage heraus, in der sich viele Arbeitnehmer, 
besonders wenn sie eine grosse Familie haben, trotz voller 
Beschäftigung befinden, verständlich. Dies ändert jedoch nichts 
an der ersten Pflicht, die bestehende soziale Schutzgesetz- 
gebung unter allen Umständen zu respektieren. 

Die Teuerungsstatistik im Reich. Das Statistische Reichs- 
amt gibt für die Teuerungszahlen im März 1921 folgenden Be- 
richt: Die auf Grund der „Eildienst“-Teuerungszahlen von 
46 Gemeinden berechnete Reichsindexziffer für die 
Steigerung der Lebenshaltungskosten stellt sich 
für den Monat März auf 901, wenn man die für 1913/14 er- 
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tmittelte Teuerungszahl gleich 100 setzt. Die Ausgaben für die 
von der Teuerungsstatistik erfassten Lebensbedürfnisse be- 
tragen also jetzt gegenüber der Vorkriegszeit das Neunfache, 
Die Lebenshaltungskosten im Durchschnitt des Reiches haben 
sich im März im Vergleich zum Vormonat, in dem die für die 
gleichen Gemeinden berechnete Indexzifier auch 901 beträgt, ! 
nicht verändert. 

Im einzelnen war die Entwicklung der Teuerungsverhält 
nisse im Monat - März in den verschiedenen Teilen des Reiches 
wenig einheitlich. Während nach der im Februar fast allgemeinen 
Abschwächung der Teuerung im Berichtsmonat in 19 der vom 
„Eildienst‘ erfassten 47 Gemeinden eine Verschärfung eintrat 
und in vier Städten die Verhältnisse sich nicht änderten, hat 
sich in 23 Orten neuerdings eine Verbilligung der Lebenshaltung 
durchgesetzt. Bemerkt sei dabei, dass die Teuerungsstatistik 
im Reich ihren Erhebungen einen nach Art und Menge genai 
umschriebenen Kreis wichtigster Lebensmittel (Normalration) 
für eine fünfköpfige Familie zugrunde legt, wobei ausser Lebens- 
mitteln die Kosten für Heizstoffe und Leuchtmittel und der 
monatliche Mietpreis für eine Wohnung mit zwei Zimmern und 
Küche eingesetzt werden. Die Teuerungszahl bezeichnet den 
Kostenbetrag, der für die erwähnten Lebensbedürfnisse monat- 
lich aufzuwenden ist. 
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Orts- Teuerungszahlen] zU8 auf den Februar 1920 

anwesende in Mark) fü Die Teuerungszahl vom 

Gemeinden Bevölkerung | (in Mark) für | Februar 1920 ist = 100 
am gesetzt) 
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Berlin 21...2%..2 000. %:821902509 648 | 916 141 | 141 
Hamburgiiict. Syüleıe 985 779 80 948 .1119 | 124 
München . . ...» 630 711 56?2| 916 163 | 160 
Dresden . ee 529 326 605 | 892 147 | 145 
Bresieu . . » re 528 260 5801 821 142 | 142 
RT ESSENER ER 439 257 7171 898 .1125 | 125 
Frankfurt aM... . 433 002 784 | 993 127 | 121 
Nürnberg its ion, 352675 5471 928 179 | 164 
Diukkgart in... an 309 197 5801| 845 146 | 141 
Chemnitz... 22 303 775 628| 919 146 | 149 
Dortmund . r 295 026 7151| 873 122 | 119 
Magdeburg . : } 285 856 524 | 862 165 | 168 
Königsberg i. Pr. s 260 895 5581 824 148 | 153 
Mannheim . . . r 229 576 580! 814 146 | 142 
Karel. 7505, 205 330 580 | -902 156 | 162 
Augsburg . 154 555 4530| 811 193 | Jan. | 189 | 182 
Aachen . 145 748 687 | 994110001 168 Jan. | 145 | 146 
Braunschweig. 139 539 54N.| 925) 989] — — 1171 1183 
Karlsruhe . 135 952 654 | 854| 836] 141| Jan. | 131 I 128# 
Erfurt 129 646 574| 880| 9201 169 Jan | 153 | 160 
Lübeck . . re 113071 : | 595 | 8661| 874] 164 | Der.) 146 | 147 
Hagen 1. W.. ... 92 862 647 | 1064| 1000] 169 | Nov | 164 | 155 
Ludwigshafen a. Rh. 90 721 622 | 908| 849] 1506 Jan | 146 | 156 
Darmstadt . . . . 82 367 658 | 817) 8751 144 | März! 124 | 133° 
Frankfurt a. O. . 65 055 6209| 8991 863] 145 | Dez. ! 145 | 139 
Solingen. . . . 48 912 810 110321 1051| 137 | Mai | 127 | 130 
Halberstadt . . . 47 144 639 | 831| 865] 136 | Ja=. | 130 | 135 
Schwerin . RR 45 455 516 | 838] 832] 168 | Tan. | 162 | 161 
Kattowitz . RR 45 422 562 | 9661 9721 174 Jap. 172 | 173 
Heilbronn . . 44. 012 504 | 814| 827] 165} Jan. | 162 | 164 
Göttingen . >. 41246 - | 523 783| 773] 158 Jan 150 | 148 
Eisenach Ee 39 223 483 : 806 176 |! Dez. | 167 
Herford. . . . 34835 | 630| 947| 972] 160 | an. | 150 | 154 
Bautzen. . 34 342 621 | 8991| 853 | 169 N; 145 | 137 
Giessen . are 33 402 565 | 954| 9024 — | — 1169 I 160 
Oldenburg a 32 540 604 | 891| 848] — | — 1148 | 10 
Schweinfurt . 27 779 429! 813) 7735 — | — |190 | 180 
Eberswalde . . 26786 | 579| 835| 824| 159 | Dez.) 144 | 142 
Wald (Rhein!and) 25 683 683 ; 997 | 949 | 159 Jan. | 146 | 139 
Enlda= 3. 23 881 5211| 853i 861} 169 Jan. | 165 | 165 
Stıaubing , . . . 22 481 522! 802] 7555 153 |Okt.| 154 | 145 
Reichenbach i. Schl. 15 194 5568| 796! 838] 140 | Jan. | 133 | 140 
Auerbach i. Vogtland , 15 827 675| 923) 915] 1456| Jan. | 137 | 136° 
Rastenburg . 13 275 475| 847} 7671 184 | lan. | 178 | 161 
a 12 453 5801 8988| 9591 — | __ 1155 1 165 
Grimma. . 10 581 610| 832! 855] 161 Mai | 136 | 140 
Blumenthal x 10 309 585 | 958I 8995| — | — 116471 154 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosiekeit.e. Die von den 
verantwortlichen Stellen des Reiches bisher ergriffenen 
Massnahmen zur Behebung ‘der Erwerbslosigkeit haben 
zu einem nennenswerten Erfolge nicht geführt. Bereits 


gelegentlich der grossen Aussprache im Reichswirtschaftsraf im 
August v. J. über die Erwerbslosenfürsorge hatte der Vertreter 
des Reichsarbeitsministeriums auf die Unzulänglichkeit der Be- 
kämpiung dieser Krisis durch die bisherigen sozial- 
politischen Mittel hingewiesen. Zu einer grosszügigen 
Durchführung der in dem Bericht des Unterausschusses des 
Reichswirtschaftsrates für eine tatkräftige Bekämpfung der Ar- 


*) Die jeweils höchste Verhältniszahl ist durch Fettdrüuck hervorgehoben. 
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 beitslosirkeit als notwendig bezeichneten. wirtschaftspolitischen 


Massnahmen, die von den Unternehmervertretern zum Teil aufs 
heitigste bekämpft wurden, hat man sich noch nicht durch- 
gerungen, Inzwischen greift die Arbeitslosigkeit weiter um sich, 
ünd immer neue Arbeitnehmermassen sehen die wirtschaftliche 
Nöt ihrer wartend vor der Tür stehen, 

Wir haben bereits berichtet, dass die Spitzenorganisationen 
der ireien Gewerkschaften mit der Regierung über die sofortige 
Einleitung dringlicher Massnahınen verhandeln. Vor allem 
müssen die für die Wintermonate gewährten höheren Unter- 
Stützungssätze auch für die kommende Zeit bestehen bleiben. 
Darüber hinaus ist aber eine Erhöhung der laufenden. Unter- 
Stützung herbeizuführen. Auch muss dem Grundproblem der 
Arbeitsbeschaffung, insbesondere durch sofortige Inangrifinahine 
und zweckentsprechende Organisation der Vergebung der öffent- 
lichen Arbeiten energisch nähergetreten werden. Diesen For- 
derungen der freien Gewerkschaften will der nachstehende, von 
den Reichstagsiraktionen der S. P. D. und der U. S, P. D. im 
Reichstag gemeinsam eingebrachte schleunige Antrax nach- 
kommen: 

A 


„Der Reichstag wolle beschliessen, die Reichsregierung zu 
ersuchen, die Behebung der Erwerbslosigkeit und die Fürsorge 
für die Erwerbslosen nach folgenden Grundsätzen vorzunehmen: 

1. Sofortige Inangriffnahme öffentlicher Arbeiten in wei- 
testem Umfange. In erster Linie sind die für die öffentlichen 
Verkehrsbetriebe erforderlichen Erneuerungsarbeiten ohne jeden 
Verzug in Auftrag zu geben. Die Mittel für weitere öffentliche 
Arbeiten sind schleunigst bereitzustellen. 

2. Bei der Vergebung dieser Aufträge sind die von der 
grössten Arbeitslosigkeit betroffenen Bezirke in erster Linie zu 
berücksichtigen. Den Unternehmern ist die Verpflichtung auf- 
zuerlegen, entsprechend der Grösse des jeweiligen Auftrages Ar- 
beitslose einzustellen. Zu diesem Zweck ist, soweit das tech- 
nisch durchführbar ist, eine verkürzte Arbeitszeit einzuführen 
oder diese beizubehalten, soweit sie bereits besteht. Wo durch 
Schichtwechsel mit verkürzter Arbeitszeit die doppelte Arbeiter- 
Zahl beschäftigt werden kann, ist .eine solche Bedingung bei 
Uebertragung öffentlicher Aufträge vorzuschreiben. 

3. Söweit die vorhandenen Betriebe einzelner Industrie- 
zweige nicht ausreichen, bestimmte Arten der verfügbaren Auf- 
träge allein auszuführen, ist zum Zweck der Unterbringung der 
Arbeitslosen ein entsprechender Teil dieser Aufträge an geeig- 
nete andere. Betriebe zu vergeben. Nöfigenfalls ist die Um- 
stellung von Betrieben zur Herstellung dieser Arbeiten sofort 
zu veranlassen. 

4.- Alle Arbeitsaufträge der öffentlichen Verwaltungen des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden sind als Notstands- 
arbeiten zu erklären, bei denen der Unternehmergewinn auf ein 
den Verhältnissen angemessenes Höchstmass zu begrenzen ist. 
Den: Arbeitern sind, um Arbeitsstreitigkeiten zu vermeiden, die 
Tariflöhne sicherzustellen. 

5. Zur Mitbestimmung bei der Regelung der Auftrags- 
Vergebung, soweit es sich um die in Ziffer 2-4 vorgesehenen 
Verpflichtungen handelt, sind Vertreter der Gewerkschaften zu- 
zuziehen. 

6. Wo es. auf keinem anderen Wege möglich ist, den Ar- 
beitsiosen Beschäftigung zu verschaffen, ist zu verlangen, dass 
allgemein, also auch für private Aufträge, die Arbeitszeit der 
noch voll Beschäftigten verkürzt und nach Möglichkeit Schicht- 
wechsel eingeführt wird. Die seither Vollbeschäftigten werden 
zu diesem Opfer am die gänzlich Arbeitslosen bereit sein, wenn 
die in Ziffer 7 folgende Forderung erfüllt wird. ; 

7. »Allen Kurzarbeitern ist der bei der verkürzten Arbeits- 

zeit entstehende Lohnausfall zu zwei Dritteln von den Arbeit- 
£cbern zu ersetzen. Das Reich und .die Länder übernehmen 
die Hälite der den Arbeitgebern erwachsenden Kosten auf die 
Mittel der produktiven Erwerbslosenfürsorge. Diese Massnahme 
kann aber nur eine vorübergehende und nicht von langer Dauer 
sein, sondern es muss mit. Hinsicht auf die Existenzmöglichkeit 
der Kurzarbeiter in der jetzigen teuren Zeit alles aufgewendet 
werden, um die Kurzarbeit baldigst wieder in Vollarbeit um- 
zuwandeln. 
8. Die Belebung des Baugewerbes durch. Bereitstellung 
öffentlicher Mittel für den Wohnungsbau ist mit grösserer Eile 
als bisher zu betreiben. Als Ziel aller Massnahmen auf diesem 
Gebiete hat in erster Linie und noch vor der Bekämpfung der 
Wohnungsnot die Beseitigung der Arbeitslosigkeit zu gelten. 

9. Für diejenigen. Arbeitslosen, denen auch durch die Er- 
füllung vosstehender Forderungen keine Arbeit verschafft wer- 
den kann, ist eine weitgehende, den Teuerungsverhältnissen an- 
gemessene Erhöhung der laufenden Unterstützung zu be- 
schliessen, damit diese Arbeitslosen mit ihrem Familien vor dem 
Verhungern geschützt werden. 

Die Unterstützung soll in Ortsklasse A betragen: 
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für männliche Personen: 
über 21 Jahre, sofern sie nicht im Haushalt eines 
andernrlobet a RT EM: 
über 21 Jahre, sofern sie im Haushalt eines an- 

Bern eben ereesdd-M, 
über 16 bis 21 Jahre . . er ee LE M: 
BEL SIO Ten rn a N GM 

für weibliche Personen: 
über 21 Jahre, sofern sie nicht im Haushalt eines 
andern leben . . REN De EB ed Me 
über 21 Jahre, sofern sie im Haushalt eines an- 

dern leben 2. +3 art u IBM, 
über 16 bis 21 Jahre . . ERS RE 
anter:16. Jahren 7, ; Al »=#5#M; 


i Die Familienzuschläge für den Ehegatten betragen 5 M., für 
die Kinder bis zu 16 Jahren 4 M., für sonstige unterstützungs- 
berechtigte Angehörige 3 M. täglich. ; 

In den Ortsklassen B bis E ist eine entsprechende Auf- 
besserung der Sätze unter Aufrechterhaltung der jetzt geltenden 
Spannung, die in den einzelnen Sätzen 0,50 M. bis 2,50 M. be- 
trägt. Zu dem gleichen Zweck ist die Schulspeisung für Kinder 
unbemittelter Eltern einzuführen und auszubauen. 

B. 

Der Reichstag wolle beschliessen: Bis zur Neuregelung der 
Erwerbslosenunterstützung bleiben die für die Wintermonate gze- 
währten Unterstützungssätze bestehen.“ 

Bei Verhandlungen der Vertreter des „AfA-Bundes“ und des 
„A.D.G.B.“ im Reichsarbeitsministerium erklärte sich der 
Reichsarbeitsminister mit der Aufrechterhaltung der für die Win- 
termonate gezahlten Unterstützungssätze bis zur Neuregelung 
einverstanden. Es darf erwartet werden, dass auch der Reichs- 
finanzminister seine Zustimmung nicht versagt. 


Ein Vorstoss des Reichspostministers gegen das Betriebs- 
rätegesetz. Das Reichspostministerium hat am 28. Januar 1921 
au die Oberpostdirektionen nachstehende Verfügung erlassen: 

„Die Reichs-, Post- und Telegraphen-Verwaltung istkein 
Betrieb „mit wirtschaftlichen Zwecken im 
SinnedesBetriebsrätegesetzes, sondern eine dem 
Gemeinwohl «dienende öffentliche Verkehrsanstalt. Damit wird 
die auf Grund des $ 71 B.R.G. erhobene Forderung des dor- 
tigen Bezirksbeirates hinfällig.“ 

Die Logik, die aus dieser Verfügung des Herrn Giesberts 
spricht, ist bewunderungswürdie. Weil der Postbetrieb dem 
Gemeinwohl dient, ‚sei er kein Betrieb mit wirtschaftlichen 
Zwecken! Als ob ein Betrieb mit wirtschaftlichen Zwecken 
nicht dem Gemeinwohl dienen dürfe! Es ist unglaublich, wie die 
Frivatkapitalistischen Gedankengänge in manchen Köpfen jest- 
sitzen. Nach Giesbertsscher Auffassung würde in allen 
sozialisierten Betrieben, die nicht den privaten Gelkdinteressen, 
sondern dem Gemeinwohle dienen, das Betriebsrätegesetz ausser 
Krait zu setzen sein. 

Selbstverständlich widerspricht diese Verfügung dem Wort- 
laut und den Motiven des Gesetzes, Bei den Beratungen im 
6. Ausschuss der Nationalversammlung hat kein Zweifel dar- 
über bestanden, dass die grossen Staatsbetriebe, wie Fisenbahn 
und Post, als Betriebe mit wirtschaftlichen Zwecken gelten 
sollen. Es ist demgemäss von dem Reichstagsabgeordneten 
Bender eine „kleine Anfrage“ eingebracht worden, um den 
Reichspostminister zur Rede zu stellen. In dieser Anfrage wird 
auch daran erinnert, dass das Reichsarbeitsministerium den Be- 
grifi des Betriebes mit wirtschaftlichen Zwecken auch auf die 
Reichsbetriebe ausdehnt. Auch alle namhaften Kommentatoren 
erklären das Betriebsrätegesetz ebenso. 

Diese Verfügung beleuchtet grell die Situation, in der wir 
uns gegenwärtig befinden. Reaktion gegen alle soziatpolitischen 
Fortschritte ist tetzt Trumpf. 


Angestelltenbewegung 


Der Gross-Mogler D. H. V. Unsere Gegenüberstellung der 
Leistungen des D. H. V. mit denen des Bundes im Jahre 1920 
(in. Nr. 12 der „D. T. Z.“) ist dem D. H. V. sehr in die Glieder 
gefahren. Er wendet sich in einem gereizten Artikel gegen 
uns, dessen Schreiber so erregt war, dass er ganz Knigges 
„Umgang mit Menschen‘ vergessen hatte. So lesen wir in dieser 
Erwiderung: „So könnte nur. ein Idiot oder der Butab 
schliessen.“ Und weshalb sind wir. ein solcher Idiot? Weil 
wir gegenüberstellen, dass der D. H. V. bei 210 009 Mitgliedern 
126000 M. an Stellenlosen-Unterstützung gezahlt hat, während 
der Butab 455000 M. hierfür zahlte. Wenn der Bund im Durch- 
schnitt ie 315,14 M., der D. H. V. aber nur 78 M. an jeden 
Unterstützungs-Empfänger zahlte, so ist dies nicht darauf zu- 
rückzuführen, dass die Stellenlosigkeit in den technischen Be- 
rufen wesentlich grösser war, als bei den Handlungsgehilfen, 
wie der.D. H. V. seinen Mitgliedern vorredet, sondern darauf, 
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dass die Leistungen der Stellenlesen-Unter- 
stützung im D. H. V. wesentlich geringer sind 
als im Butab. Der Butab zahlt Stellenlosen-Unterstätzung 
nach einjähriger Mitgliedschaft in Höhe von 150 bis 270 M. im 
Monat, der D. H. V. nach einjähriger Mitgliedschaft nichts, nach 
zweilähriger. Mitgliedschaft aber sage und schreibe nur 42 M. 
im Monat: im- Butab steigen die Ansprüche bis auf monatlich 
390 M. für 6 Monate oder insgesamt 2340 M. nach dreizehn- 
jähriger Mitgliedschaft, im D. H. V. besteht nach 15 Mitglieds- 
jahren ein Anspruch von 75 M. auf 6 Monate oder insgesamt 
450 M. Aus diesen satzungsgemässen etwa fünfmal höheren 
Leistungen der Stelleniosen-Unterstützung des Bundes ergibt 
sich ganz naturgemäss, dass die durchschnittiiche Unter- 
stützungshöhe im Bunde 4% mal so hoch war als beim D.H. v; 
Diese Tatsache ist so klar, so logisch; aber der.D. H. V. nennt 
darum den Bund einen Idioten. — Weiter hatten wir festgestellt, 
dass der Jahresbericht des D. H. V. über Solidaritäts- und Ge- 
massregelten-Unterstützung keinerlei Zahlen angibt. Der 
D. H. V., der sonst ein Meister der Reklame ist, hätte sicher 
nicht verfehlt, die Leistungen dieser ausschlaggebenden gewerk- 
schaftlichen Unterstützunzseinrichtungen in .grossen Lettern 
hervorzuheben, wenn er solche aufzuweisen gehabt hätte. So 
redet er drum herum und behauptet, die Gaue hätten zah!- 
reiche Streiks finanziert. Zahlen hierfür gibt er wohlweislich 
auch jetzt nicht an. Aber einen anderen Bluif findet er, indem 
er Schreibt: 

„Dabei wissen diese Wahrheitsfanatiker ganz genau, dass der D. H. V. 
einen gewerkschaftlichen Kampfschatz besitzt, der grösser ist als alio ähnlichen 
Kassen aller übrigen Angestellten-Verhände zusammengenommen. Er weiss, dass 
dieser Kampfschatz im D. H. V. nicht von der Verwaltung, sondern von den 
einzelnen Gauen verwaltet wird. Er weiss, denn die in der „Handelswacht 
veröffentlichte Vermögens-Uebersicht beweist es, dass die Gaue Ende 1920 
nicht weniger 'als 2382000 M. davon bei der Verbandsleitung angelegt halten.“ 


Gerade mit diesem gewerkschaftlichen Kampfschatz haber 
wir uns in unserer letzten Nummer der „D. T. Z.“ sehr ein- 
gehend beschäftigt. Gesagtes wollen wir nicht wiederholen, 
aber eines sei nur festgestellt: dieser sogenannte gewerkschaft- 
liche Kampfschatz ist das Gesamtvermögen des D. H. V., be- 
steht zu mehr als 50 Prozent aus Papier, Drucksächen-Vorräten, 
Hauseinrichtungen usw., enthält die gesamten Reserven der 
D. H. V.-Sparkasse und erreicht bei weitem nicht das Ver- 
mören des Bundes, das Ende 1929 drei Millionen betrug. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifvertrag für Vermessungstechniker. Der Tariivertrag 
für die Privatvermessungstechniker in Preussen ist wegen seiner 
unzeitgemässen Bestimmungen von uns zum 31. März d. J. ge- 
kündigt worden. Verhandlungen zum Abschluss eines newen 
Tarifvertrages sind bisher durch das widerstrebende Verhalten 
der Arbeitgeber verlindert worden, weshalb das Reichsarbeits- 
ministeritin um Vermittlung angerufen werden musste. In- 
zwischen wird von Arbeitgeberseite versucht, den Angestellten 
dadurch eine Konkurrenz zu schaffen, dass Arbeiten an nicht 
zum Betrieb zehörige vermessungstechnische Angestellte und 
Beamte vergeben werden. Nach den Bestimmungen des auf 
Grund der Verbindlicherklärung auch jetzt noch geltenden Tarif- 
vertrages ist für die Vergebung von Arbeiten die Zustimmung 
der Angestellten erforderlich. Die Privatvermessungstechniker 
sollten in ihrem eigensten Interesse auf die strengste Innehaltwig 
dieser Tarifbestimmung achten. Jedem Kollegen aber, 
seier Beamter oder Angesteliter einer Be- 
hörde, muss es Ehrenpflicht sein, die Privat- 
vermessungstechniker in ihrem - Kampie um 
menschenwürdige Gehalts- und Arbeitsbedin- 
gungen dadurch zu unterstützen, dass die Aus- 
führung von Nebenarbeiten für Privatland- 
messer grundsätzlich abgelehnt wird. 


00 Aus dem Bunde 00 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 
Cyklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H., Leipzig. 
Komnick in Elbing. 
Eulenberg, Mosnting & Co., Schlebusch-Manfort, 
Adolf Pluschke, Rosenberg (O.-5.). 
Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zeiluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 
Chr. Böbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
i samt der Stadt Köln. 
Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie, 




















Aus den Gauen 


Gau Mitteldeutschland. Das Kyffhäuser-Technikum, feiert in der 


Zeit vom 14.—17. Mai sein 25jähriges Bestehen. Herr Professor Pop Pe 
der seit etwa 20 Jahren die Leitung der Anstalt hat, ladet hiermit alle ehe- 
maligen Lehrer und Schüler der Anstalt herzlichst zu dieser Feier ein. Alle 
diejenigen, welches beabsichtigen zu Pfingsten Frankenhausen einen Besuch 
abzustatten, wollen ihre Adresse dem Festausschuss mitteilen, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachusgen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be= 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z, also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter Au- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: - 


M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgrupperversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Berlin-Charlottenburg Il. M. 12. V. 7%, Rest. Ruhland, Savigayplatz 5. 
Bin.-Friedenzu. M. 7% Hohenzoliern, Handjerystrasse. RR ö 
Bin.-Lichtenberg und Ostenili. M. 12. V. 7°% Logenkasino, Knorrpromenade 2 
Bin.-Lichterfelde-Zehlendorf. M. 10.V. 7%. Hohenzollern, Hindenburgdamm 93a. 
Bin.-Norden I. M. 12. V. 7%, Brauerei-Ausschank Oswald Berliner, Brunnenstr. 149, 
Bin.-Norden ii. M. 1i. V. 72, Lamperts Festsäle, Schönhauser Alleo 129, 
Bin.-Norden Ill. M. 13. V. 7%, Rest. Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse, 
Bin.-Osten I. M. 12.V. 7°. Hochbahnrestaurant Stralauer Alleo 48. 
Bin.-Pankow. M. 10. V. 72. Rest. Lindner, Breite Str. 34. 
Bin.-Reinickendorf. M. 13.V. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 
Bin.-Siemensstadt. M. 13. V. 73%,. Rest. Schlossklause, Nonnendamm-Allee, 
Bin.-Siidwest. M. 13. V. 7%. Rest. Bierglocke, Belie-Älliance-Str. 106. 
Bin.-Tegei. M. 13.V. 7%, Cafs Hohenzollern, Strassenbahn-Endhaltestelle, 
men. M. 23.V. 8%, Restaurant Voss, Wachtstrasse. r ü 
Chemnritz-Kitte, Ost, Süd, West, Nord. Gemeinsame M. 11. V. 7%. Restaurant 
Hokenroilern, Schilerstrasse, 
Giessen. WM. 10.V. 8%. Aquarium. 
Hagen i.W. M. 6. VI. 8%. Vereinslokal Piepenstock, Heidenstrasse. 
Halle a.3. P. Baugewertie. 10. V. 8%, Marslatour, Gr. Ulriöhstr, 10 (Hofflügel), 
Gross-Hamburg. M. (Generalversammlung.) 13. V. 70%, Gewerbehaus, Ho!sten- 
wall 12. © Y. 20. V. 7% ebendaselbst. © ©. H. V.-Sitzung. 27. V. 7%, Geschäfts“ 
zimmer. 
Karlsruhe. F. 9.V. 8%. Wirtschaft zur „Wacht am Rhein“, 
Pirna. M. 10. V. 7°, Restaurant „Zum weissen Schwan“, 
Piauenscher Grund. M. (sussererdtl.). 11. V.. Ratskeller, Potschappel. 
Sion 1.W. M. 11. V. Resiaurant fung, Sandstr. 54, 
Stutigart-Ost. M. Jeden Donnerstag 8°, Restaurant, Pink, Hackstrasse 41 
Trier. M. 11. V. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse, 
Witten-Ruhr. M. 11. V. 8%. Restaurant Steinbeck-Markt, 
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Neus Ziele der Sozialversicherung. Von Dr. Dr. Paul Kaufmann, 
Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat, Präsident des Reichsversicherungsamtes. 
M.-Gladbach 1921, Volksvereinsverlag G.m.b.H. M. 2,50 

Die Schrift dürfte allgemeinen Interesses sicher sein, da hier der Präsident 
des Reichsversicherungsamtes selbst das Wort zu einer Darlegung leitender 
Gesichtspunkte der Sozialversicherung nimmt. 


Die Entwicklung der Volkswirtschaft. Von Dr. Otto Müller 
31.—40. ad 8° (104). M.-Gladbach, Volksvereins- Verlag G. m. b. H. 
Preis 7 M. 


Statik der Festigkeitslehre. Vollständiger Lehrgang zum Selbststudium 
für Ingenieure, Techniker und Studierende. Von Max Fischer. lit. Band, 
Formänderungen. 6008. 156 Fig., 80 gross. Verlag Hermann Meusser, Berlin 1920. 
Gebunden M. 96,—. 

Während in Band I die Grundlagen der Statik und die Berechnung von 
statisch bestimmten vollwandigen Konstruktionen und in Band II die Fach- 
werke behandelt sind, enthält der vorliegende Band Ill die Lehre von d<n 
Formänderungen von vollwandigen und Fachwerksystemen und deren Berechnung 
mittels elementarer, geometrischer Methoden und mittels des Prinzips der 
virtuellen Verrückungen. An zahlreichen praktischen Beispielen und Skizzen 
hat der Verfasser den Grundsatz durchgeführt, den Studierenden die Forn- 
änderungen sehen und nicht nur errechnen zu lassen, um dadurch die Erkenntnis 
für die sich im Innern eines elastischen Körpers vollzienenden Vorgänge zu 
wecken. Durch die klare Anordnung des Stoffes und dessen elementare Be- 
handlung, unterstützt durch gute Skizzen, ist das Werk zum Selbststudium 
sehr geeignet. Guter Druck und vorzügliche Ausstattung machen das Buch 
besonders empfehlenswert. r 


sterbeiafel 


Es starben: 
Jos. Feid (T. 50 342), Breslau. 
Friedrich Hagemann (131 962), Münster, 
-Paui Piesker (T. 44363), Berlin. 
Otto Reifert (14760), Mannheim. 
Emil Ziegenfuss (T. 91232), Berlin. 


Ehreihrem Andenken! 








Verantswertlicher Schriftieiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt FE 
Industriebezmtez-Verlag GmbH, Berlin NW 52, Werftstr, 7, — Retationsdruck Möller‘& Borel GmbH., Berlin SW 68, | 























, die heutige Aufteilun 
das Inserat in der heutigen Nummer der Buchhandiung Karl Block, j; 





Anzeige 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Nachdem in verhältnismässig kurzer Zeit die 7. Auflage vom ersten 
deutschen Friedenslexikon vergriffen war, ist eoeben erweitert und ver- 
ändert die 3. Auflage von „Meyers Handlexikon“ erschienen. Sie 
antwortet auf jede Frage und enthält etwa 75000 Stichwörter 
mit 2000 Abbildungen, 53 bunten und schwarzen Karten sowie 55schwarzen 
und farbigen Tafeln, 24 Text- und statistische Jebersichten. Ausser diesem 
Lexikon erscheint demnächst die’neue Auflage von „Meyers kleinem 
Handatlas“. Mit 44 Kartenblättern gibt der Atlas ein klares Bild über 
der Welt. Wir machen unsere Leser auf 


Berlin SW 68, Kochstr. 9, aufmerksam, welche die Anschaffung 
dieser Werke durch Gewährung bequemer Monatszahlungen erleichtert. 


a Stellenangebote 


Hochbautechniker 


möglichst unverheiratet, mit Erfahrungen in technischen Bureauarbeiten, 
Bauführung und Abrechnung von landwirtschaftlichen Bauten (Domänen- 
bauten) zu sofortigem Antritt auf Privatdienstvertrag gesucht. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften sowie Gehalis- 
enforderung sind zu richten an das 


Regierungsbauamt Sondershausen (Thür.). 
Für aussichts- ® F 
reiche seeltunn ICKLTO-INgenieur 
mit Wickelei-, Prüffeld- und Konstruktionspraxis gesucht, der arbeits- 
freudig und schriftgewandt sein muss und neben guter Allgemeinbildung 
ndliche Fachkenntnisse verfügt. 


über ie 
itteilung der Vorbildung, bisherigen Tätigkeit, Referenzen, Gehalts- 
ensprüche und Eintrittszeit erbeten an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg. 


Für Bureauarbeiten zur Projektierung eines Bahnbaues werden Zwei 






‚jüngere unverheiratete 





Techniker 


esucht. Dieselben müssen gewandt und flott im Zeichnen und 
chnen sein und über längere Bureaupraxis verfügen. Die Dauer der 
Beschäftigung ' beträgt voraussichtlich 6 Monate. Gesuche mit Angabe 
von Gehaltsansprüchen, Referenzen und Zeugnissen an die 
Staatliche Bauleitung der Waldbahn 
Ruhpolding-Reit 1.W. In Ruhpolding. 


AGesucht'ein tüchtiger, erfahrener | nikor 
Hnchhautechniker eroautechniker 


arbeiten und Bauführung. Mehr- 
für die städtische Bauverwaltung | jährige praktische Erfzhrung auch 
zum möglichst sofortigen Antritt. 


ei Stadtverwaltung erwünscht. Be- 

Gehalt nach der in Bearbeitung | werbungen m.beglaubigtenZeugnis- 

befindlichen Gehaltsordnung. abschriften, Lebenslauf und Gehalts- 
Itzehoe, den 20. April 1921. 


ensprüchen sind sofort einzureichen 
Der Blagistrat. 


beim Stadtbauamt Wandsbek. 
Die Höhere Wirkschule, 


imbach i. Sa., Ein Techniker 


sucht zum 1. juli 1921 einen Inge- } ”” 
nieurals Fachlehrer fürallgem. | mit abgeschlossen. Baugewerkschul- 
bildung u. Erfahrungen imTurbinen- 


technische Fächer undSpinnereitech- i he 
nologie (erwünscht: Kenntnisse im und asserbau wird möglichst 
Maschineschreiben, Kaufmännische | sofort verlangt. J. Heyn, Stettin, 
Korrespondenz, Gabelsberger Kurz- Ingenieur für Mühlen-, Turbinen- 
und Wasserbau, Grabe wer $tr.öb. 


schrift). Blase” nach Gruppe 
Stellengesuche 


VilloderIX. Gawerbeobersitudien- 
Architekt, 


rat Dr. ing. 0. Willkomm,Direktor. 
40 Jahre, sucht Stellung m. Kaution 


oder Beteiligung mit vorl. 20000 M 
Besondere Kenntnisse in 
konstruktionen. Spätere Geschäfts- 
übernahme oder Einheirat möglich. 
Gefl. Offerten unter H. 0.2411 an die 
Geschäftsstelle der D. Techn.-Zig. 




















Gesucht 


Alkalge! im Eisenbeton- : 

Bau. — Gefällige Offerten an % 

Fr. Ohle & Lovisa, 

Klei, Eichhoftstr. 12—14. $ 
Wir suchen 


1 selbständigen Betriebs-Ingenisur 


mit längerer Praxis im Landmaschinenbau, welcher die Arbeits- 
einteilung in modern eingerichteten Werkstätten zu organisieren 
versteht. Ebenso erwünscht 


1 Techniker 


für Konstruktionsprojekte und Kalkulation. Polnische Sprach- 
kenntnisse erwünscht. 

- Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehalts- 
äusprüchen erbittet 

-Pomorska Fahryka Maszyn Tow. Akc. daw. A. Ventzki 
4 Graudenz-Grudziadz. 
; ; . a yR" ne 
gegen üblen Mundgeruch e 
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Spezil-I@ und Bowienwein ® 


159 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, - Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 35%, bei 13 Auf- 
nahmen 29%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Stelienangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 






Mark. 


Rechnungs-Äbschluss 


des Krankenversicherungsvereins a. G. für Architekten, Ingenieure, 
Techniker und Chemiker Deutschlands, vorm. eingeschriebene Hilfs- 
kasse Nr. 58, gegründet vom Deutschen Techniker-Verband, 


für das Verwaltungsjahr 1920. 


Einnahmen 1920: Ausgaben 1920: 


1. Rücklage am Schlusse des Vorjahres M. 119422,69 1. a) Krankengeld und Hausgeld . . M. 1708,25 
2: Eintrittsgelder ee an NE ß: 3 Krankenpflege . . = age He 
Bäteage . . . SU REEL 2 2 212584490 390) Sterkegeld nd „ ebenen ern: IIARL 
4. Vermögenserträge: Zinsen . . m 427865 2. Verwaltungskosten . . . . . . „ 3119761 
5. Sozstige Einnahmen RN 126,25 3, Verlust aus Vermögensanlagen . . „ 694, — 
4. Abschreibungen, Inventar . Fr 39,61 


5. Rücklage am Schlusse des Geschäfts- 
jahres . ARE. „m 133 390,51 


Summa M. 249 833,08 


. 0.» 





Sum a M. 249 831,08 
m 


Guthaben: 


1. Bare Kasse am 91. Dezember 1920 
2. Bankguthaben. . . .. » 
I: WEHDADIerB N EN N a hie 07, 76582, 
4. Bestand bei den Ortsverwaltungen 31. Dezember 1920 . „ 24 972,75 
3. Inventarbesitz nach Abschreibung des Abnutzungawertes „ 356,53 
Demnach Rücklage am Schlusse des Geschäftsjahres: M. 138 390,51 
nn 


Der Hauptvorstand: 


Hermann Knütter, 


Vorsitzender. 


Was wollen Sie 


für die Verbesserung ihrer Lebenslage tun? Fehlt Ihnen ein Examen? 
Wollen Sie Ihreallgemeine Bildung heben, Ihre kaufmännischen,technischen, 


| 





.. 0 oe 2 12 0 0 


.M. 10874,85 
28 604,38 


See er ei 








Unsere Dauerwäsche 
Qualität 1 zerbricht nicht 













weil mit stärkster Stoffunteriage. | landwirtschaftlich. H ande 
“ u Kenntni W he en hnen berü 
ei IE EE : erweiter? ir If Mess 


Rustin (5 Dir., 22 Professoren höh. Lehranst. als Mitarbeiter): Wissensch. 
geb. Mann, w.g. Frau, Abiturium, Einjähr.-Freiwillige oder Reichsver- 
bandsezamen, Handelsschule, Landwirtschaftsschule, Militäranwärter, 
Konservatorium, Schule d. Gesanges, Graphologie. Verlangen Sie noch 
heute ausführl, Prospekt R 126, über die Selbstunterriehtamethode Rust:n 
kostenlos, Stand u. Beruf bitten wir anzugeben. 

Bonness & Hachfeld, Verlagsbuchhendlung, Potsdam. 


Umleger, am. Form 17,— [ $ Kr 
fi Stehumlegekragen 8,—1e5 
Vorhemd, weiss od. bunt %,-— 

Manschett.,w.o.bt. Paar 22,— ® 
Rabatte für Mehrbezug: 
M. 208,— 300,— 509,— 








ae 77% 10% His E | B000s00 EEE LEER EEE 
 Bsstehungen yo ON | FISCHEN: SIHRIK |Beilagen “=>: Erfolg! 
Sammelbestellg. erwünscht. A een. ETDDOBE 
Genaue Höhe, Weite und et 


u, Festigkeitsiehre 


Band 1-3. Gebunden M. 254,—. 
KG Monatsrate M, 25.—. 
Methemnatik 


B zum Selbstunterricht, 


Gebunden M. 60, — durch 


Bermann Hausser, vua;. 
Berlin W 57/4, 
Polsdamer Sirasso 75. 


stoffe 


S000908090c00000 
Tuchversand 
A.H. Streicher 


| | | | 
l ı niil Crhmmitschau | N janass & Ge., Berlin, 433; 


bester, billigster Tisch- Muster kostenlos geg. Rücksendung. \ Bell-Pilämen gtingnt are 4 


Familienversorgung == 


sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Veraicherungs- 
einrichtungen des 


“* 1) P) % 
 Preussischen Beamten-Verems# 
 Lebensversicherungsanstalt für elle deutschen Reichs-, Staats- 
9 und Kommunslbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 
#4 enwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, 
# Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angestelito und 
= sonstige Privatangesieilte. = 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 2173283385 M. 


& Der Vorein arbeitet ohne bezahlits Agenten und spart dadurch 
4 sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
BB sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hehe W* 
E Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- BE 
&% sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
4 Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei dureh 


Die Direktion des Preussischen 


2 Beamten-Vereins zu Hannover. 
Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
3 in diesem Blatte Bezug nehmen. 


Form engeben. 


Ä Dauerwäschefshrik Bremer & Co. N 
Leinzig-Det., Gerbersitr.19,27. 9 





MitgiiederT 


kauft bei unseren Inserenten] 





























Uhren, Photoartiikel 
Musık -Instrumente 
Sohmuckwaren, Bücher | 
Graminschene 

h Lederwaren 
Kataloge ums u.portoir. !iefern | 






gesund, glanzheil, hachprozeniig wie 


Heine Tranbnwoinı# 


Zu beziehen in Leihfässern 
von 50 und 190 Ltr. sowie 
in Flaschen. 
Preisormässigung 
- - bei Sammelbezug - - 


| 
Probekisten mit 25 Flaschen. Fi 


Ohstweinkellerei 
Ago 


Osmarsleben 
Post Güsten (Anhalt). 
Für Abonnenten dieser 
Zeitschrift Vorzugspreise. 
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Diekrisein der 
Kaliindustrie 


betitelt sich die soeben erschienene Schrift von 


Steiger Georg Werner 
Mitglied des Reichswirtschaftsrates u. der Soz.-Kommission. 


- Preis Mark 3,50 einschl. Porto. 


Bestellungen sind zu richten an den 


Industriebesmten-Verlag_G.m. b. H. 


Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 





ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 


Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 


kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


Soennecken |Technische Werke 


Pr | z. Selbstunterricht, Katalog gratis. 
Rundschriff- 


Polytechnische Verlagsgesellsch. 
Federn Max Hittenkofer, Strelitzi. M. 
‘A Hur scht mit Namen „SOERNECKEN“ || 


‚Jedermunn&ypnotiseur 
Ueberall erhältlich | Es ; Nak : 















Wollen Sie sich Einfluss und An- 
sehen unter Ihren Mitmenschen ver- 
schaffen? Wollen Sie Glück und 
Erfolg im Leben haben? ° Mangelt 
es Ihnen an. einflussreichen Be- 
ziehungen im gesellschaftlichen und 
geschäftlichen Leben? — Dana ver- 
säumen Sie nicht, in die Geheimnisse 
des Hypnotismus einzudringen und 
das Wesen der Suggestion zu er- 
fassen. Sie geniessen durch d’ese 
Macht gesellschaftliche, geschäftliche 
und persönliche Vorteile. Beziehen 









Biofort ferzgengrabe bei Ge-EF 
Mörauß von „Progrelio“Pz 





& rn > das ‚Buch ER Bag der 

ne % ypnose“ von Dr. Boström. 
ee ent | Preis Mk.5.45 frei Zu bezichen von 
nn . un W. A. Schwarze’s Verla 
Gustav Kom & Co.. Magdeburg-B.234 ee 


Photoapparate und Bedarfsartikel 


auf Teilzahlung. 


Gebr. Huth, Dresden-A. 28. 


Hngere Pracht 
und inneres Olüd 


sind so selten bei Menschen gleichzeitig anzutreffen — und doch 
ist es eine ganz falsche Ansicht, wenn man sie für unerreichbar 
hält. Ist des äussere Glück nur auf rechtmässige Weise, durch 
Anwendung aller geistigen Kräfte erworben, so kann auch die 
innere Befriedigung nicht ausbleiben. Das beweisen die Erfolge, 
welche schon über hunderttausend Menschen aus allen Berufen 
und Ständen mit Hilfe des Fernunterrichts von Poehlmanns Geistes- 
schulung und Willensschulung errungen haben. „Sie ist,“ wie ein 
Gelehrter, ein dankbarer Schüler und Anhänger dieser Methode 
schreibt, „keine graue Theorie, die eben dort versagt, wo man 
ihrer am dringendsten bedarf, sondern sie ist herausgeboren aus 
dem Leben, selbst lebendig und muss neues Leben erzeugen. 
Möchten alle, die das tiefe Nee in sich tragen, äusserlich und 
innerlich vorwärtszukommen, zu dieser Lehre greifen, sie ist 
wahrhaft ein Weg zum Erfolg.“ Und ein Kaufmann sagt: „Der 
Wert der Geistesschulung liegt vor allem darin, dass sie mit 
dem wirtschaftlichen zugleich sittliche Erfolge zeitigt und auf die 
Denkungsart und Gesinnung veredelnd einwirkt.“ Solche und 
ähnliche Zeugnisse besitzt der Leiter des Unterrichts nach vielen 
Tausenden. Reichen auch Sie ihm vertrauensvoli die Hand, er 
wird Sie zu hohen Zielen befähigen! Kostenlosen Prospekt, über 
Geistesschulung versendet auf Wunsch 
L. Poehimann, Amallenstrasse 3, München “7” 










































| Elcmentarbuch der höheren Mathe- 





Werke für Technik und Mathematik. 
4i| Albert Tönsmann, 








Nr. 18 


Günftigfte Alters: und Familienverjforgung 
bietet Die Deutfche Beamten: Lebenzverficherung a. ©. 


AUnftalt des Deutfhen Beamten-Wirtihaft3bundes. 


Auslunft und Drudfachen foftenlos Durch den Vertrarensmann: Redrnungd- 
rat ©. Henne, BerlinZteglig, Stemensftraße 37 IV. — Fernruf: Stegiig 37. 


des Ingenieurg Taschenbuch 
23. Aufl. 1920, 3 Bände, geb. 120 M. 


Förster 


Taschenbuch für Bauingenieure 
Neue Aufl. in 2 Bänden, geb. 84 M. 
Auf Wunsch Monatsrat. v. 10 b.15 M. 


Auterheimer 







und „Le Petit Parisien“, die lustigen Sprachzeitschriften, 

sind unentbehrlich für jeden, der seine mühsam erworbenen enzlischen 

und französischen Sprachkenntnisse nicht vergessen will. Leicht ver- 

ständlich, anregend, unterhaltend! Mehr .als 30000 begeisterte 

Abonnenten. Bestellen Sie noch heute !/, Jahr zur Probe (je Mk. 7.80) 

oder verlangen Sie kostenlos Probeseiten. Auch durch alle Buch- 
handiungen und Postanstalten zu beziehen. 


Gebr. Paustian, Verlo, Hamburg 70, Alsterdamm 7. 


Postscheckkonto; 189 (Hamburg). 


m PL nm — nn. 


Universal -Werkzeug 


Unentbehrlich für Haus, Beruf, Reise, Sport usw, 


matik, geb. 36 M., und andere gute 
6 verschiedene Werkzeuge. Hammer, Bohrer, Schrauben: 
| 


Buch- 
handlung, Naumburg a. d. Saale. 
Nähere Auskunft, Prospekte, 
Kataloge bereitwilligst. 


Metalibeiten 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polster anjedermann. Katalog 29 frei 


Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. 


Ingenfeurel 
- Ruutleute! 
Hinay mit dem Schiphpr] 


Rechen- 
Besser, 
billiger, 
bequemer, 


dabei selbst einem Volksschüler 
sofort verständlich ist 


pyalerrol! 


Nicht grösser als ein gewöhn- 
B licher Schieber liefert er 


fünfstellige 


Resultate 


s Preis Mark 25.— bezw. 25 frs. ; 
und 20% Zuschlag. 








und Korkzieher, Ahle, Pincette. Bester Stahl in fein verniceiter 

: Messinghülse. Westentaschenformat. 7,5 em lang, 1,5 cm Durchmesser, 
| Sinnreiche Konstruktion. ‚Portofreie Zusendung gegen Voreinsendunyg 
| von M. 16,50 oder M. 17,50 per Nachnahme. 


'Siro - Versandhaus, Frankfurt- Oder. 





























Abgeschlossene Versicherungen: 


| drei 


Garantie: Milliarden Mark, 
a Umtausch gegen beliebige f “ = = 
Bücher. Verlangen Sie meine Alle Überschüsse gehören 
an Reichhaltigkeit unübertr, den Versicherten. 


Kataloge (ca. 200000 verschie- # 
: dene Titel). 


f. J. Huthmacher, Bonn-F, | 


Varlags- u. Versardbuchhandlung. 
P.-S. Köln 21658, 











TEE Soeben erschiezen in neubearbeiteter und vermehrter Aufiage! 


In Ganzleinen dauerhaft gebunden 92,40 M. einschliesslich Teuerungszuschlag. 
75000 Stichwö 


Enthält etwa F# 
Idungen, 53 bunten und schwarzen Tafeln sowie 45 farbige F 
und schwarze Karten und 24 Text- und statistische Ueber- F# 


sichten. Als neuestes Friedenslexikon ist es dem neuesten f 
Stand der Dinge angepasst und bildet ein abgeklärtes Abbild 
aller Neuerungen unserer Tage. 4. 
In Kürze gelangt AR, H in-42 Karten- 
zur Ausgabe MEETS Kleiner Handalld$ biättem eco 4 
in Ganzleinen gebunden 71,50 M. einschl. Teuerungszuschlag. 
Er gibt ein klares Bild über die heutige Auftellung der 
Welt. Er enthält die geographisch-politischen Umwälzungen, 


Bitte auszuschneiden! 


den jetzigen Stand der Forschung und die Entwicklung des 
Verkehrs. Er gehört neben Meyers Handlexikon in die 
Bibliothek eines Jeden. 
Um. die Anschaffung. jedermann zu .erleichten, liefere ich 
Meyers Handlexikon %ofort und Meyers Handatlas sofort 
nach Erscheinen in dauer- oder beide Werke zu- 
haftenGanzleinenbänden sammen gegen Monats- 
gegen Monats- zahlungen von 18 M, 
zahlungen von je ® Zahtkarten kostenlos. 
Karl Block, Bucihandlung, Berlin SWbO 
; Kochstrasse 9 — Fostschack 20749 Ä 
7 Unterschrift gilt als Bestellung. a folgt # 
gleichzeitig — ist nachzunehmen — wird durch’ } 
monatliche Teilzahlüngen von ....... Mark beglichen. # 
Nichtgewünschtes gefl. streichen.) Erfüllungsort . 
rlin. s : 14 


Ort und Datum. u 2 5 1 SS 


/ Name, Stand 22 Be: | 
\ und Adresse rt ä e e 


REEL ZELTE D. Vechn.-Ziz. 
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13. Mai 1921 


Der zweite ordentliche Bundestag 


des Bundes der technischen Angestellten und Beamten 
vom 6. bis 8. Mai 1921 in Berlin 


Der zweite ordentliche Bundestäg liegt nun hinter 
uns. In seinem äusseren Verlauf litt er unter der Fülle 
der Sitzungen, die die Abgeordneten und die übrigen Teil- 
nehmer bis zur Erschöpfung in Anspruch nahmen. Da es 
nicht möglich war, die Beratung des umfangreichen Ma- 
terials am 6. und 7. Mai zu erledigen, wurde auch noch 
der Sonntagvormittag in Anspruch genommen; aber auch 
diese Zeit reichte nicht aus. Die Tagung musste am Sonn- 
tag nachmittag fortgesetzt werden, und zwar, da die 
Räume des „Deutschen Hofes“ nicht mehr zur Verfügung 
Standen, im Preussischen Abgeordnetenhause, das uns im 
letzten Augenblick noch zur Verfügung gestellt wurde. 
Aus der Ueberlastung der Tagesordnung werden wir in 
Zukunft den Schluss ziehen müssen, dass entweder das 
Beratungsmaterial beschränkt oder die Tagung gleich auf 
einen längeren Zeitraum ausgedehnt werden muss. 


- Aber gleichwohl kann alles in allem festgestellt wer- 
den, dass uns der Bundestag ein kräftiges Stück auf dem 
Wege vorwärtsgebracht hat, den unsere freigewerk- 
Schaftliche Technikerbewegung gehen muss... Denn das 
ist ia die Eigenart der freigewerkschaftlichen Be- 
wegung, dass sie sich nicht in blossem Tarif- 
vertragswesen erschöpft, sondern dass sie alle ge- 
werkschaftliche Arbeit nur in engem Zusammenhang mit 
den wirtschaftlichen Problemen sieht. Zwar hat 
auch der Bundestag durch das tiefgehende Referat von 
Gramm sich gründlich mitder Tarifvertragsirage 
beschäftigt, zwar wurde auch in den übrigen Referaten 
ünd in den vorliegenden Anträgen dieses Gebiet der 
enzeren Gewerkschaftsarbeit behandelt; aber wenn man 
den Grundgedanken des Bundestages kennzeichnen soll, 
so war es die Frage: Zusammenbruch und Wie- 
derauifbauunseres Wirtschaftslebens. 


- "Das eingehende Referat Sonnenschmidts über 
den Friedensvertrag von Versailles und seine Wirkungen 
Auf die deutsche Arbeitnehmerschaft bildete die Einleitung 
zu den Erörterungen, die durch den Geschäftsbericht 
Schweitzers fortgesetzt wurden, der die- besondere 
Arbeit unseres Bundes und der freigewerkschaftlichen 
Angestellten- und Arbeiterbewegung an dem Wiederauf- 
bau unseres Wirtschaftslebens schilderte,- aber auch die 
Widerstände kennzeichnete, die besonders von den 
Unternehmern aus selbstsüchtigen Motiven dem 
Wiederaufbau entgegengesctzt werden. 


Der Bundestag beschränkte sich” aber nicht nur 
auf: die Kritik, sondern entwarf auch ein gross- 
Zügigees Programm für den Wiederaufbau. 
im Mittelpunkt der sofort zu lösenden Fragen steht 


die Gesundung unseres’ Bau- und Wohnungs- 


besonders eingehend bearbeitet hat, 


wesens. Kollege Kaufmann, der als Mitglied 
der Sozialisierungskommission gerade diese Frage 
schilderte die 


Massnahmen, die zur Beseitigung der Wohnungs- 
not und zur Hebung der Bautätigkeit sofort er- 
griffen werden müssen. Im engen Zusammenhang mit 
diesem Problem steht auch die Arbeitslosenfrage, 
der der Bundestag seine besondere Aufmerksamkeit zu- 
wandte. Zwar wurden die zu dieser Frage vorliegenden 
Anträge nicht angenommen, aber richt etwa deshalb, weil 
der Bundestag den Ernst der Arbeitslosenfrage nicht voll 
gewürdigt hätte, sondern nur, weil er den in diesen An- 
trägen vorgezeichneten Weg für die Lösung des Problems. 
nicht für geeignet hielt. Die positiven Beschlüsse, die der 
Bundestag zur Arbeitslosenfrage gefasst hat, sind im Be- 
richt wiedergegeben. Das Referat Aufhäusers be- 
handelte den vorgesehenen Ausbau der Räte- 
gzesetzgebung. Von dem Aufbau der Bezirkswirt- 
schaftsräte wird es im wesentlichen abhängen, ob hier ein 
Gebilde geschaffen wird, das nur dekorativ wirkt, wäh- 
rend in Wirklichkeit die Arbeitnehmerschaft von der Mit- 
arbeit ausgeschaltet wird, oder ob hier eine Organisation 
unserer wirtschaftlichen Kräfte entsteht, die zum Wieder- 
aufbau unseres Wirtschaftslebens fähig ist. Händeler 
beleuchtete unsere Bundesforderung: Durchdrin- 
sung der Verwaltung mit technischem 
Geist. Denn auch die Reform unserer Staatsmaschine 
ist dringend notwendig, wenn unser Wirtschaftsleben 
wieder“ erblühen soll. Der jetzt in den Amststuben 
herrschende bureaukratische Geist wirkt auch auf die Ent- 
wickelung unseres Wirtschaftslebens lähmend, ganz zu 
schweigen von der Notwendigkeit, die Betriebe des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden von den Fesseln 
des Bureaukratismus zu befreien und sie auf eine mo- 
derne wirtschaftliche Grundlage zu stellen. 

Finen -Höhepunkt der Tagung bildete die Ansprache 
des Vertreters der französischen Technikerorganisation, 
des Kollegen Crette, der die Hoffnung aussprach, dass 
der Wiederaufbau des zerstörten Nordfrankreich durch 
gemeinsame Arbeit der deutschen und französischen Ar- 
beitnehmer gelingen werde, der aber dabei das Finanz- 
problem als ein internationales bezeichnete, da beide Län- 
der zusammen die gewaltigen Kosten nicht aufbringen 
könnten. Die von dem Redner überbrachten Grüsse der 
französischen Kollegen wurden mit stürmischem Beifall 
erwidert. - 

Auf die Fülle des Beratungsstoffes hier näher einzu- 
gehen, erübrigt sich, da wir nachstehend einen ausführ- 
lichen Bericht über die Verhandlungen veröffentlichen. 
Soweit er aus Raumgründen nicht eingehend genug. ge- 
halten ist, wird er noch ergänzt werden. Die Referate 
sollen teilweise im Wortlaut in unserer: Schriftensammlung 
erscheinen. Ueber die Arbeit der einzelnen vom Bundes- 
tag eingesetzten Ausschüsse und die Stellungnahme des 
Plenums zu ihnen werden weitere Aufsätze in den 
nächsten Nummern der „D. T.-Z.“ berichten. 
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Der Friedensvertrag von’ Versailles und die.deutsche Arbeitnehmerschaf 
OeHentliche Kundgebung am 5. Mai 1921. 3 


Dem Bundestag ging eine öffentliche Kundgebung 
des Ortshauptvorstandes Berlin im grossen Saale:der Philhar- 
monie voraus. Eingeleitet wurde sie durch einen Vortragrüber 
das Thema’ „Der Friedensvertrag von Versailies und_die deut- 
sche’ Arbeitnehmerschaft“. Der Vorsitzende des Ortshaupt- 
vorstandes, Kollege La Haine, wies in seinen Begrüssungs- 
worten auf den Frust der augenblicklichem»Lage. hin, » Vom 


Minister bis zum -etztem Arbeitnehmer Blicke alles "auf den- 


Vertrag von Versailles mit der stummen Frage, wie es möglich 
sei, unter Berücksichtigung der. Vertragsbestimmungen die. wirt- 
schaftliche Zukunft Deutschlands - sicherzustellen. Als erster 
Redser und Hatiptreferent ergriff dann Kollege 

Sonnenschmidt-Hamburg zu dein Thema des Abends 
das Wort. "Er betonte einleitend, dass das Wort „Friedens- 
vertrag“ eigentlich einen Irrtum enthalte. Das Versailler 
Diktat sei die Tat einer siegreichen Staatengruppe, die aus 
dem Völkerringen ihre Beute in Sicherheit bringen wolle und in 
dem sozenannten Friedensvertrag die rechtliche Form dafür ge- 
schaffen habe. Lediglich die Not der damaligen Zeit habe die 
verantwortlichen Stellen gezwungen, unter dieses Schriftstück 
ihre Unterschrift zu setzen, von dem jeder verständige Mensch 
gewusst habe, dass seine wirtschaftlichen Bestimmungen und 
die unerhört hohen Lasten, die darin angekündigt seien, prak- 
tisch niemals ausgeführt werden könnten. Das Urteil der Welt 
über den Vertrag laute sehr verschieden. Während die ofli- 
zielle Presse der Siegerstaaten ihn als den Gipfel politischer 
Weisheit preise, erblicken die anderen darin nur den Ausiluss 
imperialistischer Eroberungs- und Rachgier und kapitalistischer 
Beutelust. Das einzig Güte, das der Vertrag gebracht habe, sei 

die Idee des Völkerbundes, 
der zwar praktisch noch nicht verwirklicht sei, der noch 
die Möglichkeiten künftiger Entwicklung berge. Der Red- 
ner schilderte dann in längeren Ausführungen die Vor- 
geschichte des Friedensvertrages, ging auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung Deutschlands ein und 
legte : dat, dass die deutsche Wirtschaft‘ in dem. allge- 
meinen Prozess der Weltwirtschaft ein unentbehrliches und 
wichtiges Glied sei. Der Redner unterstrich den Irrtum, aui 
dem auch der Versailler Vertrag aufgebaut sei, dass ein Volk 
oder eine Gruppe von Völkern auf Kosten eines anderen reich 
werden könne. - Der Reichtum der Welt werde nur in gemein- 
samer Arbeit auf dem Wege einer vernunftgemässen Ent- 
wicklung geschaffen. Es: sei der Sinn der 14 Punkte Wil- 
sons gewesen, die’ Bedingungen für die  Wiederkerstellung 
des durch den Krieg unterbrochenen natürlichen Kreis- 
laufes der Welt herzustellen, geschlagene 
Wunden zu-heilen, Verpflichtungen zu er- 
füllen und Gerechtigkeit zuüben. Auf dieser Grund- 
lage sei der Waffenstillstand mit Seinen jurchtbaren 
Bedingungen abgeschlossen worden. Dieses von den gesamten 
Ententemächten feierlich beschworene Abkommen sei dann,‘ wie 
der englische Sachverständige Keynes in seinem Urteil über 
den Vertrag mit Recht bemerkt habe, im Sumpfe von Paris 
verlorengezangen, sein Geist vollkommen, sein Buchstabe zum 
Teil aufgegeben, zum Teil verdreht. 
Die wirtschaftlichen Folgen des Friedensverirages. 

Der Redner schilderte dann den Einfluss ‘des 
Ententediktats aui die deutsche Wirtschaft. 
Wir haben 10 Prozent der Bevölkerung, 20-25 Prozent 
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, Lothringen, das uns 
75 Prozent der gesamten: Eisenerze lieferte, das: Elsass 
mit seinem Kalireichtum verloren, ferner die Kohlengruben 
des Saargebietes; ausserdem droht uns der Verlust Ober- 
schlesiens mit rund. 4 der deutschen Kohlenförderung 
und 75 Prozent der deutschen Zinkerzeugung. Ferner verpflich- 
tet der Vertrag zu ungeheuren Lieferungen an. Vieh, Chemi- 
kalien, pharmazeutischen Erzeugnissen, Far- 
ben usw. Zusammenzefasst sei der Verlust an mensch- 
lichen und materiellen Produktivkräften so 
gross, dass die natürlichen Bedingungen der Pro- 
duktion verloren seien. Aber selbst für den übrig- 
gebliebenen Rest der Produktivkräite sei das: Betätigungsfeld 
sehr verengt durch die weiteren wirtschaftlichen Massnahmen, 
die uns vom Weltmarkt abschnüren. den Gegnern 
dagegen alle Vergünstigunzer für den Handelsverkehr ein- 
räumen. ° Der Redner schilderte dann noch ‘den Verlust des 
Volksvermögens durch die sogenannten Vorleistungen, 
die uns verpilichteten, bis zum F. Mai'1921 20 Milliarden 
Goldmark an die Entente zu zahlen. Darüber sei ein hef- 
tiger Streit entbrannt; die Entente behaupte, dass der- Wert 
unserer Lieierungen’nur 8 Milliarden Mark .betrage, während die 
deutschen Sachverständigen ihn auf 20 Milliarden abschätzen. 
Darüber ein Urteil zu fällen, sei im einzelner nicht möglich. 


Tatsache& sei jedenfalls, dass die ungeheuren, schon»wollbrachten 
Leistungen die Substanz des deutschen Volkswermögens unend- 
lich verringert hätten. Alle Handelsschifie über 1600. Tonnen, 
ferner die Hälfte aller Schiffe zwischen 1009 und 1600 Tonnen, 
und ein Viertel der gesamten deutschen Flussschiffe, Schlepper, 
Bagger, dazu ein grosser Teil des deutschen Verkchrsparks, 
150 000 . Waggons, 5000 . Lokomotiven, zahlreiehes Vieh sowie 
landwirtschaitliche "Maschinen seien abgehefert worden, 
Die Wiedergutmachungsirage.. .. - 
Nun. stehen wir erneut vor einer Schicksalsfrage. 
Der Artikel 232 des Friedensvertrages bestimme, dass am 1. Mai 
des Jalıres 1921 die Höhe der sogenannten Wiedergut- 
machungsschuld festgestellt werden solle, die in Teil- 
raten von 30 Jahren zu tilgen sei. Die Pariser Note vom 
29. Januar habe: die Höhe dieser Leistungen auf. 226 Milliar- 
denGoldmark,ind42Jahresraten zu tilgen, festgesetzt, 
ausserdem eine IZprozentige Abgabe vom Werte der 
deutschen Ausfuhr verlangt und die deutsche Wirtschaft 


unter die Finanzkontrolle (der Entente stellen -wollen. 
--Die deutsche "Regierung habe inzwischen Gesenangebote 


gemacht, die zwar geringer seien, aber immerhin noch dem 
deutschen Volke ungeheure Lasten auferlegten Mh 
diesem Gegenangebot sind insbesondere für den Wieder- 
aufbau der zerstörten Gebiete auch die Vor- 
schläge aufgenommen, welche die deutschen freien 
Gewerkschaften gemacht haben und die vom Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbund unterstützt werden. 
Die Ententemächte haben die deutschen. Gegenvorschläge ver- 
worfen und in diesen Tagen ein Ultimatum gestellt, dessen Be- 
dingungen bis zum 6. Mai anzenoınmen sein müssen. Für den 
Fall der Ablehnung wird die 


Besetzung des Ruhrgebietes 


am 12. Mai angedroht. Dazu führte der Redner aus: 
„Wir deutschen Arbeitnehmer müssen diese un- 
sinnige Forderung verwerfen, so wie wir. den ganzen Vertrag 
ablehnen. Dabei befinden wir uns. in Uebereinstimmung mit 
den Beschlüssen < des Internationalen Gewerkschaftsbundes. 
Diese letztere Tatsache berechtigt uns zu der Hoffnung, dass 
wir die organisierte Arbeiterschafit der ge- 
samten WeltindemAbwehrkampi gegen das Diktat 
der Entente als Bundesgenossen an unserer Seite sehen. 
Dem drohenden Einmarsch in das Ruhrgebiet, der uns von den 
Quellen unserer Wirtschaft abschliessen soll, müssen wir mit 
Ruhe entgegensehen. Wir wissen, dass die Arbeitnehmer des 
Gebietes, dein nun nene Besetzung droht, harten Zeiten 'ent- 
gegengehen, aber der dunkle und :dornige Weg ist nicht zu ver- 
meiden. Wir müssen deshalb schon heute darauf hinweisen 
und unsere Freunde dort bitten, unsdie Treue zuhalten, 
so wie wirihnenin dieser Stunde das gleiche 
versprechen. Wir können das, was man von uns ver- 
lanst, nicht unterschreiben, ohne unawfrichtiz zu werden, Ausser- 
dem würde aber auch eine Unterschriftsleistung den drohenden 
Einmarsch nicht verhindern, weil Frankreich das Ruhr- 
kohlenbeckenals festes Piandin seiner Hand 
haben will. Aber dieser neue Gewaltakt ist auch gleich- 
zeitig einBruch des Vertrages,er wird daher der übri- 
gen Welt die Augen über die Tatsache Öffnen. dass die Sieger- 
staaten ihrerseits den Vertrag nicht halten, wenn sie glauben, 
dass dies ihren Interessen entspricht. Diese brutale Er- 
drosselung eines ganzen Volkes wird de Em- 
pörung in der übrigen gesitteten. Welt aus- 
lösen.. Vielleicht wird er darüber hinaus aber auch eine gute 
Wirkung haben, nämlich unter dem Druck der Not und 
den Härten der Besetzung die gespaltene deut 
sche Arbeitnehmerschaft fest zusammen- 
schweissen. 5 
Die Lasten tragen hauptsächlich die Arbeitnehmer. 

Wir glauben. nicht daran, -wenn -der fran- 
zösische Ministerpräsident den deutschen Är- 
beitern klarmachen - will, dass die Massnahmen: der 
Entente nur den deutschen Kapitalismus und 
Imperialismus treffen sollen; denn die unge- 
heuren Lasten, die man uns auferlegen will, werden vom 
Ertrage unserer Wirtschaft abgezogen werden 
müssen. Dabei kommt es nicht auf die paar tausend Kapita- 
listen an, sondern die Millionen deutscher Arbeit- 
snchmer werden die drückende Last zu tra=gen 
und mit einer HerabdrückungihrerLebenshaltung 
zu bezahlen haben. . Wir lehnen: deshalb den Ver- 
trag ‘wie die neuen, uns. zugemnteten Wiedergut- 
machungskosten.ab. :Dabei siehen uns’das Recgt und 
die Moral zur Seite. «In Bewusstsein dieses Rech* 
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Jichen Leistungen zu versprechen. 


seinen 


“Schaft gründlich umstellen. 


von 5 Goldmilliarden rechnen. 
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tes wenden wir uns an die Arbeitnehmer der übrigen Länder, 
auch wenn-uns aus ganz missverstandenen Auffassungen heraus 
ein solclies Vorgehen als ein Verrat an der uationalen Sache 
ausgelegt wird. Wir müssen eine Brücke zum Herzen 
und zur Vernunft der Arbeiterschaft der ganzen 
Welt finden, gleichzeitig aber auch jeden Revanche- 
gedauken aufgeben. 


Aufbau der zerstörten Gebicte, 


Was wir leisten können zur Wiedergutmachung 
und zum Aufbau der zerstörten Welt, wollen 
wir gern zur Verfügung stellen. Das kann nur das 
Erzeunis deutscher Arbeit seit. Alles, was 
darüber hinaus von uns verlangt wird, können wir 
nicht leisten, und es wäre unehrlich, solche unmög- 
Um überhaupt 
Leistungen in nennenswertem Umfange vollbringen zu können, 


müssen wir dem notleidenden deutschen Volke einan- 


deres Zukunftsziel zeigen, für das es sich be- 
geistern und alle Kräfte anspannen kann. 


Rettung. durch den wirtschaftlichen Sozialismus. 


Die menschliche Arbeit darf nicht dem Profit 
der Beherrscher der Wirtschaft dienen, sondern der 
Deckung des menschlichenBedarfes, Diese Erkennt- 
nis führt uns zu der Forderung des wirtschaftlichen So- 
zialismus. Ueber die Möglichkeiten seiner Verwirklichung sind 
die Meinungen verschieden. Aber darüber besteht kein Zweifel, 
dass wir mit der Verwirklichung endlich einmal ernst- 
lich beginnen müssen. Den Anfang dazu bildet die 
Sozialisierung der Energie- und Rohstoff- 
quellen, die den Monopolisten aus der Hand genommen und 
unter die Kontrolle der Volksgesamtheit gestellt 
werden müssen. Wenn wir so ein bestimmtes Ziel vor uns 
sehen, dann brauchen wir trotz der dunklen Wolken, die die 
Gegenwart beschatten, nicht zu verzweifeln und den Glauben 
an die Zukunft nicht zu verlieren. (Stürmischer Beifall.) 


Als zweiter Redner sprach von den geladenen Gästen 
Dr, Walter Rathenau. Er sagte u.a.: „Es besteht keine 
Hoffnung, dass irgendeine Macht in der Welt unser ‚Schicksal 
zum Guten wendet, und nur aus uns selbst heraus dürfen 
wir eine Wandlung zum Guten erwarten. Auch in den noch 


jetzt feindlichen Ländern wächst die Erkenntnis, dass nur die 


Solidarität der Arbeit 


eine Grundlage zur Wiederaufrichtung der Weltwirtschaft 
sei. Aber wir dürfen uns nicht der trügerischen Hoff- 
nung hingeben, dass die so und ähnlich Denkenden links- 
gerichteten Elemente den Regierungen der Entente ihren 
Willen. aufzwingen werden... Man denke nur daran, .dass 
Lloyd George in England den Kampf gegen die Links- 
parteien aufgenommen und ‘beim Bergarbeiterstreik 
das erste ‚Treffen gewonnen habe. 


Gründliche Umstellung unserer Wirtschaft. 


Unser gegenwärtiger Wirtschafitsprozess 
ist mangelhaft, und erst allmählich keimt die Erkenntnis 
auf, dass unser Wirtschaftsprozess, absolut gemessen, 
Erträgnissen keineswegs entspricht. In Deutsch- 
land stehen uns jährlich, und wir wollen am Achtstun- 
dentag festhalten, 33 Milliarden Arbeitsstunden zur 
Verfügung. Wir müssen also den Betrag der Wert- 
Schöpfung vergrössern, müssen dazu aber unsere Wirt- 
Jede Vergeudung 
von Zeit, Arbeitskraft und Material muss ausge- 
Schaltet werden. Die Ein- und Ausfuhrpolitik muss 
auf andere Grundlage’ gestellt werden, und infolgedessen 
müssen wir in die freie Handlung des einzelnen 
eingreifen. Diese wirtschaftliche Umgestaltung 
eines Landes ist um so schwieriger, als sich der Geist 
Deutschlands je länger, je mehr zurückstellt. 
Noch ist der Versailler Vertrag nicht abgeschlossen, denn es 
iehlen ihm die Zahlen. 

Jede Arbeitsstunde mit 2 M. Abgaben an die Entente belastet. 

Es scheint so, als wolle man auf der Gegenseite 
die Forderung von 132 Goldmilliarden und die Aus- 
fuhrprämien von 25 Prozent festlegen. Mit der Tilgung 
der Schuld und der Verzinsung müssten wir auf eine Leistung 
Das würde bedeuten, 
dass auf jede Arbeitsstunde in Deutschiand eine Be- 
lastung von 2Markkommt. 

Kürzung des Reallolınes um 40 Prozent. 
- Der Ausfuhrzoll -und die. Einfuhrschutzzölle in: den ein- 


zelnen Ländern absorbieren den gesamten. ‚Verdienst an 


deutschen . Exportwaren,.. und um. die Belastungen durch 
die Entente. auszugleichen, müsste - der Reallohn - um 
#8 Prozent gekürzt werden Ich glaube . nicht, 
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dass irgendein Mitglied der neuen Regierung den 
Mut hat, diese Forderung der Entente zu unterschreiben, 
die wir niemals halten können. Zweifellos werden 
uns die härtesten Massnahmen treffen, und unseren Briü- 
dern links und rechts am Rhein stehen bittere 
Zeiten bevor, aber das Geschick, das uns seitens der Entente 
droht, ist nicht aufzuhalten. Wir machen uns unehrlich, 
wenn wir unterschreiben. Darum ist es besser, ein 
Ende zu machen. Mag kommen, was da kommen muss. Wenn 
Frankreich seine Drohungen realisiert, dann wird die Welt 
sehen, dass in Deutschland der Wille zur Wahr- 
heit, nicht zur Hinterziehung gestanden hat, und schliesslich 
besteht die Welt nicht aus drei oder vier Nationen, die sich 
durch gegenseitige Gefälligkeiten bei guter Laune erhalten. 
Fühlt man erst, dass Deutschland bis an die äusserste Grenze 
seiner Leistungsfähigkeit gegangen ist, dass trotzdem die Gegen- 
seite Dinge getan hat, die die Welt so schmachvoll 
noch nie gesehen, dann wird auch eine Gegen- 
bewegung erwachen. Wir werden nicht nach Re- 
vanche rufen, aber uns, als den Schwachen und Uhnter- 
drückten, wird Hilfe kommen, die die gebildete Welt 
den Bedrängten noch immer geboten hat“ 
(Allgemeiner Beifall.) 

Dann ergriff der frühere Reichswirtschaftsminister Schmidt 
das Wort. Aus seinen. Darlegungen sei folgendes hervorge- 
hoben: „Noch niemals sind einem Volk so grosse Demüti- 
zungen, so harte Zumutungen gestellt worden, wie Deutsch- 
land nach dem Kriege. Dem Deutschland, das vor dem Zerfali 
steht, wird Uebermenschliches auferlegt. Eine Gesundung un- 


serer Wirtschaft kann nur kommen, wenn wir die Er- 
weckung des Bedarfes wieder durchsetzen. Wir "haben 
Gläubiger, deren Blick getrübt ist, ‘darum 


appellieren wir an die Gerechtigkeit der Welt. 
Briand und Lloyd George glauben sich im Recht, da 
sie sich auf den Knauf des Schwertes stützen. Die 
Durchführung der Sanktionen wird auch die 


ungesunden Profite gewisser Industrien 


senken, die dazu beigetragen haben, dem Ausland 
ein falsches Bild unserer volkswirtschaft- 
lichen Lage zu geben. Wir halten an unserem 
Glauben an die Internationale fest. Nicht ein 
Völkerbund im Sinne der Entente, der nur eine Ver- 
sicherungsgesellschaft ihrer eigenen Unter- 
nehmungen ist, sondern die ideale Zusammenarbeit 
der Weltarbeiterschaft wird den Vertrag von Ver- 
sailles revidieren.“ (Allgemeiner Beifall.) 


Zum Schluss sprach Dr. Alfons Goldschmidt, der 
die Einkreisungspolitik der Entente gegenüber Russ- 
land nachwies und andeutete, dass Deutschland das gleiche 
Schicksal drohe. Deshalb seien Deutschland und Russ- 
land aufeinander angewiesen, und es müsse deshalb eine 
Verständigung zwischen ihnen herbeigeführt werden. 
(Beifall.) 


1. Verhandlungstag, Freitag, 6. Mai 1921. 


Die Verhandlungen, die im festlich geschmückten Saale’ des 
Hotels „Deutscher Hof“, Luckauer Str. 15, stattfanden, wurden 
am ersten] Tage, vorm. 9% Uhr, durch den Bundesvorsitzenden 
Heinze eröffnet. Er begrüsst die zahlreich erschienenen Ver- 
treter von Reichs-, Staats- und Kommunalbehörden sowie at- 
derer Körperschaften. U. a. waren am Eröffnungstage erschienen 
vom Preuss. Handelsministerium Ministerialrat Schulz- 
Briesen, vom Preuss. Finanzministerium Bundesmitglied Sand- 
rock, als Vertreter des Oberbürgermeisters von Berlin Ma- 
gistratsrat Dr. Eberty, ein Vertreter der Sozialisierungs- 
kommission und des vorläufigen Reichswirtschaftsrates. Auch 
die Gesellschaft für Soziale Reform hatte einen Vertreter ent- 
sandt, ferner der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund, der 
Deutsche Bauarbeiter-Verband, Verband der Gemeinde- und 
Staatsarbeiter u. a. m. Vom AfA-Bund waren ebenfalls zahl- 
reiche Vertreter der ihm angeschlossenen Verbände erschienen: 
Deutscher Werkmeister-Verband, Deutscher Polierbund, Zentral- 
verband der Angestellten, Allgemeiner Verband der Deutschen 


-Bankangestellten, Angestellten-Verband des Buchhandels-, Buch- 


und Zeitungsgewerbes, Genossenschaft Deutscher Bühnenange- 
höriger. Begrüssungs- bzw. Dankschreiben für die Einladung 
zum Bundestage lagen u. a. vor vom Reichspräsidenten, Reichs- 
minister des Innern, Reichswehrminister, Reichswirtschafts- 
minister, Reichsarbeitsminister, Reichsminister der Justiz, Preuss. 
Ministerpräsidenten, Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung, Preuss. Minister des Innern, Preuss. Landwirtschafts- 
minister, Preuss. Justizminister. ‚Ferner von Prof. Dr. Franke, 
Prof.-Dr.. Lederer-Heidelberg, Prof. Dr. Günther-Erlangen u. a. 
Unsere Bruderorganisation in-Wien hatte ebenfalls ein Be- 
grüssungsschreiben übersandt. 
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Der Vorsitzende gedenkt mit ehrenden Worten der beiden 
im vergangenen Jahre verstorbenen Kollegen Reifland und 
Diestel, die für den Bund an hervorragender Stelle gewirkt 
haben. Die Versammlung ehrt das Andenken der Kollegen 
durch Erheben von den Sitzen. 

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, dass am heu- 
tigen Tage der Bund der Technischen Angestellten der Schweiz 
sein zehnjähriges Stiitungsfest feier. Die Versammlung be- 
schliesst, ein Begrüssungstelegramm an die Schweizer Kollegen 
abzusendern. 

Weiter stellt der Vorsitzende widerspruchslos fest, dass 
der Bundestag ordnungsgemäss einberufen wurde. 

Das Bureau wird folgendermassen zusammengesetzt: 
Elias, Annen-Ruhr, Voshage, Hannover, Stender, 
Insterburg, Schweth, Leipzig, Drosdatius, Berlin. Vom 
Vorstande werden die Kollegen Lustig und Schwedt 
(Schikora als Vertreter) ins Bureau entsandt. 

Zur Wahlprüfungskommission werden die Kollegen Lüt- 
kemeier, Berlin, Behrens, Kiel, Weil, München, und 
Kanitz, Frankfurt, vorgeschlagen und gewählt. 

Nach Genehmigung der Geschäftsordnung tritt der Bundes- 
tag in die Beratungen ein. 

Eine Beschwerde Lütkemeier-Berlin über mangel- 
hafte und verspätete Information der Abgeordneten wird nach 
einer kurzen Vorstandserklärung abgelehnt. 

Es folgt eine Aussprache über die Festsetzung der Tages- 
ordnung. Grüttner-Cöln beantragt, die Referate an den 
Schluss der Beratung zu setzen und sofort in die Beratung der 
Anträge einzutreten. Nach längeren Ausführungen wurde aui 
Antrag Brandenburg die Tagesordnung folgendermassen fest- 
gesetzt: 

1. Konstituierung des Bundestages. 

2. Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung. 

3. Geschäftsbericht des Vorstandes und Abrechnung (Re- 
ferenten Schweitzer und Heinze). 

4. Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens 
Kaufmann). 

Teilbericht des Ausschusses für äussere Angelegen- 
heiten (Sozialpolitik, Gewerkschaftliches, Schriitwesen, 
Schul- und Rechtsangelegenheiten). 

Bericht des Ausschusses für Satzungs- und Verwal- 
tungsangelegenheiten. 

Ausbau der Bundesarbeit und Neuordnung der inneren 
Verwaltung (Referent Lustig). 
Von 5 Uhr ab Ausschussberatungen. 
Sonnabend, den 7. Mai, vormittags 8% Uhr: 
6. Fortführung der Kätegesetzgebung (Referent 
häuser). 
Teilbericht des Ausschusses für äussere Angelegen- 
heiten (Sozialpolitik, Gewerkschaftliches, Schriftwesen, 
Schul- und Rechtsangelegenheiten). 


(Referent 


a 


Auf- 


7. Tarifpolitiik der technischen Angestellten (Referent 
Gramm). e 
Besprechung der Vorschlagslisten für die Vorstands- 
wahlen. 


8. Durchdringung der Verwaltung mit technischem Geist 
(Referent Haendeler). 


Restbericht des Ausschusses für äussere Angelegen- 


heiten (Sozialpolitik, Gewerkschaitliches, ‘Schriitwesen, ' 


Schul- und Rechtsangelegenheiten). 
9. Wahlen: 
a) Vorstand, 
b) Bundesausschuss, 
c) Bestätigung von Geschäftsführern, 
d) Abgeordnete zum AfA-Kongress. 
Bericht des Ausschusses für Rechnungs- und Unter- 
stützungswesen, 
10. Sonstige Anträge. 
11. Festsetzung des Voranschlages. 
12. Verschiedenes. 


Damit sind die Anträge 2 des Gauvorstandes Westdeutsch- 
land, 4 der Ortsverwaltung Coblenz und 5 der Ortsverwaltung 
Eisenach erledigt. 


Fürst-Hamburg beantragt die Einsetzung folgender Aus- 
schüsse: 1. Satzungsausschuss (30 Mitglieder), 2, Ausschuss für 
Gewerkschaftliches und Sozialpolitisches (25 Mitglieder), 3. Fi- 
nanzausschuss (30 Mitglieder), 4. Ausschuss für innere und Ver- 
waltungsangelegenheiten (11 Mitglieder), 5. Ausschuss für das 
technische Bildungswesen (10 Mitglieder). 


Schweitzer-Berlin (Bundesvorstand) warnt vor einer 
zu grossen Zahl kleiner Kommissionen. Der Vorstand sei nach 
eingehender Prüfung zu der Ansicht gekommen, die gewerk- 
schaftlichen Angelegenheiten mit den: sozialpolitischen zusam- 
men zu behandeln, 


Ein Antrag Lemke-Berlin, für die Besprechung der An- 
gelegenheiten der Bundesbeamten einen besonderen Ausschuss 
einzusetzen, wird nach kurzer Besprechung angenonimen. 

Einen Antrag Nendza u. Gen.-Berlin: 

„Die Gross-Berliner erwerbslosen Bundesmitglieder ent- 
senden zum Bundestag einen ordentlichen Delegierten aus 
ihren Reihen“ 

begründet Ewert-Berlin. Die hohe Zahl der Erwerbslosen 
verpflichtet uns, uns eingehend mit der Erwerbslosenirage zu 
beschäftigen. Wir weisen darauf hin, dass eine grosse. Anzahl 
Anträge, die Erwerbslosenfrage betrefiend, eingebracht worden 
sind. Es ist uns bekannt, dass nach.den Satzungen die Zulas- 
sung eines Delegierten eigentlich nicht angängig ist. Die Ber- 
liner Arbeitslosen haben eine l2er-Kommission gebildet, die 
nach längeren Beratungen ein Programm aufgestellt hat. Nach 
unserer Ansicat silisste dieser l2er-Kommission Gelegenheit ge- 
boten werden, durch einen Vertreter beim Bundestage ihre Ge- 
danken vorzutragen. 


Sohlich-Berlin (Bundesvorstand) hält eine Sonder- 
vertretung der Erwerbslosen nicht für angezeigt, 1. weil Beriin 
kein Vorrecht vor anderen Orten beanspruchen kann, 2. weil 
unter den Abgeordneten selbst Erwerbslose vorhanden sind, 
3. weil die im $ 50 der Biündessatzung vorgesehene Bedingung 
für die Wahl zum Bundestagsdelegierten nicht auf die Erwerbs- 
losen angewandt werden kann. 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag Ewert, einen erwerbslosen Kollegea 
nit beratender Stimme zuzulassen, wird ebenfalls abgelehnt, ° 


Geschäftsbericht r 


Schweitzer-Berlin (Bundesvorstand): Es sind kritische 
Tage erster Ordnung, in denen der Bundestag zusammengetreten 
ist. Wieder einmal steht das deutsche Volk vor der Frage, ob 
es Forderungen annehmen will, die von allen wirtschaftlichen 
Sachverständigen für unerfüllbar gehalten werden, oder ob es 
sich damit abfinden will, dass sein wirtschaftliches Zentrum, das 
Ruhrgebiet, besetzt wird. Wir können denen, auf deren 
Schultern die Verantwortung für die Entscheidung liegt, diese 
Verantwortung nicht abnehmen. Das eine aber ist uns nicht 
zweifelhaft, dass diese Entscheidung, wie sie auch immer aus- 
fallen möge, keine endgültige sein wird. Ein Weg, der wirklich 
zum Wiederauibau der zerrüiteten Weltwirtschaft und zur Hei- 
lung der Kriegswunden führt, wird unserer Ueberzeugung nach 
erst dann geiunden werden können, wenn an die Stelle der 
brutalen Gewalt die Verständigung, an die Stelle der Uhnter- 
drückung die gegenseitige Hilfe tritt. Wegweisend in dieser 
Richtung sind die Beschlüsse des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes in Amsterdam am 14. u. 15. März 
und das vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund auf- 
gestelite Programm für den Wiederauibau der durch den 
Krieg zerstörten Gebiete. 


Gewaltpolitik und Weltwirtschaftskrise. 


Die Erkenntnis, dass mit der bisherigen Methode der Ge- 
walt ein Wiederaufbau der. zerrütteten Weltwirtschaft nicht 
möglich ist, wächst auch in anderen Ländern. Die verhängnis- 


vollen Folgen der Gewaltpolitik treten immer deutlicher zutage, 
Nicht nur auf, Deutschiand, sondern beinahe noch mehr auf den 
anderen Industrieländern lastet der Druck einer ungeheuren 
Arbeitslosigkeit. 
lichen Rohstoffe sich zu Bergen türmen, wissen in den valuta- 
schwachen europäischen Ländern Hunderttausende nicht, wie sie 
ihre Blösse decken sollen. Während die deutschen Bergarbeiter 
Ueberschichten leisten, um die Erfüllung des Spa-Abkommens 
zu ermöglichen, ging man im englischen, ja sogar im fraı- 
zösischen Bergbau dazu über, Feierschichten einzulegen und 
Massenentlassungen vorzunehmen. Wie der Wiederaufbau der 
gesamten Weltwirtschaft, ist auch der Wiederaufbau der dett- 
scher Volkswirtschaft schwer gehemmt worden durch die vom 
Ententekapitalismus. gegen Deutschland angewandte Politik 
der Sanktionen. Noch immer hat man sich nicht zu der 
Erkenntnis durchgerungen, dass man nicht gleichzeitig die 
deutsche Wirtschaft zugrunde richten und vom deutschen Volk 
ungeheure Wiedergutmachungsleistungen verlangen kann. 
Wirtschaftsentwicklung in Deutschland, 

Neben der Gewaltpolitik und Verblendung der Entente bildet 
der kapitalistische Profitwucher 
eigenen Lande das wesentlichste Hemmnis des 
Wiederaufbaues. Wie die im vorigen Jahre vom vor- 
länfjigen Reichswirtschaftsrat durchgeführte Untersuchung be- 
wiesen hat, ist die masslose Verteuerung aller Bedarfisartikel 
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Während in Amerika die unverkäuf- | 
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die wesentlichste Ursache der eingetretenen Absatzschwierig- 
keiten und damit auch der Arbeitslosigkeit. Diese ausser- 
ordentliche Teuerung ist aber in erster Linie zurückzuführen auf 
den Preiswucher der Rohstoifproduzenten und die Prolitiägerei 
der übrigen Industrie- und Handelskreise. Kennzeichnend für 
diese Proiitjägerei sind die in den letzten Monaten veröffent- 
lichten glänzenden Abschlussziffern zahlreicher 
Unternehmungen, die in einem geradezu schreienden Ge- 
gensatz stehen zu dem Elend der Arbeitslosen und der drücken- 
den Not weiter Kreise der erwerbstätigen Bevölkerung. 

In engem, ursächlichem Zusammenhang mit dieser Gestal- 
tung der wirtschaitlichen Verhältnisse steht die Verschie- 
bung indem Kräfteverhältnis der Klassen, wie 
sie im letzten Jahre ofiensichtlich eingetreten ist. Die ungeheu- 
ren Gewinne, die unseren Schlüsselindustrien dank ihrer Mo- 
nopolstellung in den Schoss gefallen sind, haben es ihnen er- 
möglicht, ihren Machtbereich auch auf einen grossen Teil der 
weiterverarbeitenden Industrie auszudehnen; wir haben mit 
einer zeradezu unheimlichen Schnelligkeit eine kanpitalistische 
Konzentrationsbewegung sich vollziehen sehen, die zu einer weit- 
gehenden Vertrustung der deutschen Industrie 
geführt und ganz zweifellos auch die Machtstellung des Unter- 
nehmertums gegenüber der Arbeitnehmerschaft wesentlich ge- 
stärkt hat. Allerdings darf dabei nicht übersehen werden, dass 
die Schwächung der Arbeitnehmerbewegung zum grossen Teil 
auch der verderblichen Wühlarbeit und Putsch- 
taktik der Kommunisten zu danken ist. In rechtzeitiger 
Erkenntnis der Gefahren, die aus der von der dritten (kom- 
munistischen) Internationale propagierten Methode der kom- 
munistischen Zellenbildung in den Gewerkschaften für die Ein- 
heit und Geschlossenheit der Gewerkschaftsbewegung erwach- 
sen, hat eine Vertretersitzung des AfA-Bundes schon im Sep- 
teınber des vergangenen Jahres nachdrücklich gegen die For- 
derungen der dritten Internationale Stellung genommen und 
Sich zum Internationalen Gewerkschaftsbund mit dem Sitz in 
Anısterdam bekannt. 

Bündnis zwischen ASA-Bund und A. D. G. B. N 

Gegenüber diesen Erscheinungen darf es uns mit Genug- 
tuung erfüllen, dass für die Zusammenarbeit zwischen 
dem AfA-Bund und dem Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaitsbund nunmehr eine feste organisatorische 
Grundlage geschaffen ist. Mit besonderer Befriedigung dürfen 
wir dabei feststellen, dass die Art, wie die organisatorischen 
Beziehungen zwischen AfA-Bund und A. D. G. B. nunmehr ge- 
regelt werden sollen, durchaus unseren schon vor einem Jahre 
geäusserten Wünschen entspricht. Nach dem Beschluss, den 
der Ausschuss des A. D. G. B. in seiner Sitzung am 23. März 
dieses Jahres angenommen hat, behalten A. D. G. B. und AfA- 
Bund beide ihre Selbständigkeit, verpflichten sich aber zu einem 
ordnungsgemässen Zusammenwirken in allen gewerkschaft- 
lichen, sozial- und wirtschaftspolitischen Angelegenheiten, 
welche die Interessen der Arbeiter und Angestellten gemeinsam 
berühren. Grundsätzlich wird anerkannt, dass der A. D. G.B. 
die Arbeiter, der AfA-Bund die Angestellten gewerkschaftlich 
Organisieren soll. Das Zusammenwirken der beiden Spitzen- 
Organisationen erfolgt jeweils durch gemeinsame Tagıngen von 
Delerationen der beiderseitigen Bundesvorstände. Ausserdem 
beschicken A. D. G. B. und AfA-Bund jede Sitzung ihrer Bundss- 
ausschüsse durch einen oder mehrere Vertreter mit beratender 
Stimme. Bei wichtigen Fragen von gemeinsamem Interesse 
sollen die beiderseitigen Bundesausschüsse und Gewerkschafts- 
kongresse zu gemeinsamer Beratung zusammentreten. Aehnlich 
wie. die zentrale Zusammenarbeit soll auch die örtliche Zu- 
sammenarbeit zwischen den Ortsausschüssen des A. D. G. B. 
und dem Ortskartellen des AfA-Bundes geregelt werden. Durch 
dieses Bündnis haben die freigewerkschaftlich organisierten Ar- 
beiter und Angestellten Deutschlands gemeinsam ein Bollwerk 
aufgerichtet, an dessen Widerstandskraft, wie wir hoffen, auch 
die heftigsten- Angriffe des wiedererstarkten kapitalistischen 
Unternehmertums zerschellen werden. 

Auch mit dem Deutschen Beamtenbund sind Ver- 
handlungen über ein geeignetes Zusammenwirken eingeleitet. 
Wenn auch ein endgültiges Ergebnis noch nicht erzielt werden 
konnte, so besteht doch die Hoffnung, dass auch der Deutsche 
Beamtenbund mit der freigewerkschaftlichen Richtung der Ar- 
beiter- und Angestelltenbewegung in Verbindung gebracht wer- 
den kann. Auch die Beamten müssen sich als Arbeitnehmer 
zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen gewerkschaitlich 
Organisieren und in freigewerkschaftlichem Geist arbeiten. Ge- 
linst es, auch den Deutschen Beamtenbund in das Bündnis 
zwischen AfA-Bund und A. D. G. B. einzubeziehen, so sind die 
drei Säulen der freigewerkschaftlichen Ar- 
beitnehmerbewegung geschafien, ist das Ziel erreicht, 
dass Arbeiter, Angestellte und Beamte in allen wirtschaftlichen 
und sozialpolitischen Fragen zusammenwirken lässt zum Nutzen 
der gesamten Arbeitnehmerschaft und zum Wohle der Volks- 
gesamtheit, 
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Der Verleumdungsieldzug gegen AfA-Bund und Butab. 


Aus der Angestelltenbewezgung im vergangenen Jahre sind 
vor allem bemerkenswert die krampfhaiten Anstrengungen der 
christlich-nationalen Richtung, auch bei den technischen An- 
gestellten festen Fuss zu fassen, Eine Flut von Verleumdungen 
ist zu diesem Zweck in Form von Flugblättern und Zeitungs- 
artikeln über die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung, 
besonders aber über unseren Bund ausgegossen worden. Selbst 
vor den grössten Unwahrheiten und Verdrehungen ist man nicht 
zurückgeschreckt, um den technischen Angestellten das Märchen 
von dem im unabhängigen oder gar kommunistischen Fahr- 
wasser segelnden Butab glaubhaft zu machen. Leider steht uns 
die Tagespresse nicht in demselben Umiange wie der: christ- 
lich-nationalen Bewegung zur Verfügung. Um so bemerkens- 
werter ist es, dass die Anstrengungen der christlich- 
nationalen Werber undderihnen zugänglichen 
Tagespresse, die technischen Angestellten 
für den Neuen Deutschen Techniker-Verband 
zu gewinnen, vollkommen erfolglos geblieben 
sind. Bis heute hat es ja der Neue Deutsche Techniker-Ver- 
band noch nicht gewagt, der Oeffentlichkeit irgendwelche An- 
gaben über seine Mitgliederzahl oder über seine Beitrag$- 
einnahmen bekanntzugeben. Wir wissen aber, dass seine Mit- 
gliederzahl trotz des Zuzuges, den er erst vor wenigen Monaten 
aus dem Lager der Gelben erhalten hat, kaum 2000 beträgt. 
Diese Feststellung ist deshalb besonders bemerkenswert, weil 
sich aus ihr ohne weiteres die Frage ergibt, woher die Leitung 
des Neuen Deutschen Techniker-Verbandes die Mittel zur Be- 
streitung der grossen Propagandakosten nimmt, die sicherlich aus 
den Beiträgen der 2000 Mitglieder nicht gedeckt werden können. 


Wirtschaits- und Sozialpolitik. 


Die Wirtschaftspolitik des vergangenen Jahres ist gekenn- 
zeichnet durch die Schwäche der Regierung gegenüber den An- 
sprüchen des kapitalistischen Unternehmertums. Besonders be- 
zeichnend dafür ist das völlige Versagen der Re- 
gierung in der Frage der Sozialisierung des 
Kohlenbergbaues. Obwohl die Resierung die Soziali- 
sierung des Kohlenbergbaues nicht weniger als dreimal in feier- 
licher Form versprochen hat, ist bis heute noch nicht einmal 
der Anfang dazu gemacht worden. Dabei hat selbst ein Blatt 
wie die „Frankfurter Zeitung“, der man gewiss nicht sozia- 
listischen Radikalismus vorwerfen kann, schon vor Monaten 
festgestellt, dass dem deutschen Volke nur die Wahl bleibt, 
entweder mit anzusehen, wie allmählich die gesamte Volkswirt- 
schaft unter die Diktatur der Schwerindustrie gerät, oder ent- 
schlossen an die Sozialisierung des Kohlenbergbaues zu gehen. 
Auch bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hat 
es die Regierung an der notwendigen Energie fehlen lassen. 
Statt ein grosszügiges Programm für die Belebung der Baıt- 
tätigkeit und zur Behebung der Wohnungsnot aufzustellen und 
durchzuführen und wirksame Massnahmen zur Förderung des 
Preisabbaues zu ergreifen, hat sie sich mit Palliativ- 
massnahmen begnügt, die — wie die Gewährung Öffent- 
licher Baukostenzuschüsse — vielfach nur dazu dienten, die 
Taschen privater Spekulanten zu füllen, ohne dass dadurch die 
Arbeitslosigkeit wirksam eingedämmt worden wäre Auch in 
der Frage der Zwangswirtschaft ist die Regierung 
Schritt für Schritt vor dem Ansturm des proiithungrigen 
Unternehmertums zurückrewichen und hat so noch zur Ver- 
schärfung der Teuerung beigetragen. 


Aus der sozialpolitischen Gesetzgebung ist das Gesetz 
über die Betriebsbilanz zu erwähnen, das allerdings 
die Wünsche der freigewerkschaftlich erganisierten Arbeit- 
nehmer keineswegs restlos erfüllt hat. Auch der endgültige 
Entwurf der Schlichtungsordmung, wie er jetzt 
vorliegt, bedarf noch vieler Aenderungen, ehe wir uns mit 
seinem Inhalt einverstanden erklären können. In der jetzigen 
Form müssen wir ihm unsere Zustimmung unbedingt versagen. 
Wir müssen unter allen Umständen verlangen, dass auch in der 
Schlichtungsordnung die Bewegungsfreiheit der Gewerkschaften 
und das uneingeschränkte Koalitionsrecht unangetastet bleiben. 


Wachsender Widerstand der Arbeitgeber. 


Nas unsere Tätigkeit auf dem Gebiete der gewerkschaft- 
lichen Selbsthilfe anlangt, so zeigt der gedruckt vorliegende 
Jahresbericht, dass unsere Arbeit auf diesem Gebiet nicht erfolg- 
los geblieben ist. Durch intensivste Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Tarifbewegungen ist es gelungen, die Entlohnung der tech- 
nischen Angestellten wenigstens einigermassen mit den wach- 
senden Kosten der Lebenshaltung in Einklang zu bringen. Immer 
deutlicher aber tritt dr WunschnachBeseitigungdes 
kollektiven Arbeitsvertrages bei dem Unter- 
nehmertum zutage Man versucht, die Zustimmung der 
Angestellten zu diesen Bestrebungen durch Hinweise auf die mit 
dem Tariivertrag angeblich verbundene ungesunde Nivellierusg 
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und Begünstigung der Untüchtigen zu gewinnen. Es:genügt 
demgegenüber festzustellen, dass auch wir keine Nivellierung 
und keine Benachteiligung der Strebsamen zugunsten der Un- 
tiichtigen wünschen. Wir sind uns aber nicht im unklaren dar- 
über, dass die Arbeitgeber in Wirklichkeit in dem Tarifvertrag 
die Gleichberechtigung derArbeitnehmer bei 
der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen bekämpfen und 
dass sie das Endziel ihrer Bestrebungen darin erblicken, dem 
einzeinen Angestellten wieder wie vor der Revolution die Ar- 
beitsbedingungen einfach vorschreiben zu können. Weil wir das 
wissen, werden wir den tarifieindlichen Bestrebungen der 
Unternehmer den schärfsten Widerstand entgegensetzen. Leider 
werden die Bestrebungen der Arbeitgeber teilweise begünstigt 
durch ‘die Interesselosizgzkeit weiter Angestell- 
tenkreise. Diese Interesselosigkeit zu bekämpfen, wird auch 
in Zukunft eine unserer wichtigsten Aufgaben bilden. 

Wesentlich gefördert worden ist unsere. gewerkschaftliche 
Arbeit durch den Ausbau der Fachgruppen in In- 
dustrie, Baugewerbe, Bergbau und bei den Behörden und öffent- 
lichen Betrieben. Wir hoffen, dass die vom Bundesvorstand 
beschlossenen Ausführungsbestimmungen zur Fachgruppen- 
bildung dazu beitragen werden, die Fachgruppenarbeit weiter 
zu vertiefen und die Arbeit der Fachgruppen im Rahnien der 
gesamten Bundesbewegung bis zum höchsten Wirkungsgrad 
zu steigern. Zur Förderung unserer gewerkschaftlichen Er- 
ziehungsarbeit ist die „Deutsche Techniker-Zeitung‘ im laufen- 
den Jahre noch weiter ausgebaut worden. Dem gleichen Zweck 
dienen die von der Werbeabteilung herausgegebenen Flugblätter 
und Referatdispositionen. 


Mitgliederbewegung ‚und Vermögensentwicklung. 


Ueber die inneren Verhältnisse unseres Bundes gibt der 
gedruckte Jahresbericht einen guten Ueberblick. Die beim letz- 
ten Bundstag ausgesprochene Befürchtung, dass wegen der be- 
schlossenen Beitragserhöhung ein starker Rückgang in der Mit- 
gliederzahl eintreten würde, hat sich erfreulicherweise nicht be- 
wahrheitet. Es sind, wie aus dem Jahresbericht hervorgeht, 
im Jahre 1920 19772 ordentliche Mitglieder und 6509 Hospi- 
tanten neu. eingetretem Dazu kommen für das erste Vierteljahr 
dieses Jahres weitere 5242 ordentliche Mitglieder und 830 Hospi- 
tanten. Diese Zahlen beweisen schlagend, dass die Werbe- 
krait unserer Bewegung nach wie vor un- 
gebrochen ist. Wenn trotzdem im Jahre 1920 eine geringe 
Verminderung der Mitgliederzahl von 93878 auf 93552 ein- 
getreten ist, so kann diese Verringerung angesichts der erwähn- 
ten starken Beitragserhöhung und angesichts der schleichenden 
\Wirtschaitskrise, die, wie die Geschichte der Gewerkschafts- 
bewegung beweist, für die Gewerkschaften immer eine Zeit des 
Stillstandes gewesen ist, nicht als besorgniserregend betrachtet 
wergen. Wir haben festgestellt, dass die Mehrzahl der Aus- 
getretenen und Gestrichenen erst nach der Revolution in den 
Bund eingetreten waren. Offenbar handelt es sich dabei also 
um ausgesprochene Koniunkturgewerkschafter,: die zu uns 
kamen, weil sie von ihrem Beitritt wirtschaftliche Vorteile er- 
holiten, und die wieder von uns gingen, als die Konjunktur für 
leichte Erfolge ungünstiger wurde. Als Gesamtergebnis der Zu- 
und Abgänge kann also eine erfreuliche Konsolidierung 
unserer Bundesbewegung festgestellt werden. 

Das beweist vor allem auch die Entwicklung der Beitrazs- 
einnahmen. Von Vierteljahr zu Vierteljahr ist ein steigender 

eitragseingang zu verzeichnen. Im ersten Vierteliahr 1921 war 
er um 80000 Mark höher als im vierten Vierteljahr 1920. Im 
April 1921 gingen 90 000 Mark Beiträge mehr ein als im Januar 
dieses Jahres. Aus diesen wachsenden Beitragseinnahmen resul- 
tiert die bereits in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ bekannt- 
gezebene erfreuliche Vermögensentwicklung 
unseresBundes. Unser Bundesvermögen hat im Jahre 1920 
rund 1°/a Millionen, im ersten Vierteliahr 1921 rund % Million 
Zuwachs erfahren. Trotzdem dürfen wir auch inder Stär- 
kung der finanziellen Leistungsfähigkeit un- 
seresBundesnichterlahmen. Es gilt in der nächsten 
Zeit, vor allem unermüdlich daran weiterzuarbeiten, dass sämt- 
liche Mitglieder die satzungszemäss von ihnen zu entrichtenden 
Beiträge auch wirklich zahlen. Eine wirksame Unterstützung 
hoffen wir den ehrenamtlichen Kollegen hierbei durch die in 
Aussicht genommene Neuordnung unserer inneren Verwaltung 
zuteil werden lassen zu können. — Einen schönen Beweis von 
der Leistungsfähigkeit unseres Bundes bilden die Unter- 
stützungsleistungen. Die Gesamtleistung auf dem Ge- 
biet des Unterstützungswesens beträgt für das Jahr 1920 rund 
%/ı Million, für das erste Vierteljahr 1921 rund 100000 Mark. Der 
Rechtsschutz des Bundes hat den Kollegen, die ihn im Jahre 
1920 in Anspruch genommen haben, rund 500000 Mark an Ge- 
hältern usw. und zahlreiche Zeugnisse erstritten. 

In diesen Zahlen spiegelt sich die Wunderkraft der Soli- 
darität auch für den Indifferenten und für den Gesner wieder. 
Wenn in diesem Sinne auch im kommenden Jahre weiterzear- 


beitet wird, werden wir im Zeichen gewerkschaftlicher Soli 
darität und gewerkschaitlichen Opiermutes auch weiter siegen, 
(Lebhaiter Beifall.) z 

Heinze (Vorstand) gibt einen Bericht über die Entwick- 
lung des Angestellten- und Beamtenkörpers. Danach waren 
Ende 1919 in der Hauptverwaltung 153 und in dem Gauen 27 An- 
gestellte beschäftigt. Im Jahre 1920 waren es 150 bzw. 49 und 
am 1. April 1921 in der Hauptverwaltung 153 und’in den Gauen 
54 Angestellte. 

Ende 1919 wurden in der Hauptverwaltung 18 und in den 
Gauen 19 Beamte beschäftigt. Am 31. Dezember 1920 setzte 
sich der Beamtenkörper zusammen aus 12 Geschäftsführern, 
13 Gauleitern, 31 Sekretären und 7 Assistenten. Seit Ende 1920 
ist der Beamtenkörper um weitere 2 Sekretäre und 3 Assistenten 
vergrössert worden. Trotz dieser wesentlichen Erhöhung der 
Beamtenzahl sei es nicht möglich, die gesamte Arbeit in dem 
Masse zu bewältigen, wie es im Interesse der gesamten Bundes- 
arbeit liege. Auch die Reorganisation ‘imnerhalb des Bundes 
selbst verlange gebieterisch eine Vergrösserung des Beamten- 
apparates, so dass der Vorstand sich gezwungen sehe, weitere 
Sekretäre einzustellen. Indessen sei die Heranziehung geeirneter 
Kollegen sehr schwierig; wohl hätten sich eine ganze Anzahl 
gemeldet, doch habe sich bei der Prüfumg‘ ergeben, dass sie 
nicht den Voraussetzungen entsprechen, die sie für die Tätirkeit 
eines Bundesbeamten befähigem‘ Es müsste ein strenger Mass- 
stab an die Fähigkeiten und die Eignung der Kollegen angelegt 
werden, die sich als Bundessekretäre bewerben. An dem bis- 
herigen System, die Bundesbeamten nur durch den Vorstand 
anzustellen, sei unbedingt festzuhalten. ‘Das beim Zentralver- 
band der Angestellten gebräuchliche System, auch Ortsbeamte 
durch Ortsverwaltungen anstellen zu lassen, sei zu verwerien, 
da der Vorstand dann auf: die Tätigkeit solcher Ortsbeamten 
keinen Einfluss ausüben könne. < s 

Für die Angestellten des Bundes sei kürzlich mit dem 
Zentralverband der Augestellten ein neuer Tarifvertraz abge: 
schlossen worden. ' Gegen Ende 1919 :habe das Durchschnitts- 
gehalt der Angestellten 561 M. betragen, gegen Ende 1920 in der 
Hauptverwaltung 1233 M., in-den Gauen 900 M.- i 

Die Besoldungsordnung für die Beamten-sei ebenfalls einer 
Revision unterzogen worden. Die Gehälter seien mit Wirkung 
ab 1. November 1920, genau wie bei den Angestellten, erhöht. 
Die Besoldungsordnung vom Juni 1920 wnrde im Prinzip bei- 
behalten. Indessen habe sie sich nicht als besonders zlücklich 
herausgestellt, und es sei geplant, die Bewertung ‚der Beamten 
hinsichtlich ihrer Bezahlung nach anderen Gesichtspunkten vor- 
zunehmen. Ueber die neue Besoldungsordnun® seien die Vor- 
beratungen noch nicht abgeschlossen. Eine genaue Aufklärung 
könne also auch noch nicht gegeben werden. 


Schweisfurth-Elberfeid (Bundesausschuss) berichtet 
zu Punkt 3b: Der Bundesausschuss. sei im vergangenen Jahre 
zweimal zusammengetreten. Er habe iedesmal eine ‚reichhaltige 
Tagesordnung erledigen müssen. Es seien wichtige Aufgaben 
gewesen, die seiner harrten und die mit Hilfe des Vorstandes 
auch in zufriedenstellender Weise auszeiührt worden seien. Vor 
allen Dingen sei es seine Aufgabe gewesen, zusammen mit an- 
deren Verbänden gleicher Richtung Grundlagen zu schaffen für 
ein gemeinsames Zusammenarbeiten. Es galt, grundsätzlich 
Stellung zu nehmen zu der Frage der Sozialisierunx des Berg- 
baues, und er habe sich einmütig auf den Standpunkt gestellt, 
dass für die freiorganisierte Angestelltenschaft nur der Vor- 
schlag I der Sezialisierungskommission: annehmbar sei. Er 
habe zu der Frage der internationalen Arbeitnehmerbewegung 
Stellung genommen und den vorgelegten "Entschliessungen zu- 
gestimmt, die den Bundesvorstand ermächtigten, sich dem Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbund in Amsterdam durch den Allge- 
meinen freien Angestelltenbund anzuschliessen. 

Gestern habe der Bundesausschuss getagt und Stellung ge- 
nommen zu allen wichtigen Fragen, die den Bundestag beschäf- 
tigen sollen. Es habe sich herausgestellt, dass es unzuwlänglich 
sei, wenn der Bundesausschuss nur zweimal im Jahre tage.. Er 
müsse unbedingt des öfteren zusammentreten, und zwar so 
zeitig, dass er vor dem Bundestage zu allen Fragen. mit denen 
sich der Bundestag beschäftigen solle, eingehend Stellung 
nehmen. könne. Die Information der Bundesausschussmitglieder 
durch den Bundesvorstand lasse noch einiges zu wünschen 
übrig. Der Bundesvorstand müsse unbedingt darauf sehen, dass 
in dieser Hinsicht eine Besserung eintrete, 


Steinbach-Berlin (Hauptkassenprüfer) gibt zu Punkt 3e 
nachstehenden Bericht über die für das Geschäftsjahr 1920 
vorgenommenen Revisionen des Bundes der technischen Ange- 
stellten und Beamten in der Hauptgeschäftsstelle zu Berlin NW 52. 

Auf Grund der den Hauptkassenprüfern satzungszemäss 
nach $ 44 übertragenen Tätigkeit sind die Revisionen der Haupt- 
kassen durchgeführt. Dabei wurde folgendes festgestellt: 



































































































der Geschäftsstelle berücksichtigt 
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1. Revisionsbereich: Die Revision erstreckte sich auf Prü- 
fung ‚der Einnahmebelege, der Ausgabebelege, der Anweisung 


- der Zahlungen und deren richtige Verbuchung, ferner auf Prü- 


fung des Abschlusses und der Bilanzen, sowie die Revision der 
Barkasse. 

2. Revisionstätigkeit: Ausweislich des Revisionsprotokoll- 
buches sind zur Bewältigung der vorgenannten Arbeiten, die 
am 26. April 1921 beendet wurden, etwa 200 Revisionssitzungen 
eriorderlich gewesen. Die Beteiligung der Hauptkassenprüfer 
an den anberaumten Revisionssitzungen: war eine sehr rege. 

3. Bilanz: Der Bund verfügte am 31. Dezember 1920 über 


. folgende Bestände: 


a Wertpapiere: Laut dem vorgelerten Auszug ‘der Deut- 
schen Bank sind dort hinterlegt Wertpapiere zum Nenn- 
wert von 463700 M., die am 31. Dezember 1920 zu Buch 
standen mit 385 360,64 M. Ferner wurden in dem Tresor 

= des Bundes Werte aufbewahrt in Höhe von 27 197,75 M. 

b) Bankguthaben, Postscheck, Barkasse: In Bankzuthaben, 
Postscheck und Barkasse ergab sich am 31. Dezember 1920 
ein Kassenbestand in der Hauptverwaltung in Höhe von 
274 741,06 M. Ausser diesem Betrage ist bei der Industrie- 
beamtensparbank ein besonderes Depositenkonto eröffnet 
worden, auf dem am 31. Dezember 1920 300480 M. des 
Kampffonds eingezahlt waren. 

- €) Die Kassenbestände in den Ortsverwaltungen sind gegen- 
über dem Vorjahre wiederum um rund 576 000 M.. eine ver- 
hältnismässig hohe Summe, gestiegen. Während die Summe 
von rund 845000 M. zinslos in den Kassen der Ortsver- 
-waltungen lagerte, war die Hauptverwaltung gezwungen, 
Anfang des Jahres Darlehen in Höhe von 310000 M. auf- 
zunehmen. Es ist dringend geboten, dass diesem Uebel- 

- stand abgeholfen wird. 

d) Das gesamte Vermögen des Bundes stellt sich am 31. De- 
zember 1920 auf 2 981 021,04 M. gegenüber 1 222912.00 M., 


x so dass für das verflossene Berichtsiahr ein Vermögens- 


zuwachs von 1758 109,04 M. zu verzeichnen ist. 

4. Barkasse: Bei der letzten, am 1. April 1921 vorgenom- 
Men Barkassenrevision wurden die Bestände in Uebereinstim- 
mung mit, den! Kassenbüchern festgestellt. 

5. Buchführung: Die Bücher des Bundes sind nach dem 
System der amerikanischen Buchführung unter Berücksichtigung 
der Eigenart des Bundes ordnungsgemäss geführt. Die von den 
Hauptkassenprüfern vorgenommenen Beanstandungen sind von 
worden. Im grossen und 
ganzen wurden bei gewissenhaftester Prüfung keine nennens- 
werten Unstimmigkeiten entdeckt, vielmehr wurde die Ueber- 
zeugung gewonnen dass die Geschäftsführung unter Beob- 


achtung möglichster Vorsicht im Interesse der Mitglieder - ge- 


handhabt wird. 
Hierauf tritt um 1°/a Uhr die Mittagspause ein. 


Nachmittagssitzung, Beginn 3 Uhr. 
Es wird in die Aussprache zum Geschäftsbericht eingetreten. 


Fürst-Hamburg weist auf die Ausführungen des Ver- 
treters des Bündesausschusses hin. wonach der Bundesausschuss 
bei wichtigen Fragen nicht immer genügend und rechtzeitig 
orientiert worden sei. Er schlägt vor, dass die Satzungs- 
kommission die Befugnisse des Bundesausschusses dahingehend 
erweitern soll, dass die Leitung des Bundesausschusses nicht 
in den Händen des Bundesvorstandes, sondern in denen des 
Bundesausschusses selbst liegt. 


Hilke-Steglitz bringt die Kündigung des Bundesbeamten 
Löwing zur Sprache, die er für unrechtmässig hält. 


Krug-Berlin (Bundesausschuss): Löwing hatte kein Recht, 
den Bundesausschuss als Beschwerdeinstanz anzurufen, da er 
nicht Mitglied unseres Bundes sei. Die Zurückweisung seiner 
Aufnahme durch den Vorstand sei berechtigt gewesen. Das 
Verhalten Löwings sei nicht mit seiner Stellung im Bunde in 
Einklang zu bringen gewesen. 


Ewert-Berlin schildert die Verhandlung vor dem Schlich- 
fungsausschuss und dessen Zusammensetzung und behauptet, die 
Vertreter des Vorstandes hätten nicht einwandfrei operiert. 


-" Reichelt-Berlin (Bundesvorstand) weist darauf hin, 
dass Löwing die Bundesinstanzen vor Anrufung des Schlich- 
tungsausschusses hätte in Anspruch nehmen müssen. Nachdem 
aber die öffentliche Entscheidung von ihm angerufen worden 
sei, habe der Bundesvorstand der Verhandlung vor dem Schlich- 
tungsausschuss mit Ruhe entgegengesehen, da er nicht das ge- 
Tingste zu verbergen habe. Der Spruch des Schlichtungsaus- 
Schusses habe die Haltung des Bundesvorstandes gerechtfertigt. 


Händeler-Berlin (Bundesvorstand) gibt den Spruch des 
Schlichtungsausschusses bekannt. 

Ein Antrag Ewert-Berlin, Löwing vor dem Bundestage 

zu hören, wird abgelehnt, die Verlesung des in Frage kommen- 
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den Artikels Löwings dem Ausschuss für die Bundesbeamten. 
fragen überwiesen. 


Wuttke-Erfurt weist auf die Mitgliederbewegung hia 
und fordert insbesondere eine rege Aufklärung in den Beamten 
kreisen über die Bundesziele, um die Werbekraft des Bundes 
zu heben. Die Mitgliederbeiträge habe der vorjährige Bundes- 
tag nur deshalb in der Höhe bewilligt, weil für sozialpolitische 
und gewerkschaftliche Angelegenheiten atısserordentlich hohe 
Summen angefordert waren. Die Finanzkommission muss prü- 
fen, dass der Haushaltsplan den tatsächlichen Verhältnissen an- 
gepasst ist. 


Klostermann-Jena: Der wichtigste Punkt unserer 
Tagesordnung ist der Geschäftsbericht, mit dem. wir uns ein- 
gehend beschäftigen müssten. Vom Vorstand ist auf schrift- 
lichem Wege alles für die Ausbreitung unserer Ideen und der 
Beschlüsse unseres letzten Bundestages geschehen. Leider wird 
der Inhalt unserer Schriften von den Kollegen nicht genügend 
beachtet. Wäre dies der Fall, so würde die Lösung der uns ge- 
stellten Aufgaben auf dem Bundestag viel leichter möglich sein. 
Wir müssen- Mittel und Wege finden, um Störungen im AfA- 
Bund nach Möglichkeit zu vermeiden. Der Deutsche Werk- 
meister-Verband bringt noch nicht die Kraft auf, um die ge- 
fassten Beschlüsse zu verwirklichen. Wir müssen daher noch 
einige Geduld haben. Wir haben einen guten Generalstab, die 
Truppenschulung lässt jedoch zu wünschen übrig. Ein grosser 
Teil unserer Bundeskollegen hat die Organisation lediglich als 
Tarifmaschine betrachtet und, nachdem die Verhältnisse sich 
einigermassen stabilisiert haben, ihren Austritt erklärt. Diese 
Kollegen müssen in Zukunft unter die Lupe genommen werden. 
In bezug auf die Organisierung unserer Arbeit ist noch sehr 
viel nachzuholen. Die Beitragszahlung lässt ebenfalls noch sehr 
zu wünschen übrig. Unser Bundesorgan kostet uns viel Geld, 
Wir müssen uns daher die Frage vorlegen, ob nicht eine Ver- 
einheitlichung am Platze ist. Die Beschlüsse des Bundestages 
müssen mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht werden. 
Im Vordergrund hat die grundsätzliche Betonung unserer Ge- 
werkschaftsarbeit zu stehen. 


Zu einem Antrag, der sich mit der Bestätigung der Ge 
schäftsführer beschäftigt, erklärt Krug-Berlin (Bündesaus- 
schuss), dass der Bundesausschuss in seiner gestrigen Sitzung 
eine Kommission eingesetzt habe, die sich mit dem Antrag 
Berlin-Norden I auführlich beschäftigt hat. Diese Kommission 
ist nach dreistündiger Beratung zu der Ueberzeugune gekom- 
men, dass dem Bundesvorstand kein Vorwurf in dieser An- 
gelegenheit zu machen ist. 


Thoma-Epstein: Der Friedensvertrag ist der Ausgangs- 
punkt unserer wirtschaftlichen Not. Wenn auch eine grosse 
Anzahl unserer Kollegen davon überzeugt sind, so ist doch in 
weiten Kreisen der Angestellten noch viel Unklarheit über die 
wirtschaftlichen Folgen des Friedensvertrages vorhanden. Die 
Aufgabe der Gewerkschaft muss es sein, hier aufklärend zu 
wirken. Leider fehlen uns die dazu notwendigen Mittel, da noch 
grosse Teile, ja ganze Berufsgruppen der Angestellten frei- 
gewerkschaftlich erfasst werden müssen. Der Bund als solcher 
kann keinesfalls alle Aufklärungsarbeit leisten, die notwendig 
ist, um die Arbeitnehmer zu freigewerkschaftichen Ideen zu be- 
kehren. Für die Angestelltenschaft hat diese Aufgabe der AfA- 
Bund. Die Aufklärungsarbeit muss besonders auch in anderen 
Berufsgruppen geleistet werden. Unsere Aufgabe für die 
nächste Zeit wird es sein, für die Vertiefung der freigewerk- 
schaftlichen Ideen zu sorgen. Wir dürfen uns durch die geg- 
nerische Arbeit nicht in die Defensive drängen lassen, vielmehr 
müssen wir zur Offensive übergehen. Es wird auch zweck- 
mässig sein, bei Zusammensetzung des Bundesausschusses da- 
für zu sorgen, dass durch die Mitglieder des Bundesausschusses 
Gelegenheit gegeben ist, den Bundeszedanken im Reich zu 
propagieren. 


Damit schliesst die Aussprache über den Geschäftsbericht, 
Es wird einstimmig folgende Entschliessung angenommen; 


Entschliessung 
zum Bündnis zwischen A. D. G. B. und AiA-Bund. 


„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten begrüsst den Beschluss des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (Bundesausschuss- 
sitzung vom 23. März 1921), wonach der A.D.G.B. und der 
AfA-Bund unter Aufrechterhaltung der beiderseitigen organi- 
satorischen Selbständigkeit einen Organisationsvertrag zur dau- 
ernden Gemeinschaftsarbeit aller freigewerkschaftlich organi- 
sierten Kopf- und Handarbeiter abschliessen. 


Der Bundestag empfiehlt dem AfA-Bund, den in der A. D. 
G. B.-Entschliessung vom 23. März 1921. enthaltenen Richtlinien 
zuzustimmen und die Reorganisation des AfA-Bundes beschleus 
nigt durchzuführen,“ 
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Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens 


Kaufmann {Bundesvorstand): Mit der Frage einer völli- 
zen Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens ist eine Reihe 
der schwerwiegendsten Probleme verknüpft. Von drei Not- 
wendigkeiten hängt die Existenz des Menschen ab: Nahrung, 
sleidung und Wohnung. Dazu treten noch wichtige Kultur- 
bedürfnisse. Die heutige Wohnungsnot hebt die Freizügig- 
keit auf und beengt den Menschen in seiner Entschlussfreiheit. 
Wirtschaftliche, politische, sittliche und hygienische Gefahren 

sind die Folgeerscheinungen der bestehenden Ueberfüllung. der 
Wohn 1ungen. 

Vor dem Kriege ging die Entwicklung des Wohnungsbaues 
dahin, dass die Bautätigkeit in der Hand eines spekulativen 
Unternehmertums lag und völlig abhängig war von der Ent- 
wicklung der Industrie. Ohne Rücksicht auf den Bedarf und 
völlig planlos wurden Häuser errichtet, und ganze Stadt- 
viertel entstanden, die in vielen Fällen oft einem einzigen Be- 
sitzer gehörten. Während des Krieges wurde der Wohnungsbau 
vanz eingestellt. Die in Deitschland vorhandenen 18 000 Ziege- 
!eien wurden zum: grössten Teil stillgelegt. Schon 1914 war das 
Wohnungsbedürfnis nicht vollkommen befriedist. Der Krieg 
ist die Ursache des völligen Zusammenbruchs im Wohnungs- 
wesen, vor dem wir jetzt stehen. 


Der Umiang der Wohnungsnot. 
Nach einer Aeusserung im Preussischen Abzeordneten- 


hause iehlen gegenwärtig in Berlin über 200060 Woh- 
nungen, Beim Berliner Wohnungsamt liegen .. ungefähr 
120600 Wohnungsgesuche vor. In den anderen Gross- 


städten des Reiches sind keine besseren Verhältnisse zu ver- 
zeichnen. Die Sozialisierungskommission beschäftigt sich gegen- 
wärtig mit der Frage, ob und inwieweit das deutsche Baiı- 
zewerbe und das Wohnungswesen sozialisiert werden 
kann. Nach den Untersuchungen des Sekretärs für Kommunali- 
sierung und Wohnungswesen der Sozialisierungskommission, 
tlerrn Noack, liegen bei den aus dem Osten zurückgekehrten 
flüchtiingsfamilien in Frankfurt a. O. furchtbare Woh- 
nungsverhältnisse vor. 2300 Wohnungen werden dort 
xesucht. Diesen Forderungen gegenüber konnten nur 12 Woh- 
sungen im letzten. Monat freigemacht und im: vorigen Jahre 
aur 150 Wohnungen durch Neubauten errichtet werden. 
Graueshafte Wohnungszustände wurden auch in Seniten- 
berg vorgefunden. Zahlreiche Familien wohnen in Wasch- 
küchen, auf Hausböden und in Ställen, einige haben 
sich Unterstände und Holzhütten gebaut. Familien 
von 4—5 Personen sind in einem Raum untergebracht, der so 
klein ist, dass zwei Bettstellen übereinandergestelit werden 
müssen. Erschütternde Beispiele dieser Zustände lassen sich 
in grosser Zahl aufzeichnen. In Magdeburg sind von 75000 
Haushaltungen 9000, das sind 12 Prozent, auf der Wohnungs- 
suche. Ein Drittel hiervon ist als dringend beim Wohnungsamt 
vorgemerkt. Selbst wenn Reich und Staat mit besonderen 
Aufwendungen eingreifen, wird die Wohnungsnot immer noch 8 
bis 10 Jahre dauern. Man hat bis zu drei Familien in Wohnun- 
gen von Stube, Kammer und Küche gesteckt. Auch hier liegen 
geradezu erschütternde Berichte vor über die sich aus solchen 
Zuständen ergebenden Sittenbilder unserer Zeit. Man kann sich 
dem Urteile des Statistischen Wohnungsamtes Magdeburg nur an- 
schliessen, dass de Zwangseinquartierung eine Ver- 
heerung der Wohnungskultur bedeute. In Burg hausen in 
einer Stube und zwei engen Kammern 10 Menschen, ein Ehe- 
paar mit 8 Kindern im Alter von 10-20 Jahren. Vorhanden 
sind nur 4 Bettstellen. Die Hausbesitzer auch in Burg weigern 
sich, Reparaturen auszuführen, weil diese so teuer sind. dass sie 
mit den Mieten nicht gedeckt werden können. Eine Wohnung, 
die von einer $Sköpfigen Familie bewohnt wird, und eine jähr- 
liche Miete von 300 M. bringt, hat einen Reparaturkostenauf- 
wand von 1200 M. erfordert, also die Miete von 4 Jahren ver- 
schlungen. Die vielfach verbreitete Ansicht, dass sich die 
Woehnungsnot infolge des Krieges- wieder bessern werde, er- 
scheint irrig, wenn man die Gutachten der Statistiker dagegen- 
hält. Nach dem Bericht des Stadtbaumeisters in Brandenburg 
erzeben sich folgende Tatsachen: 


Die Zahlen. der Eheschliessungen Geburten Sterbefälle 


betragen 1913 452 1168 796 
1915 277 832 1334 
1920 835 1124 983 


Das Statistische Amt Berlin rechnet für das 


Jahrfünft 1921—25 auf eine jährl. Zunahme von 205000 Haushaltungen 
n 192653027 172 090 r 
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” 1936—49 ” ” ” ” 2) 216 000 ” 
„ 1941—45 ” ” „” ” » 245 009 „ 


‚Gleich furchtbare Zustände wurden auch bei den 
besichtigten Landarbeiterwohnungen im Kreise Kalau 


iestgestellt. Hier zeigen sich die Gründe, weshalb keine deutschen 
Arbeiter jür die Landarbeit gewonnen werden können und des- 
halb Ausländer herangezogen werden. Die Landarbeiter- 
wohnung besteht fast durchweg aus zwei Räumen, Auf einem 
Gut wohnt ein Arbeiter mit Frau und 6 Kindern m 
Alter von 1 bis 11 Jahren in einem Raum von 14 qm, wozu 
noch eine kleine, nicht heizbare Kammer gehört. Diesen acht 
Menschen stehen 2 Betten und 1 altes Sofa zur Verfügung. Der 
Landarbeitermangel ist enorm. Infolge ds Wohnungs- 
elends werden zZ. B. auf den Gute Leskow 300 Morgen 
seit 4 Jahren nicht mehr bestellt, weil keine Kräfte mehr da- 
für vorhanden sind. Die Gutsbesitzer beantragen die Zulassung 
ausländischer Landarbeiter, und! das Brandenburgische Landes- 
arbeitsamt hat für 1921 wieder 30000 ausländische Arbeiter für 
die Provinz zugelassen. Hier tritt der Widersinn der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsordnung krass in Erscheinung: in den Städten 
Hunderttausende von Arbeitslosen, und auf dem Lande müssen 
Ausländer zugelassen werden, weil es dem deutschen Arbeiter 
ıicht möglich ist, selbst unter den primitivsten! Ansprüchen dort 
zu leben. Das Brandenburgische Arbeitsamt hat deshalb auch 
in einem Erlass darauf hingewiesen, dass die Zuführung von 
Arbeitskräften nur erfolgen kann, wenn durch intensivste Bau- 
tätigkeit auf den Gütern und in den Dorfgemeinden für Woh- 
nungsgelegenheit gesorgt wird. Die Abhängigkeit unserer Er- 
nährung von der ausländischen Landarbeiterschaft kann nur durch 
möglichste Vermehrung der deutschen ländlichen Arbeiterschait 
behoben werden. Die Ausschaltung der ausländischen Land- 
arbeiter ist aber nur möglich, wenn für deutsche Arbeiter Woh- 
nungen geschaffen werden. 

So wie in der Provinz Brandenburg liegen die Wohnunee 
verhältnisse zweifellos auch in den Industriegebieten, in Süd- 
und Mitteldeutschland und allenthalben im Reiche. Und: diese 
Not wächst von Tag zu Tag. Lawinenhaft rollt der Wohnungs> 
mangel und erfasst immer weitere Volkskreise. Es werden 
weniger neue Wohnungen gebaut als alte verfallen. 

Den drohenden Gefahren entgegenzutreten und in der Oef- 
fentlichkeit immer wieder auf sie hinzuweisen und Wege zur 
Abhilfe aufzuzeigen, ist vornehmste Aufgabe der Techniker. 
Wenn heute überall der Ruf erschallt, dass gebaut werden 
müsse um jeden Preis, so ist zu untersuchen, warum bisher :noch 
Kein ernstlicher Anfang in der Bautätigkeit zu verzeichnen ist. 


Die Profitwirtschaft im Baugewerbe, 


Durch die Kriegswirtschaft sind die Preise in der Baustoff- 
erzeugungs-Industrie ins Riesenhafte gestiegen. In’der Kali- 
industrie sind die Gesamtkosten für ein Vier-Familien-Arbeiter- 
haus bei einfacherer‘ Ausführung von 19158 M. im- Jahre 1914 
auf 273165 M. im Jahre 1921, das sind um 1372 Prozent, ge- 
stiegen. 


Die kapitalistische Ausbeutung 'der Notlage des deutschen 
Volkes kennt keine Grenzen. Infolge der Ringbildung und Syn- 
dizierung werden im Baugewerbe Gewinne gemacht, die sich 
würdig den Geschäftsabschlüssen in der Industrie anschliessen. 
So lesen wir im. Geschäftsbericht der Berliner Holzkontor A.-G, 
dass der Reingewinn dieser Gesellschaft trotz steigender Ab- 
schreibungen, Rücklagen und Tantiemen, stieg von 


1918 = 1,8 Millionen 
1919 —= 4,6 Milionen 
1920 = auf fast 17 Millionen. 


Durch Verhinderung der Errichtung neuer Zementareie can 
durch Stillegung noch leistungsfähiger Betriebe wird die Pro- 
duktion dieses wichtigen Baustoffes künstlich niedergehalten, um 
die Preise hochzutreiben. 

Die Baukosten werden weiter steigen, auch das Baugew erbe 
unterliegt der Stinnesierung. So haben sich jetzt die grössten 
Baufirmen des Baugewerbes für 60 Jahre zu Interessengemein- 
schaften zusammengeschlossen, welche die Zulassung’ und’ gleich- 
mässige Verteilung der Gewinne, natürlich auch eine erhepliche 
Erhöhung derselben bringen sollen. 

Wenn für die Steigerung der Baukosten die auf das Neuf- 
bis Zehnfache gestiegenen Löhne der Arbeiter und die um das 
Acht- bis Neunfache erhöhten Gehälter der Angestellten in der 
Hauptsache verantwortlich gemacht werden, so ‘weiss jeder 
Sachverständige, dass die Materialien weitaus mehr 'gestiegen 
sind als die Löhne, und dass vor allem die Gewinne des Unter- 
nehmertums im Baugewerbe’ und in der Industrie eine Steige- 
rung erfahren haben, die in keiner Weise mehr gerechtiertigt 
werden! kann. i 


Wohnungsnot und Arbeitslosigkeit. - 


Neben der Wohnungsnot wächst die Arbeitslosizkeit. Stellt 
man die beiden Tatsachen der Wohnungsnot und der Arbeits- 
losigkeit einander gegcnüber, so tritt der Widerspruch der kapi- 
talistischen Wirtschaftsordnung besonders krass in Erscheinung: 











“ zung des Mieterschutzes führt. 


Nr. 19 


1. Es fehlen uns 1% Milionen Wohnungen, 

2. die alten Häuser verlangen dringend Instandsetzung, denn 
es verfallen immer mehr Wohnungen, die trotzdem‘ noch 
von Menschen benutzt werden müssen, 

3. Hunderttausende von Bauarbeitern, Technikern und andere 
für die Baustofferzeugung in Frage kommende Arbeits- 
kräfte sind arbeitslos, 

4. es sind alle Baustoffe im Lande. Eine Einfuhr ist nicht 
notwendig, und wir sind unabhängig von Zollschranken, 
Valuta und allen übrigen Erschwernissen. 


Die Erhöhung der Mieten. 


Wenn man das bestehende sogenannte solide Baugewerbe 
darauf hinweist, dass es sich als unfähig erwiesen habe, der 
Wohnungsnot zu steuern und den bestehenden Hausbesitz zu 
erhalten, so wird von den Unternehmern erwidert, dass sie unter 
einer freien Wirtschaft sehr wohl imstande wären, die erforder- 
lichen Wohnungen zu schaffen. Die völlige Beseitigung des 
Mieterschutzes ist ihr Ziel. Die Folge der: Aufhebung der 
Zwangswirtschaft im Wohnungswesen - wäre eine ungeheure 
‚sprunghaite Steigerung der Mietspreise und damit auch des 


Werts der Grundstücke und der alten Häuser. 


Nicht nur die Hausbesitzer-Organisationen, Bauarbeitgeber- 
Verbände und andere wirtschaftliche Interesseuvertretungen, 
sondern auch die Leiter verschiedener Wohnungsämter. treten 
für den Uebergang von der gebundenen zur freien Wirtschaft 
auf dem Baumarkt ein. An der Frage der Erhöhung der Mie- 
ten können wir nicht vorbeigehen. . Selbst auf die Geiahr hin, 
sich unpopulär zu machen, muss man sich für eine Erhöhung 
der Mieten aussprechen. Die neuen Häuser müssen nach dein 
Werte unserer Papiermark erbaut werden, die alten Häuser 
sind zu Goldmarkpreisen entstanden. Hier den Ausgleich zu 
schaffen, ist das Problem. Die kapitalistische Wirtschaft kann 
es nicht lösen, denn mit der einfachen Erhöhung der Mieten 
und mit der Abwälzung dieser neuen Belastung auf den Ar- 
beitgeber durch Erhöhung der Gehälter und Löhne kann die 
Frage nicht gelöst werden. Die durch die Mietserhöhung ge- 
steigerten. Grundstücks- und Häuserwerte dürfen auf keinen 
Fall dem gegenwärtigen Besitzer zufallen, sondern müssen der 
Allgemeinheit erhalten bleiben. Das ist nur möglich auf dem 
Wege der Gemeinwirtschaft. 


Gemeinwirtschaftliche Neuordnung des Bau- und Wohnungs- 
wesens, 

Die alten und die neuen Wohmungen müssen zusammen 
gemeinwirtschaftlich gebaut, erhalten und verwaltet werden. 
Hierzu ist die Bildung von Wohnungsgenossenschaften vor- 
geschlagen worden. Neben der Sozialisierungskommission 
beschäftigt sich auch eine freie Kommission, die aus 
Vertretern des A. D. G. B., des AfA-Bundes und den auf 
dem Boden der Gemeinwirtschaft stehenden Reichstagsfraktionen 
besteht, mit der Lösung dieser Frage. Die Ausschaltung des 
"alten Hausbesitzes gegen Entschädigung und die Ueberführung 
der alten Häuser in die Gemeinwirtschait ist sehr schwierig. 
Ob die Mietssteigerung dirckt weggesteuert und zum Neubau 
verwendet wird, oder ob der durch die Mietssteigerung ge- 
Steigerte Wert der Grundstücke, so wie es der Antrag Wissel 
im Reichswirtschaftsrat wünscht, für die Allgemeinheit . ab- 
geschöpft wird, ist mehr eine Zweckmässigkeits- wie eine 
grundsätzliche Frage. Die Hauptfrage ist doch die, die Bau- 
tätigkeit schnellstens in Gang zu bringen, damit neue Häuser 
und Wohnungen entstehen ‘und. die Arbeitslosen produktiv be- 
schäftigt werden. Die Reichsregierung, und das gilt für alle bis- 
herizen Regierungen, brachte der Wohnungsfrage bis vor kur- 
zem wenig Verständnis entgegen. Mit der Politik der kleinen 
Mittel glaubte sie die grosse Not bewältigen zu können, aber mit 
Zwangseinquartierungen, Notwohnungen usw. ist ihr nicht zu 
steuern. Auch das bisherige System, öffentliche Mittel als ver- 
lorene: Zuschüsse zum Bau von neuen. Wohnungen. auszugeben, 
hat gründlich versagt. Bisher sind fast 4 Milliarden Mark seit 
1918 für diesen Zweck ausgegeben worden, und etwas über 
200000 Wohngelegenheiten, nicht Wohnungen im guten Sinne, 
geschaffen worden. Die Milliarden sind versandet und in Ka- 
näle geflossen, an deren Ende der Geldschrank der Baustoii- 
erzeuger und Bauunternehmer steht. (Sehr-richtig!). Durch eine 
Gelegenheitsgesetzgebung versucht die Regierung nunmehr, der 
Notstände Herr zu werden. Sie hat ein Reichsmietengesetz 
unter dem Titel 
x „Gesetz zur Regelung der Mietzinsbildung“ 
vorgelegt, das in seiner ursprünglichen Fassung ein glattes Ge- 
schenk an die Hausbesitzer bedeutet und nur zur Durchlöche- 
Auch die „Erhebung einer Ab- 
‚gabe zur Förderung des Wohnungsbaues“, bekannt unter dem 
"Namen „Mietssteuergesetz“ kann nicht als Lösung des Problems 
betrachtet werden. In diesem Gesetz ist zum ersten Male der 
Schwache Versuch gemacht worden, ganz bescheidene For- 
derungen an die gemeinwirtschaftliche Verwendung der Mittel 
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zu erfüllen. Im $ 2 wird gesagt, dass Zuschüsse nur gegeben 
werden, wenn die damit errichteten Bauten dauernd im Figen- 
tum öÖffentlich-rechtlicher oder gemeinnütziger Stellen ver- 
bleiben, oder wenn durch geeignete Massnahmen verhindert 
wird, dass der Eigentümer aus der Vermietung oder dem Ver- 
kauf übermässige Gewinne erzielt. Inzwischen wurde auf Drän- 
gen der baugewerblichen Arbeiterverbände, woran auch der 
Bund erheblich beteiligt war, vom Reichstag ein Notgesetz be- 
schlossen, welches die Länder verpflichtet, zur Förderung des 
Wohnungsbaues in den Rechnungsiahren 1921/22 zusammen min- 
destens einen Betrag von 30 M. auf den Kopf der Bevölkerung 
auizuwenden. Inzwischen sind Versuche zu verzeichnen, die 
Mietssteuer ganz erheblich heraufzuschrauben, um grosse Mittel 
für die Bautätigkeit zu gewinnen. 

Die für dieses Jahr getroffene Gelegenheitsgesetzzebung 
bringt bestenfalis nur 1,8 Milliarden Mark auf 2 Jahre verteilt. 
so dass für 1921 nur 900 Millionen für Baukostenzuschüsse zur 
Verfügung stehen. Das bedeutet nur einen Tropfen auf den 
heissen Stein. Und wenn man nicht dazu kommt, auch die 
Baustofferzeugung und Bauausführung gemeinwirtschaftlich zu 
organisieren, werden auch diese 900 Millionen zum grösseren 
Teile wieder in die Taschen der Spekulanten auf dem Baumarkt 
fliessen. Aus der Gelegenheitsgesetzgebung müssen wir her- 
aus, um zu einer grundsätzlichen. Regelung des Bau- und Woh- 
nungswesens zu gelangen. Die für den Fall des Inkrafttretens 
der Sanktionen zu erwartende grosse Arbeitslosigkeit muss vom 
Baugewerbe aufgefangen werden. Hier ist der Raum zur Be- 
tätigung der Arbeitslosen. Aber nicht mehr planlos darf ge- 
baut werden, sondern es muss ein fest umrissenes ausreichendes 

Bauprogramm 
aufgestellt werden. Die Frage des 
Mietskaserne spielt dabei eine erhebliche Rolle. Man wird 
sich klar sein müssen, dass das Ziel der eigenen 
Heimstätte in unserer schweren Zeit sich restlos nicht wird ver- 
wirklichen lassen. Nur überall da, wo es möglich ist, wie an 
der Peripherie der Städte, auf dem flachen Lande, in den 
Mittel- und Kleinstädten sollen kleine Siedlungen gebaut wer- 
den. Wenn dabei das Mehrfamilienhaus, insbesondere zur Aus- 
füllung der Baulücken, nicht abgelehnt wird, so ist dabei aller- 
dings nicht an die heutigen Mietskasernen gedacht, sondern an 
Häuser mit drei Geschossen und otiener. Bauweise. 

Zu der Frage der technischen Ausführung der Neubauten 
ist zu bemerken, dass die soviel gepriesenen sogenannten spar- 
samen Bauweisen sich nicht bewährt haben. Man wird ver- 
suchen müssen, mit den alten erprobten Bauweisen weiterzu- 
arbeiten. 

Bei ‚der Lösung des Problems ist auch das psychologische 
Moment nicht ausser acht zu. lassen. Die Arbeiter und An- 
gestellten wollen nicht mehr länger für kapitalistische Inter- 
essen ifronden. Auf dem Wege der Selbsthilfe wollen sie Schritt 
für Schritt sich von den Nöten des Kapitalismus befreien. Die 
baugewerblichen Arbeitergewerkschaften und unser Bund haben 
sich zu einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung zusammen- 
geschlossen, die unter den Namen 


„Verband sozialer Baubetriebe“ 


gemeinwirtschaftlich Bauten ausführt, Baustoffbetriebe erwerben 
will und die notwendige Baumaterialienproduktion selbst 
in die Hand zu nehmen sucht. Diese Selbsthilfeorgani- 
sation hat sich bisher ausserordentlich günstig entwickelt. Mehr 
als 150 soziale Baubetriebe sind seit dem letzten Bundestage 
entstanden, 14 Bauhüttenbetriebsverbände, die in sich die Zu- 
sammenfassung der einzelnen sozialen Betriebe der Bezirke dar- 
stellen. Für über 100 Millionen Mark Aufträge hat der soziale 
Baubetrieb bereits zur Zufriedenheit der Auftraggeber bewäl- 
tigt. Gewaltige Summen sind dadurch der Öffentlichen Hand 
erspart worden. Aber auch die Baustofferzeugung muss der 
gemeinwirtschaftlichen Regelung unterstellt werden. Nach den 
Vorschlägen der Bauarbeitergewerkschaften werden von der 
Regierung 500 Millionen Mark verlangt, die zur Schaffung einer 
solchen gemeinwirtschaftlichen Organisation erforderlich sind. 
Die Bauarbeitergewerkschaften und ihre Zusammenfassung, der 
„Verband sozialer Baubetriebe“, haben ihrerseits beschlossen, 
eine weitere Million Mark aufzubringen und damit schon zu- 
nächst einzelne Baustoffbetriebe in die Hand zu bekommen. 

Damit beschreiten die freien Gewerkschaften der Bau- 
arbeiter und Bautechniker einen neuen Weg, der über den 
Rahmen der bisherigen Gewerkschaftsarbeit hinausreicht. Sie 
gehen im Kampf zwischen Kapital und Arbeit zur Oiiensive 
über, und es muss alles geschehen, um den Sieg an ihre Fah- 
nen zu heiten. 

Zum Schluss weist Redner darauf hin, dass unsere Feinde 
von gestern uns vom Weltmarkt absperren wollen. Sie zwin- 
gen uns, in dem engen Rahmen unserer beschnittenen Grenzen 
zu bleiben, weshalb wir uns den veränderten Verhältnissen. ent- 
sprechend wirtschaftlich einrichten müssen. Nur Arbeit kann 
uns wieder hochbringen und die wirtschaftliche Freiheit geben 


Kleinhauses oder der 
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Wir werden die uns auferlegten Lasten nur tragen können, 
wenn alle überflüssigen Ausgaben im Innern des Landes ver- 
mieden werden und wenn wir so rationell wie nur möglich ar- 
beiten. Zur Kriegsentschädigung an den Äusse- 
ren Feind können wir unmöglich noch eine 
Kriegsentschädigung an den inneren Feind, an 
den Ausbeuter unserer Volkskrait, bezahlen. Die bittere 
Not zwingt zur Gemeinwirtschaft, die alle Kräfte 
zusammeniasst und jeden an der Stelle einsetzt, wo er das 
Fiöchste für die Allgemeinheit zu leisten vermag. Mit den Wor- 
ten, die Goethe dem sterbenden Faust in den Mund gelegt hat, 
und die ganz besonders heute wie für uns gemünzt erscheinen, 
schliesst Redner seine mit grossem Beifall’aufgenommenen Aus- 
führungen, . 

Aus der Mitte des Bundestages wurde beantragt, von einer 
Debatte abzusehen, und hiernach folgende Entschliessung ein- 
stimmig angenommen; 


Entschliessung zur Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens. 


„Der Bundestag stellt fest, dass die privatkapitalistisch be- 
triebene Wohnungs- und Bauwirtschaft zusammengebrochen 
ist. Die von der Reichsregierung bisher eingeleiteter Mass- 
nahmen haben das ständige Wachsen der Wohnungsnot nicht 
zu hindern vermocht. Die Gewährung verlorener Baukosten- 
zuschüsse aus Öffentlichen Mitteln ist unwirksam geblieben und 
hat nur zu immer weiteren Steigerungen der Baukosten geführt. 
Die völlige Unterbindung des Bauens, der fortschreitende Ver- 
fall der alten Häuser und eine beispiellose Arbeitslosigkeit 
im Baugewerbe und in der Baustoffindustrie sind die Ergebnisse 
dieser ohne jeden organisatorischen oder wirtschaftlichen Plan 
betriebenen Baupolitik. 

Der Bundestag spricht als Vertretung der Mehrheit der 
deutschen Technikerschaft die Ueberzeugung aus, dass der bis- 
her beschrittene Weg grundsätzlich verlassen werden muss, 
wenn nicht die schwersten wirtschaftlichen und politischen Er- 
schütterungen als Folge des vollkommenen -Versagens der Bau- 
tätigkeit eintreten sollen. Staatshilfe und Selbsthilfe müssen 
beim Wiederaufbau der Bauwirtschaft aufs innigste zusammen- 
wirken. Der Bundestag fordert deshalb: 


I. 


von der Reichsregierung die beschleuniste Vorlage eines Ge- 
setzes, welches das gesamte Bau- und Wohnungswesen auf eine 
neue gemeinwirtschaftliche Grundlage stellt. 

Im besonderen ist: 


1. unter Hinzuziehung sachverständiger Wirtschaftspolitiker, 
sowie von Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände des Baugewerbes, der Mieter- und Siedler-Ver- 
einigungen, sowie des Verbandes sozialer Baubetriebe eine 
Organisation zu schaffen, die in sachlicher und personeller 
Beziehung den Anforderungen gewachsen ist, die zur Be- 
lebwng der Bautätigkeit und zur Aufrechterhaltung des 
Hausdestandes erfüllt werden müssen; 

2, ein Bauprogramm aufzustellen, welches geeignet ist, die 
Wohnungsnot wirksam zu verringern, wie den vorhan- 
denen Hausbesitz zu erhalten und für die Neubautätiskeit 
zu verwerten. Es wird anerkannt, dass die Bewohner der 
alten Häuser solidarisch zu den Kosten der eriorderlichen 
Neubauten herangezogen werden müssen. : Der Bundestaz 
kann aber der erforderlichen Steigerung der Wohnungs- 
miete muır dann zustimmen, wenn sie nicht einzelnen Haus- 
besitzern, sondern der Allgemeinheit zugute kommt und 
wenn ausserdem durch wirksame Massnahmen dagegen 
Vorsorge getrofien wird, dass die auf diesem Wege be- 
schafften Mittel nicht wieder wie bisher durch wucherische 
Erhöhungen der Baustoffpreise und Baukosten verschlun- 
gen werden; 

3. die Politik der kleinen Mittel ist aufzugeben und deshalb 
das geplante Reichsmietengesetz sowohl wie der Gesetz- 
entwurf über die Erhebung einer Abgabe zur Förderung 
des Wohnungsbaues zurückzuziehen, wenn es nicht gelingt, 
sie bei den weiteren Beratungen so umzugestalten, dass sie 
in ihrer Auswirkung die Sozialisierung des Bau- und Woh- 
nungswesens nicht behindern. Diese Gesetzentwürfe tra- 
gen in der heutigen Form weder jeder für sich den drin- 
genden Erfordernissen der Allgemeinheit Rechnung, noch 
bieten sie beide zusammen eine geeignete Grundlage, auf 
weicher eine planmässige Neubautätiekeit unter Aus- 
nutzung des bestehenden Hausbesitzes zu erreichen ist; 

4. die Belebung der Bautätigkeit kann nur im Rahmen der 
Gemeinwirtschaft erfolgen. Zu diesem Zweck ist ein Seibst- 
verwaltungskörper auf der Grundlage der Konsumenten- 
organisation — der Mieter — für die Ausführung der er- 
forderlichen Aufgaben zu gründen, während Aufsicht und 
Legislative den Reichs- und Staatsinstanzen vorbehalten 
bleiben sollen. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Nr. 19 


I. 

Die im engen organisatorischen Zusammenwirken der Hand- 
und Kopfarbeiter des Baugewerbes geschaffene Selbsthilfe-Or- 
ganisation der sozialen Bau- und Baustofibetriebe ist geeignet, 
die Ueberführung der privatkapitalistischen Bauwirtschaft in die 
gemeinwirtschaftliche Produktion zu erleichtern. Der Bundes- 
tag beschliesst deshalb, diese Bewegung mit allem Nachdruck 
zu unterstützen. Er empfiehlt allen Mitgliedern, ihre berufliche 
und finanzielle Kraft in deren Dienst zu stellen und die vom 
Verband sozialer Baubetriebe bzw. von den bezirklichen Bau- 
hüttenbetriebsverbänden eingeleitete Finanzierungsaktion nach 
Möglichkeit zu fördern.“ 


Ausbau der Bundesarbeit und Neuordnung der 
inneren Verwaltung 


Lustig (Bundesvorstand): „Ein Ausbau unserer Bundesarbeit 
bzw. eine Reorganisation unserer inneren Verwaltung ist not- 
wendig, weil das Aufgabengebiet der Angestelltengewerkschaf- 
ten ein ganz anderes geworden ist. Während die Gav- 
beamten früher in der Hauptsache der Agitation und Organi- 
sierung ihres Gaues oblagen, müssen sie sich heute fast aus- 
schliesslich mit gewerkschaftlichen Tagesfragen beschäftigen. 
Es ist dem Gaubeamten nicht mehr möglich, sich in dem er- 
forderlichen Masse um die Verwaltungs- und Organisations- 
verhältnisse seiner Ortsverwaltungen zu bekümmern und durch 
belehrende Vorträge für die Vertiefung des Bundesgedankens 
in den Mitgliederkreisen zu wirken. 

Dieser Mangel wird von den Ortsverwaltungen empfunden, 
deswegen die sich anhäufenden Anträge auf Errichtung neuer 
Gaustellen und Gaunebenstellen. Es sind seit Gründung des 
Bundes eine Reihe solcher Gaunebenstellen eingerichtet worden, 
aber auch diese haben nicht allen in sie gesetzten Erwartungen 
entsprochen. -Es zeigte sich mehr und mehr, dass es notwendig 
ist, durch weitere Aussenbeamte die früher von den Gauleitern 
allein in engster Zusammenarbeit mit den Ortsverwaltungs- 
vorständen geleistete ‚Erziehungsarbeit zu unterstützen. Der 
vom Bundesvorstand dem Bundestag unterbreitete Vorschlag 
sieht deshalb vor, dass ein Teil der ietzt in der Hauptverwaltung. 
geleisteten Arbeit in die neuzuerrichtenden Geschäftsstellen ver- 
legt wird. Gleichzeitig wird dadurch eine Entlastung der Haupt- 
verwaltung erreicht, die einen erheblichen Teil der Mehrkosten, 
welche durch die Errichtung neuer Nebenstellen entstehen, auf- 
wiegt. Der noch übrigbleibende Mehraufwand wird durch die 
Steigerung der Beitragseinnahmen infolge besserer Arbeit in 
den Ortsverwaltungen ausgeglichen. 

Auf die Einzelheiten der Verwaltungsreorganisation, wie sie 
die Vorlage des Bundesvorstandes vorsieht, soll an dieser Stelle 
nicht eingegangen werden. Es ist das Aufgabe der Kommission. 
Nach den in den Verwaltungsabteilungen unseres Bundes ge- 
sammelten Erfahrungen ist aber sicher, dass durch die in 
Aussicht genommene Reorganisation manche Verärgerungen, 
die auf Unstimmigkeiten in der Verwaltung zurückzuführen 
waren, künftig vermieden werden, dass es ferner den neuem 
Beamten zufolge ihrer genauen Kenntnis der örtlichen Ver- 
hältnisse möglich sein wird, Mitgliederverluste, wie sie heute 
anlässlich des Geschäftsberichtes geschildert wurden, für die 
Zukunit zu vermeiden. Eine sehr wichtige Aufgabe dieser Be- 
amten ist es, aus dem Mitgliederkreise überzeugte Mitarbeiter 
zu werben. 

Die hier kurz skizzierten Aufgaben der neuen Aussen- 
beaimnten können nach den hier gesammelten Eriahrungen von 
diesen mit Sicherheit geleistet werden, und es unterliegt deshalb 
keinem Zweifel, dass die hier vorgeschlagene Reorganisation 
zur inneren Festigung unseres Örganisationsgebäudes beitragen 
und dadurch unseren Bund einen tüchtigen Schritt weiter- 
bringen wird.“ (Beifall) 

Ein Antrag Klostermann-Jena, in eine Aussprache 
einzutreten, wird abgelehnt und die Behandlung. der ganzen An- 
gelegenheit dem zuständigen Ausschuss überwiesen, 

E 


Ein Dringlichkeitsantrag der Berliner erwerbs- 
losen Mitglieder wünscht, dass sich der Bundestag mit den Ar- 
heiten der Zwölfer-Kommission beschäftige, weil diese Arbeiten 
im Interesse der Erwerbslosen lägen. Der Antrag wind durch 
die bereits gefassten Beschlüsse als erledigt angesehen. hi 

Der Gau Westdeutschland erklärt, in dem Ausschuss zur 
Behandlung von Bundesbeamtenfragen auf seinen Sitz verzichten 
und diesen Sitz dem Gau Brandenburg überlassen zu wollen. 
Der Antrag wird abgelehnt. 


Der Bericht der Mandatsprüfungskommis 
sion wird von Lütkemeier-Berlin erstattet. . 

Danach werden ohne nennenswerte Debatte alle Abgeord- 
neten von sämtlichen Gauen — mit Ausnahme von Westdeutsch- 
land »—- zugelassen, was der Bundestag bestätigt. 
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Bei Westdeutschland wird gerügt, dass den $$ 3 und 4 der 
Wahlordnung nicht Genüge geleistet wäre. Der Wahlprüfungs- 
ausschuss schlägt trotzdem ausnahmsweise die Zulassung der 
Abgeordneten mit beratender Stimme vor. Klein- 
Coblenz, Eisel- Troisdorf, Wiesenthal-Köln und Mos- 
blech-Köin (Bundesausschuss) sind für volle Zulassung als 
Delegierte. Die Zulassung wird beschlossen. 

Lütkemeier-Berlin gibt noch von einem Protest- 
schreiben der O.-V. Lübeck Kenntnis, das sich mit dem Ver- 
halten der O.-V. Stettin befasst. Das Schreiben soll als An- 
lage zu dem Protokoll des Bundestages gelegt werden. 

Zugestimmt wird einem Antrage Schweitzer, wonach 
die Kommissionsberatungen heute noch beginnen und eventuell 
morgen Schlusssitzungen stattfinden sollen. 

Zwei Anträge, die Kommsisionssitzungen bis 10 Uhr 15 Min. 
auszudehnen und nur die Konstituierung der Ausschüsse vorzu- 
nehmen, fallen damit. 

Damit schliesst der erste Verhandlungstag. 
löst sich in die vorgesehenen Ausschüsse auf: Ausschuss für 
äussere Angelegenheiten, Ausschuss für Satzungs- und Ver- 
waltungsangelegenheiten, Ausschuss für Rechnungs- und Uhter- 


Das Plenum 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


171 





stützungswesen und Ausschuss für Angelegenheiten der Bundes- 
beamten. 


2. Verhandlungstag, Sonnabend, 7. Mai 1921. 


Der 2. Verhandlungstag wird mit dem Bericht des Aus- 
schusses für äussere Angelegenheiten eingeleitet, den Kollege 
Schweisfurth erstattet. 

Von den zahlreichen angenommenen Anträgen ist ein An- 
trag bemerkenswert, der der Bundesleitung Vollmacht erteilt, im 
Falle einer weiteren Besetzung deutschen Gebietes internatio- 
nale gewerkschaftliche Massnahmen zu ergreifen. Angenommen 
wurde auch ein Antrag, der den Bundesvorstand auffordert, vor 
der Lösung neuauftretender Fragen von grösserer Bedeutung 
den Ortsverwaltungen Gelegenheit zur Aeusserung zu geben. 
Weitere Anträge, die sich mit der Angestelltenversicherung der 
Tariipolitik und verschiedenen Fragen der Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik beschäftigen, werden dem Vorstande teils zur. Be- 
rücksichtigung, teils als Material überwiesen. 

Nach einer Geschäftsordnungsdebatte ergreift Aufhäuser 
(Bundesvorstand) das Wort zu seinem Referat: 


Die Fortführung der Rätegesetzgebung 


Aufhäuser: Nach der im November 1918 vollzogenen 
Waudlung der politischen Machtverhältnisse bedurften die Ar- 
beiter öffentlicher Organe, um den produktiven Volkskräften die 
Ausübung der Staatsgewalt zu ermöglichen. Diese Träger des 
Staats- und Wirtschaftslebens waren damals die Arbeiterräte, 
Es handeite sich um den Ansatz zu einer Veriassungsreform, 
die die politische Macht «der Arbeiterklasse zur Voraussetzung 
haben muss. Die Arbeiterräte waren der äussere, lebendige 
und organisatorische Ausdruck für die tatsächliche Macht der 
Arbeiterklasse. Die weitere Entwicklung der Revolution zeigte, 
dass die Stellung der Arbeiterräte in Staat und Wirtschaft 
einen Gradmesser für die jeweiligen Kräfteverhältnisse bildete. 
Der damalige Kampf um die Arbeiterräte war der Kampf um 
die Macht des Staates. Mit der allmählichen Wiederherstellung 
des kapitalistischen Machteinflusses schwanden die Befugnisse 
der Arbeiterräte immer mehr, bis schliesslich die vorrevolu- 
tionären Gewalten eine völlige Beseitigung jener Arbeiterorgane 
erreicht hatten. Die Frage der Erhaltung oder Aufhebung der 
Arbeiterräte stand im Mittelpunkt der damaligen grossen 
Kämpfe. Während des entscheidenden Ringens im Frühiahr 1919 
war die Reichsregierung gezwuugen, an die im Generalstreik 
befindlichen Arbeitermassen Zugeständnisse zu machen, und sie 
versprach ihnen „die gesetzliche Verankerung des Rätesystems“, 
Die Einlösung dieses Versprechens der Reichsregierung  soli 
nunmehr durch die Bildung von Bezirksarbeiter-, Bezirkswirt- 
Schaftsräten, einem Reichsarbeiterrat und einem Reichswirt- 
schaitsrat erfolgen. 

Um Irrtümern und Illusionen von vornherein vorzubeugen, 
muss man erkennen, dass es in einem kapitalistischen Staate 
eine gesetzliche Verankerung der erwähnten Arbeiterräte nicht 
geben kann. Es liegt die Gefahr vor, dass die Angestellten wie 
die Arbeiter sich über das Wesen der geplanten Bezirks- 
arbeiter- und Wirtschaitsräte täuschen. Ein innerer Zusammen- 
hang mit den früheren Arbeiterräten besteht nicht, sondern es 
ist nur ein historischer Zusammenhang insofern vorhanden, als 
der Grosskampf des Frühjahres 1919, bei dem’ es sich um die 
Verteidigung der Existenz der Arbeiterräte handelte, den Aus- 
gangspunkt für die Erörterung von gesetzlichen Wirtschafts- 
orkanisationen bildete. Handelte es sich bei den Arbeiterräten 
von 1918 um ein Rätesystem im Sinne einer Herrschaft der 
Arbeit, so muss festgehalten werden, dass es sich heute,um 
eine Neuordnung der bestehenden Wirtschaftsverfassung im 
Sinne einer Gleichberechtigung von Unternehmern und Ar- 
beitern handelt. 

Die in dem welleniörmigen Verlauf der Revolution ein- 
geiretenen Verluste an Machtpositionen können nur durch den 
Ausbau und die Vertiefung der freigewerkschaftlichen Organi- 
Sationen zurückgewonnen werden. Der Erfolg dieses sozialen 
Ringens der gesamten Arbeitnehmerklassen Deutschlands wird 
nicht zuletzt von dem Geist und der organisatorischen Kraft der 
freien Technikergewerkschaft ‘abhängig sein. Es darf festge- 
stellt werden, dass in der Arbeiterbewegung wohl kaum eine 
zweite Organisation gegeben ist, bei der die Mitglieder die ein- 
mal gefundene programmatische Grundlage so beharrlich, syste- 
matisch und gründlich weiterzuentwickeln verstanden, wie das 
seit dem letzten Bundestage innerhalb der Organisation des 
Bundes zu verzeichnen ist. Es zeugt von einer völligen Ver- 
kennung unserer — wenn man so sagen darf — Bundespsyche, 
wenn auf gegnerischer Seite das Bekenntnis des Bundes zum 
Sozialismus immer wieder als Parteipolitik doktrinär hinzu- 
stellen versucht wird. Nichts ist unsinniger als eine solche 
Beurteilung unserer freigewerkschaftlichen Technikerbeweguug. 


Gerade die Bundesmitglieder liefern den Beweis, dass der 
Sozialismus aus der rein wirtschaftlichen Erkenntnis heraus- 
wachsen muss. Wenn an einzelnen Orten ein schnelleres Tempo 
in der Umgestaltung der Verhältnisse und eine entsprechende 
Einstellung der Bundestaktik gefordert wird, so ist darauf hin- 
zuweisen, dass die Bundesmitglieder darauf Wert legen, nicht 
auf Kommando der Führer in die Probleme des Sozialismus 
hineinzuwachsen, sondern dass sie die höhere Wirtschaftsord- 
nung selbst mitkonstruieren wollen. Der Umstand, dass ein 
grosser Teil: der Angestellten aus dem Bürgertum hervorge- 
gangen ist, bestärkt uns in der Auffassung, dass der Sozialis- 
mus nicht von heute auf morgen kommen kann, sondern dass 
gewisse Etappen geistiger Ueberwindung der herrschenden Vor- 
urteile überwunden werden müssen. 

Deshalb bringen wir dieser gesetzlichen Rätegesetzgebung 
unser Interesse entgegen. Auch die Bezirksarbeiterräte müssen 
uns dazu helfen, in das kapitalistische Produktionssystem tiefer 
einzudringen, seine Zusammenhänge zu erforschen und die Kon- 
trollbeiugnisse der Arbeitnehmer zu steigern. Bei dem einmal 
ausgesprochenen Bekenntnis zum Sozialismus können wir nicht 
stehenbleiben, sondern wir müssen angesichts des grossen sozi- 
alen Elends: unserer Tage Öffentlich Rechenschaft ablegen, wie 
wir über den Aufbau der Volkswirtschaft denken. Die Pflicht, 
positive Gegenwartsvorschläge zu machen, ist für die deut- 
schen Gewerkschaften um so dringlicher, als die aussenpolitischen 
Vorgänge zur Verschärfung der bestehenden deutschen Wirt- 
schaftskrise geführt haben. 


Fachliche Gliederung der Wirtschaitsorganisation. 


Die neue planmässige Organisierung der Wirtschaft muss 
vom Betriebsrat in einzelnen Werken über die wirtschaftliche 
Bezirksorganisation bis zur zentralen Wirtschaftsleitung nach 
einem Pian verfahren. Die Anpassung der Produktion an den 
Bedari, Einfluss der konsumierenden Bevölkerung auf die Ge- 
staltung der Produktion ind schliesslich technisch-wirtschaft- 
liche Höchststeigerung der Produktion sind die grossen Linien 
eines solchen Plans. Eine Orientierung der Bezirksarbeiterräte 
in diesem Sinne begegnet sich mit dem Bestreben eines Teils 
der englischen Arbeiterbewegung, der unter dem Banner des 
wilden Sozialismus die Umbildung von Gesellschaft und Wirt- 
schaft systematisch vorbereitet. Durch den Ausbau unseres 
Fach-(Industrie-)Gruppenwesens richten wir unsere gewerk- 
schaftliche Organisation dahin aus, sie zur wirklichen Kontrolle 
der einzeinen Industrien zu befähigen. Mit dieser gewerkschaft- 
lichen Fachgruppenbewegung parallel hätte die gesetzliche Wirt- 
schaftsorganisation in den Betriebsräten, den Bezirksarbeiter- 
und Bezirkswirtschaftsräten zu laufen. Aus der Wechselwirkung 
zwischen der gewerkschaftlichen Fachgruppenorganisation und 
der gesetzlichen Räteorganisation werden die Angestellten er- 
kennen, dass den Gewerkschaften Einfluss auf die Gestaltung, 
die Zusammensetzung und die Tätigkeit der Räte gesichert 
werden muss. Die Gewerkschaften müssen Einrichtungen trefien, 
um die Arbeitnehmer für die wirtschaftlichen Aufgaben inner- 
halb der Bezirksarbeiterräte usw. zu schulen. 


Reichsveriassung. 

Die Bestimmungen im Art. 165 der Reichsverfassung über 
den Aufbau der gesetzlichen Räteorganisation sind ungenau und 
vieldeutigz. Auch die Verhandlungen der damaligen National- 
versammlung geben keine klare Auskunft über Aufgaben und 
Aufbau der Räteorganisation. Bei der Gestaltunz des Räte- 
aufbaues müssen die Erfahrungen verwertet werden, die die 
Arbeitnehmer im-vorläufigen Reichswirtschaftsrat bisher machen 
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konnten. Eine paritätische Zusammensetzung ist ‚dort nicht 
vorhanden. Neben den beiden Abteilungen der Arbeitgeber und 


der Arbeitnehmer besteht eine dritte Abteilung, die sich aus 
sogenannten Verbrauchervertretern, den freien Berufen, den 
Beamtenvertretungen und den vom Reichsrat wie von der Re- 
gierung ernannten Persönlichkeiten zusammensetzt. Hierzu 
zählen auch eine Anzahl Städtevertreter (Bürgermeister), die 
sich vielfach auf die Arbeitgeberseite schlagen, während es bei 
den Kommerzienräten, die der Reichsrat entsandt‘ hat, nicht 
wundernimmt, wenn sie einseitig Kapitalsinteressen wahr- 
nehmen. In dieser dritten Abteilung haben sich auch Vertreter 
des Reichsbundes deutscher Technik als ausgesprochene Scharf- 
macher betätigt. Diese einseitige Stärkung, die dadurch die 
Arbeitgebervertretung des vorläufigen Reichswirtschaitsrates er- 
fahren hat, muss -bei der endgültigen Regelung des Rätewesens 
unbedingt beseitigt werden. 

Die Aufgaben, der Aufbau und die Abgrenzung der Bezirks- 
wirtschaitsräte in ihrer Einzelheit heute schon aufzuzeichnen, 
ist nicht möglich. Nahezu alle Gebiete der Volkswirtschaft, aber 
auch vielerlei politische Gebiete, werden von: dem Problem der 
Bezirkswirtschaftsräte berührt. Eine Klärung aller Fragen ist 
bisher noch nicht herbeigeführt. Die vom Reichswirtschafts- 
ministerium herausgegebenen Vorschläge bringen auch nur ganz 
unverbindliche Richtlinien. Es kann sich daher heute nur darum 
handeln, allgemeine Richtlinien für die Weiterführung der Ver- 
handlungen über dieses ausserordentlich schwierige Problem 
hier zu iinden. 

Aufgaben und Beiugnisse. 

Zur Feststellung des Aufgabenkreises und der Befugnisse 
des Reichswirtschaftsrates kann man sich an den Wortlaut der 
Verfassung halten. Hiernach steht dem Reichswirtschaftsrat 
das Recht zu, von Parlament und Reichsregierung alle sozial- 
und : wirtschaftspolitischen Gesetzentwürfe zur Begutachtung 
vorgelegt zu erhalten, und es ist seiner Initiative überlassen, 
auch selbst solche Gesetzesvorlagen zu beantragen. Auch ist 
ihm die Möglichkeit gegeben, seine Auffassung zu Gesetzent- 
würfen dem Reichstage unmittelbar vorzutragen. Der Reichs- 
wirtschaftsrat kann aber nur beratende, gutachtliche Körper- 
schaft sein. Ein völlig gleichberechtigtes, beschliessendes beruis- 
ständiges Parlament neben dem politischen Reichsparlament 
wäre überaus bedenklich. 

Ausserordentlich schwierig liegt die Umgrenzung des Auf- 
gabengebietes bei den Bezirkswirtschaitsräten. Nach dem Ar- 
tikel 165 umfassen diese Organisationen ebenfalls die gesamten 
sozialen und wirtschaftlichen Fragen. Hier wäre insoweit Klar- 
heit zu schaffen, dass die Bezirkswirtschaftsräte keine neuen 
Verwaltungsorgane, sondern Wirtschaftsparlamente werden, die 
vor allem Kontrollaufgaben zu erfüllen haben... Die Exekutive 
sollte bei den politischen Verwaltungsorganen bleiben. Wenn 
män den Bestrebungen auf Unternehmerseite, den Bezirkswirt- 
schaftsräten unter dem Schlagwort der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung den Charakter von Selbstverwaltungskörpern zu 
verleihen, folgen würde, so gelangte man zu einer Aushöhlung 
der bestehenden kommunalen Selbstverwaltungskörper, ohne 
dass die Bezirkswirtschaftsräte über die nötigen Voraussetzun- 
een verfügen. Die entsprechenden Vorschläge der rheinischen 
Schwerindusirie kommen .einer völligen Auflösung der be- 
stehenden verfassungsmässigen Gliederung unseres Verwaltungs- 
wesens gleich. Die Bezirkswirtschaitsräte dürfen auch, sollen 
sie ihrem eigentlichen Aufgabenkreis nicht entfremdet werden, 
nicht selbst zu Trägern gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen 
gemacht werden. Die dahingehenden Anregungen sind verfehlt, 
weil die wirtschaftsgeographische Besrenzung. eines Gebietes 
ganz verschieden sein kann und es unmöglich ist, für alle vor- 
kommenden Fragen eine zweckmässige einheitliche Abgrenzung 
zu finden. Die Bezirkswirtschaftsräte können nur damit be- 
traut werden, allgemein kontrollierend zu wirken, dass. alle 
derartigen Unternehmungen auf wirklich gemeinwirtschaftliche 
Grundlagen gestellt werden und der Einfluss der Arbeitnehmer 
überall gesichert wird. 

Auf sozialpolitischem Gebiete werden sich für die Bezirks- 
wirtschaftsräte viele Gebiete finden, nicht nur für ihre be- 
ratende, sondern auch für eine beschliessende und ausführende 
Tätigkeit. Die Artikel 9, 39, 41, 43, 52 des Betriebsrätegesetzes 
sehen solche Aufgaben für den Bezirkswirtschaitsrat bereits 
vor. Auch die Schlichtungsordnung wird Verwaltungsauigaben 
für ihn bringen. Eine Arbeitsteilung wird dadurch erleichtert, 
dass eine Reihe ausgesprochener sozialpolitischer Aufraben 
ausschliesslich den. Bezirksarbeiterräten übertragen werden. 

Für die Beiugnisse der Bezirkswirtschaftsräte lässt sich 
vorläufig folgende allgemeine Gliederung erkennen: 

1. Der Bezirkswirtschaftsrat hat das Recht, die Initiative 
zu ergreifen, wenn es sich um Fragen seines Bezirkes handelt. 

2. Er hat ein gesetzlich gewährieistetes Recht auf An- 
hörung von Massnahmen, die die zuständige Behörde für den 
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Bezirk zu treffen beabsichtigt, insbesondere auch bei Ausfüh« 
rungsbestimmungen zu Reichs- oder Landesgesetzen. Ä 

3. Er muss ein Einspruchsrecht mit aufschiebender Wirkung 
gewährleistet bekommen, wenn er mit den von den zuständigen 
Verwaltungsbehörden geplanten Massnahmen nicht einver- 
standen ist. 

4. Die Gutachtertätigkeit der Bezirkswirtschaitsräte muss 
derartig geregelt sein,- dass der Reichswirtschaftsrat mit ihnen 
zusammen ein Ganzes bildet und sich bei seinen Entschliessun- 
gen ihrer Mitwirkung bedient. 

5. Besondere Befugnisse werden denjenigen Bezirkswirt- 
schaftsräten gegeben werden müssen, die gleichzeitig Landes- 
wirtschaftsräte sind. 

6. Die Bezirkswirtschaftsräte sind Wahlkörper zum Reichs- 
wirtschaitsrat. Inwieweit sie als Wahl- oder Ernennungs- 
körperschaft zu anderen: gesetzlichen Instanzen (Schlichtungs- 
wesen und andere) bestimmt werden sollen; müsste bei der 
Beratung der betreffenden Gesetze noch erwogen werden. 

7. Die Verwaltungstätigkeit der Bezirkswirtschaftsräte ist 
in der Hauptsache auf einzelne sozialpolitische. Gebiete (s. Be- 
triebsrätegesetz usw.) zu beschränken. Für die soziale Ver- 
sicherungsgesetzgebung sind die bestehenden Organe beizu- 
behalten. 

„. Abweichend von den Befugnissen der Bezirkswirtschafts- 
räte (Mittelstufe), die vorwiegend begutachtender und be- 
ratender Art sein sollen, wird den Wirtschaftskammern in der 
Unterstufe eine mehr ausführende Tätigkeit zukommen, ähnlich‘ 
der, die heute die Handels-, Handwerks- und Landwirtschafts- 
kammern besitzen. 

Abgrenzung. 

Für den räumlichen Umfang des Räteaufbaues wird in der 
Unterstufe etwa der Bereich eines Regierungsbezirks, in der 
Mittelstufe etwa der einer preussischen Provinz in Betracht 
kommen. Doch ist nicht zu übersehen, dass das Wirtschafts- 
leben und die wirtschaftliche Struktur der Landesteile zu ver- 
Schiedenartig sind, um hier von vornherein irgendein Schema 
auistellen zu können, ° -Die Gewerkschaften tragen bei ihrer 
Stellungnahme zu diesem Problem eine ausserordentliche Ver- 
antwortung. Nach unserer Auffassung sollte sich die Reichs- 
regierung bei der Gebietseinteilung der Erfahrungen bedienen, 
die unsere gewerkschaftlichen Organisationen mit ihrer bis- 
herigen Gaueinteilung gemacht haben. Die Abgrenzung der Be- 
zirkswirtschaftsräte hängt natürlich auch sehr eng damit zu- 
Sammen, ob mıan dem Bestrebingen der Stinnesgruppe auf Ver- 
selbständigung der Bezirkswirtschaftsräte nachgeben will oder 
nicht. Abgesehen von allen anderen Gründen sollte uns schon 
die aussenpolitische Lage veranlassen, allen derartigen Bestre- 
bungen, die geeignet sind,  iöderativen und separatistischen 
Neigungen Vorschub zu leisten, den schärfsten Widerstand ent 
gegenzusetzen. Es handelt sich um die Gesamtwirtschaft 
Deutschlands, die bei einer bezirklichen Zerreissung völlig in 
Frage gestellt werden kann. Im wohlverstandenen Interesse 
der arbeitenden Volksschichten müssen wir als Gewerkschait, 
entgegen der von Stinnes geführten Bewerung, mit allem Nach- 
druck an einer zentralgeleiteten Wirtschaft Deutschlands fest- 


halten. Auibau. und Zusammensetzung. 


Im Artikel 165 ‘der Reichsverfassung‘ sind zunächst nur 
zwei Stufen für den Räteaufbau vorgesehen, nämlich die Ba- 
zirksarbeiter- und: Bezirkswirtschaitsräte als ‘ Unterstufe, der’ 
Reichswirtschaftsrat und der Reichsarbeiterrat als Oberstufe, 
Darüber hinaus ist aber eine Gliederung nach unten noch er- 
forderlich. Der örtliche Bereich der im der Verfassung: vorge- 
sehenen Bezirkswirtschaitsräte ist zu gross, um das Wirtschafts- 
leben in all seinen örtlichen Sonderheiten und nach den ört- 
lichen Bedürfnissen wirklich erfassen zu können. Man geht nicht 
fehl, wenn man die örtlich engbegrenzte Unterstufe geradezu als 
die wichtigste Quelie aller wirtschaftlichen Erfahrungstatsachen 
ansieht, Bei Betrachtung der vom Reichswirtschaftsministerium‘ 
für die Unterstufe im Plan A und Plan B vorgesehenen Zusanı- 
mensetzungen handelt es sich. darum, ob bei Schaffung einer 
Unterstufe die jetzigen Handels-, Handwerks- und Landwirt 
schaftskammern. als Unternehmervertreiungen mit den ihnen 
eigenen Privilegien weiterbestehen bleiben können, wie es von 
Unternehmerseite mit allem Nachdruck verlangt wird. In 
diesem Falle würde, auch wenn neben den Unternehmerfach- 
kammern eine Arbeiterkammer errichtet wird, das 'Schwer- 
gewicht der wirtschaftlichen Interessenvertretung und die 
Selbstverwaltung nach wie vor ‘bei den Unternehmerfach- 
kammern bleiben. Auch der Eventualvorschlag, Handelskammer 
und Arbeiterkammer zu gelegentlichen gemeinschaftlichen Be 
ratungen in einem Paritätischen Ausschuss zu vereinigen, würde 
die eben erwähnte Bedeutungslosigkeit der Arbeitnehmerver- 
tretung keineswegs beseitigen. Eine Beseitigung des bestehen- 
den und überragenden Unternehmereinflusses, der heute durch 
die Handelskammern ausgübt wird, ist nur denkbar, wenn diese 
Kanimiern zu allgemeinen Wirtschaftskammern ausgedehnt 












‚' paritätische Besetzung stattfindet. 


‚festzustellen. 


werden, in: welchen. die Arbeitnehmer unmittelbar Sitz und 
Stimme haben. ‚Die Unternehmer sträuben sich aus leichtver- 
ständlichen Gründen dagegen, dass in der Unterstufe eine solche 
Die völlige Trennung der 
Angestellten und Arbeiter in der Unterstufe von den bestehen- 
den Fachkammern bedeutet nichts anderes als die Ausschaltung 


"won den Materialqueilen, die diesen vorhandenen Unternehmer- 


Kammern zur Verfügung stehen. Es ist bezeichnend, dass die 
Arbeitgeber in der Mittelstufe und in der Oberstufe für die 
Parität eintreten, dagegen in der Unterstufe reine Arbeiter- 
und Unternehmerkammern fordern. Wenn wir in der Unter- 
Stufe für die paritätische Wirtschaitskammer eintreten, so sind 
es dieselben Erwägungen, die uns geleitet haben. als wir für 
die Betriebsräte. die gleichberechtigte Mitwirkung in den Be- 
triebsleitungen gefordert haben. 

Bei der Zusammensetzung des Reichsarbeiterrates und -des 
Reichswirtschaftsrates muss es verhindert weruüen, dass auch in 
Zukunft diese. Zentralkörperschaft eine. ausgesprochene Ver- 
einicung der Spitzenvorstände wird. Wir müssen uns weiter 
dagegen wenden, dass auch in den Plänen des Reichswirt- 
schaftsministeriums erneut die Reichsarbeitsgemeinschaften- als 
Benennungskörper für den Reichswirtschaftsrat vorgesehen 
sind. Damit würde durch Gesetz eine Verewigung des Arbeits- 
gemeinschaitsgedankens herbeigeführt. 

‚Die dritte Abteilung, die zu einer reinen Verbraucherab- 
teilung umzugestalten ist, müsste vor allem aus den Vertretern 
der Konsumvereine, der Baugenossenschaften, der Mieterver- 


eine usw. hervorgehen, 


Als gänzlich verfehlt ist es anzusehen, dass immer wieder 
die Vertreter der Beamtenschaft zur Eingliederung in die dritte 
Abteilung vorgeschlagen werden. Die Beamten des Staates 
und der Gemeinden sind Arbeitnehmer und müssen in der Ar- 
beitnehmerabteilung die gebührende Berücksichtigung finden. 
Ebenso ist es Sache der Behörde, für die Arbeitzeberabteilung 
ihre Vertreter namhaft zu machen. Es bliebe dann noch zu 
erwägen, ob in der Unterstuie neben den Wirtschaftskammern 
für Händel, Industrie, Handwerk und Landwirtschaft ein Be- 
dürfnis zur Schaffung einer weiteren Fachkammer der freien 
Berufe vorliegt, die Aerzte, Rechtsanwälte, Künstler usw. um- 
fassen müsste. In der Oberstufe müssten dagegen die Ange- 
hörigen auch dieser Berufe in die Abteilungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer eingegliedert werden. 

Die Pläne des Reichswirtschaftsministeriums sind auch in- 
soweit noch lückenhaft, als der Einfluss der Angestellten inner- 
halb der Arbeitnehmerabteilungen jeder Regelung entbehrt. 
Nach diesen Entwürfen würden Arbeiter und Angestellte die 
Vertretung lediglich nach der Kopizahl bekommen. Eine der- 
artige Zusammensetzung der Arbeitnehmervertretungen ist aber 
volkswirtschaftlich und gemessen an der Bedeutung der Ange- 
stellteniunktion. im Produktionsprozess falsch. Auch in der Or- 
ganisation der freigewerkschaitlichen Betriebsrätezentrale und 
ihren örtlichen Gliederungen ist der Einfluss der Angestellten 
durch gewisse Mindestvertretungen gesichert. In Oesterreich 
trifit, nach dem dort bestehenden Arbeitskammergesetz, auf je 
drei Arbeiter ein Angestellter. Für die Wahlen kann man sich 
darauf beschränken, die zum Betriebsrätegesetz vorgelegten 
Forderungen olıne weiteres zu übernehmen. Soweit als irgend 
möglich ist am Prinzip der Urwahlen festzuhalten. 

"Schliesslich müssen wir uns auch dagegen wenden, dass 
die Kosten für die konımende Wirtschaftsorganisation durch 
Umlageverfahren unter den beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerkreisen gedeckt werden sollen. Da die Bezirkswirt- 
schaitsräte das Allgemeininteresse zu wahren- haben, müssen die 
Kosten von der Reichskasse getragen werden. 

Wir stehen vor der Gefahr, dass der allgewaltige Herr 
Stinnes die Gelegenheit benutzt, um die ‚Bezirkswirtschaftsräte 
Seinen kapitalistischen Zwecken dienstbar zu machen. Die Ge- 
fahr ist um so grösser, als jetzt bereits Bayern und Ostpreussen 
daran sind, durch frühzeitige Gründung eigener Bezirkswirt- 
Schaftsräte die Reichsgesetzgebung in bestimmte Bahnen zu 
leiten. Wir werden deshalb auch bei der Entscheidung über 
die Gestaltung der‘ Bezirkswirtschaftsräte mit Argumenten 
allein nicht. zum Erfolge gelangen, wenn wir nicht gleichzeitig 
die erforderliche organisatorische Macht für unsere Forde- 
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jede Beitragserhebung zur gesetzlichen Räteorganisation aus und 
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rungen entfalten, - Hier gilt, was Ferdinand Lassalle immer 
wieder ausgesprochen hat: Verfassungsfragen sind Machtiragen. 
(Lebhafter Beifall.) % 


In eine Aussprache über das Referat wird nicht eingetreten. 
Der Bundestag nimmt die nachfolgende Entschliessung ein- 
stimmigan: 


Entschliessung zur Rätegesetzgebung. 


„Der 2. ordentliche Bundestag des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten stellt mit Bedauern fest, dass es die 
Reichsregierung bisher unterlassen hat, einen den Bestimmungen 
des $ 165 der Reichsverfassung entsprechenden vorläufigen 
Reichsarbeiterrat zw bilden. 

Bei der Schaffung der Bezirkswirtschafts-, der Bezirks- 
arbeiterräte, des endgültigen Reichswirtschaftsrates und des 
Reichsarbeiterrates wird der durch das Reichswirtschaits- 
ministerium vorgelegte: Plan A vom Bundestag abgelehnt, da 
das Bestehen fachlich gegliederter Unternelimerräte gegenüber 
zwischenfachlich organisierten .Arbeiterräten eine starke Be- 
nachteiligung der Arbeitnehmer bedeutet. Aber auch‘ der 
Plan B bedarf einer gründlichen Umgestaltung, wenn der in der 
Verfassung . ausgesprochene Gedanke gleichberechtigter Mit- 
wirkung der Arbeitnehmer in der Wirtschaft verwirklicht wer- 
den soll. -Der Bundestag erachtet es iür unmöglich, dass mit 
der Schaffung der Bezirkswirtschaftsräte die heutigen Handels-, 
Handwerks- und Landwirtschaftskammern in ihrer einseitigen 
Zusammensetzung aus Unternehmern noch weiterhin als be- 
hördlich anerkannte Fachkammern bestehen bleiben können. Die 
grundsätzliche Zusammensetzung der Wirtschaftsräte muss in 
der Unter-, Mittel- und Oberstufe gleich sein. Für die Wahlen 
zu den Bezirksarbeiter- und Wirtschaitsräten fordert der Bun- 
destag das direkte, geheime Wahlrecht und das Verhältniswahl- 
system. Die Reichsarbeitsgemeinschaften werden .als Be- 
nennungskörper für die Kandidaten zum Reichswirtschaftsrat ab- 
gelehnt. Den Angsstellten ist innerhalb der Arbeitnehmerver- 
tretungen. eine ihrer Bedeutung in der Wirtschaftsführung ent-: 
sprechende und keine rein zahlenmässige Beteiligung zu sichern. 

Die dritte Abteilung in den Wirtschaftsräten ist im Gegen- 
satz zu der derzeitigen Zusammensetzung des vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrates zu - einer ausgesprochenen .Verbraucherver- 
tretung auszugestalten, die aus Konsumvereins-, Mieterorgani- 
Der Bundestag spricht sich gegen 


fordert Uebernahme der Kosten durch das Reich. 

Der Bundestag beauftragt den Bundesvorstand, mit aller 
Entschiedenheit gegen die vom Unternehmertum der Schwer- 
industrie eingeleiteten Bestrebungen anzukämpfen, die darauf 
abzielen, mit Hilfe der gesetzlichen Bezirkswirtschaitsräte 
selbständige Wirtschaftsprovinzen zu schaffen und eine Durch- 
brechung der zentralgeleiteten einheitlichen Wirtschaitspolitik 
des Reiches herbeizuführen. Es ist deshalb sowohl bei der Ab- 
grenzung der. Wirtschaftsgebiete, als auch bei der Festiegung 
des Aufgabenkreises darauf zu achten, dass diese von der 
Stinnesgruppe getragene Bewegung unwirksam gemacht wird. 

Nach dem $ 165 Absatz 2 der Reichsverfassung muss den 
Arbeiterräten zur Wahrnehmung der sozialen und wirtschaft- 
lichen Arbeitnehmerinteressen die Stellungnahme zu allen ein- 
schlägigen Fragen gewährleistet werden. Die Erfüllung. dieser 
Veriassungsbestimmung ist aber nur gegeben, wenn die Ar- 
beiterräte die eindeutige gesetzliche Befugnis erhalten, zege- 
benenfalls auch zu den von den Wirtschaftsräten behandelten 
Angelegerheiten ihr besonderes Votum abzugeben. 

Der Bundestag protestiert gegen.die in Ostpreussen, Bayern 
und anderen Reichsgebieten unternommenen Versuche, dort jetzt 
schoen an die Bildung von Bezirkswirtschaftsorganisationen her- 
anzutreten, weil damit der einheitlichen und sozialen Ausge- 
staltung der gesamten Räteorganisation zum Schaden der Ar- 
beitnehmer vorgegriffen wird. Die Bundesleitung wird aufge- 
fordert, zu den Vorberatungen über das kommende Gesetz sach- 
verständige Kollegen aus den. verschiedenen Wirtschafts- 
gebieten Deutschlands hinzuzuziehen.“ 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung erhält Grammi-Essen das 
Wort zu seinem Referat: 


Tarifpolitik der technischen Angestellten 


Gramm-Essen: Die tarifliche Regelung der Arbeitsver- 
hältnisse der technischen Angestellten ist schon vor dem Kriege 
vom Bund der technisch-industriellen Beamten und vom Deut- 
Schen Techniker-Verbande angestrebt worden. Diese Bestre- 
bungen fanden bei dem Unternehmertum nicht nur kein Ver- 
Ständnis, sondern den schäristen Widerstand. Die Abneigung 
des Unternehmertums gegen Tarifverträge ist auch heute noch 
Es sei nur an das Vorgehen der braunschweigi- 
schen Arbeitgeber erinnert, die ihren Verband auflösten, um 


Jeinen Tarifkontrahenten zu beseitigen. Als im Herbst des Jahres 


1918 die Bewegung einer tarillichen Regelung der Arbeits- und 
Gehaltsverhältnisse der Angestellten in erheblichem Umfange 
einsetzte, lag als Erfahrungsmaterial nur der Abschluss einiger 
Tarife des Zentralverbandes der Handlungszehilfen aus der Zeit 
vor den Kriege vor. Es war erklärlich, dass infolge dieses 
Mangels an Erfahrung im Aufbau und Abschluss von Tarifver- 
trägen die ersten Tarife recht mangelhaft ausfielen. Erst all- 
mählich kam man zu einer besseren und vollkommeneren Aus- 
gestaltung. Aber auch heute noch lassen die Tarife nach Form 


und. Inlialt vieles zu wünschen übrig, was allerdings zum Teil 
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auf die Angestellten selbst zurückzuführen ist, die durch die 
tarifiche Regelung ihres Arbeitsverhältnisses glauben, eine den 
öffentlichen Beamten ähnliche Stellung erringen zu können. Sie 
übersehen dabei, dass eine solche Regelung gleiche Bedingungen 
in der Betriebsorganisation voraussetzt. Es erscheint ver- 
kehrt, die Entlohnung der Privatangestellten von ähnlichen 
Bedingungen abhängig zu machen, wie das bei den öffentlichen 
Beamten der Fall ist. 

Der Tarifvertrag der Privatangestellten muss in seinem Auf- 
bau den verschiedenartigen Berufsverhältnissen Rechnung 
tragen. Er kann nur befriedigen, wenn er so wenig wie mög- 
lich mechanisiert. Ein für alle Fälle gültiges Rezept kann daher 
nicht aufgestellt werden, sondern man muss sich mit einigen 
allgemeinen Richtlinien begnügen. 

Der Tarifvertrag soll an die Stelle des in der Vorkriegszeit 
allgemein üblichen Einzeivertrages treten. Er muss aber alle 
aus dem Arbeitsverhältnis sich ergebenden rechtlichen Be- 
ziehungen regeln. 

Bei der nicht immer ganz leicht festzustellenden Begrifis- 
bestimmung wird man sich an den $ 1 des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte und den $ 12 des Betriebsrätegesetzes zweck- 
mässigerweise anlehnen. 


Bestimmungen des Manteltariis, 

Der Vertrag soll die Arbeitszeit regeln, wobei die Be- 
zahlung von Ueberstunden, Sonntags- und Nachtarbeit nicht 
übersehen werden darf. Bezüglich der Frage der Verteilung 
der Arbeitszeit dürfte eine Bestimmung zweckmässig sein, wo- 
nach überall dort, wo es die Arbeitsverhältuisse gestatten, die 
durchgehende Arbeitszeit einzuführen ist. 

Die Frage des Sommerurlaubs ist durch den Tarif unter 
allen Umständen zu regeln. Nach beendeter Ausbildungszeit 
sollte dem Angestellten ein Urlaub von 12 Arbeitstagen zu- 
stehen. Wenn dann die Dauer des Urlaubs mit dem Lebens- 
alter zunehmen muss, So erscheint doch auch eine gewisse 
Differenzierung des Urlaubs nach der mehr oder weniger ver- 
antwortlichen Tätigkeit des Angestellten gerechtfertigt zu sein. 
Es ist auch gerechtfertigt, unter besonders ungünstigen Arbeits- 
verhältnissen tätigen Angestellten einen längeren Urlaub zuzu- 
billigen. 

Eine wesentliche Forderung ist die Regelung allgemeiner 
Rechtsverhältnisse durch den Tarif, wie die Fortzahlung des 
Gehalts bei Krankheiten, Beseitigung offener und geheimer 
Konkurrenzklauseln, Sicherung des Rechtsanspruchs der Ange- 
stellten an ihren Erfindungen. 

Bei keinem Vertragsabschluss darf der Versuch unter- 
lassen werden, die im $ 78 Abs. 8 des Betriebsrätegesetzes 
vorgesehenen Richtlinien über die Einstellung von Angssteliten 
zu vereinbaren. 

Entlohnung, 

Das wichtigste Problem des Tarifvertrages für Angestellte 
ist: zweifellos die Frage der Entlohnung. Die in den Tarifen 
enthaltenen Bestimmungen hierüber sind ausserordentlich ver- 
schiedenartie. Hafte man sich in den älteren Tarifen mit einer 
Gehaitsskala für die verschiedenen Lebensalter begnügt, ging 
ınan später daztı über, bestimmte Tätigkeitsgruppen aufzustellen 
und innerhalb dieser Gruppen entweder nach Lebensalter oder 
nach Berufsalter Steigerungssätze vorzusehen. Aber auch diese 
Regelung ist noch äusserst primitiv. Man sollte danach streben, 
eine gerechte Entlohnung zu erlangen, bei der das Gehalt der 
Leistung entspricht. Bei der Tarifierung müssen die Tätig- 
keit, die Lebens- und Berufserfahrung "und die 
Leistungsfähigkeit berücksichtigt werden. Einen ge- 
wissen Einfluss wird hierbei auch die Ausbildung ausüben. 

Wird es in Gewerbe- und Industriezweigen, wo in der 
Hauptsache gieiche Arbeiten ausgeführt werden, und die Be- 
triebsorganisation wenig Unterschiede aufweist, einfach sein, 
die einzelnen Gruppen der Angestellten festzulegen, wird man 
bei nach Grösse und Beschäftigungsart stark differenzierten 
Wirtschaftszweigen sich meistens mit einer mehr allgemein ge- 
haltenen Gruppeneinteilung begnügen müssen. Die Angestellten- 
räte der einzelnen Betriebe müssen dann die Einteilung den be- 
sonderern Verhältnissen anzupassen versuchen. Im allgemeinen 
wird man, olıne dass diese Einteilung ein starres System sein 
dari, mit 5 Tätigkeitsgruppen auskommen, und zwar 

Angestellte, die mit niedrigen Arbeiten betraut sind, 
Angestellte mit höherwertigen Arbeiten, 

Angestellte mit hochwertigen Arbeiten, 

selbständig arbeitende Angestelite, 

leitende Angestellte. 

Wird man auch dem Lebens- und Beruisalter einerd Einfluss 
aui die Einkommensbemessung zubilligen, so muss man sich 
doch davor hüten, mechanisch eine Lebensaltersskala aufzu- 
stellen. 

In der Frage der Berücksichtigunz der Scha- 
jung wird man bei den jüngeren Angesteliten dem Ausbildungs- 
gang bei Ermittlung der Berufserfahrung in Betracht ziehen und 


Studienjahre wie Berufsjahre, vielleicht sogar höher, bei der 
Festsetzung des Anfangsgehalts berücksichtigen. 

Die Gehaltstariie werden trotz Berücksichtigung aller dieser 
Faktoren immer noch eine starre Form behalten. Man müsste 
bemüht sein, auch die persönlichen Eigenschaften des einzelnen 
bei der Gehaltsbemessung zu berücksichtigen. Die Beurteilung 
dieser persönlichen Eigenschaften wird tariflich gar nicht mög- 
lich sein. Deswegen haben wir immer Wert darauf gelegt, die 
Gehaltssätze ausdrücklich als Mindestsätze zu bezeichnen, 
Es wird künftig bei Abschluss von Tarifverträgen eine besondere 
Bestimmung über die Gewährung vorn Leistungszuschlägen vor- 
gesehen werden müssen. Eine Differenzierung der Einkommen 
nach den Leistungen, die durch persönliche Eigenschaften be- 
einflusst werden, ist in Tarifverträgen durch die Verpflichtung 
für den Arbeitgeber zu erreichen, Leistungszuschläge 
unter Mitwirkung des Angestelltenrats fesizu- 

zen. 
an Entlohnung nach dem Familienstand. 

Eine besonders stark umstrittene Frage ist die Bemessung 
des Einkommens nach dem Familienstand. Baä 
aller Anerkennung des Grundsatzes, dass bei gleicher Leistung 
gleicher Lohn gewährt werden soll, kann man sich doch heute 
nicht mehr von der Erkenntnis freimachen, dass ein starker 


Unterschied besteht zwischen der Lebenshaltung lediger Per- 


sonen und der Familienväter. 

Nach Dr. Kuczynski betrug beispielsweise das Existenz- 
minimum für einen Ledigen im Dezember 1920 158 M. pro Woche, 
für ein Ehepaar 238 M., für ein Ehepaar mit zwei Kindern 330M,„ 
d. h. ein Ehepaar ohne Kinder brauchte 50,6 Prozent und ein 
Ehepaar mit 2 Kindern 108,8 Prozent mehr als ein Lediger, 

Man ist daher dazu übergegangen, neben der tariflichen 
Gehaltsbemessung eine weitere Lohnregelung nach dem Fa- 
milienstand durchzuführen. Gegen den Soziallohn wird num 
geltend gemacht, dass er für die verheirateten Angestellten ge- 
fährlich würde, weil er die Unternehmer veranlasse, ledige An- 
gestellte den Verheirateten vorzuziehen, Um dieser Gefahr zu 
begegnen, ist in vielen Fällen „bereits der Versuch gemacht 
worden, durch Einrichtung «iner Ausgleichskasse die Kosten 
der sozialen Zulage auf alle an der Ausgleichskasse beteiligten | 
Arbeitgeber gleichmässig zu verteilen. Den Nachteil der bisher 
geschaffenen Ausgleichskassen, dass nur die Arbeitgeber er- | 
fasst werden, die den Arbeitzeberverbänden angehören, könnte 
man dadurch beseitigen, dass nach Verbindlicherklärung 
alle von dem Tarifvertrag erfassten Arbeitgeber entsprechend 
der von ihnen beschäftigten Zahl der Angestellten, Zuschüsse 
zu der Ausgleichskasse zahlen müssen. Bei der Verwaltung 
einer solchen Ausgleichskasse müssten auch die vertrag- | 
schliessenden Arbeitnehmerverbände einen Einfluss erhalten, 
Auch eine schärfere Fassung der Entlassungsbestimmungen für 
verheiratete Arbeitnehmer wäre in Verbindung mit den Aus- 
gleichskassen wohl geeignet, die gegen den Soziallohın erhobenen 
Bedenken zu beseitigen. 

In der Frage der Gewährung von Prämien und Grati- 
fikationen enthielten die meisten Tarifverträge bisher die Be- 
stimmung, dass alle Prämien, Gratifikationen und sonstigen 
Sonderzuwendungen fortzufallen hätten. Neuerdings treten 
aber Bestrebungen bei einem Teil der Angestellten in Industrie- 
zweigen, wo besonders hohe Gewinne gemacht werden, aus, 
neben dem Tarifgehalt noch besondere Gratifikationen zu ver- 
langen. Die Forderung von Prämien und Gratifikationen ist aber 
entschieden zu verurteilen. Die Angestellten soilen Rechte 
verlangen und sich nicht mit Geschenken begnügen. 

Das gleiche gilt auch für die Ablösung der bezahlten Ueber- 
arbeit durch bestimmte Pauschalen. Das ist von uns mit aller 
Entschiedenheit abzulehnen, denn sonst würden die alten Zu 
stände wieder herbeigeführt werden, die im: Bergbau besonders 
traurig lagen, weil sie es dem Unternelimer ermöglichten, den 
Angestellten zu jeder Tages- und Nachtzeit zum Dienst heran- 
zuhoien. Die technischen Bergbauangestellten verlangen, dass 
Ueberstunden, unter allen Umständen besonders bezahlt werden, 

Die gleitende Lohnskala. 

Angesichts der sprunghaft steigenden Lebensmittelpreise 
stand vor etwa einem halben Jahre das Problem der’ gleitenden 
Lolinskala im Mittelpunkt der öffentiichen Erörterungen. Die 
Regierung wollte regelmässige Statistiken aufstellen, "die einen 
ständigen Einblick in die Lebenshaltungskosten gewähren sollen, 
Auf Grund dieser Statistiken sollte eine Indexziffer errechnet 
werden, welche die Grundlage für die ieweilige Lohnbemessung 
bilden sollte. Hierdurch wollte man erreichen, dass Löhne und 
Gehälter sich automatisch den durch die Indexziffer ermittelten 
Preisschwankungen anpassen. Zunächst fand dieser Gedanke 
bei Arbeitzebern und Arbeitnehmern lebhafte Zustimmung. In- 
zwischen aber ist man, insbesondere in den Kreisen der Arbeit 
nehmer, gegenüber dieser Lösung des Lohnproblems skeptischer 
geworden. Man ist sich der Gefahr bewusst geworden, dass 
das Einkommen bei einer solchen Regelung stets nur gerade 
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) zur Deckung des notwendigen Lebensbedarfs hinreichen würde, 


also über das Existenzminimum nicht hinauskäme. Die Lohn- 
politik der Gewerkschaften muss aber auf eine allmähliche He- 
bung des Niveaus der Lebenshaltung des Arbeitnehmers hin- 


auslaufen. Schlichtungsinstanzen. 


In fast allen Tarifverträgen sind auch Bestimmungen ent- 
halten über die Schlichtung von Streitigkeiten, die sich aus 
dem Vertrage ergeben. Meist ist die Einsetzung einer beson- 
deren Schlichtungsinstanz vereinbart, für die in vielen Fällen 
der öffentliche Schlichtungsausschuss als eine Art- Berufungs- 
Instanz angesehen wird. Die zurzeit bestehenden öffentlichen 
Sthlichtungsausschüsse genügen aber den Anforderungen, die 


die Arbeitnehmer an sie stellen müssen, bei weitem nicht. Die 


Gefahr behördlicher Einwirkungen auf die Auseinandersetzungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ist mit zunehmender 


Reaktion immer grösser geworden. Das zeigte der vor mel- 


reren Monaten vom Reichsarbeitsministerium vorgelegte Re- 


ferentenentwurf einer neuen Schlichtungsordnung. Nach der 


entschiedenen Ablehnung dieses Entwurfs durch alle Arbeit- 
nehmerkreise hat derselbe eine wesentliche Umgestaltung er- 


fahren und liegt jetzt erneut der öfientlichen Erörterung vor. 


Die Vorschrift, dass vor Anwendung von Kampfmassnahmen 
stets die zuständige Schlichtungsstelle angerufen werden muss, 
ist erhalten geblieben, jedoch will man auf Strafbestimmungen 


verzichten. 


Ueber den Geltungsbereich der Tarife bestehen noch des 


"öfteren Unklarheiten und Meinungsverschiedenheiten. Für eine 


Reihe von Berufsgruppen, wie z. B. für das Baugewerbe und 
das Vermessungswesen, wird eine reichstarifliche Regelung der 
Rahmenbestimmungen möglich und auch zweckmässig sein, 
jedoch darf auch in diesen Fällen die Gehaltsregelung bezirk- 
lichen Einflüssen nicht entzogen werden. Das gilt besonders 
heute, wo die Preisverhältnisse in den verschiedensten Gebieten 
ganz verschieden gelagert sind. 


Einheitstarif oder Fachtarii? 


Die Zweckmässigkeit des Abschlusses von Einheitstarifen 
oder Fachtarifen wird des öfteren erörtert. Neben einer erheb- 
lichen Anzahl von Fachtarifverträgen, die zrösstenteils ein be- 
sonderes Wirtschaftsgebiet umfassen, findet) man eine erhebliche 
Zahl von Ortstariien, die vielfach sämtliche Gewerbe- und 
Handelszweige ihres Geltungsbereichs umfassen. Eine Förde- 
rung der Ortstarife erscheint nicht zweckmässig, weil dadurch 
die rückständigen Arbeitgeber einen ungünstigen Einfluss auf 
die Ausgestaltung des Tarifs auszuüben vermögen. Vor allem 
ist aber bei alier Solidarität der Arbeitnehmer untereinander 
doch zu verlangen, dass sich die Angestellten aller Berufszweige 
Organisieren, um selbst das nötige Riteresse für ihre Tarife zu 
erhalten. Die Entwicklung des Tarifwesens muss in der Rich- 
tung verlaufen, dass mehr und mehr danach gestrebt wird, 


 territoriale Fachtarife abzuschiiessen. Mit aller Entschieden- 
keit müssen die Gedankengänge aus jüngster Zeit bekämpft 
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‚werden, die. von den Harmonieverbänden anscheinend gestützt, 


den Abschluss von Tariien. für besonders günstig gestelite 
Spezialbranchen erstreben. Diese Bestrebungen schlagen den 
Grundsatz des genossenschaftlichen Zusammenschlusses ge- 


. radezu ins Gesicht, und müssen sich früher oder später an ihren 
| Verteidigern selbst rächen. 


Gewerkschafttiche Solidarität. 

Es dürfen bei der Tarifpcliiik niemals die -engherzigen 
materiellen Interessen ausschlaggebend sein, sondern grund- 
legend ist auch hier der Gedanke des solidarischen Zusammen- 
schlusses. 

Die Durchführung unserer Tarifpolitik setzt entschiedene 
Gewerkschaften voraus, die nicht nur theoretisch den Streik 
als berechtigtes Kampimittel erklären. sondern auch alle Vor- 
aussetzungen für die erfolgreiche. Durchführung gewerkschaft- 
licher Kämpfe erfüllen. Dazu xehört vor allem eine gut ge- 
iüllte Kasse, die wiederum eine opierfreudige Mitgliedschaft 
bedingt. Jedoch soll die Gewerkschaft den Streik nicht als 
Zweck, sondern lediglich als Mittel zur Durchführung ihrer 
Forderungen ansehen und deswegen zunächst alle friedlichen 
Mittel anwenden, die zum Ziele zu führen geeignet sind. Wenn 


‚alle diese Mittel versagen, muss eingehend geprüft werden, 


| 


| 


ob ein Streik zweckmässig und durchführbar ist. Bei den Ver- 
handlungen selbst müssen die Arbeitgeber stets den zeschlosse- 


‚nen Willen der Angestellten erkennen, deswegen sind’ auch die 


\ 
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 Zersplitterungsversuche der Angestelltenbewegung aufs schärfste 


zu bekämpfen. 
Vielfach macht sich, besonders in den Reihen der Har- 


monieverbände, bei den Tarifverhandlungen und der Aufstellung 


von Forderungen ein ausserordentlicher Radikalismus bemerk- 
bar, der jedoch sofort weicht, wenn es gilt, von dem gewerk- 


“schaftlichen Kampfmittel — dem Streik — Gebrauch zu machen. 


Die Angestellten müssen sich hüten, durch überradikale Forde- 
Zungen und später. schwächliches Zurückweichen den Arbeit- 
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gebern den Beweis für ihre gewerkschaftliche Unzulänelichkeit 
zu geben. Aus diesen Gründen ist auch das Zusammenarbeiten 
der AiA-Verbände bei allen Tarifverhandlungen dringend er- 
forderlich. Wenn wir auch die Zusammenarbeit mit den Har- 
monieverbänden nicht grundsätzlich ablehnen können. so müssen 
wir doch bei allen Tariiverhandlungen dafür sorgen, dass die 
grundsätzlichen Unterschiede zwischen ihnen und uns nicht ver- 
wischt werden. 

Der Tarifvertrag ist ein Mittel zur Durchführung des ge- 
werkschaftlichen Kampfes, jedoch nicht das Ziel gewerkschaft- 
lieher Arbeit überhaupt. Als solches bleibt nach wie vor unser 
grundsätzlicher Kampf gegen die kapitalistische Wirtschafts- 
forın bestehen. (Stürmischer Beifall.) 

& 


Vor Eintritt in die Diskussion teilt der Verhandlungsleiter 
mit, dass heute am 7. Mai der Geburtstag des alten Bundes der 
technisch-industriellen Beamten ist, und gedenkt in warmen 
Worten der Bedeutung des alten Bundes für ‘unsere heutige 
Organisation. Zu dem Referat Gramm liegen folgende zwei 
Entschliessungen vor: 


I. Entschliessung zur Tariipolitik. 


„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten hat sich mit der Frage der 
Entlohnung nach dem Familienstande beschäftigt 
und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: 

Der Lohn als die wichtigste, in der Regel sogar einzige Fin- 
kommensquelle des Arbeitnehmers muss, wenn ein Rückgang 
der Bevölkerungsziffer und damit auch wirtschaftlicher Still- 
stand vermieden werden soll, dem Arbeitnehmer nicht nur die 
Möglichkeit geben, die Kosten seines eigenen Lebensunterhaltes 
zu bestreiten, sondern er muss darüber hinaus ausreichen zur 
Gründung einer. Familie und zur Aufzucht von Kindern. Eine 
angemessene Berücksichtigung des Familienstandes bei der Ent- 
lohnung ist daher grundsätzlich geboten und muss von den Ar- 
beitnehmern auch in ihrem eigenen Klasseninteresse angestrebt 
werden. Besonders brennend geworden ist die Frage durch 
die fortschreitende Verringerung des Reallohnes, die dazu führte, 
dass, während die Gewinne des Unternehmertums ins - Unge- 
messene angewachsen sind, das Arbeitseinkommen breitester 
Schichten der Arbeitnehmer kaum mehr zur Befriedigung des 
dringendsten Lebensbedürfnisses ausreicht. 

Unter dem Zwang dieser Entwicklung sind in zahlreichen 
Tariiverträgen bereits sogenannte Familienzulagen, sei es in 
Form von Sonderzulagen für Verheiratete, sei es in Form von 
Kinderzulagen, vereinbart worden. Dabei ist jedoch fast durch- 
weg darauf verzichtet worden, Einrichtungen zu schaffen, durch 
cie die Last der Familienzulagen auf breitere Schultern als auf 
die des einzelnen am Tarifvertrage beteiligten Arbeitgebers ge- 
lest worden wäre. Aus einer solchen Regelung erwächst für 
die beteiligten verheirateten und mit Kindern geserneten Ar- 
beitnehmer eine grosse Gefahr. In der privatkapitalistischen 
Wirtschaft muss der einzeine Arbeitnehmer schon aus Kon- 
kurrenzrücksichten darauf bedacht sein. den Anteil der Löhne 
an seinen Selbstkosten so niedrig als möglich zu halten. Eine 
Regelung, die ihn persönlich zur Zahlung von Familienzulagen 
verpflichtet, bedeutet daher für ihn — besonders in Zeiten sin- 
kender Konjunktur — einen Anreiz, sein Lohnkonto durch Ent- 
lassung verheirateter und Einstellung unverheirateter Arbeit- 
nehmer zu entlasten. 

Um diese Gefahren abzuwenden, dürfen die Familienzulagen 
nicht von dem einzelnen Arbeitgeber getragen werden, sondern 
müssen unabhängig vom Arbeitslohn, der nach wie vor nur 
nach Leistung bemessen werden darf, gezahlt werden. Zu die- 
sem Zweck müssen Einrichtungen geschaffen werden, die es 
ermöglichen, die Summe sämtlicher an die Arbeitnehmer eines 
Gewerbes zu zahlenden Familienzulagen auf sämtliche beteiligten 
Unternehmungen so umzulegen, dass es für den einzelnen: Arbeit- 
geber finanziell belanglos bleibt, ob er Verheiratete oder Unver- 
heiratete beschäftigt. Der Bundestag beauftragt den Bündes- 
vorstand, im Einvernehmen mit den anderen freien. Gewerk- 
schaften die Frage der zweckmässigsten Ausgestaltung dieser 
Einrichtungen weiter zu verfolgen und darauf zu dringen, dass 
den Arbeitnehmern die Gleichberechtigung bei der Verwaltung 
der zu schalfenden Ausgleichskassen zugestanden wird.“ 

HM. Enischliessung zum Schlichtungsordnungsentwurfl, 


„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der techni- 
schen Angestellten und Beamten erblickt im Tarifvertrage nicht 
nur ein geeignetes Mittel zur Sicherung gewerkschaitlicher Er- 
folge, sondern auch die Form des Arbeitsvertrages, die dem 
gegenwärtigen Stand der Wirtschaitsentwicklung am besten 
entspricht und die im volkswirtschaftlichen Interesse liegende 
Vermeidung von Arbeitsstreitickeiten am ehesten zu gewähr- 
leisten vermag. Diese Bedeutung hat der kollektive Arbeits- 
vertrag aber nur dadurch gewinnen können, dass die Entwick- 
lung des Tarifwesens sich bisher im wesentlichen uneingeeugt 































































































176 





durch behördliche Bevormundung und gesetzlichen Zwang voll- 
zieken konnte. Der Boden, auf dem der Tarifvertrag gewachsen 
ist und auch künftig nur gedeihen kann, ist die uneingeschränkte 
Koalitionsfreiheit der Arbeitnehmer und die volle Bewegungs- 
freiheit der Gewerkschaften bei ihren Bemühungen um eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Arbeitnehmerschaft. 
Jede Gesetzgebung, die das Koalitionsrecht der Arbeitnehmer 
antastete oder die Bewegungsfreiheit der Gewerkschaften durch 
staatlichen Zwang einengte, müsste nicht zuletzt auch der wei- 
teren Entwicklung des Tariivertrages verhängnisvoll werden. 
Deshalb erhebt der Bundestag nachdrücklichen Einspruch gegen 
die auch im endgültigen Entwurf der Schlichtungsord- 
nung unternommenen Versuche, das Öffentliche Schlichtungs- 
wesen über - seine Aufgabe, in den Auseinandersetzungen 
zwischen den sozialen Klassen vermittelnd einzuwirken, hinaus 
als Instrument zur Unterbindung des Streikrechtes gewisser 
Arbeitnehmerschichten und zur Beschränkung der Bewegungs- 
freiheit der Gewerkschaften zu benutzen. Er beauftragt den 
Bundesvorstand, im Verein mit den anderen freien Gewerk- 
schaften alle Schritte zu unternehmen, "die erforderlich sind, 
um die von diesen Versuchen sowohl dem Wohle der Arbeit- 
nehmerschaft im allgemeinen als auch einer gesunden Weiter- 
entwicklung des Tarifwesens drohenden Gefahren abzuwehren.“ 

Ferner ist folgender Antrag von Schmidt-Düsseldorf 
eingegangen: 

„Der Bundestag beschliesst, dass bei allen Abschlüssen von 
Tarifverträgen anzustreben ist, dass folgender Passus in bezug 
auf die durchgehende Arbeitszeit angenoınmen wird: 

In allen Betrieben, in welchen die Arbeitszeit der Beleg- 
schaft die ungeteilte ist, muss auch die für die Betriebs- und 
Bureauangestellten durchgehend sein. In allen. anderen Be- 
trieben soll die Arbeitszeit für Angestellte ebenfalls grundsätz- 
lich ungeteilt sein. Abweichungen von dieser Bedingung sind 
nur dann zulässig, wo wichtige, im Interesse der Produktion 
liegende Umstände dies fordern. Zur Einführung der geteilten 
et ist die Zustimmung des Angestelltenrats erforder- 

Schmidt- Düsseldorf stimmt der Ansicht des Referenten 
zu, dass nicht überall eine durchgehende Arbeitszeit einge- 
führt werden kann. Es muss aber verlangt werden, dass der 
durchgehenden Arbeitszeit mehr wie bisher Aufmerksamkeit zu- 
gewandt wird. Die Arbeitgeber versuchen überall, selbst dort, 
wo durchgehende Arbeitszeit möglich wäre, dies zu verhindern. 
Man will den Arbeitnehmern systematisch keine Zeit lassen, 
sich mit Dingen zu befassen, die den Arbeitgebern nicht an- 
genehm sind. Er stiınmt den Forderungen nach Familienzu- 
lagen zu und bittet, im übrigen seinen Antrag anzunehmen. 

Rösner-Charlottenburg: Gramm legte in seinem Re- 
ferat Wert darauf, dass Leistungszulagen zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsräten festgelegt werden. Deshalb müssen wir auf 
die Qualifikation der Betriebsräte ganz besonders unser Augen- 
merk richten. Die gleitende Lohnskala ist zu empfehlen. In 
den Sätzen der gleitenden Loknskala müssen jedoch auch die 
kulturellen Bedürfnisse besonders berücksichtigt sein. Der Be- 
zahlung nach dem Familienstande muss zugestimmt werden. 
Wir stehen auf dem Boden der gewerkschaitiichen Solidarität, 
deren Betätigung sowohl der Gesamtheit der Mitgliedschaft als 
auch dem einzelnen ein Existenzminimum gewährleistet, weiches 
kultuelle Fortentwicklung ermöglicht. Er empfiehlt die Annahme 
der beiden vorstehenden Entschliessungen Nr. 1 und 2. 

Ein weiterer Antrag „Entschliessungen 1 und 2 in den Kom- 
inissionen zu beraten“, wird abgelehnt. 

Grüttner-Köln stellt zu der Entschliessung 1 folgenden 
Abänderungsantrag: 

„Der Bundestag lehnt die Entlohnung nach dem Familien- 
stand solange ab, bis die geforderten Einrichtungen der Aus- 
gleichskassen geschaffen sind.“ 

Die Entschliessung 1 wird: gegen eine Stimme, die Ent- 
schliessung 2 einstimmig angenommen. Die Anträge Schmidt 
und Grüttner werden abgelehnt. 

Vorsitzender verliest unter Beifall ein Antworttele- 
gramm des Bundes der technischen Angestellten der Schweiz, 
dem unser Bund gestern seine Grüsse entboten hatte. 


Wahlen zum Bundesvorstand, Bundesausschuss 
und AiA-Kongress 


Lustig-Berlin gibt Aufklärung über die Wahlordnung 
und über die Handhabung der Wahlen. 

Lütkemeier-Neukölln verlangt, dass die Wahlen erst 
nach Entlastung des Vorstandes vorgenommen werden; 

Schweitzer-Berlin (Bundesverstand) erkennt die 
formal-rechtlichen Bedenken von Lütkemeier an. Es wäre gut 
gewesen, wenn die Finanzkommission mit ihren zestrigen. Be- 
ratungen soweit gekommen wäre, dass sie. bereits die Ent- 
lastung des Vorstandes empfehlen könnte, Werden die Wahlen 
erst morgen vorgenommen, so bestehe keine Möglichkeit mehr, 
dem Bundesiage das Ergebnis mit auf den Weg zu geben. Er 
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empfiehlt, die Wahlen noch heute zu tätigen und eventuell 
zunächst in Kommissionsberatungen einzutreten. 

Lütkemeier-Neukölln spricht gegen den Vorschlag des 
Kollegen Schweitzer und ersucht um Aussetzung der Be- 
schlussfassung, bis alle Unterlagen vorliegen. 

Kahnt-Leipzig (Bundesausschuss) ersucht, formale Be-: 
denken zurückzustellen und sofort in die Wahl einzutreten. 

Grüttner-Köln beantragt Aussetzung der Wahl, bis die 
Entlastung des Vorstandes ausgesprochen ist. 

Der Antrag Grüttner wird angenommen. 

Der Vorsitzende bringt den Antrag Schmidt, be- 
treffend geteilte oder ungeteilte Arbeitszeit, zur Abstimmung, » 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Lustig-Berlin (Bundesvorstand) teilt mit, dass auf Grund 
eines Beschlusses des Vorstandes und des Bundesausschusses 
eine Aenderung in dem Verteilungsplan der Mandate zum AfA- 
Kongress auf die einzelnen Gauverwaltungen eintreten soll. 

1. Der Gau Brandenburg stellt anstatt eines Kommunai- 

technikers einen Industrietechniker., 

2. Der Gau Hessen stellt anstatt eines Maschinentechnikers 

einen Bautechniker. 

3. Der Gau Mitteldeutschland stellt anstatt aus der Fach- 

gruppe Chemie einen Kommunaltechniker. Dafür stellt 

4. der Gau Südwestdeutschland einen Delegierten aus der 

Fachgruppe Chemie. 

Hilke-Berlin (zur Geschäftsordnung) wünscht keine 
Aenderung des Verteilungsplanes für den Gau Brandenburg. | 

Lustig-Berlin (Bundesvorstand) bemerkt, dass- nur 
15 Delegierte zı dem AfA-Kongress gewählt werden dürfen. 
Die Verteilung auf die einzelnen Gaue war daher ausserordent- 
lich schwierige. Da auf dem AfA-Kongress aber keine Gau- 
interessen, sondern nur die Interessen der Angestellten bzw. die 
Interessen des Bundes zu vertreten sind, so ist der vom Bundes- 
vorstand bzw. Bundesausschuss vorgeschlagene Verteilungsplan 
der. einzig richtige. 

Klostermann-Jena: Wir haben mit den Delegationen 
zu den Gewerkschaftskongressen keine guten Erfahrungen ge- 
macht. Die Aufteilung von den uns zur Verfügung stehender 
Mandaten zum AfA-Kongress nach -Fachgruppen halte ich für 
falsch. Wir verlangen von den Delegierten, dass sie auch all- 
gemeine Kenntnisse über die Bedürfnisse der einzelnen Fach- 
gruppen haben. Die Hauptsache ist, die richtungzebenden Kol- 
legen zu wählen; aber nicht durch das indirekte Wahlverfahren 
auf dem Bundestag, sondern durch allgemeine Wahl der Bun- 
desmitglieder. Ich stelle mich damit folgerichtig auf den Stand- 
punkt Aufhäusers zu der Wahl der Wirtschaitsräte, wo er die 
indirekte Wahl verwirft. 

Aufhäuser-Berlin (Bundesvorstand): Die Beschwerde 
des Kollegen Klostermann über die Wahlen zum Betriebs- 
rätekongress ist berechtigt. Aber gerade die hiermit gemachten 
schlechten Erfahrungen haben uns bewogen, die Vorschläge 
der Delegierten auf den Verbandstagen vorzunehmen. Der Plan 
des Vorstandes war, neben den Fachgruppen- auch die Gau- 
interessen in Erscheinung treten zu lassen. 

Herzog- Mannheim tritt für die Ansicht des Vorstandes 
ein und bittet, die Wahl sofort vorzunehmen. 

Senger-Lichterfelde: Bei der Verteilung auf die Fach- 
gruppen sind auch die grossen Ortsverwaltungen zu berück- 
sichtigen. Neben dem Industrietechniker ist auch der Kom- 
munaltechniker notwendig. 

Der Verteilungsplan der Mandate zum AfA-Kongress wird 
nach dem Vorschlage des Vorstandes bzw. Bundesausschuss 
gegen einige Stimmen angenommen: 











Verteilungsplan 
für dieÄbgeordneten zum AfA-Kongress 
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Be“ | glieder ar STar ber 
Bayern... mi. een 5474 1 Maschinenbau 
Brandenburg . . 2.» 17362 2 Braunkohle, Industrie- 

(Elektr.)Techniker 

Hannover-Braunschweig . 3624 1 Kali 
Hessen . . : . 4649 1 Baugewerbe H 
Mitteldeutschland le 6972 1 Kommunaltechniker F 
Nordostdeutschland . . 1693 1 Baugewerbe 
Nordwestdeutschland ..| ‚7838 1 Schiffbau 
Rheinland-Westfalen . . | 18214 2 Steinkohle, Schwerind, 
Säarland. .: cause ss r 2894 1 Maschinenbau 
Sachsen 5 a Medi | 8571 1 Staatsangestelite | 
Schlesien . , ER 5744 1 Steinkohle 
Badwestdäutschländ sl 5437 1 Chemie 
Westdeutshland . . . 4689 i Maschinenbau 


1-Kommunal-Angest., 1 Schwerind., 1 Chemie, 1 Kali, 1 Staatsangest,, 
4 Maschinenbau, 1 Schiffbau, 1 Braunkohle, 2 Steinkohle, 2 Baugewerbe 
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Gartmann-Oberhausen . bittet festzustellen. wieviel 
Chemotechriker als Delegierte auf dem Bundestags anwesend 
‘ sind. Es wird iestgestellt, dass zwei Kollegen anwesend sind. 


Sohlich-Berlin (Bundesvorstand) macht die Mitteilung, 
dass als Gast Herr Crett& von der Union Syndicale 
des Techniciens de l’Industrie, du Commerce 
et de l’Agriculture aus Frankreich erschienen ist. Die 
Versammlung begrüsst den Gast mit Händeklatschen. 


De, OR 4 


‚ Begrüssungsansprachen ausländischer Kollegen 


Der Vertreter des ‚„Zentralverbandes der Angestellten in 
Industrie, Handel und Verkehr“ inder Tschechoslowakeı, 
Abg. Hirsch, nimmt darauf das Wort zu folgender Be- 
grüssungsansprache: 


„Meine sehr geschätzten Herren! Ich komme aus der 
Tschechoslowakei. Als ein Ergebnis des sogenannten Frie- 
“densvertrages ist dieser Staat entstanden. In ihm sind ver- 
schiedene Nationalitäten zusammengefügt, Tschechen, Deutsche 
und andere. Wir deutschen Angestellten haben uns zu einer 
selbständigen Organisation zusammengeschlossen und im vorigen 

Jahre in dem „Zentralverband der Angestellten in Industrie, 

Elandel und Gewerbe“ vereinigt. Wir haben in diesem neuen 

merkwürdigen Staate ausserdem noch eine Organisation, die auf 

dem Boden der freien Gewerkschaften steht, den -Werkmeistet- 
und Industriebeamtenverband. Diese Organisation hat sich nach 
dem Kriege zu unseren Grundsätzen bekannt und ebenso wie 
wir sich dem Deutschen Gewerkschaftsbunde. den wir für die 
dettschen Arbeiter und Angestellten gegründet‘ haben, ange- 
schlossen. Ferner erstand — was Sie interessieren wird — eine 
neue Orzanisation, die alle Angestellten des Bergbaues umfasst, 
auch sie ist dem Deutschen Gewerkschaftsbund in der Tschecho- 
slowakei angeschlossen. Diese drei Organisationen repräsen- 
tieren wohl die überwiegende Mehrheit der deutschen Ange- 
stellten in diesem Staate. Wir haben uns in einer Angestellten- 
Vereinigung zusammengeschlossen, ähnlich ihrem grossen AfA- 
Bünd, sind aber zugleich Mitglied des Deutschen Gewerkschafts- 
Bundes. Unser Bemühen ging dahin, die Angestellten in den 
deutschen Gebieten zu erfassen. Daneben gibt es noch eine 
Gruppe deutscher Angestellter,’ in den gemischtsprachigen Ge- 
bieten, die in die tschechoslowakischen Organisationen hinein- 
gedrängt sind. Wir haben so die Merkwürdigkeit, dass in diesem 
Staate zwei grosse Gruppen von Arbeitnehmern auf freigewerk- 
Schaftlichem Boden organisiert sind, die zusammengefasst sind 
im tschechoslowakischen Gewerkschaftsrate und dem Deutschen 
Gewerkschaftsbunde. Wir mussten das so machen aus Grün- 
den, die ich heute hier nicht näher zu erörtern brauche. 

‘ Wir sind der freundlichen Einladung Ihres Bundesvorstandes 
gern gefolgt, und unser Vorstand hat mich beauftragt, Ihnen 
unsere besten Grüsse zu übermitteln. Wir haben immer von 
den Deutschen gelernt und uns bemüht, aufmerksam Ihre Ar- 
beiten zu verfolgen. Wir haben mit grosser Freude gesehen, 
dass Ihre Organisationen, die auf freigewerkschaftlichem Boden 
Stehen, einen guten Aufschwung genommen haben. Im ver- 
kleinerten Massstabe dürien wir das wohl auch von uns sagen. 
Bei uns ist, was die Deutschen anlangt, so gut wie alles orga- 
nisiert, während in den tschechoslowakischen Gebieten die An- 
gestelltenbewegung noch selır im Rückstande ist. Ich bin hierher 
gekommen, um zu lernen und um zu sehen, wie Sie im Reiche 
arbeiten. Bei uns draussen sieht man immer danach, was in 
Deutschland vorgeht. Die Gesetzgebung bei uns richtet sich 
‚zumeist nach der im Deutschen Reiche. Auch die Unternehmer 
bei uns schauen immer nach Deutschland. und wiederholt ist 
uns bei unseren Vertragskämpfen gesagt worden: „In Deutsch- 
land fordert man nicht so hohe Gehälter.“ _(Hört. hört!) Wir 
haben auf dem Gebiete der Vertragspolitik ganz annehmliche 
Erfolge. Auf dem Gebiet der Gesetzgebung hinken wir hinten 
nach, weil dieser neue Staat sich nicht zunächst mit dem sozialen 
Problem beschäftigt, sondern seine Hauptsorge die ist, diesen 
Staat zu einem tschechoslowakischen Staat zu machen. Seine 
Hauptsorge ist also die nationalistische Frage. 

Ich ireue mich, dass ich Gelegenheit habe, an Ihren Be- 
ratungen teilzunehmen. Mit ganz besonderem Interesse habe 
ich die Reierate der Herren Kaufmann. Aufhäuser und 
Gramm gehört. Wir bewegen uns in ähnlicher Linie. Ich 
wünsche und hoffe, dass Ihre Organisation sich auf der bisherigen 
Bahn fortbewegt. Wir werden im Geist mit Ihnen sein, und wir 
hoffen, dass dieses geistige.Band allmählich auch zu einem 
festen und einheitlicheren Gefüge werde.“ (Stür- 
' mischer Beifall.) 

Crette, Delegierter der Union Syndicale des Techniciens 
de V’Industrie, du Commerce et de l’Agriculture: „Meine Herren! 
Gleich nach. dem Waifenstillstand haben einige. Kameraden, 
Techniker in Frankreich, verstanden, dass die Situation ver- 
j hängnisvoll war und dass die Wiederherstellung aus den Trüm- 
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mern des Krieges nur international: gelöst werden könnte, da 
ein. einziges Land, auch Frankreich, nicht imstande wäre, allein 
die beschädigten Gegenden wiederaufzubauen. 

Allerdings war dieses nicht der alleinige Grund unseres Zu- 
sammenschlusses. Es herrschte bei uns ausserdem eine ‘höhere 
Idee, die zur Gründung eines Technikerverbandes führte. Wir 
wussten, dass schon seit längeren Jahren eine derartige Organi- 
sation in Deutschland existierte, und wir hoffen heimlich, 'ein- 
mal doch mit ihr in Verbindung zu treten, um gemeinsam an 
dem grossen Werk der Versöhnung zu arbeiten. Die wenigen 
Technikervereine, die bei uns schon existierten, waren mehr 
oder weniger reaktionär, und in einem internationalen Sinne 
war jedes Zusammenarbeiten mit solchen Vereinen unmöglich. 
Nun ist allerdings in unserer Union die Tendenz sehr inter- 
national, vielleicht sogar ein bisschen zu viel. (Heiterkeit‘) 
Man ist es aber nie zu viel. 

Mein Freund, der Generalsekretär von Ustica, Herr Franca, 
ist vielleicht schon einigen von Ihnen bekannt.‘ Er hat für die 
Ausbreitung unserer Gewerkschaft in Frankreich schon vieles 
getan und vor kurzem mit der Internationale in Amsterdam 
Fühlung genommen, um speziell die Frage des Wiederauibaues 
zu lösen. Er ist völlig der Meinung, dass dieses nur inter- 
national geschehen kann. 

Das ganze Problem hat er in drei Kategorien eingeteilt: 

Erstens, .brauchen wir Männer. Die Deutschen sind bereit, 
die Männer zu liefern. Wir nehmen sie an. — Ein Delegierter 
der dabei war und für die Deutschen nicht besonders gut ge- 
sonnen war, sagte sogar: Wir müssen eigentlich anerkennen, 
dass die Regierung bei uns noch nichts getan hat. Und wenn 
der Kaiser persönlich zu uns kommen würde, um Holz zu sägen, 
würden wir ihn sogar annehmen. (Teilweise Heiterkeit.) Dieser 
Delegierte hätte. vielleicht eine sehr gesunde Meinung haben 
können, hätte er anstatt „Le Matin“ und „Le Journal“ eine 
interessantere Literatur gelesen. . (Heiterkeit.) 

Die zweite Kategorie der Pläne betraf: die Lieferung von 
Material. Wir haben wenig Material in Frankreich, namentlich 
an Holz- und Dachdeckereimaterial haben wir gar nichts. Das 
müsste uns Deutschland liefern. 

Das dritte ist die leidige Finanzfrage. 
das Schwierigste. Nach der Meinung unseres Herrn Francq 
kann dieses Problem nur international gelöst werden. Denn 
weder Deutschland noch Frankreich sind imstande, "so ‚viele 
Milliarden aufzubringen, wie zum. Wiederaufbau Nordfrank- 
reichs nötig sind. Sie müssen sich vorstellen; Es sind 3000 
Dörfer vollständig zerstört. Sie machen sich von dem Bau- 
material, das wir nötig haben, keinen Begriff. Wir brauchen 
allein z. B. 40 Millionen Quadratmeter Ziegel und 10 Millionen 
Quadraimeter Schiefer. 

Ich weiss nicht, was Sie selbst in Deutschland für die 
Lösung dieser Fragen tun können. Sie sind allerdings mächtig, 
Sie zählen, soviel ich weiss, 120000 Mitglieder. Wir zählen 
gegenwärtig kaum, 1600. Unsererseits ist aber sehr viel getan, 
viel mehr als man bei so einer kleinen Anzahl Mitglieder er- 
warten konnte. Unserem Einfluss und unserer auf dem wiri- 
schaftlichen Gebiet entwickelten Tätigkeit ist es zuzuschreiben, 
dass am 1. Mai vorigen Jahres die französische Regierung die 
schärfsten Massnahmen gegen die Gewerkschaiten traf, als 
deren traurige Konsequenz: die Einkerkerung einiger unserer 
unschuldigen Kameraden zu verzeichnen war. 

Also wir müssen alle einig sein, um. international die Wie- 
dergutmachungsfirage zu lösen. Ich sage das hier nur, weil 
diese Frage gegenwärtig im Vordergrund steht. Ich kam spe- 
ziell nach Berlin, um Sie alle zu begrüssen und. der Hofinung 
Ausdruck zu geben, dass wir in Zukunft gemeinsam für das 
Wohl der Welt arbeiten werden. - Wir hoffen, dass wir immer 
mehr Weltgenossen werden und uns die Hand reichen werden, 
um ” alle einer besseren Zukunit zuzuführen. (Stürmischer 
Beifall. 


Kaufmann-Berlin (Bundesvorstand): Meine Herren Kol- 
legen! Wir haben soeben wohl einen Augenblick 'auf unserem 
Bundestag erlebt, den wir alle sehnlichst herbeigewünscht haben. 
Ich kann Ihnen sagen, dass ich mich in Verbindung mit dem 
Deutschen Bauarbeiter-Verband als Vertreter der deuischen 
Bautechnikerschafit schon seit langem bemühe, die Brücke zu 
finden zu den Kollegen drüben in Frankreich, die berufen sind, 
mit uns zusammen das wieder gutzumachen und aufzubauen, 
was der Krieg in den Gefilden Nordfrankreichs zerstört hat. 
Heute haben wir diese Brücke, wie ich glaube, gefunden,: und 
die Verbindung, die nın angeknüpft worden ist, wird und kann 
nicht mehr abgerissen werden. 

Wir betrachten es als eine Ehrenaufizabe und als eine 
Ehrenpflicht — das möchte ich dem Vertreter der Kollegen aus 
Frankreich hier im Auftrage des Büundesvorstandes deutlich 
sagen — dass, soweit es an den’ deutschen Technikern und ins- 
besondere an den deutschen Bautechnikern liest, alles ge- 
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schehen wird, um die Gefühle des Hasses und der Rache, die 
in. Frankreich verständlicherweise noch vorhanden sind, zum 
Schweigen zu bringen, dass wir bereit sind, mit allen unseren 
Kräften an dem Wiederaufbau der zerstörten Gebiete mitzu- 
arbeiten, dass wir zusammen mit den übrigen deutschen Bau- 
arbeitergewerkschaften Vorschläge ausgearbeitet 
haben, die die Regierung in Frankreich nur anzunehmen braucht, 
um sie zu verwirklichen. Wir begrüssen es also und betrachten es 
als einen gewaltigen Fortschritt auf dem Gebiete der internatio- 
nalen Organisation der Technikerschaft, dass es uns heute ver- 
gönnt war, einen Kollegen aus Frankreich hier bei uns zu sehen, 
In diesem Sinne darf ich den’ Kollegen bitten, die Grüsse der deut- 
schen Technikerschaft seinen Kollegen in Frankreich zu über- 
mitteln. In gemeinsamer Arbeit und im Zusammenwirken aller 
derer, die der Kultur und der Menschheit dienen wollen, werden 
wir wieder zu besseren Zeiten kommen. (Lebhafter Beifall.) 
* 

Vom Gau Brandenburg wird vorgeschlagen, die Liste für 
die Wahl zum Bundesvorstand wie folgt abzuändern: 
Reichelt anstatt Kortenbach und Kampf anstatt 
Musculus. 


Es wird sodann in die Mittagspause eingetreten, wonach 
noch verschiedene Kommissionsberatungen stattfinden, 


Nachmittagssitzung Beginn 6 Uhr. 


Herr Reichstagsabgeordneter Vogel ist als Vertreter der 
Deutschnationalen Volkspartei erschienen und wird vom Ver- 
sammlungsleiter begrüsst. Herr Vogel ergreift das Wort zu 
einer Begrüssungsrede. Er dankt im Namen seiner Fraktion für 
die Einladung und übermittelt: deren beste Wünsche für die 
Tagung. Er bedauert aufrichtig, infolge der politischen Span- 
nung. bei der Wichtigkeit der Tagesordnung nicht eher an- 
wesend gewesen zu sein. Dies treife um so mehr zu, da er 
selbst Telegraphenbeamter sei und. als solcher den innigsten 
Wunsch hege, dass das gesamte Verwaltungswesen mehr als 
wie bisher ınit technischem Denken durchdrungen werde. Die 
Verwendung des Technikers in der Verwaltung. sei eine alte 
Streitirage und er freue sich, mitteilen zu können, dass im Be- 
reich der Postverwaltung Versuche in dieser Hinsicht angestellt 
würden, Versuche, deren Ergebnisse von grosser Wichtigkeit 
seien. 


Teilbericht des Finanzausschusses. 


Nach Eintritt in die Tagesordnung werden die Berichte der 
Finanzkommission und der Beamtenkommission entgegen- 
genommen. Namens der Finanzkommission referiert Herzog. 
Er begründet eine Entschliessung, die zu dem Schluss kommt, 
dass wegen der Veriehlungen in der Ortsverwaltung Norden I 
eine Regresspflicht der in Frage kommenden Organe nicht an- 
erkanut werden könne. Der Auswertung der gerichtlichen Er- 
gebnisse werde hierdurch nicht vorgegriffen. Ebenso dürfe der 
Hauskauf in Köln die Entlastung des Vorstandes nicht beein- 
flussen. Die Resolution wird gegen einige Stimmen ange- 
nommen. 


Bericht des Ausschusses für Angelegenheiten der Bundes- 
beamiten. 


: Mraczek-Mannheim berichtet über die Verhandlungen 
der Kommission für Beamtenangelegenheiten. Im Falle des 
früheren Bundesbeamten Löwing wird antragsgemäss der Mass- 
nahme des Bundesvorstandes zugestimmt. Zur Frage der 
Stellung der Bundesbeamten zum Bundesvorstande hat der Aus- 
schuss den in den Anstellungsbedingungen niedergelegten Grund- 
satz bestätigt, dass die Bundesbeamten in ihrer Tätigkeit an die 
Weisungen des Bundesvorstandes und damit an die Beschlüsse 
der leitenden Bundeskörperschaiten gebunden sind. Zu den von 
Berliner Delegierten vorgebrachten Andeutungen über das Ver- 
halten von Bundesbeamten hat: der Ausschuss folgenden Be- 
schluss gefasst: 


„Der Ausschuss für Beamtenangelegenheiten ist in seinen 
Verhandlungen zu dem Ergebnis gekommen, dass Vorstand und 
Bundesbeamte in keinem Falle unrecht geliandelt haben. Die 
besprochenen Beschwerden waren grösstenteils haltlose Ge- 
rüchte. Der Ausschuss ist der Ansicht, dass durch das Vor- 
gehen der Berliner Kollegen die Bundestagsdelegierten unnötig 
aufgehalten wurden.“ 


Der Bundestag nimmt von diesem Beschluss Kenntnis und 
geht im, übrigen über die Angelegenheit zur Tagesordnung über. 
%* 


Der Bundestag tritt darauf in die Wahlen zum Bundes- 
vorstand und Bundesausschuss sowie die Bestätigung der Ge- 
schäftsführer ein. Das Ergebnis soll in der Sonntagsitzung be- 
kanntgegeben werden. (Schluss 8 Uhr.) 
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Der Vorsitzende eröffnet, nachdem noch am Vorabend Kom- 
missionsberatungen stattgefunden hatten, um 9 Uhr die Sitzung. 
Es wird zur Feststellung der Wahlergebnisse geschritten. r 


Die Wahlen zum Bundesvorstand und Bundesausschuss 
hatten folgendes Ergebnis: 


I. Bundesvorstand: 


1; Mahlow- Schöneberg, 2. Reichelt- heiter 
3.Liebler-Berlin, 4 Pintsch-Steglitz, 5. Schliebener- 
Neukölln, 6. Heinze-Berlin, 7”. Kampf-Neukölln, 8 Ro- 
gatz-Karlshorst, 9. Klein-Berlin, 10. Reichel- Wilmers- 
dorf, 11. Cosmus-Wilmersdorff, 12. Koplin-Berlin, 
13. Werner-Grünau, 14. Arndt-Friedenau, 15. Schöber- 
lein-Berlin. 


Als Geschäftsführer er 
Aufhäuser, Bote, Gaedke, Geiser, Gramms 
Händeler, Kaufmann, Lenz, Lustig, Schwedt, 
Schweitzer, Sohlich, Werner. 
%* 


Als Ersatzmänner für den Bundesvorstand 
werden gewählt: 

Senger-Lichterfelde, Reyersbach-Pankow, Hilke& 
Steglitz, Gabel-Friedenau Münchow-Berlin Krebs- 
Schöneberg, Kortenbach-Charlottenburg, Kleinen- 
Steglitz, Klatte-Berlin, Linke-Berlinn Draeger-Berlin, 
Frank - Charlottenburg, Hudy -Berlin, Hügin-Berlin, M at- 

-titz-Berlin. 

Die Reihenfolge derjenigen Kollegen, die mit gleicher Stim- 

menzah! gewählt worden sind, soll das Los entscheiden. 


I. Bundesausschuss, 


Gau Brandenburg: Krug-Charlottenburg, 
meier-Neukölln, la Haine- Schöneberg, 
Lichterfelde. 

Gau Hessen: Stäblein-Cassel. 

Gau Mitteldeutschland: Cruse - Magdeburg, 
Klostermann- Jena. E 

Gau Hannover-Braunschw.: Voshage-Hannover 

Gau Nordostdeutschland: Nielsen - Königsberg. 

Gau Rheinland-Westfalen: Schweisfiurth-Elber- 
feld, Halbfell-Buer, Plappert-Langendreer, Eser- 
Essen, Dahlhoff- Bottrop. 

Gau Saarland: Meinhardt-Ludwigshafen, beratend 
Leclerc-Saarbrücken. 

Gau Schlesien: Stümpel-Breslau, Michallik- 
Kattowitz. 

Gau Südwestdeutschland: Hamm - Mannheim. 

Gau Westdeutschland: Mosblech-Köh. 2 

Gau Sachsen: Nietzsche-Dresden. Kahnt-Leipzig. 

Gau Nordwestdeutschland: Wettengel- Hamburg, 
Fürst- Hamburg. 

GauBayern:Obermayr- München, Baader- Nürnberg, 

* 


Lütke- 
Senger- 


Als Ersatzmänner für den Bundesausschuss 
werden gewählt: = 
Gau Brandenburg: Blohn-Frankfurt a. O. Korten- 

bach- Charlottenburg, Rohr - Charlottenburg, Schmidt 

Erich, Charlottenburg, Schlesinger- Norden IV. 
BES Seh, Herzog-Frankfurt a. M. Maul- Wies- 

aden. 
Gau Mitteldeutschland: Papenroth- Magdeburg, 

Bratge-Halle, Kunze -Dessau. 

Gau Hannover-Braunschweig: Schelter-Han 

nover. X 
Gau Nordostdeutschland: Kraske-Elbing. 
Gau Rheinland-Westfalen: Eigemann- Duisburg, 

Lüning-Oberbausen, Bäter-Homberg, Hennings- 

Siegen, Gartmann- Oberhausen. 

Gau Saarland: Böhn-Frankenthal, Hoppe-Tirier. 


Gau Schlesien: Michaelis-Grünberg, : Vetter- 
Sprottau, Salzbrenner-Liegnitz. Ei, 
Gau Südwestdeutschland: Glänz- Stuttgart. ” 


Gau Westdeutschland: Grüttner-Cöln 

Gau Sachsen: Kramer-Chemniz, Schweth- Leipzig. 

Gau Nordwestdeutschland: | 
Paatsch-Hamburg. ke 


Gau Bayern; Fichtel-Landshut, Jordan- Fürtke 
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@Händeler (Bundesvorstand): Die Grundlage für unser 
“ Beruisbeamtentum ist von König Friedrich Wilhelm L, dem Or- 
""ganisator der preussischen Staatsverwaltung, geschaffen worden, 
"Er wollte als Beamte junge Männer, die „treu und red- 
| lich sind, die oiiene Köpfe haben, - welche die Wirtschaft 
‚verstehen und sie selber getrieben, die von Kommerzien 
und Manufaktur und anderen dahin gehörenden Sachen gute 
Informationen besitzen und dabei auch der Feder mächtig 
sind“ Für die wissenschaitliche Ausbildung dieser Staatswirte 
"wurden schon 1743 kameralistische Studien empiohlen, die eine 
‚durchaus technisch-wirtschaitliche Ausbildung vermittelten. 
Freiherr vom Stein knüpite bei seiner Reorganisation Preussens 
‚durchaus an diese Grundlage an. Aber wie so manche Schöpfung 
'Steins, so wurde auch diese Grundiage für das Beamtentum 
‚unter seinem Nachfolger Hardenberg verwässert. Eine Instruk- 
‚tion vom 23. Oktober 1817 besagt, dass der Kandidat auch 
gründliche Kenntnisse des Rechts besitzen, 
‚und insofern es sein kann, als Auskultator (d.h. Gerichts- 
'Teierendar) bei einer Gerichtsbehörde mitgear- 
'beiiet haben muss. 


Der Geist des Bureaukratismus, 


| In diesem Erlass liegt der Grund für das jetzt 
noch fest unbeschränkt herrschende Juristenmonopol. 
Dieser Rechtszustand gilt auch heute noch. Wenn auch not- 
.gedrungen für die rein technischen Arbeiten technische Beamte 
Zugelassen werden mussten, so wurden sie doch als Beamte 
‚Minderen Wertes gegenüber den Juristen angesehen. Der 
Geist, der durch die an leitender Stelle stehenden Juristen in 
die Verwaltung hineingetragen wurde, wirkte auch auf die 
übrige Beamtenschaft zurück. Das humanistisch-philösophisch- 
'uristische Denken arbeitet im wesentlichen mit Begriffen und 
vernachlässigte die Natur der Sache, sucht das soziale Ge- 
'schehen in überkommene Systeme und Begriffe hineinzu- 
.Zwängen und führt daher zum Formalismus, also zur Bureau- 
‚kratie. Der Bureaukratismus, der unsere gesamte Verwaltung 
m scinen Bann gezwungen hat, stellt die Form über die Sache. 
Für ihn ist der tote Buchstabe heilig. Nach ihm wird gehandelt, 
auch wenn der gesunde Menschenverstand das Gegenteil sagt. 
Der heilige Bureaukratius unterdrückt die eigene Entschluss- 
kraft. >chwerfällig, langsam und unentschlossen steht der 
' Bureaukrat neuen Situationen gegenüber, für die es keine 
 Dienstanweiseng gibt: Weltfremd steht er der Wirklichkeit 
‚gegenüber. Die Gesetze der Wirtschaftlichkeit gehen ihn nichts 
‚anz;:die Dienstvorschriit allein ist massgebend. Was nicht in 
den Akten steht, ist nicht auf der Welt! 

= Diese Bureaukratisierung unserer Verwaltung ist die trau- 
tige Folge jenes Gedankens, der in der Hardenbergschen In- 
Struktion vom Jahre 1817 enthalten ist. 

Trotz der ungeheuren Umstellung der Staatsmaschinerie 
von einem Verwaltungs- zu einem Wirtschaftsapparat hat der 
'Surist die Herrschaft behalten. Die wirtschaftlichen Betriebe, 
Post, Eisenbahn. Wasserbau, Bergwerke, Gaswerke, Elektrizi- 
tätswerke, Strassenbahn wurden in das herrschende Wirt- 
‚Schaltssysiem eingegliedert. Die Wiärtschaftlichkeit _ wurde 
durch bureaukratische Fesseln eingeschnürt. Der Techniker, 
‚ den man in diesen Betrieben doch nicht ganz entbehren konnte, 
wurde unter die Kontrolle des Juristen oder Verwaltungs- 
beamten gestellt. Der Jurist und der Verwaltungssekretär be- 
'bielten ihren überragenden Einfluss und‘ lähmten mit ihrem 
 Bureaukratismus die ireie Entschlusskraft des Technikers. 
Vergeblich haben bisher die Techniker um ihre Gleich- 
(Berechtigung in der Verwaltung, um ihre führende Stellung in 
den öffentlichen Betrieben gekämpft; nicht um ihrer Person, 
Sendern um der Sache willen. 


| Der technische Geist. 


| 
| 
} 





- Im Gegensatz zum Juristen mit seiner formalen logischen 
Denkweise beruht die Bildung des Technikers auf den Natur- 
wissenschaften. Das Erkennen der Stoffe und Kräfte 
der Natur und ihre Anwendung auf die Befriedigung der 
menschlichen Bedürfnisse ist die Grundlage technischen 
"Denkens. Aber eben weil es sich um die Anwendung der 
"Näturgesetze ‘handelt, wird der Techniker ständig von der 
Wirklichkeit kontrolliert. Mit Recht weist Prof. 
Th. Janssen in einem: Aufsatz in Heft 5 der Schriften der 
'»Deutschen Gesellschaft für soziales Recht“ darauf hin, dass 
eine Denkrichtung, die einer steten Prüfung auf Wahrheit 
‚unterliegt, „notwendigerweise zur-Gewissenhaf- 
tigkeit und zum. Verantwortlichkeitsgefühl 
erziehen“ muss. Mit der Erkenntnis paart sich beim Tech- 
niker, um mit Prof. Dr.-ing. M. Kloss zu sprechen, „der 
schöpferische Wille“, und das Ziel des schöpferischen 
Willens ist, „Werte zu schaffen zu Nutzund’ From- 
mender Allgemeinheit“. Der Wille zum Schaffen, der 
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im technisch denkenden Menschen lebendig ist, wird aber ge- 
leitet von dem Gedanken der Zweckmässi gekeit und 
Wirtschaftlichkeit. Wie der Techniker bei dem Bau 
jeder Maschine den „Wirkungsgrad“ im Auge hat, so gilt 
für ihn auch in seinem ganzen Leben der Ostwaldsche ener- 
getische Imperativ: „Vergeude keine Energie, ver- 
werte sie.“ 

Ist es ein Wunder, dass bei dieser Verschiedenheit der 
Geistesrichtung der Kampf zwischen Juristen und Verwaltungs- 
beamten auf der einen und den Technikern auf der anderen 
Seite entbrennen musste? 


Techniker und Gewerkschaft. 


Unser Bund der technischen Angestellten und Beamten ist 
die einzige Organisation, die diesen Kampf siegreich durch- 
führen kann, Denn es bedarf dazu der Arbeit einer gewerk- 
schaftlichen Organisation. Gewiss ist die Auiklärungs- 
arbeit, die der Reichsbund deutscher Technik in 
der‘ Oefientlichkeit leistet, nicht nutzlos; auch die öffentliche 
Meinung muss umgebildet werden, damit eine andere Auffassung 
von der Bedeutung des Technikers durchdringt. Aber prak- 
tische Gegenwartsarbeit kann wiederum nur mit den Mitteln 
der Gewerkschaft geleistet werden. Nur die systematische 
Kleinarbeit, die ständige Erziehung der Mitgliedschaft zur 
Rückgratiestigkeit, zur gewerkschafitlichen 
Solidarität kann einen Erfolg erringen. Die hunderte tech- 
nischen Beamtenvereine und -verbände, von denen eine Anzahl 
sichzur Reichsarbeitsgemeinschaft technischer 
Beamtenverbände zusammengeschlsosen haben, die 
wiederum dem Reichsbund deutscher Technik angeschlossen ist, 
sind die grösste Gefahr für diesen Kampf der 
Gleichberechtigung des deutschen Tech» 
nikers in der Verwaltung, weil der kleinliche 
Geist und der Gruppenegoismus, der in dieser Verbänden 
zu Hause ist, jeden Blick für das grosse Ziel, aui das wir hin- 
arbeiten, getrübt hat. 


Der Kampf des Technikers um Gleichberechtigung. 


Die erste Forderung, die wir durch unsere Gewerkschafts- 
arbeit erreichen wollen, ist die Gleichberechtigung 
der Techniker in ihren Anstellungs- und Be- 
förderungsverhältnissen mit den Verwal- 
tungsbeamten. Ein. Antrag unserer Bundeskollegen 
Lüdemann und Woldt in der preussischen Nationalver- 
sammlung vom 25. November 1919 hat die Gleichstellung der 
höheren technischen Beamten der Bauverwaltung und der 
Staatseisenbahnverwaltung in ihren. Anstellungs- und Beiörde- 
rungsverliältnissen mit den juristisch vorgebildeten höheren Be- 
amten durchgesetzt; diesem Beschluss folgte dann ein weiterer, 
von unserem Bundesmitgliede Abgeordneten Rosebrock ze- 
stellter Antrag, der diese Gleichstellung auch auf die landwirt- 
schaftlichen und die übrigen Zentralverwaltungen ausdehnte, 
Leider müssen wir aber feststellen, dass diese Gleichberech- 
tigung fast nur auf dem Papier steht. Auch bei den mittleren 
technischen Beamten ist die Gleichberechtigung mit den ent- 
sprechenden Gruppen der Verwaltungsbeamten noch nicht 
durchgeführt. An einer Reihe von Stellen, besonders bei den 
Gemeindeverwaltungen, hat unser Bund durch seine zähe Klein- 
arbeit zwar manchen Eriolg erreicht; aber die 
Widerstände, die noch zu überwinden sind, bleiben riesengross. 
Besonders bei den Besoldungsreformen des Reiches und der 
Länder herrscht noch ein durchaus unbeiriedigender Zustand. 
Unsere lebhaften Anstrengungen, die Gleichberechtigung ‘des 
Technikers in der Verwaltung durchzudrücken, sind an dem 
Geist der Bureaukratie gescheitert, der leider 
von einer Reihe von Verwaltungsbeamten-Verbänden lebhaft 
unterstützt wird, Es ist bedauerlich, dass der Staat von den 
Fähigkeiten, der Arbeitskraft und der Arbeitslust‘ seiner tech- 
nischen Beamten nicht den richtigen Gebrauch zu machen: ver- 
steht. Leider müssen die mittleren technischen Beamten auch 
vielfach darunter leiden, dass bei den höheren technischen Be- 
amten ihre Tätigkeit nicht richtig eingeschätzt wird... Die selb- 
ständigen und selbstveriassten Arbeiten der. mittleren Techniker 
müssen jetzt fast ausnahmslos die Unterschrift eines höheren 
technischen Beamten tragen. Hier müssen sich die Behörden 
ein Beispiel an der Privatindustrie nehmen, in der nicht der 
Bildungsgang, sondern die Leistung das Entscheidende ist. 


Techniker als Verwaltungsbeamte. 


Für uns handelt es sich aber nicht allein um diese Frage, 
ebenso wichtig wie die Gleichstellung der technischen Beamten 
mit sen Verwaltungsbeamten ist für uns die Frage, dass auch in 
den Verwaliungen ‘der Techniker als Verwaltungs- 
beamter seinen Einzug halten kann. Hier berühren wir 
ein Gebiet, auf dem unser Bund durch seine intensive Mitarbeit 
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an den Schulfragen führend mitgewirkthat. Wir 
müssen verlangen, dass die technischen Hochschulen gleich- 
berechtigt an der Seite der Universitäten stehen. dass als Vor- 
bildung für die Verwaltungsbeamtenlaufbalhın die Fachausbildung 
an den technischen Mitteischulen der iormalen Ausbildung an 
den übrigen höheren Lehranstalten gleichgestellt wird.  Des- 
halb muss auch den Technikern der Zugang zu allen Verwal- 
tungsstellen offenstehen. Mit Recht weist der Volkswirt- 
schafter van der Borght, der in seiner neunjährigen 
Tätigkeit als Handelskammersekretär viele praktische Er- 
fahrungen sammeln konnte, in seinem Hand- und Lehrbuch der 
Staatswissenschaften darauf hin, dass ein Ueberwuchern des 
Bureaukratismus vermieden werden kann, wenn die Organisation 
der Behörden richtig gegliedert ist und für die Heran- 
ziehung von wirtschaftlich und fachlich ge- 
bildeten Beamten gesorgt wird. Wir müssen hier 
auf den Grundsätzen weiterbauen, die zur Zeit Friedrich Wil- 
helms I. und Friedrich des Grossen für die Eignung des Ver- 
waltungsbeamten galten, damit der Bureaukratismus durch den 
technischen Geist verdrängt werden kann, durch den technische: 
Geist in dem Sinne, wie er vorher gekennzeichnet worden ist; 
Vergeude keine Energie, verwerte sie. 


Demokratisierung der Verwaltung. 


Wenn in diesem Sinne der Techniker an der Reorganisation 
der Verwaltung mitarbeitet, dann werden wir zu der so viel- 
fach geforderten, aber noch nicht in Angriff genommenen De- 
mokratisierung der Verwaltung kommen. Es ist 
kein Zufall, dass zu diesen Forderungen bisher noch kaum etwas 
geschehen ist, da die grosse Masse der Verwaltungsbeamten 
diesen Gedankengängen iremd, oit sogar feindlich gegenüber- 
steht. Es sei nur an den Abschluss des Kapp-Putsches er- 
innert, als der Deutsche Beamtenbund sich von der Durch- 
führung der 8 Punkte zurückzog, von denen einer der wich- 
tigsten die Demokratisierung der Verwaltung war. Darum 
heisst es hier: Techniker vor dieFront! Die Unwirt- 
schaftlichkeit unserer Öffentlichen Betriebe sowohl als auch 
unseres Verwaltungsapparates ist eben darauf zurückzuführen, 
dass alles von oben herunter reglementiert wird, dass durch den 
Vust der Verfügungen die freie Initiative des einzelnen Beamten 
unterbunden und damit seine Arbeitskraft und Schaffensfreudig- 
keit gelähmt wird. Es entspricht unserem technischen Denken, 
dass der Aufbau der Verwaltung von unten auf ertolgt, dass 
die Reibungsflächen in der Zusammenarbeit vermindert werden, 
dass jede einzelne Zelle im Verwaltungsorganismus, also 
ieder einzelne Beaimte, zu einem selbständigen und ziel- 
bewussten Mitarbeiter gemacht wird. 


Das Beamtenrätegesetz. 


Um zur Demokratisierung der Verwaltung zu kom- 
men, ist aber die Schaffung eines Beamtenräte- 
gesetzes die erste Voraussetzung, das zum min- 
desten die Rechte des Betriebsrätegesetzes atch- den 
Beamten gibt. Als vor mehr als einem Jahre bei der Schaffung 
des Betriebsrätegesetzes vor allem von unserem Bünde die 
Forderung erhoben wurde, auch die Beamten in das Betriebs- 
rätegesetz einzubeziehen, fanden unsere Gedankengänge in der 
Reihe der Beamtenschait kaum Widerhall. Wenn diese Tat- 
sache auch bedauerlich ist, so müssen wir doch mit Befriedigung 
feststellen, dass heute weite Kreise der Beamtenschaft den da- 
mals begangenen Fehler einsehen. Gegenwärtig ist der Ge- 
danke des Beamtenrätegesetzes- wieder in Fluss geraten, und 
wir dürfen wohl hoffen, dass der zögernden Haltung der Reichs- 
regierung durch Initiativ-Antrag der politischen Parteien ein 
Ende bereitet wird. Wir müssen aber ein Beamtenrätegesetz 
fordern, dass den Beamtenräten nicht nur das Recht gibt, in 
den Gehalts- und Anstellungsbedingungen mitzuwirken oder mit- 
zuberaten, sondern sie auch an der Wirtschaftlich- 
keit der Betriebe und der Verwaltungen des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden aktiv mit- 
arbeiten lässtt.e Wir müssen von den technischen Beamten 
erwarten, dass sie an diesem Grundgedanken festhalten und als 
Pioniere für die Demokratisierung der Verwaltung auch weiter 
in der deutschen Beamtenschaft vorangehen. 


Die Reiorm des Beamtenrechts. 


Wenn sich in den Kreisen der Verwaltungsbeamten ein 
Widerstand gegen die Demokratisierung der Verwaltung gel- 
tend macht, so auch deshalb, weil man die Rückwirkung dieser 
demokratischen Gedanken auf das Beamtenrecht be 
fürchtet. Denn bei dem reaktionären Geist, der sich jetzt wieder 
— entsprechend der politischen Welle — in den Beamten- 
kreisen geltend macht, will man die Rechte des Berufsbeamten 
als Sonder- und Vorrechte aufrechterhalten. Wir wollen nicht 
die Wahrung überlebter Rechtsformen, sondern wollen auch 
das Recht des Berufsbeamtentums eingliedern in unser soziales 
Recht. Niemand wird den Beamten die ihnen durch die Ver- 


fassung gewährleisteten Rechte nehmen wollen, denn die Un- 
kündbarkeit als Anerkennung des Rechtes aui Arbeit, die Pensio- 
nierung als Anerkennung des Rechtes auf Lebensunterhalt bei 
Arbeitsunfähigkeit sind zwei Grundrechte, die auch im sozialen 
Recht verwirklicht werden müssen. Aber das Beamtenrecht 
darf nicht zu einer Beschneidung des Koalitionsrechtes führen. 
Die Unkündbarkeit und Pensionierung darf nicht die Frei- 
zügigkeit behindern; auch der Beamte muss die Möglichkeit 
haben, sich einen seinen Fähigkeiten und Leistungen ent- 
sprechenden Beruf zu sichern, olme dass im das Kecht auf 
die Rücklagen verlorengeht, die von seinem Gehalte für die 
Pensionierung in Ansatz gebracht sind. Die Stellung des Be- 
amten darf nicht dazu führen, dass er unter einer besonderen 
Gerichtsbarkeit stehen bleibt; das Disziplinarrecht ist in das 
übrige öffentliche und private Recht einzufügen, die Disziplinar- 
gerichtsbarkeit den allgemeinen Arbeitsgerichten anzugliedern, 
die besondere Kammern für Arbeiter, Angestellte und Beamte 
zu bilden haben. 


Techniker und Besoldungsreiorm. 


Wenn unsere Verwaltung von technischem Geist durch- 
drungen ist, dann werden diese Gedanken auch auf die Ge- 
staltung der Besoldungsordnungen einwirken, die jetzt 
in ihrem wesentlichen Grundgedanken noch das Prinzip der 
alten Besoldungsordnungen darstellen. Die Zahl der Gruppen 
ist zwar vermindert worden, das System ist geblieben. An 
Stelle des Vorbildungsprinzips muss das Leistungsprinzip 
treten. Nicht der zufällige Bildungsgang, sondern das, was der’ 
ganze Mensch wert ist, muss den Ausschlag für seine Ein- 
reihung in die Besoldungsordnung geben. Dann werden wir 
auch zweiner höheren Bewertung dertechnischen! 
Arbeit kommen. Nur, wenn die Leistung anerkannt wird, 
wird sich der Techniker gegenüber den Verwaltungsbeamten 
durchsetzen können. Dann werden wir auch dahin gelangen, 
dass das so oft angewandte, aber noch kaum in die Wirklichkeit 
umgesetzte Wort: „Freie Bahn dem Tüchtigen“ zw 
Wahrheit wird. 

Das Ziel, das uns vorschwebt, wird nicht von heute aut 
morgen verwirklicht werden können; wir stehen erst auf den 
ersten Stuien einer Entwicklung, die noch mit ungeheuren 
Widerständen zu kämpfen hat, die nur überwunden werden 
können auf dem Wege der gewerkschaftlichen 
Arbeit. Und zwar nicht von unserem Technikerbunde allein, 
sondern nur dadurch, dass wir uns als Glied einfügen in unsere 
soziale Bewegung. Dass wir Techniker in unserem AfA-Bunde 
Seite an Seite mit der Arbeiterschaft im A. D. G. B. marschieren, 
und dass wir diesen beiden Gruppen als dritte Jieienigen Ele- 
mente der Beamtenschaft angliedern, die mit uns den bureau- 
kratischen Geist aus der Verwaltung verdrängen und ihn durch 
den a Geist ersetzen wollen. (Lebhafter 
Beifall. 


Es wird beschlossen, über das Referat Händeler in keine 
Diskussion einzutreten. Im Anschluss an das Referat wird 
nachstehende 

Resolution zum Beamtenrätegesetz 
einstimmig angenommen: 

„Der Bundestag erhebt entschieden Einspruch dagegen, dass 
die Reichsregierung es bisher unterlassen hat, dem Reichstar 
einen Gesetzentwurf über die Schaffung von Beamtenräten zu 
unterbreiten. Der Bundesvorstand wird beauftragt, dafür eit- 
zutreten, dass den Staats- und Gemeindebeamten in dem küni- 
tigen Gesetz über Beamtenräte das Mitbestimmungsrecht ge- 
währleistet wird.“ 

Ein weiterer Antrag Reyersbach: 

„Der zweite Bundestag erwartet vom Vorstand eine er- 
neute Revision seiner Stellung zum „Reichsbund deut- 
scher Technik“ 


wird gegen 2 Stimmen angenoinmen. 


Die Erwerbslosenfrage 


Hamm - Mannheim erstattet nunmehr einen weiteren Be- 
richt des Ausschusses für äussere Angelegenheiten, der sich au! 
die Erwerbslosenfürsorge bezieht. Der Ausschuss hat die b&- 
sonders von Berliner Ortsverwaltungen vorliegenden Anträge 
einer eingehenden Beratung unierzogen und das Ergebnis ia 
folgender Entschliessung festgelegt, der das Plenum zustimmt: 


„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten erblickt in der verheerenden 
Arbeitslosigkeit, von der ebenso wie Deutschland auch die 
übrigen Industrieländer betroffen sind, vor alleıı eine Folge 
des Krieges und des Friedensvertrages von Versailles. Neben 
diesen Ursachen haben aber die durch die hemmungslose kapi 
talistische Profitwirtschait der Nachkriegszeit hervorgerufene 
Teuerung und die dadurch bewirkte Absatzstockung im Inlande 
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wesentlich ‘zur Vermehrung der Arbeitslosirkeit beigetragen. 
Angesichts dieser verhängnisvollen Entwicklung stellt der Bun- 
destag ınit Bedauern fest, dass Reichsregierung und Gesetz- 
gebung bisher nicht die erforderliche Energie in der Be- 
kämpiung der Arbeitslosigkeit aufgebracht haben. Der Bundes- 
dag ist sich der grossen Geiahren der Arbeitsiosiekeit nicht nur 
für die Arbeitslosen selbst, sondern auch für die in Arbeit 
‚ Stehenden voll bewusst. Er begrüsst deshalb die vom Vorstand 
‘des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes der Reichs- 
regierung am 26. Februar überreichten zehn Forderungen und 
‚erwartet von der Regierung und dem Reichstage, dass sie un- 
.gesäumt die verwaltungstechnischen und zgesetzgeberischen 


| 


r 
H 
. 
| 
{ 


. Massnahmen ergreifen, die zur Erfüllung dieser Forderungen 
‚netwendig sind. Darüber hinaus beauftragt er den Bundes- 
‘vorstand, im Einvernehmen mit den übrigen freien Gewerk- 
schaften alle Massnahmen zu ergreifen und zu fördern, die ge- 
„eignet erscheinen, das Arbeitslosenelend im Wege gewerk- 
'schaftlicher und genossenschaftlicher Selbsthilfe zu mildern.“ 


Diese Entschliessung wird noch durch einen am Schluss 
der Tagung angenommenen Antrag von Herzog-Frankfurt, 
‚Hartung-Chemnitz, Jacobs-Rheydt, Grüttner-Köln, 
Klinge-Leipzigz, Weichert-Spandau ergänzt: 

„Der Bundestag beauftragt die Bundeskörperschaften, den 
von den erwerbsiosen Bundesmitgliedern durch ihre örtlichen 
Kommissionen in Angriff genommenen praktischen Arbeiten für 
‚Arbeitsbeschafiung, alle Unterstützung zu deren Gelingen an- 
‚gedeihen zu lassen. 
| Es soll diese nicht örtlich beschränkt, sondern über das 
‚Reich ausgedehnt zu einer Zusammeniassung des ganzen Er- 
‚werbslosen-Problems führen, damit diese wirtschaftlichen Ar- 
beiten nicht in den Kinderschuhen eines Palliativmittels stecken 
| Bee. Die parteipolitische Nextralität des Bundes, 

Der Berichterstatter erläutert weiter die Stellung, die der 
"Ausschuss zu einem von der Ortsverwaltung Trier gestellten 
'Antrage genommen habe, der die Wahrung der „politischen“ 
Neutralität des Bundes fordere. Dieser Antrag zeuge von einer 
Verkennung der Stellung des Bundes, der durchaus politisch auf 
sozialem und wirtschaftlichem Gebiete arbeite. Soweit es sich 
aber um die parteipolitische Neutralität handele, so müsse fest- 
gestelit werden, dass diese seitens des Bundes eingehalten 
worden sei. 

| Zu diesen Darlegungen des Berichterstatters ergriff 

= Schnautz-Hörde i. W. der sich zur Deutschnationalen 
Volkspartei bekennt, das Wort, um folgendes auszuführen: 


| Es ist Ihnen bekannt, dass die parteipolitische 
"Neutralität unseres Bundes ven den gegnerischen 
Verbänden in der heitigsten und gehässigsten Weise be- 
-Stritten wird. Sie wissen auch alle, dass durch diese 


hetzerische Agitation oft erhebliche Beunruhigung in unserem 
'Mitgliederkreise entstanden ist. Es muss daher erneut festge- 
‚stellt werden, dass politische und parteipolitische Neu- 
tralität von unseren Gegnern absichtlich vermischt werden. Es 
ist ganz selbstverständlich, dass eine auf dem Boden der freien 
Gewerkschaften stehende Organisation wie unser Bund politisch 
nicht neutral sein kann. Eine Gewerkschaft, zu deren Haupt- 
Aufgabengebiet wirtschaftspolitische und sozialpolitische Fragen 
 aören, muss unbedingt politisch: tätig sein, d. h. sie muss das 
| Recht der Kritik an der Stellungnahme der politischen Parteien 
zu diesen Fragen in Anspruch nehmen. Auch muss es ihr vor- 
behalten bleiben, ihren Einfluss auf politische Parteien und ein- 
zeine Abgeordnete, deren bisherige Tätigkeit ihren Interessen 
'nicht’zuwiderlief, von Fall zu Fall auszuüben. Etwas ganz an- 
'deres bedeutet die parteipolitische Neutralität. die wir 
 pilegen, indem wir es ablehnen, uns in das Schlepptau irgend- 
‘einer politischen Partei nehmen zu lassen oder zu begeben. 
Wenn trotz unserer parteipolitischen Neutralität unter unserer 
Mitgliedschaft Beunruhigung in dieser Frage entsteht, dann liegt 
das zum grössten Teil daran, dass unsere Mitglieder sich viel 
‚weniger durch unsere Bundesorgane informieren lassen, als sie 
ihr Ohr den Einflüsterungen unserer Gegner öffnen. Wir haben 
nicht nötig, bei der Vertretung unseres Bundesprogramms 
‚irgendwie die Oeffentlichkeit zu scheuen. 

| Durch den vorjährigen Bundestagsbeschluss haben wir uns 
(auf den Boden des wirtschaftlichen Sozialismus gestellt, 
‚und in Konsequenz dieses Beschlusses ist unsere Stellung zur 
Sozialisierungsfrage festgelegt worden. Ich stelle fest, dass we- 
der unsere Haltung in der Sozialisierungsfrage noch 
der Anschluss an den Internationalen Gewerk- 
‚Sehaftsbund den auf dem Bundestag gefassten Beschlüssen 
‚entgegenstehen. Wenn, wie vielfach gewünscht worden ist, vor 
last weittragenden Entscheidungen zunächst die Mitglieder be- 
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iragt worden wären, so wäre das Ergebnis einer solchen Vor- 
abstimmung zweifellos dasselbe gewesen, denn es hätte dabei 
a unser Bemühen bleiben müssen, die Mitglieder richtig zu in- 
| Letzten Endes ist doch uuser Anschluss an den 
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Internationalen Gewerkschaftsbund nichts anderes als eine folge- 
richtige Durchführung unserer freigewerkschaftlichen Arbeit- 
nehmerpolitik. 

Auch das müssen wir einmal feststellen, dass die gegneri- 
schen Verbände im Unrecht sind, wenn sie uns Internationalis- 
mus in Verbindung mit „Antinationalismus“ vorwerfen. (Sehr 
gut!) Internationalismus betreiben wir allerdings, aber auf wirt- 
schaftpolitischem Gebiet und nicht nach irgendeiner parteipoliti- 
schen -Richtung hin. (Sehr richtig!) Wir sind der An- 
sicht, dass wir genau so gut national sind, wie 
alle anderen sogenannten nationalen Ver- 
bände. (Zuruf: besser!) Ja, wir sind der Meinung, dass wir 
noch weit mehr alssie national'sind! : (Beifall.) Ich 
brauche nur darauf hinzuweisen, dass auch die anderen Ver- 
bände,. ob sie sich nun „Deutscher Gewerkschafts-Bund“ oder 
anders nennen, ebenfalls ihre internationalen Beziehungen und 
Verbände haben. Man könnte ihnen also mit gleichem Rechte 
denselben Vorwurf machen. Aber das ist eben die traurige Er- 
scheinung in unserer Angestelltenbewegung, dass man‘ zwar uns 
Arbeitnehmern diesen internationalen Zusanımenschluss zum 
Vorwurf macht, während der Kapitalismus, das Arbeit- 
gebertum, sich ohne weiteresinternationalorga- 
nisieren kann, ohne dass diesen Kreisen das National- 
gefühl abgesprochen wird. Charakteristisch für die Arbeit- 
geberseite ist es aber, dass gerade sie uns unseren Inter- 
nationalismus vorhalten wollen. Die damit verfolgten Zwecke 
und Ziele sind jedoch zu durchsichtig! 

Das Arbeitgebertum hat ein Interesse daran, den Bund als 
international im Sinne nationaler Fragen zu brandmarken. Das 
sind wir ja nicht anders gewöhnt. Aber dass die Arbeit- 
nehmer sich diesen Manövern zugänglich zeigen, und dass 
sogar Bundesmitglieder diesen Einflüssen unterliegen, 
ist in unserer Angestelltenbewegung kein Ruhmesblatt. (Sehr 
richtig.) Eins nur kann uns helfen: eine einheitliche ge- 
schlossene Arbeitnehmerbewegung gegen- 
über der geschlossenen kapitalistischen Ar- 
beitgeberiront. Hier haben wir die lückenlose Macht- 
stellung der Kapitalsvertreter, wir aber sind zerrissen und un- 
einig! Hierauf beruht die Macht des Kapitalismus, die Macht 
des Arbeitgebertums uns gegenüber! Erst wenn wir es erreichen 
könnten, dass wir dieser Machtstellung des Kapitalismus eine 
ebenso geschlossene Arbeitnehmerfront entgegenstellen, dann 
werden wir uns durchsetzen können. In einer von mir vorge- 
legten Entschliessung kommt zum Ausdruck. dass wir 
nach wie vor geschlossen zu den vom vorigen 
Bundestag festgelegten und vom Bundesvor- 
stand durchgeführten Grundsätzen stehen, 
d. bh. auf den Grundsätzen des wirtschaftlichen Sozialismus und 
auch des internationalen Zusammenschlusses aller Arbeiinehmer- 

ewerkschaften. (Bravo und Händeklatschen.) 

Der Redner bringt im Anschluss an seine Ausführungen fol- 
gende Entschliessung ein, die einstimmig angenommen 
Nitd: 

„Ver Bundestag stellt fest, dass seitens des Bundesvor- 
standes gegen die parteipolitische Neutralität nicht verstossen 
worden ist. Er bedauert, dass manche Bundesmitglieder sich 
mehr von der Agitation geenerischer Verbände beeinflussen als 
sich durch die verantwortlichen Organe richtig informieren zu 
lassen.“ 

Uusere Stellung zum Genossenschaftswesen. 


Der Ausschuss für äussere Angelegenheiten hat auf Grund 
von drei Anträgen aus den Gauen Westdeutschland und Mittel- 
deutschland folgende Enischliessung eingebracht; 


„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der techni- 
schen Angestellten und Beamten beauftragt den Vorstand, un- 
verzüglich beim AfA-Bunde zu beantragen, dass gemeinsam 
mit dem A. D. G. B. und dem Zentralverbande Deutscher Kon- 
sumvereine Schritte unternommen - werden. um den zemein- 
schaftlichen Bezug aller von den Gewerkschaften und Ge- 
nossenschaften in grösserem Umfange- gebrauchten Materialien 
zu organisieren. .Auf dem Unterbau der organisierten gemein- 
samen. Bedarfsdeckung ist die gemeinwirtschaftlich-genossen- 
schaftliche Eigenproduktion zu errichten. 

Zur Aufbringung der notwendigem Mittel zu einem gross- 
zügigen Ausbau dieser Eigennroduktion, sowohl der täglichen 
Bedarfsartikel aller Art wie auch der Wohnungen, ist weiter 
sofort die Schaffung von gewerkschaftlich-genossenschaftlichen 
Voikssparkassen nach einheitlichen Grundsätzen und eines auf 
breiter Grundlage beruhenden gewerkschaftlich-genossenschait- 
lichen Bankinstituts anzubahnen. Aufgabe dieser Bank würde 
sein, alle aus der breiten Masse des Volkes fliessenden Mittel 
zu Sammeln, und zwar insbesondere die Gelder der Gewerk- 
Schaften, der Genossenschaiten, der Volkssparkassen, der 
Voiksversicherungen und sonstiger Vereinigungen der. Arbeit- 
nehiner, 
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Der gesamte Bedarf des einzelnen wie aller Arbeitnehmer- 
vereinirungen, -sowie die gesamten finanziellen -Mittel der Ar- 
beitnehmerschaft müssen durch: organisatorische» Zusammen- 
fassung restios dem Kampfe um die Beireiung der Arbeit von 
der Herrschaft des Kapitals nutzbar gemacht werden. Die Ar- 
beiter und Angesteliten dürfen nicht länger tatenlos zusehen, 
wie die privatkapitalistische Vertrustung immer weiter fort- 
schreitet und das gesamte Volk unter die Herrschaft einiger 
weniger Grosskapitalisten zwingt; sie müssen handeln, müssen 
aus sich heraus die Vorbedingung für die Sozialisierung unseres 
Wirtschaftslebens von unten schaffen,“ 

Die Entschliessung wird ohne Debatte angenommen. Die 
vorliegenden Anträge werden dadurch als erledigt erklärt, 


Gegen die Technische Nothilie. 


Auf Grund verschiedener ‘Anträge, die sich mit der Tech- 
nischen Nothilfe beschäftigen, schlägt der Ausschuss nach- 
stehende Entschliessung vor, die einstimmig angenommen wird: 

„Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten hält an der vom ersten Bun- 
destag 1920 zur Technischen Nothilfe beschlossenen Stellung- 
nahme fest. In der Organisation der Technischen: Nothilfe muss 
nach wie vor eine ständige Bedrohung eines fundamentalen 
Grundrechtes der Arbeitnehmer, des Koalitions- und Streik- 
rechtes, erblickt werden. 

Angesichts der mit Arbeitseinstellungen oder Aussperrun- 
gen in lebenswichtigen Betrieben verbundenen Gefahren für 
das Wirtschaftsleben und für das Gemeinwohl, erachtet es der 
Bundestag ais oberste Pflicht aller öffentlichen und privaten 
Arbeitgeber, bei drohenden Arbeitskonflikten in unbedingter 
Anerkennung des Koalitionsrechtes rechtzeitig mit den beru- 
fenen Arbeitnehmergewerkschaften in Verhandlungen über die 
Streikfrage einzutreten und die zu ihrer Beilegung getroffenen 
Vereinbarungen beschleunigt durchzuführen. 

Angesichts der in den letzten Jahren von unverantwort- 
lichen Elementen wiederholt heraufbeschworenen wilden Streiks 
schliesst sich der Bundestag der vom AfA-Bund bereits 
im November 1920 erlassenen Kundgebung an und fordert erneut 
die Reichsregierung wie die übrigen "Gewerkschaften auf, 
unter Abiehnung der Technischen Nothilfe auf dem Wege der 
Selbsthilfe durch die gewerkschaftlichen Organisationen der 
Angesteliten und Arbeiter Stellen zu schaffen, deren Zustim- 
mung für die Einleitung von Streiks in lebenswichtigen Be- 
trieben erforderlich sein soll und deren Mitwirkung sich die 
Behörden bei allen zum Schutze der Lebensinteressen der Ge- 
samtbevölkerung zu treffenden Massnahmen bedienen müssen, 

Der Bundestag stellt unter Protest fest, dass die vom AfA- 
Bund zur Regelung dieser ganzen Frage bereits. 1919 beim 
Reichsarbeitsministerium beantragten Verhandiungen mit den 
Arbeitnchmergewerkschaften bisher. nicht stattgefunden haben, 
und erwartet, dass die Regierung nunmehr unverzüglich positiv 
zu den wiederholt gemachten Vorschlägen Stelluns nimmt. 

Der Bundestag erachtet es im. wohlverstandenen allge- 
meinen Interesse für seine Pflicht, darauf zu verweisen, dass 
es gewissenhaften technischen Betriebsbeamten nicht möglich 
ist, bei Verwendung der Technischen Nothilfe die Verantwortung 
für die ihnen auf diese Weise unterstellten Hilfsbelegschaften 
und damit für die betriebstechnische Sicherheit des Werkes zu 
tragen.” 

Von den übrigen Anträgen, die‘ gemäss den Vorschlägen des 
Ausschusses für äussere Angelegenheiten im Plenum erledigt 
wurden, sei an dieser Stelle nur noch folgende Ent- 
schliessung wiedergegeben; 

„Der Bundestag hält die Prüfung von Erfindungen 
unbemittelter Erfinder aufi Patentfähigkeit 
für eine Aufgabe des Staates und beauftragt den Bundesvor- 
stand, dahin zu streben, dass zweckentsprechende Einrichtungen 
nach dem württembergischen Vorbilde in den Ländern ge- 
schaffen werden.“ 

Ein ausführlicher Bericht über das Ergebnis dieser Beratun- 
gen sowie auch über die Erledigung der in den anderen Aus- 
schüssen behandelten; Anträge wird noch späterhin veröffentlicht 
werden. 

Der Bericht des Satzungsausschusses 


wird von Papenrothr-Magdeburg erstattet. 

Ein Antrag Nendza u. Genossen, 
politische und religiöse Neutralität“ aus dem $ 3 der Satzung zu 
streichen, wird durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. 

Von besonderer Bedeutung ist auch-die Annahme eines An- 
trages der Ortsverwaltung Leipzig, den 8 5 folgendermassen 
zu ändern: „Mitglieder, die sich: selbständig. machen, scheiden 
aus dem Bunde aus.“ 

Eine lebhafte Auseinandersetzung schliesst sich an einen 
Vorschlag des Ausschusses an, auf Grund eines Antrages der 
Ortsverwaltung Cöln, den $ 48, der die Stellunze des Bun- 
desauschusses behandelt, folgendermassen zu fassen: 
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Absatz 1 fällt fort, dafür wird gesetzt: 
„Der Bundesausschuss hat die Tätigkeit des Bundesvorstan 
des zu überwachen und denselben in sozialpolitischen und ge- 
werkschaftlichen Angelegenheiten zu beraten. Wichtige Be- 
schlüsse und Veröffentlichungen, die das Programm des Bun-! 
des und die Kartellierung betreffen, dürfen nur mit Zustim- 
mung des Bundesausschusses durch den Bundesvorstand° vor- 
genommen werden. Der Bundesausschuss hat ° ferner in 
dringenden Fällen vorübergehend ausserordentliche Massnalımen 
zu beschliessen sowie Anträge, Berufungen und Beschwerden 
der Mitglieder und Verwaltungsstellen gegen Beschlüsse des 
Bundesvorstandes zu prüfen und zu entscheiden. Im übrigen 
ist der Bundesausschuss von allen wichtigen Vorgängen im 
Bunde durch den Bundesvorstand laufend und eingehend Zu 
unterrichten.“ 


Absatz 2 bleibt in der jetzigen Fassung bestehen. 

Absatz 3 soll durch folgenden Wortlaut ersetzt werden: 

„Die Bundesausschussmitglieder werden auf den ordent- 
lichen Gautagen, die dem Bundestag vorausgehen, in geheimer 
Wahl mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. Für jedes Mit- 
glied ist ein Ersatzmann zu wählen. Wenn Bundesausschuss- 
mitglieder aus dem Gaugebiet verziehen, erlischt ihr Mandat.“ 

Absatz 4 erster und zweiter Satz soll durch folgenden Wort- 
laut ersetzt werden: 

„Der Bundesausschuss tritt halbjährlich wenigstens einmal 
zusammen. Die Einberufung -erfolgt unter, Bekanntgabe der! 
Tagesordnung durch den Bundesvorstand.“ 

Zwischen dem vierten und füniten Absatz ist als neuer 
Absatz einzuschalten: 

„In dringenden Fällen kann der Bundesvorstand unter Fest.| 
setzung eines Termins eine schrütliche Abstimmung des Bun- 
desausschusses herbeiführen.“ 

Absatz 5 bleibt wie bisher bestehen. 

Im Namen des Vorstandes erklärt Heinze, dass bei An- 
nahme des Antrages die Voraussetzungen nicht mehr zuträfen, 
unter denen die Wahl des Vorstandes vorgenommen wäre. 
Dieser müsste sich daher seine Stellung vorbehalten. 

Als trotzdem in namentlicher Abstimmung der Antrag an- 
genommen wird, gibt Heinze im Namen des Bundesvorstandes 
die Erklärung ab, dass dieser sich jetzt zur weiteren Beschluss- 
fassung zurückziehen müsse. 

Nach kurzer Beratung des Bundesvorstandes, zu der auch 
der Bundesausschuss hinzugezogen wurde, gibt Heinze im 
Namen beider Körperschaften folgende Erklärung: 

„Nachdem der Bundestag den Antrag 56 angenommen hat, 
haben wir uns mit dem Bundesausschuss beraten und folgende 
Erklärung abzugeben: 

Nach $ 42 der Bundessatzung liegt die Leitung des Bün-! 
des in den Händen des Bundesvorstandes. Der Bundesvor- 
Stand würde nicht in der Lage sein, diese ihm übertragene 
Verantwortung für die Bundesbewegung zu übernehmen, weni 
eine zweite Instanz selbständig und unabhängig vom Bundes- 
vorstande Entscheidungen treffen könnte. - 

Der Bundesausschuss und der Bundesvorstand schlagea 
deshalb dem Bundestage folgende Ergänzungen zum Än- 
trage 56 vor: 

‚Der Bundesausschuss hat ferner in dringenden Fällen ge- 
meinsam mit dem Bundesvorstande vorübergehend ausser- 
ordentliche Massnahmen zu beschliessen, sowie Anträge, Be- 
rufungen und Beschwerden der Mitglieder und Verwaltungs 
stellen gegen Beschlüsse des Bundesvorstandes zu prüfen und 
in gemeinsamer Beratung mit dem Bundesvorstande zu eni- 
scheiden. 

Kommt eine Verständigung nicht zustande, so entscheitt 
endgültig der Bundestag.“ 

Diese Entschliessung wird nach längerer Geschäftsordnungs- 
debatte vom Bundestage angenommen. 


Besprechung des Voranschlages. 


Maiter-Eisenach berichtet über. die Beratungen 8: 
Finanzausschusses über den Voranschlag. 

Der Voranschlag ist von der Kommission en bloc ange- 
nommen worden. Den Ortsverwaltungen sind die 15 Prozent 
zugestanden. Die Ortsverwaltungen müssen dazu übergehei, 
dafür zu sorgen, dass die satzungsgemässen Beiträge auch 
entrichtet werden, dann dürften sie mit den ihnen zustehenden 
Geldern auskommen, ‚Die bis jetzt gezahlten Unterstützungs- 
summen dürften sich in Zukunft kaum verringern, sondern ia 
Anbetracht der. Zeitumstände eher. erhöhen. Durch die Er- 
höhung der Rückvergütung an .die Ortsverwaltungen "würde 
der Bundeskasse ein. Ausfall von etwa 800000 M. entstehen 

Der Antrag wird angenommen. 

Da die Verhandlungen, deren Beendigung für 1 Uhr in Aus- 
sicht ‘genommen: war, auch um 3 Uhr noch nicht beendet sind 
und die Räume im „Deutschen Hof“ nicht. melır zur Verfügung 
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stehen, wird die weitere Tagung in das Preussische Abgeord- 
neicnhaus verlegt, in dem uns der bisherige preussische Finanz- 
nlinister, Bundeskollege Lüdemann, einen Saal freundlichst zur 
Verfügung siellen liess. 
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“Die Sitzung im Preussischen Abgeordnetenhaus. 


| Um 4% Uhr wird die Tagung wiedereröffnet. Der Ver- 
 andlungsleiter begrüsst den Kollegen Lüdemann, der fol- 
| gende Worte an den Bundestag richtet: 


| „Mich hat ja meine Tätigkeit in den letzten Jahren mehr 
‚auf das politische Gebiet getrieben. Aber im Geiste sind wir 
' jarummer für dieselben ‘grossen Gedanken tätig gewesen. Es 
\ st mir immer eine grosse Freude und. Genugtuung- gewesen, 
'@n den Stellen, auf die ich von meinen Parteifreunden gesetzt 
| worden bin, auch wenigstens etwas dazu beizutragen in dieser 
ganz neuen Zeit, den alten Gedanken, die-wir seit Jahrzehnten 
ı im Herzen tragen, und für die wir jahrzehntelang gekämpit 
haben, zur Verwirklichung zu helfen. 

- Ich habe keine Neigung, das, was in den letzten Jahren für 
‚die technischen Angestellten erreicht worden ist, vergrössern 
zu wollen, denn wir sind doch noch sehr weit entfernt von wirk- 
lich idealen, von wirklich beiriedigenden Zuständen, Aber trotz- 
‚dem wird es nichts schaden, wenn wirnebender Absicht, 
weiter zukämpien und weiter zu streiten für das, 
was wir uns als Ziel gesetzt haben, auch kurz einmaldie 
Feststellung aussprechen: es ist möglich ge- 
wesen, einiges zu erreichen, einiges durchzu- 
Weizen, einiges- zur verbessern: „Der Mensch 
vergisst ja furchtbar:schnell; wir haben:alle ein 
sehr schlechtes Gedächtnis,- und sehr viele Kollegen 
wissen heute nicht mehr, wie esim Anfang 
‚dieses Jahrhunderts im Technikerberuf ausge- 
sehen hat, wo man die Techniker für’ 50,. 60, 70, 
80 Mark Monatsgehalt herumzeigtie, wo es eine 
Selbstverständlichkeit war, dass für derartige 
\ Gehälter Stellen angenommen werden. mussten, ohne dass da- 
mals der Schutz einer starken gewerkschafitlichen 
Bewegung hätte dahintergestellt werden können. In den 
Jahren, die hinter uns liegen, ist dies besser geworden, und 
manches ist anders geworden. Ich glaube, wenn wir das fest- 
steilen, dantı könnte diese Feststellung doch etwas dazu bei- 
tragen, uns zu ermutigen, um auszuharren in de, 
was wir uns als Ziel gesetzt haben, um uns zu sagen, das, was 
erreicht worden ist, konnie nur erreicht werden und ist erreicht 
worden durch dengrossen Gedanken der Solida- 
rität. Ich freue mich, sehr geehrte Kollegen, dass ich in den 
werisen Stunden, die ich heute diesem Bundestag habe bei- 
wohnen könneu, auch immer wieder habe beobachten und hören 

önnen, dass über allen’ inneren Streit hinweg, der'ja stets über- 

li sein wird, und der gesund und berechtigt ist, soweit ihm 
ein sachlicher Kern zugrunde liest, dass über allen sach- 
lichen Streit-hinweg doch Aus Allen Aeusserungen immer wieder 
das Bestreben hervorklanzg, dem £Zrossen Ganzen za 
dienen, tınd ich glaube, wenn das bis’zum Ende auch diese 
jetzten Stunden hindurch die Arbeit des Bundestages beseelt, 
dann wird auch dieser Bundestag die Techtiikerschaft wieder 
ein gutes Stück vorwärtsgebracht haben. Und dass 
das der Fall sein möge, das ist der Wunsch, den ich ‚aus- 
sprechen wollte.“ (Bravo und Händeklatschen.) 


Nachdem noch Malter-Eisenach einen ausführlichen: Be- 
ticht über die Verhandiungen des Finanzausschusses gegeben 
hat und die’ zahlreichen Anträge vom Plenum zum grössten 
Teile gemäss dem Vorschlägen des Ausschusses -erledigt "sind, 
wird dem Vorstande Entlastung erteilt. 


Entschliessung zum Friedensvertrag von Versailles. 


Im Anschluss an die Behandlımg dieser Frage auf der Kund- 
zebung vor Beginn des Bundestages wird nachstehende von den 
Bundesvorstandsmitgliedern Heinze, 'Rogatz, Liebler 
und Schliebener eingebrachte Entschliessung an- 
genommen: i 


„Die Existenzmöglichkeit nicht nur der deutschen; Tech- 
fükerschaft, sondern darüber hinaus der gesamten Arbeitnehmer- 
schaft Deutschlands und der übrigen europäischen Länder hängt 
ab von der Lösung der durch den Vertrag von Versailles ge- 
Schaffenen Probleme. 

7 Die im Bund.der technischen Angestellten und Beamten 
zZusammengeschlossenen Techniker Deutschlands haben nie die 
Auffassung vertreten, dass diese Probleme auf Kkapitalistischer 
Grundlage, wie es bisher angestrebt wurde, gelöst werden kön- 
nen. Sie verlangen, dass nicht die Interessen kleiner, kapi- 
talistischer Gruppen in’den einzelnen Ländern ausschlaggebend 
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sind, sondern dass die Frage allein betrachtet. wird unter dem 
‚Gesichtspunkte der Interessen der gesamten ° Bevölkerung 
Europas. 

Der Bundestag verurteilt aufs schärfste die in allen Län- 
dern auftretenden Bestrebungen, aus der Liquidation des Krieges 
ebenso Kiesengewinne zu erzielen, wie aus dem Kriege selbst 
ein Geschäft gemacht worden ist. 

Er hält den von dem Internationalen Gewerkschaftsbund in 
Anısterdam vorgeschlagenen Weg für den gegebenen, der die 
Interessen der Gesamtbevölkerung Europas sich als Richtschnur 
dienen lässt und.eine praktische Lösung zeigt. Er erwartet des- 
halb, dass. die gesamte Arbeitnehmerschaft sich mit allen ihr 
zu Gebote stehenden Mitteln hinter diese Forderungen stellt. 

Er erwariet ferner von der deutschen Volksvertretung, dass 
auch sie sich ‚diesen Wiedergutinachungsplan zu 'eigen macht 
und sich bereit erklärt, an der Verwirklichung dieses Planes 
mitzuarbeiten. 

Von dem AfA-Bund und dem Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbund muss erwartet werden, dass sie sich mit aller 
Energie, gestützt auf den geschlossenen Willen der hinter ihnen 
stehenden neun Millionen “Arbeitnehmer bei der deutschen Re- 
gierung dafür einzusetzen.“ 


Am Schluss der Tagung werfen die Kollegen Lütke- 
meietr, Grüttner und Kahnt einen vom Geist der Einig- 
keit getragenen Rückblick auf den Verlauf des Bundestagcs. 

Als Vertreter der Hespitantengruppen weisen die Kollezen 
Lemke und Bauer auf die Bedeutung der Bundesarbeit bei 
dem technischen Nachwuchs hin. 

Mit einem begeistert aufgenommenen dreifachen Hoch und 
einem Glückauf für das neue Bundesijahr schloss der Vorsitzende 
um 6,55 Uhr den zweiten ordentlichen Bundestag. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b, H., Leipzig, 
Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 

Adolf Piuschke, Rosenberg (D.-5.). 

Büttner, Dampfkessel- und Maschinenfabrik, Uerdingen. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Brausschweiger Metallindustri® 
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Versammilungskalender 


Bekanetmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be«* 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbegirn, Versammliungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

N = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. 
Berlin. F. Vermessungswesen. 20. V. 7%, Berliner Ciubhaus, Ohmstr. 2, 
Bielefeld. VW. 25. V. 8%, Hotel „Drei Krenen“, Obernstrasse. 
Crimmitschat. M. 19. V. 8%, Meisterhaus. 
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Häfnier, Einführung in dieDifferential-undIntegralrechnung 
für höhere Techniker. Mit Anwendungen aus den wichtigsten Gebieten 
der technischen Praxis. Zum Selbststudium geeignet. Zweite verbesserte Auf- 
lage, 607 Seiten, 80 gross, 235 Textabbildungen. Verlag Ferdinand Enke. 
Stuttgart 1921. Preis geheftet 80 M. 

Das vorliegende Werk setzt an Vorkenntnissen nur die einfachsten Lehren 
der Algebra bis zur Auflösung einer quadratischen Gleichung voraus, vermeidet 
alles nicht absolut Notwendige und ist besonders für in der Praxis stehende 
Kollegen geeignet, die keine Gelegenheit hatten, ‚sich mit den Grundprinzipien 
der höheren Mathematik vertraut zu machen. 

Diesem Gedanken Rechnung tragend, herrscht das Bestreben vor, nicht 
nur mit Formeln zu arbeiten, sondern auch in graphischer Darsteilung den 
Lehrstoff dem Verständnis des Lehrers näherzubringen. 

Zahlreiche Beispiele aus der Wärmelehre und Elektrotechnik über Reibung 
und allgemeine Bewegungsgesetze zeigen die Anwendung auf die Praxis. 

Die vorzügliche ar des Buches hinsichtlich Druck und Papier ver- 
dient besonders hervorgehoben zu werden. RI, 





Diese Nummer erscheint ohne Beiblätter. 


Friedrich Schmadt. Berlin. 




























































































BEI Stettenangenote 
Praktischer Maschinentechniker 


der als Desiillationsmelster ausgebildet werden soll, gesuoht. 


Späteres Tätigkeitsfeld ist Bayern. i $ 
Ausführliche Angebote mit Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 
sind zu richten an 


„Olex“ Petroleum-Gesellschaft m. b.-H., 


Wilmersdorf, Kaiserallee 25, Personalbüro. 
Wir suchen 


1 selbständigen Betriebs-Ingenieur 


mit längerer Praxis im Landmaschinenbau, welcher die Arbeits- 
einteilung in modern eingerichteten Werkstätten zu organisieren 
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versteht. Ebenso erwünscht 


i Techniker 


für Konstruktionsprojekte und Kalkulation 


kenntnisse erwünscht. 


Polnische Sprach- 


Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehalts- 


ensprüchen erbittet 


Pomorska Fabryka Maszyn Tow. Akc. daw. A. Ventzki 


Graudenz-Grudziadz. 





Für aussichts- 
reiche Stellung 


Elektro-Ingenieur 


mit Wickelei-, Prüffeld- und Konstruktionspraxis gesucht, der arbeits- 
freudig und schriftgewandt sein muss und neben guter Allgemeinbildung 
über gründliche Fachkenntnisse verfügt. 

Mitteilung der Vorbildung, bisherigen Tätigkeit, Referenzen, Gehalts- 
ansprüche und Eintrittszeit erbeten an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg. 





Zum 1. Juli 21 suchen wir einen 
erfahrenen 


Workstallechniker 


(unverheiratet) 


mit Fachschulbildung. Angebote 
erbitten mit ausführl. Angaben der 
bisher. Tätigkeit, Zeugnisabschr., 
Referenzen und Gehaltsansprüchen 


Metaliwerke 


G. m. 
Hannover .:% 


vorm.Kohler & Busse 


Langenhagen 
bei Hannover. 


Vertreter 


an grösseren Plätzen der Provinz 
Brandenburg z.Einführg. einer techn. 
Neuerung D.R.P. gegen Provision 

asucht. Leichte und vielseitige 

bsatzmöglichkeit, nebenberuflich 
ausübbar. Näheres durch Architekt 
Max Müller, Potsdam, Viktoriastr. 75. 


Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Erwerbı 


er 
zii 








„REFLEKTUS“'. 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
össerungs- und Zeichenapparat 
undurchsichtige Bilder und 

Gegenstände aller Art. 
Keine Giasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf., Dresden- 27/72. 


Hochbau- 
Techniker, 


der auch in der Behandlung von 
Maschinen bewandert ist, zum so- 
fortigen Eintritt gesucht. 
Ausführliche Bewerbungen mit 
Zeugnisabschriften und Gehaitsan- 
sprüchen sind zu richten an 


„Olex“ Petroleum- 
Gesellschaft m. b. H., 


Wilmersdorf, Kaiserallea 25, 
Personalbüro. 


Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. 
Prospekt frei. 


Strei tz, Berlin 210, Pasteussir 16. 


Unsere Dauerwäsche 


Qualität | zerbricht nicht | 
weil mit stärkster Stoffunterlage. 























Glatte Stehkragen 1,—) 2 5 
Marinekr., gr. Eck. 14,— | = 
Umleger, am.Form 17,— {= x 
Stehumlegekragen 18,— 53 
Vorhemd, weiss od. bunt 20, — 


Manschett.,w.o.bt. Paar 22,— 
Rabatte für Mehrbezug: 
M. 200,— 300,— 500,— 

Ä 5. 72 100% 

Bestellungen von 100 M. an 
portofr. Sendung. per Nächn. 

Sammelbestellg, erwünscht. 

4 Genaue Höhe, Weite und 

Form angeben. 

Dauerwäschefabrik. Bremer & Co. 

Leipzig-Det., Gerberstr.19/27. 
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Beste Alters- 













= Matze Seh 


tes Masehinenteehnikers 


17 Bände und 1 Atlas. 
m Gebunden ca, M. 350,— 
#4 Auch gegen 40,— M. 
f Monatsrate durch 


Hermann Meusser, due. 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 75. 


„Polyarap “ D.R. 


G.M. 











DIR,P, 
Schnellzeichenapparatfür Techniker, 


Zeichner, Schüler unentbehrlich, 
Muster gegen Einsendung von 
M. 8,— zuzürlich 80 Pf. Porto auf 
Postscheckkonto Erfurt 9540 
#Merm. Gerbothe, 
Nordhausen, Petersberg Nr.5. 


Schutz u, Verwertung 


von Neuerungen aller Art 
zu günstig. Bed’ngung. durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culm- 
str.18, \.angj. Erfahr. (Bundesmitg!.) 


Der Mensch 


2 anatomisct.. zerlegbare Modelle 
des männl. u. weibl. Körpers mit 
18 aufklappb. kleinen Modell. u. 
344 Einzelteil. nebst genau. Erklärg. 
zum Selbststudium. 
Preis 6 M., Portozuschl. bei Vor« 
einsdg. 60:Pf. Nachn. 1,50 M. 


Orla-Verilag, 
Lelpzig, Fritziusstr. 499. 


Bücher) 


Beckers Weltgeschichte 
# mit vielen llustrationen und 
Karten, 6 Bände, sehr gut cr- 
2 halten, zusammen nur %,— M. 
Silustrierte W>itgeschichte 
von Vogt, mit schönem Einband, 
wie neu, 6 Bde. zus.nur150, - M. 

Konvers.-Lexika 
von Brockhaus u. Meyer. 
Luegors Lexikon 
der gesamten Technik. 
Salols, Die Elektrotechnik. 
5 stark. Ganzleinenbde. 150,—M. 
Salois, Der Maschinenbau. 
5 stark.Ganzleinenbde. 150,—M. 
; Salois, Die Mathematik. } 
Ein starker Leinenband 40,— M. 
Elektrotechnische Schule. 
System Kornack - Hachteld. 
9 schöneGanzleinenbd. 200,—M. 
Breymann, 

Baukonstruktionslehre. 
4 grosse sta:ke Bände, Pracht- 
eiaband ". 200,— M. 
































Esselborn, 
Lehrbuch.das Hochbaues. 
Esselborn, 
Lehrbuch des Tiefbaues. 
Handbuch dering.-Wissensch. 
Hkandüuuch für Eigsnbetonbau 
und andere Werke sehr preis- 
wert zu verkaufen. Nähere 

Auskunft bereitwilligst. 
Tönsmann, Buchhandlung 
Naumburg a.d. Saale. 








Der Tarif 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern, . Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur. eine gründliche Fachbildung verheifen, Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Öberrealschule. 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 


gebildeten Kaufmann der 
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u. Eamilienfürsoroe 


3 Stuttgarter Lebensversicherungsbank a. G. (Alte Stuttgarter) 
N Grösste europälsche Lebensversicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit. 










bietet dem Ingenieur, 
Techniker w.s.f. ein 
Leb.-Vers.-Schein der 

















ist der Eiokauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 


Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin -SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


Universal -Werkzeug 


Unentbehrlich für Haus, Beruf, Reise, Sport usw. 
6 verschiedene Werkzeuge. Hammer, Bohrer, Schrauber- 
und Korkzieher, Ahle, Pincette, Bester Stahl in fein vernickelter 
Messinghülse. Westentaschenformat. 7,5 cm lang, 1,5 em Durchmesser. 
Sinnreiche Konstruktion. Portofreie Zusendung gegen Voreinsenduny 
von M. 16,50 oder M. 17,50 per Nachnahme: 


Siro - Versandhaus, Frankfurt - Oder. 
Für_alle Selbsfrasierer 


ö 
eine neue mi.de, haarerweichende Rasierseife „Leosira“ mit fabelhafter 
Schaumkraft, völl’g reizlos für die empfindlichste Haut. Keine Bartflechte 
mehr! Preis Mk. 3,— in allen Drogerien und Parfümerien. Versuchen 
Sie! Eventl. direkt gegen Mk. 3,— franko und Verpackung frei durei 


Laboratorium Leo, Abt. 144, Dresden-N. 6. 


‚Photoapparate und Bedarfsartikel 


auf Teilzahlung. 


Gebr. Huth, Dresden-A. 28. 


Preisliste zur Verfügung. 
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KönnenSia plaudern? 


Wollen Sie als gebildeter und gern 
gesehener Geseilschafter eine Rolle 
spielen und überall beliebt werden, 
in .der Gesellschaft, bei Frauen, 
bei Ihren Vorgesetzten, so lesen 
Sie: „Die Kunst zu plaudern 
und was ein Gebildeter wissen 
muss“ von Dr. F. Machold. 
Mx.5.45 frei. Nur zu beziehen von 
W. A. Schwarze’s Verlag, 
Dresden-N. 378. 


Photegraph. Apparate 
m u.Bestandteile 

\ Katalog A "frei. 
Selbstspielende 


Zonephone 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren,Rasierartikel, 
Photoartikel, flusikinstru- 
ments und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofrei liafern 


jonass & Co., Berlin A431 
Beile-Alliance-Strasse 7-10. 
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Katalog B frei. .. 
Uhren, Brillanten, ettnassen 
& Gold-u.Metallwaren Befreiung sofort, 


Alter u. Geschlecht an- 
geben. Ausk. umsonst 


Vers. San. Artikel &g. Englbrecht, 
München B 74, Kapuzinerstrasse P 


Ferut fremde Spraden! 


Diefe Mahnung fann jest, | fchaft bearbeitet. Auf 
100 es gilt, unfere Handels- | Grund ihrerunerveicht da> 
beziehungen mit dem Außs | ftch.nden Nudfprachsbes 
lande von neuem auSzus | zeichnung leruen Sie fo wie 
bauen, nicht oft genugaus- | ber PFranzoje, Engländer 
neiprochen werden.Sprach- | ufw. fpregen. Reine Bor 
fundige werden bald in. Ienniniffe u. feine höhere 
allen Gefchäftsameigen ges | Schulbildung erforderlich. 
fucht werden, dem Spracde Verlangen Sie heute no 
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Katalog C frei, 
Teilzahlung. 


Römer, Altona (ibe) 108. 











































tundigen werden fich Die | Loitenl. Zufendung unferer 
beiten Wege zum Bor: | Einführung He.$23in den 
wartsfommen eröffnen. — | Unterricht der Sie inter: 
Fremde Spracden erlernen | effterenden Sprace. 
GSieleihtimpbequen, ohne | Schreiben Gie beute no 
Lebrer u. ohne Schulbefuch | cine Poftfartean d.Langens 
nach d. weltberühmten Mes | fcheidtfche Berlagsbuchs 
tbode ZToufiaint= Langen» | hHandlung(Prof.B.Langens 
fıeidt. Diefe Methode ift | fcheidt), - Berlin-Schönes 
von Autoritäten auf bem | berg, ben Berlagd. Sprach» 
Gebicte der Spradmilfin- | unterrichtäwerfe nad der 


MethodeKonfe 
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Gesamtausoahe 





Deuische 


Techniker-Zeitung 


undeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


Gesamtausouhe 





Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


Nr.20 / 3. Jahrg. 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptpeschäfts. 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Beriin, Bind Her tüchnischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


20. Mai 1921 


Alt-Moabit 127 — Tei.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 


zahlung der Wintersätze für die Erwerbslosen. — Die Teuerun 
Beiträge zur Angestelltenversicherung. — Soziale Bewegung: Die 


Die Ingenieur-Titelfrage. Eine Anregung. — Wirtschaftsfragen: „Die durch und durch korrumpierte Arbeitnehmerschaft.“ — Der Arbeits- 
markt im März 1921. — Die Kohlenproduktion im 1. Vierteljahr 1921. 


— Sozialpolitik: Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. — Weiter- 


im April 1921. — Das Existenzminimum im April 1921. — Rückerstattung freiwilliger 
Gewerkschaftszertrümmerer unter sich. — Angestelltenbewegung: Angemasste In- 
 teressenvertretung der Vermessungstechniker durch den Neuen Deutschen Techniker-Verband. — Der Zentralverband der Angestellten gegen die kommunistischen 

nZellenbildner“. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen,. — Versammlungskalender. — Bücherschau. 


— Sterbetafel. 





Die Ingenieur-Titelfrage 
Eine Anregung 


Unsere Zeit ist wahrhaftig nicht dazu angetan, sich mit 
Titeliragen zu beschäftigen. Titel und Orden, diese Ueber- 
bleibsel einer bureaukratischen Zeit, bedeuten Vorrechte und 
erzeugen Kastengeist, Die wirtschaftlichen Aufgaben, vor 


‚denen wir stehen, sind so gewaltig, dass nur die Zusammen- 


fassung aller werktätigen Kräfte des Volkes imstande ist, ihrer 
Herr zu werden, und dennoch will auch jetzt die Frage nicht 
verstummen, wer denn. eigentlich das Recht habe, sich In- 
genieur zu nennen. Wenn wir uns mit dieser Frage beschäfti- 
gen, handelt es sich keineswegs darum, neue Vorrechte zu 
Schaffen, sondern darum, eine Berufsbezeichnung für jene. Tech- 
niker zu finden, die sich im Wirtschaftsleben durch besondere 
berufliche Tüchtigkeit auszeichnen. Es ist keine Frage, -dass 
Solche Bezeichnungen im öffentlichen: Leben die Rolle. einer 
denkökonomischen Funktion übernehmen. Das geschäftliche 
Leben verlangt rasche Urteile. Schilder an den. Wänden mit 
einfachen Namen geben dem Suchenden keine Auskunft. Der 
Käufer sucht die Ware, die hinter dem Namen steckt oder die 
Tätigkeit, die sein Träger ausübt. Deshalb schreibt jeder auf 
sein Schild, was er anbietet oder was er ist. Der Arzt, der 
Rechtsanwalt, der Schmeider oder Handschuhmacher,. sie alle 
wissen, wie sie sich zu nennen haben, nur beim Techniker ist 
man sich über die Berufisbezeichnung nicht im klaren. Die 
Ursache liegt darin, dass der Technikerberuf ausserordentlich 
vielseitig ist und dabei nicht zuletzt darin, dass viele und ver- 
Schiedenartige Bildungswege zur Ausübung technischer Tätig- 
keit führen. Der eine hat auf dem Wege eines langjährigen 
Hochschulstudiums gewissermassen die höchsten Weihen er- 


-Shalten, ein zweiter hat nur eine niedere oder höhere Fach- 


schule besucht, ein dritter endlich, aus dem Handwerkerstande 
kommend, hat sich ohne jedes. geregelte Studium technische 
Kenntnisse angeeignet. Da die Möglichkeit besteht, dass alle 


drei Gruppen im Wirtschaftsleben dieselbe Tätigkeit ausüben, 


ergibt sich die Frage, wer denn eigentlich von ihnen das An- 
recht besitze, sich die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ zuzu- 
legen. Für Aerzte und Rechtsanwälte besteht diese Schwierig- 
keit nicht, weil ihr Bildungsgang einheitlich und gesetzlich ge- 
tegelt ist. Die Anschauungen stossen hart auf hart gegen- 
einander. Auf der einen Seite stehen diejenigen, die ihren 
Besitz verteidigen und ihr Vorrecht auf keinen Fall preisgeben 
wollen. Im Streben der Hochschulingenieure nach einer ein- 
deutigen Bezeichnung liegt unstreitig der berechtigte Wunsch 
Bach Gleichstellung der technischen Hochschule mit der Uni- 
versität; obzwar diesem Wunsche durch die Bezeichnung 
»Diplom-Ingenieur“, namentlich aber durch Verleihung des Pro- 


motionsrechtes an die technischen Hochschulen Genüge getan 


wurde, werden gerade in diesen Kreisen Stimmen laut, die diese 
sung für verfehlt halten und auch die Bezeichnung „In- 


"genieur“ allein für sich in Anspruch nehmen. Es mag wohl 


alle geben, in denen ein gewisser Standesdünkel diese. über- 


Rz 


spannte Forderung stellt, aber man täte unstreitiz ihren be- 
deutendsten Vertretern unrecht, wenn man ihnen sölche eng- 
herzigen Anschauungen unterschieben wollte. Es ist gewiss 
eine hohe Auffassung des Ingenieurberufes, die sie dazu ver- 
anlasst, die Bezeichnung „Ingenieur“ nur denjenigen zuzu- 
erkennen, die die höchste und beste Ausbildung genossen 
haben. Die schöpferische, gestaltende Tätigkeit des Mn- 
genieurs erfordert nach ihrer Ansicht eine Beschränkung nur 
auf diejenigen Kreise, die vermöge ihrer höheren Bildung das 
Vollkommenste zu leisten imstande sind, daher dürfe diese Be- 
zeichnung nur den aus dem akademischen Studium hervor- 
gegangenen Technikern zuteil werden. Vergleiche mit anderen 
akademischen Berufen werden herangezogen, Befürchtungen 
werden laut, dass die Verschwommenheit des Namens gerade 
die befähigsten Kräfte davon abhalten werde, einen Beruf zu 
ergreifen, dessen Bezeichnung so leicht zu Verwechslungen 
Anlass geben könnte!). Die österreichische Verordnung vom 
24. März 1917, die die Führung “des Ingenieurtitels in der 
Hauptsache nur den Absolventen technischer Hochschulen ge- 
stattet, erscheint ihnen in ihren wesentlichen Zügen als eine 
ideale Lösung des Problems. 

Eine solche Lösung, überhaupt der ganze Gedankengang 
widerspricht nicht nur den im besten Sinne des Wortes auf- 
strebenden Tendenzen unserer Zeit, sie krankt auch an einer 
inneren Unlogik, an einer masslosen Ueberschätzung der 
„Schulweisheit“ und an einer ebensolchen Unterschätzung der 
Schule der Praxis. 

Aber auch die Mittelschultechniker erheben ihre Stimme 
und rufen nach einem Schutz vor jenen, nach ihrer Ansicht 
Unbefugten, die ohne jeden Nachweis ihrer Vorbildung sich 
eine Bezeichnung zulegen, die sie allein’ zu verdienen glauben. 
Sie erblicken darin nicht nur einen Nachweis ihres Bildungs- 
ganges, einen Schutz ihrer eigenen Person, sondern auch den 
der Mitwelt, die dadurch vor Schädlingen behütet werden so!l. 
Da. es neben ‚den staatlichen technischen Lehranstalten noch 
private gibt — abgesehen davon, dass die staatlichen auch 
nicht einheitlich sind —, ist der . Widerstreit der Meinungen 
geradezu grotesk, nicht zuletzt deshalb, weil jeder den Stand- 
punkt der anderen für dünkelhaft hält, ohne den Balken in 
seinem eigenen Auge zu sehen. 

Patentanwalt Neumann untersucht die Frage nach ver- 
schiedenen Richtungen?) und kommt zu dem negativen Er- 
gebnis, der Ingenieurtitel lasse sich überhaupt nicht schützen: 
In einer sehr lesenswerten Schrift zeigt Prof. Julius Schenk, 
Breslau?), welches Unrecht man begehen würde, wenn man 

1) A. Riedler, Berufsschutz, Verlag M. Krayn 1918. 

2).Georg Neumann, Berlin: „Ingenieur“. Soll diese Bezeichnung gesetzlich 
geschützt werden? Verlag von Julius Springer, Berlin 1919. 

3) Dr.-Ing. Julius Schenk, Breslau: Der Ingenieur, das Wesen seiner 
Tätigkeit, seine Ausbildung, wie sie sein soll und wie sie ist, Verlag von 


R. Oldenbourg, München u. Berlin 1919, 
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dem Diplomingerieuren auch den Ingenieurtitel zugrkennen 
würde: 

„Eine Vorbehaltung des Ingenieurtitels für Vollakademi- 
ker würde zur Folge haben, dass - zahlreiche Techniker, 
welchen auf Grund ihrer Bauleistung die Berufsbezeichnung 
„Ingenieur“ gebührt, um dieses Recht geschmälert würden 
und dass ebenso zahlreiche Diplomingenieure, welche ‘den 


Titel auf Grund staatlicher Bestimmung führen, den Titel 
nicht verdienten.“ 
„Entscheidend für die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 


kann nur die Tat sein. Nur wer erfolgreich gebaut, lel- 
stungsfähige Maschinen entworfen, rationelle Fabrikationen 
eingerichtet, - zweckentsprechende Organisationen geschaffen 
hat, erbringt den Beweis, dass er ein Denker im Bauen, 
ein Ingenieur ist.“ he 

So wertvoll und klar diese Aeusserungen sind, zeigt uns 
Prof. Schenk noch nicht den Weg zu einem positiven Ziel, und 
doch ist bei einigem gutem Willen ein solcher Weg möglich. 
Wie wäre es, wenn wir einmal die Axt-an die Wurzel legten 
und das Wort einfach aus unserem deutschen _ Sprachschatz 
entfernten? Man lächelt! 
Lässt sich ein Wort ausmerzen, das in der deutschen Sprache 
Bürgerrecht erlangt hat und das mit der deutschen Technik so 
innig verwoben ist? Wir wollen sehen.. Wir haben seit dem 
Kriege manches Fremdwort- beseitigt. Wer sagt. heute noch 
adieu? — Ja, aber hier war es möglich, ein anderes Wort an 
dessen Stelle zu setzen. Welches deutsche Wort soll den ‚In- 
genieur“ ersetzen? Es sei von vornherein bemerkt, dass ich 
keineswegs zu den unbedingten Sprachreinigern gehöre. Mir 
ist ein gutes Fremdwort, das sich mit dem Inhalt des Begriiies 
deckt, immer noch lieber als eine noch so deutsch klingende 
langatmige Umschreibung. Hier handelt es sich auch nicht etwa 
bloss um eine Verdeutschung des Wortes, sondern vielmehr um 
eine klare, einwandfreie, sinngemässe Bezeichnung. Das Wort 
„Ingenieur“ sagt im Grunde genommen nicht viel. Mögen die 
romanischen Sprachen dieses Wort ihrer Sprache angepasst 
haben, der deutschen Sprache ist es fremd. geblieben. Der Vor- 
schlag, die Endsilbe „ör“ zu schreiben, ist einfach lächerlich, 
weil damit die französische Aussprache trotzdem bleibt. Wenn 
das Wort auf „ingenium“ zurückzuführen ist, erfüllt es nicht 
seinen Zweck, weil der Ingenieurberuf nicht die einzige ist, der 
Geist erfordert; führt man es auf das englische Wort „engine“, 
die Maschine zurück, kommt es wohl der Berufstätigkeit des 
Maschineningenieurs näher, ohne aber seinen vollen Inhalt rest- 
los auszufüllen. 

Es gibt aber eine Bezeichnung, die der Tätigkeit des In- 
genieurs vollkommen gerecht wird, :und diese Bezeichnung ist 
nicht einmal neu: Es ist das gute deutsche Wort „Bau- 
nieister“. Schon die Verfasser des Hochbaulexikons, 
Dr. Schönermark und Stüber, übersetzen das Wort „Ingenieur“ 
mit Baumeister, Erbauer, Erfinder, Schöpfer, Urheber‘). Von 
diesen Namen scheint das Wort „Baumeister“ der beste zu 
sein. 

Was ist ein Ingenieur? Zunächst ein Techniker, aber nicht 
jeder Techniker ist Ingenieur. Vom Ingenieur verlangt man selb- 
ständige, schöpferische, bauende Tätigkeit. Ein. Ingenieur muss 
nach Schenk ein „Denker im Bauen“ sein; ihm obliegt die Ge- 
staltung aller technischen Werke, aber auch die Leitung, Ueber- 
wachung und Organisation der Arbeit. Er hat nicht nur Häuser, 
Brücken, Maschinen, Schiffe, Eisenbahnen zu entwerfen und zu 
bauen, er hat auch Bergwerke zu erschliessen, Betriebe nach 
technischen Grundsätzen zu leiten, Fabriken. einzurichten, Ar- 
beitsmethoden zu ersinnen, die den besten Wirkungsgrad er- 
geben.‘ Deshalb ist die Organisation der. technischen Arbeit 
ebenso aufbauend wie die: Gestaltung. Welche technische 
Tätigkeit wir auch betrachten, das Bauen, das Aufbauen, 
das schöpferische Gestalten bildet die Grund- 
lagejedertechnischen Arbeit. Es liegt nahe, dass 
man .nur jenen die umfassende Berufsbezeichnung geben kann, 
die den Beruf vollkommen beherrschen. Dafür 
bat unsere Sprache seit „Jahrhunderten ein schönes, kerniges, 
klingendes Wort, das Wort „Meister“. Meister ist, wer was 
kann, ein Baumeister, wer vollkommen zubauen 
versteht, ein Ingenieur’ ist somit. ein -Bau- 


4) Siehe Linder, Meistertitel im Baugewerbe, Jahresbericht 1208/9. der 
Bayr. Baugewerkschule in München, 
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meister. Baut er Häuser, heisst er Hochbaumelster, baut er 
Maschinen, mag er Maschinenbaumeister heissen, der Bergbauer 
mag sich Bergbaumeister nennen, der Eisenbahner Bahnbau- 
meister, der Architekt Kunstbaumeister, der Landwirtschaits- 
ingenieur Landbaumeister usw. Ein Maschinenbaumeister ist 
eim Meister des Maschinenbaues, ein Architekt eim-Meister im 
Kunstbau. Die allgemeine Bezeichnung „Baumeister“ ist für 
alle technischen Berufe anwendbar, sie ist alt, ehrwürdig und 
wird dem Umstande gerecht, dass ihre Träger als Meister des 
betrefienden Faches anerkannt werden. Klingen diese Worte 
etwa schlecht? Sind sie zu lang? Haben wir nicht bereits den 
amtlichen Titel „Regierungsbaumeister*“ und verzichten die 
glücklichen Besitzer etwa deshalb auf ihre Titulatur? 

Unsere Sprache ist reich genug, um auf ein Wort zu 'ver= 
zichten, dass eine französisierende Zeit ihr aufgepfropit hat, 
Baumeister, Meister des Bauens, Beherrscher aller Fertigkeiten 
des Faches! Gegenüber der kraftstrotzenden Fülle dieses Wortes 
verblasst der „Diplomingenieur“ und auch der „Dr.-Ing.“, jene 
unglückliche Mischung eines lateinischen. und französischen 
Wortes, wie ein: Schatten. Der Doktor ist gelehrt, sein Titel 
ist. ein Nachweis beendeter Hochschulstudien, im besten Falle 
der Nachweis wissenschaftlicher Befähigung. Der Meister aber 
ist. befähigt, das Gelernte in schöpferische Tat umzusetzen, er 
schafit/er baut. Auch die dem alten Worte „Baumeister“ 
innewohnende künstlerische Bedeutung kommt zur Geltung, 
denn der. schöpferische, vorausblickende, erfinderische Gestal- 
ter ist zugleich Künstler. Mit richtigem Gefühl hat man, zur 
Zeit der Einführung der Maschinen die Maschinenmeister „Kunst- 
meister“ genannt. Die Ueberwindung des widerstrebenden 
Stofies, die Beherrschung der Naturkräfte erfordert nicht nur 
Einblicke in die Zusammenhänge der Naturgesetze, sie ringt, wie 
in der Kunst, nach Ausdruck. Nur ein Meister vermag solche 
ganze Arbeit zu leisten, nur ein Künstler kann eins sein mit 
seinem Stoffe, kann formen und gestalten. Theorie und Praxis 
muss der Baumeister in gleicher Weise beherrschen. 

Haben wir uns in die neue Bedeutung des Wortes hinein- 
gefunden, werden wir sofort die Stellung des Schülers klar er- 
kennen. Er ist dasselbe, was der Lehrlingeim Handwerk 
ist, seine Reifep rüfung mag man sein Gesellenstück 
nennen, Als Geselle tritt er hinaus zu seinem Meister, als Ge- 
selle muss er sich erst die Sporen der Selbständigkeit er- 
ringen. Es ist begreiflich und auch verzeihlich, dass gerade die 
jungen Männer den Abschluss ihres Studiums durch Verleihung 
eines geschützten Namens gekrönt wissen wollen. Der In 
genieur ist das Ziel ihrer Wünsche. Was Prof. Schenk über 
diese Berechtigung in bezug auf die unmittelbar von der Hoch- 
schule kommenden Diplomingenieure sagt, gilt naturgemäss in 
erhöhtem Masse auch von den Fachschülern. Wer sich mit dem 
hier vorgetragenen Gedankengang vertraut gemacht hat, wird 
wohl der Folgerung nicht aus dem Wege gehen können, dass 
das Reifezeugnis einer Schule noch kein genügender 
Beweis für die Meisterschaft ist. Die Schüler aller 
Arten technischer Schulen werden also vorerst darauf ver- 
zichten ‚müssen, sich Baumeister nennen zu hören, aber auch 
ihnen kann geholfen werden, wenn sie den Wunsch nach einer 
sinngemässen Bezeichnung ihrer Tätickeit haben; nur müssen 
sie es sich gefallen lassen, dass man ihnen keine alten lateinischen 
oder französischen Zöpfe anhängt, wie es bei uns leider noch 
immer üblich ist. Auch scheint der ganze Wortvorrat durch 
die Vielseitigkeit der amtlichem Bezeichnungen in unserem lieben 
Vaterlande wrklich aufgebraucht zu sein. Machen wir doch aus 
der Not eine Tugend und greifen wir wieder auf ein gutes, 
deutsches, einfaches Wort zurück: Der Helfer, der Bau- 
heifer. Mit. dem Reifezeugnis der Schule erhält der Zögliug 
diese amtliche Bezeichnung. Die Namen „Bauführer“, „Bau- 
gehilfe, „Techniker“ kommen nicht in Betracht, da diese Worte 
bereits beschlagnahmt sind, doch scheint mir der. Name „Hel- 
fer“ gut und bezeichnend zu sein, wenn auch vielleicht „Assi- 
stent“ grossartiger klingt, wahrscheinlich weil es nicht deutsch 
ist. Billiger Spott ist wohl zu erwarten, aber es bedarf nur 
des guterr Willens, sich an das einfache, inhaltsvolle Wort zu 
gewöhnen. Es scheint übrigens ein Naturgesetz zu sein, dass 
man immer erst auf langen Umwegen zum Einfachen gelangen 
könne. Wenn dem Worte eine ganz bestimmte Bedeutung zu- 
kommt, wird es eine fast naturgemässe. Ergänzung des Wortes 
„Baumeister“ sein. Der Bauhelfer wird -seinem Baumeister 
hoffentlich mindestens dieselben Dienste‘ leisten können," wird 
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ihn mindestens so .gut unterstützen können, wie der bisherige 
Assistent. Der Akademiker wird: durch seinen Doktortitel vor 
jeder Verwechslung geschützt sein. 

Und nun, junger Baulelier, zeige was du kannst. Hast du 
melir gelernt als ein anderer, wird es sich erweisen. Deine Lei- 
stung sei der Massstab deiner Tüchtigkeit. Wo du gelernt hast, 
kümmert keinen Menschen. Vergiss jedoch nicht, dass die Ge- 
Bist du dir 
dessen bewusst, welche Summen die Allgemeinheit aufbringen 
musste, um dich die höhere Schule besuchen zu lassen?. Der 
Gesellschaft, deinem Volke verdankst du die Erhöhung deiner 
Leistungsfähigkeit. Jeder Dünkel ist ein Zeichen von Halb- 
bildung und deiner unwürdig. Erhebe Ansprüche, die deiner 
Leistung entsprechen, aber erweise dich ihrer würdig. Wie der 


 Geselle des ehrsamen Handwerks einmal Meister wird, kannst 


auch du es werden. Geselle, mache dein Meister- 


stück. 

Damitisteingangbarer Weg zur Lösungder 
Titelfrage gegeben. 

Wir haben klar erkannt, dass keine Schule zur Meister- 
schaft, zur Selbständigkeit führen kann, folglich kann sie auch 
richt den Meistertitel verleihen. 


Fassen wir das Wort „Baumeister“ in dem Sinne des alten 
Wortes „Meister“ auf, dann ist auch die Möglichkeit gegeben, 
dieses Wort zu schützen. Unser Berufsname heisst „Techniker“, 
Der technische Forscher, der technische Lehrer, der Betriebs- 
leiter, der Zeichner, sie alie sind Techniker. Es ist vollkommen 
falsch, mit dem Namen „Techniker“ den Begriff „minderwertig‘ 
zu verbinden. Unstreitig verknüpfen wir wenigstens zefühls- 
mässig mit dem Worte „Ingenieur“ die Meisterschaft im Bauen. 


Dieser Sinn kommt in der Uebertragung „Baumeister“ beson- 


ders deutlich zum Vorschein. In diesem Sinne ist die Bezeich- 
nung „Ingenieur“ und „Baumeister“ nicht nur eine Berufs- 
bezeichnung, sondern ‚zugleich ein schutzfähiger Titel. Auch der 
Handwerksmeister wird erst dann Meister, wenn er seln 
Meisterstück geliefert hat. Aus diesem Grunde haben auch 
unsere Reifeschüler nur die Anwartschafit auf_den Baumeister- 
titel. Die Melsterprüfung kann ihnen nicht erlassen werden. Man 
mag dem Akademiker eine kürzere Tätigkeit im Zeichensaal, 
im Betriebe oder im Laboratorium, dem Reifeschüler einer Fach- 
Schule eine längere Tätigkeit zubilligen, ehe sie zur Meister- 
Prüfung zugelassen werden. Man kann in beiden Fällen Er- 
deichterungen der theoretischen Meisterprüfung gewähren, die 
Meisterprüfung seibst muss die Voraussetzung für die Zuerken- 
nung des Baumeisterschutzes sein’). Sachsen hat bereits auf 
diesem Gebiet einen guten Schritt vorwärtsgetan, indem es für 
Hoch- und Tiefbauer eine derartige Meisterprüfung. vorschreibt. 
Die Einrichtung kann als Beispiel gelten. Das zu erlassende 
Gesetz muss Uebergangshärten beseitigen, indem es den im 
Wirtschaftsieben stehenden Ingenieuren, die nachweisbar selb- 
Ständige technische Tätigkeit ausüben, den Baumeistertitel ver- 
leiht, sofern sie ein bestimmtes Alter erreicht haben und eine 
jestzusetzende Zeit in der Praxis stehen. Es müssen. Möglich- 
keiten geschaffen werden, dass auch solche Männer der Praxis 
Sich der Prüfung unterziehen können, die einen ungewöhnlichen 
Ausbildungsgang besitzen, ein Fall, der sich in Zukunft : wahr- 
Scheinlich immer seltener ereignen wird. Der Akademiker mag 
Sich mit seinem Doktortitel begnügen; hat er die Baumeister- 
Prüfung abgelegt, dann lautet seine Bezeichnung Dr. techn. X. Y., 
Maschinenbaumeister, ähnlich wie sie beim Arzt lautet Dr. med. 
X. Y., Facharzt für innere Krankheiten. Um .den bisherigen 
Diplomingenieuren den Uebergang zu. erleichtern, ist. die. sicher- 
lich unschöne und gekünstelte Bezeichnung rasch zu beseitigen 
und ihnen der Doktortitel zu verleihen; eine Massnahme, die 
durchaus möglich ist, weil die abgelegte Diplomprüfung ein ge- 
nügender Beweis für die wissenschaftliche Befähigung eines 
Kandidaten ist, abgesehen davon, dass die praktische Betätizung 
in vielen Fällen eine Befreiung von der Doktordissertation zu 
rechtfertigen vermag. Nebenbei sei bemerkt, dass es auch Uni- 
versitäten gibt‘), die den Doktortitel ohne Dissertation. verleihen. 

‚Der Oberingenieur wird als Oberbaumeister-.sein. Dasein 
fristen müssen. Der Verein Deutscher Ingenieure wird seinen 





5) R. Weyrauch macht in seiner Schrift „Das technische Schulwesen“, 
Verlag von R. Wittwer, Stuttgart 1920, einen ähnlichen Vorschlag, allerdings 
aur für mittlere Techniker. 

% Z.B. ia Deutsch-Oesterreich. 
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berühmt gewordenen Namen in irgendeiner Weise den var- 
änderten Verhältnissen anpassen können. Unsere Berufsgenossen 
von der. Hochbaufakultät werden es sich gefallen lassen müssen, 
Hochbaumeister genannt zu werden, wenn sie auf die nähere 
Berufsbezeichnung Wert legen. Im übrigen besteht wohl kein 


Zweifel darüber, dass die Anrede — eine Aeusserlichkeit, die 
jedoch beachtet sein will — sich nur auf den gemeinsamen 
Namen (Baumeister), nicht aber auf den Beruf zu beziehen 


braucht. Ebenso wie man einen Arzt oder einen Rechtsanwalt 
„Herr Doktor“, einen Schneidermeister „Herr Meister“ nennt, 
wird man auch einen Maschinen- oder Hochbaumeister mit dem 
Worte „Baumeister“ anreden können. Dass alle technischen 
Meister dieselbe Bezeichnung führen können, ist ein Zeichen 
für ihre Richtigkeit. Heissen doch alle Gelehrten „Doktor“, 
alle Hochschullehrer „Professor“, gleichgültig, welches Sonder- 
fach sie vertreten. 

Wir haben gesehen, dass die Untersuchung der Ingenieur- 
Titelfrage die Lösung brachte, das Wort „Ingenieur“ gänzlich 
aus unserem Sprachschatz zu streichen und es durch ein kern- 
deutsches Wort voll Kraft und Fülle ersetzen zu können. Die 
Untersuchung hat uns aber daneben gezeigt, welche Bedeutung 
dem Wort „Ingenieur“ selbst zukommt und wie leicht es ist, 
die Frage zu beantworten, wer sich Ingenieur nennen darf. Die 
Antwort lautet eindeutig und bestimmt: Der Meister, Seibst 
wenn man die alte Bezeichnung weiter gelten lassen wollte, 
bleibt die Notwendigkeit der Baumeisterprüfung bestehen. Ihre 
Einführung zu fördern, ist Sache unserer technischen Meister- 
Körperschaften. Das zu erwartende Gesetz mit neuem Geist 
zu durchtränken, wird Aufgabe der Beratung sein. Nicht der 
grüne Tisch, nicht Beamte der Ministerien, nicht bloss Schul- 
fachmänner haben dabei mitzuwirken, vielmehr muss die Praxis 
dabei zu Worte kommen tnd nicht zuletzt die Technikergewerk- 
schaft, der Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
der als Vertreter von 100000 Technikern das grösste Interesse 
an einer glücklichen Lösung dieser Frage hat. Es bedarf 
keines Hinweises, dass nicht bloss der eine oder der andere 
Bundesstaat, sondern dass das ganze Reich an diese Aufgabe 
heranzutreten habe, und es erscheint nicht unwichtig, dass auch 
andere deutschsprechende Staaten an der Beratung teilnehmen 
sollen. 

Ich bin mir dessen bewusst, dass es leichter ist, Anregun- 
gen zu geben, als sie in die Tat umzusetzen. Die Gewohnheit 
ist eine Diiferentialbremse. Wer niemals an das Problem ge- 
dacht hat, wird aus Bequemlichkeit zum Widerstand gereizt. 
Die Lösung dieser Aufgabe bedarf nur des guten Willens, dann 
gelingt sie. Ist sie gelungen, dann haben wir ein Wort walır- 
gemacht, dass ıder verstorbene Reichskanzler Bethmann Hollweg 
so Schön geprägt hat: „Den Aufstieg der Tüchtigen“, dann ist 
der Weg zum Meister, zum Baumeister jedermann frei, dann 
haben wir einen Gegensatz fortgeräumt, den unsere Zeit ein- 
fach nicht verträgt; den Gegensatz zwischen Akademikern und 
Fachschülern. Kein vernünftiger Mensch missgönnt dem Aka- 
demiker seinen wohlerworbenen akademischen Grad; er Sträubt 
sich aber mit vollem Recht gegen die Anmassung, dass ge- 
wisse akademische Kreise nicht nur den bereits innehabenden 
akademischen Titel, sondern auch die Bezeichnung „Ingenieur“ 
oder „Baumeister“ für sich allein beanspruchen. Der neue Bau- 
meister ist nicht im Sinne der alten Innungsmeister aufzufassen, 
Er setzt ‘geistige, nicht materielle Setb- 
ständigkeit voraus. Wer diese schöpferischen, bau- 
technischen Fähigkeiten nachweist, hat auf Meisterschaft An- 
spruch. Wenn der Baumeisterschutz von vornherein nur eine 
Art der Ausbildung forderte, dann würde der Berufsstand zur 
alten Itnung werden; das wäre ein Rückschritt, ein Gegensatz 
zu den Grundanschauungen unserer Zeit. Die Tür zur Meister- 
schaft in der Kunst steht jedem Befähigten offen, sein Werk ist 
sein Zeuge. ‘So sei es auch in unserem Berufe. Nur Halbbildunz 
legt auf Titulatur Wert, wirkliche Bildung kennt keine 
Standesdünkel. 

Jetzt erst wird es möglich sein, zur Wahrung der Berufs- 
interessen, zur Begutachtung technischer Bildungs- und Wirt- 
schaftsfragen eine zentrale, nach Bezirken und Orten gegliederte 
Baumeisterkammer zu schaffen: die Lösung gewerkschaftlicher 
und sozialpolitischer Fragen gehört nicht in den Aufgabenkreis 
dieser Kammer. 

Die vorgeschlagene Regelung hat gewiss nicht den Zweck, 
der Titelsucht Vorschub zu leisten, sie will nur Ordaung schaf- 
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fen, wo bisher Unordnung war, einen Gleichgewichtszustand 
für die treibenden Kräite der Gegenwart. Sie wird auch in 
gewerkschaftlicher Hinsicht zur Klarheit beitragen, da die Zu- 
erkennung der Baumeisterbezeichnung die Eingruppierung zu 
erleichtern vermag. Unserem Nachwuchs wird die Erschlies- 
sung dieses Zieles ein Ansporn zum Wettbewerb sein. Dass er 
nach oben drängt, ist ein gutes Zeichen. So dürien wir hoifen, 
dass der vorgeschlagene Weg allen zum Segen gereichen wird, 
nicht nur dem einzelnen, nicht nur dem Stande, sondern der 
Gesamtheit unseres Volkes. 


Leitsätze zur Ingenieur-Titelfrage. 


Trotz des verschiedenartigen Bildungsganges der im Wirt- 
schaftsleben stehenden Techniker ist das Betätigungs- 
feld der einzelnen Gruppen nicht so verschieden, dass eine 
von ihnen den Anspruch auf die alleinige Führung des 
Ingenieurtitels erheben könnte. 

2. Der den Akademikern nach ihrem Studium verliehene 
Titel eines Dr.-Ing. genügt völlig, um sie den anderen 
akademischen Berufen gleichzustellen, aber auch, um die 
Art ihres Bildungsganges erkennen zu lassen. 

3. Da es im Wirtschaftsleben nur auf Leistungen, nicht aber 
auf Studien ankommt, muss jeder tüchtige Techniker, der 
selbständige technische aufbauende Arbeit leistet, die 
Möglichkeit besitzen, jene Bezeichnung zu erhalten, die 
seine Tätigkeit kennzeichnet. 

4. Ingenieur sein, heisst Meister im Bauen sein. Das Fremd- 
wort „Ingenieur“ ist daher trotz seiner Tradition über- 
jlüssig, da es durch das Wort „Baumeister“ ersetzt wer- 
den kann. 

5. Die Bezeichnung „Baumeister“ ist eine Beruisbezeich- 
nung; aber zu gleicher Zeit ein durch Fähigkeiten und Lel- 
stungen erworbener Titel. Sie ist schutzfähig, genau so 
wie es das Wort „Meister“ ist. Sie kann durch Hinzu- 
fügung eines Bestimmungswortes zu jeder technischen Be- 
rufsbezeichnung herangezogen werden, z. B. Hochbau- 
meister, Maschinenbaumeister, Bergbaumeister, Kunst- 
baumeister usw. Sie hat also den Vorteil, einheitlich 
alle Meister im Bauen mit einem Namen bezeichnen 
zu können und wird dabei der künstlerischen Tätigkeit, 
die. mit jedem technischen Bauen verbunden ist, gerecht. 

6. Wie der Meistertitel nur jenen zuerkannt wird, deren 
Fähigkeiten und Kenntnisse zur selbständigen Führung 
eines Handwerks berechtigen, kann auch die Bezeichnung 
„Baumeister“ nur denjenigen zugebilligt werden, die im- 
stande sind, bautechnisch zu denken und ihre technischen 
Gedanken in die Tat umzusetzen. 

7. Der Absolvent einer Schule, gleichgültig welchen: Ranges, 
liefert mit seinem Reifezeugnis nur sein Gesellenstück. 
Da keine Schule die Erziehung zur Meisterschaft voll- 
enden kann, diese Aufgabe vielmehr der Praxis obliegt, 
kann ihm diese Bezeichnung von der Schule aus nicht zu- 
erkannt werden. 

8 Erst wenn er sein Meisterstück geliefert hat, kann dies 
der Fall sein. Ein bestimmtes Mindestalter, eine ent- 
sprechende Tätigkeit im Wirtschaftsleben und die be- 
standene Baumeisterprüfung (etwa nach sächsischem 
Muster) ist Bedingung für die Zuerkennung des Bau- 
meisterschutzes. 

9. Absolventen "staatlich anerkannter Schulen sind Er- 
leichterungen bei der Baumeisterprüfung zu gewähren. 
Die Bewährungsirist kann bei Hochschülern auf Grund 
ihrer höheren wissenschaftlichen Ausbildung etwas kürzer 
bemessen werden als bei Fachschülern. 

10. Der Baumeisterprüfung kann sich ieder Techniker, ohne 
Rücksicht auf seine Vorbildung, unterziehen, der in seinem 
Berufe selbständige bauende Tätiskeit. ausübt. 

11. Die Prüfung selbst ist vor einer Kommission abzulezen, 
die durch ihre Zusammensetzung eine Gewähr dafür 
bietet, dass sie im Geiste der wissenschaiftlichen Praxis 
abgehalten wird. 

12. Der bisherige akademische Grad eines Diplominzenieurs 
ist als unzweckmässig und überflüssig abzuschaffen, Die 
Abschlussprüfungen an den Hochschulen sind so zu ge- 
stalten, dass man den Absolventen entsprechend wie 
denen der Universitäten den Dr. techn. verleihen kann. 
Den bisherigen Diplomingenieuren ' wird der Doktortitel 
innerhalb einer bestimmten Uebergangszeit ohne weitere 
Prüfung zuerkannt. 

13. Andere, im. Wirtschaftsleben stehende Techniker, die 

nachweisbar seit mindestens vier Jahren selbständige 


be 
. 


technisch bauende Tätigkeit ausüben, erhalten die Be- 
rechtigung, sich Baumeister zu nennen. 
14. Mit dem Reifezeugnis einer Hoch- oder Fachschule erhätt 
sein Besitzer die Bezeichnung „Bauhelfer“ (da die Bezeich- 
nung „Assistent“ vieliach anderweitig verwendet wird). 
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15. Durch die Verwendung der deutschen Bezeichnungen 
„Baumeister“, „Bauhelfer“ wird jeder Streit, jede Un- 
klarheit, aber auch jeder Missbrauch beseitigt, der Auf- 
stieg der Tüchtigen ermöglicht. Weitere Unterscheidun- 
gen, wie sie durch die Verwendung im Staatsdienst not- 
wendig sein sollten, sind durch die näheren Bezeichnungen 
„Staatsbaumeister“, „Staatsbauhelfer‘‘ möglich, aber nicht 
nötig, 

Die bisherige Bezeichnung „Regierungsbaumeister“ 
kann beibehalten werden. Der „Regierungsbauführer” 
wird „Regierungsbauhelfer“ genannt. 

16. Die Frage ist im ganzen Deutschen Reiche einheitlich zu 
regeln. Es ist anzustreben, die anderen deutschsprechen- 
den Staaten (Deutsch-Oesterreich, Schweiz) zu derselben 
Regelung zu veranlassen. 

17. An der Beratung haben nicht nur Beamte der Ministerien, 
sondern auch Schulfachmänner, Praktiker und Vertreter 
der Technikerorganisationen gleichberechtigt teilzunehmen. 

18. Zur Wahrung der Standesinteressen, zur_ Begutachtung 
technischer Bildungs- und Wirtschaftsfragen ist eine zen- 
trale, nach Bezirken und Orten gegliederte Baumeister- 
kammer zu gründen, 

19. Die Lösung gewerkschaftlicher und sozialpolitischer 
Fragen obliegt wie bisher den Berufsorganisationen. 

Alfred Fröhlich. 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


‚Die durch und durch korrumpierte Arbeitnehmerschait“ — 
so ‚bezeichnet die „Gummiwelt“, das Zentralblatt der Gummi-, 
Asbest- und Zelluloid-Industrie, in einem Aufsatz, der sich mit 
der Frage des Preisabbaus befasst, die deutschen. Arbeiter und 
Angestellten, weil sie es endlich wagen, ihre vitalsten Lebens- 
interessen gegenüber dem Profitverlangen der Unternehmer zu 
verteidigen. Der grösste Dorn im Auge ist diesem Blatt aber 
der politische Einfluss auf das Wirtschaftsleben — natürlich nur 
der der Arbeitnehmer! —, der sich in zwei Richtungen zeizre: 

„Erstens einmal das Bestreben der Arbeiterführer, alle 
wirtschaftlichen Angelegenheiten unter massgeblicher Mit- 
wirkung der „Verbraucher“, d. h. auf deutsch der Arbeiter- 
schaft, zu lösen, weil für diese angeblich niedrige Preise be- 
langreich seien, und zweitens das Bestreben der Arbeiterschaft, 
jeden Preisabbau durch Streiks und dergl. zu ver- 
hindern. 

Schon die Gegenüberstellung dieser beiden Bewegungen 
zeigt das ganze hinterhältige und niederträchtige 
Verhalten der durch und durch korrumpierten 
Arbeitnehmerschaft Während man auf der einen 
Seite heuchlerisch über die hohen Preise des Lebens- 
bedarfs jammert, schraubt man auf der anderen Seite die For- 
derungen immer höher und höher. Wie und wo soli da ein 
Preisabbau beginnen? Es ist doch klar, dass-ein jeder Waren- 
preis von den Arbeitslöhnen und Angestelltengehältern 2e- 
tragen ist.“ 

Die bekannte und bequeme Verdrehung, dass die hohen 
Preise einzig und allein eine Folge der erhöhten Löhne seien, 
während doch gerade umgekehrt die Arbeiter und Angestellten 
nur langsam mit ihren Forderungen den ungeheuren Preis- 
erhöhungen nachhinkten, ist schon oft genug widerlegt worden. 

Tieies Mitleid aber muss man mit der darbenden Unter- 
nehmerschaft empfinden, wenn man weiter hört, dass „die in 
den Berichten unserer Aktiengesellschaften ausgewiesenen Ge- 
winne durchweg Scheingewinne“ seien, „die oft noch nicht ein- 
mal den Verlust des Geschäftsjahres decken“, und wenn es 
weiter heisst: N 

„Es bleiben also nach dem Wegfall des Gewinns infolge 
der glorreichen Verbrecherrevolution nur noch die Kosten der 
Bearbeitung übrig, die man herabsetzen möchte, um einen Preis- 
abbau herbeizuführen, das sindaberebendie Arbeits 
iöhne. Und da deren Herabsetzung nicht beliebt ist, so wird 
es wohl auch kaum zu einem Preisabbau kommen, 
ehe eben nicht durch wenigstens teilweise Zusammen- 
brüche der leichtsinnige Uebermut und die ireche 
Anmassung der Leute gedämpft wird, die sich lügnerischerweise 
„Arbeiter“ nennen und die in Wirklichkeit die Arbeit 
nach allen Regeln der Kunst sabotieren.“ 

Der unerhört herausfordernde Ton beweist die wachsende 
Sicherheit der Unternehmerkreise. Lehrreiche Rückschlüsse 
lassen die Ausführungen in bezug auf die „Zusammenbrüche* 
der kapitalistischen Unternehmungen zu. Was die nach der 
„glorreichen Verbrecherrevolution“ erzielten „Scheingewinne“ 
betrifft, so ist die Arbeitnehmerschaft endlich dahin gelangt, die 
bekannten Klagen über den schlechten Geschäftsgang der B®- 
triebe nicht mehr gutgläubig hinzunehmen, sondern die Ab- 
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' schlüsse seibst kritisch unter die Lupe zu nehmen. Da hat sie 


denn feststellen müssen, dass noch nie so hohe Gewinne erzielt 
worden sind wie in den letzten Jahren. Ein Beispiel von hun- 
derten. Im „Berliner Tageblatt“ vom 26. April lesen wir: 
„Der Geschäftsbericht der Badischen Anilin- und Soda- 
jabrik, bekanntlich der Trägerin der von dem Anilinkonzern aus- 
gebildeten Stickstoffabrikation, weist für das Geschäftsiahr 1920 
ein Roherträgnis von 194,185 Millionen Mark (i. V. 113,015) aus, 
zu dem noch ein Gewinnvortrag von 2,911 Millionen Mark (2,443) 
tritt. Die Generalunkosten einschliesslich Steuern erhöhten sich 
von 22,473 auf 45,989 Millionen Mark, die Anleihezinsen von 
2.649 auf 2,986 Millionen Mark. Nach Abschreibungen von 
80,024 Millionen Mark (60,867) verbleibt ein Ueberschuss von 
68,006 Millionen Mark (29,468), aus dem die Dividende von 
20 Prozent auf 180 Millionen Mark Stammaktien — 36 Millionen 
Mark (18 Prozent auf 90 Millionen Mark — 16,2 Millionen Mark) 
in Anspruch nimmt. Die Dividendensteigerung ist in Wirklich- 


- keit aber höher, als dies bei einer Vergleichung der Dividenden- 


sätze von 20 und 18 Prozent zum Ausdruck kommt, da die 
60 Millionen Mark junge Aktien; zu einem sehr niedrigen Kurse 
von 107 Prozent ausgegeben worden sind, während sich zur 
Zeit der Ausgabe der Kurs der alten Aktien auf annähernd 500 
Prozent stellte. 18 Millionen Mark neue Vorzugsaktien erhalten 
eine Dividende von 3% Prozent. Dem ordentlichen Reserve- 
ionds werden 3,259, der ausserordentlichen Reserve 3,5 Millio- 
nen Mark, dem Beamten- und Arbeiterunterstützungsfonds fünf 
Millionen Mark und dem neu zu bildenden Arbeiterpensions- 
ergänzungsfionds 15 Millionen Mark zugewiesen.“ 

Dies eine Beispiel liesse sich aus den Handelsberichten der 
Tageszeitungen beliebig vermehren. Auch die grossen Gummi- 
fabriken selbst werden mit ihren „Scheingewinnen“ innerlich 
ganz zufrieden sein. Vielleicht trifft aber die Bezeichnung 
„Scheingewinne“ wirklich das Richtige, wenn auch in der ent- 
gezgengesetzten Richtung, als die Unternehmer sie auffassen, in- 
dem nämlich, wie an dem obenangeführten Beispiel bewiesen, 
in den genannten Dividendensätzen der gesamte Reingewinn 
doch nicht deutlich zum Ausdruck kommt. : . . 


Der Arbeitsmarkt im März 1921. Dem zweiten Aprilheft des 
„Reichsarbeitsblaites“ entnehmen wir folgenden Bericht: Die 
Unsicherheit, die durch die drohenden Gewaltmassnahmen der 
Entente in das politische und Wirtschaitsleben getragen wird, 
machte sich schon jetzt auf dem Arbeitsmarkte geltend. Zwar 
zeigen die zahlenmässigen Anzeichen im Gesamtüber- 
Schlag eine etwas günstigere Gestaltung der Lage, doch bleibt 
massgebend für die Bewertung der Lage die Tatsache, dass in 
den wirtschaftlich wichtigsten Gebieten von West- und Mittel- 
in den ausschlaggebenden In- 
dustrien die Zahlen vielfach schon ungünstige 
Gestaltung aufweisen, und dass nur die durch die Jahres- 
zeit bedingte Belebung von Landwirtschaft, Baugewerbe usw. 
die ungünstige Entwicklung auf anderen Gebieten auszugleichen 
vermochte. 

Die Krankenkassenstatistik, deren Meldungeh 
in dem jeweiligen Mitgiiederbestande den Umfang der vorhan- 
denen und ausgenutzten Beschäftigungsmöglichkeit anzeigen, 
lässt im März entgegen der bisher rückschreitenden Entwicklung 
in den Vormonaten eine Zunahme der Versicherten, also eine 
Besserung der Beschäftigunzslage erk&nnen, die 
in der Jahreszeit begründet ist, im Vergleich zu anderen Jahren 
aber als gering bezeichnet werden muss. 

Die Statistik der Arbeitnehmerorganisatio- 
nen zeigt dementsprechend einen Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit unter ihren Mitgliedern an. Am verhältnis- 
mässig stärksten gilt das für den freigewerkschaftlichen Bau- 
arbeiterverband, bei dem die Arbeitslosigkeit von 11,7 v.H. der 
Mitglieder im Februar auf 8,2 im März zurückeinze, Am nächst- 
Stärksten ist die Verbesserung bei den Verbänden der Fabrik- 
arbeiter und der Transportarbeiter, es folgen Metallarbeiter, 
Textilarbeiter, Bekleidungsarbeiter, Gemeinde- und Staats- 
arbeiter. Der Holzarbeiterverband weist gleichbleibende Zahlen 
auf, und nur der christliche Metallarbeiterverband zeigt eine ge- 
tinge Verschlechterung von 1,3 v. H. Arbeitsloser im Februar 
auf 1,5 im März. Von insgesamt 5,68 Millionen durch die Be- 
Tichte umiasstenn organisierten Arbeitern wurden am 1. April 
160925 männliche und 45 739- weibliche, zusammen also 206 664, 
als arbeitslos ‚gezählt. Danach enifallen auf je 100 Mitglieder 
36 Arbeitslose (im Vormonat 4,7). 

Aus der Statistik der öffentlichen Arbeits- 
Nachweise ergibt sich im ganzen betrachtet bei annähernd 
gleichbleibendem Angebot von Arbeitskräften eine nicht unbe- 
deutende Vermehrung der ofienen Stellen, so dass eine ge- 
wisse Entspannung, wenn auch noch längst keine wirk- 


lich günstige Lage eingetreten ist. 


Die Gesamtzahl aller Arbeitsgesuche belief sich im März 


; auf 1028744 (1027239 im Vormonat). Die Zahl der offenen 
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Stellen stieg von 498 039 im Februar auf 548104 im März. Be- 
setzt wurden im Verlaufe des Berichtsinonats 400119 Stellen 
gegenüber 364.064 Stellen im Monat Februar. Diese Entwick- 
lung machte sich für beide Geschlechter ziemlich gleichmässig 
geltend. Doch ist der Andrang männlicher Arbeitsuchender noch 
immer nahezu doppelt so stark — 228 auf je 100 oifene Stellen 
(im Vormonat 251) — wie bei weiblichen — 124 auf je 100 
offene Stellen (133 im Vormonat). Vor allem ist die Lage in 
den einzelnen Berufsgruppen ausserordentlich verschieden, teil- 
weise sehr ungünstig und sich noch stark verschlechternd. 

Die Zahl der unterstützten Erwerbslosen im 
Reich zeigt gegenüber dem Februar mit 428 665 Unterstützungs- 
empfängern im Berichtsmonat einen Rückgang auf 416 940, 

h. um 11725 oder 2,7 v. H. Doch .muss die in dieser Zahl 
zum Ausdruck kommende Besserung in Anbetracht der Jahres 
zeit als äusserst geringfügig bezeichnet werden. In der gleichen 
Zeit trat im Vorjahre ein Rückgang von 370296 auf 329505, 
d. h. um 40791 oder 11,0 v. H. ein. 


Die Kohlenproduktion im 1. Vierteljahr 1921 wird in Nr. 97 
des „Reichsanzeigers“ wie folgt angegeben: 
















März 1921 1. Vierteljahr 1921 
Steinkohle | Braunkohle } Steinkohle ] Braunkohle 
t t t t 

































Preussen ohne Saar- 

revier . - 2... ..7J 11063039 8073487 | 34285277 | 24 533 729 
Bayern (ohne die Pfalz) 6613 232 552 23 567 693 491 
Sachsen 2%, 2.0) 376 132 652 382 1125 860 2026 287 
Sachsen-Altenburg . ne 523 958 _ 1 574 912 
Uebriges Deutschland 13 879 393 988 42 583 1 157 898 













Ganz Deutschland . 11 459 663 | 9 876 367 35 477 287 


(ohne Saarrevier und Pfalz). 


Von der Steinkohlenförderung entfallen auf das Ruhrrevier 
7436173 t, davon auf die linksrheinischen Zechen 257286 t. 
Von der Braunkohlenförderung entfallen auf die Gruben links 
der Elbe 2570818 t. 


Sczialpolitik 

Die Bekämpiung der Arbeitslosigkeit. Wir hatten in Nr. 18 
der „D. T. Z.“ die von den beiden sozialdemokratischen Par- 
teien gemeinsam im Reichstag eingebrachten Anträge zur 
Behebung der Arbeitslosigkeit veröffentlicht, die 
im wesentlichen in Uebereinstimmung mit den Forderungen. der 
freien Gewerkschaften zu dieser Frage gehalten waren. Die 


Anträge sind dann durch nachstehenden Zusatzantrag noch er- 
gänzt worden: 
C 


„1. Die Verordnung, betreffend Massnahmen gegenüber Be- 
triebsabbrüchen und -stillegungen vom 8. November 1920 ist auf 
alle Gewerbe einschliesslich Hotel- und Gastwirtsgewerbe aus- 
zudehnen, 

2. Der $ 74 des Betriebsrätegesetzes ist dahingehend ab- 
zuändern, dass dem Betriebsrat oder Betriebsobmann bei jeder 
vom Unternehmer geplanten Betriebsstillegung oder Betriebs- 
einschränkung ein Einspruchsrecht mit auischiebender Wirkung 
gesetzlich gewährleistet wird. 

3. Die Verordnung über Stillegungen usw. vom 8, Novem- 
ber 1920 ist derart umzugestalten, dass Unternehmungen, deren 
Besitzer olıne sachlichen Zwang die Weiterführung ihres Be- 
triebes ablehnen, enteignet und in den Besitz der Allgemeinheit 
übergeiührt werden. 

s 4. Die Stillegung von Hotels ist bis auf weiteres zu ver- 
ieten.“ 


Das Plenum des Reichstages hat sich in seinen Sitzun- 
gen vom 3. und 4. Maid. J. in ausführlicher Aussprache mit diesen 
Anträgen beschäftigt. Dem von den Rednern der sozialistischen 
Parteien vorgetragenen Argument, dass die Anträge durchaus 
durchführbar sind, vermochten sich auch die von den übrigen 
Fraktienen vorgeschickten Debatteredner nicht gänzlich zu ent- 
ziehen. Insbesondere herrschte ungeteilte Auffassung in der 
beschleunigten Beschafiung ausreichender Arbeit. Die Anträge 
sind dem volkswirtschaitlichen Ausschuss des Reichstages über- 
wiesen worden. 

Zur gleichen Zeit beschäftigte sich auch die preussische 
Landesversammlung mit der Erwerbslosenirage. Hierzu 
lagen nicht weniger wie sieben grosse Anfragen und Anträze 
der Deutschnationalen, des Zentrums, der beiden sozialdemo- 
kratischen Fraktionen und der Kommunisten vor, die sämtlich 
auf den verschiedensten Wegen Massnahmen zur Behebung der 
Arbeitslosennot verlangten. Die Anträge wurden ebenialls den 
zuständigen Ausschüssen überwiesen. 


Weiterzahlung der Wintersätze für die Erwerbslosen. Der 
Forderung des A. D. G..B. und des AfA-Bundes auf Weiter- 
zahlung der bis zum 30. April lauienden Wintersätze für Arbeits- 


29 986 317 
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lose ist entsprochen worden. :Nachdem. der. Reichsarbeits- 
minister bereits seine Zustimmung gegeben hatte, hat sich nun- 
mehr auch der Reichsfinanzminister damit einverstanden erklärt, 
dass die für den Winter geltenden Unterstützungssätze auch 
über den 30. April hinaus weitergezahlt werden. 


Die Teuerung im April 1921. Nach den auf Grund der Eil- 
dienst-Tetterungszahlen von 47 Gemeinden vom Statistischen 
Reichsamt angestellten Berechnungen hat sich, wie wir der 
vom *Statistischen Reichsamt herausgegebenen Zeitschrift 
„Wirtschaft und Statistik“ (Nr. 5) entnehmen, die Reichs- 
indexziffer für die Steigerung der Lebens- 
haltungskosten im Monat April dieses Jahres um 
7 Punkte auf 894 ermässigt. Damit ist sie ungefähr wier 
der auf dem Stande der Monate November bis Dezember vori- 
gen Jahres angelangt, nachdem im Januar mit 924 der Höhe- 
punkt erreicht war. Gegenüber diesem Höchststande haben 
sich die von der Teuerungsstatistik erfassten Ausgaben für Er- 
nährung, Heizung, Beleuchtung und : Wohnungsmiete um 
3% v.H. ermässigt. Veranlasst wurde die Verminderung des 
Aufwandes für die notwendigsten Lebensbedürfnisse durch. we- 
sentliche Preissenkungen für Fette, Eier und Fische; neben 
Fetten haben auch andere Einfuhrwaren, wie Hülsenfrüchte, im 
Preise nachgelassen. Auch die Fleischpreise haben sich etwas 
abgeschwächt. Dagegen stellten sich im Berichtsmonat fast 
allenthalben die Gemüse teuerer; die neue Preiserhöhung in 
der Kohlenwirtschaft machte sich bei den Ausgaben für Heizung 
und Beleuchtung bemerkbar. 

Wie sich die Teuerungsverhältnisse in den einzelnen: Städ- 
ten des Reichs entwickelt haben, wird aus .der folgenden Zu- 
sammenstellung ersichtlich, in der jetzt für alle Erhebungs- 
gemeinden der Vergleich zu den Verhältnissen der Vorkriegszeit 
hergestellt ist, 

Aus den fettgedruckten Zahlen in der. Spalte „April 1921“ 
ist ersichtlich, dass trotz Fallens der Reichsindexziffer die 
Teuerung im Vergleich zum März 1921 an einer ganzen Reihe 
von Ötten doch noch gestiegen ist. 





Verhäitniszahl. m, 
Bezug a.d.Feb.1920 
(Dieleuerungszahl 
von 1913/14 ıst = 
100 gesetzt) 
Febr.| März! April 


Orts- Durch- 
anwesende | scnitts- 
Bevölkerung! ten- 


am rungs- 
8. Okt. 1919 | ne 


Teuerungszahlen 


Gemeinden (in Mark) für 


Febr.! März |Apri' 






































_in 1000 | 19194 1920 1921 11921]1920| 1921| 1921 
Berlin ...% 1902,5 | 103,62 5 ® 897 Bi 2 866 
Hamburg . 985,8 | 111,18] 800 | 989, 96}]-720| 890| 867 
München 630,7 | 106,84 | 562 | 901) 886 526 | 843| 829 
Dresden. 529,3 99,74 | 605 | 876! 880| 607! 878| 882 
Breslau; 5283 ı 98,42 | 580 85) 811] 589 838 824 
Essen . 439,3 98,12 | 717. | 893: 861| 731 | 910| 877 
Frankfurt’ a. M. 433,0 | 103,49 | 784) 950!1008] 758 | 918! 974 
Nürnberg 352,7 94,50 | 547| 897| 941] 579 | 949| 996 
Stuttgart 309,2 | 103,72 | 580| 819] 891| 559 | 790| 859 
Chemnitz 303,8 | 100,14 | 628 |.934| 906] 627 | 933| 905 
Dortmund . 295,0 | 102,56 | 715 | 848| 861| 697 | 827| 840 
Magdeburg . 285,9 88,47. | 524 | 879! 852] 592 | 994| 963 
Königsberg i, Pr. 260,9 99,92 | 558 | 852 7891 558. | 853: 790 
Mannheim . . 229,6 98,59 | 580 | 823| 842] 588 | 835) 854 
Kiel . ; 205,3 96.42 | 580.) 938! 903 692 | 973! 937 
Augsburg . ; 154,6 90,53 | 430 | 782! 789] 475! 864! 872 
Aachen. . :. 145,7 99,25 | 687 | 976) 937| 692 | 983! 944 
Braunschweig . 139,5 80,16 1 540 | 933| 922] 674 1164 | 1150 
Karlsruhe... 136,0 96,39 | 654 | 836| 850| 678 | 867| 882 
Erfurt 129,6 79,38 | 574| 920| 929] 723 11159! 1170 
Lübeck . .. 113,1 86,68 | 595 | 874| 863] 686 1008" 996° 
Hagen i W. . 92,9 115,83] 647 110001017] 559 | 863] 878 
Ludwigshafen a. Rh. 90,7 97,00 | 622 | 849| 934] 641 | 875! 963 
Darmstadt . . . 82,4 86,85 | 658 | 890, 876| 758 1025: 1009 
Frankfurt a. O. . 65,1 93,17. | 620| 863| 855] 665 | 926| 918 
Solingen... ;.°.. 48,9 90,92 | 810 ! 10511 1064] 891 1156| 1170 
Halberstadt . , . 47,1 86,74 | 639 | 865| 873| 737 | 997 1006 
Schwerin . .. 45,5 83,07 | 5ı6 | 832| 792] 621 1002| 953 
Kattowitz . 45.4 92,36 | 562 | 972} 925] 608 1052| 1002 
Heilbronn . . 44,0 94,41 | 504| 827| 823] 534 | 876| 872 
Göttingen . . 41,2 85,58 | 523 | 773| 748] 611 | 903] 874 
Eisenah . . 39,2 |! 87,60] 483 | 849 |" 841] 551 | 969 | 960 
Herford... 34,8 79.26 | 630 | '972| 916] 795 11226 1156 
Bautzen. . . » 34,3 83,02 | 621 | 853| 905| 748 11027 1090 
asen se 33,4 98,65 | 565 |- 8881 887| 573 | 900| 899 
Oldenburg . . . » 32,5 79,22 | 604 | 848| 842| 76211070 | 1063 
Schweinfurt... ..., 27,8 82,84 | 429 | 773! 793| 518 | 933) 957 
Eberswalde . . 26,8 87,35 | 579 | 824| 898] 663 | 9431 1028 
Wald se 25,9 83,16] 683 | 949! 862] 821 1141! 1037 
Fulda . . 23,9 75,93 | 521 | 861) 785} 636 11134! 1034 
Straubing . 22,5 89,77 1 522 | 755| 818| 581 | 841! 911 
Reichenbach Si Schl. 15,2 78,61 | 598 | 838| 88@| 761 11066 1119 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 93,59 1 675 | 915.903] 721 | 978-965 
Rastenburg . u 13,3 90,291 475 | 767| 7711 526 | 849; 854 
ET RE a 12,5 85,74 | 580 | 959! 832| 676 |1118| 970 
Grimma... 10,6 | 84,93 | 610 | 855| 835] 71811007) 983 
Blumenthal 10,3 | 76,59 | 585 | 899 969] 764 |1174| 1265 
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-{n der Hoffnung, dass die Rückforderung noch binnen 10 Jahren 


Zellenbau innerhalb -der Gewerkschaften), um sie zu Klassen- 
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Das. Existenzminimum im April 1921. Nach den Fest- 
stellungen des Direktors des Statistischen -Amts Berlin-Schöne- 
berg, Dr. R. Kuczynski, waren die Kosten des Existenzminimums 
in Gross-Berlin im April 1921 niedriger als in jedem Monaf 
seit März 1920. Billiger als im April 1920 waren vor allem 
Reis, Hülsenfrüchte, Fette, Schuhwerk und Kleider, teurer vor 
allem Brot, Kartoffeln, Zucker, Milch. Im. Vergleich mit der 
Vorkriegszeit waren die Preise selbstverständlich nach wie vor 
ungeheuer hoch. 


Als wöchentliches EXistenzminimum ergibt 
sich für Gross-Berlin: 
Ehepaar 
Mann Ehepaar mit 2 indern 

M M. M. 
Ernährung. x. ° ..#46 79 121 
Wohnung. . . 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung . RR 23 23 
Bekleidung . « 5 7 45 63 
Sonstiges . . . e 32 48 65 
April 1921... 137 204 281 
März 1921 BEER SAGE 213 298 
April 1920 ... =. 186 279 375 

August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag tumgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im April 1921 für einen alleinstehenden 
Mann 23 M,, für ein kinderloses Ehepaar 34 M., für ein Ehepaar 
mit zwei Kindern von sechs bis zehn Jahren 47 M. Auf das 
Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für den allein- 
stehenden Mann 7100 M., für das kinderlose Ehepaar 10650 M,, 
für das Ehepaar mit zwei Kindern 14650 M. 

Vom: letzten Vorkriegsiahre bis zum. April 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den. alleinstehenden! Mann von 16,75 M. auf 137 M., d. h. auf das 
8,2fache, für'ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. auf 204 M, 
d. h. auf das 9,2fache, für ein Ehepaar mit zwei Kindern von 
28,80 M. auf 281 M., d. h. auf das 9,8fache. An dem 'Existenz- 
minimum in Gross-Berlin gemessen, ist die Mark jetzt 10 bis 
12 Pf. wert. 


Rückerstattung freiwilliger Beiträge zur Anzestellten- 
versicherung. Vom Ortsausschuss der Vertrauensmänner für 
die Angestelltenversicherung im Wahlbezirk Berlin wird uns ge- 
schrieben: In den Kreisen der Versicherten ist allgemein die 
Ansicht verbreitet, dass Beiträge, die in der Annahme der Be- 
rechtigung zur freiwilligen Weiterversicherung an die Aı- 
gestelltenversicherung entrichtet worden sind, binnen 10 Jahren 
zurückgefordert werden können. Das Recht zur freiwilligen 
Versicherung besteht zunächst für alle Personen, die sechs 
Pflichtbeitragsmonate zurückgelegt haben, . ist jedoch aus- 
geschlossen nach Eintritt der Berufsunfähigkeit. In Fällen, in 
denen bei den Angestellten Zweifel bestehen, ob eine bei ihren 
ausgebrochene Krankheit bereits ais „Berufsunfähigkeit“ anzu- 
sehen ist bzw. zu ‘einer solchen führen wird, werden daher 
häufig Beiträge gezahlt, um den Anspruch nicht zu verlieren, 


erfolgen .kann. Für alle. solchen Angestellten ist daher eine 
kürzlich vom Oberschiedsgericht für. Angestelltenversicherung 
gefällte Entscheidung von Bedeutung. Diese lautet dahin, dass 
— im Gegensatz zu. den Bestimmungen für irrtümlich ent- 
richtete Pflichtbeiträge ($ 209 des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte) — irrtümlich gezahlte freiwillige nicht 
binnen 10 Jahren, sondern nur noch binnen 6 Monaten nach Ab- 
lauf des Kalenderjahres, in dem sie entrichtet worden sind ($ 228 
des Gesetzes), zurückgefordert werden können, Rat in allen 
Fragen der. Angestelltenversicherung erteilen die Ortsausschüsse 
der Vertrauensmänner für die Angestelltenversicherung. 


Soziale Bewegung 


Die Gewerkschaftszertrimmerer unter sich. Zwischen der 
„Kommunistischen Reichsgewerkschaftszentrale“, der Nach- 
folgerin «der bekannten Betriebsrätezentrale in der Münzstrasse, 
und der „Freien Arbeiter-Union“,. Sitz Gelsenkirchen, ist eine 
Polemik entstanden, die für die Beurteilung dieser beiden ge- 
werkschaftszerstörenden Organisationen recht wertvoll ist. Die 
ganze Geschäftsleitung der „Union“ hat ihren Austritt aus der 
V.K.P.D. erklärt. Als Grund für den Austritt führt das Organ 
der Unionisten folgendes an: 

„Der Standpunkt der V. K. P. D. 
frage ist bekannt. 


in der Gewerkschafts- 
Sie will die Gewerkschaften erobern (durch 


organisationen umzugestalten. 
Arbeiter-Union“ ist 


Der Standpunkt der „Freien 
der der: Zertrümmerung der Gewerk- 
schaiten.“ 


Mit anderen Worten: Die V. K. P. D. will die Gewerk- 
schaften zu kommunistischen Pärteiorganen machen, die Ar- 
beiter-Union neue! kommunistische gewerkschaftliche Organi- 
sationen schafien, 
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Angestelltenbewegung 


Angemasste Interessenvertretung der Vermessungstechniker 
durch den Neuen Deutschen Techniker-Verband. Spielt der 
Neue Deutsche Techniker-Verband im. ernsten Gewerkschafts- 
kampfe schon an sich eine tragikomische Rolle, so gelingt es 
ihm zuweilen, in diesen Kampf eine ausgesprochen humoristische 
Note hineinzubringen. Ein Herr Klitsch, Landesgeschäfts- 
führer des N. D. T. V. in Berlin, lud für den.4. Mai 1921 die 
Vermessungstechniker Berlins zu einer Aussprache über einen 
mit dem Verbande selbständiger vereideter Landmesser abzu- 
schliessenden Tarifvertrag ein. Die Einladung gestattete ihrem 
Wortlaut.nach auch uns die Teilnahme, so dass wir, acht Mann 
stark, zur Besprechung erschienen. Erst unsere Anwesenheit 
behütete Herrn Klitsch vor dem Schicksal; einen Monolog halten 
zu müssen, da aus sehr begreiflichen Gründen kein einzi- 
ges Mitglied des N.D. T, V. erschienen war; nicht etwa 
deshalb, weil sie verhindert gewesen waren, sondern nach dem 
freimütigen Bekenntnis des Einberufers selbst, deshalb, weil 
der N. D. T. V. unter den Vermessungstechnikern Berlins 
„wohl Anhänger, aber keine Mitglieder habe“, 

Trotzdem hält sich dieser kleine Gernegross für berechtigt, 
einen Tarifvertrag für Vermessungstechniker abzuschliessen! 
Es war natürlich ein vergebliches Bemühen unserer Redner, 
dass ein solches Verhalten nur dazu dienen könne, die Position 
der Unternehmer zu stärken und deren Verschleppungstaktik 
Vorschub zu leisten. Beachtenswert ist jedenfalls, dass der 
111.Butab“ den Tarifvertrag des N. D. T. V. in eineinhalb- 
Stündiger Beratung. nicht: unwesentlich“ verbesserte und dass 
Herr Klitsch, der als Nichtfachmann keine blasse Ahnung vom 
Vermessungswesen besitzt, mit grösster Bereitwilligkeit unseren 
zahlreichen Anregungen Folge leistete und’ sich manche gewerk- 
schaftliche Belehrung gefallen lassen musste, 

Die Aussprache fand ihre Krönung durch die einstimmige 
Annahme folgender Entschliessung: 

4 „Die am 4. Mai 1921 auf Einladung des N. D. T. V. in der 
Geschäftsstelle.des D. H. V. erschienenen Vermessungstech- 
niker lehnenesab,denN.D.T.V.als eine geeig- 
nete Vertretung ihrer Berufsinteressen an- 
zuerkennen. Sie halten die Existenz dieses Verbandes 
für überilüssig und schädlich und bekennen sich 
zu den Grundsätzen der freien Gewerkschaften, wie sie nur 
vom Bunde der technischen- Angestellten und Beamten ver- 
treten werden. Sie halten aus diesem Grunde nur den 
Butab für berechtigt, einen Tarifvertrag mit dem V.S,V.L. 
abzuschliessen.“ 

Herr Klitsch scheint: sich der Stimme enthalten zu 
haben, weil ilım vermutlich die Eröfinung, dass die von ihm ein- 
berufene Besprechung nur von Butab-Mitgliedern besucht war, 
die Rede verschlug. 


Der Zentralverband der Angestellten gegen die kommiu- 
nistischen „Zellenbildner“. Der Verbandsbeirat des Zentral- 
verbandes der Angestellten, der vom 21. bis 23. April 1921 in 
Weimar tagte, hat zur Auslegung des in einer früheren Bei? 
ratssitzung gefassten Beschlusses: „Der Beirat stellt fest, dass 
Mitglieder, die einer Partei angehören, die die Richtlinien 
der Dritten Internationale anerkennt, nicht als Be- 
amte in unserem Verband tätig sein können“, folgende Er- 
klärung beschlossen: „Der Beirat stellt fest, dass als’ Reamte 
alle in unserem Verbande besoldeten Angestellten gemeint sind.“ 


Weiter kam in derselben Sache nachstehende Entschliessung 
zur Annahme: 


„Mitglieder, die einen Funktionärposten bekleiden 
sollen, müssen sich verpflichten, in unserem Verbande nur 
nach unseren Satzungen, den Beschlüssen des 
Beirats und Verbandstages, den Richtlinien des 
A.D.G.B. und des AfA-Bundeszuarbeiten. Sie müssen 
den Internationalen Gewerkschaftsbund zu 
Amsterdam als interantionale Zusammenfassung der Gewerk- 
Schaften anerkennen und diesen in jeder Weise fördern. 

Anhänger der kommunistischen Parteien 





können deshalb keinerlei Funktionen in un- 
serem Verbande ausüben“ 
oO Aus dem Bunde 00 


1 Ds m m nn en mnmser er magsemer em na mens nn rn 


Vorstandsbekanntmachungen 


Der neue Bundesvorstand hat sich in seiner Sitzung vom 10. Mai 1921 
konstituiert. Zum 1. Vorsitzenden wurde Ingenieur Fritz Heinze, zum 2. Vor- 
sitzenden Ingenieur Oscar Liebler wiedergewählt. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


a a, Haardt. 

yklop, Erfindungsunternehmung G.m. b. H., Leipzig. 
Komnick in Elbing. ? ör> 
Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 
Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 
Caesar Wollheim, Schiffswerft, Cosel bei Breslau. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen das be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, “Versammlungsort. . Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Düsseldorf. F. Industrietechniker. 20. V. Restaurant Spielkamp, Kasernen- 
strasse 45. @ F. Bautechniker. 27. V. Rest. Benrather Hof. 
Hagen i.W. M. 6. VI. 8%. Vereinslokal. „Piepenstock*, Heidenstrasse, 


Schwenningen/M. M. 26. V. 


80%, Löwen, Marktplatz, 
Trier. V. 26.V 


. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 


DO Bücherschau oD 
Th 


Das Korrespondenzblatt des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes gibt nach 71/,jähriger Pause wieder seine Literatur-Beilage unter dem 
Titel „Bibliothek- und Literatur-Beilage“ heraus. Im Einführungs- 
artikel wird auf das starke Anwachsen der Gewerkschaften und auf die 
Notwendigkeit der geistigen Durchbildung der Millionen neuer Mitglieder 
sowie auf den erweiterten Aufgabenkreis der" Gewerkschaftsbewegung 
hingewiesen. Das- Bibliothekwesen müsse der Mittelpunkt aller gewerk- 
schaftlichen Bildungsbestrebungen werden und ein tüchtiger Nacvede von 
Gewerkschaftsbibliothekaren sei heranzuziehen. Die neue, allmonatlich 
erscheinende Beilage soll der Organisation des Bibliothekwesens, der Ein- 
führung in die verschiedenen Literaturgebiete, der Besprechung von einzeinen 
Neuerscheinungen und der Anzeige neuerschienener Schriften gewidmet sein. 
Die Redaktion hat sich die Mitarbeit tüchtiger Fachleute gesichert. Die erste, 
am 23. d. M. erschienene Nummer zeichnet sich durch einen gediegenen 
Inhalt aus, 

Die Wärmeverluste durch ebene Wände unter besonderer Berück- 
sichtigung des Bauwesens. Von Dr.-Ing. Henky. 124 Seiten 80, 16 Ab- 
bildungen im Text und 9 Abbildungen im Anhang. Verlag R. Oldenbourg, 
München 1921. Preis geheftet M. 26, gebunden M. 36. 

Das vorliegende Werk entspricht einem längst empfundenen Bedürfnisse. 
Bei der heutigen Brennstoffnot und dem dadurch bedingten Ruf nach Brenn- 
stoffersparnis und rationeller Wärmewirtschaft dürften die Ergebnisse aus dem 
Forschungsheim für Wärmetechnik, dessen Vorsteher der Verfasser ist, auf dem 
Gebiete der Gebäudeheizung, insbesondere aber auf dem der Gebäudeher- 
stellung äusserst wertvolle Anregungen geben. „Die-Sparsamkeit beim Brenn- 
stoffverbrauch im Bauwesen steht und fällt mit der Erzielung eines niederen 
Wärmebeda:fes durch die bauliche "Ausgestaltung und durch richtige kon- 
struktive Wahl der Umfassungswände in wärmetechnischer Hinsicht.“ Unter 
diesem Gesichtspunkte kann sowohl dem Wärmeingenieur, als auch dem 
Architekten das Studium dieser auf wissenschaftlichen Versuchen beruhenden 
und mit zahlreichen Tabellen und Beispielen ausgestatteten Schrift bestens 
empfohlen werden, 





re 


Stierbetafel 


Es starben: 


E. Buschke (72 942), Zschornewitz, 

L. Fritsche (89 653), Stassfurt. 

Albert Hils (129 256), Ludwigshafen. 
Otto Knoch (121 280), Karlsruhe. 
Mainzer (T, 34093), Cassel. 

Karl August Möller (112536), Erkenschwick. 
R. Neumann (58812), Cöthen. 

Hans Patalong (182034), Düsseldorf. 
Otto Schneider (T. 530), Leipzig. 
Paul Simminger (T. 92 592), München, 
Fritz Tönniges (68 751), Leipzig. 

Karl Treek (187 716), Neumühl. 

Peter Trimborn (172 778), Horrem. 
Wilhelm Wenk (87 950), Dortmund. 
Wilhelm Wösthoff (125 933), Walsum. 


Ehreihrem Andenken! 


- Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: F riedrich Schwedt, Berlin 
& Industriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. -- Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Anzeige 


A Stellenangebote 
Für unser Baubureau NER wir zum baldigen Eintritt einen 


Baufiechniker 


mit Fachschuibildung, der möglichst schon auf grösseren Hütten- 





werken spez. im Hoch- und Tiefbau Erfahrungen gesammelt hat. An- 
gebote mit Zeugnisabschr., Lebenslauf, Angabe:der Gehaltsansprüche an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg. 
Yarag Schutz u. Verwertung 


sucht zum Ausbau eines techn. 
Werkes Beiträge über Neuerungen | von Neuerungen aller Art 
zu günstig. Bed'ingung. durch Carl 


in der Dreherei sowie Revolver- 
dreherei. Offerten unter A.L. 2424 | Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culm- 
str.18.1 ‚angj. Erfahr. (Bundesmitg‘.) .) 


an die Expedition d. Blattes erbeten. 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 
Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 
Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 

in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertiskeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, s’ch rasch und 
gründlich ‘ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“ Ausführl. Prospekt, 














R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben 
_Bonness & ER wariaE Potsdam. 















| Günfigfe Alterd- uud nillayerfpean 


sweds Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet Die 


Dentiche Beamten-Lebensverjiherung a. ©. 
Anitalt des Deutichen Beautten. DDIEIKORISONNDER, 


Auskunft und Drucjachen foflenlos durch den 
Vertrauendmann: Rehritngsrat D.Henne, 
Berlin-Stegliß, Siemenzftraße 75. 
ei Sie 37. 


Phntaparata und Bedarrikel 


Gebr. Huth, Dresden-A. 28. 


Preisliste zur Verfürung. 


Soennecken | 
/ Rundschrift- 


Federn 
Kur scht mit Namen „SOENNECKEN“ 
Ueberall erhältlich 


















Geschenkartikel aller Art. 






Teilzahlung 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren,Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofrei liafern 


Jonass 4 Co.. Berlin A221 


Belle-Alllance-Strasss 7-10. 








42 zn von 
gei las Da 

Bou ommenjte Der eBte ; 

zeit. Ofänz. Danffchreiben! 
s DPDroipette frei. 


Gustav Horn & Co.. Magteburg-B. 234 
BEILAGEN 


I] haben guten = 


ro I 


Die eriolgreiche Bekämpfung der 
7 ; fangen- 
% heit, Rat- 
Schüchternheit 
losigkeit, Lampenfieber, Furcht vor 
dem and.Geschlecht,Menschenscheu, 
krankhaftes Erröten, Stottern, sowie 
andere seelische Leiden und die 
sofortige Beseitirung durch ein 
eg Verfahren von Prof. 
Dr. Lahn. — Preis des Werkes 
Mk. 5.45 frei. Nur zu beziehen von 
W. A. Schwarze’s Verlag, 
Dresden-N. 378. 
















Koizi: Schule 
des. Elektrotechnikors 


4 Bände Mi. 261,—. Auch 
gegen 30 M. Monatsrate, 
ebenso all@anderen Bücher: 


Herstann Meusser, 


Buchhandlung, 

Berlin W 57/4 Strase 23. 

‚Straße 75. 
Das Photo - Versandhaus Neit- 
ho!d ist in meinen Besitz über- 
gegangen. Ich führe es als seit- 
heriger Leiter der Ämateur-Äbteilg. 
unter der Firma 


Ferdinand Haus 


Frankfurt a. M., SteinwegNr.6 
in unveränderter Weise weiter. 
Meinen verehrten Kunden stehen 
Listen mit den seitherigen günstigen 
Einkaufsbedirgungen z, Verfügung. 
Richten Sie bitte Bestellungen, 
Wünsche und Anfragen an 


Photo-Haas 


Frankfurt a. M., Steinweg Nr. 6. 
Fernsprecher Hansa 3161. Postscheckkonto 52974. 











Unsere Dauerwäsche % 
a Qualität I zeräricht nicht W 


4 weil mit störkster Stoffunterlase. 
4 Glatte Stehkragen 12,— 
B Marinekr., gr. Eck. en 
# Umleger, am. Form 17,— 
Stehumiegekragen 18,— 
B Vorhemd, weiss od. bünt” 20,— KR 
5 Manschett., w.o.bt. Paar 22,— - 
Rabatts für Mehrbezug: ! 
M. 209,—.300,— 50),— 

u Tja 10% 
ä Bestellungen von 100 M. an # 
@ portofr. Sendung. per Nachn. $ 
A Sammelbestelig. erwünscht, 
Genaue Höhe, Weite und 

Form angeben. 

Dauerwäschefabrk Bremer & Co. fi 

Leipzig-Det., Gerberstr.19,27. | 


Basteln Sie! 


Tisch-Hobelbänke)| 


D.R.G.M., 1000 fach bewährt, äuss. 
praktisch, an jeden Tisch passend. 


Schrader & Co., Leipzig 131. 
Prospekte gratis. 


Ma L=-E un 











Technik 


M athematik 


Man verlange kostenlos: 
ProspekteH.-Hochb., T.-Tiefb., 
M.- Maschinenb., E, - Elektro- 
techn. Näh. Auskunftbereitwill. 


Tönsmann, 
Versandbuchhandlung, 
Naumburg a..d. Saale, 
Roonplatz 4. 


„Welt - Detektiv‘ 


© Auskunftei Preiss-Berlin 38 
Kleiststr. 36 (Hochbalınhof 
Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543. 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
Zivil- u. Strafproz. In- u. Ausl. 
Heirats - Auskünfte 
üb.Vorleb.,Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh., Einkommen, 
Vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
aus. freivX.. Anerkennung. 


Gegrä,.det 1905 































die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 30%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 
















4,— Mark. 








Mark. 


SFelihan- 


Radiersgummi 


vom weichsten für Blei bis 
zum schärfsten für Tusche 
Vorrätig in den Handlungen 


GÜNTHER WAGNER 


HANNOVER UND WIEN 


erhalten Sie für ihre Spareinlagen bei der 


Indusiriebeamten-Sparbank 6.m.b.H. 


Berlin NW 52, Werftsirassse 7 
Buchbestellungen durch ER: auf Postsch.-Xto.13580 Berlin. 
sofort, wenu 


Gute Stellung :- 


Bewerbungen mein Handbuch f£. stellesuch. techn. Angestellte (Ausg. B} 
benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M. 4.70. Nachn. 5.30, 
Postscheckkonto Frankfurt,M. 26795. A.E,Rauschenbach, Cassel 1/3, 


Verirauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 





erhalten Sie 





Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Heft 10, 


Bericht und Abrechnung für das 
har 110 


Soeben ist erschienen: 


Herausgegeben vom Vorstande. 
M. 3,— einschl. Porto. } 


@ Preis für Mitglieder 
den Buchhandel 


” ” ” 6, 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten-Verlag G.m.b.H, 
Berlin NW 52, Werftatr. 7. 
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Nr.21/ 3. Jahrg. 
|’ 
INHALT: 


Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung 


„Der Sozialismus als die zu Ende gedachte 
Tyrannei der Geringsten und Dümmsten.“ 


| “_ (Friedrich Nietzsche: „Der Wille zur Macht.“), 


Techrik — ein Wort mit Recht aus dem griechischen 
"Stammwort 7:77 („techne‘‘ gleich Kunst) entsprossen — die’Kunst- 
 ätigkeit und Kunstlehre in ursprünglichem Sinne, hat sich zu 
der grossen Kunst, die Naturkräfte zu erfassen, sie zu beherr- 
schen und schöpferisch zu gestalten, ausgewachsen. Seitdern 
die Technik der Menschheit das gigantische Wirtschaftsgebäude 
‚unserer Zeit aufgebaut hat, seitdem sie das grosse Schwert ge- 
worden ist, mit dem die Völker der Erde ihren Weltwirtschafts- 
kampf ausfechten, sind ihr begeisterte Technikeriünger aus der 
heranwachsenden Menschenjugend immer wieder von neuem 
zugeströmt. Viele suchen in der Technik nicht allein das gute 
Auskommen, sondern beseelt von Lebensmut, Schaffenskraft und 
. bereit, ihre ganze Persönlichkeit anzuspannen, träumen sie da- 
von, in der Technik, im Reiche der aufwärtsstrebenden Kräfte, 
mit hochgetragen zu werden zu Ansehen, Ehre, Grösse, Ruhm. 
'— Träume der Jugend. — Nur wenigen ist es beschieden, ur- 
'sprünglichste - schöpferische‘ Gestaltungsarbeit zu verrichten, 
das hohe Glück des erfolgreichen Eriinders oder Künstlers zu 
| erleben. Die meisten wurden „Spezialisten — Teilarbeiter — 
'micht Kraftquelle, sondern nur die Uebertrager der schaffenden 
Kraft anderer auf den Verwendungszweck, wie eines von den 


| vielen Pitern,;die die Naturkraft vom Dampikessel an die Werk- 





zeugmaschine bringen. Mechanisch rechnerische — mechanisch 
konstruktive — mechanisch zeichnerische Arbeit auf einem eng- 
en Gebiet ist nicht. dazu angetan, einen geistig hoch- 
stehenden Menschen ‘zu befriedigen, ihn voll’ auszufüllen. So 
‚hat die Technik trotz des Reichtums' ihrer feinerdachten Wun- 
1 trotz der Riesen ihrer Kraft die Gewalt über die 
Seele des Menschen verloren. An Stelle des Idealisten ist nur 
noch der Wirklichkeitsmensch geblieben, der nicht mehr in sei- 
nem Beruf etwas Hohes, Herrliches sieht, sondern ein Existenz- 
‚mittel, vielleicht mit dem Unterbewusstsein, durch die Betätigung 
seiner Arbeitskraft der Menschheit einen notwendigen Dienst 
zu leisten, jedenfalls mit dem Bestreben, aus seiner Arbeitskraft 
‚so viel wie. möglich herauszuholen, einen möglichst hohen 
Geldbetrag für seine Arbeitsleistung zu erzielen. Geld, das in 
aeeter heutigen kapitalistischen Wirtschaftsordnung nun ein- 
mal der Hauptmassstab für die Macht des einzelnen darstellt. 





Genügende Intelligenz vorausgesetzt, führt die Erkenntnis, 
nur ein Element indem grossen 'Wirtschaftsprozess zu sein, auch 
r Techniker von selbst auf den Gedanken der -Zusammen- 
iassung der einzelnen Zur Berufsorganisation. Er wird Gewerk- 
Schaftsmitglied. Je nach dem Grade seiner Enttäuschung über 
den Gegensatz zwischen der härten Wirklichkeit und dem 
idealen Schwung seiner Gedanken, je nach der ihm noch inne- 
wohnenden Spannkraft wird er stilles oder treibendes Mitglied. 
Im allgemeinen wiederholt sich bei dem strebsam  veranlagten 
| 


Menschen dasselbe Spiel. . Wie‘ bei seinem Berufsstudium die 





Deutsche 


Techniker-Zeifun 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 
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Erscheint Stügig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 5,— M., 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
— Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Teil.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 


27. Mai 1921 


Idealismus. — Die Gewerkschaften für eine gerechte Lösung der oberschlesischen Frage. — Wirtschaftsfragen: Die Kleichaudelspreise der. 
0% wichtigsten Lebensmittel, — Die Wirtschaftslage, — Die Warenversorgungssteile deutscher Gewerkschaften. — Nebenregierung der Gewerk- 
schaften? — Sozialpolitik: Der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. -- Die Erhöhung der Beiträge zur Angestelltenversicherung. — Die Gesel'schaft für 
Soziae Reform — Soziale Bewegung: Der Bergarbeiterstreik in Gross-Britannien. — Angestelltenbewegung: Reichsvertretertagung des AfA-Bundes. — 
Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen. —:Versammlüngska’ender. — Sterbetafel. %# Recht und Rechtspraxis: Materielies Recht: Einzeliragen. 
Neues Kündigungsrecht. — Verfahren: Gerichtsverfahren (Fortsetzung). — Entscheidungen: Sind Gewerkschaftssekretäre als „Geschäftsmässige Vertreter“ 
zurückzuweisen? — Neue Gesetze: Verordnung über die Verlängerung der Kündigungsbeschränkung zugunsten, Schwerbeschädigter. vom: 28; April 1921, 


EEE ERZIELTE TEEN WETTE FTSE ELCH TE OT EEE UNE BITTEER 


wee- - 3 Idealismus 


technischen Kenntnisse, eignet er„sich jetzt.das-Rüstzeug des ge- 
werkschaftlichen Kampfes an, wird mehr oder weniger streit- 
barer Mitkämpfer, und — da Selbsterkenntnis der erste Schritt 
zur Besserung ist, wollen wir alten Gewerkschafter es. ruhig 
eingestehen — verliert bakd ein gut Stück der ersten Be- 
geisterung für die Gewerkschaftssache. Mehr die Ueberzeugung 
von der Notwendigkeit des gewerkschaftlichen Kampies als die 
Begeisterung für die Ziele der gewerkschaftlichen Bewezung -. 
machen ihn zu ihrem treuen Anhänger. Realismus, nicht Idea- 
iismus ist die Haupttriebkraft unserer Arbeit. Wir sind Spe- ' 
zialisten, Teilarbeiter geworden. Koalitionsrecht, Arbeitsrecht, : 
Betriebsräte,*wirtschaftliche Demokratie und wie sie alle heissen, 
sind unsere Spezialarbeitsgebiete. 

„Erst muss der Geist vom Joch der Notwendigkeit los- 
gespannt werden, ehe man ihn zur Vernunftheit führen kann. 
Und auıch nur in diesem Sinn hat man recht, die Sorge für das : 
physische Wohl der Bürger als die erste Pflicht des Staates zu 
betrachten. Wäre das physische Wohl nicht die Bedingung, 
unter welcher allein der Mensch zur Mündigkeit seines Geistes 
erwachen kann; um seiner selbst willen würde es bei weitem 
nicht soviel Aufmerksamkeit und Achtung verdienen. Der 
Mensch ist noch sehr wenig, wenn er warm wohnt und sich 
satt gegessen hat, aber er muss warm wohnen und satt zu essen 
haben, wenn sich die bessere Natur in ihm regen soll.“ So 
schrieb Schiller an. den Herzog von Augustenburg am 11. No- 
vember 1793, weil er es bitter empfand, dass er durch den 
Kainpf um seine Existenz im Gegensatz zu seinem Zeitgenossen 
Goetlie in seiner geistigen Entwicklung behindert wurde, Goethe, 
der dank seines Wohlstandes und der damit möglich gewesenen 
„anhaltenden Bildung an sich selber nur leis an dem Baum 
schütteln darf, um sich die schönsten Früchte, reif und schwer, 
zufallen ziı lassen“. 

Gewiss haben wir alle nicht‘ den gesunden Boden wirt- 
schaftlicher Behaglichkeit wie Goethe, und doch will mir schei- 
nen, dass wir die Krait aufbringen müssten, auch mal von dem 
‘nüchternen; Schauplatz rein realistischer‘ Wirtschaftskämpfe in 
die Wahlstatt für hohe Menschheitsideale zu treten. Leistet 


Bei Berufswechsel 


müssen sich die Mitglieder 


“ spätestens mit Ablauf des dritten Monats nach erfolgtem 
Berufswechsel der für den neuen Beruf 


‚zuständigen Gewerkschaft überweisen lassen. 
Die Ueberweisung ist durch die Ortsverwaltung bei der 

Hauptverwaltung zu beantragen. 

Anspruch auf Bundesunterstützung bestehtnicht 


mehr, wenn das Mitglied länger als drei Monate in einem 
fremden Beruf tätig war. 
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aber nicht die Gewerkschaft, im weiteren Sinne auch die poli- 
tische Partei, ein gut Stück Vorarbeit, wenn sie danach trach- 
te saus den „Herdentieren‘y um-mit Nietzsche. zu sprechen, 
unabhängige freie Menschen, Persönlichkeiten zw schaffen? Der 
Krieg und seine Nachzeii haben mit erschreckender Deutlichkeit 
einen moralischen Tiefstand weiter Volkskreise gezeigt, dass 
man an. der besseren, edieren Natur des Menschen verzweifeln 
und den Glauben an den Kulturellen Aufstieg der Menschheit 
verlieren könnte. Der Öberflächliche sieht in diesen Verfalls- 
erscheinungen den Zeitgeist, schimpft anf alle Neuerungen, die 
uns die moderne Entwicklung und vor allen Dingen die Nach- 
'kriegszeit gebracht haben, als wären sie die Ursache dieser 
Erscheinungen. Wir aber erkennen in ihnen den Mangel an 
3ildung, an Charakterbildung des einzelnen Menschen, eine 
Simde nicht der Nach-, sondern der Vorkriegszeit. Wir er- 
blicken auch nicht den Zeitgeist im Schieber- und Verbrecher- 
tum, nicht in der schwülen Temperatur moderner Lixusstätten; 
wir finden ihn da, wo ein starkes Sehnen nach Bildung dürch 
die breiten Massen geht, we der Wille zur geistigen Macht, 
zum kulturellen Aufstieg lebendig ist. Wir sind stolz darauf, 
dass dieser „Wille zur Macht‘ aus unseren Kreisen, aus der 
Hütte des Arbeiters, des „körperlichen“ und „geistigen“, am 
iautesten an die alten Zäune privilegierter Kastenwissenschaften 
pocht. Dieser urwüchsige Drang aus der Tiefe des. Volkes 
stärkt uns den Glauben an die Aufstiegkraft-der „Herden“ der 
„Mittelmässigen und Schlecht - weggekommenen“, Trotz aller 
»Bestialitäten und Raubtiererscheinungen bei den Menschen, die 
uns der Weltkrieg erneut in ihrer ganzen Schauderhaftirkeit 
wieder vor Augen geführt hat, glauben wir an den „guten Men- 
schen“, wenigstens an die „Zuchtmöglichkeit“ des guten Men- 
schen, an die Bildungsfäirkeit des einzelnen. 

Wir erkennen an, dass heute noch auf dem Wege der De- 
mokratie „Demagogen und Dreiviertelschauspieler‘‘ sich zum 
„Hirten“ aufschwingen können, wir glauben aber, dass durch 
die. wachsende Bildung und Urteilsfähigkeit des einzelnen In- 
dividuums und damit auch der Masse die Demokratie ein System 
der Auswahl bringert wird, das nicht den physisch Starken, 
den von Geburt oder durch wirtschaftliche Verhältnisse Besser- 
weggekommenen, sondern den seelisch Stärksten, den geistig 
Hochstehendsten, den seelischen „Uebermenschen“ an die Spitze 
stellen wird und ihn dann erst — im Gegensatz zu Nietzsche 
— mit den plıysischen Machtmitteln ausstatiet, die er als Be- 
herrscher oder besser Führer seiner Mitbürger braucht. 

Die Demokratie ist uns nicht nur ein Mittel, mit dem eine 
„terrenkaste philosophischer Gewaltmenschen und Künstler- 
naturen“ auf Kosten und unter Versklavung der Mittelmässigen 
die Herrschaft an sich reisst und dann „dank ihres Ueberge- 
wichts an Willen, Wissen, Reichtum (!) und Einfluss“ sich als 
regierende, autokratische Kaste etabliert, welche „sich jeden 
grossen Luxus gönnen darf“ — auch den, „Barbar“ zu sein —, 
sondern uns ist die Demokratie ein idealer Dauerzustand, der 
Kampfplatz der Geister, aus dem im wechselnden Geschick der 
edelste Mensch als Sieger und Gebieter hervorsskt. Nicht 
Kraitmenschen wie Cäsar, Napoleon sind die Idcale, an denen 
wir uns berauschen wollen, sondern wir wollen den Mut haben, 
uns eine menschliche Höhenkultur vorzustellen, in der die Po- 
litik Kein schmutziges Geschäft mehr ist, in der Geisteskönige 
wie Goethe als Träger der höchsten. politischen Macht „die 
Schicksale der Erde“ in Händen halten und „am Menschen 
selbst als Künstler gestalten“. 

Wenn Nietzsche sagt: „Nicht ‚Meuschheit‘, sondern Ueber- 
mensch ist das Ziel“, so stellen wir dem entgegen: „Menschheit 
und Uebermensch ist das Ziel.“ 

Denn wir glauben an den Sieg der Seele fiber die Materie, 
den Triumph des. Geistes über rohe Gewalt, an den Sieg des 
Herzens über den Magen. Johann Göttrup, 


Die Gewerkschaften für eine gerechte 


Lösung der oberschlesischen Frage 


Anlässlich der Vorgänge in Oberschlesien sahen sich die Vor- 
stände der grossen Spitzenorganisationen (A.D.G.B,, AfA-Bund, 
Deutscher Gewerkschaftsbund (München) und Gewerkschafts- 
ring (H.D.) veranlasst, bei den Rotschaitern er Interaliierten 
Länder vorstellig zu werden. Den Bötschaften wurde nach VOor- 
aufgegangener Aussprache am 13. Mai nachfolzendes Expos& 
überreicht, . das sie ihren Regierungen zu übermitte'n sich be- 
reit erklärten, 
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„In der gestrigen Tagespresse war behauptet, dass die Inte 
alliierte. Kommission in Oppeln mit den aufständischen Pole 
eine vorläufige Vereinbarung getrofien-habe, die nach’der gar! 
zen Sachlage von den Aufständischen selbst als eine end gültige 
angeselıen worden wäre, da sie ihre Wünsche iast restlos e; 
füllt hätte. ’ 

Wenn schon heute die Tagespresse berichtet, dass die be 
hauptete Vereinbarung nicht getroffen sei, so gibt doch die Ta: 
sache, dass-solche Behauptungen ofienbar von polnischer Seit 
in die Welt gesetzt werden, den unterzeichneten dentschen Ge 
werkschaiten Anlass, den. beteiligten Mächten folgendes mitzu 
teilen: 

Durch Annahme des Londoner Ultimatums wird da 
deutsche Wirtschaftsleven mit ungeheuren finanziellen Ver 
ptlichtungen belastet. Wenn auch das gesamte deutsche Wirt 
schaitsleben diese Bürden einheitlich zu.tragen hat, s 
gibt sich die deutsche Arbeiterschaft doch keinem Zweifel dar 
über hin, dass derartige Beträge nicht aus der Substanz «e 
nommen werden Können, sondern durch Mehrleistung der werk 
tätigen Bevölkerung erbracht werdem müssen. 

Jede Schmälerung: des deutschen Gebietes erhöht dies 
Lasten. Die deutsche Arbeiterschaft äst der Ansicht, dass selb: 
beim Verbleiben Oberschlesiens bei Deutschland Arbeitsleistun: 
gen zu vollbringen sind, die über das hinausgehen, was nae| 
dem Sinne” des 13. Teiles des Friedensvertrages billirerweis: 
der Arbeiterschaft zugemutet werden. kann. Im 13. Teile de 
Friedensvertrages sind der Arbeiterschaft der gesamten Wei 
und damit auch den’deutschen Arbeitern Versprechungen & 
macht, deren Inhalt dort zu bekannt ist, als dass wır dara:: 
näher einzugehen brauchen. Wenn nun ein so überaus wich 
tiges Gebiet wie das. oberschlesische von Deutschland los 
zelöst würde, würde die auf den deutschen Arbeitern ruhend: 
Last eine unerträgliche werden. . 

Es ist immer vor der Abstimmung auch von den Pole; 
von einem ungeteilten Oberschlesien gesprochen worden. Di: 
Abstimmung von Oberschlesien hat eine überwiegende deutsch: 
Majorität ergeben, dass, wenn eine ähnliche polnische Maior! 
tät zu verzeichnen gewesen wäre, kein Zweifel gewesen wäre 
dass die Polen dieses zum Anlass genommen hätten, die Zu: 
weisung von Oberschlesien ungeteilt an Polen zu fordern. Da 
gleiche müssen die deutschen Arbeiter verlangen, um so meh! 
als die ihnen obliegenden Pflichten viel grössere sind, als di 
den pölnischen Arbeitern zufallenden und weil die Abstimmun: 
ergeben hat, dass gerade in den Industriegebieten die deutsch: 
Arbeiterschait die weitaus überwiegende ist. 

Wenn auch die unterzeichneten deutschen Gewerkschaffte: 
glauben annehmen zu dürfen, dass bei der bevorstelienden Ent- 
scheidung über Oberschlesien die beteiligten Regierungen dii 
Sachlage objektiv prüfen, halten sie es aus Sorge für di: 
deutsche Arbeiterschaft für ihre Pilicht, auf das dringandsii. 
daraui hinzuweisen, dass eine weitere Herabdrückung de: 
Lebenshaltung der deutschen Arbeiterschaft eintreten muss un. 
der 13. Teil des Friedensvertrages in Deutschland nicht durch:- 
geführt werden kann, wenn die Regelung in einem Sinne er- 
folgen würde, wie er gestern als Beschluss der Interalliierter 
Kommission behauptet worden war. ; 

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, 
L@Ipart 
Allgemeiner freier Angestelltenbund, 
Aufhäuser. 
Deutscher Gewerkschaftsbund. 

Baldrusch. ’ E 
Gewerkschaitsring deutscher Arbeiter-, H 
Angestellten- und Beamten - Verbände, N, 

Hartmann“ 

Im Anschluss daran haben die Spitzenverbände"am 22. ‚Mai 
in. der Philharmonie zu Berlin eine grosse Kundgebung für 
Oberschlesien veranstaltet, an der unser. AfA-Bund ebenialls 
beteiligt war, E 
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Die Kleinhandelspreise der wichtigsten Lebensmittel und 
Hausbedarfisartikel in Preussen im ersten Vierteliahr 1921. Dis 
unbedeutende Fallen der Indexziffer an einzelnen Orten iin Monat 
April. gegen den Monat März.d. J. lässt noch auf: keinen. Fall 
den Schluss auf eine allgemeine rückläufige Tendenz der Prei:- 
bewegung zu, wie aus der nachfolgenden Statistik hervorgeht | 
die einen Ueberblick über die wichtiesten Kleinhaudelspreise iu 
ersten Vierteliahr -1921 gibt. u 

Nach den „Amtlichen. Preisberichten zur Statistischen Kor-! 
respondenz“, die das. Statistische Landesamt herausgibt, betrug 
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AmDurchschnitt der 50 preussischen Berichts- 
Orte ini ersten Vierteljahr 1921 der Preis für Weizenmehl 
unverändert 2,87—2,88 M. für das Kilogramın: der von Ros- 
genmcehl stand im Januar und Februar auf-2,73 M. und sank 
dann im März auf 2,69 M. : Weissbrot:'köstete durchweg 
294 M., Roggenbrot 242 M. Esskartoffeln zogen 
etwas im Preise an (von 1,08 M. auf 1,10 M.), dagezen sanken 
die Preise für Erbsen (von 6,67 M. auf 5.10 M.), Bohnen 
(von 6,438 M. auf 5,00 M.), Linsen (von 11,105 M. auf 9,77 M.) 
und für Reis (von 9,11 M. auf 6,67 M.), ebenso” für "aus- 
dändisches Schweineschmalz (von 29,80-M. auf 23,74 M.). 
Es stieg der Preig für Speisesalz (von 80% Pf. auf 84 Pf.). 
| Beurer wurden auch Milch (von 2,16 M. auf 2,38 M. das Liter) 
mad Butter (von 34,16 auf 41,01 M.). Der Eierpreis sank 
'mvon 2,35 M. auf 1,54 M. für das Stück. Auffallend ist, dass, 
‚während die Preise für echten Kaffee eine rückläufige Be- 
'Awegung zeigten (von 52,82 M. auf 49,83 M.), die Preise für 
MKafifee-Ersatz von 757 M. auf 7,63 M. stieren. Der Preis- 
Stand beider Waren ist wohl noch zu weit voneinander ver- 
schieden, als dass die Senkung bei dem echten Stoff auf den 
‚Brsatzstoff einwirkt. Auch der Zuckerpreis wurde erhöht 
‚won 7,85 M. auf 7,97 M.). Der Preis für Steinkohle zum 
Hausbrand blieb unverändert: 20 M. für den Zentner, während 
der Preis für Bratmnkohlenbriketts von 1642 M. aui 
16,85 M. stieg. Petroleum hatte einen Abschlag von 7,25 M. 
auf 7,13 M. für- das Liter. 

Bei einem Vergleich mitdem März des vorigen 
‚Jahres schneidet der letzte Monat des Berichtszeitraums nicht 
günstig ab. Im allgemeinen sind die Preise im 
Laufe des Jahres noch stark zestiegen, so die- 
jenigen für Weizenmehl von 1.46 M. auf 2,88 M., die für 
Röggenmehl von 1,33 M. auf 2.69 M.. der für Weisshrot 
von 1,64 M. auf 2,95 M., der für Roggenbrot von 132 M. 
auf 2,42 M. Ebenso stieg der Preis für Esskartoifeln 
‚von 55,8 Pf. auf 1,10 M., der für Milch von 1,65 M. auf 2,38 M. 
für das Liter, der für Butter von 27,13 M. auf 41,01 M. Auch 
Kaffee-Ersatz, Zucker, Salz, Brennmaterialen 
ind Petroleum wurden teurer. Gesunken sind allein 
‚(von den in der Statistik aufgeführte Waren)”die Preise 
für Erbsen (von 9,60 M. auf 510 M.) und Bohnen (von 
958 M. auf 5,06. M.), die für Reis (von 23,28 M. auf 6,67 M.!), 
‚tür Kaffce (von 6338 M. auf 49,83 M.), für ausländisches 
'Schweineschmalz (von 41,62 M. auf 23,74 M.) und für 
Ei (von 1,756 M. auf 1,54 M.). 
| Auch die vorstehenden Preisberichte bestätigen erneut, dass 
' die Lebensmittel- und Bedarfsartikelpreise gerenüber dem Vor- 
jahre nicht nur nicht gefallen, sondern sogar noch erheblich ge- 
stiegen sind. 


Die Weltwirtschaitslage hat sich nach dem Bericht .des 
'MReichsarbeitsblattes“ Nr. 14 auch im März in keiner Weise ge- 
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bessert, Erheblicher Rückgang .der Ein- und Ausfuhrziffern, 
Stillegungen, Arbeitslosigkeit, Lohnreduzierungen sind die 


Zeichen der Wirtschaftslage im März. Dabei wird bemerkt, 
„dass noch keinerlei Sicherheit für ein Ueberschreiten des Tiei- 
'Pünktes der Krise vorhanden ist“, Als Ursache wird angeführt: 
„Die Preisrückgänge auf dem Weltmärkt, welche die erste Vor- 
‚ bedingung für die Möglichkeit einer Angleichung des Waren- 
'angevots an die zum Teil durch Erschöpfung verwüstete Kaui- 
ı Kraft sind, bieten noch immer nicht die Mösglichkeit, den vor- 
 handenen Bedarf zu bezahlen. Noch inımer sind 300 Millionen 
Menschen Mittel- und Osteuropas, die früher bald ein Drittel 
‚der Rohstoiferzeusung der Welt bezogen, vom Weltmarkt im 
‚ wesentlichen ausgeschlossen. Dieser Ausfall muss allen Völkern 
' Schaden bringen“. 

In den Vereinigten Staaten ist die tägliche Pro- 
‚duktion an Roheisen im März auf 43530 Tonnen gesunken gegen 
‚108000 Tonnen im März des Vorjahres. An eine Einschrän- 
‚kung der amerikanischen Kupfererzeusungz muss wegen der be- 
stehenden grossen Läger gedacht werden. Im amerikanischen 
'Kohlenbergbau sind seit Jahresbeginn 120000 Arbeiter ohne Be- 
‚schäftigung, der Rest’arbeitet nur drei Tage in der Woche. Die 
‚Folge der Wirtschaftskrise ist, dass über 400000 Frachtwagen 
'sälliegen solien. In den grossen New-Yorker Werften sind die 
-Löhne vom 1. April ab um 10 Prozent herabgesetzt. Weiter wur- 
‚den in verschiedenen Staaten den Arbeitern ungünstige Gesetze 
angenommen. So ist in Colorado das Ausstellen von Streik- 
"Bosten ‘verboten, in-Missouri ein neues Streikgesetz eingeführt. 
Dagegen Sind in Californien und Wisconsin Gesetze beschlossen, 
‚ae die Einführung des Achtstundentages zur Folge haben. 

In England lässt die Statistik des gesamten britischen 
Handels einen starken allgemeinen Niedergang erkennen. Die 
‘Einfuhr im März betrug 93,7 Millionen gegen 176,5 Millionen im 
März des Voriahres. Besonders ‘schwer trifft die Weltwirt- 
Schaftskrise die englische Schiffahrt, 800-900 englische Schiffe 
mit einer Wasserverdrängung von zwei Millionen Tonnen legen 
untätig in ihrem Hafen. Die Zahl der Arbeitslosen unter den 
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12 Millionen gegen "Arbeitslosigkeit versicherten Arbeitskräften 
betrüg am 24.-März 11,3 Prozent. “Auf die kritische Lage des 
englischen -Kohlenbergbaus ist bereits früher hingewiesen wor- 
den, und ‚der Riesenbergarbeiterstreik (s. unter „Soziale Be- 
wegung“) ist mitanzuschen als eine Folge des Spa-Kohlen- 
abkommens, das Frankreich und Belgien in überreichem Masse 
mit Kohlen versorgt, Englands ‚Kohlenabsatz aber ins Hinter- 
treffen gebracht hat. 

In Frankreich haben allein die ausserordentlich günsti- 
gen wirtschäftlichen Bedingungen eine Milderuns der Wirkung 
der Weltwirtschaftskrise gebracht. Ja, die Maschinenindustrie 
soll über sehr grosse Aufträge verfügen, Fine Frage der Zu- 
kunft ist es aber, ınwieweit Frankreich die Organisationsfähie- 
keiten entwickelt, um die reichen. Wirtschaftsmitte] auch dau- 
ernd für sich nutzbar zu machen. 

Italien hat es bisher nicht verstanden, sich den Ausgang 
des Krieges nutzbar zu machen: im Gegenteil hat die im Kriege 
erst entstandene Farbstofiindustrie ihre Betriebe ganz einge- 
stellt, weil sie den Wettbewerb der auf Rechnung der Wieder- 
gutmachung an Italien gelieferten deutschen Farbstoffe auf die 
Dauer nicht erträgt. In einem Teil’der chemischen Industrie, de 
Papier-, Glas- und Textilindustrie sieht es nicht vie] besser aus. 
Besonders liegt die Seidenweberei voliständig danieder., 

In gleicher Weise berichten auch alle übrigen Länder, 
Belgien, die Niederlande, Dänemark, Schweden, Nerwegen, die 
Schweiz und Spanien, dass die Krise sich immer noch weiter 
ausdehnt, dass von einer Besserung der Lage des Arbeitsmarktes 
keine Rede sein kann. 

So zeigt jeder dieser Monatsberichte, wie ungesund unser 
heutiges kapitalistisches Wirtschaftssystem ist. In den Kriegs- 
zonen verwüstete Gebiete, die auf den Wiederaufbau harren, 
überali hungernde Menschen und Menschen ohne Obdach und 
auf der anderen Seite gefüllte Warenlager und Arbeitslosigkeit. 

In Deutschland wird wohl‘ über eine geringe Ent- 
spannung. des Arbeitsmarktes berichtet. Die Zahl der unter- 
stützten Erwerbslosen im Reiche ging von 428 665 im Februar 
auf 416940 im März zurück: ebenso ist die Zahi der Kranken- 
kassenmitglider gestiegen, so dass also eine geringe Besse- 
rung der Beschäftigungslage. sich ergibt. Sie ist aber im we- 
sentlichen auf die Jahreszeit zurückzuführen, die eine grössere 
Arbeitsmöglichkeit, insbesondere in der Landwirtschaft und im 
Baugewerbe, bietet. Die eingetretene Besserung darf in keiner 
Weise als ausreichend betrachtet werden. Das zeigen auch die 
uns 'zugegangenen Berichte der Arbeitsnachweise, . Besonders 
interessant ist da der Bericht des Arbeitsnachweises für techni- 
sche Angestellte in Hamburg. Aus diesem sei hervorgehoben, 
dass im Baugewerbe ein ziemlicher Abzanz von Bautechnikarn 
u verzeichnen ist. Jedoch liegen auch mehrere Neuanmeldungen 
vor. Gesucht sind Eisenbetontechniker, insbesondere gute 
Kräfte, ferner Bauingenieure, Eisenhochbau-Konstrukteure. An- 
ders im Maschineniach. Es ist fast nicht inöglich, auch nur ein- 
fache Zeichner unterzubringen. Beim Hamburger Arbeitsnach- 
weis waren als Arbeitsuchende Ende April 333 Techniker ge- 
meldet, davon allein 166 aus dem Baufach, 24 Kunstgewerbler 
und 45 Zeichner bzw. Zeichnerinnen. 


Die Warenversorgungsstelle Deutscher Gewerkschaften, die 
auch den Mitgliedern des AfA-Bundes zur Verfügung steht, hat 
es sich zur. Aufgabe gestellt, für die gewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeiter und Angestellten Bedarfsgerenstände des täg- 
lichen Lebens (Kleidung, Wäsche, Schuhe usw.) zu beschaffen, 
und zwar,.ihrem Zweck entsprechend, zu billigeren Preisen, als 
dies der freie Handel tut und tun kann. 

Die Herstellung und der Verkauf der Waren erfolgt unter 
sewerkschaftlicherKontrolle, so dass aile Garantie 
gegeben ist, dass trotz der billigen Preise überall : tarif- 
mässige Bezahlung stattfindet, denn die geringeren Preise gegen- 
über dem freien Handel werden durch Beseitigung des Untser- 
nehmer- und vor allem Zwischenhandelszewinnes erreicht. Es 
ist so. möglich, dass die Warenversorgungsstelle, wenn: sie ge- 
nügend Zuspruch erhält, auch im freien Handel die Preise drückt. 
Die Warenversorgungsstelle ist auf plan- und gemeinwirtschaft- 
licher Grundlage aufgebaut; die Produktion richtet sich nicht 
nach kapitalistischen Interessen, sondern nach Bedürfnis und 
Verbrauch. Ein wichtiges Problem, dessen Lösunz im Gange 
ist, bildet die möglichst weitgehende Heranziehung der Erwerbs- 
lesen zu produktiver, gesellschaftlich notwendiger Tätigkeit. 

Die Warenversorgungsstelle hat, trotzdem sie erst einige 
Monate besteht, sehr rasch einen grossen Umfang angenommen 
undihre Organisationüber ganz Deutschland aus- 
gedehnt, der beste Beweis für ihre Notwendigkeit. Ueberall wird 
nur an gewerkschaftlich organisierte Personen abgegeben. 

Nebenregierung der Gewerkschaiten? Der bekannte Sprecher 
des Herrn Stinnes, Reichstagsabgeordneter Dr, Quaatz 
(Deutsche Volkspartei), sieht die Verfassune durch die Gewerk- 
schaiten gefährdet und zielıt mannhafit mit folgender Anfrage an 
die Reichsregierung zu Felde: 
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„Dem: Vernehmen nach hat-das Reichsverkehrs- 
ministerium sich 'einen Ausschuss von 
sehafitsvertretern angegliedert; -der zur Mitwirkung 
bei der Vergebung von Leistungen und Lieferungen berufen 
sein soll. Weiterem Vernehmen.nach sind zu den vorbereiten 
den Beratungen auf Beschwerden der Lieferanten auch Ver- 
ireter des Unternehmertums zugezozen worden. Ist es richtig, 
Jass die Reichsregierung gewillt ist, diesen Ausschüssen eine 
Fiuwirkungauf die. Vergebung von Leistungen 
und Lieferungen zu gewähren? Zutreffendenialls, wie 
vereinbart die Reichsregierung ein derartiges Verfahren mit 
der veriassungsmässigen Verantwortlichkeit der Vergebungs=- 
behörden? Schiftliche Antwort genügt.“ 

Der Unbeteiligte kann aus dieser Anfrage nicht ersehen, 
welche wirtschaftlichen Gründe zur Heranziehung der 
(jewerkschaften und ihrer Mitwirkung .bei der Vergebung von 
Staatsaufträgen geführt haben. Nach langen schwierigen Ver- 
handlungen mit der Regierung ist es den freien Gewerkschaften 
selungen, dass die Staatsaufträge für eine schnelle Be- 
schaflfung von Arbeitsmöglichkeiten für die Er- 
werbslosen nutzbar gemacht werden. Der Erfolz hängt 
von der zweckmässigsten Durchführung ab, die  olme 
Mitwirkung der Gewerkschaften nicht möglich ist. Dabei spie- 
len die Fragen der Verteilung der Aufträge an die 
son der grössten Arbeıtslosigkeit betroffenen Bezirke, der 
w“erkürzung der Arbeitszeit, der Betriebsum- 
stellung usw. eine wesentliche Rolle. Die Aufregung des 
iierrn Dr. Quaatz hat wohl ihren Grund in der Besorgnis um die 
Aufrechterhaltung der bisherigen Nebenregierung der 
Unternehmer. In besonders interessantem Licht erscheint 
«ber die Sorge der Anfrage un die Verfassung, wenn man sich 
erinnert, dass es gerade Herr Dr. Quaatz ist, der bei der Fraee 
der Heriske wirts chaftsräte für die volie Verselb- 
ständigung der Wirtschaflöffrockrzen eintritt und sich damit in 
direkten Widerspruch zur einheitlichen Wirtschaftspolitik des 
Reiches stellt. 

Sozialpolitik 

Der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. Industrialisie- 
rung und Freizügigkeit, Gewerbe- und Passfreiheit haben zu 
einer ungeheuren Mobilisierung der Arbeitnehmerschaft geführt. 
Ein bedeutender Teil-der deutschen Bevölkerung ist in einer 
ständigen Bewegung nach anderen Arbeitsplätzen begriffen. Seit 
Jahrzehnten steht damit auch die Frage des Arbeitsnachweis- 
wesens auf der Tagesordnung. Jedesmal, wenn eine neue 
Krise der kapitalistischen Wirtschaft neue Massen von Ar- 
beitslosen auf den Arbeitsmarkt warf und zu schweren Er- 
SEUHEEETUNEER des Wirtschaftslebens führte, tauchte diese 
Frage auch in den Parlamenten auf, und die  Reichs- 
Sans kam zu neuen „Erwägungen und Erhebungen“, 
Etwas wirklich Ernstliches auf dem Gebiete des Arbeits- 
nachweiswesens im Sinne einer. planvollen Ordnung ist aber 
irüner von der Reichsregierung niemals unternommen worden. 
Sie Kam aus ihrer abwartenden Haltung nicht heraus. Erst der 
katastrophale Zusammenbruch nach dem Kriege mit dem un- 
ausbleiblichen Massenelend zwang die Reichsregierung, aus ihrer 
tahrzehntelangen Reserve herauszutreten und nunmehr den Weg 
zu suchen, der geeignet erscheint, eine einheitliche Ordnung auf 
&ein Arbeitsmarkt herbeizuführen. Die begeisterten Lobredner 
der Verstaatlichung des Arbeitsmarktes ver- 
sprechen sich ia von dieser Regelung eine ganz wesentliche An- 
hilfe der Arbeitslosigkeit. Wir wissen, dass auch der staat- 
liche Arbeitsnachweis die Arbeitslosigkeit nicht aus der Welt 
schaifen wird. Die Arbeitslosigkeit ist eine chronische Krank- 
heitserscheinung des Kapitalismus, die nur durch dessen Be- 
scitigung erlöschen kann. Immerhin kann die staatliche Ord- 
nung der Arbeitsvermittlung als ein Palliativmittel angesehen 
werden, das, wenn auch nicht heilend, so doch lindernd auf die 
ausserordentlichen Nöte des Wirtschaftslebens einzuwirken ver- 
mag. Es bleibt eine bedauerliche Tatsache, dass bei der Demo- 
bilisation am Kriegsende die auf den Arbeitsmarkt strömenden 
Massen durch Schuld der früheren Reichsregierung keine plan- 
mässige Organisation der Arbeitsvermittlung vorfanden. Zwei- 
icllos hätte manche Schwierigkeit in jenen Tagen durch ein 
weordnetes einheitliches Arbeitsvermittlungswesen leichter und 
schneller überwunden werden können. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit ist ein internationales, und 
cs sei in diesem Zusammenhang auch auf die Beschlüsse der 
internationalen Arbeitskonferenz im November 1919 in Washing- 
ton hingewiesen, die ebenfalls unter den Mitteln zur Verhütung 
der Arbeitslosigkeit und zur Bekämpfung ihrer Folge die Orga- 
nisation des Arbeitsnachweises aufführen. ‘Im Artikel 2 dieser 
Beschlüsse heisst es: 

„Jedes Mitglied, das diese Uebereinkunft ratifiziert, hat 
cine Organisation unentgeltlicher, öffentlicher und einer Zen- 
tralleitung unterstehender Arbeitsnachweisstellen zu schaffen. 
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Wo unentgeltliche öffentliche und private Nachweisstelle! 
nebeneinander bestehen, sind die nötigen Massnahmen zi 
treffen, um die: Tätigkeit dieser Stellen nach einem nationale: 
Plan zu ordnen.“ 


Der jetzt vom Reichsarbeitsministerium vorgelegte. Ent! 
wurf eines Arbeitsnachweisgesetzes will diese] 
Grundforderungen der‘ Washingtoner Beschlüsse nachkommen 
Für den staatlichen Aufbau des Arbeitsnachweiswesens Be fo! 
gende Einrichtungen vorgesehen: 

1. Die für den Bezirk einer oder wiöhrkrer ren Ver 
waltungsbehörden zu errichtenden Arbeitsnachweise. | 

2. Für grössere Bezirke (Länder, Provinzen) de Landes 
ämter für Arbeitsvermittlung. n| 

3. Das Reichsamt für Arbeitsvermittlung. | 


Die Errichtung der Arbeitsnachweise hat durch Beschlus 
der Vertretung der Gemeinde oder des. weiteren Gemeinde 
verbandes, für deren Bezirk der Arbeitsnachweis errichtet wire 
zu eriolgen. Die Verwaltung des Arbeitsnachweises lies 
in den Händen der Errichtungsgemeinde. Für jeden Arbeit: 
nachweis soll ein Verwaltungsausschuss gebildet wer 
den, der aus dem Vorsitzenden, dessen Siellvertreter und we 


‚nigstens vier weiteren Beisitzern als Vertreter der Arbeitzebe 


und Arbeitnehmer besteht. Der Vorsitzende und- sein 
Stellvertreter sollen vom Vorstand der Errichtungs 
gemeinde, bei gemeinsamen Arbeitsnachweisen vom Vor 
stand der- Verwaltungsgemeinde -bestellt werden. Di 
Beisitzer werden auf Grund von Vorschlagsliste 
der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeit 
geber und Arbeitnehmer bestellt.. Die Beisitzer müssen wenig 
stens 24 Jahre alt, sowie mindestens sechs Monate im Bezir 
einer der Errichtungsgemeinden wohnhaft oder beschäftigt seir 
Ihre Amtsdauer soll auf drei Jahre-bemessen werden Die Ge 
schäftsführer und Arbeitsvermittler werden au 
Grund von Vorschlägen des Verwaltungsaus 
schusses vom Vorstand der Errichtungsgemeinde bestell 
Bei Streitirkeiten über die Anstellung entscheidet die Gemeinde 
aufsichtsbehörde nach Anhörung des Landesanıts für: Arbeits 
vermittlung; sie kann die Gemeinde zur selbständigen Anstellun 
ermächtigen. 


Den Landesämtern für Arbeitsvermittlun 
liegt das fachliche Aufsichts- und Beschwerderecht gegenübe 
den Arbeitsnachweisen ob. Sie haben ausserdem den Aüsgleic 
von Ort zu Ort zu regeln. Auch bei den Landesämtern sin 
Verwaltungsausschüsse, bestehend aus dem Vorsitzenden de 
Landesamts, dessen Stellvertreter und wenigstens ie drei Ve: 
tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie der Errici 
tungsgemeinden im Bezirk des Landesamts zu bilden. Der Ge 
chäftsführer des Landesamts soll- auf Vorschlag des Ve: 
waltungsausschusses von der obersten Landesbehörde beste: 
‘werden. 

Das Reichsamt für Arbeitsvermittlung istdi 
fachliche Aufsichts- und Beschwerdestelle gegenüber dem Lan 
desämtern und hat den Arbeitsmarkt zu beobachten und de 
Ausgleich von Gebiet zu Gebiet zu regeln. Auch ihm steht e: 
Verwaltungsrat zur Seite, in welchem die öffentliche Körper: 
schaften (Gemeinden, Länder) sowie die Arbeitgeber und A: 
beitnehmer vertreten sind. 


Bei den Arbeitsnachweisen sollen nach Bedarf Fachab 
teilungen gebildet werden. Die Bedürinisfrage wird en! 
schieden durch die für dieses Fach innerhalb des Bezirks b: 
stehenden Berufsvertretungen der Arbeitgeber und Arbeit 
nehmer. Für iede Fachabteilung wird ein besonderer Fach 
ausschuss (Fachlicher Verwaltungsausschuss) xebildet. De 
Vorsitz im Fachausschuss führt der Vorsitzende des Arbeit: 
nachweises bzw. sein Stellvertreter. Die Beisitzer sind aus Ası 
Fach zu entnehmen, für welches der Fachausschuss gebild« 
worden ist. Soweit für das Fach wirtschaitliche Vereinigunge 
Ger Arbeitgeber oder Arbeitnehmer bestehen, denen ein wesen! 
licher Teil der Mitglieder des Faches für den Bezirk angehör 
haben diese die Beisitzer zu wählen. Minderheiten sollen dab: 
berücksichtigt werden. Die Möglichkeit der Bildunz von Faci 
abteilungen ist auch für die Länder und das Reichsamt vor 
gesehen. 

Die Vermittlung erfolgt kostenlos mit Ausnahn:ı 
der Vermittlung von Arbeitnehmern, welche.der Arbeitsloser 
versicherung nicht unterliegen. Hier können mit Zustimmwi 
des Reichsamts von den Arbeitgebern Vermittlungsgebühre 
bis zu zwei Dritteln der Kosten dieser Vermittlung erhobt 
werden. 

Wo ein Tarifvertrag besteht, hat der Arbeitsnachweis mır 
zu tariflich zulässigen Bedingungen die Vermittlung beteiligte 
Arbeitnehmer an beteiligte Arbeitgeber vorzunehmen. 


Bezüglich der Stellung des Arbeitsnachweise 


im Falle von Streiksoder Aussperrungen ist io} 
zendes vorgesehen: 














-Arbeitsnachweis übergehen sollen. 
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Wenn in einem Betriebe die Arbeit niedergelegt ist, so hat 
der Arbeitvermittler die Arbeitsuchenden darauf aufmerksam zu 
machen, und eine Vermittlung für diesen Betrieb nur vorzu- 
nehmen, sobakl die Arbeitsuchenden sie trotzdem verlangen, 
Bei Aussperrungen sind Vermittlungen nur an solche Arbeit- 
geber vorzunehmen, die auf die Tatsache der Aussperrung hin- 
gewiesen worden sind, ‘die Vermittlung aber trotzdem ver- 
langten. Die Arbeitgeber sind verpilichtet, die 
wirtschaftlichen Vereinigungen ger Arbeit- 
nehmer berechtigt, bei Ausbruch und Beendigung eines 
Ausstandes oder bei Vornahme und Beendigung einer Aus- 
sperrung dem Arbeitsnachweis Anzeige zu machen. 

Bedeutungsvoll sind die Bestimmungen über den Anschluss 
der nicht gewerbsmässigen Arbeitsnachweise 
der wirtschaitlichen Vereinigungen oder Berufsvertretungen der 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, welche innerhalb einer Fris: 
vonzwei Jahren als Fachabteilungen auf den allgemeinen 
Ausnahmen können nur vom 
Reichsarbeitsminister zugelassen werden. Besondere Vor- 
schriften sind für die weitere Aujrechterhaltung der Arbeits- 
nachweise gemeinnütziger Vereine und Anstalten, Behörden und 
Schulen getroffen. 

Die gewerbsmässige Stellenvermittlung soll 
mit dem 31. Dezember 1930 (}) aufhören. Neue Erlaubnis zur 
gewerbsmässigen Stellenvermittlung oder Verlängerung bestec- 
hender Erlaubnis soll nicht mehr erteilt werden dürfen. Doch 
sind auch hier Ausnahmen mit Genehmigung des Reichsarbeits- 
ministers möglich. 

Ein allgemeiner Anmeldezwang für vorhandene 
offene Arbeitsplätze bei dem zuständigen Arbeitsnachweis ist 
nicht vorgesehen. Es sind nur von den obersten Landes- 
behörden zu erlassene Kannvorschriiten ‚gegeben. 

- Ueber die Aufbringung der Kosten sagt der Eit- 
wurf folgendes: 

Die Kosten für die Arbeitsnachweisämter sollen getragen 
werden zu einem Drittel für die Arbeitsnachweise durch 
die Errichtungsgemeinden, für die Landesämter durch die ven 
der obersten Landesbehörde bestimmten Verwaltunzsbezirke, 
für das ‚Reichsamt durch das Reich. Die übrisen zwei 
Dritte! der Kosten gelten als nur von den Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern aufizubrinechde 
Kosten der Arbeitslosenversicherung. Bis zum 
Inkrafttreten des Arbeitslosenversicherungsgesetzes sollen die 
Kosten 

für die Arbeitsnachweise durch die Errichtungszcnmieinde, 
für. die Landesämter ‘durch die Länder oder die von den 
obersten Landesbehörden bestimmten Verwaltungsbehörde:n:, 
für das Reichsamt durch das Reich 
übernommen werden. 

Die Arbeitsnachweisämter können die Errichtung von Fach- 
abteilungen oder die Uebernahme nicht gewerbsmässiger Ar- 
beitsnachweise für einzelne Fächer bis zum Inkraittreten des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes von der Leistuig von Bei- 
trägen durch die in den Fachausschüssen vertretenen wirtschaft? 
lichen Vereinigungen oder Berufsvertretungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer abhängig machen. 

Schliesslich sei als bedeutsam noch erwähnt, dass der Gc- 
Setzentwurf vorsieht, dass die Arbeitsnachweisämter ihre Tätig- 
keit auch auf die Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung erstrecken können. 

Im einzelnen wird nun zu prüfen sein, inwieweit der neue 
Entwurf den berechtigten Anforderwigen der Arbeiter und Aı- 
gestellten Rechnung zu- tragen geeiznet ist. 


Die Erhöhung der Beiträge zur Angestelltenversicherunx 
und die Versicherungsverträge mit Lebensversicherungsgeseil- 


Schaften. Wie wir bereits in Nr. 1} der „D.T.-Z.“ mitgeteilt 
haben, benutzen die Lebensversicherungsgesellschaften die 
geplante Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze und \Jer 


damit zu erwartenden Heraufisetzung der Versicherungsbeiträge 
dazu, um neue Kunden für den Abschluss von Lebensversiche- 
rungsverträgen aus den Reihen der wieder versicherungspflich- 
tig werdenden Angestellten zu bekommen. Sie beschränken 
sich aber nicht nur auf dieses Fischgebiet, sondern sie versuchen 
auch bei den zum Zwecke der Befreiung bereits zeschlossenen 
Versicherungsvertägen Zusatzversicherungen abzı- 
schliessen, mit der Behauptung, zur Aufrechterhaltung der Be- 
freiung von der Angestelltenversicherung müsste die bestehende 
Lebensversicherung soweit eıhöht werden, dass die Prämien 
den zu erwartenden: höheren Beiträgen der Angestelltenver- 
Sicherung wieder gleichkommen. 

Der den Befreiungsfall behandelnde $ 390 des Versiche- 
Tungsgesetzes für Angestellte spricht nur davon, dass zur 
Zeit der Antragstellung die . Jahresprämie für die 
Lebensversicherung mindestens dem Beiträgen gleichkommen 
müsse, die der Angestellte nach: seinen Gehaltsverhältnissen zur 
Angestelltenversicherung zu zahlen hätte. Es handelte sich 
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aber nur um eine Uebergangsbestimmung, denn die hauptsäch- 
liche Voraussetzung für ihre Anwendung, der vor dem 5. De- 
zember 1911 abgeschlossene Versicherungsbetrar, musste bei 
Bekanntgabe bzw. Inkrafttreten des Gesetzes bereits erfüllt 
sein, Es war nicht zum kleinsten Teile gerade die skrupellose 
Propaganda der Lebensversicherungsgesellschaften. während 
der legislatorischen Bearbeitung des Gesetzentwurfes, die den 
Reichstag veranlasste, zu ihrer wirksamen Abwehr diesen ver- 
hältnismässig weit vor dem-Inkrafttreten des Gesetzes liegenden 
Zeitounkt zu wählen. Man wollte im Einverständinis mit den 
Angestellten selbst —. auch demjenigen Teil, der grundsätzlich 
die Sonderversicherung ablehnte — nicht den Zustand der freien 
Wahl zwischen öffentlich-rechtlicher Alters- und Invalidenver- 
sicherung oder privat-rechtlicher Lebensversicherung schaffen, 
sondern lediglich auf die wirtschaftliche Leistunzsfähigkeit der- 
jenigen Angestellten Rücksicht nehmen, die ohne Kenntnis der 
durch das kommende Gesetz ihnen erwachsenden Verpflichtun- 
zen solche zwecks späterer Versorgung für sich und ihre Ange- 
hörigen schon in einem Umfang auf sich genommen hatten, der 
sie in Gefahr bringen konnte, der Doppelbesteuerung zu erliezen 
und die in der Lebensversicherung erworbenen Anwartschaiten 
teilweise oder gänzlich zu verlieren. Das Primäre sollte 
aber die obligatorische Zugehörigkeit jedes nach 
der Art seiner Tätigkeit und der Höhe seines Einkommens ver= 
sicherungspflichtigen Arbeitnehmers zur Angestelltenversiche- 
rung sein, 

Da seit Bestehen des Gesetzes eine Aendertng in der Höhe 
der Beiträge ztı den einzelnen Gehaltsklassen nicht eingetreten 
ist, konnten sich etwaige Zweifel über die Wirkungsdauer der 
seinerzeit ausgesprochenen Befreiung nur in dem Fall ergeben, 
wenn entweder durch Gehaltserhöhung oder durch Ermässigung 
der dividendenberechtigten Prämie diese der Höhe nach der im 
3 390 des Versicherungsgesetzes für Angestellte fesigesetzten 
Bedingung nicht mehr genügte. Sowohl durch die Verhand- 
ungen im Reichstag selbst, als auch durch Entscheidungen der 
Sprüchinsianzen der Angestelltenversicherung ist aber diese 
Frage dahin geklärt, dass es einer Nachprüfung der einmal 
ausgesprochenen Befreiung nur dann bedarf, wenn der Ver- 
sicherungsvertrag grundsätzlich geändert, also zum Beispiel 
die Versicherung aufgegeben oder in eine prämienfreie umge- 
wandelt, die versicherte Summe herabgesetzt wird und dergl. 
Nun tritt aber in absehbarer Zeit der Fall ein, dass die Beiträge 
den jetzigen Geld- und Wirtschaftsverhältnissen entsprechend 
ganz erheblich erhöht werden, dass also der nach dem Gesetz 
Versicherte ein Mehriaches zu leisten hat gegenüber dem- 
ienigen, der bei seinem Inkrafttreten oder auf Grund der bei 
Erhöhung der Versicherungsgzrenze erschienenen Bestinmmungen 
vom 28. August 1918 und 30. Mai 1920 von der eigenen Beitrags- 
leistung befreit worden ist. Es ist verständlich, dass 
bezüglich der damit eintreterden Verhältnisse erneut Zweifel 
über die weitere Gültigkeit der Befreiung auf- 
tauchen. 

Auf cine Anfrage schreibt uns das Direktorium der Reichs- 
versieherungsanstalt für Angestellte am 22. April 1921 (Akten- 
zeichen C.B. I 2274): 

„Ie einmal ausgesprochene Befreiung von der eigenen 
Beitragsleistung wirkt so lange, wie der sie begründende 
ILcbensversicherungsvertrag unverändert in Kraft ist. Diescr 
(irundsatz, der bereits in der Sitzung des Reichstags vom 
5. Dezember 1911 (Stenographischer Bericht Seite 8341 D) 
ausgesprochen wurde, hat nicht nur Geltung, wenn es sich 
um spätere Gehaltssteigerungen handelt, sondern muss auch 
Anwendung finden, wenn, wie es bei der bevorstehenden 
(jeseizesänderung beabsichtigt ist, die reichsezesetzlishen Bei- 
träge zu den einzelnen Gehaltsklassen erhöht werden.“ 

Das Direktorium macht also keinen Unterschied, ob die Ver- 
schiebung des Gleichgewichts zwischen Beitrax und Prämie iu 
der Aenderung der Zahlungsverpflichtungen des Angestellten 
oder in der Aenderung der Leistungsbedingungen der Versiche- 
rung ihren Grund hat. Im Interesse der durch die Antwort ge- 
schafifenen Klärung, die es gestattet, dem Abfischen der guten 
Risiken aus Angestelltenkreisen durch die Lebensversicherungs- 
agenten entgegenzuireten, begrüssen wir die Stellunr- 
sahme des Direktoriums. Es dürfte aber doch noch über 
Mittel und Wege zu sinnen sein, wie man diejenigen Angestell- 
ten, die nın zwar den Lockungen der Agenten widerstehen. 
dabei aber übersehen, dass ihre Goldmark-Vertragsabschlüsse 
snittlerweile Papiermark-Leistungen geworden sind, wie man 
diese Angestellten für die Differenz der wirklich beabsichtigten 
und der. bereits eintretenden Versorgung für Alter, Arbeits- 
untähizkeit und Tod doch wieder in irgendeine Beziehung zur 
Angestelltenversicherung bringt. 

Im übrigen möchten wir zur Frage der Befreiung nochmals 
sarauf hinweisen, dass die Angestellten, die unter den heutigen 
Verhältnissen sich zur Zahlung einer verkältnismässig hohen 
Lebensversicherungsprämie in der Laze fühlen, doch wohl über- 
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legen sollten, 6b Sie diese Verpflichtung unter andersgearteten 

Verhältnissen werden tragen können, und dass sie hohe Gefahr 

laufen, eine Anzahl von Jahren Prämien zu entrichten, die bei 

n. verininderter wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit entweder nutz- 

Na Pl los ausgegeben sind, oder später auch im Falle der Umwand- 
lung der abgeschlossenen Lebensversicherung in eine prämien- 

. freie die Vorteile zum grössten Teil’ wieder 'verlorengehen, die 
augenblicklich so bestechend "in "einer verhältnismässig ‘hohen 
Versicherungssumme für den Abschluss‘ des Vertrages gewirkt 
haben. 


Die Gesellschaft für. Soziale Reiorm hielt am 2. und 3. Mai 

-in. Berlin ihre achte ordentliche Hauptversammlung ab. : Der 

Vorsitzende der Gesellschaft, Prof. Dr. Francke, behandelte 

in. einem breit angelegten Referat das Thema „Die Gesellschaft 

für Soziale Reiorm und ihre- Aufgaben“. Die soziale Reform, 

um die die Gesellschaft so.lange Jahre heiss. habe kämpfen 

müssen, sei nunmehr im Volksstaate auf den gebührenden Platz 

gehoben worden. Damit sei aber ‚die Gesellschaft als solche 

nicht überflüssig geworden. Die neue Aufgabe, die der Gesell- 

schaft zukomıne, bestehe darin, einen Neubau von Reich und 

Volk zu schaffen. Mitarbeit an der leiblichen und sittlichen Ge- 

sundunz der Nation, an der Steigerung der wirtschaftliche: 

Kräfte und der Gütererzeugung. vor allem auch in der Lardwirt- 

schaft, an der Gewinnung einer wahren Kultur und einer ver- 

De söhnenden Volksgesinnting, das müssten die Richtlinien sein, 

nach denen sich die Gesellschaft für Soziale Reform in ihrer 

künftigen Tätigkeit zu richten habe. Der zweite Redner, Prof. 

Dr, Stein-Frankfurt, führte aus: Die Verbände der Industrie, 

des Handels und der Arbeiterschaft sind die Träger der Macht 

im Reiche. . Sie müssen die Verantwortung dieser Macht er- 

kennen und erfüllen. . Das zu lösende grosse Problem sei, die 

Arbeiter zu Mitarbeitern zu machen. — In der. Aussprache 

nahm u. a. auch unser Kollege Schweitzer das Wort, der 

die Mitverantwortung der Arbeitnehmer für das Schicksal der 

Gesamtheit anerkannte, dabei aber betonte, dass einge solche 

Verantwortung nur getragen werden könnte, wenn die Lebens- 

bedürinisse der Arbeitnehmer selbst ausreichend befriedigt wür- 

den. Als Ergebnis der Verhandlunsen des ersten Tages kann 

man die in die Satzung aufgenommene neue Bestimmung über 

den Zweck der Gesellschaft bezeichnen. ° Danach verfolgt die 

jesellschaft für Soziale Reform den Zweck, „der Sicherung und 

Förderung der zesellschaftlichen und staatsbürgerlichen Inter- 

essen und Bestrebungen der sozial gefährdeten und wirtschaft- 

lich schwachen Schichten zu dienen ... .“ Der zweite Verhand- 

’ lungstag war der Beruiserziehung des Arbeiters gewidmet. Die 

TR ethische Seite dieses Problems behandelte Prälat Dr. Piepcer- 

| München-Gladbach, die praktische Seite Geh. Oberregierungsrat 
Dr. Kühne-Berlin. 


£ u 


Soziale Bewegung 


; Der Bergarbeiterstreik in Gross-Britannien. Ueber den 
Bergarbeiterstreik in Gross-Britannien sind infolge der ‚Ditie- 
renzen in dem Dreibund der Organisationen der Bergarbeiter, 
Eisenbahn- und Transportarbeiter in der gewerkschaftsfeind- 
lichen Presse 'hämische Notizen erschienen, die nicht der Wahr- 
heit entsprechen. In Wirklichkeit liegt die Sache iolgender- 
massen. Die Eisenbahner und Transportarbeiter hatten bereits 
den Sympathiestreik für die Bergarbeiter beschlossen. ° Sie ver- 
schoben jedoch den Streikbeginn, weil Aussichten vorhanden 
waren, eine günstige Beendigung des Bergarbeiterstreikes her- 
beizuführen. Der starke -Druck der Streikdrohunz des ganzen 
Verkehrsgewerbes hatte die Regierung und andere politische 
Kreise veranlasst, sich ganz entschieden um den Frieden zu 
bemühen. Am 14. April sprach der Sckretär der Gross-Britain 
Miners-Föderation, Frank Hodges, vor etwa 200 Mitgliedern 
der Regierungsparteien im Parlament über die Bergarbeiter- 
forderungen, :Seine Ausführungen „gingen dahin, ‘dass die Re- 


1 jan 


gelung der Löhne nicht bezirksweise, sondern durch einen 
:Reichstarif und durch ein “Reichslohnamt” erfolgen solle. Er 


verlangte weiter die Vereinigung aller Bergwerke in einer Aus- 

gleichskasse, einem Nationalen Pool, d. h. einer finanziellen 

| Interessengemeinschaft, welche die Zubussezechen durch Bei- 
ee! ‚hilfe seitens der Ausbeutezechen lebensfähig hält. Eite Forde- 
j rung, die nebenbei auch in Deutschland in der nächsten Zeit 
infolge der wirtschaftlichen Verhältnisse mit ausserordentlicher 
Schärfe auftreten wird. Im Läufe seiner Ausführungen be= 
‚merkte Sekretär Hodges, wenn die Zechenbesitzer jetzt ein 
BE vernünftiges Lohnangebot mächten, könne vielleicht auf dieser 
Dee ‚Basis ein vorläufiges Abkommen bis zur Verwirklichung der 
KR Forderungen eines Reichslohntarifs und einer Ausgleichskasse 
vereinbart werden. Diese Bemerkung griff die Regierung auf 
und: verhandelte auf dieser Basis. - Die’ Vertreter der :Eisen- 
bahner und Transportarbeiter glaubten, in diesem Moment den 
Streik ablehnen zu müssen. Am 15. April berichtete Hodges 
dem Exekutivkomitee des Bergarbeiter-Verbandes," fand jedoch 
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für seine Auffassuhg keine Mehrheit, sondern das Komitee lelınte 
die Verhandlungen über eine vorläufige’Regelung ab. "Infolge 
dieses Beschlusses, den’ die Vorstände der Eisenbahn- und 
Transportarbeiter nicht billigten, lehnten sie die Unterstützung 
durch einen Streik ab. Eine 'söfort einberüfene Delegierten- 
konferenz des Bergarbeiter-Verbandes’ billigte den Standpunkt 
seines Exekutivkomitees, sprach jedoch auch dem General- 
sekretär Hodges volles Vertrauen "aus. 'Neue Verhandlungen‘ 
wurden dann in die Wege geleitet. Die Zechenbesitzer ver- 
sprachen, sie würden auf jeden Gewinn verzichten, bis sich die 
Geschäftslage gebessert hätte. Von der Regierung-wurde weiter 
ein staatlicher Zuschuss bis zu 10 Millionen Piund Sterling mo- 
natlich angeboten, damit: die Löhne nicht um5 bis -6 Schilling 
pro Schicht, sondern nur um 3% Schilling gekürzt zu werden 
brauchten. Die Arbeiter wollten sich jedoch nur mit’einer Lohn- 
reduktion von 2 Schilling pro Schicht zufrieden -geben. Der 
Da von keiner Seite ein Entgegen- 
kommen gezeigt wurde, spitzte sich die Situation immer mehr 
zu. Inzwischen haben sich die Dockarbeiter.in den eng- 
lischen Häfen geweigert, ausländische Kohlen zu verladen und 
zu befördern. - Teile der Eisenbahner schlossen sich diesem: 
Vorgehen an, so dass die Gewerkschaftsleitungen der Transport- 
arbeiter und Eisenbahner von neuem zur Frage der gemein- 
samen Aktion Stellung nehmen mussten. - 

"Die englische Regierung hat ihre Rüstungen, um den Streik 
zum Zusammenbruch ‘zu bringen, verstärkt, Sie’ will dieses 
jetzt durch systematische Unterstützung. von Streikbrechern 
erreichen, was infolge der Eigenart des englischen Volkscharak- 
ters die entschlossenste, zäheste Gegenwehr entiesselt. 

Dieser grosse Kampf gibt uns ein Bild der Solidarität 
sowohl der Arbeiter wie auch der Unternehmer. Die 
Solidarität sieht jedoch gatiz verschieden aus. Die eine Art 
der Solidarität bedeutet Opfer und Entsagung im Tnter- 
esse der schiechter Gestellten, die andere Solidarität dient der 
Erlangung von Profiten und hat ihre Grenze, wo das sc- 
meinsame Vorgehen -keinen Vorteil für ‘den einzelnen hat. 

Der britische Arbeiter, der -in den ertragreichsten Gruben 
arbeitet, könnte trotz Wirtschaftskrise und Lohnherabsetzung 
mehr verdienen, wenn die Löhne für die einzeinen Bergwerke 
gesondert, als wenn sie einheitlich für die ganze Kohlenindustrie 
Englands festgesetzt würden. "Trotzdem fordert er den Zu- 
sammenschluss der ganzen Kohlenindustrie und einheit- 
liche Feststellung der Löhne, er verzichtet gern auf das 
Mehreinkonmen, damit seine Genossen, welche in ‚den ’"wenirer 
einträglichen Gruben dieselbe Arbeit leisten, besser ertiolint 
werden können. Ein erhebendes Bild der Solidarität. 

Und der Unternehmer? Dem Besitzer der schlechte- 
ren Gruben stehen zwei Wege offen. Zusammenfassung der 
ganzen Industrie mit einer Ausgleichung der Gewinne und der 
Löhne, oder der andere Ausweg aus der Krise — die sehr be- 
deutende Herabsetzung der Löhne. Er wählt den zweiten 
Weg, weil der erste eine Regierungskontrolle mit sich bringe 
würde, und das ist vielleicht ein Weg zur Sozialisierung. In 
diesem Punkte ist er also mit seinen Kollegen solidarisch, seine 
vermeintlichen Interessen erheischen seine Solidarität. Der 
Besitzer der guten Gruben begründet aber seine Ablehnung 
der einheitlichen Festsetzung der Löhne ganz offen und un- 
verhüllt wie es aus den ausführlichen Darstelhingen der 
Streikverhandlungen hervorgeht, damit, dass er ganz und gar 
nicht geneigt ist, an Eigentümer weniger ertragreicher Gruben 
aus seinem Gewinn abzugeben. Auf diesem Punkt hört die 
Solidarität auf. Der Gegensatz beider Solidaritäten soll’ hier 
hervorgehoben werden. ; 

Achnliche Zustände, d.h. die Notwendigkeit "der Bildung 
von Ausgleichskassen, um die Lohnhöhe der Arbeit- 
nehmerschaft in den verschiedenen Bergbaurevieren trötz ver- 
schiedener Ertragsfähigkeit auf gleicher Höhe -zu halten. treten 
auch in Deutschland von Tag zu Tag mit grösserer Schärfe 
auf. Der Kampi der englischen Bergarbeiterschaft ist in Wirk= 
lichkeit ein Kampf um einen Schritt auf dem Wege zur SoO- 
zialisierung, und von seinem Auszange hängt es zum 
sehr grossen Teile mit ab, wie sich die zukünftige Regelung 
der deutschien Verhältnisse gestalten wird. ARE 

In einem in der „Frankfurter Zeitung“ vom 21. Mai d. J. ver- 
öffentlichten Brief aus London, datiert vom 18. Mai, zeigt sich 
bereits, wie sich die im vorstehenden niedergelegten Gedanken- 
gänge auszuwirken beginnen. In dem Briefe wird gesagt: 

„Die Vorschläge zur Beilegung des Streiks sind zahllos, 
aber zumeist ohne besondern Wert. Mehr als alles Bisherige 
wird vielleicht der. Vorschlag des Lord Londondetry, 
der selbst zu den Bergwerkseignern ‘gehört, Beachtung finden, 
den die „Times“ soeben veröffentlicht hat. Er gibt keine De- 
tails; er argumentiert ganz allgemein: die Kohle muss’ verbilliet 
werden; setzen wir an die Stelle von 1400 Unternehmungen (mit 
3009 Gruben) "eine grosse einheitliche OÖregani- 


sation, so wird sie billiger arbeiten können. Tun wir es 
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nicht, so wird binnen kurz oder lanx die Nationaliserung und 
damit der Ruin kommen. Also: Verschmelzung der zahl- 
losen Betriebe zu grossen Syndikaten.. Die „Times“, die 


das lebhaft unterstützt, sieht in diesen Vorschlag etwas älın- 


liches wie das Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat. Es ist 
wichtig, dass diese Bewegung einen grossen Unternehmer zuni 
Hauptträger gewonnen hat. Was die Arbeiter an erster Stelle 
wünschen, einheitliche Löhne, würde dann für die einzelnen 
zrossen Bezirke möglich sein.“ 


Angestelltenbewegung 


Reichsvertretersitzung des Allgemeinen freien Angesteliten- 
bundes.. Am 11.Mai 1921 fand in Berlin im Industriebeamten- 
haus, Weritstrasse 7, eine Reichsvertretersitzung des AfA- 
Bundes unter Teilnahme alier angeschlossenen Verbände statt. 
Die Versammlung beschäftigte sich vorwiegend .mit der Reorga- 
nisation und dem Gewerkschaftskongress des AfA-Bundes und 
nalım weiter Referate über den Wiederaufbau Nordirankreichs, 
das Institut für Staatswissenschaft in Münster, sowie einen Be- 
richt über die Tätigkeit der freigewerkschaitiichen Betriebs- 
ratezentrale entgegen. 

‘Der Satzungsentwurf, der von der Satzungskom- 
mission erneut durchgearbeitet und entsprechend der Einigung 


mit dem Deutschen Werkmeisterverband. sowie dem Abkommen 


mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund abgeändert 
und ergänzt worden war, fand die Annahme durch die Ver- 
treter, . Nachdem die Verbände ihre Zustimmung, die bis zum 
1. Juli erfolgen muss, gegeben haben, treten die neuen Satzun- 
gen als Provisorium bis zum Gewerkschaftskongress, dem die 
endgültige Beschlussiassung vorbehalten ist, in Kraft. 

Der mit dem A.-D. G. B. getätigte Organisationsvertraz 
wurde einstimmig gutgcheissen. Ferner wurde beschlossen, 
denerstenGewerkschaftskongress des AfA-Bundes 
am 11. und 12. September d. J. in Düsseldorf abzuhalten und 
folgende Tagesordnung iestzesetzt: 1. Reorganisation des AfA- 
Bundes. 2. Vereinheitlichung und Demokratisierunz des Ar- 
beitsrechts. Referent: Prof. Dr. Hugo Sinzheimer, Frank- 
iurta. M. 3. Die Neuordnung der Sozialversicherung. Referent: 
Helmuth Lehmann, Dresden, Geschäftsführer d&s Hauptver- 
bandes Deutscher Ortskrankenkassen. 4. Verschiedenes. 

Die äusserst interessanten Ausführungen des Architekten 
Kauimann über den Wiederaufbau in Nordfrankreich, die 
besonders die Hilfsbereitschaft der deutschen Bauarbeiter- und 
Technikerverbände betonten, sich in freier, gleichberechtigter, 
brüderlicher Arbeit am Wiederaufbau der zerstörten Gebiete zu 
beteiligen, fanden lebhaften Beifall, 

Aus dem Bericht über die Tätigkeit der freigewerkschaft- 
lichen Bstriebsrätezentrale, den deren Sekretär Nörpel erstattete, 
war zu entnehmen, wie umianereich die Arbeiten sind, die sich 
aus der Zusammenfassung der Betriebsräte ergeben, aber auch 
wie viel noch zur Schulung und Weiterbildung zu leisten ist. 
Erst der weitere Ausbau der Rätegesetzgebung, und vor allem 
eine Verbesserung des Betriebsrätegeseizes, wird den Betriebs- 
raten die Möglichkeit geben, die ihnen nach Artikel 165 der 
Reichsveriassung zustehenden Rechte restlos wahrzunehmen. 

Auch diese Tagung, die getragen war von dem Willen zur 
Gemeinsamkeitsarbeit, kann als ein Schritt vorwärts in der An- 
zestelltenbewegung bezeichnet werden. 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd, des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 


Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten, 


Verwirkte Ansprüche an die Unterstützungseiprichtungen des 
Bundes oder an den Rechtsschutz, sei es durch falsche Beitragszahlung, 
sei es durch Beitragsrückstände von mehr als drei Monaten, können durch 
Nachzahlung, nachdem der Unterstützungsfali gegeben ist, nicht wieder 
zum Aufleben gebracht werden, 


Zeichnungsvollmacht. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung vom 
23. Mai beschlossen, folgenden Gewerkschaftssekretären Zeichnungsvollmacht 
„1. A.“ zu erteilen: Schramm für den Gau Rheinland-Westralen, Hofmann 
für die Abteilung „Sozialpolitik“, Dainas und Queisser für die Abteilung 
„Behörden und. öffentliche Betriebe“, Langenke für die Abteilung‘ „Unter- 
stützungswesen“. 


Ausschluss von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung. 


vom 23. 5. 21 beschlossen, die Mitglieder T. 84379 Georg Berndts, 17 242 
Andreas Fiuss, T.85 223 Rudolf Preis, T. 593060 Eberhard Walter auf 


‚ Grund’ des $ 13a der Satzung aus dem Bunde auszuschliessen, 





Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: I.V.; Siegfried Aufhäuser, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: FriedrichSchwedt, Berlin, 
Ir.drstriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werfistr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borei GmbH,, Berlin SW 68. 
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Ausschüsse des Bundesvorstandes. Der neue Bundesvorstand hat in 
seiner Sitzung vom 20. Mai in die nachstehenden Ausschüsse folgende Ver- 
standsmitglieder entsandt: 

Ausschuss für Vorstandsmitglieder 
ehrenamtliche besoldete 
Arndt, Liebler, Aufhäuser 
Pintsch, Reichel 
Cosmus, Kampf, Klein, Kaufmann, Schweitzer, 
Reichelt, Rogatz Werner 
3, Behörden und öffentliche Mahlow, Schliebener,  Händeler 
Betriebe; Schöberlein, Werner 
4. Personalien: Kopplin, Liebler, 
Reichelt, Rogatz 
5. Schriitwesen, Werbetätig- Kopplin, Liebler, 
keit: und Informations- Reichelt, Rogatz 
dienst: 
. Rechtssachen: 


1. Sozialpolitik: 


2. Gewerkschaftliches: 


Gaedke, Händeler 


Bote, Händeler, Sohlich 


6 Kampf, Pintsch, Reichel Lenz 
7. Unterstützungswesen:: Cosmus, Schliebener Bote 
8. Rechnungswesen: Arndt, Mahlow Gaedke,_ Schwedt 
9. Innere Angelegenheiten: Klein, Schöberlein, Lustig 
Werner 
Klein; Liebler, Cosmus Gaedke 
Liebler, Schliebener, Lenz, Sohlich 
K Werner 
12. Technisches Bildungs- Kopplin, Reichelt, Lenz 

wesen: Schliebener 

In das Kuratorium des Erho!ungsheim wurden die Herren Aradt, Heinze, 
Mahlow, Gaedke und Schwedt entsandt, 

Mit der Vermögensverwaltung wurden die Herren Heinze, Mahlow, Gaedke 
und Schwedt und mit der Vertretung des Bundes in den Vertretersitzungen 
des. AfA-Bundes die Herren Heinze, Liebler, Reiche!, Händeler und Schweitzer 
beauftragt. 


10. Betrieb: 
11. Patentangelegenheiten 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Cyklop, Erfindungsunternehmung G. m. b, H., Leipzig. 
Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 
Büttnerwerke A.-G., Uerdinren a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 
Caesar Wollheim, Schiffswerft, Cosel bei Breslau. 


Versammlungskalender 


Berlin-Gentrum-Süden. M. 3. VI. 7%, Alexandriner, Alexandrinenstrasce 37. 
Bin.-Charlottenburg I. M. 2. VL 7°. Rest. Geidat, Kais.-Augusta-Allee 63, 
Sin.-Charlottenburg Il. M. 2. VI. 7%. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39% 
Bin.-Cözenick. M. 1. VI 7%, Bayernhof, Kölinischer Platz. 

Bin.-Norden IV. M. 2. VI. 7%. Rest. Hubertus, Bornholmer Str, 89. 
Bin.-Nordost. M. 1. VI. 79%. Greifswalder Hof, Greifswalder Strasse 43, 
Bin.-Nordwest i. M. 2. VI. 73°. Rest. Mattke, Turmstr. 78. 
Bin.-Neukölln. M. 3, VL 7°, Rest. Bürgersäle, Bergstr. 147. 
Bin.-Oberschöreweide. M. 3. VI. 7%. Rest. Hubertus, Edison- Ecke Waldstr, 
Bin.-Oranienburg.. M. 1. VL 7%. Reichshof, Bernauer Str. 38. 

Bin.-Osten Il. M. 3. VI. 729% Logenkasino, Knorrpromenade 2. 
Bin.-Schöneberg. M. 3. VI, 7%. Rest. Ebershof, Ebersstr. 63. 
Bin.-Spandau. M. 1. VI. 7%, Rest. z. Stern, Potsdamer Str. 35. 
Bin.Steglitz. M. 2. VI. 7%. Zum Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Süsosier. M. 3. VI. 7%. Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 
Bin.-Tempelnsf. M. 3. VI. 79%. Casino-Rest. Tempelhof, Berliner Strasse, 
Bin.-Weissensee. M. 3. VI. 73%. Spatenbräu, Berliner Allee 232, 
Bin.-Westen. M. 1. VI. 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37. 

Bin.-Wilmersdorf. M. 2.VIL 73, Augustahof, Augustastr.1. 
Srandenburg. M. 1. VI. 

Coburg. M. 5. VI. 10% vorm. Gasthaus zum Bären, Spitalgasse. 
Grimmiischau. M. Jeden 1. und 5. Donnerstag im Monat. - Meisterhaus, 
Eberswalde. M. 7. Vi. 7°. Mundshof, Bismarckstrasse. 

Eisenach. M. 1. VI. 8%, Karthäuserhof, 

Gera. WM. (Bundestagsbericht.) 1. VI. 8%, Harnisch Garten. 

Haganı.W. M. 6. VI. 8%, Vereinslakal „Piepenstock”, Heidenstrasse. 
Peisdam. M. 3, VI. 7%, Rest. z. Mühlenpark, Neubabelsberger Strasse, 
Trier. M. 2. VI. 8%, Drehscheibe, Fieischstrasse. 

Wietze-Steinförde. M. 4. Vi. 8%, bei Maul. 


Sierbeiafel 
Es starben: 


Robert Fetzer (136 397), Rendsburg. 
Robert Goetze (124 122), Berlin. 


Joh. Körntgen (74 710), Hamborn I, 
Gustav Senf. (87855), Berlin. 
Martin Thiessen (72 295), Marten, 
Hans Thomas (131528), Breslau. 
Wilheim Ziemke (62331), Neukölln. 


Ehre ihrem Andenken! 
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Für unser Baubureau suchen. wir zum baldigen Eintritt einen 


Bauftechniker 


mit Fachschulbildung, der möglichst schon auf grösseren Hütten- 
werken spez. im Hoch- und Tiefbau Erfahrungen gesammelt hat. An- 
gebote mit Zeugnisabschr,, Lebenslauf, Angabe der Gehal:sansprüche an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg. 


Die Oberpfälzisch-Niederbayerische Bauhütte gemeinnützige 
Baugeselischaft m.b.H., Sitz Regensburg, sucht p. sofort einen tüchtigen 


Noch- und Tiefhautechniker 


dem bei guter Eignung auch eine Geschäftsführerstelle über- 
tragen werden kann, Herren, welche durchaus selbständig arbeiten 
können und für die neue Bewegung Interesse haben, werden gebeten, 
Angebote und Lebenslauf, Angabe der bisherigen: Tätigkeit unter Bei- 
fügung von Zeugnisabschriften an die Oberpfälzisch-Niederbayerische 
Bauhütte gemeinnützige Baugeselischaft m. b.H. in Regensburg, 
Keplerstr. 7. I, einzusenden. Für‘ das Gehalt bildet der nordbayerische 
Technikervertrag die Grundlage. 


Geschäftsführer. 


Der Bauhütten-Betriebsverband Hessen und Hessen-Nassau G.m.b.H. 
sucht für denBauhüttenbetriebin Wiesbaden p. sofort einen Geschäftsführer. 
Hoch- und Tiefbautechniker, welche durchaus selbständig arbeiten können 
und für die neue Bewegung Interesse haben, werden gebeten. Angebote 
und Lebenslauf, Angabe der bisherigen Tätigkeit unter Beifügung von 
Zeugnisabschriften an Herrn Otto Haese, Wiesbaden. Wellritzstr.49, 
Gewerkschaftshaus, einzusenden. Meldeschluss am 8. Juni 1921. 


Die Gemeinde Brand sucht einen 
Bauftechniker 

zum baldigen Dienstantritt. Der Anzustellende muss im Hoch- und 
Tiefbau ertahren und zur Erledigung der auf einem Gemeindebauamte 
vorkommenden Arbeiten imstande sein. Die Anstellung erfolgt zunächst 
auf Privatdienstvertrag. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, beglaubigten Zeugnisabschriften und 
Gehaltsforderung baldigst erbeten. 
Brand b. Aachen, den 6. Mai 1921. 

Der Bürgermeister. 














Raskopf. 


Ausschreibung der Stelle eines Städtebaudirektors. 


Die Gemeindebehörden haben die Schaffung der Stelle eines 
Direktors für Städtebau, Siedlungs- u. Wohnungswesen beschlossen. 

Der Städtebaudirektor soll Generaldszernent für das gesamte 
Aufgabengebiet der Deputation für das Siedlungs- und Wohnungs- 
wesen und Leiter des Zentralamtes für Städiebau und Siedlungs- 
wesen werden. 

Als Bewerber ko:ınmen nur solche Kräfte in Betracht, welske 
auf dem Gesamtgebiete des Städtebaus, des Siediungs- und Wohn- 
wesens in jeder Beziehung erfahren, organisatorisch befähigt, 
voikswirtschaftlich vorgebildet und mit dem Verwaltungsdienst 
vertraut sind. Die Anstellung soll auf Privaidienst mit der 
Aussicht auf lebenslängliche Anstellung bei Bewährung erfolgen. 

Bewerbungsgesuche sind bis zum 30. Mai d.J. an die 
Deputation für das Siedlungs- und Wohnungswesen zu richten, 


Berlin, den 13. Mai 1921. 
Deputation für das Siediungs- und Wohnungswesen. 


gez. Wutzky. 
















Photoapparate und Bedarfsartikel 


auf Teilzahlung. 


Gebr. Huth, Dresden-A. 28. 
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iiHermann Meusser, 
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Gesucht wird 
Diensteintritt 


1 Architekt. 


zum sofortigen 


Ia Frage kommen nur zeichnerisch 
gewandte Herren mit guten theo- 
retische.. Kenntnissen und längerer 
praktischer Erfabrüng. Einstellung 
auf Tarifvertrag, — Bewerbungen 
unter Vorlage von Lebenslauf und 
beglaubigten - Zeugnissen erbeten. 

Reichsneubauamt Aachen, 

Crefelder Strasse. 


— 
Techniker 
erfahren im Bau transp. Kochherde 
u. Oefen, gesucht. Angeb.erb. an 


Herdfabrik Reform, 
Bin,-Lichtenberg, Herzbergstr.54. 


Zur Hilfeleistung bei den laufend. 
Dienstgeschäften u. zur Verwaltung 
der hiesigen Pfandkammer wird für 
Antritt mögl. bis zum 1. Juni d. J. 


1 Tiefbautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerk- 
schulbildung gesught. Nür eine 
erfahrene tüchtige Kraft kommt in 
Betracht. Bewerbunzsgesuche mit 
Lebensiauf und Zeugnisabschriften 
sind umgehend hierher einzureichen. 
Staatl. Kafenbauamt Stolpmünde (Pom.). 


Schutz u. Verwertung 


von Neuerungen aller Art 
zu günstig, Bedingung. durch Carl 
Haiduk, Ing.. Berlin W 57, Culm- 
str.18.} ang}. Erfahr.(Bundesmitg!. 


 Saeder 
Konstruieren 
und Rechnen 


3BändegebundenM. 151,20 
inkl. aller Zuschläge, Auch gegen 
20,— M. Monatsrate, ebenso die 
Haederbücher bei 











Zah 


Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdanier Str, 75. 


Für Studium, Unterhaltung, 
Beiehrung und Erwerb: 








„REFLEKTUS“- 
Wand- und Te Ver- 


grösserungs- und Zeichenapparat 
undurchsichtige Bilder 
Gegenstände aller Art 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 fıei durch Fabrik 


für und 
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Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos geren Rücksendung, 

Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


Haarerweichende 
milde überfettete Rasierseife „Leosira“ für Selbstrasierer mit fabelhafter 
Schaumkraft, völlig reizlos für die empfind'ich»te Haut. Preis Mk. 3,— 


in allen Drogerien und Parfümerien. Versuchen Sie! 
gegen Mk. 3,— franko und Verpackung frei durch 


Laboratorium Leo, Abt. 144, Dresden-N. 6. 
| Zeugnis- Das Photo- Versandhaus Neithold 


Bi ist in meinen Besitz übergegangen. 
Abschriften 








Ich führe 'es als seitheriger Leiter 
der "Armateur-Abteilung unter der 


zu eig egree F Ft di d H j 
=; rospekt frei. — 5 er i aas \ 
Streitz, Berlin 210, Pastewistr.16. | yeankfurt en. 





in unveränderter Weise weiter. 
Meinen verehrten ‚Kunden stehen 
Listen mit den seitherigen günstigen 
Einkaufsbedingungen 2. Verfügung. 
Richten Sie bitte Bestellungen, 
Wünsche und Anfragen an 
Photo-Haas 

Frankfurt a. M., Steinweg Nr. 6. 
Fornsprecher Hansa 3161. Pastscheckkunte 52974. 


Geschenkartikel aller Art. 
(ee) 


Lueger, techn. Lexikon, 


Bd., wie neu, 240 M., verkäuflich. 
ing. Singer, Eberswalde. 


Mitglieder! 


kauft bei unseren Inserenten! 











Unsere Dauerwäsche 


Qualität I zerbricht nicht 


weil mit stärkster. Stoffunterlage. 
Glatte Stehkragen 19%,—ı 2 
Marinekr., gr. Eck. 10 _| » 
Unmleger, am. Form et 
Stehumiegekragen 18,— 
Vorhemd, weiss od. bunt 20, — £ 
Manschett.,w.o.bt. Paar 22,— # 
Rabatte für Mehrbezug: 
M. 200,— 300,— 500, — 
u 74% 30% 
Bestellungen von 100 M. an 
portotr. Seadane per Nachn. 
Sammelbestellg. erwünscht. & 
Genaue Höhe, Weite und # 
Form angeben. } 


Dauerwäschefahrik ‚Bremer & Co. 
a Leipzig-Det., Gerberstr.19,27. 
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[1 
Teilzahlung 
Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren.Raslerartikel, 
Photoartikol, Musikinstru- 


mente und Grammophone. 
Kataloee umsonstu.portnfrei liefern 


jonass & 6o., Berlin A.4s1 


Bells-Allhance-Strasse 7-10. 





























für die Verbesserung Ihrer Lebenslage tun? Fehlt Ihnen ein Exramen? 
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Tarifvertrag und Konkurrenzklausel. 
Erfolg 


| In vielen der neuen Tarifverträge, namentlich von kauf- 
'männischer und technischen Angestellten, sind auch Bestimmun- 
gen getroffen über die Zulässigkeit und Gültigkeit von Kon- 
| kurrenzklauseln oder, wie die Novelle zum Handelsgesetzbuche 
von 1914 weniger eindeutig sagt, 'Wettbewerbsverboten. 

I. Die Beschränkung in ihrer Zulässigkeit ist sehr verschie- 
den und man kann nicht sagen, dass die Bestimmungen stets 
mit der wünschenswerten ‘Schärfe getroffen seien. Das ein- 
' Tachste ist: 


1. Das, glatte Verbot von Konkurrenzklauseln. Auch 
wenn es nicht ausdrücklich vereinbart ist, so verlieren mit dem 
Inkrafttreten eines solchen Tarifvertrages auch die bestehenden 
Klauseln ihre Gültigkeit. Und zwar sowohl diejenigen der noch 
im Dienste befindlichen Angestellten, wie diejenigen der bereits 
ausgeschiedenen. Bei jenen fällt die Nebenabrede des An- 
stellungsvertrages weg, ohne dass dieser im übrigen eine Aen- 
derung dadurch erfährt. Bei den bereits laufenden Klauseln 
erlischt ihre Verbindlichkeit. Aber erst von dem Zeitpunkt des 
 Tarifvertrages ab. Die frühere Bindung wird nicht rückwirkend 
aufgehoben, wenn es nicht ausdrücklich vereinbart worden ist. 
Der Angestellte hat also nicht etwa einen Schadensersatz- 
'anspruch für die Beschränkung seiner Erwerbstätigkeit, die in 
der Zeit von der Beendigung seines Dienstverhältnisses bis zum 
Inkrafttreten des Tarifvertrages aus der Klausel erwachsen ist. 
"Wenn er vorher gegen das gültige Verbot verstossen hat, so 
‚hat er Schadensersatz oder Vertragsstrafe verwirkt. Doch darf 
aus. einer tariillichen Abmachung, wonach die „Arbeitgeber auf 
 Konkurrenzklauseln verzichten“ oder „die Anwendung von Kon- 
kürrenzklauseln verboten ist“ oder „vertraglich geschlossene 
 Konkurrenzklauseln ungültig sind, neue nicht vereinbart werden 
‚ dürfen“, wohl geschlossen werden, dass darin auch ein Verzicht 
auf die Geltendmachung noch schwebender Ansprüche liegt. 
Diejenigen Angestellten also, die sich vorher gegen eine gültige 
ı Klausel vergangen haben, können erwarten, dass ihnen’ Amnestie 
gewährt wird, ihre Gewerkschaft wird einen solchen Anspruch 
gegen die vertragschliessenden Unternehmer geltend machen 
können. Aber solche Angestellte, die bereits Vertragsstrafe oder 
Schadensersatz bezahlt haben, können beides nicht auf Grund 
des Tarifvertrages zurückverlangen, wenn Verwirkung und Be- 
' zahlung vor dessen Inkrafttreten liegen. Falls eine Rück- 
| datierung des Tarifivertrages erfolgt, ist nicht der Zeitpunkt des 
 Vertragsschlusses, sondern derjenige massgebend, an dem die 
Gültigkeit beginnt. 
| 2. Von dem Verbote oder der: Nichtigkeit der Klausel wird 
' manchmal eine Ausnahme gemacht, die gewöhnlich an eine be- 
Stimmte Höhe des Arbeitsentgeltes geknüpft ist. Dann 
trifft für alle Angestellten, die unter der Gehaltsgrenze bleiben, 
das unter 1 Gesagte zu; für die höher entlohnten sind die Be- 
ungen des Einzelvertrages gültig. Aber natürlich nur im 

Rahmen der gesetzlichen Vorschriften (H. G. B. $$ 74 ff., G. O. 
8 133, B. G. B. $ 138), obne dass es. eines besonderen; Zusatzes 
im Tarifvertrage darüber bedürfte. - Schwierigkeiten wird unter 
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Tarifvertrag und Konkurrenzklausel 


Umständen die Auslegung der Vereinbarung über die Gehalts- 
grenze machen, wenn nicht genau bestimmt ist, wie diese be- 
rechnet werden soll. Wenn von Mindestgehalt die Rede ist, so 
sind in der Regel die im Tarifvertrage festgelegten Mindest- 
sätze an festem Gehalt gemeint, also: ohne Familienzulage, 
Teuerungszuschläge usw. Ist auf diese Weise der Begriff nicht 
bestimmt, so ist-im Zweifel anzunehmeı, dass er gemäss 
$$ 74a, 75b, 75c H. G. B. die „vertragsmässigen Leistungen“ 
bedeuten soll, d. h. die Summe der vom Arbeitgeber als Entgelt 
der Dienste geschuldeten Leistungen, auf die der Angestellte 
einen 'Rechtsanspruch hat. j 

3. Vielfach wird auf die gesetzliche Regelung Bezug ge- 
nommen; sei es, dass von den gesetzlichen Vorschriften ein- 
zelne Ausnahmen gemacht, z. B. für Handlungsgehilfen die 
Karenzentschädigung des $ 74 H.G.B. von der Hälfte auf drei 
Viertel oder den vollen Betrag des letzten Gehaltes erhöht 
wird; sei es, dass: für technische Angestellte, Werkmeister, 
Chemiker die Bestimmungen des H. G. B. für massgebend er- 
klärt werden; sei es, dass diese oder andere gesetzliche Be- 
stimmungen wörtlich oder dem Sinne nach in den Tarifvertrag 
aufgenommen werden. In solchen Fällen ist das Gesetz und die 
dazu ergangene Rechtsprechung ein wichtiges Mittel zur Aus- 
legung des Tarifvertrages. Im Zweifel ist anzunehmen, dass 
der Inhalt der Gesetzesvorschriften vereinbart sein soll. 

I. Wesentlich verschieden ist de Wirkung des Tarii- 
vertrages, je nachdem, ob beim Abschlusse eines neuen oder 
bei der Auslegung eines bereits bestehenden Dienstvertrages 
Arbeitgeber und Angestellter zu den Beteiligten des Tarif- 
vertrages gehören. Als „beteiligte Personen“ sieht die grund- 
legende Verordnung vom 23. Dezember 1918 über Tarifver- 
träge diejenigen Arbeitgeber und Arbeitnehmer an, die entweder 
Vertragsparteien des Tarifvertrages (kommt nur für Arbeitgeber 
in Betracht) oder Mitglieder der den Tarifvertrag schliessenden 
Vereinigungen sind oder bei Abschluss des Arbeitsvertrages ge- 
wesen sind, oder die den Arbeitsvertrag unter Berufung auf den 
Tarifvertrag abgeschlossen haben. Dabei sind vier Fälle zu 
unterscheiden: 

4. Nur wenn beide Parteien des einzelnen Anstellungsver- 
trages am Tarifvertrage beteiligt sind, d. h. also, wenn beide zu 


Als Heft 11 der Schriftensammlung des B.t. A.B, 
erschien soeben: 
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den Tarifverbänden gehören, oder wenn sie den Arbeitsvertrag 


unter ausdrücklicher oder stillschweigender Berufung auf dem 


Tarifvertrag abgeschlossen haben, ist dieser- für sie unbedingt 
verbindlich. $ 1 der Verordnung vom 23. Dezember .1918 er- 
klärt den Tarifvertrag für „unabdingbar“. Es kann im einzelnen 
Arbeitsvertrage nichts vereinbart werden, was dem Tarifver- 
trage widerspricht. Dessen Vorschriften treten ohne weiteres 
an die Stelle von ungültigen Einzelabmachungen. Abweichungen 
sind in der Regel zulässig zugunsten) der Angestellten, aber nicht 
zu ihren Ungunsten.. Dieses nur, wenn es ausdrücklich im 
Tariivertrag zugelassen ist. Wenn also im Tarifvertrag Kon- 
kurrenzklauseln verboten ‘oder für ungültige erklärt werden, 
so können beteiligte Unternehmer mit beteiligten Angestellten 
keine Klauseln mehr vereinbaren. Jede Abmachung darüber 
ist nichtig, entbehrt der Rechtskraft; der Angestellte ist. nicht 
verpflichtet daraus, auch nicht, wenn durch Vertragsstrafe, 
Hinterlegung von Sicherheit, Lohneinbehaltung oder gar. durch 
Missbrauch. des Ehrenwortes die Bindung verstärkt werden 
soll. Es gibt keine gültige Klausel zwischen ‚Beteiligten, die 
dem Tarifvertrage widerspricht. 

5. Ist nur eine der Parteien des Arbeitsvertrages’ am 
Tariivertrage beteiligt, so tritt diese Wirkung nicht ein, son- 
dern der Unternehmer, der sich in dem Tarifvertrage ver- 
pflichtet hat, keine Konkurrenzklauseln zu vereinbaren, kann 
mit einem Angestellten, der nicht zur vertragschliessenden Ge- 
werkschaft gehört, eine solche Klausel treffen. Die Klauseln 
solcher Angestellten, die nicht der Tarifgewerkschaft ange- 
hören, treten nicht ohne weiteres ausser Kraft. Aber die Ver- 
pilichtung des Unternehmers aus dem Tarifvertrage geht (wenn 
nicht ausdrücklich anderes vereinbart ist) dahin, dass er mit 
niemandem Arbeitsverträge schliesst, die dem Tarifvertrage 
widersprechen. Und wenn auf Unternehmerseite ein Verband 
abschliesst, so geht die Tariiverpflichtung dahin, dass kein Mit- 
glied des Unternehmerverbandes zuwiderhandelt. Die Ange- 
stelltengewerkschaft hat also aus dem Tarifvertrage einen An- 
spruch darauf, dass der beteiligte Unternehmer den Ab- 
schluss von Konkurrenzklauseln unterlässt. Der Anspruch 
kann rechtlich mit Unterlassungsklage und Schadensersatz- 
forderung. verfolgt werden. Auch der Unternehmerverband hat 
gegen sein Mitglied den Anspruch, dass es nicht gegen den 
Tarifvertrag handelt; er kann diesen aber in den meisten Fällen 
nicht im Klagewege geltend machen. Denn die Verpflichtung 
der Mitglieder untereinander ist eine Koalitionsabrede: für Ge- 
werbetreibende und gewerbliche Angestellte gilt $ 152 der Ge- 
werbeordnung, wonach jedem Teilnehmer jederzeit der Rück- 
tritt von solchen Vereinbarungen und Verabredungen freisteht 
und aus letzteren weder Klage noch Einrede stattfindet. 

Auch der Angestellte, der Mitglied eines tarifschliessenden 
Berufsvereins ist, kann mit einem Arbeitgeber, der nicht am 
Tarifvertrage beteiligt ist, eine diesem widersprechende Kon- 
kurrenzklausel gültig vereinbaren. Sein Verband hat gegen 
ihn den: Anspruch auf Unterlassung, kann ihn aber bei Anwend- 
barkeit des $ 152 G. O. nicht im Klagewege geltend machen, 
sondern nur durch Ausschluss aus der Gewerkschaft oder durch 
sonstige Druckmittel das untreue Mitglied zum Aufgeben seines 
vertragswidrigen Verhaltens nötigen. 

Anders liegen die Verhältnisse, wenn der Richter sich be- 
reit findet, die. Einhaltung des. Tarifvertrages für eine sittliche 
Pflicht jedes Beteiligten und infolge davon den Abschluss eines 
tarifwidrigen Arbeitsvertrages als Verstoss gegen die guten 
Sitten zu erklären. Denn damit würde die tarifwidrige Kon- 
kurrenzklausel mit dem Unbeteiligten nach $ 138B. G.B. nichtig 
werden. Bisher war eine solche Auffassung in der Recht- 
sprechung nicht herrschend. Doch ist kein: Zweifel, dass die 
Pilichten des einzelnen gegen seine Berufsgenossenschaft 
wachsen und auch rechtiich immer stärkere Anerkennung finden. 

-6. Wenn weder der Unternehmer noch der Angestellte 
an dem Tarifvertrage beteiligt sind, so können sie Konkurrenz- 
klauseln im Rahmen des Gesetzes wie vorher vereinbaren, 
Aber der ihnen fremde Tarifvertrag ist doch nicht ganz ohne 
Bedeutung dafür. Sein Inhalt kann als Verkehrssitte auch 
für Nichtbeteiligte massgebend werden, soweit diese bestimmte 
Verhältnisse nicht ausdrücklich geregelt haben. Er wird stets in 
gewissem Umfange massgebend sein für die Auslegu ng 
auch einer Einzelvereinbarung. Insbesondere ist er wichtig- für 
die Bestimmung dessen, was als unbillige Erschwerung des 
Fortkommens. eines Angestellten anzusehen ist und gemäss 


$ 133f. G. O. und $ 74a H. G. B. über die Grenze der Verbind- 
lichkeit hinausgeht. Er‘ wird auch bei der Begrenzung dessen, 
was gute Sitten zulassen, heranzuziehen sein. 

Nach $ 2 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 kann der 
Reichsarbeitsminister Tarifverträge, die überwiegende Be- 
deutung erlangt haben, für allgemeinverbindlich erklären. Ge- 
schieht das, so werden die tariflichen Abmachungen über Kon- 
kurrenzklauseln auch für alle Nichtbeteiligten unbedinet bindend, 
unabdingbar. Alle dem Tarifvertrag widersprechenden Klauseln 
treten mit dem Augenblicke der allgemeinen Verbindlichkeit, der 
zurückverlegt werden kann, ausser Kraft; alle über den Tarif- 
vertrag hinausgehenden erfahren automatisch entsprechende 
Einschränkung. e - 

II. Ueber die Wirkung des Tarifvertrages auf die ver- 
schiedenen Perioden einer Konkurrenzklausel ist zu sagın: 

7. Nach Eintritt der Geltung eines Tarifvertrages können 
neue Klauseln nur in dem Masse und mit dem Inhalte vereinbart 
werden, der im Tarifvertrage zugelassen ist. Darüber hinaus- 
gehende Vereinbarunen werden ohne weiteres durch die tarif- 
lichen Bedingungen ersetzt. Vorher ist aber ihre Gültigkeit 
und Verbindlichkeit auf Grund der Gesetze zu prüfen. Verstösst 
beispielsweise ein vertragliches Wettbewerbsverbot gegen die 
guten Sitten, weil es mit ehrenwörtlicher Bindung oder mit 
übermässiger Vertragsstrafe gesichert werden soll, oder weil es 
den Angestellten knebelt, so ist es nach $ 138 B,G.B. ohne 
weiteres nichtig, völlig ungültig und wird nicht etwa dürch ein 
im Tarifvertrage zugelassenes beschränktes Verbot ersetzt. Mit 
einem Handlungsgehilfen, der; nicht mehr als 1500 M. jährlich 
verdient, mit einem Lehrling kann kein gültiges Verbot verein- 
bart werden, auch nicht im Rahmen eines Tarifvertrages. 

8. War beim Inkrafttreten des Tarifvertrages eine Kon- 
kurrenzklausel gültig vereinbart, so. erlischt sie oder ändert 
sich dementsprechend. Es bedarf dazu keiner Aenderung des 
Anstellungsvertrages und keines besonderen Einvernehmens der 
Parteien über diese Aenderung. Ist die Geltung: der Klausel 
an bestimmte Bedingungen geknüpft, so wird zu unterscheiden 
sein. Ist die Bedingung etwa eine Entschädigung, so erwächst 
dem Angestellten der Anspruch auf diese, auch wenn der Unter- 
nehmer sich nicht eigens dazu bereit erklärt. Ist die Bedingung 
ein Mindestgchalt, so erlischt die Klausel, wenn nicht sofort das 
Gehalt auf den Mindestsatz erhöht wird. Der übrige Dienst- 
vertrag bleibt unverändert oder er ändert sich den übrigen 
Bedingungen des Tarifvertrages gemäss. 

9. Ist beim Inkrafttreten des Tarifvertrages der Anstellungs- 
vertrag bereits abgelaufen, die Konkurrenzklausel also in Wirk- 
samkeit, so verliert sie diese Wirksamkeit oder ändert sie nach 
den Bedingungen des Tarifvertrages. Auch dazu bedarf es 
keiner Vereinbarung zwischen den Parteien des einzelnen frühe- 
ren Dienstvertrages. Der frühere Arbeitgeber kann künftig 
nur noch diejenigen Ansprüche geltend machen, die der Tarif- 
vertrag zulässt. Der Angestellte ist von jeder Bindung frei, die 
über das im Tarifvertrage zugelassene Mass, nach Ort, Zeit 
oder Umfang der Wettbewerbsbeschränkurig hinausgeht. Er 
hat diejenigen Entschädigungsansprüche, die der Tarif zur Vor- 
aussetzung der Klausel macht. Wird nach Art des® 74 H.G.B. 
die Zahlung einer Entschädigung zur Voraussetzung der Gültig- 
keit einer Klausel gemacht, so ist im Zweifel wohl anzunehmen, 
dass der Arbeitgeber eine bestehende Klausel dadurch aufrecht- 
erhalten kann, dass er sich für die Zukunft zur Zahlung der 
tarifmässigen Entschädigung verpflichtet. Eine Nachzahlung der 
Entschädigung für verflossene Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Tarifvertrages wird im Zweifel nicht nötig sein. Ist nur. bei 
bestimmtem Mindestgehalt eine Konkurrenzklausel zulässig und 
bezog der Angestellte dieses Mindestgehalt in ‚seiner Stellung 
nicht, so wird der Unternehmer mindestens die Entschädigung 
künftig nach dem Mindestgehalte zu zahlen haben. 

10. Ist die Klausel beim Inkrafttreten des Tarifvertrages 
bereits erloschen, sei es durch Ablauf der Frist, für die sie ver- 
einbart oder nach gesetzlicher Vorschrift verbindlich war, sei 
es durch Zuwiderhandlung und Strafordnung gemäss $ 75c 
Abs. II H. G. B., so übt der Tarifvertrag keine Wirkung mehr 
(vgl. Abschnitt 1). Läuft die vertragsmässige und gesetzlich 
zulässige Frist noch, ist aber die im Tariivertrage für zulässig 
erklärte Höchstfrist abgelaufen, so erlischt‘ die Verbindlichkeit 
der Klausel mit dem Inkrafttreten des Tarifvertrages. 

IV. Allgemeine Auslegun gsregeln für tarifmässige 
Abmachungen über Konkurrenzklauseln lassen sich kaum geben. 
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Abgesehen natürlich von den allgemeinen Regeln, dass jeder 
Vertrag nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs- 
sitte auszulegen und der wirkliche Wille der Vertragschliessen- 
den zu erforschen ist. Denn die Wünsche der beiden Tarif- 
vertragsparteien werden in der Regel gegeneinanderstehen. 
Während die Angestellten möglichst weitgehende Beschränkung 
der Weitbewerbsverbote- erstreben, wollen die Unternehmer- 
verbände ihren Mitgliedern die Freiheit dazu wahren. Der 
Zweck des Tarifvertrages ist nicht einseitig die Begünstigung 
der Arbeitnehmer. Und auch die gesetzliche Regel, dass die 
tarifvertraglichen Bedingungen für den Abschluss von Arbeits- 
verträgen Mindestbedingungen sind, lassen nicht den Schluss zu, 
dass diese Bedinsungen im Zweifel zugunsten der Arbeitnehmer 
auszulegen sind. Es kann daher beiden Parteien nur empfohlen 
werden, gerade auf diesem strittigen Gebiete ihre Tarifverträge 
recht klar und eindeutig abzufassen. 
Dr. Heinz Potthoff, München. 
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Der Internationale Gewerkschaftsbund zu den Vorgängen 
in Oberschlesien, Der Vorstand des Internationalen Gewerk- 
schaftsbundes hat sich in seiner Sitzung vom. 20. Mai in Amster- 
dam auch mit dem polnischen Aufstand in Oberschlesien und 
den vorgekommenen feindseligen Handlungen zwischen pol- 
nischen und deutschen Arbeitern befasst. Das Ergebnis der 
Beratung war, dass der Internationale Gewerkschaftsbund eine 
aus Jouhaux (Paris), Williams (London) und Fimmen 
(Amsterdam) bestehende Untersuchungskommission 
baldiest nach Oberschlesien entsendet, die dort an Ort und 
Stelle in Gegenwart von deutschen und polnischen Gewerk- 
schaftsvertretern die nötigen Feststellungen für eine objektive 
Beurteilung der Schuldfrage vornehmen soll. 


Ein Erfolg der gewerkschaftlichen Internationale in Amster- 
dam. Wir haben in‘Nr. i4 der „D. T.Z.“ unter der Ueberschrift 
„Wiedergutmachung durch Arbeit“ die Frage des Wiederauf- 
baues in Frankreich besprochen und die Vereinbarung zwischen 
den französischen und deutschen Baiarbeiterverbänden ver- 
öffentlicht, die als Grundlage der künftigen Zusammenarbeit 
bei der Wiederherstellung der zerstörten Bauten in Nord- 
frankreich diener soll. Dabei haben wir auch auf die Wider- 
stände hingewiesen, die sich ‘dieser Zusammenarbeit entgegen- 
stellen. Dass hier die im Interesse der beiden Völker liegende 
notwendige Wiederaufbauarbeit noch nicht begonnen werden 
konnte, ist in erster Linie auf die Gegenwirkuig des französi- 
schen Unternehmeriums zurückzuführen, das die Wiederaufbau- 
arbeiten als eine möglichst lange fliessende Queile grosser Pro- 
fite für sich allein sichern will. Leider hatte auch der Minister 
für die zerstörten Gebiete in Frankreich, Loucheur, die 
Wiederaufbauangebote der deutschen Regierung und der deut- 
schen Arbeiterverbände bisher ignoriert. 

Nachdem aber nun im April die internationale Ge- 
werkschaftskonferenz in Amsterdam zu dem Problem 
der Wiedergutmachung eingehend Stellung genommen und die 
gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmerschaft der beteiligteir 
Länder aufgerufen hatte, auf ihre Regierungen einzuwirken, 
damit diese die von der international organisierten Arbeitneh- 
merschaft vorgeschlagenen Lösungen der Wiedergutmachung 
akzeptieren, beginnt nunmehr auch die öffentliche Meinung in 
Frankreich sich der Beteiligung deutscher Arbeitskräfte beim 
Wiederaufbau allmählich günstiger gegenüberzustellen. Die 
Annahme des Ultimatums und das ehrliche Streben der -deut- 
schen Reichsregierung, die schweren Bedingungen nach besten 
Kräften zu erfüllen, fördert den Umschwung der Stimmung in 
Frankreich und ist geeignet, der weiteren Verständigung ‘den 
Weg zu ebnen. 

Nach einem Bericht, den der Vertreter des deutschen Wie- 
deraufbauministeriums bei der Kriegslastenkommission in Paris 
über eine persönliche Besprechung mit dem französischen Mi- 
nister Loucheur erstattete, ist dieser nunmehr bereit, das in der 
deutschen Reparationsnote enthaltene Angebot der deutschen 
Reichsregierung auf Lieferung von 25000 proviso- 
rischen Häusern anzunehmen und ausserdem noch 
weiter über die Lieferung von 25000 Dauerhäusern zu ver- 
handeln. Ausserdem ‘sei Loucheur. grundsätzlich bereit, über 
die Zuweisung eines bestimmten Abschniittes 
des zerstörten Gebietes an Deutschland zur 
Wiederherstellung zu verhandeln und bestimmte deut- 
sche Vorschläge entgegenzunehmen. Danach sollen deutsche 
Arbeitskräfte alle in diesem Abschnitt erforderlichen Hoch- und 
Tiefbauarbeiten, sowie die Aufforstung der Wälder übernehme: 
können. Das Wiederaufbauministerium hat sich mit dem Reiehs- 
wirtschaftsrat wegen Benennung vou Saclhverstän- 


digen in Verbindung gesetzt, deren Aufgabe es sein soll. eine 
Besichtigung des von französischer ‘ Seite noch näher zu be- 
zeichnenden Gebietsteiles vorzunehmen und die ersten grund- 
sätzlichen Verhandlungen mit den in Frage kommenden franzö- 
sischen Stellen zu führen. 

Auch der französische Ministerpräsident Briand nimmt 
jetzt eine wesentlich entgegenkommendere Haltung gegenüber 
der deutschen Teilnahme am Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete ein. Er empfing die Mitglieder des Bureaus des Aktions- 
ausschusses für die zerstörten Gebiete, denen sich mehrere 
Parlamentarier angeschlossen hatten. Der Präsident dieses Aus- 
schusses wies auf die traurige Lage der geschädigten Bewohner 
hin, die sich mit Besprechungen nicht mehr begnügen wollten, 
sondern von der Regierung einen Gesamtplan für den Wieder- 
aufbau verlangten. Der Sekretär des Ausschusses, Douce- 
dame, verlangte, dass so bald als möglich in den besonders 
schwer verwüsteten Gebieten, der sogenannten „roten Zone”, 
ein Versuch mit der deutschen Teilnahme am Wiederaufbau 
durch Lieferung von Materialien und Arbeits- 
kräften gemacht werde. Senator Carpentier und De 
putierter Deguise erklärten, ein grosszügiger Wiederaufbau- 
plan ohne Mitarbeit aller Völker, insbesondere des deutschen, 
sei unmöglich. 

Ministerpräsident Briand erwiderte, er seiohne Vor- 
behalt für die Verwendung deutschen Ma- 
terials und ebenso für die Hinzuziehung deut- 
scher Arbeitskräfte unter der Voraussetzung, dass es 
sich um gelernte Arbeiter handele, und dass die Einwohner der 
fraglichen Gebiete damit einverstanden seien. Er führte weiter 
aus, dass er einem sofortigen Versuch 'der Ver- 
wendung deutscher Arbeitskräfte in der „roten Zone“ günstig 
gegenüberstehe. 


Generalversammlung der I.B. S. Am Sonnabend, den 
30. April, hielt die Industriebeamten-Sparbank ihre 
9. ordentliche Generalversammlung im Bundeshause ab. Aus 
dem Geschäftsbericht, den der: Kollege Schwedt erstattete, 
geht hervor, dass sich die Sparbank im letzten Jahre ausser- 
ordentlich günstig entwickelt hat.. Die Zahl der Sparer hat 
sich im: Jahre 1919 von 1079 auf 1527 gehoben, was einer Ver- 
mehrung von über 40 Prozent gleichkommt. Trotz der grossen 
Anzahl der neuaufgenommenen Kollegen, die doch immer nur 
mit einer geringen. Summe anfangen, hat sich das Pro-Kopi- 
Spargeld von 480 auf 640 Mark gesteigert. Diese Erfolge sind 
im wesentlichen auf das neueingeführte Vertrauensmänner- 
system zurückzuführen. Was vor einigen Jahren einzelne Ber- 
liner Kollegen in ihren Betrieben anfingen, ist jetzt in feste 
organisatorische Formen gebracht. _Ein neuer. Tätigkeitszweig 
wurde durch-die Annahme von Depositengeldern eröfinet. Auch 
konnte im vergangenen Jahre die erste Zweigkasse in Essen 
eröfinet werden. 

Die vergebenen Gelder sind durchweg in einer Weise an- 
gelegt, wie es den Kultur- und Wirtschaftsinteressen der ‚Sparer 
selbst entspricht. Mit den neu ins Leben geruienen Bau- und 
Baubetriebsgenossenschaften wurden Verbindungen angeknüpit 
und ihnen gegen angemessene Sicherheiten Kreditkapital zur 
Verfügung gestellt. Des‘ weiteren hat sich die Sparbank an der 
Gagfah, der Berliner Volksbühnenbewegung und der Gross- 
einkaufsgesellschaft Deutscher Konsumvereine beteiligt. 

Die Generalversammlung beschloss, aus dem erzielten Rein- 
gewinn von 13773 M. eine Dividende in Höhe von 4 Prozent 
zu verteilen. 7554,04 M. werden dem Reserveionds zugeführt, 
der damit die satzungsgemässe Höhe von 15000 M. erreicht. 
Weitere 3993,37 M. wurden dem Spezial-Reservefonds zuge- 
führt. Ausserdem konnten noch die nötigen Steuerreserven 
bereitgestellt werden. 

Die Generalversammlung- verschloss sich nicht der Tat- 
sache, dass das Anwachsen des Genossenschaftskapitals mit 
dem des Sparkapitals nicht Schritt gehalten hat und beschloss 
daher einstimmig, den Geschäftsantel von 100 Mark auf 
200 Mark zu erhöhen. Die Zustimmung, mit der dieser Be- 
schluss aufgenommen wurde, fand darin ihren praktischen Aus- 
druck, dass zahlreiche Genossen ‘die Anteilerhöhung sofort auf 
der Generalversammiung ‚zur Einzahlung brachten. Es darf 
danach wohl erwartet werden, dass sich alle Genossen restlos 
an der Anteilerhöhung beteiligen werden. Um den wirtschaftlich 
Schwachen entgegenzukommen, wurde beschlossen, den Ge- 
nossen, die Inhaber mehrerer Geschäftsanteile sind, und die 
glauben, infolge der Anteilserhöhung aus der Genossenschaft 
austreten zu müssen, für den Fall des Wiedereintritts mit zu- 
mindest gleicher Summe das Eintrittsgeld zu erlassen. Ein 
anderer Weg zur Erköhung des Anteilkapitals ist mit Rücksicht 
auf die Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes nicht 
gangbar. 

In einem grossangelesten Referat sprach: Kollege Bote 
über die genossenschaftliche Kapitalbeschaffung für die Sozia- 
lisierung unseres Wirtschaftslebens. Er wies dabei besonders 
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auf die gegenwärtige Zersplitierung des gesamten Arbeitneh- 
merkapitals hin und forderte zur praktischen Mitarbeit auf dem 
Gebiete der genossenschaftlichen Kapitalbeschafiung auf. 

In den Vorstand wurden gewählt die Kollegen Bote, 
Krug, Sandrock und Schwedt. Die. aus dem Auf- 
sichtsrat satzungsgemäss ausscheidenden Kollegen wurden wie- 
dergewählt. Ihm gehören jetzt an die Herren Dosmar, 
Braun, Hausberg, Meyer, Markus, Kramer, 
Mederle, Schuhmann, Martens, 


Wirtschaftsfragen 


Für die einheitliche Regelung der Bezirkswirtschaftsräte. 
Das AfA-Ortskartell und der A. D. G. B., Ortsausschuss Augs- 
burg, sind nach eingehenden Beratungen über die Bezirkswirt- 
schaitsräte zu folgender Entschliessung gelangt: 


„Durch Art. 165 der Reichsverfassung wurde das Recht der 
Arbeiter und Angestellten, an der Regelung der Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen in Gemeinschaft mit dem. Unternehmer mitzu- 
wirken, sowie die langiährige Forderung der Arbeiterklasse 
nach bestimmendem Einfluss auf die weitere Entwicklung der 
Produktion gesetzlich anerkannt. 

Die Arbeiter und Angestellten erhalten, so besagt Absatz 2 
des Art. 165, zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaft- 
lichen Interessen gesetzliche Vertretung in. Betriebsarbeiter- 
räten sowie in nach Wirtschaftsgebieten gegliederten Bezirks- 
arbeiterräten und in einem Reichsarbeiterrat. 

Trotzdem seit Annahme der Reichsverfassung durch die 
Nationalversammlung über zwei Jahre verilossen sind, ist der 
Art. 165 nur zu einem kleinen Teil realisiert. Wohl sind die 
Betriebsräte geschaffen, für die Errichtung der Bezirksarbeiter- 
räte und des Reichsarbeiterrats hat die Regierung Gesetzes- 
vorlagen dem Parlament bisher nicht unterbreitet. Ausser der 
Vorlage von zwei Plänen für den Aufbau dieser Organisationen 
durch das Reichswirtschaftsministerium, die zudem den Forde- 
rungen der Arbeiter und Angestellten in keiner Weise Rechnung 
tragen, ist die Frage über das Stadium der Vorberatungen nicht 
hinausgekommen. 

Der Ortsausschuss Augsburg des A.D.G.B., die berufene 
Vertretung von weit über 40 000 freiorganisierten Arbeitern und 
Angestellten Augsburgs, erhebt energischen Protest gegen die 
Verschleppung dieser für die Arbeiterklasse so wichtigen An- 
gelegenheit auf unbestimmte Zeit, und erwartet von der neıen 
Reichsregierung, dass sie alles tut, um das in Art. 165 def 
Reichsverfassung gesetzlich gewährleistete Recht walır zu 
machen. 

Die baldigste Vorlage eines Gesetzentwuries an den Reichs- 
tag betr. Errichtung von Bezirkswirtschaftsräten und des Reichs- 
wirtschaftsrates ist dringendes Erfordernis. 

Die freiorganisierten Arbeiter und Angestellten Augsburgs 
erheben ferner einmütigen Protest gegen die Bestrebungen der 
Bayerischen Regierung auf Errichtung eines speziellen provi- 
sorischen Bayerischen Landwirtschaftsrates. Nach Art. 165 
Abs. 6 der Reichsverfassung ist die Errichtung der Wirtschafts 
räte ausschliesslich Reichssache und vom Reiche mit aller Fnt- 
schiedenheit zu betreiben. Die Notwendigkeit der Schaffung 
eines speziellen Bayerischen Landwirtschaftsrates vermögen 
die freiorganisierten Arbeiter und Angestellten Augsburgs nicht 
einzusehen. Aufgabe des Reiches ist es, derartigen Sonder- 
bestrebungen der Länder mit allem Nachdruck entgegenzutreten, 
Durch die alsbaldige Inangriffnahme der bererten Angelegen- 
heit seitens des Reiches kann und muss dies geschehen. 

Vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund und der 
AfA erwarten wir schnelles. zielklares Handeln in dieser Frage 
und Hinausgabe von Richtlinien an die angeschlossenen Orts- 
ausschüsse.“ 


Zur Neuregelung der Getreidewirtschait hatten der Deutsche 
Beamtenbund, der A. D. G. B. und der AfA-Bund am 5. April 
beim Reichsernährungsminister einen Protest gegen die Fr- 
höhung des Brotpreises eingereicht (siehe „D. T.-Z.“ Nr. 16, 
S. 136). Auf diesen Protest ist am 27. April folgende Antwort 
eingegangen: 

An den 
Vorstand ‘des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Berlin SO 16. 

Auf das gefällige, an die Reichsregierung gerichtete, ab- 
en an mich abgegebene Schreiben vom 13. Apri 1921 
— 1187/21. — } 

Von der Entschliessung des Deutschen Beamtenbundes, des 
Allgemeinen freien Angestelltenbundes und des Vorstandes des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes vom 5. April habe 
ich Kenntnis genommen und bemerke hierzu foleendes: 

Seit Monaten wird in eingehenden Verhandlungen, an denen 
auch die in Betracht kommenden Spitzenverbände der beteilig- 
ten Bevölkerungskreise, insbesondere auch der Allgemeine 
Deutsche Gewerkschaitsbund, teilgenommen haben, die Rege- 
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lung der Getreidebewirtschaftung für das nächste Wirtschaits- 
jahr eingehend erwogen. Als Ergebnis aller dieser Verhand- 
lungen hat sich überwiegend die Ueberzeugung herausgebildet, 
dass eine Fortführung der Getreidebewirtschaftung in der bis- 
herigen Form kaum möglich erscheint, da von Jahr zu Jalır die 
Erfassung der Getreideernte immer weiter zurückgeht und die 
staatliche Autorität nicht die genügenden Mittel besitzt, um 
diesen Zustand wesentlich zu bessern. Andererseits bestehen 
auch die ernstesten Bedenken, bereits jetzt zu dem an sich er- 
strebenswerten Ziel der freien Wirtschaft auch für Getreide 
zu gelangen, da sich sehr beträchtliche Schwierigkeiten gegen 
eine geregelte Brotversorgung, insbesondere auch der minder- 
bemitteiten Schichten, unter den jetzigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen ergeben würden. 

Bei dieser Sachlage wurde in Aussicht genommen, den 
dringenden Brotbedarf der Bevölkerung in Höhe der jetzigen 
Ration im wesentlichen auf dem Wege einer zu billigeren Prei- 
sen abzugebenden Umlage aufzubringen und den übrigen Bedarf 
der Bevölkerung durch das freigegebene Ueberschussgetreide 
zu decken. Die Frage des Brotpreises hängt nicht allein von 
der Art der Bewirtschaftung ab, sondern wird wesentlich da- 
durch beeinilusst, in welchem -Umiange Deutschland Auslands- 
getreide einführen, und weiche Preise es für diese Einfuhr an- 
legen muss. Gerade das jetzt den gesetzgebenden Körper- 
schaften in dem Entwurf eines Gesetzes über die Regelung des 
Verkehrs mit Getreide vorgelegte Umlagesystem geht von der 
Erwartung aus, dass durch Erhöhung der inländischen Pro- 
duktion und ihre volle Nutzbarmachung für den menschlichen 
Verbrauch die notwendige Einfuhr herabgesetzt und damit eine 
geringere Belastung des deutschen Volkes eintreten wird. 

Im übrigen verweise ich darauf, dass die Angelegenhelt 
bereits der Entscheidung der gzesetzgebenden Körperschaiten 
unterliegt. In Vertretung: gez. Dr. Kuber. 

Die Antwort ‘des Reichsernährungsministers muss leider 
als durchaus unbefriedigend bezeichnet werden. Die Regierung 
wird sich daher nicht zu wundern brauchen, wenn die Erbitte- 
rung über ihre Entschlüsse immer grösser werden sollte, 


Friüllung des Ultimatums auf Kosten der Arbeitnehmer. In 
einem Artikel „Zur Lage“ beschäftigt sich die „Deutsche Arbeit- 
geber-Zeitung“ in ihrer Nummer 20 mit der Annahme des von 
der Entente gestellten Ultimatums und den Folgerungen, die sich 
daraus ergeben. Ihre Ansicht über das, was nun zu geschehen 
hat, um die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen zu er- 
möglichen, äussert sie in folgenden bemerkenswerten Sätzen: 

„Eins freilich ist ebenso klar, dass die Hauptlast dieser 
furchtbaren Forderungen auf die Industrie abgewälzt wer- 
den wird. Ob diese die Last wird tragen können, haben Sach- 
verständige bezweifelt. Sie wird es ganz gewiss nicht können, 
wenn sie gleichzeitig weiter wie bisher durch die in Massen 
hergestellten sozialen Gesetze und Verordnungen. gefasselt 
wird, die einseitig dem Standpunkt des Arbeitnehmers Rech- 
nung tragen. Es wird sich als unabweisbar heraussteilen, wenu 
die Industrie unter dem Druck des Feindes nicht ersticken soll, 
dass Gesetze und Verordnungen, wie das Betriebsrätegssetz, 
Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern usw., einer 
Durchsicht in dem Sinne unterzogen werden, dass der die 
Verantwortung für die Rentabilität des Betriebes und damit 
für die Existenz seiner Arbeiter tragende Fabrikleiter wieder 
Herrinseinem Betriebe wird. Für sozialistische Ex- 
perimente ist die Zeit zu ernst.“ 


Diese Ausführungen der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung“ 
werden in bemerkenswerter Weise ergänzt durch Darlegungen 
des Präsidenten des „Hansa-Bundes“, Geheimrats Dr. Riesser 
im „Bank-Archiv“. Riesser gibt in diesem Artikel seiner Mei- 
nung über die Folgen, die sich aus der Annahme des Uitimatums 
ergeben, dahingehend Ausdruck, „dass die iurchtbaren Lasten 
des Uitimatums nicht ohne schwerste Eingriffen die 
jetzigen sozialpolitischen und wirtschaft- 
lichen Grundlagen unserer Wirtschaft denkbar sind, so 
dass u. a. nicht nur eine Reihe tiefgreifender neuer Steuern, son- 
dern auch eine Reihe von Gesetzen mit Sicherheit zu erwarterr 
ist, welche die Verlängerung der Arbeitszeit, die 
Durchbrechung des Achtstundentages, die Her- 
abseizung der Löhne, den Ausschluss jeder Luxusein- 
iuhr usw. zum Gegenstand haben und uns dadurch vor neue 
schwere soziale innere Kämpfe stellen werden“. 

Die vorstehend wiedergegebenen Ausführungen lassen deut- 
lich erkennen, unter welcher Losung das Unternehmertum an 
die Erfüllung der dem deutschen Volke aufgezwungenen Wieder- 
gutmachungsverpflichtungen zu gehen gedenkt. Man ist in diesen 
Kreisen weit davon entfernt. anzuerkennen, dass die Kriegs- und 
Revolutionsgewinne, in‘ denen man jahrelang geschwelgt hat, 
nun in erster Linie zur Wiedergutmachung herangezogen werden 
müssen, sondern stellt von vornherein die Forderung, dass die 
Wiedergutmachungsleistungen auf Kosten der Arbeitnehmer 
gehen müssen. „Verlängerung der Arbeitszeit“ und „Herab- 
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setzung der Löhne“ verlangt Herr Riesser, und die „Deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung“ stellt heute schon die „unabweisbare‘“ For- 
derung, dass das Betriebsrätegesetz und andere Gesetze und 
Verordnungen einer „Durchsicht“ in dem Sinne unterzogen wer- 
e dass der Arbeitgeber wieder „Herr in seinem Betriebe“ 
wird. 

Wir begnügen uns für heute damit, diese Bekundungen 
„nationaler Opierwilligkeit“ zu registrieren und fügen lediglich 
hinzu, dass wir allerdings mit Herrn Riesser darin einig sind, 
dass der Versuch, dieses Programm zu verwirklichen, „neue 
schwere soziale innere Kämpfe“ heraufbeschwören würde. 


Sozialpolitik 


Zur Frage der Familienzulagen äussert sich in Nr. 18 des 
„Korrespondenzblattes des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes“ der Bundesvorsitzende Theodor Leipart. 
Ueber diese Frage, die doch auch eine Gewerkschaftsangelegen- 
heit im wahren Sinne des Wortes ist, ist in der deutschen Ge- 
werkschaitspresse bisher noch wenig geschrieben worden, um 
so mehr aber in der Unternehmerpresse und in den Blättern, 
die dem Unternehmertum nahestehen, und da durchweg in denı 
Sinne, dass der ledige Arbeiter unmöglich ebensoviel verdienen 
dürfe, wie der verheiratete. Man hat auch schon die Einführung 
einer Art Versicherung befürwortet, die es dem Unternehmer 
erleichtern soll, die Lohnzuschläge für Familienväter zu tragen. 
Der Hintergedanke bei der ganzen Sache ist wohl der, dass der 
angestrebte Lohnabbau zunächst bei den Unverheirateten 
aniangen müsse. Leipart erwidert auf Ausführungen des be- 
kannten Landgerichtsrats W. Kulemann in Nr. 16 der „So- 
zialen Praxis“, wo dieser einen Streitiall behandelt, bei 
dessen Entscheidung. durch den Schlichtungsausschuss die Ar- 
beitervertreter sich für Bemessung des Lohnes nach der 
Leistung, die Arbeitgebervertreter für Bemessung nach 
dem Familienstand erklärt haben. 

Leipart legt ein Wort für die ledigen Arbeitnehmer ein und 
verweist darauf, dass der Ledige manche Bedürfnisse und 
Pflichten hat, die für den Verheirateten zum wenigsten doch 
nicht mehr in gleichem Masse in Frage kommen. Als solche 
führt er die Pflicht zur Weiterbildung an; auch.die Teilnahme 
an Turn- und Sportvereinen sei berechtigt: der junge Arbeiter 
soll auch seine Jugend geniessen und sodann doch wenigstens 
die Gelegenheit haben, Ersparnisse machen zu können, damit 
er, wenn er später eine Familie gründet, sich den jetzt so über- 
aus kostspieligen Hausstand anschaffen kann. 

Wie solle ferner die „soziale Entiohnung“ -durchzeführt 
werden? Man denke anscheinend immer an die Lohnarbeiter, 
aber nicht an die Akkordarbeiter. Solle auch der Stücklohn 
ungleich festgesetzt werden? 

Leipart empfiehlt einen einfacheren Weg. Man solle den 
Familienvater bei den Steuern in höherem Masse berück- 
sichtigen als bisher. Ferner solle man ihm alle nur denkbaren 
Vergünstigungen gewähren, deren Kosten voit der Ge- 
samtheit des Volkes aufgebracht werden (freien Schulunterricht, 
Schulspeisung, freie Fahrt zur Schule, unentraltliche Körper- 
pflege, in gewissem Umfange vielleicht auch Schuhe und Klei- 
der). Man liefere für die Säuglinge unentgeltliche oder ver- 
billigte Milch, ferner einen Erziehungsbeitrag für jedes Kind, 
den schulentlassenen Kindern eine kostenfreie Lehrstelle oder 
einen Zuschuss zu den Kosten der Berufsausbildung. Der An- 
fang auf diesem Wege ist schon längst gemacht worden, man 
möge den Weg nur ernsthaft weitergehen. Man stelle auf diese 
Weise den Familienvater günstiger als den Ledigen, lasse aber 
die Frage des Entlohnungssystems aus dem Spiele. 

= 


Bekanntlich hat auch der diesjährige Bundestag des B. t. 
A. B. zur Frage der Entlohnung nach dem Familienstande bei 
Tarifverträgen Stellung genommen. Er ist allerdings zu der Auf- 
fassung gelangt, dass die Familienzulagen sich infoige der fort- 
schreitenden Verringerung des Rceallohnes unaufhaltsam ein- 
bürgern werden. Zur Abwendung der für die verheirateten Ar- 
beitnehmer daraus entspringenden Gefahren müssten die Fa- 
milienzulagen nicht von dem einzelnen Arbeitgeber, sondern auf 
dem Wege des Umlageverfahrens von sämtlichen beteiligten 
Unternehmungen getragen werden. Ueber die zweckmässigste 
Ausgestaltung solcher Ausgleichskassen innerhalb der einzelnen 
I:dustrie und Gewerbezweige, insbesondere °hinsichtlich der 
Wahrung der Gleichberechtigung der Arbeitnehmer bei der Ver- 
waltung, müsse zusammen mit ‘den anderen freien Gewerk- 
schaften weiterverhandelt werden. 


Soziale Bewegung 


Erste Maifeier in Japan. Zum ersten Male in der Geschichte 
der japanischen Arbeiterbewegung ist in diesem Jahr der erste 
Mai als Weltfeiertag in Japan festlich begangen worden, und 
zwar gemeinsam von 13 Arbeitervereinigungen mit dem Bund 
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Japanischer Sozialisten. Es ist das die erste Folge der Ende 
März und Anfang April von den verschiedenen Gewerkschaften 
gefassten Beschlüsse, die eine ganz wesentliche Revolutio- 
nierung der japanischen Arbeiterbewegung 
bedeuten. Die Revolutionierung zeigt sich auch darin, dass in 
den meisten Vereinen die bisherigen der sogenannten Intelligenz 
angehörigen Beamten durch Arbeiter ersetzt und die wirtschafts- 
friedlich gesinnten Führer zum Austritt gezwungen worden sind. 


Angestelltenbewegung 


Erster AfA-Gewerkschaits-Kongress. Der Vorstand "des 
AfA-Bundes beruft auf Grund der Beschlüsse der Vorstände- 
konfierenz vom 6. und 7. November 1920 und der Reichsvertreter- 
sitzung vom 11. Mai 1921 den 1. AfA-Gewerkschafits- 
Kongress zum 11. und 12. September 1921 nach 
Düsseldorf ein. Die vorläufige Tagesordnung 
lautet: 1. Reorganisation des AfA-Bundes. 2. „Vereinheit- 
lichung und Demokratisierung des Arbeitsrechtes.“ Referent: 
Prof. Dr. Hugo Sinzheimer, Frankfurt a.M. 3. „Die Neu- 
ordnung der Sozialversicherung.* Referent: Hellmuth Leh- 
mann-Dresden, Geschäftsführer des Hauptverbandes Deutscher 
Ortskrankenkassen. 4. Wahlen. 5. Verschiedenes. 

Aniräge der Ortsgruppen und Ortskartelle sind bis zum 
1. August d. J. einzureichen. Die unter Punkt 1 zur Beratung 
stehende vorläufige Satzung geht den Ortskartellen im Verlauf 
dieses Monats zu, so dass eine eingehende Vorberatung möglich 
ist. Die Wahlen erfolgen innerhalb der angeschlossenen Ver- 
bände. Jedem Verband steht die dreifache Zahl von. Delegierten 
zu, die er in der Vertretersitzung hat. 


Die Haltung der Angestelltenvertreter in den wirtschait- 
lichen Seibstverwaltungskörpern. Die letzte Kalipreiserhöhung 
und die Haltung, die einzelne Angestelltenvertreter bei dieser 
Gelegenheit eingenommen haben, gaben dem Vorstand des AfA- 
Bunds Veranlassung, sich in seiner Sitzung vom 11. Mai 1921 
eingehend mit der Stellung von Angestelltenvertretern in wirt- 
schaftlichen Selbstverwaltungskörpern zu befassen. Der Vor- 
stand war einmütig der Auffassung, dass es nicht angängiz ist, 
lediglich deshalb für eine Preiserhöhung zu stimmen, weil gleich- 
zeitig der beteiligten Angestelltengruppe eine Gehaltserhöhung 
zugesichert wird. Die gewerkschaftliche Lohnpolitik muss das 
Ziel haben, den Angestellten einen wachsenden Anteil am Pro- 
duktionsertrag zu sichern. Es kann aber nicht Aufgabe der An- 
gestellten sein, volkswirtschaftlich ungerechtfertigte Preiserhö- 
hungen damit zu decken, dass sie zeitlich mit Lohnsteigerung 
verbunden werden. Die Arbeitnehmervertreter in den Selbst- 
verwaltungskörpern, wie Kalirat, Eisenwirtschaitsbund USW., 
dürfen sich nicht dazu hergeben, ihre Entscheidungen lediglich 
vom kapitalistischen Produzentenstandpunkt zu treffen, sondern 
müssen vor allem auch die Konsumenteninteressen wahren. Fs 
wird den Arbeitnehmervertretern empfohlen, bei der Beurteilung 
der Lage in dem einzelnen Industriezweig insbesondere auch 
eingehende Prüfungen über die Selbstkosten anzustellen. 


Zum ersten Verbandstag des Zentralverbaudes der Ange- 
stellten ist eine besonders ausgestattete Festausgabe seines Ver- 
bandsorganes „Der freie Angestellte“ erchienen. Bekannte 
Führer der freigewerkschaftlichen Arbeiter- und Angestellten- 
bewegung haben zu dieser Nummer wertvolle Beiträge geliefert 
Der Vorsitzende des „Allgemeinen deutschen Gewerkschafts- 
bundes“, Th. Leipart, erörtert in einem Aufsatz „Der Zentral- 
verband der Angestellten und die Arbeitergewerkschaften“ die 
historische Entwicklung des Solidaritätsgedankens zwischen 
freigewerkschaftlichen Arbeitern und Angestellten und seiner 
praktischen Aeusserung. S. Aufhäuser beleuchtet in präg- 
nanter Darstellung die historische Bedeutung und Stellung des 
Zentralverbandes in der Angestelltenbewe- 
gung von den ersten Kämpfen in der Zeit der Puttikamerschen 
Streikerlasse bis zur heutigen Aera der machtvollen freigewerk- 
schaftlichen Massenbewegung. C. Giebel behandelt Kämpfe 
und Aussichten der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung 
nach der. Revolution in einem vom Glauben an die unüberwind- 
liche freigewerkschaftliche Kampfkraft zetragenen Aufsatz 
„Rückblick und Ausblick“. Ueber die Beteiligung des Zentral- 
verbandes an der internationalen freigewerk- 
schaftlichen Arbeitnehmerbewegung, insbeson- 
dere am „Internationalen Bund der Privatangestellten“ unter- 
richtet ein instruktiver Beitrag von O. Urban. Einige kleinere 
Aufsätze über das organisatorische Werden des Zentralver- 
bandes schliessen die Festnummer ab. 


Der .‚Allrussische Gewerkschaitsverband der Sowietange- 
stellten“ erliess an die Gewerkschaftsverbände der ganzen Welt 
einen Aufruf, in dem die westeuropäischen Verbände der An- 
gestellten aufgefordert wurden, zu der im Mai dieses Jahres 
stattfindenden allrussischen Konferenz des Gewerk- 
schaftsverbandes nach Moskau Vertreter zu entsenden. Die Be- 
wegung der Angestellten in Russland sei während der Revo- 
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lutionsjahre ungeheuer gewachsen, nn Stelle einer Reihe kleiner, 
miteinander nicht verbundener Verbände hätten die Angestellten 
Russlands einen einheitlichen. Gewerkschaftsverband geschaffen 
der gegenwärtig ungefähr eine halbe Million Bureau- und Han- 
delsangestellter umfasse. Zur gegenseitigen regelmässigen In- 
formierung und zur Vereinigung des allrussischen Gewerk- 
schaftsverbandes mit den Verbänden der Angestellten von 
Westeuropa sollten nunmehr internationale Beziehungen her- 
gestellt werden. 

Bei-diesem Aufruf des allrussischen Gewerkschaftsverbandes 
ist zu beachten, dass es sich hier um eine von unseren Ange- 
stelltenverbänden - gänzlich abweichende ‚staatliche Zwangs- 
organisation russischer Sowietbeamten handelt, die also nicht als 
Privatangestelite, sondern als Beamte oder beauftragte Per- 
sonen der russischen Sowietregierung anzusprechen sind. Der 
Sowietbeamtenverband ist daher nicht legitimiert, an die inter- 
nationale Organisation der freigewerkschaftlichen Angestellten- 
bewegung derartige Aufrufe zu erlassen. 


Berufsfragen 


Die Einrichtung von Fachschulen für Vermessungstechniker, 
die von uns seit 20 Jahren gefordert wird, ist jetzt durch das 
Ergebnis einer auf unsere Veranlassung am 3. Februar d. J. im 
Preussischen Handelsministerium  abgehaltenen Konferenz ge- 
sichert. (Vgl. „D. T.-Z.* Nr. 8, Beilage „Bildung und Unter- 
richt“.) Diejenigen Kollegen, die an der Durchsetzung dieser 
Forderung mitgearbeitet haben, wissen, welche Schwierigkeiten 
zu überwinden waren und welche Hindernisse gerade von den 
verschiedenen Landmessergruppen immer wieder neu geschaffen 
wurden. Auch jetzt, nachdem von allen beteiligten Stelien ein- 
mütig die Einrichtung von Vermessungstechnikcrfachschulen als 
durchaus erforderlich bestätigt wurde, glaubt eine Gruppe der 
Katasterkontrolleure wenigstens noch die in der Preussischen 
Katasterverwaltung beschäftigten Vermessungstechniker vor 
dem Besuch der Fachschule retten zu müssen. Zü diesem 
Zwecke scheut man nicht vor den verwegensten Verdrehungs- 
künsten zurück. In einem Artikel des Katasterkontrolleurs 
Conradt in Nr. 14 der „Allgemeinen Vermessungsnachrichten“ 
wird behauptet, dass der grösste Fachverband der Landmesser, 
der Verband Preussischer Katasterkontrolleure ebenso wie der 
Verband Preussischer Katastersekretäre und -techniker von den 
Beratungen ausgeschlossen worden seien. Wie verhält es sich 
damit in Wirklichkeit? Als Vertretung der Landmesser war 
der Deutsche Verein für Vermessungswesen zu den Verhand- 
lungen hinzugezogen, dem doch der V. P. K. als Fachverband 
angehört oder doch seinerzeit noch angehört hat. Die Bestim- 
mung seiner Vertreter ist eine private Angelegenheit des 
D. V. V., und wenn ein K. K. nicht darunter war, so dürite der 
D. V. V. der Meinung gewesen sein, dass die von ihm beaui- 
tragten Vertreter auch die Interessen der Katasterlandmesser 
ebenso wie der anderen nicht direkt vertretenen Landmesser- 
gruppen wahrnehmen können. Dem Herrn Conradt wird aber 
auch nicht unbekannt sein, dass der B. t. A. B. die Einheits- 
gewerkschaft aller Techniker ist, auch der Katastersekretäre 
und -techniker, die durch uns ausreichend nach ihrem Sinne ver- 
treten waren. Wenn aber einige Angehörige dieser Berufs- 
gruppe glauben, ihre Interessen in einem besonderen Vereinchen 
besser vertreten zu können, so haben sie es sich selbst zuzut- 
schreiben, wenn sie ebenso wie Unorganisierte pehandelt werden. 

Ueber die Frage, ob die Fachschule überhaupt erforderlich 
ist, wollen wir mit Herrn Conradt nicht streiten. Wir sind uns 
klar darüber, dass es immer Leute geben wird, die jede Schul- 
bildung für ein überflüssiges Uebel halten. Wenn der Artikel- 
schreiber aber glaubt, über die Arbeiten der Vermessungstech- 
niker in den Landwirtschafts-, Eisenbahn-, Kommunalverwal- 
tungen und privaten Unternehmungen urteilen zu können, so 
muss er sich auch gefallen lassen, dass wir seine Ausführungen 
entsprechend einschätzen. Ganz besonders haben wir uns aber 
gefreut über das „soziale“ Empfinden, das den Angestellten der 


Katasterverwaltung durch Herrn Conradt cntgegengelracht ’ 


wird. Leider haben wir bei der berüchtigten LehrlingsZüchteret, 
wie sie gerade bis vor kurzem noch in der preussischen Ka- 
tasterverwaltung üblich war und an der die Katasterkontrolleure 
nicht schuldlos sind, sehr wenig von sozialem Verständnis emp- 
funden. Wenn weiter von Herrn Conradt gesagt wird, dass 
sich die Katastertechniker in den späteren Jahren von ihrem 
Einkommen selbst unterhalten können, so war diese Selbstver- 
ständlichkeit, namentlich zu der Zeit, als die Katasterkon- 
trolleure die Gehälter ihrer „Privatgehilfen“ bestimmten, sehr 
zweifelhaft. 

Die Forderung des Herrn Conradt „Freie Bahn dem Tüch- 
tigen“ für die Katastertechniker uns gegenüber klingt sehr 
komisch, und erheiternd wirkt auch sein Bemühen, dieses Schlag- 
wort nach Belieben auslegen zu können. 








Für die Katastertechniker halten wir die zleiche Ausbildung 


-wie für die Vermessungstechniker für notwendig. Für die in 


dem „Ressortpartikularismus‘‘ der Katasterkontrolleure liegende 
Kurzsichtigkeit haben wir kein Verständnis. 
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„Bundespost“ „Jedes Mitglied ein Leser der 
D.T.-Z.!“ Mit diesem Aufruf wendet sich Nr. 7 der „Bundes- 
post“ an die gesamte Mitgliedschaft. Nach einem Beschluss 
des Bundestages obliegt der Abschluss des Postabonnements 
auf die. „D.T.-Z.“ in Zukunit den Ortsverwaltungen. 
Die Mitglieder sind verpflichtet, die Postquittun- 
gen einzulösen und sie gegen - Beitragsbescheinigung dem 
Kassierer oder Obmann auszuhändigen! Ratschläge zur Her- 
beiführung eines reibungslosen Verkehrs mit den Postzeitungs- 
quittungen, die laut 'Postvorschrift jetzt nur noch über eine 
durch 5 teilbare Summe ausgestellt werden, bringt die nächste 
Notiz der „Bundespost“, an die sich wichtige Mitteilungen über 
unser Unterstützungswesen anschliessen. Die folgende Notiz 
bringt weitere beachtenswerte Winke für unsere Vertrauens- 
leute, die Kollege Moll- Jena aus seinem Erfahrungsschatz 
mitteilt, ferner wird die Frage der Fortführung der Verwal- 
tungsarbeit während der Urlaubszeit behandelt. Auf den Ab- 
schnitt „Werbetätiskeif‘“ folgen zwei wichtige Mitteilungen für 
die Förderung-unserer Tarifarbeit. Die eine Netiz geht alle Mit- 
glieder, die bei Strassen-, Klein- und Privatbahnen beschäftigt 
sind, an. Diese haben sich zur Feststellung. ihrer Anzahl an 
ihre Ortsverwaltung zu wenden. 'In der zweiten Notiz wird: 
nochmals auf die wichtigen Bestimmungen und Richtlinien, die 
bei Anträgen auf Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifver- 
trägen zu beachten sind, hingewiesen, nachdem sich laut Mit- 
teilung des Reichsarbeitsministeriums herausgestellt hat, dass» 
noch vielfach dagegen verstossen wird. Ein Abschnitt über 
Betriebsräte sowie der Arbeitsbericht des Vorstandes für‘ 
Monat April 1921 bilden den Schluss der Nummer. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, .Fr. Heinze, 


Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 
Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 


2 Zelluloi lwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. — 


Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner Industrie-Werke G.m.b.H. (früher Fokker Flug- 
zeuge m.b. H). 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbegion, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens. 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Bestz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 


= Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammlung, 
B — Berufsausschuss. 
Pe Chadeitenburg. 1. M. 9. VL 7% Augusta-Kasino, "Kaiserin-Augusta- 
iee 35, = 
Bin.-Chariottenburg Hl. M. 9. VI. 7%. Rest. Ruhland, Savignyplatz 5. 
Bin.-Friedenau. M. 9. VI. 7%. Hohenzollern, Handjerystr. 64. 
Bin.-Lichtenkerg. M. 9. VI. 7%, Zur Hütte, Frankfurter Allee 226. 
Bin.-Norden I. M. 9. VI. 7%. Brauerei-Ausschank Oswald Berliner, Brunnenstr. 140. 
Bin.-Norden tl. M. 8. VI. 7%, Lampertz Festsäle, Schönhauser Allee 129, 
Bin.-Norden Ill. M. 10. VI. 7%. Zum Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse, 
Bin.-Nordost. MB. 8. VI. 79, Greifswalder Hof, Greifswalder Str. 43, 
Bin.-Osien I. M. 9. VL 7°%, Hochbahnrest. Stralauer Allee 48, 
Bin.-Reinickendorf. M. 10. VI. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 
Bin.-Siemensstadt. M. 10. VI. 7%, Schlossklause; Nonnendamm-Allee. 
Bin.-Südwesten. M. 9. VI._ 72. Zur Bierglocke, Belle-Alliance-Str. 106. 
Bin.-Tegel. WM. 10, VI. 7%. Cafe Hohenzollern, Strassenbahn-Endhaltestelle. 
Chemnitz, Zschopau, Frankenberg, Oederan, Siegmar. Gemeinsame Wander- 
versammlung am 5. VI. nach Kunnersdorf. Gasthaus Zschopautal. Abmarsch früh 7%, 
Treffr. Chemnitz, Neue Kaserne. 
Dessau. V. 3. VI. Müller's Restaurant, Schloss<trasse. @ M. 7. VI. Ebendaselbst. 
Hamburg-Südost. V. 6. VI. 7%. Borgfelder Gesellschaftshaus, Hamburg, Oben- 
Borgfelde 22. e M. 9. VI. 7%, Ebendaselbst. 
Hannover. F. Eisen- und Metallindustrie. 6. VI. 7%, Rest. Marheineke, Reitwallstr, 
Magdeburg. M. 7. VI. 7%. Artuchof, Johannesberg. 
Neuruppin. WM. 8. VI. 8% Rest. Kuphal, am See. 
Offenbach a. Main. M. 7. VI. 7%. Rest. Schmidt, Ecke Bismarck-Sprendlingerstr, 
Schwarmstedt. M. 12. VI. Morgens 9%, Gastwirt Heuer. 


” ” ” - = “ * . - * ” n 
Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: LV.: Siegfried Aufhäuser, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlia, 
Irdustriekeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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| Geschäftliche Mitteilungen. ee mienmanrnnn 
' Die Firma M. Rössler, Südd. Lederwarenversand, D T 7 


München, Lindwurmstrasse 179, Vertragsfirma verschiedener 
Verbände, offeriert rindiederne Aktenmappen, Reisekoffer, Besuchs- 

kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 

Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhe!fen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner. zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für, Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Oberrealschule. 
Angesteilten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 


und Damenhandtaschen und Rucksäcke gegen bequcme monatliche | 
Teilzahlungen. Es gelangen nur gute, einwandfreie und preiswerte | & 
Fabrikate zum Versand. 

Wir machen unsere Leser auf diesbezügliches Inserat in dieser | # 
Nummer aufmerksam. ; 






| e Stellenangebote ; 


Wir suchen mehrere 


Betriebstechniker 


1, zurUVeberwachung der Starkstromreparaturwerkstatt, 
2. zur Veberwachung der Dreherei, 

3. zur Ueberwachung von Instandsetzungsarbeiten in 

der Werkstatt und im Betriebe. 

Bedingungen: Abgeschlossene Fachschulbildg. Mehr- 
jährige Tätigkeit als Konstrukteur und als Betriebs- 
techniker. — Gesuche mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
u. Angabe des frühesten Eintrittszeitpunktes erbeten an 


Ammoniakwerk Merseburg 


Leuna-Werke 
(Kreis Merseburg). 
























bei den laufend. 

Dienstgeschäften u. zur Verwaltung 
der hiesigen Pfandkammer wird für 
Antritt mögl. bis zum 1. Juni d. J. 


{ Tiefbautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerk- 
schulbildung gesucht. Nur eine 
erfahrene tüchtige Kraft kommt in 
Betracht. Bewerbungsgesuche mit 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
sind umgehend hierher einzureichen. 
Staatl. Hafenbauamt Stolpmünde (Pom.). 

Gesucht zum sofortig. Dienstantritt 
mehrere Hochbautechniker 
m. abgeschlossen. Baugewerkschule, 
zwecks Uebernahme v.örtlichen Bau- 
leitungen in Eschweiler, Düren, Erke- 
lenz, Geilenkirchen u. Jülich. In Be- 
tracht kommen nur zeichn. gewandte 
Herren f.Projektbearbeitg. m. guten 
theor.Kenntn. u. läng. prakt.Erfahrg. 
Anstellg. a. Grund d.Teiltarifvertrag. 
Bewerbg. u. Vorlage v. Lebenslauf u. 
# | bezlaubigt. Zeugnisabschriften erb. 
Reichsneubauamt Aachen gez. Druxes. 


| Gewandter Techniker 
Ei | aus dem Gasfach, Apparate- oder 
© | allgem. Maschinenbau gesucht, wel- 
cher imstandeist, einwandfreieZeich- 
nungen anzufertigen und kleinere 
1 | Konstruktionen nach Ängabe selbst 
zu entwerfen. Nur ledige Bewerber 
mit genügender Werkstattpraxis u. 
mindestens 5jähriger, am liebsten 
längerer Bureaupraxis wollen Be- 
werbungen einreichen. 

G: Kromschröder A.-G,., 
Osnabrück. 


Zur Hilfeleistung 


Wir suchen mehrere tüchtige 


Konstrukteure 


mit Erfahrungen im allgemeinen Maschinen- und Apparatebau. 


Bedingungen: Abgeschlossene Fachschulbildung. 
Mehrjährige Tätigkeit als Konstrukteur ‚bei grösseren 
Maschinenfabriken. Ausführliche Bewerbungen mit 
Lebenslauf, Zeugnisabschriften u. Angabe des frühesten 


Eintrittstermines erbeten an 
Ammoniakwerk Merseburg 


Leuna-Werke 
(Kreis: Merseburg). 


L} 
Welt-Literalur 
Beste Romane und Novellen aller 
Zeiten und Völker. 40 Werke 12M., 
10 Werke 4 M. postfrei gegen Ein- 

sendung des Betrages. 
F.G.Sehwaiger, Hamburg 36. 
Postfach 155, Postsch.-Konto 22141. 


stoffe 


: 1% u Tuchversand 
|n2/ 14trice 
Crimmitschau 


Muster kostenlos geg. Rücksendung. 


Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis, Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 

Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


auf Teilzahlung. 


Gebr. Huth, Dresden-A. 28. 


Preisliste zur Verfügung. 


Ilanallith nur 7,20 Mark 
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Für unser Werk Aschersleben (früher Ascherslebener 
Maschinenbau A.-G. vorm. W. Schmidt & Co.) suchen 
wir zum möglichst sofortigen Antritt einen gewandten 


Techniker 


der Erfahrung im Apparatebau hat, 

Gefl. Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehalts- 
ansprüchen und Lichtbild werden erbeten unter Kenn- 
zeichen „ATA“ an die - 


R.Woif Aktiengeselischaft, 
Abteilung ZPA, 
Magdeburg-Buckau. 
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Rundschrift-\ 


Federn 
Hur echt mit Kamen „SOENNECKEN“ 
Ueberall erhältlich 





































Wir suchen zu baldigem Eintri!t: 
1. für Konstruktionsbureau tüchtigen, in selbständiger Bearbeitung grösserer 
Projekte des Beton- und Eisenbetonbaues durchaus erfahrenen 


Eisenbeton-Techniker 


nit mehrjähriger Praxis, 
2. tüchtigen 


Eisenbeton-Bauführer 


mit nachweislich mehrjähriger guter Prax:s in Beton- u. Eisenbeton-Bauausführungen 
aller Art. — Nur wirklich tüchtige Herren wollen ausführliche Bewerbungen mit 
Lebenslauf, Zeugnisabschriften usw. einreichen an 


Dyckerhoff & Widmann A.-G., Biebrich a.Rhein. 
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Monatliche Teilzahlung! 








Damenhandtaschen 
0A Reisekoffer o Aktenmappen 
B- Besuchstaschen 
Brieftaschen 
Markttaschen 


Prima Rind-Voll-Leder 
und Rindspalt! 
Gediegene und vornehme 
Ausführung! 


M. Rössler 


Südd. Lederwaren» 
Versand 


München 


Lindwurmstrasse 179. 
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Prospekt gratis! 
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brauchen Sie aufgumenden, 
um cine fremde Spradenad 
der weltberühmten Methode 
ZTouffaint-Langenicheidt zu 
erlernen. Bedenten Gie, 
Daß Sie fih mit Den Kennt- 
niffen, die Sie fich Dadurch 
erwerben, zu angejehenen 
gutbezapiten Stellungen 

inaufarbeiten und Ihre 
riftenz _ fihern fönnen. 
Zaffen Sie Die günftige 
Gelegenheit, die wir Ihnen 
bieten, nicht ungenügt vor- 


Tonitaint-Langenicheidt 


übergeben. Schreiben Sie 
uns heute nod) eine Poft- 
farte und verlangen. Sie 
unfere Einführung A 28 in 
den Unterricht der Sprache, 
die Sie erlernen wollen. 
Bufenbung erfolgt portofrei 
und ohne irgendpiwelche Vers 
binblichfeit für Sie. Langen 
fcheidtfche Berlagsbud)- 
handlung (Prof. &.Langens 
cheidt), Berlin-Schöneberg, 
erlag ber Spradunter- 
richtiswerfe nach d. Methode 


u. 6 ic naar oe ou 


Yelefat 
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Bekannimachung. 


Gemäss $ 33 und 139 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften geben wir nachstehend die Bilanz 





Nr. 22 





und die Gewinn- und Verlustrechnung bekannt, wie sie von unserer 9. ordentlichen Generalversammlung am 30, April 1921 genehmigt wurde. 







Aktiva Bilanz per 31. Dezember 1920 Passiva 
An Kassa-Konto per 31.12.20 . „ . M. 10609,28 Per Spareinlagen } . .. M. 970 286,70 
» Postscheck-Konto per 31.12.20. . „ 17 755,56 »  Depositen EEE 300 480, — 
„ Bank-Konto per 31. 12. 20 er r38l 392,50 » Genossenschaftsanteile . 2 oa 00 y„ 71 200,94 
„.Hypethekeni zn as 0 ee NONE „  Reservefonds Ren Zen 7 445,96 
Effekten a A one ee 30 IN, „». Spezialreservefonds . . x. 2 oo» 6 270,58 
Darlehen rs ds is ans na, „ 354 058,25 Sparibahken ,. 5... as. ee ae 440,30 
S Ausstehende Effekten-Zinsen . are 746,25 „  Kapitalertragssteuer der Sparer . „ 2 728,75 
$ ” Hypotheken-Zinsen . „ 6 200, — Stelörreserven ..u 07. cn. Sen 3400, — 
Inventar RE N RR RN 5 — » Zinsen-Vorausvergütung . » 0. 838,50 

N Drucksachen u. u. 1. a ae 3 200, — » Kunden-Depots . .:. 2. 2 2. „.10460— 
Depots. ana u ea A TEEN, + „lombard. Effekten ... ', joca.a a 200,— 

£ Gewinn. . 6 wis ten ee ee 


RE ” 
— 


M. 1481 670,84 





N M. 1 481 670,84 
Gewinn- und Verlust-Konto 











Debet Credit 
An Drucksachen-Konto . . . 2... M. 1 923,— Per Zinsen-Konto - . .. 2... ..2..M. 19119,23 
» Verwaltungs-Konto . . oo oe. » 2 960,35 „» Eintrittsgelder-Konto . . 2»... » 306, — 
» .;Vorstands-Konto "ir: 2,2 202 202.5 470,— „4. R.08ta-Kionko ®;:.. %2% „Syee Mare nee 20,73 
„ Sonstiges . EEE NER 245,75 . 
„ Bureaumaterialien-Konto e erh, 67,75 
„ Gewinn BER Ra Se I . » 13 779,11 
M. 19445,96 M. 19445,96 


Industriebeamten-Sparbank 
eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht 
Der Vorstand 
gez. Schwedt, gez. Krug. 
Geprüft und richtig befunden. 


Berlin, den 8. April 1921 


gez. G. Krahmann 
Gerichtlicher Bücherrevisor. 


Berlin, den 23. April 1921 


Die Generalversammlung hat beschlossen, von dem erzielten Geschäftsgewinn eine Dividende von 4°/, zur Verteilung zu bringen. 


Die Zahl der Genossen betrug am Jahresschluss 447 mit 707 Anteilen. Es sind also im Berichtsjahre 103 Genossen mit 195 Anteilen 
hinzugekommen. Ausgeschieden sind 8 Genossen durch Aufkündigung, 1 Genosse durch Tod und 1 Genosse durch Ausschlus;, so dass 
insgesamt 24 Anteile gekündigt wurden. Die Haftsumme, für die am Schluss des Geschäftsjahres alle Genossen aufzukommen haben, betrug 
M. 70700,—. Der Gesamtbetrag des Geschäftsguthabens beträgt M. 71200,94. Es haben sich im Geschäftsjahr 1920 die Geschäftsguthaben 
um 15407,68 M. vermehrt. Die Haftsumme, für die alle Genossen aufzukommen hatten, vermehrte sich im Jahre 1920 um M. 17100,—. 


In den Vorstand sind die bisherigen Mitglieder Krug, Sandrock, Schwedt wiedergewählt worden, und entsprechend der 
Satzungsänderung des $ 26 wurde als 4. Mitglied Herr Bote gewählt. Aus dem Aufsichtsrat schieden satzungsgemäss aus die Herren: 
Braun, Meyer, Dosmar. Die Herren wurden wiedergewählt. 


Industriebeamten-Sparbank 


eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht. 


Der Vorstand 
gez. Schwedt. gez. Krug. 


Berlin NW 52, den 5. Mai 1921 
Werftstrasse 7. 





erhalten Sie 


Hetalibetten|Technische Werke Gute Stellung 


sofort, wenn 

: Sie zu Ihren 

Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, | ” Selbstunterricht, Katalog * | Bewerbungen mein Handbuch f. stellesuch. techn. Angestellte (Ausg. B) 
Polster anjedermann. Katalog 16 frei PolytechnischeVerlagsgesellsch. 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. | Max Hittenkofer, Strelitzi.M. 


Lueger’s Lexikon 


der gesamten Technik. Ausgabe 
1894, komplett in 7 Bänden, fast 
neu — ohne Ergänzungsbände — zu 
verk. Preis 450M. Off.u.L.$.2442 
Geschäftsstelle d. Dtsch.Techn.-Ztg. 





benutzen. Seit 10 Jahren aufs beste bewährt. Preis M. 4.70. Nachn. 5.30. 
Postscheckkonto Fränkfurt/M. 26795. A. E.Rauschenbach, Cassel 1/3. 


a Beftellihein! 


er GSefl. ausfchnelden u. f. off. 
n Winter- Briefl1o PrMortojeinfenden: 


















Ber Billig — spannend — geistreich! Re 
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Stumpfsinn und Grübeln helfen nicht über die schlechten Zeiten und lange 
abende hinweg, wohl aber eine anregende Lektire. — Diese bietet Ihnen unsere 


; Trib nalbiblio il eo} Eine Sammlung nur Kterarifch einwandfreier 


und fpannender Deteftw Romane, die auch den 
1. Abtellung: | von Guftan Nojengren. — 15. Die Purpurorchldee von 
r ® 





gebildeten u. verwöhnteften Lejer voll befriedigen, 
Tatfächliche VBorkommniffe find die Grunde 

15 Bände gred M. Mahl: 

nur 72 M. 2. Abteliung: 10 Bände nur 48.— Mark 


lage; fie fpielen in Dresden, Münden, 
Berlin, Wien, Paris, London und fpinnen 
täre Fäden in alle Erdteile. In geiftreichem 
1. Ym Zaby- | 1. Morb? von Mic. zo — 2 Gelöfte Mätfel von | Aufbau ziehen die modernjten Witttel und 
rinth der Sün- | Theo von Blankenfee. — 3. Ramney Pringle von Clifford | Triclg der Verbrecher und der Rriminaliftit 
u De von U. 8. | Mihdown. — 4. Ein Luca della Robbia von Gäfare Gar | an uns vorüber. Meifterhaft pacdende 
@reen. — 2. |telliert. — 5. Die Efeupilla von Alb. &. Bull. — 6. Der | Schilverung. Mit fcharfen Lerftand wird 
Menfhenhafier von Dietr. Theden. — | König ber Hochftapler von Guy Boothhy. — 7. Fräulein | der Lefer in atemloier Spannung im Baune 
8.Suboting Erbe von ©. von Echlippen- | Davifon von Florence Wanrden. — 8. Als Herr Wood» | der Ereignifje gehalten. @ine glänzende 
bach. — 4. Die Diamanten bes Sultans | houfe eriwachte von U. EC. Bunter. — 9. Des Prielters Sammlung, aukerorbentlih hreiöwert. 
von Louis Tracy. — 5. Das Geheimnis | Flud von Walter F. Grogan. — 10. m Banne der Aus dem Leferfreis: Yeder Band der 
Ze 2 ae ya Er Zeiden/daft von Adolf Start; Zrib.-BibL. tft ein Schag. KR. Braun, Aff. — 
ante bon Wi, Ronal, — 1. in umbeime | geper Band gefällig gebunden nit Schugumidhleg im’ 
Itche8 Vermächtnis bon Louis Tracy. 
8. Entlarvt don Lawrence 2, Lund. — eÄnfterifgem Dieriarde nörud, 


Bahlfarten ° 


umfonft. Erfüllungsort tft Halle a. d. Saale, 


Rt, Tag, Straße 
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gefl. zu ftreichen 






messen mn 
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Linte & Eo., Halle 2 € 


Tribunalbibliothek 


“bt. I, 15 Bände 72.— 
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bei der Be 


Senden Sie weltere Bände, ich brenne 
darauf Werkuftr. Echols. — So etwas 
fanı nur die MWirllichkeit bringen. Sch 
habe enormen Nugen daraus gezogen. 
A: Bröhl, Krim.-Somın. — Die Trivd.-Bibl, 
at. mit „Schund“ nichtS_gemein; jeder 
Band Ift trimimal. wertvoll und Iiterarifch 
einwandfrei. Dr. phil Schrader. U.o.a.m. 
Beltalvzzi- Buchhandlung Liule & Ro 
Halle a. Ganle. - ernruf 4 und 


















Er 




















9. Sn Satans Hand von Sir Bilbert 
Campell — 10. Ein Opfer der Zufita 
Von’. M. Sutcliffe — 11. Um des Dam- 
mons willen von Fred M. Whlte. — 
12. Ein unheimlicher Baflagier von ©. 
4. Uppleton — 13, Lady Delia von 
KZould Tracy. - 14. Der große Unbelannte 
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age zur Anficht daher vollfommen } 
eide Abteilungen 25 Bde, 


-M my“. 


fo © monatt, 
















II, 10 
gegen Monatszahlungen von 12.— M. 















Ich ‚peftelle hiermit laut Anzeige 1-d-„D.Tehin.Big* 








Name und Stand: 




























Gesamtausouahe 


Deutsche 


Techniker-Zeifun 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 






Gesamtuusoahe 








8 


Erscheint Sıägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M,, 
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für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkontox. 52100 Berlin, Bund der technischen 
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INHALT: 


Zum Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes L — Wirtschaftsfragen: Der Arbeitsmarkt im April.1921. — Unternehmersorgen um die Bilanz- 
veröffentlichung. — Wiederaufbaufragen: Walther Rathenau — Wiederaufbauminister. — 25000 Holzhäuser für Nordfrankreich. — Sach- 


verständige für den-Wiederaufbau. — Sozialpolitik: Um den Achtstundentag.:— Die Fortführung der Rätegesetzgebung. — Soziale Bewegung: Gegen die 


Moskauer Gewerkschaftszerstörer. — Vom ‘Internationalen Arbeitsamt, — A 


ngestelltenbewegung: Neue Hetzerei des G.d. A. — Vöm 


gelben Techniker- 


Verband. — Der neugierige D.H. V. — Aus dem Bunde: Erholungsheim des Bundes in Sondershausen. — Versammlungska'ender. — Sterbetafel. * Bildung 
und Unterricht: Pioniere für Volksbildäng heraus! — Das Taylorsystem im Schulbetriebe. — Schulfragen: Zula&ung von Mittelschultechnikern zum Hoch- 
schulstudium. — Die Ausbildung der Gewerbelehrer. — Leitsätze zur Ausbildung der Lehrer an den Berufsschulen. — Fachschule für Vermessungstechniker. — Bücherachau, 


‘ "Zum Entwurf eines: Arbeitsnachweisgesetzes 


Die Verfassung des deutschen Reiches vom 11. August 1919 
überträgt im Artikel 10 Ziffer 9 dem Reich die Gesetzgebung 
über. den Arbeitsnachweis. Sie erkennt damit die Bedeutung 
einer einheitlichen Regelung des Arbeitsmarktes für das Wirt- 
schaftsleben an. Es hat ausserordentlich lange gedauert, ehe 
man sich in der Reichsregierung zu der Erkenntnis der Not- 
wendigkeit durchgerungen hatte, dass die bestehende Zersplitte- 
rung auf dem- Gebiet des Arbeitsnachweiswesens durch eine 
einheitliche Reichsgesetzgebung beseitigt werden müsse. Erst 
‚die gewaltige dem Weltkrieg folgende Wirtschaftskatastrophe 
mit der nicht nu wirtschaftlich, sondern auch politisch bedroh- 
lichen Erscheinung der Massenarbeitslosigkeit ‚brachte den Stein 
ins Rollen. Allerdings ist man sich der Notwendigkeit 
einer einheitlichen Arbeitsnachweisorgani- 
sation auch mehr indirekt im Zusammenhang und als un- 
umgängliche Voraussetzung für die in Aussicht stehende Arbeits- 
losenversicherung bewusst geworden. Die Arbeitslosenver- 
sicherung würde ihrer Aufgabe nur unvollkommen gerecht 
werden, wenn sie es mit der Auszahlung der Unterstützung 
nach eingetretener Arbeitslosigkeit bewenden liesse. Vielmehr 
wird auch sie, ähnlich wie die übrigen Zweige der Sozialver- 
sicherung, dem Gedanken der Verhütung und-der Heilung Rech- 
nung tragen‘ müssen, indem sie einmal als ihre Aufgabe be- 
trachtet, dass dem bereits Arbeitslosgewordenen baldmöglichst 
geeignete, d.h. seinem Fähigkeiten und seinem Beruf ent- 
sprechende Arbeit zugewiesen wird, und dass sie andererseits 
auch ihr Augenmerk auf eine Vorbeugung drohender Arbeits- 
losigkeit richtet. Hierzu -ist aber Voraussetzung der einheitlich 
geregelte Arbeitsnachweis. Allerdings wird man sich bei diesen 
‚Aufgaben der Schadenverhütung keiner Illusion in bezuz auf den 
Grad der Wirksamkeit einer solchen Tätigkeit des Arbeitsnach- 
weises hingeben dürfen. Sie ist bedingt und findet ihre Grenzen 
in den unabwendbaren Folgen der herrschenden kapitalistischen 
"Wirtschaftsweise,.. Die "Zersplitterung - des Arbeitsnachweis- 
"wesens und die damit zusammenhängende vollkommene. Des- 
organisation des Arbeitsmarktes mit all den üblen Begleit- und 
„Folgeerscheinungen für die Arbeitslosen sind seit-Dezennien von 
‘vielen Volkswirtschaftlern und Sozialpolitikern in der Oeffent- 
"lichkeit: behandelt worden. Besonders hat Dr. Jastrow 
‚bereits 1902 darauf hingewiesen, dass der Arbeitsmarkt noch 
"nicht. entfernt die Organisation gefunden kat, die seiner volks- 
"wirtschaftlichen Bedeutung. zukäme. Er. verwies auf den Um- 
"satz der Ware „Arbeit“, die damals bei etwa 15 Millionen auf 
Handarbeit angewiesenen Personen bei-1 bis 2 Mark Tagelohn 
"und 300. Arbeitstagen einen Jahreswert von 5—10 Mil- 
liarden Mark erreichte, damit also dem Wert des gesamten 
"deutschen Aussenhandels gleichkam. Während für den. Waren- 
"und Efiektenhandel eine glänzende Organisation durch Börsen, 
Märkte, Messen usw. geschaffen wurde,. zeigte die wirtschaft- 
liche Organisation der Arbeit ein Bild der Vernachlässigung. 


Der. Zustand des Arbeitsvermittlungswesens drückte sich aus 
in einer Unzahll gewerblicher Vermittlungs- 


Bureaus, Arbeitsnachweisen der Arbeitgeber 


sowie Arbeitnehmer, gemeinnützigen Arbeits- 


nachweisen und kommunalen Arbeitsvermitt- 


lungsämtern,.nicht zu. vergessen ‚auch: in :der ‘Tatsache 
des .ungeheuren Stellenmarktes der Zeitungen. 

Immerhin ist festzustellen, dass der Gedanke des öffent- 
lichen Arbeitsnachweises sich nach und nach durchzusetzen 
begann, wobei als Grundzug der Entwicklung das Bestreben 
nach einer Verwaltung durch erwählte Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer ‚und Sicherung einer unparteiischen 
Leitung durch Anlehnung an. die Gemeinde hervortrat. Heute 
ist in der Tat zu verzeichnen, dass sich der öffentliche Arbeits- 
nachweis bereits eine überragende Stellung ‘gegenüber seiner 
Konkurrenz gesichert hat. Schon im Jahre 1919 hatten ’die 
öffentlichen Arbeitsnachweise von ‘je 100 Stellen, die durch 
Arbeitsnachweise besetzt wurden, einen Anteil von 82,1- Pro- 
zent in der männlichen und von 92,9 Prozent in der weiblichen 
Arbeitskräftevermittlung erreicht. Wenn nunmehr durch eine 
einheitliche Regelung des Arbeitsvermittlungswesens eine ge- 
wisse Planmässigkeit auf dem Markt der Arbeit herbeizuführen 
versucht wird, ist _ das durchaus begrüssenswert. : Allerdings 
muss dabei den durch historische Einflüsse gerade in Deutsch- 
land besonders starken Gefahren der Bureaukratli!- 
sierung und Schematisierung von vornherein vor- 
gebeugt werden. 

Nun ist bekanntlich bereits im Vorjahre durch das Reichs- 
arbeitsministerium der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes 
vorgelegt worden, zu dem das Reichsarbeitsministerium selbst 
damals aber noch- keine Stellung ‘genommen hatte. © Der Ent- 
waürf stiess in den Arbeitnehmerkreisen auf starken Widerstand; 
Die „D-T.-Z.“ hat in ihrer Nr. 22 vom 3. September 1920 diesen 
ersten Entwurf ebenfalls einer eingehenden Kritik unterzogen, 
die in Beanstandungen: ganz wesentlicher Punkte gipfelte. Der 
Entwurf wurde daraufhin einer Umarbeitung unterzogen und: ist 
nunmehr in der in Nr. 21 der „D.T.-Z.“ vom: 27.. Mai 1921 von 
uns kurz skizzierten Form erneut der Oeffentlichkeit vorgelegt 
worden. ° . T 

Es muss leider festgestellt werden, dass der neue Entwurf 
einen grossen Teil unserer seinerzeitigen erheblichen und wohl- 
begründeten Einwände gegen bestimmte Punkte im vörjährigen 
Entwurf nicht berücksichtigt, sondern dessen ‘damalige Vor- 
schläge wieder unverändert übernommen hat, so dass wir nicht 
umhin ‚können, noch einmal "auf diese Einwände zurück- 
zukommen. | 

Eine wesentliche Voraussetzung für. seine .Zweckerfül- 
lung ist, dass das Gesetz nun auch tatsächlich mit grösster 
Beschleunigung eine geschlossene Vereinheitlichung des gesam- 
ten Arbeitsvermittlungswesens durch das Reich bringt. Ebenso- 
wenig wie nach dem früheren ist das aber nach dem jetzigen 










































































































ee 


ES REN N 





ET er 
% . 


210. 


Entwurf .der Fall: Während,‘ womit man sich ’einverstanden 
erklärer'kann, die nicht gewerbsmässigen Arbeits- 
nachweise der wirtschaitlichen- Vereinigungen und’ Berufs- 
vertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer einschliesslich 
der Innungen, Handels-, Handwerks- und -Landwirtschafts- 
kammer-innerhalb einer Frist von 2 Jahremals- Fach- 
abteilungen auf: den allgemeinen Arbeitsnachweis über- 
gehen sollen — $ 46 des Entwurfes — soll nach $ 9 die ge- 
werbsmässige Stellenvermitflung erst mit denı 
31. Dezember 1930 (!) aufhören. Es sind sogar nach ’$ 49 Abs: 3 
noch vom  Reichsminister zu erteilende Ausnahmen zugelassen. 
Ferner sollen nach $ 48 die Arbeitsnachweise gemeinnütziger 
Vereine. und Anstalten, Behörden und: Schulen bestehen bleiben; 
sie werden nur der Aufsicht des für ihrer Bezirk zuständigen 
Landesamtes für Arbeitsvermittlung unterstellt. Ihre Schliessung 
'kann nur‘ bei: wiederholter Uebertretung der ‘erlassenen Be- 
Stimmungen erfolgen. Nach dem ersten Entwurf konnte 
Schliessung auch, wegen mangelnden Bedürfnisses erfolgen. 


‘ Diese Vorschrift ist im neuen Entwurf sogar noch gestrichen 


worden. 

„Ueber den Stellenmarkt der Zeitungen schweigt 
‚sich der Entwurf. aus. Man sollte meinen,-dass ein. Arbeitsnach- 
weisgesetz. an dieser ausserordentlich - weitverbreiteten Form 
der bisherigen Arbeitsvermittlung nicht stillschweigend vorüber- 
gehen kann, insbesondere. nicht in Ansehung der vielfachen meist 
chiffrierten Schwindelinserate, die nur allzu häufig auf Aus- 
beutung des in höchster wirtschaftlicher :Not befindlichen Ar- 
beitslosen hinauslaufen. Fine : straffe Vereinhkeitlichung der 
Arbeitsvermittlung und eine umfassende Organisation des öffent- 
lichen Arbeitsnachweises kann also auch durch den neuen Ent- 
-wurf nicht erreicht werden. Wenn auch für die vorläufige Auf- 
rechterhaltung der gewerbsmässigen Stellenvermittlung anre- 
führt wird, dass infolge des Konzessionszwanges eine sofortire 
völlige Aufhebung ohne Fntschädigung der gewerbsmässigen 
Stellenvermittler nicht möglich sei, so kann man über die 
gewährte ausserordentlich lange „Umstellunesirist“ von zehn 
Jahren oder gar in manchen Fällen darüber hinaus sehr geteilter 
Meinung sein. Wenn ferner der Entwurf nicht wagt, sich auch 
die Stellenvermittlung der gemeinnützigen Vereine anzurliedern, 
so könnte der grundsätzliche Gegner der Zentralisation des 
Arbeitsnachweises hieraus ein Gefühl der Schwäche in bezug 
auf die Leistungsfähirkeit und die Zweckmässirkeit der neuen 
einheitlichen Organisation bei deren eizerren Urhehern ableiten. 
Wenn man einmal einen Schritt endlich vorwärts tun will, soil 
man ihn auch wirklich ganz tun. Ueberzeugend können Halb- 
heiten nicht wirken. 

Auch bezgl. der Stellung der Interessentenvertretuns im or- 
ganisatorischen Aufbau weist der zweite Entwurf ver- 
schiedentlich\ die Mängel des früheren Entwurfs wieder auf. 
Die organisatorische Gliederung soll sich wie folgt gestalten; 

Arbeitsnachweise, 

Landesämter für Arbeitsvermittlung, 

Reichsamt für Arbeitsvermittlung. 


Zuerst einiges über die örtliche Organisation: 

Für: den Bezirk jeder unteren Verwaltungs. 
behörde soll ein Arbeitsnachweis errichtet werden, 
doch kann die „oberste Landesbehörde“ nach Anhörung des 
Landesamts für Arbeitsvermittlung anordnen, dass für den Be- 
zirk mehrerer unterer Verwaltungsbehörden ein gemeinsamer 
Arbeitsnachweis oder dass innerhalb des Bezirks einer unteren 
Verwaltungsbehörde weitere Arbeitsnachweise oder Unter- 
arbeitsnachweise.. errichtet werden. 

Die Errichtung des Arbeitsnachweises erfolgt 
durch Beschlussder Vertretung der Gemeinde, 
für deren Bezirk der Arbeitsnachweis errichtet wird. 

Die Verfassung des Arbeitsnachweises wird 
durch Satzung, die von der Vertretung der Errichtungs- 
gemeinde im Einvernehmen mit den: für den Arbeitsnachweis 
zu bildenden Verwaltungsausschuss zu erlassen ist, geregelt. 
Im Streitfalle entscheidet das Landesamt. 

Der bei jedem Arbeitsnachweis zu bildende Verw aT- 
tungsausschuss besteht nach $ 7 des Entwurfes aus dem 
Vorsitzenden, einem seiner Stellvertreter und mindestens 
zwei weiteren Beisitzern als Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Die Zahl der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
Beisitzer muss gleich sein. ° 
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In: diesen Verwaltungsausschuss ist die 


=‘ 
E | 





Errichtangsremeinde berechtigt, Vertreter. 


mit beratender Stimme zw“entsenden.: Diese 
müssen jederzeit auch ausserhalb der Tagesordnung zum Wort 
zugelassen werdem. N 2 

Ueber die wichtige W ahl'oder Bestimmung *desersten 
Vorsitzenden und seines: Stellvertreters sagt & 8: : 

„Der Vorsitzende und seine Stellvertreter werden vom Vor- 
stand der Errichtungsgemeinde, bei gemeinsamen Arbeitsnach- 
weisen vom. Vorstand der Verwaltungsgemeinde bestellt. Sie 
dürfen ohne, Zustimmung des Verwaltungsausschusses weder 
Arbeitgeber noch Arbeitnehmer sein. .. “ 

Diese Bestimmung ist fast wörtlich aus-dem ersten Ent- 
wurf: vorigen Jahres — „Reichsarbeitsblatt“ Jahrgang I «(Neue 
Folge) Nr. 1-— entnommen. Wir haben in unserer damalizen 
Besprechung dieses Entwurfes bereits auf die erhebliehen Be- 


. denken hingewiesen, die zegen diese Regelung.der Wahl des 


Vorsitzenden des. Arbeitsnachweises geltend‘. gemacht wer- 
den müssen. Es kann für den neuen Entwurt nicht "beson- 
ders einnehmen, wenn er Sich in einer das :Selbstverwaltungs- 
recht des Arbeitsnachweises wesentlich berührenden Frage 
über die - Meinung. der -Arbeitnehmer-- erneut hinwegsetzt. “In 


‚ einer nicht “amtlichen ‚Abhandlung des Regierungsrates im 


Reichsamt für Arbeitsvermittlung, Dr. Schletter, in Nr. 2 des 
„Reichsarbeitsblattes“ vom 26. Oktober 1920 über „Die Selbst- 
verwaltung der Arbeitsämter und die öffentliche Verwaltung im 
Entwurf des Arbeitsnachweisgesetzes“ wird zur. Besprechung 
des $ 8 des Entwuries folgendes angeführt: | 


„Dieser Paragraph entspricht der Konstruktion des zanzen 
Gesetzes. Nach dem Entwurf ist der Arbeitsnachweis eine ge- 
meindliche Einrichtung. Daraus ergibt sich ohne weiteres, dass 
auch seine Verwaltung wie die aller gemeindlichen Einrich- 
tungen durch die der Stadtverordneten-Versammlung verant- 
wortlichen Organe erfolgen muss. Nach .der heutigen Ge- 
meindeverfassung muss daher ein Mitglied des Magistrats oder 
Beigeordneter als verantwortlicher Referent bestellt werden, 
... Es kann sich daher nur fragen, cb dem Verwaltungsaus- 
schuss das Recht der Wahl aus ‘den ‘amtierenden Magistrats- 
mitgliedern, Beigeordneten usw. zuzubilligen wäre... *: 

„Bei der endgültigen Fassung des Gesetzes wird: trotzdem 
ein Weg gefunden -werden müssen,‘ der den berechtigter 
Wünschen der Beteiligten nach einem sachkundigen und beiden 
Parteien genehmen Vorsitzenden Rechnung. trägt, ohne dass 
die Grundlage des Gesetzes erschüttert wird.“ 

„Die Bestellung des Vorsitzenden des Arbeitsnachweisesı 
ist keine Frage des Wahlmodus, sondern des Vertrauens; es 
wird daher notwendig sein, dass der Gemeindevorstand bzw. 
der erste Bürgermeister sich mit dem Verwaltungsausschuss 
vor dessen Bestellung ins Benehmen setzt und-es ist bedenken- 
los, auch durch das Gesetz zum mindesten eins Anhörunz des 
Ausschusses vorzuschreiberm.“ 


Nicht einmal diese sehr vorsichtigen Vorschläge sind in 
‚dem neuen Entwurf berücksichtigt worden. -- Es muss: daher 
erneut einiges zur Klarstellung des Problems gesagt ‚werden. 

Der innere Zusammenhang zwischen Arbeitsnachweis- 
organisation und Arbeitslosenversicherung war massgebend für 
die Bestimmung in 855 des Entwurfs über die Aufbringung 
der Kosten für die Arbeitsnachweisämter. In der dort for- 
mulierten Kostendeckung zu einem Drittel durch den Träger, zu 





je einem weiteren Drittel durch die Arbeitgeber- und Arbeit- . 


nehmerbeiträge kommt die im ganzen Entwurf‘ sich geltend 
machende Einflussverteilung auf die. Inter- 
essentengruppen bei der Verwaltung des Ar- 
beitsnachweises zum Ausdruck. Ueber die praktische 
Gestaltung dieser Einflussverteilung gehen die Meinungen welt 
auseinander. Es ist klar, dass die einzige Gewähr zegen die 
Ertötung der ständigen Anpassungskraft des Arbeitsnachwefses 
an die Bedürfnisse des flutenden, sich in fortlaufender Entwick- 
lung befindlichen Wirtschaftslebens durch die Verwaltungs- 
bureaukratie nur auf der Selbstverwaltimg der Interessenten 
des Arbeitsnachweises beruht. Es liegt also durchaus Im Inter- 
esse des Wirtschaftstebens, wenn die Verbände der Interessen- 
ten bestimmenden Einfluss auf die Verwaltung des Arbeitsnach- 
weises verlangen. ‚Andererseits führen die Gemeinden verwal- 
tungsrechtliche Gründe. ins“ Feld, wonach. sie. allein zu 
entscheiden haben wollen. 
Gegensätze zwischen den Bedürfnissen des 
praktischen Wirtschaftsiebens und der:,ans 
der Vergangenheltbisinunsere Tagsehinüber- 


Die hier offen: zutage tretenden - 

















‚stimmung ‘des ersten Entwurfs ist gestrichen. 


. Vertreter unbeschränkter Zahl. 


ragenden.‘ und zähe verteidigten Macht- 
position des Verwaltungsbureaukratismus 
kulminieren in der Frage um die Stellung des Vorsitzenden. 

Der. Entwurf des Arbeitsnachweisgesetzes sucht diese 
Gegensätze auf dem Wege eines Kompromisses zu überwinden. 
Das. Kompromiss ist: aber durchaus einseitig zugunsten der 
Machtbehauptung der Bureaukratie ausgefallen. - Wie würden 
sich die Dinge in- Wirklichkeit nach dem Entwurf abspielen? 
Zwar verweisen die Verteidiger des Entwurfs auf die paritä- 
tischen Verwaltungsausschüsse, doch sind dieselben in der Tat 
nicht nur aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern zu- 
sSammengesetzt, sondern die. Errichtungsgemeinde soll — wie 
oben bereits: gesagt — nach $ 7 Abs. 2 berechtigt sein, in den 
Verwaltungsausschuss Vertreter mit beratender Stimme zu ent- 
senden. Wie viele ist nicht bestimmt, die beschränkende Be- 
Das bureat- 
kratische Element ist also in dem Verwaltungsausschuss ver- 
treten sowohl durch den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter 
sowie die von der Gemeinde sonst noch zu entsendenden 
Eine Majorisierung der Ver- 
treter der Praxis, wenn auch nicht stimmenmässig, so doch 
bei den Beratungen liegt durchaus im Bereich der Möglichkeit. 

Ausserordentlich dehnbar und unklar erscheinen aber auch 
die. Bestimmungen über die Befugnisse des Verwal- 
tungsausschusses nach $ 11 des Entwurfs; denn was 
soll der Satz besagen: 

„Zu. seinem Geschäftsbereich gehören ferner alle Ange- 
legenrheiten, welche die Verwaltung des Arbeitsnachweises be- 
treffen.“ ? 2 

Hat nun der Verwaltungsausschuss über diese Angelegen- 
heiten zu beschliessen oder nur zuverhandeln? 

Wie sähe somit Organisation und Verwaltungstätigkeit des 
Verwaltungsausschusses in Wirklichkeit aus? 

An der Spitze ein Vorsitzender nebst Stellvertretern, auf 
deren Ernennung der Ausschuss keinerlei Einfluss hat; 

in seiner Tätigkeit nur ein beschränktes Beschlussrecht, 
dafür- aber -in seinen Sitzungen die erhöhte Kontrolle durch die 
Bureaukratie; 

in der Geschäftsführung zwar Geschäftsführer, die er vor- 
schlagen darf — $ 13 des Entwurfs —, die aber in Wirklichkeit 
durchaus abhängig sind von Verwaltungsbeamten, auf die der 
Ausschuss keinerlei Einfluss hat, und die ihm auch nicht ver- 
antwortlich sind; 

obwohl Arbeitgeber und. Arheitnehmer, zwei Drittel der 
Kosten aufbringen, nach $ 14 des Entwurfs auch kein Mit- 
bestimmungsrecht des Verwaltungsausschusses über den Haus- 
halt des Arbeitsnachweises: Er soll nur gehört werden, während 
die Aufstellung des Haushaltsplanes durch die Errichtungs- 
gemeinde erfolgt. 

So wird, die Erfahrungen in der Verwaltungspraxis be- 
weisen es, letzten Endes der Vorsitzende die Entscheidung In 
allen wichtigen Fragen allein in Händen haben. Er wird wohl 
den Verwaltungsausschuss, von dem er ja völlig unabhängig ist, 
hören; massgebend bei der Entscheidung werden aber für den 
Vorsitzenden: nicht die Bedürfnisse praktischer Wirtschait, son- 
dern Verwaltungsbedürfnisse in der Mehrzahl der Fälle sein. 
Es ist weiter-zu bedenken, dass dem Vorsitzenden des Arbeits- 
nachweises bzw. seinem Stellvertreter nach $ 33 auc hder Vor- 


- sitz in den Fachausschüssen der gemäss $ 32 bei den Arbeits- 
- nachweisen 


in Bedarfsfalle zu errichtenden Fachabteilungen 
übertragen werden soll. Zu diesen Befugnissen werden zweiiel- 
los noch weitere treten, wie sie sich aus dem Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz, das — wie bereits gesagt — sich eng an 
die Arbeitsnachweisorganisation anschliessen wird, ergeben 
dürften. Es ist ein starkes Stück der Bureaukratie, den wirt- 
schaftlichen Vertretungen der Interessenten jeden Einfluss auf 
eine so: wichtige, mit solchen Befugnissen bekleidete und letzten 


» Endes ’ausschlaggebende Stelle wie die des Arbeitsnachweis- 


vorsitzenden und seiner Stellvertreter vorenthalten zu wollen. 
Wenn in einer Eingabe des Deutschen Städtetages zur Recht- 
fertigung des von der Gemeindebureaukratie geforderten über- 
ragenden Einflusses auf- den Arbeitsnachweis u.a. gesagt wird, 


- dass die öffentlichen Arbeitsnachweise eine reine Schöpfung der 
- Gemeinden seien, so-könnte man in diesem Zusammenhang fast 


auf den Gedanken kommen, der Entwurf habe nicht den Arbeits- 
nachweis schlechthin, sondern den kommunalen Arbeitsnachweis 
regeln wollen. Auch Södemann hat seinerzeit bei Be- 
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sprechung des ersten Entwurfs vom freigewerkschaftlichen 


“Standpunkt aus im’ „Korrespondenzblatt“ des A.D.G.B. und im 


„Arbeitsnachweis“ auf diesen Umstand hingewiesen. 

Gegenüber der Kritik an der hier gekennzeichneten Stellung 
des Vorsitzenden des Arbeitsnachweises wird von den Ver- 
fechtern des Entwurfs $ 51 angeführt, wonach beim Verwal- 
tungsausschuss Beschwerde gegen die Entscheidungen des Vor- 
sitzenden des Arbeitsnachweises oder seiner Stellvertreter zu- 
lässig ist. Diese Sicherung wird aber im Absatz 3 des gleichen 
Paragraphen dadurch erheblich eingeengt, dass der Vorsitzende 
berechtigt ist, innerhalb zwei Wochen die "Entscheidung des 
Verwaltungsausschusses des Landesamts anzurufen in dem 
Falle, wo der Verwaltungsausschuss des Arbeitsnachweises 
seine Entscheidung abgeändert hat. Im übrigen hat der Ein- 
spruch beim Verwaltungsausschuss keine aufschiebende Wir- 
kung, er ist daher, in vielen Fällen praktisch durchaus illuso- 
rischer -Natur. 

Eine noch stärkere Vertretung findet das bureaukratische 
Element in den 

Landesämtern für Arbeitsvermittlung. 

Die Landesämter sind nach $ 15 die fachlichen. Aufsichts- 
und Beschwerdestellen gegenüber den Arbeitsnachweisen. "Sie 
haben den Arbeitsmarkt zu beobachten und ‘den Ausgleich von 
Ort zu Ort zu regeln. Soweit Fachabteilungen bei den Landes- 
ämtern bestehen, liegt ihnen auch die Arbeitsvermittlung ob. 

Aehnlich wie bei der Unterorganisation, dem Arbeitsnach- 
weis, soll nach $ 19 für jedes Landesamt ein Verwaltungsaus- 
schuss gebildet werden, der sich aus mindestens je 3 Vertretern 
der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Errichtungsgemein- 
den im Bezirk des Landesamts und aus dem Vorsitzenden des 
Landesamts und seinem Stellvertreter zusammensetzen soll. 
Die Zahl der Vertreter der. Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und 
der Errichtungsgemeinden muss gleich sein. Dazu treten 
noch Vertreter der obersten Landesbehörde 


mit beratender Stimme. 


Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
sowie die Vertreter der Errichtungsgemein- 
den im Verwaltungsausschuss des Landes- 
amts werdn von der obersten Landesbehörde 
bestellt. e 

Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Lan- 
desamtsausschuss werden vom Bezirks- bzw. Landeswirt- 
schaftsrat gewählt. 

Für die Ernennung des Geschäftsführers des 
Landesamts steht dem Verwaltungsausschuss nur das 
Präsentationsrechkt zu. Der Geschäftsführer und alle 
übrigen Beamten und Angestellten werden von der obersten 
Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle bestellt. 

Bei der Spitze der Organisation des Arbeitsnachweises, dem 

Reichsamt für Arbeitsvermittlung 


wird ebenfalls ein Verwaltungsrat nach $ 29 des Ent- 


wurfs gebildet. Auch- bei diesem Verwaltungsrat ist rein 
äusserlich wie bei den- Unterorganisationen — Arbeitsnachwels 
und Landesamt — die Dritt-Teilung des Einflusses der Inter- 


essenten scheinbar gewahrt. Der Verwaltungsrat beim Reichs- 
amt für Arbeitsvermittlung soll bestehen aus dem Präsidenten 
oder seinem Stellvertreter als Vorsitzenden, sowie aus’ 4 Ver- 
tretern öffentlicher Körperschaften (Gemeinden, Gemeindever- 
bände, Länder) und ie 4 Vertretern der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Als ständige Gutachter können auch noch 
weitere auf dem Gebiet des Arbeitsnachweises sachverständige . 
Personen mit beratender Stimme für den Verwaltungsrat be- 
rufen werden. Die Vertreter der öffentlichen Körperschaften 
sollen "nach Anhörung des Reichsrates vom Reichsarbeits- 
minister berufen werden, während die Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer vom Reichswirtschaftsrat 
gewählt werden. Der - Reichsarbeitsminister ist 
berechtigt, in den Verwaltungsrat Vertreter 
mitberatender Stimme zu entsenden. 

Der Präsident des Reichsamts und die sonstigen 
Mitglieder werden vom Reichspräsidenten ernannt. 

Schon diese kurze Uebersicht über den organisatorischen 
Aufbau zeigt den ausserordentlichen Einfluss der Verwaltungs- 
bureaukratie. Die wirklichen Vertreter des praktischen Wirt- 
schaftslebens sind in der Tat in den“Ausschüssen im wesent- 
lichen auf eine gutachtliche Tätigkeit beschränkt. Es ist efn 
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alter Erfahrumgsgrundsatz, dass die Verwaltungsbureaukratie 
dem Mann der Praxis bisher stets im günstigsten Falle ein gut- 
achtliches, niemals aber ein bestimmendes Recht zuerkannt hat. 


Ein Arbeitsnachweisgesetz, das das Mitwirkungsrecht der Ver- : 


treter der lebendigen Wirtschaft dermassen beschränkt, wie 
es der Entwurf tut, kann die Grundgedanken des Arbeitsnach- 
weises unter keinen Umständen fördern. Bei dem immer wieder 
zu beobachtenden Versagen der reinen Verwaltungsbehörden 
in. wirtschaftlichen Angelegenheiten bildet der Anschluss der 
Arbeitsnachweis-Organisation an den behördlichen Apparat eine 
Gefahr für die Weiterentwicklung des Arbeitsnachweises, wenn 
nicht als Gegengewicht ein ausreichendes Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrecht der Vertreter des praktischen Wirtschafts- 
lebens gewährleistet wird. Auf die Bedeutung der von uns 
geiorderten weitgehenden Selbstverwaltung der 
Interessenten hat schon gelegentlich der Vorlage des 
ersten Entwurfs Dr. Dermietzel in der Zeitschrift „Der 
Arbeitsnachweis in Deutschland“ in Nr.8 vom 5. November 1920 
wie folgt hingewiesen: 


„Der restlose Zusammenschluss des Arbeitsnachweises lässt 
eine weitgehende Mitbestimmung der Interessenten als selbst- 
verständlich erscheinen. Hierzu wird man sich aber nicht nur 
deswegen bekennen, weil die Interessenten das meiste zu den 
Kosten .beitragen und weil ihnen ihre schliesslich ia nur noch 
zum Teil leistungs- und lebensfähigen Einriehtungen genommen 
werden sollen, sondern auch weil ohne die lebendige Mitarbeit 
und ohne das Vertrauen der Interessenten die notwendige enge 
Fühlung des Arbeitsnachweises mit dem wirtschaftlichen Leben 
nicht sichergestellt werden kann, und die ganze Organisation 
über kurz oder lang .der bureaukratischen Verknöcherung ver- 
fallen würde. Dies ist die grösste Gefahr, die bei einer gesetz- 
lichen Regelüng droht und die unbedingt vermieden werden 
muss, weil :sonst von vornherein in die zu schaffende Organi- 
sation der Todeskeim hineingelegt werden würde. Lebendige 
Mitarbeit und Vertrauen können aber nur dadurch sichergestellt 
werden, dass man den Interessenten massgebliche Mitwirkung 
bei allen wesentlichen Funktionen und bei Bestellung der ver- 


antwortlichen Persönlichkeiten des Arbeitsnachweises zu- 
gesteht.“ 


Diese Voraussetzungen erfüllt der neue Entwurf keines- 
wegs. 


Es wird nun in einem weiteren Aufsatz noch einiges zu 
sagen sein über die Frage der Eingliederung der Stellenver- 
mittlung der Angestellten, insbesondere der technischen, in den 
organisatorischen Aufbau des Arbeitsnachweises nach dem Ent- 
wurf, sowie über die Fragen des Melde- und Benutzungs- 
zwanges und die — „Strafbestimmungen“. 


Ludwig Hofmann. 
Sm 


00 Rundschau 00 
En a ee S 


Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im April: 1921. Vereinzelte scheinbar 
günstige Zahlenergebnisse der Arbeitsmarktbeobachtung, so lesen 
wir im zweiten Maiheft des „Reichsarbeitsblattes“, können nicht 
darüber täuschen, dass im verflossenen Monat April die Grund- 
tendenz in der Entwicklung der Beschäftigungslage eine Ver- 
schlechterung war. 

Landwirtschaft und Baugewerbe boten zwar infolge der 
guten Witterung reichliche Beschäftigung, für die Industrie hatte 
diese Belebung keine Folgewirkung. Denn von den im Berichts- 
monat erfolgten Mehreinstellungen erklärt sich wahrscheinlich 
ein sehr erheblicher. Teil durch die Tatsache, dass der Schul- 
entlassungstermin viele Tausende junger Arbeitskräfte dem Er- 

“ werbsleben zuführte, ohne dass diese eigentlich durch eine Ver- 
mehrung der Beschäftigungsmöglichkeit erfordert worden wäre. 

Nach den Meldungen der Arbeiterfachverbände 
hat der April eine Steigerung der Arbeitslosigkeit 
gebracht. Von 5509 761 organisierten Arbeitern waren am 1. Mai 
162 562 männliche und 54 745 weibliche, zusammen also 217 307, 
ohne Arbeit. Auf je 100 Mitglieder entfielen demnach 3,9 (im 
Vormonat 3,7) Arbeitslose. Vermindert hat .sich die Arbeitslosig- 
keit am stärksten bei. dem, freigewerkschaftlichen Bauarbeiter- 
verband, bei dem die Arbeitslosigkeit von 8,2 v. H. im März auf 
5,1 v. H. im April zurückging. Ausserdem ist eine leichte Besse-.. 
rung bei dem Verbande der Bekleidungsarbeiter und dem Ge- 
werkverein der Metallarbeiter eingetreten. Auf der Höhe des 








Vormonats stehengeblieben ist diese Ziffer bei dem Verbande der 
Gemeinde- und Staatsarbeiter. Bei allen übrigen grösseren Ver- 
bänden ist diese Ziffer gestiegen, und zwar. verhältnismässig am 
stärksten bei dem Verbande der Fabrikarbeiter, von 2,1 v.H, 
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im März auf 3,5 im April. Unter dem weiblichen Gewerkschafts- 


mitgliedern nahm die Arbeitslosigkeit verhältnismässig stärker 
zu als unter den männlichen. R i 
Bei den öffentlichem Arbeitsnachweisen hat 
“sich die Lage gegenüber dem Vormonat verschlechtert, 
Das: wiegt angesichts der ausgesprochen günstigen Witterung 
bei der Bewertung der Gesamtlage um so schwerer. Die Zahl 
der Arbeitsgesuche stieg von 1028744 im März auf 1.039 226 im 
April, die der offenen Stellen von 548108 im März auf 551 057, 
so dass auf je 100 offene Stellen 189 (im Vormonat 188) Stellen- 
suchende kamen. Zur Besetzung kamen insgesamt 406 420, im 
Vormonat nur 400119. Verschlechterung ist vor allem durch 
die Verschiebung der Lage für weibliche Kräfte bedingt. 

An unterstützten Erwerbslosen wurden im 
Reiche am 1. Mai 400 097 gezählt. Gegenüber dem 1. April mit 
415836 trat‘ also ein weiterer: Rückgang um 15739: oder 
4,0 v. H. ein. Bei Berücksichtigung ‘der Jahreszeit, die durch 
Entfaltung starker Beschäftigungsmöglichkeiten in» kLandwirt- 
schaft, Baugewerbe usw. sonst weit stärkere Entlastung 
brachte, kann die geringe Verbesserung, die in den obigen 
Zahlen zum Ausdruck kommt, ähnlich wie schon im Vormonat 
als günstiges Zeichen nicht eigentlich angesprochen werden, 
lässt vielmehr die Wirkung der Sanktionspolitik auf das 
deutsche Wirtschaftsleben deutlich hindurchblicken. Auch wäh- 
rend des April war zu beobachten, dass nur die Zahl der männ- 
lichen Unterstützungsempfänger zurückging, während die der 
unterstützten Frauen noch gegen den Vormonat anstieg. 

Unternehmersorgen um die Bilanzveröftentlichung. Die 
Wirkung der in der letzten Zeit bekanntgegebenen exorbitanten 
Dividendenausschüttungen der industriellen usw. Unternekmun- 
gen auf die Oeffentlichkeit ist den Unternehmern sichtlich un- 
angenehm. Es berührt- sie peinlich, wenn ein Blatt, wie die 
„Frankfurter Zeitung“, auf Grund solcher Ergebnisse zu der 
nüchternen Feststellung gelangt, dass die Produktion 
mit-ihren Preiserhöhungen ausserordentlich 
weitgegangenseiundinvielen Fällendas not- 
wendige Mass überschrittenhabe, und dassdie 
Verteuerung der Güter und Leistungeninvie- 
len Fällen zu einer Ouelle unberechtigter, 
für die Gesamtheit der Volkswirtschaft 
schädlicher Gewinne geworden sei, yiee 

Kein Wunder, dass das Unternehmertum nach weiteren 
Methoden krampfhaft sucht, die geeignet erscheinen, die tat- 
sächlichen Ergebnisse in der Bilanz in einem harmlosen L.icht 
erscheinen zu lassen. Nicht umsonst kann man auf eine zründ- 
liche Schulung in der Bilanz- Aufmachung“ zurückblicken, 
Wie's in Zukunft gemacht werden soll, zeigt ein Rundschreiben 
des Verbandes deutscher Baumwollgarnver- 
braucher, in welchem es heisst: 

„Mit Rücksicht auf die vielen Angriffe auf die Dividenden 
der Aktiengesellschaften haben It. Mitteilunz des „Gesamt- 
verbandes“ der Verein Süddeutscher Baumwollindustrieller 
und der Verband Deutscher Buntwebereien ihren Aktiengesell- 
schaften empfohlen, bei den Bilanzveröffentlichungen die Di- 
videndenbeträge in Beziehung zu setzen zu den Steuern, 
Löhnen und Wohlfahrtsabgaben. Hierbei brauchen diese Be- 
träge nicht absolut angegeben zu werden.“ Ä 

Die Arbeitnehmer- werden solche .Vergleiche zwischen den 
Dividenden, die in die Taschen einer kleinen Gruppe fliessen und- 
den Löhnen, auf denen die Existenz von Hunderten: und Tau- 
senden von Arbeitern- und Angestelltenfamilien beruht, zu 
würdigen wissen. Auch die rosafarben aufgesetzten Lichter der 
Wohlfahrtsabgaben werden sie nicht hinwegtäuschen über das 
wahre Aussehen des, wenn auch noch so verschleierten, wirk- 
lichen Hintergrundes kapitalistischer Bilanzmalerei. 


Wiederaufbaufragen 


Walther Rathenau — Wiederaufbauminister, Die Leitung: 
des Reichsministeriums für Wiederaufbau wurde dem: Präsi-: 
denten der A. E. G., Ingenieur- Dr. Walther Rathenau: über- 
tragen. Die von Rathenau in seiner ersten Rede im Reichstag 
vertretene „Politik der Völkerversöhnung“ wird 
auch in unserem Kreise Widerhall finden. Mit Rathenau tritt 
ein Techniker. an die Spitze eines bedeutsamen Reichsamtes; 
dessen Tätigkeit für unsere auswärtigen Beziehungen von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein kann. Von Rathenau darj man: 
nach dem Inhalt seiner  vielgelesenen Schriften erwarten, dass 
beim Wiederaufbau gemeinwirtschaftliche Gedanken verwirk-. 
licht werden. Jeder Groschen geht aus der Tasche des durch: 
den Krieg  verarmten deutschen : Volkes. Dessen ‚sollte. sich 
Rathenau bei seiner Arbeit bewusst bleiben. 
werkschaftlich organisierte Hand- und Kopfarbeiterschaft sich 
den Wiederaufbau denkt, ist in den wiederholt gemachten; Vor- 
schlägen der Gewerkschaften bereits niedergelegt. Auf dieser 


Linie nur. kann sich das Wiederaufbauprogramın. Rathenaus: be= 
Wegen ER 
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Zur Vertretung der gewerkschaftlichen Interessen der Ar- 
beitnehmer wurde der zweite Vorsitzende des deutschen Bau- 
arbeiterverbandes, Reichstagsabgeordneter Silberschmidt 
ins Wiederaufbau-Ministerium berufen und dem Reichsminister 
beigeordnet. Mit ihm sind wir seit langem durch engste Ge- 
meinschaftsarbeit verbunden. Wir wissen, dass die Arbeit- 
nehmer-Interessen bei diesem ebenso klugen wie energischen 
Gewerkschaftsführer in guten Händen liegen. 4% 

25000 Holzhäuser für Nordirankreich. Einer Pariser Mel- 
dung entnehmen wir folgendes: Die französischen und die deut- 
schen technischen Sachverständigen, welche mit der. Prüfung 
der Pläne für die Lieferung von 25000 Holzhäusern durch die 
deutsche Regierung betraut sind, sind heute vormittag "von 
neuem unter dem Vorsitz Loucheurs zusammengekommen. 
Hauptgegenstand der Besprechung war die endgültige Regelung 
der finanziellen Fragen mit Bezug auf die: Lieferung dieser 
Bauten, 

.Bei den Verhandlungen sind nunmehr die Wünsche des 
französischen Wiederaufbauministeriums etwas näher erläutert 
worden, ohne dass es jedoch bisher zu einem festen Auftrag ge- 
kommen ist. 

Demnach wünscht Frankr@ich in der Hauptsache Holzhäuser 
für Arbeiter mit etwa 50 qm Grundfläche, enthaltend Wohn- 
küche, drei Schlafzimmer mit Erd- und Dachgeschoss und selb- 
ständigem Bau des Klosets und Kleinviehstalls; lichte Höhe des 
Erdgeschosses 2,75 m und des Dachgeschosses 2,50 m. In ge- 
ringerer Zahl werden Holzhäuser für Vorarbeiter oder 
Meister gewünscht, mit etwa 75 qm Grundfläche. enthaltend 
Wohnküche, gute Stube, und drei Schlafzimmer; lichte Höhe 
der Geschosse wie bei den Arbeiterhäusern. Endlich kom" an 
villenartige Häuser für Ingenieure und höhere Beamte in 
Frage, mit Speisezimmer, Salon, Küche, Badezimmer und 3-5 
Schlafzimmern mit einem Erdgeschoss von 3 m lichter Höhe, 


‚einem Obergeschoss von 2,75 m lichter Höhe und einem Dach- 


geschoss. Die Dächer sollen mit Rohziegeln. oder Schiefer ge- 
deckt sein, 

Ueber die technischen Einzelheiten finden noch Verhand- 
lungen statt. Immerhin ist es von Wert, schon ietzt festzu- 
stellen, in welcher Anzahl solche Häuser in Deutschland in 
einem Zeitraum von etwa vier Monaten nach Auftragserteilung 
hergestellt werden können. 5 

Mit diesen Verhandlungen wird der erste Versuch gemacht, 
deutsches 'Material und deutsche Arbeitskräfte zum Wiederauf- 
bau in Nordfrankreich heranzuziehen. Weitere Verhandlungen 
werden folgen müssen, denn mit der Lieferung von 25000 Holz- 
häusern kann unsere Mitwirkung am grossen Werke des 
Wiederaufbaues bei weitem nicht abzeschlossen sein. So wie 
die Dinge liegen, sind die Franzosen einfach nicht in der Lage, 
allein die gewaltigen Aufgaben bewältigen zu können. In 
Frankreich wird diese Tatsache auch immer mehr erkannt und 
trotz aller nationalistischen Bedenken setzt sich der gesunde 
Menschenverstand allmählich auch bei den französischen 
Machthabern durch; es darf deshalb erwartet werden. dass die 
Verhandlungen über den Wiederaufbau nunmehr unter der tat- 
kräftigen Leitung des neuen Reichsministers auf breiterer Grund- 
lage fortgesetzt werden. 

Sachverständige für den Wiederaufbau. Um für diesen Fall 
vorbereitet zu sein, hat das Reichsministerium für den Wieder- 
aufbau an den Reiehswirtschaftsrat das Ersuchen ve- 
richtet, Sachverständige zu nennen, die, wenn es, im 
Laufe der. Verhandlungen mit: der Reparationskommission und 
dem französischen Wiederaufbauminister Loucheur erforderlich 
werden sollte, zu den Beratungen nach Paris und zu den ört- 
lichen Verhandlungen nach den zerstörten Gebieten entsendet 
werden können. Die Aufgabe dieser Kommission besteht vor 
allem: darin, die Unterlagen für die Ausführung der 
Wiederaufbauarbeiten in bestimmten Gebietsabschnitten durch 
Deutschland zu. gewinnen. 

Der. wirtschaftspolitische Ausschuss des Reichswirtschafts- 
rates, der hierfür in Frage kommt, hat in seiner: Sitzung am 
25. Mai für den Fall, dass eine Entsendung deutscher Sachv=r- 
ständiger von. Frankreich gewünscht wird, als Vertreter be- 
nant: Für de Landwirtschaft Freikerrn von Schorle- 
mer, sowie Löhrke vom Landarbeiter-Verband, für die Forst- 


wirtschaft Landforstmeister Rose und Bernier vom Land- - 


arbeiter-Verband, für das Tiefbaugewerbe Bäurat 
Winkler, München und Wiedeberg vom:christlichen Bauarbeiter- 
Verband, für dass Hochbaugewerbe Baumeister Heuer- 
Berlin und Architekt Kröger-Hannover als Vertreter der Arbeit- 
geber, ferner Silberschmidt vom Deutschen Bauarbeiter-Ver- 
band und unseren Kollegen. Kaufmann- als Vertreter der 
Arbeitnehmer, für die Baustoffi-Industrie Dr.-Ing. 
Riepert vom Deutschen Zementbund: und Schuhmacher vom 
Fabrikarbeiter-Verband. Die Berufung der Genannten ist be- 
reits erfolgt und sie sind‘ zur Abreise nach Frankreich bereit, 
für den Fall, dass deren Mitwirkung bei den Verhandlungen von 
Frankreich gewünscht wird. 
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Die Technikerschaft wird also, wenn die deutsche- Mit- 
arbeit am Wiederaufbau in Nordirankreich beginnt. durch die 
„D. T.-Z.“ über alle damit zusammenhängenden Fragen unter- 
richtet. Insbesondere werden diejenigen Techniker, die drüben 
mitarbeiten wollen, von uns zur Meldung aufgerufen, wenn 
die Zeit dazu da ist. Vorher ist es zwecklos, Be- 
werbungsgesuche an das Wiederaufbauministerium, an den 
Bund oder an einzelne Mitglieder der Sachverständigen-Kom- 
mission zu richten. Heute werden wir und insbesondere Kol- 
lege Kaufmann, dessen Berufung durch die Tagespresse be- 
kannt wurde, persönlich mit Bewerbungsgesuchen überschwemmt, 
die im einzelnen zu beantworten leider die Zeit fehlt. Wir bitten 
deshalb, von weiteren Bewerbungen Abstand zu nehmen und ab- 
zuwarten, wie die Verhandluhgen sich entwickeln. Dafür, dass 
deutsche Techniker, wenn überhaupt deutsche Mitarbeit ange- 
nommen wird, entsprechende Verwendung finden, wird gesorgt, 


Sozialpolitik 

Um den Achtstundentag. In der letzten Zeit mehren sich 
die Angriffe des Unternehmertums in der Presse gegen den 
Achtstundentag. Bekanntlich werden gegenwärtig im Reichs- 
arbeitsministerium Gesetzentwürfe über die Rege- 
lung der Arbeitszeit der Arbeiter sowie der 
Angestelltem ausgearbeitet. Es ist daher durchsichtig, 
wohin diese Einwürfe gegen den Achtstundentag zielen. Wir 
erwarten, dass das Reichsarbeitsministerium solchen Einflüssen 
gegenüber festbleibt. Die Arbeitnehmerschaft wird den Acht- 
stundentag nicht antasten lassen. Der Achtstundentag ist keine 
agitatorische Phrase, sondern ein auf wirtschaftlichen. hygieni- 
schen und sittlichen Gründen beruhendes, zwingendes Gebot. 
Bemerkenswert sind die Feststellungen über die Wirkun- 
gendesAchtstundentages in dem kürzlich erschiene- 
wen Jahresbericht der Württembergischen 
Gewerbe-Inspektoren für 1920. Wenn auch der Be- 
richt erklärt, dass ein sicheres abschliessendes Urteil über die 
Wirkung des Achtstundentages auf den Umfang der Produktion 
und auf das Leben der Arbeiter zurzeit noch nicht möglich ist, 
so ergibt sich doch daraus, wie irreführend es ist, den Acht- 
stundentag als Grundursache der Verteuerung und Verelendung 
zu bezeichnen. Der Bericht sagt nach dieser Richtung, dass 
die allgemeine politische Lage, die Stockungen im Bezug von 
Rohstoffen, der Kohlen- und Wagenmangel, die Umstellung in 
den Betrieben, die zeitweise Abschaffung der Akkordarbeit, 
politische und wirtschaftliche Streiks und Unruhen und die un- 
günstigen Ernährungsverhältnisse die Leistungsfähigkeit der 
Arbeiter wie das Wrtschaftsleben überhaupt mehr oder weni- 
ger ungünstig beeinflusst haben. Es können aber jetzt schon 
gute Wirkungen des Achtstundentages ver- 
zeichnet werden. Nach und nach hat sich nach dem Bericht 
fast durchweg eine erhöhte Arbeitsintensität er- 
geben. In einigen, namentlich grösseren, Betrieben konnte die 
Folge der Verkürzung der Arbeitszeit durch Verbesserun £ 
des Arbeitsverfahrens und der Betriebsmittel 
ausgeglichen‘ werden. Wo das noch nicht möglich war, lag ces 
daran, dass die Hilfseinrichtungen noch nicht auf die acht- 
stündige Arbeitszeit zugeschnitten waren. Hervorgehoben wer- 
den .die Vorteile des Achtstundentages in ge- 
sundheitlicher Hinsicht. Die Möglichkeit ausgiebi- 
ger Erholung von körperlicher Ueberanstrengung hat die Ar- 
beitsfreudigkeit wieder geweckt und auch diejenigen 
Unternehmer den Wert der verkürzten Arbeitszeit erkennen 
lassen, welche seither nur die wirtschaftlichen Nachteile der- 
selben im Auge hatten. Die Gewerbeassessorinnen heben die 
günstigen gesundheitlichen und sittlichen Wirkungen des Acht- 
stundentages besonders für die Arbeiterinnen h-rvor, deren 
Gesundheit ja gerade durch die doppelte Belastung mit 
Berufs- und Hausfrauenarbeit ausserordentlich gefährdet ist. 
Nach dem Bericht äusserten sich die Arbeiterinnen wiederholt, 
dass die Einführung des Achtstundentages gerade für die ver- 
heirateten Arbeiterinnen einen besonderen Vorteil bedeutet, da 
sie die an der früheren Arbeitszeit gekürzten Stunder ausser 
den häuslichen Arbeiten der Erziehung der Kinder, dem Fa- 
milienleben und) vor 'allem auch ihrer Erholung und Schonung 
widmen können. Die Arbeitszeitverkürzung ist auf das wirt- 
schaftliche und sittliche Leben der Arbeitnehmerbevölkerung 
nicht ohne Einfluss gewesen. ‘Der verlängerte Feierabend löste 
bei vielen das Verlangen nach einer Tätigkeit im eigenen Inter- 
esse, im eigenen Heim und Garten aus und zeitigte Wünsche nach 
Einfamilierhäusern und Pachtländern. Die für den Familien 
vater geschaffene Möglichkeit, die Abendstunden weniger abze- 
hetzt als früher bei seiner Familie zubringen zu können, ist für 
das Erziehungswerk der Kinder von nicht zu unter- 
schätzendem Wert. Durch die verkürzte körper- 
liche Inanspruchnahme erfuhr zuch das Be- 
streben der. Arbeiterschaft sich mehr als 
früher am geistigenLeben zu beteiligen und 
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sich wirtschaftlich weiter’ zu bilden, eine 
wesentliche Förderung. Die Darlegungen der würt- 
tembergischen Gewerbeinspektoren bestätigen durchaus die Er- 
wartungen, die wir- stets bei der Forderung des Achtstunden- 
tages vertreten haben. 

Wenn in den Kreisen der jüngeren Arbeitnehmerschaft die 
kürzere Arbeitszeit, hier und dort gelegentlich nachteilige 
Folgen zeitigen, so ist‘es darauf zurückzuführen, dass vielfach 
geeignete Erholungs- und Bildungsstätten für die jungen Leute 
nicht in genügendem Umfang und der richtigen Form zur Ver- 
fügung stehen, wo sie ihre Mussestunden im Interesse ihrer 
eigenen kulturellen und beruflichen Entwicklung nutzbringend 
zubringen können. 


Die Fortführung der Rätegesetzgebung. Im Verfassungs- 
ausschuss des Reichswirtschaftsrates wird. gegen- 
wärtig der Aufbau der Bezirkswirtschaftsräte 
beraten. Man befasste sich insbesondere mit der Frage der 
Abgrenzung der Bezirke für die Bezirkswirtschaftsräte, wobei 
eine Reihe von Sachverständigen über die tatsächlich in Deutsch- 
land bestehenden Wirtschaftsgebiete und die Möglichkeit, ent- 
sprechende Bezirke für die Bezirkswirtschaftsräte danach ein- 
zurichten, gehört wurden. Des weiteren. sollen die mit dem 
Unterbau der Bezirkswirtschaftsräte in Zusammenhang stehen- 
den Fragen geklärt werden. Insbesondere ist zu prüfen, ob die be- 
stehenden Berufsvertretungen: Handels-, Handwerks- und Land- 
wirtschaftskammern als Unterstufe in Betracht kommen; ferner 
ob diese Kammern paritätisch ausgebaut werden sollen durch 
Hinzutritt von Vertretern der Arbeitnehmer, oder ob besondere, 
den einzelnen Unternehmerkammern parallel laufende Arbeit- 
nehmerkammern, errichtet werden sollen. Auch ist die Frage 
aufigeworfen worden, ob nicht unter Ausschaltung von be- 
stehenden Beruisvertretungen ganz neue, fachlich gegliederte, 
paritätisch zusammengesetzte Arbeitskammern gebildet werden 
könnten. Dabei ist auch grundsätzlich noch zur Erwägung ge- 
stellt worden, ob der Aufbau der Bezirkswirtschaftsräte nicht 
ohne besonderen Unterbau vorgenommen werden kann. 


Soziale Bewegung 


Gegen die Moskauer Gewerkschaitszerstörer. Der Vor- 
stand des Internationalen Gewerkschaftsbundes, Amsterdam, hat 
in seiner- Sitzung vom 18. bis 20..Mai d. J. sich u. a. mit der 
auf Zersplitterung der _freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer- 
bewegung abzielenden Aktion der II. Internationale (Moskau) 
aufs neue beschäftigt. Die Haltung des Bureaus des I.-G. B. 
gegenüber diesem Vorgehen wurde vollkommen gebilligt und 
dazu bemerkt, dass es gemäss dem nahezu einstimmis ge- 
fassten Beschlusse des Londoner Kongresses gehandelt habe. 
In der Entschliessung, die dies feststellt, wird weiter erklärt: 


„In der Erwägung, dass die beharrliche Aktion der III. Inter- 
nationale die Reaktionsgefahr andauernd vermehrt, erklärt der 
Vorstand, indem er diese Resolution präzisiert und die von der 
Moskauer Internationale beabsichtigte Zersplitterung feststellt: 

dass das Prinzip der Einheit eine unerlässliche Voraus- 
setzung der Arbeitnehmer-Aktion ist und den gewerkschaftlichen 
Organisationen nicht das Recht zugestanden werden kann, zwei 
Internationalen zugleich anzurehören. Jede Organisation, die 
demnach ihren Beitritt zur politisch-gewerkschaftlichen Mos- 
kauer Internationale erklärt, stelit sich damit selbst ausserhalb 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes. Alle dem Internatio- 
nalen Gewerkschaftsbund angeschlossenen gewerkschaftlichen 
Landeszentralen und die internationalen Berufssekretariate im 
besonderen werden beauftragt, diese für die Existenz und 
Aktionsfähigkeit der wirtschaftlichen Organisationen der. Ar- 
beitnehmerschaft unerlässlichen Prinzipien zur Durchführung zu 
bringen.“ 


- Vom Internationalen Arbeitsamt. Der Verwaltungsrat des 
Internationalen Arbeitsamtes tagte im April. An der Sitzung 
nahm als deutscher‘ Arbeitnehmervertreter Rudolf Wissell 
teil. Aus den dort gegebenen Berichten ist hervorzuheben, dass 
neben den jetzt schon bestehenden Korrespondenzbureaus in 
Paris, London, Rom und Washington ein solches auch in 
Berlin unter. Leitung des früheren Reichsarbeitsministers 
Schlicke errichtet worden ist. Das Arbeitsamt hat sich 
weiter bemüht, die verschiedenen Staaten zur Ratifizierung 
der Beschlüsse der Konferenzen von Washineton und Genua zu 
bewegen. Eine allgemeine Arbeitskonferenz wird 
am 25. Oktober in Genf beginnen und voraussichtlich mehrere 
Wochen tagen. Ihre Beratungen sollen hauntsächlich den Fraren 
der Landarbeiter gewidmet sein. Allerdings liert ein Antrag 
der französischen Regiertng hierzu vor, diese Frage von der 
Tagesordnung abzusetzen. Hierüber wird die Konferenz selbst 
zu entscheiden haben. Das Arbeitsamt ist ferner vom Völker- 
drei Arbeitgeber- und Arbeit- 
in die Entwaffnungeskommission zu 


bund aufgefordert worden, ie 
nehmervertreter 
entsenden, 
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schen Regierung gewählte Schiedskommission hat sich mit den 
Differenzen zwischen der französischen: und deutschen Re- 
gierung in bezug auf die Uebergabe der Sozialver- 
sicherungskasse in Elsass-Lothringen beschäf- 
Ihre Arbeiten waren noch nicht zum Abschluss gekommen. 
Eine längere Erörterung entspann sich über -die Frage der 
Untersuchungen, welche das Amt vornimmt. In den Uhter- 
nehmerkreisen Frankreichs insbesondere ist man nicht mit der 
Erhebung‘ über die ‘Produktion einverstanden, 
welche zurzeit in allen Ländern mit Hilfe eines umfangreichen 
Fragebogens bei den Regierungen,  Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmer-Organisationen durchgeführt ‚wird. Die Zentrale der 
französischen Unternehmerverbände hat sogar alle angeschlosse- 
nen Verbände durch Rundschreiben aufgefordert, den Frage- 
bogen nicht zu beantworten. Sie verlangt obendrein, dass das 
Internationale Arbeitsamt diese Untersuchung sofort ganz ein- 
stelle. Die Unternehmergruppe im Verwaltungsrat legte aus 
gleichen Gründen einen gemeinsamen Antrag vor, nach dem die‘ 
Erhebungen des Amts genau nach dem Wortlaute bestimmter 
Paragraphen des Friedensvertrages beschränkt werden sollten. 
Die Arbeitnehmer wiesen darauf hin, dass die Erhebung auf An- 
trag der Unternehmer selbst unternommen wurde, dass ihre 
möglichst grosse Ausdehnung vom Verwaltungsrate selbst ge- 
fordert wurde, und dass man -auf keinen Fall eine Einengunz 
der Möglichkeiten vornehmen dürfe, die der Teil XIH des Frie- 
densvertrages und besonders die Einleitung dazu” dem Inter- 
nationalen Arbeitsamt, dem Verwaltungsrat und der Jahres- 
konferenz vorzeichnet. Schliesslich wurde der Unternehmer- 
antrag mit 16 gegen 6 Stimmen abgelehnt, dagegen als Richt- 
linie für die Zukunft nachfolgender Beschluss gefasst: 


„Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass es weder nütz- 
lich noch. notwendig ist, gemau die Art der Erhebungen festzu- 
legen, die vom Internationalen Arbeitsamt auf Grund der Be- 
fugnisse unternommen werden können, welche ihm durch den 
Friedensvertrag und in dem durch die Einleitung des Teiles XIH 
umschriebenen Gebiete übertragen sind. 

Der- Verwaltungsrat beschliesst, dass in Zukunft Frage- 
bogen, welche sich auf besondere und wichtige Erhebungen 
beziehen, gleichzeitig mit dem allgemeinen Plan der Erhebung 
und „dem Kostenanschlage dem Verwaltungsrate ‚vorzulegen 
sind.“ 


Nach diesem Beschluss wird die jetzige Erhebung über ‚die 
Produktion in der vorgesehenen Form festgesetzt, doch erklärte 
die Unternehmergruppe, dass sie die Auslegung ‚des: Verwal- 
tungsrates nicht als endgültig. anerkennen könne, sondern -.die 
Entscheidung des Internationalen Gerichtshofes anrufen werde, 
weil dies auf Grund des $ 423 des Friedensvertrages möglich 
ist, wenn Differenzen über die Auslegung des. Textes: des 
Teiles XIII entstehen. 

Die Arbeitergruppe des Verwaltungsrates hatte Anträge ge- 
stellt, die eine engere Fühlungnahme des Internationalen Ar- 
beitsamtes mit der Organisation des Völkerbundes bezweckten.- 
Gegen eine solche Verbindung wandten sich die- Unternehmer, 
aber schliesslich: wurde doch beschiossen, grundsätzlich eine 
solche engere Verbindung herzustellen. 

Die nächste Tagung des Verwaltungsrates wird auf Ein- 
Berne der schwedischen Regierung hin in Stockholm: statt- 
inden. 


Angestelltenbewegung 


Neue Hetzerei des G. d. A. Bereits vor einigen Wochen 
„D. T.-Z.“ Nr. 17 v. 29. April 1921 — deckten wir die un- 
glaublichen Verdrehungen und Verleumdungen auf, mit denen 
der G. d. A. die Haltung des AfA-Bundes bei dem oberschlesi- 
schen Abstimmunsskampf . in der  Oefientlichkeit und. ins- 
besondere in der Angestelltenschaft zu diskreditieren versuchte.: 
Es war von uns mit genügender Deutlichkeit auf- die ganze 
Erbärmlichkeit dieser Kampfesweise des G. d. A. hingewiesen 
worden. Das hindert ihn aber nicht, mit .der. Verbreitung 
weiterer Unwahrheiten über den AiA-Bund in der Oeffentlich- 
keit fortzufahren, und zwar müssen wieder die oberschlesischen 
Vorgänge herhalten. In einem an die. Tagespresse versandten 
Waschzettel veröffentlicht der G. d. A. einen. Bericht seines 
Vertreters in Kattowitz vom 19. Mai d.J. über die durch: die 
polnische Insurrektion in Oberschlesien- entstandenen, für die 
Bevölkerung überaus beklagenswerten Zustände; Der: Bericht 
sagt in seinem vorletzten Satz: 
‚„Stündälich erwarten wir auch dort (Kattowitz) dis 
Schlimmste: Mord, Totschlag, Plünderei, Anarchie,“ -- 
um dann ganz unvermittelt mit dem in -Sperrschrift gedruckten 
Satz zu schliessen: 
„Die ‚AfA* schaut tatenlos zul! Gemeinheit!“ 
Was ist’s mit dieser Tatenlosigkeit? In Nr. 21 der „D.T.-Z“ 
vom 27. -Mäi: 1921 haben wir ausführlich berichtet, dass. sich 
die grossen ' Spitzenorganisationen "der Arbeitnehmer 























Nr. 23 





A.D.G.B., ATA-Bund, Deutscher Gewerkschaftsbund (Mün- 
chen) und Gewerkschaftsrine (H.D.) anlässlich “der Vorgänge 
in Oberschlesien veranlasst sahen, bei den Botschaftern der 
interälliierten Länder vorstellig zu werden. Den Botschaftern 
wurde nach einer voraufgegangenen Besprechung ein Expose& 
überreicht, das den Regierungen der interalliiertem Länder über- 
mittelt werden wird. Wir hatten dieses Expos&, das die Stel- 
lung auch des AfA-Bundes zu den oberschlesischen Dingen ein- 
gehend klarstellt, in der genannten Nummer zum Abdruck ze- 
bracht, brauchen dem also nichts mehr hinzuzufügen. Der AfA- 
Bımd' hat damit auch seinerseits den Wällen der deutschen 
Arbeitnehmerschaft in der’ Frage der ungeteilten Erhaltung des 
oberschlesischen Industriegebietes für die deutsche Wirtschaft 
zum Ausdruck gebracht, und zwar an der Stelle, bei der es 
darauf ankommt. Diese bedeutsame Kundgebung der deutschen 
Arbeitnehmerschaft an die Regierungen der  interalliierten 
Mächte zur Erhaltung Oberschlesiens für Deutschland trägt 
gross und dentlich die Unterschrift des AfA-Bundes. Das muss 
dem G.d. A. bekannt sein; trotzdem die niedrire Verdächtigung. 
Dass die ausserordentlichen Leiden der oberschlesischen Be- 
völkerung dem G. d. A. dazu dienen müssen, um Agitation 
gegen den AfA-Bund treiben zır können, ist für den Tiefstand 
des sogenannten G. d. A. bezeichnend. 


Vom gelben Techniker-Verband. Für den „Neuen Deut- 
schen Techniker-Verband“ ist die sauere Gurkenzeit 
anscheinend schon jetzt angebrochen. In Ermangelung arderen 
Stoffes füllt er seine. Zeitschrift mit kleinen Notizen, die er 
„Butab-Sorgen“ — „Butab-Konsequenzen“ — „Alles, was vom 
Butab kommt, ist: gelb“ überschreibt. Es erübrigt sich wirklich, 
auf das in diesen Notizen enthaltene ungereimte Zeug im ein- 
zelnen einzugehen, um so mehr als wir nım erneut und sanz 
unzweideutig bei den letzten Verhandlungen mit dem Verband 
selbständiger vereideter Landmesser den Beweis er- 
haltenhaben, dass wir es bei dem N.D. T.-V. tatsächlich 
mit einer gelben Organisation, die nır noch von der Gnade 
der Unternehmer lebt, zu tun haben. Im einzelnen werden wir 
auf die Vorgänge, die sich bei diesen Tarifverhandlungen ab- 
gespielt haben, in.der „D.T.-Z.“ noch näher zurückkommen. 
Für heute sei nur gesagt, dass wir es bei unseren vielfachen 
Verhandlungen mit Arbeitgeberverbänden bisher noch nirgends 
erlebt haben, dass eine Arbeitgeberorganisation mit einer sol- 
chen Wärme und Energie für die Heranziehunz eines kleinen 
unbedenutenden Verbandes zu den Tarifverhandlungen ’ein- 
getreten ist, wie gerade in diesem-Fall. Die selbständigen ver- 
eideten -Landmesser wissen freilich, "was. sie an ihrem 
N.D.T.-V. haben. Sie schätzen ihn als Instrument zur Herab- 
drückung der Technikerforderungen und zur Schwächung der 
Stosskraft der Technikerbewegung. Es ist-deshalb ganz ver- 
ständlich, dass sie iin moralisch mit allen Mitteln unter- 
stützen, wenn sie das vielleicht nicht gar noch auf andere Weise 
tun. So sehr auch Herr Klitzsch, der würdige Vertreter 
dieser würdigen Organisation, als er auf diese Dinge hingewiesen 
wurde, wohl in Erkenntnis der jämmerlichen Rolle, die er vor 
dem Reichsarbeitsminister spielte, seine Farbe wechselte, so 
bleibt der N.D.T.-V. doch gelb, und die Techniker erkennen 
immer :mehr, dass diese Organisation nicht ihre Interessen 
vertritt, sondern die Geschäfte des Unternehmertums besorgt. 


Der neugierige D.H.V. In der „Handelswacht‘“ vom 18. Mai 
finden wir folgende Brieikastennotiz: 

Butab-Berlin. Seit Jahren veröffentlichen Sie keine Bilanz, selbst 
die Monatsberichte — die Sie früher gaben — haben Sie seit langer Zeit ein- 
gestellt. Das hindert Sie nicht, in der Deutschen Techniker-Zeitung über den 
Eee des D. H. V. zwei Spalten voilendeten Blödsinn zu scheiben. 
Wir fordern Sie auf, Ihren Mitgliedern und der Oeifentlichkeit durch Ver- 
öffentlichung Ihrer Jahresabschlüsse für die letzten. Jahre Rechnung zu geben. 
Die Dummheit, die aus Ihrer Kritik über die Bilanz des D. H. V. spricht, soll 
uns nicht daran hindern, dann mit- Ihnen eine gründliche Auseinandersetzung 
und Klarstellung über die Finanzlage des D. H. V. und des Butab herbei- 
zuführen; sie wird dann gründlich geführt, wenn Sie nicht — feige kneifen 


Inzwischen haben wir den Bericht und die Abrechnung über 
das Jahr 1920 dem 2, ordentlichen -Bundestage vorgelegt und 
in Gestalt eines 84-seitigen Buches der Oeffentlichkeit über- 
geben. Ja, wir haben noch vor Erscheinen dieser Briefkasten- 
notiz ein Uebriges getan und auch dem D.H.V. diesen Jahres- 
bericht durch die Post ins’ Haus geschickt mit der Bitte, uns 
nun auch seinerseits den Jahresbericht, den er seinen Funktio- 
nären vorgelegt hat, zugehen zu lassen. Wr haben nämlich 
nicht zweierlei Berichte, einen für vertraute Kreise und einen 
für die Oeffentlichkeit, wie der D.H.V., der in. seiner „Han- 
delswacht“ nur das bekanntgab, was Ihm für die grosse Mit- 
gliedermasse genügend efschien, “seinen Funktionären aber 
reinen Wein über den wirklichet Stand seiner Finanzen und 
Mitgliederzahlen einschenken muss. Oder sollen auch die von 
ihm hinter's Licht geführt ‘werden? : Fast scheint es so, denn 


Nenn nenn fun nun kn pen ent 
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Kein qualifizierter Techniker 


nimmt eine Stellung in der 


Braunschweiger Metallindustrie 


an, da dort von allen Firmen als: tarifliche 
Entlohnung (für Konstrukteure!) 1100 M. Höchstgehalt 


geboten werden. 





bis heute haben wir noch nicht den :erbetenen internen: 
Jahresbericht bekommen, um die auch ‘uns erforderlich 
erscheinende „gründliche Auseinandersetzung. über die Finanz- 
lage des D.H.V.“ vornehmen zu können. Nach Eingang des 
nunmehr auch öjfentlich angemahnten Berichtes werden wir 
diese „dann gründlich führen“, denn wir haben. nicht die Absicht 
wie anscheinend der D.H.V., der ganz hinten in der „Handels- 
wacht“ in seinem Briefkasten rebellierende Mitglieder durch 
obige Schwindelnotiz zu beruhigen sucht, .einer solchen Aus- 
einandersetzung  auszuweichen. Unser : Material. steht _der 
Oeffentlichkeit immer zur Verfügung, während nach dem bis- 
herigen Verhalten des D.H.V. angenommen werden muss, dass 
er es ist, der „feige kneift“. a 








Aus dem Bunde 


Erholungsheim des Bundes in Sondershausen. "'Erfreulicher- 
weise sind in diesem Jahre die Anmeldungen zum Erholüngs- 
heim in bedeutend grösserem Umfange als im vorigen "Jahre 
eingegangen. Für die Sommermonate ist auf ein vollbesetztes 
Haus zu rechnen. Zimmer mit zwei Betten sind für die Monate 
Juni, Juli und August nur noch tageweise frei. Die Vornotierun- 
gen für die Aufnahme im Erholungsheim werden in der Reihen- 
folge der Anmeldungen erledigt. Es muss jedoch ‘während der 
Sommermonate die Aufnahme von entfernteren Verwandten so 
lange abgelehnt werden, wie sich Mitglieder gemeldet haben, 
die doch in höherem Masse Anspruch auf die Aufnahme im Er- 
holungsheim geltend. machen können. Die Mitglieder 
haben sichbeider Ankunft im Heim durch das 
Mitgliedsbuch zu legitimieren! Nach einem Be- 
schluss des Bundestages betragen die Kosten für Wohnung und 
Verpflegung jetzt pro Tag 21 M. (Kinder: im Alter von 5—10 
Jahren 15 M.). 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


. Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 
Komnik in Elbing. 
Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort. 
Büttnerwerke A.-G,, Uerdingen a. Rh. 
Zeilülöidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstniktienswörkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 
Sim tliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 
Schweriner Industrie-Werke G,m. b.H., (früher Folker Fiug- 
zeuge m.b.H.). 


Versammlungskalender 


Hagen 1.W. M. rn} VIL 80%, At „Piepenstock“, Heidenstrasse. 
Halle a.S. F. werbe. 14. Vi. 8%. Marslatour, Gr. Ulrichstr. 10 (Hofflögel), 
Karlsruhe. F. 13. a Kar a. Rhein“, 


O0 DD 








Stierbeiafel 


Es starben: 


Heinrich Conrads (93 490), Rheinhausen; 

HN. Dietzold (117617), Berlin. 

Josef Eickhoff (97 099), Heissen. 

Georg Franz (T. 69 510), Karlsruhe. 
Schwientochlowitz 


Johann Frassek (149 249), 


Richard Fuchs (62 785), 

Johann Hasley (9% 225), Meiderich. 

M. Hoffmann (122 803), Potsdam. 

Berthold Jellinerk (21 er Leipzig. 

Kari Keuer (T. 9837), Bremen, 

Hans Kramer.(114 re, Uerdingen. 

Robert Kullmann (69 712), Hamburg-Steinwärder, 


Ehreihrem a 
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fried Aufhäuser, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin 
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Stellenangebote 


Sekretäre Sasucht. 


zur Bearbeitung des Schlichtungswesens und zur Vertretung von Klagen 
vor den Kaufmanns- und Gewerbegerichten sowie zur Auskunftserteilung 
in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten. — Bedingung ist- nachweisbare 
Vertrautheit mit allen gesetz tzlichen und sonstigen-Bestimmungen, deren 
Kenntnis zur Bearbeitung obigen Gebietes Suwsenz ist. Rednerische 
Gewandtheit erwünscht. i 

Bewerber wollen ausführliche Angaben hie, auch über ihre 
bisherige freigewerkschaftliche Betätigung. Entlohnung erfolgt unter 
Anlehnung an die Bezahlung der Sekretäre des Zentralverbandes der 
Angestellten. Bewerbungen mit der Aufschrift „Schlichtungsausschüss- 
Sekretär‘ erbeten bis spätestens zum 20.-Juni-d. J. an die unter- 
zeichnete Geschäftsstelle. —. Eintritt voraussichtlich 1. August d. J. 


Ortskartell Gross-Berlin des AfA-Bundes 
Berlin SW 61, Belle-Alliance-Strasse 7/10. 


Waggonbau @® 


Wir suchen einige 


tüchtige Konstrukteure 


für Eisenbahn- u. Strassenbahnwagenbau zum baldigen Antritt. 


Gottfried Lindner Akt.- Ges, 


Ammendortf bal Halle 2./8. 





Bauarbeiter-Genossenschaftm.b. H. Offenbach aM. 


sucht zum sofortigen Eintritt‘ erstklassigen 


Bautechniker als Geschäftsführer. 


Gründliche Erfahrung in Kalkulation und in der Baupraxis ist Voraus- 
aätzung. Bewerber mit längerer Tätigkeit im Baugeschäft erhalten den 
Vorzug. - Kurzen ‘Lebenslauf über bisherige Tätigkeit. nebst Gehalts- 
ansprüchen wolle man richten an Joh. Beyer, Wilhelmstr. 7. 


Für unser analytisches Laboratorium 


suchen wir einen nicht über‘ 30 Jahre alten, selbständig ärbeitenden 
und in der Metallanalyse durchaus erfahrenen 


Laboranten. 


Nur Bewerber mit nachweisbar mehrjähriger Praxis auf diesem Gebicte 
kommen in Frage. Gehalt ist tariflich "festgelegt. “Angebote mit 
Lebeuslauf und, Zeugnisabschriften erbeten an 


Badische Anilin- und Sodafabrik, 
“ Ludwigshafen a. Rhein. 


m Gesucht »s 


Ingenieur: oder. Techniker 


nach der Schweiz für eine Metaliglesserei mit Armaturen- 
Cabrik, welcher geeigneten Artikel zur Fabrikation selbst mit- 
bringen und einführen könnte. — Offerten an 


Motallgiesserei Emmishofen, Max Kiene - Wettstein, 
Emmishofen (Schweiz). 


ge, Photoannarato und Bedarfsarikel 


auf Teilzahlung. 


Gebr. Huth,-Dresden-A. 28. 


Preisliste zur Verfügung. 


„Weit DER Fischer‘ Statik 
Auskunftei Preiss- Berlin 38 u. Festi okeitsiehre 


Kleiststn 36 (Hochbahnhof 
Nollendorfpt.). Tel. Kurf. 4543. 

Band 1—3. Gebunden U. 264,—., 
Monatsrate M, 28.—. 


Beobachtg, ittl., spez. in 

Zivil-u.Strafpror. In- u. Ausl, 
Mathematik 
zum Selbstunterricht, 


Helrais-Auskünfte, 
Gebunden M. 60,— _ 


üb.Vorteb ‚Lebenswand.,Ver- 
Hermann Meusser „ne, 


kehr, Gesundh., Einkommen, 
Yarsäaen, Mitgift etc. an 
überseeisch. 
Berlin W ET 
Potsdamer ee 73. 



























in- u. e 
Plätze Biekreti' Zuverläss.! 
Taus. freiwill Anerkennung. 

Gegründet 1905 














Wir suchen zu baldigem Eintritt: 


!. für Konstruktionsbureau tüchtigen, in. selbständiger Bearbeitung grösserer 
Projekte des Beton- und Eisenbetonbaues durchaus erfahrenen ” 


Eisenbeton-Techniker 


mit mehrjähriger Praxis, 


tüchtigen 


Eisenbeton-Bauführer 


mit nachweis!ich mehrjähriger guter Praxis in Beton- u. Eisenbeton-Bauausführungen _ 
aller Art. — Nur wirklich tüchtige Herren wollen ausführliche Bewerbungen mit 
€ Lebenslauf, Zeugnisabschriften usw. einreichen an 


ud = e echten A. Ar rt a. Rhein. 


@ Gewerbelehrer! ® 

Zum ‚1. November 1921 wird 
für die Gewerbeschule zu Friedberg 
i. Hessen ein praktisoh erfahrener 
Gewerbelehrer zur Erteilung des 


.} Unterrichts in.d. Bauabteilung und 


an der gewerblichen Fortbildungs- 
schule gesucht. — Gehalt näch 
Gruppe VII, Ortsklasse C, Nach 
einem, Probejahr Anstellung auf 
Kündigung. Staatliche Anstellungin 
Aussicht gestellt. Meldung mit be- 
glaubigt. Zeugnisabschrift. u. selbst- 
geschrieben. Lebenslauf an d. Unter- 
zeichneten bis längstens 10. Juli erb. 

Friedberg, den 25. Mai 1921. 
Der Vorsitzende d. Aufsichtsrats der Gewerbeschule 

Baurat Haag. 


Gewandter Techniker 


aus dem Gasfach, Apparate- oder 
allsem. Maschinenbau gesucht, wel- 
cher imstande ist, einwandfreieZeich- 
nungen anzufertigen und kleinere 
Konstruktionen nach "Angabe selbst 
zu entwerfen. Nur ledige Bewerber 
mit genügender Werkstattpraxis u. 
mindestens 5jähr'ger, am liebsten 
längerer Bureaupfaxis wollen Be- 
werbungen einreichen. 
G. Kromschröder A.-G., 
Osnabrück. 


Stellengesuche 


Kulturbautechniker, 26 J., 
1 Jahr prakt. tätig, guter Zeichner u. 
sicher im Nivellieren, sucht, gestützt 
auf gute Zeugnisse, sofort Stellung 
i Meliorationswesen od.Tiefbau evtl. 
als Bauführer. Zuschrift. u. R. 2459 
an die Geschäftsst. d. D. Techn.-Ztg. 


Wünsche mit Kollegen 


im Regierungsbezirk Hildesheim, 
Minden oder Hannover 


zu tauschen. 


Kataster-Diätar Sanders, Kat.-Amt 
Bersenbrück bei Osnabrück. 


Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbändspreisen. 
Prospekt frei. 


1 \Streitz, Berlin 210, Pasteurstr. 16. 


"Soeben. ers FTSPFUTET 


Der Eisenhochbau 


Ein Handbuch f. Architekten und 
Ingenieure von Hermann Boost, 
Geh. Reg -Rat, Prof, der "Techn. 
Hochach. Berl 1432 Textabbild. 
und besond. Atlas von 62 grossen 
Tafeln. Preis gebd.zus. 168,— 
Statik und Festigkeitslehre 
von Max Fischer 
Bd: I, 667 5. Vollwändige Systeme 
gebd. 90,—"M. 
Bd. H, ai S. Fachwerksysteme 
gebd. 99,—_M. 
Bd. Il, 600 S. E arieruugee 
gebd. 99,— M 


Der Eisenbetonhan 


von Albert Tönsmenn 

8 Teile zus. 120,— M. : 
Alle Werke enthalten viele Beispiele 
und Zeichnungen und sind leicht- 
verständlich gehalten. Sämtliche 
Preise sind einschl. Teuerungzuschl. 

Auf Wunsch Ratenzahlung. 
Prospskte auch von anderen Wer- 
ken für Technik Ba ne Mathematik 
os. 


“| Albert Tänemann.Vorlagshuchkandi.. 
Naumburg. a. d, Saale, 











Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich. eine umfassende allgemeine und fach 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamt 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse un 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsezamen, oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben, 
Bonness & Hachfeoeld, Verlag, Potsdam. 


Für alle Selbstrasierer 





eine neuo milde, haarerweichende Rasierseife_„Leosira“ mit fabelhafter 
Schaumkraft, völlig reizlos für die empfindlichste’Haut. Keine Bartflechte 
mehr! Preis Mk..3,— in allen Drogerien und Parfümerien... Versuchen 
Sie! Eventl. direkt gegen ‘Mk. 3,— franko und Verpackuhiz frei durch 


Laboratorium Leo, Äbt. 144, Dresden-N. 6. 


Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett-.und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis, Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus HKernbach & Müller 
Berlin SO16, Köpenicker Strasse 96/97. 


Ernstgemeint, Photogruph, Apparate 


Stre's. Witwe, 40 J.alt, evgl., aus an- 
gesehener Familie, m. 2hü seh. Kind. RR aa” 
im Alter v. 11—13. Jahr., Besitzerin g 





eines einzeführt. Baugeschäfts, eig. " Selbstspielende 
schön. Haus u. Verm., wünscht auf 

diesem nicht mehr un sewöbnl. Wege nop Me 
mit solid. Herrn, Bautechniker oder 

Bauführer entspr. Alters u. Charakt. Katalog B’ frei, 
i.Verbindg. zu treten zw. spät,Heirat. Uhren, Brillaaten, 


Nur solcheHerren, die auf ein glückl. 
Heim reflekt. u. ein Vaterherz zu 
meinen Kindern besitzen, wo!len An- 
gebote mögl. mit Bild unt.K. W.2448 
an die Geschäftsst. d. Bl einreichen. 


Basteln Sie] 


Iist-Jehelhanke! 


D.R.G.M., 1000 fach bewährt, äuss. 
praktisch, an jedem Tisch passend. 
Schrader & Co,, Leipzig 131. 


Prospekte gratis. 


£ ld. Metallwaren 


Teilzahlung. E 


L ei Altona (Eibe) 108, 


PITTITZTZTLTTTIIITTTTTIITTNTITTTTITTTITETELTRETD 


na 2 


I] haben.guien is 


Erfolg 


ELITTZETTTETTITITTETTTIETTEETITSTITTT ET T ETC Z 


h Unsere : Dauerwäsche. 
Qualität I zerbrieht nieht 


wail mit’ stärkster Statfunteriage- R 
Glatte SIPNWEAGER 2: _ sE 


Marinekr., Be 
Stehumlegekragen: 1- A 2: 


Geschenkartikel aller Art. 


Umleger, am. Form 173 
Vorhemd, weiss od. bı 


Manischett,, w.o.bt. hir 22;= 


Rabatte für Mehrbezug?* 


, M.: 200, 300,— 500,— 

2 342°fo  10Pfo * 
Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren,Rasierariikel, 
Photoartiket, Musikinstru- 
möonte rn E>ammophone. 

Eataloge umsonsto.portofrei liefern 


| Jonas & To. to., Berlin A.4s1 


tance-Strasso 7-10. 


Ai 2 ie 
Dauerwäschefahrik era ©. 
Leipzig-Det., Gerberstr.19,27. 
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Erscheint Btägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
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Sozialisierung und „Freiwirtschaft“ 


Ein Mitglied der Verständigungskommission für Sozialisie- 
rung des Kohlenbergbaus, Wilhelm Beckmann, hat unter 
dem Titel: „Sozialisierung, Bodenreform, Freiwirtschaft“ eine 
Schrift veröffentlicht, in der er die Antwort auf die heute so 
viele Köpfe beschäftigende Frage der Sozialisierung gefunden zu 
haben glaubt. Es ist schwer, gegenüber einer Schrift, die man 
mit grossen Erwartungen in die Hand nimmt, nach der Lektüre 
die: notwendige Ruhe und Sachlichkeit der Polemik zu wahren: 
eine solche Häufung von Unklarheit, Widersprüchen und 
Phrasentum ist auf diesen wenigen Seiten enthalten. Und doch 
soll versucht werden, auf einige Punkte hinzuweisen, weil die 
ungeheure Gefahr besteht, dass die Verwirrung in unserem all- 
gemeinen wirtschaftlichen Denken gesteigert, die Geschlossen- 
ee auf Sozialisierung hindrängenden Kräfte durchbrochen 
werde. 

- Der Verfasser versucht zunächst ein Definition des Begriffes 
der Sozialisierung zu geben. Wir wollen nicht mit ihm rechten, 
dass er die unter diesem Schlagwort zusammengefassten Be- 
strebungen anfänglich dadurch zu diskreditieren sucht, dass er 
sie ‚einfach als gleichbedeutend mit "möglichst hoher Lohn- 
forderung oder aber als Verstaatlichung hinstellt, während aus 
allen bisherigen Erörterungen die. strikte Ablehnung dieses 
Weges seitens aller Beteiligten hervorgeht. Seine Definition 
lautet: „Sozialisierung ist die Befreiung der. Gütergewinnung 
von allen Fesseln, um die Voraussetzungen für eine natür- 
liche Wirtschaftsordnung auf der Grundlage eines wirk- 
lich freien Wettbewerbes zu schaffen, in der jeder 
nach dem Masse seines Anteils an der allgemeinen Güter- 
sewinnung den vollen Ertrag seiner Arbeit erhält.“ 

r Demgegenüber ist einmal zu bemerken, dass in keiner 
„Wirtschaftsordnung überhaupt davon die Rede sein kann, dass 
‚dem Arbeiter der volle 'Arbeitsertrag zufalle, da sowohl für 
‚die nicht voll.oder gar nicht Arbeitsfähigen aus dem laufenden 
Arbeitsertrag gesorgt, als auch die für Aufrechterhaltung und 
Ausdehnung der jeweiligen Produktion nötigen Rückstellungen 
‚unbedingt vorweg gemacht werden müssen, und also dem 
einzelnen das Ergebnis seiner Arbeit in jedem Falle kürzen. 
Wichtiger aber ist die Frage, was denn überhaupt durch eine 
Regelung ‘nach diesem Grundsatz erreicht, und was im Sinne 
-einer Sozialisierung erreicht würde. 

y Wenn wir mit diesem viel, und so auch von dem Verfasser, 
missbrauchten Worte einen Sinn verbinden wollen, so können 
‚darunter nur alle die Massnahmen verstanden werden, die, von 
der Ueberzeugung ausgehend, dass in der Wirtschaft die kon- 
tinwierliche Entwicklung gewahrt sein müsse und deshalb die 
Verwirklichung des Sozialismus nicht von heut auf morgen 
"möglich sei, getroffen werden, um die Umgestaltung der heu- 
:tigen Wirtschaftsordnung in die sozialistische möglichst schnell 
zu vollzichen. So verstanden, hat das Wort Sozialisierung 
„einen klaren wissenschaftlichen wie politischen Sinn. So ver- 
‚standen aber wird der Standpunkt des Verfassers zu wissen- 
schaftlichem Unsinn und politisch-taktischem Unfug, indem er 
nur zu geeignet ist, Verwirrung in den Reihen der Anhänger 
einer Sozialisierung zu stiften. 

- Denn seine Forderung: bedeutet grundsätzlich ia nur die 
Beibehaltung des jetzt bestehenden Zustandes, dessen geior- 
derte Reformen — abgesehen davon, dass sie, wie noch zu zeigen, 
gänzlich ungeeignet sind, den beabsichtigten Erfolg herbeizuführen 
--- ia nur dazu führen sollen, „den: wirtschaftlichen Wettkampf 


auf die höchste Stufe zu heben“. Wenn der Verfasser es auch 
ablehnen zu können glaubt, dass er ein Manchestermann sei, 
so ist doch seine „Freiwirtschaft‘“ tatsächlich nur: eine Neu- 
auflage jener optimistisch-liberalen Auffassung der Frühzeit des 
Kapitalismus, die auch „die Gesamtheit der natürlichen Be- 
ziehungen durch einfache Gesetze beherrscht“ sah und glaubte, 
dass „ein Aufbau der Wirtschaft nur nach einfachen und natür- 
lichen Grundsätzen erfolgen“ könne, 

Der Unterschied gegenüber der Manchesterlehre besteht 
nur darin, dass dieser tatsächlich gutgläubig seine Lösung für 
die beste der möglichen Lösungen halten koennte; währenddem 
doch heute es ein ziemlich starkes Stück ist, zu übersehen, 
dass inzwischen die in der Mitte des vorigen Jahrhunderts erst 
langsam anhebende, von Marx als aus dem. „freien“ kapita- 
listischen Zustand mit Notwendigkeit sich ergebende Ueber- 
windung ‘der freien, natürlichen Konkurrenz vorgesehene Kon- 
zentrationsbewegung die ganze industrielle Sphäre ergriffen 
hat. Einem Mitgliede der Verständigungskommission sollte 
denn doch aus dieser Praxis die Existenz von Kartellen und 
Trusts, wie sie gerade aus der natürlichen Entwicklung heraus 
entstanden, nicht fremd geblieben sein. Es ist aber bezeich- 
nend, dass sich diese Gebilde nur beiläufig einmal erwähnt 
finden; um so erstaunlicher, als gerade an ihrem Beispiel die 
Erscheinung zu studieren wäre, die dem Verfasser so viel Pein 
macht, das Monopol, das er immer da findet, wo es nicht iest- 
zustellen ist (beim Boden und beim Gelde), während er es da 
nicht sucht, wo er es finden könnte: in der industriellen Sphäre, 
wo die Freiheit nur noch als Ideologie und Aushängeschild sich 
findet im Interesse: von Gebilden, die mit Freiheit nicht einmal 
dem Namen nach mehr etwas zu tun haben, während ihnen 
kraft. ihrer Monopolstellung allerdings die Möglichkeit hem- 
mungslos freier Ausbeutung von Konsumenten und Arbeitern 
gegeben ist. 
; Im Sinne der Sozialisierung würde also nichts erreicht 
werden, wenn man den freiwirtschaftlichen Vorschlägen folgen 
würde! Was würde aber überhaupt erreicht? Vor dem sich 
öffnenden Ausblick ist offenbar dem Verfasser selbst nicht ganz 
wohl gewesen, und so meint er, im Gegensatz zu seinem Grund- 
satz, den natürlichen Gesetzen zu folgen, dass „eine andere 
Nummer des Fadens gesponnen werden müsse“. Offenbar kann 
damit nur gemeint Sein, dass rechtliche Aenderungen einzu- 
treten hätten.‘ Um so verwunderlicher, dass er dem Sozialis- 
mus es vorwirft, dass er das Volk „durch staatliche Macht zu 
den ‚Segnungen‘ der Sozialisierung zwingen‘ wolle. Infolge- 
dessen habe der Staat darauf zu achten, dass die Bedingungen 
im Wirtschaftskampfe für alle Menschen gleich sind, damit der 
natürliche, im untrennbaren Zusammenhang mit der, mensch- 
lichen Natur stehende Eigennutz zwar als Triebfeder erhalten 
bleibt, aber nicht in Ichsucht, in den Egoismus umschlägt.“ 
Dem Verfasser ist unbekannt geblieben, was Marx so glänzend 
nachwies, wie wirtschaftlicher Mechanismus und menschliche 
Psychologie in engster Verknüpfung stehen, wie bei Strafe des 
Untergangs in der „freien“ kapitalistischen Wirtschaft der 
Mensch seinem Egoismus folgen muss; ia, er lehnt sogar den 
Sozialismus als „weibisch“ ab, weil er den natürlichen Wett- 
bewerb „durch soziale Instinkte ersetzen wolle“. Wie es unklar 
ist, was Eigennutz vom Egoismus scheidet, bleibt infolgedessen 
ebenso im Dunkeln, auf weiche Weise dieses Umschlagen in 
den Egoismus verhindert werden solle, wie nicht ersichtlich 
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ist, wodurch die Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit 
gesichert sein solle; da die dazu vorgeschlagenen Massnahmen, 


wie noch zu zeigen, an der heutigen Sachlage durchaus nichts. 


zu ändern vermöchten. 


Wir können nur mit Bedauern feststellen, dass in dieser 
Schrift ernste Fragen der Gegenwart und der Angestellten- und 
Arbeiterbewegung mit so leichter Hand behandelt werden. 
Dafür soll noch ein Beispiel gebracht _ werden. Von 
einer nach Seinen Vorschlägen durchgeführten, ungehinderten 
Produktion erwartet der Verfasser, dass sie einen „Ueberiluss 
von Gütern erzeugen“ werde. Demgegenüber muss gesagt 
werden, dass es überhaupt keine Wirtschaftsform geben kann, 
in der Ueberfluss an Gütern besteht, dass immer die Produktion 
hinter den Bedürfnissen der Menschen zurückbleiben wird. 
Bekommt doch erst aus dieser unumstösslichen Tatsache die 
Wirtschaft ihren Sinn. Es ist daher geradezu unglaublich, wenn 
der Verfasser anscheinend auf Grund dieser Phantasmagorie 
sich ablehnend gegenüber der Nationalisierung und Oekonomi- 
sierung verhalten zu müssen glaubt, weil sie den wirtschaft- 
lichen Wettbewerb ausschalte, während es heute bald eine 
Weisheit der Schulkinder ist, dass diese Massnahmen die fal- 
schen Kosten der Produktion in starkem Masse herabsetzen 
und also den mit gleicher Arbeitsleistung zu erzielenden Ertrag 
steigern müssten. 

Ein zweiter Aufsatz soll sich mit den Reformvorschläzen 
befassen, mittels deren der Verfasser dem Kapitalismus. die 
Giftzähne glaubt ausbrechen zu können. Lynkeus. 


Zum Entwurf eines Arbeitsnachweis- 


gesetzes 1. 


War in den bisherigen Erörterungen über den zweiten 
Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes der auch gegenüber dem 
ersten Entwurf fortbestehende überragende verwaltungsbureau- 
kratische Einfluss in dem geplanten organisatorischen Aufbau 
des einheitlichen Arbeitsnachweises aufgezeigt worden, so 
scheint es erforderlich, die von dem Entwurf versuchte Lösung 
eines weiteren Grundgedankens, der Konzentration, näher 
zu beleuchten. Ist das dem Entwurf offenbar vorschwebende 
Ziel der Zusammenfassung aller Arbeitsnach- 
weise, der öffentlichen wie der nichtgewerblichen, zu einem 
einheitlichen Ganzen unter Beseitigung der konkurrierenden ge- 
werbstnässigen Stellenvermittlung erreicht? Die restlose Ver- 
wirklichung dieses Zieles ist Voraussetzung, wenn die bisherige 
Planlosigkeit im Arbeitsvermittlungswesen einer von den Ge- 
danken der Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit getragenen 
planmässigsen Ordnung weichen soll. 

Die $$ 46 bis 50 sollen die Konzentration herbeiführen. Die 
nicht gewerbsmässigen Arbeitsnachweise der wirtschaftlichen 
Vereinigungen oder Berufsvertretungen der Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer einschliesslich Innungen, Handels-, Handwerks- 
und Landwirtschaftskammern gehen, falls nicht der 
Reichsarbeitsminister Ausnahmen zulässt, 
innerhalb einer Frist von zwei Jahren auf den allgemeinen Ar- 
beitsnachweis als Fachabteilungen über. Die Zulassung von 
Ausnahmen war im ersten Entwurf nicht enthalten und be- 
deutet in Ansehung des gekennzeichneten Zieles der Konzen- 
tration einen aufs schärfste zu kritisierenden Rückschritt. Die 
neue Ausnahmebestimmung ist auf. Betreiben der Akademiker in 
den Entwurf aufgenommen worden, deren Bestreben dahin ge- 
richtet ist, ihren Arbeitsnachweis gänzlich ausserhalb des ein- 
heitlichen öffentlichen Arbeitsnachweises zu stellen. Es ist un- 
verständlich, wie die für den .neuen Entwurf verantwortlich 
Zeichnenden dem von den akademischen Kreisen ausgehenden 
Druck unter Preisgabe eines wichtigen Grundsatzes des Ent- 
wurfs nachgeben konnten. Die von den Akademikerverbänden 
(Budaci usw.) zur Begründung für ihre Sonderbestrebungen 
geltend gemachten Befürchtungen treffen in ihrem Kern nicht 
zu. Die die Bildung von Fachabteilungen regelnden 88 32-39 
gewähren durchaus breite Möglichkeit für die Berücksichtigung 
der zweifellos vorhandenen Sonderbedürfnisse der einzeinen 
Arbeitnehmergruppen der Angestellten. Natürlich bedürfen auch 
diese Bestimmungen des Entwurfs noch mancher Verbesserung, 
auf die weiter unten noch’ hingewiesen wird; Auf jeden Fall 
muss erwartet werden,’ dass die: Ausnahmebestimmung des 
$:46-bzw. $ 47 Abs. 2 unbedingt wieder gestrichen wird. Nicht 
nur die Verbände der Akademiker werden versuchen, von dieser 
Bestimmung weitesten Gebrauch 'zu machen, - sondern auch an- 
dere :Verbände, wie z, B. der Verband der weiblichen 
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Handlungsgehilfen und Bureauangestellten in 
Leipzig erklären heute schon, auf Anwendung dieser Ausnahme- 
bestimmung auf ihren Arbeitsnachweis unter allen. Umständen 
und mit.allen Mitteln hinwirken zu wollen. Es würde ganz un- 
verständlich sein, wenn der Entwurf auch nur die Möglichkeit 


der Aufrechterhaltung der alten Zersplitterung gewähren wollte. 


Ebenso ist nicht einzusehen, warum nach $ 48 noch die 
Arbeitsnachweise gemeinnütziger Vereine und Anstalten. ihr 
Sonderdasein weiterführen sollen, lediglich beaufsichtigt von 
dem zuständigen Landesamt bzw. dem Reichsamt. Es ist sehr 
wohl denkbar, die Organisation des öffentlichen Arbeitsnach- 
weises so auszugestalten, dass auch den Bedürfnissen der be- 
Sonderer Fürsorge Bedürftigen — NTIe EEHSE CHE usw. — 
Rechnung getragen wird. 

Wenn nach $ 49 die gemerbännisciee Stellenswernitlioar 
erst mit dem 31. Dezember 1930 auihörem soll, so ist diesen 
Unternehmungen selbst bei Anerkennung eines ihnen als kon- 
zessioniertem Gewerbe sonst zustehenden Entschädigungs- 
anspruches eine so überaus lange Abbaufrist gewährt, dass eine 
Verkürzung derselben gefordert werden muss. Dass über den 
31. Dezember 1930 hinaus aber auch noch mit ministerieller Er- 
laubnis eine Weiterexistenz der gewerbsmässigen Stellenver- 
mittlung möglich sein soll, ist gänzlich abzulehnen, 


Im $ 50 wird die viel erörterte und viel umstrittene Frage 
des Vermittlungsmonopols des öffentlichen Arbeitsnachweises, 
das sich aus Einführung des Melde- und Benutzungs- 
zwanges ergeben würde, berührt.‘ $ 50 bringt nur eine 
Kannvorschrift für die Anmeldepflicht offener Arbeits- 
plätze durch die Arbeitgeber. 


Wenn es in der Begründung zu dem Entwurf u. a. a: 

„Zusammenfassung von Angebot und Nachfrage ist ferner 
die unerlässliche Voraussetzung für jede geregelte Arbeitslosen- 
fürsorge. Als die Kernfrage der Arbeitslosenunterstützung ist 
immer die Feststellung und Ueberwachung der. Arbeitslosigkeit, 
Arbeitsfähigkeit und: Arbeitswilligkeit angesehen worden. Ge- 
löst kann diese Frage durch die Organisation des: Arbeitsnach- 
weises nur werden, wenn ihr die offenen Arbeits- 
plätze so weit wie irgend möglich zur Ver- 
fügung stehen, Deshalb muss den Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern, deren Beiträge die künftige Arbeitslosenversiche. 
rung in erster Linie finanziell tragfähig machen müssen, in 
gleicher Weise daran liegen, dass dem Arbeitsnachweis: das ge- 
samte Angebot bis zur letzten offenen Stelle bekannt wird. 
so gibt man sich einer grossen Selbsttäuschung "hin, wenn 
man glaubt, lediglich durch diesen Aufruf das erstrebte Ziel zu 
erreichen. Auf die: Eigenbröteleien gewisser Angestelltenver- 
bände ist bereits hingewiesen. Wie man in Arbeitgeberkreisen 
vielfach über die Notwendigkeit einer grosszügigem einheitlichen 
Organisation von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
denkt, lehrt: ein Artikel der Post“ vom 28. Mai 1921, worin 
das Arbeitsnachweisgesetz als „Zwangsjacke“ bezeichnet wird, 
obwohl es weder den Meldezwang: noch den Be- 
nutzungszwang enthält. Schom .die Tendenz des Ent- 
wurfs bedeute „eine noch nicht dagewesene Be- 
schränkung der persönlichen Freiheit“! Aelhn- 
liche Töne. waren schon bei Erscheinen des: ersten Entwurfes 
des Arbeitsnachweisgesetzes insbesondere aus dem Lager der 
Die „Rheinisch-westfälische Ztg.“ 


mit diesem Gesetz Deutschland zu einem grossen Zuchthaus 
werde, Es genügt, diesen Unkenrufen der.. ‚schwerindustriellen 
Presse gegenüber darauf hinzuweisen, dass- die Arbei ts- 
nachweise der Arbeitgeberverbändein frühe- 
ren Jahren für sich stets den-Benutzungs- 
zwangin Anspruch nahmen. Sie verpflichteten ihre 
Mitglieder vielfach bei Konventionalstrafe zur. Benutzung. . Das 
war allerdings eine Zwangsiacke, aber nur für die — Arbeit- 


"nehmer und daher wohl ein besonderer Vorzug in ‚den Augen 


der Scharfmacher. 

Das gesetzte Ziel’ wird unter solchen Anehieien ohne Bel 
nutzungszwang oder zum mindesten ee für alte 
offenen Stellen nicht erreicht werden: 

Zu den im $ 55 bzw. & 66 gegebenen Vörschtiftei ‚über 
die Aufbringung der Kosten sind gelegentlich - einer 
Besprechung im Reichsamt für Arbeitsvermittlung von‘. seiten 
der rechtsstehenden Angestelltenverbände erhebliche ‚Bedenken 
geäussert worden. _Es ist auf die . heute , schon bestehende 


— 


ausserordentliche. finanzielle Belastung «der. ‚Gemeinden, einer- I 
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seits hingewiesen worden und andererseits wurde eine baldige 
Verabschiedung des in Aussicht genommenen Gesetzes einer 
Arbeitslosenversicherung als durchaus fraglich angesehen. Im 
Zusammenhang damit glaubt man einen zweckmässigen und 
grosszügigen Aufbau (der Fachabteilungen im Rahmen des 
öffentlichen Arbeitsnachweises finanziell durchaus nicht sicher- 
gestellt, 

Es ist allerdings richtig, dass nach $ 66 Abs. 2 die Arbeits- 
nachweisämter die Errichtung von Fachabteilungen oder die 
Uebernahme nicht gewerbsmässiger Arbeitsnachweise für ein- 
zelne Fächer bis zum Inkrafttreten des Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetzes von der Leistung von Beiträgen 
durch die in den Fachausschüssen vertrete- 
nen wirtschaftlichen Vereinigungen oder Be- 
rufsvertretungender Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer abhängig machen können. Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, dass bei der Etatisierung die Verwaltungs- 
ausschüsse der Arbeitsnachweise nur gehört werden, den Inter- 
essenten aber sonst kein Mitbestimungsrecht über eine zweck- 
mässige Verwendung der von ihnen etwa nach $ 66 auizu- 
bringenden Mittel zusteht. Von dem Präsidenten des Reichs- 
amts für Arbeitsvermittlung ist aber entgeznet worden, dass die 
Bearbeitung eines Entwurfes zum Arbeitslosenversicherungs- 
gesetz sehr weit vorgeschritten sei und man wohl in abseh- 
barer Zeit mit dem Zustandekommen desselben rechnen könne. 

Die Angliederung der Stellenvermittlung der kaufmänni- 


schen und technischen Angestellten wird man zweckmässiger- 
weise so gestalten, dass in den grösseren Städten und in Orten 


von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung Vermittlungsstellen 
für Angestellte zu errichten sind. Diese Vermittlungsstellen 
werden in entsprechende Fachabteilungen gegliedert. Von we- 
sentlicher Bedeutung für die besonderen Bedürfnisse sowohl der 
Angestellten, insbesondere der Spezialisten und qualifizierten 
Kräfte, wie auch für die Ansprüche von Handel, Gewerbe und 
Industrie wird dann eine gut-funktionierende, entsprechend ge- 
gliederte zentrale Ausgleichsstelle beim Reichsamt in Berlin 
sein. 

Ueberaus anfechtbar ist wieder die Bestimmung nach $-33 
Abs. 2, wonach der Vorsitz in dm Fachausschuss, 
der für jede Fachabteilung zu bilden ist, von dem Vor- 
sitzenden des Arbeitsnachweises. bzw. dessen 
Stellvertreter geführt wird. Ueberdies kann auch die Errich- 
tungsgemeinde in diese Fachausschüsse noch weitere Vertreter 
entsenden. Es gelten, hier in erhöhtem Masse, die bereits all- 
gemein erhobenen Einwände gegen den überragenden Einfluss 
der Bureaukratie. 

Eine: Verbesserung gegenüber dem alten weist der neue 
Entwurf hinsichtlich der Stellung des Arbeitsnach- 
weises bei Arbeitseinstellungen oder Aus- 
sperrungen auf. Fortgefallen sind folgende Bestimmungen 
in $ 44 des alten Entwurfs: 

„Bei Ausständen und Aussperrungen, die ohne vorherige 
Anrufung des Schlichtungsausschusses oder einer an seine 
Stelle tretenden Schlichtungssteile oder vor Beendigung des 
Schlichtungsverfahrens stattfinden, setzt der Arbeitsnachweis 
seine Vermittlungstätigkeit fort. 

Unterwirft sich bei einem Ausstande oder einer Aussperrung 
eine der Parteien dem im Schlichtungsverfahren ergangenen 
endgültigen Schiedsspruch nicht, so darf der Arbeitsnachweis 
bis zur Annahme des Schiedsspruches, längstens jedoch b:s zum 
Ablauf von zwei Wochen seit Fällung des Schiedsspruches für 
einen _widersprechenden Arbeitzeber keine Arbeitnehmer ver- 
mitteln oder widersprechenden Arbeitnehmern keine Arbeits- 
stelle nachweisen. 

Unterwirft sich keine der Parteien dem Schiedsspruch oder 
kommt kein Schiedsspruch zustande, so ist die Vermittlung 
für beide Parteien bis zur Beendigung der Arbeitsstreitigkeit, 
längstens jedoch bis zum Ablauf von zwei Wochen seit Fällung 
des Schiedsspruches einzustellen.‘ 

Ueber die Haltung des Arbeitsnachweises bei Streiks oder 
Aussperrungen sagt jetzt $ 43 des neuen Entwurfs das Folgende: 


„Ist in einem Betriebe ‚die Arbeit niedergelegt, so hat der 
Arbeitsvermittler die Arbeitsuchenden auf diese Tatsache hin- 
zuweisen und eine Vermittlung für diesen Betrieb nur vorzu- 
nehmen, soweit die Arbeitsuchenden sie trotzdem verlangen. 

Sind Arbeitnehmer auszesperrt, so sind sie nur an solche 
Arbeitgeber zu vermitteln, die auf die Tatsache der Aussperrung 
hingewiesen worden sind und die Vermittlung trotzdem ver- 
langen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die wirtschaftlichen 
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Vereinigungen der Arbeitnehmer berechtigt, bei Ausbruch und 
Beendigung eines Ausstandes oder bei Vornahme und Beendi- 
gung einer Aussperrung dem Arbeitsnachweis Anzeige zu 
machen. Das Reichsamt erlässt nähere Bestimmungen über die 
hierbei einzuhaltenden Fristen und Formen, sowie darüber, in 
welchen Fällen die Anzeige statt von den einzeluen Arbeit- 
gebern von einer Berufsvertretung zu erstatten ist.“ 


Geblieben ist aber die bereits im alten Entwurf $ 47 ent- 
haltene unsinnige — unsinnig, weil dem Grundgedanken des 
Gesetzes zuwiderlaufende — Strafbestimmung in $ 45, wonach 
die Satzung bestimmen kann, dass der Verwaitungs- 
ausschuss (Fachausschuss) Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer aus einem wichtigen Grunde 
bis zur Höchstdauer vondrei Monatenvonder 
Benutzung des Arbeitsnachweises aus- 
schliessen darf. Die Satzung muss bestimmen, 
welche Gründe als wichtig anzusehen sind. Es 
bleiben damit die bereits in der Besprechung des ersten Ent- 
wurfes geltend gemachten Einwände bestehen. Der $ 45 des 
neuen Entwurfes ist unhaltbar. 

Bedarxerlich bleibt, dass auch für die zweifellos gebotene 
Ausdeknung des Aufgabengebietes des Arbeits- 
nachweiswesens nur Kannvorschriften in der Hauptsache ge- 
geben sind. Die Fragen®der Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung, dr Erwerbsbeschränkten- 
und Wandererfürsorge, um nur einige anzuführen, 
sind mit der Arbeitsvermittlung so eng verknüpft, dass im Gesetz 
klarer zum Ausdruck kommen muss, dass dieser Aufgabenkreis 
in den Bereich des Arbeitsnachweises fällt. 

Von einer Anzahl weiterer Einzelheiten abgesehen, lehnt 
sich der nette Entwurf stark an den voriährigen an. Die vor- 
genommenen Aenderungen sind nicht derart, dass der Entwurf 
nunmehr als auch nur einigermassen befriedigend angesehen 
werden könnte. Die Gefahr der Bureaukratisierung ist keines- 
wegs beseitist, denn der Einfluss der wirklichen Interessenten 
auf die Verwaltung des Arbeitsnachweises ist nach wie vor ein 
ungenügender; wirkliche Selbstverwaltung ist nicht gewähr- 
leistet. 

Nach wie vor muss gefordert werden, dass alle leitenden 
Persönlichkeiten des Arbeitsnachweises — Vorsitzender, Go- 
schäftsführer und Arbeitsvermittler — von den paritätischen 
Verwaltungsausschüssen gewählt werden. Insbesondere ist auch 
der Vorsitzende in den Fachausschüssen von diesen selbst zu 
wählen. Der Einfluss der Selbstverwaltung muss auch in den 
höheren Stufen — Landesarbeitsämter und Reichsamt — voil 
zur Geltung kommen können. 

Die von dem Gesetz erstrebte Monopolstellung des 
einheitlichen öffentlichen Arbeitsnachweises kann ohne Zwangs- 
bestimmungen, zum mindesten ohne Meldezwang für alle ofie- 
nen Stellen nicht erreicht werden. Die Vorschrift des $ 50 ge- 
nügt nicht. Die Frage des Meldungs- und Vermittlungszwanges 
in ihrer Regelung lediglich tariflichen Vereinbarungen der Par- 
teien zu überlassen, ist nicht ausreichend. Die Vorschriften 
über die Bildung von Fachabteilungen sind den wirklichen Be- 
dürfnissen und Verhältnissen des Wirtschaftslebens anzugleichen, 
Die Zusammenfassung aller nicht gewerbsmässigen Arbeits- 
nachweise in der einheitlichen Organisation des öffentlichen 
Arbeitsnachweises hat mit Befristung restlos zu erfolgen. Aus- 
nahmen sind unzulässige. Der Abbau der gewerbsmässigen 
Stellenvermittlung ist in kürzerer Zeit als vorgesehen durch- 
zuführen. 

Die in $ 45 vorgesehene Möglichkeit des Ausschlusses von 
Interessenten von der Benutzung des Arbeitsnachweises muss 
gestrichen werden. Das Beschwerdeverfahren nach $ 51 be- 
darf hinsichtlich der Bestimmung, dass der Einspruch keine aui- 
schiebende Wirkung hat, der Abänderung. 

Die in $ 55 bzw. $ 66 getroffene Kostendeckung bedari der 
Klarstellung und Nachprüfung. Die Gebührenireiheit für die Ver- 
mittlung ist ohne Einschränkung sicherzustellen. 

Es sind damit vorerst nur einige Punkte herausgegriffen, 
wo in erster Linie Abänderungen an dem Entwurf erfolgen 
müssen, wenn sich das Arbeitsnachweisgesetz im Ralımen der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung bewähren und den Versuch 
machen will, wenigstens auf einem Gebiet der aus dem Kapita- 
lismus geborenen anarchischen Wirtschaftszustände, dem Ar- 
beitsnachweiswesen, eine gewisse Ordnung zu schaffen. 

L. Hofmann, 
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Wirtschaftsfragen 


Die neue Brotgetreideversorgung und der gesetzliche Schutz 
des Reallohnes. Die Verhältnisse in der Getreidewirtschaft des 
sich seinem Ende nähernden laufenden Erntejahres hatten eine 


# 


ar 


Gestaltung angenommen, die mit Notwendigkeit auf .eine Neu-: 


regelung hindrängte. 
wirtschait gerichteten politischen Widerstände und unter dem 
Einfluss ökonomischer Schwierigkeiten ist nunmehr auch der 
Zerfall der Getreidezwangswirtschaft eingetreten. Die wesent- 
lichste Erscheinung dieses Prozesses ist der ungeheure Rück- 
gang der Ablieferung inländischen Getreides durch die Land- 
wirte. Während im Jahre 1919 bis Ende April noch 
3250000 Tonnen Roggen und Weizen. abgeliefert wurden, ging 
die Ablieferung in derselben Zeit des Jahres 1920 auf 1 730.000 
Tonnen zurück und erreichte 1921 einen Tiefstand von nur noch 
930 000 Tonnen. Gegenüber dem Jahre 1919 bedeutet dies 
einen Rückgang von 72 Prozent, während der Ertrag der Ge- 
treideernte überhaupt seit 1913 nur um 46 Prozent zurück- 
gegangen ist. 

Nach dem von der Regierung vorgelegten Gesetzentwurf 
zur Neuregelung des Verkehrs mit Getreide ist ein Umlage- 
‚erfahren vorgesehen. Es sollen danach von der deut- 
schen Landwirtschaft 3 Millionen Tonnen Getreide aufgebracht 
werden. Die Länder haben die Umlage nach dem Anteil auf- 
zubringen, mit dem sie an dem Ernteertrag an Brotgetreide, 
Gerste und Hafer im Durchschnitt der Jahre 1906 bis 1921 be- 
teiligt gewesen sind. Die Länder verteilen die Umlage auf die 
Kommunalverbände und diese wieder nach näherer Bestimmung 
der Landeszentralbehörden auf die Gemeinden oder unmittelbar 
auf die Erzeuger. Die Erzeuger haften den Kommunalverbän- 
den für die rechtzeitige Erfüllung des Liefersolls. Das neben 
dem Liefersoll vorhandene Ueberschussgetreide verbleibt den 
Erzeugern zur Verwendung auf deni freien Markt. Eine Preis- 
festsetzung ist in dem Entwurf nicht enthalten, doch heisst es 
in der Begründung: 

„Die Pre:se für das Umlagegetreide sind so festzusetzen, dass sie die 
Wirtschaftlichkeit des Getreideanbaus noch gewährleisten. Bei solcher Preis- 
festsetzung wird sich die Steigerung des Brotpreises in mässigen Grenzen 
halten und jedenfalls die auch in anderen Ländern (Italien, Frankreich) in 
diesem Jahre vorgenommene Erhöhung des Brotpre'ses nicht übersteigen. Die 
Preisbildung des Ueberschussgetreides, aus dem sich auch die getreide- 
verarbeitenden Betriebe, wenn erforderlich, unter Heranziehung des Auslands- 
getreides, versorgen sollen, wird der Entwicklung des freien Marktes über- 
lassen bleiben, damit der Schleichhandel des Getreides und der Getreide- 
erzeugnisse endgültig beseitigt wird.“ 


So ungewiss es, nach den Erfahrungen mit der Haferum- 
lage, sein wird, ob die Getreideumlage von der Landwirtschaft 
erfüllt werden wird, so sicher ist andererseits die Steire- 
rung der Preise für die Konsumenten. Wir haben in 
Nr. 16 der „D. T.-Z.“ das vom A.D.G.B,, AfA-Bund und Deut- 
schen Beamtenbund beim  Reichsernährungsminister einze- 
reichte, gegen die Beseitigung der Zwangswirtschaft gerichtete 
Protestschreiben und in Nr. 22 der „D.T.-Z.“ das darauf cr- 
gangene Antwortschreiben des Ministers veröffentlicht. Bei 
den in diesen Tagen stattgefundenen Verhandlungen im 
volkswirtschaftlichen Ausschuss des Reichs- 
tages wurde die Aufrechterhaltung der Zwangs- 
wirtschaft wie auch andererseits der sofortige Ueber- 
gang zur völlig ireien Wirtschaft abgelehnt. Der 
das Umlageverfahren einführende Regierungsentwurf wurde mit 
einigen Abänderungen angenommen. Zu lebhaften Auseinander- 
setzungen führte ein mit 14 gegen 12 Stimmen angenommener 
Antrag der beiden sozialistischen Parteien: ; 

„Die Lockerung der Zwargswirts:haft mit ihrer Annäherung an die Welt- 
marktpreise stellt eine ausserordentl che Belastung aller Beamten, Arbeiter 
und Angestellten dar, deren Einkommen nicht aus Goldwerten herrührt. Der 
Reichstag fordert deshalb die Regierung auf, gesetzliche Vorkehrungen für 
cen Schutz des Reallohnes zu treffen sowie die Rentenempfänger vor weiterer 
Verelendung zu schützen. Ausserdem sind die durch die Annäherung der Inlands- 


preise an die Weltmarktpreise zu erzielenden Mehrgewinne für die Allgemein- 
beit sicherzustellen “ 


Der Antrag bezweckt, dass durch Gesetz im Ausmass der 
den Löhnen und 
Gehältern festgesetzt werden, auf die alle: Lohn- und 
Gehaltsempiänger klagbaren Anspruch haben. 

Der mit diesem Antrag bezweckte Versuch, die aus der 
kommenden Brotverteuerung resultierende weitere Herab- 
drückung der Lebenshaltung der Arbeitnehmer zu verhindern, 
ist zweifellos begrüssenswert. Allerdings können auch gewisse 
Bedenken nicht unterdrückt werden, ob der beabsichtigte Weg 
der richtige ist; Bedenken, die in der gleichen Richtung liegen, 
wie sie gelegentlich der Erörterungen des Problems der glei- 
tenden Lohnskala von uns geltend gemacht wurden. 


Unter dem Druck der gegen die Zwangs-. 


. Gross-Berlin: 


ven 


Sozialpolitik eG 

Das Existenzmiimum im Mai 1921. Bei den von Dr. 
Kucezynski, Direktor des Statistischen Amts Berlin-Schönebereg, 
angestellten Berechnungen, die wir fortlaufend veröffentlichen, 
ist der physiologische Mindestbedarf zugrunde gelegt, 
ohne dass dabei soziale Gesichtspunkte berücksichtigt sind. Die 
so gewonnenen Zahlen können also lediglich als Gradmesser 
einer Steigerung oder Senkung der Preise für die Lebenshaltunz 
bewertet, aber selbstverständlich nicht als ausreichend für das 
soziale Existenzminimum der technischen Angestellten und 
Beamten angesehen werden. 

Nach den Feststellungen Kuczynskis waren die Kosten des 
Existenzminimums in Gross-Berlin im Mai 1921 etwashöher 


als im Vormonat, aber niedriger als in jedem anderen 


Monat seit März 1920. Billiger als im Mai 1920 waren vor 
allem Reis, Hülsenfrüchte, Fette, Fische, Schuhwerk und Kleider, 
teurer vor allem Kartoffeln, Zucker, Milch. Im Vergleich mit 
der Vorkriegszeit waren die Preise selbstverständlich nach wie 
vor ungeheuer hoch. 

Als wöchentliches Existenzminimum ergibt sich für 


Ehepaar 


Mann Ehepaar „it 2 Kindern 

M. M. M. 
Emährung . ... 2.2.0.4 82 122 
Wohnung. yo % 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. . 25 25 25 
Bekleidung 5, 2.0008 20827 45 63 
Sonstiges „Wan N82 48 66 
Mer: 31921: ET EI 209 285 
April. 19217, 4.22% 5187 204 281 
Maı 2.192022, 2877 267 365 

August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der not- 
wendige Mindestverdienst im Mai 1921 für einen alleinstehen- 
den Mann 23 M., für ein kinderloses Ehepaar 35 M,, für ein 
Ehepaar mit zwei Kindern von 6 bis 10 Jahren 47 M. Auf das 
Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für den allein- 
stehenden Mann 7300 M., für das kinderlose Ehepaar 10 900 M., 
für das Ehepaar mit zwei Kindern 14850 M. 

Vom letzten Vorkriegsiahre bis zum Mai 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 140 M., d, h, auf 
das 8,4fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. auf 
209 M., d. h. auf das 9,4fache, für ein Ehepaar mit zwei Kin- 
dern von 28,80 M. auf 285 M., d. h. auf das 9,9fache, An 
dem Existenzminimum in Gross-Berlin ge- 
messen, ist die Mark jetzt 10 bis 12 Pf. wert. 


Aus der Angestelitenversicherung. Dem Reichstag ist fol- 
gender Entwurfeines Gesetzes über die Gewährung 
von Beihilfen an Rentenempfänger aus der 
Angesteltenversicherung zugegangen: 

$ 1. Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente nach dem Ver- 


sicherungsgesetze für Angestellte erhalten vom 1. Januar 1921 ab bis auf 
weiteres auf Antrag eine monatlich im voraus zahlbare Beihilfe, ; 


Die Beihüfe wird solchen Pe:sonen nicht gewährt, denen auf Grund des ® 


Gesetzes über eine ausserordentliche Beihilfe für Einpfänger von Renten aus 
der Invalidenversicherung vom 26. Dezember 1920 in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 11. April 1921 (Reichs-Gesetzbl. S. 473) eine Beihilfe 
zusteht. 


$ 2. Der Antrag ist bei der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 


zu stellen. 


$ 3. Die Beihilfe brträgt für Empfänger von Ruhegeld monatlich 50 M., 
für Empfänger einer Witwen- oder Witwerrente monatlich 40 M. und für 
Empfänger einer Waisenrente monatlich 20 M. 


$ 4 Die Beihilfe wird stets, auch in den Fällen des 8 390 des Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte, im vollen Betrag und nur für volle 


Kalendermonate gezahlt. Die Beihilfe fällt weg, wenn die Rente zum vollen 
Betrage ruht. 


& 5. Die Beihilfen werden aus den Mitteln der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte gezahlt. 


$ 6. D ses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft, 
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Die Vorlage dieses Entwuries geschieht im Verfolg der vom 


Reichstag in der Sitzung vom 18. Dezember 1920 anzenom- 
menen nachstehenden Entschliessung: 


„Die Reichsregierung wird ersucht, alsbald nach dem 
Wiederzusammentritt des Reichstages einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der für diejenigen Personen, die Renten nach 
dem Versicherungsgesetz für Angestellte beziehen, eine 
ausserordentliche Beihilfe sichert nach Art derienigen, wie 


en das Gesetz für andere Sozialrenten sichergestellt 
sind.“ 


Es dürfte wohl kaum zweifelhait sein, dass der Reichstag 
dem Entwurf zustimmen wird. Freilich bedeutet die Beihilfe 
für die gegenwärtigen Rentenempfänger aus der Angestellten- 
versicherung nur einen Tropfen auf den heissen Stein. Grund- 
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sätzlich wird damit an dem, wie von uns wiederholt dargelegt, 
durchaus reiormbedürftigen Versicherungszesetz für Ange- 
stellte nichts geändert. 
Des weiteren hat der Reichsrat ohne grössere Debatte 
einen Gesetzentwurf über Aenderung des Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte angenommen. 
Die Versicherungsgrenze wird von 15000 M. auf 28000 M. 
erhöht. Es sollen neun Gehaltsstufen mit folgenden Spannun- 
gen und monatlichen Beiträgen gebildet werden: 
bis 1500 M. Gehalt . 15,69 M. Beitrag 
über 1500— 3000, x a a 
” 3900 — 4000 ” ” . 30,60 ” » 
” 4000— 5000 ” ” * 37,60 ” ” 
„ 5000— 6000 „ u 43,20 „ = 
» 6000 — 8000 ” » . 55,20 FR) ” 
” 8009— 10000 ” ” . 68,40 A » 
‚. 1000015000 „ = 80,40 „ „ 
„ 15000-— 28000 „ „ ..* 98,40 ” ” 


Auf Grund der erhöhten Beiträge ist sodann eine Er- 
höhung des Ruhegeldes vorgesehen. Der für alle 
Gehaltsklassen gleiche Grundbetrag soll 360 M. jährlich 
betragen. Zu diesem Grundbeirag treten für die einzelnen 
Klassen Steigerungssätze, Der Steigerungssatz beträgt 
für jeden entrichteten vollen Monatsbeitrag in der ersten Klasse 
1,50 M., in der zweiten 3,60 M., in der dritten 4 M., in der 
vierten 6 M., in der fünften 8,60 M., in der sechsten 10 M., in 
der siebenten 12 M., in der achten und der neunten 15 M. 
Bei Kindern unter 18 Jahren erhöht sich das Ruhegeld für das 
erste Kind um *loo, für das zweite um **lio und für jedes 
weitere Kind um jährlich *Hioo des Grundbetrages. Die Ein- 
ziehung der Beiträge soll auf dem Wege des Beitragsmarken- 
systems erfolgen. 

Indem wir damit vorläufig nur das Wesentliche aus dem 
Entwurf wiedergeben, behalten wir uns eine ausführliche Be- 
sprechung vor. Der Reichswirtschaftsrat und der Reichstag 
haben sich mit dem Entwurf noch nicht beschäftigt. 

Der Fntwurf bestätigt aufs neue die Unhaltbarkeit des 
Reichsversicherungsgesetzes für Angestellie in seiner jetzigen 
Form. Eine grundlegende Verbesserung zu bringen, ist er gar 
nicht inı der Lage, und so erweitert er nur die bisher schon 
bestehenden Nachteile. Auf der einen Seite verlangt er Bei- 
träge, die die Angestellten fast nicht tragen können, um aui.der 
anderen Seite Ruhegehälter zu gewähren, die zu der Beitrags- 
höhe in einem schreiend niedrigen Verhältnis stehen. Vom’der 
Forderung des Selbstverwaltungsrechtes der Versicherten ist 
in dem Entwurf überhaupt nichts gesagt. Es wird nur aufs 
neue bestätigt, dass auf diesen Wege nichts für die Angestell- 
ten ‘erreicht wird. Nur die Verschmelzung der Angesteilten- 
versicherung mit der Invalidenversicherung in Verbindung mit 
einer zrundlerenden Reform der Sozialversicherung überhaupt 
kann hier helfen, 


Angestelltenbewegung 


Die Vereinigung der leitenden Angestellten in Handel und 
Industrie (Vela) veranstaltete am 9. und 10. April 1921 im 
Künstlerhaus in Berlin ihre ‚dritte Hauptversammlung. 
Dr. Müfifelmann, Berlin, sprach über die „Gewerkschafts- 
bewezung der leitenden Angesteliten“. Leitende Angestellte 
sind nach seiner Ansicht als besondere Klasse ein Erzeugnis 
des Hochkapitalismus. Sie hätten einen Teil der Unternehmer- 
funktion übernonmmen, ohne den Charakter als Arbeitnehmer 
verloren zu haben. Neben die Arbeiter und ausführend tätigen 
Angestellten treten als besondere Kiasse die geistig füh- 
renden, leitenden Angestellten. Ihre Tätigkeit berühre sich mit 
der der freien geistigen Arbeiter. Trotzdem sie sich als besondere 
Klasse fühlen, verneinen sie den Klassenkampf. Sie fordern eine 
organische Entwicklung des Wirtschaftslebens, verfechten den 
Gedanken der Erfolgwirtschait (soll wohl heissen: „Profitwirt- 
schaft“, D. Red.) und stehen den gemeinwirtschaftlichen Ten- 
denzen skeptisch gegenüber. Tarifverträge Iehnen sie ab, er- 
streben vielmehr individuelle Bezahlung möglichst in Form von 
Beteilisung, Provision usw., halten aber doch die Mitarbeit an 
Tarifverträgen für erforderlich. Auf dem Gebiet des Erfinder- 
schutzes, der Konkurrenzklausel, besonderer Schiedsgerichte, 
des Rechtes der aussertariilichen "Besoldung liegen. ihre Forde- 
rungen. Dass ihnen der Weg in die Zentral-Arbeitsgemeinschaft 
versperrt sei, wird beklagt und gerügt. Auch Dr. Schäfer, 
Berlin, kam in seinem Referat über die „Angestellten in führen- 
der Stellung und die Neuordnung in Gesetzgebung und Wirt- 
schait“ zu dem Ergebnis, dass die selbständig geleiteten Auf- 
gabenkreise eine „besonders geartcte Bernisgesinnung, eine 
grössere Weite des Lebenskreises, eine stärkere Betonung des 
Persönlichkeitsgedankens und damit eine eigene Stellung im 
Rahmen der Rechts- und Wirtschaitsordnung bedingen“. Wenn 
er auch behauptet, dass nicht privilegiensüchtiger Kastengeist 
ihre Bestrebungen leite, wird man doch die Forderung, den 
qualifizierten Minderheitsgruppen eine Sonderstellung in Ge- 
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setzgebung und Wirtschaftsordnung zu gewähren, kaum anders 
auffassen können. Wo ist ausserdem die Grenze zwischen den 
geistig führenden und ausführend tätigen Angestellten? Wem 
die leitenden Angestellten auch vorgeben, über dem Dualismus 
Kapital und Arbeit zu stehen, so beweisen doch die Ausführun- 
gen aller Redner, dass sie diesen Gegensatz sehr deutlich an 
ihrem eigenen Leibe spüren. Sie dienen aber keineswegs dem 
Wiederaufbau, wenn sie aus einer vollkommenen Verkennung 
des Autoritätsgedankens Sonderrechte für sich beanspruchen. 
Die von den Gewerkschaften abgeschlossenen Tarifsätze geben 
als Mindestgehälter der freien Vereinbarung der Bezüge für 
leitende Angestellte weiten Spielraum. Innerhalb der Ford>- 
rungen der Gewerkschaften liegen auch die berechtigten der 
leitenden Angestellten, so dass es nur eine Zersplitterung der 
Kräfte ist, wenn sie sich im Gegensatz zu ihnen stellen. In 
Zeiten wie den heutigen muss man den Mut besitzen, sich ein- 
deutig als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber zu bekennen; wo aber 
zwei Seelen, ach! in einer Brust um den Vorrang streiten, wird 
man immer zwischen zwei Stühlen sitzen und mit Recht weder 
von der einen, noch vor der anderen Seite ernst genommen. 


Aus dem Geschäftsbericht ist zu bemerken, dass die Vela 
17 Fachgruppen besitzt, die sich auf 700 Betriebsgruppen 
stützen. Die Zahl der Ortsgruppen beträgt 49, die der Ge- 
schäftsstellen 4. Ueber die Mitgliederzahl schweigt der Bericht 
sich leider vollkommen aus, Ein Anschluss an eine übergeord- 
nete Gesamtorganisation könne nur dann in Frage kommen, 
wenn die Vela neben die Spitzenorganisationen der Arbeiter- 
schaft, Angestelltenschaft und Beamtenschaft trete, denn nach 
ihrer Ansicht bilden die leitenden Angestellten die 
vierte Säule der Arbeitnehmerschafit. Deshalb 
könne sich die Vela nur koordiniert neben die anderen Spitzen- 
verbände stellen, wenn auch davon ihre Zulassung zur Zentral- 
Arbeitsgemeinschait abhänge. Man sieht also, dass die 
Existenzberechtigung der Vela nur davon abhängt, ob man tat- 
sächlich die leitenden "Angestellten als eine besondere Klasse 
von Menschen anerkennt. 


An die richtige Adresse! Der Neue Deutsche Tech- 
niker-Verband verkündet im „Bayr. Kurier“ vom 25.Mai, 
München: „... Die nationaie Gewerkschaft aller Techniker ist 
der „Neue Deutsche Techniker-Verband“, der im ganzen Reiche 
erfreuliche Fortschritte macht. Die linksradikale Richtung des 
„Bundes der technischen Angestellten und Be- 
amten“ veranlasst alle auf den Boden der Wirklichkeit stehen- 
den, nationalgesinnten Techniker, sich diesem Verbande an- 
zuschliessen. . . Da unter „diesem“ Verbande logischerweise 
zur unser Bund verstanden werden kann, freuen wir uns, dass 
der N. D. T. V. die „auf dem Boden der Wirklichkeit stehen- 
den nationalgesinnten Techniker“ selbst einmal an die richtige 
Adresse verweist. Die logisch denkenden Techniker — also 
wohl die übergrosse Mehrzahl — wissen sowieso, dass ihnen 
nicht mit den nationalen Phrasen und Stilblüten des N.D.T.V., 
sondern nur mit gewerkschaftlichen Erfolgen, wie sie unser 
Bund aufzuweisen hat, gedient werden kann. 


Aus dem Bunde 


Postabonnement der „D. T.-Z.“. In Nummer 22 der „Deut- 
schen Techniker-Zeitung“ war unter dem Stichwort „Bundes- 
post“ mitgeteilt, dass nach einem Beschluss .des Bundestages 
der Abschluss des Postabonnements auf die „D. T.-Z.* in Zu- 
kunft den Ortsverwaltungen obliegt. Dieser Beschluss des Bun- 
destages wurde den Ortsverwaltungen zur Berücksichtigung 
überwiesen und ist nicht so aufzufassen, dass sich die einzeinen 
Mitglieder nun um die Bestellung der „Deutschen Techniker- 
Zeitung“ überhaupt nicht mehr bekümmern brauchen. Er ist 
vielmehr dahin auszulegen, dass nach wie vor wohl die ein- 
zelnen Mitglieder die Zeitung beim Postamt bestellen müssen. 
Die Orts- und Betriebsverwaltungen dagegen sind aber ver- 
pflichtet, darauf zu: achten, dass die Mitglieder die Bestellungen 
auch tatsächlich vorgenommen haben. Nur insoweit eine Unter- 
lassung oder aber eine Vereinbarung innerhalb der Betriebs- 
und Ortsverwaltung vorliegt, sind die Ortsverwaltungen ver- 
pflichtet, auch ihrerseits die Bestellung der Zeitung für die Mit- 
slieder vorzunehmen. Es soll eben nicht wie bisher die Zeitungs- 
bestellung der Mitzlieder von den Ortsverwaltungen als etwas 
Nebensächliches behandelt, sondern darauf hingewirkt werden, 
dass ein jedes Mitglied Leser der „D. T.-Z* ist! 

Wir bitten bei dieser Gelegenheit gleich die Kollegen, dafür 
zu sorgen, dass in diesem Monat in den Wohnungen das Abonne- 
mentsgeld für das nächste Vierteljahr bereitgehalten wird, damit 
der Bezug der „D. T.-Z.“ olıne Unterbrechung gesichert ist. 
Wo das Zeitungsgeld nicht von der Post aus eingezogen wurde, 
ist sofort die „D. T.-Z.“ neu zu bestellen unter Benutzung der 
dieser Nummer im Inseratentext beiliegenden Bestellkarte. 
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Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das erste Viertel- 
jahr 1921, 
Rechtschutz wurde‘ gewährt: 
Janvar—März: in 162 Fällen, hiervon entfa'len auf: 





Iadustr. Techn.| Bautechniker | Bergbauanges:.| Staatstechn. | Gemeindetechn. 
89 49 | 19 2 3 
Hierzu kommen noch zwei Prozesse in eigener Angelegenheit 
Rechtsschutz wurde abgelehnt: 


Januvar— März: in 53 Fällen, hiervon entfallen auf: 


Industrietechn. Gemeindetechn. 





_ Bautechniker | Bergbauangest | Staatstechn. 










33 5 
9 It. 8 28 1 lt. 8 28 
In 5 Fällen musste der Rechtsschutz wegen fehlender oder nicht satzurigs- 
gemässer Beitragszahlung entzogen, in 2 Fällen Klageerweiterung abgelehnt 
werden, 
Erledigte Prozesse: 
Januar—März: 91 Fälle. 


2 durch | durch | m. Erfolg 
Hiervon entfallen auf | Urteil {Vergleich] zus. also 





ver- Pe ar 


loren[rückn.|n. z. e.| samt 

























Industrietechniker „ . 13 68 
Bautechniker . . . . 1 19 
Bergbauangestellte . . 3 4 
Staatstechniker x —_ ar: 
Geineindetechniker . . — 2 
zusammen: 17 9 
Erstrittene Erfolge: 
i 5 Gehalt ; : In: 
e v 
- Gratifik. la) Schaden- 
a) fristl, Entl ; Tantieme ersatz | Konk.- Straf- z 
Fachgruppel b) rückständiges Provisionlb) Fest- | klausel |, Yer- Zeugnis 
c) Tarifnach- Prämie fahren 


Ban: stellung 


a) 12969.92 M. 
b) 8965.05 „ 
eo M065.14 5 






Industrie- 
techniker 


5620.50 |a) 125.30 
b) 7500.— 


 Bau- a) — M. | 450.- 
techniker b) 110.— ” 
c) 4192.25 „ 
"ergbau- 


ad — M 
b) 1533.30 „ 


c) amt ” 


angestellte 





 "Staats- 
techniker 
'Gemeinde- 
techniker 
"zusammen: 

















31840. 66 en 7625.30 M.| 5000.— 


Zu diesen erstrittenen Summen ist noch ein durch aussergerichtliche Ver- 
handlungen erzielter Erfolg von 347293.31 M. und 5 Zeugnissen zu zählen, 
so dass sich der zahlenmässige Erfolg insgesamt auf: 

397829.77 M., 5 gewonnene Strafverfahren und 14 Zeugnisse beläuft. 

Die in den erledigten Prozessen bezahlten Kosten errechnen sich wie folgt, 


Gezahlte Anwaltskosten: 


Gruppe I: Industrietechniker 3871.86 M. 
a il:  Bautechniker 376.75 „ 
Re HI: Bergbauangestellte 2114.75 „ 
n IV: Staatstechniker — x 
N V: Gemeindetechniker „ 6363.36 M. 
Gezahlite Gerichtskosten: 
Gruppe I: Industrietechniker 1041.50 M. 
= li: Bautechniker 91,—- „ 
n . Il: Bergbauangestellte ir, 
»„ . IV: Staatstechniker _ fr 
u V: Gemeindetechniker — „1132.50 M, 


Erteilte Rechtsauskünfte: 
Januar— März. 


schriftlich 410.8 2 AS a 0 N 

znündlch 34.11.07 0 Rune: . 957 

in Patentangelegenheiten . . . 2... .83 
1661 


Vorstandsbekanntmachungen 


Personalien. Der bisherige Leiter des Gaues Brandenburg, Herr 
Ingenieur Kurt Schindler, ist auf seinen Wunsch im Hinblick auf seinen 
Gesundheitszustand von seinem Amt als Gauleiter entbunden und zunächst zur 
Wiederherstellung seiner Gesundheit beurlaubt worden. 

Die Leitung des Gaues Brandenburg hat mit dem 15. Juni Herr Ingenieur 
Paul Scholz, der bisherige Leiter des Gaues Hannover-Braunschweig, über- 
nommen. 

An seine Stelle als Leiter des Gaues Hannover-Braunschweig ist Herr 
Ingenieur Martin Seitz getreten, 

Bis zur tatsächlichen Uebernahme der Gaugeschäfte im Gau Hannover- 
Braunschweig durch Herrn Seitz, der zurzeit durch die Unruhen in Ober- 
schlesien noch in Kattowitz festgehalten ist, wird er durch Herrn Ingenieur 
Arthur Laatz vertreten. 

Herrn Laatz ist zu diesem Zweck bis auf weiteres für den Gau Hannover- 
Braunschweig Zeichnungsvollmacht „i. A.“ erteilt worden. 
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Versammlungskalender 


Crefeld. M. 5. VII. 7%, Tivolihaus. 

Gross-Hamburg. V. 17. VL 72%, Gewerbehaus, Holstenwall 12. ©. H. V. 24. Vi. 
73), Geschäl sz 'nmer. 

Hagen i.W. M. A. VIl, 8%, „Piepenstock“, Heidenstrasse, 

Weiziar. M. 25. VL 5%, W.-Niedergirmes, Gastwirt Reinhard. 





Baugewerkschule Buxtehude. Der an der staatl. Baugewerkschule 
Buxtehude bestehende Techn.-wiss. Verein „Verband“ begeht am. 25. und 
26. Juni 1921 sein 30jähriges Jubiläum. Es ist beabsichtigt, diesen Tag fest- 
lich zu begehen. Der Verein ladet hierzu sämtliche ehemaligen Buxtehuder 
Baugewerkschüler freundlichst ein. Der Festbeitrag für Herren ist auf 25 M. 
festgesetzt, Damen haben vorbehaltlich freien Zutritt. Wir bitten alle ehe- 
maligen Buxtehuder Schüler, die an der Feier teilnehmen wollen, den Fest- 
beitrag, wie auch evtl, weitere freiwillige Spenden möglichst bis zum 20, Juni 
auf das Postscheckkonto Hamburg 11 — 37378 — einzuzahlen. 

Jubiläums-Ausschuss des Techn.-wiss. Vereins „Verband“: 
R Baugewerkschule Buxtehude. 
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Der kollektive Arbeitsvertrag in Deutschland, Einführung in die 
neuere Entwickelung des Tarifvertragswesens von Richard Seidel. 88 Seiten. 
Preis 3,75 M. Für Mitglieder 2,80 M. Verlag: Allgemeiner freier Angestellten- 
bund, Berlin NW 52, Werftstrasse 7. ö 


Der Tarifvertrag ist in Deutschland aus einem Kampfziel der Arbeiter- 


klasse zur ökonomischen und sozialen Notwendigkeit geworden. Der Tarif- 


gedanke hat allenthalben Geltung gefunden und die kollektive Vertragsform 
hat sich zur anerkannten Form des Arbeitsvertrages überhaupt entwickelt, 
Aber nicht nur deswegen, weil das Unternehmertum der orderung der 
Gewerkschaften nach Tarifen nicht mehr schroff ablehnend gegenübertreten 
kann. Die neue Entwicklung beruht vor allem auf der gesetzlichen 
Anerkennung des Tarifvertrages als gültige Rechtsnorm für die 
Arbeitsbedingungen. Hiermit begann der neue Weg, und die gesamte sozial- 
rechtliche Gesetzgebung ist nunmehr gezwungen, auf diese Tatsache Rücksicht 
zu nehmen. Die neuen Möglichkeiten des Tarifvertragswesens sind jedoch 
noch ungewiss und schwankend. Die Tendenz der Entwicklung ist um- 
stritten und das Werden des Tarifwesens unter den neuen Lebens- 
bedingungen ist nicht frei von Gefahren. Darum ist es wohl an 
der Zeit, die bisherige Entwicklung des kollektiven Arbeitsvertrages zu be- 
trachten und die Möglichkeiten der weiteren Entfaltung zu untersuchen. 


Das ist die Absicht der vorliegenden Schrift über den kollektiven Arbeits- 
vertrag in Deutschland. Der Verfasser beginnt mit einer Untersuchung über 
Wesen und Werden des kollektiven Arbeitsvertrages, die zwar keine Geschichte 
der Tarifverträge im einzelnen geben will, aber doch in grossen Bildern den 
Aufstieg und die Formung des Tarifvertrages in Deutschland verführt. Die 
eigene Entwicklung der Gewerkschaften und Tarifverträge der Angestellten 
wird in einem besonderen Kapitel eingehend behandelt, und das neue Tarif- 
recht sowie die Möglichkeiten und Gefahren seines weiteren Werdeganges 
in naher Zukunft werden kritisch untersucht. Das Verhältnis der Betriebs- 
räte zum Tarifvertrag und das eigenartige Thema des Mitbestimmungs- 
rechts bei Einstellung und Entlassung, um das die Ange- 
stellten bei ihren ersten grossen Tarifkämpfen ringen mussten, erfahren gieich- 
falls eine sorgfältige Betrachtung. Bei aller Knappheit der Da:stellung gibt 
die Schrift ein gut informierendes Bild der Tatsachen. Sie leitet den Leser 
zur kritischen Wertung der sozialrechtlichen Neubildungen der jüngsten 
Zeit an und ist somit ein Führer auf den schwierigen Pfaden, die die Ge- 
werkschaften in den Fragen des Tarifwesens noch zu gehen haben werden. 
Darüber hinaus ist die Schrift für jeden Betriebsrat, Gewerkschaftsfunktionär, 
Soziaipolitiker, Parlamentarier, Volkswirt usw., der sich mit Tariffragen befasst 
oder sich darüber informieren will, unentbehrlich. 


Wir werden auf die vorliegende Schrift an anderer Stelle noch ausführlich 


zurückkommen. 


Sierbeiafel 


Es starben: 


Fritz Lehmann (133 612), Forst. 
Alwin Lehnert (90 668), Dresden. 
Benno Lübke (72 682), Berlin. 
Erhardt Pape (T. 52633), Cassel, 
Patzig (T. 17198), Berlin. 


Conrad Preiss (T. 87 380), Kattowitz. 
August Reege (116 155), Bockwitz. 
Gustav Reiss (42 731), Saarbrücken. 
Friedrich Schmitt (113 490), Bitterfeld 
Adolf Speckmann (36 208), Bremen. 
Karl Treek (187 716), Neumühl. 

Anton Wäcker (67 404), Recklinghausen. 
August Zinner (70483), Essen/Ruhr. 


Ehre ihrem Andenken! 


FERNE TIERES EREEERTSERREFIE TERN STRING EHER EEETEETERTREEREIS ICE NIC ER ee  ETENTET ET TETPEESET TITELN TT 
‚Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: I.V.: Siegfried Aufhäuser, Berlin. — Für.den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlia. 
Industricbeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, H 
























Soennecken 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Rechenschaftsbericht und Bilanz 
der Pensions- und Witwenkasse des Deutschen Techniker-Verbandes für das Jahr 1920, 


Rechenschaftsbericht 






























Einnahmen Ausgaben A & 

1. ng vom Jahre 1919 . x...» 1.] Rückzahlung von Beiträgen einschl. Zinsen . . ».. 1225 1 26 
2; Beiträge . . RE Se Re 2.1 Renten und Zuschüsse. 4.05 2700002080 i 782 | &0 
8; Ethics Zinsen“, I RT ANEEEET 5642 | 50 3.1 Aufbewahrung der Effekten . . . 2. 2 2.» 113 | 50 
4.) Hypotheken-Zinsen . 2... EEE 3258 | 55 4.1 Versicherungs-Stempelsteuer . . » 2» 2" .. 107 | 89 
5 Zinsen aus Bankguthaben . 5 ge Me 171:1:85 5. me etzegsetener : are 743 | 69 
6. | Darlehenszinsen von Mitgliedern . 617 | 01 6. Be ung einer erststelligen Hypothek . reg 24000 | — 
7. | Rückvergütung von Porti und Verwaltungskosten 37 } 86 7.] Rückzahlung irrt. der Kasse überw. Hypothekenzinsen 157 | 59 
8 Darlehensrückzahlungen R ji 870 | — 8.1 Kosten eines technischen Gutachtens . , ; 35051 — 
9. |- Rückzahlung einer Hypothek . ER je: 24000 | — 9,| Porto . . I SIEe ES ELTE 145 | 48 
10. Kumeewinnt Al EN, 4451 | 25 Il 10; Verwaltungskosten“ Ka men E 764 1 — 
Aufsichtsgebühren an das Reichsaufsichtsamt HERE 1170 


Bestände am St. 12, 20. .. 9 PR Ware OR ER . . 232 332 34 











| 260723 | 47 | 260723 | 47 
Bilanz 
Aktiva HM A Passiva 
Bao, ein ie aus leeeM 895,30 Verauszahlung von Beiträgen. . . . 2 x 02». 
Kostscheck wie. ae aaa 201 281,67 FIR a N Be 
Deutsche Bank a re re we Bash Tre le Te ” 48 347,12 Vermögen Be re Kate an a ME Fr 9, 
Hypotheken RU N" >5 ee 5500, 
Effekten A re ae 2a, 120408,25 232332 | 34 
Inventar .. a ee 1 Bene 
Beitragsrückstände RE a ea . 1711 | 45 
Darlehensrückstände. . »- 2 2...» 2 8480 | — 
Rückständige Zinsen 7 ER N N ET on at - > . 1386 50 
| 243911 | 29 | 343911 | 29 


— — m non nennen. 
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Berlin, den 15, Mai 1921. 
Pensions- und Witwenkasse des Deutschen Techniker-Verbandes. 
gez. H. Knütter, Vorsitzender. gez. G. Gaedke, Geschäftsführer. 


Geprüft und mit dem Kassenkonto bzw. den Belegen in Uebereinstimmung gefunden: 
gez. H. Knütter, Vorsitzender. gez. H. Seidel, Kassenwart. 
Vorstehende Bilanz ist von mir geprüft und stimmt mit den Büchern überein: 


Berlin, den 10. Juni 1921. 
gez. Adolf Weinberg, öffentlich angestellter beeidigter Bücherrevisor im Bezirk der Handelskammer Berlin. 


== s Für Studium, Unterhaltung, 
Hütte | Geschenkartikel aller Art. Belehrung und Erwerb: 
Be Ingenieurs Tanphpnbmch m: id Ai) mo Han 


u der re Be ee Baumwollwaren se Leib-, . Ar 791..1920,,3 BauSEERBE 
schwäsche. assige alitäten weit unter enpreis, uster | 
Detecie gegen Röcnsekdang. 'F örster 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO16, Köpenicker Strasse 96/97. Taschenbuch für Den 
Neue Aufl. in 2 Bänden, geb. 84 M. 


Weitzals Ste | Autenheimer Teilzahlung] 











„REFLEKTUS“. 


Uhren, Schmuckwaren 
Rund hrift - > El Erbach der hab Matl Lederwaren. Raslerartikel, Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
sc des Masehinenteehnikers Gera 36 Mn Por E ds FR Photoartikel, Musikinstru- grösserungs- ‘und Zeichenapparat 
gt Be mente und Grammophone. für .undurchsichtige Bilder und 
e@ ern en | \€e7kc für Jechnik und Mathematik. Katalo2e umsonstu.portofrei liefern Gegenstände aller Art. 










17 Bände und 1 Atlas. | Albert Tönsmann, Buc- Keine Glasbilder nötig. 
Gebunden ca. M. 350,—. | handlung, Naumburg a. d. Saale. Jonass & to., Berlin 1.331 Prospekt 52° frei durch Fabrik 


Auch 40,— M. Nähere Auskunft, P kt - 7-10. ' 
Meaatsrate derch ; Kataloge bereitwälligek “ een nie Schmehie Hach! Dresden- 27/ n. 


Buch- 

Hermann MeuSser, n.nan. 
Berlin W 57/4, 

Potsdamer Strasse 75. 


bis ihn eine gute Stellung angeboten wird, er bahnt fich 
feinen Ißeg felbft. Und wenn Ste em diefem Wege einen 
erfahrenen en zur Geite haben, fo werben Sie immer 
3%, hr erreichen. Ein folcher Führer tft der mit unferem 
„Bebächtnisausbildung”. von Hang Gioy verbundene 
Lehrgang zur Stärlung-de3 Willen, zur Schärfung ber 
Sinne und zur Erivedung und "Bernollfommnung der 
2 iftigen Fähigkeiten. Der Lehrgang erzieht -zum_ziel- 
wußten, Haren Menichen, er zeigt, wie man jede Sache 
anfangen und ih Kg muß, um zum Erfolge zu 
Higen pr Berlangen eufe noch unferen ausführ- 
en Profpett 61.28. Die Zujendung Een wi ndig 
(Hera, m in: nn hteit neh = 
e Berlagsbuhbandlung mer eidf), 
Serln-Schönenerg, Bahnitraße ER (Gegründet 1856.) 
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Hur scht mit Namen „SOENNECKEN" 
Ypege erhältlich : 
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Herr Kollege! _| Bestellschein 
Ein Bundesmitglied, das 


unser Bundesorgan nicht liest, 
ist kein vollwertiger Gewerk- 
schafter. Fragen Sie deshalb An das 
jeden erreichbaren Kollegen, ob 
er die Deutsche Techniker- 


Zeitung bei der Post bestellt p oO S £ a mt ir 
| 
8 








hat. Wenn nicht, veranlassen 

Sie ihn, sofort den umstehenden 

Zettel auszufüllen und in einen 

Briefkasten zu werfen. -Die 

Postbestellguittung wird mit ; 

5 Mark vom Vertrauens- 1 
mann und der O.V. als Bei: (Postzeitungsstelle) 

trag in Zahlung genommen. 
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Für unsere Vor-Kalkulation suchen 
wir zu sofortigem Eintritt einen 


der grosse Uebung in Gewichtsberech- 
nungen für schwierige Stahlguss- und 
Schmiedestücke hat. 


Angebote. mit Angabe der bisherigen 
Tätigkeit, des Eintrittstermins und der Gehalts- 
ansprüche erbeten an den 


Bochumer Verein 


für Bergbau und Gussstahlfabrikation 
Bochum. 


Junger Techniker 


für grösseres Werk der Kleineisenbranche am Rhein zum baldigen Antritt 

gesucht, Sauberes Zeichnen und gute Handschrift Bedingung. — 

Herren aus der Press-, Stanz- und Ziehbranche werden bevorzugt. 
Ausführliche Angebote mit Gehaltsansprüchen an 


R. Woeste & Co., Düsseldorf, Schliessfach 816. 
Jüngerer Hochbautechniker, 


flotter Zeichner, Veranschlager, mit sämtlichen Bureauarbeiten durchaus 
vertraut, für zunächst einige Monate zum sofortigen Antritt gesucht. 
Angebote (Skizzen, Zeugnisabschriften, Lebensiauf, Gehaltsansprüche) an 


Carl Mühle Nachf. Richard Kintzel, Kaursrmelster, 
Grünberg i. Schles. 








® Baufsechniker ® 


mit Vorbildung als Wohnungspfleger wird sofort gesucht. 
Bewerber muss ausserdem praktische Erfahrung im Tief- u. Hochbau, 


sowie in Baupolizeisachen nachweisen 


Arbeiten gewöhnt sein. 


können und an selbständiges 


Bewerber, welche evtl. schon bei Kommunal- 


verwaltungen tätig waren, wollen Gesuche mit ausführlichem Lebenslauf 


und beglaubigten Zeugnisabschriften sofort einreichen. 


läufig auf Privatdienstvertrag. 
staatlicher Angestellter, 
Nied a. M., den 3. Juni 1921. 


Maschinentechniker 


mit abgeschlossener Fachschul- 
bildung und prakt. Tätigkeit für 
Bauhofsbetrieb von sofort ge- 
sucht. Besoldung nach Gruppe IV 
des Angestelitentarifs für Reichs- 
und Staatsverwaltungen. 
Meldungen einzureichen an 


Wasserbauamt Genthin. 
Hochbautechniker 


zur Hilfeleistung bei den laufenden 
Dienstgeschäften (Dauerstellung) 
gesucht. Besoldung nach Gruppe IV 
des Behördentarifs. Aus den Mel- 
dungen müssen u. a. die Familien- 
verhältnisse des Bewerbers, die 
Dauer etwaiger früherer Tätigkeit 
auf Hochbauämtern und der früheste 
Dienstantritt hervorgehen; auch ist 
anzugeben, ob Bewerber eigenes 
Fahrrad besitzt. Staatliches Hoch- 
bauamt Buxtehude bei Hamburg. 











Betrifft: 


Zeitungsabonnement auf die D.T. Z. 


Einstellung vor- 


Besoldung nach Vergütungsgruppe 4 


Der Bürgermeister. 
Erfahrener 


Tiefbautechniker 


für Entwurfbearbeitunz und Bau- 
aufsicht eines Wasserkraftwerkes 
zum 1. Juli gesucht. Bewerbungs- 
schreiben mit Zeugnissen u. Gehalts- 
ansprüchen aa den 


Magistrat der Stadt Lingen, 


Gewandter Techniker 
aus dem Gasfach, Apparate- oder 
allgem. Maschinenbau gesucht, wel- 
cherimstandeist, einwandfreieZeich- 
nungen anzufertigen und kleinere 
Konstruktionen nach Angabe selbst 
zu entwerfen. Nur ledige Bewerber 
mit genügender Werkstattprazis u. 
mindestens $jähr'ger, am’ liebsten 
längerer Bureaupraxis wollen Be- 
werbungen einreichen. 

G. Kromschröder A.-G;, 
Osnabrück. 








laut Postzeitungsliste 


Hiermit bestelle ich für das 3. Vierteljahr 1921 die sa. 
*) Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe... ........ M. 750 
=) nie > 2 Ausgabe I, für Industrietechniker „ 5.— 
») = 5 A S I, „ Bautechniker ... „5— 
5) a Rs * „ N, „ Grubenbeamte.. „5S-— 
*) ” " ie „ IV, „ Kommunaltechn. . „ 5.— 
” “ 5 > »„ V, „ 'Staatstechniker..  „ 5— 
mu; | Name: 0.02 BES aa TEEN Re 2 Sr U, 
5 ° Wohnort: a En ET BREI IE A RE ua 
as 
ei Strasse und Hausnummer: EEE ER A EL SA RETTEN EN 
Q *) Das Nichtzutreffende ist zu durchstreichen. ) 
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Mehrer® Techniker, 
zewandte Zeichker, möglichst in der 
Bearbeitung von Entwürfen für 
Staatsbauten erfahren, für sofort 
gesucht. Angebote unt. Beifügung 
von Lebenslauf und Zeugnisab- 
schriften, Zeichnungen oder Hand- 
skizzen in Briefform und Angabe 
der Eintrittsmöglichkeit sind an das 
Reichsvermögensamt Trier, Ab- 
teilung für Zollhauten, zu richten. 


Stellengesuche 1 


Welcher Bundeskollege würde mir 
zu einer Stelle als Laborantin auf 
techn. Laboratorium Nähe Berlins 
verhelfen? Habe ein Jahr Chemie- 
schule m.gutemErfolg besucht.Bin m. 
Schreibmasch., Kartothek u. sonstig. 
Bureauarbeiten vertraut, gute Zeug- 
nisse vorhanden. Gefl. Off. unter 
E. F. 2455, Hauptgeschäftsst. d.-Bl. 

Zwei, Studierende der Maschinen- 
bauabteilung des Staatstechnikums 
Karlsruhe, flotte Zeichner, gedenken 
nach Semesterschluss am 30, Juli ihr 
Studium zu unterbrechen und suchen 
Ste’lung auf technischem Bureau, 

Gefl. Angebote mit Gehaltsangabe 
an 6. Guigas, stud. ing., Staats- 
technikum Karlsruhe erbeten. 


Bauführer 


Techniker (M ),30 Jahre alt, im Hoch- 
und Tiefbau erfahren, sucht Stellung 
zum 1. Juli. Angebote an R, F. 2459 
an die Geschäftsstelle des Blattes. 


WER IST 


in der Lage, laufend Projekte für 
Bohrungen und Tiefpumpwerke 
nachzuweisen ? Gefl. Zuschr. an 


D.-Ing. Braunstein, Dresden-Cossebaude, 
Basteln SieY 


Isc-aobelhänke! 


D.R.G.M., 1000fach bewährt, äuss. 
praktisch, an jedem Tisch passend. 


Schrader & Co., Leipzig 131. 
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hängt vor allem von der persönlichen Tüchtigkeit ab. Da ist 
es ganz gleichgültig, ob Sie Akademiker sind oder Fachschüler, 
ob Diplom- oder Zivilingenieur, Staatsbeamter oder praktisch 
arbeitender Angestellter — zu.den grössten Erfolgen gelangt doch 
nur der, welcher den hellsten Kopf hat und dessen Können das 
der Kollegen überflügelt. Tragen auch Sie diesen schönen Ehr- 
geiz nach ‚hohen Zielen in sich, ohne jedoch bis heute Ihre 
schlummernden T'slente recht angewandt zu haben, so nehmen 
Sie an den hrieflichen Unterricht-kursen-von Poehin:anns Geistes- 
schulung teil, 
einfacher Uebungen ohne Berufsstörung zu einem 'stahlharten 
WiHen und zu einem enormen Gedächtnis gelangen können. Das 
Beherrschen umfangreicher Wissensgebiete wird Ihuen cin Kinder- 
spiel, interessante Aufgaben regen Ihre Phantasie und Erfindungs- 
gabe ausserordentlich an und ‚wecken .schon nach. kurzer Zeit 
glänzende, kapitalskräftige Ideen in Ihnen, Lesen Sie, wie ver- 
schiedene Ihrer Kollegen, die zu Poehimanns Schülern zählten, } 
über seine Methode urteilen: „Ich kann die'Lehre jedermann 
bestens empfehlen. K. J., Vermessungstechniker.“ — „Nur mit 
Hilfe’ Ihrer Lehre war es mir möglich, so schnell eine sichere 
Stellung zu erlangen. O. F., Techniker.“ — „Vermittelst Ihrer ' 
grossartigen Lehre gelang es mir, die Geheimnisse des richtigen 
Denkens zu finden. W.R., Maschinenbauer.“ — „Ein errsihaftes 
Studium der Geistesschulung macht in jeder Leberslage einen 
Misserfolg unmöglich. A. H., Techniker.“ — „Der Vortref:lichkeit 
Ihrer Methode verdanke ich es, dass ich mein technisches Examen 
vor 15 Jahren mit „sehr gut“ bestand und mich seither vielfach 
mit bestem Erfolg erfinderisch betätigte, fünf Sprachen vollkommen 
beherrsche usw. Ingenieur K. W.“ — Zögern Sie nicht, sich um- 
gehend kostenlos Prospekt kommen zu lassen, schon in weniger 
Tagen wird Ihnen Ihr Leben wertvoller und inhaltsreicher erscheinen! 


L.Poehimann, Amallenstrasse 3, München W 169, 


| Chlorodont 


‚gegen üblen Mundgeruch 
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Die Entsendung von Betriebsräten in den Aufsichtsrat 


Fassung 
der Regierungsvorlage. 


Der Reichstag hat das folgende Ge- 
setz beschlossen, das mit Zustimmung 
des Reichsrats hiermit verkündet wird. 


81. 
Aufsichtsrat im Sinne des $ 70 des 
Betriebsrätegesetzes ist das 

im Handelsgesetzbuch, 

im Gesetz, betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter 
Haftung, 

im Gesetz, betreffend die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, 

im Gesetz über die privaten Ver- 
sicherungsunternehmungen 

als Aufsichtsrat bezeichnete Organ der 
Aktiengesellschaft, der Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien, der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, der‘ einge- 
tragenen Genossenschaft und des Ver- 
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit. 


Bestehen bei einer der im $ I ge- 
nannten Körperschaften für die von 
ihr beschäftigten Arbeitnehmer ein 
oder mehrere Betriebsräte oder Gesamt- 
betriebsräte, so regelt sich die im $ 70 
desBetriebsrätegesetzes vorgeschriebene 
Entsendung von Betriebsratsmitgliedern 
in den Aufsichtsrat nach den folgenden 
Bestimmungen. 


Soweit nicht im Betriebsrätegesetz 
und im folgenden etwas anderes be- 
stimmt ist, finden auf die in den Auf- 
sichtsrat entsandten Betriebsratsmit- 
glieder die gesetzlichen Bestimmungen 
Anwendung, welche für die übrigen 
Aufsichtsratsmitglieder gelten. 

4 


Die Zahl der in den Aufsichts- 
rat zu entsendenden Betriebsratsmit- 
glieder bemisst sich nach der Zahl der 
Aufsichtsratsmitglieder, die auf Grund 
der im $ 1 genannten Gesetze zu 
wählen sind. 

Können nach dem zur Zeit der An- 
beraumung der Wahl geltenden Gesell- 
schaftsvertrag , (Statut, Satzung) fünf 
oder mehr Äufsichtsratsmitglieder ge- 
wählt werden, so sind zwei Betriebs- 
ratsmitglieder, in allen: übrigen Fällen 
ist eines zu entsenden. ' 


Beschluss des vorl. Reichswirt- 
schaftsrates vom 9, Juni 1921. 


unverändert, 


Absatz 2: Ohne Rücksicht auf die 
Bezeichnung gilt im übrigen als Auf- 
sichtsrat im Sinne dieses Gesetzes jedes 
bei einem solchen Unternehmen aus 
mehreren® Personen. gebildete Organ, 
welches nach Gesetzen oder Satzung 
die Aufgabe hat, das zur Geschäfts- 
führung bestellte Organ hierbei zu 
überwachen. 

82. 


unverändert, 


unverändert. 


8A. 
Absatz 1 
unverändert. 


Zwei Betriebsratsmitglieder sind zu 
entsenden, wenn nach dem zur Zeit 
der Anberaumung der Wahl geltenden 
Gesellschaftsvertrage (Statut, Satzung) 
mehr als.drei  Aufsichtsratsmitglieder 
gewählt werden oder beide Arbeit- 
nehmergruppen (Arbeiter und Ange- 
stellte) im Betriebsrat vertreten sind. 
In allen übrigen Fällen ist eines zu 
entsenden. 


(Regierungsvorlage) 

Zum Ersatz ausscheidender Mitglieder 
sollen für jedes in den Aufsichtsrat zu 
entsendende Mitglied zwei Ersatzmit- 
glieder gewählt werden. 


8 5. 

Wahlkörper für die Entsendung der 
Betriebsratsmitglieder ist bei Körper- 
schaften mit einem Betriebsrat oder 
einem Gesamtbetriebsrat dieser, in 
solchen mit mehreren Betriebsräten die 
Gesamtheit dieser... Soweit mehrere 
Betriebsräte einen Gesamtbetriebsrat 
errichtet haben, tritt dieser an ihre 
Stelle, 

Wählbar sind alle Mitglieder des 
Wahlkörpers, sofern sie am Tage der 
Wahl ein Jahr von der Körperschaft 
beschäftigt und nicht in den letzten 
zwei Jahren durch Beschluss gemäss 
$ 39 des Betriebsrätegesetzes abgesetzt 
worden sind. Das Erfordernis der ein- 
jährigen Beschäftigung entfällt, soweit 
nicht wählbare Personen in vierfacher 
Zahl der zu wählenden Mitglieder vor- 
handen sind. 

Bei eingetragenen Genossenschaften 
gilt 89 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, auch für die in den Aufsichts- 
rat zu entsendenden Betriebsratsmit- 


glieder. 


8 6. 
Die Wahl findet geheim und mit 


-Stimmenmehrheit einheitlich durch den 


ganzen Wahlkörper statt. 

Sind zwei Mitglieder zu wählen und 
sind ım Wahlkörper Arbeiter und Ange- 
stellte vertreten, so kann die Minder- 
heitsgruppe, sofern ihr mindestens ein 
Sechstel der sämtlichen Mitglieder, 
mindestens aber zwei Mitglieder des 
Wahlkörpers angehören, mit Stimmen- 
mehrheit oder Stimmengleichheit die 
Entsendung eines Vertreters ihrer 
Gruppe beschliessen, alsdann findet 
eine getrennte Wahl durch jede der 
beiden Arbeitnehmergruppen statt. 


Wiederwahl ist zulässig. 

Das Nähere über das Wahlverfahren 
bestimmt mit Zustimmung eines aus 
28Mitgliedern bestehenden Ausschusses 
desReichstags der Reichsarbeitsminister, 


87. 

Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat 
endet ausschliesslich durch Rücktritt 
oder durch Verlustder Zugehörigkeit zum 
Betriebsrat, dem das Mitglied angehört. 


(Reichswirtschaftsrat) 


Absatz 3 
unverändert. 
85 
Absatz 1 
unverändert, 


Wählbar sind alle Mitglieder des 
Wahlkörpers, 


Bei eingetragen&n Genossenschaften 
gilt 89 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes, 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 

enossenschaften v. 1. Mai 1898 (R.G.Bl. 

. 55)/20. Mai 1898 (R.G Bl. S. 810) 
für die in den Aufsichtsrat zu ent- 
sendenden Betriebsratsmitglieder nur 
insoweit, als ihnen Gelegenheit geboten 
ist, Mitglieder der Genossenschaft zu 
werden. 

8 6. 


Absatz 1 


unverändert. 


Sind zwei Mitglieder zu wählen und 


sind im Wahlkörper Arbeiter und 
Angestellte vertreten, so hat die 
Minderheitsgruppe in geheimer Ab- 


stimmung darüber zu 'beschliessen, ob 
sie einen Vertreter -ihrer Gruppe ent- 
senden will. Ergibt sich hierbei Stimmen- 
mehrheit für die. Entsendung eines 
Vertreters oder Stimmengleichheit, so 
findet getrennte Wahl durch jede der 
beiden Arbeitnehmergruppen statt. Ist 
die Minderheitsgruppe nur durch ein 
Mitglied im Betriebsrat vertreten, so 
trıtt dieses in den Aufsichtsrat ein. 
Lehnt es den Eintritt ab, so findet 
gemeinsame Wahl beider Arbeitnehmer- 
en statt. 
kai 3 unverändert, 
Absatz 4 


unverändert, 


8.17: 
unverändert. 
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(Regierungsvorlage) 
8. 

Scheidet ein ee aus 
dem Aufsichtsrat aus, so tritt ein Er- 
satzmitglied nach den Bestimmungen 
der Wahlordnung ein. Ist kein Ersatz- 
mitglied des - Ausgeschiedenen mehr 
vorhanden, so findet eine Neuwahl 
statt. R 


Soweit die BE aber noch 
nicht eingetragene Körperschaft bereits 
einen Aufsichtsrat hat, finden die 88 1 
bis 8 Anwendung. 


(Reichswirtschaftsrat) 


unverändert. 


unverändert. 


8 10. 


810. 
Das Gesetz findet auch auf die im unverändert. 


$ 62 des Betriebsrätegesetzes bezeich- 
netenBetriebsvertretungen Anwendung, 

wenn die Vertretung für die Betriebe 

nur einer Körperschaft errichtet ist und 

‚aus Arbeitnehmern dieser Körperschaft 

besteht. 

811. 


8 11. 
Das Gesetz tritt am , 2. ..... ® unverändert, 


"in Kraft. Die ersten Wahlen sind binnen 
drei Monaten nach Inkrafttreten ein- 
“zuleiten. 


Als der frühere Reichskanzler Bauer im Oktober 1919 in 
einer 'Programmrede dem Reichstag das Betriebsrätegesetz an- 
kündigte, prägte er das Wort: die Arbeitnehmer müssten in den 
Betrieben Hausherrenrechte gewährleistet bekommen. 
Diese kühne Verheissung hat sich im Betriebsrätegesetz nicht 
erfüllt und man kann sogar im Zweifel sein. ob es auch nur 
einen ausreichenden „Hausbewohnerschutz“ für die Beleeschaften 
der Betriebe gebracht hat. Die im damaligen AfA-Entwurf auf- 
gestellte Grundforderung, den Arbeitnehmern in den Betriehs- 
leitungen eine gleichberechtigte Mitwirkung zu geben, war von 
den gesetzgebenden Körperschaften abgelehnt worden. Daiur sou- 
ten die Angestellten und Arbeiter aber in den Aufsichtsorganen 
gleichberechtigte Mitglieder werden. Es wurde im $ 70 des 
B.-R.-G. vorgesehen, dass in Betrieben, die einen Aufsichtsrat 
haben, ein oder zwei Betriebsratsmitglieder in denselben ent- 
sandt werden sollen. Wir haben uns niemals der Illusion hin- 
gegeben, als könnte das von uns geforderte Mitbestimmungs- 
„recht in der Produktion durch eine Teilnahme an den Sitzunren 
der Aufsichtsräte verwirklicht werden, dennoch muss auch die 
hier gebotene Gelegenheit wahrgenommen werden, um den 

. Betriebsvertretungen das Eindringen in die Zusammenhänge der 
wirtschaftlichen Vorgänge zu ermöglichen. 

Nach den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches ist der 

Aufsichtsrat das zur ständigen Kontrolle berufene Organ. Als 
solches hat der Aufsichtsrat die Geschäftsführung zu über- 
wachen, die Bilanz zu prüfen, er kann die Kasse revidieren, die 
Geschäftsbücher. einsehen, vom Vorstand der Gesellschaft Be- 
richterstattung verlangen. Nach der bisherigen Uebung der 
Aufsichtsräte haben sie allerdings in der Hauptsache nur eine 
formelle Kontrolle über die Ordnungsmässigkeit der Geschäfts- 
führung ausgeübt, ohne einen tatsächlichen Einfluss auf sie 
auszuüben. Nach dem H.-G.-B. üben die Aufsichtsratsmitglieder 
im allgemeinen keine Einzelfunktionen aus, sondern üben ihre 
Kontrollrechte kollektiv aus. 
| Nachdem sich aber seit dem Inkrafttreten des B.-R.-G. die 
Machtverhältnisse wiederum sehr stark zugunsten der Unterneh- 
mer verschoben hatten, glauben sie selbst die bescheidenen An- 
kündigungen im $ 70 nunmehr bei der Schaffung des Aufsichts- 
ratsgesetzes noch weiter einschränken zu sollen. Sie stellten 
Sich bei den umfangreichen Beratungen, die in den letzten 
Monaten im Sozialpolitischen Ausschuss und am 8./9. Juni im 
Plenum des vorläufigen Reichswirtschaftsrates stattfanden, auf 
den Standpunkt, dass die Betriebsratsvertreter im Aufsichtsrat 
nur befugt sein könnten, Aufklärungen zu verlangen, Anträge zu 
stellen und an Abstimmungen teilzunehmen, welche die Inter- 
essen und Forderungen der Arbeitnehmer berühren, 
während die Angestelltenvertreter, insbesondere die Abgeord- 
neten des AfA-Bundes, entschieden die völlig gleichberechtigte 
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat forderten und nach harten 
Kämpfen mit ihrer Auffassung auch die überwältigende Mehr- 
heit des Reichswirtschaftsrates auf ihrer Seite hatten. Die: Aus- 
einandersetzungen erinnerten lebhaft an die Debatten um das 
Betriebsrätegesetz selbst. So wie damals begegnete man auf 
der Unternehmerseite der Auffassung, dass die Betriebsräte 
lediglich einen Ersatz der früheren Angestelltenausschüsse dar- 
stellen, der nur soziale Arbeitnehmerforderungen zu vertreten, 
während die Betriebsräte nach unserer Auffassung bei der 
Kontrolle der Produktion die Interessen der gesamten Volks- 
wirtschaft wahrzunehmen hätten. 


$ 1. Obwohl die Betriebe mit Aufsichtsräten nur einen 


kleinen Teil aller Geschäfte und Werke ausmachen, versuchte 
das organisierte Unternehmertum bereits bei den Vorbera- 
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tungen im Reichsarbeitsministerium, den Kreis der vom Auf- 
sichtsratsgesetz erfassten Betriebe noch weiter einzuschränken. 
So sollten vor allem die Gesellschaften mit beschränkter -Haf- 
tung ausgenommen werden, weil bei ihnen die Errichtung von 
Aufsichtsräten nur fakultativ ist. Nachdem dieser erste An- 
schlag abgewehrt worden war, fanden sich findige Juristen, 
die den Gesellschaften gute Ratschläge zu erteilen ‚wussten, 
wie sie jetzt, d.h. vor der Verabschiedung des Aufsichtsrats- 
gesetzes, ihre bestehenden Aufsichtsräte noch schnell umtauien 
könnten, um damit das Gesetz — die Pflicht zur Aufnahme 
der Betriebsräte in den Aufsichtsrat — zu umgehen. An die 
Stelle von Aufsichtsräten traten in den letzten Monaten „Bei- 
räte“, „Verwaltungsräte“, „Ueberwachungskommissionen“ usw. 
Angesichts dieser offenkundigen Sabotage des Aufsichtsrats- 
gesetzes hat der Ausschuss des R.-W. auf Antrag der Ange- 
stelltenvertreter im 1 der Regierungsfassung einen neuen 
‚Absatz angefügt, wonach das Mitwirkungsrecht nicht von der 
äusseren Form und Bezeichnung des vorhandenen Aufsichts- 
organs als Aufsichtsrat abhängig sein soll. Diesem Ausschuss- 
beschluss ist auch das Plenum beigetreten, obwohl der Sprecher 
der Arbeitgeber sich unaufhörlich um den Nachweis bemühte, 
dass vor der Schaffung des neuen Gesetzes jede Firma in der 
rechtzeitigen Umwandlung ihres Aufsichtsrates frei sein müsse, 


$ 3. Vor allem tobte der Kampf um den $ 3, der in der 
Regierungsvorlage die Gleichberechtigung der Betriebsrats- 
vertreter mit den übrigen Aufsichtsratsmitgliedern festlegte. 
Mit grosser Leidenschaft gingen die Arbeitgeber bereits im 
Ausschuss gegen diese Bestimmung an, und sie überschwemmten 
das Plenum mit Eingaben und Denkschriften, die schliesslich 
in folgenden Antrag der Arbeitgeber im Plenum mündeten: 
Der $ 3 ist wie folgt zu fassen: 


„Die in den Aufsichtsrat entsandten Betriebsratsmitglieder 
haben in den Sitzungen des Aufsichtsrats die Interessen und 
Forderungen der Arbeitnehmer sowie deren Ansichten und 
Wünsche hinsichtlich der Organisation des Betriebes zu ver- 
treten. Sie sind zu allen Sitzungen einzuladen, in denen 
diese Gegenstände behandelt werden.“ 


Die AfA-Vertreter konnten nachweisen. dass nach der 
ganzen Entstehungsgeschichte des $ 70 des B.-R.-G. eine solche 
Einschränkung der Betriebsräterechte im Aufsichtsrat dem 
ausgesprochenen Willen des Gesetzgebers widerspreche. Sie 
fanden eine sehr nachdrückliche Unterstützung in einer sozial- 
warmherzigen Rede des Professors Franke von der 
Gesellschaft für Soziale Reform, der den Arbeitgebern aus- 
einandersetzte, dass ihr Widerstand: gegen die Gleichberech- 
‚tigung der Arbeitnehmer schliesslich doch am Willen der 
gewerkschaftlichen Organisationen, wie an der sozialen Ent- 
wicklung scheitern müsste. Mit blutendem Herzen mussten 
die Unternehmer schliesslich einsehen, die Schlacht verloren 
zu haben; sie zogen ihren Antrag zurück. 

Die Beibehaltung der Regsierungsvorlage im $ 3 ist ein 
voller Erfolg der Arbtitnehmerabteilung im Reichswirtschafts- 
rat, und wir möchten hoifen, dass die Angestelltenvertreter im 
Reichstag mit derselben Geschlossenheit für: die Gleichberech- 
tigung der Betriebsräte eintreten, wie sie erfreulicherweise im 
Reichswirtschaftsrat zum Segen der Angestellten in die Er- 
scheinung . getreten war. 


$ 4. Bei der Bemessung der Vertretungsstärke waren dem 
Reichswirtschaftsrat von vornherein enge Grenzen gezogen, 
denn nach $ 70 des B.-R.-G. beträgt die Höchstzahl der Be- 
triebsratsmitglieder im Aufsichtsrat zwei, ohne Rücksicht auf 
die Zahl der übrigen Aufsichtsratsmitglieder. Immerhin konnte 
erreicht werden, dass die Entsendung von zwei Betriebsrats- | 
vertretern nicht, wie es in der Regierungsvorlage beantragt 
war, erst bei fünf, sondern bereits bei mehr als drei Aufsichts- 
ratsmitgliedern erfolgen muss. Ausserdem ist im Reichswirt- 
schaftsrat insofern eine wertvolle Ergänzung angenommen 
worden, als auch ohne Rücksicht auf die Zahl der Aufsichts- 
ratsmitglieder in all den Fällen zwei Betriebsräte zu entsenden 


sind, in denen die Belegschaft aus Arbeitern un d Angestellten 
besteht. 


$ 5. Bei der Entsendung der Betriebsräte werden sich, 
soweit es sich um den Wahlkörper handelt, noch manche Un- 
stimmigkeiten ergeben können. Es ist z.B. denkbar, dass bei 
einer Aktiengesellschaft neben Einzelbetriebsräten auch ein 
Gesamtbetriebsrat besteht, der weniger Wählerstimmen hat, 
als die Einzelbetriebsräte. Bei den grossen vertrusteten: Ge- 
sellschaften wie Phönix usw. kommt weiter in. Betracht, dass 
dort die verschiedensten Industrien vereinigt sind, ohne dass 
heute die Bildung eines umfassenden Gesamtbetriebsrats mög- 
lich wäre. Es liegen Bergwerke, Walzwerke. "Weiterverar- 
beitungs- und Maschinenindustrie in der Hand: einer Gesell- 


‚schaft, ohne dass ein dieser verschiedenen Zusammensetzung 


‚entsprechender Gesamtbetriebsrat besteht. Hier war es leider 
nicht möglich, im Reichswirtschaitsrat eine restlose Klärung 
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zu schaffen, doch könnten die vorhandenen Mängel durch eine 
baldige Aenderung‘ des $ 50 des B.-R.-G. behoben werden. 
Als ein Erfolg kann es dagegen wiederum bezeichnet werden, 
dass im Absatz 2 des $ 5 die ‘hinsichtlich der Wählbarkeit in 
der Regierungsvorlage enthaltenen Einschränkungen sämtlich 
ee und alle Mitglieder des Wahlkörpers auch wählbar 
sind. 

Ebenso konnte auch der recht lebhafte Streit über die 
Erfassung der Genossenschaften zugunsten der Angestellten 
entschieden werden. Nach der Regierungsvorlage, die den 


'& 9 des Genossenschaftsgesetzes anzog, durften nur solche Be- 


triebsratsmitglieder entsandt werden, die gleichzeitig Mit- 
glieder der Genossenschaft sind. Diese Bestimmung hätte vor 
allem in zahlreichen Produktivgenossenschaften, bei denen nur 
die Angehörigen des Gewerbes Mitglied der Genossenschaft 
werden können, die Ausschaltung der Angestellten vom 
Nach der nunmehr angenommenen 
Fassung ist auch für die Angestellten aller Genossenschaften 
die Möglichkeit einer Vertretung im Aufsichtsrat gewährleistet. 
8 6, Der Regierungsvorschlag, in jedem Falle die getrennte 
Wahl der Arbeiter und Angestellten vorzusehen. hat eine 
grundlegende Aenderung erfahren. Gleichzeitig ist nach der 
vom Reichswirtschaftsrat angenommenen Fassung ein besserer 
Schutz der Minderheitsgruppe gegeben. Nach dem im R.-W. 
angenommenen 6 hat die Minderheitsgruppe in geheimer 
Wahl darüber zu entscheiden, ob sie von zwei Aufsichtsrats- 
mitgliedern einen Vertreter ihrer Gruppe entsenden will. Ergibt 
sich hierbei Stimmengleichheit oder Stimmenmehrheit für die 
Entsendung eines Vertreters, so findet getrennte Wahl für 
Arbeiter und Angestellte statt. Ist die Minderheitsgruppe nur 
durch ein Mitglied im Betriebsrat vertreten, so tritt dieses in 
den Aufsichtsrat ein. Lehnt es den Eintritt ab, dann findet 
gemeinsame Wahl. beider Arbeitnehmergruppen statt. 

Man braucht die Bedeutung des Aufsichtsratsgesetzes im 
ganzen nicht zu überschätzen und wird dennoch mit Genug- 
tuung feststellen dürfen, dass diesmal die Verhandlungen im 
Reichswirtschaftsrat mit einem beachtlichen Erfolg abge- 
schlossen werden konnten. Den Erfolg werden vor allem alle 
diejenigen erkennen müssen, die Gelegenheit hatten, den Pro- 
teststurm zu beobachten, mit dem das organisierte Unternehmer- 
tum in den letzten drei Monaten auf die Regierung und den 
R.-W. eingedrungen waren. Wir haben nun darauf zu dringen, 
dass der Reichstag das Gesetz noch möglichst vor Eintritt der 
Sommerferien verabschiedet. S. Aufhäuser. 


\ 
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Wirtschaftsfragen 


Die Teuerung im Mai 1921. Dem „Reichsarbeitsblatt“ vom 
15. Juni entnehmen: wir: :- 

„Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskosten, die 
vom Statistischen Reichsamt auf Grund der Angaben der „Eil- 
dienst“-Gemeinden über den notwendigen Aufwand für Er- 
nährung, Wohnung, Heizung und Beleuchtung berechnet wird, 
zeigt für den Monat Mai einen weiteren Rückgang 
an. Sie ist von 894 im April um 14 Punkte auf 880 gefallen. 
Die Abwärtsbewegung der Preise im Kleinhandel, die seit dem 
im Januar dieses Jahres mit der Indexzifier 924 erreichten 
Höhepunkt eingesetzt hatte, hat sich also weiter fortgesetzt. 
Im Berichtsmonat trugen hauptsächlich wieder Preissenkungen 
für Fette, Hülsenfrüchte, Heringe und einige Gemüsesorten zu der 
Abschwächung der Indexziffer bei. Auch Rindfleisch wurde 
etwas billiger, während Schweinefleisch und Speck eine Kleinig- 
keit im Preise anzogen. Etwas höhere Preise als im Vor- 
monat wurden auch für die bewirtschaftete Milch, für Eier, 
Kohlen und die durch die Kohlenpreise beeinflussten Leucht- 
mittel gemeldet.“ : 

Hierzu ist zu bemerken: Die Arbeitgeber benutzen begreii- 
licherweise den — wenn auch leichten — Rückgang der Reichs- 
indexziffier, um zu erklären, dass jetzt unbedingt der Zeitpunkt 
für einen allgemeinen Lohnabbau gekommen sei. Dem- 
gegenüber kann nur immer wieder darauf hingewiesen werden, 
dass sich die Indexziffern auf die Preise vor dem Kriege be- 
ziehen und dass die Löhne schon vor dem Kriege vielfach nicht 
einmal das Existenzminimum sicherten. Es kommt aber noch 
hinzu, dass die Löhne weit langsamer als die Teuerung gestiegen 
sind, und die Arbeitnehmer jetzt unbedingt den Ersatz iängst 
verbrauchter Kleidung und Wäsche sowie die Ergänzung von 
Einrichtungs- und Wirtschaftsgegenständen vornehmen müssen, 
was ihnen bisher infolge der Teuerung unmöglich war. Ausser- 
dem pflegen im Sommer die Preise für gewisse Lebensmittel 
immer etwas zurückzugehen, anderseits aber stehen wir un- 
mittelbar vor einer neuen Belastung durch die Kohlen- und 
Brotpreiserhöhung, auch eine beträchtliche Mietsteigerung 
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steht bevor. Es muss schliesslich noch berücksichtigt werden, 
dass die rückwärtige Preisbewegung keineswegs einheitlich ist. 
Wie aus dem Fettdruck in der letzten Spalte der nachstehenden 
Tabelle ersichtlich, ist die Teuerung an einer grossen Reihe von 
Orten sogar gestiegen. 




















Verhältniszahl. m. 












e Durc- 
IT schnitts- euerungszahlen er ie 
n . a e run a 
Gemeinden |Frökerung ba (in Mark) für von pisrıaie = 
y gesetzt 

REITEN zahl ebr.! April! Mai |Febr.|April| Mai 
Berlin . . » 1 902,5 103,62 875] 625 | 866] 844 
Hamburg . : : » 985,8 | 111,18 912] 7201 867] 820 
München . » © 630,7 106,84 913] 526 | 829] 885 
Dresden. . » F 529,3 99,74 888] 607 | 882j 890 
Breslau . . » = 528,3 98,42 792] 589] 824] 805 
Essen u er Sri ae 439,3 98,12 849] 731 | 877) 865 
Frankfurt aM... . 433,0 103,49 9411 758 | 974| 909 
Nürnberg . . . . .» 352,7 94,50 851] 579} 996] 901 
Stuttgart . . 309,2 103,72 882] 559] 859] 859 
Chemnitz . . 303,8 100,14 948] 627 | 905i 947 
Dortmund . . . » 295,0 ] 102,56 889] 697 | 840| 867 
Magdeburg. . . » » 285,9 88,47 848] 592 | 963] 959 
Königsberg i. Pr. . » 260,9 99,92 810] 558 | 790] 811 
Manrheim . . . . » 229,6 98,59 801| 588 | 854] 812 
Kiel er 205,3 96,42 893] 602 | 937] 926 
Augsburg - x 2... 154,6 90,53 810] 475 i 872] 895 
Aschen Si air 145,7 99,25 9751 692 | 9444 982 
Braunschweig. . . » 139,5 80,16 876] 674 | 1150] 1093 
Karlsruhe . . . .. 136,0 96,39 904| 678 | 882] 938 
Erfurt, 0.0. 129,6 79,38 886] 723 ] 1170] 1116 
Lübek . . . 113,1 86,68 908] 686 | 99611048 
Fispen WW... 0.:...% 92,9 | 115,83 1000] 559 | 878] 863 
Ludwigshafen a. Rh. 90,7 97,00 10401 641 | 96311072 
Darmstadt . . . 82,4 86,85 847] 758 | 10091 975 
Frankfurt a. ©. . 65,1 93,17 790] 665 | 918] 848 
Sohnaen- 0 0 re 48,9 90,92 973] 891 | 117011070 
Halberstadt . . . . 47,1 86,74 826| 737 | 1006] 952 
Schwerin . » 2... 45,5 83,07 9001 621 ij 953] 1083 

Kattowitz . . . » 45,4 92,36 608 | 1002 
Heilbronn . . 44,0 94,41 835| 534 | 872] 884 
Göttingen . . . » 41,2 85,58 7521 611 | 874] 879 
Eisenach .... 39,2 87,60 768] 551 | 9091 877 
klerlord.. % „...-, 34,8 79,26 939] 795 | 1156] 1185 
Bantzenn 5.0.2 03. 34,3 83,02 892] 748 | 1090] 1074 
ECT 33.4 98,65 875] 573| 899] 887 
Oldenburg. . .» . . 32,5 79,22 8861 762 | 106311118 
Schweinfurt . . . . 27,8 82,84 827] 518] 957] 998 
Eberswalde . . . 26,8 87,35 8271 663 | 10281 947 
Wald (Rheinland) 25,9 83,16 827] 821 | 1037| 994 
Buldasii 2ue iii 23,9 75,93 790] 686 ! 10341046 
Straubing . . ı . . 22,5 89,77 837] 581 | 911) 932 
Reichenbach i. Schl. . 15,2 78,61 835] 761 | 11091 1062 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 93,59 9090| 721 | 965) 962 
Rastenburg. . : 13,3 90,29 801] 526 | 854] 887 
SB 12,5 85,74 873] 676 | 97011018 
Grimma. . ..» 10,6 84,93 842] 718 | - 983] 991 
Blumenthal . . 10,3 76,59 941] 764 | 1265] 1229 


Das Reparationsprogramım der Reichsregierung. In einer 
gemeinsamen Sitzung des wirtschaftspolitischen Ausschusses 
des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates mit dem sozialpolitischen 
und finanzpolitischen Ausschuss am 9. Juni äusserten sich 
Reichswirtschaftsminister Robert Schmidt und  Unter- 
staatssekretär Dr. Hirsch über die von der Regierung im Zu- 
sammenhang mit der Erfüllung des Londoner Ultimatums ge- 
planten Massnahmen. Der Reichswirtschaftsminister wies zu- 
nächst darauf hin, dass die Gesamtsumme, die zur Erfüllung des 
Ultimatums aufgebracht werden müsse, sich jährlich auf etwa 
33/a bis 4 Milliarden Goldmark oder 50 bis 60 Milliarden Papier- 
mark stellt. Es sei die Frage aufgeworfen worden, ob die 
deutsche Ausfuhr in Zukunft gefördert oder gedrosselt werden 
soll, da sie im Ultimatum als Index für die Leistungsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft angenommen sei. Die Regierung sei 


Das Postabonnement auf die DTZ. 
muss erneuert werden! 
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die Neubestellung beim Briefträger oder 
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der Ansicht, dass die nutztragende Ausfuhr nach Mög- 
lichkeit gefördert, die Einfuhr ‚Jagegen geregelt und 
besonders bei Luxusartikeln möglichst be- 
schränkt werden müsse. Es müsse jedoch. versucht werden, 
an Stelle der Ausfuhr einen anderen Index für die deutsche 
Leistungsfähigkeit zu setzen, etwa die Erzeugung an Kohle, 
Erz und Eisen, oder den Ernteertrag, die Schuldenbelastung 
pro Kopf, den Ertrag der. Umsatzsteuer, oder die Verkehrs- 
leistung von Eisenbahn und Schiffahrt. Jedenfalls könne die 
Höhe der Ausfuhr nicht als zutreffender Massstab zur Be- 
wertung der deutschen Leistungsfähigkeit angesprochen werden. 


Die hohen Leistungen, zu den das Reich verpflichtet sei, 
seien nur möglich, wenn auch die Einnahmen des Reiches 
entsprechend erhöht werden Es sei notwendig, die Um- 
Satzsteuer und die Kohlensteuer zu erhöhen, die 
letztere so, dass der Unterschied zwischen Inland- und Welt- 
marktpreis allmählich verschwinde, Ferner sei es unmög- 
lich, weiterhin auf Kosten der Reichskasse und der Erhöhung 
der Schuldenlast ‚des Reiches die Preise gewisser le- 
benswichtiger Produkte künstlich niedrig 
zu halten. Diese bisherige Preispolitik habe niedrige 
Löhne und in manchen Industrien eine ungesunde Export- 
prämie zur Folge gehabt. Selbstverständlich sei — wenn sie 
aufgegeben wird — auch ein Ausgleich der Löhne und 
Gehälter notwendig. Die in der Oeffentlichkeit er- 
örterten Steuersyndikate hält der Reichswirtschafts- 
minister nur dort für durchführbar, wo grosse Industrien sich 
bereits eine dafür benutzbare Organisation geschaffen haben. 
Als weitere Einnahmequelle für das Reich komme die Schaf- 
fung von neuen Monopolen, ferner die Staatsbe- 
teiligung an Realwerten in Frage. Es müsse der 
Gedanke einer gewissen Beteiligung des Reichesbei 
Betrieben, so wie sie etwa in Schweden für den Bergbau, 
für das Reich bei der Reichsbank bereits besteht, ins Auge 
gefasst werden. Das Kabinett, führte der Minister zum Schluss 
aus, habe über alle diese Fragen noch nicht endgültig ent- 
schieden. Die Regierung sei jedoch fest entschlossen, alle Kräfte 
einzusetzen, um die Bedingungen des angenommenen Ultima- 
tums zu erfüllen und hoffe dabei auf die Unterstützung des 
Reichswirtschaitsrates, 


Hierauf ergriff der Staatssekretär im Reichswirtschafts- 
ministerium Dr. Hirsch das Wort. Er berechnete die Summe 
dessen, was das deutsche Volk jährlich aufzubringen habe, um 
den Verpflichtungen aus dem Ultimatum und den Privatver- 
Pilichtungen an das Ausland gerecht zu werden und ferner die 
notwendigen Einfuhren bestreiten zu können, und machte dar- 
auf eingehende Mitteilungen über die Entwicklung der deutschen 
Ein- und Ausfuhr und die notwendige Steigerung der letzteren, 
Diese Steigerung ist einmal eine Frage der inneren 
Leistungsmöglichkeit, die der Staatssekretär be- 
jahte, zum anderen eine Frage der Abs atzmöglichkeit 
auf dem Weltmarkt. 


Die Ausfuhr als Index der deutschen Leistungsfähigkeit 
ist schon deswegen unmöglich, weil zur deutschen Ausfuhr 
augenblicklich noch der Reexport, Veredlungs- und Austausch- 
grenzverkehr gerechnet wird und die eingeführten Auslands- 
rohstoffe nicht abgesetzt werden. Eine schnelle Regelung 
dieser Fragen #iegt auch im eigensten Interesse der Entente, 
Die soziale Ausfiuhrabgabe bleibt bestehen nach dem 
Stande vom 13. Mai d. J., da eine weitere Abänderung durch 
die Annahme des Ultimatums unmöglich geworden ist. Die 
Ausfuhrkontrolle soll den neuen Notwendigkeiten an- 
gepasst, im übrigen nach aller Möglichkeit erleichtert werden. 
Es bleibt dem Reichswirtschaftsrat vorbehalten, eine geeignete 
Form für die Ausfuhrbehandlung vorzuschlagen. Eine Fin- 
fuhrregelung ist unbedingt notwendig, um iede vermeidbare 
Einfuhr, besonders die von Luxusgütern, zu verhüten, Die Re- 
gierung ist fest entschlossen, die Gesetzgebung auf diesem Ge- 
biete rücksichtslos zu handhaben, insbesondere auch mit Riück- 
sicht auf das wieder entstehende Loch im Westen. und jede 
verbotenerweise eingeführte Luxusware entschädigungslos zu 
beschlagnahmen. Der Staatssekretär streifte dann die Frage 
der inneren Finanzierung der Lasten, der notwendisen Steuer- 
erhöhungen, insbesondere der Kohlen- und: Umsatzsteuer und 
der besonderen Besteuerung der Goldwerte. 


Zum Schluss gab er die Richtlinien für die Gestaltung der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik des Reiches. Die 
künstliche Verbilligungsaktion müsse aufhören. Die Selbst- 
kosten der Produktion würden dann auf das durch die 
allgemein  weltwirtschaftlichen : Verhältnisse bedingte Mass 
steigen und sich den Weltmarktverhältnissen an- 
gleichen. Die daraus in Deutschland. entstehenden Zwischen- 
gewinne gehörten der Abdeckung der Reparationslast. Da- 
durch werde einerseits das sogenannte Valuta-Dumping und 
damit auch die Gegenmassregeln der anderen Länder vermie- 
den, andererseits zwinge dieser Druck zu einer Rationali- 
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sierung der Wirtschaft, die anders nicht in gleicher 
Weise zu erreichen sei. Die Produktionsgrundlage werde auch 
gefestigt. werden durch Deckung des Ftats und damit innere 
Festigung der Währung. 

An die Darlegungen der Regierungsvertreter schloss sich 
am nächsten Tage eine Aussprache an, in der jedoch die eigent- 
lichen Kernpunkte des vorstehend skizzierten Reparations- 
Programms noch keineswegs erschöpfend behandelt wurden. 
Es wurde beschlossen, einen besonderen Reparations- 
ausschuss als gemeinsamen Unterausschuss des wirtschafts- 
politischen und finanzpolitischen Ausschusses einzusetzen, der 
im einzelnen zu den von der Regierung geplanten Massnahmen 
Stellung: nehmen soll. Unser Bund ist in diesem Ausschuss 
durch den Kollegen Schweitzer vertreten. 


Der Wiederauibauminister über die Wiedergutmachungs- 
frage. In einer Sitzung des Reparationsausschusses des Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrates am 16. Juni äusserte sich der 
neue Wiederaufbauminister Dr. Rathenau über die mit dem 
Wiederaufbau zusammenhängenden Fragen. und seine Wies- 
badener Verhandlungen mit dem französischen Wiederauibau- 
minister Loucheur. Er wies zunächst darauf hin. dass zur- 
zeit eine Reihe von Aufträgen für den Wiederaufbau. Nord- 
frankreichs schweben. Die in jüngster Zeit vieigenannte Zahl 
von 25000 Holzhäusern, die angeblich für Zwecke des Wieder- 
aufbaues geliefert werden sollen, sei insofern nicht richtig, als 
augenblicklich die Zahl der Häuser, über die verhandelt wird, 
nur etwa 5000 beträgt. Es handelt sich also dabei um. einen 
Auftrag, bei dem ein industrielles Unternehmen gewissen Um- 
fanges heute nicht erschrecken würde, d.h. um einen Auftrag, 
der für die gesamte deutsche Volkswirtschaft nur eine geringe 
Bedeutung habe. ' Unsere Hofinung müsse es jedoch sein, die 
Aufgabe des Wiederaufbaues auf eine wesentlich breitere Basis 
zu stellen. Unser Streben müsse dahin zielen, die der deutschen 
Wirtschaft auferlegten Gold- bzw. Devisenleistungen in möglichst 
weitem Umfange in Sachleistungen zu verwandeln. 
Dabei sei allerdings zu bedenken, dass Wiederaufbauarbeiten 
hauptsächlich für Frankreich in Frage kommen, dass sich aber 
der Anteil Frankreichs an den Reparationsforderungen der 
Alliierten nur auf 52 Proz. belaufe. Ausserdem habe Frankreich 
nicht nur Bedarf an Sachleistungen, sondern vor allem auch 
einen erheblichen Bedarf an Gold bzw. Devisen. So entstehe 
die erste Frage, wie es möglich sei, dem ungeheuren Material- 
bedarf Frankreichs, der zu befriedigen sei, wenn der Wieder- 
aufbau in drei oder vier Jahren beendet sein soll. so zu „kana- 
lisieren‘“, dass er nicht die Jahresaufnahmefähigkeit Frankreichs 
an Reparationsleistungen erheblich übersteigt. Die zweite Auf- 
gabe bestehe darin, dass versucht werden müsse, den Index 
von 26 Prozent der deutschen Ausfuhr durch eine andere Ver- 
einbarung zu ersetzen. 

Bei den Sachleistungen an Frankreich werde eine grosse 
— vielleicht die grösste — Rolle die Preisfrage spielen. Es 
werde sich darum handeln, einen Massstab zu finden, der Preis- 
festsetzungen in gerechter Weise ermöglicht und gewährleistet, 
dass Frankreich nicht in die Lage kommt, sich ‚darüber zu 
beschweren, dass die Leistungen, die Deutschland mache, erneb+ 
lich teurer sind, als sie in Frankreich sein würden. Das andere 
Gebiet, das bearbeitet werden müsse, sei das der Arbeits- 
leistung. Die öffentliche Meinung in Deutschland gehe wohl 
dahin, dass wir imstande seien, einige Hunderttausend 
Arbeiter nach Frankreich zu senden. Das werde kaum 
möglich sein. Die Bauarbeiten seien komplizierter, als wir 
es uns gewöhnlich denken. Das französische Gesetz verlangt 
und der städtische Einwohner will, dass sein Haus auf den 
alten Fundamenten aufgebaut werde, ohne Rücksicht auf Oeko- 
nomie und Einheitlichkeit. Somit werde. der Wiederaufbaır 
nicht möglich sein durch grosse, neue, typisiert angelegte 
Städte, sondern nur an Ort und Stelle, in den noch immer be- 
völkerten Städten Frankreichs und auf den bestehenden Fün- 
damenten. Also Einzelarbeit grossen Umfangs, und Einzelarbeit, 
bei der es schwer sein wird, Tausende von deutschen Arbeitern 
in französischen Städten unterzubringen. 

Neben diesen Schwierigkeiten bestehen Schwierigkeiten 
der wechselseitigen sozialpolitischen Verständi- 
gung hinsichtlich der nach Frankreich zu entsendenden deut- 
schen Arbeiter. Verständigungen der Gewerkschaften sind in 
Genf getroffen worden, und wir haben den Wunsch, dass die 
Absichten der Gewerkschaften sich so weit wie möglich ver- 
wirklichen lassen. Aber auch hier sind Abmachungen zu treffen, 
Leicht ist es auch nicht, das Problem der Löhne zu 
lösen. Auch über diese schwierige Frage, ferner über die 
Frage der Verpflegung, der Kantonierung werden grundsätz- 
liche Regelungen zu treffen sein. 

Wenn es gelingen sollte, in Einzelverhandlungen — die 
jetzt beginnen werden — diese Probleme zu überwinden, daan 
wird es nötig sein, zunächst einen Apparat zu Schaffen, der 
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reibungslos diejenigen Aufträge sammelt und aufnimmt, die uns 
von, Frankreich gegeben werden. Dieses. Problem darf nicht 
unterschätzt werden. Es gibt 2 800 000 Sinistres; diese 2 800.000 
müssen in der Lage sein, ihre Wünsche, ihre Bestellungen in 
der richtigen Form an die deutschen Stellen zu bringen. Es 
wird sich also um einen Organismus handeln, der. in grossem 
Umfang in der Lage ist, Aufträge von Frankreich anzunehmen 
und sie der Bearbeitung auf deutscher Seite zuzuführen. Ferner 
wird es nötig sein, in Deutschland eine solche. Organisation 
zu schaffen, die den berechtigten Ansprüchen genügt, die einer- 
Seits von den verschiedenen Landesteilen, auf der anderen 
Seite von den verschiedenen Berufsständen 'an uns gestellt 


werden. Industrie und Landwirtschaft sind berechtigt, auf An- 
träge zu rechnen; die Gewerkschaften haben das 
Recht, sich mit den Aufgaben auf das ein- 


gehendste zu befassen: und sie haben das 
Recht der Mitbestimmung in Fragen der Ar- 
beitsleistung. 

Das ist der Kreis der Aufgaben, sowohl derer, die in Wies- 
baden behandelt worden sind, wie derer, die uns gegenwärtig 
obliegen. Gelingt es uns, die Lösung zu finden und die Lasten 
des Ultimatums für uns einigermassen dadurch tragbar zu 
machen, dass wir sie in Sach- und Arbeitsleistungen ver- 
wandeln, so liegt nicht mehr allein eine Wirtschaftsaufgabe 
der Konkurrenzwirtschaft, der. Geschäftswirtschaft vor, sondern 
dann liegt zum ersten Male eine Aufgabe einer grossen 
Nationalwirtschait vor, und diese Aufgabe kann nur 
dann gelöst werden, wenn alle Kreise, die im Reichswirtschafts- 
rat vertreten sind, entschlossen sind, im nationalen Sinne rück- 
haltlos an der Lösung mitzuarbeiten. 

Die Ausführungen des Wiederaufbauministers lassen er- 
kennen, dass er ‘die Probleme, die unter seiner Führung zu 
lösen sind, richtig erkannt hat. Wir hoffen und wünschen, 
dass er die Tatkraft aufbringt, die erforderlich ist, um. die 
Widerstände, die sich einer Lösung im Sinne dieser Ausfüh- 
rungen entgegenstellen, zu überwinden. Solche Widerstände 
gibt es nicht nur in Frankreich, sondern in nicht geringem Um- 
fang auch in Deutschland. Insbesondere unterliegt es auch 
für uns keinem Zweifel, dass für die Beantwortung der Frage, 
in welchem Umfang es gelingt, die deutschen Verpflichtungen 
aus dem Ultimatum durch - Sachleistungen zu erfüllen, 
die Preisfrage eine ausschlaggebende Rolle spielen wird. 
Ebenso stimmen wir dem Minister darin zu. dass der 
Wiederaufbau nicht als ein dankbares Obiekt von Privat- 
geschäften behandelt werden darf, sondern dass er aufzufassen 
ist als eine gesamtwirtschaftliche Aufgabe, deren erfolgreiche 
Lösung nicht beeinträchtigt werden ‘darf durch privatwirt- 
schaitliche Interessen. Wenn der Wiederauibauminister ent- 
schlossen ist, in diesem Sinne an die Erfüllung seiner Aufgaben 
heranzugehen, werden ihm die deutschen Gewerkschaften ihre 
Unterstützung nicht versagen. ‘Er wird dann aber auch dafür 
zu Sorgen haben, dass an den entscheidenden Stellen der neu 
zu schaffenden Aufnahme-: und Verteilungsorganisation nicht 
Vertreter privatwirtschaftlicher Interessen, sondern entschiedene 
Anhänger der gemeinwirtschaftlichen Gedanken sitzen, die er 
selbst am Schlusse seiner Ausführungen angedeutet hat. 


Sozialpolitik 


Gewährung‘ von Beihilien an Rentenempfänger aus der 
Angestelitenversicherung. In der vorigen Ausgabe der „D.T.-Z.“ 
war der dem Reichstag vorgelegte Gesetzentwurf veröffent- 
licht, wonach den Rentnern aus dem Versicherungsgesetz für 
Angestellte ausserordentliche Beihilfen ähnlich den vor einiger 
Zeit den Rentenempfängern aus der Invalidenversicherung ge- 
zahlten Beihilfen zu‘ gewähren sind. Der 6. Ausschuss 
des Reichstages hat bei Beratung des Entwurfes ver- 
schiedene Verbesserungen beschlossen. Einmal sind höhere 
Sätze, als sie der Entwurf vorsieht, bestimmt worden, und 
ausserdem: wurde die Bestimmung der besonderen An- 
tragstellung für -diese Beihilfen im. Entwurf ge- 
strichen. Nach der Begründung des Entwurfes soll die 
Deckung der aus den Beihilfen erwachsenden Mehrbelastung, 
die auf 10 Millionen Mark veranschlagt. ist, bei der bevor- 
stehenden allgemeinen Novelle zur Angestelltenversicherung, 
über ‚die ebenfalls in der letzten „D.T.-Z.“ berichtet wurde, 
mit berücksichtigt werden. Gegen diese Absicht nahm Kollege 
Abgeordneter Aufhäuser Stellung, indem er darauf hinwies, 
dass die Novelle, wenn sie nicht wieder unzulängliches Flick- 
werk bleiben, und vor allem durch eine grosszügige Reiorm 
auch endlich die Vereinheitlichung der gesamten Arbeiterver- 
sicherung mit erfolgen soll, noch geraume Zeit bis zur Verab- 
schiedung erfordern werde. Es wurde deshalb in einem An- 
trage Aufhäuser (U.S.P.) und Hoch (S.P.D.) ein Er- 
gänzungsparagraph zum Beihilfengesetz vor- 
geschlagen, der die Erhöhung der derzeitigen, unhaltbar ge- 
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wordenen Versicherungsgrenze von 15000 auf 40000 Mark vor- 
sieht. Der Antrag wurde mit 14 gegen 8 Stimmen der sozial- 
demokratischen Parteien abgelehnt. Die Wortiührer der An- 
tragsgegner, Thiel und Lambach vom Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverband, erklärten es als unerlässlich, die 
gesamte Novelle zur Angestelltenversicherung noch vor den 
Sommerferien des Reichstages durchzupeitschen, :so dass die 
gesonderte Regelung der Versicherungsgrenze nicht notwendig 
sei. Eine solche Erledigung würde, wie Aufhäuser, 
Karsten und Hoch nachweisen konnten, bedeuten. dass letzt 
im Eiltempo durch die völlig unzulängliche Novelle für die 
Angestellten eine masslose -Beitragserhöhung eintreten würde, 
während hinsichtlich ihrer Rechte, ihres mangelhaften Ein- 
flusses auf die Verwaltung und hinsichtlich. des Verhältnisses 
der Angestelltenversicherung zur Arbeiterversicherung ' alles 
beim alten bleiben soll, 


Die grosse Mehrheit der Angestellten wird zweifellos auf 
seiten unserer durch den Kollegen Aufhäuser im Reichstag 
eindeutig vertretenen Auffassung stehen, wonach wir mit aller 
Entschiedenheit die bevorstehende gewaltige Beitragserhöhung 
in der Angestelltenversicherung mit einer grundsätzlichen 
sozialen Ausgestaltung und Vereinheitlichung der gesamten 
Ba ne Versicherung zeitlich unmittelbar verbunden wissen 
wollen. 


Angestelltenbewegung 


Der Renommiertechniker des G. d. A. . In Nr. 8 des 
„G.D. A.“ (Zeitschrift des Gewerkschaftsbundes der Angestell- 
ten) beschäftigt sich Herr Ingenieur Emil Fromholz sehr 
eingehend mit unserem Bunde. Auf der ersten Seite den 
gleichen Nummer, in der Herr Fromholz seinen. Bannfluch 
gegen unseren Bund schleudert, findet sich ein Aufruf des Vor- 
standes des G.d.A., in dem dieser sich als „der Wegbereiter 
einer neuen Zeit in der Angestelltenbewegung“ vorstellt. „Aus 
Zerrissenheit und Einflusslosigkeit‘‘ will nach diesem Aufruf der 
G.d.A. die Angestellten zu „Macht, Ansehen und Geltung“ 
führen, denn Er hat „die rechten Feldzeichen‘“ und „die rech- 
ten Waffen“. Welcher Art diese nun sind, ist uns und den 
Massen der Angestellten ja längst bekannt; aber es ist immer 
nützlich, den Gegensatz zwischen den Worten und Taten’ der 
Harmonieverbände aufzuzeigen. Wir wissen, dass der 
G.d.A. von den Unternehmern das ihm mit Recht von den 
Angestellten vorenthaltene Geld erbettelt: damit er seine 
mit Fleiss betriebene Zersplitterungsarbeit fortsetzen und über- 
all im Lande, selbst in den kleinsten und unbedeutendsten 
Städten, Geschäftsstellen einrichten und in grossen Reklame- 
Inseraten die Angestellten auf sich aufmerksam machen kann, 
um sie von den im AfA-Bund zusammengefassten freigewerk- 
schaftlichen Organisationen abzuziehen und sie mit den be- 
kannten Harmoniephrasen zu umnebeln. 


Jetzt ist der Beweis dafür, dass der G.d. A. quittegelb ist, 
aufs neue erbracht, und zwar ist es das Nachrichtenblatt der Orts- 
gruppe Essen des Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfen-Verbandes, seines früheren Weggenossen, 
das dem G.d.A. schwarz auf weiss bescheinigt, 
dass er von den Unternehmern alimentiert 
wird. Wir lassen diese, treffend „Der Scheinwerfer“ über- 
schriebene Notiz im Wortlaut folgen, um auch den Tech- 
nikern zu zeigen, was sie von den Lockungen des Herrn 
Fromholz zu halten haben: 


„Der Gewerkschaftsbund der Angestellten, bisher schon 
treffend „Gesellschaft der Ahnungslosen“ oder auch „Genossenschaft der Ab- 
sterbenden“ genannt, hat sich das Anrecht auf einen neuen Namen erworben: 

„Gesellschaft der Almosenempfänger“ darf sich der 
G. d. A. künftig mit Fug und Recht nennen. 

Ueber 500000 M. sind nach eigener Angabe dieser Almosen-,Gewerk- 
schaft“ auf Grund von drei Bettelbriefen von einer grossen Anzahl 
von Firmen dem G.d. A. gestiftet worden. Hier nur eine. kleine 
Blütenlese: 


Deutsch-Amerik.Petroleum-Gesellseh,Hamburg 2000 M. 


Heine & Co., Leipzie  . ...,..... # 3500 , 
Deutsche ErdölA.-G., Berlin. . . . 2 2.» 2000 „ 
Friedrich Krupp A.-G., Essen ee 1000 „ 
Zigarettenfabrik Konstantin-Hannover. „. . 600 „ 
C. Bödiker-Hamburg . ERTEEDE BE 600 ,„ 
Reichswerft, Wilhelmshaven . . . . . DR 500 „ 
Brauerei Pfefferberg A.-G., Berlin . 500 ,, 


Auch die übrigen Almosengeber sind uns genau bekannt, doch dürfte 
diese kleine Probe jedem denkenden Handlungsgehilfen genügen. Was sich 
Herr Beckmann von der Leitung des G. d. A. wohl gedacht haben mag, als 
er die Bittbriefe unterzeichnete? Und wie tatkräftig wohl die G. d. A.-Ver- 
treter den liebenswürdigen Firmen gegenüber die Angestellteninteressen wahr- 
nehmen werden? — Und wieviel Beitrittserklärungen dem G. d. A. diese un- 
erhörte Bettelei wohl wieder einbringen mag? —“ 
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Herr Fromholz gehörte früher im Deutschen Tech- 
niker-Verband als dessen Mitglied ja ganz gewiss nicht zu 
den Stürmern und Drängern, und wir haben ihn nie gesehen, 
als es galt, unter schweren inneren Kämpfen gewerkschaftliche 
Ideen im Verbande zur Anerkennung zu bringen. Er hielt 
Lichtbildervorträge, um alles andere kümmerte er sich wenig. 
Ob Parität oder Gewerkschaft, ob reine Angestellten-Organi- 


sation oder gemischter Standesverein, diese Fragen inter-_ 


essierten ihn nicht. Ueber Nacht ist er nun aber „Gewerk- 
Schafter* geworden. Dabei wollen wir annehmen. dass er nur 
in seiner Ahnungslosigkeit auf die falsche Seite gefallen ist und 
nicht weiss, dass der Organisation, die ihn beschäftigt, die 
Mittel dazu aus den Kassenschränken der Unternehmer ge- 
liefert werden. Nach dieser Aufklärung gilt aber auch für ihn 
das Wort: „Sage mir, mit wem du umgehst, so will ich dir 
sagen, wer Ju bist!“ 

Im übrigen hat uns nun der Gd.A.. der Anmeldungen, 
die für unseren Bund bestimmt waren und seiner Geschäfts- 
stelle in Mannheim irrtümlich ausgeliefert wurden, für 
sich notierte, selbst bestätigt, dass er bisher im ganzen 
Deutschen Reich trotz der sehr hochtönenden und kostspieligen 
Agitation noch nicht einmal ganze 700 Techniker — und was 
er alles dazu zählt — zu werben vermochte. Die den Kol- 
legen ausgestellten Mitgliedsbücher tragen nämlich die höchste 
Stammrollennummer T.687. Von diesen ist ganz sicher wieder 
die grössere Zahl abgesprungen, nachdem sie durch unsere 
Kollegenschaft aufgeklärt worden war. Auch der Rest wird 
sich schleunigst, ebenso wie die Mannheimer Kollegen, die jene 
unerwünschten, dem G.d. A. zum Verräter gewordenen Mit- 
gliedsbücher schleunigst wieder zurückgaben, von dieser Orga- 
nisation abwenden, wenn er erst erkannt hat, dass der G.d. A. 
keine gewerkschaftliche Interessenvertretung der-Techniker ist, 
sondern eine gelbe, von den Unternehmern ausgehaltene Schutz- 
truppe des Kapitals, 


Grössenwahn. Die Vereinigung der leitenden 
Angestellten in Handel und Industrie (Vela) hat 
nach einem Bericht der Tagespresse zum Gesetzentwurf der 
Schlichtungsordnaung Stellung genommen und dem 
Reichsarbeitsministerium sowie dem Reichstag eine Eingabe 
unterbreitet, in der Sonderkammern für leitende Angestellte 
gefordert werden. Begründet wird diese Forderung damit, 
dass leitende Angestellte des öfteren gezwungen seien, 
Schlichtungsausschüsse anzurufen, „einerseits, um sich den 
nivellierenden Einflüssen der von den Verbänden der aus 
führend tätigen Arbeitnehmer abgeschlossenen Gehaltstarife 
zu entziehen, andererseits, um allmählich ein eigenes Dienst- 
recht der leitenden Angestellten im Wege des Kollektivabkom- 
mens auszubilden‘, 

Aus dieser Begründung spricht eine solche Selbstüber- 
hebung, dass man ‘sich fragt, ob es wirklich möglich ist, dass 
Angestellte derartige Forderungen aufstellen können. Also 
um einen Kampf gegen die Angestelltengewerkschaften führen 
zu können, will die Vela besondere Kammern in den Schlich- 
tungsausschüssen haben. — Den Gipfelpunkt der Dünkelhaftig- 
keit erklettert die Vela aber in folgenden Sätzen: 

„Bei diesen Angestelltenkammern könnten auf Angestellten- 
seite z. B. Registraturgehilfien oder Expedienten als Richter 
fungieren, um über Streitigkeiten leitender Angestellter, wie 
z.B. Abteilungsdirektoren, Prokuristen, Syndici usw., zu ent- 
scheiden. Zu der Richtereigenschafit der mittleren und unteren 
Angestellten, deren soziale und wirtschaftliche. Lebensweise 
und Anschauungen so durchaus andere sind und welche im Be- 
triebe oft im Interessengegensatz zu den leitenden Angestellten 
stehen, könnten die leitenden Angesellten nicht das Vertrauen 
haben, das sie ihren Kollegen entgegenbringen würden.“ 

Es ist unverständlich, warım die Vela nicht gleich weiter- 
geht und eine grumdsätzliche Reform unserer sozialen Zu- 
stände zugunsten der leitenden Angestellten überhaupt fordert. 
Auf den Geschworenenbänken der Schwurgerichte könnten 
auch andere Personen sitzen als leitende Angestellte, ebenso 
könnten auch Registraturgehilfen usw. einmal als ‘Schöffen 
fungieren, um über leitende Angestellte zu Gericht zu sitzen. — 
Das ist natürlich ein unmöglicher Zustand, der unter allen 
Umständen beseitigt werden muss. — Ja. das schlimmste ist, 
dass die leitenden Angestellten vielfach in den gleichen Räumen 
mit den Registraturgehilfen usw. zusammenarbeiten müssen, 
Doch das liesse sich noch beseitigen, wohingegen es sehr 
schwer sein wird, die Trennung der leitenden Angestellten von 
den „ausführenden Personen“ soweit zu führen, dass sie 
nicht die gleiche Luft zu atmen brauchen. — Es wird eine 
Hauptaufgabe der Vela sein. dieses Problem zu lösen. — Wir 
wünschen ihren führenden „Köpfen“ viel Glück zu dieser Auf- 
gabe und sind überzeugt, dass sie sie mit der ihnen eigenen 
Geschicklichkeit lösen werden. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 





‚Nr. 25 


DO DO 


Aus dem Bunde ® 


„Bundespost“. Nr. 8 der „Bundespost“ vom 4. Juni 1921 
bringt im verwaltungstechnischen Teil u.a. eine übersichtliche 
Darstellung der Rechte und Pflichten solcher Mitglieder, die 
zurzeit in fremden Berufen tätig sind. Das Verhältnis der ausser- 
beruflich tätigen Mitglieder wurde bekanntlich durch das Ab- 
kommen mit dem A.D.G.B,., das in Nr. 7 der „D.T.-Z.“ vom 
23. April 1920 veröffentlicht ist, geregelt. Diesem Abkommen ist 
durch die neue Formulierung des $& 8 unserer Satzung, die der 
zweite Bundestag beschlossen hat, Rechnung getragen worden, 
Der $ 8 lautet jetzt: | 

„Bei Mitgliedern, die wegen Studiums zeitweilie aus dem 
technischen Beruf ausscheiden, ruht die Mitgliedschaft. Bei 
Wiederannahme einer Stellung lebt die Mitgliedschaft unter 
Aufrechterhaltung der bisher erworbenen Rechte wieder auf. 
Mitglieder, die zeitweilig einen anderen Beruf ausüben, werden, 
wenn die berufsfremde Tätigkeit länger als drei Monate dauert, 
der für den neuen Beruf zuständigen freien Gewerkschaft über- 
wiesen.“ 

Hiernach hat bei berufsfremder, länger als drei Monate 
dauernder und gegen Entgelt ausgeübter Tätigkeit die Ueber- 
weisung an die zuständige freie Gewerkschaft zu erfolgen. Die 
Mitglieder haben diese Ueberweisung bei ihrer Ortsverwaltung 
selbst zu beantragen! 

An die Aufstellung über die in den letzten Wochen ver- 
sandten Rundschreiben schliesst sich ein Abschnitt an. der neue 
Winke für die Werbetätigkeit enthält, sowie eine Aufstellung 
über die seit der letzten Abrechnung eingegangenen freiwilligen 
Beiträge für unseren Kampffonds. 2 


Vorstandsbekanntmachungen 


Personalien. Als Gewerkschaftssekretär ist angestellt worden Herr 
Ingenieur Ferdinand Kern in Danzig. 

Dem bisherigen Leiter des Gaves Nord-Ost, Herrn Ingenieur Alfred 
Flügger, ist ab 1. Juli die Leitung des Gaues Westdeutschland 
übertragen worden. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt wird der Sitz der Gauverwaltung von Danzig 
nach Königsberg verlegt und die Leitung des Gaues Nord-Ost vertretungs- 
weise durch Herrn Ingenieur Bräuninger übernommen. 

Die Führung der Geschäfte in der zur Gaunebenstelle umgewandelten 
Geschäftsstelle Danzig ist Herrn Kern übertragen worden. Herr Kern hat 
für die Gaunebenstelle Danzig Zeichnungsvollmacht erhalten. 


Ausschluss eines Mitgliedes. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung vom 13. Juni 1921 beschlossen, das Mitglied Artur Meyer (86 994) 
auf Grund des $ 13b der Satzung aus dem Bunde auszuschliessen. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 

„» Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 
Komnick in Elbing. 
Eulenberg, Moenting & Co., Schlebusch-Manfort, 
Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 
Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 
Schweriner Industrie-Werke G.m.b.H,, (früher Fokker Flug- 

zeuge m. b.H.). 


Versammlungskalender 


Cassel. F. Kommunaltechniker. 27, VI. 

Hamburg-Nordost. M. 1. VIL 

» 30. VI. 8%, „Drehscheibe“, Fleischstrasse, 
1. VIL 8%, Restaurant „Erzgebirg. Hof“, Inn, Schneeberger Str. 20. 








Trier. 


Zwickau, M. 


Sterbeiafel 





Es starben: 


Georg Barsch (49 511), Chemnitz. 
Karl Becker (124417), Berlin. 
Friedrich Blosse (148470), Hamburg-Südost. 
Hans ren (121 593), Niebüll. 
Jos. Buhlmann (116016), Höchst/Main, 
Heinrich Chauteaux (143795), Essen. 
Hermann Fassi (135 091), Zell/Main. 
Robert Fiebig (114922), Zschipkau. 
Wilhelm Fiedler (68 563), Eving. 
Peter Grunert (37 304), Erkelenz. 

' Eduard Harsdorf (T. 16896), Kiel. 
Carl Hartung (T. 99 338), Bremen. 
Erich Henker. (151 448), Leipzig. 


Ehreihrem Andenkenl 
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Stellenangebote | 


Wir suchen zum baldigen Eintritt einen 


Jngeren TECHNIKER 


gewandter, sauberer Zeichner, für Eisen- oder 
Maschinenbau, möglichst unverheiratet. Offerten 
mit Referenzen erbeten. 


Maschinenfabrik Wiesbaden, «. m. b. h. 
Wiesbaden. 





Gesucht wird für das maschinentechnische 
Büro eines n rheinischen Hüttenwerkes 
zum. sofortigen Eintritt ein 


Rohrleitungsingenieur. 


Herren, welche eine langjährige Tätigkeit bei erstklassigen 
Spezialfirmen nachweisen und mit allen einschlägigen 
Berechnungen und zeichnerischen Arbeiten vertraut sind, 
wollten ausführliche Bewerbungen mit Angabe des Alters, 
Bildungsganges, der bisherigen Tätigkeit sowie des frühe- 
sten Eintrittstermines unter Beifügung von Zeugnisab- 
schriften und Aufgabe von Referenzen an die 


AugustThyssen-Hütte, Gewerkschaft 
- Abt. Anzeigen, 
Hamborn a. Rhein, Schliessfach 67, richten. 


Wir suchen zum baldigen Eintritt einen jüngeren 


Pumpen Techniker, 


der den Bau von Koiben- und GR BER in Tbeorie und Prazis 
beherrscht. Angebote mit Gehaltsanspr, und Zeugnisabschr, erbeten an 


Eilsenwerk Gerlach & Co., Nordhausen. 
Wir suchen für zwei unserer Kohlensäurewerke in Süd- 


utschland 
en Betriebsleiter. 
Unverheiratete Bewerber im Alter von etwa 35 Jahren, die eine tech- 
nische Hochschule absolviert haben, energisch und zielbewusst sind, 
kaufmännische Fähigkeiten besitzen und Erfahrung haben im Umgang 
mit Arbeitern, wollen. ausführl. Bewerbungen mit- Lebenslauf, Zeugnis- 
ebschriften, Gehaltsansprüchen, Referenzen, Lichtbild und Angabe des 
frühesten Eintrittstermins einreichen. 
säurewerke C. G. Rommenbköller A.-G., 
Berlin NW 7, Dorotheenstrasse 26. 


Elekfro-Ingenieur 


mit abgeschlossener Fachschulbildung, für 
Konstruktion, Schaltungsentwürfe und Be- 


rechnung moderner Steuerapparate in aus- 


sichtsreiche Stellung nach Berlin gesucht, 

Ausführliche Angebote mit Ansprüchen 

und Zeugnisabschriften an Praktische 

Maschinen G. m. b. H., Berlin N 20, 
Uferstrasse 5. 





Für Bauausführung und Abrechnung einer Kolonie wird ein erfahrener 
tüchliger 
Bauftechniker 


gesucht, der mit allen einschlägigen Arbeiten gründlich vertraut ist und 
entsprechende Praxis nachweisen kann. 

Bewerber mit abgeschlossener Bauschulbildung und Erfahrung im 
Siedlungsbau werden gebeten, Meldungen mit Gehaltsansprüchen und 
beglaubigten Zeugnisabschriften umgehend an das Stadtbauamt hier- 
selbst einzusenden. 

Oberstein, im Juni 1921. 

Der Stadtbürgermeister. 


Erfahrener Baufochiker (WM), ni 


Wir he für unser Ver- 
messungsam 

geeignet, den Chef auf der Baüstelle | einen jungen Messgehilfen, 
u.beid Kundschaft zu vertreten, mit | der auch zeichner. Arbeiten erledigen 
all. Bureauarbeiten, Abrechng., An- | kann. Bewerbung.m.selbstgeschrieb. 
achlag, Statik u. Bauführg, vertraut, | Lebensl,, Zeichenproben, Zeugnissen 
zeichnerisch u.konstruktiv beschlag., | u. Gehaltsansprüch. erbitten wir uns 
durchaus selbständ., z.1.7. gesucht. | sofort. Geeignete Kriegsbeschädigte 
Ausführl. Angeb. m. Zeugnisabschr. | werden bevorzugt. 
u. Gehaltsforderung. an Wilhelm Lük, | Rüstringen, den 10. Juni 1921. 
Baugeschäft, Stargard (Pom.), Johststrasse. 15. tadtmagi 





Ss strat. Nollner, 
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nahmen 20%, bei 


Wir suchen sofort 


1 flotten Zeichner 


zum Kopieren und 


1 älteren Techniker 
z2.direkt.Unterstützung d, Konstruk- 
tionsingenieurs für Wasserturbinen. 
Atorf & Propfe, Maschinenfabrik, 
Paderborn. 


Für unser techn. Bureau, Sar- 


stedt, suchen Herrn 
9 


wir einen 
welcher möglichst Erfahrung Im 
Bau und Projektierung von Koch- 
anlagen hat, evtl, auch für zeit- 
weise Reisen. Angebot und An- 
sprüche erbeten. 

A. Voss sen., Hannover. 


Hochbautechniker 
zur Hilfeleistung bei den laufenden 
Dienstgeschäften (Dauerstellung) 
gesucht. Besoldung nach Gruppe IV 
des Behördentarifs. Aus den Mel- 
dungen müssen u. a. die Familien- 
verhältnisse des Bewerbers, die 
Dauer etwaiger früherer Tätigkeit 
auf Hochbauämtern und der früheste 
Dienstantritt hervorgehen; auch ist 
anzugeben, ob Bewerber eigenes 
Fahrrad besitzt. Staatliches Hoch- 
bauamt Buxtehude bei Hamburg. 


WER IST 


in der Lage, laufend Projekte für 
Bohrungen und Tiefpumpwerke 
nachzuweisen ? Gefl. Zuschr. an 


0.-Ing. Braunstein, Dresden-Cossebaude, 
Basteln SieY 


Tisc-hoelbanke! 


D.R.G M,, 1000fach bewährt, äuss, 
praktisch, an jedem Tisch passend, 


Schrader & Co., Leipzig 131. 


Prospekte gratis. 


Phofograph. Apparate 


u. Bestandteile | 
Katalog A frei. 
Selbstspielende 


Zonophone 
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Eine Herausforderung der Angestellten 


Die Novelle zur Angestelltenversicherung im Reichstag 


Das Versicherungsgesetz für Angestellte stammt aus der 
Vorkriegszeit, in der die Harmcnieverbände der kaufmännischen 
Angestellten bei dem damals stark verbreiteten Standesdünkel 
große Teile der Berufsgenossen zu ihren Anhängern zählen 
konnten. Ihrem Einfluß und der wohlwollenden Unterstützung 
des Unternehmertums ist es zu danken, daß 1911 entgegen allen 
sachlichen versicherungstechnischen Erwägungen ein Sonder- 
gesetz für die Pensionsversicherung der Privatangestellten ge- 
schaffen werden konnte, obgleich eine auf breiter Grundlage 
aufgebaute einheitliche Sozialversicherung bei geringeren Bei- 
trägen und billigerer Verwaltung unvergleichlich höhere Lei- 
stungen geboten hätte. Das politische Moment, unter allen Um- 
ständen die Angestellten vor jeder engeren Verbindung mit den 
Arbeitern und ihren Versicherungseinrichtungen zu „schützen“, 
war allein entscheidend. Inzwischen haben die Massen der An- 
gesteliten ihre damalige Gefolgschaft zum sog. „Hauptausschuß“ 
tener bezahlen müssen. Die Verärgerung breiter Angestellten- 
schichten ist deshalb heute so groß, daß sie in wachsendem 
Maße den privaten Lebensversicherungen zuneigen. So bedenk- 
lich diese Abkehr vom Gedanken der staatlichen Zwangsver- 
sicherung 'ist und so entschieden wir uns gegen diese falsche 
Konsequenz vieler Kollegen wenden müssen, so Symptomatisch 
ist die Erscheinung für die herrschende Mißstimmung über die 
bestehende Sonderversicherung. 


Obwohl die Wartezeit für die allgemeine Rentengewährung 
noch nicht einmal abgelaufen ist, verschlingt der bürokratische 
Verwaltungsapparat der Reichsversicherungsanstalt bereits 
Riesensummen, die noch ständig im Wachsen begriffen sind und 
im letzten Geschäftsjahr etwa 13 Prozent der Einnahmen aus- 
machten. Trotz des gewaltigen bürokratischen Apparates blei- 
ben die elementarsten Voraussetzungen einer geordneten Ver- 
waltung unerfüllt, und man kann noch nicht einmal feststellen, 
ob überhaupt für alle versicherungspflichtigen Angestellten die 
‚gesetzlich vorgeschriebenen Beiträge tatsächlich geleistet wor- 
den sind. Die Begriffsbestimmung des Angestellten ist nach wie 
‚vor vieldeutie und flüssig geblieben. Auch das Heilverfahren, 
die bisher wesentlichste Leistung der Angestelltenversicherung, 
gibt ständig zu Beschwerden Anlaß, deren Erledigung in den 
meisten Fällen unbefriedigt läßt. 

Die bisherigen Bemühungen der freien Angestelltenver- 
bände, eine Reform der Angestelltenversicherung herbeizufüh- 
“ren, fanden heftigen Widerstand. Im Gegensatz zum Reichsver- 
sicherungsamt fehlte dem Direktorium der Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte auch jede schöpferische Kraft, es sei 
denn, daß man seine, Anstrengungen, alle Macht der Birokratie 
zu belassen, als besondere Initiative kennzeichnen wollte, Nach 
langen Kämpfen stellte die Reichsregierung schließlich im 
November 1920 eine baldige Aenderung dieser mißglückten Ver- 
sicherungseinrichtung in Aussicht. Im Januar 1921 erbat als- 
dann das Reichsarbeitsministerium den Besuch einer Delega- 
tion des AfA-Bundes, um sich über unsere Stellungnahme zu in- 
formieren. Die Vertreter des AfA-Bundes liessen die Regierung 
nicht im Zweifel, daß für sie die damals. von der Reichsver- 
sicherungsanstalt veröffentlichten Pläne unannehmbar wären 
und ohne eine grundsätzliche Umgestaltung der Sonderversiche- 


rung keine Lösung denkbar wäre, Insbesondere Wurde die Ua- 
haltbarkeit der Tesaurierungsmethode dargelegt und’das Ver- 
sorgungsprinzip gefordert. Das Reichsarbeitsministerium S-ver- 
zichtete in jener Besprechung auf jede Stellungnahme tind 
machte keinerlei Andeutung, was denn nun eigentlich beabsich- 
tigt sei. Umso überraschter mußten wir sein, als nach langer 
Pause Mitte Juni d. J. plötzlich dem Reichstag eine Novelle zur 
Angestelltenversicherung unterbreitet wurde, die ohne jede 
Rücksicht auf die Bedürfnisse der Angestellten die Sonderver- 
sicherung mit allen bestehenden und bekannten Mängeln weiter 
verankert. Die Reichsversicherungsanstalt und das Reichs- 
arbeitsministerium hatten seit Januar 1921 keine Zeit gefunden, 
irgend eine Vorberatung mit den freigewerkschaftlichen Orga- 
nisationen über einen Referentenentwurf abzuhalten, wie es 
sonst bei jedem sozialpolitischen Gesetz üblich war. Entgegen 
allen Gepflosenheiten mußte diesmal auch der Reichswirt- 
schaftsrat ausgeschaltet werden, so daß unsere Verbände kei- 
nerlei Gelegenbeit hatten, die Mitgliedschaften irgendwie zu 
hören, bevor unsere Stellunenahme gegenüber den gesetzgeben- 
den Körperschaften präzisiert wird. Die Verbände, die auf dem 
Boden der Sonderversicherung stehen und im Hauptausschuß 
vereinigt sind, haben zwar in ihrer Presse keine Mitteilungen 
über eine Novelle gemacht; die Führer waren aber durch das 
Reichsarbeitsministerium informiert und aus den Aeußerungen 
des Reichsarbeitsministeriums im Reichsausschuß ging hervor, 
daß der „Hauptausschuß“ gehört worden war. Er sprach 
auch davon, daß die „Mehrheit“ der Verbände auf dem Bcod.n 
der Novelle stehe, 


Mußte schon diese merkwürdige Vorbereitung der Noveile 
und ihre Geheimhaltung den freien Gewerkschaften gegenüber 
unser ganzes Mißtrauen erwecken. so wurden wir darin be- 
stärkt, -als dann im Reichstag ein geradezu krampfhaftes Be- 
mühen der deutschnationalen Drahtzieher einsetzte, um diese 
plötzlich vorgelegte Novelle auch ebenso plötzlich im 
Reichstag verabschiedet zu sehen. Der Entwurf stand. über- 
haupt noch nicht auf der Tagesordnung des Reichstagsplenums, 
als schon die Ausschußberatung festgelegt. werden sollte. Die 
erste Ausschußberatung wurde dann auch auf den 25. Juni an- 
gesetzt, obwohl noch gar nicht festStand, ob bis zu diesem Ter- 
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min die erste Lesung des Plenums erlediet sein würde. Der 
Reichstagsausschuß sollte nach dem Willen-der Abg. Thiel 
und Lambach andere noch so dringliche Vorlagen der So- 
zialversicherung zurückstellen, um unter allen Umständen die 
Novelle zur Angestelltenversicherung vor dem geplanten Ferien- 
beginn des Reichstags durchzupeitschen. Der Reichstag sollte 
am 2. Juli vertagt werden; die Ueberweisung der Novelle an 
den Ausschuß erfolgte am 25. Juni, so daß bei der Geschäfts- 
lage des Parlaments im Höchstiall 4 oder 5 Sitzungstare zur 
Verfügung gestanden hätten. Die Ausschußsitzungen können 
täglich etwa bis zu zwei Stunden ausgedehnt werden und in 
den 8 bis 10 Stunden wollten Thiel und Genossen neben 
anderen Vorlagen „gründliche Arbeit‘ zum Wohl der Angestell- 
ten leisten. So werden Angestellteninteressen im Reichstag 
wahrgenommen. 

Die dem AfA-Bund angehörenden Reichstagsabgeordneten 
Aufihäuser und Giebel haben sich im Ausschuß gegen 
eine solch unverantwortliche Gesetzesmacherei mit aller Fnt- 
schiedenheit und allen geschäftsordnungsmäßig zulässigen Mit- 
teln gewandt. Sie haben einen. Antrag gestellt, zunächst die 
Grenze für die Versicherungspflicht der Angestellten auf 40 000 
Mark zu erhöhen, um damit die dringlichste Frage vor den 
Ferien zu erledigen. Die Gesamtberatungen der Novelle aber 
sollten nach dem Willen unserer Freunde im Reichstag auch 
über den 2, Juli hinaus im Herbst fortgesetzt werden. Thiel und 
Lambach stimmten gegen diesen Antrag. Vor allem sollte 
nach dem Willen unserer Freunde inzwischen den Angestellten 
selbst im Lande Gelegenheit gegeben werden, sich zur Novelle 
zu äußern, bevor ihnen der Reichstag von oben herab monat- 
liche Beiträge bis zu 98 Mark diktieren kann. Wenn der bei 
der Verankerung der Sonderversicherung ertappte Herr Thiel 
jetzt die Kollegen Aufhäuser und Giebel der Sabotierung seiner 
famosen Novelle bezichtigt, weil sie dieses Ding nicht einfach 
ohne jede Befragung der Mitgliedschaften geschluckt haben, so 
dürfte er damit auch bei seinen eigenen Anhängern kaum Ein- 
druck machen. So eilig werden es auch die Mitglieder des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes mit der FEr- 
höhung der Versicherungsbeiträge nicht haben. 

Die auffallende Eile der Herren vom Hauptausschuß wird 
aber verständlich, wenn man sich diese Novelle näher besieht. 
Das Reichsarbeitsministerium hat unter der freudigen Zustim- 
mung der Angestellten-Thiele lediglich die Beiträge zur Ange- 
stelltenversicherung außerordentiich stark, wenn nicht uner- 
träglich erhöht, ohne auf der anderen Seite irgend welche grund- 
sätzliche Aenderung an der Verfassung, der Verwaltung und 
den Leistungen der Versicherung vorzunehmen. Dieses Flick- 
werk, das nur den Zweck verfolgt, der Reichsversicherungs- 
anstalt weiter gewaltige Mittel zuzuführen, während die Miß- 
stände in der Angestelltenversicherung unverändert weıter- 
bestehen bleiben, wurde von der Regierung damit gerechtier- 
tigt, daß es sich nur um ein Notgesetz handelte, bei dem der 
Streit zwischen den Anhängera der Sonderversicherung und 
denen der einheitlichen Sozialve:sicherung nicht aufgerollt wer- 
den sollte. Diese Erklärung n.uß von den Angestellten als eine 
grobe Täuschung empfunden werden, denn die mit der Novelle 
geplante Finanzierung bedeutet tatsächlich eine feste Veranke- 
rung, der Sonderversicherung und ist geeignet, die Wege zur 
Vereinheitlichung der Angestellten- und Arbeiterversicherung 
für immer zu verbauen. Man hat es auch geilissentlich ver- 
mieden, in dieser Novelle die notwendigen Beziehungen zur 
Invalidenversicherung herzustellen.- Dem Reichstag ist gleich- 
zeitig aber getrennt eine Vorlage zur Neuregelung des Beitrags- 
wesens in der Invalidenversicherung zugegangen, die keinerlei 
inneren Zusammenhang mit der Angestelitenversicherung zeigt. 
Angestellte und Arbeiter werden vielmehr bei rleichem Einkom- 
men ganz verschieden besteuert. In Wirklichkeit fällt es aber 
dem Angestellten vielfach schwerer, bei gleichen Einkommens- 
verhältnissen die geforderten hohen Beiträge zu entrichten. als 
dem Arbeiter, und es wäre nur billig, sowohl bei Angestellten 
wie Arbeitern in den unteren Finkommeusstufen Reichszuschüsse 
zu gewähren. In der Vorlage fehlt auch iede versicherungs- 
technische Untersuchung, ob das jetzige Beitragssystem über- 
haupt noch länger haltbar ist. Auch sonst sind die Unterlagen 
zur Novelle sehr dürftig, und es wäre ein Verbrechen, die ge- 
forderte ungeheuerliche Belastunz der ohnehin wirtschaftlich 
schwer bedrängten Ankestellten durch den Reichstag von oben 
herab zu beschließen, ohne ‘den Versicherten auch nur wenige 
Wochen zur Stellungnahme zu gewähren. 

All diese und andere sachlichen Gründe konnten indes die 
Abgeordneten der sog. Gewerkschaftsbünde nicht daran hin- 
dern, das Machwerk schnell und geräuschlos unter Dach und 
Fach bringen zu wollen. Die Sonderversicherung soll gerettet 
werden, gleichviel, was dabei aus den Versicherten auch wer- 
den mag. Es kann bei Redaktionsschluß dieses Blattes noch 
nicht endgültig übersehen werden, ob die Mehrheit des Reichs- 
tags diesen Raubzug auf die Taschen der Privatangestellten mit- 
zumachen bereit sein wird. Die AfA-Vertreter werden in kei- 
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nem Falle ruhen, bis der Kampf um die Vereinheitlichung, und 
die soziale Ausgestaltung einer leistungsfähigen Sozialversiche- 
rung zum Sieg geführt hat. 5 SA. 


Vertagung der Novelle zur Angestellten. 
versicherung auf den Herbst, 

Im 6. Ausschuss des Reichstags fand am 28. Juni erneut 
eine Aussprache über die Dringlichkeit der sozialpolitischen 
Vorlagen statt. Entgegen ihrer bisherigen Auffassung stellten 
sich nunmehr auch das Zentrum und die Demokratische Partei 
auf den Standpunkt -der sozialistischen Parteien. wonach in 
erster Linie die Novelle zur Invalidenversicherung verab- 
schiedet werden, während die Vorlage zur Angestelltenver- 
sicherung im Herbst beraten werden soll. Die Abg. Thiel 
(Volkspartei) und Lambach (Din) machten noch einen 
letzten Versuch, eine dreitägige Durchpeitschung der Novelle 
zur Angestelltenversicherung vor dem 2, Juli zu erreichen. 
Sie machten geltend, dass ohne die sofortige Beitragserhöhung 
das Heilverfahren in der A.-V. gefährdet sei, mussten sich aber 
von einem Regierungsvertreter sagen lassen, dass die vom 
Direktorium der Reichsversicherungsanstalt bisher verordnete 
prozentuale Beschränkung in der Bereitstellung von Mitteln für 
das Heilverfahren im Gesetz selbst keine Grundlage findet. 
Das Direktorium kann aber jetzt schon ohne Beitragserhöhung 
erheblich grössere Mittel für das Heilverfahren bereitstellen, 
und es wurde von den Abgeordneten des AfA-Bundes verlangt, 
dass dies aucn schleunigst geschieht. Nachdem so die letzten 
Ausreden der Thiel und Genossen erledigt waren. beschloss 
der Ausschuss gegen zwei Stimmen im Sinne der von Auf- 
häuser und Giebel in mehreren Sitzungen gemachten Vor- 
schläge zu verfahren. Danach soll vor den Ferien nur noch 
die Erhöhung der Versicherungsgrenze erfolgen, während die 
grosse Reform der Angestellten- und Arbeiterversicherung nach 
den Ferien auf breiter Grundlage eingehend beraten werden 
wird. Die den Angestellten drohenden Gefahren sind demnach 
zunächst abgewendet worden. 

Zu den Beratungen über die neue Beitragserhebung in der 
Invalidenversicherung lag ein Antrag Hoch-Gicbel} (S.P.D.) 
und Aufhäuser - Karsten (U. S.P) vor, der eine 
neue Lohnklasseneinteilung ‘vorsieht. Die Aussprache darüber 
ist noch nicht abgeschlossen. 


Der erste Verbandstag des Zentralver- 
bandes der Angestellten 


Der in den: letzten Mai- und ersten Junitagen d. J. veran- 
staltete Verbandstag des; Zentralverbandes der Angestellten 
gewährte das Bild der inneren Festigung und Ausgestaltung der 
Organisation und eines auf übereinstimmender geschlossener 
Grundanschauung beruhenden starken Zukunftswillens. Der 
Geschäftsbericht legte beredtes Zeugnis für die umfassende 
Tätigkeit des Verbandes ab, Von besonderer Bedeutung war, 
dass der Angestelltenverband des Buchhandels, 
Buch- und Zeitungsgewerbes (A. V.) auf seiner dem 
Verbandstag des Zentralverbandes vorausgehenden Tagung be- 
schloss, sich mit dem Zentralverband der Ange- 
stellten zu verschmelzen. Die Verschmelzung ist bis 
zum 1. Oktober 1921 durchzuführen. 

Der Verbandstag hatte sich des weiteren mit einer Reihe 
wichtiger organisatorischer, gewerkschaftlicher und sozial- 
politischer Fragen zu beschäftigen, zu denen er in besonderen 
Entschliessungen Stellung nahm. Aus den umfangreichen Be- 
ratungsergebnissen können wir nur folgendes hervorheben: 

Dem Organisationsvertrag zwischen dem 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschafitsbund 
unddem Allgemeinen freien Angestelltenbund 
wurde zugestimmt. 

Zur Frage der Moskauer kommunistischen 
Gewerkschaftsinternationale wurde, nachdem eine 
zuerst angenommene Entschliessung in ihrer Fassung kein klares 
Bild von dem wahren Willen des Verbandstages gab, die Stel- 
Jung des Verbandes durch einstimmige Annahme folgenden An- 
trages präzisiert: 

„Die verschiedenartige Auffassung über die Auslegung der 
Beiratsbeschlüsse zur III. Internationale hat eine Anzahl Dele- 
gierte veranlasst, bei der gestrigen Abstimmung über die Be- 
stätigung der Beiratsbeschlüsse mit Nein zu stimmen. Die Ab- 
stimmung hat ein falsches Bild der grundsätzlichen Auffassun- 
gen des Verbandstages zur Gewerkschafts-Internationale er- 
gebem Um die in der grundsätzlichen Stellungnahme zur Mos- 
kauer Gewerkschafts-Internationale bestehende Einmütigkeit 
der grossen Mehrheit des Verbandstages zum Ausdruck zu 
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bringen, beschliesst der Verbandstag, den gestern bestätigten 
Beiratsbeschlüssen folgende Fassung zu geben: 

„Mitglieder, die einen Beamten- oder Funktionärposten be- 
kleiden sollen, müssen sich ausdrücklich verpflichten, in unserem 
Verbande nur nach unseren Satzungen, den Beschlüssen des 
Beirats und Verbandstages, den Richtlinien des A. D. G. B. und 
des AfA-Bundes, insbesondere nach dem AfA-Beschluss vom 
21. September 1921 zu arbeiten. Sie müssen den Internationalen 
Gewerkschaftsbund zu Amsterdam als internationale Zusammen- 
fassung der Gewerkschaften anerkennen, diesen in jeder Weise 
fördern und die gewerkschaftlichen Leitsätze der Moskauer 
Gewerkschaftsinternationale, ebenso wie alie anderen, die frei- 
gewerkschaftliche Bewegung schädigenden Bestrebungen be- 
kämpfen.“ 

Zum einheitlichen Arbeitsrecht wurde nach- 
stehende Entschliessung angenommen: 

„Der Artikel 157 der deutschen Reichsverfassung verspricht 
die Schaffung eines einheitlichen Arbeitsrechts und stellt gleich- 
zeitig die Arbeitskraft unter den besonderen Schutz des Reiches. 

Damit ist grundsätzlich anerkannt, dass der Mensch als 
Träger der Arbeitskraft und Schöpfer aller Werte ein Vorrecht 
vor allen Gütern’ und Einrichtungen der Erde besitzen muss. 
Das bisherige Arbeitsrecht und seine Anwendung wird zu stark 
von den Grundsätzen des Sachenrechts beeinflusst. Es ist 
deshalb notwendig, für die Rechtsbeziehungen aus dem Arbeits- 
verhältnis ein neues, einheitliches soziales Recht zu schaffen, 
das vom Menschen und seinen Lebensbedürfnissen ausgeht. 

Der erste Verbandstag des Zentralverbandes der Angestell- 
ten fordert daher mit allem Nachdruck, dass entsprechend diesen 
Grundsätzen die gesetzgebenden Körperschaften in beschleunig- 
ter Weise ein einheitliches Arbeitsvertragsrecht schaffen, da- 
mit endlich die heute noch bestehende Zersplitterung der Dienst- 
vertragsbestimmungen für die Privatangestellten in Handels- 
gesetzbuch, Gewerbeordnung, Bürgerliches Gesetzbuch und in 
einer Anzahl von Sondergesetzen beseitist wird. In dem ein- 
heitlichen Arbeitsrecht ist auch das Vereinigungsrecht, Streik- 
recht, Schlichtungswesen, Tarifvertragsrecht, die Arbeitsver- 
mittlung usw. zu regeln, damit die in der Verfassung nieder- 
gelegten Grundsätze lebendige Wirklichkeit erlangen. Durch 
Schaffung von Arbeitsgerichten, die ausschliesslich für alle 
Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis zuständig sind, ist 
allen Angestellten eine billige und schnelle Rechtsprechung zu 
ermöglichen. Die Durchführung der sozialen Schutzbestimmun- 
gen erfordert einen grosszügigen Ausbau der Gewerbeaufsicht 
und ihre Ausdehnung auf alle Angestellten.“ 


Für die Führung von.Gehalts- und Tariibewegungen 
wurden die in folgender Entschliessung enthaltenen Richtlinien 
aufgesteilt: 

„Die Aufgaben der Gewerkschaften erschöpfen sich nicht 
im Abschluss von Tarifverträgem. Der Zentralverband der An- 
gestellten hat aber seit jeher im Abschluss von Tarifverträgen 
ein geeignetes Mittel gesehen, innerhalb der heutigen Wirt- 
schaft eine Hebung der sozialen Lage der Angestellten zu er- 
reichen. Die Kampfkraft der Gewerkschaften wird durch Ta- 
rifverträge nicht untergraben; sie sind nicht Instrumente des 
Wirtschaftsiriedens, sondern sie werden stets Kampfobiekte sein. 
Tarifverhandlungen sind für den Z. d. A. ein Mittel zur Er- 
reichung seiner Ziele und zur Durchführung seiner Forderungen. 

Für den Abschluss von Tarifverträgen stellt der erste Ver- 
bandstag des Z. d. A. folgende Richtlinien auf, deren Beachtung 
allen Mitgliedern zur Pflicht gemacht wird: 

- I. 

1. Zu erstreben ist der Abschluss von Branchentarifen; wo 
das nicht möglich ist (für kleinere Orte), Orts(Sammel)- 
tarife. — Haustarife sind nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Es ist zu beachten, dass der Begriff Branchentarif nicht 
überspannt werden bzw. nicht zur Zersplitterung der 
Kräfte der Angestellten führen darf. — Verwandte Bran- 
chen sollen in tariflicher Beziehung möglichst einheitlich 
behandelt werden. 

2. Für zusammenhängende Wirtschaftsgebiete, für Bezirke 
von Arbeitgeberverbänden, für Landesteile Schaffung von 
Bezirks- oder Landestarifen. Voraussetzung hierfür: 

a) das Vorhandensein guter örtlicher Branchentarife; 

b) möglichst restlose organisatorische Erfassung der in 
Frage kommenden Angestelltengruppen; 

c) das Vorhandensein 'einer entsprechenden Unternehmer- 
organisation. 

3. Sind unter diesen Voraussetzungen geschaffene Bezirks- 
oder Landestarife vorhanden, kann an den Abschluss von 
Reichstarifen herangetreien werden. Beim Abschluss von 
Reichstarifen ist insbesondere die Schwierigkeit zu be- 
achten, bei der Verschiedenheit der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse die Gehälter für alle Teile des Reiches festzu- 
setzen. Durch Reichstarite können also oft nur die Mantel- 

bestimmungen geregelt werden. 
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II. 


Geltungsbereich des Tarifs für alle Angestellten der Be- 
triebe, für die der Tarif abgeschlossen ist. 
Einkommen: Eingruppierung möglichst 
Grundsätzen: 

a) einfache mechanische Arbeiten; 

b) teilweise selbständige Tätigkeit; 

c) selbständige und verantwortliche Tätigkeit; 

d) Angestellte mit Dispositionsbefugnis. 

Hierbei sind die einzelnen Tätigkeitsarten besonders 
zu benennen. 

xistenzsicherheit für die unterste Gruppe und darauf 
aufbauend angemessene Besserstellung der qualifizierten 
Arbeitskräfte. 

Gleiche Bezahlung der männlichen und weiblichen 
Angesteliten bei gleicher Tätigkeit. 

Erhöhung des allgemeinen Gehaltsriveaus dergestalt, 
dass die sozialem Zulagen (Verheirateten- und Kinderzu- 
lagen) überflüssig werden. 

Ablehnung des Bestrebens der Arbeitgeber, ältere 
Angestellte nur wegen ihres Alters mit niedrigen Gehalts- 
sätzen zu entlohnen. 

Tariigehälter müssen Mindestgehälter sein. Ablehnung 
der Forderungen der Arbeitgeber, durch tarifvertragliche 
Bestimmung die Gehälter als Höchstgehälter im Tarif fest- 
zulegen. 

Gehaltsstaffel innerhalb der einzelnen Gruppen nach 
Berufsalter. Gewährung von Zulagen in möglichst kurzen 
Zeiträumen. 

Fortzahlung des Gehalts bei Krankheit, Unfall, Heil- 
verfahren; im Sterbefalle an die Angehörizen bis zu drei 
Monaten. 

Bezahlung der Ueberstunden, Sonntags- und Nacht- 
arbeit mit entsprechendem Aufschlag. 

Arbeitszeit. Vermeidung von Ueberstunden und Sonntags- 
arbeit, Verbot der Hausarbeit; für Kontore und Bureausg 
Sonnabend Frühschluss, für Einzelhandel freier Wochen- 
nachmittag und 6-Uhr-Ladenschluss. 

Urlaub. Steigerung nach Berufsiahren. Verzicht auf Ur- 
laub oder geldiiche Ablösung darf nicht zuzelassen; werden. 
Konkurrenzklausel. WVölliges Verbot. Wo in besonderen 
Fällen nicht durchsetzbar, hohe Gehaltsgrenzen festlege 
($ 74 des H. G. B.). 

Mitbestimmungsrecht. Günstizere Bestimmunsen für die 
Mitwirkung der Betriebsräte über das Betriebsrätegesetz 
hinaus sind anzustreben. 

Personalakten. Einsichtnahme durch den Angestellten und 
die Angestelltenvertretung mit Zustimmung des Ange- 
stellten. 

Regelung des Lehrverhältnisses im Sinne der 
schliessung des Verbandstages zur Lehrlingsfrage. 
Tarifliche Schlichtungsinstanzen sind nach Möglichkeit zu 
vermeiden; wo sie notwendig sind, sollen sie dem gesetz- 
lichen Schlichtungsverfahren angepasst werden. 

Zeugnis bei Ausspruch der Kündigung. Keine Einbehaltung 
von Originalzeugnissen während der Beschäftigungszeit 
durch den Arbeitgeber. 

Festsetzung von Mindest-Kündigungsfristen. 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung; Aufnahme der Bestim. 
mung, dass die Vertragsparteien die Allgemeinverbindlich- 
keitserklärung gemeinsam beantragen werden, 
Empfehlenswert ist die Trennung der Gehaltsskala (Grup- 
pierung und Gehälter) vom Manteltarif, so dass Kündigung 
des einen Teils nicht die Kündigung des andern Teils nach 
sich zieht.“ 


Zur Lehrlingsfrage wurde eine Entschliessung an- 


nach folgenden 


Ent- 


genommen, die u. a. folgende Forderungen enthält: 


„it . 
3. 





Festlegung von Vorschriiten über Art und Umfang der 
beiderseitigen Leistungen. 

Arbeitszeit und Schulzeit dürfen zusammen nicht mehr als 
8 Stunden am Tage betragen. 

Die Schulzeit muss bis 6 Uhr abends beendet sein. Die 
Mittagspause darf durch den Schulunterricht nicht gekürzt 
werden. 

Für die zum Schulbesuch verwendete Zeit dürfen dem 
Lehrling keinerlei Abzüge gemacht werden. 


Ueberstunden dürfen weder gefordert noch geleistet 
werden. 
Den Lehrlingen ist jährlich im Sommer während der 


Fortbildungsschulferien ein bezahlter Urlaub von min- 
destens drei Wochen zu gewähren. 

Die Bezirkswirtschaftsräte haben das Recht, Bestimmun- 
gen zu treffen, die Missbrauch der Lehrlingshaltung 
(Lehrlingszüchterei) verhindern; insbesondere sollen sie 
den für die Ausbildung ungeeigneten Betrieben oder Ar- 
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tal die Befugnis zur Lehrlingshaltung entziehen 
Önnen. 

8. Die Bezirkswirtschaitsräte haben’ die Aufgabe, Richt- 
linien für Ziel und Wege der Ausbildung zu geben. Die 
Betriebs- oder Angestelltenräte haben die sachgemässe 
Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen und. wenn not- 
wendig, den Bezirkswirtschaftsrat anzurufen. 

9. Die Lehrstellenvermittlung soll durch öffentlich-rechtliche 
Arbeitsnachweise nach vorheriger Inanspruchnahme der 
Berufsberatungsstellen erfolgen. 

10. Eine Beschränküng der Vereinigungsireiheit der Lehrlinge 
ist nicht zulässig. 

il. Die Vereinbarung oder Festsetzung von Vertragsstrafen 

ist zu' verbieten, 

Bis zur gesetzlichen Verwirklichung dieser Forderungen ist 
für-eine entsprechende Regelung des Lehrlingswesens in den 
larifverträgen zu sorgen.“ 

Mit der Stellung der Arbeitnehmer im Wirtschaftsprozess 
belasste sich folgende Entschliesung zur Frage der kapita- 
iistischen oder sozialistischen Wirtschafts. 
ordnung: > 


„Die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft hat, ob- 
schon sie dem Ertrag der menschlichen Arbeitskraft gewaltig 
steigerte, nur krasser die Besitzlosigkeit .der Arbeitnehmer in 
Erscheinung treten lassen. Mit der Konzentration des Kapitals 
steigerte sich die Zahl der Besitzlosen. Der Arbeitsprozess 
wurde mechanisiert. Den Arbeitnehmern blieb, losgelöst von 
allen Produktionsmitteln, nur die Arbeitskraft als einziges Be- 
sıtztum. Die Arbeitskraft wurde zur Ware, Die daraus ent- 
standene Sorge um die Existenz raubt dem Besitzlosen die 
ie ee und verkümnmert ihm die Anteilnahme an 
der Kultur. 

Gegen diese Auswirkungen der kapitalistischen Wirtschafts- 
weise kämpfen die gewerkschaftlichen Organisationen mit Er- 
iolg. Sie können jedoch die Ausbeutung der menschlichen Ar- 
beitskrait -durch den kapitalistischen Eigentümer der Pro- 
duktionsmittel nur mildern, nicht aufheben. 

Der Masse der arbeitenden Volksgenossen steht eine kleine 
Zahl Kapitalgewaltiger als Eigentümer der ausschlaggebenden 
Produktionsmittel gegenüber. Diese Macht der Kapitalgewal- 
tigen kann nur durch eine Umwandlung der Profitwirtschaft 
in die sozialistische Bedarfswirtschaft beseitigt werden. 

Der erste Verbandstag des Zentralverbandes der Ange- 
steliten bekennt sich aus alledem zur sozialistischen Wirtschaits- 
ordnung, deren Verwirklichung abhängig ist von der wirtschaft- 
ülhen Entwicklung. 

In diesem Umwandlungsprozess fällt den Angestellten eine 
ihrer besonderen Stellung im Wirtschaitsleben entsprechende 
bedeutungsvolle Aufgabe zu. 

Für die Durchführung der sozialistischen Wirtschafisform 


- ist die Erziehung der arbeitenden Klassen zu sozial,stisch den- 


kenden und fühlenden Menschen notwendig. An «dieser Er- 
ziehungsarbeit mitzuwirken, ist eine wichtige Aufgabe der ge- 
werkschaitlichen Organisationen. 

Jeder Versuch, die Arbeitnehmer durch Gewinnbeteiligung, 
Kleinaktie u. dergl. über ihre Arbeitnehmerinteressen zu täu- 
schen und sie unter Vorspiegelung eines angeblichen Mitbe- 
sitzes von ihrem eigentlichen Ziele abzulenken, muss entschie- 
den zurückgewiesen werden.“ 


Die Frage Industrieverband oder Angestell- 


tengewerkschait? betraf folgende einstimmig angenom- 
menge Entschliessung: 


„Mehr noch als bei verschiedenen Arbeitergruppen ist bei 
den Angestellten die Berufszugehörigkeit massgebend für den 
gewerkschaftlichen Zusammenschluss. Die Hebung der sozialen 
Lage der Angestellten, ihre Stellung im Wirtschaftsleben und 
die Gestaltung ihres. Arbeitsrechtsverhältnisses erfordert die be- 
rulliche Zusammenfassung in Angestelltengewerkschaften. 

Die Angestellten fühlen sich vor allem als Angehörige ‚der 
Angestelltenschicht und nicht dauernd als Angehörige einer In- 
dustriegruppe oder eines Verwaltungszweiges, Jedes Hinüber- 
wechseln in einen anderen Wirtschaftszweig hätte bei Durch- 
führung der: Organisationsiorm des Industrieverbandes den 
Wechsel ‚der Gewerkschaftszugehörigkeit zur Folge. 

Durch Industrieverbände würden die Angestelltengewerk- 
schaften nutzlos zerrissen, ihre Mitglieder in! den einzelnen 
Industrieverbänden untergehen. Dadurch würde der geistige 
Zusammenhang zwischen den einzelnen. Beruisgruppen ‚der An- 
gestellten zerstört, aber auch der Kampf gegen die in der An- 
gestelltenbewegung noch bestehenden Harmonieverbände er- 
schwert und unwirksam gemacht. 

Sowohl für die dringend notwendige Aufklärungsarbeit als 
auch die Vertretung der wirtschaftlichen Forderungen der An- 
gestellten sind die Industrieverbände ungeeignet. Der Ver- 
bandstag lehnt deshalb die Bildung von Industrieverbänden als 
für die Angestellten schädlich und unzweckmässig ab. 
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Der Verbandstag anerkennt iedoch die unbedingte Not- 5 


wendigkeit eines solidarischen Zusammenwirkens aller freige- 
werkschaitlich organisierten Arbeiter ‘und Angesteilten. Die 
Grundlage dieser Zusammenarbeit bilden innerhalb des Betriebes 
‚die Betriebsräte und Vertrauenspersonen. der im Betriebe ver- 
tretenen Gewerkschaften. Zur Erzielung eines solidarischen 
Zusammenwirkens der Arbeiter und Angestellten innerhalb des 
Betriebes sind nach Bedarf die Betriebsräte und Vertrauens- 
personen, in gleicher Weise die der einzelnen Industrie-, Han- 
dels-, Gewerbe- oder Verwaltungszweige zw Ausschüssen zu- 
Sammenzufasser. 

Die Fachgruppen der einzelnen Arbeiter- und Angestellten- 
gewerkschaften sind nach einheitlichen Grundsätzen zu bilden, 
Nur in Fachgruppen gegliederte und durch diese mit den Ar- 
beitergewerkschaften verbundene . Angestelltengewerkschaften 
können mit Erfolg für den Gewerkschaitsgedanken in Ange- 
stelltenkreisen werben und die bestehenden Fachvereine und 
Harmonieverbände bekämpfen. 

Der Verbandstag beauftragt den Vorstand, beim A.D.G.B. 
und beim AfA-Bund auf eine Ausgestaltung der Organisations- 
iorm der freien Gewerkschaften in ‚diesem Sinne hinzuwirken.“ 

Zu den Arbeitsgemeinschaften wurde mit folgen- 
der Entschliessung Stellung genommen: 

„Der Verbandstag ist der Ansicht, dass die Frage der Ar- 
beitsgemeinschaften nicht vom grundsätzlichen, sondern vom 
Zweckmässigkeitsstandpunkt aus beurteilt werden muss. 

Die bisherige Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften hat be- 
wiesen, dass sie ihre Aufgabe, am Wiederaufbau des Wirt- 
Schaftslebens mitzuwirken, nicht erfüllen können, Sie waren 
insbesondere dazu berufen, die Ueberführung der Kriegs- in die 
Friesienswirtschaft im Interesse der Allgemeinheit zu ermög- 
lichen. Ferner haben die Unternehmer die Verpflichtungen des 
Abkommens vom 15. November 1918 nicht eingehalten. Sie 
begünstigen heute wiederum die wirtschaitsfriediichen Vereine, 
halten oit Tarifverträge nicht ein und erkennen Schiedssprüche 
der Schlichtungsausschüsse nicht an. Die gleichberechtigte 
Mitwirkung der Arbeiter- und Angestelltenräte in den Betrieben 
wind von den Unternehmern mit allen Mitteln bekämpit, selbst 
die geringen Rechte aus dem Betriebsrätegesetz suchen sie ein- 
zuschränken. Aus diesen Gründen beauftragt der Verbandstag 
den Verbandsvorstand, mit dem Allgemeinen freien Angestell- 
tenbund und dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bund erneut in Verbindung zu treten, um den gemeinsamen 
Austritt aus den Arbeitsgemeinschaften zu bewirken. 

Der Verbandstag fordert aber weiter, dass mit Beschleuni- 
gung die im $ 165 Abs. 2 und 3 der Reichsveriassung ver- 
sprochenen gesetzlichen Vertretungen der Arbeiter und Ange- 
stellten in Arbeiter- und Wirtschaftsräten geschaffen werden 
und ersucht den Verbandsvorstand, bei allen zuständigen Kör- 
perschaften auf Erledigung dieser Gesetzesarbeiten zu drängen.“ 

Die bisherigen Vorstandsmitglieder wurden. einstimmig 
wiedergewählt. ’ $ RA 

Der Verbandstag soll zukünftig alle zw.ei Jahre stattfinden, 
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Eine „Berichtigung“. Vom Gesamtverband Deut- 
scher Angestellten-Gewerkschaften erhalten 
wir unter Berufung auf $ 11 des Pressgesetzes nachiolgende 

Berichtigung: 

„Die in Nr. 17 S. 143 Ihrer „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
unter dem Stichwort „Niedriger hängen!“ aufgestellte Be- 
hauptung, ich habe in einer öffentlichen Bautechnikerversamm- 
lung in Berlin Ihrem Kollegen Seitz „über die Stellungnahme 
des AfA-Bundes zu der oberschlesischen Abstimmung Aus- 


führungen in den Mund gelegt, die dieser nie und nimmer ge- . 


macht hat und gemacht haben kann“, ist unwahr. 

Wahr ist, dass ich in jener Versammlung an Hand steno- 
graphischer Aufzeichnungen über eine Besprechung, die am 
5. Dezember 1920 in Breslau mit den in Oberschlesien tätigen 
Vertretern aller Spitzenverbände stattfand, sinngemäss imit- 
geteilt habe, Herr Seitz habe in Breslau selbst erklärt: „Die 
AfA lässt sich nicht vor den Wagen einer Nation spannen, sie 
ist international“ und er habe auch.den Worten seines Kollegen 
Seidel vom Zentralverband der Angestellten zugestimmt, der 
sagte: „Seitz hat sagen wollen, wir treiben nicht Nationalismus, 
Wir stimmen für Deutschland, weil es uns hier bessergeht, 
Würde es uns in Polen besser gehen, so würden wir für Polen 
stimmen.“ 3 


Gesamtverband deutscher Angestellten-Gewerkschaften 
Der Geschäftsführer: gez. Kosilowski. 


‚„ Auch diese Berichtigung ändert nichts an unseren Aus- 
führungen auf Seite 143. Kollege. Seitz versichert uns noch 
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einmal, dass er die Worte bezüglich der AfA, „sie ist inter- 
national“, die Herr Koslowski ihm in den Mund legt, nicht 
gebraucht habe. Auch von den Zeugen. wird diese Erklärung 
des Kollegen Seitz bestätigt. Ebenso ist die Behauptung 
Koslowskis unzutreifend, dass Seitz den . Ausführungen des 
Herrn Seidel vom Z. d. A. zugestimmt habe, Nicht unerwähnt 
sei, dass auch Seidel in seinen Breslauer Ausführungen be- 
sonders betont hat, es bleibe für die Arbeitnehmerschaft Ober- 
schiesiens im eigenen Interesse nichts anderes übrig, als deutsch 
zu wählen,. da zweifellos Deutschland Gross-Polen in. sozialer 
Hinsicht überlegen sei. Damit fällt die Berichtigung des Herrn 
Koslowski vollständig in sich zusammen, 

Aber eines sei noch festgenagelt: Sämtliche Teilnehmer 
an der Besprechung in Breslau, auf der obige Ausführungen 
gemacht sein sollen, haben sich verpflichtet, aus den Verhand- 
lungen nichts der Oeffentlichkeit zu übergeben. Dem Herrn 
Koslowski war es vorbehalten, dieses Versprechen zu 
brechen. Das Urteil über eine solche Handlungsweise über- 
lassen wir den Angestellten. 


Irrelührende Stellenangebote, Auf dem Arbeitsmarkt haben 
sich in letzter Zeit Missstände herausgebildet, die wegen ihrer 
unlauteren und die Arbeitslosen schwer schädigenden Tendenz 
nicht scharf genug bekämpft werden können. 

Zahlreiche Firmen, namentlich aus dem . Versicherungs- 
und Akquisitionswesen, die wegen der Art ihres Geschäfts- 
betriebes kein festangestelltes Personal erhalten können und 
wollen, erlassen im Stellenmarkt der gelesensten Tageszeitun- 
gen absichtlich unklar gefasste Personalgesuche, um aus dem 
Heer der sich Meldenden die Gutgläubigen herauszusuchen, die 
auf ihre Praktiken hereinfallen. Die ungeheure Arbeitslosigkeit 
führt ihnen immer neue Bewerber zu. Ein Leser. der für seine 
Angaben die volle Verantwortung übernimmt, teilt uns folgende 
Erlebnisse zwecks öffentlicher Warnung für andere mit: 

Am Sonntag, dem 22. und Dienstag, dem 24. Mai stand im 
„Berliner Lokal-Anzeiger“ sowie in der „B. Z. am Mittag“ fol- 
gende Anzeige: 

Sichere Existenz 


mit sehr gutem Einkommen und angenehmer Tätigkeit wird gebildetem Herrn 
im Aussendienst eines bekannten Verkehrsunternehmens geboten. 
Persönliche Vorstellung am Mittwoch, dem 25. Mai, 10-1 Uhr, Deriflinger- 
strasse 5, parterre, 


Der Umstand, dass hier der Name des „bekannten Ver- 
kehrsunternehmens“ nicht angegeben war, machte mich zwar 
stutzig, trotzdem ging ich hin und mit mir viele hundert andere, 
darunter zahlreiche Ingenieure, Chemiker, Offiziere usw., die 
alle im guten Glauben waren, dass tatsächlich ein .„‚Verkehrs- 
unternehmen“ hinter dem Gesuch stehe. Um so grösser war 
die Enttäuschung, als an Ort und Stelle bekanntgemacht 
wurde, dass die „angenehme Tätigkeit“ im Hereinholen von 
Versicherungsaufträgen bestehe und dass das erwähnte „Ver- 
kehrsunternehmen“ die „„Berliner Lloyd-Versicherungsaktien- 
gesellschaft" seil Die Entrüstung der getäuschten Arbeitslosen 
war gross. Mit Hilfe der Polizei liess man die Namen der 
beiden verantwortlichen Herren feststellen, und da ergab sich, 
dass einer derselben, ein Herr Hans Ohlen, in Berlin überhaupt 
nicht gemeldet ist! Die Inserenten wurden diesmal gezwungen, 
den getäuschten Bewerbern das Fahrgeld zu ersetzen; einige 
von diesen wollen Privatklage erheben auf Ersatz der ver- 
lorenen Zeit. 


Eine andere .Atzeige, die fast täglich im „Berliner Lokal- 
Anzeiger“ zu lesen ist, lautet: 


3000 Mark monatlich 
sowie hohe Umsatzprovision und Fahrgeldvergütung erhalten redegewandte 
Herren für Reisetätigkeit auf dem Lande. - Union, Schmidstrasse 3. 


Aus der Fassung der Anzeige ist klar zu schliessen, dass 
für die oifene Stelle ein Fixum von 3000 M. ausgesetzt ist, 
ausserdem noch Umsatzprovision und Fahrgeldvergütung. 

Hat nun aber ein Arbeitsloser 2-5 M. Fahrgekd verfahren 
und spricht bei der Firma vor, so erklärt ihm dieselbe: ‚Ja, 
3000 M. monatlich können Sie verdienen, wenn Sie min- 
destens 200 Aufträge hereinholen, für die übrigen bekommen 
Sie Umsatzprovision; Fahrgeldvergütung erhalten Sie aller- 
dings erst nach Abschluss von 5 Aufträgen“. Auch hier eine 
bewusste Täuschung: kein Fixum, sondern reine Provisions- 
stellung! Keine absolute, sondern bedingte Fahrgeldvergütung! 
Dabei fällt "noch besonders ins Gewicht, dass bei dem Ge- 
schäitszweig ‘dieser Firma — Besuch von Landkundschaft zur 
Gewinnung von Aufträgen auf Porträtvergrösserungen — eın 
Abschluss von 200 Aufträgen im Monat unmöglich ist, weil die 
Landbevölkerung durch die schon seit Jahren betriebene 
schwindelhafte Ausnutzung auf diesem ‘Gebiete so.. erbittert 
gegen derartige ‚Agenten ist, dass sie. solche Besucher in vielen 
Fällen mit Hunden vom Hofe jagt. 

Aehnliche gewissenlose Praktiken betreiben die „Aumoa" 
und „Atlantic“, von denen ebenfalls täglich vielversprechende 
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Anzeigen zu lesen sind. Ein auf die „Aumoa“ hereingefallener 
Herr musste sogar unterwegs sein Eigentum verpfänden, um 
nach Berlin zurückfahren zu können. Die famose Firma sandte 
ihm nämlich, auch auf seine dringenden Vorstellungen hin, kein 
Fahrgeld, da es ihm trotz vieler Bemühungen nicht möglich 
war — aus den oben angeführten Gründen — auch nur einen 
Auftrag zu erhalten. 

Das sind nur einige besonders krasse Fälle aus dem Arbeits- 
markt der Tageszeitungen. Wir erwarten, dass das zur Beratung 
stehende Arbeitsnachweisgesetz eine Ausgestaltung erfährt, die 
die in den offenen und verschleierten Schwindelanzeigen im 
Stellenmarkt der Zeitungen liegende Gefahr der Ausbeutung 
der schwer in Not befindlichen Arbeitslosen beseitigt. Die Ar- 
beitslosen selbst aber können wir bis zur gesetzlichen Abhilfe 
in ihrem eigenen Interesse nır warnen, sich auf Anzeigen 
zu melden, die einen „leichten, mühelosen Verdienst“ Ver- 
spreche. Den leichten, mühelosen Verdienst haben nur die 
Inseratauigeber, die in ihrem sicheren Winkel sitzen und nur 
von hereingeholten Aufträgen ihren Agenten einen Hungerlohn 
bewilligen, ihnen aber daneben noch das ganze Risiko auf- 
bürden. 


Wirtschaftsfragen 


Der Reichskanzier über die Deckung . der Wiedergut- 
machungsverpflichtungen. In einer Sitzung des Reparations- 
ausschusses des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates am 22. Juni 
gab der Reichskanzler Dr. Wirth einen Ueberblick über- die 
von der Reichsregierung geplanten Maßnahmen zur Deckung 
der durch die Annalıme des Londoner Ultimatums übernomme- 
nen Verpflichtungen. . Als schwierigste Aufgabe der Reichs- 
finanzverwaltung bezeichnete er die Lösung der Frage, wie 
neben einer gewaltigen Belastung des Verbrauchs, etwa durch 
einen Ausbau der Umsatzsteuer, auch der Besitz in hohem 
Maße zu den Lasten herangezogen werden könne. Hierfür 
komme entweder eine Umarbeitung des Reichsnotopfergesetzes 
oder ein Ausbau der Reichsvermögenssteuer in Fraxe. Der 
Reichskanzler führte dann im einzelnen die Steuergesetze an, 
die bereits in Arbeit und bis zu einem gewissen Abschiuß ge- 
langt sind. .Als solche nannte er de Zuckersteuer, die 
Einführung. des Süßstoffmonopols, die Aenderun® des 
Branntweinmonopols, die neue Körperschafts- 
steuer, die Rennwettsteuer, Leuchtmittel- 
steuer, Zündwarenstener, Tabaksteuer, 
Biersteuer und Mineralwassersteuer. (Gepiant 
sind - ferner eine Kapitalverkehrssteuer, Ver- 
sicherungssteuer, Erhöhung der Umsatz- 
steuer und Krafitfahrzeugsteuer Ferner ist vorge- 
sehen eine Erhöhung der Zölle, insbesondere -aui 
Kaffee, Tee, Kakao und Fertigerzeugnisse. Geprüft wird noch 
die Frage einer Erhöhung der Kohlensteuer. Eine 
umfassende Darstellung .der Pläne der Reichsregierung mit 
näheren Angaben über den von den einzelnen Sieuern erwartc- 


I .@ hi 


ten und insgesamt in Rechnung gestellten Ertrag wurde det 
Reparationsausschuß in Rechnung gestellt. 
Entsozialisierung. Die Wirtschaftskrise hat die Macht- 


position der Grossunternehmer gestärkt, und die Regierungen 
fügen sich wälig ihren Wünschen. Das neue Schlagwort ist die 
Ueberführung von Staatsbetrieben in die 
HändevonPrivatunternehmern. So sind die hollän- 
dischen kolonialen Oelielder jetzt an Privatindustrielle ver- 
pachtet worden. Es wird von einer Propaganda berichtet, um 
die schweizerischen Staatseisenbahnen an Privatunternehmen zu 
verpachten. „Economist‘“ bemerkt hierzu, dass diese Tatsache 
selbst schon beweist, dass die schweizerische Öffentliche Mei- 
nung von der Unrichtigkeit der Verstaatlichung der Eisenbahnen 
durchdrungen ist. Dieses sonst so ernste Blatt dürfte wohl 
wissen, auf welchen Wegen und mit welchen Mitteln’ Propa- 
ganda gemacht und die Öffentliche Meinung bearbeitet wird. 


Wohnungsaustausch von Ort zu Ort. Die dauernde :Ver- 
schlechterung des Wohnungsmarktes hat es mit sich gebracht, 
dass jeder, der gezwungen ist, von einem Ort nach einem an- 
deren überzusiedeln, sich an dem Orte, an dem er sich nieder- 
lassen will, eine Wohnung nicht anders als auf dem Wege des 
Tausches verschafien kann. Nach den gemachten Erfahrungen 
erscheint es zweckmässig, diesen Wohnungstausch, um un- 
lauteren’ Machenschaften vorzubeugen, an einer Stelle zu orga- 
nisieren, die das öffentliche Vertrauen besitzt. Zu (diesem, Be- 
hufe hat sich die Vereinigung deutscher Woh- 
nungsämter, Geschäftsstelle Berlin W580, 
Augsburger Strasse 61, die die Mehrzahl der in den 
deutschen Städten bestehenden Wohnungsämter umschliesst, 
unter Förderung durch den Deutschen Städte- 
tag, entschlossen, einen -WohnungstauschrAnzei- 
ger herauszugeben. Wer seine Wohnung gegen eine solche 
an einem anderen Orte zu tauschen wünscht,. wird sich an das 
Wohnungsamt bzw. die Gemeindebehörde des Wohnortes zu 
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wenden haben, wo ihm .gegen eine mässige Gebühr die. Mög- 
lichkeit gegeben wird, sich mit Tauschlustigen in Verbindung 
zu setzen, 


Zentralverband deutscher Konsumvereine. Der Jahres- 
bericht des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine, der 
auf dem achtzehnten ordentlichen Genossenschaftstag zu Baden- 
Baden zur Beratung steht, liegt nunmehr vor. Er beleuchtet 
eingehend die wirtschaftliche und soziale Bedeutung des Ge- 
nossenschaftswesens im allgemeinen, wie im besonderen der 
im Zentralverband zusammengeschlossenen Konsumvereine. Ihr 
wachsender wirtschaftspolitischer Einfluss erhellt schon aus der 
Tatsache, dass heute die Genossenschaften in den wirtschaft- 
lichen Selbstverwaltungskörpern, besonders in den Aussen- 
handelsstellen und in dem Reichswirtschaftsrat, als Vertreter der 
Verbraucher anerkannt sind und Delegierte gestellt haben. Auf 
Grund der Statistiken, deren Gesamtübersicht nur bis zum 
Jahre 1918 reicht, wo die Mitgliederzahl der eingetra- 
genen Konsumgenossenschaften schon 2 853 129 betrug, wird die 
Zahl der am 1. Januar den deutschen Konsumgenossenschaften 
angeschlossenen Familien auf über 4 Millionen geschätzt. Das 
ist eine achtunggebietende Macht, über die heute die organi- 
sierte Verbraucherschaft verfügt, eine Macht, die die einzelnen 
Händlergruppen weit überragt und daher schon deshalb das 
Recht für sich in Anspruch nehmen muss, im Namen der Ver- 
braucher aufzutreten. 

Die Zahl der dem Zentralverband angeschlos- 
senenÖOrganisationen hat sich in den achtzehn Jahren 
seines Bestehens von 685 auf 1320 gesteigert. Die Zahl der 
diesen Vereinen angeschlossenen Mitglieder ist von 575 449 auf 
2724704 gewachsen. Der Gesamtumsatz dieser Organisationen 
betrug im Jahre 1903 176 Millionen und ist bis zum Jahre 1920 
auf 4233 Millionen Mark angewachsen. Der Wert der in ei ge- 
ner Produktion hergestellten Waren erfuhr eine Steige- 
rung von 15 Millionen Mark auf 560 Millionen Mark. Das eigene 
Kapital vermehrte sich von 18 Millionen auf 191 Millionen Mark, 
das fremde Kapital von 22 Millionen auf 599 Millionen Mark. 

Das sind Zahlen, die Zeugnis von einer gesunden Entwick- 
lung ablegen. 


Der Reichsbund Deutscher Technik hielt vom 4. bis T. Juni 
eine Tagung in Essen ab, die sich in der Hauptsache mit dem 
Thema „Technik und Wirtschaft“ befasste. Im Mittelpunkt der 
Verhandlungen stand das Reparationsproblem. Wie bei anderen 
Gelegenheiten, so wurde auch diesmal eine: Reihe Ent- 
schliessungen angenommen, in denen der Reichsbund zum ‚Aus- 
druck bringt, dass dem Techniker in technisch-wirtschaftlichen 
Dingen ein entscheidender Einfluss einzuräumen ist. — ohne dass 
freilich bei all diesen Erklärungen, und mögen sie durch Fin- 
gaben und vereinzelte Techniker-Parlamentarier noch so gut 
begründet werden — mehr herauskommen wird als einige 
wohlklingende Erwiderungen der Vertreter der Behörden, Re- 
gierungsstellen usw., an die das Reichsbund-Raisonnement ge- 
richtet ist. Dass dieses so ist, bedeutet kein Wunder. Wir 
wissen ohnehin, dass all die Forderungen, die dem Techniker 
eine grössere Geltung in der Oeifentlichkeit verschaffen sollen, 
letzten Endes nur auf gewerkschaftlichem Wege ver- 
wirklicht werden können, weil auch sie Machtfragen sind, 
die nır der Kampf entscheidet. Eine Gewerkschaft aber will 
und kann auch der Reichsbuud bei seiner Zusammensetzung 
nicht sein, 

Wir begnügen uns somit, darauf hinzuweisen, dass die Ent- 
schliessungen und Beschlüsse der Reichsbundtagung in Nr. 24 
der Zeitschrift des Reichsbundes veröffentlicht sind, wollen in- 
dessen die Leitsätze wiedergeben, die dem Referat des 
Stadtbaurats Dr. Beuster über das Reparationspro- 
blem zugrunde lagen. Sie lauten: 

1. Die Lösung des Problems, die ungeheuerlichen Forderungen des 
Londoner Ultimatums soweit als menschenmöglich zu erfüllen, ohne die 
deutsche Wirtschaft durch Ausraubung zu zerstören, muss vor allem in der 
Steigerung der Produktivität der-'deutschen Wirtschaft, der privaten wie der 
öffentlichen, gefunden werden. 

2. Die een und Oekenomisierung der industriellen und landwirt- 
schaftlichen Produktion muss durch Erhöhung der Arbeitsleistung, Vervoll- 
kommnung der Technik und Verbesserung der Organisation erreicht werden. 

3. Aber auch die öffentliche Wirtschaft und Verwaltung bedarf einer 
durchgreifenden Reorganisation in der Richtung der Vereinfachung der Gesetz- 
gebung und der Verkleinerung des viel zu grossen Verwaltungsapparates und 


der Umstellung der ö!fentlichen Betriebe, wie Eisenbahn, Post und dgl. auf 
produktive Betriebsformen. 

4. Die Geldzahlungen an die Entente sind im allgemeinen aus der Steige- 
rung des Ueberschusses der Ausfuhr über die Einfuhr zu bestreiten. Durch 
die Aussenhandelskontrolle muss erreicht werden, dass der Preisdruck unsrer 
Waren auf den Weltmarkt vermieden wird und uns der volle Weltmarktpreis 
zugute kommt, 
5. Neben den Geldzahlungen muss der Zahlungsweise in Material und 
Arbeit besondere Aufmerksamkeit zugewandt und dazu der Weg zur 


französisch-deutschen Zusammenarheit gefunden werden 


Als Besonderheit der Tagung muss noch berichtet werden, 
dass Stadtbaurat Beuster nach verschiedenen Pressenotizen 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 








Nr. 26 


sich bemüssigt fühlte, in seinem Referat gegen den Acht- 
Stundentag zu polemisieren.‘ Das deutsche Volk, so meinte 
er, solle sich „im Kampf um sein wirtschaftliches und politisches 
Dasein von einer schematischen Anwendung des Achstunden- 
tages freimachen“. Verschiedene schwerindustrielle Blätter 
drucken diese Aeusserung in Sperrdruck, also mit offensicht- 
lichem Behagen, ab. Die „Münchener Neuesten Nachrichten“ 
vom 8.6. sorgen für die tendenziöse Verbreitung dieser Erklärung 
des Referenten, indem sie eine besondere Notiz mit der Ueber- 
schrift „Der Achtstundentag“ daraus machen. — Wir wollen 
hoiien, dass der Reichsbund Deutscher Technik nicht in die Fuss- 
tapfen seines Referenten tritt, denn die Frage des Achtstunden- 
tages ist in”erster Linie eine sozialpolitische, und zwar eine 
solche von der allergrössten Bedeutung, die gerade jetzt von 
dem Arbeitslosenproblem nicht getrennt werden darf. Wenn der 
Reichsbund nicht die Geschäfte des Unternehmertums betreiben 
will, so lasse er lieber die Finger von Dingen, die er selbst 
bisher als nicht in seiner Interessensphäre liegend bezeichnete. 


Sozialpolitik 


Erhöhung der Zuschläge zu den Renten aus dem Reichs- 
versorgungsgesetz. Laut Verordnung des Reichsarbeitsministe- 
riums vom.31, Mai d. J sind die Teuerungszuschläge zu den den 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen nach dem Reichs- 
versorgungsgesetz zustehenden Renten von 25 Prozent auf 35 
Prozent erhöht worden. Diese Erhöhung der Tenerungszulage 
wird auch für das Hausgeld gewährt. Gleichzeitig ist eine Er- 
höhung der Einkommensgrenze vorgenommen worden, von der 
ab das Ruhen der Rente emsetzt. Nach $ 63 des R-ichsversor- 
gungsgesetzes vom 12. 5. 1920 ruht das Recht der Beschäd sten 
auf Versorgungsgebührnisse in jeweils bestimmter Höhe des 
vollen Beirages, wenn nach Ausscheidung der Versorgungsgebühr- 
nisse ein reichseinkommensteuerpflichtires Jahreseinkommen 
von mehr als 5000 Mark besteht. Rückwirkend vom 1. Januar 
1921 ab ist diese Grenze von 5000 Mark auf 7000 Mark erhöht 
worden, Ebenso ist das nach $ 45 des Versorgungsgesetzas als 
Voranssetzung für die Gewährung der Eiternrente auf weuger 
als 1500 Mark bemessene Jahreseinkommen der Eitern auf 3000 
Mark steuerpflichtiges Jahreseinkommen erhöht worden. Durch 
die Novelle zum Einkommenstenergesetz ist der Begriff „Steuer- 
pllichtiges Einkommen“ in Wegfall gekommen und die Berech- 
nung des steuerpflichtigen Einkommens im Sinne der $$ 45, 63 
und 64 des Reichsversorgungsgesetzes geschieht in der Weise, 
daß vor dem steuerbaren Einkommen für jede Person 1200 
Mark in Abzug gebracht werden. Das Ruhen der Rente be- 
ginnt also ab I. Januar 1921, und zwar bei einem steuerbaren 
Einkommen von mehr als 8200 Mark, wenn es Sich um einen 
ledigen Kriegsbeschädigten oder eine alleinstehende 
Kriegerwitwe handelt. Für jede weitere zum Haushalt der 
Steuerpflichtigen zählende Person werden weitere 1800 
Mark hinzugerechnet, so daß z.B. die Kürzung der Rente bei 
einer Kriegerwitwe mit zwei Kindern bei einem steuerbaren Ein- 
kommen von mehr als 10600 Mark beginnt. Für das Steuer- 
rechnungsjahr 1921. beträgt der als steuerfrei hinzuzurechnende 
Betrag für jedes minderjährige Kind nicht mehr 1200 Mark. son- 
dern 1800 Mark. Das Ruhen der Rente beginnt dann auch erst 
bei einem entsprechend erhöhten Einkommen. Elternrente 
steht nunmehr dann zu, wenn ein Elternteil ein steuerbares Ein- 
kommen von weniger als 4200 Mark oder beide Elternteile ein 
solches von weniger als 5400 Mark haben Anzuführen ist noch, 
daß die Höhe der Teuerungszulage nur zu den Renten gewährt 
wird, die nach dem Reichsversorgungsgesetz, nicht etwa nach 
früheren Gesetzen gezahlt werden. 


Ein Unternehmervertreter gegen Soziallöhne, Der Umstand, 
daß in zahlreichen Tarifverträgen — nicht nur der Angestellten, 
sondern auch der Arbeiter — gewisse Lohnzuschläge nach dem 
Familienstande vereinbart sind, ist bekanntlich in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß die Arbeitgeber — vielfach zegen 
den Widerstand der Arbeitnelimer — auf die Einführung derar- 
tiger Familienzulagen drangen. Nicht :zuletzt diese durch die 
Haltung der Arbeitgeber begünstigte Ausbreitung der Entloh- 
nung nach dem Familienstand war es, die den zweiten ordent- 
lichen Bundestag unseres Bundes veramaßte, sich mit dem 
Problem zu beschäitigen und zu fordern. daß die Familienzu- 
schläge unabhängig vom einzelnen Arbeitsverhältnis aus zen- 
tralen Ausgleichskassen gezahlt werden müßten. In der „Deut- 
schen Bergwerks-Zeitung“ vom 21. Juni d. ]. beschäftirt sich 
nun ein Dr. Knut-Dillenburg mit dem Thema „Sozialiöhre und 
Wiederaufbau“, Sein Artikel ist deshalb von allgemeinerem In- 
teresse, weil er sich — und zwar, ohne daß die Redaktion der 
„Deutschen Bergwerks-Zeitung“ an seine Ausführungen irgend- 


welchen Vorbehalt oder Widerspruch knüpfte — mit aller 
Schärfe gegen die Soziallöhne wendet. 
„Im Laufe der Zeit,“ schreibt er, „hat... .. dieses Prin- 


zip (der Entlohnung nach dem Familienstand), das, wie jedes 
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nicht die einzige üble Folge der Soziallöhne, 
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„andere auch,.aus den Zeitverhältnissen heraus beurteilt wer- 


e oe zu einer vollkommenen Verkehrung der Verhältnisse 
gelünrt. 

Indem es nämlich in allen inzwischen abreschlossenen 
und heute in Geltung befindlichen Tarifverträgen Berücksich- 
tigung fand, erzog es systematisch einen sehr großen Prozent- 
satz der Bevölkerung zu einer gedanklichen und praktischen 
Abstrahierung von der Leistunz und zur Eingewöhnung in 
ein ganz neues System der Sozialversicherung in Theorie und 
Praxis, das uns verderblich zu werden droht, oder schon ver- 
derblich geworden ist. 

Es ist selbstverständlich, daß betriebswirtschaftlich eine 
so starke Berücksichtigung sozialer Verhältnisse bei der 
Lohnzumessung zu einer ebenso starken Verminderung der 
Leistungen führen muß. Dies kann auch durch kein noch so 
klüglich eingebautes Akkordsystem ausgeglichen werden. 

In der Tat ist denn auch seit der Einführung jener Lohn- 
maßstäbe ein Rückgang der betriebstechnischen und volks- 
wirtschaftlichen Produktion zu verzeichnen , der vollkommen 
ohnegleichen dasteht und uns bereits an den Rand des Ver- 
derbens gebracht hat. Der Rückgang der Leistung pro Kopf 
und Schicht ist eine so greifbare und jedem Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter täglich in die Augen springende Tatsache, 
daß sie hier nicht näher erörtert zu werden braucht. Sie ist 
auch psychologisch verständlich, wenn man berücksichtist, 
daß in einer Anzahl von Fällen durchaus tüchtige und intelli- 
gente Arbeiter neben solchen Kollegen stehen. die nur ebenso 
viei oder sogar wehiger leisten und doch sich pekuniär besser 
stehen, nur weil sie ohne Sorgen geheiratet und ohne Skru- 
peln Kinder in die Welt gesetzt haben.“ 

Aber der Rückgang der Leistungen ist nach Dr. Knut 
„Bevölkerungs- 
politisch,“ schreibt er, „ist dieses Prinzip sozialer Entlohnung 
nichts anderes als eine Prämie auf den frühen Eheschluß. eine 
Belobigung für besondere Leistung in der Erzeusunz von Kin- 
dern: Wirkunsen, die vielleicht mit einer völlig auf der Höhe 
stehenden Volkswirtschaft verträglich sind, in der heutigen 
Lage Deutschlands aber einen vollständigen Nonsens bedeuten.“ 
Und als dritte verderbliche Wirkung schreibt er den Sozial- 
löhnen die zu, daß sie „das Heer der Frauen und Kinder, das 
Heer der Unproduktiven“ vermehren. 

„Für diese erhalten die. Familienväter einen zusätziichen 
Lohn, der ihnen gezahlt wird, ohne daß von ihnen dafür eine 
entsprechende Menge Waren erzeugt wird. Es entsteht also 
eine zusätzliche Kaufkraft, die eine rein inflationistische Wir- 
kung ausübt, in der Weise, daß die Preise für das fest- 
stehende Maß der erzeugten Waren eine künstliche Aufbau- 
schung erfahren.“ 


Angesichts dieser schlimmen Wirkungen, die er den Sozial- 


ı Jöhnen zuschreibt, kommt Dr. Knut, wie nicht anders zu erwar- 
ı ten, zu dem Ergebnis, daß es im Interesse der gesamten Volks- 





' zip ausschließlicher Entlohmung nach den Leistungen.“ 


wirtschaft, wie im Interesse jedes einzelnen notwendig sei, „mit 
dem vollständig verfehlten System sozialer Entlohnung endrül- 
tig zu brechen und überzulenken zu dem allein mörlichen Priu- 
Nur der 
Leistungslohn könne uns wieder anstacheln zu jener restlosen 
und vollkommenen Einsetzung aller Kräfte, die notwendig sei, 
um uns wieder auf die Beine zu bringen; nur der Leistungs- 
lohn könne uns anhalten zu jener weisen Beschränkung in der 
Bevölkerungsvermehrung, die uns heüte bitter nottut. und nur 
der Leistungsiohn könne ‚beitragen zu jener Verminderung und 
Ueberwindung der Inflation, die der Soziallohn nur täglich ver- 
schlimmere. 

Es ist in diesen Ausführungen sicher mancher beachtens- 


werte Gedanke enthalten, und man vermißt in ihnen nur eins, 


| eine Auskunft darüber nämlich, wie hoch Herr Dr. 
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Knut den 
ven ihm so über den. grünen Klee gelobten Leistungsiohn be- 
messen will. Will er ihn so hoch bemessen, daß er ausreicht 
nicht nur zur Erhaltunz der eigenen Arbeitskraft des Arbeitneh- 
mers, sondern auch zum Unterhalt einer Familie, dann sind wir 
gern damit einverstanden, daß die Familienzuschläge sofort ver- 
schwinden. Wir befürchten aber, daß Herr Dr. Knut lediglich 
die Familienzuschläge in Wesefall kommen lassen will. ohne den 
Grundlohn entsprechend /zu erhöhen, und daß insofern sein 
Artikel nichts anderes darstellt als eine Propaaanda für 
einen verkapptenLohnabbau, der just bei den von 
den Wirkungen der Galdentwertung am schlimmsten betrofie- 
nen Familienvätern beginnen soll. Insofern erscheint uns der 
Artikel recht geeignet, manchen Gegner der Soziallöhne im 
Lager der Arbeitnehmer zum Nachdenken anzuregen. 


Die Versorgungskasse der Deutschen Werke. Die Aktien- 
gesellschaft Deutsche Werke, deren Besitzerin das 


"Deutsche Reich ist, hat für die bei ihr beschäftigten Angestell- 
‚ten. und Arbeiter eine Versorgungskasse errichtet. 


Diese Kasse 
hat ihre Tätigkeit mit dem 1. Mai 1921 entsprechend einem 
Satzungsentwurf ausgenommen, der im März 1921 gedruckt 
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worden war. Nach dieser Satzung werden zunächst den- 
jenigen Arbeitern und Angestellten, die vor dem 1. Mai 1920 
im Betriebe tätig waren, gewisse Rechte gewährleistet. Im 
übrigen heisst es, dass neu auigenommen werden können „männ- 
liche und weibliche Personen, welche bei ihrem Eintritt das 
50, Lebensjahr noch nicht vollendet haben“. Nach $ 3 sind von 
der Pilichtmitgiiedschaft ausgeschlossen: 

a) diejenigen Arbeitnehmer, deren Beschäftigung ihrer Natur nach eine 
vorübergehende oder durch den Arbeitsvertrag im voraus auf einen 
Zeitraum von eg als vier Wochen beschränkt ist; 

b) Angestellte, welche nach den Bestimmungen des Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte versicherungspflichtig sind oder von der Versicherungs- 

flicht befreit sind oder versicherungspflichtig sein würden. wenn nicht ihr 
a eiteserdienst oder Lebensalter die im Gesetz festgelegten Höchstgrenzen 
überstiege; 

ec) Lehrlinge bis zur Beendigung der Lehrzeit und Jugendliche bis 
zum vollendeten 16 Lebensjahr; . 

d) solche nach Gründung der Kasse in die Dienste der Deutschen Werke 
Aktiengesellschaft eingetretenen Beitrittsverpflichteten, die wissentlich mit 
einer die Erwerbsfähigkeit oder die Lebensdauer nachteilig beeinflussenden 
Krankheit oder mit einem Schaden behaftet sind, der ein baldiges Ab- 
leben oder Invalidewerden befürchten lässt; insbesondere alle diejenigen Per- 
sonen, welche bei Dienstantritt be-eits eine Rente wegen verminderter Erwerbs- 
fäh:gkeit oder körperlicher Beschädigung beziehen, sofern der Zentralvorstaud 
solchen Personen den Beitritt nicht ausdrücklich gestattet. 


Danach sollen also Angestellte, die dem Versicherungs- 
gesetz für Angestellte unterworien sind, nicht versicherungs- 
ae sein. — Ueber die Gewährung von Renten heisst es 
in$ 9: 

1. Ein Anspruch auf Invaliden- und Altersrente wird erworben, 
wenn eine anrechnungsfähige Gesamtdienstzeit von mindestens 10 Jahren 
zurückgelegt ist. 

2. Die Höhe der Rente wird berechnet nach dem Durchschnitt sämt- 
licher Jahresarbeitsverdienste, von denen das Mitglied während seiner Zu- 
gehörigkeit zur Kasse seine Beiträge entrichtet hat. Der Berechnung werden 
nur volle Dienstjahre zugrunde gelegt. 

3. Die Rente beginnt nach 10 jahren mit 10 Prozent des durchschnitt- 
lichen Arbeitsverdienstes nach Absatz 2 und steigt nach jedem weiteren 
vollen Dienstjahre um 0,5 Prozent dieses Arbeitsverdienstes bis zum Höchst- 
satze von 25 Prozent nach 40 Dienstjahren. 

4. Hat der Bezugsberechtigte eigene oder an Kindes Statt angenommene 
Kinder unter 15 Jahren zu unterhalten, so erhält er, oder bei unchelichen 
Kindern die Mutter, für jedes Kind unter 15£Jahren einen Kinderzuschlag von 
2,5 Prozent des für die Rentenberechnung massgebenden Durchschnittarbeits- 
verdienstes. Der Höchstsatz von 25 Prozent des Arbeitsverdienstes nach 
Absatz 2 darf auch in diesem Falle nicht überschritten werden; andernfalls 
werden die Kinderzuschläge entsprechend gekürzt. 


Im übrigen werden die Witwenrenten nach der Höhe 
jener Rente berechnet, die dem Mitglied zur Zeit seines Todes 
zustand oder im Falte der Versetzung in den Ruhestand am 
Todestage zugestanden hätte, Sie betragen 50 Prozent dieser 
Rente zuzüglich der Kinderzuschläge nach $ 9 Abs. 4. — Die 
Waisenrente beträgt für jede vaterlose Waise unter 
15 Jahren 1,25 Prozent des durchschnittlichen Arbeitsverdienstes 
nach $ 9 Abs. 2. Für Vollwaisen erhöht sich die Waisenrente 
auf 1,875 Prozent. — Alle Hinterbliebenen eines Mitgliedes dür- 
ien jedoch zusammen nicht mehr als 75 Prozent der Rente, auf 
welche das Mitglied zu Lebzeiten Anspruch gehabt hätte, und 
der jeweiligen Kinderzuschläge erhalten. Wird dieser Betrag 
überschritten, so werden die Kinderzuschläge entsprechend ge- 
kürzt. y 

Nach $ 20 findet eine Anrechnung von Leistungen der 
reichsgesetzlichen Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Angestell- 
tenversicherung zegebenenials nur auf die bereits vor dem 
1. Mai 1920 erworbenen Anwartschaften statt. 

‚ BE Beiträgen werden von den Pilichtmitgiiedern er- 
oben; 


Jahresverdienst 
in der Beitragsklasse 1 (bis 5000 M.) . „. wöchentlich 1,70 M. 
at i I 5001-6000 M) . KISTEN TER 
2 ei MI (6001-7000 „) . “ n 
Ben" > IV (7001-8000 „) . ARE E I R 
Se 5 V (801-9000 „) . Re 
„ den Beitragskl. VI u. VII (über 9009 „) . 4 3,40 „ 


Von der Deutschen-Werke-Aktiengesellschaft wird ein lau- 
fender Zuschuss in Höhe der Beiträge der Pflichtmitglieder 
geleistet. 

Wenn ein Mitglied aus der Kasse ausscheidet, ohne dass 
für das Mitglied oder seine Hinterbiiebenen Ansprüche geltend 
gemacht werden, so wird auf Antrag ene Abgangsvergzü- 
tung gewährt. Die Abgangsvergütung umfasst sämtliche von 
dem ausscheidenden Mitglied selbst gezahlten Beiträge ohue 
Zinsen. 

Die Angestellten sind, wie gesagt, von der Versiche- 
rungspflicht zu dieser Versorgungskasse der Deutschen Werke 
ausgeschlossen; sie können zwar freiwillige Mitglieder 
werden, müssen aber dann den doppelten Beitrag zahlen, 
den die Pflichtmitglieder entrichten, da die Deutschen Werke für 
sie keine Zuschüsse leisten. 

Das ist zweifellos eine um so grössere Ungerechtigkeit gegen 
die Angestellten, als das Versicherungsgesetz für Angestellte 
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gegenwärtig weniger leistet, wie die Invalidenversicherung für 
die Arbeiter. Die bei den Deutschen Werken beschäftigten Ar- 
beiter würden also im Falle des Alters und der Invalidität 
wesentlich höhere Bezüge bekommen als die Angestellten, 
weil die Arbeiter ja «ie Bezüge aus der Invalidenversicherung 
und aus der Versorgungskasse der Deutschen Werke erhalten, 
während die Angestellten aus dieser letzteren nur dann etwas 
beziehen können, wenn sie dort die freiwillige Mitgliedschaft 
völlig auf eigene Kosten erworben haben. 

Wer ist an dieser Benachteiligung der Angestellten schuld? 
Niemand anders als der Gewerkschaftsbund der. Angestellten 
(G.d. A.) und der Gesamtverband der Angestelltengewerkschaften 
(Gedag), denn diese haben den Angestellten und der Oeffent- 
lichkeit fälschlicnerweise immer vorgeredet, welche grossartigen 
Leistungen anzeblich das Versicherungsgesetz für Angestellte 
gewährt. Auf diese ganze falsche Darstellung ist ein Teil der 
Angestellten und auch die Oeffentlichkeit hereingefallen. In 
Wirklichkeit ‘gewährt das Versicherungsgesetz für Angestellte 
im Vergleich zu den hoher Beiträgen, die es verlangt, weniger 
als die Invalidenversicherung für die Arbeiter. Daher sind die 
Satzungsvorschriften der Versorgungskasse der Deutschen 
Werke, wonach die Arbeiter zum einfachen Beitrag als Pflicht- 
mitglieder, die Angestellten aber nur zum doppelten Beitrag als 
freiwillige Mitglieder aufgenommen werden, ein Unrecht, das 
vom AfA-Bund entschieden bekämpft wird. 

Da das Reich, als Besitzerin der Deutschen Werke, die Un- 
zulänglichkeit der bisherigen gesetzlichen Versicherung erkannt 
hat, so wäre es zweckmässig gewesen, nicht nur eine besondere 
Versorgungskasse lediglich für die bei den Deutschen Werken 
beschäftigten Personen zu errichten, sondern eine entsprechende 
Erhöhung der Leistungen bei der allgemeinen Sozialversiche- 
rung durchzuführen. Denn was den Arbeitern und Angestellten 
bei den Deutschen Werken recht ist, muss den im Privatbetrieb 
tätigen Personen billig sein. Nicht eine Zersplitterung des Ver- 
sicherungswesens in Pensionskassen für einzelne Betriebe ist 
richtig, sondern eine zeitgemässe Umgestaltung und Verbesse- 
rung des gesamten Versicherungswesens im eine allgemeine 
Sozialfürsorge ist erforderlich, 


Die Anstellung von Kriegsinvaliden. Das schwierigste 
Problem bezüglich der Kriegsinvaliden, ihre Neueinstellung in 
die produktive Arbeit, wird durch die Wirtschaftskrise beson- 
ders verschärft. Nach den amtlichen Angaben der einzelnen 
Regierungen (mitgeteilt in einer Sonderpublikation des Inter- 
nationalen Arbeitsamts) ist die Zahl der Kriegsinvaliden in den 
einzelnen Ländern wie folgt: Frankreich 1500000, Deutschland 
1400000, England 1170000, Italien 570 000, Polen 320.000, Ver- 
einigte Staaten- von Amerika 246 000, Tschechoslowakei 175 000, 
Oesterreich 164.000, Jugoslawien 164000, Kanada 88 000, Ru- 
ınänien 84.000, Belgien 40 000. 

Die Schwierigkeiten der Einstellung der Kriegsinvaliden in 
die. Arbeit liegen auf der Hand und brauchen nicht besonders 
erörtert werden. Es soll nur auf die berechtigten Befürchtungen 
der übrigen Arbeiterschaft hingewiesen werden, dass ihre Ein- 
stellung mit niedrigeren Löhnen das allgemeine Lohnniveau 
drücken könnte. Wie schwer die Anstellung der Kriegsinvaliden 
vor sich geht, zeigt sich in Frankreich, wo im Jahre 1920 die 
amtliche Stellenvermittlung insgesamt kaum 15 000 Kriegsinva- 
liden unterbringen konnte. Der französische Staat hat z. B. 
in den letzten vier Jahren in staatlichen Anstellungen nicht mehr 
als 15917 untergebracht. Die Verbände der Kriegsinvaliden 
der einzelnen Läuder haben infolgedessen die Forderung ge- 
stellt, eine obligatorische Anstellung der Kriegsinvaliden 
nach einer gewissen Skala nicht nur für den Staat, sondern 
auch für die Privatunternehmer verpflichtend zu machen. _Ihr 
Internationaler Kongress hat ein Zusammengehen mit den Ar- 
beitergewerkschafiten auf-der Grundlage eines eleichen Lohnes 
mit gesunden Arbeitern, welche dieselbe Arbeit verrichten, vor- 
geschlagen. Die prozentmässige Anstellung der Kriegsinvaliden 
durch private Unternehmungen ist tatsächlich in einigen Län- 
dern bereits erfolgt, und zwar in England auf dem Wege des 
freiwilligen Entschlusses der Arbeitgeber auf Anregung und mit 
Unterstützung der Regierung; in Deutschland und Oesterreich 
durch Gesetzesbestimmungen. In Italien und Frankreich sind 
ähnliche Gesetzesvorlagen vorbereitet. In England ermöglichte 
die entwickelte Organisation der Arbeitgeber die freiwillige 
Durchführung der prozentmässigen Anstellung. Dort beträgt 
die Zahl der Invaliden 5 Prozent der gesamten Arbeiterschaft. 
So wurden die Unternehmer verpflichtet, auf je 20 Arbeiter einen 
Kriegsinvaliden einzustellen. Es sind bisher 269000 Invaliden 
kaum der vierte Teil aller englischen Kriegsinvaliden) in 24 000 
Betrieben angestellt worden. Ungefähr der vierte Teil der eng- 
lischen Arbeiterschaft unterstützt diese Bestrebungen. — Die 
Durchführung des "deutschen "Gesetzes von 1920 stösst wegen 
der schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse äuf grosse Schwje- 
rigkeiten; nach amtlichen Angaben waren Ende Februar. 1920 
etwa 100000 Kriegsinvaliden ohne Arbeit. 
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Notwendigkeit tariilicher ‚Regelung des Lehrlingswesens‘ 
Der jetzt der Oeffentlichkeit unterbreitete Entwurf eines Ar-r 
beitstarifgesetzes bezieht auch das Lehrlingswesen in den Kreis 

des Tarifvertrages ein. Wie aus verschiedenen Veröifent-: 
lichungen der Arbeitgeberpresse ersichtlich, erhebt das Unter- 
nehmertum gegen diese Bestimmung starke Einwendungen. Wir 
haben wiederholt auf die ausserordentlichen Missstände hin-! 
weisen müssen, die sich gerade im technischen Lehrlings- 
wesen noch heute bemerkbar machen. Erst jetzt erhalten wir 
wieder Kenntnis von einem besonders typischen Fall von Lehr- 
lingszüchterei, den man nicht unbeachtet lassen kann. Das Kon- 
struktionsbureau Dipl.-Ing. E. K. König in Hannover-Seil- 
winderhaus beschäftigt zurzeit nicht weniger als fünf Lehr- 
linge, obwohl in diesem Bureau kein technischer Angestellter | 
tätig ist. Besonders bezeichnend sind die Verträge, die dieses 
Bureau mit seinen Lehrlingen abschliesst. Es seien nur einige 
Blüten daraus hervorgehoben, die vollauf zur Kennzeichnunz 
des in diesem Unternehmen vertretenen „Zeitgeistes“ genügen. 

Nach dem Vertrag ist der gesetzliche Vertreter des Lehrlings 
verpilichtet, die Schäden, die der Lehrling durch nachweislich 
grobes Verschulden dem Lehrherrn zufügt, diesem zu ersetzen. 

Weiter ist das Konstruktionsbureau berechtigt, beim Aus- 
plaudern von Geschäftsgeheimnissen den Lehrling sofort zu ent- 
lassen. Im letzteren Fall bleibt dem Lehrherrn unbenommen, 
den Lehrling oder dessen gesetzlichen Stellvertreter gegen: etwa 
entstandenen, nachweisbaren Schaden weitergehend gerichtlich 
in Anspruch zu nehmen, wobei als Geschäftsgeheimnis alle im 
Bureau vorkommenden Offerten, Ausarbeitungen und Kon- 
struktionen gelten. 

Privatarbeiten auf eigene Rechnung darf der Lehrling nur 
mit Genehmigung des Bureauinhabers übernehmen. Auch hat er 
eine Kaution zu hinterlegen, zu deren Motivierung gesagt 
wird, dass dadurch die Möglichkeit der Uebertrazung wich- 
tigerer Arbeiten gegeben werd. Irgendwelche Ver- 
gütung wird selbst für Ausführung solcher 
„wichtigererArbeiten“ währendderLehrjahre 
nicht gewährt. Das im Bureau erforderliche Zeichen- 
werkzeug (Reisszeug, Schiene, Bleistifte usw.) hat der Lehr- 
ling das grosse Vergnügen selbst zu stellen, bleibt 
aber sein Eigentum! Wunderbar! Verlässt der Lehr- 
ling ohne irgendwelche „triftigen‘“‘ Gründe seine Stellung, so ist 
von ihm eine Konventionalstrafe an das Bureau zu 
zahlen. 

Der Lehrling darf ferner innerhalb eines 
Jahresnach Verlassen der Lehrfirma bei Kon- 
ventionalstraie in kein Konkurrenzunter- 
nehmen der Firma E.K. König eintreten. 

Man sollte solche Bestimmungen heute für unmöglich halten. ' 
Und das alles vollzieht sich unter der Vorspiegelung, dass die 
Firma nur aus idealen Gründen (!) ausbilde. Um auf 
die Bedeutung der erwähnten, geradezu unsinnigen Konkurrenz- 
klausel bezügl. ihres Umfangs noch hinzuweisen, sei bemerkt, S 
dass das Bureau sich mit hydraulischen Hüttenwerksmaschinen, | 
Spezialmaschinen für Stanz-, Schmiede-, Press- und Ziehwerke, | 
sowie für die Keramische, Gummi- und Holz-Industrie, daneben 
auch mit Hochdruckpumpen jeder Art, Lastaufzügen, Pressen 
und Akkumulatoren beschäftigt. | 

Bis zu einer befriedigenden gesetzlichen Regelung des Lehr- | 
lingswesens muss daher auf dem Wege des Tarifvertrages ver- 
sucht werden, die schlimmsten Missstände auszumerzen. 


Trennen. nenn. nn. 


Soziale Bewegung N! 


Wie die Unternelimerverbände gegen unorganisierts 
Unternehmer vorgehen, nämlich nicht immer mit den || 
saubersten Mitteln, ist bekannt. Es ist auch wiederholt 
nachgewiesen worden, dass man auf dieser Seite zu | 
Mitteln greift, welche in ihrer Wirkung zur Folge haben, | 
solche Unternehmer gewaltig zu schädigen, oder ihnen 
die Weiterführung ihrer Betriebe gänzlich unmöglich zu 
machen, wenn sie es nicht vorziehen, gegen ihre Ueber- 
zeugung und ihren eigenen Willen der Unternehmerorganisation 
beizutreten. Der bekannte günstige Wind weht uns ein Rund- 
schreiben der Deutschen Tuchkonvention auf 
den Tisch, dessen Wirkung sein soll, die den Arbeitgeberver- 
bänden der Konfektionsindustrie nicht angehörenden Firmen 
durch Sperre von Stoffen und sonstigen Materiallieferungen 
zum Beitritt zu den Unternehmerorganisationen zu zwingen. 
Es hat folgenden Wortlaut: Ki» 
Deutsche Tuchkonvention E. V. Düsseldorf, den 12. Mai 1921, 

Betr.: Sperre über Aussenseiter der Kleiderfabrikanten- 

verbände. ö : 

Unter Ausserkraftsetzung der mit unserem Rundschreiben ‘vom 1. März 
getroffenen Anordnungen werden in Gemässheit des. $4 des mit den Kleider- 
fabrikantenverbänden geschlossenen Gegenseitigkeitsvertrages auf Antrag‘ der 
Leitung dieser Verbände die auf der umseitigen Liste aufgeführten 
Abnehmerfirmen gesperrt, 























Nr. 26 


In dieser Liste sind auch die am 1. Februar 1921 aufgeführten Firmen 
enthalten, soweit nicht bezüglich derselben die Sperre inzwischen zeitlich auf- 
geboben ist. - 


Die unter Nr. 28 und 52 der Liste genannten Firmen Josef Kuhn, Speier, 
und Josef Samuel, Stettin, welche seither nur beschränkt gesperrt waren, sind 
nunmehr unbeschränkt, d.h. also auch für die im Rundschreiben von 
Nr. 6/1921 erwähnten Sondergruppen gesperrt. 

Sich berichtigend, teilte uns die Leitung der Kleiderfabrikantenverbände 
mit, dass die in unserem Rundschreiben von Nr. 6/1921 unter Nr. 11 aufge- 
führle Firma Ohlig u. Co., Berlin, mit richtiger Firmenbezeichnung Erich 


Ohlig.u. Co., Berlin, wie unter Nr. 43 der Liste angegeben, heisst, 
Aufträge der gesperrten Abnehmerfirmen dürfen nach 
Erhalt dieses Schreibens von sämtlichen Mitgliedern der 


Deutschen Tuchkonvention, des Verbandes Sächsisch-Thüringi- 
scher Webereien E. V., des Verbandes der Fabrikanten halb- 
wollener und wollener Stoffe E.V. nicht mehr angenommen 
oder ausgeführt werden. 

Des weiteren werden unsere Mitglieder angewiesen, ihre 
Appreteure und Lagerhalter zu verpflichten, an gesperrte 
en rakaltten weder direkt noch indirekt Ware abzu- 
geben. 


‚ Mir ersuchen unsere Mitglieder, die vorstehend gegebenen Vorschriften 
im Hinblick auf & 11 unseres Gegenseitigkeitsvertrages mit den Kleider- 
fabrikantenverbänden genauestens zu beachten. 


Hieran werden anschliessend 72 Firmen aus 
26 Städten namentlich aufgeführt, die als gesperrt gelten 
und von der Tuchkonvention nicht beliefert werden dürfen. 

Diese Unternehmer- wie Lieferantenorganisationen haben 
jedes Recht verwirkt, über Terrorismus der Arbeiter zu reden, 
denn so wie dieser von ihnen geübt wird, ist er nicht zu über- 
bieten. — Diese Kennzeichnung der Kampiesweise der Unter- 
nehmerorganisationen zur Stärkung ihrer Macht sollte für die 
Arbeitnehmer besonderer Anlass sein, auch für die Stärkung 
und Geschlossenheit ihrer gewerkschaftlichen Or- 
ganisation überall zu wirken, 


Angestelltenbewegung 


Die richtige Antwort erteilten die Kollegen in Mühldorf (Inn) 
dem G. d. A., der seine Zersplitterungstätigkeit auch in Bayern 
treiben zu müssen glaubt. Durch grosse Plakate hatte er die 


technischen und kaufmännischen Angestellten Mühl- 
doris zu einer grossen öffentlichen Versammlung 
eingelanden. Gefolgt waren dieser Aufforderung ganze fünf 
Personen. Die Techniker nahmen vollzählig am gleichen Tage 


an einem Vortrag des Kollegen Bender über den letzten 
Bundestag teil. 4 Aufnahmen waren der Eriolg dieses Abends. 


Der D. H. V. hat eine Heidenangst, dass aus seiner Jahres- 
abrechnung für 1920 Einzelheiten seinen Mitgliedern und der 
Oefientlichkeit bekanntwerden. Er greift daher zu Ablenkungs- 
manövern. So bringt er es z. B. fertig, in Nr. 21 der „Deut- 
schen Handelswacht“ zu wiederholten Malen zu behaupten: 
„Die Jahresabschlüsse des Bundes werden seit Jahren nicht 
mehr veröffentlicht‘, und neun Zeilen später muss er selbst 
schreiben: . „Wir haben inzwischen den Jahresabschluss des 
Butab erhalten.“ Obgleich wir ihm unseren gedruckten Jahres- 
bericht übermittelt haben, hat er sich bisher nicht dazu auf- 
schwingen können, . uns ebenfalls seinen ausführlichen Jahres- 
bericht zuzustellen. Wir stellen also fest, dass nicht wir, 
sondern die Helden des D. H. V. „feige kneifen‘“, wie er sich 
geschmackvoll in seiner Briefkastennotiz auszudrücken. beliebt. 

Wir sind daher leider nicht in der Lage, die in seiner 
Schlussabrechnung vom 31. Dezember aufgemachten. Bilanz- 
kunststücke nachzuprüfen, doch lüftete sein Schimpfartikel, den 
er als Antwort auf unsere Bemerkungen in Nr. 17 der „D. T.-Z.“ 
bringt, ein wenig den Schleier. Wir hatten in unserer Kritik 
angenommen, dass auf den 20-Millionen-Kampfschatz bis Ende 
des Jahres 5 Millionen eingegangen wären; der D‘ H. V. belehrt 
uns eines Besseren, wir haben uns gründlich geirrt, es sind 
nach seiner eigenen Angabe nuretwa3 Millionen Mark 
eingegangen, statt 20 Millionen Mark. Hundert Mark soll jedes 
Mitglied in: den Kampfschatz zahlen; gezahlt sind. sage und 
schreibe, in den ersten 6 Monaten, in denen der Kampfschatz 
mit allen dem D. H. V. zur Verfügung stehenden Reklamekunst- 
Stücken propagiert wurde, im Durchschnitt 15 Mark! 
Dieses überaus klägliche Ergebnis der Kampischatzsammlung, 
mit der so viel Tam-Tam gemacht wurde, ist wohl der beste 
Beweis Jafür, dass es „mit der stolzen Grösse“, „fest nach 
innen und aussen“, des D. H. V. ausserordentlich erbärmlich 
bestellt ist. 


Weiter entnehmen wir der Entgegnung, lass die von ihm 
angeiührten 2382000 M. gewerkschaftlicher Kampfschatz nicht 
ein Kampfschatz oder Vermögen der D.H. V.-Hauptverwaltung, 
sondern „von den Gauverwaltungen angelegte (? D. Red.) Be- 
träge“ sind. Es wird damit bestätigt, dass der bisher von der 
Hauptverwaltung geführte Kampfschatz durch die Unterbilanzen 
in der D.H. V.-Verwaltung verbraucht ist und dass nun Ver- 
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pflichtungen, d. h. Schulden, bei den Gauen als Kampfschatz 
präsentiert werden. 

Wie überaus jämmerlich die Finanzlage des D.H, V. ist, geht 
wohl am besten daraus hervor, dass sich nach dieser Aufklärung 
der Kapitalschatz der Hauptverwaltung auf sage und 
schreibe 49000 M. stellt. Diese 49000 M. stellen das „Ver- 
mögen“ der Hauptverwaltung und der besonderen Kassen, wie 
Witwen- und Waisenschatz, Darlehnskasse, Beamten-Alters- 
Fürsorgeschatz, Fürsorgeschatz für alte Handlungsgehilfen usw. 
dar. Daraus ergibt sich, dass die Kasse der Hauptverwaltung 
des D.H.V. am 31. Dezember nicht nur keinen Bestand, son- 
dern ganz erhebliche Schulden bei den übrigen Sonder- 
kassen gehabt haben muss. Aber der von den Gauen angelegte 
gewerkschaftliche Kampfschatz ist auch nicht in greifbaren 
Werten vorhanden, sondern, wie schon bemerkt. sind Haus- 
einrichtung und Drucksachen mit 1300000 M. „bewertet“, Dem 
D.H.V. sei bei der Gelegenheit zur Kenntnis gegeben, dass wir 
unsere Flugblätter nicht als Vermögensbestände bewerten, 

Wohlweislich nicht beantwortet hat der D.H.V. unsere 
Anfrage nach den Reserven der Sparkasse.- Die Mit- 
glieder, die dem D.H.V. 26 Millionen Mark Spargelder an- 
vertrauen, werden wohl nicht damit einverstanden sein, dass 
die Ueberschüsse. und Reserven der Sparkasse dazu benutzt 
werden, die Löcher der Verbandskasse zu stopfen. Nach 
unseren Begriffen von Treu und Glauben haben in erster Linie 
die Spareinleger das Recht, einen genauen Aufschluss über die 
Vermögensverhältnisse der Sparkasse zu verlangen. Die Spar- 
gelder müssen unbedingt von den Verbandszeldern getrennt 
verwaltet werden, und die 31 Millionen Mittel, die die gesamten 
Verbandsvermögenswerte einschliesslich Inventarjien enthalten, 
können nicht ohne weiteres den Spareinlagen. gezenübergestellt 
werden, oder der D.H.V. bestreitet seine Verbandsunkosten 
mit den anvertrautenm Spargeldern. 

Der D.H.V. hat uns in seiner Briefkastennotiz eine gründ- 
liche _Auseinandersetzung und Klarstellung über die Finanzlage 
des D.H.V. und des Butab in Aussicht gestellt. Die Klar- 
stellung über die Finanzlage des D. H. V. hat er in seiner Ent- 
gegnung gründlich zu verschleiern verstanden; die Klarstellung 
über die Finanzlage des Butab ist ebenso gründlich daneben- 
geraten. Zunächst ist dem D.H. V.-Bilanzsachverständigen nicht 
klar, dass der Bund eine Zentralorganisation ist: weder die 
Gauverwaltungen noch die Ortsverwaltungen haben selbständige 
Beitragseinnahmen noch selbständige Kassen. Diese be- 
kommen für die Bestreitung ihrer laufenden Ausgaben 
ledielich Vorschüsse, so dass die Bestände in den Gan- und 
Ortsverwaltungen Vermögenswerte der Zentrale sind und von 
dieser jederzeit restlos eingefordert werden können. Unsere 
Ortsverwaltungen unterscheiden sich eben dadurch von den 
Zweigvereinen des D.H.V., dass sie nicht, wie diese, eigene 
Beiträge erheben! und eigene, Kassen führen, aus denen sie, wie 
im D.H. V., Sedanfeiern, Weihnachtsieiern, Kaiser-Geburtstags- 
feiern, Karnevals- und „Lumpenabende“ veranstalten. Gründ- 
lich 'hereingefallen ist er aber damit, dass er die in unserer Ab- 
rechnung aufgeführten 400 000 M. nicht abgerechnete Beiträge 
umdeutet in rückständige Beiträge. Herr Bilanzsachverstän- 
diger! In der Schlussnotiz auf Seite 80 und unter Rechnungs- 
wesen auf Seite 65 heisst es klar und deutlich, dass die 
400 000 M. Beiträge waren, die biszum Jahresschluss 
In der Hauptverwaltung eingegangen waren, 
für die die Ortsverwaltungen iedoch bis zum Abschluss der 
Bücher nicht den Nachweis geliefert hatten, um was’ für Bei- 
träge es sich handelte! Also nicht, wie der D.H.V. es schein- 
bar zu machen beliebt, sind es rückständige, d.h. noch nicht 
bezahlte Beiträge, sondern nur tatsächlich bei der Hauptver- 
waltung eingegangene Beträge sind hier eingesetzt, die aber in 
unserer Aufstellung über die verschiedenen Beitragsgruppen 
nicht mit aufgenommen werden konnten, Der Bilanzsachver- 
ständige des D.H.V. wird doch wohl lesen können, oder sollte 
es Sich auch wieder hier wieder einmal um eine bewusste Irre- 
führung der Oefientlichkeit handeln? Obgleich wir also dem 
D.H.V. unseren 84 Seiten starken Jahresbericht zugestellt 
haben, und er diesen mit der ganzen Raffiniertheit. die ihm zur 
Verfügung steht, durchgearbeitet hat, um die gründliche Aus- 
einandersetzung und Klarstellung über die Finanzlage des Butab 
herbeizuführen, hat er nur die obenerwähnten drei Zahlen 
herausgefunden, an denen er glaubt, kritisieren zu können, und 
hiermit ist er so gründlich hereingefallen, wie nur jemand her- 
einfallen kann. Für unsere Mitglieder und für die anderen tech- 
nischen Angestellten dürfte dies der beste Beweis dafür sein, 
dass unsere Jahresabrechnung in jeder. Beziehung einwandfrei 
dasteht; kann doch auch der übelwollendste Gegner nichts an 
ihr aussetzen. Um so verdächtiger bleibt es, dass der D. H. V,, 
„der einzige noch bestehende Verband von Kaufmannsgehilfen“, 
es nicht wagt, uns seine Abrechnung. zuzustellen, sicher, weil 
er die gründliche Abrechnung über sein Finanzgebaren 
fürchten muss, 
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Die Industriebeamten-Sparbank hat im Juni ihre „Spar- 
bankpost“ Nr. 10 herausgebracht. Sie enthält neben den 
satzungsgemässen Bekanntmachungen über den Abschluss des 
Jahres 1920 einen Bericht über die Entwicklung der Sparbank 
im letzten Jahre, sowie den Bericht über die neunte ordentliche 
Generalversammlung. Die Zuschrift eines eifrigen Sparbank- 
genossen, betitelt „Aus dem Leben eines Sparsamen“, ist be- 
sonders beachtlich. „Das Vertrauensmännersystem der Spar- 
bank“, die „Erhöhung der Geschäftsanteile“ und die Frage 
„Sparer oder Genosse“ sind ferner einer eingehenden Behand- 
lung unterzogen. Alles in allem gibt die „Sparbankpost“ ein 
Bild von der vorwärtsstrebenden Entwicklung der Industrie- 
beamten-Sparbank. Sie wird allen Interessenten auf Wunsch 
kostenlos zur Verfügung gestellt. Sie kann auch bei den Orts- 
verwaltungen des Bundes, denen sie übersandt worden ist, ein- 
gesehen werden. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Einmalige Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose. In der Sitzung des 
Bundesvorstandes vom 24. Juni 1921 wurde beschlossen: Erwerbslose, die am 
30. Juni 1921 dem Bunde mindestens ein Jahr als ordentliche Mitglieder ange- 
hören und mindestens sechs Monate stellungslos sind. oder vor dem 1. Mai 1921 
mit Stellenlosenunterstützung voll ausgesteuert waren, erhalten auf Antrag im 
Monat Juli eine einmalige Wirtschaftsbeihilfe von 150 M., für jedes unterhalts- 
pflichtige Familienmitglied 50 M. bis zum Höchstbetrage von 300 M. aus- 

ezahlt. 
2 Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus dem Bunde 
ausscheiden, haben die bezogene Unterstützung wieder zurückzuzahlen, 

Der Antrag muss; von der zuständigen Ortsverwaltung befürwortet und 
beglaubigt, bis spätestens 27. Juli 1921 in der Hauptgeschäftsstelle eingehen, 
Später gestellte Anträge können keine Berücksichtigung finden, 

Dem Antrage ist eine Bescheinigung der Erweibslosen-Fürsorgestelle über 
die Stellenlosigkeit und das Mitgliedsbuch beizufügen. Das Mitglied darf nicht 
mit mehr als drei Beiträgen ohne Stundung rückständig sein und muss den 
Stellennachweis des Bundes in Anspruch nehmen. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berlin anzufordern. 


Unterstützung der kurzarbeitenden Mitglieder. In der Sitzung des 
Bundesvorstandes am 27. Juni 1921 wurde folgendes beschlossen: Mitgliedern, 
welche infolge Arbeitsmangel verkürzt arbeiten und infolgedessen einen 
Gehaltsausfall von mindestens 30 Prozent erleiden (bei einem Gehalt über 
1500 M. darf der verbleibende Rest des Gehalts nicht mehr als 1050 M. 
betragen}, kann auf Antrag eine Unterstützung nach den Grundsätzen der 
Stelleniosenunterstützung gewährt werden. Sie soll soviel Prozent der Stellen- 
losenunterstützung betragen, als der prozentuale Gehaltsausfall ausmacht. ‘Die 
Unterstützung wird erst von dem Tage an gezahlt, an welchem der Gehalts- 
ausfall die Höhe eines halben Monatsgehalts erreicht hat. Voraussetzung für 
die Bewilligung ist, dass ein Gehaltsanspruch für die arbeitslose Zeit nicht 
besteht. Die Bestimmungen der 8$ 20, 21, 22 und 25 der Satzung gelten 
sinngemäss auch für die Inanspruchnahme dieser Unterstützung, jedoch braucht 
der Stellennachweis des Bundes nicht in Anspruch genommen werden, 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner Industrie-Werke G.m.b.H., (früher Fokker Flug- 
zeuge m.b. H.). 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D,T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. ; 
Berlin-Charlottenburg I. M. 7. VIL. 7%. Rest. Geldat, Kais.-Aug.-Allee 63, 
Bin.-Charlottenburg Ill. M. 7. VI. 73, Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 
Bin.-Cöpenick. M. 6. VIL 7%, Bayernhof, Köllnischer Platz, 

Bin.-Norden il und Nordost. M. 6. VIL 7%, Rest. Greifswalder Hof, Greifs- 
walder Str. 43. 
Bin.-Norden Ill. M. 8. VIl. 7%, Rest. Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse. 
Bin.-Norden IV. M. 7. VIL 72, Rest. zum Hubertus, Bornholmer Str. 89, 
Bin.-Nordwest I. M. 7. VIL 72%, Rest. Mattke, Turmstr. 78. 
Bin.-Nordwest Il. M. 4. VIl. 7%. Jugendhaus, Rathenower Str. 8a. 
Bin.-Reinickendorf. M. 8. VII. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 
Bin.-Siemensstadt. M. 8. VII. 7%, Rest. Schlossklause, Nonnendamm-Allee, 
Bin.-Spandau. M. 6. VIL 7%, Rest. z. Stern, Potsdamer Str. 35. 
Bin.-Stegiitz. M. 7. VII. 7%, Rest. Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Tegel. M. 8. VIL. 7%. Rest Hohenzollern, Strassenbahn-Endhaltestelie, 
‚Bin.-Westen. M. 6. VI. 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37. 
Bin.-Wiildau. M. 4. VIL 7%. Rest. Kasino, Wildau. 


"Bin.-Wilmersdorf. M. 7. VI. 7%, Augustahof, Augustastr. 1. 


V . . « de e . - = > a En | 2 un = 
. Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen; Erich Händeler, Berlin. — Fürden Anzeigenteil verantwortlich: FriedrichSchwedt, Berlin. 
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Bielefeld. M. 6. VIL- 8%, Hotel Vereinshaus, Bahnhofstrasse, 

Brandenkurg. M. 6. ViL 

Eberswalde. M. 5. Vil. 7%, Mundshof, Bismarckstrasse. 

Gera-R. M. 5. VIL 8%, Harnisch-Garten. Ä 

Hannover. F. Eisen- und Mectallindustrie. 4. VI. 7%. Restaurant Marheinecke, 
Reitwallstrasse. 

Kiel. M. 7. VII. 8%, Hotel Stadt Magdeburg, Bergstrasse, 

Magdeburg. M. 4. VI. 7% Artushof, Johannesberg. 

Neuruppin. M. 6. VII. 8% bei Kuphal am See, 

Oranienburg. M. 6. VII. 7%, Rest. Reichshof, Oranienburg, Bernauer Str. 38. 

Potsdam. M. 8. VII. 7% Rest. Mühlenpark, Neubabelsberger Strasse. 

Rosenheim. M. 6. VII. 

PEnwarmstesE Ordentl. Generalversammlung. 10, VII. Morgens 9%, - Gasthof 

euer; 
Senftenberg. M. 3. VIL 4%, Stengers Geseilschaftshaus, 
Tıier. M. 7. VI. 8%. Drehscheibe, Fleischstrasse. 
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Die Fortführung der Rätegesetzgebung (Bezirkswirtschaftsräte). Von 
S. Aufhäuser, M.d. R. Referat, gehalten auf dem zweiten ordentlichen 
Bundestag des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. Industrie- 
beamten-Verlag G. m. b. H., Berlin NW52. Preis 2 M., für Bundesmitglieder 
1,50 M. einschl. Porto. 

Aus der Ungeklärtheit, in der sich bislang die Frage der Bezirkswirt- 
schaftsräte befand, beginnen sich nun allmählich einige grosse Gesichtspunkte 
herauszukristallisieren. In der vorliegenden Schrift wird zum ersten Male auch 
von gewerkschaitlicher Seite zum Aufbau der Bezirkswirtschaftsräte, ihrer Ab- 
grenzung und ihrem Aufgabenkreis Stellung genommen Der Verfasser beschäftigt 
sich u.a. in sehr eingehender Weise mit dem künftigen Schicksal der Handels-, 
Handwerks- und Landwirtschaftskammern, für deren Beibehaltung einflussreiche 
Unternehmerkreise mit allem Nachdruck eintreten. Die ebenso instruktiv wie 
interessant gehaltene Schrift ist auch gleichzeitig Kampfschrift gegen die 
Stinnesgruppe, die nach Auffassung des Verfassers versucht, durch Schaffung 
autonomer Wirtschaftsprovinzen die zentral geleitete Wirtschaft des Reiches 
zu durchbrechen. ; e 

Es ist allen Funktionären der Angestellten- und Arbeiterbewegung zu 
empfehlen, sich diese wichtige Schrift zu kaufen. 

Oeflers Geschäftshandbuch (Die kaufmännischen Praxis). Herausgegeben 
unter Mitwirkung bewährter Fachleute. 27. verbesserte Auflage. Rich. Oeflers 
Verlag, Berlin SW29. Preis 22 M. (Nachn. 22.75 M.) 

Ein Buch für die kaufmännische Praxis. Reich an Inhalt und gut in der 
Ausstattung. Die neue Auflage, mit der die Viertelmillion überschritten wird, 
ist nicht nur in der Aufmachung, sondern auch inhaltlich durchaus zeitgemäss. 
Eine Reihe von Gesetzen, die erst nach der Revolution erlassen worden sind 
und deren Kenntnis für den Kaufmann, aber auch für den Techniker unerläss- 
lich ist, werden erschöpfend behandelt und erläutert. Das Werbewesen, die 
Kartenbuchführung mittels des Durchschreibeverfahrens und vor allem das 
Gebiet moderner Geschäftsorganisation werden anschaulich von Fachleuten 


"besprochen. Es fehlt nicht an Musterbeispielen und brauchbaren Ratschlägen, 


nach denen der Leser sich weiterbilden kann. Alles in allem: dieses Buch 
gehört in jedes Bureau. Es ist ein ungemein vielseitiges Nachschlagewerk für 
Techriker und Kaufleute und die es werden wollen. 

Das Ends deutscher Kolonialwirtschaft? Gedenkschrift zu Ehren 
der fünfundzwanzigjährigen Arbeit des Kolonia:wirtschaftlichen Komitees. Von 
Dr. Wilhelm Supf. E. S. Mittler & Sohn, Verlagsbuchhandlung, Berlie. 
Preis 2 M. x 

Die oberschlesische Frage und der Wiederaufbau der europäischen 
Wirtschaft. Handelskammer Breslau. 

Menschen- und Gesetzesverbesserung. Gesetzesvorschläge ‚auf 
sexuellem Gebiete zur Erbringung und Erhaltung eines körperlich und seelisch 
gesunden Menschengeschlechts. Von Hellmut Helfer. Preis geh. 4,30 M. 
Buchversand Wannicke, Cottbus, Wernerstr. 20. 


Sierbeiafel 

Es starben: 
Max Ahland (90 175), Rauxel. 
Johannes Feine (T. 93 385), Dresden. 
Johannes Fischer (T. 19099), Offenbach. 
Oskar Hertzer (83524), Hamburg. 
Karl Jablornka (134397), Emmagrube, 
Gustav Knospe (98033), Potsdam. 
Johann König (T. 73414), Dresden. 
Leonhard Kübler (85 057}, Mannheim. 
Richard Mertig (129 864), Chemnitz. 
Karl Mühlenhardt (124 597), Wilmersdorf. 
Oswald Persius (121 347), Berlin. >. 
Hermann Ritter (T. 34905), Cöln. 
Hugo Schmidt (64 243), Sommerfeld. 
Karl Schmitt (120 340), Charlottenburg. 
Martin Schönfeld (T. 41 984), Waldenburg. 
Jos. Schott (109402), Holzhausen. 
Robert Schröter (117165), Berlin. 
Georg Solbrig (28837), Reinickendorf. 
Jacob Stix (129877), Bischofsheim. 
Joh. Zeuner (T. 69512), Cöln. 


Ehreihrem Andenken! 
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Anzeige 


Gesucht wird für das maschinentechnische 
Büro eines grösseren rheinischen Hüttenwerkes 
zum sofortigen Eintritt ein 


Rohrleltungsingenieut. 


Herren, welche eine langjährige Tätigkeit bei erstklassigen 
Spezialfirmen nachweisen und mit allen einschlägigen 
Berechnungen und zeichnerischen Arbeiten vertraut sind, 
wollen ausführliche Bewerbungen mit Angabe des Alters, 
A ern der bisherigen Tätigkeit sowie des frühe- 
sten Eintritistermines unter Beifügung von Zeuynisab- 
schriften und Aufgabe von Referenzen an die 


RugustThyssen-Hütte, Gewerkschaft 
Abt. Anzeigen, 
Hamborn a. Rhein, Schliessfach 67, richten. 


Suche zum baldigen Antritt jungen tüchtigen 


Bautechniker 
(Maurer), guter Zeichner, mit abgeschlossener Fachbildung. "Beschäf- 


tigungszeit zunächst drei Monate, Bewerbungen mit Lebenslauf und 


Zeugnisabschriften erbeten. 
Nimptsob 1. Sohl, Karl Bernhardt, Baugesohält. 


Wir suchen zum baldigen Eintritt einen jüngeren 


Pumpen Techniker, 


der den Bau von Koiben- und Zentrifugalpumpen in Theorie und Praxis 
beherrscht. Angebote mit Gehaltsanspr, und is siuhkahe erbeten an 


Eisenwerk Gerlach & €Co., Nordhausen. 
Wir suchen für zwei unserer Kohlonsäurewerke in $üd- 


deutschland 
kan Betriebsleiter. 
Unverheiratete Bewerber im Alter von etwa 35 Jahren, die eine tech- 
nische Hochschule absolviert haben, energisch und zielbewusst sind, 
kaufmännische Fähigkeiten besitzen und Erfahrung haben im Umgang 
mit Arbeitern, wollen ausführl. Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Gehaltsansprüchen, Referenzen, Lichtbild und Angabe des 
frühesten Eintrittstermins einreichen. 
ohlensäurewerke C. G. Rommenbhöller A.-G,, 
Berlin NW 7, Dorotheenstrasse 28. 





Gesucht zum baldigen Antritt’ein noch jüngerer, aber in 
Theorie und Praxis schon etwas bewanderter 
Ingenieur, 
der bereits einige allgemeine Kenntnisse vom Brauerei- und 
Malzgewerbe hat. 
Gen. Offerten mit Lebenslauf, Angabe der Ausbildung und 
bisherigen Tätigkeit, sowie Gehaltsansprüche, Zeit des frühesten 
Antritts recht bald erbeten an F. Ergang, Maschinenfabrik, 
Magdeburg, &r. Diesdorfer Strasse 209. 











Für Bauausführung und Abrechnung einer Kolonie wird ein erfahrener 
tüchtiger 
Baufechniker 
gesucht, der mit allen einschlägigen Arbeiten gründlich vertraut ist und 
entsprechende Praxis nachweisen kann. 
Bewerber mit abgeschlossener Bauschulbildung und Erfahrung im 
Siedlungsbau werden gebeten, Meldungen mit Gehaltsansprüchen und 
beglaubigten Zeugnisabschriften umgehend an das Stadtbauamt hier- 
selbst einzusenden, 
Oberstein, im Juni 1921. 
Der Stadtbürgermeister. 
Berger. 


Hochbautechniker 


gewandter Zeichner und sicherer Statiker, für Architektur-Bureau baldigst 
gesucht, Angebote mit selbstgef. Skızzen in Buchform, Zeugnisab- 
schriften und Gehaltsansprüchen erbeten an 


Fritz Hüsgen, Architekt B.D.A,. 


Barmen. 












Wir suchen zum baldigen Eintritt einen 


Jüngeren Techniker 


gewandter, sauberer Zeichner, für Eisen- oder 
Maschinenbau, möglichst unverheiratet. Offerten 
mit Referenzen erbeten. 


Maschinenfabrik Wiesbaden, e. m. b. H. 
Wiesbaden. | 
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Techniker 


vertraut mit der Praxis und der Re- 
paratur landwirtschaftlicher Ma- 
schinen, z. sofortig. Eintritt gesucht, 


Elaktro-Genossenschaft Fe Des (E. 6. M.) 
eu. m.b.H,. 
Rostock i, Meckl., Neue Wallstrasse 3. 


Tüchtiger Hochbautechniker 


für unsere Siedlungsbauten von so- 
fort gesucht. Angebote mit Zeug- 
nisabschriften u. Gehaltsansprüchen 
sind zu richten an 


Heimstättengenossenschaft e.G.m.b-H. 
Marienwerder, Westpreussen. 


Gesucht 


mehrere Architekten und gewandte 
Zeichner für Entwurfsbearbeitung 
und Bauleitung. Dienstantritt sofort. 
Besoldung nach Gruppe IV u. V 
des Reichstarifs für Angestellte. 
Schrift]. Bewerbungen mit Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften und selbst- 
gefertigten Skizzen an r 

Reichsnaubauamt Grefeld. 


Gesucht 


I Architekt 


(auch Diplom-Ingenieur) 

zur Leitung einer Abteilung. In 
Betracht kommt nur ein zeichnerisch 
und organisatorisch gewandter Herr 
mit guten theoretischen Kenntnissen 
und längerer praktischer Erfahrung. 
Anstellg.erfolgt auf Grund des Tarif- 
vertrages für Behördenangestellte. 
Bewerbungen unt. Vorlage v.Lebens- 
lauf und beglaubigten Zeugnisab- 
schriften und Angabe des frühesten 
Eintrittstermins umgehend erbeten. 
Aachen, Reichsneubauamt Druxes. 














Schutz und Verwertung 
von Neuerungen aller Art 


zu günst. Bedingung. durch Gar} 
Haiduk, Ing., Berlin W57, Culmsir.18 
Gangj. Erfahr. (Bundesmitgl.) 


gstoffe 


1.8. Streicher 
Crimmitschau 
Muster kostenlos geg. Rücksendung. 





Unsere Dauerwäsche 


Qualität | zeroricht nicht 


wail mit stärkster Stoffunterlage, 
Glatte Stebikragen |: 





Marinekr., gr. Eck. 14,— 15 
Umleger, am. Form 17,— 
Stehumlegekragen 18,— 
Vorhemd, weiss od. bunt 9, — 
Manschett.,w.o.bt. Paar 22,— 
Rabatte für Mehrbezug: 
M. 200,— 300,— 500,— 
5%  742°/o 10% 
# Bestellungen von 100 M. an 
portofr. Sendung. per Nachn. 
Sammelbestellg. erwünscht. 
Genaue Höhe, Weite und 
Form angeben. 


4 Dauerwäschefabrik Bremer & Co. 
Leipzig-Det., Gerberstr.19/27. 
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Ie fünfgespaltene Millimeter - 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 109%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 





















Der neue Tarif 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründti n h 

schnellsten ohne Berwfsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb, Kaufmann, Handelsschule, Rankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Real 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 









Mark. 


Zeile oder deren Raum 4, - 






Rlihan- 













Fin scharfes Gümmi 
fürTinte und Rısche, 
Entfernt selbst die 
wasserfeste 
Selihan-Tusche 


Überall zuhaben 


rer. 






Bor os6u0s 










Hannover und Wien : 





et EU er. uni ai Den ei nen erneuern 
Zur Unterstützung des 1. Maschinentechnikers bei der Strecken- 
bauleitung in Harsum des Zweigkanals nach Hildesheim wird ein 


jüngerer Maschineniechniker 


für möglichst sotort gesucht. Vergütung erfolgt nach dem Tarif für 
Angestellte bei Staatsbehörden, Gruppe Ill oder IV. Bewerbungen mit 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind umgehend einzureichen, 


Kanalbauamt Hildesheim. 


Geschäftsführer sucht 


zum Äntritt möglichst am 1, August das Ortskartell Gross-Hamburg 
des AfA-Bundes. 

Derselbe muss rednerisch und organisatorisch befähigt sein, die 
Angestelltenbewegung und alle einschlägigen Fragen der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik usw. genau kennen und mindestens seit 5 Jahren 
einer freien Gewerkschaft angehören. Gehalt nach Uebereinkunft. Der 
Bewerbung ist eine Abhandlung über die Aufgaben der modernen 
Angestelltenbewegung beizufügen. 

Bewerbungen mit Angabe der bisherigen Betätigung in der freien 
Angestelltenbewegung sind mit der Aufschrift „Geschäftsführer“ bis 
zum 10. Juli zu richten an das 
rtskartell Gross-Hamburg des AfA-Bundes 

Hamburg 1, Besenbinderhof 57 V. 
finden Sie schnell und sicher be'm 


Gute Stellung ©..% =. Henabuchen 


tür stellesuchende Ingenieure, Techniker u. Meister. 

Averkannt bestes und seit 12 Jahren vorzüglich bewährtes Werk für 
Stellenbewerbung. reis 6 M., Nachn. 6,86 M. 

A.E.Rauschenbach, Cassell/3. Postscheckk. Frankfurta.M.26795. 


INDUSTRIE! 
COEVORDEN, HOLLAND. 


in der Nähe der deutschen Grenze an der Bentheimer Kreisbahn und 

an holländischen Eisenbahnlinien, an zwei Kleinspurbahnen und an 

verschiedenen Kanälen gelegen, ist schr günstig zur Gründung und 

Aufrichtung industrieller Dennchiuenee, Auskunfi wird gerne 
erteilt von dem Coevorder Handelsverein. 


_— 


.Chlorodont 


gegen Üblen Mundgerucen 





che Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 


Oberrealschule. 


nasium, 




















































Soeben ist erschienen: 


„Die Biniohek dos technischen 
Anoestollten und Boamen. 


Versendung erfolgt kostenlos durch den 


Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H,, 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 











Günftigite Alterd- und Familienverforgung 
swecds Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet die 
Deutihe Beamten-Cebensverfiherung a. ©. 
Unftalt des Deutihen Beamien-Wirtihaftsbundes. 
Auskunft und Drudfachen fojtenlos durch den 
Vertrauengmann: Rechnungstat d. Henne, 

Berlin-Steglig, Siemensitraße 75. 
Fernruf: GSteglig 37. 



















za Preussische Lotterie = 
1. Klasse, Ziehung am 12. und 13. Juli 
Haupigewinn 125009 Mark 
Ya Y Ya 1/1: Los 
19,— 20,— 0— 80,— Mark 
zuzüglich Porto zu haben bei 
Waldmann, Preuss. Lotterie-Einnehmer, 
Berlin NW7, Universitätsstr. 3 b, Ecke Georgenstrasse. 


Postscheckkonto: - Berlin 30915. 
Reisegepäokverslioherung naoh allen Orten. 


ertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbsch & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 





















SJUHLIGBUGARGLSGHIGRRGBSTBALEAGRGSAHLARGURLLARGRGUAGERRSERTERIRAATHLALERLHDRRRKRRIALLARBERNE: 


Die Pensions- und Witwenkasse 


3 des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
3 (gegründet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 





stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 


Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
E n erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u.Witwenkasse 
=. des Deutschen Techniker-Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 
E 


BRBSERBIDEBERTRISHRROUITILOUERTERTTSUNUUERRONTTTTTRUTLGUSRLLDUERLERESDUDEERNLDINDRONORUEKUNGD 
Dane ie - zer megee : Due > 


Jndos interessierte. Bundesmitglied 


ist auch Genossenschafterl Herr Kollege! 
Jeder hilft daran mit, die Spargelder der 
Angestellten und Beamten bereitzustellen 
für genossenschaftliche Arbeit, 
für die Sozialisierung des Baugewerbes, 
für die Heimstättenbewegung 
unter genossenschaftlicher Verwaltung der An- 
gestellten und Beamten selbst. Er 


für di ns eheamen Spark 


Sparbuchbestellung durch Einzahlung auf Postscheckkonto 13580 Berlin 
der L-B.-Sp. oder auf Postscheckkonto 7266 Essen der Zweigkasse Essen. 


UTDEREDERLURTEBERTETDETRE ROLE DU EN 
a ? 2 gi Dog 


Ari 
h 
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Für Studium, Unterhaltung, 
Erwerbı 





“all =S 
„REFLEKTUS“. 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
grösserungs- und Zeichenapparat 
für wundurchsichtige Bilder und 

Gegenstände aller Art. 

Keine Giasbilder ndti 

Prospekt 52 frei durch Fab 


Schmehle Nacht, Dresden-27/72. 
Daeder 
Konstruieren 
und Rechnen 


3Bändegebunden. Barpreis 
M. 151,20, Ratenpreis M. 166,30 
Gegen 20,— M. Monatsrate, ebenso 
die anderen Haederbücher bei 


Hermann Meusser, 
Buchhandlung, 
Berlin W 37/4, Potsdamer Str. 73. 


Hetallbetten 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polsteranjedermann Katalog 16frei 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. 


Technische Werke 


z. Selbstunterricht. Katalog gratis. 
PolytechnischeVerlagsgeseillsch. 
Max Hittenkofer, Strelitzi.M. 


A 


Geschenkartikel alier Art. 
Fa 









Tellzahl 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren,Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinsiru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofrei liefern 


jenass & 60., Berlin A431 


Belie-Alllance-Strasse 7-10. 










Beilagen <=» Erfolg! 











ie Arie im 
\alibergal 


Steiger GeorgWerner, 


Mitglied des Reichswirtschafts- 
rates u. der Soz.-Kommission. 


Freis M. 3,50 


einschl. Porto. 








Zu beziehen vom_ Industrie- 
beamten-Verlag G. m. b. H,, 
Berliz N #52, Werftstrasse 7. 
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mich durchfegen, will Dies 
Ste Haben gewiß fchon einmal einen folhen Entfehlr 
gefont. aben Ste ihn auch durchgeführt ober find 

te, wie die meiften von uns, vor der Erreihung bes 





oder jencß erreichen. ae; 







Ziele erlahbmi? Wenn Sie wiffen wollen, wo ber 
rund bierfür zu fuchen ift und wie man fede Sache 


= 
anfangen muß, um fie zum - e zu führen, fo 
faufen Sie fih unfer Wert ‚Ge SdhtniBauspLipung“ 
Lehrgang zur Stärfung des Willens, zur Schärfung der 















: von Hans Gloy. Der mit diefem re verbundene 

Stnne und zur Ermwe 'ung und Vervolllommmung der 
geistigen Fäbhigterten erzteht zum zlelbemußten, Klaren 

enfchen, der in ver Lage tft, Die vorgeftecten Biele 
au erreichen. Verlangen Ste heute noch unferen aus: 
übrligden Brofpelt Gl.28. Deffen Suienbieng erfolgt voll» 
ündig Loftenlos und ohne Verbindlichkeit für Gie. 
Zangenfceidtfche ae ha alien) (Prof.®.Langens 
fchetdt), erg, Bahnfir. 29/30. (Bear. 1856.) 


rlin-Schöne 
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Cigarettenrauchen fit ungefund ! 


Die altberühmte Gigarrenfabrit Ernft: Werte & Co,, 


Bremen 5l, liefert al3 Spezialität hochfeine Sandblatt« 
HavannasCigarillog, welche viel Be und 
billiger find, Probefiften mit 100 Stüd zu 40, 45 und 
55M. portofrei. Nichtgefallendes wird zurücdgenommen. 
TEE TE EEE TEN RE TEE TEE ER 


Wir liefern direkt an jedermann 


Elegante Korbsessel 


(unsere bekannten Mercedes-Klubsessel) mit Wulst, 
wie Abbildung, weiss oder fein japanbraun gebeizt, 
Stück nur M. 127.50, passendes Klubsofa M. 260.—, 

assender Tisch M. 135.—, passende Blumenkrippe 

. 115.—, passender Bücherständer mit 3 Etagen, 
115 cm hoch, M. 195.—. Verpackung frei u. frachtfrei, 
An unbekannte Besteller nur gegen Nachnahme oder: Vorauszahlung. 


Korbmöbelfabrik „Mercedes“ in Lorch (Württ.) Post 127. 





















' Bebensversicherungsbank 


aufGegenseitigkeit. Begründ.1827 
Abgeschlossene Versicherungen: 


1 

drei 
Milliarden Mark, 
Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 









int ein Zeichen, dass Ihre Geisteskräfte neuer Anregung, einer 

geeigneten naturgemässen Auffrischung bedürfen. Man soll sich 
nie mit der Tatsache abfinden: „Ich bin eben nervös, und darum 
kann ich dies nicht’uad darum gelingt mir das nicht,“ denn je 
mehr man diese fürchterliche Krankheit unseres überreizten Zeit- 
alters einreissen lässt, um’ so mehr trägt man zu seiner eigenen 
geistigen Zerrüttung bei. Hier’ muss es vor allem heissen: 
principiis obsta — widerstehe dem ersten Ansturm, kämpfe an 
gegen deine Nervosität, sowie du ihre ersten Anzeichen verspürst! 
Und wie bekämpft man, wenn man mit Recht kein Zutrauen zu 
Medikamenten hat, am zweckmässigsten die Nervosität und damit 
alles, was den Weg zum Erfolg versperrt? Durch -Poehlmanns 
Geistesschulung und Gedächtnislehre, welche als individueller 
Fernunterricht von nervöser Zerstreutheit befreit, dem Denken 
und Wollen des Lernenden feste Ziele setzt und ihm die Mög- 
lichkeit gibt, sich auf. jedem Wissensgebiet mit spielender 
Leichtigkeit vollkommen auszubilden, _ Ein. gründliches Wissen 
aber lässt keine Nervosität aufkommen, und gleichzeitig 
ist es die erste Stufe zur Macht, Erfolg und Glück im Leben! 
Man verlange unverbindlich ‚den ausführlichen-Hauptprospekt von 


L.Poehimann, Amallenstrasse 3, München W169. 
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Deuische 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hau ptgeschäfts- 
Nr.27 7 3. Jahrg. stelle: Berlin NWS2, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 8. Juli 1921 


Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 


INHALT: Helft den Kollegen in Oberschlesien! — Lohnabbau? — Wirtschaftsfragen: Der Arbeitsmarkt im Mai 1921. — Der Reichswirtschaftsrat 


we. . 


zur Getreidepreiserhöhung. — Genossenschaftlicher Wohnungsbau. — Sozialpolitik: Arbeitsbeschaffung für Erwerbslose. — Reform der 
Angestelltenversicherung. — Der Entwurf zu einer Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat angenommen. — Die grosse Lebensversicherung der „Volks- 
fürsorge“. — Angestelitenbewegung: Die Ueberflüssigkeit des N.D.T.V. und des Deutschen Werkmeister-Bundes. — Ein ‚würdiger Vertreter des Neuen 
D.T.V. — Heuchler! — Prämien für Mitgliederfang. — Gewerkschaftsarbeit: Ein polnisch klingender Name als Massregelungsgrund. — Die Tarifverträge 
im Deutschen Reiche 1919. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen. —Versammlungskalender. — Bücherschau. « Bildung und Unterricht: Die 
Berufsschulkonferenz in Cassel. — Schulfragen: Die Ausbildung der Vermessungstechniker, 
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Helft den Kollegen 
in Oberschlesien! 


Die letzten Vorgänge in Oberschlesien, deren Einzelheiten aus der Tagespresse bekannt sind, 
waren für die dortige deutsche Bevölkerung mit schweren Opfern verbunden. 

Wir beklagen den Verlust zahlreicher Menschenleben. Gross ist auch die Zahl derer, die 
an ihrer Gesundheit Schaden gelitten haben. 

Jetzt gilt es, den Oberschlesiern zu helfen, die aus ihren Arbeits- und Wohnstätten vertrieben 
sind oder denen andere empfindliche Verluste erwachsen sind. 


Kollegen, Kolleginnen, 


lasst es nicht dabei genügen, den Opfern aus den oberschlesischen Wirren Eure Sympathie in 
Worten zu bekennen, sondern beweist auch in dieser Stunde 


gewerkschaftliche Solidarität. 


Kein Angestellter wird sich angesichts der grossen Not davon ausschliessen, einen grösseren oder 
kleineren Betrag zu zeichnen. 

Soweit der Hauptgeschäftsstelle des Allgemeinen freien Angestellten-Bundes, Berlin NW 52, 
Werftstrasse 7, Wäsche, Kleidung und unverderbliche Lebensmittel für die Oberschlesier übermittelt 
werden, sollen diese Gaben durch das allgemeine „Oberschlesien-Hilfswerk* den Geschädigten 
zugestellt werden. 


Doppelt gibt, wer schnell gibt! 


Der AfA-Bund hat gleichzeitig die ihm angeschlossenen Organisationen aufgefordert, auch 
aus ihren Verbandskassen grössere Beträge für die Oberschlesienhilfe zu geben. — Die Sammellisten 
werden von den einzelnen Ortskartellen des AfA-Bundes an die Betriebe herausgegeben. 


Allgemeiner freier Ängestelltenbund 
(AfA-Bund) 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 
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Lohnabbau? 


Seit einigen Monaten ist in dem in unserer kapitalistischen 
Wirtschaft begründeten unablässigen Ringen um die Höhe der 
Arbeitslöhne ein gewisser Beharrungszustand zu beobachten. 
Während im vorigen Jahre unter dem Druck der ständig wach- 
senden Teuerung sich fast in allen Tarifzrebieten eine Lohn- 
bewegung an die andere reihte, laufen seit Beginn dieses Jahres 
die meisten Tarifverträge unverändert weiter, und soweit bei 
einzelnen Tariferneuerungen Aenderungen vorgenommen "wur- 
den, sind sie fast durchweg von- untereeordneter Bedeutung. 
Es liegt nahe, dieses Nachlassen der Lohnbewegungen als ein 
Zeichen beginnender Konsolidierung unserer wirtschaftlichen 
Verhältnisse aufzufassen. Wer jedoch den Dingen tiefer auf 
den Grund geht, kann sich nicht darüber täuschen, daß von 
einem wirklichen Beharrungszustand noch keineswegs gespro- 
chen werden kann. Gewiß haben die Preissenkungen, die seit 
einigen Monaten für einen Teil des Lebensbedarfes eingetreten 
Sind, dazu geführt, daß weite Kreise der Arbeiter und Ange- 
stellten von der Stellung neuer Lohniorderungen Abstand ge- 
nommen haben, obwohl ihr Einkommen noch keineswegs als 
ausreichend betrachtet werden kann; gewiß haben auch die 
Weltwirtschaftskrise und die ım Gefolge der „Sanktionen“ ein- 
getretenen Absatzstockungen die Gewerkschaften gezwungen, 
bei der Einleitung von Lohnbewegungen eine gewisse Vorsicht 
walten zu lassen. Aber je mehr Zurückhaltung die Arbeitneh- 


mer geübt haben, desto mehr ist das Unternehmertum -- wie 
in anderen Fragen, so auch in der Lohnfrage — zur Offcnsive 
übergerangen. 


Unablässig und mit immer stärkerem Nachdruck fordert 
die Arbeitgeberpresse den Lohnabbau als eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für eine Gesundung unserer wirtschaft- 
lichen Verhältnisse. So schließt die „Deutsche Arbeitgeber- 
Zeitung“ in ihrer Nummer 24 vom 12. Juni d. J. einen Artikel 
„Lohnabbau in aller Welt“ mit den Worten: 


„Daß zuviel Güter auf der Welt produziert würden, kann 
nur derjenige behaupten, der sich durch die Absatzunfähigkeit 
bei den heutigen Devisenkursen den Blick verwirren läßt. Darin 
liegt die eigentliche -Ursache der Absatzstockung, nicht etwa 
in allzu reichlicher Deckung des Bedarfs. Daß von einer 
Solchen nicht gesprochen werden kann, wissen die Völker 
Mitteleuropas deutlich genug. Auch sieaber werden 
um einen Lohnabbau nicht herumkommen, 
wollen sie ihre Produktivität erhöhen und damit weiten 
Volkskreisen, die sich heute von der Bedarfsdeckung vieler 
Güter ausgeschlossen sehen, die Möglichkeit dazu von neuem 
gewähren.“ 


Und in ihrer Nummer 25 vom 19. Juni d. J. schreibt sie im 
Leitartikel „Zur Lage“: 

„Nach Lage der Dinge können wir an Ausfuhrabgabe und 
Einfuhrzoll nichts ändern, Um die Waren auf dem Weltinarkte 
wettbewerbsfähig zu machen, bleibt also nur die Verringerung 
der Herstellungskosten übrig, die in der Hauptsache nur 
durch Herabsetzung der Löhne erfolgen kann.“ 

Diese beiden Aeußerungen sind nur Beispiele, die Sich teils 
aus der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung“ selbst, teils aus an- 
deren Unternehmerblättern beliebig vermehren ließen. 

Die Propaganda der Arbeitzeberpresse für den Lohnabbau 
wird ergänzt durch gleichgerichtete Anweisungen der Spitzen- 
organiSationen der Arbeitgeber an die ihnen angeschlossenen 
Verbände. In Nummer 15 der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
Ist ‚bereits ein Rundschreiben der „Ve reinigung 
Deutscher Arbeitgeberverbände*“ abzedruckt 
worden, in dem sie sich zwar für die nächste Zeit noch darauf 
beschränkte, zu verlangen, daß ein „weiteres Steigen“ der 
Löhne verhütet werde. in dem aber doch auch bereits zenaue 
Anweisungen für die Vorbereitung des Lohnab. 
baues gegeben wurden. „Zur Vorbereitung des Lohnabbaues“, 
hieß es in diesem Rundschreiben, „mit dem am besten der Berg- 
bau und die chemische Industrie beginnen würden, sind Propa- 
ganda in der Presse, Einwirkung auf die Gewerkschaftsführer 
und auf die Betriebsräte, sowie Ueberweisung einschlägigen 
Materials an die Vorsitzenden der Schlichtungsausschüsse 
empfohlen. Der Abbau derLöhne hat zunächst bei 
den Jugendlichen und Unverheirateten zube- 
ginnen, deren Löhne relativ zu hoch sind.“ 

Es ist aber nicht bei der theoretischen Forderung nach dem 
Lohnabbau geblieben, sondern an verschiedenen Stellen sind 
die Arbeitgeberverbände schon dazu übergegangen. bei 
Tarifverhandlungen den Forderungen der Angestell- 
ten ihrerseits die Forderung nach einer Herab- 
setzung der Gehälter entgegenzustellen. Es sei nur an 
die Vorgänge im Saarzrebiet erinnert, wo der „Arbeit- 
geberverband der Saarindustrie“ bereits im Februar das Ge- 
haltsabkommen für die kaufmännischen und technischen Ange- 


stellten in den Betrieben der Fertigindustrie „zwecks 
Ermäßigung der Gehälter“ kündigte, und wo der gleiche Arbeit- 
geberverband das Gehaltsabkommen für die Angestellten der 
Hochoien-, Stahl- und Walzwerke ebenfalls kiün- 
digte mit der ausdrücklichen Bemerkung: „Wir werden zu neuen 
Verhandlungen rechtzeitig einladen und hierbei den Antrag 

stellen, mit Rücksicht auf die unerträglich gewordene Lage der 

Saarindustrie de Gehälter wesentlich herabzu- 

setzen.“ In frischer Erinnerung ist auch noch die letzte 

Tarifbewegung inFrankfurt a. Main, die beinahe ‘zu 

einem Streik sämtlicher Frankfurter Angestellten geführt hätte, 
weil das örtliche Arbeitgeberkartell unter allen‘ Umständen’ 
seine Forderung nach einer Herabsetzung der 

Angestellteneinkommen. durchdrücken wollte, Auch 

aus anderen Orten mehren sich die Meldungen, daß die Arbeit- 

geber in den Tarifverhandlungen beharrlich den Standpunkt’ 
vertreten, daß eine Herabsetzung der Gehälter unumgänglich 

notwendig sei. x 

Die Argumente, die von den Arbeitgebern für ihre Forde- 
rung nach einem Abbau der Löhne und Gehälter ins Feld ge- 
führt werden, sind im großen und ganzen immer die gleichen. 
Es wird in beweglichen Tönen über den geringen Be- 
Schäfitigungsgrad der Industrie geklagt, der um- 
fangreiche Entlassungen notwendig mache, wenn nicht durch 
eine Herabsetzung der Löhne und Gehälter die Selbstkösten auf 
ein erträgliches Maß verringert werden könnten. Man weist 
weiter auf den gewaltigren Lohnabbau in anderen In- 
dustrieländern hin, der dort durchgeführt worden sei, 
um die Weltwirtschaftskrise zu überwinden, und behauptet, 
daß auch bei uns ein Preisabbau erst eintreten könne, 
wenn vorher die Löhne und Gehälter herabgesetzt worden seien, 
Schließlich und endlich aber beruft man sich auf den durch die 
amtliche Statistik nachgewiesenen „beträchtlichen“ Rück - 
gang der Teuerung, der einen Lohnabbau möglich 
mache, ohne daß deswegen die Lebenshaltung der Arbeitnehmer 
sich zu verSchlechtern brauche, 

Diese Argumente sind nicht neu, und sie gewinnen da- 
durch, daß sie immer wiederholt werden, nicht an Ueber- 
zeugungskraft. Was zunächst die Klagen über den schlech en 
Beschäftigungsgrad und die ungünstige wirtschaft- 
liche Lage der Industrie anlangt, so ist zwar zuzu- 
geben, daß die Weltwirtschaftskrise und die Sanktionen der 
Entente den Auslandsabsatz der deutschen Industrie nicht un- 
erheblich verringert haben,. und wir halten es für eine wichtige _ 
Aufgabe der Reichsregierung, daß sie bei der Entente unab- 
lässig auf schleunige Aufhebung der Sanktio- 
nen dringt. Aber auf der anderen Seite muß daran £rinmert 
werden, daß nicht zuletzt die Unternehmer'es rewesen 
Sind, auf deren Rat hin von der früheren Reichsregierung: jene 
Politik befolgt worden ist, auf die die Entente mit den ' Sank- 
tionen geantwortet hat und daß ihre „nationale“ Gesinnung in 
einem recht eigentümlichen Licht erscheint, wenn sie jetzt ver- 
langen, daß die Arbeiter und Angestellten die Folgen ‘tragen 
sollen, die ihr Rat gezeitigt hat. Außerdem sind wir serenüber 
den beweglichen Klagen der Unternehmer, die ia im Frühjahr 
und Sommer des vergangenen Jahres nicht weniger vernehmbar- 
an unser Ohr drangen, etwas skeptisch geworden, seitdem wir 
an Hand der in den letzten Monaten veröffentlichten Geschäfts- 
berichte zahlloser Unternehmurgen zesehen haben, was für 
glänzende Geschäfte die deutsche Industrie in dem 
„Krisenjahr“‘ 1920 gemacht hat. Wir verzichten an dieser. 
Stelle darauf, auch nur einige von den Zahlen wiederzugeben, 
die in letzter Zeit in Tages- und Fachzeitschriften aus den Ge- 
schäftsberichten der deutschen Aktiengeseilschaften veröffent- 
licht worden sind und die zu dem Urteil berechtigen, daß die 
deutsche Industrie noch kaum jemals: vorher so rie senhaite 
Gewinne eingeheimst hat wie im vergangenen Jahre. An 
diesem Urteil lassen wir uns auch dadurch nicht irre maclıen, 
daß in der kapitalistisch interessierten Presse immer wieder 
beteuert wird, es handle sich nur um Scheingewinne, und 
daß immer wieder daranf hingewiesen wird, daß die Dividenden 
doch nur in Papiermark ausgezahlt würden, während die i 
Aktien doch seinerzeit hätten in Gold bezahit werden müssen, \ 
Selbst wenn also zurzeit die Geschäfte wirklich nicht so flott 
gehen, kann das Unternehmertum angesichts dieser Gewinne “1 
auch nicht mit einem Schein von moralischem Recht Sich auf | 
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die „Notlage“ der Industrie berufen, um seine Forderung nach 
einem Abbau der Löhne und Gehälter zu begründen. Es hat 
dazu um so weniger ein Recht, als die Gewinne,.die die Indu- 
Strie im vergangenen Jahre erzielt hat, am allerwenigsten auf 
hervorragende persönliche Leistungen der Unternehmer zurück- 
zuführen sind, sondern ihre Quelle mit in erster Linie in dem 
Tiefstand der deutschen Arbeitslöhne gegenüber den im Aus- 
land gezahlten haben,‘ . 2 
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Ebensowenig wie die angebliche Notlage der deutschen 
Industrie vermag aber der Hinweis auf den Lehnabbau in 
anderen Industrieländern und die Behauptung, daß der not- 
wendize Preisabbau in Deutschland durch die Höhe der Löhne 
und Gehälter ‘verhindert würde, das Verlangen nach einem 
Lohrabbau zu rechtfertigen. Gewiß sind in anderen Industrie- 
ländern, besonders in den Vereiniesten Staaten von 
Nordamerika und in England, die Arbeitslöhne teil- 
weise beträchtlich herabgesetzt worden. ° Man unterläßt es nur 
auf der Unternehmerseite geflissentlichh, auch darauf hinzu- 
weisen, daß dem Lohnabbau in diesen Ländern gewaitige 
Preisstürze auf dem Markt der wichtigsten Lebensbediürf- 
nisse vorausgeganeen sind Außerdam verSchweigt 
man auch sorgfältig, daß der Reallohn des amerikanischen und 
englischen Arbeiters und Angestellten vor dem Lohnabbau ein 
ganz anderer war und auch nach dem Lolinabbau noch ist als 
der des deutschen Arbeiters und Angestellten. Insofern war 
schon. im vorigen Jahre und ist auch heute noch die wirt- 
in Deutschland grundsätzlich ver- 
schieden von der in den westlichen Industrieländern. Das im 
vorigen Jahre erstattete Gutachten des Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrates über die Ursachen der un- 
geheuren Preissteigerung gilt nach wie vor. Gerade die ge- 
waltigen Gewinnausschüttungen der: letzten Monate haben die 
Richtigkeit der Feststellung bestätigt, daß „neben den unze- 
rechtfertigt hoch erscheinenden Rohstoffpreisen _übermäßige 
Fabrikations- und Handelszgewinne“ als erhebliche Ursache der 
überhohen Preise in Betracht kommen. Angesichts dieser Tat- 
sache wäre es das allerverkehrteste, die wünschenswerte Be- 
lebung der Konjunktur durch den Abbau der Löhne und Ge- 
hälter erreichen zu wollen, der eine weitere Verringerung 
derKaufkraft der werktätigen Bevölkerung und damit eine 
Verschärfung der Absatzschwierigkeiten zur 
Folge haben müßte. Wenn also schon ein Abbau der Preise als 
notwendige: anerkannt wird, dann möre man sich endlich dazu 
entschließen, an der Stelle anzufangen, wo nach dem Gut- 
achten des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates die Hauptursache 
der übermäßigen Preissteigerung zu suchen ist, nämlich bei den 
Rohstofipreisen und bei den übermäßigen Fabrikations- und 
Handelsgewinnen., | 

Wenn schließlich die Möglichkeit des Lohnabbaues damit 
begründet wird, daß in den letzten Monaten die Lebens- 
haltungskosten „beträchtlich“ zurückgegangen seien. so 
muß demgegenüber einmal darauf hingewiesen werden, daß 
dieser Rückgang nach den Zahlen der amtlichen Statistik noch 
durchaus nicht So erheblich ist, wie es vielfach dargesteilt 
wird. Die Lebenshaltunssindexziffer ist laut Angabe in Nr. 17 
des „Reichs-Arbeitsblattes“ im Monat Mai von 894 auf 880 ze- 
sunken, nachdem im Januar d. J. mit 924 der Höchststand er- 
reicht war. Diesem Höhepunkt gegenüber ist demnach bis 
jetzt eine Abschwächung von unzefähr 434 vom Hundert zu 
verzeichnen. Ist dieser Rückgang der Teuerung wirklich so 
beträchtlich, wie er von den Unternehmern immer wieder där- 
gestellt wird? Zum anderen muß aber mit allem Nachdruck 
auch darauf verwiesen werden, daß die von den Gewerkschaf- 
ten erkämpften Lohnsteigerungen im vorigen 
Jahre nicht entfernt mit der Zunahme der 
Teuerung gleichen Schritt gehalten haben. 
Gerade die Angestelltengehälter erreichen’ auch heute noch nur 
die fünf- bis achtfache Höhe der Vorkriegszehälter, während 
die Kaufkraft der Mark rach wie vor im Durchschnitt kaum den 
zehnten Teil des Vorkriegswertes besitzt. 


* Letzten Endes entscheidend für die Antwort auf die Frare, 
ob zurzeit ein Lohnabbau überhaupt ernsthaft in Betracht ae- 
zogen werden kann, sind aber die Aussichten, die sich einem 
Blick auf die künftige Entwicklung der Preis- 
verhältnisSse eröffnen. Wie diese Aussichten sind. kann 
nach dem Reichstagsbeschluß über die Neugestaltung unserer 
Getreidewirtschaft, angesichts des soeben verabschiedeien Ge- 
setzes über «ie Erhebung einer Abgabe zur Förderung des 
Wohnungsbaues und des weiter in Aussicht stehenden Gesetzes 
über die Mietzinsbildung, sowie endlich nach den Erklärungen 
des Reichskanzlerss und des Reichswirtschafitsministers im 
Reichswirtschaftsrat über die Wege, die die Reichsregierung zur 
Erfüllung des Londoner Ultimatums einzuschlagen gedenkt. nicht 
mehr zweifelhaft sein, 


Mit aller Bestimmtheit ist zu erwarten, daß der Brot- 
preis sich schon für das Brot, das aus dem im Wege des 
Umlageverfahrens erfaßten Getreide hergestellt werden soll, 
vom Beginn des neuen Erntejahres ab beträchtlich er- 
höht. Noch weit höher wird Sich aber der Preis für das Brot 
und Mehl steilen, das aus dem künftig der freien Wirtschaft 
überlassenen Teil der Getreideernte gewsnnen wird. 

Die nicht zuletzt auch von den Lolmempfängern zu ent- 
richtende Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues stelit sich 
auf 10 bis 15 Prozent der Friedensmiete. Zu ihr kommen aber, 
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wenn das Gesetz über die Mietzinsbildung angenommen wird, 
Mietpreissteigerungen. die nach dem -Urteii Sach- 
verständiger im Reichswirtschaftsrat bis zu 100 Prozent 
der Friedensmiete betraren Sollen, 

Unübersehbar sind zurzeit noch die Lasten, die sich au 
der Erfüllung des Londoner Ultimatums für die 
werktätige Bevölkerung erzeben werden. Aber schon die An- 
gaben, die bisher teils im Reichwirtschaftsrat, teits im Reichs- 
tage über die geplante gewaltige Steigerung der indirekten 
Steuern und über tiefgreifende wirtschaftspolitische Maßnahmen 
der Regierung gemacht worden sind, lassen es unzweifelhaft er- 
scheinen, daß wir für die nächsten Monate mit einer gewal- 
tigen Verteuerung des Massenkonsums zu 
rechnen haben. Es wird ja über die Absichten der Reichs- 
regierung noch des eingehenderen zu sprechen Sein, und wenn 
hier auf die als Folge der geplanten Massnahmen zu erwartende 
außerordentliche Verteuerung des Lebensbedarfes hingewiesen 
wird, so soll damit durchaus nicht unser Einverständnis mit 
diesen Maßnahmen bekundet werden. Wie.immer aber auch 
schließlich die Lasten, die sich aus der Erfüllung des Ultimatums 
ergeben, verteilt ‚werden, das eine ist angesichts der Notlage 
der Reichsfinanzen unzweifelhaft, daß auch die Arbeitnehmer, 
sei es in Form einer beträchtlichen Verteuerung ihres Lebens- 
bedarfes, sei es in Form direkter Steuern, einen beträchtlichen 
Teil dieser Lasten werden tragen müssen. 


Völlig in Dunkel gehüllt ist dabei noch die künftige Ge- 
staltung unserer Valuta und die aus ihr sich ergebende 
Entwickelung der inländischen Preisverhältnisse. Setzt sich der 
in den letzten Wochen zu beobachtende Rückgang der deutschen 
Valuta weiter fort, so wird auch er unausbleiblich zu einer 
nerven, unter Umständen gewaltigen Steigerung der Inlands- 
preise führen. 


Wagt es das Unternehmertum angesichts 
dieser Zukunftsaussichten im Ernste noch, 
einenLohnabbau zu fordern? Wir sind im Gegen- 
teil der Meinung, daß die Gewerkschaften schon in nächster 
Zeit von den Spitzenorganisationen des Unternehmertums eine 
unzweideutige Antwort auf die Frage werden verlangen müssen, 
ob sie bereit sind, ihren Verbänden die Bewillieune der Lohn- 
erhöhumgen zu empfehlen, die die Arbeiter und Angsstel!- 
ten notgedrungen werden fordern müssen, wenn ihre Lebens- 
haltung nicht unter das erträgliche Maß sinken Soll. Dabei 
wollen wir freilich nicht verschweigen, daß unser Vertrauen zur 
Einsicht weitester Unternehmerkreise nur gering ist und daß 
wir es deshalb für die dringlichste Aufgabe der Arbeiter und 
Angestellten halten, Sich für die kommenden Kämpfe so zu 
rüsten, daß sie der geschlossenen Front des Unternehmertums 
eine ebenso geschlossene Front der Arbeitnehmerschaft ent- 
zegenstelfen können. Otto Schweitzer. 
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Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im Mai 1921. Die Entwicklung der Ar- 
beitsmarktlage im verflossenen Monat Mai, so wird im zweiten 
Juniheft des „Reichsarbeitsblattes‘ berichtet, läßt eine 
Besserung im ganzen nicht verkennen. Diese Besserung 
bezieht sich nicht mehr so überwiegend wie bisher auf die 
Saisonindustrien: Landwirtschaft und Baugewerbe, es hat viel- 
mehr den Anschein, als ob die Beseitigung der vor Annahme 
des Ultimatums auf dem deutschen Wirtschaftsleben lastenden 
Ungewissheit auch der Industrie hier und da wieder in ge- 
wissem - Umfange erweiterte Beschäftigungsmöglichkeiten er- 
öffnet habe. Wieweit es sich dabei um eine wirklich nach- 
haltige Besserung und nicht vielmehr um eine nur vorüber- 
gehende Erscheinung handelt, lässt sich einstweilen nicht be- 
urteilen. 

Die Arbeitslosenstatistik der Gewerkschaften lässt im 
Gegensatz zum Vormonat während des Monats Mai einen 
allerdings nur geringen Rückgang der Arbeits- 
losigkeit erkennen. Im freigewerkschaitlichen Bauarbeiter- 
verband ist die Zahl der auf je 100 Mitglieder entfallenden Ar- 
beitslosen weiter von 5,1 auf 3,7 zurückgegangen. Eine leichte 
Besserung zeigten die Verbände der Textilarbeiter, und zwar 
sowohl der freigewerkschaftliche wie der christliche, sowie 
ferner die freigewerkschaftlichen Verbände der Holz-, der 
Transport- und der Fabrikarbeiter. Bei allen übrigen größeren 
Verbänden ist die Arbeitslosenziffer gestiegen. Von 5772 086 
organisierten Arbeitnehmern waren am '31. Mai 213762, d. h. 
3,7 v. H. (im Vormonat 3,9 v. H.) ohne Arbeit. Hiervon. waren 
156521 Männer, 57241 Frauen. Auf je 100 Organisierte be- 
rechnet, ergibt sich als Anteil Arbeitsloser bei Frauen 4,4, wie 
im. Vormonat, bei Männern 3,5 (gegen:3,8 im April). In erster 
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Linie wurden also männliche Arbeitskräfte wieder eingestellt. 
Diese Arbeitslosigkeitssätze dürfen wohlgemerkt nicht ohne 
weiteres auf die gesamte Arbeiterschaft Deutschlands übertragen 
werden, da nur ein Teil derselben von der Statistik erfaßt 
wird und die gemeldeten Zahlen auf Vollständigkeit nicht immer 
Anspruch erheben können. Bei der gesamten gewerblichen 
Arbeitnehmerschaft dürfte sich der Anteil Arbeitsloser wesent- 
lich höher stellen. 

eDie Statistik der unterstützten Erwerbs- 
losen ergibt für den Mai einen wesentlichen Rück- 
gang. Die Zahl der Vollerwerbsiosen ging von 394582 auf 
357 850, d. h. um 36732 oder 93 v. H. herunter. Auch hier 
war die Abnahme der männlichen Unterstützungsempfänger 
verhältnismäßig stärker als die der unterstützten Frauen. Die 
Zahl der ersteren ging von 313811 am 1. Mai auf 282472 am 
1. Juni, d.h. um 31 339 oder 9,98 v. H. zurück, die der letzteren 
von 80771 auf 75378, d. h. um 5393 oder 6,67 v. H. 

Nach der Statistik der öffentlichen Arbeits- 
nachweise hat der Andrang Arbeitssuchender ‘ im 
Laufe des Berichtsmonats merklich nachgelassen. 
Die Zahl der Stellensuchenden sank von 1039227 im April auf 
971748, d. h. um 67 479 oder 6,49 v. H. Die der- offenen 
Stellen zeigte demgegenüber noch eine Steigerung von 
551 057 auf 555 208, d. h. um 4151 oder 0,75 v. H. Entsprechend 
stellte sich die Zahl der auf je 100 offene Stellen entfallenden 
Arbeitsgesuche auf 175 gegenüber 189 im Vormonat. Die Zahl 
der besetzten Stellen stieg von 406420 im April auf 412 354 im 
Berichtsmonat. Es konnten danach also 42,43 v. H. aller Ar- 
beitsgesuche und 74,27 v. H. aller Stellenangebote befriedigt 
werden. Die in diesen Zahlen zum Ausdruck kommende Ver- 
besserung trat für männliche Arbeitskräfte in erheblich stär- 
kerem Masse in Erscheinung, als für weibliche, 


Der Reichswirtschaftsrat zur Getreidepreiserhöhung. Der 
wirtschaftspolitische Ausschuss des vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrates beschäftigte sich in seiner Sitzung am 1. Juli mit 
einem vom Reichsernährungsministerium ausgearbeiteten Ent- 
wurf einer Verordnung über die Preise für das Umlagegetreide 
aus der Ernte 1921. Was wir bei der Besprechung der neuen 
Brotgetreideversorgung in Nummer 24 der „Deutschen Tech- 
niker-Zeitung‘‘ bereits als sicher vorausgesagt hätten, nämlich 
die Steigerung der Preise, wird in diesem Verordnungsentwurf 
bestätigt. Er setzt die Preise für das Umlagegetreide fest auf 
2100 M. für die Tonne Roggen, 2300 M. für die Tonne Weizen, 
Spelz, Emer, Einkorn, 2000 M. für die Tonne Gerste und 1800 M. 
für die Tonne Hafer. Es ist angesichts dieser Preise unschwer, 
voraunszusagen, dass der Brotpreis sich für das aus dem Umlage- 
getreide hergestellte Brot um mindestens die Hälite höher stellen 
wird als der bisherige. Trotzdem hatte der Unterausschuss für 
Landwirtschaft und Ernährung des Reichswirtschaftsrates der 
Vorlage aus wirtschaftlichen Gründen zugestimmt. Bei der Be- 
ratung im wirtschaitspolitischen Ausschuss wurde von den Ar- 
beitnehmervertretern auf die katastrophalen Folgen hingewiesen, 
die sich aus einer wesentlichen Erhöhung des Brotpreises, na- 
mentlich für die Invaliden der Arbeit, für Altersrentner und Er- 
werbslose, ergeben müssten, wenn nicht von der Regierung 
weitgehende Unterstützungsmassnahmen ergriffen würden. Sie 
erreichten dadurch, dass der Ausschuss einstimmig folgendes 
Gutachten zu der Vorlage abgab: 


„Der wirtschaftspolitische Ausschuss des Reichswirt- 
schaftsrates stimmt der Verordnung über die Preise für das 
Umilagegetreide aus der Ernte 1921 nur unter der Vor- 
aussetzung zu, dass seitens der Reichsregierung unver- 
züglich Massnahmen ergriffen werden. die den Kleinrentnern, 
Invaliden, Altersversorgungsberechtigten und - Erwerbslosen 
Zuschüsse zum Lebensunterhalt, entsprechend den verteuerten 
Brotpreisen, gewähren. Von allen zuständigen Stellen wird 
ausserdem erwartet, dass sie durch geeignete Massnahmen 
eine Verschlechterung der Lebenshaltung der Lohn- 
und Gehaltsempfänger infolge der Brotpreiserhöhung ver- 
hindern“ 


Genossenschaftlicher Wohnungsbau. Um nach seinen Kräf- 
ten das höchstmögliche Mass für die Behebung der Wohnunzs- 
not und Beschaffung von Arbeit beizutragen, hat der Aufsichts- 
rat der Industriebeamten Sparbank in seiner letzten Sitzung be- 
schlossen. der Gross-Berliner-Spar- und Baugenossenschaft 
„Ansiedlung“ für die Errichtung von 25 Siedlungshäusern 
in der Gemarkung Teltow Baugelder in Höhe von 550 000 Mark 
zur Verfügung zu stellen. Das Baugeld ist bis zur hypothekari- 
schen Eintragung durch die selbstschuldnerische Bürgschaft der 
Stadt Teltow gesichert. Der Bau der Häuser vollzieht sich un- 
ter Mitwirkung sozialer Baubetriebe und der Selbsthilfe der 
Baugenossenschaft in einer Weise, dass jeder Unternehmerge- 
winn dabei ausgeschaltet ist. Ausserdem sind die Staatlichen 
Ueberteuerungszuschüsse sowie ein ausserordentlich preiswer- 
ter Bezug von Baumaterial gesichert, Die spätere spekulative 
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Verwertung der Grundstücke und ‘Häuser ist ausgeschlossen. 
Die Spargelder der Industriebeamten-Sparbank haben also hier 
die Möglichkeit geschaffen, Wohnungen zu annehmabren Miets- 
preisen zu erstellen und Arbeit zu beschafien, ohne dass da- 
durch Unternehmergewinn, Händlergewinn und Grundrente er- 
zielt werden. Ein gewaltiges neues Betätigungsfeld hat die In- 
dustriebeamten-Sparbank damit in Angriff genommen. Auf die- 
sem Wege gilt es fortzufahren! Die Industriebeamten-Spar- 
bank wird noch viel Segensreiches stiften können, wenn sich 
alle Kollegen dazu entschliessen würden, ihr Spargeld restlos 
zenossenschaftlicher Selbstverwaltung zuzuführen Jedes Bun- 
desmitglied sollte es als Ehrenpficht betrachten, auch Sparer und 
Genosse der Industriebeamten-Sparbank zu sein. 


Sozialpolitik 


Arbeitsbeschaffung für Erwerbslose, Im Reichsarbeitsmini- 
sterium fand am 28. Juni d. J. unter Vorsitz des Reichsarbeits- 
ministers Brauns zwischen Vertretern der beteiligten Mini- 
sterien und der Spitzenverbände der Arbeitnehmer eine Be- 
spechung über das Problem der Beschaffung von Arbeitsgelegen- 
heit für die Erwerbslosen statt. Einen besonderen Raum nahm 
in den Verhandlungen die schwierige Lage der Erwerbsiosen- 
irage in Groß-Berlin ein. Von besonderem Interesse war ein 
Bericht des Bayerischen Oberregierungsrats Nietzsch über 
die Beschäftigung Erwerbsloser bei den durch den Zweck- 
verband zur Jurastraßenerschliessung unter- 
nommenen Straßenbauten, Hier ist es gelungen, durch Ver- 
mittlung des Arbeitsamtes Nürnberg eine große Zahl, insbeson- 
dere jugendlicher erwerbsloser Arbeitskräfte den demoralisieren- 
den Folgen einer längeren Erwerbslosigkeit in der Grossstadt 
zu entziehen. Die Unterbringungsfrage konnte bei diesen Arbei- 
ten in der Weise gelöst werden, daß eine Verteilung der Ar- 
beiter unter die ansässige Bevölkerung erfolgte, so daß eine 
dauernde Barackenunterkunft sich vermeiden lies. Dr. Ber- 
zer vom Reichsarbeitsministerium berichtete über den allge- 
meinen Stand der Erwerbslosigkeit in Deutschland und die bis- 
herigen Regierungsmassnahmen zu ihrer Bekämpfung. Durch 
die produktive Erwerbslosenfürsorge wurden bisher 7000 Mass- 
nahmen mit einem Zuschuss von eine halben Milliarde Mark ge- 
troffen, wodurch ungefähr 250 000 Erwerbslose Arbeit erhielten 
und damit etwa. einer Million Menschen materieller und mora- 
lischer Halt gegeben wurde. Begrüssenswert war die Mitteilung, 
dass nunmehr endlich eine Uebersichts- und Ausgleichs- 
stelle für Reichsaufträge geschaffen werden soll. 
Das Reich ist der größte Arbeitgeber, nützt es doch etwa den 
zehnten Teil der Arbeitskraft der Reichsbevölkerung aus. 
Nach den Mitteilungen des Vertreters des Reichsamts für 
Arbeitsvermittlung ist der Stand der Erwerbslosigkeit 
in Berlin absolut wie relativ ein ausserordentlich 
ungünstiger. Die 126000 Erwerbslosen Berlins stellen 
53 Proz. aller Voll-Erwerbslosen Preussens und 35 Proz, der 
Voll-Erwerbsiosen im Reiche dar! Eine stärkere Zusammen- 
arbeit zwischen der Erwerbslosenfürsorge und den Arbeitneh- 
mern erscheine dringend geboten. Auch müssten unbedingt 
grosszügigere Massnahmen zur Arbeitsbeschaffung zetroffen 
werden. Es seien wohl 826 Massnahmen der produktiven Für- 
sorge zu verzeichnen, darunter aber 600 Anträge von unter 
100 000 Mark. Es müsse auch versucht werden, die Kredit- 
beschaffunz für Berlin zu erleichtern, 

Der Vorsitzende des A.D.G.B., Leipart, unterzog die 
bisherige Tätigkeit der Regierung in der Erwerbslosenfürsorge 
einer eingehenden Kritik. Selbst unter Würdigung der zweiiel- 
los grossen Schwierigkeiten könne das bisher Unternommene 
nicht befriedigen; die Regierung hätte mehr tun müssen. Trotz 
der s. Zt. entgegxenkommenden Antwort der Regierung steht das 
meiste aus den zehn Punkten der freien Gewerkschaften noch 
immer lediglich auf dem Papier, ohne daß man eine ernstliche 
praktische Inangriffnahme durch die Regierung feststellen kann. 
Zur Durchführung öffentlicher Arbeiten müssen weitere Mittel 
angefordert werden. Wenn für das Reich % Milliarde Mark 
Zuschuß zur produktiven Erwerbslosenfürsorge gegeben worden 
sind und davon nur 1 Million für Berlin, so ist das im Ver- 
hältnis der Erwerbslosenziffern für Berlin wenige. Ueber die 
Arbeitszeitverkürzung, Soweit technisch durchführ- 
bar, ist im Reichsarbeitsministerium bisher nichts mehr verlaut- 
bart. Alle Auiträge des Reiches usw, sind als Notstandsarbeiten 
zu bezeichnen. Der Unternehmergewinn ist dabei auf 
ein erträgiiches Mass zu beschränken. Eine intensivere Be- 
lebungdesBaugewerbes ist dringend erforderlich, das 
Mietsteuergesetz reicht dazu allein nicht aus. Nach wie vor ist 
ene Erhöhung der Erwerbslosenunterstüt- 
zung zu fordern. Auch über de Weiterzahlung der 
bisherigen Wintersätze für die nächsten Monate iehlt eine 
Aeusserung der Regierung, FR 

In seiner Entgegnung auf diese Ausführungen Leiparts 
glaubte der Arbeitsminister es zurückweisen zu können, dass 
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hinsichtlich der Durchführung der zehn Punkte noch nichts ge- 
schehen sei. Er konnte aber in der Tat nur von Verhandlungen 
und Besprechungen mit den beteiligten Ressorts, von Erhebun- 
zen und dergl. berichten. Von einer praktischen Auswertung 
dieser Verhandlungen und Erhebungen war nichts zu verneh- 
men. Im übrigen kündigt der Minister an, dassdie Weiter- 
zahlung der Wintersätze der Erwerbslosen- 
unterstützung um drei Monate verlängert 
werden soll und dass Mittel bereitgestellt werden sollen 
zur Unterstützung von Familien langfristig 
Erwerbsloser. Im übrigen verwies er auf einen Ein- 
spruch der interalliierten Kontrollkommission gegen die Höhe 
der deutschen Erwerbslosenunterstützungssätze, die höher seien 
als die in den allierten Ländern. Ein Vertreter des Verkehrs- 
ministeriums berichtete über die bisher im Bereich der Eisen- 
bahnverwaltung vergebenen Aufträge. Zur praktischeren und 
kräftigeren Bearbeitung der Erwerbslosenfrage in Gross-Berlin 
wurde die Bildung einer besonderen Kommission angeregt, be- 
stehend aus je einem Vertreter des Reichsamts für Arbeits- 
vermittlung, des Oberpräsidenten, der Stadt Berlin und Ver- 
treter der Arbeitnehmer. Die Forderungen der Gewerkschaften 
sollen auf Grund der Aussprache erneut Gegenstand einer Kabi- 
netbesprechung sein. Ueber die Fragen der Arbeitszeitverkür- 
zung, Umstellung usw. soll mit Vertretern der Industrie ver- 
handelt werden. Auch die Frage der Kredite an die Kommunen 
usw, soll geprüft werden. 


Wir erwarten, dass man aus all den Besprechungen, Prü- 
fungen usw. endlich zu durchgreiienden Maßnahmen kommt, 
die genügende Arbeit für die Arbeitslosen gewährleisten. Im 
Interesse einer Aufrechterhaltung des inneren Wirtschaftsfrie- 
dens erscheint uns das als eine der allerdringendsten Staatsauf- 
zaben. Die Arbeitnehmervertreter haben noch einmal ernst 
und eindringlichst ihre mahnenden und warnenden Stimmen vor 
dem Reichsarbeitsministerium erhoben. Es liegt im Reichs- 
interesse, dass ihre Stimme nicht ungehört verhallt. 


Reform der Angestelltenversicherung. Wie in der vorigen 
Nummer der „D. T.-Z.“ bereits mitgeteilt werden konnte, ist 
das wohlvorbereitete Attentat der Führer der sogenannten Ge- 
werkschaftsbünde im Reichstag, Lambach und Genossen, auf 
das Mitbestimmungsrecht und den Geldbeutel der Versicherten 
in der Angestelltenversicherung durch die dem AfA-Bund ange- 
hördenden Abgeordneten Aufhäuser und Giebel verhindert wor- 
den. Die Sozialversicherungskommission des AfA-Bundes hatte 
am Sonntag, den 26. Juni, in Gegenwart einer Anzahl parla- 
mentarischer Vertreter der Entrüstung der Angestellten dar- 
über Ausdruck gegeben, in welcher unerhörten Weise die Führer 
der rechtsstehenden Angestelltenverbände im Reichstag einfach 
über. die Köpfe der Angestellten hinweg mit einer so vitalen 
Angelegenheit wie die Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
umzuspringen belieben. Es wurde dabei auf folgendes hinge- 
wiesen. Das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte hatte 1920 bekanntgegeben, dass die versicherungs- 
technische Bilanz der R. i. A. einen Ueberschuss von 1,8 Milliar- 
den Mark aufweise. Bis heute wartet man vergeblich auf eine 
Veröffentlichung dieser Bilanz. Damals baute das Organ des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes in seiner Aus- 
gabe vom 3. November 1920 auf Grundlage dieses versicherungs- 
technischen Ueberschusses den Angestellten das Luftschloss 
einer starken Erhöhung der Renten ohne grössere Beitrags- 
erhöhungen auf. Auch der G. d. A. wiegte seine Gläubigen in 
ähnlichen Träumen. Um so niederdrückender wirkt nach diesen 
Voraussagen der Veriechter des Systems der Sonderversiche- 
rung für die Angestellten die jetzt bei der Novelle zutage ze- 
tretene rauhe Wirklichkeit auf die in jenen Lagern stehenden 
Angestellten. Und ihre Führer wissen, dass der Glauben an die 
angeblich alleinseligmachende Sonderversicherung auch in den 
Reihen ihrer Angehörigen zu schwinden beginnt. Mit der Durch- 
peitschung der Novelle galt es, die Sonderversicherung noch 
einmal für längere Zeit zu retten. Denn darüber muss man sich 
klar sein: die Novelle schlucken, hiess, eine grundlegende Re- 
form der Angestelltenversicherung auf unabsehbare Zeit ver- 
tagen. Um dieses Ziel zu erreichen, waren die parlamentari- 
schen Führer der rechtsstehenden Gewerkschaftsbünde bereit, 
sich in krassen Widerspruch zu dem zu setzen. was sie vor 
einigen Monaten erst ihrer Gefolgschaft unter den Angestellten 
in Aussicht gestellt hatten. Sie waren bereit, eine Vorlage in 
wenigen Tagen durchzupeitschen, die eine Verzehnfachung der 
Beiträge in den untersten Klassen und eine Versechs- und Ver- 
vierfachung der Beiträge in den oberen Klassen. Beiträge, die 
in gar keinem Verhältnis zu den Leistungen standen. vorsah. 

In seiner Begründung zu der ausserordentlichen Beitrazs- 
erhöhung hat das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte am 13. Juni 1921 u. a. zesagt, dass die R. f. A. 
künftighin, um der Invalidenversicherung nicht nachzustehen, 
angemessene Leistungen gewähren will, die der Entwertung des 
Geldes wenigstens einigermassen angepasst sind. Demgegen- 
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über muss aber darauf hingewiesen werden, dass die Ange- 
stelltenversicherung noch nicht einmal ihre eigentlichen Renten- 
leistungen aufgenommen hat. Nach der Gewinn- und Verlust- 
rechnung für 1920 hat sie noch nicht 1% Millionen Mark an 
Renten gewährt gegenüber einer Beitragseinnahme von 419 
Millionen Mark. Die Invalidenversicherung zahlt an Renten 
und Beihilfen 1500 Millionen Mark. Hierbei ist noch in Be- 
tracht zu ziehen, dass die gegenwärtigen Beiträge in der An- 
gestelltenversicherung jetzt schon in der höchsten Klasse drei- 
mal höher sind, als die der Invalidenversicherung. Nach der 
Novelle zur Invalidenversicherung würden sie achtmal höher 
sein. Schon diese wenigen Hinweise zeigen, dass es nicht an- 
ging, eine derart wichtige Vorlage sozusagen über Nacht Gesetz 
werden zu lassen, ohne dass die Angestellten auch nur irgend- 
wie in der Lage waren, mit Ruhe und Ueberlegung zu dem In- 
halt der Vorlage Stellung zu nehmen. Die Versicherten tragen 
die Hälfte zum Bestehen der Versicherung mit bei: sie haben 
das Recht, zu verlangen, zu allen Massnahmen, die für die zu- 
künftige Gestaltung ihrer Altersversorgung von Bedeutung sind, 
vorher eingehend Stellung nehmen und dann ihre Auffassung 
und ihren Willen kundgeben zu können. Darüber wird man auch 
unter den Angestellten im Lager der Gewerkschaftsbünde der 
Herren Thiel und Lambach einer Meinung sein und wenig 
Freude ob der diktatorischen Weise der Führer empfunden 
haben. Diese Vorgänge werden hoffentlich manchem. der dort 
die „wahre Angestelltenvertretung“ nach den vielerlei Anprei- 
sungen jener Seite zu finden vermutete, nun die Augen öffnen 
über die „Gewerkschafts“politik, wie sie hier von den leitenden 
Köpfen der Gewerkschaftsbündler betrieben wird. 


Der Entwurf zu einer Schlichtungsordnung im Reichswirt- 
schaftsrat angenommen. Im sozialpolitischen Ausschuss des 
Reichswirtschaftsrates wurde der Entwurf einer Schlichtungs- 
Ordnung beraten. Wir haben in Nr. 17 der „D. T.-Z.“, 1921, 
grundlegend Stellung zu dem Entwurf genommen. Von Arbeit- 
geberseite wurde gewünscht, dass gleichzeitig mit der Schlich- 
tungsordnung auch das Arbeitsgerichtsgesetz, zu dem 
ein Entwurf noch nicht vorliegt, in Kraft treten möchte. Gegen 
die Einbeziehung der Lehrlinge in die Schlichtungs- 
ordnung wurde erheblicher Widerspruch seitens der Arbeitzeber 
geltend gemacht. Auch gegen die Verbindlicherklärung von 
Schiedssprüchen wurden von Vertretern der Arbeitgeber Be- 
denken erhoben. Zum mindesten wurde von ihnen die Schaffung ge- 
wisser Sicherheiten durch Einführung von Strafibestimmungen 
gegen Zuwiderhandelnde verlangt. Ueber den Aufbau der 
Schlichtungsordnung wie auch über die Organisation der Schlich- 
tungsstellen wurde im allgemeinen Einverständnis im Ausschuss 
erzielt. Zu dem berüchtigten $ 55, der vor Anwendung von 
Kampfmassnahmen die zuständige Schlichtungsstelle angerufen 
wissen will und den Streik untersagt, bevor nicht die Schlich- 
ungssteHhe angerufen ist und einen Schiedsspruch gefällt hat, 
ist in Abwesenheit des Vertreters des AfA-Bundes. der durch 
eine für die Angestellten ausserordentlich wichtige anderweite 
Sitzung in Anspruch genommen war, ein Kompromiss zustande 
gekommen. Diesem Kompromiss haben auch die Vertreter des 
A.D. G.B. zugestimmt. Zu $ 116 Abs. 3, der die Verbindlich- 
erklärung betrifft, wurde folgende Fassung angenommen: 


„Für die Verbindlicherklärung ist eine Zweidrittelmehrheit 
von Stimmen sowie die Zustimmung von mindestens der Hälfte 
der Arbeitgeberbeisitzer und der Arbeitnehmerbeisitzer er- 
forderlich.“ 


Von sonstigen kleineren Abänderungen abgesehen, wurde 
der Entwurf im Ausschuss angenommen. Wir werden auf das 
Ergebnis dieser Beratungen im sozialpolitischen Ausschuss des 
Reichswirtschaftsrates, insbesondere betr. des $& 55, eingehend 
zurückkommen. Die letzte Entscheidung über die Schlichtungs- 
ordnung fällt im Reichstag. 


Die grosse Lebensversicherung der „Volksfürsorge“. Wie wir 
erfahren, hat die von den Gewerkschaften und Genossen- 
schaften gegründete „Volksfürsorge‘“ ihren Geschäftsbetrieb den 
Anforderungen der Jetztzeit entsprechend erweitert. indem sie 
ausser der bisher betriebenen Volksversicherung die sogenannte 
Gross-Lebensversicherung aufgenommen hat. Das in den wei- 
testen Kreisen wachsende Vertrauen, welches der Volksfürsorge 
entgegengebracht wird, dokumentiert sich darin, dass bisher 
über 800 000 Versicherungen abgeschlossen wurden. Infolge der 
Entwertung des Geldes genügte die Versicherung bis zur 5000- 
Mark-Grenze nicht mehr. Deshalb werden von ietzt ab Ver- 
sicherungen mit nach oben hin unbegrenzter Versicherungs- 
summe mit und ohne ärztliche Untersuchung abgeschlossen. 


Wir empfehlen allen Kollegen, die die Absicht haben, eine 
Lebensversicherung abzuschliessen, sich nähere Informationen 
bei den Geschäftsstellen der „Volksfürsorge‘“ oder in der Zentrale 
Hamburg 5, Kapellenstr. 5, einzuholen. 
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Angestelltenbewegung 


Die Ueberilüssigkeit des N.D.T.V, und des Deutschen Werk- 
meister-Bundes wurde diesen in den letzten Tagen wiederum in 
zwei Versammlungen einstimmig bestätigt und zwar einmal in 
einer von diesen Verbänden selbst: einberufenen Versammlung 
Im äussersten Westen, in Herzogenrath (Wurmbergbaugebiet) und 
ferner in der Industriestadt Halle a. Saale. Ueber die Ver- 
sammlung in Halle ist noch an anderer Stelle berichtet. ‚Wenn 
nun schon die Drahtzieher im N.D.T.V.. die Herren Klitzsch, 
Breddemann und Genossen ihre Ueberflüssigkeit nicht einsehen 
wollen, so sollten doch allmählich die D.H.V.-Mitglieder zu der 
Erkenntnis kommen, dass die technischen Angestellten und 
Werkmeister diese Zersplitterung ihrer Organisationen abieh- 
nen und dass der D.H.V. seine erhebliche Unterbilanz vom Vor- 
jahre wirklich nicht dadurch wettmachen kann, dass er überall 


‘öffentliche Werbeversammlungen für seine Schützlinge veran- 


staltet. Wie wir hören, soll der D.H.V. monatlich etwa 65 000 
Mark dem N.D.T.V. zuschiessen. ‘Uns kann das ja recht sein. 
Sein Defizit, das 1919 199000 Mark und 1920 262000 Mark 
betrug, wird ‚sich 1921 noch wesentlich erhöhen. Vielleicht 
werden dann die Mitglieder des D.H.V, seine finanzielle Lel- 
stungsunfähigkeit erkennen und einsehen, weshalb seine gewerk- 
schaftlichen Unterstützungseinrichtungen die bei weitem niedrig- 
sten Unterstützungssätze aller Verbände aufweisen. Die D.H.V.- 
Mitglieder müssen bald zu der Ueberzeugung kommen, dass der 
D.H.V. im Jahre 1919, als er schrieb: „Eine Gewerkschaft, die 
nichts in ihrer Streikkasse hat, ist überhaupt keine Gewerk«- 
schaft!“, sich selbst sein Urteil gesprochen hat. 


Ein würdiger Vertreter des Neuen D.T.V. In Halle wie im 
umliegenden mitteldeutschen Bergbaurevier macht der N.D.T.V, 
die stärksten Versuche, Mitglieder zu gewinnen. Seine Ver- 
sammlungen finden hinter verschlossenen Türen statt. Ein- 
lass erhält nur, wer im Besitz einer auf den Namen ausgesteli- 
ten Einladung ist. So kann der würdige Vertreter dieses gelben 
Verbandes, Herr Klitzsch, die, die nicht alle werden, unge- 
stört mit seinen nationalen Phrasen umnebeln. Wir hatten, um 
die notwendige Aufklärung über die Tätigkeit dieses Schädlings 
der Angestelltenbewegung zu verbreiten, am 20. Juni in Halle 
eine öffentliche Versammlung einberufen, in der Kollege Kauf- 
mann über das Thema: „DieAndern und. wir“ sprach 
und dabei mit der gebotenen Deutlichkeit die grundsätzlichen 
Unterschiede zwischen der freigewerkschaftlichen Auffassung 
und jener der Harmonieverbände, insbesondere der des N.D.T.V,, 
klarlegte. Anscheinend gedrängt von neugeworbenen Mitglie- 
dern, die ihre Organisationsarbeit nicht ganz im Dunkeln ver- 
richten wollen, unternahm es Herr Klitzsch in jener Ver- 
sammlung, für den N.D.T.V. eine Lanze zu brechen. Was er 
sagte war „Kitsch“ im wahrsten Sinne des Wortes. Ungereim- 
tes Zeug über die Vorzüglichkeit der Angestelltenversicherung 
im Gegensatz zur Invalidenversicherung, womit er bewies, dass 
ihm jegliche Sachkenutnis auf diesem Gebiete abgeht. sowie eine 
Wiederholung der Koslowskischen Angriffe gegen den AfA-Bund 
nur in stark vergröberter Form. Da Herr Klitzsch gegen den 
Referenten sachlich nicht aufzukommen vermochte, steigerte er 
seine Kapuzinade gegen den Werkmeisterverband und Butab 
schliesslich soweit, dass er erklärte: „Euer Führer ist 
der Hölz!“ Nun hatte es eingeschlaren! Der Versammlung, 
die bereits vorher. durch die unsachlich und herausfordernde 
Rede des Kiitzsch aufs höchste empört war, bemächtigte sich 
eine ungeheure Erregung, die in Tätlichkeiten gesen diesen 
„noblen“ Angestelltenführer auszuarten drohte. Nur mit 
äusserster Mühe gelang es dem Referenten, die auf Klitzsch 
Eindringenden zurückzuhalten. 

Wenn es sich nur um unser organisationseeroistisches In- 
teresse handela würde, müsste man wünschen. dass der Mann 
sich noch öfter so betrage. Dann würde der N.DT.V. bald er- 
ledigt sein, denn auch der letzte Techniker müsste erkennen, 
dass eine Organisation, die solche Menschen Öffentlich auftreten 
lässt, unmöglich eine Interessenvertretung sein kann. Un- 
sere Kollegen werden dem Werben des gelben Techniker- 
Verbandes durch Vertreter dieser Art, welche sich nicht 
scheuen, die gewerkschaftlich organisierten Techniker zur Ge- 
folgschaft eines Verbrechers zu stempeln, die richtige 
Antwort schon erteilen. 


Heuchier! Der G.d.A. hat an den Reichspräsidenten einen 
Schreibebrief gerichtet, in dem er ihn auffordert „die im Bru- 
derkampf zersplitterten Kräfte des deutschen Volkes zusammen- 
zufassen“. In dem Schreiben heisst es: „Lasst ab vom Streit, 
vom Bruderkampf“, „Fort mit allen Gewerkschaftstheorien und 
Richtungsstreit“ und weiter: „Die Selbstsucht. des Einzelnen, 
der Parteien, der Verbände, der Gewerkschaften muss ersetzt 
werden durch opierbereiten Gemeinschaftsgeist“, Dieses 
Schreiben an der. Reichspräsidenten lässt er durch die Tarzes- 
zeitungen unter der fetten Ueberschrift „Gegen Bruderkampf 
und Zersplitterung“ hinausgehen. Zu gleicher Zeit, ‘wo er sich 
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so der breiten Oeffentlichkeit in der Maske des friedliebensten 
Biedermannes zeigt und den Anschein erweckt, als ob nur die 
bösen Menschen in den anderen Organisationen Schuld am Bru- 
derkampf und an der Zersplitterung sind, wirft er in ungeheuren 
Mengen Flugblätter in die Angestelltenschaft, die die gehässig- 
sten Entstellungen und Verleumdungen des Bundes der techni- 
schen Angestellten und Beamten enthalten. Obgleich die tech- 
nischen Angestellten ihm immer wieder bescheinigen, dass sie 
von seiner Zersplitterung der Einheitsorganisation der Techni- 
ker, des Butab, nichts wissen wollen, ist gerade er es, der die 
immer grösser werdende Lücke in seiner Mitgliedschaft und sei- 
ner Kasse durch die Techniker bzw. deren Beiträge auszufüllen 
trachtet. 


Prämien für Mitgliederfang. Der G. d. A. scheint es ausser- 
ordentlich dringend notwendig zu haben, der Mitgliederflucht 
etwas zu steuern, deshalb setzt er folgende Prämien aus: 

Wer dem G.d.A. zwei neue Mitglieder. zuführt, erhält wertvolle 
Bücher. Wer bis fünf neue Mitglieder einfängt (!), erhält freien 


Ferienaufenthalt in einem Erholungsheim. Derjenige, der mehr als 
fünf neue Mitglieder dem G.d.A. zuführt, braucht ein Jahr keine 
Beiträge zu zahlen. 


Wir gönnen den Mitgliedern des QG. d. A. den freien Ferien- 
aufenthalt von Herzen; aber dass sie diese Vergünstigung sich 
durch die Verhökerung eingefangener Mitgliederseelen erkaufen 
müssen, scheint uns eine nicht gerade edle Handlungsweise zu 
sein. Wie weit muss es mit dem G. d. A. gekommen sein, wenn 
er selbst schreibt: „Wer... Mitglieder einfängt!* 


Gewerkschaftsarbeit 


Ein polnisch klingender Name als Massregelungsgrund. Beil 
der Schlesischen Landgesellschaft m. b.H. in 
Breslau war ein Kollege, der einen polnisch klingenden Namen 
trägt, beschäftigt. Am 14. Mai d.J. wurde ihm ein Kündigungs- 
schreiben folgenden Inhalts zugestellt: 


„Mit Rücksicht auf Ihre grosspolnische Staatsgesinnung 
und da ein grosser Teil der Beamtenschaft aus diesem Grunde 
ein ferneres Zusammenarbeiten mit Ihnen ablehnt. kündigen 
wir Ihnen hiermit die bei uns innehabende Stellung zum 
Juli. 0.57. Schlesische Landgesellschaft m b. H.“ 


Der Kollege, dessen Familie durchaus deutsch erzogen 
worden ist und der sich selbst einer grosspolnischen 
Gesinnung nicht bewusst ist, hat die Annahme der Kündigung 
verweigert mit dem Bemerken, dass der allgemein gehaltene 
Kündigungsgrund auf unwahren Behauptungen beruhe und erst 
einwandfrei nachgewiesen werden müsste. Bei den Verhand- 
lungen vor dem Schlichtungsausschuss konnte der Vertreter 
der Schlesischen Landgeselischaft, die dem preussischen Mi- 
nister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten unterstellt ist, 
irgendwelche Beweise für die grosspolnische Gesinnung, ge- 
schweige denn Betätigung, unseres Kollegen nicht vorbringen. 
Interessant und zugleich kennzeichnend ist aber ein Auszug 
aus einem Protokoll über eine gemeinsame Sitzung des Be- 
triebsrates mit dem Leiter der Schlesischen Landgesellschait, 
der vor dem Schlichtungsausschuss zur Verlesung kam. - Dieser 


. Leiter, Oberregierungsrat Koeppel, erklärte, dass er ver- 


pilichtet sei, für streng deutschrationale Gesin- 
mung unterden Angestellten und Beamten der 
Schlesischen Landgesellschaft zu sorgen. Die 
Frage des Schlichtungsausschussvorsitzenden, ob die Schlesi- 
sche Landgesellschaft von dem Ministerium Weisung habe, 
Angestellte mit grosspolnischer Gesinnung zu entlassen, wurde 
von Vertreter der Schlesischen Landgesellschaft verneint. 
Kennzeichnend ist weiter die Unterschriftensammlung von 74 
Angestellten und Beamten unter die Erklärung, dass sie nicht 
gewillt wären, mit dem gemassregelten Kollezen weiter zu- 
sammen zu arbeiten, Die Erklärung wurde nämlich nicht in Um- 
lauf gesetzt, sondern jeder Angestellte und Beamte 
wurde einzeln zur Unterschriftsleistung in 
ein besonderes Bureau gerufen. 

Die Verhandlung vor dem Schlichtungsausschuss hat, da 
die Schlesische Landgesellschaft keinerlei Beweise erbringen 
konnte, zu einem Schiedsspruch geführt, nach welchem der 
Kollege wieder eingestellt werden musste. Die Schlesische 
Landgesellschaft weigert sich jedoch, den Kollegen weiter zu 
beschäftigen. ’ 

Um nun ein für allemal derartigen Verhetzungen das 
Wasser abzugraben, hat sich der Bund an den Minister für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten gewandt und unter Schil- 
derung der Zustände bei der Schlesischen Landgesellschaft den 
schärfsten Protest gegen eine derartige Behandlung eines An- 
gesteliten eingelegt und gefordert, dass die Landgesellsckaft 
von seiten des Ministers veranlasst wird, unverzüglich die 
Kündigung zurückzuzichen bzw, den zur Entlassung kommen- 


‘den Kollegen wieder einzustellen. 











“ Tagen erschienene 23. Sonderheft 
bringt eine eingehende Darstellung über die Tarifverträge 
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Die Tarifverträge im Deutschen Reiche 1919. Das in diesen 
zum „RKeichsarbeitsblatt“ 


im Deutschen Reiche am Ende des Jahres 1919, 

Im Jahre 1919 stieg der Bestand an Tarifgemeinschaften 
(nach Ausmerzung der Doppelzählungen) von 7819 auf 11.009, 
die Zahl der tariflich beherrschten Betriebe von 107503 auf 
272251 und die der tariflich gebundenen Personen 
von 1127690 auf 5986475. Die Entwicklung der 
Tarifverträge in den letzten acht Jahren ergibt folgendes Bild: 


Tar:fgemein- für mit 
schaften Betriebe beschäftigten 

Personen 
en 1 Up Be 3) 159 930 1574 285 
BE EN RE 10885 143088 1398597 
ara en. ur al0840 143 650 1395 723 
BMA nee ee 5 10171 121697 943442 
BIN N le 25 9435 104179 740074 
ET a 8854 91313 905 670 
BIRS ER N ee. 7819 107503 1127690 
1919 ER FR . 11609 272251 5986475 


Bedeutungsvoll bei dieser Entwicklung ist insbesondere, 
dass sich nunmehr die Tarifverträge auch diejenigen Zweige 
der Grossindustrie erobert haben, in denen sie bislang gar 
nicht oder doch nur sehr spärlich. vertreten waren, so vor 
allem im Bergbau- und Hüttenwesen.inder Gross- 
eisenindustrie und in der chemischen und Textil- 
industrie. Auch in der dem Tarifvertrag bisher ver- 
Schlossenen Landwirtschaft und in den Verwaltun- 
genundBetriebender Länder und Gemeinden, 
wie auch des Reiches wird heute im allgemeinen nach tarif- 
lich festgelegten Bedingungen gearbeitet. 

Ende 1919 arbeiteten in der Gewerbegruppe Mctall- 
industrie 1463032 Personen unter tariflichen Bedingungen, 
im Bergbau- und Hüttenwesen 1372628, inder Holz- 
industrie 305298, im Bekleidungszgewerbe 327581, 
im Baugewerbe 43719 und im Verkehrsgewerbe 
168426 Personen. 

In 1072 Tarifgemeinschaften für 44737 Betriebe mit 
1326571 Personen war eine kürzere Arbeitszeit als 
48 Stunden in der Woche vorgesehen, darunter hatten 
289907 Personen eine wöchentliche Arbeitszeit von über 42 
bis 45 Stunden. 

Allgemeinverbindlich waren 638 Tarifverträge erklärt, von 
denen 22 Reichstarife, 375 Bezirkstarife und 241 Ortstarife 
waren. Ende 1920 war die Zahl der allgemeinverbindlich er- 
klärten Tarifverträge auf 1464 gestiegen. Davon entfällt der 
grösste Teil auf die Angestelltenverbände. Reichstarife 
bestanden am Jahresschluss 1919 insgesamt 116. 

Der Bund dertechnischen Anzestellten und 
Beamten hatte im Jahre 1919 insgesamt 188 Tarifverträge 
abgeschlossen, und zwar 85 Ortstariie, 102 Bezirkstarife, 
1 Reichstarif. Nach friedlichen Verhandlungen waren 179, nach 
Streiks 9 Tarife zustande gekommen. Der alleinige Vertrags- 
abschliessende auf Arbeitnehmerseite war der Bund in 42 Fällen, 
146 Tarife wurden zusammen mit anderen Angestelltenverbän- 
den getätigt. Auf Arbeitgeberseite waren bei diesen Vertrags- 
abschlüssen 173 Verbände und 21 Einzelfirmen beteiligt. 

Ueberblickt man die Entwicklung des Tarifvertrages, dann 
erhält man das Gesamtbild einer Aufwärtsentwicklung. 
Der sich ausdehnende Geltungskreis der Tarifverträge führt 
den steigenden Einfluss der Gewerkschaften 
auf dem Gebiet der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
sinnfällig vor Augen. 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere, über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Aufzahme von Photographen. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung vom 13. Juni 1921 beschlossen, dass Photographen, die in der 
Industrie, im Bau- und Kunstgewerbe tätig sind, für die Zeit ihrer Beschäfti- 
gung in'Betrieben obengenannter Art Mitglieder des Bundes werden können. 


Einmalige Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose. In der Sitzung des 
Bundesvorstandes vom 24. Juni 1921 wurde beschlossen: Erwerbslose, die am 
30. Juni 1921 dem Bunde mindestens ein Jahr als ordentliche Mitglieder ange- 
hören und mindestens sechs Monate stellungsios sind oder vor dem 1. Mai 1921 
mit Stellenlosenunterstützung voll ausgesteuert waren, erhalten auf Antrag im 
Monat Juli eine einmalige Wirtschaftsbeihilfe von 150 M., für jedes unterhalts- 
Bere Familienmitglied 50 M. bis zum Höchstbetrage von 300 M. aus 
gezahlt. 
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Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus dem Bunde 
ausscheiden, haben die bezogene Unterstützung wieder zurückzuzahlen. 

Der Antrag muss, von der zuständigen Ortsverwaltung befürwortet und 
beglaubigt, bis spätestens‘ 27. Juli 1921 in der Hauptgeschäftsstelle eingehen. 
Später gestellte Anträge können keine Berücksichtigung finden. 

Dem Antrage ist eine Bescheinigung der Erweibslosen-Fürsorgestelle über 
die Stellenlosigkeit und das Mitgliedsbuch beizufügen. Das Mitglied darf nicht 
mit mehr als drei Beiträgen ohne Stundung rückständig sein und muss den 
Stellennachweis des Bundes in Anspruch nehmen. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berlin anzufordern. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln, { 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner Industrie-Werke G,m.b.H., (früher Fokker Flug- 
zeuge m.b. H.). 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskaiender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort.. Die Anzeigen müssen spätestens 
8 Tage vor Erscheinen der D.T.Z., also stets bis zum Freitag früh, im Besitz der 
Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss, 


Berlin-Charlottenburg H. M. 14. VIL 7%. Rest. Ruhland, Savignyplatz 3, 
Bin.-Friedenau. M. 14. VIL. 7°%. Rest. Hohenzollern, Handjerystrass». 
Bin.-Lichtenberg. M. 14. VIL 7°, Rest. zur Hütte, Frankfurter Allee 226, 
Bin.-Norden I. WM. 14. VII. 750. Rest. Osw. B-rliner, Brunnenstr.. 140. 

Bin.-Osten I. M. 14. VIL 7° Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 
Bin.-Südwesten. M. 14. VI. 7%. Rest. Göbels, Tempelhofer Ufer 6. 
Giessen. M. 13. VIl 8%, Aquarium, 

Haidemühl. M. 10. VIL 

Halle a.$. F. Baugewerbe. 12. VII. 8%, Marslatour, Gr. Ulrichstr. 10 (Hof lügel). 
Gr.-Hamburg. F. Vermessungstechniker (Staats, Kommunal- u. Privatbetriebe). 


13 VH. 7% Geschäftszimmer. 
Karlsruhe. F. 11. Vil. 8%. Gasthaus zur „Wacht am Rhein“, Ecke Garten- und 
Ritterstrasse. 


| eb nennen unLne petnmunthrebennnn nennen ng nennen eisernen. rs rent hama erben 
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Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht, herausgegeben von Dr.H Dersch, 
Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium, Dr W. Kaskel, ao Professor an 
der Universität Berlin, Dr. Fr. Sitzler, Ministerialrat und Abteilungsleiter 
im Reichsarbeitsministerum, Dr. Syrup, Präsident des Reichsamts für 
Arbeitsvermittlung. Monatlich ein Heft. Bezugspreis: jährlich 72M. (J. Bens- 
heimer, Mannheim, Berlin, Leipzig). 

Die „Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht‘‘, deren erstes und zweites Heft soeben 
erschienen, ist für den Praktiker bestimmt. Sie bringt daher neben wissen- 
schaftlichen Abhandlungen über neue Gesetze und wichtige Probleme des 
Arbeiterrechts zuverlässige Uebersichten über die gesamte Rechtsprechung und 
Literatur und eine Rundschau über alle wichtigen Vorkommnisse auf dem 
neuen Rechtsgebiet. Die Namen der Herausgeber bürgen dafür, dass die Zeit- 
schrift die übernommene Aufgabe lösen wird. Fast alle führenden Persön- 
lichkeiten auf dem Gebiete des Arbeitsrechts haben sich schon jetzt zur Mit- 
arbeit bereit erklärt. Aus dem Inhalt des 1./2. Heftes: Der Begriff der Ge- 
samtstreitigkeiten im Schlichtungsverfahren. — Haftung für Handlungen des 
Betriebsrates. — Die Zuständigkeitserklärung zwischen Gericht und Schlich- 
tungsausschuss bei fristloser Entlassung nach dem Betriebsrätegesetz. — Rund- 
schau. — Bücherbesprechungen. — Literaturübersicht. — Rechtsbesprechung 
und Verwaltung. — Gesetze, Verordnungen, amtliche Bekanntmachungen. 


Ein „Internationales Arbeitsjahrbuch“, bearbeitet vom Internationalen 
Arbeitsamt in Genf, erscheint in den nächsten Tagen. Es enthält in ge- 
drängter Form alle wichtigen Angaben über amtliche und private Organisationen 
der ganzen Welt, die sich mit wirtschaftlichen und Arbeiterfragen befassen. 

In bezug auf amtliche Organisationen bringt es genaue Angaben über die 
verschiedenen Abteilungen des Internationalen Arbeitsamtes des Völkerbundes, 
wie auch der in den einzelnen Ländern für Arbeiter- und wirtschaftliche Fragen 
bestehenden Regierungsstellen. Der zweite Teil umfesst die inoffiziellen oder 
privaten Organisationen aller Länder, soweit diese zu beschaffen waren, und 
zwar d’e genauen Namen und Anschriften der Arbeitergewerkschaften, der 
Arbeitgeberorganisationen und -genossenschaften, ebenfalls mit den Namen der 
leitenden Personen, dem Titel des offizielien Organs, der Mitgliederzahl der 
Gewerkschaften und Genossenschaften und der Zahl der den Arbeitgeber- 
organisationen angeschlossenen Firmen. Soweit möglich, sind auch Angaben 

macht über die Zugehörigkeit zu besonderen nationalen oder internationalen 
Körpkischaften. 

Der vorliegende Band wird eine unentbehrliche Quelle für jeden sein, 
der mit den internationalen oder nationalen wirtschaftlichen Dingen ın Fühlung 
bleiben will. Es sind besondere Ausgaben in englischer, französischer und 
deutscher Sprache hergestelit worden, deren jede etwa 600 Seiten umfasst. 
Der Preis beträgt in der Schweiz 6 Fr., für Oesterreich 100 Kr., für die 
Tschechoslowakei 25 Kr., für Deutschland 25 M. Das Buch ist gegen Ein- 
sendung des Betrages direkt vom Internationalen Arbeitsamt in 
Genf wie auch durch dessen Berliner Büro (Alex. Schlicke), Berlin- 
Grunewald, Humboldtstr. 13, zu beziehen. 


ändeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: FriedrichSchwedt, Berlin. 


a 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Bore) GmbH., Berlin SW 69. 









Geschäftliche Mitteilungen. 


Vielstellige Multiplikationen und Divisionen mühelos am Rechen- 
schiober oder sonst aus-uführen, war von jeher der Wunsch jedes 
Technikers, Kaufmanns und Handwerkers. Dies erfüllt der neu erfundene 
Logaferrol, bei dem keinerlei Vorkenntnisse erforderlich sind. Von 
den zwei parallel nebeneinander herlaufenden Skalen.sind höchst einfach 
vier Stellen ohne weiteres gedruckt ablesbar, während die fünfte und 
sechste mit dem Auge zu bestimmen sind. 

Die Gebrauchsanweisung bringt es fertig, ohne irgendwelche Formeln 
die Gesetze der Logarithmen für jedermann verständlich zu machen, 

Wir machen unsere Leser hiermit‘ auf das Inserat in der heutigen 
Nummer aufmerksam und empfehlen, die von der Ferrolgeseilschaft 
Bonn (E..V. zum Ausbau und zur Vergr. des Ferrolschen Verfahrens) 
herausgegebenen ausführlichen Druckschriften zu verlangen, welche 
postfrei zugesandt werden. 


5 | Stellenangebote 


Für das Bauamt In Marl werden sofort 2 Techniker, 


mu Mochbautechniker 
Vermessungstechniker 


und 
einer als 

der auch im Tiefbauwesen erfahren sein muss, gesucht. Anstellung 
erfolgt auf Privatdienstvertrag. Besoldung nach Gruppe 6, mit Auf- 
rückungsmöglichkeit nach Gruppe 7, der für das rhe nisch-westfälische 
Industriegebiet geltenden Besoldungsordnung. Ortszuschlag nach Orts- 
klasse A. Bewerbungen, möglichst mit Probeentwürfen usw., sind 
umgehend einzusenden. Barkhau. 
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Gesucht zum baldigen Antritt ein noch fiimgerer, aber in 

Theorie und Praxis schon etwas bewanderter 
Ingenieur, 

der bereits einige allgemeine Kenntnisse vom Brauerei- und 

Maizgewerbe hat. 

Gefl. Of’erten mit Lebenslauf, Angabe der Ausbildung und 
bisherigen Tätigkeit, sowie Gehaltsansprüche, Zeit des frühesten 
Antritts recht bald erbeten an F'. Ergang, Maschinenfabrik, 
Magdeburg, Gr. Diesdorfer Strasse 209. 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und | 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und | 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz hestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Seibstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen eder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehiende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethods „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben. 
Bonness & Hachfeid, Verlag, Potsdam. 


Preussische Lotterie 


1. Klasse, Ziehung am 12. und 13. Juli 























Hauptgewinn 125000 Mark 
1, 1 1/n 1 Los 
0,— 29,— 40, — 89,— Mark 


zuzüglich Porto zu haben bei 
Waldmann, Preuss. Loiterie-Eiunshmer, 
Berlin NW 7, Universitätsstr.3 b, Ecke Georgenstrasse. 
Postscheckkonto: Berlin 30915. \ 
Reisegepäokversioherung nach allen Orten @ 











Soeben ist erschienen: 


„Die Dilioihek es Technischen 


Angestellten und Beamlen. 


Versendung erfolgt kostenlos durch den 


Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H., 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 
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Anzeigen 












die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 

Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 35 %, bei 13 Auf- 

nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. . 
ark. 




















Für sofort ein selbständ. arbeitender 


Bautechniker 


für Büro, evtl auch für 
Baustelle gesucht. 
Schriftliche Angebote unt.Beifügung 
von Bild und Zeugnisabschriften. 
Sulze & Schröder, 
Schornsteinbau, 
Hannover, Hildesheimer Str. 69. 


Techniker 


vertraut mit der Praxis und der Re- 
paratur landwirtschaftlicher  Ma- 
schinen, z. sofortig. Eintritt gesucht. 


ek MER (E. 6. N.) 


e. 6. m. k 
Rostock i. Meckl., Naue Wallstrasse 3. 


Tiefbau - Techniker, 


unverheiratet, gesucht f.Bebauungs- 
pläne und Strassenbauten, sauberer 








Zeichner. — Schri’tprobe beifügen. 
Gehaltsklasse 7, sofortiger Eintritt. 
Bauamt des Amtes Wellinghofen. 


Schutz und Verwertung 
von Neuerungen aller Art 


zu günst. Bedingung.durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culmstr. 18 


Langj. Erfahr. (Bundesmitg!.) 


Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. 
Prospekt frei. 


Streitz, Berlin 210, Pastenrstr. i6. 


| Ingenieure! 
- Kuntlentel 
Hinaus mit dem Schieber! 


Rechen- 
Besser, 
billiger, ! 
bequemer, # 


dabei selbst einem Volksschüler 
# sofort verständlich ist 


Lonalerol! 


A Nicht grösser als ein gewöhn- 
4 licher Schieber liefert er 


fünfstellige 


Resultate 


4 Preis Mark 25.— bezw. 25 fra, 
und 20%, Zuschlag. ; 


k Garantie: 

Umtausch gegen beliebige 
Bücher. Verlangen Sie meine 
Ran Reichhaltigkeit unübertr. 
ä Kataloge (ca. 200.000 verschie- 
B denz Titel). 


FF. ). Hathmacher, Bonn-F, 


A Varlags- u. Varsandbuchhandiung. 
P.-S. Köln 21658. 
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Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 


echnike 












| >] | 
r-Mäntel 
Offene und geschlossene Form, erst- 


klassige Verarbeitung und tadelloser Sitz 


aus prima weissem Nessel, extra schwere Ware, 

nur Mark 62,— 

aus prima gebleichtem Köper, schwere Ware, 

j nur Mark 99, — 

aus prima schwerem Köper, in Khaki uder mode, 

: nur Mark 99,— 

aus grauem Nessel nur Mark 65,— 

(Brustumfang über Weste angeben.) 
Damen-Mäntel in 110, 115 und 120 cm Länge . 

in obigen Qualitäten ‘mit: 10%, Aufschlag liefert 

zoll- und verpackungsfrei , 


Friedr. Offermann, 
M.-Gladbach. 


Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos geren Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


Für alle Selbstrasierer 


eine neue mi'de, haarerweichende Ras’erssife „Leosira“ mit fabelhafter 
Schaumkraft, völl'g reizlos für die empfindlichste Haut. Keine Bartflechts 
mehr! Preis Mk. 3,— in alien Drogerien und Parfümerien. Versuchen 
Siel Eventl. direkt gegen Mk. 3,— franko und Verpackung frei durch 
Laboratorium Leo, Abi. 144, Dresden-N. 6. 
| Unsere Dauerwäsche f 


A Qualität I zerbricht nicht 


weil mit stärkster Stoffunterlage. 
Glatte Stehkragen 12,—) 2 







geschlossene 
Form 








Phoiographieren Sie? 


Für Beruf und freie Stunden 


können auch Sie auf Grund 
meiner neuen Zahlungsbedin- 






































: : S5 gungen (auf Wunsch Kredii- 
LEnneeg: Br ee =& #|8 gabe auf mehrere Monaie) 
EST DIN OL hr einen erstklassigen Photo- 


Stebumlegekragen 13,—125 
Vorhemd, weiss od. bunt 2, — & 
Manschett.,w.o.bt. Paar 22, f 
Rabatte für Mehrberug: 
M. 209,— 300,— 500,— 


; apparat und Ausrüstung er- 
werben. Kostenirei sende ich 
Liste Nr. 51 TZ mit zahlreichen 
prachtvoll, Gelegenheitskäufen 
in feinsten Kameras u. Bedarfs- # 





5% 72/0 : 10% artikeln (Platten, Films, Papiere, 
Bestellun er 100 M. an $ Entwickler usw.). 
4 rortofr. Sendung, per Nachn. 2 
2 Sammelbestellg. erwünscht. & Photo Ew Haas 
Genaue Höhe, Weite und früher 


Form: angeben. 


Dauerwäschefabrik Bremer & Co. E 
Leipzig-Det., Gerberstr.19/27. 


Photogroph, Apparate 


Photohaus Neithold ; 


Frankfurt a. Main, 
Steinweg 6. 





u. Bestandteile 
Katalog A frei. 
Selbstspielende 


Zomophone 


Katalog B frei. 


Uhren, Brillanten, 
9 Gold-u.Metallwaren 








Teilzahlung 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren Raslarartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
mente und Grammophone, 


Kataloge umsonstu.portofrei lisfera 


Jonass 4 Go., Berlin A.as1 


Balle-Alllance-Strasse 7-10, 


„Welt - Detektiv“ 


® Auskunftei Preiss- Berlin 38 
Kleiststr. 36 (Hochbahrhof 


Nollendorfpt.). Tel. Kurf.4543, 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
Zivil- u.Strafproz. In- u. Ausl. 
Heirats- Auskünfte 


üb.Vorleb.,Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh., Einkommen, 
vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch, 
Plätz.!:Diskret! Zuverläss.! 
Taus. freiwill. Anerkennung. 


Gegründet 1905 





Teilzahlung. 


[. Römer, Altona (Ehe) 
Beilagen Erfols! 


Fiseher: Stalik 
u. Fesligkeitslehre 


Band 1—3. Gebunden 4. 270,—, 
bei Ratenzahlung 10%, Zuschlag. 
Monatsrate M. 30,—. 


Mathematik 


zum Seibstunterricht. 
Gebunden M. 80,— durch 


Hermann Meussor, 4, 
Berlin’W 57/4, 


Potsdamer Strasse 73. 
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Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichstag vertagt 
Uneinigkeit in der christlich-nationalen Angestelltenbewegung 


Der entschiedene Protest des AfAbundes gegen die kurz 
vor den Reichstagsierien versuchte Ueberrumpelung der An- 
gestellien mit einer unerträglichen, durch keinerlei verbesserte 
Leistungen kompensierten Beitragserhöhung hat einen vollen 
Frfolg gehabt. Zunächst hatten sich die beiden sozialistischen 
Parteien mit aller Entschiedenheit gegen die von den Reichs- 
tagsabgeordneten Thiel und Lambach vom D. H. V. ver- 
langte Durchpeitschung der Vorlage gewandt. Da diese beiden 
„Angestellteniührer“ den Nachweis nicht erbringen konnten, 
dass’es im sachlichen Interesse der Privatangestellten 
liege, diese von oben herab mit Monatsbeiträgen bis zu 98 Mark 
zu belasten, ohne ihnen auch nur einige Wochen Zeit zur Prü- 
fung und Willensäusserung zu geben,. versuchten sie auch in 
Reichstag mit dem Gespenst der sozialdemokratischen Partei- 
politik zu operieren, das von jener Seite bekanntlich draussen 
im Lande und in der Generalanzeigerpresse stets gegen iede 
Forderung des AfAbundes als „sachliches Argument“ ins Feld 
geführt zu werden pflegt. Die bürgerlichen Parteien sollten 
sich nach dem Willen der Thiel und Lambach geschlossen 
gegen die vom AfAbund aus „parteipelitischen Gründen‘ ver- 
langte Vertagung der Novelle wenden. In einer vom DHV. ver- 
breiteten Pressenotiz wurde wörtlich ausgeführt: 

„Die Stellungnahme des AfAbundes ist nicht von sachlichen, 
sondern von parteipolitischen Gesichtspunkten bestimmt. Der 
AfAbund setzt Sich deshalb für die Beseitieung der Standes- 
unterschiede ein, Aus diesem (?) Grunde erstrebt er die Ver- 
schmelzung der Alngestelltenversicheruneg mit der Invaliden- 
versicherung ... Der unabhängige sozialdemokratische Reichs- 
tagsabgeordnete Aufhäuser, ein Führer des AfAbundes. hat 
das dieser Tage seibst zugegeben und die Angestelltenversiche- 
rung als ‚zur Annektion reif‘ bezeichnet.“ 


Diese alte Verdächtigung, als wäre das Eintreten des AfA- 
bundes für die Verschmelzung der Angestellten- und der In- 
validenversicherung zu einer einheitlichen, billigen und leistungs- 
fähigen Sozialversicherung von sozialdemokratischen Partei- 
rücksichten diktiert, findet zwar gelegentlich noch bei einigen 
zurückgebliebenen Angestellten Gehör, die den sonderbaren 
Ehrgeiz haben, ihre materielle Besserstellung einem bernierten 
Standesdünkel zu opfern. Im Reichstag aber haben die deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfenvertreter mit dieser Sozialisten- 
töterei diesmal keine Geschäfte machen könren. Die Deutsch- 
Demokratische Partei und die Zentrumspartei liessen sich ent- 
gegen allen Einflüsterungen von Thiel und Lambach nicht da- 
von abhalten, gemeinsam mit der Sozialdemokratischen und der 
Unabhängigen soziaklemokratischen Partei und entsprechend 
dem AfA-Vorschlag, die Novelle auf den Herbst zu vertagen. 
Diese vier Parteien waren aber nicht nur im negativen Sinne 
mit dem AfAbund einig, sondern machten sich auch dessen 
positiven Vorschlag zu eigen, indem sie in einem gemein- 


samen Antrage die sofortige Erhöhung der Versicherungs- 
pflichtgrenze auf 30000 Mark unter Angliederung der ent- 
sprechenden weiteren Lohnklassen verlangten. Dieser Vorgang 
war für die deutschnationalen Drahtzieher um so härter, als 
ja das Zentrum die parlamentarische :Vertretung der christ- 
lichen Gewerkschaften, damit also auch des Neuen Deutschen 
Techniker-Verbandes, des christlichen Werkmeisterbundes usw. 
darstellt. Thiel und Lambach‘ wandten sich in der zweiten 
Lesung des Reichstags öffentlich mit grösster Schärfe gegen 
diese ihre eigenen Gewerkschaftsfreunde — aber vergeblich. 
Die sachliche Position des AfAbundes war zu stark, um durch 
parteipolitisches Gezänke erschüttert werden zu können. 
Schliesslich drohte der von Thiel. orientierten Deutschen Volks- 
partei und ebenso der Deutschnationalen Volkspartei des Herrn 
Lambach die Gefahr, bei weiterem Widerstand geren den ge- 
meinsamen Antrag der vorher erwähnten vier Parteien in der 
Isolierung zu bleiben, und siehe da: In der dritten Lesung 
mussten Thiel und Lambach unter schweren inweren Hem- 
mungen die Erklärung abgeben, dass auch ihre Parteien für 
den gemeinsamen Antrag stimmen werden, wenngleich sie nicht 
in der Lage wären, die „Verantwortung“ für dessen Inhalt zu 
übernehmen. Es wirkte bei dieser Umfallserklärung recht er- 
heiternd, als Herr Thiel erklärte, er würde schweren Herzens 
u..a. deshalb nunmehr für der Antrag unserer: Freunde im 
Reichstag stimmen, weil darin die Gewährung des passiven 
Wahlrechts der Frauen zu den Schieds- und Oberschieds- 
gerichten enthalten sei! 

Damit ist zunächst die Gefahr einer überstürzten Beitrazs- 
erhöhung abgewandt. Der eigentliche Kampf für und wide 
die Verankerung der Sonderversicherung aber wird erst in der 
Herbsttagung des Reichstages einsetzen. Es ist jetzt Sache der 
Mitglieder unserer Organisation, in Gemeinschaft mit den 
übrigen AfAverbänden in Kundgebungen der AfA-Ortskartelle für 
deu Gedanken der einheitlichen Sozialversicherung einzutreten. 

* A * 

Der Reichstag hat das Gesetz über die Gewährung von 
Beihilfen an Rentenempfänger aus der Angestel!- 
tenversicherung am 5. Juli in zweiter und am 6. Juli in dritter 
Lesung verabschiedet. Es hat nach den im Ausschuss vor- 
genommenen Verbesserungen folgenden Wortiaut: 

$ 1. Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente 
nach dem Versicherungsgesetze für Angestellte erhalten vom 
1. Januar 1921 ab bis auf weiteres eine monatlich im voraus 
zahlbare Beihilfe. 

Die Beihilfe wird soichen Personen nicht gewährt, denen 
auf Grund. des Gesetzes über eine ausserordentliche Beihilfe 
für Empfänger von Renten aus der Invalidenversicherung vom 
26. Dezember 1920 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. April 1921 (Reichs-Gesetzbl. S. 478) eine Beihilfe zusteht. 
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$ 2. Die Beihilfe beträgt für Empfänger von Ruhegeld- 
monatlich 70 Mark, für Empfänger einer Witwen- oder Witwer- 
rente monatlich 55 Mark und für Empfänger einer Waisenrente 
monatlich 30 Mark. ' 

$ 3. Die Beihilfe wird stets, auch in den Fällen des $ 390 
des Versicherungsgesetzes für Angestellte, im vollen Betrag und 
nur für volle Kalendermonate gezahlt. Die Beihilfe fällt weg, 
wenn die Rente zum vollen Betrage ruht. 

$ 4. Die Beihilfen werden aus den Mitteln der Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte gezahlt. 

% 5 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Krait. 


In Verbindung mit diesem Notgesetz ist auf gemein- 
samen Antrag Erkelenz (Demokrat), Hoch, Giebel 
(SPD, Andre, Teusch (Zentrum), Aufhäuser, 
Karsten (USP.) vom Reichstag einstimmig eine Aenderung 
des AVG. beschlossen worden, die eine Erhöhung der Versiche- 
rungsgrenze, die dadurch bedingte Anpassung der Lohnklassen 
und die Sicherung des Frauenwahlrechts bringt. Der Antrag 
bzw. die inzwischen erfolgte Beschlussfassung besagt: 

Das Reichsversicherungsgesetz für Angestellte vom 20. De- 
zember 1911 (Reichs-Gesetzbl. S. 989) wird wie folgt geändert: 

1. in $ 1 Abs. 3 wird das Wort „fünfzehntausend“ durch 

„dreissigtausend“ ersetzt, 

2. Im $ 16 wird am Schlusse zugesetzt: 

Klasse K von mehr als 500 bis 10000 Mark 

Klasse L_ von mehr als 10000 bis 15000 Mark 

Klasse M von mehr als 15000 Mark. 
$ 131 Ziffer 1 Abs. 3 wird gestrichen. 

In $ 16) Abs. I Satz I werden die Worte „jedoch sind 
nur Männer wählbar“ gestrichen. 
5. Der $ 172 erhält am Schiusse des Abs, 1 folgenden Zusatz: 
In Gehaltsklasse K 33,20 Mark 
In Gehaltsklasse L 40,— Mark 
In Gehaltsklasse M 48.— Mark, 


Uebergangsbestimmung: 

Für Angestellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienst von 
mehr als 15000 Mark auf Grund des Artikels I Nr. 1 versiche- 
rungspflichtig werden. ohne bereits eine laufende A'nwartschaft 
aus früherer Pflichtversicherung zu haben (Neuversicherte), 
finden die $$ 366, 395 bis 398 des Versicherungsgeseizes für 
Angestellte mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass 
die Fristen vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab laufen. 

Die Bestimmungen über die Beihilfen treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 192] ab, die Aenderungen des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes mit Wirkung vom 1. August 1921 ab in Kraft, 

Auf Grund der Reichstagsbeschlüsse, die inzwischen durch 
den Reichsrat bestätigt worden sind, haben ab 1. August 1921 
in der Angestelitenversicherung folgende Lohnklassen und 
Beitragssätze Geltung: 

Klasse A bis zu 550M. 1,60 M. Beitrag 
Klasse B von mehr als SU. 850 M, 3.70 M. 
Klasse C „ = 80 „ „ ..1150M. 4,84 M. 


co 


» 
” 


> 
Klasse D „ REDE, SESENE 6,20 M, 2 
Klasse E „ ea ZOO 9,60 M 5 
Klasse F „ BO 23500: 3 20:M, 7 
Klasse G „ 30. 09 3: 3290. u ie Sr SOME ED EOM.  ; 
Klasse H „, nn -5:..53000. ,. 5,2 74000.M: =: 20,=M:. x 
Klasse I „ ».:20..,34000: 7, AOMEMST 2660 M, 12; 
Klasse K „ DONE 1,5 VORM EI DONE, 
Klasse L_„ »- 30000. 52: 15000.M. 405 =M: 7°; 
Klasse M „ » „» 15000 „ ,„ 30000M. 4800M. in 


„Ihr müsst uns sagen, warum ihr nicht 
wolit, dass die Deutschen wieder auf- 
bauen, was sie zerstört haben“ 


Wir veröffentlichen hier ar 'szugsweise einen in der Pariser 
Zeitschrift „Le Progres Civiquc“ am 1. Juni erschienenen Artikel 
des energischen Wortführers der Sinistres, der durch die Kriegs- 
ze:störungen getroffenen Einwohner Nord’'rankreichs. Der Archkilser 
zeigt, dass auch in Frankreich starke Kıäfte am Werke sind, die 
von dem AÄngehof der Beteiligung deutscher Arbeftikiäfte. Ge- 
brauch machen wollen. Hier wird einmal von französischer Seite 
der Nachweis geliefert dass die Schuld an der Verzögerung 
des Wiederaufbaues nicht hei den Deutschen liegt Die Schriftl, 


„stellen Sie sich einen grossen Schuldigen vor, einen öffent- 
lichen Bösewicht, kurz einen Verbrecher, der seine Opfer auf- 
sucht und ihnen sagt: „Ich wıll wieder eutmachen! Ich habe 
euer Haus niedergebramnt, ich will es euch wieder aufbauen; 
ich habe euch ruiniert, ich will euch aber die Mittel euch wie- 
der zu bereichern, wieder verschafien. Sie erblicken in mir 
den Angreifer, den Mörder. den Zerstörer: ich will. dass ihr 
euch mit dem Gedanken vertraut macht, mich kennen zu \ernen 
als einen gewissenhafiten Arbeiter, lleissig und geschickt.. 


Wenn der Angreifer in dieser Art spricht am andeien Mor- 
gen des Attentats. so ist es ganz natürlich, dass das Opfer miss- 
trauisch ist. Aber wenn Jahre nachher das Opfer noch 
lebt, verkommeht in den Ruinen seires zerstörten Hauses, wenn 
seine Hoffnung, es aus eigener Kraft wieder aufbauen zu kön- 
nen, Tag für Tag mehr entschwindet, wenn seine Freunde sich 
von ihm zurückzichen ... Wenn der Schuldige, weit entfernt 
davon, Vorteile aus der Weigerung des Opfers zu ziehen, sein. 
Angebot erneuert, es festsetzt, es verbessert, nicht zu ver- 
kennende Beweise seines guten Willens gibt: wird auch dann 
das Opfer weiterhin an seinem Misstrauen und seiner Rache 
festhalten, oder wird es den klugen Versuch machen, die ihm 
dargebotene Hand in loyaler Weise anzunehmen? 

* 


Hier haben Sie genau das, was sich zwischen Frankreich 
und dem deutschen Volk abspielt. Es muss gesagt werden. das 
deutsche Volk — nicht das alte militärische Deutschland des 
preussischen Korporals —. sondern das Deutschland, dem es 
nicht gefällt, wie man uns versichert, so wie vor dem Kriege 
regiert zu werden, ‘das Volk hat die Initiative ergriffen, und 
es besitzt die Mittel, seinen Willen durchzusetzen. 

Es sind nicht die aufeinanderfolgenden Kegierungen in 
Deutschland. die das Angebot gemacht haben, es sind die Ar- 
beiter-Gewerkschaften, die technischen Verbände und die so- 
zialen Baubetriebe. Aber die Regierungen, seibst als sie noch 
an ıhrer Spitze einen Juristen des alten Systems und als In- 
Spirator einen Industriemagnaten hatten. konnten die ihnen vom 
Volke gewordenen Vorschläge nicht als wertlos betrachten. 
Sie mussten sie vielmehr prüfen, sie annehmen, sie garantieren 
und sie als ihre eigenen einreichen. 

Allein, als diese Vorschläge in Praukrelch unterbreitet 
wurden, diesem Lande, das seit viel längerer Zeit eine Re- 
publik ist als Deutschland, diesem Lande, das — nicht ohne 
Grund — sich schmeichelt, in der alten Welt an der Spitze der 
Demokratic gestanden zu haben. zeigte es sich, dass es von 
alledem nichts begriffen hat. Während die deutschen Arbeiter 
auf direktem Wege mit unserer Arbeiterschaft sprechen woll- 
ten,. während sie mit ihr bestimmte Verträge abgeschlossen 
hatten. hat die französische Regierung den „Tauben“ zespieit 
und den „Stummen“, 

Das alles interessierte die französische Regierung nicht. 

Die ganze Angelegenheit war in ihren Augen das Geschäft 
einer Handvoll revolutionärer Räuber. 

Während noch unsere Syndikalisten die deutschen Arbeiter- 
führer mit dem Ausdruck des Mitleids wegen ihrer Ohnmacht 
betrachteten, wandten sich die deutschen Gewerkschaften an 
ihre Regierung mit dem Ersuchen, im offiziellen Auftrag mit 
unseren Gewerkschaften verhandeln zu dürfen Dies wurde 
ihnen anstandslos gestattet. In Paris machte man den deut- 
schen Gewerkschaitsführern, .die ja vielfach auch Reichstags- 
abgeordnete sind. beim Empfang in den Sälen der Kommi°sio- 
nen, in den. Bureaus der technischen Berater und in den Vor- 
zimmern der Minister durchaus keine Schwierigkeiten, aber 
nur, um ihnen zu sagen: 

„Ihr seid von der Regierung in Berlin geschickt? Nun 
wohl! Sagen Sie Ihren Herren, sagen Sie Ihrem Auftraggeber, 
dass wir Geld wollen und nichts als Geld! Vertrag von Ver- 
sailles, Vertrag von Paris, Uebereinkommen von London, 10% 
Milliarden Goldmark. 200 Milliarden. 132 Milliarden, 1 Gold- 
milliarde sofort! Wenn ihr nicht bezahlen werdet, so beseizen 
Be das Ruhrgebiet, wir besetzen Hamburg, wir gehen nach 
erim! — 

„Sei es, aber das ist Sache unseres Kanzlers und unseres 
Finanzministers. Wir — wir wollen wegen der zerstör- 
ten Gebiete...“ 

„Die zerstörten Gebiete? Das geht euch nichts an!“ — 

„Aber die Vorschläge, die wir euch gemacht haben? Die 
Studien, die Devisen. die ihr von uns verlangt habt, und welche 
wir euch geschickt haben?“ — 


„Vorschläge, Studien, die sind gar nicht ernst zu nehmen.“ 


Die zerstörten Gebiete haben kein Glück! Niemand ist. 5 


ehrlich, wenn es sich um diese handelt. Man hat die Ver- 
sprechungen niemals ernst nehmen dürfen, weder die Ver- 
sprechungen, die man den in die zerstörten Gebiete entsandten 
Funktionären gemacht hat. noch die Versprechungen der hierfür 
zuständigen Minister. Allein die Entschädigungen, die gewisse 
Grossindustrielle, Freunde des Herrn Loucheur, erhal- 
ten haben, konnten als ernst zu nehmende Entschädirungen 
gelten. Es ist bisher noch niemandem in der Welt gelungen, 
für den Wiederaufbau Nordfrankreichs einen Vorschlag zu 
machen, der auch nur ein halbes Stündchen selbst dem gering» 
sten Unter-Chef der Bureaus de la rue Saint Honor& Aufmerk- 
samkeit abzwingen konnte. 

Als der General Goethals (amerikanischer General), der 
den Durchbruch des Panamakanals verwirklichte, uns 90 Mil- ; 
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liarden und die Materialien und technischen Mittel, die erforder- 
lich sind, um das gesamte zerstörte Gebiet innerhalb dreier 
Jahre wieder. aufzubauen, anbot. betrachteten die Herren 
Millerand, Deschanel. Loucheur und selbst Herr Ogier dieses 
Angebot als armseligen Scherz. ... 

„Die Vorschläge der Deutschen waren doch niemals ernst 
zu nehmen!“ So erklärte Herr Loucheur in der Kammer, und 
die Kammer, überzeugt und wenig kritisch, begab sich wieder 
daran, Vorschläge für Zahlungen in Goldmark, für Zinsen und 
Ausfuhrabgaben auszuarbeiten. Ein hübsches kleines Gedulds- 
spiel, das Herr Loucheur der Kammer beigebracht hat, um sie 
damit zu vergnügen, Statt sie mit „völlig unangebrachten“ 
Fragen zu langweilen! 

Inzwischen unterbreitete der Reichstagsabgeordnete Sil- 
berschmidt, technischer Beirat der deutschen Delegation 
und Vorsitzender des Verbandes der Bauarbeiter, diesem selben 
Herrn Loucheur eine Erklärung, die besagte, dass die deutsche 
Arbeiterschaft die Aufgabe, am Wiederaufbau Nordfrankreichs 
mitzuwirken, als eine freigewählte Ehrenpflicht gegenüber der 
Bevölkerung der zerstörten Gebiete betrachte. Die deutschen 
Arbeiter forderten als Garantie nichts weiter als die Anerkennung 
ihrer Verbandsfreiheit und die Unterzeichnung eines Abkommens 
mit der Generalkommission der französischen Gewerkschaften. 
Auf diese Denkschrift ist niemals eine Antwort erfolgt, und als 
ein sozialistischer Abgeordneter die Regierung interpellierte, 
wurde ihm erwidert, dass die überreichten Bedingungen als un- 
annehmbar abgelehnt worden seien. Und man sprach niemals 
wieder im französischen Parlament von den Artikeln des Ver- 
Sailler Vertrages, die die Entsendung von 700000 deutschen 
Arbeitern nach Frankreich vorsehen um die Zahl der zum 
Wiederaufbau erforderlichen Handarbeiter zu vervollständigen. 

Auf dem Kongess der Arbeitergewerkschaften in Nürnberg 
im Sommer 1919 wurde eine Kommission zur Ausführung der 
Friedensvertrassbedingungen ernannt. Diese Kommission hatte 
die Hauptaufgabe, den Plan für den Wiederaufbau der zerstör- 
ten Gebiete auszuarbeiten. Dieser Plan war in einigen Wochen 
fertiggestellt. 

Danach sollte Generalunternehmer des Wiederaufbaues die 
deutsche Republik sein und es sollten mindestens 150 000 Ar- 
beiter zu den Wiederaufbauarbeiten herangezogen werden. 
Soweit der kapitalistische Wettbewerb für dieses Unternehmen 
nicht ausgeschlossen werden kann, sollte dieser ohne sogen. 
Koniunkturgewinne arbeiten. Auch die Beteiligung der Klein- 
unternehmer, die ihre Leistungsfähigkeit bei dem Wiederaufbau 
der zerstörten Gebiete in Ostpreussen bereits bewiesen haben, 
war in Aussicht genommen. vor allem aber sollten die sozialen 
Baubetriebe für den Wiederaufbau in Betracht gezogen werden, 

Die Verwirklichung des Planes sollte im Anfang auf einen 
oder zwei Abschnitte der am meisten zerstörten Gebiete be- 
schränkt sein zu dem Zweck, um eine zu Schnelie Berührung 
der beiden Völker zu verhindern. Für die Zukunft waren noch 
besondere Vorkehrungen in Aussicht genommen. 

Dieser Plan wurde einer französischen Kommission, unter 
dem Vorsitz von Loucheur, überreicht, die gegen dessen 
sofortige Ausführung keinerlei Widerstand leistete. Aber der 
deutsche Plan wurde infolge von Ge;zenvorschlägen und Wieder- 
gegenvorschlägen vollständig umgeworfen, unausführbar ge- 
macht und schliesslich ganz fallen gelassen. 

Er wurde erst wieder aufgenommen von den deutschen Ge- 
werkschaften und auch durch den Bund dertechnischen 
Angestellten und Beamten besonders gefördert. Der 
Butab ist die Paraltelorganisation unserer Ustica (Union Syndi- 
cale des Techniciens de Il’Industrie, du Commerce et de 
lAgriculture), aber bedeutend mächtiger, denn er zählt an 
100 000 Mitglieder. 

Es handelte sich diesmal um die provisorische Erbauung 
mit allem nützlichen Komfort: Wasser, Elektrizität. Kleingärten, 
Die grossen Gewerkschaften und der Butab setzten sofort, nach- 
dem sie von der französischen Regierung die Zusicherung er- 
halten hatten. dass genauere Vorschläge geprüft werden soll- 
ten, alle ihre Mittel ein, um die deutsche Regierung zur An- 
erkennung ihrer Vorschläge zu bringen. 

Es waren noch kaum zehn Tage verflossen, als diese Ge- 
werkschaften bereits ein vollständiges Dokument darüber in 
Paris unterbreiten konnten. 

Jedoch Monate verflossen, ohne dass man es auch nur für 
nötig hiet, den Empfang zu bestätigen. Als die Deutschen 
endlich darum baten, und zwar an Herrn Loucheur sich 
wendend, ihnen mitzuteilen, welches denn eigentlich das Er- 
gebnis der ihnen versprochenen Prüfung des Dokuments ge- 
wesen sel, gab man sich den Anschein, als ob die Vorschläge 
überhaupt nicht gemacht worden seien, und es mussten noch 
mehrere Wochen vergehen, bis man antwortete: „Man habe 
Vorschläge nicht mehr nötig!" 

; “ 
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Die Deutschen haben sich nicht entmutiren lassen. 


Im Dezember 1919 wurde ein Abkommen in Paris unter- 
zeichnet zwischen den Führern der Federation francaise der 
Bauarbeiter und den Führern ker deutschen Arbeiterschaft. 
Dieser Vertrag wurde im Februar 1921 in Genf wieder auf- 
genommen, und zwar unterzeichnete Chauvin für die fran- 
zösischen Bauarbeiter, Paeplow für den Deutschen Bau- 
arbeiterverband und Koeppler für das internationale Sekre- 
tariat der Bauarbeitergewerkschaften. Fin sehr vollständiger 
Text, peinlich genau formuliert, der für jeden einzelnen Teil so- 
wohl, als auch im ganzen, nur sehr vernünftige Garantien vor- 
sah, wurde von den oben genannten drei Sekretären unter- 
zeichnet. Die am meisten ins Gewicht fallende und diesem 
Vertrage zugrundegelegte Idee war die Heranziehung der deut 
schen Baugilden (soziale Baubetriebe). die sich bereit erklärten, 
das ganze Unternehmen ohne jeden Ueberverdienst auszuführen, 


Zwei der bekanntesten und ersten Repräsentanten der deut- 
schen Arbeiterschaft, von denen wenigstens Herr Hue unserer 
Regierung anlässlich seiner lätigkeit in Spaa als technischer 
Beirat bekannt sein dürfte, und Herr Grassmann, beide 
Reichtstagsabgeordnete, zeichneten diesen Vertrag verbindlich 
und versicherten, selbst uneigennützig in dieser Richtung mit- 
arbeiten zu wollen. 

Einige Wochen später entwickelte die internationale Fede- 
ration Syndicale zuAmsterdam — Internationaler Gewerk- 
schaftsbund — im Namen ihrer 28 Millionen Arbeiter einen voll- 
ständigen Plan für den Wiederaufbau, und zwar wurde darin 
sowohl die finanzielle als technische Verwirklichung des Wieder- 
aufbaues eingehend erörtert. . Das Ansehen der deutschen Ar- 
beitergewerkschaften garantiere die ehrliche Absicht, so Sagt 
Jouhaux, und lasse keinen Zweifel an dem guten Willen 
der deutschen Arbeiter aufkommen. bei dem geplanten Wieder- 
aufbau mitzuwirken. 

Dieser gute Wille und diese Aufrichtigkeit traten zu wieder- 
holten Malen auch den Delegierten der grossen französischen 
Veremigung der Techniker, der Ustica, anlässlich der Teil- 
nahme am Bundestag des Butab in Berlin vor Augen. 
Die Delegierten der in der Ustica organisierten französischer 
Techniker, die Herren Crett& und Ripert, haben sofort auf 
dem Kongress des Butab die Frage des Wiederaufbaues ange- 
schnitten, und Herr Crett& hat in seiner Rede auf den Bericht 
des Generalsekretärs der Ustica. Herrn R. Franaue, Bezug 
genommen. Dieser sei der Verfasser des Berichts der C.G.T. 
francaise, der als Grundlage für die Amsterdamer Konvention 
gedient hat. 

Herr Crett& konnte in seinem Bericht mit Freuden darauf 
hinweisen, dass er bei seinen Hörern eine gute Stimmung vor- 
gefunden habe, wie sie im allgemeinen das deutsche arbeitende 
Voik nach der Revolution bekundet. 

Herr Architekt Kaufmann, Vorstandsmitglied des Butab, 
erwiderte unserem Vertreter, dass er schon seit langem bemüht 
sei, ebenso wie der Deutsche Bauarbeiterverband, einen Weg 
zu finden, der den deutschen Technikern die Möglichkeit gäbe, in 
engere Beziehungen mit ihren französischen Kollesen zu treten, 
um gemeinsam den Wiederaufbau der durch den Krieg zerstör- 
ten Gebiete in Nordfrankreich verwirklichen zu können. 

„Wir werden alles tun,“ fügte er hinzu, „in der Grenze des 
Möglichen die Gefühle des Hasses und der Rache, die selbst- 
verständlich noch in Frankreich herrschen, auf immer zu ver 
wischer.“ 

Die Delegierten der Ustica sind gleichen freundschaftlichen 
Gefühlen in der Person des geschäftsführenden Ingenieurs, 
Herrn Martin Wagner, Sekretär des Verbandes sozialer Bau- 
betriebe, ferner in der Person des Herrn Adolf Otto, Sekretärg 
der deutschen Gartenstadteesellschaft, und endlich in der Per- 
son des Reichstagsabgeordneten Silberschmidt begegnet. 
Letztgenannter hat sich den guten Glauben selbst nach zehn 
Misserfolgen nicht nehmen lassen. 

% 


Auf was gründet sich nun die Behauptung, dass diese Leute 
hier es nicht ehrlich meinen, oder dass ihre Absichten un- 
annehmbar seien? Mansage uns doch wenigstens, 0b — 
indessen man den zerstörten Gebieten die Aussicht auf baldigen 
Wiederaufbau entzieht — man in Frankreich der Ansicht ist, 
dass die deutschen Bauarbeiter, die selbst mitten im Kriege in 
weniger als anderthalb Jahren die 60 000 zerstörten Häuser in 
Ostpreussen wieder aufgebaut haben und sich heute anbieten, 
innerhalb fünf Jahren 300 000 französische Häuser wieder her- 
zustellen, hierzu nicht imstande seien, — oder man sage uns 
doch wenigstens, was man an ihren Vorschlägen „unannehmbar“ 
findet. 

Will man nicht in diesem Wiederaufbau ein Symbol des 
guten Willens erblicken und zugleich eine Sicherung des Frie- 
dens für die Zukunit sehen? 
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Wil man denn um jeden Preis, selbst um den Preis der 
Verelendung unserer Volksgenossen, die, die ihr Unrecht ein- 
sehen und wiedergutmachen wollen, zurückstossen? 

Zieht man es vor, die kaum vernarbten Wunden am Körper 
Frankreichs immer wieder aufzureissen, damit man besser in 
seinem Herzen den Hass schüren und 2lle kriegerischen Aus- 
wüchse und Rüstungen verdecken kann? 


Stephen Valot-Paris. 


Tarifvertragsrecht 


Ein ‚ausserordentlich heikles Thema, das indes aktuell wird 
durch das Arbeitstarifigesetz, das im Entwurf vorliegt 
und gegenwärtig die interessierten Kreise lebhaft beschäftigt. 
Die Gewerkschaften haben sich diesem Thema stets mit ausser- 
ordentlicher Vorsicht genähert, aber sie haben auch eine Er- 
örterung darüber nie gescheut. Sie werden auch jetzt an der 
öffentlichen Aussprache teilnehmen, um schliesslich eine Stel- 
lung zu der Frage zu finden, die unter völlig veränderter 
Situation von neuem an sie herantritt. 


Die veränderte Situation wird dadurch gekennzeichnet, 
dass wir erstens in Gestalt der Verordnung vom 23. Dezember 
1918 den Anfang zu einem Tarifvertragsrecht haben und dass 
zweitens das Tariivertragswesen seit jener Zeit in Deutschland 
einen ungeahnten Fortschritt erlebt hat. Nach den neuesten 
amtlichen. Berichten bestanden 1914 10840 Tarifgemeinschaften 
für 143650 Betriebe mit 1395723 Personen, 1919 dagegen 
11009 Tarifgemeinschaften für 2722531 Betriebe mit 
5986475 Personen. Im Jahre 1920 hat diese Entwicklung 
einen weiteren Aufschwung genommen. 


Diese überraschend starke Entwicklung bietet nım aller- 
dings einen Anreiz zur Schaffung fester gesetzlicher Bestim- 
mungen über das Tarifvertragswesen und zur. Abrundung jener 
Anfänge des Tarifrechts, die mit der erwähnten Verordnung 
entstanden sind. Der Tarifvertrag ist — das zcht aus seiner 
weiten Verbreitung hervor — allgemein anerkannte Rechtsnorm 
des Arbeitsvertrages geworden. Er ist es auch auf Grund 
jener Verordnung, und dennoch hängt er rechtlich mehr oder 
weniger in der Luft. 

Das ist natürlich ein verworrener und für alle Beteiligten 
unbeiriedigender Zustand, aber es zeigt auch zugleich die 
Schwierigkeit der Materie, 

Warum ist der Rechtszustand im Tarifvertragswesen so 
unzulänglich? Das geltende herkömmliche Recht weiss nichts 
mit ihm anzufangen und bringt die seltsamsten und widerspruchs- 
vollsten Entscheidungen hervor, wo es seine Formeln auf ihn 
anwendet. Prof. Dr. Sinzheimer, dem auch Text und 
Berründung des neuen Gesetzentwurfes in der Hauptsache zu- 
zuschreiben sein dürften, hat das seit langem betont. Schon in 
seinem grossen Referat auf der Hauptversammlung der Gesell- 
schaft für Soziale Reform im Jahre 1913 sagte Sinzheimer, dass 
die Rechtswissenschaft befangen sei in einer alten individua- 
listischen Anschauung, die nur zwei Rechtsquellen kennt, den 
einzelnen, die „juristische“ Person, und den Staat. Ein 
drittes, nämlich autonome Korporationen innerhalb des Staates, 
wie die Gewerkschaften es sind, lehnt die Juristerei als Träger 
neuer Rechtsquellen ab. Soll der TarifvertragRechts- 
quelle sein, dessen Träger die Gewerkschaften und Unter- 
nehmerverbände sind, so muss er sich sein ei gsenes Recht 
schaffen — neben dem herkömmlichen Recht, An zahlreichen 
Beispielen liesse sich zeigen, wie unmöglich es ist, das geltende 
Recht auf Korporationen und ihre Verbände anzuwenden, was 
sich indes erübrigt, denn wir wissen alle, dass die Scheu der 
Gewerkschaften vor jeder Berührung mit der Justiz ihre guten 
Gründe hatte, 

Nun sind die Tarifgemeinschaften in der Tat auf dem Wege, 
sich das eigene Recht und damit zugleich ein vom kollektiven 
Arbeitsvertrag ausgehendes allgemeines Arbeitsrecht zu schaffen, 
Sie haben ihre eigene Gerichtsbarkeit aus sich selbst 
erzeugt, und der öffentliche Schlichtungsausschuss ist eigentlich 
zur die Steigerung der in den Tarifinstanzen’ längst gefundenen 
Form der schiedlichen Erledigung von Arbeitsstreitiekeiten. 
Auch in der Bildung von Gewerbe- und Kaufmannsgerichten 
liegt das schüchterne Bekenntnis, dass Arbeitsstreitigkeiten 
nicht vor die Amts- und Landgerichte gehören. Aber es wird 
bei alledem noch zu viel mit den Begriffen und Bestimmungen 
des bürgerlichen Rechts hantiert, wobei oft die groteskesten 
Situationen entstehen. 

Jie Tarifgemeinschaften haben ferner von den Rechtsmöc- 
lichkeiten :der Verordnung vom 23. Dezember 1918, die die 
Unabdingbarkeit und Allgemeinverbindlich- 
keit der Tariisatzungen brachten, sofort Gebrauch gemacht. 
Ende 1919 waren 638, Ende 1920 bereits 1464 Tarifverträge für 
allgemeinverbindlich erklärt worden. Daran waren die An- 
gestellten beteiligt mit 333 Tarifen (52,2 Prozent ailer für 
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verbindlich erklärten Verträge) in 1919 und 586 oder 40 Pro- 
zent aller Tarife in 1920, 2 

Das alles ist sehr geräuschlos abgegangen. Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände haben sich ohne grosses Aufsehen 
das neue Recht zu eigen gemacht. Diese Ruhe scheint der Be- 
hauptung zu widersprechen, dass es’ sich hier um ein tm- 
Strittenes und mit Vorsicht aufizunehmendes Thema handelt. 

Aber diese Erscheinung hat schon ihre guten Gründe. Die 
Verordnung kam ohne parlamentarische Beratungen zustande 
unter Ausnutzung der politischen Macht, die im November und 
Dezember 1918 in den Händen der Arbeiterklasse lag. Das 
Unternehmertum hatte seinen ablehnenden Standpunkt gegen- 
über den Tarifverträgen unter dem Eindruck der Umwälzung 
aufgegeben und- schluckte nun auch stillschweigend die Ver- 
bindlichkeit und Unabdingbarkeit. jr 

Ob es dabei bleibt, ist zweifelhaft. Es gibt zahlreiche Merk- 
male unerhörter Scharfmacherei (wir erinnern nur an die jüng- 
sten Vorgänge auf den Elbinger Werften), die sich seit einiger 
Zeit auffallend mehren. Die Unternehmerpresse führt eine 


Sprache, die alles andere, nur keine „wirtschaftsfriedliche*. 


Neigung andeutet. Auch innerhalb vieler und sehr alter Tarif- 
gemeinschaften kriselt es beständig. Das sind Dinge, die uns 
mahnen müssen, unsere Hoffnungen in bezug auf den Triumph 
des Tariigedankens nicht zu hoch zu spannen. i 

Nun kann eingewendet werden, dass zerade solche Um- 
stände einen Grund darstellen, die Gesetzlichkeit des Tarif- 
wesens möglichst schnell unter ein festes Dach zu bringen. 
Wir fürchten indes, dass jedes Tarifgesetz sich als nichts- 
nutziger Fetzen Papier erweisen wird, wenn die gegenwärtig 
verhaltenen sozialen Spannungen sich lösen und zum. Austrag 
kommen. Und wir haben Grund zu der Annahme, dass uns das 
noch bevorsteht. Es ist weiter zu überlegen, ob eine festere 
gesetzliche Bindung der Tarifgemeinschaften nicht Bindungen 
der beteiligten Verbände zur Folge haben könnte, die ihnen in 
einer Atmosphäre des Kampfes lästig sein würden. Der Tarif 
ist doch eben nicht nur Vertrag, Rechtsverhältnis und Rechts- 
quelle, sondern auch immer noch Kampfobjekt. 

Darum ist zunächst die Frage angebracht. obderr echte 
Zeitpunkt für die Schaffung eines Tarifvertragsgesetzes 
schon gekommen ist. Auch andere Umstände zwingen uns zu 
dieser Fragestellung. 

Das Kernstück eines jeden Tarifvertrages bilden .die Ver- 
einbarungen über die Löhne und Gehälter. Infolge der un- 
sicheren Preisverhältnisse werden alle Lohnabmachungen 
gegenwärtig — und noch für lange Zeit — so beweglich wie 
möglich gestaltet werden müssen. Dem Entwurf zum Arbeits- 
tarifgesetz ist nun zwar deutlich anzumerken, dass seine Ur- 
heber diese Schwierigkeiten kennen und beachten. und darum 
nicht daran denken, die Beweglichkeit der ‚Tarifsatzusg und 
der Tarifinstanzen zu beschränken. Der Entwurf setzt. den auf 
Grund des freien Willens der Parteien entstandenen Vertrag als 
gegeben voraus und gibt der Gesetzlichkeit erst Geltung, wo 
und nachdem ein Vertrag zustande gekommen ist... Er. lehnt 
deshalb auch die mehrfach als Voraussetzung für die Gesetz- 
lichkeit des Tarifwesens in Anregung gebrachte Einrichtung 


öffentlich-rechtlicher Zwangsverbände mit. 


Zwangsmitgliedschaft ab und überlässt den Vertrags- 
abschluss nach wie vor den Organisationen mit freiwilliger Mit- 
gliedschaft. Aber wir wagen es dennoch, den kühnen Satz der 
Begründung in Zweifel zu ziehen, in dem es heisst: „Der 
Gesetzgeber ist sich des Wertes und der Eigenart des 
Tarifvertrages bewusst.“ Vielleicht ist es gegenwärtig so, ob- 
wohl auch das noch zweifelhaft erscheint. Aber wie ist es mit 
den Gesetzesanwendern? Wir müssen uns. fragen, 
wer die Gesetze, die heute entstehen, morgen anwenden wird. 
Solange wir nicht die volle Sicherheit haben, dass die Ver- 
waltung in Zukunit freibleibt von Tendenzen, die. der Arbeitneh- 
merschaft feindlich sind, die aus jedem Gesetz auf so kritischem 
Boden eine Waffe gegen die Gewerkschaften 
machen können, müssen wir bei jeder gesetzlichen Bindung mit 
äusserster Vorsicht verfahren. Und wir glauben. dass die poli- 
tische Atmosphäre immer noch zu solcher Bedenklichkeit mahnt. 
Wir dürfen uns aber nie dazu verleiten lassen, die Fragen der 
sozialrechtlichen Entwicklung als ausserhalb des allgemeinen 
politischen Lebens stehend zu betrachten. Me 
Es kommt hinzu, dass bei der augenblicklich sehr heitigen 
Gegensätzlichkeit zwischen Kapital und Arbeit, über die alle 
wohlmeinend erscheinende, sozialrechtliche Erneuerung nicht 
hinwegtäuschen kann, die durch die Preisschwankungen erfor- 
derlichen häufigen Lohnrevisio nen im Rahmen des 
Tarifes oftmals nur mit Hilfe eines mehr oder minder sanften 
Druckes der Arbeitnehmer gelingen. Ist ein solches Vorgehen 
Tarifbruch? Gilt jetzt die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Haftpflicht der Gewerkschaften, von der wir noch reden 
werden? Die Formulierungen des Entwurfes geben nach unserer 
Ansicht keine klare Antwort auf diese Frage, 
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Kurzum; die Erfahrungen, die wir mit den Anfängen 
des Tarifrechts, gegeben durch die Verordnung vom 23. De- 
zember 1918, gemacht haben, erscheinen uns noch sehr 
wenig ausgereift und — weil sich die neuen. Möglich- 
keiten des Tarifwesens bisher nur unter eigenartigen und 
anormalen sozialen und ökonomischen Umständen ausgewirkt 
haben — noch nicht so vollgültig, als dass wir den 
Mut hätten, die ersten Versuche des Tarifrechts schon jetzt 
weiter und in strenger gebundener Form auszubauen. Der 
Boden, auf dem das Tarifwesen gegenwärtig steht. ist — poli- 
tisch und sozial — soschwankend, dass er uns nicht trag- 
fähig erscheint für das Gebäude schwerwiegender gesetzlicher 
Bestimmungen. ’ 

Einen weiteren Grund dafür, dass die gewiss nicht belang- 
losen Neuerungen vom Dezember 1918 so selbstverständlich 
hingenommen und angewendet worden sind, sehen wir darin, 
dass die Dezemberverordnung den heikelsten Punkt. die Haft- 
pflichtbei Verstössen gegen die Tarifsatzung 
und den Tariffrieden, umgeht. Der neue Gesetzentwurf 
kann und darf. das nicht. Bei ikm sind diese Bestimmungen 
entscheidend, und unsere Stellung zu ihnen ist damit auch ent- 
scheidend für unser Verhalten zu dem ganzen Gesetz. 

Die Begründung zum Entwurf eines Arbeitstarifgesetzes legt 
nun dar, dass nach dem geltenden Recht die Schadenersatz- 
pflicht bei Tarifbruch besteht, und zwar unbegrenzt. 
Die Vertragsvereinigungen können nicht nur für eigenes, sondern 
auch für das Verschulden ihrer Erfillungsgehilfen (Sekretäre, 
Vorstandsmitglieder) haftbar gemacht werden. Ein Prozess gegen 
eine Gewerkschaft auf Grund dieser Bestimmungen kann also 
bis zu ihrem finanziellen Ruin getrieben werden. 

Die Bestimmungen des Entwurfes sollen dieses Unrecht 
aufheben, indem sie die Haftpflicht regeln und begrenzen 
und nicht die Haftung in Gestalt eines Schadenersatzes, sondern 
einer Busse von bestimmter Höhe in Erscheinung 
treten lassen. 

Das klingt einleuchtend. Aber wir müssen, abgesehen davon, 
dass die vorgesehene Höchstbusse von 500000 M. auch 
genügt, um eine Organisation zu ruinieren, noch sorgfältiger 
untersuchen, unter welchen Umständen die Pflicht der Orgari- 
sation zur Busseleistung eintritt. 

Der $ 18 des Entwurfes bestimmt: 

„Der Tarifvertrag verpflichtet die Vertragspar- 
teien und ihre Rechtsnachfolger, jede Kampfimassregel zu 
unterlassen, die gegen den Bestand des Tarifvertrages oder 
einzelner Bestimmungen gerichtet ist. Die Vertragsvereini- 
gungen Sind ausserdem verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
auch ihre Mitglieder solche Kampfmassregeln 
unterlassen und nicht gegen Bestimmungen des Tarif- 
vertrages verstossen.“ 

Erfüllt eine Vertragspartei diese Verpflichtungen nicht, 
heisst es weiter, so hat sie die Busse zu leisten. 

- Dabei ist zunächst festzuhalten, dass als „Vertragspartei“ 
stets die Organisation, nie das einzelne Mit- 
gli ed, gilt. Die Begründung erklärt ausdrücklich: 

„Ein wirksamer Tarifvertrag muss auf den Vertragsseiten 
einheitliche Zentren, die ein einheitliches Vorgelen 
und eine einheitliche Abwicklung des Tarifvertrages ver- 
bürgen, vor sich haben. Dies wäre unmöglich. wenn die 
Mitglieder der Verbände, die Millionen auf Arbeitnehmerseite, 
die vielen Arbeitgeber auf Arbeitgeberseite, als Vertragspar- 
teien in Betracht gezogen werden müssten. Nicht nur der Ab- 
Schluss, sondern auch die Durchführung und ordnungsgemässe 
Erledigung eines Tarifvertrages wäre damit problematisch 
geworden und der Wirrnis anheimgegeben. 

Dasselbe gilt, wenn man etwa annehmen 
wollte, dass zwar Verbände als Vertrags- 
teienanzusehenseien,nebenihnenaber auch 
in derselben Weise die Mitglieder der Ver- 
bände“ 

Diese Gedankenfolge entspricht durchaus den Grundsätzen 
des Tarifwesens. Doch was folgt daraus? Nur die Organi- 
sationen sind zur Busseleistung verpflichtet, nie die 
Mitglieder. Aber sie sind es erst dann, wenn sie die aus $ 18 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllen, wenn sie ihre 
Mitglieder nicht zur Beachtung der Tarifbestimmungen ange- 
halten haben. 

Wie sollen sie das machen? Sinzheimer hat sich in 
seinem bereits erwähnten Vortrag in der Gesellschaft für soziale 
Reform sehr ausführlich darüber ausgesprochen. Er sagte u.a.: 

„Wenn die Mitglieder den Frieden brechen, so hat der 
Berufsverein einzuschreiten. Er hat in bestimmter Weise 
einzuschreiten .... Wir sagen uns vom Friedensbrecher 
los, er verfällt der Friedlosigkeit.e. Es entspricht der 
gewerkschaftlichen Psychologie. Denn das 

war die Empfindung beim tarifwidrigen Streik im Buchdruck- 
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gewerbe in Berlin. Da hat der Verband gedroht, die Tarif- 
brüchigen auszustossen. Das Recht kann sich dieser 
Psychologie anschliessen .. .. .“ 

Das heisst, die Gewerkschaft muss im Faile äusserster Zu- 
spitzung des Konflikts, der — wie nebenbei bemerkt sein mag — 
vom Unternehmertum sehr bequem provoziert werden kann, olıne 
dass ein Nachweis möglich ist, die widerstrebenden Teile der 
Mitgliedschaft ausstossen, wenn sie nicht mit klingender 
Aünze bussfertig werden will. 

Jedermann weiss, was das bedeutet. Zum mindesten eine 
schädliche, Solidarität und Vertrauen untergrabende Unruhe 
in der Organisation, vielleicht sogar, besonders bei den gegen- 
wärtigen politischen Verhältnissen, die Gefahr der Bil- 
dung von Sonderorganisationen. Gewiss sind die 
Gewerkschaften gewöhnt, streng mit ihren Mitgliedern zu ver- 
fahren, denn sie sind eben im Prinzip vertragstreu. Das ist es, 
was Sinzheimer mit Psychologie der Gewerkschaften meint. 
Aber es gibt auch massenpsychologische Imponderabilien, die 
sich aus dem nimmer schlummernden Solidaritätsgefühl der Ar- 
beiter und Angestellten für jeden kämpfenden Kollegen er- 
geben. Und dieses Gefühl vermag kein Tarif und kein Gesetz 
zu binden oder gar zu töten. 

Aber alles das ginge noch, wenn die Unternchmer- 
verbände in gleicher Weise getroffen werden würden. Aber 
was schadet es einem solchen, wenn er eins oder mehrere Mit- 
glieder „ausstösst“? Gar nichts — und er wird es jederzeit 
schmunzelnd tun und wird somit nie haftbar gemacht werden 
können. 

Dabei stossen wir wieder auf das Problem der paritä- 
tischen Behandlung von Gewerkschaften und Unter- 
nehmervesbänden in der Gesetzgebung. Es ist eben nicht mög- 
lich, beide gleich zu behandeln, weil sie ganz verschiedenen 
Existenzbedingungen und Lebensgesetzen unterworfen sind. 
Was dem Unternehmerverband recht sein mag, kann der Ge- 
werkschaft bitter unrecht tun. Eine Haftpflicht bei Tarifbruch 
ist gegenüber den Unternehmern nur wirksam. wenn sie jeden 
einzelnen trifft, womit unseres Erachtens durchaus nicht gesagt 
ist, dass auch jedes einzelne Gewerkschaftsmitglied busspflich- 
tig sein muss. Von dieser formalen „Gerechtigkeit“, die allzu- 
leicht Unrecht wird, müssen wir uns eben frei machen, oder wir 
müssen auf die Gesetzlichkeit in diesen dornigen Gebieten einst- 
weilen noch verzichten. 

Sonst bringt der Entwurf, der von uns allen mitsamt der 
ausgezeichneten Begründung sorgfältig studiert werden sollte, 
vieles, was annehmbar wäre. Aber die Frage der Busspflicht 
scheint doch die Klippe zu sein, an der das ganze Gesetz 
scheitern muss, wenn es nicht noch gelingt, einen weniger 
„gerecht“ aussehenden, in Wahrheit aber gerechteren 
Weg zur Lösung des Problems zu finden. 

Richard Seidel. 














00 Rundschau oo 
Wirtschaftsfragen 
Die Abschlüsse der Grossbanken. Die Berliner grossen 


D-Banken, in denen sich das gesamte deutsche Finanzkapital 
konzentriert, legen zurzeit ihre Gechäftsabschlüsse für 1920 
vor. Aus den bis jetzt vorliegenden drei Bilanzen ist zu er- 
sehen, dass nicht nur die Gesamtumsätze ins Riesenhafte an- 
gewachsen sind, sondern dass auch die- fetten Gewinne eine 
ganz enorme Steigerung erfahren haben. Während im Jahre 
1919 die vier Berliner D-Banken mit einem Rohgewinn von 
186,3 Millionen abgeschlossen, beträgt für 1920 schon der für 
drei Banken vorliegende Rehgewinn 1 Milliarde 400 Millionen, 
der Reingewinn etwa 340 Millionen. Im einzelnen gibt sich das 
Bild wie folgt: 

Die Darmstädter Bank (Bank für Handel und In- 
dustrie), die eine starke Ausdehnung ihres Filialnetzes vorge- 
nommen hat, steigerte ihren Rohgewinn von 85,7 Millionen auf 
263,7 Millionen. Der Reingewinn stieg von 20,3 auf 579 
Millionen, trotzdem das Unkostenkonto von 6,1 auf 20 Millionen 
angewachsen ist. Nicht berücksichtigt sind dabei noch die Ab- 
schreibungen aus den Efiekten- und Konsortialgeschäften. Die 
Dividende wird um 2 Prozent auf 19 Prozent erhöht. 

Die Dresdner Bank erhöhte ihre Dividende um 3% 
auf 12 Prozent, während sie dieselbe 1919 nur um 2 Prozent 
gegenüber 1918 gesteigert hat. Ihr Rohgewinn stieg von 136 
auf 423,5 Millionen, das sind 55,4 Prozent des gesamten Aktien- 
kapitals. Der Reingewinn stieg von 50,6 auf 144,2 Millionen, 
trotzdem auch hier das Unkostenkonto die gewaltige Steigerung 
von 72,4 auf 238,4 und das Steuerkonto von 12,9 auf 40,8 Millio- 
nen aufzuweisen hat. Der Aufsichtsrat beantragt ausserdem 
eine Erhöhung des Aktienkapitals um 90 Millionen Mark, wobei 
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auf ie drei alte Aktien eine neue zum Kurs von 15614 Prozent 
kommen soll. i 

Die Deutsche Bank steigerte 
213,52 auf 712,99 Millionen, den 
22 Millionen Abschreibungen von 62,5 auf 137,7 Millionen, Die 
Dividende wird von 12 Prozent auf 18 Prozent erhöht, eine 
Höhe, die seit 1870 nicht mehr erreicht wurde, 

War schon das Jahr 1919 für die Grossbanken ein im Ver- 
hältnis zur Gesamtwirtschaft überaus gutes. so wird man das 
Wirtschaftsjahr 1920 als geradezu glänzend bezeichnen 
können. In den obigen Gewinnzahlen kommen vor allem zwei 
voikswirtschaftliche Tatsachen zum Ausdruck. Einmal die un- 
geheuer gesteigerte Kreditnachfrage in Industrie und Handel, 
die ihrerseits wieder mit der ganzen soziaien und wirtschaft- 
lichen Notlage Deutschlands nach dem Kriege und insbesondere 
durch den Friedensvertrag zusammenhängt. Sodann aber spie- 
gein sich in diesen riesigen Geschäftsumsätzen und Gewinnen 
vor allem die wachsende Ausdehmung und Vermehrung der 
Fusionen. Interessengemeinschaften. Konzentrationen und Neu- 
gründungen von Aktiengesellschaften, die alle natürlich für die 
Banken ein ungeheuer fruchtbares und gewinnbringendes Tätig- 
keitsfeld bilden, ihnen ungeahnte Gründergewinne ermöglichen 
und den Kapitalprofit durch die wachsende Kartellierung und 
Monopolisierung steigern. Im schärfsten Gegensatz hierzu 
steht das Verhältnis der Bankleitungen "gegenüber den Bank- 
angestellten. Nicht nur verhalten sie sich zu den Forderungen 
auf Gehaltserhöhung durchweg ablehnend, sondern sie ver- 
suchen auch ständig alle möglichen sozialen Errungenschaften 
der Revolution abzubauen: so jetzt wieder anlässlich der neuen 
Tarifverhandlungen die Bestimmungen über das Lehrlingswesen, 
die Durchtarifierung der Gehälter auch nach dem zehnten Be- 
rufsjahr, den freien Sonnabendnachmittag und dergleichen, Auch 
hier also schärfte Zuspitzung der Klassengegensätze, 


Die Trusts und die Preise, Die wirtschaftlichen Ereiznisse 
der letzten Zeit bewiesen, dass die Organisation des Kapitals 
nicht fähig ist, Wirtschaftskrisen vorzubeugen, ja sogar 
gar diese zu lindern; die Absatzkrise wird in der kapitalistischen 
Produktion immer eine drohende Gefahr bleiben. Die hoch- 
gradige Organisation ist nur fähig, die Produktion zu regeln; 
da sie aber den Absatz nicht beherrschen kann und trotzdem 
Gewinne erzielen muss, ja sogar nur diese anstrebt, so wird sie 
die Preise hoch halten bzw. den Preisfall hindern. In welchem 
Masse dies dem in Trusts organisierten Kapital gelingen kann, 
dafür wollen wir Beispiele aus dem letzten amtlichen Wirt- 
schaftsbericht der Vereinigten Staaten (Federa] Reserve Bulletin 
für den Monat März) anführen, Während sonst in den Ver- 
einigten Staaten die Preise in den letzten Monaten um 35 bis 
65 Prozent sanken, sind die Preise für Eisen und Stahl, für 
Petroleum und für Steinkohle gestiegen. Die Stahlindustrie ist 
in dem mächtigen Trust United States Stell Corporation, die 
Petroleumindustrie in der Standard Oil Company organisiert, 
und auch die Steinkohlenindustrie ist stark vertrustet. — Der 
erwähnte Bericht stellt fest, dass die ausserhalb des Trusts 
stehenden Betriebe bedeutende Preisreduktionen vornahmen, da 
aber die Trusts den grössten Teil der Produktion (70 bis 80 Pro- 


zent) kontrollieren, blieben diese Preisherabsetzungen wir- 
kungslos. 


Der Sozialismus und die Intellektuellen. Für die Anschauungs- 
weise des Intellektuellen — gleichvie] welcher Parteirichtung er 
angehöre — bezeichnend ist im allgemeinen die Neigung, sein 
Gedankliches in die Wirklichkeit hineinzudeuten. Die Tatsäch- 
lichkeiten, so wie sie wirklich sind und ihre (jesetzmässigkeiten 
mit geschärftem Auge zu erkennen, um aus dieser Erkenntnis 
heraus die Richtlinien des sozialen Hande!ns zu erschliessen: 
diese politisch allein wertvolle Fähigkeit des geistigen Men- 
schen ist ihm leider selten nachzurühmen. In dem kürzlich bei 
Paul Cassirer erschienenen Sonderheft der „Weissen Blätter“ 
(„Soziologische Probleme der Gegenwart“) beklagt dessen Her- 
ausgeber, Prof. E. Lederer-Heidelberg, das besondere Unver- 
mögen des deutschen Intellektuellen, eine in diesem Sinne frucht- 
bare Beziehung zur Wirklichkeit zu finden. Die Dinge inter- 
essieren ihn, ja sie bestehen für ihn nur so lange, bis sie als 
Problem für ihn selbst erledigt oder doch irgendwie — ob be- 
jahend oder verneinend — in seinem Weitbilde untergebracht 
sind. Dass die Tatsachen des Lebens, höchst unbekümmert um 
seine seelischen Sonderbedürfnisse, ihren eignen Notwendig- 
keiten gemäss vorwärtstreiben auch über den Punkt hinaus, an 
dem er ihnen sein sympathisches Interesse angedeihen liess, das 
übersieht er allzu gerne. Da er in der Not und Verwirrung der 
Zeiten seine Seele an Schlagworte hängte, deren in der Wirk- 
lichkeit nichts von dem  Gemeinten entsprach, so ist baldige 
Enttäuschung sein sicheres Los. Und diesen Bankrott seiner 
persönlichen Illusion deutet er erbitterten Herzens in die soziale 
Wirklichkeit hinein. „So spricht man von einer Krise des Sozia- 
lismus, die zum grössten Teil nichts ist als eine Krise der in- 
tellektuellen Schichten, die ihren Platz im sozialen Zusammen- 
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bruch noch nicht zu finden vermochten. Man klagt überdas 
Scheitern des sozialistischen Gedankens, der bisher in der Ge- 
sellschaft überhaupt noch nicht geherrscht hat. Man bedauert 
den Verlust von Kulturwerten und macht „den Sozialismus“ da- 
für verantwortlich, der allerdings nicht hindern konnte, dass 
Kriegs- und Revolutionskonjunktur wie vor 100 Jahren auch 
heute grosse Parvenüschichten zu Herrschern über den ge- 
schmälerten Reichtum der Nation machte,“ 

Das Problem jedoch, welches unserer Zeit in Wirklichkeit 
aufgegeben ist, formuliert der Verfasser folgendermassen: 
„ . . „ anzuerkennen, dass wir in eine neue Epoche eingetreten 
sind, und die soziale Umschichtung, die der Krieg vorbereitet 
und ermöglicht, der Zusammenbruch vollendet hat. auch wirklich 
mit Bewusstsein zu vollziehen. Diese Aufgabe, welche sich dem 
deutschen Volke mehr als einem andern, in grösserem Massstabe 
und in weltgeschichtlicher Bedeutung stellte, ist überhaupt noch 
nicht in Angriff genommen, weil sie noch nicht gesehen ist. Die 
Aufgabe als eine intellektuelle, erzieherische und moralische 
lässt sich nur theoretisch, aber nicht in der Lösung und Erfüllung 
trennen... .* 

Augenblicklich, da eine neue reaktionäre Hochflut an dem 
noch heftig aufgelockerten Gefüge der Welt rüttelt, zeigt sich 
wiederum deutlich, wie rasch die grosse Mehrzahl der Intellek- 
tuellen gegenüber diesen Tatsachen einer brutalen Wirklichkeit 
versagt. Sie, die zunächst berufen wären, auch die politische 
Gegenwart in ihrer ursächlichen Verknüpfung und in ihrer Be- 
grenztheit als unvermeidlichen Rückschlag einer von tausend 
dumpien Gegenkräften gehemmten Bewegung zu begreifen, er- 
liegen einfach deren unmittelbare Suggestion. Dadurch aber, 
das heisst durch die so gewonnenen Stimmungsurteile und 
Scheinargumente, die diese ehemals eiligen Bekenner einer neuen 
sozialistischen Zukunft in den Prozess hineintragen, machen sie 
sich mitschuldig an der gegenwärtig tobenden Weltkrise, die der 
Verfasser in einem anderen Aufsatz der genannten Schrift deutet: 
als „... die unbarmherzige Ilustration der Wahrheit, welche 
eine Welt mit dem Untergange bedroht, weil in ikr Methoden 
einer vergangenen Struktur zur Anwendung gelangten“. 

Aus einer solchen Anschauung dieser furchtbaren Paradoxie 
folgt denn ein um so überzeugteres Festhalten an .... der An- 
erkennung einer neuen sozialen Lage; dem Bemühen, diese zu 
verstehen; dem Willen, an ihrer Formung zu helfen und der 
Ueberzeugung, dass in unserem sozialen Wollen nicht privates 
Erlebnis, nicht sektenhafte Abschliessung zu geheimem Bund, 
sondern intellektuelle Aufhellung“ vonnöten sei. 

Und darum: entschlossene Absage an eine soziale Romantik, 
welche übersieht, dass „im grössten Industrievolk Wirken schon 
heisst, den Sozialismus ins Leben übersetzen . . .“* Dies billige 
und verantwortungslose Versinken in soziale Romantik „wollen 
wir nicht mitmachen; wir wollen zeigen, dass der Weg auch für 
den geistigen Menschen nur durch den Sozialismus hindurch- 
gehen kann; dass ohne ihn gestaltloses und ungestaltbares Chaos 
schon heute unser Schicksal wäre „. .“ 


Sozialpolitik 

Gehaltsgrenzen im Konkurrenzklauselgesetz,. Der Reichs- 
tag hat kurz vor seinen Ferien ein Notgesetz verabschiedet, 
durch das die Gehaltsgrenzen erhöht werden, die sich auf die 
Kündigungsschutzbestimmungen der kaufmännischen undtech- 
nischen Angestellten beziehen. In demselben Gesetz werdeıt 
auch die für das Konkurrenzklauselgesetz geltenden Gehalts- 
grenzen erhöht, das aber bekanntlich mur für die dem Handels- 
gesetzbuch unterstehenden Handlungsgehilfien Geltung hat. 


. Unser Kollege Abg. Aufhäuser benutzte diese Gelegenheit, ° 


um im Sozialpolitischen Ausschuss des Reichstags die längst 
notwendige Regelung der Konkurrenzklausel- 
frage für die Techniker erneut anzuschneiden. Auf 
seinen Antrag ist alsdann im Reichstag folgende Entschliessung 
anzerommen worden: 
„Der Reichstag hat von der seitens der Regierung im 
Sozialpolitischen Ausschuss des Reichstages abgegebenen Fr- 
klärung, wonach im Reichsarbeitsministerium der Entwurf 
eines Gesetzes betreffend die vorläufige Rerelung des Wett- 
bewerbsverbots für die technischen Angestellten vorbereitet 
wird, Kenntnis genommen Er spricht die Erwartung: aus, 
dass dieser Gesetzentwurf dem Reichstag so rechtzeitig vor- 
gelegt wird, dass er noch während des nächsten Tagungs- 
abschnitts des Reichstags verabschiedet werden kann.“ 
Das zur Verabschiedung gekommene Notgesetz hat folgen- 
den Wortlaut: 
„Artikel I. 
Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt geändert: 
Es werden ersetzt: 


1. im $ 68 Abs, 1 die Zahl „fünftausend“ durch die Zahl „dreissig- 


tausend“, 
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2. im $ 74a Abs. 2 Satz 1 die Zahl „fünfzehnhundert“ durch 
die Zahl „zwölftausend“, 


3. im $ 75b Satz 2 die Zahl „achttausend“ durch die Zahl 











„vierzigtausend“, 
Artikel I. 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

Im $ 133ab Abs. I wird die Zahl „fünftausend“ durch die 
Zahl „dreissigtausend‘ ersetzt. 

Artikel II. 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1921 in Kraft. 

Die neuen Vorschriften finden auch auf die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes vereinharten Kündigungsbedingungen und 
Wettbewerbverbote Anwendung. 

Kündigungen werden nach den bisherigen Vorschriften 
beurteilt, wenn sie vor Beginn des dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes vorangegangenen Kalendermonats erklärt sind, oder 
die Kündigungsfrist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits abgelaufen war. 

Die Wirksamkeit von Wettbewerbverboten wird durch die 
Vorschrift des Artikel I Nr. 2 dieses Gesetzes nicht berührt, 
falls sich der Prinzipal vor dem Ablauf von drei Monaten seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes schriftlich erbietet. für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes die den Handlungs- 
zehilfen zustehenden vertragsmässigen Leistungen "auf mehr 
als zwölftausend Mark für das Jahr, sowie die im $ 74 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuches vorgeschriebene Entschädizune ent- 
sprechend zu erhöhen. Das gleiche gilt für die Vorschrift des 
Artikel INr 3, falls sich der Prinzipal innerhalh derselben Frist 
schriftlich erbietet. für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die vertragsmässigen Leistungen auf mehr als vierzie- 
tausend Mark für das Jahr zu 'erhöhen oder die im $ 74 Abs. 2 
nn Handelsgesetzbuches vorgeschriebene Entschädigung zu 
zahlen.“ 

Zu den im Artikel III behandelten Uebergangsvorschriften 
hat der Abg. Aufhäuser verlangt, dass in allen Fällen, in 
denen durch Tarif jetzt schon die handelsgesetzlichen Be- 
stimmungen auf die technischen Angestellten ausgedehnt sind, 
auch die nunmehr im ‘ Handelsgesetzbuch vorgenommenen 
Aenderungen automatisch auf alle unter den Tarif fallenden 
kaufmännischen und technischen Angestellten Anwendung 
finden sollen. Diesem Verlangen hat die Reichsregierung durch 
eine entsprechende Erklärung Rechnung getragen, die bei der 
Berichterstattung im Plenum vom Berichterstatter vorgetragen 
wurde. 


Reichstagsbeschlüsse zur Erwerbslosenfürsorzge. In der 
Sitzung des Reichstages vom 4. Mai 1921 waren dem Volkswirt- 
schaftlichen Ausschuss eine Reihe von Anträgen der links- 
stehenden Parteien zur Erwerbslosenfürsorge zur Beratung 
überwiesen worden. Der Volkswirtschaftliche Ausschuss hat 
sich in seinen Sitzungen vom 12., 30. und 31. Mai sowie vom 
22.—24. und 28.—29. Juni und am 1. Juli 1921 mit den Anträgen 
befasst. Seine Stellungnahme unterbreitete er dem Plenum 
des Reichstages in einem umfangreichen Bericht, der u. a, zu 
folgenden Vorschlägen kommt: 

Bei den Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
soll nach folgenden Grundsätzen verfahren werden: 

Planmässige Umschichtung der Bevölke- 
rung: Die Arbeitslosigkeit ist mit den Fragen der Wirtschaft 
aufs engste verbunden. Eine Besserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse trägt gleichzeitig zur Linderung der Not der Ar- 
beitslosen bei und vermindert deren Zahl durch zunehmende 
Beschäftigung. 

Erwerbslose, die keine Beschäftigung finden können, be- 
dürfen einer finanziellen Unterstützung, die ihnen ein Existenz- 
minimum sichert. Dabei besteht jedoch in erster Linie die 
zwingende Notwendigkeit, den Beschäftigungslosen Arbeit zu 
beschaffen. 

Die nach dem Kriege eingetretenen wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse machen eine weitgehende Umschichtung 
der Bevölkerung erforderlich. Zur Erleichterung unserer Ver- 
sorgung mit Nahrungsmitteln, zur Verminderung unserer Ein- 
fuhr ist eine Verbreiterung der landwirtschaftlichen Grundlage 
unentbehrlich. 

Diesen Zwecken dient: 1. eine grosszügige Neusiedelung 
und Anliegersiedlung; 2. die Bereitstellung der dazu erforder- 
lichen Mittel; 3. eine Abänderung des Reichssiedlungsgeseizes, 
wodurch die jetzt bestehenden Hemmnisse der Siedlung be- 
seitigt werden; 4. die Anlernung städtischer Arbeiter für Land- 
wirtschaft und Gartenbau. Die produktive Erwerbslosenfür- 
sorge sol diese Anlernung durch Gewährung eines ange- 
messenen Zuschusses für die Dauer der Anlernzeit fördern; 
5. die Schaffung von Kulturgürteln, namentlich um die grossen 
Städte, durch Nutzbarmachung von Oedflächen und Ausbau zu 
gärtnerischer Siedlung zwecks Versorgung der Bevölkerung mit 
Gemüse, Obst u.a.; 6. Förderung der Meliorationen, Kultivie- 
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rung und Besiedlung von Moorländereien und möglichster Be- 
rücksichtigung des Naturschutzes. 


Arbeitsbeschaifung: Förderung des Baugewerbes 
in Stadt und Land durch a) Baubeihilien, b) Anregung der pri- 
vaten Bautätigkeit auf dem Wege steuerlicher Erleichterung 
und freier Verfügung über Neubauten, c) Bekämpfung ungesund 
hoher Preise der Baustoffe, d) mit den Mitteln der produk- 
tiven Erwerbslosenfürsorge die Ausbesserungsarbeiten an den 
Wohnhäusern zu fördern. 

Der Bau von Kanälen und Talsperren und sonstigen Unter- 
nehmen, die einer Förderung des Verkehrs und der Wirtschaft 
dienen, gegebenenfalls unter Bereitstellung von Mitteln aus 
der: produktiven Erwerbslosenfürsorge, soll beschleunigt ge- 
fördert werden. Neubauten von Verkehrsstrassen und Wieder- 
herstellung der vielfach sehr stark abgenützten Landstrassen 
und Wege sowie Wiederaufforstungsarbeiten sind beschleunigt 
einzuleiten. 

Oeffentliche Arbeiten sind in weitestem Umfange sofort in 
Angriff zu nehmen. Die Mittel dazu sollen sofort bereitgestellt 
werden. Bei der Vergebung dieser Aufträge sollen unter Wah- 
rung der Wirtschaftlichkeit die von der grössten Arbeitslosig- 
keit betroffenen Bezirke in erster Linie berücksichtigt werden. 
Den Unternehmern ist die Verpflichtung aufzuerlegen. ent- 
sprechend-der Grösse des jeweiligen Auftrases Arbeitslose ein- 
zustellen. Bei allen Arbeitsaufträgen der öffentlichen Verwal- 
tungen des Reiches, der Länder und der Gemeinden, die in der 
heutigen Notzeit vergeben werden. soll der Unternehmergewinn 
auf ein den Verhältnissen angemessenes Höchstmass begrenzt 
werden. Zur Vermeidung von Arbeitsstreitickeiten sind den 
Arbeitern die Tariflöhne sicherzustellen. Zur Mitwirkung bei 
der Regelung der Vergebung der öffentlichen Aufträge sind Ver- 
treter der Gewerkschaften und der Unternehmerverbände zu- 
zuziehen. 

Weiterhin sollen die Gemeinden ersucht werden, mit Unter. 
stützung der Länder und der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
des Reiches erhöhte Aufmerksamkeit auf die Arbeitsbe- 
schaffung für Erwerbsbeschränkte zu richten, 
Hierbei wird die Bildung von Arbeitsgenossenschaften in An- 
regung gebracht. 

Arbeitsvermittlung: Für die Dauer der allge 
meinen Arbeitslosigkeit soll die Zahl.der ausländischen Arbeiter 
nach Möglichkeit vermindert werden. Arbeitskräfte für Erd-, 
Kanal-, Eisenbahn-, Strassenarheiten und Meliorationen, deren 
Kosten aus Öffentlichen Mitteln bestritten werden. dürfen nur 
durch Vermittlung der Arbeitsnachweise entnommen werden, 
Bei der Einstellung zu Notstandsarbeiten haben langfristiz Er- 
werbslose der Vorzuz. Weiter werden noch Massnahmen vor- 
gesehen, die eine Erleichterung der Vermittlung städtischer Ar- 
beitskräfte für die Landarbeit bezwecken, 

Bedeutungsvoll sind auch die vom dem Ausschuss vorge- 
schlagenen allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Massnahmen. 

Die bevorstehende Steigerung der Getreide- 
und Brotpreise, der Miets- und Kohlenpreise, 
die in Aussicht stehenden erheblichen Steuerbelastun- 
gen und die daraus sich ergebende Geldentwertung erfordern: 
1. den allgemeinen Uebergang zu einer gesunden Preis- und 
Gewinnpolitik und die Ablehnung ungesund hoher 
Gewinne: 2. eine allgemeine Hebung der Produktivität, 
nach dem Grundsatz höchster Erzeugung bei billigster Unkosten- 
höhe, grossem Umsatz und beschränkten Gewinnen. 

Die Reichsregierung wird ersucht, zu prüfen und Vorschläge 
zu machen, in welcher Weise das Kartell- und Ver- 
bandswesen in Industrie und Handel einer fort- 
laufenden Beobachtung zu unterziehen ist. Sie wird ersucht, 
den im Reichswirtschaftsministerium bestehenden Ausschuss zur 
Prüfung der Kartellgebarung durch Hinzuziehung 
von Mitgliedern des Reichswirtschaftsrates und des Reichs- 
tages auf eine breitere Grurdlage zu stellen und den Abschluss 
seiner Arbeiten zu beschleunigen. 

Zu der vom Volkswirtschaftlichen Ausschuss erörterten 
Frage der Erhöhung der Unterstützungssätze der 
Erwerbslosen hat die Regierung erklärt, dass sie überzeugt 
sei, dass die Unterstützungssätze einer Erhöhung bedürften. 
Die Regierung gedenke die Sätze mit Wirkung vom 1. August 
1921 derart zu steigern, dass monatlich etwa 150 anstatt 
120 Millionen. Mark verausgabt wirden. Das bedeute eine 
durchschnittliche Erhöhung der Sätze um 20-25 Prozent. Wie 
sich die Mehrbeträge auf die verschiedenen Klassen der Er- 
werbslosen — Ledige und Verheiratete, Jugendliche und Er- 
wachsene usw. — verteilten, wäre noch näher zu prüfen. Weiter 
vertritt die Reichsregierung die Auffassung, dass auch die 
Kurzarbeiter einer Aufbesserung bedürftig seien. Die 
Aufbesserung soll dergestalt erfolgen, dass der Vomhundertsatz 
des Lohnes, der zwecks Vergleichung des Arbeitsverdienstes 
mit der. Erwerbsiosenunterstützung herangezogen werde, eine 
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Herabsetzung erfahre, Ursprünglich habe dieser Satz 70 Pro- 
zent betragen, künftig sollten 50 Prozent massgebend sein. 

Das Plenum des Reichstages hat den Anträgen des Aus- 
schusses sowie der Regierungserklärung über die Erhöhung der 
Unterstützungssätze noch in seiner letzten Sitzung vor der 
Sommerpause zugestimmt. 

Neuordnung. der Leistungen und Beiträge in der Invaliden- 
versicherung. In der Flut sozialpolitischer‘ Novellen, mit denen 
der Reichstag noch kurz vor seinem Eintritt in die Sommer- 
pause überschüttet wurde, befand sich auch der Entwurf 
eines Gesetzes über die anderweiten Fest- 
setzungen der Leistunge'n und der Beiträge 
inder Invalidenversicherung,. Bereitsam 12.12.20 
hatte der Reichstag beschlossen, die Reichsregierung um Vor- 
lage eines Gesetzentwurfes zu ersuchen, durch welchen die Not- 
lage der Landesversicherungsanstalten behoben werden sollte. 
Die Vorlage sollte so beschleunigt werden, dass die erforder- 
lichen Massnahmen spätestens am 1. 7. 21 in Kraft treten 
konnten. Vor allen Dingen handelt es sich um die dringende 
Beseitigung von folgenden Missständen : 1. der Notlage der 
Versicherungsträger ; 2. der bestehenden Geringfügisrkeit der 
Renten ; 3. der bureaukratischen Verwaltung der Landesver- 
sicherungsanstalten durch erweiterte Mitwirkung der Ver- 
sicherten. 

Der Entwurf sah die Neueinteilung und Vermehrung der 
Lohnklassen vor. Es sollten 9 Lohnklassen gebildet 
werden. Der höchsten Klasse IX sollten alle Versicherten 
mit einem Jahreseinkommen von mehr als 8000 M. angehören. 
Als Begründung für diese anfechtbare Beschränkung, dass die 
grosse Anzahl der Versicherten mit einem höheren Finkommen 
bis 8000 M. ein und derselben Lohnklasse zugewiesen wurden, 
führte die Vorlage an, dass es versicherungsmathematische 
Schwierigkeiten seien, die eine solche Begrenzung bedingten. 
Auch gegen die Klassifizierung liessen sich erhebliche Bedenken 
geltend machen. Die bisher festgesetzte Rentenzulare und Bei- 
hilfe sollte nach dem Entwurf keine Aenderung erfahren. Für 
die zukünftig festzusetzenden Renten war eine nete verein- 
fachte Berechnung vorgesehen. Es werden auch erstmalig 
Mindestbeträge für die Renten eingeführt. Die Kinderzulagen 
sind neu gestaltet worden. Die Zulagen sollen künftig auch 
für Enkel gewährt werden, deren Unterhalt der Renten- 
empfänger bestritten hat. Für eine erweiterte Mitwirkung 
der Versicherten in der Verwaltung der Versicherung brachte 
die Vorlage aber nichts. 

Die Verhandlungen im Ausschuss des Reichstages für soziale 
Angelegenheiten brachten einige Verbesseruneen hinsichtlich 
der Gestaltung der. Lohnklassen sowie der Beiträge. Nach 
der'Höhe des Jahresarbeitsverdienstes ‘sind für die Versicherten‘ 
folgende Lohnklassen gebildet, für die die nachstehend mitauf- 
geführten Wochenbeiträge aufgeführt werden : 


Lohnklasse I bis zu 1000M. . . . . 2 2... 3,50 M. 
= IT von mehr als 1009 M. bis zu 3000M. A450 „ 

” I „ ”»  n:.3000 u 5%..m 5000, 5,50 „ 

0) V,„ ” ” 5009 „ » „» 7009 ” 650 „ 
EV a DEE DOOR spe 
VER NIE O SL  PONO AL Fe ae ro 

VI „ 2. .212.00:57: 4212700055,05:30550%,, 

REN IHE, 013 000.52 2 ee 12,00. 7, 


Gegenüber der Vorlage wurden ferner noch Verbesserungen 
im 8 1289 des Gesetzes, der den Anteil der Versicherungs- 
anstalt an der Altersrente feststellt, vorgenommen. Die Fr- 
leichterung über die Aufrechterhaltung der An- 
wartschaft des Gesetzes vom 9. 2. 1919 wird in das Gesetz 
aufgenommen. Danach gilt die Anwartschaft nicht als er- 
loschen, wenn die zwischen dem Eintrit in die Versicherung und 
dem Versicherungsfall liegende Zeit zum mindesten ®/a durch 
ordnungsmässig entrichtete Beitragsmarken belegt ist. Die 
Leistung der Versicherung wird so festgesetzt, dass sie bei 
den Invaliden- und Altersrenten mindestens 1000 M., bei den 
Witwen- und Witwerrenten 750 M. und bei den Waisenrenten 
400 M. betragen müssen. Der Grundbetrag der Invalidenrente 
beträgt für alle Lohnklassen 360 M. Die Steigerungssätze für 
jede Beitragswoche betragen in der ersten Lohnklasse 0,10 M., 
in der zweiten 0,30 M., in der vierten 0,70 M., in der fünften 
0,90 M., in der sechsten 1,20 M. in der siebenten 1,50 M. und 
in der achten Lohnklasse 1,80 M. 

Die Altersrenten betragen in der Lohnklasse I 300 M., 
in der Lohnklasse II 500 M., in der Lohnklasse II 700 M., 
in IV 900, in V 1100, in VI 1400, in VII 1700, in der VII. 
2000 M. Für Beiträge verschiedener Lohnklassen wird der ent- 
sprechende Durchschnitt gewährt. Sind über 1200 M. Beitrags- 
wochen nachgewiesen, so scheiden die überzähligen Beiträge 
der niedrigsten Lohnklasse aus. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass mit der Verabschiedung 
dieser Novelle nur das Allerdringendste für den gegenwärtigen 
Augenblick, insbesondere die Sicherstellung des Heilverfahrens, 
in der Invalidenversicherung erreicht ist. Es muss erwartet 
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werden, dass bei der kommenden Reform der Sozialversiche- 
rung alle anderen dringenden Wünsche der Versicherten end- 
lich ihre Berücksichtigung erfahren. 


Neuordnung der Wochenhilie und Wochenfürsorge, In der 
Nationalversammlung war ein Gesetz über Wochenhilfe und 
Wochenfürsorge angenommen worden, das jährlich etwa 
1450 000 Frauen eine wenn auch nur geringe Beihilfe in den 
schwersten Tagen gewährt.. Inzwischen hatte bereits vor 
einem halben Jahr der Reichstag einen sozialdemokratischen 
Antrag angenommen, wonach die Reichsregierung um sofortige 
Vorlage eines Gesetzentwurfes ersucht wurde, der die Leistun- 
gen der Wochenhilfe und Wochenfürsorge in einer der Geldent- 
wertung entsprechenden Weise erhöhen sollte Ein ent- 
sprechender Entwurf ist dem Reichstag kurz vor seiner Ver- 
tagung überwiesen worden. In dem Entwurf war eine Ver- 
doppelung des Entbindungskostenbeitrages sowie des Still- 
geldes und ferner eine Erhöhung der Finkommensgrenze für 
minderbemittelte Wöchnerinnen vorgesehen. Dagegen Sollte 
das bisher gewährte Wochengeld sowie die Beihilfe zu den 
Arzt- und sonstigen Kosten bei Schwangerschaftsbeschwerden 
vollkommen unverändert bleiben. 

Bei den Beratungen im Reichstag erfuhr der Regierungs- 
entwurf verschiedene Verbesserungen. Die Einkommensgrenze 
für Minderbemittelte wurde gleichmässig mit 10000 M. fest- 
gesetzt, sowohl für Verheiratete wie für Alleinstehende. Ferner 
wurde freie ärztliche Behandlung beschlossen und bis zu deren 
Inkrafttreten die Beihilfe bei Schwangerschaftsbeschwerden auf 
50 M. erhöht. Auch wurden für den Fall des Todes der Mutter 
oder des Vaters neue Vorschriften geschaffen, die eine bedeut- 
same Verbesserung darstellen insofern, als Wochen- wie Still- 
geld an diejenigen, die für dem Unterhalt des Kindes zu sorgen 
haben, weiter. zu zahlen sind. Die Einbeziehung der Beam- 
tinnen und Beamtenfrauen in das Gesetz ist nicht gelungen. 

Das Problem der Mutterschaftsfürsorge in seinem ganzen 
Umfange ist natürlich durch diesen Notbehelf der Wochenhilfe 
und Wochenfürsorge nicht gelöst. Hierzu bedarf es anderer 
Wege und anderer Mittel. Dahingehende Anträge der U.S.P.D.- 
Fraktion wurden dem Sozialpolitischen Ausschuss des Reichs- 
tages überwiesen, so dass in nicht allzu ferner Zeit auch diese 
kultureli und sozial bedeutsame Frage erneut aufgerollt wer 
den kann. 


Das Existenzminimum im Juni 1921. Bei den von Dr. 
Kuczynski, Direktor des Statistischem Amts Berlin-Schöneberg, 
angestellten Berechnungen, die wir fortlaufend veröffentlichen, 
ist der physiologische Mindestbedarf zugrunde gelegt, 
ohne dass dabei soziale Gesichtspunkte berücksichtigt sind. Die 
so gewonnenen Zahlen können also lediglich als Gradinesser 
einer Steigerung oder Senkung der Preise für die Lebenshaltung 
bewertet, aber selbstverständlich nicht als ausreichend für das 
soziale Existenzminimum der technischen Angestellten und 
Beamten angesehen werden, 

Nach den Feststellungen Kuczynskis waren die Kosten des 
Existenzminimums in Gross-Berlin im Juni 1921 infolge des 
Mangels an Kartoffeln und Gemüse wesentlich höher 
als in dem drei Vormonaten und auch etwas höher als im 
Juni 1920. Billiger als im Juni 1929 waren vor alleın Hülsen- 
früchte, Fette, Schuhwerk und Kleider, teurer vor allem Kar- 
toffeln, Zucker, Milch. 

Als wöchentliches Existenzminirmum ergibt sich für 
Gross-Berlin: 


Mann Ehepaar nit 52 Fe) a 

M. 2 
Ernährung.) m 0.020 20.020055 98 142 
Wohnuas Se, 9 9 9 
Heizung, Beleuchtung. .. 25 25 25 
Bekleidung PN a 45 63 
Sonstiges . u u RS 54 72 
‚Jun: 719217 220 42,9 20:152 231 311 
Mei: 19217 2109 209 285 
Juni 1920 re AT, 217 304 

August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im Juni 1921 für einen alleinstehsnden 
Mann 25 M., für ein kinderloses Ehepaar 38 M., für ein Ehe- 
paar mit zwei Kindern von 6—10 Jahren 52 M. Auf das Jahır 
umgerechnet beträgt das Existenzminimum für den allein- 
stehenden Mann 7900 M., für das kinderlose Ehepaar 12 000 M., 
für das Ehepaar mit zwei Kindern 16 200 M. ; 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum Juni 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 152 M.. d. h. auf 
das 9,0fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. auf 
231 M., d. h. auf das 10,4fache, für ein Ehepaar mit zwei Kin- 
dern von 28,80 M. auf 311 M., d. h. auf das i0.Sfache. An 
dem Existenzminimum in Gross-Berlin ge, 
messen, ist die Mark jetzt etwa IP P£. wert. 
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Soziale Bewegune 


Die russischen Gewerkschaften. Der Moskauer Allrus- 
sische Gewerkschaftskongress, der Ende Mai d. |. stattfand, be- 
schloss, den streikenden enelischen Bergarbeitern 200 000 Gold- 
rubel zur Verfügung zu stellen. Ausserdem wurde eine Reihe 
von Entschliessunren angenommen: 

Gefordert wird unter anderem die Besserung der Lare des 
Spezialisten. Man müsse die Hindernisse für die Heranziehung 
russischer Spezialisten beseitigen und den Zustrom von techni- 
schen Kräften aus dem Ausland fördern. Ausserdem werden 
Massnahmen zur Besserung der Lage der Arbeiter in den 
Staatsbetrieben verlangt. Ueberstunden müssten auf das un- 
bedingt notwendige Mass beschränkt werden. (Das lässt ticf 
blicken!) 2 

Jugendliche bis zu 16 Jahren sollen in den Betrieben nicht 
weiter auigenommen werden. Das Verbot für Nachtarbeit von 
Frauen und Kindern müsse wieder einzeführt werden, ebenso 
wie eine Reihe von Massnahmen zum Schutze der Frauen und 
Bag die unter dem Drucke der Notwendirkeit aufgehoben 
sind. 

Interessanten Aufschluss über die Art, wie diese Entschlies- 
suınzen zustande gekommen sind, gibt ein Bericht des Moskauer 
Korrespondenten im „Sozialistischen Boten“, dem Organ der 
Auslandsdelegation der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Russlands. Es heisst dort: 

„In der ersten Sitzung der Bolschewistischen Fraktion des Gewerkschafts- 
kongresses (die vor der offiziellen Eröffnung des Kongresses stattfand) wurde 
der Bericht des Allrussischen Zentralrats der Gewerkschaften entgegen- 
genommen; der Vertreter des letzteren, Tomski, erklärte, dass das Kommu- 
nistische Zentralkomitee dem Zentralrat nicht die Möglichkeit gegeben habe, 
zu arbeiten, indem es ihn durch seine Befehle unterdrückte. . Rjasanoff, 
der bekannte Marxforscher und Gewerkschaftsführer, bestätigte diese Tatsachen 
und griff den Zentralrat der Gewerkschaften an, weil er nicht den Mut gehabt 
habe, gegen das Kommunistische Zentralkomitee zu kämpfen. Rjasanoff s;rach 
mit grosser Leidenschaft und bewirkte, dass eine ungeheure Mehrheit eine 
Resolution annahm, in der die Unabhängigkeit der Gewerkschaften 

eiordert und festgestellt wurde, dass das Kommunistische Zentraikomite, den 
Zentralrat an seiner Arbeit gehindert habe. 

Wegen dieser Kühnheit beschloss das Kommunistische Zentralkomitee die 
Schuldigen exemplarisch zu bestrafen. Am folgenden Tage konnte der 
Gewerkschaftskongress nicht eröffnet werden, weil das Zentralkomitee den 
ganzen Tag über die geschaffene Lage beriet. Tags darauf trat die Kommu- 
nistische Fraktion wieder zusammen, der das Zentralkomitee folgendes Ulti- 
matum unterbreitete: 1. Die Resolution Rjasanoff wird zurückgezogen; 2. es 
wird eine Resolution angenommen, die das Kommunistische Zentralkomitee 
verfasst hat; Rjasanoff und Tomski werden vom Kongress entfernt, von der 
Gewerkschaftsarbeit ausgeschlossen und vor ein Parteigericht gestellt. 
Die Kommunistische Fraktion ergab sich und akzeptierte das Ultimatum des 
Kommunistischen Zentralkomitees, beschloss aber zugleich — an den 
nächsten Parteikongress-zu appellieren! 

Tomski und Rjasanoff wurden von der Teilnahme am Kongress aus- 
geschloss:n. Das Kommunistische Zentralkomitee hielt seine Begrüssungsrede, 
das Präsidium wurde gewählt und alles ging wie geschmiert. Der Kongress 
stimmte ab und nahm die vom Kommunistischen Zentralkomitee verfertigten 
Resolutionen an!“ 

Dieser Bericht zeigt wieder einmal, dass die russische Ge- 
werkschaitsbewegung sich in einen Bestandteil des bureaukrati- 
schen Apparates der Sowjetdiktatur verwandelt hat. Jeder Ar- 
beiter muss Mitglied der Gewerkschaft werden. Es ist den 
Gewerkschaften aber jede sich auf das öfientliche Leben be- 
ziehende Diskussion auf das strengste verboten. Ebenso sind 
Streikbewegungen untersagt. Bezeichnend ist auch. dass Jie 
Konzress-Delegierten nicht von: den Gewerkschaftsmitgliedern, 
sondern von den Gewerkschaftsorganen in den Gouvernements 
und den Kreisstädten erwählt wurden. 

* Gründung einer Gewerkschaftsveriagsgesellschafit des A.D. 
G.B. So wie unser Bund bereits seit langem ein Verlagsunter- 
nehmen (Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H.) betreibt, so hat 
auch der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund jetzt eine 
Verlagsgesellschait m. b. H. gegründet. Gegenstand des Unter- 
nehmens ist der Betrieb einer Verlagsbuchhandlunz, besonders 
‘die Herausgabe von. Zeitschriften, die Beteiligung an Ge- 
schäften, die den Zwecken der Gewerkschaften und gleichartigen 
Zwecken dienen, der Erwerb und die Verwaltung von Grund- 
stücken. Das Stammkapital beträgt 60000 M. Um den gesetz- 
lichen Bestimmungen zu genügen, bestimmte der Vorstand des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes seine Mitglieder 
Th. Leipart, P. Grassmann und H. Kube zu Teilhabern und Ge- 
schäfisführern. Die Gründung kann bei zielbewusster’ Durch- 
führung für die gesamte Gewerkschaits- und Arbeiterlitcratur 
von grossem Vorteil werden, vor allen Dingen aber zu einer 
grösseren Unabhängigkeit der Arbeiterliteratur von den privat- 
kapitalistischen Geschäften führen. 


Angestelltenbewegung 


Der N. D. T. V. und der Deutsche Werkmeisterbund holen 
sich eine Niederlage nach der anderen. Für eine Versammlung 
in Mannheim waren neben Herrn Efiielsberger aus 
Essen all die grossen Kanonen des Gedag und der christlichen 
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Gewerkschaften aufgeboten worden. Das konnte aber nicht 
verhindern, dass in grösster Einmütixkeit eine Entschliessung 
angenommen wurde, in der ihnen bescheinigt wurde, dass beide 
Organisationen ein Hemmnis für die Fortentwickelung des ge- 
werkschaftlichen Gedankens sind. Es wäre wirklich besser, der 
D V. würde die Beiträge und Kampfschatzspenden seiner 
Mitglieder zur Verbesserung seiner Unterstützungseinrichtungen 
verwenden, als dass er sie nutzlos für Versammlungen geiner 
beiden Schützlinge verpufft, die doch nur künstlich am Leben zu 
erhalten sind. 

„Uniähigkeit, Würdelosigkeit, Charakterlosigkeit.“ 
Zeitschrift des Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverbandes, die „Deutsche Handels-Wacht“, 
enthält in ihrer Ausgabe vom 29. Juni 1921 einen Aufsatz über 
den AfA-Bund und — lieber Leser, halte dich fest -— dessen 
Unfähigkeit, Würdelosigkeit, Charakterlosigkeit und ähnliche 
Eigenschaften, die er in Haunover gezeigt haben soll. 

In Hannover ist das Unternenmertum gegen. die Ange- 
stellten besonders hartnäckig und brutal, infolgedessen aber 
auch dem D. H. V. besonders wohlgesinnt. Im Mai 1921 ist 
nun zwischen 
1. dem Allgemeinen 

Hannover, 

2. dein Industriellen Arbeitgeberverband Hannover, 
3. dem Arbeitgeberverband der chemischen Industrie, Hannover, 
4. dem Arbeitgeberverband der Textilindustrie Hannover 
einerseits und 
1 dem Allgemeinen 
liatnover, 
2. dem Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften, 

Hannover, 

3. dem Gewerkschaftsbund der Angestellten, Hannover, 
andererseits 

ein Tarifvertrag für die Angestellten der Hannoverschen In- 

dustrie zustande gekommen. 

Die Arbeitgeber vollzogen die Unterschrift mit der münd- 
lichen Erklärung, dass erst noch die formale Zustimmung ihrer 
Mitglieder notwendig sei. Diese Erklärung war insofern be- 
deutungsios, als ja ohnehin fast nur die von den Arbeitgebern 
vorgelegten Anträge zum Tariivertrag unter dem Druck der 
Verhältnisse von den Angestellten angenommen worden. waren, 
Die Mitglieder des AfA-Bundes verlangten nun Aufklärung über 
die weitere Verschleppung des Abschlusses. Der AfA-Bund 
sah sich deshalb gezwungen, den von ihm herauszegebenen 
Tarifvertrag mit einem Vorwort zu versehen, in welchem die 
hartnäckige Haltung der Unternehmer gekennzeichnet war. 
Dieses Vorwort benutzten aber die Unternehmer dazu. die Mit- 
glieder des AfA-Bundes von den Wirkungen dieses Tarifver- 
trages ausschliessen zu wollen. Die Unternehmer erklärten, 
die vom AfA-Bund geführte Polemik auf dem gedruckten Tarif- 
vertrage sei Grund für sie zenug, den auch vom AfA-Bund 
bereits unterschriebenen Tarifvertrag nur mit dem Gesami- 
verband Deutscher Angestellten-Gewerkschaiten (Gedag) und 
dem Gewerkschaftsbund der Angestellten (G. d. A.) als gültig zu 
erklären. 

Der Gewerkschaftsbund der Angestellten nahm diesen Kon- 
flikt zur Veranlassung, um gegen den AfA-Bund in einer Öffent- 
lichen Versammiung vorzugehen. Man wollte dort nicht etwa 
die schändliche Massnahme der Unternehmer 
verurteilen, sondern sie agitatorisch gegen den AiA-Bund 
ausnutzen. Der G. d. A. hat in jener Versammlung den Stand- 
punkt der Unternehmer gerechtfertigt und zu decken versucht. 
Erst als die Angestellten dagegen Protest erhoben, sahen sich 
die Vertreter des G. d. A. und auch die anwesenden Vertreter 
des Gedag, die sich gleichfalls über das Verhalten der Unter- 
nehmer freuten, gezwungen, zu erklären, dass sie für die Be- 
seitizung der Massnahmen der' Arbeitgeber mit tätig sein wollten. 
In Wirklichkeit haben Gedag und G. d. A. die Arbeitgeber in 
ihrem brutalen Auftreten noch gestärkt. 

Das Ortskartell Hannover des AfA-Bundes stand nun vor 
der Frage, ob es den Versuch des Unternehmertums, die Mit- 
glieder des AfA-Bundes von dem Tarifvertrag auszuschliessen, 
mit einem Streik beantworten oder ob es nicht lieber eine ent- 
sprechende Erklärung abgeben solle, durch die der Oeffentlich- 
keit gegenüber den Unternehmern der von ihnen an den Haaren 
herbeisezorene Vorwand genommen werden könne... Bei der 
Entscheidung dieser Frage musste berücksichtigt werden, dass 
die Führer des Gedag und des G. d. A. ihre Mitglieder sicher 
nicht auffordern würden, eine gemeinsame Front mit uns zu 
bilden, um der. von den. Unternehmern beabsichtigten Durch- 
brechung des Tariivertrazes entgegenzutreten. Es musste als 
sicher angenommen werden, dass. die Führer des Gedag und des 
G..d. A, ihre Mitglieder ais Hilfistruppen des Unternehmertums 
segen den AfA-Bund aufmarschieren lassen. würden. Aus 
diesen Grunde hat das Ortskartell Harnover des AiA-Bundes 
folgende Erklärung abgegeben: 


Die 


freien Angestelltenbund. Ortskartell 


freien: Angestelltenbund, Ortskartell 










































































a ‘ 
N en en 


262 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Zwischen 
. dem Verband der Hannoverschen Metallindustriellen, Hannover, 
. dem Industriellen Arbe:tgeberverband Hannover, 
. dem Arbeitgeberverband der chemischen Industrie, Hannover, 
. dem Arbeitgeberverband der Textilindustrie Hannover 
einerseits 
und dem Allgemeinen freien Angestelltenbund, Ortskartell Hannover, 
andererseits ist heute folgendes vereinbart worden: 


Be m 


I. n 

Der Allgemeine freie Angestelltenbund (AfA) nimmt das zur Herausgabe 
des Tarifvertrages für die Angestellten in der hannoverschen Industrie vom 
12. Mai 1921 geschriebene Vorwort mit dem Ausdruck des Bedauerns zurück. 

u. 

Die AfA erklärt, künftighin Tarifverträge, die sie mit der hannoverschen 
Industrie abschliesst, ohne ‚deren besondere Zustimmung nicht mit einem 
Begleittext herauszugeben. 

Mit Hinblick auf die Erklärungen zu I und II erkennen die Arbeitgeber- 
verbände der hannoverschen Industrie den erwähnten Industrie-Ängestellten- 
tarif vom 12. Mai 1921 als rechtswirksam auch für die Mitglieder des Allge- 
meinen freien Angestelltenbundes an. 

Hannover, den 13, Juni 1921: 

Verband der Hannoverschen Meta!lindustriellen, 
Industrieller Arbeitgeberverband zu Hannover. 
Arbeitgeberverband der chemischen Industrie, 
Arbeitgeberverband der Textilindustrie. 
Allgemeiner freier Angestelltenbund Hannover. 


Zu dieser Erklärung — die nur infolge der traurigen Haf- 
tung des G. d. A. und des Gedag (darunter namentlich des 
D. H. V.) abgegeben worden ist — bemerkt nun die „Deutsche 
Handels-Wacht“ vom 29. Juni 1921 u. a. folgendes: 

„Mit dem Ausdruck des Bedauerns“ aimmt die “1A nun dieses Vorwort 
zurück und erklärt gleichzeitig, dass sie künftighin nur mit besonderer Zu- 
stimmung der Arbeitgeberverbände einen Begleittext zu ihren Tarifverträgen 
herausgibt. Man stelle sich vor, die Gewerkschaft darf nur dann einen Tarif- 
vertrag kommentieren, wenn es der Arbeitgeber erlaubt!!! — Einzig dastehend 
ist eine solche Erklärung in der Gewerkschaftsgeschichte; niedriger kann eine 
Gewerkschaft unseres Erachtens nicht sinken. 

Aber damit möge sich die AfA abfinden, deren Charakterfestigkeit 
Kundige niemals anders eingeschätzt haben. Viel wichtiger ist die Frage: 
Was sagen die Hannoverschen Industrieangestellten, die kaufmännischen Ange- 
steliten überhaupt, zu einer solchen Herabwürdigung ihrer gewerkschaftlichen 
Ehre durch einen Verband, der behauptet, ebenfalls die Kaufmannsgehilfen zu 
vertreten? Soll die gewerkschaftliche Bewegung der kaufmännischen Ange- 
gestellten durch dieses charakterlose Verhalten der sogenannten klassen- 
kämpferischen Organisation noch weiter misskreditiert werden? Werden auf 
die Art und Weise die Arbeitgeberverbände von der Macht und der Bedeutung 
der Handlungsgehilfen überzeugt? Nein und abermals nein! Wieder einmal 
ist die ganze Hohlheit der AfA, deren führender Verband der Zentralverband 
der Angestellten ist, zutage getreten, und nun sollte es den Kaufmanns- 
gehilfen klar geworden sein, dass sie jede Gemeinschaft mit ienen aszulehnen 
haben und ihre Vertretung einzig und allein in ihrer Berufsgewerkschaft, dem 
D.H.V., suchen ir wissen es, die Hannoverschen Industrieangestellten 
werden dem Zentralverband der Angestellten die Antwort nicht schuldig 
bleiben. 

Wir glauben nicht, dass es in Hannover und anderwärts 
sehr viel Dumme geben wird, die auf dieses Geschrei herein- 
fallen. Der AfA-Bund hat sich nicht verpflichtet, einen Tarif- 
vertrag nur dann zu kommentieren, wenn es der Arbeitgeber 
erlaubt. Bei dem Vorwort handelt es sich nicht um einen 
Kommentar, sondern um eine Polemik. Der AfA-Bund ver- 
zichtet auch nicht auf eine Polemik. das Ortskartell Hanno- 
ver des AfA-Bundes hat vielmehr nur erklärt, dass es künftig 
die Drucklegung des Tarifvertrages selbst nicht mit 
einer Polemik verbinden wolle. Es ist das ein Versprechen, das 
anderwärts sowohl vom AfA-Bund wie vom G. d. A. und Gedag 
praktisch durchgeführt ist. Die Polemik gegen die Unter- 
nehmer besorgt man eben in besonderen Flugblättern, beson- 
deren Druckschriften, Zeitungen, Versammlungen usw. 

Nichtsdestoweniger glauben wir sagen zu müssen, dass dem 
Ortskartell Hannover des AfA-Bundes jene Erklärung vom 
13. Juni 1921 nicht leicht gefallen ist. Sie besagt zwar bei ge= 
nauerem Zusehen inhaltlich nichts. was dem AfA-Bund zur Un- 
ehre gereicht, aber aus der ganzen Art, wie die Sache vor 
sich ging (die geforderte Abgabe einer schriftlichen Fr- 
klärung an das Unternehmertum. die man sofort dem D. H. V. 
zu Agitationszwecken gegen den AfA-Bund in die Hände spielte), 
ist zweifellos zuzugeben dassesdas Unternehmertum 
auf eine Demütigung des AfA-Bundes abge- 
sehen hatte. Das Unternehmertum konnte diese Absicht 
jedoch lediglich deswegen durchführen, weil es der wohlwollen- 
den Unterstützung durch den G. d. A. und den Gedag, 
namentlich aber durch den Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverband sicher war. Wenn daher Ir gend je- 
mandsichbeider Sache zuschämen hat, soist 
esderD.H.V. 

Das Jubelgeschrei, das die „Deutsche Handels-Wacht“, 
die Zeitschrift des D. H, V., darüber erhebt, weil dem Unter- 
nehmertum in Hannover eine Brüskierung des AfA-Bundes ge- 
lungen ist, zeigt, dass nicht nur die Ortsgruppe Hannover des 
D. H. V., sondern der gesamte D,. H. V. innerlich nicht auf seiterr 
der Angestellten, sondern auf seiten der Unternehmer steht, 
Mit diesem Jubelgeschrei schreit also der D. H. V, nur seine 
eigene Schande in die Welt. 
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Auf den Krücken der Arbeitgeber suchen der N. D. T. V. 
und der Deutsche Werkmeisterbund und auch wohl der Budaci 
jetzt überall in die Tarifverhandlungen hineinzuhumpeln. Es 
kommt ihnen dabei weniger aus die positive Arbeit bei den 
Vorbereitungen der Tarifverträge und bei den Tarifverhand- 
lungen selbst an, als darum, nach Abschluss der Verhandlungen 
ihren Namen unter die getätigten und vom Bund und den übrigen 
AfA-Organisationen durchgefochtenen Tarifverträge zu setzen, 
Selbst wenn sie nicht ein einziges Mitglied in der Branche oder 
am Ort haben, erscheint bei Abschluss des Tarifvertrages eines 
Tages Herr Klitzsch oder ein anderer vom N. D. T. V. und 
beansprucht im Namen der obengenannten Verbände den Tarif- 
vertrag mit zu unterzeichnen. Dieser Anspruch findet selbst- 
verständlich die lebhafteste Unterstützung vom D. H. V. und, 
was bezeichnend für die Richtung des Herrn Klitzsch ist, von 
Seiten der Arbeitgeber. An der Grosspäpplung des N. D. T. V. 
haben die Arbeitgeber ja schon immer ein besonderes Interesse 
gehabt und Herr Westphal, der Berliner Führer des Ver- 
bandes selbständiger vereideter Landmesser. hat ia auch ganz 
eindeutig erklärt: „Wir werden alles tun. um den neuen Ver- 
band hoch zu bringen.“ Die Arbeitzeber”wollen sich durch die 
Hinzuziehung der N.D.T.V.-Vertreter Heliershelfer in den 
Reihen der Angestellten schaffen. Wir haben das grösste Inter- 
esse daran, diese Zersplitterung und Störung der Tarifverhand- 
lungen mit allen Mitteln zu bekämpfen. Wenn der N.D.T.V. 
dann in seiner Zeitschrift über Terror, Vergewaltigung wahrer 
Freiheit und der Meinung Andersdenkender jammert, so soll 
uns das höchst gleichgültig sein. Gerade dieser Splitterver- 
band hat übrigens recht wenig Veranlassung, sich über Terror 
zu beklagen. Herr Klitzsch, der Renegat der „wirtschafts. 
friedlichen“ Arbeiterbewegung, weiss doch sehr wohl. wie von. 
diesen gelben Herrschaften dort. wo sie es nur irgend können, 
die Macht der Arbeitgeber rückhalt!os in Anspruch genommen 
wird, um die Angestelltenschaft in die dem Arbeitgebern nahe- 
stehenden Organisationen zu zwingen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Schiedsspruch Im Bühnengewerbe. Der Bühnenverein hatte 
gegen die Genossenschaft deutscher Bühnenangehörigen Klage 
vor dem Tarifschiedsgericht erhoben und die Genossenschaft 


eines vierfachen Tarifbruchs bezichtigt. Die vier Klagepunkte 
waren: 


1. Beschluss der Genossenschaft über die Einstellungszahl 
von Anwärtern, 


2. Abschluss eines Kartellvertrages mit den ausländischen 
Schauspielerorganisationen, 


3. Anwendung von Streik und Sperre, 
4. einseitige Anweisung an den paritätischen Stellennachweis. 


Das Schiedsgericht. das am 7. Juli von vormittags 11 bis 
nachts 11 Uhr tagte, wurde von dem unparteiischen Vorsitzenden 
Regierungsrat Dr. Tiburtius vom Reichsarbeitsministerium 
geleitet. Als unparteiische Beisitzer nahmen teil Dr.Frank- 
furtund Aufbäuser. 

Das Schiedsgericht kam zu dem Ergebnis, dass in allen 
vier von dem Bühnenverein geltend gemachten Klagepunkten ein 
Tarifbruch seitens der Genossenschaft deutscher Bühnenan- 
gehörisen nicht erkannt werden könne. Hinsichlich der &n- 
wendung von Streik, Sperre und Aussperrunz wurde fest- 
gestellt, dass diese Kampfmassnahmen im deutschen Bühnen- 
gewerbe innerhalb der Tarifdauer insoweit unzulässie sind. als 
der Tarifvertrag Bestimmungen getroffen und für ihre Durch- 
führung Schiedsinstanzen vorgesehen hat. 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Personalien. Geschäftsführer Emil Mühlenkam pP, Leiter der bisherigen 
Abteilung „Staatstechniker“, ist am 15. Juni 1921 aus den Diensten des Bundes 
ausgeschieden. 

An seiner Stelle ist die Leitung der verwaltungstechnisch zur Abteilun g 
„Behörden und öffentliche Betriebe“ Me im Abteilungen 
„Staatstechniker“ und „Kommunaltechniker“ dem Geschäftsführer Erich Hän- 
deler übertragen worden. 

Einmalige Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose, In der Sitzung des 
Bundesvorstandes vom 24. Juni 1921 wurde beschlossen: Erwerbslose, die am 
30. Juni 19221 dem Bunde mindestens ein Jahr als ordentliche Mitglieder ange- 
hören und mindestens sechs Monate stellungslos sind oder vor dem 1, Mai 1921 . 
mit Stellenlosenunterstützung voll ausgesteuert waren, erhalten auf Antrag im 
Monat Juli eine einmalige Wirtschaftsbeihilfe von 150 M., für jedes unterhalts- 


eh Familienmitglied 50 M. bis zum Höchstbetrage von 300 M. aus- 
gezahlt. 
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Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus dem Bunde 
ausscheiden, haben die bezogene Unterstützung wieder zurückzuzahlen. 

Der Antrag muss, von der zuständigen Örtsverwaltung befürwortet und 
beglaubigt, bis spätestens 27. Juli 1921 in der Hauptgeschäftsstelle eingehen, 
Später gestellte Anträge können keine Berücksichtigung finden 

Dem Antrage ist eine Bescheinigung der Erwerbslosen-Fürsorgestelle über 
die Stellenlosigkeit und das Mitgliedsbuch beizufügen. Das Mitglied darf nicht 
mit mehr als drei Beiträgen ohne Stundung rückständig sein und muss den 
Stellennachweis des Bundes in Anspruch nehmen. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berlin anzufordern. 


Kartellvertrag zwischen B.t.A.B. und Bund der Industrieangestellten 
Ossterreichs, Zwischen dem Bund der Industrieangestellten Oesterreichs und 
unserem Bund ist der nachstehend abgedruckte Kartellvertrag mit Wirkung 
vom 1. Juli 1921 abgeschlossen worden: 

Kartellvertrag 
zwischen dem Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin, und 
dem Bund der Industrieangesteilten, Wien, betreffend die Angestellten der 
Industrie, 

8 1. Das vorliegende Uebereinkommen bezieht sich auf solche Mitglieder 
der vertragsschliessenden Verbände, die technische Arbeiten in der Industrie 
und im Gewerbe oder in technischen Bureaus, sowie in Kanzleien der Patent- 
anwälte oder bei Behörden und deren Unternehmungen leisten. 

& 2 Der Bund der technischen Angestellten und Beamten, Organisations- 
Ark Deutsches Reich, verpflichtet sich, vom 1. Januar 1921 an keine 

ausrnd in Oesterreich beschäftigten Mitglieder, auf welche die Bestimmungen 

des & 1 zutreffen, zu führen, der Bund der Industrieangestellten, Organisations- 

gebiet Republik Oesterreich, keine dauernd im Deutschen Reich Beschäftigten. 

$ 3. Die beiden Gewerkschaften werden sich daher die Mitglieder die 

sie in.den für sie nach & 2 geschlossenen Gebieten besitzen, ebenso wie die- 

jenigen, welche später dorthin in Stellung gehen und die Aufnahme ansuchen, 
die aus diesen Gebieten kommen, gegenseitig überweisen. 

Ausnahmen sind nur in besonders begründeten Fällen zulässig und unter- 
liegen der gegenseitigen Vereinbarung 

8 ie beiden Organisationen verpflichten sich, jedes ihnen über- 
wiesene Mitglied so zu behandeln, als ob es vom Tage seines Eintrittes in die 
überweisende Organisation ihr eigenes Mitglied gewesen wäre Für die 
Rechte und Pflichten eines überwiesenen Mitgliedes sind die Satzungen und 
Vorschriften der Gewerkschaft massgebend, an die das Mitglied überwiesen 
wird. 

8 5, Für die Berechnung der Ansprüche eines überwiesenen Mitgliedes auf 
Stellenlosigkeits-, Solidaritäts-, Gemassregelten- oder sonstige Unterstützungen 
werden die Mitgliedsbeiträge, die für die Zeit vor dem 1. Januar 1918 
bezahlt wurden, so gerechnet, als ob 1 M. = 1,50 K., jene Mitgliedsbeiträge, 
die für die Zeit nach dem 1 Januar 1918 geleistet wurden, so gerechnet, als 
ob1IM.=>5K, wäre Werden bei dieser Berechnungsart die Mindest- oder 
Höchstsätze der Beitragsleistung, die in der korrespondierenden Zeit in der 
übernehmenden Organisation in Geltung waren, unter- oder überschritten, so 
sind für diese Zeit die Mindest- oder Höchstsätze in Anrechnung zu bringen. 

8 6. Jedes überwiesene Mitglied geht mit dem Beitragsstande am Tage 
seiner Ueberweisung an seine künftige De über, die auch Rückstände 
Ben hat, ohne sie der überweisenden Organisation verrechnen zu 
müssen. Vorher gewährte Zahlungserleichterungen sind für die zweite Organi- 
sation nur während der ersten sechs Wochen bindend. 

$& 7. Dieser Vertrag tritt mit dem 1. Juni 1921 in Kraft. Die Dauer des 
Vertrages wird vorläufig auf ein Jahr festgesetzt. Er kann von beiden 
Parteien für das Ende dieses Jahres mit vierteljährlicher Kündigungsfrist gelöst 
werden. In der Folgezeit kann er beiderseits jederzeit mit einjährignr Kündi- 
gungsfrist gelöst werden, doch muss der Vertragsablauf mit einem Monatsende 
zusammenfallen. 

8 8. Im Falle der Aufhebung dieses Vertrages können die überwiesenen 
Mitglieder der beiden Gewerkschaften sich innerhalb der Kündigungsfrist, deren 
Beginn in den beiderseitigen Vereinszeitschriften bekanntzugeben ist, erklären, 
welcher Organisation sie in Zukunft angehören wollen. Die beiden Organi- 
sationen verpflichten sich, solche Mitglieder mit alien erworbenen Rechten zu 
übernehmen. 

& 9. Beide Gewerkschaften werden dahin streben, ihre Unterstützungs- 
einrichtungen hinsichtlich der Höhe und Dauer der Unterstützung und der 
Karenzzeit für die Erwerbung dieser Ansprüche möglichst gleichartig aus- 
zugestalten. 

8 10. Die beiden Organisationen verpflichten sich, mit keiner anderen 
Berufsorganisation in’ Deutschland bzw Oesterreich einen gleichen 
Kartellvertrag, der für die unter $ 1 angeführten Mitgliedergruppen Geltung 
hat, ohne Zustimmung der anderen Kartellorganisation abzuschliessen. 

Das Recht beider Organisationen, für die übrigen Berufsgruppen ihrer 
Mitgliedschaft mit Gewerkschaftsorganisationen der Beiden Länder Kartellver- 
träge abzuschliessen. wird durch diese Bestimmungen nicht berührt 

& 11. Beide Organisationen stellen den von ihnen überwiesenen Mit- 
gliedern ihre Stellenvermittlung zur Verfügung sofern diese ihren 
Organisationspflichten ordnungsgemäss nachgekommen sind 

$ 12. Mit Wirkungsbegion dieses Vertrages tritt der zwischen dem 
Bunde der technisch-industriellen Beamten, Berlin, und dem Bunde der technischen 
Beamten Oesterreichs, Wien, am 13. Dezember 1911 abgeschlossene Vertrag 
ausser Kraft. L 

Berlin, den 1. Juni 1921. 

Bund der Industrieangestellten, 

Der Präsident: 
gez. Ing R. Seidel, 
Der Sekretär: 
gez. Horn. 


Bund der technischen Angestellten und 
Beamten. 
Der Vorstand: 
gez. F. Heinze, G. Werner, 
E. Lustig, 





Das Inhaltsverzeichnis 


der „D.T.-Z.“ 1920, dessen Fertigstellung sich durch technische Schwierigkeiten 
leider stark verzögert hat, ist jetzt erschienen. Es ist kostenlos durch unsere 
Expedition zu beziehen. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner Industrie-Werke G.m.b.H., (früher Fokker Flug- 
zeuze m.b.H.). 


Versammlungskalender 


Berlin. B. Vermessungswesen 22. VI. 7%, Berliner Clubhaus, Ohmstr. 2. 

Chemnitz, Siegmar, Oberiungwitz. Gemeinsame Wanderversammlung am 
17 Vil »ach Grüna. Abmarsch früh 7%. Treffpunkt: Siegmar, Endstation der Sirassen- 
bahn. Nachzügler bis ?2 Uhr Gasthof Bad Grüna 
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Bücherschau 


Ein Reichstarif für alle Gehaltsempfänger. Das schwierigste Problem 
bei der tariflichen Regelung der Angesteiltengehälter ist zweifellos die Frage 
der Eingrupsierung und Gehaltsbemessung Einen Versuch, demselben auf dem 
Wege wissenschaftlicher Forschung beizukommen, macht Herr Dr. Ing Willy 
Jaenichen in seiner Broschüre: „Ein Reichstarif für alle Gehalts- 
empfänger“, die im Verlag von William Haufe, Dresden-A. 1, erschienen ist*). 
Der Verfasser geht von dem gleichen Grundsatz aus, von dem auch unser Bund 
von jeher die iur behandelt hat: massgebend für die Entlohnung 
muss die Leistung sein 

Die Broschüre birgt eine Menge von nützlichem und wissenswertem Material 
für alle, die sich in beruflicher oder ehrenamtlicher Tätigkeit mit Tariffragen 
befassen müssen. Sehr instruktiv ist der Abschnitt, in dem die Leistung in 
ihrer Abhängigkeit von einzelnen Faktoren betrachtet wird. Der Verfasser 
zeigt, dass die Leistung eines Angestellten abhängig ist von seiner Tät:gkeit, 
seiner Arbeitskraft, seiner Lebens- und Berufserfahrung, und dass auch Schulung 
und. persönliche Eigenschaften die Leistung als solche mit beeinflussen. Auf 
dieser Erkenntnis baut er seine Vorschläge zur Lösung des Problems auf, 

Er versucht, diese einzelnen Momente durch allgemein gültige mathematische 
Formeln bzw. durch Einführung von Konstanten festzulegen Aus dem Produkt 
aller dieser einzelnen mathematisch fixierten Faktoren errechnet er dann einen 
sogenannten Leistungsfaktor. Den schwankenden Teuerungs- und Wirtschafts- 
verhältnissen sucht er durch Einführung von Orts- und Wirtschaftsfaktoren 
Rechnung zu tragen. Auf diese Art und Weise soll ein Weg gefunden werden, 
der ein für allemal die Möglichkeit schafft, jedem Angestellten, gleich welchen 
Beruf er hat, wo er beschäftigt ist und wie die Lage der Industrie bzw. der 
gesamten Wirtschaft ist, eine gerechte Eingruppierung und Entlohnung zu sichern, 

Leider wird der Vorschlag sich nicht in vollem Umfange in der Praxis 
durchführen lassen. Ganz abgesehen von den Widerständen, die dem Tarifvertrag 
überhaupt heute noch entgegengesetzt werden, stösst jeder derertige Vorschlag 
auf besonders heftigen Widerstand bei den Arbeitgesern, die sich von einer 
derartigen allgemeinen Regelung in der Freiheit ihrer Machtausübu g bedroht 
fühlen Aber auch die Angestellten sind noch nicht so einheitlich, für den 
Gedanken der tariflichen Regelung der Gehaltssätze gewonnen, dass eine cer- 
ertiye Normalbewertung, wie sie von dem Verfasser vorgeschlagen wird, nicht 
auch von ihrer Seite aus mit heftigen Widerständen zu rechnen hätte, 

Ob die von dem Verfasser angestrebte Entlastung des Wirtschaftslebens 
durch Fortfall der einzelnen Tarif- uud Eingruppierungsverhandlungen erreicht 
würde, ist mehr als fraglich. Vermutlich würde nur eine Verschiebung statt- 
finden, indem nämlich wegen der Festlegung der einzelnen Koeffizienten in 
den einzelnen Betrieben ausserordentlich heftige Differenzen en!stelhen würden. 
Dabei besteht dann noch die Gefahr, dass dann, da die Angestellten einzeln 
oder doch nur in den einzelnen Betrieben dem Unternehmer gegenüberstehen 
würden, ihre Position dem jetzigen Zustand gegenüber erheblich geschwächt würde, 

Zweifellos ist die Schrift zu begrüssen. Sie bedeutet einen Versuch, dem 
Lohn- und Tarifproblem auf dem Wege der wissenschaftlichen Forschung bei- 
zukommen Wenn er auch nicht sofort zum vollen Erfolg führt, so hat der 
Verfasser doch Anspruch auf den Dank aller jener, die sich Tag für Tag praktisch 
mit den Tariffragen beschäftigen müssen. Es ist zu hoffen, dass dieser Versuch 
nicht der letzte sein wird, und dass auch hier die wissenschaftliche Forschung 
den Praktikeru eine ganze Reihe von wertvollen Unterlagen schafft und ihnen 
letzten Endes den Weg weist, der zur Befriedigung aller, die en der Lösung 
der Tariffrage interessiert sind — und das sind alle Arbeitnehmer — zum 
Erfolg führt. Schikora. 


O0 











*) Durch den Industriebeamten-Verlag zu beziehen, 
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WG DL EEE LE LUCCEEEEEc ii 
UMASCHINENFABRIK AUGSBURG-NURNBERGAS 
sucht Konstrukteure mit guten Kenntnissen im 


Kranbau 


für Konstruktion und Angebotebearbeitung. 
Ausführliche Bewerbungsschreibea mit Lebenslauf 

und Zeugnisabschriften, sowie Angabe des frühesten 

EintrittszeitpunktesanM.A.N., Werk Nürnberg, Abt, P. 









Erstklassiee Konstrukteure 


für landwirtschaftliche Maschinen sofort gesucht. 


Deutsche Werke Aktiengesellschaft 


Werk Cassel. 






ea 
Zeichner gesucht 

zur selbständigen Anfertigung von Werkstattzeichnungen und 
Stücklisten feinmechanischer Apparate. Bewerber müssen un- 
bedingt gelernte Feinmechaniker sein ‘und eine Fachschule 
mindestens 4 Semester besucht haben. Eintritt sofort oder 
später: Bewerbungen mit Zeugnisabschriften und kurzem Lebens- 
lauf erbeten. 


Deutsche Hollerith Maschinen Ges. m. b. H. 
Villingen, Baden. 
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Anzeigen 














TENRS ET ER TOR TUI ERREGT ya ee 
Eisenbetontechniken, Schr enee Bren und 


erworben hat und guter Zeichner ist, zu 


baldigem Eintritt gesucht, 


Rheinische Beton - Gesellschaft, Malnz. 


Hochbautechniker 


sauberer Zeichner, firm im Veran- 
schlagen, kein Anfänger, für 
sofort gesucht. — Gefl. Offerten 
evtl. mit Skizze, Lichtbild und Ge- 
haltsansprüchen erbeten an 


Bau-u. Industrig-Gesellschaft m.o.n, 
Cotibus. 
Tüchtiger, möglichst im Sied- 


lungsbau erfahrener 


Bauführer, 


mit bayerischen Verhältnissen ver- 
traut, sogleich gesucht. Angebote 
mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
und Gehaltsansprüchen an 


Arch. B.D.A. Rarl Brendel, 
Nürnberg, vd. Karthäusergasse 


eilt En ENT 
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weltberühmte Methode 


Probeleltion An 23 
®. Langenfchetof), 


ÄELELALELTESETEEN TEEN PIPTETESTTTTETNE. PITSTSTTTIPTTTTTTT.TTEZTLTTITETTTE PETTTEHETTERTEITETTRTTPTINTTT > terorer Wen 


nie EreNt: : FE UREH TEE LERNTE & Kt 
Ä WETTE area Berge 


Anflellung im Ausland 


finden Ste leicht, werrn Sie auf Grunb unferer bewährten 
Unterrichtöbriefe na ber Methode Touffaint:Langen- 
fcheldt eine fremde Sprache erlernen. 
Sahres babe ich mit pem Studlun Shrer niederländifchen 
Unterrichtsbricfe begonnen und berei!ß vor einigen 
Woden wurde mir auf Grund meiner bolländiichen 
Kenntniffe eine Stellung in einem großen Amfterdamer 
Haufe angetragen.“ $.Mohr, Köln, 28. 6. rt. 
Aechnliche Urteile erhalten wir nahezu täglich. Unfere 
ouffatnt-Langenfchetdt lehrt auf 
Grund des Selbftunterrichts. 
Schulbildung noch RVorktenntniffe voraus und. foftet 
einschließlich alcr Lehrmittel monatlich nur 7.20 M. 
Verlangen Gie beitte nad) foftenlofe Buienbüng unferer 
ver Sprache, 
wollen. Langenfcheidtfche Berlaasbuhbandlun 
Berlin » Schöneberg, 
Sprahunterricht3werfe nach der 


Methode Toussaint-Langenscheidt 


DaELuIETLSETLLUJETTETETPEL TITEL LEITTE EITTRRTHETFTEEPPTEPTTTE FON AALEHIEITELLIELTETTTEITPEPTETETETETTTT BRNERAIRTEEHANNETTRREEE RELAGGAEEUNLHHE 


Zur Aushilfe für zwei bis drei 
Monate sofort ein gewandter, 
selbständig arbeitender 


ochbaufechniket 


gesucht. 
Staatliches Hochbauamt 
Friedeberg Nm. 


Für sofort ein selbständ. arbeitender 


Bautechniker 


für. Büro, evtl. auch für 
Baustelle gesucht. 
Schriftliche Angebote unt.Beifügung 
von Bild und Zeugnisabschriften. 
Sulze & Schröder, 
Schorasteinbau, 
Hannover, Hildesheimer Str. 69. 


LIPFTETTETPPITETEITTTTTIT IT 


„Anfang vorigen 


Ste fegt weder höhere 


die Sie erlernen 
(Prof. 
Berlag der 


JUTIFTETEL DET LEST III TI TTTNTT 


AN safe) 


Nr. 28. 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren ‚Raum 4,-- Mark; 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 13%, bei 13 Auf- 
rahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 


Erfahrener Bautechniker (M.), te Puch 


geeignet, den Chef auf der Baustelle 
und „Le Petit Parisien“, die lustigen Sprachzeitschriften, 


u.beid Kundschaft zu vertreten, mit 

all. Bureauarbeiten, Abrechng., An- 

schlag, Statik u.Bauführg. vertraut, 

zeichner’sch u.konstruktiv beschlag., 

durchaus selbständ., sof. gesucht. 
Ausführl. Fa m. Zeugnisabschr. 

sind unentbehrlich für jeden, der seino mühsam erworbenen eng- 

lischen und französischen Sprachkenntnisse nicht vergessen will. 

Leicht verständlich, anregend, unterhaltend! Mehr als 30000 be- 

eisterte Abonnenten. Bestellen Sie noch heute Y, Jahr zur Probe 

o Mk. 7.80) oder verlangen Sie kostenlos Probeseiten. Auch 

durch alle Buchhandlungen und Postanstalten zu beziehen. 


u. Gehaltsforderung. an Wilhelm Lüd, ; 
Gebr. Paustirn, Verlag, Hamburg 63, Alsterdamm 7. 


Baugeschäft, Stargard. (Pom.), Johststrasse 15. 
Postscheckkosto: 189 (Hamburg). 




















Aeiterer, erfahrener 


Techniker 


für Bureauarbeiten und örtliche | 

Bauleitung (Erdarbeiten im Eigen- 

betrieb) gesucht. Baldiger Dienst- 
antritt erwünscht. 


Bauamt für dan Progelausban, 
Insterburg, Wihelmstr. 22. 
Erfahrener 


Vermossungstechniker 


sofort gesucht. Besoldung nach 
Angestelltentaril. — Bewerbungs- 

















Günfigfe Alterd- mıd öumilienperforgung 









gesuche mit Zeugnissen an das 
Vorarbeitenamt siVecl# Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet die 
für den Weser-Main-Kanal Deutihe Beamten-Lebensverfiherung a. ©. 
Eisenach. Unftalt des Deutihen Beamten-Wirtihaftsbundes. 






Für Bureauarbelten wird zum 
sofortigen Dienstantritt ein jüngerer, 
im Zeichnen gewandter 


Tiefbauleehniker 


mit abgeschlossen. Baugewerkschul- 
ausbildung gesucht. 


Wasserbauamt Il Minden. 


Auskunft und Drudfachen foftenlos durch den 
Vertrauengmann: Rechnungsrat d.Henne, 
Berlin-Steglig, Stemenzitraße 75. 


Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstkiassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasss 95/97. 


Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Erwerbı 










Schutz und Verwertung 
von Neuerungen aller Art 
zu günst. Bedingung. durch Garl 
Haiduk, Ing., Berlin W57, Culmstr.18 & 
tangj. Erfahr. (Bundesmitgl.} f 


 Weitzels Sehe 
des Maschinenteehnikers 


17 Bände u. 1 Atlas. Gebd. 
Barpr. ca. M.300,—, Raten- 
5 preis ca. M 330.—. Gegen 
M. 49,— Monatsrate durch 


Hermann Meusser, ca, 
Berlin W 574, 
Potsdamer Strasse 78. 


MitgiiederY 


kauft bei unseren Inserenten! 
i Ingenieure] 
. Rauflente! | 
ee = Schieber! 


A Besser, 

















Geschenkartikel aller Art. 
























Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwarsn, Raslerarilkst, 
Photoartikal, MusikiInsiru- 
mente und Grammaphense.. 
Kataloga umsonst u.nortofrei liafers 


jonass & Ge.. Berlin A, 421 


Beile-Alliancse-Strasse 7-19 


„REFLEKTUS“. 


Wand- und Tischprojektions-, Ver- 





Össerungs- und Zeichdnapparat 
ür undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände aller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Hacıt., Dresden- 27/72. 





























billiger, 
i bequemer, | 
@ dabei selbst einem Volksschüler R 


5 sofort verständlich ist 


4 Nicht grösser als ein gewöhn- & 
a licher Schieber liefert er 






















Kapitalist | 









fünfstellige wenn Sie einen aussergewöhnlichen Willen besitzen, denn ein 
Resultate solcher ist ein ebenso mächtiger Faktor im Kampf ums Dasein, 









wie das Geld. Nur der Energische siegt, der Schwache geht 
rettungslos unter. Wie ‘man einen stahlharten, unbeugsamen 
Willen erwirbt und in seinem Gefolge eine mehr als durch- 
schnittliche Denkkraft, ein-reiches Wissen und erfolgverheissendes 
Können, lehrt in zweckmässiger, jahrzehntelang erprobter Weise 
Poehlmanns Geistesschulung, der briefliche Unterricht zur Aus- 
bildung aller inneren Kräfte und Fähigkeiten. Keine "Theorie, 
sondern Praxis, keine lehrhaften Phrasen, sondern ein erfahrenier 
Lehrer und Berater, keine Aufzählung von Möglichkeiten, wie 
man vielleicht zum Erfolg kommen könnte, sondern 
der wirkliche Weg zum Erfolg! Verlangen Sie kostenlosen 
Prospekt über Geistesschulung von 


L.Poehlmann, Amallenstrasse 3, München W169. 






4 Preis Mark 25.— bezw. 25 frs, 
& und 20%, Zuschlag. 


















Garantie: } 
4 Umtausch ‘gegen beliebige £ 
M Bücher. Verlangen Sie meine & 
j an Reichhaltigkeit unübertr. B 
Kataloge (ca. 200000 verschie- B 
dene Titel). 


IE 3. Huttmacher, Bonn-F. | 


Varlags- u. Varsa:dbuchnandlung. 
P-S} Aöla 21658, 
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INHALT: 


Arbeitsnachweisgesetzes. — Soziale Bewegung: Ein 


Angestellte und Industrieverband. — Rundschau: Schon wieder eine Berichtigung von Koslowski, — Wirtschaftsfragen: Erhöhte Brot- 
preise und Tariflöhne. — Die Bi 3 im Juni 1921. — Nochmals: Die Abschlüsse der Grossbanken. — Sozialpolitik? Zum Entwurf eines 
usammenschluss der Spitzenverbände der Arbeiter, Angestellten und Beamten. — Die Arbeitgeber 


rüsten zum Kampf. — Angestelltenbewegung: Der N. D.T. V. auf dem Lügenpfad. — N.D.T.V. und parteipolitische Neutralität. — Schaumschlägerei 
des Neuen D,T.V. — Betriebsräte: Bei Beratung der Arbeitsordnung sind die Vertreter der RR Fa x Very ai Herne rer 


fragen: IV. Deutscher Stüdententag. — Aus dem Bunde: „Bundespost“. — Die Abteilung Buchhandel unseres Bun 


es. — Vorstandsbekanntmachungen. — 


Versammlungskalender, — Sterbetafel. * Recht und Rechtspraxis: Entscheidungen: Kann ein Tarifvertrag vom Reichsarbeitsministerium mit rück- 


wirkender 


raft für allgemeinverbindlich erklärt werden? ... — Zur Frage des Anwendungsbereiches von Tarifverträgen, — Fortzahlung des Gehaltes bei 


Krankheit im Falle des &$ 616 BGB. — Steuerfragen: Kontrolle der Steuerabzüge. 





Angestellte und Industrieverband 


Nach Ueberwindung des Streites über die lokalistisch-syn- 
dikalistische Form durch die Anerkennung der zentralistisch- 
gewerkschaftlichen Organisation drehten sich diese Auseinander- 
setzungen um die Frage: Berufsverband oder Indu- 
strieverband, zeitweilig auch um die Betriebsorgani- 
sation, die. für de Eisenbahn und die Gemeinde- 
betriebe durch die Bildung und Anerkennung des Deutschen 
Eisenbahnerverbandes und des Verbandes der Staats- und Ge- 
meindearbeiter erledigt wurde. Dabei wurde aber auf den 
Gewerkschaftskongressen ausdrücklich beschlossen, dass diese 
beiden von der Betriebsform beeinflussten Verbände nur eine 
Ausnahme darstellten, die auch von den Berufsgewerkschaiten 
für ihr Werbegebiet (Metallarbeiter, Strassenbahner, Maschi- 
nisten und ähnliche) stark umstritten war und noch heute ist. 

Bei diesen Erörterungen innerhalb der freien Gewerkschaf- 
ten ist aber bis zur Revolution niemals die Forderung einer 
gemeinsamen Organisierung von Angestell- 
ten undArbeitern erhoben worden. Erst nach der Um- 
wälzung vom November 1918 wurde auch für de Angestell- 
ien die Frage der Eingliederung in Industrieverbände auf- 
gerollt. Einige, meist der Gewerkschaftspraxis fernstehende 
Personenkreise, glaubten, die Gewerkschaften seien über- 
flüssig geworden; ihre Aufgaben müssten durch die 
Arbeiterräte in den Betrieben erledigt werden. Diese 
sollten nicht nur die Ordnung der gesamten Wirtschaft, sondern 
auch de Regelung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
zungen der Arbeiter und Angestellten innerhalb der Be- 
triebe übernehmen. 

Fine von der Zentrale der Betriebsräte Berlin, Münzstrasse, 
einberufene Reichskonferenz der Betriebsräte, 


. die am 24. und 25. Oktober 1919 in Halle tagte, stellte die 


Forderung auf, dass über die Gewerkschaften und politischen 
Parteien ein Rätesystem gesetzt werden müsse, „das, ohne zu- 
nächst die bestehenden Kampfesorganisationen der Arbeiter zu 
beseitigen, alleKräfte des werktätigen Volkes... 
zur Erkämpfung des Sozialismus vereinigt“. Weiter wurde ge- 
sagt, um die Gewerkschaften zu Kampforganisationen des Prole- 
tariats gegen die kapitalistische Produktionsweise auszugestal- 
ten, sei notwendig: Umbau der Gewerkschaiten zu 
grossen Industrieorganisationen. 

Die Gewerkschaften sollten danach den Betriebsräten 
unterstellt werden und ausführende Organe der Betriebs- 
räte sein. Die Betriebsräte. wären dann nicht Vertrauens- 
personen der gesamten Angestellten- und Arbeiterschait, 
sondern nur der Belegschaft des einzelnen Betriebes gewesen. 
Die Räte sollten den einzelnen Betrieb beherrschen, der Be- 
trieb die Grundlage der Organisation bilden. Die Betriebe 
selbst sollten wieder in «Industriegruppen, d. h. Industrieorgani- 
sationen, zusammengefasst werden. 

Diese Bestrebungen wurden zunächst von der Kommu- 
nistischen Partei Deutschlands (Spartakus-Bund) bekämpft. Sie 
schrieb in Nr. 1 ihrer Zeitschrift „Spartakus“: „Die Zentrale 
der Betriebsräte‘ betreibt die Umbildung der “Gewerkschaften 
in Indusftrieverbände. Es muss vor der Illusion ge- 
warnt werden, dass die Aenderung der Organisations- 
form der Revoluticnierung der Arbeiter gleichkommt. Die 


Gewerkschaften sind nur dann revolutionär, wenn ihre Mit- 
glieder revolutionär sind — einerlei, ob die Gewerkschaf- 
ten die Form der Branchenorganisation, des Industrieverbandes 
oder der Betriebsorganisation haben. — Von den Befürwortern 
der Organisationsfiorm des Industrieverbandes wurde nämlich 
schon damals behauptet, dass diese geeignet sei, die Gewerk- 
schaften und ihre Mitglieder zu revolutionieren. Dem 
trat zunächst der Spartakusbund entschieden entgegen. 

In der weiteren Entwicklung dieser Partei bekamen die 
führenden Personen der Betriebsrätezentrale auf sie immer 
mehr Einfluss. Das zeigt sich in den Ausführungen, die 
Brandler auf dem Vereinigungsparteitag im Dezember 1920 
in Berlin machte, indem er sagte, dass das Kampfbedürfnis der 
Gewerkschaften die Umiormung der Berufsorganisationen 
zu grossen Industrieverbänden verlange. Dabei 
sei zu achten auf die innige Verschmelzung der An- 
gestelltenverbände mit den Arbeiterverbän- 
den. Ein ernsthafter Kampf um die Kontrolle der Produktion 
könne nur durchgeführt werden, wenn Angestellte und Ar- 
beiter in den Betriebsräten und in den Gewerkschaften zu In- 
dustrieverbänden zusammengeschlossen gemeinsam den 
Kampi aufnehmen. Brandler beklagte sich damals darüber, 
dass die Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände sich 
dem widersetze und ihre Mitglieder mit dem Ausschluss aus der 
Organisation bedrohe, wenn sie für Industrieverbände eintraten. 
Der Parteitag stimmte dann Leitsätzen für die Tätigkeit der 
Kommunisten zu, in denen es u. a. heisst, dass die Gewerk- 
schaften zu Industrieverbänden umgebaut 
werden müssten und Angestellte und Arbeiter zu- 
sammengehörten. Der Umbau der Berufsgewerkschaften 
zu kampfkräftigen Industrieverbänden sei deshalb Aufgabe 
der Kommunistenin den Gewerkschaften. Die 
Vereinigung der Hand- und Kopfarbeiter in geschlossenen In- 
dustrieverbänden sei schon jetzt anzustreben, weil 
die Gewerkschaften neben den Betriebsräten nach.der Maicht- 
eroberung Träger der neuen kommunistischen Produktion seien 
und dies nur durch leistungsfähige Industrieverbände- iwerden 
können. 

Massgebend für diese Beschlussfassung war neben dem Ein- 
fluss der führenden Leute in der früheren Betriebsrätezentrale 
die Einwirkung des Exekutivkomitees der kommunistischen 
Parteien in Moskau. Sinowjew schildert in einem Aufsatz 
„Die. Parteien und die Gewerkschaften“ die notwendige Or- 
sanisationsform. Er stellt den Kampf für die Organisation der 
Arbeiterverbände nach Berufen gleich einem Kampf der 
Opportunisten gegen die revolutionären Marxi- 
sten. Die revolutionären Marxisten müssten für die Organi- 
sation der Arbeiterverbände nach Produktionszweigen 
eintreten. Sinngemäss müsste auch ein für allemal die Be- 
nennung geändert werden; die Verbände dürften nicht Ge- 
werkschaften heissen, sondern Produktionsverbände. 

Der russische Gewerkschaftsführrer Losowski sagt im 
Schlusswort seiner Schrift „Die Gewerkschaften in Sowiet- 
russland“, die russischen Gewerkschaften im eigentlichen Sinne 
seien drei Jahre alt. Am Vorabend der Februarrevolution 
hätten nur drei Gewerkschaften bestanden. Daraus zieht 
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die Schlussfolgerung, dass er weit davon entfernt sei,.zu denken, 
dass die russischen Gewerkschaften in ieder Hinsicht den Ge- 
werkschaften anderer Länder vorbildlich sein könnten. 


Dass dem tatsächlich sa ist, ergibt sich aus der Schrift des 


kommunistischen Parteiführers Karl Radek über „Die Ent- 
wicklung der Weltrevolution“. Radek meint darin, es sei 
verfrüht, zu folgern, dass die Gewerkschaften im Nu aus 
Fachverbänden in Industrieverbände, ja’ in 
einen Verband verwandelt werden könnten. Wer das glaube, 
der halte die Tendenz für eine vollzogene Tatsache. Noch 
sei der Unterschied zwischen’ der Lage einzelner Fachgruppen 
des Proletariats sehr gross und über die aus diesem Unter- 
schied sich ergebende Existenz der Fachverbände könne sich 
mit Leichtigkeit nur der hinwegsetzen, der weder mit den 
konkreten ökonomischen Kämpfen zu tun habe, noch über diese 
Notwendigkeiten nachzudenken sich die Mühe geben 
wolle. Mit der gleichen Entschiedenheit wendet er sich in einem 
Aufsatz in-der Wochenzeitung für- die "Tätigkeit der Kommu- 
nisten in den Gewerkschaften und Betriebsräten, „Der kommu- 
nistische Gewerkschafter“, gegen die Industrieverbände. Die 
Agitation für Industrieverbände, sagt er, sei ein doktrinärer 
Versuch der Uebertragung: der Organisationsiorm der „Indu- 
strial Workers of the World“ (Industriesrbeiter der Welt) nach 
Deutschland Solange die starken Unterschiede in der Fnt- 
lohnung der Arbeiter verschiedener Berufe in einem Beiriebe 
in Deutschland bestünden, sei es schwer, die Arbeiter dazu zu 
bringen, auf ihre besonderen beruflichen Interessen zu ver- 
zichten und sich in Industrieverbänden zu organisieren. Die 
Gewerkschaften würden schon die entspre- 
chende Formiinden, um.der beruflichen Zersplitterung 
entgegenzuwirken und für die Zusammenfassıng der Arbeiter 
hn Betriebe zum gemeinsamen Kampfe zu sorzeem Das könne 
nicht von efner politischen Partei geschehen, die zwar durch 


ihre theoretischen Einsichten und durch ihre Pläne der Odem 
der Gewerkschaften sein müsse, die aber nicht die Fähigkeiten 
besitze, vom grünen Tisch aus die Formen der komplizierten, 
von konkreten Bedingungen des : ökonomischen Kampies ab- 
hängigen Gewerkschaftsbewegungen zu diktieren Die 
„Kommunistische Jugend“ meint, es sei eine Frage unter- 
geordneter Bedeutung, in welcher Form (Arbeiterunion, 
Industrieverband, Berufsverband) die wirtschaftlichen Organi- 
sationen ihre Aufgabe erfüllen. Trotzdem gibt es auch heute 
noch Gewerkschaitsmitglieder, die unter Beruiung aus diese 
Partei für die Eingliederung der Angestellten in Industriever- 
bände eintreten, 
Die Arbeiterverbände, die, mitbeeinflusst von den 
Strömungen der Betriebsrätezentrale, die Umgestaltung ihrer 
Organisation in den Industrieverband beschlossen, haben damit 
die schlechtesten Erfahrungen gemacht. ‘Das beweisen die Aus- 
führungen, die der Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiter- 
Verbandes, Robert Dissmann, in der „Metallarbeiter-Zei- 
tung“ macht. Der Verbandstag dieses Verbandes bekannte sich 


zum Industrieverband mit der  eigenartigen Begründung: 


„+. Vielmehr müssen die Gewerkschaftsorganisationen sich zu 
gewaltigen Industrieverbänden zusammenschlies- 
sen, um dadurch zum Fundament eines organisch 
entwickelten Rätesystems zur wirtschaftlichen Be- 
tätigung zu werden.“ Der Vorstand war beauitragt, sofort die 
erforderlichen Vorbereitungen - zur Schaffung eines alle 


Hand- und Kopfarbeiter der Metallindustrie 


eriassenden Industrieverbandes zu treffen und die notwendigen 
Verhandlungen zu pilegen. In seinen Aufsätzen wehrt sich 
issmann gegen die Vorwürfe, dass der Verband für die 
Umstellung der Gewerkschaften zu Industrieverbänden n ichis 
getan habe. „Die lieben Kollegen, die diesen Vorwurf er- 
hoben,“ schreibt er, „vergessen, dass zur Umstellung der Cıie- 
werkschaften zu grossen: Industrieverbänden auch die Z U- 
stimmung derjenigen gehört, die zulndustrie- 
verbänden umgestellt \verden sollen.“ „Mit 
unserem Willenistesallein nicht retan.“ 

Eine Reihe einzelner Berufsorganisationen sind zwar zum 
DMV. übergetreten, aber die Berufsverbände der Kupfer- 
schmiede, Schiffszimmerer, Maschinisten und 
Heizer sind immer noch vorhanden. Diese Berufsverbände 
kümmern sich den Teufel um den Beschluss des Metallarbeiter- 
verbandstages. Ja, sie greifen sogar unter ausführlicher Be- 
rufung auf diesen Beschluss in die Interessensphäre des Metall- 
arbeiter-Verbandes ein und organisieren auch die Metall- 
arbeiter in ihrem Berufsverband. Dissmann beschwert 
sich ‘besonders über den Fabrikarbeite rverband, 
den Transportarbeiterverband und die Maschi- 
nisten und Heizer. Diese nähmen dem Metallarbeiter- 
Verhand seine Mitglieder weg. Der Metallarheiter-Verband sei 
deshalb. gezwungen, in Zukunft-alle Metalfarbeiter A 
sowohl die in der: Metallindustrie beschäftigten, als auch 
die inanderen Industriezweigen als Metall- 
arbeitertätigen Arbeiter restlos für diese Orga- 
nisation zu beanspruchen «und diesem Verbande zuzuführen. 


Die Schaffung einheitlicher Industrieverbände könne trotz aller 
Beschlüsse -von Verbandstagen nicht mit Gewalt, herbeige- 
führt werden, sondern es müsse durch .unermüdliche sach- 
liche Aufklärungsarbeit der notwendige geistige Um- 
steilungsprozess ereicht. werden. Dass es noch ange nicht: so 
weit sei, beweise die Urabstimmung der Kupferschmiede, Ob- 
wohl der Vorstand dieses Verbandes einer Verschmelzung: nicht 
ablehnend gegenüberstand, haben doch die Mitglieder bei 
£5 Lira sHA UNE mit starker Mehrheit die Verschmelzung ab- 
gelehnt. ö 

Ist es also schon den Metallarbeiterh trotz des Beschlusses 
ihres Verbandstages mnmöglich gewesen, in ihrer Indüstrie den 
Gedauken des Industrieverbandes durchzusetzen, so ist es bei 
der ganzen geistigen. Einstellung. und den wnbestreitbaren be- 
sonderen Bedürfnissen der Angestellten vollständig-aus- 
geschlossen, diese in ihrer grossen Mehrheit. für die Idee 
der Bildung von .Industrieverbänden und des Aufgehens in 
diesen zu gewinnen. 

Der gelernte und angelernte -Arbeiter bleibt in. der Regel 
zeitlebens in dem. von ihm .ausgeübten Berufe. Er wechselt 
vielleicht den Betrieb, in dem er arbeitet, seltener aber die 
Industriegruppe. Ganz anders ist es-bei den ‚Angesteii- 
ten. Der Buchhalter in einer Metallwarenfabrik kann seine 
Tätigkeit als Buchhalter ebensogut in einer chemischen Fabrik 
oder — wenn auch mit einigen Uebergangsschwierizkeiten ._ 
in einem Warenhaus ausüben. Ebenso kann der Techniker oder 
Werkmeister verschiedene Industriegruppen oder Verwaltungs- 
zweige durchlaufen. Noch leichter ist der Uebergang von einer 
Industriegruppe in die andere bei den Angestellten, die weniger 
leitende - Stellungen. ausfüllen. . So kann beispielsweise eine 
Stenotypistin fast durchweg ihre erlernten Fähigkeiten in allen 
Industrie-, Handels- und Verwaltungszweigen ausüben. 

Würden die Angestellten gezwungen, beim Uebergang von 
einer Arbeitsstelle in eine andere ihre Gewerkschaftszugehörig- 
keit zu 'wechseln, so würden sie, da sie eine verschwindende 
Minderheit in der grossen Zahl der Beschäftigten ausmachen, in 
dem Industrieverband vollständig ımtergehen. Sie - könnten 
nicht zur Geltung kommen und wären wahrscheinlich gezwun- 
gen, zur Vertretung ihrer besonderen Interessen Sonder- 
gruppen, die sich über mehrere Industrieverbände hinaus er- 
strecken, zu bilden. Die Industrieverbände bedeuteten deshalb 
die Zerstörung des geistigen und wirtschaftlichen Zusammen- 
hanges zwischen den einzelnen Berufsgruppen der Angestellten, 
Sie sind für die Organisierung der Angestellten und zur Fr- 
reichung ihrer 'Durchbildung zu bewussten Klassenkämpfern 
völlig ungeeignet. Die Angestellten können auf das Fortbestehen 
ihrer Angestelltengewerkschaften nicht verzichten. Sie müssen 
aus Selbsterhaltungstrieb die Bestrebung auf Schafiunz von 
Industrieverbänden mit Entschiedenheit bekämpfen. 

Die Angestellten können aber nicht verzichten auf ein 
enges Zusammenarbeiten von Angestellten und Arbeitern der 
gleichen Industriegruppe oder des gleichen Verwaltungszweiges. 
Deshalb begrüssen sie die Vereinbarung in dem zwischen 
ADGB. und AfA-Bund abgeschlossenen Organisationsvertrag: 
„Die gleichartigen Industrie- und Fachgruppen der’ ADGB.- und 
AiA-Verbände sollen gemeinsame Gruppenausschüsse bilden.“ 

Durch diese Vereinbarung ist festzelegt, was der Bund der 
technischen Angestellten und Beamten auf seinem Bundestag, 
der Zentralverband der Angestellten durch ‘seinen Beirat und 
zuleizt auch auf seinem Verbandstag beschlossen hat. Diese 
Tagungen haben einmütig die Notwendigkeit einer solidarischen 
Zusammenarbeit von Arbeitern, Angestellten mid ‚Beamten und 
ihre Bereitwilligkeit dazu anerkannt. "Zu dieser Zusammenarbeit 
zwingt die wirtschaftliche Entwicklung, sie awingt aber "auch 
zur Beibehaltung der geschichtlich gewordenen und. erprobten 
Form der Angestelltengewerkschaft” -Das von 
den Anhängern der Form des Industrieverbandes- erhoffte! Er- 
gebnis wird besser und olme Schädigung der freigewerkschaft- 
lichen Angestelltenbewegung durch eine geeignete"organisa- 
torische Zusammenfassung ‚innerhalb der gleichartigen :Fach- 
gruppen der Angestellten- ımd Arbeitergewerkschaften: erreicht: 
Dafür bieten dia im Organiastionvertrag zwischen dem: Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ADGB.) und Allgemeinen 
freien Angestelltenbund : (AfA-Bund) niedergelegten ‘ Verein- 
barungen eine geeignete Grundlage. . ' JosefAmam 
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Schon wieder eine Berichtigung von Koslowski, "Mäx Kös- 
lowski, der Geschäftsführer des christlichen Gesamtverbärndes 
deutscher Angesielltengewerkschaiten, hat entdeckt, "dass eine 
preßgcsetzliche Berichtigung noch längst ‚nicht wahr zu sein. 
braucht, sondern daß die Schriftleitung zur Aufnahme’ gezwun- 
gen ist, wenn sie äußerlich den. preßgesetzlichen. Verschrif- 
ten. entspricht..; So sendet er. uns jetzt: folgende ;‚Berichti- 
gung“ zu: i ar er 
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Berichtigung: 

„Es ist nicht wahr, daß. während meiner Teilnahme an 
den Breslauer Verhandlungen eine Verptlichtung zur Ver- 
schwiegenheit über. den Gegenstand der Tagesordnung ver- 
langt worden ist. Unwahr ist deshalb, daß ich ein solches 
Versprechen gebrochen habe. 

Wahr. ist, daß die von mir behaupteten Erk.ärungen der 
Herren Seitz vom Butab und Seidel vom Z. d. A. außerhaib 

‘ der Erörterungen gefallen sind, die den Gegenstand der Ta- 
gesordnung gebildet haben. 


Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften. 
Der Geschäftsführer: gez. Max Koslowski.“ 


Diesen Behauptungen gegenüber stellen wir nochmals fest, 
dass vom Verhandiungsieiter sämilichen Beteiligten die vertrau- 
liche Behandlung der Aussprache zur Pilicht gemacht worden ist. 
Diese Vertraulichkeit der Verhandlungen ist von Koslowski, um 
dem AfA-Bund eins auswischen zu können, durchbrochen wor- 
den. Uuwahr ist es ferner, daß die angezogenen Aeuberungen 
unseres Bundesmitgliedes außerhaib der Erörterunzen gefa.len 
sind. Kollege Seitz hat weder vor, noch nach der Sitzung über 
diese Angelegenheiten gesprochen. Es gehört ein traurıger Mut 
dazu, angesichts dieser Tatsachch, die durch zahlreiche Zeugen 
jederzeit belegt werden können, derariige „Berichtigungen“ 
loszulassen. 


Wirtschaftsfragen 


Erköhte Brotpreise und Tariflöhne. In letzter Zeit sind 
durch ein Nachrichtenbureau Mitteilungen verbreitet worden, 
wonach die Gewerkschaften eine Protestbewezrung zezen die 
Erhöhung der Brotpreise eingeleitet haben solien. Es wurde 
weiter berichtet, dass die Gewerkschaften den Rücktritt der 
sozialistischen Minister aus dem Reichskabinstt verlangen, fails 
der oben erwähnten Forderung richt stattgegeben wird. Zu 
diesen Mitteilungen gewisser Zeitungskorrespondenzen, die sonst 
sehr wenig für die Arbeitnehmer übrig haben, ist zu bemerken, 
dass sich die Bestrebungen der freien Gewerkschaften, die s.ch 
aus der Steigerung der Brotpreise ergeben, keineswegs in der 
von ienem Nachrichtendienst erwähnten Richtung bewegen. 

Die freien Gewerkschaiten hatten schon vor Monaten mit 
aller Entschiedenheit gegen die Aufhebung der Zwangswirtschaft 
von Getreide Einspruch erhoben, und in Uebereinstimmung mit 
dieser Stellungnahme der Gewerkschaften hatten auch die 
sozialistischen Parteien im Reichstag die Beibehaltung der bis- 
herigen Bewirtschaftung gefordert. Die Mehrheit des Reichs- 
tages liess sich aber richt davon abhalte:t, den Landwirten durch 
die Herstellung des freien Markies für Getreide, für ihre Pro- 
dukte Weltmarktspreise zu sichern. Das schlesslich be- 
schlossene sogenaunte Umlageverfahren ist dann auch in einer 
Form angenommen worden, die für die Konsumerten kaum 
andere Wirkungen zeitigen wird, a.s die unumschränkte freie 
Wirtschaft. Die von (den Arbeiterparteier noch geforderten 
Sicherungen sind gleichfalls abgelehnt worden; ebenso hat sich 
die Mehrheit des Reichstages gesträubt, das Ablieferungssoll im 
Umlageverfahren auf 412 Millionen Tonnen zu erhöhen. Somit 
bleibt dieses ganze Umlageverfiahren weisse Salbe, 

Nachden: die Reichstagsmehrheit entgegen den vitalsten 
Interessen der breiten Konsumentenschicht und lediglich zu- 
gunsten der Landwirtschaft eine geradezu unerhörte Teuerung 
des Brotgetreides heraufbeschworen hat, wäre es eine Il.usion, 
den Angestellten und Arbeitern zu erzählen, dass nunmehr die 
Gesyerkschaften bei freier Getreidewirtschaft für eine künstliche 
Senkung des Brotpreises eintreten könnten. Die Gewerk- 
schaften haben weder Ursache, noch die Möglichkeit, die jetzt 
geschaffene Situation zu verwischen, und es muss deshalb mit 
den hohen Brotpreisen gerechnet werden. Die Aufgabe der Ge- 
werkschaften aber besteht jetzt darin, gegenüber dieser erneuten 
masslosen Teuerung eines der wichtigster Lebensmittel und der 
dadurch bedingten Senkung des Reallolıns einen entsprechenden 
Ausgleich in der Entlohnung zu schaffen. In der 
Zentralarbeitsgemeinschaft der gewerblichen und industriellen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber Deutschlands hatten bereits vor 
einigen Monaten Verhandlungen wegen Gewährung von Brotzu- 
lagen stattgefunden, und die Arbeitgeber hatten damals die Be- 
rechtigung entsprechender Lohnzusch.äge anerkannt, voraus- 
gesetzt, dass nicht bei den übrigen Lebensmitteln und Bedarfs- 
artikeln eine erhebliche Verbilligung eintritt. Wenn man be- 
rücksichtigt, dass jetzt neben der Steigerung der Brotpreise auch 
für Mieten, Steuern und eine Reihe von Lebensmitteln ebenfalis 
ein erheblicher Mehraufwand notwendig Ist, so müssten die 
Unternehmer nach ihrer damakigen Erklärung nun ohne weiteres 
für die entsprechenden Zuschläge sein. Die Vertreter des 
A. D. G. B, und des AfA-Bundes in der Zentralarbeiiszemein- 
schaft haben bereits die entsprechenden Schritte _zu neuen Ver- 
handlungen eingeleitet. Es bleibt abzuwarten, ob die dringend 
notwendige Erhöhung der Tarifiöhne und Gehälter auf dem Ver- 
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handlungswege über die Zentralarbeitsgemeinschaft erreicht 
werden, oder ob man es auf Unternehmerseite zu Lohnkämpien 
kommen lassen wird. 


Die Teuerung im Juni 1921. Die Reichsindexziffer für die 
Lebeushaltungskosten wurde vom Statisiischen Reichsamt auf 
Grund der Ergebnisse der Teusrungserhebungen in den. unten- 
stehenden Geineinden für den Monat Juni auf 896 berechnet. 
Gegenüber den Vormonat zeigt sich danach eine Steige- 
ruug von16 Punkten. Die in den vorigen Mo- 
naten beobachtete Abwärtsbewegung der von 
der Teuerungsstatistik erfassten Ausgaben (für Ernährung, 
He’zung, Beieuchtung und für die Wohnungsmiete), die seit 
Januar dieses. Jahres eingesetzt hatte, ist somit im Juni 
wieder unterbrochen worden. 

In einzelnen ist die Entwicklung, wie die nachstehenden 
Ergebnisse zeigen, innerhalb des Reichs sehr verschieden. 
Auch die Bewegung der Preise ist bei den verschiedenen Le- 
bersmitieln immer noch sehr unausgegiichen. Zu der Steirerung 
der lebensnotwendigen Ausgaben haben in erster Linie Preis- 
erhöhungen für Eier, Gemüse, Kartoffeln (ohne Berücksichtigung 
der neuen Kartoffeln) und Fische beigetragen. Auch die Preise 
für Milch, Zucker und neuerdings wieder für Leuchtmittel (Gas 
und Elektrizität) zogen durchschnitt:ich etwas im Preise an. Auf 
der anderen Seite sind aber auch Preissenkungen festzustellen. 
So wurden im Vergleiche zum Vormonat im allgemeinen nie- 
drigere Preise für Rindfieisch, Speck, Schweineschmalz, Mar- 
garine und Speiseöl gemeldet. Vor allem wurde aber Butter, 
meistenteils sogar auch im Vergleich zu den Schleichhandeis- 
preisen der letzten Zeit, im Berichtsmonat wesentlich biliger: 






































Durch- "erh hältniszahl, m, 
Orts- schritts- |Teuerunoszahlen Bezug a. d.Feb.1920 
anwesende 5 ; = ._ [Die leuerungszahl 
Gemeinden Bevölkerung ! an: (in Mark) für | yon 1913/14 ist — 

am |  Fungs- 109 gesetzt) 
8 Okt.1919 | In Febr.| Mai | Juni [Frebr.! Mai | Juni 
’ | 19197: [1929 1921 1921 1920| 1921 1921 
Berlin ... . 1902 509 | 103,62 643 | 875| 8&0| 625 | 844| 849 
Hamburg 985 7:9 E 111,18 800 | 912j 905] 720| 8290| 314 

München 630 711 | 106,84 | 562) 913 5236| 855| 
Dresden. 529 326 |. 99,74 | 605 | 888! 897| 607 | oc} £59 
Breslau . 528260 | 98,42 | 580 | 792] 858] 589 | 805] 872 
Een it.” . 439257 | 98,121 717! 849| 833| 731 | 865! 849 
Frankfurt a. M. . 432002 | 103,49 | 784 | 941| 971| 758 | 909: 8:8 
Nürnberg . . 352675 | 94,50| 547) 851) 892| 579 | 901) 944 
Stuttgart 309197 | 103,72 | 580 | 876| 892] 559 | 839) 60 
Chemritz .........| 303775 | 160,14 | 628 | 948) 951| 627| 947| 950 
Dortmund . . 2» | 295076 | 102,56 | 715 | 889, 874| 697 | 867! 852 
Magdeburg. . . - 285856 | 88,47 | 524 | 848| 84:| 592 | 959] 951 
Königsberg i, Pu . .| 260895 | 99,92 | 558} 810, 813] 5s8 | 811| 814 
fancheim . . . - -| 229576 | 98,59 | 580 | | 980| 588 994 
Kill... .0.....| 205330 | 96,42 | 580| 893 963| 602 | 926) 999 
Augshurg 154555 | 90,53] 430 | 810| 870| 475 | 893! 951 
Aachen . 145 748 | 99,25 | 687 | 975| 975] 692 | 982! 982 
Braunschweig. 139 539 80,16 50) 876) 895] 674 | 1093| 1127 
Karlsruhe . 136 952 96,39 | 654 | 904| 978] 678 | 938| 1015 
Erfurt . . 129 646 | 79,38] 574| 886] 940| 723 | 1116| 1184 
Lübeck . 113071 | 86,68 | 595 | 908| 891] 686 | 1048| 1028 
Hagen i W... 92862 | 115,83 | 647 1100011047] 559 | 863| 904 
Ludwigshafen a Rh. 93 721 97,00 | 622 98] 641 946 
Darmstadt . . 82367 | 86,85 | 658 | 847| 896| 758| 97511032 
Frankfurt a. O. 65055 | 93,171 620! 790) 823| 665| 848] 883 
Solingen. . . 48912 | 90,92 | 810! 973] 986| 891 | 1070| 1084 
Halberstadt . 47144 | 86,74 | 639 | 8261 842] 737) 952] 971 
Schwerin ; 45455 | 83,07 | 5165| 833] 856] 621 | 1003! 1030 

Kattowitz . . .» 45422 | 92,36 | 562 | 608 | 

Heilbronn . . 44012 | 94,41 | 504 | 835| 796] 534 | 884| 843 
Göttingen . . 41246 | 85,58 | 523 | 752] 846| 611 | 879! 989 
Eisenach . 39223 | 87,60 283 | 768: 824] 551 | 877} 941 
Herford. . . . 34835 | 79,26 | 630 | 939! 830| 795 | 1185! 1047 
Bautzen... . . 34342 | 83,02 | 621} 892| 905] 748 | 1074| 1990 
Giessen . . . 33402 | 28,65 | 565 | 875! 905] 573 | 887| 917 
Oldenburg . 32540 | 79,22 | 604 | 886) 842] 762 | 1118, 1063 
Schweinfurt 27779 | 82,84] 429 | 827! 929] sı8| 998 1121 
Eberswalde . . 26786 | 87,35 | 579 | 827| 885] 663 | 947! 1013 

Wald a) 25883 | 83,16 | 683 | 827| 821: 994: 
Fulda } 23881 | 75,93 | 521 | 790) 849| 686 | 1040| 1118 
Straubing . 22481 | 89,77] 5221 837] 811] 581 | 932) 903 
Reienbach be Sch. =. 15194 | 78,61 | 598! 835] 794] 761 | 1062| 1010 
Auerbach i. Vogtland . 13827 | 93,59 | 675 | 900| 95] 721 962 1016 
Rastexburg. . . . . 13275 | 90,29 | 475| 801! 853] 526 | 887) 945 
a 12 453 | 85,74 | 580| 876| 876] 676 | 1022, 1022 
Grimma. . 10581 | 84,93 | 610! 842, 915| 718! 9911| 1077 
Blumenthal 10300 | 76,59] 585! 941; S21] 764 | 1229),1203 


Nochmals: Die Abschlüsse der Grossbanken. Nun hat auch 
die Diskontogesellschaft ihren Abschluss für das Jahr 
1920 veröffentlicht. Der Rohgewinn ist gegenüber 1919 von 
128,7 auf 404,3 Millionen, der Reingewinn nach Abzug der drei- 
fach gestiegenen Verwaltungskosten und Steuern von 53,5 
Millionen auf 160,13 Millionen gestiegen. Es wird eine Dividen- 
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denerhöhung von 6 auf 16 Proz. vorgeschlagen, 70 Millionett 
werden für Bau und andere Zwecke zurückgelegt, und ausser- 
dem wird das Aktienkapital um 90 Millionen auf 400 Millionen 
erhöht, wobei 77% Millionen den alten Kommanditisten zu* 
kommen im Verhältnis von 4:1 und im Kurs von 180 Proz. 
Auch die Diskontogesellschaft hat ihr Filialnetz sehr stark aus- 
gedehnt, besonders in Bayern und Sachsen, auch ihre Umsätze 
haben sich ins Riesenhafte gesteigert, das Zinserträgnis hat 
sich verdreifacht, die Provisionen verfünffacht. Besonder$ 
stark sind bei ihr die Beteiligungen an der finanziellen Fusio- 
nierung und Vertrustung unserer Industrie zu spüren, war doch 
gerade die Diskontogesellschaft sehr stark an der Entwick- 
lung des Stinnes-Konzerns beteiligt. Wirhabenalsoins- 
gesamt bei den vier grossen Berliner D.- 
Banken eine Steigerung des Rohgewinns von 
1919-1920 von 12 Milliarden und eine solche des 
Reingewinns um 313 Millionen. 

Im ganzen genommen muss man das Bankgeschäftsjahr 1920 
als glänzend bezeichnen, auch die Handelsblätter und Fach- 
zeitschriften bürgerlicher Richtung sprechen ausnahmslos unter 
Einschätzung aller in Betracht kommenden Faktoren von einer 
Hochkoniunkturder Banken. Wir haben bereits das 
letztemal darauf hingewiesen, dass uns diese Millionen- und 
Milliardenzahlen von Rein- und Rohgewinnen nicht den Blick 
dafür trüben dürfen, dass diese Koniunktur zu einem guten Teil 
nur der Ausdruck unserer Wirtschaftskrise ist; daher 
ist es auch verständiich, dass die Bankleitungen eine sehr vor- 
sichtige Gewinnverteilungspolitik treiben, reichliche Reserve- 
fonds zurückstellen, um etwa späterhin eintretenden kritischen 
Situationen gewachsen zu sein. Die riesigen Billionenzahlen 
der Umsätze sind der Ausdruck der üngeheuren Papiergeld- 
eniwertung, die sich gleichialls in den gewaltigen Devisen- 
gewinnen, Effekten und Konsortialgeschäften geäussert hat 
Insbesondere war es die Diskontierung vonReichs- 
schatzwechseln, die den Bauken gewaltige Zinsgewinne 
gebracht hat. Die fremden Gelder der Berliner Grossbanken 
sind auf zirka 62% Miliiarden angewachsen, 37 davon sind in 
Wechseln angelegt und zwar grösstenteils in Reichsschatz- 
wechseln. Neben dem Wechselzinsgeschäft sind es vor allem 
gewaltige Provisionsgewinne aus dem Kontokorrentverkchr, 
welche in allen Bilanzen wieder erscheinen. und auf die gewalti- 
gen Störungen und Absatzkrisen in unserer Wirtschaft hin- 
weisen. Während bei den Banken sich ungeheure Depositen 
stauen, können draussen wichtige soziale Arbeiten, wie Siede- 
lung, Kulturverbesserung und Wohnungsbauten- nicht unter- 
nommen werden, weiı kein Geld da ist — auch ein interessanter 
Beleg für die Widersprüche der finanzkapitalistischen Wirt- 
schaft. 

Berichtigung. In unserem letzten Ueberblick „Die 
Abschlüsse der Grossbanken‘ muss es im 1. Absatz 3. Satz 
heissen: „Während im Jahr 1919 die vier Berliner D.-Banken 
mit einem Rolgewinn von 563,9 Millionen (also nicht 186,3 
Millionen) abschlossen, beträgt ... .“ 


Sozialpolitik 


Zum Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes, Der Entwurf 
eines Arbeitsnachweisgesetzes, den wir in den Nummern 23 
und 24 der „D. T.-Z.“ 1921 eingehend besprochen haben, wurde 
jetzt im vorläufigen Reichswirtschafisrat beraten. Zur Vorbe- 
ratung hatte der sozialpoiitische Ausschuss des Reichswirtschafts- 
rats einen besonderen Arbeitsauschuss eingesetzt. Im 
Laufe der Verhandlungen wurden insbesondere in bezug auf 
die schärfere Klarstellung der Selbstverwaltungsrechte der Be- 
teiligten annehmbare Verbesserungen erzielt. Zu den den Auf- 
bau der Arbeitsnachweisörganisation behandelnden Abschnitten 
des Entwuries wurde ein Antrax auf Beteiligung der in den 
$$ 15—25 vorgesehenen Landesämter und deren Ersetzung 
durch sogenannte Bezirksausgleichstellen abgelehnt. Von 
wesentlicher Bedeutung sind die Fragen der Einheit!ichkeit der 
Arbeitsvermittlung, die nur durch Zusammenfassung aller vor- 
handenen Arbeitsgelegenheiten und aller Arbeitsgesuche durch 
den öffentlichen Arbeitsnachweis erreicht werden kann, und 
des Melde- und Benutzungszwanges. Soll der öffentliche Ar- 
beitsnachweis den gewollten Zweck vol.kommen erfüllen, so 
sind die in den $$ 46-49 des Entwurfes vorgesehenen sehr 
dehnbaren Bestimmungen über die Angliederung der bestehen- 
den nichtzewerbsmäßigen Arbeitsnachweise und die Aufhe- 
bung der gewerbsmäßigen Stellenvermitt/ungen in keiner Weise 
ausreichend. In dieser Beziehung können auch die im Reichs- 
wirtschaftsrat vorgenommenen Abänderungen nicht befriedizen. 
Die Frage der Stellenanzeigeninden Zeitungen, 
um die der Entwurf wie die Katze um den heiße Brei herum- 
gegangen ist, fand auch im Reichswirtschaftsrat bisher keine 
Lösung. Im Gegenteil hat man ausdrücklich festgestellt, daß 
weder die Zeitungsanzeigen noch die Chiffreanzeisen zu den in 

49 Abs. 4 aufgeführten gewerbsmäßig herauszezebenen 
Stellenlisten zählen. Wie notwendig gerade auf diesem Gebiete 


Aenderungen der bestehenden Zustände sind, zeigen die viel- 
fachen Klagen der Angestellten insbesondere über. Ausbeutung 
und Irreführung durch Chiffreanzeigen. In der .D. T.-Z.“ haben 
wir des öfteren über die Auswüchse auf dem Stellenmarkte im 
Anzeigenwesen hingewiesen. Erst jetzt wird uns wieder eine 
Anzeige aus dem „Deutschen Offiziersblatt“ vorgelegt, wo die 
Organisation einer Bankfirma, die angeblich mit 20 Mil- 
lionen Kapital arbeitet, unter .allerlei Anpreisungen Mitarbeiter 
mit der Aufforderung zur Beifügung von 3M. unter 
Chiffre sucht. Diese 3 M. sollen für Werbeunkosten, Druck- 
sachen und Portis den Ausgleich darstellen. Wo ist hier die 
Gewähr, daß man es nicht mit einem Schwindelinserat zu tun 
hat, wodurch irgend jemand sich auf Kosten der Arbeitslosen 
oder sonst in gedrängter Lage Befindlichen ein arbeitsloses 
Einkommen zu beschaffen versucht? An solchen Erscheinuneen 
kann ein Arbeitsnachweisgesetz unmöglich stillschweigend vor- 
übergehen. 

Entscheidend für das ganze Gesetz ist aber die Frage des 
Benutzungs- und Meldezwanges. Stelt man sich, wie es in der 
Begründung ‚des Entwurfes geschehen. und wie auch im Reichs- 
wirtschaftsrat zum Ausdruck gekommen ist, allgemein auf den 
Standpunkt, daß die heutige tolle Zersplitterung auf dem Ge- 
biete der Arbeitsvermittlung beseitirt werden muß, so kann 
man unmörlich noch zulassen, daß neben dem öffentlichen 
Arheitsnachweis noch andere Vermitt'ungsorgane, seier es ge- 
werbliche, seieit es nichtgewerbliche. bes’ehen bleiben und daß 
die Benutzung des Öffentlichen Arbeitsnachweises und die Mel- 
dung oifener Stellen in das Belieben des einzelnen ges:ejlt 
werden sollen. Der $& 50 des Entwurfs zum Arbeitsnachweis- 
gesetz sieht nur vor, daß die obersten Landesbehörden oder die 
von ihnen bestimmten höheren Verwaltunssbehörden nach An- 
hörung der zuständigen Landesämter durch. Polizeiverordnung 
anordnen Können. daß Arbeitgeber, die bei ihnen vorhan- 
denen oifenen Arbeitsp'ätze innerhalb einer bestimmten Frist 
bei dem zus’ändigen Arbeitsnachweis anmelden. Ein öffent- 
licher Arbeitsnachweis. dem nicht einmal sämtliche vorhandenen 
öffenen Stellen gemeldet werden müssen, geschwe'ge denn, daß 
überhaupt ein Benutzungszwang für ihn vorgeschrieben wird, 
kann richt .a's eine grundsätzliche umfassende Pegslung des 
Arbei'snachweiswesens angesehen werden. Es darf daher Fe- 
zweifelt werden, ob ein Gesetz auf Grund dieses Entwurfs den 
unbestritienen Zweck erfüllt. - Die beiden zenanntern Bedineun- 
zen: restlose Ueberführung sämtlicher bestehender nichtze- 
werblicher Arbeitsnachweise in den Öffentichen Arbeitsnach- 
weis, Beseitigung der gewerblichen Stellenvermittlung und des 
Inseratenunwesens auf dem Arbeitsmarkt sowie Melde- und Be- 
nutzungszwang sind. um es wiederho!t zu betonen, in erster 
Linie neber der wichtigen Frage des Selbstverwaltunesrechtes 
der Beteiligten die Voraussetzung, das Gesetz als aunehmbar 
erklären zu können, 


Soziale Bewegung 


Ein Zusammenschluß der Spitzenverbände der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten. Seit einiger Zeit sind zwischen dem 
Vorstande des A. D. G. B.. des AfA-Bundes und des Deut- 
schen Beamtenbundes Verhandlungen über die Bildung einer 
Einheitsfront der Arbeiter, Angestellten und Beamten geführt 
worden, die zur Formulierung folgender Vereinbarung geführt 
haben: 


„Zur wirksamen Vertretung der’ gemeinsamen Interessen 
der Arbeiter, Angesteliten und Beamten vereinbaren die unter- 
zeichneten Spitzenorganisationen unter Wahrung ihrer vollem 
Selbständigkeit und unter Ausschluß aller parteipolitischen und. 
religiösen Bestrebungen folgende Abmachungen: 

1. Die drei Spitzenorganisationen verpflichten sich und die 
angeschlossenen Verbände, in der Wahrung der gemeinsamen 
Arbeitnehmerinteressen zusammenzuwirken. 

Jede Organisation hat ihr eigenes Programm: selber durch- 
zuführen. Beschiüsse über gemeinsame Handlungen sind auf 
dem Wege der Verständigung herbeizuführen. 

2. Alle beteiligten Verbände erkennen ihren organisatori- 
schen Besitzstand gegenseitig an und werden sich jedes agita- 
torischen Eingriffs in die Mitgliedschaft eines anderen beteilig- 
ten Verbandes enthalten. Organisatorische Streitigkeiten sol’en 
im Wege gütlicher Schlichtung behoben, bestehende Unstimmig- 
keiten baldigt beseitigt werden. 

3. Die beteiligten Verbände stehen auf dem Boden der demo- 
kratisch-republikanischen Verfassung des Deutschen Reiches, 
Sie verpfichten sich, jeder Verletzung und jeder unge- 
setzlichen Aenderung dieser Verfassung im Reich und in den 
Ländern geschlossen entgegenzutreten, aber jede politische und 
reiigiöse Ueberzeugung in ihren Mitgliederkreisen unbestritten 
zu duiden. ’ 

4. Für die Stellungnahme zu wirtschaftspolitischen Fragen 
und eine gemeinsame Einwirkung auf die Wirtschäftspolitik 
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durch die Bcamten-, Angestellten- und Arbeiterverbände ist 
richtunggebend die Lage der Mitgiieder als Arbeitnehmer und 
Verbraucher. 

Erster Grundsatz in der Wirtschaitspolitik soll sein, daß 
er das Allgemeinwohl den Privatinteressen  voranzustel- 
en ist. 

5. Diese Vereinbarung gilt auch für die örtliche und be- 
zirkliche Gliederung der beteiligien Spitzenorganisationen so- 
wie für die Fachgruppen der angeschlossenen Verbände, soweit 
Beamte, Angestelite und Arbeiter in Betrieben und Verwaltun- 
gen den gleichen Arbeitgebern unterstehen.“ 


Der Vorstand des Deutschen Beamtenbundes hat in seiner 
Sitzung vom 6. Juii gegen 3 Stimmen beschlossen, diese Ver- 
einbarung als Antrag des Bundesvorsiandes dem Bundes- 
ausschuss zu unterbreiien, der Mitte August einzuberufen 
ist. Angesichts des Stimmenverhältnisses im Vorstande 
des A. D. G. B. ist zu hoffen, dass auch diese Körperschaft 
dem Abkommen zustimmen wird, so dass nach Zustimmung des 
Ausschusses des Aı D. G. B. zu der Vereinbarung die Ein- 
heitsfront der Arbeiter, Angestellten und Be- 
amten geschlossen sein wird, ein Ziel, auf das unser Bund 
seit jeher mit aller Zähigkeit hingearbeitet hat. 


Die Arbeitgeber rüsten zum Kampf. Die Kampfvorberei- 
tungen gelten insbesondere der Zerschlagung der Tarifverträge. 
Während in einigen Bezirken die Arbeitgeberverbände sich zum 
Schein auflösen, um nicht als Tarifkontrahenten zu Tarifver- 
handlıngen verpflichtet zu werden, ändern andere Verbände 
ihre Satzungen dahirgehend, dass sie ausdrücklich festsetzen: 
„Es ist nicht der Zweck und nicht das Recht des Verbandes, für 
seine Mitglieder Verträge (beispielsweise Arbeits- und Taritve:- 
ttäge) zu Schliessen oder ähnliche Verpflichtungen einzugehen.“ 
Während man auf der einen Seite sich verpflichtet, streikende 
und ausgesperrte Arbeiter auf Antrag des Verbandes nicht wie- 
der einzustellen, sich vor dem Wezengagieren der Arbeiter be- 
ssuders Schützt, Streikentschädigungskassen gründet und ausbaut, 
also alles tut, um die Machtstellung der Arbeitgeber den Arbei- 
tern gegenüber zu festigen, werden auf der anderen Seite- Gie 
Verpflichtungen gegenüber der Arbeitnehmerschaft, insbesondere 
der Zwaug zum Abschluss von Tarifverträgen, 
satzungsgemäss aus dem Arbeitsgebiet der Arbeitgeberverbände 
ausgeschaltet. Auch wird das Verhältnis zum Gesaınt- 
verband deutscher Metallinäustrieller durch den Austritt aus 
dem Gesamtverbande und durch gleichzeitigen Abschluss eines 
neuen Kartelivertrages dahingehend geändert, dass die Bezirks- 
-Arbeitgeber-Vereinigung an keine Vereinbarungen oder Ver- 
träge, die der Gesamtverband mit Dritten (Arbeitnehmer-Orza- 
nisationen, Regierungsstellen, Behörden und anderen Verbänden) 
hat oder eingeht, gehunden ist. 

Als es mit der Selbstherrlichkeit der Arbeitgeber nach der 
Revolution zu Ende zu gehen drohte, wurde das hohe Lied des 
Wirtschaftsiriedens ven ihnen in allen Tonarten gesungen; durch 
Arbeitsgemeinschaiten sollte mittels vertraglicher 
Vereinbarungen ein gedeihliches Zusanımezarbeiten der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer erreicht werden. Diesen Versichertn- 
zen haben wir von jeher die allergrössten Zweifel entgegenge- 
bracht. Nun, da seit Jahresfrist die Macht des_ Kapitals 
immer mehr eıstarkt, pfeifen die Arbeitgeber auf Arbeitsgemein- 
schaften und deren Vereinbarungen. Sie benuizen diese Gebilde 
nur noch, um die Harmonieverbände und gelben O:r- 
ganisationen einzuwickeln. G.d.A., N.D.T.V. und D.H.V.  be- 
mühen sich noch immer krampfhait, den Angestellten glauben 
zu, machen, dass sie über Tariiverträge und Arbeitsgemeinschaf- 
ten zu einer „Deinokratisierung unseres Wirtschaftslebens“, zu 
einer „Gleichberechtigung von Arbeit und Kapital“ gelangen 
können. Die neuesten Vorgänge in den Arbeitgeber-Organi- 
sationen zeigen mit aller Deutlichkeit, wie sehr sich die Har- 
monieverbände auf dem Holzwege befinden, wie sehr Kampf 
die Losung der Zukunft ist. 

Aber von der Einstellung auf den schäristen Kampf kom- 
men gerade diese Organisationen immer mehr zurück, indem 
sie, je mehr die Arbeitgeber den Arbeitnehmern den Kampf 
ansagen, vor der Arbeitgeberschaft auf dem Bauche kriechen. 
Der G.d.A., dessen Loch in der Kasse von Tag zu Tag grösser 
wird, veranstaltet Gewerkschaftsfe ste, zu denen durch 
den Festausschuss die Herren Direktoren zanz ergebenst einge- 
laden: werden. Eine Zeichnungsliste wird beigelegt und mit 
einem Betrag von 200 Mark kauft sich der Arbeit- 
geber von der Teilnahme an dem Gewerkschaftsfest Jes 
G.d.A. los. 

Der D.H.V. benutzt seine guten Beziehungen zu der Ar- 
beitgeberschaft, um seinem dahinsiechenden Schützlinge, dem 
N.D.T.V, mit Hilieder Arbeitgeber, denen er Werbe- 
material des N.D.T.V. übermittelt, neue Lebensgeister einzu- 
blasen. Dass die Arbeitgeber sich für den N.D.T.V. mit allen 
ihnen zu Gebote stehenden Mitteln ins Zeug legen, ist ja in der 
D.T.Z. häufig genug nachgewiesen 'worden. Eine Liebe ist denn 
auch der anderen wert, 
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Die Angestelltenschaft muss erkennen, dass die Harmo- 
nieverbände immer mehr in die Abhängigkeitvom 
Kapital kommen, während wir uns auf neue, schwere Kämpie 
zu rüsten haben. Jeder werde zum Werber für die 
freigewerkschaitlichen Ideen! 


Angestelltenbewegung 


Der N. D. T. V. auf dem Lügenpiad. Der AfA-Bund hatte 
dem N. D. T. V, auf Grund des Pressegesetzes eine Berichti- 
gung zugestellt, weil dieser in seiner Zeitschrift „Der Deutsche 
Techniker“ die unwahre Behauptung aufgestelit hatte, der 
AfA-Bund hätte an der freien Schuikonferenz in Saarbrücken 
teilgenommen. Der „Deutsche Techniker“ bringt in Nr. I 
diese Berichtigung, in der er „nach nochmaliger Erkundigung“ 
sogar zugeben muß, daß auch keine dem AfiA-Bund angeschlos- 
sene Organisation auf der betreifenden Tagung vertreten war. 
Seine Enttäuschung darüber ist anscheinend so groß, daß er es 
sich nicht versagen kann, neue hämische Verdächtigungen des 
AfA-Bundes an die Berichtigung anzuknüpfen. 

So wird dem AfA-Bund vorgehalten, warum er sich nie- 
mals dazegen verwahrt habe, daß die soziaidemokratische 
„Volksstimme‘ in Saarbrücken auch die freien Gewerkschaf- 
ten für die kulturelien Bestrebungen der Soziaklemokratie in 
Anspruch nehme. Danach wili also der N. D. T. V. seine 
Leser glauben machen, daß ein sozialdemokratisches Partei- 
biatt — auf das der AfA-Bund keinen Einfluß hat — 
gleichbedeutend mit einem Verkündigungsblatt des AfA-Bundes 
sei. Zu einer solchen Verdrehungstaktik gehört schon die ganze 
„Wahrheitsliebe“ des N. D. T. V., der sich parteipolitisch neu- 
tral nennt, obgleich er Gründungsversammlungen für neue 
Ortsverwaltungen von der Deutschnationalen Voikspartei ein- 
berufen läßt. Weiter wird dem AfA-Bund ein Strick daraus 
gedreht, daß der Aufruf der „Volksstimme“ zur diesjährigen 
Maifeier sich auch an die Angesteiltenschaft wandte. Als ob 
nicht die Biätter aller Parteien, denen Angestellte angehören, 
das Recht hätten, bei ihren Kundgebungen auch auf die Beiei- 
ligung der Angesteliten Anspruch zu erheben. Oder will etwa 
der N. D. T. V. behaupten, daß eine parteipolitisch neutrale Or- 
ganisation wie unser Bund dieses Recht der Presse streitig 
machen könnte?! Genau so steht es mit der angeblich reli- 
gionsfeindiichen Resolution der Maikundzebung, der auch so- 
zialdemokratische Angestellte zugestinnmt haben mögen. — Der 
AiA-Bund ist, ebenso wie die ihm angeschlossenen Orzanisa- 
tionen, bei dieser Veranstaitung nicht dabei gewesen. Er 
hat vielmehr eine gemeinsame Feier mit den politischen Par- 
teien —— ‚eben weil er parteipolitisch neutral ist — abgelehnt. 
Der AfA-Bund hielt seine eigene Maifeier ab, an der sich die 
Mitglieder aller religiösen Bekenntnisse und politischen Parteien 
beteiligt haben. 

Nun möchte der N. D. T. V. noch wissen, wer im Saar- 
gebiet die freie Angestelltenbewegung repräsentiert. Die beste 
Antwort darauf dürften ihn seine eigenen Mitgiieder erteilen 
können, die ihm gebeten haben, diese üblen Auseinandersetzun- 
gen mit Rücksicht auf die schwierigen Verhälinisse im Saar- 
gebiet einzustellen. Im übrigen sei hiermit festgestellt, daß die 
Zulassung eines Vertreters des N. D. T. V. bei der Beratung 
der Besoldungsordnung der Beamten und Angesteilten der 
Stadt Saarbrücken auf unsern Antrag seinerzeit abgelehnt wor- 
den ist, weil wir dort, wie im ganzen Reiche, die Angestellten- 
schaft repräsentieren und nicht der bedeutungslose N. D. T. V.! 


N.D. T. V. und parteipolitischs Neutralität. Die Studenten- 
gruppe der Deutschnationaien Volkspartei in Wismar ver- 
anstaltete am 4. Juni eine Versammlung, in der Landtagsabge- 
ordneter Hille über die nationale und internationale Arbeit- 
nehmerbewegung referierte. Zweck der Versammlung war, wie 
sich insbesondere aus Jen Diskussionsreden ergab, den Bund 
der technischen Angestellten und Beamten sowie die Juden 
nach allen Regeln der Kunst herunterzureissen. Da Eintritts- 
karten nur in aller Heimlichkeit verteilt worden waren, war es 
uns nicht möglich, den geradezu unglaublichen Behauptungen dort 
entgegenzutreten. Damit auch derHumorin unserer „D. T.-Z.“ 
zur Geltung komme, sei hier ein Pröbchen der vom Vertreter 
des N. D. T. V. verzapiten- Weisheit wiedergegeben: 


„Da es mit dem Sozialisieren nicht so schnell geht, hat der 
Bund für sich extra angefangen. Er hat sich zu diesem Zweck 
eine Grube in Schlesien gekauft, damit die Genossen nicht mehr 
für den Unternehmer zu arbeiten brauchen. Als die Betriebs- 
leitung des Butab ankam, erklärten die Bergleute: „Genossen, 
Ihr müsst jetzt auch mit aniahren, denn bei uns giht es keinen 
Klässenunterschied mehr!“ Die Arbeiter kamen dann auf den 
Einfall, erst einmal die Kasse leer zu machen, denn sie hatten 
ja Anteil daran, weil es ein sozialisierter Betrieb war. Als die 
Leute Geld in den Fingern hatten, brauchten sie vorläufig keine 
Arbeit, und sie waren atch nicht dazu zu beweren. Weil die 
Beiriebsleitung aber selbst die Notarbeiten nicht verrichten 
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konnte, ersoff die Grube und steht nun bis obenhin voll Wasser. 
Eine Grube, die bis obenhin vollsteht, ist nach meiner. Ansicht 
(des Redners) verloren. ° Sehei”Sie, solche Kunststücke leistet 
sich der Butab.“ > 

„Bei dem grossen Werk in Spandau hat der Butab die 
ganzen kapitalistischen Maschinen herausgeworien und in 
Ramsch als altes Eisen an einen Juden verkauft. weil kein 
sozialistischer Arbeiter an diesen kapitalistischen Maschinen ar- 
beiten wolite. Dann wurden ganz neue, zum Teil vom Aus- 
!and bezogene Maschinen aufgestellt; nunmehr konnte jeder 
chne Gewissensbisse arbeiten. demm es waren ja nicht mehr 
die kapitalistischen Maschinen.“ 

Und das wagen unsere Gegner ihren Zuhörern zu bieten, 
olıne dass auch nur der Referent es für notwendig hielt, von 
ciesen Albernheiten abzurücken. Wie leichtgläubig und urteiis- 
unfähig die so Genasführten von den Versammlungsrednern 
wohl gehalten werden ! Kennzeichnend für die „parteipolitische 
Neutralität“ des N.D.T.V. ist aber, dass in einer Versammlung 
der Deutschnationalen Volkspartei diese wohl- 
vorbereitete Rede zu dem Zweck gehalten wurde, eine Orts- 
verwaitung des N.D.T.V. zu gründen. Wir sehen also, wie 
die Deutschnationale Volkspartei und der N.D.T.V. Hand in 
Hand arbeiten; aber beim N.D.T.V. ist das keine Verletzung 
der parteipolitischen Neutralität. -Das tun nur die andern. Im 
übrigen: Die geistig Armen, die auf diesen Schwindel über un- 
serenBund hereinfallen, wollen wirgerndemN.D.T.V. überlassen. 


Schaumschlägerei des Neuen D. T. V. In Hunderten von 
Zeitungsnotizen verspricht der Neue D. T. V. bei Uebertritt aus 
anderen Verbänden die Uebernahme der in diesen Verbänden 
erworbenen Anwartschaften. Diese Zusicherungen sind aber 
nur Leimruten, mit denen er. auf den Gimpelfang geht. Ein 
Kollege, der seit 11 Jahren dem Bunde angehört, fragte beim 
N. D. T. V. an, ob entsprechend den Zeitungsnotizen ihm bei 
seinem Uebertritt die im B. t. A. B. erworbenen Anwartschaften: 
sichergestellt würden, Dem Kollegen war dabei sehr wohl be- 
kannt, dass z. B. der satzungsgemässe Höchstbetrag an 
Stellenlosenunterstützung beim N. D. T. V. insgesamt 600 M. 
beträgt, während sein Anspruch bei uns sich auf 1950 M. be- 
läuft. Wie erwartet, lautete die Antwort des Herrn Kli'zsch: 
„Es ist nicht möglich, die von Ihnen angegebenen Einzelunter- 
stützungen zuzusichern.“ Obgleich dem N. D. T. V. sehr wohl 
bekannt ist, dass er auch nicht im entferntesten die im Bund 
erworbenen. Anwartschaften übernimmt und übernehmen kann, 


scheut er sich doch nicht, nach wie vor seine irreführerden 


Notizen in die Tageszeitungen zu lanzierem. ... 


Betriebsräte 


Bei Beratung der Arbeitsordsung sind die Vertreter der 
gewerkschaitlichen Organisationen heranzuziehen. Dem hanno- 
verschen „Volkswillen“ Nr. 150 vom 30. 6. 1921 entnehmen wir: 
Eine hiesige große Handelsfirma hatte mit ihrem Arbeiterrat 
eine Arbeitsordnung vereinbart, die von Verboten und der- 
gleichen wimmelte. Leider bekam die Organisation die Arbeits- 
ordnung erst nach Abschluß zu Gesicht. Die Verbandsleitung 
riet. den Arbeiterrat, eine Abänderung dieser Arbeitsordnung 
zu beantragen und zu den kommenden Verhandlungen die Or- 
ganisationsleitung auf Grund des $ 31 des Betriebsrätegesetzes 
zuzuziehen. i 

Die Firma lehnte eine Teilnahme der Organisationsvertreter 
ab. Der Arbeiterrat unterbreitete diesen Streitfall dem hiesigen 
Schlichtungsausschuß. Die Verhandiung war am 6. Mai. Der 
Schlichtungsausschuß kaın zu keinem Entscheid, stelite den 
Fall zurück, um. in dieser Frage die Ansicht des Reichsarbeits- 
ininisteriums. einzuholen. Nach Eingang der Antwort des 
Reichsarbeitsministeriums ist nunmehr der Schiedsspruch ge- 
fällt. Die Entscheidung lautet: P 

„Die Firma ist verpflichtet, gemäss $ 31 des Betriebs- 
rätegesetzes, zur Beratung der Arbeitsordnung die im Arbeiter- 
rat vertretenen wirtschaftlichen Vereinigunzen der Arbeitneh- 
mer zu den Sitzungen mit beratender Stimme zuzuziehen. 

Der unparteiische. Vorsitzende des Schlichtungsausschusses 
gez. Wegener.“ 
Berufsfragen 


IV. Deutscher Studententag. Der diesjährige Deutsche 
Studententag wurde vom 1. bis 4. Juli in Erlangen abgehalten. 


Er zeichnete: sich"schon äusserlich dadurch aus, dass Vertreter. 


der- Gewerkschaften eingeladen und erschienen waren. Sowohl 
der’ Allgemeine ..Deutsche Gewerkschaftsbund als auch der AfA- 
Bund hatten je.einen Vertreter entsandt. Im Mittelpunkt der 
Beratungen stand‘ die Behebung der wirtschaftlichen Not der 
Studentenschäft. _ Diese Not ist heute so gross, dass ein grosser 
Teil der Studenten nur "unter grössten Entbehrungen dem 
Studium obliegen kann, wenn er nicht gar zum Aufgeben des 
Studiums gezwungen ist. Das Couleur-Studententum mit seinem 


" äusserlichen Schein gibt kein Bild von der harten Wirklichkeit. 
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‚tag angenommenen bezw. abgelehnten Anträge enthält, 
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Wenn verhütet werden soll, dass nur den Söhnen der alten 


und neuen Reichen der Besuch der Hochschule möglich sein. 


soll, nrüssen Wege gefunden werden, die -über die bisherigen 
Unterstützungen — Stipendien, - Kolleggeldnachlass — hinaus- 
gehen. Die Studentenschaft hat - bereits den Weg der Selbst- . 
hilfe beschritten und der Studententag selbst hat die Schaffung 
eines neuen Studententyps vorgeschlagen, den Werkstudenten, 
„Student sein heisst einen Dienst verrichten für Volk und Vater- 
land“, Der Werkstudent. soll sich die Mittel zum Studium selbst 
verschaffen, sei es durch Nebenerwerb, sei es durch Ferier- 
arbeit in der Landwirtschaft, im Handel, in der Industrie oder 
dadurch, dass er sein Studium für einige Zeit unterbricht, um 
in irgendeinein Berufe tätig zu sein. Die Studentenschait ist 
sich der Schwierigkeiten bei der Lösung dieser Frage, nament- 
lich im Hinblick auf die Erwerbslosen, bewusst. Sie hofft aber, 
dass die Gewerkschaften sie in ihren Bestrebungen unter- 
stützen, da auch die wissenschaftlich Gebildeten zu den Ar- 
beitern gehören. Das Studententum verspricht sich gerade aus 
der Zusammenarbeit mit dem werktätigen Volke eine Beseiti- 
gung "des bisher bestehenden Misstrauens, die Anbahnung 
gegenseitigen Verständnisses und die iwachsende Erkenntnis von 
der Bedeutung der Arbeit. 

Auch wir können an der harten Not der Studertenschaft 
nicht achtlos vorbeigehen. Um die Studeuten in ihren Be- 
strebungen’ zu unterstützen, aber auch gleichzeitig, um die Aus- 
beutung dieser Kräfte von seiten der Unternehmer zu verhin- 
dern, erklären auch wir uns zur Mitarbeit bereit. Sie wird 
sich vor allem darauf beziehen müssen, den Studenten Arbeits- 
möglichkeiten zu verschaffen. Es handelt sich nicht darum, 
ihnen Sonderstellungen zuzuweisen, auch nicht um Almosen. 
Die Zeit der Beurlaubung wird .die Einstellung erleichtern, so 
dass kein Arbeiter durch sie seine Stelle verliert. Besonders 
wird darauf zu achten. sein, dass die arbeitenden Studenten 
nach dem Tarif entlohnt werden. 








00 Aus dem Bunde 00 


— 











=— 


„Bundespost“, In Nr. 8 der „Bundespost“ vom 25. Juni 
wird im verwaltungstechnischen Teil u. a. darauf hingewiesen, 
daß das Recht zum Bezuge der Gesamtausgabe der „D. T.-Z.“, 
die 7,50 M. ausschließlich Bestellgeld für das Vierteiiahr kostet, 
nicht nur den einzelnen Ortsverwaltungen, sondern einem jeden 
Mitglied zustcht. Den Mitgliedern, die hiervon Gebrauch 
machen, wird jedoch, ebenso wie den Beziehern einer Einzel- 
ausgabe, die Postabonnementsquitiungz nur mit 5 M. als Bei- 
trag in Zahlung genommen. Im: Abschnitt „Werbetätigkeit“* 
wird als nachahmenswertes Beispie! die Abschrift eines Briefes 
an einen ausgeschiedenen Kollegen veröffentlicht. .Der Absen- 
der dieses Briefes, ein Vertrauensmann unseres Btndes in Han- 
nover, tritt besonders eifrig für die ehrenamtliche Mitarbeit im 
Bunde ein. Eine wichtige Mitteilung für die in rübenverarbei- 
tenden Zuckerfabriken beschäftigten Mitglieder enthält der Ab- 
schnitt „Gewerkschaftsarbeit“. Näheres ist durch die Orts- 
verwaltungen zu erfahren. Unter „Sozialpolitik“ wird. die. Cal- 
wersche Indexziifer für den Berichismonat April- mitgeteilt 
(351,27 M.) und mit den Vormonaten verglichen, ‘Mit dem 
Arbeitsbericht für Monat Mai 1921 schliesst diese Ausgabe, 

In Nr. 9 der „Bundespost“ vom 16. Juli sehen wir uns an’äß- 
lich eines Falles in Lübeck genötigt, wieder einmal vor unbekannten 
Darlehnssuchern, die vorgeben, Bundesmitglied zu sein,2mzu 
warnen. Man verlange vor allem die Vorlegung des Mit- 
gliedsbuches! Im Abschnitt „Werbetätigkeit“ wird u. a. be- 
kanntgemacht, daß folgende neue Flugschriiten erschienen 
sind: Nr. 8 „Die Unterbeamtenfrageim Bergbau“, 
Nr. 9 „Die Bauunternehmer machen mobil!“ Die 
Flugschriften sind kostenlos durch unsere Expedition zu. be- 
ziehen. „Dringend zu beachten!“ so betitelt sich eine 
längere Notiz unter „Gewerkschaftsarbeit“, die davon handeit, 
was unsere Verwaltiungsorgane 1. bei der Einleitung von 
Tarifbewegungen, 2. bei Tarifverhandlungen, 3. für den Fail 
eines Streiks, 4. bei Abschluß jeder Tarifbewegung, 5. bei An- 
trägen auf Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen zu 
beachten haben. Anschließend geben wir von dem eigentüm- 
lichen Gebaren der Deutschen Pinkerton Gesell- 
schaft, Berlin, Schellingstraße 2, Kenninis, die dazu überge- 
gangen ist, den Unternehmern Betriebsspitzel zur Ver- 
fügung zu stellen. Der Abschnitt „Sozialpolitik“ bringt die 
Calwersche Indexziffer für Mai,.die ein neues Steigen der Le- 
bensmittelpreise anzeigt (353,14 gegen 351,27 im April). Es 
folgt u. a, ein sehr interessantes Unternehmerzeugnis- für den 
Achtstundentag, das der bekannte Großindustriele Bosch in 
seiner Werkzeitung niederlexte. Zum Schluß wird der Arbeits- 


‚ bericht des Vorstandes für den Monat Juni veröffentlicht. 


Am 25. Juni erschien ferner eine Sonderaus gabe der 
Bundespost, die eine Uebersicht über die vom 2. ordentl. Bundes- 








Die Abteffung Buchhandel unseres Bundes, der Industrie- 
beamten-Verlag, hat jetzt eine Zusammenstellung: von Büchern 
und Schrifter herausgebracht, die als besonderes Schrift- 
chen unter dem Titel-„Die Bibliothek des tech- 
nischen Angestellten und Beamten“ erschienen 
ist: Dieses - Verzeichnis . wird. allen . Mitgliedern ° gern 
kostenlos zur- Verfügung gestellt.  Seibstverständlich sind alte 
sonstigen im Buchhandel erschienenen: Werke ebenfalis durch 
den Industriebeamten-Verlag zu beziehen, Für prompte Er- 
ledigung aller Aufträge, die zu normalen Preisen ohne: Berech- 
nung der Portokosten ausgeführt werden, ist Sorge zu traren. 
Der gesamte Ueberschuß des 1. B. V. kommt unverkürzt un- 
serm Bunde zugute. Deshalb sollte jeder Kollege 
seine Literatur nur durch den LB.V. beziehen! 


Vorstandsbekanntmachungen 


Der Bundesvorstand des B.t.A.B. besteht aus folgenden Mitgliedern: 
a) Ehrenamtliche Vorstandsmitrlieder. 

Fmil Arndt, Ingen!eur, Friedenau, Rubensstr. 45. 

Peter Cosmus, Eisenbahntechniker, Wilmersdorf, Weimarische 
Strasse 4. 

Fritz Heinze, Ingenieur, Berlin NW87, Tile Wardenbergstr. 20. 

Hugo Kampf, Architekt, Neukölln, Weserstr. 84 

Pau! Klein, Ingenieur, Berlin N58, Gleimstr, "81H. 

Hermann Kopplin, Ingenieur,. Berlin N4, Sch'ecelstr. 2. 

Oskar Liebler, Ingenieur, NW87, Klarenbachstr 10. 

Wilhelm Mahlow, Ingenieur, Friedenau, Bennigsenstr., 3. 

A. Pintsch, Techniker, Steglitz, Herders'r, 24 

Josef Reichel, Ingenieur, Berlin-Wilmersdorf, Augustzs'r. 39. 

Arthur Reichelt, Dipl.-Ingenieur, Charlottenburg, Kais.-Augusta- 
Allee 409, 

22420 Georg Rogatz, Obermeister, Karlshorst, Hehtiestr.- 28. 

T.86698° W Schliebener, ‚Architekt, Neukölln, Hobrachtstr. 21. 

120990. Oswald Schöberlein,. Ingenieur, Friedenau, Sponholzstr. 35. 

T.29866 Kurt Werner, Bauassistent, Grünau (Mark), Am Falkenberg 119. 

b) Besoldete Vorstandsmitglieder: 

Siegfried Aufhäuser, Berlin NW87, Tile Werdenbergstr. 11. 

Georg Gaedke, Grünau (Mark), Bahnhofstr 11. 

Erich Händeler, Berlin NW 87, Gotzkowskystr. 19, 

Heinrich Kaufmenn, . Alt-Glienicke, Post Grünau (Mark), 
Am Falkenberg 121. 

Albert Lenz, Berlin-Halensee, George-Wilhelmstr. 20. 

Eugen Lustig, Siedlung Eichkamp bei Berlin-Grunewald, Königs- 
weg 1. 

Ewald Bote, Berlin NW21, Rathenower Str. 69. 

Karl Sohlich, Berlin-Weissensee, Prenzlauer Promenade 1811. 

Friedrich Schwedt, Berlin-Wilmersdorf, Lawenburger Str. 20, 

Otto Schweitzer, Charlottenburg, Hertzstr. 8. 

Georg Werner, Berlin W10, von der Heydtstr. 4. 


T.18 593 
T.33 417 


T.31 153 
T.50 089 
3751 
16 598 
62 252 
4.476 
56.686 
T.14 777. 
21 699 


52091 
109 470 
109 659 

T.37 641 


T.11:761 
T.43 168 


3523 
50 846 
16 631 

5255 
59 680 


Dem Bundesausschuss des B.t.A.B. gehören an: 


Jos. Obermayr, München 8, Milchstr. 7I. 

Heinrich Br Nürnkerg, Leilnitzstr. 21 III, 

Paul Krug, Charlottenburg, Nordha:sener Str. 23, 

Ernst Lütkemeier, Neukölln, Boberstr, 1, 

Karl la Haine, Schöneberg, Sedanstr. 54. 

Oito Senger, Berlin-Lichterfelde, Hindenburgdamm 33. 

Georg Voshage, Hannover, Klein-Buchholzer Kirchweg 31, 

Georg Stäblein, Cassel, Entengasse 2911. 

Willy Cruse, Magdeburg, Leipziger Str. 30. 

Carl Klostermann, Jena, Heimstättenstr.. 56, 

Karl Nielsen, Königsberg, Herbartatr. 411. 

Fritz Wettengel, Postlagerkarte 97, Hamburg 8, 

Otto Fürst, Hamburg, Grindelhof 79.- 

Oskar Schweisfurth, Eiberfeld, Erlenstr.' 41. 

August Halbfell, Buer-Scholven, Dudelsackstr. 28. 

Karl. Plappert, Langerdreer, Uemminger Str, 44. 

Bruno -Eser, Essen, uttgonste all 

Friedrich Dahlhof,- Bottrop, Fortsetzungstr. 9. 

Karl Meinhardt, Ludwigshafen, Bayernstr 43. 

Eugen Leclerc, Saarbrücken, Grossherzog-Friedrich-Str. 108 
“(mit beratender Stiınme). aut : 

L. Nitzsche, Dresden, Chemnitzer Platz 21, 

A. Kahnt, Leipzig-Schl., Stieglitzstr. 2. 

Otto Stümpel, Breslau 6, -Bunzlauer Str. 15. 

Karl Michallek, Kattowitz, Charlottenstr. 26... 
8900 Karl Hamm, Mannheim, Heinrich-Lanzstr. 31, 

T.27392 August Mosblech, Köin-Kalk, Albermannstr. 56. 


Ausschüsse des Bundesvorstandes. Innerhalb des Bundesvorstandes 
bestehen nachstehende Ausschüsse mit folgender Besetzung durch ehrenamt- 
liche und besoldete Vorstandsmitglieder: ? 


Aussch uss für 


T.44. 048 
4 782 
8369 

17 473 
65 327 
78 170 
12270 
35.104 
10 553 
27 976 
15 430 

T.21927 

T.41 902 

T.29 618 

173 460 
65.788 
14126 
57727 

T.33 242 
4383 


5.447 

T.25.013 
24 177 
78 642 


Vorstandsmitg] jeder: 


ee h ehrenamtliche besoldete 
1. Sozialpolitik : -. Arndt, Liebler, Pintsch, Aufhäuser 
gi Be Reichel f 
2. Gewerkschaftliches: Cosmus, Kampf, Klein,“ Kaufmann, Schweilzer, 
BAER Reichelt, Roygatz Werner N 
3.'Behörden und öffentliche Mahlow, Schliebener, Händeler 


. „Schöberlein, Werner 
Kopplin, Liebler, _ 
$ Beichelt, Rogatz 


Betriebe; 


E Porionnlien; Dsedke, Hösieler 
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Ausschuss für Vorstandsmitglieder 


ehrenamtliche besoldete 
5; Schriftwesen, Werbetätig- Kopplin, Liebler, Bote, Händeler, Sohlich 


keit und Informaticns- Reichelt, Rogatz 
dienst: 
6. Rerhtssachen: Kampf,-Pintsch, Reichel Lenz 
7. Unterstützungswesen: Cosmus, Schliebener Bote 
8. Rechnungswesen: Arndt, Mahlow Gaedke, Schwedt 
9. Innere Angelegenheiten: ‚Klein, -Schöberlein . Lustig 
Werner 
10. Betrieb: Klein, Liebler, Cosmus Gaedke 
11, Patentangelegenheiten:‘ Licbler, Schliebener, Lenz, Sohlich ° 
K. Werner 
12. Technisches Bildungs- Kopplin, Reichelt, Lenz 
wesen: Schliebener 


Dem Kuratorium des, Frholungsheims gehören an: .. die, Herren. Arndt, 
Heinze, Mahlow, Gaedke und Schwedt 

Mit der Vermögensverwaltung sind die Herren Heinze, Mahlow, Gaedke 
und Schwedt und mit der Vertretung des Bundes in den Vertretersitzungen 
des AfA-Bundes die Herren Heinze, Liebler, Reichel, Händeler und Schweitzer 
beauftragt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer. Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie, 

Schweriner Industrie-Werke G,m.b.H., (früher Fokker Flug» 
zeuge m.b.H.). i 


Versammlungskalender 


Bitow (Pom.) Bi. 4. VIIL 8”. Restaurant Dupke, am Markt. 
Crefeid. M. 2 Vil. 7%, Tivolihaus, Rheinstrasse, Eck- Ostwall, 


Hamburg-Ost. M. 9. VIE. 7%, Zur Bankhalle, Wandsbecker Chaussee, gegenüber 
Vorortbahahof. 

Siegen I.W. M. 6. VIII. 8%, Restaurant Jung, Sandstr. 54. 

Trier. V. 28. Vil. 8%, Drehscheibe, Fleischstrazse. 





Druckfehlerberichtigung. In de: in Nr. 28. „D.T.Z,“ auf S, 261, rechte 
Spalte, geführten Polemik mit der „Deutschen Handels-Wacht“ des D.H.V., der 
versucht hatte, eine angestelltenfcindliche Massnahme des hannoverschen Unter- 
nehmertums gelegentlich des Tarifabschlusses agitatorisch für sich auszunutzen, 
ist bei Ausführung einer Korrektur durch Zeilenverstellung im Satz ein Fehler 
unterlaufen, dessen Richti;stellung aus.technischen Gründen leider nicht mehr 
möglich war. Es sei daher hier bemerkt, - dass es im zweiten Alsatz, im un- 
mittelbaren Anschl:ss an die Worte; „Im Mai 1921 ist nun zwischen“ seibst- 
verständlich nicht heisen darf: 

1. dem Aligemeinen freien Angesteliten-Bund, Ortskarteli Hannover, sondern: 
1. dem Verband der Hannoverschen Metallindustriellen, Hannover. 


Das Inhaltsverzeichnis 


der „D.T.-Z.“ 1920, dessen Fertigstellung sich durch technische Schwierigkeiten 
leider stark verzögert hat, ist jetzt erschienen. Es ist kostenlos durch unsere 
Expedition zu beziehen. 


Sierbeiafeli 
Es starben: 


Wilhelm Blauch (T. 84 725), Charlottenburg, 
Alfred Diuba (120884), Laurahütte. 
Peter Halleback (144 675), Oberhausen, 
Hermann Heinicke (34 293), Leipzig. 
Heinrich Irle (57 289), Siegen. 
Ewald Kracht (170388), Sommerfeld, 
Ignatz Krack (146 448), Buer-Erle. 
Alex Körver ıT. 600), Buer. 
Max Lätsch (72731), Berlin. _ 

Julius v. Pidoll :85 311), Mülheim. 
Fritz Radeck (16 295), Dresden. { 
Georg Reichert (T. 95 085), Wiesbaden. 
Wilhelm Röhl (127 324), Tegel. 
Jakob Sandreuther (85 190), Nürnberg. 
Wilhelm Schaaf (128307), Pegau bei Leipzig. 
Otto Scheller (T. 69 986), Biesingen. 
Friedrich Schiele (T. 94 610), Frankfurt/Main. 
Jakob Schoch (T 81 128), Jena. 
Jacob Schütz (69 539), Gerthe. 
Pau! Seidel (99 381), Mannheim, 
Otto Siebrandt (72571), Berlin. 
Wilhelm Steinmeier (T. 92969), Leipzig. 
Max Stolte (80414). Witten. 

. Paul Stricker (147 624), Emanuelsegen. 
Paul Wenzel (70833), Laurahütte. 


Ehre ihrem Andinken! 


Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erkh Hand eler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: i. V..Eweld Bote, Berlin. 
een ee Industriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, 'W--#atr, 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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|  Hochbaufechniker, 


| praktisch erfahren, für Baustelle 
und Abrechrung, Zum 1.8. 1521 
gesucht. Bewerbuhgen unter An- 

abe der Gehaltsansprüche und mit 


IQ RER: sind einzureichen an das 
D 


- Stellenangebote Wi 
CO Kreisbauamt in Osterburg 
ı. Altmark. 


Dr GGG GGG 7 Einen unverheirateten 














D: 26 Di 

GMASCHINENFABRIK AUGSBURG-NURNBERGAS Z 

) sucht Konstrukteure mit guten Kenntnissen im | Techniker 

D K r za nn »D a ur Anreissen sowie Anfertigung von 


SI 


III 


Ausführungszeichnungen nach An- 
gabe gut eingearbeitet ist, sucht 


für Konstruktion und Angebotebearbeitung. 
zum solortigen Antritt 


Ausführliche Bewerbungsschreiben mit Lebenslauf 
und Zeugnisabschriften, sowie Angabe des frühesten Karl Guttsche 9 
Eintrittszeitpunktes anM. A.N., Werk Nürnberg, Abt.P. Kessellabrik, Crimmitschau. 


G FETTE PUR TERE 

OLHCLELELL EEG Jüng prof Hochh autechniler 
Abs staatl. Baugewerkschule, mit 

Jüngerer ; oder Erfahrung in Kostenanschlägen, 


Werkzeichnungen, Abrechnungen, 
möglichst ledig, wegen Wohnungsschwierigkeiten, Mlotier Zeichner, | zur vorüberg. Beschäftigung sofort 
mit Erfahrungen im Kessel- und Apparatebau, von rheinischer gesucht. 

Kesse'fabrik sofort gesucht. Ausführliche Angebote mit Zeugnis- Bewerbungen mit Unterlagen an 


abschriften, Bild und Gehaltsansprüchen an Bürgermeisteramt Karnap, 
D. Dupuis & Co, M.-Gladbach. Kreis Essen-Land. 


für die Kesselbranche, welcher im 


NN 


| 



















Schutz und Verwertung 
von Neuerungen aller Art 
zu günst. Bedingung. durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culmstr.18 f 
Langj. Erfahr. (Bundesmitg!.) 


Ania: Schule 
des Elektrotechniker 


geübt und flott in Aus- 
arbeitung u. Darstellung 
von Heizungsanlagen 


Zeichner sofort gesucht. 


Ausführliche Bewerbungen an 


David Grove A.-G,, 


Berlin - Charlottenburg, 
Kaiserin - Augusta - Allee 86. 

















4 Bände Barpreis M.217,50 
Ratenpreis M. 239,25 
Gegen 80 M. Monatsrate, 


ebenso alle anderen Bücher. 


= Hermann Meusser, 


Buohhkandkıng, 
Zul kelees 
Geschenkartikel aller Art. 
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Wir suchen einen 


Geschäftsführer 


welcher befähigt ist, alle vorkommenden Arbeiten selbständig zu erledigen. 

Bevorzugt wird Herr, welcher bereits derartige oder ähnliche Stelie 

bekleidet hat oder dem Baufach angehört. Bewerbungen mit Zeugnis- 

ebschriften und Angabe von Gehaltsansprüchen erbittet 

Der Vorstand des Iseriohner Haus- und Grund- 
besitzer-Verein, E.G.m.b.H., Dickenturm 47. 


Betriebsassistent 


mit Praxis in der Pressmaterial- 
erzeugung, für ausländisches Werk 
aufzunehmen gesucht. 

Belle-Alliance-Strasse 7-10. 


Offerten mit genauer Lebens- A —— 
beschreibung und Gehaltsangabe an Elegante, hochfeine 


Kabelfabrik Aktien - Gesellschaft| Ulsfer- und 
Bratislava (Tschechoslovakai). 


Eisenhefontechniker ge Anzugsfoife 


Baustellenpraxis in guten Betonfirmen A . sl; 
erworben hat und guter Zeichner ist, zu baldigem Eintritt gesucht. liefert äusserst billig 


Rheinische Betonbau-Gesellschaft, Mainz. direkt an Private 


F. Uttermann jr, Forst(L) 


Verlangen Sie sofort Gratis- 
muster gegen Rücksendung. 


Photograph. Apparate 
on u.Bestandteile 

Katalog A frei. 

Selbstspielende 


Innophone 


Katalog B_ frei. 


Uhren, Brillanten, 
9 Gold-w.Metallwaren 
Katalog C_ frei, 





® 
Teilzahlung 
Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwarsn.Raslerartikel, 
Photoartike!, Musikinsiru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofrei liefern # 


onass & Go., Berlin A.4s1 













der schon kleinere 
Projekte selbständig 
Jüngerer entworfen und 


HOIZUNGS-INDENIBLT 2er sense 
| Il per sofort gesucht. 
Ausführliche Bewerbungen an 


David Grove A.-G., 


Berlin - Charlottenburg, 
Kaiserin-Augusta-Allee 86. 





u 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 


= Rabatt bei 3 Aufnahmen I0%, bei 6 Aufnahmen 13%, bei.13 Aufe 
971 eig rahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. y 


Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 















EEE TE TREE TE ER FREZEN SPESEN 


BAUALLIELLAISU LEI EHDTTPEETTETTITTEITTTITTTTTTITETE TE DIT TUN DITTIETIETTITETTITTTIETTTITETTTERTTITTITETTLTEDEILEOTETTITETTITTTHISEITTTENATTTEITITTTT 011177075 


Ich will 


mich Durchfegen, will Dieß oder jenes erreichen. Auch 
Sie haben gewiß fehon einmal einen folhen Entfehluß 
geraPs. Haben Sie ihn auch Durcdgefüsrt oder find 
ie, wie die mieiften von und, vor der Erreihung dc& 
gieles erlahınt? Wenn Gie wiifen wollen, mO der 
Brund Hierfür zu fucchen ift und mie nian jede Cache 
anfangen muB, um fie zum Grfolge- zu führen, fo 
faufen Sierfih unfer Werk „Gedähtmisauspildung‘ 
von Hand Gloy. Der mit Ddiefem Wert verbundene 
„Lehrgang zur Stärfung des Willens, zur Schärfung der 
Stimme und zur Erwedung und Vervollloimnung Der 
geiltigen Fäbhlgteiten erzicht zum zielbemußten, Haren 
Menschen, der in ber Lage ilt, Die vorgeftecten Ziele 
zu erreichen. Verlangen Sie heute noch Anferen aus: 
führlichen Brofpeft Gl.22. Deffen Zufendung erfolgt voll: 
ftändtg fojtenlos und ohne Verbindlichkeit für Gie, 
zangenfcheidtiche Verlagsbuhhandlung (Brof.®. Langen> 
fcheidt), Berlin-Schöneberg, Bahnftr. 29/30. (Gezt. 1855.) 
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Erstkiassige Korkmöbeil 


aus Weide und Rohr für Zimmer, Veranden und Garten- 
möbel kaufen Sie in nur besten Qualitäten und in geschmack- 
voller Ausführung (kein Zwischenhandel) beim 


Oberfränkischen Korbmöbel-Versandhaus 
Kronach 3 (Oberfranken). 


Vertrauenssache! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis.“ Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. RE 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 15, Köpenicker "Strasse 96/97. 


Haarerweichende 


milde überfettete Rasierseife „Leosira“ für Selbstrasierer mit fabelhafter 

Schaumkraft, völlig reizlos für die empfindiichste Haut, Pre's Mk. 3,— 

in allen Drogerien. und Parfüner’en. Versuchen Sie! Eventl. direkt 
gegen Mk. 3,— franko und Verpackung frei durch 


Laboratorium Leo, Abt. 144, Dresden-N. 6. 


Was wollen Sie 


für die Verbesserung Ihrer Lebenslage tun? Fehlt Ihnen ein Examen ? 
Wellen Sie Ihre allgemeine Bildung heben, Ihre kaufinännischen,technischen, 
Renntniese MAff h IF Ih Be die 
Xenntnisse erühmte 
erweitern? I r e e n n e n Methode 
Rıstin (5 Dir., 22 Professoren höh. Lehranst. als Mitarbeiter): Wissensch. 
geb. Mann, w.g. Frau, Abiturium, Einjähr.-Freiwillige oder Reichsver- 
bandsexamen, Handelsschule, - Landwirtschaftsschule, Militäranwärter, 
Konservatorium, Schule d. Gesauges, Graphologie. Veriangen Sie noch 
heute ausführl. Prospekt R 126, über die Selbstunterrichtsmethode Rustin 
kostenlos. Stand u. Beruf bitten wir anzugeben. 
Bonness & Hachfeld, Verlagsbuchhandlung, Potsdam. 


Beilagen haben guten Erfolg 
Familienversorgung 


Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In b@- 
sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
einrichtungen des . 


Preussischen Beamten-Vereins 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 

und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 

anwälte, Aerzie, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, 

Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angestellte und 
sonstige Privatangesiellte. 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 217328385 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezahlte Agenten und spart dadurch 
sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien er 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch 


Die Direktion des Preussischen 
Beamten-Vereins zu Hannover. 


Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
in diesem Blatte Bezug nehmen. 
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er technischen 


— Wirtschaftsfragen: Reparationsfrage und neu® 
— Genossenschaftstagungen. — 


Sozialpolitik: Erhöhung der Say Serra — Familienunterstützung in der Erwerbslosenfürsorge. — Angestelltenbewegung: Der materialistische DHV, 


— Eine neue Pleite des NDTV. 


etriebsräte: Die Schweigepflicht des Betriebsrats. 


— Berufsfragen: Die weiblichen Laboratoriums-Angestellten. — 


Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen, — Versammlungskalender, — TE REBnn. — Sterbetafel, 





Die Umänderung 


Die Antwort auf die Frage, wie die Kohlensteuer in der 
Zukunft aufgebracht werden soll, erfordert die gewissenhaf- 
teste Prüfung der. zuständigen Stellen im Gewerkschaftsleben. 
Denn aus dieser Stellungnahme können die schwerwiegendsten 
Folgen nicht nur für die zukünftige Betriebsform im Bergbau 
entstellen, sondern sich auch Konsequenzen für das ganze 
Wirtschaftsleben ergeben, die von ausserordentlicher Trag- 
weite sein würden. Bereits in den Berichten über die letzte 
Sitzung des Reichskohlenrates am 28. Juni d. J., ist kurz auf 
dieses Problem hingewiesen worden. Erstens will das Reich 
den Ertrag der Kohlensteuer von gegenwärtig ca. 5 bis 6 Milli- 
arden Jahresertrag auf 9 Milliarden steigern, zweitens soll die 
Art der Steuererhebung neu geregelt werden. Es soll ein Weg 
gefunden werden, die Kohlensteuern gerecht auf die einzelnen 
Schultern zu verteilen. Dem Reichskohlenrat ist der Auftrag 
gegeben worden, der Frage näherzutreten, ob er als Selbstver- 
waltungskörper gewillt sei, im Falle er mit; Steuerhoheit aus- 
gestaltet wird, die erhöhten Steuern auf die einzelnen Schultern 
selbständig zu verteilen und die "Steuererhebung selbst vorzu- 
nehmen.. Massgebende Stellen: im Reich sind des Glaubens, 
im Bergbau sei diese Art der Steuererhebung möglich, voraus- 
gesetzt, dass der Steuerausschuss des Reichskohlenrates diesen 
Versuch für durchführbar hält. 

— ».Nun ist bisher die Frage dieser Art der Steuererhebung 
(Steuergemeinschaft) ausser in der „Vossischen Zeitung“, die 
eine längere Artikelserie darüber gebracht hat, weder in den. 
politischen Tageszeitungen, noch in der Gewerkschaftspresse 
eingehender behandelt worden. Es ist für diese ein ganz neues 
Problem. Damit soll aber nicht gesagt sein, dass . ähnliche 
Pläne richt schon seit längerer Zeit in den Steuerfachkreisen 
des In- und Auslandes bekannt und besprochen ‚worden sind. 
Es fehlt indessen bisher noch die klare Stellungnahme der freien 
Gewerkschaften zu den Steuergemeinschaften. Trotzdem soll 
das Problem schon jetzt in der D.T.Z. eingehender behandelt 
werden, da die Angelegenheit urplötzlich in praktische Nähe 
gerückt ist und ausserdem die Errichtung der Steuergemein- 
schaften unser Wirtschaftsleben wie kaum je ein anderes Er- 
eiznis beeinflussen muss. Die Kohlensteuerfrage ist zanz be- 
sonders für die Bergbauangestellten von grösstem Interesse. 
Nun bin ich Mitglied des Kohlensteuerausschusses im Reichs- 
kohienrat und habe als Mitglied der Sezialisierungskommission 
und im Reparationsausschuss des Reichswirtschaftsrates in den 
letzteu Wochen ständig Gelegenheit gehabt, die zurzeit schwe- 


kenden Steuerproiekte und dabei auch die Steuergemein- 
schaft im Bergbau besprechen »zu hören. Ein  schlüssiges 
Urteil über diese so überaus wichtige Frage habe ich mir 


noch nieht gebildet. 

- Besönders betonen möchte ich es, dass ich meine Stellung- 
nahme durch diesen Artikel nicht festlegen will. Denn wahr- 
scheinlich werden sich im Laufe der Verhandlungen und 
Diskussionen noch Momente ergeben, die von einschneidender 
Bedeutung tür die Beurteilung sein können. 

Das vom Deutschen Reich angenommene Ultimatum (Repa- 
rationen) verpflichtet dieses zur Aufbringung von jährlich 
3% bis 3%” Milliarden Goldmark, abgesehen von den sonstigen 
Verpflichtungen bei der Aufbringung der laufenden und ausser- 
ordentlichen Aufgaben. Die Reparationskosten sind erstens 
durch Sachlieferung für Reparationszwecke, : zweitens durch 


u 


der Kohlensteuer 


Devisen zu decken, die dazu dienen müssen, den Diiterenzbe- 
trag von 3% bis 3?? Goldmark im Auslande in Goldwährung zu 
erwerben. Unsere Papiermark wird als Zahlung für die Repa- 
rationsschuld vom Auslande nicht angenommen. Wie unsere 
Voikswirtschaft in den Stand gesetzt werden soll, diese Werte 
zu Schaffen, soli hier nicht geschildert werden. .Der Betrag 
von 3% bis 3%2 Milliarden Goldmark, d. s. insgesamt 40 bis 50 
Milliarden Papiermark, vorausgesetzt, dass sich unsere Valuta 
nicht noch mehr verschlechtert, ist ein jährlicher Aderlass an 
unserem Voikskörper, den wir aus den Ueberschüssen unseres 
Exportes oder durch die Uebertragung inländischer Vermögens- 
werte an das Ausland decken müssen. Dazu kommen nun noch 
die in unserer inneren Wirtschaft aufzubringenden Beträge für 
die laufenden Ausgaben, die im Etat mit 49. Milliarden Papier- 
mark eingesetzt und die durch die bisher erhobenen Steuern 
bis auf ca. 4% Milliarden Papiermark gedeckt sind. Hinzu 
kommen noch die vielen Milliarden für den ausserordentlichen 
Etat, die infolge der Kriegswirkungen ganz erheblich sind. Es 
sei nur an die Zuschüsse für Post-, Eisenbahn-, Lebensmittelver- 
billigeung usw. erinnert. Weiter sind die Kosten aufzubringen, 
die immer noch für die Liquidation des Krieges und seiner Fol- 
sen: zu zahlen sind. Hierbei sei auf die Besatzungskosten der 
besetzten Gebiete hingewiesen. Demnach steht fest, dass der 
Kohlenbergbau unbedingt zur Aufbringung der Lasten in der 
bereits erwähnten Höhe von 9 Milliarden Mark herangezogen 
wird. Es hat daher auch keinen Ziweck, sich im gegenwärtigen 
Stadium gegen die dadurch bedingte und an sich zu bekämpfende 
Verteuerung der Lebenshaltung zu wenden; denn damit würde 
nur die Lösung des Problems ohne unsere Beeinflussung erfolgen. 
Sicher wird diese Steuer schon in verhältnismässig kurzer 
Zeit erhoben werden Eine eingehende Diskussion des Prob- 
lems, besonders in den Kreisen der Grubenbeamten, ist daher 
dringend zw wünschen. 

Die schon bisher erhobene Kohlensteuer betrug 20 rent 
des vom Reichskohlenverbande festgesetzten Verkaufspreises 
für Kohlen. Diese 20 Prozent werden von den Syndikaten ein- 
gezogen und an das Reich abgeliefert. Die Abgabe war sche- 
matisch festgesetzt. Sie sollte dem Reich im Jahre laut Etat 
4,7 Milliarden bringen. In Wirklichkeit brachte sie erheblich 
mehr, dia ständig Kohlenpreiserhöhungen eingetreten sind, die 
infolge der automatischen Festsetzung der Steuer auf 20 Pro- 
zent auch die Steuererträge erhöhten. Insgesamt wird der 
Ertrag der Kohlensteuer im letzten Rechnungsiahre der Summe 
von 6 Milliarden Mark-ziemlich nahekommen. Die Festsetzung 
und die Erhebung der Steuer sind einfach und bequem. Die 
Festsetzung schlägt aber allen Anforderungen ins Gesicht, die 
man’ gerechterweise an eine Steuer stellen muss. Die Fest- 
setzung führte dazu, dass jene Bezirke am höchsten..besteuert 
wurden, deren Kohlenpreise bezw. Selbstkosten infolge der 
grossen technischen und geologischen Schwierigkeiten im Be- 
trienpe amı höchsten waren. So bezahlte z. B. das Ruhrrevier 
bis.vor nicht allzulanger Zeit pro Tonne im Durchschnitt 
20 Prozent von 170 Mark —= 34 Mark Steuern. Das in seinen 
Gewinnungsverhältnissen viel schlechter dastehende Walden- 
burger Revier dagegen 20 Prozent von 240 Mark — 48 Mark 
Steuern. :Noch schlimmer waren die Differenzen zwischen ein- 
zelnen Braunkohlenrevieren. So wurde die Tonne Braun- 
kohlenbriketts in Cöln mit ca. 24 Mark, in Frankfurt a. O. mit 
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za. 50 Mark besteuert. In Cöln ist das Braunkohlenflöz bis 
100 m mächtig, in Frankfurt a. O. wird der Braunkohlenberg- 
bau unter den denkbar schwierigsten Verhältnissen betrieben. 
Diese Ungereclitigkeiten sind bis vor verhältnismässig kurzer 
Zeit nicht so in Erscheinung getreten, weil infolge des Kohlen- 
mangels jeder Preis für Kohle gezahlt wurde. Nun aber, da 
infolge der Weltkrise die Kohllenversorgung flüssiger wird und 
da auch besonders schlechtere Sorten. im Inlande genügend zu 
haben sind, werden diese Steuerungerechtiekeiten umso härter 
empfunden. Diese Ungerechtigkeiten verbieten es auch, den so 
einfach erscheirenden Weg zu gehen, die-Kohlensteuer einfach 
von 20 Prozent auf 30 Prozent zu erhöhen, um dem Staat statt 
p Milliarden 9 Milliarden Einnahme zw sichern. Es muss daher 
ein Weg gefunden werden, die erhöhte Steuer auf Grund ge- 
rechter Einschätzang festzusetzen. Daran schliesst sich die 
zweite Frage, durch ‘wei und wie ..diese Einschätzung erfolgen 
soll? Man hat nun dem Reichsköhlenrat die Frage gestellt, ob 
er sich bereit erklären würde, die gerechte Einschätzung vor- 
zunehmen und diese Steuer auch zu erheben. 

"Die eben geschilderten Ungerechtigkeiten haben bereits im 
Juni d. J. zum Erlass eines Gesetzes geführt, durch das der 
RReichskohlenrat und der Reichsrat für die bis zum 31.3. 1921 
vorgesehene Verlängerung der Erhebung der Kohlensteuer er- 
mächtigt wird, für einzelne Bezirke und Kohlensorten die 
Kohlensteuer zu ermässigen. Das ist jedoch nur eine rohe Er- 
leichterung, denn diese Bestimmung ermöglicht es nur, - die 
allergröbsten Härten zu beseitigen,- während die vielen Unter- 
schiede, die im einzelnen Bergbaubezirk bestehen, auch in Zu- 
kunft noch zu den grössten Ungerechtigkeiten führen, Dieser 
ietzt beschrittene Weg zeigt jedoch die Richtung an, in der 
weitere Verbesserungen zu erzielen sind. 

Richtunggebend für unsere Stellung zur Frage der Steuer- 
gemeinschaft für den Bergbau muss unser Standpnkt zur Sozia- 
isierungsfrage sein. Entscheinend für uns ist, ob durch de 
Einführung der Steuergemeinschaft die Sozialisierung des 
Koklenbergbaues gefördert wird oder ob ihr Steine in den Weg 
gelegt werden. Alle anderen Bedenken müssen hinter diesen 
Hauptgesichtspunkten zurücktreten. 

Beginnt man, die Steuergemeinschaft für den Bergbau auf 
ihre Vor- und Nachteile hin zu untersuchen, so zeigt sich so- 
fort, in weiches neue Gebiet man sich da hineinbegibt. Schon 
der Begriff, wie diese Steuergemeinschaften arbeiten sollen, 
wie weit ihre Befugnisse gehen, liegt noch nicht fest. Der Un- 
ternehmer, der privatkapitalistisch orientiert ist, wird anders 
urteilen als ein Beurteiler, der für die Sozianisierung eintritt, 
Der Optimist wird anderer Meinung sein als der Pessimist. Alle 
die Fragen, die schon bei der Beurteilung der Sozialisierungs- 
möglichkeiten im Bergbau auftauchten, erscheinen jetzt wieder 
auf der Bildfläche. 

Die grosse Idee, die dem Gedanken der Steuergemeinschaft 
zugrunde liegt, geht dahin, durch die Steuer das davon betrof- 
fene Gewerbe nicht zw ruinieren. Schon in früheren Zeiten er- 
hob jedes von einer neuen Steuer betroffene Gewerbe ein mäch- 
iges Geschrei darüber, dass es durch die Steuer ruiniert 
würde. Was aber jetzt an Steuern gefordert wird, geht so un- 
geheuer weit über die gewohnten Grenzen hinaus und begegnet 
solchen stichhaltigen, durch einzelne Beispiele belegten Einwen- 
dungen, dass es ohne weiteres klar ist, ein Teil des betroffenen 
Gewerbes wird durch die Steuer ruiniert, wenn die Steuer nicht 
so gestaltet wird, dass sie elastisch genug ist, um die Eigen- 
heiten jedes einzelnen Betriebes bei der Besteuerung zu beriück- 
sichtigen. Man mag nun von unserer Bürokratie eine sehr gute 
oder eine sehr schlechte Meinung haben. In dem Urteil werden 
sich beide Seiten sicher einig sein, dass kein Steuergesetz ge- 
schaffen werden kann, das unsere Bürokratie auf die Einzelbe- 
triebe nach sachlichen Gesichtspunkten anwenden würde, ohne 
Einwendungen zu begegnen. Sie würde es nicht nur dem einzel- 
nen Betriebe nicht recht machen, sondern sie würde das ganze 
Gewerbe wie einen gestörten Ameisenhaufen in Aufregung 
bringen, wenn sie überhaupt in der zur Verfügung stehenden 
Zeit die Einschätzung vornehmen könnte. Alle diese Unstände 
veranlassen die massgebenden Stellen, zu versuchen, die 
Steuereinschätzung zu ändern. Man glaubt, die Eigenheiten 
der Betriebe bei der Steuereinschätzung sachlich berücksichti- 
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gen zu können, wenn die Berufsgenossen, d. h. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gemeinsam die Lasten aui das ganze Gewerbe 
verteilen. Nur .die Festsetzung der vom gesamten Gewerbe 
auizubringenden gesamten Steuersumme will der Staat vor- 
nehmen. et E 

Für den Kohlenbergbau will man, wie bereits gesagt, die 
Steuersumme um ca 50 Prozent, d. h. von 6 Milliarden auf 
9 Milliarden Mark erhöhen. Man rechtfertigt dies in den mass- 
gebenden Kreisen wie folgt: Die Höhe des Kohlenpreises hat 
ihre oberste Grenze erreicht, wenn der Weltmarktpreis im 
Inlande erreicht worden ist, bezw. wenn die ausländische 
Kohle imstande ist, im Inlande unserer deutschen Kohle Kon- 
kurrenz zu machen. Durch die im ‘Vorstehenden erwähnte 
Steuererhöhung wird der Durchschnittspreis der Kohle pro 
Tonne ungefähr um 22 bis 26 Mark erhöht; Er Jrat zwar damit 
noch nicht dem 'Weltmarktpreis erreicht: wenn man jedoch alle 
die Faktoren berücksichtigt, die zu einer weiteren Erhöhung 
des Kohlenpreises führen müssen, wenn man ierner . bedeukt, 
dass zwischen den einzelnen Sorten ziemlich weite Spielräume 
gelassen werden müssen, so lässt sich eine grössere Erhöhung 
nicht rechtfertigen. Der Gedarike,- der dieser gesamten Steuer- 
erhöhung und Steuersumme zugrunde liegt, ist der, dass die 
Kohlenpreise zukünftig. dem Weltmarktipreise_angenähert wer- 
den, ein Gedanke, über den sich sehr viel streiten lässt, der ie- 
doch hier nicht besprochen werden-soll. 

Eirie von unserer Seite nicht einfach von der Hand zu wei- 
sende Befürchtung geht nın dahin, dass die gesamte Steuer- 
summe von 9 Milliarden Mark als feste Summe alljährlich auf- 
gebracht werden muss, ganz gleichgültig, ob die Konjunktur 
gut oder schlecht ist. In schlechten Zeiten wird der pro’ Tonne 
aufzubringende Steuersatz infolge der geringeren Förderung 
höher sein als in Zeiten von Hochkonjunktur. Hierdurch wird 
für die Arbeitnehmer der Druck auf den Lohngang in schlech- 
ten Zeiten fühlbarer sein. Die Krise wird dadurch verschärft 
werden. Die Erriedrigung der Steuer beı : hoiier Förderung 
wird aber andere:seits darauf hinwirken, alle Mittel anzuwen- 
den, die Gesamtförderung möglichst. zu erhöhen um.so die 
Steuer auf eine recht grosse Produktion verieilen: zu können, 

Es ist weiter nicht zu verkennen, dass die Verteilung der 
Stzwern auf die uinzelnen Betriebe durch den Reichskohlenrat, 
in dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer paritätisch vertreten 
sind, weitgehenden Einblick in die wirtschaftiicnen Verhält- 
nisse der Einzelunternehmungen und der Gesamtbetriebe‘ nach 
sich ziehen muss. Dem Steuerausschuss, der für jeden Be- 
zirk die Einschätzung wırd vornehmen müssen, "Beschwerden 
prüft und die Notwendigkeiten der Abänderung von Steuern 
untersucht,wird nichts verborgen bleiben können. Die. Steuer- 
gemeinschaft wird den Kohlenbergbau durchsichtig 
machen; sie wird eine Forderung der Sozialisierungskonmmis- 
sion erfüllen müssen, gegen die sich die Unternehmer bisher 
auf das Entschiedeuste gewehrt haben. Aber nicht nur die Ar- 
beiter werden ein Interesse an der Durchsichtigmachung der 
einzelnen Betriebe haben, noch viel stärker wird dieses In- 
teresse bei den Unternehmern hervortreten. Denn da das ge- 
samte (jewerbe die gesamte Steuersumme bezahlen muss, 
wird es von jedem Unternehmer Rechenschaft verlangen, der 
da behaupiet, nicht in der Lage zu sein, den auf ilın entiallen- 
den Anteil zu bezalien. Aus diesem gleichgerichteten Inter- 
esse von Arbeitzevern und Arbeitnehmern Heraus, die Betriebe 
gleichmässig, d. h. gerecht zur Steuer heranzuziehen, wird 
man keine Schwierigkeiten machen, dem Selbstverwaltungs- 
körper im Bergbau einen weitgehenden Einblick in die Betriebe 


'zu gestatten. Er wird auch die sächverständige Unterstützung 


von Seiten. der tüchtigsten Berufsgenossen finden, denn diese 
werden von den minder Tüchtigen die gleiche Leistung fordern. 
Gibt man aber dem Selbstverwaltungskörper das Recht des 
Einblicks in den Beirieb, ist es nur uoch ein Schritt, seine 
von ihm seither erhobene Forderung zu erfüllen: dass er auch 
das Recht erhält, auf eine Aenderung im technischen Betrieb 
zu,dringen, falls er es im [:iteresse der Leistungen für notwen- 
dig hält. Ber 
Weiter ist die Frage zu erwägen, ob es angängig ist, einem. 
Selbstverwaltungskörper eine solche wirtschaftliche und finan- 
zielle Macht einzuräumen, die ihn zu cinem Staat im Staate 
macht. eig e a, 
Schon aus diesen kurzen Ausführungen geht hervor, welche 
Zukunitsmöglichkeiten sich eröffnen, wenn der Gedauke der 
Steuergemeinschaft im. Kohlenbergbau in die. Tat umgesetzt. 
wird. Die Zukwit wird nun zeigen, was geschieht. Die. Ent- 
scheidinz wird aber dieses Mal weniger von dem Machiwillen 
der beieiligten Parteien als von dem Zivange der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse beeinflusst werden.: Wenn es die wirtschaft- 
lichen. Verhältuisse erfordern, wird man diese neuen \Vege 
gehen müssen. An. uns aber liegt es, sich schon jetzt mit den 
auftauchenden Problemen bekannt zu machen. G, Werner,: 
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Unternehmerterrorismus gegen den 


AfA-Bund 


Nach unendlich langwierigen Verhandlungen war in 
Hannover nach fast einjähriger tarifloser Zeit am 12, Mai 1921 
ein neuer Tarifvertrag zwischen 


1. dem Verband der Hannoverschen Metallindustriellen, 
Hannover, 
2. dem Industriellen Arbeitgeberverband Hannover, 
3. dem Arbeitgeberverband der chemischen Industrie, 
Hannover, 
4. dem Arbeitzgeberverband der Textilindustrie Hannover 
einerseits und 
1. dem Allgemeinen 
Hannover, 
2. dem Gesamtverband® 
schaften, Hannover, 
3. dem Gewerkschaftsbund der Angestellten, Hannover, 
andererseits 


zustandegekommen. Ein halbes Jahr lang hatten die Unterneh- 
mer die Verhandlungen verschleppt. Nachdem sie am 12. Mal 
1921 ihre Unterschrift zu dem neuen Tarif gegeben hatten, er- 
klärten sie schliesslich, nun hätten noch die Mitgliederver- 
sammlungen ihrer einzelnen Verbände den neuen Tarif zu ge- 
nehmigen. 

Nachdem der Tarif von den Organisationen der Unterneh- 
mer und der Angestellten unterschrieben worden ‚war, ist er 
vom Allgemeinen freien Angestelltenbund (AfA-Bund) gedruckt 
und den Angestellten mit einer Kritik übermittelt worden. Es 
ist selbstverständlich, dass der AfA-Bund mit dieser Veröffent- 
lichung nicht länger zögern konnte, da seine Mitglieder (eben- 
sogut wie die Mitglieder der Unternehmerverbände) ein Recht 
darauf hatten, zu ' wissen, was bei den langwierigen Verhand- 
lungen herausgekommen sei. 

Die hannoverschen Unternehmer, die besonders hartnäckig 
und bruial. den Angestellten gegenüber sind, nahmen jedoch 
die Tatsache, dass der AfA-Bund den Tarifvertrag der Oeiffent- 
lichkeit mit einer Kritik zugäuglich gemacht hatte, zum Anlass, 
einen Keil zwischen die Angestellten zu treiben und zu erklären, 
sie zögen ihre Unterschriften, soweit sie sie dem AfA-Bund 
gegeben hätten, zurück; der neue Tarifvertrag gelte dement- 
sprechend nicht für die Mitglieder des AfA-Bundes. Die 
Unternehiner hatten mittlerweile den Tarifvertrag auch 
drucken lassen und ihn auf der nebenstehend wiedergegebenen 
Seite 6 mit einer Anmerkung versehen. 

Das in dieser Anmerkung der Unternehmerverbände er- 
wähnte Rundschreiben der Arbeitgeber, in dem sie ihre Mit- 
glieder gegen den AfA-Bund scharf machten, hatten folgenden 
Wortlaut: 

„Arbeitgeberverbände der Hannoverschen Industrie. 


Hannover, den 23. Mai 1921. 
el „H“ Nr. 19. Sophienstr. 7. 
V/2}1. 


freien Angestelltenbund, Ortskartell 


deutscher Angestelltengewerk- 


An die Mitglieder. 
Betr.: Angestelltentariti. 


Die Mitgliederversammlung vom 20. Mai d. J. hat dem in 
der Anlage beigefügten am 12. Mai verabredeten Tarifvertrag 
zugestimmt. Der Allgcmeine freie Angestelltenbund, Ortskartell 
Hannover, ist als Vertragspartei ausgenommen worden. Die 
Gründe dafür ergeben sich aus einer Fussnote, die sich am 
Eingange des Vertrages befindet. Für unsere Mitglieder ergibt 
sich folgende Sach- und Rechtslage, die genau zu beachten. ist. 

Der Tarifvertrag hat für die Mitglieder 
des AfA-Bundes keinerlei Wirkung. Wir haben 
indes nichts dagegen einzuwenden, wenn die aus dem Tarii- 
vertrag sich ergebenden Gehaltssätze und der Urlaub auch die- 
sen Angestellten bewilligt werden, zumal die Feststellung, 
welche Angestellt2 den AfA-Bund angehören, für uns und den 
Arbeitgeber schwierig ist. Dagegen dürfen Anträge auf ander- 
weite Eingruppierung, soweit sie nach dem Tarif in Betracht 
kommen sollten, von Angestellten oder der Angestelltenver- 
tretung nicht entgegengenommen werden. 

Zu einer newen Eingruppierung darf nur Stellung genom- 
men werden, wenn der betreffende Angestellte 
oder dıe Angestelltenvettretung den Nach- 
weis erbringt, dass es sich nicht um ein Mitglied des 
AfA-Buudes handeit. - Eucuso können weder Mitglieder des 
AfA-Bundes tioch dieser selbst ie Schlichtungsstelle anrufen. 


Hochachtungsvoll 
W. Tischbein. 


C UVebelen“ 


Ueber die Brutalität der Unternehmer, die einen Vorwand 
Buchten, 'sich beleidigt zu fühlen, um wegen dieser angeblichen 


Dr. G. ter Meer. Dr. de Haen, 
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Derxel | gi 
Li Die DVertragspartefen find darüber einig, daf für den ver- 
ne: ftebenden Dertrag die allgemeine Verbinblicteit beim Neiche- 


fi  rbeitsminifterium beantragt werden foll. Die Stellung diejes 
Antrages liegt den Arcbeitgeberverbänden ob. 


Hannover, ben 12. Mai 1921. 
Uugastellisukusd OSuistanssik 


EINE Am 


Derband der Hannoverfchen 
. Metallinduftriellen. 


» 
Da 


Eindufteieller Arbeitgeber» 
verband zu Hannover, Gefamtverband Deutfcher 
Ungeftellten-Gewerkichaften, 

DOrtsausfhug Hannover. 
Dertreter für: 

8) Deutihnationaler Handlungs 

gebilfenverband, 

b) Verband ber weiblichen 

Bandele- und Büro-Angeftellten. 

c) Neuer deutfher Zechniter- 

Derband. 


4) Oeutiher Mertrneifterbund. 


Birbeligeberverband der 
hemifchen Induftrie, 


„ssannnesnanan0a00000000n000000L8UE DES Hnnnasn nn E20 000L ana Danaene 


Vrbeitgeberverband der 
Sertil-Indufteie, 


Gewertihaftsbund 
der Angeftellten, 
Ortsgruppe Hannover, 


SZ 


. *) Die Gefdäftsführung der Derbände hatte nıırer Dorbehaft der Zus 
fimmung der Mitgliederverfammlung im Auftrage der Tariffominifston den 
Earifvertrag and; mit dem Allgemeinen freien Angeftelltenbund abgefchloifen. 
Der Afa-Bund hat den Tarifvertrag trog ausdrüdlicher Abrede nicht nur 
vorzeitig rt tee und fomit den Unfchein erwect, als ob er bereits 
abgefcloffen fel, fondern er hat in einem Dormwort zum Tarifvertrag fid 
der Arbeitgeberihaft der hannoverfchen. Induftrie gegenüber in gehäffiger 
verleumderifcher und De Weife geäußert, und überdies darin une 
wahre Angaben gemacht. Auf Dorfdlag Fer Dorftände und der Gefchäfts» 
führungen hatte die Mitgliederverfammlung deshalb befchloffen, den Abfchluß 
mit dem Afa-Bund nur guitzuheißen, ‚wenn er die gehäffigen, verleumderifchen 
und beleidigenden Aeußerungen uneingefchränft, vorbehaltlos und mit den 
Ausdrud des Bedauerns zurüdinehme. Dem hat der Angeftelltenverband in 
der gelegten Frift nicht entfprohen. Er gilt daher nicht als Dertragspartei. 
Die Wirkungen, die fih daraus für die Mitglieder des Afa-Bundes ergeben, 
bitten wir aus einem befonderen Rundfcreiben zu entnehmen. 
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Belcidigung den abgeschlossenen Tarifvertrag zu brechen, 
brauchen wir kein Wort zu verlieren, sie ist hinreichend be- 
kannt. Wir keben nur hervor, dass nach dem von den Unter- 
nchmern selbst ınit unterzeichneten Tarifvertrag die Allge- 
geinverbindlichkeit der getroffenen Vereinbarungen 
beantragt weıden sollte. Gleichwohl gaben die Arbeitgeber- 
verbände die Weisung aus, dass Mitglieder -der dem AfA-Bund 
angeschlossenen Organisationen von dem Tarife ausgeschlossen 
sein sollen. Eine Allgemeinverbindlicherklärung des Tarites 
unter Ausschluss der Mitglieder des AiA-Bundes ist aber 'un- 
denkbar, ist ein Widerspruch in sich selbst. Indem das Unter- 
nehmertum also den Zariivertrag dem AfA-Bund gegenüber für 
null und nichtig erklärte, wurde es auch dem Gesamtverband 
Deutscher Angestelltengewerkschaften (Gedag) und Gewerk- 
schaftsbund der Angestellten (G. d. A.) gegenüber tarifbrüchig, 
weil so die: Allgemeinverbindlichkeit von vornherein un- 
möglich gemacht wurde. Demzufolge hätten der Ge- 
samtverband Deutscher Angestelltengewerkschaften (Gedag) 
und der Gewerkschaftsbund der Angestellten ‘°(G. d. A.) 
gegen die Unternehmer auftreten müssen. Sie taten das 
aber nicht, sondern veranstalteten gemeinsam mit dem 
Unternehmertum eine Hetze gegen den AfA-Bund. Gedag 
und GdA. waren damit einverstanden, dass die Unterneh- 
mer bei (iehaltseingruppierungen die Organisationszugehörig- 
keit der Angestellten zu prüfen berechtigt seien. ‘ Der 
Deutschnationale Handlungsgehilfenverband verteidigte in sei- 
ner Verbandszeitschrift „Deutsche Handelswacht‘“ vom 29. Juni 
1921 das Vorgehen der Unternehmer. Der GdA. übernahm es, 
für das Vorgehen der Arbeitgeber unter den Angestellten Pro- 
paganla zu machen, indem er die von den „Arbeitgeberver- 


Fragen Sie 


in der nächsten Mitgliederversammiung Ihrer Betriebs- 
oder Ortsverwaltung 


nach dem Durchschnittsbeitrag 


Vergleichen Sie diese Zifier 


Ihrer Betriebsverwaltung. 
mit Ihrem Tariigehalt! 
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bänden der Hannoverschen Industrie“ herausgegebenen Tarif- 
vertragsstücke verbreitete, die. mit der oben abgedruckten 
Anmerkung versehen waren. 

Der AfA-Bund hatte also. das gesamte Unternehmertum 
gegen sich, zu dem sich verräterischerweise der Gedag und 
der GdA. gesellt hatten. Es hätte dem AfA-Bund nun der Weg 
offengestanden, die Unternehmer durch einen Streik zu zwin- 
gen, den vereinbarten Tarifvertrag anzuerkennen. Dieser Weg 
war aber nach Lage der Sache-nicht. gangbar,. weil ja der 
Gedag und der GdA. ganz offensichtlich bereit waren, den 
Unternehmern die erforderlichen Streikbrecher zu liefern. Aus 
diesem Grunde war der AfA-Bund genötigt, mit den Unterneh- 
mern eine neue (in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ vom 
15. Juli abgedruckte) Abmachung zu unterzeichnen, in der es 
heisst: 

„Die AfA erklärt, künftighin Tarifverträge, die sie mit der 
thannoverschen Industrie abschliesst, ohne deren besondere Zu- 
stimmung nicht mit einem Begleittext herauszugeben. 

Mit Hinblick auf die Erklärungen zu I und Il erkennen die 
Arbeitgeberverbände der hannoverschen Industrie den erwähn- 
ten Industri®-Angestelltentarii vom 12. Mai 1921 als rechtswirk- 
sam auch für die Mitglieder des Allgemeinen freien Angestell- 
tenbundes an.“ 


Diese Erklärung bedeutet natürlich nicht, dass der AfA- 
Bund sich irgendwie in seiner Kritik beschränken lässt. Sie 
bedeutet nur, dass das Tarifvertragsdruckstück selbst ohne eine 
Polemik herausgegeben werden soll. 

Der Vorfall zeigt, dass die Unternehmer die Zeit für ge- 
kommen halten, in schärister Weise zum Angriff gegen die An- 
gestellten überzugehen. Sie sind schlau genug, ihre Angriffe 
gegen die einzige wirkliche Interessenvertretung der Angestell- 
ten, gegen den AfA-Bund, zu richten. Ja,.sie sind so- 
gar so schlau, bei diesem Angriff gegen den AfA-Bund sich 
der Mithilfe des Gedag und des GdA. zu bedienen. 

Bei dem Vorgehen der hannoverschen Unternehmer han- 
delt es sich um mehr als einen Angriff gegen den AfA-Rınd. 
Der Versuch, von den Tarifgehältern die AfA-Mitglieder auszu- 
schalten, wäre für den Fall seines Gelingens nur der Anfang 
des Lohnabbaues überhaupt gewesen. Insofern war der Verrat, 
den der Gedag und der GdA. gegen den AfA-Bund verübten, 
auch ein solcher gegen ihre eigenen Mitglieder. Angestellte, 
lernt aus diesem Vorgange; lasst Fuch nicht wieder vom Unter- 
nehmertum und seinen Helfersheliern gegeneinanderhetzen! 


—m*—mmmnmmaammz 
aJe) Rundschau oo 
mm, 
Wirtschaftsfragen 


Reparationsfrage und neue Steuerlasten. Immer stärker 
tritt neben der Frage der direkten Reparationsleistung an die 
Entente in Devisen- oder Warenleistungen die Frage der 
inneren Aufbringung der Wiedergutmachungssumme in den 
Vordergrund. Die letzten Wochen, insbesondere die finanz- 
politische Programmrede des Reichskanzlers im Reichstag, 
haben volle Klarheit darüber gebracht, dass die Regierung ent- 
schlossen ist, durch direkte und indirekte Steuern die Repara- 
tionszahlungen aufzubrirgen. D. h. also, dass Sozialisie- 
rung, Vermögensabgabe, Staatserbrecht und 
dergleichen nicht in Frage kommen sollen. 
Es ist selbstverständlich, dass angesichts der ungeheuren neuen 
Steuerlasten von ca. 80 Milliarden auch das Problem der 
Steuertechnik und Steuerkontrolle ‘wieder lebhaft diskutiert 
wird, insbesondere aber die Frage der gerechten Steuervertei- 
lung. Eine Lösung dieser Frage sollen die neuen Steuerge- 
meinschaften bringen. Dr. Edgar Stern-Rubarth hat in 
der „Vossischen Zeitung“ in der Morgenausgabe vom 15. Mai 
einen Aufsatz veröffentlicht, „Die We rtigkeits- 
Theorie, Steuergemeinschaft, Wirtschaftsstufung und freie 
Wirtschaft“, wonach die gesamte Wirtschaft in einzelne Kate- 
gorien zerlegt werden soll, wie etwa Landwirtschaft und Berg- 
bau, exportierende und inländische Schwerindustrie, exportie- 
rende und inländische Feinindustrie usw. Auf diese- Gewerbe- 
aweige wird das. gesamte Steuersoll umgeleget und zwar so, 
dass die Warenumsätze jeder Stufe im Verkehr von Er- 
zeuger zu Erzeuger, von Erzeuger zum Handel und vom Han- 
del zum Gebrauch festgestellt und dementsprechend dann auf 
die Steuerstufe der prozentuale Anteil an der Gesamtsteuer 
verteilt wird. Einen weiteren Vorschlag hat jetzt Hans Blan- 
kenstein-Berlin in einer Schrift über die Reichsgewerbe- 
steuer gemacht. Nach ihm sollen die einzelnen wirtschaftlichen 
Verbände zu Steuerverbänden zusammengeschlossen werden, 
die ihrerseits wieder in übergeordnete Steuerkörperschaften 
zusammengefasst werden mit je einer Spitzenorganisation, 
deren Rechte und Pflichten durch Reichsgesetz geregelt wer- 
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‘ Veranlagung zur Einkonımen- bzw. Körperschaftssteuer. 


er 
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den müssen Als Grundlage für die Steuerumlegung Bus 

ehr 
intensiv werden diese Steuergemeinschaften von Georg Bern*- 
hard, dem Leiter der ‚„Vossischen Zeitung“ propagiert, der 
in einer grösseren Artikelserie die einzelnen Spezialprobleme 
der Steuergemeinschaiten behandelt. Nach ihm sollen der 
Staat und das Parlament nur gewisse allgemeine Steuerricht- 
linien festlegen, während ‘die Steuergemeinschaften dann die 
Aufgabe haben, die Steuer selbst zu veredeln. Sie 
verfassen das Steuergesetzbuch, erlassen Ausführungsbestim- 
mungen und besorgen die Einschätzung, Erhebung und Kon- 
trolle der Steuern. Sie haben zu überlegen, ob der Weg direk- 
ter. oder indirekter Steuern gangbar ist, ob eine Steuer für alle 
Gruppen oder nur für bestimmte Industrien angewendet wer- 
den soll und dergl. mehr. 

Es ist sicher, dass die Frage der Steuergemeinschaften 
ihre grosse Bedeutung hat und eindringenden Studiums wert 
ist. Aber gross sind auch die Bedenken ınd Gefahren Zu- 
nächst erscheint es fraglich, ob die Zusammenfassung der ein- 
zelnen Wirtschaftszweige zw blossen Steuergemeinchaften den 
Zweck, der erreicht werden soll, wirklich erreicht, oder ob 
nicht die Voraussetzung dafür die Bildung von Produk- 
tionsgemeinschaften ist, welche dann ihrerseits die 
Funktion von Steuersyndikaten übernehmen könnten.*) Dazu 
kommt, dass es ein gewagtes Experiment sein dürfte, die Art 
der Steuerverteilung, die Entscheidung, ob direkte oder in- 
direkte Steuern, Höhe und Art derselben, in die Hand dieser 
Steuergemeinschafiten zu legen. Denn die Steuergesetzgebung 
ist eben nicht nur ein ökonomisches Problem, son- 
dern so, wie die Dinge heute liegen, vor allem ein poli- 
tisches, dessen Lösung von Klassen- und Machtinteressen 
beeinflusst wird. Es ist deshalb sicher kein Zufall, dass gerade 
von grosskapitalistischen Industriegruppen die Steuergemein- 
schaften nachhaltig propagiert werden. Der sachliche Kern 
der Steuergemeinschaften könnte sicher auch auf anderem 
Wege zur Verwirklichung gebracht werden. Wenn der Vor- 
läufige Reichs wirtschaftsrat einmal durch den endgültigen er- 
setzt ist, der teils aus den regionalen Bezirkswirtschaftsräten, 
teils aus (den wirtschaftlichen Spitzenfachverbänden hervor- 
geht, so wird man ihm sehr wohl die Aufgabe steilen können, 
einen Plan für die wirtschaftlich zweckmässigste Ausgestaltung‘ 
der Steuergesetzgebung aufzustellen. Die letzte Entscheidung 
muss aber in der Hand des politischen Parlaments bleiben, 
dessen Steuergesetze dann durch solche Vorschläge und Gut- 
achten des Reichswirtschaftsrats erheblich an Sachlichkeit und 
Durchführbarkeit gewinnen dürften. 


Steuererleichterungen für den Kleinwohnungsbau. Um einen 
Anreiz zum Bauen zu geben, ist durch den neuen $ 59 des FEin- 
kommensteuergesetzes (Novelle vom 24. März 1921 ( RGBI. S. 
313) vorgesehen, dass Mittel, die für Kleinwohnungsbautern 
verwendet werden, unter bestimmten Voraussetzungen vom 
steuerbaren Einkommen abgesetzt werden können; nämlich ein- 
mal Miitel, die der Bauherr selbst verwendet, ausserdem aber 
auch Zuwendungen an gemeinnützige Vereine und Gesellschaf- 
ten zur Förderung des Kleinwohnungsbaues. Die Ausführungs- 
verordnung des Reichsministers der Finanzen vom 12. Juni 


1921, abgeändert in Nr. 27 des Zentralblattes für das Deutsche 


Reich, S. 595, dehnt diese Vergünstigung auch auf Zuwendım- 
gen aus, die in den Jahren 1920 bis einschliesslich 1923 an 
Länder, inländische Gemeinden (Gemeindeverbände) oder 
öffentlich genehmigte inländische Stiftungen zum Zwecke der 
Förderung des Kleinwohnungsbaues gemacht werden. Sie be- 
freit ausserdem derartige Zuwendungen von der Erbanfall- oder 
Schenkungssteuer. { 
Die Verordnung bestimmt ferner, unter welchen Voraus- 
setzungen Vereinigungen und Gesellschaften als gemeinnützig 
im Sinne des $ 59 Abs. 1, b des Einkommensteuergesetzes 
anzuerkennen sind. Diese Anerkennung ist auszusprechen, 
wenn die Vereinigung oder Gesellschaft eine Bescheinigung der 
zuständigen Reichs- oder Landesbehörde darüber beibringt, 
dass sie von dieser Behörde als gemeinnützig im Sinne reichs- 
oder landesrechtlicher Vorschriften zur Förderung des Sied- 
lungs- und Kleinwohnungswesens anerkannt worden ist. Wird 
eine solche Bescheinigung nicht vorgelegt, so müssen gewisse, 
in der Verordnung näher bezeichnete Bedingungen erfülit wer- 
den, die den gemeinnützigen Zweck der Vereinigung einwand- 
frei erkennen lassen. Die Vereinigung oder Gesellschaft muss 
aber awei Verpflichtungen auf sich nehmen. Finmal muss sie 
die Einkommensteuer, welche auf die ihr zugewendeten, von 
dem Geber nicht versteuerten Beträge entfällt, an die Reichs- 
kasse abführen, sobald vor dem’ 1. Januar 1939 die Anerken- 
nung. als Vereinigung ‘oder Gesellschaft im Sinne des $ 59 
des Einkommensteuergesetzes rechtskräftig zurückzenommen 


*) Vergl. den Aufsatz von Werner: „Die Umänderung der Kohlensteuer“ 
an anderer Stelle dieses Blattes. 
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“bei 29 
rungen sind zum Teil recht erheblich. Wäh- 
rend in der vorigen Berechnung noch der Preis für alte Kar- 
'toffeln zugrunde gelegt wurde, musste diesmal der für neue 
um 195 Punkte höhere berücksichtigt werden. 


und 


deutscher Konsumvereine hielt 
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worden ist. Ausserdem muss die Vereinigung oder Gesell- 
schaft jede Aenderung ihrer Satzungen und ihres Gesellschafts- 
vertrages, soweit sie die in $ 3 Nr. 2 der Verordnung bestimm- 
ten Bedingungen betrifi, dem zuständigen Landesiinanzamt 
umgehend anzeigen, und ihm jederzeit auf Verlangen ihre 


"Satzungen, Jahresabschlüsse 'und Geschäftsberichte innerhalb 


angemessener Frist vorlegen. 


Preissteigerungen im Grosshandel, Die andauernd nie- 
drige Bewertung der deutschen Reichsmark im Ausland 


wirkt sehr nachhaltig. auf die Warenpreise in Deutsch- 
land, da wir zu einem grossen Teil auf den Bezug von 
Rohstoffen aus andern Ländern angewiesen sind. In den letz- 


ten 4 Wochen haben sich von den 77 Waren, die die „Frank- 
furter Zeitung“ in ihrer Berechnung für den Grosshandelsindex 
berücksichtigt, bei 39 die Preise verändert, davon sind sie 
in die Höhe gegangen Die Steige- 


Der auf den 
2. Juli berechnete Grosshandelsindex hat sich auf 135,4 erhöht, 
zeigt also eine Zunahme um 84 Punkte 
nähert sich damit dem Stande vom 
Februar. Diese Aufwärtsbewegung entspricht der Valuta- 
bewegung, steht aber nicht im Einklang mit der internationa- 
len Preiskurve, die immer weiter abwärts gcht. Die Entwer- 
tung des deutschen Geldes äusserd sich also neuerdings in 
einem scharfen Anziehen der Preise und einer Belastung der 
Verbraucher. 


Genossenschaftstagungen. Der Zentralverband 


in der Zeit vom 


13.—15. Juni in Baden-Baden seinen 18. ordentlichen Ge- 


nossenschaftstag ab. Aus dem von Heinrich Kauimann- 


Hamburg erstatteten Bericht des Vorstandes ersehen wir, dass 
die Konsumgenossenschaften im Geschäftsiahr 1920 trotz aller 
entgegenstehenden Henmmmnisse einen erheblichen Schritt vor- 


"wärtsgekommen sind und dass sich die Bewegung sehr weit 


gesteckte Ziele gesetzt hat. So betonte Kaufmann: 

„Wir wollen an die Stelle einer individualistischen und 
kapitalistischen, auf Profitstreben beruhenden Produktion für 
den Markt, die uns heute mit Gütern aller Art versorgt, eine 
gemeinwirtschaitliche zenossenschaftliche Bedarfsdeckumgs- 
Karel der Produktion für den organisierten Konsum 
setzen,‘ 


Obgleich der Berichterstatter anerkannte, dass der konsum- 
genossenschaftlichen Bewegung noch ein ungeheuer weites 
Tätigkeitsfeld oifensteht, so wurden doch auch die Entwick- 
lungsgrenzen abgesteckt. Insbesondere wurde betont, dass 
wohl kaum daran zu denken. sei, dass die Konsumgenossen- 
schaften die für ihre Mitglieder benötigten landwirtschaitlichen 
Produkte in eigenen Betrieben herstellen können. Dagegen sei 
die Verbindung zwischen den Konsumgenossenschaften und den 
landwirtschaftlichen Genossenschaften durch Lieferungsverträge 
anzustreben, um so die Landwirtschaft direkt in den Dienst 
der Bedarfsdeckungswirtschaft zu stellen. 

Dem Zentralverband deutscher Konsumvereine szehörten 
Ende 1920 1291 Genossenschaften mit 2,7 Millionen Mitgliedern 
an. Dazu kommt noch eine Million Familien nicht anze- 
schlossener Konsumgenossenschaften. so dass heute nahezu der 
dritte Teil des deutschen Volkes konsumgenossenschaftlich or- 
ganisiert ist. Der Umsatz der dem Zentralverband ange- 
schlossenen Vereine bezifferte sich auf 2800 Millionen Mark; 
der Wert der Eigenproduktion auf 340 Millionen Mark. Das 
von den Mitgliedern anvertraute Kapital beträgt 408 Mill. M. 

Als nächste Aufgabe der Konsumgenossenschaftsbewerung 
bezeichnet der Redner die Ausdehnung der Warenverteilung 
auf alle Bedarfsgüter. 

Das Vorstandsmitglied Hugo Bästlein berichtete über 
die wirtschaftlichen Massnahmen des Vorstandes. Aus dem 
Bericht ist: zu ersehen, dass besonders die Konsumgenossen- 
schaften unter der Zwangswirtschaft schwer zu leiden hatten. 

Heinrich Lorenz-Hamburg sprach über internationale 
genossenschaftliche- Angelegenheiten. Es bestehen bereits 
26 Grosseinkaufsgesellschaften. Diese 26 Grosseinkaufszesell- 
schaften sollen demnächst zu einer internationalen Gross- 
einkaufsgesellschaft zusammengeschlossen : werden. Dadurch 
würde für den internationalen Warenaustausch auf genossen- 


 schaftlicher Grundlage das Fundament geschaffen werden. 








Für. die Fortentwickelung der zenossenschaftlichen Waren- 
versorgumng war besonders das Referat von Henry Everlinge- 
Hamburg über die Fleischversorgung der Mitglieder der deut- 
schen Konsumgenossenschaften von weittragender Bedeutung. 
Weiter sprach August Käsch über dieNeutralität der Genossen- 
schaften. In scharfer Weise hielt er eine Abrechnung mit 
jenen, die die Konsumgenossenschaften in dem Dienst der 
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politischen Parteikämpfe ziehen wollen. Das Ergebnis dieser 
Aussprache war: Es bleibt bei der Neutralität der Konsum- 
genossenschaften. 

Dem Genossenschaftstage des Zentralverbandes folgte am 
16. Juni die ordentliche Generalversammlung der Gross- 
einkaufsgesellschaft deutscher Konsumver.- 
eine. Auch hier ist eine recht erfreuliche Entwicklung 
zu verzeichnen. Der Umsatz ist auf 1,35 Milliarden gestiegen. 
Der Wert der Eigenproduktion war 156 Millionen Mark. Neue 
Zwischenlager sind bzw. werden demnächst errichtet in Stutt- 
gart, Minden und Pillau b. Königsberg. Interessant ist aus 
dem Bericht, dass der in der Zentrale, den Lagern und den 
Fabriken an Löhnen und Gehältern bezahlte Betrae von 
21,8 Millionen Mark nur 1,61 Prozent des Umsatzes ausmacht, 
gegen 2,05 Prozent im Vorjahre, Aus dieser Zahl ergibt sich 
sehr deutlich, unter wie ausserordentlich günstigen Bedingungen 
hier die Warenversorgung vor sich geht. 

Weiter sei hingewiesen auf die Generalversammlung der 
„Volksfürsorge“, Gewerkschaftlich - genossenschaftliche 
Versicherungsaktiengesellschaft. Auch hier ist eine ausser- 
ordentlich günstige Entwicklung zu verzeichnen. Im Jahre 
1929 wurden 234 764 Anträge mit über 315 Millionen Mark Ver- 
sicherungssumme hereingebracht. Der Ueberschuss betrug 
1606000 Mark, von dem 1250000 .Mark der Gewinnreserve 
der Versicherten überschrieben wurden. Weiter wurde auf der 
Generalversammlung beschlossen, den Geschäftsbetrieb der 
Volksfürsorge auf alle Arten der Lebensversicherung auszu- 
dehnen. Inzwischen ist die „Grosse Lebensversicherung“ ein- 
geführt worden, und zwar für Versicherungen von 5000 bis 
20000 Mark ohne ärztliche Untersuchung und für Versiche- 
rungen in beliebiger Höhe mit ärztlicher Untersuchung. Die 
Durchführung der „Grossen Lebensversicherung“ wird der 
Volksfürsorge wiederum weitestgehende Entwicklungsmöglich- 
keiten eröffnen. 


Sozialpolitik 
Erhöhung der Pfändungsgrenze. Der Regierung ist von dem 


Abgeordneten Meier, Zwickau, folgende kleine Anfrage vorge- 
legt worden: 


„Der Reichstag hat am 3. August 1920 die Verordnung über 
Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 dahin abgeändert, dass 
1.im& 1 Ziffer 1 das Wort „zweitausendfünfhundert“ durch das Wort „fünftausend“, 
2.im$& 1 Abs. 1 Ziffer 2 das Wort „zweitausend“ durch das Wort „viertausend“, 
3.im $ 1 Abs. 3 die Worte „viertausendfünfhundert“ und „dreitausend“ durch 

„heuntausend“ und „sechstausend“ ersetzt worden sind. 


Seit Inkrafttreten dieser Aenderungen ist die Verteuerung 
aller Lebensbedürfnisse in so erheblichem Masse gestiegen, dass 
eine wesentliche Erweiterung der für den Arbeits- und Dienst- 
lohn bestehenden Pfändungsbeschränkungen nicht länger zu um- 
gehen ist. 

Ist die Reichsregierung bereit, den völlig veränderten Ver- 
hältnissen Rechnung zu tragen und der vorhandenen Notlage 
abzuhelfen?“ i 

Eine Antwort der Reichsregierung ist bisher noch nicht 
eriolgt. 


Familienunterstützung in der Erwerbslosenfürsorge. Nach 
$ 8 Abs. 3 der Reichsverordnung über Erwerbslosenfürsorge 
vom 26. Januar 1920 können bei verheirateten Erwerbslosen im 
Fall der Uebernahme von Arbeit ausserhalb des Wohnortes, 
wenn die Mitnahme der Familie in den auswärtigen Beschäfti- 
gungsort nicht angängig ist, durch die Gemeinde des letzten 
Wohnortes den zurückbleibenden Familienangehörigen des Er- 
werbslosen während der Dauer des auswärtigen Arbeitsverhält- 
nisses die Zuschläge zur Erwerbslosenunterstützung ganz oder 
teilweise gewährt werden. Auf Grund einer Eingabe des AfA- 
Bundes an das Reichsarbeitsministerium hat das letztere folgen- 
den Bescheid ergehen lassen: 

„Die Gewährung von Familienzuschlägen nach $ 8 Abs. 3 der Verordnung 
über Erwerbslosenfürsorge ist von der Voraussetzung abhängig. dass der Er- 
werbslose gezwungen ist, sich in dem Beschäftigungsort dauernd aufzuhalten 
und deshalb einen doppelten Haushalt zu führen,. weil die Mitnahme seiner 
Familie in den Beschäftigungsort nicht angängig ist. Die Zuschläge können 
in der Regel nur dann gewährt werden, wenn besondere Umstände, namentlich 
die Einkommensverhältnisse des Erwerbslosen sie rechtfertigen. Ich habe bereits 
in früheren Bescheiden zum Ausdruck gebracht, dass die Vergünstigung der 
Gewährung von Familienzuschlägen nach $ 8 Abs. 3 a. a. O. ausnahmsw-ise 
nicht nur den Personen gewährt werden kann, die Erwerbslosenunterstützung 
bezogen und unter Einstellung dieser Unterstützung auswärtige Arbeit freiwillig 
oder infolge Nachweises angenommen haben, sondern auch den Personen, 
bei denen sämtliche Voraussetzungen der Erwerbslosenfürsorge 
an sich vorlagen, die indessen die Unterstützung nicht in An- 
spruch genommen haben. Darüber hinaus aber allen den Personen die 
Familienzuschläge zu gewähren, die unmittelbar aus einer Arbeitsitelle in einen 
anderen Ort wechseln, würde nicht im Einklang mit der Verordnung über 
Erwerbslosenfürsorge stehen.“ 


Manchem Erwerbslosen, der keine Unterstützung bezog, 
wird es nunmehr leichter möglich sein, eine nach ausserhalb 
seines Wohnortes liegende Beschäftigung anzunehmen. 
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Angestelltenbewegung 


Der materialistische DHV. Der DHV. bestreitet seit ge- 
Taumer Zeit seine überaus eifrig betriebene Propaganda gegen 
den Bund und die freien Gewerkschaften damit, dass er uns 
und unsere Mitglieder als „im Öödesten Materialismus befangen“ 
hinstellt.e. Aus Erfahrung wissen wir, dass bei Tarifverhand- 
lungen gerade die DHV.-Mitglieder vor den Verhandlungen ihre 
Forderungen nicht hoch genug schrauben können; leider 
sind sie allerdings bei den Verhandiungen um so schneller 
zu weitgehendem Entgegenkommen gegen den 
Arbeitgeber bereit. Neuerdings bringt der DHV. ein Flug- 
blatt heraus, in dem durch bildliche Darstellung der Nach- 
weis erbracht wird, dass die Handlungsgehilfen ungünsti- 
ger gestellt sind, als die technischen Angestellten, die 
Betriebsangestellten und die Arbeiter. Der dem AfA-Bunde so 
oft zum Vorwurf gemachte Materialismus wird den DHV.-Mit- 
gliedern mit scharfen Worten gepredigt. Während man sich 
sonst für die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit einsetzt, 
den Wirtschaftsirieden durch Tarifverträge und Arbeitsgemein- 
schaften zu erreichen glaubt, wird in dem Flugblatt den Hand- 
lungsgehilfen erzählt: „Es ist Unsinn, wenn Euch die Werks- 
leitungen einreden, dass die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 
durch eine Mehrbelastung des Gehaltskontos in Frage gestellt 
würde.“ Aber statt nın zu dem Ergebnis zu kommen, dass 
zwischen Kapital und Arbeit ein unüberbrückbarer Gegensatz 
besteht und nur durch geschlossenen Kampf der Angestellten 
eine allgemeine Verbesserung erreicht werden kann, folgt eine 
Schimpfepistel gegen Spartakisten, Unabhängige und Mehrheits- 
sozialisten. Der „parteipolitisch neutrale“ DHV. erklärt: „Es 
hilft uns also gar nichts, wenn wir gelegentlich rot, röter, am 
rotesten wählen,‘ und zetert über die höheren Löhne der 
Arbeiter und Techniker. Hieraus müsste er eigentlich 
folgern, dass gerade die freigewerkschaftlichen Organisationen 
der Arbeiter durch ihre Kampfbereitschaft ‚wesentlich mehr er- 
reicht haben, als die durch den DHV. in Harmoniedusel einge- 
lullten Handlungsgehilfen. Aber bis zu dieser Erkenntnis reicht 
es bei ihm nicht; er würde auch seine eigenen Mitglieder dar- 
auf aufmerksam machen, wie sehr gerade der DHV. versagt 
hat. Wenn die Techniker- und Werkmeistergehälter besser 
sind, als die Gehälter der Handlungsgehilfen, so deshalb, weil 
bisher die Techniker und Werkmeisterschaft geschlossen 
freigewerkschaitlich im Bund und Werkmeister-Ver- 
band organisiert waren und eine einheitliche Macht 
bildeten. Der DHV. jammert über Zersplitterung in allen mög- 
lichen Verbänden und Verbändchen und über die daraus sich er- 
gebende Machtiosigkeit der kaufmännischen Angestellten, und 
dennoch wendct er viele Tausende aus seiner Verbandskasse auf, 
um durch die Verbändchen NDTV. und Werkmeister-Bund die 
Technikerschaft zu zersplittern. Die Arbeitgeber erkennen, 
dass der DHV. damit inihrem Interesse arbeitet, indem 
er die bisherige Einheit der Technikerschaft schw ächt, und 
sind deshalb gern bereit, ihn in der Werbeärbeit für seine beiden 
Sprösslinge zu unterstützen. 

Wollen wir für die schweren Kämpfe, die uns in nächster 
Zeit noch bevorstehen, gerüstet sein, so haben wir alle das 
grösste Interesse daran, dem DHV. und seinen Zersplitterungs- 
bestrebungen ganz entschieden entgegenzutreten und durch 
Stärkung der freigewerkschaftlichen Kampf- 
organisation uns möglichst von dem Ballast der Harmo- 
nieverbände freizumachen. Wir Techniker aber können nur 
durch die Einheitsorganisation, den Bund, die 'mühsam er- 
kämpfte Gehaltshöhe wahren, deshalb fort mit den Zersplit- 
terern NDTV. und Werkmeister-Bund! 


Eine neue Pleite des NDTV. Für den 11. Juli hatte der 
NDTV. zu einer öffentlichen Techniker-Versammlung in Augs- 
burg eingeladen. Der Saal fasst ca. 200 Personen. Erschie- 
nen waren 2 Mitglieder des NDTV., ein Werkmeister als Refe- 
rent für den Techniker verband, 2 Beamte des DHV., von 
denen einer in der Techniker- Versammlung den Vorsitz 
führte. Bis zu einem Versammlungsleiter langt bei dem NDTV. 
die Befähigung also noch nicht. In einer Entschliessung wurde 
gegen die Stimme des Referenten der NDTV. als über- 
flüssig erklärt. 

DHV.-Mitglieder, wofür zahlt Ihr Eure Beiträge?! 
Betriebsräte 
. Die Schweigepflicht des Betriebsrats wurde in einem 
Schiedsspruch des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats behandelt, 
Der Betriebsrat eines Unternehmens empfing von dem Ge- 
schäftsführer Mitteilungen, deren vertrauliche Behandlung bis 
zu einem bestimmten Termin ausdrücklich -gefordert und zuge- 
Sichert wurde. Eine grössere Zahl von Angestellten erhielt 


jedoch auf irgendeinem nicht ordnungsmässigen Wege Kennt- 
nis von den bevorstehenden Aenderungen in der Verwaltung 
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und verlangte von dem Vorsitzenden des Betriebsrats die 
Einberufung einer Betriebsversammlung zwecks Aussprache 
über die beabsichtigte Reorganisation. Diese Forderung, die 
von mehr als einem Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
gestellt wurde, lehnte der Vorsitzende des Betriebsrats mit der 
Begründung ab, dass er in Anbetracht des vertraulichen 
Charakters der ihm gemachten Mitteilungen eine Betriebsver- 
sammlung mit dieser Tagesordnung nicht einberufen könne; er 
erklärte sich aber gleichzeitig bereit, eine Betriebsversamm- 
lung unter der Bedingung anzuberaumen, dass über die ver- 
trauiichen Angaben keine Aussprache stattfinde. Die Melır- 
heit der Angestellten beantragte daraufhin Auflösung des Be- 
triebsrates wegen gröblicher Verletzung seiner Pfichten ge- 


mäss $ 46 BRG. Nach Ansicht: des Vorläufigen Reichswirt- ' 


sihaftsrats steht die Erfüllung der Geheimhaltungspflicht ($ 100 
BRG.) über der Einberufungspflicht und berechtigt den Vor- 
sitzenden des Betriebsrats, dem Verlangen der Angestellten 
nach Einberufung einer Betriebsversammlung nicht nachzu- 
kommen. Eine Pflichtverletzung nach $ 46 kann nur in einer 
unbegründeten Weigerung des Vorsitzenden gesehen 
werden, eine geforderte Versammlung anzuberaumen. In dem 
vorliegenden Streitfall wurde ausdrücklich festgestellt, dass 
der Betriebsrat durchaus pflichtgemäss gehandelt hat, zumal 
sich der Vorsitzende bereit erklärt hat, eine Betriebsversamm- 
lung einzuberufen, wenn die Tagesordnung geändert würde, 
(Schiedsspruch des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates vom 
4. April 1921.) 


Berufsfragen 


Die weibiichen Laboratoriums-Angestellten. In Nr. 5 der 
„Technischen Assistentin“ — Organ des „Bundes der Organi- 
sationen technischer Assistentinnen an wissenschaftlichen und 
industriellen Instituten“ („Botawi“) berichtet der „Süddeutsche 
Verband chem. bakt. Röntgenassistentinnen Stuttgart“ folgende 
Fälle, die so recht die schrankenlose Ausbeutung der weiblichen 
Arbeitskräfte beleuchten. 

„Fräulein Bapp berichtet von einem Mitglied, das in jetzt gekündigter 
Stellung so schlecht bezahlt whr, dass es sich den Winter über kein 
geheiztes Zimmer leisten konnte und sich dadurch ein schweres Nieren4 
leiden zuzog. Durch die andauernde Unterernährung wiegt es nur noch 
78 Pfund. — 

Ein anderer "Fall: 

Vor drei Jahren forderte eine auswärtige Firma von einer hiesigen 
eine ältere technische Assistentin mit Praxis an, die ihr vermittelt 
wurde. Vor kurzem, anlässlich einer Bitte um Gehaltserhöhung, wurde 
dieser Kollegin von ihrem Chef erwidert: „Ich bekomme von einer. 
jungen Kraft die Arbeit ebenso geleistet wie von Ihnen und um 
billigeres Geld.“ Seither sucht er einen Kündigungsgrund!“ 


Sehr richtig wird dazu folgendes bemerkt: 

„Der Umstand, dass Arbeitgeber bei Festsetzung des Gehalts für 
ihre technische Assistentin noch immer nicht die dadurch bedingte 
Lebensmöglichkeit im Betracht ziehen, ist hauptsächlich den Kolleginnen 
zu verdanken, die sich mit unzureichender Bezahlung begnügen, ‘weil 
sie einen Rückhalt an ihrem Elternhaus haben. Dies darf aber absolut 
nicht ausschlaggebend sein, sondern für die geleistete Arbeit muss unter 
allen Umständen entsprecheide Bezahlung gefordert werden. Jede 
Kollegin sei sich dieser Verantwortung ihren Berufsgenossinnen gegenüber 
bewusst. ' 


Wir glauben allerdings nicht, dass diese Mahnung nach- 
haltigen Eindruck auf die „Botawi-Mitglieder“ ‚macht, die zum 
grossen Teil aus gutsituierten Kreisen stammend — den Beruf 
nur als standesgemässen Zeitvertreib wählten. 
leitenden Damen der dem „Botawi“ angeschlossenen Vereine 
sind sich selber noch nicht über die Möglichkeiten und Formen 
einer erfolgreichen Angestellteninteressen-Vertretung klar, N 

Anstatt mit der erfahrenen Organisation der männlichen 
Beruisangehörigen zusammenzugehen, um: in geschlossener 
Front das gemeinsame Ziel zu erreichen, gründet man aus un- 


gerechtfertigtem Misstrauen und engherzigstem Standesdünkel 
Diese. Organisation- verzettelt sich in ' 


eine Sonderorganisation: 
einem Dutzend Vereinchen, die ihre Mitglieder in allen Orten 
und Betrieben neben- und durcheinander zerstreut haben. 


Die Erfahrungen der vorhandenen Gewerkschaften ‚ignoriert - 
man vollständig, daher beginnt man — wie früher die ersten 


Gewerkschaften — mit der Pflege der Fachwissenschafit als 
Haupttätigkeit. 


niveaus gar nichts ändert, solange keine starke Gewerk- 
schaft vorhanden ist. 
keit des „Botawi“ beschränkt sich auf Eingaben an. Behörden 
und Unternehmer. 
wird viel geklagt. 


Dabei haben erst kürzlich die’ Chemiker die 
bittere Erfahrung .machen müssen, dass die. Hebung der. indi- 
viduellen Leistungsfähigkeit an der Hebung des ganzen -Berufs- 


Die ganze „gewerkschaitliche* Tätig- 


Ueber die Erfolglosigkeit dieser Schritte 
Dennoch wird von diesem Bund immer 
wieder auf die Beilegung aller Streitfälle durch „gütliches Ver- 
handeln“ und «Einigen* mit den Arbeitgebern hingewiesen, 


‚Selbst die - 


u 


Vor dem. blossen Gedanken der Anwendung des letzten gewerk- - 


schaitlichen Kampfmittels, des Streiks, hat man eine fabelhafte 
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Was aber nun, wenn ‘der Unternehmer nach einem 
Verhandiungsversuch den Beschwerdeführer 
massregelt? Wir berichteten seinerzeit an dieser Stelle*) von 
einem Mitglied der „Vereinigung wissenschaftlicher Hilfs- 
arbeiterinnen“, das. auf eine Eingabe seines Vereins wegen Ge- 
haltserhöhung schlankweg -auf -die Strasse gesetzt wurde. 
Unternehmer und Behörden wissen eben nur zu genau, dass 
der schönklingende „Botawi‘“-mit seiner Groschenkasse und 
seinen gewerkschaftiich indifferenten Mitgliedern kein Faktor 
ist, mit dem’ sie rechnen müssen. Zahlt man doch dort noch 
Jahresbeiträge von 20 M.! Anstelle der fehlenden Stellen- 
losen- resp. Gemassregelten- und Solidaritäts-Unterstützungs- 
kassen schwingt man in Fällen der genannten Art den: Bettel- 
sack, indem man freiwillige Sammlungen auflegt, oder — wie 
in Stuttgart — ein Vergnügen veranstaltet, bei welchem ein 
Mitglied als Leierkastenfrau ‚milde Gaben sammelt! 

Unter den weiblichen Laboratoriumstechnikern. die den Be- 
ruf nicht mur als Zuschussquelle zum Taschengeld. sondern zur 
Bestreitung des Lebensunterhaltes- ausüben, -hat- der gewerk- 
schaftliche Organisationsgedanke in. den letzten Jahren zu- 
sehends Fuss gefasst, wie die’zahlreichen Beitritte zum Bund 
dertechnischen Angestellten und Beamten be- 
weisen. Diese Einsicht wird in demselben “Masse : wachsen, 
wie die sogen. „Erfolge“ des „Botawi“ zeigen, dass mit Fach- 
simpelei, Teeabenden, Ruderabteilungen, Ausflügen, .Kaffee- 
kränzchen, Medaillen, Dienstauszeichnungen und ähnlichem 
Schnickschnack der Ausbeutung der Arbeitskräfte kein Ziel ge- 
a die Kluft ‚zwischen Kapital und Arbeit nicht überbrückt 
wird. 

Solange man uns nicht den. Nachweis; erbringt, dass auch 
die Unternehmer sich in „männliche und weibliche Verbände“ 
zersplittern, solange werden wir derartige Angestelltenvereine 


als Schädlinge der Angestelltenbewegrung rücksichtslos be- 
kämpfen. Für ‚Spielereien sind die Zeiten zu ernst! An un- 


seren Mitgliedern — besonders an unseren Kolleginnen ist es, 
dafür zu sorgen, dass auch den weiblichen Angestellten diese 
Gedankengänge immer mehr geläufig werden. ’ 

DD 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20,. zu richten. 


Zeichnungsvollmacht. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung vom 
4. Juli 1921 beschlossen, dem mit der Leitung des Gaues Nordost veriretungs- 
weise beauftragten Gewerkschaftssekretär Bräuniger, Königsberg, Zeichnungs- 
vollmacht „i. V.“ für den Gau Nordost, sowie dem Gewerkschaftsassistenten 
Patzig, Dresden, Zeichnungsvollmacht „i. A.“ für den Gau Sachsen zu erteilen. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammicengskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Ängaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbegiun, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V.= Vertrauensmännerversammlung, 
= Berufsausschuss, 


Berlin-Centrum-Süden. M. 5. VII. 7%, Rest. Alexandriner, Alexandrinenstr. 37. 
Bin.-Charlottenburg i. M. 4. VI. 7%, Rest. Geldat, Kais.-Augusta-Allee 63. 
Berlin-Charlotterburg Il. M. 4. VII. 7%, Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 
Bin;-Cöpenick. Monatsversammlung fällt aus, 

Bin.-Neuköltn. M. 5. VII. 7%, Rest. Bürgersäle, Bergstr. 147. 

Bin.-Nordost. M. 3. VII. 7%, Rest. Greifswalder Hof, Greifswalder Str. 43, 
Bin.-Nordwest I. M. 4. VII. 7%. Rest. Mattke, Turmstr. 78. 
Bin.-Oberschönewelde. M. 5. VII. 7%, Rest. Hubertus, Edison- Ecke Waldstr, 
Bin.-Oranienburg. M. 3. VIil. 720, Reichshof, Bernauer Str. 38, 
Bin.-Potsdam. M. 5. Vlll. 7%, Rest. Mühlenpark, -Neubabelsberger Strasse. 
Bin.-Potsdam. F. Kalasterwesen (V 7) 6. VIIL 7%. Berliner Klubhaus, Ohnistr. 2, 
Bin.-Schöneberg. M. 5. Vill. 7%. Ebershof, Ebersstr. 68. 

Bin.-Spandau. M. 3. VIII. 73%, Rest. Stern, Potsdamer Str. 35. 

Bin.-Steglitz. M. 4. VIII. 7°, Rest. Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Südosten. M. 5. VI. 7%, "Rest. Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 
Bin.-Tempelhof.. M.. 5. VII. 72%. Kasino-Rest. Tempelhof, Berliner Strässe, 
Bin.-Weissensee. M. 5. VIll. 7%, ‚Spatenbräu, Berliner Allee 232, 
Bin.-Westien. M. 3. VII. 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37. 

Bin.-Wilmersdorf. M. 4. VII. 7% Augustahof, Augustastr, 1, 
Brandenburg. M. 3. VII. | 

Crimmitschau. M. 4. VIII. 8%, Meisterhaus. 

Dessau. V. 29. VII. 8°, Müllers Restaurant, Schlosstr. 18. M. 2. VII. ebendaselbst. 
Eberswalde. M. 2. VII. 

Halle a.S. M. 2. VIN. 8%. Rest. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10, Seitenflügel, 
Hlidesheim. M. 4. Vill. 7%, Stadthalle. 

Kiel. M. 4. Vill. 8%, Hotel Stadt Magdeburg, Bergstrasse. 

Magdeburg. M. 2. Vill. 7%, Artushof, Johannisberg. 

Trier. M. 4. Vlil. 8%. _ Drehscheibe, Fleischstrasse. 

Zwickau I. Sa. M. 5. VIII. 8%. Erzgebirg. Hof, Inn. Schneeberger Str. 24, 
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*) Siehe D.T.Z. 1920 Nr. 78.113. 


n 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 









































































279 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 
Komnick in Elbing. 
Büttnerwerke A Uerdingen a. Rh. 
Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 
Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen, 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 
» Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 
Schweriner Industrie-Werke G,m.b.H,, (früher Fokker : Flug- 
zeuge m.b.H.). 
F,Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b, 


Bücherschau 


Warum arbeitet die Fabrik mit Verlast? Von William Kent. 
Deutsch von Karl Italiener. ‘Verlag Julius Springer. Preis ı13,60 M. 

Die meisten Werke über Betriebsorganisation behandeln entweder die 
Organisation eines,bestimmten Werkes, die natürlich nur für dieses, ‚nicht aber 
ohne weiteres für andere passt, oder die eigentliche Fabrikation, also die möc- 
lichst vorteilhafte Herstellung bestimmter Teile und die Methoden der Betriebs- 
buchführung und der Kalkulation, Hier wird vor allem darauf "hingewiesen, 
dass alle Teile eines Unternehmens, also auch die Gesamtleitung, der Ve:- 
trieb der Erzeugnisse und so fort, bestimmenden Einfluss auf den finanziellea 
Erfolg haben. Dass als Reorganisator in diesem, in der Form einer Erzählung 
geschriebenen Werkchen ein Arzt eingeführt wird, ist wohl nur auf die anders- 
artige, weniger wissenschaftliche Ausbildung ‘des: amerikanischen Ingenieurs 
zurückzuführen. Trotzdem ist es auch für den deutschen Techniker, der ja 
infolge seither ganzen Erziehung an gründliche Arbeit gewöhnt ist, nützlich, 
das Büchlein zu studieren; selbst wenn er nicht in allen Einzelheiten mit dem Ver- 
fasser einverstanden sein sollte, so wird er wertvolle Fingerzeige und Anregungen 
für seine Untersuchungen bekommen. Den unter amerikanischen Verhältnissen 
möglichen Vorschlag einer vollständigen Aenderung der Direktion bei uns 
durchsetzen zu wollen, wird aber wohl. selbst da, wo dieser Vorschlag sach- 
lich berechtigt ist, nicht so ganz einfach sein, K. 


Stinnes und seine 600000 Arbeiter. Von Kurt Heinig. Verlag 
Buchhandiung „Vorwärts“, Berlin SW68. Preis 2,50 M. 

In dem Namen Hugo Stinnes verkörpert sich eine Macht und Gefahr, die 
von der Arbeitnehmerschaft nicht scharf genug zu bekämpfen ist. Die 
wenigsten wissen aber um Hugo Stirnes’ wirkliche Bedeutung und Persönlich- 
keit, worüber die vorliegende Schrift unter Auswertung eines "umfassenden 
zuverlässigen Materials Aufschluss gibt. Deshalb hat diese Neuerscheinung für 
die gesamte Arbeitnehmerschaft besonderes interesse. 


Geologie Deutschlands. Von Dr. Johannes Walther. Verlag von 
Quelle & Meyer. 510 Seiten, mit zahlreichen Abbildungen, einer geologischen 
Karte und einer Zeittafel. 3. Auflage. Preis geb. 40 M. 

Das Buch soll eine Einführung in die heimische Landschaftskunde für 
Führende und Lernende sein und ist das auch im wahren Sinne des Wortes. 
Seit langem fehlte ein Werk, das eine Gesamtdarsteliung der geologischen 
Landesverhältnisse Deutschlands enthält, und nun haben wir es. Das Buch 
sollte jedem, der sich im allgemeinen für die Bodenzusammensetzung Deutsch- 
lands interessiert, vor allem aber den Kollegen des Bergbaues, die ja täglich 
im Kohlen-, Erz- und Kalibergbau Gelegenheit haben, die Zusammensetzung 
der Gesteinsmassen zu beobachten, bekannt sein. Hier werden dem Leser erst 
die Augen geöffnet für die heutige Gestalt der Heimat; unermüdlich 
erklärend und anregend führt ihn der Verfasser durch das norddeutsche Tief- 
land, das deutsche Mittelgebirge, durch die Alpen bis zur Donausenke und 
in das Wiener Becken — ein klassisches Werk, das eigentlich keiner 
Empfehlung bedarf. — Die Kollegen können es auch durch unseren Industrie- 
beamten-Verlag beziehen. 

Gegenwartsaufgaben der Gewerkschaften und die „5 Stuttgarter 
Forderungen“, Jer „Offene Brie£ der V.K, P.D.“ u.a. vom Robert 
Dissmann. Genossenschaftsdruckerei „Volksrecht“, Frankfurt a. M, Grosse 
Friedberger Strasse 32. 

Sozialismus, gemeinverständlich erörtert von: Dr. Ludwig Nieder, 
Volksvereinsverlag & m. b. H., M.-Gladach. Preis 1,80 M. 

Betriebsrätegesetz, bearbeitet von Dr. J. Feig und Dr. F. Sitzler. 
7./8. Auflage. Berlin 1921. Verlag von Franz Vahlen, W9, Linkstr, 16. 
Preis kart. 25 M. 
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Das Inhaltsverzeichnis 


der „D.T.-Z.“ 1920, dessen Fertigstellung sich durch technische Schwierigkeiten 
leider stark verzögert hat, ist jetzt erschienen. Es ist kostenlos durch unsere 
Expedition zu beziehen. 


Sterbetafel 
Es starben: 


H. Dietrich (T. 22355), Pankow. 
Max Graser (140 253), Friedrichsort, 


Otto Klingner (7890), Hamburg. 
Wilhelm Niebuhr (132 522), Braunschweig. 
Magda Schmid (147 420), Eisenach. 
Hermann Tilling (96 445), Harburg. 


Ehre ihrem Andenken! 








Verantwörtlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: i. V. Ewald Bote, Berlin. 


Industriebeamien-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Jingerer KONSTFURTEUF one: Techniker 


möglichst ledig, wegen Wohnungsschwierigkeiten, Nlotter Zeiohner, 
mit Erlahrungen im Kessel- und Apparatebau, von rheinischer 
Kesselfabrik sofort gesucht. Ausführliche Angebote mit Zeugnis- 
abschriften, Bild und Gehaltsansprüchen an 


D. Dupuis & Co. M.-Gladbach. 


2 Hochbautechniker 


und 1 Bauaufseher 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung zur vorübergehenden Be- 
schäftigung — voraussichtlich 1 bis 2 Jahre — sofort gesucht. 
Vergütung je nach Vorbildung und Leistungen nach Gruppe IV und V 
des Reichs - Teiltarifvertrages — 5800 bis 8700 M. bzw. 6200 bis 
9300 M. — Grundvergütung je nach Dienstalter, daneben Orts- und 
Ausgleichszuschlag nach staatlichen Grundsätzen. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften an den 


Magistrat Dortmund. 


Wir suchen einen 


Geschäftsführer 


welcher'befähigt ist, alle vorkommenden Arbeiten selbständig zu erledigen. 

Bevorzugt wird Herr, welcher bereits derartige oder ähnliche Stelle 

bekleidet hat oder dem Baufach angehört. Bewerbungen mit Zeugnis- 

abschriften und Angabe von Gehaltsansprüchen erbittet 

Der Vorstand des Iserlohner Haus- und Grund- 
besitzer-Verein, E.G.m.b.H., Diekenturm 47. 


Eisenhoton - Techniker! Aelteren Techniker«) 


x unverheiratet, der im Bureau wie 
selbst. in der Bauleitung von | auf dem Bau firm und imstande ist, 


. „ mein zweigatteriges Sägewerk selb- 
Eisenbetonausführungen des ständig zu leiten, sucht zum 1.8.21 


Hochbaues, guter Statiker, | Rud. Kreienbring, Baugeschäft, 
für Bureau und Baustelle, Friedland i. Mecklenburg. 


spätestens zum 1. 9. 1921 | Aclterer, T ee h n j k er 
rfal 
g eu ch t. für örtliche Bauleitung gesucht. 


Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- | Gefl. Offerten mit Skizze, Lichtbild, 
abschriften, Angabe der Gehalts- ine und Ha are lange 

d : : : sowie Gehaltsansprüche erheten, 
Bordetung ‚we .bei, freier Station dan Antritt zum 1. August spätestens. 


Cl.Wingenfeld jr. | augsanssenschaft Gräfenhainichen 


B -uZ tab 
etonbau- u. Zementwarenfabrik und Umgegend. 
Bochum, erbeten. 


Techniker 


nicht unter 27—30 Jahre, mit prak- r\ „ 
tischer Erfahrung, für Bureau und | Heizungstechniker, 
Baustelle, sicher im Veranschlagen, rfekt im Berechnen von Zentral- 
Statik u. Kenntnissen in Eisenbeton, ee sucht zum 1.Sep- 
für mein Zweiggeschäft sofort |tember 1921 Stellung. — Gefl. 
esucht — Genaue Angebote. | Offerten unter A. B. 2517 an die 
‚Meise, Wittenberg (Bez.Halle). Hauptgeschäftsstelle d. Bl. 


Die Einsender 
von Zeugnissen, Bildern usw. 


haben ein grosses Interesse daran, baldmöglichst 
nloht nur Ülber Ihre Wahl oder Ablehnung unter- 
riohtet zu sein, sondern vor allem ihre Papiers 
usw. im Ablehnungsfalle zurüokzuerhalten. Der 
ehshr, bittet höfliohst, darauf Rücksicht zu nehmen 
und den niohtgewählten Bewerbern baldmöglichst 


ihre Einsendungen zuzustellen. 














Neu erschienen! Neu erschienen! 


Stinnes 
und seine: 600000: Arbeiter 


von Kurt Heinig. 


Preis M. 2,50 


für Mitglieder durch den Zuschuss aus dem Bildungs- 
fonds des Bundes M. 2,— einschl. Porto, 


Jedes Bundesmitglied muss das Buch gelesen haben, 
Zu beziehen durch den 


Industriebeamten-Verlag G.m.b.H. 
‚Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 





Anzeigen 















die fünfgespaltene - Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
aahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %, TR 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Oberrealschule, 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 


Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 


























R f 1—2 Jahrg. „Industrie- 
a (7 bauten“ v. E. Deutinger, 
Arch., Wiesbaden." Preisangabe an 


6. Arutzsch, Neisse 0/S, Enzmannstr. 13, 
Daeder 
Konstruieren 
und Rechnen 


3Bändegebunden. Barpreis 
M. 151,20, Ratenpreis M. 166,30. 
Gegen 20,— M. Monatsrate, ebenso 
die anderen Haederbücher bei 


Hermann Meusser, 
Buohhandlung, 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 73. 
Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Erwerb: 


I 
[I l 
ae 


iu n N N 


au 


Mehrfach pät 5% 


„REFLEKTUS“- 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
grösserungs- und Zeichenapparat 
für undurchsichtige Bilder und 

Gegenstände aller Art. 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nadıf,, Dresien- 27/72. 
Photographieren Sie? 


Für Beruf und freie Stunden 


können auoh Sie auf Grund 
meiner neuen Zahlungsbedin- 
gungen (auf Wunsch Kresit- 
gabe auf mehrere Monate) ! 
einen erstklassigen Photo- 
apparat und Ausrüstung er- 
werben. Kostenfrei sende ich 
Liste Nr.51 TZ mit zahlreichen 
prachtvoll. Gelegenheitskäufen 
in feinsten Kameras u, Bedarfs- 
artikeln (Platten, Films, Papiere, 
Entwickler usw.). 


Photo - Haas 
früher 
Photohaus Neithold 


Frankfurt a. Main, 
Steinweg 6. 





Schriften des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 







Soeben ist erschienen: Heft 11. 


Die Fortführung der 
Rütedesetzehung 


(Bezirkswirtschaftsräte) 


Referat, dem zweiten ordentlichen Bundestag 
erstattet von S. Aufhäuser am 7. Mai 1921, 


Preis 2M., für Mitglieder 1,50 M. einschl. Porto, 


Zu beziehen vom 


Industriebeamten-Verlag G.m.b. H. 
Berlin NW 52, Werftstr. 7. 


















Gönnen Sie sich einmal eine Ruhepause und denken Sie darüber 
nach, ob Ihnen das Leben. alles gehalten, was Sie sich von ihm 
versprochen haben. Sie zucken die Achseln: „Was soli man 
antworten? Freilich, es könnte einem schon besser gehen, 
aber —“. Kein Aber! Es darf Ihnen überhaupt gar nicht 
der Gedanke kommen, als ob es etwas ‘Unerreichbares’ für Sie 
gäbe. Was man wirklich will, das kann man auch! Phantastische 
Wünsche und Seufzer haben mit- dem wirklichen stahlbarten, 
unüberwindlichen Willen allerdings nichts zu tun. Ein Begehren 
ist noch kein Wollen, Begehren ist passives Träumen, ist Un- 
befriedigtsein, echter Wille aber ist gleichzeitig 
auch Tat! Einen solchen Willen erlangen Sie unfehlbar durch 
Poehlmanns Geistesschulung und Gedächtnislehre;,' die Ihnen keine 
wertlose Broschüre über „die Kunst reich zu werden“, , sondern 
einen methodischen, individuellen Unterricht bietet, der Ihre ge- 
samten Geisteskräfte binnen kurzem zu den höchsten Zielen 
befähigt und Sie zu einem ganz neuen Menschen macht. Poehl- 
manns Geistesschulung verbürgt Ihnen unbedingt jeden Erfolg, 
denn der Leiter des Unterrichts verpflichtet sich, Ihnen so lange 
mit Rat und Unterweisung zur .Seite zu stehen, bis Ihnen der 
gewünschte Erfolg sicher ist. Je;eher Sie dem Glücke ernstlich 
nachspüren, je eher tritt es Ihnen freiwillig entgegen — ver- 
säumen Sie daher nicht, noch heute "den eingehenden und 
interessanten Gratisprospekt über Geistesschulung zu bestellen! 


L.Poehimann, Amalienstrasse 3, München W189. 


Nelonla - Sprachführer 


Eine verkürzte Methode Toussaint-Langenscheidt, 


Vermittelt in kürzester. Zeit die Kenntnis ‘der fremden 

Umgangssprache. Taschenformat, Eleganter, unauffälliger 

Einband. Für alle wichtigeren fremden Sprachen. 
Jeder Band 5 Mark, Hierzu die üblichen 
Zuschläge. In jeder Buchhandlung vorrätig: 


Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung 
(Professor G. Langenscheidt), 
Berlin - Schöneberg. (Gegründet 1856.) 






































































































Geschenkartikel all 









or Art. 





Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren, Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge maonstu.portofreiliefern # 


Jonass & Co,, Berlin A,431 


Beile-Altiance-Strasse 7-10. 








n 























TEE EEE attention rn 














Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 





Erscheint 8tägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


Nr.31 / 3. Jahrg. 


für das Ausiand 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW52, Werftsir. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angesiellten und Beamten, Hauptverwaitung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


5. August 1921 


Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernsp r.ı Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 





INHALT: 


Die Zukunft der Gewerbeaufsicht. — Sozialisierung und „Freiwirtschaft“. I. — Rundschau: Bernhard Shaw über die Angestellten, — 
Wirtschaftsiragen: Wo beginnt der Gewinn? — Sozialpolitikz Wahlen zu den Gewerbegerichten und zu den Ortskrankenkassen. — 


Beanite und Krankenversicherungspflicht. — Angestelltenversicherung. — Nochmals: Die Versorgungskasse der Deutschen Werke. — Neue Unterstützungssätze 
für Erwerbslose, — Soziale Bewegung: Unsere internationalen Beziehungen. — Angestelltenbewegung: Ueberzeugungsireue. — Naiv. — Almosen-Empfänger. 
— Berufsfragen: Prüfungen für Handels- und Gewerbelehrer. — Fachschule für Vermessungstechniker. — Aus dem Bunde: Bericht unserer Rechtsschutz- 
abteilung über das zweite Vierteljahr 1921. — Vorstandsbekanntmachungen. — Versammlungskalender. * Recht und Rechtspraxis: Vereinfachte Besteuerung 
des Arbeitslohnes. — Entscheidungen: Weiterwirkung von Tarifverträgen auf den Einzelarbeitsvertrag nach Ablauf des Tarifvertrages. — Entlassung 


von Angestellten. 





Die Zukunft der Gewerbeaufsicht 


In der von ihm herausgegebenen Zeitschrift „Arbeits- 
recht“ (Verlag J. Hess-Stuttgart) veröffentlicht Dr. Heinz 
Potthoff, München, einen Artikei über die Zukunft 
der Gewerbeaufsicht, den wir als Material zu dieser 
bedeutsamen Frage auch unsern Lesern zur Kenntnis 
bringen möchten. Auch der von unserm Bunde einberufene 
Reichsfachgrüuppentag der technischen Aufsichtsbeamten der 
Berufsgenossenschaften hat sich am 21. Mai: 1921 mit 
dieser Frage beschäftigt, ohne jedoch zu einem ab- 
schliessenden Ergebnis zu gelangen. Wir werden zu ge- 
gebener Zeit hierauf zurückkommen. Die Schriftleitung. 


Nach zwei Grundrichtunzen wird das künftige Arbeitsrecht 
sich vom früheren unterscheiden: Es soil gemäss Art. 157 der 
Reichsverfassung einheitlich und es muss nach dem ganzen 
Charakter des neuen Staatswesens auf Selbstbestimmung ge- 
gründet sein. Beides muss starke Wirkung auf die Tätigkeit 
der Gewerbeaufsicht ausüben, und zwar sowohl nach der sach- 
lichen Seite ihrer Aufgaben, wie nach der formellen ihrer Ein- 
gliederung in den übrigen Verwaltungskörper. 


1. Die Einheit des Arbeitsrechtes erweitert das Tätigkeits- 
feld der Gewerbeaufsicht in demselben Masse, in dem die 
sozialen Schutzbestimmungen, die bisher fast ausschliesslich 
für gewerbliche Arbeiter geiten, auf alle übrigen Arbeitnehmer 
erstreckt werden. Schon die Verordnungen der letzten zwei 
Jahre, wie etwa die über die Arbeitszeit der gewerblichen Ar- 
beiter und der Angestellten vom 23. November 1918 und 
18. März 1919 und das Betriebsrätegesetz, haben solche Er- 
weiterung gebracht. Künftig sollen die Vorschriften über Ar- 
beitszeit, Betriebsschutz, Frauen- und Kinderschutz und dergl. 
grundsätzlich allgemein sein. Die Gewerbeaufsicht wird sich 
entsprechend weiten und zu allgemeiner Arbeitsaufsicht 
werden. Dass dabei nicht aile Wirtschaftszweige und Arbeit- 
nehmergruppen gleich behandelt werden können. ist selbstver- 
ständlich, und das Hauptgebiet der Arbeitsaufsicht wird stets 
der Schutz gewerblicher Arbeiter bleiben. Aber daneben 
stehen auch Sonderschutzvorschriften in Aussicht für Gruppen, 
die- bisher fast ganz vernachlässigt sind, wie Hauszehiifen, 
Bühnenangestellte. Die Bestrebungen einzelner Vereinigungen 
von Beteilisten, für die Ueberwachunz solcher gesetzlichen 
Schutzmassnahmen besondere Behörden oder haibamtliche 
Konmissionen einzurichten, werden hoffentlich keinen Erfolg 
haben. Es wird Sache der allgemeinen Arbeitsaufsicht sein, 
auch diese Gebiete in ihren Bereich einzubeziehen und sich 
für die Durchführung mit besonderen Fachkräften zu versorgen 
(die natürlich auch ganz oder teilweise ehrenamtlich sein 
können), so wie die vor dem Kriege viele Jahre hindurch er- 
örterte Forderung nach besonderen Handelsinspektionen zweck- 
mässig durch Erweiterung der Gewerbeaufsicht hätte befriedigt 
werden sollen und neuerdings wenigstens teilweise befriedigt ist. 


2. Selbstbestimmung in dem doppelten Sinne der Demo- 
kratie (Gleichberechtigung der Arbeitnehmer mit den Ar- 
beitgebern bei der Regelung der Arbeitsbedingungen) und der 
Autonomie (Regelung durch die Beteiligten selbst statt 
durch staatliche Verordnungen und Behörden) ist die Grund- 
lage des neuen Arbeitsrechtes. "Tarifverträge und Arbeits- 
ordnungen sind künftig die wichtigsten Rechtsquellen, deren 
Anwendung durch Arbeitsgerichte und Schlichtungsstellen in 


die Hände der Beteiligten gelegt wird. Nur das dritte Haupt- 
gebiet: die Arbeitsverwaltung, entbehrt noch der Selbstver- 
waltung. Die nähere Durchführung der Schutzgesetze, ihre An- 
passung an die verschiedenen Verhältnisse der einzelnen Wirt- 
Schaitszweige ist Rechtsverordnungen der verschiedensten 
staatiichen Behörden (vom Bundesrat und Reichskanzler .über 
Landeszentraibehörden, obere und untere Verwaltungsbehörde, 
Ortsbehörde bis zur Polizei) übertragen, Ebenso die Durch- 
führung der Verordnungen und die Aufsicht darüber; die Ge- 
werbeaufsicht ist ein Teil der Geschäfte der höheren Verwal- 
tungsbehörden, der Regierungen. Hier an Stelle der Bureau- 
kratie die Selbstverwaltung zu setzen. ist die Aufgabe, die 
allein die Neuschaffung von Körperschaften wie den Reichs- 
wirtschaftsrat und die Bezirkswirtschaftsräte rechtfertigt. Wein 
man diese nur als beratende, begutachtende, redende Parla- 
mente einsetzt, sind sie den Aufwand an Zeit und Geld nicht 
wert. Sie müssen praktische Auizaben haben. Diese können 
nur darin liegen, geeignete Gebiete der Wirtschaftsverwaltung, 
im besonderen der zewerblichen Polizei, den staatiichen Be- 
hörden abzunehmen, diese zu entlasten, Wenn irgendein Ge- 
biet sich dafür eignet, so ist es die Durchführung des Arbeiter- 
schutzes. Die Verordnunesbefugnisse der Reichsbehörden, des 
Reichsrates und des Reichstages müssen auf den Reichswirt- 
schaftsrat übergehen (wobei natürlich, wenn die Uebertragung 
solcher zesetzgeberischer Befugnisse an den Wirtschaftsrat 
Bedenken erregt, der formelle Erlass der Verordnungen dem 
Reichskanzler übertragen werden kann). Die gieichen Befug- 
nisse der örtlichen Verwaltungsbehörden gehen auf die Bezirks- 
wirtschaftsräte über. Damit muss aber auch die Aufsicht über 


ihre Durchführung von den Verwaltungsbehörden auf die 
Selbstverwaltungskörper übertragen werden. Die Gewerbe- 


aufsichtsbeamten müssen von ihrer jetzigen Verbindung mit 
den Resierungen gelöst und den Wirtschaftsräten eingeglieder 
werden. Ob sie dabei Staatsbeanite bleiben oder in ein ähn- 
liches Verhältnis zu den Wirtschaftsräten treten, wie die tech- 
nischen "Aufsichtsbeamten zu den  Berufsgenossenschaften 
stehen, scheint mir eine Frage von untergeordneter Bedeutung, 
für deren Lösung die Sachverständigen Vorschläge machen 
mögen. 

3. Schwierigkeiten der neuen Organisation werden nicht 
nur aus etwaiser Abneisung der Gewerbeauisichtsbeamten 
gegen den Wechsel in ihrer Stellung kommen, sondern auch 
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aus sachlichen Bedenken. Die Bezirkswirtschaftsräte sollen für 
verhältnismässig grosse Bezirke errichtet werden. in Preussen 
etwa für die Provinzen, für die mittleren Bundesstaaten nur je 
einer. Infoigedessen sind sie von den einzelnen Betriebsorten 
zu weit entfernt, als dass sie die örtlichen Polizeibehörden in 
jedem Falle ersetzen können. Ausserdem sind sie ZTOSse, 
schwerfällige Parlamente, und wenn ich es auch für selbstver- 
ständlich ‚halte, dass nicht ihre Vollversammlung, sondern ein 
ständiger kleiner Ausschuss mit der Arbeitsverwaltung betraut 
wird, so ist auch dieser nicht als Verwaltungsorzan zur Durch- 
führung von Schutzmassnahmen usw, geeienet. Das muss dazu 
führen, dass die Gewerbeaufsicht mehr Befugnisse erhält und 
diese selbständiger als bisher ausüben kann. Das liegt im Zuge 
der Entwicklung. In Preussen und Bayern schweben schon 
seit langem Verhandlungen über eine Neuordnung der Gewerbe- 
aufsicht, die sie mindestens einer selbständigen Behörde an- 
nähern sollen. Das würde künftig wohl auf ieden Fa!l so 
kommen, so dass der Uebergang der Aufsicht von der Bureau- 
kratie zur Seibstverwaltung nur etwas Richtiges und Unver- 
meidliches beschleunigte. Der Ausichtsbeamte wird einfache 
Fäile der täglichen Praxis, wie Ausnahmen von der Sonntags- 
ruhe, Genehmigung von Ueberarbeit, Beschäftigung von Frauen 
und Jugendiichen usw., nicht mehr begutachten, sondern ent- 
scheiden; kleine Ordnungsstrafen nicht mehr bei der Polizei 
beantragen, sondern selbst verhängen, gerichtliche Strafen nisht 
durch Vermittlung einer anderen Behörde, sondern unmittelhar 
bei der Staatsanwaitschaft beantragen usw. Auch hier mag 
alles einzelne den Sachverständigen vorbehalten bleiben. 


4. Schliesslich muss bei der Gelegenheit noch eine Frage 
ins reine gebracht werden, die sich mit der Ueberführung der 
Arbeitsaufsicht (bisher Gewerbeaufsicht) an die Wirtschaftsräte 
vordrängt, weil nunmehr zwei wirtschaftliche Selbstverwal- 
tungskörper die gleichen Betriebe nach der gleichen Richtung 
beaufsichtigen. Neben den Gewerbeaufsichtsbeamten haben die 
technischen Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaften die 
gesetzliche Aufgabe, den Vollzug der von der Berufszenosser- 
schaft erlassenen Unfallverhütungsvorschriften zu überwachen. 
Sie haben ähnliche Befugnisse wie* die Gewerbeaufsichts- 
beamten. Die Unternehmer beschweren sich nicht ganz mit 
Unrecht darüber, dass sie nebeneinander von drei Behörden 
besucht und kontrolliert werden: Gewerbeaufsicht. Berufs- 
genossenschaft und Polizei. Kompetenzkonflikte zwischen den 
technischen und den Gewerbeaufsichtsbeamten können nicht 
ausbleiben. Hier muss reine Bahn geschaffen werden. 


Gegen den nächstliegenden Vorschlag, die technischen 
Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaften zu beseitigen, 
wird geltend gemacht werden können, dass gerade die spezia- 
lisierte, auf Fachkenntnis beruhende Verordnungsbefugnis der 
nach Erwerbszweigen gegliederten Berufsgenossenschaiten und 
ihre Ueberwachung durch fachliche Spezialisten sich bewährt 
und sehr viel zur Minderung der Unfallgefahr beigetragen habe. 
Demgegenüber könnte man auf die Zentralarbeitsgemeinschaft 
der Unternehmerverbände nit den Gewerkschaften hinweisen, 
die wohl in der Lage wäre, die Wirtschaftsräte so- zu be- 
raten, dass es besonderer Verordnungen der Berufszenossen- 
schaften nicht bedürfte. Diese haben ja neben dem Vorteil der 
Fachgliederung auch den eines starken finanziellen Interesses 
an der Verhütung von Unfällen, deren Kosten sie grösstentejls 
zu tragen haben. Sie haben den Nachteil, dass sie nicht pari- 
tätisch sind. Die Vertreter der Versicherten haben wohl be- 
ratende Stimme beim Entwurfe von Uniallver hütungsvorschrif- 
ten und bei der Besprechung der Tätigkeit der Aufsichts- 
beamten. Die Entscheidungen werden aber nur von den Ver- 
tretern der Unternehmer gefällt. (Wegen aller Einzetheiten 
über die technischen Aufsichtsbeamten den Berufsgenossen- 
schaften vergl. den Leitaufsatz ‘von Michels in Heft 3, Jahr- 
ganz 9 der Monatsschrift für Arbeiter- und Angestelltenver- 
sicherung, März 1921, S. 148). Demgegenüber sind die Wirt- 
schaftsräte mit Arbeitzebern und Arbeitnehmern in gleicher 
Stärke beschickt. und neben ihnen sind auch die Verbraucher 
vertreten die hindern können, dass die Parteien des Arbeits- 


vertrages sich auf Kosten der Gesamtheit einigem Sie sind 
wie die Bezirksregierungen territorial gegliedert. 
Ein zweiter Gedanke wäre die Arbeitsteilung, die den 


technischen Aufsichtsbeamten der Berufszenossenschaften wie 
bisher die Unfallverhütung, aber in Erweiterung anf den ge- 
samten Betriebsschutz, d. h. die Einrichtung der Betriebs- 
anlageit, Anordnung der Arbeitsweise usw. zuwiese, alles an- 
dere, also besonders die Aufsicht über Arbeitszeit. Nachtruhe, 
Sonntagsruhe, Ladenschluss, Beschäftigung von Frauen und 
Jugendlichen den Arbeitsaufsichtsbeamten vorbehielte. Auch 
hier mögen Praktiker über. die Zweckmässigkeit entscheiden. 
Ich fürchte, dass die reinliche Scheidung nicht durchzuführen 
ist und dass auf jeden Fall hier eine Doppelarbeit geleistet 
wird. die durch Vereinigung in einer Spitze zweckmässiger 
geregelt und geleistet werden kann. 





ur. 


5. Wir müssen alle Einrichtungen so einfach wie möglich 
machen, dabei die staatliche Verwaltung entlasten und die Be- 
teiligten selbst heranziehen. 
meinwesen oder vielmehr sollen und wollen es werden. Das 
Arbeitsverhäitnis ist sicherlich eines der wichtigsten, wenn nicht 
das allerwichtigste Feld für Demokratie. Diese ist mır dann 
rationell, wenn sie den Behördenapparat vereinfacht. die Fülle 
der Instanzen neben- und übereinander ersetzt durch klare 
Selbstverwaltung. Deswegen scheint es mir das wichtigste, 
die gesamte Arbeitsverwaltung auf die Wirtschaitsräte zu über- 
tragen, die Aufsicht und den Vollzug einheitlich der Arbeits- 
aufsicht zu geben und diese dann mit weitgehenden Befugnissen 
auszustatten. Dr. Heinz Potthoii, 


Sozialisierung und „Freiwirtschaft“ 


I. 


In dem ersten Aufsatz in Nr. 24 der „D. T. Z.“ wurde ge- 
zeigt, dass die Ausführungen Beckmanns vom ’G. d. A. in seiner 
Schrift: „Sozialisierung, Bodenreform, Freiwirtschait‘ alles 
andere als klar, konsequent und durchdacht sind. Man sollte 
nun erwarten, dass wenigstens die Mittel, die er vorschlägt, 
etwas besser überlegt wären. Leider aber findet man sich auch 
in dieser Annahme getäuscht. Der Verfasser geht zwar von 
einer Kritik von Karl Marx‘ ökonomischer Theorie ans; doch 
zeigt dieser Versuch nur, dass er weder diese Theorie verstan- 
den noch sonst irgendeine von andern Gesichtspunkten aus- 
gehende Erkenntnis der Wirtschaft sich zu eigen gemacht hat. 
Sucht man aber die Schwierigkeiten unserer wirtschaftlichen 
und sozialen Lage gedanklich zu lösen, ja bringt man weiter 
konkrete Vorschläge dafür, so sollte eine solche Erkenntnis 
selbstverständlich und Pflicht sein. 

Das Wesentliche der Marxschen Theorie liest darin, dass 
sie das soziale Geschehen zu begreifen sucht, indem sie dieses 
von der wirtschaftlichen Seite her betrachtet; sie ist also in 
erster Linie eine Theorie der Gesellschaft. und nur deshalb 
eine Theorie der Wirtschaft, weil in der Wirtschaft das Band 
der Gesellschaft gesehen wird. Alle Mitelieder der Gesell- 
schaft müßten durch das einigende Band der Arbeit verbunden 
sein, indem die Produkte, die durch die Arbeit iedes Einzeinen 
hergestellt. von anderen wieder als Waren dem Markte ent- 
nommen werden, 

Alle Widersprüche und Unzuträglichkeiten des gegenwär- 
tigen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems leitete Marx nun 
daraus ab, dass in der heutieen Wirklichkeit dieses Zusammen. 
arbeiten der einzelnen Glieder der Gesellschaft nicht zur 
reinen Durchführung gelange. Vielmehr sei das Wirt- 
schaftsleben wie damit das Gesellschaftsieben von Mashtver- 
hältnissen durchsetzt, deren rechtlicher Ausdruck das Privat- 
eigentum an Produktionsmitteln ist. Der Arbeiter. der in eine 
Fabrik eintritt. begibt sich damit_nicht nur in ein Verhältnis 
blosser Arbeiisvereinigung mit dem Besitzer derFabrik: sondern 
gleichzeitig in ein Ahhängigkeitsverhältnis, da er keine Pro- 
duktionsmittel besitzt und deshalb ohne Aufnahme in die Fabrik, 
also ohne den guten Willen ihres Eigentümers. keine Möglich- 
keit der Arbeit, keinen Platz in dem Arbeitszusammenhang findet. 
Infolgedessen muss er sich den vom Eigentümer gestellten Be- 
dingungen und Anordnungen letzten Endes unterwerfen, insbe- 
sondere sich damit abfinden, einen geringeren Teil von Waren 
mit dem ihm als Lohn zuerkannten Entzelt aus dem Markte 
zu entnehmen, als der von ihm für die gesamte Gesellschaft bei- 
gesteuerten Arbeitsleistung entspricht. 

Aus dieser Tatsache entspringt für Marx der Mehrwert, der 
dem Besitzer der Produktionsmittel ein arbeitsloses EFin- 
kommen verschafft in Gestalt des Profites. 
deren Machtstellung vermögen aus diesem Mehrwert die 
Besitzer von Grund und Boden in Form der Grundrente noch 
ein besonderes, den allgemeinen Profit übersteigendes QOuan- 
tum an sich zu ziehen. Und der Zins stellt sich a!s Anteil 
dar, den der Besitzer von Produktionsmitteln aus dem ihm 
zufallenden Mehrwert für die Hergabe von Kapital zahlt, ohne 
dass damit sein Mehrwert erschöpft würde. 

Die Richtigkeit dieser Konstruktion steht hier nicht in 
Frage Aber Kritik, wie sie der Verfasser sich gestattet, Sollte 
doch schlechterdings nur dann geübt werden. wenn diese 
Theorie richtig verstanden wird, und wenn weiterhin eine 
andere theoretische Erkenntnis mit besseren Resultaten vor- 
liegt. Dem Verfasser ist ersteres abzusprechen. Andernfalls 
würde er in seiner Polemik gegen die sozialistische Lehre 
der Ausbeutung sich nicht die Darstellung erlaubt haben. als 
ob der Arbeitslohn des Unternehmers bei Marx zu dem arbeits- 
losen Einkommen rechne. also durch Ausbeutung gewonnen 
sei. Vielmehr ist klar, dass, wenn Gesellschaft und Wirtschaft 
als Arbeitszusammenhang aufgefasst werden. der Unter- 


nehmer entsprechend an dem produktiven Ertrag der Wirt- 
So wendet sich Marx oder der ihm 


Schaft teil haben muss. 


Wir sind ein demokratisches Ge- | 


Kraft ihrer beson- 
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folgende Sozialismus auch niemals gegen das Einkommen des 
Unternehmers, soweit es ihm als Leiter der Produktion zu- 
fliesst, sondern nur gegen den Teil, der ihm als Kapitalist, 
d. h. Eigentümer der Produktionsmittel, zufällt. 


Betrachten wir aber einmal, was denn nun der Verfasser 
in seiner Polemik gegen die sozialistisch-marxistische Theorie 
positiv bringt, so zeigt sich leider auch, dass ihm selbst ale 
ernste theoretische Erkenntnis fern liegt. Er stellt sich auf den 
Standpunkt des Kaufmanns (N), um zu zeigen, aus welchen Ele- 
menten sich der Preis zusammensetze, und findet in ihm fünf 
Teile, die ohne jeden’ einheitlichen Gesichtspunkt zusammen- 
gefügt werden: die Tilgungsquote des im Unternehmen stehen- 
den Kapitals, den Arbeitslohn. den Geldzins. den Koniunktur- 
gewinn und den Monopolgewinn, von denen die drei letzteren 
als arbeitsloses Einkommen zu klassifizieren seien. 


Sofern der Verfasser mit der Tilgungsquote den Teil des 
Ertrages meint, der laufend zur Reproduktion und zur notwen- 
digen Ausdehnung des Produktionsprozesses zurückgestellt wer- 
den muss, ist dieser Vorgang bei Marx bekannt, und wäre inso- 
fern daraus kein Einwand geren die Marxsche Theorie abzu- 
leiten. Was den Konjunkturgewinn anlarıgt, so ist auch der 
Marx bekannt gewesen, da nach ihm die Preise nicht jeder 
Zeit mit dem theoretisch abgeleiteten Niveau zusammenfallen, 
sondern nur die Tendenz haben, sich demselben jeweils mög- 
lichst anzunähern. Er stellt also für Marx arbeitsloses Einkom- 
men dar, wenn der Preis höher steht als an sich zu erwarten 
(im andern Falle verringert er den Profit. also das arbeitslose 
BEN. Aber allerdings würde Marx sich wohl gegen den 

ilettantismus verwahrt haben, mit dem hier die durch die 

Währungsumwälzung entstandenen Preissteigerungen, die an 
sich doch zunächst nur rechnerisch sind, als wirkliche Ge- 
winne dargestellt werden. 


Für uns interessanter aber sind die beiden Posten des Geld- 
zinses und des Monopolgewinnes, in denen der Verfasser das 
arbeitslose Einkommen erkennt, und von deren Beseitigung er 
Unschädlichmachung des Kapitalismus und die Befreiung der 
Arbeiterklasse sowohl als auch der ganzen Volksgemeinschait 
erwartet. 

Wasıdie Frare der Monopole anlangt, so unterscheidet der 
Verfasser natürliche und künstliche, ohne damit von dem üb- 
lichen Gebrauch abzuweichen. Geradezu unglaublich aber. ist 
es, wenn er nun fortfährt: „Es gibt auch künstliche Monopole, 
wie z. B. auf dem Gebiete des Getreidemarktes. Aber diese 
Handelsmonopole sind nicht so schlimm wie die auf natürlicher 
Grundlage beruhenden, weil die Natur der Ware ihre Geltungs- 
dauer begrenzt. Sie brechen gewöhnlich sehr schnell zusam- 
men.“ Unter künstlichen Monopolen versteht der Verfasser also 
die „corner“ genannten Börsenspeku!ationen, denen Erfolg aller- 
dines immer infolge ihrer natürlichen Schwäche versart re- 
wesen ist, während ihm von der Struktur der im Wirtschafts- 
leben wichtigen und mächtigen künstlichen Monopo:e ansıhei- 
nend nicht viel zu Ohren gekommen ist. 

Andernfalls könnte er nicht in Hinblick auf die Kohlen- 
wirtschaft davon sprechen, dass die Besitzer des Grund und 
Bodens, der Kohlenfelder als solche, bereits ein Monopo! hätten 
und, „soweit ihnen die ausländische Konkurrenz nicht hinein- 
redet, die Macht in der Hand hätten, den Preis willkürlich zu 
gestalten“. Vielmehr ist die Tatsache eines Monopols und dem- 
zufolge die Möglichkeit von Monopolpreisen erst dann gegeben, 
wenn die verschiedenen Kohlengruben einheitlich zusammenge- 
fasst sind. und somit die Konkurrenz unter ihnen fortfällt. In 
Deutschland also bedeutet die Gründung des Rheinisch-West- 
fälischen Kohlensyndikats das Eintreten dieses Zeitpunktes, 
während in Enzland z. B. von einer Monopolrente der Kohlen- 
industrie bis zum Kriege überhaupt keine Rede sein konnte 
(nur von einer Differentialrente entsprechend den verschiedenen 
Abbaubedingungen und Lageverhältnissen). da dort keine Kar- 
telle oder Trusts bestanden. In diesen Gebilden der modernen 
kapitalistischen Wirtschaft finden wir tatsächlich künstliche 
Monopole vor, nur hören wir leider von dem Verfasser, der so 
viele Nachteile auf die Monopole schiebt, nichts von ihnen. 


Das hängt zusammen damit. dass der Verfasser im Grunde 
keine klare Vorstellung von dem hat. was ein Mononvo! sei. Ein 
solches liegt vor, wenn es auf dem Markte möglich ist, den Preis 
eines Gutes über den zu stellen, der sich bei völliger Marktirei- 
heit ergeben würde; sei es, dass dieser Preis völlig oder nur 
in gewissen Grenzen (z. B. im Rahmen der internationalen Kon- 
kurrenz) willkürlich festgesetzt werden kann. Ein Monopol- 
preis ist also die Auswirkung einer Machtposition, die aus der 
mehr oder minder ausschliesslichen Verfügungsgewalt über ein 
bestimmtes Gut entspringt. im Preiskampf des Marktes, und 
infolgedessen an das Bestehen einer einheitlichen Ver- 
fürungsgewalt gebunden. 

Ganz in Uebereinstimmung damit definiert den Verfasser; 
kommt dann aber nicht dazu, Kartelle und Trusts als Beispiele 
zu nennen, durch die man es verstanden hat. an einer Stelle 

























































































die Verfügungsgewalt zusammenzufassen, selbst wenn das 
Eigentum getrennt blieb, sondern den Grund und Boden. 

Nun liegt es auf der Hand, dass es ein Monopol an Grund 
und Boden überhaupt nicht gibt, sondern hier nur genau die- 
selben Verhältnisse vorliegen, wie bei allen anderen Produk- 
tionsmitteln: sie stehen im Privateigentum und ihr Ertrag, wie 
er durch die Preise der produzierten Waren zustande kommt, 
fällt an den durch die Rechtsordnung geschützten Eigentümer. 
Die Tatsache einer Preisbildung aber ist nicht die Folge eines 
wirtschaftlichen Monopols, sondern davon. dass die Bedürfnisse 
der Menschen immer weiter gehen, als ihre Befriedigung durch 
die jeweils verfügbaren Güter möglich ist. davon. dass über 
haupt zewirtschaftet werden muss. Wo aber besteht in Rück- 
sicht auf den Boden ein Monopol? Wo ist die Stelle, die in 
bezug auf die agrarischen Produkte einheitlich ihren Absatz 
leiten und somit nach ihrem Willen den Preis gestalten könnte? 
In aller Welt ist der Grund und Boden in der Hand einer Viel- 
heit von Besitzern, denen jede einheitliche Leitung fehlt, die im 
Gegenteil durch mannigfaltige Interessengegensätze auseinander- 
getrieben werden. 

Was bleibt. ist die Differentialrente des Bodens, wie sie 
dem bevorzugten Besitzer zufällt. Dass sie keine volkswirt- 
schaftliche Funktion erfüllt ist ebenso allgemein anerkannt, wie 
es nicht zu bezweifeln ist, dass sie arbeitsioses Einkommen 
darstellt. Sie könnte also ohne jede Wirkung (ausser der auf 
die privaten Taschen ihrer Bezieher) zugunsten der Gesamtheit 
fortfallen. Das ist eine alte Lehre. Sie aber zum Allheilmittel 
für alle Schäden der Gesellschaft machen, bedeutet, wie man 
ironisch gesart hat, dass die Kapitalisten sich ihre Hände ia 
Unschuld waschen und ihr gutes Gewissen nachweisen, indem 
sie die Schuld auf die Agrrarier schieben. 

Würde aber irgendeine Regelung im Sinne der bodenrefor- 
merischen Lehre, wie sie der Verfasser sich zu eigen macht, 
irgend etwas an der Struktur unserer Gesellschaftsverfassung 
ändern? Nein! Denn es bestärnde zwar die Möglichkeit (die 
auch so schon besteht), auf Kosten des Grossgrundbesitzes eine 
grössere Menge zuschüssiger Bevölkerung auf dem Lande 
unterzubringen, es würde die Differentialrente für den einzel- 
nen in Fortfall kommen; aber an der kapitalistischen Wirtschaft 
würde nich:s geändert, da einmal die ganze industrielle Sphäre 
völlig unberührt bliebe (und aus ihr entsteht die ganze sozia- 
listische Fragestellung) und weiterhin die Produktionsmittel in 
Privateigentum stehen. Die Machtpositionen als solche, also die 
Monopole. um deren willen der Verfasser in den Kampf auszog, 
würden aufrecht erhalten bleiben. 

Es wird noch übrig bleiben, sich die Ausführungen des 
Verfassers über den Zins und seine Geldtheorie einmal etwas 
kritisch zu betrachten, um zu sehen, was denn eigentlich die 
Fundamente sind, auf denen sich sein „Sozialisierungs“-Vor.- 
schlag aufbaut. Lynkeus. 
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Berahsrd Shaw über die Angestellten. In dieser 
sommerlichen Zeit dürfte eine zu - mancherlei Nach- 
denken anregende Studie, die der als feiner Satiriker be- 
kannte englische Schriftsteller und Sozialist Bernhard 
Shaw in der gildensozialistischen Zeitschrift „The Guildes- 
man“ veröffentlicht, besonders den auf Urlaub weilenden 
Kollegen willkommen sein. Hier folgt die Uebersetzung der 
Ausführungen aus der Feder dieses ungewöhnlichen Mannes. 

„Der Unterschied, welcher in der Bezeichnung „Hand- 
und Kopfarbeiter“ liext, mag der Arbeiterpartei (Labour Party) 
Gelegenheit geben, Bureau und Fabrik in einen politischen 
Verband zu bringen, Angestellte mit den Handarbeitern; er soll 
aber nicht die Männer, deren Vorhemd bei der Arbeit nicht 
unbedingt beschmutzt wird, dahin irreführen, daß ihre öko- 
nomische Lage stärker oder aber auch nur halb so stark wäre 
als die eines Bersarbeiters, Schiffbauers oder Eisengießers. 
Unter dem kapitalistischen System wird der Wert des Ange- 
stellten durch Angebot und Nachfrage entschieden, und selbst 
die beste gewerkschaftliche oder Berufsorganisation kann 
wenig mehr erreichen, als ihm die beste Möglichkeit auf die- 
sem Markte zu sichern. Darüber hinaus kann etwas nur er- 
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reicht werden, wenn Breschen in das System geschlagen 
werden, welche dann durch mehr oder weniger kommi- 
nistische Einrichtungen ausgefüllt werden. Deswegen ist es 


wichtig, daß der sogenannte Kopfarbeiter den Ort weiß, wo er 
sich befindet, so z. B. da sein Lohn von Angebot und Nachfrage 
abhängt, soil er imstande sein, die Frage zu beantworten: „An- 
gebot und Nachfrage wonach?“ 

Die Industrie unter einem kapitalistischen oder andern 
System verlangt ein ungeheures Maß von mechanischer 
Schulung und verhältnismäßig wenig schöpferische Arbeit. Vor 
einem Jahrhundert hatte eine Arbeit, welche das Lesen, Schrei- 


en 
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ben und Rechnen in sich begriff, einen Seltenheitswert, da die 
Masse der Bevölkerung. dieser Dinge nicht kundig war. In 
noch, früheren Zeiten war die Seltenheit dieser Kenntnisse noch 
fühibarer, so daß ein zum Tode verurteilter Mann. der lesen 
und schreiben konnte, diese seine Kenntnisse zu seiner Ver- 
teidigung vorbringen durfte, indem er dem Staat klar machte, 
daß er sich den Luxus, einen Mann mit solch wertvollen 
Kenntnissen aufzuhängen, nicht erlauben dürfte. Mancher vor- 
nehme Delinquent hat seinen Kopf durch diese Ausrede ge- 
rettet, da diese Einrichtung als Klassenprivileg noch lange 
Zeit weiterlebte. Als wirtschaftliches Privileg bestand es bis 
zur Einführung der allgemeinen Schuipflicht im Jahre 1870, wo- 
durch die genannten Kenntnisse derart zum Gemeingut wur- 
den, daß 1880 der Lohn eines Privatangestellten in London sich 
wöchentlich auf 15 Schilling beiief, wovon er einen Haushalt, 
den Unterhalt einer Familie, die Kosten für. ein Gebetbuch und 
einen Zylinderhut :bestriti. Trotzdem hat Robert Lowe, der 
spätere Lord Cherbrook das Schu:gesetz nur widerwillig und 
erbittert mit der Begründung angenommen: „Wir erzichen uns 
damit unsere künftigen Beherrscher.“ Würde er das kapita- 
listische System richtig verstanden haben, so hätte er das Ge- 
setz mit Freudenrufen begrüßt: „Wir werden den Preis unserer 
künftigen Sklaven verbilligen!“ 

Die Lehre aus dieser Erfahrung soll von allen Arbeitern 
beherzigt werden, ‚deren Werkzeuge und Material Tinte und 
Feder sind. Zunächst einmal soll si-h jeder Angestellte fragen, 
ob es eine sinnvolle Annahme ist, daß jemand. der auf eine 
Rechnung die Worte schreibt: „Sechs Leuchter zu 9 Schillinge“, 
selbst wenn er dies nachträglich in drei bis vier Bücher ein- 
trägt, zu dieser Leistung mehr Hirnarbeit braucht als derjenige, 
der die Leuchter herstellte. Er muß heutzutage nicht einmal 
eine leserliche Handschrift haben: der moderne Masch'nen- 
schreiber wird nicht nur dies für ihn erledigen. sondern sogar 
die Zahlen für ihn addieren: und die Bilanz kann durch einen 
wirklichen Spezialisten, genannt Buchhalter, gemacht werden. 
Eine Frau mit einer Rechenmaschine kann heute die Arbeit 
von fünfzig Rechenkünstlern erledisen. Früher oder später 
wird alle mechanische Arbeit durch die Maschine erobert 
werden. und vom Gesichtspunkt des Proletariats im Gehrock 
ist das Schlimme daran, daß, während die Behandlung der Ma- 
schine in der Fabrik oft soviel Kraft, Geschick und Intelligenz 
erfordert, wie das alte Handwerk, die Bureaumaschine voll- 
kommen ist und nicht mehr Muskelkraft und Arbeitsgewöhnung 
verlangt, als eine junge gesunde Durchschnittsfrau aufzubrin- 
gen vermag. \ 

Aber nicht nur der Schreiber, der Kopist und der Rech- 
ner sind hier gemeint. Nehmen wir die andern Extreme. Es 

äre ein Fehler, zu glauben, daß alle Personen, die an Ver- 
suchsstationen und Laboratorien als Mathematiker angestellt, 
Einsteins, Newtons oder Kelvins sind. Kelvin wäre als Anre- 
steliter oder Journalist Hungers gestorben, weil er weder leser- 
lich schreiben, noch aber seine Wäscherechnung korrekt addie- 
ren konnte. Er hat es aber verstanden, was Menschen, die 
schreiben und Wäscherechnungen addieren, eisentlich tun. 
Wenn er in der. Algebra eine Summe hätte ermitteln müssen, 
so wäre es für ihn eine so große Mühe und ein ebensolches 
Risiko für Fehlerhaftigkeit gewesen, daß er die Arbeit lieber 
bezahlten Mathematikern übergab, die diese Kopfarbeit ohne 
das geringste Verständnis für deren Notwendigkeit und Zweck 
verrichten konnten. Generationen stumpfer Schulknaben und 
noch stumpferer Schulmeister haben die Uebung in Algebra und 
in der Abfassung lateinischer Verse erworben. ohne dadurch 
dem Geiste eines Descartes oder Virgil so nahe zu kommen 
als ein Maschinist dem Geiste George Stephensons. Aber unser 
Personal von Astronomen, Protokollführern. Maschinen- 
ingenieuren und Architekten soll sich nicht selbst 
betrügen: sie sind ebensogut Proletarier wie die andern; und 
jeder Fortschritt der allgemeinen Bildung, eine jede Bureau- 
maschine, von derjenigen angefangen, mit der Kelvin das 
Wechselspiel von Ebbe und Flut ausgerechnet hat (eine so un- 
geheuer komplizierte Operation, dass, wenn eine Maschine dies 
leisten konnte, ihr eben alles möglich ist) bis zum Apparat für 
Vervielfältigung und Adressenschreiben setzt den Preis des An- 
gesteliten im Verhältnis zum Arbeiter, der grobe Handarbeit 
verrichtet, herab, Eine lange Divisionsrechnung war einmal 
eine fast unmöglich schwere Arbeit für einen Archimedes oder 
Euklid. Heute bekommt der Bureaulehrling dafür weniger Lohn 
als ein Schiffslader für seine Arbeit. Der Wert der Muskeln 
ist viel weniger gefallen als der Wert des Gehirns. 

Selbst der Angestellte, der sich in seiner Position sicher 
fühlt, weil es ihm zusteht, Weisungen und Entscheidungen zu 
treffen — dies gilt als anerkanntes und absolut sicheres Zeichen 
für einen richtigen Kopfarbeiter im Geschäft —, ist nicht so 
sicher, wie er meint. Wie beim Schachspiel heutzutage alle 
Spielarten bekannt, benannt und katalogisiert sind. so redu- 
zieren sich auch die Entscheidungen im Geschäftsleben immer 
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‘ mehr auf ein Nachprüfen dessen, was in letzter Zeit geschah; weil 


selbst die ungewöhnlichsten Fälle sich wiederholen und mit der 
Zeit in eine Regel einreihen lassen. Und diese Zeit wird in 
dem Maße kürzer, als die Menge der Geschäftslokale wächst. 
wenn 
überhaupt, dann höchstens einmal in fünf Jahren, aufgetaucht 
sind, kommen jetzt täglich zehnmal vor und haben feststehende 
Lösungen. Es gab eine Zeit, wo der Betriebsleiter einer Baum- 
wolispinnerei Entscheidungen fällte, die gleich wichtig waren 
der des Generaldirektors. Heute ist er ein einfacher, nicht 
einmal gut bezahlter Angestellter. Wenn er sich anmaßen 
würde, Entscheidungen wie die Direktoren zu treffen, würde 
man ihn vor die Tür setzen. Und es gibt heute Tausende von 
Männern, welche Entscheidungen treffen und dementsprechend 
hoch bezahlt sind, diese Entscheidungen werden aber dann zu 
einer Uebungssache degradiert, und die Leute werden sich 
dann mit dem Lohn eines gewöhnlichen Angestellten begnügen 
und sein Schicksal teilen müssen, 


Deswegen setzt euer Vertrauen nicht in eure Schulbildung, 
noch in. euren beruflichen ‚Stand, nicht einmal in eure Fnt- 
scheidungsmacht, sondern flüchtet vor der kommenden Sintflut.“ 

”* R 


So der Meister der überspitzten Paradoxe. in denen 
immer auch ein Stück gutgesehener Realität sich spiegelt, 
Bernard Shaw. Wir können seinen geistvoll stilisierenden Aus- 
führungen natürlich nicht Wort für Wort zustimmen. Vor allem 
übertreibt er etwas spielerisch den Grad der Mechanisier- 
barkeit der geistigen "Berufstätigkeit überhaupt. Trotz 
allem aber werden wir seiner Grundauffassung über die Klas- 
senlage der Angestellten — daß sie nämlich ihrem Berufs- 
schicksal nach den Proletariern zuzurechnen sind — sicherlich 
beipflichten. 


Wirtschaftsfragen 


Wo beginnt der Gewinn? Professoren einer landwirtschaft- 
lichen Hochschule in den Vereinigten Staaten. haben Unter- 
suchungen über die in der Landwirtschaft erzielten Gewinne 
eingeleitet und sind zu dem merkwürdisen Ergebnis gelangt, 
dass die amerikanische Landwirtschaft statt gewinnbringend zu 
sein, mit einem ungeheuren Verlust arbeitet. So werden bei 
der Weizenproduktion die Kosten für einen Hektar mit ungefähr 
30 Dollar berechnet, während der Erlös für dieselbe Boden- 
fläche nicht mehr als 17 Dollar beträgt und ähnlich bei anderen 
landwirtschaftlichen Produkten. Das Resultat ist um so merk- 
würdiger, da im Bericht festgestellt wird. dass die in den Be- 
trieben beschäftigten landwirtschaftlichen Arbeiter in gewöhn- 
lichen Zeiten wöchentlich 72 Arbeitsstunden. zu Zeiten drin- 
gender Arbeit täglich 15 bis 16 Arbeitsstunden leisten; auch 
wissen wir, dass in der landwirtschaftlichen Produktion in 
Amerika in grossem Umfang Maschinen verwendet werden. 
Auch kann ein Wirtschaftszweig dauernd nicht mit Verlust 
arbeiten, besonders in einem Lande von riesixem Umfang, in 
dem die Landwirtschaft die Bevölkerung ernährt und nur wenig 
vom Ausland einführt. Man wird an die Anekdote erinnert, wo 
der Kaufınann, der sich bitter darüber beklagt. dass er dauernd 
mit Verlust arbeite, auf die Anfrage, warum er dann seinen 
verlustbringenden Betrieb nicht einstelle, antwortet: Ja, wovon 
soll ich dann leben? 

Wenn wir aber die Berechnungen der gelehrten Pro- 
fessoren genauer einsehen, finden wir die Lösung des Rätsels 
und diese Lösung ist für manche Untersuchungen solcher Art, 
nichtnur fürdie Landwirtschaft und nicht nur 
für die Vereinigten Staaten, sondern .auch für 
die Industrie und für Europa. kennzeichnend. Zu 
den Betriebskosten, welche von dem Erlös der Produkte ab- 
gerechnet werden müssen, sind folgende Posten hinzugezählt: 
Die Verzinsung aller in der Landwirtschaft investierten 
Kapitalien (gleichgültig, ob sie bereits amortisiert sind oder 
nicht); der Arbeitslohn (Unternehmerlohn) für die Arbeit 
des Landeigentümers oder Pächters und seiner Familie; endlich 
aber der Marktpreis aller landwirtschaftlichen Produkte, welche 
diese und ihre Familien im Larfe des Jahres verzehren. 
Daneben figuriert noch der „Pachtzins“ in einer Höhe von 
fast 40 Prozent der Gesamtkosten. Dieser -Pachtzins stellt 
eigentlich eine sozial ganz ungerechtfertigtte Grundrente 
(arbeitsloses Einkommen)“ dar, welche der Pächter bezahlt, 
nicht aber der Eigentümer. Der erwähnte Bericht ist dann be- 
scheiden genug, zu sagen, dass nach Abzug dieser Kosten 
Gewinn „in gewöhnlichem Sinne“ in der Landwirtschaft nicht 
mehr erzielt wird. Wenn also der Kapitalist für seine Arbeit 
entiohnt wird und daneben noch sich frei ernähren kann, aber 


darüber hinaus keinen Extraprofit erzielt. dann bezeich- 


net er seinen Betrieb als verlustbringend! Und das ist die 
übliche Ausdrucksweise, angewendet nicht nur von den Kapi- 
talisten, sondern auch von ihren Professoren, = 
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Sozialpolitik 


Wahlen zu den Gewerbegerichten und zu den Ortskran- 
kenkassen. In diesen Tagen und Wochen finden die Wahlen 
zu den Gewerbegerichten und Ortskrankenkassen statt. Beiden 
Wahlen muß von seiten der technischen Angestellten das 
größte Interesse entgegengebracht werden. Nur durch eine 
restlose Beteiligung der wahlberechtigten freigewerkschaftlichen 
Angestellten wird es möglich sein, sich den gebührenden Ein- 
fluss in diesen wichtigen Körperschaften zu verschaffen. Es 
ist notwendig, dass die Bundeskollegen überall in den Orts- 
kartellen des AfA-Bundes nach dieser Richtung hin tätiz sind. 
Eine Verständigung mit den freigewerkschaftlichen Arbeiter- 
organisätionen über gegebenenfalls gemeinsam aufzustellende 
Kandidatenlisten ist. eriorderlich. 

Als Kandidaten für die Wahllisten zu den Ausschüssen der 
Krankenkassen sollten nur solche Vertreter verpflichtet wer- 
den, die für die Zentralisation des Krankenversicherungs- 
wesens eintreten. Die Gestaltung des Krankenkassenwesens 
ist von erheblicher Bedeutung für die Augestaltung der Sozial- 
versicherung überhaupt. 

Bei den Wahlen zu den Gewerbegerichten werden ins- 
besondere die technischen Angestellten alle Kräfte dafür ein- 
zusetzen haben, eine grössere Zahl sachverständiger Bei- 
sitzer aus ihren eigenen Reihen für die Gewerbegerichte zu 
bekommen. Die Urteile über Arbeits- und Lohnverhältnisse 
auch der technischen Angesteliten, wie sie von den Gewerbe- 
gerichten häufig zu fällen sind, bedingen die sachverständige 
Mitarbeit aus den Kreisen der technischen Angesteliten in be- 
sonderem Masse. Es muss daher erwartet werden. dass die 
technischen Angestellten ihre allen diesen Körperschaften 
gegenüber oft eingenommene Gleichgültigkeit überwinden und 
sich zu ihrem Besten geschlossen an den Wahlen beteiligen. 


Beamte und Krankenversicherungspilicht. Das Preussische 
Finanzministerium hat jetzt eine neue Fassung der Verordnung 
über Befreiung von der Krankenversicherungspflicht gemäss 
ö8 169 der Reichsversicherungsordnung verfügt. Der Erlass 
lautet: 

„Auf Grund der Beschlüsse der Preussischen Staatsregierung war 
mit Erlass vom 9. Juli 1920 — F.N.I. 14608, M.d.J. Ic 094, M.f.L. 
IB 6412 — gemäss $ 169 der R.V.O. allen im Bereiche der a:lgemeinen 
Verwaltung, der Kreiskassen- und Katasterverwaltung beschäftigten Be- 
amten (planmässig und diätarisch beschäftigten) und allen auf Lebens- 
zeit unwiderruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellten, nicht 
beamteten Personen, deren Diensteinkommen 15000 M. jährlich nicht 
übersteigt, Anspruch auf Gehalt, Ruhegehalt oder ähnliche Bezüge im 
Krankheitsfalle nach Vorschrift des $ 109 R.V.O. gewährleistet, so 
dass diese Personen auf Grund des $ 169 der R.V.O. versicherungs- 
frei sind. 

1. Die Gewährleistung wird nunmehr ohne Rücksicht auf die Höhe des 
Diensteinkommens ausgesprochen, so dass jetzt alle im Bereiche der 
allgemeinen Verwaltung, der Kreiskassen und Katasterverwaltung 
beschäftigten Beamten und alle auf Lebenszeit unwiderruflich oder 
mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellten, nicht beamteten Personen, 
gleich welches Diensteinkommen sie beziehen, gemäss $ 169 R.V.O. 
versicherungsfrei sind. 

2. Das Reichsversicherungsamt hat neuerdings entschieden, (siehe Amt- 
liche Nachrichten des Reichsversicherungsamtes von 1920, Nr. 2537, 
S. 376 ff), dass bei den im $ 169 Absatz 2 der R.V.O. in Fassung 
van $ 1 der Verordnung über Krankenversicherung vom 3. Februar 
1919 (RGBL. S. 191) aufgeführten, in Betrieben oder im Dienste des 
Staates mit Anrecht auf Ruhegehalt angesteliten nicht beamteten 
Personen, Anrecht auf Ruhegehalt nicht gleichbedeutend ist mit 
Anwartschaft auf Ruhegeld, vielmehr voraussetzt, dass der betreffende 
Beschäftigte im Falle seiner Dienstuntauglichkeit sofort Ruhegeid 
zu fordern haben würde. Auf Grund dieser höchstinstanzlichen Ent- 
scheidung wird ergebenst ersucht, darauf hinzuwirken, dass etwa dort 
beschäftigte, nicht beamtete Personen, denen wohl eine Anwartschaft 
auf Ruhegehalt, aber, da sie die für das Recht auf Ruhegehalt er- 
forderlichen Dienstjahre noch nicht zurückgelegt haben, noch kein 
Anrecht auf Ruhegehalt zusteht, als versicherungspflichtiv bei den 
in Frage kommenden Krankenkassen angemeldet werden.“ 


Angestelltenversicherung.. Im Zusammenhang mit einer 
Entscheidung des Oberschiedsgerichts für Angestelltenversiche- 
rung hat das Reichsarbeitsministerium dahin erkannt. dass durch 
den Abschluss eines Tarifvertrages, der rückwir- 


rend de Gehälter erhöht, nicht auch rückwirkend die Ver- 


sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung beseitigt wer- 
den kann. Es ist dabei nicht entscheidend, ob der Abschluss 
des Tarifvertrages irgendwie schuldhaft verzögert wurde. In 


‚ seinen Entscheidungsgründen hatte das Oberschiedsgericht den 


Standpunkt eingenommen, dass die Versicherungspflicht durch 
nachträgliche Erhöhung des Gehaltes über die Grenze des ver- 
sicherungspflichtigen Einkommens hinaus 'mik rückwirkender 
Kraft nicht beseitigt werden könne. Es wird festgestellt, dass 
die Versicherungspflicht ja nicht auf einem Vertrag beruht, son- 
dern kraft Gesetzes entsteht, sobald die gesetzlichen Voraus- 
\setzungen vorliegen, 

Durch die jetzt im Reichstag beschlossene Erhöhung der 
\Gehaltsgrenze; in "der "‘Angestelltenversicherung von bisher 
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15000 M. auf 30000 M. ist der Kreis der Versicherungspflichti- 
gen wesentlich erweitert worden. Es bestehen nun un:er den 
neu oder wieder versicherungspflichtig werdenden Angestellten 
erhebliche Unklarheiten darüber, ob und unter welchen Bedin- 
gungen eine Befreiung von dereigenenBeitrags- 
leistung für den Fall des Vorliegens einer Lebensver- 
sicherung eintreten kann. Nach $ 390 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes können nur diejenigen von der Ver- 
sicherungspflicht befreit werden, die ihre Lebensversicherung 
bereits vor dem 5. Dezember 1912 abgeschlossen oder beim 
Eintreten in die versicherungspflichtige Beschäftigung das 
30. Lebensjahr überschritten haben und seit mindestens drei 
Jahren in einer Lebensversicherung versichert sind. In beiden 
Fällen muss aber der Jahresbetrag der Beiträge für die Lebens- 
versicherung mindestens den Beiträgen gleichkommen, die der 
Angestellte auf Grund des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
zu entrichten hätte. Bei der jetzt vom Reichstag getroffenen 
vorläufigen Neuregelung der Angestelltenversicherung ist eine 
Abänderung dieser Bestimmungen nicht getroffen worden, So- 
weit also bei den jetzt neu versicherungspflichtig werdenden 
Angestellten die Bedingungen des $ 390 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes nicht zutreffen, müssen sie auch ihrerseits 
beim Inkrafttreten der neuen Bestimmungen ab 1. August 1921 
eigene Beiträge leisten, auch wenn sie in einer Lebensversiche- 
rung versichert sind. Bei den früheren Erhöhungen der Ver- 
sicherungsgrenze in der Angestelltenversicherung von erstmalig 
5000 auf 7000 M. und später von 7000 auf 15000 M. waren in 
dieser Beziehung Uebergangsbestimmungen vorgesehen worden, 
welche die durch die Erhöhung der Versicherungsgrenze ent- 
stehenden Härten zum grossen Teil ausglichen. Es ist voraus- 
zusehen, dass der Reichstag bei seinem Wiederzusammentritt 
sich auch mit der Frage befassen wird, in welcher Weise die 
jetzt entstehenden Härten ausgeglichen werden können. 


Nochmals: Die Versorgungskasse-der Deutschen Werke, In 
Nr. 26 der „Deutschen Techniker-Zeitung“ haben wir einen 
Aufsatz über de Versorgungskasse der Deutschen 
Werke gebracht und dabei insbesondere kritisiert, dass 
die Angestellten von ihr ungünstiger behandelt werden als 
die Arbeiter. Die Arbeiter sind nämlich versicherungs- 
pflichtig, die Deutschen Werke übernehmen für sie die 
Hälfte der Beiträge. Für die Angestellten übernehmen die 
Deutschen Werke keine Beiträge; de Angestellten kön- 
nen sich zwar freiwillig versichern, müssen aber den vollen 
Beitrag allein tragen. Darauf sendet uns die Deutsche Werke- 
Aktiengesellschaft eine Zuschrift, in der es heisst: 

= dass die Versorgungskasse ihren Ursprung in den 
früheren Unterstützungsbestimmungen der Heeres- und Marine- 
werkstätten hat, die ausschliesslich auf die Arbeiter und die un- 
teren Angestellten zugeschnitten waren. Bei Uebergang der 
Heeres- und Marinebetriebe auf die Deutsche Werke-Aktiengesell- 
schaft waren nur die Arbeiter und diejenigen unteren Angestell- 
ten abzufinden, die durch ihre frühere Tätigkeit in den Staats- 
betrieben Unterstützungsansprüche erworben hatten. Die Ab- 
findung dieser Anwartschaften auf der Grundlage der früheren 
Unterstützungsbestimmungen und die Anpassung an den geänder- 
ten Zeit- und Geldverhältnissen war nur in Form einer besonde- 
ren Versicherungseinrichtung möglich, die ihrem ganzen Charak- 
ter nach als eine reine Arbeiterversorgung gedacht war. Anze- 
stellfle — soweit sie bereits volle Anwartschaften von früher her 
erworben hatten — mussten in die Versicherung einbezogen wer- 
den, weil eine andere geeignete Möglichkeit zur Sicherung ihrer 
bereits erworbenen Versorgungsrechte nicht bestand. Bei der 
Beratung der Satzung für die Arbeiterversorgungskasse ist von 
den Angestellten der Wunsch geäussert. auch für sie eine ähn- 
liche Einrichtung zu schaffen. Die Prüfung dieses Wunsches der 
Angestelltenvertreter ist von der Direktion der Deutsche Werke- 
Aktiengeselischaft zugesagt worden. Es sind auch sofort die 
Vorarbeiten für die Gründung einer besonderen Angestell- 
ten-Pensionskasse in die Wege geleitet worden, Diese 
Vorarbeiten wurden eingestellt, als die ersten Nachrichten der 
geplanten Neuregelung des Angestelltenversicherungsgesetzes be- 
kannt und wir von den Angestellten ersucht wurden, zunächst 
die Beratungen des neuen Angestelltenversicherungsgesetzes ab- 
zuwarten. Besonders wurde betont, dass die Angestellten neben 
erhöhten neuen Beiträgen zur Angestelltenversicherung nicht 
noch Beiträge zu einer besonderen Angestellten-Pensionskasse ’ 
tragen könnten. Die endgültige Entwicklung ist in: dieser Be- 
ziehung ja auch heute noch nicht zu übersehen, sie scheint aber 
jenen Befürchtungen Recht zu geben. 

Zu dem der Deutsche Werke-Aktiengesellschaft bezüglich 
der wnterschiedlichen Behandlung der Arbeiter und Angestellten 
in der Versorgungskasse gemachten Vorwurf muss darayf hin- 
gewiesen werden, dass einer gemeinsamen Versorgungskasse für 
Arbeiter und Angestellte erhebliche gesetzliche Schwierigkeiten 
($ 365) des Versicherungsgesetzes für Angestellte entgegenstehen. 
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(Anmerkung der Schriftleitung: Ist durchaus nicht der Falll) 
Diese Bestimmungen haben bekanntlich bei Inkrafttreten des 
Versicherungsgesetzes für Angestellte dazu geführt, bestehende 
gemeinsame Pensionseinrichtungen für Arbeiter und Angestellte 
zu trennen. 

Wenn weiter behauptet wird, die bei der Deutsche Werke- 
Aktiengesellschaft beschäftigten Arbeiter erhalten im Falle des 
Alters und der Invalidität wesentlich höhere Bezüge als die An- 
gestellten. weil sie aus der Invalidenversicherung und aus der 
Versorgungskasse Unterstützung erhalten, so trifft diese Be- 
hauptung nur schr bedingt zu. Bei den alten Anwartschaften, 
welche noch für lange Jahre die Hauptleistung der Versorgungs- 
kasse darstellen, müssen gemäss den früheren Bestimmungen die 
Rentenbezüge der Unfall-, Invaliden- und Hinterbliebenenver- 
sicherung angerechnet werden. Da die Neuregelung der Sozial- 
versicherung noch nicht abgeschlossen ist, erscheinen uns Ver 
gleiche über unterschiedliche Behandlung der Angestellten und 
Arbeiter als verfrüht.“ 

Diese ZuschriftistnureineBestätigungdessen, 
was von uns ausgeführt worden ist. Es heisst darin, „dass die 
Angestellten neben erhöhten neuen Beiträgen zur Angestellten- 
versicherung nicht noch Beiträge zu einer besonderen Angestell- 
ten-Pensionskasse tragen können.“ Um so merkwürdiger ist es, 
dass nach den Satzungen der Versorgungskasse der Deutschen 
Werke sich ein Angestellter zwar freiwillig versichern darf, er 
aber nicht wie ein Arbeiter, nur die Hälfte der Beiträge zu 
zahlen braucht, sondern die vollen Beiträge entrichten muss, 
weil die Versorgungskasse eben nur für Arbeiter, nicht aber für 
Angestellte, die Hälfte der Beiträge übernimmt. 

Der Hinweis auf $ 365 des Versicherungsgesetzes für Ange- 
stellte ist völlig unangebracht. Demnm dieser Paragraph spricht 
von solchen privaten Kassen, die ihren Versicherten diejeni- 
gen Leistungen kürzen wollen, die die reichsgesetzliche Ange- 
stelltenversicherung gewährt. Er kommt also für die Versor- 
gungskasse der Deutschen Werke gar nicht in Betracht, die ja 
eine Zuschusskasse ist. 


Neue Unterstützungssätze für Erwerbslose hat der Reichs- 
tag (Unterausschuss des Volkswirtschaftlichen Ausschusses) 
mit Geltung vom 1. August ab beschlossen. Die Sätze lauten: 

In den Orten der Ortsklassen 


A B c DuE 
1. für männliche Personen 
a) über 21 Jahre, sofern sie nicht in 
dem Haushalt eines andern leben 12,— 10,75 9,50 825° M, 
(10,—) (9,—) (8,—) (7,—) ” 
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem 
Haushalt eines andern leben . . 10,— 9g,— 8— T— u 
(8, —) (7.25) (6,50) (5,50) ” 
©))aunter”21: Jahren® 7, „u 0.0 027,25 6,50 WE ee 
6,—) (5,50) (4,50) (4,—) ” 
2. für weibliche Personen 
a) über 21 Jahre, sofern sie nicht in 
dem Haushalt eines andern leben 10,— 9,— 8,— 1,— 9 
(8,—) (7,25) (6,50) (5,75) ” 
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem 
Haushalt eines andern leben 7,25 6,50 5,75 sn 
(—) (5,25) (4,50) (3,50) ” 
€) unter 21- Jahren 3 2.107, 4,75 4,25 3,75 32 
ae a ER ER La ea 


Die Familienzuschläge, die ein Erwerbsloser erhält, dürfen insgesamt 
das Zweifache der ihm gewährten Unterstützung, im einzelnen folgende 


Sätze nicht übersteigen: 
In den Orten der Ortsklassen 


A B DuE 

a) den Ehegatten (früher und Kinder 
bis zu 16 Jahren) . . . . 5— 4,50 4,— 350 M. 
“—) 679) 50) 25) „ 

b) die Kinder und sonstige unter- 

stützungsberechtigte Angehörige 
(früher sonstige usw) . . . . 425 4,— 3,75 3,50... 
8,—) (2,75) (2,50) (2,25) ” 


Die Zahlen in Klammern bedeuten die früheren Sätze, 


Soziale Bewegung 


Unsere internationalen Beziehunzen. Wie es uns gelungen 
ist, mit dem französischen Kollegen. insbesondere deren Orga- 
nisation, der Union Syndicale des Techniciens 
de lIndustrie,du Commerce etde Agriculture 
(„Ustica“), die engsten Beziehungen aufzunehmen, so haben 
wit nunmehr auch mit der belgischen Technikerschaft die 
Verbindung hergestellt. Als vor kurzem der bekannte belgische 


Sozialist und Deputierte de M an in Deutschland war, um vor. 


den Funktionären der freien Arbeiter- und Angestelltengewerk- 
Schaften einen Vortrag über die beleische Arbeiterbewegung 
zu halten, haben wir auch mit ihm über die Aufnahme inter- 
nationaler Beziehungen zu der belgischen Technikerschaft ge- 
sprochen, und er hat uns versichert, den beigischen Kollegen 
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über unsere Organisation und deren Bedeutung für die inter- 


nationale Technikerschaft zu berichten. . 
Nun war dieser Tage einer der bekanntesten belgischen 


Architekten, Kollege F. Bodson, Professor ‘an der höheren 


Arbeiterschule und technischer Beirat an der Nationalen Ge- 
sellschaft für billigen Hausbau. Brüssel, in Deutschland, um 
sich über die Massnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
und Errichtung von Kleinwohnungen für Minderbemittelte zu 
orientieren. Es ist bezeichnend für das Ansehen. das sich unser 
Bund im Ausland erworben hat, dass der im Auftrag der belei- 
schen Regierung und auch der belgischen Arbeiter-Organi- 
Sationen reisende Techniker von de Man an unseren Bund ge- 
wiesen wurde, um mit dessen Hilfe die beabsichtigten Studien 
durchzuführen. 


Professor Bodson besuchte vor allem die ' 


Städte Cöln, Frankfurta. M. Dresden und Berlin. 


In Frankfurt haben unser Kollege Heil. in Dresden Kollese 


Fiebig und in Berlin Kollege Kaufmann mit Herrn Bodson ver- R 
handelt und ihn durch die in den genannten Städten bereits | 
in der Ausführung begriffenen Siedlungs- ' 
Der Eindruck. den die deutsche Siedlungs- ‘| 


ausgeführten oder 
bauten geführt. 


arbeit auf den belgischen Professor machte. und das Material, 


das wir ihm zur Verfügung stellen konnten. wird bei seiner 
späteren Arbeit in Belgien nicht ohne Finwirkune bleiben. 
Auch eine Besichtigung unseres Bundeshauses, 
sowie der Hauptgeschäftsstelle des Verbandes Sozialer 
Baubetriebe mit anschliessender Aufklärung über unsere 
gemeinsame Arbeit zur Sozialisierung des Baugewerbes hat 
dazu beigetragen, die Fäden enger zu knüpfen. Wir hoffen, 
dass sich durch diesen Besuch die Verbindung mit den helei- 
schen Kollegen fester gestalten wird. damit auch die Kollegen- 
schaft dieses Landes, das im Kriege nicht minder schwer als 
Nordfrankreich gelitten hat, erkennt. dass die deutschen Tech- 
niker bereit sind, ebenso wie mit ihren französischen Kollegen 
auch mit den belgischen an der Wiederherstellung normaler 
internationaler Beziehungen zwischen den beiden Völkern zu 
arbeiten und am Wiederaufbau der Weltwirtschaft sich im ver- 
söhnlichen Geiste zu beteiligen. Das ist um so notwerdiger, 
als der Kampf gegen den internationalen Kapitalismus nur ge- 
meinsam mit Hilfe einer internationalen Organisation der Tech- 
nikerschaft aller Länder erfolgreich geführt werden kann. 


Wir leisten durch die Förderung derartiger Verbindungen 
unserem Volke einen besseren Dienst als die Hassschürer des 
deutschnationalen Neuen Deutschen Techniker-Ver- 
bandes und der anderen Harmonieverbände, die im Lande 
herumreisen und unseren Bund gerade wegen seiner inter- 
nationalen Tätigkeit verunglimpfen. 


Der demnächst stattfindende internation ale Pri- 
vatangestelltentagin Wien wird Gelegenheit geben, 
auch die Technikerschaft der dort vertretenen Länder dauernd 
organisatorisch zu verbinden. 


Angestelltenbewegung 


Ueberzeugungstreue. Dr. Görnandt, einer der Vor- 
sitzenden des G. d. A., ist Syndikus des Reichsverbandes der 
Aluminiumindustrie geworden. Der Vorwurf des Gesinnunss- 
wechsels dürfte Herrn Görnandt kaum zu machen sein. Er 
wie viele seiner Kollegen fühlen sich als Gewerkschaftsführer 
in den gelben und Harmoniewerbänden verpflichtet. in erster 
Linie Arbeitgeberinteressen zu vertreten. Fr wird in seiner 
neuer Stelle nur mit grösserer Ehrlichkeit dem wahren Zuge 
seines Herzens folgen können. 


Naiv. In Nr. 25 der „D. T. Z.“ haben wir festgenagelt, 
dass der G. d. A., nach einer Mitteilung des Nachrichtenblattes 
der Ortsgruppe Essen des Deutschnationalen Hand- 
lungsgehilfen-Verbandes, auf drei Bettelbriefe Ar- 
beitgeber-Almosen in Höhe von etwa 500 000M. bezogen haben 
soll. Kindlich-naiv, wie der G.d. A. ist. behauptet er nun, wir 
seien Schwindlern zum Opfer gefallen, und verlangt von uns, 
„wir sollten uns bei den Unternehmern durch ein uns sicherlich - 
nicht unbekanntes Spitzelsystem davon überzeugen, dass dem 
so sei.“ Andersherum wird ein Schuh daraus. Der G. d. A. 
ist durch ‘diese Feststellung des D. H. V. in einer Weise bloss- 
gestellt worden, dass kein ehrlich denkender Angestellter auch 
nur einen Tag länger in einer solchen gelben Gesellschaft blei- 
ben kann. Aufgabe des G. d. A. ist es deshalb, vor Gericht 
dem D. H. V. gegenüber feststellen zu lassen, ob diese schwe- 
ren Beschuldigungen den Tatsachen entsprechen. Reinigt sich 
der G. d. A. durch ein gerichtliches Verfahren nicht von dem 
schweren Vorwurf, Arbeitgebergelder erbettelt und angenom- 
men zu haben, dann müssen wir annehmen, dass er selbst die 
Wahrheit dieser Behauptung zugeben muss. Er wird es sich 
dann gefallen lassen müssen, dass wir den Angestellten bei 
jeder Gr'>renbeit, Mitteilung von diesen Schmiergeldern der 
Unternehmer machen. 


omas 


Pr R Ban er 


NN En Te 


nn nn nn nn nn en 














{ 


Zum an 





| 








Nr. 31 





Almosen-Empfänger! Einer Notiz aus der „Roten Fahne*, 
ı Mannheim, entnehmen wir, dass die Firma Stoizenbergin 
ı Baden-Dos dem Deutschnationalen Handlungs- 
'gehilfen-Verband zu seiner Sonnenwendfeier auf dem 
alten Schloss zu Baden-Baden ein Geschenk von 400 M. ge- 
stifttet hat. Mit Recht war der D. &, V. kürzlich sehr ent- 
rüstet, als er feststellen musste, dass sein Konkurrenzverband, 
der G. d. A., ihm in dem Anbetteln der Arbeitgeber überlegen 


war. Der D. H. V. bemüht sich scheinbar, nunmehr das Ver- 
säumte nachzuholen. Er nannte seinerzeit den G. d. A. eine 
„Gesellschaft der Almosenempfänger“. Wir würden dem 


D. HA. V, empfehlen, sich dieser Geseilschaft korporativ anzu- 
schliessen. .“ 


Berufsfragen 


Prüfungen für Handels- und Gewerbelehrer. Auf Anord- 
nıng des Ministers für Handel und Gewerbe werden Ende No- 
 vember in Berlin ausserordentliche Prüfungen für Gewerbe- 
lelırer, Handelslehrer und Handelslehrerinnen und im März 1922 
für Gewerbelehrerinnen abgehalten werden. Der Minister macht 
darauf aufmerksam, dass nur solche Lehrer und Lehrerinnen 
zu den Prüfungen zugelassen werden, die mehrere Jalıre an 
einer Fortbildungs- und Fachschule im Neberamte mit gutem 
Erfo:ig unterrichtet haben und für eine bestimmte S:elle an einer 
öffentlichen Schwe zur Anstellung in Aussicht genommen sind. 
Meldungen sind spätestens bis 1. Oktober. für Gewerbelehre- 
rinnen bis spätestens 1. Dezember der Abteilung III des Pro- 
vinziaischulkollegiums in Beriin einzureichen, 

Fachschule für Vermessungstechniker. Der Minister für 
Handel und Gewerbe hat unter Nr. IV. 8119 vom 9. Juli 1921 
folgenden Erlass herausgegeben: 

„Um einen Versuch mit Sonderklassen für Vermessungs- 
techniker zu machen, ist bestimnit, dass ander Baugewerk- 
schule in Neukölin im nächsten Winterhalbiahre statt 
einer der zweiten Tiefbauklassen eine Unterklasse und -im 
nächsten Sommerhalbjahre statt einer der ersten Tiefbaukiassen 
eine Oberklasse für Vermessungstechniker nach dem beifolgen- 
den Lehrplan eingerichtet wird. Für die Absolventen der Kurse 
soll eine Schuiprüfung nach den besonderen Bestimmungen ab- 
gehalien werden. Es ist geplant, diese Prüfung auf solche 
Techniker, die.sich die erforderlichen Kenntnisse durch Besuch 
von Abendkursen oder durch langjährige praktische Tätigkeit 
erworben haben. unter erieichterten Bedingungen zugänglich zu 
machen. Vergünstigungen können auf Grund der Ablezung 
dieser Prüfung zunächst nur insofern gewährt werden, als das 
Prüfungszeugnis bei Eingliederung des Besitzers in den Be- 
soldungstarif entsprechend bewertet werden kann.  Verein- 
barungen mit staatlichen Verwaltungen über Berechtizunsen, 
die etwa durch die Ablesung der Prüfung erworben werden, 
behalte ich mir vor. Ueber die Bildung des Prüfungsausschusses 
erzeht noch besondere Bestimmung.“ 


Bunde 
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Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das zweiie Viertel- 
jahr 1921. 
Rechtsschutz wurde gewährt: 
April— luni: in 167 Fällen, hiervon entfallen auf: 





Iadustrietechn fi Bautechniker Gemeindetechn. 
‚92 19 
Hierzu kommen noch sieben Prozesse in eigener Angelegenheit, 
Rechtsschutz wurde abgelehnt: 
April— Juni: in 49 Fällen, hiervon entfallen auf: 








"Industrietechn. | Bautechniker | Bergbauangest | Staatstechn Gemei »letechn. 
24 9 3 10 
24.8 28 1. 828 11 828 

In 10 Fällen musste der Rechtsschutz wegen fehlender oder nicht satzungs- 
gemässer Beitragszahlung entzogen oder wieder rückgängig gemacht werden, 
weil neueingetretene Momente die Aussichtslosigkeit der Klage ergaben. 


Erledigte Prozesse: 
April— Juni: 117 Fälle, 





£ durch ! durch im. Erfolel ver- KlefErgbn.finsge- 

Hiervon entfallen auf Urteil {Vergleich zus; A aaa Es el sam 
Industrietechniker . . 19 24 43 17 | 8 10 78 
Bautechniker . . . . 6 12 13 7 1 2 28 
Bergbauangestellte . . 1 — 1 2 _— i 4 
Staatstechniker . . . 1 — i 1 _ _ 2 
Gemeindetechniker . _ _ _ vi ee | 3 
u. eigene Angelegenheit | — 2 2 — _ | — 2 
zusammen: 27 8 05154,29 y Eh] 
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Erstrittene Erfolge: 
1 t 



















Straf- 
Konk.- € 
Fachgruppe ESG. T Klausel ii Zeugnis 
zahle stellung a 
; a) 20302.85 M. 15000.— 11 a 
aa b) 4114850 „ 5000. [2 d. 
c) 14637.80 „, Gg.ab-| 7 
wiesen 










1Freispr 










a) 512.27M. 



















Bau- , 3 
b) 22861.78 „ 

er 1.) 740.50... 

Bergbau- TEE TE TE 
angestellte) b) 40. -M. 

as | 6) 17869.80 M. 

Gemeinde- 

techniker 

zusammen:| 12247350 M 680 —M.| 1108.06 M.| 22600.— 





Zu diesen erstrittenen Summen ist noch ein durch ausserg:richtliche Ver- 
handlungen erzielter Erfolg von 75399,02 M. und 5 Zeugnissen zu zählen, 
so dass sich der zahlenmässige Erfolg insgesamt auf: 

22226058 M., 2 gewonsene Strafverfahren und 14 Zeugnisse beläuft, 

Die in den erledigten Prozessen bezahlten Kosten errechnen sich wie folgt, 


Gezahlte Anwaltskosten: 


Gruppe I: Industrietechniker 2461.14 M. 
S IH: Bautechniker 836.55 „ 
„ Nil: Berybauangestellte 899.— „ 
E IV: Staatstechniker 1252.— „ 
= V: Gemeindetechniker 350.— „ 5788.69 M. 
Gezahlte Gerichtskosten: 
Gruppe I: Industrietechniker 75345 M. 
& II: Bautechniker 199.90 „ 
2 Ill: Bergbauangestellte 253480 „ 
> IV: Staatstechniker 140,20 „ 
3 V: Gemeindetechniker 138. — „1466.35 M. 


Erteilte Rechtsauskünfte: 
Januar— März. 


Le We al re a 57: 


mündlich Ehe ee len er DIA 
in Patentangelegenheiten . . . 49 
1295 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekia- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Koiwnick in Elbing. 

Büstnerwerke RR. Uerdingen a. Rh. 

Zelluioidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern, 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 

Hubert Zetteimeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner Irdustrie-Werke G.m.b.H,, (früher Fekker Filug- 
zeuge m.b. H.), 


F.Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b, 


Versammlungskalender 


Verlängerung des Redaktionsschlusses! Der Redaktionsschluss 
des Versammlungskalenders findet von jetzt ab Montags, mittags 1 Uhr, 
statt. 


M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Berlin. Sitzung aller Fachgruppenausschüsse. 9. VII. 7% Nordischer Hof, Inva- 
lidenstr. 126, Weisser Saal. 

Beriin. F. Chemische Industrie. 12. VIN. 7%. Nordischer Hof, Invalidenstr. 126, 

larer Saal. 

Bin.-Chazrlottenburg Il. M. 11. VII. 72, Rest, Ruhland, Savignyplatz 5, 
Iin-Friedenau. M. 11. VIIL 7%, Rest Hohenzollern, Handjerystrasse. 

Binm.-Lichterberg. M. 11 VII. 70% Rest. Zur Hütte, Frankfurter Allee 226, 

Bin.-Nordent. 8. 11. VIII 7°, Rest. Oswald -Berliner, Brunnenstr. 140. 

Bin.-Norden Hi. M. 10. VII 7%, Lampertz-Festsäle, Schönhauser Allee 129. 

Bin.-Norden il. M. 12. VII. 7%, Rest. zum Hagenbeck, Müller» Ecke Secstrasse. 

Bin.-Nordwes?t ii. M. 8. VII. 7°, Jugendhaus, Rathenower Str. Ba. 

Ein.-Osten i. M. 11. VIIL 72%, Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 

Bin.-Reinickendorf. M. 12. VII. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 

Bin.-Siemensstadt. M. 12. VI. 7°, Schlossklause, Nonnendamm-Allee. 

Bin.-Südwest, M. 11. VII. 79, Göbels Rest., Tempelhofer Ufer 6 

Bin.-Tegel. W. 12. VII. 72, Rest Hohenzollern, Strassenbahn-Endbaltestelle. 

Bin.-Wildau. fi. 8 VII. 7% Kasino, Wildau 

Chemnitz-Mitte, Ost, Süd, West, Nord und Burkhardtsdorf. Gemeinsame 
‘Wanderversammlung nach den Greifensteinen Sonntag den 14. VIII. Abfahrt ab 5% 
Hauptbahnhof. 

Elbing. NW. jeden 3. Mittwoch im Monat, Ratskeller. 

Giessen. M. 19. VIll. 8% Aquarium. 

Malle a.$. F. Baugewerbe 9. Vill. 8%, Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10. (Seitenfl.). 


Verantwortlicher Schriftleiter. auch für die Beilagen: i.V. Ewald Bote, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: i. V. Ewald Bote, Berlin. 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Eerlin NW 52, Werfistr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Stellenangebote 





2 Hochbautechniker 
und 1 Bauaufseher 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung zur vorübergehenden Be- 
schäftigung — voraussichtlich 1 bis 2 Jahre — sofort gesucht. 
Vergütung je nach Vorbildung und Leistungen nach Gruppe IV und V 
des Reichs - Teiltarifvertrages — 5800 bis 8700 M. bzw. 6200 bis 
9300 M. — Grundvergütung je nach Dienstalter, daneben Orts- und 
Ausgleichszuschlag nach staatlichen Grundsätzen. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften an den 


Magistrst Dortmund. 

Ei elcher schon mehrjährige B u- mi 
senbetontechniker, Beistsliupraxie en Beionfiaae 
erworben hat und guter Zeichner ist, zu baldigem Eintritt gesucht, 
Rheinische Betonbau-Gesellschaft, Mainz. 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 
Bildung erwerben. er Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 


Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen, Im del und 
in der Industrie werden überall 


eschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos, Stand und Beruf bitte angeben 
_Bonness & Hachfeld, Verlag, Potsda 


Sünftigite Mlterd- und Samilienverjorgung | 
s1weds Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet die 
Deutihe Beamten-Lebensverficherung a. @. 
Unftalt des Deutichen Beamten-Wirtihaftsbundes. 


Auskunft und Drucdjachen foftenlos Durch den 
Vertrauengmann: Nehnungsrat d. Henne, 


Berlin-Steglig, Siemengitraße 75. : 
) & 
Muster 
























ertrauensstuche 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 











ebensversicherungsbank 


aufGegenseitigkeit. Begründ.1827 
Abgeschlossene Versicherungen: 


drei 
Milliarden Mark, 


Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 


Anzeigen 
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Tüchtiger, jüngerer 
Konstrukteur 


mit Erfahrungen im Hebe- 
zeugbau zu mögl. baldigem 
Eintritt gesucht, Offerten 
mit Zeugnisabschriften und 
Angabe d. Gehaltsansprüche 
sowie desfrühestenEintritts- 
termines an 


Otwi-Werke m. b.H. 
Delmenhorst, erbeten. 


Zum sof. Antritt werd. f. d. hiesige 
Wohnungsamt 2 $tadtbauführer 
(ieccheut- An gesucht. Die 

soldg. Fre n 0. Gruppe 7 d.staatl. 
Besoldungsordng. Bewerb. m.d. Ab- 
gangszeugn. ein.staatl. anerk.Bauge- 
werkschule u. mehrj. Praxis (Abgabe 
v. Wohnungsgutacht., Häuserwert- 
ermittelg.) woll ihr Bewerbungsgea 
umg d.Magist.,‚Personalamt einreich. 


Bechum, den 22. Juli 1921. Der Magistret.. 


Aelteren Techniker(z) 


unverheiratet, der im Bureau wie 
auf dem Bau firm und imstande ist, 
mein zweigatteriges Sägewerk selb- 
ständig zu leiten, sucht zum 1.8. 21 
Rud. Kreierbring, Baugeschäft, 
Friedland i Meckienburg. 


Stellengesuche 


Heizungstechniker, 

ekt im Berechnen von Zentral- 
eizungsanlagen, suoht zum 1. 8ep- 
tember 1921 Stellung. — Gelfl. 


Offerten unter A. B. 2517 an die 
Hauptgeschäftsstelle d. Bl. 






Schutz und Verwertung 
von Nenerangen aller Ari 
zu günst. Bedingung. durch Carl 
Kaiduk, Ing., Berlin W57, Culinstr. 18 
Langj. Erfahr (Bundesmitgl.) 


-Fiseher: Statık 
u. Festigkeitslehre 


Band 1—3. Gebunden M. 270,—, 

bei Ratenzahlung 10%, Zuschlag. 
Monatsrate M. 30,—. 

Mathematik 

zum Se!bstunterricht 

Gebunden M. 88,— durch 
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Preissteigerungen — Lohnerhöhungen. 
Der „Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund“ erlässt folgenden Aufruf: 


Eine neue grosse Teuerungswelle ergiesst sich über das deutsche Volk. In der enormen Erhöhung des Brot- 
preises findet sie im Augenblick ihren sichtbarsten Ausdruck. Jedoch nicht minder fühlbar sind die verschiedenen 
sonstigen Preissteigerungen, die in den letzten Wochen bereits eingetreten sind, und mit drückender Sorge sehen 
die unbemittelten Bevölkerungskreise der gewaltigen Lastenvermehrung entgegen, die in den nächsten Wochen und 
Monaten unabwendbar kommen wird. 

Die Gewerkschaften haben im letzten Winter sich ernsthaft bemüht, auf einen Preisabbau hinzuwirken. Leider 
vergebens. Der A.D.G.B. hat auch rechtzeitig und wiederholt seinen Einfluss geltend gemacht, um die Brotpreiserhöhung 
zu verhindern. Das’ ist ihm gleichfalls nicht gelungen. 

Die Gewerkschaften trifft somit keine Verantwortung dafür, dass die Arbeiter nunmehr gezwungen sind, auf der 
ganzen Linie neuerlich beträchtliche Lohnforderungen zu stellen und diese Forderungen mit den Mitteln des 
gewerkschaftlichen Kampfes auch durchzuführen. 

Die Gewerkschaftsvertreter haben schon am 1. April die Vertreter der Arbeitgeber in der Zentralarbeitsgemein- 


- schaft ersucht, gemeinsame Schritte gegen die bevorstehende Brotverteuerung zu unternehmen. Die Arbeitgeberver- 


treter konnten sich hierzu nicht entschliessen, sondern gaben die Erklärung ab, dass 
„im Falle einer Erhöhung des Brotpreises eine entsprechende Regelung der Löhne folgen müsse, wenn nicht 
durch eine inzwischen eingetretene Preissenkung anderer Gegenstände des notwendigen Lebensbedarfs be- 
reits ein Ausgleich geschaffen sei.“ 
Diese erhoffte Wirkung der Preissenkung ist ausgeblieben, es ist im Gegenteil eine grosse Preissteigerung 
teils schon erfolgt, teils unmittelbar bevorstehend. 
Die Gewerkschaften sind sich bewusst, dass die nun leider nötig gewordenen Lohnerhöhungen aufs neue preis- 
Schon früher haben sie nachdrücklich betont, dass sie nur mit Widerstreben diesen 


ungesunden Kreislauf mitmachen. Ihre Bemühungen, die weitere Entwicklung der Dinge so zu beeinflussen, dass wir 


‚ endlich aus dem Zirkel herauskommen, sollen mit verstärkter Kraft fortgesetzt werden. 


So lange jedoch, bis dies gelungen ist, bleibt der Arbeiterschaft kein anderer Weg als der, durch ausreichende 
Lohnerhöhungen sich einen Ausgleich für die fortschreitende Teuerung zu schaffen. 


Der Arbeiter muss leben können, wenn er arbeiten soll. Deshalb hat jeder, der. sein Interesse an der 
Erhaltung und Vermehrung der deutschen Arbeitskraft bekunden will, die Pflicht, die Arbeiterschaft und ihre Organi- 
sationen bei der Erringung auskömmlicher Löhne tatkräftig zu unterstützen. 


Unsere Mitglieder und alle Arbeiter und Arbeiterinnen im ganzen Reiche rufen wir hiermit auf, einig und 
eschlossen in den Gewerkschaften zusammenzustehen. Grösser und schwieriger als jemals sind die uns 
es itchenden Aufgaben. Die Gewerkschaftsleitungen schrecken vor ihnen nicht zurück, sie werden tun, was ihre 
Pflicht ist. Aber nur in Einigkeit und mit vertrauensvoller Unterstützung können die Gewerkschaften diese Aufgaben 
erfolgreich für die Arbeiterschaft erfüllen. 


Berlin, den 5. August 1921. 
Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 


Diesem Aufruf schliesst sich für die Angestellten vollinhaltlich an: 
Allgemeiner Freier Angestelltenbund. 
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‚_ "Heitige Parteikämpfe durchtobten von jeker Deutschlands 
Gaue. Die Kämpfe der politischen Parteien haben in der Nach- 
kriegszeit einen Grad von Gehässigkeit erreicht, den jeder 
wahrhafte Volksfreund nur lebhaft bedauern kann. - Viele alte, 
ehrliche Mitstreiter . ziehen sich aus der Arena des politischen 
Tageskampfies angewidert zurück. Um so erfreulicher ist es, 
dass die grosse Front der freien Gewerkschaften nicht nur 
nach.wie vor unerschüttert dasteht, sondern auch. eine wesent- 
liche Verstärkung erfahren hat. Weitere Millionen von Ar- 
beitern haben sich den im Allgemeinen* Deutschen. Gewerk- 
schaftsbund (A.D.G.B.) vereinigten freien Gewerkschaften an- 
geschlossen, und ‚ausserdem ist die bei weitem grösste Gruppe 
der gewerkschaftlich organisierten Angestellten. der Allgemeine 
freie Angestelltenbund (AfA-Bund), mit dem A.D.G.B.:in ein 
festes Kartellverkältnis getreten. Auch in der deutschen Be- 
amtenschaft gewinnt der Gedanke gemeinsamer Arbeit mit den 
freien Gewerkschaften der Arbeiter und Angestellten dauernd 
an Boden. Für den gewerkschaftlichen Kampf ist hier eine ge- 
waltige Einheitsfront aller Arbeitnehmer, der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten; ’im Auftakt. Im Interesse unseres Volkes, 
besonders aber im Interesse der arbeitnehmenden Schichten 
dürfen wir hoffen, dass sich über die freier Gewerkschaften 
auch. wieder der Weg zu einer Entgiftung -der- politischen Aus- 
einandersetzungen wenigstens innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
finden - wird, 

Unsere Bolschewisten von links und rechts wissen, dass 
ihre Parteisuppe nur an dem Feuer der innerhalb der Arbeit- 
nehmerschaft selbst tobenden Kämpfe gar wird und so setzen 
sie alles daran, jede Aussicht auf eine bessere Verständigung 
zu hintertreiben. Die Bolschewisten von links. die Kommu- 
nisten Moskauer Richtung, suchen durch die Bildung besonderer 
kommunistischer Zellen innerhalb der Gewerkschaften die Ge- 
werkschaftsarbeit lahmzulegen und zu stören. Die von ihnen 
irregeleiteten Arbeitslosen van Berlin waren: sogar drauf und 
dran, gewaltsam die Maschinerie des A.D,G.B. zu zerschlagen. 
Schon aber erkennen Arbeiter und’Angestellte, dass dieser Unter- 
wühlung ihrer in jahrzehntelanger Arbeit mit grossen Opfern auf- 
gebauten Gewerkschaften mit aller Energie Einhalt ‚zu gebieten ist. 

Während die Links bolschewisten hauptsächlich die Ar- 
beitergewerkschaften berennen, versuchen die Rechts- 
bolschewisten, durch ihre Wiühl- und Zersplitterungsarbeit be- 
sonders in die freien Angestelltengewerkschaften Ver- 
wirrung zu tragen. Die Bolschewisten von rechts verfolgen 
bei ihrer Wühlarbeit mit grösster Beharrlichkeit und Einmütig- 
keit die von den Kommunisten aufgestellten Richtlinien für die 
Zerstörung der Gewerkschaften. Winkelzüge, List, illegale Me- 
thoden, Verschweigen, Verbergen der Wahrheit und andere un- 
ehrliche Mittel kennzeichnen ihre Bekämpfung der freier Ange- 
stelltenverbände. Die Geschäfte der Rechtsbolschewisten be- 
sorgen insbesondere die Führer des Gesamtverbandes deutscher 
Angestellten-Gewerkschaften (Gedag), einer Gründung des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes (D.H.V.), der, 
um aus Seiner Isolierung herauszukommen —- obgleich bisher 
grösster Gegner der Frauenarbeit im Handelsgewerbe — mit 
dem Verband der weiblichen Angestellten (V. w. A.) eine Ver- 
nunftehe einging, und der ferner den Neuen Deutschen Tech- 
niker-Verband (N.D.T. V.) und den Deutschen Werkmeister- 
Bund gründete und seit der Gründung aushält, wobei er all- 
mählich infolge seiner dauernden Unterbilanzen einer finanziellen 
Katastrophe entgegentreibt. Herr Koslowsky vom Gedag 
hat die traurige Aufgabe, allwöchentlich ein Restergericht auf- 
zuwärmen, das er mühselig zusammenkratzt teils aus ver- 
logenen und verdrehten, ‚schon hundertmal berichtigten‘ Be- 
hauptungen, teils aus unverstandenen Aeusserungen längst der 
Vergangenheit angehörender Rätezeitungen, oder aus entsteliten 
und aus dem Zusammenhang gerissenen Sätzen einiger Ver- 
sammlungsredner. Es liegt aber System darin. Bei den Ange- 
stellten soll durch diese immer wieder der Oeiffentlichkeit auf- 
getischten Elaborate der falsche Glauben erweckt werden, dass 
vom AfA-Bunde und den einzelnen dem AfA-Bund angehörenden 
Angestelltengewerkschaften die parteipolitische und religiöse 
Neutralität verletzt wird. Diese Kampfesweise ist für den 
Kenner der Verhältnisse deshalb besonders widerwärtig, weil 
gerade der D. H. V, seine Ortsverwaltungen rückhaltlos für die 
ihm nahestehenden Parteien, Deutschnationale Volkspartei und 
Deutsche Volkspartei, von denen seine beiden Vertreter Lam- 
bach und Thiel in den Reichstag entsandt wurden. in. den Wahl- 
kampf eingespannt hat, so dass selbst aus den eigenen Reihen 
hiergegen. energisch Protest erhoben wurde. In Wort und 

chrift ist er stets für die rechtsstehenden Parteien eingetreten 
und hat die -Parteien der Linken rückhaltlog bekämpft. Noch 
am 2]. April 1920 schreibt der Führer des D.H. V. Bechly, in 
der. „Deutschen . Handelswacht“: . z 
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Gewerkschaften — Volk — Vaterland 


„Ueberall, wo Sozialdemokratische Wahlredner "erschei- 
nen und um die Stimme der’ Angestellten werben, 'reisse man 
ihnen die Maske vom Gesicht und berichte den Angestellten, 
dass diese schöner Reden nichts weiter sind wie eitel 





„Heucheiei, mit denen man die Raubpläne auf die Taschen der | 


Angestellten verdecken will.“ 
Der Jahresabschluss des D.. H. V. für 1920 weist in Aus- 
gabe für Nationalpolitik den Betrag von 353139 M. aus! 
Die Hauptursache, weshajb die Herren vom Gedag mit 
Solcher Energie gegen die freien Gewerkschaften Sturm laufen, 


ist aber der Kampf un: die "Sozialisierung unseres Wirtschafts- ' 


lebens. Während die christlichen Arbeiter, insbesondere -Im- 
busch und Baltrusch: vom christlichen Bergarbeiterverband, 
sich wenigstens früher ebenfalls für die Sozialisierung ausge- 
Sprochen haben, während selbst Grossindustrielle aus der Sozia- 
lisierungskommission, wie Dr. Walter Rathenau, "die "Soziali- 
sierung fordern, hat- der Gedag als getreuer Schildhälter des 
Grosskapitals sich den Gedanken des Trustmägnaten Stinnes zu 
eigen gemacht, der durch die Schaffung von Kleinaktien und 
Gewinnbeteiligung die Sozialisierung nicht ‘nur. kaltstellen 
möchte, sondern darüber hinaus die 
als Kleinaktionäre vor den Profitwagen des Kapitals spannen 
will, um so für die Schwer- und Grossindustrie mit Hilfe der 
Kleinaktionäre aus der Haut der Gesamtheit Riemen zu schnei- 
den, Dr. Bernhard, Chefredakteur der „Vossischen. Zeitung“, 
sagt mit Recht: „Die Kleinaktien schaffen nur. Arbeiterkapita- 
listen, ohne dem semeinwirtschaftlichen Gedanken zu nützen.“ 


-- Die Beteiligungen der Arbeitnehmer werden von den Arbeit- 


gebern dazu benutzt, um mit Hilfe der. Arbeitnehmer neue 
höhere Gewinnguoten aus der Allgemeinheit herauszuschlagen. 
Diesen Zustand zu verewigen, zum Schaden des ganzen Volkes, 
ist das Ziel des Grosskapitals, der Stinnes und Genossen, und 
die Herren vom Gedag leisten ihren: politischen Parteigenossen 
hierbei Zutreiberdienste, indem sie den Stinnesplan den Ange- 
steiltert schmackhaft zu machen suchen und die von den freien 
Gewerkschaften geforderte Voilsozialisierung mit den faden- 
scheinigsten Gründen und Mätzchen in Grund und Boden ver- 
dammen. 

Wer die Entwicklung unseres Wirtschaftslebens überblickt, 
muss zu der Ueberzeugung kommen, dass diese wikle, nur auf 
den kapitalistischen Profit eingerichtete Wirtschaft nicht. der 
Weisheit letzter Schluss sein kann. Während dem Volksganzen 
immer grössere Lasten auferlegt werden, während Millionen 
von Volksgenossen mit Hunger und Sorge kämpfen, feiert eine 
kleine Oberschicht noch nie dagewesene Profitorgien, führt ein 
Schlemmerleben und scheut sich nicht, Volk und Vaterland 
immer tiefer »ins Verderben zu stürzen, wenn dabei nur der 
Profit gedeiht. 

Diese wilde. Profitwirtschaft muss abgelöst werden durch 
eine geordnete Planwirtschaft, die arbeitet für die Gesamtheit 
und geleitet wird durch die Gesamtheit. ° 

Erlösung aus der Schuldknechtschaft werden wir aber nur 
erreichen, wenn wir die Siegerstaaten zu der Erkenntnis brin- 
gen, dass der Untergang und die Verarmung Deutschlands 
letzten Endes auch sie gefährdet. Wohl haben wir auch in den 
Ländern der Entente Gegner, die genau so wie unsere alideut- 
schen Uebernationalisten unversöhnliche Rache und Hass pre- 
digen, und die Säbelrassler bei uns liefern diesem Gegnern 
jenseits unserer Grenzen nur gar zu willkommenes Material. 
Beim D. H. V. ist das Kriegschüren traditionell. Bej Ausbruch 
des Krieges im Jahre 1914 schrieb er: „Das ist ein herrlicher 
Tag; wir freuen uns seiner. Das Schwert ist aus der Scheide, 
und die Friedensschwärmer sind verstummt.“ Am 20. Maid. J 
schreibt er in seiner Zeitschrift „Der Deutsche Kaufmann im 


Auslande“: „Es kommt ein Tag, da siegt entweder bei dem an- - 


deren die Vernunft, oder da hallt die Erde wieder vom Massen- 
tritt der deutschen Bataillone, Nach Ostland sollen wir reiten .. 
Und es braust ein Ruf wie Donnerhall... _Noch ist die Saat 
nicht reif auf diesen fernen Tag! Unseren Kindern wird er einst 
erstehem. Wer von uns ihn erleben Sollte, wird fröhlich dabei 
sein.“ rn En 

Nur der Geist der gemeinsamen: Arbeit aller Völker ist aber 
zur Ueberwindung der Kriegsfolgen imstande.  Segensreiche 
Arbeit im Dienste des deutschen Vaterlandes und der Welt 
haben da im letzten Jahre die freien Gewerkschaften geleistet, 
Sie haben den Arbeitnehmern ienseits der-Grenze die Hand der 
Versöhnung entgegengestreckt und -mit ihnen ‚gemeinsam die 
gewerkschaftliche Internationale mit dem Sitz in Amsterdam 
wieder aufgebaut. Mehr als 28 Millionen Arbeitnehmer in’über 
20 Ländern gehören heute der Amsterdamer Internationale an, 
Mit grösster Einmütigkeit bekundete der: Londöner Internatio- 
nale Gewerkschaftskongress im November ‘vorigen ‚Jahres den, 
Willen zu gemeinsamer Arbeit in der Behebung der Kriegsfolgen. 


Angestellten und Arbeiter 
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Der Internationale Gewerkschaftsbund und die internatio- 
nale Arbeiterschaft verkennt nicht die schwere Notlage Deutsch- 
lands. So hat der Internationale Gewerkschaftskonugress „ener- 
gisch Protest erhoben gegen die angedrohte Besetzung des 
Ruhrkohlengebietes durch die Truppen der Entente“, und das 
Bureau des Internationalen Gewerkschaftsbundes fasste am 
15. März eine Entschliessung, deren Schlusssatz heisst: 

„Der Internationale Gewerkschaftsbund erklärt. dass der 
Weltiriede nicht von einer militärischen Besetzungspolitik ab- 
hängig gemacht werden darf. Er fordert, dass man auf diese 
Gewaltmassnahme verzichte und dass endlich die internatio- 
nale Solidarität zum Ausdruck gebracht werde, die allein die 
Verwirklichung einer Politik der Wiedergutmachungen er- 
möglichen und eine Bürgschaft bieten kann für den Frieden 
durch Arbeit.“ 

In England beschlossen am 17. März der parlamentarische 
Ausschuss des gewerkschaftlichen Kongresses und das Exekutiv- 
komitee der Labour Party ein Manifest. in dem es heisst: „Die 
Sterblichkeitsziffern in Mitteleuropa beweisen, dass es die Kin- 
der sind, welche diese Rechnung mit ihrem Leben bezahlen.“ 
„Es ist undenkbar, dass Europa 42 Jahre lanz ein bewafinetes 
Heerlager bleibt, um diesen unmöglichen Tribut zu erzwingen.“ 
„Unserer - Ansicht nach enthält die Entschädigungsrechnung 
Posten, die unvereinbar sind mit den vor dem Abschluss des 
Waffenstillstandes gestellten Bedingungen, auf Grund deren 
Deutschland sich unferworfen hat.“ „Wir verlangen nicht nur 
eine nochmalige Prüfung der Entschädigungsforderungen, son- 
dern auch eine Aenderung der Gesamtpolitik der Alliierten 
gegenüber Zentraleuropa und Russland.“ Der Maiauiruf der 
Pariser Gewerkschaftskommission „brandmarkt den Versailler 
Vertrag als Gefahr und Erzeuger neuer Kriege... als Aus- 
druck des furchtbarsten Militarismus und des bürgerlichen 
Merkantilismus“, verurteilt das Ultimatum. das man Deutsch- 
land stellt, und die auf der Londoner Konferenz beschlossenen 
Sanktionen... und erhebt Protest gegen die sinnlose und ver- 
brecherische Politik“. Die deutschen und französischen Bai- 
arbeiter und Bautechniker des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes sind gesondert zusamimengetreten und haben sich ihrer- 
seits mit dem Problem des Wiederaufbaues der zerstörten Ge- 
biete beschäftigt. Der Bund der technischen Angestellten und 
Beamten hat sich weiter mit der französischen Technikerorga- 
nisation, der „Union Syndicale des Techniciens de. Industrie, 
du Commerce et de l’Agriculture“ in Frankreich, die auch einen 
besonderen Vertreter zu dem Bundestage des Butab. entsandt 
hatte, wegen des Wiederaufbaıes der zerstörten Gebiete Nord- 
frankreichs in Verbindung gesetzt. Bedeutsame Vorschläge, 
die auch bereits die Zustimmung der Geschädisten der Kriegs- 
zone, der Sinistrierten, gefunden haben, sind ausgearbeitet und 
werden beiden Regierungen demnächst unterbreitet. 

Während die Klopffechter des D. H. V. und seines Anhanges 
im Gedag sich jetzt schon wieder berauschen an dem Massen- 
tritt der deutschen Bataillone, sind die so oft als vaterlands- 
lose Gesellen verfemten freien Gewerkschaften am Werk, 
durch positive Arbeit eine Brücke zur Verständigung mit un- 
serem Feinde von gestern zu schlagen, unserem Vaterlande in 
der Welt des Hasses neue Freunde zu werben, die sich mit uns 
für die Milderung der uns auferlexten Lasten einsetzen. Durch 
die Herbeiführung eines wahren Friedens durch Arbeit dürfte 
die freigewerkschaftlich organisierte Arbeiter- und Angestellten- 
schaft dem deutschen Vaterlande und dem deutschen Volke den 
denkbar grössten Dienst leisten. Dank und Anerkennung der 
Säbelrassler werden sie nicht ernten, aber die positive Arbeit 
am Wohl unseres Volkes ist die dankenswerteste Aufgabe, die 
heute in unserem daniederliegenden Vaterlande geleistet wer- 














den kann. Ewald Bote. 
on Rundschau oo 
Wirtschaftsfragen 

Sozialisierung und Reparation. Die Sozialisierungs- 


kommission hat über die mit der Reparation zusammenhängen- 
den Fragen eine Enquete veranstaltet, die demnächst im Druck 
erscheinen wird. Die Kommission behält sich vor. das Ergeb- 
nis dieser Enquete durch weitere Verhandlungen zu ergänzen 
und ihre eigene Stellungnahme in gutachtlichen Aeusserungen 
niederzulegen. 

Da die Entschlüsse der Regierung zum Teil schon in der 
nächsten Zeit gefasst werden, hat ausserdem eine «Reihe von 
Mitgliedern der Kommission die Erklärung abgegeben, dass ihnen 
als Voraussetzung jeder wirksamen Reparationspolitik die Be- 
achtung folgender Grundsätze geboten erscheint: 

„1. Die Reparation ist nur denkbar im Rahmen einer Wirt- 
schaitspolitik, die eine Steigerung und Rationalisierung der 
Produktion bezweckt. 


DEUTSCHE-TECHNIKER-ZEITUNG 1921 





291 


2. In diesen Rahmen muss sich auch die Aufbringung der 
Mittel’einfügen, welche unter allen Umständen zur Vermeidung 
weiterer Geldentwertung durch Aufnahnıe schwebender Schulden 
die Herstellung‘ des Gleichgewichtes im Reichshaushalt er- 
reichen muss. 

3. Da die Erträge der Volkswirtschaft an den Stellen, wo 
sie Privateinkommen werden, bereits stark belastet sind, und 
dadurch die Gefahr der Hinterziehung erzeugt wird. erachten 
die Unterzeichneten den Uebergang zur Besteuerung an der 
Quelle für nötig. Sie halten die unmittelbare Anteilnahme des 
Reiches an den Erträgnissen in Landwirtschaft, Industrie, Handel 
und Banken für geboten, 

a) als beste Erfassung der Steuer an der Ouelle, 

b) als Anteil der Allgemeinheit an der Preissteigerung, die 

infolge der Angleichung an die Marktpreise eintritt. 

4. Diese Art der Aufbringung kann das Reich in den Be- 
sitz von Substanzwerten setzen, welche geeignet sind: 

a) bei eintretender zwingender Notwendigkeit durch Be- 
leihung oder Veräusserung von Vermögenswerten die 
Reparationspflichten zu erfüllen, 

b) gleiclizeitig den mit der Ueberfremdung verbundenen 
Geiahren zu begegnen, indem durch bewusste Regu- 
lierung ein regelloser Ausverkauf des Volksvermögens 
hintanschalten wire. 

Die Unterzeichneten betonen, dass eine solche Veräusse- 
rung der Substanzwerte nur zur Erfüllung der auswärtisen 
Zahlungsverpflichtungen in Betracht kommen darf, soweit 
diese in der Uebergangszeit nicht anders möglich sein sollte, 
keinesfalls aber zur Herstellung des Gleichgewichts im inneren 
Haushalt.“ 

Diese Grundsätze haben mit ihrem Namen gedeckt die 
Herren Baltrusch, M. d. R.-W.-R., Dr. Adolf Braun. M.d. R., 
Adolf Cohen, M. d. R.-W.-R., Feiler, M. d. R.-W.-R.. Hart- 
mann, M. d. L., Dr. Hilferding, M. d. R.-W.-R. und des Preussi- 
schen Staatsrates, Kaufmann Kautsky, Prof. Dr. Lederer, 
Prof. Dr. Lindemann, Erster Bürgermeister Dr. Lupep, Steger, 
M.d.L., Prof. Dr. Alfred Weber, Werner. M.d. R.-W.-R.,; 
Reichsminister a. D. Wissell, M. d. R.-W.-R. und M.d.R. 

Eine Reihe von Kommissionsmitgliedern hat die Frklärung 
jedoch niclt unterzeichnet, und zwar die Herren Generaldirektor 
Kain, Direktor Kraemer, M. d. R.-W.-R., Dr. Kuczynski, Geh, 
Reg.-Rat Prentzel und Dr, Vogelstein, weil sie ihr sachlich nicht 
zustimmten; ferner die Heren Exellenz von Batocki und 
v. Siemens, M. d. R., weil sio den Verhandlungen nicht beiwohnen 
Konnten und ihre Stellungnahme erst nach Kenntnis der Pro- 
tokolle festzulegen wünschen; schliesslich die Herrem Professor 
Dr. Ballod und Umbreit, M. d. R.-W-R., da sie in der kurzen 
Zwischenzeit nicht erreichbar waren: der mitunterzeichnete 
Herr Baltrusch, M. d. R.-W.-R., stimmte nur den drei ersten 
und nicht dem vierten Punkte der Erklärung zu. 


Der Arbeitsmarkt im Juni 1921. Die bereits im Mai festge- 
stellte Besserung der Arbeitsmarktlage hat, wie wir dem 
zweiten Juwiheft des „Reichsarbeitsblattes“ entnehmen. auch im 
Juni we iter angehalten. Bei nicht einheitlichkem Ge- 
samtbiide weisen in erster Linie das Textilgewerbe, das Brau- 
gewerbe und in schwächerem Grade auch die Landwirtschaft 
weitere Besserungen auf. Aeussere Einflüsse führten zu er- 
heblichen Störunsen der Produktion: so die Unruhen in Ober- 
schlesien, die Zollmassnahmen der Entente im Rheinland. So- 
weit im übrigen vermehrte Tätigkeit festgestellt werden konnte, 
dürften die hierauf aufgebauten Hoffnungen nicht zu hoch ge- 
spannt werden; von einer nachhaltiger Besserung des Wirt- 
schaftsliebens kann nicht die Rede s&in. Es ist die trübe Folge 
der veränderten Lage Deutschlands, dass Wirtschaftsleben und 
Arbeitsmarkt nicht mehr einheitliche, über lange Zeiträume 
wirkende Entwicklungseinrichtungen- aufweisen, sondern bei 
jedem Sinken der Markvaluta, jedem Steigen der Entente- 
forderungen, zwischen Auf und Nieder unruhig wechseln. Der 
Rückschlag der jetzt scheinbar günstigeren Beschäftigungslage 
dürfte kaum allzulange warten lassen. Jedenfalls deuten in der 
Zahlenbewegung des Arbeitsmarkts bereits einzelne Zeichen auf 
die Unsicherheit der Gesaitlage hin. 

Die Arbeitslosenstatistik der Arbeitnehmerorga- 
nisationen zeirt einen verstärkten Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit. Von 5761596 Mitgliedern waren am 
25. Juni 170612 oder 3 v. H. aller Mitglieder arbeitslos (im 
Vormonat 3,77 v. H., im Durchschnitt der Monate des Jahres 
1920 3,8 v. H.). Im ganzen ist der Satz natürlich noch immer 
ein hoher, der selbst in Krisenjahren der Vorkriegszeit wie 
1908/69 im Juni nicht erreicht wurde. Nach der Stärke des 
Rückganges folgen: freigewerkschaftlicher Metallarbeiter-, Holz- 
arbeiter-, Fabrikarbeiter-, Bauarbeiter-Verband sowie der christ- 
liche Verband der Fabrik- und Transportarbeiter. In Anbetracht 
der von allen Gegenden 'zemeldeten starken Nachfrage nach 
Bauhlandwerkern, insbesondere Maurern, erscheint ihre 
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Arbeitslosenziffer von 3,1 noch immer ziemlich hoch. Be- 
merkenswert ist die Zunahme: der Arbeitslosigkeit bei den 
Tabakarbeitern, und zwar stieg dieselbe beim freigewerkschaft- 
lichen Tabakarbeiterverband von 2,4 im Mai auf 34 v. H. im 
Juni und beim christlichen Tabakarbeiterverbande sogar von 
1,6 auf 29 v. H. Die Zahl der weiblichen Arbeitslosen betrug 
40303 oder 3,1 v. H. aller organisierten Frauen (im Vormonat 
4,4), die Zahl der männlichen 130 309 oder 29 v. H. (im Vor- 
monat 3,5). Die Besserung war demnach für das weibliche 
Geschlecht grösser als für das männliche. Der Grund liegt im 
Ingangkommen der Textilindustrie, zumal der sächsischen Ge- 
biete. 

Die Statistik der unterstützten Erwerbs- 
losen lässt auch im Juni einen weiteren wesentlichen Rück- 
gang der Zahlen erkennen. Dieser ist allerdings zum Teil wohl 
weniger auf eine wirtschaftliche Belebung als auf schärfere 
Handhabung der Fürsorgebestimmung zurückzuführen. Die Ge- 
samtzahl der unterstützten Vollerwerbslosen ging von 358 161 
am 1. Juni auf 316970 am 1. Juli, d.h. um 11,5 v. H., zurück. 
An dieser Abnahme ist wie früher das männliche Geschlecht 
ganz überwiegend beteiligt. Aus der Unterstützung schieden 
aus: 37919 Männer und nur 4272 Frauen oder in Prozenten 
ausgedrückt 13 v. H. der Männer, 5,65 v. H., der Frauen. 

Die Statistik der öffentlichen Arbeitsnach- 
weise ergab eine weitere Verbesserung der Gesamtlage. Ein 
weiterer Rückgang der Zahl der Arbeitsgesuche von 971 748 
auf 941389, d. h. um 3,12 v. H, (6,49 im Vormonat), bei zu- 
nehmendem Arbeitsangebot — von 555.208 auf 558 265, d. h. 
um 0,55 v. H. (im Vormonat 0,75) —, ergab als Andrangszifier, 
d. h. als Zahl der auf je 100 offene Stellen entfallenden Arbeits- 
gesuche, 169 gegen 175 im Monat Mai. In gleicher Zeit erlitt 
die Zahl der durchgeführten Vermittelungen eine Einbusse von 
412 354 im Mai auf 409312, Doch konnte ein steigender An- 
teil aller Arbeitsgesuche befriedigt werden, 43,48 gegen 42,43 
v. H. im Vormonat. 73,32 v.H. aller angebotenen Stellen fan- 
den im Laufe des Monats ihre Besetzung (im Vormonat 74,27 
vom Hundert). 

Die Besserung zeigte sich sowohl auf dem männlichen wie 
auf dem weiblichen Arbeitsmarkt, erreichte aber für Frauen 
nicht ganz den gleichen Umfang wie für die männlichen Ar- 
beitskräfte. 

Kapftalbeschaffung für die sozialen Baubetriebe, Die 
sozialen Baubetriebe haben im letzten Jahre eine überraschend 
günstige Entwicklung genommen. Soil die Sozialisierung des 
Baugewerbes energisch weitergefördert werden, so sind gewal- 
tige Mittel erforderlich. Nicht nur müssen die einzelnen sozialen 
Baubetriebe entsprechend ihrer Entwicklung mit dem notwen- 
digen Betriebskapital ausgestattet werden. sondern es gilt, auch 
die Baustofibetriebe, Ziegeleien, Zementfabriken, Sägewerke 
usw. in die Gemeinwirtschaft einzubeziehen, Zur Schaffung 
dieser Mittel werden vom Verbande sozialer Baubetriebe Dar- 
lehnszeichnungsscheine zu 100 und 300 M. das Stück heraus- 
gebracht. Der Zinssatz ist auf 4 Prozent. festgesetzt. Allen 
Vertrauensmännern ist mit der „Bundespost“ vom 30. Juli ein 
Prospekt mit anhängendem Zeichnungsschein zugegangen, 
Weitere Zeichnungsscheine können von unserer Hauntgeschäfts- 
stelle bezogen werden. Zeichnungsstelle ist für alle Bundes- 
mitglieder die Industriebeamtensparbank. 

Kollegen, soll die Gemeinwirtschaft sich durchsetzen, so 
müssen wir alle unsere schwachen Kräfte in den .‚Dierist der 
grossen Sache stellen. Wer die Gemeinwirtschaft 
will, muss Darlehnszeichnungsscheine des 
Verbandes sozialer Baubetriebe zeichnen! 


Sozialpolitik 


Das Harburger System produktiver Erwerbslosenhilfe, In 
Harburg (Elbe) waren seit ie die Bestrebungen zur Behebung 
der Arbeitslosigkeit besonders rege. Im Herbst 1920 wurde 
dann auf Betreiben des dortigen Ortsausschusses des A.D.G.B, 
eine produktive Erwerbslosenfürsorge unter An- 
spannung der gesamten Bürgerschaft der Stadt ins Leben ge- 
rufen. Der Gedanke war, die zur Durchführung der Aufgabe 
notwendigen Mittel nicht aus geiegentlichen Spenden und Samm- 
lungen fliessen zu lassen, sondern auf festnormierte laufende 
Leistungen aller Bevölkerungsschichten zu basieren. Dazu 
mussten natürlich Mittel aus der Staatlichen und gemeindlichen 
Erwerbslosenfürsorge treten. Die industriellen Arbeitgeber und 
selbständigen Handwerker leisteten einen freiwilligen Beitrag 
von 1 M. wöchentlich für jeden beschäftigten Arbeiter, der 
Grosshandel 1 v. H. der verausgabten Gehaltssumme, der Klein- 
handel je nach Umfang 20 bis 100 M. monatlich, die Arbeiter 
zahlten bis 300 M. Verdienst %# v. H., über 300 M.1v.H. der 
Lohnsumme, die Angestellten, Lehrer, Beamten und übrigen 
Kreise gleichfalls % bis 1 v. H. ihres Einkommens. Dazu traten 
freiwillige Beiträge, weiter die durch Beschäftigung der Ar- 
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beitslosen ersparte Unterstützungssumme und ein Anteil der 
Stadt von 100600 M. wöchentlich. In der Zeit vom 15, Sep- 
tember 1920 bis Ende April 1921, also in 73% Monaten, rund 
1700 000 M. Davon kamen an Beiträgen von’ den industriellen 
Arbeitgebern 462600 M., Grosshandel 43.000 M.. Kleinhandel 
62.700 Handwerker 18200 M., Arbeiter und  Ar- 
beiterinnen 455000 M., Angestellte 116700 M, Er- 
werbslosenfürsorge 160500 M., von der Stadt 320000 M., 
sonstige Beiträge 53500: M. 

Die Einrichtung selbst bewährt sich ausserordentlich gut. 
Bis Ende März war. bereits 2150 Personen. Gelegenheit zum 
Erwerb geboten worden. Neuerdings ist. die Anlegung eines 
Staubeckens in Angriff genommen worden. Gearbeitet wird 
täglich vier Stunden, um möglichst viele Arbeitslose beschäf- 
tigen zu können. Der Lohn variiert ie nach Alter und beträgt 
für über 20 Jahre alte Arbeiter 5 M. die Stunde, 
Akkordarbeit erhöht sich dieser um 2,20 M. die Stunde. 

Das Harburger System verdient die ernsteste Beachtung 
aller Kreise, die sich mit dem Problem der Erwerbslosen- 
fürsorge beschäftigen. Was in Harburg (rund 70 000 Einwohner) 
geleistet ist, sollte auch an anderen Orten Ansporn sein, um 
durch Gemeinschaftshilfe den Erwerbslosen beizustehen. 


Die Barmer Ersatzkrankenkasse versendet in diesen Tagen 
ihren Bericht über das Jahr 1920. Aus dem Bericht ist er- 
sichtlich, dass die Krankenkasse sich in erfreulicher Weise ent- 
wickelt hat. Die Mitgliederzahl betrug am 31. Dezember 1919 
11 685 und stieg bis zum 31. Dezember 1920 auf 29 293; bis zum 
1. Juli d. J. ist sie weiter auf 45 801 angewachsen. Die Zahl 
der Familienversicherungen betrug am 1. Januar 1929 2454, am 
31. Dezember 1920 8662 und am 1. Juli d. J. 16634. Die Aus- 
gaben betrugen 1919 pro Kopf 118,34 M., dagegen 1920 341,42 
Mark. Am meisten sind im Jahre 1920 die Geschäftsunkosten 
gestiegen, die sich gegenüber 1919 vervierfacht haben. : Dies 
wird von der Kasse darauf zurückgeführt, dass gerade im Jahre 
1920 eine grosszügige Werbetätigkeit angelegt wurde und 
ausserdem ein weitverzweigtes Netz örtlicher Verwaltungs- 
stellen geschaffen worden ist. 

Das Vermögen der Kasse betrug im Jahre 1919 130425 M. 
und ist im Jahre 1920 auf 746615 M. gestiegen. 

Sehr ungünstig haben sich die Ausgaben in den Klassen 20 
und 21 für freiwillige Mitglieder, sowie in der Familienversiche- 
sung gestaltet. Die Krankenkasse hat deshalb am 1. August 
dieses Jahres die Beiträge der Klasse 20 in der Höhe festge- 
setzt, wie sie bisher für die Klasse 21 bestanden. Die Klasse 21 
fällt ganz fort, die Mitglieder dieser Klasse werden der 
Klasse 22 überführt. Für die Familienversicherung werden die 
Beiträge ab 1. August 1921 um 6 M. monatlich erhöht. 

Die gewaltige Steigerung der Mitgliederzahl ist dadurch 
erreicht worden, dass die Kasse mit einigen AfA-Verbänden, 
unter anderem auch mit unserem Bunde, einen Vertrag abge- 
schlossen hat, der für die Mitglieder dieser Verbände Ver- 
günstigungen vorsieht. In einem Flugblatt der 
Krankenkasse, das der Nummer 29 vom 22. Juli 1921 der 
„D. T.-Z.“ beilag, sind die Vergünstigungen, die den Mitgliedern 
unseres Bundes gewährt werden, aufgeführt. Wir machen aus- 
drücklich darauf aufmerksam, dass darüber hinaus auch unseren 
Mitgliedern Vergünstigungen nicht eingeräumt werden. Insbe- 
sondere gelten die Wartezeiten, die in dem ersten Satzungs- 
nachtrag vom Dezember v. J. vorgeschrieben sind, auch für 
unsere Mitglieder. 


Soziale Bewegung 


Milliardendynastien. — Ein Stinneskonterfei in Tabellen, 


Unter dieser Spitzmarke bringt die „Metallarbeiter- 
Zeitung“ (Nr, 28) eine interessante, etwa 5% Zeitungsseiten 
umfassende tabellarische Uebersicht über den Aufbau und die 
Entwicklung des Stinnes-Konzern. Das genannte Blatt be- 
merkt dazu u. a.: „Die Kapitalgewaltdes Stinnes- 
trusts alles in allem beträgt nahezu acht 
Milliarden Mark. Würde man die Auslandsbesitzungen 
in der jetzt geltenden Valuta umrechnen, würde diese Zahl 


noch um ein Erkleckliches hinaufschnellen. Fine Untersuchung: 


Papiermark zu 
Die Fabriken, Berg- 


darüber, wieweit diese Summe in Gold- und 
gelten hat, wollen wir nicht anstellen. 


werke, Grubenfelder, Maschinen, Roh- und Fertigmaterial in den. 
Hunderten von Fabriken stellen einen Wert dar, der überhaupt _ 


Arbeiterschaft 
gegenüber? Wir wollen 


nicht zu erfassen ist. Was stellt die 
diesem Mammutkonzern 


offen sein und zugeben: die Chancen der. Ärbeiterschaft sind. 


gering und werden es so lange sein, als die deutsche Ar- 
beiterschaft es nicht versteht, den Geist des Idealismus, des 
Opfermuts und der Hingebung, der die sozialistische Arbeiter- 
schait der Vorkriegszeit auszeichnete, auf alle Arbeiter zu 
übertragen und bis zur höchsten Potenz fortzuentwickeln, 


„Heute heifen euch nicht Wortgespinste der abgelebten Rede 
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künste,“ sondern ernstes positives Schaffen in dem Betrieben 
und Gewerkschaften. Die Gewerkschaften sind der einzige 
ernsthaft in Frage kommende Aktivposten auf seiten der Ar- 
beiterschaft. Der Deutsche Metallarbeiter-Ver- 
band, der in seinen Haupt- und Lokalkassen 
auf einer Seite des Hauptbuches 226 Millio- 
nen Mark verbucht, ist ein Trust der Metall- 
arbeiter und in der Lage, die Unternehmermacht der Trust- 
unternehmungen zu paralysieren, wenn zu einer noch stärke- 
ren Finanzkraft die Geschlossenheit der Organisation und ein 
kühner Kampfesmut tritt, gepaart mit volkswirtschaftlichen 
Kenutnissen auf der Ideenwelt des Sozialismus.“ 


Die Ermahnung des Metallarbeiterverbandes gilt gerade so 
gut für diejenigen technischen Angestellten, die dazu neigen, 
den Einflüsterungen der Zersplitterer unserer Einheitsorgani- 
sation, besonders aus dem christlichen Lager, Gehör zu schen- 
ken. Ein jeder solite sich doch bewußt sein. daß durch die 
Kartellierung der Spitzenorganisationen der freigewerkschaft- 
lichen Angesteilten- und Arbeiterverbände die Gewähr für 
eine einheitliche geschlossene Kampffront der Hand- und Kopf- 
arbeiter gegeben ist. 


Wiederauferstehung der wirtschaftsiriedlichen Werkvereine, 
Als gegen Kriersende die Zentrai-Arbeitsgemeinschaft der Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbände gegründet wurde, war 
eine der ersten Grundbedingungen für ein Zusammengehen, dass 
die Arbeitgeber feierlichst verkündigten, sie würden in keiner 
Weise die wirtschaftsfriedlichen Vereinigungen weiter fördern 
und unterstützen. In der Geschichte des Kapitalismus ist es 
eine alte Erfahrungstatsache, dass feierliche Versprechungen nur 
solange gehalten werden, als die Not oder der Vorteil dieses be- 
dingt. Wir haben deshaib von Anfang an hinter allen Ver- 
sprechungen von jener Seite ein grosses Fragezeichen gemacht. 
Nachdem durch die wirtschaftliche Entwicklung die Arbeitgeber 
und ihre Vereinigungen in letzter Zeit wesentlich erstarkten, 
versuchten sie auch wieder, in den wirtschaitsiriedlichen Werks- 
verbänden die Verräter der Arbeitnehmerschaft zusammenzu- 
fassen. 

Schon in der Vorkriegszeit gehörten zu den grössten 
Scharfmachern und wütendsten Bekämpfern der Gewerkschaften 
jeglicher Richtung die Schichau-Werke in Elbing. In der 
Nachkriegszeit haben die Schichau-Werke ständig Konflikte 
mit ihren Arbeitern und Angestellten auszufechten gehabt. 
Jetzt haben sie es verstanden, eine „wirtschaftliche (lies: 
„wirtschaftsfriedliche“. Die Red.) Vereinigung der Schichau- 
Arbeiter zu Elbing“ ins Leben zu rufen. Bezeichnend für den 
Geist, in dem diese Vereinigung zu arbeiten gedenkt, ist es, 
dass in der ersten Hauptversammlung der Vorsitzende den als 
Gast geladenen Herrn Hilbig besonders begrüsste. Hilbig 
ist Geschäftsführer des Arbeitgeberverbandes. Er war unseres 
Wissens ursprünglich deutschnationaler Handlungszehilie und 
hat viele Jahre in der Bekämpfung jeglicher gewerkschaftiicher 
Vereinigungen eine üble Rolle gespielt. 

Aus den Satzungen der Vereinigung ist besonders inter- 
essant: „Aufnahmefähig - sind alle männlichen Arbeiter der 
Schichau-Werke, die keiner Gewerkschaft und keiner 
der sozialistischen oder kommunistischen Par- 
teien angehören. Im übrigen ist die Vereinigung partei- 
politisch und konfessionell neutral. Angestellte können nur als 
ausserordentliche Mitglieder aufgenommen werden.“ Es ist 
eigentlich selbstverständlich, dass ein anständiger Gewerk- 
schafter sich nicht herbeilässt, Mitglied dieser wirtschaftsfried- 
lichen Vereinigung zu werden. Diese ausschlaggebende Formel 
wäre daher ziemlich überflüssige. Die Gewerkschafter werdeır 
sehr gerne diese Arbeitgebersöldlinge unter sich lassen; aber 
sie werden und müssen mit aller: Energie für sich in Anspruch 
nehmen, dass ihnen in keiner Weise ihr Koalitionsrecht 
durch die Schichau-Werke beschnitten wird. Sie müssen 
auch verlangen, dass ihre Gewerkschaften für ihre Vertretung 
von den Schichau-Werken anerkannt werden. Es ist seibst- 
verständlich, dass ein Zusammenarbeiten der Gewerkschaften 
mit der wirtschaftsfriedlicher Vereinigung unter keinen Um- 
ständen in Frage kommen kann. Wenn von den Schichau- 
Werken irgendwelcher Druck auf ihre Arbeiter und Angze- 
stellten ausgeübt werden sollte, so würde es wahrscheinlich zu 
schweren Kämpfen kommen, für die die Verantwortung die 
Schichau-Werke allein zu tragen haben. 


Internationale schwarze Listen. Kennzeichnend für das Be- 
streben mächtiger Unternehmer, die Arbeitnehmer niederzu- 
halten, ist eine Notiz, die Ende Juli in der Saarbrückener 
„Volksstimme“ erschienen ist. Es wird ein Schreiben des Ar- 
beitzeberverbandes für das Saargebiet veröffentlicht, worin 
er sagt: 

„Durch Verhandlungen mit dem Polizeipräsidenten des 
Saargebiets ist erreicht, dass Pässe nach Frankreich 
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anstreikende Arbeiter nicht mehr ausgestellt werden. 
Wir ersuchen alle Mitglieder drinzend, uns die Namen von Ar- 
beitern mitzuteilen, von denen-ieststeht, dass sie zur Zeit des 
Streikausbruches oder kurz vorher nach Frankreich auszewan- 
dert sind. Für deren Rückbefiördeung werden wir uns be- 
mühen.“ In Punkt 3 heisst es: „In eingehenden Verhandlungen 
seit 19, Juli haben wir uns der Unterstützung derifran- 
zösischen Generalunternehmer, der Grubenver- 
waltungen, der Eisenbahnverwaltung, der Regierungskommission, 
des Arbeitgeberverbandes der Saarindustrie und der rohstoff- 
erzeugenden Industrie, sowie der Rheinisch-Lothringischen 
Ziegelwerke, der Kalkwerke usw. versichert.“ 


Der Internationale Gewerkschaftsbund und das oberschlesi- 
sche Probiem. Die vom Internationalen Gewerkschaftsburd für 
das Studium der oberschlesischen Frage eingesetzte Kommission 
veröffentlicht ihren Bericht über die von ihr im umstrittenen 
Gebiete durchgeführte Untersuchung. Es handelt sich dabei 
um ein bedeutendes Dokument, das einen allgemeinen Ueber- 
blick über die wirtschaftlichen Verhältnisse des industriellen 
Gebietes, eine Prüfung der sich gegenüberstehenden Auffassun- 
gen sowie schliesslich eine Zusammenfassung der für die Bei- 
legung des gegenwärtigen Konfliktes unbedingt nötigen Vor- 
aussetzungen gibt. 


Die Enquete der Vertreter des I. G. B. fiel in die Zeit des 
oberschlesischen Aufstandes. Sie erinnern an die Haltung, zu 
der sie sich. in diesen Umständen veranlasst sahen sowie auf die 
erfolgreichen Bemühungen, die sie zur Herbeiführung des Frie- 
dens gerade in dem Augenblick& machen konnten, wo sich die 
Lage am meisten zugespitzt hatte. 


Die Enguete hatte aber nicht nur den an sich bedeutsamen 
Wert, der ihr durch die besonderen Umstände zukam. Die 
Delegation hatte bei ihren Untersuchungsarbeiten vor allem 
die allgemeine Lage des Landes und die Mittel zur Lösung 
dieses schwierigen Problems im Auge. Der auf Grund dieser 
Erwägungen ausgearbeitete Bericht wird diesem Ziele in jedem 
Betracht gerecht. 


Es werden darin die wirtschaftlichen und allgemeinen Be- 
dingungen in ihrer Gesamtheit geprüft; die daraus gezogenen 
Schlüsse stellen indes nicht einen Plan dar, der eine Angliede- 
rung und Zerstückelung empfiehlt, sondern die für eine gerechte 
Lösung unumgänglichen Bedingungen darlegt. 


Die Vertreter des I. G. B. haben festgestellt, dass das ober- 
schlesische Problem im Wesen eine Frage um den Besitz 
industriellen Gebietes ist. Sie heben hervor, dass 
dieses Gebiet eine wirtschaftliche Einheit darstellt 
und nicht zerstückelt werden darf, wenn nicht seine ganze 
wirtschaftliche Tätigkeit und Entwicklung gefährdet werden soll. 


Nach eingehender Prüfung der Existenzmöglichkeiten der 
oberschlesischem Industrie, der Bedürfnisse dieses Gebietes und 
der Interessen Deutschlands und Polens, sind sie zur Ueber- 
zeugung gelangt, dass mit der Zuteilung dieses Gebietes eine 
wirtschaftliche Autonomie verbunden sein muss; 
d. h. die neue politische Grenze darf keine Zollschranke 
bilden; der freic Austausch der Güter nicht behindert werden. 
Zu alledem muss bei der endgültigen Zuteilung des Gebietes 
gleichzeitig die Verteilung der Produkte und die 
Lieferung der Rohstoffe derart geregelt werden, dass 
sie sa gerechten Bedürfnissen beider Staaten Rechnung 
trägt. 


Diese wirtschaftliche Autonomie muss durch eine Auto- 
nomie der Verwaltung ergänzt werden, um die recht- 
liche und tatsächliche Gleichheit der Einwohner in einwand- 
freier Weise zu sichern und der Minderheit gegenüber 
eventuellen Repressalien oder Unterdrückungen irgendeiner Art 
und unter welcher Form sie auch auftreten mögen, Garan- 
tien zu bieten. 


Als wichtigste Bedingung, deren Missachtung die Unzu- 
friedenheit und die Konflikte nur erhöhen und vermehren 
könnte, verlangen sie die Auirechterhaltung der von 
den Deutschen eingeführten sozialen Gesetzgebung, 
die den Arbeitern dieses Gebietes zurzeit zugute kommt. Sie 
verlangen nachdrücklich der Ausbau dieser Gesetzgebung, 
der das sicherste Mittel darstellt, um durch die fortschreitende 
Solidarisierung der deutschen und polnischen Arbeiter, deren 
Organisationen das bindende Element sind und bleiben werden, 
zum Frieden zu gelangen. In diesem Zusammenhang weisen 
sie auf die Tatsache hin, dass die Sozialisierung der 
oberschlesischen Grossindustrie unumgänglich 
notwendig ist, und zwar nicht nur, weil sie eine Form des Fort- 
schritts bilden wird, sondern weil sie auch den kapitalisti- 
schen Druck ausschalten wird, unter dem ein Teil der Be- 
enlie und die allgemeinen Interessen des Landes leiden 
:önnten, 
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Die Delegierten des I. G. B. erklären ausserdem. dass das 
oberschlesische Problem nur dann einer glücklichen Lösung 
zugeführt werden kann, wenn diese Provinz aufhört, ein 
Objekt fortwährender Konflikte “zwischen Poien und Deutsch- 
land zu sein, sondern ein Element der Zusammenarbeit 
wird zwischen den beiden Nachbarländern. 

Sie fordern schliesslich die Arbeiter der beiden Nationen 
auf, in diesem Sinne zu handeln, um ihre Rechte, ihre Forde- 
rungen und den allgemeinen Frieden zwischen den Völkern zu 
sichern. 


Angestelltenbewegung 


Christliche Internationale. Der D.H.V. und seine "kleinen 
Kläffer, wie der N.D.T.V. und Werkmeisterbund. kreiden es 
unserem Bunde als ein besonderes Verbrechen an. dass wir 
durch den AfA-Bund der gewerkschaitlichen Internationale 
Amsterdam angeschiossen sind. Verrat der nationalen Inter- 
essen ist das mindeste, was uns wegen unserer internationalen 
Betätigung nachgesagt wird, obgleich es sich immer wieder 
zeigt, dass unsere internationale Betätigung in dieser Zeit des 
Hasses Deutschland im Auslande wieder Freunde verschafft 
und versöhnend wirkt. 

Es dürfte von besonderem Interesse sein, dass, wie wir 
einer Notiz aus der Zeitung der christlichen Gewerkschaften 
„Der Deutsche“ entnehmen, am 27. und 28. September die De- 
legierten der christlichen Angestellten-Verbände zur Gründung 
einer Internationale in Luxemburg zusammentreten. Auf den 
Erfolg dieser Tagung sind wir sehr gespannt. Der D.H. V. hat 
durch seine Rache- und Hetzartikel. in denen er sich schon 
jetzt wieder an dem Massentritt der deutschen Bataillone be- 
rauscht, alles getan, um diese internationale Zusammenkunft 
in seinem Sinne vorzubereiten. Wir werden nun bald Gelegen- 
heit haben, zu sehen, welche Taktik die richtigere ist, die der 
freien Gewerkschaften oder des Gedag unter Führung des 
DSEL:V; 


Der N. D. T. V. und die Wahrheit. Wir hatten in Nr. 27 
der „D. T.-Z.“ über eine Versammlung in Halle berichtet, in 
welcher es zu einem starken Zusammenstoss mit dem Ver- 
treter des N. D. T. V., Herrn Klitzsch, gekommen war. 
Um den Reinfall, den der Zersplitterungsverband dort erlitt, zu 
verdecken, liess er in Nr. 14 vom 15. Juli seiner Zeitschrift 
einen Bericht erscheinen, der von tendenziösen Entstellungen 
strotzt. Es verlohnt sich nicht, im einzelnen auf das Geschreib- 
sel einzugehen. Nur den einen Satz wollen wir herausgreifen, 
durch den Herr Klitzsch seine hahnebüchene Frechheit, mit 
welcher er den Hölz uns an die Rockschösse hängen wollte, 
jetzt zu verschleiern sucht. Selbst die Notiz der „Halienser 


Zeitung“, deren Berichterstatter offenkundig mit Herrn 
Klitzsch sympathisierte und ihn — was bei Pressever- 
tretern sonst nicht üblich — durch Zwischenrufe unterstützte, 


ist in dem einen Punkt, um den es sich hier handelt, nur dazu 
geeignet, die Unwahrhaftigkeit der Berichterstattung des N. D. 
T. V. nachzuweisen. Danach hat Herr Klitzsch „auf die 
Folgen der auch vom Bunde vertretenen Idee des Internatio- 
nalismus“ hingewiesen und auch „die letzten Unruhen in Mittel- 
deutschland als Folgen dieser Idee“ bezeichnet und schliess- 
lich (im Sinne unserer Darstellung in Nr. 27 der »D.- T.-Z;) 
noch gesagt: „Holen Sie doch Ihren Führerin Mit- 
teldeutschland Hölz her!“ Hierauf kam es zu der 
auch von uns geschilderten Empörung der ganzen Versamm- 
lung, die für den Herausforderer, wenn wir ihn nicht geschützt 
hätten, sehr fühlbar unangenehm verlaufen wäre. Im Bericht der 
Verbandszeitschrift des N. D. T. V., „Der Deutsche Techniker“, 
Seite 108, sucht sich nun Herr Klitzsch. nachdem 
den eigenen Mitgliedern des N. D. T. V. das Auftreten dieses 
Wackeren anfängt, peinlich zu werden, so herauszureden: 

„Er (Koll. Klitzsch) geht auf die parteipolitische Neutralität ein, wie 
sie vom D.G.B. (Deutschen Gewerkschaftsbund. Die Schriftltg.) vertreten 
und wie sie vom AfA-Bund gebrochen wird. Als Beispiel erwähnt er den 
Anschluss an die Amsterdamer Internationale, die Feier des ersten Mai 
als internationalen Verbrüderungstar, das Verlangen des AfA-Bundes 
nach Sofortiger Aufhebung der Sondergerichte gegen die Kommunisten- 
putschler in Mitteldeutschland, von denen die Kollegen in Halle ja auch 
zu erzählen wüssten. Hier kam es zu einer tumultartigen Szene. Der 
Vorsitzende der Versammlung veriangte vom Kollegen Klitzsch 'ein so- 
fortiges Abbrechen der Aussprache über die Sondergerichte mit dem Be- 
merken: „Dann können wir ja Hölz kommen Jaszen dazu!“ worauf 
Kollege Klitzsch bemerkte: „Na ja, das war ja auch Ihr Führer in 
Mitteldeutschland.“ 

Dann wird möglichst plastisch geschildert, 


wie Kollege 


Blumenschein auf. den Redner mit erhobener. Faust zustürzte 


und auch Kaufmann aufgesprungen sei, 


um Klitzsch am Arm 
zu fassen. 


Dann heisst es weiter in dem Bericht des wahr- 


heitsliebenden Organs: . 
„Der Redner verbessert dann auf Wunsch seinen Satz, in- 
dem-er einmal klarstellte, dass sich das „ihr“ nicht auf die Versammlung, 
sondern ‚auf die Zugehörigkeit zum Aufstandsgebiet bezog. Auch nimmt 
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er den entstandenen Verdacht, als habe er sagen wollen, dass Hölz 
der Führer des AfA-Bundes in Mitteldeutschiand gewesen sein soll, 
zurück.“ 


Kein Wort davon ist wahr, dass der Vorsitzende der Ver- 
sSammiung, Kollege Bratge, Herrn Klitzsch den Namen Hölz 
zugerufen habe. Die Frechheit, den Führer der aufständischen 
Kommunisten mit dem AfA-Bund und der freigewerkschaft- 
lichen Organisation der Techniker in Verbindung zu bringen, 
blieb Herrn Klitzsch überlassen. Erst als er sah. was er da- 
mit angerichtet hatte und die berechtigte Empörung der Ver- 
Sammlung ihm in der Tat gefährlich zu werden schien, stotterte 
er wie ein ungezogener Schuijunge, der irgendeines Vergehens 
wegen vom Lehrer abgestraft werden muss, eine nichtssagende 
Entschuldigung heraus. 


Unsere Voraussage, die wir bereits bei der Verschmelzung 


des unter Klitzschs Führung stehenden gelben Bundes 
nationaler Techniker mit dem N. DE TI VE "aus 
sprachen, dass wir von der Wahrheitsliebe dieses Herrn 
noch allerhand zu erwarten haben, ist also prompt eingetrofien. 
Denn auch das ist Schwindel, dass die Vertreter des Deutschen 
Werkmeisterverbandes verlangt hätten, Klitzsch solle weiter- 
Sprechen. Im Gegenteil, gerade die Werkmeister waren es, 
die am liebsten Klitzsch mit kräftiger Hand aus dem Saal ent- 
fernt hätten. 


Der Budaci abgeblitzt. Bei den Tarifverhandlungen war es 
immer das Bemühen des Bundes, für die Technikerschaft im 
Gegensatz zu den Arbeitertarifen eine möglichst weitgehende 
Differenzierung und Spezialisierung der technischen Angestellten 
je nach ihrer Leistung durchzusetzen. Abgelehnt haben wir aber 
stets das Ansinnen, irgendeinen Bildungsgang für die tarifliche 
Differenzierung massgebend sein zu lassen, sondern haben stets 
den Grundatz vertreten, gleiche Leistungen, gleicher Lohn und 
gleiche Rechte, ohne Rücksicht, auf welchem Wege die er- 
forderlichen Kenntnisse erworben wurden. Wenn wir unser 
Ziel nicht immer restlos erreichten, so ist:dies insbesondere mit 
darauf zurückzuführen, dass viele Akademiker in falschem 
Standesbewusstsein glaubten, den Kampf um ihre wirtschaft- 
liche Bessersteilung nicht gemeinsam mit den übrigen Tech- 
nikern kämpfen zu sollen; sie hofften und erwarteten im all- 
gemeinen, dass ihnen die Arbeitzeberschaft auf Grund ihrer 
akademischen Vorbildung die beanspruchten Vorrechte ein- 
räumen würde. Da die Arbeitgeber das grösste Interesse an 
der Zersplitterung der Angestellten haben, wurden sie vielfach 
von dieser Seite in ihrer Hoffnung bestärkt, um später aller- 
dings einsehen zu müssen, dass sie mehr oder weniger mit all- 
gemeinen Redensarten abgespeist wurden. 


Der Bund hat im Juni 1920 einen Reichstarifvertrag für die 
im Tieibau beschäftigten Kollegen mit dem Beton- und Tiefbau- 
arbeitgeberverband abgeschlossen. Vor längerer Zeit hat sich 
auch der Budaci an diesen Arbeitgeberverband gewandt mit 
dem Antrage, für die Akademiker im Tiefbau einen Sondertarif 
abzuschliessen. Dieser Antrag ist von dem Arbeitgeberver- 
band abgelehnt worden. In einem Rundschreiben an die Mit- 
glieder begründet der Beton- und Tiefbauarbeitgeberverband 
seine ablehnende Haltung. Aus der längeren Begründung sei 
folgender Satz festgehalten: „Es gibt andererseits Akademiker, 
die niemals die Leistungen eines guten, nicht akademisch ge- 
bildeten Ingenieurs erreichen. Diesen von Anfang an eine Vor- 
rechtsstellung einzuräumen, wäre äusserst schädlich.“ Das ist 
ganz unsere Auffassung. Für die Leistungsfähigkeit eines tech- 
nischen Angestellten sind neben der Vorbildung in hohem Masse 
persönliche Veranlagung und verschiedene andere Eigenschaf- 
ten ausschlaggebend. Diese, von Mutter Natur ererbte beson- 


dere Qualifikation ist aber genau so zu bewerten, wie die durch 


ein längeres Studium erworbenen Kenntnisse. Wir würden 
es nicht zulassen, wenn wegen der Vorbildung allein eine Gruppe 
durch einen Vertragsabschluss mit einer anderen Organisation 
günstiger gestellt werden würde. Der Arbeitgeberverband hat 
recht, wenn er befürchtet, dass evtl. günstigere Bedingungen 
in einem Reichsmanteltarif für die akademisch gebildeten An- 
gestellten im Baugewerbe auch von den Technikern bei neues 
Tarifverhandlungen erstrebt werden würden. 


Den Akademikern sei aber der Rat gegeben, sich: restlog 
unserer Organisation anzuschliessen. um dann ihre Forderungen 
durch uns in Gemeinsamkeit mit ihren übrigen Kollegen des 
Arbeitgebern gegenüber zu vertreten. ] 


Berufsfragen 


Anwendung des Taylorsystems auf die Industrieangestelltem, 
Die Leistungen der Handarbeiter in der Industrie der Vereinigten 
Staaten werden in den meisten Betrieben mittels des Taylor- 
systems kontrolliert. Für einen jeden Teil der Arbeit sind feste 
Massstäbe (Standards) aufgestellt, welche über die Genauig- 
keit der verrichteten Arbeit Aufschluss geben und die Bemessung 
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‚ der Entlohnung beeinflussen. Die Taylorgesellschaft. welche diese 
; Methoden ausarbeitet und prüft, hat nunmehr ein System für 


die Kontrolle der Angestellten ausgearbeitet, wel- 
ches besonders auf das Aufsichtspersonal, die Sek- 
tionSleiter und Werkmeister angewendet. werden 
soll. Der Verfasser des einzuführenden Systems ist M. H. G. 
Benedikt, Ingenieur aus Cleveland. 

Nach diesem Pian soll der Wert eines jeden Angestellten 
durch eine Bewertungskommission auf folgende Eigenschaften 
hin periodisch festgestellt. werden:. Haltung: und Arbeit, Mass 
des Vertrauens, das er erweckt, allgemeine Fähigkeiten, Grad 
der Aktivität, Fähigkeit zur. Leitung und Entscheidung, persön- 
liche Qualität. Jede Eigenschaft setzt sich aus verschiedenen 
Elementen zusammen, welche bei der Bewertung‘ besonders 
in Betracht gezogen werden müssen. So ist z. B. der Grad des 
Vertrauens, welcher dem Angestellten zugesprochen werden 
Kann, aus fünf positiven Elementen zusammengesetzt: Elırlich- 
keit, Loyalität, Ernst, Rechtschaffenheit, Aufrichtigkeit, daneben 
wird der Mangel einer Anzahl ungünstiger Eigenschaften ge- 
prüft. Für die Anwendung dieses Systems istes in erster Linie not- 
wendig, bestimmte Massstäve bezüglich der genauen Pflichten 
und Verantwortlichkeiten des . Angestellten. festzusetzen. Ein 
System von individuellen Registern, in welchen alle Irrtümer 
und Fehlgriffe des Angestellten verzeichnet werden sollen, wird 
aufgestellt, Diese Aufzeichnungen werden in.drei Exemplaren aus- 
gestellt, der Angestellte und die. Wertungskommission bekommen 
je ein Exemplar und das dritte bleibt bei der mit der Kontrolle 
betrauten Person. Nach einer jeden periodisch erfolgten Be- 
wertung des Angestellten werden die Erzebnisse derselben mit 
ihm durchgesprochen, und nach dieser Besprechung erfolgt seine 
endgültige Einschätzung, weiche ihm dann mitgeteilt wird. 








Aus dem Bunde 
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„Bundespost“. Nr.il der „Bundespost“ vom :30. Juli ist 
als Anlage en Dahrlehnszeichnungsschei:n für den 
Verband Sozialer Baubetriebe beigefüst. Jeder 
Kollege, dem die weitere Entwicklung dieses so erfolgrich ein- 
geleiteten Unternehmens zur Gemeinwirtschaft im Wohnungs- 
bau am Herzen liegt, sollte sich an der Zeichnung von Anteil- 
scheinen nach Kräften beteiligen. — Zur Vermeidung von Feh- 
lern, die den Ortsverwaltungen in der Mitgliederverwaltung 
besonders häufig unterlaufen, werden im Abschnitt „Verwaltung“ 
einige sehr beachtenswerte Winke gegeben. Neues Matrial für 
die sich der Werbetätigkeit widmeriden Kollegen bringen wir im 
nächsten Abschnitt der „Bundespost“, — Unter .Gewerkschafts- 
arbeit“ wird auf zwei Punkte aufmerksam gemacht, die bei der 
Aufstellung neuer Tarifforderungen ganz besonders zu beachten 
sind. Im sozialpolitischen Abschnitt werden einige wichtige 
Notizen zur Angestelltenversicherung mitgeteilt, um 
deren Bekanntgabe in den Mitgliederversammlunzen die Vor- 
Stände unserer Ortsverwaltungen bezw. unsere Vertrauens- 
männer auch an dieser Stelle gebeten weıden. Wie üblich 
bringen wir auch in dieser Nummer die neuesten Indexziffern 
für Lebensmittelpreise. Zum Schluss fo'gt eine besonders für 
Betriebsräte wichtige grössere Notiz, betitelt: „Erste Hilfe 
bei Kündigungen, die, dem Rechtsinlhalt nach auf den 
neuesten Stand gebracht, vielen sehr willkommen sein dürfte, 














Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Anrechnung der Mitgliedschaft im Verband Deutscher -Kulturtech- 
niker.. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung am 1. August be- 
schlossen, den zu uns übertretenden Mitgliedern des Verbandes Deutscher 
Kulturtechniker die in ihren früheren Verbänden gezahlten Beiträge in 
der Weise anzurechnen, dass die Gesamtsumme der bisherigen Bei- 
tragszahlung nach Massgabe der im Bund festgesetzten Mindestbei- 
tragssätze, rückwärtig vom Uebertrittsmonat an, verrechnet wird. 


Auflösung einer Ortsverwaltung. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung ant 1. August beschlossen, die Ortsverwaltung Munsterlager 
auf Grund des $ 35.der Satzung. aufzulösen. 


Ausschluss von‘ Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung am 1. Augtst beschlossen, die Mitglieder. Harnisch (48226) 
und Schütz (125008) der Ortsverwaltung Chemnitz auf Grund des 
$ 13a der Satzung aus dem Bunde. auszuschliessen. 

Die Mitglieder Fritschi (10450, Hüttenrauch (22205), 
Richter (69974), Wernicke (1609) und Schumacher 
(137963), für die aus gleichen Gründen Ausschluss beantragt war, sind 
dem Ausschluss durch "Austrittserklärung zuvorgekommen. Die von 
der Ortsverwaltung geitend gemachten. Ausschlussgründe : wurden auck 
bei .diesen  Mitgliedern‘:vom Bundesvorstand anerkannt. 
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Die neue Satzung. 


(Druckfehlerberichtigung.) 
In den 83 9, 13 (letzter Absatz) und 61 ist auf $ 48 hingewitsen, 
es muss heissen $ 49 
Der $ 53 nimmt Bezug auf .$ 53, gemeint ist $ 54. 
Die Mitgüeder werden gebeten, diese Fehler in der kürzlich ver- 
sandten Satzung, Ausgabe Juli 1921, handschriftlich zu verbessern, 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a, Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-(., Uerdingen a. Rh. 

Zeiluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metaliindustrie. 

Schweriner Industrie-Werke GmbH., (früher Fokker Flugzeuge mbH.). 

F. Heckmann, Apparate u Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b, 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G, Düsseldorf, Werstener 
Strasse 25. 


Versammlungskalender 


Verlängerung des Redaktionsschlusses!l Der Redaktionsschluss 
des Versammlungskalenders findet von jetzt ab Montags, mittags 1 Uhr, 
statt, 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. 
Berlin. B. Vermessungswesen. 19. VIIL 720. Berliner Clubhaus, Ohmstr. 2. 
Halle a.S. F. Industrie, 16. Vill. 8%, Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10 (Seitenfl.), 
Kiel. M. 13. VIIL 8%, Hotel Stadt Magdeburg, Bergstrasse, 




















00 Bücherschau 00 
Unterrichtshrieie für das Selbsistudium techn'scher Wissenschafien, 


System Karnack-Hachfeld. Der Verlag Bonnes-Hachfeld, Pots- 
dam, sendet uns zu unserer Besprechung obiger Unterrichtsbriefe in Nr. 4 
der „D.T,Z.“ vom 23. Januar 1921 folgende 

Berichtigung: 

„in dem Artikel heisst es, dass „die Preise von einer geradezu 
wahnsinnigen Höhe“ seien. Dies ist unrichtig. Der Preis der Lieferung 
beirug früher im Abonnement 60 Pf, ausser Abonnement 99 Pf, 
heute dagegen beträgt er 2,65 M. Ausserdem ist ‚zu beachten, dass 
zu jedem Werk ein umfangreiches Verlagswerk besonders und ohne 
Vergütung geliefert wird. 

In dem Artikel heisst es ferner, dass das Heft über Metall- 
bearbeitung lediglich schlechte Bildstöcke aus 
Katalogen von Firmen enthält und „natürlich für 
den Unterricht völlig wertlos“ sei. Dies ist unrichtig. 
In dem fraglichen Heft befinden sich nur Abbildungen, die besonders 
für die Zwecke der Verlagsbuchhandiung ‚Bonnes & Hachfeld ange- 
fertigt sind. In den wenigen Fällen, wo dies nicht geschehen ist, sind} 
sie entnommen aus den Katalogen der ersten, Lieferungsfirmen Deutsch- 
lands.“ 


Wir haben dieser Berichtigung Raum gegeben, müssen aber bekennen, 
dass sie unsere Anschauung über den Wert der Unterrichtsbriefe in 
keiner Weise abändern konnte. Dass die Lieferung, die früher 60 Pf. 
kostete, jetzt für 2,65 M. zu haben ist, beweist nur, dass sie schon 
damals zu teuer war, und hat nichts damit: zu tun, dass wir den 
Preis der ganzen Lieferung, die nur 456 M. kostet, im Verhältnis zum 
Wert des Lehrganges viel zu hoch. finden. 

Es freut uns übrigens, dass der Verlag wenigstens zugibt, in wenigen 
Fällen Bildstöcke aus den Katalogen von Firmen verwendet zu haben. 
Doch unser Vorwurf bezog sich nicht darauf ‚sondern dass diese Bild- 
stöcke so undentlich sind, .dass sie für den Unterricht unbrauchbar sind. 
Es tut uns leid, unseren Lesern diese Bilder nicht zeigen zu können, als 
ein Beispiel, wie sie nicht sein sollen. Sie würden eine sehr beredte 
Illustration zu unserer Besprechung sein. 


Es starben: 


Jakob Exel (143 366), Frankfurt am Main. 
Konrad Hohn (T. 60 773), Würzburg. 
Ernst Jebens (97 743), Memel. 

Kurt Kürbis (12730), Berlin. 


Max Lemke (39 229), Baumschulenweg. 

Johann Mülders (118689), Viersen, 

W. Reinhardt (T. 7956), Sulzbach/Saar. 

Peter Schaefer (172 649), Bitterfeld. 
.F. Schumann (72 766), Bergwitz. 

H. Schwarz (170039). Niederschöneweide. 

Karl Zabzinski (88233), Emmagrube, 


Ehreihrem Andenken! 






BRTTeT BRUe 


be ET AT 
N A 


“ "Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: i.V. Ewald Bote, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: i. V. Ewald Bote, Berlin... 
er Industriebeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werfistr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borc! GmbH,, Berlin SW 63. 
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Anzeige 


Wir suchen zum baldigen Eintritt einen gewandten 


selbständigen Ingenieur 


für Elsenbau - Konstruktionen und Apparatebau, 
Offerten mit Referenzen erbeten: 


Maschinenfabrik Wiesbaden G.m.b.H. 















Wir suchen Mir 2 unserer Kohlensänrewerke in Süddeutsch- 
land je einen praktisch erfahrenen, energischen, unverheirateten 


Techniker 


mit abgeschlossener Fachschulbildung. 
Ausführliche Bewerbungen sind zu richten an 


Kohlensäurewerke C. 6. Rommenhöller A.-G. 


Br ___Berlin NW7, Dorotheenstrasse 26. 
raniisteinbruch (Sachsen) sucht 


prakt. Steinbruch-Techniker, 


der al!e vorkommenden Kostenanschläge selbständig und sicher kalku- 
jieren kann. Ausführliche Angaben mit Gehaltsansprüchen erbeten an 


Direktor Gustav Weist, Klotzsche i. Sa. 
Königsbrücker Strasse 61. 


Für das hiesige Gemeindebanamt wird ein 


jüngerer Hochbau -Techniker, 


flotter Zeichner, mit abgeschlossener Baugewerks-Schulbildung für 
eofort gesucht. — Beschäfligungsdauer voraussichtlich 2 Jahre. 
Besoldung erfolgt nach Gruppe 6 der staatlichen Besoldungsordnung. 
Meldungen sofort an den Unterzeichneten erbeten. 
Utfort (Kreis Moers am Rhein), den 30. Juli 1921. 
Der Bürgermeister von Repelen-Baerl. 











Drove. 









Neu erschienen! Neu erschienen! 






Stinnes 
und seine 600000 Arhelter 


von Kurt Heinig. 
Preis M. 2,50 


für Mitglieder durch den Zuschuss aus dem Bildungs- 


fonds des Bundes M. 2,— einschl. Porto. 










Jedes Bundesmitglied muss das Buch gelesen haben, 
Zu beziehen durch den 


Industriebeamten-Verlag G.m.b.H. 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 






































3 BEZESENTEEEn 


Leistungsfähige Niaschinenfabrik 
sucht für den Absatz ihrer Pat. Spe- 
zialitäten Überall geeignete Herren als 


Dauervertreter. 


Gefl. Off. an Joh. Frings Nchfl., Benn-Beuel 5 
EN EEE ea Yon Br} DE IIEET SE: 5 ESTER 


n zer] 
Für Studium, Unterhaltun 
Belehrung und Erwerb: 
Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, Hz: Ill ii 


Polster anjedermann. Katalog 16 frei 


Elsenmöbsltabrik Suhl, Thür. 


„Welt - Detektiv“ 
Auskunitei Preiss- Berlin 38 


leiststr. 36 (Hochbahnhof 
Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543, 

obachtg., Ermitti., spez. in 
Zivil-u.Strafproz. In-u. Ausl. 
Helrais - Auskünfte 
üb.Vorieb.‚Lebenswand.,Ver- 
kebr, Gesundh., Einkommen, 
Vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Disiret! Zuverläss.! 
Taus. freiwiil. Anerkennung. 


Gegründet 1905 





Ey, ze 











» erbeten. 


7 
BEWERTE? RE ZTNEFE 1202 























„REFLEKTUS“. 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
[Er SR unge: Zu: Zeichenapparat 
ür undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände aller 
Keine Glasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf., Dresden- 27/72. 
En EEE 


















|Der neue Tarif 


IRechen schieber. ; 










die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%, 

Sjellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 













kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kana Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Oberrealschule. 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten. Kaufmann der 
Maschinenbau.-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 
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Soeben ist erschienen: 


„Die Bibliothek dos technischen 
Annestellten und Beamten,“ 


Versendung erfolgt kostenlos durch den 


Industriebeamten-Verlag, G. m. b. H., 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 


mit mehrjähriger Erfahrung in der 
Armaturenbranche z. selbständigen 
Ausarbeitung von Offerten und den 
dazu erforderlichen Berechnungen 
und Zeichnungen sofort gesucht. 


Th. Rose, Aitona-Ottensen. 


Erfahrener Techniker 


(Architekt), geiernter Zimmer- 
mann, für Dauerstellung gesucht. 
Angebote mit Gehaltsansprüchen 
und Zeugnisabschriften an 


W. Witte, Blochaushan, | 


Osterwieck/Harz. 


Rechenschieber 
Fabrikat Wichmann, 50 cm lang, 
nicht gebraucht, zu verkaufen. 
Faust, Schönebarg, Königsweg 4. man Zee 


> cilagenge= Familienversorgung 


finden die zweck- Bi en “ aa ee 
Bela a ; ıB) Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, errei ies In be- & 
massigsie Verbreitung | sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 


Reisszeuge und B einrichtungen des 


| Preussischen Beamten-Vereins z 


&: Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- # 
4 und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 
anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotleker, Förster, 
A Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm, Angestellte und # 

sonstige Privatangestelite, ®B 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 217328385 M, 


Der Verein arbeitet 6hne bezahlte Agenten und spart dadurch £ 
S sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
® sicherungsheiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hoha & 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
DB sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
# Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch 


a en Die Direktion des Preussischen 


| Beamten-Vereins zu Hannover. 
Hermann Heusser, handlg. W:: Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung & 
Berlin W 57/4, 


in diesem Blatte Bezug nehmen. 
Poisdamer Strasse 75. 


























































liefern wir zu billiysten Preisen. 
An allen technischen Schulen 
u. Grossbetrieben suchen wir 
Vertreter u. Wiederverkäufer. 

Hansen & Kleiner, 
Kiel, Feidstrasse 65. 


Weitzels Schule 
ües Masehinentechnikers 


sw 17 Bände u. 1 Atlas. Gebd. 
L". Barpr. ca.M.300,—, Raten- 
a preis ca. M 330,—. Gegen 









































BZ De DE ET Be HE al sk 


DerWe zum Reichtum. 


ist nicht innmer mit guten Taten gepflastert, viele beschreiten ihn 
mit unrcellen, ja selbst strafbaren Mitteln. Doch jede Schuld 
rächt sich auf Frden, und so ist ein auf krummen Pfaden er- 
worbener Reichtum auch nie von langer Dauer, sondern bricht 
bald in sein wohlverdientes Nichts zusammen, den unredlichen 
Besitzer ins Verderben, auf die Landstrasse oder gar ins 
Gefängnis stassend, Dauererfolge werden nur durch besondere 
Gaben des Geistes und deren zweckmässige Anwendung im 
öffentlichen Leben geschaffen. Fähigkeiten irgendwelcher Art 
hat jeder, auch der geistig scheinbar Schwerfällige, nur kommt 
es eben, wie gesagt, darauf an, diese Talente für die Praxis so- 
zusagen gebraufchsiähig zu machen, sie zu wecken, anzuspornen, 
auszubilden und sie schliesslich sogar auf eine Stufe hoher Voll- . 
kommenheit zu bringen. Dies ermöglicht am besten und trotz- 
dem mit den geringsten Kosten Poehlmanns „Geistesschulung 
und Gedächtnisiehre“, ein Fernunterricht zur Ausbildung der 
Persönlichkeit, welcher seit mebreren Jahrzehnten mit Hilfe seiner 
raktischen, icbenskundigen Anweisungen Hunderttausende von 
uten, die sich für unbegabt hielten und darum an keine Höhe- 
punkte in ihrem Dasein glaubten, zu glücklichen und frohe 
Erfolgsmeuschen gemacht hat. Ueberzeugen Sie sich selbst, was 
Poellmanns Geistesschulung Ihnen zu bieten vermag, und be- 
stellen Sie ausführlichen kostenlosen Prospekt von 
L.Poehlmann, Amalienstrasse 3, München W 169, 








Tuchversand 


A.H, Streicher 
Crimmitschau 
Rücksendung. 




























Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwär®n,Raslerariikel, 
Photoartik8,, Mmusikinstru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonst u.portofrei liefera 


Jonass & C9., Berlin A,4st 


Bolle-Alllanıa-Strasse 7-10. 


Teilzah 
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-waltungen zusammensetzte. 


‘werden und die kleineren Ortsverwaltungen der Wahl 


-esse der Vertiefung des 
und wäre auch mit Rücksicht auf die Qualität des Bundestages 
‚sehr zu bedauern. Es darf sich bei keinem Teil der Mitgliedschaft 
der Gedanke festsetzen, dass er von vornherein bei der Be- 
‚stimmung der Bundesgeschicke ausgeschaltet werden kann. Der 


"Bundes sitzen. 
"Bundestage beweisen das Gegenteil. 
“güt vorstellen, dass einmal in einer grossen Ortsverwaltung ein 


Gesamtaussuhe 





Techniker-Zeifu 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 













Erscheint Stäglg am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


Nr.33 / 3. Jahrg. 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. H t häfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, eh aischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


19. August 1921 


Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811, 1088. 1090. 


INHALT: 


Bundesverfassung und Demokratie. — Konsumentenorganisation und Sozialreform. — Wirtschaftsfragen: Aufruf zu einer Masseneingabe. — 
Die Teuerung im Juli 1921. — Die Weltgetreideernte. — 83:17. — Die Erfindertätigkeit. — Erhöhun 


der Patentgebühren. — Sozial- 


politik: Die yeah Ward Schwerbeschädigter in privaten Betrieben. — Auszahlung von Kriegsgefangenenguthaben. — Soziale Bewegung: Die Einheitsfront 


der Arbeiter, Angestellten und Beamten vorläufig 
Angestelltenbewegung: Die Mitgliederflucht im 


escheitert. — Arbeiterhilfe für Russland. — Internationale Unternehmer. — Fort mit dem Trinkgeld! — 
.d.A. — Der N.D.T.V. muss nach dem Rechten sehen. — N. D.T. V. und Streikbrecher. — Aus dem 


Bunde; Vorstandsbekanntmachungen. — Versammlungskalender. — Bücherschau. — Sterbetafel, # Sozialwirtschaftliche Rundschau: Der christliche Sozialismus. 
— Die Bedeutung der Oele für die Weltwirtschaft. — Stichwörterbuch: Gleitende Lohnskalen. — Valuta-Dumping. — Referentenführer: 


Gildensozialismus, — Christlicher Sozialismus, 





Bundesverfassung und Demokratie 


Bekanntlich hat sich unser Bundestag wiederholt mit 
der Frage befasst, ob die direkte oder indirekte Wahl der 
Bundestags-Delegierten das- Zweckmässigere sei. Der Bundestag 
hat sich für die direkte Wahl entschieden. Die Frage bedarf 
aber noch der weiteren Klärung. Der Bundesvorstand hat daher 
beschlossen, die Reform der Bundesverfassung als besonderen 
Punkt auf die Tagesordnung der im Herbst d. J. stattfindenden 
Gautage zu setzen. Um eine gründliche Aussprache über das 
für unseren Bund sehr bedeutsame Problem vorzubereiten, 
bringen wir nachstehend einen Artikel des Kollegen Alfred 
‚Flügger, den wir hiermit zur Diskussion stellen. 


Die Schriftleitung. 


Sowohl die Wahlen zum ersten wie zum zweiten Bundes- 


tag sind nach dem $ 50 der Satzungen durch direkte Wahlen 


in den Ortsverwaltungen erfolgt, und zwar zum ersten Bun- 
destag nach dem Verhältniswahlverfahren, zum letzten Bun- 
destag in einfachen Mehrheitswahlen. Dass diese Wahlord- 
rungen jedoch allseitige Zustimmung gefunden haben, wird 
keiner behaupten können. Besonders war es die Wahl- 
kreiseinteilung, die in vielen Gauen zu Unzufrieden- 
heit Anlass gab, obwohi die Kritiker bessere Vorschläge nicht 
machen konnten. Dabei_waren es in erster Linie die klei- 
nen Ortsverwaltungen, die sich benachteiligt \fühl- 
ten, weil sie, Wahlkreisen mit grossen Ortsverwaltungen zuge- 
teilt, keine Möglichkeit sahen, einen eigenen Kandidaten durch- 
zubringen. Besonders auffällig-trat das im. Gau Nordost zur 
Tage, in dem drei Orts“ -+-altungen mit über 100 Mitgliedern 
30 Ortsverwaltungen v.' 2 tichschnittlich 20—40 Mitgliedern 
gegenüberstanden. Da k:' "%>r drei grossen Ortsverwaltun- 
gen mit ‘ihrer Mitgliederza :=“%r sich allein einen Wahlkreis 
bilden konnte, mussten 2 Waffäreise durch Hinzufügung klei- 
nerer Ortsverwaltungen zu d«»») rossen gebildet werden, also 
Königsberg mit 8, Dan ’“s und “ibing mit 4 Ortsverwaltungen, 
während nur der dritte Wahlkreis sich aus kleineren Ortsver- 
Die Folge war, dass in zwei 
Wahikreisen miangels jeder Wahlaussicht die meisten kleine- 


‘ren Ortsverwaltungen kampflos den grossen Ortsverwaltungen 


die Vertretung aui dem Bundestage überliessen. 


Bei einer Beibehaltung dieses Wahlsystems entsteht da- 
her die Geialır, dass die Abgeordneten zum Bundestage im 
wesentlichen nur von den grossen Ortsverwaltungen entsandt 
teil- 
Das dürfte aber nicht im Inter- 
demokratischen Gedankens liegen 


nahmslos gegenüberstehen. 


Teil der Mitgliedschaft, der in den kleineren Ortsverwaltun- 
gen sitzt, hat genau‘dasselbe Recht in der höchsten Körper- 
schaft unseres Bundes mitzubestimmen, wie der in den grossen 
Ortsverwaltungen. Es wird auch nicht behauptet werden 
können, dass in den letzteren allein die führenden Köpfe des 
Mancherlei Vorkommnisse auf dem letzten 
Ich kann mir aber sehr 


»lage gestellt werden muss. 


"folgt. 


Verlegenheitskandidat aufgestellt und aus Lokalpatriotismus 
ohne weiteres gewählt wird, 'während ein ausserordentlich 
tüchtiger Kandidat aus einer kleineren Ortsverwaltung dessel- 
ben Wahlkreises in der Minderheit bleibt. Der Qualität des 
Bundestages wird aber dadurch ungemein geschadet. 

Es fragt sich nun, wie lassen sich diese oifen zutage ge- 
tretenen Mängel der Wahlordnung beseitigen. Und da stehe 
ich auf. dem Standpunkt, dass durch ein noch so häufiges Her- 
umdoktern an der Wahlordnung nichts gebessert wird, sondern 
dass das ganze Wahlsystem auf eine andere Grund- 
Der Bundesvorstand hatte auch 
in klarer Erkenntnis dieser Tatsache zu den beiden letzten 
"Bundestagen den Antrag gestellt, die Abgeordneten zu den 
Bundestagen nicht mehr durch direkte Wahl, sondern indirekt 
auf den Gautagen wählen zu lassen. Und verschiedene Ortsver- 
waltungen waren diesem Beispiele durch eigene Anträge ge- 
Leider sind diese Anträge, obwohl in der Kommission 
des ersten Bundestages bereits angenommen, beide Male vom 


‘Plenum abgelehnt worden. 


Als Grund für die ablehnende Haltung der Bundestags-Ab- 
geordneten gilt noch. immer der Glaubenssatz, dass nur die 
direkte Wahl, wie sie bei politischen Wahlen besteht, den 
demokratischen Grundsätzen des Bundes gerecht würde. Der 
Gedanke der Demokratie verlangt, dass der Wille der Masse 
der Mitgliedschaft möglichst ungehemmt zum Ausdruck kommt. 
Deshalb ist auch für politische Wahlen die direkte Wahl die 
einzig demokratische. Der Unterschied zwischen politi- 
schen Wahlen und Bundeswahlen liegt aber darin, 
"dass bei ersteren eine bestimmte Partei, bei letzteren eine 
einzelne Person gewählt wird. Am deutlichsten kommt das 
"bei der Reichstagswahl bei der sogenannten Reichsliste 
mit den Reststimmen der einzelnen Parteien zum Ausdruck. 
"Anders bei den Bundeswahlen. Der Wähler in Labiar kann 
ruhig dem Königsberger Kandidaten zum Reichstag odı. ” ınd- 
tag seine Stimme geben, weil er die politische Partei - wählt 
und nicht Herrn X. Der Bundestagswähler in Labiau hat aber 


-durchaus keine Veranlassung, dem von Königsberg aufgestellten 


Kandidaten ohne weiteres seine Stimme zu geben, wenn er ihn 
nicht persönlich als geeigneten Vertreter kennt. Und das wird 
in den wenigsten, besonders nicht den ausgedehnten Wahlkrei- 
sen der Fall sein, da den ehrenamtlich tätigen Kollegen nicht 
zugemutet werden kann, grosse Wahlreisen zu unternehmen. 


In der Schriftensammlung des B.t. A.B, erschien 
soeben als Heft 13: 


Die Steigerung der Produktion. 


Eine Studie von Alfred Fröhlich. 


Preis 5 M., für Bundesmitglieder 3 M. einschl. Porto. 
Zu beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m, b. H,, 
Berlin NW 52, Werftstr. 7. 
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Man sollte daher nicht zedankenlos die politische - Forderung 
der direkten Wahl -aufGewerkschaftswahlen übertragen und 
das Wort „Demokratie“ ‚damit zum Schlagwort. erniedrigen. Es 
muss vielmehr gefragt werden: Durch welche Wahlart kommt 
der Wille der Mitgliedschaft am reinsten zum Ausdruck? Auf 
weichem Wege schaffen wir uns ein Bundesparlament, das die 
geistige. Auslese der Mitgliedschaft: in sich vereinigt, und sc in 
der Lage ist, die: Arbeit des Vorstandes und der Beamtenschaft 
kritisch zu beurteilen und ihr die Wege für das kommende Buu- 
desiahr zu weisen? 

Ich behaupte, dass "ein auf den Gautagen gewählter 
Bundestag diesen Forderungen am nächsten kommt. Zu den 
Gautagen entsenden nach: den auf dem letzten Bundestage an- 
genommenen Wahlgrundsatze - die meisten Ortsverwaltungen 


ihre Vertreter, und doch wohl: in der Regel ihre besten. Wäh- 
rend der Verlandfungen des Gautages treten sich die Abge- 


ordneten persönlich näher: ‘aus. der rednerischen Gewandtheit 
und der gewerkschaftlichen Gesinnung, die der einzelne in 
Referaten und in’der Diskussion beweist, katın sich jeder Teil- 
nehmer ein Urteil’ über dessen Eignung für das Bündestags- 
mandat bilden; bei der Wahl wird er dann seine Stimme ab- 
geben, ohne Rücksicht darauf, cb der Abgeordnete aus einer 
grossen oder kleinen Ortsverwaltung stammt. Lokalpatriotismus 
grosser Ortsverwaltungen kann auf den Gautagen nur’ sehr be- 
grenzt zur Geltung kommen, weil die grossen Ortsverwaltun- 
gen, was die Zahl ihrer Abzeordneten anbetrifft, hier nur wenige 
stärker vertreten sind als die kleinen. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass auf den Gautagen in einem richtigen Wahlkampf wirklich 
die geistige Auslese des Gaues für den Bundestag 
gewählt wird, ist daher die denkbar grösste. Ich behaupte 
ferner, dass durch eine solche Wahl der Wille der Mit- 
gliedschaft am reinsten zum Ausdruck kommt, denn die 
Wahlen, die von einem auf so breiter Basis gewählten Gautag 
vorgenommen werden, haben sicher ein grösseres Gewicht als 
direkte Wahlen, an denen sich nur ein geringer Prozentsatz 
der Mitgliedschaft, ja ganze Ortsverwaltungen nicht beteiligt 
haben, die also, weniger aus Interesselosigkeit als vielmehr 
wegen der Mängel des Wahlsystems überhaupt auf eine 
Willensäusserung verzichten. 


Nicht unerwähnt möge schliesslich bleiben, dass die Wahl 

auf den Gautagen den Vorzug der erheblichen Verein- 
fachung und damit der Verbilligung der Wahlen be- 
sitzt. Alle die vielen Rundschreiben der Hauptverwaltung und 
der Gaue, der weitere Schriftwechsel zwischen den Wahlvor- 
orten und den Wahlkreisorten über die Kandidätenlisten, die 
Unbegitemlichkeit, die in vielen Ortsverwaltungen mit der Be- 
sorgung von Versammlungslokalen ausserhalb der ordentlichen 
Versammlungstermine verbunden ist, alles das fällt dann fort. 
Aber — so werden die Fanatiker der direkten Wahl sagen — 
das soll ja gerade geschehen! Die Mitglieder sollen durch die 
Wahlen aufgerüttelt und für den Bund "interessiert werden. 
Wer jedoch weiss, wie in den meisten Ortsverwaältungen solche 
Wahlen gemacht werden, und mit wie wenig, „Wahlfieber“, der 
wird mir zustimmen, dass mit diesen Einwänden die Nachteile 
der direkten Wahlen nicht widerlegt werden können. Das 
Interesse der Mitglieder am Bund wird durch andere Mittel 
weit mehr angeregt wie durch Wahlen, vielleicht ausgenom- 
men die Wahlen innerhalb der Ortsverwaltung und zum Gau- 
tage, wo die Mitglieder die Kandidaten persönlich kennen. 
Aber ob Kollege Neumann in X-stadt zum Bundestagsabgeord- 
ieten gewählt wird oder Kollege Hermann in B-dorf, das ist 
den Mitgliedern des Wahlkreises in Y-stadt recht gleich- 
gültig, 
Würden nun fortan die Bundestagsabgeordneten schon auf 
den Gautagen gewählt, dann wäre es zweckmässig, sie ihr 
Mandat nicht nur auf dem erst im nächsten Jahre stattfinden- 
den Bundestage ausüben zu lassen, sondern sie als Mitglie- 
der eines ständigen Parlaments anzusehen, die 
auf ihre eigentliche Aufgabe, dem Bundestag, schon die ganze 
Zeit hindurch durch zweckentsprechende Information vorbe- 
reitet und geschult werden. Es ist ferner ohne weiteres einzu- 
sehen, dass den auf solche Art gewählten Bundestagsmitglie- 
dern ein viel’höheres Mass von Verantwortlichkeits- 
gefühl ihren Wählern gegenüber innegwohnen würde, wie den 
nur für eine bestimmte Tagung gewählten Bundestagsabgeord- 
neten. Denn sie müssten sich natürlich auf den Gautagen vor 
ihrer Wählerschaft verantworten, wobei sie einmal die Ver- 
tretung der gesamten, und zwar einer weit kritischeren Wähler- 
schaft, sodann aber auch Mitglieder des Bundesvorstandes und 
der Beamtenschaft vorfinden würden, während die jetzige allei- 
nige Berichterstattung in den einzelnen Ortsverwaltungen, die 
den Abgeordneten noch dazu vielfach von den Gaubeamten ab- 
genommen wird, nicht mit viel Verantwortung und Kritik ver- 
bunden ist. 


Würde ein solches ständiges Parlament geschaffen, dann 
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könnte gleich die Einrichtung : des’ jetzigen Bundesävs- 
schusses einer Revision ınterzogen werden. Die‘ stän- 
dige Vertreter-Versammiung, die doch die höchste Instanz des 
Bundes darstellt,könnte- dann ein unabhänsiges Kontröllergan 
neben Sich nicht’ dulden. - Es wäre daher. zıweckmässig, wenn 
die Funktionen des: Bundesausschusses von dem Bundes. 
tage selbst durch einen Ausschuss übernommen "würden, 


. der 'aus der Bundestagsmitgliedern nach ihrer Wahl ebenialls 


aui den Gautagen gewählt würde. -Auf den Bündestagen würde 
dieser Bundestags-Ausschuss zwar über seine Tätig- 
keit Rechenschaft abzulegen haben, aber sonst ebenso iwenig als 
besondere Körperschaft hervortreten wie etwa die. Mitglieder 
einer Reichstagskommission im Plenum des Reichstages; Däss 
damit gleichzeitig eine Verringerung: der Teilnehmerzahl des 
Bundestages verbunden wäre, kann nur im Interesse der Bün- 
desfinanzen liegen. - WR 20 San 


Die hierin vorzebrachten Vorschläge sind durchaus. nicht 


neu, sie entsprechen vielmehr der Verfassung des alten B.ti.B. ' 


vor der Verschmelzung. Neu darin ist nur die Uebernahme des 
Bundesausschusses, der in der alten Satzung des Bti.B. nicht 
vorhanden war, in neuer Form als ständiger Ausschuss des 
Bundestages. Wenn nun in diesem Artikel solche alten Ge- 
dankengänge, wie sie vor allem in der vom Vorstand des alten 
B.t.i.B. s: Zt. herausgegebenen „Denkschrift zur 'Verfassungs- 
frage“ zum Ausdruck gekommen sind, wieder äufgefrischt wer- 
den, dann soll damit vor allem der Teil der jüngeren Bundes- 
generation, der die Grundsätze der Demokratie erst nach der 
Revolution kennengelernt hat, daran erinnert werden. dass es 
im alten B.t.i.B. schon eine Verfassung gegeben hat, die, auf 
den Grundsätzen der angesehensten englischen Gewerkschaiten 
aufgebaut, trotz indirekter Wahl eine wirkliche demokratische 
Grundlage besass. Die Erfahrungen, die der B.tiB. mit diesem 
Wahlsystem gemacht hat, sollte man sich auch auf den jetzigen 
Bundestagen mehr wie bisher zumutze machen, anstatt nur immer 
an einer Wahlordmme herumzukürieren, die. nie. gesund .wer- 
den kann, weil ihre Grundlare krank ist. Bevor der alte 
Butib sich diese Verfassung schuf, wurde noch nach Walılkrei- 
sen direkt gewählt. Ich erinnere mich noch sehr gut meiner 
ersten Bundesbeamtentätigkeit, wo ich an der Wahlkreisein- 
teilung mitarbeiten musste. Und nachher kamen dann von der 
Opposition auf dem Bundestage die schwersten Vorwürfe wegen 
einer angeblichen „Wahlkreisgeometrie“ des Vorstandes. Also 
alles schon dasewesent UNS RATE : 
Als ich auf dem Verschmelzungs-Bundestage einen Berliner 
Vorstandsbeamten schüchtern fragte, warum denn die bewährte 
Verfassung des B.t.i.B. nicht der Satzung der neuen Finheits- 
organisation zugrunde gelegt wäre, erhielt ich „die Antwort: 
Um Gottes wilten! Jetzt nach der Revolution eine Verfassung 
mit indirekter Wahl! Das darf man überhaupt nicht wagen 
ernstlich in Vorschlag zu brinzen. 
Ich werde mir also jetzt den Vorwurf zefallen lassen 
müssen, dass ich mitarbeite, die Revolution abzubauen. 


Alfred Flügser. 


Konsumentenorganisation und Sozial- 
re form”) dar 5 ‚ 2 an 


Das Endzie] der Konsumge "ssenschaft liegt in der Bildung 
einer Wirtschaftsgemeinde, int!Welcher die Produktion der Be- 
darisgüter in den Dienst #%:: Konsumtion gestellt wird und die 
Verteilung der Güter nach dan Prinziv der Gerechtigkeit statt- 
findet. Die ungeregelte (anarchistische) Produktion soll in eine 
organisierte, d. b. dem Bedarf der Wirtschaftsgemeinde- ange- 
passte, die arbeitsfreien Einkommen von Grundrente, Zins und 
Unternehmergewinn sollen in Arbeitsentgelt umgewandelt 
werden. Ben 


Diese Auffassung der Aufgabe und des Endzieles der Orga- 
nisation des Konsums mag gar vielen als eine unerreichbare 
Utopie erscheinen; sie stimmt aber nichtsdestoweniger mit den 
Idealen der redlichen Pioniere von Rochdale überein und lässt 
sich auch aus den Entwicklungstendenzen des wirtschaftlichen 
und sozialer Lebens begründen. Treibt die kapitalistische Kon- 
zentration der wirtschaftlichen Unternehmungen zum monopoli- 
sierten Staatsbetrieb in der Zwangsvereinigung der Staatsgesell- 
schaft, so die wirtschaftlich-soziale Konzentration der Konsu- 
menten in freien Genossenschaften zu der oben geschikderten 
freien Wirtschaftsgemeinde, deren Ziel es ist, ihre Angehörigen 
aus Entbehrung und Not zu erlösen, ihnen. den Weg zu einer 
auskömmlichen Existenz zu zeigen, mit den wirtschaftlichen 
Kräften auch die ethischen, überhaupt die kulturellen Kräfte 





*) Wir entnehmen diesen Aufsatz der Festnunmmer der „Konsim- 
genossenschaftlichen Praxis“ zum 14. Genossenschaftstag des‘ Reichs- 
verbandes_ deittscher Konsumvereine am 4. und 25. Juli 1921, ohne! uns 
in allen Einre’hei'er mit dem Inhalt einverstanden ‘zu erklären. wi 
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auszulösen und dadurch die Wohlfahrt aller ihrer Mitglieder zu 
begründen. 

Hieraus folgt zweierlei: Einmal, dass die Entwicklung der 
Konsumentenorganisation und die Ausgestaltung derselben auf 
dem Wege zur Lösung der sozialen Frage liegt, es hande't sich 
dabei um eine wirksame Sozialreform. Sodann, dass die 
Ziele dieser Organisation nur auf dem Wege der Evolution er- 
reichbar sind. Jede prinzipielle Betrachtung der Konsum- 
genossenschaft muss somit in den Fluss der sozialen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung gestellt werden. Hat nun auch diese 
Auffassung von der Bedeutung der Konsumgenossenschaften 
dank einer mit ihrer äusseren Entwicklung parallel gehenden 
tiefgründigen Literatur in den letzten zehn Jahren grosse Fort- 
schritte gemiacht und infolgedessen auch in der Welt der Ge- 
bildeten, der Politiker und der Arbeiter viele weitblickende 
Köpfe für sich gewonnen, so bleipt doch noch an Aufklärungs- 
arbeit selır viel zu tun. Es erscheint daher als eine dankbare 
Aufgabe, die soziale und wirtschaftliche Aufgabe der Konsum- 
genossenschaften einer prinzipiellen Erörterung zu unterziehen, 
insbesondere festzustellen, inwieweit sie die durch die kapita- 
listische Wirtschaft erzielten Fortschritte sich dienstbar machen 
kaun und muss, und in welchen grundiegenden Punkten sie dar- 
über hinauswächst und neue Wege bahnt. 

Wir haben von der individualistisch-kapitalistischen Ge- 
staltung des Wirtschaftlebens zu leınen, wie der ungemessene 
Reichtum an Bedarfsgütern auf die rationellste Art erzeugt, wie 
durch die zweckmässigste Verbindung von Natur, Arbeit und 
Kapital die höchste Produktivität erreicht wird. und wie der 
Antrieb zur höchsten wirtschaftlichen Kraftentfaltung durch die 
Handels- und Gewerbefreiheit und die freie Konkurrenz auch 
in der genossenschaftlichen Wirtschaftsordnung erhalten be- 
ziehungsweise gekräftigt und gefördert werden kann. Reich- 
tumerzeugen,istdas wirtschaftliche Problem. 

Andererseits ist es die Aufgabe des Staates und der freien 
gesellschaitiichen Bestrebungen, den sozialen Missständen, 
welche die kapitalistische Produktionsweise und die freie Kon- 
kurrenz tatsächlich gezeitigt haben, zu begegnen; unter Bei- 
behaltung der persönlichen Freiheit und der in- 
dividualistischen Gestaltungskraft den Weg zu 
finden, wie der Reichtum an Natur- und Industrieprodukten be- 
frushtend und beglückend in at!e Kanäle der sozialen Gliederung 
geleitet und jedem arbeitsfähigen und arbeitswilligen Menschen 
eine auskömmliche Existenz mit dem gerechten Anteil an Le- 
bensgenuss und Lebensglück gesichert werden kann; den 
Reichtum gerecht zu verteilen, das ist das 
soziale Problem. 

Der Reichtum soll nicht dazu missbraucht werden. dass nur 
einzeine wenige ihn sich aneiznen, indessen grosse Massen des 
Voikes in Armut und Elend umkommen; sondern der 
Reichtum soll gesellschaftliche Funktionen 
annehmen und dadurch nicht nur die Armut mindern und 
schliesslich aufheben, sondern durch die Förderung und Meh- 
rung der Kensumkraft auch die Produktionskraft mehren. Der 
Reichtum soli Segen stiften und neuen Reich- 
tumerzeugen. 

Wie kann dieses Problem gelöst werden? Jedenfalls nicht 
durch den Staat; selbst wenn er im weitestgchenden Sinne die 
Zwecke der Voikswohlfahrt in sich aufnimmt, so ist er doch 
zu sehr ein Produkt der jeweiligen Gesellschaftszustände und 
der diese beherrschenden Machtfaktoren. als dass er die tief- 
greifenden Reformen und Umgestaltungen der Gesamtheit des 
wirtschaftlich-sozialen Lebens eines Voikes durchzuführen ver- 
möchte. 

Vergeblich würden wir von ihm ein Ausschalten der ar- 
beitsfreien Einkommen, z. B. eine Verstaatlichung der Grund- 
rente, erwarten. Seine Eingriffe in die Produktion oder in die 
Konsumtion haben daher weit häufiger nur fiskalischen oder 
steuerpolitischen Charakter, als Zwecke der wirtschaftlichen 
oder sozialen Reform; nicht selten tragen sie leider auch den 
Stempel des Schutzes von gefährdeten Gruppen- und Sonder- 
interessen. Der Staatssozialismus ist heute selbst von den 
Sozialdemokraten aufgegeben, 

Oder soll man mit der genossenschaftlichen Organisation 
der Produzenten anfangen? Die Louis Blancschen 
und Lassalleschen Produktivgenossenschaften mit staat- 
licher ‚Unterstützung, wie die freien Produktivgenossenschaften 
nach Schulze-Delitsch sind als misslungene sozial-wirtschait- 
liche Experimente anzusehen. Der Hebel der Reform hat hier 
am falschen Punkte eingesetzt; die genossenschaftliche 
Produktion ist das Endglied, das Schlussergebnis, das erst 
in der Angliederung an die genossenschäftliche Konsumtion wirt- 
schaftlich nützlich und sozial ausgleichend funktionieren kann. 
Denn genossenschaftlich produzieren kann man nur in der ge- 
schlossenen Wirtschaft, oder in der genossenschaftlich organi- 
sierten Konsumentengemeinde. Muss der Absatz ausserhalb ge- 
sucht werden, so steht man wieder auf dem rein kapitalistischen 
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Boden, und die Wirkung ist nur die, dass ein Konkurrenz- 
geschäft mehr auf den öffentlichen Markt tritt. Bevor man also 
eine Wirtschaftsgemeinde organisiert hat. die in sich den Eigen- 
bedarf an fremden Gütern kontrolliert und planmässig deckt, 
ist die Eigenproduktion verfrükt und ihr Erfolg gefährdet. Die 
Konsumentengemeinde mit angegliederter Eigenproduktion ist 
daher das Endglied der Entwicklung. Allein, auch sie wird‘nie 
dazu kommen, den ganzen Bedarf selbst zu decken. Auch 
die grösste Wirtschaftsorganisation kann nie die End- 
glieder der Weltproduktion umfassen. Die inter- 
nationale Arbeitsteilung, die Ungleichheit in der Verteilung der 
Gaben der Natur und in der Befähigung zum Industrie- und Ge- 
werbefleiss werden stets dafür sorgen, dass die Produktion 
innerhalb einer Konsumentenorganisation eine beschränkte sein 
wird und die Dienstleistungen des Handels nie entbehrt werden 
können. 

Aus diesen zwei Gründen ist es also verkehrt. wenn man 
die Reform in der Güterverteilung von der Organisation der 
Produzenten erwartet. Der Hebel muss an einem anderen 
Punkte angesetzt werden. Die soziale Reform muss mit der 
Organisation der Konsumenten beginnen, und zwar aus folgen- 
den Gründen: 

1. Jeder Mensch ist Konsument; indem man also 
die Konsumkraft zum Ausgangspunkt der Vereinigung, des Zu- 
sammenschlusses, der Organisation macht, gewinnt man die 
breiteste Grundlage. Wir schaffen dadurch eine Wirtschafts- 
gemeinde, welcher alle Glieder kraftihrer elemen- 
tarsten Bedürfnisse angehören können. Die Qualität 
zur Mitgliedschaft bringt jedes Kind mit auf die Welt; jeder 
Mensch ist Konsument von der Wiege bis zum Grabe; sein 
Anschluss und seine Zugehörigkeit zur Wirtschaftsgenossen- 
schaft der Konsumenten ist dokumentiert durch sein Dasein, 
durch die im Stoffwechsel begründeten Lebensfunktionen. Kein 
anderes Band, selbst nicht das familiäre oder staatliche, ist so 
fest und unlösbar, wie das durch die Konsumgenossenschaft ge- 
gebene. 

2. Aus diesem Grunde liegt auch inder Konsumenten- 
organisation die höchste wirtschaftlich- 
soziale Macht; sie ist stärker als alle Ringe und Trusts 
der Weit, wenn sie zum Bewusstsein ihrer Kraft zelangt und 
national und international organisiert wird. 

3. Naturgemäss schliessen sich der Organisation der Konsu- 
menten zunächst in zahlreichster Vertretung nur diejenigen an, 
die, in ihrer Lebenshaltung eingeschränkt, mit Not und Ent- 
behrung zu kämpfen haben, die genötigt sind, ihr Einkommen in 
sparsamster Weise zur Erwerbung von Bedarfsgütern zu ver- 
wenden. Die Organisation der Konsumenten ge- 
staltetsich daher zueinem Werk der sozialen 
Selbsthilfe der Arbeiter und der übrigen Angehörigen 
der unteren und mittieren Stände; wer hier tätigen Anteil 
nimmt, wird zum Mitarbeiter im Kampf gegen Not, Eiend, Ent- 
behrung, er verrichteteinmenschenfreundliches 
Werk, das infolge des Charakters der Selbsthilfe viel höher 
anzuschlagen ist als alle Formen der Mi:dtätigkeit, ja seibst der 
Mitarbeit an der Poiitik. Dem alten Sprichwort: „Armut kann 
die Armut am besten erziehen!“ setzen wir den Gedanken 
gegenüber: 

Weder Staatskunst noch Mildtätigkeit vermözen das dar- 
bende und notleidende Volk dauernd auf eine höhere Stufe der 
Lebenshaltung zu führen; nur die aus der Selbsthilfe her- 
ausgewachsenen wirtschaftlichen, intellektuellen 
und moralischen Kräfte erkämpfen sich neue und 
bessere Lebensbedingungen; Selbsthilfe ist aber dem Schwachen 
nur möglich im genossenschaftlichen Zusammenschluss; sein 
grösster und wertvollster Einsatz in die Genossenschaft ist 
seine Konsumkraft. Der einzelstehende Konsument 
schenkt seine Konsumkraft weg; der organisierte Konsument 
begründet mittels derselben seine Wohlfahrt. 

Hochschulprofessor Dr. h. c. J. Fr. Schär. 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Aufruf zu einer Masseneingabe. Der Bund Deutscher 
Bodenreformer erlässt folgenden Aufruf zur Beschaffung 
billigen Siedlungslandes: 

„Ueber eine Million Heimstätten fehlen in Deutschland! 
Jede neunte deutsche Familie entbehrt einer Familienwoh- 
nung — und dabei ist alles vorhanden: Bau- und Wirtschaits- 
land in ausreichendem Masse, Rohmaterial für Baustoffe in 
Fülie! Warum bekommen arbeitslose Hände keine Arbeit — 
warum werden Ton- und Kieslager, Kohlenschätze und Wald 
nicht zu Häusern, zu Siedlungen? — Unsere jetzixe Bautätir- 
keit verhindert nicht einmal, dass die Wohnungsnot stetig 
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grösser wird. Von einer wirklich. durchgreifenden Linderung 


der Landnot sind wir so fern wie je. 

... „ Mit steigender Erbitterung sieht unser Volk, wie na- 
mentlich das Grosskapital von Paris und Brüssel, von 
London und New-York sichimmer weiterer Strecken deut- 
schen Landes bemächtigt. Dank unserer schlechten Valuta 
können diese Mächte mit etwa einem Zehntel des Sachwertes 
heute unseren Boden erwerben. Immer mehr schwindet die 
Hoffnung, dass in der furchtbaren Not der Gegenwart eine bal- 
dige Besserung möglich sei. Wer eine Zukunft unseres Volkes 
will, seinen inneren Frieden, seine soziale und sittliche Ge- 
sundung, seinen glücklichen Neuaufbau, der hilft, dass deutsche 
Menschen und deutscher Boden wieder organisch ver- 
bunden werden. 

Schon vor länger als Jahresfrist hat der „Aktionsaus- 
schuss der Gewerkschaften für das Reichs- 
heimstättenamt‘“, in dem die Spitzenorganisationen aller 
Richtungen vertreten sind, einen Aufruf erlassen. der so drin- 
gend wie möglich mahnte: 

Wo ist die Rettung? 

Ihr Männer und Frauen des Volkes, lasst euch durch keinen Namen 
und durch kein Schlagwort mehr blenden. Wir woilen leben! Wir ver- 
langen Brot und Hoffnung für die Zukunft! .... 

Eine unerlässliche Voraussetzung dazu ist die Befreiung des 
Bodens von einem falschen Rechte, das ihn, die Quelle alles Lebens und 
Arbeitens, vielfach erniedrigt hat zu einem Gegenstand des Wuchers 
und der Ausbeutung. . 

Kann zurzeit nicht gebaut werden, dann wollen wir wenigstess zur 
gärtnerischen Arbeit den Boden haben! Wie bald wird dann der Heim- 
stättenboden, der bis dahin nur Kartoffeln trug, oder sogar als Spekula- 
tionsland brach liegen blieb, zwei- oder dreimal‘ soviel Nahrungswerte 
hervorbringen, und zwar durch Arbeitskräfte, die bisher nach einer 
achtstündigen Berufsarbeit feierten. 

Die wichtigsten Lebensgüter, Nahrung und Wohnung, werden ver- 
mehrt; das Angebot steigt. Arbeiter, Angeste’Ite und Beamte haben 
ausser ihrem Lohn noch die Erträgnisse ihrer Gartenarbeit und Klein- 
terzucht. ... . 

Volkswohl über Spekulantenwohl! 

Nur so kommen wir zur Anerkennung ehrlicher Arbeit und zur 

inneren Ruhe! 


Ein solcher Aufruf darf nicht verhallen. Das Bodenreform- 
gesetz wäre die Tat! Wir wollen durch unsere Unter- 
schrift zeigen, dass wir jede Reeierung zu unterstützen ge- 
willt sind, die unserem Volke den Weg zur Rettung erschliesst, 
dass wir jeden an verantwortlicher Stelle Stehenden anklagen, 
wenn er sich in Redensarten oder Gezänk verbraucht, anstatt 


unserem Volke zu dienen! — Wer will hier versagen?“ 
%* 


Einzeichnungslisten sind von den Geschäftsstellen des Bun- 
des Deutscher Bodenreformer, oder von dessen Hauptgeschäfts- 
stelle, Berlin NW 23, Lessingstr. 11, in beliebiger Anzahl zu 
beziehen. 

Wir richten an unsere Mitglieder die drinrende Bitte, sich 
im Interesse der Linderung der Wohnunesnot und der Be- 
schaffung billigen Siedlungslandes recht eifrig an der Unter- 
schriftensammlung zu beteiligen! 


Die Teuerung im Juli 1921. Die Reichsindexziffer 
jürdieLebenshaltungskosten, die vom Statisti- 
schenReichsamt auf Grund der Erhebungen in den neben- 
stehenden Gemeinden über die Ausgaben für Ernährung, 
Heizung, Beleuchtung und Wohnungsmiete berechnet wird, ist 
im Monat Juli auf 963 gestiegen. Die schon im Vormonat fest- 
gestellte Aufwärtsbewegung der Kieinhandelspreise für 
die wichtigsten Lebensbedürfnisse hat sich also weiter in 
beträchtlichem Masse fortgesetzt Die Jul: 
Indexziffer geht um 67 Punkte über dieienige des Vormonats 
hinaus und übertrifft auch die bisher höchste 
Indexzahl (vom Januar dieses Jahres) um 39 Punkte. 

Zu der Steigerung der lebensnotwendigen Ausgaben haben 
im Berichtsmonat vor allem die durch die aussergewöhnlichen 
Witterungsverhältnisse stark gestierenen Preise für Gemüse 
und die hohen Preise für die Kartoffeln neuer Ernte beigetragen. 
Gemüse und Kartoffeln haben infolge der Zusammensetzung 
der den Teuerungserhebungen zugrunde liegenden „Normal- 
ration“ für die Feststellung der Indexziffern starke Bedeutung. 
AberauchdiePreisefürfastalle übrigen Nah- 
rungsmittel zogen im Berichtsmonat an. Nur 
Brot und Zucker blieben auf ihrem alten Preisstand. während 
sich die Preise für Fische etwas abschwächen konnten. Be- 
sonders gross war die Preissteigerung für Hülsenfrüchte und 
Fette, auch Eier und Milch haben sich neuerdings wieder im 
Preise erhöht. Ebenso wurden Heizungs- und Beleuchtungs- 
mittel, wie in den Vormonaten, durchschnittlich etwas teurer. 

Die Bewegung war innerhalb des Reichs, im Gegensatz zu 
den irüheren Monaten, recht einheitlich. Die Aufwärts- 
bewegung der Preise trat in den meisten Gemeinden unverkenn- 
bar in Erscheinung. Nur in fünf aller Berichtsorte sind die 
Teuerungszahlen gegenüber Juni etwas zurückgegangen. 














Nr. 33 
IT 
Burh- : Verhältniszahl. m. 
Orts- schitts- [Teuerungszahlen Bezug a.d.Feb.1920 
anwesende N (DieTeuerungszahl 
Gemeinden Bevölkerung (in Mark) für [yon 1913/14 ist = 
rangs- 100 gesetzt) ; 


am 
8. Okt. 1919 2 Fehr. 
1913/44 11929 








Juni | Juli [Febr.} Juni } Juli 
1921/1921]1920| 1921| 1921 











1 902,5 


Berlın.: 4.28: le 103,62 
Hamburg . . 2... 985,8 111,18 
Mänchen:. . are 630,7 106,84 
Dresden... ae 584,3 99,74 
Bresiau'sirt, 528,3 98,42 
Essen. =, nr 8 439,3 98,12 
Frankfurt aM. , . . 433,0 } 103,49 
Numberg ..', 2%. 352,7 94,50 
Sentigart 7% ua 309,2 | 103,72 
Chemnitz‘ „3. 8 303,8 100,14 
Dortmund is Sa 295,0 102,56 
Magdeburg... . . » 285,9 88,47 


Königsberg i. Pr .. » 260,9 99,92 





Mannheim . Fee 229,6 98,59 
SP ER 205,3 96,42 
Augsburg .... .. 154,6 90,53 
Machen al... ua 145,7 99,25 
Braunschweig. . . . 139,5 80,16 
Kasisımhe 0,05 136,9 96,39 
N Sen 129,6 79,38 
Kubeck: 5 4° 2:% 113,1 86,68 
Hagen i. W. ..... . 92,9 115,83 
Ludwigshafen a. Rh. 90,7 97,00 
Darmstadt . .. "82,4 86,85 
Frankfurt 2.0... . 65,1 93,17 
ren. ir 48,9 99,92 
Halberstadt... . _ 47,1 86,74 
Schwerin . . . .., 45,5 83,07 
RattDwitz u... 45,4 92,36 
Heilbronn . „0. 44,0 94,41 
Böltingen ’.:.. ., 4% 41,2 85,58 
Esehach.i:.° sa i8, 39,2 87,60 
Herford a ni are 34,8 79,26 
Bantzen El 34,3 83,02 
Giessen... 30055, 33,4 98,65 
Qldenburg; 7.12: .% 32,5 79,22 
Schweinfurt . 2... 27.8 82,84 
Eberswalde . .... 26,8 87,35 
Wald (Rheinland) . . 25,9 83,16 
Balda Ma Rn 23,9 75,93 
Spraubing "it. 8%, 22,5 89,77 
Reichenbach i. Schi. , 15,2 78,61 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 93,59 
Rastenburg. . . . . 13,3 90,29 
A 12,5 85,74 
Bahmazın re 10,6 84,93 x 
Blumenthal . . . . 10,3 76,59 | 585 35] 914 1203] 1193 


Die Weligetreideerate. Nach dem Julibericht des 
Internationalen Landwirtschaftsinstituts in 
Rom beziffert sich de Getreideerntein Europa, und 
zwar in Belgien, Bulgarien, Finnland, Elisass-Lothringen, Un- 
garn, Griechenland und Spanien auf 69 Mill. Doppelzentner 
gegen 67 Mill. im Vorjahr. In Amerika, und zwar in Ka- 
nada und den Vereinigten Staaten, erwartet man eine Ernte 
von 304 Miil. Doppelzentner gegen 286 Mill. im Voriahr. In 
Indien und Japan schätzt man die Produktion auf etwa 
75 Mill. Doppelzentner gegen 110 Mill. im Vorjahr. Ferner 
hofit man in Algerien, Marokko und Tunis auf eine 
Getreideernte von ungefähr 18 Mill. Doppelzentner gegen 10 
Mill. im Jahre 1920. — Soweit Produktionszahlen vorliegen, wird 


die Weizenernte der Welt 466 Mill. Doppelzentner be- . 


tragen gegen 473 Doppelzentner im Voriahr. Diese Verringe- 
rung ist hauptsächlich auf den Minderertrag derindi- 
schen Ernte zurückzuführen. An der Weltversorgung wird 
dieser Ausfall indessen nichts ändern. Wenn man die indischen 
Zahlen weglässt, so bleibt für dieses Jahr ein Gesamtertrag 
von 399 Mill. Doppelzentner, der um 7 v. H. höher ist als im 
vergangenen Jahr, wo er 317 Mill. Doppelzentner betrug. 
Auch für die Länder, aus denen die Angaben bisher noch feh- 
len, erwartet man höhere Erträge als im vergangenen Jahr. 
— Die Ernte an Roggen wird für Belgien, Bulgarien, 
Spanien, Finnland, Elsass-Lothringen, Griechenland, Ungarn, 
Kanada und die Vereinigten Staaten auf insgesamt 44 Mill. 
Doppelzentner geschätzt. Die Vermehrung gegen das 
Vorjahr beträgt 2 v. H. — Die Gerstenernte wird etwa 
120 Mill. Doppelzentner betragen, und zwar in Belgien, Bul- 
garjen, Spanien, Holland, Elsass-Lothringen, Griechenland, Ka- 
nada, Vereinigte Staaten, Japan, Algerien, Marokko und Tunis. 
Die diesjährige Ernte wird die letztjährige um 4 v. H. über- 
schreiten. — Für Hafer erwartet man einen Gesamtertrag 
von 384 Mill. Doppelzentner in den Ländern Bulgarien, Spanien, 
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Finnland, Elsass-Lothringen, Griechenland, Kanada, Vereinigte 
Staaten, Algerien und Tunis. Die Haferernte wird um etwa 
10 v. H. niedriger sein als im Vorjahr. — Auch bei Mais 
rechnet man mit einem Minderertrag von 3 v. H. in den Ver- 
einigten Staaten, wo 795 Mill. Doppelzentner gegen 821 Mill. 
Doppelzentner i. V. erwartet werden. Bemerkenswert ist die 
Verringerung der Baumwollernte in den Ver- 
einigten Staaten von 30313 Mill. Doppelzentner im Vorjahr auf 
19125 Mill. im laufenden Jahre. 


83:17. Diese Zahlen, aufgetaucht bei dem grossen eng- 
lischen Kohlenstreik, sollen nach vielen in der letzten Zeit ver- 
öffentlichten Meinungen eine grundlegende Umwand- 
lung in der Entwicklung der Arbeitsverhältnisse darstellen. 
Der Streik ist bekanntlich missglückt, die Vereinheitlichung der 
Löhne für das ganze Land (pool) gescheitert, die Löhne herab- 
gesetzt.: Dagegen ist den Arbeitern eine Beteiligung an dem 
Extraprofit der Bergindustrie gewährt worden, und die obigen 
Zahlen bezeichnen den. Schlüssel der Verteilung: 83 Prozent 
sollen aus diesen Profiten unter den Arbeitern verteilt werden, 
17 Prozent verbleiben den Unternehmern. Durch diese Rege- 
lung soll ein neuer, nach einigen Meimungen revolutionäre 
Grundsatz in die Industrie eingeführt worden sein, die Arbeiter 
wurden sozusagen Mitbeteiliste an dem Ertrag der Industrie. 
Es soll jetzt dahingestellt bleiben, ob es richtig war, diese von 
der Regierung awfigedrungene Beteiligung anzunehmen. Davon 
unabhängig müssen wir die grundlegende Bedeutung dieser 
Regulierung verneinen. Sie hat nämlich praktisch 
keine Bedeutung, und dieser Umstand wirkt auch auf das 
Grundsätzliche zurück. Extraprofite werden nach der Verein- 
barung nur verbleiben, wenn zuerst nach Abzug aller Kosten. 
Verzinsungen und Obiigationen Prioritätsaktien usw. noch ein 
Durchschnittsprofit für die Aktionäre verteilt wor- 
den ist. Bei der Konkurrenz, weiche der englischen Kohle ge- 
macht wird, kann man in absehbarer Zeit auf einen solchen 
Extraprofit nicht rechnen. Im übrigen bestehen in vielen 
Betrieben aller Länder Vereinbarungen für eine Gewinnbeteili- 
gung, wenngleich sie auch gewöhnlich nach anderen Mass- 
stäben bemessen wird, wie der oben geschilderte. Dieses 
System ‚hat deswegen bisher keine grosse Bedeutung erlangt. 
weil die dadurch an die Arbeiter gelangten Beträge geringfügig 
waren und nicht ‘anders als wie ein geringer Lohnzauschlag be- 
trachtet werden könnten. 


Die Erfindertätigkeit, die nach Ausbruch des Krieges sehr 
stark gesunken war, ist nach Beendigung des Krieges wieder 
ebenso stark gestiegen, so dass im Jahre 1920 mehr Erfindun- 
sen gemacht worden sind, wie im Jahre 1913. Es stehen näm- 
lich 49532 Patentanmeidungen im Jahre 1913 gegenüber 53527 
im Jahre 1920. Im Jahre 1919 hat sich die Zahl bereits auf 
43279 gehoben. Frteilt wurden im Jahre 1920 14452 Patente 
gegen 13 520 im Jahre 1913. Die Zahl der Anträge auf Nichtig- 
erklärung und auf Zurücknahmie der Lizenzerteilung, ferner der 
vernichteten und zurückgenommenen Patente hat sich 1920 
sesen 1913 erheblich verringert, ebenso wie die Zahl der ab- 
eclaufenen und sonst gelöschten Patente, Das kat seinen Grund 
hauptsächlich in dem Gesetz über die verlängerte Schutzdauer 
bei Patenten und Gebrauchsmustern vom 27. April 1920. Im 
Jahre 1913 waren 47370 Patente in Krait geblieben; dagegen 
sind es 1919 54 156 und 1926 67 374, eine Zahl, die bisher in der 
deutschen Patentstatistik unerreicht dasteht. Insgesamt sind 
seit Bestehen des Patentgesetzes vom 25. Mai 1877 999 248 Pa- 
tente angemeldet und 333238 erteilt worden. An Gebrauchs- 
mustern wurden im Jahre 1913 angemeldet 62678; während 
der Kriegszeit sind die Anmeldungen weit über die Hälfte ‚ge- 
sunken. 1919 stiegen die Anmeldungen von Gebrauchsmustern 
dann auf 51326 und 1920 auf 52 467. ° Seit dem Jahre 1891 — 
also in noch nicht 30 Jahren — sind ebenfalls fast eine Million 
Gebrauchsmuster angemeldet worden (genau: 960 490). 


Erhöhung der Patentgebühren. Eine Erhöhung der Patent- 
gebühren ist mit Wirksamkeit vom 15. Juli 1921 erneut vorge- 
nommen worden. Die Anmeldegebühr beträgt nunmehr bei 
Patenten 100 Mark, bei Warenzeichen 200 Mark; bei Ge- 
brauchsmustern ist sie unverändert geblieben (60 Mark). Die 
Patentjahresgebühr beträgt für das 1. und 2. Patentjahr je 100 
Mark: und steigt dann bis zum 6. Patentjahr um je 50 Mark, 
vom 7. bis zum 11. um je 100 Mark und vom 12. bis zum 15. 
um je 150 Mark, so dass für die letzten drei Jahre 1110 Mark, 
1250 Mark und 1400 Mark zu zahlen sind. Die Beschwerdege- 
bühr ist auf 700 Mark erhöht, die Zuschlagsgebühr bei. Nach- 
zahlung der Patentjiahresgebjihr auf 50 Mark. Die Gebühr für 
die Verlängerung der Schutzfrist eines Gebrauchsmusters be- 
trägt künftighin 300 Mark, ebensoviel die Gebühr für die Er- 
neuerung eines Warenzeichens. Die Gebühren für den An- 
trag auf Erklärung der Nichtigkeit oder auf Zurücknahme oder 
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auf Erteilmg einer Zwangslizenz, für die Erhebung des Ein- 
spruchs und für die Anmeldung der Berufung sind unverändert 
geblieben. (300, 50, 500 Mark). Dagegen sind die Gebühren 
z. B. für den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand, auf Eintragung einer Aenderung in. der Rolle, auf Er- 
teilung einer zweiten Urkunde über das eingetragene Schutz- 
recht, auf Erteilung eines Rollenauszuges, auf Ausfertigung eines 
Prioritätsbelegs und schliesslich auf Erteilung einer sonstigen 
Bescheinigung verdoppelt worden. 


Das Reichspatentamt hat im Jahre 1920 24619975 Mark an 
Gebühren vereinnahmt. Im Jahre 1919 belief sich die Ein- 
rahme nur auf 13452 153 Mark. Die Verdoppelung im Jahre 
1920 ist auf die in diesem Jahre eingeführte erstmalige Er- 
höhung der Gebühren zurückzuführen. Es war aber trotzdem 
nicht möglich, mit dieser Einnahme die Selbstkosten des Reichs- 
patentamtes zu decken. Die neue Erhöhung war deshalb aus 
Gründen der Reichsfinanzpolitik notwendige. Man muss sich 
aber darüber klar sein, dass es auf die Dauer mit der rein 
schematischen Erhöhung der Gebühren nicht getan ist, da diese 
eine Unterbindung der erfinderischen Tätigkeit nach sich ziehen 
kann. Es wird deshalb bei den Vorarbeiten, die zurzeit für 
die Gesamtreform des gewerblichen Rechtsschutzes getroffen 
werden, von vornherein von dem Standpunkt auszugehen sein, 
dass das ganze Gebührensystem auf eine neue Grundlage ge- 
stellt werden muss. Dabei wird insbesondere zu erwägen sein, 
ob nicht bei der Bemessung der Gebühren ein Unterschied 
zwischen den Patentinnabern, die ihre Erfindungen selbst aus- 
nutzen und jenen, die sie durch Dritte ausnutzen lassen, ge- 
macht werden muss. Für die erste Gruppe dürfte ein höherer 
Tarii angemessen sein, als für die zweite Gruppe. Nähere 
Ausführungen über den Aufbau eines derartig gestalteten Ge- 
bührensystems behalten wir uns für eine spätere Gelegenheit 
vor. 


Sozialpolitik 
Die Beschäftigung Schwerbeschädigter in privaten Be- 
trieben. Die Beschäftigung Schwerbeschädigter ist durch das 


Gesetz vom 6. 4. 1920 geregelt. Nach $ 5 Absatz 2 des Ge- 
setzes hat der Reichsarbeitsminister die Befugnis zu der Anord- 
nung, dass jeder private Arbeitgeber verpflichtet ist, einen. 
zahlenmässig bestimmten Bruchteil seiner Arbeitsplätze mit 
Schwerbeschädigsten zu besetzen. Auf Grund dieser Ermächti- 
gung hatte der Reichsarbeitsminister unter dem 21. 4. 20 eine 
Verordnung herausgegeben, wonach jeder private Arbeitgeber 
verpflichtet ist, auf 25 bis einschliesslich 50 insgesamt vorhan- 
dene Arbeitnehmer ohne Unterschied des Geschlechts nmiinde- 
stens einen Schwerbeschädigten, und auf 50 weitere Arbeitneh- 
mer mindestens einen; weiteren Schiwerbeschädigten zu beschäf- 
tigen. Der Arbeitgeber war damit erst dann zur Einstellung 
eines Schwerbeschädisten verpflichtet, wenn die Zahl von 25 
Arbeitnehmern im Betriebe erreicht war und erst, wenn die 
Zahl von 50 Arbeitnehmern überschritten war, musste auf je 
weitere volle 50 Beschäftigte ein weiterer Schwerbeschädigter 
eingestelit werden. 

Durch Verordnung vom 21. 7. 1921 ist die Verpflichtung zur 
Beschäftigung  Schwerbeschädigter in privaten Betrieben 
wesentlich erweitert worden. Fortan haben die privaten Be- 
triebe bereits bei 20 bis einschliesslich 50 insgesamt vorhande- 
nen Arbeitnehmern mindestens einen Schwerbeschädigten zu 
beschäftigen. Auf je weitere 50 Arbeitnehmer ist ein weiterer 
Schwerbeschädigter einzustellen; dabei wird aber ein Ueber- 
schuss von 20 Arbeitnehmern schon vollen 50 zleichgerechnet. 
Mehrere Betriebe, Büros und Verwaltungen desselben Arbeit- 
gsebers werden insoweit zusammengefasst, als sie sich im Be- 
zirk der gleichen Hauptfürsorgestelle oder in den Bezirken un« 
mittelbar aneinandergrenzender Hauptfürsorgestellen befinden. 
Die Verordnung ist am 1. 8. 1921 in Kraft getreten. Die erfor- 


derlichen Neueinstellungem müssen bis zum 1. Januar 1922 
durchgeführt sein. 
Auszahlung von Kriezsgefangenenguthaben. Aus dem 


Reichsfinanzministerium wird dem A.D.G.B. geschrieben: 


Den aus England heimgekehrten Kriegsgefangenen wird 
bekanntgegeben, dass die durch die Hauptkasse für das Kriegs- 
gefangenenwesen, Berlin SW 68, Schützenstr. 3. auf Grund ihrer 
dort vorgelesten Gutscheine auszezahlten Gelder nur vom 
Reich geleistete Vorschüsse darstellen und dass die endgültige 
Abfindung erst nach Eingang der fremdstaatlichen amtlichen 
Guthabenlisten erfolzer kann. Die erwähnten Gutscheine sind 
durchweg unverbindliche, auf private Anfragen erteilte Aus- 
künfte der englischen Regierung, die weder Unterschrift noch 
Stempel tragen und daher als amtliches Material nicht anzu- 
sehen sind. Denjenigen Heimkehrern, die aus England in der 
Zeit vom November 1918 bis Ende August 1919 zurückkehrten, 
wird dabei ein Umrechnungskurs von 50 M. für 1 Piund Ster- 
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ling berechnet, weil dieser Kurs den Durchschnittskurs dieser 
Zeit darstellt. Für die nach dem 1. September 1919 aus Eng- 
land Heimgekehrten und für alle aus Frankreich Zurückgekom- 
menen wird der Kurs des Entlassungstages aus dem Durch- 
gangslager gewährt. Ein weiterzehendes Entgegenkommen ist 
bei der Finanzlage des Reiches nicht möglich. 

Die Annahme der Heimkehrer, die fremdstaatlichen Regie- 
rungen hätten den ihnen noch zustehenden Arbeitsverdienst in 
bar an die deutsche Regierung gesandt, ist unzutreffend. Bar- 
überweisungen an Arbeitslohn haben noch nicht stattgefunden, 
sondern es sind nur teilweise Mitteilungen über die Höhe der 
bei der Entlassung der Kriegsgefangenen aus feindlicher Hand 
bestehenden Guthaben (Guthabenlisten) eingeganeen. ie- in 
diesen Listen vermerkten Guthaben im Gesamtbetrage von 
etwa 43000 Pfund Sterling sind bereits zur endgülticen Aus- 
zahlung gelangt. 


Die Forderungen der Kriegsgefangenen bestehen nicht 
gegen das Deutsche Reich, sondern gegen die ehemals feind- 
lichen Regierungen. Wenn das Reich eine vorläufige Anzahlung 
vor dem Eingang der amtlichen Guthabenlisten leistet, so ge- 
schieht dies freiwillig und aus Entgegenkommen für die Heim- 
gekehrten. Einen rechtlichen Anspruch darauf haben sie nicht. 
Sie müssen sich daher mit der zugestandenen Abfindung vor- 
läufig begnügen und im übrigen das Ergebnis der in ihrer 
Sache unternommenen diplomatischen Schritte abwarten. 


Ein weiteres Entgegenkommen der Reichsregierung besteht 
darin, dass auch ohne Beibringung von englischen Gutscheinen 
ein Vorschuss bis zu 100 M. auf den erdienten Arbeitslohn ge- 
zahlt wird, wenn ein solcher Anspruch irgendwie glaubhaft 
gemacht wird. 


Soziale Bewegung 


Die Einheitsiront der Arbeiter, Angesteliten und Beamten 
vorläufig gescheitert, Der Bundesausschuss des 
Deutschen Beamtenbundes war am' 15%. und 
16. August in Berlin zusammengetreten, um zu den gegendie 
Teuerung zu ergreifendn M assnahmen und zu 
dem Entwurf eines Abkommens zwischen A. D. 
G.B, AfA-Bund undD.B.B. (siche Nr. 29 der... T -2.1% 
Seite 268) Stellung zu nehmen. Ueber die gefassten Ent- 
schliessungen berichten wir in der, Freien Beamtearundschau‘, 
Die Verhandlungen wurden: wesentlich beeinflusst durch einen 
Vorfall, der sich am 12, August zugetragen hatte. An diesem 
Tage hatte der Deutsche Beaintenhund Vertreter des A.D.G.B,, 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Gewerkschafts- 
ringes zu einer Besprechung über die Aufstellung gemeinsamer 
Besoldungsforderungen eingeladen. An dieser Besprechung 
nahmen Vertreter des Verkehrsbundes sowie der christlichen 
und Hirsch-Dunckerschen Eisenbahnerverbände teil, und zwar 
gaben sich die Vertreter des Verkehrsbundes gleichzeitige als 
Bevollmächtigte des A. D. G. B. aus. In diesen Verhandlungen 
war es nun nicht möglich, eine Einheitsfront 
herzustellen, weil die Arbeiterorganisationen sich bereits 
vor der Besprechung auf ganz bestimmte Forderungen fest- 
gelegt hatten und den Deutschen Beamtenbund zwingen 
wollten, gleichfalls diese Forderungen zu übernehmen. Be- 
zeichnend ist, dass auch die AfA-Organisationen 
von den Beschlüssen des Verkehrsbundes keinesw egs 
unterrichtet waren und diese Haltung auf das schärfste 
missbilligten. Es war also — da der Deutsche Beamtenbund 
infolge der besonderen Verhältnisse nicht auf die Bedingungen 
des Eisenbahnerausschusses eingehen konnte — unmöglich, die 
Einheitsiront in dieser Frage herzustellen. 


Diese Vorgänge beeinflussten in sehr hohem Masse die Ver- 

handlungen des Bundesausschusses. Auch ein Schreiben des 
Vorstandes des A. D. G. B,, das die Unterhändler vom 12. August 
desavouierte, konnte den Gesamteindruck nicht mehr ver- 
bessern. Um daher nicht zu einem Scheitern der gesamten 
Verhandlungen zu kommen, wurde vom Bundesvorstand des 
D.B.B. ein Vertagungsantrag eingebracht, der zum 
Ausdruck bringt, dass der D.B.B. nach wie vor bereit ist, mit 
den übrigen Spitzenorganisationen der Arbeitnehmerschaft in 
engere Beziehungen zu treten, dass er aber nach den letzten 
Vorgängen nicht die Gewähr hat, dass auch die Unter- 
organisationen des A.D.G.B. sich zu einer loyalen 
Haltung gegenüber dem D. B. B. verpflichten. Der Ver- 
tagungsantrag wurdealsdannmit übergrosser 
Mehrheit angenommen. 
Damit ist die Einheitsfront der Arbeiter 
Angestellten und Beamten vorläufig gesche® 
tert. Der gleichfalls in dieser Woche tagende Bundesaus- 
Schuss des A. D. G. B. wird zu dem Vertagungsbeschluss 
Stellung nehmen müssen, ebenso wie der AfA-Bund sich über 
die weitere Verfolgung der Angelegenheit klar werden muss. 
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Arbeiterhiife für Russland. Die am 13. und 14. August in 
Berlin versammelte internationale Konferenz des Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbundes hat foigende 
Entschliessung angenommen: f 

„Die Konferenz des Internationalen Gewerkschaftsbundes, 
Sitz Anısterdam, die in Berlin über die Hungersnot in 
Russland beraten hat, erklärt ihr tiefstes Mitgefühl mit dem 
russischen und georgischen Voik, insbesondere mit der not- 
leidenden Arbeiterschaft in beiden Ländern. Die Konferer:z 
nimmt Kenntnis _ von den "spontanen Solidaritätskundrebungen 
und Aktionen, die die Arbeiterschaft der angeschlossenen Orga- 
nisationen bereits in die Wege geleitet hat. Sie beschliesst, 
die schon im Gange befindlichen Sammlungen im Interesse 


ihrer sofortigen und wirksamen Verwendung zusammen- 


zufassen, zu erweitern und zu zentralisieren, 
und bestimmt zu diesem Zweck das Folgende: 

1. Das Bureau des Internationalen Gewerkschaftsbundes 
wird beauftragt, sofort einen Aufruf an das inter- 
nationale Proletariat zu erlassen. 

2. Die gewerkschait!ichen Landeszentralen aller Länder 
haben die Sammlungserträge der ihnen angeschlossenen Ver- 
bände und der sonstigen Organisationen, die sich an dem Hiilfs- 
werk beteiligen, zu zentralisieren. 

3. Die von den Landeszentralen zentralisierten Beträxe 
werden in Gemässheit der Anweisunzen des Bureaus des Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbundes dem Sekretariat des Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbundes zur Verfügung restellt. 

4. Die vom Internationalen Gewerkschaftsbund zentrali- 
sierten Fonds sollen, soweit möglich, zur sanitärenHilfe- 
leistung und zur Beschaffung von Lebensmitteln ver- 
wendet werden. ’ 

Eine erste Expedition wird sofort organi- 
siert und unter Kontrolle des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes nach Russland entsandt. Fine Summe von I M illjon 
Mark wird sofort aus den Mitteln des Internationalen Ge- 
werkschaftsbundes bereitgestellt. Die Landeszentralen werden 
ferner ersucht, Vorschüsse zu diesem Zweck zu gewähren. 
Mit dem Roten Kreuz wird unter Wahrung der Unab- 
hängigkeit der gewerkschaftlichen Aktion auf technischem und 
orzanisatorischein Gebiet Verbindunz hergestellt. um die 
Transvortfrage zu lösen. Die Laudeszentralen sind ausserdem 
verpflichtet, auf ihre Regierungen den stärksten Druck auszu- 
üben, um diese zu unverzüglicher Hilfeleistung für das russische 
Volk zu bewegen. 

Zur Bekräftigung dieser Beschlüsse erklärt die internatio- 
nale Gewerkschaftskonferenz. dass die unternommene Akt'on 
durch ihre rein menschlichen Ziele und angesichts der welt- 
umfassenden Solidarität über allen politischen Mei- 
nungsverschiedenheitensteht. Sie ist ein prole- 
tarisches Werk, an dem die Arbeiter jeder Richtung 
teilnehmen müssen, trotz der Schwierizkeiten und der schweren 
Lasten, welche auf die Arbeiterschaft aller Länder drücken “ 

An der Konferenz nahmen ausser dem Bureau des Internatio- 
nalen Gewerkschaftsbundes Vertreter Frankreichs, Bel- 
giens, Hollands, der Tschechoslowakei. Jugo- 
sSlawiens, der Schweiz, Schwedens, Däne- 
marks, Luxemburgs, Lettlands und Deutsch- 
lands teil. * 


Der Allgemeine Deutsche Gewerkschafts- 
bund hat sich während der Tagung seines Ausschusses am 
16. August ebenfalls mit der Frage der Hilfeleistung für die 
russische Bevölkerung befasst. Auf Antrag des Vorstandes ist 


beschlossen worden, mit einem Aufruf zur Geldsammlung an die » 


Arbeitnehmerschaft heranzutreten. Die Sammlungen sollen 


durch die Ortskartelle vorgenommen werden und die eingehen- 


den Beträge an einen zentralen Fonds beim A. D. G. B. abge- 
liefert werden. Der AfA-Bund wird sich an dem Aufruf 
und den Sammlungen beteiligen, 


Internationale Unternekmer. In Mainz streiken die Buch- 
drucker. Die Zeitungsverleger können ihre Blätter nicht er- 
scheinen lassen, sie haben nun eine Ersatzzeitung herstellen 
lassen. An Stelie der „Mainzer Zeitung‘, des „Mainzer Tage- 
blattes“ und der „Mainzer Tageszeitung“ erscheint die „Ge- 
meinsame Zeitung“. In dieser „Gemeinsamen Zeitung“ ist auch 
dem „Echo du Rhin“, das für die Besatzungsbehörde und mit 
deren Mitteln herausgegeben wird, ein Raum reserviert worden. 
An der Spitze dieses Teiles heisst es in französischer Sprache: 

„Wir danken unseren deutschen Berufsbrüdern, dass sie uns einen 
Raum für das „Echo du Riin“ reserviert haben. Es handelt sich in 
der Tat hier um eine Berufisfrage, unabhängig von aller Politik. Wir 
sind deshalb „'ücklich, die brüderliche Solidarität frei von jeder sonstigen 
Stimmung wirken zu sehen.“ 

Wir sehen, sobald es sich um den Kampf gegen die Arbeit- 
nehmer handelt, finden sich die Arbeitgeber ohne Rücksicht auf 
ihre politische Stellung ‘sofort zu brüderlicher Solidarität zu- 
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sammen. 
gehens mit unserem Feind von gestern von keiner Seite irgend- 
welche Bedenken laut werden. Wenn äber die Arbeitnehmer 
sich im Internationalen Gewerkschaftsbund zusammenfinden, um 
gemeinsam mit ihren Arbeitsbrüdern jenseits der Grenze eine 
internationale brüderliche Arbeitnehmersolidarität zu bekunden, 
so ist das in den Augen der Arbeitgeber schlimmster Vater- 
landsverrat; und leider finden die Arbeitgeber, die die frei- 
gewerkschaftlichen Arbeitnehmer beschimpien, in den Kreisen 
der Angestellten im Gesamtverband der Angestelltengewerk- 
schaften und dem Gewerkschaftsbund der Angestellten gar 
willfährige Hilistruppen. 


. - Eort mit dem Trinkgeld! Der A.D.G.B, AfA-Bund, 
Deutsche Gewerkschaftsbund und der. Gewerkschaftsring: Deut- 
scher Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenverbände haben 
folgenden Aufruf gegen das Trinkgeldunwesen 
im Gastwirtsgewerbe beschlossen: „Es ist kollegiale Pflicht 
aller gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und Angesteliten, 
die Gastwirtsgehilfen in ihrem Kampfe um eine ausreichende 
feste Entlohnung zu unterstützen. Das Unternehmertum sucht 
sich: teilweise seiner Pilicht zur Lohnzahlung dadurch zu ent- 
ziehen, dass es dem Bedienungspersonal die Möglichkeit und 
Walırscheinlichkeit- des Trinkgeldes offen lässt, um dadurch 
sein Interesse an ausreichender fester Entlohnung zu mindern. 
Bei diesem Verfahren, das jedem kaufmännischen Gebaren 
widerspricht, ist insbesondere das minderbemittelte Publikum 
der Leidtragende. Wehrt euch gegen das Trinkgeldsystem und 
helft, die Gastwirtsangestellten als Kämpfer um sittliche Ent- 
lohnung in unsere Reihen einzugliedern, indem. allerorts die 
Beseitigung der Trinkzekdentiohnung miterstrebt und überall 
da, wo durch Tarife das Trinkgeld abgeschafft ist, solches 
nicht mehr gegeben wird. 


Angestelltenbewegung 


Die Mitgliederilucht Im G.d. A. scheint einen ausserordent- 
lich - bedenklichen Umfang anzunehmen. Der G.d.A. benutzt 
bereits vorgedruckte Formulare, um bei den Massenaustritten 
dem einzelnen noch einmal dringend sein Weiterverbleiben 
ans Herz legen zu können. Besonders interessant auf diesem 
gedruckten Formular ist aber, dass der G.d.A. nach wie vor 
daran festhält, dass ein Ausscheiden nur zum 31. Dezember 
nach entsprechender vorheriger Aufkündigung der Mitgliedschaft 
möglich ist. Der Grund ist wohl, von den austretenden Mit- 
gliedern noch einige Monatsbeiträge herauszuholen: ein Grund, 
der uns bei der ausserordentlichen finanziellen Notlage des 
G..d. A. verständlich ist. Sehr zweifelhaft scheint es uns aber 
zu sein, ob mit einer solchen erzwungenen Mitgliedschaft ge- 
werkschaftliche Kämpfe geführt werden können. 

Bei dieser Gelegenheit sei darauf hingewiesen, dass Aus- 
trittserklärungen für Ende dieses Jahres spätestens Ende Sep- 
tember im G.d. A, eingereicht werden müssen. Unsere Mitglieder 
wöllen insbesondere die Mitglieder des ehemaligen Gruben- und 
Fabrik-Beamten-Verbandes, soweit diese Techniker sind, auf 
diese sehr zweischneidigen Bestimmungen hinweisen und sie 
zur rechtzeitigen Abineldung im G.d.A. und zum Uebertritt zum 
Butab auffordern. 


. Der N. D. T. V. muss nach dem Rechten sehen. weil der 
Butab in Kaiserslautern geradezu schauderhaft wirtschaftet, 
so erklärte Herr Kratz vom N. D. T. V. in dem Zuge auf der 
Reise nach Kaiserslautern. Das sollte in einer vom N. D. T. V. 
einberufenen Versammlung geschehen. Es erschienen zu dieser 
Versammlung vier Gäste, darunter zwei Bundesmitglieder, drei 
Beamte bzw. Angestellte des D. H. V. und der Referent. Ob 
Herr Kratz wohl eingesehen hat, dass er sich mit seiner 
Grossspuriekeit doppelt blamiert? Kollegen! Fragt einmal die 
D.H.V.-Mitglieder, ob sie deshalb ihre Beiträge zahlen, damit 
für den N. D. T. V. diese kläglichen Versammlungen im ganzen 
Reiche veranstaltet werden, während für den Ausbau der ge- 
werkschaitlichen Unterstützungseinrichtungen des D. H. V. kein 
Gekd.da ist!? 


N. D. T. V. und Streikbrecher. Der Werkmeisterverband 
sah sich genötigt, zwei Meister wegen Streikbrecherarbeit in 
Köln-Deutz auszuschliessen. Hierzu schreibt der N.D.T.V.: 

„Als der Streik beigelegt worden war, hat der Deutsche Werktneister- 
verband in seiner bekannten Willfährigkeit gegenüber den sozialistischen 
Genossen die zwei Meister als. Streikbrecher ausgeschlossen, und nun hat 
der gelbe „Gewerkschaftsbund nationaler Angestellter“ sie geerbt. Das. 
hat Herrn Geissler- sofort veranlasst, eine ,„Fachgruppe“ der Werk- 
meister zu gründen! 


‘ Bei der: Vergangenheit des Herrn Klitzsch verstehen 
wir es vollkommen, wenn der N.D.T.V. den Ultragelben diesen 
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Im Arbeitgeberlager werden ob dieses Zusammen- 
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Zuwachs missgönnt, fühlt er sich doch “ebenso. wie Herrn 


Geisslers Gewerkschaftsbund nationaler Angestellten : be- 
rufen, seine Mitgliedschaft zu einer Streikbrecherorganisation 
zu formieren. Für jeden aufrichtigen Gewerkschafter ist .er 
durch den obigen Unkenrui deutlich. gekennzeichnet. 


Aus dem Bunde 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 


‚Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Zeichnungsvolimacht. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung vam 
11. Juli beschlossen, dem Gewerkschaftssekretär Liebeskind für die 
Abteilung „Gewerkschaftiiche Angelegenheiten“ Zeichnungsvollmacht ;. A. 
zu erteilen. ’ 

In der Vorstandssitzung vom 25: Juli‘ wurde : beschlossen, dem 
Gewerkschaftssekretär Gröttrup Zeichnungsvollmacht i. A. für die 
Abteilung „Behörden und öffentliche Betriebe“ zu erteilen. 


. Gesperrtes Mitgliedsbuch. Das Mitgliedsbuch des Kollegen (123 948) 
Jos. Lang, Mannheim, ist mit seiner .Brieftasche gestohlen worden. 
Um-Missbrauch zu verhüten, wird es. hiermit gesperrt: Wir bitten, es dem 
etwaigen Vorzeiger abzunehmen, dessen Personalien feststellen zu lassen 
und sofort an die Hauptverwaltung zu berichten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauanıt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

Schweriner. Industrie-Werke GmbH., (früher Fokker Flugzeuge mbH.), 

F. Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b, 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G,, Düsseldorf, Werstener 
Strasse 25, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsheginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und. dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 








V = Vertrauensmännerversammlung, 
f B = Berufsausschuss. 
Gross-Hamburg. O. H. V.-Sitzung. 26. VIIL 7%. Geschäftszimmer. 
©iferbach a.M. 25. VIII. 7%. Vortrag des Kollegen Kaufmann. Stadt Erbach, 
Schlossstrasse. 
Trier. V. 25. VIll. 8%, Drehscheibe, Fleischsirasse. 
oo Bücherschau ob 








Reichsgewerbeordnung für das Deutsche Reich, nebst Kinderschutz- 
gesetz und Hausarbeitsgesetz, sowie den für das Reich und Preussen er- 
lassenen Ausführungsbestimmungen. 20. veränderte Auflage. Bearbeitet 
von Dr. Friedrich Hiller und Dr. Hermann Luppe. Geb. 
40 M. Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co., 
Berlin W 10, Genthiner Strasse 38. 

Lohnpolitik. Von Dr. Heinr. Brauns, Reichsarbeitsminister, 
Volksvereins-Verlag G. m. b. H., M.-Gladbach. Preis 2 M. 

Stierbeiafel 

Es starben: 

Franz Eipers (110255), Hamborn. 
R. Garst (66 724), Hamborn. 
Ernst Heinrich (17 829), Berlin. 
Wilhelm Hüser (T. 97576), Neuss. 
August Kluge (T. 84407), Coburg. 
Fritz Krauth (58 654), Mannheim. 
Withelm Krätz (94 919), Dortmund, 
Bernhard Minsmann (69 003), Recklinghausen. 
Josef Nowak (147149), Nickischschacht. 
Wilhelm Sternbeck (120493), Berlin. 
Hugo Stübbe (188 083), Charlottenburg. 
Robert Wrobel (100298), Rydultau. 
Fritz Zimmermann (120495), Berlin. 


Ehre ihrem Andenken! 





Vetantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: i.V. Karl Sohlich, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, 


Industriebeamten-Verlag Gm Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 

































Wir suchen einen 


Vor- 
kalkulator. 


Nur Herren mit nachwels- 
lich langjähriger und viel- 
seitiger Werkstattpraxis als 
Mechanik., Elektromonteur, 
Masch.-Schlosser, _ Dreher 
usw. kommen. in. Frage. 

Offerten an 


Veifa-Werke A.G. 


(Betriebsleitung), 
Spazlalfabrik f.Röntgenapparate, 
Frankfurt a. M.- West 13. 


Für unsere Bauabteilung suchen 
wir einen 
älteren selbständig arbeitenden 


Bautechniker 


welcher mit den hiesigen Verhält- 
nissen vertraut ist. Angebote mit 
Zeugnisabschriften und Gehalts- 
forderungen an 
Konsumverein „Eintracht‘, 
Essen-West. 


Wir suchen zu sofort einen 
durchaus tüchtigen, nicht zu jungen 


Techniker. 


Angebote mit Zeugnisabschriften 
und Gehaltsforderung erbeten. 


Spencker & Giersdorf, 
Baugeschäft, Dampfsägewerk, 
Parketifabrik, R 
Gnoien I. M. 


n Stellenangebote BE) 


Rheinische Maschinenfabrik 


im besetzten Gebiet sucht zum baldigen Eintritt 


IKalkulations- Ingenieur 


u. mehrere Selbständige Konstrukteure 


für Dampfkesselbau. Herren mit Erfahrungen im Steilrohrkesselbau 
werden bevorzugt. — Ausführliche Angebote sind einzureichen an 


Maschinenbau-Anstalt Humboldt, Köln-Kalk. 


Wir suchen für 2 unserer Koblensäurewerke in Süddeutsch- 
land je einen praktisch erfahrenen, energischen, unverheirateten 


Techniker 


mit abgeschlossener Fachschulbildung. 
Ausführliche Bewerbungen sind zu richten an 


Kohlensäurewerke C. G. Rommenhöller A.-G. 
Berlin NW7, Dorotheenstrasse 26. 
Alte, westlälische Herdfabrik 


sucht zum möglichst sofortigen Eintritt, spätestens 
1. Oktober einen in der Branche durchaus erfahrenen 


Techniker, 


der befähigt ist, dem gesamten Betrieb vorzustehen und im Kalku- 

lationswesen durchaus bewandert ist. Ausführliche Angebote mit An- 

gabe von Referenzen, unter Beifügung von Zeugnisabschriften, Gehalts- 
ansprüchen, Lichtbild an 


Max Albers, Vogelsang 1. Westt. 
Granitsteinbruch (Sachsen) sucht 


prakt. Steinbruch-Techniker, 


der alle vorkommenden Kostenanschläge selbständig und sicher kalku- 
lieren kann. Ausführliche Angaben mit Gehaltsansprüchen erbeten an 


Direktor Gustav Weist, Klotzsche I. Sa. 
Könlgsbrücker Strasse 61. 

















Ein erfahrener, jüngerer 


Bautechniker 


für Bureau und Baustelle auf sofort 
gesucht. — Flotter Zeichner und 
durchaus sicherer Eisenbetonstatiker 
Vorbedingung. Kurzer Lebenslauf 
und Zeugnisabschriften an 


Althoff & Lakemeier, 
Baugeschäft, Herford. 


EriahrenerTechnikor 


(Architekt), gelernter Zimmer- 
mann, für Dauerstellung gesucht. 
Angebote mit Gehaltsansprüchen 
und Zeugnisabschriften an 


W. Witte, Blockhaushan, 


Osterwieck /Harz. 


Holzt: Schule 
des Elektrotechnikers 


4 Bände Barpreis M.217,30 
Ratenpreis M. 239,25 
Gegen 30 M. Monatsrate, 
ebenso alle anderen Bücher. 


1 Hermann Meusser, 


Buchhandlung, 


1 BerlinW j N } Potsdamer 


‚Straße 75. 
| Neu erschienen 


„Die Bibliothek 
des technischen 
Angestellten 
und Beamten.“ 


Versendung erfolgt kostenlos | 








Zur Ausarbeitung von Neuheiten, sowie Kontrolle 
der Fabrikation suchen wir einen 


Techniker 


aus der Holz- oder Eisenbranche, 
welcher möglichst schon ähnliche Stellungen bekleidet hat, — 
Wir bitten, dem Angebot einen ausführlichen Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild beizufügen. 


E. A. Naether Akt.Ges,, 


Aslteste und grösste Kinderwagen- und Hoizwarenfabrik, 


| Zeitz. | | 
Für Erz- und Kohlenaufbereitung 


werden mehrere 


selbständige Konstrukteure 


sowohl für Gesamtanlagen als für Details zum baldigen 
Antritt gesucht. — Ausführliche Angebote erbeten an 


Maschinenbau-Anstalt Humboldt, Köln-Kalk. 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres‘ zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, | 
Hardwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und | 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in.der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und | 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“ Ausführl. Prospekt, 
R. 128 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben, 
Bonness & Hachfeild, Verlag, Potsdam. 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 








oder deren Raum 4,— Mark. 
10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 








Für die neu zu errichtende Heizberatungsstelle wird 


uwner Techniker 


kundiger 
gesucht, der die gesamte Brennstoffversorgung und Ueberwachung 
der Heizungsanlagen der städtischen Gebäude zu übernehmen hätte. 
Einstellung auf Privatdienstvertrag nach den für Privattechniker gültigen 
Tarifsätzen mit einer beiderseitigen vierwöchigen Kündigungsfrist vom 
1. zum 1. eines jeden Monats. 

Bewerber, die fertige praktische Kenntnisse der gesamten Haus- 
brandfeuerungsanlagen und kleingewerblichen Feuerungen besitzen und 
in ähnlichen Stellen tätig gewesen sind, wollen ihre Gesuche mit 
Lebenslauf und Lichtbild unter Angabe von Auskunftspersonen bis 
spätestens 1. 9. 1921 einreichen. 


Bottrop, den 12. August 1921. 
Der Erste Bürgermelster: 
Dr. Baur. 
an este Pe Bee BE 
Die Einsender von Zeugnissen, Bildern usw. 


haben ein grosses Interesse daran, baldmöglichst nicht nur über ihre 
Wahl oder Ablehnung unterrichtet zu sein, sondern vor allem ihre 
Papiere usw. im Ablehnungsfalle zuwrückzuerhalten. Der Verlag bittet 
höflichst, darauf Rücksicht zu nehmen und den nicht gewählten Be- 
werbern baldmöglichst ihre Einsendung 


yon zuzustellen. 
3 Bünftigfte Alterd- und Familienverforgung 
sweds Befreiung von ber Angeftelltenverficherung bietet pie 
Deufiche Beamten-Lebensverficherung 0.6. 
Anftalt des Deutihen Beamten-Wirtichaftsbundes. 
Auskunft und Drudfachen foflenlos durch den 
Bertrauensmann: Rehnungsrat d. Henne, 

Berlin-Stegliß, Siemensitraße 75. 

Fernruf: Steglig 37. 























m = 
Für meinen Mann 
und für mich finde Ich 
die besten Stoffe und Futterzutaten 
in der reichhaltig. Kollektion des Tuchversandhauses 


Friedrich W. Knoll, Cottbus 9. 


Fordern Sie Muster (frei gegen frei) für: Anzüge, 
Palctot, Uister, Gesellschaftsanzüge, gestreifte Hosen, 
Cutaway, Damentuchkostüme 
und Röcke, Manchester, Joppen. 


Meine Spezialität: Abgepasste Futterzutaten, 
® _ einschliesslich Knöpfe, Schnallen usw. ®@ 

















Photograph. Apparate Schutz und Verwertung 
7 u.Bestandteile || von Neuerungen aller Art 
\; Katalog A frei. ı 5 zugünst. Bedingung. durch Carl 






Haiduk, Ing.. Berlin W57, Culmstr. 18 
Langj. Erfahr. (Bundesmitgl.) 







Selbstspielende 


Lonophone 


Katalog B_ frei. 


Unren, Brillanten, _/ 
3 Geld-u.Metallwaren E 











Teilzahlung. 


L. Römer, Altona (Elbe) 108. 


Reisszeuge und 
Rechenschieber 


liefern wir zu billigsten Preisen. E 
An allen technischen Schulen 5 
u. Grossbetrieben suchen wir 
Vertreter u. Wiederverkäufer. 

Hansen & Kleiner, £ 
Kiel, Feidstrasse 65. 


Geschenkartikel aller Art, 
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Rachfchlagebuc 


Ein alphabetifd geordnetes 
NRahfhlagebuh zum Gebraud SE 
= fie. jeden, der Wert darauf Iegt, 
rati Deutfch zu fprechen u. zu 8 
reiben. En PD Fl liegt 
nder grammat.Behandlungbder. 
= aufgenommenen. Wörter (Gil- 
= bentrennung, Groß- ob, Kleir« 
freibung, Deklination ufw.), & 
Durch jede Buchhandlung 
zu beziehen. - 
E Langenfheidtihe Berlagsbud- & 
= handlung, (Brofefior 

























































Uhren, Schmuckwaren, 





















vom Berlag 20%,,). 





Lederwaren,Raslerartikei E 6. idt 
Photoartikei, Musikinstru- > Berrimechänaber 
mente und Grammophone. = Bahnftraße 29/30 1 
Kataloge umsonstu.porto‘ei liefern ER RE | 
onass & Co., Berlin A, 4s1 KL a | 
jeaasn 4 Do. Berlin | Sich om Berg 20 \ 

















Deuische 










Gesaminusgube 


Techniker-Zeifun 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 








i EERBERE Biugig ana. Freitag. eereprein ig Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
ö r das Ausland 9, . — Bund der technischen. Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
34 stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technisch 
Nr. ‘ 3. Jahrg. Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Cobinei. nd Privarbauk Berlia; 26. August 1921 
Ait-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811, 1088. 1090. 


INH ALT: Aufruf zur Stärkung des Kampffonds. — Die Sitzung des Bundesausschusses, — Beamtenschaft und Wiederaufbau. — Wirtschaftsfragent 

Gewerkschaften und Wiederaufbau. — Sozialpolitik: Das Existenzminimum im Juli 1921. — Soziale Bewegung: Deutscher Beamtenbund 

und freie Gewerkschaften. — Preissteigerungen - Lohnerhöhungen. — Der Vorstand der Zentralarbeitsgemeinschaft zur Teuerung. — Hilfe für Russland. — 
Berufsfragen: Die Neuorganisation des Vermessungswesens. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen, — Versammlungskalender. 
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Kollegen! 


Noch schneller als vorauszuschen war, sind die unheilvollen Wirkungen des Reichstagsbeschlusses zur Neuregelung 
der Getreidewirtschaft und der bereits angekündigten weiteren Belastung der Verbraucherschaft durch eine gewaltige 
Erhöhung der indirekten Steuern eingetreten. Eine neue grosse Teuerungswelle wälzt sich über das Land. 


Es ist selbstverständlich, dass unser Bund der drohenden Verelendung der werktätigen Bevölkerung nicht tatenlos 
zusehen kann, sondern im engsten Zusammenwirken mit den anderen Gewerkschaften sein möglichstes tun wird, um die 
technischen Angestellien und Beamten vor einer weiteren Herabdrückung ihrer Lebeushaltung zu bewahren. 
So,wie er sich im Frühjahr dieses Jahres in seiner Eigenschaft als Mitglied des Allgemeinen freien Angestelltenbundes 
gemeinsam mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund, leider vergeblich, bemüht hat, die Verteverung des 
Brotes zu verhindern, so wird er jetzt auch, nachdem gegen den Willen der Gewerkschaften durch verfehlte Regierungs- 
massnahmen und Reichstagsbeschlüsse die Bahn für die neue Teuerung frei gemacht worden ist, seine ganze Kraft daran 
setzen, um’ den technischen Angestellten und Beamten diejenigen Lohnerhöhungen zu erringen, die erforderlich sind, 
f) um die neuen Preissteigerungen auszugleichen. & 

N) In der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands 
sind bereits Verhandlungen über eine allgemeine Zahlung von Lohnzuschlägen zum Ausgleich der Brotverteuerung ein- 
N geleitet worden. Ebenso ist unser Bund bereits gemeinsam mit den anderen Beamten- und Angestelltenverbänden an 
U die Staats- und Kommunalbehörden wegen einer ausreichenden Erhöhung der Einkommen der im öffentlichen Dienst 
\ stehenden Beamten und Angestellten herangetreten. 
Wir dürfen uns aber nicht damit begnügen, ein günstiges Ergebnis dieser Verhandlungen zu erhoffen, sondern 
) müssen bereit sein, nötigenfalls auch den Kampf um die berechtigten Forderungen der technischen Angestellten 
\ und Beamten aufzunehmen. Der offene und geheime Widerstand, den das Unternehmertum jeder angemessenen 
Heranziehung des Besitzes zur Tragung der Wiedergutmachungslasten entgegensetzt, beweist zur Genüge, dass es nach 
wie vor nicht bereit ist, gutwillig die Opfer auf sich zu nehmen, die die Zeit auch von ihm fordert. . Kluge Voraussicht 
gebietet deshalb, uns beizeiten für die Kämpfe zu rüsten, die wahrscheinlich nicht zu vermeiden sein werden, wenn das 
Ziel, das wir uns gesteckt: haben, erreicht werden soll. 

Zum Kampf gehört aber in erster Linie Geld. Wir rufen deshalb alle Mitglieder auf, nach ihren besten Kräften 

dazu beizutragen, das finanzielle Rüstzeug des Bundes zu verstärken. Der 


Kampffonds des Bundes 


\ muss zu einer achtunggebietenden Höhe gebracht werden! Daran mitzuarbeiten ist Ehrenpflicht aller Kollegen, denen 
es Ernst ist um die materielle und ideelle Zukunft der technischen Angesteilten und Beamten. 

) Kollegen, zeigt, dass Ihr nicht nur mit Worten, sondern mit der Tat gewillt seid, den Kampf gegen die drohende 

Verelendung aufzunehmen! Der Umfang, in dem Ihr zum Kampffonds beisteuert, wird uns als Massstab für die Kampf- 

bereitschaft und für das Verantwortungsgefühl unserer Mitgliedschaft dienen. Kollegen, beweist, dass Ihr starken und 

einmütigen Willens seid! 


Es lebe die Solidarität! 


> “A > 


Bund der techrischen Angestellten und Beamten 


Der Vorstand. | Der Bundesausschuss. 
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Die Sitzung des Bundesausschusses 


Abweichend von der bisherigen Gepflogenheit, fand die 
5. Sitzung des- Bundesausschusses nicht in Berlin statt. Als 
Tagungsort war vielmehr Hildesheim gewähit worden, 
Am Abend vor der Tagung, am Freitag, den 19, August, hatte 
der AiA-Bund eine Versammlung veranstaltet, die in der Stadt- 
ha,le stattfand. Das Referat über die gewerkschaftliche Ange- 
stelltenbewegung erstattete der Kollege Kaufmann-Berlin. 
Die freie Aussprache gestaltete sich insofern ganz interessant, 
a,s nicht etwa ein Angehöriger gegnerischer Verbände, sondern 
ein Geheimer Regierungsrat sich zum Sprecher gegnerischer 
Auffassungen machte. Er wurde von unseren Rednern, den 
Kollegen Gramm und Sonnenschmidt, treffend abge- 
fertigt. Der Eindruck, den die Versaminlung hinterlassen hatte, 
dürfte lange nachwirken und für die freigewerkschaftliche An- 
gestelltenbewegung in Hildesheim von erheblicher Bedeutung 
werden. 

Die eigentlichen Verhandlungen des Bundesausschusses fan- 
den ebenfalls in der Stadthalle am Sonnabend und Sonntag, den 
20. und 21. August, statt. Sie wurden von dem Bundesvorsitzen- 
den, Ko:llegen Heinze, eröfinet, Der Vorsitz wurde den 
Kollegen Kahnt-Leipzig und Heinze-Berlin übertragen. 

Den erster Punkt der Tagesordnung bildete der Bericht 
über die Entwicklung des Bundes seit dem 
letzten Bundestage. Das Referat hierüber erstattete 
der Kollege Schweitzer, aus dessen Darlegungen nach- 
stehend das Wesentlichste wiedergegeben sei. 

Als unser zweiter ordentlicher Bundestag zusammentrat, 
lastete auf Deutschland der Druck des Londoner Ultinatüms. 
Gleichzeitig stand Oberschiesien unter der Herrschaft polnischer 
Insurgenten, deren Bestrebungen darauf abzieiten, durch Wafien- 
gsewait. vor der Entscheidung des Obersten Rates vollendete 
Tatsachen zu schaffen. ‘Die allgemeine Weltwirtschaitskrise 
drückte auch auf den Gang des deutschen Wirtschaftslebens. 
Eine ausserordentliche Arbeitslosigkeit, ein starkes Nachlassen 
der -Arbeitskämpie, teils unter dem Druck der ungünstigen Wirt- 
schaftslage, teils unter. der Wirkung teilweise sinkender Preise, 
sowie der Ruf der Arbeitgeber nach dem Lohnabbau kennzeich- 
neten die Situation. une = 

Heute, nach der Annahme des Ultimatums. ist die Frage 
der Wiedergutmachung aus der Sphäre der aussen- 
politischen Auseinandersetzungen herausgerückt: und - ist zum 
Zentralproblem der inneren politischen Kämpfe geworden. Wir 
stehen zweifellos erst am Anfang dieser Kämpfe, und es ist im 
Augenblick noch gar nicht zn übersehen, wohin die Entwicklung 
im Laufe des Herbstes und Winters noch treiben wird.:: Soviel 
war indes aus den. Programmreden 
ministers im Reichswirtschaftsrat und. des Reichskanzlers im 
Reichstag schon zu entnehmen, .dass durch die gewaltigen 
Steiterbeträge, die nen aufgebracht werden sollen, auch die 
Masse der Verbraucher eine ausserordentlich schwere Belastung 
erfahren soll. Gleichzeitig. soll unsere Wirtschaftspolitik inso- 
fern geregelt werden, als die Reichszuschüsse, die bisher zur 
Verbilligung der aus dem Ausland eingeführten Lebensmittel ge- 
leistet worden sind, in Wegfall kommen sollen. Die gewaltige 


Steigerung der Preise, die sich aus der Durchführung dieses. 


Programms ergeben muss, wird noch verschärft durch die fast 
restlose Aufhebung der Zwangswirtschaft für Brotgetreide. Seit 
einigen Wochen ist eine geradezu sprunghafte neue 
Steigerung der Preise fast aller Bedarfs- 
artikel eingetreten, und es ist vorauszusehen. dass die neue 
Teuerung noch gewaltig steigen wird, wenn die in Aussicht ge- 
nörlmenen neuen indirekten Steuern sowie die ‚Erhöhung der 
Mietpreise noch hinzukommt. : In unserer Gewerkschaftsarbeit 
macht sich die Wandlung der gesamten Lage bereits in einer 
starken Zunahme der Lohnbewezungen bemerk- 
bar, die die grösste Aufmerksamkeit des Bundesvorstandes er- 
fordert. 

Kurz nach dem Bundestag, am 11. Mai, fand eine Reichs- 
vertretertagung des AfA-Bundes statt. die den 
von. der Satzungskommission aufgestellten Satzungsentwurf so- 
wie die vorgelegten „Freigewerkschaftlichen Grundsätze“ ein- 
stimmig guthiess und auch dem Organisationsvertrax mit dem 
A.D.G.B, einmütig zustimmte. Inzwischen hat auch der Ver- 
bandstag des Zentralverbandes der Angestellten zur Reorgani- 
sation des AfA-Bundes Stellung genommen und sie in der von 
der Vertretersitzung beschlossenen Form gutgeheissen. 


Im Laufe des Sommers war es auch gelungen, ein Abkom- 
men mit dem Vorstand des Deutschen Beamten-Bundes zustande 
zu bringen. Leider hat der Ausschuss des Deutschen Beamten- 
Bundes — zum Teil wohl unter dem Eindruck der Auseinander- 
Setzungen. mit dem Deutschen Verkehrsbünd — dem Abkommen 
seine Zustimmung versagt, so dass neuc Verhandlungen aufge- 
nonimen werden müssen, In \Vien hat in der Zeit vom: 10. bis 


des Reichswirtschafts-. 


12. August der zweite Kongress desiInternationalen 


Bundes der'Privatangestellten stattgefunden, der- 


erste internationale Angestelltenkongress, an dem auch unser 
Bund a.s Mitglied beteiligt war. 

Auf wirtschaftspolitischem Gebiet beteiligte sich unser Bund 
in seiner Eigenschait als Mitglied des AfA-Bundes im Laufe des 
Sommers — leider vergeblich — an einer Aktion des A.D.G.B, 
gegen die Aufhebung der Zwangswirtschaft für 
Brotgetreide. Ferner stellte er einen Vertreter zu neuen 
Verhandlungen der gewerkschaftiichen - Spitzenorganisationen 
über einen geeigneten Weg zur Neuregelung des Bau- 
und Wohnungswesens. Gleichzeitig liess sich der Bun- 
desvorstand dem ihm vom Bundestag erteilten Auftrag ent- 
sprechend die unmittelbare Förderung der sozialen Baubetriebe 
durch finanzielle Beteiligung an Bauhütten-Betriebsverbänden 
angelegen sein. Auch an den gewerkschaftlichen Massnahmen 
zur Bekämpfung, der Arbeitslosigkeit hat sich 
unser Bund weiterhin lebhait beteiligt.. Er. ist z, B. sowohl in 
dem beim Reichsverkehrsministerium eingesetzten gewerkschäft- 
lichen Ueberwachungsausschuss aıs auch in einer ganzen Anzahl 
der bei den einzelnen Eisenbahndirektionen gebildeten Ueber- 
wachungsausschüsse vertreten. Unmittelbar hat der Bund zur 
Milderung der Not der arbeitslosen Bundesmitglieder dadurch 
beigetragen, dass der Bundesvorstand ‚beschlossen hat, den 
langfristig erwerbsiosen Bundesmitgliedern 
eine besondere Wirtschaftsbeihilfe zuteil werden 
zu lassen, 

Die Stellungnahme des AfA-Bundes und im besonderen un- 
seres Bundes zur oberschlesischen Frage’ ist wiederholt von 
gegnerischer Seite angegriffen und als antinational verdächtigt 
worden. Es genügt, demgegenüber darauf hinzuweisen, dass 
wir es zwar als freie Gewerkschaft abgelehnt haben, tins in 
den Dienst der offiziellen Abstimmungspropaganda zu stellen, 


dass wir aber auf der anderen Seite in Wort und Schrift darauf 


hingewiesen haben, dass das Interesse der deutschen ‘Arbeiter 
und Angesteliten ebenso wie das der oberschlesischen “Arbeit- 
nehmerschaft das Verbleiben Oberschlesiens bei Deutschland er- 
fordert. Der AfA-Bund hat sich auch an den durch den letzten 


Polenaufstand erzwungenen gewerkschaftlichen Kundgebungen' 


gegen eine gewaltsame Losreissung Oberschlesiens von Deutsch- 


land beteiligt, so dass wir die gegen uns ausgestreuten Verdäch- 
tigungen mit voller Berechtigung als böswillige Verleumdungen 


zurück weisen :können. 
Aus der sozialpolitischen Tätigkeit unseres Bundes ist der 


erfolgreiche Kampf gegen die Ueberrumpeiung der Angestellten 


mit der Novelle zum Versicherungsgesetz für 
Angestellte hervorzuheben. Es ist dem erfo!greichen Wir- 
ken unserer parlamentarischen Vertreter zu verdanken, dass die 
feingesponnenen Fäden der Deutschnationalen 
Lambach zerrissen werden konnten. Ausserdem‘ war es 
notwendig, den: Entwurf. des Arbeitsnachweis- 
gesetzes der eriorderlichen Kritik zu unterziehen und auch 


weiterhin mit aller Schärfe auf die Män gelim Entwwrf- 
der Schlichtungsordnun & hinzuweisen: . Es’ sei: in die». 


sem Zusammenhang besonders betont. dass das Kompromiss, 
das im Soziapolitischen Ausschuss des Vorläufigen Reichswirt- 


schaftsrates in dieser Frage zutande gekommen -ist, nicht un= 


sere Zustimmung findet. 


Ueber wnsere Tätigkeit auf dem Gebiet der zewerkschaft- 
lichen Selbsthilfe ist wenig zu berichten, da grössere Arbeits. 
kämpfe im Laufe des. Sommers nicht entstanden sind und die 
Lohnbewegungen erst in den letzten Wochen wieder zugenom- 
men haben. Es ist selbstverständlich, dass unser: Bund seine 
ganze Krait einzusetzen haben wird. um den technischen ' An- 
gestellten und Beamten die Einkommensverbesserungen zu 'er- 
kämpfen, die notwendig sind, um die neue Teuerung auszur 
gleichen. Es wird Aufgabe der Bundesausschuss-Sitzung sein, 
sich darüber klar zu werden, ob der Bund für diese Kämpfe aus- 
reichend gerüstet ist oder ob besondere Massnahmen ergriffen 
werden müssen, um ihm insbesondere die finanziellen Mittel 
zur Verfügung zu stellen, die er zur Durchführung der zu er- 
wartenden Kämpfe braucht. ; 


In der Mitgiiederbewegung war im ersten Halb- 
jahr gegenüber dem- Voriahr noch kein Umschwung zu .VeI- 
zeichnen. Es ist ein weiterer, allerdings- geringer, Mitglieder- 


verlust eingetreten, der jedoch nicht in einem Nachlassen der 


Werbekraft unseres ireigewerkschaitlichen’ Gedankens, sondern 
in erster Linie in:gewissen Mängeln der Verwältung begründet 
ist. Aus dieser Erketntnis heraus waren schon auf deın letzten 
Bundestag Vorschläge für eine Neuordnung unserer inneren Ver- 
waltung unterbreitet worden, denen der Birndestag auch zuge- 
stimmt hat. i 


Thiel: und 


Leider hat die Neuordnung noch nicht in ‘dem j 
wünschenswerten Umfang durchgeführt werden könten, weil eg ' 
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An den erforderlichen Kräften mangelte. Die Zahl der Ortsver- 
waltungen ist im Laufe des ersten Halbjahres von 828 auf 845 
gestiegen. 


‘+ Aus dem Rechnungswesen und der Vermögensentwicklung 


des Bundes kann die erfreuliche«Tatsache berichtet werden, dass 
sowohl der von den Mitgliedern gezahlte Durchschnitts- 
eitrag als auch dass Bundesvermögenin erfreu- 
ichem Anwachsen begriifien sind. Der Ver- 
mögenszuwachs im ersten Halbiahr beträgt . rund 830.000 M. 
Diese erfreuliche Entwicklung darf uns aber nicht davon ab- 
halten, weiterhin alle Kräfte anzuspannen, um den Bund auch 
finanziell so zu stärken, dass er allen etwa an ihn herantreten- 
den Anforderungen gewachsen ist. Es ist immerhin zu berück- 
sichtigen, dass unser Vermögen, auf den Kopf des Mitgliedes 
umgerechnet, angesichts des so ausserordentlich gesunkenen 
Geldwertes noch recht gering ist, so dass wir alle Veranlassung 
haben, auf seine Vermehrung bedacht zu sein. 
’ Ueber die finanziellen Leistungen des Bundes im ersten 
Halbjahr sei mitgeteilt, dass in dieser Zeit ausgezahlt wurden: 
an Stellenlosenunterstützung rund 300000 M.. an Gemass- 
regeltenunterstützung etwa 39000 M. an Solidaritätsunter- 
stützung etwas über 38000 M.. an Notfallunterstützung rund 
80000 M. und an Hinterbliebenenunterstützung 49000 M. 
i Der Rechtschutz-Abteilung ist es im ersten Haibiahr ge- 
lungen, den Mitgliedern, die den Rechtsschutz des Bundes 
in Anspruch nahmen, im Wege des Prozesses 197 398 M. und 
18 Zeugnisse, ausserdem durch Verhandlungen mit den Arbeit- 
gebern 422692 M. und 10 Zeugnisse zu erringen. Ferner sind 
‘durch den Rechtsschutz des Bundes sieben Strafverfahren zu- 
gunsten der Mitglieder beendet worden. 

Zur Pflege des technischen Bildungswesens hat sich der 
Bund im verflossenen Monat an der Tagung des Deut- 
schen Gewerbeschul-Verbandes in Hildesheim und 
ander Berufsschul-Konierenz des Deutschen 
Ausschusses für technisches Bildungswesen 
beteiligt. Der innerhalb des Bundes bestehende Ausschuss für 
Bildungswesen hat sich zur Vorbereitung der zuictzt erwähnten 
Berufsschul-Konferenz mit der Lehrlingsausbildung, der Einheits- 
fachschule, der Sonderschule und der Gewerbelehrerausbildung 
beschäftigt. 

Alles in allem darf gesagt werden, dass unser Bund sich 
auch in der Zeit seit dem zweiten ordentlichen Bundestage 
eifrig und mit Erfolg bemüht hat, ‚seinen Aufgaben, die Inter- 
essen der technischen Angestellten und Beamten zu wahren und 
zu fördern, gerecht zu werden. 

An das Referat schloss sich eine längere Aussprache, in der 
verschiedene Punkte des Berichtes weiterverfolgt wurden. Die 
Besprechung des Tarifvertragswesens führte zur Annahme der 
nachstehenden Entschliessung: „Der Bundesausschuss erwartet 
von dem Vorstand, dass bei den Tarifverhandiungen usw. eine 
stärkere Annäherung an die Valuta-Verhältnisse angestrebt wird, 
was in Anbetracht der nalıezu vollständigen Aufiösung der 
Zwangswirtschaft unbedingt nötig ist.“ 

Beim nächsten Punkt der- Tagesordnung kam die Abände- 
rung des $ 5 der Satzung, sowie die Einführung freiwilliger Bei- 
tragsklassen, gemäss $ 16 der Satzung, zur Sprache. Zur Be- 
gründung der Aenderung des 5der Satzung wies 
der Kollege Lustig-Berlin auf die Härten hin, die der 
Bundestaesbeschluss mit sich gebracht hat. Um den Verlust 
wertvoller Funktionäre des Bundes zu vermeiden. sei es not- 
wendig, den- früheren Wortlaut wiederherzustelien. Das Er- 
gebnis der Beratung bestand in der Annahme des vom Vor- 
stand eingebrachten Antrages: „Der dritte ordentliche Bundes- 
tag möge beschliessen, dem $ 5 der Satzung den früheren Wort- 
laut wiederzugeben: ‚Mitglieder, die sich selbständig machen, 
scheiden als ordentliche Mitglieder aus, können aber auf Antrag 
unterstützende Mitglieder werden. Bei Wiederaunahme einer 
Stellung treten sie als ordentliche Mitgliedeg in ihre alten 
Rechte ein.“ 

Der Antrag auf Einführung freiwilliger Bei- 
tragsklassen veranlasste eine sehr angeregte Aussprach2 
über das finanzielle Rüstzeug des Bundes. Es wurde aliseitig 
anerkannt, dass dieses Rüstzeug so stark sein müsse, dass wir 
allen, auch dem schwierigsten Lagen gerecht werden könnten. 
Zur Friüllung dieser Aufgabe müssten aber alie Mitglieder bei- 
tragen. Deshalb genüge die Einführung freiwilliger Beitrags- 


-klassen nicht, vielmehr müsse eine derartige Einrichtung obli- 
'gatorisch werden. 


Angesichts des Ernstes der Lage müsse man 
diese Möglichkeit auch ernstlich ins Auge fassen. Aus diesen 
Erwägungen heraus kam der Bundesausschuss zu dem Ergebnis, 
auch von der Erhebung ausserordentlicher Beitsäge vorerst ab- 
zusehen und nur den Kampffonds wieder in Erinnerung zu 
bringen. Es geschah durch einstimmige Annahme des Aufrufes, 
der auf der ersten Seite dieses Heftes. abgedruckt ist. 

Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurden die Aus- 
$ührungsbestimmungen zur Satzung, sowie die 
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Anträge besprochen, die vom Bundestag dem Bundesausschuss 
und dem Bundesvorstand als Material überwiesen worden sind, 
Die letzteren konnten fast durchweg als bereits durch die 
Satzung selbst, durch die Ausführungsbestimmungen oder durch 


die bisherige Geschäftspraxis erledigt bezeichnet werden. Die 
Ausführungsbestimmungen werden mit grösstmöglicher Be- 


schleunigung gedruckt werden, so dass die Ortsverwaltungen 
und- die Mitglieder schon in allernächster Zeit in ihren Besitz 
gelangen können. 

Der nächste Punkt der Tagesordnung betraf die Grund- 
sätze für die Neuregelung der Beamtenbesol- 
dung. Nach Referaten der Kollegen Heinze für den Vor- 
stand und Hornbostelfür den Beamten-Ausschuss und einer 
kurzen Aussprache, wurden die Grundsätze für die Neuregelung 
der Beamtenbesoldung angenommen. Im Anschluss daran wurde 
auch der Tarifvertrag des Bundes mit seinen Angestellten be- 
handelt. Es wurden dazu Anträge angenommen. die besagen, 
dass ein Reichsmanteltarif abgeschlossen werden könne, in dem 
auch die vorgebrachten Wünsche der Gaustellen berücksichtigt 
werden könnten. 

Einen weiteren Punkt der Tagesordnung bildete der AfA- 
Kongress 191, über dessen Bedeutung der Kollege Hof- 
mann-Berlin sprach. Es wurde beschlossen, als Vertreter 
des Bundesausschusses zu diesem Kongress die Kollegen 
Klostermann-Jenaa Mosblech-Kö:n. Stümpel- 
Breslau, Baader-Nürnberg, Voshage- Hannover, als Stell- 
vertreter Nielsen-Königsberg, Stäblein-Kassel und 
Hamm - Mannheim zu entsenden. 

Ferner gehörten zu den Beratungsgegenständern der Sitzung 
die Vorbereitung der Gaütaxge und der Winterarbeit, 
sowie. die Ergebnisse des zweiten ordentlichen 
und die Vorbereitung des dritten ordentlichen 
Bundestages, Ueber den ersten Gegenstand referierte 
Kollege Bote-Berlin, über den zweiten Kollege Lustig- 
Berlin. Die Gautage sollen sich insbesondere mit Veriassungs- 
fragen, wie. zum Beispiel der Frage der direkten oder indirekten 
Wahl, dann auch mit finanziellen Fragen befassen. Was den 
zweiten ordentlichen Bundestag anlangt, so wurden dessen Er- 
gebnisse durchweg als nicht befriedigende bezeichnet, und es 
wurde im Anschluss daran erwogen, ob und inwieweit durch 
eine andersartige Zeit- und Stoffeinteilung ein besserer Verlauf 
des Bundestages gewährleistet werden könne. 

Schon in anderem Zusammenhange war mehrfach auf die 
verfassungsrechtliche Stellung von Bundesvorstand und Bundes- 
ausschuss näher eingegangen worden. Es herrschte einhellig 
die Auffassung, dass diese Verfassungsiragen einer ge- 
sauen Nachprüfung bedürften, und es wurde deshalb in Aus- 
sicht genommen, die nächste, voraussichtlich im November 
stattfindende Sitzung des Bundesausschusses ausschiiess’ich da- 
it zu befassen. Zu Vertrauensmännrern, die der Vorstand in 
besonderen Fällen zwischen den Bundesausschuss-Sitzungen zu 
seiner Beratune heranziehen kanı. hestimmte der Bundes- 
ausschuss die Kolleseen Krug-Beriin. Klostermaun- Jena, 
Halbfell-Scholven. 

Schliesslich wurden die vorliegenden Beschwerden be- 
handelt, von denen sich insbescndere die der Ortsver- 
waltung Beriin-Osten I auf die Ausführung des Bundestags- 


besch!usses, betreffend die Dovpelexistenzen bezog. Die Be- 
schwerden wurden als unberechtizt zurückgewiesen. 
Wenn man den grossen Stoff berücksichtigt, der zu be- 


wältigen war, so wird man sagen müssen, dass in der letzten 
Sitzung‘ des Bundesausschusses ausserordentlich fruchtreiche 
Arbeit geleistet worden ist. Nainentlich die innere Ausgestal- 
tung des Bundes hat durch das Ergebnis der Verhandlungen 
eine bedeutsame Förderung erfahren; von ihren Nachwirkungen 
auf die äussere Politik des Bundes dürfen wir das Beste er- 
warten, 


u. 


Beamtenschaft und Wiederaufbau 


Es geht rückwärts in Deuischland! Sozlalisierung — 
Wiederaufbau — Verwaltingsreiorn —-, das sind die grossen 
Probleme, an deren giückliche Lösung wir unsere Hoiinungen 
gcknüpft haben, dem deutschen Volk aus der tiefsten Not, die es 
jsmals erlebt hat, heraushielfen zu können. 

Aber alle unsere schönen und hohen Bestrebungen scheitern 
an der Widerspensigkeit der Verwaltungsbureaukratie, die 
entweder aus eigenem Widerwillen gegen alle Neuerungen oder 
durch Versippung ihrer Interessen mit denen der in ihren „hei- 
ligesten“ Rechten bedrohten Wirtschaftsgruppen jeden wirt- 
schaftlichen Fortschritt hemmt. 

Die Parlamente, der Reichswirtschaftsrat. die Sozialisie- 
rungskommission verhandeln und debattieren, olıne auch nur 
einen Schritt vorwärtszukonmen. Unsere Vertreter, unsere 
besten Köpfe, bemühen sich, die andersgerichteten Kreise von 
der Notwendigkeit einer vollständigen Kursänderung zu über- 
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zeugen — vergeblich! Und weshalb vergeblich? Weil kurz- 
sichtige Interessenpolitik die mehr oder weniger kapitalistisch 
eingestellten Wirtschaftsvertreter nicht sehen lässt. dass der 
jetzige Kurs niemals zum Ziele führen kann. dass es im Gegen- 
teil rasend abwärtsgeht. Teuerung folgt auf Teuerung, unsere 
Valuta wird immer schlechter, man kann jeden Schritt deutlich 
erkennen, den das deutsche Volk der Katastrophe entgegengeht, 
Inzwischen 
man das bereits aus alen Ecken hervorglimmende Feuer 
!öschen kann. Man wird solange verhandeln, bis die hellen 
Flammen der Volksentrüstung herausschlagen, und es zum 
Löschen zu spät ist. 

Es ist viel über die allzu schnelle Gesetzesmacherel der 
Nationalversammlung zeredet worden, und doch wurden -in 
diesem Parlament grundsätzliche neue Zeitiorderungen in aller 
Kürze zu Gesetzen verdichtet, die jedenfalls in keiner Weise 
störend in das Wirtschaftsleben einsegriffen haben, wohl aber 
viel zur Beruhigımg der ihre Menschenrechte fordernden Mas- 
sen beigetragen haben. 

Heute, wo es mehr als je notwendig wäre, mit klarem 
Kopf und fester Hand durchzugreifen, hat man das Tempo der 
Vorkriegszeit wieder gewonnen. An uns und an den berufenen 
Vertretern der Arbeitnehmerschaft liegt es nicht. Sie alle 
lıaben — mögen sie stehen, wo sie wollen — in den Parlamenten, 
in den öffentlicher Körperschaften, Sozialisierungskommission, 
Reichswirtschaftsrat, in den Betriebsräten, in der ‘Presse 
hunderte Male auf die Gefahren hingewiesen, die durch die 
Verschleppung der drinzendsten Forderungen des arbeitenden 
Volkes heraufbeschworen werden. Sie alle stehen für die 
neuen wirtschaftlichen Weltgedanken in schwerem Kampf gegen 
die immer mehr sich eimporreckende Reaktion. 

Ueberall, wo die Interessen der Arbeitnehmer den Inter- 
essen der Arbeitgeber gegenüberstehen, ist ein deutlicher 
Widerstand der weitreichenden Macht des Grosskapitals 
zu verspüren. Der „Herr im Hause“ hat sich wieder von seiner 
ersten Ohnmacht beim politischen Zusammenbruch des deutschen 
Volkes erholt, schert sich den Teufel um die Forderungen der 
Massen und wehrt sich mit Händen und Füssen gegen die 
Auswirkungen der durch Gesetz bereits sanktionierten Arbeit- 
nehmerrechte, Um das Bild der Vorkriegszeit zu vervoll- 
ständigen — das Arbeitgebertum findet auch heute noch seine 
Unterstützung in der von neuzeitlichen Gedanken un- 
berührt gebliebenen Verwaitungsbureaukratie. —- Es ist derselbe 
rückschrittliche Geist, der das Arbeitgebertum in der freien 
Wirtschaft wie das staatliche Arbeitgebertum beherrscht. Denn 
„das Volk ist absolut, wenn es unseren Willen tut“, Die 
Herren im Staatshause pieifen auf Gesetz und Recht. 
Langsam aber sicher glauben sie, die Machtposition, die das 
Volk sich durch die Verfassung gegeben hat. durchlöchern zu 
können. So denken sie nicht daran, die auch der Staatsar- 
beitnehmerschaft gesicherten Mitbestimmungs- und Mitbera- 
tungsrechte bei der Verwaltung der Staatsbetriebe zur Aus- 
wirkung kommen zu assen. 

Der Arbeitsausschuß des Zentralbetriebsrates beim Reichs- 
postministerium weist darauf hin, daß das Postministerium 
Zar nicht daran denkt, das Betriebsrätegesetz zur vollen Ent- 
faltung kommen zu lassen. „Was der einfache Menschen- 
verstand olıne weiteres erkennt, wird mit inristischen Ausle- 
zungen zu umgehen versucht.“ Es werden Verfügungen des 
Reichspostministeriums, welche das Personal betreffen, heraus- 
gegeben, ohne überhaupt den Zentralbetriebsrat zu befragen. 
So ist ein Erlaß des Reichspostministers aus Entlassung von 
Arbeitern und Angestellten herausgegeben worden, der 
ungezählte Arbeitskräfte auf die Strasse setzt und dem 
Staate neben der Erwerbslosenunterstützung eine besondere 
finanzielle Belastung gebracht hat. Jeder einzelne Entlassungs- 
fall wird vor dem Schlichtungsausschuss zum Äustrag gebracht, 
Die Schiedssprüche haben bisher schon die Zahlung von Ent- 
schädigungen im Betrage von etwa 10 Millionen Mark an die 
Entlassenen zur Folge gehabt. Wie sich der Merr Keichspost- 
minister im übrigen die Mitberating der Betrieb rate in Fra- 
gen der Wirtschaftlichkeit des Betriebes denkt, geht aus fol- 
gendem hervor: 

In der Einführungssitzung lezte der Minister dem Zentral- 
betriebsrat mit wohlwollenden Worten (an welchen es natür- 
lich niemals fehlt) ans Herz, auf Sparsamkeit in der Verwal- 
tung hinzuwirken. Der Zentralbetriebsrat griff in seiner vol- 
len Arbeitsfreudigkeit die Anregung eifrig auf, sehr bald sollte 
er jedoch erfahren, dass die Anregung in erster Linie und 
recht ausgedehnt auf die Verwaltungskosten der Betriebs- 
räte angewandt werden sollte, Wochenlang mußte er seine 
Arbeit in einem Warteraum verrichten. Es war kein ver- 
schließbarer Schrank oder Kasten vorhanden, Erst mit vie- 
ler Mühe konnte er durchsetzen, dass ihm ein eigenes Zimmer 
zur Verfügung gestellt wurde. Der Antrag auf Anschaffung 
eines Vervielfältigungsapparates, der dem Ministerium die 


wird eifrig verhandelt und darüber geredet, wie. 


' wirtschaftliche Form. 


M. gekostet hätte. wurde ab- 
Zentralbetriebsrat Briefordner 


ungeheure Summe von 724,— 
zelehnt. Ebenso würden dem 
als zu kostspielig verweigert, e 

Genau so sicht es mit der Behandlung der Betriebsräte 
bei den anderen Staatsverwaltungen aus. Der Hauptbe- 
triebsrat der Abteilung Wasserstrassen beim Reichsverkehrs- 
ministerium hat in seiner letzten Sitzung nachstehende Ent- 
schließung gefaßt; ’ 

Der Hauptbetriebsrat und die Organisationsvertreter stellen ‚Test, 
dass in der Voksitzung vom 24, Mai 1921 den Vertretern des Ministeriums 
über die unwirtschaftliche Arbeit innerha'b der Wasserbauverwaltung 
und die Verschweadung von Staatsgeidern münd!ich genaue Angaben 
gemacht worden sind. Das Ministerium hätte die Verpfichtung gehabt, 
die mündlich vorgebrachie Beschwerde zu prüfen und Stellung zu nehinen. 
Der H.B.R. muss 
Minister „weoen fehlender Anha'tspunkte“ 
ratssitzung als gegenstandslos ansieht. 

Der H.B.R. muss seine Verwunderung darüber: ausdrücken, dass 
der Herr Minister es ablehat, dea H.B.R, zu den Beratungen über die 
Ausführungen der produkiiven Erwerbslosenfürsorge hinzuzuziehen. Nach 
8 75 und 76 der B.R.V. haben die Betriebsräte die Aufgabe, an allen 
wirtschaftlichen Fragen mitzuarbeiten, während die Verwaitung die Aus- 
führung der gemeinsam mit dem H.B. R. gefassten Beschlüsse zu 
übernehmen hat. Der H.B.R. wiederholt dringend seine Forderungen, 
aut Grund des Betriebsrätegesetzes und der B.R. V., die Betrieysräte 
zu den Beratungen über -afe wirtschaftichen Frageı so hinzitzuziehen, 
dass eine erspriessliche sach’iche Mitarbeit mögtich wird. 

Auch diese Entschließunz zeigt, daß es nicht Schuld der 
Betriebsräte ist, wenn der Hauptzweck ihrer Mitarbeit nicht 
erreicht worden ist, die Wirtschaftlichkeit der Betriebe zu 
heben, und daß’es nur der Widerspenstigkeit der Verwal- 
tung zuzuschreiben ist, wenn die Betriebsräte statt zu einer 
Entlastung zu einer reinen Belastung des‘ Staatshaushalts ge- 
führt haben. 

Wie mit den Arbeiter- und Angestellten-Vertretungen in 
den Staatsbetrieben umgesprungen wird, genau so wird es 
auch mit ‘den Beamte*vertretungen gemacht werden. Die 
Beamtenschaft wartet bereits seit 2 Jahren auf "die ihr in 
der Reichsverfassung zugestandenen Beamtenvertretungen, 
Erst jetzt ist dem Reichstag ein Entwurf auf Schaffung von 
Beamtenausschüssen vorgelest worden. Wenn dieser Entwurf 
Gesetz würde, würden sich die Beamtenvertretuneen von 
den Arbeiter- und Angestellten-Vertretunzen, von den Betriebs- 
räten, schon dadurch unterscheiden, dass die Rechtlosigkeit der 
Beamtenschaft und die bisher absolute Verfügungsgswalt der 
Behörde schon im Gesetz sanktioniert werden. Wenn der Re- 
ferent im Reichsrat seinen Entwurf als einen „Markstein“ in 
der Geschichte der Beamtenbewegung bezeichnet, so wird 
jeder, der den Entwurf prüft, sofort erkennen. dass er nur 
eine Atrappe darstellt, die beim ersten ernsten Stoss zum Um- 
fallen gebracht werden kann. Denn in Wirklichkei enthält der 
Entwurf kein einziges Recht für den Beamten. Der höchste 
Dienstvorgesetzte ist in letzter Instanz stets der Entscheidende 
—— genau so, wie es bisher gewesen ist. Also auch hier sehen 
wir wieder einen Versuch, das Herrentum in der Staatsver- 
waltung in Seiner ganzen früheren Machtposition aufrechtzu- 
erhalten. 

Einen weiteren Vorfall, der in der Oeffentlichkeit nicht 
die genügende Beachtung gefunden hat, wollen wir noch be- 
sonders hervorheben. Der Reichstag hat in seiner Sitzinz 
vom 11. Mai mit großer Mehrheit beschlossen. daß die von 
der Regierung beantragte Ergänzungsprüfung für die Ueber- 
führung von Beamten der Besoldungsgruppe VI nach Gruppe 
VII wegfallen soll. Trotz dieses Beschlusses haben ver- 
schiedene Reichsministerien die Abhaltung ‘der Ergänzungs- 
prüfung angeordnet und sie zum Teil schon durchführen lassen, 

Also soweit sind wir schon gekommen, daß die Reichs- 
ministerien glauben, sich über die Beschlüsse des Reichstages 
einfach hinwegsetzen zu können. | 
srelles Licht auf die Richtung, die die hohen Herren der Rc- 
gierung zu gehen beabsichtigen. 

Es wäre verfehlt, es den Arbeitern, Angestellten und Be- 
amten der . Staatsbetriebe und ihren Organisationen allein zu 
überlassen, mit der Staatsbureaukratie abzurechnen. Die ge- 
schilderten Zustände haben äußerst bedenkliche Rückwirk:n- 
gen auch auf die übrige Arbeitnehmerschaft. "Schon aus die- 
sem Grunde sollten alle Arbeitnehmer-Gewerkschaften der 


die Kritik der Hauptbetriebs- 


Entwicklung, die‘ die Bewegung ihrer Kameraden in den 
Staatsbetrieben geht. erhöhte Bedeutung beimessen und der 
Staatlichen Arbeitnehmerschaft in der ihr großenteils neu- 


artigen gewerkschaftlichen Arbeit mit Erfahrungen, mit Rat 
und Tat zur Seite stehen. Es bedarf einer emsigen Zusam- 
menarbeit, einer* geschlossenen Kampffront, wenn das steif- 
nackige Herrentum in den Staatsbetrieben zu Fall gebracht 
werden soll. 


Die gesamte Arbeitnehmerschaft erstrebt die Ueberfüh- 





es ganz entschieden zurückweisen, wenn der Herr, 


Dieser Einzelfall wirft ein - 


rung der für die Sozialisierung reifen Betriebe in die zemein- - 


Der Hauptgrund, der gegen die Ver- 
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‚staatlichung der Betriebe ins Feld geführt wird, ist der, daß 
der staatliche Betrieb wirtschaftlich unrentabel sei. Wir wol- 
‘len an dieser Stelle nicht untersuchen, inwieweit dieser Vor- 
'wurf seine Berechtigung hat. Jedenfalls steht das eine fest, dass 
die Beamtenschaft mit Recht sich darüber beschwert, dass 
eine volle Ausnutzung ihrer Arbeitskraft und eine volle Aus- 
wirkung ihrer Befähigungen bei der wirtschaftlichen Umorga- 
nisierung der Verwaltungsbetriebe unter dem jetzigen bureau- 
kratischen System und in dem jetzigen Abhängigkeitsverhält- 
nis zur vorgesetzten Behörde, bei der heute noch bestehenden 
absoluten Disziplinargewalt des Staates nicht möglich sind. 
‚Erst wenn die Beamten zu selbständigen, mitbestimmenden, 
zu freien Mitarbeitern in den Verwaltungen gemacht werden, 
wenn ihnen ein never Antrieb zur Ausgabe aller in ihnen 


| schlummernden Kräfte durch Bewertung ihrer Persönlichkeit 
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nach Leistung, durch unbeschränkte Aufrückungsmöglichkeit 
und durch Freizügigkeit — selbstverständlich ohne Verlust 
auf die Ansprüche auf lebenslängliche Anstellung und Ruhe- 
gehalt — gezeben werden, erst dann wird man an eine Erhö- 
hung der Wirtschaitlichkeit der Staatsbetriebe denken kön- 
nen, erst dann werden die Verwaltungskosten auf ein gesundes 
Mass zurückgeführt werden können. Wenn wir durchgesetzt 
haben, dass die Beamten im Staatsbetriebe eine neuzeitliche 
rechtliche und wirtschaftliche Stellung einnehmen, erst dann 
wird der ‘Zweck der Ueberführung der Privatwirtschaft in 
gemeinwirtschaftiiche Betriebsform erhöhte Ausnutzung 
für die Allgemeinheit — erreicht werden können. 

Mit diesen wenigen Sätzen haben wir angedeutet, welch 
grosse allgemeinwirtschaftliiche Bedeutung das Beamtenpro- 
blem hat, wie eng die Frage der Reform des Beamtenrechtes 
und der Beamtenbesoldung mit den. Fragen des Wiederaui- 
baues unserer gesamten Volkswirtschaft verknünft ist, welch 
bedeutende Interessen alle Arbeitnehmer-Gewerkschaften haben, 
der Beamtenschaft im Kampfe um die Hebung ihrer recht- 
lichen und wirtschaftlichen Stellung zur Seite zu stehen. Der 
Bund der technischen Angestellten und Beamten Ist die erste 
Organisation gewesen, die den Ruf aui Zusammenfassung der 
Arbeiter-, Angestellten- und Beamten-Organisationen hat hin- 


ausgehen lassen, der — neben dem Gedanken der gemein- 
samen Berufsinteressen — der Tatsache des Zusammenhanges 
der allgemeinwirtschaftlichen Interessen für alle Arbeitneh- 


mer durch die Schaffung der Einheitsberuisorganisation aller 
Techniker, der Techniker im. Staats- und Privatbetriebe, 
Rechnung getragen hat. Es ist auch der Bund gewesen, der 
dem Zustandekommen des Abkommens zwischen dem All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund und dem Deutschen 
Beamten-Bund, mit welchen beiden er im Kartellverhältnis 
steht, tatkräftig vorgearbeitet hat. Gerade der große Kampi 
in der Oeffentlichkeit um dieses Abkommen hat gezeigt, wie 
schwer das „Herrentum“ in der staatlichen Verwaltung und 
der freien Wirtschaft durch die Arbeitsgemeinschaft der Ar- 
beiterschaft, Angestelltenschaft und Beamtenschaft erschüt- 
tert wird. Johann Gröttrup. 
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Wirtschaftsfragen 


Gewerkschaften und Wiederauibau. 
leistungen zur Erfüllung der deutschen Reparationsverpflich- 
tungen rückt der Entscheidung näher. Zur Durchführung und 
Sicherung dieser Sachleistungen ist die Bildung zweckentspre- 
chender Organisationen der beteiligten Interessenten notwen- 
die. In einer Verordnung der Reichsregierung ist die Bildung 
entsprechender Leistungsverbände vorgesehen. Ohne 
die tätigste organisatorische Mitarbeit der deutschen Gewerk- 
schaften wäre die Durchführung der Sachleistungen unmög- 
lich, Die Spitzenverbände der deutschen Gewerkschaften 
unterbreiteten daher dem Reichsminister für den Wiederauf- 
bau am 9. August ein Schreiben, in welchem sie nach einer 
kurzen Begründung ihrer Forderungen folgendes verlangen: 

1. Entscheidende Mitwirkung bei der Auftragsvergebung, 
insbesondere um die bevorzugte Berücksichtigung der Be- 
zirke und der Industrien durchzuführen. die am schwersten 
von der Erwerbslosigkeit betrofien sind. 

2: Durchführung der für die Unterbringung. von Erwerbs- 
losen aufzesteilten Grundsätze hinsichtlich Finstellung, Ar- 
beitsstreckung, Schichtwechsel, usw. 

3. Sicherungen, daß bei der Ausführung der Aufträge die 
für die betreffenden Industien tariivertraglich vereinbarten 
Löhne und Arbeitsbedingungen anerkannt und durchgeführt 
werden. 

4. Mitkontrolle der Preise für alle aus dem Wiederauibau 
fliessenden Sach- und Werkleistungen, um die Begrenzung des 
Unternehmergewinnes auf ein den Verhältnissen angemes- 


Die Frage der Sach- 
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senes Höchstmaß zu sichern und um die Aneignung eines das 
Reich belastenden, unberechtigt hohen Profits zu verhin- 
dern. 

5, Zur Erreichung dieses Zweckes ist es notwendig, daß 
die Arbeiter- und Angestelltenverbände in die regionalen und 
fachlichen Leistungsverbände und Landesauftragsstellen mit 
massgebendem Einiluss eingegliedert werden. wie ihnen auch 
ein gleicher Einfluss in der zu bildenden Spitzenoranisation 
der Leistungsverbände eingeräumt werden muß. 

Wir ersuchen den Herrn Reichsminister für Wiederauf- 
bau, die unterzeichneten Spitzenorganisationen baldmöglichst 
zu Beratungen laden zu lassen, um feststellen zu können, wie 
die Durchführung unseres oben dargelegten Verlangens zweck- 
entsprechend erfolgen kann. 

Gefertigt ist dieses Schreiben vom Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund, vom Allgemeinen freien Angestelitenbund, 
vom Deutschen Gewerkschaitsbund und vom Gewerkschaits- 
ring der Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenverbände. 


Sozialpolitik 

Das Fxistenzminimum im Juli 1921. Bei den von 
Dr. Kuczynski, Direktor des Statistischen Amts Berlin-Schöne- 
berg, angestellten Berechnungen, die wir fortlaufend veröflient- 
lichen, ist der physiologische Mindestbedarf zugrunde 
gelegt, ohne dass dabei soziale Gesichtspunkte berücksichtigt 
sind. .Die so gewonnenen Zahlen können also lediglich als 
Gradmesser einer Steigerung oder Senkung der Preise für die 
Lebenshaltung bewertet, aber selbstverstärdlich nicht als aus- 
reichend für das soziale Existenzminimum der technischen 
Angestellten und Beamten angesehen werden. 

Nach den Feststellungen Kuczynskis waren die Kosten des 
Fxistenzminimums in Gross-Berlin im Juli 1921 infolge der Preis- 
steigerung für viele Nahrungsmittel höher als in den sechs Vor- 
monaten und reichlich ebenso hoch wie im Juli 1920. Billiger 
als im Juli 1920 waren vor allem Hülsenfrüchte und Fette, teurer 
vor allem Nährmittel, Zucker. Milch. Im Vergleich mit der Vor- 
kriegszeit waren die Preise nach wie vor ungeheuer hoch. Brot 
kostete Ilmal soviel wie vor siebey Jahren, Margarine 13mal 
soviel, Milch und Briketts 15mal soviel, Zucker 17mal soviel, 
Kartoffeln 18mal soviel. 

Als wöchentliches Existenzminimum ergibt sich für Gross- 


Berlin: an 
Maun Ehepaar a ee 
M. M. M 
Ernährung. » 2... 58 102 151 
Wohnune.? 3 ara 10 10 10 
Heizung, Beleuchtung . 25 25 25 
Bekleidung . 2...» 27 45 63 
Sonstiges . . » u. .....36 55 75 
nn 15h 237 324 
Yan 010.0, ....,152 231 sı1 
Mer 1928 21, 140 209 235 
Tai 1990 02... :20.154 230 324 
August 1913/Juli 1914 16,75 22,30 23,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der notwen- 
dige Mindestverdienst im Juli 1921 für einen alleinstehenden 
Mann 26 M., für ein kinderloses Ehepaar 40 M., für ein Ehe- 
paar mit zwei Kindern von 6—10 Jahren 54 M. Auf das Jahr 
umgerechnet beträgt das Existenzminimum für den aileinstehen- 
den Marn 8190 M., für das kinderlose Ehepaar 12400 M., für 
das Ehepaar mit zwei Kindern 16 900 M. 

Vom letzten Vorkriegsiahre bis zum Juli 1921 ist das 
wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: für 
den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 156 M.. d.h. auf das 
9,3fache, für ein kinderloses Ehepaar von 2230 M. auf 237 M., 
d.h. auf das 10,6fache, für ein Ehepaar mit zwei Kindern von 
28,80 M. auf 324 M., d.h. auf das 11,2fache. An dem 
Fxistenzminimum in Gross-Berlin gemessen, 
istdie Mark jetzthöchstens 10 Pf. wert. 





Soziale Bewegung 


Deutscher Beamtenbund und freie Gewerkschaften. Der 
Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes (A.D.G.B.) hat sich in seiner Sitzung vom 18. August 
mit dm Abkommen mit dem Deutschen Beam- 
tenbund (D.B.B.) und der Entschliessung des D.B.B. auf 
seiner Tagung am 17. August (vergl. Nr. 33 der „D. T.-Z. und 
Nr. 11 der „Freien Beamten-Rundschau‘) beschäftigt und 
nachstehende Entschliessung angenommen: 

„Der Bundesausschuss des A.D.G.B. hat von der Ent- 
schliessung des D.B.B. Kenntnis genommen. Er hält nach wie 
vor unter Aufrechterhaltung der früheren Beschlüsse an der 
Auffassung fest, dass das vorgelegte Abkommen der beidersei- 
tigen Vorstände eine geeignete Grundlage für ein 
Zusammengehen der drei Spitzenorganisa- 
tionen bildet. Er erwartet baldige Wiederauf- 
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nahme der vom D.BB. in Aussicht gestellten Verhandlun- 
gen. Sollte in angemessener Frist eine Ver- 
einbarung nicht zustande kommen, so wird 
der Vorstand des AD.G.B. beauftragt, mit'den 
beteiligten Verbänden und dem AfA-Bund in 
Verhandlungen zu treten, um die Grundlage 
für eine gewerkschaftliche Beamtenbewe. 
gung im Anschluss an den AD.GB. wird AT A 
Bund zu schaffen“ 

Es steht hiernach zu erwarten, dass die Verhandlungen in 
absehbarer Zeit wieder aufgenommen werden. Wir hoffen, 
alsdann zu einer beiriedigenden, endeültigen Regelung und 
damit zu der dringend notwendigen Einheitsfront der Arbei- 
ter, Angestellten und Beamten zu kommen. 


Preissteigerungen — Lolinerhöhunzen. Die Vereini- 
gung der Deutchen Arbeitgeberverbände hat 
den auf der Titelseite unserer vorletzten Nummer abgedruckten 
Aufruf des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
des Allgemeinen Freien Angestellten-Bundes mit einer in den 
Tagesblättern veröffentlichten längeren Erklärung beantwortet, 
in der sie von „unverantwortlicher Uebertreibung der Dinge“, 
von „durch die Verhältnisse nicht gerechtfertigten Forderunsen“ 
und dergl. redet und andeutet, dass es genüge, die unmittelbaren 
Wirkungen der Brotpreiserhöhung auszugleichen und überhaupt 
Lohnerhöhungen nur dann zugestehen zu können, wenn gleich- 
zeitig eine Steigerung der Arbeitsleistung "erfolgt 
und alle „produktionshemmendenBestimmungen“ 
beseitigt werden. Die Herren stellen sich da recht naiv und 
tun so, als ob sie nicht wüssten, dass das Brot zu jenen wenigen 
Standard-Artikeln gehört, deren Preise schliesslich massgebend 
sind für die Preisbildung auf dem Markte aller übrigen Waren. 
Vielleicht meinen sie auch, es dürfe erst etwas geschehen, bis 
der Kamm der Teuerungswelle, die alle Welt heranrollen sieht, 
die Arbeiter und Angestellten überflutet und viele von ihnen 
vernichtet hat. Weniger naiv sind die Herren allerdings, wenn 
es sich ihnen darım dreht, aus der Lage für ihre Ausbeutungs- 
sucht Profit zu schlagen. Die produktionshemmenden Bestiim- 
mungen Sollen beseitigt werden! Als ob es irzendein Gesetz 
oder irgendeine Bestimmung eines Tarifvertrages gäbe, die 
prodktionshemmend wirkt! Die Herren verwechseln 
Hemmung der Ausbeutung mit Hemmung der Produktion. Der 
Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftbundes hat denn auch auf diese Auslassuig 
der Unternehmer die richtige‘ Antwort gegeben, indem er in 
einer Entschliessung sagt: 


„Der Ausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaits- 
bundes weist den in der Stellungnahme : der Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände liegenden ‘Versuch, eine erhöhte 
und unbeschränkte Ausbe utung menschlicher. Arbeitskraft 
durchzuführen, aufs entschiedenste zurück: 

Die Vereinigung der Deutscheir Arbeitgeberverbände ofien- 
bart mit ihrer Veröffentlichung das Bestreben. die Arbeitszeit 
durch Beseitigung des Achtstundentages zu verlängern 
und die den Arbeiterinteressen dienenden und für den Arbeiter- 
schutz unerläßlichen Bestimmungen der Tarifverträge zu ver- 
schlechtern. 

Diesen arbeiterfeindlichen Bestrebungen muss der 
schärfste geschlossene Widerstand der Ge- 
werkschaften entgegenzestelit werden!“ 


Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes hat im übrigen in seiner Sitzune vom 18. August 
mittelst einer Entschliessung das ganze Probiem der jetzigen 
Lage der Arbeiter- und Angestelltenschaft aufgerolit und dazu 
Stellung genommen. Diese Entschliessung lautet: 

T. 

„Die von der Mehrheit des Reichstages beschlosssne 
Brotverteuerung bedeutet eine schwere Gefährdung. der 
Lebenshaltung der Arbeiterschaft. ‘Die Erhöhung der Kohlen- 
steuer und dieneuen Steuerpläne der Regierung ver- 
mehren die Gefahren für die Existenz der Arbeiter in ung.>- 
heurem Masse, Der Ausschuss des ADGB. ruft deshaln die 
deutsche Arbeiterschaft auf, sich gegen die drohende Herab- 
drückung ihrer Lebenshaltung mit aller Kraft zur Wehr zu 
setzen, 

Die Gewerkschaften, die rechtzeitig xewarnt und die Brot- 
verteuerung vergeblich bekämpft haben, haben jetzt die Pflicht, 
den Kampf der Arbeiter um ausreichende Lohnerhöhungen 
mit allen Mitteln zu unterstützen. Die Durchführung der er- 
forderlichen Lohnbewegung ist Aufgabe der einzelnen Verbände, 
denen hierbei die Pflicht obliezt, die Solidarität der 
gesamten Arbeiterschaft hochzuhalten. Der Vorstayd 
des ADGB. wird beauftragt, den ‚Verhänden im einzelnen und 
in ihrer Gesamtheit in der bevorstehenden allgemeinen Lohn- 
bewegung jede mögliche Hilfe zu "leisten, Die einzeleitete 
Verbindung mit den anderen Gewerkschafts“ 
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richtungen, sowie mitden Gewerkschaften der 
Angestelltenund Beamtenist aufrechtzuerhalten, um 
der Bewegung durch eine geschlossene Einheitsfront aller Lohn- 
und Gehaltsempfänger einen um so grösseren Erfolg zu sichern. 

Die Arbeitgeber aller Berufe und Industriezweige werden 
gewarnt, nicht durch Abweisung der notwendigen Lohnforde- 
tungen grosse Arbeitskämpfe und die daraus sich ergebenden 
neuen Erschütterungen des Wirtschaftslebens hervorzuruferk 
Ernste Pflicht der Regierungen und Behörden, sowie aller der- 
jenigen, denen die Erhaltung und Stärkung der deutschen Volks- 
kraft obliegt, ist es, der Arbeiterschaft in ihrem Existenzkampfe 
tatkräftig beizustehen. e 


In dem Masse, als die Preissteigerungen eine Erhöhung des 


Lohneinkommens bedingen; müssen auch die aus Unfall-, 
Alters-,. oder Invalidenrenten bestehenden 
Einkommen, die schon lange hinter der Teuerung weit zu- 
rückgeblieben sind, sowie die Unterstützun gssätze der 
ErwerbslosenundderKranken aufgebessert werden, 
Die Gewerkschaften fordern von den verantwortlichen Ver- 
waltungsbehörden und den parlamentarischen Vertretungen des 
Volkes in Reich, Ländern und Gemeinden. dass sie sich ihrer 
Pflicht auch gegenüber diesen Notleidenden bewusst sind und 
die zu ihrer Erfüllung notwendigen Massnahmen mit Eile 
beschliessen, 
Il: 


Die Gewerkschaften verurteilen, daß die neuen Steucr- 
pläne der Reichsregierung vorwiegend den 
Verbrauch belasten sollen. Dieser Weg führt lediglich 
zu neuen ungeheuren Preissteigerungen, die ihrerseits die 
Steuereinnahmen des Reiches zum größten Teile wieder auf- 
zehren, und drückt den Reallohn der Arbeiterschaft weiter 
herab. 

Die Riesenieistungen, die das Reich jetzt aufzubringen hat 
dürfen nicht in bisher gewohnter Weise auf den letzten Ver- 
braucher abgewälzt werden. Es ist vielmehr ein Steuersystem 
zu fordern, daß inerster Linie die von der Geldentwertung seit- 
her unberührt gebliebenen Sachwerte, insbesondere die in In- 
dustriewerken und im Boden ruhenden Kapi- 
talwerte erfasst, sie zugunsten des Reiches belastet und 
das Reich an den Frträgnissen des mobilen und immoebilen 
Kapitals teilnehmen läßt. 

Die Gewerkschaften verlangen, dass in der Steuergesetz- 
gebung Wege eingeschlagen werden, die die Herstellung des 
Gleichgewichts im Haushalt des Reiches. der Länder und Ge- 
meinden ermöglichen ohne weitere Zuhilfenahme der Noten- 
presse. Denn die Vermehrung der Paviergeldflut ist eine der 
ersten Ursachen der Preissteigerungen und das grösste Hlinder- 
nis eines wirksamen Preisabbaues. 

IV. 

Um in Zukunft ‚weitere Preissteigerungen und die damit 
fortschreitende Verarmung der Volksmassen zu verhindern, ist 
eine Aenderung der Wirtschaftspolitik in 
der Richtung zur Gemeinwirtschaft (Vergesell- 
schaftung der Produktionsmittel) unabweisbar. Das nächste 
Ziel einer neuen Wirtschaftspolitik muss sein, den Produktions- 
ertrag erheblich zu steigern, die Unkosten aber zu verringern 
und dadurch die Produkte zu verbilligen, Beides ist möglich 
in einer Wirtschaftsordnung, die alle Kräfte und Hilfsauelien 
in rationeller Weise der Produktion nutzbar macht. die inneren 
Reibungen unwirtschaitlicher und übertriebener Wettbewerbs- 
verhältnisse beseitigt und die einzelnen bisher zusammenhalt- 
losen oder nur nach Profitinteressen zusammengefassten Wir t- 
schaftszweige organisch und gemeinwirt- 
schaftlich verbindet. 


Die Not des deutschen Volkes und der Zwang zur Sparsam- 


keit verbieten es, die Vergeudung von Material und Kräften 
fortzusetzen die mit der unorganisierten, nicht auf die Bedarfs- 
deckung, sondern auf Gewinnerzielung eingestellten Einzelbe- 
triebswirtschaft verbunden ist. 

Indem die Gewerkschaften eindringlich auf diese Notwendig- 


‚keiten hinweisen, fordern sie die verantwortlichen Stellen im 


Reiche auf, die geeigneten Wege zu suchen und 
vorzuschlagen, die zu einer solchen Umstel- 
lung der Wirtschaft führen können. Sie erklären 
selber sich bereit, mit ihren Kräften an der baldigen Lösung 
dieser Aufgabe mitzuwirken.“ 


Der Vorstand der Zentralarbeitsgemeinschaft zur Teu- 
erung. Der Vorstand der Zentralarbeits- 
gemeinschaft der industriellen und gewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Deutschlands hat in seiner am 19, ‚August d. J. statt- 
geiundenen Sitzung zur Frage der Lohn- bzw. Gehaltserhö- 
hung anlässlich der durch die Erhöhun der Bröt: 
preise verursachten Teuerung Stellung genommen und 
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‚nach mehrstündiger Beratung einstimmig folgenden Beschluss 
| gefasst: 
„Nachdem die in den Verhandlungen vom 
1. April 1921 erwähnte Erhöhung des Brotpreises einge- 
treten ist, empfiehlt der Vorstand der Zentraiarbeitsgeme.n- 


| schaft, gemäss dem damaligen Beschluss in Ver- 
handlungen ‘der Tariikontrahenten dieser Tatsache und 
den sich danach ergebenden Folgen Rech- 


nung zutragen, soweit dies noch nicht geschehen oder 

ausdrücklich vereinbart ist.“ 

I Es muss erwartet, werden, dass entsprechend diesem 
Beschluss der Zentralarbeitsgemeinschaft sich kein Arbeit- 
geber bezw. keine Arbeitgeberorganisation den berechtigten 
Forderungen der Arbeiter und Angesteliten auf eine die Teue- 
rung ausgleichende Erhöhung ihres Einkommens widersetzt 
und dass umgehend die notwendigen Verhandlungen eingelei- 
tet werden, bei denen neben der Verteuerung des Brotes un- 
bedinst auch der Verteuerung aller anderen im Preise ge- 
stiegenen Artikel des täglichen Bedarfs Rechnung zu tragen ist. 


Hilfe für Rußiand. Der Allgemeine Deutsche Gewerk- 
schaftsbund und der Allgemeine freie Angestelltenbund erlas- 
.- an die deutschen Arbeiter und Angestellten folgenden Auf- 
ruf: 

„Der Internationale Gewerkschaitsbund hat in seiner am 
13. und 14. August in Berlin abgehaltenen Konierenz zur 
Lage des durch Hunger und Seuchen aller 
Art in schlimmstem Masse heimgesuchten 
russischen und georgischen Volkes Stellung ge- 
nommen. Er beschloss, einen Aufruf an:das- internationale 
Proletariat zu erlassen und die zewerkschaftlichen .Landes- 
zentralen aller: Länder zu beauftragen Sammlungen 
einzuleiten. 

In Gemäßheit dieses bereits zur allgemeinen Keimntnis ge- 
langten Beschlusses fordern wir die Arbeiter und An- 


gestellten Deutschlands auf. unverzüglich 
mitden Sammlungen zu .beginnen. 
Die Ortsausschüsse des : Allgemeinen Deutschen 


Gewerkschaftsbundes und die Ortskarielle des AfA-Bundes 
werden ersucht, sofort Sammellisten an die Ge- 
werkschaftsmitglieder herauszugeben Die 
Sammlungsergebnisse sollen umgehend an den Vorstand des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes unter der Adresse 
Hermann Kube, Berlin SO 16, Engelufer 241V, oder auf 
Postscheckkonto 7930 Postscheckamt Berlin“ einzesandt wer- 
den. 

Wir fordern alle Arbeiter und Angestellten 
auf,-nach Maßgabe ihrer Kräite sich an diesen Samm- 
lungen zu beteiligen.“ 


Berufsfragen 


Die Neuorganisation des Vermessungswesens scheint jetzt 
einen kleinen Schritt vorwärtszukommen. Das Reich musste nach 
Beendigung des Krieges die Landesaufnahmen der einzelnen Län- 
der übernehmen, womit unseres Erachtens der geeignete Zeit- 
punkt für eine gründliche Aenderung der unhaitbaren Zustände 
im deutschen Vermessungswesen gegeben war. Die von uns der 
Reichsregierung bereits im September 1919 gemachten Vor- 
schläge für die Schaffung eines Reichsvermessungsamtes 
wurden leider nicht verwirklicht, so dass sich die Widerstände, 
die hauptsächlich von den Ländern ausgehen, im Laufe der Zeit 
immer schwieriger gestalten konnten. Es ist geradezu unglaub- 
lich, wie es heute noch möglich sein kann, dass in jedem der 
zum Deutschen Reich gehörigen Länder für das Vermessungs- 
wesen verschiedene Bestimmungen gelten, dass die Aus- 
bildung der Landmesser und Vermessungstechniker überall 
eine andere ist und dass z. B. ein preusischer Landmesser in 
Bayern oder ein sächsischer in Württemberg keine gültigen 
Messungen ausführen darf. 

Ein mit der Neuorganisation des Vermessungswesens be- 
sonders beauftragter Reichskommissar hat in fast einjähriger 
Arbeit nicht erreicht, dass bisher auch nur die geringste Acn- 
derung herbeigeführt worden wäre, obgleich es an praktischen 
Vorschlägen hierfür nicht gefehlt hat. Durch einen Erlass des 
Reichspräsidenten vom 27. Juli 1921 wird jetzt zur Förderung 
und allmählichen Vereinheitlichung des Vermessungswesens im 
Deutschen Reiche ein Fachbeirat eingesetzt, der aus 46 Mit- 
gliedern besteht. Für die Vermessungstechniker sind, obwohl 
die grösste Berufsgruppe, in diesem Beirat leider nur zwei 
Vertreter vorgesehen. Auch sonst Sind in dem Erlass noch 
Bestimmüngen enthalten, die unsere volle Zustimmung nicht 
finden können. Die von uns für den Beirat gemachten Vor- 
schläge sind nicht berücksichtigt worden, Die dem Beirat in 
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dem Erlass zugedachte Aufgabe ist, die Entwicklung des 
praktischen Vermessungswese:s und der ihm dienenden Zweige 
der «Wissenschaft und Technik unter Wahrung der Interessen 
des Reiches und der Länder zu fördern. Er ist. beiust, An- 
träge zum Erlasse von Gesetzen, Verordnungen und Aus- 
führungsbestimmungen sowie zur Durchführung sonstiger Mass- 
nahmen seitens des kKeiches und der Länder beim Reichs- 
minister des Innern zu stellen. 

Der Beirat ist verpflichtet, auch anderen Beliörden des 
Reiches und der Länder Gutachten über Vermessunzsange- 
legenheiten zu ersiatten, wenn er durch Vermittlung des Reichs- 
ıninisters des Innern darum ersucht wird. 

Der Beirat wird ein einheitliches, 
sammenhängendes Kartenwerk fördern. Dazu gehört die Ver- 
einbarung einheitlicher allgemeingültiger Vermessunzsgrund- 
lagen, besonders die Wahl des Referenz-Ellipsoids und der 
Ausgangswerte für die geographische Orientierung einheitlicher, 
das ganze Reich überdeckender Koordinierung .der trigono- 
metrischen Festpunkte, Bezug der Höhenmessung auf einen 
semeinschaftlichen Landeshorizont, Vereinbarung einheitlicher 
Fehlergrenzen, der Massstäbe für die Darstellung in grossen 
Karten, zleichmässiger Kartenzeichen und Beschritinz und die 
Regelung des: Preises und Vertriebs der Reichskarten. 

Zu den Aufgaben gehört weiter die Ausarbeitung von Vor- 
schlägen für die Regelung der Vor- und Ausbildung für den 
Vermessungsdienst. 

Im Reichsministerinm des Innern ist gleichzeitie ein Fach- 
referat für Vermessungswesen zeschaffen worden. Der frühere 
preussische Katasterkontrolleur Krause ist unter Ernennung 
zum ÖOberregierungsrat zum Fachreferenten für das Ver- 
messungswesen ernannt worden. Auch "hier hätten wir es 
lieber gesehen. wenn mit der schwierigen Aufzabe ein Fach- 
mann beauftragt wäre, der aus seiner bisherigen Fach- 
tätigkeit bereits den Ruf eines anerkannten Sachverständigen 
und befähigten Organisators besitzt. Der Fachbeirat und der 
Fachreferent haben eine schwierige. aber dankenswerte Auf- 
gabe, und die Zukunft wird bald zeigen, ob sie imstande sind, 
zu leisten, was wir im Interesse des Vermessungswesens und 
der Allgemeinheit erwarten, nämlich, dass endlich mit der Ver- 
einheitlichung begonnen wird. 


Aus dem Bunde 


lückenloses nnd zu- 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Ausschluss eines Mi'gliedes. Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung 
vom 16. August beschlossen, das Mitglied Tampke (197177) der Ortsverwaltung 
Minden i. Westf. auf Grund des $ 13a der Satzung aus dem Bund auszuschliessen. 


Wiederaufleben der Mitgliedschaft. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung am 17. Augıst beschlossen, dass Mitglieder, die auf Grund des $ 12 
der Satzung gestr.chen sind und innsrhalb dreier Monate nach erfo'gter 
Streichung die rückständigen Beiträge nachzahlen, nach Ablauf einer neuen 
Wartezeit von sechs Monaten, die mit dem Tage der Nachzahlung beginnt. 
in ihre alten Rechte eingesetzt werden. 


Versammlungskalender 


Berlin-Centrum-Süden. M. 2. IX, 7%. Alezandriner, Alexandrinenstr, 37. 

Bin.-Neukölin. M. 2. IX. 7%. Bürgersäle, Bergstr, 147. 

Bin.-Norden IV. M. 1. 1X. 7%, Hubertus, Bornholmer Str. 89. 

Bin.-Nordwest I. M. 1.1X. 7°. Mattke, Turmstr. 78. 

Bin.-Oberschöneweide. M. 2. 1X. 7%. Hubertus, Edison- Ecke Waldstrasse, 

Bin.-Osten il. M. 2. IX. 7°%, Logen-Kasino, Knorrpromenade 2. Ref. Koll. Ehricke, 

Bin.-Potsdam. F. Katasterwesen 3 IX. 7%, Berliner Klubhaus, Berlin, Ohmstr. 2, 

Sin.-Potsdam. M. 1. 1X. 7%, Mühlenpark, Neubabelsberger \trasse. 

Bin.-Schöneberg. M. 2. IX. 7%. Ebershof, Ebersstr, 68. 

Bin.-Sieglitz. M. 1.1X.. 73%. Althoff,; Althoff- Ecke Körnerstrasse, 

Bin.-Südos!en. M. 2.IX. 7%. Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 

Bin.-Tempelhof. Wi. 2. IX. 7%.  Kasino-Rest. Tempelhof, Berliner Strasse, 

Bin.-Weissensee. M. 2.1X. 7%, Spatenbräu, Berliner Allee 232. 

Bin.-Wilmersdorf. M. 1.IX. 72%, Augustahof, Augustastr, 1. 

Sremen. 5. X. 8%, Hauptversammlung Restaurant Voss, Wachtstrasse. Vortrag 
Jessel-Hamburg: Bauhüttenbetriebsverband. 

Eberswalde. M. 6. IX. 7%. Mundshof, Bismarckstrasse, 

Erfurt. M. jeden 1. Freitag eines Monats. Falls der Monatserste auf einen Fyreitss 
fällt, so-findet die Monatsversammiung am 8. des betr. Monats statt, 

Hamburg-Nordost. M. 2. IX. Restaurant Schur. 

Kar'sruhe. M. 8. IX. 8%, Colosseum, Saal IH, Waldstrasse, 

Kiel. M. 1. IX. 8%, Hotel Stadt Magdeburg, Bergstrasse, 

Neuruppin. M. 7. IX. 8%. Restaurant Kuphal, am See, 

Siegen 1.W. M. 3. IX. 8%. Restaurant Jung, Sandstrasse, 

Trier. M. 1. IX. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 

Zwickau. M. 2. IX. 8%, Rest. „Erzgebirg. Hof“ Inn, Schneeberger Str. 20. 








Bestellen Sie 


Bundesabzeichen 


heilhrer Ortsverw., wie nebenst, Abbildung, gut vergold. ff. schw. emailliert. 

Preis p. St. M. 3.— Ausführung I mitZahnrad, Ausführung I mit Schlägel 

und Eisen. Alleinvertrieb: Ortsverwaliung Ulm a. D. 
Alfons Bär, Besthovenstrasse 10. 
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Rheinische Maschinenfabrik 


im besetzten Gebiet sucht zum baldigen Eintritt 


IKaikultions-Ingenleur 


‚u. mehrere Selbständige Konstrukteure 


‚für Dampfkesselbau. Herren mit Erfahrungen im Steilrohrkesselbau 
werden bevorzugt. — Ausführliche Angebote sind einzureichen an 


Maschinenbau-Anstalt Humboldt, Köln-Kalk. 
Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerksschulbildung gesucht. Mehrjährige 
behördliche Bureaupraxis, besonders Tüchtigkeit in der Anfertigung 
von Zeichnungen und im Schriftwechsel sind nachzuweisen. 

Annahme aufPrivatdienstvertrag. Meldungen m. selbstgeschriebenem 
Lebenslauf, beglaubigten Zeugnisabschriften und Gehaltsforderungen um- 
gehend an das Städtische Tiefbauamt Nordhausen. 


Granlisteinbruch (Sachsen) sucht 


prakt. Steinbruch-Techniker, 


der alle vorkommenden Kostenanschläge selbständig und sicher kalkı- 
lieren kann. _ Ausführliche Angaben mit Gehaltsansprüchen erbeten an 


Direktor Gustav Weist, Klotzsche I. Sa, 
Königsbrücker Strasse 61. 


















Zur Ausarbeitung von Neuhelten, sowie Kontrolle 
Ger Fabrikatlon suchen wir einen 


Techniker 


aus der Holz- oder Eisenbranche, 

weicher möglichst schon ähnliche Stellungen bekleidet hat. — | 
Wir bitten, dem Angebot einen ausführlichen Lebens- } 
lauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild beizufügen. 


E. A. Naether Akt.Ges,, 


Aelteste und grösste Kinderwagen- und Holzwarenfabrik, 


Für Erz- und Kohlenaufbereitung 


werden mehrere 


selbständige Konstrukteure 


sowohl für Gesamtanlagen als für Details zum baldigen 
Antritt gesucht. — Ausführliche Angebote erbetea an 


Maschinenbau-Anstalt Humboldt, Köln-Kalk. 


















Gewandter, junger 


Techniker 


für Aufzugsbau zum baldigen Eintritt gesucht. 
Offerten mit Referenzen erbeten. 


Maschinenfabrik Wiesbaden ie 








unverh., mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, flotter Zeichner, 
zur Hilfeleistung ‚bei Aufstellung eines Bebauungsplanes sowie bei Bau- 
beratungsarbeiten für sofor: gesucht, Anstellung auf Privat- 
dienstvertrag mit gegenseitiger vierwöchig. Kündigung. Gehaltsklasse VI. 
Meldungen mit Lebenslauf und beglaubigten Zeugnisabschriften 'sind 
bis 31. August einzureichen, 

Stargard i. Pommern. 


Magistrat — Siedeiungsamt. 
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Die Densions- und Witwenkasse 


= 
3 des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
5 (gegrünzet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
3 








stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälie erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 
Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 

en erteili die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse 
3 Deutschen Techniker- Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 
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Beilagen haben guten Erfolg 
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Jüngerer Hochbautechniker. 
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a EN RE Ran Nr - - 
die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 19%, bei 6 Aufnahmen 15 %, bei 13 Auf- | 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%. 

Zeile 3,— Mark. 


A Stellenangebote — die f ünfgespaltene Millimeter- 















Wir suchen zu sofort einen | DE NA. ER, 
durchaus tüchtigen, nicht zu jungen PPRREENROAMGEERFTUETFNRKNSETEÄRRNGANEN RENTNER PT HNETRTBRC b 


Techniker. ich will 


Angebote mit Zeugnisabschriften i 
und Gehaitsforderung erbeten. E 
Spare ie rer mid burchfegen, will dieß oder jenes erreichen. Much : 
ugeschaft, Dampfsägewer Sie haben gewiß fehon einmal einen folgen Entfhluß 3 
gefaßt. Haben Sie ihn auch durchgeführt oder find F: 
Sie, wie Die meiften von uns, vor der Grreihung des : i 
A 


ER en 


. Parkettfabrik, 
Gnoien I.M. 
a ee ne 
Bieled erlahbmt? Menn Sie wiffen wollen, wo der 
Techniker oder Ärchitekt Grund Hierfür zw firchen ift und wie 
guter Zeichner und tüchtiger Bau- anfangen muR, um fie zum 
leiter für Bearbeitung v. Bauleitung faufen Sie fih unfer Werk „Gedächtnisausbildung“ 
eines interessanten grossen Herren- von Hans Gloy. Der mit Diefen Merk verbundene 
hauses mögl. golort gesuoht. Lehrgang zur Stärfung des Willens, zur Schärfung der 
Angebote mit Gehaltsansprüchen, Sinne und zur Erwedung und Bervollfommnung der 
geiftigen Fähigkeiten erzteht zum sielbewußten, Karen 
Menfen, der in der Lage tft, die vorgeftecten Biele 
su erreichen. Verlangen Sie heute noch unferen aus: 
führlicden Brofpett G1.28. Deffen Bi ea erfolgt volls 
ftändig Loftenlos und ohne Verbindlichkeit für Gie. 
Langenfcheidtfche Verlagsbuchhandlung (Brof.G.Langen> 
fheidt), Berlin-Schöneberg, Bahnftr. 29/30, (Ger. 1856.) 
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man jede Cache 
Erfolge au führen, fo 


Zeugnisabschriften, Handskizzen an 
Kujath,Berlin,Martin-Luther-Sir.14, 


Stellengesuche 
Jg. Bautechniker 
21 J., kath,, M., Absolvent d.Tiefbau- 
Abteilg. einer staatl, Baugewerksch., 
sucht Anfangsstellung in mittler. 
Baugeschäft. Angeb, unter F. A. 137 
an die Geschäftsstelle d. „D. T.-Z.“ 
en en I EA TTIRE 


Reisszeuge und 
Rechenschieber 





6) SVIHMIMLARIMRANTTIK MEETING: 


w IYAREL Gier 
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Kennen Sie schon die neu- 
erschienenen Schriften: 


Der Lebenssinn der Organisation von Dr. H. Zint 
Preis M. 5.—, für Bundesmitglieder M. 3.—. 
Wohnungsmangel In Stadt und Land von V. NH 
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— 


liefern wir zu billigsten Preisen. 
An allen technischen Schulen 
u. Grassbetrieben suchen wir 
Vertreter u. Wiederverkäufer, 


sreinsausgabe M. 3.—. 
Bio Fortführung der Rätegesetzgebung von S. Auf- 
häuser Preis M. 2.—, für Mitglieder M. 1.60. 
Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens 





von Architekt Heinr. Kaufmann. 
Preis M. 2.—, für Mitglieder M. 1.50. 
: Wir empfehlen ferner: 
Konstruieren |Heinig. Stinnes und seine 590 060 Arbeiter. 
Preis M. 2,50, für Mitglieder M. 2.—., 
Kaufmann. Das Deutsche Bauprogramm 1921/24. 
und Rechnen |" Han | 
E ; orten, Die Sozialisierung von Kohle und Stahl. 
„3 Bände gebunden. Zarpreis (Vereinsausgabe.) Preis R 
M. 151,20, Ratcapreis M, 166,30, Ellinger. Die Sozialisierung des Baugewarbes, 
Gegen 20,— M. Monatsrate, ebenso Preis für Mitglieder M. 2.—. 
5 anderen I Mon bei Noack. Wohnungsnot und Mieterelend. 
h Preis für Mitglieder M. 3.—. 
Pa „ehsüer, Werner. Die Krise In der Kali-Industrie. 


Preis M. 3.50, 


Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 73. We ee ven m SOHallsierung des Kohlen- | 
Alles zur Die Technik Im neuen Berlin. (Ein Beitrag zur Organisation | 


der technischen Deputationen der Stadtverwaltung.). Preis M. 15.—. I 


Laubsägerel 


Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
malerel liefert allerbilligst 


.L Hahn, Maxdert 32 (Bialı), 


atalog für 2,— Mark franko, 


| ‚ledes Bundesmi'glied, überhaupt jeder Gewerkschaftler, söllte diese 
Schriften gelesen hab:n. 

Die Versi erfolgt gegen Nachnahme ohne 
Verlangen Sie auch kostenlos unser neuestes 


über andere empfehlenswerte Literatur. 


Indusiriebeamten -Verlag 
G. m. b. H. 


Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 


Bestellschein. 


| (Ausschneiden und ausgefüllt mit Ancabe der gewünschten Exemplare 
in offenem Umschlag [15 Pf Porto] einsenden ) 
Unterzeichneter bestellt bei der Buchhandlung des Industriebeamten- 
Verlages, Berlin NW 52, Werftstrasse 7: 
Anzahl der ge- 
wünschten Exempl. 


Portoberechnung. 
Bücherverzeichnis 
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Er Mehträch: fa 


„REFLEKTUS“. 


Wand- und Tischproiektions-, Ver- 
grösserungs- und. Zeichenapparat 
für undurchsichtige Bilder und | 


| 


Dr. Zint. Lebenssinn der Organisation, 
Noack. Wohnurgsmangel in Stadt und Land. 
Aufhäuser. Die Fortführung der Rälegesstzgebung, 


Gegenstände aller A... | 
Keine Giasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik | 


Sümehle Ha, Dresin-27/7. 


-- Kaufmann. Die Neuordnung des Bau- u. Wohnungs- 
wesens, 


tinnes und seine 600000 Arbeiter. 
Das Deutsche Bauprogramm 1921/24. 
Die Sozia'isierung ven Kohle und Stahl, ” 


Ellizger, Die Sozialisierung des Baugewerbes, 


a 
Heinig 





Kaufmann. 
RR ERST Horten. 
eu Noack. Wohnungsnot und Mieterelend. 

Die Krise in der Kali-Industrie. 


- Werner. Der Weg zur Sozialisierung des Kohlen- I 
bergbaues, 


Werner. 


\ ES, 


Uhren, Schmuckwaren, | 
Lederwaren,Raslerartikel, | 
Photoart!kel, Musikinstru- el 
ments und Grammophone. | 


Die Technik im neuen Ber!in. 


Teilzahl 


Bücherverzeichuis, „Die Bibliothek des technischen 
Angesteliten und Beamten.“ 





(Ort und Datum) a 





Kataloge umsonstu.portofreiliefern 


Jonass & Co., Berlin A,431 


Beile-Alliance-Strasse 7-10.1 | 


Unterschrift : Ar 2 ER a 4 


Adresse: 
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|| unterricht in Frankfurt a. M. — Berufsfragen: Die Vergütung für den 


Gesamtausonbe 


Deuische. 


Techniker- 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 





Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 


Nr.35 / 3. Jahrg. 


für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — B ankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


2. Septbr. 1921 


Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811, 1088. 1090. 


IN HALT: aufbau — Die Ubrduniiig Seel Steuerlast, 


Einhaltung der gesetzlichen Arbeitszeit. — 


Matschoss. — Schulfragen: Die Betriebsfachschule. — Ausseninstitute der 


Psychotechnischer Lehrgang der Technischen Hochschule 


e der 
ochschulen. — Neugründung technischer Privatschulen. — Technischer Privat- 
nebenamtlichen Unterricht an den preussischen Berufsschulen (Fortbildungsschulen). — 
harlottenburg. — Technik und Wirtschaft: „Wie macht man Zeitstudien?* — Bücherschau. 


Erfinderschutz und Arbeitsrecht. — Der internationale Kongress der Privatangestellten. — Wirtschaftsfragen: Gewerkschaften und Wieder- 
— Erhebung über die Produktion. — Sozialpolitik: Kurzarbeiter und Notstandsarbeiten. — 
ziale Bewegung: Die deutschen Gewerkvereine im Jahre 1920. — Angestelltenbewegung: „Der Deutsche 
Techniker“ und der Sozialismus. — Betriebsräte: Arbeitslosigkeit und Arbeitsstreckung. 
kalender. — Bücherschau. * Bildung und Unterricht: Ein Beitrag zur Fra 


— Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen. — Versammlungs- 
ewerbelehrerbildung. — Die Geschichte der Technik. — Professor Conrad 





Erfinderschutz und Arbeitsrecht 


Der Kampf um den Schutz der Angesteilten-Eriindung, der 
bisher auf dem Gebiete des Patentrechtes getobt hat, dürite 
auf das des Arbeitsrechtes übergehen. Denn das in Artikel 157 
der Reichsverfassung versprochene einheitliche Arbeitsrecht 
wird voraussichtlich früher in Angriff genommen werden als 
die Neugestaltung des Patentgesetzes, . Justizministerium und 
"Arbeitsministerium haben sich dahin geeinigt, dass die Rechte 
"der Arbeitnehmer äh ihren Erfindungen im Arbeitsrechte ge- 
regelt werden. Das Arbeitsvertragsgesetz ist auch der rich- 
tige Ort dafür, weil dieses möglichst vollständig die vertrags- 
mässigen Beziehungen zwischen . Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern ordnen soll. Dabei entsteht sofort eine taktische Er- 
wigung: Das Arbeitsgesetzbuch soll eine vollständige Rege- 
lung des wichtigsten Rechtsverhältnisses für alle Gruppen von 
Arbeitnehmern bringen. Wenn es nicht zu einem Ungetüm 
anwachsen soll, muss es sich auf allgemeine Richtlinien be- 
schränken, deren: nähere Bestimmung der Selbstverwaltung der 
Beteiligten ‘in Tarifverträgen und Arbeitsgerichten überlassen. 
Es muss ferner die Gewähr der Dauer in sich tragen, darf nicht 
eine Fülle umstrittener, mit den Bedürfnissen der. wirtschaft- 
lichen Entwicklung sich rasch ändernder Einzelheiten enthal- 
ten; sonst sieht es nach wenigen Jahren schlimmer aus als die 
‚Gewerbeordnung, bei der schon Doppelbuchstaben benutzt 
‚werden müssen, um die zahllosen Einschiebungen und Aende- 
rungen der Paragraphen durchzuführen. Dieser Umstand wird 
‚dazu führen, dass eine Reihe wichtiger Schutzgesetze (nament- 
lich über Arbeitszeit, Frauen- und Kinderarbeit) nicht syste- 
‘matisch in das Arbeitsgesetzbuch eingearbeitet, sondern als 
besondere Anhänge zu den grundlegenden Bestimmungen des 
allgemeinen Gesetzes gefügt werden müssen. Wenn die Ange- 
stellten eine so eingehende Regelung erstreben, wie sie etwa 
die 28: Paragraphen des vom Bund angestellter Chemiker und 
Ingenieure (vergl. Bundesblätter I Nr. 5—7, Berlin 1919) vor- 
geschlagenen Entwurfs darstellen, so werden sie sich mit dem 
Gedanken eines Sondergesetzes vertraut machen müssen, das 
auch dem Vertragsgesetze angehängt wird. 

Der Kampf um den Inhalt des neuen Rechtes wird so wie 
so schwer genug sein. Denn die Meinungen stehen schrofi 
gegeneinander. Ueber die grundsätzliche Stellung des neuen 
Rechtes kann ein Zweifel nicht bestehen. Denn es ist sozi- 
ales Recht „zum Schutze der Arbeitskraft“; es muss aus- 
gehen vom arbeitenden Menschen und sein Lebensinteresse 
über das Vermögensinteresse des‘ Arbeitgebers stellen. Aber 
da es Zwangsrecht sein: muss, wenn es nicht will, ‘dass 
seine Bestimmungen auf dem: Papiere stehen und durch Ver- 
trag ausser Kraft gesetzt werden, so ist es nicht ganz leicht, 
die Grenze des Zwanges zu finden, die‘ den Arbeitnehmer ge- 
nüzend schützt, ohne die Entwicklung von Wirtschaft und 
Technik zu hemmen; ohne mit den ‚Privatinteressen der Arbeit- 
geber zugleich volkswirtschaftliche Gesamtinteressen zu  ver- 
letzen. 

In der Parteinahme zugunsten -der Arbeitnehmer kann 
das Gesetz viel weiter gelien, als es bisher zu tun wagte, wenn 
es die berufsgenossenschaftliche Selbstbe- 
stimmung der Beteiligten‘ nicht nur zu Bindungen 
des einzelnen Arbeitsverhältnisses, sondern auch zu Lösun- 


'umwerfen, vom Anmelder- 


unverbindlich 


oder wenigstens zugelassen ist. 
sein, die Gültigkeit solcher Vereinbarungen an die Schrift- 


gen von staatlichen Zwange verwertet. Der Tarifvertrag 
ist die Grundlage des künftigen Arbeitsrechtes. Er diente bis- 
her ausschliesslich dazu, die Vertragsfreiheit der Einzelnen zu 
beschränken, durch gewerkschaftliche Regelung der Arbeits- 
bedingungen den Einzelnen vor der Uebermacht seines Arbeit- 
gebers zu schützen. Nur schüchtern hat das Gesetz ihn er- 
mächtigt, seine eigenen Schranken zu lockern (so in den Ver- 
ordnungen über Regelung der Arbeitszeit und im Betriebsräte- 
gesetz). Diese wichtige soziale Funktion des Tarifver- 
trages muss im künftigen Arbeitsvertragsrechte systematisch 
ausgeweitet werden. Damit entgeht das Zwangsgesetz der 
Gefahr, durch starre Bindung der Wirtschaft zu schaden; es 
nötigt zugleich auch die mächtigen Arbeitgeber zum Abschlusse 
von Tariiverträgen und stärkt damit die Grundlage unseres 
Rechtes, 


Das künftige Recht wird daher dem angestellten Erfinder 
grundsätzlich die vollen. Rechte des Erfinders zu- 
sprechen, wird Verträge, die im voraus ihm die Rechte weg- 
nehmen: oder beschneiden, grundsätzlich verbieten, aber 
Ausnahmen zulassen für die tarifliche Regelung. Es wird fer- 
ner sowohl für diese tarifliche Regelung wie: für die Verein- 
barungen über die tatsächlich vorliegende* Erfindung Regeln 
und Mindestbedingungen vorschreiben und den Weg 
anweisen, auf dem Streitigkeiten ohne Schädigung eines Teiles 
und der gesamten Wirtschaft zu. erledigen -sind. 

Eine Schwierigkeit erwächst daraus, dass unser geltendes 
Patentgesetz vom 7. 4. 1891 seit langem zur Aenderung reif 
ist, dass. die ‚schon 1913 geplante Aenderung seine Grundlage 
zum Urheberprinzipe . übergehen 
wollte und deswegen noch nicht mit Sicherheit vorauszusehen 
ist, ob und wie die Neuordnung kommt. Das Arbeitsgesetz 
wird sich daher mit dem Satze begnügen müssen, dass ‘der 
Arbeitnehmer an den von ihm gemachten Erfindungen die- glei- 
chen Rechte wie ein anderer Erfinder hat, den Inhalt dieser 
Rechte aber dem Patentgesetze überlassen. 


Wichtiger fast als dieser selbstverständliche Satz ist die 


Einschränkung, dass Vereinbarungen, 'durch die im voraus’ die 


Erfinderrechte des Arbeitnehmers: äuf den Arbeitgeber oder ’auf 
eine, Vereinigung von Arbeitgebern (zur Vermeidung von. Um- 
gehungen) übertragen oder durch die der Arbeitnehmer in sei- 
nem Rechte auf: Anmeldung des: Patentes. beschränkt 'wird, 
sind, ‘soweit ihr ‚Inhalt nicht aus- 
durch Tarifsatzung vorgeschrieben 
Es wird ferner, zweckmässig 


dreücklich 


form zu knüpfen und zwei: Grenzen unbedingt festzulegen: 
Vereinbarungen, die das Recht des Arbeitnehmers "auf Wah- 
rung der Erfinderehre, insbesondere auf Nennung seines 


Namens in den Patentschriften- verkürzen, oder‘ die seine 
Erfinderrechte ohne angemessene Vergütung übertragen, 
müssen immer nichtig sein. Die beiden Grundbedin- 


gungen der. Erfinderehre und des Erfindernutzens müssen un- 
abdingbar und unverzichtbar sein. 

‚» Diesem Rechte des. Erfinders an seinem geistigen Werke 
steht das berechtigte Verlangen des Arbeitgebers gegenüber, 





un a EEE ee 


rücksichtigen haben. 
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dass die in seinem Betriebe, meist auch mit dessen Mitteln und 
Erfahrungen gemachte Erfindung nicht “dem Wettbewerber 
nützt und ihn schädigt. Wenn das Recht des Urhebers auf 
Ehre und angemessenen Nutzen gesichert ist, besteht kein Be- 
denken dagegen, dem Arbeitgeber in. weitestem Umfange das 
Recht auf Erwerbu ng und Verwertung der Erfindung 
einzuräumen. Daraus folgt zweierlei: Der. Arbeitnehmer ist 
verpflichtet, seine Erfindung dem Arbeitgeber mitzuteilen, und 
zwar Spälestens mit,der Anmeldung zum Patente; vorher, wenn 
er damit rechnen muss, dass eine Nichtanmeldeng im Interesse 
der Unternehmung liegt, Der Arbeiigeber ist "berechtigt, die 
Erfindung in seinem Betriebe sofort zu verwerten. Dieses aber 
natürlich -nur in einer Weise, dass die Erfinderrechte, insbe« 
sondere der Patentanspruch, dadurch nicht beeinträchtigt wer- 
den, und nur gegen angemessene Vergütung. Man wird das 
Recht noch dahin einschränken, dass es nur besteht,. wenn die 
Verwendung in den Rahmen der wirtschaftlichen Betätigung 
des Unternehmens fällt. Dagegen kann die Mitteilungspflicht 
des Arbeitnehmers unbedenklich weiter erstreckt werden. 
Wenn er eine Erfindung zum Patente meldet, soll er dem 
Arbeitgeber die Möglichkeit geben, zu prüfen, ob der Erwerb 
für das Unternehmen von Nutzen ist. Findet keine Patent- 
nahme statt, so beschränkt die Pflicht des Arbeitnehmers sich 
enger, wie weiter unter darzulegen ist. 


Der Arbeitgeber hat das Vorrecht auf den Enwerb und 
die Ausnutzung der Erfindung. Man wird ihm eine ange- 
messene Frist zur Prüfung setzen müssen. Binnen 6 Monaten 
hat er sich schriftlich zu erklären, ob und in welchem Umfange 
er die Erfindung erwerben will. Die Erklärung hat auszuspre- 
chen, ob er die Alleinlizenz oder nur eine Mitlizenz beansprucht, 
ob er Rechte nur für das Inland oder auch für das Ausland, 
und für welche Staaten wünscht. Lässt er die Frist ohne die 
schriftliche Erklärung verstreichen, so fällt damit (wenn der 
Arbeitnehmer ihm nicht ausdrücklich Anfschub bewilligt) sein 
Anspruch weg; die Erfindung wird für den Arbeitnehmer frei 
verfügbar. Sie ist frei, soweit sie der Arbeitgeber nicht für 
sich in Anspruch nimmt und soweit er nicht etwa die Nicht- 
ausnutzung verlangt. 


Auch. diesen Anspruch wird man (unter der selbstver- 
Ständlichen Bedingung angemessener Entschädieung) dem 
Arbeitgeber zugestehen müssen. Es kann starkes Interesse 
des einzelnen Unternehmens, aber auch der Volkswirtschaft, 
vorliegen, dass ein neues Verfahren nicht bekannt, also etwa 
ohne Anmeldung zum Patente geheim geübt wird, oder auch, 
dass ein neu entdecktes Verfahren nicht ansgeiübi wird. Na- 
türlich. muss dieser Anspruch. beschränkt werden auf die 
Fälle, -in denen die Verwendung der Ertindung in den Rahmen 


‚der wirtschaftlichen Betätigung des Arbeitgebers fallen würde, 


Und man wird unbedingt die Einschränkung machen müssen, 
dass der Arbeitnehmer eine unparteiische Nachprüfung darüber 
verlangen kann, ob das Privatinteresse an der Sperre sich 
mit dem Gesamtinteresse deckt. Wens ein überwiezendes 
Öfientliches Interesse die Verwendung der Erfindung er- 
fordert, so muss der Anspruch des Arbeitgebers dagegen 
zurücktreten. 


Die entscheidende und im Einzelfalle wohl auch schwie- 
rigste Frage ist die richtige Bemessung der Vergütung, 
die der Arbeitnehmer für die Ueberlassung der Erfindung er- 
hält. Man hat versucht, Regelsätze oder Mindestsätze dafür 
aufzustellen. Aber alle solche Formeln werden der Vielge- 
staltigkeit des Lebens nicht gerecht. Der Wert und Erfolg 
einer technischen Neuerung lässt sich in der Regel gar nicht 
zuverlässig abschätzen. Die Beteiligung am Gewinne kann 
unter Umständen erst nach vielen Jahren Nutzen bringen, ind 


dür den: Arbeitnehmer: viel weniger wert. sein als eine soior- 


tige feste: Vergütung.‘ In vielen Fällen lässt der Gewinn, der 
aus der Erfindung als solcher entspringt, sich‘ gar nicht rein 
errechnen, und die Verteilung führt zu Schwierigkeiten, wenn 
eine grössere Zahl von Angestellten zum Erfolge zusammenge- 
wirkt hat. Deswegen muss es genügen, dass das Geseiz den 
Grundsatz der angemessenen Vergütung aufstellt, dass 
es die verschiedenen: Möglichkeiten nennt: einmalige Ankaufs- 
Summe, Jahreszahlungen, Beteiligung am Gewinn oder Umsatz 
auf Patentdauer oder eine Verbindung verschiedener Arten, 
und dass es die nachträgliche angemessene Erhöhung vor- 
behält für den Fall, dass die iestgesetzte Vergütung in anf- 
fälligem Missverhältnisse zu dem Gewinn stelıt, der dem 
Arbeitgeber aus der Verwendung ‘der Erfindung erwächst 
oder der dem Arbeitnehmer durch die Sperre. entsteht. (Der 
Anklang an das Wucherverbot in $ 138 B.G.B: und $ 302e des 
Strafgesetzbuches gibt eirien sicheren Hinweis für die Aus- 
legung.) ee 


Die Vergütung wird alle Umstände des Einzelfalles zı be- 
nicht nur den geschäftlichen Wert der 
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Erfindung, sondern auch die Mühe und Leistung‘ des Urhebers, | 
seine Arbeitsbedingungen, insbesöndere sem Einkömmen und die | 
Frage, ob erfinderische Tätigkeit zu. seinen vertraglichen | 
Pilichten gehört, für die er bezahlt wird; ebenso natürlich auch, | 
ob und in welchem Umfange Friahrungen, Hilfsmittel, Anregun- ' 
gen oder Vorarbeiten des Betriebes verwertet worden sind. 
Die’ sogenannte freie Erfindung kann höhere: Vergütung ver- 
laugen als die Diensterfindung, diese höhere als die Betriebs- 
erfindung. er 


Ein besonderer Zuschlag zur 'Vergüttng muss dem | 
Arbeitnehmer bewilligt werden, wenn der Arbeitgeber _ver- ' 


langt, dass die Erfindung nicht angemeldet oder 
nicht erteilt wird.. Demn hier enigeht dem Arbeitnehmer nicht: 
nur der wirtschaftliche Erfolg seiner Tätigkeit,„sondera auch 
der ideclle. Das Verschweigen der Erfindimg . bedeutet »einen. 
Verlust für ihn, der teils materiell, teils ideell ist und einer be- 
sonderen Schadloshaltung bedari. Auch wenn der Arheiteleber 
das erworbene Recht zur Verwendung in seinem Betriebe 
nicht ausnutzt, ist er nicht nur zum Ersatze des dem Arbeit- 
nehmer dadurch entzehenden Gewinnes verbimden, ' sondern 
unter Umständen auch zur Schadloshaltung für den ideellen 
Schaden, den er erleidet. eg 

Schwierigkeiten machen diejenigen Eriindungen, ' die 
wesentlich aus den Erfahrungen, Hilfsmitteln, Anregungen und 
Vorarbeiten des Betriebes herauswachsen oder an denen eine 
grössere Zahl von Mitarbeitern beteiligt ist. Hier wird es oit 
unmöglich sein, den Anteil des Einzelnen an . der Erfindung 
und dem dadurch bewirkten Geschäftsnutzen festzustellen. 
Und das Gesetz sollte für solche Fälle die. Möglichkeit offen 
lassen, dass die Vergütung für alle gemeinsam an eine 
Wohliahrtseinrichtung geleistet wird; sei es eine Päuschsumme, 
sei es eine laufende Zahlung, Voraussetzung müsste. allerdings 
sein, dass die Wohlfahrtseinrichtung unter Verwaltung der 
Arbeitnehmer (in höherem Masse als $ 66 Ziffer 9 des Be- 
triebsrätegesetzes es vorschreibt) steht und dass diese Reze- 
lung durch Tarifsatzung oder durch Betriebssatzimg (Arbeits- 
ordnung) vorgesehen ist, Wenn alle Beteiligten, sich . dahin 
einigen, steht im Emzelfalle natürlich auch sonst kein Hinder- 
nis dieser Lösung im Wege, ee Be Er 


Wer soll Streitigkeiten entscheiden, die aus den 
Rechten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der: Erfin- 
dung erwachsen? Das ordentliche Gericht ist sicher nicht: der 
richtige Ort dafür. Denn das Gerichtsveriahren würde in 
vielen Fällen dazu führen, dass alle Betriebsgeheimnisse ojfen- 
gelegt werden müssten. Ausserdem ist der Prozess zu - lang 
und kostspielig für den Arbeitnehmer. Die Errichtung von 
Arbeitsgerichten und ihre Zuständigkeit für alle Streitigkeiten 
aus allen Arbeitsverhältnissen würde eine Erleichterung _bil- 
den. Trotzdem dürften auch ihnen gegenüber. Bedenken . be- 
stehen. Mindestens bei allen Meinungsverschiedenheiten über 
Art und Höhe der Vergütung für die Ueberlassung von Rech- 
ten aus der .Angestelltenerfindung sollte der Rechtsweg aus- 
geschlossen und ein Schiedsverfiahren vorgeschrieben 
werden. Ein solches ist in den meisten Tarifverträgen vor- 
gesehen. Die tarifliche Schiedsstelle würde zweckmässig. zur 
Entscheidung beririen ‚sein, wenn nicht die Beteiligten sich auf 
ein anderes, ebenfalls paritätisch besetztes Schiedsgericht ge- 
einigt haben. Sollte beides fehlen, so müsste eine unparteiische 
Stelle, als die sich vielleicht der Vorsitzende der zuständigen 
Schlichtungsbehörde empfiehlt, vom Gesetze mit der Berwiung 
des Schiedsgerichts betraut werden. ee 


Bestehen solche Gerichte für Streitigkeiten über . Ver- 
gütung, so 'werden sie zweifellos 
Entscheidung aller anderen Meinungsverschiedenheiten .über 
Erfindungen angerufen werden. Deshalb dürfte es nicht nötig 
sein, auch für diese Fälle den ordentlichen Rechtsweg auszu- 
schliessen. Je höher das Interesse beider Parteien am Ab- 


schluss guter Tarifverträge und. an gewerkschaftlicher Rege- 


y 


lung der Arbeitsbedingungen wird, desto besser. 


Besonderer Sicherung. bedarf der Arbeitnehmer dagegen, 


dass der Arbeitgeber das erworbene Patent nicht angemessen 


‚ausnutzt, etwa keine Lizenzen vergibt, nicht selbst fabriziert - 
oder dass er das Schutzrecht verfallen lässt. Hier wird 


usw. 
man ihm neben Schadensersatz auch die Pflicht "auferlegen, 
mindestens drei Monate vorher dem-Eriinder mitzuteilen, dass 
er die Kosten des Schutzes nicht weiter. bezahlen -werde,: und 
alle Rechte kostenfrei auf diesen zurückznübertragen. 7 


Beide Teile müssen Rücksicht aufeinander nehmen und 
sich von einseitigen Verfügungen freihalten, die den anderen 
schädigen: Wer olıne Kenntnis oder gegen den Widerspruch 
dcs andern Massnahmen trifft, ist ihm zu Schadensersatz ver 
pilichtet. Das gilt auch für die Weiterveräusserung von 
Rechten durch den Arbeitgeber. Die Rechte, die er für sem 
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in kurzem. auch.. für die 
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veräussern. Bei einer Veräusserung ohne die Einwilligung 
‚des Erfinders bleibt er neben dem Erwerber für die Erfüllung 
‘der Verpflichtung haftbar. 

Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
ist grundsätzlich ohne Einfluss auf die Rechte und Pflichten 
aus der Erfindung. Vielfach vereinbaren Arbeitgeber mit 
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|Unternehmen erworben hat, kann er nur mit diesem zusammen 
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ihren Technikern oder Chemikern, dass diese auch noch Jahre 
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Unternehmung - dieser alle 


nach dem Ausscheiden aus der 
Solche Vereinbarung bildet 


Erfindungen überlassen müssen. 


\ zweifellos eine Beschränkung in der gewerblichen Tätigkeit des 
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Arbeitnehmers, also ein Wettbewerbsverbot. Sie ist daher 
nicht nur an die Vorschriften über Erfinderschutz, sondern 
zugleich an die einengenden Bestimmungen über Konkurrenz- 
klauseln zu binden. 

- Alles bisher Gesagte bezieht sich auf patentfähige Erfin- 
dungen. Man wird ihm zwei Ausweitungen geben müssen: 


Schutzfähige Gebrauchsmuster im Sinne des Ge- 
setzes vom 1. 6. 1891 werden vielfach als „kleine Erfindungen“ 
bezeichnet. Sie sind den patentfähigen Erfindungen gleichzu- 
stellen; die für diese erlassenen Vorschriften müssen sinnge- 
mässe Anwendung finden. Dagegen kann eine gleiche Ausdeh- 
nung nicht auf Geschmacksmuster (im Sinne des Ge- 
setzes von 1876) und Warenbezeichnungen (im 
Sinne des Gesetzes von 1894) stattfinden. Denn die Herstel- 
lung von neuen Mustern und Modellen bildet den Inhalt regel- 
mässiger Arbeitstätigkeit vieler Arbeitnehmer, die durch das 
Gehalt entlohnt wird. Der Standpunkt des Gesetzes, dass 
mangels besonderer Vereinbarung die von festangestellten Ar- 
beitnehmern gefertigten Muster in das Eigentum und Nutzungs- 
recht des Arbeitgebers fallen, erscheint richtig. Nur dagegen 
muss Vorsorge getroffen werden, dass nicht ein kärgliches 
Gehalt des tatsächlichen Urhebers in gar zu grellen Wider- 
spruch gerät zu hohem Nutzen, den der rechtliche Urheber aus 
der Verwertung des Musters, d. h. den der Arbeitgeber aus 
besonders tüchtiger oder glücklicher Leistung des Arbeit- 
nehmers hat. Deswegen empfiehlt sich eine Bestimmung, dass 
trotz aller Vereinbarungen der Arbeitnehmer Anspruch auf an- 
gemessene, besondere Vergütung hat, wenn der Nutzen des 
Arbeitgebers aus der Verwendung des geschützten Musters 
oder der geschützten Warenbezeichnung in auffälligem Miss- 
zn zum Arbeitseinkommen des tatsächlichen Urhebers 
steht. 

Anderseits muss die Regelung aber auch die nicht 
patentfähige Neuerung umfassen. Wenn es auch im 
wesentlichen schon aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen folgt, 
wird das neue Gesetz doch gut fun, ausdrücklich auszusprechen, 
dass der Arbeitnehmer nicht patentfähige Erfindungen, Kon- 
struktionen, Verfahren ‘und Betriebsverbesserungen dem Ar- 
beitgeber mitteilen muss. Allerdings nur, wenn ihre Verwendung 
in den Rahmen der wirtschaftlichen Betätigung des Unterneh- 
mens fällt. Der Arbeitgeber hat’ ohne weiteres Anspruch auf 
ihre Verwendung. Allgemein eine besondere Entschädigung 
der Arbeitnehmer vorzuschreiben, . erscheint nicht zweck- 
mässig, da das leicht zu unendlich vielen und kleinlichen 
Reibereien führen könnte und das Entgelt des Arbeitnehmers 
nicht für eine mechanische Tätigkeit bezahlt wird, sondern 
das Bestreben nach Betriebsverbesserung einschliessen muss. 
Man wird daher die Vergütungspflicht des Arbeitgebers auf 
die zwei Fälle beschränken können, dass der Arbeitgeber er- 
heblichen Nutzen aus der Neuerung hat und entweder eriinde- 
rische Tätigkeit nicht zu den vertraglichen Aufgaben des Ar- 
beitnehmers gehört oder sein Gehalt ausser Verhältnis zum 
Nutzen des Arbeitgebers steht. 


Wie schon oben erwähnt, müssen die gesetzlichen Vor- 
schriften, wenn sie ihren Schutzzweck erfüllen sollen, zwin- 
gendes Recht sein, das durch Vertrag nicht geändert werden 
kann, weder durch Vereinbarungen zwischen den Parteien des 
einzelnen Arbeitsverhältnisses, noch durch Arbeitsordnung 
oder sonstige Betriebssatzung. Aber da die vorgeschlagenen 
Regeln sich auf den Grundsatz gerechter, angemessener Be- 

‚ rücksichtigung aller Interessen beschränken und keine starren 
Zahlen oder Masse vorschreiben, so braucht auch dem Tarif- 
vertrage hier keine weitere Freiheit gelassen zu werden. 
Was vorgeschrieben ist, bildet ein Stück des besonderen 
Schutzes der Arbeitskraft (und ihrer Verwertung), den die 
Reichsverfassung allen denen versprochen hat, die in fremdem 
Dienste zu arbeiten genötigt sind. 

Dr. Heinz Potthoff, München. 


J 


Anmerkung: Wir behalten uns vor, auf diesen Gegen- 
stand und die Ausführungen des Verfassers bei Gelegenheit 
zurückzukommen. Die Schriftleitung. 
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Der internationale Kongress der Privat- 
angestellten 


Der internationale Kongreß der freigewerkschaftlich organi- 
sierten Privatangesteliten aller Kategorien, den «er „Inter- 
nationale Bund der Privatangestellten” auf Beschluss des im 
Spätherbste vorigen Jahres in Amsterdam tagenden internati- 
onalen Handlungsgehilfenkongresses für dieses Jahr nach \Wien 
einberufen hatte, tagte am 10., 11. und 12. August d. J. in der 
genannten Stadt. Auf dem Kongresse waren folgende Länder 
durch die foigende Anzahl von Delegierten vertreten: Däne- 
mark 3, Deutschland 9 (darunter vom Bund der technischen 
Angestellten und Beamten die Kollegen Heinze, Liebiter 
und Schweitzer), England 2, Frankreich. 1, Holland 4, 
Jugoslavien 2, Oesterreich 6, Portugal 1, Schweden 
1, Tschechoslowakei 6, Ungarn 3, Ferner waren als 
Gäste 5 Delegierte der deutschen Verbände der Tschecho- 
slowakeiı, 3 Delegierte aus Deutschland, : 1 aus der 
Schweiz und 3 aus Frankreich anwesend, alles Vertreter 
von Vereinigungen, die an den internationalen Bund noch nicht 
angeschlossen sind. -Die stimmberechtigten Delegierten ver- 
traten insgesamt 33 Stimmen, die sich nach der Stärke der 
Mitgliedschaften auf die einzelnen Länder aufteilten. Deutsch- 
land hatte 8 Stimmen; hiervon führte unser Bund 2 Stimmen. 

Die feierliche Eröffnungssitzung des Kongresses fand am 
10. August, vormittags 10 Uhr, im Sitzungssaale des alter 
Wiener Rathauses statt. Sie wurde vom Kollegen Urban 
(Deutschland), dem Vorsitzenden des Internationalen Bundes 
der -Privatangestellten, geleitet. An der Sitzung nahmen ausser 
den Delegierten und vielen Gästen noch teil: Bürgermeister 
Reumann als Vertreter der Stadt Wien, Sekretär Fimnmen 


als Vertreter .ıdes Internationalen Gewerkschaftsbundes 
(Amsterdam), Abgeordneter Hanusch als Vertreter der 
niederösterreichischen Arbeiter- und Angestelltenkammer, 
Sekretär Huppert als Vertreter der österreichischen Ge- 


werkschaftskommission und Kollege Bermann als Vertreter 
der Gesamtheit der organisierten Privatangestellten Oester- 
reichs. Sie alle begrüssten nach der Eröffnung des Kongresses 
durch Kollegen Urban die Tagung und würdigten die grosse 
Bedeutung der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung 
und ihres internationalen Zusammenschlusses für die Ange- 
stellten selbst und für die gesamte Arbeiterbewegung. 

In der Nachmittagssitzung, die sich mit der Mandatsprüfung 
beschäftigte, kamen vor allem die Verhältnisse in "der 
Tschechoslowakei zur Sprache. In diesem neuen Staate be- 
stehen zwei gewerkschaftliche Landeszentralen, eine deutsche 
und eine tschechische. Die letztere ist vorläufig allein Mit- 
elied der Gewerkschaftsinternationale von Amsterdam. Da die 
Zugehörigkeit zu einer dem internationalen Gewerkschaftsbund 
angeschlossenen Landeszentrale in erster Linie Voraussetzung 
für die. Aufnahme in den Internationalen Bund der Privatange- 
stellten ist, die deutschen Verbände der Tschechoslowakei 
aber natürlich der tschechischen Landeszentrale nicht ange- 
hören, konnte der Vorstand des internationalen Bundes diese 
deutschen Verbände noch nicht in den Bund aufnehmen. Durch 
Vermittlung des Büros kam aber noch auf dem Kongress eine 
Einigung dahin zustande, dass die vier Stimmen der Tschecho- 
slowakei auf die deutschen und tschechischen Verbände gleich- 
mässig aufgeteilt wurden. — Eine lebhafte Erörterung rief lie 
Mitteilung hervor, dass sich ein Russe als Delegierter ‘der 
russischen Angestellten gemeldet habe, vom Büro aber nicht 
zugelassen wurde, da er kein einwandfreies Mandat von russi- 
schen Privatangestellten-Organisationen vorweisen konnte. 
Nachdem auf Wunsch des englischen Delegierten Halls- 
worth ausdrücklich festgestellt worden war, dass zwischen 
Amsterdam und Russland wegen der Vertretung der russischen 
Privatangestellten auf dem Kongresse keinerlei Korrespondenz 
gewechselt worden sei, genehmigte der Kongress die Entschei- 
dung des Büros, — Eine Anfrage über die ungarische Delega- 
tion ergab, dass diese als durchaus einwandfreie gewerk- 
schaftliche Vertretung der ungarischen Privatangestellten an- 
erkannt werden müsse. — Mit Bedauern wurde zur Kenntnis 
genommen, dass Jie italienischen Kollegen wegen ihrer Jahres- 
versammlung verhindert waren, Delegierte zu entsenden. 

In der Sitzung vom Donnerstag kam der Kongress nach 
Anhörung eines kurzen Berichtes des Sekretärs Smit 
(Amsterdam) namens des Büros über die Arbeiten des vorläu- 
figen Vorstandes und über den Mitgliederstand des Bundes, 
der schon jetzt etwa 800 000 organisierte Privatangestellte 
aller Länder umfasst, zur Beratung der Satzungen des Bundes, 
die insbesondere über die Prinzipienfrage eine lebhafte Debatte 
auslöste, an der sich ausser dem Referenten Smit (Holland) 
die Kollegen Pfeiffer (Jugoslavien),, Urban (Deutschland), 
Bouisson (Frankreich), Bermann (Oesterreich), 
Bockerait (Holland), Giebel (Deutschland), Hora 
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(Tschechoslowakei) gesprochen hatten, wurde einstimmig eine 


(Oesterreich), Snell (Holland), Klein (Oesterreich), Pa- 
covsky (Tschechoslowakei) ınd Schweitzer (Deutsch- 
land) beteiligten. Zur Klärung der strittigen prinzipieilen 
Frage wurde ein ‚Komitee eingesetzt, im. übrigen aber der 
Satzungsentwurf des Büros mit kleinen Aenderungen geneh- 
mnigt. Das erwähnte Komitce akzeptierte 
einen von den Engländern eingebrachten Vorschlag und formu- 
lierte die Prinzipienerklärung ‘des internationalen Bundes da- 
hin, dass es zu den Zwecken des Bundes gehöre: 

„Den Kampf zu führen gegen das kapitalistische System 


und es zu ersetzen durch ein System der Produktion und der. 


Verteilung, das sich gründet auf die Prinzipien der gemein- 
samen Arbeit für das allgemeine Wohl und nicht für den pri- 
vaten Profit.“ 

Der wesentliche Inhalt der Satzungen des Bundes ist so- 
mit folgender: 

Die internationale Verbindung der kaufmännischen und 
technischen Angestellten aller Länder führt den Namen „In- 
ternationaler Bund der Privatangestellten“ 
und hat ihren Sitz n Amsterdam. 

Zweck des Bundes ist es, die gewerkschaftlichen Landes- 

organisationen der kaufmännischen und technischen Ange- 
stellten in einem starken internationalen Bunde zu vereinigen, 
um die Interessen der Angestellten international zu vertreten; 
den Kampi zu führen gegen das kapitalistische System und es 
zu ersetzen durch ein System der Produktion und der Vertei- 
lung, das sich gründet auf die Prinzipien der gemeinsamen 
Arbeit für das allgemeine Wohl und nicht für den privaten 
Profit. 
Diese Zwecke sollen erreicht werden: durch Herstellung 
von Verbindungen zwischen den verschiedenen internationalen 
Organisationen; Errichtung und Förderung von Organisationen 
in den Ländern, wo Organisationen der Angestellten noch 
nicht bestehen oder nur schwach sind; Förderung von not- 
wendigen Fusionierungsbestrebungen; Erhebungen über Lohn- 
und _ Arbeitsbedingunzgen der Angestellten; Erhebungen 
über die für die Angestellten geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen; gegenseitige moralische und finanzielle Unterstützung 
bei grossen Wirtschaftskonflikten; Bekämpfung des’ ausländi- 
schen Streikbrechertums; Veranstaltung internationaler Kon- 
gresse und Konferenzen; Erhaltung regelmässiger Verbindungen 
mit dem Internationalen Gewerkschaftsbunde und den inter- 
nationalen Berufssekretariaten. 

Berechtigt zum Beitritt sind alle wirklich gewerkschaft- 
lichen Organisationen von kaufmännischen und technischen An- 
gestellten. Organisationen, die den dem Internationalen Ge- 
werkschaftsbund angeschlossenen Landeszentralen angehören, 
werden ohne weiteres zugelassen. Ueber die Zulassung von 
Organisationen, die der Landeszentrale nicht angeschlossen 
sind, jedoch auf dem Standpunkte des Internationalen Gewerk- 
schaitsbundes stehen, beschliesst der Vorstand. Ist bereits 
eine der Landeszentrale angeschlossene Organisation dem 
Internationalen Bund angeschlossen, so kann die Zulassung 
einer anderen für den gleichen Beruf, der Landeszentrale je- 
doch nicht angeschlossenen Organisation desseiben Landes 
nur erfolgen, wenn die bereits angeschlossene Organisation ihre 
Zustimmung gibt. 

Zum internationalen Sekretär wurde auf Antrag 
Bouisson neuerdings Kollege Smit (Amsterdam) ge- 
wählt. Der bisherige vorläufige Vorstand, und zwar Vorsitzen- 
der Urban (Deutschland), Stellvertreter Bouisson 
(Frankreich) und die Mitglieder Hallsworth (England), 
Johanssen (Dänemark) und Klein (Tschechoslowakei) 
wurde auf Antrag Robinson (England) nunmehr zum defi- 
nitiven Vorstande gewählt. 

Ein Referat des Sekretärs Smit über die Finanzierung 
des Bundes ergab, dass dieser ein jährliches Erfordernis von 
etwa 10450 holländischen Gulden haben werde Dieser Betrag 
kann aufgebracht werden, wenn jede angeschlossene Organisa- 
tion für je 1000 Mitglieder pro Jahr 50 holländische Gulden, 
bezw. 85 Mark, Shilling, skandinavische Kronen, tschecho- 
slowakische Kronen, bezw. 100 Franken oder österreichische 
Kronen bezahlen, Diese Auf’eilung der Beitragspflicht bedeu- 
tet ungefähr die Aufrechterhaltung der Friedensrelationen der 
Valuten und somit eine wesentliche Erleichterung für die Län- 
der mit schwacher Valuta. Für die restlichen 4 Monate des 
Jahres 1921 ist ein Drittel dieser Beiträge nach dem Mitglieder- 
stande vom 1. Juli 1921 zu entrichten. 

Ueber die Beseitigung der Verkehrsschwierigkeiten refe- 
tierte Klein (Tschechoslowakei), der mitteilte, dass trotz 
einer Intervention des Sekretärs Smit beim internationalen 
Arbeitsamt (des Völkerbundes) in. Genf noch keinerlei beson- 
dere Erleichterungen für den Verkehr von Land zu Land ge- 
schaffen worden seien. Nachdem zu dem Gegenstande Giebel 
(Deutscnland), Urban (Deutschland) und Hochmann 


im wesentlichen: 


‚Erörterungen den Ereignissen voraus eilten. 
gen für den eigentlichen Aufbau der für die Durchführung der 
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Resolution angenommen, die sich gegen die, überflüssigen Ver- 
kehrsbeschränkungen und Revisionen an den Staatsgrenzen 
wendet und den Vorstand des Internationalen Bundes beauf- 
tragt, auf den Völkerbund und die Regierungen der einzelnen 
Länder in diesem Sinne einzuwirken. Der Kongress erwartet, 


dass diese Bestrebungen von den angeschlossenen Organisatio- 


nen bei den Regierungen ihrer Länder gefördert werden, und 
ersucht den Internationalen Gewerkschaftsbund, diese Be- 
strebunsen zu unterstützen, 

Ueber die soziale Gesetzgebung erstattete der Sekretär 
Smit ein eingehendes Referat. Zu diesem Gegenstande 
sprachen ergänzend eine Reihe von Delegierten, darunter 
Kollege Schweitzer, der sich insbesondere mit der Be- 
triebsrätegesetzgebung in Deutschland beschäftigte, 

Von den sonstigen Beschlüssen des Kongresses ist noch 
jener bemerkenswert, der die von verschiedenen Gewerk 
schaftszentralen eingeleitete Hilfsaktion für die durch Hunger 
und Krankheit heimgesuchten Arbeiter und Angestellten in 
Russland als ein lobenswertes Werk der Humanität erklärt, die 
organisierten Angestellten aller Länder auffordert, sich an 
dieser Hilfsaktion zu beteiligen, gleichzeitig aber auch dagegen 
protestiert, dass die Erfüllung dieser Menschenpflicht nach 
irgend einer Richtung hin politisch missbraucht werde. — Für 
uns von ganz besonderem Interesse ist die Erklärung des 
Büros, dass als erste Untersektion des Internationalen Bundes 
eine Gruppe der Techniker ins Leben gerufen werden müsse, 

Der Kongress schloss am 12. August um 2 Uhr nach- 
mittags. 

- o 

Am 1. Kongresstag abends fand im grossen Arkadenhofe 
des neuen Wiener Rathauses eine Massenversammlung der 
Wiener Privatangestellten statt, die von etwa 6000-7000 
Kollegen besucht war. In dieser Versammlung sprachen über 
die internationale Bewegung der Angestellten Fimmen 
(Holland), der die Vereinigung der Kopf- und Handarbeiter 
begrüsste, Smit (Holland), der der Freude über die inter- 
nationale Vereinigung der Angestellten Ausdruck gab, Halls- 
worth (England), der die Fortschritte der englischen Ange- 
stelltenbewegung schilderte und sich - für die proletarische 
Einheitsiront der Hand- und Kopfarbeiter erklärte, Bouisson 
(Frankreich), der im Auftrage seiner Kameraden die Versamm- 
lungsteilnehmer als Brüder begrüsste und dem Glauben an den 
Tag der Befreiung der Menschheit Ausdruck gab, und 
Schweitzer (Deutschland), der über den Zusammenschluss 
der österreichischen uımd deutschen Angestellten redete. Ferner 
sprachen noch Peterson (Schweden), Klein (Tschecho- 
slowakei) und Urban’ (Deutschland), der ein Bild von der 
deutschen Angestelltenorganisation gab. RE 


on Rundschau 00 
Wirtschaftsfragen 


Gewerkschaften und Wiederaufbau. Unter dieser Ueber- 
schrift haben wir in Nr. 34 der „Deutsche Techniker-Zeitung“ 
den wesentlichen Inhalt des Schreibens wiedergegeben, das die 
Spitzenverbände der deutschen Gewerkschaften am 9. August 
an den Reichsminister für Wiederaufbau gerichtet haben. In 
einer vor kurzem abgehaltenen Besprechung mit dem Herrn 
Wiederaufbauminister wurde dieser Brief eingehend erörtert. 
Dabei zeigte es sich, dass bis zu einem gewissen Grade die 
Die Vorbereitun- 


Wiederausbaulieferungen notwendigen Organisation sind in Re- 
gierung, Reichsrat usw. noch nicht abgeschlossen, Immerhin 
darf gesagt werden, dass in der erwähnten Besprechung die 
Wünsche der Gewerkschaften beim Herrn Wiederauibaumini- 
ster im allgemeinen auf Verständnis stiessen. 
In diesem Zusammenhang sei die durch die Tagespresse 
bekanntgewordene Nachricht wiedergegeben, dass Dr. Gug- 
genheimer sein Amt als Reichskommissar für Ausführung 
von Wiederaufbauarbeiten in den zerstörten Gebieten nieder- 
gelegt hat. An seine Stelle hat der Reichspräsident den Ober- 
präsidenten a. D. v. Batocki zum Reichskommissar ernannt. 
Die Verteilung der Steuerlast. Fine nähere Betrachtung 
der Steuereinnahmen des Reiches für den Mai. 1921 ergibt: es 
stammen (in-abgerundeten Ziffern) aus: direkten Steuern zirka 
1700 Millionen Mark, indirekten Steuern zirka 2400 Millionen 
Mark, einmaligen Steuern zirka 2000: Millionen Mark. Dabei 
ist unter den „direkten Steuern“ die ganze Finkommensteuer 
angenommen; nachdem aber von den Frträgnissen der Einkom- 
mensteuer im Betrage von 1100 Millionen Mark, welche im 
Monat Mai bezahlt wurden, sicherlich die weitaus grössere 
Hälfte auf Lohn- und Gehaltsabzug entfällt, so würde sich der 








"Kampfe durch Lohnerhöhungen 


ı Leistungsfähigkeit 


Nr. 35 


Anteil der Steuern, welche von den breiten Massen der 
Stacter getragen werden, noch erhöhen. Um so verständlicher 
ist es, wenn die Forderung nach gerechten Ausbau Jer Repa- 
rationssteuern immer dringlicher erhoben wird. Es geht nicht 
au, dass dıe Steuern durch mechanische Erhöhung der Sätze 
indirekter Steuern gesteigert werden und es der Arbeiter- und 
Angestelltenschaft überlassen wird, in miühevollem sozialen 
das wieder hereinzuholen, 
was sie an Steuern ausgegeben hat. Die Steuergesetzgebung 
kann schon von vornherein, bei der Anlage der Steuern, die 
der einzelnen steuerzahlenden Schichten 


\ins Auge jassen,- und die zusätzlichen Einnahmen dort holen, 








wo sie geleistet werden können, 


Erhebung über die Produktion. Als erstes Ergebnis der 
vom Internationalen Arbeitsamt, Genf, beschlossenen Erhebung 
über die gewerbliche Produktion in den verschiedenen Län- 
dern der Welt ist soeben eine „Einleitende Denk- 
schrift“ erschienen, die die leitenden Gedanken über die an- 
zustellende Erhebung entwickelt und zugleich die wichtigsten 
Punkte begründet. Zur Anstellung der Erhebung hat das Internatio- 
nale Arbeitsamt Fragebogen an Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände sowie an Genossenschaften versandt Essoll kein wich- 
tiger Faktor ausgeschaltet werden, der für die Erklärung der 
Tatsache, dass in allen Ländern eine Steigerung der Lebens- 
kosten verbunden und in ursächlichenm Zusammenhang mit 
einem Ausfall der Produktion, festzustellen ist. von Bedeutung 
sein könnte. Alle die Produktionstätigkeit betrefienden 
Elemente sollen daher in Betracht gezogen werden, 
die rein materiellen Faktoren, wie z. B. Entlohnung, 
Arbeitszeit, gesundheitliche Bedingungen usw. die mo- 
ralischen Faktoren, wie die Sicherheit der beständigen Ar- 
beit, die mehr oder minder grosse Teilnahme an der Kontrolle 
der Arbeitsbedingungen, ja selbst an der Leitung der Betriebe. 
In vier Teilen behandelt die Denkschrift die Tatsachen, die Ur- 
sachen, die Lösungen und das Arbeitsprogramm, 


Im ganzen gibt die „Einleitende Denkschrift“ auf Grund 
eingehenden Materials und an Hand von Beispielen ein genaues 
Bild über die Art und den Umfang der grosszügig angelegten 
Erhebung ‚über die Produktion der ganzen Welt, deren Ergeb- 
nisse und praktischen Erfolge von grossem Interesse sind. Das 
Buch ist zum Preise von 12 M. vom Internationalen Arbeits- 
amt, Amt Berlin, Grunewald, Humbolkdtstr. 13, zu beziehen. 


Sozialpolitik ° 


Kurzarbeiter und Notstandsarbeiten. Nach $ 9 Absatz 2 
des Gesetzes über die Erwerbslosenfürsorge beziehen die 
Kurzarbeiter zum Ausgleich: des durch die Kurzarbeit verur- 
sachten Lohnausfalls gewisse Unterstützungen aus der Er- 
werbslosenfürsorge. Eine sächsische Gemeinde hatte nun ver- 
sucht, einem Kurzarbeiter diese Unterstützung zw versagen, 
mit der Begründung, dass der betreffende Kurzarbeiter wäh- 
rend der Dauer des Aussetzens mit der Arbeit für die Ge- 
meinde Notstandsarbeiten verrichten könne. Eine Beschwerde 
des betreffenden Arbeiters bei der zuständigen Amtshaupi- 
mannschaft blieb erfolglos, da diese sich auf den Standpunkt 
der Gemeinde stellte. Auch eine Beschwerde bei der zustän- 
digen Kreishauptmannschaft wurde abgelehnt. Die Kreishaupt- 
mannschaft vertrat den Standpunkt, dass Voraussetzung für 
die Gewährung der Erwerbslosenunterstützung und damit auch 
der Zuschläge zur Erwerbslosenunterstützung gemäss $ 9 Ab- 
satz. 2 der Reichsverordnng über Erwerbslosenfürsorge sei, 
dass arbeitswillige Personen infolge von Erwerbslosigkeit sich 
in bedüritiger Lage befinden. Würde den Erwerbslosen Arbeit 
nachgewiesen, die ihnen nach ihrer körperlichen Beschaifen- 
heit zugemutet werden kann ($ 8 der Reichsverordnung über 
Frwerbslosenfürsorge), so enttiele jeder Anspruch auf Uniter- 
stützung. Dem Beschwerdeführer sei aber für die Tage, wo 
er in seinem ständigen Arbeitsverhältnis nicht arbeiten konnte, 
von der Gemeinde Arbeit nachgewiesen worden. Da er diese 
Arbeit abgelehnt habe, käme er für die Erwerbslosenunter- 
stützung nicht in Betracht. 


Zweifellos steht dieser Beschluss der sächsischen Kreis- 
hauptmannschaft im Widerspruch zu dem $ 9 Absatz 2 des 
Reichsgesetzes über die Erwerbslosenfürsorge, wo es im 
Schlusssatz ganz eindeutig heisst: „$ 6 findet mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass die Bedüritigkeit nicht zu prüfen ist.“ 


Durch das sächsische Landes-Arbeitsministerium würde 


hierauf ein Entscheid’ des Reichsarbeitsministeriums herbeige- 


führt. Das Reichsarbeitsministerium hat den Standpunkt seines 
Erlasses vom 26. Juli 1920 —- 1 C 3089/20 — festgehalten, wo- 
nach während der Dauer einer Kurzarbeit, während deren keine 
volle Erwerbslosenunterstützung in Frage komme, ein Ar- 
beitszwang nicht angeordnet werden kann. 
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Einhaltung der gesetzlichen Arbeitszeit. Der Unternehmer 
ist verpflichtet, an der Einhaltung der gesetzlichen achtstündigen 
Arbeitszeit auch gegen den Willen der Arbeitnehmer mitzu- 
wirken. Das bayerische Oberlandesgericht hat 
schieden: Der Arbeitgeber ist selbst dann strafbar. wenn er 
die 8 Stunden überschreitende Arbeit des Arbeitnehmers, zu 
der sich dieser freiwillig erbietet oder herbei- 
1äßt, in seinen gewerblichen Betrieben auch nur duldet. 
Es ist belanglos, daß die Arbeiten einerseits zu einem regel- 
mässigen Fortgang des Betriebes unbedingt notwendig waren, 
andererseits nur außerhalb des regelmäßigen Betriebes aus- 
geführt werden konnten, es sei denn, dass eine längere Be- 
schäftigung des Arbeiters von zuständiger Stelle 
genehmigt war. Es ist also verboten, einen Arbeiter län- 
ger als 8 Stunden zu beschäftigen, ohne daß besondere Ge- 
nehmigung dazu eingeholt ist. Durch ein Rundschreiben des 
Reichsarbeitsministeriums wird die selbständige Anordnung 
von Ueberstunden durch den Betriebsleiter 
nur in außergewöhnlichen Fällen für zulässig erklärt. in denen 
die Notwendigkeit unverzüglicher Vornahme von Ueberstun- 
denarbeit unerwartet eintritt, 


Soziale Bewegung 


Die deutschen Gewerkvereine im Jahre 1920. Der Verband 
der Deutschen Gewerkvereine H.-D. veröffentlicht soeben Zit- 
fern über seine Entwicklung im verflossenen Jahre. Gegen 
189831 Mitglieder Ende 1919 zählte er Ende 1920 insgesamt 
225998 Mitglieder. Sie verteilten sich auf 17 Zentralvereine, 
von denen freilich 2 nur eine Ortsgruppe besassen, und auf 
17 selbständige Ortsvereine. Die Gesamtzahl der Ortsvereine 
ist von 1728 auf 1869 gestiegen, und zwar vornehmlich infolge 
des Beitritts des Deutschen Fleischerzesellenbundes mit 113 
Ortsvereinen. Von den einzelnen Gewerkvereinen ist nach wie 
vor derjenige der Metallarbeiter der bedeutendste. Er zählt 
124311 Mitglieder in 687 Ortsvereinen. ' Dann folgt der Gewerk- 
verein der Fabrik- und Handarbeiter mit: 39 697 Mitgliedern, 
während von den übrigen Gewerkvereiner keiner die Zalıl 
10000 erreicht und nur diejenigen der Holzarbeiter und der 
Schneider 5000 überschreiten. Die Gesamteinnahmen der Ge- 
werkvereine beliefen sich 1920 auf etwas über 12% Mill, M. 


gegen 5% im Vorjahre. Die Gesamtausgaben stiegen .von 
5,3 auf 9,5 Mill. M. 
Angestelltenbewegung 


„Der Deutsche Techniker“ und der Sozialismus. Der Neue 
Deutsche Techniker-Verband hat uns wieder einmal erwischt 
und weist in der Nr. 16 seine Organs „Der Deutsche Techniker“ 
nach, dass wir Schwindler und Lügner sind, weil wir den An- 
gestellten, „solange wir Dumme finden“, immer wieder er- 
zählen: Wir sind parteipolitisch neutral, unser wirtsehaftlicher 
Sozialismus ist mit jeder politischen Ueberzeugung vereinbar. — 
Den Beweis führt der N.D.T.-V. so, dass er iolgende Stelle 
aus einer Kritik des Programmentwuries der Sozialdemokra- 
tischen Partei durch Kollegen Clemens Nörpel, „einen der 
bekanntesten AfA-Führer in Berlin“, abdruckt: 

„Der ‚wirtschaftliche Sozialismus‘ hat den politischen 
Sozialismus zur Voraussetzung oder, um es ganz klar auszu- 
drücken: wirtschaftlicher und politischer Sozialismus sind un- 
trennbar miteinander verknüpft und verbunden, Es ist 
unmöglich, den Begriff Sozialismus in Einzelteile zu zerlegen 
und ihn wirtschaftlich anzuerkennen, politisch aber nicht.“ 

Das soll ein Beweis gegen die parteipolitische Neutralität 
der dem AfA-Bunde angeschlossenen Verbände sein! Wir 
glauben nun schon recht sehr, dass diese Art der Beweis- 
führung auf die Dummheit spekulieren heisst. Oder kann es 
einen halbwegs verständigen Menschen geben, der nicht schon 
längst herausgebracht hätte, dass man bei dem innigen Zusan- 
menhange von staatlichem und volkswirtschaftlichem Leben 
nicht die Umwandlung der Wirtschaftsordnung aus einer ili- 
vidualistischen Profitwirtschaft in eine sozialistische Gemein- 
wirtschaft anstreben kann. ohne dafür zu sorgen, dass diesem 
Ziele auch bei allen Massnahmen der politischen Partei, der jeder 
einzelne angehört, Rechnung getragen werde? Kann es einen 
verständigen Menschen geben, der nicht wüsste, dass die Staats- 
gewalt bei der Erstrebung des wirtschaftlichen Sozialisınus 
ebenso schwer hemmend als auch eifrig fördernd mit- 
wirken kann, dass es daher notwendig ist, den Einfluss der 
Staatsbürger auf die Staatsgewalt — und diese Einilussnahme 
ist eben Politik — im Sinne der Förderung dieses wirt- 
schaftlichen Zieles geltend zu machen? Man muss sehr schief 
und einseitig denken, wenn’ man sich darauf erst aufmerksam 
machen lassen muss. Bei solcher Einseitixkeit versteht man es 
allerdings, wenn es den Herren vom Neuen Deutschen Tech- 
niker-Verband nicht eingeht, dass auf unserem letzten Bundes- 
tage „ein Deutschnationaler aufgetreten, der das Bekenntnis 
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zum wirtschaftlichen Sozialismus für vereinbar hielt mit deutsch- 
nationaler Gesinnung“. Diese Vereinbarlichkeit von Sozialismus 
und deutschnationaler Gesinnung besteht in der Tat. Wir 
glauben sogar, dass die sozialistisch denkenden Deutschen viel 
bessere Deutschnationale sind als diejenigen, die dieses Bekennt- 
nis fortwährend auf den Lippen führen, für die Nation aber 
noch verteufelt wenig geleistet haben. Sicher .ist, dass keine 
parteipolitische Zugehörigkeit einen Arbeitnehmer hindern darf 
und kann, dazu sich zu bekennen und dafür.zu kämpfen, dass 
an die Stelle des kapitalistischen Ausbeutungs- und Profit- 
systems ein Wirtschaftssystem gesetzt werde, das gemeinsame 
wirtschaftliche Arbeit zum Zwecke der Deckung des Bedarfes 
aller bedeutet. Darum bleibt es auch trotz des „Beweises“ des 
Neuen Deutschen Techniker-Verbandes dabei, dass die dem 
Le angeschlossenen Verbände parteipolitisch neutral 
sind, 


Betriebsräte 


Arbeitslosigkeit und Arbeitsstreckung. Viel wichtiger 
als die geldliche Unterstützung ist für die Arbeitslosen die 
Frage der Arbeitsbeschaffung und «die Unterbringung von 
Arbeitslosen in Betrieben, in denen die Möglichkeit der Arbeits- 
streckung vorhanden ist. Um die praktische Durchführung 
dieser Frage zu prüfen, trat am 4. August eine beim Reichs- 
arbeitsministerium zu diesem Zweck eingesetzte Kommission 
zusammen. Es wurde beschlossen, diese Kommission in Unter- 
kommissionen zu gliedern, die innerhalb ihres Industriezweiges 
unter sich zusammentreten und die Frage der Durchführung 
der Arbeitsstreckung in den Betrieben zu prüfen haben. An 
die Betriebsräte ergeht die Aufforderung, unverzüglich in 
ihrem Betrieb festzustellen: 1. ob die Räumlichkeiten die Auf- 
nahnıe Arbeitsloser zulassen oder Schichtwechsel eingeführt 
werden kann, 2. die Arbeitszeit dann eventuell verkürzt wer- 
den könnte, 3. ob Ueberstunden gemacht werden. Die Ergeb- 
nisse dieser Feststellungen sind unverzüglich der zuständigen 








Organisationsleitung mitzuteilen, rie das Material sammelt 
und an die betreffende Kommission weiterleitet. 
00 Aus dem Bunde 00 














— 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden. wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt, x 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener 
Strasse 25. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der D.T.Z. dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
tum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
ontags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten; 


M == Mitgliederversammlung, 

= Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Bin.-Charlottenburg I. M. 8. IX. 7°. Augusta-Kasino, Kais.-Augusta-Allee 36, 

Bin.-Charlottenburg Il. M. 8. IX. 72°. Rest. Ruhland, Savignyplatz 5. 

Bin.-Charlottenburg Ill. M. 8. 1X. 73%. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 

Bin.-Lichtenberg. M. 7. IX. 7%. Zur Hütte, Frankfurter Allee 226, 

Bin.-Norden I. M. 8. IX. 7%, Rest. Oswald Berliner, Brunnenstr. 140. 

Bin.-Norden Ill. M. 9. IX. 7%. Rest. zum Hagenbeck, Müller- Ecke Seestrasse, 

Bin.-Nordost. M. 7%, Greifswalder Hof, Greifswalder Str. 43. 

Bin.-Oranienburg. M. T. IX. 720, Reichshof, Bernauer Sir. 38. 

Bin.-Osten M. 8. 1X. 72, Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48. 

Bin.-Reinickendorf. M. 9. IX, 73, Wittenau, Nordbahn-Lokal, Rich. Schulz, 

Bin.-Siemensstadt. M. 9. IX. 72%, Schlossklause, .Nonnendamm-Allee. 

Bin.-Spandau. M. 7. IX. 7%, Neuer Ratskeller, Rathaus. 

Bin.-Südwest. M. 8. IX. 7%, Göbels Rest., Tempelhofer Ufer 6. 

Bin.-Tegel. M. 9. IX. 7%. Hohenzollern, Strassenbahn-Endhaltestelle. 

Bin.-Westen. M. 7. IX. 7°. Nationalhof, Bülowstr. 37. 

B.-Baden. M. 6. IX. 7%. Vortrag d. Koll. Röder aus Stuttgart, Hindenburg-Hof‘ 

Randenbuss. M. 7.IX. 

Chemnitz. F. Vermessungstechniker. 5. IX. 7%, Goldener Engel, Zschopauer Str. ® 
F. Kunstgewerbezeichner. 7. IX. 7%, Deutsche Eiche, Brühl, 

Crefeld. M. 13. 1X. 7°% Tivolihkaus, Rheinstrasse/Ostwall. 
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M. 6. IX. 8%. Müllers Restaurant, Schlossstr. 18. 
6. IX. 8%, Prälaten, Gerberstr. 20. 
M: -6..1X...8%, 
Halle a.S. M. 6.1X. 8%, Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10. 
Hamburg-Ost. M. 13. IX. 7%. Bankhalle, Wandsbek er Chaussee 307. 
Hannover. F. Eisen- und Metallindustrie. 5. IX 7%, Rest; Marheineke, Reitwallstrasse, 
Lauchhammer. M. 5. IX. 
M. 6. IX. 7%, . Artushof, Johannesberg. 
M. 6. IX. 8%, Vereinslokal Schinridt, Bismarckstrasse, 
Schwarmstedt. 10. IX. 3%, Besichtigung der Kaliwerke Adolfsglück und Hope, 
danach Versammlung, Gastwirtschaft Ohmes in Hope. 
Schweningen (N.) M. 7. 1X. 8%. Gasthaus „Löwen“. 








DD 


00 Bücherschau 








Die gewerkschaftliche Freiheit in Ungarn. Unter dem Titel: „La 
liberte syndicale en Hongrie“ veröffentlicht das Internationale Arbeitsamt ein 
Buch, das Dokumente und Berichte über die Lage der Arbeitergewerk- 
schaften in Horthy-Ungarn enthält. Die Untersuchung seitens der I. A. A. 
wurde auf Anregung des ungarischen Ministerpräsidenten eingeleitet, der 
wünschte, das Ausland über die Verhältnisse und die Lage der Regierung 
in Ungarn aufzuklären und den Berichten über den weissen Terror entgegen- 
treten zu können. 

Die Mitglieder der Delegation, die ihre Erhebungen in Ungarn an Ort 
und Stelle machen konnten, hatten Besprechungen mit offiziellen Persönlich- 
keiten, den berufenen Führern der Arbeitergewerkschaften und mit den Re- 
gierungsvertretern, die der Delegation auch alles diesbezügliche Material zur 
Verfügung stellten. Interessant ist die Gegenüberstellung der Arbeitergesetz- 
gebung vor, während und nach dem Kriege und Beispiele von deren prak- 
tischer Anwendung. ‘Die Berichte der Delegation tragen weniger politischen 
Charakter, sondern stellen mehr eine Sammlung von Dokumenten und Tat- 
sachen dar, ohne prinzipielle Stellungnahme des Amtes, da das Internationale 
Arbeitsamt keinen politischen Charakter trägt. Daher konnte sich die Unter- 
suchung nur auf die Gebiete erstrecken, die den Teil XIII des Versailler 
Friedensvertrages berühren, der in Artikel 427 die Koalitionsfreiheit, das 
Versammlungs- und Streikrecht zu allen gesetzmässigen Zwecken garantiert. 


Konsumgenossenschaftliche Praxis, Zeitschrift für die gesamte Ver- 
braucher-Bewegung. Nr. 14/15, Festnummer zum 14. Geuossen- 
schaftstage des Reichsverbandes deutscher Konsumvereine am 24. und 
25. Juli 1921. Veriag: Verlags- und Versicherungsgesellschaft des Reichs- 
verbandes deutscher Konsumve:eine, G.m.b.H., Düsseldorf-Reisholz. 

Aus dem Inhalt der Festnummer: Köln von Einst und Köln von 
Heute. Eduard Pfeitfer. — Das Kölner Konsumgenossenschaftswesen. — 
Verbandsbericht des Reichsverbandes deutscher Konsumvereine e. V., 
Düsseldorf-Reisholz, für das Jahr 1929. — Die Konsumgenossenschaft im 
Urteil führender Zeitgenossen. Dip!. merc. Schloesser. — Antworten 
auf eine Rundfrage bei den führenden Männern der Wissenschaft, Wirt- 
schaft und Verwaltung über die Konsumgenossenschaft. — Zur Konsum- 
genossenschaftsfrage. Universitätsprofessor Dr. Ballod, Riga. — 
Konsumverein, Wirtschaft und Sozialreform. Universitätsprofessor Dr. 
G. Briefs, Freiburg. — Produzentenkarteile «und Konsumentenkartelle, 
Hochschulprofessor Dr. Otto Goebel, Hannover. — Produktion und 
Konsum.  Unterstaatssekretär Dr. Georg von Mayr, München. 
Weitersteckung der Grenzen der’ Verbraucherorganisation‘ durch das 
genossenschafiliche Biiduagswesen. Dipf.-ing.. Dr. Mayr, ‘Heidelberg. — 
Die sittliche Bedeutung der, Konsumgenossenschaften. 


ecker, München. — Konsumentenorganisation und Sozialreform. Hoch- 
schulprofessor Dr. h. c. J. Fr. Schär, Basel. — Konsumenten- 
Organisation. Universitätsproiessor Dr. Schmittmann, Köln. — 


Aus der Konsumgenossenschaftsbewegung der englischen Arbeiter, Uni- 
versitätsprofessor Dr. G. von Schulze-Gävernitz. Einsicht, 
Beharrlichkeit, Einigkeit. Prof. Dr. Ferdinand Tönnies, . Eutin. 

Wie uns der Verlag mitteilt, sind noch nachträglich 30—40 Beiträge! 
zu dieser Festschrift eingelaufen, die zusammen mit den in der Fest- 
nummer abgedruckten Artikeln in Broschürenform erscheinen. Diese 
Broschüre ist zum Preise von 6,59 M. von der obengenannten Verlags- 
gesellschaft zu beziehen. 


„Der Taylorismus als Hilfe in unserer Wörischaitsnot.“ Von 
E. Herbst. 3. Auflage, Anzengruber-Verlag, Leipzis und Wien 1921. 
Der Verfasser dieser kleinen Schrift, ehemaliger Vorsitzender der Wiener 
Forschungsgesellschaft für wissenschaftliche Betriebsführung, bekennt sich 
fast uneingeschränkt zu den Lehren. Taylors. Die von John P. Frey 
und von Frenz gegen das Taylorsystem vorgebrachten Bedenken sind 


nach seiner Ansicht der privatkapitalistischen Wirtschaftsanarchie, nicht 


aber dem System zuzuschreiben, dessen Missbrauch in einem demo- 
kratisierten Staate mit sozialisierter Wirtsci@a@t unter Kontrolle von 
Arbeiterräten nicht zu befürchten sei. Er vergisst leider dabei, dass 
wir von diesem Staate noch recht weit entfernt-sind. ° Die Schrift selbst 
bietet eine gute Zusammenstellung der Taylorschen Gedanken: in logi-- 
schem Aufbau, ohne etwas wesentlich Neues darüber zu sagen. Es 
wäre ihr unstreitig von Nutzen gewesen, wenn auch auf die‘ Missbräuche 
una Gebahren in der jetzigen Wirtschaftsweise ausführlicher eingegangen 
wäre. Wenn die Gewerkschaften heute die wissenschaftliche Betriebs- 
führung mit anderen Augen betrachten wie vor dem Kriege, dürfen sie 
doch niemals die Kritik vergessen, um die Mitte: ausfindig zu machen 
die nötıg sind, um den unleugbar vorhandenen Gefahren des Raubbaues 
una der Mechanisierung entgegentreten zu können. 








Bestellen Sie 


Bundesabzeichen 


beilhrer Ortsverw., wie nebenst. Abbildung, gut vergold. ff. schw. emailli 

Preis p. St. M. 3.— Ausführung I mit Zahnrad, Ausführung U mit Schlägel 

und Eisen. :Alleinvertrieb: Ortsverwaltung Ulm a. D. ! 
Alfons Bär, Beethovenstrasse 10. 











Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: i. V. Karl Sohlich, Berlin. — Für den Anzeigenteil veraukwonkliche Friedrich Schwedt, Berlin. 
Industricbeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Werfistr, 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68, 


Dr. Bruno Rau- 



























































Geschäftliche Mitteilungen. 


Die tesa erh. A In Hamburg 5 ist im Jahre 1913 ‚von 
den deutschen Gewerkschaften und Genossenschaften gegründet. Sie 
zählt trotz ihres kurzen Bestehens bereits 850000 Versicierte mit rund 
750000000 Mark Versicherungssumme. Unsere Mitglieder werden auf 
das Inserat in der heutigen Nummer verwiesen und gebeten, bei Ver- 
sicherungsabschlüssen das Unternehmen zu benutzen und sich dem- 
selben al« Mitarbeiter zu- Verfügune zu «udlen 


Stellenangebote 


Jüngerer, gewandier 


Maschinentechniker 
oder tüchtiger 


Maschinenzeichner 


von einer ersten Maschinenfabrik für Papierverarbeitungsmaschinen 


Gesuche Windmöller & Hülscher s:«.; Lengerich \.Westtalon. 


m ni nn nn —— nn 


Wir suchen für unsere Projektabteilung und unsere Abteilung 
Unterwind-Wanderroste einige jüngere 


Konstrukteure. 


Nur Herren, die eine längere Tätigkeit auf genannten Gebieten nach- 
zuweisen vermögen, wollen ausführliche Bewerbungsschreiben mit An- 
gabs der bisherigen Täügkeit, von Gehaltsansprüchen unter Beifügung 
von Zeugnisabschriften einreichen an die 


Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik 
vorm. Dürr & Co., Ratingen-Ost. 











Zur Ausarbeitung von Neuheiten, sowie Kontrolle 
der Fabrikation suchen wir einen 


Techniker 


aus der Holiz- oder Eisenbranche, 
welcher möglichst schon ähnliche Stellungen bekleidet hat. — 


Wir.bitten, dem Angebot einen ausführlichen Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild beizufügen. 


E. A. Naether Akt.-Ges,, 


Acltesie und grösste Kinderwagen- und Hoizwarenfabrik, 
Zeitz. 


gesucht. 


Mosse, Berlin SW 19. 


Volksfürsorge 


Gew. Gen. Vers. Akt. Ges. 


Hamburg 5. 


% 
| 
| 
| 


Neuaufnahme von Fuhrikatlonsartikeim 


Leistungsfähige Maschinenfabrik verbunden mit 
Kesseischmi sucht Verbindung mit 


Ingenieuren oder Patentinhabern 


zur Aufnahme von zukunftsreichem, ausbaufähigem Patent 
oder Fabrikationsartikein. Bevorzugt werden einschlä- 
gire Apparate oder Maschinen für Chemische Industrie. 


Gefl. Zuschriften erbeten unter A. U, 241 an Rudolf 


Der neue Tarif 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiterium) durch die Werke: Gymnasium, Real nasium, Oberrealschute, 
Angestellten Industrie empfehlen wir den Techn. gebilde 
Maschirenbau-, Elektrizitäts-, Bau-. und Installatlonsbranche. — Verlangen Sie 
ausführt, Prospekt umsonst durch das Rustinsehe Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 
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Anzeigen 






Gesucht zum sofort, Eintritteinen 


tücht. Hochbau-Techniker, 
saub. Zeichner, sich.Rechner. Bewbg- 
in. Zeugnisabschrift., Handskizzen u. 
Gehaltsanspr. sof.erb. E, Eichhorn, 
Architekturbureau,Lauscha(Thür.). 





Techniker 


desMaschinenbaufaches, evtl. 
mit Kenntnissen in Schiffsmaschinen, 
Baggern und sonstigen Baumaschi- 
nen, für SOfort oder später gesucht. 
!i Bewerbungen mit Lebensl., Zeugnis- 
abschr., Lichtbild, Führungszeugnis 
u. Gehaltsanspr sind zu richt. an das 


Baschinenbauamt Hera 
Postschliessfach 10, 





N Zum möglichst baldigen 


eis Vorkalkulster für 
vollständige Brauerel- u. 
Mälzerei-Aniagen u.aush 
Einzelteile derssiben. 


Erfahrungen darin ersuche 
ich um recht baldige Ein- 
sendung ihres Lebenslaufes, 
Angabe der bisherig.Tätig- 
keit, Gehaltsanspr. u. Zeit- 
punkt d. frühesten Antritts. 


F. Ergang, 
Magdeburg. 


N Sonderwerk für Brauerei- 






und Mälzerei - Anlagen. 


eten Kaufmann der 


Antritt gesucht ein ’ - 
Offerten- 9 
Ingenleurg 


















Grosse Lebensversicherun 
ist eingeführt. Tarife mit und olıne ärztliche u 
ärztlicher Untersuchung nach oben unbeschränkt, ohne Untersuchung bis 20000 Mark. 


In der kleinen Lebensversicherung 

werden alle Versicherungsarten, u. a. auch Risikozusatzversicherung und Sparversicherung für 
Erwachsene und Kinder geführt. — Prospekte und Besuche ohne Verbindlichkeit für die 
Reflektanten. — Nebenberufliche Mitarbeiter überall 
stellen oderilie obige Adresse erbeten. 


die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, - Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 35%, bei’ 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 
Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 









und „Le PetitParisien", die lustigen Sprach- 
zeitschriften, sind unentbehrlich für jeden, der seine 
mühsam erworbenen englischen u. französischen Sprach- 
kenntnisse nicht vergessen will.. Jede Zeitschrift nur 
M. 9,— vierteljährlich. Probeseiten frei. — Verlangen 
Sie auch unsere Liste der wichtigst. Sprachlehrmethoden, 
Wörterbücher u.Geschäftsbriefsteller.all.Kultursprachen, 
sowieListe über empfehlenswerte kaufmännische Bücher. 





schreibt einf.drauflos! 


g0g.Sabelsb. „Stolze-Sch. 
7.Ro 


Gebr, Paustian, Vertag, Hamıbarg 70, Alsterdamm 7. 


Postscheckkonto: 189 (Hamburg). 


So verlan Sie Gratis-Prospekt 
Basteln Sie? unserer 1000 fach bewährten 
Universal-Tischhobelbänke 1.6.8. 


Schrader & Co, Leipzig 28. 
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ebkürzen.Biemand aber möchte ve on Se Bad 
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Nalduk, Ing., Berlin W57, Culmstr. 18 
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Anftellung im Ausland 


bias Ste Teicht, wenn Sie auf Orund unferer bewährten 
nterristöbriefe nach der Methode BB or again 
Tcheidt eine fremde Sprache erlernen. „Anfang vorigen 
Naher babe ich mit dem Studium Ihrer niederländifchen 
nterrihtsbriefe begonnen und Dereitß vor einigen 
MWocden wurde mir auf Grund meiner bolänpifchen 
Kenntniffe eine Stellung in einem großen Amfterdamer 
$.Mobr, Köln, 38.5. 21. 
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„Welt-Detektiv"| Achtung! Sofort bestellen! 


Zirka 5000 Aluminium-Kochtöpfe 


unter Her stellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). 
Diese 4 Stück mit Deckel 


Auskunftei Preis» Rerlin 30 
Kleiststr. 36 ee 
Nollendorfpl.). Tei. Kurf.4543, 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
-Zivil- u. Strafproz. In- u. Ausl. 
Heirats- Auskünfte 
üb.Vorleb.‚Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh., Einkommen, 
Vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
Taus, freiwill. Anerkennung. 
Gegründet 195 
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oStoffe, | 
U Tuchversand | . N Ä 
EL A.H. Streicher | Inhalt: 4 3 indie lite 
Crimmitschau nur 100 Mark franko Nachnahme (zolifrei) 
Muster kostenlos geg- Rücksendung. i 1 Topf 5 Liter Mk. 30, 6 Liter Mk. 38 extra, ° | | 
Kein Risiko! jederzeit Umtausch! 


MetalihetteN Metallindustrie H. Seuthe in Elsetal Nr.43 hjPiettenbarg in Westfalen. 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polster anjedermann. Katalog 16 frei Bedingung: Inserat einsenden, da nur die zuerst eingehenden ca. 1000 Bestellungen 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. berücksichtigen kann, Bug” 3000 Quadratmeter Fabrikräume. wi 


Pr » Ehem. Dt.-Kroner, 
Für meinen Mann 


Bauschulsemester 1908 — 12, bitte 
und für mich finde ich 


Adressen angeben an ‚Direktor 

| Martin Schulz, Gewerbeschule, 
die besten Stoffe und Futterzutaten 
in der reichhaltig.Kollektion des Tuehversandhauses 


Crimmitschau |, Sa. 
 Fiseher: Statik 
Friedrich W.Knoll, Cottbus 9. 
Fordern Sie Muster (frei gegen frei) für: Anzüge, 


u. Festigkeitslehre 
Paletot, Ulster, Gesellschaftsanzüge, gestreifte Hosen, 


Band 1—3. Gebunden M. 270,—, 
Cutaway, Damentuchkostüme 
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ne. ne Mathematik 
Meine Spezialität: gepasste Futterzutaten, 
® einschliesslich Knöpfe, Schnallen usw. ®@ Gebunden M, 60,— durch 
 - Hermann MEUSSEr, nanaı, 
I „handlg. 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 75. 
® 
Tischwäsche. : Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbach & Müller 


zum Selbstunterricht. 
ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 
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M. 3.— Nachnahme postfrei vom Verlag 
Dr. E. Wilckens, Deutsche Lehrmittelanstalt, 
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Für die Republik! — Aus dem Sumpf des christlichen Neuen Deutschen Techniker-Verbandes. -—— Wirtschaftsfragen: Ernteaussichten und 
Getreidepreise. — Der Sturz der Aktienwerte. — Die Geldentwertung in ihrem Einfluss auf die Grund- und Hausrente. — Sozialpolitik: 


Das Existenzminimum im August 1921. — Die Reichsindexziffer der Lebenshaltungskosten. — Die Arbeitslosigkeit. — Zum Entwurf eines Arbeitsnachweis- 
esetzes. —. Soziale Bewegung: Keine Zersplitterung der Hilfsaktion für Russland! — Aus dem Bunde: Dritter ordentlicher Gautag des Gaues Branden- 


urg. — Versammiungskalender. — Sterbetafel. 





Für die Republik! 


Wieder einmal haben die Gewerkschaften, über ihren 
engeren Wirkungskreis' hinaus, ihre Mitglieder zu €iner poli- 
tischen Kundgebung aufrufen müssen. Wie vor wenig mehr als 
einem Jahre, als. durch den Kapp-Putsch der Versuch gemacht 
worden war, die Republik zu stürzen, galt es auch jetzt wieder 
zu zeigen, dass Deutschlands Arbeiter, Angestellte und Beamte 
tren zur Verfassung der Republik stehen und gewillt sind, dem 
verbrecherischen Treiben, das mit der Ermordung Erzbergers 
seinen Gipfelpunkt erreicht hatte, Einhalt zu gebieten. Die ge- 
werkschaitlichen Spitzenorganisationen traten sofort nach dem 
Attentat in Verhandlungen mit der Reichsregierung, um ihre 
Ansichten darzulegen, wie dem Treiben der Feinde der Re- 
publik entgegengetreten werden müsse. Die Vertreter des All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des AfA-Bundes und 
des demokratischen Gewerkschaftsrings richteten an den Reichs- 
kanzler die dringende Aufforderung, zur Beseitigung dieser Zu- 
Insbesondere for- 
derten sie die Aufhebung des: Ausnahmezustandes in Bayern, 
Mitteldeutschland und Ostpreussen, das Verbot für Angehörige 
der Reichswehr, an antirepublikanischen Kundgebungen teilzu- 
nehmen, widrigenfalls sofortige Bestrafung und Entfernung aus 
der Reichswehr erfolgen müsse, unerbittliches. Vorgehen gegen 
die ımmittelbare und mittelbare Verherrlichung des politischen 
Mordes ıund der Anreizung dazu in Wort und Schrift, schärfstes 
Zufassen bei der strafrechtlichen Verfolgung politischer Mörder 
und deren Heliershelfer,: wie überhaupt die Ergreifung ener- 
gischer Massnahmen zur Sicherung der demokratischen Repu- 
blik. Der Reichskanzler 'begrüsste es in dieser Besprechung, 
dass die Gewerkschaften sich in so entschiedener Weise hinter 
wie Resierung stellen wollten, um sie bei der Sicherung der 
Republik nachdrücklichst zu unterstützen, und sagte die Durch- 
führung der ‚geforderten Massnahmen zu. 

Auch der Deutsche Beamtenbund trat sofort mit 
den genannten Gewerkschaftsspitzen in Fühlung und erklärte, 
dass er ebenfalls bereit sei, die Verfassung. gegen ieden gewalt- 
samen AÄngrifi mit allen: Mitteln zu schützen. 

Der Besprechung mit der Reichsregierung folgten Kund- 
eehunzen der Gewerkschaften an ihre Mitglieder. Der Aufruf 
des AfA-Bundes hatte folgenden Wortlaut: 


Angestellte und Beamte! 


Im März 1920 glaubte eine kleine Gruppe von abenteuerlich 
und volksfeindlich veranlagten Vertretern des vorrevolutionären 
Herrschaitssystems - einen gewaltsamen Vorstoss .gegen die 
junge Republik Deutschland unternehmen zu können. Dem ge- 
schlossenen, kraftvollen. Vorgehen der gewerkschaftlich orga- 
nisierten Arbeiter, Angestellten und Beamten ist es zu danken, 
dass damals der Handstreich der Usurpatoren Kapp und 
Lüttwitz in wenigen Tagen ohne Blutvergiessen  abge- 
schlagen werden konnte. Beim Abbruch des damaligen General- 


'streiks hatten wir mit der Regierung Vereinbarungen getrofien, 


die geeignet waren, für die Zukunft einem ähnlichen Attentat 
auf die republikanische Verfassung vorzubeugen und damit den 


wirtschaftlichen Wiederaufbau unserer Volkswirtschaft zu er- 
leichtern. Infolge der politischen Verhältnisse und nicht zu- 
letzt der politischen Zerrissenheit der Arbeitnehmerschaft ist 
indes die Erfüllung des damaligen Regierungsversprechens aus- 
geblieben. Die Reaktion fühlte sich durch die Nichterfüllung 
der vereinbarten 8 Pünkte ermutigt und erstarkte von Tag zu 
Tag. Seit Monaten wird eine masslos hetzerische, politisch 
vergiitete Agitation gegen die Republik, ihre demokratischen 
Einrichtungen und die persönlichen. Träger republikanischer 
Gedariken getrieben. 

Die skrupellose Hetze einer bestimmten Presse, Drohungen 
und Verleumdungen reaktionärer . Versammlungs-Agitatoren 
wurden soweit gesteigert, bis. schliesslich unbesonnene Ele- 
mente aus dieser ganzen antirepublikanischen Agitation die 
schrankenlose Uebertretung aller Gesetze herzuleiten sich be- 
rechtigt fühlten. Der politische Mord republikanisch gesinnter 
Personen krönte die verbrecherische Hetze der Reaktion. Das 
Erstarken der politischen Reaktion ging Hand in Hand mit der 
Wiederaufrichtung des wirtschaftlichen Herrentums. Kapita- 
lismus und Militarismus reichen sich wieder einmal die Hand. 
um die aufstrebende Arbeitnehmerschaft niederzuhalten und 
aus der Not der arbeitenden Bevölkerung Reichtum auf Reich- 
tum zu häufen. Gegenüber dieser unhaltbaren Entwicklung 
rufen wir: 


Bishierherundnicht weiter! 


Die Arbeitnehmer sind nicht -gewillt, das gewissenlose 
Treiben der deutschnationalen Catilinarier noch länger zu 
dulden, Die Gewerkschaften werden sich ‚in. dieser Zeit der 
Bedrohung der demokratischen Republik wiederum als der 
Hort des arbeitenden Volkes zu erweisen haben. Wie im 
März-1920, so sind auch heute die organisierten Arbeiter, An- 
gestellten und Beamten in ihrer Geschlossenheit unüberwindlich. 

Die gewerkschaftiichen Spitzenorganisationen haben der 
Reichsregierung geeignete Vorschläge zur Ueberwindung der 
gefährlichen Agitation unterbreitet und sie zum rücksichtslosen 
Durchgreifen aufgefordert. Die organisierte Arbeitnehmerschaft 
ist willens, die Regierung bei der Erfüllung der ihr aus der poli- 
tischen Situation erwachsenden schwierigen Aufgabe zu unter- 
stützen, erwartet aber, dass mit unerbittlicher Strenge gegen 
die Feinde der Republik vorgegangen wird. 

Gewerkschaftliche Solidarität. Disziplin und Besonnenheit 
und nicht zuletzt das Bewusstsein unserer Kraft werden auch 
diesmal zum Siege des arbeitenden Volkes über die Reaktion 
führen. 

Allgemeiner freier Angestelltenbund (AjA-Bund). 
Aufhäuser. Süss. 


Der Allgemeine Deutsche Gewerkschafts- 
bund wies in seinem Aufruf ebenfalls darauf hin, dass die 
Reaktionäre nur deshalb so ungehindert gegen Jie Verfassung 
wirken konnten, weil die nach dem’ Kapp-Putsch mit Regierung 
und Regierungsparteien getroffene Vereinbarung nicht durch- 
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geführt worden ist und somit die notwendige Sicherung für 


den Bestand der demokratischen Republik fehlte. Den hoch- 
verräterischen Bestrebimgen und Handlungen. gegenüber hätten 
die Organe der Justiz eine auffallende und ausgesprochene par- 
tejische Milde gezeigt. Mit den Schritten der Gewerkschaften 
bei der Regierung dürfe es jetzt nicht sein Bewenden haben. 
Auch die tatkräftigste Leitung des Reiches. müsse. von der 


überzeugten Mitarbeit der republikanisch gesinnten Bevölkerung 


unterstützt werden. Arbeiter, Angestellte und Beamte müssten 
sich deshalb zum -Schutze: der republikanischen Demokratie zur 
sammenscharen, Aller Bruderzwist müsse vergessen werden; 


alle, die guten Willens seien, die Widersacher der Republik 


zurückzudrängen, müssten sich: vereinigen, damit die Reaktion 
erkenne, dass’ sie einem geschlossenen Block des arbeitenden 
deutschen Volkes zegenüberstehe. 

Die Erklärung des Deutschen Beamtenbundes 
hatte’ folgenden Wortlaut: 

Der: Vorstand des Deutschen Beamtenbundes billigt die Er- 
klärungen, die der ‘erste’ Bundesvorsitzende"am"29, August der 
Reichsregierung gegenüber abgegeben hat. 

Er “spricht "seine" Empörung "aus "über jeden politischen 
Mord und fordert die Regierung auf, dafür zu sorgen, dass die 
Veriassung nach jeder Richtung geachtet und dass gleichmässig 
gegen jeden vorgegangen: wird, der den friedlichen Wieder- 
aufbau durch Vergiftung des öffentlichen Lebens, die. nicht ein- 


mal vor der Gemeinschäftsarbeit in den Verwaltungen halt- 
macht, hindert. 


Der Deutsche Beamtenbund “erklärt aufs neue, dass er 
bereit ist, die Verfassung gegen jede: Verletzung und ungesetz- 
liche Aenderung mit allen Mitteln zu schützen. 

Er fordert insbesondere die Durchsetzung der . Verwaltung 
mit neuzeitlichem und sozialem Geist, ohne den eine aus- 
reichende Durchführung und Sicherung der Verfassung nicht 
gewährleistet ist. 

Auch die christlichen Gewerkschaften und der 
demokratische „Gewerkschafitsring“ zaben Erklärun- 
gen ab, dass sie bereit seien, die Regierung in dem Kampf für 
die Verfassung zu unterstützen. Die Erklärung 'des christlichen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes wurde aber nicht. unwesentlich 
durch Pressauslassungen, vor allem im „Deutschen“, der 
Tageszeitung der christlichen Gewerkschaftsbewegung, abgse- 
schwächt, die wohl nicht unwesentlich vom- Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverband beeinilusst worden sind. Wenigstens 
hat der zweite Vorsitzende des christlichen Gewerkschafts- 
bundes, der volksparteiliche Abgeordnete und ‚Führer des 
D. H. V. Thiel in der „Nationalliberalen Korrespondenz“ sich 
entschieden gegen die. Einheitsiront aller Gewerkschaften aus- 
gesprochen und die in einer Front stehenden freigewerkschaft- 
lichen und Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften in der üblichen 
Manier der D.H, V.-Agitatoren parteipolitisch verdächtigt. Ob- 
wohl der Reichskanzler den Gewerkschaften für ihr entschie- 
denes Eintreten seine Anerkennung ausgesprochen hat, wird in 
demarogischer Weise behauptet, man wolle „dem Reichskanzler 
mit Hilfe der Gewerkschaften die Pistole auf die Brust setzen“. 
Dasselbe Manöver, wie nach dem Kapp-Putsch! Jetzt, wo es 
nötig wäre, dass die gesamte Arbeitnehmerschaft in geschlosse- 
ner Front ohne‘ Rücksicht auf die Richtung zusammensteht, 
suchen die  deutschnationalen' Gewerkschaftstührer nach dem 
Schlage der Thiel und Genossen ihre parteipolitischen Geschäfte 
zu machen. 

Gemäss dieser Haltung ist es nicht zu verwundern, dass 
die christlichen Gewerkschaften sich nicht an den gewaltigen 
Kundgebungen beteiligten, die am Begräbnistage Erzbergers 
in zanz Deutschland veranstaltet wurden. Die Berliner De- 


 monstration, zu der neben den politischen Parteien von links 


bis zur Deutschdemokratischen Partei die GewerkschaftskJm- 
mission des A.D.G,B., das Ortskartell des AfA-Bundes und der 
demokratische Gewerkschaitsring aufgerufen hatten, gestaltete 
sich zu der grössten Kundgebung, die je die Welt gesehen hat. 
Die Beteiligung wurde auf etwa eine halbe Million Menschen 
geschätzt. In musterhafter Ordnung, ohne irgenwelches Ein- 
greifen der Schutzpolizei, die lediglich den Bannkreis um die 
Regierungs- und Parlamentsgebäude abgesperrt hielt, vollzog 
sich der Anmarsch und Abmarsch dieser gewaltigen Menschen- 
massen. Niemand hat sich der ungeheuren Wucht dieser 
Riesenversammlung, die der Lustgarten, die Schlossfreiheit und 
die angrenzenden Strassen kaym zu fassen  vermochten, ent- 
ziehen können, 
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Der gewaltige Umfang dieser Demonstrationen in ganz 
Deutschland ist umso "mehr zu würdigen, als vielfach die Ar- 
beitgeber und-Behörden, ähnlich wier seinerzeit in demrersten 
Tagen des Kapp-Putsches, eine zweifelhaite, ja oit.sogar 'eine 
feindselige Haltung gegen die Kundgebungen einnahmen, Sie 
weigerten sich. in vielen Fällen, einen früheren Geschäftsschluss 
zu gestatten, verboten den: Betriebsräten den Anschlag von Be- 
kanntmachungen über die Kundgebungen und verweigerien die 
Abhaltung von Betriebsversammlungen. Die „Nordstern“-Feuer- 
Versicherungs-Aktiengesellschaft hat‘ sich sogar. auf ein Schrei- 
ben ihres Arbeitgeberverbandes berufen, in dem 
erklärt wird, dass das Ansuchen der Angestellten, an der Kund- 
gebung teilzunehmen, ‘„jeder Berechtigung entbehrt und. abzu- 
lehnen ist.“ Auch bei den Behörden verboten die Vorgesetzten 
verschiedentlich die Beteiligung an den Kundgebungen; ja ein 
Teil der Beamtenschaft lehnte es unter dem Einfluss der Agi- 
tation, die von der gelben deutschnationalen Beamtenorganisa- 
tion in letzter Zeit betrieben worden ist, sogar. ab, sich für die 
Republik einzusetzen. - Bei der Berliner Kundgebung erregte 
unter den tausenden Tafeln eine besonderes Aufschen, die neben 
der Nennung der Behörde „Abteilung II des Reichsschatz- 
ministeriums“ ursprünglich die Aufschrift getragen hat: „Är- 
beiter, “Angestellte, Beamte für. Verfassung und Republik“, 
auf der aber infolge Nichtbeteiligung der Beamtenschafit die 
Korrektur des Wortes „Beamte“ in: 1: Beamter“ notwendig 
gemacht worden war, Und das, obwohl die Kundgebrnzen im 
Sinne der Regierung lagen! Aber es ist ja kein Geheimnis, 
dass viele infolge ihrer Vorgesetzteneigenschaft einflussreiche 
Kreise der Beamtenschaft, die es bisher verstanden haben, der 
Demokratisierung der Verwaltung: den  schärfsten Widerstand 
entgegenzusetzen, auch Gegner der demokratisch-republika- 
nischen Staatsiorm sind. ei 

Die Reichsregierung hat, gestützt nicht nur auf die republi- 
kanischen Parteien, sondern auch auf die Gewerkschaften aller 
Richtungen, zu. erkennen. gegeben, dass sie entschlossen den 
verfassungsfeindlichen Umtrieben ' entgegentreten wird. Die 
Kundgebung der Reichsregierung vom 29. August ist eilt so 
wichtiges Dokument, dass wir sie hier ebenfalls wiedergeben: 


„Schon seit geraumer Zeit erfüllt.es die Reichsregierung 
mit Besorgnis, dass die öffentlichen Sitten in Deutschland immier 
mehr in Verfall geraten und die Grundlagen von Reich und 
Staat zu erschüttern drohen. In einer Zeit, in der alle Kräfte 
der Nation darangesetzt werden müssten, die moralischen, so- 


zialen und wirtschaftlichen Schäden des Krieges zu heilen, geht - 


eine zuzgellose Agitation immer ofiener ans Werk, die 
politischen und staatlichen Fundamente zu 
untergraben, auf denen sich der Neubau des Deutschen 
Reiches erheben soll. Die Sprache der Presse, welche 
diesen unheilvollen Bestrebungen dient, wird von Tag 
zu Tag eindeutiger; sie zeigt, dass der Plan gewissen- 
loser Elemente und Gruppen, die den ge- 
waltsamen Umsturz der verfassungsmässigen Ord- 
nung betreiben, in weitere Kreise des Volkes getragen 
werden : soll. Offen und in rohester Form wird in 
solchen Organen und in Versammlungen zu Gewalttaten an poli- 
tischen Gegnern, ja zum Mord aufgefordert. Augenschein- 
lich halten die Führer dieser Bewegung die Zeit für gekommen, 
in der die Ziele nicht mehr verschleiert zu werdem brauchen, 
sondern offen bekannt werden dürfen. Die deutsche Regierung 


wird von dieser Bewegung als ein Klüngel unfähiger, schwäch- 


licher und undeutscher Politiker dargestellt, deren Beseitigung 
patriotische Pflicht sei. Neben und in den Parteien, die in 
parlamentarischer Oppostion stehen, gewinnen in letzter Zeit 
Organisationen, Vereine, Gruppen und Persönlichkeiten an Be- 
deutung, die aus Hass gegen die demokratisch-republikanische 
Staatsform offen zur Verachtung der Verfassung und Ueber- 
tretung der Gesetze auffordern. 

Die Not des Vaterlandes macht es zur doppelten Pflicht, 
mit harter Hand diesem Treiben gewissenloser, teils verblen- 
deter Elemente entgegenzutreten. } 

Ein schwerer Winter steht Deutschland bevor. Noch lasten 
auf uns die schweren drückenden Folgen des verlorenen 
Krieges,. noch ist Oberschlesien dem Reich nicht gesichert. 
Seine Rettung, für welche die Regierung seit Monaten zäh und 
nicht aussichtslos kämpft, kann durch einen ofienen Ausbruch 
innerer Zwistigkeiten in Frage gestellt werden. Der politische 
Kredit des Deutschen Reiches darf nicht erschüttert werden in 
einem Augenblick, in dem wir den Anspruch auf Oberschlesien 
auf die Grundsätze der Demokratie begründen. ° Ebensowenig 
kann es geduldet werden, dass durch politische. Unruhen die 
Wirtschaftskraft Deutschlands geschwächt wird, die zur Ab- 
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tragung der schweren uns auferlegten Lasten aufs höchste an- 
gespannt werden muss, Nur durch dauernde ungestörte Arbeit 
kann es gelingen, Reich und Volk über. die schweren Zeiten 
hinwegzuführen, in denen Teuerung und steuerliche Höchst- 
leistung nebeneinander hergehen. 

In dieser Lage des Vaterlandes die Verfassung und die 
Gesetze antasten oder verächtlich machen, heisst eine zweite in 
Wahrheit erst vernichterde Niederlage und damit den Verfall 
des Reichs vorbereiten. 

Die Regierung ist deshalb entschlossen, das zu tun, 
was die Zeitumstände und de Provokationder Gegner 
der Veriassung gebieterisch erheischen. ‘Die Verfassung, 
welche die demokratischen Forderungen der Freiheit der 
Presse, der Vereine und der. Versammlungen ver- 
wirklicht, gewährt zugleich die Möglichkeit, diese 
Freiheiten zu beschränken, wenn sie zur Beseiti- 
sung der Verfassung selbst und aller Freiheit schlechthin miss- 
braucht werden. Von dieser Befugnis, die dem Reichs- 
präsidenten zusteht, wird durch den folgenden Erlass Gebrauch 
gemacht. Die Reichsregierung hofft und ist überzeugt, dass 
alle rechtlich denkenden und zum. Wiederaufbau des Vater- 
landes willigen Deutschen hinter sie treten und mit ihr zum 
Schutz der Verfassung und der Gesetze zusammenwirken. Sie 
wird mit unerbittlicher Strenge gegen iede Auf- 
lehnung vorgehen und fordert alle Organe des Reichs und der 
Länder äuf, in völliger Unparteilichkeit und ohne Ansehen 
der Person der Verordnung rücksichtslose Geltung zu ver- 
schaffen. Die Reichsregierung. gez.: Dr. Wirth.“ 

Die in dem Aufruf erwähnte Verordnung gibt dem Reichs- 
minister des Innern das Recht, Zeitungen und. Zeitschriften, 
deren Inhalt zur gewaltsamen Aenderung oder Beseitigung der 
Verfassung oder verfassungsmässiger Einrichtungen des Reiches 
oder eines seiner Länder, zu Gewalttaten gegen Vertreter der 
republikanisch-demokratischen Staatsform auffordert oder an- 
reizt, auf die Dauer von 14 Tagen, im Wiederholungsfalle bis 
zu drei Monaten zu verbieten. Aus gleichen Gründen können 
Versammlungen, Vereinigungen, Aufzüge und Kundgebungen 
untersagt werden. Entsprechend dieser Verordnung sind eine 
ganze Reihe von Tageszeitungen und rechtsradikaler Kund- 
gebungen verboten worden. 

Weiterhin ist entsprechend dem Wunsche der Gewerk- 
schaften der Ausnahmezustand in Mitteldeutschland und Ost- 
preussen aufgehoben worden. Mit der bayerischen Regierung 
sind ebenfalls Verhandiungen zur Aufhebung des Ausnahme- 
zustandes in Bayern angeknüpft, bei denen der Reichskanzler 
unzweideutig seine Absicht zu erkennen gegeben hat, den Aus- 
nahmezustand in Bayern zu beseitigen. Ferner hat der Reichs- 
kanzler einen Gesetzentwurf in Aussicht gesteilt, der die Ehre 
derer, die im politischen Kampfe stehen, schützt, genau so wie 
es in England und anderen parlamentarisch regierten Ländern 
schon längst der Fall ist. Dieser Gesetzentwurf zum Schutze 
der Republik wird entsprechend den Forderungen der Gewerk- 
schaften aber noch weiter dahin ausgebaut werden müssen, 
dass auch Beamte, Richter und Reichswehrangehörige, die 
gegen die Republik Front machen, von ihrem Amt entfernt 
werden können. So notwendig auch der Beamtenschaft ihre 
politische Unabhängigkeit gesichert werden muss — im Gegen- 
satz zu der Unfreiheit der Beamtenschaft im vorrevolutionären 
Deutschland —, so muss andererseits doch von ihr gefordert 
werden, dass sie treu zu der von ihr beschworenen Verfassung 
steht. Wer sie nicht zu schützen bereit ist, muss als ehrlicher 
Mann auch seine Folgerungen ziehen und aus den Diensten 
der Republik seinen Abschied nehmen, 

Alles in allem: es handelt sich heute wie vor mehr als 
einem Jahre noch um die Durchführung der acht Punkte, 
die mit der Regierung nach dem Kapp-Putsch vereinbart 
worden sind, für deren Durchführung seitdem aber nichts ge- 
schehen war. Die Untätigkeit der Reichsregierung hat sich 
bitter gerächt; wäre die Demokratisierung der Verwaltung und 
des gesamten Volkslebens durchgeführt worden, so wären der- 
artige Ausschreitungen und Verbrechen unmöglich geworden, 
die ebenso wie die sinnlosen linksradikalen Putsche nicht nur 
unser politisches Leben vergiftet haben, sondern auch der Ge- 
sundung unseres Wirtschaftslebens die grössten Hindernisse 
bereiten. Weil gerade diese wirtschaftliche Gefahr in den 
letzten Monaten riesengross angewachsen war, hatten die Ge- 
werkschaften die Pflicht, die Macht ihrer Organisation in die 
Wagschale zu werfen. Und wie bei dem Staatsstreich der Kapp 
und Lüttwitz haben Sie sich auch diesmal als das Rückgrat 
unseres Volkslebens erwiesen, 1201]: 
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Aus dem Sumpf des christlichen Neuen 
Deutschen Techniker-Verbandes 


Wir waren wiederholt genötigt, uns mit der sonderbaren 
Gründung des „Neuen Deutschen Techniker-Verbandes“ zu be- 
fassen und haben nie einen Zweifel darüber gelassen, 
dass nach unserer. Kenntnis der N. D.T.V. keine Grün- 
dung von technischen Angestellten ist, sondern von einer 
ausserhalb des technischen Berufes stehenden Seite für 
parteipoliiische Zwecke ins Leben gerufen worden war 
und vorwiegend mit Geldern: ausgehalten werden musste, 
die nicht aus Mitgliederbeiträgen stammten. Unsere Ver- 
mutungen, dass hier unter dem Deckmantel einer Be- 
rufsorganisation mit den Interessen der technischen Ange- 
stellten und Beamten Missbrauch getrieben wird, sind aber 
neuerdings noch weit übertroffen worden. Eine rheinländische 
Tageszeitung veröffentlichte am 28. August unter der bezeich- 
nenden Ueberschrift „Korruption“ einen Artikel, der die Grün- 
dungs- und Entwicklungsgeschichte des N.D. T.V. und des ihm 
wesensverwandten Deutschen Werkmeisterbundes in allen Ein- 
zelheiten schildert. Ohne zu der ausserhalb unserer gewerk- 
schaftlichen Kritik liegenden parteipolitischen Tendenz dieses 
in einem politisch rechtsstehenden Blatte veröffentlichten Aut- 
satzes Stellung zu nehmen, glauben wir im. Interesse der Reini- 
gung der deutschen Technikerbewegung unseren Berufsgenossen 
diese ihre unmittelbarsten Interessen berührende Veröfient- 
liehung, soweit sie sich mit der Angtstelltenbewegung befasst, 
nicht vorenthalten zu dürfen. Das Blatt schreibt wörtlich: 


„Kurz nach der Revolution schloss sich der Deutsche Werk- 
meisterverband in Düsseldorf enger an die sozialistischen Ge- 
werkschaften an. Da auch der massgebende' Technikerverband 
(der damalige Bund der technisch-industriellen Beamten) be- 
reits völlig im sozialistischen Fahrwasser sich befand, hielten es 
die sogen. christlichen Gewerkschaften für notwendig, auf ihrem 
Boden stehende Angestelltenorganisationen ins Leben zu rufen. 
Zu diesem Zweck wurde der Neue Deutsche Technikerverband 
und der Deutsche Werkmeisterbund, beide mit dem Sitz in 
Essen, gegründet. Kurz nach der Gründung wurde verbreitet, 
dass den Verbänden bereits je 3000 Mitglieder sich ange- 
schlossen hätten und dass ihre geldliche Grundlage über’ jeden 
Zweifel erhaben sei, da den Verbänden von .nteressierter 
Seite Millionen zur Verfügung ständen; insbesondere hätten der 
Gewerkverein christlicher Bergarbeiter, dessen Vorsitzender 
der Abgeordnete Imbusch ist, sowie der christliche Metall- 
arbeiterverband unter dem Vorsitz von Wieber eineır Betrag 
von ie 25000 Mark bereitgestellt. Tatsächlich betrug der Mit- 
xliederbestand am 1. Februar 1920 beim Werkmeisterbund 243 
Mitglieder und beim Technikerverband 190 Mitglieder. Das Ver- 
mögen bestand in rückständigen Beiträgen, Druckerschulden 
sowie einer Schreibmaschine und zwei alten kleinen Tischen. 
Die Finanzen besserten sich auch in Zukunft nicht, und zwar 
u.a. schon deshalb nicht, weil man es im Zeichen der Papiernot 
für notwendig hielt, für die im ganzen 400 Mitglieder zählenden 
Verbände 40000 Zeitschriften bei der Essener Buchdruckerei 
Fredebeul & Koenen drucken zu lassen, deren damaliger Re- 
dakteur Breddemann gegen Entgelt die Schriftleitung des 
Fachblattes der beiden Verbände übernommen hatte. 


Da die Finanzen nitr durch das Versprechen, dass den 
beiden Organisationen. rechtzeitig Millionen zur Verfügung 
ständen, nicht besser wurden, gestaltete sich die Frage der Be- 
schaffung von Geldern von Tag zu Tag dringender, um so mehr, 
als vielfach es nicht einmal möglich war, aus den Kassenbe- 
ständen den Angestellten die Gehälter zu bezahlen. Wieder- 
holt mussten Arbeiterorganisationen aushelien. U. a. wurden 
folgende Beträge vorgeschossen: 


am 23. März 1920 vom Gewerkverein christlicher Berg- 


arbeiter I RER En a I ee DOOUSTURS 
am 10; April vom Gewerkverein christlicher Berg- 

arbeiter a A En FR Er ER Tr ER 
am 28. Mai 1920 vom Gewerkverein christlicher Berg- 

arbeiter DENE ER PL ES ET ARSGOCRSTVEe 
anı 31. Mai 1920 vom Metallarbeiter-Verband, Essen 8000 M. 


am 21. Juni 1920 vom Metallarbeiter-Verband, Duisburg 10000 M, 
am 1. Juli 1920 vom Gewerkverein christlicher Berg- 

arbeiter TEE N ET TE EI era TOOODLEINE 
am 5. September 1920 vom Christlichen Metallar- 


beiter-Verband RR NER PEN 6000 M. 


50000 M. 

Ob die Mitglieder der genannten Gewerkschaften über eine 

derartige Verwendung ihrer Beiträge unterrichtet waren, ist uns 

nicht bekannt. Bekannt ist uns jedoch, dass die letzte Anleihe 

aufgenommen wurde, um den am 6. September in Essen statt- 

gefundenen Verbandstag der beiden genannten Organisationen, 
auf dem es hoch hergegangen sein soll, zu finanzieren. 
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Um aus dem dauernden Finanzelend. herauszukommen, 


wurde hin und her überlegt und beraten. Das gute Geschick 


wollte, dass Herr Johannes Breddemann in Berlin, Char- 
lottenstrasse 86, Geschäftsführer des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes, noch immer die Hände über seine Paterkinder 
hielt. Er fand den richtigen Dreh. Breddemann sagte sich: 
warum bringen die Steuerzahler Geld auf, wenn Sie den Priyat- 
zwecken der christlichen Gewerkschaiten. nicht nutzbar ge- 
macht werden sollen, und warum hat im Zeichen der Futter- 
krippe die Regierung Einrichtungen geschaffen, wenn aus ihnen 
die christlichen Gewerkschaften und ihre Anhängsel nicht Vor- 
teile ziehen sollten? Ihm fiel ein, dass die Regierung in Gestalt 
der „Reichszentrale für Heimatdienst“ aus öffentlichen Mitteln 
eine Organisation unterhielt, deren uneingestandener Auftrag 
es war und ist, die breiten Massen der Staatsbürger für die 
jetzige Regierung zu gewinnen, alle Massnahmen der Regierung 
— auch wenn es noch so schwer sein sollte — als im Inter- 
esse der breiten Volksschichten hinzustellen, die Herrlichkeiten 
der Republik zu preisen, das frühere Regime schlecht zu 
machen usw. ‘Herr Breddemann dachte, daran, dass dieser 
Organisation ungeheure Beträge an Staatsgeldern zur Ver- 
fügung ständen. Ihm war bekannt, dass sowohl die sozialistischen 
wie die christlichen Arbeitergewerkschaften aus dieser Zentrale 
bereits gespeist wurden. Er ‚wusste, dass die Beschaffung 
von Geldern keine Schwierigkeiten machte, da Belege nicht 
beigebracht zu werden brauchten, vielmehr Quittung über die 
Empfangnahme der. Gelder sowie Bestätigung, dass sie im 
Sinne der Reichszentrale für Heimatdienst Verwendung fänden, 
genügte. Herr Breddemann versprach. nun, sich mit der 
Berliner Zentrale in Verbindung zu setzen, um die benötigten 
Beträge zu beschaffen. Da aber bis zum Abschiuss der Ver- 
handlungen Zeit verstrich und die Geldknappheit beim Werk- 
meister- und Technikerbund immer grösser wurde, gab Herr 
Breddemann den Rat, bei der Dortmunder Filiale der „Zentrale 
fiir Heimatdienst“ einen Betrag von rund 1000 Mark zu ent- 
nehmen, der nachher als Auslagen für Vorträge des Herrn 
Breddemann über die Notwendigkeit des Verfahrens von Ueber- 
schichten verbucht wurde, obwohl diese Angabe wissentlich 
unwahr war. 


Nach einiger Zeit führten die Bemühungen des Herrn 
Breddemann schliesslich zum Ziel. Es gelang zwar nicht, den 
ursprünglichen Plan durchzuführen, aus der „Zentrale für 
Heimatdienst“ eine einmalige Summe von 300000 M. herauszu- 
holen, wohlaber war es möglich, die Zentrale zu veranlassen, vom 
1. September 1920 ab dem Deutschen Werkmeister- 
bundund dem Neuen Deutschen Techniker- 
bund monatlich regelmässig 12000 Mark Zu- 
schuss aus Staatsmitteln zuzuführen. Zur Irre- 
führung der Oeffentlichkeit wurde dieser Betrag nicht direkt 
an die beiden Verbände gezahlt, sondern er wurde ihnen auf 
dem Umwege über das Generalsekretariat des Gesamtver- 
bandes christlicher Gewerkschaften, Berlin SW 68, Kochstr. 9, 
durch Herrn Baltrusch zugeführt,. der zur Beschleuni- 
sung der Angelegenheit den ersten Betrag sogar am 18. Sept. 
1920 durch Herrn Breddemann persönlich nach Essen bringen 
liess, „Leider“ bekamen von dem ersten Zuschuss die beiden 
Verbände nur einen verhältnismässig kleinen Teil zu sehen, da 


die sehr erhebliche Restsumme der Druckerei Fredebeul &. 


Koenen zur Bezahlung von Drucksachenrechnungen . ausgehän- 
digt wurde. 

Interessant ist, wie versucht wurde, offensichtliche Korrup- 
tion zu bemänteln. Man beschloss nämlich, gar nicht vorhan- 
dene Absplitterungs-Bestrebungen im besetzten Gebiet vorzu- 
täuschen. In einer Eingabe an die Zentrale wurde behauptet, 
dass esden (überhaupt nicht existierenden) Absplitterungsbestre- 
bungen gegenüber notwendig sei, in den Betrieben die 
Arbeiter durch die technischen Angestellten „und Werk- 
meister im deutschen Sinne beeinflussen zu lassen. 
Diese Aufgabe könnten nach der Eingabe am besten 
die (damals im. ganzen Reich. nieht einmal 
1000 Mitglieder zählenden) Verbände mit. ihren 
Sekretariaten erfülen. Da es den beiden Verbänden 
aber nicht möglich sei, ihre (niemals ausgeübte) Tätig- 
keit in diesem Sinne fortzuführen, seien erhebliche Unterstüt- 
zungen notwendig, weil man sonst vor der Zwangslage sich 
sähe, die (nicht existierenden) Geschäftsstellen im besetzten 
Gebiet zu schliessen. So gelang die erste grosse Schiebung. 


Kurze Zeit darauf ging die zweite in einem anderen Gebiet 
vor sich. Die Hauptgeschäftsstelle hatte nämlich inzwischen 
einen provisorischen Geschäftsführer in ein Gebiet entsandt, 
dessen Verbleiben beim Deutschen Reich der ganzen deutschen 
Bevölkerung sehr am Herzen lag und wofür diese immense 
Summen gesammelt hatte. Der Geschäftsführer bekam aber 
kein Gehalt mit, sondern statt dessen nur den guten Rat, sich 
sofort mit den in finanzieller Beziehung massgebenden Leuten 
des betreffenden Bezirks in Verbindung zu setzen, und von ihnen 





sich sein Gehalt und die Einrichtung der Geschäftsstelle be- 
zahlen zu lassen. Nach mehrfiachem Hin und Her kam es schliess- 
lich durch die Vermittlung des bekannten Zentrumsabgeordneten 
E. (der verstorbene Erzberger kommt nicht in Betracht) so 
weit, dass in einer der grössten Städte des betreffenden Be- 
zirks eines der grössten Hotels aufgekauft wurde und in diesem 
die sämtlichen Bureaus der christlichen Gewerkschaften, dar- 
unter auch selbstverständlich die der beiden genannten Orga- 
nisationen und des unter der Leitung des Abgeordneten Thiel 
und Lambach stehenden D.H.V., untergebracht wurden. Die 
insgesamt nicht ganz eine halbe Million Mark betragenden 
Kosten wurden aus den Staatsmitteln der „Zentrale für Heimat- 
dienst“ und aus den mühselig, gesammelten, aber gerne — je- 
doch nicht für diesen Zweck — gegebenen Groschen der deut- 
schen Bevölkerung aufgebracht. In einem Reisekoifer wurde 
aus Berlin der Betrag von rund einhalb Million Mark durch 
einen Sekretär der christlichen Gewerkschaften 'geholt.. Ob 
dieser Weg gewählt wurde, um die Beibringung von Belegen 
zu vermeiden? 


Ausser diesem einmaligen Betrag wurde den christlichen 
Gewerkschaften und ihrem Anhang von dem Zentrumsabge- 
ordneten E. (nicht aus seiner eigenen Tasche) noch ein regel- 
mässiger monatlicher Beitrag von 5000 Mark und ein einmaliger 
Betrag von 10000 Mark zur Einrichtung der Geschäitsstelle zu- 
geführt. Aber auch damit wären die beiden kleinen Verbände 
mit ihren paar hundert Mitgliedern nicht zufrieden. Sie ver- 
suchten vielmehr, noch weitere sehr erhebliche Beträge von 
rund 100000 Mark von der gleichen Stelle zu erhalten. Alle 
diese Summen wurden dem Zweck der Erhaltung des Deutsch- 
tums entzogen. Unwilikürlich erhebt sich da die Frage, welche 
Beträge die Gesamtheit der dem Deutschen Gewerkschaitsbunde 
angeschlossenen _ christlichen Gewerkschaften erhalten hat, 
wenn den beiden kleinen Verbänden schon diese ungeheuren 
Summen zugeflossen sind. 


Nicht nur auf finanziellem, sondern auch auf anderem Ge- 
biet waren Schiebungen an der Tagesordnung. Das ging so 
weit, dass eines Tages eine Person, die genauen Einblick in die 
Verhältnisse hatte, äusserte, dass 99 Prozent der ganzen Or- 
ganisation der beiden Verbände eine Schiebung sei. Durch 
persönliche, 'gewerkschaftliche und politische Beziehungen 
mancherlei Art und durch masslose Uebertreibung 
der Mitgliederzahl gelang es sogar, den Geschäftsführer, 
Herrn Stumpe, der beiden damals zusammen rund 1000 Mit- 
glieder zählenden Liliputorganisationen in die massgebenden 
wirtschaftlichen Körperschaften, wie Reichskohlenrat. Siedelungs- 
verband, Arbeitsgemeinscaft usw., hineinzubekommen, während 
andere weit zahlreichere und bedeutendere, rein und unab- 
hängig dastehende Arbeitnehmerorganisationen sich damit be- 
genügen mussten, sich im Zeitalter der Gleichberechtigung und 
der öffentlichen. Diplomatie die Türe von aussen zu. besehen. 
In die wichtigste Körperschaft .(den Reichswirtschaftsrat) ge- 
langte Herr Stumpe nur deshalb nicht, weil dieser Sitz für den 
Finanzminister der beiden Verbände, Herrn 
Johannes Breddemann, reserviert werden musste, 
während, wie gewöhnlich, auch in diesem Falle die eigentlichen 
Arbeiter leer ausgingen. 


Ueber die „Zentrale für Heimatdienst“ sind schon wieder- 
holt schwer belastende Veröffentlichungen erschienen. Sie 
handelten aber nur davon, dass die sozialistischen Parteien 
und Gewerkschaften Zuwendungen recht beträchtlicher Art von 
ihr erhielten und dass schliesslich auch den Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkschaften: auf 'wiederholtes Drängen und Drohen Geld- 
mittel überwiesen: wurden. :Dass aber auch die christlichen 
Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften, deren Führer zum 
Teil den rechtsstehenden Parteien anzehören, von der „Zentrale 
für Heimatdienst“ ebenfalls finanziert wurden und werden, hielt 
man jedoch bisher für unmöglich, weil gerade von den rechts- 
stehenden Parteien immer wieder die Korruption in der „Zen- 
trale für Heimatdienst* auf das schäriste gebrandmarkt wurde 
mit dem Erfolg, dass ihnen schliesslich sogar nach langem 
Drängen die Einsetzung eines Untersuchungs-Ausschusses ge- 
lang. Nun gehören aus der Deutschnationalen Partei den christ- 
lichen Gewerkschaften an die Abgeordneten Behrens und Lam- 
bach und aus der Deutschen Volkspartei die Abgeordneten Thiel 
und Streiter. Es ist ausgeschlossen, dass diese Abgeoraneten 
über die wichtigsten Finanzfragen bei den christlichen Gewerk- 
schaften nicht unterrichtet gewesen wären; denn man kann 
nicht gut annehmen, dass mit Herrn Thiel, dem zweiten Vor- 
sitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes und dem ersten 
Vorsitzenden des Gesamtverbandes deutscher Angestellten-Ge- 
werkschaften, dem u. a. auch die beiden genannten Verbände an- 
geschlossen sind, dasselbe Spiel getrieben worden ist wie mit 
den Vorstandsmitgliedern des Werkmeisterbundes und des 
Neuen Deutschen Technikerverbandes, denen, soweit sie An- 
gehörige der rechtsstehenden Parteien waren, auf aus- 
drückliche Veranlassung des Herrn Bredde- 
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mann, die Kenntnis aller dieser Vorgänge vorenthalten werden 
musste. Um so bedauerlicher ist es, wenn die in dem Ver- 
schweigen aller dieser Umstände liegende Hintergehung der Frak- 
tionen der beiden Rechtsparteien vorgekommen ist. Sicherlich 
werden diese nunmehr eine genaue Untersuchung einleiten; zu- 
mal der Abgeordnete Mumm bei den letzten Etatsberatungen 
besonders lebhaft für Erhaltung der Reichszentrale für Heimat- 
dienst eintrat. Denn dass der parteipolitische Sumpf auch auf 
die rechtsstehenden: Parteien schon übergegriffen haben könnte, 
ist wenigstens vorläufig nicht gut anzunehmen.“ 

Wir enthalten uns zunächst eines Kommentars, da wir 
unser Urteil erst fällen wollen, nachdem der hier aufs schwerste 
angeklaete N.D.T.V. Gelegenheit gehabt hat, sich zu äussern 
und zu reinigen. Es kann allerdings nicht genügen, auf dieses 
Tatsachenmaterial mit einigen allgemeinen Redewendungen zu 
erwidern oder etwa auf diejenigen zu schelten, die die Geheim- 
nisse aus der Werkstatt des N.D.T.V. enthüllt haben. Wir 
müssen präzise Erklärungen zu den vorstehenden, in allen Ein- 
zelheiten sehr positiv- gehaltenen Angaben, die nur ein jenem 
Verbande sehr nahestehender Verfasser gemacht haben kann, 
verlangen. Herr Johannes Breddemann hat nunmehr das Wort! 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Ernteaussichten und Getreidepreise. Nach den Meldungen 
aus den haupisächlichen landwirtschaftlichen Bezirken Deutsch- 
lands lässt im allgemeinen die Ernte infolge der Dürre der 
letzten Wochen zu winschen übrig; doch ist zu besonderen 
Befürchtungen kein Anlass gegeben. Der Saatenstandsbericht 
für Anfang August ergibt folgende Ziffern (wobei die Ziffer 2: 
gut, und die Zifier 3: mittel bedeutet): Winterweizen: Preussen 
2,5, Deutsches Reich 2,4; Sommerweizen: Preussen 2,8, Deut- 
sches Reich 2,8; Winterroggen: : Preussen 2,6, Deutsches 
Reich 2,5; Sommerroggen: Preussen 3,2, Deutsches Reich 2,9. 
Wir haben also im kommenden Versorgungsjahre mit den 
Ergebnissen einer zuten Mittelernte zu rechnen. Es steht zu 
hofien, 'dırss die Druschergennisse die vorstehenden : Zahlen 
bestätigen Oder gar noch übertreffen werden. Die Beschafien- 
heit der Getreideirucht lässt im allgemeinen nichts zu: wün- 
schen übrig. Die Veısorgung mit Futtermitteln dürfte irotz der 
teilweisen Schädigung durch die Trockenheit nicht besonders 
gefährdet sein, da viele Gegenden kaum in Mitleidenschaft ge- 
zogen worden sinl. Somit erscheint auch die Fleischversor- 
eung keineswegs gelährdet. — Die Gestaltung der Getreide- 
preise wird von nun ab nicht bloss durch den Ausfall der In- 
landsernte bestimmt werden, sondern auch in hollem Masse 
von der Preisgestaltung auf dem Weltmarkte, Dies hängt da- 
mit zusammen, dass die Reichsregierung ab 18. August laufen- 
den: Jahres die Einfuhr von ausländischennı Brotzetreide ge- 
stattet hat. Fs ist auf diese Weise unmöglich gemacht. dass 
eine zufällige Krappliean in der Getreideaufbringung aus dem 
Inlande oder aber eine zufällige grössere Nachfrage nach Ge- 
treide starke Preisschwankungen hervorrufen könne. Die 
Preisbildung wird sich vielmehr nach den’ wesentlich geringe- 
ren Schwankungen der Weitmarktpreise richten müssen. Es 
ist zu erwarten, dass dadurch auch die seit Mitte Juli einge- 
tretenen Preisüberbietungen eine Ende gefunden haben. nach- 
dem es den Unternehmungen, die Brotgetreide benötigen, 'nun- 
miehr leichter gemacht ist. sich einzudecken, als früher. 


Der Sturz der Aktienwerte. Die Geldwerte der Industrie- 
aktien zeigen überall in den Industrieiändern einen gewaltigen 
Rückgang. Die Gründe des Abbröcklungsprozesses sind leicht 
zu erkennen. In den glänzenden Geschäftsjahren nach dem 
Waffenstillstand schritt man überall dazu, das Aktierkapital 
ungebührlicherweise, nicht durch Zuziehungen neuen akkumıu- 
lierten Kapitals, sondern durch eine „Verwässerung“ desselben 
zu erhöhen. Den Aktionären wurden Gratis- oder billige Ak- 
tien gegeben, und hierfür wurden entweder ein Teil der riesigen 
Gewinne oder aber der Reservefonds verwendet; oft ist der 
erhöhte Geldwert des Unternehmens (also der wirtschaftlichen 
Substanz) zur Erhöhung des Aktienkapitals in Rechnung gestellt 
worden. Dadurch wollten die Unternehmer den erhöhten Lohn- 
forderungen der _Arbeiterschaft und Angestellten entgegen- 
steuern und haben weiter infolge eines auf dieses Vorgehen 
nicht eingestellten Steuersystems hohe Steuerbeträge ersparen 
können; endlich realisierten die Aktienbesitzer rasch riesige 
Gewinne, indem sie die Gratis-.oder billigen Aktien, obwohl der 
Kurswert sämtlicher Aktien, der neuen sowie der alten, sank, 
aber nicht in entsprechendem Verhältnis, auf dem Markt ver- 
kauften. Die Wirtschaftskrise schmälert nun die Gewinne, 
welche nunmehr auf das grössere „verwässerte“ Kapital verteilt 
werden müssen, Die rasche Verteilung der Profite und die Auf- 
brauchung der Reservefonds rächen sich durch einen gesteiger- 
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ten Sturz der Aktienwerte. Und da die Aktien ihre Besitzer 
inzwischen vielfach gewechselt haben, tragen die neuen 
Besitzer den Verlust. Dies wirkt auch auf die Lohnver- 
hältnisse der Arbeiterschaft natürlich sehr ungünstig zurück. — 
In diesem Zusammenhang erwähnen wir, dass das Gesamt- 
kapital der deutschen Unternehmungen verschiedenen Berech- 
nungen zufolge sich auf ungefähr 39 Milliarden Mark beläuft, 
während es vor dem Kriege 18 Milliarden betrug. Eine mehr 
wie zweifache Erhöhung, die aber trotzdem sehr niedrig er- 
scheint, wenn man bedenkt, dass beinahe alle Unternehmen ihr 
Aktienkapital erhöht haben, 


Die Geldentwertung in ihrem Einiluss auf die Grund- und 
Hausrente untersucht in einer sehr wertvollen und lesenswerten 
Schrift*) unser Bundesmitglied Grande-Mannheim. Er zeigt 
dort, dass mit dem Schwanken der Warenpreise die Kaufkraft 
des Geldes steigt und fällt und dass erst, wenn eine Steigerung 
der Preise einer grösseren Zahl von Waren eintritt, wir von 
einer Geldentwertung, oder wie er es treifend bezeichnet, einer 
Geldaufblähung reden dürfen. Ist die Geldaufblähung erst einmal 
nahezu allgemein geworden, so kann sich schliesslich in freier 
Wirtschaft nichts mehr diesem Prozess entziehen. Im Woh- 
nungswesen haben wir aber. durch ‚die Mieterschutzgesetz- 
gebung (Höchstmiete) keine freie Wirtschaft, daher auch noch 
die niedrigen Mieten der Vorkriegszeit. Während wir bei Be- 
zahlung unserer Lebensmittel und Kleidung mit dem auige- 
blähten Gelde. zahlen, halten wir beim Mietezahien die Fiktion 
des alten, noch nicht aufgeblähten Geldes aufrecht, woraus sich 
die bekannten Missstände ergeben, da zum Bau. neuer Häuser 
doch nur das entwertete Geld zur Verfügung steht. Uns kommen 
die Häuser so teuer zu stehen, dass das für sie aufgewendete 
Kapital mit den niedrigen Mieten nicht verzinst werden kann. 
Der Zustand ist auf die Dauer nicht aufrechtzuerhalten, die 
Mieten und Kaufpreise der alten Häuser werden sich nicht 
innerhalb der lebendigen Wirtschaft gewissermassen galvani- 
sieren lassen, sie werden sich anpassen. Die Grundrente muss 
steigen. Da: die Höhe der Grundrente aber wiederum. rück- 
wirkt auf alle anderen Lebens- und Wirtschaftsverhältnisse, so 
wird das Steigen der Grundrente in vollem Ausmasse der 
dauernden Geldentwertung die bedeutsamste Erscheinung der 
künftigen Entwicklung sein. Die Zukunft des deutschen Volkes 
hängt davon ab, ob wir dieses Wachsen bewusst erfassen, nach 
Ausmass und Tempo regulieren und in die rechten Bahnen leiten, 
cder ob wir es der blinden Wilikür des Zufalls überlassen, die 
für die kapitalistische Wirtschaft stets so charakteristisch ge- 
wesen ist. Grande fordert dann die Sozialisierung der 
Grundrente, ihre Trennung von der Hausrente, Er will die 
ungeheure Wertreserve, die in den niedrig gehaltenen Grund- 
und Hauspreisen liegt, zur Haupteinnahmeauelle des Staates 
machen und rechnet mit der Möglichkeit, die Steuern auf die 
Arbeit (Lohnsteuer) wesentlich herabzusetzen, sie vielleicht so- 
gar aufzuheben. Während die erhöhte Grundrente den allge- 
meinen Staatsaufgaben dienstbar werden soll, soll der Zuwachs 
der Hausrente nur der Siedlung dienen. Darunter versteht er 
Wohnungsneubauten, bauliche Erhaltung der vorhandenen Ge- 
bäude, Sanierung gesundheitsschädlicher Wohnbauten, und er 
fordert einen grosszügigen Siedlungsplan, sowie ein Bau- 
programm, welches die technischen Möglichkeiten restlos aus- 
schöpft. 

Wer Grandes Forderungen richtig erfasst und ihre Be- 
rechtigung erkannt hat, wird in der Niederhaltung der Mieten 
keinen Vorteil. mehr erblicken, sondern mithelfen, Mittel und 
Wege zu finden, um einen höheren Mietertrag, der in abseh- 
barer Zeit vielleicht doch, aber an den Hauswirt gezahlt werden 
müsste, in die Hand der Gesellschaft, des Staates zu leiten. Um 
hier den Wandel der Auffassung vorzubereiten, sei dem Büchlein 
die weiteste Verbreitung gewünscht. 


Sozialpolitik 

Das Existenzminimum im August 1921 war nach den Er- 
hebungen des Dr. R. Kuczynski in Gross-Berlin infolge der 
Preissteigerung für Kleidung und viele Nahrungsmittel höher als 
in jedem einzelnen Monat seit Juni 1920. Teurer als im August 
1929 waren vor allem Brot, Nährmittel, Kartoffeln, Gemüse, 
Zucker, Milch. ‘Im ‚Vergleich mi: der- Vorkriegszeit waren die 
Preise nach wie vor ungeheuer hoch. Brot kostete 13mal soviel 
wie vor acht Jahren, Margarine und Briketts 15mal soviel, 
Zucker und Milch 16mal soviel, Kartoffeln 29mal. soviel. - Für 
die rationierten Nahrungsmittel ergab sich von August 1913 bis 
August 1921 im ganzen eine verteuerung um dzss Dreizehnfache. 
Dieselben rationierten Mengen, für die man ietzt 33,10 M. zahlen 
muss, konnte man vor acht Jahren für 246 M. kaufen. - Diese 
rationierten Mengen enthalten nun im Wochendurchschnitt. etwa 
5700 Kalorien, bedürfen also einer Ergänzung. - Beschränkt man 


*) Geldentwertung, Grund- und Hausrente. Karlsruhe 1921, G. Braun’- 
sche Hofbuchhandlung. 5 M 
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sich dabei soweit als tunlich auf die billigsten Nahrungsmittel, 
so stellt sich der wöchentiiche Mindestbedarf für ein Kind vou 
6—10 Jahren auf 24 M., für eine Frau auf 46,50 M., für einen 
Mann auf'61,50 M. (Die gleichen Nahrungsmengen kosteten im 
August 1913 für ein Kind 1,47 M., für eine Frau 3,23 M., für 
einen Mann 4,11 M. Tatsächlich war aber das Existenzminimum 
vor acht Jahren noch billiger, weil insbesondere billige Kartoffeln 
und billiges frisches Fleisch damals in unbegrenzten Mengen 
zur Verfügung stand. Im Einklang mit der Berichterstattung für 
die Vormonate werden hier daher für die Vorkriegszeit ange- 
setzt: Kind 1,75 M., Frau 2,80 M., Mann 3,50 M.) 

Rechnet man für den Mindestbedari an Wohnung den Preis 
von Stube und Küche, für Heizung 1 Zentner Briketts und für 
Beleuchtung 6 Kubikmeter Gas, so ergeben sich als Wochen- 
bedarf für Wohnung 10 M. (1913/14 5,50 M.), für Heizung 17,60 M. 
(1,15 M.), für Beleuchtung 7,50 M. (0,75 M.). 

Für Bekleidung, d. h. für Beschaffung und Instandhaltung 
von Schuhwerk, Kleidern und Wäsche, sind mindestens anzu- 
setzen: Mann 30 M. (2,50), Frau 20. M. (1,65 M.), Kind 10 M. 
(0,85 M.). 

Für alle sonstigen lebensnotwendigen Ausgaben (Wäsche- 
reinigung, Fahrgeld, Steuern usw.) wird man einen Zuschlag 
von 30 Prozent (1913/14: 25 Prozent) machen, müssen. 

Als wöchentliches Existenzminimum ergibt sich somit für 
Gross-Berlin: 


Ehepaar 
Mann Ehepaar mit 2 Funden 

M. M, ; 
Ernährung‘. 2.070 =,,..:8, 4.2762 108 156 
Wohnung . 2 2... 1% 10 10 
Heizung, Beleuchtung. . 25 235 25 
Bekleidung . . . .....30 50 79 
Sonstiges „ . “un 38 58 78 
August 1921. „ .„ ..165 251 339 

August 1913/ juli 1914 16,75 22,30 28,80 


Auf das Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für 
den alleinstehenden Mann 8600 M., für das kinderlose Ehepaar 
13100 M., für das Ehepaar mit zwei Kindern 17 700 M, 

An dem Existenzminimum in Gross-Berlin gemessen, ist die 
Mark ietzt etwa 9 Pf. wert. 


Die Reichsindexziiier der Lebenshaltungskosten. In einer 
Betrachtung, die Dr. Arthur Heichen im „Berliner Tageblatt“ 
über die Teuerung anstellt, kommt er bei einer Erörterung der 
Möglichkeit gleitender Lohn- und Gehaltsskalen auch auf die 
verschiedenen Versuche der statistischen Darstellung der Pieis- 
verhältnisse und der Preisbewegungen durch Indexzifiern zu 
sprechen und stellt hierbei fest, dass auch die vom Statistischen 
Reichsamte berechnete Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs- 
kosten, die wir monatlich unseren Lesern mitteilen,. fehlerhaft 
und unzulänglich sei. Er sagt: „Die Reichsindexziffer, die für 
Juli mit 963 (die Ziiter für die Vorkriegszeit mit 100 angesetzt) 
ausgewiesen worden ist, ist viel zu niedrig. Das wirkliche 
Teuerungsniveau liegt weit höher. Nicht das 9- bis 10fache der 
Friedenspreise beträgt der Teuerungsgrad der Gegenwart, son- 
dern etwa das 13- bis l15fache, Ein einfacher Vergleich mit zwei 
Indexziffern, die auf ganz verschiedene Weise errechnet sind, 
bestätirt dies. Die Grosslandelsindexzifier der „Frankfurter 
Zeitung“ betrug am 2. Juli-d. J. 1466 (Friedensniveau = 100); 
aus der Calwerschen Reichsindexziffer errechnen wir im Durch- 
schnitt für Juni und Juli 1921 eine ähnlich hohe Ziffer, nämlich 
1426 (Juni und Juli. 1914 —= 100). Die Calwersche Ziffer baut 
hierbei auf einer unveränderlichen dreifachen Friedensration 
eines Marinesoldaten auf, Dass die Indexziffer des Reichs- 
statistischen Amtes zu so irreführenden Ergebnissen kommt, er- 
klärt sich einerseits aus ihrer Konstruktion, die darauf zuge- 
schnitten war, aus politischen Gründen die wirkliche Teuerung 
nicht voll in Erscheinung treten zu lassen, aber auch aus anderen 
Umständen. Die Teuerungszahlen, aus denen die Reichsindex- 
ziffer errechnet wird, umfassen nur die Ausgaben für Ernährung, 
Heizung, Wohnung und Beleuchtung. Dagegen fehlen die Aus- 
gaben für Bekleidung, Kulturbedürfnisse usw. Dadurch wird 
der Schwerpunkt der Ziffer ungebührlich nach unten verschoben, 
denn die Wohnungsmiete ist bekanntlich nur sehr wenig: ge- 
stiegan, die Kosten der Bekleidung hingegen, in denen unsere 
schlechte Valuta zum vollen Ausdruck kommt, überschreiten 
den allgemeinen durchschnittlichen Teuerungsgrad bei weitem. 
Auf diese Weise kann die amtliche Lebenskostenziffer selbst- 
verständlicherweise kein zutreffendes Bild von der Entwick- 
lung der Teuerung geben.“ 

Wir haben diese Kritik der Reichsindexziffer der Lebens- 


kostenhaltung auszugsweise hierher gesetzt, weil wir auch bei- 


unseren Lesern nicht die Meinung aufkommen lassen möchten, 
als ob die Kosten der Lebenshaltung sich wirklich nur. auf das 
9- bis 1Pfache der Vorkriezszeit gesteigert hätten und’ daher eine 
Steigerung der Einkommen auf das 7- bis Sfache des Friedens- 
niveaus iinmerhin einen erträglichen Ausgleich für die Teuerung 
bedeute. Iusbesondere bei den bevorstehenden Kämpfen um die 


Erhaltung des Lebensniveaus, das von einer neuen Teuerungs- 
welle bedroht ist, ist es von Wichtigkeit, sich darüher klar zu 
sein, dass die Reichsindexziffer nicht als voilwertiges Argument 
für die Beurteilung der Lage der arbeitenden Klassen Deutsch- 
lands herangezogen werden darf. ER 


Die Arbeitsiosigkeit. Im Juli dieses Jahres ist die Zahl: der 
unterstützten Erwerbslosen im Deutschen Reich. gesunken, 
nämlich von 315458 am 1. Juliv auf 269424 am 1. August. «Die 
Zahl der männlichen Hauptunterstützungsempfänger betrug rund 
206 000 (gegenüber 244.000), die der weiblichen 63000 (gegen- 
über 71000). Die Zahl der Zuschlagsempfänger, d. h. der unter- 
stützungserechtigten Familienangehörigen. Erwerbsloser, stellt 
sich auf rund 300 000. Das Zahlenbild kommt damit demjenigen 
vom Juni 1920 wieder sehr nahe. Im Vergleich mit dem un- 
günstigsten Monat dieses Jahres, dem März, ergibt sich- eine 
Verminderung um rund’ 143000 "Erwerbsiose‘ und 168000 
Zuschlagsempfänger. Die Besserung ist insbesondere auf 
den Bedarf der: Landwirtschaft zurückzuführen, der aber 
in einzelnen Gegenden bereits wieder abflaut, ferner 
auf die Entwicklung des Baumarktes, der allerdings 
der Mangel an gelernten Bauarbeitern Grenzen zieht, sowie auf 
die fortschreitende Belebung einer Reihe von Industriezweigen, 
so des Textil- und Bekleidungsgewerbes, der Holzindustrie, der 
Metaliindustrie, der Industrie der Steine und Erden usw. So- 
nach steht die Besserung des Arbeitsmarktes auf einigermassen 
schwachen Füssen, da mit dem Beginn des Herbstes Landwirt- 
schaft und Bauwesen Arbeitskräfte wieder abgeben werden. 
Auch muss bei der-Bewertung des ganzen Zahlenbildes immer 
wieder daran erinnert werden, dass eine sehr grosse Zahl von 
Arbeitslosen in den Notstandsarbeiten der produktiven Erwerbs- 
fürsorge, also ausserhalb der normalen Wirtschaft, beschäftigt 
ist, dass die beträchtliche Zahl der Kurzarbeiter, das heisst der 
mit verkürzter Arbeitszeit Arbeitenden, in den genannte Zahieu 
nicht berücksichtigt ist, und dass die deutsche Erwerbslosen- 
statistik vorläufig überhaupt nur die unterstützten Erwerbslosen 
eriasst, nicht aber”diejenigen Erwerbslosen, die aus irgend- 
welchen Gründen Unterstützung nicht erhalten. 


Zum Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. Der Allre- 
meine Deutsche Gewerkschaftsbund hat sich in der 13, Sitzung 
seines Ausschusses am 16. und 17. August d. J. u.a. auch mit 
dem Entwurf .eines Arbeitsnachweisgesetzes beschäftigt. Nach 
einem Referat Umbreits hat der Ausschuss seine Stellung- 
nahme zu dem Entwurf in folgehder Entschliessung nieder- 
gelegt: ; 

„Der Ausschuss des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes bedauert, dass in. dem vorliegenden Entwurf eines Ar- 
beitsnachweisgesetzes der Grundsatz der Selbst- 
verwaltung der Arbeitsnachweise gegenüber den Herrschaits- 
ansprüchen der Gemeindeverwaltungen so wenig Anerkennung 
gefunden hat. Um so mehr, als die Interessenten der Arbeits- 
vermittlung zwei Drittel der gesamten Kosten im Wege der 
Arbeitslosenversicherung. aufbringen sollen. Der Bundesaus- 
schuss warnt- dringend vor jeder Bureaukratisierung 
der Arbeitsvermittlung, wei sie. die letztere ihrer 
eigentlichen Aufgabe entiremdet und schwere Missstimmung 
in allen Kreisen des Wirtschaftslebens schafft. 

Er bedauert ferner die Nichtaufnahme der allgemeinen 
Meldepflicht und des Benutzungszwanges und 
verurteilt es entschieden, dass wiederum die Vertreter der 
Minderheitszewerkschaften gegen diese Grundbedingungen 
jeder öffentlich-rechtlichen Arbeitsvermittlung aufgetreten sind. 

Der Bundesausschuss ersucht die Gewerkschaftsvertreier 
im Reichswirtschaftsrat in ihrem Bestreben, den Entwurf ge- 
werkschaftlichken Forderungen entsprechend 
nicht zu erlahmen, und erwartet schliesslich von den Arbeiter- 
parteien des Reichstages, dass auch sie jeder Bureaukratisie- 
rung des Arbeitsnachweiswesens energisch Widerstand leisten.“ 

Auch der Reichsbund Deutscher Technik glaubt in seinen 
„Mitteilungen“ vom 6. August 1921 zum Arbeitsnachweisgesetz 
Stellung nehmen zu müssen. Er tut das mit dem alarmierenden 
Ruf: „Drohende Knebelungder Techniker durch 
das Arbeitsnachweisgesetz“ Ein Dipiom - Ing, 
M. Lichtenberger, Dresden, zeichnet die Notiz und glaubt sich 
berufen, den Technikern eine Vorlesung über das Arbeitsnach- 
weisgesetz zu halten, indem er die merkwürdige Frage aui- 
wirft, ob die Techniker schon von dem neuen Gesetzentwurf 
überhaupt gehört hätten. Wir möchten dem guten Herrn ant- 
worten, dass die Mitgliedschaft der führenden deutschen Tech- 
nikerorganisation, des Bundes der Technischen Angestellten und 
Beamten, bereits seit Monaten durch ausführliche kritische Auf- 
sätze über den Fntwurf des Arbeitsnachweisgesetzes  unter- 
richtet ist. Soweit wir übersehen, haben auch die sonst noch 
bestehenden Sonderorganisationen technischer Angestellten, wie 
z.B. der Budaci und die_Vela, in ihren Organen, wenn auch 
in einem von uns bekämpften Sinne, zu dem Gesetzentwurf 
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längst Stellung genommen. ‚Es bedurite also nicht erst der 
sensationellen Notiz in den Mitteilungen des. „Reichsbundes 
Deutscher Technik“, um die Techniker auf das kommende Ge- 
setz aufmerksam zu machen. Der Einsender, Dipl.-Ing. Lich- 
tenberger, der die Techniker über den Entwurf belehren wili, 
hat nebenbei bemerkt denselben offenbar selbst noch. nicht ge- 
lesen, denn er behauptet fälschlicherweise, dass der Entwurf 


‚den Benutzungszwang für Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor- 


sehe. Warum allerdings der in dem Entwurf noch nicht ent- 
haltene Benutzungszwang gefordert werden muss, darüber 
haben wir in unseren. bisherigen Ausführungen zum Arbeits- 
nachweisgesetz genügend Gründe dargelert. Dass. mit «deu 
Schlagworten des Artikels der „Mitteilung des Reichsbundes 
Deutscher Technik“ wie: „Persönliche Freiheit und freie Bahn 
dem Tüchtigen“, die Frage einer geeigneten Organisation der 
Arbeitsvermittlung aller Berufe, auch der geistigen, nicht”ge- 
löst ist, bedarf unter ernsthaften Leuten, die sich wirklich mit 
dem Problem befasst haben, keiner näheren Erörterung. So 
weist im „Reichsarbeitsblati* Nr. 21 Dr. Marholz auf die 
Notwendigkeit hin, auch die Arbeitsvermittlung für die Aka- 
demiker auf eine neue Grundlage zu stellen. In diesem Auf- 
satz wird auch auf die Unerforschtheit und Unübersichtlichkeit 
des Arbeitsmarktes, insbesondere in bezug auf die akademische 
Arbeitsvermittlung hingewiesen. Um insbesondere die An- 
fangsstellen und die mittleren Stellungen, wo .der Bedarf 
einigermassen konstant ist, zu erfassen, empfiehlt der Ver- 
fasser, dem Inseratenwesen energisch zu Leibe zu rücken und 
es auszuschalten, eine Ansicht, die ja auch von uns vertreten 
wird. Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass die Be- 
denken, die z. B. seitens der Vela gegen den Entwurf des 
Arbeitsnachweisgesetzes erhoben worden sind, sich sehr wohl 
auf der Grundlage der im Entwurf vorgesehenen, bei den Ar- 
beitsnachweisen zu. bildenden Fachabteilungen beheben lassen. 
Der von der Vela vorgeschlagene Weg, durch Zusammen- 
fassung der bestehenden Verbandsstellennachweise für qualifi- 
zierte Berufe einen. nichtöffentlichen paritätischen Arbeitsnach- 
weis für leitende Angestellte zu schaffen, ist unmöglich und 
überhaupt undiskutabel. Wir wiederholen, was wir früher be- 
reits zum Ausdruck gebracht haben: Soll eine wirklich gross- 
zügige Organisation des Arbeitsmarktes unter Führung des 
Staates erfolgen, so muss diese Organisation auch den Ge- 
samtverkehr auf dem Arbeitsmarkt erfassen können. Standes- 
rücksichten, die nur allzu unverblümt aus den Veröffent- 
lichungen so mancher der Gegner unserer Auffassung heraus- 
blicken, haben wahrlich mit dem Problem der Arbeitsvermitt- 
lung nichts zu tun. 


Soziale Bewegung 


Keine Zersplitterung der Hilisaktion für Russland! Der 
Internationale Gewerkschaftsbund fasste auf der Berliner Konie- 
renz, die am 13. und 14. August stattfand, einmütig den Be- 
schluss, „die schon im Gang befindlichen Sammlungen“ für die 
Hungernden in Russland im Interesse ihrer sofortigen und wirk- 
samen Verwendung zusammenzufassen, zu erweitern und zu 
zentralisieren. Leider ist auch diese Gelegenheit, wo 
nationale Kameradschaft die Lösung. sein sollte, zu mehr oder 
minder versteckten Angriffen auf die Amsterdamer Internatio- 
nale missbraucht worden. Dies zeigt insbesondere ein Schrei- 
ben, welches das Exekutivkomitee der kommunistischen Inter- 
nationale unter dem 13. August an den Parteitag der Vereinig- 
ten kommunistischen Partei Deutschlands gerichtet hat und in 
dem es heisst: 

„Die Frage der Hilfeleistung der hungernden Gouvernements Sowjet- 
russlands ist eine der wichtigsten aktuellen politischen Fragen. Die Kampagne 
um diese Frage fängt erst an, und es wird zweifelsohne ein politischer Kampf 
entbrennen: Die internationalen Sozialdemokraten und die Unabhängigen, wie 
auch ihre Schutzherren, die Bourgeois, werfen mit einem jeden Tage die 
Maske immer mehr. von sich und zeigen den wahren Geist ihrer „Unter- 
stützung“, Die Vereinigte kommunistische Partei Deutschlands muss imstande 
sein, sich an die Spitze der Bewegung zu stellen und alle Werktätigen, die 
Sowjetrussland helfen wollen, um sich zu vereinigen.“ 


Dieses Schreiben ist vom gleichen Tage datiert wie der ein- 
hellice Beschluss der Amsterdamer Internationale zur Hilfe für 
Russland. 

In diesem Augenblick solchen Entstellungen und Verleum- 
dungen entgegenzutreten, entspricht nicht der Grösse ‘der Auf- 
PDS die der Internationale Gewerkschaftsbund übernommen 
at. 

Um der drohenden Zersplitterung der Hilfsaktion für: Russ- 
land und Georgien vorzubeugen, fordert der Internationale Ge- 
werkschaftsbund im Einklang mit seinen: bereits veröffentlichten 
Kundgebungen alle Arbeiter auf, das für die Linderung der 


Not in Russland bestimmte Geld an: die von den Landeszen- 
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tralen der Gewerkschaiten bestimmten Sammelstellen abzır 
liefern, damit unseren russischen Kameraden auf schnellstem 
Wege tatkräftig geholfen werden kann. Der Internationale Ge- 
werkschaftsbund erwartet von allen Arbeitern, dass 'sie -ihr 
B&tes tun werden, um das Hiliswerk für Russland zu einem 
Wahrzeichen proletarischer Gemeinschaft zu machen. 


Aus dem Bunde 


Dritter ordentlicher Gautag des Gaues. Brandenburg. Der 
diesjährige Gautag. des Gaues Brandenburg findet am: 5. und 
6. November 1921 (Beginn 5. November, nachmittags 4 Uhr). in 
Cottbus, Hotel. zum-"weissen Ross, statt, -Tagesord- 
nunge;’1. Konstitwierung des Gautages. 2. Geschäftsbericht: 
a) der Gauleitung, _b) des Gauvorstandes, .c) Voranschlag. 
3.. Grundsätzliche Fragen der. Bundesverfassung (Aufhäuser). 
4. Anträge.' 5. Wahlen: a) Gauvorstand, b) Bundesausschüss, 
c) Hauptkassen-Revisoren,  d)'"Bestätigunz des Ganfleiters. 
6. Technische‘ Nöthilfe (Schikora-Görsdorf).  »7.. Verschiedenes. 
— Termin für . die Einreichung ven. Anträgen 
15. Oktober. Nachträglich einlaufende Anträge können nur 
zur Behandlung gelangen, wenn sie’von dem Gaütag als dring- 
lich „bezeichnet werden. — Wegen Quartierbestellungen und 
Teilnahme am gemeinsamen Mittagessen. eriolgt an die Abzgc- 
ordneten noch: besondere Mitteilung. Etwaige Gäste wollen 
ihre Wünsche der: Gauleitung direkt mitteilen » bis spätestens 
30. September d. J. — Die Verhandiungen sind öffentlich. 

Der Gauvorstand. gez. Munk.. zez. Scholz. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt., 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke AG, Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik_A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstiuktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate u Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b, 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Strasse 25, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Vercammlungskalender der „D.T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen späteste n8 
Montags. mittags 1 Uhr, im „Besitz der Redaktion sein: und. dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten; 


M = Mitgliederversammlung, 


F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammiung, 

B = Berufsausschuss. 
Chemnitz-Mitte. M. 12. X. 7% Kochelbräu, Langestr. 11, 


Chemnitz-Ost. M. 13. IX. 8%, Vater Jahn, Jahnstrasse. 


Chemnitz-Süd. M. 13. IX. 7%. Rest. Kamerun, Moritzstrasse, 
Chemnitz-West. M. 15. IX. 7%, Rest. Goethegarten, Ecke Zwickauer/Goethestr. 
Chemnitz-Nord. M. 16. IX. 7%, Hotel Deutsche Eiche, Brühl. 

Halle F. Baugewerbe. 13. 1X. 8%, Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10. 


Sierbeiafel 
Es starben: 


Georg Bayer (4543), Nürnberg. 

Bernhard Gath (97 261), Wiesbaden. 
Bernhard Hoeffgen (177971), Hindenburg. 
Pauli Kaczmarczyk (93315), Hindenburg. 
Joh. Kauth (102 474), Bochum. 

Otto Keppler (175191), Ludwigshafen. 

H. Knütte! (T. 46 303), Magdeburg. 

Peier Kubitza (95 745), Radzionkau. 

Max Lausch (10 407), Frankfurt/Main. 

Kari Mudlack (191 897), Zschipkau. 

I. Mückenhausen (T. 90 292), Köln. 
Heinrich Niewerth (9191), Esslingen.. 
Hugo Noschka (33 995), Knurow. 
Theodor Rodemann (198 308), Eberswalde. 
Otto Schäfer (147492), Berlin. 

Mathäus Scholtje (82 400), Senftenberg. 
Theodor Venth (149 299), Aachen. 
Wilhelm Verhufen (65 157), Oberhausen, 


Ehreihrem Andenken! 











Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlie. 


Industriebcamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 








| Stellenangebote [ 


Jüngerer, gewandter 


Maschinentechniker 
oder tüchtiger 


Maschinenzeichner 


von einer ersten Maschinenfabr'k für Papierverarbeitungsmaschinen 


2 eom. Windmöller & Hölscher 5: Lengerich 1.Westfalen. 


gesucht. ' 
Er das Vermessungsamt wird zum 1. oder 15. Oktober d. ]. 


ein Vermessungstechniker 


esucht, der mit allen vorkommenden Arbeiten vertraut sein muss. 
werber wird in der Hauptsache mit Neumessungsarbeiten beschäftigt. 
Bezahlung erfolgt nach Gruppe 6, für Bewerber mit bestandener Prüfung 
an der Baugewerkschule evtl. nach Gruppe 7 der staatlich. Besoldungs- 
ordnung. Angeb, mit Zeugnisabschriften, Lebenslauf u. Probezeichnungen 
mit Schriftproben sind sofort an das Bürgermeisteramt einzureichen. 


Kray, den 1. September 1921. 








Der Bürgermeister. 


Geschäftsführer gesucht. 


Der Bauhlitten - Betriebsverband „Bezirk Mannover“ 

sucht zum 1. Januar 1922 evtl. auch früher 
einen tüchtigen Geschäftsführer. 

Derselbe soll Techniker sein, aber auch die notwendigen kauf- 
männischen Arbeiten erledigen können. Gehalt nach Tarif. — Be- 
werbungen sind zu richten an Joh. Schenk, Bezirksleiter, Hannover, 
Nikolaistrasse 7, Zimmer 16, mit der Aufschrift „Bewerbung“. 


1 erfahrener Hochbautechniker 
(möglichst chemaliger Militärtechniker) für örtliche Bauleitung mit an- 
schliessender Abrechnung, 


2 jüngere Techniker 
(mit mindestens fünfjähriger Bureauprax's) zur Aufstellung von Ver- 
dingungs-Unterlagen mit zeichnerischer Befähigung sofort, spätestens 
15. 9. 21 gesucht. Unverheiratete aus dem besetzten Gebiet be- 
vorzugt. Angebote mit beglaubigten Zeugnisabschriften, selbst- 
geschriebenem Lebenslauf erbeten an 
Reichsvermögensamt Kreuznach (Bad). 











Zur Ausarbeitung von Neuheiten, sowie Kontrolle 
der Fabrikation suchen wir einen 


Techniker 


aus der Holz- oder Eisenbraän:zhe, 
welcher möglichst schon ähnliche Stellungen bekleidet hat. 


Wir bitten, dem Angebot einen ausführlichen Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild beizufügen, 


E. A. Naether Akt.-Ges,, 


Aelteste und grösste Kinderwagen- und Holzwarenfabrik, 


Zeitz. 
Für städtisch.Tiefbauarbeiten wird Wei tzels N ehi] N 
‚les. Masehinenteehnikers 


erfahrener Tiefbautechnriker 

m.Praxis i. Städtebau, gut. Zeichner, 

gesucht. Ges. m. Zeugn. u.Lebensl. 

u.Beifüg. v.Schriftprob., sind umgeh 
17 Bände u. 1 Atlas. Gebd. 
Barpr. M.290.—, bei Raten- 
zahlg. 10®/, Zuschl. Gegen 

M. 40.— Monatsrate durch 


einzureichen. Dienstantritt sofort 
Buch- 
Hermann MeuSsor,nanaı. 


Schwerin,d. 29.Aug. 21. Das Stadtbauamt. 
Berlin W 57/4, 


Herren-Anzugstoffe 


nen 


2:22:25 




















Is 


billigst, Muster frei. 
Tuchversand Schliessfach 30 
Spremberg (Lausitz) 67. 
haben 
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Zur Unterstützung des 
Betriebs -Ingenieurs bei 
Neu- u$Umbauten suchen 
wir zu baldmög!. Eintritt 
einen Wügeren 


Leichner 


mit guter Werkstatt- und 
Bureaupraxis. — Angebote 
mit Lebenslauf, Zeugnis- 
ebschriften und Gehalts- 
ansprüchen an 


Ullmann & Comp., 
Papier- u.Pappenfabrik, : 
Altkarbe 
bei Landsberg a. W. 


nd 


Wir suchen zum mög!. baldigen 
Eintritt einen älter., durchaus erfahr. 
Bauführer 
m. langj. Praxis b, ersten Baufirmen, 
welcher imstande ist, eine Baustelle 
von mehr. 100 Siedlungshäusern zu 
leiten. Wohnung istvorh. Angeb m. 
Lebensl., Zeugnisabschr. u. Gehalts- 
ansp Tüch.a. Gemeinnützige Aktien- 
gesellschaft. Wohnungsbau,Köin, 
Am alten Ufer 452/55 (Gewerbeh.). 


Techniker 


des Maschinenbaufaches, evtl. 
mit Kenntnissen in Schiffsmaschinen, 
Baggern und sonstigen Baumaschi- 
nen, für sofort oder später gesucht. 
Bewerbungen mit Lebensl., Zeugnis- 
abschr., Lichtbild, Führungszeugnis 
u.Gehaltsanspr, sind zu richt. an das 
Baschinenbauamt Herne 
Postschliessfach 10. 


9225» 


Zum möglichst baldigen 
Antritt gesucht ein 


Dfferten- 
Ingenieur 


als Vorkalkulator für 
vollständige Brauerei-u. 
Mälzerei-Anlagen u.auch 
Einzelteile derselben. 

Geeignete Bewerber mit 

Erfahrungen darin ersuche 
ich um recht baldige Ein- 
sendung ihres Lebenslaufes, 
Angabe der bisherig.Tätig- 
keit, Gehaltsanspr. u. Zeit- 
punkt d. frühesten Äntritts. 


F. Ergang, 
Magdeburg. 


Sonderwerk für‘ Brauerei- 
und Mälzerei - Anlagen, 


ae>o.>2: >: 9 SE 


Ehem. Dt.-Kroner, 
Bauschulsemester 108 —12, bitte 
Adressen angeben an Direktor 
Martin Schulz, Gewerbeschuie, 
Crimmitschau ij. Sa. 
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Damentuche ab Fabrikort 
Beilagen guten Erfolg! Achtun 


Rasieren 3 Pit. 


(statt M. 1,25 beim Friseur). bei 
2 Benutzung 
unseres 
Rasier- 
Apparates 
Gentleman. 
5000 Appar. z, 


Reklame- 


Verkauf 
pur M. 7,95 
unfr. pro Stück inkl. Etui, hochfein 
vernickelt, inkl. 3 prima Klingen. 


Jader Lesar erhält nur einen Apparat! 
Jadermann kann sofort tadellos 
rasleren! Verletzen unmöglich! 
Keine Hautkrankheiten mehr! 
Kein Warten beim Friseur! 


Klingen schleifen wir stets nach! 
12 neue Ersatzklingen 12,50 
la Fett-Rasier-Seife Stück (1 Jahe | 
ausreichend) 2,95, haar. 
1,95. Pinsel 2,75. la Haar- 
schneide - Maschinen M. 35,— 


A.Müller & Co., Fichtenau 239 b.Barlin. | 











Inhalt: 4 


nur 100 Mark franko Naar (zolifrei) 
1 Topf 5 Liter Mk. 30, 6 Liter .Mk. 35 extra. 


Kein Risiko! 





berücksichtigen kann. 
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Bundeshaus Kattowitz 


eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht, 
Bilanz für das- Geschäftsjahr 1920, 


Aktıya Passiva 

Kassa-Konto . . . N re ee 3195,18 
Grundstücks-Konto . . BR EI RT) 
Inventar-Konto . et 2." 1 24 290,20 
Arisebnaläne an Mieletl! SEEN 4 430,30 
Bureau-Ütensilien-Konto .. ER 2110,— 
Warenbestände (Wirtschaftsbetrieb) RR 4 994, — 
Aussenstände an Lokalmieten., . ie FE 1 100,— ? 
Genossenschafts-Konto . 2 2. 0 0 237 80, — 
Konto-Korrent-Konto sd Le Reh 5 738,45 
Hypotheken-Konto . EEE NUR: 270 000, — 
Für 1921 vereinnahmte Miete DE IE TUNER 11 250,— 
Spar- und Darlehns-Konto , 2. 2 2 . 3000,— 
Reservefonds UI (tagen. : I 
Kautions-Konto . . BEN I 
Reingewinan .'. FE a er Yin | “1 2 1 13503:92 

| 601:596,37 | 601 596,37 

Gewian- und Verlust-Rechnung. Bi 
Soll Haben 

Geschäftsunkosten 0 20 2 0 0 00 ee 12 907,62 
Hypothekenzinsen . . . «» a 7.675,90 
Zinsen- und Skonto . le main 304,95 
Gehälter und Entschädigungen BAR. TE 12150, — 
Heizung und Beleuchtung des Lokals . . . 3538,03 
Sonstiges (Versicherungen). . » «+». + 331,20 
Dividendenverteilung CR ee ae 11 887,39 
Reservefonds I VE RE 1 616,53 
Grundstücks-Nutzungs- -Konto.. FOR ETRRT 18.673,62 
Wirtschaftsbetriebs-Konto „. » x » 2 0. 26 044,55 
Lokalmieten . ».: » PAR Sa Se ne 5693 45 





| 50411,62 T 50411,62 


Die Zahl der Genossen im 1. Geschäftsjahr betrug 569 mit zu- 
sammen 287800 M. Geschäftsanteilen. Es sind 3 Ausscheidungen erfolgt. 


Kattowitz, im August 1921. 
Der Vorstand. 
Schützenhofer. Sarganek. 





Familienversorgung 


a Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In be- & 
© sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 5 
3 einrichtungen des 


Preussischen Beamten-Vereins s 


@ Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 
© und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 
= anwälte, Aerzte, Zalnärzte, Tierärzte,‘ Apotheker, Förster, 
A Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufın. Angestellte und ® 
sonstige Privatangestellte, 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 2173283835 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezahlie Agenten und spart dadurch & 
sehr. bedeutende Summen, Er kann daher die Prämien (Ver- 9 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so ‘dass die Gesamtkosten für die Ver- 
9 sicherung bei unbsdingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
ä Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch 


Die Direktion des Preussischen 
Beamiten-Yereins zu Hannover. 


ä Bei einer Drucksacheranforderung wolle man auf die Ankündigung 
in diesem Blatte Bezug nelimen. 
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- Sofort bestellen! 


irka sOOO Aluminium-Aochtöpfe 


unter Herstellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). 


Diese 4 Stück mit: Deckel 





1?°/, Liter 


Jederzeit Umtausch! 


Metallindustrie H. Seuthe in Elsetal Nr.43 b/Plsttenberg in Westfalen. 


Bedinzung: Insera! einsenden, da nur die zuerst eingehenden ca. 1000 Bestellungen 
BS5° 3000 Quadratmeter Fabrikräume. 


















































































Techniker-Zeifung 


Bundeszeitschrift der technischen zeiten und Beamten. 7 Tee und Beamten 


Gesamtausgahe 








Erscheint 8tägig am Freitag. 


für das Ausla 


Nr.37 7 3. Jahrg. 


— Bezugspreis für Nicht- ee re durch die Post viertelj. 7,50 M., 
925M. — und der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berl 

Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810. 7811, 1088, 1096. 


16. Septbr. 1921 


er ae Benin: 


IN HALT: Das neue österreichische Angestelltengesetz, — Für und gegen das nalen — Wirtschaftsfragen: Die Teuerung im August 1921. — 
IT ruN® Die Fleischversorgung Deutschlands. — Frankreich auf dem Wege zum Hochkapitalismus., — Sozialpolitik: Leitende Angestellte uad 
Angestelitenversicherung. -— Die erste Angestelltenkammer. — Soziale Bewegung: Der AfA-Bund zu dem Konflikt mit Bayern. — Die Politik der christ- 


lichen Gewerkschaften. — Tarifschmarotzer, — Angestelltenbewegung: Nochmals Bilanzkünstler D.H.V. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen, 
— Versammlungskalender. — Sterbetafel, x Recht und aan Materielles Recht: Neues Kündigungsrecht (Fortsetzung). — Entscheidungen: 


Verbot der Lobnminderung von IE IRDERTSEINSNEHMEN (& 35 
Wirksamkeit eines Wettbewerbsverbots. 


B.R.G.). 


Tantieme und Bilanzvorlegung. — Politische Betätigung im Betriebe, — 





Das neue österreichische Angestelltengesetz 


An die Stelle des Gesetzes vom 16. Januar 1910 (Hand- 


" Jungsgehilfengesetz), das am 1. Juli 1910 in Wirksamkeit getreten 


war. ist am 1. Juli 1921 in Oesterreich das „Bundesgesetz vom 
1. Mai 1921 über den Dienstvertrag der Privatangestellten 
(Angestelltengesetz)“ wirksam geworden, - Dieses Gesetz bringt 
eine Reihe bedeutsamer Erweiterungen der Rechte der Ange- 
stellten, von. denen einige allerdings auch schon in den Jahren 
unmittelbar nach dem Ende des Krieges durch  Vollzugs- 
anweisungen und Verordnungen des Staatsamtes bzw. Bundes- 
ministeriums für soziale Verwaltung in Wirksamkeit gesetzt 
werden sind. 


Das neue _ Angestelltengesetz (A.G.) behält die im 
alten Handlungsgchiliengesetze (H.G.G.) angewendete Be- 
sehreibung des Personenkreises, für deren Dienstver- 
hältnis das Gesetz in Anwendung kommen soll, und die dahin 
lautet, dass es für Personen gilt, die im Geschäftsbetriebe eines 
Kaufmannes oder von im Gesetze aufgezählten Unternehmun- 
gen, Anstalten oder sonstigen Dienstgebern vorwiegend zur 
Leistung kaufmännischer oder höherer, nicht kaufmännischer 
Dienste angestellt sind, bei und ergänzt diese Beschreibung 
ausdehnend dahin, dass das Gesetz auch für Dienstverhältnisse 
von solchen Personen Geltung habe, die für Kanzleiarbeiten 
angestellt sind, und einschränkend dahin, dass das: Dienstver- 
hältnis die Erwerbstätigkeit- des Angestellten hauptsächlich in 
Anspruch nehmen müsse. In'der Aufzählung der Unterneh- 
mungen, für deren Angestellte das Gesetz gilt, ist von ganz 
besonderer Wichtigkeit die nunmehr erfolgte Einreihung der 
Bergwerke und der auf Grund von Bergwerksverleihungen 
errichteten Werksanlagen. Die Angestellten: dieser Betriebe 
waren von der Wirksamkeit des alten H.G.G. ausgenommen. 
Ihr Dienstvertrag gründete sich auf die verälteten Bestim- 
mungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, das in 
Gesterreich melir als hundert Jahre alt ist, und auf einige Be- 
stimmungen des allgemeinen Berzgesetzes, das ebenfalls mehr 
als ein halbes Jalırhundert hinter sich hat; wenngleich aller- 
dings praktisch die Anwendung der Bestimmungen des H.G.G. 
auch im Bergbau ziemlich restlos durchgesetzt war. 


Die Angestellten öffentlicher Körperschaften unterliegen 
nur dann den Bestimmungen des A.G., wenn ihr Dienstver- 
hältnis auf einem privatrechtlichen Vertrage beruht. Diese Be- 


stimmung ist praktisch nicht zulänglich,. denn es bestehen recht 
oit Zweifel, ob die Angestellten z.B. des Gaswerkes oder des 
Wasserwerkes irgendeiner Gemeinde als öffentlich-rechtliche 
oder privatrechtliche Angestellte anzusehen sind. In den Werk- 
stätten der Fisenbahnen sind meist zwei Gruppen von Ange- 
stellten: vorhanden; solche, die als technische Eisenbahn- 


. angestellte in. die Werkstätten versetzt worden sind und als 


solche von den Bestimmungen: des A.G. durch dieses selbst 
ausdrücklich ausgenommen-werden, und solche, die unmittelbar 
als Privatangestellte in die Betriebe der Werkstätten aufgenom- 
men wurden, für die also das A.G. gilt, 


Art und Umfang der Dienstleistungen und das 
hierfür. gebührende Entgelt "werden, wenn . keine Verein- 
barung getrofien wurde, durch den: Ortsgebrauch oder mangels 
eines solchen nach dem Ermessen .des Richters bestimmt. Die 
Leistung eines Teiles des Entgeltes in Naturalien kann durch 


Verordnung verboten werden. Das Entgelt ist in zwei an- 
nähernd gleichen Raten am 15. und Letzten jedes Monates aus- 
zuzahlen. Die Zahlung für den. Schluss des Monates kann 
jedoch vereinbart werden. Besteht (aus Vereinbarung oder 
Tarifvertrag oder Uebung) ein Anspruch auf Bezahlung, einer 
Remuneration, so ist — wenn der Austritt eines Ange- 
stellten vor deren Fälligkeitstage erfolgt — der entsprechende 
Teil am Austrittstage auszuzahlen. 

Nach dem alten H.G.G. behielt ein- Angestellter, der wäh- 
rend der Dauer des Dienstverhältnisses durch unverschuldete 
Erkrankung oder durch Unglücksfiall.an der Leistung 
seiner Dienste verhindert war, durch sechs Wochen den An- 
spruch auf das volle Entgelt. Am 43. Tage der Dienstverhinde- 
rung konnte er fristlos entlassen werden. - Nach dem neuen 
A.G. hat der Angestellte für die gleichen Fälle folgende An- 
sprüche: 


während d. ersten 5 Diensti. 6 Wochen volles Entg., 4 Wochen halb. Entg. 
über 5—15 % 3 “ . rd ; 5 A 
” 15—25 ” 10 ” ” ” 3 ” ” » 
Eu. .25 er 12 „ ” NE I 2 . 
Ausserdem darf das Dienstverhältuis inner erst nacı wei- 
teren zwei Wochen nach dem “Aufhören ‚der Gehaltszaklung 
fristlos aufgelöst werden. Frühestens also nach dem  Ablaufe 


von 12 Wochen der Dienstverhinderung, bei einem Angestellten 
von mehr ‘als 25 Dienstjahren - erst nach: dem Ablauie von 
18 Wochen dieser Verhinderung, - Eine Abschwächung dieser 
Belastung des Dienstgebers tritt dann ein, wenn der Angestellte 
innerhalb eines halben Jahres nach dem: Wiederantritte des 
Dienstes neuerdings erkrankt. Für weibliche Angestellte sind 
besondere Schutzbestimmungen für die letzten sechs Wochen 
vor der Niederkunft und für die ersten sechs Wochen nach 
dieser getroffen. Ausserdem besteht ein Anspruch auf Still- 
pausen während der Arbeitszeit. Beträge, die der Erkrankte 
aus einer öffentlich-rechtlichen Versicherung erhält, dürfen auf 
das zu zahlende Entgelt nicht angerechnet werden. Der Fr- 
krankte ist verpflichtet, die Erkrankung auf Verlangen "des 
Dienstgebers durch eine Bestätigung der Krankenkasse oder 
eines Amtsarztes nachzuweisen. Versäumt er dies, SO kann 
ihm für die Zeit der Säumnis das Entgelt entzogen werden, 


Die Bestimmungen über den Urlaubsanspruch des 
Angestellten haben eine erhebliche Erweiterung erfahren. Das 


‚alte H.G.G. sicherte einen Urlaubsanspruch von 10 Tagen nach 


14 Tagen nach 5ijähriger und 


sechsmonatiger Dienstzeit, von 
Das neue A.G. be- 


von 3 Wochen nach 15ijähriger Dienstzeit. 


Jedes Bundesmitglied 


muss sofort das Abonnement auf 


die „Deutsche Techniker-Zeitung” 


für das 4. Vierteljahr 1921 erneuern. 


Am 1. Oktober darf keine Unterbrechung in der Zustellung 
. der „D. T.-Z.“ eintreten. 
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stimmt die Urlaubsdauer nach sechsmonatiger Dienstzeit "mit 


14 Tagen, nach 5 Jahren mit 3 Wochen, nach 10 Jahren mit- 


4-Wochen und nach 25 Jahren: Dienstzeit mit 5 Wochen. Hat 
ein Dienstverhältnis ‘bereits zwei Jahre gedauert, so sind dem 
Angestellten für die Berechnung des Uriaubsanspruches bei 
anderen Dienstgebern im Inlande zugebrachte Dienstzeiten im 
Höchstausmasse von fünf Jahren einzurechnen. . Angestellten, 
die Hochschulstudien zurückgelegt haben, sind diese im "ord- 
nungsmässigen Ausmasse bis zur Höchstdauer von fünf Jahren 
schon nach sechsmonatiger Dienstzeit für die Urlaubsbe- 
messung ‘anzurechnen. Der Urlaub ist in einem-Zuge zu ge- 
währen. Ablösung in Geld ist unzulässig. Dienstverhinderungen 


infolge von Krankheit oder Unglücksfal dürfen auf den Uriaub" 


nicht angerechnet werden. : Während des Urlaubes bleibt der 
Anspruch -auf das volle Entgelt aufrecht; Naturaiverpflezung, 
die während des Urlaubes nicht in Anspruch genommen wird, 
ist in Geld, in der Höhe des auf die Urlaubsdauer entfallenden 
Entgeltes, abzulösen. Wenn der Angestellte selbst gekündigt 
hat oder durch eigenes Verschulden fristlos entlassen wurde, 
erlischt der Anspruch auf Urlaub. 


Der Dienstgeber ist verpflichtet, alle zur Wahrung der Ge- 


sundheit und der Sittlichkeit der Angestellten notw endigen Ein- 


richtungen zu treffen. 


Die Dienstverhältnisse endigen entweder mit dem Ab- 
lauf der Zeit oder der Beendigung der Arbeit, für die sie ein- 
gegangen wurden, oder durch Kündigung bzw, iristlose Ent- 
lassung, wenn -sie auf unbestimmte Zeit abgeschlossen wurden. 
Ein Probedienstverhältnis kann bloss -für einen 
Monat vereinbart werden und ist während dieser Zeit zu jeder 
Stunde lösbar. Die Bestimmungen über de Kündigung von 
Dienstverhältnissen auf unbestimmte Dauer haben: eine grund- 
legende Aenderung erfahren. Während das alte H.G.G. an 
dem Grundsatze der gleichen Kündigungsfristen für den Ange- 
stellten und für den Dienstgeber festhielt, legt das neue A.G. 
bewusst ungleiche Kindigungsfristen fest. Der Angestellte kamn 
die Lösung des Dienstverhältnisses viel- rascher herbeiführen 
als der Dienstgeber. Der letztere kann nämlich, wenn nicht 
eine für den Angestellten noch zünstigere Vereinbarung ge- 
troifen wurde, nur für den Schluss des Kalendervierteljahres 
kündigen. Diese Kündigung muss während der ersten zwei 
Dienstiahre des Angesteilten mindestens sechs Wochen, im 
dritten bis fünften Dienstiahre mindestens zwei Monate, im 
sechsten bis fünfzehnten Dienstiahre mindestens drei Monate, im 
sechzehnten bis fünfundzwanzigsten Dienstiahre mindestens 
fünf Monate vor dem Schlusse jenes Kalendervierteliahres aus- 
gesprochen werden, für das die Kündigung wirken soll. Der 
Angestellte kann hingegen, wenn nicht eine‘für ihn günstigere 
Vereinbarung besteht, das Dienstverhältnis zu dem letzten Tage 
eines ieden Kalendermonats unter Einhaltung einer bloss 'ein- 
monatigen Kündigungsfrist lösen. Die Vereinbarung einer 
längeren Kündigungsfrist ist jedoch zwlässig. Während der 
Kündigungsfrist hat der Angestellte Anspruch "auf wöchentlich 
mindestens acht freie Arbeitsstunden zum Aufsuchen einer 
neuen Stellung, ohne dass deswegen sein Entgelt gekürzt werden 
dürfte. Braucht er (etwa wezen einer Reise zum Zwecke der 
Vorstellung) mehr -freie Zeit, so darf ihm auch für diese das 
Entgelt nicht geschmälert werden. 


Jedes Dienstverhältnis auf unbestimmte -Dauer kann von 
beiden Teilen fristlo.s gelöst werden, wenn ein wichtiger 
Grund hierzu vorliegt. Das neue A.G. hat aus dem alten 
N.G.G. die Aufzählung der wichtigsten dieser Gründe wörtlich 
übernommen, Es sind ungefähr dieselben, wie die, welche in 
Deutschland die fristlose Auflösung des Dienstverhältnisses be- 
gründen. Löst der Angestellte das Dienstverhälinis ohne Ein- 
haltung der Kündigungsfrist und ohne wichtigen Grund, so steht 
dem Dienstgeber der Anspruch auf Ersatz des etwa. verursach- 
ten Schadens zu. Entlässt der Dienstgeber den Anzestellten 
ohne wichtigen Grund fristlos, so hat er dem Angestellten das 
Entgelt für die Zeit, die bis zur ordnungsmässigen Beendigung 
des Dienstverhältnisses hätte verstreichen müssen, zu bezahlen, 
und zwar bis zu drei Monaten sofort, das übrige zu den ver- 
einbarten bzw. gesetzlichen Terminen. Hierbei darf dasjenige, 
was der Angestellte infolge Unterbleibens der Dienstleistung 
erspärt oder durch andere Verwendung erworben oder zu er- 
werben absichtiich versäumt hai, abgezogen werden. Diese 
Bestimmung, die im alten H.G.G. nicht vorhanden war, kann 
natürlich praktisch nur in jenen Fällen wirksam werden, wo ein 
mehr als dreimonatiger Anspruch auf Zahlung -des Entgeltes 
besteht, da der Beitrag für die.ersten drei Monate sofort und 
in einem fällig wird, auf diesen aber selbstverständlich allfällig 
mögliche oder absichtlich versäumte Erwerbsbeträge des An- 
estellten: nicht: angerechnet. werden können. Ganz ‚ähnliche 
Bestimmungen gelten, wenn der Angestellte den Dienst nicht 
zum: vereinbarten Tage antritt oder wenn der Dienstgeber vor 
dern Dienstantritt den Vertrag wieder lösen will. 


en 


Nr. 37: 

Hat ein Dienstverhältnis mindestens drei Jahre ununter- 
brochen gedauert, so gebührt dem Angestellten bei Beendigung’ 
des Dienstverhältnisses, wenn er nicht ‚selbst gekündigt hat, 
oder ihn ein Verschulden an der Auflösung des Dienstverhält- 
nisses trifft, eine Abfindung. Diese beträgt bis zu 5 Dienst-: 
jahren das Zweifache, bis zu 10 Dienstiahren das Dreifache, bis. 
zu 15 Dienstiahren das Vierfache, bis zu 20: Dienstiahren. das. 
Sechsfache, bis zu 25 Dienstjahren das Neunfache und bei; mehr 
als 25 Dienstjahren das Zwölffache des monatlichen Entgeltes,- 
das der Angestellte in jenem Monat bezogen hat, in dem er. das- 
letztemal Dienst. getan. : Hierbei ist die Abfindung- im Betrage 
bis zu dem Dreifachen des Monatsentgeltes bei Beendigung: des, 
Dienstverhältnisses fällig, der Rest kann vom vierten Monate‘ 
an in im voraus zahlbaren monatlichen Teilbeträgen abgestattet. 
werden. : Stirbt der Angestellte, so haben seine „gesetzlichen, 
Erben, zu deren Erhaltung der Angestellte gesetzlich ‚verpflich-. 
et war, Anspruch auf die Hälite der Abfindung zu. 3 den gleichen 

erminen, 


Die in Oesterreich allerdings praktisch: wenig bedeinhie® 
vollen Bestimmungen über die Konkurrenzklausel wür- 
den dahin geändert, dass diese nur dann wirksam ist, wenn das’ 
Entgelt des Angestellten zurzeit der Beendigung des Dienstverhält- 
nisses den Jahresbetrag von 120 000 Kronen übersteigt, Ausserdem 
ist keine Konkurrenzklausel wirksam, die sich nicht auf den Ge- 
schäftszweig des Dienstgebers beschränkt und ‘die den Zeit- 
raum eines Jahres überschreitet. Ebenso wird sie unwirksam, 
wenn der Dienstgeber an der Auflösung des-Dienstverhältnisses 
die Schuld hat, oder wenn der Angestellte die’ vereinbarte oder 
vom Richter ermässigte Vertragsstrafe bezahlt. 


Der Dienstgeber . ist verpflichtet, dem ‚Angestellten nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses auf Verlangen ein schriit- 
liches Zeugnis über die Dauer und die Art der Dienstleistung 
auszustellen. Das Zeugnis darf nichts enthalten, was dem An- 
gestellten die Erlangung einer neuen Stellung erschwert, Der 
Angestellte kann ein solches Zeugnis auf seine Kosten auch 
während der Dauer des Dienstverhältnisses verlangen. 


Die Vorschriften über die Sonntagsruhe.und über den 
Achtstundentag können, soweit diese nicht schon für die 
betreffenden Unternehmungen gelten, auf sie durch Verordnung 
ausgedehnt werden. 


Alle Streitigkeiten aus den dem A.G. unterliegenden 
Dienstverhältnissen sind vor den Gewerbegerichten 
auszutragen. Diese Bestimmung kann in Oesterreich allerdings 
augenblicklich noch nicht in praktische Wirksamkeit treten, da 
ihr einerseits die Bestimmungen des veralteten Gewerbegerichts- 
gesetzes widersprechen, andererseits - aber Gewerbegerichte 
dank dieser veralteten Bestimmungen nur in ganz wenigen Or- 
ten bestehen. Es muss deshalb vorläufig in sehr vielen Fällen 
nach mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit vorlieb genommen 
werden. 


Fast alle im vorstehenden angeführten Bestimmungen sind 
zwingendes Recht, d.h., sie können durch Vereinbarung bzw. 
Dienstvertrag weder aufgehoben noch beschränkt werden. 
Erfolgt eine solche Vereinbarung trotzdem, so ist sie rechts- 
unwirksam, und der Angestellte kann, auch trotz seiner Unter- 
schrift, die Einhaltung der für ihn günstigeren: Bestimmungen 
des Gesetzes erzwingen. 


Die organisierte Angestelltenschaft Oesterreichs hat den 
Zufall, dass in den Jahren 1907, 1908 und 1909 die damalige 
Mehrheit des österreichischen Abgeordnetenhauses sich ein- 
bildete, mit Hilfe eines sehr vorgeschrittenen Angestellten- 
rechtes die Angestellten von den gewerkschaftlichen Organi- 
sationen und von einer radikalen politischen Betätigung ab- 
halten zu können, benützt und schon damals. wesentliche Er- 
weiterungen und Verbesserungen gegenüber den Vorschlägen 
und Anträgen der Regierung und der Parteien erreicht. So ist 
es gekommen, dass sich in Oesterreich die Entwicklung des 
Angestelltenrechts gesondert von dem Rechte der übrigen Ar- 
beitnehmer durchgesetzt hat. Als nach dem Zusammenbruche 
der alten Monarchie in Oesterreich eine lebhafte sozialpolitische 
Betätigung einsetzte, konnten die österreichischen Angestellten 
die Entwicklung ihres Sonderrechtes nicht mehr rückgängig 
machen und auch nicht aufhalten, sondern mussten vielmehr 
dafür sorgen, für ihre Gruppe das nach den Zeitverhältnissen 
Mögliche zu erreichen. So erklärt es sich, dass: das öster-. 
reichische Angestelltenrecht Errungenschaften enthält, die weit 
über das hinausgehen, was die übrige Arbeitnehmerschaft bisher 
erreicht: hat, ohne dabei aber auf die Entwicklung der Sozial- 
politik für die Arbeiter hindernd einzuwirken. Es ist selbstver- 
ständlich, dass die ireigewerkschaftlich organisierten Angestell- 
ten Oesterreichs auch immer bereit sind, für- die Entwicklung 
des allgemeinen Arbeitsrechtes das Gewicht ihrer Organisationen 
in die Wagschale zu werfen. ; 


Joseph Hörn. 
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Für und gegen das Taylorsystem 


Es ist kein Streit um Worte, wenn W. Hellmich seiner 
Schrift „Was wilt Taylor?“ den Untertitel „Die arbeitsparende 
Betriebsführung“ gibt. Das Wort „Taylorsystem“ hat Taylor 
selbst nicht gewollt, die Bezeichnung hat sich aber aus be- 
greiflichen Gründen eingebürgert. Er selbst hat sein Werk 
„scientific management“ (wissenschaftliche Betriebsführeng) 
genannt, weil er der Ansicht war, dass cie Zeit- und Bewegungs- 
studie eine genaue wissenschaftliche Methode ist, um die Ge- 
setze über die besten, leichtesten und wirksamsten Bewegungen 
des Menschen zu sammeln. Tatsächlich-diegt in der Zeit- und 
Bewegungsstudie der Kern des Problems, und hier erhebt sich 
die Frage, ob es möglich ist, solche Gesetze am arbeitenden 
Menschen wirklich wissenschaftlich zu finden, Gesetze, nicht 
bloss Richtlinien, denn nır das Gesetz ermöglicht die Vorher- 
sage, und wenn die Unterweisungskarte mit ihren auf Bruch- 
teile von Minuten angegebenen Zeiten einen wissenschaftlichen 
Wert haben soll, muss sie für alle Fälle gelten. Das kann sie 
aber nicht, weil der Mensch keine Maschine ist, weil seine 
Leistungsfähigkeit von seelischen Stimmungen abhängig ist, 
die nicht völlig in seiner Macht liegen; wechselt sie doch schon 
während der Arbeit eines Tages, abgesehen von den Einflüssen 
der Jahreszeiten, der Gesundheit, den Vorgängen ausserhalb 
der Arbeitszeit. 

Fin Kennzeichen der Maschine ist ihre Zwangläufigkeit. 
Eine Drehbank hat immer die gleiche Schnittgeschwindigkeit 
und denselben Vorschub, ein Motor die gieiche Leistung und 
Umdrehungszahl. Der arbeitende Mensch dagegen ist nur ein 
Motor von wechselnder Leistung, einer Leistung, die man auf 
Grund zahlreicher Beobachtungen nur im Durchschnitt angeben 
kann. Selbst wenn man physiologisch die Zeit genau festleren 
könnte, die ein Muskel zu seiner Erholung braucht, kann eine 
seelische Verstimmung die schönen Zahlen über den Haufen 
werfen. Wer hätte es nicht schon an sich selbst erlebt, dass 
er oit, ohne äussere Ursache, eine Seite eines Buches gelesen 
hat, ohne sie verstanden zu haben? Und wenn es'sich auch 
bei den Unterweisungskarten um Dinge handelt, die vorwic- 
zend mechanischer Natur sind, kann es doch oft genug vor- 
kommen,’ dass die Aufmerksamkeit und damit die Leistungs- 
fähigkeit versagt. Die Folge davon wird sein, dass der Ar- 
beiter die vorzeschriebenen Zeiten nicht einhält und dass er 
genötigt sein wird, das einmal: Versäumte später wieder durch 
hastire und unruhige Arbeit einzuholen, wenn er n:cht seine 
Prämie verlieren will. John P. Frey berichtet über der- 
artige Schwankungen, die selbst bei erstklassigen Arbeitern 
22 Prozent der vorgeschriebenen Zeit betrugen. Bei allen 
Leistungsstudien sind zwei grundsätzliche Fehlerquellen vor- 
handen: die eine beim Arbeiter, in dessen Seele allerlei vor 
sich geht, wenn er bei seiner Arbeit beobachtet wird, und beim 
Beamten, der ihn beobachtet. Um die wirklich wissenschait- 
liche „Idealzeit“ ausfindig zu machen, müssten beide völlig da- 
von absehen, dass es sich um folgenschwere wirtschaft- 
liche Urteile handelt, sie dürften in keiner Weise daran inter- 


esziert sein.. Dass solche Zeitbestimmungen an sich einen 
grossen  wissenschaftlichen Wert besitzen, wird wohl von 


keinem Menchen bestritten werden. Sie können daher nur in 
einem Laboratsrium durchgeführt werden, das völlig unpar- 
teiisch geleitet wird. In den industriellen Werken werden sie 
immer Stückwerk bleiben, weil der Arbeiter sich unfrei fühlt 
und immer an die möglichen Folgen der Untersuchung denkt. 
Daran wird selbst der geldliche Anreiz nicht viel ändern. 
Wenn es nun gar vorkommt, dass der Zeitstudienbeamte damn 
eine Prämie bekommt, wenn die Arbeiter die jestgesetzte Zeit 
nicht einhalten können —, welch teuflische Schlauheit der 
Unternehmer! —, wenn ihm in weniger krassen Fällen der 
Vorwurf droht, in der Zeitbestimmung zu nachsichtig gewesen 
zu sein, dann wird man. die Wissenschaftlichkeit der Methode 
mit Recht anzweifein können. Rechnet mat hinzu, dass die 
Werke aus FErsparnisgründen nicht immer die ersten Kräfte 
mit dieser grundlegenden Aufgabe betrauen, dann ist dem Irr- 
tum Tür und Tor geöffnet. 

° Nehmen wir nun an, es wäre die kürzeste Zeit des g£»- 
schicktesten Arbeiters gefunden, dann begänne erst die Be- 
messung der Zuschlagszeiten zum Ausgleich der Er- 
mikdung, eine Aufgabe, die die Fähigkeiten eines einfachen Be- 
amten weit übersteigt. Es müsste ein Mann von überragen- 
den Fähigkeiten sein, „ein Mann von aussergewöhnlicher tech- 
nischer ‘und industrieller Bildung, mit weitem, empfindendem 
Verständnis für die Arbeiter sowohl, als auch für die wirt- 
schaftlichen. und sozialen Kräfte, die ihre Wohlfahrt bedingen, 
ein Mann von unantasibarem Urteil, der sich viel mehr be- 
stimmen lässt von wissenschaftlicheu als von Gelderwägungen, 
und er müsste eine hohe und autoritative Stellung in der Fa- 
brik einnehmen.“ (Frey.) . Wieviele solcher Menschen gibt 
es und wer würde sie bezahlen? Hier wäre die Mitwirkung 
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eines Arztes unerlässlich, und selbst dann ist es noch fraglich, 
ob die: medizinische Wissenschaft heute schon so weit ist, um 
jene Grenze zu erkennen, wo eine Schädigung der Gesundheit 
einzutreten droht. Man hat heute bei den Masch.nen den 
Schnellbetrieb einzeführt, d: h. man hat jene Geschwindigkeits- 
grenze festgeste.it, die die Maschinen ertragen, olıns vorzeitig 
zuerunde zu geheu, und es würde sich kein Unternehmer tin- 
den, der’ seine Maschinen oder seine Pierde über jene Grenze 
liinaus beanspruchen würde. Es «dürfte manche Unternehmer 
geben, die- diese Rücksicht bei ihren Arbeitern für eine läciter- 
liche Sentimentalität halten; handelt es sich doch bei diesen 
nicht: um ihr Figentum, sondern um eine leicht zu ersetzende 
Marktware, die im Ueberfluss zur Verfügung steht. Deshalb 
haben die Arbeitnehmer bei einer so tief einschneidenten 
Massnahme, wie es die Einführung des Taylorsystems ist, das 
Recht und vor allem die Pflicht, darüber zu wachen, dass cie 
neue Arbeitsmethode die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht 
schädige. Bei aller Anerkennung der Notwendigkeit der Zeit- 
und Bewegungsstudien muss man zu dem Ergebnis kommen, dass 
es sich höchstens um eine wissenschaftliche Me- 
thode handelt, die geeignet ist, die Hauptregeln der Ueber- 
lieferung durch Richtlinien für die Steigerung der Leistung zu 
ersetzen. Wissenschaftlich im strengsten Sinne des Wortes, 
gesetzmässig ist aber eine solche Betriebsführung nicht, weil 
die vielen vorhandenen Veränderlichen zu unwägbar 
sind, als dass man sie in eine lösbare Arbeitsgleichung ein- 
zwängen könnte. Die Unterscheidung „wissenschaftlich“ oder 
„wissenschaftliche Methode“ ist deshalb von Belang, weil das 
wissenschaftliche Gesetz unantastbar ist; während die Methode 
nur ein Versuch ist, das Gesetz zu erforschen. Es ist der U-ter- 
schied von Ziel und Weg. Hat man diesen Umstand klar er- 
kannt, dann wird kein Unternehmer die Nichteinhaltung e.ner 
Zeit als einen Verstoss gegen ein Gesetz betrachten dürfen. 
Man wird vielmehr untersuchen müssen, ob nicht Einflüsse 
massgebend waren, die ihren Ursprung mehr in Antreiberei 
und Gewinnsucht haben, als im Streben nach Wissenschaftiich- 
keit und Wahrheit. Immer war die vorurteilslose Wahrheit 


ein Kennzeichen der Wissenschaft. An der „wissenschait- 
lichen“ Betriebsführung ist aber der Unternehmer finanziell 
ausserordentlich stark interessiert, während der Arbeitnehmer 


nur insofern daran beteiligt ist, als sie ihn vor Ueberspannung 
seiner Kräfte schützt. Wenn heute die Gewerkschaften all- 
mählich das Taylorsystem vorurteilsloser betrachten als vor 
dem Kriege. dann tun sie es aus dem Grunde, weil sie sich 
ihrer Verantwortung, an der Hebung der Wirtschaft mitzu- 
wirken, bewusst sind. Sie haben es erkannt, dass unsere Zeit 
eine planmässige Arbeitsweise braucht, und sie sehen neben 
den Gefahren des Systems auch seine produktionsfördernden 
arbeitsparenden Eigenschaften. Nur. wer Taylor . absichtlich 
missversteht, sieht in seinem System die Peitsche und die Ar- 
beitsquetsche, statt jener technischen Erkenntnis, die für jede Ar- 
beit die kürzeste Zeit bei geringstem Kraftaufwand zu erior- 
schen sucht. Es ist keine Frage, dass die Zeitstudie sich nicht 
darauf beschränkt, die Zeit für bestehende Griffe festzustellen 
Sie sucht vielmehr jeden Tag von neuem die Arbeiten nach 
iener Richtung zu durchforschen, die die grösste Leistung her- 
vorbringt. Dafür ist nicht nur die von Taylor angeregtz Be- 
rufsauslese, die Erfindung des Schnellschnittstahls, seine dem 
Fördergut und der Persönlichkeit angepasste Schaufel ein Bei- 
spiel, die anregende Wirkung seiner Methode kann jeder at 
seinem eigenen Leben täglich erproben, bei der Ordnung seines 
Schreibtisches, seines Werkzeuges, seiner Bibliothek, seiner 
Zeiteinteilung, Jeder Betrieb, auch der häusliche oder geistige, 
kann durchdacht und planmässig geordnet werden, damit über- 
flüssige Arbeit gespart werde. Darin liegt sein Vorzug, dass 
es zum Nachdenken anregt .und zur Ordnung zwingt, indem es 
die Arbeiten vereinfacht und so verteilt, dass jeder nur die- 
jenige Arbeit zu machen habe, für die er am besten geeignet ist. 

Allerdings wird durch eine solche Arbeitsweise die Gefahr 
der Arbeitsteilung, die Eintönigkeit und Verödung, vergrössert 
Dagegen hilft nur ein Mittel: die Verkürzung der Arbeitszeit, 
und diese Möglichkeit ist in der Leistungssteigerung durch das 
Taylorsystem gelegen. Dann werden die Menschen, die zu 
ihrem Unglück keine Freude an ihrer Teilarbeit haben können. 
Lebensfreude aus ihrer Erholungszeit schöpfen müssen. Da 
der Zweck des Systems nicht nur Arbeitsersparnis, sondern 
Produktionssteigerung ist, wird man immer mehr zur Ueber- 
zeugung kommen, dass hygienische Räume, Wasch- und Bade- 
gelegenheiten, gesunde Wohnungen, entsprechende Ernährung 
dazu beizutragen vermögen. Erschliesst man den arbeitenden 
Menschen ausserdem die Pforten der Kultur, dann werden sie 
die Unlustgefühle ihrer eintönigen Arbeit aus ihrem Pflicht- 
gefühl heraus überwinden und sich sagen müssen, dass das 
Leben schliesslich nicht .nur aus Lustempfindungen bestehen 
kann. Die Lebenslinie ist eben keine gerade, sondern eins 
Welienlinie, 





332 


Dass Taylor die Arbeiter an dem: Mehrertrag ihrer Arbeit 
durch ein erhöhtes Einkommen teilnehmen lässt, entspricht 
durchaus einem gesunden Gedanken.: Nur ‚müsste die Prämie 
diesem Mehrertrage in höherem Masse Rechnung tr>ren, als 
es geschieht, wenn auch infolge der Umstellung der Organi- 
sation nicht der ganze Ertrag dem Arbeiter selbst gutzu- 
schreiben ist. Wenn die Unterweisungskarte genügende Er- 
holungspausen vorsicht, so dass eine Uebermüdung oder Er- 
schöpfung ausgeschlossen ist, dann wird auch der unlautere 
Wettbewerb durch etwaige Hast und Unrast verschwinden 
und die Güte der Arbeit erhöht werden. Schon dadurch ist die 
Prämie gerechtiertigt, abgesehen davon, dass eine erhöhte 
Leistung eine bessere Ernährung und höhere Löhne verlangt. 
Taylor rühmt als einen Vorzug seines Systems die Harmonie 
zwischen Kapital und Arbeit. Unstreitig ist es ihm gelungen, 
durch Verhandlung mit einzelnen willfährigen Arbeitern, sie 
ihren Gewerkschaften abtrünnig zu machen. Die heutige Zeit 
würde ihn belehren, dass gerade die intelligentesten Arbeiter 
den gewerkschaftlichen Zusammenschluss am wenigsten missen 
wollen. Mit dem Speck einer sechszigprozentigen Lohn- 
erhöhung ist unsere Arbeiterschaft vicht zu ködern. Die Har- 
monie zwischen Kapital und Arbeit ist solange undenkbar, als 
für eine Klasse von Menschen die Möglichkeit besteht, ohne 
Arbeit den Löwenanteil des Arbeitsertrages an sich zu reissen. 
Die zewerkschaftliche Solidarität umfasst noch andere Gebiete 
als die Lohnfrage, und gerade das Taylorsystem zeigt mit 
seinen mannigfaltigen Gefahren erst recht die . Notwendigkeit 
der gewerkschaftlichen Mitarbeit. Wenn die Betriebsräte ihren 
Zweck erfüllen sollen, der ihnen nach ‘dem Betriebsrätegesetz 
zugestanden ist, bei der Einführung neuer Arbeitsmethoden 
mitzuwirken, können sie es nur dadurch tun, dass sie sach- 
verständige an den Zeit- und Bewegungsstudien mittätig sind. 
nicht minder an der Lehrlingsausbildung, die bei einem über- 
spannten Taylorsystem Gefahr läuft, völlig einseitig zu wer- 
den, da doch die Teilarbeit keiner zelernten, sondern nur an- 
gelernter Arbeiter bedarf. Solche Arbeiter wären in ihrer 
einseitigen Ausbildung ein Spielball in den Händen der Unter- 
nehmer, da sie kaum Aussicht hätten, anderswo unterzukommen. 
Diese Wirkung würde die im Gefolge der Massenproduktion 
stehende Arbeitslosigkeit katastrophal erhöhen. Auch dieses 
Aufgabengebiet der Gewerkschaften haben die unbedingten An- 
hänger Taylors übersehen. Sie sehen nmur den - stets 
gesunden, strebsamen, sogenannten erstklassigen Arbeiter 
vor Augen, dem es zgnädigst vergönnt ist, als kleiner Rentner 
zu sterben. Von vielen Seiten wird die Uebertragung der 
Meisterfunktion an verschiedene Meister und überhaupt der 
grosse Beamtenapparat als eine Weberorganisation beklagt. 
Dieser Vorwurf ist im allgemeinen dort unberechtigt, wo es 
sich um weitgehende Massenerzeugzung handelt. Man wird in 
jedem einzelnen Fall zu prüfen haben, ob die Produktion einen 
solchen Apparat lohnt, denn er kostet schon in seinen Vor- 
arbeiten recht viel Zeit und Mühe. Mit Recht wird verlangt, 
diese Vorarbeit nicht Piuschern anzuvertrauen, die da glauben, 
die Umstellung einer Fabrik mit einem Dutzend von Formularen 
vornehmen zu können. 

Wohin man also sieht, fordert das Taylorsystem auch als 
arbeitsparende Betriebsführung die ‘höchste Aufmerksamkeit 
der Arbeitnehmerschait, insbesondere der Gewerkschaften, 
damit sie darüber wachen, dass die Steigerung der Produktion 
an Sachgütern nicht mit dem Verlust an seelischen Gütern be- 
zahlt werde. Das Taylorsystem 'besteht nicht in erhöhter An- 
strengung, sondern in erhöhter planmässiger Heranziehung der 
Maschinen, Apparate und Vorrichtungen zur Entlastung 
der Arbeiterschaft. Auf diesem Wege wird der zu geistiger 
Arbeit geschaffene Mensch nicht mehr Sklave der Maschine 
sein, sondern ihr Herr. Dieses Ziel wird nur in einer sozialen 
Wirtschaft erreicht werden. Alired Fröhlich. 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Die Teuerung im August 1921. Nach dem Berechnungen 
des Statistischen Reichsamts ist die Reichsindexziffer für die 
Lebenshaltungskosten, die auf Grund der Erhebungen über die 
Ausgaben für Ernährung, Heizung, Beleuchtung und Wohnung 
testgestelit wird, von 963 im Juli auf 1045 im August gestiegen. 
Die Erhöhung gegenüber dem Vormonat beträgt also 
85 v.H., gerenüiber dem Monat Januar dieses Jahres 
10,7 v. H. Gegenüber dem seit Beginn dieses Jahres im Mai 
erreichten tieisten Punkte (880) haben sich bis zum Berichts- 
monat die durch die Teuerungsstatistik erfassten lebensnotwen- 
digen Ausgaben um. 18°, v. H. erhöht. 

Im Laufe des August ist die 40 prozentige Brotpreissteige- 
rung eingetreten, Sie kommt in der August-Indexzifier erst zur 
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Hälfte zum Ausdruck. Daneben haben sich auch die Preise 
für eine ganze Reihe von Lebensmitteln teilweise recht bedett- 
tend erhöht. Vor allem wurden in fast allen Erhebungsgemein- 


. den Preissteigerungen für Fette, Schweinefleisch, Hülsenfrüchte, 


Nährmittel, Fische und Eier festgesteilt. Uneinheitlich war die 
Preisbewegung für Rindfleisch. 
Preise der Vormonate für Kartoffeln und Gemüse etwas abge- 
schwächt. 

Auch im Monat August war die Entwicklung der Lebeus- 
haltungskosten innerhalb des Reiches ziemlich einheitlich. 
Eine nennenswerte Ermässigung der lebens- 
notwendigen Ausgaben wurde in keiner Er- 
hebungsgzemeinde festgestellt. 

Die Teuerungs- und Verhältniszahlen für 47 Gemeinden 
nach den Erhebungen vom Februar 1920 bis August 1921 zeigt 
folgende Tabelle: 








—_—. 


































O- Dur- Verhältniszahl. m. 
anwesende | stnilts- |Teuerungszablen a Br 
Gemeinden SEE feue- (in Mark) für | von 1913/14 ist = 
8.0kt. 1919| 109 gesetzt) 
ee ıahl [Febr.| Juli | Aug.jFebr.) Juli | Aug. 
E 191574 [1920 192111921[1920| 1921 | 1921 
Ben 1902,5 | 103,62 | 648 ! 999 964 | 1008 
Hamburg . . . » 985,8 | 111,18] 800 ! 976 878| 988 
München . . = 630,7 | 106,84 | 562 1022 
Dräsden SER 584,3 | 99,74 | 6051| 931 933| 1016 
Bresiau ee 528,3 | 98,42 | 580 | 896 91011015 
sen a 439,3 | 98,12 | 7171 923 941| 997 
Frankfurt aM. . . . 433,0 | 103,49 | 784 | 993 960} 1064 
Nürnberg . 2» » . 352,7 | 94,50 | 547 }1002 1060! 1149 
Stuttgart © 2 0 2 | 3092 1.103,72 | 580 898 | 866 | 1008 
Chemitz 2... 303,8 | 100,14 | 628 | 924 923| 1097 
Dortmund...» 295,0 | 102,56 | 715 | 934 911| 989 
Magdeburg . SER 285,9 88,47 1 524 | 899 1016 | 1129 
Königsberg i. Pr. » » 260,9 99,92 | 558 | 886 887) 981 
Mannheim . . . - 229,6 98,59 | 580 1155 
Ba N Va 205,3 | 96,42 | 580] 946 981! 1064 
Augsbug 2... 154,6 | 90,53 | 430 | 881 973) 1068 
Aachen . es 145,7 | 99,25 | 687 11095 1103| 1210 
Braunschweig. . . . 139,5 | 80,16 1540| 915 1141| 1214 
Karlsruhe . 2» 2... 136,0 | 96,39 | 654 |1035 1074} 1071 
Erfrk ce 129,6 | 79,38 ] 574 | 935 1178| 1320 
Lübeck... 88: 38 1131 | 86,68 | 595 | 974 1124| 1189- 
hlagen:.#. WW. we. 92,9 115,83 } 647 !1062 917} 938 
Ludwigshafen a. Rh. .}. . 90,7 97,00 | 622 | 983 1013! 1106 
Darmstadt: 5.24% 82,4 86,85 | 658 | 1046 1204 | 1222 
Frankfurt a. 0... . . 651 | 93,17 | 620 | 898 964 | 1070 
Solingen. 4. 0.0455 48,9 | 90,92 | 810 |1021 1123! 1257 
Halberstadt we 47,1 | 86,74 | 639 | 881 1016! 1118 
Schwerin 455 | 83,07] 516) 902 1086| 1171 
Kattowitz . 2. 2... 45,4 | 92,36 | 562 '1025 1110| 1173 
Heilbronn . , . » 44,0 | 94,41 | 504| 815 863| 981 
Göttingen . 2.2. . 41,2 | 85,58 | 523 | 899 1050| 1147 
Eisenach ER 39,2 | 87,60 | 483 | 938 1071| 1211 
Pertard ns 2% 34,8 | 79,26 | 630 | 941 1187| 1249 
Hausen. 12,208 9 34,3 | 83,02 | 621! 930 1120| 1238 
Giessen . 2 2... 33,4 | 98,65 | 565 11015 1032| 1106 
Oldenburg. . 2. . 325 | 7922| 604| 912 1151! 1274 
Schweinfurt 2. . 278 | 82,84 | 429! 953 1150! 1255 
Eberswalde . . . 26,8 | 87,35 | 579} 927 1061| 1177 
Wald (Rheinland) . 25,9 | 83,16 | 683 1072 .| 1289 
Ba EA RE: 23,9 | 75,93 | 521 | 904 1191| 1429 
Straubing . ... . . 22,5 | 89,77] 522| 958 1067 
Reichenbach ;. Schl. . 152 | 8,61 | s9s | 910 1158! 1244 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 | 93,59 | 675 | 881 | 9411016 
Rastenburg. . . . . 13,3 | 90,29] 475! 866 526 | 959| 1024 
Beh. 12,5 | 85,74 | 580 | 92611061] 676 | 1080| 1237 
Grinmes 5... 10,6 | 84,93 | 610 | 936| 971| 718110211243 
Blumenthal . . 10,3 | 76,59 | 585 | 914} 990] 764 | 1193| 1293 





Man ermesse an diesem Ziifernmaterial. wie kindisch das 
Gerede der Unternehmer von Lohn- und Gehaltsabbau ist! 


Die Fleischversorgung Deutschlands, Die deutsche Viehzucht 
hat sich trotz aller Hindernisse und Schwierigkeiten in den 
letzten Jahren wieder gehoben, so dass die Bestände der Vor- 
kriegszeit bei Schafen und Ziegen bereits überschritten sind, 
Nach den Ergebnissen der letzten Viehzählungen ist der Stand 
der deutschen Viehzucht folgender: 


1913 1919 1929 
Rindvieh 18 648 271 16317329 16 789 344 
Schweine 22775120 11517875 14149462 
Schafe 4991 959 5 340 527 6 139 289 
Ziegen 3 256 853 4139601. 4451 463 


Ob die vorhandenen Viehmengen durch die Statistik auch 
tatsächlich restlos erfasst werden, erscheint zweiielhaft. Aber 
selbst wenn man die Zahlen der amtlichen Viehzählungen zu- 
grunde legt, so würde der Rückgang des Rindviehbestandes 
von 1920 gegenüber 1913 10 Prozent und bei Schweinen 38 


Anderseits haben sich die hohen 
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Prozent betragen. Dafür hat die Einfuhr von Gefrierfleisch, 
amerikanischem Speck, Vieh in lebendem und geschlachtetem 
Zustande, insbesondere aus Dänemark, wesentlich zugenommen. 

Der Auftrieb an Schlachtvieh aller Gattungen zu den 
Hauptviehmärkten hat die Auftriebszahlen der Vorkriegszeit 
noch nicht erreicht. 

Die Preise gestalteten sich seit 1914 bzw. seit ihrem höch- 
sten Stand nach Aufhebung der Zwangswirtschaft wie folgt: 


Rinder Kälber Schafe Schweine 

Mark Mark Mark Mark 

1914 30-55 46-90 41-48 62—67 
Dezember 1920 300—900 500-1200 450-800 1250-1650 
Januar 1921 400-800 600-1200 400--750 1200-1500 
März 1921 250—750 500-1100 400-700 1000-1250 
Mai 1921 300--775 500—1000 350-690 - 950-1250 
Juli 1921 250--700 400-1000 275-606 1025--1400 


Trotzdem nun infolge der anhaltenden Trockenheit die 
Landwirte gezwungen waren und auch heute noch sind, viel 
Vieh abzustossen, und der Auftrieb besonders bei Rindern 
wesentlich zugenommen hat, sind die Preise gerade in den letz- 
ten Monaten nicht erheblich gesunken. Vielmehr 
steht zu erwarten, dass zum Herbst das Angebot wieder zu- 
rückgehen dürfte und die Preise alsdann wieder weiter siei- 
zen werden, wie es sich schon heute bei den Schweinen zeigt, 
trotzdem die Preissteigerung seit 1914 für Vieh, Fleisch und 
Wurstwaren heute 1500-2500 Prozent und mehr beträgt. 

Nach alledem sind die Aussichten der Fleischversorgung 
Deutschlands, soweit der inländische Markt in Frage kommt, 
keine allzu günstigen und der allgemein erwartete Preisabbau 
am Vieh- und Fleischmarkt zum kommenden Herbst dürfte 
sich nach Lage der Dinge gegenteilig gestalten. 


Frankreich auf dem Wege zum Hochkapitalismus. Die 
moderne kapitalistische Entwicklung ist ‘durch das Vordringen 
des Finanzkapitals gekennzeichnet. Die Banken beherrschen in 
diesem System die Industrie nicht nur durch die ihr gewährten 
Anleihen, sondern noch viel kräitiger dadurch, dass sie selbst 
Teilbesitzer der Unternehmungen sind und auf die Gründung 
der Betriebe entscheidenden Einfluß haben. Weiter ist die 
Karteil- und Trustbildung ein zweites Symptom des entwickeiten 
Kapitalismus. Frankreich, obwohl ein Land mit Riesenbanken., 
die aber zumeist nur Geldoperationen vollzogen, gelangt erst 
jetzi in die Bahnen des oben bezeichneten Hochkapitalismus. 
Der grosse Kongress aller Unternehmerverbände beweist, dass 
diese Kreise sich dieser Tendenzen bewusst woraen sind. Er 
forderte die Grossbanken auf, die Leitung der Industrie zu 
übernehmen, und verlangte die Bildung von Kartellen in allen 
Industriezweigen. Es wurde auch der Staat angerufen, die 
Kartellbildung durch Ausschaltung hindernd wirkender gesetz- 
licher Verfügungen wie auch positiv durch Intervention zu unter- 
stützen. Der Kongress meint, dass die Interessen der Verbrau- 
cher bei einer allgemeinen Kartellierung der Industrie durch 
das Gegenüberstehen der Kartelle in den verschiedenen 
Indusiriezweigen, welche die Preise gegenseitig herunterzı- 
drücken irachten, genügend gewahrt sind. Die bisherigen Er- 
fahrungen, wonach die Kartelle zum Schaden der Verbraucher 
s.ch immer gut untereinander verständigen konnten, haben den 
Kongress wenig gestört. 


Sozialpolitik 


Leitende Angestelite und Angesteiltenversicherung. In 
einer Pressenotiz beschäftigt sich die Vereinigung der leiten- 
«den Angestellten mit der Frage, warum sie ihre Zustimmung 
zur Erhöhung der versicherangspflichtigen Gehaltsgrenze auf 
30000 Mark nieht habe geben können. Als einzigen Grund 
vermag sie aber nur anzuführen, dass übersehen worden sei, 
die Befreisng von der eigenen Beitragsleistung durch Abschluss 
einer privaten Lebensversicherung vorzusehen. Aus unseren 
bisherigen Ausführungen in der D.T.Z. wissen unsere Mitglie- 
der, dass wir die Beseitigung der Sonderversicherung über- 
haupt, dafür aber eine einheitliche Regelung der Invaliden-, 
Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung haben wollen. 

U. E. liegt es aber auch im wohlverstandenen Interesse 
der leitenden Angestellten, wenn eine Befreiung von der eige- 
nen Beitragsleistung nicht mehr zugelassen wird. Es wird viel- 
fach übersehen, dass die Befreiung nur solange gilt, als die 
Prämien für die abgeschlossene Lebensversicherung pünktlich 
bezahlt werden. Wenn nun aber durch Siellenlosigkeit, 
Krankheit oder sonstige Unglücksfälle das Aufbringen der Prä- 
mien zur Unmöglichkeit wird, verfällt natürlich auch die Le- 
bensversicherung ımd das eingezahlte Prämiengeld, bzw. sie 
wird nach Bestehen einer Reihe von Jahren in eine prämien- 
freie Versicherung umgewandelt. Der Wert der prämienfreien 
Versicherung ist, zumal in der ersten Zeit seit Bestehen der 
Lebensversicherung für den Angestellten ein ganz minimaler 
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gegenüber den Leistungen der Angestelltenversicherung. Ge- 
rade bei einer kinderreichen Familie würde der Abschluss einer 
Lebensversicherung wenig nutzen. Was würde z. B. in der 
heutigen Zeit ein Kapital von 10 bis 13000 Mark bei 4 bis 5 
Köpfen bedeuten. Die Zinsen dieses Kapitals würden 600 bis 
650 Mark pro Jahr betragen. Die jährliche Witwen- und Wai- 
senrenie aus der Angestelltenversicherung beträgt nach dem 
jetzigen Stande bei 4 Kindern dagegen mindestens 2200 Mark, 
also ein Mehr von 1330 bis 1400 Mark, Wenn man nun be- 
denkt, dass auch der leitende Angestellte bei einem Gehalt von 
30000 Mark pro Jahr unter den heutigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen nicht in der Lage ist, einen Notgroschen für die Zeit 
der Stellenlosigkeit, Krankeit usw. zurückzulezen, so ist oline 
weiteres klar, dass die Gefahr, die Rechte aus der Lebens- 
versicherung aufgeben zu müssen, sehr gross ist, zum Teil 
noch grösser wie bei dem weniger gut bezahlten Angestell- 
ten, der häufig noch für den Fall der Krankheit Krankengeld 
bezieht und-so vor der grössten Not geschützt ist, nicht da- 
gegen der leitende Angestellte. infolge Ueberschreitens des 
versicherungspflichtigen Gehaltes. Die Vela würde uw. FE. ihren 
Mitgliedern besser nutzen, wenn sie auf einen der Allgemein- 
heit nützlichen Ausbau der Sozialversicherung hinarbeiten 
wollte... Wem aber die Wahl zwischen Angestelltenversiche- 
rung oder Lebensversicherung gestellt wird, der sollte sich 
doch unbedingt für die Angestelltenversicherung entscheiden. 


Die erste Angestelltenkammer. In Ausführung der neuen 
bremischen Verfassung wurde von der Gesetzgebung dieser 
freien Hansestadt neben einem Arbeiterkaminergesetz unter dem 
17. Juli 1921 auch ein Angestelltenkammergesetz erlassen. Die 
Arbeitnehmer aller Kategorien werden also nicht, wie dies in 
Oesterreich zeschehen, in eine einheitliche Kammer mit Sek- 
tionen der Arbeiter und Angestellten zusammengefaßt, es be- 
stehen vielmehr für die Arbeiter und für die Angestellten voll- 
ständig gesonderte Kammern. Es ist nicht einmal vorgesehen, 
dass diese Kammern miteinander in Verbindung zu treten haben, 
wenn es sich um Angelegenheiten handelt, deren gemeinsame 
Regelung oder Erörterung wünschenswert wäre. — „Die An- 
gestelltenkammer dient der Förderung der wirtschaftlichen und 
kulturellen Interessen der bremischen Angestellten. Sie ist be- 
rufen, auf alles, was den bremischen Angestellten wirtschaftlich 
oder kulturell dienlich sein kann, ihr Augenmerk zu richten, 
darüber zu beraten und dem Senat auf seinen Antrag oder auch 
unaufgefordert zutachtlich zu berichten, wie auch die ihr zur 
Förderung ihrer Aufgaben angemessen erscheinenden Massregeln 
bei den zuständigen Behörden zu beantragen. Ueber alle die 
Angesteiltenverhältnisse betreffenden Gesetze wird vor deren 
Erlass die Kammer zu einem Gutachten veranlasst.“ Das ist 
alles. Irgendwelche Taten kann die Kammer nicht verrichten. 
Sie muß sich beschränken auf das Beraten, Bezutachten und 
Beantragen. Das österreichische Arbeiter- und Angestellien- 
kammergesetz geht darüber weit hinaus. — Die bremische An- 
gestelltenkammer wird aus 24 Miteliedern bestehen, die von 
den Angstellten in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den 
Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes auf drei Jahre gewählt 
werden. Wählbar sind alle Angestellten, die in Bremen in 
Arbeit stehen, mindestens 18 Jahre alt sind und die bürger- 
lichen Ehrenrechte geniessen. Wählbar sind alle mindestens 
24 Jahre alten Wahlberechtigten, die seit mindestens 3 Jahren 
dem Berufszweise angehören, in dem sie tätig sind, Ein 
Drittel der Kammermitglieder darf aus Vertretern der bremischen 
Berufisvereinigungen bestehen. Die Geschäite der Kammer, die 
Rechtsfähigkeit besitzt, werden von einem Vorsitzenden, dem 
ein Stellvertreter und ein Rechnungsführer beigeordnet sind, 
mit Hilfe eines beamteten Syndikus geführt. Die Kammer 
bildet aus ihrer Mitte Fachausschüsse für den Grosshandel, den 
Kleinhandel, das Bankzewerbe, das Versicherungsgewerbe, für 
die Büroangestellten, für die kaufmännischen Angestellten. der 
Industrie und für die technischen Angestellten der Industrie. 
Sie kann auch weitere Fachausschüsse bilden. Jeder Fachı- 
ausschuss besteht aus 3—7 Mitgliedern. Zur Bildung der Fach- 
ausschüsse können auch die nicht gewählten Wahlbewerber 


der eingereichten Wahlvorschläge herangezogen werden. Alle 
Angelegenheiten, die eine Berufsgruppe ausschliesslich oder 


vorwiegend berühren, werden zunächst vom Fachausschuss und 
dann erst von der Vollversammlung der Kammer behandelt. 
Minderheiten in den Versammlungen der Kammer können 
Sondergutachten erstatten. Die Kosten der Kammer werden 
alljährlich im Staatshaushalte sichergestellt. Reicht diese 
Summe nicht aus, so kann die Kammer die bremischen Beruis- 
vereinigungen von Angestellten nach der Zahl ihrer Mitglieder 
zur Deckung des Abganges heranziehen. 


Es wird Sache der freigewerkschaitlich organisierten An- 
gestellten Bremens sein, dafür zu sorgen, daß der ireigewerk- 
schaftliche Gedanke in der bremischen. Angestelltenkammer eine 
neue Stätte seiner Betätigung findet. 
































































































A EEE DR 


334 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 Nr. 37 


Soziale Bewegung 


Der AfA-Bund zu dem Konilikt mit Bayern. Dass sich die 
Reichsregierung endlich aufgeraiit hat, zum Schutze der Ver- 
fassung einiges vorzukehren, hat die derzeitigen Machthaber 
Bayerns bekanntlich mächtig verschnupit und zum Widerstand 
veranlasst. Hieraus ist ein Konflikt zwischen dem Reiche und 
Bayern entstandn, an dessen Erledigung auch die freien Ge- 
werkschaften und ihre Mitglieder lebhaft interessiert ‘sind. Um 
die Stellungnahme der freigewerkschaftlichen Angestelltenver- 
bände festzulegen, haben sich am 9. September 1. J. die Ver- 
treter dieser Verbände in München versammelt. Anwesend 
waren: Fine Abordnung des Hauptvorstandes des AfA-Bundes 
Berlin, ebenso hatten die Hauptvorstände des Zentralverbandes 
der Angestellten, des Bundes der technischen Angestellten und 
Beamten und des Deutschen Werkmeisterverbandes Vertreter 
entsandt. Weiterhin war versammelt der gesamte bayerische 
Landesausschuss des AfA-Bundes. Zwei Vertreter der Landes- 
zentrale Bayern des A.D.G.B. waren zu der Beratung zu- 
gezogen. 

Die von dem Ernst der Lage getragenen Besprechungen 
zogen sich bis in die späten Abendstunden hin und hatten als 
vorläufiges Ergebnis nachstehenden Aufruf zur Folge: 

Angestellte Bayerns! 

Das kapitalistische Unternehmertum hat in den letzten 
beiden Jahren beharrlich und nicht ohne Erfolg an der Wieder- 
aufrichtung seiner durch die Revolution erschütterten wirt- 
schaftlichen Vormachtstellung gearbeitet. Der Wiederaufrich- 
tung der wirtschaftlichen folgte das Erstarken der politischen 
Reaktion. Ihre masslose Hetze gegen das arbeitende Volk, 
gegen seine Führer und gegen die Weimarer Verfassung zei- 
tirte Entartungen, die es der Reichsregierung zur Pilicht 
machten, durchgreifende Massnahmen 

zum Schutze der Republik 
und ihrer Träger, nicht ‘zuletzt der Angestellten und Arbeiter 
Bayerns zu treffen. 

Während sich die arbeitende Bevölkerung in allen Teilen 
Deutschlands der Reichsregieruns zum Schutze der Republik 
zur Verfügung stellt, herrscht in Bayern der Ausnahmezustand 

zum Schutze der Reaktion. 

Im Gegensatz zur Verfassung wird durch den Ausnahme- 
zustand den Angestellten Bayerns die gewerkschaftliche Be- 
wegungsfreiheit und damit ihr freies Koalitionsrecht genommen. 
Die Beschränkung der Versammlungs- und  Vereinsfreiheit 
herrscht in demselben Ausenblick, in. dem uns durch eine nete 
Teuerungswelle Lohnkämpfe aufzezwungen werden. 

Jede Gefährdung der Republik ist gleichbedeutend mit der 
Wiederherstellung nicht nur des politischen, sondern auch des 
wirtschaftlichen Absolutisınus. Auch die bescheidensten An- 
sätze unseres Mitbestimmungsrechts in den Be- 
trieben, der Achtstundentag und alle übrigen sozialen Errungen- 
schaften der letzten Jahre würden veriorengehen. Es genügt, 
auf die Entwicklung in Ungarn hinzuweisen, um bestätigt zu 
finden, welch furchtbare Rache das kapitalistische. Unternehmer- 
tum an den Angestelten und Arkeitern zu nehmen weiss, 
wenn es erst seine früheren Machtpositionen wieder inne hat, 

Die demokratische Republik ist für ‚Deutschland mehr als 
eine politische Staatsform, sie ist auf Grund der historischen 
Entwicklung der Inbegriff eines Mindestmasses an bürgerlichen 
Freiheiten und sozialen Rechten. Der Schutz der Republik ist 
also auch die wichtigste Sicherung der‘ Angestelltenrechte. 

Die gegen die Republik gerichtete, durch den bayerischen 
Ausnahmezustand besonders geschützte Bewegung hat. ausser 
den erwähnten Gefahren auch noch die Einheit des 
Reiches bedroht. Die bayerische Wirtschaft ist aber mit 
der des Reiches so innig verwachsen, dass jede Erschütterung 
der Reichseinheit für das gewerbliche Leben und damit auch 
für. die Angestellten in Bayern unübersebare Folgen haben 
müsste. 

Kollegen! Kolleginnen! Die organisierte Arbeiterschaft hat 
bereits in gewaltigen und einmütigen Kundgebungen ihren festen 
Willen zum Abwehrkampi gezeigt. Auch die Anzestellten 
müssen erkennen, dass es nicht genügt, nur Tariizulagen zu 
bekommen; ihr Aufstieg bedingt vielmehr, die Ursachen unseres 
heutigen sozialen Elends zu beseitigen. 

Wendet euch deshalb gegen das Erstarken ..der Reaktion, 
durch die eure Abhängigkeit und damit eure Not. bis ins Un- 
erträgliche gesteigert werden. 

Angestellte! Der gegenwärtige Kampf der. Arbeiterschaft 
und des freiheitlich gesinnten Bürgertums ist auch euer Kampf! 
Aufklärung ist nötiger denn je! Macht euch darum frei von det 
systematischen und gefahrvollen Beeinflussung derlenigen 
Tageszeitungen, die kapitalistisch orientiert sind, lest die Presse, 
die bereit ist, eure soziälen Interessen wahrzunehmen! 

Noch ist der Ansturm gegen das werktätige Volk nicht ab- 
geschlagen. Bleibt wachsam und erwartet in jeder Situation 
die Weisungen eurer gewerkschaftiichen Organisationen! 


Wahrt die Solidarität mit der organisierten .Ar- 
beiterschaft! 

München, den 9. September 1921. 

Allgemeiner freier Angestelitenbund (AfA-Bund). 
Der Hauptvorstand: Aufhäuser. Urban. 
Landesausschuss Bavern. 

Bauer. 

Die Politik der christlichen Gewerkschaiten. Der Ausschuss 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes hatte am 4. und 5. Sep- 
tember in Berlin eine Sitzung, in der politische Richtlinien für 
den Deutschen Gewerkschaftsbund beschlossen wurden. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund beklagt die „vergiitende Hoch- 
spannung der politischen Leidenschaften“, die gegenwärtig vor- 
herrscht. Die Finanzlage des Reiches sei schwer, aber die Er- 
füllung der eingegangenen Verpflichtungen müsse versucht 
verden. Zur Frage der Aufbringung der Mittel erklären die 
Richtlinien: „Der Ausschuss des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes erwartet daher von der Reichsregierung, dass sie vor 
einem Eingrififindie Substanz der grossen Ver- 
mögen nicht zurückschrecken wird, soweit durch diesen Ein- 
grifi nicht das für die Aufrechterhaltung der ‘Produktion un- 
entbehrliche Betriebskapital vernichtet wird.“ Die christlichen 
Gewerkschaften fordern ferner die rücksichtslose Erfassung der 
Handelsgewinne und stellen fest, das bisherige Steueraufkommen 
lasse erkennen,. dass in bestimmten Teilen Deutschlands die 
Landwirtschaft den gerechterweise aus Sie 
entiallenden Teilder allgemeinen Belastung 
nicht getragen hat. Der Ausschuss wendet sich ent- 
schieden gegen die in manchen, besonders in ländlichen Gegen- 
den zu beobachtende Steuersabotage. „Der Ausschuss verlangt 
mit allem Nachdruck, dass die durch die Steigerung der Lebens- 
mittelpreise sich ergebende Werterhöhung des landwirtschait- 
lichen Grundbesitzes unter Anpassung an die besonderen Pro- 
duktionsverhältnisse der Landwirtschaft und unter gieich- 
zeitiger Inangrifinahme der Neuordnung des Hypotheken- und 
Bodenrechts voll erfasst wird.“ Schliesslich stellen die Richt- 
linien fest, dass wiederum eine Teuerungswelle durch 
das Land geht, die in ihrer Höhe in den Produktionskösten nur 
teilweise begründet ist. Dem schliesst sich ein Appell an alle 
Erzeuger und Händler in Stadt und Lana an, in dem es heisst: 
„Fremd jeder Rücksicht auf die eigenen Volksgenossen, erfüllt 
vom Geist niedrigster und verächtlichster Seibstsucht, werden 
die durch die Reparationsverpflichtungen erschwerten Lebens- 
bedingungen ‚unseres Volkes von Erzeugern und Händlern in 
Stadt und Land zur Bewucherung der ohne Besitz 
an Produktionsmitteln lebenden Lohn- und 
Gehaltsempfänser aller Art vielfach scham- 
los ausgenützt. Der Ausschuss des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes richtet an alle Erzeuger in Stadt und Land, an 
alle Unternehmer in der Landwirtschait, im Handel und Ge- 
werbe die eindringliche Mahnung, sich ihrer politischen und sitt- 
lichen Verantwortung für das Schicksal unserer Volksgemein- 
schaft bewusst zu sein und dem grossen Ziele der Ueber- 
brückung der zwischen Stadt und Land, Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern bestehenden Kluft das bedenkenlose. Streben nach 
möglichst hohem Gewinn unterzuordnen.“ . Den Schluss. der 
Kundgebung bildet ein Hinweis auf die Notwendigkeit 
von Lohnerhöhungen und die Forderung nach einem 
Ausbau der Sozialversicherung. 

Ob den Worten Taten folgen werden... ? 


Tarifschmarotzer. Zu den unerfreulichsten Erscheinungen 
der Zeit gehören jene „Kollegen“, die sich von jeder Organi- 
sation und jeder Leistung an und für eine solche mit dem Ge- 
danken fernhalten, dass die Ergebnisse der Arbeiten und der 
Kämpfe der Organisationen, insbesondere die tariflichen, ihnen 
ia schliesslich doch zugute kommen. Wie wenig diese Meinung 
begründet ist, ergibt sich aus folgender Stelle einer Antwort. 
des Reichsarbeitsministers an den Reichstag auf eine bezügliche 
Anfrage: 

Die Mitglieder der Betriebsvertreiunren haben in Erfüllung” der 
geset.lich ihnen obhezeideı Pfichter di: Bes h verceı alter Arbe.t..ei;mer 
gleichvie,, 6b sie überhaupt einer Gewerssciaft oder weicher Gewerk- 
schaftsrichtung sie angehören, geniss & 78 Nr. 4 BRG. zu untersuchen 
und aut ihre Abstellung in gemeinsamer ‚Verhandiung mit’dem Arbeitgeper 
hinzuwirken. Jedoch kann aus dieser Aufgabe der Be- 
triebsvertretungen nicht der Schluss gezogen. wer- 
den, dass Arbeitnehmern, die überhaupt keinem Ver- 
band oder einem am Tarifvertrag nicht beteiligten 
Verband angehören, Ansprüche aus diesem Tarifver- 
trag zustehen, sofern dieser nicht für allgemeinver- 
bindlich erklärt worden.ist. ; 

Die Betriebsvertretungen brauchen also so!chen Kollegen, 
die den Organisationen fernbleiben, bei ihrer etwaigen Forde- 
rung nach tariflicher Bezahlung keineswegs 'Hilfe leisten, Und 
die Organisationen werden es sich selbstverständlich immer erst 
wohl überlegen, ob sie. die Verbindlicherklärung- eines Tarifes 
herbeiführen sollen, wenn dieser allzuvielen Tarifschmarotzern 
zugute kommen sollte. 
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Nr. 37 
Angestelltenbewegung 


Nochmals Bilanzkünstier D.H.V. Unsere kritische Be- 
leuchtung der Bilanz des D.H.V. scheint im Kreise der D.H. V.- 
Mitglieder sehr viel Beachtung gefunden und der Hauptgeschäfis- 
stelle manch unangenehme Nachfrage eingetragen zu haben. 
Nach zwei Monaten kommt die „Handeiswacht“ in einem be- 
sonderen Artikel auf diese Kritik zurück, allerdings nicht, um 
sachliche Aufklärung zu geben, sondern um in echter D.H, V.- 
Schnoddrigkeit, Grossmäuligkeit und Verdrehung der Tatsachen 
die eigenen Mitglieder über die Bilanzversch.eierungen hinweg- 
zutäuschen. '„Bodenlose Dummheit, dummdreist, wider Desseres 
Wissen, Verleumdung‘, ist das Schimpfrepertoire eines einzigen 
Satzes. Wir versagen es uns, auf ein gleiches Niveau der 
Auseinandersetzungen herabzusteigen.” Zu den wenigen: sach- 
lichen Bemerkungen müssen wir aber folgende Richtigsteniung 
bringen: 

Wir hatten seinerzeit zeschrieben: „Dem D.H.V. sei zur 
Kenntnis gegeben, dass wir unsere Flugblätter nicht als Ver- 
mögenswerte bewerten.“ Aus unserem Jahresbericht stellt er 
nun heraus: 

Bazeammnbel ai 72120 9, M,, 

EHRIeHeGcDene er, 9: 3er OL 133,49 5, 

Flugschriften, einschl. Aussenstände „ . 33763,96 „, 
und iügt hinzu: „Stimmt’s, o du. wahrheitsliebender Butab?“ 
Jawohl, das stimmt; unter Drucksachen sind lediglich eingesetzt 
Bureaumaäterialien, wie Brieibogen, Umschläge, Streiibänder 
usw, die mit Firmenaufidruck versehen sind und die wir zum 
Seibstkostenpreis an unsere Ortsverwaltungen abgeben. Bei 
den Flugschriften sind es ebenfalls lediglich die vom Bund her- 
ausgegebenen verkäuflichen  Flugschriften,. _Flugb.ätter 
und sonstiges Werbematerial sind nicht bewertet. Also, es 
stimmt schon, was der wahrheitsliebende Butab schreibt. 

Weiter geht es der Begrifisstützigkeit des D.H. V.-Bilanz- 
künstlers nicht ein, woher die 400 000 Mark nicht abgerechnete 
Beiträge kommen, obgleich in dem dem D.NH.V. übersandten, 
gedruckten Jahresbericht sowohl auf Seite 80 wie auf Seite 07 
hierüber vollständig Aufklärung gegeben ist. Unser Rechnunzs- 
abschluss unterscheidet sich eben von dem des D.H.V. Jurch 
peinlichste Gewissenhaitigkeit und Klarheit. Während der 
D.H.V. unter Rechnungswesen Beiträge und sonstige Ein- 
nahmen mit 15 Millionen Mark einsetzt, ohne Aufschluss dar- 
über zu geben, wie sich diese Summe auf Vollbeiträge, Bei- 
träge für Jugendliche, Beiträge der über 10000 selbständigen 
unterstützenden Mitglieder usw. verteilt, geben wir in zwölf ver- 
schiedenen Beitragsklassen zenau Aufschluss über die Verteilung 
der bei uns eingegangenen Beitragsgelder. Die 400 000 Mark 
waren am Jahresschluss von den Ortsverwaltungen an die 
Hauptkasse eingesandt, aber es konnte bei Abschluss der Bücher 
der Nachweis für die verschiedenen Beitragsklassen noch nicht 
erbracht werden. Nachdem inzwischen die beim Abschluss aus- 
stehenden Ortsverwaltungsabrechnungen eingegangen sind, ist 
auch dieser Betrag naturgemäss auf die Beitragsgruppen aui- 
geteilt. 

Weiter zlaubt der D.H.V. sich an unserem Kampifonds 
reiben zu können. Zwischen dem Kampffonds des Bundes und 
dem Kampfschatz des D.H.V. ist doch ein gewaltiger Unter- 
schied. Beim Bund handelt es sich lediglich um Sammlungerr, 
die bei günstigen Tarifabschlüssen und sonstigen gewerkschaft- 
lichen Aktionen aus Begeisterung von den Mitgliedern ver- 
anstaltet werden, um das gewerkschaftliche Rüstzeug des Bun- 
des zu stärken, und da ist sicherlich eine ausserordentliche 
Spende von über 62000 Mark ein erfreuliches Zeichen der 
grossen ÖOpierfreudigkeit der Bundesmitglieder. Der DSHENV. 
dagegen hat wegen seiner unzulänglichen Beiträge und seiner 
dauernden Unterbilanzen von jedem seiner Mitglieder eine Son- 
derbeitragsteistung von 100 Mark für den Kampfschatz ge- 
fordert und in echter D.H. V.-Grossmänligkeit wurde in der 
„Handelswacht“ renommiert: „Der 20 Millionen-Fonds hat in 
den Gatten und Ortsgeruppen eine Begeisterung hervorgeruien, 
wie sie eben nur bei deutschnationalerm Handlungsgehilien möz- 
lich ist.“ Aber der Erfolg dieser nur im D.H.V. möglichen 
Begeisterung. war nicht 20 Millionen, sondern sage und schreibe 
3 Millionen Mark Einzahlung auf den Kampfschatz. _ Dieser 
zahlenmässige Beweis von dem kläglichen Ergebnis der D. H.V.- 
Kampfschatzsammlung- lässt sich durch grosse Sprüche richt 
hinwegdiskutieren. 

Das Aergste, was in der Entgegnung den bilanzkundigen 
Kaufmannsgehilfen des D. H. V. geboten. wird.- dürfte aber 
sein, dass die 31 Millionen Mittel der Schlussrechnung restlos 
als Gegenwert den 26 Millionen Spareinlagen gcgenüberzestellt 
werden. Müssen wir dem D.H.V.-Kauimannsgehilien sagen, 
dass ausser den 26 Millionen Spargeldern auch noch eine Reihe 
anderer Verpflichtungen: des D.H.V. vorhanden sind? Wir 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


335 - 























































































erwähnen nur Grundstücksbeschwerungen mit etwa 2 Mil- 
lionen. Für. die Reserven der Spareinlagen ist unter den Ver- 
pfiichtungen keine Position zu finden, die evtl. vorhandenen 
Reserven sind in der Schlussrechnung restlos in die Position 
„Gewerkschaftlicher Kampfschatz“ geworfen. Wenn das nicht 
der Fall wäre, dann hätte der D.H.V. alle Veranlassung ge- 
habt, in seinen spaitenlangen Entgegnungen statt der unglaub- . 
lichsten Anpöbeleien unseres Kritikers seinen Mitgliedern ein- 
wandirei Aufklärung darüber zu geben, wo neben dem ze- 
werkschaitlichen Kampfschatz noch ausreichende Reserven für 
die Spareinlagen vorhanden sind. Der D,H,V. braucht als ein- 
getragener Verein seine Sparkasse nicht als ein. besonderes 
Organ zu führen. Wenn er abw schon alle möglichen Sonder- 
kassen führt, so scheint uns eine reinliche Trennung zwischen 
den eigentlichen gewerkschaftlichen Verbandsgeldern und den 
anvertrauten Spareinlagen doppelt notwendig. Ebenso scheint 
es uns besonders dringend notwendig, dass den Spareinlegern 
über die Verwaltung und die Reserven für ihre 26 Millienen 
Spargelder restlos Aufklärung gegeben wird. Ein gewissen- 
hafter Vermögensverwalter darf es nicht darauf ankommen 
lassen, dass durch umfangreiche gewerkschaftliche Kämpfe und 
sonstige grosse Ausgaben in der Verwaltung des D.H.V. die 
Spargelder angegriifen und in ihrer Deckung gefährdet werden. 
Aber der D.H.V. will keine Klarheit über seinen Abschluss in 
die Oeffentlichkeit dringen lassen, denn trotz unserer Öffent- 
lichen Mahnung, uns seinen ausführlichem, den Funktionären 
vorgelegien ' Jahresbericht zu übermitteln, hat er uns diesen 
Bericht nicht eingeschickt, obgleich wir ihm unseren ausführ- 
lichen Jahresbericht unauizeiordert zugehen liessen -und. ob- 
eleich er uns, bevor unser -Jahresbericht erschienen war, an- 
pöbelte, dass wir seit Jahren unseren: Mitgliedern keinen Be- 
richt erstattet hätten. Es ist die. alte Leier: die voreilige Be- 
schuidigung des Bundes, dass er feige kneiit, fällt restlos auf 
den D.H.V. zurück. 

DD 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Wiedereintritt, Mitgliedern in Oberschlesien, die sich, veranlasst durch 
den Terror, der polnischen Berufsvereinigung angeschlossen haben. wir‘, wenn 
sie ihre Wiederaufnahme beantragen, die frühere Bundesmitgliedschaft ol;re 
Karenzzeit angerechnet. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt, 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh, 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf, und 
Unter-Barmen, 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F.Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b. 

Vereiniote Silberwarenfabriken A.-G.. Düsseldorf, Werstener Strasse 23. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 
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Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten; 


M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversanmlung, 

V = Vertraucnsmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Chemnitz. ©. H. V.-Sitzung. .20. IX. 7%, ‚Geschäftsstelle. 
Halle. F. Industrie, 20. IX. 8%, Mars-la-tour, Gr. Dlrichstr. 10. 


Sierbetafel 
Es starben: 
Paul Friemel (167 073), Waldenburg. 
Hans Försti (90 952), Leipzig. 
Franz Henze (160 228), Höxter. 
Ernst Hofert (161 623), Waldenburg. 
Anton Hommen (T. 69 054), Coblenz. 
Andreas Nahrenholz (141 429), Magdeburg. 


. Alfred Schäible (121 270), Schussenried/Wttbg. 
Kurt v. Semmer (133 000), Magdeburg. 


Ehre ihrem Andenken! 

















Verantwortlicher Schriftleiter, auch Tür die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, 


Industrickeamten-Verlag CmbH., Berlin NW 52, Weritstr. 


7. — Retationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin. SW 68, 









| Stellenangebote 


Bauführer 


mit längerer Praxis in Ausführung von Eisenbeton-, Hoch- und Tief- 
bauten sofort gesucht. Tatkräftige, gewandte, zur selbständigen 
Leitung grösserer Betriebe befähigte Herren können auf Dauerstellung 
rechnen.. Ausführliche Meldungen mit Gehallsanspruch und Lebenslauf an 


Hüser & Cie., Obercassel (Siegkreis). 
Geschäftsführer gesucht. 


Der Bauhütten - Betriebsverband „Bezirk Hannover“ 
sucht zum 1. Januar 1922 evtl. auch früher 
einen tüchtigen Geschäftsführer. 
Derselbe soll Techniker sein, aber auch die ee kauf- 
männischen Arbeiten erledigen können. Gehalt nach Tarif. — Be- 
werbungen sind zu richten an Joh. Schenk, Bezirksleiter, Hannover, 
Nikolaistrasse 7, Zimmer 16, mit der Aufschrift „Bewerbung“. 


Erfahrener 











Zur Leitung eines grösseren 
Eabeikbaus suchen wir per sofort 


einen Bauführer, | 


der beste Referenzen und LER 
nachweisen kann. — Angebote mit 
Ansprüchen an 

Gebr. Niendorf, 


Luckenwalde. 


Einen Techniker 


flotten Zeichner, für Dampfkessel- 
und Apparatebau sucht 


Karl Guttsche, 


a 
____ Crimmitschau i. 





als örtlicher Bauleiter für Wieder- 

| herstellungsbau Amtsgericht Mans- 
feld auf 6 Monate gesucht. — 
Dienstantritt sofort. Angebo'e mit 
Gehaltsansprüchen an 





Sangerhausen. 
Laubsäoerei 


Kerbschnitt Holzbrand 
liefer 
J Vaxdorf 


PLZ 
Katalog Für "zMk. *rranka. 


Lebensstellung| 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Haı d:] und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstünterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiw llige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben. 
BSonness & Hachfeld, Verlag, Potsdam. 





















Schutz und Verwertung 
von Neuerungen allor Art 
zu günst. Bedirgung.durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culmstr. 18 


Geschenkartikel aller Art.) 


Langj. Erfahr. (Bundesmitg!,) 








die wie alle,orlermen leicht T H hi 

wmdio Kurzechrift Rothbarth eliza ung 

n wen. Tagen.Bur 18 Zeichen Uhren, Schmuckwaren 

RUE, 2 Szene losschreiden } Lederwaren. Raslerartikel, 

is 1, a et? mer Photoartikel, Musikinstru- 

ei egrehee aeg Berl Maker: mente und Grammophone. 

ochen. Warum sich 4: 

Kataloge umsonstu.portofreiliefern 


abquälen m.a.Syst?Gräül.drfl. j 
Jonass & Co., Berlin A. 431 


Unterricht.Erfolg gar. Merk- 
Balle-Alliance-Strasse 7--10. 





w.Kampfdblatt g.Geblsdb.St-Scoh 
 Pf.F.Bothbarth Dresden-21 








mm = 
Für meinen Mann 
und für:mich finde ich 
die besten Stoffe und Futterzutaten 
in der reichhaltig. Kollektion des Tuchversandhauses 


Friedrich W.Knoll, Cottbus 9. 


Fordern Sie Muster (frei. gegen rei) für: Anzüge, 
Paletot, Ulster, Gesellschaftsanzüge, gestreifte Hosen, 
Cutaway, Damentuchkostüme 
und Röcke, Manchester, Joppen. 


Meine Spezialität: Abgepasste Futterzutaten, 
® einschliesslich Knöpfe, Schnallen usw. @ 


 Shlorodent . 


gegen üblen Mundgeruch B 








ı Hochbautechniker | 


Staatliches Hochbauamt | gr 





DEUTSCHE RAN 1921 


Holzt: Schule 


des Elektrotechnikers 


Gun 





b. Ratenzahlg. 10%/, Zuschl. 
Geg. M. 30.— Monatsrate, 
ebenso alle anderen Bücher. 


Hermann. Meusser, 


Buchhandlung, 


Berlin W 51/4, Potsdamer 


Straße 75. 


Für Studium, Unterhaltung, 
Belehrung und Armerat 





„REFLEKTUS“- 
Wand- und Tischprojektions-, Ver- 


für 


össerungs- und 
undurchsichtige 
Gegenstände aller Art. 


Bilder und 


Keine Glasbilder nötig. 


Prospekt 52 frei durch Fabrik 





ve 


4 Bände Barpreis M. 217.50 


Zeichenapparat | 









Bünfinte Alterd: und Kamilienverjorgung 
swerts Befreiting von der Angeftelltenverficherung bietet die 
Dentihe Beamten-Lebensverficherung a. ©. 
Unftalt des Deutichen Beamten-Wirtihaftsbundes. 


Auskunft und Drudfachen fojtenlos a den 
Vertrauengmann: Rechnungsrat d.Henue, 
Berlin-Stegliß, Siemenzjtraße 75. 
Dal: Stegliß 37. 





Phoograph.Apparafe| Kam und Rechenschieber 


billigste: Bezugsquelle 
u.Bestandteile | Hansen & Kleiner, Kiel. 
Katalog A frei. 


>) Zaptone | Stoffe ab Fahrik 
für Herren- u. Damen- 







Katalog B frei. 
„ Uhren, Brillanten, 
£ {nld-u.Metallwaren 
IN. Katalog. C frei. 
Teilzahlung. 


L Aöner, Altona (Elbe) 108, 


bekleidung versend.a.Private 


Wilhelm Schwetasch 
Spremberg-L. 9. 
Muster franko gegen franko 











Beilagen haben guten Erfolg 
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Für 7.20M. monatlich] 


(einschliesslich aller Lehrmittel) 


können Sie nach unserer weltberühmten Methode 


Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung (Prof. G. Langen- 
scheidt) Berlin-Schöneberg, Bahnstr. 29/30. (Gegr. 1856) 
Verlag der Sprachunterrichtswerke nach der Methode 


@URRTEOLEaORKUTELEInINUNT ES UaTaHnanaune 






Um jedem Gelegenheit 
zu bieten, den nterricht 
nach. unferer Methode 
Zoufjatnt» Langenfcheint 
tennenzulernen, _baben 
wir uns entfchlojien, 
jedem Lernluftigen eine 


Brobeleftion 
toftenlos 


n.obneirgendmwelcheXter- 
bindlichkeit zuanfenden. 
Ste brauchen ungnurden 
untenstehenden Abfchnite 
einjenden. Schreiben 


Ste aber heute noch! 


Prof. ©. Langenfhhetot 


LILTEITETEEN ELLTETTITETILERTTIEITE FI EEE 


DUITITTIETITTI TI TIITTT IT 


DTITTELTTEELLETFSTTIETITIFETESTTTTTETTETITTTETTEEELTETELELTETELERLETTEITTEELIET TE 


Toussaint- Langenscheidt 


eine fremde Sprache erlernen! 


Bedenken Sie, was das auch für Sie bedeutet! 
Für einen geringfügigen Betrag, den Sie gewiss 
für einen einzigen Theaterbesuch ausgeben, können 
Sie sich Kenntnisse erwerben, die für Ihr Vorwärts- 
kommen von unermesslichem Werte sind. 

Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass Deutsch- 
land in nicht allzuferner Zeit. darangehen wird, 
seine wirtschaftlichen Beziehungen mit dem Aus- 
lande in grösserem Masse auszubauen. Dazu sind 
Sprachkundige in grosser Anzahl erforderlich. Nutzen 
Sie also die günstige Gelegenheit aus! Sorgen 
Sie dafür, dass dieser Ausbau auch Ihnen Vorteil 
bringt. Lernen "Sie rechtzeitig fremde Sprachen. 

Unsere weltberühmte Methode Toussaint-Langen- 
scheidt bietet Ihnen Gelegenheit, in leicht verständ- - 
licher, bequemer und interessanter Weise auf Grund 
des Selbstunterrichts jede wichtigere fremde 
Sprache zu erlernen. _ Keine. Vorkenntnisse, 
keine bessere Schulbildung erforderlich. Das 
Studium nach unserer Methode ist eine inter- 


essante, Ihre Bildung ungemein fördernde A 
Beschäftigung für Ihre freien Stunden. um Su- 
BLLTSELLZZSTSEETITTESTITETEITERTEETTTITTTITTETTTEITTEETTTTTEREEEETETT 2% fendung 
f: & der in: Der 
An „Deutichen 
5°. Zerhniler-Zei- 
f: $ fung” angeb9s 
" D. tenen Probeleftign 

® der 


Toussaint-Langenscheidt 4 ____—. 


EITSIIERTETETTITIRTTERTIITITETEESEITEETETTETTTTTETETSTERTETELTETTETTEETTERETTERETTEETTTETTTN 


Aufnebenftehendem Abfchnittnur DiegewiünfchteSprache und 


& 
ex Sprache kofteniog, porfo- 
fret und ohne VBerbindfich- 
Tett für mich, + 


Adzefle.-genau angeben und in offenem Briefumschlag fran: ER > 


1 er ee ae 59 


kiertals „Druchjache‘ (15 Pf.) einfenden. Wennmweltere Zu- fi ‘ 


füge gemacht werd., nur als verfchloffener Briefzuläffig. 





Beruf 22 WERNER 
Ort u. Straße: 
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Steuern. 


Das öffentliche Leben der nächsten Monate wird in hohem «+ 


Masse, wenn nicht ausschliesslich, beherrscht werden von den 
Erörterungen und Kämpfen über einen ganzen Strauss von 
neuen Steuern, die von der Reichsregierung dem Reichstage 
zur Beschlussfassung unterbreitet werden, und die seit einiger 
Zeit schon lebhafte Diskussionen in der Presse und in ver- 
schiedenen Körperschaften ausgelöst haben. Diese Steuer- 
kämpfe sind auch für die Gewerkschaften und für die Ge- 
werkschafter nicht gleichgültig, ja vielleicht sogar gerade für 
diese von ganz besonderem Belange. 

Alle Steuern stammen aus ‘den Taschen des wirklich ar- 
beitenden - Volkes, denn die Steuern sind nichts anderes als 
Anteile der Körperschaften, die sie erheben, an den Ergeb- 
nissen der Wirtschaft des gesamten Volkes — richtiger ge- 
sagt — an den Ergebnissen der wirkliche Produkte lieferaden 
Arbeit, Diejenigen, die unmittelbar in der Produktion und in 
der notwendigen Verteilung tätig sind, müssen auf einen sehr 
erheblichen Teil der von ihnen erzeugten Produkte verzichten, 
damit Steuern regelmässig geleistet werden können. Niemand 
kann weder direkte noch indirekte Steuern bezahlen, wenn er 
sich nicht auf irgendeine Weise einen Anteil an den Ergeb- 
nissen der Produktion (zu der immer die notwendige Ver- 
teilung zu rechnen ist) verschafft. Wie wahr es ist, dass 
Steuern nur Anteile an der Produktion sind, beweist schon der 
Umstand, dass sie wieder restlos, entweder auf dem Wege über 
Menschen oder unmittelbar in Güter umgesetzt werden, in Er- 
gebnisse der unmittelbaren Produktion also. Dies könnte nicht 
sein, wenn diejenigen, die tatsächlich produzieren, auch das 
ganze Ergebnis ihrer Arbeit für sich verwenden könnten und 
würden. 

Alle Steuern stammen also von dem arbeitenden Volke her, 
sie werden erarbeitet von den Arbeitern und Angestellten. 
Dennoch ist es aber auch für diese nicht gleichgültig, in 
welcher Form die Steuern erhoben werden, was praktisch 
iı sich schliesst, von wem sie erhoben werden. Wenn 
jemand meinen würde, da die Steuern schon aus den Arbeits- 
ergebnissen der wirklich Arbeitenden entnommen würden, 
sei es gleichgültig, ob der oder jener sie abführe, so wäre das 
falsch. Das, was die Besitzenden, die Empfänger von arbeits- 
losem Einkommen, den Arbeitenden entziehen, hängt in seinem 
Ausmasse nicht von deren Willen ab, sondern von den volks- 
wirtschaftlichen Gesetzen, die die kapitalistische Wirtschafts- 
ordnung beherrschen. Ob der Besitz viel oder wenig Steuern 
zahlt, er wird in gleichem Grade bis zur äussersten Möslich- 
keit, die das System ihm gibt, ausbeuten. Zahlt er weniger 
Steuern, so bleibt ihm von der Ausbeutungsrate mehr; muss er 
höhere Steuern bezahlen, so wird ‘er zwar versuchen, sie 
wieder auf die Arbeiter und Angestellten abzuwälzen, das 
wird ihm aber nicht immer ganz — vielleicht manchmal auch 
gar nicht — gelingen; er muss vielmehr wirklich einen Teil 
seines Profits abgeben, der so der Allgemeinheit wieder zu- 
gute kommt. 

Auch wir Angestellten sind also sehr lebhaft daran interes- 
siert, in welcher Form die Steuern eingehoben werden. Auch 
wir müssen daher an dem Kampie um die Steueriormen teil- 
nehmen und die Steuervorlagen von diesem “Gesichtspunkte aus 
der Kritik unterziehen. Da muss nun allerdings gesagt werden, 
dass die Besitzenden und ihre Vertreter noch immer nicht 


begriffen zu haben scheinen, dass auch sie einen gemessenen 
Teil der Lasten, die auf dem Reiche ruhen, auf sich nehmen 
müssen, wobei noch dahingestellt bleiben mag, ob es für die 
Besitzenden wirklich grössere Lasten sind, als sie bisher ge- 
tragen haben. Man müsste wohl erst untersuchen, ob die Ge- 
winne, die heute gemacht werden, nicht um so viel grösser 
sind als vor dem Kriege, dass die Belastungen, die- den Be- 
sitzenden zugemutet werden, hinter diesem Mehr nicht noch 
weit zurückbleiben. Aber selbst wenn dieses nicht wäre. alle 
die Schwierigkeiten in den Finanzen des Staates sind schliess- 
lich Auswirkungen des Krieges, und dieser ist sicher nicht in 
allererster Linie im Interesse der Arbeiter und Angestellten 
geführt worden. Es war doch im wesentlichen der Krieg 
zweier Gruppen der herrschenden Klassen dieser Welt, und 
wenn er schon, dank den vorhandenen Herrschaftssystemen, 
von den arbeitenden Schichten der Völker geführt werden 
musste, so ist doch kein Grund vorhanden, dass dieselben 
Schichten auch die Lasten der Niederlage allein auf sich 
nehmen. Das werden vielmehr in hohem Masse schon die Be- 
sitzenden mit tun müssen. 

Insbesondere wird dies von jenen Kreisen der Besitzenden 
gelten, deren Besitz dank seiner Natur unversehrt, ja in ge- 
wissem Sinne sogar höherwertig aus den Stürmen der letzten 
Jahre hervorgegangen ist, von den Besitzern von Sachwerten. 
Der Krieg hat so viele Sachwerte in der Welt vernichtet, dass 
der Wert dessen, was übrig geblieben, zweifellos gestiegen ist. 
Im Verhältnis zur Verarmung der breiten Masse, Verarmung in 
bezug auf die Menge der für den Verbrauch zur Verfügung 
stehenden Güter, sind die Sachen und Güter Besitzenden heute 
noch weit reicher, als sie vor dem Kriege waren. Ihr Besitz- 
stand hat nicht nur nichts von seinem Werte eingebüsst, dieser 
ist vielmehr gestiegen, während alle anderen Menschen ihren 
Besitzstand sich verringern sehen und dabei noch" schwere 
Finbussen vom laufenden Einkommen mit in den Kauf nehmen 
mussten, die sich aus der fortwährenden Verringerung der 
Kaufkraft des . Geldes ergeben. mit der die ziifernmässige 
Höhe der Geldeinkommen keineswegs Schritt gehalten hat. 

Die weitestgehende- Heranziehung der Sachwertbesitzer 
ist nicht bloss eine agitatorische Forderung politischer Par- 
teien, sondern sie ist in der Sache wohlbegründet. Es ist 
sogar begründet, dass nicht bloss die Rente, die nun einmal 
in der kapitalistischen Welt aus der blossen Tatsache des 
Besitzes von Kapital fliesst, die regelmässige Steuer- 


leistung in höchstem Masse in Anspruch genommen wird, son- 
dern dass selbst Teile der Substanz dieses Kapitals angefordert 
werden. 


Das Geschrei der Kapitalsbesitzer, dass man dies 
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nicht dürfe, weil auf diese Weise die Steuerquellen zum Teil 
verschüttet werden, indem man die Grundlagen der. Wirtschaft 
verkleinere, darf nicht ernst genommen werden. Niemand will 
ja diese Kapitalsubstanz vernichten, niemand sie aus dem Wirt- 
schaftprozess herausziehen. Worum es sich dreht, ist die Ver- 
änderung von Rechtsverhältnissen an dieser Substanz. Dies 
spürt der eigentliche Wirtschaftsprozess gar nicht, so wenig 
er es verspürt, wenn Kapitalsubstanz von einer Hand in die 
andere geht oder gar aus persönlichem Eigentum in Aktien- 
oder sonstiges Gesellschaftseigentum verwandelt wird. Dass 
also darum, weil in jedem einzelnen Falle das Verhältnis des 
Subjektes zu dem Objekt verändert wird, an der Produktivität 
der Wirtschaft etwas geändert und für diese Gefahren herauf- 
beschworen werden, ist durchaus falsch und dari- nicht be- 
irren ‚in dem Verlangen, dass die Besitzenden einen Teil der 
von ihnen in früheren Zeiten angesammelten Ausbeutungsrate 
nunmehr herausgeben, wo es sich darum dreht, die unheilvollen 
Wirkungen der zerrütteten Finanzwirtschaft des Staates auf 
die gesamte Volkswirtschaft wenigstens zu mildern, wenn man 
sich schon nicht getraut, fest zuzugreifen, um diese Wir- 
kungen ganz zu beseitigen. 

Die Besitzenden wehren sich natürlich gegen die ihnen — 
leider nur erst vom arbeitenden Volke und noch nicht von 
den Regierungen — zugemuteten -Belastungen. Das dari aber 
kein Grund sein, von diesen Zumutungen Abstand zu nehmen. 
Steuerfragen sind seit jeher die schäristen Machtfragen ge- 
wesen, so sehr, dass im Grunde der ganze frühere Parla- 
mentarismus auf den Machtkampf um die Höhe der Steuern 
zurückzuführen ist. Das ist heute nicht anders geworden. So- 
weit sind wir noch nicht, dass jeder Angehörige der gesell- 
schaftlichen Organisation nach seiner Einsicht und nach Mass- 
gabe der allseits erkannten Notwendigkeit zu den Erforder- 
nissen der Allgemeinheit beiträgt. Sich von den Steuern zu 
drücken, ist noch immer das Bestreben weiter Kreise, ins- 
besondere der Besitzenden in Stadt und Land. Um so not- 
wendiger ist es, dass auch die gewerkschaftlichen Orzani- 
sationen mithelfen, diesen Drückebergern dasjenige von den 
Reichslasten aufzuhalsen, was immer sie nur tragen können 
— und das ist viel —, und auf diese Weise zu verhüten, dass 
die Erfolge der gewerkschaftlichen Arbeit durch eine Steuer- 
politik gegen die Besitzlosen und Arbeitenden wieder ver- 
nichtet werden. Joseph Horn. 


Der Fäulnisherd im N.D.T.V. 


In Nr. 36 der „D.T.-Z.“ brachten wir den Abdruck eines 
Artikels „Korruption“ aus einer politisch rechtsstehenden rhei- 
nischen Zeitung, in dem der Schleier von den inneren Verhält- 
nissen im Neuen Deutschen Techniker-Verband und Deutschen 
Werkmeister-Bund gezogen wurde, (Gegenüber den ausser- 
ordentlich schwer belastenden Feststellungen sucht sich der 
N.D.T.V. zu rechtiertigen in einem nahezu drei Spalten langen 
Artikel unter der Ueberschrift „Zur Steuer der Wahrheit gegen 
haltlose Behauptungen sensationslüsterner Skandalblätter“ in 
der Beilage zur Essener Volkszeitung „Wirtschaft und soziales 
Leben“, die unter der Schriftleitung des Herrn Johannes 
Breddemann steht, der auch der verantwortliche Schrift- 
leiter der Zeitschrift des N.D.T.V. „Der Deutsche Techniker“ 
ist. In unserem Nachsatz zu dem Artikel schrieben wir: 

„Es kann allerdings nicht genügen, auf dieses Tatsachenmaterial 
mit einigen allgemeinen Redewendungen zu erwidern oder etwa auf 
diejenigen zu schelten, die die Geheimnisse aus der Werkstatt des 
N.D.T.V. enthüllt haben. Wir müssen präzise Erklärungen zu den 
vorstehenden, in allen Einzelheiten sehr positiv gehaltenen Angaben, 
die nur ein jenem Verbande sehr nahestehender Verfasser gemacht 
haben kann, verlangen.“ 

Diese unsere Vermutung ist.durch den Artikel „Zur Steuer 
der Wahrheit“ restlos bestätigt worden. Als Vater der Ent- 
hüllung wird ein ehemaliger Geschäftsführer des N.D. T.V., 
Georg Stumpe, bezeichnet. Ueber angebliche Verfehlungen des 
Herrn Stumpe während seiner Tätigkeit beim N.D.T.V. wird 
spaltenlang berichtet. Stumpe wird als ein ofifenkundiger Be- 
trüger, Fälscher usw. gebrandmarkt. In diese Beziehungen des 
N.D.T.V. zu seinem ehemaligen Geschäftsführer Stumpe wer- 
den wir uns nicht mischen, um so weniger, als Herr Stumpe 
durch die besagte rheinische Zeitung erklären lässt, dass er 
gerichtlich gegen den N. D. T. V. vorgehen würde. Aber wenn 
das wahr ist, was hier über den besagten Herrn Stumpe ge- 
schrieben wird, so ist dies nur ein Beweis dafür, auf welchem 
Sumpfiboden der N.D.T.V. gewachsen ist. Wenn wir in dem 
Zusammenhang daran erinnern, dass er unter ursprünglicher 
Billigung seiner Väter dem alten Deutschen Technikerverbande 
seinen ehrlichen Namen „Deutscher Techniker-Verband“ ge- 
stohlen hat und dass später der jetzige Geschäftsführer in Berlin, 
Klitzsch, dem gelben Bund nationaler technischer Angestellten 
bei Nacht und Nebel mit der Kartothek durchging, um diesen 
ohne Wissen der Mitglj@ler mit dem N.D. T.V. zu verschmelzen, 
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so sind das Vorgänge, die die üble Korruption im N.D.T.\V. 
weiter bestätigen. 

Zur Sache selbst bringt der Rechtfertigungsartikel- des 
N.D.T.V. absolut nichts. Alle die schweren Anwürfe, die gegen 
den. N.D.T.V. erhoben und zahlenmässig belegt sind, werden 
durch. die Rechtiertigung vollinhaltlich bestätigt. Zugegeben 
wird, dass christliche Berufsverbände und der Gesamtverband 
deutscher Angestellten-Gewerkschaften Darlehen gaben. Diese. 
Darlehen scheinen aber bei der finanziellen Misswirtschaft im 
N.D.T.V. auf Nimmerwiedersehen gegeben zu sein, denn es 
wird nichts darüber zesagt, dass inzwischen mit einer Rück- 
zahlung dieser Darlehen begonnen wurde, wie auch nichts 
darüber gesagt ist, eb nunmehr der N.D.T.V. finanziell- unab- 
hängig dasteht und nicht mehr darauf angewiesen ist, von 
zweiter Seite ausgehalten zu werden. Wenn für 400 Mitglieder 
40000 Zeitungen gedruckt werden, so ist das ein Missver- 
hältnis, das eine geradezu sträfliche Verschwendung der sauer 
verdienten Arbeiter- und. Angestelltengeroschen dartut. Aber 
um die Aufbringung der finanziellen Mittel hat man sich wenig 
Kopfschmerzen gemacht. Ueberall, wo etwas zu ramschen war, 
fanden sich die Herren vom N.D.T.V. ein, und sie scheuten 
den fraglichen Stellen gegenüber vor den unwahrsten Behaup- 
tungen und Uebertreibungen nicht zurück. 

Es ist ein unglaublicher - Skandal, wenn ausgerechnet der 
N.D.T.V. bei der Zentrale für Heimatdienst viele Tausend 
Mark locker macht, um angeblich durch seine Mitgliedschaft 
die Absplitterungsbestrebungen unter der Arbeiterschaft im be- 
setzten Gebiet zu bekämpfen. Jeder, der die Verhältnisse im 
besetzten Gebiet auch nur oberflächlich verfolgt hat, weiss, 
dass die Arbeiterschait, insbesondere die freigewerkschaftlichen 
Arbeiter, die energischsten : Verfechter der Reichseinheit sind, 
und dass sie trotz aller Schikanen der Besatzungsbehörden in 
wuchtigen Demonstrationen Uebergriffe der Entente bekämpft 
haben. Der N.D.T.V. wäre aber auch der Allerungeeignetste 
gewesen, Absplitterungsgelüste zu bekämpfen, weil er mit 
seinen paar Mitgliedern einen nennenswerten Einfluss nicht aus- 
üben konnte, Auch hier hat er es verstanden, durch die in 
dem Artikel gekennzeichneten masslosen unwahren WUeber- 
treibungen seiner Mitgliederzahl die in Frage kommenden In- 
stanzen zu täuschen, -wie er bei anderer Gelegenheit die Be- 
hörden getäuscht hat, um sich die Sitze im Reichskohlenrat, 
im Siedlungsverband, der Arbeitsgemeinschaft usw. zu er- 
schleichen. Den gleichen Schwindel mit der Mitgliederzahl er- 
leben wir bei all’ den Tarifverhandlungen, wo der N.D.T.V. 
auftaucht, um durch seine Namensunterschrift nach aussen den 
Anschein zu erwecken, dass auch er etwas für die Angestellten- 
schaft leistet. Allerdings findet er hierbei immer eine sehr 
wohlwollende Unterstützung durch die Arbeitgeber. Es scheint 
uns auch, als ob die Behörden die Uebertreibungen des 
N.D.T.V. sehr gern als bare Münze genommen haben, um da- 
durch die Vertreterzahl der Harmonieverbände gegenüber den 
freien Gewerkschaften zu verstärken. 

Interessant aus dem Rechıtiertigungsartikel 
gender Satz: 

„Weiter werden bekanntlich für die Schulung wirtschaftlicher Kräfte 
ım Sinne der Erfüllung der Aufgaben, die ihnen der Gesetzgeber ge- 
stellt hat (z. B. Betriebsrätegesetz u. a.) ebenfalls Mittel des Reiches 
aufgewendet, für deren zweckmässige Verteilung und Verwendung 
wiederum die berufenen Organisationen in Frage kommen.“ 

Von seiten der freien Gewerkschaften, insbesondere vom 
AiA-Bund und seinen angeschlossenen Organisationen, ist bis- 
her für die Schulung wirtschaftlicher Kräfte im Sinne der Er- 
füllung der Aufgaben, die ihnen der Gesetzgeber gestellt hat, 
ganz Ausserordentliches geleistet worden. Betriebsräteschulen, 
Betriebsrätekurse, Einzelvorträge, besondere Betriebsrätezeit- 
schriiten, besondere Schriftenreihen für Betriebsräte legen hier- 
für Rechnung ab. Dass von seiten des N.D.T.V. in diesem 
Sinne bereits irgend etwas geschehen ist, ist uns ebensowenig 
bekannt, wie dem N.D,T.V. selbst, obgleich dieser aus der 
Reichszentrale für Heimatdienst durch seinen früheren Ge- 
schäftsführer Stumpe für Schulungskurse besondere Mittel er- 
halten hat. Ist es nicht eine geradezu hanebüchene Unver- 
frorenheit, heute in der Rechtfertigung zu: behaupten, dass es 
dem N.D.T.V. nicht bekannt ist, ob Stumpe die ihm über- 
wiesenen Mittel für Schulungskurse auch diesen Zwecken zu- 
geführt habe? Wir. sind in unserer grossen Organisation 
genau darüber unterrichtet, welche Kurse u. dgl. abgehalten 
werden, In einem Organisatiönchen von einigen hundert Mit- 
gliedern müsste der Vorstand und der Hauptschriftleiter der 
Zeitung doch sehr eingehend über derartige besondere Veran- 
staltungen Bescheid wissen. 

Aber in der Geschäftsführung muss eine geradezu unglaub- 
liche Lotterwirtschaft herrschen. So wird behauptet, dass im 
Mai bis Septembies, 1920 für die oberschlesische Geschäftsstelle 
22993 Mark der Essener Kasse entnommen seien. Dabei wird 
aber der Vermutung Ausdruck gegeben, dass von seiten 


ist auch fol- 
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Stumpes Unterschleife vorgekommen sein könnten. Ja, Himmel- 
donnerwetter, rechnet denn die Geschäftsstelle in Oberschlesien 
über ihre Einnahmen und Ausgaben nicht ab, so dass man heute 
nach einem Jahr in der Hauptgeschäftsstelle noch nicht weiss, 
wieviel die Geschäftsstelle in Oberschlesien vom Mai bis Sep- 
tember 1920 von Essen an Geldern bekommen hat und welche 
Finnahmen und Ausgaben dort erfolgten? Aber die Herrschaften 
in Essen haben sich um diese Einzelheiten in ©berschlesien 
nicht gekümmert, weil sie wussten, dass hier erhebliche Mittel 
verpulvert wurden, bei denen man nicht nach dem Woher und 
Wohin fragte. — Eine solche Organisation wagt es in Tausenden 
von Flugblättern und Artikeln, die freigewerkschaftliche An- 
gestelltenbewegung- und insbesondere unseren Bund herunter- 
zureissen, wagt es, zu behaupten: „die freigewerkschaftliche 
Bewegung raube den Technikern die sittliche Kraft und geistige 
Klarheit“; „sie sei der Sarg für Kultur und Wirtschaft, für 
Stand und Volk“. Mit aller Klarheit und ohne irgendeine 
Widerlegung von seiten des N.D.T.V. ist hier der Fäulnisherd 
aufgedeckt worden. Auch wir ahnten seit langem, dass in 
finanzieller und sonstiger Beziehung vieles im N.D.T. V, faul 
sei. Dass wir es aber mit einem derartigen Abgrund von Kor- 
reption zu tun haben würden, haben wir nicht im entierntesten 
gedacht. Die üblen verleumderischen Angriffe des N.D.T.V. 
geren unseren Bund in der Tagespresse und in zahlreichen Ver- 
sammlungen haben hier und da einige weniger sefestigte Kol- 
legen veranlasst, sich dem N.D.T.V. anzuschliessen. Die uns 
zewordene Aufklärung zeigt zwar, dass die Zahl der Mitglieder 
im N.D.T.V. wesentlich kleiner ist, als wir bisher auf Grund 
der ausfegebenen Mitgliedsnummern geschätzt haben. Sie zeigt 
auch, dass etwa 50 Prozent der Mitglieder des N.D.T.V. mit 
ihren Beiträgen im Rückstande sind, also ntr sehr wenig In- 
teresse für den N.D.T.V. haben. Aber wir haben die Pilicht, 
überall für Aufklärung zu sorgen, überall den wenigen Mit- 
gliedern des N.D.T.V. über die Misswirtschaft in ihrer Or- 


ganisation reinen Wein einzuschenken. N 
* 


* 
* 


Von dem Artikel „Aus dem Sumpf des christlichen Neuen 
Deutschen Techniker-Verbandes“ Nr. 36 der SIT #2. haben 
wir einige Sonderdrucke als Flugschrift Nr. 12 herstellen lassen. 
Wir bitten unsere Mitglieder, dafür zu sorgen, dass diese Fiug- 
schrift und auch dieser Artikel allen N.D.T. V.-Mitgliedern zu- 
geht. Jeder Kollege der noch ein klein wenig auf organisa- 
torische ° Reinlichkeit hält, muss nach Kenntnisnahme dieser 
üblen Zustände einen dicken Strich unter der korrunipierien 
Gesellschaft im N.D.T. V. machen. 


a __——————_ 
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Wirtschaftsfragen 


Zusammenschluss der technisch-wissenschaftlichen Vereine 
Deutschlands. Unsere Zeit eriordert gebieterisch den Zu- 
sammenschluss gleichgerichteter Körperschaften. Deutschland, 
das typische Land der Vereinsmeierei, beginnt jetzt allmählich 
zu erkennen, welche Verschwendung von Energie in der Eigen- 
brötelei der zahlreichen Vereine und Vereinchen liest, und: so 
wenig man noch an vielen Stellen von der Planwirtschaft 
wissen will, ist dennoch deutlich zu erkennen, dass der Ge- 
danke der Planwirtschaft marschiert. Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer stehen sich heute in machtvollen Kampforganisationen 
entgegen, deren leitender Grundsatz bei voller Wahrung der 
Seibständiskeit der einzelnen Unternehmergruppen lautet: „Ge- 
trennt marschieren und vereint schlagen.“ Daneben gibt es 
Organisationen wirtschaftlicher Art, Zusammenschlüsse der In- 
dustrie in Kartellen, Syndikaten und Trusts, in Herstellungs- 
und Vertriebsgemeinschaften, ‚Vereinigungen mit dem bewussten 
Zweck, durch gemeinsame Verständigung ein gegebenes Ziel 
zu erreichen. 

Diese Zeichen der Zeit wurden auch von den technisch- 
wissenschaftlichen Vereinen klar erkannt. Schon während des 
Krieges hat sich eine Anzahl führender Verbände, und zwar der 
Verein Deutscher Ingenieure, der Verband Deutscher Archi- 
tekten- und Ingenieurvereine, der Verein Deutscher Eisen- 
hüttenleute, der Verein Deutscher Chemiker, der Verband 
Deutscher Elektrotechniker und die Schiffbautechnische Gesell- 
schaft zumDeutschenVerband technisch-wissen- 
schaftlicher Vereine zusammengeschlossen, aber erst 
jetzt beginnt diese Saat zu reifen. Das Aufgabengebiet dieses 
Verbandes ist durch folgenden Satz gekennzeichnet: „Unbe- 
schadet der selbständigen Arbeiten der Einzelvereine bezweckt 
der Verband die gemeinsame Arbeit auf den verschiedenen Ge- 
bieten der Technik, insbesondere die Förderung der technischen 
Wissenschaften, die Mitarbeit in Fragen der technischen Gesetz- 
gebung, die Vereinheitlichung gemeinsamer technischer Grund- 
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lagen und die Weiterentwicklung des technischen Unterrichts- 
wesens. Der Verband will dem technischen Schaffen im 
öffentlichen Leben den der Bedeutung der Technik für unser 
Gemeinwesen entsprechenden Einfluss sichert.“ 


Eine schöne und grosse Aufgabe! Die technische Wissen-, 
schaft unterscheidet sich als angewandte Wissenschaft von dern 
anderen vor allem dadurch, dass sie sich nicht mit der Er® 
forschung der Naturgesetze begnügt, sondern sie in-die Tat 
umzusetzen sucht. Sie steht mit der Volkswirtschaft in un- 
mittelbarem Zusammenhang, befruchtet sie und gibt ihr Rich- 
tung und Ziel. Man denke nur, welche Bedeutung in der Not 
unserer Tage die wirtschaftliche Fertigung, die arbeitsparende 
Betriebsführung hat, und man wird es daher begreifen, dass 
der Verband grossen Wert auf die Fühlung mit der Industrie 
legt. Selbst vom Standpunkt des Arbeitnehmers wird man diese 
Fühlung mit der Praxis gutheissen müssen, vorausgesetzt, dass 
die in den Industrieausschuss berufenen Männer oDb- 
jektiv an ihre Aufgabe herantreten. - Betrachtet man aber 
die Liste der in diesem Ausschuss tätigen Personen, dann findet 
man vorwiegend die Führer der Grossindustrie, wie Borsig, 
Bosch, Duisburg, Lippart, Röchling, Siemens, Stinnes, Vögler 
und andere. Es wäre von unserer Seite vollkommen falsch, wenn 
wir. die Bedeutung dieser Industrieherren ° nicht anerkennen 
würden. Aber unwillkürlich erhebt sich die Frage, ob nicht 
durch den überragenden Einfluss solcher Männer die Arbeiten 
des Verbandes nicht mehr wissenschaftlichen, sondern einseitig 
wirtschaftlichen Charakter annehmen werden. ewiss, es gibt 
auch einen Hochschulausschuss, der mit gut klingen- 
den Namen besetzt ist, aber es scheint keinen einzigen Arbeit- 
nehmer zu geben, der würdig wäre, in diesem wissenschaft- 
lichen Verband mitzuwirken! Wohlgemerkt: in der reinen 
Wissenschaft gibt es keinen Arbeitgeber- oder Arbeitnehfner- 
standpunkt, sie muss vorurteilsios sein. Aber die technische 
Wissenschaft geht durch ihren Einfluss auf das Wirtschafts- 
leben über den Rahmen einer Nur-Wissenschaft hinaus, daher 
hätte die Zulassung entsprechend befähigter Techniker aus Ar- 
beitnehmerkreisen unbedingt in Erwägung gezogen werden 
müssen. Aber wir finden in allen den angeschlossenen Verbän- 
den immer wieder, dass nur hochklingende Namen, Fabri- 
kanten, Generaldirektoren, höchstens Professoren und Ober- 
lehrer zur Leitung der Verbände berufen werden. Kein Wunder 
also, wenn man der „Mitarbeit in Fragen der technischen Ge- 
setzgebung‘‘ von unserer Seite mit der Besorgnis entgegensieht, 
dass hier sehr leicht vorwiegend Arbeitgeberinteressen verfolgt 
werden. Die wissenschaftliche Tätigkeit des Verbandes in allen 
Ehren, aber der schöne Name darf unter keinen Umständen 
ein Deckmantel für einseitige Massnahmen sein. Wir haben 
Tausende von Mitgliedern in den Verbänden, darunter unstreitig 
sehr bedeutende und tüchtige Kräfte. Sie können beweisen, 
dass sie die Fähigkeit besitzen, auch in wisserfschaftlichen Ver- 
bänden führend mitzuarbeiten. Es wäre daher falsch, die Füh- 
rung der Verbände immer nur den Generaldirektoren usw. zu 
überlassen, 

Wenn man das Arbeitsgebiet des Verbandes, namentlich das 
des Reichskuratoriums für Wirtschaftlich- 
keit, in Industrie und Handwerk betrachtet, wird man unsere 
Forderung berechtigt finden müssen. Es handelt sich um die 
höchstmögliche Steigerung der Wirtschaftlichkeit unserer ge- 
samten Fertigung, also um spezifische Vermehrung der Er- 
zeugung bei gleichzeitiger Verbesserung der Güte und Verbilli- 
sung der Selbstkosten aller Erzeugnisse. Auch in diesem 
Reichskuratorium, das unter Leitung des, Herrn von Siemens 
steht, sitzt ausser einer Reihe führender Industrieller eine 
Anzahl von Vertretern der beteiligten„Reichsämter. Wenn das 
Ziel dieses Ausschusses die Zusammenfassung aller Rationali- 
sierungsarbeiten ist, die Förderung jeder Art von Bestrebungen 
zur Hebung der Wirtschaftlichkeit der Industrie und der ge- 
werblichen Fertigung, so haben wir Arbeitnehmer ein beson- 
deres Recht daran, zu diesen Arbeiten nicht erst Stellung zu 
nehmen, wenn die Beschlüsse vorliegen, sondern wenn sie aus- 
gearbeitet werden. Wir haben bereits im Deutschen Ausschuss 
für Technisches Schulwesen den Nachweis erbracht, dass wir 
mitzuarbeiten verstehen. Dasselbe wird in den anderen Aus- 
schüssen der Fall sein, wenn man uns zur Mitarbeit aufruft. 
Es muss einmal mit der alten Gepflogenheit aufgeräumt werden, 
die technischen Arbeitnehmer nur als eine quantite negligeable 
zu betrachten. 


Die Unternehmer als Nothelier. Die deutschen Industriellen 
haben der Reichsregierung das Angebot gemacht, für die Be- 
schaffung der Devisen, die diese zur Begleichung der nächsten 
Reparationsiälligkeiten®braucht, ihren Auslandskredit zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Unternehmer bieten also an, mit Be- 
nutzung ihres Kredits Devisen in schwerer Valuta zu beschaffen 
und der Reichsregierung entweder leihweise oder gegen ent- 
sprechende Kompensationen zur Verfügung zu stellen Das 
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klingt sehr patriotisch und aufopfernd. Dennoch dürften die wie wir befürchten — eine dauernde. Wir glauben, es sei not- 





Dinge ein wenig anders sein. Es ist kaum anzunehmen, dass 
bei dem Misstrauen, das in. der Welt noch immer vorhanden 
ist, auch die deutschen Industriellen allzuviel unmittelbare Geld- 


kredite in Anspruch nehmen könnten. Auch ihr Kredit würde im 


wesentlichen sich bloss als Lieferungskredit realisieren lassen. 
Dies insbesondere dann, wenn man im Auslande weiss, welchen 
Zwecken die unmittelbaren Geldkredite dienen sollen. Die 
Sache dürite also diese sein: Die Herren Unternehmer wollen 
durch ihr Angebot zunächst einmal verhindern, dass sie mit 
Teilen ihrer Vermögenssubstanz zur Mitwirkung bei jenen 
Leistungen herangezogen werden, die dem Staate sowohl für 
innere Zwecke als auch für die Abstattung der Reparationsver- 
pilichungen obliegen. Sie haben daher ia auch in ihrem An- 
gebote gleich erwähnt, dass sie dieses nur stellen und aufrecht- 
erhalten könnten, wenn jeder Eingriff in die Vermögenssubstanz 
durch die künftige Abgabe-Gesetzgebung des Reiches ausge- 
schlossen bleibe. Zum zweiten aber dürften die Unternehmer 
befürchten, dass der Staat nun doch endlich darangeht, der allzu 
lang geduldeten Methode ‚der Ausplünderung des deutschen 
Volkes wenigstens teilweise ein Ende zu machen, die darin 
besteht, dass Produkte des deutschen Fleisses in das Ausland 
befördert, der Gegenwert in Form von Waren oder Devisen 
jedoch nicht in das Land gebracht, die Erträgnisse vielmehr im 
Auslande sicher angelegt werden. Aus den Beständen, welche 
die Unternehmer auf diese Weise sich während der letzten 
zweieinhalb Jahre im Auslande angesammelt haben, dürfte 
auch das scheinbar so opiervolle Angebot erfüllt werden. Wenn 
man die Dinge von dieser Seite betrachtet, so ist das Angebot 
keineswegs so anerkennenswert, als es in dem ersten Augen- 
blicke scheint. Dass die Unternehmer im Auslande Hamster- 
lager von Devisen errichten konnten, hat ihnen doch nur der 
Umstand ermöglicht, dass in den von ihnen ausgeführten Pro- 
dukten geronnene Arbeit deutscher arbeitender Menschen ent- 
halten war. Was da also nunmehr zum Teile als schweres 
patriotisches Opfer und andernteils zum Zwecke der Abwehr 
dessen, dass die Unternehmer wirklich zu Leistungen heran- 
gezogen werden, dem deutschen Staate angeboten wird, ist 
nichts anderes als die Herausgabe eines Teils dessen, was der 
deutschen Wirtschaft nie hätte entzogen werden dürfen. Es 
wird angesichts dieser Praktiken höchste Zeit, dass die Arbeit- 
nehmer Deutschlands und ihre Organisationen darüber nach- 
denken, wie sie es verhindern, dass solche geronnene Arbeit 
fernerhin über die Grenzen des Landes gebracht wird, ohne 
dass gleichzeitig derselbe Wert, der in dieser Arbeit steckt, in 
irgendwelcher Form über diese Grenzen wieder zurückgebracht 
wird. Wenn es richtig ist — und es ist richtig —, dass Deutsch- 
land seine Verpflichtungen nur mit den Ergebnissen seiner Ar- 
beit erfüllen kann, dann muss auch dafür gesorgt werden, dass 
nicht einzelne imstande sind, über diese Ergebnisse der Arbeit 
nach ihrem eigenen Gutdünken und in ihrem eigenen Interesse 
zu verfügen. Es muss vielmehr alles geschehen, was möglich ist, 
damit diese Arbeitsergebnisse auch für die Interessen der Ge- 
samtheit und des Staates dienstbar gemacht werden. 


Markentwertung. Der Kurs der deutschen Reichsmark ist 
in Verlauf der letzten drei Wochen auf den Auslandsbörsen 
tief gesunken. Während Ende August z. B. der Dollar noch 
„bloss“ etwa 81 M. kostete, musste man in den letzten Tagen für 
denselben Dollar um die 100 M. herum anlegen. In gleicher 
Weise haben die Preise der übrigen Devisen, die auf schwere 
Valuta lauten, um mehr als 20 Prozent angezogen. Man führt 
nun dieses Sinken des Markkurses vielfach auf Spekulation 
zurück. Fast hat man das Gefühl, als ob man sich mit dieser 
Beliauptung trösten wollte. Denn so sicher ist es nicht, dass 
diese Erscheinung bloss das Ergebnis von Börsenmanövern vor- 
stellt, die nach einiger Zeit ihre Wirkung wieder einbüssen 
müssen. Es ist vielmehr ziemlich wahrscheinlich, dass der 
kritische Zustand, in dem sich trotz scheinbar guter Konjunktur 
die Wirtschaft des deutschen Volkes noch immer befindet, in den 
Kursbewegungen der Mark seinen Ausdruck findet. Wären 
diese freilich nur die Wirkung spekulativer Unternehmungen, 
so könnte man hoffen, dass dieses Spekulationsgebäude nach 
einiger Zeit zusamrhenbricht und der frühere Stand der Dinge 
wieder hergestellt wird. Wir aber glauben beinahe, dass die 
Entwertung der Mark eine dauernde sein, dass sich der Kurs 
der Mark auf dem jetzt erreichten Stand für eine Zeit stabilisieren 
wird. Wenn insbesondere, was zu befürchten steht, sich die 
Preise auf dem Inlandsmarkte an diesen Kurs anpassen, dann 
fehlt natürlich die wichtigste Voraussetzung für eine Kursbesse- 
rung, weil ja schliesslich der Auslandskurs der Mark doch im 
wesentlichen der Ausdruck der Kaufkrait dieses Geklzeichens 
ist; dann bleibt allerdings auch den Arbeitern und Angestellten 
nichts anderes übrig, als der Markentwertung zu folgen, indem 
sie neuerdings höhere Löhne und Gehälter verlangen. ‘Man 
wird ja binnen kurzem sehen, ob das Sinken des Markkurses 
tatsächlich nur eine vorübergehende Erscheinung ist, oder — 


wendig, sich darauf vorzubereiten, dass die Teuerungswelle 
infolge der Valutaverschlechterung zu einer Erhöhung des 
Preisniveaus führt, das sich nicht mehr senken wird. 


Ausstellung von Erfindungen und Neuheiten. Der Deutsche 
Erfinder-Schutzverband e. V., München, veranstaltet während 


der „Internationalen Messe“ in Frankfurt a. M. eine Spezial-_ 


Ausstellung von Erfindungen und Neuheiten, die allen Erfindern 
Gelegenheit bieten soll, ihre Schutzrechte ohne grosse Kosten 


zu verwerten. Mittellose und arbeitslose Erfinder sowie Kriegs- _ 


beschädigte erhalten gegen entsprechende Bescheinigung Frei- 
plätze. Die Anmeldungen müssten sofort erfolgen. Näheres 
durch ‘die Geschäftsstelle des Verbandes, München, Jahnstr. 20. 


Sozialpolitik 

Der Streik in den öffentlichen Betrieben. 
hilfe, Fascisti, Mobilisierung von geschulten Arbeitern, solche 
und ähnliche Mittel werden in den verschiedenen Ländern ver- 
wendet, um den Streik in den öffentlichen Betrieben zu unter- 
binden, Jetzt geht man in manchen Ländern dazu über, diese 
Streiks auf gesetzliichem Wege unmöglich zu machen. Einzelne 
Gliedstaaten der Vereinigten Staaten von Amerika haben bereits 
sehr drastische Gesetze gegen diese Art von Streiks geschaffen, 
was bei den -rückständigen Verhältnissen in den Vereinigten 
Staaten nicht verwunderlich ist. Die Gesetzesvorlagen in der 
Schweiz und in Jugoslawien bezwecken, mit strengen Mass- 
nahmen, Zuchthausstrafen und ähnlichen Mitteln, den Streik in 
den öffentlichen Betrieben zu verhindern.. Die Arbeiterschait 
in diesen Betrieben kann sich natürlich nicht das Recht nehmen 
lässen, in den Streik zu treten, wenn zwingende Gründe dies 
erfordern. Sonst wäre sie ja der Willkür der Unternehmer 
ganz preisgegeben. \ 

Der Entschluss des italienischen Gewerkschaftsbundes in 
dieser Angelegenheit verdient deshalb “ganz besondere Be- 
achtung. Er trachtet den Einwand zu entkräiten, dass in 
solchen lebenswichtigen Betrieben leichtsinnig der Streik er- 
klärt wird, und will Garantien dafür schaffen, dass nur-in wich- 
tigen Fällen von der Streikwaffe Gebrauch gemacht wird. Durch 
ein vorsichtiges Vorgehen soll die öffentliche Meinung beruhigt 
und einer arbeiterfeindlichen Gesetzgebung vorgebeugt werden. 
Wir teilen den Beschluss des Vorstandes des italienischen Ge- 
werkschaftsbundes im Wortlaut mit: 

„Der Vorstand des italienischen Gewerkschaftsbundes 
untersucht die Frage der Agitation und des Streiks in den öffent- 
lichen Betrieben in der Absicht, diese in Zukunft zu regeln und 
so schwere Rückschläge zu verhüten, welche auch andere 
nichtbeteiligte Schichten der Arbeiterschaft in Privatunter- 
nehmungen treffen würden. Als Arbeiter und Angestelite in 
öffentlichen Betrieben werden folgende Gruppen angesehen: 

1. Eisenbahn, Strassenbahn, See- und Flussschiffahrt, Trans- 
port. 2. Post, Telegraph, Teiephon. 3. Krankenpflege. 4. Feuer- 
wehr. 5. Bäckereien und Mühlen. 6. Elektrizitätswerke, 7. Gas- 
werke. 8. Wasserwerke, 9. Oeffentliche Bureaus und. Ver- 
waltungsstellen, 


Bezüglich dieser Gruppen von Arbeitern und Angestellten. 


beschliesst der italienische Gewerkschaftsbund: 

1. Dass die Forderungen der Arbeiter auf wirtschaftliche 
Verbesserungen durch die Ortskartelle und die betreffende 
Landesgewerkschaft genehmigt werden müssen. Bei Nicht- 
beachtung dieser Regel können die erwähnten Organisationen 
die Solidarität mit diesen Arbeitern verweigern. 


2. Forderungen, welche das ganze Land betreffen, müssen . 


zuerst die Billigung des Verwaltungsrates des Gewerkschaits- 
bundes erlangen. Dieser behält sich das Recht vor, die Ver- 
treter der betreffenden Gewerkschaften zusammenzurufen, wenn 
die Schwere der Lage einen langen Kampf "wahrscheinlich 
macht, in welchen auch andere Arbeiterkategorien verwickelt 
werden könnten. 


3. An Generalstreiks in einzelnen Ortschaften, die einen 


lokalen Zweck haben, sind Arbeiter “und Angestellte, deren 
Dienste nicht rein lokalen Charakter tragen (Eisenbahn, Post, 


Telegraph) nicht verpflichtet, teilzunehmen. 


4. Bei politischen Streiks sind die organisierten Arbeiter 
streng an die Weisungen des Gewerkschaftsbundes und der. 
sozialistischen Partei (in Italien ist eine enge Zusammenarbeit R 


dieser Faktoren vorhanden. Anm. d. Red.) gebunden: Kranken- 
pileger, Bäcker und bei der Wasserversorgung beschäftigte Ar- 
beiter sollen bei politischen Streiks ausgeschaltet bleiben.“ 


Unternehmerlügen. Das Internationale Arbeitsamt in Genf, 
bekanntlich eine Abteilung des Völkerbundes, der der ehemalige 
französische Minister Thomas vorsteht, hat im März.d. d 
an alle Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen der Welt 


sehr eingehend ausgearbeitete Fragebogen über. die Produktions-, 
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und Arbeitsverhältnisse jedes Landes ausgesandt. Mehrere 
von den Fragen betraien auch das Verhältnis der Löhne zu den 
Preisveränderungen des befragten Gebietes. Der Vorsitzende 
des Direktoriums der A.E.G., Geh. Kommerzienrat Deutsch, 
hat diese Fragen laut einer Mitteilung der „Im- und Export“ 
vom 1. September 1921 wie folgt beantwortet: 

„Die Löhne und Gehälter haben sich im Verlauf der letzten zwei 
Jahre nicht nur der Steigerung der Lebenskosten angepasst, sondern 
diese vielfach überschritten. Für die Kosten der Lebenshaltung... kann 
man die dürchschnittliche Steigerung ungefähr auf 709 vom Hundert 
angeben... Nach statistischen Aufzeichnungen hat die Steigerung der 
Löhne und Gehälter in den unteren, d. h. geringerwertigen Beschäfti- 
ungsgruppen dass Fünfzehnfache, in den mittleren das Acht- 
Bis Zwölffache, in den oberen das Fünf- bis Sechsfache 
betragen. Daraus ergibt sich, dass die Lebenshaltung der untersten 
Schichten gegenüber den Vorkriegszeiten gestiegen ist, die der oberen 
Schichten erheblich gesunken.“ 


Es ist wohl nicht notwendig, über diese Art der Mitarbeit 
an einer ernsten statistischen Erhebung viel Kritisches zu 
sagen. Wer da weiss, dass selbst die absichtlich auf eine Ver- 
schleierung der wirklichen Teuerung abgestellte Reichs- 
indexziffer auch für März und April d. J., die Zeit also, in der 
der in Rede stehende Fragebogen in obiger Art beantwortet 
wurde, eine um etwa 200 Prozent höhere Verteuerung angab, als 
sie von dem Herrn Kommerzienrat behauptet wird, wer weiter 
aus der Kritik dieser Indexziffer weiss, dass sie in ihren Er- 
gebnissen noch um 300 bis 400 Prozent hinter der Wirklichkeit 
zurückbleibt, dass die Verteuerung auch im März und April 
das 14-15fache gegenüber der Vorkriegszeit betrug, der wird 
schwer annehmen können, dass die oben zitierte Antwort bloss 
einem Irrtum entsprungen ist. 


Soziale Bewegung 


Streikstatistik. Eine neue Statistik zählt die durch Streiks 
und Ausstände in den einzelnen Ländern im Bergbau und in 
der Metall- und Eisenindustrie verlorengegangenen Arbeits- 
tage und vergleicht sie mit der Zahl der in diesen Industrien 
der einzelnen Länder beschäftigten Personen. Auf den Kopi 
des Beschäftigten kommen in England 49 Streiktage, in den 
Niederlanden 40, in Indien 27, in Dänemark, Japan und Mexiko 
22, in Belgien, Norwegen und Luxemburg 20, in Aegypten und 
Finnland 17, in Schweden 16, in den Vereinigten Staaten und 
der Tschechoslowakei 14, in Deutschland 13, in Oester- 
reich und Südafrika 12, in Frankreich und Spanien 11, in der 
Schweiz 9, in Italien 8, in Argentinien 6, in Polen und Serbien 
5 Tage. — Was ganz eigenartig zu dem fortwährenden Ge- 
schrei der Unternehmer und ihrer Presse-Klopffechter über das 
„Streikfieber“ in Deutschland passt. — — — 


Förderung der Gilden durch die Gewerkschaiten. Eine von 
300 Delegierten besuchte Gewerkschaftskonferenz Nordwest- 
Englands, die am 11. Juni in Manchester tagte, beschloss, zur 
Förderung der Gildenbewegung einen besonderen Gewerk- 
schaftsausschuss einzusetzen. Dieser soll insbesondere dahin 
wirken, dass die Gilden seitens der Gewerkschaften die nötige 
moralische und finanzielle Unterstützung finden, wie auch ihnen 
bei der Beschaffung von Rohstoffen behilflich sein. 

Hobson, der Begründer der Bauarbeitergilden, berichtete, 
dass diese bisher Arbeiten im Werte von 250000 Pfund Ster- 
ling ausführten und noch Aufträge für über zwei Millionen 
haben, ohne dass seitens der Behörden irgend eine Klage gegen 
sie lautbar geworden sei. Dagegen habe die Bewegung schon 
sehr erhebliche Ersparnisse für die Allgemeinheit erwirkt. Die 
Bewegung strebe dahin, die Kontrolle über die Bauindustrie 
des ganzen Landes zu erlangen, natürlich in engster Verbindung 
mit den Gewerkschaften und unter Vermeidung von allem, das 
sie in händlerische Unternehmen umzuwandeln geeignet wäre. 
Daher werde auch die Verteilung von Dividenden abgelehnt. 

Aus diesem Grunde wandten sich die Baugilden in Man- 
chester und London kürzlich durch eine Delegation beim Ge- 
sundheitsministerium gegen dessen neue Bestimmungen, nach 
denen jetzt auch mit den Gilden Verträge nur auf Grund des 
Submissionsverfahrens abgeschlossen werden. Der Minister 
jedoch beharrte auf seinem Standpunkt. 


Aus der englischen Gewerkschaftsbewegung. Im Gegensatz 
zu den deutschen Gewerkschaften, die stark zentralisiert sind, 
ist das englische Gewerkschaftswesen ungeheuer - zerklüftet, 
Es werden in England ungefähr 1200 Gewerkschaften gezählt. 
In vielen Berufen und Branchen bestehen nebeneinander Ver- 
bände, von denen jeder einzelne versucht, recht viele Mitglieder 
zu werben und für seine Mitglieder Erfolge zu erkämpfen. 
in der englischen Arbeiterpresse beschäftigt man sich nun viel- 
fach jetzt mit organisatorischen Fragen. In Cardiff tagte vor 
kurzem der Gewerkschaftskongress, und deshalb werden 
diese organisatorischen Fragen sehr eifrig diskutiert. Im all- 
gemeinen sollen die Gewerkschaften nach Industrien organisiert 
werden. Ein allgemeiner Gewerkschaftsrat, der 
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auf dem letzten Gewerkschaftskongress im September v. J. in 
Porthsmouth beschlossen wurde, soll der Generalstab der eng- 
lischen Gewerkschaften werden. Man ist sich bewusst, dass es 
notwendig ist, gleichen Schritt zu halten mit den ‚„Kapitalisten 
auf dem Weg von der Werkstatt zur Industrie, von der In- 
dustrie zum Industrieverband, vom Industrieverband zur 
Klassenorganisation auf nationaler und internationaler Grund- 
lage“. Man ist überzeugt, dass diese Reformen notwendig sind, 
um die englischen Gewerkschaften in ieder Beziehung aktions- 
fähig zu machen. In der letzten Zeit sind auch schon einige 
Verschmelzungen in England zustandegekommen, _z. B. die 
Kessel- und . Maschinenschmiede. Die. Handelsangestellten 
zweier verschiedener Gewerkschaften taten dasselbe. Des- 
gleichen haben sich verschiedene kleinere Organisationen im 
ganzen Fischereigewerbe zu einem Verband verschmolzen. 


Angestelltenbewegung 


Erkenntnis? „Wer die politischen Vorgänge der letzten 
Zeit in Deutschland nur rein äusserlich betrachtet, wird zu der 
Annahme neigen, dass alles nur auf Parteigezänk und Partei- 
fanatismus zurückzuführen ist. Wer aber etwas tiefer zu schür- 
ien beginnt, findet sehr bald, dass der aussergewöhnlich harte 
Kampf um die politische Macht vornehmlich wirtschaftlichen 
Zwecken dient. Es geht im Grunde genommen einfach darum, 
dieaus dem verlorenen Kriege entstandenen 
erossen Lasten auf andere Schultern abzu- 
wälzen. Es geht darum, die Arbeitnehmer um ihre sozial- 
und wirtschaftspolitischen Errungenschaften der Nachkriegszeit 
zu a und das alte Abhängigkeitsverhältnis wiederherzu- 
steiien. 

Das sind die treibenden Kräfte. Das unsoziale Unter- 
nehmertum weiss, dass es die politische Macht be- 
sitzen muss, um seine nackte Geldbeutelpolitik 
durchzusetzen. Man weiss, dass das Mitbestimmungsrecht auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung in der Verfassung ver- 
ankert ist. Wir wissen, dass das Mitbestimmungsrecht nicht 
wieder beseitigt, dass es vielmehr vernünftig weitergebildet 
werden muss. Jene wollen auf dem Wege über die 
politische Macht unsere Rechte aus der Ver- 
fassung streichen. Sie erklären diese Rechte als pro- 
duktionshemmende Einrichtungen, .die fallen müssen. Sie wissen 
schliesslich auch, dass mır auf dem Wege über die politische 
Macht die Steuerlasten, die „Reparationslasten“ auf 
andere Volksschichten abzuschieben sind.“ 

Diese Worte stammen nicht etwa aus einem freigewerk- 
schaftlichen Blatt, sondern aus der Zeitschrift des G. d. A., des 
die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit predigenden Gewerk- 
schaftsbundes der Angestellten. Wir können diese Zeilen Wort 
für Wort unterschreiben. Haben wir doch immer betont, dass 
sich das Kapital mit allen wirtschaftlichen und politischen 
Machtmittein die Staatsgewalt dienstbar zu machen sucht. Es 
ist erfreulich, dass auch der G. d. A. diese Tatsache anerkennt; 

„Wir haben mit Schrecken feststellen müssen, dass alles 
auf einen Entscheidungskampf hindrängt. Was geht 
vor: Abbau der Löhne (Gehälter), Abbau der Sozialpolitik, Aus- 
schaltung des Arbeitnehmereinflusses aus dem’ Wirtschaftsleben, 
Freilassung des Besitzes von Steuern, Umstellung der 
Machtverhältnisse im Staate.“ 

Und auch das stimmt Wort für Wort, was die Zeitschrift 
des G. d. A. über die Mittel anführt, mit denen das Kapital sein 
Ziel zu erreichen sucht: 

„Man organisiert nicht nur die Sabotage der Lohn- 
kämpie, sondern auch den Steuerstreik und den Lie- 
fersfreik der Landwirtschaft. Wenn die Städter 
(lies Arbeitnehmer) nicht auf die Forderungen des Besitzes ein- 
schen, dann wird man ihnen die Lebensmittelzufuhr vom Lande 
sperren. Das ist bereits bis in die kleinste Hütte draussen 
organisiert. Soweit sind wir glücklich in Deutschland gekom- 
men, dass man uns als Arbeitnehmer mit der Brot- 
sperre droht, wenn wir gerechte Verteilung der Lasten auf 
alle Schultern, also auch auf die Schultern der Besitzenden ver- 
langen. Wir sitzenin der Tat aufeinem Vulkan, 
derieden Augenblick ausbrechenkann“ 

Wer nun aber meint, dass der G..d. A. aus diesen Darle- 
gungen die Folgerungen ziehen würde, um Seite an Seite mit 
den freien Gewerkschäften den „Entscheidungskampf‘“ zu führen 
und der „Umstellung der Machtverhältnisse im Staate‘“ dahin 
entgegenzuwirken, dass der Arbeitnehmerschaft ein grösserer 
Einfluss gesichert wird, der kennt eben unsere Helden vom 
G. d. A. nicht. Die ganze oben wiedergegebene Einleitung des 
Aufsatzes von Heinrich Thal dient ja nur dem Zweck, die über 
die lahme Haltung des G. d. A. Unzufriedenen bei der Stange 
zu halten, sie durch Redensarten glauben zu machen, dass auch 
der G. d. A. die wirtschaftliche Reaktion bekämpfen wolle. 
Irgendwelche Folgerungen aus den Worten werden nicht ge- 
zogen; im Gegenteil! Obwohl der Verfasser erklärt, dass „im 
Interesse unserer Wirtschaft den parteipolitischen Uebertrei- 
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biüngen Einhalt geboten werden“ muss, wird drei Zeilen nachher 
das Gespenst einer „Nebenregierung der Gewerkschaften“ an 
die Wand gemalt. Wenn also die Gewerkschaften versuchen, 
der Reichsregierung, wie in den Tagen der Ermordung Erz- 
bergers, ihre Ansicht darzulegen und an die Duchführung der 
nach dem Kapp-Putsch aufgestellten acht Punkte zur Demo- 
kratisierung unseres Staatswesens zu erinnern, dann liegt SO- 
fort eine „Nebenregierung der Gewerkschaften“ vor, und dabei 
wissen die Herrschaften sehr‘wohl, dass noch kein Gewerk- 
schafter daran gedacht hat, die Regierungsgewalt irgendwie 
durch eine „Nebenregierung‘“ der Gewerkschaften einschränken 
zu wollen. Wohl aber verlangen wir, dass die Regierung, die 
in unserem republikanischen Staatswesen von dem Willen der 
Mehrheitsparteien eingesetzt ist, auch die Meinung der stärksten 
wirtschaftlichen Macht unseres Volkslebens, der Gewerk- 
schaften, hört und beachtet. 


Verdrehungskünste des ‚N.D. T.-V.* Die Kampfmethoden, 
welche der „Neue Deutsche Techniker-Verband“ gegen unseren 
Bund anwendet, werden von Tag zu Tag „vornehmer“, In der 
„Dortmunder Zeitung“ Nr. 420 vom 9. September 1921 erschien 
folgendes „Eingesandt“: 

Ein interessantes Eingeständnis. 


Vom Neuen Deutschen Technikerbund, Essen, wird uns geschrieben: 

Der rheinisch-westfälische- Gauleiter des Bundes‘ der technischen 
Angestellten und Beamten, Herr Gramm, machte in einer Öffentlichen 
Versammlung am 28. August ungefähr folgende denkwürdige Aeuısse- 
rung: „Wir wollen die heutige Wirtschaftsform zertrümmern und etwas 
Neues schaffen.“ Das ist deutlich gesprochen! Herr Gramm steht an- 
scheinend in recht guten Beziehungen zu den asiatischen Machthabern 
im bo!schewistischen Russland. — Und wie soll das Neue, was sie 
„schaffen“ wollen ausschen, Herr Gramm? Ihr Kollege Werner hat 
ums darauf bereits seit langer Zeit Antwort gegeben. — Man will den 
Wahlspruch der heutigen Zeit: „Freie Bahn dem Tüchtigen‘“ dergestalt 
abändern, dass es in der sozialistischen Wirtschaft heissen soli: „Freie 
Balın dem Gesinnungstüchtigen.“ Wir danken für die Bescherung. 


Es muss doch sehr schlecht um den N.D.T.V. stehen, 
dass er schon mit solchen Mätzchen gegen einzelne Personen 


unseres Bundes ankämpft. — Was ist denn Wahres an der 
schrecklichen Begebenheit? k 
Kollege Gramm sprach am 28. August in Selm. — Dort 


rw 


trat ihm eine neue Leuchte des „N.D.T.V.“, Herr Rinke, 
entgegen, ım gegen unseren Bund eine Attacke zu reiten. Er 
musste sich aber vom Kollegen Gramm allerhand bittere Wahr- 
heiten sagen lassen. — In seiner Antwort auf die Angrifie des 
Herrn R. hat Kolleg G. u. a. gesagt, dass Gehalts- und Lohn-. 
erhöhungen in der bestehenden privatkapitalistischen Wirtschaft 
den Arbeitnehmern keine daternde Verbesserung ihrer wirt- 
schaftlichen La&e bringen können, denn die Unternehmer aller 
Schattierungen verstehen es immer wieder, ihre Unkosten durch 
entsprechende Preiserhöhungen auf die Arbeitnehmer abzu- 
wälzen. — Wir kommen nur durch eine vollständige Aenderung 
der heutigen Wirtschaftsordnung zu besseren Zuständen. Die 
privatkapitalistische Wirtschaft muss zertrümmert werden und 
an ihre Stelle muss eine neue, auf das Gemeinwohl ausge- 
richtete, planmässig geordnete Wirtschaft treten. 

Um den Gegnern nicht Gelegenheit zu geben, aus dem vom 
Kollesen G. angewandten Worte „zertrümmern“ etwas anderes 
herauszulesen, als er damit sagen wollte, wies er ausdrücklich 
darauf hin, dass wir nicht an eine gewaltsame und plötzliche 
Vernichtung des heutigen Wirtschaftslebens dächten, dass wir 
vielmehr die Gemeinwirtschaft allmählich herbeiführen wollen. 
Ebensowenig wie die kapitalistische Wirtschaft von heute auf 
morgen entstanden ist, wird die neue Wirtschaft plötzlich ent- 
stehen können. Der Redner wies ausdrücklich auf Russland hin 
und sagte, dass das Beispiel Russlands uns nicht reizen könne, 
wir könnten die neue Wirtschaft nur auf demokratischem Wege, 
durch den Willen der Mehrheit der Volksgenossen erreichen. 

Wir sind allerdings der Ansicht und vertreten sie mit aller 
"Entschiedenheit, dass die Arbeitnehmer in der privatkapitalisti- 
schen Wirtschaft immer die Leidtragenden sein werden. Der 
„N.D.T.V.“ will im Gegensatz zu uns die kapitalistische Wirt- 
schaft im Interesse des Unternehmertums erhalten, hat doch 
ein Vertreter des G.d.A.G. in einer Tarifverhandlung in Essen 
kürzlich den Arbeitgebern selbst zugerufen: 

„Die Angestellten sind es gewesen, die die Wirtschaftsordnung ge- 
stützt haben, die es den Arbeitgebern ermöglicht, weiter hohe Gewinne 
. zu machen.“ 

Also, um den Arbeitgebern zu ermöglichen, weiter Riesen- 
‚ gewinne einzuheimsen, stützt der N.D.T.V. und seinesgleichen 
' die privatkapitalistische Wirtschaftsordnung,. Eine bessere 
' Selbstkritik kann es nicht geben. 

Für die Kampfesweise des N.D.T.V., der seinen Gegnern 
die Worte im Munde zu verdrehen sucht und vor offenbaren 
Lügen nicht zurückschreckt, gibt es nur einen treffenden Aus- 
‚druck: Piui Teufel! 
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Aus dem Bunde oo 

Neue Kampfiondsmarken. Die Sammlungen-für den Kampf- 
fonds werden nicht mehr nach dem Listensystem durchgeführt. 
Der Bundesvorstand hat vielmehr neue Kampffondsmarken 
herausgebracht, die nach einem preisgekrönten Plakatentwuri 
des Bundes hergestellt werden. Die Marken sind in Beträgen 
von 5 und 10 M. zu je 20 Stück in Blockform vereinigt aus- 
geführt, so dass jeder Markenblock einen Wert von 300 M. 
besitzt. Es ist Ehrenpflicht eines jeden Mitgliedes, neben den 
ordentlichen Beiträgen eine Reihe von Kampffondsmarken im 


DO 








“ Mitgliedsbuch zu führen. Jedes Mitglied muss von seinem Ver- 


trauensmann oder seiner Ortsverwaltung Kampfiondsmarken 
anfordern! 

Verpilegungspreise für das Erholungsheim Sondershausen. 
Der ausserordentlich starke Zuspruch, den unser Erholungsheim 
in Sondershausen in diesem Sommer gehabt hat, gibt. uns 
Veranlassung, das Heim auch den Winter hindurch offen. zu 
halten. Die Umgebung’ bietet beste Gelegenheit zu Winter- 
sport aller Art. Es werden also die Gäste unseres Heims auch 
im Winter in Sondershausen gute Unterhaltung haben. Die 
Pensionspreise sind vom 1. Oktober ab für Erwachsene auf 
26 M. und für Kinder auf 18 M. pro Tag festgesetzt. In diesen 
Preisen sind lediglich die Verpflegungskosten enthalten. Alle 
anderen Kosten werden bekanntlich einem Beschlusse des 
letzten Bundestages zufolge vom Bunde selbst getragen., Wir 
hoffen deshalb, dass recht viele Kollegen auch im Winter das 
Heim aufsuchen werden. Pr 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt, 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke_A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G.. Düsseldorf, Werstener Strasse 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen irn Versammlungskalender der: „D.T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten :Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Bungaben als die vorgeschriebenen unter An wendung nachstehender Abkürzungen enthalten 


M — Mitgliederversammlung, 
F — Fachgruppenversammlung, 


V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 
Berlin-Pankow. M. 27. IX. 7%, Rest. Linder, Breitestr. 34, 


Bensheim. M. 1.X. 7% Bahnhofhotel Bensheim, 

Gross-Hamburg. M. Generalversammlung 29. IX. 
wall 12. 

Hagen I. W. M. 3.X. 

Siegen i.W. M. 1.X 


7%, Gewerbehaus, Holsten- 


8%, Restaurant „Piepenstock“, Heidenstrasse. 
8%, Restaurant Jung, Sandstrasse, 











Trier. V. 29. IA. 8%, "Drehscheibe, Fleischstrasse. 
nfe) Bücherschau 00 





Gewerbeornung für das Deutsche Reich nach dem heutigen Stande 
der Gesetzgebung. Mit einem Anhange, enthaltend das Kinderschutz- 
gesetz vom 30. März 1903, das Stellenvermittlergesetz vom 2. Juni 
1910, das Hausarbeitsgesetz in der Fassung vom 29. September 1901 
mit den Aenderungen vom 12. Mai 1920 und Verordnungen der Kriegs- 
und Demobilmachungszeit. Textausgabe mit aıphabetischem Sachrezister. 
Verlag von Franz Vahten in Berlin. Preis gebunden 15 Mark. 

Diese Ausgabe der Gewerbeordnung berücksichtigt alte bis heute’ er- 
lassenen Aenderungen und Verordnungen und gibt ein abschliessendes 
Bild des Gesetzes und der Nebengesetze in zuverlässiger Wiedergabe 
des amtlichen Textes. Ein aıphabetisches Sachregister erleichtert das 
Zurechtfinden in dem umfangreichen Gesetzeswerk und erhöht dea 
Wert der handiichen und geschmackvoli gebundenen Ausgabe. ve 

Untergang. Ein Lebensfragment von A. M. de Jong. Berechtigte 
Uebertragung aus dem Holländischen von G. Gärtner. Preis geb. 12 M, 
Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW 68. 





Deutsche Beamten-Feuerversicherung. Auf Grund unseres 
Abkommens mit der genannten Anstalt können die Bundesmit- 
glieder ihr Mobiliar zu überaus günstigen Bedingungen innerhalb 
Deutschlands gegen Feuer und Einbruch versichern. Anfragen 
und Beitrittserklärungen sind unmittelbar zu richten an den 
Vertrauensmann, Bundeskollegen Emil Rohr, Charlotten- 
burg 5, Städtisches Bürgerhaus. 


Verantwortlicher Schriftleiter, auch für die Beilagen: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berliu | 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,., Berlin SW 68. IRH u 
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Sobald Sie Ahenmalismns 


fpüren ! 


Melden Sie bei und Yhren Rhermatisnus 
ar, fobald er jich bei Ahnen angemeldet Hat! 

Laien Sie ihu nicht erft alt werden, nicht 
fejtfegen, fondern tun Sie e8 bald. 

Einreibungen, Eleltrifieren, Warmbalten und 
alle möglichen beißen Bäder Helfen Yhnen nur 
vorübergehend und niemals! gründlich. Das 
einzig Richtige und Sichere ift eine ordentliche 
Kur von Innen Heraus und ifi außerdem viel 
einfacher. 

Aheumatismug, Gicht und verwandte Leiden 
figen im Blute. 
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Sie wollen aber doch nicht den Anfall nur 
Bi8 aufs nädhfte Mal auffchteben, fondern Sie 
wollen, daß er liberhaupt ausbleibt. 

Sie müfen die Giftfloffe. auß dem ganzen 
Körper austreiben, und das ift nur möglich auf 
dem Wege, auf dem alle3 aus dem Körper ent- 
fernt wird, was nicht darin bleiben darf, 

Unfchläge, Pflafter, Salben, Baden, Maffteren, 
Elektrifteren, jcharfe Einreibungen Zönnen fehr gut 
fein, um die Schmerzen für einige Stunden zu 
mildern, aber Gichtofint ift befer, weil e8 Dauers 
wirkung fehafft. 

&3 ift auch vielfach einfacher anzuwenden, e3 
bedarf feiner Vorbereitung, denn e3 wird innerlich 
angewandt, 

Stellen Sie Ah Ihr Blut vor .al8 ein 
®ewäffer, welches verfhlammt nnd verfumpft ift, 
weil allerlei Unvat Hineingeflofien ijt und weil e3 
zu träge fließt. 

Da hilft e8 nicht, daß Sie hier einmal und da® 
einmal ein bißchen darin Herumrübren, fondern du 









Stellenangebote 


Bauführer 


mit längerer Praxis in Ausführung von Eisenbeton-, Hoch- und Tief- 
r selbständigen 
Leitung grösserer Betriebe befähigte Herren können auf Dauerstellung 
rechnen. Ausführliche Meldungen mit Gehaltsanspruch und Lebenslauf an 


Hüser & Cie., Obercassel (Siegkreis). 


Grossbank sucht für Bauabteilung zum möglichst sofortigen 
Eintritt bei hohem Gehalt erfahrenen, durchaus zuverlässigen 


bauten sofort gesucht. Taikräftige, gewandte, 


Bautechniker 


der in Bauausführung, Veranschlagung und Abrechnung praktische Er- 
$ahrungen besitzt und auch in Statik u. zeichnerischen Arbeiten firm ist. 


Angebote mit Zeugnisabschriften und Lebenslauf an die 


Bank für Handel und Industrie 
Darmstädter Bank), Baubureau, 
eriin, Potsdamer Strasse 1a. 





Wir suchen für unsere Abteilung Feld- : 
bahnbau eınige jüngere 


Techniker 


mit guter Schulbildung und Erfahrung in der 
Anfertigung von Offert- u. Werkstattzeichnungen. 


Gefl. Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und 
Lichtbild, sowie Angabe der Gehaltsforderung und des 


frübesten Eintriitstermins sind zu richten an den 


Bochumer Verein für Bergbau 
und Gussstahlfabrikation 


in Bochum. 





Tüchtiger, unverheirateter Bau- 
führer, der längere Zeit im 
Baugeschäft tätig war, für 
ländliche Siedlungen sofort 
esueht, Angebote mit Lebenslauf, 
uschrifiin und Gehaltsan- 
sprüchen sind zu richten an die 


Bauabteilung 
der Hann. Siedlungsgesellschaft 
Achim b. Bremen. 


Grosse Auswahl 


geübte 


benslauf an 


Zeichnerisch und konstruktiv ge- 
wandte, in statischen Berechnungen 


1. Kraft 


per möglichst bald gesucht. 
ebote mit Anspr., Zeugnissen und 
Otto de Berger 


Architekt B.D.A. u. Bauingenieur 
Hohenlimburg in Westfalen. 





Inge 
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bilft nur ein tüchtiger Gewitterguß, der alles, wa8 
faulig und Shmusgig ift, Hinausfpült und einen 
oxdentlihen Duchfluß Ichafft. 

Sie Haben vielleicht fchon eine ganze Haug: 
apothefe von allerlei Mitteln zufanmengefanft und 
bereigie dafür ausgegeben, ohne daß Sie Hilfe 
enden. 

BGichtofint Lönnen Ste verfuchen, che Sie e3 
taufen; denn wir fenden an jeden Xeidenden, der 
und auf einer Pojtlarte mitteilt, daß er e8 probieren 
möchte, eine Heine Schadtel Gichtofint ganz 
toftenfret. 

Sinfolge der riefigen Erhöhung aller Untoften 
und des teuren PBortog haben wir nur 5000 Sratig> 
proben bereitgeftellt, die jehr fchnen vergeben fein 
werden. 

Schreiben Sie und deshalb fofort, und feien 
Sie überzeugt, dab Sie fih diefed Entichlufies 
noc freuen werden. Unfere genaue Adrejie ift: 
Generaldepot der Biltoria-Apothete, Berlin, U 42, 
Sriedrichftr. 19. 


PELIKAN-WERKE 


Günther Wagner, Hannover 
suchen 


nieur 


zur Ueberwachung der gesamten technischen Anlagen, zur 
Beaufsichtigung des Kesselhaus- und Kraftbetriebes und zur 


Kenntnisse, 


Erfahrung 










Gesetzliche 


An- 









1.0.V.d. 


in guten Tuchstoffen für Herren- 
und Damenbekleidung, glatt und 
hochmodern gemustert,finden Sie bei 
MH. Markert, Tuchversand, 
Spremberg NL. 33. 
— Muster frei gegen frei. — 





illigste Bezugsquelle 
Hansen & Kleiner, Kiel. 


1880-99 a. 20.—, 
we We weise We 1900-13 a.30.—, 
1914-20 a. 100.—, gebd., pa. Ein- 
band je 25.— mehr, einz. Num, 
5 bis 20 M. Lueger, Meyer-, 
Brockhaus-Lexikon liefert 


"Reisszeuge und Rechenschieher | Otto Thurm, Dresden A.1. 


Ein- und Verkauf. 


Steuervo 


| Stuttgarter Lebensversicherungsbank a. 6. (Alte Stuttgarter). F 


Der neue T 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 
schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin {persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymnasium, Oberrealschule. 
Angesteilten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. F, Potsdam. 


Leitung einer Maschinenbauwerkstatt. 

Verlangt werden in erster Linie vielseitige “praktische 
in 
schnelle Auffassungsgabe und Tatkraft. 

Eintritt baldigst. 


moderner Werkstättenleitung, 


Gehaltsansprüche erbeten. 








rteile | 




















Eine goldene Brüde 


zum Erfolg — denn das bisschen Schul- und Bücherweisheit allein 
macht's freilich nicht — eine praktische Schulung des Geistes und 
REN im täglichen Leben braycht, 


aller seiner Kräfte, wie sie der 


finden Sie in der seit fast 30 Jahren bewährten und vielgerühmten 
Geistesschulung und Gedächtnislehre des Sozialpädagogen L. Pochl- 
mann. Sie stehen dabei keinem toten Buch gegenüber, sondern er- 
halten einen interessanten brieflichenUnterricht, der Sie vom dornigen 


Ufer über die 
istigen Freiheit führt. Ausführliche D 


Idene Brücke goldener Regeln in das Land der 
rucksachen versendet gratis 
Poehlmann, Amalienstr.3, München W 169. 





D 
jeden erreichbaren Kollegen, ob 
er die Deutsche Techniker- 
Zeitung bei der Post bestellt 
hat. Wenn nicht, veranlassen 
Sie ihn, sofort den umstehenden 

Zettel auszufüllen und in einen 
Briefkasten zu werfen. Die 

| Postbestellquittung wird mit 
5 Mark vom .Vertrauens- 
mann und der O.V. als Bei- 
trag in Zahlung genommen. 


oOOTDo29999999O9ODODO9TD 


Herr Kollege! Bestellschein 
Ein Bundesmitglied, das z 
unser Bundesorgan nicht liest, 
ist kein vollwertiger Gewerk- 
schafter. Fragen Sie deshalb An das 


OOTSOTDODOOODODOOOOOOTOODOODOOOOOOOSOOOODO 





PDostamif 





(Postzeitungsstelle) 


BOSDODOODDDOIDOITAOODOIOIO 
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„Welt-Detektivv| Achtung! Soiort besiellen! 


Auskunftei Preiss- Berlin 38 
Kleiststr. 36 (Hochbahnhof 
Nollendorfpl.). Tel. Kurf.4543. 
Beobachtg., Ermittl., spez. in 
Zivil-u. Strafproz. In- u. Ausl. 
Heirats- Auskünfte 
üb.Vorleb.,Lebenswand.,Ver- 
kehr, Gesundh., Einkommen, 
Vermögen, Mitgift etc. an 
allen in- u. ausl., überseeisch. 
Plätz.! Diskret! Zuverläss.! 
Taus. freiwill. Anerkennung. 
Gegründet 1905 


Herren-Anzugstoffe 


Damentuche ab Fabrikort 
billigst, Muster frei. . 
Tuchversand Schliessfach 30 Inhalt: 4 





























Nebenverdienst | ae Rale! 


Zirka 9000 Aluminium-Kochtopfe 


unter Herstellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). 
Diese 4 Stück mit Deckel 





1®/, Liter 
SSpemberr Cru) er. nur 100 Mark franko Nachnahme (zollfrei) 


Jeder rührige Angestellte 


en een 1 ‚Topf 5 Liter Mk. 30, 6 Liter Mk. 35 extra. 


Jederzeit Umtausch! 


tige dcr Ensiiws || Metallindustrie H. Seuthe in Elsetal Nr. 43 bjPlettenberg in Westfalen, 


kanntenkreisen. Näheres durch 





3000 re Fabrikräume. 


Pestalozzibuchhälg., Linke & Co., Abtig. 15, Bedingung: Inserat einsendep,. da nur die zuerst eingehenden ca. 1000 Bestellungen 


Halle (Saale). berücksichtigen kann. 


Wählen Sie nicht 
bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 
Anzug-, Hosen-, Paletot- und Ulsterstoffen 
gesehen haben. — Zusendung franko gegen franko. 
Heinrich Kreie & Co. 


= Tuchfabrik und Versand, Spremberg (Lausitz). Re Bethmann, Hebezeug und Aufzüge 
3 ? PRERRFEE 3% antiquarisch zu kaufen gesucht. 
. Langkammer, Dresden-A, Terrasseaufer 4. 


Daeder 
Konstruieren 
und Rechnen 


3Bändegebunden. Barpreis 
M.155.—, b.Ratenzahlg. 10%, Zuschl, 
Gegen M. 20. Monatsrate, ebenso 
die anderen Haederbücher bei 


Hermann Meusser, 
Buchhandlung, 
Berlin W 37 4, Potsdamer Str. 73. 













"Geschenkartikel aller Art. } 
Eın sehr feines samtenes 


Speckgummi, für 
weichen Bleistift u. 
empfindliche 
Papiere : 


GÜNTHER WAGNER 
HANNOVER uno WIEN 


Teilzahlung | 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren, Rasierartikel, 
Photoartikel,Musikinstru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofrei liefern 


Jonass & 60,, Bertin A. 431 


Belie-Alliance-Strasse 7-10. 











DOODO OOTZD OOOOOO OOOOOO OOOOOODTO TOO DO DO O OO 

Betrifft: 

Zeitungsabonnement auf die D.T. Z. Datum des Poststempels. 

(laut Postzeitungsliste S. 82 und Nachtrag vom 8, 9. 1921 ‚‚Neu‘'), BR 

Hiermit bestelle ich für das 4, Vierteljahr 1921 die 6a 

*) Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe... . ; M. 7.50 

*) % 5 pn Ausgabe |, für Industrietechnikes BE d 

x) hr 5 ” x Il, » Bautechniker... „ 5.— 

ze, ” ” ” ” Il, ” Grubenbeamte .. „ x 


Kommunaltechn. , „ 

; = Staatstechniker.. . 
*) ii 5 % » VL „. Katastertechniker 
*) 2 ” N „ VI, „ Reichseisenbahn- 
techniker . ı » 


nun 
KL] 


u 
| 


Name: 


nn nn nennen ne 


Wohnort: _ 





Tr 


OO0000000000000000Ö4|” 


Deutlich 


schreiben | 


Strasse wüd Hausnunimer: 2.72. a, SB Seh a Er A 


*) Das Nichtzutreffende ist zu durchstreichen. 
OOOTOOOOOTDODODOODO OO OOOOO TG OOOGOGOIOOOOO 


RE EEE | 
es 
u 23 
3 
<<E: 
ss 3 


Bosse 


Für Reise, Haus, Büro und Bene 


i LIPSIA! Der beste u. billigste Selbstfüll- 
federhalter mit 14 karätiger \ 
goldplatt.Feder für nur 


550 Mark 


Versand-Haus S. Frank & Sohn, Leipzig-Plagwitz, Abt.T. 





Durchschlagpapier 


weiß M 19.—, rot, gelb, grün, blau M 24,— %o al artblatt, 
ff. Schreibmasch. -Post M 47.— %oo Quartblatt bei 10000 Blatt. 
:: Muster und Preisliste über Büro-Bedarfsartikel kostenlos. :: 


E. Heckendorff Ser.1773 Berlin SO26 



























mit 
automat, 
Selbstfüllvor- 
richtg.; kann i.jed. 
Lage i.d.Tasche getrag.werd. 
Ohne Glasfüll. Kein Beschmutz. d. Tasch. 
: u.Hände. GutePräzisionsarb., Be, Sec nimmt 

m.jed.Füllg. f.ca.10 000 Buchstab.Tinte auf. Versand geg- 'Nachn. 
























Die Pensions-und Witwenkasse 


des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
(gegründet 1895) ist. die. beste Zuschusskasse zur ÄAnge- 
stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
Rentenbezug den- Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. "Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 
Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
gen erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u.Witwenkasse 


2 z des Deutschen Techniker-Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 


Schriften des Bundes der technischen 


Angestellten und Beamten. 


Soeben sind erschienen Heft: 13 und: 14, 


A Die Steiterung der Produktion 


Von Alfred Fröhlich. 
Preis M. 5—, für Mitglieder M. 3.—. 


Tariinolitik der technisehen Angestellten 


Von Ingenieur Gramm. 
Preis M. 2.—, für Mitglieder M. 1.50. 
Die Versendung erfolgt gegen Nachnahme ohne Portoberechnung. 


Industriebeamten-Verlag c.m.b.H. 
Berlin NW52, Werftstrasse 7. 


Bestellschein. 


(Ausschneiden und ausgefüllt in offenem Umschlag [15 Pf, Porto] 


einsenden. 


Unterzeichneter bestellt bei der Buchhandlung des Industrie- 
beamten-Verlages, Berlin NW 52, Werftstrasse 5: 


Exempl. Fröhlich, Steigerung der Produktion. 
Gramm, Tarifpolitik. 


(Ort und Datum) 
Uoterschrift: na 


"Mitgl-Nr. 2? Adreanet SU re ee 





Wr 




























Erscheint Btägi 


Nr.39 / 3. Jahrg. 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


UNITERSITY CE 


am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
für das Ausl 9,25 AM, — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


30. Septbr. 1921 


Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088. 1090. 


INHALL: 


AtA-Kongress. — Dozualisierung, Bodenreform, Freiwirtschait, Il. — Wirtschaftsfragen: Industrie-Nothilte und Markkurs. — Die Zahlung 
der Goldmilliarden, — Sozialpolitik: Das Betriebsrätegesetz in’ der Tschechoslowakei. — Existenzminimum: 70000 Mark. — Beihilten für 


_ langır,stige. Grwerbslose. — >oziale Bewegung ı 15. Verbandstag des; Deutschen. Metallarbeiterverbandes. — Kapital und ‘Arbeit. — ag Park und die tech- 


nischen Angestellten. — 48000000 organisierte Arbeitnehmer 


— Krise der” Whitley-Räte in England. — Zur Psychologie des 


nternehmertums. — 


“ Angestelltenbewegung: Der N.D.T.V als Schützling der Arbeitgeber. — Betriebsräte: Teilnahnfe von Gewerkschaftsvertretern an Betriebsversammlungen. — 
Berufsfragen: Vorsicht bei ausländischen Stellenangeboten. — Aus dem Bunde: Kampffonds-Sammlung — Kampffonds-Sammlung Wurmrevier. — Vor- 
standsbekanntmachungen. — Aus’ den Gäuen. — Versammlungskalender. — Sterbetafel. # Sozialwirtschaftliche Rundschau: Das Ende der Wirtschafts- 

_ krise. — Wirtschaft und Technik. — Stichwörterbuch: Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, — Referentenführer. Sozialversicherung. — 


Chnstlicher Sozialismus, 





Am 2. und 3. Oktober 1. J. findet in Düsseldorf der 1. Ge- 
werkschaftskongress des Allgemeinen freien Angestelltenbundes 
statt. Die Vertreter von mehr als 700000 organisierten An- 
gestellten und Beamten Deutschlands werden in ernster Arbeit 
wichtige Interessengebiete ihrer Auftraggeber beraten und 
richtunggebende Beschlüsse fassen für die. weitere Arbeit der 
im Allgemeinen freien Angestelltenbunde vereinigten frei- 
gewerkschaftlichen Organisationen derer, die in der Urproduk- 
tion. in Industrie, Handel und Verkehr und in den öffentlichen 
Betrieben und Verwaltungszweigen technische oder administra- 
tive, kaufmännische oder sonstige höhere Dienste leisten. 

Der allgemeine freie Angestelltenbund, unser AfA-Bund, wie 
wir ihn kurz .nennen, ist in seiner heutigen Form eın verhältnis- 
mässig junges Gebilde. Seit dem Ende des Jahres 1917- führt 
er. erst diesen Namen. und seit dieser Zeit stellt er auch erst 
jene festzefügte Spitzenorganisation dar, als die wir ihn heute 
kennen und als welche er in der Form der Ortskartelle wohl 
schon allen unseren Kollegen und Mitgliedern sichtbar in Er- 
scheinung ‘getreten ist, Freilich. der Gedanke eines Zusammen- 
schlusses iener Vereinigungen, die sich die ehrliche gewerk- 
schaftliche Wahrnehmung -der Interessen der Angestellten und 
Beamten zur Aufgabe gemacht haben, ist weit älter. Schon 
lange vor dem Kriege, als mit der Industrialisierung Deutsch- 
lands auch in den Kreisen der Angestellten die Erkenntnis ihrer 
Klassenzugehörigkeit und ihrer Klassenlage wuchs und sich die 
Geister schieden nach solchen, die der Erkenntnis Rechnung 
zu tragen gewillt waren. und solchen, die. weil ihnen die Er- 
kenntnis noch nicht gekommen war, oder weil sie trotz der Er- 
kenntnis. aus Standesdünkel: oder sonstigen Ideologismen heraus. 
meinten. den Versuch einer Ueberbrückung der Klassenverhält- 
nisse unternehmen zu müssen,. damals schon fanden sich die 
Vereinigungen, die heute noch den gleichen freigewerkschaft- 
lichen Gedanken vertreten. dem sie schon damals sich zu- 
wandten. zur „Freien Vereinigung für die soziale. Versicherung 
der Privatangestellten“ zusammen. Diese Vereinigung. die, wie 
schon ihr Name besagte. zunächst nur ein beschränktes Gebiet 
bearbeitete. wuchs über dieses bald hinaus. Das Arbeitsrecht 
und seine weitere Ausbildung in Deutschland trat mit dem 
Erstarken der - Gewerkschaften und mit der zunehmenden Be- 
deutung der sozialpolitischen Einflussnahme des Staates immer 
mehr in den Vordergrund der Erörterung und zwang die ge- 
werkschaitlichen Organisationen der Angestellten und Be- 
amten, sich auch diesen Problemen zuzuwenden. Es bildete 
sich für diesen Zweck der „Arbeitsausschuss für das einheit- 
liche Angestelltenrecht“. der sich im Frühjahre 1914 nach dem 
Kongresse tür das einheitliche Angestelltenrecht zu einer „Ar- 
beitsgemeinschaft für das einheitliche Angestelltenrecht“ um- 
bildete und schon festere Formen der Organisation aufwies als 
der. Arbeitsausschuss. Aus der Arbeitsgemeinschaft entstand 
endlich der AfA-Bund als der nach aussen weithin sichtbare 
Repräsentant des freigewerkschaftlichen Gedankens in der An- 
gestelltenbewegung Deutschlands, als Verbindungsglied zwischen 
dieser Bewegung und der freigewerkschaftiichen Arbeiterbewe- 
gung und somit als Ausdruck der allgemeinen Solidarität aller 
‘Arbeitnehmer; nach innen als der Heger und Pfleger des Ge- 
meinschaitsgefühls aller sogenannten „geistigen Arbeiter“ und 
als die Zusammenfassung aller Kräfte, die aus diesem Gemein- 
'schaftsgefühl erwachsen. 





AfA-Kongress 


Dem AfA-Bunde gehören heute die freigewerkschaftlichen 
Verbände der technischen Angestellten und Beamten, der kaulf- 
männischen und administrativen Angestellten. der Werkmeister, 
der Bankbeamten. der Angestellten des Buchhandels und der 
Zeitungen, der Chorsänger, der Fördermaschinisten, der Poliere. 
der Bühnenangehörigen, der Artisten, der Zuschneider. und 
schliesslich der Schiffsingenieure und Seemaschinisten mit einer 
Mitgliederzahl von über 700000 Arbeitnehmern an. 

Der Kongress wird vor allem die Aufgabe haben, die inneren 
organisatorischen Verhältnisse des AfA-Bundes noch fester zu 
gestalten als sie schon sind. Eine Vereinigung von so grossen 
Verbänden, wie sie den AfA-Bund bilden, ist ein empfindliches 
Instrument. -Selbstverständlich wacht jede angeschlossene Or- 
ganisation eifersüchtig über ihre Selbständigkeit im Rahmen 
des Ganzen und über die Rechte, die sie in diesem Ganzen aus- 
zuüben wünscht. Hier von vornherein alle Konfliktsmöglich- 
keiten, so ferne solche angesichts der einheitlichen Grundauf- 
fassungen auch liegen mögen, auszuschliessen, ist weise Vor- 
aussicht und Vorsicht. Sie wird auf dem. Kongresse geübt 
werden. 

Neben der Bestellung seines Hauses wird der Kongress 
aber auch wichtige Arbeit für die Gesamtheit der Mitglieder der 
ihm angeschlossenen Verbände und für die Gesamtheit der 
Angestelltenschaft überhaupt leisten. Das einheitliche Ar- 
beitsrecht und die Vereinheitlichung der so- 
zialen Versicherung stehen auf der Tagesordnung des 
Kongresses. Hervorragende Fachmänner werden über beide 
Gegenstände berichten, und die erfahrensten Kenner aus der 
Mitte der leitenden Kollegen der Verbände werden ihre Mei- 
nungen über den Gegenstand austauschen. und schliesslich 
wird der Kongress seiner einheitlichen Ansicht durch Ent- 
schliessungen Ausdruck geben, die auf lange Jahre hinaus die 
Grundlage der Tätigkeit der freigewerkschaftlichen Angestellten- 
organisationen auf diesen beiden wichtigen Gebieten sein wer- 
den. ‘Die Anwesenheit und wohl auch die Mitarbeit vieler 
ausserhalb der Organisationen stehender, zum Kongress ge- 
ladener Fachmänner wird den Wert und die Bedeutung dieser 
Entschliessungen noch erhöhen. 

So wird denn der erste Gewerkschaftskongress des AfA- 
Bundes nicht nur wichtige Arbeit im Interesse der Angestellten 
und Beamten Deutschlands leisten, seine Beschlüsse werden 
vielmehr auch über diesen ohnehin schon weiten Rahmen hinaus 
Wichtigkeit und Einfluss erlangen. Auch. die übrige organi- 
sierte Arbeitnehmerschaft Deutschlands wird von den Arbeiten 
des Kongresses Kenntnis nehmen und ihre Ergebnisse verwer- 
ten. Doch nicht bloss dieses. Die Anwesenheit von Vertretern 
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der Internationale der freigewerkschaftlich organisierten 
Angestellten, die vor wenigen Wochen in Wien begründet wurde, 
gibt die Gewähr, dass von unserem: AfA-Kongresse unsere Be- 
rufskollegen im Auslande nicht bloss Kenntnis erlangen, sondern 
dass dessen Arbeiten auch für die Angestellten des Auslandes 
beispiel- und richtunggebend sein werden. 


Es ist nach all dem Gesagten wohl nicht übertrieben, wenn 
wir behaupten, dass die Tage des 2. ünd 3, Oktober in Düssel- 
dorf für die Angestelltenschaft Deutschlands von geradezu 
historischer Bedeutung sein werden, und es ist eigentlich nur 
ein Wunsch, den wir uns selber aussprechen, wenn wir dem 
Kongresse für seine Arbeiten den besten Erfolg wünschen. 


Ing. Joseph Horn. 


Sozialisierung, Bodenreform, 


Freiwirtschaft III. 


Neben Tilgungsquote, Arbeitslohn, 
turgewinn hatte Beckmann in seiner Polemik gegen die 
von ihm, wie wir in Heft 24 und 31 sahen, überkaupt nicht ver- 
standene Marxsche Theorie als fünften Bestandteil des Preises 
den Geldzins festgestellt, in welchem er, neben dem privaten 
Bezug der Grundrente, die Grundlage für die im Kapitalismus 
stattfindende Ausbeutung” gefunden zu haben glaubt. 

Es ist hier nicht möglich, die Frage des Zinses und seiner 
wissenschaftlichen Erklärung. ausführlich zu behandeln. Jeden- 
fails aber ist die Meinung des Verfassers durchaus falsch, dass 
der Zins sich aus der. Existenz des Geldes ergebe, wie das z. B. 
im Mittelalter geglaubt wurde, als man zwar ein gutes Herz, 
aber wenig wissenschaftliche Erkenntnisse besass und annahm, 
dadurch die wirtschaftlichen Missstände der Zeit beschwören 
zu können, dass man das Zinsnehmen bei der Geldleihe ver- 
bot. Dabei lagen die Verhältnisse damals noch insofern anders, 
als im Mittelälter wesentlich. zunächst für. reine Konsum- 
zwecke des gerade notleidenden Schuldners Geld geliehen 
wurde und infolgedessen das naive Denken viel eher glauben 
komnte, der Zins erwachse aus der reinen ‘Tatsache des Geld- 
gebrauchs. 

Diese Auffassung ist sehr oberflächlich, weil: sie bei den 
äusseren : Vorgängen stehenbleibt, ohne die inneren Ursachen 
der Zinserscheinung zu untersuchen. Das heisst, weil sie ge- 
danklich nicht in den Produktionsprozess eindringt, 
sondern sich durch den äusserlichen Austauschprozess. täuschen 
lässt. Den Zins erklären, heisst erklären, wie es möglich. sei, 
dass am Ende des Produktionsprozesses grösserer Wert an 
Verbrauchsgütern vorhanden ist, als an Produktivgütern am 
Anfang in ihn eingingen. Denn: nur wenn das der Fall ist, ist 
überhanpt die Möglichkeit gegeben, dass an den Geldgeber: ein 
Teil des Produktionsertrages als Zins gezahlt werden kann, 

Es ergibt sich daraus, dass eine Abschaffung des Zinses 
—- sofern man sie einmal als möglich annimmt — an 'den heu- 
tiven sozialen Zuständen grundsätzlich ‘nichts ändern würde. 
Denn ‘der. in der Produktion erzielte ‚Wertüberschuss würde als 
privater Bezug unverändert .weiterbestehen .bleiben und der 
als Zins abfallende Teil nur in eine andere Tasche,. nämlich die 
es Unternehrners als Besitzers der Produktionsmittel, geleitet 
werden. -Es würde sich also der Tatbestand der „Ausbeutung“ 
des Arbeiters in nichts ändern. 

Es erübrigt sich, auf die aus’dieser-falschen und flüchtigen 
Erklärung gezogenen Schlüsse des Verfassers des näheren ein- 
zugehen. Dass ein Streik -deshalb für die Arbeitnehmer keinen 
Erfolg bringen könne, weil Zins in der Volkswirtschaft bezahlt 
werden müsse, ist eine geradezu komische Behauptung. - Auch 
haben weder’ die Krisen etwas mit der Tatsache des Zinses 'zu 
tun, noch werden deshalb heute keine Häuser gebaüt,. weil’ der 
Zins für den Geldgeber nicht herausgewirtschaftet: werden 
könnte: sondern beide Tatsachen hängen damit zusammen, dass 
im Kapitalismus die Wirtschaft nicht so sehr um ihres eigentlichen 
Zweckes und Sinnes, der Bedarfisdeckung willen, sondern 
der Rentabilität und des privaten Profites (der nicht der 
Zins ist!) willen betrieben wird. 

Erstens könnte also eine Besserung der auch vom Ver- 
fasser zerügten kapitalistischen Missstände keinesfalls auf dem 
Wege einer Reform des Zinswesens erfolgen. Zweitens würde 
die vom Verfasser vorgeschlagene Reform des Geldwesens 
überhaupt keinen Einfluss auf das Bestehen ‘des Zinses haben. 
Und’ drittens scheint der Verfasser sich über das Wesen und die 
wirtschaftliche Funktion des Geldes überhaupt nicht viel Ge- 
danken gemacht zu haben, da er andernfalls kaum zu seinen 
Vorschlägen gelangen könnte. 

Es sind denkbar und haben geschichtlich bestanden zwei 
Formen der Tauschrechnung: Naturalrechnung, d. h. 
also Tausch von Gut gexen Gut, und Geldrechnung, d. h. Tausch 
von Gütern durch Vermittlung des Geldes. Für beide Reclh- 
nungsarten sind gewisse Voraussetzungen und Folgen gedank- 
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lich und tatsächlich festzustellen. Der ungeheure Vorteil der 
Geldrechnung besteht darin, dass’ nur sie es ermöglicht, das 
wirtschaftliche Handeln rechnerisch rational zu orientieren,‘ in- 
dem die auf Grund‘ des Geldgebrauchs erfölgend& 'Preisbildung 


es erlaubt, alle Güter in Gegenwart und Zukunft miteinander 


wertmässig zu vergleichen. Infolgedessen ist sie: das einzige 
Mittel, das ermöglicht, den produktiven Erfolg der Volks- und 
Privatwirtschaft ständig zu kontrollieren und auf ein“ Höchst- 
mass zu bringen. 

Demgegenüber erlaubt die’ Nataralwirtschaft‘ 'eme‘ Berückz 


sichtigung des Bedarfs der einzelnen Glieder der Volkswirt-' 


wirtschait, scheint also zunächst im Interesse der geld- 
schwächeren, ärmeren Bevölkerungsteile zu liegen, ‘während 
sie auf der anderen Seite die Vorteile der Geldrechnung aufgibt 
und menschlicher ‚Voraussicht nach deshalb ‘die Produktivität 
der Volkswirtschaft erheblich herabsetzen würde. 

Wie sich der Sozialismus mit diesem scheinbar unentrinn= 
baren Gegensatz abfindet, kann in dieser Kritik nur angedeutet 
werden: er wird auf die Geldrechnung nicht verzichten können 
im Interesse des produktiven Ertrages der Volkswirtschaft, da- 
gegen durch andere Regelung der Vermögens- und. Einkom- 
mensverhältnisse verhindern müssen, dass, wie in der jetzigen 


Zeit, ein Teil der Bevölkerung arm und infolgedessen nicht im- 


stande ist, sich die für seine Bedürfnisse notwendigen Güter auf 
dem Markt zu beschafien. 
Ein Unding aber ist es, nun eine, Form der: volkswirtschaft- 


“ lichen Rechnung vorzuschlagen, wie es der Verfasser tut, die 


weder Geldrechnung, noch Naturralrechnung ist, sondern irgend- 
eine unmögliche, von falschen Voraussetzungen und unrichtiger 
Kenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge ausgehende, aus- 
geklügelte Idee. ‘Was bedeutet denn die Einführung des 
„Schwundgeldes‘“, 
Monat kraft staatlicher Ordnung entwertet? Sie bedeutet nicht 
die Einführung der unmittelbaren, auf den Gebrauch einge- 
stellten Naturalwirtschaft, da sie das. Geld als Tauschver- 
mittler beibehalten will, also die Preise und den Marktkampfi 
um die Güter, damit den Sieg des Geldstärkeren. Reicheren, also 
die heutige Ungerechtigkeit in der Bedarfsbefriedigung. : 
Sie vernichtet aber auf der anderen Seite alle formalen 
Vorteile für die rationelle Wirtschaftsführung und Steigerung 
der Produktivität, die die Geldwirtschaft ohne Zweifel bietet, 
da die in diesem "Zusammenhang wichtige Eigenschaft des Gel- 
des, eine exakte Wertmessung aller Waren in Gegenwart und 
Zukunft. und Abschätzung des produktiven Eriolges_der Pro- 
duktion (auf dem Wege über die Rentabilität) zu ermöglichen, 
dadurch verlorengeht, dass das: Geld „schwindet“. d. h. kraft 
eigenen Wesens .ständig: seinen Wert verändert. Einführung des 
Schwundgeldes würde bedeuten, dass durch Gesetz zu einer 
ständigen Einrichtung gemacht würde, was wir heute infolge des 
ständigen Inflation durch Banknotenemission als vorübergehende 
Erscheinung voll :Schauder erleben; wirtschaftliche Unsicher- 
beit als Prinzip; da jedermann sicher. wäre, schon morgen. nicht 
mehr so viel Realwert an Gütern dem. Markte entnehmen zu 
können, wie er ihm heute für das Geld. zugeführt hat. 
Nicht nur vom Standpunkt dieser. soziologischen : Betrach- 
tung ist die Forderung eines Schwundgeldes: durchaus: sinnlos. 
Auch von der. Geldtheorie. aus ergeben ‚sich. dagezen .die 
schwersten Bedenken. - Offenbar ist der Gedanke nur möglich 
auf Grund der sogenannten „nominalistischen‘ :Geldtheorie, die 
den Wert des Geldes nicht, wie den der sonstigen Waren, be= 
handeln zu können glaubt, im Gelde nicht eine einfach aus demi 
wirtschaftlichen Mechanismus erklärbare Erscheinung: sieht, son- 


d. h. eines Geldes, das sich von Monat zit: 


dern Geld ats ein Zeichen betrachtet, dessen Wert durch auto- - 


ritären Befehl und Aufdruck fesigestellt sei, so dass es. in. ent- 


sprechender "Menge Waren dem Markt zu ‚entnehmen -im+ 
stande sei, 

Wäre diese Theorie richtig, so könnte‘ alterdinge® auch därch 
Gesetz ein Schwundgeld eingeführt : werden, : ohne: dass das 
Wirtschaftsleben als solches 
würde. Die Theorie ist aber in dieser Form zum mindesten 
faisch. Denn wohl kann der Staat Geld, kraft Gesetzesbefehl 
auf einen zewissen Nominalbetrag lautend, ausgeben; 
durchaus offen bleibt die Frage, wie denn nun die wirtschaft- 
liche Gesetzmässigkeit von sich aus sich auswirken wird, ab 
überhaupt, und wenn, zu welchem realen Gegenwert solches 
Gekld genommen würde, 

Es ist erheiternd, zu schen, wie der Verfasser selbst we- 
nige Absätze später dem Rechnung trägt, wenn er fordert, dass 
„der Geldbedarf an die volkswirtschaftlichen "Bedürfnisse an- 
gepasst“ werde, und- deshalb „die völlige Trennung der: Geld- 
schöpiung vom Finanzbedürfnis des Staates“ für nötig erachtet. 
Er bemerkt gar nicht, dass diese Forderung‘ im Widerspruch 
steht zu den Voraussetzungen seines Schwundkeldgedankens. 
Denn es ist ja gerade die wirtschaftliche Unmöglichkeit, Tür das 


kraft autoritärer ‚Geldschöriung zeschaffene Geld Güter ent- 
sprechend, d. h. olme Störung des Wirtschaitslebens, dem 


irgendwie - störend » 'beeinflusst‘ 
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Markte zu entnehmen, die mit Recht dazu führt, jene Forderung 
auf Unterbindung des Notendrucks zu erheben; während das 
Schwundgeld diese Möglichkeit voraussetzt. 

Als Ergebnis bleibt, dass der Verfasser weder die von ihm 
auch gesehenen Schäden des kapitalistischen Systems richtig er- 
kannt hat, noch die Mittel anzugeben weiss, durch die er in 
seinem :Sinne die Volkswirtschaft reformieren oder gar eine 
Sozialisierung herbeiführen könnte. Das Gebäude, das auf sol- 
chen Gundlagen errichtef wird, kann nur ein Kartenhaus sein, 
und es lohnt sich nicht, sich mit dem am Schlusse des Heit- 
chens abgedruckten Gesetzentwurf zu befassen. 

Es sei aber noch gestattet, eine abschliessende Bemerkung 
zu machen, die gleichzeitig die Länge dieser Besprechung recht- 
fertigen möge, die in keinem Verhältnis zu dem Wert der be- 
sprochenen Broschüre steht. : 

Eine Reform des heutigen Wirtschaftslebens ist nur mög- 
lich auf Grund genauer und richtiger theoretischer Erkenntnis 
desselben. Nur dann können die richtigen Mitel ergriffen wer- 
den, um ein bestimmtes Ziel zu erreichen, wenn die gesetz- 
mässige Verkettung der Tatsachen erkannt ist. Es ist ein Un- 
ding, aus einer schönen Gefühlswallung heraus Forderungen zu 
erheben, Eingriffe zu machen, Vorschläge zu unterbreiten, wenn 
nicht die nur durch verstandesmässige Arbeit zu erringende 
Klarheit in der Erfassung der Zusammenhänge vorher erworben 
ist. Nur dann aber werden Arbeiter und Angestellte ihren Zielen 
näherkommen, wenn sie sich solche Kenntnisse und Berechti- 
gung zu selbständigem Handeln und Urteilen erarbeiten. Mit 
solcher Grundlage allerdings wird ihnen und ihrer guten Sache 
der Sieg sicher sein. 

K Lynkeus. 
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Wirtschaftsfragen 


Industrie-Nothilie und Markkurs, Das Angebot der In- 
dustrielen, dem Reich für die Devisenbeschaffung zur Ab- 
stattung der Reparationsleistungen mit ihrem Auslandskredite 
beizuspringen, hat bei den Tagesblättern. die kapitalistische In- 
teressen vertreten, vielfach eitel Lob und Anerkennung aus- 
gelöst. Die Zeitungen der Arbeitnehmer haben sich etwas 
skeptischer geäussert und von einem Danaergeschenk ge- 
sprochen. Hier wurde mit Recht darauf hingewiesen, dass es 
sich nur darum handle, dem Staate sein Recht und seine Absicht, 
auf die Sachwerte zu greifen, möglichst biılig abzukaufen und 
sich auch sonst vor weiteren Belastungen zu bewahren. Das 
Geschäft würde in der Tat für die Industriellen ganz gün ı 
sein. Mehr als eine halbe bis ganze Milliarde Goldmark haben 
sie nicht die Absicht, aufzubringen. Soviel wollen sie von ihren 
Hamsterlagern von Golddevisen locker machen. Man schätze 
ıun den Wert des Angebotes gegenüber dem einjährigen Bedarf 
von etwa 3,5 Milliarden Goldmark! Selbst wenn die Verhand- 
lungen RathenauLoucheur ein noch so günstiges Ergebnis 
liefern, reicht die Nothilfe der Industriellen nicht einmal für ein 
Jahr. Und dafür weitestgehende Einschränkung der Besteue- 
rungsfreiheit des Reiches? — Inzwischen sinkt der Kurs der 
Mark weiter und: weiter. Der Preis des Dollars, der Ende 
August 81 M. kostete, ist zeitweise schon mit 117 M. notiert 
worden. Fine Verschlechterung des Markkurses also um etwa 
45 Prozent! Die Mark gilt am Dollar gemessen nur noch 
4 Pfennig! Es ist, als ob in- und ausländische Devisenhändler 
recht deutlich. sagen wollten, wie sie den Wert des Angebote 
der Industrie einschätzen. — Für das Volk und seine wirtschaft- 
lichen Organisationen wird es nachgerade höchste Zeit, sich um 
diese Sache ernstlich zu kümmern. Was nützt die fortwährende 
Ausrede auf die unerträgliche Last der Reparationen, wenn die 
ehemaligen Feinde doch nicht locker lassen? Sollen wir darum 
die Hände im Schoss behalten und abwarten, wie wir wirklich 
allesamt zugrunde gehen? Der Kapitalismus kann, wie es 
scheint, in seiner Schrankenlosigkeit das nicht leisten, was er 
mit seinem dauernden Geschrei nach der „freien Wirtschaft‘ in- 
direkt versprochen hat. Er hat bisher die Entwicklung zum 
Schlechteren nicht aufzuhalten vermocht. Es scheint notwendig 
zu sein, dass die Arbeitenden ihm wenigstens einige Fäden des 
wirtschaftlichen Zusammenspiels aus den Händen nehmen und 
selber nach dem Rechten sehen. Vielleicht würde damit auch 
die Nothilfe der Industrie überflüssig werden. 


Die Zahlung der Goldmilliarden. Am 31. August hat Deutsch- 
land gemäss dem Ultimatum von London die erste Gold- 
‚nilliarde bezahlt. So wertvoll es vom aussenpolitischen Stand- 
punkt ist, dass es Deutschland gelungen ist, nicht nur die poli- 
tischen Grundbedingungen der Entwaffnung durchzuführen, son- 
dern auch die erste wirtschaftliche Verpflichtung der Gold- 
zahlungen einzuhalten, so dürfen wir uns doch darüber nicht 
hinwegtäuschen, dass die Art dieser Zahlungen die schwerste 
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Zerrüttung und Gefahr für unsere Wirtschaft bedeutet. Bereits 
Anfang Juli, als die ersten grossen Reparationskäufe an De- 
visen getätigt worden waren, hat es sich gezeigt, dass dieselben 
zu einer ungesunden Steigerung des Dollarkurses und einer ent- 
sprechenden Markentwertung geführt haben, zu einer unge- 
heuren Börsenspekulation und einer immer grösseren Ver- 
schlechterung der staatlichen Finanzwirtschaft. Alie diese Er- 
scheinungen sind inzwischen nicht gemindert, sondern immer 
mehr verschärft und gesteigert worden. Von Tag zu Tag ver- 
grössert sich die Inflation und sinkt die deutsche Valuta, gleich- 
zeitig aber jagt sich eine Aktienhausse um die andere und 
wächst gerade die Zahl der kleinen Spekulanten; tragen doch 
jetzt schon die landwirtschaftlichen Kreise ihre aufgespeicherten 
Geldbeträge zu den kleinen Bankfilialen und beauftragen sie, 
Aktien zu kaufen und wieder mit Gewinn zu verkaufen, wOoO- 
durch sie am besten den verschiedenen Steuern zu entgehen 
hoffen. 

Die Goldmilliarde ist gezahlt worden durch gewaltige 
Devisenaufkäufe, durch Hingabe von Goldbestand der Reichs- 
bank, durch Beleihung des Silberbestandes, ausländische Kre- 
dite usw. Noch immer aber ist die eigentliche Kernfrage der 
inneren Aufbringung der Reparation nicht gelöst. Den ersten 
Anfang dazu soll das neue Steuerprogramm bilden, das dem- 
nächst dem Reichstag vorgelegt wird. Schon jetzt muss gesagt 
werden, dass dieses Programm keine Lösung der Reparations- 
frage bringen kann. Alle derartigen Lösungen sind nur 
Scheinlösungen und werden immer wieder auf die Notwendig- 
keit einer gemeinwirtschaftlichen Planwirtschaft zurückführen. 
Wenn ausländische Volkswirtschafter wie Keynes und 
Vanderlip vom Zusammenbruch der deutschen Reparations- 
leistungen im Jahre 1922 reden, so hat dies seine Berechtigung, 
wenn nicht ein richtiges System der Aufbringung gesucht 
wird. Gleichzeitig gilt allerdings, dass die deutschen Wieder- 
eutmachungsleistungen aufs schwerste Finanzen und Wirtschaft 
der Ententestaaten deroutieren, so dass auch die Bedingtheiten 
des weltwirtschaftlichen Marktes eine Revision des Ultimatums 
und damit des Friedensvertrages fordern werden. 


Sozialpolitik 


Das Betriebsrätegesetz in der Tschechoslowakei. Das 
tschechoslowakische Parlament hat im August ein Gesetz über 
die Betriebsräte angenommen, welches am 1. Januar 1922 ins 
Leben treten soll. Die Befugnisse der Betriebsräte sind nicht 
sehr weitgehend, da sie sich auf die Kontrolle der Produktion 
nicht erstrecken. Die Betriebsräte haben sich in erster Linie 
mit dem Arbeitsverhältnis zu beschäftigen. Das Gesetz nimmt 
den Bergbau, für. welchen Betriebsräte bereits eingerichtet sind, 
und die staatlichen Betriebe aus, es bezieht sich aber auf alte 
anderen Unternehmen, welche auf Erzielung von Gewinn ge- 
richtet sind und wenigstens 30 Angestellte resp. Arbeiter be- 
schäftigen.. Der Betriebsrat besteht aus 3 bis 20 Mitgliedern 
und wird durch Verhältniswahl gewählt. Als Wirkungskreis der 
Betriebsräte ist folgendes vorgesehen: 

Sie sind verpflichtet, auf alies zu .achten, was sich auf die 
wirtschaftlichen, sozialen und geistigen Interessen der Ange- 
stellten und Arbeiter bezieht. Sie beteiligen sich an der Aus- 
arbeitung der Verträge über Arbeitsstunden, Gehälter usw. und 
überwachen die Ausführung derselben. Sie haben das Recht, 
in Gegenwart eines Bevollmächtigten des Unternehmers die 
Lohnbücher des Betriebes zu prüfen. Sie überwachen die Aus- 
führung der schiedsgerichtlichen Entscheidungen und der Be- 
stimmungen über Arbeiterschutz, besonders soweit es sich um 
Schutz gegen Unfälle, Hygiene und allgemeine Sicherheit der 
Arbeiter handelt. Ein Mitglied des Betriebsrates muss an allen 
Verhandlungen über Fragen dieser Art, die mit den Behörden 
geführt werden, teilnehmen. Die Betriebsräte arbeiten gemein- 
sam mit der Leitung des Betriebes an der Aufrechterhaltung 
der Disziplin, des harmonischen -Verhältnisses zwischen Leitung 
und Arbeiterschaft sowie des Personals unter sich. Sie er- 
nennen unparteiische Schiedsrichter für den Ausgleich eventuell 
eintretender Differenzen zwischen den Anhängern verschiedener 
Glaubensbekenntnisse, Parteien oder Organisationen. Falis die 
Direktion mit der Entlassung einer grösseren Zahl von Ar- 
beitern aus anderen Gründen als denen der Arbeitsleistung 
droht, oder ein Arbeiter bezw. Angestellter, der mehr als drei 
Jahre im Betrieb beschäftigt war, entlassen werden soll, hat der 
Betriebsrat das Recht, Einspruch zu erheben und seine Meinung 
auszusprechen. Die Räte sind unter Umständen mit der Ver- 
waltung der von den Betrieben eingerichteten Wohlfahrtsein- 
richtungen zu betrauen. 

In Unternehmen, die 300 Arbeiter 
(Bureaubeamten usw.) beschäftigen, hat der Betriebsrat das 
Recht zur Einsicht und Prüfung der Bilanz des Vorjahres. In 
Aktienunternehmungen mit. einem Kapital von mindestens einer 
Million Kronen, hat der Rat das Recht, einen Beauftragten zu 
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den Direktionssitzungen zu entsenden. Dieser muss sowohl zu 
den Sitzungen wie zu der jährlichen Generalversammlung zuze- 
zogen werden. Er hat kein Stimmrecht. 

Ferner sieht das Gesetz die Schaffung eines Schlichtungs- 
ausschusses zur Regelung von Arbeitsstreitigkeiten vor. Dieser 
Ausschuss wird sich aus sechs Mitgliedern zusammensetzen 
und kann Beschlüsse fassen, die von den Behörden ausgeführt 
werden. Den Vorsitz soll ein Jurist führen, im übrigen setzt sich 
der Ausschuss aus je zwei Vertretern der Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber und aus einem Sachverständigen für industrielle Fra- 
gen zusammen. 


Existenzminimum: 70000 Mark. Wie die Bankwelt die 
Verteuerung der Lebenshaltung einschätzt, beweist folgender 
Auszug aus einem Brief, den die Deutsche Bank in Berlin an 
einen ihrer amerikanischen Geschäftsfreunde richtete: 

Berlin, den 11. August 1921. 

...Eine Familie von. drei Personen dürfte gegenwärtig zu ihrem 
Unterhalt eine Summe von 70000 M. jährlich gebrauchen, wobei es 
ziemlich g.eichbleiben: dürfte, ob der Aufenthalt in Berlin oder Ham- 
burg genommen wird. Im allgemeinen kann man sagen, dass das Leben 
in Deutschland augenblicklich ungefähr 15mal so teuer ist, als in 
der Vorkriegszeit. 

Der Brief der Deutschen Bank bietet ein wertvolles Be- 
weisstück, um den Arbeitgebern klarzumachen, dass die Ent- 
Iohnung sehr weit hinter den gegenwärtigen Preisverhältnissen 
zurückbleibt. 


Beihilien für langfristige Erwerbslose, Der preussische Wohl- 
fahrtsminister hat sich damit einverstanden erklärt, dass in den 
Fällen, in denen die Gewährung der Beihilfe in Sachleistunzen 
auf unüberwindliche Schwierigketen stösst;»die Beihilfe in bar 
gezahlt wird. In diesem Falle werden in Berlin folgende Stempe- 
lungen vorgenommen: Es erhalten in Berlin Erwerbslose ohne 
Unterschied des Geschlechts; über 16 bis 21 Jahre 300 M., über 
21 Jahre, sofern sie nicht im Haushalt eines anderen leben, 500 
Mark. Erwerbslose mit Ehegatten 600 M., für jedes Kind unter 
16 Jahren und sonstige zuschlagsempfangende Angehörize 50 M. 
Der Gesamtbetrag der Sonderbeihilfe für einen Erwerbslosen 
dari 800 M. nicht übersteigen. Der Volkswohlfahrtsminister hat 
in einem Erlass an die Regierungspräsidenten anheimgestellt, 
diese Staffelung auch dort vornehmen zu lassen. Der Durch- 
schnittsbetrag darf aber in diesen Fällen 600 M. nicht übersteigen, 


Soziale Bewegung 


15. Verbandstag des Deutschen Metallarbeiterverbandes, In 
der Woche ab 12. September ]. J. hielt der Deutsche Metall- 
arbeiterverband seine 15. Generalversammlung in Jena ab. An 
dieser Tagung der grössten Arbeiterorganisation der Welt kann 
man nicht achtlos vorübergehen. Eine Versammlung von 770 
Delegierten die nieht weniger als 1600000 Arbeitnehmer ver- 
treten, ist ein Ereignis, mit dem man sich beschäftigen muss, 
Welche Bedeutung der Deutsche Metallarbeiterverband hat, 
kennzeichnen nicht bloss die bereits erwähnten Ziffern, sondern 
nicht minder auch der Reehnungsabschluss des Verbandes für 
das Jahr 1920. Ueber 140 Millionen Mark wurden von dem 
Verbande im vergangenen Jahre eingenommen und auszeeeben. 
An Mitgliedsbeiträgen gingen allein fast 129 Millionen Mark 
ein. Hiervon wurden für Krankenunterstützung über 11,6 Mil- 
lionen, für Arbeitslosenunterstützung über 16 Millionen, für 
Streikunterstützung fast 21 Millionen, für Gemassregeltenunter- 
stützung 1,5 Millionen, und für sonstige Unterstützungen 1,4 Mil- 
lionen Mark ausgegeben. Das sind Ziffern, die aus einer Zeit 
stammen, wo die Mark doch noch einen wesentlich höheren 
Wert hatte als heute. 

Auf die Tagung wirkte die politische Parteizersplitterung der 
deutschen Arbeiterschaft stark ein. Schon bei der Wahl des 
Bureaus der Versammlung und bei der Festsetzung der Tages- 
ordnung trat dies in Erscheinung. Es wurden sogar partei- 
mässige Fraktionssitzungen der Delegierten abgehalten. So 
sehr dies alles eigentlich für die parteipolitische Neutralität des 
Verbandes spricht, ist es doch wohl für die Einheitlichkeit des 
gewerkschaftlichen Tuns nicht sehr förderlich. 

Die Internationalität der gewerkschaftlichen Bewegung er- 
fuhr auf dem Verbandstage eine prächtige Manifestation. Fs 
waren Vertreter der Metallarbeiter in Holland, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Oesterreich, Schweiz, Tschechoslowakei, 
Frankreich, Ungarn und Luxemburg anwesend. Sie alle be- 
grüssten den Kongress und gaben der Notwendigkeit des inter- 
nationalen Zusammenschlusses Ausdruck, Der Vertreter Frank- 
reichs protestierte auch gegen die Politik seiner Regierung, 
gegen Sanktionen und Reparationen. 

Den "Vorstandsbericht erstattete der Verbandsvorsitzende 
Dissmann, Er schilderte die. Kämpfe, die im Innern des 
Verbandes um die Frage, welcher Richtung der gewerkschaft- 
lichen Internationale der Verband iolgen solle, zu führen waren, 
und die damit zusammenhängenden Kämpfe um die Einheit der 
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Organisation. Ueber die Lohnbewegungen teilte er mit. dass 
im Jahre 1920 insgesamt 4131 Bewegungen in 75543 Betrieben 
mit zusammen 4676590 Beteiligten geführt wurden. . Nach 
einer lebhaften Auseinandersetzung mit den Kommunisten und 
ihrem Tun erklärte der Referent, dass keine Macht der Erde 
den Verband von der Gewerkschaftsinternationale in Amster- 
dam losreissen könne. — Die Wechselrede über den Bericht 
des Vorstandes war im wesentlichen ein Aufeinanderprallen der 
politischen Richtungen, die auf dem Tage vertreten waren, 
Allerdings klang durch alle Reden der Wunsch, dass die poli- 
tischen Gegensätzlichkeiten in Zukunft innerhalb der Gewerk- 
schait keine Rolle mehr spielen sollten. Die Diskussion endirte 
mit der Annahme einer Entschliessung, die lautet: 

Die Entwicklung seit dem letzten Verbandstag in Stuttgart ist 
gekennzeichnet durch immer schärfer auftretende Wirtschaftskrisen; die 
durch den Weitkrieg und seine. Folgen hervorgerufene Störung der 
ganzen Weltwirtschaft lastet in vo!ler Schwere auf der breiten Volks- 
masse. Die kapitalistischen Friedensverträge und die enge Wechsel- 
wirkung der Weltwirtschaft bewirkte den Zusammenbruch und die 


Wirtschafiskrise der besiegten Mittelmächte und wsichs sich zur Welt- 
wirtschaftskrise aus. N 

Der deutsche Kapitalismus hat es verstanden, dieses Wirtschafts- 
elend für seinen Vorteil auszunützen. Infolge des tiefen Standes des 
deutschen Geldes fand eine Verschleuderung deutscher. Waren nach 
dem Auslande statt. Riesengewinne ‚wurden dadurch erzielt, während 
sich im Inlande durch die zwangsläufige Ausschaltung der Auslands- 
konkurrenz eine ungehemmte Preisdiktatur entfalten konnte. . 

Die Foigen sind: Wachsender Profit trotz gesunkener Produktion 
auf der einen Seite, zunehmende Verelendung, Arbeitslosigkeit und Ver- 
zweiflung. der besitzlosen Volksschichten auf der anderen Seite. Dieser 
Zustand verschlimmert sich fortgesetzt. Die Versuche zu seiner Besse- 
rung haben sich alle als zwecklos erwiesen, die kapitalistische Ge- 
sellschaft hat kein Mittel, das Uebel zu heilen. Sie ruft wohl solche 
Krisen hervor, ‚vermag sie aber nicht zu beseitigen. ne 

Die Lösung der Weltkrise ist nur durch die sozialistische Ge- 
meinwirtschaft möglich, Nur diese verbürgt äusseren und inneren 
Frieden, den Wiederaufbau der. Weltwirtschaft und den internationalen 
Warenaustausch, sowie die Befreiung und Wohlfahrt der unterdrückten 
und ausgebeuteten Klassen. Das Ziel vermag nur eine politisch ein- 
heitlich una wohlorganisierte Arbeiterklasse ‚zu erreichen, die sich gleich- 
zeitig auf festgefügte Gewerkschaften stützt, die getragen sind vom 
Geiste der Demokratie und des proletärischen Klassenkampfes ‘und in 
innigem Einklang mit den sozialistischen Klassengenossen aller Länder, 
der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale, handeln. 

Der Deutsche Metallarbeiterverband ist berufen, an der Erreichung 
der sozialistischen Gemeinwirtschaft hervorragend mit zuarbeiten. Um 
diese Mitwirkung zu einer erfolgreichen zu gestalten und um den 
Kampt gegen die kapitalistische Wirtschaftsordnung und ihre verhee- 
renden Folgen bewusst und nachdrücklich zu führen, erklärt der Ver- 
bandstag der. Deutschen Metallarbeiter als erste. Vorbedingung: die 
Zusammenfassung. aller Kräfte ohne Ansehen der politischen Gesin- 
nung, die das Verbandsstatut als Richtschnur ihrer gewerkschaftlichen 
Tätigkeit anerkennen und jede Weisung von Stellen ablehnen, an denen 
der Verband keinen Teil hat. Die zur Aufrichtung der gewerkschait- 
lichen Einheitsfront getroffenen Massnahmen des Vorstandes und’ des 
erweiterten Beirates. heisst der Verbandstag gut. 


‚Von den sonstigen Beschlüssen des Verbandstages sei nur 
noch der Auftrag an den Vorstand erwähnt, Schritte zur Unter- 
bindung der Fabrikation von Kriegsmunition und Kriegsmaterial 
zu, unternehmen. Ein Antrag, ‘sich grundsätzlich gegen die 
Teilnahme an den Arbeitsgemeinschaften auszusprechen, fand 
nicht die Mehrheit. 

Der Verbandstag erledigte schliesslich noch die Beratung 
und Beschlussfassung über Aenderungen in seiner Satzung und 
nahm die Wahl seiner Leitung vor. In den Vorstand wurden 
in. ungefähr gleicher Zahl. Vertreter der S:P.D. und der 
U.S.P.D. gewählt, Die Wahlwerber der Kommunisten blieben 
in der Minderheit. Der nächste Verbandstag findet in. Kassel 
statt. 


Kapital und Arbeit.. Herr Felix Deutsch, Vorsitzender 
des Direktoriums der A.E.G., lässt durch die Berliner Händels- 
kammer eine Broschüre verbreiten, in der er den Nachweis zu 
erbringen versucht, dass der Anteil des Kapitals an den Er- 
trägnissen der Produktion in den Geschäftsjahren 1919/20 bzw. 
1920 im Verhältnis zu dem Anteile, den die. Arbeiter und An- 
gestellten von diesen Ergebnissen hatten, weit zurückgeblieben 
ist hinter dem Anteile des Kapitals im Verhältnis zum Anteile 
der Arbeiter und Angestellten während der Periode 1908/17. 
Herr Deutsch operiert mit folgenden Ziffern, die er. aus dem 
ihm von 152 gesellschaftlichen Unternehmungen (Aktiengesell- 
schaften u. dgl.) zur Verfügung gestellten Material entnommen 
hat. Das gesamte werbende Kapital dieser Gesellschaften be- 
trug nominal. etwa :10-Milliarden Mark, wovon 5,6 Milliarden 
Aktienkapital und: etwa 3,6 Milliarden Reserven und: Anleihen 
waren. In den Werken der Gesellschaften waren 1350000 Ar- 
beiter und Angestellte beschäftigt. Diese erhielten zusammen 
16 Milliarden an Löhnen und Gehältern (das’ sind nicht zanz 
12000 M. auf den Kopf und das Jahr oder nicht ganz:1000 -M. 
auf den Monat). 'An-Steuern führten die 250 Gesellschaften zu- 
sammen 2,2 Milliarden Mark ab; die ausgeschütteten Dividenden 
erreichten zusammen den Betrag von 650 Millionen: Mark. Von 
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jeder Mark also, die für Löhne und Gehälter, Steuern und Divi- 
denden ausgegeben wurde, erhielten demnach die Arbeiter und 
Angestellten 84,9 Pig., der Staat und die Gemeinden 11,7 Pig., 
das Kapital als Gewinn 34 Pig. In der Periode 1908/17, für 
welche sich die gleichen Erhebungen des Herrn Deutsch aller- 
dings nur auf. 66 Gesellschaften beschränkten, erhielten hingegen 
Arbeiter und Angestellte von jeder ausgegebenen Mark nur 
76,7 Pig:, der Staat’und die Gemeinden 11,7 Pig., das Kapital als 
Gewinn 11,6 Pig. Das Verhältnis des Anteils des Kapitals hat 
sich also nach diesen Rechnungen des Herrn Deutsch in den 
letzten Jahren wesentlich zuungunsten des Kapitals verschoben, 
es ist von etwa 11,6 Prozent auf 3,4 Prozent gesunken. Dieses 
Verhältnis wird sich — wie Herr Deutsch andeutet — wahr- 
scheinlich noch verschlechtern, wenn die Zuschüsse des Staates 
zum Brotgetreide und die Niederhaltung der Mieten durch die 
Mieterschutzbestimmungen aufhören. Er schätzt die daraus er- 
wachsenden Belasttingen aus den dann notwendig werdenden 
Erhöhungen der Löhne und Gehälter auf mehr als 4 Milliarden 
Mark im Jahr. Herr Deutsch warnt angesichts dieser Entwick- 
lung vor jeder weiteren stenerlichen Beanspruchung des in- 
dustriellen Kapitals und weist ausserdem noch darauf hin, dass 
die Abschreibungen in den Werken mit der Geldentwertung 
keineswegs Schritt gehalten haben, so dass seinerzeit für die 
notwendigen Erneuerungen keine genügenden Geldmittel zur 
Verfügung stehen werden. 

Das Klagelied, das aus dieser ziifernmässigen Darstellung 
heraustönt, hat fast alle kapitalistisch orientierten Tageszei- 
tungen veranlasst, von den Ziffern ausführlich Notiz zu nehmen 
und ihnen die ‚weiteste Verbreitung zu geben... Die Leser, dachte 
man sich offenbar, werden sich schon nicht an den Satz er- 
innern, dass man mit der Statistik alles beweisen kann, und sie 
werden die armen Kapitalisten bedauern, die demnächst 
mangels jedes Erträgnisses ihrer Kapitalien dem Hungertode 
entgeggsngehen werden. Wir glauben nun aber, dass es so ze- 
fährlich nicht werden wird. Man weiss ja schr gut, dass das, 
was in den für die Oefientlickeit und die Stewerbehörden ‚her- 
gestellten offiziellen Bilanzen als Gewinn erscheint, nie der 
wirkliche Gewinn ist. Es nicht einmal früher war, viel weniger 
aber heute, wo Schiebungen ‚und Verschleierungen sozusagen 
zum guten Ton gehören. Wenn wir also selbst annehmen, dass 
das Mäterial, das Herrn Deutsch zur Verfügung gestellt wurde, 
ziifernmässig richtig ist, und wenn wir, was nach Vorausge- 
gangenem auch einigermassen schwer ist, ferner annehmen, dass 
Herr Deutsch das Material richtig gelesen und verwertet hat, 
so sind wir dennoch der Meinung, dass das ganze Ziffernspiel 
nichts besagt tınd nichts beweist, weil es eben nur das Ergebnis 
der Verwendung jener willkürlich zurechtgesiutzten Ziffern ist. 
die von den Gesellschaften preisgegeben werden, nicht aber das 
Ervebnis. einer eingehenden und vollständigen Untersuchung der 
tatsächlichen Verhältnisse. Wir wollen uns also zunächst um 
Gas Schicksal der Kapitalisten keine Sorge machen, sondern g°- 
duldie warten, ob der Zeitpunkt wirklich kommt, wo die Herren 
wegen der. vollständigen Erträgnislosigkeit ihrer Betriebe diese 
an diejenigen abtreten, die in ihnen arbeiten. 


Esperanto und die technischen Angestellten. Die Bewegung 
der internationalen -Hilfssprache „Esperanto“, deren Vorwäris- 
drängen durch den Krieg teilweise gehemmt wurde, geht wieder 
mit Entschiedenheit vorwärts. Nicht nur in den europäischen 
Kulturländern, nein, auch in den weniger kultivierten, wie Ame- 
rika, Asien, Afrika und Australien, geht die‘ Ausbreitung mit 
Riesenschritten voran. Die deutsche Technikerschaft hat sich 
bisher zu wenig mit dieser Frage befasst, so dass es notwendig 
ist, einmal nachdrücklichst darauf hinzuweisen. Wir geben 
darum die nachstehenden Zeilen von Kollegen Steiger Halb- 
fell wieder: 

„Für die Technik hat die internationale Hilissprache eine 
besondere Bedeutung: Wer die Möglichkeit hatte, im Auslande 
in der Industrie zu arbeiten, der weiss, wie schwer es ist, sich 
über Fachausdrücke und vor allem über Benennung neuerer 
Beitriebsmaterialien, Maschinenteile usw. zu verständigen. In 
den industriell rückständigen Ländern fehlt es in der Sprache 
an Worten für solche Dinge, so dass erst Worte gebildet wer- 
den müssen. Und gerade in diesem industriellen Neuland ist 
unsere Sprachkenntnis zumeist gering. So hatte ich selbst Ge- 
legenheit, in einem türkischen Betriebe zu sehen, welche unge- 
heure Schwierigkeiten vor allen Dingen beim Einkauf von tech- 
nischen Materialien Aller Art entstanden, da es einfach unmög- 
lich ist, Uebersetzungen für technische Bezeichnungen zu finden, 
wenn der Sprache selbst diese Bezeichnungen jehlen. Wie ein- 
fach wäre es, wenn alle diese Bezeichnungen nur in einer, und 
zwär in einer neutralen, internationalen Sprache eingeführt und 
gebraucht würden! 

Aber nicht nur für die Technik hat Esperanto in der Zu- 
kunft grosse Bedeutung, sondern auch für das praktische Leben 
bereits heute. Wer sich für irgendwelche Dinge, seien sie be- 
ruflicher oder sonstiger Art, in anderen Ländern interessiert, 
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konute bereits vor Jahren auf dem Wege des brieflichen Ge- 
dankenaustausches sein Interesse befriedigen. ‘Und wer im Aus- 
lande zu tun hat, ohne dortselbst gute Verbindungen zu haben, 
hat die Möglichkeit zuter Verbindungen durch Esperanto. Ich 
selbst habe sie in Sofia und Konstantinopel sehr zu meinem 
Vorteil und zu meiner Zufriedenheit benutzen können, 

Aber auch die Gewerkschaftsbewegung wird einer inter- 
nationalen Hilfssprache auf die Dauer nicht entraten können, 
wie alle Vereinigungen, die international verkehren müssen. 
Gerade auf internationalen Kongressen zeigt sich, wie schwieri® 
es ist, sich durch. eine Landessprache zu verständigen, und 
wen es erst notwendig ist, Verträge zu schliessen, so sieht 
man, dass eine Sprache verstehen und sie meistern ein grosser 
Unterschied ist. Viele Vereinigungen, Kongresse usw. haben 
das eingesehen und, wie z. B. das „Rote Kreuz“, beschlossen, 
sich der Hilfssprache Esperanto zu bedienen. Andere, wie 
z. B. der Völkerbund, erwägen, ob. sie zur Abschaffung der 
Schwierigkeiten sich nicht besser des Esperanto bedienen sollen, 
als dass jeder Redner in seiner Landessprache spricht. 

Also überall Zeichen für die hohe Wichtigkeit dieses Kultur- 
werkes, an dem der deutsche Techniker nicht achtlos vorüber- 
gehen sollte.“ 


48.000 000 organisierte Arbeitnehmer. Eine Uebersicht über 
die rasche Entwicklung der gewerkschaftlichen Arbeitnehmer- 
bewegung in den verschiedenen Ländern bringt die Monats- 
schrift des Internationalen Arbeitsamtes in Genf. Wenngleich 
die Angaben in einigen Fällen auf Schätzungen beruhen, so 
zeigen sie doch, dass die Zahl der gewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeiter sich in dem Zeitraum von 1913 bis 1920 ver- 
dreifacht hat. Die Uebersicht besagt: 


Land 1913 1919 1920 
Suhsiakarı. a re (a) 60 000 60 000* 
Deutschland. . . . „ . 4513000 11900000 136000 000* 
Argentinien . DU, (a) 476 000 750 000 
Australien ER RE 498 000 628 000 684 600 
Oesterreich (neues) . . » 260 000° 803 000 830 000* 
Beienı.. 2. s2iane. 40. 0. 200:000 715 000* 920 000 
Bulgarien . ehe 30 000* 36 000 36 090 
Koma 3 ea 476000 878 000 874 000 
Dänemark re SINN) 3540 000 409 000* 
SpaWien li. see (a) 876 000 876 000* 
Vereinigte Staaten Amerika 2722 000 5 607 000 5 179 000** 
Banland. sen. 0 ir 28 000 41 000 59 000 
Frankreich Ken he 1027 000 2 500 000 2 500 000** 
Griechenland . . » 2 (a) 170 000 170 000** 
Ungarn nee . . 115 000* 212 000 343 090* 
10, ER (a) 500 000 500 000* 
Kamen 2 2 05.922000 1 800 000 3 100.000 
JaBan aan. el, sl a (a) 247 000 247 000° 
Norwegen . „eo“... 64.000 144 000 142 000 
Neu-Seeland .. . » » 72 000 83 000 83 000** 
Niederlande . . - » 189 000 457 009 683 000 
Bas ee (a) 350 000* 947 000 
Portugal . RL (a) 100 u00 100 000* 
Rumänien (altes) . 10 000 75 000 99 000 
Grossbritannien . . » 4173 000 8 024 000 8 024 000** 
Rasstand 2... Fu. 2008 (a) 3 639 000 5 220 000 
Serbien (einstiges) A 9.000 20 000 20 000** 
Schweden. . . » L 136 000 338 000 400 000* 
Schweiz... 95 000* 200 (,00* 292 000 
Tschechoslowakei . . (a) 1 301.000 2.000 000° 
Gesamtschätz. d. 30 Länder 16 152 000 42 040 000 48.029 000 


(a) Keinerlei Auskunft zu erhalten. * Schätzung nach un- 
vollkommenen Quellen. ** Summen von 1919. 


Krise der Whitley-Räte in England. Die englischen Arbeits- 
zemeinschaften (Whitley-Räte), nach dem Kriege entstanden, 
erstrecken sich über die wichtigsten Industriezweige und stellen 
eine paritätische Vertretung der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
dar. Ihre Beschlüsse konnten zwar nicht mit Zwang durchge- 
führt werden, trotzdem sind sie bis jetzt im wesentlichen voll- 
zogen worden. Die Whitley-Räte bringen vor allem Vorschläge 
über Löhne. In letzter Zeit aber verweigern:die Unternehmer 
diese Beschlüsse anzuerkennen, da ihnen die von den Whitley- 
Räten zugestandenen Lohnreduktionen nicht genügend erschei- 
nen. Diese Räte sind in der Zeit eines sozialen Aufschwungs 
auf Anregung der Regierung zustande gekommen, es scheint 
aber, dass sie sie in der gegenwärtigen reaktionären Periode 
im Stich lässt. 


Zur Psychologie des Unternehmertums. Die „Deutsche 
Bergwerks-Zeitung“ veröffentlicht in ihrer Nr. 204 vom 1. Sep- 
tember unter der Ueberschrift „Die Arbeitslosen‘ Aussprüche 
der Herreii Direktor Hans Krämer, Berlin, und Geheimrät 
Beukenberg vom Phönix, die sie in den Verhandlungen der So- 
zialisierungskommission zur Frage der Arbeitslosigkeit getan 
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haben. — Der: „Deutschen Bergwerks-Zeitung“ erscheinen diese 
Ausführungen sehr beachtenswert. Uns allerdings auch, nur dass 
wir andere Schlüsse daraus ziehen als das schwerindustrielie 
Unternehmerblatt. Wie leichtiertig die Herren Unternehmer das 
Problem der Arbeitslosigkeit auffassen, zeigt der nachstehende 
Satz aus der Rede des Herrn Krämer: 

„Das Hieer der Arbeitsiosen besteht zum leil aus Halbinvaliden und aus 
gewohnheitsmässigen Faulenzern, die Sie mit keinem Mittel zur Arbeit 
zwingen können, und ferner aus einem sehr starken Prozentsatz ungelernter 
Arbeiter.“ 


Ganz abgesehen davon, dass die Halbinvaliden, die gewiss _ 


stark zur Vermehrung des Heeres der Arbeitslosen beitragen, ihre 
Invalidität grösstenteils im Interesse der Erhaltung der kapita- 
listischen Herrschaft, vor allem im Kriege erworben haoen, 
dürfte doch die Invalidität kein Grund dafür sein, dass diese be- 
dauernswerten Menschen auch noch mit Arbeitslosigkeit be- 
straft werden. — Wenn aber Herr Krämer meint, dass unter 
den durch die öffentliche Statistik erfassten Arbeislosen zu 
einem erheblichen Teil gewohnheitsmässige Faulenzer sich be- 
fänden, so beweist er damit nur, wie wenig er von den wahren 
Ursachen der Arbeitslosigkeit weiss. — Jeder Kriminalist wird 
Herrn Krämer sagen können, dass die gewohnheitsmässigen 
Faulenzer sich meistens nicht in die Listen der Arbeitslosen 
eintragen lassen. Wenn Herr Krämer ferner sagt, dass es zahl- 
lose Industrien gäbe, in denen heute Arbeitermangel herrsche, 
so beweist er doch damit nur, dass die kapitalistische Wirt- 
schaft eine richtige Verteilung der Arbeitskrä‘te nicht herbei- 
zuführen vermag. 

Herr Geheimrat Beukenberg übertrifft seinen Kollegen 
Krämer noch dadurch, dass er die Beamten und Arbeiter in 
besonderem Masse anzupöbeln sucht. Man lese nachstehende 
Ausführungen dieses Herrn: 

„Ein Teit der Beamten und Arbeiter treibt einen Luxus gerade in der 
Kleidung, den man nicht, versteht. Gerade die jungen Leute haben durch die 
Eigenschaften der Tarife, die kaum einen Unterschied zwischen alten und 
jungen Leuten machen, zwischen ungelernten und gelernten Arbeitern, so 
grosse Bezüge, dass man alle Tage sieht, wie die Leute in der nobelsten 
Weise herumgehen, ganz abgesehen davon, dass sie die Nachmittage in Lokalen 
verbringen, wo sie ihr Geld wieder loswerden, ohne dass es ihnen in geistiger 
Weise Nutzen bringt.“ 


Es ist merkwürdig, dass die Herren Unternehmer in jenen 
jungen Leuten, die sich heute einen starken Kleiderluxus leisten 
können und in der Lage sind, ihre Nachmittage in Lokalen zu 
verbringen, wo sie ihr Geld wieder loswerden, immer Ange- 
stellte oder Arbeiter sehen. — Den Herren kann ‘dringend emp- 
fohlen werden, sich einmal genauer zu erkundıgen, was das für 
Personen sind, die ihnen so unangenehm auffallen. Da werden 
sie erstaunt sein, wenn sie feststellen, dass es sich in der 
Hauptsache um Söhne reicher Leute, ihrer eigenen Klassen- 
genossen handelt, die sich beeilen müssen, das von den Vätern 
‚während des Krieges leicht verdiente Geld an den Mann zu 


bringen. — Daneben finden sich eine ganze Anzahl jener 
Geschäftemacher, die die günstige Zeit ausnützen, um 
Valutagewinne zu machen, Schiebergeschäfte zu arran- 
gieren oder auch als gewerbsmässige Buchmacher aus 
der Wettlust für alle möglichen sportlichen Veranstal- 
tungen, die leider einen Teil der Bevölkerung befallen 


hat, finanzielle Vorteile zu ziehen. Gewiss wird auch hier und 
da einmal ein Angestellter oder ein Arbeiter sich einen anstän- 
digen Anzug oder einen neuen Hut anschaffen und wenn er da- 
bei nicht die veralteten Moden wählt, kann man ihm das doch 
beim besten Willen nicht verargen. — Es mag auch vorkommen, 
dass hin und wieder einmal ein Arbeiter oder Angestellter, um 
auszuspannen, des Nachmittags in einem Cafe einige Stunden 
verweilt. Die Mehrzahl aber der dem Herrn Beukenberg so 
unangenehm aufgefallenen jungen Leute setzt sich aus den 
obenerwähnten Personen zusammen. 

Die Angesteiltenschaft wird aus den Ausführungen der 
Herren Krämer und Beukenberg erkennen, wie sich die Welt in 
den Köpien dieser Herrschaften malt, die nur den äusseren 
Glanz, die Tünche sehen, aber nicht die bittere Not, die in den 
meisten Familien der Arbeitnehmer immer mehr um sich greift, 


Angestelltenbewegung 


Der N.D.T.V, als Schützling der Arbeitgeber. Wir haben 
in letzter Zeit wiederholt Gelegenheit gehabt, darauf hinzu- 
weisen, in wie ausserordentlich hohem Masse der N.D. T.V. 
sich des Wohlwollens der Arbeitgeber zu erfreuen hat. Ausser- 
ordentlich bezeichnend hierfür ist ein Rundschreiben des Kar- 
tells der Arbeitgeberverbände in Mannheim. Es lautet: 

Kartell der Arbeitgeberverbände. 
Rundschreiben No. 42. Mannheim, den 26. August 1921. 
An unsere Mitgliederverbände. 


In der Anlage übersenden wir Ihnen eine uns vom Neuen Deutschen 
Techniker-Verband übersandte Liste der zurzeit Stellung suchenden - In- 
genieure und Techniker, mit der Bitte, im Falle eintretenden Bedarfs 
mö lichst die auf der Liste stehenden Bewerber berücksichtigen zu 
wolen. Wir bemerken, dass der Neue Deutsche Techniker-Verband der- 
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ar, 


selben Spitzenorganisation, wie der Deutschnationale Handlungsgehüfen-. : 


Verband angehört. 
Kartell der Mannheimer Arbeitgeberverbände, 
gez. Elsässer, Syndikus. 


Wir sehen aus diesem Rundschreiben sehr. deutlich, 


dass 


die wirtschaftsfriedliche gelbe Richtung, die Herr Klitzsch. - 
mit der Verschmelzung des Bundes nationaler technischer An- - 
gesteliten in den N.D.T.V. gebracht hat, sich in jeder Be- : 


ziehung auswirkt. 
diese Liebesdienste der Arbeitgeber bezahlt werden müssen 
mit dem Verrat der Angestellteninteressen. 

Deshalb, hinweg mit diesen gelben Verrätern! 


Betriebsräte 


Teilnahme von Gewerkschaftsvertretern an Betriebsver- 
sammlungen. Dem Vertreter einer Gewerkschaft, der im Sinne 
des $ 47 B.R.G. an einer Betriebsversammlung teilnelımen 
wollte, war dies von dem Vorsitzenden des Betriebsrates mit 
der Begründung verweigert worden, dass nicht auch Ver- 
treter anderer Gewerkschaften, die im Be- 
triebe Mıtgliederhaben, anwesendseien. Hier- 
gegen wurde Beschwerde erhoben und vom bayr. Ministerium 


für Soziale-Fürsorge dahin entschieden, dass der Betriebsvor- 


sitzende nur das Recht und die Pflicht habe, zu prüfen, ob die 


durch den Bevollmächtigten vertretene Organisation Mitglieder 


im Betriebe hat. Trifft dies zu, dann ist das Recht der Teil- 
nahme ohne weiteres gegeben, unbekümmert darum, ob die 
übrigen im Betrieb vertretenen Verbände durch Bevollmächtigte 
vertreten sind oder nicht. Auf denselben Standpunkt stellte sich 
auch das Reichsarbeitsministerium, 
eine Anfrage folgenden Bescheid erteilte: „Ich teile die Auf- 
fassung, wonach im Betriebsrat alle Arbeitnehmervereinigungen 


vertreten sind, die unıer den Arbeitnehmern des Betriebes Mit- 


glieder haben (also nicht etwa Betriebsräte haben).“ 


Berufsfragen 


Vorsicht bei ausländischen Stellenangeboten! 
Titel bringt die „Welt am Montag“ eine Notiz, der wir folgendes’ 
entnehmen: 

„In den Kreisen technischer Angestellter besteht 
starke Neigung, Stellung im Ausland zu suchen, kein Wunder 
im Hinblick auf die Stellungslosigkeit in Deutschland. Dass aber 


gegenüber Stellenangeboten ausländischer Firmen Vorsicht ge: 


boten ist, das lehrt u. a. eine Erfahrung, die uns ein Leser in 
folgendem schildert: 
Ich meldete mich auf eine Annnonce, in der ein Architekt 


nach Japan von einem Grossunternehmen für Häuserbau, bei. 
freier Ueberfahrt, gesucht wurde. Zur Vorstellung aufgefordert. . 


verhandelte ich im Hotel Kaiserhof mit zwei Japanern. Man 


bot mir als Monatsgehalt 100-150 Yen, was nach jetzigem deut-- 


schen Gelde 4000—6000 M. sein sollten, dazu freie Wohnung, 
die mit 50 Yen in Rechnung gestellt und von der Firma bezahlt 
werden sollte. Das Angebot erschien günstig. Ich zog es ie- 
doch vor, mich erst beim Auswärtigen Amt und auf der japani- 
schen Gesandtschaft über die Lebensverhältnisse in Japan zu er- 
kundigen und erhielt dort den Bescheid, dass ich zum Lebens- 
unterhalt wenigstens 400-500 Yen benötige. 
ist mir vom Reichswanderungsamt ein beachtenswerter Bericht 
zugegangen, laut dem unter 500 Yen monatlich selbst dort ’be- 
findliche Stellungslose keinen Posten annehmen, da sie damit 
trotz grösster Einschränkung nicht auskommen können. : Ver- 


heiratete Leute benötigen 1200—1400 Yen und Unverheiratete 


600 Yen monatlich.“ : ER 
Ein anderer Fall: Ein Bundeskollege schreibt uns aus Rio de 
Janeiro: 
„Die Aussichten für Techniker sind im allgemeinen wenig 
günstig. Hinzu kommt noch die zurzeit herrschende grosse Ge- 
schäftskrise. Der deutsche Hilfsverein, der für die deutschen 
Einwanderer Stellen vermittelt. erklärte mir heute, dass hier in 
Rio ein ganzes Heer arbeitsloser Techniker sich befindet, dar- 


unter Leute, die schon mehrere Jahre in Brasilien sind. In an- - 


deren brasilianischen Städten ist es nicht besser. Infolgedessen 
nutzen natürlich die Unternehmer die Lage aus. Sie bezahlen 
vielleicht 400 Milreis, wenn's gut geht, in vielen Fällen 300 und 
noch weniger. Dieses Einkommen reicht aber vielleicht für 


einen sehr bescheidenen, ledigen Mann ans, für einen mit Familie 


niemals, weil schon allein die Mieten 150—250 Milreis verschlin- 
gen. 
200 Milreis zu zahlen. 
Arbeiter gibt es keine sozialen Schutzgesetze; so kann zum 
Beispiel die Entlassung ohne voraufgehende Kündigung erfol- 
gen. Eine Berufsorganisation existiert nicht. Jeder Stellenlose 
ist seinem Schicksal überlassen, und ist er verheiratet,.so- ist 
seine Lage natürlich sehr schlimm.“ - i 
Diese Fälle zeigen, in welch üble Lagen man kommen kann, 
wenn man vorher nicht die erforderlichen Erkundigungen ein- 


welches auf. 


Unter diesem 


zurzeit ı 


Ferner 


Eine einzelne Person hat für Zimmer mit Pension etwa - 
Für die Angestellten sowohl, wie für die - 


Für jeden Gewerkschafter ist es klar, dass . 
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zieht. Sie’ zeigen ferner, dass die auswänderungslustigen Deut- 


‚ schen zu schlimmen Gehaltsdrückern gegenüber den im Ausland 
‚ beschäftigten Angestellten werden können, wenn sie aufs Ge- 


ratewohl ausländische Stellen annehmen. 

Jeder technische Angestellte, der die Absicht hat, die Heimat 
zu verlassen, möge sieh daher an die Auskunitei unseres Bundes 
wenden. ‘Ist auch unsere Auskunftei; soweit es ausländische Ver- 
hältnisse betrifft; nicht besonders’ umfangreich, so können wir 
doch in vielen Fällen mit wertvollem Rat dienen, teils, indem 
wir Auskünfte von unseren im Auslande lebenden Bundesmit- 
gliedern einholen, oder indem wir uns beim Reichswanderungs- 
amt und anderen Stellen erkundigen. ° 














00 Aus dem Bunde 00 
© Kampfifonds-Sammlung. Durch den Landesfachgruppenaus- 


schuss der Katastertechniker, Potsdam, gingen ein: von den Be- 
zirksfachgruppenausschüssen Merseburg 20M., Wiesbaden 148M., 
Coblenz 325 M.. zusammen 493 M. (III. Rate). 


Kampfionds-Sammlung Wurmrevier. Bis heute gingen uns 
für den Kampffonds des Bundes zugunsten der streikenden bzw. 
nicht wiedereingestellten Kollegen im Wurmrevier über 
65 000 M. zu. Spezifizierte Quittung wird noch in geeigneter 
Weise bekanntzegeben. RE 

‘Allen Kolleren, die bei der Aufbringung dieser Opfer prak- 
tische Solidarität geübt haben, sprechen wir hierdurch unseren 
Dank aus. Der Vorstand. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. Heinze, 
Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Ausschluss von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Si'zung vom 19. Septenber 1921 beschlösse, die Mi'gieder. Mathias 
Breuer, 173057 der Ortsverwaltung Kohlscheid, und Franz Hetzel- 
berger, 31204 der Ortsverwaltung Ulm, auf Grund des $.13a der 
Satzung aus dem Bunde auszuschliessen. i 

Gegen die Mitg'ieder Heinrich Albertz, 173058, Rilheim Rit- 
tenbruch, 183263 der Ortsverwaltung Kohlscheid, und Rueff, 
T. 81819 der Ortsverwaltung Uln, lax gleichfalls Antrag auf Aus- 
schluss vor.: Die‘ Mitglieder sind diesem . Ausschluss durch ihre 
Austrittserklärung zuvorgekommen. . Die von den. Ortsverwaltungen Kohl- 
scherl und Ulm geltendgemachten Ausschlussgründe werden vom Vor- 
stand anerkannt. 

Verwarnung von Mitgliedern. Der Vorstand hat in. seiner Sitzung 
vom. 19. September 1921 beschlossen, die Mitglieder Karl Dereser, 
T. 22723 Wilhelm Heuvemann, T. 80343, und Heinrich Reuters, 
173076 der Ortsverwaltung Kohlscheid, gemäss $ 13 zu verwarnen, 
weit sie sich ungewerkschaftlichen Verhaltens schuldig gemacht haben. 


Vorsicht .bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 


F.Heckmann, Apparate u Maschinenbau, Berlin SO 16, Brückenstr. 6b. 
: Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G.. Düsseldorf, Werstener Strasse 25, 


Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 
Aus den Gauer 


Gau Brandenburg. Grundsätze für die Erwerbslosenhilfe. 


1. Die erwerbsiosen Bundesmitglieder haben bis einschliesslich 10. Ok- 
tober 1921. ihre. Anträge auf Gewährung der Erwerbslosenhilfe als 
äussersten Termin beim Arbeitsnachweis für Techniker, Berlin, OÖranien- 
burger ‚Strasse 54, zu Händen des Herrn Eichler, einzureichen. 

2. Die Anträge sind zuerst durch den Arbeitsnachweis mit der Bescheinigung 
der Erwerbslosigkeit zu versehen und dann durch‘ die Ortsverwaltungs- 
vorsitzenden zu bescheinigen. 

$, Die Antragsformulare sind bei dem Kollegen Eichler (Arbeitsnachweis für 
Techniker, Berlin, Oranienburger Strasse 54) zu entnehmen. 

4. Berechtigt zum Empfang sind nur Bundesmitglieder, die minde- 
stens am 2. April 1921 Mitglied des Bundes waren und ent- 
weder den 8 M- oder. 1 M.-Beitrag voll entrichtet haben und 
nieht mehr als drei Monate mit der Beitragszahlung im 
Rückstarde sind. $ 18 der Satzung findet entsprechende An- 

wendung. N 
5, Bei Entnahme der Anträge ist das Mitgliedsbuch vorzulegen. 
6. Zur Empfangnahme der Diwerbelancht fe sind weiter berechtigt 
a) alle Bundesmitglieder, die seit I. Oktober 1921 mit der Stellenlosen- 
. Unterstützung voll ausgestattet sind. » 
b) mit Rücksicht auf die grosse Not, die auch unter denjenigen. stellen- 
losen Bundeskollegen herrscht, die seit dem 2. April 1921Bundesmitglieder 
und ab 1. Juli 1921 ausser Stellung sind, soll bei dieser Erwerbslosen- 
FREE, FEED ER 
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“ffhilfe ausnahmsweise von der satzungsgemässen einjährigen Mitgliedschaft 
abgesehen werden und sollen auch diese Kollegen an der Erwerbslosen- 
hilfe teilnehmen. 

c) alle Bundesmitglieder, die die Erwerbstosenhilfe in Anspruch nehmen, 
müssen ihre Beitröge voll bezahlt oder nach $ 18 der Satzeng für ihre 
Beitragsrückständigkeit Stundung eihalten haben, Dies muss im Mit- 
gliedsbuch unbedingt bescheinigt sein. 


Ortshauptverwaltung Gross-Berlin. Küchling. Scholz. 


Gau Nordwestdeutschland. Der dritte ordentliche Gautag 
des Gaues Nordwestdeutschlands findet am Sonntag, den 16. Ok- 
tober 1921,, vormittags 9 Uhr beginnend, in Hamburg, Gewerkschafts- 
haus,  Besenbinderhof 57, 1., Stock, grosser Saal, statt. Tagesordnung: 
1. Konstituierung des Gautages; 2. Geschäftsbericht: a) des Gau- 
ıeiters, b) des Gauvorstandes, c) der Kassenrevisoren; 3. Vortrag 
über :die Bundesverfassung, Referent: Kaufmann-Berlin; 4. -An- 
träge; 5. Wahlen: a) des Gauvorstandes, b) der Bundesausschuss- 
mitglıeder, c), Bestätigung des Gauleiters; 6. . Aufstellung einer Kandi- 
datenliste zum Bundestag; 7., Voranschlag;, 8. Verschiedenes. Die Ver- 
handıungen sind öffentlich. Den Ortsverwaltungen des Gaugebiets ist 
die Einladung zum Gautag durch besonderes Rundschreiben am 
27. August zugegangen. Am Tage vor dem Gautage, Sonnabend, den 
15. Oktober, abends 7:/, Uhr, findet eine öffentliche Kundgebung der 
Gross-Hamburgger Ortsverwaltungen, im Musiksaal des Gewerkschafts- 


hatıses, statt. 
Der Gauvorstand. Die Gauleitung. 
Fürst, Sonnenschmidt. 
Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der. „D.T.Z.“ dürfen wegen des be» 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten :Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 
M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. 

7.X. 7%,  Alexandriner, Alexandrinenstr. 37. 
Bin.-Cöpenick. M. 5.X. 729. Bayernhof, Köllnischer Platz. 
Bin.-Neukölln. M. 7. X. 7%. Bürgersäle, Bergstr. 147. 

Bin.-Norden IV. M. 6. X. 7%. Hubertus, Bornholmer Str. 89. 
Bin.-Nordost. M. 5.X. 7%, Greifswalder Hof, Greifswalder Str. 43. 
Bin.-Nordwest I. M. 6. X. 73%. Mattke, Turmstr. 78. 
Ein.-Oberschöneweide. M. 7.X. 73%. Hubertus, Edisor- Ecke Waldstrasse, 
Bin.-Oranienburg. M. 5.X. 7%. Reichshof, Bernauer Str. 38. 
Bin.-Osten li. N. 7.X. 7°. Logen-Kasine, Knorrpromenade 2. 
Bin.-Potsdam. M.7.X. 7% Rest. z. Mühlenpark, Neubabelsberger Strasse. 
Bn.-Spandau. M. 5.X. 7%. Neuer Ratskeller, Rathaus. 
Bin.-Schöneberg. M. 7.X. 72%. Ebershof, Ebersstr. 68. 

Bin.-Steglitz. M. 6.X. 7% Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Südost. M. 7. X. 73,- Grünauer Garten, Grünauer Str. 14. 
Bin.-Tempelhof. M. 7.X. 7%. Kasino-Rest, Tempelhof, Berliner Strasse. 
Bin.-Weissensee. M. 7. X. 7%. Spatenbräu, Berliner Allee 232. 
Bln.-Wesien. M. 5. X. 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37. 
Bin.-Wilmersdorf. M. 13, X. 8%. Augustahof, Augustastr. 1. 
Brandenburg. M. 5.X. 

Braunschweig. M. 6. X. 8%. Wolters Ausschank, Hüldenstrasse. 
Crefeid. M. 4.X. 7%, Tivolihaus, Rheinstrasse. 


Berlin-Centrum. M. 


Eberswalde. M. 4. X. 7°. Mundshof, Bismarckstrasse. 
Erfurt. M. X. 7%, Gasthaus Steiniger, Predigerstr. 10. 
Halle a.S. M. 4. X. 8%. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10. 


Hamburg-Nordost. M. 7.X. 7%, Restaurant Schur, Hamburger Str. la. 
Magdeburg. M. 4.X. 7°. Artushof, Johannisberg. 

Riesa. M. 6.X. 8%, Hotel Sächsischer Hof. 

Schwarmstedt. M. 8. X. 5%. Gasthof Heuer. 

Trier. M. 6. X. 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 

Wetzlar. M. 5. X. Hotel Kaltwasser. 

Zwickau. M. 7. X. 8%. Restaurant „Erzgebirgischer Hof“, Innere SchnecbergerStr. 20. 





Die Baugewerkschule Lübeck feiert am 18. und 19. November d.J. 
ihr 25 jähriges Bestehen. Der Festausschuss lädt hierzu alle früheren 
Angehörigen der Schule ein und bittet um Mitteilung von Adressen 
an Tekenburg, Lübeck, Wickedestrasse 12a. . ’ 






EEE 





















Sterbeiafel 
Es starben: 


E. Antczak (58 610), Lichtenberg. 

Paul Bollow, (119 544), Hamburg. 
Benedikt Heinemann (50 139), Trier. 
Anton Höst (64 931), München. 

Walter Hoppe (4192), Trier. 

Wilhelm Kameras (94 285), Fürstenwalde. 
Franz Kapuscziok (88 553), Schwientochlowitz. 
Albin Pauli Mehr (182 645), ee 
Friedrich Müller (T. 90 564), Magdeburg. 
Alfred Pfarre (57294), Hamburg. 

Georg Sauerhammer (T: 41 361), München. 
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Burchschlagpapier 


weiß M 19.—, rot, gelb, grün, blau M 24.— ®%oo Quartblatt, 
ff. Schreibmasch. Pot M 47.— ®%co Quartblatt bei 10000 Blatt. 
Muster und Preisliste über Büro-Bedarfsartikel kostenlos. :: 


E. Heckendorff Gegr. 1873 Berlin sO26 


Stellenangebote 


Grösseres Presswerk, verbunden mitGesenkschmiederei, 
suchi zum möglichst sofortigen Antritt unverheirateten 


jüngerenTechniker 


für die Ausarbeitung von Neubau-Projekten, Konstruktion von 
Werkzeugen und Anfertigung von Werkstattzeichnungen. 


Offerten unter Angabe der Gehaltsansprüche möglichst unter 
Beifügung eines Lichtbildes erbittet 


Mitteldeutsche Flanschenfabrik A.-G. 
Bahnhof Bebitz, Post Lebendorf (Saalkreis). 


Grossbank sucht für Bauabteilung zum möglichst sofortigen 
Eintritt bei hohem Gehalt erfahrenen, durchaus: zuver' lässigen 


Bautechniker 


der in Bauausführung, Veranschlagung und Abrechnung praktische Er- 
fährungen besitzt und auch in Statik u. zeichnerischen Arbeiten firm ist. 
Angebote mit Zeugnisabschriften und Lebenslauf an die 


Bank für Handel und.Industrie 


(Darmstädter Bank), Baubureau, 
Berlin, Potsdamer Strasse ta. 








Für mein Konstruktionsbureau suche ich zum 
baldigen Eintritt einige 


seibständige Konstrukteure 


mittleren Alters, mit Erfahrungen im Bau von Werk- 


zeugmaschinen. 
Bewerber belieben ausführliche Angebote mit allen erforder- 
lichen Angaben zu richten an 
Alfred H. Schütte, 
Maschinenfabrik, Köln - Deutz. 








Für eine grosse Möchstspannungsanlage in der Nähe des 
Rheinisch- Westfälischen Industriebezirks wird ein 


Techniker 


mit abgeschlossener Fachschulbildung und Erfahrung im Betrieb und 
im Bau von Hoch- und Höchstspannungsanlagen zum sofortigen Eintritt 
gesucht. Demselben soll die Bauausführung und Betriebsleitung der 
Anlage übertragen werden. Die Stellung ist aussichtsreich. Angebote mit 
Zeugnisabschriften, Bild, Referenzen u, Aare von Gehaltsansprüchen an 


Bergische Licht- u.Kraftwerke A.-G,Lennep. 





Zeichnerisch und konstruktiv ge- 


wandte, in statischen Berechnungen 
geübte 
erfahren in (ecl und ee 1. Kraft 


von Industrie- und Gleisanschluss- | per möglichst bald gesucht. An- 
Bau in selbständige, angenehme ar Anspr., Zeugnissen ‚und 
Stellung scfort gesucht. enslauf an 

Bewerbungen bei Civilingenieur Otto de Berger 


Architekt B.D.A. u. Bauingenieur 
l 
Sata Hohenlimburg in Westfalen. 


Tüchtiger, unverheirateter Bau- 

Ener gi i s cher führer, der längere Zeit im 

Baugeschäft tätig war, für 

23 au fu dä 4] FE@Ff ländliche Siedlungen. sofort 

esucht. Angebote mit Lebenslauf, 

für die Ausführung eines Strassen- | Zeugnisabschriften und Gehaltsan: 

baues zu sofort gesucht. | sprüchen sind zu richten an die 
Weiterbeschäftigung nicht ausge- Bauabteilung 


hl Ölerten mit. Z, 
ebschriften an a mit Zeugnis | dor Hann. Siedlungsgesellschaft 
Achim b. Bremen. 


Oskar Stitzel Nachf., 
Reisszeuge und Rechenschieber 


Glauchau, Breitestr. 1. 
billigste Bezugsquelle 


Baugewarkschule Lüherk, Hansen & Kleiner, Kiel. 


Die Schule feiert in Verbindung 
mit dem V.L.B. „Pythagoras“ am 
18. u. 19. Nov. 21 ihr 25 jähriges 
Bestehen. Alle ehemaligen Schüler 
wollten ihre Adresse einsenden an 


Carl Tekenburg, Lübeck, Wickedestrasse 12a. 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und 19 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und’der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch -einfachen Selbstunterricht: auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben. 
Bonness&Hachfeld, Verlag, Potsdam. 














Schutz und Verwertung 
von Neuerungen aller Art 
zu günst. Bedingung. durch Carl 


Haiduk, Ing., Berlin W 57, Culmstr. 18 
Lang;. Erfahr. (Bundesmitg!.) 
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Fischer: Statik 
u. Festigkeitslehre 


Band 1—3. Gebunden M. 270,—, 
bei Ratenzahlung 10°, Zuschlag. 
En Monatsrate M.:30,—. 


Mathematik 


zum Selbstunterricht, 


Gebunden M. 60,— durch 


Buh- 

Hermann MEUSSEr, acı. 
Beriin W 57/4, 

Potsdamer Strasse 75. 


Photograph. Apparate 


u. Bestandteile 
Katalog A frei. 


Selbstspielende 





Katalog B frei. 


Uhren, Brillanten, 
z bold-u.Metallwaren 
Katalog C frei, 
Teilzahlung. 


„Römer, Altona (Eihe) 109. 


Eine wirklich 


gute Zigarre 


ur SO Pfg. 


la reiner Ueberseetabak Pfd. 20M,, 
100 Zigarren und 2 Pfd. Tabak ae 
6 Pfd. Tabak für 120 M. franko 
Nachnahme. — Garantie für tadel- 
losen Brand, angenehm, Geschmack. 


Ernst Roloff, 
Hannover-Linden, Posthornstr.30. 
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Verlangen Sie sofort FE 
klärendes Material über die 


industriebeamten- 
Sparbank 


e.G. m.b.H. - 
wei NW Bub Werlistrasse?. 


Teilzahlung 


Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren, Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
I mente und Grammophone. 
Kataloge umsonstu.portofroi liefern 


Jonass & Go, Berlin A431 
Belle-Alllance-Strasss 7-10. 
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Für Studium, Unterhaltung, 
Beiehrugg und Erwerb: 


EL 


== Mehrfach. pe 


„REFLEKTUS“. 

Wand- und Tischprojektions-, Ver- 
grösserungs- und Zeichenapparat 
für undurchsichtige Bilder und 
Gegenstände aller Art. 

Keine Giasbilder nötig. 
Prospekt 52 frei durch Fabrik 


Schmehle Nachf,, Dresden- 27/72. 
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bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 
Anzug-, Hosen-, Paletot- und Ulsterstoffen 
geschen haben. — Zusendung franko gegen {ranko. 
Heinrich Kreie & Co. 
Tuchfabrik und Versand, ern (Lausitz). 


Bünfinfe Alterd- und Kamilienverjorgung 


awed8 Befreiting vor der Angeftelltenverficherung bietet die 


Deutihe Beamten-Cebensverficherung a. ©. 
Anftalt des Deutihen Beamten-Wirtihaftsbundes. 


Auskunft und Drudfachen foitenlos durch den 
Vertrauensmann: Rehnungsrat d.Henne, 
Berlin-Steglig, Siemensitraße 75. 
Fernruf: Steglig 37. 


Für meinen Mann 


und für ‚mich finde ich 


die besten Stoffe und Futterzutaten 
in der reichhaltig. Kollektion des Tuchversandhauses 


9: Pk Friedrich W.Knoll, Cottbus 9. 


Fordern Sie Muster (frei gegen "krei) für: Anzüge, 
Paletot, Ulster, Gesellschaftsanzüge, gestreifte Hosen, 
Cutaway, Damentuchkostüme 
und Röcke, Manchester, Joppen. 


Meine Spezialität: Abgepasste  Futterzutaten, 
@ einschliesslich Knöpfe, Schnallen uw. ®& 


Die Pensions-und Witwenkasse 


des früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
(gegründet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 
stelltenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz ’ 
Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren ‘Hinterbliebenen 
auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 
Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
gen erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u.Witwenkasse 
des Deutschen Techriker- Verbandes in Berlin, Werftstr. 7, 


Für Reise, Haus, Büro und Schuie 


LIPSIA! Der beste u. billieste Selbstfüll- 
federhalter mit 14 karätigsr 
goildptatt.Feder fir nur 


8 50 Mark 




























mit fi 
automat. 
Selbstfüllvor- 
richtg.;kanni.jed. 
i.d. Tasche getrag.werd. 

Ohne Glasfüll. en Beschmutz.d.Tasch. 
- u.Hände. GutePräzisionsarb., funkt.ausgez., nimmt 
m.jed.Füllg. {.ca.10000 Buchstab.Tinte auf. Versand geg. "Nachn: 


Versand- Haus S. Frank & Sohn, Leipzig-Plagwitz, Abt.T. 


"deswegen vor ‚kaufen wir 
Wir zIEhEN UM unser vonzen taner oo SPONDILNIR 
Seltener Gelegenheitskauf! Nur solange Vorrat! 
Jeder kaufe sofort die solid., warm. Wintersach., da nur klein. Lager! 


Damen-Winter-Ulster 


aus dick.‚schwer.dunkel.Flauschstoffent Warmwie ein 
Pelz! Selt. günst.Geiegenheitskauf! Solid., gedieg..mod. 
Ausführg.! Breit. Krag., off. u.geschloss. zu trag.! 110 cm ig. 


Preis m. 205, — NUTMK. 195, — mitt. e.schlan Figr ann” 


 mittl. o.schlank.Fig. ang. 


Mädchen-Winter-Uister 


a.schwer.gemust. Friedensst.! Ausfhrg. wie Dam.-Ulst. 
Preis 6-9). 112,50M. 10-12). 139,50M. 13-15). 171,—M. 


Damen-Winter-Kleid 


aus guten reinwollen. Stoffen (Schotten-Muster). Modern 
und sauber gearbeitet, offen und geschlossen zu tragen. 
Sehr solide, vornaehm und kleidsam! Preis nur M. 225,—. 
Fesches Kostüm nur M. 195,—. Solid. Kostüm-Rock nur 
M. 82,50. Warm. Fianell- u. Velour-Blusen nur M. 49,50, 


Mädchen- Winter-Kleid „schönem 


modern gearbeitet! 6—8 Jahre 76,50M. 9—11 Jahre 94,50M. 12—14 Jahre 
114,75 M. Tägl. Nachbesteliungen, Dankschreib. u. Weiterempfehlungeni 


A.Mülier &Co., Fichtenau 239 bei Berlin, 
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1. Gewerkschaftskongress: 


des AllgemeinenFreien Angestellten-Bundes 
am 2. und 3. Oktober 1921 in Düsseldorf ae 


Mitten im industriellen Herzen Deutschlands hat am 2. und 
3.. Oktob des 1. Gewerkschaftskongress des Aligemeinen 
Freien Angestellten-Bundes getagt. Es war eine gewaltige Kund- 
gebung der von kapitalistischen Einflüssen freien Angestellten- 
schaft, bedeutsam nicht nur durch die Gegenstände. die auf der 
Tazesordnung standen. sondern vor allem durch die Tatsache, 
dass nunmehr das Bruderband um die freigewerkschaftliche Ar- 
beiter- und Angesteiltenbewegung geschlungen ist. Und diese 
Einheit ‘der Arbeitnehmerbewegung ist durch den Il. Gewerk- 
schaftskongress des AfA-Bundes in einer Zeit gewaltiger wirt- 
schaftlicher Gährung besiegelt worden. Der 1. Vorsitzende des 
AIA-Bundes. Kollege Aufihäuser. gab in seiner einleitenden 
Begrüssungsansprache diesem Gedanken mit folgenden Worten 
Ausdruck: 


„Wir haben zwar den Weltkrieg hinter uns, aber der Welt- 
kriexr hat wirtschaftlich und sozial eine Welt voll Jammer und 
Elend hinterlassen. und alle die breiten Schichten der Ange- 
stellten, Beanıten und Arbeiter, die während dieses viereinhalb- 
jährigen Ringens zıosse und. harte Opfer zu bringen hatten. sie 
haben auch bis heute, einige Jahre nach dem Abschluss dieses 
Krieges. die Atempause noch nicht gefunden, die mancher zu 
finden glaubte; Wir haben die Erfahrung machen müssen, dass 
nicht nur der Krieg, sondern dass auch seine Liquidierung immer 
ucch eine Steigerung der Lasten, der Nöte und des Elends für 
die arbeitende Bevölkerung mit sich bringt. Preissteigerung aller 
Lebensmittel und Bedarisartikel. Steigerung aller Steuern, Stei- 
gerung des sozialen Elends einerseits. Häufung des Reichtums, 
Konzentration des Industriekapitals und wilde Börsenspekula- 
tion anderseits: das sind mit wenigen Strichen die Merkmale 
der ökonomischen Situation. in der wir uns augenblicklich be- 
finden, einer ökonomischen und sozialen Situation. die man als 
einen 

Zustand des verschäriten Klassengegensatzes 

und Klassenkampfes bezeichnen kann. Der Krieg .der Nationen. 
oder, besser gesagt. der Kampf der nationalen Kapitalisten. ist 
abgelöst worden durch den Krieg der Klassen. So fällt unser 
heutiger Kongress in eine Zeit. in der auf der ganzen Linie Lohn- 
kämpfe entbrannt sind. Lohnkärmpfe. deren Bedeutung weit hin- 
ausragt über das. was man sonst als die Tageskämpfe der Ge- 
werksrhaiten bezeichnet hat. Die Lohnkämpfe. die augenblick- 
lich notwendig geworden sind, sind nicht nur zu führen. um hier 
und dort Lohnzulagen zu erreichen. sondern sie sind ein Teil, ein 
Ansatz für iene 

grosse Auselnandersetzung zwischen Kapital und Arbeit, 
die als Grundlage unserer programmatischen Auffassung 
anzusprechen ist. Die Kämpfe. die augenblicklich . auf 
der ganzen Front zwischen Unternehmertum und Arbeitnehmern 
entbrannt sind. gehen in letzter Linie darum. wie der Wiederaui- 
bau unserer Volkswirtschaft vor. sich gehen soll. ob nach den 
alten kapitalistischen Methoden unter Verlusten von Menschen. 
oder auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage. Wir als die ziel- 
bewusste Angestellten- und Arbeiterschaft ‚sind uns bewusst. 
dass in diesem Ringen gewaltige Widerstände zu übe: winden 
sind. Wir wissen. dass hinter den gewaltigen wirtschaftlichen 


Mächten unserer Industriekäpitäne, mit denen wir jetzt wiederum 
zu ringen haben. sich-gerade auch in letzter Zeit ausserordent- 
lich. starke politische ‚Kräfte gezeigt haben. die Hand in Hand die 
Wiederaufrichtung politisch und wirtschaftlich vorrevolutionärer 
Zustände herbeiführen wollen. Wir alle sind uns darüber im 
klaren, dass wir diese Widerstände nicht unterschätzen dürfen, 
und wir wissen. dass es gegenüber diesen gewaltigen Mächten 
für uns nur die eine Losung gibt: die Herstellung einer geschlos- 
senen Abwehrfront unserer deutschen Arbeitnehmerschaft. Wir 
haben auf diesem Kongress heute nicht zu untersuchen. ob in 
der politischen Arbeiterbewegung in allen Fällen das nötige 
Verständnis für die Notwendigkeit der Einheitsfront schon be- 
steht, aber mit um so grösserem. Nachdruck haben wir darauf 
hinzuwirken. dass mindestens gewerkschaftlich die 
Einheitsfront der Kopf- und Handarbeiter 


für diese gewaltigen Kämpfe so bald wie möglich geschlossen 
wird. (Lebhafte Zustimmung.) 

Dieser Kampf für die Einheitsfront der Angestellten und Ar- 
beiter, gesetzgeberisch wie organisatorisch. ist für uns An- 
gestellte schwerer als für unsere Freunde in der gewerkschait- 
lichen Arbeiterbewegung. Wir wissen. dass das Klassenbewusst- 
sein, das den Handarbeitern vielfach von Jugend auf anerzogen 
ist, in weiten Kreisen unserer Berufsgenossen noch fehlt und 
dass das Klassenbewusstein und die Klassenerkenntnis bei ihnen 
leider oft ersetzt werden durch Vorurteile.: die es erst in müh- 
samer Auiklärungsarbeit zu überwinden gilt Aber wir scheuen 
auch diesen Auiklärungsdienst nicht denn wir fühlen uns in 
unserer AiA-Bewegung ermutigt. diese schwere Pionierarbeit 
auch weiter zu leisten. weil wir bisher nicht ohne Erfolg ge- 
blieben sind. Die Tatsache. dass aus: der kleinen Schar von 
60000 Anhängern. die wir 1914 beim Kongress für einheitliches 
Angestelltenrecht zählten. bereits eine starke Massenbewegung 
von über 700000 Privatangestellten aller Gruppen entstanden 
ist. diese Entwicklung ermuntert uns fortzufahren und 

unbeirrt von all den Vorurteilen, 
um uns gerade in Angestelltenkreisen unter 
tatkräftiger Unterstützung der kapitalistischen Presse 
erossgezüchtet werden. unseren Weg geradeaus zu 
geben.” Wir haben in der zurückliegenden Zeit nicht nur in der 
Angestelltenbewegung altein, sondern auch in dem Zusamnen- 
gehen mit den Arbeitern erfahren. wie stark unsere Macht Ist, 
wenn wir nur den Willen betätigen von dieser Macht Gebrauch 
zu machen. Ich brauche nur darauf hinzuweisen. welche ge- 
waltige Kraft unsere freie Angestellten- uud Arbeit?rhewegung 
gelegentlich des Kapp-Putsches entfalteten konnte. welche Ge- 
walt dieselbe‘ Koalition in den letzten Wochen gegenüber den 
antirepublikanischen Bestrebungen gezeigt hat. um damit zu 
beweisen, dass der Allgemeine freie Angestelltenbund im Verein 
mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund ber2its als 
eine unüberwindliche Macht 

bezeichnet werden kann. Von dieser Erkenntnis getragen. von 
diesem natürlichen Machtbewusstsein der freien gewerkschaft- 
lichen Bewegung erfüllt. gehen wir heute zuversichtlich an die 
Arbeit. um die Grundlage und das Programm für unsere künf- 
tige Bewegung zu schaffen.“ 


die. rings 
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Dass diese Worte Aufhäusers, die vom Kongress unter 
lebhaftem Beifall entgegengenommen wurden, die Bedeutung 
des AfA-Bundes und seiner ersten Tagung richtig Kennzeichnen, 
beweist auch die Aufmerksamkeit, die die Oeffentlichkeit der 
Tagung entgegengebracht hat. Für den Reichskanzler und den 
Reichsarbeitsminister nahm Ministerialdirektor Dr. Sitzler, 
für den Reichswirtschaftsminister- Geh. Ministerlalrat Dr. 
Schäffer, für den Reichswirtschaftsrat Kollege Urban an 
den Verhandlungen teil. Die preussische Regierung war durch 
den Reglerungspräsidenten Grützner, die Stadt Düsseldorf 
durch den Geschäftsführer der volkswirtschaftlichen‘ Abteilung, 
Dr. Marx, vertreten. Vom Reichspräsidenten 
Ebert, vom Reichsminister des ‘Innern, vom Reichsminister 
der Justiz, vom Reichsschatzminister Bauer, vom Reichsminister 
für Wiederaufbau, dem Präsidenten des Statistischen Reichs- 
amts, dem Preussischen Ministerium für Handel und Gewerbe, 
dem Präsidenten des Reichsamts für Arbelitsvermittlung. dem 
Badischen Arbeltsminister, dem Sächsischen Arbeitsministerium 
und unserem alten Mitkämpfer, Oberbürgermeister Granzin- 
Offenbach, waren Begrüssungsschreiben eingelaufen, in denen 
bedauert wird, dass die Fülle der‘ Geschäfte die Entsendung 
von Vertretern verbietet. Mit besonderer -Freude wurde vom 
Kongress Kollege Stein aus Wien als Vertreter der öster- 
reichischen Bruderorganisation und der Führer der Arbeiter- 
bewegung, der Vorsitzende des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes Kollege Leipart begrüsst, der gleichzeitig den 
Internationalen Gewerkschaftsbund Amsterdam vertrat. Der 
Deutsche Beamtenbund hatte sein Vorstandsmitglied, Kollegen 
Lange, entsandt. Von weiteren Gewerkschaften waren ver- 
treten der Metallarbeiterverband durch die Kollegen Diss- 
mann und Reichel, der Bergarbeiterverband durch Wald- 
hecker, der Transportarbeiterverband durch Kloesel, der 
Zentralverband der Maschinisten und Heizer durch Krumnow, 
die Freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Ar- 
beitnehmer (Faka) durch Händeler, das Bezirkskartell des 
A.D. G. B. durch Meyer, das Düsseldorfer Gewerkschafts- 
kartell durch Hensel und Steininger, die Gewerk- 
schaftskommission Berlin durch Sabath, die freigewerkschaft- 
lichen Betriebsräte durch Nörpel. An politischen Parteien 
waren vertreten die S. P. D. durch Krüger vom Partel- 
vorstand, Jäker von der Reichstagsfraktion, die U. S. P. durch 
Frau Reichstagsabgeordnete Agnes, die Deutschdemokrati- 
sche Partei durch Dipl.-Ing. Dahl, Abg. Erkelenz, Abg. 
Lindemann, Profesor Kumpmann-Diüsseldorf, die Ge- 
sellschaft für Soziale Reform, der Verband deutscher Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte durch Justizrat Sauer, der Verband 
deutscher Landesversicherungsanstalten durch Landesrat 
Schellmann. Von der Iaxemburgischen Regierung war 
deren Sozialattach& Ennesch erschienen. 

Vor Eintritt In die Verhandlungen, die in dem mit frischem 
Grün und schwarzrotgoldenen Fahnen geschmückten grossen 
Saale des Gesellschaftshauses „Verein“ stattfanden, von dessen 
Stirnwand das umkränzte Bild Legiens herabgrüsste, rich- 
teten die Vertreter der Behörden und Oganisationen herzliche 
Begrüssungsworte an die aus allen Teilen Deutschlands herbel- 
geeilten Delegierten der verschiedenen AfA - Verbände, Be- 
‚grüssungsworte, die über den Rahmen blosser konventioneller 
Höflichkeit hinausgingen und zeigten, welche Beachtung seitens 
der Behörden der Tagung entgegengebracht wurde und mit 
welcher innigen Anteilnahme die befreundeten Gewerkschaften 
unsere freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung verfolgen. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


2) 


nr 


« 


Nr. 40 


Die Worte, die die Vertreter des A. D. G. B. und des Deutschen 
Beamtenbundes an dem Kongress richteten, seien weiter unten 
gewürdigt, an dieser Stelle jedoch .die Aussprache wieder- 
gegeben, die Victor Stein als Vertreter des Bundes der 
Industriebeamten Oesterreichs und der ständigen Delegation 
der freien Angestellten-Organisationen Oesterreichs an den Kon- 
gress richtete; 


„Um zu bewundern und um zu lernen, bin Ich zu Ihnen 
geschickt worden, — zu bewundern jenes wunderbare Tempo, 
das die freie _Angestelltenorganisation Im. Deutschen Reiche, 
von den Anfängen, von der Selbstbesinnung der Angestellten, 
bis zur vollständigen Herausarbeitung ihrer Kampfesentschlossen- 
heit, durch Schaffung Ihres AfA-Bundes zurückgelegt hat. Wer 
so wie wir in Oesterreich Gelegenheit hatte, an der Arbeit in 
den Reihen der Angestellten mitzuwirken, weiss es zu würdigen, 
welche Grosstat dieses kleine Häuflein von Männern’vollbracht 
hat, als es daran ging, die Selbstbesinnung der Angesteilten 
zu wecken und sie zum Abwehrkampf zu sammeln. Man hat 
die Wissenschaft mobilisiert, um Sie davon abzuhalten, dass 
Sie zum vollem Erkennen Ihrer Klassenlage kommen. Die 
Wissenschaft prägte die 

verlogene Formel vom neuen Mittelstand, 
womit man ausdrücken wollte, dass Sie weder zur Arbeiter- 
schaft, noch zur kapitalistischen ‚Klasse gehören, aber 
für die eine der Prellbock und für die andere der Sündenbock 
sein sollen. Es war also nicht leicht, das Bewusstsein in den 
Reihen der Angestellten zu wecken. Um so grösser muss un- 
sere Anerkennung für diejenigen sein, die durch die Schaffung 
der einzelnen Berwsorganisationen den Anfang gemacht haben. 
Nun zeigt der erste AfA-Kongress die Kräfte gesammelt, die 
Reihen geschlossen, und die Zeichen der Zeit rufen bei Ihnen 
und bei uns zum Kampf. Ihr erster Kongress ist der beste Be- 
weis dafür, dass die freie Angestelltenbewegung in Deutsch- 
fand kampfbereit und entschlossen ist, wenn notwendig, in den 
Kampf auch sofort einzutreten. Aus der Tagesordnung ersieht 
man, wie innig die Bande sind, die zwischen Ihnen und der 
manuellen Arbeiterschaft bestehen. Das ist ein verspätestes 
Echo auf den Wunsch und Hoffnung Lassalles, die er gerade In 
der Rheinprovinz ausgesprochen hat, als er die 
Vereinigung der schwieligen Faust mit dem Blitz des Geistes 
herbeisehnte. Die Vereinieung der beiden Gruppen der ar- 
beitenden Menschen vollzieht sich, wir freuen uns mit Ihnen 
darüber und wir bewundern diese Leistung. — Ich kam auch, 
um zu lernen, wle die grössere Organisation, als es die unsere 
ist, den Kampf für diese Aufgabe orzanisiert, und ich bin über- 
zeugt, dass ich mit reicher Belehrung und wertvoller Auf- 
klärung heimkehren werde in das vorgeschobenste und unglück- 
lichste Gebiet des deutschen Volkes. Ich komme aus einem 
armen und schwergeprüften Lande, aber aus einem Lande, das 
bei all seiner Armut reich Ist an Begeisterung, reich an Zuver- 
sicht -und reich an Kampfentschlossenheit. Unter den 900000 
Mitgliedern unserer Gewerkschaftskommission zählen die Privat- 
angestellten heute 117000 (Beifall), darunter 40000 weibliche 
Angestellte. Diese Organisationen haben in ihrer Ständigen 
Delegation eine Spitzenorganisation, wie Sie in Ihrem AfA- 
Bund. Organisatorisch von Euch getrennt, fühlen gerade wir 
Deutsch-Oesterreicher, dass wir organisch zusammengehören. 
Wir leben in allen Kämpfen der Zuversicht, dass wir doch In 
absehbarer Zeit zu Ihrer Armee als notwendiger und will- 
kommener Bestandteil stossen werden. Wir hoffen, dass die 
Einheit der deutschen und deutsch-österreichischen Angestellten- 

bewegung 

nicht nur Ideell sein, sondern auch zur Tatsache werden wird. 
(Beifall) Wir fühlen uns als ein Teil Ihrer Bewegung und wir 
wollen mit Ihnen vorwärts und aufwärts zum Wohle und zum 
Siege des arbeitenden Volkes.“ (Stürmischer Beifall.) 


Die Einheitsfront der Arbeiter, Angestellten und Beamten. 


Die organisatorische Arbeit, die der erste AfA-Gewerk- 
schaftskongress zu leisten hatte, war die Beschlussfassung über 
die neue Satzung, die dem AfA-Bund ein festeres Gefüge geben 
soll, die Festlegung des AfA-Programms und die Genehmigung 
des zwischen dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund 
und AfA-Bund abgeschlossenen Organisationsvertrages. der in 
Zukunft beide Bewegungen unauslöslich miteinander zusammen- 
schweisst. Der geschäftliche Teil der Beratungen ging glatt 
von statten. Nach einem von den kleineren Verbänden einge- 
reichten Abänderungsantrag wird sich der Vorstand in Zukunft 
aus drei hauptamtlich tätigen Vorsitzenden, vier stellvertreten- 
den Vorsitzenden und acnt Beisitzern zusammensetzen, damit 
euch die kleineren Organisationen einen stellvertretenden Vor- 





sitzenden stellen können. Bedeutsam waren aber die Reden 
der Delegierten des AfA-Bundes, sowohl als auch der befreun- 
deten Gewerkschaften, in denen dieser historische Moment der 
Verbindung der beiden freigewerkschaftlichen Bewegungen ge- 
kennzeichnet wurde, 


Das Bündnis zwischen AfA-Bund und A.D. G.B. 


Was in jahrelanger, zielbewusster Arbeit vorbereitet: die 
Annäherung der Angestellten — an die Arbeiterbewegung zur 
Bildung einer gemeinsamen Front, Ist jetzt zur Wirklichkeit ge- 
worden. Kollege Leipart, der Vorsitzende des A. D. G. B, 
knüpfte an die Worte des Prologs an, die auf dem Begrüssungs- 
abend gesprochen waren: 
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Gefunden als gemeinsame Streiter, 
Haben sich Hand- und Kopfarbeiter. 

Kollege Eeipart wies darauf hin, dass der Spalt, der 
früher zwischen den Angesteliten und Arbeitern geklafft hat, 
dieser vermeintliche Gegensatz, der lange Zeit hindurch grosse 
Kreise der Angestelltenschaft erfüllte, nicht eine Schuld der 
Angestellten selber war, sondern vielmehr der Unternehmer, die 
stets bestrebt gewesen sind, diesen Spalt möglichst noch zu 
vergrössern, die Gegensätze immer aufs neue zu vertieien. 

„Es hat lange gedauert, bis das 
Gefühlder Solidarität zwischen Angestellten 

und Arbeitern 

auch von beiden anerkannt wurde. Die grosse Zahl der Ange- 
stellten hat sich lange Zeit hindurch und bis vor verhältnis- 
mässig kurzer Zeit von den Unternehmern gegen die Arbeiter 
einnehmen lassen, so lange, bis eines Tages doch die Ange- 
stellten mehr und. mehr einsehen mussten, dass ihnen der Dank 
der Unternehmer für diese ihre Haltung den Arbeitern gegen- 
über nicht zuteil geworden ist und nicht werden wird. Und 
die Angestellten wurden genötigt, trotz aller guten und schönen 
Worte, die man Ihnen spendete, auf die Erfüllung ihrer berech- 
tisten Ansprüche an das Leben zu dringen, gemeinsam Forde- 
rungen dafür zu stellen, und sie wurden eines Tages auch ge- 
nötigt, zur Durchsetzung dieser ihrer Wünsche und Forderungen 
den gleichen Weg zu gehen wie vordem schon die Arbeiter: zu 
dem Mittel des Streiks zu greifen. Und so entstanden 
aus dem Vereinen der Angestellten die Gewerkschaften der An- 
gestellten. Bei der Durchführung der Anecstelltenbewegung 
in diesem Sinne hat sich sehr schnell gezeigt, dass auch die 
Angestelltenbewegung .auf die Arbeiter angewiesen ist, wie um- 
gekehrt die Arbeitergewerkschaften nicht leugnen konnten, dass 
auch sie Vorteil davon haben, wenn sie die Angestelltenbewe- 
gung fördern. So hat sich das Gegenseitigkeitsverhältnis, die 
Erkenntnis von seinem Wert sehr schnell herausgebildet.“ 

Und In seinen Worten am Schluss der Tagung, in denen 
Kollege Leipart dem Kongress für die einstimmige Annahme 
des Otganisationsvertrages dankte, betonte er, dass dieser Ver- 
trag nunmehr nichtnurdie beiderseitigenSpitzen- 
organisationen bindet, sondern auch die angeschlossenen 
Finzelverbände und somit die örtlichen und be- 
zirklichen Vertretungen verpflichtet, 


den Vertrag getreulich zu erfüllen. 
Unter stürmischem Beifall betonte er, dass diese Ver- 


pflichtung 
auch für alle die Hunderttausende und Millionen der Einzel- 
geite: mitglieder 


„In Zukunft wird .der Ingenieur, der Kaufmann, der Schau- 
spieler, wenn 'er mit dem Strassenbahner auf der Strassenbahn 
zusammentrifft, oder wenn er auf der Strasse den Strassen- 
kehrer sieht, in ihm den verbündetien Gewerk- 
schaftsgetossen erblicken (stürmischer Beifall), und um- 
gekehrt wird der Strassenkehrer und der Strassenbahner in 
dem Ingenieur, dem Kaufmann und dem Schauspieler auch 
seinerseits den verbündeten Gewerkschaftsgenossen sehen. (Zu- 
stimmung.) So glaube ich berechtigt zu sein, zu sagen, dass 
dieser unser Organisationsvertrag auch dazu beitragen wird — 
ae es nicht schon geschehen ist — den Spalt zu schliessen 
un 2 
den Rest von Klassengegensätzen, der in der Arbeitnehmer- 

schaft noch vorhanden ist, zu überbrücken. 

Wenn in Zukunft der Werkmeister, der technische Beamte 
im Betriebe in dem Schlosser, dem Mechaniker, dem Schreiner 
den verbündeten Gewerkschaftsgenossen erblicken, dann wird 
dadurch auch 

eine vertrauensvolle Zusammenarbeit Innerhalb des 

Betriebes 
zwischen den technischen Beamten, den Werkmeistern und 
den Arbeitern eintreten. (Lebhafte Zustimmung.) So werden 
wir durch unseren ÖOrganisationsvertrag auch unserem 
ganzen Wirtschaftsleben Vorteile zuführen; 
die Produktion wird Vorteile haben, aus dem einträch- 
tigen, vertrauensvollen, harmonischen Zu- 
sammenarbeiten zwischen den Arbeitern und 
densogenannten Vorgesetzten.“ (Lebhafter Beifall.) 


Die gleichen Gedankengänge kamen in den Worten zum 
Ausdruck, die der Vorsitzende des Deutschen Metall- 
arbeiterverbandes, Dissmann, an den Kongress 
richtete. Er erinnerte daran, dass gerade die Metallarbeiter am 
engsten mit den Kopfarbeitern zusammenwirken müssen, und 
dass auch umgekehrt die Techniker und Ingenieure auf die enge 
Zusammenarbeit mit den Metallarbeitern angewiesen sind: 
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„Wie Sie geistig vorarbeiten, was unsere Kollegen mit der 
Hand auszuführen haben, und wie Sie dabei auch oft genug mit 
der Hand kräftig zupacken müssen, so würden auch die Hand- 
arbeiter schlechte Ausführer geistiger Ideen sein, wenn sie 
nicht auch mit dem Kopf mitarbeiten würden. Es gibt keine 
scharfe Trennung zwischen Hand- und Kopiarbeitern. Wir 
haben gemeinsame Kämpfe zu führen, nicht nur um die 
materielle Besserstellung, sondern auch für eine bessere 
Bewertung unserer Arbeit. (Sehr richtig.) Bel 
diesen Kämpfen sind die Arbeiter mit den Angestellten untrenn- 
bar verbunden, die Krise und die Arbeitslosigkeit macht auch 
vor ihrer Tür nicht halt. Sie sind gleich den Handarbeitern 
ein Spielball der Wirtschaftskrisen, die uns Jin den letzten 
Jahren besonders hart betroffen haben. Die Mand- und Kopf- 
arbeiter sind die Träger des Wirtschaftslebens. Alle, die Hand- 
oder Kopfarbeiter oder Beamten, die gesellschaftlich notwendige 
Arbeit schaffen, müssen sich zusammenfinden: 

Die Zeiten müssen vorüber sein, wo die Handarbelter 

gegen die Kopfarbeiter ausgespielt wurden. 
Wir können in dem Kampf gegen unsere Gegner uns gegen- 
seitig viel helien. Wenn wir eng zusammenarbeiten, wird auch 
der Handarbeiter das unbedingt notwendige Verständnis für 
die Eigenart Ihrer Organisation und Ihrer Stellung gewinnen. 

Wir müssen uns vor allem gegenseitig verstehen lernen; 
denn das ist die Voraussetzung für ein gemeinsames Wirken. 
Gemeinsam werden wir so stark sein, das wir alle Hindernisse 
niederreissen können. Die Organisationen, die uns gegenüber- 
stehen, werden wir bekämpfen, nicht mit den gleichen Mitteln, 
die sie gegen uns anwenden, sondern mit den geistigen 
Waffen der Ueberzeugung. Damit werden wir sie 
besiegen. Wir wollen nicht länger Ambos, sot- 
dernwir wollen Hammer seinfürdie Schaffung 
einer besseren Zukunft.“ (Stürmischer Beifall.) 

Im gleichen Sinne erklärte am Schinsse des Kongresses der 
andere Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiterverbandes 
Reichel: 

„Sie haben auf diesem Kongress die geistige Einigkeit der 
Arbeiterbewegung und die Kraft der Arbeiter- und Angesteliten- 
organisationen unendlich gesteigert und dadurch Ihren Kongress 
über die Bedeutung des Tages weit hinausgehoben und der 
gesamten Arbeiterbewegung damit elmen grossen Dienst er- 
wiesen. 

Mit Ihnen gemeinsam wollen wir den sozialen Menschen 

der Zukunft formen und bilden. 
Wir versprechen Ihnen, treue Weggenossen zu diesem Ziele 
zu sein, damit wir mit vereinter Kraft das grosse Ziel erreichen, 
dem wir alle zustreben.“ 


Die freigewerkschaftliche Bewegung und der 
Deutsche Beamtenbund. 


Neben der Verbindung der Arbeiter- und Angestelltenschait 
zur einheitlichen Front zog sich noch ein anderer Gedanke 
durch die Verhandlungen und Reden hindurch, dass nämlich 
zuden zwei Säulen der Arbeiter-und Angestell- 
tenbewegung als dritte die der Beamten- 
bewegung hinzugefügt werden müsse. Bekannt- 
lich waren zwischen dem A.D.G.B. und dem AfA-Bund einer- 
seits und dem Deutschen Beamtenbund andererseits Verhand- 
lungen über den Abschluss eines Abkommens eingeleitet, durch 
das der Deutsche Beamtenbund mit den freigewerkschaftlichen 
Arbeiter- und Angestelltenspitzen in engere Fühlung treten 
sollte. Der Vorstand des D.B.B. hatte diesem Abkommen zu- 
gestimmt, leider wurde aber auf der Bundesausschusstagung 
die Abstimmung über das Abkommen vertagt. Es wurde 
in der angenommenen Entschliessung der Grundgedanke des 
Uebereinkommens gebilligt, aber unter Hinweis auf die Gegzen- 
sätze, die bei der Teuerungsaktion mit dem Deutschen Ver- 
kehrsbunde und dem Deutschen Eisenbahnerverbande sich her- 
ausgebildet hatten, der Zeitpunkt für noch nicht gekommen ge- 
halten. Demgegenüber hatte der Bundesausschuss des A.D.G.B. 
am 18. August in einer Entschliessung betont, dass er nach 
wie vor an der Auffassung festhalte, dass das vorgelegte Ab- 
kommen der beiderseitigen Vorstände eine geeignete Grundlage 
für ein Zusammengehen der drei Spitzenorganisationen bildet. 
Der Bundesausschuss des A.D.G.B. erklärte, dass er baldige 
Wiederaufnahme der vom D.B.B. in Aussicht gestellten Ver- 
handlungen erwarte. Für den Fall, dass in angemessener Frist 
eine Vereinbarung nicht zustandekommen sollte, würde der 
Vorstand des A.D.G.B. In der Entschliessung beauftragt. mit 
den beteiligten Verbänden und dem AfA-Bund 
in Verhandlungen zu treten, um die Grundlage 
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für eine gewerkschaftliche Beamtenbewe- 
gung Im Anschluss. anden A. D. GB. und AfA- 
Bund zu schaffen. Die in dieser Entschliessung gefor- 
derten Verhandlungen waren bisher noch nicht wieder aufze- 
nommen worden. Wohl aber hatte der D.B.B. den Kollegen 
Lange als Vertreter des “Vorstandes zum AfA-Kongress ent- 
sandt. In seinen Begrüssungsworten wies Kollege Aufhäuser 
auf diese bedeutsame Tatsache hin: 

„zum ersten Male sehen wir bei uns auch einen Vertreter 
des organisierten Beamtentums. Wir hoffen, dass die Zeit 
nicht mehr allzu fern ist, wo der Deutsche Beamtenbund nicht 
als Gast, sondern als Bundesgenosse bei uns erscheint und sich 
mit dem A.D.@G.B. und dem AfA-Bund zusammenfindet mit 
der Erklärung: „Ich sei, gewährt mir die Bitte, in euerm Bunde 
der Dritte,“ (Lebhafte Zustimmung.) 

Der Vertreter des D.B.B., Kollege Lange, ging auf diese 
Begrüssungsworte mit folgenden Ausführungen ein: 

„Wir beachten aufmerksam Ihr Ringen und Streben und 
wir beglückwünschen Sie dazu, weil wir der Ueberzeugung 
sind, dass ; 

Ihre Wege schliesslich auch unsere Wege 
sein müssen. (Beifall.) In dieser Voraussicht haben die Führer 
des Deutschen Beamtenbundes mit den Vertretern des AfA- 
Bundes und des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
gemeinsame Besprechungen gepflogen zur Herbeiführung eines 
Abkommens, um einen 

Aufmarsch der gesamten Arbeitnehmerschaft, 


der Beamten, Kopf- und Handarbeiter herbeizuführen. Sie 
wissen, dass das Tempo, in dem Sie Ihren Führern gefolgt sind, 
im Deutschen Beamtenbund nicht das gleiche gewesen ist. 
Dieses verlangsamte Tempo bei der Beamtenschaft findet 
seine Begründung in den alten Traditionen und wirtschaft- 
lichen Beziehungen, die sich in:hemmender Weise der Auf- 
klärung in den Weg legten. Wenn aber eine besondere Be- 
amtengesetzgebung für die Beamten besondere Rechte ihrer 
Eigenart und Entwicklung entsprechend festgelegt hat, so darf 
die besondere Beamtengesetzgebung keinesfalls ein Hemmnis 
sein für den Aufmarsch der einheitlichen Arbeitnehmerbewegung. 
Wir meinen, dass unbedingt eine Parallelität der Ge- 
setzgebung gewährleistet werden muss. Wie für Sie das 
Betriebsrätegesetz da ist, muss für uns ein Beamtenrätegesetz 
kommen, und .die sozialen Richtlinien für die. Arbeitnehmer 
müssen auch für die Beamten gelten. Es besteht aber die Be- 
fürchtung, dass gewisse soziale Sicherungen, die für die Be- 
amtenschaft infolge der alten Tradition durch Jahrhunderte 
ereicht worden sind, verloren gehen, wenn die Beamtenschaft 
sich allzu schnell und vorbehaltlos auf den Boden der neuen 
Entwicklung stellt. Mehr und mehr dringt aber auch in die 
Masse der Beamtenschaft die Erkenntnis, dass durch Teuerungs- 
zulagen schlechthin der Kampf nicht gewonnen werden kann 
gegen den Aufmarsch der Mächte des Kapitals, die auf der 
anderen Seite stehen und die Arbeitnehmerbewegung nieder- 
halten wollen. Die Entwicklung dieser Erkenntnis wird von 
uns gefördert und wir erblicken in der Arbeit Ihres Kongresses 
die Wegbereitung dazu. Wir sehen von ihm die Impulse aus- 
strahlen, die auch für die Beamtenbewegung massgebend sein 


müssen. Darum bitten wir Sie, auch anzuerkennen, was in der’ 


Beamtenbewegung geleistet wird. Wir sehen den Zeitpunkt 
nicht fern, wo Aufhäusers Wort verwirklicht wird. dass wir 
den Wunsch äussern: Ich sei, gewährt mir die Bitte, in eurem 
Bunde der Dritte. Mehr und mehr dringt auch in die Beamten- 
schaft die Erkenntnis, dass eine entschiedene gewerk- 
schaitliche Bewegung nur gewährleistet 
werden kann durch die grossen Gruppen des 
A.D.G.B. und des AfA-Bundes,. Wir glauben deshalb, 
dass wir doch erreichen werden, was von den Führern dieser 
grossen Bünde herausgestellt worden ist. Deshalb sind unsere 
Wünsche nicht platonischer Natur, sondern wir sind mit ganzem 
Herzen bei Ihrer Arbeit und Ihren Kämpfen. Wir freuen uns 
Ihrer Arbeit und wünschen Ihnen Heil und Segen zu Ihren 
Kämpfen bis zum Siege.“ (Lebhafter Beifall.) 


Das Bekenntnis zur parteipolitischen Neutralität. 


Bei dem Verhandlungen, die von dem A.D.G.B. und dem 
AfA-Bund mit dem D.B.B. über die Angliederung der Beamten- 
bewegung geführt worden sind, hat wiederholt die Frage der 
parteipolitischen Neutralität eine Rolle gespielt. Unsere ge- 
werkschaitlichen Gegner versuchen immer wieder dadurch, 
unsere freigewerkschaftliche Bewegung zu verdächtigen, dass 
sie sie als parteipolitisch und religiös gebunden hinstellen, um 
so für ihre eigenen parteipolitischen Bestrebungen im trüben 
fischen zu können. Diesen Verdrehungen und Entstellungen 
gegenüber ist wiederholt darauf hingewiesen worden, dass die 


Satzungen aller freigewerkschaftlichen Ver- 
bände die parteipolitische und religiöse Neu- 
tralität festlegen. Vergeblich immer, da die gegnerischen 
Gewerkschaften nur von diesen Verdrehungen leben, weil sie 
sonst ihre eigene Existenzberechtigung verneinen müssten. Auch 
die neue Satzung des AfA-Bundes stellt im $ 1 fest, dass re- 
ligiöse und parteipolitische Bestrebungen ausgeschlossen sind. 
Und in den „freigewerkschaftlichen Grundsätzen“ wird fest- 
gelegt, dass parteipolitische und religiöse Ueberzeugung kein 
Hinderungsgrund für die gemeinsame Arbeit der Gewerkschaften 
sein darf. Aber auch in den Reden, die auf dem Kongress ge- 
halten wurden, kam das Bekenntnis zur parteipolitischen Neu- 
tralität klar zum Ausdruck. Besonders die Ausführungen des 
Vorsitzenden des A.D.G.B., Leipart, verdienen hier fest- 
gehalten zu werden: 952 
„Ich habe die Aufgabe, an dieser Stelle zum Ausdruck zu 

bringen, dass der A.D.G.B. besonders erfreut und mit Genug- 
tuung erfüllt ist darüber, dass die Angestelltengewerkschaft, der 
AfA-Bund, als er zu der Erkenntnis gekommen war, dass ein 
proletarisches, harmonisches Zusammenarbeiten mit den Ar- 
beitergewerkschaften auch für ihn nützlich und notwendig sei, 
gerade mit uns, gerade mit dem A.D.G.B,, ein solches Zu- 
sammenarbeiten gesucht und gefunden hat; denn neben dem 
A.D.G.B. haben wir ja in Deutschland noch andere Gewerk- 
schaftsbünde, mit denen gleichfalls ein Vertrag hätte eingegangen 
werden können, und mit denen die Angesteilten sich gleichfalls 
hätten verbünden können. Da sind die Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkschaften mit ihrem Gewerkschaftsbund, über den ich 
angesichts seiner zahlenmässigen Bedeutung nicht viel zu sagen 
habe, aber daneben stehen die immerhin an Zahl bedeutenderen 
christlichen Gewerkschaften, die den „Deutschen Gewerk- 
schaftsbund“ bilden. Mit den christlichen Gewerkschaften, mit 
diesem Deutschen Gewerkschaftsbund, hätte ja auch ein solches 
Abkommen getroffen werden können, Sie haben das aber er- 
freulicher- und für uns auch begreiflicherweise nicht getan. 
Die christlichen Gewerkschaften wären seinerzeit ins Leben 
gerufen worden, weil unsere Gewerkschaften nach ihrer Meinung 
in politischen. und religiösen Fragen nicht neutral seien, was 
nach ihrer Meinung für eine erfolgreiche Gewerkschaftsbewe- 
gung notwendig sei. Dieser Vorwurf ist uns die langen Jahre 
hindurch bis in die jüngste Zeit immer wieder gemacht worden. 
So oft er aber erhoben ist, hat er von uns niemals anerkannt 
werden können, und wir freuer‘ uns, nunmehr darauf hin- 
weisen zu können, dass die christlichen Gewerkschaften seit 
einigen Monaten, und zwar seit dem Tage, wo die Verhand- 
lungen zwischen A.D.G.B., AfA-Bund und Deutschem Beamten- 
bund stattgefunden haben, zugeben, dass dieser Vorwurf gegen 
uns nicht der wahre Grund für die Errichtung der christlichen 
Gewerkschaften gewesen ist. 

Denn nunmehr erklären die christlichen Gewerkschaften in 

ihren Organen und Zeitungen, dass es eine Neutralität der 

Gewerkschaiten nicht geben könne und dürie, die Gewerk- 

schaitsbewegung dürfe nicht neutral seh; « 

sie höhnen und spotten heute über die angebliche 
Neutralität des Deutschen Beamtenbundes 
und erklären, dass die Gewerkschaftsbewegung Partei ergreifen 


müsse. Damit begründen sie die Notwendigkeit ihrer Existenz 


und wollen uns damit die Notwendigkeit nehmen, den dritten 
grossen Bruder auch eines Tages in unsere Gemeinschaft auf- 
nehmen zu können. Ich glaube, dass die Worte, die der Kollege 
Aufhäuser bei der Begrüssung des Vertreters des’ Deutschen 
Beamtenbundes hier ausgesprochen hat, sich erfüllen werden 
und schliesse mich mit vollem Herzen seiner Aufforderung und 
Hofinung an. Namens des A.D.G.B. möchte ich im Anschluss 
an diese Worte über die Neutralität oder Nichtneutralität der 
Gewerkschaften sagen, dass 

unsererseits nach wie vor an dem Grundsatz der. partei- 

politischen und religiösen Neutralität der Gewerkschaften 


wird. (Beifall.) iestgehalten 
Man nennt uns die freien Gewerkschaften. Nicht wir 
haben diesen Namen aufgebracht, ich persönlich habe oft gemug 
erklärt, dass ich ihn für durchaus überflüssig halte, 
Wir sind die deutschen Gewerkschaften; 
aber allmählich hat sich dieser Sprachgebrauch eingeführt, ins- 
besondere in den Kreisen der Angestellten, und Sie nennen ja 
Ihren Bund selbst den Allgemeinen freien Angestelltenbund. 
Gut — akzeptieren wir auch weiter diese Bezeichnung, indem 
wir sie so auslegen, dass die 
Gewerkschaftsbewegung frei Sein soll von jedem. Klassen- 
dünkel, frei von jedem Standesdünkel, frei vom Rassenhass 
und Klassenhass, frei vom Völkerhass, frei von Parteirück- 
sichten und Parteiinteressen, insbesozdere aber frei von 
Unterncehmereinfluss, 























‚Träger der Arbeit, der lebendige Mensch, stehen. 


-dankengänge nicht mehr diskutiert. 
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So wollen wir die freien Gewerkschaften sein, frei von all 
diesen Fessein, frei von all diesen Hemmungen wollen wir un- 
beirrt unsere, Arbeit auf das Ziel richten, das wir nunmehr 


- gemeinschaftlich mit dem AfA-Bund'erstreben, wir, die wir uns 


mit Recht nennen können die deutschen Gewerkschaften der 
Angestellten und Arbeiter, die wir die wahre, reine, freie Ge- 
werkschaftsidee vertreten und verkörpern!“ 

Auch der Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiterver- 
bandes, Dissmann, ging auf die Frage der parteipolitischen 
Neutralität ein: 

„Ich unterstreiche es, wenn die Neutralität Serenüber der 
religiösen und politischen. Auffassung jedes Einzelnen gefordert 
wurde. Ich füge hinzu, dass man auch Achtung vor der 
Auffassung eines Jeden haben muss. 
seiner geistigen Ueberzeugung fordert, muss auch die gleiche 
Achtung der Ueberzeugung des anderen entgegenbringen. Diese 
Neutralität kann aber nicht.so umgedeutet werden, dass wir 
neutral dem gesamten Gesellschaftsleben gegenüberstehen, 
Selbst wenn wir es wollten, wir könnten es nicht. Denn der 
Tageskampf um unsere Zukunftsaufgaben zwingt uns, als ein- 
zelne und als Körperschaften, aus der Reserve und Neutralität 
herauszutreten. Heute mehr denn je zwingt uns das Interesse 
der gesamten Arbeitnehmerschaft, zu den sozialpolitischen und 
wirtschaiftspolitischen Fragen und den grossen Problemen der 
Zeit Stellung zu nehmen. Wenn die drei grossen 


Und wer Achtung vor. 
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Säulen des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens, die. Verbände der Arbeiter, der Ange- 
stellten und Beamten, nicht zu den Fragen 
Stellung nehmen sollten, wer sollte es dann 
tun? (Sehr wahr!) Mögen in einer Frage die Meinungen 
auseinandergehen, unsere Grundauffassung ist die, dass wir 
über den Tageskampf hinaus dahinwirken wollen, dass 


die heutige Klassenherrschaft und Klassenausbeutung einer 
besseren Zukunft Platz macht. 


Wir wollen nicht Klassenhass, sondern wir wollen dahin- 
streben, dass die Klassen verschwinden, einer Ge- 
sellschaft Platz machen, wo gleiches Rechtundgleiche 
Pflichten für alle gelten. Das ist die höhere Gesell- 
schaitsform, die wir erstreben. Wenn einzelne in unseren Ge- 
werkschaftsreihen sich mit diesen Ideen noch nicht befreundet 
haben, so sind wir doch auf dem Wege dazu. Wir werden 
niemals einen verletzen, der heute diese Notwendigkeit in der 
Zukunft noch nicht voll erkannt hat. Beim Erstreben einer 
besseren Zukunft denken wir nicht an rohe materielle Dinge, 
sondern wir müssen mehr als bisher das Ethische in den Vor- 
dergrund rücken. (Sehr wahr.) Wenn wir dabei von nackten 
Materialisten als Idealisten oder Utopisten verspottet werden, 
so lässt uns das kalt.“ 


Die Fortbildung des Arbeitsrechts. 


Im Mittelpunkt des Kongresses stand ein glänzendes Refe- 
rat von Professor S. Sinzheimer über die Fortbildung 
des Arbeitsrechts, dem’ die Kongressteilnehmer. mit starker An- 
teilnahme folgten. Professor Sinzheimer, der auf der ersten 
Tagung der Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände vor 
dem Kriege ebenfalls die Frage des. einheitlichen Angestellten- 
rechts erörtert hatte, führte etwa folgendes aus: 


„Wir nähern uns immer mehr einer Entwicklung und einem 
Zeitpunkte, wo die gesamte abhängige Arbeitskraft dem organi- 
sierten Kapital gegenübersteht. Das gemeinsame arbeitsrecht- 
liche Schicksal der Arbeitnehmer, als Persönlichkeit in Ab- 
hängigkeit von einem Arbeitgeber stehen, eint mit Naturnot- 
wendigkeit alle Gruppen der Arbeitnehmer, ob sie nun auf der 
untersten oder höchsten Stufe der Produktion stehen, ob sie 
öffentliche Funktionen haben oder private Arbeiter sind, so- 
genannte höhere oder sogenannte niedere Arbeit verrichten, In 
dieser Arbeitnehmerbewegung ist heute der Willen lebendig, aus 
eizener Kraft an der Regelung aller wirtschaftlichen und sozialen 
Angelegenheiten teilzunehmen, sich nicht mehr auf fremde Kräfte, 
seien sie Staatlicher oder anderer Art, zu verlassen, sondern ihr 
Schicksal von ihrem Interessenstandpunkt aus selbst rein und 
unabhängig in die Hand zu nehmen. Neben der Tendenz der 
Einheit steht in der Arbeitnehmerbewegung der Willen zur 
Koalition, d. h. die gewerkschaftlichen Dinge durch Selbst- 
tätigkeit im Sinne «der Arbeitnehmerbewegung zu gestalten. Und 
hier ist der Gegensatz des Arbeitsrechts gegenüber dem Rechte 
des Besitzes und des -Vermögens lebendig geworden, der Ge- 
danke, dass der Mensch niemals nur Mittel für die Zwecke der 
Wirtschaft sein darf, sondern dass die Organisation der Wirt- 
schaft Mittel für den letzten Zweck der Wirtschaft sein soll, 
nämlich für den Menschen selbst. 

Im Mittelpunkt der ganzen sozialen Gestaltung muss der 
Das ist die 
dritte Tendenz der Arbeitnehmerbewegung. Damit stehen For- 
derungen im Mittelpunkt des Arbeitsrechts, die Forderungen nach 
einem einheitlichen, einem autonomen und einem 
sozialen Arbeitsrecht. 


Als 1913 auf dem Kongress der deutschen Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte in Leipzig die Forderung eines einheitlichen 
Arbeitsrechts erhoben wurde, trat ihr ein Vertreter der Hand- 
lungsgehilfen mit aller Leidenschaft entgegen, weil er fürchtete, 
dass die Sonderwünsche und Sonderinteressen der Handlungs- 
gehilfen unter den Schlitten kämen. Heute werden diese Ge- 
Es gibt wenige Forde- 
rungen, die jetzt so einheitlich erhoben werden, wie die’ eines 
einheitlichen Arbeitsrechts. 


Das Gesetzbuch der Arbeit 


findet sich jetzt In Vorbereitung, eine Aufgabe, ebenso gross wie 
seinerzeit in der liberalen Aera der siebziger Jahre die Schaffung 
des bürgerlichen Rechts überhaupt. Es handelt sich nicht allein 
um ein Recht des Arbeitsvertrages, sondern es gehören hinzu: 
die rechtliche Organisation des Betriebes, das Berufsvereins- 
recht, das Koalitionsrecht, das Arbeiterschutzrecht, die Vertre- 
tung der‘ Arbeiter in Kammern und Räten. Das zeigt die grosse 
Bedeutung der Frage. 


Das einheitliche Arbeitsrecht 


soll der geschichtlich gewordenen Zersplitterung entgegen- 
treten und zwar zunächst der Zersplitterung des materiellen 
Rechts. Diese Zersplitterung ist nicht nur ein Mangel in der 
technischen Ausgestaltung des Rechts, sondern führt auch zu 
innerlichen Ungerechtigkeiten. Es ergibt sich daraus eine ver- 
schiedene Rechtslage der Arbeitnehmer, ohne dass innere 
Gründe dafür sprechen, sondern die nur dadurch bedingt ist, 
dass rein zufällig einzelne Gruppen von politischen Gesichts- 
punkten aus herauszgehoben worden sind. Wir brauchen ein ein- 
heitliches Arbeitsrecht für alle Arbeitnehmer, soweit sie gemein- 
same Interessen haben. Damit ist nicht gesagt, dass nicht für 
besondere Verhältnisse auch besondere Vorschriften ge- 
schaifen werden sollen. Einheit ist keine Gleichheit. Wenn wir 
aber differenzieren, dann soll das nicht geschehen aus irgend 
welchen geschichtlichen und unsachlichen Gesichtspunkten, son- 
dern planvoll und bewusst aus der Natur dieser Verhältnisse 
heraus. 


Im Mittelpunkt des einheitlichen Arbeitsrechts der Zukunft 
wird ohne Zweifel ein allgemeiner Teil des Arbeitsver« 
trages rechts stehen. Gerade jetzt bildet ein solcher all- 
semeiner Teil des Arbeitsvertragsrechts als Grundstock des 
neuen Arbeitsgesetzbuches die Grundlage von Beratungen, die 
im Arbeitsministerium über das einheitliche Arbeitsrecht ge- 
führt werden. Dieses allgemeine Arheitsvertragsrecht soll alle 
Bestimmungen enthalten, die für alle Arbeitnehmer gelten 
können und sollen. An diesen allgemeinen Teil werden sich 
Sonderregelungen anschliessen müssen, soweit ‘das für 
bestimmte Gruppen notwendig ist. Es wäre falsch, unter dem 
Stichwort des einheitlichen Arbeitsrechts ein mechanisch gleiches 
Recht zu schaffen. Hauptsache ist, dass dieses Arbeitsgesetz- 
buch einheitlich aufgebaut ist und auf einheitlichen Grundge- 
danken beruht, aus denen sich das Arbeitssonderberuisrecht für 
bestimmte Gruppen, soweit innere Gründe dafür vorhanden sind, 
herausbilden kann. 


Ebenso wie das materielle Arbeitsrecht ist auch das Be- 
hördenwesen zersplittet. Wir haben eine Unzahl von 
Behörden, die sich mit staatlichen Eingriffen auf dem Gebiete 
des Arbeitswesens beschäftigt. (Sehr richtig!) Wir haben alle 
möglichen Schlichtungsausschüsse, Schlichtungsbehörden, _ Ar- 
beitsnachweisämter mit verschiedener Grundlage, Versicherungs- 
ämter, es sollen Heimarbeitsämter geschaffen werden, besondere 
Aemter für Hausangestellte usw. Wenn wir ein einheitliches 
Arbeitsrecht geschaffen haben, müssen wir auch einen 


einheitlichen Behördenorganismus für das Arbeitsrecht 


bilden (sehr richtig!), von dem alle öffentlich rechtlichen: staat- 
lichen Funktionen in Bezug auf das Arbeitswesen auszeübt 
werden. Diese Behörde muss in ein einheitliches Arbeitsamt 
ev. mit verschiedenen Abteilungen, eingegliedert sein. Nur dann 
kann sich der einheitliche Geist entwickeln, der auch in der Be- 
amtenschaft dieser sozialen Behörden vorhanden. sein muss. Es 
taugt auf diesem Gebiete nicht jeder Beamte, weil besonders 
vorgebildete, mit sozialen Gedanken erfüllte, gut geschulte Be- 
amte notwendig sind, um das Vertrauen der Bevölkerung zu 
erhalten. 
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Eine wichtige Frage Ist dabei die Organisation der Arbelts- 
gerichte. Der Gedanke, dass wir Einheitsarbeitsgerichte haben 
müssen, nicht nur Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, ist 
heute ‚unbestritten. Es steht aber auch fest, dass eine Einglie- 
derung dieser Arbeitsgerichte in die ordentlichen Gerichte, so 
wie sie heute sind, nicht stattfinden kann und darf. (Sehr 
richtig!) Die Organisation, die persönliche Zusammensetzung 
und das Verfahren der ordentlichen Gerichte, sind heute für die 
sozialen Zwecke der Arbeitnehmerschaft unerträglich. Auf 
dem letzten deutschen Juristentag in Bamberg ist dann auch 
zum Ausdruck gekommen, dass die Eingliederung der Arbeits- 
gerichte In die ordentlichen Gerichte nur in Frage kom- 
men kann, wenn die Arbeitsgerichte Verfahren und die 
Zusammensetzung der bisherigen Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte behalten und bei der Wahl 
des Vorsitzenden nicht allein die. Justizverwaltung entscheiden 
darf, sondern das Zusammenwirken der Beteiligten. Es ist mit 
Recht gesagt worden, dass in letzter Linie die ganze Justiz- 
reform dann am besten sein wird, wenn wir gute Richter 
haben. (Heitere Zustimmung.) Was nützt die beste Reform, 
wenn die Menschen nichts taugen, die die Paragraphen durch- 
zuführen haben. Darum ist die ganze Reformirage schliesslich 
eine Frage der Ausbildung der Juristen und ihrer Berührung 
mit der ganzen Wirtschafts- und Sozialpolitik. Denn das Wort 
Luthers trifft zu: „Ein Jurist, der nichts anderes ist, als ein 
Jurist, der ist fürwahr ein armselig Ding!“ 


Ich vertrete deshalb den Standpunkt, dass das zweck- 

mässigste die 
Eingliederung der Arbeitsgerichte In die Einheltsarbeits- 
behörde 

sein würde. Die Arbeitsgerichte gehören dahin, wo der ganze 
soziale Geist gepflegt wird. Der Vorsitzende eines Arbeits- 
gerichts, der aus diesen Aemtern herauskommt, hat das not- 
wendige Verhältnis zu den Fragen, bei denen oft mehr psycho- 
logische Gründe die Enischeidung herbeiführen, als formal- 
rechtliche Gesichtspunkte. Die Entscheidung über diese Frage 
muss getrofien werden; denn das Arbeitsgerichts- 
gesetz istim Entwurffiertig, wenn auch nicht ver- 
öffentlicht. Es wird bald die parlamentarischen Körperschaften 
und den Reichswirtschaftsrat beschäftigen. 


Die zweite Hauptforderung ist die des 
autonomen Arbeitsreckts, 


In früheren Jahren herrschte der Glaube an die Allmacht des 
Staates; es wehte der Geist des Kathedersozialismus, des 
Staatssozialismus. Heute liegt der Schwerpunkt der sozialen 
Fortbildung der Dinge in erster Linie in der Fortentwick- 
lung des Koalitionsgedankens, in dem selbst- 
gebildeten Rechte der Koalition. Das ist das 
Wesen des Tarifvertrages, dass er nicht ein Vertrag ist wie 


„ jeder andere, etwa wie ein Schuldvertrag, sondern eine 


Rechtsquelle selbst. Der Tarifvertrag schafft nicht 
Rechtsverhältnisse, sondern Recht. Den Tarifvertrag hat 
kein Jurist erfunden, sondern er ist ein. Produkt der 
sozialen Kräfte selbst, wie ja die grössten Erfindungen 
nicht in den Stuben der Gelehrten und Beamten ge- 
macht werden, sondern in den Gefühlskammern und Ausein- 
andersetzungen der Volkskraft selbst. Der Tarifvertrag soll 
möglichst das staatliche Recht auf dem sozialen Gebiet über- 
flüssig machen. Das soziale Wesen reguliert und organisiert 
sich selbst. Das Ist der Gedarike der Autonomie, 

Der vorliegende Arbeitstarifgesetzentwurf enthält die 
Grundiorderung, dass Träger der Tarifverträge 

nur die selbständigen und unabhängigen Gewerkschaften 
sein können, nicht aber Werkvereine und unfreie Arbeiter- 
vereine, auch wenn ihre Satzungen genau denen der freien 
und unabhängigen Gewerkschaften entsprechen. Diese Grund- 
forderunz ist von Arbeitgeberseite mit dem Argument ange- 
griffen worden, dass dadurch die Rechtsgleichheit ver- 
letzt würde. Der Einwand ist hinfällig. Rechtsgleichheit 
besteht nur da, wo soziale Gleichheit das gleiche 
Recht findet; da wo aber verschiedenes vorliegt, muss auch 
das Recht verschieden reagieren. Ein Vertrag ist immer ein 
Ausgleich entgegengesetzter Interessen. Darum wäre 
es verschleiertes Recht und Ungleichheit, wenn man auf Grund 
formaler Gleichheit, der aber eine tatsächliche nicht zugrunde- 
liegt, auch Organfsationen, in denen Unternehmereinflüsse vor- 
handen sind, zum Tarifvertragsabschluss zulassen würde. 

Der Gedanke der Autonomie berührt aber auch den Räte- 
gedanken. Auch 


den Räten könnten bestimmte Funktionen selbstverwaltender 
Tätigkeit 

übertragen werden. Auf dem sozialen Gebiete spielen, Verord- 

nungen eine grosse Rolle. Statt den Behörden konnte der 
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Erlass dieser Verordnungen dem Reichswirtschaftsrat und den 
kommenden Bezirkswirtschaftsräten übertragen werden. Das 
ist ein Problem, das ernstlich erörtert werden muss. 

Eine dritte Hauptforderung an das künitige Arbeitsrecht 
ist die, dass es 

ein soziales Recht 
sein soll. Es muss der Gedanke zum Ausdruck kommen, dass 
die Arbeit nicht nur eine Privatsache von Individuellem 
Charakter ist, sondern für die Gesellschaft geleistet wird, also _ 
sozialen Charakter trägt, und dass der Träger der Arbeit, der 
lebende Mensch, nicht nur private Bedeutung hat, sondern auch 
soziale, dass der arbeitende Mensch ein soziales 
Lebensgut der Geselischaft Ist. Aus diesen beiden 
Schlüssen entwickelt sich der soziale Gedanke und der Grund- 
satz, dass diese gesellschafiliche Arbeit planvoll verwendet 
werden muss, - 
Die Entwicklung des Ärbeitsrechtes ist bestimmt durch 
die Entwicklung der organisierten Wirtschaft, > 

Man streitet soviel über freie oder gebundene Wirtschaft, und 
die Menschen, die darüber streiten. sehen gar nicht, wie die 
gebundene, organisierte Wirtschaft immer mehr wächst, weil 
das Bewusstsein der Menschen von Tag zu Tag mehr auf plan- 
volle Gestaltung der Wirtschaft drängt. Wir haben die Wirt- 
schaft geschaffen als Werkzeug, aber sie ist uns über den Kopf 
gewachsen, sie spielt mit uns. Der Mensch russ die Wirt- 
schaft wieder unter seine vernünftige Herrschaft bringen, 
(Lebhafte Zustimmung.) Das ist der lebendige Odem,: den sie 
auch In der Entwicklung des Arbeitsrechtes spüren. Der Mensch 
soll nicht nur arbeiten, sondern sull gesellschaftlich nützliche Ar- 
beit leisten. Das Produkt seiner Arbeit soll nicht nur ein Spielball 
für private Interessen sein, sondern ein Glied des planvollen 
sozialen Ganzen, in dem alle, die dem Volk angehören, ihr 
Genügen und ihre Freude finden. Im gegenwärtigen Produk- 
tionsprozess wird der Arbeiter sich selbst entfremdet, er wird 
zum Mittel für die Zwecke anderer. Aber er will wieder auf 
eirenen Beinen stehen und sich als Mensch und Persönlichkeit 
fühlen. Deswegen ruft er nach der Befreiung der Arbeit. Dar- 
um die Sehnsucht, die Wirtschaft zu planmässigem Tun zu 
binden. 


Wir müssen Menschenökonomie treiben, 


nicht nur an Produktionstecchnik und Taylorsystem denken. Es 
darf nicht nur gefragt werden: Wie steigere ich die Produktion, 
mögen auch Menschen selbst dabei uraufgehen? — sondern: Wie 
kann der Mensch seiner ursprünglichen menschlichen Bestim- 
mung wieder zugeführt werden, dass er in der. Arbeit nicht 
nur Last und Mühsal, sondern eine Befriedigung seiner Be- 
dürfnisse, eine Freude an der Tätigkeit findet? (Lebhafte Zu- 
stimmung.) Das ist der soziale Gedanke, der sich im Arbeits- 
recht spiegeln soll. 

Von diesem Gesichtspunkte aus muss man die Frage der 

Kapitals- und Gewinnbeteillgung der Arbeiter 

am Betriebe ansehen, die von der fortgeschrittenen Arbeit- 
nehmerbewegung mit aller Entschiedenhkeit bekämpft wird. 
(Lebhafte Zustimmung.) Jüngst hat der preussische Minister- 
präsident Stegerwald in Essen eine Rede gehalten, die 
„Deutsche Lebenskraft“ betitelt, die viel mehr Be- 
achtung in Arbeitnehmerkreisen finden sollte. In dieser Rede 
sagte er, es sei die Zeit gekommen, dass die von ihm vertretene 
Gewerkschaftsidee offensiv vorgehen muss, um den Materi- 
alismus einer gewissen Richtung der Arbeiterbewegung zu - 
bekämpfen. Er sprach von einer Offensive gegen den Ma- 
terialismus — nicht Idealismus —, und er forderte 
die christliche Partei, die diesen Materialismus bekämpfen soll. 
Mit Spannung liest man seine Vorschläge zur Entmateriali- 
sierung der Arbeiterbewegung und findet an sozialpolitischen 
Vorschlägen die leidenschaftlich verfochtene Forderung, wir 
müssen die Arbeitnehmer mit einer kleinen Aktie am Unter- 
nehmen beteiligen! (Grosse. Heiterkeit.) Das Ist die offensive 
Sozialpolitik des preussischen Ministerpräsidenten, womit er 
den Geist des Idealismus — des Materialismus, wie er sagt — 
bekämpfen will. Wenn etwas materialistisch Ist, und 
zwar egoistisch zum Schaden der Gesamtheit, so ist es diese 
individuelle Gewinn- und Kapitalsbeteili-, 
gung des Arbeitersam Unternehmergewinn. 


Es ist ein gigantischer Besfechungsversuch an der gesamten 
Arbeitnehmerschaft. 
(Lebhafte Zustimmmng.) Die Kapitals- und Gewinnbeteiligung 
ist nichtausdem Geist der Solidarttät — der Soli- 
darisierung, wie Stegerwalds System heisst — geflossen, son - 
dern aus dem Geist des Kapitalismus erzeugt. 
Der Weg der Entwicklung des Arbeitsrechtes liegt nicht in 
der Richtung der Kleinaktie, sondern in der Ausbildung des Ge- 
dankens von der gesellschaftlichen Bedeutung 
der Arbeit und der planvollen Gestaltung der 
Gesamtwirtschaft.“ (Stürmischer Beifall.) 
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Die vom Referenten aufgestellten Leitsätze werden wir Im 
nächsten Heft veröffentlichen. 

An das Referat schloss sich eine ausführliche Aussprache, 
in der u. a. auch von dem Redner unseres Bundes, Kollegen 
Schweitzer, die gegenwärtig vorliegenden Gesetzentwürfe 
unter den Gesichtspunkten des einheitlichen Angestelltenrechts 
kritisiert wurden. Bezüglich der vom Referenten aufgeworfenen 
Frage des autonomen Arbeitsrechts sprach er sich 
dahin aus, dass die Schaffung eines autonomen Arbeitsrechts 
durch Tarifverträge eine Grenze in der Gesetzgebung finden 
müsse, ebenso wie auch die Verleihung der Autonomie an die zu- 
künftigen Räte, infolge ihrer paritätischen Zusammensetzung, 
leicht zu. einem Hemmschuh für die soziale Fortentwicklung des 
Arbeitsrechts werden könne. Der politische Einfluss der Ar- 
beiterbewegung auf die Gesetzgebung dürfe durch den Gedanken 
des autonomen Arbeitsrechts nicht zurückgedrängt werden. 

Recht bemerkenswert waren die Ausführungen vom Ge- 
heimen Regierungsrat Schäffer aus dem Reichswirtschafts- 
ministerium zu der vom Kollegen Schweitzer aufgeworfenen 
Frage über den 


Stand der Bezirkswirtschaftsräte. 


Geheimer Regierungsrat Schäffer wies darauf hin, dass die 
Unternehmerseite sich bisher auf den Standpunkt gestellt habe: 
„Wir sind bereit, in allen sozialen Fragen mit den Arbeitneh- 
mern uns zu unterhalten. Soweit aber Wirtschaftsfragen in 
Betracht kommen, haben wir nicht den geringsten Grund, 
darüber mit der Arbeitnehmerseite zu sprechen, denn wir 
allein verstehen etwas von der Geschichte.“ Diesem Stand- 
punkt gegenüber habe Aufhäuser im Reichswirtschaftsrat 
mit aller Entschiedenheit das Recht der Teilnahme der 
Arbeitnehmer an der Bestimmung über die Art der Wirt- 
schaftsführung vertreten. Dieses Ziel könne, wie Aufhäuser 
mit Recht ausgeführt habe, aber nur dann erreicht werden, 
wenn es kein einziges Organ mehr gibt, in dem über Wirt- 
schaltsiragen ohne Teilnahme der Arbeitnehmer gesprochen 
wird, 
Dieser Standpunkt sei bisher von der Arbeitgeberseite abge- 
lehnt worden, die mit aller Entschiedenheit die Selbständigkeit 
der bisherigen amtlichen Vertretungen der Handels-, Landwirt- 
schafts- und Handwerkskammern fordern. Die Kräfte ständen 
jetzt ziemlich pari. Unter der heiteren Zustimmung der Ver- 
sammlung fügte Geheimrat Schäffer hinzu, dass das ja das 
Ergebnis der Parität sel. Die Kräite ständen aber doch 
nicht ganz pari, da die grossen Unternehmerverbände auf allen 
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ihren Tagungen in nachdrücklichen Resolutionen sich gegen 
die Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft in wirtschaftlichen 
Fragen ausgesprochen hätten. Auf der Arbeitnehmerseite habe 
es dagegen an Kundgebungen gefehlt. Der Redner wies darauf 
hin, dass der Vater der Formulierung des $ 165 der Reichsver- 
fassung, wonach die Arbeitnehmer gleichberechtigt und zusam- 
men mit den Unternehmern die Richtlinien der Wirtschafts- 
politik zu bestimmen hätten, Dr. Sinzheimer, anwesend 
sei, der am besten sagen könne, was diese Verfassungsbestim- 
mung sagen wolle: ob das Zusammenwirken der Arbeitgeber 
mit den Arbeitnehmern nur in den Bezirkswirtschafitsräten 
und dem Reichswirtschaftsrate stattfinden solle, ‚oder ob er 
tatsächlich der Auffassung der Arbeitnehmer gewesen ist, dass 
an keiner Stelle in Deutschland ohne die Arbeitnehmer und 
über ihren Kopf hinweg Wirtschaftspolitik getrieben werden dürfe, 

In seinem Schlusswort gab Professor Dr. Sinzheimer 
die gewünschte Auskunft: 

„Der Rätezedanke ist einer der positiven Gewinne der 
Revolution überhaupt. Er bekundet, dass die Arbeitnehmer- 
schaft entschlossen ist, ihre ganze Persönlichkeit dahin zu er- 
weitern, dass sie über ihre reinen Arbeitsaufgaben hinaus- 
wachsen will, indem sie ihren Blick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung richtet. Die grosse Bedeutung des Betriebsräte- 
gesetzes liegt darin, dass in ihm festgestellt ist: 

Die Arbeitnehmer haben nicht nur Anspruch auf Lohn und 
die Pflicht zur Leistung, sondern auch ein öffentliches 
Recht auf Teiliahme an der Wirtschaft, 

(Sehr richtig!) Das ist der neue Grundgedanke des Arbeits- 
rechtes, das über Arbeitsvertrag und Lohnvertrag hinausgeht 
und das Recht auf Teilnahme an der Wirtschaftsführung gibt. 
Das ist die Konsequenz des Artikels 165 der vielgeschmähten 
Weimarer Reichsverfassung. In einer Stunde, wo um uns 
herum geplündert wurde, wo man überall in Weimar glaubte, 
dass die Wogen des Bolschewismus über uns hereinbrechen 
würden, haben wir in Weimar im Vorzimmer des Arbeits- 
ministers Bauer auf einem kleinen schmutzigen Zettel die 
Worte entworfen, die jetzt grundlegend für das Recht auf Teil- 
nahme der Arbeitnehmerschaft an der Wirtschaft werden sollen, 
nicht nur in den Bezirkswirtschaftsräten, sondern In 
der ganzen Organisation der Wirtschaft 
überhaupt, inallen Kammern, welchen Namen 

sie auch führen. 
Die Wirtschaft gehört nicht mehr allein dem Unternehmer. 


Heute gehört die Wirtschaft Arbeitnehmern und Unternehmern 
gemeinsam.“ (Lebhafter Beifall.) 


Die Neugliederung der Sozialversicherung. 


Zum dritten Punkt der Tagesordnung: Neugliederung der 
Sozialversicherung erstattete das Referat Hu mett Lehmann- 
Dresden. Er erinnerte daran, dass die Sozialversicherung die- 
jenige Frage gewesen sei, welche die Angestellten, die eines 
Sinnes waren, zuerst zusammengeführt hatte in ‘der Freien 
Vereinigung für die soziale Versicherung der Privatange- 
stellten. Die soziale Fürsorge solle nicht eine Wohltat, son- 
dern verbrieites Recht aller arbeitenden Menschen sein, so 
dass der 


‚‚Versicherungsgedanke vom Gedanken der allgemeinen Für- 
sorge abgelöst 
wurde. 

„Die Entwertung des Geldes hat gezeigt, dass alle mathema- 
tischen Berechnungen, anf denen sich die Versicherung aufbaut, 
über den Haufen geworfen wurden. Die Sozialversicherung 
fst heute nicht mehr in der Lage, auch nur die dringendsten 
Bedürfnisse .der Versicherten zu erfüllen. 


Das Kapitaldeckungsverfahren kann unter den heutigen Be- 
dingungen nicht mehr aufrechterhalten werden, 


da es sich den rasch wechselnden Verhältnissen nicht anpassen 
kanm Man hat in den letzten eineinhalb Jahren auf dem Ge- 
biete der Invalidenversicherung versucht, die Wirkungen der 
Geldentwertung wenigstens teilweise auszuschalten, der Ver- 
such ist aber nicht geglückt. Wenn die Versicherungsanstalten 
gesetzmässig handeln würden, hätten sie längst Konkurs an- 
sagen müssen, Dass es nicht geschehen, ist ein Beweis dafür, 
dass man der Sozialversicherung mit der. Mathematik allein 
nicht beikommen kann. : Die Lebensbedingungen erforderten, 
dass die Mathematik durch gesetzgeberische Eingriffe korri- 
ert werde. Freilich ist die Gesetzgebung bisher nicht in der 
age gewesen, alle Wirkungen der Geldentwertung auszu- 
gleichen. Das gilt auch für die Angestelltenversicherung. Hier 


bleiben die Renten genatı so unzulänglich wie in der Invallden- 
versicherung. In der Unfallversicherung sehen wir ähnliches. 
Die Regierung versucht, dem unzulänglichen Zustande durch 


Teuerungszulagen und Erhöhung der Beiträge 


abzuhelien. Trotzdem können aber die notwendigen Ansprüche 
der Versicherten nicht befriedigt werden. Die Angestelltenver- 
sicherung soll auch schon notleidend sein, obwohl bei Ihr 
Rentenansprüche noch nicht in besonderem Masse, sondern nur 
das Heilverfahren in Frage kommen.“ 

Redner zieht einen Vergleich mit den Leistungen der Kran- 
kenversicherung, die, auf der Selbstverwaltung und autonomen 
Gesetzgebung aufgebaut, sich den veränderten Verhältnissen 
habe anpassen können. 

„Nach diesen Erfahrungen ist es wohl jedem klar, dass die 
Sozialversicherung zweckmässig nur auf den Grundlagen der 
Krankenversichernng neu aufgebaut und gestaltet werden.kann. 
Die Krankenversicherung muss das Vorbild und die Grundlage 
für die gesamte Sozialversicherung sein, Dabei muss aber die 
Sozialversicherung zu einer Volksfürsorge werden, in der die 
Lastenverteilung durchaus allgemein ist, so dass jeder nach 
dem Masse seiner wirtschaftlichen Kraft bei- 
zutragen hat, das Mass der Leistung jedoch 
gestaffelt wird nach dem Grade des Bedürf- 
nisses. Wir haben diesen Grundsatz in der Entstehung heute 
schon in der Invalidenversicherung dadurch, dass die Invaliden- 
rente erhöht wird nach der Kinderzahl, wir haben ihn in der 
Krankenversicherung dadurch, dass die Verheirateten höhere 
Leistungen erhalten, und dass die Familien-- Kranken- und 
Wochenhilfe eingeführt ist. Es sollen also alle nach dem Masse 
ihrer wirtschaftlichen Kraft beitragen, aber es sollen nicht alle 
die gleichen Leistungen erhalten: Das muss der oberste Grund- 
satz dieser Fürsorge sein. 

An dieser allgemeinen Fürsorge sind auch die öffent- 
lichen Beamten interessiert. Die pensionsberechtigte An- 
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stellung des Beamten. und der Umstand, dass er durch den 
Pensionsanspruch mit Sklavenketten an sein Amt geschmiedet 
ist, würde wegfallen und dadurch auch die Hemmung und Ge- 
fährdung der geistigen Entwicklung breiter Beamtenschichten. 


Die Voraussetzung für die Demokratisierung des Staates würde . 


gesteigert, und deswegen ist diese Forderung auch für die Ge- 
werkschaften von so lebhaften Interesse. 

Die allgemeine Volksfürsorge würde auch die Bildung ver- 
schledenartiger Versicherungsträger überflüssig machen; es 
liesse sich 


die gesamte Sozialversicherung in einer Organisation 


vereinigen. Die Gliederung wäre nicht beruflich und nach Be- 
trieben, sondern territorial. Die örtliche Verwaltungsstelle wäre 
die Zelle, auf der sich die allgemeine Fürsorge aufzubauen hat. 
Diese Zelle ist In der Krankenversicherung, wenn das Prinzip 
leider - auch durchbrochen ist, schon vorhanden. Die Abgrenzung 
der Bezirke hat natürlich nicht nach der alten politischen Ein- 
teilung, sondern nach den wirtschaftlichen Bedürfnissen zu er- 
folgen. Die örtliche Kasse muss die Zusammenfassung aller 
Fürsorgemassnahmen sein. Sie muss dem einzelnen. Kranken 
nachgehen, seine Wohnungsverhältnisse prüfen, ebenso das Be- 
dürfnis zur Aufnahme in Genesungsheimen, sie muss sich um 


gesundheitlich gefährdete Familien kümmern und sich auch, 


der Säuglingspilege annehmen. Nach dem Grade des sozialen 
Bedürfnisses muss diese Stelle eingreifen ohne Rücksicht auf 
die Kosten und die Beitragsleistung. Die Fürsorge muss aus- 
gedehnt werden auch auf die Erwerbsbeschränkten. auf Witwen, 
die ihre Kinder gross zu ziehen haben, oder invalid und er- 
werbslos sind. Die Fürsorgeorgane der Städte arbeiten zum 
grossen Teil noch ganz getrennt von den Organen der Sozial- 
versicherung. Das führt zu einer Vergeudung der Kräfte und 
zu einem Nebeneinander- und Gegeneinanderarbeiten. Wir 
brauchen eine Zusammenfassung der gesamten sozialen Für- 
sorge. Die Fürsorgestellen dürfen aber nicht bureaukratisch 
aufgezogen werden. — Es ist auch nicht notwendig, dass die 
Beiträge für eine allgemeine Volksfürsorge nach den verschie- 
denen Einrichtungen getrennt erhoben werden müssen. Es 
könnte ganz gut 
eine einzige Steuermarke 


geklebt werden, und von dem Steuerbetrag wäre dann der 
Anteil für die allgemeine Fürsorge abzuführen. Es muss end- 
lich auch der Wust der verschiedenen Rechtsprechungsinstan- 
zen beseitig werden. 

Eins ist allerdings die erste Voraussetzung, wenn die so- 
zlale Fürsorge lebendige Gestalt annehmen und im Herzen des 
Volkes verankert sein soll. Diese Vorbedingungistdie 
Selbstverwaltung. Ohne diese gibt es kein lebendiges 
Streben. Wir sind allerdings in Deutschland allzu sehr erzogen 
im Geiste des Kasernendrills und im Geiste des Obrigkeits- 
staates. Deswegen dünkt es vielen Menschen: zu radikal, dass 
sie ihre Angelegenheiten selbst verwalten sollen, ohne dazu 
den Nachtwächter Staat zu brauchen. 


Wir stehen vor der 
Umgestaltung der Sozialversicherung, 


und wenn es nicht gelingt, diese Umgestaltung in der Richtung 
der allgemeinen sozialen Fürsorge vorzunehmen, dann ist es 
besser, die allgemeine Reform unterbleibt. Mit einem Flickwerk 
können wir uns nicht abfinden. Wir müssen allerdings mit den 
gegebenen Kräfteverhältnissen rechnen und daher die heutige 
Sozialversicherung hernehmen und so um- und ausarbeiten, 
dass sie unseren allgemeinen Wünschen entspricht. Es muss 
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also die Versicherungspflicht angebahnt werden für die Fa- 
milien und auch für die Beamten, die heute der Krankenversiche- 
rung entbehren. Ferner für die kleinen Selbständigen und für die- 
jenigen Angestellten, die heute nicht in die Versicherung ein- 
bezogen sind. 
wird nicht genügen. 
die Gesunderhaltung des Volkes bringen.. das Reich muss 
finanziell beitragen. 

Das Grundlegende ist zunächst, für dieKrankenver- 
sicherung einheitliche Kassen unter Beseitigung 
aller Ersatzkassen zu erreichen. Werden diese nicht bureau- 
kratisch aufgezogen, dann werden sie in der kürzösten Zeit den 
Beweis liefern, dass alle Ersatzeinrichtungen über- 
flüssig sind. Eine wesentliche. Ausgestaltung muss das VOT- 
beugende Heilverfahren erlangen. Der Vericherte 
muss auf dieses in allen Versicherungseinrichtungen einen 
Rechtsanspruch haben. Familienkrankenpflege und Abstufung 
der Barleistungen nach dem Familienstand müssen kommen. 
Dass die Selbstverwaltung von allen Fesseln befreit werden 
muss, ist wiederholt erwähnt worden. 

Die Angestellten- und Invalidenversiche- 
rung sind zusammenzufassen. Der erste Schritt 
dazu ist durch die Novelle zum 4. Buche der R.V.O. und zum 
Angestelltenversicherungsgesetz getan. Selbstverständlich müs- 
sen die Leistungen der Angestelltenversicherung so hoch ge- 
bıacht werden, dass sie die Invaliden vor Not bewahren. Alle 
Anigestellten müssen der Unfallversicherung unterstellt werden. 
Die Einkommensgrenze ist zu beseitigen. Selbstverständlich 
müssen auch hier die Versicherten die Mitverwaltung haben. 
Die Unfallversicherung ist nicht nach Industrien, sondern nach 
Bezirken zu gliedern. Bei der  Arbeitslosenversicherung 
müssen wir uns gegen den Versuch wehren, die Lasten auf die 
Versicherten abzuwälzen, Die Arbeitslosenversicherung muss 
lediglich ergänzend hinzutreten zu den Leistungen der Arbeits- 
losenfürsorge, 

Die Sonderversicherung für die Angestellten ist ein Produkt 
überhitzter politischer Agitation, geschaffen, um die Angestellten 
als gefügige Werkzeuge gewisser politischer Parteien zu er- 
halten. Die harten Lehren des Krieges haben auch hier Wandel 
geschaffen, Den Zweck, die Angestelltenzukorrum- 
pieren, wird dieses Gesetz nicht mehr erreichen. — 


Die Zusammienfassung aller Versicherungsträger kann heute _ 


noch nicht erfüllt werden, weil eine Reihe von Voraussetzungen 
dafür erst geschaffen werden müssen. Aber die Zeit auch da- 
für wird kommen, und sie wird höchst sittliche Forderungen er- 
füllen, die aus der Erkenntnis geboren sind, dass die Gemein- 
schaft der Menschen die Pflicht hat, für den Einzelnen zu 
sorgen, dass sie ihn nicht seinem Schicksal überlassen darf, 
sondern dass die Allgemeinheit die allgemeinen Lasten tragen 
muss. Die Gewerkschaften sind berufen, diesen 

Kampf um die Ausgestaltung der Sozialversicherung- 
zu einer wahren Volksfürsorge zu führen, diesen Kampf, der 
auf dem Gedanken nicht nur der Menschenliebe beruht, sondern 
der Solidarität, die das Banner im gewerkschaftlichen Kampfe 
ist. In diesem Zeichen wird auch dieser Kampf erfolgreich 
beendet werden.“ (Lebhafter Beifall.) 

Nach einer angeregten Aussprache über die Ausführungen 
des Referenten wurde von der Verhand!ungsleitung festgestellt, 
dass entsprechend dem Wunsche des A.D.G.B. das Sozialver- 
sicherungsprogramm des AfA-Bundes gemeinsam mit dem 
A.D.G.B. festgesetzt und veröffentlicht werden soll 


Die Schulung der Gewerkschaftsführer. 


Zu den auf der Tagesordnung vorgesehenen Fragen war 
noch eine weitere auf Beschluss des Kongresses hinzugefügt 
worden: die Frage, wie die für die Führung in der Gewerk- 
schaftsbewegung notwendigen sozialpolitisch und wirtschafts- 
politisch hinreichend vorgebildeten Kräfte gewonnen werden 
können. Bereits Professor Dr. Sinzheimer hatte in seinem 
Schlusswort auf de Akademie der ArbeitinFrank- 
{furt a. M. hingewiesen, und seiner Freude darüber Ausdruck 
gereben, dass die Arbeiterbewegung selbst 'die Kraft und Opfer- 
freudigkeit gefunden habe, um einen bisher vorhandenen Mangel 
auszugleichen. Es gehöre zu den schönsten Ruhmesblättern der 
deutschen Gewerkschaften, um die uns viele fremdsprachige 
Länder veneiden, dass die Arbeiterakademie mit dem Aufwande 
vieler Millionen gehalten wird. Professor Sinzbeimer, der als 
Vertreter der Arbeiterakademie zum AfA-Kongress entsandt 
wär, bat die Anwesenden dringend, dieses Werk nicht sinken 
zu lassen, damit die Gewerkschaften einen Nachwuchs fänden, 
der den neuen Aufgaben und neuen Zielen der Arbeiterbewe- 


gung gewachsen sei. Unendlich viel neue .Probleme zeigten 
sich, und zu ihrer Lösung käme es nicht nur immer auf den 
Besitz der Macht an, sondern oft genug auch auf den Blitz des 
Gedankens. 


Das Referat über diesen Tagesordnungspunkt erstattete 
unser Bundesmitglied, Abgeordneter Lüdemann: 


„Der Hauptberichterstatter des gestrigen Tages hat bereits 
darauf hingewiesen, dass es nicht nur der Aenderung von»Ge- 
setzestexten, der Schaffung von neuen Gesetzesiormulierungen 
bedarf, wenn wir zu neuen sozialen Rechtszuständen kommen 
wollen, sondern dass es unbedingt notwendig ist, gleichzeitig 
auch Personen zu haben, die in der Lage sind, das neue Recht 
durchzuführen, auszugestalten, zu handhaben und weiterzu- 
bilden. Wie soll’,nun diese zweite Notwendigkeit - erfüllt 
et Da möchte ich der Meinung Ausdruck geben, dass 

ierbei 
den Gewerkschaften eine sehr grosse, schwere und verant- 
wortungsvolle Ausgabe 


zufällt. Es liegt ja nicht bloss so, dass die von Sinzheimer er- 
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wähnten neuen Organisationen zur Handhabung des Arbeits- 
rechts persönliche Träger gebrauchen, sondern je mehr unsere 
Verwaltung eine soziale Verwaltung werden soll, desto mehr 
ist es notwendig, 
sozial gesinnte Persönlichkeiten als Träger dieser neuen 
Verwaltung herauszufinden, 

Darüber hinaus dürfen auch wir als Gewerkschaiter uns’ nicht 
der Notwendigkeit verschliessen, anzuerkennen, dass die ganze 
Idee der Republik als Staatsform, und das demokratische System 
als Regierungsform nicht möglich, nicht durchführbar, auf die 
Dauer nicht aufrechtzuerhalten ist, wenn es uns nicht gelingen 
sollte, Personen zu schaffen, die die Träger dieser netien Re- 
gierungs- und Staatsform sein können. Es gibt kaum eine Or- 
ganisation, die so sehr wie die Gewerkschaft daran in- 
teressiert ist, dass im Staat und in der Verwaltung so schnell 
wie möglich Personen sich betätigen, bei denen die Gewerk- 
schaft mit ihren Organisationen ein Echo findet, Personen, 
bei denen sie auf geistige Sympathie, auf Verständnis für die 
Grundgedanken ihrer Forderungen stösst. Was’ nutzt es heute, 
wenn wir neue Organisationen schaffen für die Arbeitsvermitt- 
lung, für die Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten, für die Ar- 
beitsgerichtsbarkeit, Erwerbslosenfürsorge, soziale Fürsorge und 
dergleichen mehr, wenn es uns nicht gelingt, an die Spitze 
dieser Behörden leitende Personen zu stellen, die diesen neuen 
Finrichtungen und Organisationen In unserem Geiste leiten 
können und in der Lage sind, allen unseren Forderungen auch 
das nötige Verständnis entgegenzubringen. Dieses Interesse 
der Gewerkschaften scheint mir selbstverständlich zu sein. 
Darüber brauche ich wohl auch kaum etwas zu sagen, wie sehr 
die Gewerkschaften überhaupt interessiert sind an der Siche- 
rung der Republik, an der Ausgestaltung und Demokratisierung 
des Staatswesens. Die Gewerkschaften haben aber heute auch 
ein starkes eigenes Interesse daran, solche Persönlichkeiten 
heranzuziehen, weil sie zum Teil heute wesentlich andere Auf- 
gaben haben als früher. Die Gewerkschaften sind heute, und 
werden es täglich mehr und mehr, Mitarbeiter des neuen 
Staates, die selbst mithelfen sollen, den neuen Staat auizu- 
bauen.‘ Dazu brauchen sie geeignete Persönlichkeiten. Sie wer- 
den alle in Ihren Organisationen es beobachten können, wie 
sehr sich das Verhältnis zwischen dem Arbeitsbedarf für die 
Zwecke der Agitation und für die Zwecke der Sozialpolitik zu- 
gunsten der letzteren verschoben hat. Sie leisten heute alle 
viel mehr sozialpolitische Tätigkeit als früher. Sie haben viel 
miehr Gelegenheit und Notwendigkeit, an gesetzgeberischer, ver- 
waltungs- und ähnlicher Tätigkeit mitzuarbeiten. Für diese 
neuen Aufgaben brauchen die Gewerkschaften heute auch neue 
Männer. 

Fs hat sich vielfach schon als ein beklagenswerter Mangel 
bemerkbar gemacht, dass bei dieser wichtigen Tätigkeit, dem 
Aufbau einer neuen Verwaltung, neuer Behörden, der Schaffung 
neuer arbeitsrechtlicher Verhältnisse und Begriffe auf seiten 
der Arbeitnehmerorganisationen nicht genü- 


gend befähigte Personen vorhanden gewesen 


sind,umdensehrfiein durchgebildetenundun- 
geheuer zahlreichen Sekretären der Unter- 
nehmerorganisationen ein genügendes Ge- 
gengewicht bieten zu können. (Lebhafte Zustim- 
mung.) Um unserer selbst, um unseres ganzen Volkes willen 
müssen wir dafür sorgen, dass das Gleichgewicht allmählich 
wieder hergestellt: wird dadurch, dass auch die Arbeit- 
rehmerorganisationen imtner mehr dazu übergehen, ihrer- 
seits Personen herauszustellen, die ebenfalls mit dem ganzen 
wissenschaftlichen Rüstzeug wohldurchgebi ldeter So- 
zial- und Wirtschaftssekretäre ausgestattet sind. 
Sie finden nur in einer kleinen Minderzahl von gewerkschaft- 
lichen Verwaltungen ökonomisch gebildete Volkswirte. Das ist 
durchaus erklärlich deshalb, weil die Gewerkschaften früher mit 
diesen nationalökonomischen Akademikern vieltach ungünstige 
Erfahrungen gemacht haben. Das ist deshalb leicht zu begreifen, 
weil ja früher die gesamte akademische Ausbildung, wie alles 
Bildungswesen, sehr stark in kapitalistischem Sinne eingestellt 
war und infolgedessen die Akademiker, die die Gewerkschaften 
hätten für sich in Anspruch nehmen können, nicht in der Lage 
waren, sich in dem Umfange auf die soziale Gedankenwelt der 
Arbeitnehmergewerkschaften umzustellen, wie es notwendig ge- 
wesen wäre, Es erscheint daher verständlich, dass die Ge- 
werkschaften angesichts ihrer Erfahrungen eine gewisse Scheu 
bekommen haben, sich solche Personen in demselben Masse 
dienstbar zu machen. wie die Arbeitgeberverbände. Aber eine 
Entschuldigung kann das schliesslich nicht dafür sein, dass nun- 
mehr diese absolute Ungleichheit der Kräfte besteht. Die Dinge 
liegen heute so, dass die akademisch geschulten Volkswirte zu 
mindestens 90 Prozent ‚heute auf der Seite der kapita- 
listischen Organisationen stehen. Alle volkswirtschaft- 
lichen Sekretäre mit verschwindend wenigen Ausnahmen, die 
sich auf die Tätigkeit in öffentlichen sozialen Behörden und in 
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einer. kleinen Minderzahl von Gewerkschaften beschränken, 
stehen im Dienste von Unternehmerorganisationen, Arbeitgeber- 
verbänden, Kartellen, Syndikaten und dergleichen mehr. Das 
ganze wissenschaftliche Rüstzeug der. heutl- 
gen modernen Nationalökonomie kommt zu 
90 Prozentlediglichdem Unternehmertum zU- 
gute, Das scheint mir kein haltbarer Zustand 
zu sein, und ich würde es begrüssen, wenn wir jetzt, nach- 
dem sich einiges bei uns geändert hat, in verstärktem Masse 
den Versuch machen würden, auch der 


Betätigung wissenschaftlich gebildeter Nationalökonomen In 
den Verwaltungen der Gewerkschaften 


breitesten Raum zu gönnen, Aber das ist nur die eine Seite 
der Frage, die ich mehr nebenbei streifen wollte, Sehr viel 
wichtiger ist es für die Gewerkschaften, 


Personen aus ihren eigenen Reihen nachträglich so zu 
schulen, 


dass sie in der Lage sind, auf der einen Seite voll erfüllt mit 
dem sozialen Gedankeninhalt der Gewerkschaftsbewegung, auf 
der anderen Seite ausgerüstet mit dem ganzen nationalökono- 
mischen Wissen unseren Organisationen, das bieten zu können, 
was die Unternehmerschaft jetzt zur Verfügung hat. Das scheint 
mir die wichtigste Aufgabe der Gegenwart zu 
sein. Wir können nicht warten, bis auf dem Wege der Um- 
stellung unseres gesamten Bildungswesens neue Generationen 
von Nationalökonomen herangebildet sind, sondern es gilt, un- 
mittelbar für die Gegenwart etwas zu schaffen, was uns bereits 
in den allernächsten Monaten und Jahren die Möglichkeit gibt, 
solche Persönlichkeiten in den Dienst der Arbeitnehmerbewe- 
gung zu stellen, 

Noch zwei Fragen sind zu beantworten. In der letzten 
Nummer der Zeitschrift „Der Betriebsrat“ behandelt Kollege 
Fritz Fricke die Schulungsfrage von einem anderen Gesichts- 
punkt aus, aber am Schlusse wird von ihm die Frage aufge- 
worfen: „Es ist also zu überlegen, ob man dem Staat, der sein 
eirentliches Schulwesen noch nicht reformieren konnte, die 
Schulung der Arbeiterschaft überlassen darf; noch dazu auf 
einem so wichtigen und strittigen Gebiet wie dem der Wirt- 
schaft.“ Fricke glaubt, diese Frage mit einem unzweideutigen 
„Nein“ beantworten zu müssen. Dieses „Nein“ steht bemerkens- 
werterweise in voller Uebereinstimmung mit einer Aeusserung, 
die ein Vertreter der Christlichen Gewerkschaiten bei einer Ver- 
handlung im Preussischen Handelsministerium getan haben 
soll: „Die Heranbildung unseres Nachwuchses überlasse man 
nur ruhig uns selbst.“ Das klingt sehr selbstbewusst, und ent- 
hält ausserdem gewiss auch ein gutes Stück Wahrheit. Das 
Beste wird natürlich für die Gewerkschaften immer sein, wenn 
möglichst die Gesamtheit ihrer Führer aus den eigenen Reihen 
hervorgeht. Aber ist es richtig, dauernd die auf staatlichen 
Bildungsanstalten ausgebildeten Nationalökonomen insgesamt 
dem Arbeitgebertum zu überlassen? Und zweitens: 


Haben wir Ursache, auf die nun einmal vorhandenen, zum 
Teil grossartig ausgestatteten Bildungsanstalten für unsere 
Arbeit zu verzichten? 


Ist es richtig, dass wir uns die Arbeit so erschweren, dass die 
gesamten Einrichtungen des Staates nach wie vor in den Dienst 
der Unternehmerorganisation gestellt werden? Wird die Frage 
so gestellt, dann kann die Antwort wohl nicht ein glattes Nein 
sein, sondern wir müssen fordern, dass schrittweise Zug um 
Zug das staatliche Bildungswesen so umgestaltet wird, dass es 
seinen bisherigen einseitig kapitalistischen Cha- 
rakter verliert und in den Dienst sozialistischer 
und demokratischer Ideen gestelit wird. Wir 
müssen also zunächst fordern, dass solche Bildungsmöglichkeiten 
vom Staate errichtet und uns für die Ausbildung unseres 
Führermaterials zur Verfügung gestellt werden. 
Wie soll die Ausbildung erfolgen? 

Dafür gibt es zwei Methoden: kurzfristige Kurse, 
und längeren Universitätsbesuch. Die sozial- 
demokratische Fraktion im preussischen Landtag hat kürzlich 
wieder den Ausbau dieser Einrichtungen beantragt, damit mög- 
lichst weite Kreise in den Besitz besserer wissenschaftlicher. 
Bildung kommen. Das gilt für die Kurse, Daneben aber scheint 
etwas anderes möglich zu sein, nämlich Führer heranzubilden, 
die mehr zu leisten imstande sind, als man billigerweise von 
Teilnehmern an einem sechs- oder achtwöchigen Kurse ver- 
langen kann; die Voraussetzung dafür ist eine mindestens ein-, 
möglichst zweijährige gründliche wissenschaftliche Durchbil- 
dung. Wenn auf Seite 137 der Kollege Fricke sagt, dass es 
in den Führerschulen wohl angehe, rein wirtschaftliches Tat- 
sachenmaterial zu lehren, so geht das gerade doch nicht av, 
denn es sind dort ganz andere Aufgaben zu lösen. Gewiss 
sollen auch dort die Schüler mit der. Kenntnis eines möglichst 
umfassenden ökonomischen Tatsachenmaterials ausgerüstet wer- 
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den, aber wesentlich Ist es, die Schüler zu selbständigem 
wissenschaftlichen Denken auszubilden, denn an den Führer- 
stellen brauchen wir nicht Leute, die Tatsachenmaterial 'in 
Massenversammlungen azitatorisch ausbeuten können, sondern 
da brauchen wir Persönlichkeiten von selbstschöpferischer 
rechtbildender Kraft! Genau so, wie wir neben den Volkshoch- 
schulen die Universitäten bestehen lassen müssen, so müssen 
wir auch neben den sechswöchigen Kursen Institutionen unter- 
halten, wo/in ein- oder zweijähriger Ausbildungszeit Leute zu 
wissenschaftlichem Denken herangebildet werden können. 


Der augenblickliche Stand 


Ist der folgende: Vor zwei Jahren hat auf meine Veranlassung 
die sozialdemokratische Fraktion in der preussischen Landes- 
versammlung die Forderung erhoben, dass der Staat Wirt- 
schaftsschulen schaffen möge, die den Zweck haben, in der 
Praxis erfahrene und bewährte Personen, Arbeiter, Angestellte 
und Beamte mit einem solchen sozialökonomischen Wissen aus- 
zurüsten, dass sie befähigt sein sollen, in der freien Wirtschaft 
oder im Öffentlichen Dient als mittlere und höhere Beamte an 
die richtigen Stellen gesetzt werden zu können. Dieser Antrag 
hat solchen Beifall gefunden, dass er in der zuständigen Kom- 
mission einstimmig befürwortet worden ist. Im Plenum hat die 
Sache leider einen ungünstigeren Verlauf genommen, weil ein- 
mal gewisse bürgerliche Parteien — es war einige Monate 
später — inzwischen geglaubt hatten, wieder etwas weniger 
entsegenkommend gegenüber derartigen im Interesse des Prole- 
tariats aufgestellten Forderungen sein zu können, dann aber, weil 
namentlich das höhere Beamtentum mobil zemacht und sich 
hinter gewisse Parteien gesteckt hatte. Alle Anträge lieien 
nun darauf hinaus, in dem Beschluss das Wort „höhere“ Be- 
amte zu streichen. Dagegen haben die bürgerlichen Parteien 
gar nichts, dass einmal der eine oder ander Arbeiter oder An- 
gestellte unterer oder mittlerer Beamter wird, aber das höhere 
Beamtentim wünschen sie möglichst auch weiterhin als Privi-' 
legium gewisser Schichten aufrecht zu erhalten. (Sehr richtig.) 
Inzwischen wurde die verfassunggebende Landesversammlung 
aufgelöst und die Sache konnte nicht weiter behandelt werden. Ich 
hatte aber inzwischen in ziemlich unerwarteter Form Gelegen- 
heit, den Plan an anderer Stelle weiter zu verfolgen; als nämlich 
die Vertreter der Frankfurter Universität preussische Staatsmittel 
zu ihrer Aufrechterhaltung erbaten. Als damaliger Finanzminister 
habe ich den Herren gesagt: ich denke gar nicht daran, auch nur 
einen Pfennig aus Staatsmitteln zur Verfügung zu stellen, um 
eine Universität vor dem Zusammenbruch zu bewahren, solanze 
nicht irgendwo im preussischen Staat etwas Entscheidendes 
geschieht, um auch den Arbeitern Gelegenheit zu geben, sich 
sozialökononiisches Wissen anzueignen. (Beifall.) Auf diese Weise 
ist es gelungen, die Herren zu dem Zuzeständnis zu bewegen, 
dass sie gegen genügende Staatsunterstützung die Einrichtungen 
der Frankfurter Universität für eine Arbeiterakademie zur Ver- 
fügung stellten. Gelungen ist das insbesondere dank der bereit- 
willigen Unterstützung, die diese Idee bei den Gewerkschaften, 
bei dem A.D.G.B. und beim AfA-Bund gefunden hat, die durch 
Delegation von Hörern das Inslebentreten der Arbeiterakademie 
ermöglicht haben. Es scheint leider, dass die unvermeidlichen 
Kinderkrankheiten einer so unerhört neuen Einrichtung einen 
Teil der führenden Gewerkschafter abreschreckt haben, die nım 
glauben, das sei doch nicht das Richtige und die sich wieder auf 
die alten und naturgemäss viel primitiveren Partei- und Gewerk- 
schaftsschulen zurückziehen wollen. Das hat wohl auch bewirkt, 
dass die Verfolgung des weitergehenden Planes der Wirtschaits- 
schulen ins Stocken geraten ist. Der preussische Handelsetat 
für 1920 enthält 200000 Mark für die Errichtung von 2 Wirt- 
schaftsschulen, aber es ist nichts geschehen. Für die eine Schule, 
die im rheinisch-westfälischen Industriegebiet errichtet werden 
sollte, waren wegen der starken Besatzung die erforderlichen 
Räumlichkeiten nicht zu beschaffen, aber misslicher ist, dass in- 
zwischen in den Gewerkschaften anscheinend die Bereitwillig- 
keit, Schüler zu delegieren, stark gesunken ist. Was ich vorhin 
zitierte als Ausspruch eines christlichen Gewerkschaftsführers, 
hat sich auf einer Konferenz im Handelsministerium zugetragen, 
die einberufen war, um sich mit den Gewerkschaften über die 
Beschickung dieser Schulen zu einigen; die Gewerkschaften 
haben aber leider erklärt, Mittel dafür nicht aufbringen» zu: 
können. Es sind ja für den Besuch zweijähriger Schulen natürlich 
sehr hohe Mittel erforderlich und es besteht auch die Schwierig- 
keit, einzelne Gewerkschaftsfunktionäre zwei Jahre lang aus der 
Verwaltung herauszunehmen. Aber darum kann es sich doch 
nicht handeln. Bildungsplan und Bildungsdauer müssen so ange- 
passt werden, dass die Gewerkschaften die Mittel aufbringen 
könnten, aber diese Mittel müssten unbedingt beschafft werden. 
Es sind auch Möglichkeiten vorhanden, die finanzielle Belastung 
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der Gewerkschaften nicht allzu gross werden zu lassen, ich kann 
auf Grund meiner Fühlungnahme mit massgebenden Personen 
gewisser Reichsbehörden wohl sagen, dass begründete Aussicht 
besteht, ausser den preussichen Mitteln vielleicht auch noch 
Reichsmittel in Form von Stipendien zu erhalten. Die Schülerzahl 
wird ja nur 15 bis 20 bei kürzerer Ausbildung betragen können, 
und wenn sie grösser wird, wird man Abteilungen errichten 
müssen. Der zweite Einwand von gewerkschaftlicher Seite geht 
dahin, dass diese Personen nicht so. lange entbehrt werden 
könnten. Nun, auch die grössten Führer sind nicht unersetzlich 
und die kommen ja hierfür gar nicht in Frage, denn diejenigen, 
die schen reif sind, die das nötige Wissen, ganz gleich woher, 
haben, sollen ja nicht auf die Schulen geschickt werden, sondern 
in der Hauptsache jüngere Kollegen. Und weiter brauchen es 
ja nicht ausschliesslich Gewerkschaftsfunktionäre zu sein. Ich 
würde es geradezu begrüssen, wenn auch junge Arbeiter und 
Angestellte, die noch kein Gewerkschaftsamt haben, dazu kämen, 

Die Gelegenheit, die Sie mir gegeben haben, hier zu 
sprechen, benutze ich, um Sie zu bitten: Ermächtigen und. be- 
auftragen Sie Ihren Vorstand, die Sache im Auge zu be- 
halten und 


3 die Kräite des AfA-Bundes zu mobilisieren, 


edınal die finanziellen Kräfte und zweitens insbesondere 
die Auswahl der Personen so zu organisieren, das 
wirklich ein nennenswerter Teil der auf sie gesetzten Erwar- 
tungen erfüllt werden. Unbegründet ist die Besorgnis, als ob 
die so herangebildeten Personen alle oder in der Mehrzahl 
später den Gewerkschaften verloren gehen müssten, ‘weil sie 
in staatliche Stellungen oder in die öfientliche Verwaltung be- 
rufen werden könnten. Das kommt nur für einen Teil in 
Frage, und wenn solche Funktionäre in Öffentliche Aemter be- 
rufen werden, sind dann diese Kollegen für uns verloren? 
Heute haben wir doch die Möglichkeit, dass diese so ausge- 
bildeten Kollegen im öffentlichen Dienste das verwirklichen 
können, wonach wir streben. Sie stehen also auch dort im 
besten Sinne im Dienste der freien Gewerkschaftsbewegung. 

Unter den freigewerkschaftlichen Grundsätzen, die Sie 
soeben beschlossen haben, sind eine ganze Reihe, die Sie nie- 
mals in die Wirklichkeit umsetzen können, ‘wenn Sie dem 
Staate nicht die Personen zur Verfügung stellen, die im Auf- 
bau der Wirtschaft und in der Leitung der Behörden das zur 
Erreichung dieser Ziele Notwendige leisten können. 

Das Arbeitsrecht wird gegenwärtig nicht allein auf Ihrem 
Kongress behandelt, sondern es ist im Entstehen begriffen. Zum 
erstenmal wird das Recht der Arbeit geschaffen — aber durch 
wen? Ich weiss nicht, wer neben unserem Kollegen Um- 
breit sich in der Kommission wirklich noch an der Arbeit be- 
teiligt, es sind vielleicht zwei oder drei von uns, aber ich 
weiss, dass zahlreiche wohl durchgebildete Juristen dort 
sitzen, die uns doch keine Gewähr dafür geben,»dass sie das 
neue Arbeitsrecht in unserem Sinne aufbauen. (Sehr richtig!) 


Wir müssen also das unsere tun, um das, was wir wollen, in ' 


die Gesetzgebung und in die Praxis umzusetzen. Nur auf diese 
Weise können wir jemals zu endgültigem Erfolg kommen.“ 
(Lebh. Beifall.) 





. Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammiungskalender der „D. T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammiungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderes 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, © 
B = Berufsausschuss, 


Berlin-Charlottenburg I. I. I. M. 1.X% 7% „Hohenzollern-Festsäls*, 
Berliner- Ecke Wilmersdorfer Strasse. 

Bin.-Friedenau. M. 13. X. 7%. „Hohenzollern“, Handjerystrasse. 

Sfn.-Lichtenberg. M. 13. X. 7°%.. „Zur Hütte,“ Frankfurter Allee 226. 

a M. 11. X. Rest. „Hohenzollern“, Hindenburg- 
damm 93a. . 

Bin.-Norden I. M. 13. X. 7%, Rest. Oswald Berliner, Brunnenstr. 140. 

Bin.-Norden Il. M. 12. X. 7%, Lamperts Festsäle, Schönhauser Ällee 129, 

Bin.-Norden Ill. M. 14. X. 7%. Rest. „zum Hagenbeck,“ Müller- Ecke Seestrasse, 

Bin.-Nordwest li. M. 10. X. 7%, Jugendhaus, Rathenower Str. 8a. 

Bin.-Osten}. M. 13. X. 7%, Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 

Bin.-Pankow. M. 11.X. 7%, Rest. Linder, Breitestr. 34. 

Bin.-Reinickendorf. M. 14. X. 7%, Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof. 

Bin.-Siemensstadt. M. 14.X. 7%, „Schlossklause“, Nonnenamm-Allee, 

Bin.-Südost. M. 12.X. 7%, Rest. „Grünauer Garten“, Grünauer Str. 14. 

Bin.-Südwest. M. 13.X. 7%. Göbels Bierstuben, Tempelhofer Ufer 6. 

Bin.-Tegel. M. 14. X. 7%, Rest. Hamuseck, Tagel, Hauptstr, 6. 

Bin-Wildau. M. 10.X. 7%, Kasino Wildau. 

Freienwalde. M. 11. X. 7%, „Hotel! Demuth“. 

Halle a.S. F. Baugewerbe. 11..X. 8%. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10 (Seitenfl.). 

Pirna. M. 11. X. 7% Fremdenhof, „Weisser Schwan“, Markt. 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


Soeben ist erweitert und verändert die 8. Auflage von „Meyers 
Handiexikon“ erschienen. Sie antwortet auf jede Frage und ent- 
hält etwa 75000 Stichwörter mit 2000 Abbildungen, 53 bunten und 
schwarzen Tafeln, sowie 45 farbi und schwarzen Karten, 24 Terxt- 
und statistischen Uabersichten. Ferner ist erschienen eine neue Auf- 
lage von „Meyers kleinem Handatlas“. Mit 42 Kartenblättern gibt 
der Atlas ein klares Bild über die heutige Aufteilung der Welt. 
Wir machen“unsere Leser auf das Inserat in der heutigen Nummer der 
Buchhandlung Karl Block, Berlin SW 68, Kochstr. 9, auf- 
merksam, welche die Anschaffuug dieser Werke durch Gewährung be- 
quemer Monatszahlungen erleichtert. 


a Stellenangebote 


Für mein Konstruktionsbureau 


baldigen Eintritt einige 
Gelernter Steinsetzer bevorzugt. 


selbständige Konstrukteure ee 


mittleren Alters, mit Erfahrungen im Bau von. Werk- lauf Zeugnisabschriften, sowie 
zeugmaschinen. Gehaltsansprüche zu senden an 

Bewerber belieben ausführliche Angebote mit allen erforder- Aug. Quakernack, Pflaster- und 
lichen Angaben zu richten an Tiefbaugesshäft, Brackwede bei 


Alfred H. Schütte, Bielefeld I. W. 


| Daytechniker, 


erfahren in Projekt. und Kalkul. 
von Industrie- und Gleisanschluss- 
Bau in selbständige, angenehme 
Stellung sofort gesucht, 


Bewerbungen bei Civilingenieur 


Paul Pöge Nachf,, 
Dresden-N., Obergraben. 21. 


Grösseres Baugeschäft in der 
Nähe Essens suchtzur Unterstützung 
des Werkmeisters für seine mecha- 
nische Schreinerei einen jungen 
tüchtigen 


Schreinereitechniker 


mit längerer Werkstattpraxis. Der- 
selbe muss absolut aicher in Kal- 
kulation und Abrechnung sein. ° 
Die Stellung ist bei Bewährung 
dauernd. Angebote mit Lebenslauf 
und- Gehaltsansprüchen und An- 
gabe der bisherigen Tätigkeit 
und des kürzesten Eintritts an 
Carl Braunsteiner, Baugeschäft, 
Gladbeck i. W., erbeten. 


Ein strebsamer 


Tiefbautechniker, 
für Büro und Baustelle, gesucht. 





suche ich zum 


Für Betriebsbüro unseres Schmiede- und Presswerka 


Techniker 


mit reichen Betriebserfahrungen 
baldigem Eintritt 



















in Schmiedeeinrichtungen zu 


gesucht. 


Vielzeitige praktische Erfahrungen im Gesenkbau ebenfalls erwünscht. 
Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen, Eintrittstermin an 
Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg, erbeten. 

Für den Werkplatz mit Reperaturwerkstatt für Lokomotiv- und 
Baumaschinenbetrieb der Streckenbauleitung Lühnde des Zweigkanals 
nach Hildesheim wird für sofort ein tüchtiger, erfahrener, der ‘Woh- 
nungsnot wegen möglichst unverheirateter 


Maschinentechniker 


mit abgeschloss. Fachschulbildung (Staatl. Maschinenbauschule) gesucht. 

Die Vergütung erfolgt nach Gruppe IV oder V, je nach den nach" 
zuweisenden Fähigkeiten, des Teiltarifes für BER bei Reichs- 
und Staatsbehörden. Der Dienstwohnort ist Lühnde. Zureise- und 
Umzugskosien werden nicht gewährt. Verheirateten kann jedoch eine 
Beihilfe gewährt werden. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften mit Angabe 
des frühesten Dienstantrittes sind umgehend einzureichen. 


Kanalbauamt Hildesheim. 


um baldigen Eintritt gesucht: 


Maschineningenieur 


mit akademischer Vorbildung oder gleichwertigen Kenntnissen, erfahren 
im Eisenbahn- und Hafenbetrieb, sowie in der Elektrotechnik. 

Die Annahme geschieht zunächst auf 1 Jahr zur Probe, unter dem 
Vorbehalte gesetzlicher Kündıgungsfrist, dann erfolgt bei Bewährung 
Anstellung als Beamter nach der .staatlichen Besoldungsordnung. 

Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsforderung 
sind sofort an das städtische Maschinen-Beirlebs-Amt Magde- 
burg, Spiegelbrücke 3, zu richten. 

Vorstellung erst auf Wunsch. 


Für Fabrikationsbüro zum baldigen Eintritt 


Vorrichtungskonstrukteur 


der selbständig nach kurzen Angaben Vorrichtungen für Serienfabrik. 
kleiner und mittlerer Maschinen entwerfen und durchbilden kann, 


gesucht. 





Absolvent 


einer 
Höheren Maschinen - Bauschule, 
mechanisch-technischer Richtung, 
20 Jahre, Ferialpraxis, sucht bal- 
digst Anfangssteilung. Gefl. Zu- 
schriften unter F. W. 2610 an die 
Geschäftsstelle des Blattes erbeten. 


Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. 
— Prospekt frei — 


Streitz, Berlin 210, Pasteurstr. 16, 


stoffe 
us 








Tuchversand 


4A. Streicher 
Crimmitschau 
Muster kostenlos geg. Rücksendung. 








Der Direktor. 





Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen, Eintrittstermin en - 
Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg, erbeten. 
ETE REN 
——= Kesselbau. = | |Teilzahlung 
Uhren, Schmuckwaren, 


Selbständiger Konstrukteur von grösserer süddeutschnr Dampf- 
keaselfabrik mit Eintritt möglichst bis spätestens 1. Januar 1922 gesucht. 
Wohnung wird beschafft. 

Ausführliche Angebote mit Zeugnisabschriften, Referenzen und 
Gehaltsansprüchen an Dampfkesselfabrik vorm. ArthurRodberg 
A.-G., Darnıstadt erbeten. 


Wir suchen zum baldigsten Eintritt in Serienfabrikation erfahrenen 
Betriebsingenieur und Betriebsassistenten 
tüchtigen zelbatändigen 


Konstrukteur 


für Vorrichtungsbau und Detailkonstruktionen sowie 
Techniker für Konstruktionsbüro 


Ferner suchen wir: 


Meister für Bremsstand, Einiahr- 
meister und Meister für elektrotech- 
nische Abteilung Lichtmaschinonban. 


Wir reflektieren nur auf strebsame Herren mit reichen Erfahrungen. 
Ausführlichen Bewerbungen wollen Zeugsisabschriften und ‚Bichtbild 
beigefügt und Gehaltsansprüche angegeben werden. 

Faun-Werke A.-G., Werk Ansbach. 


Laderwaren,Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
ments und Grammophone. 
Katalore umsonstu.portofrei liefern 


Jonass & Co., Berlin A,ası 


Belte-Alliance-Strasse 7-18. 
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| Stellengesuche | 


kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern, Hierzu kann Ihnen nur eine gehobene 
Stellung und zu dieser nur'eine gründ n h 

schnellsten ohne Berufsstörung durch die Methode Rustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. Kaufmann, Handelsschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, 
für Obersekunda. Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Real 
Angestellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 


Maschinenbau-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie 
eusführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstitut, Abt. f, Potsdam. 
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Ein scharfes Gummi 


fürTinte und Tusche, 
Entfernt selbst die 
wasserfeste 
Selihan Tusche 
Überall zahaben Wi 
Günther W. ps 
Hannover und \ 


DYNZNNISTRURTSTI 





eizeug selbst! 


Dr. Wlickens Modell- 
Bogen (D. R. G. Mi.) 
zur Ibstanfertigung von 
Spielzeug mit der Laubsäge, 
a. Häuser, Wagen, Tiere, 

- ’ Geräte, Möbel. 
Billigster Spielzeug - Ersatz. Ausführliches Anleitungsbuch gegen 
M. 4.— Nachnahme postfrei vom Verlag 
Dr. E. Wilekens, Deutsche Lehrmittelanstalt, 
Gera -R., Promenadenstrasse 65. 






Vertrauenssuche! 


ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 
Versandhaus Kernbaeh & Müller 
Berlin SO 16, Köpenicker Strasse 96/97. 


„Familienversorgung 


Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In be- 
sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
einrichtungen des 


| Preussischen Beamten-Vereins 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staato- B 
und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- #5 
anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, © 
Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angasstellte und M 

sonstige Privatangestellte, 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 217 328385 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezahlte Agenten und spart dadurch B 
sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, eo dass die Gesamikosten für die Ver- 
Ä sicherung bei unbedingter Sicherheit Ausserst gering sind. — 
Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch 


Die Direktion des Preussischen 


Beamten-Vereins zu Hannover. 
Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung ® 
in diesem Blatte Bezug nehmen. i 


ue Tarif 







































liche Fachbildung verhelfen. Diese erwerben Sie sich am 


Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung ( Reifeprüfung 


nasium, Oberrealschule 
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Der Großes will, 
erreicht and; viel! 


Nichts ist mächtiger, nichts ist unüberwindlicher. als der Wille. 
Er bildet daher auch die Basis jeden Erfolges, Nun fällt Ihnen 
freilich das Geld nicht haufenweise in den Schoss, wenn Sie 
sagen: „Ich will!“ Vielmehr muss der Wille um Erfolg zu zeitigen 
sich bestimmte Ziele setzen und sich vornehmen, alle andern 
Geistes- und Charaktereigenschaften aufs Höchste auszubilden — 
dann erst im Verein mit diesen (Wissen, Können, Rednergabe, 
ya rare bean usw.) kann er etwas, ja viel erreichen. 
Wählen Sie ale Führer für diesen-bevorstehenden Aufstieg Poehl. 
manns Geistesschulung und Gedächtnislehre. Der Verfasser bleibt 
während des ganzen Kurses, der brieflich stattfindet, Ihr treuer 
Berater und dient Ihnen mit einer fast 30jährigen Lebenserfahrung. 
Das Werk vermittelt Ihnen vor allem Praxis: wer im Leben 
wirklich vorwärtskommen will, braucht nicht nur ein rg nee, 
Wissen, sondern auch ein p: isches, zäh ausdauerndes Können. 
in Poehlmanns Geistesschulung und Gedächtnislehre liegen die 
Geheimnisse aller Erfolge! Interessanten Gratisprospekt versendet 
L. Poehlmann, Amalienstr. 3, MünchenW 109. 

















. . deswegen verkaufen wir ‘ | 
Wir ziehen UM unser vanzes tager «0 SPOMDINNE 
Seltener Gelegenheitskauf! Nur solange Vorrat! 
Jeder kaufe sofort die solid., warm. Wintersach., da nur klein. Lager! 


Fr Winfer-Joppen- Anzug 
Sn: bestehend aus Joppe u.Hose, aus echtem Friedenssto 't 

r- * ar Ersatz), ungefütt., Joppe aus dick., warm., dunkei. 
interstoffen (warm wie ein Pelz), mit Umlegekragen, 

2 Tasch., Hose aus stark., dunkl. Buckskin mit 2 Taschen. 






N} hafter Anzug für Sonntag, Haus, Strasse u. Arbeit! 


Dunkeitlaner Jünglings-Anzug 


(auch als Kommunions- u. Einsegnungs-Anzug sehr gut 
geeignet), aus schön. Cheviot, kein Ersatz, Jacket, Weste 
u. Hose, sehr kleidsam, echt. Futter, sauber verarbeitet! 
Wunderschöner, dauerhaft. Anzug! — Restposten! 


“iso DTM. 1235, ea murM. 27, 
naben-Joppen-Anzug 


bestehend aus Joppe u. Hose, ebenfalls aus gut., gemust., unverwüstl. 
Friedensstoff, gut u. dauerhaft gearbeitet! Reizender Sonntagsanzug! 


am nur M. 105,50 "nur M. 115, — 


Bei Bestellung. angeben, ob f. grosse., mittl. od. kl. (Bursch.)Figur, b. Knab. 
Alter u.Grösse angb.! Tägl.Nachbest., Dankschreib.u.Weiterempfehlg. 
A. Müller & Co., Fichtenau 239 bei Berlin. 


Metallbeiten 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polster anjedermann. Katalog 16 frei 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. 


Se 


Es if nod) 
fein Meifter 
vom Himmel gefallen! 


Ber im Leben vorwärtsgefonmen tft, hat dies in 
den metften Fällen feiner tatträftigen Arbeit, feiner 
Energie, feiner Unternehmungsiuft zu verdanfen. 
Neiden Sie deshalb niemand feine Erfoige, fondern 
nehmen Ste fich ihn zum Borbild, Machen Sie es 
ebenjo wie er. Wenn Sie den Weg, der aufiwärte- 
jünee, nicht kennen, fo benugen Sie unjer Wert „Ge- 
Achtnig-Aushildung” von Hans Gloy als Wegweifer. 
Diejes Wert erzieht zum ztefbesvußten Haren Menfchen. 
Wenn Ste e8 Durchgearbettet haben, wifjen Sie, wie 
man ‚jede Sade anfangen muß, um fie zum Erfolge 
> führen. PBerlangen Sie. unjeren ausführlichen 









Schu und Verwertung 
vop Neuerungen aller Ari 
4 zugünst. Bedingung.durch Gar! 
Halduk, Ing., Berlin W57, Culmstr. 18 % 
Langı. Erfahr (Bundesmitgl,) 











tojpelt G 28. Defien 
oitenlog, 


ufendung erfolgt volitändig 
Schreiben Ste aber heute noch, morgen 
haben Ste eg fchließlich vergefjen und Damit den erften 
Schritt zu Ihrem Vorwärtsiommen wieder verpaßt 
Langenjcheidtiche PBerlagsbuhhhandig. (Prof. G. Langen: 
Icheidt). Berlin-Schöneberg, Babnftr. 29/30 (Gegr 1856). 


Preis nur M, 200, "Sen ame dauer 


en ta 


Durchschlagpapier 


weiß M 19.—, rot, gelb, grün, blau M 24.— 0 Quartblatt, 
ff. Schreibmasch.-Post M 47.— %oo Quartblatt bei 10000 Blatt. 
::: Muster und Preisliste über Büro-Bedarfsartikel kostenlos. _:: 


E. Heckendorff se: Berlin SO26 






Weitzels Sehule 
des Masehinenteehnikers 


17 Bände u. I Atlas. Gebd. 
«4 Barpr. M.290.—, beiRaten- 
zahle 10%, Zuschl. Gegen 
M.49.— Monatsrate durch 


Buch- 

Hermann MeUSSET, nee, 
Berlin W 57/4, 

Potsdamer Strasse 73. 


Reisszeugg und Rechenschieber 
billigste Bezugsquelle 
Hansen & Kieiner, Kiel, 


Grosse Auswahl 


in guten [uchätoffen für Herren- 
und Damenbekleidung, glatt und 
hochmodern gemustert,finden Sie bei 
H. Markert, Tuchversand, 
Spremberg NL. 33. 
— Muster frei gegen frei. — 


Alles zur 


Laubsügerel 


Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
malerei liefert allerbilligst 


J.L Hahn, Maxdort 32 (Pfalı). 


Katalog für 2— Mark franke, 

1880-99 a. 20.—, 
1. l. V. ü, J. 1900-13 a. 30,—, 
1914-20 a. 100.—, gebd., pa. Ein- 
band je 25.—- mehr, einz. Num. 


5 bis 20 M. Lueger, Meyer-, 
Brockhaus-Lexikon liefert 


Otto Thurm, Dresden A.1. 


Ein- und Verkauf. 


Herren-Anzugstoffe 


Damentuche ab Fabrikort 
billigst, Muster frei. 
Tuchversand Schliessfach 30 
Spremberg (Lausitz) 67. 


Eine wirklich 


gute Zigarre 


u» GO Pfg. 


la reiner Ueberseetabak Pfd 20 M., 
100-Zigarren und 2 Pfd. Tabak oder 
5 Pfd. Tabak für 100 M. franko 
Nachnahme. — Garantie für tadel- 
losen Brand, angenehm. Geschmack. 


Ernst Roloff, 











i 


Nr. 40 


Soennecken 
Rundschrift- 
Federn 


Nur scht mit Namen „SOENNECKEN" 


( Veberali erhältlich ) erhältlich 













und „Le PetitParisien", die lustigen Sprach- 
zeitschriften, sind unentbehrlich für Be seine 
mühsam erworbenen englischen u. französi Sprach- 
kenntnisse. nicht v n will. jede Zeitschrift nur 
M. 8,— vierteljährlich. Probeseiten frei. — Verlan: 

Sie auch unsere Liste der wichtigst. Sprachlehrmethoden, 
Wörterbücher u.Geschäftsbriefsteller all.Kultursprachen, 
sowieListe über empfehlenswerte kaufmännische Bücher 


Gebr. Paustian, Verlag, Hamburg 70, Alsterlamm 7. 


Postscheckkonto: 189 (Hamburg). 





















Hannover-Linden, Posthornstr.30. 
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werner 


Soeben erschienen 

Fr s Beh ICs bunden -92,40 M.. in’ 
” Mevers handlexikon eleg. Ganzleinen-Prashtbend mä Gold. 
fi aufdruck 100M. Enthält auf 816 Seiten etwa 75 000 Stichwörter 


3 mit 2000 Abbildung., 53 bunt. u,schwarz, Tafeln sowie 45 farbige 
„ u. schwarze Karten u.24Text- u. statist. Uebersicht. Als neuestes 
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S gibt ein klaresBild über die heutige Auftellung der Weit. Er 
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fa Handatlas sofort in dauerhaften Ganz- 


Meyers kfeiner|| 
Handaffas \ 






Gothaer 


ebensversicherungsbank 


aufGegenseitigkeit. Begründ.1827 
Abgeschlossene Versicherungen: 


drei 
Milliarden Mark, 


Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 


{negen üblen Mundgeruch Se 


in neubearbeiteter und vermehrter Auflage! 


















Friedenslexikon ist es dem neuesten Stand der Dinge angepasst 
u. bildet ein abgeklärtes Abbild aller Neuerungen unserer Tage 


R H in 42 Kartenblättern elegant in 
Meyers Kleiner Handatlas Ganzıcincn gevuna: 710m & 
enthält die geographisch-politisch Umwälzungen, den jetzigen 
Stand der Forschung u. die Entwicklung des Verkehrs. Er ge- 
hört neben Meyers Handlexikon in die Bibliothek eines Jeden. 
Um die Anschaffung jedermann zu erleichtern, 
liefere ich Meyers Handlexikon und Meyers 
leinenbänden gegen Monatszalılungen von je 1 

7 -od. beide Werke zusammen gegen 

Ä Monatszahlungen von 25 M. Zahlkarten kostenlos. 
, Karl Block, Buchhandlung, Berlin SW 68 

Kochstrasse 8 — Postscheck 20749. 
Unterschrift gilt als Bestelig. des nicht Durchstrich. 
Betrag folgt gleichzeitig — ist nachzunehm. -— wird 
durch Monatszahlungen von ....... Mark beglichen. 
(Nichtgewünscht. gefl. streıch.) Erfüllungsort Berlin. 


Ort und Datum: Zn. 2 Ve N Tee 
Name, Stand 
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Angestellte und ya Bee — Die Abgrenzung der Werbegebiete zwischen Werkmeisterverband und Bund. — Wirtschaftsfragen: 
ndustrie. — Das Wiesbadener Abkommen. — Aenderung der Verordnung zur Regelung der Eisenwirtschaft, 


— Der Wert der Mark. — Sozialpolitik: Reichstag und Angestelltenversicherung. — Das Existenzminimum im September 1921. — Für die Fortbildung des 


Arbeitsrechts, — Erwerbslosigkeit zu Anfang September. — Soziale Bewegun 
Angestelltenbewegung: Schamlose Verdächtigung unserer Stellung zu Oberschlesien. 

„Bundespost.“ — Vorstandsbekanntmachungen. — Bekanntmachung der I.B.S. — Aus den Gauen. — Versammlungs- 
kalender. * Bildung und Unterricht: Technisches Denken. — Auf der Rheinbrücke in Köln. — Die W 


Erholungsheim in Sondershausen. — 


g: Der neue AfA-Vorstand. — A.D.G.B. und AfA-Bund für Oppau. — 
— Aus dem Bunde: Kampffonds. — Verpflegungspreise für das 


erkschule. — Der ehemalige Offizier als „Betriebs- 


organisator“. — Schulfragen: Bundesmitglieder in Kuratorien der Fachschulen. — Zentralstelle für technisches Bildungswesen. — Büchersc hau, 


Angestellte und Wiedergutmachung 


2 Mit der Annahme des Londoner Ultimatums ist die Er- 
füllung der von Deutschland übernommenen Verpflichtungen 
zum Zentralproblem der deutschen Wirtschaft und darüber 
hinaus unserer gesamten inneren Politik geworden. Die Frage, 
ob dıe Bedingungen des Ultimatums überhaupt erfüllbar sind, 
soll bier nicht näher erörtert werden. Auch von denen, die sich 
für seine Annahme ausgesprochen haben, weil sie sie gegen- 
über der drohenden Besetzung des Ruhrgebietes für das kleinere 
Uebel hielten, ist die Mehrzahl davon überzeugt, dass es auf 
die Dauer unerfüllbar ist. Sie rechnen aber mit Bestimmtheit 
damit, dass diese Erkenntnis sich in wachsendem Masse auch 
bei den anderen Völkern durchsetzen wird, weil gerade der 
Versuch Deutschlands, die ihm auferlegten Verpflichtungen. zu 
erfüllen, zur weiteren Zerrüttung der Weltwirtschaft führen 
und damit allenthalben die Strömungen immer mehr verstärken 
wird, die schon- heute eine Herabminderung der Wiedergut- 
machungsverpflichtungen auf ein erträgliches Mass verlangen. 

Die Aufgabe, vor die die deutsche Wirtschaft heute ge- 
stellt ist, umfasst zwei Probleme: Es handelt sich einmal 
darum, die übernommenen Verpflichtungen nach aussen hin zu 
erfüllen, d. h. die Lasten, die das Ultimatum 
Deutschland auferlegthat,inSach- oder Bar- 
leistungen abzutragen. Das zweite Problem besteht 
darin, fürdasReich die Einnahmen zu beschaffen, 
die erforderlich sind, um den mit den Wiedergutmachungsver- 
pflichtungen belasteten Reichshaushalt zum Ausgleich zu bringen. 

Bekanntlich fordert das Londoner Ultimatum von Deutsch- 
land die jährliche Zahlung einer festen Annuität von zwei 
Milliarden Goldmark und eine weitere jährliche Zahlung in 
Höhe von 26 Prozent des Gesamtwertes der deutschen Aus- 
fuhr. Gemessen am Wert der deutschen Ausfuhr im Jahre 1920 
stellt sich die Gesamthöhe der von Deutschland in den nächsten 
leistenden Zahlungen auf 3% bis 3% Milliarden 
Goldmark jährlich. Darüber, dass eine Zahlung dieser gewal- 
tigen Summe in Gold nicht möglich ist, braucht kein Wort ver- 
loren zu werden, Für die Zahlung bleiben also nur zwei Mög- 
lichkeiten offen: 

1. Zahlung in Sachleistungen oder -lieferungen. 

2. Zahlung in ausländischen Devisen, die entweder aus der 
deutschen Ausfuhr oder durch Hingabe deutscher Vermögens- 
werte oder im Wege der Kreditnahme beschafft werden können. 

Ueber die Frage, in welchem Umfange es Deutschland er- 
möglicht werden soll, seine Wiedergutmachungsverpflichtungen 
durch Sachleistungen zu erfüllen, wird seit Monaten zwischen 
dem deutschen Wiederaufbauminister Dr. Rathenau und dem 
französischen Wiederaufbauminister Loucheur verhandelt. Die 
deutschen Arbeiter und Angestellten haben durch Kundgebungen 
‘ihrer gewerkschaitlichen Spitzenorganisationen schon vor ge- 
raumer Zeit ihre Bereitwilligkeit zu erkennen gegeben, auf diesem 
Wege, d. h. duch möglichst umfangreiche Beteiligung Deutsch- 
lands an dem Wiederaufbau der durch den Krieg zerstörten 
Gebiete Nordfrankreichs, tatkräftig an der Lösung der Wieder- 
gutmachungsirage mitzuarbeiten. Sie können auch. heute nur 
wünschen, dass es Deutschland ermöglicht wird, seine Ver- 
pflichtungen in weitestem Umfange durch Sachleistungen zu er- 
füllen. 


Es unterliegt aber keinem Zweifel, dass selbst im günstigsten 
Falle noch ein gewaltiger Betrag übrigbleiben wird, der in aus- 
ländischen Devisen bezahlt werden muss. Diese Zahlungen 
können auf die Dauer nur aus den Ueberschüssen der deutschen 
Ausfuhr über die Finfuhr geleistet werden. Hier erwächst 
also der deutschen Wirtschaftspolitik die doppelte Aufgabe, 
auf der einen Seite unsere Ausfuhr soweit als möglich zu 
steigern, auf der anderen Seite die Einfuhr auf das unbedingt 
erforderliche Mass zu beschränken. Selbstverständlich stellen 
sich der Durchführung dieses Programms nicht geringe äussere 
Widerstände entgegen. Das Ausland, das seine eigene industrielle 
Produktion durch das Eindringen deutscher. Waren bedroht 
sieht, bemüht sich, durch Einrichtung von Zollschranken, Ein- 
fuhrverbote usw. die deutsche Ausfuhr zurückzudrängen. Auf 
der anderen Seite findet es sich zur Aufnahme deutscher In- 
dustrieprodukte nur bereit, wenn Deutschland seinerseits ihm 
Roh- und Industrieprodukte abnimmt. Diese Widerstände 
müssen soweit als möglich durch Abschluss zweckent- 
sprechender Handelsverträge überwunden werden. .Von der 
Produktionsseite aus gesehen aber heisst Steigerung der 
deutschen Ausfuhr: Steigerung und Verbilligung 
der deutschen Produktion. Dabei sei von vornherein 
bemerkt, dass diese Verbilligung unmöglich weiter wie bisher 
auf künstlichem Wege, d. h. durch Reichszuschüsse zur Niedrig- 
haltung der Produktionskosten, erzielt werden darf, weil die 
trostlose Finanzlage des Reiches solche Liebesgaben an die 
Industrie einfach nicht mehr erlaubt. 

Das Rezept der Unternehmer für die Steigerung und Ver- 
billigung unserer Produktion ist bekannt. Es heisst Verlän- 
gerung der Arbeitszeit und Herabsetzung der 
Löhne und Gehälter. Dass die deutschen Arbeiter und 
Angestellten solchen Forderungen, die auf eine resilose Ab- 
bürdung der Wiedergutmachungslasten aui ihre Schultern hin- 
auslaufen, den schäristen Widerstand entgegensetzen müssen, 
braucht nicht erst des näheren dargelegt zu werden. Sie stellen 
der Losung der Unternehmer ihre eigene entgegen, und diese 
lautet; Steigerung und Verbilligung der Produktion durch Er- 
setzung der vielfach unproduktiven, chaotl- 
schen, kapitalistischen Gewinnwirtschaft 
durch eine rationalisierte, von sozialistl- 
schem Geist erfüllte Gemeinwirtschait. 


Der Bund ist die leistungsfähigste 
Organisation der Techniker 


Der Nachweis wird durch zahlenmässige Gegenüberstellung 
in dem dieser Nummer der D.T.Z beiliegenden Flugblatt 
gebracht. Wir bitten alle Kollegen dringend, die zahlen- 
mässigen Gegenüberstellungen einer sorgfältigen Beachtung 
zu unterziehen. Aber damit darf es nicht genug sein. Das 
Flugblatt muss allen unorganisierten oder falschorganisierten 
Kollegen zugestellt werden. Fordern Sie Ihren weiteren Bedarf 
bei Ihrer Ortsverwaltung anl 
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Nur, wenn dieses Programm mit Ernst und Entschlossenheit 
In Angriff genommen und durchgeführt wird, wird es auf die 
Dauer möglich sein, die Leistungen der deutschen Volkswirt- 
schaft zu solcher Höhe zu steigern, dass Ohne wachsende Ver- 
elendung weitester Volkskreise namhafte Ueberschüsse der 
deutschen Ausfuhr über die Einfuhr erzielt werden körmen, Bis 
dahin muss versucht werden, die notwendigen Mittel zur Be- 
zahlung der Wiedergutmachungslasten durch Beschaffung von 
Krediten, sei es auch durch Verpfändung wertvoller Teile des 
deutschen Volksvermögens, aufzubringen. 

Nicht minder wichtig als die Frage .der Zahlung nach aussen 
ist die der inneren Deckung, d. h. der Aufbringung der 
Mittel, die das Reich braucht, um seinen Haushalt- ins Gleich- 
gewicht zu bringen. Dabei handelt es sich nicht nur um die 
Beschaffung der Einnahmen, die zu der Erfüllung der Wieder- 
zutmachungsverpflichtungen erforderlich sind, sondern darüber 
hinaus um die weit umfassendere Aufgabe einer Sanierung 
der Staatsfinanzen im ganzen. Es herrscht in weiten 
Kreisen der Arbeiter und Angestellten noch nicht genüzende 
Klarheit darüber, in welch eminentem Masse gerade sie an der 
Lösung dieses Problems interessiert sind. Solange das Reich 
nicht aus ordentlichen Einnahmen die Mittel gewinnt, deren es 
zur Deckung seiner Ausgaben bedari, kommt die Notenpresse 
nicht zum Stillstand; solange gibt es aber auch keinen Ausweg 
aus dem verhängnisvollen -Prozess fortschreitender Geldent- 


'wertung, der nicht zuletzt die Arbeiter und Angestellten immer 


weiter dem Elend in die Arme treibt. 

Es kann hier nicht im einzelnen auf die zahlreichen: Steuer- 
vorlagen eingegangen. werden, die von der Reichsregierung 
bereits ausgearbeitet worden sind, um die Einnahmen des 
Reiches auf die erforderliche Höhe zu bringen. Die Beratungen 
des. Vorläufigen Reichswirtschaftsrates über dieses Steuer- 
programm haben aber bereits das eine erwiesen, dass selbst die 
ungeheure Belastung, die insbesondere den Verbrauchern neu 
aufgebürdet werden soll, nicht ausreicht, um die Mittel zu be- 
schaffen, die erforderlich sind, wenn das Ziel einer tatsächlichen 
Sanierung der Reichsfinanzen erreicht werden soll. Deshalb 
müssen Arbeiter und Angestellte verlangen, dass neue Wege 
gefunden und beschritten werden, um dem Reich die notwen- 
digen Einnahmen zu sichern. Selbst gegen den heftigsten 
Widerstand des landwirtschaftlichen und industriellen Unter- 
nehmertums müssen die Besitzer der Sachwerte, die bisher am 
wenigsten unter der Geldentwertung gelitten und die es viel- 
fach verstanden haben, aus der allgemeinen Not ein glänzendes 
Geschäft zu machen, gezwungen werden, nun endlich die Opfer 
auf sich zu nehmen, die gebracht werden müssen, wenn der 
allgemeine Zusammenbruch vermieden werden soll. 

Otto’Scahweitzer. 


Die Abgrenzung der Werbegebiete 


zwischen Werkmeisterverband u. Bund’) 


Der erste AfA-Kongress in Düsseldorf am 2. und 3. Ok- 
tober d. J. ist nicht nur durch seinen glänzenden Verlauf eine 
imposante Kundgebung für den freigewerkschaftlichen Gedanken 
gewesen, sondern er hat auch in nichtöffentlicher Verhandlung 
ein Werk zum Abschluss gebracht, welches für die Zukunft 
der gesamten Angestelltenbewegung von der weitesttragenden 
Bedeutung ist. Esist gelungen, die Werbegebiete 
zwischen dem Deutschen Werkmeister-Ver- 
band und dem Bund der technischen Ange- 
stellten und Beamten abzugrenzen. 

Was das heisst, werden am besten die verstehen, die alle 
jene Wirkungen kennengelernt, die sich aus der Tatsache er- 
geben haben, dass diese beiden Verbände zum grossen Teil 
die gleichen Berufsgrupen der technischen Angestellten zu sich 
heranziehen wollten. Es handelte sich nicht um Grenzstreitig- 
keiten, wie sie sich in der Werbearbeit der Gewerkschaften als 
etwas Alliägliches ergeben. Hier deckten sich die beiden 
Werbegebiete fast vollständig. Man kann mit einem Schieds- 
gericht jede Grenzstreitigkeit schlichten; man kann aber die 
Frage, ob gleiche Werbegebiete . aufzuteilen seien, nur zrund- 
sätzlich lösen. Die Lösung dieser Frage aber war nicht so 
ganz einfach. 

In der Industrie traten die Schwierigkeiten weniger hervor, 
weil durch die Berufsbezeichnung, die im Namen der Verbände 
liegt, sowie auf Grund der historischen Entwicklung sich be- 
stimmte Berufsgruppen zum Werkmeisterverband, andere wieder 
zum Bund hingezogen fühlten. Anders lag es im Bergbau. Bis 
zum Kriege stand die übergrosse Mehrzahl der technischen 
Grubenbeamten dem gewerkschaftlichen Gedanken ablehnend 
gegenüber. Gewerkschaftliche Indifferenz sowie der Druck .des 
Zechenkapitals verhinderten die Ausbreitung gewerkschaftlicher 


*) Dieser. Artikel gibt die 
und- ‚des Werkmeister-Verbandes 


Stellung der Vorstände des Bundes 


wieder. 
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Gedanken und hielten die Grubenbeamten den Organisationen 
fern. Als durch die Revolution die Fesseln sich lösten, ström- 
ten die Angestellten dem Bund und .dem Werkmeister-Verband 
tausendweise zu. Die Bekämpfung des »Gewerkschaftsgedan- 
kens, die Unterdrückung der Koalitionsireiheit durch die Unter- 
nehmer hatte unter den Angestellten eine Stimmung geschaffen, 
die sie empfänglich für den Gedanken machte, dass eine grosse 
Organisation allein imstande sei, sie vor der sicher wieder- 
kommenden Unterdrückung durch das Grubenkapital zu sichern. 
Dieser Gedanke war es, der die Grubenbeamten: veranlasste, 
sich nach der- Revolution’ zu Tausenden dem Bunde und: dem 
Werkmeister-Verbande zuzuwenden und den Gedanken einer 
Sonderorganisation abzulehnen. Wer in dem einen’ Revier zi- 
erst die Werbung begann, fasste dort festen Fuss. Eine in das 
Gefühlsleben der Grubenbeamten übergegangene Klarheit, wel- 
cher Verband für die Grubenbeamten auf Grund der. historischen 
Entwicklung die zuständige Organisation sei, war nicht vor- 
handen. Nur die Eindrücke der letzten Zeit waren für die über- 
grosse Anzahl bei der Wahl. der Organisation ausschlaggebend, 
und welcher von den beiden Verbänden zuerst zur Stelle ge- 
wesen, hatte die Mehrzahl der Angestellten gewonnen. Trotz- 
deın nun beide Verbände im AfA-Bund kartelliert waren und in 
gewerkschaftlichen Fragen einiggingen, blieb es-nicht aus, dass 
Diiferenzen entstanden. Es ist leicht verständlich, dass jeder 
Verband Mitglieder für sich gewinnen wollte. Die dadurch 
entstandenen Differenzen und Schwieriskeiten in der Arbeit 
haben in den Kreisen der Mitglieder sowie in den Vorständen 
der Verbände immer klarer die Erkenntnis geweckt, dass die 
Ursachen Jieser Differenzen beseitigt werden müssen. Unter 
den Mitgliedern wurde der Gedanke der Berufsorganisation be- 
sprochen. Gar manche Gründe sprachen dafür, aber in ein- 
gehenden Verhandlungen, in denen Grubenbeamte aus allen 
Teilen des Reiches vertreten waren, wurde dieser Gedanke 
entschieden abgelehnt, dagegen die Abgrenzung der Werbe- 
gebiete gefordert. Die gewaltige moralische 
Krait, die dem AfA-Gedanken zugrunde liegt 
unddiedem einzelnenMitgliede zeigt, welche 
Macht die Verbände in dieser Koalition be- 
deuten, ist von solch grossem realen Wert, 
dass alle Bestrebungen auf Gründung eines 
Sonderverbandes scheitern mussten, wenn sich 
ein Ausweg zeigte, in den bestehenden Verbänden die Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen. So ist z. B. am 5. September in der 
Tagung der Reichsfachgruppe: Bergbau des Butab eine Reso- 
lution angenommen worden, die den Bundesvorstand auffordert, 
„die Abgrenzung der Werbegebiete und die Schaffung einer gemein- 
samen AfA-Bergbau-Spitze beschleunigt durchzuführen. Als Endziel 
der Vereinheitlichung ist die Verschmelzung des 
B.t.A.B. mit dem Deutschen Werkmeister-Verband und 
dem Deutschen Fördermaschinisten- Verband zum 


Einheitsverband aller technischen Angestellten an- 
zustreb:.e.n.‘“ 


Wenn auch dieses Ziel noch in weiter Ferne liegt, so zeigt 
die Entschliessung doch, in welcher Richtung sich die Gedanken 
bewegen. 

Auch unter den Mitgliedern des Werkmeisterverbandes 
war der Gedanke, die Werbegebiete abzugrenzen und dadurch 
die Differenzen zu beseitigen, sehr stark. Es haben nun im 
Laufe der letzten Wochen Verhandlungen stattgefunden, die zu 
einem Abkommen führten, dem anlässlich des AfA-Kongresses 
in Düsseldorf von den Verbandsvorständen die Zustimmung ge- 
geben wurde. . Das Abkommen hat folgenden Wortlaut: 

1. Alle Untertagesbeamten des .Steinkohlenbergbaues,. ausserdem 
die Uebertagesbeamten, die. Techniker sind, wie Ingenieure, Architekten, 
Konstrukteure, Chemotechniker, Zeichner, Chemiker, Bauführer, Ver- 
messungstechniker, Markscheider und Gehilfen, Betriebsingenieure, Bau- 
und Maschinentechniker, sowie Laboratoriumsangestellte gehören zum 
Butab. Ä 

Die sonstigen‘ Uebertagesbeamten, namentlich Bahnmeister, Kokerei- 
assistenten, Elektrosteiger und Maschinensteiger über und unter Tage, 
sowie sämtliche Meistergruppen werden dem Deutschen Werk- 
meister-Verband zugeteilt. 

2. Im Braunkohlentage- und Braunkohlen-Tiefbau sollen fortan 
dem Butab zugewiesen sein: die Betriebsführer, die Fahrsteiger und 
die Steiger im Gruben- und, Abraumbetriebe sowie ‘die Ingenieure, 
Techniker, Zeichner usw. wie oben. 

Für die Organisierung der Steiger. soll der Gesichtspunkt mass- 
gebend sein, dass die Bezirke, die zum . ostdeutschen Braunkohlen- 
syndikat gehören, Werbegebiet des Butab, diejenigen, die zu den 


beiden anderen. Braunkohiensyndikaten gehören, also Köln und an-> 


grenzende Gebiete, Halle, Magdeburg, Anhalt, Bitterfeld, Meuselwitz, 
Borna und Süddeutschland Werbegebiet des Deutschen Werkmeister- 
Verbandes sind. 

Der Deutsche Werkmeister-Verband ist zuständig für: 
Betriebsführer in Brikettfabriken und Ziegeleien sowie für die Elektro- 
betriebsführer und ausserdem für Maschinenmeister, Schachtmeister, Auf- 
seher, Pressmeister und sämtliche Meister überhaupt. 


3. Im Kalibergbau gelten die Grundsätze wie unter Ziff. 1. 
4. Im Er?Zbergbau gelten die Bestimmungen unter Ziff. 1 mit fol- 
gender Einschränkung: Für den Siegerländischen Erzbergbau einschliess- 
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lich demjenigen im Dill- und Lahntale sowie im Westerwald werden 
auch die Steiger den Deutschen Werkmeister-Verbande 
überlassen. 

5. Für den zurzeit im Betrieb stehenden Pechkohlenbergbau 
sowie Graphitbergbau bleibt cs bei. dem gegenwärtigen Zustande. 

6. Der Butab erklärt, von nun an auf die Werbung der Werk- 
meister in alien Industriezweigen zu verzichten. Dieselbe Erklärung 
gibt der. Deutsche Werkmeister-Verband hinsichtlich der übrigen tech- 
nischen Betriebsangesteilten ab. 

7. Diese Regelung gilt auch für die Organisation der Fach- 
schüler an technischen Lehranstalten. 

Diese Grenzregelung bleibt ohne Rückwirkung auf den gegen- 
wärtigen Besitzstand der beiden Verbände. Desgleichen sind die Mit- 
lieder berechtigt, ihre Mitgiiedschaft fortzusetzen, auch wenn sie in 
tellen einrücken, die nach dieser Verständigung zu dem andern Ver- 
bande gehören. Die Grenzregulierung tritt spätestens am 1. Novem- 
ber 1921 in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. Oktober 1921. 

Für den Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
A. Pintsch, G. Werner, E. Lustig. 
Für den Deutschen Werkmeister-Verband. 
Eichler. Schnöring 


Durch dieses Abkommen ist die Möglichkeit geschaffen, 
einen grossen Teil der Fragen, die alle Angestellten des Berg- 
baues gemeinsam berühren, nun auch einheitlich zu bearbeiten. 
Es hat für den, der diese einheitlichen Gedanken den Berg- 
bauangestellten vorträgt, keinen Zweck mehr, nur für einen ein- 
zelnen AfA-Verband zu agitieren, sondern die Hauptsache ist, 
die Angestellten zum Anschluss an den AfA-Bund zu gewinnen. 
In welche Organisation der einzelne Angestellte gehört, liegt 
infolge der Abgrenzung der Werbegebiete fest. Wenn auch in 
Zukunft noch Grenzstreitigkeiten entstehen werden, so lassen 
sich diese wie jede andere Grenzstreitigkeit beseitigen, denn 
es handelt sich ja hierbei nicht mehr um grundsätzliche Fragen. 

Wie sich de Arbeit im AfA-Bund zukünftig nach 
Abgrenzung der Werbegebiete gestalten soll, darüber ist man 
sich im grossen Rahmen schon vor Monaten klar geworden. 
Die Verbandsvorstände haben bereits früher eine Entschliessung 
angenommen, die folgenden Wortlaut hatte: 

„1. Von jeder der drei grossen Organisationen ist ein aus dem 
Bergbau stammender Kollege, der in Berlin "seinen Sitz hat, zu 
bestimmen. Diese drei Kollegen bilden die AfA-Spitze Bergbau. 

2. Die drei Vertreter der AfA-Spitze Bergbau arbeiten im engsten 
Einvernehmen mit ihren Verbandsvorständen und müssen vor wichtigen 
Beschlussfassungen deren Zustimmung einholen. 

3. Die AfA-Spitze Bergbau hat die Sitzungen in den zentralen 
Sellen der Wirtschaftskörper (Kohle und Kali) und der Arbeitsgemein- 
schaft sowie in den mit ihnen zusammenhängenden Kommissionen (Sied- 
lungswesen und Lebensmittelbeschaffung) wahrzunehmen. Sie hat weiter 
die den Bergbau betreffenden Verhandlungen an den Regierungsstellen 
zu führen, Ferner hat sie Anregungen zu geben, wie sich die ge- 
werkschaftliche und sozialpolitische Arbeit im Bergbau gestalten soll. 

4. Die AfA-Spitze Bergbau ‚gibt eine Korrespondenz heraus, weiche 
den Verbänden zur Verwendung in ihren Zeitungen zur Verfügung 
gestellt und ausserdem den Bezirksvertraue.asieuten zugestellt wird. 

5. Die Regelung der AfA-Arbeit in d.a Bezirken soll nach vor- 
heriger Verständigung unter den einzelnen Verbänden auf der nachsten 
ATA-Bergbautagung erfolgen.“ 


Die unter Punkt 5 vorgesehene Verständigung unter den 
einzelnen Verbänden ist sofort nach. dem AfA-Kongress in 
Düsseldorf in die Wege geleitet worden. Die unter den Berg- 
baukollegen getroffenen Vereinbarungen bedürfen nur noch der 
Zustimmung der Vorstände. Schon in den nächsten Wochen 
finden die Verhandlungen statt, um die Unterlagen für die ge- 
meinsame Arbeit zu schaffen und die geschlossene Front der 
AfA-Verbände zur einheitlichen Vertretung sämtlicher in Be- 
tracht kommenden Bergbaufragen zu ermöglichen. Vor allem 
‘aber soll gegenüber den gegnerischen Verbänden die Einheits- 
iront geschaffen werden, um diesen den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Gerade bei diesen wird der Gedanke der Einheits- 
organisation so sehr in den Vordergrund geschoben, um angeb- 
lich eine bessere Interessenvertretung zu gewährleisten. Diesem 
Wunsch auf einheitliche, gute Interessenvertretung wird nun, 
soweit er berechtigt ist, im AfA-Bund in vollem Masse Rech- 
nung getragen. Es ist ohne Zweiter tur unsvein 
ganz wichtiges Agitationsmittel, dessen 
durchschlagender Wirkung sich kein Kollege 
wird verschliessen können, wenn manihm auf 
der einen Seite zeigt, wie die grossen Fragen 
des Bergbaues in den vier AfiA-Organisa- 
tionen einheitlich behandelt und vertreten 
werden und wie andererseits die grossen 
moralischen, ideellen und geldlichen Kräfte 
dieser grossen Organisationen unsere Kampf- 
kraft erhöhen. Mit diesen beiden Argumenten drängen 
wir mit unseren 30 000 Mitgliedern, die dem AfA-Bund im Berg- 
bau angehören, ‚alle anderen Organisationen in den Hintergrund 
und in die Abwehrstellung. 

Diese Abgrenzung der Werbegebiete bzw. die einheitliche 
Bearbeitung der Bergbaufragen ermöglicht es aber auch, in der 
entschiedensten Weise für die Gewinnung der kaufmännischen 


Grubenbeamten für den AfA-Bund einzutreten. Es ist un- 
bedingt notwendig, technische und kaufmän- 
nische Angestellte in einer Front zu vereinli- 
genundalle diegemeinsamen Fragen gemein- 
sam zu erledigen. Diesem Argument werden sich unsere 
kaufmännischen Kollegen nicht weiter verschliessen können. 
In welcher Weise deren zukünftige Vertretung im Bergbau er- 
folgen wird, soll schon in allernächster Zeit entschieden und 
besprochen werden. 

Diese Abgrenzung der Werbegebiete zwischen Werk- 
meister-Verband und Bund in Industrie und Bergbau ist wieder 
ein Schritt auf dem Wege zur besseren Vertretung unseres 
AfA-Gedankens. Er ist ein Schritt auf dem Wege der Entwick- 
lung, dessen Folgen von der grössten Wichtigkeit für die ge- 
samte Angestelltenschaft werden können, wenn es gelingt, diese 








Verständigung so auszuwirken. wie es nötig ist. Der gute 
Wille ist hierzu in allen Kreisen vorhanden. 
00 Rundschau 00 











Wirtschaftsfragen 


Der Reichsverband der deutschen Industrie hielt am 28. und 
29, September in München seine Hauptversammlung ab, die 
wohl in erster Linie wegen der Teilnahme einiger hervor- 
ragender Staatsmänner, dann aber auch wegen der Verhand- 
lungsgegenstände und wegen der gefassten Entschliessungen 
in der Oeffentlichkeit viele Aufmerksamkeit erregte. Von den 
Begrüssungsreden, deren eine auch von dem neuen bayerischen 
Ministerpräsidenten, Grafen Lerchenfeld, gehalten wurde, 
ist insbesondere die des Wiederaufbauministers, Dr. Ra- 
thenau, interessant gewesen. Der Minister trat neuerdings 
dafür ein, dass man alles tun müsse, um die Forderungen des 
Londoner Ultimatums zu erfüllen. Er meinte allerdings, dass 
dessen restlose Erfüllung die Weltwirtschaft viel schärfer 
treffen würde, als Deutschland, und dass daher von dieser das 
„Unmöglich“ kommen werde. Für Deutschland sei insbesondere 
die Zahlung in Gold und Golddevisen das schwerste. Er habe 
sich daher bemüht, die Goldleistungen durch Sachleistungen 
zu ersetzen. Es handle sich um Leistungen in Werte von 
etwa 7 Milliarden Goldmark im Laufe von 4% Jahren, die 
allerdings nur zum Teil auf die Wiedergutmachung . ange- 
rechnet, zum anderen Teile von den Franzosen, allerdings erst 
später, bezahlt werden würden. Die Leistungen müssten im 
Inneren inzwischen mit Papiermark ausgeglichen werden. 
Hierzu sei es notwendig, neuerdings ein paar Papiertmnilliarden 
in die eigene Wirtschaft zu stopfen. Dieselbe Meinung vertrat 
der Reichskommissar für Wiederaufbau, Dr. v. Batocki. — 
Wir dürfen uns also darauf gefasst machen, dass die Ausfüh- 
rung der Sachleistungen aus dem Titel der Reparationen mit 
einer neuerlichen Vermehrung des Notenumlaufs verknüpft sein 
wird, dem keine Vermehrung der Güter gegenübersteht, da 
diese ja nach Frankreich gehen, die also eine neuerliche Er- 
höhung aller Preise, d. h. die Abstattung dieses Teiles der 
Reparationslasten auf Kosten der Lolm- und Gehaltsempfänger 
bedeutet. Dabei passt es den Herren Industriellen gar nicht, 
dass sie bei der Vergebung der Aufträge für die Sachleistungen 
und bei deren Ausführung Kontrollen unterliegen sollen. Ihnen 
wäre die Vergebung im freien Verkehr am liebsten, da sie auf 
diese Weise den Staat am besten schröpfen könnten, Es würde 
ilmen dabei natürlich gar nichts machen, dass infolgedessen ein 
paar hundert Millionen Papiermark mehr in die Wirtschaft 
„zestopft“ werden müssten. Sie nähmen diese ganz gerne als 
Reparationsgewinn. Das wollen nun allerdings sogar Rathenau 
und Batocki verhindern, indem sie, mindestens für die Lieferung 
fungibler Waren, Leistungsverbände schafien wollen. Diesen 
können die Unternehmer keinerlei Geschmack abgewinnen, be- 
sonders seitdem die Vertretungen der freien Gewerkschaften, 
der A.D.G.B. und der AfA-Bund, die entsprechende Einfluss- 
nahme der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen auf die 
Verwaltung und Führung dieser Leistungsverbände gefordert 
haben. Wie wenig die Herren für eine Organisation der Wirt- 
schaft, selbst für diese vom Staate zu garantierenden und u 
finanzierenden Leistungen, zu haben sind, beweist ihre Ent- 
schliessung, welche lautet: 

Der Reichsverband der Deutschen Industrie erklärt sich grund- 
sätzlich bereit, nach allen Kräften die Regierung bei der Durchführung 
der Sachleistungen für die Wiedergutmachung zu unterstützen. 

Diese Sachleistungen werden nach Möglichkeit in freier Ver- 
einbarung durch die bestehenden Fach- und Landesverbände, soweit 
sie sich Geschäftsfähigkeit beilegen, sonst durch Verteilung auf die an- 
geschlossenen Unterverbände und einzelnen Werke aufzubringen sein. 

Soweit mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse eines ein- 
zelnen Industriezweiges die Bildung von Leistungsverbänden nach Mass- 
gabe der Verordnung vom 22. Juli 1921 notwendig werden sollte, 
wird sie freiwillig erfolgen müssen und die Anerkennung seitens 
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der Regierung nur abhängig zu machen sein von der Aufnahme von 
Bestimmungen über die in der Verordnung vorgesehenen Pflichten der 
Leistungsverbände, hauptsächlich über die Gewährleistung und Ver- 
teilung. 

Auch da, wo man eine zwangsweise Bildung von Leistungsver- 
Färnen ncht glaubt umgehen zu könnea, ist sie ausdrücklich auf den 
einzigen Zweck uer Sachleistungen für den Wieder- 
aufbau und die Gewährleistung und die Verteilung zu beschränken, 
ohne sie mitanderen, insbesondere sozialpolitischen 
Bestimmungen zu belasten. ° 

Die Stellungnahme im einzeinen muss sich der Reichsverband vor- 
behalten, bis bestimmte Organisationsvorschläge der Regierung vor- 
liegen, 

Von den übrigen Verhandlungen der Tagung sei nur noch 
das Referat erwähnt, welches sich mit der Steuerpolitik 
beschäftigte. Der Referent Dr. Jordan-Mallinckrodt 
wusste zwar nicht zu sagen, wie man es denn machen solle, 
um die ‘für die Bilanzierung des Staatshaushaltes notwendigen 
Einnahmen aus den Steuern und sonstigen: Eingängen des 
Staates zu erzielen, aber er benutzte die Gelegenheit, um sich 
recht heftig gegen die Heranziehung der Sachwerte zu wenden, 
hingegen das Kreditangebot der Industrie zur Beschaffung von 
Reparationsdevisen ebenso kräftig herauszustreichen, Einen 
„beispiellosen Vorgang in der Geschichte“ nannte er dieses 
Hilfsangebot, an das er allerdings die Bedingung knüpfte, dass 
auch die übrigen Kreise der’ Wirtschaft das Gleiche tun, und 
die Regierung alle „produktionshemmenden“ Umstände be- 
seitige. Was wohl heisen soll: Weg mit der Sozialpolitik, oder 
mindestens keine Ausbildung dieser! Eine entsprechende Ent- 
schliessung und eine solche über die Reform. der Besteuerung 
des Luxus wurde angenommen. Ein Referat über den Wieder- 
aufbau der industriellen Unternehmungen erregte nicht mehr 
viel Aufmerksamkeit. 


Wenn man die von den Industriellen oder ihren unmittel- 
baren Anwälten gehaltenen Reden aufmerksam liest, drängt 
sich einem der Eindruck auf: Die Herren werden die Vor- 
stellung noch immer, nicht los, dass sie, und nur sie allein 
von allen in der Wirtschaft tätigen Menschen, berufen seien, in 
die Wirtschaftspolitik hineinzureden, weil sie noch immer die 
ausschliessliche Verfügung über die Sachgüter, über die Pro- 
dukte der Arbeit der anderen, haben. Man wird demgegenüber 
bei jeder Gelegenheit mit aller Deutlichkeit darauf hinweisen 
müssen, dass mindestens ebenso, wenn nicht in höherem: Masse, 
diejenigen berechtigt sind, in wirtschaftspolitischen Dingen ze- 
fragt und gehört zu werden, die in lebenslanger täglicher Ar- 
beit alle die Werte wirklich hervorbringen, mit denen die Wirt- 
schait des Volkes und des Staates geführt und die Verpflich- 
tungen, die der Welt gegenüber bestehen, erfüllt werden. 


Das Wiesbadener Abkommen. Die langwierigen Verhand- 
lungen zwischen dem deutschen und dem französischen Wieder- 
aufbauminister über die Umwandlung eines Teiles der durch 
das Londoner Ultimatum Deutschland auferlegten Reparations- 
verpflichtungen in Sachleistungen haben erfreulicherweise zu 
einem positiven Ergebnis geführt. Am 6. Oktober ist in Wies- 
baden von den Ministern Dr. Rathenau und Loucheur 
in Vollmacht ihrer Regierungen dass Abkommen über 
deutsche Sachlieferungen an Frankreich ab- 
geschlossen worden. In dem Abkommen bekunden die beiden 
Regierungen ihren Willen, den Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete Nordfrankreichs durch Lieferung bzw. Bestellung von 
Einrichtungs- und Betriebsgegenständen und von Baustoffen in 
möglichst grossem Umfange zu bewirken. Die Durchführung 
der Lieferungen soll auf beiden Seiten durch privatrecht- 
liche Organisationen erfolgen. Zu den Lieferungen ist die 
deutsche Organisation nur insoweit verpflichtet, als sie mit den 
Produktionsmöglichkeiten Deutschlands, den Bedingungen seiner 
Rohstoffversorgung und den inneren Bedürfnissen seines so- 
zialen und wirtschaftlichen Lebens vereinbar sind. Der Ge- 
samtwert der deutschen Leistungen auf Grund der Anlagen II 
(Schiffe), V (Kohlen und Kohlenprodukte) und VI (Farbstoffe 
und chemisch-pharmazeutische Produkte) zu Teil VII des 
Friedensvertrages und der Lieferungen auf Grund des Abkom- 
mens soll bis zum 1. Mai 1926 sieben Milliarden Goldmark nicht 
überschreiten. Diese Lieferungen sollen auf Grund unmittel- 
barer freier Vereinbarungen der deutschen und französischen 
Organisationen erfolgen. Für den Fall, dass eine Vereinbarung 
nicht zustandekommt, soll bei Waren fungibler Art, wie 
Holz, Glas und dergleichen, sowie Seriengegenständen, eine 
Kommission, bestehend aus einem Deutschen, einem Franzosen 
und einer dritten, entweder gemeinsam bestimmten oder vom 
Schweizer Bundespräsidenten ernannten Person, über Liefe- 
rungsmöglichkeit und Preis-, Transport-, Lieferungs- und Ab- 
nahmebedingungen entscheiden. Kommt für Spezial- 
material, wie industrielle Einrichtungen, Maschinen und 
dergleichen, eine Verständigung nicht zustande, so kann die 
französische Regierung auf das Lieferungsverfahren nach An- 
lage IV zu Teil VII des Friedensvertrages zurückgreifen, je- 
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doch nur, soweit die Gegenstände In den an Deutschland früher 
übergebenen Listen bereits enthalten sind. Die Zahlunzen an 
die deutsche Lieferungsorganisation geschehen durch die 
deutsche Regierung; dieser wird der Wert der Lieferungen auf 
Reparationskonto gutgeschrieben. Die Lieferungen bis zum 
1. Mai 1926 werden Deutschland ‘jedoch nicht in ihrem vollen 
Werte, sondern nur mit 35 Prozent des Wertes gutgeschrieben. 
Beträgt der Wert der Lieferungen aus dem Abkommen in einem 
Jahre weniger als eine Milliarde Goldmark, so werden in diesem 
Jahre 45 Prozent des Wertes dieser Lieferungen gutgeschrieben. 
Der Höchstbetrag, der Deutschland in einem Jahre einschliess- 
lich der Lieferungen aus Anlage I, V und VI zu Teil VIIL des 
Friedensvertrages gutgeschrieben werden darf, ist eine Mil- 
liarde Goldmark. Der Betrag des in den einzelnen Jahren 
nicht gutgeschriebenen Wertes der Lieferungen trägt einfache 
Jahreszinsen zu 5 Prozent. Am 1. Mai 1926 werden die Rest- 
beträge zusammengerechnet. Die so gewonnene Summe ist in 
zehn gleichen Jahresraten bis zum 1. Mai 1936 nebst den fällig 
werdenden einfachen Zinsen gutzuschreiben. :Bei den Liefe- 
rungen vom 1. Mai 1926 ab wird grundsätzlich der volle Wert 
gutgeschrieben, jedoch darf die jährliche Gutschrift einschliess- 
lich der fälligen Jahresraten aus den Restbeträgen der Zeit 
vom 1. Oktober 1921 bis 1. Mai 1926 zusammen mit dem Wert 
der Lieferungen aus den Anlagen III, V und VI, soweit sie nicht 
bis dahin erledigt sind, auch jetzt eine Milliarde Goldmark 
nicht überschreiten. Am 1. Mai 1936 ist wiederum festzustellen, 
welche Beträge Deutschland etwa noch gut hat. Dieser Saldo 
ist nebst 5 Prozent Zinsen und Zinseszinsen in vier Halb- 
jahresraten 1936 und 1937 abzutragen, : 

Wenn man berücksichtigt, welchen Schwierigkeiten anre- 
sichts der Passivität der deutschen Handels- und Zahlungs- 
bilanz vor allem die Erfüllung der Wiedergutmachungsver- 
pilichtungen durch Zahlung in bar, d. h. in ausländischen De- 
visen, begegnet, und wie sehr es deshaly zur Verminderung der 
Reparationslasten darauf ankam, einen möglichst grossen Teil 
der Barzahlungen in Sachleistungen umzuwandeln, wird man 
anerkennen müssen, dass der deutsche Wiederaufbauminister 
durch seine Verhandlungen einen beachtenswerten Erfolg er- 
zielt hat. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die 
Sachleistungen bis zum 1. Mai 1926 Deutschland nicht in ihrem 


. vollen Werte, sondern nur mit 35 bzw. 45 Prozent ihres Wertes 


gutgeschrieben werden, dass somit Deutschland für eine Reihe 
von Jahren trotz seiner eigenen Verarmung noch zum Gläubi- 
ger Frankreichs wird. Man wird dem deutschen Wiederaufbau- 
minister zustimmen müssen, wenn er die deutschen Vor- 
leistungen, finanziell betrachtet, gegenüber den -unheilvoilen 
Folgen, die sich aus der Fortdauer der Goldleistungen für die 
deutsche Valuta und die Reichsfinanzen ergeben, als das 
kleinere Uebel betrachtet. Da ein Einspruch gegen das Wies- 
badener Abkommen kaum zu erwarten ist, ist damit zu 
rechnen, dass es binnen kürzester Zeit zur praktischen Anwen- 
dung kommt, Sache der deutschen Gewerkschaften ist es nun, 
darüber zu wachen, dass ihnen bei dem Aufbau und der Tätig- 
keit der deutschen Lieferungsorganisation ienes Mitbestim- 
mungsrecht eingeräumt wird, auf das sie nach der Verfassung 
und im Hinblick auf die Bedeutung des Abkommens für die 
deutsche Gesamtwirtschaft , berechtigterweise Anspruch er- 
heben können. 


Aenderung der Verordnung zur Regelung der Eisenwirt- 
schaft. Das Reichswirtschafitsministerium hatte die Absicht, 
eine Aenderung der Verordnung vom 1. April 1920 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 435 ff.) zur Regelung der Eisenwirtschaft vorzu- 
nehmen. Diese sah u. a. eine Umgestaltung der Bestimmungen 
über den Aufbau des Eisenwirtschaftsbundes vor. 
Die Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen im Eisenwirt- 
schaftsbund sollen nicht mehr wie bisher durch die Zentral- 
arbeitsgemeinschaft, sondern durch die im Eisenwirtschastbund 
vertretenen Gewerkschaften selbst benannt ‘werden. Dieser 
Vorschlag des Reichswirtschaftsministeriums hat sich aus der 
Stellung des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, der der 
Zentralarbeitsgemeinschaft nicht angehört, ergeben. Auch aus 
dem Kreise der Industriellen sind seinerzeit Aenderungsanträge 
gestellt wordens 


Nach einer neueren Mitteilung sollen die Industriellen ihre 
Abänderungsanträge zurückgezogen haben und der „Deutsche 
Stahlbund“ an den Reichswirtschaftsminister mit dem Ersuchen 
herangetreten sein, die beabsichtigte Aenderung der Verordnung 
zurückzustellen. 
der Reichswirtschaftsminister dem Wunsche des „Deutschen 
Stahlbundes“ nachkommen würde; denn gerade die Arbeit- 
nehmerorganisationen haben ein Interesse daran, dass die vor- 
geschlagenen Aenderungen schnellstens durchgeführt werden. 
Bevor endgültig über den Antrag des „Deutschen Stahibundes“ 
entschieden wird, müssen u. E. auch die anderen im Eisenwirt- 


schaitsbund vertretenen Gruppen gehört werden. 





Wir würden es nicht gut verstehen, wenn: 
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Der Wert der Mark. Die Befürchtung, der an dieser Stelle 
vor drei Wochen Ausdruck gegeben worden ist, dass der 
Kursrückgang der Mark, der Anfang September begann, keines- 
wegs nur das Ergebnis spekulativer Börsenmanöver, sondern 
vielmehr der Ausdruck einer inneren Markentwertung sei und 
daher keine Wendung zum Besseren erfahren dürfte, scheint 
sich zu bestätigen. Bisher wenigstens war der Markkurs weiter 
rückläufig. Der Preis des Dollars stieg an manchen Tagen 
auf über 130 Mark, was gegenüber dem Stande von Ende 
August eine Verteuerung um mehr als 60 Prozent bedeutet. 
Es wird nun fast schon sicher, dass sich diese niedrige Be- 
wertung der Mark, bei der diese schon weniger als 3 Pig, gilt, 
stabilisieren oder höchstens nur um ein kleines verbessern wird. 
Die Vorgänge auf den Märkten weisen alle Bedingungen für 
diese Stabilisierung auf. Die Kurse der Aktienpapiere gehen 
sprungweise in die Höhe, oft um mehrere hundert Prozent 
an einem Tage, die Grosshandelspreise steigen, insbesondere 
auch die der Lebensmittel. Weizen, der vor dem Kriege im 
Durchschnitt mit 20 M. für den Doppelzentner notierte, hat 
schon den Preis von 470 Mark für den Doppelzentner erreicht 
und überschritten, also fast das 24fache der Vorkriegszeit. In 
gleicher Weise konnte man in den letzten Tagen allerorts ein 
sprunghaftes Steigen der Lebensmittelpreise im Kleinhandel be- 
obachten, das die Lebenshaltung der arbeitenden Schichten der 
Bevölkerung neuerdings tief herabdrückt. Es scheint sich ein 
neuer Atısverkauf Deutschlands vorzubereiten. Die Firmen be- 
eilen sich, von der Markentwertung Gebrauch zu machen und 
die Exportprämien einzusacken, die in dem schlechten Aus- 
landskurs des eigenen Geldes gelegen sind. Gleichzeitig setzen 
sie inre Anstrengungen fort, die reichen Gewinne, die nun 
neuerdings blühen, durch Kapitalsverwässerungen zu VEr- 
bergen. Dass dies ebenfalls zur Stabilisierung des schlechten 
Kursstandes der Mark beiträgt, ficht sie dabei nicht an. Sind 
sie doch Besitzer von Sachwerten, die von den Valutaschwan- 
kungen durchaus unberührt bleiben, und deren Wert sich bei 
dem Ausverkauf noch ausserdem erhöht. Dabei zögern die 
Politiker noch immer, auf diese Sachwerte zu greifen und sie 
der Allgemeinheit wenigstens in dem Sinne dienstbar zu 
machen, dass durch ihre kräftige Heranziehung das Defizit des 
Staatshaushalts vermindert und damit ein Teil des Misstrauens 
des Auslandes in den Bestand unseres Staates und unserer 
Wirtschaft beseitigt wird. Wie lange werden die Arbeitenden, 
für die die Markentwertung jedesmal einen Raub von vielen 
Prozenten ihres Reallohnes bedeutet, diesem lieblichen Spiel 
noch zusehen? 


Sozialpolitik 

Reichstag und Angestelitenversicherung. Am 29. September 
trat der 6. Ausschuss des Reichstages wieder zusammen und 
beschäftigte sich sofort mit der Angestelltenversicherung. In 
der Generaldebatte traten zunächst die Gegensätze über die 
Frage der Verschmelzung zutage. Es war aber bemerkens- 
wert, dass diesmal auch bei den bisherigen Vertretern der 
Sonderversicherung schon eine erhebliche Errüchterung be- 
obachtet werden konnte, So stützte sich der Abgeordnete 
Erkelenz bei seinen Ausführungen im wesentlichen darauf, 
dass eben die Sofßiderversicherung nunmehr besteht und man 
mit dieser gegebenen Tatsache rechnen müsse. Er deutete 
aber bereits an, dass eine Vereinheitlichung der Spruchbehörden 
in der Arbeiter- und Angestelltenversicherung von seiner 
Partei wahrscheinlich unterstützt werden könnte. Die Ge- 
neraldebatte konnte in dieser Sitzung nicht mehr zu Ende ge- 
führt werden. Da der Reichstag nur wenige Tage zusammen- 
blieb und sich dann bis Ende Oktober vertagte, stellten die 
Kollesen Giebel und Aufhäuser die nachfolgenden An- 
träge, um bis zum Wiederzusammentritt des Reichstages die 
notwendigen versicherungstechnischen Grundlagen über die 
Möglichkeit einer Durchführung der Verschmelzung zu haben. 
Von der Annahme dieser Anträge glaubte der Vertreter des 
Reichsarbeitsministeriums, Geheimrat Aurin, abraten zu 
sollen, da einmal das gewünschte Material bis Ende Oktober 
nicht beschafit werden könnte, und zum anderen auch aus den 
verlangten Angaben keine Schlüsse für die Möglichkeit der 
Verschmelzung gezogen werden könnten. Die Abgeordneten 
Hoch und Aufhäuser machten aber dem Regierungsver- 
treter klar, dass es mit der passiven Resistenz des Reichs- 
arbeitsministeriums gegenüber allen Versuchen für die etwaige 
Verschmelzung der Sozialversicherung nunmehr ein Ende 
haben müsste und für das Reichsarbeitsministerium alle Ver- 
anlassung bestehe, gegenüber den beiden Hauptrichtungen in 
der Angestelltenbewegung grössere Objektivität als bisher zu 
zeieen. Diese Kritik rief sofort Herrn Thiel vom DETLEM. ‚au 
den Plan, der das Reichsarbeitsministerium gegen den Vorwurf 
der Einseitigkeit glaubte verteidigen zu müssen und unter an- 
derem bestritt, dass dasselbe mit den Verbänden seiner Rich- 
tung frühzeitig über die geplante Novelle Fühlung genommen 


4 
hätte, während die AfA-Verbände vollständig uninformiert ge- 
blieben waren. In seiner Verlegenheit meinte Herr Thiel, 
das Reichsarbeitsministerium habe die Verbände. seiner Rich- 
tung nicht etwa zu Vorberatungen eingeladen, sondern diese 
hätten vielmehr eine Abordnung dorthin entsandt. Wir iemp- 
fehlen Herrn Tiel,. einmal die „Deutsche Handelswacht“ 
Nr. 23 (1921) nachzulesen, dort ist auf S. 202 von dem „ursprüng- 
lichen Referentenentwurf des Reichsarbeitsministeriums” die 
Rede, den man also auf der anderen Seite gekannt haben muss, 
Den AfA-Verbänden dagegen hat .der Reichsarbeitsminister 
trotz wiederholten Versprechens diesen Referentenentwurf 
nicht zugänglich gemacht, sondern 'sie mit der..Mitte Juni er- 
schienenen Reichstagsvorlage über—rascht. Die Aussprache 
im Reichstagsausschuss, deren Dentlichkeit nichts zu. wünschen 
übrigzelassen hat, > dürfte die Versicherungsabteilung des 
Reichsarbeitsministeriums darüber belehrt haben, dass es in 
Zukunft nicht genügen wird, gegenüber den Verschmelzungs- 
anträgen einfach zu antworten: „Es geht nicht“, sondern von 
der Regierung einwandfreies Material. über alle Möglichkeiten 
einer Vereinheitlichung der Arbeiter- und Angestelltenversiche- 
rung gefordert werden muss. Diesen Erwägungen der Antrag- 
steller konnten sich auch die übrigen Mitglieder des Ausschusses 
nicht entziehen, und sie stellten sich gleichfalls auf den Boden 
dieser. Anträge. 

Die angenommenen Anträge der Abgeordneten Auf- 

häuser, Giebel und Genossen haben folgenden Wortlaut: 

1. Der Ausschuss wolle beschliessen: 
das Arbeitsministerinm zu ersuchen, bis zum Wieder- 
zusammentritt des Reichstages, Ende Oktober. einen 
Aenderungsvorschlag zu dem Entwurf zur Aenderung der 
Reichsversicherungsordnung vorzulegen, der die Ein- 
gliederung der Angesteiltenversicherung in die Inva- 
lidenversicherung so durchführt, dass die jeweils günsti- 
geren Bestimmungen beider Versicherungen übernommen 
werden. 

2. Der Ausschuss wolle beschliessen: 
das Arbeitsministerinm zu ersuchen, in einer Denkschrift 
gegenüberzustellen, wie sich die Leistungen gestalten 
a) nach dem vorliegenden Gesetz zur Angestelltenver- 
sicherung, b) nach den Bestimmungen der Invaliden- 
versicherung, c) nach dem Reichsfürsorgegesetz, d) nach 
dem Beamten-Pensionsgesetz. 

3. Der Ausschuss möge beschliessen: 
die Regierung zu ersuchen, eine Aufstellung darüber zu 
geben, welche Gewinne die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte aus dem Verfall von Versicherungen er- 
zielt hat, auf welche Beitragsklassen sich der Veriall der 
Versicherungen verteilt, und aus welchem Grunde das 
Ausscheiden erfolgt ist. 


Das Existenzminimim im September 1921. Bei den von 
Dr. Kuczynski, Direktor des Statistischen Amts Berlin-Schöne- 
berg, angestellten Berechnungen, die wir fortlaufend veröfient- 
lichen, ist der physiologische Mindestbedari zugrunde 
gelegt, ohne dass dabei soziale Gesichtspunkte berücksichtigt 
sind. Die so gewonnenen Zahlen können also lediglich als 
Gradmesser einer Steigerung oder Senkung der Preise für die 
Lebenshaltung bewertet, aber selbstverständlich nicht als aus- 
reichend für das soziale Existenzminimum der technischen 
Angestellten und Beamten angesehen werden. 

Die Kosten des Existenzminimums waren in Gross-Berlin 
im September 1921 infolge der Preissteigerung für viele Nah- 
rungsmittel höher als in jedem einzelnen Monat seit Juni 1920. 
Teurer als im September 1920 waren vor allem Brot, Nähr- 
mittel, Kartoffeln, Gemüse, Zucker, Milch. Im Vergleich mit 
der Vorkriegszeit waren die Preise nach wie vor ungeheuer 
hoch. Für die rationierten Nahrungsmittel ergab 
sich von September 1913 bis September 1921 im ganzen eine 
Verteuerung “auf das Sechzehnfache. 

Dieselben rationierten Mengen, für die man jetzt 56,80 M. 
zahlen muss, konnte man vor acht Jahren für 359 M. kauien. 
Diese rationierten Mengen enthalten nun im Wochendurch- 
schnitt etwa 6600 Kalorien. Eine Frau müsste zu der so errech- 
neten Nahrungsmenge für sich und ein Kind noch Lebensmittel 
im Nährwert von 10200 Kalorien hinzukaufen, ein Mann darüber 
hinaus weitere Lebensmittel im Nährwert von 4200 Kalorien, 
Beschränkt man sich dabei soweit als tunlich auf die billigsten 
Nahrungsmittel, so stellt sich der wöchentliche Mindestbedarf 
für ein Kind von 6-10 Jahren auf 24 M., für eine Frau auf 
48 M., für einen Mann auf 65 M. (Die gleichen Nahrungsmengen 
kosteten im September 1913 für ein Kind 1,75 M.. Frau 2,80 M. 
Mann 3,50 M.) 

Rechnet man für den Mindestbedarf an Wohnung den 
Preis von Stube und Küche, für Heizung I Zentner Briketts 
und für Beleuchtung 6 Kubikmeter Gas, so ergeben sich 
als Wochenbedarf für Wohnung 10 M. (1913/14: 5,50 M.).: für 
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Heizung 18,35 M. (1,15 M.), für Beleuchtung 8,10 M. (0,75 M.). 
Für Bekleidung, d.h. für Beschaffung und Instandhaltung 
von Schuhwerk, Kleidern und Wäsche, sind mindestens anzu- 
setzen: Mann 30 M. (2,50 M.), Frau 20 M. (1,65 M.), Kind 
10 M. (0,85 M.). Für alle sonstigen lebensnotwendigen 
Ausgaben (Wäschereinigung, Fahrgeld, Steuern usw.) wird man 
einen Zuschlag von 30 Prozent (1913/14: 25 Prozent) machen 
müssen, 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum September 1921 ist 
das wöchentliche Existenzminimum. in Gross-Berlin gestiegen: 
für den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf 171 M., d.h. 
atıf das 10,2fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30. M. 
auf 260 M., d. h. auf das 11,6fache, für ein Ehepaar mit zwei 
Kindern von 28,80 M. auf 349 M., d. h. auf das 12,1fache. An 
dem Existenzminimum in Gross-Berlin ge- 
messen, ist die Mark jetzt annähernd 9 P£ 
wert. 


Für die Fortbildung des Arbeitsrechts. Prof. Sinzheimer 
legte seinem Referat, das er über diesen Gegenstand auf dem 
1. AfA-Kongress in Düsseldorf hielt, folgende Leitsätze zugrunde: 

I. Die moderne Arbeiterbewegung ist heute eine Bewegung 
aller Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestellte, Beamte, Lehrlinge). 
Sie drängt nach gleichberechtigter Mitwirkung bei der Rege- 
lung aller wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten. Die 
besonderen Interessen der abhängigen Arbeit sind damit in den 
Mittelpunkt der Gesetzgebung getreten. Diesen Tendenzen ent- 
spricht die Forderung nach einem einheitlichen, auto- 
nomen und sozialen Arbeitsrecht. 

II. Das einheitliche Arbeitsrecht hat einen doppelten 
Sinn. An die Stelle der geschichtlich zufälligen Sonderrege- 
lungen für einzelne Arbeitnehmergruppen soll für die gemein- 
samen Interessen aller Arbeitnehmer ein allgemeines Arbeits- 
recht mit einheitlichen Grundlagen in einheitlichem Aufbau 
treten, das aber Sondervorschriften nicht ausschliesst, wenn 
innere Gründe sie erforderlich machen. An die Stelle des zer- 
splitterten Behördenwesens sollen einheitliche Arbeitsbehörden 
treten, in denen abteilungsweise alle auf das Arbeitswesen sich 
beziehenden öffentlichen Funktionen vereinigt sind. 

il. Das autonome Arbeitsrecht soll den Gedanken 
verwirklichen, dass innerhalb der allgemeinen staatlichen Ge- 
setze in erster Linie die beteiligten Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber dazu berufen sind, selbsttätig das Arbeitsrecht zu 
schaffen. Die beiden Formen für diese Selbsttätigkeit sind die 
Tarifautonomie und Räteautonomie. Die Träger der Tarif- 
autonomie können nur selbständige und unabhängige Gewerk- 
schaften sein. Als Träger der Räteautonomie sind die Be- 
zirkswirtschaftsräte und der Reichswirtschaftsrat heranzuziehen. 
die dadurch für das Arbeitsrecht ein selbständiges Leben ge- 
winnen können, dass ihnen der Staat Verordnungsgewalt über- 
weist, die seither staatlichen Zentralbehörden zustand. 


IV. Der soziale Gedanke im Arbeitsrecht beruht auf 
der Anschauung, dass die Arbeit nicht nur privaten, Sondern 
auch gesellschaftlichen Charakter hat, und dass das gesell- 
schaftliche Interesse den besonderen Schutz der Arbeit er- 
heischt. Die Gesetzgebung muss in fortschreitendem Masse 
in allen arbeitsrechtlichen Beziehungen diesen Gedanken ver- 
wirklichen. Hierbei sind alle Versuche abzuweisen, die, wie 
die Kapital- und Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in den 
einzelnen Betrieben, die Entwicklung des sozialen Gedankens 
nicht fördern, sondern hemmen. Das Ziel ist die in ihren 
Lebensinteressen gesicherte Arbeit in organisierter Gesamt- 
wirtschaft. 


Erwerbslosigkeit zu Aniang September, Der Monat August 
hat eine Verminderung in der Zahl der unterstützten Erwerbs- 
losen im Reich um rund 36000 gebracht, und zwar ist die 
Zahl der männlichen unterstützten Erwerbslosen von 205 000 
auf 177000, die der weiblichen von 63000 auf 55000 zurück- 
gegangen. Die Zahl der zuschlagsberechtigten Familienange- 
hörigen Vollerwerbsloser ist von 299000 auf 250000 gesunken. 
Allerdings ist etwa die gleiche Zahl unterstützungsberechtigter 
Erwerbsloser nicht im Berufsleben, sondern bei den Notstands- 
arbeiten der produktiven Erwerbslosenfürsorge untergebracht. 
Auch muss bei der Bewertung der Statistik immer wieder 
darauf hingewiesen werden, dass sie die nicht unterstützten 
Erwerbslosen, sowie die Kurzarbeiter nicht erfasst. Die Ur- 
sachen-der verminderten Arbeitslosigkeit sind sehr verschieden. 
Die anhaltend schöne Witterung war ebenso günstig für den 
Wohnungsbau und für die Landwirtschaft, wie für die Not- 
standsarbeiten der produktiven Erwerbslosenfürsorge. 


Mehrbedarf an Arbeitskräften wird mit dem Eintritt der un- 
glinstigen Jahreszeit in Wegfall kommen. Noch stärker wird 
zu gegebener Zeit der Rückschlag sein, soweit die gegenwär- 
tige Abnahme der Erwerbslosigkeit auf dem Niedergang der 
Währung beruht, 


Dieser ° 
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Soziale Bewegung 


Der neue AfA-Vorstand. In den AfA-Vorstand sind auf dem 
Düsseldorfer Kongress nachstehende Kollegen gewählt worden: 
Als Vorsitzende: Aufhäuser (Butab), Süss (Z.d.A.), 
Stähr (D.W.V.); als stellvertr. Vorsitzende: Schweitzer 
(Butab), Urban (Z. d. A), Leonhardt (D. W. V.). 
Rickelt (Bühnengenossenschaft); als Beisitzer: Liebler 
(Butab), Giebel (Z.d.A), Rühl (D.W.V.,: Berol- 
Konorah (Artisten - Loge), Marx _(Bankangestellte), 
Fr. W. Schulz (Zuschneider-Verband), Werner (Polier- 
bund) und Dr. Pfirrmann (2Z.d.A.). 

— _ A.D.G.B. und AfA-Bund für Oppau. Der A.D.G.B. und 
der AfA-Bund geben zu der Hilisaktion für Oppau folgende ge- 
meinsame Stellungnahme bekannt: 

Die erschütternde Katastrophe von Oppau, hervorgerufen 
durch die Entzündung bedeutender Massen explosibler Stoffe, 
in unmittelbarer Nähe einer Ortschaft und inmitten Tausender 
von Beschäftigten, weist gebieterisch auf die Notwendigkeit des 
sofortigen Eingreifens der Gesetzgebung hin. Einmal müssen 
die durch die Katastrophe als völlig unzulänglich erwiesenen 
Unfallverhütungsvorschriften einer grundlegenden Nachprüfung 
unterzogen werden, unbeschadet der mit allem Nachdruck 
durchzuführenden Ermittlung über schuldhafte oder fahrlässige 
Verstösse._ Die bestehenden, völlig ungenügenden Unfall- 
entschädigungsbestimmungen, und zwar sowohl an Sach- wie an 
Leibesschäden, machen die sofortige Inangriffnahme einer 
Reform des geltenden Rechts, insbesondere der Unfallversiche- 
rung der R. V. O. notwendig. 

Zur sofortigen Linderung der entstandenen Notlage ist durch 
Reichsgesetz zu bestimmen, dass eine der Geldentwertung 
Rechnung tragende Entschädigung der von dem Unglück Be- 
troffenen oder ihrer Hinterbliebenen zu zahlen ist. Bis zur end- 
gültigen Festsetzung der Entschädigungssummen sind Anzahlun- 
gen in angemessener Höhe zu leisten. Zur Deckung der zu 
leistenden Entschädigungssummen sind die mit dem ÖOppauer 
Werk verbundenen Industrie-Konzerne in Stärkstem Masse her- 
anzuziehen. 


Angestelltenbewegung 


Schamlose Verdächtigung unserer Stellung zu Oberschlesien, 
Die Enthüllungen über den N.D.T.V. und Werkmeisterbund 
haben im Kreise der Mitglieder des christlichen Gesamtver- 
bandes der . Angestelltengewerkschaften (Gedag) wie eine 
Bombe eingeschlagen. Um die Aufmerksamkeit der Mitgiieder 
von der geradezu unglaublichen Korruption im eigenen Lager 
abzulenken, geht der Gedag dazu über, Hetzartikel aller- 
schlimmster Art über die Haltung des Bundes, des Werkmeister- 
Verbandes und des AfA-Bundes bei der Volksabstimmung - in 
Oberschlesien in der ihm ergebenen kapitalistischen Presse zu 
verbreiten. In diesen Tagen, in denen jeder Deutsche mit tiefer 
Sorge der Entscheidung des Völkerbundes über das Schicksal 
Oberschlesiens entgegensieht, in denen sich das ganze deutsche 
Volk ohne Unterschied der Partei und des Standes in dem 
heissen Wunsche einig ist, dass Oberschlesien bei Deutschland 
bleiben müsse, bekommen es diese christlich-nationalen Dema- 
gogen fertig, den Bund und den AfA-Bund zu beschuldigen, sie 
hätten Oberschlesien an Polen verraten. Diese unerhörten Be- 
hauptungen wagen sie in die Welt zu schleudern, obgleich un- 
sere Stellungnahme zu der oberschlesischen Volksabstimmung 
durch den Leitartikel in Nr, 11 der „D.T.-Z.“ klar gekenn- 
zeichnet ist. Hier ist einwandfrei dargelegt, dass nicht nur die 
auısserhalb Oberschlesiens beschäftigten deutschen Angestellten, 
sondern auch die Angestellten Oberschlesiens ohne Rücksicht 


auf ihre Nationalität das grösste Interesse am Verbleib dieses _ 


Gebietes bei Deutschland haben. Eingehend wurde begründet, 


dass in Deutschland günstigere Bedingungen für den Kampf um -» 


die Verbesserung der Lohn- und Arbeitsverhältnisse vorhanden 
sind, und dass die sozialpolitische Gesetzgebung in Deutschland 
der polnischen weit voraus ist; dass Polen ähnliches wie die 
deutsche Sozialversicherung, die deutschen Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichte, Verordnungen über den Achtstundentag, über 
das Tarif- und Schlichtungswesen, das deutsche Betriebsräte- 
gesetz nicht hat. Der Schlusssatz des Artikels, der die ofi- 
zielle Stellung des Bundes zu der oberschlesischen Volksab- 
stimmung darlegt, lautet: 

„Nach alledem kann es kaum mehr einem Zweifel unterliegen, 
welcher Ausgang der Volksabstimmung im Arbeitnehmerinteresse der 
oberschlesischen Angestellten liegt. Die Angliederung Oberschlesiens 
an Polen würde für sie nicht nur eine sofortige -Verschlechterung 
ihrer wirtschaftlichen Lage, sondern darüber hinaus auch eine empfind- 
liche Schwächung in ihrem Kampfe um die Verbesserung ihrer Lohn- 
und Arbeitsbedingungen bedeuten. Sie würde sie ausserdem der Anteii- 
nahme an den Errungenschaften und den künftigen Fortschritten der 
deutschen sozialpolitischen Gesetzgebung berauben. Die oberschlesischen 
Angestellten werden gut tun, sich diese Bedeutung des Abstimmungs- 


ergebnisses für ihre eigene wirtschaftüche und soziale Lage zu ver-- 
= 


gegenwärtigen.“ 
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Und gegenüber diesem einwandfreien Bekenntnis des 
Bundes für ein ungeteiltes deutsches Oberschlesien wagen es 
diese wahrheitsliebenden christlichen Ehrenmänner zu be- 
lin dass der Bund sich auf die Seite der Polen gestellt 

abe! 

; Der AfA-Bund ist gemeinsam mit den übrigen Spitzenver- 
bänden, auch mit dem christlichen deutschen Gewerkschafts- 
bund, dem der Gedag angeschlossen ist, bei den Botschaitern 
anlässlich der Vorgänge in Oberschlesien vorstellig geworden. 
Den Botschaftern ist ein Expos@ überreicht worden, in dem 
eingehend darzelegt ist, dass zur Erfüllung des Friedensver- 
trages der Verbleib Oberschlesiens bei Deutschland notwendig 
ist. Es. ist weiter darauf hingewiesen, dass auch die un- 
zweifelhafte deutsche Maiorität bei der Abstimmung die Zu- 
teilung Oberschlesiens zu Deutschland gebietet. Dieses Schreiben 
ist unterzeichnet ausser vom A.D.G.B. und dem Gewerk- 
schaftsring, vom Allgemeinen freien Angestelltenbund, Auf- 
häuser, und vom. Christlichen deutschen Gewerkschaftsbund 
Baltrusch. Am 22. Mai hat sich- der AfA-Bund mit den 
übrigen Spitzenverbänden an der grossen Kundgebung für Ober- 
schlesien in der Philharmonie Berlin beteiligt. Trotz dieser ge- 
meinsamen Kundzebungen und trotz der gemeinsamen Unter- 
zeichnung des Schreibens an die Botschaiter von Aufhäuser und 
Baltrusch bringen es wiederum die Biedermänner des Gedag 
fertig, in ihrem Artikel zu schreiben: „Wir erkennen also arch 
wieder einmal den verderblichen Aufhäuserischen Geist der 
AfA, der alles, was einem ehrlichen Deutschen wert und lieb 
ist, einer utopischen internationalen Wahnidee opiert und sich 
nicht scheut, über Leichen zu gehen. Das Blut der misshan- 
delten und getöteten Brüder in Oberschlesien kommt zu einem 
guten Teil auf das Konto des AfTA-Bundes“. 

Pfui Teufel! kann man nur über die Niedertracht sazen, 
die aus dieser Verleumdung spricht. Aber das ist die „christ- 
liche“ Gesinnung, die in dem Sumpf des christlichen N.D.T.V. 
und der anderen gleichartigen Verbände gezüchtet wird. 

An unsere Mitglieder richten wir die dringende Bitte, den 
Leitartikel in Nr. 11 der „D.T.-Z.“ zur oberschlesischen Ab- 
stimmung und den Artikel in Nr. 6 des Mitteilungsblattes des 
AfA-Bundes „Die Gewerkschaften für eine gerechte Lösung der 
oberschlesischen Frage“ noch einmal nachzulesen, damit sie in 
der Lage sind, allen Kollegen Aufklärung über diese schmutzigen 
Verdächtigungen zu geben. 

—— — — — — — ———— —_— ZZ ZZ ZZ ZZ Z{[{Yf 
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Kampifonds. Die Fachgruppe Baugewerbe der Ortsverwal- 
tung Köln hat ihren Mitgliedern zur Pflicht gemacht, 10 Pro- 
zent der Tariferhöhung des ersten Monats an 
den Kampffonds des Bundes abzuführen. Bravo! 


Verpilegungspreise für das Erholungsheim in Sondershausen. 
Die Verpflegungskosten für unser Erholungheim in Sonders- 
hausen sind vom 1. Oktober ab auf 26 M. für Erwachsene und 
18 M. für Kinder.im Alter von 5—10 Jahren festgesetzt. Dieser 
niedrige Preis kann nur dadurch gewährt werden, dass der 
letzte Bundestag beschlossen hat, erhebliche Zuschüsse für das 
Frholungsheim zu Lasten des Bundes zu übernehmen. Wäh- 
rend der Wintermonate werden für Tage, an denen geheizt 
wird, Heizungskosten in Höhe von 2 M. pro Tag erhoben. Das 
Erholungsheim bleibt den ganzen Winter über geöffnet. 


„Bundespost.“ Nr. 12 der „Bundesposi“ vom 20. August behandelt 
iz einem längeren Aufsatz die Frage, wie auf Grund des von unserm 
Bundestag genehmigten Reorganisationsplanes des AfA-Bundes die orga- 
nisatorischen Beziehungen zwischen AfA-Ortskarteil und Gewerkschafts- 
kartell (Ortsausschuss des A.D.G.B.) an den einzelnen Orten neu zu 
regeln sind. Zur Durchführung werden praktische Richtlinien an Hand 
des Berliner Beispiels gegeben. Daran schliesst sich der Arbeitsbericht 
des Vorstandes für Monat Juli 1921. 

Nr. 13 der „Bundespost“ vom 10. September enthält unter „Ver- 
waltung“ neue Winke für . unsere Vertrauensmänner, desgl. ein Ver- 
zeichnis der Telegrammadressen unserer Verwaltungsstellen. Die Ueber- 
Zentrale versandten Rundschreiben wird 
ergänzt. Unter „Werbetätigkeit“ wird- ein Beitrag für die kommende 
Winteragitation veröffentlicht und unter „Gewerkschaftsarbeit‘ zur Frage 
der Zeitstechuhren für Angestellte Stellung genommen. Der Abschnitt 
„Sozialpolitik“ befasst sich durch Wiedergabe von Pressäusserungen mit 
der auch auf. dem letzten Bundestag behandelten Frage der Doppel- 
existerzen. Daran schliessen sich die neuesten Indexziffern für Lebens- 
mittelpreise (nach Calwer), ferner Mitteilungen zum Thema „Sozial- 
versicherung“ in denen besonders auf die neugeschaffene „Grosse 
Lebensversicherung“ der gewerkschaftlich-genossenschaftlichen Versiche- 
rungs-Akt.-Ges. „Volksfürsorge“, Hamburg, aufmerksam gemacht wird. 
Es-folgt ein Beitrag zur Frage der Schadenersatzpflicht der 
räte sowie der Arbeitsbericht des Vorstandes für Monat August 1920. 
Mit derselben Nummer ..der „Bundespost‘“‘ werden Einzeichnungslisten 
zu einer Massencingabe für die Beschaffung billigen Siediungsiandes 
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versandt, die das Heimstättenamt der deutschen Beamten, Berlin S14, 
Alexandrinenstrasse 42, herausgegeben hat und die die Vertrauens- 
männer sofort in Umlauf zu setzen hatten. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Bundesvorstand. Kollege Hugo Kampf ist wegen Stellenwechsels 
aus dem Bundesvorstand ausgeschieden. An seine Stelle trat als 
erster Ersatzmann das bisherige Büundesausschussmitglied Otto Sen- 
ger (73 170), Lichterfelde, Hindenburgdamm 33, dessen Stelle im Bun- 
desausschuss nunmehr durch Kollegen Emil Kortenbach (508), Char- 
lottenburg, Kaiserin-Augusta-Allee 49, Port. Il, besetzt ist. 

Oberschlesien. Die während der Unruhen in Oberschlesien als Kon- 
kurrenzorgan'sationen aufgetretenen polnischen Berufsvereinigungen sind 
in : Vebertrittsangelegenheiten den. gegnerischen Angestelltenverbänden 
gleichzuachten. 

E'n Opfer der Oppau-Katastrophe. Bei der furchtbaren Explo- 
sionskatastrophe in Oppau, die Hunderten von Arbeitnehmern das 
Leben kostete, ist auch unser langjähriges Mitglied Adam Mackert, 
Bauführer der Firma Baugeschäft Zimmermann, dahingerafft worden. 
Wir werden diesem auf dem Schlachtfelde der. Arbeit Gefallenen ein 
besonderes Angedenken bewahren. 


Bekanntmachung der I.B.S. 


Das Sparbuch Nr. 113 ist verlorengegangen. Wir erklären hier- 
durch dieses Buch für ungültig. Auszahlungen darauf werden von 
uns nicht geleistet. 

Industriebeamten-Sparbank e. G. m. b. H, 
gez. Krug. gez. Schwedt. 


Aus den Gauen 
Gautage. 

Gau Westdeutschland. Sonntag, den 16. Oktober 1921: Köln, Lese- 
gesellschaft, Vortragssaal, Lomygasse. Beginn: 9 Uhr vormittags. 

Gau Nordwestdeutschtand. Sonntag, den 16. Oktober 1921: Ham- 
burg, Gewerkschaftshaus, grosser Saal, I. Stock, Besenbinderhof 57. 
Beginn: 9 Uhr vormittags. 

Gau Bayern. Sonntag, den 23. Oktober 1921: Augsburg, Restau- 
rant „Weisses Lamm“, Ludwigstrasse € 179. Beginn: 8,30 Uhr vor- 
mittags. 

Gau Mitteldeutschland. Sonntag, den 23. Oktober 1921: Magde- 
burg, „Artushof“, Johannisbergstrasse 3. Beginn: 9 Uhr wvormittags. 

Tagesordnung. Mit einigen kleinen Abweichungen ist für 
alle Gautage folgende Tagesordnung festgesetzt: 1. Konstituierung des 
Gautages. 2. Geschäftsberichte. 3. Grundsätzliche Fragen der Bundes- 
verfassung. 4. Anträge. 5. Wahl und Bestätigung des Gauleiters. 


5. Verschiedenes. 

Gau Bayern. Der diesjährige ordentliche Gautag findet am 
Sonntag, den 23. Oktober 1921, in Augsburg, statt. Am Samstag, 
den 22. Oktober 1921, abends 7,30 Uhr: Beginn des 3. Bayerischen 
Technikertages im „Evangeischen Vereinshaus“ in Augsburg, 
Pfaffengässchen C71. Es werden dortselbst referieren: 1. Gauleiter 
Bender-München, über: „20 Jahre bayerische Technikerbewegung‘“; 
2, Stadtbaurat Sametschek- Augsburg, über: „Die bayerischen 
Wasserstrassen“‘;, 3. Ingenieur Schweitzer- Berlin, über: „Techniker 
und Wiedergutmachung.“ Der Gautag beeinnt am 23. Oktober 1921, 
vormittags 8,30 Uhr, im Restaurant „Weisses Lamm“, Augsburg, Ludwig- 
strasse C 179. Als vor'äufige Tagesordnung wird bekanntgegeben: 1. Kon« 
stitwierung des Gautages; 2. Geschäftsbericht: a) der Gauleitung, b) des 
Gauvorstandes, c) Voranschlag; 3. Grundsätzliche Fragen der Bundes- 
verfassung. Ref@rent: Bundesvorsitzender Heinze-Berlin; 4. Anträge; 
5. Wahlen: a) des Gauvorstandes, b) des Bundesausschusses, c) Be- 
stätigung des Gauleiters; 6. "AfA-Organisation und Ziele. Referent: 
Geschäftsführer Schweitzer-Berlin; 7. Verschiedenes. — Die Abge- 
ordneten treffen sich am Samstag, den 22. Oktober 1921, nachmittags 
4,30 Uhr, im Restaurant „Weisses Lamm“, um sich fachgruppenweise 
über die wichtigsten Fragen der Fachgruppen zu besprechen. Zu dem 
3. Bayerischen Technikertag erwarten wir einen zahlreichen 
Besuch der Kollegen in Augsburg und Umgebung, sowie der inter- 
essierten ‚Kollegen Bayerns. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten :Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbegion, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 
Gross-Hamburg. V. 21.X. 7%. Gewerbehaus, Holstenwall 1. O0.» H. V.- 
Sizurg 28. X. 730%. Geschäftszimmer. 
Halle a.-S. F. Industrie 18. X. 8%. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10, 


Wittenberg (Bez. Halle). M. 19. X. 8%, Rest. Seifert am Markt. 
er EEE: ECTS EEE EEE EEE EISESSIG 


Allen Freunden unserer Bewegung zur Kenntnis, dass recht- 

zeitig zum Jahresschluss das 
Techniker-Taschenbuch 1922 

erscheint. Damit findet das Industriebeamtentaschenbuch des 
früheren B. t. i. B. und das Taschenbuch des D. T. V, eine 
würdige Fortsetzung. Die Proskriptionslisien gehen in den 
nächsten Wochen hinaus. Der Preis wird sich auf 10 M. für 
Mitelieder und auf 15 M. für Nichtmitglieder stellen. 








Haupts chriftleiter und ‚verantwortlich für den Hauptteil: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: FriedriehSchwedt, Berlia. 
7. — Rotationsdruck Möller & Borel GinbH., Berlin SW 63. 


Industriebeamten-Verlag CmkH., Eerlin NW 52, Werftstr. 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


Wir machen unsere Leser auf den in der heutigen Nummer bei- 
Tiegenden Prospekt der Firma Holoch & Co., Stuttgart, aufmerksam. 

Die Firma: „Welt-Detektiv“, Auskunftei Preiss, Berlin 
W 62, Kleistsitr. 36, Telephon Kurfürst 4543 und Nollendorf 706, 
unterhält ein ausgedehntes, gut organisiertes Netz von Vertretern 
bzw. Vertrauensleuten an allen in- und ausländischen Plätzen und 
ist daher in der Lage, Ermittelungen in allen vorkommenden Privat- 
bzw. Prozessangelegenheiten innerhalb kürzester Zeit durchzuführen. 
Ferner werden zuverlässige Detektivsbeobachtungen bzw.Ueberwachungen, 
sowohl in Gross-Berlin, wie auch an allen sonstigen Orten zuverlässig be- 
werkstelligt. Die Leitung liegt in den Händen des Gründers und 
bisherigen Alleininhabers D’rektor Preiss, welchem vor kurzem der 
Polizei-Major a. D. Wienholtz vom Berliner Polizeipräsidium mit seinen 
langjährigen Erfahrungen in kriminalistischer Hinsicht zur Seite steht 


f| Stellenangebote 


Für Betriebsbüro unseres Schmiede- und Presswerks 


Techniker 


mit reichen Betriebserfahrungen im Schmiedeeinrichtungen zu 


baldigem Eintritt 
: gesucht. 


Vielseitige praktische Erfahrungen im Gesenkbau ebenfalls erwünscht. 
Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen, Eintrittstermin an 
Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg, erbeten. 


Bautechniker 


gowandter Zeichner, guter Statiker, erfahren und sicher im Aufstellen 
von Kostenberechnungen und Abrechnungen für Bureau und Baustelle, 
für sofort gesucht. Ausführliche Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- 
?bschriften, Gehaltsansprüchen und frühestem Eintrittstermin erbeten. 


Gebr. Wolters, Baugeschäft, 
Borken i. W. 











— 


Für unsere Hausverwaltung suchen wir zu 
baldigem Eintritt einen erfahrenen 


Bautechniker 


für Hochbau. 


Offerten mit Lebenslauf, Angabe der Gehaltsansprüche 
und Referenzen erbeten an die Personal-Abteilung der 


Orenstein & Koppel A.-G. 


Berlin SW61, Tempelhofer Ufer 23/24. 


——= Kesselbau. == 


Selbständiger Konstrukteur von grösserer süddeutschnr Dampf- 
kesselfabrik mit Eintritt möglichst bis spätestens 1. Januar 1922 gesucht. 
Wohnung wird beschafft. 

Ausführliche Angebote mit Zeugnisabschriften, Referenzen und 
Gebaltsansprüchen an Dampfkesselfabrik vorm. Arthur Rodberg 
A.-G., Darmstadt erbeten. 


Techniker (Architekt) 


gewandter Zeichner mit Erfahrung im Siedlungswesen, zum möglichst 
sofortigen Antritt gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Skizzen in Briefform 
unter Angabe der Gehaltsansprüche sind zu richten an den 
Kreisausschuss (Siedlungsabteilung) 
Nauen (Osthavelland). 

















Für Fabrikationsbüro zum baldigen Eintritt 


Vorrichtungskonstrukteur 


der selbständig nach kurzen Angaben Vorrichtungen für Serienfabrik. 
kleiner und mittlerer :Maschinen entwerfen und durchbilden kann, 


gesucht. 


Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen, Eintrittstermin an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Siegburg, erbeten, 


Lebensstellung 


erlangen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 

Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 

Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und 
in der Industrie werden überall 


geschulte Kräfte gesucht 


sein. Angestellte des Handels und der Industrie, Arbeiter, Beamte, 
Handwerker und Techniker sollten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
gründlich ohne Lehrer durch einfachen Selbstunterricht auf Examina 
vorzubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige und 
das Abiturium nachzuholen oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allgemeinbildung usw. anzueignen, 
bietet die Selbstunterrichtsmethode „Rustin“. Ausführl. Prospekt, 
R. 126 über Erfolge aller Art kostenlos. Stand und Beruf bitte angeben.” 
Bonness &Hachfeld, Veriag, Poisdam. 
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Zwei zeichnerisch gewandte 


OchMAUIBChNK 


mit mehrjähriger Baupraxis für Neu- 
bauten von Wohnungen für die | 
Besatzung sofort gesutht. Besoldung 
erfolgt nach Reichstarif. 


Reichsneubauamt Crefeld. 


Jüngerer, gewandter | 


Ingenieur od. Techniker 


aus Mühlen- und Speicherbau oder 
allgemeinem Maschinenbau von 
Zivilingenleur in Berlin gesucht. | 

Angebote mit kurzem Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Gehalts- 
ansprüchen an 

Hermann Rasch, 

Berlin W 15, Ludwigkirchstr. 9. 


Stellengesuche 
Absolvent 
einer 
Höheren Maschinen - Bauschule, 
mechanisch-technischer Richtung, 
20 Jahre, Ferialpraxis, sucht bal- 
digst Anfangsstellung. Gefl. Zu- 
schriften unter F. W. 2610 an die 
Geschäftsstelle des Blattes erbeten. 


Nolzt: Schule 
tes. Eiekiofechnikers 


4 Bände Barpreis M. 217.50 
b. Ratenzahlg. 10%/, Zuschl. 
BE Geg. M. 30.— Monatsrate, 

SE ebenso alle anderen Bücher. 


= Hermann Meusser, 


Buchhandlung, 


gerlinW 57/4, Strase =. 





















Uhren, Schmuckwaren, 
Lederwaren,Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
mente und Grammopbone. | 
Kataloge umsonst u.portofrei liefern | 


Jonass & C9., Berlin A. 4311 


Belle-Alliance-Strasse 7-10. 
Eine wirklich 


guie Zigarre 


ur SO Pf, 


la reiner Ueberseetabak Pfd. 20M., 
100 Zigarren und 2 Pfd. Tabak oder 
6 Pfd. Tabak für 120 M. franko 
Nachnahme, — Garantie für tadel- 
losen Brand, angenehm. Geschmack. 


Ernst Roloff, 


Hannover-Linden, Posthornstr 30. 


Grosse Auswahl 


in guten Tuchstoffen für Herren- 

und Damenbekleidung, glatt und 

hochmodern gemustert,finden Sie bei 

H. Markert, Tuchversand, 
° Spremberg N.L. 33. 


— Muster frei gegen frei. — 


„Welt - Detektiv“ 


Auskunftei Preiss- Berlin 30 


 Rleiststr.35 (HochbahnhofNollendorfpl.). > 
2 Tel. Kurf. 4543 u. Nolldf. 706. #4 
9 Leitung: Direktor Preiss u. & 
& Polizeimajor a.D.Wienholtz ® 
4 vomBerlinerPolizeipräsidium. & 
Beobachig., Ermittl., spez. in 
A Zivil-u,Strafproz. In-u. Ausl. fg 
Heirats- Auskünfte 3 
üb.Vorleb.,‚Lebenswand.,Ver- 4 
kehr, Gesundh., Einkommen, 

a Vermögen, Mitgift etc. an ® 
24 allen in- u. ausl., überseeisch, I 
a Plätz.' Disirat! Zuverläss.! 
@ Taus. freiwill. Anerkennung. & 


EZ Gegründet 1905 ES 


















































Nr. 41 


Soennecken 
Rundschrift 
Federn 


Nur echt mit Namen „SOENNECKEN" 


Vaborali erhältlich 

























on a = 
Wählen Sie nicht 
bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 


Anzug-, Hosen-, Paletot- und Ulsterstoffen 
gesehen haben. — Zusendung franko gegen franko. 


Heinrich Kreie & Co. 
Tuchfabrik und Versand, Spremberg (Lausitz). 
















Reisszeuge und Rechenschieber | Hü 
Hansen & Kleiner, Kiel. 


Photograph. Appnırafe ee ee 
77 u. Bestandteile mm 
7 Förster 


Katalog A frei. 
Selbstspielende 
Taschenbuch für Bauingenieure 
Zonophone Neue Aufl, geb. 88 M, 
[1] 
Katalog Bf. Autenheimer 


n Elementarbuch der höheren Mathe- 
o ie matik, geb.47,50 M.,und andere gute 
£F Nil u.Melallwären | Werke für Technik und Mathematik. 
1% Katalog C frei. | Albert Tönsmann, Buch- 
Teilzahlung. | handlung, Naumburg a.d. Saale 9. 


L Römer, Altona (Elbe) 18, Nähere Auskunft, Prospekte, 



















Kataloge bereitwilligst. 
EREN 


Günstige Ufterd- und Familienverforgung 

sweds Befreiung von der Angeftelltenverftcherung bietet die 
Deutiche Beamten-Lebensverfiherung a. ©, 
Anitalt des Deutihen Beamten-Wirtihafisbundes. 
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Der Bund und die Teuerung 


Eine neue gewaltige Preiserhöhung geht über das Land. 
Die Kosten für alle Bedürfnisse des Lebens steigen unaufhalt- 
sam und sprunghaft. Nur zögernd und ungenügend folgen 
Löhne und Gehälter. Arbeiter, Angestellte und Beamte spannen 
alle Kräfte an, um das Entgelt ihrer Arbeit den veränderten 
Verhältnissen anzupassen. Gilt es doch nicht nur, eine weitere 
Verelendung hintanzuhalten, sondern darüber hinaus ein 
menschenwürdiges Dasein zu erringen, das materiellen und 
kulturellen Aufstieg, gestattet. Die Lohnempfänger können 
diesen, schweren Existenz- und Kulturkampf erfolgreich nur 
führen durch praktische Solidarität, wie wir sie in den freien 
Gewerkschaften lebendig verkörpert finden. Deshalb kommt 
es in der gegenwärtigen Zeit ganz besonders darauf an, die 
Gewerkschaften ständıg kampfbereit zu halten und ihre Macht 
unausgesetzt zu stärken, soll nicht die arbeitnehmende Be- 
völkerung als Ganzes unabsehbaren Schaden erieiden. 

Die Stärke einer Gewerkschaft findet aber nicht nur in 
den Mitgliederzahlen ihren, Ausdruck. Selbst wenn das Ver- 
hältnis der Organisierten zu den Unorganisierten zahlenmässig 
noch so günstig ist, hängt die gewerkschaftliche Kampikrait 
nicht zum» wenigsten von den finanziellen Mitteln 
ab, die für den Kampf vorhanden sind. Der Satz, dass zum 
Kriegführen Geld, Geld und nochmals Geld gehört, ist auch 
heute noch für die Kampfbereitschaft der Gewerkschaften voll- 
inhaltlich gültig. In der Tat läuft die Finanzgebarung aller 
ernst zu 'nehmenden Gewerkschaften darauf hinaus, neben der 
Beschaffung der ordentlichen Mittel für die laufenden Auf- 
gaben ständig ein ausreichend grösses VermögenTfür die 
Führung ewerkschaftlicher Kämpfe anzu- 
sammeln und bereitzuhalten. 

Auch der Bund hat seiffe Finanzwirtschaft von jeher nach 
diesen Grundsätzen eingerichtet, die in unermüdlicher Auf- 
klärungsarbeit mehr und mehr Gemeingut aller Mitglieder 
geworden sind. Ausführlich‘ ist dieses Problem zuletzt auf 
nam." Bundestage im Jahre 1920 erörtert und ein Beitrags- 
= Tr nnerelan, uns. den Beitrag eines jeden Mit- 
ystem angenommeu „..L mr 20. : IR 
gliedes aut etwa eineinhalb Prozent seiur, -Aonatlichen Ein 
kommens festsetzt und das vier nach dem Gehalt gestatteite 
Beitragsklassen vorsieht. 

Aut dieser Grundlage ist auch der Voranschlag des laufen- 
den Jahres aufgestellt worden. Er basiert in der-Einnahmeseite 
auf einem Durchschnittsbeitrag der zahlenden Mitglieder von 
15.55 M. Nach der Abrechnung des ersten Vierteljahres 1921 
betrug er jedoch erst 15,40. M., während im zweiten Viertel» 
jahr dıe Voranschlagsziffer mit 15,90 M. bereits erreicht wurde. 
Andererseits lagen für die Ausgabenseite die Preise des ersten 
und zweiten Vierteljahres zugrunde. Wie stark die Preise 
in der. Zeit seit Aufstellung des ‚Etats erneut gestiegen sind, 
ist jedem einzelnen aus. eigener Erfahrung bekannt. Wir 
wollen hier nur darauf hinweisen, dass beispielsweise die Eisen- 
bahntarife, die für den Bund -eine, erhebliche Rolle spielen, 
letzimalig am 1. August erheblich. erhöht wurden, während 
zum ‘1. Dezember des. Jahres eine weitere. Preissteigerung 
um 30 Prozent in. Aussicht - steht... Die Herstellungskosten 
unserer Zeitung sind seit dem 1. April um rund 35 Prozent 
gestiegen, tind schliesslich kann der Bund seinen Angestellten 
und Beamten Gehaltserhöhungen nicht verweigern, deren An- 
erkennu.s er draussen bereits durchgesetzt hat. Nehmen wir 


also die Preissteigerung nach dem 1. April einmal mit nur 
20 Prozent an, so müssen wir, wenn die nach dem Voran- 
schlag in Aussicht genommenen Aufgaben restlos durchge- 
führt werden sollen, jetzt bereits 15,755 M. ++ 20 Prozent 
— rund 19 M. Durchschnittsbeitrag haben. Es ist aber un- 
möglich, diesen Durchschnittsbeitrag bei den jetzigen Bei- 
tragsklassen zu erreichen. Entrichten doch gegenwärtig alle 
Kollegen, die ein Gehalt über 1200 M. haben, bereits den 
höchsten Beitrag von 20 M. Alle Gehaltserhöhungen, die über 
dieser Grenze liegen, köfinen sich nicht mehr in Beitrags- 
erhöhungen auswirken. Nach dem Rechnungsabschluss des 
zweiten Vierteljahres zahlten fast 50 Prozent aller Mitglieder 
den Zwanzigmarkbeitrag.. Dieser Prozentsatz dürfte nach den 
Gehaltssätzen der letzten Monate erheblich angewachsen sein. 
Die Satzungsbestimmung, wonach der Beitrag etwa eineinhalb 
Prozent des Einkommens betragen soll, trifft nur noch bei den 
niederen Klassen zu. Für einen immer grösser werdenden 
Teil der Mitgliedschaft ist also bei den gegenwärtigen Bei- 
tragsklassen keine Steigerungsmöglichkeit mehr vorhanden. Auf 
keinen Fall ist die überhaupt mögliche Steigerung so gross, 
dass damit die Mehrausgaben, die dem Bunde durch das An- 
steigen der Preise erwachsen, gedeckt werden. 

Dieser Zustand birgt nicht nur Gefahren für den Bund 
selbst in sich. Schlimmer noch ist es, dass es dem Bunde 
auch unmöglich ist, seine Leistungen an die Mitglieder, so 
lange noch keine höheren Beitragsklassen bestehen, entsprechend 
zu steigern. Die Gesamtmitgliedschaft hat jedoch nicht das 
geringste Interesse daran, dass den kämpfenden arbeitslosen 
Kollegen Unterstützungssätze gezahlt werden müssen, die. in 
dem Masse 'wertloser werden, ais die Preise steigen. Wenn 
auch feststeht, dass der Bund von allen Angestellten- und wohl 
auch Arbeitergewerkschaften die höchsten Unterstützungssätze 
zahlt, so darf uns dies doch nicht abhalten, auf die weitere 
Steigerung dieser Sätze bedacht zu sein, wenn sie offensicht- 
lieh unzureichend geworden sind. Deshalb ist die Einrich- 
tung weiterer Beitrags- und Unterstützungs- 
klassen im eigensten Interesse der Mitglieder dringend 
rkarderlich. Es ist nach allem nötie. dass der Bundes- 
vortd von seinem echte. das. ınm we Satzungen 
einräumen, Gebrauch macht. und weitere Bei- 
tragsklassen zur Einführung bringt. Bereits die 
nächste Sitzung des Bundesausschusses, die Ende 
November stattfindet, muss Gelegenheit dazu geben, um dessen 
Einverständnis, hierzu einzuholen. 

Die gemeinsamen. Beratungen von Bundesvorstand und 
Bundesausschuss hierüber sollten jedoch nicht vorübergehen, 
ohne dass eine Nachprüfung darüber vorgenommen wird, in- 
wieweit das gegenwärtige Beitragssystem sich überhaupt grund- 
sätzlich als lückenlos und einwandfrei erwiesen hat und inwie- 
weit eine Verbesserung erforderlich -ist... Leider hatte der 
letzte ‚Bundestag. bei der Fülle -seines Beratungsstoffes keine 
ausreichende Gelegenheit, die Beitragsfrage so eingehend zu 
behandeln, wie es ihrer Bedeutung für den Bund zukommt. 
Die zahlreichen zu dieser Materie vorliegenden Anträge wurden 
mit der Feststellung für erledigt erklärt, an den gestaffelten 
Beiträgen in der gegenwärtigen Form festzuhalten. Der nächste 
Bundestag muss jedoch erneut zur Beitrags- und Unterstützungs- 
frage Stellung nehmen, und es kann nur gut sein, wenn 
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Bundesvorstand und Bundesausschuss bereits entsprechend vor- 
beraten haben, 

Es kann auch heute darüber kein Zweifel bestehen, dass der 
estaifelte Beitrag aus gewerkschaftlichen und sozialen 
ründen nicht nur die richtige Beitragsform darstellt, 

sondern auch allein in der Lage. ist, dem Bund auf die Dauer 
die Mittel zuzuführen, deren er zur restlosen Erfüllung seiner 
Aufgaben bedarf. Die. ausserordentlich unterschiedliche Ge- 
haltslage unserer Mtiglieder lässt tatsächlich einen Einheitsbei- 
trag nicht zu. Der Gedanke des gestaffelten Beitrages setzt 
sich auch mehr und mehr in anderen Gewerkschaften durch. 
So hat z. B. die Vertreterversammlung der Genossenschaft 


Deutscher Bühnenangehörigen auf ihrer letzten Tagung folgende * 


Beitragsregelung festgelegt: Jedes Mitglied zahlt ein Eintritts- 
eld von 30 M., ferner einen monatlichen Beitrag von 10 M. 
is zu einem monatlichen Gesamteinkommen von 600 M,, 

steigend in 13 Stufen bis zu einem Beitrag von 140 M. bei 

einem monatlichen Gesamteinkommen von über 8000 M. 

Eine derartige Staffelform kommt für den Bund natur- 
emäss nicht in Frage, da Spitzengehälter, wie sie guten 
ünstlerischen Kräften gezahlt werden, bei uns kaum vor- 
handen sind. Es müssen jedoch die Beitragsklassen auch bei 
uns so festgelegt sein, dass auf jeden Fall die Gehälter 
der höchsten Tarifgruppen noch in den Beitragsklassen zum 
Ausdruck kommen. Dieses Ziel muss erreicht werden, ohne 
dass damit eine Vermehrung der Beitragsklassen verbunden: ist. 
Gerade in dieser Beziehung lassen die gegenwärtigen Satzungs- 
bestimmungen zu wünschen übrig. Der Vorstand hat zwar das 
Recht, im Einverständnis mit dem Bundesausschuss weitere 
Klassen aufzubauen, aber nicht die Möglichkeit, die unteren 
Klassen, deren Benutzung unter Umständen nur noch gering- 
fügig ist, zu beseitigen. Eine reine Vermehrung der Beitrags- 
klassen ist von den Funktionären unseres Bundes jedoch mit 
Recht verpönt, weil damit ohne Frage eine Komplizierung 
der Verwaltungsarbeit verbunden ist. Die Gehaltsklassen 
müssen so liegen, dass sowohl das niedrigste, als auch das 
höchste Gehalt der technischen Angestellten und Beamten 
ständig umfasst wird, wobei besonders die unteren Klassen auch 
eine entsprechende Bedeutung haben müssen und nicht — 
wie bei dem gegenwärtigen System — nur noch auf dem 
Papier stehen. Ob dabei eine Erhöhung oder Ermässigung des 
Prozentsatzes vom Einkommen, der als Beitrag festgesetzt 
ist, notwendig ist, kann erst an Hand des nächstjährigen 
Voranschlages entschieden werden. 

Ferner muss angestrebt werden, dass die Abstände 
zwischen den einzelnen Beitragsklassen gleich sind, so dass 
alle Differenzen mit einer Zusatzmarke ausgeglichen werden 
können. Bei den gegenwärtigen Beitragsklassen haben wir 
Differenzen von 2 und 5 M.. : 

Auch der Charakter unserer Beiträge als Mindest- 
beiträge muss stärker als bisher betont werden. Eine 
derartige Charakterisierung unserer Beiträge ist nicht nurs 
zweckmässig und notwendig, sie ist vielmehr auch geeignet, 
dieAufklärung über unser Beitragssystem ganz wesentlich zu 
fördern. Auf die Frage nach unseren Beiträgen lautet die 
Antwort jetzt: Wir haben Mindestbeiträge! Damit ist ohne 
weiteres gesagt, dass ein niedrigerer Beitrag satzungswidrig 
ist, was bisher nicht immer sofort klar war. 

Zu prüfen ist ferner die Frage, ob neben den .obligato- 
rischen Beitragsklassen noch eine oder mehrere freiwillige 
bestehen sollen. Wir haben ja augenblicklich den Zustand, 
dass die Mitglieder in den niederen Beitragsklassen das Recht 
haben, sich durch Zahlung eines höheren als des satzungs- 
gemässen Beitrages einen nöheren Anspruch auf Unterstützung 
zu erwerben, dass aber diese Möglichkeit für die Mitglieder 
der höchsten Beitragsklasse nicht gegeben ist. 


. bän e ıt7°“ er; 7 
‚Was die Abänderung der rer  aratze 


anbefrifft, so muss einmal nacuwenzjift werden, ob der bis- 


herige Grundsatz, die Unterstützungssätze mit steigendem Bei- 
trag relativ (nicht absolut) fallen. zu lassen, in vollem Um- 
fange beibehalten werden soll. Die Ueberspannung dieses 
Grundsatzes wird zweifellos, so sozial er an sich sein mag, 
der Entrichtung höherer Beiträge Abbruch tun, Daran hat 
aber der Bund kein Interesse. Wollen wir höhere Beiträge 
mit Aussicht auf Erfolg propagieren, so darf ihre Zahlung 
zum mindesten keine Ungerechtigkeiten im Gefolge haben. 
Das kann erreicht werden, indem man beispielsweise die täg- 
liche Stellenlosenunterstützung in der Fünfzehnmark-Beitrags- 
klasse auf 50 Prozent des monatlichen Beitrages für drei 
Monate, wachsend auf 75 Prozent für sechs ‚Monate: festsetzt. 
Diese Prozentsätze müssen in allen höheren Klassen beibe- 
halten werden, während die : Unterstützungssätze in den 
niederen Klassen noch relativ höhere sind. ‚Beiden übrigen 
Unterstützungsarten kann. in ähnlicher Weise verfahren werden, 

Mit der Behandlung der Beitragsfrage entscheidet sich 
nicht zum wenigsten das gewerkschaftliche Können unseres 
Bundes. Deshalb soliten die verantwortlichen Kollegen ihre 
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sr Kraft dafür einsetzen, dass die neuen Opfer, die der 
undesvorstand. bei den . jetzigen Teuerungsverhältnissen von 
den Mitgliedern verlangen muss, ohne Verluste für+den Mit- 
gliederbestand durchgeführt werden. Darüber hinaus muss 
Aufklärung in die weitesten Kreise der technischen Angestellten 
und Beamten getragen werden. Die Erfoige unserer gewerk- 
schaftlichen Arbeit kommen ja nicht nur den organisierten, 
sondern in gleicher Weise auch den unorganisierten Kollegen 
zugute. Es ist deshalb nicht einzusehen, weshalb diese Recht 
haben sollen, sich von den Lasten zu drücken, die jene im 
Interesse der Allgemeinheit auf sich nehmen. Auch die Aussen- 


stehenden müssen restlos in die Arbeit des Bundes einge- 
liedert und zu überzeugungstreuen Mitkämpfern herange- - 


ildet werden. Wird die Beitragsfrage in dieser Weise be- 
handelt, so wird der Bund nach wie vor die schwierigsten 
Teuerungsverhältnisse überstehen und das unüberwindbare ge- 
werkschaftliche Machtmittel der technischen Angesteilten und 
Beamten sein und bleiben. Friedrich Schwedt. 


Die Verzinsung des Kapitals „Arbeits- 
kraft“ Ä 


„Der Unternehmer hat schwere: Zeiten,“ so seufzt- der 
Herr Verbandsdirektor Dr. Johannes Thiessen, Berlin, zur 
Einleitung eines Aufsatzes im Heft 6 des „Unternehmers“, her- 
ausgegeben von Dr. C. Köhler, Präsidialmitglied des Hansa- 
bundes, und Kommerzienrat Felix Deutsch, Vorsitzender 
des Direktoriums der A. E. G., versucht in seinem be- 
kannten Bericht über den Anteil von Arbeit und Kapital am 
Produktionsgewinn die „Not“ des Unternehmertums zu be- 
stätigen, indem er einfach das Anwachsen der Lohnsummen im 
Vergleich zu dem in Gestalt der Dividenden dem Aktionär zu- 
fliessenden Kapitalertrag nachweist. Rein rechnerisch be- 
trachtet, stimmen diese Untersuchungen, aber ihre Tendenz 
geht, von unserem Standpunkt aus gesehen, am Kern der Sache 
vorbei. Wenn die Verzinsung des Aktienkapitals nach An- 
sicht dieser Kreise viel zu wünschen übrig lässt, so müssen 
wir auf die Tatsache hinweisen, dass die Verzinsung der Ar- 
beitskraft (diese zum Zweck der Vergleichsrechnung kapitali- 
siert gedacht) nicht nur viel, sondern alles zu wünschen übrig 
lässt, weil der Zins unserer Arbeitskraft, unser Gehalt, nicht 
einmal mehr ausreicht, um .dieses Kapital zinsbringend zu er- 
halten. Die Höhe der Verzinsung des „Kapitals Arbeitskraft“ 
gestattet seinem Besitzer nicht mehr die normale Regene- 
ration der im Produktionsprozess verbrauchten Kräfte. 

In den Betrieben wirkt sich dieser Verfall unter den iach- 
lich-produktiv mit Energie begabten Angestellten als eine von 
den Angestellten-Vertretungen kaum mehr bezähmbare Unruhe 
aus. Kühlere Naturen drohen mit passiver Resistenz, ein 
kleiner Teil ist infolge des durch die Teuerung verursachten 
seelischen Druckes oder mangelhafter Ernährung bereits in 
fachliche Minderleistung verfallen, kurzum, schwere Störung 
der Schaffenskrait ist bereits eingetreten. 

Es erweckt den Eindruck, als ob das Unternehmertum 
diese Not nicht sehen wolle. Die seit kurzem bei” einigen 
Grossindustriellen beobachtete Ehrlichkeit bei Beurteilung der 
Lage der Arbeitnehmer scheint nur vereinzelt zu bleiben, und 
das ist ein Moment, welches die friedliche Austragung der Ent- 
Ichnungs-Streitigkeiten fast unmöglich macht. 

Wenn nun. Herr Kommerzienrat F. Deutsch in seinem 
Bericht darauf hinweist, dass der»Anteil des Arbeitnehmers am 
Produktionsgewinn (nach Abzug des dem Staat zufallenden An- 


teils) 96 Prozent und der Anteil des Kapitalisten 4 Pram— 


beträgt, so ist damit nichts vaesst z.; m ns vnehE 
Aktionärs ger-. ae, was ute &rössere Not des 


2 —nitet Üem Arbeitnehmer illustriert. 

Das: Kapital des Arbeitnehmers, mit welchem dieser 
am Produktionsprozess beteiligt ist,- stellt seine Arbeits- 
kraitdar. Es ist zu untersuchen, wie hoch dieses zur Schaf- 
fung von Verbrauchswerten ebenso notwendige Kapital wie 
die Aktien des Kapitalisten heut gegenüber dem Friedensstand 
(wobei für diesen Zeitraum die Verzinsung des Aktienkapitals 
der Verzinsung des „Kapitals Arbeitskraft“ gleichgesetzt wer- 
den soll) bewertet wird. Wir müssen den Kapitalwert der 
Arbeitskraft, wie den der Aktien aus der Friedenszeit zugrunde 
legen, in welcher ganz allgemein die Verzinsung von Kapital 
mit 5 Prozent als Norm angesehen wurde, weil die Wertung 
der industriellen Arbeitskraft in der heutigen Zeit tiefster wirt- 
schaftlicher Depression nicht massgebend ist und: im Interesse 
der Frhaltung eines gesunden, ökonomisch leistungsfähigen 


Geschlechts nicht massgebend sein darf. — Bezog ein Ange- 
stellter im Frieden ein monatliches Gehalt in Höhe von 250 M,, 
das sind 3000 M: jährlich, so ergab dies damals eine Wertung 
seiner Arbeitskraft als Kapital in Höhe von 60000 Goldmark. 
Hat derselbe Angestellte heute ein Einkommen von monatlich 
1509 M. oder 18008 M. im Jahre, so bedeutet seine Arbeits- 
kraft heute ein Kapital von 300000 M. Aber von 300 000 
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Papiermark. Die Deutsche Reichsbank gibt aber derzeit 
24 solcher Papiermark für eine Goldmark. Der Wert der 
Arbeitskraft des Angestellten ist somit nur noch 12500 Gold- 
mark oder, da die 60000 Goldmark der Vorkriegszeit heute 
1116000 Goldmark bedeuten, so ist die Verzinsung des Ka- 
pitals Arbeitskraft bei 18000 Papiermark Jahreseinkommen von 
5 Prozent auf 1,25 Prozent gesunken, die Verzinsung des 
Aktienkapitals (zum Kurswerte gerechnet) hingegen bloss um 
2,7 Prozent. 


Nun wäge man dazu noch die Risiken gegeneinander ab. 
In der Grossindusirie ist das Risiko des Aktionärs verschwin- 
dend gering gegenüber den Gefahren der Schädigung oder Ver- 
nichtung des Arbeitsvermögens des Arbeitnehmers durch un- 
gesunde Arbeitsstätten, Uniall usw, 


Normalerweise verbraucht der Kapitalist den Zinsertrag 
zur Bestreitung seiner recht angenehmen Existenz, bei Ver- 
mehrung der Vermögenssubstanz — leider ist das Arbeits- 
vermögen des Angestellten unerbittlich der Minderung und 
allmählichen Vernichtung unterworfen. Abschreibungen und 
Reserven, wie sie zur Sicherung des Ertrages der. Aktien in 
der Bilanz vorweg in Abzug gebracht werden, muss der An- 
gestellte in Gestalt von Beiträgen zur Sozialversicherung von 
seinem Zinssatze abstreichen, so dass eine weitere Verminde- 
rung desselben eintritt. 


Die Verzinsung des Arbeitsvermögens muss so bemessen 
sein, dass normale Arbeitsleistung die Mittel zu normaler 
Existenz einbringt; das ist dahingehend zu verstehen, dass 
neben ausreichender Ernährung auch die Mittel zur kulturellen 
Fortentwicklung im Gehalt enthalten sind. Dieser Satz wird 
von den Unternehmern selbst häufig genug in der Oeiient- 
lichkeit als ihr Prinzip anerkannt — leider handeln $ie recht 
wenig im gleichen .Sinne. 

Fine vergleichsgerechte Umrechnung des Aktienertrages in 
Goldwerte lässt sich nur bei einzelnen Unternehmungen mit Ge- 
nanigkeit durchführen. . Ein Durchschnittswert lässt SICH eZt. 
nur schätzungsweise ermitteln, und hierbei kommt man unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass für- den Aktionär durch 
Erhalt von Gratis- resp. Vorzugsaktien, nach Einheimsung er- 
heblicher Kriegsgewinne der im Frieden zum Ankauf einer Aktie 
aufgewendete Betrag für den Besitzer heute noch als Goldwert 
vorhanden ist, kurz gesagt, dass in der Industrie im Frieden 
angelegte Kapitalien Goldwerte darstellen, zu dem Resultat, 
dass die Verzinsung des Aktienkapitals Beträge abwirit, mit 
denen ein Angestellter ganz erheblich über das Existenz- 
minimum hinaus hauswirtschaften könnte, während er tal- 
sächlich heut nur knapp die Hälfte der zur Bestreitung des 
Existenzminimums notwendigen Mittel als Gehalt bezieht. 


Der „schweren Not“ des Unternehmertums steht die ver- 
zweifelte Lage der Angestelltenschafit gegenüber, durch welche 
diese in fieberhafte Erregung gebracht ist. Die Spannung nähert 
sich dem Explosivstadium. Wenn Herr Kommerzienrat Deutsch, 
Herr Dr. Thiessen und ihre Kollegen etwas zur Erhaltung des 
Wirtschaftsfriedens beitragen wollen, so sei ihnen Einsicht und 
Entgegenkommen bei Lösung aller jetzt schwebenden Tari- 
iragen angeraten. Die Spekulation auf die angeblich schwache 
Position der Arbeitnehmerschaft gegenüber dem Kapital dürite 
sich indem Moment als ein fürs deutsche Wirtsghaitsleben 
nicht ganz ungefährlicher Irrtum erweisen, in dem die Ver- 
zweiflung der Masse, durch die gewerkschaftliche Disziplin zu 
zielbewusster Kampfkraft reguliert, zur Austragung des Gegen- 
sätzes durch Kampf drängt. Wir stehen in letzter Stunde. 
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Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Devisenhausse, Valutakatastrophe und Industriekredite. Die 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft bewegt sich seit dem 
Ausgang des Krieges in ungeheuren Gegensätzen. Der gewal- 
tige, nur vorübergehend zum Stillstand gekommene Niedergang 
des deutschen Markwertes, die ins Gigantische wachsende 
Schuldenlast des Reiches, verbunden mit immer grösser Wer- 
denden Defizits aller öffentlichen Budgets, und die wahnsinnige 
Börsenspekulation, das Steigen der Börsenindexzifiern, der 
Aktien- und Devisenkurse, sind Charakteristika der Jahre 1919, 
1920 und. 1921, auf Grund deren man das wirtschaftliche Ge- 
samtbild dahin bestimmen kann: steigende Aktien- 
kurse und wachsende Macht des privaten In- 


dustrie- und Bankkapitalseinerseits und sin- 
kender Geldwert, 











wachsende Verarmung des 
Staates und steigende Verelendung der brel- 
ten, nur aufArbeitseinkommen angewiesenen 
Massen des Volks andererseits. Gerade in den 
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letzten Wochen hat dieser Gegensatz eine bis jetzt noch nicht 
gekannte Höhe und Schärfe erreicht. Der Dollar notierte vor- 
übergehend an der deutschen Börse 195 Mark. also mehr 
als das 46fache der Münzparität. Die Aktien gewisser 
Industrien sind in wenigen Stunden um Hunderte vou 
Prozenten gesteigert worden, in einem Falle sogar um 
fast 1000 Prozent, die Börse und alle, die heute an 
ihr spekulieren, haben ungeheure Gewinne gemacht, und auf 
der anderen Seite ist die Reichsschuldenlast immer grösser ge- 
worden, das Defizit der öffentlichen Verwaltungen infolge neuer 
Preis-, Lohn- und Gehaltserhöhungen immer weiter gewachsen 
und gleichzeitig der Zwang zu vermehrtem Notendruck und 
damit zu immer neuer Inflation, so dass heute das Problem 
der Sanierung unserer Wirtschaft und insbesondere der Staats- 
finanzen unlösbarer denn je erscheint. Vor Monaten sind dem 
Reichstag die neuen Steuern in der Höhe von 80 Milliarden 
vorgelegt worden, unter denen unter anderem. die Veredelung 
des Reichsnotopiers eine wichtige Rolle zu spielen berufen war. 
Bis Anfang September sollten Reichsrat und Reichswirtschafts- 
rat diese Steuern soweit. vorberaten haben, dass sie dem 
Reichstag zur Verabschiedung vorgelegt werden könnten. Nun 
ist die Eröfnung des Reichstages bis Ende September ver- 
schoben worden, und auch jetzt können die Steuervorlagen 
nicht zur Beratung kommen; sie müssen aufs neue bis in die 
zweite Hälfte des Oktobers zurückgestellt werden. Während 
also die Wirtschafts- und Finanzkrise sich von Tag zu Tag 
verschärft und das Schlagwort von dem deutschen Bankrott 
bereits eine ganrbare Münze der Auslandspresse geworden ist, 
werden die notwendigen Reformen, Steuer- und Wirtschafts- 
gesetze, immer wieder hinausgeschoben. . 


dass gerade beim neuesten Sturz unserer 
und unkontrollierbare Spekulantentum 
einen großen Teil ‘der Schuld trägt, das Bestreben weiter 
Kreise, ihr Vermögen in hochwertigen Aktien, in Auslands- 
devisen anzulegen, weil sie zum Staat kein Vertrauen haben 
oder ihm absichtlich nichts geben wolien, und weil sie auf diese 
Weise am Staate am meisten verdienen können. Diese nicht 
genug zu verurteilende Spekulation ist aber nur eine Ober- 
flächenerscheinung, deren tiefste Ursache in der passiven 
Handels- und Zahlungsbilanz der deutschen Wirtschaft liegt. 
Und diese Minusbilanz wird noch von Tag‘zu. Tag verschlech- 
tert durch die gewaltigen Anforderungen der Reparation, des 
Imports, der bei weitem nicht durch die Exportdevisen ge- 
deckt wird, durch die Rückzahlungen der Handels- und Repa- 
rationskredite, die alle nur für eine kurze Zeit befristet sind, 
durch das Fälligwerden von Vorkriegs- und Kriegsschulden 
und durch die Tatsache, dass das Ausland jederzeit über min- 
destens 70 Milliarden deutscher Mark verfügen kann, die teils 
noch im Ausland sind und teils ausländische Guthaben bei uns 
darstellen. Aber alle diese Tatsachen brauchten noch nicht die 
obigen furchtbaren Wirkungen zu zeitigen, wenn nicht der 
freien privatwirtschaftlichen Spekulation Tür und Tor geöffnet 
wären. Hier liegt die eigentliche Ursache der wirtschaftlichen 
Katastrophe, in der wir. mitten drinnen stehen, sie ist am 
krassesten bei den wilden Devisenspekulationskäufen änlässlich 
der für die Reparationzahlung am 31. August notwendig gewor- 
denen Devisenauikäufe durch\das Reich zutage getreten. 


Es ist richtig, 
Valuta das unsinnige 


Inzwischen hat niün die Industrie sich angeboten, ihre 
Privatkredite dem Reiche für seine Repara- 
tionszahlungen zur Verfügung zu stellen. Die 
Industrie will sich zusammenschliessen und auf Grund der in 
ihr ssteckenden Goldwerte ihren gesamten Auslandskredit für 
die Reparation fruchtbar zu machen suchen. Was mag die In- 
dustrie zu diesem Schritt bewogen haben? Nun, zunächst 
sicher die Einsicht gewisser führender Industriellen, dass un- 
bedingt etwas Durcligreifendes getan werden muss, um eine 
völlige Valuta- und Finanzkatastrophe aufzuhalten. Sodann die 


verheerenden Wirkungen, ' welche der Valutaniedergang vor 
allem für die nichtexportierende Industrie im Gefolge hat. Ein 


Hauptmotiv dürfte aber wohl die Absicht gewesen sein, einer 
gesetzlichen Erfassung der in Industrie urd Landwirtschaft 
steckenden goldwertigen Sachwerte zuvorzukommen, Denn die 
Ueberzeugung, dass auf dem bisherigen Steuerwege das Pro- 
plem nicht mehr zu lösen ist, dass jetzt auch angesichts des 
Valutaausverkaufs das Schlagwort von der WUeberiremdungs- 
vefahr im Falle der Goldwerterfassung für die Reparation keine 
Geltung mehr haben kann, hat auch innerhalb der Regierung 
die Forderung immer lauter werden lassen, in irgendwelcher 
Form das Reich an der Kapitalkraft der Industrie zu beteiligen. 
Es frast sich nıın, ob der von der Industrie vorgeschlagene 
Weg eine Lösung bedeutet. Wenn der Goldkredit dem Reiche 
auf recht lange Zeit hinaus zur Verfügung gestellt wird, so 
werden ihm immerhin die schwersten Reparationssorgen VOr- 
erst genommen sein, es ist auch sehr wohl eine Unterbindung 
der Valutaspekulation und damit eine Hebung des deutschen 
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Markkurses zu erwarten. Aber das eigentliche Problem der 
Reparation ist dennoch nur weiter zurü ckgeschoben. 
Das Reich leiht sich den Goldkredit der Pri- 
vatindustrie, es wird deren Valutaschuldner 
und gerät damit inimmer grössere Abhängig- 
keit vom Privatbesitz. Und das ist es, was weite 
Kreise des Grosskapitals planmässig anstreben, in 
letzter Linie soll dadurch jeder Sozialisie- 
rungseingrifi unmöglich gemacht werden. Und 
doch ist das wirtschaftliche Problem’ der Reparation ohne ge- 
meinwirtschaftliche Planwirtschaft nicht zu lösen. Es verlangt 
eine auf die Reparation eingestellte Rationalisierung und Oeko- 
nomisierung unserer Produktion, Unterbindung -aller nicht un- 
bedingt notwendigen Einfuhr, und vor allem Zurückdämmung 
der freien Devisenspekulation, Gerade die letzten Forderungen 
werden in letzter Zeit immer lauter auch von den Privatwirt- 
schaftern der grossen bürgerlichen Tageszeitungen verlangt. Es 
ist aber klar, dass Durchgreifendes auf diesem: Gebiete ohne 
wirtschaftspolitische Umstellung in der Richtung zu gemein- 
wirtschaftlicher Sozialisierung nicht geleistet werden kann. 

Freilich wird in dieser Richtung noch viel Widerstand zu 
überwinden sein. Einem Grossteil der Unternehmer geht es 
eben bei der Valutakatastrophe recht gut, sie wehren sich 
also gegen alles, was diese aufhalten odeı mildern könnte, sie 
wehren sich insbesonders gegen die Beschneidung der Export- 
prämien, welche die Markentwertung bedeutet. Dies zeigt sich 
neuerlich recht deutlich wieder in der Frage der sozialen, 
Ausfiuhrabgabe. Als im Jahre 1919 die deutsche Valuta 
erheblich sank, wurde durch die sogenannte soziale Aus- 
fuhrabgabe ein Teil des Gewinnes, den die Industriellen 
und Händler erzielten, für das Reich’ in Anspruch genommen. 
Zähe haben die Unternehmer darum gekämpft, diese Beschnei- 
dung ihrer Konjunkturgewinne zu beseitigen. In erheblichem 
Umfang war ihnen das gelungen. Die Ausfuhrabgaben wurden 
zum Teil ganz beseitigt, zum anderen Teil erheblich "abgebaut. 
Nachdem durch den erneuten scharfen Sturz der Mark die- 
Exportgewinne sich in letzter Zeit ungeheuer vergrössert 
haben, war es eine Selbstverständlichkeit. dass die Sätze der 
Ausfuhrabgabe nicht nur auf ihren früheren Stand gebracht, 
sondern wesentlich erhöht wurden. Die Regierung wollte die 
Sätze der Ausfuhrabgabe um durchschnittlich 4 Prozent der 
Fakturensumme ’srhöhen. Die Unternehmer setzten dieser Ab- 
sicht der Regierung den allerschärfsten Widerstand entgegen. 
In der Sitzung des Ausfuhrabgabenausschusses des Reichs- 
wirtschaitsrats, der sich mit dem Antrage der Regierung zu 
beschäftigen hatte, wurde von den Vertretern der Unternehmer 
mit der grössten Heitigkeit gegen die Wiedererhöhung der 
Ausfuhrabgaben protestiert. Es wurde sogar dıe Forderimg 
aufgestellt, dass man diese Frage auch jetzt. trotz der ver- 
änderten Umstände, ruhen lassen solle. Auch -die Vertreter des 
Handels erklärten, die Exportgewinne des Ausfuhrhandels seien 
keineswegs so hoch, dass sie die Belastung durch erhöhte 
Ausfuhrabgaben tragen könnten ... 


Zur Reparationsfrage hat der Vorstand der Zen- 
tralarbeitsgemeinschaft in seiner Sitzung vom 
13. Oktober folgende Entschliessung gefasst: 


„Die ersten Leistungen des Deutschen Reiches zur Er- 

füllung des Londoner Ultimatums haben nicht nur für Deutsch- 
land, sondern auch für die übrige Welt die schwersten und 
nachteiligsten ‚Folgen gehabt. Der letzten Endes dadurch 
verursachte Sturz der Mark hat dje Geldverhältnisse auf der 
anzen ‘Linie erschüttert. Die Weltwirtschaftskrise die eine 
olge des Unvermögens der Staaten ist, das internationale 
Wirtschaftsleben wieder in Gang zu bringen, ist dadurch 
noch verschärft worden. Die Wichtigkeit dieser Tatsache 
beginnen allmählich auch diejenigen Kreise zu erkennen, die 
bisher an die Allgewalt militärischer oder politischer Zwangs- 
massnahmen glaubten. Durchgesetzt hat diese Erkenntnis sich 
ER noch nicht, und infolgedessen bleibt auch für Deutsch- 
and der Zwang zur Erfüllung bestehen. Diese Lasten wird 
in Zukunft, und zwar mehr als bisher, die gesamte Wirtschaft 
zu tragen haben. Auch dann aber wird der Hauptteil dieser 
Lasten auf die Industrie .entfallen, so dass es für die indu- 
striellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine der dringendsten 
Aufgaben ist, sich darüber klar. zu werden, nach welchen 
Grundsätzen bei der Aufbringung der Lasten ver/ahren werden 
soll. 

Notwendig ist unzweifelhaft ein weitgehender Ersatz der 
Geldzahlungen durch Sachleistungen. Der Zentralvorstand der 
Zentralarbeitsgemeinschaft begrüsst in diesem Sinne das Ab- 
kommen, das jetzt mit der französischen Republik getroffen 
worden ist, ohne sich damit einer kritischen Stellungnahme 
zu den Einzelheiten dieses Abkommens begeben zu wollen. 
Eine solche kritische Stellungnahme wird schon aus dem 
Grunde erforderlich sein, weil die Goldzahlungen des Reiches 
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damit nur zu einem sehr geringen Teil abgebürdet werden. 
Der Hauptteil der im Londoner Ultimatum übernommenen Ver- 
pflichtungen zu .Goldzahlungen bleibt unberührt und damit 
auch die Notwendigkeit für Deutschland, Goldsummen bereit- 
zustellen, die in gar keinem Verhältnisse zu seiner wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit stehen. -Dies gilt auch dann, wenn 
es gelingen sollte, auf Grund der Haftung deutscher Sach- 
werte vom Ausland grössere Kredite zu erlangen, und es ergibt 
sich somit die Frage, ob auf dem Wege der Besteuerung 
noch weitere Mittel aufzubringen sind. 


Die Voraussetzung dafür wird in jedem Falle eine weitere 
Leistungssteigerung der deutschen Produktion, daneben auch 
die Erfüllung der Forderung bilden müssen, dass die deutsche 
Wirtschaft die Verfügungsgewalt über ihre Produktionsmittel 
uneingeschränkt behält, und dass deshalb mit allen Mitteln 
die Gefahren einer Ueberfremdung beseitigt werden. 


Angesichts der Bedeutung, welche’der deutschen Ausfuhr 
für die Lösung des Reparationsproblems beigemessen werden 
muss, ist des weiteren die Forderung zu erheben, dass die 
wirtschaftliche Macht des deutschen Konsums dazu“ benutzt 
wird, bessere Bedingungen ‘für die deutsche Ausfuhr zu er- 
langen. 

Der Zenträlvorstand der Zentralarbeitsgemeinschaft erklärt 
sich seinerseits bereit, dafür einzutreten, dass jede wirtschaft- 
lich noch zu rechtfertigende Steuerquelle erschlossen wird, die 
auf steuertechnisch einwandfreiem Wege einen Ertrag ver- 
spricht, und dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer jedes Opfer 
auf sich nehmen wollen, das ilinen ohne einen Zwang zur 
Selbstvernichtung zugemutet werden kann. Die Grundlagen der 
Wirtschaft müssen allerdings unangetastet bleiben, und zwar in 
erster Linie die menschliche Arbeitskraft, nicht minder aber 
das volkswirtschaftliche Kapital, an dem allein sich diese 
Arbeitskraft betätigen kann. 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer müssen jedoch die Ordnung 
der deutschen Finanzverhältnisse in der Weise verlangen, 
dass alle Reichs-, Staats-- und Kommunalverwaltungen mit 
einem erheblich verringerten und die Allgemeinheit entlasten- 
den Kostenaufwand zu arbeiten gezwungen werden. 


Der Zentralvorstand wird ‘jede Massnahme der Reichs- 
regierung daraufhin prüfen, ob diesen Gesichtspunkten Rech- 
nung getragen ist, und seine Zustimmung ausschliesslich von 
dem Ergebnis dieser Prüfung abhängig machen.“ 


Diese Entschliessung ist praktisch bedeuturgslos, da sie 
in ihren Schlussfolgerungen recht dehnbar ist und die Arbeit- 
geber zu nichts verpflichtet. Denn die Ansichten darüber, wie 
weit eine Steuerque!le wirtschaftlich zu recht’er izen ist, werden 
bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern weit auseinandergehen. 
Bedenklich ist auch der Satz über die Grundlagen der Wirt- 
schaft, der nicht nur reichlich phrasenhaft und unklar ist — 
was soll z. B. heissen, dass „die menschliche Arbeitskraft“ 


„unangetastet‘“ bleiben soll — sondern auch die Deutung zu- 


lassen kann, dass damit jeder Sozialisierungsversuch abge- 
lehnt werden soll. 


Die Teuerung im September 1921. Die Steigerung der 
Kosten für die Lebenshaltung im September hat nach 
den Erhebungen des Statistischen Reichsamtes, wenn auch in 
geringerem ‚Masse als in den Vormonaten, weiter zugenommen. 
Die Reiehsindexziffer, die auf Gründ der Erhebungen 
über die Ausgaben für Ernährung, Heizung, Beleuchtung und 
Wohnungsmiete berechnet wird, ist von 1045 auf 1062, dem- 
nach um 17 Punkte oder 1,6 v. H. gestiegen. Gegenüber dem 
Stande im Januar dieses Jahres (911) beträgt die Steigerung 
der in die Erhebung einbezogenen Ausgaben 12,5 v. H,, gegen- 
über im September 1929 35,3 v..H: Ren er 

Auch im Berichtsmonat ist die Steigerung "hauptsächlich 
durch Preiserhöhungen für Lebensmittel veranlasst worden, 
Zwar haben sich Kartoffeln und Gemüse in fast allen Er- 
hebungsgemeinden nicht unbeträchtlich: im Preise ermässigt. 
Andrerseits kommt aber in der Septemberzahl die im "August 
eingetretene Brotpreiserhöhung voll zum Ausdruck. "Ausser- 
dem wurden fast überall teilweise erhebliche Preissteigerungem 
für Nährmittel, Hülsenfrüchte, Schweinefleisch, Speck, Eier, 
Milch und Fische festgestellt, während die Preisentwicklung 
für Rindfleisch auch im Berichtsmonät uneinheitlich war, ' Die 
Indexzahl für die. Ernährungsausgaben‘ allein gerechnet ist 
daher von 1399 im August um 1,4 v.'H. auf 1418° ge-* 
stiegen. Gegenüber Januar dieses Jahres, beträgt die Stei- 
gerung der Ernährungskosten 12,1 v.-H. — "Auch die Auf- 
wendungen für Heizung und . Beleuchtung sind im Durch- 
schnitt des Reiches erneut gestiegen.: « er 


Die Entwicklugg war im Betriebsmonat' innerhalb des 
Reiches nicht völlig ausgeglichen. 'In einer Reihe von Ge- 
meinden war die Preisermässigung für Kartoffein und Gemüse 
so bedeutend, dass trotz der Erhöhung der Preise für sonstige 
Lebensmittel eine Verminderung der Gesamtkosten eintrat. 
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Teuerungs- und Verhältniszahlen für 47 Gemeinden nach den Erhebungen 
vom Februar 1929 bis September 1921. 
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3 Durdh- 

Ra schnitts- jTeuerungszahlen Bezug a.d.Feb.1920 
s Bevölkerun teug- fin Mark) fü (DieTeuerungszahl 
Gemeinden g (in Mark) für | yon 1913/14 ist — 

‘ 8. Okt. 1919 rungs- 100 gesetzt) 
In 1000 zahl Febr.| Aug.|S-pt [Febr.| Aug. |Sept. 
ie 1913744 [1920|1921|1921|1920| 1921| 1921 
Berlin “1% LER, 1 902,5 103,62 | 648 |1045|1056} 625 | 1008| 1019 
Hamburg . . » » >» 985,8 111,18 | 800 11099|1107| 720 | 988] 996 
München eg 630,7 106,84 | 562 11092] 1106) 526 | 1022| 1035 
Dresden. . ...‘% 584,3 99,74 | 605 11013/1052] 607 | 1016| 1055 
Bresau. . 0. 528,3 98,42 | 580 | 9991/1063] 589 | 1015| 1080 
er 439,3 98,121 717 | 978[1024] 731 | 997| 1044 
Frankfurt aM, . . . 433,0 103,49 | 784 |1101)1122} 758 | 1064| 1084 
Nürnberg ee . 352,7 94,50 | 547 11086|1081| 579 | 1149| 1144 
Stuttgart .- . ... 309,2 | 103,72 | 580 | 1046| 1072| 559 | 1008| 1034 
Chemnitz . . . ., 303,8 100,14. | 628 | 1008/1024] 627 | 1007| 1023 
Dortmund . „. 295,0 | 102,56 | 715 |1014|1034| 697 | 9891| 1008 
Magdeburg . Inse 285,9 88,47 | 524 | 999|1025| 592 | 1129| 1159 
Königsberg i. Pr. - « 260,9 99,92 | 558 | 980|1031| 558 | 981| 1032 
Mannheim . ..s 2...» 229,6 98,59 | 580 111391123] 588 | 1155| 1139 
SEE I  E 205,3 96,42 | 580 | 1026/1038] 602 | 1064| 1077 
Augsburg’ 2 00 o, 154,6 90,53 | 430 | 967| 949] 475 | 1068| 1048 
Aachen. . RER 145, 99,25 | 687 11201/1083] 692 | 1210| 1091 
Braunschweig. . « » 139, 80,16 | 540 | 973| 994] 674 | 1214| 1240 
Karlsuho 772° .% 136,0 96,39 1 654 11032|1052] 678 | 1071| 1091 
Könige set 129,6 79,38 | 574 110481024] 723 | 1320| 1289 
Lübecktari 7% 113,1 86,68 | 595 | 1031| 1047| 686 | 1189| 1208 
Hagen i. W... . . 92,9 115,83 | 647 |1087 1132| 559 | 938} 977 
Ludwigshafen a. Rh. 90,7 97,00 | 622 |1073|1083| 641 | 1106| 1116 
Darmstadt... „rs: 82,4 86,85 | 658 1106111078] 758:| 1222| 1241 
Frankfurt a. 0.2. . 65,1 93,17 | 620 | 997| 991] 665 | 1070| 1064 
Solngen- u, 24.57, 48,9 90,92 | 810 111431126] 891 | 1257| 1238 
Halberstadt „ x.» 47,1 86,74 | 639 | 970| 9931| 737 | 1118| 1145 
Schwerin 5 „00. 45,5 83,07 | 516 | 973] 976} 621 | 1171) 1175 
Kattowitz 4.00. % 45,4 92,36 | 562 |1083!1085| 608 | 1173| 1175 
Heilbronn . °. ..5”, 44,0 94,41 | 504 | 926) 970] 534 | 981) 1027 
Göttingen . . : . . 41,2 85,58 | 523 | 982] 945| 611 | 1147 1104 
Eisenach, 7.0, 53 39,2 87,60 | 483 11061, 1021] 551 | 1211| 1166 
Hertord, 2, 8. 0. 34,8 79,26 | 630 | 990| 997| 795 | 1249| 1258 
Bautzen sure 00 0 34,3 83,02 | 621 |1028|1029| 748 | 1238| 1239 
Giessere u one 0 04% 33,4 98,65 | 565 11091110551 573 | 1106| 1069 
Oldenburge =. 5% 32,5 79,22 | 604 110091043] 762 | 1274| 1317 
Schweinfurt . ... 27,8 82,84 | 429 11040! 999] 518 | 1255| 1206 
Eberswalde . 2. 26,8 87,35 | 579 |1028| 1015| 663 | 1177| 1162 
Wald (Rheinland)... 25,9 83,16 | 683 1223] 821 1471 
Kaldalı2, 7% Wert, 23:9 75,93 | 521 |1085 | 1047| 686 | 1429| 1379 
STAUDING 1 Meat 225 89,77 | 522 | 812] 9258| 581 | 905| 1034 
Reichenbach i. Schl. . 15,2 ‚78,61 | 598 | 978| 998| 761 | 1244| 1270 
Auerbach i. Vogtland . 13,8 93,59 | 675 | 951| 993] 721 | 1016| 1061 
Rastenburg. . . 2. 13,3 90,29 | 475 | .925| 960] 526 | 1024| 1063 
SEIDDMAS- HET. 12 12,5 85,74 | 580 !1061| 1046| 676 | 1237| 1220 
Grimma. . ... 10,6 | 84,93 | 610 | 971| 983| 718 | 1143|1157 
Blumenthal . ; 10,3: | 76,59 | 585 | 990| 971 764 | 1293| 1263 


Die Grosshandels-Indexzifier des Statistischen 
Reichsamts ist von 1917 im Durchschnitt des Monats August 
auf 2067 im Durchschnitt des Monats September gestiegen. 
Getreide und Kartoffeln haben eine Senkung zu ver- 
zeichnen, alle übrigen Warengruppen weisen eine zum Teil 
beträchtliche Steigerung der Preise auf, und zwar Fleisch, 
Fische und Fette von 1762 auf 1943, Koloniaıwaren von 1731 
auf 2317, landwirtschaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel zu- 
sammen von 1949 auf 2020; ferner: Häute und Leder von 
2305 auf 3727, Textilien von 2193 auf 3070. 


Gutachten der Sozialisierungskommission über die Rege- 
lung des Wohnungswesens. - Die Sozialisierungskommission 
hat sich wir haben darüber wiederholt berich- 
tet — auch eingehend mit den Missständen auf dem 
Gebiet des Bau- und Wohnungswesens beschäftigt und 
in  monatelangen Verhandlurgen dazu Stellung genom- 
men. In zwei Enqueten, bei welchen hervoragende Sach- 
verständige — die sich allerdings. oft mehr als- Interessen- 
vertreter gaben — aus den Kreisen der Haus- und Grund- 
besitzer, der Baugenossenschaften, des Baugewerbes, der 
Bäustoffindustrie und der baugewerblichen Arbeitnehmerorgani- 
sationen zu Worte kamen, wurde wichtiges Material zu- 
sammengetragen. Bei den Verhandlungen mit der Sozialisie- 
rungskommision und der Aussprache mit den Sachverständigen, 
die inzwischen im Druck erschienen sind”), zeigte sich, dass 
in der Kommission zwei Richtungen sich immer schärier 
einander gegenüberstellten. Während die eine, auf dem Boden 
der sozialistischen Wirtschaft stehend, das Bau- und Woh- 
nungswesen gemeinwirtschaftlich neu organisieren 
will, strebt die andere Gruppe, die in v. Batocki ihren mar- 
kantesten Vertreter hat, der freien Wirtschaft zu Wer 


*) Verlag Hans Robert Engelmann, Berlin W 30, 
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die gegenwärtige politische Lage und die herrschenden Macht- 
verhältnisse im Parlament zu würdigen weiss, dem muss es 
ausgeschlossen erscheinen, heute schon zur Vollsozialisierung, 
die wir grundsätzlich anstreben, zu kommen. Andererseits er- 
fordern aber die immer unerträglicher werdenden Zustände im 
Wohnungswesen und die immer noch steigenden Baupreise eine 
Regelung, die ein wenigstens für die nächsten zwei Jahre aus- 
reichendes Bauprogramm zur Verwirklichune kommen lässt 
und den schwankend gewordenen “Mieterschutz stützt. 

In den Parlamenten, im Reichstag und Reichswirtschafts- 
rat steht die Wohnungsfrage im Vordergrund des Interesses, 
Im Unterausschuss des Reichstages für das Wohnungswesen 
wurden bereits die Vorschläge, die in den von einer freien 
Kommission des A. D. G. B. und des -AfA-Bundes ausgear- 
beiteten Richtlinien zu einem Gesetz über die gemeinwirt- 
schaftliche Regelung des Bau- und Wohnungswesens nieder- 
gelegt sind, unter Hinzuziehung von Sachverständigen, darunter 
auch unserer Mitglieder Dr. Wagner und Kaufmann, be- 
raten und ein vorläufiger Abschluss erzielt. Wir haben darüber 
in Nummer 40 der „D.T.Z.“ (Bautechniker-Beilage) ein- 
gehend berichtet.- Die Sozialisierungskommission. die da- 
neben auch noch mit der Beratung der: besonders drinzenden 
Reparationsfragen beschäftigt ist, hat angesichts dieser Sach- 
lage ihre grundsätzlichen Beratungen unterbrochen. um 
zunächst ein Provisoriuim vorzuschlagen. Bei den verschie- 
denen Anschauungen, die in dieser Frage in der Kommission 
einander gegenüberstehen, konnte naturgemäss nur ein wohl 
keine Seite restlos befriedigendes Kompromiss zustandekommen, 
das nachfolgenden Wortlaut hat: 


„Die Sozialisierungskommission ist sich einig, dass der 
bisherige Zustand unwirtschaftliche Niedrighaltung der 
Mieten, unzulängliche Neubautätigkeit bei Milliardenzu- 
schüssen, die im Budget nicht gedeckt sind — gleich unbe- 
friedigend für die Hauseigentümer, die Wohnungssuchenden 
und die öffentlichen Finanzen ist. Sie hält eine alsbaldige 
Aenderung für erforderlich. 


Soweit es sich um die Vermietung bestehender Woh- 
nungen und Gewerberäume handelt, erstrebt ein Teil der 
Kommission (Baltrusch, Batocki, Feiler, Kain, Krämer, Linde- 
mann, Luppe, Prentzel Hartmann, Steger, Weber, Vogelstein) 
alsendgültige,einegesunde Entwicklung des 
Wohnungswesens allein ermöglichende LÖ- 
sung die Wiederherstellung desfreien Mark- 
tes durch die schrittweise Aufhebung der 
Höchstmietpreise und der Zwangswirtschaft: 
er willaber die beifreier Preisbildung ein- 
tretende Steigerung der Grundrente der 
Allgemeinheit zuführen. Kain, Krämer, Prentzel, 
Vogelstein wollen 25 Prozent dieser Steigerung der. Grund- 
rente dem Eigentümer zum Ausgleich der Geldentwertung 
belassen. Derandere Teilder Kommission Hil- 
ferding, Wissell, Kautsky, Lederer, Werner, 
Ballod, Kuczynski, Kaufmann, Umbreit) 
stimmt der letztere Absicht zu, sieht aber die 
endgültige Lösung in einer Sozialisierung durch Ueberfüh- 
rung aller ganz oder teilweise zu Wohn- oder Gewerbe- 
zwecken vermieteten Gebäude in das Eigentum des Reichs 
oder der Gemeinde (evtl. unter Heranziehung von Mieter- 
genossenschaften). 


Beide Gruppen halten eine alsbaldige 
Aufhebung der Höchstmietpreise und,da- 
mit der Zwangswirtschaft für gewerblich 
genutzte Räume für geboten, für Wohnun- 
sen aber, schon wegen der dadurch ein- 
tretenden unerträglichen Erschütterungen 
des Wirtschaftslebens, für unmöglich. 


Die Anhänger der Gemeinwirtschaft halten vorbereitende 
Massregeln für erforderlich, um die Sozialisierung in Fluss 
zu bringen und die sofortige Aufnahme der Bautätigkeit mög- 
lich zu machen; sie behalten. sich endeültige Vorschläge vor. 

Die Kommission ist sich daher einig, dass für die un- 
mittelbare Zukunft nur ein Provisorium empfohlen werden 
kann; sie hält dies aber für notwendig, da andernialls ein 
Zusammenbruch der Zwangswirtschaft drohen würde, und 
schlägt dafür trotz der Gegensätze im Endziel die folgenden 
Grundsätze vor: 


1. Für alle (auch die vom Eigentümer) zu Wohn- und 
Gewerbezwecken benutzten oder benutzbaren Wohnungen 
oder Gewerberäume wird eine Grundmiete festgesetzt, die 
der Eigentümer ungekürfzt erhält. Die Grund- 
miete wird so bemessen, dass zur normalen Miete vom 
1, Juli 1914 ein Zuschlag gemacht wird, der die notwendigen 
Mehrausgaben für die allgemeine Erhöhung der Hypotheken- 
zinssätze, für die Nebenkosten (Steuern, Gebühren aller Art 
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usw.), für laufende Unterhaltung und für einen Teil der grossen 
Reparaturen deckt und eine angemessene Vergütung für die 
Arbeitsleistung der Hausbesitzer enthält. 

2. Die Kommission geht davon aus, dass die für den 
Neubau erforderlichen Geldmittel nicht als Zinsen einer in 
einer längeren Reihe von Jahren zu tilgenden Summe, son- 
dern, wenn irgend möglich, durch Kapitalhingabe aufgebracht 
werden sollen. Legt man einen jährlichen Bedarf von fünf 
Millarden Mark zugrunde, “so würde eine Erhöhung der 
Grundmiete um 100 Prozent der Friedens- 
miete notwendig sein. Die Kommission hält es für richtig, 
dass dabei für eine- angemessene Erhöhung der Löhne und 
Gehälter unter Vermeidung sozialer Kämpfe gesorgt wird. 

3. Der Höchstmietpreis für Wohnungen 
wird gemäss 1 und 2iestgesetzt. Die Miete der 
gewerblich benutzten Räume ist alsbald der freien Preis- 
bildung zu überlassen. 

4. Die zu 2 vorgesehene Erhöhung der Miete über die 
Grundmiete hinaus soll der Gemeinde mit den nachstehend 


erwähnten Einschränkungen zufallen; von einer wei- 


teren Mieterhöhung für gewerblich. ge- 
nutzte Räume erhält die Gemeinde 90 Pro- 
zentals Steuer. 

Die Mitglieder (Dr. Hilferding, Wissell, Kautsky, Lederer, 
Ballod) empfehlen das 25fache des 100prozentigen Aufschlages 
als Aprozentige Grundschuld zugunsten der Gemeinde an 
erster Stelle einzutragen. Für nicht ganz oder teilweise ver- 
mietete, vom Eigentümer selbst zu Wohn- oder Gewerbe- 
zwecken benutzbare Gebäude soll eine 4Aprozentige Grund- 
schuld in entsprechender Höhe zugunsten der Gemeinde an 
erster Stelle eingetragen werden. 

Die Mitglieder (Baltrusch, von Batocki, Feiler, Hart- 
mann, Kain, Krämer, Luppe, Lindemann, Prentzel, Steger, 
Weber, Vogelstein) empfehlen, den die Grundmiete über- 
steigenden Mietserlös als Steuer zu eiheben. Soweit die 
Mietsteigerung die Grundmiete um mehr als 100 Prozent der 
Friedensmiete übersteigt, verbleiben dem Hauseigentümer da- 
von 10 Prozent*). & 

Die Verwendung vorhandener Wohnungen zur Schaffung 
von Gewerberäumen ist nur bei einem gleichzeitigen Ersatz 
durch Neubau von Wohnungen gestattet, Bei Gewerbe- 
räumen, die der Eigentümer selbst benutzt oder unter dem 
Marktpreise vermietet, wird der zu schätzende angemessene 
Mietwert versteuert. 

Die Zinsen der Grundschuld und der Ertrag der Steuer 
sind zum Neubau und zur Deckung eines Anteiles der Kosten 
für Instandsetzung von Gebäuden (grosse Reparaturen) sowie 
zum Ausgleich von Härten und zu Mietsbeihilfen für kinder- 
reiche oder sonst notleidende Familien zu verwenden. So- 
weit Beträge für diese Zwecke nicht verwendet werden, 
können sie nur nach vom Reiche zu erlassenden Bestim- 
mungen anderen Aufgaben dienstbar gemacht werden. 

Ueber die Hälfte der Zinsen der Grundschuld und des 
Ertrages der Steuer können die Gemeinden unmittelbar ver- 
fügen; je ein Viertel haben sie an eine Landesausgleichstelle 
und an eine Reichsausgleichstelle abzuführen. Den Ertrag 
der Steuer aus Gewerberäumen erhalten die Gemeinden ganz, 

Die Kommission hält über das vorgeschlagene Provi- 
sorium hinaus eine grundsätzliche Regelung des Bau- und 
Wohnungswesens für notwendig. Sie wird deshalb die 
unterbrochenen Beratungen über die verschiedenen Mösglich- 
keiten der Gemeinwirtschaft in Bälde wieder aufnehmen.“ 

%* 


Wir erwarten, dass die Sozialisierungskommission, die- als 
freie Studiengesellschaft möglichst unbeeinflusst von den poli- 
tischen Tageskämpfen arbeiten soll, sich baldigst wieder der 
Wohnungsfrage zuwendet, und wir hoffen, dass sie dann den 
Wes fimdet und aufzeigt, der zu der von allen Mitgliedern der 
Kommission für erforderlich gehaltenen grundsätzlichen 
Regelung des Bau- und Wohnungswesens führt. Die grossen 
Mieterverbände und die Gewerkschaften der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten wünschen, dass auch die Sozialisierungs- 
kommission sich für die Gemeinwirtschaft entscheidet. Sowohl 
nach dem -Vorschlage der Sozialisierungskommission als auch 
nach. den Entscheidungen des Wohnungsausschusses des Reichs- 
tages ist also mit einer ganz ausserordentlichen Mietsteigerung 
zu rechnen, die eine neue Belastung der Angestellten und Ar- 
beiter bringt. Damit müssen. wir uns abfinden; ein anderer 
Wez zur Beschaffung von Mitteln für die zur Behebung der 
Wohnungsnot unerlässlichen Neubauten ‘ist nicht gangbar. 


*) Die Herren Prentzel, Kain, Krämer Vogelstein halten eine Er- 
höhung des dem Eigentümer verbleibenden Anteiles an der Mietssteige- 
rung von 10 auf-25 Prozent zum Ausgleich für. die ‚Geldentwertung 
für notwendig, 


a 





Nr. 42 
Sozialpolitik 


Entwurf des Gesetzes über eine vorläufige Arbeitslosen- 
versicherung. Im „Reichsarbeitsblatt‘“ Nr. 24 vom 30. Sep- 
tember 1921 wird ein Referentenentwurf für ein Gesetz über 
eine vorläufige Arbeitslösenversicherung veröffentlicht. Der 
Entwurf umfasst 100 Paragraphen und ist in sechs Abschnitte 
gegliedert. 

Im 1. Abschnitt wird in den 88 2-5 der Umfang der 
Versicherung. festgelegt. Der Kreis der versiche- 
rungspflichtigen Personen beschränkt sich auf den 
der Krankenversicherung. Es werden also für den Fall der 
Arbeitslosigkeit alle diejenigen über 16 Jahre alten Personen 
versichert, die auf Grund der Reichsversicherung oder bei einer 
knappschaftlichen Krankenkasse für den Fall der Krankheit 
pflichtversichert sind. Ausgenommen sind allerdings die Be- 
rufsgruppen, wo, wie z. B. in der Landwirtschaft, die Arbeits- 
losigkeit nur in geringerem Umfange zu beobachten ist, sowie 
die unständig Beschäftigten. Ausgenommen sind ferner Per- 
sonen, die vom Reich, einem Lande, einem Gemeindeverbande, 
einer Gemeinde oder einer sonstigen Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge oder 
auf Grund des Reichsversorgungsgesetzes Rente beziehen, unter 
der Voraussetzung, dass der tägliche Betrag der Bezüge min- 
destens das Zweifache des Betrages erreicht, den die Be- 
treffenden “im Falle der Arbeitslosi@keit auf Grund des Ge- 
setzes an Arbeitslosenunterstützung für ihre Person erhalten 
würden. 

Der 2. Abschnitt behandelt in den $$ 6-35 einmal die 
Bedingungen, unter denen Arbeitslosenunterstützung gewährt 
wird; er regelt ferner die Fragen der ee der 
Höhe sowie der Dauer der Unterstützung. Ausser- 
dem sieht er Bestimmungen vor über die Versorgung Arbeits- 


-loser für den Fall der Krankheit und für die Kurzarbei- 


ter-Unterstützung. Arbeitslosenunterstützung soll er- 
halten, wer arbeitsfähig, arbeitswillig oder un- 


freiwillig arbeitslos ist. Voraussetzung ist, dass die 


Wartezeit erfüllt und der Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung noch nicht erschöpft ist. Als arbeitsfähig bezeichnet 


der Entwurf denjenigen, der imstande ist, durch eine Tätig- 


keit, die seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht und. ihm 
unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung und seines 
bisherigen Berufes zugemutet werden kann, wenigstens ein 
Drittel dessen zu erwerben, was körperlich und geistig ge- 
sunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in 
derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 


Wer sich ohne berechtigten Grund weigert, eine Arbeit 
anzunehmen oder anzutreten, auch wenn sie ausserhalb seines 
Wohnortes zu verrichten ist, ‚hat für die Dauer der ersten 
auf die Weigerung folgenden vier Wochen keinen Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung. Was als berechtigter Grund 
anzusehen ist, wird in dem Entwurf. näher erläutert. 


Arbeitslosigkeit, die dürch Ausstand oder 
Aussperrung ganz oder überwiegend verur- 
sacht ist, bedingt für die ersten vier Wochen 
keinen Anspruch auf Arbeitsiosenunterstüt- 
zung. y 
Als Wartezeit ist festgesetzt, dass der Versicherte 
in den 24 Monaten vor Eintritt der Arbeitslosigkeit 26 Wochen 
Beiträge geleistet hat. Der Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung ist erschöpft, wenn ifinerhalb der letzten 24 Monate 
Arbeitslosenunterstützung für insgesamt 26 Wochen bereits 
gewährt ist. 


Die Arbeitslosenunterstützung setzt sich zusammen aus der 


Haupt-Unterstützung und aus Familienzu- 
schlägen für Angehörige, Die Höhe der zu gewährenden Be- 


h 


träge wird vom Reichsarbeitsminister mit Zustimmung eines vom 
Reichstag gewählten Ausschusses von 28 Mitgliedern jährlich - 


festgesetzt. Vor der Festsetzung ist der Reichswirtschaftsrat 
zu hören. Dabei ist das Ortsklassenverzeichnis, wie 'es für 
die Ortszulagen der Reichsbeamten aufgestellt ist,. zugrunde 
zu legen. Die zur Auszahlung der Arbeitslosenunterstützung 
zuständigen Gemeinden sollen berechtigt sein, alle von ihr 
zu unterstützenden Arbeitslosen bei einer Krankenkasse gegen 
Krankheit zu versichern. ; 
Die infolge Arbeitsmangels der Arbeits- und Lohnkürzung 
unterworfenen Arbeitnehmer erhalten, sofern sie 50 Prozent 
des Wochen-Arbeitsverdienstes einschliesslich des Verdienstes 
aus Öelegenheitsarbeit oder den Unterstützungsbetrag der Woche 
bei gänzlicher Arbeitslosigkeit nicht erreichen, Kurzarbeiter- 
unterstützung in Höhe des fehlenden -Betrages. 
„  Arbeitsverdienst und ‘Unterstützung zusammen dürfen aber 
den Betrag des vollen Arbeitsverdienstes nicht überschreiten. 
Der 3. Abschnitt des Entwurfes regelt in den $$ 36 bis 
52 die Festsetzung und Auszahlung der Leistungen. Die 
Leistungen werdem aut Antrag von dem Vor- 
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sitzendendesArbeitsnachweisesfestgestellt. 
Der Antrag ist bei dem Arbeitsnachweis zu stellen, in dessen 
Bezirk der Arbeitslose seinen Wohnsitz hat oder seit. minde- 
stens drei Monaten seine letzte Arbeitsstätte gehabt hat. 


Kurzarbeiterunterstützung kann mur vom 
Arbeitgeber oder von der Betriebsvertretung 
beantragt werden. Der Arbeitsnachweis kann Ermittelungen 
ns Art ausschliesslich eidlicher Vernehmung anstellen, ins- 

esondere kann er den Arbeitslosen zur Prü- 
fung seiner Arbeitsfähigkeit ärztlich unter- 
suchen lassen, 


Die Leistungen werden durch die Errichtungsgemeinde des 
Arbeitsnachweises ausgezahlt. 


Gegen Entscheidungen des Vorsitzenden des Arbeitsnach- 
weises steht dem Antragsteller der Einspruch an den Ver- 
waltungsausschuss des Arbeitsnachweises zu. Gegen den Be- 
schluss des Verwaltungsausschusses kann Beschwerde beim 
Verwaltungsausschuss des Landesamts für Arbeitsvermittelung 
erhoben werden. Endgültige Entscheidungen der Arbeitsnach- 
weisämter über die Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
rung sind für alle Behörden und Gerichte bindend. 


Der 4. Abschnitt beschäftigt sich in den $$ 53 bis 61 
mit den Massnahmen zur Verhütung und Be- 
endigung der Arbeitslosigkeit. Auch hier ist 
manches aus den sich bisher bewährt habenden Bestimmungen 
der Erwerbslosenfürsorge übernommen worden, so zum Bei- 
spiel die Uebernahme der Reisekosten nach einem anderen 
Arbeitsort durch die Arbeitslosenversicherung, Gewährung, von 
Familienzuschlägen für die Dauer des Arbeitsverhältnisses 
an einem anderen Ort usw. Der Arbeitsnachweis kann auch 
Mittel zur Verfügung Stellen für Veranstaltungen zur beruf- 
lichen Fortbildung und Umschulung. Auch kann der Reichs- 
arbeitsminister zu den Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
Darlehn oder Zuschüsse zur Unterstützung von wirtschaftlichen 
Massnahmen bewilligen, die geeignet erscheinen, die Arbeits- 
losigkeit zu verringern. (produktive Arbeitslosenfürsorge). 

Träger solcher geförderten Massnahmen 
solıinderRegeleine Körperschaftdesöffent- 
lichen Rechts sein. Sind es Privatpersonen, 
so darf die Förderung nicht zu einer Be- 
reicherung führen. An der Auswahl, Vorbereitung und 
Durchführung der Massnahmen sind die Arbeitsnachweisämter 
zu beteiligen. 

Der 5. Abschnitt enthält in den 88 62 bis 78 die Be- 
stimmungen über die Aufbringung der Mittel. Die 
Mittel für die Versicherung und die notwendigen Kosten für 
die Arbeitsnachweisämter sollen aufgebracht werden: 


1. zu zwei Dritteln durch Beiträge der Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer, 

2. im übrigen durch Zuschüsse des Reichs, der Länder und 

Gemeinden. 

Der Reichsarbeitsminister setzt die Beiträge mit Zu- 
stimmung eines vom Reichstag gewählten Ausschusses von 
28 Mitgliedern alljährlich in der zweiten Hälfte des Jahres 
für das folgende Kalenderjahr fest. Vor der Festsetzung ist 
der Reichswirtschaftsrat zu hören. 

Die Verteilung der Beitragslast auf die einzelnen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer hat der Abstufung der Hauptunter- 
stützung und der Gefahr der Arbeitslosigkeit im Beruf zu 
entsprechen, Es sind drei Gefahrenklassen in Aussicht ge- 
‚nommen. -Ärbeitgeber und Arbeitnehmer sollen die Beiträge 
je zur Hälfte entrichten. Die Beiträge sind von den Arbeit- 
gebern gleichzeitig mit „den Beiträgen für die Krankenver- 
sieherung ar "die zuständige Krankenkasse abzuführen. 

- "Von dem Aufwand der Versicherung sollen aus öffentlichen 
Mitteln aufgebraucht werden 

1. ein Sechstel durch das Reich, 

2, ein Neuntel durch die Länder, 

3. ein Achtzehntel durch die Gemeinden. 

Der 6. Abschnitt enthält in den $$ 79 bis 100 allgemeine 
Uebergangs- und Strafbestimmungen. Hier sind vor allem 
Bestimmungen vorgesehen, die nach Möglichkeit Härten, wie 
sie sich beim Uebergang der bisherigen Erwerbslosenfürsorge 
zur Arbeitslosenversicherung für die Erwerbslosen ergeben 
können, ausschalten sollen. 

Wir werden auf Licht- und Schattenseiten dieses Versuches 
zur Lösung des ausserordentlich schwierigen Problenis einer 
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung noch im einzelnen zu- 
rückkomınen. 


Neuordnung der Sozialversicherung. An das Referat, das 
Herr Hellmuth Lehmann-Dresden auf dem 1. AiA- 
Kongress bei diesem Punkt der Tagesordnung hielt, senlose 
sich eine Aussprache, nach der folgende Entschliessungen ange- 
nommen wurden: 
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L Zur künitizen Sozlalversicherung, 
‚Grundsatzliich®s, 


Der erste Gewerkschaitskongress des Allgemeinen freien 
Angestelltenbundes fordert grundsätzlich eine Umge- 
staltung der heutigen Sozialversicherung zur einer all- 
gemeinen Volksfürsorge. 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Krieges und ins- 
besondere der Nachkriegszeit haben die Grundlagen der heuti- 
gen Sozialversicherung erschüttert und als unzulänglich er» 
wiesen. Das von den Grundsätzen der privatkapitalistischen 
Lebensversicherung abgeleitete Kapitaldeckungsverfahren der 
Invaliden- und Angestelltenversicherung hat 
versagen müssen. Ebensowenig hat das auf dem privatkapita- 
listischen Haftpflichtgedanken beruhende Umlageveriahren der 
Unfallversicherung die Verelendung der Unfallrentner 
zu verhüten vermocht. Dagegen haben sich im allgemeinen die 
Grundlagen der Krankenversicherung bewährt. Auf 
der Grundlage der gegenseitigen solidarischen Haftung aller 
Versicherten beruhend, hat sich die Krankenversicherung durch 
ihre Selbstverwaltung den wirtschaftlichen Bedürfnissen anzu- 
passen vermocht, soweit sie nicht durch die Staatsbureaukratie 
daran gehindert wurde. 

Organisation und Leistungen. 

Für die künftige Sozialversicherung dürften 
daher die Grundlasen der Krankenversicherung in erster Linie 
mit in Betracht kommen. Sämtliche Zweige der Sozialver- 
sicherung sind in einen einheitlichen Selbstverwal- 
tungskörper zusammenzufassen, gegliedert nach örtlichen 
und bezirklichen Wirtschaftsgebieten ohne unbedingte Bindung 
an die veraltete Finteilung der staatlichen und gemeindlichen 
Verwaltungsorganisation, 

Der örtliche Unterbau 
gruppieren in: 

a) Gesundheitspflege, vorbeugendes Heilverfahren, Kranken- 
hilfe und Krankenfürsorge durch Sachleistungen; 

b) -Unterstützung der vorübergehend oder dauernd Erwerbs- 
behinderten, Erwerbsbeschränkten, Erwerbsunfähigen und 
Erwerbslosen durch Barleistungen. 

Die Sachleistungen haben mehr und mehr an die Stelle von 
Barleistungen zu treten. Die Leistungen haben ein Existenz- 
minimum zu gewähren. 

Die weitergehenden öffentlich - rechtlichen Versorgungs- 
ansprüche der Beamten, Angestellten und Arbeiter sind als Zu- 
satzleistungen von den Leistungspflichtigen weiter zu gewähren 
oder durch Mehrleistungen des Versicherungsträgers abzulösen. 

Die Wohlfahrtspflege der Gemeinden ist zunächst durch 
Bildung -von Zweckverbänden zwischen Gemeinden und Ver- 
sicherungsträger weiter zu gewähren und auszugestalten. Ihre 
Uebertragung an den Versicherungsträger ist vorzubereiten. 

Selbstverwaltung. 

Dem örtlichen Unterbau des Versicherungsträgers ist volle 
Selbstverwaltung zu gewähren. Das örtlich gewählte Selbst- 
verwaltungsorgan soll aus einer Verwaltungs- und einer Schieds- 
instanz, das bezirkliche Organ aus einer Verwaltungs-, einer 
Aufsichts- und einer Spruchabteilung, die Leitung des Reichs- 
versicherungsträgers aus einer Verwaltungs-, einer Aufsichts- 
und einer Spruchabteilung bestehen. 

Versicherungsumfang. 

Die Versicherung umfasst alle Erwerbstätigen und ihre An- 

gehörigen, 


ist nach dem Fürsorgezweck zu 


Deckung der Lasten. 

Zur Deckung der Lasten werden von den Arbeitnehmern- 
Beiträge, von den Unternehmern Steuern erhoben. 

Reich, Länder und Gemeinden sind an der Lastendeckung 
zu beteiligen. Das Reich hat ausserdem die gesamten Verwal- 
tungskosten der Bezirks- und Reichsorgane des Versicherungs- 
trägers zu übernehmen.“ 


W, Zur Angestelltenversicherung. 

„Der erste Gewerkschaitskongress des AfA-Bundes richtet 
an den Reichstag das Ersuchen, den von der Regierung einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes über Aenderung des Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte nicht in der vorliegenden 
Form zu verabschieden, sondern die Eingliederung der 
Angestelltenversicherung in die Invaliden- 
versicherung derart zu. gestalten, dass die jeweils besse- 
ren Bestimmungen der beiden Versicherungsgesetze haihehalten 
und erweitert werden. Die missliche wirtschaftliche Lage der 
Angestellten gestattet diesen nicht, Beiträge für einem an sich 
überflüssigen, kostspieligen besonderen Ver- 
sicherungsapparat aufzubringen. - Ausserdem aber liegt 
die Vereinheitlichung schon um deswillen im Interesse der An«= 
gestellten, weil sich herausgestellt hat, dass eine endgültige 
Klärung. der Frage, wer versicherungspilichtiger Ange- 
steilter oder versicherungspflichtiger Arbe iter Ist, nicht 
herbeigeführt werden kann.“ 
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Gegen die Entrechtung der Arbeitnehmer in den Klein- 
betrieben. In der Aussprache, die sich auf dem 1. AfA-Kongress 
an das Referat Sinzheimer „Für die Fortbildung des Arbeits- 
rechts“ anschloss, ergriff auch Kollege Nörpel das Wort, 
indem er eine Frage erörterte, die für die Arbeitnehmer in 
Kleinbetrieben durch die bevorstehende Aufhebung der De- 
mobilmachungsvorschriften sehr brennend geworden ist. Er 
wies darauf hin, dass gleiches Recht für alle stets der oberste 
Gfundsatz der freien Gewerkschaften gewesen sei. Das ein- 
heitliche Arbeitsrecht sei eine unserer Hauptforderungen. Mit 
dem Inkrafttreten des Betriebsrätegesetzes sei jedoch eine durch 
nichts berechtigte ' verschiedenartige Behandlung - der Arbeit- 
nehmer zur Durchführung gekommen, weil nur diejenigen alle 
Rechte aus dem B. R.G. in Anspruch nehmen können, die in Be- 
trieben mit in der Regel mehr als 20 Arbeitnehmern tätig und 
eine Betriebsvertretung (Betriebsrat, Arbeiter- und Angestellten- 
rat) zu wählen in der Lage sind. Die kleineren Betriebe und 
die vielen Millionen Arbeitnehmer in den Zwergbetrieben 
seien nicht in der Lage, das B.R. G. durchzuführen bzw. fielen 
überhaupt nicht unter das Gesetz und könnten insbesondere die 
sich aus den 8$ 84-89 B.R.G. ergebenden Rechte bei Ent- 
lassungen nicht in Anspruch nehmen. Man habe durch das 
B.R.G. mithin Arbeitnehmer erster und zweiter Klasse ge- 
schaffen. In seinen Wirkungen trete dieser unhaltbare Zustand 
noch nicht voll in Erscheinung, da nach $$ 12 und 13 der Ver- 
ordnung vom 12. Februar 1920 für alle Arbeitnehmer die Mög- 
lichkeit bestehe, bei Verminderung der Arbeitnehmerzahl ihre 
Rechte wahrzunehmen. Ganz abgesehen davon, dass hierdurch 
an der Rechtslage im Prinzip nichts geändert werde, solle je- 
doch auch letzgenannte Verordnung mit dem 31. März 1922 
ausser Kraft treten, so dass von diesem Zeitpunkt ab eine 
Schutzmöglichkeit gegen Entlassungen für die in den Klein- 
und Zwergbetrieben tätigen Arbeitnehmer gar nicht mehr be- 
stehe. — Auf Vorschlag des Redners nahm sodann der AflA- 
Kongress folgende Entschliessung an: 

„Der erste Kongress des Allgemeinen freien Angestellten- 
bundes fordert, dass sofort durch ein Nachtragsgesetz zum 
B.R.G. zum mindesten die Rechte aus den $$ 84-89 B.R.C. 
auf alle Arbeitnehmer übertragen werden, um vor allem den 
jetzigen geradezu unhaltbaren Zustand zu beseitigen. Mit der 
Durchführung des Schutzes der Arbeitnehmer in Klein- und 
Zwergbetrieben durch die $$ 84-89 B.R.G. sind die Gewerk- 
schaften zu betrauen, Vom Reichsarbeitsministerium erwartet 
der Kongress die sofortige Ausarbeitung eines entsprechenden 
Gesetzentwurfs und von den Parteien des Deutschen Reichs- 
tages, dass sich dieselben mit aller Energie für die Gesetz- 
werdung einsetzen.“ 


Gegen die Gewinnbeteiligung. Bekanntlich stehen die Har- 
monieverbände der Frage der Gewinnbeteiligung und Einführung 
von Kleinaktien sehr sympathisch xegenüber. Ja, der D. H.V. 
setzt alle Kräfte in Bewegungs, die Sozıalisierung der Wirtschaft 
durch Anpreisung dieses Allheilmittels für die Lösung der sozia- 
len Frage zu verhindern, Gegenüber diesen Feinden des wirt- 
schaftlichen Sozialismus haben die freien Gewerkschaften stets 
erklärt, dass sie auch in der Frage der Gewinnbeteiligung ihren 
grundsätzlichen Standpunkt des unüberbrückbaren Gegensatzes 
zwischen Kapital und Arbeit aufrechterhalten, weil die Ge- 
winnbeteiligung höchstens dazu führen werde, dass einzelne 
Berufsgruppen dank einer gewissen Monopolstellung auf Kosten 
der Gesamtheit Extragewinne herausholen würden. Erst kürz- 
lich hat Prof. Sinzheimer auf dem AfA-Kongress trefiend 
darauf hingewiesen, welcher Widersinn darin liegt, dass ge- 
wisse Sozialpolitiker zwar die Entmaterialisierung der Arbeiter- 
bewegung fordern, im gleichen Atemzug aber die rein materia- 
listische, zum Schaden der Gesamtheit führende Forderung ver- 
fechten, der Arbeiter sei durch individuelle Gewinn- und Kapital- 
beteiligung am Unternehmergewinn zu beteiligen. 

Nun hat auch ein sehr bekannter Vertreter der Gross- 
industrie seinen Standpunkt zu dieser Frage erklärt. Gegen 
die Gewinnbeteiligung äussert sich der Vorsitzende des Direk- 
toriums der A. E. G., Herr Deutsch, in seiner an anderer 
Stelle bereits erwähnten Schrift über den Anteil des Kapitals 
an der Produktion folgendermassen: „Ich sehe’ in dem 
Vorschlage der Gewinnbeteiligung nur den 


Ausdruck der Verlegenheit und Ratlosigkeit, 
‚ander &recheint mir überdies wie eine Vor- 


spiegelung falscher Tatsachen. Bei der Ge- 
rinefügrigkeit der zur Verteilung gelangenden 
Summen ist eine starke Ernüchterung und 
Enttäuschung unausbleiblich.“ Er spricht weiter 
von den grossen Enttäuschungen, welche man-in der englischen 
Industrie mit dem System der Gewinnbeteiligung gemacht hat. 

Herr Deutsch macht also noch besonders darauf aufimerk- 
sam, dass die Gewinnbeteiligung für die Masse der Arbeit- 
nehmer überhaupt keinen praktischen Wert hat, eine Behaup- 
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tung, die auch von den freien Gewerkschaften schon wiederholt 
aufgestellt worden ist, und die nun durch die Schrift eines her- 
vorragenden Arbeitgebers bestätigt wird. Wenn die Erkenntnis 
der ganzen Nichtigkeit dieses Mittelchens überhaupt noch ge- 
weckt werden muss, so möge man sich vorstellen, was denn 
schon 20--30 Prozent Dividende für den glücklichen Besitzer 
einer Kleinaktie von etwa 100, 300 oder 500 M. sind! Ob es 
nun auch dem D. H. V. dämmert? : 
Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestellten- 
versicherung. Mit dem 31. Dezember 1921 läuft die Frist 
zur Nachzahlung freiwilliger Beiträge für die Jahre 1914 bis 
1920 ab. Versicherte, deren Anwartschaft in diesen Jahren 
nicht aufrechterhalten ist, müssen, um ihre Ansprüche nicht 
zu verlieren, die ‚fehlenden freiwilligen Beiträge bis zum 
Schlusse dieses Jahres einzahlen. Dazu sind die bei der. Post 
erhältlichen roten ‚Zahlkarten zu benutzen. Zur Erhaltung 
der Anwartschaft müssen in jedem Jahre mindestens 3 Kalender- 
monate belegt sein. 
Ferner können Angestellte bis zum 31. Dezember 1921 
Pflichtbeiträge, deren Entrichtung aus einem nicht in ihrer 
Person liegenden Grunde unterblieben, aber zur Erhaltung der 
Anwartschaft notwendig ist, sämtlich oder teilweise nachent- 


‚richten oder die Stundung bei der Reichsversicherungsanstalt 


für Angestellte beantragen. 

Beihilfen aus der Angestelltenversicherung. Nach $ 1 Ab- 
satz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 1921 über Aenderungen 
des Versicherungsgesetzes für Angestellte erhalten Empfänger 
von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente nach dem Ver- 
sicherungsgesetze für Angestellte dann keine Beihilfe, wenn sie 
eine solche bereits aus der Invalidenversicherung beziehen. 
Diese Ausnahme ist mit dem 1. Oktober=1921 gegenstandlos ge- 
worden, da seitdem die Invalidenversicherung keine besonderen 
Beihilfen mehr, sondern einheitliche erhöhte Leistungen ge- 
währt. Infoigedessen erhalten vom 1. Oktober 1921 ab auch 
diejenigen Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente 
nach dem Versicherungsgesetz für Angestellte eine Beihilfe, 
die bis zu diesem Tage eine Beihilfe aus der Invaliden- 
versicherung bezogen haben. ; 


Soziale Bewegung 

Protest der Arbeitnehmer-Organisationen gegen die Tei- 
lung Oberschlesiens. Der Allgemeine Deutsche Gewerkschafts- 
bund, der Allgemeine Freie Ängestelltenbund (AfA-Bund), der 
Gewerkschaftsring der deutschen Arbeiter-, Angestellten- und 
Beamtenverbände, der christliche Deutsche Gewerkschaftsbund 
und der Deutsche Beamtenbund haben an den Völkerbundrat, 
Lloyd George und Briand folgendes Telegramm gerichtet: 

„Nach übereinstimmenden Aeusserungen der Schweizer, Pa- 
riser und englischen Presse hat der Völkerbundrat die Teilung 
Ob£ischlesiens beschlossen. Falls das zutrifft, erheben die deut- 
schen Arbeiter- und Beamtenverbände aller Richtungen schwer- 
sten Einspruch. Die unterz@ichneten Hauptorganisationen, die 
insgesamt 14 Millionen Mitglieder vertreten und mit Familien- 
angehörigen 40 Millionen deutscher Staatsangehöriger umfassen, 
haben sich geschiossen hinter das Reparationsprogramm der 
Regierung Wirth gestellt. Sie. haben das getan, obwohl sie 
sich bewusst sind, dass die Wirkungen der Reparationen für 
sie alle härteste Arbeit und herbe Entbehrungen bedetıten. 
jede Abtrennung wichtiger Wirtschaftsquellen von Deutsch- 
and macht die Durchführung dieses Programms unmöglich 
und bedeutet zugleich Verelendung des deutschen Volkes, das 
bei seiner Bevölkerungsdichte auf weltwirtschaftlichg Beziehun- 
gen, auf Import und Export angewiesen ist. Eine Teilung 
Oberschlesiens steht auch im : Widerspruch mit dem Abstim- 


mungsergebnis, sie hätte ferner zur Folge, dass die arbeitende _ 


Bevölkerung Deutschlands auf alle sich aus Teil”13 des Frie- 
denstraktats ergebenden Massnahmen (Organisation der Arbeit 
verzichten müsste. Gerechtigkeit sowie die Deutschland aui- 
erlegten und von ihm anerkannten Pflichten erheischen ge- 
bieterisch Belassung Oberschlesiens bei Deutschland.“ 

Durch diese Kundgebung sind erneut die Anschuldigungen 
widerlegt, die die christlichen Gewerkschaften und besonders 
der christliche Neue D.T.V. gegen unseren Bund und den 
AfA-Bund wegen unserer Stellung in der oberschlesischen 
Frage erhoben und die wir bereits im vorigen Hefte energisch 
zurückgewiesen haben. 

Zur Ortsklasseneinteilung wird vom Reichsgutachteraus- 
schuss des ‚Deutschen Beamtenbundes den beteiligten Spitzen- 
organisationen folgende Zuschrift übermittelt: 

„Noch immer warten die Beamten auf die gesetzliche Rege- 
lung der Ortsklasseneinteilung. “ Seit Monaten haben im Sta- 
tistischen Reichsamt Vernehmungen der interessierten Beamten 
aus allen Teilen des Reiches stattgefunden. Die -wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der fast 75000 Orte des-Deutschen Reiches 
sind klargelegt, indessen sind Verhandlungen an sich 
infolge des Widerstandes der Reichsregie- 


rung bisher nicht geführt worden. 
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Da die gesetzliche Regelung der Ortsklasseneinteilung nicht 
nur für die Beamten, sondern auch’ für die Angestellten und 
Arbeiter in Handel und Industrie und auch noch darüber hinaus 
weittragende Bedeutung hat, haben die ‘Spitzengewerkschaiten 
beim Reichsfinanzministerium Schritte zur Sicherstellung von 
Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften und der Reichs- 
regierung vor Annahme des Gesetzes unternommen. Vom 
Reichsfinanzministerium und dem diesem unterstellten Statisti- 
schen Reichsamit ist zugesagt worden, dass Ende Oktober 
den Gewerkschaften Richtlinien zugehen sollen, aus denen 
eine klare Uebersicht über die Einteilung der Länder und Pro- 
vinzen sowie der Wirtschaitsgebiete zu entnehmen ist. An- 
tanges November wird mit den Spitzenorganisationen 
verhandelt werden, und zwar an Hand des bis dahin fertig 
vorliegenden Entwurfes des Reichsfinanzministeriums zum Orts- 
klassenverzeichnis. Wird in diesen gemeinsamen Verhandlungen 
eine Verständigung erzielt, dann steht zu erwarten, dass der 
Reichstag sehr schnell mit dem Gesetz fertig wird und das 
schon lange erforderliche Werk durchgeführt werden kann. 

Wesentlich anders sieht jedoch die Sache aus, wenn die 
Spitzengewerkschäften dem Entwurf des Reichsfinanzministe- 
riums nicht zustimmen sollten. Dass in diesem Falle der 
Reichstag das ganze Gesetz en bloc annehmen kann, halten 
wir für ausgeschlossen, denn dann könnte kein Reichstags- 
abgeordneter mehr vor seine Wähler treten, ohne den berech- 
tigten Sturm der Entrüstung entgegennehmen zu müssen. Ueber- 
dies würde dann die Erledigung des Ortsklassenverzeichnisses 
auf unabsehbare Zeit hinausgeschoßen werden. 


Die Zentralarbeitsgemeinschaft für die Einhaltung des Ab- 
kommens vom 15. November 1918. Auf Grund von Beschwer- 
den des AfA-Bundes und des’ Gewerkschaftsbundes der An- 
gestellten über die Weigerung verschiedener Arbeitgeberver- 
bände, Tarifverträge für Angestellte abzuschliessen, beschäftigte 
sich der geschäftsführende Vorstand der Zentralarbeitsgemein- 
schaft mit der Frage, inwieweit die Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die das Abkommen vom 
15. November 1918 unterzeichnet haben, verpflichtet seien, die 
ihnen‘ angeschlossenen Unterverbände zur Durchführung des 
Abkommens anzuhalten.: Nach eingehender Aussprache wurde 
einstimmig folgende Entschliessung angenommen: 

„Der Vorstand der Zentralarbeitsgem®inschaft erklärt, dass 
eine grundsätzliche Weigerung, von rbeitgeber- oder Arbeit- 
nehmerverbänden, die Ärbeitsverhältnisse für Arbeiter oder 
Angestellte durch Kollektivverträge zu regeln, mit dem No- 
vemberabkommen 1918 nicht vereinbar ist. Die Spitzenver- 
bände übernehmen die Verpflichtung, auf solche Organisa- 
tionen in dem Sinne einzuwirken, dass sie sich zu den ent- 
sprechenden Vereinbarungen bereit finden und stellen ihre 

uten Dienste zur Vermeidung von Streitigkeiten in Einzel- 
ällen zur Verfügung.‘ : 

Wir empfehlen, auf diese Entschliessung jeden . Arbeit- 
geberverband hinzuweisen, der sich etwa in Zukunft noch 
rundsätzlich weigern sollte, sich überhaupt in Tarifverhand- 
Kagel mit Angestelltenverbänden. einzulassen. 


Der Vorstand der Zentralarbeits- 
gemeinschaft hat kürzlich die Anerkennung und “Aufnahme 
einer Vereinigung von Bäckergehilfen abgelehnt, weil diese 
als gelbe Organisation zu bezeichnen sei. Der nochmals 
gestelite Antrag des gelben Bundes um Anerkennung als Ge- 


Ausschluss der „Gelben“. 


‚werkschaft im Sinne ‚der Tariffähigkeit beschäftigte nun den 


Sozialpolitischen Ausschuss des vorl. Reichswirtschaftsrates, der 
am 22. September 1921 unter Vorsitz von Paul Umbreit 
folgenden Beschluss fasste: 

„Der Sozialpolitische Ausschuss, des Reichswirtschaftsrats 
beantwortet das Schreiben des Reichsarbeitsministers dahin- 


Bares dass er den Bund der Bäcker- (Konditoren-) Gesellen, 


eutschlands als eine tariffähige wirtschaftliche ‚Vereinigung 
der Arbeitnehmer des Bäckergewerbes nicht anerkennen 


kann, da der Bund sowohl nach seiner Entstehung als auch 
nach seinem Verhalten sich als eine von den Arbeit- 
gebern abhängige Organisation erweist und auch 


der Zentralvorstand der Zentralarbeitsgemeinschaft der indu- 
striellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Deutschlands nach seinem Beschluss vom 30. Juli 1921 diesen 
Bund als eine wirtschaftsfriedliche (gelbe) Orga- 
nisation bewertet, die nach Ziifer 3 der Vereinbarung vom 
15. November 1918 weder einer- Spitzenorganisation der Oe- 
werkschaften noch einer Reichsarbeitsgemeinschaft angehören 
kann.‘ : 

Hier ist nun amtlich bescheinigt worden, dass dieser „wirt- 
schaftsfriedliche‘ Bund eine ausgesprochene gelbe Organisation 
ist, die, wohl Verträge abschliessen kann, die aber niemals 
als verbindlich erklärt werden und Rechtsgültigkeit, besitzen 
können. 
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Angestelltenbewegung 


Die Mohrenwäsche, Der N.D.T.V. macht in Nr. 18 seiner 
Zeitschrift „Der deutsche Techniker‘ den vergeblichen Versuch, 
sich auf fünf Seiten von den korrumpierenden Enthüllungen, 
die in der letzten Zeit durch die Presse gingen, rein zu waschen, 
Wie in der „Essener Volkszeitung“ schimpft er in allen Ton- 
arten auf denjenigen, der nach seiner Meinung das belastende 
Material geliefert hat. Aber die dort zahlenmässig aufgeführten 
Tatsachen werden durch alles Drumherumreden in keiner ‚Weise 
entkräftigt, im Gegenteil bestätigt. So wird beispielsweise In 
Fettdruck betont: 

„dass die Gelder, die den Verbänden aus Berlin zugegangen sind, aus- 
schliesslich von unseren Gesamtverbänden der Angestellten und christ- 
lichen Arbeitergewerkschaften, sowie von einem bestimmten Einzel- 
verband — also nur aus dem: gewerkschaftlichen Lager — stammten 
und sich fast restlos aus rückzahlbaren Darlehen zusammensetzten.‘“ 

Aus dieser Bestätigung geht einmal 'hervor, dass der 
N.D.T.V. durch erhebliche Unterstützungen von seiten der 
christlichen Gewerkschaften, insbesondere aber von einem be- 
stimmten Einzelverband — das ist der Deutschnationale Hand- 
lungsgehilfenverband —, ausgehalten wird. Auch jetzt wird mit 
keinem Wort etwas darüber gesagt, ob der N.D.T. V. nunmehr 
auf eigenen Füssen steht, oder weiter durch Almosen anderer 
Verbände über Wasser gehalten werden muss. Es ist klar,, 
dass ein bis über die Ohren verschuldeter Verband für die Füh- 
rung gewerkschaftlicher Kämpfe überhaupt nicht in Betracht 
gezogen werden kann. Wir gestatten uns aber die eine Frage: 
Woher stammen die Gelder, die den Verbänden nicht aus Berlin, 
sondern aus anderen Orten zugegangen sind? 

Wenn in dem von uns wiedergegebenen Artikel der 
N.D.T.V. einer masslosen Uebertreibung der Mitgliederzahl 
beschuldigt wurde, so beeilt er sich, dies aufs neue dadurch zu 
bestätigen, dass er: behauptet, die beiden Verbände, N.D.T.V. 
und Deutscher Werkmeisterbund, zählen heute 15 239 Mitglieder. 
Nach uns vorliegenden Mitgliedsbüchern hat der N.D.T.V. 
am 1. Oktober 1920 die Mitgliedsnummer 2497 und am 7. April 
1921 die Mitgliedsnummer 3298 ausgegeben, Wohl verstanden, 
das sind die ausgegebenen Mitgliedsnummern, In dem Halbjahr 
Oktober 1920 bis April 1921 hatte er also sage und schreibe 
801 Anmeldungen zu verzeichnen. Eine grosse Anzahl der Irre- 
geführten ist zum Bund oder Werkmeister-Verband übergetreten 
bzw. überhaupt ausgetreten. Ja, in dem angezogenen Artikel 
wird behauptet, dass 50 Prozent der Mitglieder keine Beiträge 
zahlen. Es ist für jeden, der auch nur ein wenig Erfahrung 
im Gewerkschaftsleben und in den Erfolgen der gewerkschaft- 
lichen Werbearbeit hat, ausgeschlossen, dass auch nur annähernd 
die angegebene Mitgliederzahl stimmt. Die Korruption sitzt 
dem N.D.T.V. scheinbar schon so sehr in den Knochen, dass 
es den Herrschaften vollkommen unmöglich ist, wahrheits- 
getreue Angaben zu machen. Der ganze Rechtiertigungsver- 
such des N.D.T.V. ist ein klägliches Eingeständnis seiner 
Schuld. 

Die Reichszentrale für Heimatdienst sendet uns in dieser 
Sache eine Zuschrift, in der es heisst: 

„Die Reichszentrale für Heimatdienst hat aus ihren Mit- 
teln weder an den Deutschen Werkmeisterbund bzw. den 
Neuen Deutschen Technikerverband irgendwelche Geldbeträge 
gezahlt, noch die Zuführung von Geldmitteln an diese Organi- 
sationen veranlasst, auch nicht durch das Generalsekretariat 
Berlin bzw. Herrn Baltrusch.“ 

Und ferner: 

„Die Reichszentrale für Heimatdienst hat an einen Zen- 
trumsabgeordneten E. weder regelmässig monatliche Bei- 
träge von 5000 Mark, noch einen einmaligen Beitrag von 
10000 Mark zur Errichtung einer Geschäftsstelie, noch durch 
den Abgeordneten E. oder unmittelbar rund 100 000 Mark für 
die angezogenen Verbände bezahlt.“ 

Hierzu haben wir folgendes zu bemerken: 

Wir glauben gern, dass die Reichszentrale die Zuführung 
von Geldmitteln an den Werkmeisterbund und den N. D. T. V. 
nicht veranlasst hat. Damit ist aber nicht gesagt, dass 
nicht von der Reichszentrale das Generalsekretariat der christ- 
lichen Gewerkschaften erhebliche Mittel erhalten hat, bei deren 
Verteilung der N.D.T.V. besonders stark berücksichtigt wor- 
den sein dürfte. Die anderen Mittel sind nicht aus der Zentrale 
für Heimatdienst, sondern aus einer ihr sehr nahestehenden 
Organisation geflossen. Mit dieser Zuschrift wird also an der 
von uns festgestellten und für uns wichtigen Tatsache der Kor- 
ruption im N.D.T.V. an sich nichts geändert. 


Immer lauzsam voran! Am 16. September hat in Berlin 
eine Reichskonferenz des Gewerkschaftsbundes der Ange- 
stellten (G.d. A.) stattgefunden. In dieser Reichskonferenz hat 
man sich auch mit sozialpolitischen Fragen beschäftigt und ist 
zu dem überaus bemerkenswerten Ergebnis gekommen: „Das 
einheitliche Angestelltenrecht muss mit Beschleunigung ge- 
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schaffen und in sozial fortschrittlichem Geiste gestaltet 
werden!“ Als die in dem AfA-Bund vereinigten freien An- 
gestelltengewerkschaften vor dem Kriege sich für die Schaffung 
eines einheitlichen Angestelltenrechts einsetzten, wurde diese 
Forderung von den heute im G.d.A. vereinigten Verbänden 
aufs schärfste bekämpft. Heute ist für uns die Forderung des 
einheitlichen Angestelltenrechts überholt durch die Forderung 
eines einheitlichen Arbeitsrechts, ja im Reichs- 
arbeitsministerium werden bereits die Vorarbeiten für das ein- 
heitliche Arbeitsrecht geleistet. Der erste” Gewerkschafts- 
kongress der AfA hat in einem Referat von Dr. Sinzheimer 
unsere Forderung zum einheitlichen Arbeitsrecht klar heraus- 
gearbeitet, Die Gewerkschaften im G.d.A. fürchten wohl, dass 
die Welle des Fortschritts über sie hinweggeht, und allmählich 
ringen sie sich nın zu dem durch, was von uns in der Vor- 
kriegszeit vertreten wurde. Wenn sie nun. aber so einen 
halben Schritt vorwärts machen, so machen sie. auf der an- 
deren Seite gleich einen ganzen Schritt wieder zurück, in- 
dem sie feststellen: „dass die Beibehaltung der Sonderver- 
sicherung unabbringbare Forderungen der Angestellten sind“. 
Bezeichnend hierbei ist, dass sie in ihrer, dem G.d. A. nun ein- 
mal eigenen Bescheidenheit ganz übersehen, dass das bei 
weitem grösste Kartell der deutschen Angestelltenschaft, der 


„AfA-Bund, und auch sehr viele Mitglieder des G.d.A.- selbst 


die Beibehaltung der Sonderkasse ablehnen und für eine Ver- 
schmelzung der Invaliden- und Angestelltenversicherung ein- 
treten. Wie beim einheitlichen Angestelltenrecht können wir 
vielleicht erleben, dass, wenn es zu spät sein wird, auch beim 
G.d.A. die Erkenntnis einzieht, dass die Vereinheitlichung 
unserer sozialen Versicherung‘ eine der wichtigsten Forde- 
rungen im Interesse der deutschen Angestelltenschaft ist. 








00 Aus dem Bunde 00 


_ 





Barmer Krankenkasse. Die Verbände des AfA-Bundes, die 
mit’ der Barmer Krankenkasse im Vertragsverhältnis stehen 
und ihren Mitgliedern den Eintritt in die Krankenkasse empfeh- 
len, haben ein grosses Interesse daran, sich für die nächste 
Generalversammlung der Krankenkasse eine genügend starke 
Vertretung zu sichern. Wir bitten deshalb alle Kollegen, die 
Mitglieder der Krankenkasse sind, uns ihre Adresse, die 
Krankenkassen-Mitgliedsnummer und den Tag ihres Eintritts 
in die Krankenkasse anzugeben und etwa zu stellende Anträge 
uns mitzuteilen. 


Vorstandsbekanntmachungen 

Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr, 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barınen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Liegenschaftsamt der Stadt Köln. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. e 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-Q., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 


Aus den Gauen 
Gautage. 
Gau Hannover-Braunschweig. Sonntag, den 30. Oktober 1921: 
Hannover, „Volksheim“ Nikolaistr. 10, Saal 5. Beginn: vormittags 
9 Uhr. 













Zwei neue Ausgaben der D.T.Z.: 


Ausgabe VI: „Der Katastertechniker“ 
Ausgabe VII: „Der Reichseisenbahntechniker“ 


werden seit Oktober d. J. herausgegeben. Auch diese Aus- 
gaben enthalten, wöchentlich mit dem besonderen Fachblatt 
abwechselnd, die „Freie Beamtenrundschau“, daneben die be- 
kannten übrigen Beilagen der „D. T. Z.“ Jeder Kataster- oder 
Reichseisenbahntechniker sollte eine dieser Ausgaben bei seinem 
Postamt bestellen. Bundesmitgliedern wird der Bezugspreis 
in Höhe von 5M. viertelj. auf den Monatsbeitrag angerechnei. 
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Gau Rhein!and-Westfalen. Sonntag, den 30. Oktober 1921: Essen, 
Kleiner. Saal des städtischen Saalbaues. Beginn: vormittags 9,30 Uhr. 

Gau Brandenburg am 5. und 6. November 1921: Cottbus, Hotel 
zum weissen Ross. Beginn: am 5. November, nachmittags 4 Uhr. 

Gau Hessen am 5. und 6. November 1921: Giessen, Stadiver- 
ordneten-Sitzungssaal. Beginn. am 5. November, nachmittags 4 Uhr. 

Gau Südwestdeutschiand am 5. und 6. November 1921: Stuttgart, 
Liederhalle. Beginn am 5. November, nachmittags 3 Uhr. 

Die Tagesordnung ist in Nr. 41 der „D.T.Z.“ bekänntgegeben. 

Gau Hannover-Braunschweig. Der diesjährige IH. ordentliche 
Gautag findet am Sonntag, den 30. Oktober 1921, vorm. 
9 Uhr, in Hannover, „Volksheim“, Nicolaistr.10, Saal 5, statt. Tages- 
ordnung: 1. a) Eröffnung und Konstituierung des ‚Gautages; b) Wahl 
der Mandatprüfungs-Kommission. 2. Geschäftsberichte: a) des Gau- 
vorstandes; b) des Gauleiters. 3. Berichte der Ortsverwaltungen. 
4. Grundsätzliche Fragen der Bundesverfassung (Reierent: Schwedt- 
Berlin). 5. Anträge zum Gautag. 6. Wahlen: a) von 5 Gauvorstands- 
mitgliedern und 5 Ersatzleuten; b) Wahl der Bundesausschüss-Mitglieder 
und Ersatzleute; c) Bestätigung des Gauleiters. 7. Verschiedenes. 

Der Gautag ist. öffentlich. Die Bundesmitglieder, die als Gäste 
ee wollen, müssen sich durch ihr Mitgliedsbuch ausweisen 
Önnen. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammiungskalender der „D.T.Z.* dürfen wegen das be- 
achränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgrüppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. 


Trier. M. 27. X, 8%, Drehscheibe, Fleischstrasse. 





af) Bücherschau 00 








Tarifverträge und Schlichtungswesen. Von M. Schumacher, 
Zentralverlag G. m. b. H., Berlin NW6. Preis 2590 M. 


Die Schrift Schumachers bedeutet keine Bereicherung der gewerk- 
schaftlichen Literatur. Von beru!enerer Seite, insbesondere von Richard 
Seidel (in der Sammiung der AfA-Schriften „Der koliektive Arheits- 
vertrag in Deutschland“), ist das Thema „Tarifverträge“ in viel über- 
sichtlicherer und wertvolierer Form bereits beliandeit worden. Im übrigen 
ist die Schrift Schumachers, soweit sie sich z. B. auf den „Inhalt des 
Tarifvertrages“ bezieht, lediglich auf Arbeitertarife zugeschnitten. Das 
Schlichtungswesen ist nur ganz oberflächlich behandelt. in einem 
Ausblick wird auf die neue Schlichtungsordnung hingewiesen, jedoch 
nur, soweit es sich um den organisatorischen Aufbau der Schlichtungs- 
einrichtungen handelt, ohne auch nur im geringsten irgendwelche prinzi- 
piellen Fragen dabei zu berühren. —d. 


Winke und Erfahrungen für den kl:inen Tabakpflanzer. Von Chemi- 
ker Heber, Stuttgart, Gaisburgstrasse 27 und 29. Selbstverlag. 
Gebunden 87 Seiten. Preis M. 6.80. Das Buch bespricht das Tabeizit- 
Verfahren, durch welches eine sachgemässe Ferientierung (Gärung) 
selbst kleinster Tabakmengen, in der kurzen Zeit yon 8—10 Tagen zu 
einer wohlschmeckenden Rauchware bei wesentlicher Verbilligung auf 
ein Achteı bis ein Zehnte: der heutigen Tabakpreise ermög‘icht werden 
sol. Wer Tabak für seinen eigenen Bedarf baut oder bauen will, hat in 
dem Buche eine gute Anleitung. 


a eiaren 


fel 


St 
Es starben: 


Alfred Biergotsch (63 711), Meiderich. 
Georg Croli (T. 42 933), Berlin. 

Walter Decker (137 320), Mücheln. 
Hermann Engeibrecht (131 619), Hamm. », 
Hermann Francke (74888), Magdeburg. 
Adolf Heinriey (122 479), Berlin. 

Emil Hepke (146 974), Görlitz. 

W. Herrmann (T. 66 415), Wittenberg. 
Ludwig Klapp (124 590), Oberschöneweide. 
Bernhard BESER, (T. 69 286), Cassel. 

Carl Lefoldt (124333), Berlin. 

Oskar Lorenz (12 232), Berlin. 

Otto Rädler (7. 51505), Oetzsch bei Leipzig. 
M. Schenck (58 256), Steglitz. 

Erich Schmandt (171 240), Plauen. 
Heinrich Schwung (T. 93 939), Köln, 

Joh. Vollmuth (T. 66 680), Würzburg. 
Josef Wilczek (134225), Laurahütte. 


Ehre ihrem Andenken! 








Hauptschriftleiter und verantwortlich für den Hauptteil: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. ' 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Werftstz. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 63, ö 
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Anzeige 


Der erste Band des neuen Brockhaus (8. Auflage von Brockhaus’ 
Kleinem Konversationslexikon) ist soeben erschienen. Das ganze Werk 
wird 4 Bände umfassen. Wir machen Interessenten auf das Inserat in 
der heutigen Nummer der Buchhandlung Karl Block, Berlin 
SW88, Kochstrasse 9, aufmerksam, welche die Anschaffung des 
Lexikons durch Gewährung bequemer Monatszahlungen ermöglicht. 





Jünoerer Vermessungstechniker 


von grösserer Berliner Terraingesellschaft per sofort 
gesucht. Sauberer, flotter Zeichner, der Erfahrung in 
örtlichen Vermessungen sowie im Kataster- und Grundbuch- 
wesen besitzt, kann sich unter Angabe der Gebaltsansprüche 
und Beifügung von Zeugnisabschriften melden bei der 
Berliner Terrain- u. Bau-Aktiengesellschaft 
Berlin NW7, Mittelstrasse 44, 


Tuchtiger Bautechniker 


flotter Zeichner, in Entwurf, Veranschlagen und Bauleitung erfahren, 
zum baldigen Antritt gesucht, 

Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Angabe der 
Gehaltsansprüche und Zeitpunkt des Antrittes an das Amt Ennepe 
in Mispe i.W. umgehend einzureichen. 

Milspe 1.W., den 6. Oktober 1921. Der Amtmann. 


Für sofort junger (möglichst unverheirateter) 


Bauführer 


gesucht für Tief-, Hoch- und Eisenbahnbau, sowie Beton 
und Eisenbeton, Im Kalkulations- und Abrechnungswesen 
durchaus erfahren. 

Offerten mit Gehaltsansprüchen und Eintritistermin 
wolle man richten an 


Heinr. Göke, Tief-, Hoch- und Eisenbahnbau, 
Leimathe I. W. 


Techniker (Architekt) 


gewandter Zeichner, mit Erfahrung im Siedlungswesen, zum möglichst 
sofortigen Antritt gesucht, 
An te mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Skizzen in Briefform 
unter Angabe der Gehaltsansprüche zind zu richten an den 
Kreisausschuss (Siedlungsabteilung) 
Nauen {Osthavelland). 


Techniker |Bautechniker 


b oder 
für Holzbearbeiiungsanlane und 


Zimmereibetrieb p.sofort gesucht, A r€& h i t @e Kk t 


Angebote an zur Anfertigung. von Projekten 
Helfmann & Winkel, | undAusführungszeichnungen von 
Berlin W9, Köthener Str. 31. erster Spezialfirma für Mälzereibau 

„u 00007 777 | zum möglichst sofortigen Eintritt 

Tüchtiger 


2 gesucht, — Gefl. Offerten an 
Gas- und Wassertechniker |5, A. Topf & Soehne, 
für Veranschlagung, Bauleitung 


R und Abrechnung 0 Bun ht. Maschinenfabrik, Erfurt, erbeten, 
tädtis Ohnungsbau, 
Nat unge aus | Drei bis vier tüchtige 















Geschäftliche Mitteilungen. = SE TREE ZUIRETTEN 
4 Reichlichen N 
durch öffentliche oder stille Mitarbeit für die 


‚Stuttgarter Lebensversicherungsbank a. 6 






Zum sofortigen Eintritt werden 
für das Stadtbauamt gesucht: 


ein Architekt 


(Dipl.-Ingenleur), künstlerisch 
und technisch befähigte Kraft, 


» ein Bauführer 


erfahren und energisch, mit allen 
Arbeiten auf Bureau und Baustelle 
vertraut. — Bewerber wollenGesuche 
mit Angabe der Gehaltsansprüche 
und des frühesten Antrittstermins 
unter Beifügung von Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften — zu a) auch 
Handskizzen usw. — umgehend an 
den Magistrat, Personalamt, ein- 
reichen. Persönliche Vorstellung ist 
zunächst nicht erwünscht, 
Bochum, den 8. Oktober 1921. 
Der Magistrat. 


Zeugnis- 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. 
— Prospekt frei. — 


Streitz, Berlin 210, Pasteurstr.16. 














Schu: und Verwertung 
von Neuerungen aller Art } 
zu günst. Bedingung.durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W57, Lulmstr. 18 
1 Langı Erfahr. (Bundesmitgl.) 

1880-99 a. 20.— 


1.0.0.0.) eR«2-. 


1914-20 a. 100.—, gebd., pa. Ein- 
band je 25.— mehr, einz. Num, 
5 bis 20 M. Lueger, Meyer-, 
Brockhaus-Lexikon liefert 


Otto Thurm, Dresden A1. 


Ein- und Verkauf. 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 19%, bei 6 Aufnahmen 45 %, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %, 

Stellenangekote — die fünfgespaltene Mill 











Mark. 













imeter-Zeile 3,— Mark. 
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verdienst 





. (Alte Stuttgarter). 


€ % 2 


Preise steigen n Siofhvosetiaupn! 
un = 
Für meinen Mann 
und für mich finde ich 


die besten Stoffe und Futterzutaten 
in der reichhaltig. Kollektion des Tuchversandhauses 


Friedrich W.Knoll, Cottbus 9. 


Fordern Sie Muster (frei gegen frei) fürı Anzüge, 
Palctot, Ulster, Gesellschaftsanzüge, gestreifte Hosen, 
Cutaway, Damentuchkostüme 
und Röcke, Manchester, Joppen. 


Meine Spezialität: Abgepasste Futterzutaten, 
© einschliesslich Knöpfe, Schnallen usw. ® 
Sofortige Bestellung vorteilhaft! 


Reisszeuge und Rechenschieber Fischer: Statik 
u. Festigkeitsiehre 


Hansen & Kleiner, Kiel, 
Band 1—3. Gebunden M. 270,—, 








@ am 
Eisbärfelle |..." 2, 


Br 


sind teurer, aber nicht schöner als 
meine Keidschnuckenfelle, 
Marke Eisbär. Grösse ca. 1 [I] m. 
Preis 180 M. tarbe w-iss, silber» 
und dunkelgrau. il. Preisliste auch 
über Fusssäcke, Auio- u. Wagen- 
decken gr.u.frei. W. Heino, 
Lünzmühle 4, b. Schneverdingen. 


Mathematik 


zum Selbstunterricht. 


Gebunden M. 60,— durch 


Buch- 

Hermann MEuSsSer, hai. 
Bertin W 57/4, 

Potsdamer Strasse 753. 














= SIEZE ERE EEEETEITSS EEE RER ; 
PEXELTITELITIETTTTITTETTIIISTLITELITIIDIELITEXIITELTEEIEELIEIEISTTIITTE TIPS ES EIEE ELISE EEE 


Die Pensions-und Witwenkasse : 


dss früheren Deutschen Techniker - Verbandes 
{gearündet 1895) ist die beste Zuschusskasse zur Ange- 


E stelitenversicherung. Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz 
© Rentenbezug den Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen 






auf alle Fälle erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 


Nähere Auskunft unter Uebersendung der Aufnahmebedingun- 
gen erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u.Witwenkasse 
des Deutschen Techniker- Verbandes in Berlin, Werftstr. 7. 


EASSIIIEHDONLZIERITHRLILHAHIRIUEHIBMINTERUDENDn 
EEE EEE EEE 


ERLTZESSLERELIFLSELTSZLELLALL TER ZI 
B . ERTL TDEEN 


+PPRTLEITELSELLLLEFERSLSEELLELEEELEELLERLELEEEL LE 
En ZEH EEE: FE REITEN NEEI 












kann auf die Dauer Ihre Lebenshaltung nicht verbessern. Hierzu kann Ihnen nur eine gehnhen- 
Stellung und zu dieser nur eine gründliche Fachbildung verhafop Mie-- ran Sie sich am 





Bene er gaeunt 
ünd Angabe derGehaltsansprüche an 


schnellsten ohne Benufsstörung durch = ne Kustin (persönlicher brieflicher Fernunterricht). 
Geb. ET he ıendeisschule, Bankbeamte, ferner zur sprachlichen Ausbildung durch Deutsch, 
Französisch, Englisch, Latein, Griechisch, zur Ergänzung fehlender Schulbildung (Reifeprüfung 
für Obersekunda, Abiturium) durch die Werke: Gymnasium, Realgymsasium, Oberrealschute, 
ÄAngesiellten der Industrie empfehlen wir den Techn. gebildeten Kaufmann der 
Maschinenbauw-, Elektrizitäts-, Bau- und Installationsbranche. — Verlangen Sie | 
ausführl. Prospekt umsonst durch das Rustinsche Lehrinstiiut, Abt. F, Potsdam. 


aechniken Hochhautechniker 


Zur Aushilfe auf 2—3 Monate- 
— enmmneriseher Begabung tur 
Weh 


1 Bautechniker 
nbauten in Trier zum sofortigen 


flotter Zeichner und Veranschlar-- 
= N 4 
Eintritt gesucht. Bewerbung mit 


N neue, ll Zeugnissen 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
an das 


Reichsvermögensamt Trier. 


des Bundes der technischen Angestellten und Beamten Sondershausen .Th. 


Herrliche, freie Gebirgslage. Buchen- u. Nadelwald. Gesundes, 
billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 
Liegesofa, Behagliche Gesellschaftsräume. Geselliger Verkehr. Zentral- 


heizung. Dadeamags#t Warzen- w Brausebäder. Turn- u. Spielplatz- 


m nn nn 









Fritz Kramb, 
Baugeschäft u, Baumaterialienhdlg,, 
Castellaun, Hunsrück, 


Erholungsheim 























Das ganze Jahr geöffnet, 





Der Preis für Wohnung und Verpflegung beträgt für den Tag . . M. 26. 
für Kinder im Alter von 5—10 Jahren . . 1. MB— 





Für Heizung wird für:den Tag ein Zuschlag von 2,— M. erhoben. 


Rückporto ist beizufügen. 
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Uhren, Schmucksachen, Lederw, 
Geschenk- und Bedarfsartikel, 


NeuePreisliste 21 kostenlos 





ring. echt14kar. Goldfilled 5Jahre 
Garantie mit Monogramm von 
2 Bucstaben in Handgravur 


Reklamepreis M.12,50 


Porto u.Verpacung M. 1,50 extra 
bei Nachnahme M.23,— Als Ring» 
größe gnnügt ein Papierstreiien. 


Sins & Mayer, Berlin SW. 63 


Engros — Versand — Export 
Oranienstraße 116,117. Abt.31 


Herren-Anzugstoffe 


Damentuche ab Fabrikort 
billigst, Muster frei. 
Tuchversand Schliessfach 30 








Spremberg (Lausitz) 67. 


BE Deutsch, — 





: (Prof. C. 


RENT HN zer 








 Taschenwörterbücdher 


= mit Angabe der Aussprache nach der Methode Toussaint-Langenscheidt 
=: Die zuverlässigsten und preiswertesten Wörterbücher - 
= für alle wichtigen modernen, für die alten Sprachen und für u 
In jeder guten Buchhandlung vorrätig. 
Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung 

angenscheidt), Berlin-Schöneberg,. 


Hierzu der übliche B':chhändler-Zuschlag, 
wenn direkt beim Verlag bestelit, 200/, 
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Achtung! 





Soiort besieilen! 


00 Aluminium-Kochtöpfe 


unter Herstellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). 
Diese 4 Stück mit Deckel 





Inhalt: 4 3 


nur 120 Mark 


13/, Liter 


2 
franko Nachnahme (zolfrei) 


1 Topf 5 Liter Mk. 30, 6 Liter Mk. 35 extra. 


Kein Risiko! 









Eu ALTEN: 








Wa 





= E ; ie 





bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 
Anzug-, Hosen-, Paletot- und. Ulsterstoffen 
gesehen haben. — Zusendung franko gegen franko. 
Heinrich Kreie & Co. 
Tuchfabrik und Versand, Spremberg (Lausitz). 


r Ehe 


Sie 


Pr 











nich? Laubsäserel 


Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
malerei liefert allerbilligst 


J.1. Hahn, Maxdort 32 (Pfalz). 


Katalog für ,— Mark franko, 

























“ul 


haben guten Il 


N Ersoig Ii 

















Konvers.-Lexika 
von Brockhaus u. Meyer. 
Luegers Lexikon 
der gesamten Technik. 
Salois, Die Eiektrotechnik. 
5 stark.Ganzleinenbde. 175,—M. 
Salois, Der Maschinenbau. 
5 stark.Ganzleinenbde. 175,—M, 
Salois, Die Mathematik. 
Ein starker Leinenband 40,— M, 
Stertrdlechnische Schule, 
System Karnack - Hachfeld. 
9 schöneGanzleinenbd. 225,—M. 
Breymann, 
Baukonstruktionslehre. 
4 grosse starke Bände, Pracht- 
einband . :240,— M. 
Esselborn, 


Lehrbuch des Hochbaues, 
Esselborn, 
Lehrbuch des Tiefbaues. 
Handbuch dering.-Wissensch. 
Penrdbuch für Eisenbetonbau 
und andere Werke sehr preis- 
wert zu verkaufen. ähere 

Auskunft bereitwilligst. 
Tönsmann, Buchhandlung 
Naumburg a.d. Saale 9, 




















y Eine 


laute Zigarre 


u: 60 Pf. 


la reiner Ueberseetabak Pfd. 
100 Zigarren und 2 Pfd. Tabak oder 
5 Pfd. Tabak für 100 M, franko 
Nachnahme. — Garantie für tadel- 
losen Brand, angenehm. Geschmack. 


Hannover-Linden, Posthornstr,30. 
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Uhren, Schmuckwaroa, 
Lederwaren,Raslerartikel, 
Photoartikel, Musikinstru- 
mente und Grammophone. 
Kataloge umsonetu.portofrei liefere 


Jonass & 6o., Berlin A,as1 


Belle-Alliance-Strasse 7-10. 
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Jederzeit Umtausch! 


Metallindustrie H. Seuthe in Elsetal Nr.43 b/Plettenherg in Westfalen. 


Bedingung: Inserat einsenden, da nur die 
berücksichtigen kann. 


zuerst eingehenden ca. 1000 Bestellungen 
3000 Quadratmeter Fabrikräume. 


Für Flechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 


vielbewährten Fiechtenheil in 8— 4 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 
Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. & 
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Ih will und muß 
ein Charakter werden! 


Alles kommt heute auf einen tüchtigen Charakter, d. h. einen 
starken, unbeugsamen, dabei nur auf das Gute gerichteten Willen 
an, Die ganze Welt scheint verdorben, da brauchen wir Männer, 
die aufrufen und aufbauen. Zu den guten Charaktereigenschaften 
ee natürlich auch die sonstigen Fähigkeiten, ein befriedigendes 
issen in Ihrem Fach, ein tatkräftiges selbstbewusstes Können. 
Darum versäume niemand die sich hier bietende Gelegenheit, alle 
seine Geisteskräfte weiter auszubilden, und sie so zu füchligen 
Werkzeugen für das Sammeln und für die Verwertung umfang- 
reicher Kenntnisse zu machen. Poehlmanns Geistesschulung seil 
mehr als 25 Jahren der treue Berater vieler Zehntausender, zeigt 
Ihnen, wie man lernen soll, wie man leicht lernt und sicher behält. 
Und dies methodische Arbeiten, bis zu dessen Ende der Verfasser 
die Fortschritte des Schülers genauestens überwacht, ist gleichzeiti 
die beste Charakterschulung -— denn immer muss es heissen: i 
willl Aber dann ist schliesslich auch jeder Erfolg im Leben 
wiss! — Verlangen Sie den reichhaltigen Hauptprospekt von 
.Poehlmann, Amalienstr. 3, München W169. 
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IN HALT: Die neuen Teuerungszulagen. — Die 
ordnung zur Regelung der Eisenwirtschaft. — 
Oppauer Massengrab — ein Segen für den Kapitalismus. 
— Die 26. Bundestagung des Bundes deutscher Bodenreformer. — 





österreichs im Jahre 1920. — Angestelltenbewegung: Ein internation 


— Begünstigung des Chifire-Inseratenwesens durch den G.d. A — 


und Rechispraxis: 
ausschuss, der die Entscheidung gefällt hat, 


einen Tarifvertrag ‚mit 





‚nei Wissenschaft für die Verschmeizung der Angestellten- 
Sozialisierung des Wohnungswesens. — Grundsätzliches zur Verfassungsfrage. — 
—  Lebensmittelwucher. 
— Soziale Bewegung: -Freigewerkschaftliche Grundsätze. — 13. Syndikalistenkongress, 
Handarbeiter und Kopfarbeiter. 
ales Bankangestelltensekretariat. 
Beruisfragen: Der Techniker im Auslande. 
dem Bunde: Barmer Krankenkasse. — „Bundespost“. — Vorstandsbekanntmachungen. — Aus 
Die Konkurrenzklausel der technischen Angestellten. — Das Dienstzeugnis. 
sch dass die Entlassung eines Arbeitnehmers für unberechtigt erklärt wurde, ohne zugleich eine Ent. 
schädigung für die Wiedereinstellung festgesetzt zu haben, diese Ents 
„rückwirkender Kraft“ für verbindlich erklären? 


Soziale Ausfuhrabgabe. 


und Arbeiterversicherung. 
Keine Aenderung der Ver- 


Wirtschaftsiragen: 
Reallöhne. Das 


Die Entwicklung der 


— Die Freien Gewerkschaften Deutsch- 
— Der G.d.A: schämt ‘sich seiner Väter, 
— Vertreter gesucht! — Aus 
den Gauen. — Versammlungskalender, * Recht 


— Entscheidungen: Kann der Schlichtungs- 


chädigung nachträglich festsetzen? — Kann das Reichsarbeitsministerium 


Die neuen Teuerungszulagen 


Eine neue Teuerungswelle geht über Deutschland dahin. 
Wir können heute noch nicht absehen, in welchem Umfange 
die Preise der notwendigsten Bedarfsartikel steigen, um wie- 
viel die Mark in ihrer Kaufkraft weiter entwertet werden wird. 
Um hierfür einen Ausgleich zu bekommen, müssen neue 
Teuerungszulagen gefordert werden. Verhandlungen sind aller 
Orten bereits eingeleitet, und wo es noch nicht der Fall sein 
sollte, müssen die Vorbereitungen sofort getroffen werden, um 
bei dem nächstmöglichen Kündigungstermin die entsprechenden 
Forderungen einreichen zu können. Bei den Vorbereitungen 
sowohl wie bei den Verhandlungen ist immer sorgfältig zu 
erwägen, wie die neue Gehaltszulage gestaltet werden soll. 
Es ist ohne weiteres klar, dass es wohl keinen Weg _ gibt, 
der alle Kollegen restlos befriedigt. Wer jemals an Tarif- 
beratungen an verantwortlicher Stelle mitgewirkt hat, weiss, 
dass es immer eine Reihe Beteiligter gibt, die sich aus dem 
einen oder anderen Grunde benachteiligt fühlen. Aber selbst 
wenn wir erkennen müssen, dass solche Unebenheiten sich nicht 
restlos vermeiden lassen, so haben wir doch danach zu streben, 
Forderu.gen aufzustellen, die allen berechtigten Ansprüchen 
weitestgehend gerecht werden. 

Grundsätzlich wäre zunächst einmal auf eines hinzuweisen: 
Die ungeheuren Materialverluste des Krieges, die gewaltigen 
Reparationslasten und die üblen Folgen des Krieges für unser 
Wirtschaftsieben bedingen eine wesentliche Einschränkung der 
Lebenshaltung unseres ganzen Volkes. Wenn die breite Masse 
der Arbeitnehmer auch in der Vorkriegszeit nicht glänzend 
gelebt hat, so wird doch auch sie sich dazu bereit finden 
müssen, auf manche Annehmlichkeiten und kleinen Genüsse 
zu verzichten, allerdings ist diese Einschränkung der breiten 
Madse der Angestellten nur. in ausserordentlich bescheidenem 
Umfange möglich, da sie auch in der Vorkriegszeit nur einen 
sehr geringen Anteil an den Kulturgütern und Lebensgenüssen 
hatte. Ich habe schon sehr oft in Tarifverhandiungen, wenn 
uns von seiten der Arbeitgeber das Hohe Lied der Sparsamkeit 
der Angesteiltenschaft gesungen wurde, erklärt, dass die Arbeit- 
geber und Kapitalseigner mit dieser Sparsamkeit zunächst im 
eigenen Hause beginnen sollten und dass sie nicht berechtigt 
seien, dem Angestellten sein -bescheidenes Pfeifchen zu miss- 
gönnen, während sie uns recht viel blauen Dunst mit ihrer 
Ziearre aus echtem Ueberseetabak vormachten. Wenn nun 
aber die Not des gesamten Volkes von Monat zu Monat 
grösser wird, so müssen wir anerkennen, dass an dieser 
gemeinsamen Not der früher höher bezahlte Angestellte und 
Arbeiter stärker tragen muss, als derjenige, der kaum das 
zum Leben notwendige verdient. Die Not des gesamten Voikes 
zwingt uns zu einer gewissen Nivellierung in der Lebenshal- 
tung. Die Gehaltsentwickelung nach dem Kriege hat diese 
Nivellierung in sehr weitem Umfange gezeitigt. Die gehobenen 
Angestelltenschichten haben vielfach bemängelt, dass ihnen 
die Tarifverträge nicht das gleiche gebracht haben, wie den 
anderen Angestelltenschichten; das liegt, wie eben gezeigt, in 
der Not unserer Zeit. An der unteren Grenze des Existenz- 
minimums lässt sich schliesslich einmal nichts mehr abschneiden. 


Beı der Aufstellung neuer Teuerungszulagen wird nun in 
schr vielen Fällen die Forderung erhoben, dass für alle An- 
gestellte die gleiche Summe als Teuerungszulage gefordert 
werden soll. Begründet wird diese Forderung damit, dass 
von der Teuerung sämtliche Angestellte in gleicher Weise 
betroffen seien, und dass daher eine Differenzierung der Teue- 
rungszulagen ungerechtiertigt sei. Die gleiche Teuerungszulage 
für alle Ängestellten hat immer eine weitere Nivellierung der 
Gehälter zur Folge. Diese tritt bei einer einmaligen gleich- 
mässigen- Teuerungszulage nicht allzusehr in die Erscheinung; 
aber ist die Begründung das eine Mal berechtigt, so würde 
sie das nächste Mal nicht falsch sein. Es wären also auf die 
einmal abgeschlossenen Tarifsätze dann immer gleiche Summen 
als Teuerungszulagen hinzuzuschlagen, da ja immer alle in 
gleicher Weise von der Teuerung betroffen würden. Vergegen- 
wärtigen wir uns die Wirkung eines solchen Verfahrens einmal 
an einem praktischen Orenzbeispiel. Nehmen wir an, die 
Mark würde aut den Wert der österreichischen Krone sinken, 
d. h. also nur noch ein Zehntel ihres heutigen Wertes haben. 


In Oesterreich sind heute Monatsgehälter von 10—30 000 Kro- 


nen an der Tagesordnung. In einem vor mir liegenden Tarif 
haben wir im Juli 1919 Grundgehälter vereinbart mit 200.— M. 
für den 18 jährigen Zeichner, steigend bis auf 650.— M. für 
den Betriebsingenieur. Würden zu diesen Grundgehältern fort- 
laufend gleich hohe Zulagen für alle Gehaltsgruppen gegeben 
werden, so würden wir bei immer gleichen Zulagen von zu- 
sammen 10000. M. aut Gehälter von 10 200.— bis 10 650.— M. 
kommen. Jeder wird ohne weiteres einsehen, dass durch die 
Betrachtung solcher Grenzfälle die gleiche Zulage ad absurdum 
geführt wird. Denn in diesem Falle würde. die Gehaltsdiffe- 
renz von 450.— M. zwischen dem eben ausgelernten jungen 
Zeichner und dem vollwertigen Betriebsingenieur in keiner 
Weise dem unterschiedlichen Wert der Leistungen der beiden 
Angestellten gerecht werden. 

Bei der Gelegenheit müssen wir als freie Gewerkschaft 
einmal wieder aussprechen, dass wir grundsätzlich die ver- 
schiedene Bewertung der Leistungen aufrecht erhalten wissen 
wollen. Auch in der sozialisierten Wirtschaft wird an einer 
Bewertung der Arbeit nach ihrem Wert für die Gesamtheit 
festzuhalten sein. Den Leistungsfähigeren wird ein höheres 
Einkommen und damit ein höherer Anteil an den Kulturgütern 
zugestanden werden müssen, schon um dem Streben einen 
Anreiz zu geben. Wir können auch von dem grössten Idea- 
listen nicht verlangen, dass er die Bürde eines verantwortungs- 
vollen und arbeitsreichen Amtes auf sich nimmt, wenn ihm 
nicht wenigstens bis zu einem gewissen Grade ein Ausgleich 
durch die Möglichkeit einer höheren Lebenshaltung geboten 
wird. Im Interesse der Allgemeinheit und des allgemeinen 
Vorwärtsstrebens ist also der Nivellierung in den Gehalts- 
bezügen eine gewisse Grenze zu setzen. Gleiche Teue- 
rungszulagen sind übrigens wohl auch nur in verschwindend 
wenigen Fällen gegeben worden, meist nur dann, wenn es sich 
um einmalige Wirtschaftsbeihilien handelte. 

Die Teuerungszulagen haben bisher die mannigfaltigste Ab- 
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stufung erfahren. Es sind abgestufte prozentuale Gehaltser- 
höhungen oder abgestuite Zulagen. je nach dem: Lebensalter, 
dem Berufsalter oder nach verschiedenen Gehaltsstufen ge- 
geben worden. - Vereinzeit haben wir dann auch noch Ab- 
stufungen nach dem Familienstande zu bezeichnen. 


Zunächst einige Worte zu der Abstufung nach dem 
Familienstande, zu dem sozialen. Tarif. Grundsätzlich. bin ich 
ein Anhänger der Familienzulage, ja ich gehe in der Ditferen- 
zierung weiter, als das. bisher bei den gewährten Familien- 
zulagen geschehen ist.‘ Ich fordere grundsätzlich eine ’Steige- 
rung der Kinderzulage mit der Kinderzahl, und zwar deshalb, 
weil der Anteil am Gesamteinkommen der Familie mit der 
steigenden. Kinderzahl fällt. Ein Beispiel möge dies zeigen. 
Gehajt 1500.— M., Familienzulage für jedes Familienmitglied 
100.-—- .M.. Dem Ledigen stehen die 1500.— M. allein voll 
zur Verfügung, allerdings muss er für seinen Unterhalt in 
mancher Beziehung höhere. Aufwendungen machen. Der Ver- 
heiratete ohne Kinder hat ein Einkommen von 1500.— M. plus 
100.— M. gleich 1600.— M.,’oder für jedes" Familienmitglied 
800.— M. Rechnen 'wir den Unterhaltsbedarf für zwei Kinder 
leich dein Bedart für einen Erwachsenen, so würde in einer 
“amilie mit zwei Kindern das Gesamteinkommen 1860.— M., 
für jedes Familienmitglied (3 Erwachsene) 600.— M. betragen. 
Um dieses Fallen des Änteiles am Gesamteinkommen ein wenig 
zu beheben, vertrete ich eine steigende Familienzulage, also 
beispieisweise für das erste Kind -125.— M., für das zweite 
Kind 150.— M. Im obigen‘ Beispiel würde sich dadurch ein 
Gesamteinkommen von 1875.— M., oder aut: jedes erwachsene 
Familienmitglied’ gerechnet 625.— M. ergeben. Die Ungerech- 
tigkeit wäre also zu einem bescheidenen Umfange ausgeglichen. 
Ich trete deshalb überall, wo wir einem sozialen Arbeitgeber 
gegenüberstehen, grundsätzlich für eine steigende Familien- 
zulage ein. Aber in unserer kapitalistischen Wirtschaft können 
wir nicht mit sozialen Arbeitgebern rechnen. Der Unternehmer 
wird um seines Profits willen immer danach streben, seinen 
Gehaltsetat niedrig zu halten. Die Gefahr, dass die Familien- 
zulage irgendwelcher Art den Arbeiter und Angestellten brot- 
los macht, ist immer ausserordentlich gross. Deshalb habe ich 
bei allen Tarifverhandlungen für den Privatangestellten die 
Differenzierung nach dem Familienstande abgelehnt. Ob 
durch Ausgleichskassen für bestimmte Industriegruppen dieser 
Mangel sich beheben lässt, muss erst die Erfahrung zeigen. 

Meine Eriahrungen haben mir aber auch weiter gezeigt, 
dass feste oder nach Prozenten abgestufte Zulagen ‚ebenfalls 
erhebliche Mängel in sich bergen. Es entstehen bei abge- 
stuften Zulagen, insbesondere wenn sie wiederholt auf be- 
stimmte Grundgehälter gewährt werden, in den Gehaltsskalen 
Ungleichmässigkeiten und Sprünge, die Härten und Benach- 
teiligungen aller Art mit sich bringen. Wenn beispielsweise 
beim Ueberschreiten eines bestimmten Lebensalters, sagen wir 
26 Jahre, oder eiries bestimmten Berufsalters, sagen wir acht 
Jahre, sich eine Gehaltszulage von 2—300.— M. infolge ver- 


schiedener nacheinander gewährter, abgestufter Zulagen ergibt, : 


so hat das zur Folge, dass gar mancher Arbeitgeber trachtet, 
Angestellte, die an der Grenze einer solchen Gehaltsstufe 
angelangt sind, auszuscheiden bzw. nicht anzustellen. Es wird 
also dadurch die Angestelltenschaft in einem - bestimmten 
Lebensalter in ihrer Existenzsicherheit empfindlich gefährdet. 
Die Sprünge werden nach wiederholten abgestuften Zulagen 
so gross, dass sie schliesslich eine Neuregelung der gesamten 
Gehaltsskala bedingen, eine solche Gehaltsregelung ist dann 
aber sehr schwierig und sie bringt es mit sich, dass die vorher 
bevorzugten Angestellten sehr schlecht abschneiden, während 
wieder andere bisher benachteiligte Gruppen verhältnismässig 
günstig wegkommen, sodass sich also auch hierbei wiederum 
viele Unzuträglichkeiten ergeben. 

Es bleibt nun noch die Betrachtung einer gleichmässig 
prozentualen Erhöhung sämtlicher Grundgehälter übrig. Diese 
gleichmässige prozentuale Erhöhung. erhält die einmal fest- 
gelegte Differenzierung der Gehälter in vollem Umfange auf- 
recht. Mit ihr ist deshalb die Gefahr verbunden, dass die 
an der untersten Gehaltsgrenze stehenden Kollegen in ihren 
Bezügen soweit herabgedrückt werden, dass sie auch nicht 
mehr das zum Leben Allernotwendigste beschaffen können. 
Sie ist deshalb, wie oben schon ausgeführt, ungerechtfertigt, 
weiı auch von der Angesiellienschaft die Höherbesoldeten 
in steigendem Masse an. der Not des ganzen Volkes zu be- 
teiligen sind. 

Alle die aufgeführten Schwierigkeiten und Ungerechtigkei- 
ten der festen Zulagen, der abgestuften Zulagen und der pro- 
zentualen gleichmässigen Zulagen werden behoben durch eine 
Kombination der festen mit einer prozentualen Zulage. Durch 
diese Kombination wird auf der einen Seite erreicht, dass in 
den untersten Gehaltsstufen durch die feste Zulage ein pro- 
zentuai höherer Zuschlag zum Gehalt stattfindet, sodass damit 


die Härten, die eine rein prozentuale Gehaltserhöhung für 


diese Angestellten mit sich bringt, zu einem gewissen Grade 





Nr. 43 


ausgeglichen werden. Für die oberen Gehaltsgruppen ergibt 
sich aber eine Steigerung der Zulagen auf Grund der pro- 
zentualen Gehaltserhöhung, sodass damit auch eine gerechte 


Berücksichtigung der höheren Qualifikation dieser Angestellten. 


erreicht wird. Durch- die feste Zulage wird. der: höher be- 
zahlte Angestellte um ein gewisses Mehr an-den wirtschaft« 
lichen Nöten beteiligt, Je ‘nach dem Verhältnis der festen 
Zulage zu der prozentualen Gehaitserhöhung  wird-in mehr 
oder weniger hohem Grade die Tendenz der Nivellierung 
der Gehälter verstärkt oder abgeschwächt. u * 

Einige Zahlen mögen das. Gesagte noch etwas erläutern: 

Im oben gewählten Tarifvertrage sind für ‘die ‘verheirate- 
ten Angestellten. die Grundgehälter um .235- Prozent. erhöht, 
für Ledige unter 25 Jahre um 209 Prozent ... Es bezieht also 
der ausgelernte Zeichner von 18 Jahren heute 600.— M.; der 
Betriebsingenieur rund 2200.— M. Eine weitere gleichmässige 
Zulage um. 75 Prozent der Grundgehälter. würde ein Gehalt 
ergeben von 750.— M. für den Zeichner und 2590.— M. für 
den Betriebsingenieur.: Dass ein junger Mann von 18 .Jahren 
mit 750.— M. auch nicht im: ehtferntesten auch -bei grösster 
Einschränkung sich selbst erhalten kann, ist ohne weiteres 
klar. Deshalb ist es vollauf berechtigt und’ notwendig, ‘wenn 
die nächsten Gehaltserhöhungen diesen unteren Gehaltsgruppen 
eine höhere Zulage bringen. Würde beispielsweise eine Ge- 
haltserhöhung von 200.— M. plus 10 Prozent des Gehaltes 
erreicht werden, so würde sich daraus ergeben für den Zeich- 
ner, also für dıe untere Gehaltsgrenze ein Gehalt von 860.— M. 
und für die obere Gehaltsgrenze ein Gehalt von 2620.— M. 
Hierdurch würde der Zeichner 110.— M. mehr bekommen, als 
bei der rein prozentualen Erhöhung um 75 Prozent; der 
Betriebsingenieur aber 70.— M. weniger und dadurch wäre im 
Etat des einzelnen Betriebes ein gewisser Ausgleich” gegeben. 
Auf der anderen Seite würde hierdurch der grossen Not der 
minderbezahlten Angestellten in etwas höherem Masse Rech- 
nung getragen als bisher. Es wäre hiermit auch allerdings 
eine gewisse Gehaltsannäherung zwischen den unteren und 
oberen Gruppen verbunden. Bisher bezog der verheiratete 
Betriebsingenieur das 3,7 fache des unverheirateten Zeichnersz 
in Zukunft würde er rund das 3fache beziehen. Sprüngz in 
der Gehaltstaffel würden hierdurch vollständig vermieden, die 
einzelnen Gehaltsstufen würden sich lediglich gemäss dem pro- 
zentualen Zuschlage vergrössern, mit einer steigenden Ent- 
wertung des Geldes ist aber auch eine Vergrösserung der Ge- 
haltsstufen vollauf berechtigt. 

Ich möchte die in der Tarifbewegung stehenden Kollegen 
bitten, einmal diesen Vorschlag der Kombination einer festen 
und prozentualen Erhöhung der Gehälter. in ihrem Kreise zu 
erörtern. Die Schriftleitung wird. gern bereit. sein, für evtl. 
Aeusserungen den Raum der „D.T.Z.“* zur Verfügung zu 
stellen. Ewald-Bote. 


Die Wissenschaft für die Verschmelzung 
der Ängestellten-u. Arbeiterversicherung 


Vor der Schaffung der Angestelltenversicherung hatten 
sich bereits namhafte Sozialwissenschaftler für einen Ausbau 
der bestehenden Invalidenversicherung und gegen die Schaffung 
einer verwaltungstechnisch kostspieligen Sonderversiche- 
rung für Angestellte ausgesprochen. Ihre Argumente wurden 
damals nicht gewürdigt, da lediglich nach politischen Beweg- 
gründen entschieden wurde. Inzwischen hat die Sonderver- 
sicherung ein jämmerliches Fiasko erleben müssen und der 


AfA-Bund hat seit einigen Monaten wiederum eine gross- 


zügige Aufklärungsarbeit für die Verschmelzung eingeleitet, 


Die Harmonieverbände wettern gegen diesen Gedanken, weil . 


sie mit dem Schwinden der Sonderversicherung die wich- 
tigste Position für ihre kapitalistisch orientierte Mittelstands- 
politik verlieren werden. Erfreulicherweise meiden sich auch 
diesmal wieder wissenschaftliche Sachverständige, die dem Par- 
teileben völlig fernstehen und ‘nach rein wissenschaftlichen 
Prüfungen erneut für die Verschmelzung eintreten. Das Bu- 
reau für Sozialpolitik veröffentlicht jetzt in der „So- 
zialen ‚Praxis‘ "einen. Gesetzentwurf für eine Verschmelzung 
der Angesteilten- und Invalidenversicherung, wonach zunächst 
die Spruchbehörden und die Verwaltungsorgane der beiden 
Versicherungseinrichtungen zusaminengeiegt werden sollen. 
Wenngleich dieser Vorschlag hinter unserer Forderung auf 
völlige Vereinheitlichung der Sozialversicherungsgeseizgebung 
noch erheblich zurückbleibt, so verdient er doch weitesigehende 
Beachtung und Unterstützung, und. es wird Aufgabe der ung 
nahestehenden Reichtagsabgeordneten sein müssen, diese 
wertvolle wissenschaftliche Vorarbeit ira Parlament zu ver- 


wenden, um den Verschmelzuigsgedanken endlich aus dem 
Stadium theoretischer Erörterung in das der praktischen Wirk- 
lichkeit umzusetzen. Wir lassen hier den Gesetzentwurf im 
Wortlaut folgen: 
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Entwurf eines Gesetzes über Aenderung des Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte. 


Der Reichstag hat das fo:gende Gesetz beschlossen, das mit Zu«- 
stimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird. 

Das Versicherungsgesetz für Angestellte vom 20. Dezember 1911 
(ROBi. S. 989) wird wie folgt geändert: 

Artikel I. 

An die Stelle der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte als 
Träger der Angestelltenversicherung tritt» die für den Beschäftigungsort 
zuständige Versicherungsanstait ($ 1325 RVO.). 

Die Aufgaben des Direktoriums werden von dem Vorstande, die 

des Verwaltungsrats von dem Ausschuss der Versicherungsanstalt aus- 
eübt. Soweit die Aufgaben des Verwaltungsrats nach Massgabe des 
ersicherungsgesetzes für Angestellte hinter den Aufgaben des Aus- 
schusses einer Versicherungsanstalt zurückbleiben, erhält der Verwaltungs- 
rat unbeschadet seiner bisherigen Aufgaben noch die dem Ausschuss 
einer Versicherungsanstalt zustehenden Befugnisse. 

Mindestens ein Drittel der dem Vorstand und Ausschuss ange- 
hörenden Vertreter der Arbeitgeber werden von den Arbeitgebern, min- 
destens ein Drittel der dem Vorstand und Ausschuss angehörenden 
Vertreter der Versicherten werden von den Angesteiltenvertretern unter 
den Vertrauensmännern ($ 109 AVG.) gewählt. Die Satzung kann eine 
höhere Zahl festsetzen. 

Bei der Beschlussfassung über Angelegenheiten, die lediglich die 
Angsstelltenversicherung betreffen, wirken nur die für die Angesteliten- 
versicherung gewählten Mitglieder mit. Bei der Beschlussfassung . über 
Angelegenheiten, die lediglich die. Inva.idenversicherung betrefien, wirken 
nur die für die Invalidenversicherung gewählten Mitglieder ımit. Bei 
Streit, ob es sich um eine solche Angelegenheit handelt, entscheidet die 
Aufsichtsbehörde. 

In den Fällen des Abs. 4 Satz 1 glit $ 1346 Abs. 2 RVG. 

Artikel I. 

Die dem Rentenausschuss, Schiedsgericht und Oberschiedsgericht ob- 
legenden Aufgaben werden den Versicherungsbehörden der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Weise übertragen, dass an die Stelle des 
Rentenausschusses das Versicherungsamt, an die Stelle des Schieds- 
gerichtes das Oberversicherungsamt. und an die Stelle des Oberschieds- 
gerichts das Reichsversicherungsamt nach Massgabe der folgenden Vor» 
schriften tritt: 

Im Bezirke jeder Versicherungsanstalt wird vom Reichsarbeits- 
minister im Einvernehmen mit dem Reichsrat mindestens ein Ver- 
sicherungsamt zur Wahrnehmung der dem Rentenausschuss zugewiesenen 
Aufgaben bestimmt. Anträge auf Heilverfahren sind bei der Ver- 
sicherungsanstalt anzubringen; 8 122 Nr. 3233 AVG. fallen weg. 
Das Versicherungsamt ist nicht Organ der Versicherungsanstalt. Die 
g$ 124, 214 Satz 2 AVG. finden keine Anwendung. 

Bei den in Abs. 1 genannten Versicherungsämtern werden be- 
sondere Ausschüsse für die Angelegenheiten der Angestelltenversicherung 
gebildet. Die Beisitzer werden je zur Hälfte aus den versicherten An- 
gestellten und deren Arbeitgebern entnommen. Für die Wahl der Bei- 
sitzer gelten die Vorschriften der $$ 133 ff. AVG. 

Die durch die Erledigung der Angelegenheiten der Angestellten- 
versicherung entstehenden Kosten trägt die zuständige Versicherungs- 
anstalt. $ 141 AVG. fällt weg. Der Reichsarbeitsminister regelt die 
Kostenverteilung; er kann auch Pauschverträge festsetzen. 

B. Im Bezirke jeder Versicherungsanstalt wird vom Reichsarbeits- 
minister In Einvernehmen mit den Reichsrat ein Oberversicherungsamt 
zur Wahrnehmung der dem Schiedsgericht zugewiesenen Auigaben be- 
stimmt. Für die Bezirke mehrerer Versicherungsanstaiten können die 
Aufgaben des Schiedsgerichts einem einzigen Oberversicherungsamt zu- 
gewiesen - werden. 

Bei den in Abs. 1 genannten Oberversicherungsämtern werden be- 
sondere Kammern für die Angelegenheiten der Angestelitenversicherung 
gebildet. Die Beisitzer in“ diesen Kammern werden je zur Hälfte aus 
den versicherten Angestellten und deren Arbeitgebern entnommen. Für 
die Wahl der Beisitzer gelten die Vorschriften der $$ 160 ff. AVG,, für 
die Kostenverteilung die Vorschrift in Artikel IIA Ads. 3 dieses Ge- 
sctzes. 

C. Die Aufgaben des Oberschiedsgerichts gehen auf das Reichs- 
versicherungsamt über, bei dem für die Angelegenheiten der Angestellten- 
versicherung die erforderlichen besonderen Senate gebildet werden. $ 1708 
Abs. 2 RVG. findet keine Anwendung. Für die Wahl der Beisitzer 
er die Vorschriften der D 160, 164 AVG., für die Kostentragung 

ie Vorschrift in Artikei IA Abs. 3 dieses Gesetzes. 

Für das Verfahren bleiben die Vorschriften des Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte massgebend. 

Die Vorschriften der 88 1331, 1332 RVG. über die Aufsicht gelten 
auch für die Angelegenheiten der Angestelltenvegsieherung. 

In den Fällen des 216 AVG. tritt an die Stelle des 
kauzlers das Reichsversicherungsamt. 

Artikel IM. 

Die Beitragsentrichtung erfolgt durch. Einkleben von Marken in 
die Versicherungskarte. Die näheren Bestimmungen über die Ausgabe 
und Einrichtung der Versicherungskarten sowie über die Beitragsmarken 
trifft der Reichsarbeitsminister. 

Die Abgabe der Marken erfolgt durch 

Artikel IV. 

Die Einnahmen aus dem Erlös der Beitragsmarken für die Ange- 
steiltenversicherung werden von den Postanstalten den für ihren Bezirk 
zuständigen Versicheriingexustalten überwiesen, die diese Beträge -ge- 
sondert von dem übrigen Vermögen zu verwalten haben. Verwendung 
und Anlegung des Vermögens regeln sich nach den Vorschriften der 

219 ff. AVG. Das in 8$ 224/225 AVG. vorgesehene Genehmigungs- 
recht steht dem Reichsversicherungsamt zu. 

Die 173-175 AVG. fallen weg; an ihre Stelle tritt $ 1392 
Abs. 2 RVO. in der Fassung des Gesetzes über die anderweite Fest- 
setzung der’ Leistungen und der Beiträge in der Invalidenversicherung 
vom 23. Juli 1921 (ROBI. S. 984). 
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die Postanstalten. 
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Artikel  V. 

Alle Leistungen der Angestelltenversicherun 
mögen der Angestelltenversicherung bestritten. Der Reichsarbeitsminister 
kann mit Zustimmung des Reichsrats einen bestunmten Teil der Ein- 
nahmen für die Zwecke des Heilverfatwrens und zur Deckung der Ver- 
waltungskosten bestimmen. 

Die Verteilung der Rentenbelastung auf die verschiedenen Versiche- 
rungsanstaiten erfolgt durch die Rechnungsste'ie des Reichsversicherungs- 
amts. Für die Abrechnung mit der Post treten an die Steile der 88 318 
319 AVG., die 88 1385, 1403—1406 RVO. in der Fassung des Gesetzes 
über die anderweite Festsetzung der Leistungen und der Beiträge in 
der Invalidenversicherung vom 23. Juli 1921. (RGBl. S. 934). 

Artikel VI. 

In den Fällen des 8 372 AVG. bestimmt der Reichsarbeitsminister 
nach Anhören des Reichsversicherungsamts, in welcher Höhe und bel 
welcher Stelle Sicherheit zu hinterlegen ist. 

Das gleiche gilt bei der Ueberweisung der Prämienreserven im Falle 
des & 376 AVG. 

Artikel VI. 


Die Auflösung der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte findet 
nach Massgabe folgender Vorschriften statt: 

1. Schwebende Verfahren aller Art, insbesondere Rentenstreitigkeiten, 
Beitragsstreitigkeiten, eingeleitete Heilverfahren, Ersatzstreitigkeiten 
sowie bürgerliche Rechtsstreitigkeiten werden von der Reichsver- 
ann für Angestellte zu Ende geführt. 

2. Die Zahlung der bereits rechtskräftig festgesteliten Renten wird von 
der Versicherungsanstalt des über- 
nommen. 

3. Die Versicherungskonten sind mit dem Tage des Inkrafttretense 
dieses Gesetzes abzuschliessen. Später eingehende Zahlungen sind, 
soweit sie für zurückliegende Zeiten erfolgen, den Konten zuzu- 
schreiben, soweit sie für spätere Zeiten eriolgen, der zuständigen 
Versicherungsanstalt zu überweisen, welche die Verwendung dieser 
Beträge in der Versicherungskarte zu veranlassen hat. Das Nähere 
bestimmt der Reichsarbeitsminister. 

4. Das angesammelte Vermögen wird auf die Versicherungsanstalten 
derart verteilt, dass jede Versicherungsanstalt tunlichst den in ihrem 
Bezirk aufgenommenen Betrag erhält. Die endgültige Bestimmung 
trifft der Reichsarbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichs- 
rat nach Anhörung der Versicherungsanstalten. 

Auf die Verwendung und Verwaltung des überwiesenen Ver- 
mögens finden die Vorschriften des Artikel IV „Anwendung. 

5. Nach Abschluss der in Nr. 1 genannten Angelegenheiten werden 
die Versicherungskonten einer vom Reichsarbeitsminister zu be- 
stimmenden Versicherungsanstalt überwiesen. Diese hat die Konten 
zu verwalten, insbesondere künftig entstehende Streitigkeiten durch- 
zuführen und auf Antrag die erforderliche Nachweisung und Aus- 
künfte zu erteilen. 

6. Der Reichsarbeitsminister bestimmt den Zeitpunkt, zu welchem die 
Reichsversicherungsanstait für Angestellte als erloschen güt. 


Artikel VII. 

Die bei dem Rentenausschuss, Schiedsgericht und Oberschiedsgericht 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes auhängigen Sachen werden 
unter Wahrung des bisherigen Rechtszuges naclı Massgabe der bis» 
herigen Vorschrift erledigt. 

Artikel IX. 


1. Der Reichsarbeitsminister hat für die Unterbringung der durch den 
Abbau der Reichsversicherungsanstalt für Angestelite freiwerdenden 
besoldeten Beamten in gleichwertige Stellungen Sorge zu tragen. 

2. Die Landesversicherungsanstalten sind verpflichtet, bis Ablauf von 
... Jahren seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes vor der Besetzung 
freigewordener oder neuer Beamtensteilen dem Reichsarbeitsminister 
Mitteilung zu machen und die von demselben vorgeschlagenen bis- 
herigen. Beamten der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte ein- 
zustellen. 

3. Die unter Nr. 1 genannten Beamten sind verpflichtet, gegebenen- 
falls unter Erstattung der hotwendigen Umzugskosten g’eichwertige 
Aeınter im Reich, in den Ländern sowie bei den Versicherungs- 


werden aus dem Verr 


Wohnorts des Berechtigten 


anstalten zu übernehmen. Die Annahme eines Amtes in einem 
Lande, welchen der Beamte nicht angehört, kanfı verweigert 
werden. 


Als gleichwertig gilt nur eine Stelle, durch welche die Gehalts, 
Ruhegehaits- und Hinterbliebenenversorgungsansprüche dieser Be- 
amten nicht verschlechtert werden. Ueber die Gleichwertigkelt 
findet im Falle des Streites binnen einer Ausschlussfrist von 3 Mor 
naten seit der Aufforderung des Reichsarbeitsministers zur Annahme 
der Stelle Klage im ordentlichen Rechtswege statt. Für die Klages 
sind. die Landgerichte ausschliesslich zuständig. 

Bei unbegründeter Weigerung eines Beamten zur Uebernahme 
einer ihm angebotenen neuen Stelle erlöschen die aus der Anstellung 
begründeten Verpflichtungen gegenüber diesen Beamten. 

t. Die Kosten der Besoldung der Beamten bis zu ihrer anderweitigen 
Unterbringung sowie der bereits entstandenen Ausprüche auf Ruhe- 
Pen und Hinterbliebenenversorgung werden vom Reich vorbe- 

altlich der Erstattung durch die Versicherungsanstalten getragen, 
Die Erstattung erfolgt alljährlich nach Massgabe des den Ver 
sicherungsanstalten überwiesenen Vermögens. Das Nähere bestimmt 
der Reichsarbeitsminister. 

Artikel X. 


Dieses Gesetz tritt am .. . .. in Kraft. 


Die Sozialisierung des Wohnungswesens 


Nachdem die Erörterung über die Sozialisierung des Wohn- 
wesens lange genug geschwebt hat, haben sich der „All- 
gemeine Deutsche Gewerkschaftsbund“ und der 
„AfA-Bund“ über einen eigenen Vorschlag geeinigt, zu 
dessen Ausarbeitung sie einen Ausschuss eingesetzt attesı 
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Schon bei den bekannten Vorschlägen von Heyer, Dr. 
Kampfimeyer, Stadtrat Hofmann und anderen hiess es, dass 
die Verhältnisse im Mietswohnungswesen zur gemeinwirtschaft- 
lichen Lösung ganz natürlich drängen. Die Wirkungen des 
Reichsmietengesetzes würden diese Richtung noch stark unter- 
stützen. Es geht tatsächlich nicht an, dass die riesige An- 
zahl von Mietern beinahe blindlings immer grösser werdende 
Zahlungen leistet, ohne einen erheblichen Anteil an der Ver- 
waltung oder gar das Selbstverwaltungsrecht zu haben. Die 


„Richtlinien“ des A.D.G.B. und des AfA-Bundes schlagen: 


nun solche Selbstverwaltungskörperschaften öffentlichen 
Rechts vor, bei denen jeder Wohnungsinhaber Mitglied sein 
muss. Diese Körperschaften werden Hausschaften ge- 
nannt, und zwar sollen sie bei den grösseren Städten wenigstens 
500—1000 Wohnungen umfassen. Für solchen Geschäftsumfang 
ibt es genügena’ Beispiele aus der gemeinnützigen Bautätig- 
teit, während die Verwaltungskosten bei kleinerer Anzahl von 
Woehnungen verhältnismässig zu hoch, der Ueberblick jedoch 
bei einer grösseren Anzahl Wohnungen sehr erschwert und 
die Leitung eine bureaukratische werden könnte. In Gemein- 
den, in denen weniger als 500 Haushaltungen vorhanden sind, 
bildet die Gesamtzahl der vorhandenen Wohnungen eine Haus- 
schaft für sich. Die Hausschaften enteignen die Häuser. zu 
einem Wert, über den man sich noch einig werden muss 
— gedacht ist an den Vorkriegswert — und zwar soll der 
Hauseigentümer eine feste Rente mit Tilgung erhalten. Die 
Hausschaft würde also dann Eigentümerin der betreffenden 
Wohnungen sein. Die Verwaltung erfolgt durch einen be- 
soldeten Geschäftsführer, ehrenamtlichen Aufsichtsrat und Ge- 
neralversammlung. Die Vorzüge der Genossenschaften werden 
sinnvoll mit gewissen Vorzügen von Wirtschaftsgesellschaften 
vereinigt, so dass der Geschäftsführer eine deutliche Stellung 
einnimmt. Stetigkeit in der Verwaltung muss auch durch eine 
nr Auswahi der Geschäftsführer gesichert sein. Als 
jeschäftsführer sind nicht beliebige Menschen, die Vertrauen 
verdienen, gedacht, sondern wirklich erfahrene Fachleute, mög- 
lichst Techniker oder Organisationsmenschen, bei deren An- 
stellung unnützes Lehrgeld gespart wird. 

Die Hausschaften einer Gemeinde zusammen bilden den 
Wohnungsverband, ebenfalls eine Körperschaft öffent- 
lichen Rechts, der aus Vertretern der Hausschaften zusammen- 
gesetzt ist. Die Hauptauigabe der Wohnungsverbände ist die 
Aufsicht über die Hausschaften und die allgeineine Regelung 
der Miets- und Pachtverträge, sowie auch etwaiger Zuschläge. 
Ferner haben sie in der Gemeinde einen Lastenausgleich 
zwischen leistungsfähigen und leistungsschwachen Hausschaf- 
ten herbeizuführen. Vor allen Dingen aber ist von ihnen der 
Wohnungsbedarf in der Gemeinde festzustellen und die 
Neubautätigkeit zu regeln. Dies kaun nicht die Auf- 
gabe einer einzelnen Hausschaft sein, die ja vielleicht gar 
kein Interesse an der Errichtung neuer Wohnungen hat. Auch 
hat der Wohnungsverband das Recht auf Enteignung von 
Boden für Siedlungs- und Bauzwecke. 

Die Rechte und Pflichten der Wohnungsverbände unter- 
stehen wiederum dem Landeswohnüungsverband, der aus Ver- 
tertern der Wohnungsverbände besteht. Ueber dem Landes- 
wohnungsverband steht der Reichswohnungsverband. 
In den grösseren Ländern, wie z. B. Preussen und Bayern, 
kann der Landeswohnungsverband nach Bedarf noch Provin- 
ziaiwohnungsverbände einrichten. 

Die erste konstituierende Generalversammlung des Reichs- 
wohnungsverbandes wird wohl der Einfachheit halber, auf 
Vorschlag der Gewerkschaften allerdings, ernannt. Ein Jahr 
später wird die neue Wahl vollzogen, sobald die unteren 
Selbstverwaltungsorgane gebildet worden sind. 

Die Mitglieder der Hausschaften sollen. auch zur Zahlung 
eines Anteiles verpflichtet sein, dessen Höhe noch offen- 
gelassen worden ist. Es ist an eine Summe gedacht, ähnlich 
wie bei den Baugenossenschaften, und zwar soll dieser Anteil 
such von Erwerbstätigen, die noch keine eigene Wohnung 
haben, insbesondere auch von jugendlichen Erwerbstäti- 
gen gezahlt werden, die dadurch ein Anrecht auf eine Woh- 
nung ersparen und erwerben. Der Entwurf sieht eine Er- 


fülung des Anspruches auf eine Wohnung spätestens drei 
Fk nach Einzahlung des Anteils vor. Die Summe, die 
a nur mit einigen 100 M. gedacht ist, kann auch in Teil- 


zahlungen geleistet werden. Berechtigten Anträgen auf Ge- 
währung von freien Anteilen an Unterstützungsempfänger, kin- 
derreiche Familien, Kriegsbeschädigte usw. ist stattzugeben. 
Die einlaufenden Gelder fliessen in die Kasse des Wohnungs- 
verbandes. Für Wohnungen und Werkstätten über eine be- 
stimmte Mindestgrösse hinaus sind Zusatzanteile zu zahlen. 
Die Hoheitsrechte der öffentlichen Organe, insbesondere 
der Gemeinden, werden von dem Gesetze nicht beseitigt. 
Die Mieterschaft wäre durch dieses Gesetz zur selbstän- 
digen Verwalterin der von ihr bewohnten Häuser geworden. 
Sie hat dadurch das allergrösste Interesse an einer möglichst 
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rationellen Verwaltung und Unterhaltung der Häuser. Die 
Frage der Verwaltungskosten wird in der Begründung aus- 
führlich erörtert. Im allgemeinen wird man hören, dass ein 
Hauseigentümer das Haus besser und billiger verwalten könne, 
als eine Genossenschaft. Doch ist das nur manchmal richtig, 
denn, wie z. B. für Berlin nachgewiesen wird, ist nur ein 
sehr geringer Prozentsatz der Hauseigentümer als sachver- 
ständig anzusehen. Die Verwaltungskosten grosser Häuser- 
verwaltungsgesellschaften, die tatsächlich höhere sind, als beim 
einzelnen Hausbesitzer, dürfen jedoch nicht zum Vergleich 
herangezogen werden, weil es sich dort nur um bezahlte 


‘Kräfte handelt. Selbst bei den sog. Stiftungen und gemein- 


nützigen Baugeselischaften nichtgenossenschaitlicher Art sind 
die Verwaltungskosten  verhältnismässig hoch. Ein Beispiel 
für die Gestaltung der künftigen Hausschaften geben allein 
die gut geleiteten grossen Baugenossenschaften, für 
die Zahlen angeführt werden und durch die gezeigt wird, 
dass die Verwaltungskosten mit den vom privaten Haus- 
besitz in Rechnung gestellten mindestens konkurrieren können 
Bei der Selbstverwaltungskörperschaft — ähnlich wie bei der 
Genossenschaft — spielt eben das genossenschaftliche Mit- 
wirken eine grosse Rolle, so dass nicht alle Arbeit bezahlt 
werden braucht. Dies kommt auch bei den Betriebs- und In- 
standsetzungskosten zum Ausdruck, und des langen und breiten 
wird in der Begründung gezeigt, in welchem Umfange die 
Hausschaften. die Wirtschaft ihrer Mitglieder beachten Könn- 
ten, während heute kein Bauherr oder Hauseigentümer ein 
Interesse daran hat, ob der private Haushalt wegen unsach- 
gemässer Bauart, z. B. falsche Oefen usw., ausserhalb der 
Miete übermässig belastet wird. Grosse Summen könnten 
hier erspart werden dadurch, dass die einzelnen Hausschaf- 
ten eines Ortes miteinander in einen idealen Wettbewerb 
treten und die Jahresergebnisse veröffentlichen und  ver- 
gleichen werden; so werden sie auch immer wirtschaftlicher 
arbeiten können, 

Was die kleinen Eigenhäuser betrifft, so sind diese nach 
dem Vorschlage ebenfalls in die Hausschaft des betreffenden 
Bezirkes. eingeschlossen. Da. es sich bei ihnen aber nicht 
um Mietsverträge handelt, so werden diese Wohnungen auch 
nicht enteignet. Die Eigentümer solcher kleinen Eigenhäuser 
haben gleichwohl grosse Vorteile aus der Hausschaft, die ihre 
allgemeinen öffentlichen Angelegenheiten regelt und ihnen 
vieles erleichtert, wie schon heute die Hausbesitzer irgend- 
einer Vereinigung angehören, um gemeinsame Zwecke besser 
zu erreichen. Kleinhäuser, die jedoch ausser der Eigenwohnung 
noch eine oder wenige Mietswohnungen enthalten, sind heute 
in der Regel bekanntlich — oder leider nicht bekannt genug — 
genau solche Ausbeutungsobjekte dem Mieter gegenüber, wie 
die Mietskaserne, selbst unter bescheidensten  Verhältnisssen. 


Die Erstellung neuer Wohnungen soll nach Plänen quar- 

tierweise, nicht wie jetzt in der Regel ganz individuell ver- 
streut, geschehen. Träger der Neubautätigkeit sind die neuen 
Hausschaften unter dem Wohnungsverband. Die Initiative dürfte 
gewöhnlich vom- Wohnungsverband im Einvernehmen mit der 
Kommune ausgehen; doch ist auch eigenes Vorgehen einer 
sich vorbereitenden Hausschaft möglich und sogar erwünscht, 
um das schöpferische Element der Selbsthilfe zu fördern. 
Die Zusammenfassung der Hausschaften ergibt nichtnur die 
freie Selbstverwaltung durch die Mieter unter Ausschaltung der 
Hausbesitzer, deren geeignete Elemente sich in den Dienst 
der neuen Organisationen stellen mögen, sondern auch die 
gerechteste Heranziehung ihrer Mittel durch Mietszuschläge für 
die Erleichterung des Wohnungsbaues. Die leidigen Fragen des 
Mieterschutzes und der Wohnungsnot werden gc- 
löst, statt nur umstritten und bekämpft. 
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Soviel schon heute als Vorbemerkung zu dem Gesetzes- 


vorschlage, der alle Mieterkreise aufs höchste angeht. Das 
Misstrauen gegen die Hausbesitzer, das durch die Fassung des 
kommenden Reichsmietengesetzes nun noch vergrössert werden 
dürfte, wäre mit einem Schlage durch die Enteignung be- 
seitigt. Die Mieter hätten die Verwaltung selber in der Hand 
und eine starke Aufsichtsmöglichkeit durch den aus ihrer 
Mitte gewählten Aufsichtsrat und ihre Generalversammlung. 
Hausweise könnten auch noch Unterausschüsse bestehen. 

Dabei ist noch die Frage zu erörtern, ob nicht die Ent- 
eignung zugunsten der Gemeinde, also die Kommunalisierung, 
richtiger wäre. Die in sozialdemokratischen Kreisen früher 
beliebt gewesene Auffassung ist zugunsten der freien Selbst- 
verwaltung durch die Mieter entschieden worden. Die Er- 
fahrungen mit kommunalen Einrichtungen sowohl wie mit 
kommunalem Eigentum an Häusern haben nicht die Erfolge 
gezeitigt, wie sie jede freie Baugenossenschaft aufzuweisen hat, 
Die Leitung wird immer mehr oder weniger bureaukratisch sein. 
Keinesfalls werden die Verwaltungskosten auch nur annähernd 
so niedrig wie bei den Baugenossenschaften sein, und ob der 
Friede zwischen dem neuen Hausbesitzer, nämlich der Stadt 
und den Mietern gewahrt bleibt, ist mehr als fraglich. 
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Aus allen diesen Gründen, die sehr reiflich erwogen worden 
sind, ist man von der Frage der Kommunalisierung abge- 
kommen; der Vorschlag Hofmann (Leipzig) sah schon Zwangs- 
genossenschafen bis zu 3500 Mitgliedern vor. So weit wolite 
man bei dem heute‘ besprochenen Vorschlage jedoch nicht 
ehen, um, wie schon oben gesagt, eine grössere Uebersichtlich- 
eit und ein grösseres Zusammenarbeiten der einzelnen Mit- 
glieder miteinander zu ermöglichen. Adolf Otto. 


Grundsätzliches zur Verfassungsfrage 


Wenn man ein Problem wieder aufrollt, dann hat man 
die Verpflichtung zu beweisen, dass eine erneute Erörterung 
notwendig ist. Da wir eine Verfassung haben, kann leicht 
der Einwand erhoben werden, dass ein zwingender Anlass, 
an ihr im ganzen oder im einzelnen zu rütteln, nic ht vorliege. 
Sind doch auch aus Mitgliederkreisen bisher dringende Wünsche 
auf erneute Behandlung der Verfassungsfrage nicht laut geworden. 
Es wäre jedoch verfehlt, wenn man daraus den Schluss ziehen 
wollte, dass in den Mitgliederkreisen allgemeine Zufriedenheit 
mit der gegenwärtigen Verfassung bestünde. Wenn der Wunsch 
nach mehr oder minder bedeutsamen Aenderungen sich bisher 
nicht stärker bemerkbar gemacht hat, so liegt das zum er- 
heblichen Teil daran, dass die Aufmerksamkeit zurzeit von 
anderen näherliegenden Fragen in Anspruch genommen ist. 
Auch haben wir zum Glück nicht innere Konflikte zu ver- 
zeichnen, die es geraten erscheinen liessen, die Frage auf- 
zurollen, ob und welche Bestimmungen unserer Verlassung 
etwa einer sorgfältigen Nachprüfung bedürften. Wenn es der 
Vorstand trotzdem für zweckdienlich hält, die Verfassungsirage 
auf den Gautagen und später auf dem Bundestage zu er- 
örtern, so lässt er sich hierbei von der Erwägung leiten, dass 
man ticht immer bis zum letzten Augenblick warten darf, 
sondern schon in einer Zeit, wo ein dringendes Bedürfnis noch 
nicht allgemein empfunden wird, vorbauen muss. Es lässt sich 
leider auch nicht leugnen, dass über Wesen und Wert der 
Vertassung noch nicht allenthalben in den Mitgliederkreisen 
die Auffassung herrscht, die vom gewerkschaitlichen Stand- 
punkt zu fordern ist. Die Erörterung über das Verfassungs- 

roblem kann deshalb nur dazu beitragen, hier die notwendige 

Klarheit zu schaffen. Es ist also kein müssiges Unternehmen, 
wenn wir uns wieder einmal die Frage zu beantworten ver- 
suchen, welche grundsätzlichen Gesichtspunkte bei der Er- 
örterung des Verfassungsproblems vom gewerkschaftlichen 
Standpunkt aus zu berücksichtigen sind. 

Dabei hat man zunächst zu untersuchen, ob die Ver- 
fassung einer Gewerkschaft Selbstzweck oder nur Mittel zum 
Zweck ist. Die Formen, in denen sich das wirtschaftliche und 
soziale Leben vollzieht, sind einem dauernden Wandel unter- 
worfen. Die wirtschaftliche Struktur eines Zeitalters bestimmt 
letzten Endes Art und Umfang der Gebilde, die zur Wahrung 
bestimmter wiftschaitlicher und sozialer Interessen geschaffen 
werden. Die Gewerkschaft im modernen Sinne des Wortes 
ist ein Kind des kapitalistischen Zeitalters. Der Gegensatz, in 
dem sich die 'arbeitenden Klassen zum Unternehmertum be- 
finden, prägt der Gewerkschaft notgedrungen den Charakter 
der Kampforganisation auf. Dieser wesentlichen Eigenart der 
Gewerkschaft muss sich alies unterordnen, was zur Errei- 
chung des Kampfzieles dienen soll. Dazu gehört naturgemäss 
vor allem die Verfassung als der äussere Rahmen, innerhalb 
dessen sich das Leben der Gewerkschaft abwickelt. Wie im 
ganzen, so müssen auch im einzelnen die Einrichtungen der 
Organisation so gestaltet sein, dass sie stets in der Lage 
ist, sich als Kampforganisation auszuwirken. Z. B. hat man 
bei den Unterstützungseinrichtungen genau zu beachten, ob 
und inwieweit er von ihnen geeignet ist, das Gesamtinteresse 
der Klasse-zu fördern. Es gibt demnach eine natürliche Rang- 
ordnung unter den Unterstützungseinrichtungen, nach der sich 
Art und Ausdehnung ihrer Leistungen bestimmt. 

Je kleiner eine Organisation: ist, desto eher ist die Mög- 
lichkeit gegeben, dass sich die Gesamtheit der Mitglieder 
an den gemeinsamen Angelegenheiten unmittelbar beteiligt. 
Aber schon in den kleinsten Berufsverbänden lässt sich eine 
Teilung der Gewalten nicht umgehen. Zum mindesten muss 
ein Organ vorhanden sein, das die laufenden Geschäfte er- 
ledigt. Ferner besteht die Notwendigkeit, in gewissen Zeit- 
räumen zu Beratungen zusammenzutreten, um zu neuen Pro- 
blemen und Aufgaben Stellung zu nehmen. Im ersten Falle 
handelt es sich um die Exekutive der Organisation, um 
den Vorstand oder wie sonst dieses leitende Organ genannt 
sein mag; im zweiten Falle um die Legislative, um 
die Körperschaft also, die das gesetzgebende Organ für die 
Gewerkschaft darstellt. Wenn der Kampfcharakter der Ge- 
werkschaft gewahrt bleiben soll, dann müssen zunächst die 
Befugnisse der Exekutive so gestaltet sein, dass sie jederzeit 
über die nötige Schlagkraft verfügt. Daraus ergibt sich ohne 
weiteres, dass der Vorstand einer Gewerkschaft ein erhebliches 


Mass von Selbständigkeit besitzen muss, damit er, namentlich 
in gefährlichen Situationen, schnell und tatkräftig eingreifen 
kann. Das zentralistische Prinzip ist deshalb für eine moderne 
Gewerkschaft eine unabweisbare Notwendigkeit. Damit ist 
natürlich nicht gesagt, dass nicht auch unter dem zeutralisti- 
schen Prinzip bezirklichen und örtlichen Bedürfnissen in ge- 
nügendem Masse entsprochen werden könne. In welcher Weise 
das zu geschehen hat, kann aber in diesem Zusammenhang, 
wo es nur aut die Herausarbeitung der wesentlichen Grund- 
sätze für die Beurteilung der Verfassungsfrage ankommt, auf 
sich. beruhen bleiben. Die Ausstattung des Vorstandes mit 
erheblichen Machtbefugnissen bedeutet auch keine Beeinträchti- 
gung der Mitgliederrechte; denn jedem Mitgliede ist das 
Recht der Kritik an den Massnahmen der Gewerkschaft und 
ihrer Organe durchaus gewahrt. Natürlich muss Vorsorge 
dafür getroffen werden, dass die Mitglieder in nicht allzulangen 
Zwischenräumen Gelegenheit haben, sich eine andere Exe- 
kutive zu wählen, wenn sie glauben, dass ihr gegenwärtiger 
Vorstand aut Wegen. wandelt, die nicht zum Heil der Organi- 
sation :ausschlagen können. 

Wenn man die Entwicklung der Arbeiter- und Angestellten- 
gewerkschaften verfolgt, so gewahrt man, dass im Laufe der 
Zeit an Stelle des ehrenamtlichen Vorstandes ein besoldeter 
tritt. Unser Bund macht hierin insofern eine bemerkenswerte 
Ausnahme, als er einen gemischten Vorstand hat, 
in dem also ehrenamtliche und berufsamtliche Kollegen zu- 
sammenarbeiten. Wenn wir das ehrenamtliche Element im Vor- 
stande beibehalten, so ist für uns dabei die Erwägung ausschlag- 
gebend, dass es für die besoldeten Kollegen und damit für die 
Führung der Gewerkschaftspolitik nur von Vorteil ist, wenn 
sie durch die Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen Kollegen in 
steter Fühlung‘ mit der Praxis bleiben. Eine Notwendigkeit, 
den gemischten Vorstand aufzugeben, und ihn durch einen 
rein besoldeten zu ersetzen, dürfte demnach nicht vorliegen. 
Wohl aber ist zum mindesten die Frage aufzuwerfen, ob die 
tatsächliche Gleichstellung der ehrenamtlichen und besoldeten 
Vorstandsmitgieder nicht auch einen rechtlichen Ausdruck da- 
durch erhalten soll, dass nicht bloss ein Teil, nämlich der 
ehrenamtliche, das Stimmrecht hat. 

Die Legislative ist das oberste Organ der Gewerk- 
schaft, denn von ihren Wahlen hängt die Zusammensetzung 
des Vorstandes ab und die Richtlinien, die sie in ihren 
Beschlüssen aufstellt, sind für die fernere innere und: äussere 
Politik der Gewerkschaft massgebend. Es sind also die denk- 
bar grössten Aufgaben, die man an eine Körperschaft stellen 
kann. Deshalb muss sie so zusammengesetzt sein, dass sie 
auch wirklich befähigt ist, diesen Aufgaben gerecht zu werden, 
und darum hat die Gewerkschaft als Ganzes und jedes ihrer 
Mitglieder die Pflicht, dafür zu sorgen, dass die Qualität der 
gesetzgebenden Körperschaft die denkbar höchste Stufe er- 
reicht. Konkret ausgedrückt bedeutet das, dass Zufallswahlen 
soweit als irgend möglich vermieden werden müssen, veil sie 
keine genügende Gewähr für eine sorgfältige Auslese der 
Abgeordneten bieten. Die Erfahrung hat gelehrt, dass die 
unmittelbare Wahl der Abgeordneten den Ausleseprozess nicht 
begünstigt. Es ist deshalb bereits mehrfach und von den ver- 
schiedensten Seiten aus die Forderung gestellt worden, dass 
die Abgeordneten zum Bundestage aui den Gautagen gewählt 
werden sollten. Der Einwand, dass die mitteibare Wahl eine 
Beschneidung der Mitgliederrechte bedeute, karin nicht durch- 
schlagen. An dem aktiven und passiven Wahlrecht der Mit- 
glieder wird durch die mittelbare Wahl nicht das geringste 
geändert, wohl aber gibt die Wahl, wenn sie auf dem Gautag 
erfolgt, den Mitgliedern. die Möglichkeit, Zufallskandidaturen 
auszuschliessen und nur solche Kollegen mit dem höchsten 
Ehrenamte, das die Gewerkschaft zu vergeben hat, zu be- 
trauen, die sich durch ihre Tätigkeit innerhalb der Organisation 
das genügende Ansehen und Vertrauen erworben haben. Der 
Hinweis darauf, dass es nur auf Mängel der Wahlordnung 
zurückzuführen sei, wenn die unmittelbare Wahl nicht das 
im Interesse der Gewerkschaft liegende Ergebnis gezeitigt 
hätte, ist nicht stichhaltig, da es bei den unterschiedlichen Ver- 
hältnissen, die in den einzelnen Wahlbezirken herrschen, nie- 
mals möglich sein wird, diese Mängel restlos zu beseitigen. 

Wenn die gesetzgebende Körperschaft wirklich das oberste 
Organ der Gewerkschaft sein ‚soll, dann darf es neben ihr 
nicht noch eine zweite, ebenfalls mit gesetzgeberischen Funk- 
tionen ausgestattete Vertreterversammlung geben. Im Bund 
der technisch-indistriellen Beamten ist ein solches zweites ge- 
setzgebendes Organ in der Gestalt des Industriebeamtentages 
neben dem ständigen Bundestag vorhanden gewesen. Es hat 
sich dabei aber herausgestellt, dass die Mitglieder die Be- 
schlüsse der Bundestage nicht immer” als endgültig angesehen, 
sondern mit einer Revision durch den Industriebeamtentag ge- 
rechnet haben. Diese Auffassung war urmfbegründet, da die 
Bundestage natürlich nur solche Beschlüsse gefasst haben, 
zu denen sie nach der Satzung des Bundes berechtigt waren. 
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Wenn die Mitglieder sich trotzdem nicht dabei beruhigt haben, 
so lag das daran, dass sie den Industriebeamtentag nicht als 
neben-, sondern als übergeordnetes Organ, gewissermassen als 
Revisionsinstanz, angesehen haben. In einer Gewerk- 
schaft, die im täglichen Kampf steht, dürfen aber gewisse 
Fragen nicht allzulange Zeit in der Schwebe bleiben. Die 
Stetigkeit der Entwicklung erfordert es vielmehr, dass in be- 
stimmten Fragen ein Abschluss gefunden wird, der wenigstens 
für absehbare Zeit geklärte Verhältnisse mit sich bringt. Auch 
ist es im Grunde mit dem Wesen einer gesetzgebenden Kör- 
perschaft unverträglich, dass sie für ihren Bereich nicht die 
einzige ist. Die Einführung einer zweiten gesetzgebenden 
Körperschaft dürfte deshalb nicht mehr in Frage 
kommen. 


Ebenso wie es in einer Gewerkschaft nur eine gesetz- 
gebende Körperschaft geben kann, ebenso kann es auch nur 
eine leitende Körperschaft oder einen Vorstand geben. Ist 
neben dem Vorstand ein Organ vorhanden, das mit gleich- 
artigen Befugnissen wie er selbst ausgestattet ist, so ergeben 
sich daraus leicht Reibungen und Zwistigkeiten zwischen beiden 
Organen. Auch muss die Schlagkraft des Vorstandes leiden, 
wenn er in seinen Beschlüssen an die Zustimmung eines zwei- 
ten Organs, gegebenenfalls auch in Angelegenheiten gebunden 
ist, über die die Entscheidung nicht hinausgezögert werden 
kann. Damit ist keineswegs gesagt, dass nicht in den Zeiten 
zwischen den Bundestagen eine Kontrollinstanz vor- 
handen sein soll, die die Massnahmen des Vorstandes über- 
wacht. Diese Kontrollbefugnise müssen dann aber eindeu- 
tig festgelegt sein, damit eine erspriessliche Zusammenarbeit 
des Kontrollorgans mit dem Vorstande gewährleistet ist. 

Mit den vorstehenden Darlegungen haben wir, was zur 
Vermeidung von Missverständnissen ausdrücklich betont sei, 
nicht etwa das Verfassungsproblem erschöpfen wollen. Es 
musste manche wichtige Frage, wie z. B. die der Eingliederung 
der Fachgruppen in den Organismus der Gewerkschaft uner- 
örtert bleiben. Worauf es uns hier ankam, war die bereits 
in Nr. 33 der „D.T.Z.“ vom 19. August 1921 eröffnete Aus- 
sprache. über die Verfassungsfrage nach. der grundsätzlichen 
Seite fortzusetzen und zur Abfassung weiterer Beiträge an- 











regen. Karl Sohlich. 
oo Rundschau ee... 
Wirtschaftsfragen 


Keine Aenderung der Verordnung zur Regelung der Eisen- 
wirtschaft. In Nr. 41 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ vom 
14. Oktober berichteten wir über die Absicht des Reichswirt- 
schaftsministeriums, eine Aenderung der Verordnung zur Rege- 
iung der Eisenwirtschaft vorzunehmen. Die von uns ausge- 
sprochene Befürchtung, dass der Reichswirtschaftsminister sich 
den Wünschen des Deutschen Stahlbundes nicht werde ent- 
ziehen ‚können, haben sich leider bestätigt. Der Eisenwirt- 
schaftsbund, der am 18. und 19, Oktober. in Düsseldorf tagte, 
kat den von ihm bei der Nationalversammlung bzw. dem 
Reichstag gestellten Antrag auf Abänderung-der vorerwähnten 
Verordnung einstimmig zurückgezogen. Mit dem Reichswirt- 
schaftsministerium kam eine Verständigung zustande, wonach 
der Mietallarbeiterverband ein selbständiges Ernennungsrecht 
seiner Vertreter erhält. Der Vertreter des Reichswirtschafts- 
ministeriums hat ferner die Erklärung abgegeben, dass nun- 
mehr auch der Gesetzentwurf über die Aenderung der Ver- 
ordnung vorbehaltlich der Zustimmung des Reichskabinetts 
zurückgenommen wird. 


Soziale Ausfuhrabgabe. Trotz der „Bedenken“ der Unter- 
nehmer hat sich die Reichsregierung nicht davon abhalten 
lassen, eine Erhöhung der sozialen Ausfuhrabgabe um etwa 
4 Prozent des Wertes der Ausfuhrgüter mit einer Begrenzung 
nach oben auf 6, 7 und 8 Prozent bei Fertigfabrikaten, Halb- 
fabrikaten und Rohstoffen zu beantragen und einen bezüg- 
lichen Vorschlag dem vorläufigen Reichswirtschaitsrate zur 
Begutachtung vorzulegen. Staatssekretär Dr. Hirsch wies in 
der Begründung des Antrages darauf hin,. dass infolge des 
Sturzes des Markkurses neuerdings bei der Ausfuhr aus 
Deutschland riesige Valutagewinne entstehen, von denen we- 
nigstens ein Teil erfasst werden müsse. Auch sei der Ertrag 
für den Reichshaushalt nicht belanglos, denn er betrug für 
das Jahr 1920 schon 1155 Millionen Mark. Der Wirtschafts- 
politische und der Ausfuhrabgabenausschuss des Reichswirt- 
schafisrates nahmen die Regierungsvorlage mit einigen Aen- 
derungen, welche die Arbeitgeber und ihre Freunde gegen 
die- Stimmen der Arbeitnehmer beschlossen, an, so dass also 
voraussichtlich doeh wenigstens ein kleiner Teil der Valuta- 
gewinne der Herren Unternehmer und Händler für die All- 
genieinheit gerettet wird. 
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Lebensmittelwucher. Das deutsche Volk ist in Not. Alles 
muss sparen, alles sich einschränken. Wir müssen zusammen- 
halten und uns gegenseitig verständnisvoll unterstützen. — 
Also predigt man den Arbeitern und Angestellten. Und er- 
höht gleichzeitig sprunghaft die Preise -aller Lebensmittel und 
sonstigen Bedarfsartikel. In den letzten Tagen waren es be- 
sonders die Kartoffelpreise, deren rasche Steigerung 
nicht nur die Aufmerksamkeit, sondern auch den berechtigten 
Unmut der arbeitenden Bevölkerung erregte. Vor wenigen 
Wochen noch für 50 M zu haben, kosten sie jetzt schon 
890 und 85 M. Und es geschieht nichts, was dieses wüste 
Wuchertreiben eindämmen könnte, ein Treiben, das um so 
verwerflicher ist, als von allen Seiten versichert wird, dass 
der Ernteausfall gut, weit besser ist, als im vorigen. Jahre. 
Wie die Dinge ziffernmässig stehen, erfährt man am besten 
aus einer Änfrage der S.P.D. an die Reichsregierung, in der 
es heisst: „Der Preis für das freie Getreide steht weit über 
4000 M. pro Tonne (Vorkriegspreis 209 M.), der Kartoftelpreis 
ist um rund 100 Prozent höher als er im vorigen Jalıre war; 
die Preise für Rohhäute sind im Zeitraum weniger Wochen 
um 300—400 Prozent gestiegen. Ebenso steht es mit den 
Preisen für inländische Rohwolle.‘“. Die Staats-, Landes- und 
Gemeindebehörden stehen den Dingen machtlos gegenüber. 
Alles, was im Rahmen des kapitalistischen Systems vorge- 
schlagen wird, erklären sie für wirkungslos. Umlageverfahren, 
Höchstpreise und ähnliches, das im Kriege und in den ersten 
Zeiten nach dem Kriege dem Schutze der Bevölkerung vor 
der Auswucherung diente, tun sie mit skeptischer Miene ab, 
gegen die Durchorganisierung der Wirtschaft, gegen das plan- 
mässige Erfassen und Verteilen sind sie aus Prinzip. Und so 
werden denn von Landwirten und Händlern weiter auf Kosten 
des arbeitenden Volkes Valuta- und Konjunkturgewinne ge- 
macht; und damit dieses Volk atıch ein Gaudium hat, wird 
hier und da ein besonders arger Wucherer zu ein paar 
tausend Mark Geldstrafe verdonnert. Das ist alles. Man über- 
lässt es uns, einen Teil der Folgen dieser Untätigkeit in 
schweren Lohnkämpfien wieder von uns abzuwälzen. 


Die Entwicklung der Reallöhne. Es ist für die Arbeit- 
nehmer von erheblichem Interesse, festzustellen, in welchem 
Tempo die -Warenpreise auf der einen Seite, die Löhne auf 
der andern Seite sich entwickeln. Eine Feststellung, welche 
aus vielen Gründen, vor allem weil wir keine zuverlässige 
Preis- und Lohnstatistik haben, nur mangelhaft möglich ist. 
Solche Untersuchungen sind in der Tat auch für Deutschland 
in grösserem Umfange erst in den letzten Jahren üblich ge- 
worden, und es wird in diesen meistens Preisstand und Lebens- 
haltung des Jahres 1913 mit der Entwicklung seit Kriegsbeginn 
verglichen. Nun hat sich in dieser Zeit nur eine Entwicklung 
fortgesetzt, welche sich. schon Jahre vorher anbahnte. Der 
Beweis hierfür wird für das amerikanische Wirtschaftsgebiet 
auf Grund eines sehr genau erforschten und nach vollkom- 


 menen Methoden aufgearbeiteten statistischen Materials in einer 


interessanten Abhandlung der Zeitschrift „The American Eco- 
nomic Review‘ vom September dieses jahres „Ueber die 
Bewegung der Reallöhne 1890—1918“ geführt, welche von 
Douglas und Lamberson stammt. 


Die entscheidenden Ergebnisse der erwähnten Abhandlung _ 
besagen tolgendes: Wenn wir den Zeitabschnitt seit dem 
Jahre 1890 bis zum Kriegsbeginn betrachten, so können wir 
feststellen, dass sich im Durchschnitt die Anzahl der Arbeits- 
stunden um ungefähr 10 Prozent vermindert hat. In 
dieser Zeit sind die Stundenlöhne zugleich um nahezu 50 Pro- 
zent gestiegen, aber es haben sich die Preise um 56 Pro- 
zent gesteigert; infolge dieses Umstandes und der er- 
wähnten Verringerung der täglichen Arbeitszeit ist die Kauf- 
kraft des durchschnittlichen Tagelohnes rascher, nämlich um 
ungefähr 13 Prozent gesunken. Diese Senkung vollzog sich 
in wenigen .Jahren, nämlich seit dem Jahre 1907, bis zu 
welchem Zeitpunkte — von 1890 ab gerechnet — die Ver- 
hältnisse ziemlich unverändert geblieben waren. Die Tabellen 
der amerikanischen Abhandlung gestatten noch weiter die Ent- 
wicklung bis zum Jahre 1918, also bis zum Kriegsende, zu 
veriolgen. In dieser Zeit ist die Länge des Arbeitstages fast 
unverändert geblieben, hingegen hat sich die Kaufkraft .der 
Löhne (was sich aus dem Vergleich der Lohnhöhe und der 
Preisbewegung ergibt) um weitere 20 Prozent verringert. 


Wenn wir diese Daten betrachten, können wir also folgen- 
des feststellen: 


1. Es hat sich schon vor dem Kriege die Kaufkraft des 
Lohnes der amerikanischen Arbeiterschaft erheblich vermindert. 
Die Daten zeigen, was ja auch die Theorie bestätigt, dass 
die Zeit guter Konjunktur, welche ja im Jahre 1905—1906 ein- 
setzte, für die grossen Massen stets Einschränkung 
des Konsums des einzelnen mit sich bringt, weil die Preise 
rascher steigen, als die Löhne. Es scheint auch, dass die 
wachsende Bedeutung industrieller Monopole und die Schwäche 
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der amerikanischen Oewerkschaftsbewegung auf dem A:rbeits- 
markt, diese Bewegung unterstützt bzw. erst ermöglicht. hat. 

2. Seit Kriegsbeginn ist naturgemäss bei steigenden Geld- 
löhnen eine weitere Senkung der Kaufkraft erfolgt. Die Ziffern 
zeigen, dass die amerikanische Arbeiterschaft in hohem Masse 
die Beteiligung am Kriege mit einer Verschlechterung der 
Lebenshaltung bezahlen musste. Stiegen doch die Löhne von 
1916—1918 nur um 30 Prozent, während der Preisindex in 
diesen Jahren um 50 Prozent hinaufschnellte. Die angegebenen 
Ziffern sind naturgemäss Durchschnittszifiern und die Ergeb- 
nisse in den einzelnen Staaten und Industrien weichen zum 
Teil davon ab. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass 
die Kaufkraft der Löhne um 20—30 Prozent geringer war, 
als in den neunziger Jahren, und um 10—20 Prozent geringer 
als im Jahre 1915. Die Verringerung der Kaufkraft in Europa 
war sicher noch bedeutend erheblicher, insbesondere kann 
man sagen, dass die Anpassung des Lohnes an das gestiegene 
Preisniveau umso schwieriger ist, je rascher die Preise steigen. 
Insbesondere trifft das auf Preissteigerungen zu, welche einer 
Entwertung der Währung folgen. Infolgedessen ist die Arbeit 
heute dasjenige Produktionselement, welches am meisten von 
seinem Goldwert entfernt ist. Wir werden in der An- 
nahme nicht fehlgehen, dass die weitaus bessere Organisation 
der Produzenten, ihre leichte Verständigung in den Kartellen 
und schliesslich die Wirksamkeit der Handelsbewegungen auf 
dem Weltmarkte die Ursache für das rasche Ansteigen der 
Preise auch auf dem Inlandsmarkt ist, während es ja heute 
einen Weltmarkt für die Arbeit, infolge der Hemmungen für 
die Auswanderung, nicht gibt. Die Arbeitskraft ist also heute 
die einzige Ware, für welche sich der Goldwert, die An- 
assung an den Weltmarktpreis, nicht automatisch herstellt. 
so wichtiger wird für die Preisbestimmung der Arbeitskraft 
die Gewerkschaftsbewegung — heute die einzige wirtschaftliche 
Kraft, welche, wenn auch im langsameren iempo, dafür sorgt, 
dass auch die Arbeitskraft wieder ein „Goldwert‘“ wird. 


Das Oppauer Massengrab — ein Segen für den Kapita- 
lsmus. Das Organ des Ministerpräsidenten Stegerwald schreibt: 
„Während nun das furchtbare Unglück im In- und Auslande 
das tiefste Mitgefühl für die Opfer hervorrief, und die private 
Wohltätigkeit eine grosse Hilftsaktion einleitete, treibt die 
Gewinngier gewisser Börsenleute‘ dahin, in einem Unglück 
von solchem Ausmasse zuerst die Möglichkeit neuer mühe- 
loser Gewinne zu entdecken.“ — Es handelt sich um die 
Oppauer Explosion, die hunderten von Arbeitnehmern das 
Leben kostete. Worum es sich in obigen Auslassungen dreht, 
ist folgendes: , Um die Kosten des Unglücks im Betrage von 
nahezu einer Milliarde M. aufzubringen, wird der Anilin- 
konzern neue Aktien ausgeben. müssen. Hierbei wird er den 
Besitzern der alten Aktien ein Bezugsrecht einräumen, das 
heisst, er wird diesen die Aktien billiger abgeben, -als sie auf 
dem Markte anzubringen wären. Die Differenz zwischen dem 
Zuteilungskurs und dem Marktkurse fällt dann den Aktien- 
besitzern als müheloser Gewinn in den Schoss. Kein Wunder 
daher, dass die Aktien der Badischen Anilinfabrik von 546 
am 19. September auf 700 am 20. Oktober gestiegen sind 
und dass dieselben Steigerungen auch die Aktien der übrigen 
Konzernfirmen durchgemacht haben. So münzt sich Arbeit- 
nehmerblut in Geld um. 


Soziale Bewegung 


Freigewerkschaitliche Grundsätze. Die vom AfA-Kongress 
beschlossenen freigewerkschaftlichen Grundsätze haben folgen- 
den Wortlaut: 

I, 

Die auf dem Privateigentum an den Produktionsmitteln 
beruhende kapitalistische Wirtschaft mit ihrer Entwicklung zum 
Grossbetrieb und ihrer immer weiter getriebenen Arbeits- 
teilung hat ein Heer von Angestellten geschaffen, die ebenso 
wie die Arbeiter Zeit ihres Lebens darauf angewiesen sind, 
als besitzlose Arbeitnehmer ihren Unterhalt zu erwerben. 

Um ihre wirtschaftliche und soziale Lage zu heben und 
ihre Rechte gegenüber dem Unternehmertum zu wahren, sind 
auch die Angestellten gezwungen, sich in Gewerkschaften zu- 
sammenzuschliessen. Parteipolitische und religiöse Ueber- 
zeugung darf hierbei kein Hindernisgrund für die gemeinsame 
Arbeit sein. 


Die wirtschaftliche Uebermacht der Unternehmer zwingt 
die Angestellten zum gemeinsamen Kampf um: 


1. die Steigerung ihres Anteils am Produktionsertrage, 

2. die Erringung günstigerer und die Abwehr schlechterer 
Arbeitsbedingungen, 

3. die rechtliche Sicherung des arbeitenden Menschen vor 
er schädigenden Wirkungen der kapitalistischen Lohn- 
arben. 
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I. 
Die freien Gewerkschaften der Angestellten fordern: 
1. die rückhaltlose Anerkennung des Vorrechts des ar- 
beitenden Menschen vor dem des toten Besitzes, 
. die Beseitigung des arbeitslosen Renteneinkommens zu 
gunsten der Gesamtheit, 
. die Kontrolle der Warenerzeugung und -vertellung, 
die gemeinwirtschaftliche Ordnung der Wirtschafts 
führung, 
. die- Mitbestimmung der Arbeitnehmer in allen Fragen 
des Lohn- und Arbeitsverhältnisses. 


Sie erblicken deshalb im wirtschaftlichen Sozialismus 
gegenüber der privatkapitalistischen Wirtschaft die höhere 
Form der volkswirtschaftlichen Orgänisation. 


IV. 

Das Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer muss bel der 
gesamten Produktion, vom Einzelbetriebe beginnend, bis in die 
höchsten Spitzen der zentralen Wirtschaftsorganisation ver- 
wirklicht werden. 

Die Betriebsräte haben im Einverständnis mit den (Ge- 
werkschaften und auf deren Macht gestützt in Gemeinschaft 
mit der Betriebsleitung die Betriebsdemokratie durchzufükren, 

Aufgabe der freien Angestelltengewerkschaften ist es, die 
wirtschaftliche und soziale Bildung der Angestellten zu fördern 
und sie für Ihre Tätigkeit in der: vergesellschafteten Wirtschaft 
zu schulen. v 


Die Satzung einer gewerkschaftlichen Organisation muss 
klar erkennen lassen, dass nur Arbeitnehmer die Mitgliedschaft 
erwerben können, und zwar ohne Rücksicht auf Geschlech 
Glaubensbekenntnis, Rasse, Partei-, Staatszugehörigkeit un 
Vorbildung. Unternehmer dürfen als Mitglieder nicht aufge- 
nommen werden. Jede Unterstützung von Ihrer Seite ist ab- 
zulehnen. 

Eine zewerkschaftliche Organisation muss bereit sein, ge- 
gebenenfalls alle gewerkschaftlichen Kampfesmittel anzuwen- 
den, und darf in ihrem Programm keinen Zweifel darüber 
lassen, In den Satzungen muss für den Fall der Anwendung 
gewerkschaftlicher Kampfesmittel die Bereitstellung von Unter- 
stützung in Form von Streik-, Solidarltäts- und Gemas- 
regeltenhilfe vorgesehen werden. 

VI. 

Zur gemeinsamen Durchführung ihrer Ziele und Forde- 
rungen und zur gegenseitigen Unterstützung im wirtschaft- 
lichen und sozialen Kampf bilden die freien Gewerkschaften der 
Angestellten Deutschlands den Allgemeinen freien Angestellten- 
bund (AfA-Bund). Die Gemeinschaft der Arbeitnehmer- 
Interessen gegenüber dem Arbeitnehmertum und die daraus 
folgende Solidarität aller Arbeitnehmer ist die einzige Möglich- 
keit, die gesteckten Ziele zu erreichen. Der AfA-Bund bildet 


nn Au m 


deshalb in organisatorischer Zusammenarbeit mit dem 
A.D.G.B., als Vertretung der freigewerkschaftliichen Hand- 
arbeiterschaft, die einheitliche Front aller ireigewerkschaft- 


lichen Arbeitnehmer Deutschlands. 


13. Syndikalistenkongress. Der Syndikalismus In Deutsch- 
land ist auf und daran, völlig abzuwirtschaften. Das ist die 
wichtigste Feststellung, die man auf dem 13. Syndikalisten- 
kongress, der unlängst in Düsseldorf stattfand, machen konnte, 
Sieben Tage dauerte der Kongress. Das Ergebnis, das In 
dieser reichlichen Zeit erzielt wurde, ist geradezu kläglich. 
Alle wichtigen Fragen wurden später abzuhaltenden Sonder- 
besprechungen überwiesen. Dafür wurde fast die volle, für 
den Kongress vorgesehene Zeit zur Aussprache über den Ge- 
schäftsbericht aufgebraucht, die zeitweise in einen wilden Zank 
ersönlich gehässiger Art ausartete. Kennzeichnend für den 
Tiefstand der Bewegung ist es auch, dass einzelne Orts- 
gruppen der Syndikalisten in ihrer Feindschaft gegen die „zen- 
tralistische Bureaukratie“ der Geschäftsleitung nicht nur die 
Mitgliedsbücher, sondern auch das Beitragswesen 
abgeschafft haben. Als Führer der Opposition gegen die Ge- 
schäftsleitung trat besonders der Herausgeber der ersten syn 
dikalistischen Tageszeitung ir Düsseldorf, Köster, hervor, 
der im Gegensatz zu der Zentralleitung die Anwendung von 
Gewaltmitteln im sozialen Kampfe für empfehlenswert 
hält. Die Frage, wer in Zukunft Redakteur des obligatorischen 
Organs der Vereinigung „Der Syndikalist‘ werden sollte, wurde 
durch das Los entschieden. (D Es fiel auf vorgenannten 
Herrn Köster, der mit dem bisherigen Redakteur die gleiche 
Stimmenzahl erhalten hatte. Köster hat nicht etwa eine dem 
artige Wahl abgelehnt, sondern dürfte sein Düsseldorfer Unter» 
nehmen, das sowieso nicht leben und nicht sterben kann, 
nunmehr aufgeben und die Redaktion des Organs der Union 
in Berlin übernehmen, während seinem Vorgänger die be- 
neidenswerte Rolle zugefallen ist, ihn als Obmann der Press- 
kommission zu beaufsichtigen. Dies war der einzige Erfolg, 
den die kommunistischen Opponenten zu verzeichnen hatten. 
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Dagegen wurde eine Entschliessung angenommen, die eine 
Absageandie MoskauerInternationale bedeutet, 
weil eine von Moskau unabhängige syndikalistische 
Internationale geschaflen werden soll. Zu erwähnen ist 
noch ein einstimmig gefasster Beschluss, wonach in Zukunft 
kein Mitglied der Organisation einer politischen Partei 
angchören darf. Ein Antrag, auch die Zugehörigkeit zu einer 
Staatskirche als unvreinbar mit der Mitgliedschaft zu 
erklären, wurde abgelehnt. Der Vorsitzende erklärte dazu, 
der Syndikalismus bekämpfe selbstverständiich die Staats- 
kirchen. Dieser Kampf könne aber nur dann praktischen Er- 
folg haben, wenn man zunächst die’ Kirchenangehörigen auf- 
nehme, um sie in der Organisation zu erziehen., Gegen die 
geplante Schlichtungsordnung sollder schärfste Kampf 
eingeleitet werden, wie noch in einer anderen Entschliessung 
zum Ausdruck kam. 


Die 26. Bundestagung des Bundes deutscher Bodenreformer 
fand am 29, September bis 2. Oktober in Breslau statt. Doktor 
Adolf Damaschke berichtete über die „Bodenreformarbeit 
im letzten Jahre‘. Oberschlesien, das neue Programm 
der Sozialdemokratie, die Forderung des Land- 
gesetzes zeugen davon. Zwei Vorträge mit gründlichem 
wissenschaftlichen Beweismaterial: Prof. Bühler -Münster, 
„Die Bewertung des Bodens in unserer Steuer- 
gesetzgebung‘“, und Rössel, Leiter eines Kataster- 
amtes, „Die Einschätzung des Bodens“, behandelten 


den Kernpunkt: Die neue Grundsteuergesetzgebung nach dem - 


gemeinen Wert, die Landwirtschaft wie Barvermögen erfasst, 
Grossbetrieb wie Kleinbetrieb, und die bevorstehende unge- 
heure Steigerung der Grundrente dem Staat zuführt. Geheimer 
Admiralitätsrat Dr. Schrameier gab in seinem Referat 
„Die Bodenfrage in der grossen Umwälzung unserer Zeit“ 
einen grosszügigen geschichtlichen Ueberblick über die Agrar- 
reform unserer östlichen Grenzstaaten unter dem Druck des 
Bolschewismus, ausklingend in einen erschütternden Mahnruf 
in letzter Stunde: Zurück zum Boden, sonst über- 
flutet uns der Osten! 

Am Sonntagmorgen vereinigte die gewaltige Kuppel der 
Jahrhunderthalle 10000 Menschen zu einer Voiksver- 
sammlung, die mit gespannter Aufmerksamkeit aui die Worte 
von Adolf Damaschke, Dr. Fronober- Oberschlesien 
und Landtagspräsident Peus lauschte. „Wir können und 
wollen uns ein Paradies auf Erden schaffen in Heim und 
Garten‘, das fand Widerhall in all den Tausenden. Es wurde 
folgender Aufruf beschlossen: 

„Schwere Fehler in der Aufteilung, Beleihung und- Be- 
steuerung des deutschen Bodens wurden unserem Volke zum 
Verhängnis: Aus ihnen entsprangen Mieikasernenelend und 
Landflucht; sie liessen auf Kosten der arbeitenden 
Volksmassen den privaten Grundrentenbeziehern unver- 
diente Reichtümer zuströmen. Verschlang doch seit dem in- 
dustriellen Aufschwung unseres Volkes die Grundreste vom 
Ertrage der deutschen Volkswirtschaft einen grösseren Teil, 
als in anderen gleichstark industrialisierten Ländern. 

Wenn eine Zeitlang infolge der Niedrighaltung der Mieten 
durch die Entwerlung des Geldes eine Gesundung der Ver- 
hältnisse nähergerückt schien, so treten jetzt die alten Aliss- 
stände auf dem Lande bei Verkäufen und Verpachtungen 
wieder hervor, und auch bei den städtischen Mieten leben 
die früheren Monopotrechte wieder auf. 

Wir zu vielen Tausenden in der Breslauer Jahrhundert- 
halle versammelten, vom Bunde deutscher Bodenreformer und 
den Gewerkschaften der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
aller Richtungen berufenen Männer und Frauen bekennen 
uns als Anhänger- einer durchgreifenden Bodenreform und 
fordern demgemäss, dass jedem Missbrauch mit der Heimat- 
scholle aufs schäriste entgegengetreten und damit der drohen- 
den Verewigung der volksverderbenden Teuerung aller Lebens- 
notwendigkeiten ein Ziel gesetzt werde. 

Die Reichsverfassung verheisst in Art. 155 jedem Deut- 
schen ein festes Recht am Heimatboden und .erklärt das An- 
recht der Volksgemeinschaft auf die Grundrente. Diese Ver- 
heissungen sind bisher unerfüllt geblieben. Zur 
dieses unseres verfassungsmässigen Grundrechtes fördern wir 
zum 1.: Die schnelie Verwirklichung des vom Ständigen 
Beirat für Heimstättenwesen beim Reichs- 
arbeitsministerium aufgestellten Entwurfs eines Bo- 
dengesetzes zum Schutze des deutschen Bodens gegen 
jeden Missbrauch durch in- und ausländisches Spekt- 
lationskapital. Zum 2.: Die entschlossene Anwendung des 
Siedlungs- und Heimstättengesetzes und eine ehrliche Durch- 
führung des sozialem Schutzes der Mieter, Pächter, Klein- 
bauern und Kleingärtner. Zum 3.: Eine dirchgreifende, den 
Kleinbesitz schonende, aber den Grossbesitz gerecht erfassende 
Grundrentensteuer, die aufräumt mit allen noch immer 
gesetzlich geduldeten, ja geradezu geförderten Steuerbegünsti- 
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gungen. Sie wird reiche Mittel erschliessen für alle Kultur- 
aufgaben, ohne die Arbeit zu belasten und die Lebenshaltung 
zu verkümmern.‘“ 


Handarbeiter und Kopiarbeiter. In den westeuropäischen 
Ländern wird immer mehr die Zusammengehörigkeit und das 
Aufeinanderangewiesensein der Kopf- und der Handarbeiter er- 
kannt und betont. Der Internationale Kongress der Bau- 
arbeiter in Innsbruck wünscht eine einheitliche internationale 
Organisation ins Leben zu rufen, welche alle Hand- und Kopf- 


arbeiter, die im Baugewerbe beschäftigt sind, umfassen soll. 
Auf den unlängst veranstalteten nationalen Gewerkschafts- 


"kongressen, dem Kongress in Cardiff (England), der belgischen 


„Gewerkschaftswoche“ betonten die Redner die Notwendigkeit 
des Zusammengehens mit den Technikern. Besonders dort, wo 
über aufibauenden Sozialismus geredet wird, über die Piäne, 
wie die Produktion in die Hand der Arbeiterschaft ‚überführt 
werden soll, wird dieser Zusammenhang erkannt. 


Die Freien Gewerkschaften Deutschösterreichs im Jahre 
1920, Der Stand der Gewerkschaftsbewegung Oesterreichs 
weist mit Ende des Jahres 1920 mehr als 900 000 freigewerk- 
schaftlich organisierte Arbeiter und Angestellte auf, eine Er- 
höhung der Mitgliederzahl gegenüber dem Vorjahre um über 
128000. An dieser Mitgliedervermehrung sind die männlichen 
Arbeitnehmer mit 106000, die weiblichen mit 22000 beteiligt. 
Die Gesamtzah! der weiblichen Mitglieder betrug am 31, De- 
zember 1920 215000, d. h. fast 24 Prozent der Gesamtmit- 
gliederzahl, Betrachtet man das Zahlenverhältnis’bei den An- 
gestellten allein, so sieht man, dass von 117000 Privatange- 
stellten 35 Prozent Frauen sind; von den Öffentlichen Ange- 
stellten entfallen etwa 12 Prozent auf das weibliche Geschlecht. 
Die Gesamtzahl der angeschlossenen Berufsverbände beträgt 
51, davon 19 Organisationen der Angestellten. Den grössten 
Mitgliederzuwachs verzeichnet der Bergarbeiterverband mit 
einem Anwachsen um 147 Prozent, von 17 Verbänden werden 
dagegen abnehmende Mitgliederzahlen berichtet. Die Gesamit- 
einnahmen der Gewerkschaften beliefen sich auf 86,7 Millionen 
Kr. (29,3 Mill. Kr. im Vorjahre), die Ausgaben auf 60,8 Mill, Kr. 
(20,7 Mill. K.). 12,7 Prozent der Ausgaben entfielen auf Unter- 
stützungen insgesamt, 5,7 Proz. auf Arbeitslosenunterstützung; 
für diese wurden 3,4 Millionen Kr. (2,15) aufgewandt. Streik- 
unterstützungen sind in dem Berichte ‚nicht ausgewiesen, da 
diese in Oesterreich vielfach aus besonderen Kampffonds ge- 
leistet werden, über die der Oeffentlichkeit mit Absicht nicht 
berichtet wird. 


Angestelltenbewegung 


Ein internationales Bankangesteiltensekretariat. Anlässlich 
des Wiener Kongresses des ‚Internationalen Bundes der Privat- 
angestellten“ ist durch die Vertreter der Bankangestelltenorga- 
nisationen die Errichtung einer „Zwischenstaatlichen Informa- 
tionsstelle der freigewerkschaftlichen Bankangestellten-Organi- 
sationen“ mit dem Sitz in Berlin beschlossen ‘worden, deren 
Zweck vornehmlich die Erteilung fortlaufender Informationen 
über den, Stand der Bankangesteiltenbewegung in den ein- 
zelnen Ländern sein soll. Sodann hat sie die Aufgabe, die 
Verschmelzung von Konkurrenzverbänden innerhalb eines Tätig- 
keitsgebietes zu einheitlichen Organisationen auf freigewerk- 
schaftlicher Grundlage zu fördern, sowie die Gründung von 
freigewerkschaftlichen Bankangestelltenorganisationen in jenen 
Ländern anzubahnen, wo: solche noch nicht bestehen. 

Der G.d.A. schämt sich seiner. Väter. In Nr. 25 der 
D.T.Z. vom 24. ‚Juni übernahmen wir aus dem „Nachrichten- 
blatt der Ortsgruppe Essen des Deutschnationalen Handlungs» 
gehilfen-Verbandes“ eine Notiz, dass der G.d.A. auf Grund 
von drei Briefen ca. 500000 M. von einer grossen Anzahl 
Firmen erhalten habe. Durch Gerichtsurteil vom 7. 9. hat 
der @.d. A. eine einstweilige Verfügung erwirkt, die eine Wie- 
derholung der im „Nachrichtenblatt des D.H. V.‘ aufgestellten 
Behauptungen dem Bunde verbietet. Diese einstweilige Ver- 
fügung wird den Mitgliedern des G.d. A. in Nr. 20 seiner 
Zeitung unter der hochtönenden Ueberschrift „Noch zwei zur 
Strecke gebracht‘‘ bekanntgegeben. Verschwiegen wird dabei 
aber, dass in den Verhändlungen einwandfrei festgestellt und 
vom G.d.A. zugegeben wurde, dass tatsächlich der Verband 
Deutscher Handlungsgehilfen zu Leipzig (V.D.H.) in den 
Jahren 1915—1918 sich wiederholt. mit Bettelbriefen an die 
Unternehmer gewandt hat und auf Grund dieser Schreiben über 
500000 M. Unternehmergelder zusammengeschnorrt hat. Kühn, 
wie der G.d. A. nun einmal ist, behauptet er nun, dass erstens 
diese 500000 M., da sie zur Unterstützung der Kriegsteil- 
nehmer des G.d. A. verwandt wurden, nicht den allgemeinen 
ewerkschaftlichen Zwecken des V.D.H. gedient hätten und 


ass zweitens der G.d. A. hiermit absolut nichts zu tun habe, 
Wir sind da etwas anderer Meinung. 

Unterstützungen jeglicher Art, mag es sich um ausser- 
ordentliche Unterstützungen der Kriegsteilnehmer, an Ver«- 
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triebene aus den besetzten Oebieten, an durch die Polenauf- 
stände in Oberschlesien Geschädigte handeln, dienen letzten 
Endes immer den gewerkschaftlichen Zwecken der die Unter- 
stützungen zahlenden Organisation, weil hierdurch Unorgani- 
sierte veranlasst werden, sich dieser Organisation anzu- 
schliessen, um ebenfalls der Unterstützung teilhaftig zu werden. 
In Oberschlesien hat gerade der G.d.A. mit den Plebiszit- 
geldern einen Mitgliederschacher getrieben, wie er ärger nicht 
gedacht werden kann. Andererseits braucht die Organisation 
aus ihren eigenen Mitteln für die betreffenden Unterstützungen 
keine oder geringere Beträge aufzuwenden, so dass sie dann 
durch die Arbeitgeberzuwendungen in der Lage ist, mit ge- 
singeren Beiträgen auszukommen, wodurch ihre Agitation im 
Kreise der noch nicht aufgeklärten Unorganisierten wiederum 
gefördert wird. 

Zum zweiten sind wir der Meinung, dass auch der O.d.A. 
für die Sünden seiner Väter geradestehen muss, insbesondere, 
wenn diese Sünden erst wenige Monate vor der Gründung 
des G.d.A. begangen wurden. Der Leipziger Verband ist 
im G.d. A. die führende Organisation. Es mutet wirklich recht 
eigenartig an, werm der G.d.A. behauptet, wir stehen heute 
makellos da, weil die Namen unserer Gründer seit ein paar 
Monaten aus der Geschichte ausgelöscht sind. Herr Beckmann 
hat aber ais Führer des V.D.H. die drei Bettelbriefe unter- 
zeichnet und so wird derselbe Herr Beckmann als Führer des 
G.d.A. hierfür auch heute noch die Verantwortung zu über- 
nehmen haben. Wir haben deshalb auch gegen die einstweilige 
Verfügung Einspruch erhoben. 


Begünstigung des Chiffre-Inseratenwesens durch den G. d. A. 
Seit Jahren führen die freigewerkschaftlichen Angestelltenorgani- 
sationen einen energischen Kampf gegen das Chiffre-Unwesen bei 
den Stellenangeboten der Firmen. Die Beratung des neuen 
Arbeitsnachweisgesetzes steht vor der Tür, und mit aller 
Energie wird hierbei von den Angestellten gefordert werden, 
dass Stellenangebote unter Chiffre für die Zukunft gesetzlich 
verboten sind. Leider ist beim G.d.A. wieder einmal fest- 
zustellen, dass er um einige Jahrzehnte der Entwicklung nach- 
hinkt. Genau so, wie er erst heute beginnt, sich mit dem ein- 
heitlichen Angestelltenrecht zu beschäftigen, während wir ein 
einheitliches Ärbeitsrecht verlangen, so hat er sich auch noch 
nicht zu einer Ablehnung der Chiffre-Inserate durchgerungen; 
ja, er fördert das Unwesen der Chiffre-Inserate selbst dadurch, 
dass er in Nr. 20 seiner Zeitschrift ein grosses Inserat bringt, 
in welchem ein Betriebsingenieur gesucht wird, „Ausführliche 
Angebote mit Zeugnisabschriften und Lichtbild erbeten unter 
A.-T. 213 an Rudolf Mosse, Magdeburg‘. Damit liefert aus- 
gerechnet kurz vor den Beratungen über das Arbeitsnachweis- 

esetz der G.d.A. den Arbeitgebern willkommenes Material 
ür ihre Argumentation, dass die Angesteliten der Harmonie- 
verbände die von uns betonten Bedenken gegen das Chiffre- 
Inserat nicht teilen, denn sonst würde deren Organ derartige 
Inserate nicht selbst aufnehmen. Ja, ja, es ist ein schönes 
Ding um die Grundsatzlosigkeit. 


Berufsfragen 


Der Techniker im Auslande. Unter dem Stichwort „Der 
Techniker im Ausland“ bringen wir in dieser und in den 
nächsten Nummern der D.T.Z. einige Mitteilungen unserer 
im Ausland beschäftigten Bundesmitglieder, die auf eine An- 
frage unserer Bundesauskunftei uns die Verhältnisse im Aus- 
land schildern. Aus Alexandrette in Syrien (Klein- 
asien) teilt uns ein bundesmitglied mit, dass nicht nur dort, 
sondern in der ganzen asiatischen Türkei Löhne und Gehälter 


‘in einem sehr ungünstigen Verhältnis zu der teuren Lebens- 


haltung stehen. Für einen deutschen Techniker oder Kauf- 
mann ist vorderhand nicht die geringste Aussicht, eine Be- 
schäftigung zu erhalten. Die Zahl der einheimischen steilen- 
losen Kollegen (Armenier, Griechen, Araber) ist sehr gross 
und wächst von Tag zu Tag. Die Industrie liegt vollständig 
danieder. In seiner N esend verkehrt nur die Eisenbahn ‚„Mer- 
sina— Adama—Marmure—Alexandrette. Alle anderen Strecken 
sind demoliert. Ein anderer Kollege teilt uns aus Helsing- 
fors (Finnland) mit, dass auch dort die Verhältnisse für 
auswanderungslustige ae zu gar keinen Hoffnungen An- 
lass geben. Die Industrie hat schwer zu kämpfen, angesichts 
des allgemeinen Geldmangels und der Kaufunlust, Besonders 
die Eisenindustrie liegt sehr still. Viele Betiebe sind gänzlich 
eschlossen. So sind auch die meisten deutschen Arbeiter, 
ie dort eine Zeitlang recht zahlreich waren und gut ver- 
dienten, wieder heimwärts gereist. Das Verhältnis zwischen 
ausländischen Arbeitern und Angestellten ist aus begreiflichen 
Gründen nicht besonders angenehm. Ausserdem herrscht grosse 
Wohnungsnot. Nur Ledigen ist es möglich, möblierte Zimmer 
für ca. 400-600. M.; monatlich ohne Kaffee zu erhalten. 
Aus Stockholm schreibt uns ein dort seit langem an- 
sässiges Bundesmitglied, dass in ganz Skandinavien die Indu- 
ptrie-Verhältnisse sehr ungünstig liegen, so auch in den Fabri- 


ken für landwirtschaftliche Maschinen. Es sind in Stockholm 
selbst 10 000 und in ganz Schweden etwa 60- bis 70000 Arbei- 
ter und ein dementsprechender Teil von Angestellten stellungs- 
os. Seine, sowie auch viele andere Fabriken arbeiten schon 
längere Zeit nur 5 Tage in der Woche. Arbeiter und An- 
garel? werden in grosser Anzahl entlassen. Bei allen Ent- 
re kommen die Ausländer zuerst heran. Wenn trotz- 
dem Deutsche nach Skandinavien verlangt werden, so wird 
der übliche Grund vorliegen: noch weiteres Herabdrücken der 
Löhne und Gehälter, die schon jetzt in Anbetracht der starken 
Verteuerung der Lebenshaltung viel zu niedrig sind. — Der 
Deutsche darf sich nicht etwa durch den niedrigen Stand der 
deutschen Mark hierherlocken lassen. 


Für ein möbliertes Zimmer zahlt man “2. 2. ..89%--100 Kr. monall. 


„ volle Pension A 2 220—250 „ = 
Maurer; Zimmerer, Steinmetze erhalten . . ve.» 2,20 „ pro Std, 
Schlosser, Maschinenbauer # A VE 


. . 1%0-2,— ,„ 


Arbeiter erhalten . . . un» 
2400,— „ jährlich 


drei Zimmer und Küche in guter Lage kosten 


zwei ” ” „ „ ” ” ” . 1600,— , ” 
drei 4 4 5 „ weniger guter Lage kosten 1400,— ,„ = 
zwei PL ” „ ” ” ” ” 99, — + ” 


An Steuern zahlt man etwa 14 Prozent. Die Löhne sind jetzt 
um etwa 20 Prozent (auch. bei den Beamten) herabgesetzt 
worden und von 1. Januar 1922 soll eine weitere sehr erheb- 
liche Herabsetzung der Löhne stattfinden, wenn die schwe- 
dische Industrie überhaupt existieren soll. Arbeiter und Hand- 
werker sind meist organisiert, aber Angestellte nicht. Vor dem 
Kriege soll das Einkommen hier ungefähr wie in Deutschland 
gewesen sein. Jetzt kommt zu den Grundgehältern ein Teue- 
rungszuschlag (in Stockholm 90 bis 100 Prozent). 


Vertreter gesucht! In den meisten Fällen, wo in Tages- 
und Fachzeitschriiten „Vertreter gesucht“ werden, müsste es 
eigentlich heissen „Dumme gesucht“. In der Tat handelt es 
sich vielfach um eine üble. Ausbeutung, der. bedauerlicherweise 
gerade jene Kollegen zum Opier talien, die bıSuer ati insen 
Stellenbewerbungen kein Glück hatten und es nun als „Ver- 
treter“ machen wollen. Anständige Firmen bezahlen ihre Ver- 
treter, wie es sich gehört. Wenn sie obendrani noch einen 
bestimmten Prozentsatz vom Umsatz oder vom Reingewinn 
ihren Angestellten zubilligen, so ist dagegen nichts einzuwenden. 
Schlimmer ist es jedoch, wenn diese sogenannte „Beteiligung“ 
den grössten Teil des Einkommens ausmachen soll, während 
das sogenannte Fixum weder zum Leben noch zum Sterben 
auslangt. Solch eine Regelung findet man eigentlich nur bei 
schwächlichen oder wenig bedenkenvolien Firmen, Wenn man 
aber „Firmen“ findet, die sogar Reisespesen und die Fahr- 
gelder ihren Akquisiteuren aufihalsen, ihnen überhaupt kein 
festes Gehalt zahlen und sie ganz auf die Umsatzprozente ver- 
weisen, die wer weiss wann erzielt und wer weiss wann aus- 
gezahlt werden, so ist dies der Gipfel dreister Ausbeutung, der 
nicht scharf genug entgegengetreten und vor der nicht ein- 
dringlich genug gewarnt werden kann. 

Da hält es ein Herr Dr. jur. Pieper für richtig, unter die 
Händler zu gehen und industrielle Bedarisartikel zu vertreiben 
Er hatte sich früher schon „industriell“ betätigt und versäumte 
auch nicht im Kriege, Artikel für Heeresbedari zu liefern. Es 
glückte jedoch alles nicht recht. Nun sollen ihn seine „Ver- 
treter“ herausreissen. Er bietet ihnen durch eine Mittelsperson: 

Hohe Provision und teilweise Uebernahme der Tagesspesen 
(aber nur für die allererste Zeit). Keine Reisekostenvergütung! 

Er verlangt dagegen: 

Uebernalıme aller Reisekosten und nach Einarbeitung die 
ganzen Kosten der Reisetätigkeit aus eigner Tasche. Verzicht 
auf den Besuch besonders leistungsfähiger Firmen, deren Be- 
arbeitung er sich selber vorbehält. 

Auf die Frage eines der zu beglückenden Bewerber, ob 
denn schon eine :Stammkundschaft da wäre, auf die man sich 
stützen könne, erhielt er die Antwort, dass man einen Ver- 
treter, der nur losführe, um sichere Aufträge zu notieren, nicht 
suche. Demnach sucht Herr Dr. jur. Pieper Vertreter. die, 
die Tasche mit eigenen Tausendmarkscheinen gespickt, für ihn 
zu akquirieren suchen und nach einigen Wochen, wenn sich 
die Artikel des Herrn Pieper als wenig verkäuflich erweisen, 
um ihr Geld ärmer und und um bittere Erfahrungen reicher 
geworden sind. Diese Erfahrungen anderen Kollegen zu er- 
sparen und sie vor ähnlichen Geschäftsverbindungen zu warl- 
nen, Ist Zweck dieser Zeilen. 


Penn bee bern nun sale Sue 
Do Aus dem Bunde 00 


—_————————————— 

Barmer Krankenkasse. Die Verbände des AfA-Bundes, die 
mit der Barmer Krankenkasse im Vertragsverhältnis stehen 
und ihren Mitgliedern den Eintritt in die Krankenkasse emp- 
fehlen, haben ein grosses Interesse daran, sich für die nächste 
Generalversammlurg der Krankenkasse eine genügend starke 
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Vertretung zu sichern.> Wir bitten deshalb alle Kollegen, die 
Mitglieder der Krankenkassesisind, uns ihre Adresse, die 
Krankenkassen-Mitgliedsnummer und den Tag ihres Eintritts 


in die Krankenkasse anzugeben und etwa zu stellende An= - 


träge uns mitzuteilen. 


„Bundespost‘. Die „Bundespost“ Nr. 14 vom 1. Oktober 
enthält unter „Verwaltung“ einen Artikel über den gewerk- 
schaftlichen ert unseres Auskunfteiwesens, an dem unsere 
Ortsverwaltungen ständig mitarbeiten sollten. Anschliessend 
werden die Richtlinien für die Verwaltung grösserer Ortsver- 
waltungen veröffentlicht, die der Bundesvorstand dem letzten 
Bundestag zur Beratung des Punktes „Ausbau der Bundes- 
arbeit“ unterbreitet hatte. Die Ergebnisse der Calwerschen 
Statistik über die Kosten des Nahrungsmittelaufwandes wer- 
den im Abschnitt „Sozialpolitik“ für den Monat August mit- 
geteilt und weiter die Resolution zur Frage der Doppel- 
existenzen, die der Jenaer Parteitag der K.P.D. gefasst hat, 
wiedergegeben. 

Die „Bundespost“ Nr. 15 vom 15. Oktober ist in der 
Hauptsache auf die Werbetätigkeit eingestellt. Ueberdies wird 
vor gewissen, unlauteren Patentbureaus und Patentverwer- 
tungsgesellschaften gewarnt und der Arbeitsbericht des Vor- 
standes für Monat September veröffentlicht. — Dieser Nummer 
lag ein Flugblatt bei, das sich gegen die in Nr. 41 der 
„D-T.Z.“ bereits zurückgewiesenen, perfiden Angriffe des 
christlich-nationalen Gedag und N.D.T.V. gegen unsern Bund 
und den AfA-Bund in der Frage „Oberschlesien“ richtet. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht eriedigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr, 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Wirtschaftsbeihilfe für Steliungslose. Erwerbslose, die am 30. No- 
venber 1921 dem Bunde mindestens ein Jahr a!s ordentliche Mitglieder 
angehören und mindestens 6 Monate stellungslos sind, oder vor dem 
1. Oktober 1921 mit der Stelleniosenunterstützung voll ausgesteuert 
waren, erhalten auf Antrag im Monat Dezember eine einmalige Wirt- 
schaftsbeihilfe von 150 M. und für jedes unterhaltspflichtige Familien- 
mitglied 75 M. 

Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus 
dem. Bunde ausscheiden, haben die bezogene Unterstützung wieder 
zurückzuzahlen. 

Der Antrag muss, von der zuständigen Ortsverwaltung befürwortet 
und beglaubigt, bis spätestens 10. Dezember 1921. in der Haupt- 
geschäftsstelle eingehen, Später gestellte Anträge können keine Be- 
sücksichtigung finden. 

Der Stellennachweis des Bundes muss in Anspruch genommen 
sein und noch werden. Die Stelleniosigkeit muss durch die Erwerbs- 
losenfürsorgestelle bescheinigt sein. — Die Beiträge müssen mindestens 
bis einschl, Oktober 1921 bezahlt oder ordnungsmässig gestundet sein. 
Durch eine nach dem 1. Oktober erfolgte Nachzahlung nicht gestundeter 
Beiträge für mehr als drei Monate wird der Anspruch auf die Wirt- 
schaftsbeihiife nicht wieder hergestelit. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berin anzulordern. 

Ausschluss von Mitgliedern. Der Bindesvorstand hat in seiner 
Sitzung vom 17. Oktober 1921 beschlossen, die Mitglieder Paul 
Kliefert (30753) und Julius Lange (10054) der Betriebsverwaltung 
Ludwig Loewe & Co, Berlin, auf Grund des $ 13a der Satzung, des- 
Kl opa das Mitglied Wilhelm Pitschel (55259) der Ortsverwaitung 
Sterkrade auf Grund des $ 13b der Satzung aus dem Bunde aus- 
zuschliessen. 

Gegen das Mitglied Louis de la Garde 5 394) der Betriebsverwal- 
tung Ludwig Loewe & Co,, Berlin, lag gleichtalls Antrag auf Ausschluss 
vor. Das Mitglied ist diesem Ausschluss durch seine Austrittserkiärung 
zuvorgekommen. Die geltendgemachten Ausschlussgründe wurden vom 
Vorstand anerkannt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G, Uerdingen a. Rh. 

Zeiiuloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe I. Westf, und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metaliindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b, 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25, 

Steinkolilengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 


Aus den Gauen 


Gau Westdeutschland. Unser diesjähriger Oautag wurde am 16. Ok- 
tober in Köln in der Lesegeselischaft abgehalten. Es waren dazu 
erschienen: ausser dem  Gauvorstand und den Gaubeamten, vom 
Bundesvorstand die Kollegen Pintsch und Kaufmann, von 
der Hauptgeschäftsstelle Kollege Gröttrup, vom Bundes- 
ausschuss Kollege Mosblech-Köln und 24 Abgeordneie der Walıl- 
kreise. Keinen Vertreter hatten geschickt die Wahikreise M.-Gladbach- 
Rheydt, Uerdingen, Kohlscheid und Viersen. » 

Die Tagung wurde um 9,30 Uhr vom Gauvorsitzenden, Kollegen 
Schreier, eröifnet. Auf der Tagesordaung stand: I. Konstituierung des 
Ha wischs 











DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Nr. ERER 


Oautages. 2. Geschäftsbericht der Gauleitung. Referenten: Schreier 
und Flügger. 3. Berichte der Ortsverwaltungen. Referent: Flügger. 
4. Sonstige Anträge. 5. Die Reform der Bundesverfassung. 6. Wahlen: 
a) Gauvorstand, b) Bundesaitsschuss, c) Vorschlagsliste für die "Wahl 
der Abgeordneten zum Bundestag, d) Gauleiter. 7. Verschiedenes. 

Den Geschäftsbericht erstatteten die Kollegen Schreier und 
Flügger. An Hand zahlreichen statistischen Materials, das den Ab- 
geordneten vorlag, wurde den Abgeordneten ein umfassendes ‚Bild von 
der Tätigkeit des Gauvorstandes in bezug auf Versammlungstätigkeit, 
Tarifabschlüsse und Beeinilussung des Kassenwesens der Ortsverwal- 
tungen gegeben. Die Aussprache war sehr ausgiebig und brachte be- 
sonders interessante Auseinandersetzungen über die AfA-Kartelle und 
das Verhältnis zur Arbeiterschaft. 

Am Schlusse der Aussprache wurde dem Gauvorstand Entlastung 
hinsichtlich der Kassenführung erteilt. 

Wegen der vorgeschrittenen Zeit wurden dann zunächst die Wahlen 
vorgenommen. In den Gauvorstand wurden neu- bezw. wieder» 
gewählt die Kollegen: Bolten, Köln, Schreier, Köln, Simons, 
Köln, Eisel, Troisdorf, Triebels, Aachen, Klein, Coblenz, Ja- 
kobs Rheydt. Wiedergewählt wurde ferner als Mitgiied des Bundes- 
ausschusses Kollege Mosblech und als Vertreter Koliege Grütt- 
ner. Die Bestätigung des Oauwleiters Flügger erfoigte einstimmig. 

Den Bericht über die Ortsverwaltungen erstattete der Gau- 
leiter, indem er besonders auf die Kassenverhältnisse der einzelnen 
Ortsverwaltungen einging und die niedrige Beitragszahlung mancher 
Ortsverwaltungen bemängelte, In der Aussprache kam zum Ausdruck, 
dass die betrofienen Ortsverwaitungen in diesem. Vierteljahr die grössten 
Anstrengungen machen würden, um zu höheren Durchschnittsbeiträgen 
zu kommen. 

Im Anschluss an die verschiedsren Tagesordnungspunkte wurden auch 
die verschiedenen Anträge beraten, so dass bei dem hierfür be- 
sonders angesetzten Tagesordnungspunkt nur noch wenige Anträge 
übrig blieben. Hervorzuheben hierbei ist besonders die Annahme eines 
Antrages der Ortsverwaltung Bonn, der in den Satzungen eine Be- 
stimmung verlangt, dass die Aufnahme jugendlicher Angestellten durch 
Schaffung einer Jugendgruppe. möglich ist. Es wurden‘ ferner 
Anträge auf Aenderung der Bestimmungen über die Soiidaritätsunter- 
stützung und den Rechtsschuiz angencmmen. 

Das Referat über die Reform der Bundesverfassung er- 


‚statteten die Vorstandsmitglieder Pintsch und Kaufmann -Berlin, 


Die Aussprache war eine recht erschöpfende und brachte mancherlel 
nette Gesichtspunkte zu dieser wichtigen Frage. Soweit es sich dabei 
um die indirekte Wahl der Bundestagsabgeordneien auf dem Gautage 
handelte, bestand aligemeine Uebereinstimmung, dass eine solche in 
Zukunft erfolgen müsse. Es wurde alsdann noch eine Vorschlags- 
liste für die Wahl der Abgeordneien zum Bundestag bei allerdings 
schon ziemlich stark gelichtefem Hause aufgestellt. 

Auch zu Punkt Verschiedenes wurden. noch mancherlei An- 
regungen gegeben, so dass die vollständige Erlediyung aller Punkte 
der Tagesordnung und Anträge am Schlusse festgestellt werden konnte. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammiungskatender der „D,T.Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Augabenr enthsiten : Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbegion, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags I Uhr, im Besitz der Nedaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als dis vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen »ntialten a 


fü == Mitgliederversammiung, 
F Fachgruppenversamuntung, / 
v Vertrauensmäonerversammlung, 


E Berufsausschuss 


Bertin-Centrum. M. 4. XI. 7%. Rest. ‚Alexandriner, Atexandrinenstrasse 37. 

Bin.-Charlottenburg I. M. 3. Xl. 7% Augusta-Kasino, Kain. Augusr Allee RS 

Bin.-Chariotienbura U. M. 3. AL 7%, Rest. Rubland, Savignyplatz 5. 

Bin.-Charlofienburg Ill. M. 3.Xl. 7%. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 

Bin.-Nordost. M. 2. XL 7%, Greifswalder Hof, Greifswalder Strasse 43, 

Bin.-Nordwest . M. 3. XI. 73°. Lekal von Mattke, Turmstr. 78, 

Bin.-Neuköiin. M. 4. Xl. 7%, Bürgersäle, Bergstr. 147. 

Sin.-Norden IV. M> 2. Xt. 7%, Rest. Löwenbräu, Jülicher Str, 2. 

Bin.-Oberschönewelde. M. 4. Xl. 7%. Hubertus, Edison- Ecke Waldstrasse, 

Bin.-Osten it. M. 4. XL 7% Logen-Kasino, Knorrpromenade 2. 

Bin.-Oranienburg. M. 2. Xl. 7%, Reichshof. Bernauer Str. 38, 

Bin.-Potsdam. WM. 4 Xl 7% Mühlenpark, Neubabelsberger Strasse, 

Bin.-Schöneberg. M. 4 XI. 7%. Rest. Ebershof, Ebersstr. 68. 

Bin.-Spandau. Wi. 2. Xl. 7%. Neuer Ratskelier, Rathaus. 

Bin.-Steglitz. M. 3. X1. 7%. Rest. Althoft, Althoff- Ecke Köruerstrasse, 

Bin.-Südost. M. 4. Xi. 7%, Luisentheater, Reichenberger Strasse 34. 

Bin.-Tempelhof. WM. 4. XL 7%, Kasino-Rest., Teınpeihof, Berliner Str. 165, 

Bin.-Weissenses. M. 4. XI. 7%. Rest. Spatenbräu, Berliner Allee 232, 

Bin.-Westen. MW. 2. XL 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37, 

Brandenburg. M. 2. XI 79%, 

Crimmitschau. M. 3. XL 8%, Rest. Meisterhaus, 

Darmstadt. M. 19. Xl. 8%, Perkeo, Alexander Strasse Vortrag Prof. Goldstein, 

Dessau. M. 1. XL 8%, Müllers Restaurant, Schlossstr. 18. 

Dresden. M. Bezirk I: j. Dienstag i. Mt., 7%. „Bierstall“, Dresden-A., gr. Kirch- 
> 61. — Bezirk Il: j. ersten Freitag i. Mt. 7%, „Sachsenhof*, Dresden-A, 

arbarossaplatz. — Bezirk Ill: j. ersten Freitag i. Mt. 7%, „Deutsches Haus“, 

Dresden-Löbtau, Reisewitzer- Ecke Keszelsdorfer Strasse. — Bezirk IV: j. zweiten 
Dienstag i. Mt. 70%. Neustädier Kasino, Dresden-N., Königstr. 15 — Bezirk Vı 
j. ersten Dienstag i. Mt. 7%. „Pieschener Gesellschaftshaus* (Duttlers Rest.), Dres 
den-Piescheu, Leipziger Strasse 19 — Bezirk VI: j. ersten Freitag i, Kt 7A 
„Vier Jahreszeiten“, Radebeul, Leipziger Strasse 73. 

Erfurt. M. 4. XL 7%. Gasthof Steiniger, Predigerstr. 10, 

Gera-Reuss. M. 1. XI, 8%, „Harnisch-Garten“ 

Hagen I.W. M. 7. XL 8%, Vereinsloka!, Restaurant „Piepenstock*, Heidenstrasse, 

Hambuüurg-Nordost. M. 4. Xl. 7% Rest. Schur, Hamburger Strasse la. 

Hate as M 1 XI 9% Mars-la-tou:. Gr. Ulrichstr. 10. 

Nordhausen. M. 3. Xi. 8% Rest. „Zum Dom“ 
Offenbacha.M. M. 1. XI. 8%, L Schmitt, Bismarckstrasse. Referat Dr. Einsteing 
„Wirtschaftssozialismus und politischer Sozialismus.“ Fi x 

Riesa. M. 3. XL. 8%. Hotel Sächsischer Hof. Wahl zum Gautag! 
jegen i.W. M. 5. XI. 8% Restaurant Jung, Sandstrasse, 
Trier M. 3. XL. 8%, „Drehscheibe“, Fleischstrasse. 
Zwickau. M. 4. XI. 8% Rest. „Erzgebirgischer Hof“, Innere Schneeberger Str. 20, 
tieren er el or 
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fl Stellenangebote | 
Sa Wir suchen einige | 


Konstrukteure 


in Anfangsstellung‘ für den Kessel- und Wanderrostbau. Absolventen |J, A, T 8 kn 
von Fachschulen werden gebeten, Bewerbungsschreiben mit Angabe ep ik 5 Re 
- 33 ’ ’ D 





von Gehaltsansprüchen unter Beifügung von Zeugnisabschriften einzu- n - 5 
? er Drei bis vier tüchtige 


reichen an die 
Düsseldorf-Ratinger Röhrenkesselfabrik, 
vorm. Dürr &Co., Ratingen-Ost. 


- Tüchtiger Techniker 
für Hochbau sofort gesucht. Angebote erbittet 


Fa. R. Weder, 


Bureau für Entwurf und Bauleitung 


Bautzen, » 
Fioel 


anverheiratet, mit abgeschlossener Baugewerkschulhbildung, zur Hilfe- 


umUÜr m 
= = 
bautechniker 

leistung bei den städtischen Siedlungsarbeiten für Bauplatz und Bureau 


rear Anstellung auf Privatdiensivertrag. Gehaltsklasse VI. 
eldungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften umgehend erbeten. 
Dienstantriti muss sofort erfolgen können. 


Magistrat — Siediungsamt 
Stargard (Pommern). 


Mehrere Konstrukteure 


möglichst mit Fraxis im Pilugbau, sowie ein 


Meisier 


für Pilugbau zum baldigen Eintritt g esucht. — 
Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen, 
Lichtbild scwie frühestem Eintrittstermin an 


Deutsche Werke Aktiengesellschaft 


Werk Cassel. 


Für das Stadtbauamt Bergedorf (bei Hamburg) werden auf 
Privatdienstvertrag gesucht: 


1. Ein siädiebaullch geschuiter, kilnstisrisch be- 
gabter Herr, der gewandter Darsteller. ist und mehrjährige 
Erfahrung in Bebauungsplanarbeit (Umlegung) wie such in Entwurf 
und Bauleitung von Hochbauten besitzt. 


2. Ein Herr mit abgeschlossener Baugewerkschul«- 




















bildung (Hochbau), nachweislich sicherer Statiker, mit wmehr- | arbeiten in der Industrie, bisher Leiter 


jähriger praktischer Erfahrung. 


Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Handskizzen, 


Gehaltsansprüchen und frühestem Antrittstermin sind bis spätestens | Beteilig „Dauernd. Stell. Gefl.Zuschr. 


8. November 1921 erbeten. 


Der Magistrat der Stadt Bergedorf. | Reisszeuge und Rechenschieher 


Gesucht 


sum baldigen Dienstanfritt 


mehrere Schitfhau - Techniker. 


Einstellung erfolgt als Hilfstechniker. Vergütung nach Gruppe IV 
des Teiltarifvertrages für Angestellte in Reichsbetrieben. Berücksichtigt 
werden nur Bewerber mit Schiffbaufachschule. Lebenslauf und Zeugnis- 


abschriften. Schiffbauressort Marinewerft Wilhelmshaven. 





om 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 











die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum #, — Mark. 

Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15%, bei 13 Auf- 
- nahmear 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Sielfanangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3, 






— Mark. 


utechniker 
oder 


Architekt 


zur Anfertigung von Projekten 
undAusführungszeichnungen von 
erster Spezialfirma für Mälzereibau 
zum möglichst sofortigen Eintritt 
gesucht. — Gefl. Offerten an 


Die Stella des 


Direktors 


der Strassaenbahn, Industriebahn u. des Hafens mi? Hafen- 
bahn der Stadt Offenbach a. Main Ist neu zu besetzen. 


In Betracht kommen nur akademisch vorgebildete Techniker mit 
längerer Erfahrung im Betrieb von Strassen- oder Kieinbahnen und 
mita usreichender Kenntnis auf dem Gebiete der Tarifpolitik und der 
Verwaltung. Gewandtheit in Verhandlungen mit Behörden, Angestellten 
und Arbeitern erforderlich. 

Anstellung erfolgt zunächst auf Dienstvertrag mit beiderzeitiger 
dreimonatiger Kündigung. Bei Bewährung wird nach einem Probejahr 
Anstellung als Gemeindebeamter mit Ruhegehaltsberechtigung unter 
Anrechnung von Vordienstzeit in Aussicht gestellt. 

Besoldung erfo'gt nach Klasse XII der staatlichen Sätza Offen- 
bach befindet sich zur Zeit noch in Ortsklasse B. - 

Umzugskosten werden nach den hierfür gültigen Vorschriften gezahlt, 

Dienstwohnung wird nicht gestellt, doch wird die Stadt es an Be- 
mühungen, dem neu eintretenden Direktor eine geeignete Wohnung 
zuzuweisen, nicht fehlen lassen, 

Bewerbungen sind unter Beifügung von Zeugnisabschriften und 
eines selbstgeschriebenen Lebensiaufes bis spätestens 18. November 
en den Oberbürgermeister der Stadt Offenbach a.Main zu richten. 
Angabe von Auskunftspersonen ist erwünscht, 


Offonbach am Main, den 18. Oktober 1921. 


Der Oberbürgermeister. 
Für sofort Junger (möglichst unverheirateter) 


Bauführer 


gesucht für Tief-, Hoch- und Eisenbahnbau, sowie Beton 
und Elsenbeton, im Kalkulations- und Äbrechnungswesen 
durchaus erfahren. 

Öfferten mit Gehaltsansprüchen und Eintritistermir 
wolle-man richten an 


Heinr. Göke, Tief-, Hoch- und 
kLeimathe ı. WW. 





hochbautechniker 


mit zeichnerischer Begabung für 

Wohnbauten in Trier zum sofortigen 

Eintritt gesucht, Bewerbung mit 

Lebensiauf und Zeugnisabschriiten 
an das 


Reichsvermögensamt Trier. 


Erfahrener 


Bautechniker 


(Zimm.) - zum sofortigen © Antritt 

esucht. Meldungen mit Gehalts- 
orderung bei freier Wohnung und 
Kost erbeten 


E.. Scheel, Baugeschäft, 
Arnswalde (Nm.) 


Jüngerer 


Hochhautechniker 


vorübergehend sofort gesucht, 
Dauerstellung nicht ausgeschlossen. 
Bewerbungen mitGehaltsansprüchen 
nebst Zeugnissen und Lebenslauf 
zu richten an 


Erich Schultz, Maurermeister, 
Köslin, Grüner Weg 13. 


Eisenbahnbau, 











Ai E 


Wählen Sie nicht 


bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 


Anzug-, Hosen-, Paletot- und WVisterstofien 


Jüngerer 
e eschen haben. — Zusendung franko gegen franko. 
Bautechniker ee e 


flott. Zeichner u. Rechner, zu sofort Heinrich Kreie & Gehe 
für Architekturbureau gesucht. Zeug- 2 Tuchfahrik und Versand, Spremberg (Lausitz). 
nisabschriften ın, Gehaltsangabe er- ER re Er 
bittet sofort 
Architekt Aug. Bastel, 
Greifswald. Blücherstr. 


3 
Stellengesuche | 


Bauführer 
45 ]. alt, bewandert in allenvorkom - 
mend. Bau- Werkstatt- u. Transport- 


nos Mer. Bunlermigi 


ist auch Genossenschafter! Herr Kollegel 
Jeder hilft daran mit, die Spargelder der 
Angestellten und Beamten reitzustellen 
für genossenschaftlithe Arbeit, 
für die Sozialisierung des Baugewerbes, 
für die Heimstättenbewegung 
unter genossenschaftlicher Verwaltung der An- 
gestellten und Beamten selbst. Er 


ir nduniohemen Spark 


Sparbuchbestellung durch Einzahlung auf Postscheckkonto 13580 Berlin 
der L-B.-Sp. oder auf Postscheckkonto 7266 Essen der Zweigkass» Essen 











d. Baubetriebes i.d. Gross-Industrie, 
tücht. Praktiker, sucht ähnl. Stelle od. 
alsGeschäftsf.in d.Holzbranche m.kL 


unt.H.V.2539a.d.Geschäftst.d.Bl.erb, 


billigste Bezugsquelle 
Nansen & Kleiner, Kiei. 


x Srhichsalsdentung 


%2- Einsendg. des Geburtsdatums, 
or- u Zuname, ob ledig od. verh. 
Preis 8,60 M. (Nachn. mehr). Viele 
Anerkennungen. 
Astrologie Mauch, 
Oberndorf a./N. D. Wasserfallstr. 28. 








Erholungsheim des Bundes der technischen Angestellten und Beamten Sondershausen I.Th, 






Herrliche, freie Gebirgslage. Buchen- u. Nadelwald. Gesundes, 
billiges Wohnen, freundliche Zimmer mit 1 oder mehreren Betten und 
Liegesofa. Behagliche Geseillschaftsräume. Geselliger Verkehr. Zentral. 
heizung. Badeanlagen: Warnen- u. Brausebäder. Turn- u. Spielplatz. 


Das ganze Jahr geöffnet. 





* M. 26.— 
.M. 13,— 


Der Preis für Wohnung und Verpflegung beträgt für den Tag . 
für Kinder im Alter von 5S—10 Jahren . ». ver... 





Für Heizung wird für den Tag ein Zuschlag von 2.— M. erlioben. 


helungsheimas In Sondershausen zu richten. Räckporto Ist beizufügen. 
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Weitzeis Sehnle Achtung! | Soforfi bestellen! | 


= et Zirka 6000 Aluminium-Kochtöpfe 









a zahle. 10%/, Zuschl. Gegen = = 
M. 40.— Monatsrate durch unter Fiersiellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). 


Hormann MEnsSBr, uam. Biss AlStück mit Dedkäl 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 75. 


Eine wirklich 
gute Zigarre 


für 80 R ra. inhalt: 3 


la reiner Uebersestabak Pfd. 20 M., 





Te Er 


13/, Liter 


2 
100 Zigarren und 2 Pfd, Tabak oder nur 120 Mark franko Nachnahme (zolifrei) 


6 Pfd. Tabak für 120 M. franko 


Ra ART ER N 1 Topf 5 Liter Mk. 30, 6 Liter Mk. 35 extra. 


losen Brand, angenehm. Geschmack. Kein Risiko! Jederzeit Umtausch! 
ö 


Ernst Roloff, 


tamoerinien Posters a. MErANUUustrIB HM. Seuthe in Elsetal Nr. 43 hjPiettenherg in Westfalen, 


haben Pr Bedingung: Inserat einsenden, da nur die zuerst eingehenden ca, 1000 Bestellungen 
Beilngen guten Erfolg] berücksichtigen kann, BER 3000 Quadratmeter Fabrikräume. "TEE 
I 


SLSOCOOTCO TIIOIIGY 


Fü 
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Fi 


PIEFE Ser are PEEFSEEREL GE 


sind teurer, aber nicht schöner als | _, Be RE 5 : ! 
meine Neidschnuckenfelle, | “’angen Sie nur, wenn Sie sich eine umfassende allgemeine und fachliche 


er 





echlen-Kranke! 


Kooten-, Ring-, Eiter- und Bariflechte, auch ver- 

















































e : Bunt ; R Tate \rö ' | Bildung erwerben. Der Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem en Jahr. ee! Dom Wirtschaftslebens erfordert gewaltige Anstrengungen. Im Handel und ® 
vielbewährten Fisehtenrheil in8—14 Tagen. und dunkelgrau. Jll. Preisliste AR in der Industrie werden überall | 

lan: R Se . en < ’ = - zn wor 
reiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. - Preis 25 Mark. B | über Fusssäcke, Arto- u. Wagen- K f ht 
EL Le Hecken make, WHerne, Gescnulte Kräfte gesuc 
F, Müller, Heilkundiger, Bremen 4 | Lünzmlühle 4, b. Schneverdingen, | sein. Angestellte des Handels und der Intustrie, Arbeiter, Beamte 
Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden I9—1N und 3—4 Uhr unse Handwerker und Techniker soliten ungesäumt ihre Kenntnisse und 
; Fertigkeiten diesen erhöhten Anforderungen anpassen, um in der grossen 
. aa Konkurrenz bestehen zu können. Das beste Mittel, sich rasch und 
: a a 2 Re EETER gründlich ohne Lehrer durch einfachen BR auf aa 
D ; ’ 10, . zubereiten, das Reichsverbandsexamen oder Einjährig-Freiwillige un 
ige Niterd- und Samilie Ar en 
R ein N das Äbiturium nachzuholen, oder fehlende kaufmännische Kenntnisse zu 
Ginitin t Alters und yamilienverjorgung o \ ergänzen, sowie sich eine vortreffliche Allremeinbildung usw. anzueignen, . 
smeds Befreiung von ber Ungeflelltenverficherung bietet bite EENE dr ; pin ee a uns er ee 
; 3 „s ) eu ni y {Ab R über Erfolge aller <ostenlos. Stand und Beruf bitte angeben. 
Dentox u aa en | a N SEN Bonness& Hackhfeld, Verlag, Potsdam. 
na oc5 Venen Serzmien- Wichimarspundes. i ITCHT Iren SEE FESTE TEEN ETETRETEEEERTEN 
Ban E A Dun 2 fonenio) ee | Teilzahlung h 
euensmann: Wepnungstald, ’ : Uhren, Schmuckwaren 
Berlin-Steglig, Siemensitraße 7. | Lederwaren Ruslorartikel, 
ß . Stealtik : haieartikei, Mustkinsiru- 
gernuuf: Steglig 37. ments und Grammophöons. | 
3 Dr 3 Kataloge umsonstu.portofrei liefern 
Ejonass & Ge. Berlin Aa) |5| : | 
r x RR Be fe Balle-Alliance-Strasse 7-18. en tann Ahnen taufendfacben Nusen einbringen, wenn "u i 
Neu erschienen! Neu erschienen! | £ h Cie te dazu benugen, eine ende Sprache nach unjerer 5 
® ® “ R « e weltberiigmten Mierdsde Zouffsint - Langenicheid: zu 
Siinnes uf seiNnd bER 008 Arbeiter „Welt - Detektiv“ erlernen. Sprachfennintije find heute mehr denn je eine 
5% & N Hoi . R RT 3 ® unbedingte Rottvendigfeif fir jeden vorwärtsftredenden 
Kurt Heini =, Auskunftei Preiss- Beriin = Menjchen. Der Interriht nach unferer Methode Touf- 
von Kurt Meinig. 53 Rleiststr.36 (Hochbahnheftlollendurfpl.). K faint-Bangenfcyeidt Ift eine interefjante, Ihre Allgemein» 
p N ni. 2,50 # Tel. Kurf. 4543 u. Nolldf. 706. bildung ungemein fördernde Belchäftigung. Er Eofter 
reis W.%, $3 Leitung: Direktor Preiss u. & einfchliegttch aller Lehrmittel monatlich nur 7,20 M. 
far Mitolieder dureh den Z ® ? Polizeimajor a.D. Wienholtz 29 Berlangen Ste heute noch Zufendung unferer Eintüd- 
ür Mitglieder durch den Zuschuss aus dem Bildungs- A vomBerlinerPolizeipräsidium. & rung 38/23 in den Unterricht der Sprache, bie Sie er- 
fonds des Bundes Mi. 2,— einschl. Porto. % Beobachtg., Ermittl., spez. in E# lernten wolen (foftenios). Langenfcheidtiche Verlagz- 
Aa Bud itolied da Ba aBe er Zivil- u.Strafproz. In- u. Ausl. &  buchpandlung (Prof. ®. Langenjcheidt), Berlin-Schöne- 
Jedes Bundesmitglied muss das Buch gelesen haben, 8 Heirats- Auskünfte berg, Verlag der Unterrihtsmerfe nad) ber Methode 
Zu beziehen durch den 4 .üb.Vorleb.,‚Lebenswand..Ver- && 
kehr, Gesundh., Einkommen, %& 


a Vermögen, Mitgift etc. an &% 
#3 allen in- u. ausl., überseeisch. #4 
Piätz.! Diskret! Zuverläss,! 
Taus. freiwill. Anerkennung 


W: 2 Gegründet 1905 & 


industriebeamten-Veriag G.m.b.H. 
Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 


EonfnintFangenfheidt 



























er, Million-Ausgabe 
Auf alle Fragen d. Gesandheitspfleg u. Heilkunde : TA 


bt erschöpfende Antwort Frau Dr med. Anna T» = 7 
ischer-Dückelmanns ärztliches Nachschlagebuch: Ie alu a $ Ausarz Fa 
“u 1038 Seiten mit zirka 500 Abbildungen, a Kunst- ist nötig. Sie kaufen das Beste. Anf Wunsch | gute Ratgeberin selbst beiden dclikatest. Fragen, 
4 beilagen u. einem Modell-Album „Mann u. Weib‘, | ärei Taxe zur Ansicht. Jedes Risiko ist also |daß man volles Vertrauen zu ihr empfindet, | 
Die aooben fortiggestellten Noudrucke der |Gänzlich ausgeschlossen. Zahlkarten umsonst. | Post: Jede [rau, die es mitihren Pflichten ala 
“= zweiten Million-Ausgabe enthalten wesentliche 4 Par Hausfrau und Mutter genau nimmt, wird das Buch # 
Verbesserungen, insbesondere sind die Lücken, tat 1582 M. auf einmal n1795 M. mo- | mit großem Nutzen zur Hand uehmen. | Berl. 
die durch militärische Eingriffe an einigen!” zahlen Sie natlich|Morgenztg.: Es ist wokl kein Fall denkbar, 
a Btellen des Werkes während des Krieges be- über den das Werk nicht gewisseuhaft Auskunft # 
tohlen wurden, gutgomacht und durch wichtige) "ÜUrtelle: Ärzie: Ich werde nicht müde, das | erteilte. | Berl. Lokal-Anz.: Es ist enorm 
wissenschaitliche Erfahrungen während der|Buch in den Familien und meinen Patienten zu | reich illustriert und enthält außerordentlich viel 
letzten Jahre ersetzt worden. empfehlen. Dr.mad.Prupbacher. | Das Buch stellt | Lehrreicher und Interessantes. Und 100 andere. 
DasWerk gibt über alle vorkommenden Krank- | alles auf diesem Gebiet bisher Geleistete in den Abnehmer: Ich bin recht zufrieden undj 
keiten: Entstehung, Erkonnuug, Verhütung, Be- | Schatten, Dr.med, 6, Sills, Frankfurta.M. | 3 werde das Work wärmstens eınpfehlen. O.Joseph, 








Erfülungvort ist Halle a. d. S. I 


Mouasteruten von 15.— Mark ii 


I 


handlung n. Heilung, besonders auch über Liobes- | kann das schöno Work nur wärmstens empfehlen. | Ldatrm. | Voll zufrieden; empfehle Freunden 
a. Geschlechtsleben vor und in der Schwanger-| San.-Rat Dr. Biltinger, Cassel. | Ein prächtigss | Umd Bekannten weiter. Weidinger, Kfm. | Bin $ 
schaft, Gcburt, Langlebigkeitu. Schönheitspfiege | Werk! Darstellung: klar, deutlich; Ausdruckz. | 30hr zufrieden. Schüttlor, Pfleger. | Bin sohr zu- 
völlige Aufklärung. Grippe: Vorbeugung, Yr-| weise: vornehm, würdig. Dr. med. Kantorowiez, frieden. G.Roßock, Werkmatr, | Sehr zufrieden; 9 


kennung, Behandlung. Durch das etwa £800 Punkte | Hannover. | Ein Volksbuch in des Wortes bestem | Puch sehr wertvoll; darfinkeiner Familie fehlen. # 


amfassende Register wird jede Krankheit sofort Sinn. Ich werde mit Vergnügen zur Verbreitung Prok. Wittig, | Bin voll Freude. Weriyolles, nüta- \ 







„Dia Frau als Kausärztin‘ 














Ich bestelle hiermit laut Anzeige in der „Deutschen 
chniker-Zeituag“ bei der Pestalozzibuchhandiung 


Linke & Go. Halle a, 4.5. 








geil ausschneiden und mit 15-P£.-Marke 9} 
in ofiesen Briefumschlag einzusenden. 


ei 
efunden. Tausende warıne Empfshiungen vom |im Kreise meiner Klienten beitragen. Dr.med. | liches Buch, Weise, Bahnbeamt. | Werkistachrg =D * 
rbeiter'bis zum Fürsten vorliegend. Die ersten | Winternitz u.a. m, Zus L0R und jedem zu empfeulen. Buachke, “3 5 
M Ärzta, die größten Zaituugen smpfehlenudasWerk| Presse: degsnwart: Sie nimmt kein Blatt | PTektor. Bar OU OTRDuezE n N [727 ® l v 
M rückhaltios, In 18 Sprachen auf der ganzen Weit|vor den Mund, sie hat eben ein tapferei: Buch P t | hy hh li k H f 4,8 RE mund 
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Zirkel und Hammer. — Gewerkschaften und Oberschlesien. — Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. 
— Wirtschaftsfragen: Die Eisenbahnen als Beute, — Umbildung des A.E.G.-Elektro-Konzerns in einen gemischt-wirtschaft- 


lichen Konzern. — Sozialpolitik: Reichswirtschaftsrat und Novelle zur Angestellten-Versicherung. — Soziale Bewegung: Immer neue Rüstungen 
der Arbeitgeber. — Streiks in lebenswichtigen Betrieben. — Die deutschen Gewerkschaften im Jahre 1920. — Angestelltenbewegung: Der 
wandlungsfähige Herr Klitzsch. Aus dem Bunde: Barmer Krankenkasse. — Vorstandsbekanntmachungen. — Aus den Gauen. — Ver- 
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Zirkel und Hammer 


Hast du schon das neue Werbeplakat unseres Bundes ge- 
selien? 

In einem tiefblauen Feld, dem der Künstler die Form eines 
gleichschenkligen Dreiecks gegeben hat, tritt dir eine kräftige 
Hand entgegen die einen wuchtigen Hammer zum Schlage 
ausholt,. Ein Zirkel fügt sich, als könnte es gar nicht anders 
sein, passend in den Rahmen, und ‘darunter ‚steht der uns so 
wohlbekannte Name BUTAB, der heute jedermann, Freund 
wie Feind, als der Name der freien Techniker- 
gewerkschaft geläufig ist. Was: dieser Name — Bund 
der technischen Angestellten und Beamten — bedeutet, wird 
durch dieses Bild in überaus glücklicher Weise wiedergegeben, 
ja, selbst wenn die Buchstaben fehlen würden, müsste jeder 
Gewerkschafter wissen. dass dieses Bild, Hammer und Zirkel 
im blauen Felde, nur unsere Gewerkschaft kennzeichnet. 

Die technische Arbeit ist eine Arbeit des Geistes. 
Techniker sein. heisst, ein-Schaffender, ein Erbauer sein; 
heisst planen, vorausdenken, wirken und schaffen. 
Vor der technischen Ausführung steht die geistige 44 
Arbeit. In jeder technischen Leistung stecken zwei 4 
zueinandergehörige Taten, beide von tech- & 
nischen Gedanken befruchtet. Der Gedanke, die 
Idee führt erst zur Tat, zum Entwurf. Was die Theorie In langer, 
erkenntnisreicher Entwicklung gelehrt hat, erfährt in der Zeich- 
nung die erste. Verwirklichung. Rechnen und Kon- 
struieren. dies ist der erste Zusammenklang, 
Theorie und Praxis vereinen. ist der zweite. 
Das ist wirkliche technische Wissenschaft, und ihr Sinnbild ist 
der Zirkel, jenes feine Instrument, das uns nicht nur die ge- 


‚naueste Messarbeit ermöglicht, sondern jenes harmonische und 


bis heute noch geheimnisvolle Gebilde, den Kreis, zu zeichnen 
gestattet. Zirkel und Dreieck sind diejenigen Werkzeuge. mit 
denen der Techniker seine Gedanken gestaltet, durch sie er- 
halten sie bereits Leben, denn die mit diesen Werkzeugen 
geschaffenen Zeichnungen sind eine lebendige, unzweideutigc 
und klare Sprache, die jedes Wort überflüssig macht. Diese 
Sprache ist eindeutig und wahr, sie kann von jedem gelesen 
werden, der technisch zu denken versteht, sie ist daher. inter- 
rationaler, als je eine Sprache war oder sein wird. und daher 
geeignet, jeden technischen Fortschritt über die ganze Erde, 
bei allen Kulturvölkern zu verbreiten. Zirkel und Dreieck Sind 
daher Sinnbilder der völkerverbrüdernden und der völkerver- 
söhnenden Arbeit, Sinubilder eines glückverheissenden Frie- 
dens. Mit diesen Werkzeugen des Friedens dringt der mensch- 
liche Geist in die Tiefe der Dinge, denn die technische Zeich- 
nung begnügt sich nicht damit, an der Oberfläche zu verweilen, 
sie enthüllt die Geheimnisse; die im Innern der Körper walten. 
So dienen sie der Nutzbarmachung der Naturgesetze für das 
Wirtschaftsleben der Völker. 

Aber die technische Zeichnung gleicht der Partitur einer 
Sinfonie, beide rufen nach Erfüllung, Die geschriebenen 
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Töne, die schönste Zeichn gt,nur dem Kundigen. Beide 
können erst dann zum Leben erwachell. Wenn sie ausgeführt 
werde. Wie die Sinfonie der Instrumente des Orchesters 
bedarf, so bedarf: die technische Idee keines minder wichtigeren 
und gewaltigeren Körpers: der Werkzeuge der Hand- und 
Maschinenarbeit, der. Mitwirkung der- Handarbeiter. ‚Das älteste, 
wichtigste und allgemeinste Werkzeug des. Menschen. ist der 
Hammer. Er ist eine Potenzierung‘.des "menschlichen ‘Armes, 
der menschlichen Faust. Im Hammer eint sich Kraft, und Ver- 
nunft. seiner Wucht 'widersteht kein Stoff: +Er gibt -ihm die 
Form, er teilt, spaltet, drückt, biegt, streckt und staucht- den 
Rohstoff. Der Hammer kann alles, er ist:daher fast-allen Hand- 
arbeitern eigen, dem.Grobschmied. der ein Hufeisen formt, dem 
Goldschmied, ‘der die feinsten Geschmeide- künstlerisch _ge- 
staltet, dem - Zimmermann wie dem ‘Sattler :oder Schuh- 
macher, dem Bergmann wie dem Landmann. Er ist daher 
das Urbild menschlicher Tätigkeit, menschlicher Kraft, 
und der Eindruck der Stärke wird durch die zu seiner 
Führung nötige geschlossene Faust-noch wuchtiger. 
N Wenn daher unser Bild den Hammer in seinem 
N Schilde führt, so. wissen wir. was. das für uns 

bedeütet. Wir. sehen darin den- Zusammen- 
klane von Theorie und Praxis: .Wir ehren in 
ihm die körperliche..Arbeit als :einen unlösbaren 
Teil unserer: geistigen: Arbeit, als . einen gleichbe- 
rechtigten Mitstreiter an’ unserem. 'Befreiungs- 
werke aus einem jahrhundertalten Joch: Wir ‚ehren sie, 
ohne die wir nicht bestehen könnten, in ihrer Werte schaf- 
fenden Bedeutimg. Der Hammer im blauen Felde innerhalb»des 
vom Zirkel umrahmten Dreiecks sagt uns, dass kein Dün- 
kelbesteht, der es vermöchte, uns von unseren Brüdern 
der werktätigen Arbeit -zu. trennen. ' Die: geschlossene Faust 
sart uns, dass: wir gewillt sind, In -Einmütigkeit mit 
diesen - unseren Brüdern den Kampf aufzu- 
nehmen gegen eine Gesellschaftsordnung, die. den untätigen 
Drohnen der Gesellschaft Macht und ‚Besitz verbürgt, während 
wir, die Träger der Werte schaffenden Arbeit, mit den Bro- 
samen vorliebnehmen müssen, die sie uns übriglassen. Und 
das tiefe Blau unseres Bildes mag uns als Sinnbild der Treue 
und der Hofinung dienen, dass unserem gemeinsamen Kampie 
um die Menschenrechte ein nicht zu ferner Sieg beschieden 
sein werde! 


So erscheint uns das Bild — das übrigens auch unsere 
Kempffonds- und Werbemarken ziert und als solcae 
hoftentlich seine Wirkung nicht verfehlen wird — ais ein 


Sinnbild der Einigkeit geistiger und körperlicher technischer 
Arbeit, als ein Sinnbild freigewerkschaftlichen Kampfes, als 
ein Sinnbild des Völkerfriedens und nicht. zuletzt als ein 
Sinnbild der Hoffnung auf den Sieg unserer menschenbeireien- 
den Ideen, | 

Alfred Fröhlich. 
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Gewerkschaften und Oberschlesien 


Der Vorstand des AfA-Bundes hat sich in seiner 
Sitzung vom 31. Oktober mit der Entscheidung des 
Völkerbundsrats über Oberschlesien befasst 
und gibt folgende Stellungnahme bekannt: 

Der Vorstand des AfA-Bundes erblickt in der durch den 
Völkerbundsrat in Genf getroffenen Entscheidung über Ober- 
schlesien einen neuen imperialistischen Gewaltakt. des En- 
tente-Kapitalismus, durch den nicht ‚nur das deutsche Wirt- 
schaftsleben und damit auch die Lebenshaltung der deutschen 
Arbeituehmerschaft aufs schwerste erschüttert wird, sondern 
auch gleichzeitig eine gewerkschaftlich gefahrvolle Zerreissung 
der oberschlesischen Arbeitnehmerschaft herbeigeführt wird. 

Angesichts dieser schwierigen Situation gilt es, losgelöst 
von allen nationalistisch umkleideten, eigennützigen Treibe- 
reien des deutschen kapitalistischen Unternehmertums, die so- 
zialen Interessen der oberschlesischen, wie der gesamten ar- 
beitenden Bevölkerung Deutschlands zu schützen und die 
internationale Solidarität der Angestellten und Arbeiter aller 
Länder in erhöhtem Masse zu pflegen. 

Im Vordergrund dieser Aufgabe muss der feste Wille 
stehen, eine soziale Umgestaltung der deutsch-poinischen 
Wirtschaftsverhältnisse, sowie die Annäherung der deutschen 
und der polnischen Gewerkschaftsbewegung durch Vermittelung 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes herbeizuführen. Es 
ist das Gebot der Stunde, die gesamte oberschlesische Ar- 
beitnehmerschaft gegen die Ausbeutung durch das nach inter- 
nationaler Vertrustung drängende polnische, deutsche und inter- 
nationale Kapital zu schützen. 

Der Vorstand des AfA-Bundes sieht in»den bevorstehen- 
den Verhandlungen über das deutsch-polnische Wirtschafts- 
abkommen einen Weg, die zwischen der deutschen und polni- 
schen Arbeitnehmerschaft leider noch bestehende Kluft zu 
überbrücken. Er wird die deutsche Regierung auffordern, 
bei diesen Verhandlungen die sozialen Interessen der im: ab- 
getretenen Gebiet tätigen Angestellten und Arbeiter wahrzu- 
nehmen. Nach der Genfer Note (Anlage g) ist für die Zeit 
einer fünfzehnjährigen Uebergangswirtschaft die Aufrechter- 
haltung der bestehenden Gewerkschaften gewährleistet. In dem 
Wirtschaftsabkommen muss Vorsorge getroffen werden, dass 
das Bestehen und Wie Bewegungsfreiheit der deutschen Ge- 
werkschaften auch nicht durch Gesetze, Verordnungen oder 
Verwaltungsmassnahmen der polnischen Regierung beeinträch- 
tigt werden kann. Soweit das Vereinsgesetz in Polen oder 
andere polnische Gesetze im Widerspruch zu den Genfer 
Beschlüssen stehen, müssten sie für Oberschlesien ausser Kraft 
gesetzt werden. 

Ebenso wird es Aufgabe des deutschen Kommissars sein 
müssen, über die Einzelheiten der an Polen_zu überweisen- 
den Bestände aus der deutschen Sozialversicherung (An- 
lage: h) zu Gunsten der im abgetretenen: Gebiet wohnenden 
Versicherten zu verhandeln. Um eine reibungslose und sach- 
gemässe Verwaltung der für die Versicherten im polnischen 
Oberschlesien zur Verfügung gestellten Geldmittel herbeizu- 
führen, schlägt der Vorstand des AfA-Bundes vor, für diesen 
Zweck aus den Kreisen der Versicherten Selbstverwaltungs- 
körper zu bilden. 

Der Vorstand des AfA-Bundes erwartet ferner von der 
Reichsregierung, dass dem deutschen Kommissar Gewerk- 
schaitsvertreter zu seiner Beratung mit beigegeben werden. 

Angesichts der wiederholt gemachten Beobachtung, dass 
deutsche Angestellte und Arbeiter zum Beitritt in polnische 
Verbände gezwungen werden, spricht der AfA-Vorstand die 
Erwartung aus, dass die polnischen Gewerkschaften deren 
Mitglieder dazu anhalten werden, auf dem Boden des Wirt- 
schaitsabkommens mit den organisierten deutschen Angestellten 
und Arbeitern kameradschaftlich zusammen zu arbeiten. 

Er hofft ferner, dass auch die polnischen Gewerkschaften 
vorstehende Vorschläge unterstützen werden. Zeigt sich doch 
schon jetzt in der auffallenden Steigerung der Aktienkurse 
für oberschlesische Industriewerte, dass neben dem polnischen 
und deutschen Kapital starke Kapitalistengruppen aus der 
Tschechoslowakei und anderen Ländern am Werke sind, sich 
in Oberschlesien eine neue Einflusssphäre zu schafien, um 
dann die polnischen und deutschen Angestellten in gleicher 
Weise zum Objekt ihrer imperialistischen Ausbeutung zu 
machen. 
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Es gilt deshalb, eine gemeinsame Abwehrfront der inter 
national-freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung zu in} 
den und die bevorstehenden Verhandlungen zu benützen, um 
den europäischen Frieden zu sichern. 

1. Von jeder der drei grossen Organisationen ist ein aus 
dem Bergbau stammender Kollege, der in Berlin seinen Sitz 
hat, zu bestimmen. Diese drei Kollegen bilden den Bergbau- 
Beirat des AfA-Vorstandes. 

2. .Die drei Vertreter des Bergbau-Beirats arbeiten im 
engsten Einvernehmen mit ihren Verbandsvorständen und 
müssen bei wichtigen Beschlüssen deren Zustimmung einholen. 

3. Der Bergbau-Beirat hat die Sitzungen in den zentralen 
Stellen der Wirtschaftskörper (Kohle und Kali) und der Ar- 
beitsgemeinschaft, sowie in den mit ihnen zusammenhängen- 
den Kommissionen (Siedlungswesen und Lebensmittelbeschaf- 
fung) wahrzunehmen. Er hat weiter die den Bergbau be- 
treifenden Verhandlungen an den Regierungsstellen zu führen. 
Ferner hat er Anregungen zu geben, wie sich die gewerkschait- 
liche und sozialpolitische Arbeit im Bergbau gestalten soll, 

4, Der Bergbau-Beirat gibt eine Korrespondenz heraus, 
welche den Verbänden. zur Verwendung in: ihren Zeitungen 
zur Veriügung gestellt und ausserdem den Bezirksvertrauens- 
leuten zugeschickt wird. 

5. Die Regelung der AfA-Arbeit in den Bezirken soll 
nach den für die übrige AfA-Bewegung geltenden Satzungen 
und Richtlinien erfolgen. 

Der AfA-Vorstand hat sofort, mit dem Vorstand des 
A.D.G.B. Fühlung genommen, ım ein den vorstehenden Richt- 
linien entsprechendes gemeinschaftliches Vorgehen der freien 
Gewerkschaften herbeizuführen. 


Jahresbericht der Reichsversicherungs- 


anstalt für Angestellte 


Das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt. für An- 
ae (R.f. A.) hat sich auch in dem kürzlich erschienenen 
eschäitsbericht für das Jahr 1920 bemüht, zu verschleiern 


wie schr es bisher an einer geordneten Verwaltung etehlt 
hat. Nachdem aber dfe Reichsregierung dies in der Reichs; 


tagssitzung vom 5.. November 1920 ausdrücklich zugegeben 
und mitgeteilt hat, dass das bisherige Beitragseinziehungsver- 
fahren unzweckmässig und übermässig teuer ist und daher die 
Einführung eines Markenverfahrens nach Art der Invaliden- 
versicherung vorbereitet wird, braucht über diese Dinge jetzt 
nicht mehr geredet zu werden. Jedenfalls aber ist es im 
höchsten Grade befremdlich, dass das Direktorium auf die 
ganze organisatorische Unzulänglichkeit der R.f. A. niemals 
hingewiesen, d. h. ibre Versicherten immer im unklaren ge- 
lassen hat. 

Durch ein Beispiel mag die Situation erhellt werden, in 
der sich die R.f. A. befindet. Sie teiit nämlich mit, dass sie 
zu Ende vergangenen Jahres 3362 Beamte und Hilfskräfte be- 
schäftigt hat, wozu noch mehrere hundert Angestelite des 
Rentenausschusses, des Schiedsgerichts ‘und des Oberschieds- 
erichts kommen. Das Dienstgebäude, das-sich die R.f. A. 
aut, wird aber „entsprechend der zu erwartenden Einschrän- 
kung des Bearmtenkörpers“ nur 1509 Beamte aufnehmei 
können. Der ganze Verwaltungsbetrieb der R.f.A. war also 
bisher so wnzweckmässig au'gezogen, dass man von fast 
4000 Beamten künftig nur 1500 wird brauchen können. 

Entsprechend der unzweckmässig eingerichteten Verwal- 
tung betrugen die Verwaltungskosten im letzten Jahre 
56122000 M., wogegen für Renten nur rund 1348000 M., für 
Beitragserstattungen und Abfindungen 6582000 M. und für 
das Heilverfahren 44924000 M. ausgegeben wurden. Diese 
Ausgaben ergeben zusammen noch nicht soviel als die Ver- 
waltungskosten. 

Die Jahreseinnahme der R.f. A. an Beiträgen im Jahre 1920 
betrug 419111956 M., dazu kommen noch Einnahmen an 
Zinsen usw. Nach Vornahme der Rücklage für Ansprüche auf 
Ruhegeld und Renten, für Heilverfahren usw. rn sich zu 
Ende‘ des verfiössenen Jahres ein Verlust von 563000 M., 
zu denen noch die grossen Verluste aus früheren Jahren in 
Höhe von 133 266000 ‚M. kommen, so dass sich insgesamt ein 
Verlust von 159834000 M. ergibt. 

Die einzelnen Renten sind ausserordentlich niedrig. Der 
obenerwähnte Gesamtbetrag an Renten in-Höhe von 1348060 M, 
verteilt sich wie folgt: ; 

1081 Ruhegeld-Rentner erhielten im Jahre 1920 insgesamt 217527 M. 

164 Kranken-Kuhegeid-Rentner erhielt. im Jahre 1920 ,„ 23256 „ 
11 322 Hinte: bliebenen-Rentner „19205; 1098 962 „ 


” „ 


Ausserdem wurden an 773 Leibrentnerinnen ganze 8501 M. 
gezahlt. Der Jahresbericht betont -die Unzulänglichkeit dieser 
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Renten gegenüber der heutigen Geldentwertung. Die einzelnen 
Renten waren aber — was man den Angestellten bisher immer 
verheimlicht hatte — auch schon lächerlich geringfügig, wenn 
man sie nr mit den Kosten der Lebenshaltung vor dem 
Kriege vergleicht. 

Heilverfahren-Anträge wurden {im verflossenen Jahre 50 582 
gestellt. Die R.f. A. pflegt ein Drittel aller Anträge zurück- 
zuweisen, Ueber das Ergebnis der durchgeführten Heilver- 
fahren wird nur für die Jahre 1913—1917 berichtet, und zwar 
unterscheidet die R.f. A. die „klinischen Heilerfolge‘“ und die 

* Erfolge hinsichtlich der Berufsfähigkeit“. Ueber diese „Er- 
folge‘ geben die beiden folgenden Tabellen Auskunft: 


A. Uebersicht über die klinischen Erfolge der in den 
Jahren 1913 bis 1917 begonnenen Heilverfahren. 


Aus diesen wurden entlassen als 

















Anzahl d. 

Jahr durchge- ungebessert gebessert geheilt 
- | führten | An- [v.H. ] 

Heilverf.| zahl | *) Anzahl |v.H. *) | Anzahl |v.H. %) 
Kr + 2 3 | a TE 6 Er ER Br 
1313] 4362 | 210 | 4,81 3252 | 74,55 9:0 20,64 
1914 7034 | 353 | 5,02 5 295 75,28 1 386 19,70 
1915 7772 | 460 | 5,92 6015 | 77,39 1297 16,69 
1916] 13771 | 565 | 4,10 10 901 79,16 ] 2306 16,74 
19171 14243 | 764 | 5,36 11110 | 78,00 | 23:9 16,63 


*) v. H, der Spalte 2. 


B. Uebericht über die Erfolge der in den jahren 1913 bis 1917 
begonnenen Heilverfahren hinsichtlich der Berufsfähigkeit. 








Aus diesen wurden entlassen als 











Anzahld. ee Er 
£ durehge- berufsfähig eilweise berufs- | nicht bi 
Jahr führten ee ar fänig rufsfähig 

Heilverf.| zahl ”) Anzahl | HH.) Anzahl!v.H.*) 
a u a ar 3 DSHE BE: 
191:] 4362 | 3983 | 91,31 95 218 | .84 | 6,51 
1914| 7034 | 6212 | sssı | 347 | 493 | 475 | 6.76 
1915| 7772 | 6879 | 88,51 | 378 | 486 | 515 | 6,63 
1916| 13771 | 12118 | 88,00 | 992 720 | 661 | 4,80 
1917| 14243 | 12532 | 87,99 | 861 6.05 | 850 | 5,96 





*) v. H. der Spalte 2. 


Dazu bemerkt die R.f. A., dass ein grosser Teil der ärzt- 
lichen Begutachter sich nur allmählich mit dem noch jungen 
Begriff „Berufsfähigkeit‘‘ habe vertraut machen können. Von 
besonderem Interesse ist der Vergleich zwischen den 
beiden Tabellen, indem:z. B. im Jahre 1917 nur 16,63 
vom Hundert der Kranken als geheilt entlassen, aber 87,99 
als berufsfähig bezeichnet wurden. 

Sehr auffällig ist, dass die R.f. A. nach diesen Tabellen 


zwischen „beruisfähig“, „teilweise berufsfähig‘‘ und 
„nicht berufsfähig‘“ unterscheidet. Mit dieser Dreiteilung 
kanıı man bei Rentenansprüchen nichts anfangen. Dann ist 


zu entscheiden, ob jemand berufsfähig oder berufs- 
unfähig ist, eine teilweise Berufsunfähigkeit gibt es bei 
Rentenansprüchen nicht. Jedenfalls aber zeigt diese Dreiteilung, 
die die R.f. A. vornimmt, dass sich die Versicherten auf aller- 
lei gefasst machen müssen, wenn sie wegen Erwerbsunfähig- 
keit Rentenausprüche stellen. PaulLange. 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Die Eisenbahnen als Beute, Die Reichseisenbahnen arbei- 
ten mit Defizit, sie brauchen Zuschüsse aus den allgemeinen 
Steuermitteln. Warum, soll hier nicht erörtert werden. Nicht 
zuletzt ist daran der Raubbau schuld, der im Kriege, wie mit 
Allem, so auch mit den Eisenbahnen getrieben wurde. Die Tat- 
sache der Unterbilanz wird in der letzten Zeit vom Kapitale 
und von dessen Klopffechtern benützt, um Stimmung für die 
Auslieferung der Reichseisenbahnen an das private Kapital zu 
machen. Der „Reichsbund deutscher Technik‘ redet ın Leit- 
sätzen für sparsame Wirtschaft in der öffentlichen Verwaltung 
verschämt von „Ausbau der Selbstverwaltung‘, die nach den 
Erläuterungen zu diesen Leitsätzen allerdings nur eine Ver- 
hüllung des Gedankens ist, vom Staate verwaltete Betriebe der 

rivaten Führung und Ausnützung zu überlassen. Herr von 
reitenbach, der ehemalige preussische Eisenbahnminister, 
schreibt sich in Artikeln für einen Teil der Tagespresse die 
Finger wund, um für den Gedanken der Entstaatlichung der 
Fisenbahnen Stimmung zu machen. Er scheut sich dabei gar 
nicht, die sozialen Massnahmen, die endlich auch für die Eisen- 
bahn-Angestellten perelen wurden, zum Sündenbock des Defi- 
zits zu machen. Dass die um Stinnes herum sehnsüchtig 
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auf die Beute Eisenbahnen warten, braucht wohl nicht erst 
besonders erwähnt zu werden. Alle die Herrschaften dürften 
allerdings die Rechnung ohne den Wirt gemacht haben. Den 
Arbeitern, Angestellten und Beamten der Eisenbahn wird es 
kaum einfallen, sich friedlich in die Masse der vom Kapitale 
Ausgebeuteten abschieben zu lassen. Aber auch die führenden 
Personen der deutschen Eisenbahnen finden die beutegierigen 
Kapitalisten als Gegner äuf dem Wege. Die Präsidenten sämt- 
licher deutschen Eisenbahnen haben in einer Konferenz mit 
dem Reichsverkehrsminister Groener in München sich 
gegen die Privatwirtschaft auf den Eisenbahnen 
ausgesprochen. Trotzdem sie selbst von privaten Dienstgebern 
weit besser bezahlt werden würden, als der Staat dies tut, 
haben sie derinoch sich der Tatsache nicht verschlossen, dass 
die Auslieferung der Eisenbahnen an das Privatkapital für 
dieses zwar ein entscheidender Schachzug, für die Aliyemeins 
heit aber die schwerste Schädigung wäre. _ 


Umbildung des A.E.G.-Elektro-Konzerns in einen ge 
mischt-wirtschaftlichen Konzern. Die A.E.G. (Allgemeine Elek- 
trizitätsgesellschaft Berlin), die bisher einen iesenkomplex 
verschiedener Unternehmungen der Elektro-Industrie 
darstellte, entwickelt sich in neuerer Zeit immermehr zu einem 
gemischt-wirtschaftlichen Konzern. Zunächst 
wurde die Fusion mit den Linke-Hoffmann-Werken 
in Breslau eingegangen, die jetzt die grösste Waggonfabrik 
auf dem Kontinent sein dürfte. Diese wiederum kontrolliert 
die Sächsischen Lauchhammerwerke, wodurch die 
A.E.G. in direkte Verbindung mit der Eisenindustrie ge- 
kommen ist. Nach Mitteilungen des „Berliner Tageblatt‘ 
haben sich de Waggon-Fabriken Goosens, Loch- 
ner & Co. in Brand bei Aachen und das Rheini- 
sche Waggon-Kontor Rudolf Lochner & Co. in 
Aachen dem A.E. G.-Linke-Hoffmann-Konzern angegliedert, 
Ausserdem hat der Konzern das Werk Hennigsdorı an 
der Havel erworben und in eine Aktiengesellschaft mit 50 Milli- 
onen Grundkapital umgewandelt. „Hennigsdorf“ soll zu einem 
technisch auf höchster Höhe stehenden Stahl- und Walzwerk 
ausgebaut werden und den Konzern unabhängig machen von 
der Beschaffung von Eisen- und Stahlrohstoffen. Die Aus- 
dehnungsbestrebungen des Konzerns werden beleuchtet durch 
die Tatsache, dass die Eisenbahnmaterial-Leih- 
anstalt Berlin (Elag), deren Aktien sich ausschliesslich 
im Besitz der Linke-Hoffmann-Werke befinden, ihr Aktien- 
kapital nunmehr auf ein Vielfaches — nämlich von 3 auf 
20 Millionen M. — erhöht. Eine Kapitalserhöhung in einem 
solchen Umfang dürfte eine beträchtliche Ausdehnung des 
Waggonparks nach sich ziehen, was wiederum von grosser 
Bedeutung für die Linke-Hoffmann-Werke sein dürfte. Die 
Linke-Hoffmann-Werke sind ferner an umfangreichen Lieferun- 

en für Russland beteiligt, beispielsweise, abgesehen von den 
ereits bekannten Lokomotivbestellungen, an einem englisch- 
deutschen Konsortium mit einer Quote von 150 Tankwagen. 
Diese letzten Lieferungen sollen in hochwertigen, ausländischen 
Devisen bezahlt werden. Um den erwarteten starken Absatz 
nach Russland, Polen und den übrigen östlichen Randstaaten 
zu erleichtern, beabsichtigt der Konzern ausserdem, sich in 
nächster Zeit einen grossen wirtschaftlichen Stützpunkt für 
seine Fabrikate im Osten zu schaffen. Andererseits erschienen 
kürzlich in grossen italienischen Zeitungen Andeutungen, dass 
die A.E.G.- ihre Fühler nach einer entsprechenden Basis in 
Italien ausstrecke. 


Sozialpolitik 

Reichswirtschaftsrat und Novelle zur Angestellten-Ver- 
sicherung. Gegen die. Ausschaltung des Reichswirtschaftsrates 
bei der parlamentarischen Behandlung der Novelle zur Ange- 
stelltenversicherung wendet sich folgende Anfrage, die die 
Vertreter des AfA-Bundes im Reichswirtschaftsrat an diese 
Körperschaft gerichtet haben; 

„Im Juni d. J. hat die Reichsregierung dem Reichstag 
eine Novelle zur Angestellten-Versicherung vorgelegt, ohne 












Neue Tenerungszulngen bedingen neue Kämpfe) 
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Zeichnet für den Kampffonds des Bundes} 


Kampffondsmarken zu 5 und 10 M. sind von allen Ver 
trauensmännern, Ortsverwaltungen, Gauverwaltungen und in der 
Hauptverwaltung erhältlich, 
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dass dieser, Gesetzenntwurf vorher dem vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrat. zwecks gutachtlicher 
worden war. Bei den Beratungen im 6. Ausschuss des Reichs- 
tages versuchte ein Regierungsvertreter, diese Handhabung 
dahin zu rechtfertigen,. dass es sich nur um ein Notgesetz 
handle, durch das. die Beiträge erhöht werden sollen, ohne 
dass im übrigen eine grundsätzliche Aenderung des bestehenden 
Gesetzes geplant sei. Diese Begründung für die Ausschaltung 
des vori. Reichswirtschaftsrates konnte schon damals nicht 
als stichhaltig angesehen werden, da'zu gleicher Zeit ein Not- 
gesetz zur Invaliden-Versicherung mit ähnlichem Inhalt dem 
vorl. Reichswirtschaftsrat zur Stellungnahme unterbreitet wor- 
den war. Jener - Gesetzentwurf -zur Angestellten-Versicherung 
konnte vom Reichstag. nicht verabschiedet werden, da neben 
der Frage der Beitragserhöhung auch der übrige Komplex 
der Sozialversicherung berührt werden musste. Der Reichstag 
hat alsdann vor den Sommerferien die Beitragsfrage in einem 
anderen Notgesetz vorläufig geregelt und die Beratungen ‚über 
die erwähnte Novelle auf die Herbst-Verhandlungen des Reichs- 
tages vertagt. Nunmehr beschäftigt sich der 6. Ausschuss 
des Reichstages wiederum mit jener Novelle, und es sind von 
allen Richtungen der‘ Angestelltenbewegung Vorschläge unter- 
breitet worden, die eine weitgehende, teilweise eine. völlige 
Umgestaltung der gesamten Angestelltenversicherung bedeuten. 
Der 6. Ausschuss des Reichstages hat auch inzwischen das 
Reichsarbeitsministerium beauftragt, die Materialien beizu- 
schaffen, die erforderlich sind, um’ bei der Beratung dieser 
Novelle die Möglichkeiten einer Verschmelzung der Ange- 
stellten- und Invaliden-Versicherung prüfen zu können. Es 
handelt sich also zurzeit bei den Beratungen des Reichstages 
um ‚grundlegende Probleme der gesamten Sozialversicherung. 
Trotz dieser grossen Tragweite, die damit die Beratungen über 
die Novelle zur Angestelltenversicherung bekommen hat, ist 
bisher seitens der Reichsregierung. keinerlei Material an den 
vorl. Reichswirtschaftsrat gelangt und es ist ihm keine Ge- 
legenheit geboten, irgendwie zu dieser grossen Frage Stellung 
zu nehmen. 

Diese systematische Ausschaltung des vorl. Reichswirt- 
schaftsrates bei der Entscheidung über eine grosse sozial- 
politische Vorlage steht im sirikten Gegensatz sowohl zu der 
Geschäftsordnung des vorl. Reichswirtschaftsrats vom 10. Juni 
1921, als auch zu der grundlegenden Verordnung über die 
Errichtung des vorl. Reichswirtschaftsratess vom 4. Mai 1920, 
wie mit der Reichsverfassung. 

Was gedenkt die Reichsregierung zu fun, um dem vorl. 
Reichswirtschaftsrat, d. h. insbesondere seinem Sozialpolitischen 
Ausschuss, eine Stellungnahme zur Novelle über die Ange- 
steiiten-Versicherung zu ermöglichen, bevor der Reichstag seine 
endgültigen Entscheidungen trifft? 

Aufhäuser. Urban. Schweitzer. Werner. 
Ucko. Rogon. Marx Klingen Hugo Cohn. 
Schimmel. Vierrath.“ 


Soziale Bewegung 


Immer neue Rüstungen der Arbeitgeber. Der bekannte 
ünstige Wind führt uns ein vertrauliches Rundschreiben der 
ereinigting der Deutschen Arbeitgeberverbände zu. In diesem 
Rundschreiben wird die deutsche Arbeitgeberschaft aufgefordert, 
zum Zwecke einer grosszügigen Propaganda unter den Arbeit- 
gebern 
3: . . schnell und reichlich durch ihre Verbände und auch 
unmittelbar eine einmalige Summe in grösstmöglicher Höhe 
zu spenden. Die Unterzeichneten glauben, dass die deutsche 
Industrie die Millionen und. aber Millionen für soziale und 
gemeinnützige Organisationen in uneigennütziger Weise ge- 
zeichhet hat, auch diesmal nicht versagen wird, wo es 
um die eigene Sache geht. 


Millionen und aber Millionen werden von der Arbeitgeber- 
schaft zur Stärkung ihrer Verbände durch einmalige Sonder- 
zeichnungen aufgebracht. Weshalb, das sagt die Einleitung 
des Rundschreibens: 

„Wenn nicht alle Anzeichen täuschen, wird die deutsche 
Arbeitgeberschaft wieder einmal gegen ihren Willen zum 
Kampfe gezwungen werden. Aus Anlass der Brotverteuerung 
halten die Spitzenverbände der Arbeiter und Angestellten 
es für agebracht, mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln eine ausserordentliche Agitation zu entfalten. Noch 
spricht man nur von Lohnforderungen, aber im Hintergrunde 
steht ein Ziel, das viel weiter geht. Die deutsche Arbeit- 
geberschaft will diesen Kampf, der auf Kosten unserer 
gesamten Volkswirtschaft geht, nicht. Wir müssen ihn mit 
allen Mitteln zu verhindern suchen, aber wenn er doch 
kommen sollte, in der Lage sein, die Drohung in Ruhe auf- 
zunehmen. Dieses können wir nur, wenn wir Arbeitgeber 
in geschlossener innerer Front einig zusammenstehen und 
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wenn wir uns Rüstzeug schaffen, im der Agitation der 
Gegenseite in der Oeffentlichkeit stand zu halten und ihr 
zu begegnen.‘ 

Wohl wird mit scheinheiligem Augenaufschlag behauptet, 
die deutsche Arbeitgeberschaft will diesen Kampf nicht, wir 
aber, die wir täglich in Verhandlungen der Arbeitgeberschaft 
gegenüberstehen, wissen, dass sie den Zeitpunkt für gekommen 


erachtet, in grossem Umfange den Kampf ‚gegen die Ange-- 


stellten und Arbeiter aufzunehmen. Die bescheidenen Rechte, 
die wir uns seit der Revolution mühsam errungen haben, sollen 
beseitigt werden. Seit Monaten wird in der gesamten Arbeit- 
geberpresse Sturm gelaufen gegen Tarifverträge, Achtstunden- 
tag, Arbeitslosenfürsorge und besonders gegen die durch die 
riesenhaften Preissteigerungen bedingten Lohnforderungen. „Die 
Arbeiter werden sich eine einfachere Lebenshaltung: angewöhnen 
müssen‘ und ‚„es muss mehr gearbeitet werden‘ so heisst es 
in jeder Nummer der Arbeitgeberzeitung. Diesen riesenhaften 
Rüstungen der Arbeitgeber, für die sie Millionen. zu. opfern 
bereit sind, müssen wir die Einheitsfront der Arbeiter und 
Angestellten gegenüberstellen.. ‚Jeder einzelne muss aber. auch 
seinerseits bereit sein, das. Rüstzeug "seiner Organisation zu 
stärken, dem Kampffonds. des Bundes durch freiwillige Zeich- 
nungen eines Kampffondsbeitrages neue: Mittel zuzuführen. 


Streiks in lebenswichtigen Betrieben. Dr. Georg Flatow, 
Regierungsrat im Reichsarbeitsministerium; behandelt'in Heft 10 
des „Deutschen Polizeiarchivs“ vom. 1. Oktober 1921 ein- 
gehend die Verordnung des Reichspräsidenten vom 10. No- 
vember 1929 über. den- Streik in. lebenswichtigen Betrieben*), 
die bekanntlich bestimmt, dass in Betrieben, welche die Be- 
völkerung mit Gas, Wasser und Elektrizität” versorgen, Aus- 
sperrungen und Arbeitsniederlegungen erst zulässig sind, wenn 
der zuständige Schlichtungsausschuss einen Schiedsspruch ge- 
fällt hat und seit der Verkündung des Schiedsspruches min- 
destens drei Tage- vergangen sind. In.$ 2-wird ferner der 
ejehsminister des Innern ermächtigt, „Notstandsarbeiten und 
Notstandsversorgung zu sichern, sowie alle Verwaltungsmass- 
nahmen zu trefien, die zur Versorgung der Bevölkerung oder 
zur Weiterführung des Betriebes geeignet sind.“ Es ist ihm 
allerdings auch in den Paragraphen das Recht gegeben, „die 
Herbeiführung der Befriedigung berechtigter Ansprüche der 
Arbeitnehmer“ zu veranlassen. Bei Aussperrungen hat gleich- 
falls der Minister des Inaern das Recht, auch gegen den 
Willen des Eigentümers des Betriebes den Betrieb fortzu- 
führen. Der $& 3 verbietet die wirtschaftliche Benachteiligung 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten, welch@ in Beachtung 
der Bestimmungen des $ 1 die Arbeit in den. genannten 
Betrieben weiterführen oder gemäss $ 2 angeführte Not- 
standsarbeiten oder Arbeiten zur Sicherung der Notstands- 
versorgung leisten. :Dr. Flatow bemerkt hierzu, dass Straf- 
vorschriften zur Sicherung dieses Verbotes nicht getroiien 
sind, dass Zuwiderhandlungen also nur zivilrechtliche Wirkung 
haben, indem sie zu Schadenersatzansprüchen gegen die be- 
nachteiligten Personen (Arbeitgeber, Mitarbeiter usw.) berech- 
tigen. An diese Betrachtung der Verordnung knüpft Dr. Flatow 
nachstehende Schlussfoigerungen: 

„soweit der Inhalt der Verordnung. Sie zeigt deutlich 
die engen Grenzen, die der Staatsgewalt nach der Natur der 
Sache gegenüber wirtschaftlichen Massenkämpfen gesetzt sind, 
sowohı soweit es sich um. Verhinderungen von Streiks und 
Aussperrungen durch Strafdrohungen, als vor allem, soweit 
es sich positiv um die Betriebsfortführung. mit polizeilichen 
Mitteln handelt. Denn wenn auch die Staatsgewalt den Ar- 
beitgeber zwingen kanı, seine Betriebsmittel herzugeben, kann 
sie doch nie oder nur ganz unvolikommen .die einzelnen 
Streikenden zur Arbeit zwingen, sondern sich höchstens um 
Ersatz für sie bemühen. Damit entsteht aber zugleich die G e- 
fahreinerungeheuren Verbitterung der Strei. 
kenden, die stets geneigt sein werden, in dem Eingrei- 
fen des Staates, auch dort, wo es im Interesse der Ge- 
samtheit erfolgt, eine einseitige Parteinahme für 


der- Arbeitgeber und .gegen den Arbeit- 
nehmer zu erblicken, die ihre Empörung ' dann 
vom Staat auf ein sichtbares Organ, die ° Polizei- 
gewalt, übertragen und in der Polizei ihren _ Gegner, 


statt den Hüter der „öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ord- 
nung“ erblicken. Ein solches, nur staatsfeindliche Gesinnung 
erzeugendes Verhältnis zwischen Arbeitnehmerschaft und Po- 
lizei ist unter allgemeinen politischen Gesichtspunkten ausser- 
ordentlich zu bedauern, und jedes Mittel vorzu- 
ziehen, das auf dem Wege der Verhandlung das 
Ziel der Verordnung vom 10. November 1920, die Sicherung 
von Notstandsarbeiten und Notstandsversorgung in den ge- 
nannten Betrieben, zu erreichen geeignet ist. Dieses Mittel 
haben die Gewerkschaften in dem Abschluss von Ver- 
Leistung von Not- 





*) Vgl. Nr. 32/33 vom 19. November 1920 (5. 353). 
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standsarbeiten erblickt. Es wird Sache der staat- 
lichen. Verwaltungsbehörden sein, bei allen Streiks in lebens- 
wichtigen Betrieben zunächst eine Vereinbarung 
mit den Gewerkschaften in diesem Sinne herbeizu- 
führen zu suchen und nur im äussersten Notfalle 
zu den Zwangsmitteln der Verordnung zu greifen.“ 

Wir können uns diesen Ausführungen Dr. Flatows nur an- 
schliessen, da bisher bei jedem Versuch, durch Zwangsmittel 
die lebenswichtigen Betriebe aufrecht” zu erhalten, nur eine 
erhebliche Verschärfung des Arbeitskampfes eingetreten ist. 
Das Einsetzen der Technischen Nothilfe oder der polizeiliche 
Schutz von Streikbrechern haben bisher stets zu einer unge- 
heuren Verbitterung der im Streik befindlichen- Arbeiter und 
Angestellten geführt und eine Wiederaufnahme der- Verhand- 
lungen. und besonders den Einfluss der Gewerkschaften auf 
die Streikenden ausserordentlich erschwert und damit den Ab- 
bruch. des: Streiks. hintertrieben. Der Abschluss von Verein- 
barungen über Weiterführung der Notstandsarbeiten durch die 
Gewerkschaften selber, wie. sie vom A.D.G.B. und AfA-Bund 
| angeregt worden sind, ist eine unbedingte Notwendigkeit. 
| Leider haben die Behörden solchen Vereinbarungen bisher ab- 
lehnenga gegenübergestanden. Trotz der - Anregung der Ge- 
werkschaften hat sich z. B. der Magistrat Berlin nicht dazu 
verstehen können, Grundsätze über die Fortführung der lebens- 
wichtigen Betriebe der Stadt mit den Organisationen zu 
vereinbaren. 

Als Gegenleistung müssen die Gewerkschaften allerdings 
| die Auflösung der Technischen Nothilfe. fordern, da unmöglich 
| nur einseitig die Arbeitnehmerschaft Verpflichtungen übernch- 
| men kann und trotzdem die Technische Nothilfe als Droh- 
mitte} immer im Hintergrunde stehen: bleibt. 


Die deutschen Gewerkschaften im Jahre 1920. Im Jahre 
| 1920 gehörten dem Allgemeinen Deutschen Ge- 
| werkschaftsbunde 52 Zentralverbände an, von denen 
49 an der Statistik beteiligt sind. Diese hatten zusammen 
27271 Zweigvereine. Die Mitgliederzahl, die am Schlusse 
| des Vorjahres 7337477 betrug, stieg bis zum 2. Quartal 1920 
| auf die Höchstziffer von 8144981, sie ging dann bis zum 
3. Quartal auf 8035785 zurück und schloss mit 8025 682 
Mitgliedern am Ende des Jahres ab. Gegenüber dem Vor- 
jahre ist eine Vermehrung von 683205 Mitgliedern gleich 
9,4 Prozent und 3409 Zweigvereinen zu verzeichnen. Im Jah- 
resdurchschniti zählte der A.D.G.B. im Jahre 1920: 7890 102 
Mitglieder, darunter 6179341 männliche und 1710781 weib- 
liche. Gegen das Vorjahr trat eine Vermehru ng des 
Bestandes um 2411029 Mitglieder gleich: 44,0: v. H. ein. 
Es stieg die Zahl der männlichen Mitglieder um 1893 035 
gleich 44,2 v. H. und die der weiblichen um 517.994 gleich 
43,4 v. H. 
Die Verbände hatten im Jahre 1920 eine Gesamteinnahme 
von 747 114430.— M., der eine Ausgabe von 543 814 615.— M. 
egenübersteht. Die Einnahme hat sich gegenüber der im 
Fire 1913 erreichten Höhe. verneunfacht, jedoch- ist auch 
die Mitgliederzahl um das Dreifache gestiegen. Es kamen 
von den Gesamteinnahmen im Durchschnitt auf jedes Mit- 
glied 1913: 31.93 M., 1920 dagegen 94.69 M. 
Verausgabt wurden für Unterstützungen 104990 212.—, 
Lohnbewegungen, Streiks und Aussperrungen 108549 907.—, 
Bildungszwecke und Verbandsorgan 58.435 918.—, Agitation, 
Konferenzen, Ortsausschüsse, Sekretariate usw. 89 140 637.— 
und für Verwaltung 182 697 941.— M. Die Ausgabe für Lohn- 
bewegungen, Streiks und Aussperrungen betrug im Vorjahre 
‚‚45300049.— M. Die erhebliche Steigerung dieses Postens 
beweist die zunehmende Intensität der wirtschaftlichen Kämpfe. 
Auch die Ausgaben für Unterstützungen sind erheblich, und 
zwar um 60047419.— M. gewachsen. 
Ueber die sonstigen Gewerkschaftsgruppen liegen nur von 
‘den Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereinen und den christlichen 
| ‚Gewerkschaften Angaben vor. 
| Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine 
umfassten am Schlusse des Jahres 1920 insgesamt 17 Organi- 
sationen mit 225993 "Mitgliedern, darunter 22365 weiblichen. 
Angaben über die Kassenverhältnisse machten 15 Organi- 
sationen, und zwar werden nachgewiesen an Gesamteinnahmen 
12510 281,— M. Die Ausgaben betrugen 9520 334,— M. Das 











Vermögen der Gewerkvereine wird mit 5333528 M. ange- 
geben. 
Den christlichen Qewerkschaften waren 





1920 angeschlossen 25 Organisationen mit 10966 Ortsgruppen. 
Die Zahl der Mitglieder betrug am Schlusse des Jahres 1920 
insgesamt 1105894, im Jahresdurchschnitt 1076792, davon 
:214550 weibliche Mitglieder. 

Die Gesamteinnahme betrug im Jahre 1920: 84815 200.— M. 
Die Ausgaben betrugen insgesamt 63413 688.— M.; der Ver- 
mögensbestand erhöhte sich auf 42413950.— M. 

Die‘ Zusammenfassung der statistischen Ergebnisse der 


drei Organisationsgruppen: der freien Gewerkschaften, der 
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Gewerkvereine und der christlichen Gewerkschaften, ergibt 
über den Stand der deutschen Gewerkschaftsbewegung im 
Jahre 1920 folgendes Bild: Es waren in diesen drei Orga- 
nisationsgruppen zusammen 9192892 Mitglieder vereinigt gegen 
6527187 im Vorjahre und 2171697 im Jahre 1918.  Gegen- 
über dem Jahre 1919 ist eine Vermehrung um 2665 705.-Mit- 
glieder gleich 40,8 v. H. eingetreten. Es stieg die Zahl der 
männlichen Mitglieder um 2083906 und die der weiblichen 
um 976 799. Es vermehrten sich die- freien Gewerkschaften 
um 44,0, die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine um 19,1 


und die christlichen Gewerkschaften um 25,5 v. H. Es be«- 
trug - 1920 die Gesamteinnahme aller drei : Richtungen 
844439 920.— M., die Ausgabe 616 748 637.— M. und der 


Vermögensbestand 316 222 000.— M. 

Die vorstehende Zusammenstellung der wichtigsten An- 
gaben aus der Statistik beweist die starke Ueberlegenheit 
der freien Gewerkschaften über die anderen Organisations- 
‚gruppen. Zusammen mit den im AfA-Bund vereinigten Ver- 
änden der Angesteliten ist der Allgemeine Deutsche Gewerk- 
hund der berufenste Vertreter der Interessen der Arbeit. 
nehmer. 


Angestelltenbewegung 


Der wandlungsfähige Herr Klitzsch. Als seinerzeit der 
deutschnationale Reichstagsabgeordnete Geissler seine gel- 
ben wirtschaftsfriedlichen Gewerkschaften auf die Angestellten 
auszudehnen beabsichtigte, fand er in Herrn Klitzsch, 
technischer Angesteliter des Lauchhammerwerkes, einen eifri- 
gen Helfershelifer. Zuerst von Lauchhammer, dann von Berlin 
suchte Herr Klitzsch die Techniker für den von ihm geführten 
Bund nationaler technischer Angestellten einzufangen, bis er 
eines Tages bei Nacht und Nebei dem gelben „Benta‘ mit der 
Kartothek durchging, um, ohne die Mitglieder zu fragen, diese 
Organisation mit dem Neuen Deutschen Techniker-Verband zu 
verschmelzen. In scharfen Worten wandte er sich jetzt gegen 
die gelbe Bewegung des Herrn Geissler; er selbst spielte den 


‚Harmlosen, der sich des Zieles der von ihm früher geführten 


Bewegung nicht bewusst gewesen sei. Uebrigens ein eigen- 
Nach- 
dem Herr Klitzsch nun einige Monate mit grossem Tamtam 
für den N.D.T.V. die Werbetrommel gerührt hat, ist es 
uns seit Wochen aufgefallen, dass Herr Klitzsch sich nicht mehr 
für den N.D.T.V. betätigte. Wir haben jetzt hierfür die Er- 
Der Gewerkschaftsführer ‚Klitzsch war 
bisher beurlaubter Angesteliter des. Lauchhammerwerkes. 
Das Lauchhammerwerk hat nunmehr die Beurlaubung zurück- 
gezogen und Herr Klitzsch tritt am 1. November wieder 
in den Dienst des Lauchhammerwerkes, und 
zwar zur Filiale in Leipzig zurück. Für jeden aufrichtigen 
Gewerkschafter ist es wohl eigentlich unfasslıch, dass von 
einer Firma, wie das Lauchhammerwerk, mit der die Gewerk- 
schaften schon allerhand Differenzen auszufechten . gehabt 
haben, ein Angestellter beurlaubt wird, damit dieser als Gewerk- 
schaftssekretär die Interessen der Angestellten gegen die Inter- 
essen der Arbeitgeber wahrnimmt. Des Rätsels Lösung ist wohl 
allein darin zu suchen, dass das Lauchhammerwerk überzeugt 
war, in Herrn Klitzsch auch als sogenannten Gewerkschafts- 
führer des „Benta‘“ bzw. des N.D.T.V. einen würdigen Ver- 
treter ihrer Arbeitgeberinteressen im  Angestelltenlager zu 
haben. Auch wir können bestätigen, dass Herr Klitzsch redlich 
bemüht war, das in ihn vom Lauchhammierwerk geseizte 
Vertrauen vollaut zu verdienen. Nur an die Mitglieder des 
N.D.T.V. möchten wir einmal die Anfrage richten: Kann 
ein technischer Angestellter wirklich noch Vertrauen zu einer 
Organisation haben, deren Führer in dieser Weise mit den 
Arbeitgebern techtelmechteln? Die sich ständig häufenden Kor- 
ruptionserscheinungen im N.D.T.V. sind der Fluch der bösen 
Tat, die fortzeugend Böses muss gebären, sind die Folge davon, 
dass diese Bewegung nicht aus der Angestelltenschaft geboren, 
sondern von einigen Drahtziehern, um ihrer eigenen dunklen 
Ziele willen zur Zersplitterung der machtvollen Einheitsorga- 
nisation der Techniker künstlich aufgezogen wurde. Wir haben 
die Pflicht, für die nötige Aufklärung in den Reihen der irre- 
geführten N.D.T.V.-Mitglieder zu sorgen. 


Aus dem Bunde 


Barmer Krankenkasse. Die Verbände des AfA-Bundes, die 
mit der Barmer Krankenkasse im Vertragsverhältnis stehen 
und ihren Mitgliedern den Eintritt in die Krankenkasse emp- 
fehlen, haben ein grosses Interesse daran, sich. für die nächste 
Generalversammlung der Krankenkasse eine Beuog nt starke 
Vertretung zu sichern. Wir bitten deshalb alle Kollegen, die 
Mitglieder der Krankenkasse sind, uns ihre Adresse, die 
Krankenkassen-Mitgliedsnummer und den Tag ihres Eintritis 
in die Krankenkasse anzugeben und etwa zu stellende An- 
träge uns mitzuteilen, 





00 DO 























































































En 


“ 


u a re re 


ee yon 
an In warn 


Ararlie-- 
nr ehe 


TEE Ri 
ur 


nn a ne BER 


hell 


ne En = 5 e 


Bach 


a EEE u Ed N TE Din EEE Zu 


nee 


rn 
DE 





> 
rn 
8 
% 


CET N San 


Beer 


N 
' 


402 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 





Nr. 44 





Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Wirtschaitsbeihilfe für Steliungsisse. Erwerbslose, die am 30. No- 
vember 1921 dem Bunde mindestens ein Jahr als ordentliche Mitglieder 
angehören und mindestens 6 Monate stellungslos sind, oder vor dem 
1. Oktober 1921 mit der Stelleniosenunterstützung voll ausgesteuert 
waren, erhalten auf Antrag im Monat Dezember eine einmalige Wirt- 
schaftsbeihilfe von 150 M. und für jedes unterhaltspflichtige Familien- 
mitglied 75 M. 

Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus 
dem Bunde ausscheiden, haben” die bezogene Unierstützung wieder 
zurückzuzahlen. 

Der Antrag muss, von der zuständigen Ortsverwaltung befürwortet 
und beglaubigt, bis spätestens 10. Dezember 1921 in der Haupt- 
geschäftsstelle eingehen. Später gestellte Anträge können keine Be- 
rücksichtigung finden. ; 

Der . Stellennachweis des Bundes muss in Anspruch genommen 
sein und noch werden. Die Stellenlosigkeit muss durch die Erwerbs- 
losenfürsorgestelle bescheinigt sein. — Die Beiträge müssen mindestens 
bis einschl. Oktober 1921 bezalılt oder orduungsmässig gestundet sein. 
Durch eine nach dem 1. Oktober erfo!gte Nachzahlung nicht gestundeier 
Beiträge für mehr als drei Monate wird der Anspruch auf die Wirt- 
schaftsbeihilfie nicht wieder hergestellt. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berlin anzufordern. 

Zeichnungsvollmacht. Zeichnungsvollmacht „i. A.“ wurde erteilt dem 
Kollegen Hauser für den Gau Hessen, Langanke für den Gau 
Nordwestdeutschland, Dainas für den Gau Brandenburg, Tölg für 
die Abteilung Rechnungswesen der Hauptgeschäftsstelle. 


Gau Nordwestdeutschland. Für das Gebiet des Gaues Nordwest- 


deutschland ist in Bremen eine Gaunebenstelle errichtet worden, 
die am 19. Oktober ihre Tätigkeit aufgenommen hat. Die Leitung 
der Gauwnebenstelle ist Herrn Ingenieur Otto Keese übertragen worden. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe 1. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz- bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkteis). 


Aus den Gauen 


Gau Mitteldeutschland. Der 3. ordentliche Gautag des Gaues 
Mitteldeutschland fand am 23. Oktober 1921 in Magdeburg im 
„Artushof“, statt. Sämtliche 59 gewählten Delegierten und 3 Hospi- 
tantenvertreter nahmen daran teil. Der Magistrat der Stadt Magade- 
burg sowie die AiA-Verbände und auch das Gewerkschaftskarteil hatten 
Vertreter entsandt. 

Den Geschäftsbericht der Gauverwaltung erstattete Blumen- 
schein-Halie. Durch die Eröffnung der Gaunebenstelle Thüringen 
ia Erfurt, die im November 1920 erfoigte, sind die Arbeiten im Gau 
wesentich gefördert worden. Die Zahl der Ortsverwaltungen, die zu 
Beginn des Geschäftsjahres 93 betrug, ist auf 94 zurückgegangen, da 
mehrere kleinere Ortsverwaltungen, um die Verwaltungsarbeiten zu ver- 
einfachen, zu einer grösseren zusammengelegt, wurden. 

Der Durchschnittsbeitrag im Gau ist 15,20 M. Er liegt also. noch 
unter dem Duürchschnittsbeitrag, der bei Aufstellung des, Bundesetats 
zugrunde gelegt wurde. Er müsste aber erheblich höher sein, wenn in 
allen Ortsverwaltungen seitens der Kollegen die satzungsgemäss vor- 
geschriebenen Beiträge tatsächlich geleistet würden. Es scheint, als 
wenn die Beiträge in Höhe von 8 M. in viel: zu grossem Masse be- 
zahlt werden. Daher ist von allen Ortsverwaltungen den Mitgliedern 
zur Pflicht zu machen, dass sie für die Entrichtung der satzungs- 
gemässen. Beitragshöhe wirken. 

Die Bildung der Fachgruppen im Gaugebiet ist restlos durchge- 
führt. Ortstariiveriräge bestehen, mit ganz wenigen Ausnahmen, an 
allen Orten des Gaugebietes. Weiter sind noch eine erhebliche Anzahl 
bezirklicher Tarifverträge und ausserdem die Regelungen für Beamte 
und Angestellte im Staats- tnd Gemeindedienst abgeschlossen. Ein 
Vergleich mit den übrigen Gaugebieten lässt erkennen, dass Mittel- 
deutschland in bezug auf Regelung der Gehalis- und Arbeitsbedingungen 
der Techniker mit an der Spitze marschiert. 

Für den Gauvorstand sprach Klostermann-Jena. Er verwies 
auf die Berichte über die Gauvorstandssitzungen, an Hand deren sämt- 
liche Ortsverwaltungen einen Ueberblick über die Tätigkeit des Gau- 
vorstandes erhalten. Beschwerden an den Gauvorstand irgendwelcher 
Art sind im Berichtsjahr nicht eingegangen. In der anschliessenden 
Aussprache über die Berichte wurden Beschwerden über die Arbeit des 
Gauvorstandes und der Gaiubeamten nicht vorgebracht. Deutlich trat 
hervor, dass in allen Ortsverwaltungen an der Aufwärtsentwicklung 
unseres Bundes im Interesse der Besserung der wirtschaftlichen Lage 
des Technikerstandes mit allen Kräften gearbeitet wird. 

Den Bericht über die Ortsverwaltungen erstattete Wuttke- Erfurt, 
der an Hand der von den Ortsverwaltungen eingesandten Fragebogen 











“Bin.-Lichierfelde. M. 8. X. 


die einzelnen Delegierten, die sie für die Werbetätigkeit und zur Auf- 
klärung und Erziehung der Mitglieder verwerten: können. R 
Aus den gestellten wenigen Anträgen ist besonders hervorzuheben, 
dass ein Antrag, der die Notwendigkeit der Beitragserhöhung 
anerkennt und die Delegierten verpflichtet, sich in den Mitglieder- 
kreisen für die Erhöhung einzusetzen, einstimmig angenommen wurde. 
Zum Thema „Grundsätzliche Fragen der Bundesverfassung“ sprach 
Geschäftsführer Georg \/erner-Berlin. Dieses wichtige Problem er- 
weckte das grösste Intdfesse und rief eine sehr lebhafte Diskussion 
hervor. Die Auffassung des Gautages zu dieser Frage kam in folgender 
Entschliessung, die einstimmig angenommen wurde, zum. Ausdruck: 
„Der am 23. Oktober 1921 in Magdeburg tagende 3. Gautag 
des Gattes Mitteldentschland ist: der Ansicht, dass die ehrenamtliche 
Mitarbeit im‘ Bunde erhalten und, wenn möglich, noch erweitert 
wird. — Der mit der Ausführung der Beschlüsse betrauten Körper- 
schaft (Vorstand) muss eine mit ausreichenden Rechten ausgestattete 
Körperschaft zur Ueberwachung beigegeben werden.“ 
‚ Zu der Entscheidung des Völkerbundsrates- in bezug auf. das 
oberschlesische Industriegebiet wurde, nachdem Klostermann- 
Jena in kurzen Umrissen die Lage gekennzeichnet hatte, folgende Ent- 
schliessung einstimmig angenommen: 


„Die zum dritten. ordentlichen Gautag vom Gau .Mitteldeutsch- 
land des Bundes der technischen Angesteliten und Beamten am 
23. Oktober 1921 im „Artushof“ zu Magdeburg anwesenden Dele- 
gierten, die ca. 10000 Techniker Mitteldeutschlands vertreten, nehmen 
tief erschüttert von dem Beschluss des Völkerbundsrates Kenntnis, 
der das für das deutsche, sowohl als auch für das Weltwirtschaits- 
leben so wichtige oberschlesische Industriegebiet aus politischen Grün- 
den auseinanderreisst. Die Teilung ist nach ihrer Ansicht weder 
‘ nach dem Versailler Friedensdiktat berechtigt und begründet, noch 
trägt sie der durchgeführten Volksabstimmung, die eine eindeutige 
Mehrheit für das Verbleiben von Oberschlesien bei Deutschland er- 
gab, Rechnung. Besonders die Technikerschaft, die. für die Pro- 
duktion und den Wiederaufbau des Wirtschaftslebens einen gewich- 
tigen Faktor im Rahmen der gesamten Arbeitnehmerbewegung_ ist, 
sieht in dem Beschluss des Völkerbundsrates grosse Schwierigkeiten, 
die die Wiederherstellung geordneter Wirtschaftsverhältnisse und ge- 
sunder Lebensbedingungen der arbeitnehmenden Schichten innerhalb 
Deutschland sowohl als auch in der ganzen Welt unmöglich machen. 
Es wird deshalb erwartet, dass alle in Frage kommenden Stellen 
mit dem in dieser Situation gebotenen Ernst zu der gegebenen 
Sachlage Stellung nehmen und auf die sich ergebenden Folgen, die 
nur unheilvoll und katastrophal sein können, hinweisen.“ 


Die Wahlen für den Gauvorstand ergaben: Klostermann- Jena, 
Kunze - Dessau, Papenroth- Magdeburg, Döberitz - Altenburg, 
Bratge-Halie a. S. Ersatzleute wurden: Reuter-Zeitz, Krumm-Erfurt, 
Weber-Magdeburg, Malter-Eisenach, Neumann-Bitterfeld. Als Mitglieder 
des Bundesausschusses wurden für das kommende Geschäftsjahr ein- 
stimmig gewählt: Cruse-Magdeburg, Klostermann-Jena, als Er- 
satzleute: Papenroth-Magdeburg, Maiter-Eisenach.” Die Bestätigung des 
Gauleiters erfolgte in geheimer Wahl einstimmig. Ueber den AfA- 
Kongress berichtete Papenroth-Magdeburg. Die Tagung des AfA- 
Bundes, die bei allen „Delegierten einen bleibenden Eindruck hinter- 
lassen habe, bedeute einen Markstein in der Gewerkschaftsbewegung. 

Nach vollständiger Erledigung der Tagesordnung schloss der Vor- 
sitzende des Gautages, Klostermann-Jena, die gehaltreiche Tagung 
um 7,30 Uhr. 


Gau Westdeutschland. In dem Bericht über den Gautar, den wir 
im vorigen Heft veröffentlichten, sind die Wahlkreise aufgeführt, die 
auf dem Gautag nicht vertreten waren, und dabei ist auch M.-Glad- 
bach-Rheydt erwähnt. Wie uns mitgeteilt wird, beruht diese Mel- 
dung auf einem Irrtum, da die Ortsverwaltung M.-Gladbach-Rheydt 
durch einen Delegierten vertreten war. Nicht vertreten wareu dem« 
nach: Uerdingen, Kohlscheid, Viersen und Grevenbroich. 


Versammiungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z,“ dürfen wegen des be- 
schränkien Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammiting, 
Datum, Versammiungsbeginn, Versammlungsort, Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten ı 

fi = Mitgliederversammlung, 


F = Fachgruppenversammlung, 
V = Vertrauensmännerversammiung, 
B = Berufsausschuss, 


Bin.-Charioitenburg I. M. 10. Xl 7°. Rest. Ruhland, Savignyplatz 3, 
Bin.-Cöpenick. M. 9. XI. 7%. Bayernhof, Am Köllnischen Platz. 
Bin.-Frisdenau. M. 10. XI. 7%. Rest Hohenzollern, Handjerystrasse, 
Bin-Lichtenberg. M. 10. XI 7% Rest. Zur Hütte, Frankfurter Allee 226. 
72°, Rest. Hohenzollern, Hindenburgdamm 93a, 
Bin.-Norgden ı. M. 10. XL. 7%. Rest. Oswald Berliner, Brunnenstr. 140. 
Bin.-Norden Il. M. 9. XI. 7%, Lamperts Festsäle, Schönhauser Alles 129, 
Bin.-Osten!. WM. 10. Xi. 7%, Hochbahnrestaurant, Stralauer Allee 48, 
Bin.-Pankow. M. 8. XL 7%. ‚Rest. Lindner, Breitesir. 34. 
Bin.-Reirickendorf. M. 11. XL 7%. Rest. Schulz, Wittenau, am Bahnhof 
Bin.-Siemensstadt. M. ii. XL 7°, ‚Rest. „Schlossklause“, Nonnendamm-Allee, 
Bin.-Südwest. M. 10. XI. 7%, Göbelsrest. Tempelhofer Ufer 6 
Bin.-Tegel. M. 11. XI. 7% Rest. Hohenzoliern, Strassenbahn-Endhaltestelle. 
Bin.-Wilmersdorfi. M. 10. XI 8% Augustahof, Augustastr. 1. 

Bensheim. M. 12 Xl. 7% Bahnhofhotel Bensheim, 

Cottbus. M. 10. Xi. 8%, Rest. unbekannt, 

Eberswaide. MN. 8. XI 7% Mundshof, Bismatckstrasse. 

Haile a. 5. F. Baugewerbe, 8. XI 8% Rest. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10! 
Hamburg. ‚F. Baugewerbe. 8.1. 7% Gewerbehaus, Holstenwail 12, Zimmer 68, 
Hamburg-Steinwärder. M. 10. Xi. 7%, Gewerbehaus, Holstenwali 12, 
Nzuen. M. 9. X1. 7%, Kurgarten, Friedrichstrasse, 

Perleberg. Wi. 10. XL 8%. Rest. Wilheimsearten. 





sowohl deren Arbeiten als auch deren Forderungen und Wünsche Schwarmstedt. M. 12. XI. 4%, Gasthof Heuer. 
schilderte. Die Aussprache ergab gute Richtlinien und Ratschläge für '\Sorau. M. 8. XI. Rest, Kronenburg, Obcre Schlossstrasse. 
Hauptschriftleiter und verantwortlich für den Haxptteil: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 


Industriebeamten-Verlag -GmbH,, Berlin NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 68. 
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Nr. 44 
Geschäftliche Mitteilungen. 


Es ist bekannt, dass der Steuergesetzgeber die Geldanlage in einer 
Lebensversicherung begünstigt. Die Stuttgarter Lebensversiche- 
rungsbank a.G. (Aite Stuttgarter) schreibt uns darüber: 

© Lebensversicherung ist steuerlich geschont durch die Ver- 
mögenssteuer: steuerpflichtig sind nur der Rückkaufswert oder 
8], der eingezahlten Prämien ; — und durch die Kapitalertragssteuer: 
steuerpflichtig sind nur die Zinsen aus dem Deckungskapital. 

Die Lebensversicherung wird steuerlich begünstigt durch die 
Nachlasssteuer: Steuerversicherungen im Sinne des $9 des Erb- 
schaftssteuergesetzes sind nur zur Hälfte nachlasssteuerpflichtig; — 
und durch die Einkommensteuer: da Lebensvericherungsprämie: 
. zu M. 1000,— vom steuerpflichtigen Einkommen abgezogen werden 

Önnen. 


Fi Stellenangebote 73 


Gesucht zu möglichst sofortigem Antritt beı den Bauabteilungen 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Gesetzliche Steuervorteile 


Ä Stuttgarter Lebensversicherungsbank a. 6. (Alte Stuttgarter). 














Aufzug ukßkranbau. 
Jüngerer Ingenieur 


für Konstruktion mit mehrjähriger Bureaupraxis in diesem Fach zu baldigstem 
Eintritt gesucht. Angebote m. Zeugnisabschriften u. Gehaltsanspruch erbeten, 





Beilagen haben guten Erfolg 


wnserer Hütten 


zwei tüchlige Techniker 


sur Bearbeitung bau- und maschinentechnischer Entwürfs nach 
re Richtlinien. Die Beschäftigung ist nur vorübergehend (etwa 
2 Jahr). Bezahlung nach dem einschlägigen Tarif, Schriftliche 
werbungen erbeten an das 


Sächs. Oberhüttenamt Freiberg. 


Vorkalkulator 


für Schmiedearbeiten, der mit modernen Schmiede- 
arbeiten durchaus vertraut ist, zum baldigen Eintritt 


gesucht. 


Bewerbungen mit Angabe des frühesten Eintrittstermins 
und der Gehaltsansprüche sowie Zeugnisabschriften, 
Lebenslauf und Lichtbild sind einzureichen der 


Deutsche Werke Aktiengesellschaft 
Werk Cassel. 


Tüchtiger Techniker 


Architekt 


oder tlichtiger 


FHochbau- 
techniker 


flotter Zeichner, gewandter Dar- 
steller, sofort gesucht. — Be- 
werbungen. unter Befügung von 
Lebenslauf, Zeugnissen, etwaigen 
Skizzen und Angabe der Gehalts- 
ansprüche erbeten an das 


Bauamt des Amtes Hordel 
in Bochum, Brücksirasse 33. 














Tüchtiger unverheirateter 


Architekt, 
flotter Zeichner, sicher im Ver- 
enschlagen u. Abrechnen, für bal- 













für Hochbau sofort gesucht. Angebote erbittet = rl gear 
‘ a o Weder, Zeugnisabschriiten erbeten 
Bureau für Entwurf und Bauleitung Firma Karl Bernharsdt, 
Bautzen. Baugeschäft 
E=} EEE Nimptsch, Bez. Breslau 
7 Bauführer 
BEeuSLBEIE GEWARREET. Bautechniker Snzescıc. 


Fachschulbildung u. zeichnerischem 
| Talent, sowie firm im Veranschlagen 
| u. Abrechnung für Siedlungsbauten 
E | sofort gesucht. Gehaltsansprüche 
® | nebstLebenslauf u. Zeugnisabschrift. 
A | sind zu richt, aı Rauchfuss, Archi- 
a | tekt B.D. A, Herne in Westfalen, 


Zeichner 


für Berliner Vorort von chemischer Fabrik für 
Rechnungskontrolle, Rapportarbeiten und tech- 
nische Zeichnungsarbeiten für sofort gesucht. 


Angebote mit Bildungsgang an 
Rütgerswerke Aktliengeselischaft 
Berlins W35, Lützowstrasse 33 - 36. 


| Stellengesuche | 
Bauführer 
45 ]. alt, bewandert in allen vorkom- 
mend. Bau-, Werkstatt- u.Transport- 

| arbeiten in der Industrie, bisher Leiter 
d. Baubetriebes i.d. Gross-Industrie, 
tücht. Praktiker, suchtähnl. Stelle od. 
alsGeschäftsf.in d Holzbranchem.kl. 


Beteilig. dauernd. Stell, Gefl.Zuschr. 
unt. H.Y.2640 a.d.Geschäftsst.d.Bl erb. 








BE = BEER 





Für sofort junger (möglichst unverheirateter) 
Bauführer 

gesucht für Tief-, Hoch- und Eisenbahnbau, sowie Beton 
und Eisenbeien, Im Kalkulations- und Abrechnungswesen 
durchaus erfahren. 

Offerten mit Gehaltsansprüchen und. Eintrittstermin 
wolle man richten an 
Heinr. Göke, Tief-, Hoch- und Eisenbahnbau, 

Letmafihe I, W. 








Er 


Reisszeuge und Nechenschiebe: 
billigste Bezugsquelle 
Hansen & Kleiner, Kiel, 




















schuz und Verwertun: | Yyellen Sie schnelt u.sicher, 


Neuerungen alier Art 5 t 
me Beten suaeldurdı Cart | fremde Sprechen det 
Halduk, ing., Berlin W57, Cuimstr. 16 (24 


Langı Erfahı (Bundesmitei,) 































Metalibetten 


Diefe berühmte Dretdode 


Stahldrahtmatratzen, Kınderbetten, lehrt — ohne Borfennts 
Polster aniedermann. Kataloo 16 frei wilje voraussufegen und 
Eisenmökettahrik Suhl, Thür. ohne Lehrer — von ber 
eriten Stunde an das ges 

läufige 





Photograph. Apparate 


u. Bestandteile 
Katalog A frei. 


Sprechen, Schreiben, Lejen 
und Berftehen fremder Spraden 


Selbstspielende 
Id Itefere jede Sprache jofort nollftändig tn 
50) 1 85 Briefen in eleganter Mappe zum Preife 2 > mM 
- von 108M. gegen Monatszahlungen von nur o 
Katalog B frei. 


i Zahltarten toftenios. — Zu Beltellungen bitte td) den nebenitehens 
‚den Befteljchein zu benugen. — Probebrief auf Wugih zur Anjicht. 


Buhhbandlung Karl Blod 


Berlin SW 68, KRoditr. 9 — Foitihedlonto 23749 


Ühren, Brillanten, 
£ Gold-u.Metallwaren 
’ Katalog C frei. | 
Teilzahlung. | 3 


L Römer, Altona (Elbe) 108. 






Maschinenfabrik Wiesbaden. 


entsbriefe derieikogge 


M verbeifen Söhnen dazu! E 










2 ag Dos 
relihan- 


N 
N 
braun 


Das 
bekannte N 
gute Gummi N N 
vonbrauner färbe. N 
ür Bleistift aller N \ 
Härtegrade- 
IGünther Waaner 
HannoverundWien 















wenn Sie der Welt keine nützlichen und fruchtbringenden Ideen, 
keine segensreichen Taten geben können, dann will die Welt auch 
von Ihnen nichts wissen und verteilt ihre Glücksgüter an andere, 
Ein unermesslicher Schatz glänzender Ideen, eine unversiegbare 
Quelle des Wissens und Könnens aber wird Ihnen zu eigen, wenn 
Sie durch Teilnahme an den individuellen Fernkursen von Poehl- 
manns Geistesschulung und Gedächtnislehre Ihre gesamten Geistes- 
kräfte vervollkommnen. ‘Näheres über diese seit 30 Jahren bewährte 
Methode sagt Ihnen derkostenl.zur Verfügung stehende Prospekt von 
L. Poehimann, Amalienstr. 3, Miinchen 169. 





sehn san ensch 


Unterzeihneter beftellt Hiermit It. unzeige 1. b. Dt. Teipnilerzig. 
bei ver Buchhandlung Karl Blod in Berlin SW. 68 


Driginal-Meigode Toufjaint-Langeniheidt: 


e  Nihtgewünfägtes gefl. Rreiien. Iede Sprade vollkänbig 
in 85 Stiefen in Mappe 108 Mark, Deutihe Unterriätsbriefe 
(20 Briefe) 86.40 Mark gegen Wonatszahlungen von____ Marl, 

Beftelltes iR auf einmal zu liefern. — Erfüllungsort Berlin, 







u Engliihe Unterrichtsbriefe Bolniihe Unterrihtsdhriefe N] 
R BE anne = Spaniiche . 5 
ulfiidhe F Rumäniihe > > 
Itelienijde = Bortugiefihe „ B6 
Sywedilhe = (erigeinen Ende 1921} ® 

| Niederländifhe „ Zateinifce Unterrihtsärtefe Id 
u Ungarijche = Altgriediige „ ß 








4 Name u. Stand: 
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guie Zigarre 


„60 Pfg, 


Ia reiner Ueberseetabax Pfd 

100 Zigarren und 2 Pfd. Tabak oder 
5 Pfd. Tabak für 100 M. franko 
Nachnahme. - 


404 


Eine wirklich 


Garantıe für tadel- 


iosen Brand, angenehm. Geschmack. 


Hannover-Linden, Posthornstr.30, 


Ernst Roloft, 





gstoffe 
Tuchversand 
AH, Streicher 


Crimmitschau 


U 
1% 


Muster kostenlos geg. Rücksendung. 


Abschriften 




















Strei tz, Berlin ZUD, Pasteurstr. 16. | 
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Zeugnis- 


zu Verbandspreisen. 
Prospekt frei, 
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Die heste Wakte 


Im nie aufhörenden Kampf umß Dafein it ein ge 
feftigter Wille. Das Wollen fft.e3, was den Menfchen 
gehen Ste Deshalb Hhre Willenstraft! Sie 

ann die Biele, ‚Die Sie fich geftedt. haben, 
Eine fiher zum Erfolg führende ins 
leitung hierzu,bietet Shen unfer Werl „Sedäcdtnißs 
Der mit Diefem Wert 
verbundene Lehrgang zur Stärkung des Willens, zur 
Schäriung- der Sinne ‚und zur Ermedung und Vers 
volltommnung ber geiftignen Fähigteiten erzieht zum 
sielbewußten, Llaren Menfchen, der in der Lage tit, 
Verlangen Sie 
ausführlichen Profpekt GI/28. 
Deffen Bufendung erfolgt volitändig Loltenlo8 und 
Langenfcheidtiche Vers 
lagsbuchhandlung (Prof. &. Langenfcheidt), Berlin: 
Cchöneberg, VBahnftr.29/89. (Gegründet im Zahre 1856). 


madt! 
werden 
auch erreichen: 


Ausbildung” von Hans Gloy. 


die vorgeftedten Biele zu erreichen. 
heute noch :unferen 


ohne Berbindlichfett für Ste. 













FE Schluchten des Balkan. 


Grosse Krummenstrasse ?4 


Achtung! 





inhalt: 


nur 120 Ma 


1 To 
Kein Risiko! 


Metallindustrie H: Seuthe in Elsetal Nr.43 h/Plettenbarg in Westfalen, 


Bedingung: Inserat einsenden, da nur die zuerst eingehenden ca, 1000 Bestellungen 
berücksichtigen kann 


1 Nebenverdienst 
















F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


Sprechstunden 9—!' ınd 








Endlich wieder erhältlich! 


in 5 Mbteilungen zu je 5 Bänden, feder Band rund 
600 Seiten, gefchnadvol 
Abtellung nur 130.— Mari. 

1. Abtlg.r 1. ®d. Durch Die Wiifte. 2 Durchs wilde 
Kurdiften. 3. Bon Bagdad bis Stambul. 4. Inden 
5. Durch Das Land. der 


Ei Gfiperaren. I. Abtig.: 6. Der Shut. 7.9. Winnetou 







Be 5 
« 





u VI. QAbtig.: 26.—29. 


a t—ill. 10. Orangen und Datteln. IN. Abtlg. 1. Am 
3 Stillen Ozean. 12. Am Rio de la Piata. 13. In den 


Kordilleren. 14.—15, OP Surehand I—U. IV. Abtlg.: 

a 16.—18. Im Lande des .Mahdi I—Ul. 19. Kapitän 
Katmann. 20. Satan und Snariet L _V. AUbtlg.: 

4 21.— 22: Satan und Yfchartot I—IN. 23. Auf 


fremden Pfaden. 24. Weihnacht. 25. Am Zenfeits. 
gm Reiche des filbernen Löwen 
I—IV. 31. Ardiften und Dfchinniftan ı. VII. Abtlg.: 
32, Ardifian ‚und Dfchinniftan Il. 33. Winnetou’g 
Erben. 34..,.3%”. 35. Unter Gelern. 36. . Der 
Schag ım Silberjee. VII, Abtlg : 37. Der Delprinz. 


38. Halbblut. 39. Das Vermächtnis des Inka 40. Der 


blaurote Methufalem. 41. Die Sklavenfarawane, 

Eriva vorhandene . Bände fünnen aus der. be- 
treffenden Abteilung ausgeichaftet und Durch andere 
erjegt werden. 


rteile: Sch bin ein alter Freund der May« 


a Bände, weil” diefelben, fittlich und religiös vol. 


loınmen einwandfrei, ein vielbegebrter Beitandteil 


Zar jeder QYugenöbibliothef find. Gelbft der Mann im 


Ernft de8 Lebeng greift in den Mußeftunden gerne 
vteder zur Lieblingsleftüre der Anaend und veritebt, 


2 Uhr 





und folide geb., Preis jeder PP EP OH$RS 
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= SHS2 Ya 
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verfannten Verfaffers auch pfychotogifch au würdigen | 9=8 „5 ! 
Anftalisgeiftiiher Myoshammer, Eolfing =ER ga i | 
Karı May’s Indienerromanfit mit ıpres bewun- | SERESE : 4 | 
bernswerten Kraft Raenuaz eur el ER 
A ; „Berl. TagedLl“ -S8S8o8 | 
Ste.gapten für jede Abteilung] n;e ggerte May's Haven den stoßen Vorzug, vah fh o&SEBEH - | | 
(5 Bände) Ifle auh_von Erwacferen gern gelejen sse255 ee. 
werben. In der Tat macht e8 fogar bem Gebildeten d z Ps 2 ’ 
f ff 1 39 ne ube: dem Reifedtchter Durch Die intereffant, an. EBABESnG | 
g Vagsr + | Ihautich und wahr gefchiiderten Gebiete der Prärien, | Rs ee 
———— nenne | DET Wüften und Steppen zu folgen, und gar mancher Er N eG wa | 
auf einmal bat fich noch im fpäten Alter an der Phantafiel 2 LEHREN 
x \ DD Shatterhande erfreut. „Berner TagebL“ = 5 dl 
Wieder muß ich an Rari May denken umd lächeln - 385_ 38 | 
nur za Mm Genau wie er hinter feinen Indianern und Skipetaren, EorIap8 2 
P} + lag ih bier und behorchte die Unterhaltung zweier. © = 6 1. Ei 
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Ganatlie im Weliteieg!  SHauptmann d. €. Dr. Cibader. | 258,02 3% 
' r ee Arne Naturbefhreibungen fm] SETS 2 9 
/ Meifterftüde der Schtlderungstunft.umd | SZ9-IZ5 1 
= Bun age a verdienen deshalb ale Beachtung. „Rosmos“ ee $s> ©; 
r i f » .. egt tjt er tot; jegt wird wohl allmählich # 338 2, 
rlescnsDee Int ein gerechtes. !rteil Über bie pbantafiereicye, fpan- F= $3>8: 2» 8 
papier nn Eur estate biefes Intereffanten „gaasE 8 & 
enihhen Plaß greifen. ı 752 N 
ar a ne Prof. Dr. Ludwig Gurlite und 100 andere. S% & 3 S & ® 
rag : .BU>E% 5 
Pestalozibuchhälg,, Linke & Co. Halle a.d.8.1 z=.2°8 & & 
2922229299490 ne « 1.7,Ee2 8 
* > Feruruf 4583. und 3365. h s rs 2 Gr E 
2 Diillionen Wände verfauft! | SEES: 


4 




















BOOTE SIT 20000 0000004000 00 









FE ner einen Weay-Hand itert, wird alle leien‘ ÜOEREEE 


Die weltbetannten und Äußerft beliebten 


Karl May’s Keileer 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


unter Herstellungspreis (da Fabrikräume anderweitig benötige). | 
Diese 4 Stück mit Deckel i 


durch Verk. einer prakt., unentbehrl. 
Neuh. f. Kontoreu. Behörden. Anfr. 
and Exp d Bl. unterE.L. 2654. 





: Eisbärfelle 


sind teurer, aber nicht schöner als 
meine Neidschnuckenfelle, 
Marke Eisbär. Grösse ca.’1 [7] m. 
Preis 180 M. Farbe wiss; silber- 
und dunkelgrau. Ji. Preisliste auch 
über Fusssäcke, Auto- u. Wagen- 
decken gr.u.fre. W. Heino, 
Lünzmühle 4, b. Schneverdingen. 


Lauubsägerel 


Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
malerei liefert allerbilligst 


J.L. Hahn, Maxdorf 32 (Pfalz). 


Katalog für 2,— Mark franko. 





un 3  Ainlzi: Schule 
Für Fiechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
| altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 


| vielbewährten Flechtenheil in8—14 Tagen. 8 
Zahlreiche Dankschreiben. / Eine Flasche genügt. - Preis 25 Mark. & 


Elektrotechnikers | 


4 Bände Barpreis M. 217.50 
b, Ratenzahlg. 10%, Zuschl, 
Geg. M. 30.— Monatsrate, 
a ebenso alle anderen Bücher 


des 


2% 






Buchhandlung, 















pf 5 Liter Mk. 30, 


= Hermann Meusser | 
L. BortinW ST) Bra 





Nr. 44 


Sofiorf bestellen! 


Zirka 5000 Aluminium-Kochtö 


pfe 


i 





1®/, Liter 


BD... „ER. 
rk franko Nachnahme (zolifrei) 


35 extra. 


6 Liter Mk. 
: »: , Jederzeit Umtausch! 


3000 Quadratmeter Fabrikräume e# 














"Wählen Sie nicht 


bevor Sie unsere neueste Kollektion in gediegenen 
Anzug-, Hosen-, Paletot- und Ulsterstoffen 
gesehen haben. — Zusendung franko. ‚gegen franko. , 
Heinrich Kreie & Co. 
Tuchtabrik und» Versand, Spremberg (Lausitz). 


in Alpacca-Bestecke 
garantiert weissblelbend : 
Nr.80%,. Rundstiel, gläattes Muster 
Besteck: Messer und Gabel M. 28,50 
Esslötfel. M» 12, -, Teelöffel M. 9,— 
fernerGemüse-, Saucen-‚Eis-u.Mokkalöffel, 
»| Vorleger, Obstbestecke, Tortenheber usw. 

J Portou. Verp.M.3, ..extra, Nachn. M.4,— 


Ü!lustrierter Spezial-Katalog kostenios 


Sims & Mayer, BerlinSW6B, At 
Dein Spielzeug selbst! 


Dr. Wilckens Modell- 
bogen (D.R.G. M.) 






















zur .Selbstanfertigung. von 
Spielzeug mit der Laubsäge, 
wie: . Häuser, agen, Tiere, 










Geräte, Möbel. - 
g Ersatz. ‘ Aüsführliches Anleitungsbuch gegen 
Nachnahme postfrel vom Verlag 











Billigster Spielzeu 
SuM: 







Gera-R., Promenadenstrasse’65. 






















Dr. E. Wilckens, Deutsche Lehrmittelanstalt,‘i' 





Es 


“ r « 
en a a 


BEREUR 


un. un nenn 


ehe 


u u 0 


BE 


Te 





- PEN reg nen ET ED TE | _ chen ei 


A ae‘ 


ar 


ee 70] 


“ 















Des 
ID 








ME 7 


u "en 9 ei 








E* 
. [Reichseisenbahntechniker 





Nr.45/ 3. Jahrg. 
INHALT: 


‚der deutschen Industrie. _—  Wirtschaftsfragen: -Der 


Deutsche 


_ Techniker-Ze 


Bundeszeitschrift der. technischen Angestellten und Beamten 


Erscheint Btägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 5,— M., 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeschäfts- 
stelle: Berlin-NW:52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52100 Berlin, Bund d: > 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerrz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Möoabit 127 — Tel. -Adr.:: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 










Ausgabe VII 


. 
\ 


er technischen 


11: Novbr. 1921 


Die Deutschen Werke in Gefahr! — :Die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit. — Das Taylorsystem und seine Anwendung in 
Wiederaufbau Nordirankreichs. — Das Existenzminimum im Oktober 1921. 


© — Beschäftigungsgrad und Valuta. — Die technischen Oberbeamten deutscher Städte für Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft. — Der 
Internationalismus des Kapitals. — Die amtlichen russischen Wechselkurse, — Soziale Bewegung: Ein “bayerischer Teuerungsprotest; — Ergebnis 
der Wahlen zur Ortskrankeukasse’ Gross-Berlin. — Gewerkschaften und Oberschlesien! — Eine. Gewerkschaftsschule in Berlin. — Der Verein be- 


ratender Ingenieure. —' "Angestelltenbewegung: Zusammenschluss "der 


englischen Angestelltenorganisationen. — Richtlinien für die‘ AfA-Arbeit im 


Bergbau. — Der Techniker im G.d. A. auf schmale 'Kost gesetzt. — Das Fiasko der Vereinigung der: leitenden Angestellten in Handel und 


Industrie :(Vela). — 


Beiriebsräte:, Zweifelsfragen auf dem Gebiete .des nelien Arbeitsrechtes. — Berufsfragen: Der Techniker im Ausland. — 
Aus dem Bunde: Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das dritte Vierteljahr 


1921. — Vorstandsbekanntmachungen. — Versammlungs- 


kaleuder. — Bücherschau. %# Bildung und Unterricht: Die Akademie der Arbeit in der Universität Frankfurt a. M. — Technische Schulfragen 


- im Verein Deutscher Ingenieure. — Zur Ingenieur-Titelfrage.. — 


Schulfragen. — Berufsfragen. — Bücherschau. 





Die Deutschen Werke in Gefahr! 


Aus. den chemaligen Heeres- und Marinebetrieben sind 
nach vielen. äusseren Bedrängüngen und ayıch: inneren Wehen 
nunmehr Stätten friedlicher Produktion auf gemeinwirtschaft- 
licher Grundlage geworden, in denen z. Z. etwa 37000 .Arbei- 
ter und Angestellte mit der Herstellung von Eisenbahnmaterial, 
landwirtschäftlichen 'Maschirien, Ackerwagen: und. -karren, Haus- 

- haltmaschinen, Motorrädern, Holzhäusern, Türen und Fenstern, 
Bureaumöbeln, Werkzeug, Jagd- und Spertwaiften, Aluminium- 
geschirr, Schreibmaschinen, Filmwolle, Kunstseide, Kunstleder, 
Schmirgel und Schmirgelleinen u. a. m. beschäftigt sind, und 
in denen be: voller ‘Produktion die doppelte Zahl ihren Unter- 
halt finden könnte. 

Die Un stellung der Werke auf die Friedensarbeit geschah 
mit Einwilligung der Botschafterkonferenz, unter ständiger 
Veberwachung durch die interalliierte Militärkontrollkom- 
mission. 

Die Militärkontrollkommission erklärte sich mit dem Pro- 
duktionsplan einverstanden, nachdem sie alle Einrichtungen, Ge- 


_ bäude und Maschinen zu vernichten befohlen hatte, die ihrer 


Ansicht nach vielleicht doch einmal noch militärischen Zwecken 
 dienstbar gemacht werden könnten. Dass dabei unendlich viel 
der Zerstörung verfiel, was ohne weiteres zu der harmlosesten 
_Friedensproduktion wohl verwendbar war, muss erwähnt 
werden. Wehe der Drehbank, sonst eine Drehbank wie jede 
andere, die das Unglück gehabt hatte, dass auf ihr während des 
Krieges Granaten gedreht worden waren, — das ihr auf- 
gemalte ominöse CX der interalliierten Kommission (muss zer- 
stört werden!) bedeutete ihr Ende. Man kam dem Diktat 
der Kommission gehorsam nach. Wie ungeheuer. grosse Werte 
vernichtet wurden, geht daraus hervor, dass z. B. im Werke 
Haselhorst bei Spandau von 14500 Maschinen 5500 zerstört, 
4190 demontiert und entferut und 760 beschlagnahmt wurden, 
‚unter diesen gerade die modernsten und leistungsfähigsten. 
Auf dem Werke Wolfgang bei Hanau mussten nahe an 
10 Millionen M. für. Löhne lediglich für Zerstörungsarbeiten auf- 
gewendet werden. Für alle Werke insgesamt hat man für 
diese Zwecke 37 Millionen‘ M. ausgeben müssen. Hier- 
zu kommt der Milliarden betragende Wert der dem Erd- 
boden gieichgemachten Bauwerke, der zerstörten Maschinen 
und Einrichtungen und der sonst noch vernichteten Materialien. 
Aber auch sonst verursachte die interalliierte Kommission 
dauernde Störungen des Ausbaues der, Deutschen Werke. War 
irgendeine Produktion ins Auge gefasst, die Möglichkeit ihrer 
Einführung: durch monatelange mühevolle Vorarbeiten erwiesen, 
die dazu nötigen Einrichtungen beschafft worden, dann kam 
die: Kommission und verbot ‘die Benutzung dieser - Maschine 
und jener Einrichtung, so dass man der rastlssen Leitung der 
Deutschen Werke und der: verständnisvollen, aufopferungs- 
vollen Arbeiter- und Angestelltenschaft nur Bewunderung zollen 
kann, dass sie trotz aller dieser kaum beschreiblichen Er- 
schwerungen einen sich: immer:mehr bessernden : Produktions- 
stand zu erreichen vermochte, ‘der für die Zukunft die ‘besten 
Erfolge für die Deutschen Werke erwarten liess. 
Dies alles machen die neuesten Verfügungen der inter- 
alliierten Militärkontrollkommission jäh zunichte. Sie haben zur 
Folge, dass das Erfurter Werk: gauz geschlossen werden muss; 


punkte betrieben werden. 


der grösste Teil des Haselhorster Werkes wird stillgelegt 
werden müssen. Im Spandauer Werk wird durch ein Verbot 
der Benutzung eines Generators und der Modernisierung des 
veralteten Walzwerkbetriebes die Möglichkeit einer produktiven 
Arbeit schroff unterbunden. Die Herstellung von Filmroh- 
stoffen (Kollodium und Nitrozellulose) im Werk Wolfgang wird 
untersagt und obendrein befohlen, alle Werksanlagen völlig 
zu zerstören ..... und dies alles, nachdem überall die bis 
ins einzelne gehende Erlaubnis zur Fabrikation vorlag und 
nachdem Millionen ausgegeben worden waren, um die Pro- 
duktionsmittel, Maschinen, Material usw., anzuschaffen. Die 
Kommission gab sogar amerikanische Schiessbaumwolle zur 
Filmherstellung im Werke Wolfgang frei, sie wurde gekauft, 
und nun soll sie vernichtet werden. 

Von den drakonischen Verfügungen werden unmittelbar 
10000 Arbeiter betroffen, die, wenn die Forderungen der 
Ententevertretungen erfüllt werden müssen, brotlos werden. 
Mittelbar aber wird der Gesamtbestand der Deutschen ‚Werke 
auf das heftigste erschüttert, wenn überhaupt die Möglichkeit 
der Fortführung der übrigen Produktion besteht. Denn, wenn 
man aus einem solchen Unternehmen wichtige Teile zerstört, 
entsteht ein Torso, der eine Rentabilität, auch im bescheiden- 
sten Masse, Iraglich erscheinen lässt. 

Warum nun? Reichsschatzminister Bauer sagte im Reıchs- 


wirtschaftsrat, entweder läge eine unglaubliche hysterische 
Angst vor künttiger Kriegsrüstung Deutschlands oder ein 


unbegrenzter Zerstörungswille vor. Es wurde ihm aus der 
Versammlung „Konkurrenzneid‘“ zugeruten. Es will scheinen, 
als wenn der Zwischenruter am meisten recht hat. Nicht 
alleın, dass die planmässige Produktionssteigerung der Deut- 
schen Werke und ihre Wettbewerbstähigkeit ın den ehemals 
teindlıchen Ländern den dortigen Unternehmern ein Dorn 
im Auge sein muss. Aus noch tieterer Quelle fliesst der 
Hass, der dıe Zerstörung tordert: Es gilt, ın den Deutschen 
Werken den aussiehtsreichen Versuch zur Schaftung von Pro- 
duktionsstätten zu unterbinden, die der Allgemeinheit gehören 
una hach den Grundsätzen wissenschaftlicher Betriebsiührung 
unter Ausschaltung bürokratischer und tiskalischer Gesichts- 
Aus General Nollet, dem Chef 
der Kontrollkommission, spricht das Veto der tranzösischen 
und belgischen Unternehmer, die ihren Absatz bedroht fühlen; 
spricht die Furcht des internationalen Kapitals, ın Deutschland 
könnte mit den von den Deutschen Werken getiundenen Pro- 
duktiönstormen. der praktische Beweis der Möglichkeit einer 
sozialeren, höheren, dem Gesamtinteresse der Volkswirtschait 
dienlicheren Wirtschaftsart erbracht werden. Der Profit steht 
in Frage, und darum: Gewalttätige Hemmung ‘und brutale 
Zerstörung, darum dıe Brotlosmachung Zehntausender arbeits- 
williger Menschen, die nun mit ihren Familien der öffent- 
lichen Fürsorge anheimtallen müssen. 

Uns Technikern geht dies alles besonders nahe. Ueber 
die innıge Anteilnahme hinaus, die jeder Volksgenosse, ja 
jeder Kulturmensch mit dem Schicksal der. Deutschen Werke 
haben muss, sind wir besonders stark betrotten, weil , wir 
aus eigenem wissen, dass mit der Zerstörung .kostbarer Ma- 
schinen und wertvoller Einrichtungen nicht- nur Geld und 
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Gut, sondern auch die Früchte unseres Denkens und Stu- 


dierens, unser,e Ideen und Erfindungen dem Fallhammer ; 
zur“ Zertrümmerung. ausgelietert ‚werden sollen, genau so, 


wie. .es..dem ‚Gäriner doppelt weh sein wird, wenn,er Van- 
dalen den von ihm gehegten Garten verwüsten lassen nıuss, , 


Wır haben deshalb nıcht nur: volles Verständnis für den” 


Widerstand der Arbeiter und Angestellten der Deutschen Werke 
gegen. dıe. unberechtigten Forderungen der Ententekommisston, 


sondern werden auch alle Massnahmen mit allen Kräften * 


unterstützen, dee zur Abwehr der den Deutschen Werken 
drohenden Getahr getroiten werden können» 


= Raurt Schindler. 


Die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit 

Es war der englische Grossindustrielle Robert Owen, der 
als erster-1817, also-vor über 100 Jahren, für den Achtstunden- 
tag eintrat, für jenen: Gedanken, der Jahrzehnte später zu einem 
Postulat: , der. internationalen Arbeiterbewegung wurde und 
wenig mehr als ein Jahrhundert später,‘ nämlich November 
1919, in den bekannten Abmachungen der ersten Hauptver- 


sammlung der internationalen Arbeitsorganisation in Washington : 


über die Festsetzung der Arbeitszeit auf acht Stunden täglich 
seine Krönung: fand. 

Bereits vor. Owen, in den Auseinandersetzungen der 
nationalökonomischen Schriftsteller des 18. Jahrhunderts über. 
das Verhältnis der Arbeitszeit zur Arbeitsleistung, hatte Adam 
Smith geschrieben: 

„Bei jeder Art von Beschäftigung, glaube ich, finden: wir, 
dass derjenige, welcher mässig genug arbeitet, um sein Werk 
ständig fortsetzen zu können, nicht nur seine Gesundheit am 
längsten bewahrt, sondern im" Laufe des Jahres auch: die 
grösste Menge Arbeit zustande bringt.“ 

Etwa. 100. Jahre. nach ihm und. fünfzig Jahre nach Owen 
hat -Ernst Abbe durch. eingehende praktische Versuche in 
den. Zeisswerken in Jena die Richtigkeit der Ansichten der 
ersten Wegbereiter »der achtstündigen Arbeitszeit dargelegt. 

Auch die medizinische Wissenschaft ist seit Jahrzehnten 
für den 'Achtstundentag eingetreten. : Der .internationale. Kon- 
gress für Hygiene und Demographie im Jahre 1894 in Budapest 
nahm einstimmig folgende Entschliessung. an: 

‘ ‚Die 19. Sektion des VIil. internationalen: Kongresses für 
Hygiene und Demographie spricht sich, im Hinblick auf die all- 
gemeinen zutage getretenen segensreichen Folgen der all- 
mählichen Verkürzung der Arbeitszeit und (die hygienische 
Schädlichkeit der Nachtarbeit, im Prinzip für den Achtstunden- 
tag und die Abschaffung der Nachtarbeit aus und fordert die 
TEE, Faktoren aller Länder, alle Staaten moderner 

ivilisation aut, (die schrittweise Einführung des Achtstunden- 
tages für die gewerblichen Arbeiter anzubahnen und die Nacht- 
arbeit in allen Betrieben zu verbieten, mit Ausnahme der- 
jempen, für welche sie aus allgemeinen voikswirtschaftlichen 
ücksichten unentbehrlich ist.“ 

Der Kampt um den Achtstundentag ist international durch 
das bereits erwähnte Washingtoner Abkommen nunmehr zu 
einem gewissen Abschluss gebracht, und es gilt jetzt, die ge- 
setzliche Verankerühg der achtstündigen Arbeitszeit auch in 
Deutschland, das der Internationalen Arbeitsorganisation beim 
Völkerbünd, angehört, herbeizuführen. 

Vor, dem November 1918 bestand in Deutschland keine all- 
gemeine gesetzliche Regelung der Arbeitszeit. Die Gewerbe- 
ordnung sah in den $$ 134i—139a, 154 und 154a, 120e 
und. 120f und in den dazu ergangenen Verordnungen nur 
eine Regelung der Arbeitszeit für Kinder unter 14 Jahren, 
für Jugendliche von 14—16 Jahren, für Arbeiterinnen sowie 
für erwachsene männliche Arbeiter, in einzelnen mit besonders 

esundheitsschädlichen Gefahren verbundenen Gewerbebetrie- 
en vor. ‚In einer Reihe von Gewerben war es den Arbeit- 
nehmerorganisationen schon vor dem Kriege auf dem Wege 
von. Tarifabschlüssen gelungen, eine Normierung der Arbeits- 
zeit teilweise bis auf acht Stunden zu erreichen. 

:Die.Novemberereignisse 1918 :brachten endlich auch eine 
allgemeine Regelung der ‚Arbeitszeit. Durch. die Verordnungen 
des Demobilmachungsministeriums vom 23. Dezember 1918 
für die gewerblichen Arbeiter mit der Ergänzung vom 17. De- 
zember 1918 und durch die: Verordnung. vom. 18. März. 1919 
für die Angestellten wurde der Achtstundentag allgemein ein- 
geführt. Der Rechtslage nach können diese Verordnungen als 
nur für die Zeit der Demobilmachung erlassen angesehen 
werden; sie würden. unter Voraussetzung der Berechtigung 
dieser Auffassung nach der Verordnung vom 18. Februar 1921 
über die Beendigung. der wirtschaftlichen Demobilmachung 
ihre Gültigkeit am 31. März 1922 verlieren. 


‚ Die Unternehmer hatten in dem bekannten Abkommen 
zwischen den Spitzenverbänden der Arbeitgeberverbände und 
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geberlager krampfhaft nachzuweisen, dass man‘damäls dem 


Ächtstundentag nur als Uebergangsmassnahme zurFriedens-: 
wirtschaft zugestimmt habe. Man erklärt sogar die damalige” 


Einführung des Achtstundentages als politische Zwangsmass- 
nahme, die gegen die- bessere Einsicht der: Wirtschaitssach- 


verständigen erlolgt sei. Im „Tag“ vom 16. September 1921 
wird der Achtstundentag kurz und bündig als" Hauptürsache, 


für die jetzige fast verzweifelte Wirtschaftslage, verantwortlich 


emacht. Wir.kennen die Weise, wir kennen’ den Text!‘ Dieser 


ampt der Unternehmer gegen den“ Achtstundeitag wirdmit 


erhöhtem Nachdruck geführt, seitdem die Ablösung’ ‘der "De# 
mobilmachungsverordnungen über die Arbeitszeit durch ein. 


Reichsgesetz in Aussicht‘ steht,‘ Mit welchen politischen Mitteln 
das Kapital im Kampfe gegen den Achistundentäg arbeitet, 
ing noch Ende September d. J, aus einer Notiz’ des "„Ber- 


iner Tageblatts‘‘ hervor, wo..eg hiess: 


„Man rechnet damit, dass im Zusammenhange mit dem; 


Steuerprogranım auch, die Frage der Achtstundenarbeit be- 
raten werden wird, die zurzeit dem Reichsrat vorliegt. Die. 
-Industrie scheint Wert darauf zu legen, dass, wenn. sie 
grössere Konzessionen.in. der Reparations- 
und Steuerfrage machen.solle, nun auch die 
andere Seite, die Arbeiterschaft, sich mit 
einer Abschwächung des starren Achtstun- 
denprinzips einverstanden erklärt“ . 
Vom Reichsarbeitsministerium ist- inzwischen, ein Entwürf 
eines Gesetzes über. die. Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter. in 
Nr. 22 lfd. Jgs. des: „Reichsarbeitsblattes‘ veröffentlicht. worden. 
Der Entwurf umfasst:27 Paragraphen und gliedert sich in 
vier Hauptabschnitte. r Sr EI HET A 
Abschnitt I regelt in vier Paragraphen den: Geltungsbereich, 
Danach fallen unter die Vorschriften 'des- Gesetzes: die ir-.Ge- 
werbebetrieben einschliesslich des Handels und Bergbaües: be- 
schäftigten gewerblichen Arbeiter sowie die’ Werkmeister und 
Techniker. Auf die übrigen  Angestelltengruppen; wie sie'in 
8 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes aufgeführt sind, so+ 
wie auf Bureauangesteilte mit niederen oder lediglich mechani- 
schen Dienstleistungen‘ soll der Entwurf ' keine.» Anwendung 
finden! RT * a 
Ausgenommen ist ferner noch eine ‘Reihe: weiterer. Per- 
sonengruppen, wie Krankenpflegepersonal,  Hausgehilfen usw. 
und auch die von den Verwaltungen der Eisenbahnen, ‚der 
Kleinbahnen, der Strassenbahnen, der Wasserstrassen oder ande- 
rer dem allgemeinen Verkehr dienenden Verkehrsmittel sowie 
von der Post- und Telegraphenverwaltung beschäftigten Per- 
sonen, ebenso das in der Schiffahrt beschäftigte Personal. 
Abschnitt II enthält in den $8$ 5-8 die Bestimmungen über 
die Arbeitszeit im allgemeinen. Die werktägliche Arbeitszeit 
soll ausschliesslich der Pausen die Dauer von acht Stunden 
täglich nicht überschreiten. Ein 'an einzelnen Tagen entstehen- 
der Ausfall von Arbeitsstunden kann durch verlängerte Arbeits- 


zeit an den übrigen Tagen ausgeglichen werden, jedoch darf ° 


die Verlängerung täglich nicht mehr als eine Stunde und die 
Wochenarbeit an den: sechs Werktagen insgesamt nicht mehr 
als 48 Stunden betragen. In Betrieben mit auch an Sonn-: und 
Festtagen ununterbrochenem Betrieb darf die Arbeitszeit im 
Durchschnitt dreier Wochen 56 Stunden wöchentlich betragen. 

Im Abschnitt II S$ 9—17 sind die besonderen Schutzbe- 
stimmungen für Kinder, jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen 
vorgesehen. 

Abschnitt IV regelt in den SS 18 bis 20 die Ausnahmen 
von der in $ 5 und 6 enthaltenen allgemein auf acht Stun- 


den täglich bzw. 48 oder auch 56 Stunden wöchentlich nofr- 


mierten Arbeitszeit. 

Nach & 18 gelten diese Vorschriften nicht für Arbeiten, 
die in Notfällen insbesondere zur Verhütung erheblicher Stö- 
rungen und bei nicht vorherzusehenden Unterbrechungen ‘des 
regelmässigen Betriebes durch Naturereignisse oder Unglücks- 
fälle unverzüglich vorgenommen werden müssen. -Der Arbeit- 
geber ‚soll aber ein Verzeichnis führen, worin jeder Tag einzu- 
tragen ist, an dem auf Grund vorstehender Bestimmung Ueber- 
‚arbeit oder Nachtarbeit stattgefunden hat, wobei die an den 
Arbeiten beteiligten Arbeiter, Werkmeister und "Techniker 
namentlich unter Angabe der Art und Dauer der Beschäftigung 
aufzuführen :sind. S ER EN NE 

Weitere Ausnahmen sind auf dem. Verordnungswege Zuzu- 
lassen für Saison- und Kampagnebetriebe, ferner in Fällen 
ungewähnlicher Arbeitshäufung usw.. Diese Ueberarbeit kann 


bis. zu 60 Tagen im Jahr von den Gewerbeanfisichtsbeamten, 


darüber hinaus von der höheren Verwaltungsbehörde zugelassen 
werden... Vor der Entscheidung, ist im ersteren‘ Fall’die Aeusse- 
rung der Betriebsvertretung, im zweiten Fall 'die des’ zuständi- 
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Nr. 45, CI | 
der ‚Gewerkschaften vom 15. November 1918 dem. Punkt 9 | 
zugestimmt, wo es’ heisst: .„Das Höchsimass 'der‘'tä lichen‘ 


regelmässigen Arbeitszeit wird für alle Betriebe duf 8 Stunden‘ 
festgesetzt.“ Inzwischen bemüht man sich aber im Arbeit-- 
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en Bezirkswirtschaftsrates bzw. bis zu dessen Einrichtung, die 

er beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände ein- 
zitholen. 

. Weitere Ausnahmen zuzulassen sind dem Reichsarbeits- 
minister nach $ 21 Ermächtigungen erteilt. Besonderes Inter- 
esse erfordert dabei die Bestimmung. nach $ 21, Ziffer 2, wo 
es heisst: 

„Der Reichsarbeitsminister ist ermächtigt, für gewisse Gewerbe- 
zweige oder Gruppen von Arbeitern, bei denen regelmässig und in 
erheblichem Umfang bloss Arbeitsbereitschaft vorliegt, eine vom & 3 
Abs. 1 und 2 und & 11 abweichende Regelung zu treffen.“ 

Im Abschnitt V, $ 22, wird die Aufsicht über die Aus- 
führung des Gesetzes den Vorschriften des $ 139b der Ge- 
werbeordnung sowie den entsprechenden Vorschriften des Berg- 
gesetzes wnterstellt. 

Abschnitt VI bringt die Strafbestimmungen bei Verstössen 
gegen das Gesetz und Abschnitt VII Ausführungs- und Schluss- 

estimmungen. 

Es wird unter Berücksichtigung der ökonomischen Kräfte- 
verteilung und politischen Verhältnisse nicht wundernehmen, 
dass die Bestrebungen der Arbeitgeber nach einer Durchlöche- 
rung des Achtstundentages in dem Entwurf unverhüllt zum 
Ausdruck kommen. 

Wenn der Entwurf nach $ 1 in seinen Geltungsbereich 
lediglich die in Gewerbebetrieben einschliesslich des Handels 
und des Bergbaues beschäftigten gewerblichen Arbei- 
ter, Werkmeister und Techniker einbezogen wissen 
will, so wird er damit auf den härtesten Widerstand unter den 
Angestellten stossen. Es ist bezeichnend, dass das Reichs- 
arbeitsministerium seine eigene, früher zum Ausdruck gebrachte 
Auffassung, dass eine gemeinsame gesetzliche Regelung für 
Arbeiter und Angestellte ohne Schwierigkeiten möglich sei, und 
dass durch eine solche gemeinsame gesetzliche Regelung die 
Gesetzgebung vereinfacht würde, jetzt in dem Entwurf ge- 
ändert hat. Die im nichtamtlichen Teil des „Reichsarbeitsblattes‘‘ 
Nr. 22 vom 31. August 1921 für die Nichteinbeziehung der kauf- 
männischen und der Bureauangestellten in dem Gesetzent- 
wurf gegebene Begründung ist. keineswegs überzeugend. 
Welche Tendenzen dabei im Arbeitsministerium letzten Endes 
den Ausschlag gegeben haben,. zeigt folgender Satz: 

‚Die Trennung der Arbeiter und Angestellten hat auch 
in der früheren esetzgebung verschiedene Vorgänge, wie 
z. B. aus dem Bestehen besonderer Vorschriften für An- 
gestellte im Handelsgesetzbuch, der besonderen Bestimmun- 
gen über Kaufmannsgerichte und die Angestelltenversicherung 

ervorgeht.‘ 

Gegen diese künstliche Zerreissung der Angestellten bei 
der gesetzlichen Gestaltung ihres sozialen‘ Rechts muss schärfste 
Verwahrung eingelegt werden. Seit Jahren. wird der Kampf 
von der heute grössten Gruppe der Angestellten, den im AfA- 
Bund vereinigten frei ewerkschaftlichen Angestelltenverbänden, 
für ein einheitliches Ängestelltenrecht geführt. Es soll endlich 
einmal mit der Zersplitterung des Angestelltenrechts in 
Dutzende von Gesetzen und Verordnungen aufgeräumt werden. 
Es ist ein unmögliches Beginnen, jetzt bei der Schaffung des 
grossen Oesetzbuches des Arbeitsrechts sich auf frühere Vor- 
gänge zu berufen, die auf politischen Beweggründen beruhten 
und die sich im Laufe der Entwicklung, wie vorausgesagt, auch 
sachlich als verfehlt erwiesen haben. Zwar vertröstet man den 
in dem vorliegenden Entwurf nicht berücksichtigten Teil der 
Angestellten mit der Aussicht, dass sobald als möglich ein 
Entwurt auch zur Regelung ihrer Arbeitszeit vorgelegt werden 
solle. Wenn eine Vereinigung beider Gesetze gewünscht werde, 


"heisst es in der Begründung, könne sie immerhin noch statt- 


finden; im künftigen Arbeitsgesetzbuch müsse sie ohnehin 
erfolgen. In dem oben erwähnten Aufsatz im nichtamtlichen 
Teil des „Reichsarbeitsblattes‘‘ aber heisst es wiederum: „Es 
lässt sich ferner zurzeit noch nicht übersehen, ob das geplante 
Arbeitsgesetzbuch, das eine ee aller in Be- 
tracht Me eiden Gesetze bringen soll, Arbeiter und An- 
estellte getrennt behandeln wird oder nicht.“ Nicht mit 
nrecht kommt das „Korrespondenzblatt des A.D.G.B.“ 
Nr. 37 1. J. zu dem Schluss, dass eine solche Art der Ge- 
setzesmacherei im höchsten Grad befremdlich wirken muss. 
Wenn der Entwurf von Technikern, Werkmeistern und 
Betriebsbeamten spricht, so ist noch darauf hinzuweisen, dass 
damit eine eindeutige Begriffsbestimmung nicht festgesetzt ist 
und zu vielen Streitfällen Anlass geben kann. Hierauf macht 
auch eine Besprechung des Entwurfs in der von Dr. Potthoff 
herausgegebenen Zeitschrift „Arbeitsrecht“ Jahrgang 8 Heft 8 
aufmerksam. Das Wort Werkmeister wird von Gewerbeord- 
nung und Versicherungsgesetzen in verschiedenem Sinne ge 
braucht. Nach $ 133a der Gewerbeordnung gehören zum Be- 
griff des Werkmeisters „feste Bezüge“, während Reichsver- 
sicherungsordnung und Angestelltenversicherung von dieser 
Vorausetzung absehen. Der Verordnung vom 13. November 
1018 unterstanden alle Werkmeister, obwohl sie darin nicht 
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genännt sind. Wenn auch im $ 4 Ziffer 1 des Entwurfs auf 
&, 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes Bezug genommen 
wird, so ist damit nicht unzweideutig gesagt, dass die Be- 
zeichnung Werkmeister im Sinne des Mipehtsilignvördicherdugs- 
gesetzes von dem Entwurf gebraucht wird. 

Die Bezeichnung „Techniker“ findet sich weder in der 
Gewerbeordnung noch im 8 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes. Auch die Reichsversicherungsordnung führt diese 
Bezeichnung in den in Frage kommenden grundlegenden Be- 
stimmungen, $ 165 und $ 1226, nicht mehr. Nur noch im 
$ 545 kommt der Ausdruck gelegentlich vor. 

Ebenso steht es mit der Bezeichnung „Betriebsbeamte‘‘*), 

Betriebsbeamte gehören aber auch zu den Personen des & 1 
der Angestelltenversicherung, die durch $ 4 Ziffer 1 des 
Entwurfs ausgeschlossen sind. Danach würden sie der ganz 
anderen BESTEN für Angestellte nach der Verord- 
nung vom 18. März 1919 unterliegen. Auch hier bestehen 
zweitellos Unklarheiten, die eines Kommentars bedürften. 
: . Der Entwurf verstösst ferner gegen die Bestimmungen 
des Washingtoner Abkommens, wenn er die Regelung der 
Arbeitszeit in den Verwaltungen der Eisenbahnen, der Klein- 
bahnen, der Strassenbahnen, der Wasserstrassen sowie der 
Post- und Telegraphenverwaltung einem besonderes Gesetz 
überlassen will. In diese Sonderregelung sollen auch die in den 
Werkstätten des Verkehrsgewerbes beschäftigten Personen ein- 
bezogen werden! 

Die im Abschnitt I des Entwurfs in den 88 5—8 enthalte- 
nen grundlegenden Bestimmungen über die Arbeitszeit im all- 
gemeinen können nur BEEUFL werden im Zusammenhang 
mit den in den 88 18—2i niedergelegten Ausnahmebestimmun- 
gen. Aber auch schon im $ 6 erfolgt eine Durchlöcherung des 
Achtstundentages, indem es dort heisst: 

„In Betrieben, in denen Arbeiten vorkommen, die ihrer Natur-nach 
auch an den Sonn- und Festtagen nicht unterbrochen werden können, 
und dadurch regelmässig wechselnde Tag- und Nachtschichten er- 
fordern, darf die Arbeitszeit der mit solchen Arbeiten beschäftigten 
Arbeiter, Werkmeister und Techniker in der Weise geregelt werden, 
dass sie im Durchschnitt dreier Wochen sechsundfünfzig Stunden 
wöchentlich. nicht übersteigt.“ 

Die für den regelmässigen wöchentlichen Schichtwechsel 
erforderliche Wechselschicht darf 16 Stunden nicht überschreiten. 

Der Entwurf stellt sich, unbekümmert um die Erfahrungen 
über das Verhältnis zwischen: Arbeitszeit und Arbeitsleistung, 
aut den einfachen und bequemen Standpunkt, dass in den 
bezeichneten Betrieben eben ein Achtstundentag länger in der 
Woche gearbeitet werden müsse. Wir sind vielmehr der An- 
sicht, dass gerade. in diesen Betrieben, wo Nachtschichten in 
Frage kommen, unbedingt versucht werden müsste, den sieben- 
ten Arbeitstag durch Einlegung weiterer Schichten bei gleich- 
zeitiger Verkürzung der Schichtdauer zu ersetzen. Man sollte 
also in den fraglichen Betrieben durch entsprechende Organi- 
sation die Arbeitszeit unter acht Stunden Be Der- 
artige Versuche, auch in ununterbrochen arbeitenden Betrieben 
die 56stündige wenigstens durch die 48stündige Arbeitszeit 
zu ersetzen, sind bereits gemacht worden. Dieser Weg muss 
weiterverfolgt werden. 

Die in den 8$ 18—21 enthaltenen Vorschriften über zu- 
lässige Ausnahmen schaffen so zahlreiche Möglichkeiten für die 
Umgehung des Achtstundentages, dass das im $ 5 aufgestellte 
Prinzip einer allgemeinen achtstündigen Arbeit nik 
durchlöchert wird. Neben den für Arbeiten in Notfällen un 
zur Bewachung, Reinigung und Instandhaltung der Betriebs- 
anlagen zulässigen Ueberschreitungen der normalen gesetzlichen 
Arbeitszeit sind noch Abweichungen gewährt in Gestalt von 
Ueberstunden bei aussergewöhnlicher Häufung der Arbeit, unter 
aussergewöhnlichen Verhältnissen, z. B. zur Ersparung von 
Brennstoffen, ferner bei Saisonbetrieben. Diese Ueberstunden 
sollen im Höchstfall von 60 Tagen im Jahre geleistet werden 
können, und es muss die Genehmigung der zuständigen Oe- 
werbe- oder Bergaufsichtsbeamten dazu eingeholt werden. Mit 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde kann aber auch 
noch die Zahl von 60 Tagen überschritten werden. Vor der 
Bewilligung von Ueberstunden für einzelne Betriebe sind die 
Betriebsvertretung der Arbeitnehmer, für ganze a 
aber der Bezirkswirtschaftsrat bzw. bis zu dessen Bildung die 


*) Die Verordnung vom 13.November 1918 erfasste sie als „gewerbliche 
Arbeiter“ und dementsprechend hätten sie unter die Regelung nach dem 
vorliegenden Entwurt zu fallen. 
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Vertretungen der beteiligten Arbeitgeberverbände und die Ge- 
werkschaiten zu hören. Die Absicht des. Entwurfs, die Lei- 
stung von Ueberstunden von der Genehmigung durch die Be- 
hörde abhängig zu machen, ist von einer ausserordentlichen 
grundsätzlichen Bedeutung. Sie bedeutet letzten Endes einen 
entscheidenden Eingriff in die Festsetzung der Arbeitsbedin- 
gungen. Damit gewinnt sie für. die Arbeitnehmer auch ein 
gewisses politisches Interesse, denn es kann denselben nicht 
leichgültig sein, welche Tendenzen die Personen beherrschen, 
in die Durchführung eines Gesetzes obliegt, das so unmittel- 
bar in die Lebensinteressen der Arbeitnehmer eingreift. Wir 
möchten uns zunächst auf diese kurzen Andeutungen in der 
wichtigen, durch den $& ‘20 des Entwurfs aufgeworfenen, 
Frage beschränken. 

Eine der anfechtbarsten Bestimmungen ist in $ 21 Ziffer 2 
enthalten, wo der Versuch gemacht wird, die Arbeitszeit durch 
Einführung. des Begriffes „Arbeitsbereitschaft‘ künstlich zu ver- 
längern. an stellt sich auf den Standpunkt, dass die so- 
genannte Arbeitsbereitschaft anders zu behandeln ist als die 
„Arbeitszeit im eigentlichen Sinne‘. Es kann nicht angehen 
dass aus der Arbeitszeit eine „Anwesenheitszeit‘ gemacht 
werden soll, indem man von der Arbeitstätigkeit die Arbeits- 
bereitschaft abtrennt. 

Hier treten die Einflüsse der Unternehmer auf den Ent- 
wurf klar zutage, denn die Bestimmung kann nur die Folge 
haben, den Unternehmern eine längere und dabei unbezahlte 
Arbeitszeit in Form der „Anwesenheitszeit‘“ zu sichern. Es 
muss daher eine klare eindeutige Feststellung des Begriffs 
Arbeitszeit in dem Gesetz gefordert werden. Unter Arbeits- 
zeit kann nur die Zeit verstanden werden, für die sich der 
Arbeitnehmer aut Grund des Arbeitsvertrages dem Arbeitgeber 
zu Arbeits- und Dienstleistungen verpflichtet hat. Es ist nicht 
Sache des Arbeitnehmers, ob der Arbeitgeber innerhalb dieses 
Zeitraums ununterbrochen volle Beschäftigung für ihn hat. 
Das Entscheidende ist, dass er als Arbeitnehmer für die ver- 
traglich vereinbarte Zeit an den Betrieb gebunden ist. Eine 
Bestimmung, wie die des $ 21 Ziffer 2, die auf verschieden- 
artigste, den Arbeitnehmern ungünstigste Weise auszulegen ist, 
kann nur den lebhaftesten Protest der Arbeitnehmer erwecken. 


Auch die Bestimmung nach $ 21 Ziffer 4, wonach der 

Reichskanzler ermächtigt ist, 
‚auch andere erleichternde Ausnahmen von den Vorschriften der SS 5 
bis 12 und 14 für die nächsten drei Jahre zuzulassen, wenn diese Aus- 
nahmen aus Gründen des Gemeinwohls dringend erforderlich, sind,“ 
ist ausserordentlich bedenklich. Wer in Betracht zieht, was 
alles heute unter den Begriff des „Gemeinwohls‘ einbezogen 
wird, muss erkennen, dass auch hier Fussangeln für die Arbeit- 
nehmer verborgen liegen, die eine solche Bestimmung zum 
mindesten in der allgemeinen Fassung als nicht annelhımbar 
erscheinen lassen. 

Im a N den zahlreichen Ausnahmen, -die 
der Entwurf für die rchbrechung des Achtstundentages zu- 
lässt, darf nicht übersehen werden, dass eine Regelung der 
Sonntagsruhe fehlt, und auch erst wieder einem Sonder- 

esetz überlassen werden soll. Die technischen Angestellten, ins- 
esondere die Betriebsbeamten haben hieran aber ein beson- 
deres Interesse. Sie, denen in 20° Dienstjahren kein freier 
Sonntag geworden war, wissen sich sehr wohl noch der trüben 
Auswirkungen des $ 105a in Verbindung mit $ 105c Absatz 3 
der Gewerbeordnung zu erinnern. ‚Jahrelang haben sie ge- 
kämpft um den 36 stündigen ununterbrochenen Ruhetag in der 
Woche, jenen Tag, von dem der amerikanische Philantrop 
Carnegie einmal gesagt hat: „Der wöchentliche Ruhetag ist 
einer der wichtigsten Faktoren, die Menschen auf eine höhere 
Stufe der Kultur zu bringen.“ N 

Für die technischen Angestellten kann nach solchen Er- 
fahrungen nur eine Regelung der Arbeitszeit in Frage kommen, 
die gleichzeitig auch die Sonntagsruhe bzw. den wöchentlichen 
Ruhetag mit einbezieht. 

Alles in allem ergeben die zahlreichen in dem Entwurf 
zugelassenen Ausnahmen von der achtstündigen Arbeitszeit 
das Bild einer völligen Auflösung des Achtstundentages. Der 
Entwurf würde in seiner heutigen Gestalt den Unternehmern 
ein willkommenes Instrument bieten, das Prinzip der acht- 
stündigen Arbeitszeit so*zu unterhöhlen, dass in der Tat der 
Achtstundentag praktisch nur noch als Ausnahme zu verzeich- 
nen wäre. Seine wesentliche Verankerung aber kann der 
Achtstundentag nur in einer einheitlichen Regelung der Arbeits- 
zeit für alle Arbeitnehmer finden. Ein Gesetzentwurf, der dieser 
Voraussetzung nicht entspricht, indem er nicht weniger wie 
11 Sondergesetze über die gleiche Materie in Aussicht stellt, 
wird insbesondere bei den technischen Angestellten auf schärf- 
sten Widerspruch stossen. Gerade die technischen Angestellten 
wissen ein Lied davon zu singen, welche Nachteile ihnen aus 
der sozialrechtlichen Trennung von der übrigen Angestellten- 
schaft erwachsen sind. Man wird vergeblich von ihnen er- 
warten, dass sie bei der gesetzlichen Regelung der Arbeits- 
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zeit einer Verewigung des-bisher von ihnen mit guten Gründen 
bekämpften Zustandes der Zersplitterung des ee 
zustimmen sollen. L. Hofmann: 


Das Taylorsystem und seine Anwendung 


in der deutschen Industrie 


Die wissenschaftliche Betriebsführung, d. h. die Führung 
eines Betriebes auf Grund der Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen der Arbeitsvorgänge : im einzelnen und 


in ihrer praktischen Zusammenfassung, war schon vor 
dem Kriege auch in der deutschen Industrie hier und da 
in ihren Anfängen bemerkbar, Als nach den Stürmen der 


Revolution die Abneigung gegen die Akkordarbeit.nach und 
nach schwand, ging man auch in der deutschen Industrie, 
besonders bei 
wieder zu dieser Methode über. Interesse bieten die Berichte 
der preussischen Gewerbeinspektoren zu dieser Frege. Von 
den 32 Regierungsbezirken Preussens können 12 Gewerbe- 
aufsichtsbeamten über Erfahrungen mit dem Taylorsystem be- 
richten. Die Erfahrungen der einzelnen Aufsichtsbeamten lauten 
sehr verschieden. Vielfach ist man dem neuen System von seiten 
der Arbeiter und Angestellten zuerst mit dem grössten Miss- 
trauen begegnet, das aber nach und nach schwand, so dass 
secht gute Erfolge erzielt wurden, auf anderen Stellen war 
der Widerstand der Arbeitnehmer so gross, dass man überhaupt 
über die ersten Versuche nicht hinauskam. 


Von Potsdam wird berichtet, dass die Grundsätze der 
scharfen Arbeitsteilung in einzelnen auf. Massenartikel ein- 
gestellten Betrieben, z. B. der optischen Industrie, der Fahr- 
rad- und Spielwarenindustrie, der Konfektion und namentlich 
bei einer Automobilfabrik zur Anwendung kommen. im Be- 
zirk Frankfurt a. O. hat man namentlich bemerkenswerte’ Fort- 
schritte in einer Eisengiesserei und Maschinenfabrik gemacht. 
Hier werden alle Betriebsvorgänge mit Hilfe von Kartotheken, 
statistischen Tafeln und graphischen Darstellungen bis ins 
kleinste verfolgt, so dass die gesamte Betriebslage jederzeit klar 
ersehen werden kann, insbesondere auch deutlich zu erkennen 
ist, welche Betriebsabteilungen vorteilhaft arbeiten und welche 
nicht. Ziemlich weitgehend war auch das Taylorsystem im 
einer Möbelfabrik ausgebaut. Der Uebergang von der früheren 
Arbeitsweise vollzog sich in Einführung von Teilarbeiten, 
Auswahl der Arbeiter und Verteilung der Arbeiten, Normali- 
sieren von Werkzeugen und Maschinen usw. Bei der Ein- 
führung von Teilarbeiten wurde grundsätzlich darauf Bedacht 
genommen, dass an Facharbeiter nur Arbeiten vergeben 
wurden, die ohne .‚fachmännische Ausbildung von anderen 
Arbeitern nicht ohne weiteres ausgeführt werden können. 
Dagegen wurden Arbeiten, die keine besonderen Vorkenntnisse 
bedürfen, Hilfsarbeitern übergeben, die weniger Lohn be- 
kommen. Für Neuweinstellung von Arbeitern wurde der Grund- 
satz befolgt, dass die Betreffenden nur in der Packerei oder 
in der Versandabteilung. eingestellt werden. Jedem Arbeiter 
wurde die Arbeit zugewiesen, zu der er Veranlagung besitzt 
und sich hingezogen fühlt. Durch Schaffen von Normalwerk- 
zeugen, sowie durch Einführung von Normalien für Dübel, 
Dübellöcher, Leisten- und Plattenmasse, Holzstärken usw. wurde 
die Fabrikation ganz wesentlich erleichtert und Ne Be- 
sondere Aufmerksamkeit wurde der Ausnutzung der Maschi- 
nen gewidmet. Alle Maschinen sind so eingerichtet, dass die 
zu bearbeitenden Teile von einer Maschine an die andere 
gehen, ohne erst durch besondere Arbeiter hin- und her- 
Baer zu werden. “Dann darf die Maschine keinen Augen- 
lick stillstehen. Das wird zunächst dadurch erreicht, dass der 
Arbeiter seine Arbeit aus der neben ihm stehenden Maschine 
nimmt, und ferner dadurch, dass stumpf BEWOrBENE Werkzeuge 
durch besondere Arbeiter fortgeholt und auf besonderen Ma- 
schinen wieder geschärft werden, die Maschine aber mit den 
Reservewerkzeugen weiterarbeiter. 


Von Berlin meldet man, dass die Grossindustrie in einzel- 
nen Zweigen schon seit Jahren und schon vor dem Kriege 
mit mehr oder weniger Erfolg bemüht gewesen sei, das Tay- 
lorsystem in Anwendung zu. bringen. Nach dem Jahre 1919 
habe der Zwang, die Erzeugungskosten wegen des ‚erschwerten 
Absatzes möglichst herabzusetzen, anderseits der Wunsch, die 
billige Arbeitskraft des ungelernten Arbeiters mehr als bisher 
auszunutzen, Anlass zur Prüfung dieser Methoden gegeben. 
— Eine Akkumulatorenfabrik hat die einzelnen Betätigungen 
am Werkstück so durchgearbeitet, dass stets derselbe Arbeiter 
dieselben Arbeiten in einer gemessenen Zeitdauer ausführen 
muss, die durch die Geschwindigkeit einer wandernden Tisch. 
bahn bestimmt wird. Diese Bahn ist 30 m lang und 1 m 
breit, an ihr arbeiten 27. Arbeiter; die benötigten kleineren 
Gegenstände werden in einer viertelstündigen Pause, die nach 
jedem eineinhalb Stunden dauernden Arbeiisgange eingeschaltet 
wird, von den Tischarbeitern herbeigeschaffit. r Arbeiter in 


erken mit Fabrikation von Massenartikeln, ' 
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im Tarir. festgelegten Regelungen. Er erhält. .einen, den Tarif- 
satz überschreitenden Tagesverdienst, wenn er eine vom Bureau 
festgestellte Anzahl von Werkstücken abliefert; der Berechnun 
"ist die Stunde mit 50 Minuten zugrunde gelegt. Erreich 
der Arbeiter sein Pensum nicht, so bekommt 
er entweder eine andere Stelle, oder er wird 
‘entlassen. 

; Ebenfalls wird vom Regierungsbezirk Liegnitz über die 
»Einführung des Taylorsystems: in. Maschinenfabriken, in der 
;Mlasindustrie, Textilindustrie, Tischlereien und Porzellanfabri- 
„ken berichtet. Ansätze der Einführung des Taylorsystems zei- 
‚gen. sich in den Regierungsbezirken Merseburg, Schleswig, 
Itlannover, Münster, ‚Arnsberg, Düsseldorf; Köln und Trier, 
‚Wie schon eingangs erwähnt, hat die Einführung fast überall 
‚zuerst heitigen Widerstand bei den Arbeitnehmern gefunden, 
-der aber: in den. meisten Fällen bald geschwunden ist. Jeden- 
: falls steht fest, dass es an der: Zeit ist, dass die Gewerkschaften 
. diesem neuen System alle Aufmerksamkeit schenken*), damit 
. die Einführung dieser neuen Betriebsart nicht die verheerenden 
„Wirkungen auf die Arbeiter ausübe, wie sie in Amerika her- 
‚vorgerufen wurden. Hier muss es heissen: „Wenn eingeführt, 
dann nur unter Mitwirkung der Gewerkschaften und Für die 
„Arbeiter, nicht gegen sie.“ Sichtermann. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Der Wiederaufbau Nordfrankreichs. Schon vor langer Zeit 
“haben die Gewerkschaften Deutschlands mit den französischen 
‚Gewerkschaften verhandelt, um durch unmittelbare Abmachungen 
und in gemeinsamer Arbeit den Wiederaufbau Nordfrankreichs 
zu fördern. Die Verwirklichung dieses Projektes: ist nunmehr 
‘dürch die Verhandlungen deutscher Gewerkschaftsführer, die 
mit französischen gegenwärtig in Paris stattfinden, in greifbare 
‚Nähe gerückt. Die deutsche Gewerkschäftsdelegation besteht 
‚aus den Herren Silberschmidt und Sassenbach vom 
A.D.G.B., den Kollegen Kaufmann und Dr.-Ing. Wagner 
als Vertreter des freien Angestelltenbundes, beides Mitglieder 
unserer Organisation. Ueber das Ergebnis der Verhandlungen 
‘wird nach Rückkunft der Kollegen in der „D.T.Z.“ ausführ- 
lich berichtet werden. 


‚» :Das Existenzminimum im Oktober 1921. Bei den von 
Dr. Kuczynski, Direktor des Statistischen Amts Berlin-Schöne- 
De angestellten Berechnungen ist der physiologische Mindest- 
bedarf zugrunde gelegt, ohne dass dabei soziale Gesichts- 
‚punkte Bea eeioheigt sind. Die so gewonnenen Zahlen können 
also lediglich als Gradmesser einer Steigerung oder Senkung 
der Preise für die Lebenshaltung bewertet, aber selbstver- 
‚ständlich ‚nicht als ausreichend für das soziale Existenz 
minimum der technischen Angestellten und Beamten angesehen 
werden. Nach Dr. Kuczynski hat die ungeheure Steigerung 
der fremden Devisen, die den Erzeugern und Händlern Gründe 

ei Margarine usw.) und Vorwände (bei Kartoffeln usw.) 
zu gewaltigen Preissteigerungen bot, ‚die Kosten des .Exi- 
stenzminimums im Oktober 1921 auf eine bisher nie erreichte 
Höhe emporschnellen lassen. Milch und Butter waren um 
16 Prozent teurer, als im Vormonat, Schmalz um-22 Prozent, 
Margarine um 24 Prozent, Kartoffeln um 29 Prozent. Teurer 
'als im Oktober 1920 waren vor allem. Brot, Nährmittel, eis- 
waren, Kartoffeln, Gemüse, Zucker, Milch. Kartoffeln z. B. 
kosteten im ‚Oktober 1921 durchschnittlich 1,65 M. das kg 
gegenüber 0,80 M. im Oktober 1920, Haferflocken 8,55 M. 
gepenüber einem damaligen Schleichhandelspreis von 5,50 M. 
und einem. Höchstpreis von 2,80 M. Noch ungehewerlicher 
erscheinen natürlich die Preissteigerungen gegenüber der Vor- 
kriegszeit. Brot kostete 15 mal soviel wie vor acht Jahren, 
Briketts 17 mal soviel, Milch 19 mal soviel, Margarine 20 mal 
soviel, Reis 22 mal soviel, Kartoffeln 33 mal soviel. Für die 
rationierten Nahrungsmittel ergab sich von Ok- 
tober 1913 bis Oktober 1921 im ganzen eine Verteuerung auf 
das fünfzehnfache. In den vier Wochen vom 3. bis zum 
30, Oktober wurden an die Bevölkerung verteilt: 


‘ao 00 





Preis Preis 

Okt. 1921 Okt. 1913 
Pf. Pf. 
8100 Gramm Brot . . 2 2 0. 28012 198 
2 N n2.Nährmittel- . 1. 2..2.. 725 54 
OT Zuckeßa.sin ar kei ri 00 23 
Zusammen 4137 275 


Dieselben rationierten Mengen, für die man jetzt 41,37 M. 
zahlen muss, konnte man vor acht Jahren für 2,75 M. kaufen. 
*,..VgL.„D-T.Z.“ Nr. 37 Seite 331 „Für und gegen das Taylor- 
system” von Alired Fröhlich, 
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‚einer anderen: Spezialfabrik für. Bremsen arbeitet ebenfalls 
; nach Taylor, jedoch unter: weitestgehender Anpassung: an’ die 
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Diese rationierten Mengen’ enthalten nun Im Wochendurch- 
schuitt etwa 6200 Kalorien. Der Nahrungsbedarf eines Kindes 
von 6—i10 Jahren :beträgt etwa 11200 Kalorien, der einer 
Frau. etwa 16800 und der eines Mannes etwa 21000 Kalorien. 
Um das Existenzminimum zu berechnen, wird man also für 
ein Kind von 6—10 jahren die rationierten Mengen durch 
Lebensmittel im Nährwert von 11 200-6200 =: 5000 Kalorien 
ergänzen müssen. Eine Frau müssste sich zu :der so errech- 
neten Nahrungsmenge des Kindes noch Lebensmittel'im Nähr- 
wert von 5600 Kalorien hinzukaufen, ein Mann darüber hin- 
aus weitere Lebensmittel im Nährwert von :4200 Kalorien. 
Beschränkt man sich dabei soweit als tunlich auf die bil- 
ligsten Nahrungsmittel, so stellt sich der wöchentliche Min- 
destbedarf für ein Kind von 6—10 Jahren auf 27 M., für 
eine Frau auf 52 M,, für einen Mann auf 70 M. (Die gleichen 
Nahrungsmengen kosteten‘ im Oktober 1913 für ein Kind 
1,42 M., für eine Frau 2,98.M., für einen Mann 3,88 M. Tat- 
sächlich war aber das Existenzminimum vor acht‘ Jahren bil- 
liger, weil z. B. billiges frisches Fleisch damals in unbegrenz- 
ten Mengen zur Verfügung stand. Im Einklang mit der Be- 
richterstattung für die Vormonate werden hier für die Vor- 


kriegszeit angesetzt: Kind 1,75 M., Frau 2,80 M., Mann 

3,50 M.) Prei ; 

reis Preis 

Okt. 1921 Okt. 1913 

Pf Pf. 

Rationierte Nahrungsmittel . . « . 1034 69 
250 Gramm Graupen . 2 202... 21 10 
2750. „ Kartoffeln Be, 458 14 
125 7) Margarine &) Bi jer'e 406 20 
Bar er. Zücker 0 ee ee 120 6 
1 Lite Mih .. . 4 rl 23 
Zusammen für ein 6—10jähr, Kind 2665 142 
BO. (uam Brot... vw e.e a 128. 6 
125 „ Haferflocken . . . . . 107 6 
2500 „ Speisebohnen „ .„ . . 186 10 
1750 ” rtoffeln a a er Ye er 289 9 
150 Gemüse .. 2.0 0.5300 24 
250 .  Büchsenfleish . . . . 563 56 
Has 2. Space ee 25 
125 m Margarine .,. 2. ..,.».: 406 20 
i Zusammen für eins Frau 5232 293 
500 Gramm Res. . 2 2 ....415 22 
250 rn Erbsen. nr 82er 202 10 
ae 2 ET 588 25 
250° „ Salzberinge . . .:!. 131 13 
125: „ Mararine. . .. 0. 406 20 


Zusammen für einen Mann 704 38 


Rechnet man für den Mindestbedarf an Wohnung den 
Preis von Stube und Küche, für Heizung 1 Zentner Bri- 
ketts und für Beleuchtung 6 Kubikmeter Gas, so ergeben 
sich als Wochenbedarf für Wohnung 10 M. (1913/14: 5,50 M.), 
07 ne 19,05 M. (1,15 M.), für Beleuchtung 8,10 M. 

) Je . 

Für Bekleidung, d. h. für Beschaffung und Instand«- 
haltung von Schuhwerk, Kleidern und Wäsche, sind minde- 
stens anzusetzen: Mann 36 M. (2,50 M.), Frau 24 M. (1,63 
Ma Kind 12 M. (0,85 M.). 

ür alle sonstigen lebensnotwendigen Ausgaben 
neteiniguip, Fahrgeld, Steuern usw.) wird man einen 
uschlag von 30 Proz. (1913/14: 25 Prozent) machen müssen. 

Als wöchentliches Existenzmintmum ergibt sich somit für 
Gross-Berlin: 


Mana Ehepaar a y End ara 

M. M. N. 
Ernährung. . . +... 70 123 176 
R Wohnung . » 2... 10 10 10 
Heizung, Beleuchtung. . 27 27 27 
Bekleidung . - . . . 36 60 84 
Sonstiges . . 2 2. . 44 66 89 
Oktober 1921 . .„ . 1897 _ 286 386 
September 19231 . . 171 260 349 
August 1921. ... . 165 251 339 
Juli:4921. 2.2.4... 22196 237 324 

August 1913/Juli 1914 16,73 22,30 28,80 


Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der not- 
wendige Mindestverdienst im Oktober 1921 für einen allela- 
stehenden Mann 31 M., für ein kinderloses Ehepaar 48 M, 
für ein Ehepaar mit zwei Kindern von»6—10 Jahren 64 M. 
Auf däs Jahr umgerechnet beträgt das Existenzminimum für 
den alleinstehenden Mann 9700 -M., für das kinderlose Ehe- 
paar 14900 M., für day Ehepaar mit zwei Kindern 20100 M. 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum Oktober 1921 ist 
das wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: 
für. den alleinstehenden Mann von 16,75 M. auf.187 M., d. h. 
auf das 11,1fache, für ein kinderloses Ehepaar von 22,30 M. 
auf 286 M., .d. h.:auf das 12,8fache, für ein Ehepaar mit zwel 
Kindern von 28,80: M. auf 386 M., d..h. auf das 13,4 fache. 
An ‚den. Existenzminimum in ‚Gross-Berlin gemessen, Ist die 
Mark jetzt annähernd 8 Pf. wert. 
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Beschäftigungsgrad und Velutaa Mit dem Sinken .der 
Mark steigt der Export unserer Produktionserzeugnisse, ‚der 
Anreiz zur gesteigerten Fabrikation liegt vor. Das bewirkt eine 
Neueinstellung von Arbeitskräften,: folglich ‚verringert sich die 
Arbeitslosigkeit mit der _Geldentwertung. Dies weist auch 
die im „Reichs-Arbeitsblatt‘“ veröffentlichte Statistik über den 
Arbeitsmarkt und über den Umfang der Erwerbslosenfürsorge 
aus. Es kommen zwar noch immer in einer Anzahl von 
Gewerben, so in der. Metall-, Maschinen-, Leder-, Papier-, 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie, auf eine offene Stelle 
zwei Arbeitsuchende. In anderen Gruppen ist dieses Ver- 
hältnis‘‚wie 2:3, jedoch im Bergbau, Baugewerbe, neuerdings 
in der chemischen Industrie, blieb das Angebot an Arbeits- 
kräiten bereits hinter dem Bedarf zurück. Mit dem Stand 
des Arbeitsmarktes. im ‚Anfang dieses Jahres verglichen, ist dies 


„eine ausserordentlich starke : Verbesserung, die zu einer Lage 


des Arbeitsmarktes geführt hat, wie sie etwa vor ‚dem Kriege 


t 
‚zu normalen Zeiten bestand. Dasselbe Bild zeigt sich, wenn 


"man die von der öffentlichen Arbeitslosenfürsorge unterstütz- 


"ten Erwerbslosen betrachtet. So ging die Zahl der unterstütz- 


ten Vollerwerbslosen, die am 1. September 1921: 233 006 be- 
trug, auf 189407: am 1. Oktober zurück, d. i. 187 v. H. 
‚Der Rückgang vom August zum September betrug schon 
13,2 v..H. Bei einer starken Nachfrage nach Arbeitskräften 
wird auch: wieder ‚in gesteigertem Masse die Frau in das 
Erwerbsleben hineingezogen. Das Reservoir der arbeitslosen 
Männer wird leer, man greift also wieder stärker auf die 
Frauenarbeit. zurück. Dies hatte zur Folge, dass die Zahl 
der unterstützten 'erwerbslosen Frauen um nahezü 22 v. H. 
zurückging. 
Da die Steigerung der deutschen Produktion Im Zusam- 
menhange mit der Valuta steht, muss sich ihr gegenüber 
eine Produktionsstockung in den valutastarken Ländern er- 
eben. 
er „Labour Gazette‘ veröffentlicht sind, den im deutschen 
;Reichs-Arbeitsblatt‘‘ ‚veröffentlichten Zahlen der deutschen Ar- 
beiterfachverbände gegenübergestellt. So betrug: die Zahl der 
Arbeitslosen im, Januar. in Deutschland 4,5 v. H., in England 
6,9 v. H., während nun in den Folgemönaten ein gleichmässiger 
Rückgang der deutschen. Arbeitslosenziffer bis auf rund 2v.H. 
eintrat, spiegeln die englischen Zahlen die krisenhäften Er- 
schütterungen der englischen Produktion wieder. Sie gingen 
bis auf 23,1 v. H. herauf, und hatten im August die eine 
"erschreckende Arbeitslosigkeit anzeigende Höhe von 16,5 v.H. 
Der schlechte Stand der Mark rührt von der. Schuldenlast 
Deutschlands her. England ist einer der Gläubiger Deutsch- 
lands. Ob nicht doch noch einmal die Vernunft siegen wird? 


Die technischen Oberbeamten deutscher Städte für Auf- 
hebung der Wohnungszwangswirtschaft. Auf der Tagung der 
technischen Oberbeamten in Nürnberg hielt u. a. Stadtbau- 
fat Lehrmann-Weimar einen Vortrag über Siedlungs- und 
Wohnungswesen. Der ‚Fränkische Kurier“ berichtet hierüber; 


Nach kurzen geschäftlichen Erledigungen ergriff Herr Stadtbaurat 
Lehrmann-Weimar das Wort zu einem ausführlichen Vortrag über 
das Siediungs- und Wohnwesen. Unter anderem betonte 
er. die Notwendigkeit, die in der letzten Zeit bei der Zuschuss- 
leistung geübte Bevorzugung des flachen Landes gegenüber den Städten 
als den tatsächlichen Bedürfnissen widersprechend fallen zu lassen und 
befürwortete zunächst die Ausnützung fertiger ünd halbfertiger Strassen 
alter und neuer Stadtteile unter DR des Bodenwuchers und 
Einpassung in das Stadtbild; Einfachheit und Wirtschaftlichkeit sollen 
fichtunggebend sein, de Baukostenzuschüsse müssen be- 
schränkt bleiben, um vor allem auch die Privatinitiative 
heranzuziehen; die Ausführung von Wohnungsbauten durch die 
Städte in eigener Regie kann nicht empfohlen werden; 
vielmehr ist die Vergebung der Arbeiten im freien, reellen Wett- 
bewerb zu fordern; der Kostenbedarf für die in grosser Zahl be- 
nötigten Neubauten soll durch eine entsprechende hohe Miet- 
abgabe aufgebracht, im übrigen die Zwangswirtschaft auf 
dem Gebiet des Wohnungswesens abgebaut und allmäh- 
lich beseitigt werden. Um die Erhaltung der a!ten Wohnungen 
sicherzustellen und diese nicht mehr und mehr dem Verfall und der 
Verwahrlosung anheimfallen zu lassen, sind auch für Instandhaltung 
und. Abgaben usw. angemessene Mietzuschläge als Bedürfnis 
anzuerkennen. In der anschliessenden, äusserst anregenden Aussprache 
wurden die Ausführungen des Vortragenden in vielen Punkten noch 
enterstrichen. Manche Redner, namentlich Vertreter grosser Städte, 
gingen über die vöftsReferenten aufgestellten Miet- 
abgabeforderungen noch wesentlich hinaus. Aus Mitglie- 
dern der Versammlung wurde eine Kommission gebildet, um die Stel- 
lungnahme der in dieser wichtigen Angelegenheit ganz besonders zur 
Urteilsabgabe berufenen Versammlung in einer Entschliessing zum 
Ausdruck zu bringen. 


Wir hätten von den Herren Stadtbauräten allerdings etwas 
mehr soziales Verständnis erwartet. Das „ireie Spieı der 
Kräfte“ auf dem Wohnungsmarkt im Zusammenhang mit Ab- 


bürdung der Baukostenzuschüsse und Heranziehung der „Pri- 


vatinitiative‘“ dürfte die Höhe der N bald so be- 
einflussen, dass de Wohnungen zu Luxusartikeln 





- Ergebnisse 


Zum Vergleich seien die englischen Ziffern, die in ° 


Nr: 45 


Pe die sich dann kaum noch ein — Stadtbaurat leisten 
ann, 


Der Internationalismus des Kapitals. Der „Vorwärts“ 
schreibt: In der Unternehmerwelt ist neuerdings die sog. 
„Verschweizerung‘ der Aktiengesellschaften üblich ge- 
worden, d.-h..die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft 
aus dem, Lande oder den Ländern, wo der Industriebetrieb 
vorhanden ist, in die Schweiz und die Gründung einer 
neuen Gesellschaft‘ zu. diesem 'Zweck in ‘diesem Lande. In 
Mitteleuropa geschieht dies manchmal als Folge der Zer- 
stückelung oder Aufteilung der Länder laut. dem, Friedens- 
vertrag, um die Verwaltung der Gesellschaft, mit Betrieben 
in verschiedenen Ländern, in einem neutralen Lande zu haben, 
Am häufigsten aber wird diese Operation vorgenommen, um 
die Steuerhinterziehung leichter. zu ‚bewerkstelligen, 
Die englische Zeitschrift „The Economist‘“ berichtet z, B. von 
der „Verschweizerung‘“ einer mit englischem Kapital ar- 
beitenden Kupferbergwerk AHEENBESCERBEE deren Sitz nach 
ihrer Meinung ausschliesslich are Steuerflucht in die Schweiz 
verlegt wurde. Sie schreibt: „Wir haben hier: den kompli- 
zierten Fall vor uns, dass die Gesellschaft ihren Betrieb 
In Bolivien (Südamerika), ihren Sitz in Genf, ihre 
Aktionäre in England hat, die Jahresberichte 
in französischer Sprache verfasst und die: finanziellen 
in Schweizer Franken ausdrückt.“ .Ein 
hübsches Beispiel für den Internationalismus des 
Kapitals!l fe 


‘ Die amtlichen russischen Wechselkurse. Das amtliche wirt- 
schaftliche Organ der Sowjetregierung, ‘die „Ekonomitscheskaja 
Shisn‘ veröffentlicht eine. Liste der offiziellen Wechselkurse 
auf Moskau. Die fremden Valuten werden. dabei ausschliess- 
lich in „Sowjetrubel“ ausgedrückt; es gelten; u 


Rubel Er Ko 


P/und Sterling -. . ..:».. .231'000 | Polnische Mark .., . . ., .15 
U. S. A. Dollar . 2. 62400 | Oesterreichische Krone . . 55 
Französischer Frank . . .... 4300| Japanischer Jen . . „ „ . 305000 
Deutsche Mark , , , . 600 | Indische Rupie . . 2 + „ 15700 
Schweizer Frank « e «10700 | Chinesischer Tael . ©. » 90000 
Norwegische Krone , ., . 8300 | Esthnischer Rubel . . . ... 100 
Schwedische Krone ; ,„ .„ 13500 Lettischer Rubel ,. . .. 10 
Dänische Krone . Lea 11.000 | Goldrubel . . / . . .'. 100000 
Finnische Kröne.. ; ; . 7911 Solotnik Gold .:. . .: 105009 
Tschechoslowakische Krone 760 } 1 Solotnik Platin .:. -»;.. 315.000 


Die russische Handelswelt, so schreibt dazu die „D. A. Z.“, 
hat die Veröffentlichung solcher: amtlicher festen „Paritäten“ 
schon seit langem gefordert, um gegenüber den fremden Im- 

orteuren eine einigermassen stabile Kalkulationsgrundlage zu 
aben. Die Bewertungsunterschiede zwischen den. einzelnen 
ausländischen Währungen beruhen nicht durchweg auf genauer 
Onpassung an die westlichen Valutamärkte. Die Sowjetregie- 
sung hofit indessen nach lebhafterem Einsetzen des Waren- 
austausches, dass sich allmählich ein natürliches’ Verhältnis im 
Handelsverkehr von selbst herausbildet. 2 er 


Soziale Bewegung 


Ein bayerischer Teuerungsprotest, Der Landesaus-« 
schuss Bayerndes Allgemeinen Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes und des Allgemeinen 
Freien Angestelltenbundes haben an die Reichsregie- 
rung und die bayerische Regierung Eingaben gerichtet, in 
denen die auf dem Warenmarkt bestehenden Zustände be- 
schrieben werden und darauf hingewiesen wird, dass das Unter- 
nehmertum dem guten Willen der Gewerkschaften zur fried« 
lichen Lösung der drängendsten Zeit-, Lohn- und _Gehalts- 
fragen den schärfsten iderstand entgegensetzt. Die 
gesamte sozialistische Presse Bayerns veröffentlicht einen Auf- 
rut dieser Organisationen, in dem es heisst: 


„Wir erleben augenblicklich eine Katastrophe, deren 
Folgen noch nicht zu übersehen sind. Ein wahrer Sturm 
aui die Verkaufsgeschäfte hat eingesetzt. Wie in 
den Zeiten der bittersten Kriegsnot stehen die Käufer. an, um 
ihre Papierscheine in Waren umzutauschen, und heute noch 
um einige Prozente billiger zu kaufen, als das voraussichtlich 
Degen möglich sein wird. Der Allgemeine Deutsche Gewerk- 
schaitsbund verlangt, dass die Behörden im Reich und in den 
Ländern sofort zudurchgreifenden Massnahmen 
schreiten, um dem völligen Ausverkauf und der 
wahnsinnigen Preistreiberei Einhalt *zu tun. In 
der Voraussicht drohender Konflikte wenden sich die 
freien Gewerkschaften an die Oeffentlichkeit und an. die Staats- 
gewalt, und fordern eindringlich, diesem Geschehen nieht. weiter 
mit Untätigkeit gegemüberzustehen. Sie wenden sich an 
alle Arbeiter, Angestellte und Beamte, sowie an 
die Verbraucher mit dem dringenden Appell, die Gewerk- 
schaften in ihren Bestrebungen zu unterstützen.“ 
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.. Ergebnis der Wahlen. zur Ortskrankenkasse .Gross-Berlin. 
Die am 29. Oktober 1921- stattgefundene. Wahl zum Ausschuss 
Den Allgemeinen: Ortskrankenkasse hat folgendes Resultat ge- 
zeitigt; Eu, ; 

Liste I der,Freien Gewerkschaften. 


‚41804 — 53 Vertreter 


-Liste : II. def Christlich-Nationalen . 41776 = E 
Liste. I!l.der Hirsch-Dunckerschen ..:. . 854: =» 1] px 
: 4 Zusammen 47434 — 60 Vertreter 


"Demnach ist ein überwältigender Sieg auf freigewerk- 
schaftlicher Seite zu buchen. 


Gewerkschaften und Oberschlesien. Die Kundgebung des 
'AfA-Bundes, die als zweiter Artikel in der vorigen Nummer 
der .D.T.Z. abgedruckt war (siehe auch heutige Notiz unter 
Angestelltenbewegung: ‚Richtlinien für die ‘AfA-Arbeitim Berg- 
bau‘), hat sich nunmehr "auch; der Allgemeine Deutsche Ge- 
werkschaftsbund’ zu‘ eigen gemacht: - - | 


“Eine Gewerkschaftsschule. in Berlin. Die Berliner geweik- 
schaftlichen Organisationen des A.D.G.B. .und des AfA-Bundes 
sind bestrebt, ihre Bildungseinrichtungen zu vervollkommnen. 


Bisher bestand als ständige gewerkschaftliche Fnrichlune allein - 


die Betriebsräteschule. Die Gewerkschaftsschule soll 
in anderer Richtung das Lehrgebiet. der Betriebsräteschule er- 
änzen.. Sie soll der Ausbildung der Gewerkschaftsangestell- 
en, Funktionäre und des jugendlichen Nachwuchses dienen 
auf allen Gebieten, die für die. Gewerkschaftsbewegung. in 
Frage kommen. Die Gewerkschaftsschule soll alles Grund- 
sätzliche, Theoretische und Geschichtliche der Arbeitnehmer- 
bewegung als'ihr Gebiet betrachten. Dazu kommen natürlich 
auch die Fragen des 'Arbeitsrechtes und der Volkswirtschaft. 
Grundsätzlich die Notwendigkeit einer Gewerkschaftsschule 
nachzuweisen, wie sie sich aus den, der Gewerkschaftsbewe- 
gung ge enüberstehenden wirtschaftspolitischen und staatspoli- 
ischen Problemen ergibt, ist überflüssig, weil es kaum einen 
Menschen in den deutschen Gewerkschaften geben wird, der 
diese Notwendigkeit nicht einsieht. Die beiden wichtigsten 
ewerkschaftlichen Führerschulen, die bis jetzt in Deutsch- 
and bestehen, sind die Akademie der Arbeit in Frankfurt a.M. 
und die gewerkschaftlichen Ferienkurse am Staatswissenschaft- 
lichen . Institut der Universität Münster. In beiden Einrich- 
Fugen wird vorzügliche Arbeit geleistet. Ihr Wert wird im 
Laufe der Zeit immer deutlicher hervortreten. Wenn jetzt: in 
Berlin versucht wird, Frankfurt und Münster eine dritte Anstalt 
zur Seite zu stellen, so waren hierfür rein praktische Ueber- 
legungen ausschlaggebend. Das Bedürfnis ist in Berlin sehr 
stark und der für die Ausbildung in Betracht kommende Per- 
sonenkreis sehr gross. Der Aufschwung der Arbeitnehmer- 
bewegung seit der Revolution hat die Neueinstellung von 
Beamten und Angestellten erfordert, an die Stellen alter Ge- 
werkschaftsführer der Vorkriegszeit sind gerade in Berlin in 
starkem Masse verhältnismässig jüngere Kräfte getreten. Zu- 
dem ist die Zahl der ehrenamtlich tätigen Funktionäre sehr 
gewachsen, und auch die gewerkschaftliche Jugendbewegung 
at an Mitgliedern stark zugenommen. Wollte man eine ge- 
angende Anzahl dieser Kollegen zur Ausbildung nach Frank- 
furt und Westfalen schicken, so würden die den Verbänden 
zur Verfügung stehenden Geldmittel für Bildungszwecke unver- 
hältnismässig stark beansprucht werden. Mithin musste die 
Berliner Gewerkschaftsbewegung ihre eigene Schule errichten. 
Der Lehrplan sieht für den Unterricht drei Hörergruppen 
vor: I. Gewerkschaftsangestellte, II. ehrenamtliche Funktionäre, 
1. Jugendliche. Bei dieser Einteilung ist von der Annahme 
ausgegangen worden, dass das Schwergewicht des Interesses 
bei allen drei Gruppen verschieden ist. Des weiteren ist der 
Grad der Vorbildung durchaus ungleich. Für die dritte Gruppe, 
die der Jugendlichen, kommt ausserdem eine vollkommen 
andere Lehrmethode in Frage, die ein starkes Gewicht auf 
pädagogische Beeinflussung der Hörer legen muss. 
Bei den Hörern der Gruppe I, für die der Unterricht 
Fachschulung im engsten Sinne darstellt, kann man im all- 
emeinen eine. verhältnismässig hohe Vorbildung annehmen. 
Dazu. auch ein tieferes Vertrautsein mit der in der freien Ge- 
werkschaftsbewegung herrschenden Weltanschauung. des Sozia- 
lismus. Hiervon ausgehend ist hinsichtlich der Unterrichts- 
methode und der Lehrerauswahl ein gewisser Spielraum vor- 
handen. Es genügt in diesem Kreise die Darstellung des Lehr- 


stoffes in Form eines Vortrages mit nachfolgender Besprechung. 


‚Mehrzahl selbst Betriebsräte. 


Der Lehrplan für die-zweite Gruppe, der der ehrenamt- 
lichen Funktionäre, nimmt im Gesamtplan der Gewerkschafts- 
schule einen geringeren Raum ein. Die grösste Zahl der Kurs- 
teilnehmer rekrutiert sich ja hier aus den Kreisen der Ge- 
werkschaftsvertrauensleute in-den Betrieben. Sie sind in ihrer 
Zum mindesten deckt sich ihr 
‚Aufgabenkreis stark mit deren Obliegenheiten. Sie stellen 
deshalb auch neben den Betriebsräten einen grossen Teil der 
Hörer der Betriebsräteschule. Es kommt also in der Haupt- 
sache darauf an, ihnen die besonderen gewerkschaftlichen 
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Probleme. nahezubringen. Soweit diese ökonomischer: Natur 
sind, ist ihr Verhältnis zur Organisation klarzulegen. Dies ge- 
schieht im Rahmen eines etwa 20 stündigen Unterrichtskurses, 
‚ Dagegen erforderte die Aufstellung des Lehrplanes‘ für 
die dritte Gruppe, die der Schulung des führerveranlagten 
jugendlichen Nachwuchses dient, alleräusserste Sorgfalt. ‘An 
diese Jugendlichen müssen im Hinblick auf ihre zukünftige 
Führerschaft grosse Anforderungen gestellt werden. Daher 
muss hier sowohl die Methodik des Unterrichts, als’ auch: die 
Art der Darstellung und die Auswahl. des‘ Lehrstoffes' unter 
Be Gesichtspunkten vorbereitet werden. 'Als Lehrstoff ist 
ıier vorläufig vorgesehen: die Geschichte der ökonomischen Ent» 
wickelung des 19. Jahrhunderts und: in Parallele hierzu die'Ente 
stehung und Entwickelung der Arbeiterbewegung, im’ Anschluss 
daran 'Betrachtungen der Wirtschaftsgestaltüng Deutschländs 
nach dem’ Weltkriege. Mit ihren Gewerkschafts ragen und den 
a eaufenieh der Gewerkschaften, als ureigenstes Ge- 
iet ihrer augenblicklichen Arbeit, müssen’ sie sich' ebenfalls 
auseinandersetzen. So wird also auf die Schulung des Führer- 
nachwuchses neben der eigentlichen Führerschulung erhöhter 
WETE REIS! Dass dabei auch die Erziehung der Persönlichkeit 
als Glied der sozialen Gemeinschaft betont wird, ist selbst- 
verständlich. TS 


Die Berliner Gewerkschaftsschule steht noch im. allem 
ersten Anfangsstadium ihrer Arbeit. Sie erhebt also keineswegs 
Anspruch darauf, als Muster oder Vorbild angesprochen zu 
werden. Sie ist sich bewusst, dass erst eine Reihe von Fi- 
fahrungen abgewartet werden müssen, ehe sie ein gewisses 
Reifestadium erreicht. 

Der Verein beratender Ingenleure. Da die beratenden 
Ingenieure keine Angestellten sind, gehören sie nicht zu un- 
serem Bünde. Wir hätten also gegen eine Vereinigung dieser 
Herren nichts einzuwenden, denn jeder Mann muss natürlich 
mit den wirtschaftlich gleich Interessierten sich zusammentun. 
In der Berliner Börsenzeitung finden wir eine von dem Verein 
eingesandte Notiz, in der gesagt wird, dass in dem Verein 
die „selbständigen, keine Lieferungen übernehmenden und da- 
her vom Handel und Unternehmertum vollkommen 
unabhängigen, lediglich eine rein berätende Tätigkeit 
ausübenden Ingenieure Deutschlands zusammengeschlossen 
sind.“ Dagegen kann niemand etwas haben. Man kann auch 
nichts dagegen einwenden, dass sie, ihre technische Qualifika- _ 
tion vorausgesetzt, verlangen, von der Reichsregierung bei 
Gesetzesvorlagen technisch-wirtschaftlicher Art, hinzugezogen 
zu werden, und dass in den Reichswirtschaftsrat und die 
zukünftigen Bezirkswirtschaftsräte ihre Vertreter gewählt wer- 
den. Ob und inwieweit diese Forderungen berechtigt sind, 
bleibt einer sachlichen Diskussion vorbehalten. Zu bekämpfen 
ist jedoch der Grundsatz des Vereins, dass es Ehrenpflicht 
sei, der Technischen Nothilfe beizutreten. Der Verein 
beratender Ingenieure kann nicht so naiv sein, heute noch 
anzunehmen, dass die Technische Nothilfe wirklich nur eine 
technische Nothilfe sei, und heute noch zu verkennen, dass 
sie weiter nichts ist, als eine behördlich approbierte Streik- 
brecher-Organisation. Wenn er wirklich, wie er oben sagt, 
eine vollkommen unabhängige, lediglich rein beratende Tätig- 
keit ausüben will, muss er die Finger aus solchen Dingen 
lassen, die er und gar nicht zu seinem Tätigkeitsbereiche 
gehören und die zu begründeten Zweifeln Anlass geben, dass 
er nicht doch vom Unternehmertum stark abhängig sei. 


Angestelltenbewegung 


Zusammenschluss der englischen Angestelltenorganisatione 
Der grosse englische Angestelltenkongress im September, au 
welchem eine Million Angestellte vertreten waren, hatte die 
Schaffung einer en in die Wege geleitet. Die 
Unternehmer lieben es, die verschiedenen Gruppen von An« 

estellten gegeneinander auszuspielen -— diesem unwürdigen 
estreben wilı man durch Schaffung einer gemeinsamen Orga- 
nisation ein Ende bereiten. Des weiteren sollen die Spitzen» 
organisationen dem Zweck dienen, Minimallöhne für Ange» 
stellte, hygienische Verbesserungen, eine menschenwürdige 
Arbeitsordnung usw. zu erkämpfen. Auf dem Kongress würde 
eine ständige Kommission, bestehend aus Vertretern der ein- 
zelnen Angestelltenverbände, eingesetzt und. die Errichtun 

eines zentralen Bureaus beschlossen. Im Vorstand sind fol« 
gende Verbände vertreten: Zentralverband englischer Ange- 
stellter, die Verbände der Eisenbahnangestellten, der schott- 
ländischen Bankangestellten, der Schiffahrts-, Börsen-, Versiche» 
rungs- und Notariatsangestellten. Auf der Konferenz waren 
ausserdem noch folgende Angesteiltenorganisationen vertreten! 
Die Verbände der Angestellten in der BEN LEen Schift« 
bau-, Maschinen- und Stahlindustrie, der staatlichen Beamten, 
der Lehrer an Elementarschulen, der weiblichen Bureauange» 
stellten und Sekretärinnen, der Angestellten und Arbeiter im 
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Kleinhandel, der Vollzugsbeamten im Öffentlichen Dienst, der 
Verband der Handlungsgehilfen, Warenhausarbeiter und -beam- 
ten, der Verband der Architekten und Techniker, der Elektro« 
techniker, der Apothekenangestellten und Chemiker. 
Gleichzeitig mit der Errichtung einer Spitzenorganisation ist 
eine zweite Bewegung im Gange, welche die Vereinigung 
der verwandten Organisationen anstrebt, um einer heillosen Zer- 
splitterung der Kräfte vorzubeugen. Die Angestelltenverbände 
im Bergbau sollen zuerst in einer einheitlichen Organisation zu- 
sammengefasst werden. Der Verband der Bureauangesteltten im 
Bergbau hat sich bereits mit dem schottischen Werkmeister- 
verband fusioniert, als dritter kommt jetzt der englische Werk- 
meisterbund in den Zentralverband. Hier ist eine Bewegung in 


der Richtung der. Industrie- statt Berufsverbände zu konsta- 


tieren. Die englischen Organisationsbestrebungen weisen aber 
in letzter Zeit auch andere Tendenzen auf, die dem entgegen- 
esetzten Organisationsprinzip entsprechen, also die Organisa- 
tion nach dem Berufsstand aufzubauen bestrebt sind. 


Richtlinien für die AfA-Arbeit im Bergbau, Für die Zu- 
sammenarbeit der AfA-Verbände im Bergbau hat der AfA- 
Vorstand im Einvernehmen mit- den beteiligten Verbänden 
folgende Richtlinien beschlossen; 


1. Von jeder der drei grossen Organisationen ist ein 
aus dem Bergbau stammender Kollege, der in Berlin seinen 
Sitz hat, zu bestimmen. Diese drei Kollegen bilden den 
Bergbau-Beirat des AfA-Vorstandes: 

2. Die drei Vertreter des Bergbau-Beirats arbeiten im 
engsten Einvernehmen mit ihren Verbandsvorständen und 
müssen bei wichtigen Beschlüssen deren Zustimmung ein« 
holen. 

3. Der Bergbau-Beirat hat die Sitzungen in den zentralen 
Stellen der Wirtschaftskörper (Kohle und Kali) und der 
Arbeitsgemeinschaft, sowie in den mit ihnen zusammen- 
hängenden Kommissionen (Siedlungswesen und Lebensmittel- 
beschafiung) wahrzunehmen. Er hat weiter die den Berg- 
bau betreffenden. Verhandlungen an den Regierungsstellen 
zu führen.- Ferner hat er,Anregungen zu geben, wie sich 
die gewerkschaftliche und sozialpolitische Arbeit im Berg- 
bau gestalten soll. 

4. Der Bergbaü-Beirat gibt eine Korrespondenz her- 
aus, welche den Verbänden zur Verwendung. in ihren 
Zeitungen zur Verfügung gestellt und ausserdem den Be- 
zirksvertrauensleuten zugeschickt wird. 

5. Die Regelung der AfA-Arbeit in den Bezirken soll 
nach den für die übrige AfA-Bewegung geltenden Satzungen 
und Richtlinien erfolgen. 


Die vorstehenden Richtlinien sind in der vorigen Nummer 
der D.T.Z. durch ein Versehen beim Druck im Zusammen- 
hang mit dem Artikel „Gewerkschaften und Oberschlesien“ 
erschienen, weshalb wir. sie hier noch einmal für'sich zum 
Abdruck bringen. 


Der Techniker im G.d. A. auf schmale Kost gesetzt. Wir 
haben schon oft darauf hingewiesen, dass der Techniker im 
„Gewerkschaftsbund der Angestellten“ als lästiges Anhängsel 
empfunden wird, das man nun mal mitschleppen muss, weil 
sonst das Gerede vom „Einheitsverband: aller Angestellten“ 
nicht aufrechterhalten werden könnte. Es ist unglaublich, mit 
welcher Geringschätzung die Interessen der Techniker in der 
Zeitschrift des G.d. A. behandelt werden. Nachdem man im 
vorigen Jahre gelegentlich einige die Technikerinteressen be- 
rührende Artikel gebracht hatte, schwang sich der G.d. A. 
am Anfang dieses ah ‚dazu auf, der Zeitschrift des G.d.A. 
eine Beilage recht bescheidenen Umfanges „Der Techniker 
im G.d. A.“ beizufügen. Vom 16. September bis 1. November 
ist diese Beilage aber wieder ausgefallen; wahrscheinlich 
‚wüsste der Redakteur, Herr Fromholtz, nichts zu schrei- 
ben, was für die speziellen Interessen der Techniker in Frage 
käme. Trotz dieses langen Zwischenraumes von sechs Wochen 
enthält auch die nun wieder einmal erschienene Beilage nur 
äusserst wenig über die wichtigen sozialpolitischen Interessen 
der Techniker. Ein Techniker; der heute dem G.d.A. ange- 
hört und der nur einmal eine Nummer unserer 
„D. T.Z.“ in die Hand bekommt, muss bei dem klaffenden 
Abstand, der hinsichtlich Inhalt und Umfang zwischen ihr 
und dem G.d. A,-Blättchen besteht, zu der Ueberzeugung 
kommen, dass sein Platz nicht im G.d.A. sein kann. Die 
Dürftigkeit der Beilage des G.d,A. steht doch in gar, zu 
krassem Missverhältnis mit der Notwendigkeit eines beson- 
deren Organs zur kraftvollen Vertretung der Technikerinter- 
essen. Unser Bund gibt heute neben den Sonderbeilagen 
der „D.T.Z.“: „Recht und Rechtpraxis‘, „Sozialwirtschaftliche 
Rundschau“, „Bildung und Unterricht“ und „Freie Beamten- 
rüundschau“ noch sieben Fachgruppenblätter („Der 
Industrietechniker“, „Der Bautechniker“, „Der technische Grü- 
beunbeanite“, „Der technische Gemeindebeamte“, „Der Staats- 
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techniker“, „Der. Katastertechniker‘‘, „Der Reichseisenbahn- 
techniker“) ‘heraus, bei denen der Umfang des einzelnen Fach- 
gruppenblattes allein grösser und inhaltreicher ist, als die 
ae Technikerbeilage des G.d. A. Hierzu kommt dann noch 
er Hauptteil der „D.T.Z“, der die allen Techniker- 
gruppen gemeinsamen Fragen behandelt. Will man die Tech- 
nikerinteressen vertreten, so muss :man sowohl: in den Kreisen 
der Techniker als auch in der breiten Oeffentlichkeit: nach- 
drücklichst Aufklärung schaffen. Das kann aber nicht ge- 
schehen, wenn alle sechs Wochen einmal eine 'kleine Tech- 
nikerbeilage einer Handlungsgehilfenzeitung beigelegt: wird. 


- Das Fiasko der ‚Vereinigung : der leitenden Angestellten 
in Handel und Industrie (Vela). Durch .bayerische Biätter 
geht eine Klage der „Vela“, aus der wir folgendes: ent- 
nehmen: BR IEE 

„Die leitenden Angestellten: haben zu lange auf eine Besserung 
ihrer wirtschaftlichen Lage gehofft und es versäumt, auf eine: ent- 
sprechende EruDIug der. Gehälter hinzuwirken. Die ständigen wirt- 
schaftlichen ‚Sorgen lähmen auch die Energie dieser ‚Angestellten: zum 
Schaden. der Betriebe. Auch in den Kreisen der Unternehmer wächst 
die Erkenntnis, dass die Angestellten in leitender Stellung auf- die 
Dauer in bezug auf die Gehälter nicht vernachlässigt werden dürfen. 
Es muss aber auch in der Oeffentlichkeit über die Folgen der un- 
zureichenden Bezahlung der leitenden Angestellten in Handel und 
Industrie aufgeklärt. und darauf hingewiesen wegen, dass: diese An- 
gestellten in Norddeutschland bedeutend besser bezahlt werden‘ als 
in Süddeutschland. Die politischen Parteien sollen auf eine sozialere 
Staffelung der Einkommensteuer hinwirken. _Ein stärkerer Ausbau der 
Umsatzbeteiligung der leitenden Angestellten sei auch im’ Interesse 
der Unternehmer gelegen, ebenso die Versorgung dieser Angestellten 
durch Versicherungs- oder Pensionskassen unter Mitleistung von Bei- 
trägen durch die Unternehmer. . Der einzelne ist aber’ machtlos, darum 
sei der Anschluss an. die Vereinigung der leitenden Angestellten un- 
bedingt notwendig, die bestrebt sei, Deutschlands Handel und In- 
dustrie auf die. frühere Höhe. zu bringen. Diese Darlegungen fanden 
allseitige Zustimmung.“ 


Wir müssen gestehen, dass es schlimm um die Leitung 
von Handel und Industrie stehen würde, wenn die Mitglieder 
der Vela in ihrer Berufstätigkeit soviel Unkenntnis zeigen 
würden, wie sie es hier’ in volkswirtschaftlicher Beziehung 
tun. Oder ist es etwa Furcht, die sie hindert, die Augen vor 
einer. klaren Erkenntnis ihrer Lage zu verschliessen? Sie 
hoffen auf die Erkenntnis der Unternehmer, dass die, Ange- 
stellten in leitender Stellung in bezug auf die Gehälter nicht 
vernachlässigt werden dürfen, obwohl sie wissen. müssen, 
dass die Unternehmer nur dann für eine Ware oder eine 
Leistung einen höheren Preis ausgeben, wenn sie sie für 
den alten nicht mehr bekommen*können. Was glaubt ferner 
die Vela gross damit zu erreichen, wenn sie die Oeffentlich- 


keit darüber aufklärt,: dass die leitenden Angestellten Nord- 


deutschlands besser bezahlt werden, als in Süddeutschland, 
und wie soll denn die sozialere Staffelung der Eiukommen- 
steuer aussehen, bei der die leitenden Angestellten günstiger 
abschneiden könnten, als bisher? Weisse Salbe ist dies alles, 
ihr Herren von der Velal Was nottut, um die wirtschaft- 
liche Lage auch der leitenden Angestellten -in Handel "und 
Industrie zu‘ verbessern, ist eins und neben dem einen nichts 
anderes mehr: der Zusammenschluss auch der leitenden: An- 
gestellten mit den übrigen Berufsgenossen, damit sie in muti- 
gen, gewerkschaftlichen Kämpfen sich eine ihrer wirtschaft- 
lichen Bedeutung entsprechende Wertschätzung erkämpfen. Da- 
zu werden die übrigen Berufsgenossen ihnen, auch wenn sie 
keine „leitenden“ sind, gern helfen. Dann aber muss es 
endgültig aus sein mit den welhleidigen und doch nichts 
nutzenden Appellen an - die bessere Einsicht des :Unter- 
nehmertums, denn das verträgt sich nicht mit der Erkenntnis, 
dass nur zielbewusste gewerkschaftliche Arbeit- zum Erfolge 
führen kann. Hiervon ist die Vereinigung ferner denn je; 
hoffentlich erkennen die in ihr organisierten leitenden tech- 
nischen Angestellten und Beamten, dass zur Verbesserung ihrer 
wirtschaftlichen Lage unser Bund. die gegebene Organisation 
ist, und nicht die, Vela. Dann werden sie auch im Rahmen 
unserer Bestrebungen und in Gemeinschaft mit allen übrigen 
Berufsgenossen das Mass von Erfolgen erzielen können, das 
überhaupt crreichbar ist. 


Betriebsräte 


Zweifelsiragen aut dem Gebiete des neuen Arbeltsrechtes 
werden in eingehender Weise in dem jetzt bereits im III. Jahr- 
gang erscheinenden „Mitteilungsblatt des Schlich- 
tungsausschusses Gross-Berlin“ — Geschäitstelle 
Berlin N 30, Scharnhorstsir. 23 — behandelt. — Durch die Ver- 
öffentlichung wichtiger grundsätzlicher Entscheidungen und 


Schiedssprüche, wie auch von Auslegungen unklarer Gesetzes- 


vorschriiten bietet das Mitteilungsblatt allen am Schlichtungs- 
wesen Beteiligten in unparteiischer und obiekiver Form reiches 
Quellenmateriai. — Erstaufsätze aus der Feder bekannter Ar- 
beitsrechtler vervollkommnen den Inhalt und zestalten das Mit« 
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tellungsblatt zu: einem führenden Organ auf dem Geblete des 
Schlichtungswesens für den Gross-Berliner Wirtschaftsbezirk. 
Ausser der. regelmässigen Veröffentlichung für die Spruchkam- 
mern, der Entscheidungen nach dem Betriebsrätegesetz, der 
Schiedssprüche und Vergleiche auf Grund der Verordnungen 
vom 23, Dezember 1918, 24. Januar 1919, 12. Februar 1920, 
des Gesetzes vom 6. April 1920, der auswärtigen Schlichtungs- 
ausschüsse, der gerichtlichen Entseheidungen auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechtes und der vergleichenden Lebenshaltungs- 
statistik sind aus dem reichen Inhalt der letzterschienenen 
Hefte folgende Artikel und Aufsätze besonders hervorzuheben: 


Böttcher, Der Höchstsatz der Entschädigung gemäss $ 87 
B.R.G. — Gafirey, Ist der Schlichtungsausschuss zuständig für 
die Entscheidung über das Wiedereinstellungsbegehren von an- 
lässlich eines Streiks entlassenen Arbeitnehmern? — Prof. Dr. 
Erdel, Das Recht auf Arbeitsstreckung. — Scheuer, Probe- 
monat und Betriebsrätegesetz. — Dr. Warncke, Zum Entwurf 
einer neuen Schlichtungsordnung, — Dr. E. Friedländer, Ge- 
sicht oder Schlichtungsauschuss. — Dr. H. W. Löwenthal, Zum 
Entwurf einer neuen Schlichtungsordnung. — Dr. H. Schutzer, 
H. Nickel, Sind infolge Streiks entlassene Arbeitnehmer, welche 
den Betriebsvertretungen angehörten, berechtigt, bei Wiederein- 
stellung die Arbeitnehmer des Betriebes in gleicher Weise wie 
vorher zu vertreten? — Dr, Lange, Der Einspruch gegen eine 
Entlassung nach der Demobilmachungsverordnung in Verbin- 
Cunz mit dem B.R.G. — Dr. Franz Goerrigz, Das Nach- 
prüfungsrecht der Gerichte gegenüber endzültigen Schlich- 
tungsentscheidungen. — Dr. Roemmich, »Kritiseke Leitsätze 
zum Entwurf der Schlichtungsordnung und des Arbeitsgerichts- 
gesetzes. — Dr. Hans Karl Nipperdey, Die Verbindlichkeits- 
erklärung von Schiedssprüchen in  Gesamtstreitigkeiten., — 
Dr. E. Friedländer, Fälle der Zuständigkeit der Anwaltsver- 
tretung vor dem Schlichtungsausschuss. — Dr. Goerrig, Kann 
eine fristgemässe Kündigung des Arbeitsvertrages eine 
Schadensersatzpflicht begründen? 


Berufsfragen 


Der Techniker im Ausland. Wir-hatten bereits in Nr. 43 
der „D.T.Z.“ vom 28. Oktober 1921 damit begannen, Mit- 
teilungen der im Ausland beschäftigten Bundesmitglieder über 
die Verhältnisse im Ausland zu machen und darauf hinge- 
wiesen, dass weitere folgen. 


Aus Rapallo (Italien) teilt uns ein Bundesmitglied mit, 
dass es für die deutschen Kollegen heute sehr schwer sei, 
Stellung zu finden, da die italienische Industrie fast ganz da- 
niederliegt. Grössere Betriebe sind um mehr als 50 Prozent 
eingeschränkt, mittlere Betriebe ganz geschlossen. Die Ge- 
hälter für ausgebildete Techniker mit fünf- bis sechsjähriger 
Praxis schwanken zwischen 1000 bis 1600 Lire (1 Lire 
zurzeit etwa 12 M.). Sehr schwierig ist es für Verheiratete 
eine leere Wohnung zu finden, besonders in grösseren Städten. 
Zur Lebenshaltung braucht ein Verheirateter mit 1—2 Kin- 
dern 1000—2000 Lire, ein Lediger 800—900 Lire. 


Aus Ober-Rosenthal (Böhmen) schreibt uns ein anderer 
Kollege, dass die allgemeine Industrie immer noch ziemlich 
lahmliegt. Es sind aber Anzeichen eines Aufschwunges vor- 
handen. Das Baugewerbe liegt fast gänzlich still, infolgedessen 
sind viele Techniker stellenlos. Die Lebensverhältnisse für 
Fremde sind schlecht. Man braucht 1200—1400 Kronen (eine 
Krone zurzeit etwa 3 M.), um einiger- 
massen leben zu können. Auch dieser Kollege warnt vor einer 
Hinkunft ohne feste Anstellung. Ueber die zurzeit in der In- 
dustrie &ezahlten Gehälter hat der Kollege leider keine An- 
Be gemacht, doch teilt er mit, dass ein Beamter im Hoch- 

auamt, welcher in der IX, Rangklasse (gleich Leutnant) ein- 
gereiht ist, 951 Kronen bezieht. 


Aus Rotterdam (Holland) wird uns mitgeteilt, dass der 
deutsche Techniker meist nur dann willkommen ist, wenn es 
ilt, seine Spezialkenntnisse auszunutzen. Dauernde feste Stellung 
indet ein deutscher Techniker selten. In Rotterdam liegen die 
Dinge für Deutsche besonders schlecht. Der durchschnittliche 
Lohn eines ungelernten Arbeiters beträgt 30—40 Gulden (1 Gulden 
zurzeit etwa 105 °M.) pro Woche, eines  gelernten Ar- 
beiters (Schlosser, Dreher usw.) 0,9—1,0 Gulden pro Stunde, 
das Gehalt eines Angestellten für einfache Arbeiten im Bureau 
150—200 Gulden. Buchhalter und Korrespondenten erhalten 
200 Gulden, Betriebsangestellte, Zeichner, Techniker usw. 200 
bis 600 Gulden. Bei Gehältern über 300 Gulden ist aller- 
dings selbständige Stellung Voraussetzung. Für Lebenshaltung 
werden rund 200 Gulden verbraucht. Die Pension beträgt 
allein monatlich 100. Gulden. — Die sonstigen Verhältnisse 
entsprechen der deutschen Vorkriegszeit .Die Arbeitslosigkeit 
wird von Tag zu Tag grösser. 
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00 Aus dem Bunde 00 





Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das dritte Viertel- 
jahr 1921. 
Rechtsschutz wurde gewährt: 
Juli—September: in 127 Fällen, hiervon: entfallen auf: 


= — - a un. 2 
Industrietechn. | Bautechniker | Bergbauangest.| Staatstechn. | Gemeindetechn. 


I 29 10 6 ) 12 
Hierzu kommen noch zwei Prozesse in eigener Angelegenheit. 


Rechtsschutz wurde abgelehnt: 
Juli—September: in 37 Fällen, hiervon entfallen auf: 


nenn regen anne 
„Industrietechn. Bautechniker |Bergbauangest | Staatstechn. ]|'Gemeindetechn. 
23 5 1 2 6 
3 it. 8 28 ı lt. 8 28 


‚In 5 Fällen musste der Rechtsschutz wegen fehlender oder nicht satzungs- 
gemässer Beitragszahlung, oder nicht. genügender Information entzogen baw. 
wieder rückgängig gemacht werden, 


Erledigte Prozesse: 
Juli—September: 64 Fälle, 


] durch | durch Im. Erfolg! 
Urteil [Ve ji] 





















| ver- ld. Kig.| rgbn.|insgs- 


Hiervon entfallen auf .. 
zus, also lloren|rückn.[n. z. e.| samt 








Industrietechniker . . 12 35 
Bautechniker . . . s 3 _ 10 
Bergbauangestellte . . —_ — 7 
Staatstechniker . s 3 = 6 
Gemeindetechniker ,. . ı _ 3 
in eigener Angelegenheit 1 . ; E- 3 
PART ge u Jo Ta: TB ar Ka BR 


Eratrittene Erfolges: 
menge een, 


Gehalt 
fristl, Entl. 
b) rückständiges 
e) Tarifnach- 



















Straf- 


ver- 


Fachgruppe 













«1 2) 16654.65 M. 
ne b) 25322.57 „ 
niker 3585.25 „ 


Bau- 
techniker _ 


zusammen: | 55569.82 M. 


Zu diesen erstrittenen Summen ist nach ein durch” aussergerichtliche Ver 
handlungen erzielter Erfolg von 32326.90 M. und 2 Zeugnissen zu zählen, 
so dass sich der zahlenmässige Erfolg insg@&samt auf: 

91946.72 M., 2 gewonnene Strafverfahren und 5 Zeugnisse beläuft. 

Die in den erledigten Prozessen bezahlten Kosten errechnen uch 
wie folgt: 

Gezahlte Anwaltskosten: 


Gropps I: Industrietechniker 2915.97 M. 
I: Bautechniker 649.60 „ 

Ill: Bergbauangestellte 70.— 
293.90°% 


V: Gemeindetechniker _ 


\ IV: Staatstechniker 
n vI: Ineigener Angelegenheit 1069.77 . 


5629.24 M. 
Gezahlte Gerichtskosten: 


Gruppe 1: Industrietechniker 630.70 M, 
fr ll: Bautechniker 32700. u 
Ill: Bergbauangestelite 176.— „ 

IV: Staatstechniker _ 5 


1234.10 M. 
Erteilte Rechtsauskünfte: 


” 
” V: Gemeindetechniker _ e% 
» Vi: Tmeigener Angelegenheit 339.90 „ 


schriftlich . . u... FRE TET NEN . 8 0 391 
mündlich Tee are ee BR 
in Patentangelegerheiten . .» » >» 34 

1233 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr, 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu Fichten. 


Wirtschaitsbeihlife für Steliungslose. Erwerbslcse, die am 30. No- 
vember 1921 dem Bunde mindestens ein Jahr als ordentliche Mitglieder 
angehören und mindestens 6 Monate stellungslos sind, oder vor dem 
1. Oktober 1921 Anit der Stellenlosenunterstützung . voll’ ausgesteuert 





arten; 


Fe ge Gen 
IR as 
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waren, erhaiten Auf. Antrag im Monat Dezember eine einmalige Wirt- 
schaftsbeihilfe von #150. M. -und für jedes unterhaltspflichtige Familien. 
mitglied 75 M. 

Mitglieder, die innerhalb eines Jahres nach der Auszahlung aus 
dem Bunde ausscheiden, haben die bezogene Unterstützung wieder 
zurückzuzahlen. 

Der Antrag muss, von der zuständigen Ortsverwaltung befürwortet 
und beglaubigt, bis spätestens 10. Dezember 1921 in der Haupt- 
geschäftsstelle eingehen. Später gestellte Anträge können keite Be- 
fücksichtigung finden. 

Der Stellennachweis des Bundes muss in Anspruch genommen 
sein und noch werden. Die Stelleniosigkeit muss durch die Erwerbs- 
losenfürsorgestelle bescheinigt sein. — Die Beiträge müssen mindestens 
bis einschl. Oktober 1921 bezahlt oder ordnungsmässig gestundet sein. 
Durch eine nach dem 1. Oktober erfolgte Nachzahlung nicht gestundeter 
Beiträge für mehr als drei Monate wird der Anspruch auf die Wirt- 
echaftsbeihilfe nicht wieder hergestellt. 

Antragsformulare sind bei der Hauptverwaltung Berlin anzufordern. 

Zeichnungsvollmacht. Den Herren Max Hedel und Arthur Laatz 
Ist für die Erledigung der Verwaltungsarbeiten im. Gau Rheinland- 
Westfalen Zeichnungsvollmacht „i. A.“ erteilt worden. 


Bundesvorstand. Anstelle des Kollegen Rogatz, der sein Vorstandsamt 


niedergelegt hat, ist der nächste Ersatzmann, Kollege Reyersbach Mitglied 


des Bundesvorstandes geworden. 
Der Bundesvorstand des B.t, A.B.besteht somit aus folgenden Mitgliedern: 


a) Ehrenamtliche Vorstandsmitglieder. 


T.31153 (1. Vorsitzender) Fritz Heinze, Ingenieur, Berlin NW 87, Tile- 
Wardenbergstr. 20. 
62 252 (2. Vorsitzender) Oskar Liebler., Ingenieur, NW 87, Klarenbachstr. 10. 
T.18593 Emil.Arndt, Ingenieur, Friedenau, Rubensstr. 45. 
T.33 417 ER Cosmus, Eisenbahntechniker, Wilmersdorf, Weimarische 
trasse 4. . 
78170 Otto Senger, Berlin-Lichterfelde, Hindenburgdamm 33. 
3751 Pau! Klein, Ingenieur, Berlin N58, Gleimstr,. 58IH. 
16598 Hermann Kopplin, Ingenieur, Berlin N4, Schlegelstr, 2. 
4476 unz a ow , Ingenieur, Schöneberg, Königsweg 25, Verwaltungs- 
ezir 
56686 A. Pintsch, Techniker, Schönhauser Allee 134b, bei Deglau. 
T.14 777 Josef Reichel, Ingenieur, Berlin-Wilmersdorf, Augustastr. 39. 
21699 Arthur Reichelt, Dipi.-Ingenieur, Charlottenburg, Kais.-Auguste- 
Allee 40. 
22420 Max Reyersbach, Ingenieur, Berlin-Pankow, Hadlichstr. 28. 
T.86 698 W. Schliebener, Architekt, Neukölln, Hobrechtstr. 21. 
120 990 Oswald Schöberlein, Ingenieur, Friedenau, Sponholzstr, 33. 
T.29 866 Kurt Werner, Bauassistent, Grünau (Mark), Am Falkenberg 119. 


b) Besoldete Vorstandsmitglieder: 


52091 Siegfried Aufhäuser, 
109470 Georg Gaedke, 
109659 Erich Händeler, 
T.37641 Heinrich Kaufmann, 
T.11 761 Albert Lenz, 
T.43168 Eugen Lustig, 
3523 Ewald Bote, 
508456 Karl Sohlich, 
16631 Friedrich Schwedt, 
5255 Otto Schweitzer, 
59680 Georg Werner, 


Zuschriften nur unter der Adresss: 
Berlin NW52, Werftstr. 7, 


Dem Bundesausschuss des B.t.A.B. gehören ans 


T.44048 Jos. Obermayr, München 8, Milchstr. 71. 
4 7182 einrich Baader ‚ Nürnberg, Leibnitzstr, 21IH, 
8369 Paul Krug, Charlottenburg, Nordhausener Str. 23. 
17473 Ernst Lütkemeier, Neukölln, Boberstr, 1. 
65 327 Karl la Haine, Schöneberg, Sedanstr. 54. 
508 Emil = ortenbach, Charlottenburg, Kaiserin-Augusta-Allse 49, 
ortal Il. 
12270 Georg Voshage, Hannover, Klein-Buchholzer Kirchweg 31. 
35104 Georg Stäblein, Cassel, Entengasse 2911. 
10553 Willy Cruse, Magdeburg, Leipziger Str. 30. 
27976 Carl Klostermann, Jena, Heimstättenstr. 56, 
15430 Karl Nielsen, Königsberg, Herbartstr. 41. 
T.21927 Fritz Wettengel, Postlagerkarte 97, Hamburg 8, 
T.41 902 Otto Fürst, Hamburg, Osterstr. 15. 
T.29618 Oskar Schweisfurth, Eiberfeld, Erlenstr. 41. 
173460 August Halbfell, Buer-Scholven, Dudelsackstr. 28. 
65 788 Karl Plap pert, Langendreer, Uemminger Str, 44, 
14126 Bruno Eser, Essen, Fluttropstr. all 
57727 Friedrich Dahlhof, Bottrop, Fortsetzungstr. 9. 
‚7.33 242 Karl Meinhardt, Ludwigshafen, Bayernstr. 43. 
4383 Eugen Leclerc, Saarbrücken, Grossherzog-Friedrich-Str. 108 
(mit beratender Stimme). 
5447 L. Nitzsche, Dresden, Chemnitzer Platz 2IIL 
T.25 013 A. Kahnt, Leipzig-Schl., Stieglitzstr. 2. 


24177 Otto Stümpel, Breslau 6, Bunzlauer Str. 15, - 


78642 Karl Michallek, Kattowitz, Charlottenstr. 26. 
8900 Karl Hamm, Mannheim, Heinrich-Lanzstr. 31, 
T.27892 August Mosblech, Köln-Kalk, Albermannstr. 56. 


Ausschüsse des Bundesvorstandes. Innerhalb des Bundesvorstandes 
bestehen nachstehende Ausschüsse mit folgender Besetzung durch ehrenamt- 
liche und besoldete Vorstandsmitglieder: 





Nr. 45° 
Ausschuss für Vorstandsmitglieder: 
ehrenamtliche besoldete 
1. Sozialpolitik ı yR ag Pintsch, Aufhäuser 
eiche 
2. Gewerkschaftliches: Cosmus, Senger, Klein, Kaufmann, “Schweitzeg, 
Reichelt, Reichel Werner 
$. Industrie: le Reichel. Reyers- Schweitzer 
= ch 
4. Baugewerbei Cosmus, Schliebener, Kaufmann 
Senger 
$. Bergbau: Arndt, Klein. Mahlow G. Werner 
6. Behörden und öffentliche Mahlow, Schliebener, Händeler 
Betriebe: Schöberlein, Werner, 
Senger + 
7. Schriftwesen, Werbetätig- Kopplin, Liebler, Bote, Händsler, Schlich 
keit und Informations- eichelt, Reyersbach 2 
dienst: 
8. Technisches Bildungs- Kopplin, Reichelt, Lena 
wesen: chliebener 
9. Rechtssachen: Senger, Pintsch, Reyer- Lenz 
bach 


10. Unterstützungswesen: Cosmus, Schliebener Bote » 
11. Rechnungswesen: Arndt, Mahlow Gaedke, Schwedt 
12, Innere Angelegenheiten: Klein, Schöberlein Lustig 
Werner 
13. Betrieb: Klein, Liebler, Cosmus Gaedks 
t4, Personalien: Heinze, Kopplin,Liebler, Gaedke, Schweitzer 
Reichelt, Reichel 


Dem Kuratorium des Erholungsheims gehören en; die Herren Arndt, 
Heinze, Mahlow, Gaedke und Schwedt. 


Mit der Vermögensverwaltung sind die Herren Heinze, Mahlow, Gaedke 
und Schwedt und mit der. Vertretung des Bundes in den Ausschusssitzungen 
des AfA-Bundes die Herren Heinze, Liebler, Reichel, Händeler und Schweitzer 
beauftragt. 

Der 1. Vorsitzende gehört gleichzeitig allen Ausschüssen mit Stimm- 
recht an. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe I. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b, 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25, 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D,T.Z.” dürfen wegen des be- 
schräukten Raumes nur folgende Angaben enthalten:Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen ‘spätestens 
Montags, mittags I Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderes 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten ı 

M = Mitgliederversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. \ 

Bin.-Nordwest.i[L. M. 14. XL 7%, Jugendhaus, Rathenower Str. Ba 

Bin.-Wildau. M. 14. XI. 7%. Kasino Wildau. 

Gross-Hampurg. V. 18. XI. 7%, Bauhüttensaal des Gewerbehauses, Hamburg, Holstes- 
walll2. & 25. XL O.H.V -Sitzung 7% im Geschäftszinmer, Hamburg, 
torsbrücke 1011. 

Halle a.S. F. Industrie, 15. XL. 8%, Rest. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10, 

Kiel. MM. 17, XL. 8%. Hotel Stadt Magdeburg. 





on Bücherschau 08 


„Hornauers Lohnschlüssel“* nennt der Verlag Reinhold Kühn, Ber- 
lin SW 68, Kochstr. 5, die soeben ‘von ihm herausgegebene verein- 
fachte Steuerabzugstabelle, die mit verblüffender Einfachheit‘ über 
alle Klippen der Sondervorschriften des Lohnsteuerabzuges hinwegkommt 
und unter Berücksichtigung des Familienstandes dem Interessenten den 
zulässigen Abzug nennt. Jede verwickelte Errechnung fällt nunmehr 
fort; man liest aıso ab von dem Tabellenplakat, das für 3 Mark im. 
jeder Buch- und Papierhandlung zu haben ist. , 





„Wie erlange ich In kurzer Zeit eine schöne und geläufige Hand- 
schrift?“ betitelt sich ein Schriftchen, das im Akademisch-technischen 
Verlag von Johann Hammel in Frankfurt a.- M.-West zum Preise von. 
4 M. pro Exemplar erschienen ist. Dasselbe erscheint uns mit seinen 
33 Abbildungen nebst lithographischer Tafel als praktische Anleitun 
zur kurzfristigen Erlangung einer guten und leserlichen Handschri 
zum Selbstunterricht durchaus geeignet. 





Die für die Gesamtausgabe und die Ausgabe IH 
„Grubenbeamte“ bestimmte Beilage „Der Technische 


Grubenbeamte“ fällt aus technischen Gründen in dieser 


Woche aus. 


Hauptschriftleiter und verantwortlich für den Hauptteil! Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Sehwedt, Berlin 
Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 52, Werftstr. 7, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 68. PSABSERE 
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Sobald Sie Ahenmalisuns 
Wire] 


Melden Sie bei uns Ihren Rhemmatismus 
an, fobald er fich bei Ahnen angemeldet Hat! 

Lafien Sie ihn nichı erft alt werden, nicht 
ferlegen, fondern tun.Sie eg bald...  ... ; 

Ginreibungen; &letirifieren, Warmhalten und 
alle möglichen heißen Bäder Helfen Khnen. nur 
vorübergehend: ‚und „niemal3 gründlih. : Das 
einzig Richtige und Sichere Ift- eine -orbentliche 
Rur von Sinnen Heraus und Hit außerdem viel 
einfacher. . ‚Bi 

NAheumatismud, Gicht und verwandte Leiden 
gen im Blüte. 


Sie wollen aber doch nicht den Unfall nur 
bi3 aufs: nädhyfte: Mal aufichteben, -fondern Sie 
wollen, daß er überhaupt ausbieibt: 

Ste müfen de Giftitoffe au dem. ganzen 
Körper austreiben, und das ift nur möglih auf 


dem Wege, auf ‚bein alle aus dem Körper ents- 


fernt wird, waß nicht darin bleiben darf. * 

Umichläge, Pilafter; Salben, Baden, Maffleren, 
Eleftrifteren, jcharfe Einreibungen können fehr gut 
fein, um die Schmerzen für. einige Stunden zu 
mildern, aber Gichtofint ift befjer, well e3 Dauers 
wirkung Ichafft. u : 

.&3 tit auch vielfach einfacher anzuwenden, e3 
bedarf feiner Vorbereitung, beun..ed wird innerlich 
angewandt. - i 
:„&tellen.-Sie. Ah Ihr Blut vor ald ein 
Gemäfler,; weiches verfchlammt und verfumpft ift, 
weil alleviet Unrat Hineingefloffen ift und weil e8 
au träge fließt. 

Da hilft es nichts, daß Ste hier einmal und da 
einmal ein bißchen, darin Herumrühren, - fondern da 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG: 1921 415: 


hilft. nur ein tüchttger Gemitterguß, der alles, mag 


fanlig und fhmustg fit, Hinausipült und einen 


ordenilichen Durhfluß Icheift. 


Ste haben vielleicht fehon eine ganze Hauss »: 


epothefe von allerlei Mitteln zufammengefauft und 
viel Geld dafür ausgegeben, ohne daß Sie Hılfe 
fanden. ) 
BSichtofint Lönnen Ste verfuchen, ehe. Ste e8 
taufen; denn. wir jenden am jeden Leidenden der 
uns auf einer Bojtfarte mitteilt, daß er e8 probieren 
möchte, eine Zleine Schadtel Sichtofint "ganz 
toftenfrei. - 
Sniolge der riefigen Erhöhung aller. Untoften 
und bed teuren Bortoß Haben wir nur 5000.Öratißs 


proben bereitgejiellt, bie fehr ichnell vergeben fein: 


werden. ' 


Schreiben Ste uns deshalb iofort, umd jeten. 


Ste Üderzeugt, daß Ste _fih. biefes Eniichinied 
noch freuen werden. Unfere genane Wdrefle tft: 
Generaldepot der Biltoria-Apothete, Berlin, A 42, 


Gesehäftliche Mitteilungen. 

Die Kenntnis fremder Sprachen ist heute mehr denn je 
eine unbedingte Notwendigkeit für jeden vorwärtsstrebenden Menschen. 
Der beste Weg zur Erleraung fremder Sprachen ist die weltbekannte 
Methode Toussaint-Langenscheidt. Wir verweisen die Leser 
wuseres Blattes auf den der heutigen Nummer beiliegenden Prospekt 
über diese Methode. Bei Bestellungen: bitten wir den Namen unserer 
Zeitung anzugeben. 


= © Stellenangebote e 


Ein Schitibaninyenieur für den Betrieb 
und zwei Schilibauingenisure tür Bureau 


gesucht, Bewerber müssen mindestens Fachschule besucht haben 

und längere Erfahrung im Betrieb bzw. im Entwerfen von Schiffen und 

Ausführen von Werkstattzeichnungen usw. besitzen. — Angebote mit 
ausführlichem Lebenslauf und Zeugnisabschriften .erbeten an 


Deutsche Werke A.-G., Werk Rüstringen, 
Wilhelmshaven (Postfach). : RR 












ingenieur .. Techniker 
für Konstruktions- und Montagearbeiten, Nähe Bautzen, 
sofort gesucht. — Offerten mit Lebenslauf, Zeugnis- 
” * abschriften und Gehaltsansprüchen an 
Deutsche Cahücitwerke Aktiengeselischaft, 
Werke Gnaschwitz bei Bautzen. 













Wir suchen zum sofortigen Eintritt einen eriahrenen 


Krankonstrukteur 


für Konstruktion und Projektierung. — Angebote mit den 
erforderlichen Unterlagen. erbeten an 


Welterwerk, Akt.-Ges., Köln-Zollstock. 














Jüngerer, gewanditer 


Zeichner 


für Berliner Vorort‘ von chemischer Fabrik für 
Rechnungskontrolle, Rapportarbeiten und tech- 
nische Zeichnungsarbeiten für sofort gesucht, 


Angebote mit Bildungsgang an 


Rütgerswerke Aktiengesellschaft - 
Berlin W 35, Lützowstrasse 33—36. 


Wir suchen zum baldigen Antritt für unsere 
Abteilung Kinderwagen einen 


Betriehstechniker 


der in allen Zweigen der Eisenbearbeitung durchaus 
erfahren und mit allen einschlägigen Maschinen wie 
Stanzen, Pressen, Automaten usw. vertrautist. Längere 
Betriebspraxis in grösserem Unternehmen ist Voraus- 
seizung. Herren aus verwandt. Branchen, wie Fahrrad-, 
Auto- u. Nähmaschinen-Industrie, erhalten den Vorzug. 

Angebote werden mit ausführlichem : Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften, Alter u, Gehaltsansprüchen erbeten, 
Werkewohnung vorhanden. 


E.A.Nasther Aktiengesellschaft 


Kinderwagen- und hHolzwarentabrik 
AMeilz. 









Sriedrifiv. 19. 





Für- die Abteilung Baupolizei u. 


Hochbau wird ein in Statik ıEisen- | 


beton) erfahrener 


Hochbautechniker 


zum 1. Dezember gesucht, — 
Bezahlung bei längerer Praxis nach 
Gruppe VII, Anstellung erfolgt auf 
Privatdienstvertrag. Bewerbungen 
mit Skizzen, Lebenslauf u. Zeugnis- 
abschriften an das Tu 


Stadibauamt Wandsbek. 
Tüchtiger unverheirateter 


Architekt, 


flotter Zeichner, sicher im Ver- 
anschlagen’ u. Abrechnen, für bal- 
digen Antritt gesucht: Angebote 
mit Bildungsgang, Skizzen und 
Zeugnisabschriiten erbeten. ‘ 
Firma Kari Bernhardt, 
: Baugeschäft ; 


1 


‚Nimptsch, Bez. Breslau. 


Bautechniker|| 


1 tür Hochbau, 

1 für Tiefbau (Kanalisation, 
Wasserleitung), tüchtig u, erfahren, 
für Entwurf, Veranschlagung und 
Beaufsichtigung sofort gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschrift und Gehaltsansprüchen an 


Bauleitung Deutsch. Museum 
München. 


Als Betriehsleiter ein.Schwemm- 
stein- und Zementdielenfabrik wird 
ein Werkmelster 
der Zementwaren-ind. gesucht, der 
befähigt ist, den Handbetrieb i.einen 
maschinellen Betrieb umzuwandeln; 
genaue Kenntnis d, einschlägig. Ma- 
schinen (Mischmasch., Brecher usw.) 
erforderlich. Es kommt nur eine erste 
Kraft in Frage. Angeb.anN Kirch, 
Schwemmsteinfabr. Andernach a.R. 


Hochbautechniker 


bei voller Verpflegung aufs Land in 
der Braunschweig f. sofort g8sucht. 
Bei‘ zufriedenstellender Arbeit bin 
euch geneigt evti. als Mitinhaber 
einzustellen. Offerten mifgenauem 
Lebenslauf,Gehaltsanspr. u.Zeugnis- 
ebschriften. an Heinrich Klelhorn, 
Baugeschäft, Meina in Hannover, 


Zum baldigen Eintritt suche ich 
einen in Eisenbetonbau durchaus 





„erfahrenen 


ingenieur 
oder Bauführer. 


Selbständiges Arbeiten erforderlich, 
Zeugnisse u. Gehaltsansprüche erb, 
H. Kollmeyer, Baugeschäft, Hoch-, 
Tief- und Betonbau, Wattenscheid. 


Technisch gebildeter 


Werkmeister 


der ‚Landmaschinenbranche 
für Reparaturwerkstatt u. Fabrik 
landw. Maschinen mit 40 Mann 
Belegschaft zum Antritt Ende dieses | 
en gesucht. Näheres nebst 
ehaltsansprüchen an 
Maschinenfabrik W. Krabbe, 
Anklanı (Pommern), 
Zu kaufen gesucht: 


„Friederichsen: Tabellen 
zur Berechnung .d. Querschniits- 
u.Böschungsflächen.“ Erschienen 
inR. v. DeckersVerlag, Berlin. Angb, 


‚and.Kreisbauami in Flatgw(Wpr.). 


Schlane 


für jeden Pfeitenraucher: 
zur garantiert echte, 
reine Tabake. 


al rk 818 ersparen viel Geld. 


Zur Probe 100 Gramm einer Sorte. — 400 Gramm als Muster 
postsendung sind am billigsten. 


Viele tausende Hachbestellungen und Anerkennungen! 
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en einen 


Bautechniker 


für Bureausteliung, welcher über längere Erfahrungen in der 

Bearbeitung von statischen Berechnungen und Entwürfen im Eisen» 

beton verfügt und daneben besonders gute zeichnerische Fähigkeiten 
besitzt. — Ausführliche Meldungen mit Zeugnis- 
abschriften, Empfehlungen und Gefäitsinepröchen an 


Hüser & Cie., Obercasset (Siegkrels). 


N such 


aeer Aonstrukteur 


mit reichen Erfahrungen im Bau von Sägewerks- und Holz= 

bearbeitungsmaschinen, spätestens zum 1. Januar 1922 gesucht, 
Ausführliche Bewerbung mit lückenlosen Zeugnis- 
abschriften und Gehaltsansprüchen erbeten an 


Maschinenwerke Gubisch, Liegnitz 
Spezialtahrik fir Sägewerks- und Hoizbearbeitungs - Maschinen. 
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Bautechniker 


bewandert im Zeichnen u.inMassen- 
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Baugeschäft Rademacher, 
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i 9 heit, Rat- 
Schüchternheit, » 
losigkeit, Lampenfieber, Furcht vor 
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krenkhaftes Erröten, Stottern, sowie 
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sofortige Beseitigung durch ein 
kostenloses Verfahren von Prof, 
Dr. Lahn. — Preis des Werkes 
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W. A. Schwarze’s Verlag, 
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sie puch 
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Für Flechten-Kranke! 


Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch, ver- 

altete Leiden, heile ich unter Garantie mit- meinem 

vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. ° 

"Zahlreiche Dankschreiben. 7 . Eine Flasche genügt, 7. Preis 25 Mark. 
: F, Müller, Heilkundiger, Bremen 
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Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies In be- 
sondsrs vortelihafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- 
s einrichtungen des 


Preussischen Beamten-Vereins 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staats- 

und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 

anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, 

ingenisure, "Architekten, Techniker, kaufm. Angestellte und 
“ sonstige Privatangestellte. 


Versicherungsbestand 524 232 148 M, 
Vermögensbestand 217 328385 M, 


Der Verein arbeitet ohne bezahlte Agenten und spart. dadurch 
sehr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien (Ver- 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 
Zusendung der Druckzachen erfoigt auf Anfordern kostenfrei durch 


Die Direktion des Preussischen 


Besmten-Vereins zu Hannover. 
Bei einer Drucksachenanforderung wolle man auf die Ankündigung 
in diesem Blatte Bezug nehmen. 
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Unsere Antwort auf die Herausforderung der Industrie 


Die deutsche Wirtschaft steht vor einer Katastrophe. In 
den wenigen Wochen von Antang Oktober bis Mitte No- 
vember ist der Kurs des Dollars von dem schon sehr hohen 
Stand von 124 bis aut etwa 300 gestiegen. Diese Bewegung 
hat sich zwar mit starken Schwankungen, im ganzen aber 
doch mit einer geradezu unheimlichen Beharrlichkeit in der 
Hauptrichtung vollzogen. 

Ihre Ursachen sind nicht ganz klar zu erkennen. Zwar 
unterliegt es keinem Zweiltel, dass der Hauptanstoss von der 
über alles Erwarten ungünstigen Entscheidung des Völker- 
bundsrates über Oberschlesien ausgegangen ist, jener Ent- 
scheidung, die dadurch, dass sie den grössten Teil des ober- 
schlesischen Industriegebietes Polen zusprach,: der deutschen 
Ve ıswirtschaft-einen kaum zu überwindenden Schlag versetzte 
und damit ebenso jäh den Glauben des Auslandes an eine 
Wiedergesundung der deutschen Finanzwirtschaft erschütterte. 
Weniger geklärt ist dagegen die Frage, inwieweit die deutschen 
Kapitalisten durch ihr Verhalten den Sturz des Markwertes 
gefördert oder es doch zum mindesten unterlassen haben, ihm 
enfgegenzuwirken. Immerhin braucht man nur die Vorgänge 
an den deutschen Börsen zu beobächten, um zu erkennen, 
dass die „Flucht aus der Mark“ sich nicht aut das Aus- 
land beschränkt. 


Mit erschütternder Deutlichkeit stehen die Folgewirkungen 
der katastrophalen Markentwertung vor den Augen eines 
jeden, der die wirtschaftlichen Zusammenhänge zu überblicken 
vermag. Ihre ersten Folgen haben sich bereits bemerkbar 
gemacht. Seit einigen Wochen lesen wir wieder vom „deut- 
schen Ausverkauf“ in den Grenzstädten und vertolgen mit 
wachsender Sorge das ununterbrochene Emporklettern aller 
Warenpreise. Das ist aber nur der. Antang der verhängnis- 
vollen Entwicklung, die das deutsche‘ Volk ın seiner Ge- 
samtheit, vor allem aber die deutsche Arbeitnehmerschaft be- 
droht, wenn es nicht gelingt, Yen Wert der Mark wieder 
zu heben, oder wenn er gar noch weiter sinken sollte. 
Um sich über den-weiteren Verlaut dieser Entwicklung klar- 
zuwerden, muss man sich vergegenwärtigen, dass die Kaut- 
kraft der Papiermark im Inland auch heute noch etwa den 
tüntzehnten Teil von der Goldmark oder ‚den sechzigsten 
Teil von der des Dallars beträgt, während ihre Kaufkraft 
im Ausland aut den dreihundertsten Teit von der des 
Dollars gesunken ist. Angesichts der Unentbehrlichkeit aus- 
ländischer Nahrungsmittel und Rohstoffe für die deutsche 
Volksernährung und die Autrechterhaltung unserer industriel- 
len Produktion bedeutet das nach der tast restlosen Aufhebung 
der Zwangswirtschatt nichts anderes, als dass die Steigerung 
aller Warenpreise unaufhaltsam fortschreiten müsste, bis die 
Kaufkraft der Papiermark auch im Inland nur noch den drei- 
hundertsten Teil vonder des Dollars beträgt. Mit anderen 
Worten ausgedrückt heisst das, dass Deutschland unmittelbar 
von der Gefahr bedroht: ist, in österreichische oder polnische 
Zustände zu versiiken. 


Just: in dieser Stunde Ääusserster.. Getahr erfahren wir 


durch dıe Tagespresse, dass diejenigen, die in erster Linie 
beruten wären, das drohende Unheil abzuwenden, die deut- 
schen Industriellen, in einer ausserordentlichen: Mitglieder- 
versammlung des Reichsverbandes der»Deutschen 
Industrie am 5. November tolgenden Beschluss gefasst 
haben: 


„Der Reichsverband der Deutschen Industrie ermächtigt 
seinen für die Behandlung der Angelegenheit der Kredithilte 
eingesetzten. Ausschuss, der angemessen zu ergänzen ist, unter 
Zuziehung der deutschen Banken die Verhandlungen mit der 
Reichsregierung mit dem Ziele weitgehender geld- 


‚tıcher Stützung des Reichs für Reparationszwecke tort- 


zusetzen unter folgenden Voraussetzungen: 

Es muss gleichzeitig Sicherheit dafür gegeben werden, 
dass‘ Reichsregierung und Reichstag eine sparsame Fı- 
nanzwırtschatt aur allen Gebieten des Staatslebens un- 
verzüglich eintreten lassen und das Wirtschaftsleben von alten 
die freie Betätigung und Entwicklung schädigenden Fesseln be- 
ireiefl. insbesondere „müssen die Reichs- und sonst in 
öffentlicher Hand befindlichen Betriebe der- 
art behandelt werden, dass sie nicht weiter die öftentlichen 
Finanzen belasten, sondern sie entlasten. Ein Ziel uuse- 
rer inneren Wirtschaftspolitik muss sein, alle in der Wirt- 
schaft vorhandenen, hicht voll beschäftigten Krätte sıcher zu 
produktiver Arbeit zu bringen. Die Industrie muss dıe Sicher- 
heit haben, dass durch ihre Mitarbeit aus unproduk- 
tıven Unternehmungen Unternehmungen gemacht werden, die 
solche Erträge bringen, dass sie zur Verzinsung und 
Tilgung des geplanten Gelddarlehns ausreichen 
und dıe jetzt vorübergehend und freiwillig eintretende In- 
dustrie entlasten. 

Es wurde weiter beschlossen, dass, wenn ein fester Plan 
für die. Durchführung der Kredithilte vorliegt, eine Mitglie- 
derversamml ung des Reichsverbandes der Deut- 
schen Industrie damit betasst werden soll.“ 


Soweit etwa nach dieser an sich schon kaum misszuver- 
stehenden Kundgebung noch Zweitel an den wahren. Absıchten 
ihrer Väter übriggeblieben sein sollten, sind sie inzwischen 
ertreulicherweise durch die Erläuterung zerstreut worden, 
mit der. sie dem .Reichskanzler durch den Vorsitzenden des 
Reichsverbandes, Herrn Dr. Sorge, überreicht worden ist. 
Danach macht das industrielle Unternehmertum seine Kredit- 
hilte von der Erfüllung tolgender Forderungen abhängig: 

„Abgesehen von den unter Mitwirkung der parlamentari« 
schen Instanzen zu lösenden Fragen der sparsamen Fi- 


Es geht vorwärts im Bund! 


1750 


Kollegen haben sich im Oktober neu der frei- 
gewerkschaftlichen Technikerbewegung angeschlossen. 
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‘standen ist. Schon von dem ersten Tag an, an dem die 





nanzwirtschaft und der Befreiung des Wirt- 
schaftslebens von den ihn auferlegten Fes- 
sein kommen zunächst Akte der Gesetzgebung in Frage, 
die es ermöglichen, mit den Reichseisenbahnen be- 
ginnend,. die sonst in öffentlicher Hand be- 
findlichen Betriebe in privatwirtschaftliche 
Formen zu bringen. 

Die Durchführung solcher Massnahmen ist möglich aut 
Grund eines durch die Gesetzgebung zu schaffenden Ermäch- 
tigungsgesetzes, d den Verkaut zunächst der 
Reıchseisenbahnen an eine prıvatwırtschatt. 
lich juristische Person in die Wege leitet. 

Die Industrie wird Vorschläge ausarbeiten und sıe zu ge- 
gebener Zeit den zuständigen Stellen vorlegen, aus denen 
ersichtlich ist, in welcher Form: diesem Ermächtigungsgesetz 
praktischer Inhalt. gegeben werden muss. 

Reinwirtschattlich muss diese Aktion dahin führen, dass 
von einem nicht zu fern liegenden Zeitpunkt ab die Eisen- 
bahnen ein zu vereinbarendes Kapitaı der ju- 
ristıschen Person verzinsen und dass gleichzeitig 
das Reich von allen persönlichen und sachlichen Lasten aus 
dıesen Unternehmungen befreit wird. 

Die Entlastung des Reiches von Arbeits- 
krätten, die weder ihrer Zweckbestimmung nach noch in 
wirtschaftlicher Beziehung volle Nutzung finden, kann nach 
Auffassung der Industrie nur in Verbindung mit grosszügigen 
Siedlungen ertolgen, die wieder an sich und nach ihrer Öört- 
lichen Lage die nutzbringende Beschäftigung dieser Persön- 
lichkeiten sicherstellen. 

Die Industrie ist sich darüber klar, dass die Durchfüh- 
rung dieser Aktion, insoweit der Artikel 248 des Friedens- 
vertrages Rechte des 'Auslandes begründet hat, entsprechende 
Verhandlungen mit den Vertragsgegnern ertorderlich macht, 
die gleichzeitig dazu führen müssen, im Zusammenhang mit 
der Lösung dieser Frage auch die Verptlichtungen 
aus dem Ultimatum einer anderweitigen LÖö- 
sung zuzutühren. 

Aut diesen Grundlagen wird die Industrie in Verhand- 
Iıngen mit deutschen Banken eintreten, um, sotern eine Aende- 
rung, des Londoner Ultimatums sich nicht schon aus den 


vorher angedeuteten Verhandlungen ergibt, diejenigen Kredite ' 


zu beschaiten, die notwendig sind, um die finanziellen Ver- 
pflichtungen des Reiches sowie die Entwickelungsmögliehkeit 
der angestrebten Neuorganisationen der Reichsbetriebe zeitlich 
und sachlıch sicherzustellen. 
Die Durchtührung dieser Kreditaktion ein- 
schliesslich der Verhandlungen mit den aus 


"wärtigen Kreditgebern kann nur unter Füh- 


rung der deutschen Industrie und im Einver- 
nehmen mıt den deutschen Banken ertolgen. 

Selbstverständlich muss, wenn sich die deutsche Volks- 
wirtschaft und damit der deutsche Staat .aus den jetzigen 
Verhältnissen herausarbeiten will, die Volksgesamt- 


heit, d.h. der Staat, aegjenjigen, die heurs 


diesen jetzt treiwillig übernommenen Kre- 
dit zur Verfügung stellen, in zu vereinbaren- 
der Weise entsprechende Entlastung gewäh- 
zent 

Wenn etwas an diesen Verlautbarungen des Reichsverban- 
des der Deutschen Industrie Anerkennung verdient, so ist es 
die rücksichtsiose Offenheit, mit der hier Herr Stinnes und 
scine Freunde ihre Ziele verkünden. Nun wissen die deutschen 
Arbeiter, Angestellten und Beamten wenigstens, woran sie 
sind! AuslieterungderinöftentlicherHandbe- 
findlichen Betriebe, vorweg der Reichseisen- 
bahnen an das privatkapitalistische Unter- 
nehmertum, so lautet die erste Forderung der Schwer- 
industrie. Betreiung des Wirtschaftslebens von allen die treie 
Betätigung und Entwicklung schädigenden Fesseln, d. h. in 
klares _ Deutsch übersetzt, Beseitigung des Restes 
von Zwangswirtschaft auf dem Gebiet der 
Kohlenbewirtschaftung und des Wohnungs- 
wesens, Authebung des Achtstundentages und 
des Betriebsrätegesetzes und Wiederherstel- 
lung der vorrevolutionären Alleinherrschaft 
des Unternehmers bei der Festsetzung der 


Lohn- und Arbeittsbedingungen, heisst die zweite, - 


Weitgehende Befreiung des Unterehmertums 
vonder Steuerpflicht, die dritte. Man sieht, diejenigen, 
die diese Bedingungen aufgestellt haben, sind gewillt, ganze 
Arbeit zu machen, 

Um aber die Unvertrorenheit dieses Diktates in ihrer 
ganzen Grösse zu würdigen, muss man sich vergegenwärtigen, 
wie der Plan der sogenannten Kredithilte überhaupt ent- 


Reichsregierung ihre Steuerpläne im Reichswirtschaftsrat und 
Reichstag bekanntgab, war es klar, dass die” beabsichtigten 
Steuern in ihrer Gesamtheit nicht ausreichten, um den durch 
die Reparationsverpflichtungen belasteten Reichshaushalt zum 
“Ausgleich zu bringen. Vor allem aber liessen diese Pläne 


die Frage vollkommen unbeantwortet, wie die ausländischen 


Devisen zur Bezahlung der jeweils fälligen Reparationssummen 
beschafft werden sollten. ° Aus dieser Erkenntnis heraus ent- 
stand im Reichswirtschaftsrat ein Antrag Wissell u. Gen, 
ın dem unter Hinweis aut die Unzulänglichkeit der Regie- 
rungsvorlagen und die katastrophale Finanzlage des: Reiches 
eine „Heranzıehung der Gold- bezw. Sachwerte der deutschen 


Wirtschaft“ zur Erfüllung der Reparationsverpflichtungen ge- 


tordert wurde. Was damit gemeint war,’ wurde “in der sich 
an die Einbringung des Antrages anschliessenden Aussprache 
wiederholt klargestellt. Es handelte sich einmal darum, dem 
Reich durch seine unmittelbare Beteiligung an den Erträgnissen 
der Wirtschaft endlich auch aus dem Besitz jene Mittel zuzu- 
führen, deren es zur Deckung seiner Ausgaben bedari, zum 
andern aber darum, dem Reich Pfänder in dıe Hand zu geben, 
aut die hin es im Auslande Kredite zur. Bezahlung der Repa- 
rationssummen bekommen konnte. 


- Nach heisser Redeschlacht, in der dieser Gedanke von den 
Unternehmervertretern mit der grössten Heftigkeit bekämpit 
wurde, wurde der Antrag Wissell u. Gen. dem Reparations- 
ausschuss des Reichswirtschaftsrates zur weiteren Behandlung 
überwiesen. Bei den Beratungen im Reparationsausschuss 
machte dann ein namhafter Vertreter des industriellen Unter- 
nehmertums die autschenerregende Mitteilung, dass die 


deutsche Industrie sich entschlossen habe, dem Reich durch An- 


spannung ihres privaten Kredits im Auslande bei der Erfüllung 
seiner Reparationsverpflichtungen zu helfen. Voraussetzung 
für diese Hilisaktion sei allerdings, dass von einer, weiter- 
gehenden Heranziehung der Sachwerte Abstand genommen 
werde, und weiter müsse verlangt werden, dass sich auch die 
anderen Erwerbsstände, insbesondere ländlicher und städtischer 
Grundbesitz, an ihr beteiligten. 


Als eine ‚„heroische Tat‘‘ wurde damals die angekündigte 


Kredithilte der Industrie gepriesen, und wirklich schien es zu- 
nächst, als ob sich hier ein Weg zeige, dem. Reich ohne 
dauernden Verlust wertvollen deutschen Volksvermögens an 
das Ausland, wenigstens für die ersten, schwersten Jahre die 
Erfüllung seiner . Reparationsverpflichtungen zu ermöglichen. 
Ein vom Reparationsausschuss des Reichswirtschaftsrats ein- 
gesetzter Unterausschuss entwart in fleissiger, gründlicher 
Arbeit einen „Gesetzentwurt über die Errichtung einer Kredit- 
vereinigung der deutschen Gewerbe‘, jener Vereinigung, der 


laut 8 1 des Entwurfes die Aufgabe zufallen sollte, dem Reich 


die zur Erfüllung seiner Reparationsverpflichtungen ertiorder- 
lichen Mittel in fremder Währung zur Verfügung zu stellen. 


Die Haltung der Arbeitnehmervertreter im 
Reichswirtschaftsrat zu dem Angebot der Industrie war bisher 
nicht ablehnend. Sie wird am besten gekennzeichnet durch 
folgende Erklärung, die Tarnow in der Pfenarsitzung des 
Reichswirtschaftsrates am 4. November bei der Beratung des 
oben erwähnten Gesetzentwurts im Namen sämtlicher Arbeit- 
nehmervertreter abgab: > een 


„Die vorläufigen Steuergesetzentwürfe der Reichsregierung | 
stehen sowohl unter sich als mit den bisherigen Steuern n 


keinem organischen Zusammenhang. Die Besitzsteuern ins- 
besondere sind in ihrem Ertrag ungewiss und treten erst so 


spät in Kraft, dass sie der rapide anschwellenden Geldent-, 
wertung in keiner Weise begegnen, so dass sich die Teuerung 
lawinenhaft vergrössert. Es lässt sich schon jetzt voraussehen, 


dass die Steuervorlagen in ihrer Gesamtheit nicht das Ziel 
erreichen werden, die Notenpresse für eine gewisse Zeit still- 
zusetzen und den Staatshaushalt ins Gleichgewicht zu bringen, 
Während vorgeschlagen wird, dass die. Besitzsteuern erst 1923 
in Kraft treten, sollen sofort Steuern aut den Massenverbrauch 
durchgeführt werden, welche für den Konsum sehr stark be- 
lastend sind, wie besonders die Uimsatzsteuer, Die Zustim- 
mung zu den indirekten Steuern muss deshalb an die Voraus- 
setzung geknüpft werden, dass die geplanten Finanzmassnahmen 
in ihrer Gesamtheit zur Herstellung des Gleichgewichts im 
Reichshaushalt und damit zur Festigung der Währungsverhält- 
nisse führen. Nur eine solche Festigung der Mark würde der 


"Senkung .der wirklichen Kaufkraft des Lohnes Einhalt tun, 


damit aber auch einen Ausgleich für die schwere Verteuerung 
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der Preise durch die neuen Steuern bieten. Deshalb ist. als 
DES NUNE neben den vorgeschlagenen Besitzsteuern zu 
ordern: 


1. Soweit die vorgschlagene Kreditaktion 
nicht mindestens die Reparationskosten des 
Reiches bis zum Ablaut des zweiten Repara- 
tionsjahres deckt, muss der Fehlbetrag durch 
entsprechende innere Erfassung der Sach- 
werte bei industrie, Gewerbe, Handel, 
Lardwirtschaft und Bankwesen aufgebracht 
werden. \ 

2. Die Verrechnung der Tilgungsleistungen aus 
der Kreditaktion dart in erster Linie nur auf die Besitz- 
steuern erfoigen; wenn diese abgegolten sind, dürfen 
weitere Verrechnungen nur noch aut die Umsatzsteuer erfolgen. 
Alle anderen Steuern und Abgaben müssen dem inneren Haus- 
haltsbedart vorbehalten bleiben. 

3. Die -Landwirtschatt ist als Garant für den Aus- 
landskredit nicht von ausschlaggebenden Bedeutung. Deshalb 
sind die hier entstandenen und noch entstehenden Gewinne, 
die aus Zählungen der breitesten Volksmassen herrühren, durch 
eine entsprechende steuerliche Belastung des landwirtschaft- 
lichen ‚Besitzes zur Abdeckung des Defizits der nächsten Jahre 
heranzuziehen. 

4. Die noch nicht eingezogenen Steuern aus den Jahren 
1919 bis. 1921 sind alsbald beschleunigst einzuziehen.“ 


Diese Erklärung ist, wie. ein Vergleich der Daten ergibt, 
noch vor der. ausserordentlichen Mitgliederversammlung des 


‘Reichsverbandes der Deutschen Industrie abgegeben worden. 


Es braucht kaum erst gesagt zu werden, dass durch die 
letzten Kundgebungen des Reichsverbandes eine vollkom- 
men neue Situation geschaffen worden ist. Schien es 
bis dahin, als ob die Kredithilie nur von Bedingungen ab- 
hängig gemacht werden sollte, über die sich wenigstens reden 
liess, so muss heute mit aller notwendigen Deutlichkeit aus- 
gesprochen werden, dass über die neuerdings gestellten Be- 
dingungen eine Diskussion überhaupt nicht möglich ist. Diese 
„Bedingungen“ stellen in Wahrheit nichts anderes als einen 
Versuch“ dar, den Staat restlos unter die Bot- 
mässigkeit des kapitalistischen Unterneh- 
mertwms zu zwingen und die Alleinherrschaft 
des schrankenlosesten Kapitalismus für alle 
Zukunft zu stabilisieren. Sie sind eine dreiste 
Herausforderung des gesamten werktätigen 
Volkes, und deshalb können sie von der Arbeitnehmerschaft 
nicht mit ‘einem Verhandlungsangebot, sondern nur mit der 
schärfsten Kampfansage beantwortet werden. 

Was::auf den Beschluss des Reichsverbandes zunächst 
erwidert werden musste, ist in folgender Entschliessung 
der beiden Vorstände des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und.des Allge- 
meinen freien Angestelltenbundes gesagt: 


„Die Vorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes und des Allgemeinen freien Angestelltenbundes sehen 
in den Beschlüssen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie 
zur Gewährung einer Kredithilfe an.das Reich eine Provo- 
kation der gesamten werktätigen Bevölke- 
rung. Die organisierten Unternehmer knüpfen an die steuer- 
lichen Vorschussleistungen Bedingungen, die in politischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht zur Entrechtung und mate- 
riellen Schädigung der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten führen müssen. Sie fordern von der Reichsregierung 
politische Garantien zugunsten des Unternehmertums, die in 
letzter Linie eine Einschränkung des Mitbestimmungs- 
rechtes der Arbeitnehmer in den Betrieben, eine Entstaat- 
lichung der Eisenbahn- und sonstigen Reichsbetriebe und die 
Durchbrechung oder Aufhebung des Acht- 
stundentages bedeuten. Der Wortlaut der Entschliessung 
lässt erkennen, dass allgemein mit der Gewährung der Kredit- 
hilfe das Reich und damit die breiten Schichten der Bevölke- 
rung in eine wachsende und unerträgliche Ab- 
hängigkeit von den- Unternehmern gebracht 
werden sollen. Die Kreditaktion der Industrie, die man 
anfangs als eine nationale Tat angekündigt hat und die auch 
die Zustimmung der Gewerkschaften gefunden hätte, ist durch 
die Beschlüsse des Reichsverbandes der Deutschen Industrie 
als einneues Machtinstrument des organisier- 
ten Unternehmertums entlarvt worden. 

Die vereinigten. gewerkschaftlichen Spitzenverbände er- 
warten von der Reichsregierung, dass sie die von den Indu- 
strielen in. Verbindung mit der Gewährung der Kredithilfe 
erhobenen Forderungen unbedingt ablehnt.“ 
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Diese Kundgebung der beiden freigewerkschaftlichen 
Spitzenorganisationen dürfte die Stinnes und Genossen bereits 
darüber belehrt haben, dass sie mit ihren feinen Plänen bei 
den 9 Millionen freigewerkschaftlich organisierten Arbeitern 
und Angestellten keine Gegenliebe finden. Und sie wird hof- 
fentlich auch der Reichsregierung den Mut geben, die an- 
massenden Diktaturgelüste dieser Herren mit aller gebotenen 
Deutlichkeit zurückzuweisen. 

Das. genügt aber noch nicht. Nachdem sich nunmehr das 
Kreditangebot als ein grosser Bluff herausgestellt hat, muss 
vielmehr klar ausgesprochen werden, dass die deutsche Arbeit- 
nehmerschaft keine Lust hat, sich noch länger von Leuten; 
die sich als Vaterlandsretter ausgeben, während sie in Wirk- 
lichkeit nur ein schmutziges kapitalistisches Wuchergeschäft 
machen wollen, an der Nase herumführen zu lassen. Es ist 
die elite Stunde, und jedes weitere Zögern könnte verhängnis- 
voll werden. Die Kredithilfe der Industrie‘ muss als abgetan 
und erledigt betrachtet werden, und es gilt jetzt, mit aller not- 
wendigen Beschleunigung und Energie andere Wege zu finden 
und zu beschreiten, um dem Reich in seiner Not, die auch 
die Not des werktätigen Volkes ist, zu helfen. 

Die Aufgaben, um deren Lösung es sich’ handelt, liegen 
klar zutage. Ebenso klar ist es aber auch, dass sie auf den 
bisher beschrittenen Wegen der Steuergesetzgebung nicht ge* 
löst werden können. Deshalb muss jetzt endlich Ernst gemacht 
werden mit der Verwirklichung der Forderung nach 
Heranziehung der Sachwerte sowohl für den Zweck 
der- Erfüllung der Reparationsverpflichtungen nach aussen als 
auch für den der Sanierung der Reichsfinanzen im ganzen. 


Otto Schweitzer. 
s 


Der vorstehenden Protestaktion des A.D.G.B. und des AfA- 
Bundes folgten am 15. November weitere Beratungen zwischen 
den beiden Spitzenorganisationen, die. zu dem. Ergebnis ge- 
langten, dass neben der Abwehr des Industrieraubzuges auf 
die Reichsbetriebe von der Regierung nunmehr »ein so- 
fortiges gesetzgeberisches Eingreifen gegen 
das wachsende Finanzelend des Reiches und die damit ver- 
bundene' unerträgliche Teuerung aller Lebensmittel und Be- 
darfgartikel verlangt werden muss. Hierzu wird erklärt: 


„Unbeschadet ihrer. grundsätzlichen Auffassung, dass die 
zu lösende Aufgabe nicht lediglich ein Steuer-, sondern vor 
allem ein Wirtschafts- und Produktionsproblem ist, halten die 
Gewerkschaften angesichts der fortschreitenden Geldentwertung 
eine grundsätzliche Neuordnung der Steuerpolitik für un- 
umgänglich notwendig. Es kommt vor allem darauf an, zum 
Zweck der Sanierung der vom Zusammenbruch. bedrohten 
Reichsfinanzen die Leistungsfähigkeit der seit Be- 
endigung des Krieges wieder erstarkten Privatwirtschaft 
im notwendigen Masse anzuspannen. Die Stillegung der Noten- 
presse, die als die Voraussetzung für jede Gesundung der 
Reichsfinanzen angesehen werden muss, kann nur erreicht 
werden, wenn bei der bevorstehenden Steuerreform die Wirt- 
schaft in den Dienst des Staates gestellt wird. 

Die Erfüllung der Wiedergutmachungsleistungen an die 
Entente macht es der Regierung zur Pflicht, die Wirtschaift- 
lichkeit der Reichsbetriebe einer Nachprüfung zu unter- 
ziehen. Unter unbedingter Ablehnung aller Versuche einer 
Ueberführung der Eisenbahn- oder anderer Reichsbetriebe in 
Privatbesitz wird vorgeschlagen, die im Besitz des Reiches 
befindlichen wirtschaftlichen Unternehmungen von ihrer heuti- 
gen bureaukratischen Bevormundung zu befreien und durch 

ozialisierung wirtschaftlich zu gestalten. 

Gegen die Ausbeutung der Reichseisenbahnen durclhh 
privatkapitalistische Lieferanten müssen im Eisenbahnfinanz- 
gesetz Sicherungen vorgesehen werden. 













Kollegen! 
Anhaltende Geldentwertung bedingt höhere Gehälter] 


Im ganzen Reiche sind Kämpfe entbrannt, die starke An- 
forderungen an die Organisation stellen. Es ist deshalb 
Ehrenpflicht eines jeden Kollegen, bei jeder erkämpften 
Gehaltszulage zur Stärkung des Kampfifonds beizutragen. 


Zeichnet für den Kampffonds des Bundes! 
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Von diesen Erwägungen ausgehend fordern die, Vor- 
stände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
des AfA-Bundes von der Reichsregierung und dem Reichstag 
zur Erfüllung der Wiedergutmachungsleistungen und zum Aus- 
gleich des inneren Haushalts des Reiches die beschleu« 
nigte Beschlussfassung über folgende ge- 
setzgeberische Massnahmen: 

1. Beteiligung des Reichs an den Sach- 
werten. Die Aktiengesellschaften haben 25 Prozent ihres 
Aktienkapitals auf das Reich zu übertragen. Die kleineren 
gewerblichen Unternehmungen und die Landwirtschaft sind 
durch eine Steuer, deren Erträgnisse der Verände- 
rung des Geldwertes angepasst sind, in gleicher Höhe 
zu belasten.: 5 

2. Sozialisierung des Kohlenbergbaus zur 
Erhöhung der Kreditfähigkeit des Reichs. 

3. Neuordnung der Verkehrsunterneh- 
mungen mit dem Ziele, sie in kürzester Zeit wirtschaftlich 
zu gestalten. 

4. Schärfste Erfassung der Exportdevisen 

durch Ausbau. der Aussenhandelskontroile. 

5. Beschränkung der Einfuhr auf das Lebens- 
notwendige. 

Erhöhung der Ausfuhrabgaben bis zur 
völligen Erfassung der Valutagewinne. 

7. Beschleunigte Einziehung des Reichsnotopfers. 

8. Sofortige Einziehung der bisherigen Steuern, 
insbesondere der Einkommensteuer. Die Steuerpflich- 
tigen müssen verpflichtet werden, den Betrag ihrer eigenen 

“ Veranlagung sofort an die Finanzämter abzuliefern. Bleibt 
diese Zahlung bis zu einer Grenze ‘von 25 Prozent hinter 
ihrer Einkommensteuerpflicht zurück, so haben sie nach der 
definitiven Veranlagungsentscheidung des Finanzamts den 
Rest mit 5 Prozent Zinsen abzuführen. Ist die Selbstveran- 
lagung unter diesem Betrage zurückgeblieben, so haben sie 
für diese Summe eine Verzinsung von 30 Prozent zu zahlen. 
Die Umsatzsteuer ist von den Steuerpflichtigen in 
monatlichen Abschlagszahlungen abzuführen. 

9. Scharfe Besteuerung der durch Devisen und 
und Effektengeschäfte erzielten, Gewinne. 

10.° Kontrolle der privatwirtschaftlichen Monopole. 


Die Vorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes und des AfA-Bundes rufen .alle organisierten Arbeiter 
und Angestellten, sowie die zentralen und örtlichen Organe 
der freien Gewerkschaften auf, mit allem Nachdruck 
für dieses Mindestprogramm einzutreten und 
für seine Durchführung ihre ganze organisatorische 


Kraft zu entfalten.“ 
[} 


Die Kundgebung des Deutschen Beamten- 
bundes gegen die Ueberführung der Unternehmungen des 
Reiches in die Privatwirtschaft lautet: 

„Der Deutsche Beamtenbund hat sich mit den Forde- 
rungen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie be- 
schäftigt und wehrt sich mit aller Entschieden- 
heit gegen den Versuch, die Not des Volkes 
auszunutzen, um die Reichseisenbahnen und die übrigen 
Reichsbetriebe, den wertvollsten Besitz des deutschen Volkes, 
in die Privathand zu. bringen. Die Kreditaktion, die ursprüng- 
lich als eine patriotische Grosstat ausgegeben wurde, soll 
nunmehr zur Stärkung einseitiger politischer 
Macht benutzt werden. Die Sanierung der Eisenbahnen, 
die nötig ist, kann ohne Auslieferung der Reichseisenbahnen 
in.die Hand des privaten Grosskapitals bei Durchführung ge- 
sunder wirtschaftlicher Grundsätze erreicht werden. Mit 
der Eisenbahnbeamtenschaft sind auch alle anderen im 
Deutschen Beamtenbund organisierten Beamten darüber 
einig, dass dieser selbstsüchtige, mit dem’ Allgemeinwohl 


unvereinbare Versuch der Industrie mit allen Mitteln abge-' 


wehrt werden muss.‘ 


Französisch-deutsche Verständigung 


über den Wiederaufbau inNordfrankreich 


Heute, drei Jahre nach Abschluss des Waffenstillstandes 
und Einstellung der Feindseligkeiten, muss immer noch fest- 
gestellt werden, dass für den Wiederaufbau der im Kriege 
völlig zerstörten 319269 Häuser und der 313675 teilweise 
vernichteten Wohnungen in Frankreich.so gut wie nichts ge- 
schehen ist. Kaum 5 Prozent der zu Schaden gekommenen 
Wohnstätten sind wieder bewohnbar gemacht. 19—20 Prozent 
aller beschädigten Häuser, Kirchen, Schulen und sonstigen 
öffentlichen Gebäude befinden sich noch genau in demselben 
Zustand wie beim Ende des Krieges. Der bisher durch die 
Franzosen selbst betriebene Wiederaufbau hat sich auf die 
Instandsetzung der Strassen, Eisenbahnen, Kanäle, auf Nutz- 
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barmachung des Bodens, Ergänzung und Wiederherstellung 
der industriellen Anlagen beschränkt. Es muss zugegeben 
werden, dass Frankreich hier Beträchtliches geleistet hat. 
Warum aber blieben die Wohnungen und Gebäude liegen? 
Hier müssen andere Gründe als das bautechnische Unvermögen 
massgebend sein. Es sind Gründe der hohen Politik; der 
Kampf wird in diesem Falle allerdings in empfindlichster Weise 
auf dem Rücken der unglücklichen Bewohner Nordfrankreichs 
ausgefochten. - 


Wenn die französische Regierung nur jemals den ernsten . 


Willen zur praktischen Wiederaufbauarbeit bekundet und.von 
dem freiwillig gegebenen Angebot der deutschen Arbeiter- 
gewerkschaften und unseres Bundes, am Wiederaufbau Nord- 
frankreichs mitzuwirken, Gebrauch gemacht hätte, dann würde 
heute bereits die Masse der ‘Geschädigten, wenn auch immer 
noch notdürftig, aber -doch menschenwürdig, untergebracht 
sein“ Nur um dem sonst‘ auch in Frankreich ‚abflauenden 
Hassgedanken gegen Deutschland immer wieder neue 


Nahrung zu geben, müssen die von den Schrecken 'des Krieges 


unmittelbar betroffenen unglücklichen Bewohner der zerstörten 
Gebiete entweder fern von der. Heimat 'weilen, oder in unge- 
sunden Wellblechbaracken, : dürftig: zusammengestellten Holz- 
schuppen, oder gar noch in den Kellern der alten zer- 
schossenen Häuser hausen und ein Leben leben, das zwin- 
end zum ‚starken Hass gegen die Urheber dieses Elends 


‚führen muss, In dem Augenblick, in dem das französische 


Volk aber erkennt, dass es von den Deutschen nichts mehr 
zu fürchten, für den Wiederaufbau alles zu hoffen hat, zer- 
flattert der Hass und es stehen sich nur: Menschen gegenüber, 
die alle gleichermassen unter dem Kriege gelitten haben und 
unter dessen Nachwirkungen heute noch leiden. Wenn erst die 


‚Menschen und ihre wirtschaftlichen Organisationen dies- 


seits und jenseits der Grenze ihre Kraft zum gemeinsamen 
Wirken vereinen, dann. wird der völkerverzehrende Hass auf- 
hören. Diese Erkenntnis bricht sich nunmehr auch in Frank- 
reich langsam Bahn. 


Die „Sinistr&s“ — die Geschädigten — sind-es nach 
3 Jahre langem geduldigem Warten müde geworden, sich mit 
Versprechungen abspeisen zu lassen. ‚Sie wollen heraus aus 
den Höhlen und ihre Häuser wieder aufgebaut haben. Wenn 
Frankreich dazu aus eigener Kraft nicht imstande ist, ist 
ihnen auch die deutsche Hilfe willkommen. Immer ‘grösser 
wird die Zahl‘ der‘ Geschädigten, die: klarer ‚sehen, wie 
die Dinge liegen. Sie haben sich deshalb ‚unter Mitwirkung 
des französischen Gewerkschaftsbundes, der 
C. G. T. (Confederation generale du Travail) und der fran- 
zösischen Techniker-Örganisation, der Ustica 
(Union Syndicale des Techniciens de l’Industrie, du Commerce 
et de P’Agriculture) einen starken Verband geschaffen, der zu- 
sammen mit den genannten freigewerkschaftlichen Organisa- 
tioneh wachsenden Einfluss auf: die öffentliche Meinung in 
Frankreich gewinnt. Von den tatkräftigen Führern der C.G.T. 
Jouhaux und Laurent, die in ihrer Tageszeitung „Le 
Peuple“ einen scharfen Kampf gegen die bisherige ‚Untätigkeit 
der französischen Regierung in der Wiederaufbaufrage und 
gegen die Spekulationsgelüste des französischen Unternehmer- 
tums führen, wurden die Sinistres “darüber aufgeklärt, dass 
die Deutschen — Arbeiterschaft und Regierung — schon im 
Jahre 1919’ zur praktischen Aufbauarbeit bereit ‚waren und 
dass seit dieser Zeit wiederholt Verhandlungen zwischen den 
deutschen und französischen Bauarbeiterverbänden geführt wur- 
den, die alle dem Zusammenarbeiten deutscher und fran- 
zösischer Arbeiter im Wege stehenden. technischen Schwierig- 
keiten zu beseitigen suchten; dass ferner die deutschen amt- 
lichen Unterhändler schon unter dem Druck der grossen 


Arbeitslosigkeit im Baugewerbe in den Jahren 1919 und 1920 - 
immer wieder auf die zweckmässige Verwendung deutscher ° 


Arbeitskräfte in Nordfrankreich hinwiesen, ohne bei der fran- 
zösischen Regierung und bei dem massgebenden Minister 
Loucheur Gegenliebe dafür gefunden zu haben. Jetzt, von 
den: Sinistres hart bedrängt, sucht Loucheur die Schuld auf die 
Deutschen zu schieben, die, wie er behauptet, gegenwärtig 


selbst Hochkonjunktur im Baugewerbe hätten und keine ge- 


lernten Bauarbeiter abgeben könnten.‘ Bei den Verhandlungen 
in Wiesbaden sei von Rathenmau besonders auf diese Tat- 
sache hingewiesen worden, und daraus folgern Loucheur und 
seine Presse, dass die Deutschen- sich ‘nicht durch Arbeits- 
leistung am Wiederaufbau beteiligen wollten. Wenn der 
französische Wiederaufbauminister einem: Führer der Sinistr&s 
und der Ustica auf ihr Drängen hin erklärt: „Bringen Sie 
mir 10 000 deutsche Arbeiter, und ich: werde’ diesen noch morgen 
die Pässe ausstellen!“, so ist das eine wenig schöne Art, sich 
aus der Verlegenheit zu ziehen und: die ‘bisherige absolute 
Untätigkeit zu verdecken. 1919 und 1920 hätte Loucheur nicht 
10000, sondern. mehr als 100.000: Bauarbeiter und die dazu- 
gehörigen Techniker haben können, die- damals in Deutsch- 
land arbeitslos waren und: von der öffentlichen Fürsorge er- 
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‘ müssen hier völlig neu errichtet werden. 
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halten werden mussten. Heute ist es nun nicht mehr möglich, 
der deutschen Volkswirtschaft so viel gelernte Bauarbeiter — 
und nur solche fehlen in Frankreich — zu entziehen, als nötig 
sind, um die Wiederherstellung des ganzen zerstörten Ge- 
bietes auf einmal-in Angriff zu nehmen. Wenn wir diese 
Feststellung machen, dann soll aber damit auf -keinen Fall 
gesagt. sein, dass sich die deutschen Gewerkschaften ihrer 
Wiederaufbaupflicht, die sie der notleidenden Bevölkerung 
gegenüber freiwillig auf sich genommen haben, entziehen 
wollen, Sie sind nach wie vor bereit, nach Massgabe der 
deutschen Leistungsfähigkeit auch gelernte Ar- 
beitskräfte und qualifizierte Techniker dem französischen Volke 
zur Verfügung zu stellen, 


Als im Mai d. Js. die Ustica zwei Vertreter zum Bündes- 
tag des; Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten entsandte, konnten diese sich selbst davon 
überzeugen, dass der Wiederaufbauwille sowohl bei den deut- 
schen Technikern, wie bei den Bauarbeitern, ungeschwächt vor- 
handen: ist: Damals schlugen wir den beiden französischen 
Delegierten vor, einen praktischen Anfang zu machen und an 
irgend einer geeigneten Steile- in Frankreich .durch deutsche 
Arbeiter und Techniker ein Musterdorf aufbauen zu lassen, 
um so.den.Franzosen durch das Beispiel ‚zu : zeigen, : was 
deutsche Technik und deutsche Arbeit zu leisten vermag. Die 
französischen Delegierten, die.Kollegen Ripert und Crett&, 
griifen «den Gedanken freudig auf, verstanden es, ihm :bald 
praktische. Gestalt zu geben und ‘den Bedürfnissen des in 
Aussicht genommenen.‚Gebietes entsprechend zu erweitern. 


In’ der „röten Zone‘, wo’ kaum ein Stein auf dem 
anderen. blieb, fanden sie alle für die erste Verwendung deut- 
scher Arbeitskräfte‘ erforderlichen: Voraussetzungen gegeben: 
11 Gemeinden, deren Baulichkeiten fast völlig‘ wie vom Erd- 
boden weggeblasen sind, die gleichwohl aber noch von einem 
Rest der sehr bodenfesten Bevölkerung in aller primitivster 
Weise bewohnt werden. 

Diese Bevölkerung hat sich in Versammlungen .der Sinistres 
zu mehr als 90 Prozent bereit erklärt, ihre Häuser von den 
Deutschen wieder aufbauen zu lassen. Auch sämtliche Orts- 
vorsfände. haben ‘dem Departements-Präfekten die Frage, ob 
sie uad die.durch sie vertretene Bevölkerung mit dem: Wieder- 
aufbau durch deutsche Arbeiter "einverstanden seien, bejahend 
beantwortet. Der.Schauplatz der Somme-Schlacht, dort 
wo die:,Kämpfe-am:-heissesten und blutigsten tobten,- soll :die 
Stelle -sein, wo friedliche Aufbauarbeit die durch. den Krieg 
geschlagenen Wunden 'am ersten wieder zu heilen versucht. 
Bernysen-Santerre,.Rresnes, Belloy-en-San- 
terre, Dompierre,, Estr&es, Fay; Soy&court, 
Versmandauvillers, Ablaincourt, :Villercar- 
bonnel und Asserwillers, das sind- die Namen :der 
zwischen. Chaulnes und Perronne liegenden 11 Dörfer, die oft 
genug in. den .beiderseitigen Heeresberichten genannt wurden. 
Von den. 3741 Einwohnern, die vor dem Krieg diese Gegend 
belebten, sind heute nur noch kaum die Hälfte, in einzelnen 
Orten noch: weniger als !/, : — insgesamt 1708 Menschen — in 
erbärmlichen Wohnverhältnissen zu finden. 368 Arbeiterhäuser, 
73 Geschäits- und 79 bessere Bürgerhäuser — Maison bourgeoise 
—, 195. landwirtschaftliche Anwesen, 11 Gemeindehäuser, 
12 Schulen, 11 Kirchen, 3.Postgebäude, insgesamt 752 Bauten 
Eine Kleinbahn, 
welche die meisten der Gemeinden miteinander verbindet, 
2 brauchbare am Kanal liegende Entladestellen, 2 allerdings 
nicht besonders leistungsfähige Ziegeleien sind vorhanden, dazu 
Lehm und Kalk in Menge. Holz fehlt allerdings fast voll- 


ständig. Alles in allem kann man sagen, dass in diesem 


Sektor die Grundbedingungen für Verwendung deutscher Ar- 
beitskräfte günstig liegen. Das ist auch die Meinung der 
französischen Arbeiter- und -Technikerführer, die bereits weit- 
gehende Vorarbeit für Planung und Organisation des Aufbaues 
an dieser Stelle geleistet haben, wobei sie stets in engster 
Fühlung sowohl mit dem A.D.G.B. als auch mit unserem 
Bunde blieben. - 

Nachdem diese Vorarbeiten soweit gediehen waren, dass 
raktische Vorschläge beraten werden konnten, fanden auf Ein- 
adung der C.G.T. und Ustica in der Zeit vom 29. Oktober 
bis 2. November in Paris und Amiens direkte Verhand- 
lungen zwischen. ‘den für-den Aufbau der 11 Dörfer — der 
als grosszügiger Versuch deutscher Hilfe gedacht ist — in 
Betracht kommenden Organisationen und zwischendurch eine 
Besichtigung des Geländes statt. Von deutscher Seite nahmen 
daran teil: Abg..Silberschmidt und Sassenbach als 
Vertreter der A.D.G.B, Kaufmann für den AfA-Bund 
und Dr. Wagner für den Butab und als Leiter des Verbandes 
sozialer Baubetriebe und von der C.G.T. Jouhaux und 
Laurent,-vom französischen Bauarbeiterverband dessen neue 
radikale Führer Courture: und Le Pöen, von den 
Sinistres die Herrens; Boinet, Bienville, Cherftrenne, 
Cyr Robert, von der Ustica: Ing. Francque, Arch. 
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Agache, Arch. Dufau, ferner die Delegierten der Ustica 
zum Bundestag des Butab: Ripert und Crett& und ausser- 
dem noch einige Vorstandsmitglieder dieses Verbandes. Der 
von der Ustica und C.G.T. vorgeschlagene Plan gipfelt in 
der Gründung einer besonderen Wiederaufbaugesell- 
s.chaft, welche die Rechtsform einer gemeinnützigen „Societ€ 
anonyme‘ erhalten und an der sich sowohl der deutsche 
A.D.G.B. und die französische C.G.T., die Ustica und der 
Butab, als auch die Gesellschaft der Sinistres, die gemeinde- 
weise bereits genossenschaftlich zusämmengeschlossen, in dieser 
Gesellschaft vereinigt sind, sich mit gleichem Kapital beteiligen 
sollen. Im einzelnen auf den vorgeschlagenen Organisations- 
aufbau hier einzugehen, erübrigt sich. Er wird zurzeit von 
den Spitzenorganisationen der deutschen Gewerkschaften ge- 
prüft und mit Gegenvorschlägen zur weiteren Beratung kommen. 
Ueber die Verhandlungen selbst wird noch eingehender be- 
richtet werden, wenn deren Ergebnisse für die Oeffentlichkeit 
reif geworden sind. Der Vorschlag der deutschen Vertreter 
in Paris ging dahin, zu fordern, dass ohne weitere finanzielle 
Belastung eutschlands, als die Bestimmungieen von 
London und das Abkommen von Wiesbaden ihm 
auferlegen, die deutsche Regierung den mit 60 Millionen: Frs. 
veranschlagten Wiederaufbau übernimmt und. die französische 
Regierung diese. Aufwendungen dem deutschen  Reparations- 
konto gutschreibt. Ob sich die Finanzierungsfrage auf: diesem 
eintachsten Wege lösen lässt, werden weitere Verhandlungen, die 
vor allem zwischen den beteiligten Regierungen zu führen. sind, 
zeigen. Erst wenn diese Frage. geklärt ist, kann an die.Orga- 
nisation einer Ausführungsgesellschaft gedacht. wer- 
den. Die Vertreter des französischen Bauarbeiterverbandes 
legen Wert auf die unmittelbare Zusammenarbeit deutscher und 
französischer ‚Bauarbeiter auf: der Baustelle, während "wir aus 
einer ganzen Reihe wichtiger Gründe heraus anstreben, deutsche 
und. französische Arbeiter getrennt an in sich geschlossenen 
Bauobjekten arbeiten zu lassen, wenn nicht die ausschliessliche 
Verwendung deutscher Arbeitskräfte beim Aufbau dieser 
11 Dörfer, der für.deutsche Tatkraft und Technik durchaus kein 
übermässiges Bauvorhaben ist, vorgezogen werden wird. 

Wie im einzelnen:auch das Endergebnis der in Kürze .auf 
deutschem. Boden weiter fortzusetzenden Verhandlungen sein 
wird: Das Entscheidende bei diesen Beratungen ist nicht, dass 
dabei sofort ein in allen Teilen ausführungsreifes Projekt zu- 
stande kommt, sondern die Tatsache, dass deutsche Arbeiter- 
und Angestelltenvertreter Auge in Auge mit den Geschädigten 
in Frankreich selbst und; innerhalb der Trümmerstätten ver- 
handeln konnten und dabei von ihnen in. einer. Weise auf- 
genommen und behandelt wurden, die keine Spur von 
Hass,sondernnurnochdenGeistbrüderlichen 
Verstehens und guten Willens auf allen Seiten er- 
kennen liess. Es ist vielleicht charakteristisch für die Stim- 
mung der Einwohnerschaft, dass wir bei unserer 
Fahrt durch die „rote Zone“ in Estr&es von einer Frau, 
die im Kriege ihren S6hn verloren hatte und deren Mann vor 
kurzem erst in der von ihr bewohnten Wellblechbaracke infolge 
dieses Wohnungselends starb, besonders herzlich begrüsst wur- 
den. In Villers-Carbonnel wurden wir ebenso freund- 
lich empfangen. Hier wirkt eine landwirtschaftliche Genossen- 
schaft durchaus gemeinwirtschaftlich, deren Führer, Direktor 
und Bürgermeister Bien ville, mit Stolz die von ihm ge- 
schaffenen Einrichtungen, wie Kinderhort, Versammlungsraum, 
die von einer Schwester geleiteten sanitären Anlagen, einen 
Musterstall — aus im Felde aufgelesenen Wellblechstücken — 
usw. zeigte. Es zeugt sicher auch für den guten Sinn der 
Bevölkerung, die ihre individuellen Wünsche hinter das Ge- 
meininteresse zurücktreten lässt, wenn es möglich war, den 
gesamten Felderbesitz ohne Rücksicht auf Sonderinteressen 
neu einzuteilen und jedem »ein seinem früheren Besitz ent- 
sprechendes zusammenhängendes Stück Land zuzuteilen. Zwar 
muss hier noch viele und schwere Pflugarbeit geleistet werden, 
die die Genossenschaft durch Dampfpflüge besorgen lässt, ehe 
die letzten Spuren der Trommelfeuer verschwunden sind. Selbst 
den hier zu etwa 15 Prozent eingeebneten und bestellten 
Feldern werden noch lange die Runzeln der Schützengräben, 
Senkungen der Granattrichter und Sprengungen anhaften, die 
sich zu tief dem Antlitz dieser _ Erde eingegraben haben. 
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Die am 2. November erfolgte Aussprache der. Vertreter 


der C.G.T., der Ustica und Sinistres mit dem Minister 


Loucheur, an der auch die deutsche Delegation teilnahm, 
liess: bei aller ministeriellen Förmlichkeit doch erkennen, dass 
auch in Frankreich die Stimme des Volkes nicht dauernd unbe- 
achtet bleiben kann. Loucheur, der ursprünglich das Gebiet der 
11 Dörfer überhaupt nicht mehr bebauen, sondern aufforsten 
lassen wollte, musste in dieser Frage sich schon einmal dem 
Willen der bodentreuen Bevölkerung beugen, und wenn er 
heute, wie Pariser Blätter melden, von jedem einzelnen Sinistr& 
eine persönlich unterschriebene Erklärung verlangt, dass dieser 
mit der Verwendung deutscher Arbeiter beim Aufbau seines 
Hauses einverstanden ist, so wird er diese Erklärung sicher 
und schnell bekommen. 


Das Volk, das auf dem Boden der Somme-Schlacht leb 
ist des Haderns müde. Es will den wahren Frieden un 
sieht im kommenden deutschen Arbeiter, der soeben mit dem 
ersten in Villers-Carbonnel tertig gewordenen Musterholz- 
haus eine Probe seines Könnens abgelegt hat, nicht mehr den 
ehemaligen Feind, sondern den künftigen Bruder. Jetzt sind 
es die Bewohner des: Departements Somme, bald werden es 
die Menschen um Verdun, um Arras und Reims, bald wird 
es das ganze arbeitende Volk Frankreichs sein, das zusammen 
mit den deutschen Arbeitern und Angestellten den gemeinsamen 
Kampf gegen den internationalen Kapitalismus führt, der nicht 
nur die tiefste Quelle des Krieges ist, sondern auch den Wieder- 
aufbau der zerstörten Gebiete bis heute verhindert hat. 

Heinrich Kaufmann. 


Die neue Beamtenbesoldung 


Die neue Beamtenbesoldungsvorlage ist nunmehr vom 
Reichstage und auch gleichzeitig vom preussischen Landtage 
verabschiedet worden; die Parlamente der übrigen Länder sind 
gefolgt; entsprechende Regelungen werden auch von allen kom- 
munalen Körperschaften vorgenommen. Damit ist eine Be- 
wegung zu einem vorläufigen Abschluss gekommen, die 
weit über den Rahmen der besonderen Beamteninteressen 
hinaus Beachtung verdient. Denn es liegt hier das Ergebnis 
einer gewerkschaftlichen Aktion der Beamtenschaft 
vor uns, die noch dazu drei bemerkenswerte Begleiterscheinun- 
gen gezeitigt hat. 

Es war: zum ersten Male gelungen, Arbeiter, Ange- 
stellte und Beamte während des gesamten Ganges der 
Verhandlungen in eine Front zu bringen. Zu dieser Einheits- 
front hat nicht nur das gemeinsame Interesse aller Beamten 
gedrängt, die in den vezschiedenen Spitzenverbänden zusammen- 
geschlossen sind, sondern auch die Notwendigkeit, die Besol- 

ung ‘der Beamten in engem Zusammenhang mit der Ent- 
lohnung der Arbeiter und Angestellten zu regeln. Es ist den 
Beamten zum Bewusstsein gekommen, dass es unklug gewesen 
wäre, für sich allein vorzugehen und die Arbeiter dann eben- 
falls gesondert vorgehen zu lassen. So wurden gleich von 
Beginn der Verhandlungen an die fünf Spitzenorganisationen 
an einen Verhandlungstisch gebracht: Der A.D.G.B. und 
der AfA-Bund, der Deutsche Beamtenbund, der Hirsch-Duncker- 
sche Gewerkschaftsring und der christliche. Deutsche Gewerk- 
schaftsbund. Zwar machte die Regierung den Versuch, diese 
Einheitsfront dadurch zu durchbrechen; dass man den AfA- 
Bund von den Verhandlungen fernhalten wollte; dem ge- 
schlossenen Widerspruch der Spitzenverbände musste sie aber 
weichen und damit auch den AfA-Bund als Vertretung der 


Beamteninteressen anerkennen. Durch den AfA-Bund hat auch ° 


ein Vertreter unseres Bundes direkt an den Verhandlungen 
teilnehmen können,‘ während uns in der Verhandlungskom- 
mission des Deutschen Beamtenbundes infolge unserer. in Ver- 
hältnis zu der Masse der übrigen Beamtenschaft geringen 
Mitgliederzahl kein Sitz zustand. 


Das zweite bedeutende Ergebhis dieser Besoldungsver- 
handlungen ist die Tatsache, dass die Gewerkschaften diesmal 
mit der Regierung direkt verhandelten und 
nicht mit dem Parlament. Zwar wurde in einem Stadium 
der Verhandlungen auch die Fühlung mit dem 23. Ausschuss 
des Reichstages aufgenommen; aber es setzte sich doch bei 
den Gewerkschaften schnell wieder die Auffassung durch, dass 
dieser Weg wicht der richtige sei. Diese Errungen- 
schaftmussauch fürdie Zukunftbewahrt wer- 
den. Denn die direkte Verhandlung mit der Regierung führt 
bedeutend schneller zum Ziele als die Vertretung der Beamten- 
forderungen durch die politischen Parteien. Es ist damit auch 
für die Besoldungsregelung der Beamten der Weg beschritien 
worden, der für die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse der 
Arbeiter und Angestellten die Regel ist: die Verhandlung 
zwischen Arheitgeber und Arbeitnehmerorganisationen und die 
Feststellung des Ergebnisses der Verhandlungen in einem Ver- 
trag. So wurde auch zwischen der "Regierung als Arbeit- 
geber und den Gewerkschaftsspitzen als Vertreter der Arbeit- 
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nehmer das Verhandlungsergebnis protokollarisch niedergelegt 
und von beiden Seiten anerkannt. Allerdings wurde dann 
die Genehmigung der parlamentarischen Körperschaft zu dieser 
Vereinbarung eingeholt, indem eine entsprechende Regierungs- 
vorlage eingebracht wurde. Aber ein grundsätzlicher Unter- 
schied gegenüber der Behandlung von Tarifverträgen durch 
Körperschaften öffentlichen Rechts liegt jetzt nicht mehr vor. 
Auch ein Tarifvertragsabschluss mit einer Stadt verläuft jetzt 
so, dass zuerst die Verhandlungen zwischen Magistrat und 
Gewerkschaften geführt werden und dann das Ergebnis. dieser 
Verhandlungen, der Tarifvertrag, der Stadtverordnetenversamm- 
lung zur Beschlussfassung unterbreitet wird. Die neue Be- 
soldungsregelung ist also das Ergebnis einer freien Verein- 
barung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Das ist das 
Neue bei dieser Besoldungsaktion; ein Ansatz zu einer neuen 
Rechtsentwicklung. Allerdings hat diese Verhandlungsbasis eine 
Voraussetzung: Starke, in sich gefestigte Beamtengewerk- 
schaften. Diese Geschlossenheit war bei diesen Verhandlungen 
leider noch nicht vorhanden, so dass die Beamten-Gewerk- 
schaften der Regierung gegenüber im Nachteil waren. 


Noch eine dritte Tatsache muss bei der Betrachtung dieser 
Besoldungsaktion als bemerkenswert festgehalten werden. Auf 
Seiten der Regierung nahmen Vertreter der privaten 
Arbeitgeberverbände an den Verhandlungen teil. 
Dieser Vorgang muss allen denen die Augen öffnen, die bis- 
her den Zusammenhang zwischen der Entlohnung der Arbeiter 
und Angestellten in der Privatindustrie und der Beamtenbesol- 
dung noch nicht erkannt haben. Für unseren Bund stand 
diese Wechselwirkung zwischen der Beamtenbesoldung- und der 
Entlohnung der Angestellten in der Industrie seit jeher fest. 
Darım haben wir für uns. auch die Organisationsgrundlage 
gewählt, dass wir die technischen Beamten und Angesteliten 
gemeinsam organisieren. Aber die grosse Menge der Be- 
amtenschaft steht dieser Tatsache noch mit verschlossenen 
Augen gegenüber und sieht nicht, dass auch der Staat den 
Beamten gegenüber als Arbeitgeber auftreten muss. Wenn 
auch dadurch, dass seine Handlungen von den Vertreiungen 
der Allgemeinheit kontrolliert und Dee werden, ‚manche 
Schärfe aus dem Gegensatz, der sonst zwischen privaten. Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern vorhanden ist, ausgeschaltet wird, 
so lässt sich dieser Gegensatz doch nicht hinwegwischen. 
12 er wird wieder verschärft durch die Abhängigkeit, 
n der sich die Regierung vom Grosskapital be- 
findet. Denn nur so ist die Teilnahme der privaten: Arbeit- 
geber an diesen Besoldtngsverhandlungen zu verstehen; sie 
wirkten schon an dieser-Stelle darauf hin, dass die Gehälter 
der Beamten möglichst niedrig gehalten werden, um nicht 
bei den Tarifverhandlungen der Arbeiter und Angestellten zur 
Bewilligung erheblich höherer Löhne gezwungen zu sein, 

Eine Uebersicht über das Ergebnis der Verhand-- 
lungen der Beamtengewerkschaften mit der Regierung bringt 
die nachstehende Tabelle. 


Berechnetfür einenledigen Beamten nach Ortsklasse A. 





A=An-|Bisheriges]| Forderungen der 


RR Bar Gewerkschaften Regierung Ergebnis 
g abzüglich Einkommen Mehr- Einkonimen Mehr- Einkommen Mehr- 


E=End-| Steuern j abz. Steusrn jeinkommen| abz. Steuern jeinkommenf abz. Steuern jeinkommen 


1. Angebot der Verhand!ungs- 


gehalt 1 2 3 4 5 6 he 
1A | 10730 | 19020 | 8290 | 12400 | 1670 | 11860 | 1130 
EI 15940 | 24720 | 8780 | 17370 | 1430 | 17580 | 1640 
mA! 11249 | 17868 | 6619 | 12940 | 1691 | 14556 | 3307 
E | 16632 | 20184 | 9538 | 18450 | 1818 | 18660 | 20:8 
IA | 11768 | 20316 |. 8548 | 13480 | 1712 | 16176 | 4403 
E | 17477 | 27015 | 9538 | 20070 | 2595 | 21684 | 4207 
Al ı3335 | 2ısı2 | 8277 | 15420 | 2085 | 18120 | 485 
E | 19410 | 29198 | 9788 | 22460 | 3070 | 23448 | 4038 
Val 14027 | 23976 | 9343 | 17910 | 3883 | 20064 | 6037 
E | 20458 | 31305 | 10848 | 25180 | 4722 | 2518° | 4722 
via | 15594 | 24528 | 8934 | 19530 | 3936 | 21144 | 5550 
E | 22311 | 32818 | 10507 | 27080 | 4769 | 27530 | 5219 
vua | ı6286 | 26280 | 9994 | 22480 | 6194 | 23440 | 7154 
E | 23249 | 34290 | 11041 | 29780 | 6531 | 30330 | 7081 
vimal| 17324 | 27375 ! 10051 | 25180 | 7856 | 26140 | 8816 
E| 24826 I 36182 | 11356 | 33010 | 8184 | 33850 | 902% 
IXxA | 1958: | 29558 | 9975 | 27980 |. 8397. | 28880 | 9297 
E | 27237 | 28188 | 10951 | 36%0 | 9745 | 37720 | 10483 
XA| :1842 | 32146 | 10304 | 31510 | 9668 | 32350! 10503 
E| 29693 | Atı31 | 11438 | 41230 |-11537 | 41980 | 12257 
xıA | 23861 | 34602 | 19741 | 35420 | 11559 | 36980 | 13119 
EI 32305 1 45.01 | 12836 | 45700 | 13395 | 46%0.| 14655 
xIIA | 26526 | 37398 | 10472 | 41230 | 14304 | 42550 } 15624 
El 35324 | #4 v1ı |. 11637 | 53620 | 18296 | 55540 | 20216 
x A| 30546 | 4:045. | 12499 | 52900 | 223541: 52900: | 22354 
EI 41365 | :0685 | 9320° | 70780 | 29415 | 70660 | 29295 . 




















Nr. 46 


Es ist das Gehalt eines ledigen Beamten nach der Orts- 
klasse A zu Grunde gelegt, und zwar nach Abzug der 
Steuern, da nur dann ein Vergleichsmassstab gegeben ist. 
Die Forderungen der Gewerkschaften verfolgten das Ziel, be- 
sonders die Gehälter der unteren Besoldungsgruppen erheblich 
aufzubessern, um ihnen das Existenzminimum zu sichern. Es 
wurde deshalb eine prozentuale Erhöhung der Grundgehälter, 
eine entsprechende Erhöhung des Ortszuschlages und der 
Kinderzuschläge und ein für alle Besoldungsgruppen gleich- 
mässiger Teuwerungszuschlag von 6000 M. gefor- 
dert. Ein Blick aut die Spalte 3 zeigt, dass durch diese Vor- 
schläge der Gewerkschaften in der Tat eine Sicherung 
des Existenzminimums für die unteren Besoldungs- 
gruppen erreicht worden wäre. Wenn in den höchsten Be- 
soldungsgruppen infolge der starken Wirkung der hohen Pro- 
zentsätze des Steuerabzugs vielleicht eine Benachteiligung dieser 
Beamtengruppen vorhanden war, so hätte dieser Mangel leicht 
durch eine entsprechende Erhöhung der Grundgehälter dieser 
Gruppen beseitigt werden können. 

Die Regierung stand *aber diesem Vorschlage der Ge- 
werkschaften völlig ablehnend Be Wie das 
erste Angebot der Regierung und das Verhandlungsergebnis 
zeigt, lehnte sie es rundweg ab, die von uns geforderte be- 
deutende Erhöhung für die unteren Besoldungsgruppen zu be- 
willigen; sie forderte im Gegenteil nicht nur -eine bedeutende 
Erhöhung der Grundgehälter der oberen Gruppen, sondern auch 
einen prozentualen Teuerungszuschlag, durch den wieder- 
um die oberen Gruppen ganz besonders begünstigt sind. Den 
Argumenten der Regierung, dass der Nivellierung der Gehälter 
entgegengewirkt werden muss,verschliessen wir uns durchaus 
nicht. erade wir Techniker haben ein Verständnis dafür, 
dass hochwertige Arbeit auch eine entsprechend höhere Be- 
zahlung erhalten muss. Es ist schon richtig, dass sonst tüch- 
tige Kräfte dem Staalsdienst den Rücken kehren und zur 
Privatindustrie gehen. Aber diese Forderung. ist"nur dann 
begründet, wenn den Beamten der unteren Besol- 
dungsgruppen das Existenzminimum gewährt 
ist. Wenn das Geld nicht da ist, um diese Forderung zu er- 
füllen, ist auch kein Geld da, um die Gehälter der oberen 
Besoldungsgruppen in dem Masse aufzubessern, wie es durch 
die neue Besoldung geschehen ist. Dann müssen eben auch diese 
Beamtengruppen ihre sonst berechtigten Ansprüche zurück- 
stellen. Diese Ungerechtigkeit der neuen Besoldungsregelung 
schafft mit Recht die ungeheure Verbitterung in der grossen 
Masse der Beamtenschaft. 

Lässt man die Besoldungsgruppen I und II ausser Acht, 
die nur in ganz wenigen Fällen in Betracht kommen, da sich in 
diesen Besoldungsgruppen vor allem die Reichswehr befindet, 
die durch die Naturalverpflegung noch besondere Vorteile 
er den anderen Beamten hat, und beginnt man bei dem 

ergleich mit der Gruppe Ill, so zeigt es sich, dass es im 
Laute der Verhandlungen gelungen ist, das ursprüngliche Re- 
ierungsangebot erheblich zu verbessern ‚und annähernd die 
Flälfte der von uns geforderten Summe zu erreichen, bei den 
mittleren Besoldungsgruppen unseren Forderungen schon erheb- 
lich näher zu kommen, während bei den höheren Besoldungs- 
gruppen die Forderungen der Gewerkschaften erheblich über- 
oten worden sind. Die Regierung hat in einer Zeitungsmel- 
dung die Behauptung aufgestellt, dass durch die neuen Ein- 
kommenserhöhungen das Einkommen gegenüber der Friedens- 
zeit aut das 13- bis 14fache bei den unteren Besoldungs- 
gruppen, auf das siebenfache bei den mittleren und das fünf- 
is sechsfache bei den höheren Besoldungsgruppen gestiegen 


sei. Wie so viele Zeitungsnachrichten in jenen Tagen halten 


auch diese Angaben keiner Prüfung stand. Das heutige Ge- 
samteinkommen (Grundgehalt, Ortszuschlag und Teuerungs- 
zuschlag) ohne Abzug der Steuer beträgt gegenüber dem 


Friedenseinkommen (ohne Steuerabzug) — wie wir einer Be- 
rechnung der „Gemeinschaft“ entnehmen — in 
Anfangsgehalt Endgehalt 
Gruppe IH das 9,4 tache das 9,3fache 
„ Il ” 10,5 „ „ 1 iR „ 
„ V » 8,4 ”„ ) 7,7 „ 
„ vi „ 109 „ » ID 
„ IX ” 133 „ » 7,0 „ 


» . AU » 15» »„ 17» 

Staatssekretär früher 30000 M., jetzt 177600 M., oder’ das 5,9 fache, 

Minister früher 36000 M., jetzt 225000 M., oder das 6,2 fache. 

Zum Vergleich sind bei dieser Aufstellung Beamte der 
Reichsmittelbehörden herangezogen, und zwar in Gruppen IH 
und HI ein Amtsgehilfe, Gruppe V ein Kanzleisekretär, 
Gruppe Vill ein expedierender Sekretär, Gruppe XI ein Re- 
gierungsrat, Gruppe XI ein Ministerialrat. 

Zur Erreichung des Verhandlungsergebnisses ist von den 
Gewerkschaften mit der Regierung ein zäher Verhandlungs- 
kampf geführt ı. „den. Die Verhandlungen waren verschiedent- 
lich auf einen ıoren Punkt angelangt, in dem die Gewerk- 
schaftsspitzen auch die Frage aufwerfen mussten: Was nun? 
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Es war klar, dass das Verhandlungsergebnis die Beamtenschaft 
auf keinen Fall befriedigen und besonders bei den Beamten 
der unteren Besoldungsgruppen die grösste Entrüstung 
hervorrufen würde. Sollten die Gewerkschaften also das 
Regierungsangebot ablehnen? Eine einfache Ab- 
lehnung wäre nicht in Frage gekommen. Denn dann hätte die 
Regierung von sich aus ohne Verständigung mit den Gewerk- 
schaften dem Reichstage einen Vorschlag- unterbreitet, um den 
dann der Kampf der Parteien eingesetzt hätte, ohne dass ein 
besseres Ergebnis erzielt worden wäre. Die. hinter der Re- 
gierung stehenden Parteien hätten die Regierung gestützt, 
wenn nicht das Kabinett seine Demission hätte einreichen 
sollen. Es wäre also bei einer Ablehnung des Regierungs- 
angebots bestenfalls — auch wenn die Regierung ihr Angebot 
aufrecht erhalten hätte — eine unnötige Verzögerung 
in der Auszahlung der Beträge eingetreten. 
Der Beamtenschaft wäre also mit der blossen Ablehnung nicht 
gedient gewesen. 

Wenn man hätte ablehnen wollen, dann hätte man auch 
bereit sein müssen, durch den gewerkschaftlichen 
Kampf eine bessere Besoldung von der Re- 
gierung zuerzwingen, also, um es offen auszusprechen, 
zu dem Mittel des Streiks greifen müssen. Welche 
ungeheuren Folgen ein Beamtenstreik nach sich zieht, liegt auf 
der Hand. Wenn wir auch nie auf das Streikrecht der Be- 
amten verzichten werden, so sind wir uns doch der ganzen 
Schwere dieser Waffe bewusst. Aber es kann auch für den 
Beamten die Notwendigkeit eintreten, von diesem Recht Ge- 
brauch zu machen! Und diese Notwendigkeit ist dann gegeben, 
wenn ihm nicht das Existenzminiimum gewährt wird. Der 
Beamte setzt mit dem Streik seine Existenz aufs Spiel. Dessen 
ist er sich bewusst. Wenn ihm aber vom Staat nicht die 
Existenz gewährt wird, dann hat er mit dem Streik 
nichts zu verlieren. Für die Beamten der unteren Be- 
soldungsgruppen war in diesen Verhandlungstagen der Augen- 
blick gekommen, ernstlich diese Möglichkeit zu prüfen. 

Wenn die Spitzengewerkschaften sich doch entschlossen 
haben, den Verhandlungsweg weiter zu gehen, so deshalb, weil 
der Deutsche Beamtenbund als derjenige Verhand- 
lungsfaktor, der die meisten Beamten in seinen Reihen hat, 
die Entscheidung über die Anwendung dieser Waffe in der 
Hand hatte. Die anderen Spitzenverbände, insonderheit 
der A.D.G.B. und der AfA-Bund, mussten ihre Stellung von der 
Entscheidung des D.B.B. abhängig machen. Der D.B.B. war 
aber nicht geneigt, den gewerkschaftlichen Kampf aufzunehmen; 
er glaubte nicht, die Mehrheit seiner Mitglieder in dieser Frage 
hinter sich zu haben. So blieb denn weiter nichts als die 
Annahme des letzten Regierungsvorschlages übrig. 

Damit liegt die erste Etappe hinter uns. Denn dass 
dieser ersten Aktion weitere folgen müssen, war schon im 
Laufe der Verhandlungen zur Gewissheit geworden. Das 
weitere Fallen der Kaufkraft der Mark hat schon jetzt die 
Sätze der Besoldungsregelung hinfällig gemacht. In der Vor- 
standssitzung des D.B.B. vom 7. November wurde darum 
folgender Beschluss gefasst; 

„Der Vorstand des Deutschen Beamtenbundes hat nach eingeliender 
Erörterung der durch den sprunghafiten Niedergang des Markkurses 
geschaffenen unhalibaren Lage der Beamtenschaft unter Zustimmung der 
Vertreter der dem Deutschen Beamtenbunde angeschlossenen Gewerk- 
schaften die so'or ie Weiterführung der Pe’ ollungsaktion unter folgenden 
Gesichtspunkten "beschlossen: 

Der Regierung sind sofort — unbeschadet des Abschlusses der 
gegenwärtigen Vorlage — folgende Forderungen vorzulegen, die sich nach 
der inzwischen eingetretenen Veränderung der Verhältnisse und nach 
der Aufnahme der Gesetzesvorlage in der Beamtenschaft nötig machen: 

1. Die für Oktober/Dezember zu zahlenden Nachzahlungen 
auf Grund der neuen Besoldungsordnung sind, soweit sie hinter dem 
Betrage von 2000 M. für den Beamten und 509 M. für jeden weiteren, 
von dem Beamten zu unterhaltenden Angehörigen zurückbleiben, im 
unmittelbaren Anschluss an die Nachzahlung auf diese Beträge auf- 
zufüllen. 

2. Hebung des Einkommens der unteren und mittleren Beanıten- 
iz auf eine die Bestreitung der Lebensnotwendigkeiten sichernde 

one, 

Bei der daher.-sofort in Angriff zu nehmenden Revision der Grund- 
gehaltssätze ist u.a, auf Planmässigkeit des Verhältnisses der Gehalts- 
sätze der einzelnen Besoldungsgruppen zueinander hinzuwirken. 

3. Sofortige Schaffung von Einrichtungen, durch die unter Beteiligung 
der Beamtenorganisationen die kurzfristige automatische Anpassung der 
Bezüge an die fortschreitende Geldentwertung und Teuerung erfolgen 
muss.‘ 

Mittlerweile haben auch schon Verhandlungen unter den 
Spitzenverbänden stattgefunden, ohne dass bisher ein gewisser 
Abschluss vorliegt. Wohl aber steht fest, dass die Beamten- 
gewerkschaften wieder ihre ursprüngliche Forderung des 
gleichmässigen Teuerungszuschlages für alle 
Gruppen aufnehmen werden. Denn nur auf diese Weise 
kann das UnrechtderjetzigenBesoldungsrege- 
lung einigermassen wieder ausgeglichen wer- 
den. Der Teuerungszuschlag muss so hoch bemessen werden, 
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dass in den unteren-Besoldungsgruppen das Existenzminimum 
voll erreicht wird. Sollte die Regierung wieder einen. prozen- 
tualen Teuerungszuschlag verlangen, so müssen die Beamten- 
gewerkschaften mit einem glatten „Unannehmbar‘‘ antworten 
und dann allerdings auch leFolgerungenausdieser 
Lage ziehen. Des weiteren muss in den kommenden Ver- 
handlungen darauf hingewirkt werden, dass ohne Einleitung 
einer besonderen Aktion durch Verhandlungen mit den Ge- 
werkschaften in kurzen Zeiträumen eine Nach- 
prüfung des Teuerungszuschlages erfolgt, damit 
er auch wirklich einen Ausgleich für die Teuerung darstellt 
und nicht erst dann erhöht wird, ‚wenn die’ Wirkungen der 
Teuerung bereits den Haushalt der Beamtenfamilien auf den 
Kopf gestellt haben. 

Was bei den kommenden Verhandlungen erreicht wird, 
hängt im wesentlichen von der Geschlossen- 
heitund EntschiedenheitderBeamtengewerk- 
schaften ab. Wären sie bereits jetzt ebenso fest gefügt 
wie die Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften, wäre ein 
Erfolg schon jetzt sicher. Denn der einheitlichen 
Front aller Arbeiter-, Angestellten- und Be- 
amtengewerkschaften gegenüber wird keine 
Regierung ernstlich Widerstand leisten kön- 
nen. Aber Tiger liegt es so, dass ein grosser Teil der Be- 
amtengewerkschaften nur das Firmenschild ‚„Gewerk- 
schaft‘“ führt, im Grunde seines Wesens aber weiter nichts 
als ein vereinsmässiger Zusammenschluss ist, und dass leider 
noch ein grosser Teil der Beamtenschaft nichts von ge- 
werkschaftlicher Solidarität weiss. Die Erziehung 
der Beamten zu Gewerkschaftern, diese Umbildung ihrer Ver- 
eine zu wirklichen, schlagkräftigen Gewerkschaften ist darum 
die Hauptaufgabe, an der immer und immer wieder gearbeitet 
werden muss. Erich Händeler. 
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Sozialpolitik 

Vertrauensmännerwahlen zur Angestelltenversicherung. Die 
Amtsdauer der nach dem Versicherungsgesetz für Angestellte 
gewählten Vertrauensmänner und ‘der Vertreter der . ver- 
sicherten Angestellten und: ihrer Arbeitgeber in den Ver- 
waltungsorganen der, Reichsversicherungsanstalt: und der 'Bei- 
sitzer in den Spruchbehörden der. Angestelltenversicherung war 
mit dem 31..Dezember 1918 abgelaufen. Durch Verordnung 
des Bundesrates vom 11. Dezember 1917 war aber die Amts- 
dauer bis zum Schlusse des ‚Kalenderjahres‘ verlängert wor- 
den, welches dem Jahre folgt, in welchem der:Krieg beendet 
war, d. h. bis zum 31. Dezember 1921. Der AfA-Bund: hatte 
bereits im Sommer des Jahres an zuständiger Stelle die baldige 
Ausschreibung der Vertrauensmännerwahlen beantragt.: Der 
Hauptausschuss für die soziale Versicherung der Privatange- 
stellten (Siebener-Kommission), in welchem die Verbände ver- 
treten sind, welche die Sonderversicherung für Angestellte auf- 
recht erhalten wissen wollen, hatte beim Reichsarbeits- 
ministerium die Hinausschiebung der Wahlen verlangt. Das 
Reichsarbeitsministerium hat diesem Ersuchen aber nicht statt- 
gegeben, sondern unter dem 12. Oktober 1921 nachstehenden 
Erlass herausgegeben: 

Der Reichsarbeitsminister. 
HA,22721, 

Auf Grund des $ 111 Abs. 2, der $$ 134, 161, 164, 149 Abs.2 
des Versicherungsgesetzes für Angestellte in Verbinding mit $ 5 des 
Uebergangsgesetzes vom 4. März 1919 (Reichsgesetzblatt Seite 285), und 
mit Artikel 56, 178 Abs. 2 Satz 1 der Reichsverfassung bestimme ich 
Sie hiermit als Beauftragten für die Leitung der Wahlen zum Ver- 
waltungsrat, zu den Beisitzern der Rentenausschüsse, der Schieds- 
gerichte und des Oberschiedsgerichts, sowie ihrer Ersatzmänner im 
Sinne des $ 111 Abs. 2, $$ 134, 161, 164 des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte und ebenso als allgemeinen Wahlleiter für die Wahlen 
zu den Vertrauensmännern und Ersatzmännern im Sinne des’$ 149 
Abs. 2 des Versicherungsgesetzes für Angestellte. Unberührt bleibt hier- 
durch die Vorschrift des $ 1 Abs. 2 der Wahlordnung für die Wahl 
der Vertrauensmänner und Ersatzmänner (8$ 145 ff. des Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte) vom 3. Juli 1912 (Reichsgesetzblatt Seite 419) 
hinsichtlich der besonderen Wahlleitung durch die unteren Verwaltungs- 
behörden. Die Bestellung gilt für die nunmehr vorzunehmenden Neu- 


wahlen zu den erwähnten Ehrenämtern für die mit dem 1. Januar 1922 
beginnende Wahlzeit. 

Ich ersuche Sie, die Wahlen sofort einzuleiten und durchzuführen. 

Abschriften meiner gleichzeitigen Schreiben an das Direktorium der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, aus dem insbesondere die Bei- 
behaltung der gegenwärtigen Wahlordnungen hervorgeht, und an die Re- 
gierungen der einzelnen Länder füge ich bei. Im. Auftrage: 

Per aDu Ritter: 


An den Präsidenten des Oberschiedsgerichtes für Angestelitenversicherung 
Herrn Professor Dr. Lass,- Berlin, Sigismundstr, 7. 
Des weiteren war eine Neuordnung des Wahlverfahrens 
zur Erörterung gestellt worden. Das Reichsarbeitsministerium 
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hat aber schliesslich davon Abstand genommen, die für die 
seinerzeitigen Wahlen im Jahre 1912 aufgestellte Wahlordnun 
abzuändern und durch folgenden Erlass angeordnet, dass. auch 
die diesmalige Wahl sowohl der Vertrauensmänner nach der 
Wahlordnung vom 3. Juli 1912, als auch der Wahlen der 
Mitglieder des Verwaltungsrates, der Beisitzer der Renten- 
ausschüsse, der Schiedsgerichte und des Oberschiedsgerichtes 
nach der Verordnung vom 22. Oktober 1912 -zu erfolgen 
haben: ; 

Der Reichsarbeitsminister. 

Den vorstehenden Erlass, der alsbald im Reichsarbeitsblatt und im 
Zentralblatt für das Deutsche Reich veröffentlicht werden wird, über- 
sende ich ergebenst zur gefl. Kenntnis. 

Ein Anlass, der die Einbringung eines - Gesetzes über weitere 
Hinausschiebung der Wahlen rechtfertigen würde, ist nicht vorhanden. 
Die vom Hauptausschuss für die soziale Versicherung der Privatange- 
stellten (Siebener Kommission) im Schreiben vom 15. September 1921 
hierfür vorgebrachten Umstände erscheinen nicht stichhaltig. 

Das Verfahren hat nach den vorhandenen Wahlordnungen zu erfolgen. 
Ich habe davon abgesehen, Aenderungen zu der „Wahlordnung für die 
Wahlen der Mitglieder des Verwaltingsrates, der Beisitzer der Renten- 
ausschüsse, der Schiedsgerichte und des Oberschiedsgerichts, sowie ihrer 
Ersatzmänner (8$ 109 ff, 131ff,, 160 ff., 164 des  Versicherungsgesetzes 
für Angestellte) vom 22. Oktober. 1912“ (Reichsgesetzblatt. Seite 513) 
und der „Wahlordnung für die Wahl der Vertrauensmänner und Ersatz- 
männer (88 145ff. des Versicherungsgesetzes für Angestellte) vom 
3. Juli 1912 _ (Reichsgesetzblatt Seite 419)“ vorzunehmen. Die An- 
regungen in den dortigen Berichten vom 9. Juli-1920.— C, BT. 4322 —, 
3. August 1921 — C.B.1.: 5875 — und 2. September 1921. C.B2l. 
670 — sind eingehend geprüft worden. Jedoch hat sich in dem Haupt- 
punkt, der Frage einer Beseitigung der Wahlliste oder eines  Ersatzes 
dafür, eine so verschiedene Stellungnalıme der: beteiligten Verbände er- 
geben, dass es für zweckmässiger gehalten wurde, die bisherige Regelung 
zu belassen. Die sonstigen Punkte sind nicht ‚so wesentlich, dass sie 
für sich allein Aenderungen der Wahlordnung notwendig erscheinen 
lassen. Insbesondere ist es nach eingehender Rücksprache mit dem 
dortigen Referenten: für zweckmässig gehalten worden,‘ die Wahl» von 
Ersatzmännefn ‘in der bisherigen Form vor‘ sich “gehen zu "lassen, 
wenn auch. gewisse grundsätzliche Bedenken vom Standpunkt.:der Ver- 
hältniswahl aus bestehen. er 

Der im Bericht vom 9, Juli 1920 —.C,B.I. 4322 — und I zu 
8 4 Abs. I der Wahlordnung für die Vertrauensmänner und Ersatzmänner 
angeregten Vereinfachung des Nachweises für das Stimmrecht’ der Arbeit- 
geber kann auch ohne Aenderung der "Wahlordnung: auf dem Verwal- 
tungswege von dort näher: getreten werden.: Ich ersuche, in der. dort 'vor- 
geschlagenen Art Bescheinigungen über die Zahl: der Beschäftigten auf 
Antrag auszustellen ‚und bei dem. Wahlleiter: dahin: zu wirken, dass. in 
die Wahlausschreiben -ein entsprechender Hinweis. auf‘ die. Möglichkeit 
eines ‚solchen Antrages aufgenommen wird. 38: wen 

Meinen Erlass ersuche ich, auch in. den: Amtlichen Nachrichten der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte bekanntzumachen. ..i- ; 

Zur Frage der Kostentragung- habe ich an den. Deutschen Städte- 
tag und ‚an den  Reichsstädtebund das gleichlautende, in Abschrift: bei- 
geschlossene Schreiben gerichtet. Im .Auftrage: 

gez. Dr. = Ritter; 
An das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für . Angestellte 
Berlin-Wilmersdorf. _ 


Zum Referentenentwurf eines Gesetzes über eine vorläufige 
Arbeitslosen-Versicherung. Im’ Reichsarbeitsministerium fanden 
zweitägige Besprechungen der Vertreter der Spitzenverbände 
der Gewerkschaften und Arbeitgeber mit Vertretern des 
Ministeriums statt über den von uns in der „D.T.Z.“ Nr. 42 
vom 21. Oktober 1921 in seinen Hauptzügen wiedergegebenen 
Referentenentwurf des Gesetzes über eine vorläufige Arbeits- 
losen-Versicherung. Auf Grund des Ergebnisses dieser Be- 
ratungen wird das Reichsarbeitsministerium nunmehr den end- 
gültigen Entwurf ausarbeiten. 


Der Achtstundentag in Polen abgeschafft.. Das 1919 ins 
Leben getretene Gesetz bezüglich des: achtstündigen Arbeits- 
tages ist in Polen vor kurzem für zwei Jahre aufgehoben 
worden. Nunmehr soll die Erhöhung der Arbeitszeit von 
8 auf 10 Stunden der Vereinbarung der Unternehmer und 
Arbeiter überlassen werden‘. Die Abschaffung des Achtstunden- 
tages ist um so verständnisloser, als in Polen zurzeit Arbeits- 
losigkeit herrscht und die Betriebe im Bezirk Lodz z. B. 


nur drei Tage in der Woche arbeiten. 


Soziale Bewegung 


Die Tarifverhandlungen für die technischen Aufsichtsbeamten 
der Berufsgenossenschaiten sind wieder einmal Gegenstand 
einer Besprechung im Reichsarbeitsministerium gewesen. Der 
Arbeitgeberverband verschanzte sich wieder hinter seine alten, 
sattsam bekannten Argumente (zu verschiedenartige Vorbildung 
und Leistung usw.) und der „unparteiische Vorsitzende“ erklärte, 
keine Partei gegen ihren Willen zum Abschluss eines Tarifver- 
trages zwingen zu können. Es wurde .uns:also wieder einmal der 
Weg empfohlen, den wir jetzt — notgedrungen — bei den Bau- 
gewerks-Berufsgenossenschaften beschritten. F>ken, nämlich der 
Abschluss von Gruppenabkommen. Das t6.:".c Argument der 
Arbeitgeber — dem leider noch nicht einmal wiedersprochen 
werden konnte — war aber unstreitig die Behauptung, dass auch 
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gewisse Gruppen der technischen Aufsichtsbeamten selbst keine 
„Nivellierung ihrer Gehälter“ durch einen Tarifvertrag wünschen 
und deshalb gegen’ die Bestrebungen der Organisationen arbeiten, 
Dieser Einwand der Arbeitgeber enthüllte mit krasser Deutlich- 
keit, wohin die unglückliche Zersplitterung dieser verhältnis- 
mässig kleinen Gruppe in drei und mehr Organisationen geführt 
hat. Da ist zunächst der „Verein deutscher Revisions-Ingenieure“, 
der zwar satzungsgemäss nur ein „Fachverein“ ist, aber da- 
neben die Pflege des Standesdünkels recht kräftig betreibt und 
es im Dezember vorigen Jahres fertig brachte, bei den Tarifver- 
handlungen als „Gutachter“ auf Arbeitgeberseite zu sitzen. Sein 
Ableger war die im April 1920 gegründete „Wirtschaftliche Ver- 
einigung der technischen Aufsichtsbeamten (Witeb)“, eihe Orga- 
nisation, die von vornherein nicht existenzfähig war. Sie war 
ausserdem auch noch ausgesprochen „wirtschaftsfriedlich“, lehnte 
es kategorisch ab, sich als „Gewerkschaft“ zu betrachten und 
z. B. mit dem Zentralverband der Angestellten „an einem Tisch 
zu sitzen‘, Inzwischen ist die „Witeb“ in aller Stille wieder 
verschwunden, um als „Fachgruppe der technischen Aufsichts- 
beamten“. beim „Verband der Beamten und Angestellten der 
Reichsunfallversicherung (Verbaruv)‘“ wieder aufzutauchen. Der 
„Verbaruv“ ist eine der in Behördenkreisen so beliebten Misch- 
maschorganisatonen (Betriebsverbände), in dem  Bureauange- 
stellte und technische Angestellte so. gut und so schlecht es 
geht, gegenseitige Unterstützung suchen. Er ist dem „Deutschen 
Beamten-Bund‘“ über den „Bund der Beamten und Angestellten 
der Reichs-Sozialversicherung‘‘ angeschlossen. 


‚Wir haben bisher mit Rücksicht auf_die schwebenden ge- 
meinsamen Tarifverhandlungen den „Burgfrieden‘ gewahrt 
und das: Werben unter den Mitgliedern des „Witeb‘ und 
„Verbaruv“ unterlassen. Auf der Gegenseite hat man aber jetzt 
diesen stillschweigenden Waffenstillstand ge- 
brochen und zwar durch zwei Artikel in-Nr. 10. der „Reichs- 
Sozialversicherung‘, vom 15. Okt. 1921, der gemeinsamen Zeit- 
schrift.der obenstehenden dem „Bunde“ angeschlossenen Organi- 
sationen. In einem Artikel, „Der wirtschaftliche Zusammenschluss 
der technischen Aufsichtsbeamten“ finden wir. nachstehende 
Zeilen: 

„Wohl. gehörten dem nunmehrigen Bund der technischen Ange- 
stellten und Beamten auch eine Anzahl technische Aufsichtsbeamte. 
meist aus ihrer. früheren Tätigkeit als Privattechniker, Betriebsleiter 
oder dergleichen an. Trotz starker Werbetätigkeit dieses Bundes 
(?’D. Red.) nahm aber seine Mitgliederzahl unter den genannten Be- 
amten eher ab als zu. — — — Unser Ruf zum. Zusammenschluss in 
der Fachgruppe ergeht an alle technischen Aufsichtsbeamten, an alle, 
die abseits jedes Wirtschaftsverbandes stehen und an. die, welche 
noch einem Bunde angehören, der nach seiner ganzen 
Entwickelung besonders in der letzten Zeit unsere Lebens- 
interessen gar nicht vertreten kann“ 


Der zweite Artikel „Gegen Berufsbeamtentum, gegen lebens- 
längliche Anstellung‘ behandelt einen Antrag der U,S.P.D.- 
Fraktion in einer Berliner Bezirksversammlung, in Zukunit Be- 
amte und Angestellte nicht mehr auf Lebenszeit, sondern nur 
noch auf 6 bezw. 12 Jahre anzustellen. An diesen parteipoli- 
tis.hen Tendenzantragg — derauchvonunsaufdasent- 
schiedenste bekämpft wird knüpft jetzt der 
„Verbaruv“ nachstehende Folgerung: 


„Der aus taktischen Gründen nur zurückgestellte Antrag, der in 
seiner ganzen Tendenz auch der Auffassung der führenden 
Personen’ in den freigewerkschaftlichen Sammelver- 
bänden entspricht, muss allen unseren Kollegen endlich die Augen 
öffnen wohin die Reise gehen wird, wenn sie noch weiter durch ihr 
Geld undihre Mitgliedschaft diese ihrem Lebensberuf 


feindliche Richtung unterstützen.“ 


Damit hat also der „Verbaruv“ den Kampf er- 
öffnet, und wir haben keine Veranlassung mehr, mit unserer 
Meinung. über de wahren Ursachen der endlosen 
Tarifverschleppung zurückzuhalten und unsere Ansicht 
über den Wert solcher Betriebsverbände, wo eine 
Gruppe die andere bei der Interessenvertretung hindert, länger 
zu verschweisen. Der Bundesvorstand hat daher 
am 31. Oktober 1921 nachstehenden Beschluss ge- 
Dass; 

„Technische Aufsichtsbeamte der Berufsgenossenschaften, 
die früher Mitglieder des D. T.V. oder B.t.i.B. waren, er- 
halten, wenn Sie‘ bis zum Februar 192 wieder 
ihren Beitritt zum Bunde erklären, die frü- 
here Mitgliedszeitinden genannten Organi- 


sationenangerechnet.“ 


Auch die technischen Aufsichtsbeamten 
sindinerster Linie Techniker und gehörenin 
eine Technikergewerkschaft und zwar in eine Ge- 
werkschaft, die durch ihre Kartellverhältnisse und ihre führende 
Stellung als Grossorganisation auch wirklichinder Lage 
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ist, mit Entschiedenheit für die Interessen ihrer Mit« 
glieder einzutreten. 

Unser Bund ist als Organisation der technischen Be- 
amten im Staats- und Kommunaldienst und in öffentlich-recht« 
lichen Körperschaften dem „Deutschen Beamten- 
Bund“ angeschlossen. Als Organisation der technischen 
Angestellten bei Behörden und in Privatbetrieben-gehören 
wir dem „Allgemeinenfreien Angestellten-(AfA)- 
Bund“ an, ‚der durch einen Kartellvertrag verbündet ist mit dem 
„Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund 
(A. d.G. B.)“, der Grossorganisation der freigewerkschaftlichen 
Arbeitersehaft. Wir sind durch diese Spitzenanschlüsse in der 
Lage, den Forderungen unserer Mitgliedschaft im weitesten Um- 
fange Gehör zu verschaffen und ihre Interessen nachdrücklichst 
zu fördern. Unbeeinflusst durch- Rücksichtnahme auf andere Mit- 
gliedsgruppen vertreten wir als einzige Grossorganl- 
sation der technischen Afgestellten und Be- 
amten unsere Forderungen an Gesetzgebung und Verwaltung 
lediglich vom Standpunktdes Technikers. Als 
selbständige Technikergewerkschaft vermögen 
wir diesen Forderungen gegenüber anderen Organisationen den 
grössten Nachdruck zu verleihen. Durch unsere Kartellver- 
hältnisse können wir den weitestgehenden Einfluss geltend 
machen auf dem Gebiet der Umgestaltung der.Sozial- 
versicherung. Die besonderen Interessen der einzelnen Be- 
triebsgruppen werden durch einen vertikal durchgeführten 
Fachgruppenaufbauerfast. Fürdieteähnischen 
Aufsichtsbeamten ist die „Reichsfachgruppe 
Berufsgenossenschaften“ gebildet, die unserer 
Abteilung „Behörden und öffentliche Betriebe“ 
angegliedert ist. 











Aus dem Bunde 


Neuregelung des Beitrags- und Unterstützungswesens. Die 
herrschende Teuerung ist auch am Haushalt des Bundes nicht 
spurlos vorübergegangen . Während wir nach dem finanziellen 
Ergebnis der ersten neun Monate des Jahres erwarten durften, 
das laufende Jahr mit einem erheblichen Vermögenszuwachs 
beschliessen zu können, ist diese Hoffnung durch das Anziehen 
der Preise und das dadurch bedingte Anwachsen der Aus- 
gaben wesentlich beeinträchtigt. Solange sich die Entwicklung 
der Preise und Gehälter in geringen Grenzen hielt, war beim 
gegenwärtigen Beitragssystem auch ein Anwachsen der Ein- 
nahmen : zu verzeichnen. Mit steigenden Gehältern rückten 
soundsoyiele Kollegen auch in höhere Beitragsklassen auf. Die- 
ser, vom: gewerkschaftlichen und sozialen Standpunkte als 
richtig anerkannte Grundsatz kann jedoch bei den jetzt in 
Kraft befindlichen Beitragsklassen nicht mehr voll zur Geltung 
kommen, weil der Zwanzigmarkbeitrag als der zurzeit höchste 
Beitrag: sich in den letzten Monaten mehr und mehr zu einem 
Normalbeitrag eıtwickelt hat. Durch das Fehlen höherer Bei- 
tragsklassen nimmt der Bund an den Einkommenssteigerungen 
der-Mitglieder nur noch in ganz geringem Masse Anteil. 


Die Beitragsfrage ist in den letzten Wochen überall im 
Bunde diskutiert worden, und fast sämtliche Gautage haben 
sich mit dieser Frage befasst. Ueberall ist anerkannt worden, 
dass die gegenwärtig in Kraft befindlichen Beitrags- und Unter- 
stützungssätze den Gehältern der Bundesmitglieder nicht mehr 
entsprechen, und es ist durchaus richtig, wenn die Gautage 
Hannover-Braunschweig und Brandenburg diesen Zustand als 
eine Gefahr für die gewerkschaftliche und finanzielle Kampf- 
kraft des Bundes bezeichnet haben. Sie empfinden diesen Zu- 
stand mit Recht als eine Ungerechtigkeit für viele Kollegen, 
weil das bisherige Prinzip, dass jeder nach seiner Leistungs- 
fähigkeit zu den Beiträgen des Bundes beisteuern soll, nicht 
mehr genügend wirksam ist. Denn heute zahlen auch die 
Kollegen mit den höchsten Gehältern ebenso wie diejenigen, 
die ein Gehalt von nur 1200 M. haben, den Beitrag von 20 M. 


Diese. Entwicklung hat den Bundesvorstand veranlasst, 
sich seinerseits erneut mit diesen Fragen zu befassen. . Dem 
nächsten Bundestag sollen grundsätzliche Verbesserungen des 
gegenwärtigen Beitrags- und Unterstützungswesens vorge- 
schlagen werden. Bis dahin kommt nur die Anwendung des 
$ 16 Abs. 2, letzter Satz, in Frage, wonach der Vorstand 
berechtigt ist, im Einverständnis mit dem Bundesausschuss 
den vorhandenen Gehalts- und Beitragsklassen weitere hin- 
zuzufügen. Auf Grund dieser Sachlage hat. der Vorstand 
in der klaren Erkenntnis, dass die finanzielle Kampfkraft des 
Bundes auch in den Zeiten schwerster Geldentwertung sicher- 
gestellt werden muss, beschlossen, der nächsten Sitzung des 
Bundesausschusses, der Ende November hier in Ber« 
lin zusammentritt, die nachstehenden Anträge zu 
unterbreiten: 


OD DO 
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1. Die neuen Beitragsklassen. 

Der monatliche Beitrag beträgt für jedes ordentliche. Mit- 
glied, soweit in nachfolgendem nichts anders bestimmt ist, etwa 
1l/g Prozent des monatlichen Einkommens aus dem Dienst- 
vertrag oder der, Besoldungsordnung, und zwar bei einem 
Monatseinkommen 


bis 600 M., -8.M. monatlich 


von. 601:M.%, 0900 ee N © 
” 901 ” » 1200 ” “ * . “ . [ . 15 » n 
00, 1201 5: LION ae u lkelie Ser. Ar AnZU m Pr 
” 1501 "„,»” 1800 ” ae TER ra her RL 25 ff} ” 
” 1801 ss m 2200 Ir} . . . . . . . 30 „” [”} 
nn BIO 5 00 Teer RR 5 

über 2500 „ . ; BT | SE ee 


Die neuen Beitragsklassen treten am 1. Januar 1922 {n Kraft. 
2. Die neuen Unterstützungssätze. 
Vorbehaltlich nachträglicher Genehmigung durch den Bun- 
destag, werden die Unterstützungssätzee mit Wirkung ab 
1. Januar 1922, wie folgt, erhöht: 
ea) Stellenlosen-Unterstützung. 
Die tägliche Stellenlosen-Unterstützung beträgt: 





Gehalts- 601- 901- 1201- 1501- 1801- 2201- über “ 
stufe bis 600 900 1200 1500 1800 2200 2500 2500M. B ä 
Beitrags- . F- g 
Klasse 8M. 10M. 15M. 20M. 25M. 30M. 35M 40M. = 
Nach einer 
Mitgliedsch. * 
von Jahren bisher: neu; 
5.— 6— 750 9— 10— 1250 15,— 1750 20,— 3 
2 550 650 825 975 1,— 13350 16235 19— 21,50 3 
3 6—- 7—- 9—- 1050 123,— 1450. 17,50 20,50 23,— 3 
4 650 7,50 950 1125 12,75 1550 1850 22,— 24,50 3 
5 7— 8—- 1,—- 123- 1350. 1650 20,— 2325 26,— 8 
6 7,50 8,50 10,50 1250 14,25 1750 2150 24,50 27,73 3 
7 8— 9— 1,— 3—  15,— 1850 23,— 26,—  30,— 3 
8 8,— 9- 11,—-. 13— 15,-' 1850 23,— 26,— 30,— la 
9 8,— 9—- 1,— 13— 15— 1850 23,— 26,— 30,— 
10 8,— 9—- 1— 13— 15— 1850 23,— . 26,— 30,— 4lfe 
11 8,— 9— 11,— 13— 15,— 1850 .23,— 26,— 30,— 5 
12 8,— 9—- 1— 133—- 15,— 1850 23,— 26,— 30,— 5l/e 
13 8,— 9— 1- 13— .15,— 1850. 23— 238— ,— 6 
b) Hinterbliebenen-Unterstützung. 
Die Hinterbliebenen-Unterstützung beträgt: 
Nach 1;ähr |Und steigt mit un: 
In der Kae Mitgliedschaft] Ablaut jeden E 
Beitr.- Be re Heer (Grund. alelasen Tobsce Höchstbetrags 
Kia schnittsbeitrag betrag) ak von 
M 
8 bis 8,99 M. 200 14 €00 
10 von 9— „ 12,49 „ 220 x 16 700 
15 „12:50 17,49 „ 260 20 850 
20 >v211,50 2249 „ 350 27 *1100 
23 »n22,5032 1,49. 440 34 1400 
30 =. 27,50, 2:32,49: 520 43 1700 
35 „032550... #32.49., 610 48 2000 
40 „137,505, ‚40=,5,; 709 55 2300 


Die Mitgliedschaft im früheren B.t.i.B. und D.T.V. sowie 
in anderen Verbänden, soweit sie angerechmet wurde, wird an- 
statt wie bisher mit 10.— M., in Zukunft mit 20.— M. pro 
Jahr angerechnet. 
ec) Solidaritäts-Unterstützung. 

Der Bemessung der Solidaritätsunterstützung wird der 
Durchsthnitt der letzten sechs ordentlichen Beiträge zugrunde 
gelegt. Sind noch keine sechs Monatsbeiträge entrichtet, so 
ist der Durchschnittsbeitrag gleich einem Sechstel der gezahlten 
Beitragssumme. 

Bei einem Durchschnittsbeitrag von Mark: 


























Bei ei g,— 12,50 17,49 22,50 | 27,50 | 32,50 | 37,50 
a bis | bis is bis bis | bis | bis | bis 
Mitgliedsalter | 8,99 | 12,49 17,49 22,49 27,49 | 32,43 | 37,49 | 40,— 
bis zu bisher| neu [bisher] neu 
2 Jahren 5590| 7,—| 9,— | 10,50 | 11,— | 14, } 17,50 | 21,— | 24,50 | 28,— 
über 2 Jahre | 6,— | &— | 10,— | 12,— | 12— | 16,— | 20,— | 24,— | 2998 | 32,— 























Hierzu für jedes Familienmitglied 1.50 M. bis höchstens 
7,50 M., sofern Unterhaltspflicht besteht und erfüllt wird. 


Das „Techniker-Taschenbuch 1922“. Der Bundesvorstand 
ibt am ea: Dezember ein „Techniker-Taschen- 
Er 1922“ heraus, das im Industriebeamten-Verlage er- 
scheint. Es ist gut ausgestattet und knüpft an die Tradition 
des Industriebeamten-Taschenbuches des Bundes der technisch- 
industriellen Beamten und des D.T.V.-Taschenbuches des 
Deutschen Techniker-Verbandes an. Das Techniker-Taschen- 
buch 1922 stellt ein wichtiges Nachschlagewerk für jeden 
technischen Angestellten und Beamten über alle Fragen des 
Arbeitsrechtes, der sozialen Versicherung, des Steuerrechtes, 
der Verwaltung und Verfassung von Reich und Staat dar 
und ist deshalb für jedes Bundesmitglied unentbehrlich. 








Den Vertrauensmännern des Bundes sind durch die 
Nummer 16 der Bundespost bereits Prospekte mit 
Sammelbestellisten zugegangen. Wir bitten die Mit- 
glieder der Betriebsverwaltungen, ihre Bestellungen unter Be- 
nutzung dieser Sammelbestelllisten unverzüglich beim Ver- 
trauensmann aufzugeben. Die Ortsverwaltungen werden er- 
sucht, die Bestellungen der Betriebsverwaltungen zu sammeln 
und dem Industriebeamtenverlage eine Sammelbestellung ein- 
zureichen. Ein diesbezügliches Rundschreiben geht den Orts- 
verwaltungen im Laufe dieser Woche noch zu. Unsere Orts- 
und Betriebsverwaltungen werden gebeten, für rege und so- 
fortige Bestellung des Techniker-Taschenbuches zu sorgen. 
ee ie mussein,„Techniker-Taschen- 

uch 1922“. bestellen! Der Preis beträgt für Mitglieder 
10 Mark, für Nichtmitglieder 15 Mark. Die Ortsverwaltungen 
erhalten bei Bestellung von mindestens 5 Stück einen Rabatt 
von 10 Prozent. Den Einzelmitgliedern ist durch die nächste 
Bundeszeitung Gelegenheit gegeben, ihre Bestellungen direkt 
beim Verlag aufzugeben. Nachbestellungen können nicht be- 
rücksichtigt werden, da nur eine einzige Auflage in Höhe 
der eingegangenen Bestellungen hergestellt wird. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des. Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A-G. Uerdingen a.. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe I. Westf. und 
Unter-Barmen. " 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO’16,''Brücken- 
strasse Ob. 
Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saaikreis). 
Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster -sen, lah. 
Paul Fischer & Max Schuster sen., Münsterberg_ i. Schles. 
‚ Brock & Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 


Aus den Gauen | 

Gau Brandenburg. Der diesjährige ordentliche Gautag fand am 
5. und 6. November unter der Leitung des Kollegen Rehkemper in 
Cottbus statt. Die Verwaltungsstellen des Gaues waren durch 53 
Delegierte vertreten. Ausserdem waren der Gauvorstand, die Beamten der 
Geschäftsleitung, und als Vertreter der. Bundesleitung die‘ Kollegen des 
Bundesvorstandes Aufhäuser, Liebler -und-Schwedt "anwesend. 
Die Gewerkschaften in Cottbus vertraten Ehrengäste, die den Gautag 
begrüssten. — Den Geschäftsbericht erstatteten für die Gauleitung Kollege 
Scholz .und für den Gauvorstand Kollege Munk. — Der Vor- 
anschlag für das neue. Geschäftsjahr wurde. im Sinne der vom Gau- 
vorstand vorgelegten Vorlagen genehmigt. — Ueber die „grundsätzlichen 
Fragen der Bundesverfassung“ erstattete Kollege Aufhäuser ein 
eingehendes Referat, an. welches sich eine lebhaite. Auseirrandersetzung 
knüpfte, die sich mehrere Stunden hinzog. Beschlüsse zu diesem Gegen- 
stand wurden nicht gefasst. Die zahlreich vorliegenden Anträge wurden 
in der Weise erledigt, dass sich der Gautag: in drei Kommissionen 
gliederte, deren jede einen Teil der Anträge einer eingehenden Vorbe- 
ratung unterzog und an den gesamten Gautag Bericht erstattete. ‘Es 
gelang auf diese Weise, das grosse Material in der Vollversammlung 
in ganz kurzer Zeit zu erledigen. 

Die Wahlen»für den Gauvorstand ergaben folgendes Resultat: 
Munk, Lemnitz, Draeger, Waschow, Rust, Görsdorf, 
Hackelberg, Krause, Gerhard, 

Die Wahlen für den Bundesausschuss ergaben folgendes Re- 
sultat: Lütkemeier, la Haine, Thiele, Draeger. 

Zu Hauptkassenrevisoren wurden gewählt: Sagert, Gün- 


ther, Laschinski. Ä 


Als Gauleiter wurde Kollege Paul Scholz mit Mehrheit besitze 

Der 6. Punkt der Tagesordnung „Technische Nothilfe“ musste der 
vorgerückten Zeit wegen von der Tagesordnung abgesetzt werden. 

Um 7 Uhr 15 Min. Sonntag abends wurde der Gautag geschlossen, 


Versammlungskalender | | 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der‘„D.T. Z.“ dürfen wegen des be 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags } Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 


F = Fachgruppenversammlung, . m 
V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuss. . 


Bremen. 22. XI. 8%. Gew-rbehaus, Ansgaritorstrasse, öffentliche Versammlung, 
Thema: Weltanschauung usd Gewerkschaft. PB TR 

Dessau. M. (ausserordtl.) 22. XI. 8%, Tivoli, ' Kieiner :Saal. Ref.: Gauleiter 
Blumenschein, Halle. 

Hamburg-Süd-Ost. V. 5. XH. 7%, Geschäftsstelle. @ M. 8. XI, 7%, Geschäftsstelle, 

Trier. M. 24. XI. 8°, „Cafe Baur,‘ Fleischstrasse, 
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Anzeige 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Rudo!f Herzog ist der Dichter des Lebensg'aubens, der mit seinen 
Schöpfungen Freude, Zuversicht und Schaffensmut gab und wiedergibt. 
Wir machen unsere Leser auf das Inserat der.Buchhandlung Karl Block, 
Berlin SW 68, Kochstrasse &, aufmerksam, die die Anschaffung 
der soeben erschienenen 2. Reihe und auch der ]. Reihe seiner ge- 
sammelten Werke durch-Gewährung von Monatszablungen erleichtert 


n Stellenangebote R 


Seib- 








Zu sofartigem Eintritt wird 4. das 
Sirassenbauamt ein eriahrener 


Strassenhautechniker 





ständiger Aonstrukteur gesucht. — Tintellung erfolgt 


vertrag, Besoldung nach Gruppe 7 
der staatlichen Besoldungsordnung, 
Ortsklasse A. Ebenso werden 
die Kinderzulagen nach staatlichen 
Sätzen gezahlt. Bewerbungsgesuche 
sind umgehend an den Magistrat 
— Personalamt — einzureichen. 


Bochum, den 9. November 1921. 
Der Magistrat. 


Tüchtiger unverheirateter 


Architekt, 
flotter Zeichner, sicher im Ver- 
anschlagen u. Abrechnen, für bal- 
digen Antritt gesucht. Angebote 
mit Bildungsgang, Skizzen. und 
Zeugnisabsehriften erbeten. 
Firma Karl Bernhardt, 

Baugeschäft 
Nimptsch, Bez. Breslau. 


Älterer Bautachniker 


zur Projektierung eines Sägewerks- 
betriebes zum baldigen Eimtritt ge- 
sucht. Reflektiert wird nur auf eine 
tüchtige Kraft, welche im Bau von 
Sägewerksbetrieben Erfahrung hat 
u.die Projektbearbeitung selbständig 
ausführen kann. Meldg. m. Lebens- 
lauf, Zeugniss. u Gehaltsansprüch. an 


Chr. Jorrens Nachfl., 
Baugeschäft, Sensburg (Ostpr.). 


mit reichen Erfahrungen Im Bau von Sägewerks- und Holz- 
bearbeitungsmaschinen, spätestens zum 1. Januar 1922 gesucht. 
Ausführliche Bewerbung mit lückenlosen Zeugnis- 
abschriften und Gehaltsansprüchen erbeten an 


Miaschinenwerke Gubisch, Liegnitz 
Spezialfatrik für Sägewerks- und Holzbearbeitungs - Maschinen. 





Für Betriebesbureau unseras Schmiede- u.Presswerks 


Techniker 


mit reichen Betricbs-Erfahrungen in Schmiedeeinrichtungen zu baldigem 
Eintritt gesucht. Vıelseitige praktische Erfahrungen im Gesenxbau 
ebenfalls erwünscht. — Angebote mit Zeugnis-Abschriften, Gehalts- 
Ansprüchen und Eintrittstermin an 


Deutsche Werke A.-G., 


Werk Siegburg. 


Tüchtige Konstrukteure 


für Hartzerkleinerungsanlagen evtl. aus 
dem Werkzeugmaschinen- und Automobilbau 
sucht süddeutsches Industriewerk. Ange- 
bote mit Lebenslauf und Gehaltsansprüchen an 


Aktiengesellschaft rar Brennstoftvergasung 


Berlin NW 40, Roonstrasse 4, 
Wir suchen einen 


Bautechniker 











Jüngeren 


Bautechniker 


bewandert im Zeichnen u.in Massen- 
ermittelung stellt sofort ein. Mö- 
bliertes Zimmer u. Kost im Ortprivat 
vorhanden, — Gehaltsansprüche an 


Baugeschäft Rademacher, 
Grosswilkau, Krs. Nimnptsch 1. Schl. 


Technisch gebildeter 


Werkmeister 


der Landmaschinenbranche 
tür Reparäturwerkstait u. Fabrik 
iandw. Maschinen mit 40 Mann 
Beleeschaft zum Antritt Ende dieses 
\ Jahres gesucht. Näheres nebst 
Gehaltsansprüchen an 

Maschinenfabrik W. Krabbe, 

Anklam (Pommern). 


für Bureausteitung, welcher über längere Erfahrungen in der 
Bearbeitung von statischen Berechnungen und Entwürfen im Eisen- 
beton verfügt und daneben besonders gute zeichnerische Fähigkeiten 
besitzt. — Ausführliche Meldungen mit Zeugnis- 
abschriften, Empfehlungen und Gehaltsansprüchen: an 


Hüser & Cie., Gbercassel (Siegkreis). 











Ingenieur .ı.r Techniker 


für Konstruktions- und Montagearbeiten, Nähe Bautzen, 
sofort gesucht. — Offerten mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften und Gehaltsansprüchen an 


Deutsche Cahücitwerke Aktiengeselischaft, 
Werke Gnaschwitz bei Bautzen. 






| 

















== Suche einen =—= 


Techniker 


(gelernter Maurer) 
für kleine Stadt in Pommern, dicht 
bei Stettin. Gehalt: Tarif, bei guter 
Leistung Tantieme. Guter Statiker u. 
firm im Entwerfen. Dauerstellung. 
Otto Hoffmann, Architekt, 
Nassow i. Pommern (Kr. Naugard). 


Reisszeuge und Rechenschieber 


billigste Bezugsquclle 
Hansen & Kleiner, Kiel. 










2 Reihen in je 6 geifhmadool ges 
bundeiien Bänden je 150 W., in 6 
eleganten Halbleinenbd. je 170 M, 


IH Nefere jede Reihe in6 Bünde 
gebund. auf Wunjid 
auch gegen Monats» 20 
aohlungen von ME, 
Beide Reihen zufammen monatlid) 


35 ME. — Zahllarten Loftenlos. — 
Beitenihein nebenftehend 





des Masehinenteehnikers 


17 Bände u 1 Atlas. Gebd. 
° Barpr. M.325.05. bei Raten- 
zablg. 10%, Zuschl. Gegen 
M. 40,— Monatsrate durch 


Buch- 

Hermann Meusser,nnan. 
Berlin W 67/4, 

Poisdamer Strasse 75. 


Herzogs [hägen ini 
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die fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4,— Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 15 %, bei 13 Auf- 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30 %. 

Stellenangebote — die fünfgespaltene Millimeter-Zeile 3,— 


Reichlichen Nebe | 





durch öffentliche oder stille Mitarbeit für die, 


Stuttgarter Lebensversicherungsbank a 6. (Alte Stuttgarter). } 


427 







Mark. 








nverdienst 








Wir suchen zum sofortigen Eintritt einen ertahrenen 


Krankonstrukteur 


für Konstruktion und Projektierung. — Angebote mit dem 
erforderlichen Unterlagen erbeten an 


Welterwerk, Akt.-Ges., Köln-Zollstock. 








Bauingenieur 


oder 


Techniker 


mit Erfahrungen in d. Berechnung u. Veranschlagung 
von 


Kesseleinmauerungen 
: Schörnsteinbauten : 
zu baldigem Eintritt gesucht. 


J. A. Topf & Söhne, Erfurt. | 
Fü 














r Flechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 


altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 


vielbewährten Flechtenheil in8—i4 Tagen. # 
Zahlreiche Dankschreiben. - Eine Flasche genügt. 7 Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—1N und 3—4 Uhr. 





























Schu und Verwertung 
von Renerungen aller Art # 
zugünst. Bedingung.durch Carl 
Maiduk, ing.,BerlinW 57, Culmstr: 18 
Langı. Erfahr. (Bundesmitg).) 


Lauhsäserel 


Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
malerei liefert allerbilligst 


J.L. Hahn, Maxdorf 32 (Pialz). 


Zeugnis | 
Abschriften 


zu Verbandspreisen. | 
— Prospekt frei. — 


Streitz, Berlin 210, Pasteurstr. i6. 


1880-99 a. 20.— 
ZUNG) onen 
1914-20 a. 100.—, gebd., pa. Ein- 
band je 25.— ınchr, einz. Num. nz £ 
5 bis 2 M. Lueger, Meyer-, Katalog für ,— Mark franko. 


Brockhaus-Lexikon liefert - BEIL AGEN 
Otto Thurm, Dresden Ad. nm haben guten mm 
Ein- und Verkauf. ll Erfoig il) 


























Die besien Blicher flirs deuische Haus, — 








Gesoraraelte Merte in ZUDeLl o% 


I BAND 


| Kerl Blod, Buhhandlung, Berlin SW E68, Kodjtr. 9, Boitfhedtonte- 20749 
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Nr.1 


Nr. 1 


5000 Brill,-Krawalt.-Nadeln 





Geschenkt 


fast! Zur Reklame versendenwir: 





der beite Spradjlehrer 


fann Shnen das richtige Sprechen der fremden Sprache 
nicht beifer beibringen al unfer Selbitunterricht nach 
der Meıhode Touffatnt-Langenicheidt. „Sch Habe auf 
Grund meiner durch Ihre Methode erworbenen Sprach» 
fenntniffe eine fchr gute und vorteilhafte Stellung er» 
halten. Sch bin jest beinahe ein Fahr Begleiterin und 
Dolmetiherin einer ameritaniichen Dame. jeder, Der 
mich fprehen hört, wundert fich über meine gute reine 
Ausiprache und glaubt, ich wäre jahrelang in England 
gewesen.“ So fhrieb und unterm 28. 7.21 eine Schülerin 


unferer Methode und Ähnliche Urteile erhalten wir uns - 


aufgefordert nahezu täglich. Unfere Methode Touffaints 
Langenfchetdt [ehrt jede wichtigere FrenmideSprache (auch 
Latein und Altgriechifch) für nionatlich nur 7.20 Mark. 
Verlangen Sie heute noch Bufendung 'unferer Gin» 
führung Sp. 28 in den Unterricht der Sprache, die Gie 
erlernen wollen (foftenlo8). Langenicheidiiche Verlandr 
buchhandlung (Prof ®. Langenfcheidt) Berlin- Schönes 
berg, Zerlag der Unterrichiswerle nach ber Methode 


Toussaint- kangenscheidt 


DI Zn nn nn 











Verlangf 
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Nr. 4 


Nr.2 Nr.3 


5000 Briliant-Ringe 


Spottpreis nur M. 16,50 
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Neu erschienene Bücher: 





_Nr. 46 


PTTTLETTEITIITTTTITIEITTITETTTITSIIIIITTITIIITIIIETEITIIITIITETITIVIIITITELTTTELTITELETILTEIITETETIIITETTETTITTITEITTTETTEET TEE TET ET II I 


Tasehenbueh 
für den Maschinenbau 


Herausgegeben von 


Prof. H. Dubbel 


Ingenieur, Berlin. 


Dritte, erweiterte und verbesserte Auflage 1921. 


Mit 2620 Textfiguren u. 4 Tafeln. — Zwei Teile. 
In- Ganzleinwand- gebunden. — In einem Bande 
Preis M. 70,—# in zwei Bänden M. 84,—. 


Die neue dritte Auflage weist wiederum 
erhebliche Verbesserungen auf und trägt den 
neuesten Forschungen auf allen Gebieten ..des 
Maschinenbaues Rechnung. Sämtliche Kapitel 
sind überarbeitet, verschiedene Abschnitte, so 
die „Zahnräder“, „Riemen- und *eilbetrieb“, 
„Rotierende Kraft- und Arbeitsmaschinen“, „Re- 
volverdrehbänke“ wurden ergänzt, bzw. neu 
aufgenommen. 

Das „Taschenbuch für den Maschinenbau“ 
stellt in dieser Neubearbeitung sowohl in bezug 
auf Text wie auf zeichnerische Darstellung so- 


mit eın Bild des neuesten Standes der Ma-, 


schinentechnik dar. 


7 


Die deutsche Revolution 


ihre Entstehung, ihr Verlauf und 
ihr Werk 


eine Geschichte des Werdens 
der deutschen Republik von 


Eduard Bernstein. 


Preis leicht kart.M. 20.—, i.Halblein. gbd. M. 26.—., 


Ein Volksbuch, welches seines: Inhalts 
‚ wegen dazu berufen ist, dem Bedürfnis 
nach objektiver Aufklärung aller Kreise über 
die. deutsche Revolution gerecht zu’ werden. 


Müssen die Wetter schlagen? 


um für den Bergbau Verbesserungen 
einzuführen 


von 

Steiger Georg Werner, 
Mitglied des Reichswirtschafts- und Reichs- 
kohlenrates und der Sozialisierungskommission. 


Preis .M. 3,50. 





Zu beziehen gegen Nachnahme ohne Portoberechnung durch den 


Industriebeamten-Verlag G. m. b. H. 
Berlin NW 52, Werfistrasse 7. 

























Echt Bruy 


gebogen 













l oder gerade 


Nr. 2. Spottpreis nur M. 12,50 Ä KARL BLOE! z Beten 
; nn BERLIN,SW6E& : mp) nen, 
500 Brill. -Mansch.- Knöpfe «DOSTFACH: 186. N AbesZautnuure, das Stück, 
Nr.3 Spottpreis nur M.Z1,- p.Paar u Steinbaukäsfen, Werk — Porto extra 
Ring e WESTIIZIRBERNTETTESEETEEREN geug-ulaubsäge-Häsien gegen Nachn. 


300 


Nr. 4 Spottpreis nur-M. 19,50 
(Imit.) genau wie die verkl, Abbildg. 
in jeder gewünschten Grösse, Alles 


Eht '° 


plattiert. Den Simili-Brillant kann 
kein Laie vom echt.Brillant unter- 
scheiden ! 
Prachtringe für Herren u.Damen| 
Wunderbare Weihnachis- 
u, Geiegenh.-Geschenke! 


Reklams-Verkauf! 


Gegenstand höchstens einmal. 


erhält jed. Käufer den 
Kostenlos S;c&.} 

illustrierten Katalog 

Sofort bestellen! 


A. Müller & Co., Fichtenau 239 b. Berlin. 


























Türkis o. Opal 


m wunderbar. 


Mitglieder! 


kauft bei unseren „Inserenten! 








ooo 14 Kar. Koll 





Herrliches Feuer ! Katalog A 


Photograph.Apparute 


u. Bestandteile 


frei. 


Selbstspielende 








e Fedeyaren aller fi 
I Reise-Damen-Brief-Geld- 
„ AktieneTaschen, Tornister. 
&) Uhren u. Goldwaren; 
Wanduhren Helfen, 
anduhren Heften, 
Silber:uflipakka-Jäschen. 


ea, 121/3 cm lang. Billiger Rauchen wie teure Zigarren. 


la. Rauchtabak !/,, Pfd. M. 3,—. 


Katalog unserer Waren versenden gratis und franko, 


Stahlwarenfabrik und Versandhaus 
E. von den Steinen & Cie., Wald bei Solingen 61. 





Ahofo Zinpazalc. 
ng Biser.Baromeler, 


‚Sportu Spiel, 


äre-Pfeifchen 









in Alpacea-Bestecke 


Jeder Leser 
erhält jeden 


beigepackt! 


Nur solange Vorrat! 





Zonophone 


Katalog B frei. 


Uhren, Brillanten, 
9 Gold-u.Metallwaren 


VerlangenSie Hatalogr__ 
umsonsf u, portofrei von 
Georg Bernhardt 


Leipzig, ‚Brandenbdurgersir. 16 


; Auf Wunschauch gegen 
Katalog C frei. £ 
Telahlen,, | Jellzahlungen. 
CHEREITEEEEEREFEISN 


Nr. 1015. 


garantiert weissbleibend 
Das beliebte Fadenmuster 


* | Besteck: Messer und Gabe! M. 51,—, Esslöffel M. 19,50, 


Ferner Gemüse-, 








Si IR Teiche, Zintenftiche, Schwänme, 






Die 





Hier entrolt fih unfern Augen alles, 
1048 wir bisher nit begriffen, nicji ver: 
ftanden, an vem wir ahtloS vorübergingen, 
beginnend bei der Urzelle biß zur tolliten 
Eruption de3 jeuerfpeienden Berges. Wir 
lernen den Weltenbau, die Sternenjaat, Die 
Viildftraße, die Gemwalten der Tiefe, QWul- 
fane, Gleticher, Wolfen, Blig, Donner, 
wunderbare Gchneefriftalle, Begenbogen, 
Volarlicht, tennen. Fata PMorgana, Die 


a, Wunder des Meeres bis ganz tief unten, | 
das VicereSleuchten, Glühbwürmchen, taujend 


Snielten unterm Mitroffop, die Riefen- 
blumen (1 m Durchmeffer), Verfteinerungen 
der Vorgeitriefenmwefen ziehen an ung vor» 
über. Meiter: Mammut, Ameifenfreffer, 
Maulwurf, NRiefenfaultier, Orangzlltang, 
Biber und ihre Bauten, der Urahne unierer 
Bögel, Zögel, die nicht fliegen Lönnen, 
Vögel mit Händen, Biefenfchlangen, Cha- 
mäleon, Liebesleben de8 Stichling$, fliegende 
Stiche, Tiere, Die Lleiner werden, Leben und 
Lieben Der Fröfche, Bienen, Ameifenz, 
Wefpenftaat,Laternenträger imSniektenreich, 
Spinnenleben, Geefterne, Een des 
euchts 


ömer, Altona (Ehe) 108. 





all 





| de8 Saturn, fünitliche Pflanzen, Wahstun 






erit fehend, danıı erit wahrhaft 


Für Wissensdurstige! 


Im 


Mugen auf! Lak dich einführen in dic täglichen Serrlichkeiten der Natur, 
bier, in Ueberjee und im ganzen Weltenbau. Du lebit auf, twirjt dann 


glüklich! Ein volfstümliches Prachtwerf 


* über Die Wunder be Himmels, der Erde, der Tier und Pflanzenwelt, jomwie des 


Rebens in den Tiefen des Meered. Zwei große ftarfe Prachtbände mit 1500 Slu- 
ftrationen, darunter 130 bunten Beilagen. ‚Bearbeitet von 42 der eriten europäifchen Gelehrten wie Bölfche (Entwidlungsgeihichte), 
Marcufe und Flammarton (Aftrononie), France (Botanik), Hacdel und Marfgall (Zoologie), FZürftenau (PHyftl) und 35 anderen. 


pilze,infeftenfreffende Pflanzen, wie Pflanzen | 
teifen, Pflanzen als Totengräber, Giäberge, 
Schwefelmilchfeen, unterirbifhe Flüffe, 
Negenbogen, Hagel, Die Welt des Mondes, 
Flammen auf der Sonne, die Kometen, bie 
Jeelt des Supiter, Beiwohndarfeit Des Mars, 
Sonnenflede, Mitternachtsionne, der Ring 


der SKriftalle, unjichtbare Strahlen. — Dies 
und taufend anderes umgibt ung in reicher, 








Statt 116°. 7 00 monal- 
"Dar em BU. lid 








töftticher Abmwechfelung. Die Augen lernen 
erft jegen; wir fühlen und denken nach über 
zehntaufendjährige Vergangenheit, Gegen- 
wart, Bufunft; wir werden erft Menfchen. 
Dabei ift e8 nicht eine tote, ermüdende 
Forfcherjprache, Tondern mit Löftlichem 
Humor geipidt, der das Sutereffe des Leiers 
bis zur legten Zeit mahhält. 


lirteile: PBreife: Telstorä.: Ein Pracht: 
wert 1. Ranges. Wer dos Buch zur Hand 














Teelöffel M. 11,— zuzüglich 50%. Teuerungszuschlag. 
Saucen-, Eis- und Mokkalöffel, Ver. 

leger, Obstbestecke, Tortenheber usw. 
Porto u. Verpackung M. 3,— extra, Nachnahme M. 4,—. 


Ilustrier@r Sperial-Katalog kostenlos. 


& Mayer, Berlin SW 68, E 3. 
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a Ausichneiden u. offen 
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Erscheint Stägig am Freitag. — Bezugspreis für Nicht-Mitglıeder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
für das Ausland 9,25 M. — Bund der technischen Angestellten und Beamten. Hauptgeachäfts- 
stelle: Berlin NW 52, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 52160 Berlin, Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 


Nr.47/ 3. Jahrg. 


Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 





25. Novbr. 192] 


Alt-Moabit 127 — Tel.-Adr.: Industriebeamte, Berlin - Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090, 


INHALT: 





na 
m 


Zur Neuwahl der Vertrauensmänner in der Angestelltenversicherung. — Wirtschaftsfragen: Die Regelung des Wohnungstausches 
zwischen den Städten. — Die Teuerung im Oktober 1921. — Sozialpolitiks Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestell- 


tenversicherung. — Wer ist versicherungspflichtiger Angestellter? — Soziale Bewegung: Das Beitragswesen der Arbeitergewerkschaften. — 
Angestelltenbewegung: Erste Ausschuss-Sitzung des AfA-Bundes. — Aus dem Bunde: Vorstandsbekanntmachungen. — Aus den Gauen. — Ver- 
sammlungskalender. x Recht und Rechtspraxis: Materielles Recht: Neues Kündigungsrecht. — Entscheidungen: Technischer oder katife 
männischer Angestellter? — Entfällt bei einer Erkrankung während einer verhältnismässig nicht erheblichen Zeit der Gehaltsanspruch für. die 
ganze Krankheitsdauer? — Fernbleiben wegen Beleidigung kein Entiassungsgrund. — Neue Gesetze: Im $& 68 Absatz 1 des H.-G.-B. und 


im & 133a,b Absatz 1 der G.-O. 





Zur Neuwahl der Vertrauensmänner in der Angestelltenversicherung 


Die vom Reichsarbeitsminister unter dem 12. Oktober d. Js. 
bekanntgemachte Neuwahl der Vertrauensmänner in der Ange- 
stelltenversicherung gibt Veranlassung, einen gedrängten kriti- 
schen Rückblick aut Werden, Wesen und Wirken des am 
20. Dezember 1911 vom Reichstag verabschiedeten und am 
1. Januar 1913 in Kraft getretenen Versicherungsgesetzes für 
Angestellte zu werfen. Aus der Frühzeit des in den neunziger 
Jahren des zurückliegenden Jahrhunderts unter einigen kauf- 
männischen Verbänden auftauchenden Gedankens einer Inva- 
liden- und Altersversicherung für Handlungsgehilfen verdient 
festgehalten zu werden, dass einer der verbissensten heutigen 
Gegner der von- den freigewerkschaftlichen Angestelltenver- 
bäuden geforderten Verschmelzung der Angestelltenversicherung 
mit der Invalidenversicherung, der Deutschnationale 
Handliungsgehilfenverband, damals eine in diane- 
tralem Gegensatz zu seinem heutigen Standpunkt stehende 
Auffassung in der Versicherungsfrage vertrat. Erverlangte 
den Ausbau der staatlichen Invalidenver- 
sicherung im Interesse der Privatbeamten und verankerte 
diese Forderung auch noch in seinen im Jahre 1903 erschienenen 
Satzungen. Auch andere grosse Verdände des am 1. März 1903 
gegründeten Hauptausschussestür die staatliche 
-Pensionsversicherung der Privatangestell- 

ten, wie z. B. der „Verein für Handlungskommis von 1858‘ 
vertraten in den’ ersten Jahren der Kämpfe um die Ange- 
‚stelitenversicherung die gleiche Ansicht, wie der D.H.V. Unter 
dem. Eindruck. der” durch’ Gesetz vom 16. Dezember 1906 in 
Oesterreich zustande gekommenen Pensionsversicherung 
der Angestellten, die, ‚weit in Oesterreich eine allgemeine In- 
validenversicherung nicht vorhanden war, als Sonderorganisation 
ins Leben trat, und aus taktischen Erwägungen heraus gegen- 
über der. Stellung der deutschen Reichsregierung, die eine 
neben der staatlichen Invalidenversicherung zu schalffende Son- 
derorgarisation für die Angestelltenversicherung vertrat, er- 
folgte ein Umschwung in. der Ansicht des Hauptausschusses, 













gerichte und des Öberschiedsgerichts. 


hörenden Bundesmitglieder, denkt daran: 


Auf zur Wahl für die Anestelltenversicherung! 
In Kürze eriolgen die Wahlen der Vertrauensmänner für die Angestelltenversicherung. 
Die Vertrauensmänner wählen dann die ehrenamtlichen Mitglieder der Rentenausschüsse, Schieds- 
Die Bedeutung aller Wahlen ist gross. 
Bureaukratie und die Reaktion in der Angestelltenversicherung zu brechen, die Ansätze einer 
Selbstverwaltung zu entwickeln, die Verschmelzung mit der Invaliden- und Altersversicherung in 
Fluss zu bringen und dafür zu sorgen, dass dabei das jeweils Beste Bestandteil der Einheitsver- 
sicherung wird. Hinweg mit dem Standesdünkel. und Vorurteilen aus versunkener Zeit! 
Gewähr für eine nach unseren sozialen Grundsätzen ausgestaltete und den Interessen aller Ver- 
sicherten am besten entsprechenden Verwaltung der Angestelltenversicherung ist nur gegeben, wenn 
überall die Listen der Verbände des AfA-Bundes siegen! 


Wahlrecht ist Wahlpflicht! 


indem sich derselbe dem Gedanken der Sonderversicherung an- 
schloss. Dieser völlig veränderten Stellungnahme versag!en 
aber einige Angestelltenverbände, die nach wie vor die Forde- 
rung des Ausbaues der Invalidenversicherung hochhielten, die 
Gefolgschaft und gründeten die „Freie Vereinigung 
für die soziale Versicherung der Privatange- 
stellten‘, den Vorläuter unseres heutigen AfA-Bundes. 

Im Eiltempo Hals über Kopf erfolgte dann 1911 die Ver- 
abschiedung des Angestellten-Versicherungsgesetzes. Es tin’er- 
liegt keinem Zweifel mehr, dass dem damaligen Auftassungs- 
wechsel der heute im Lager des Gedag und G.d.A. stehen- 
den Verbände und der verdächtigen Eile, mit der das Gesetz 
im Reichstag erledigt wurde, höchst politische Motive 
zu Grunde lagen. Die Reichstagswahl 1912 stand vor der Tür 
und so fiel schon 1911 im „Berliner Tageblatt‘ über das Ange- 


stelltenversicherungsgesetz das bezeichnende Wort vom 
„Wahltrinkgeld‘“ für die Angesteliten. 
Im Verein für Versicherungswissenschaft führte Dr. 


Bischoff, der bekannte Versicherungsfachmann, aus: 

„Das Durchpeitschen des Gesetzes gilt als 
richtig, wenn damit nur die Wahlstimmen der 
organisierten Privatangestellten hereinge- 
bracht werden“. 

Es handelt sich darum, die Schicht der Angestellten durch 
eine‘ künstliche Mauer vor der Solidarität mit der anderen 
Gruppe der Arbeitnehmer, den Arbeitern, zu bewahren. Das 
wurde von dem Führer des D.H.V. Bechly unverhüllt zum 
Ausdruck gebracht, als er sich gegen die Verschmelzung der 
Angestelltenversicherung mit der Invalidenversicherung mit der 
Begründung wandte, dass damit die Sozialdemokratie den 
heissersehnten Erfolg hätte, „Privatangestellte und 

ewerbliche Arbeiter zu einem grossen 
roletariat der Lohnarbeiter zusammenzu- 
schweissen.“ 


Gilt es doch, die 


Die 


Ihr zur Angestelltenversicherung ge- 
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Die übereilie Verabschiedung des Gesetzes gab einem 
seiner Kommentatoren, Prof. Dr. Stier-Somlo;, Veranlas- 
sung zu der Bemerkung: 


„Bass aus zum Teil leicht erkennbaren politischen. 
Oründen die Verabschiedung des Gesetzes im Reichstag 
übers Knie gebrochen, die Formulierung so mancher Be- 
stimmung nach Inhalt und Form wenig glücklich geraten ist, 
kann nicht übersehen werden.“ 


In der Tat haben die Formulierungen des Gesetzes die 
von den Gegnern der Sonderversicherung immer wieder be- 
tonten für die Angesiellten nachteiligen Folgen nicht zu über- 
winden, oder zu Kesehipen vermocht. Diese Schwierigkeiten 
beginnen schon mit dem $ 1 des Gesetzes, der der Kreis der 
versicherungspflichtigen Angesteilien feststellen soll. Ein ganzer 
Rattenkönig vom Kämpfen um die Entscheidung des Begriifs 
„Angesteliten‘ "im Sinne der Angestelltenversicherung ist aus 
der unzulänglichen Formulierung des $ I ent- 
standen. Ganze Gruppen technischer Angestellten vornehmlich 
sind hierbei die Leidtragenden. Die aus juristisch-bürckrati- 
schem Geist fliessenden Entscheidungen des Ober- 
schiedsgerichtes haben keineswegs die erwünschte 
Klärung auf diesern Gebiet herbeizuführen vermocht, sondern 
im Gegenteil noch in ihrer Fremdheit gegenüber 
technisch-wirtschaftlichen Geschehen zu wei- 
terer Komplizierung nur allzuhäufig beigetragen. Wie seiner- 
zeit vorausgesagt, ist eine klare Abgrenzung zwischen Ange- 
stelltenversicherten und Invalidenversicherten nicht zu geben, 
und jeder dahinzielende Versuch muss zu juristischen Künste- 
leien führen. Die hieraus entspringende Benachteiligung der 
Angestellten, die durch diese Umstände gezwungen sind, zwi- 
schen Invalidenversicherung und Auesieliehvere Alering fort- 
gesetzt hin und her zu wechseln, könnte durch eine Verschmel- 
zung der beiden Versicherungen ohne weiteres beseitigt wer- 
den. Es wären dann Zustände vermieden worden, wie sie sich 
z. B. in der Unterbeamtenfrage im deutschen 
Bergbau herausgebildet haben, wo in tausenden von Fällen 
Arbeitnehmer plötzlich aus der Arbeiter-, Unfall- und Inva- 
liditätsversicherung herausgenommen und in der Angestellten- 
versicherung angemeldet wurden, um nach einiger Zeit aus be- 
stimmten Gründen wieder aus der Angestelltenversicherung 
herausgerissen und wieder in die Arbeiterversicherung über- 
führt zu werden. Die Jahresberichte der Reichsversicherungs- 
anstalt geben Zeugnis darüber, was für ein Aufwand von 
Zeit und Arbeit auf die Auslegung des Begriffes 
‚Versicherungspflichtiger Angestellter“ bis- 
her notwendig war. Hat also somit die Trennung der Ange- 
stellten von der Reichsversicherungsordnung in der vorherigen 
Beziehung infolge der bestehenden Unsicherheit der 
Begrifisbestimmung nach & 1 zu erheblicher Er- 
bitterung geführt, so sind. auch andere günstige Voraus- 
seizungen, mit denen die Befürworter der Sonderversicherung 
beim Zustandekommen des Gesetzes operierten, keineswegs 
eingetroffen. 

Ueber die versprochenen hohen Leistungen gegen- 
über geringen Beiträgen braucht heute kein Wort mehr ver- 
ae zu werden. Auch das weitere Versprechen, dass durch 

inführung des Begriffes einer Berufsunfähigkeit für 
die Rentengewährung nach dem Angestelltenversicherungsgesetz 
anstelle des im Invalidenversicherungsgesetz enthaltenen Inva- 
liditätsbegriffes grössere Vorteile für die Angestellten erreicht 
werden könnten, ist, wie sich immer mehr herausstellt, zweifel- 
hafter Natur. Schon bei Beratung des Gesetzes erklärte ein 
Regierungsvertreter in der Reichstagskommission: „der Ent- 
wurf gehe davon aus, dass sich jeder Ver- 
sicherte jede nach dem Entwurf versiche- 
Bungspilichtige Beschäftigung anbieten las- 
sen müsse“. ie Versicherten werden Ruhegeld nicht er- 


. a . . .. 
halten, wenn sie“ihren Beruf’ nicht mehr ausüben können, 


sondern erst dann, wenn sie nicht mehr fähig sind, in irgend 


einer Stellung als Angestellter die Hälfte des Durchschnitts- 
lohnes zu verdienen. 

Unzureichend ist auch die in den $$ 9 und 10 vorgese\._.« 
Regelung der Einwirkung des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes auf die Beamten- und Be- 
hörden-Angestellten. Heute liegen die Dinge so, 
dass den versicherungspflichtigen Angestellten, wenn sie als Be- 


amter oder Behörden-Angesteilter mit Ruhegehaitsberechtigung . 


angestellt werden, der Anspruch auf die Leistungen des Ange« 
ste N ERUETTCREIUBESgesetzes verloren geht, es sei denn, dass sie 
die Versicherung freiwillig fortsetzen. Treten die von der Ver- 
sicherungspflicht befreiten Behördenangestellten und Beamten 
aus ihrem Amte ohne Ruhegehait freiwillig, oder gegen ihren 
Willen aus, so lebt auch der- Anspruch aus früherer Versiche- 
rungspflicht bei der Angestelltenversicherung nicht wieder auf. 
Auch hier ist eine Aenderung dringend erforderlich. 

Ein weiterer früher ins Treifen geführter Punkt, dass die 
Angestelitenversicherung bereits bei dem Eintritt in. das 6%. 


ist. Die verschiedenen 


2 
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Lebensjahr eine Rente gewähre im Gegensatz zur Alters- und 
Invalidenversicherung ist inzwischen hinfälig geworden, da 
auch in der letztgenannten Versicherung der Zeitpunkt” zur 
Gewährung der Altersrente auf das 65. Lebensjahr herabgesetzt 
worden ist. Hätte man übrigens seinerzeit die Angestellten- 
versicherung an die Invalidenversicherung angegliedert, so 
wären allen Angestelltenversicherten die Vorteile der kürzeren 
Wartezeit — 4 Jahre in der Invalidenversicherung gegen- 
über 10 Jahren der Angestelltenversicherung — und der irei- 
willigen Zusatzversicherung zugeflossen. 

Auch das in der Angestelltenversicherung eingeführte ge- 
sonderte Heilverfahren hat zu mannigfachen Unzuträg- 
lichkeiten geführt. Vielfach ist noch nicht bekannt, dass die 
Reichsversicherungsanstalt die Gewährung von Heilverfahren 
an diejenigen Angestellten, die auf Grund .eines Lebensver- 
sicherungsvertrages von der Leistung ihrer Beitragshälften be- 
freit sind, von*der Leistung der Hälfte der voraussichtlichen 
Kosten als Zuschuss abhängig macht. In einer Zuschrift in 
Nr. 230 des „Tag“ hat Dr. Otto Meltzing der Reichs-., 
versicherungsanstalt das Recht bestritten, sich. auf diese Weise 
zu Ungunsten der Halbversicherten von Ausgaben zu entlasten. 
& 392 des Versicherungsgesetzes für Angestellte, nach dem die 
Halbversicherten nur die halben Leistungen des Gesetzes er- 
halten, sei nicht anwendbar, da keine Rede davon sein könne, 
dass das Heilverfahren eine Leistung im Sinne des. Gesetzes 
darstelle, Im Gegenteil sei es eine in das Ermessen der Aı- 
stalt gestellte Massnahme zur Verhinderung. der vorzeitigen 
Inanspruchnahme von Leistungen. Hierzu hat die Reichsver- 
sicherungsanistalt für Angestellte wie folgt Stellung genommen: 

„Die Auffassung, dass das Heilverfahren keine Leistung im Sinne 

des Gesetzes sei, ist bisher nicht vertreten worden, steht auch im 
Widerspruch zu der Wertschätzung, dessen es sich bei den Versicherien 
erfreut. Die Reichsversicherungsanstalt erblickt im Heilverfahren sogar 
eine ihrer bedeutungsvollsten Leistungen, Sie hat daher im Jahre 1920 
etwa 45 Millionen Mark für Heilverfahren aufgewandt; im Jahre 1921 
werden die Kosten voraussichtlich etwa 65 bis 70 Millionen Mark be- 
tragen. Indessen kann die Frage, ob das Heilverfahren eine Leistung im 
Sinne des Versicherungsgesetzes für Angestellte sei oder nicht, dahin- 
estellt bleiben; denn auch abgesehen von $ 392 des Gesetzes ist das 
erlangen eines Zuschusses in Höhe der Hälfte der Heilverfahrens- 
kosten gesetzlich und moralisch berechtigt. Ob im einzeinen Fall 
ein Heilverfahren zu gewähren ist, steht im Ermessen der Reichs- 
versicherungsanstalt, Demgemäss ist sie auch berechtiet, die Gewährung 
eines Heilverfahrens von der Leistung eines Zuschusses abhängig zu 
inachen. Die unterschiedslose Bewilligung ven Heilverfahren an Voll- 
und Halbversicherte würde auch eine ungerechte Bevorzugung der letz- 
teren auf Kosten der Voliversicherten bedeuten, zumal-schon die Nach- 
rüfung und laufende Ueberwachung der Befreiung von der eigenen 
eitragsleistung beträchtliche Aufwendungen erfordert. In den Kreisen 
der Versicherien und ihrer Arbeitgeber wird der Standpunkt der 
Reichsversicherungsanstalt durchaus gebiliigt. Den Haibversicherten wird 
zu empfehlen sein, sich an ihre Lebensversicherungsgeselischaften, denen 
ebenfalls an der Verhütung. des vorzeitigen Eintretens des Versiche- 
rungsfalles. gelegen sein muss, wegen Erstattung des Zuschusses. zu 
wenden.“ 

Nicht unbeachtet darf bleiben, dass nach $ 36 das Heil- 
verfahren eine freiwillige Leistung der Reichsversicherungs- 
Bat darstellt, auf die kein Rechtsanspruch der Versicherten 

esteht. 

Als ein besonderer Vorzug der Sonderversicherung wurde 
beı der Errichtung von den rechtsstehenden Angestelltenver- 
bänden hingestellt, dass die Organisation dieser Sonderversiche- 
rung ganz nach kaufmännischen Grundsätzen aufgezogen wer- 
den könne. Und was ist daraus geworden? Ein ausserordent- 
lich schwerfälliger, geradezu beängstigend angeschwollener, 
rein bürokratischer Behördenapparat. Ob das zum Vorteil der 
Sozialversicherung überhaupt dienen kann, ist leicht zu ent- 
scheiden, wenn man bedenkt, dass nunmehr auf demseiben 
Gebiet 4 verschiedene Oberbehörden tätig sind: Reichsver- 
sicherungsamt, Reichsversicherungsanstalt, Oberschiedsgericht 


der Angestelltenversicherung und Reichsaufsichtsamt für Pri« 


vatversicherungen. Man muss den Ausführungen des Geh. Rat 
Dr. Zacher in der „Zeitschrift für die gesamte Versiche- 
Yungswissenschaft‘“ 17. Band, 4. Heft, Recht geben, der darauf 
kinweist, dass die Verschmelzung der Angestelltenversicherung 
mit der Invalidenversicherung zu lediglich 2 obersten Reichs- 


. behörden geführt hätte: eine für die privat-rechtliche Ver- 


sicherung und eine für die öffentlich-rechtlicke Versicherung. 
Die Scheidung der Arbeitnehmer in der staatlichen So- 


zialversicherung in zwei verschiedene Klassen hat zu einem: 


unerträglichen Parallelisnus in Organisation, Verwaltung -und 


Rechtsprechung mit doppelten Beitragszahlungen, doppelten 


zwei acher 
Einheitlich- 
esprochen 


Rentenfestsetzungen, doppelten Kontrollen und 
Rechtsprechung geführt. Von Grundsätzen der 

keit und Uebersichtlichkeit kann hier nicht mehr 
werden. Es darf auch darauf hingewiesen werden 
Gelegenheit, dass die Zusammenfassung der -Kranken- 
und Invalid 

sicherungsordnun 


Unfall- 


auch mehr lediglich eine forn:ale 
weige der Sozialversicherung sind 


| E 


ei dieser 


enversicherung in dem Buch der Reichsver-' 
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nacheinander auf Grund besonderer Oesetze ins Leben ge- 
treten. Bei ilırer Zusammenfassung in der Reichsversicherungs- 
ordnung ist es leider nicht vermieden worden, die sich aus 
der selbständigen Entstehung der einzelnen Versicherungs- 
ae ergebenden Unstimmigkeiten zu beseitigen. Die Un- 

bersichtlichkeit der gegenwärtigen sozia- 
len Versicherungsgesetzgebung ist noch erheb- 
lich erhöht worden durch die grosse Zahl der während des 
Krieges und in der Folgezeit erlassenen Novellen, “Verord- 
nungen usw. 


Eine gerade unter den jetzigen wirtschaftlichen Verhält- 
nissen krass in Erscheinung tretende Benachteiligung der An- 
gestellten ist die durch das Gesetz der Angestelltenversiche- 
rung vorgesehene Festlegung einer Gehaltsgrenze für die Ver- 
sicherungspflicht. Die ständige Geldentwertung hat es mit 
sich gebracht, dass die ursprünglich auf 5000 M. festgesetzte 
Gehaltsgrenze jetzt die Höhe von 30000 M. erreicht hat. 
Grosse Gruppen von Angesteliten waren bald versicherungs- 
pflichtig, bald. infoige Gehaltserhöhung wieder nicht versiche- 
rungspflichtig‘; das hat zu ausserordentlichem Verdruss in der 
Angestelitenschaft geführt. Es ist noch auf geraume Zeit 
mit den bestehenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu 
rechnen, und unsere alte Forderung auf Beseitigung der 
Gehaitsgrenze erhält heute mehr denn je neue Be- 
rechtigung. 


Bei der jetzt in Angriff genommenen Verbesserung der 
Angestelitenversicherung kann und darf es sich aber nicht 
darum handeln, es bei der Abstellung offenbarer organisato- 
rischer Mängel bewenden zu lassen, sondern es muss verlangt 
werden, dass endlich eine einheitliche Sozialver- 
sicherung aller Arbeitnehmer durchgeführt wird. Drei For- 
derungen sind nach dieser Richtung vornehmlich zu erheben: 
Vereinheitlichung der Organisation der gesamten Sozialver- 
sicherung, Ausgestaltung ie Leistungen und Ausdehnung auf 
alle sozialen Schäden. 


Das Selbstverwaltungs- und Mitwirkungs- 
techt der Versicherten muss in weitestem Masse hierbei zur 
Durchführung kommen. 


Die zur Reform der gesamten Sozialversicherung amtlich 
eingeleiteten Vorarbeiten sollten beschleunigt werden. Bis zum 
Abschluss der Gesamtreiorm ist aber jetzt schon die Herbei- 
führung einer Verschmeizung der Verwaltung zwischen Ange- 
BR irhening und Invalidenversicherung durchaus mög- 
lich. Der vom Bureau für Sozialpolitik ausgearbeitete Ge- 
setzentwurf für eine Verschmelzung der Angestellten- und 
Invaiidenversicherung, wie wir ihn in der „D.T.Z.“ Nr. 43 
veröftentlichten, weist einen gangbaren Weg hierzu. 

Gegenüber den vielfachen, immer wieder 
erhobenen irreführenden Behauptungen der 
Be chen Verbände, als wolle der AfA- 

und durch die Verschmelzung der Angestell- 
tenversicheruug mit der Invalidenversiche- 
rung auch die den Angestellten aus der Ange- 
stelltenversicherung fliessenden rösseren 
Rechte beseitigen, sei bei dieser Bel kaheit 
nochmals betont, dass es selbstverständlich 
ist, dass den Angestellten erworbene Rechte 
und Vorteile bei der Verschmelzung sicher- 
g° stellt werden .Dafür treten auch die freigewerkschaft- 
ichen Arbeiter ein, wie aus einem grösseren Aufsatz Her- 
matın Moikenbuhrs im „Hamburger Echo“ vom 9. November 
1917 über die „Reform der Arbeiter- und Angestelltenversiche- 


rung‘ eindeutig erhellt. 


Daneben gilt es, das Element der Selbstverwaltung der 
Angestellten bei den einzelnen Organen ‘der Angestellten- 
Versicherung ganz erheblich zu stärken. Das kann nur ge- 
schehen durch Herbeiführung eines überragenden Einflusses 
der freigewerkschaftlichen Angestellten durch die jetzt stait- 
findenden Wahlen für die Vertrauensmänner zur 
Angestelltenversicherung. 


Den Vertrauensmännern sind durch das V.f.A. bestimmte 
Aufgaben zugewiesen. Sie haben die Beisitzer für 


den Rentenausschuss, für das Schiedsgericht, 


das Oberschiedsgericht und den Verwaltungs- 
rat zu wählen. eiter können ihnen vom Rentenaus- 
ausschuss bestimmte Obliegenheiten übertragen werden. Sie 
sollen auch ohne Auftrag alle ihnen bekanntgewordenen Tat- 
sachen mitteilen, die nach ihrer Ansicht für den Rentenaus- 
schuss oder die Reichsversicherungsanstalt wichtig sind. 


Die Vertrauensmänner eines Wahlbezirks sind zu Orts- 
ausschüssen zusammengefasst. Zurzeit dürften etwa gegen 1000 
solcher Ortsausschüsse bestehen. In den grösseren. Städten 
sind für die Ortsausschüsse besondere Geschäftsstellen einge- 
richtet. Die den Vertrauensmännern bzw. den Ortsausschüssen 

enen Aufgaben sind Insbesondere: 
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den Versicherten und Arbeitgebern in Versicherungsfragen 
Auskünfte zu erteilen, 

Anträge auf Heilverfahren, Hinterbliebenenrenten und Rıuhe- 
gelder aus dem Bezirk entgegenzunehmen und zu begut- 
achten, erforderlichenfalls auch Ermittlungen anzustellen. 


Die Tätigkeit als Vertrauensmann ist. ehrenamtlich. Für 
die Teilnahme an Sitzungen und für die Erledigung beson- 
derer Aufträge wird eine Entschädigung der baren Auslagen 
und des entgangenen Arbeitsverdienstes gezahlt. 


Die Vertrauensmänner wählen die Vertreter der Arbeit. 
geber und der Angesieliten zu dem Verwaltungsrat, und zwar 
werden die Arbeitgebervertreter unter den Vertrauensmännern 
der Arbeitgeber und die Angestelltenvertreter unter den Ver- 
trauensmännern der Angesteliten nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt. Der Verwaltungsrat wählt aus seiner 
Mitte wiederum je zwei Vertreter der Angestellten und der 
Arbeitgeber als Mitglieder des Direktoriums. Die Bekannt- 
machungen für diese Wahlen erfolgen später. Das Versiche- 
rungsgesetz sagt in seinem & 100, dass das Direktorium seine 
Beschlüsse nach Stimmenmehrheit fasst, bei der Beschluss- 
fassung aber soviel nichtbeamtete Mitglieder 
ausscheiden, dass die beamtetenin der Mehr- 
zahlsind. Der Verwaltungsrat hat das Direktorium gutacht- 
lich zu beraten. Wenn aber in der Angestelltenversicherung 
auch durch die gesetzlichen Bestimmungen der Einfluss der 
Versicherten auf das denkbar geringste Mass eingeschränkt 
wird, wobei noch zu beachten ist, dass sich die Vertreter 
aus der gleichen Zahl Arbeitgeber und Angestellter zu- 
sammensetzen, so haben wir trotzdem keine Veranlassung, 
auch den geringen Einfluss etwa preiszugeben. 


Wir müssen die bisher im Verwaltungsrat und im Direk- 
torium innehabenden Sitze nicht nur bei der jetzigen Wahl 
wieder erringen, sondern unbedingt vermehren. Das‘ wird aber 
nur möglich sein, wenn bei der Verirauensmännerwahl jeder 
Kollege sein Wahlrecht ausübt und die AfA-Liste wählt. Die 
Vertrauensmänner haben weiter die Beisitzer zu dem Renvten- 
ausschuss, dem Schiedsgericht und Oberschiedsgericht zu wäh- 
len. Es ist notwendig, dass die im Butab organisierten Tech- 
niker in den genannten Spruchinstanzen eigene Vertreter haben. 
Das Versicherungsgesetz für Angestellte kennt die Bezeich- 
nung „Techniker“ überhaupt nicht. Wir haben deshalb ua 
so mehr Veranlassung, nicht Berufsfremde allein über die 
Technikerfragen urteilen zu lassen. 


Die Wahlen für die Vertrauensmänner zur Angestellten- 
versicherung werden Gelegenheit geben, die akuten Probleme 
der Sozialversicherung in ihrem ganzen Umfange aufzurollen. 
Zweck alier Versicherung ist, den Arbeitnehmer, der durch 
Krankheit, Unfall, Invalidität oder Alter seine Erwerbsfänig- 
keit eingebüsst hat, sowie die Hinterbliebenen vor Not und 
Elend zu schützen. Es kann nicht bestritten werden, dass bei 
der Erschütterung unserer gesamten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse dieser Zweck der Versicherung auf der alten Grund» 
lage der vor zehn Jahren geschaffenen Soziaiversicherungs- 
gesetzgebung nicht mehr erreicht werden kann. Insbesondere 
muss unter. Berücksichtigung: der Umwertung der deutschen 
Mark die bisherige Finanzgrundlage der Sozialversiche- 
rung nachgeprüft werden. Die eiserne Notwendigkeit zur Ver- 
meidung aller unnötigen Ausgaben auf dem Gebiete der öffent- 
lichen Verwaltung erfordert auch dringend die Vereinfachung 
des Behördenapparates in der Sozialversicherung. Diesen Not» 
wendigkeiten an sich ein Einsichtiger nicht verschliessem. 


L. Hofmann. 


Die Wabhlarbeit 


zu den Angestelltenversicherungswahlen ist nicht 
nur ein Kampf um die Ehrenämter in der Ver- 
sicherung, sondern auch 


werbearbeit 


für die freigewerkschaftliche Idee unter den An- 

gestellten. Der Sieg der Listen des AfA-Bundes 

bedeutet den Forischritt — der Sieg der 
| anderen die Reaktion! 
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Die Regelung des Wohnungstausches zwischen den Städten, 
In der gegenwärtigen Zeit kommen die Fälle häufiger denn je 
vor, dass Arbeiter- und Angestellte ihre Arbeitsstätte ausser« 
halb des Wohnortes ihrer Familie aufschlagen müssen. Viele 
Kollegen sind infolge des Daniederliegens verschiedener In- 
dustriezweige gezwungen, einer anderen Beschäftigung nach- 
zugehen, doch in den meisten Fällen können die Angehörigen 
Infolge der herrschenden Wohnungsnot nicht mit nach der 
neuen Arbeitsstätte ziehen, und es kommen durch die Füh- 
rung. eines doppelten Haushalts hohe Aufwendungen für den 
einzelnen in Frage. Die einzige Möglichkeit der Beschaffung 
einer Wohnung in einem anderen Ort ist in der gegenwärtigen 
Zeit der Verschlechterung des Wohnungsmarktes nur durch 
den Tausch gegeben. 

Dass dieser Wohnungsaustausch nicht privatiın vorgenom- 
men werden kann, erscheint nach den gemachten Erfahrungen 
im Wohnungswesen wohl selbstverständlich. Die Organisation 
muss einer das öffentliche Vertrauen besitzenden Stelle über- 
geben werden. 

Der Deutsche Siädtetag hatte es bisher abgelehnt, eine 
interkommunale Wohnungsaustauschstelle zu errichten. Er gab 
jedoch auf Grund der gemachten Anregungen, insbesondere 
der unseres Bundeskollegen, des Wohnungsinspektors Lie- 
mich aus Gera, seinen Standpunkt auf. Die Vereinigung 
deutscher Wohnungsämter, Geschäftsstelle 
Berlin W50, Augsburger Strasse 61 (die die Mehr- 
zahl der bestehenden städtischen Wohnungsämter umschliesst), 
teilt jetzt der Presse mit, dass sich die Vereinigung unter För- 
derung durch den Deutschen Städtetag entschlossen habe, einen 
Wohnungstauschanzeiger herauszugeben. Mittels 
dieses soll der Wohnungsaustausch von Ort zu Ort unter Mit- 
wirkung der örtlichen Wohnungsämter in unparteiischer, dem 
Einflusse spekulativer und ausbeuterischer Interessen entzogener 
Weise in geregelte Bahnen geführt werden. Die durch diese 
Neuregelung für die grosse Zah! der Beteiligten erwachsenden 
Vorteile sind klar. Vorbedingung ist, dass aie Behörden und 
Instanzen möglichst wenig bureaukratisch arbeiten. Wenn bis- 
her all denjenigen, die gezwungen waren, sich infolge der 
Veränderung der Arbeitsstätte in einem anderen Orte eine 
Wohnung zu suchen, Aufwendungen entstanden, wenn über- 
haupt die Möglichkeit bestand, eine Wohnung zu bekommen, 
so wird jetzt eine wesentliche Erleichterung eintreten. Fortan 
wird sich jeder Betreffende einfach an das Wohnungsamt 
bzw. die Gemeindebehörde seines Wohnsitzes zu wenden 
haben, wo ihm gegen eine mässige Gebühr die Möglichkeit 
gegeben wird, sich mit einem Tauschlustigen an einem Ort, 
wohin er ziehen will, in Verbindung zu. setzen. 

Leider ist diese Einrichtung noch nicht so bekannt, wie 
sie es verdient. Der „Wohnungstausch-Anzeiger“ 
erscheint im Verlage von Ulistein & Co. in Berlin und kann 
durch die Zeitungsverkaufsstellen, aber auch durch die Woh- 
nungsämter selbst bezogen werden. Vor allem ist aber darauf 
hinzuwirken, dass sich möglichst alle, Wohnungsämter der 
‚vereinigung‘“ anschliessen. Dann wird die neue 
Snrichtung eine wesentliche Frleichterung beim Stellungs- 
wechsel bieten. 


Die Teuerung im Oktober 1921. Die Teuerung hat im 
Monat Oktober infolge der rasch fortschreitenden Ent- 
wertung der Mark weiter stark zugenommen. Nach den Be- 
rechnungen des Statistischen Reichsamts, denen 
die Erhebungen über die Ausgaben für Ernährung, Heizung, 
Beleuchtung und Wohnung zugrunde liegen, ist die Reichs- 
Iindexziffer für die Lebenshaltungskosten im Monat Oktober 
eut 1146 (gegenüber 1062 im September) gestiegen. Dabei 
wurden die Ausgaben für die gleichen Lebensbedürfnisse im 
Jane 1913/14 gleich 100 gesetzt. Die: Erhöhung der Lebens- 
aitungskosten im Monat Oktober bedeutet eine Steigerung 
egenüber dem Vormonat um 7,9 v. H., gegenüber Januar 
dieses Jahres um 21,4 v. H., gegenüber dem Monat Oktober 
des Vorjahres um 35,9 v. H. 

Im ‚ Berichtsmonat haben sich auch die Ausgaben für 
Heiz- und Leuchtstoffe und für die Wohnungsmiete gesteigert; 
In der Hauptsache ist jedoch die Erhöhung der Indexziffer 
daraut zurückzuführen, dass die Autwendungen für die Er- 
nährung stark gestiegen sind. Die Indexziiter für die Er- 
nährung allein ist im Oktober auf 1532 gestiegen, was eine 
Erhöhung gegenüber September dieses Jahres um ungefähr 
8 v. H., gegenüber Januar dieses Jahres um 21,1 v. H. und 
sun Oktober des vorigen Jahres um 35,7 v. H. bedeutet. 

u dieser Erhöhung der Ernährungsindexziffer trugen — teil- 
weise recht beträchtliche — Preissteigerungen für viele Lebens- 
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mittel bei. Nur der Brotpreis hat sich durchschnittlich nicht 
geändert, die Preise für eine Reihe von"Gemüsen haben etwas 
machgelassen. Dagegen sind die Kartoffeln wieder erheblich 
teurer geworden. Besonders gross sind die Preissteigerungen 
4ür-die von der Einfuhr beeinflussten Nahrungsmittel: Hülsen- 
früchte, Fette und Eier. Auch Fleisch und Fische habe im 
Preise angezogen, während für Nährmittel die Preisbewegung 
nicht einheitlich war. 


Innerhalb des Reiches war die Entwicklung im Berichts- 
monat insofern einheitlich, als überall Erhöhungen 
der Teuerungszahlen festgestellt wurden. Ver- 


Teuerungs- und Verhältniszahlen für 71 Gemeinden nach den Erhebungen 
vom August bis Oktober 1921. 


| —— —__ nun nme nn ano eemesrnnbnndBm mem nenn une ennennmrr nnrn n  r | 
Verhältniszahi. m, 


} Durd- 
ne sänits- [Teverungszahlen | Bezug auf 1913 14 
Bevölkerun feue- Mark) für (DieTeuer ungszahl 
Gemeinden Er (in Mark) für | von 1913/14 ist == 
8.0x.1919 | ur 100 gesetzt) 


zahl Aug.!Sept [Ott | Aug. |Sept.! Okt, 
m 19 | Mia 3924 ja921 11921] 1921 











Berlin Laer PERR pe Yon | 103,62 1099 
Hambug . ..« . 111,18 [1099| 1107 1690 
Köln. Er LT: 103, 3 j1141!1111 1:71 
München EIER AL JE | 106,84 1086 
Leipzig . 1 02 0° 97 55 1717: 
Dresden. ® ‘ . oo 99,74 1013 1052 1135 
Breslau. . ei 98,42 | 999 1063 1147 
Basen au 98,12 | 9781 1024 12223 
Frankfurt 2 M . . 103,49 111011122 1144 
Nürnberg . x 0 94,50 11086 11081 1224 
Stuttgart . 2... 103,72 110461072 1063 
Chemnitz . . ..» 100,14 11008} 1024 1133 
Dortmund . . . » 102,56 1101411034 1972 
Magdeburg. . . » 88,47} 9991025 1205 
Königsberg i. Pr » 99,92 | 980; 1031 1032| 1083 
Bremen 32:7, 2% 91.95 1162611192 1198} 1392 
Stettm 2 727.007 95,80 11044 | 1040 1085 | 1164 
Manrhein . . « « 98,59 1113911123 1139| 1221 
EN SEN 96,42 [1026 | 1038 1077| :220 
Augsburg =» 2. ° 90,53 | 967} 949 1048 71144 
Aachen. . eo 99,25 1120111083 1266 121011091 1276 
Braunschweig. , » 80,16 | 9731 99411053]1214| 1240| 1314 
Kerlsrche . . so » 96,39 11032]1052|118 j1071| 1091| 1226 
Erbirk 22.04 79,38 1104811024 | 1083] 1320| 1289! 1364 
Crefeld a...» 91,3: 1111011113) 121811216| 1219| 1334 
Lübeck . .. .... 86,68 |1031 | 1047| 110411189! 1208| 1269 
Hagen 5.W.. .: 115,83 11087 1132|1228] 938) 977] 1069 
Ludwigshafen s. Rh. 97,00 11073) 1083| 1181}1106) 1116| 1218 
Darmstadt. . . » 86,85 11061 |107811165112227 1241| 1341 
Gera. Re 79,49 } 982! 9991108851237 |1258| 1370 
Frankfurt 8. OÖ, . . 93,17 | 997! 9911109 11070]1064| 1173 
Bau ten 88 09 } 4:6} 100 ..1 0741 1136| . 

Coblenz. NS dr 3 1128/1139112481 . . 

Solingen. . .o. .» 90,92 11143) 112581 11:0]1257|1238| 287 
Halberstadt . . 86,74 | 970) 993106151118) 1145| 1223 
Schwerin i M. 83,07 | 973) 976|10534117111175] 1268 


Kattowitz oo 
om... 
Heilbronn . . 
Göttingen . . 
Eisenach . 


92,36 11083)1085]125:1117311175| 136% 
1119/1114 |1155 


94,41 | 926| 97011037] 98111027) 1098 
85,58 | 982| 945104 114711104! 1219 


87,60 11061 11021|1063j1211| 1166| 1213 


u. 2 .-—* 
vo. 00. 


Stoip SR 75 10 H1034 | 1047111:87]1377| 1394| 1447 
Weimar. . 2...» z 991|1072)1156] . . 
Waldenburg ,„ . » 81.83 1100711067 11:5%11238| 1312| 1425 
Herford... 5% 79,26 | 990| 9971105811249) 1258| 1335 
Bautzen . Beten 83,02 51028|1029| 1104112381239] 1330 
Weissenfels „ » . . :050} 959110271 . ; 
Giesen % ... 98,65 11073] 16671 120211088|1082) 1218 
Oldenburg . x. . 79,22 11009 | 1043 | 104311274 | 1317| 1317 
Schweinfurt . . , 82,84 11040| 999|1060]12551 1206 | 1280 
Lüneburg ..... A 984| 988) 10321 . e 
Eberswalde . .. 87,35 1102811015 | 1096111771162] 1255 
Anibergs 0 42.55 80.75 } 921) 981| 10915114111215| 1351 
Enldarıı a3, 75,93 11085 } 104711058] 1429} 1379] 1446 


Straubing N 
Annaberr . . .. 
Reichenbach 1, Sch}, 
Zweibrücken R 

Auerbach i. Vogtland . 
Lah & 5 


23 . ee 


89,77 | 812] 928) 940 


83,08 | 942| 9851084 
78,61 | 978| 998] 1043 

1081 11142] 1125 
93,59 | 951) 993) 1127 
79,48 1101911957) 1075 


905 | 1034| 1047 


1134| 1186| 1308 
1244 1270! 1327 


1916| 1061| 1204 
128211330) 1353 


Senftenbeg . .. 81,84 1:093!1067|1131|1336| 1304| 1382 
Rastenburg.  . ° 90,29 } 925) 9601100711024 1063| 1115 
Neustettin. . 0.» 71,57 3 984| 1024| 1088|1375}1431 | 1520 
Beltz 7 0% 85,74 11061 1046| 112451237] 1220! 1306 - 
Demmn .... 69.77 | %74| 9791103251357|1403| 1479 


Marienwerder , 68.87 | 990) 1002)105411437/1455| 1530 





Neus’'relitz, . 2. 89,05 11036| . 1114011163| . | 1230 
SEN RE 8904 | 99411037 | 108: [1116| 1165| 1213 
Grimma. . 2... 84,93 | 971 933) 1094]1143}1157| 1288 
Friedrichshafen . . 94,51 | 933} 91511013] 987| 968| 1072 
Blumenthal . , . 76,59 | 990: 971j104111293|1268 | 1359 
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schieden gross war aber das Ausmass der neu eingetretenen 
Teuerung. 

In dem unıstehend abgedruckten „Eildienst“ zur Teuerungs- 
statistik wurde jetzt die Zahl der aufgenommenen Gemeinden 
wesentlich vergrössert. Dabei wurden solche Gemeinden aus- 

ewählt, die von typischer Bedeutung für die wirtschaftlichen 
‚Verhältnisse ihres Gebietes sind. — Die Indexziffern wurden 
auf der gleichen Grundlage wie bisher berechnet. 


Sozialpolitik 

Aufrechterhaltung der Anwartschaft In der Angestellten- 
versicherung. Mit dem 31. Dezember 1921 läuft die Frist zur 
Nachzahlung freiwilliger Beiträge für die Jahre 1914-—1920 ab. 
Versicherte, deren Anwartschaft in diesen Jahren nicht auf- 
sechterhalten ist, müssen, um ihre Ansprüche nicht zu verlieren, 
die fehlenden, freiwilligen Beiträge bis zum Schlusse dieses 
Jahres einzahien. Dazu sind die bei der Post erhältlichen 
roten Zahlkarten zu benutzen. Zur Erhaltung der Anwart- 
schaft müssen in jedem Jahre mindestens 8 Kalenderimonate 
beiegt sein. 

Ferner können Angestellte bis zum 31. Dezember 1021 
Pilichtbeiträge, deren Entrichtung aus einem nicht in ihrer 
Person liegenden Grunde unterblieb, aber zur Erhaltung der 
'Anwartschaft notwendig ist, sämtlich ‘Öder teilweise nachent- 
sichten oder die Stundung bei der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte beantragen. 


‘Wer ist versicherungspflichtiger Angestellter? Bei der 
praktischen Auslegun es Versicherungsgesetzes für Ange- 
stellte hat sich bestätigt, was die Gegner der Sonderver- 
sicherung für Angestellte bereits von Anfang an behaup- 
teten, dass nämlich eine genaue Umschreibung des Begriffes 
„Angestellter‘‘ gar nicht möglich ist. Es ist zu bewundern, 
mit welcher Mühe die Spruchinstanzen der Angestelltenversiche- 
rung versuchen, bei den unzähligen Streitfällen über die 
‚Versicherungspflicht eine Entscheidung zu finden, die dem 
g& 1 des Vf.A. entspricht. Wie vergeblich dieses Bemühen 

t, wird treffend durch nachstehenden Fall bewiesen: 

Für siebzehn bei der Bismarckhütte beschäitigte Labora- 
toriumstechniker bestand weder bei der Arbeitgeberin noch 
bei den Angestellten ein Zweifel fiber die Versicherungspflicht, 
und es sind auch bis Ende Dezember 1919 die Beiträge regel- 
snässig an die Versicherungsanstalt gezahlt worden. Im Laufe 
des Jahres 1920 zahlte dann die Reichsversicherungsanstalt 
die Beiträge zurück, weil einer ihrer höheren Beamten auf einer 
Dienstreise sich für die Verneinung der Versicherungspflicht 
der in Betracht kommenden Angestellten ausgesprochen hatte. 

In einem nun eingeleiteten Streitverfahren beschloss der 
Rentenausschuss a .. Februar 1921, dass die sämtlichen 
siebzehn Angestellten nicht versicherungspflichtig seien. Zwölf 
von den Angestellten liessen als Mitglieder unseres Bundes 
durch uns Beschwerde gegen den Beschluss des Rentenaus- 
schusses beim Schiedsgericht einlegen mit dem Antrage, sie für 
versicherungspflichtig zu erklären. Auch die Reichsversiche- 
rungsanstait legte gegen den Beschluss des Rentenausschusses 
für drei Angestellte — und zwar für zwei bereits von uns 
veriretene und einen weiteren — Beschwerde ein, weil sie diese 
ebenfalls für versicherungspflichtig hielt, obgleich auch für 
diese Angestellten von der Reichsversicherungsanstalt die Bei- 
Bene zurückgezahlt worden waren. Vier von den Ange- 
stellten waren der Sache überhaupt überdrüssig geworden, 
was zur Folge hatte, dass für sie die Entscheidung des Ren- 
tenausschusses Rechtskraft erhielt, wodurch sie ohne weiteres 
als nichtversicherungspflichtig anzusehen waren. 

Das Schiedsgericht beschloss nun am 23. September 1921, 
die Angelegenheit zur grundsätzlichen Entscheidung an ‘das 
Oberschiedsgericht weiterzureichen. Hierzu erstattete es ein 
Gutachten, aus dem hervorgeht, dass das Schiedsgericht nicht 
etwa für die drei Angestellten, welche die Reichsversicherungs- 
enstalt, die Arbeitgeberin und auch wir für versicherungspflich- 
tig hielten, sondern Berate für die restlichen An- 

estellten die Versicherungspflicht bejahte. 

an kann nun wirklich gespannt sein, zu welcher grundsätz- 
lichen Entscheidung in diesem Falle wohl das Oberschieds- 
gericht kommen wird. 

Die Angestellten ersehen aber aus diesem Fall, von welchen 
Umständen es abhängt, ob sie versicherungspflichtig sind oder 
nicht. Dass diese Frage nicht nur mit der Zahlung der Bei- 
träge für die Reichsversicherungsanstalt oder dem späteren 
Bezug von Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten zusammen- 
hängt, erkennt man sofort dadurch, dass in vielen Tarifver- 
trägen noch die Bestimmung enthalten ist, dass „Angestellte“ 
im Sinne.des Tarifvertrages nur diejenigen sind, die nach dem 
VA. versicherungspflichtig sind. 

Beı den Spruchinstanzen der Angestelltenversicherung, näm- 
lich dem Rentenausschuss, dem Schiedsgericht und dem Ober- 
schiedsgericht, wirken auch Versicherte als Beisitzer mit, die 
von den 'Vertrauensmännern gewählt werden. Jeder An- 
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gestellte ist daher verpflichtet, bei den be- 
vorstehenden Vertrauensmännerwahlen zur 
Angestelltenversicherung sein Wahlrecht als 
Versicherter wahrzunehmen und nur solchen Kan- 
didaten seine Stimme zu geben, von denen er die Gewissheit 
hat, dass ihnen bei der Ausübung ihres Ehrenamtes das 
Interesse der Angestellten erster Grundsatz ist. Die sichez- 
ste Gewähr hierfür bieten die AfA-Listen. 


Soziale Bewegung 


Das Beitragswesen der Arbeitergewerkschaften. Die herr- 
schende Geldentwertung hat zur Folge gehabt, dass gegen- 
wärtig in allen Angestellten- und Arbeiterverbänden die Bei- 
Bi rage auf der Tagesordnung steht. Dabei kann festge- 
stelit werden, dass sich der Grundsatz der Arbeitergewerk- 
schaften, wonach der Wochenbeitrag ein bestimmtes Viel- 
faches vom Studenlohn betragen soll, in immer stärkerem Masse 
durchsetzt. Auf diese Weise soll vor allen Dingen eine schnel- 
lere Anpassung der Beitragssätze an die Lasten und Leistungen 
der Verbände herbeigeführt werden, damit die vorzunehmenden 
Beitragserhöhungen nicht immer erst nach mehr oder weniger 
starken Vermögenseinbussen vorgenommen werden. In der 
Tat muss die Kampikrait der Gewerkschaften ausserordentlich 
leiden, wenn die Unterstützungssätze den berechtigten Anior- 
derungen der Mitglieder nicht mehr entsprechen und dem 
erhöhten Stundenlohn in allzu schleppender Weise nachhinken. 

Interessant ist in diesem Zusammenhange das Ergebnis 
einer Umfrage unserer Oauverwaltung Brandenburg bei einigen 


freigewerkschaftlichen Arbeiterorganisationen. Es zahlen da- 
nach aut den Monat umgerechnet: 

per Monat 
Verband der Böttcher und Küfer bis 27.— M. 
Verband der Konditoren und Bäcker » M.— „ 
Verband der Zimmerer » 0.— „ 
Verband der Lithographen Pe FE 
Verband der Brauereien- und Mühlenarbeiter » B3— u 
Holzarbeiterverband »„ 2.— „ 
Verband der Gärtner u» 3b 5 
Zentralverband der Maschinisten und Heizer » 24 5» 
Verband der Schuhmacher » B— 
Verband der Steinsetzer „ 23— „ 
Verband der Kupferschmiede „ 8— „ 
Verband der Textilarbeiter PER vn 
Bauarbeiter-Verband » 36.— n 
Verband deutscher Berufsfeuerwehrmänner » 50.— „ 
Verband der Steinarbeiter „24 
Verband der Lederarbeiter „I2.— „ 
Zentralverband der Fleischer ee 
Deutscher Bekleidungsarbeiter-Verband » 26.— 
Verband der Buchdrucker » 36.— » 
Deutscher Polierbund „ 50.— „ 
Zentralverband der Töpfer 36.— „ 


„ 

Bei der vorstehenden Aufstellung muss berücksichtigt wer- 
den, dass hier nur die niedrigsten in den vorgenannten Ver- 
bänden üblichen Lokalkassenbeiträge berücksichtigt sind. Ea 
ist jedoch allgemein bekannt, dass gerade in Arbeitergewerk- 
schaften die Lokal- und Gauzuschläge sowie die Beiträge 
für besondere Unterstützungszwecke neben den ordentlichen 
Beiträgen noch eine erhebliche Rolie spielen: 

Auch die Angesielltengewerkschaften können, wenn es sich 
darum handelt, ihre Organisationen leistungsfähig und finanz- 
kräftig zu gestalten, noch mıianches von den Arbeitern lernen. 


Angestelltenbewegung 


Erste Ausschuss-Sitzung des AfA-Bundes. Am 16. No- 
vember trat im Sitzungssaal des Industriebeamtenhauses zu 
Berlin die auf Grund der Reorganisation des AfA-Bundes 
satzungsgemäss vorgesehene Bundesausschuss-Sitzung zum 
ersten Mal zusammen. Ausser dem Vorstand waren sämtliche 
angeschlossenen Organisationen vertreten. An der Tagung, 


Wer den Einfluss der Versicherten 
bei der Verwaltung der Angestelltenversicherung 
verstärken und im sozialen Geiste den Interessen 
der Versicherten entsprechend ausgeübt wissen 
will, der stelle sich seiner Ortsverwaltung als 


Mitarbeiter für die Wahlen zur Angestelltenver 
sicherung zur Verfügung, um den 


Kandidaten des AfA-Bundes 
. zum Siege zu verhelfen. 
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die von Stähr- Berlin geleitet wurde, nahm in Vertretung des 
Vorstandes des A.D.G. B. dessen Mitglied Knoll teil. Den 
Geschäftsbericht erstattete Aufhäuser- Berlin. Die 
innere Reorganisation des AfA-Bundes hat in dem Berichts- 
jahr ihren Abschluss gefunden. Die innige und ständige 
Gemeinschaftsarbeit der angeschlossenen Verbände hat sich 
in jeder Hinsicht bewährt und den AfA-Bund zu einem 
anerkannten Faktor im wirtschaftlichen und sozialen Leben 
Deutschlands gemacht. Der Berichterstatter schilderte weiter 
die äussere Tätigkeit des AfA-Bundes auf sozial- und wirt« 
schaftspolitischem Gebiet, wobei besonders das Eingreifen 
in der Frage der Schlichtungsordnung, des Ar- 
beitsna 5: weisgesetzes hervorgehoben werdet konnte, 
Der AfA-Bund hat auch weiter auf dem Gebiet der Sozia- 
lisierung des Bergbaues, des Wiederaufbaues 
vonNordfrankreich und der Erwerbslosenfrage 
führend gewirkt. Als den Höhepunkt des Berichtsjahres be-+ 
zeichnete der Referent den Abschluss des Organisations- 
vertrages zwischen dem Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbund und dem AfA-Bund, 
Dieses innige Bündnis hat sich bereits wiederholt bewährt und 
es wird in den bevorstehenden Kämpfen um das aufgestellte 
gemeinsame Steuerprogramm eine weitere Kraftprobe 
zu bestehen haben. 

In dem folgenden Kassenbericht konnte Süss- 
Berlin über einen günstigen 'Kassenbestand berichten. Er 
teilte ferner mit, dass die Betriebsrätebewegun 
im A.D.G.B. und im AfA-Bund in Zukunft organisatorise 
völlig vereinheitlicht werden soll und zu diesem Zweck 
auch ab 1. Januar 1922 die bisher getrennt HEISUEgeR<beFEE 
Organe „Betriebsrätezeitung des A.D. G.B.“ und „Der Be- 
triebsrat“ des AfA-Bundes vereinigt werden. Die stän- 
dige Mitarbeit des bisherigen AfA-Redakteurs, des Kollegen 
Nörpel, an der künftigen gemeinsamen Zeitung ist durch 


eine Vereinbarung mit. dem A.D.G.B. sichergestellt worden.. 


Die Bundesausschusssitzung nahm ferner den Bericht der Re- 
visoren entgegen und erteilte dem Vorstand und dem Rech- 
nungsführer Entlastung. 

Ueber die Frage des Berufsbeamtentums referierten 
Haussherr und Händeler. Neben den Fragen des 
Beamtenrechts wurde dabei auch das Organisationsproblem 
der Staats- und Gemeindebeamten eingehend erörtert. Es 
herrschte völlige Uebereinstimmung, dass entgegen den von 

egnerischer Seite ausgestreuten Verdächtigungen im AfA- 

und niemand daran denkt, den Beamten ihre 
wohlerworbenen Rechteeinzuschränken oder 
zu nehmen. Auf Grund der eingehenden Diskussion der 
Beamtenfragen wurde eine besondere Kommission eingesetzt, 
die sich mit der Aufstellung von Richtlinien für die 
Beamtenpolitik befassen wird. 

Ueber die Fragen der Tarifpolitik erstattete 
Schweitzer Bericht und es sollen nunmehr auf Grund 
der gepfiogenen Aussprache von einer weiteren Kommission 
die Richtlinien für eine einheitliche Tarifpolitik der AfA-Ver- 
bände aufgestellt werden. 

Schliesslich referierte Paul Lange über die bevorstehen- 
den Wahlen zur Angestelltenversicherung und 
appellierte an die angeschlossenen Verbände, ihre ganze Kraft 
einzusetzen, um. dem AfA-Gedanken auch bei 
diesen Wahlen zum Siege zu verhelfen. 











ef) Aus dem Bunde 00 


———— 
.— 


Vorstandsbekanntmachungen 

Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 
Aus den Gauen 

Gau Rheinland-Westfaien. Am 30, Oktober fand im städtischen 











„Saalbau“ zu Essen der 3. ordentliche Gautag statt, Erschienen 


waren 106 Delegierte, 15 Gauvorstands- und Bundesausschussmitglieder, 
2 Vertreter des Zentralvorstandes und die 5 Gatbeamten. Die befreun« 
deten Gewerkschaften des AfA-Bundes und des A.D.G.B. hatten: Ver» 
treter entsandt. Vor Eintritt in die Tagesordnung sprach Kollege Halb- 


fell über die gegenwärtige wirtschaftliche Lage, wobei er besonders 


die oberschlesische Frage behandelte. Im Anschluss an das Referat 


wurde eine Entschliessung einslimmig angenommen, in der der Gautag. 
seine bee über den Beschluss des Völkerbundrates, das ober-- 
ndustriegebiet auseinanderzureissen, zum . Ausdruck 


schlesische 
bringt. 

Den Geschäftsbericht erstattete der Gauleiter Gramm, der eine 
übersichtliche Darstellung der inneren und äusseren Entwicklung des 
Gaues gab. Im einzelnen behandelte er die gewerkschaftliche und..die 
Aufklärungsarbeit, die vom Gau im Berichtsjahr geleistet worden‘ ist. 

Das Gauvorstandsmitglied Kollege Krauskopf, Wesel, bericht“te 
über die Ortsverwaltungen, wobei er eine scharfe, aber gerechte Kritıt 
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an der Tätigkeit unserer Ortsverwaltungen ausübte. In der Aussprache, 
die sich in ruhigen Bahnen bewegte, wurde u. a. auf das Verhaltes 
der Städtevereinigung von Rheinland- Westfalen hinge 
wiesen, die es abgelehnt hat, uns zu Verhandlungen über die Besol-. 
dungsorduung der Gemeindebeamten und Dauerangesteliten hinzuzuziehen. 
In einer einstimmig angenommenen Entschliessung wurde gegen dieses 
Verhalten der Städtevereinigung energisch Protest eingelegt. 

Die vorliegenden Anträge erfuhren eine eingehende Würdigung. 
Bei ihrer Beratung fand sich auch Gelegenheit, die Beitragsirage zu 
besprechen. Nachstehende Entschiiessung fand a Annahmer 

„Der 3. ordentliche Gautag des Gaues Rheinland-Westfalen er 
klärt, dass angesichts der ständig steigenden Preise aller Lebens- 
bedürfnisse und der daraus sich ergebenden Erhöhung der Ge- 
hälter naturgemäss eine Erhöhung der Beiträge folgen muss. Eine 
Vermehrung der Einnahmen des Bas ist vor allem bedingt durch 
die bevorstehenden grossen gewerkschaftlichen : Aufgaben, die eine 
Verstärkung des Beamtenkörpers und eine wesentliche Stärkung des 
finanziellen Rückgrats unserer Gewerkschaft zur Erhöhung unserer 
Schlagkraft brauchen. Der Gautag erwartet ‘vom Bundesvorstand und 
Bundesausschuss, dass sie den Anforderungen der Zeit Rechnung 
tragen und eine entsprechende Regelung der Beitragsirage vornehmen. 

Von der Mitgliedschaft des Bundes erwartet der Gautag, dass 
sie das erforderliche gewerkschaftliche Verständniss hat und einer 
Beitragserhöhung restlos zustimmt, Die Angestellten dürfen sich im 
bezug auf gewerkschaftliche Opferwilligkeit nicht mehr von den 
Arbeitern in den Schatten stellen lassen. Sie werden bald erkennen, 
dass nur starke Gewerkschaften die bevorstehenden Kämpfe führen 
können, deshalb ruft der Gautag ihnen zu: Kollegen, seid auf der 
Hut, stärkt Eure Gewerkschaft! 

Eine lebhafte Debatte entspann sich über ‘die „Reform der 
Bundesverfassung“. Koliege Schweisfurth vom Bundesaus=- 
schuss hielt das einleitende Referat und schlug vor, die Abgeordneten 
zum Bundestag auf den Gautagen wählen zu lassen, den Bundesvorstand 
aus den besoldeten Geschäftsführern zu bilden und ihm die Erledigung 
der aus den Bundessatzungen sich ergebenden geschäftlichen Arbeiten 
zu übertragen. Zwischen Bundestag und dem besoldeten Vorstand sol 
eine ehrenamtliche Körperschaft, bestehend ‘aus Vertretern der Gaue, 
als Beirat oder Aufsichtsrat eingeschoben ‘werden. Diese Körperschaf 
soli häufiger zusammentreten als jetzt der Bundesausschuss und die Be- 
fugnisse des bisherigen Vorstandes haben. 

Die Vorschläge fanden bei den Delegierten mit Ausnahme der Frage. 
der Wahl der Delegierten für den. Bundestag allgemeine Zustimmung. 
Der Wille des Gautages kam in nmachstehendem Beschluss zum 
Ausdruck: : 

„Der Gautag ermächtigt die Mitglieder des Bundesausschusses 
vom Gau Rheinland-Westfalen, in der Frage der. Umgestaltung dez 
Bundesverfassung die Ausführungen des Kollegen Schweisfurth als Aufe' 
fassung des Gautages zu vertreten, mit Ausnahme der indirekten Wahl 
zum Bundestage. Er ersucht den Gauvorstand, zum nächsten Bundes» 
tag einen Antrag einzubringen, der sich mit diesen Ansichten deckt.“ 

in den Gauvorstand wurden nachstehende Kellegen gewählt: 
Deckert, Hamm; Frühling, Essen; Gartmann, Oberhausen; 
Hennigs, Siegen; Kahle, Duisburg; Krauskopf, Wesel; Toden=« 
höfer, Gladbeck, Weiland, Hörde; Ruwoldt, Düsseldori, Als 
Ersatzleute die Koliegen: Hunger, Düsseldorf; Schnautz, Hörde; 
Stropp, Dortmund; Huckel, Hochemmerich; Schuffert, Duisburg; Urlichs, 
eher Sichelschmidt, Castrop; Grätsch, Scholven; Brandmöller, 
ochum. 

In den Bundesausschuss wurden die Kollegen: Halbfell, 
Scholven; Dahlhoff, Bottrop; Plappert, Langendreer; Schweis- 
furth, Elberfeld; Eser, Essen-Ruhr. Als Ersatzleute die Kollegent 
Lüning, Osterfeld; Wienert, Gelsenkirchen; Passens, Herten; Frühling, 
Essen-Ruhr; Plassmann, Dortmund gewählt. 


Die Bestätigung des Gauleiters Gramm erfolgte einstimmig. Die 


Tagung, die einen harmonischen Verlauf nahm, fand um 9 Uhr abends 
ihren Abschluss. ve ee 


Versammlungskalender 


Berlin-Centrum-Süd. M. 2. XIL 7%. Rest. Alezandriner, Alezandrinenstrasse 97, 
Bin.-Charlottenburg I. M. 1. XIL 7%. Augusta-Kasino, Kaia.-Augusta-Allee 3& 
Bin.-Charlottenburg ill. M. 1. Xll. 7%. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 
Bin.-Neuköltn. M. 2. XI. 7%. Bürgersäle, Bergstr. 147. . 

Bin.-Norden IV. M. 1. XIL 7%, Rest. Hubertus, Bornholmer Str. 89. 

Bin.-Oberschörewelde. M. 2. XIL 7%. Hubertus, Edıson- Ecke Waldstrasse, 

Bin.-Osten I. M. 2. XIL 7%. Logen-Kasino, Knorrpromenade 2, 

Bin.-Potsdam. M. 2. XL 7%. Mühlenpark, Neubabelsberrer Strasse, 8 F, Ko 
tasterwesen 3 XI. 7%. Haverlands Festsäle, Berlin, Neue Friedrichstr. 

Bin.-Schöneberg. MN. 2. XL 7%. Ebershof, Ebersstr. 68 er g 

Bin.-Steglitz. M. 1. XI. 7%. Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 

Ein.-Tempelhof. M. 2. XIL 7%, Kasino-Rest., Tempelhof,Berliner Str. 168, 

Bin.-Weissensee. M. 2. X. 7%, Spetenbräu, Berliner Allee 232, 

Bin.-Wilmersdorf. Mi. 1.Xü. 7% - Augustahof, Augustastr, 1. 

Bensheim. M. 3. Xl. 7%, Bahnhofhotel Bensheim, : 

Dresden. Beziık I: M 13. Xi „Bierstall®, Gr. Kirchgasse 6 L ® 
Bezirk I: M. 2.X1. 7®. „Sachsenhof*, Dresden-Striesen, Barbarossaplatz, @® 
Bezirk {ll: M. 2. XiL 7%. „Deutsches Haus“, Dresden-Löbtau, Reisewitzer- 
Ecke Kesselsdorferstrasse. & Bezirk IV: M. 13. XI 79. „Neustädter Kasino‘, 
Dresden-N , Königstr. 15. & Bezirk V: M. 6. X. 7°. „Piescheners Gesellschafts. 
haus“ (Duttler's Rest.). Dresden-Pieschen, Leipzigerstr. 109. @ Bezirk Viı M. a 
xXı. 7% „Vier Jahreszeiten“, Radebeul, Leipziger Strasse 73. ’ 

Trier. M. 1 XI >®% „Drehscheibe“, Fleischstrasse. j 

Wietze-S'einförde. M. 3. Xll. 8%. Gastwirt Maul, Wietze, ” 

Zwickau. NM. 2 XI. 8% „Erzgebirg. Hof“ Inn. Schneeberger Str. 20, 





Altherrenverband der Baugewerkschule Weimar. Der im Dezember 
1911 gegründete Verband ehemaliger : Weimarer Baugewerkschüler — 
z. Zt. über 500 Mitglieder — hält in der Zeit vom 2. bis 4. Dezember 
eine RUN, ab, verbunden mit der Feier seines zehnjährigen 
Bestehens. Der Verband ladet hierzu. sämtliche ehemalige Weimarer! 
Baugewerkschüler ein. Zu näherer Auskunft ist die Geschäftssteileı. 
Weimar, Herderplatz 14 (Bauschule), gern‘ bereit. BT RE 
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7. — Rotationsdruck Möller & Borei GmbH., Berlin SW 68. 


Industriebeamten-Veriag GmbH,, Berlin NW 52, Werftstr, 








en 

































































| 


Praüussisch - Süddeutsche Klassenlotterie. Von der Direktion | 
ist dem Herrn Conrad Bosch, Berlin W 33, Am Karlsdad 10 | 
(Afrikahaus) eine Lotterie-Einnahme übertragen worden. Interessenten | 


verweisen wir auf die in der heutigen Nummer euthaitene Anzeige. | 

Soeben ist erschienen: Westermanns Weltatlas, der bis zur neuesten 
Zeit ergänzt ist und ein anschauliches Bild von Weltgeographie, Welt- 
geschichte und Weltwirtschaft der jetzten 50% Jahre gibt. — Wir 
wachen unsere Leser auf das Inserat in der neutiger Nummer der 
Buchhandiung Karl Block, Berlin SW 68, Kochstrasse 9, 
aufnıerksam, welche diesen Alias und die neues’e Auflage von „Meyers 
Handlexikon‘“ gegen bequeme Monatszahlungen ebzibt. 

in der heutigen Nurmer finden Sie eine Anzeige der Rauchtabak- 
fabrik Emil Köller in Bruchsal, Baden. Diese alte bekannte 
Febrik versendet schon viele Jahre ihre vorzügliche: Fahrikate direkt 
an.die Elerren Raucher, die zur grössten Zufriedenheit bedient werden. 
Damit jeder eine Probe machen kann, versendet die Firma schon von 
2 Pfund an, auch in verschiedenen Sor'en. 





Stellenangebote 





Für die Abteilungen 


Brikettierung, Hartzerkleinerung, Erz- 


u.Kohlenaufbereitung, Transportanlagen: 
mehrere selbständige | 


Konstrukfieure 


zum sofortigen Eintritt gesucht. — Ausführl;cha Angeliote erbeten 


Masckinenbau-Anstalt Humboldt, 
Köin-Katk. 





”Tgrosses Werk Süddzutschlands sucht zum bald- | ; 


möglichsten Eintritt: 
A: + Techniker mit Betriebserfahrung | 
für das Fertigungsbureau, 


B. i Techniker mit längerer Werksteit- 
praxis in Werkzeugen vu, Werkzeug- 
maschinen, 


c. 1 Techniker mii Werkstaitpraxis für 
die Vorkalkuiation, | 
ji 


Bauteschniker mitabgeschlossener 
Bsugswerksschulbildung und mit 
längerer Praxis. 


Weröuugen mit obigen Unterscheidungsbuchstaben und Angabe 
über Bildurgsgeng, bisherige Täligxeit, Teugntsahschnifien, Gehalts- 
ausprüche und frühesten Eintrittstermin und möglichst mit Lichtbild an 


Deutsche Werke A.-G. : Werk Ingolstadt. 


= Tüchtiger, erfahrener 


Webereitechniker 


evtl. Fabrikdirektor 
für grosse Leinen- u. Baumwollweberel 
mit Zwirnerei und Ausrüstungsanstalt 
zu möglichst sofortigem Eintritt gesucht, 


Gefl. Anerbieten mit genauen Ängaben und 
Gehaltsansprüchen an 


Obligser Leinen- u. Baumwollwsberel 
Paul de Wesrtk 


Ohligs bei Elberfeld. 


Bauingenieur 


oder 


Techniker 


mit Erfahrungen in d. Berechnung u,Veranschlagung 
von 


Kesseleinmauerungen 


: Schornsteinbauien : 
zu baldigem Eintritt gesucht. 


J. A. Topf & Söhne, Erfurt. 
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Anzeigen 








dıe fünfgespaltene Millimeter - Zeile oder deren Raum 4, - Mark. 
Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aufnahmen 35%, bei 13 Auf. 
nahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%.” 

Stellenangebote — die fünfgespaitene Millimeter-Zeile 3,— Mark. 








"ür ein Baugeschäft in deuh- ne 
bleibender Stadt Oberschlesiens 


wird zum #. 1. 1922 evtl, früher 


Wir suchen sn baldmöglichstem Eintritt einen 
ein Füng, Bufechniker 


gesucht. — Derseibe muss Ir, ü orkalkulator 


Zeichner und firm in Abrechnungen Sr 5 
sein. Offerten unter Angabe der | mit eingehender Erfahrung, besonders in der Fest 


Gehaltsansprüche und Beifügung | Jesumg von Schlosserakkorden. Bevorzugt werden Herren 


eines Lebenslaufes an Richard A 2 
Koban, Baugeschäft, Gieiwitz. | aus der Papierverarbeitungs-, Automobil- oder Werk« 
Angebote mit Gehalts 


Aslterer, eriahrener zeugmaschinenbranche. — 


Bastechniker ansprüchen, Bildungsgang und Zeugnissen erbeten an 








‚für Barsan, und Bushs, sort möller & Hölscher 


abschriften an 











H. u. F. Zurbrüggen, @6.m.b.H. u 2 Biaschinenfabrik 
Baugeschäft, Oelde ji. Westf. 
Lengerich 1. Wsstialen. 
Koll: Schule | Für Betriebsbureau unseres Schmiede- u.Presswerks 


Techniker 


mit relchen Betricbs-Erfahrungen in Schmiedeeirrichtungen zu baldi 
Eintritt gesucht, Vielseitige praktische Erfahrungen im Gesenkbas 
i ehenfalls erwünscht. -— Angebote mit Zeugnis-Abschriften, Gehaltse- 
Geg. Ri. 39.— Monatsrate, | Ansprüchen und Eintrittstermin an 


h ebenso alle anderen Bücher Deutsche Werke A.-G. 


/ Iopmann Meissen, Ei 


Werk Siegburg 
ü Buchkandlung, eg ET 
Z Berlin W 57/4 Strese”s. | 


Anmeldung von Patent- und 

Musterschutz u.d. Verwertz. 
Biiligste Berechnung. | 

E Schleiermacher, Ingsaleurburean, 
München, Bergmannstrasse 58. 


dos Elektrotechniker | 


4 Bände Barpreis M. 217.50 
b, Ratenzahlg. 10%, Zuschl. 


























Geiszenge und dechenscheher | _ 
an Mn. | MODE Pleraar 
are _ | nur garantiert echte, 
SIEGELRINGE '® reine Tabake. 

Uhren, Schmucksachen, Lederw. 5% Se Sie sraparesn viei Geld. 


Geschenk- und Bedarfsartikel, 
NeuePreisliste21 kostenlos ®® Zur Probe 100 Gramm einer Sorte. — 400 Gramm als Muster- 
| postsenduny sind am billigsten. 


| Viele fansends Nacıbestellungen und Anerkennungen! 
WM Es kosten versteuert in 100- oder 500 - Gramm - Packung: 





Grobsohnitt per Pfund 195.50, 17.-, 19.—, 22.— M. 

Mittelschnitt 13.—, 20.—, 23.—, 25.— M. 

Zigaretientabak Haarschnitt ın 50- od. 100-Gramm-Pacung, 
per Pfund 68— und 85.— ML 


gegen Nachnahme, Packung frei, Porto extra. 
Preisliste franko und gratis 


per Pfund 


ER 


Nr.2884 Extra schwerer, verzlerter 
Siegelring, echt 14 kar. Goldfilled 
5 jahre Garantie, mit vornehm. 
Monogramm von 2 Buchstaben 


Reklamepreis M.39,00 | 5 Ranchtabaktabrik Weltruf Emil Köler, Bruchsal 556, Bat. 


Porto u Verpackung M.1.50 extra 
bei Nachnahme MS Als Ring- | Eingerichtet mit den modernsten Spezialmaschinen für 
Tebakfabrikation. 


größe genügt ein Paplerstreifen. 


Sims & Mayer, Berlin SW.68 


Engros — Versand — Exporl 
Orenienstraße 115,117, Abt. 31 























in 3; 


Beilagen haben guter Erfolg 
Bug Socben erschienen! 
105 Kartenblättern mit 130 Haupte und 117 Neben» 

Westermanns Wellallas aren, aur seinstem, starkem, hakeieın Papier, mi 
eläuterndem Text und aiphabetishem Namensverzeidmis in Halbleinen gebunden 173 M. 
Der Allas ist Pils zur neuesten Zeit ergänzt. De eräutemds 
Text gibt in knapper Form zurückgchend bis zum Jahre 3400 v. Chr. auf der Rüdızeise 


der Karen en = Weltgengraphie, Weligelchichte u. Weitwirlichafl 


Dass Register am Schluß des Atlas enthält 45 000 Namen und ermöglidi 
soforliges Auffinden jedes Ortes, Flusses, Gebirges usw. 


M H dl ik Neuestes 2.2. vollständiges Fiiedensiexikon. In Ganzieinen 
: eyers an exl on gebunden 305 M., in elegantem Gansleinen»Prachteinband mit 
A Goldaufdruck 114 M, Enthält auf 816 Seiten eiwa73 000 Stichwörter mit 2000 Abbildung, 

mit 53 bunten u. schwarzen Tafeln sowie 45 farbige u. scrwärse Karten und 24 Text» und 

stafistische Debersichten. 

Ich befere Wesiermanns Weltatlas gegen Beide Werke zusarımen 
Monaiszahlung von 20 M. und Meyers | > geg. Monatazahlg, v. 9 
Handlexikon geg. Monaiszahlung von M. M. Zahlkarten kostenlos 


NP} Karl Block, Buchhandlung, Berlin SW 68 
9, Kochstraßs 8 — Postscheck 207 49 


ß N Unterschrift gilt als Bestellung des nicht Durchstrichenen. Betrag folgt gleichzelig — 
‚st naczunehmen — wird durch Monatszahlungen von Mk. beglichen. {Ni 
wünschies gel. streichen.) Eigentusnsrecht vorbehalten. Erfüllungsort Berlin. 


O4 wid Datumı 








„Deutsche Techniker-Zeitung“, 
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Gute Bücher 
für den Weihnachtstisch 


finden Sie in unserem, der heutigen Nummer } 
















ZBESEWUORFETERETFEHERNEPTBARFERWELRUNTBUESFZRULZEDRABAURE 
EEE TREE TEHETTEETN EEE IT 


x Conrad Bosch, Berlin W.35 


Am Karlsbad 10 (Afrikahens) x 
& Bankkonto:DresdnerBank. Postschecekkonto: Berlin 31190 


Staatliche Loiterie-Zinnahme der 


_Preußisch-Süddeutschen 








beiliegenden Prospekt verzeichnet. — Wir 





bitten, recht bald eine Auswahl zu treffen, 






und uns Ihre Bestellung zugehen zu lassen, I Klassenlotterie 
- Ziehung 1. Klasse 20. und 21. Dezember. 
Industriebeamten = Veriag MP enien ‚und Gewinne Mark 
. m. D, Fils - 


ia LO0OOOO 1200000 
in BOOEOO zn 179000 
in BOOGCO vn. 130000 
2m 280008 2m. 125000 


8mal 389002 usw. 
über 172 Millionen Mark Gewinne 


verteilt auf 5 Klassen und 5 Monate, 
Einsatzpreis: '/,M. 10.—, '/, M. 20.—, !/, M.40.—, !/, M.80.— 
Berechnungsgeld für Porto und Gewinnliste 2 M. 
Bestellungen erbitte am einfachsten auf dem Abschnitt der Zahlkarte oder 


Postanweisung und im Brief mit Papiergeid. — Versand der Loss auch ohne 
vorherige Kasse mit Zahlkarten-Formular sowie unter Nachnahme. 


i Berlin NW 52, Werftstrasse 7 























7, 
x 


Bünftigte Mlterd« und Kamilienverjorgung & 
swec® Befrelung von ber Ungeftelltenverfiherung bietet die 
deutihe Beamten-Lebensverjicherung a. ©. 
Ynitalt des Deutihen Beamien-Wirtihaflsbundes. 
Auskunft und Drudjachen follenios durch den 
Bertrauensmann: Rehnungsrat d.Heune, 
Berlin-Steglig, Stemensitraße 75. 
Ferneuf: Steglig 37. 




















Für Fiechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 


vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahireiche Danksthreiben. / Eine Flasche genügt. / Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 
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Für die bevorstehenden Neuwahlen der Veitrauensmänner zur An- | 
gestelltenversicherung ist für jeden Gewerkschafter die genaue Kenntnis des | 
Versicherungsgesetzes erforderlich | 

Wir empfehlen: | 
Hoch, Versicherungsgese?iz für Angestellte, Handausgabe mit aus- 








Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. führlichen Erläuterungen und Sachregister ee en Preis M. 6,— | 
zig Hoch, Reichsversicherungsordnung mit ausführlichen 
gt (OTUEESTTUEEHTEET Erläuterungen . . 2 RR Te 


elcdia Hoch, Veränderungen der Reichsversicherungs- 
ordnung und ihres Einführungsgeseizes 








usıik-u nach dem gegenwärtigen Stande ne ne 
Bruck-Dersch, Versicherungsgesaiz f.Angesiellte, 

nebst-Plaiten, Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen 1 

Mandoliner, und Sachregister 5. 0 Pr we Pe Po 
Violinen, “ = Die gesamten Aenderungsgesetzo 

Gitarren, zur Angestellienversicherung . . rn 
Brite Srnkordions, Industriehenmten-Verins ..x Berlin 1W 52 Works 7 
ENachfchlagebuch! Bandonions. Trommeln, Sn De er ne 8 be 
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E Ulphabetiihgeordnetes & 
= Nahihlagebud F.jeben, 3 
E der Wert darauf legt, 3 
E richtig Deutfh zu [pres : 















Metall Blas Instrumenfe PATENTE 


Mundharmonikas,Akkord, G.M., W.Z.,erw. verw. Dr.Bogdahn, 
Gitarr-Honzert Zithern usa Dipl,-Ing., Geschäftsführer des Treu- 


eg rn Kos r . en 2 EEE = FE Er Me FE EEN zu z 
- POITELSITELDITETTTTEITTEITTEITTIITIEEIETFELTTLITEELLERTTETTESTTEITITEITTI IT SEIT STETTIN 


Die Pensions- und Witwenkusse 













5 gen unb gu fchreiben. n) BU WETHRR hand-Vereins, berat. Ing. G.m.b.H,, 3 i | 

: ner serlengen.Sie HalalogRr. Berlin SW 61, Gitschinerstrasse 3.6: desBundesdertschnisch. Angestalltenu. Beamten : | 
nalen es langen» . umsonst u. portofrei voR Er... un D = die beste Zuschusskasse zur Angestelltenversicherung. = | 

5: Nerls : ä 4 Ka ; 4:8: ie eingezahlten Beiträge bleiben. trotz Rentenbezug den = | 

- De aa BuBh- Georg er. Da r k Pe a Fe | F ei ei deren ‘Hinterbliebenen auf alle Fälle : | 

E genfheibt), Bew Leiozi : ‚Brandenburgerstr. 16 18 erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. _ | 
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Die Tagung des Bundesausschusses 


Der Tagung, die am 26. und 27. November in Berlin, dies- 
mal in dem neugeschaffenen Vorstandssitzungszimmer in 
unserm Bundeshause stattfand, ging am 25. eine Vorbe- 
sprechung einer Anzahl der Bundesausschussmitglieder vor- 
aus, wie sie aut der Hildesheimer Tagung im August d. J. 
verabredet war. 

Man besprach insbesondere die Fragen, wie die unbedingt 
notwendige Vergrösserung der Bundeseinnahmen am wirkungs- 
vollsten erzielt werden könne, ferner über die verfassungs- 
gemässen Befugnisse des Bundesausschusses und seine Stellung 
gegenüber dem Bundesvorstand, sowie über etwa erforderliche 
Aenderungen unserer Bundesverfassung. 


Die Sitzung am Sonnabend, den 26. wurde vom Bundes- 
vorsitzenden Heinze um 10 Uhr morgens eröffnet. Als 
Verhandlungsführer wurden die Kollegen Krug -Berlin und 
Kiostermann-jena, als Schriftführer Halbfell-Buer 
und Fürst-Hamburg bestimmt. 

Den Bericht über die jüngste Entwicklung unseres Bundes 
im Zusammenhang mit einer Schilderung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage gab Kollege Schweitzer. 

Die katastrophale Entwertung der deutschen Valuta, so führte 
der Referent im wesentlichen aus, hat ein sprunghaftes Steigen 
der Preise herbeigeführt. Die Teuerung ist aber noch lange 
nicht zu Ende, Die Industrie ist mit Aufträgen überfüllt. 
Diese Hochkonjunktur ist aber eine Katastrophen- 
konjunktur und führt dazu, dass Deutschlands Wirtschaft 
verblutet. Wir erleben eine Wiederholung . des Ausverkauis 
Deutschlands vom Jahre 1919. Die Ursache des Sturzes hängt 
mit der ungünstigen Entscheidung über Oberschlesien zu- 
sammen. Der Glaube an eine Wiedererstarkung Deutschlands, 


‘an eine Sanierung der deutschen Finanzen ist erschüttert, die 


im Ausland aufgestapelten Marknoten wurden abgestossen, 
der Dollar stieg in wenigen Wochen von 124 auf nahezu 300. 
Auch inländische Spekulanten haben dazu beigetragen. Die 
Folge dieser Geldentwertung ist eine ungeheure Stei- 
gerung der Preise. Der Inlandswert der Papiermark ist 
ein Zwanzigstel der Goldmark, der Auslandswert ein Fünf- 
undsıebzigstel. Infolge der Verflechtung der inländischen und 
ausländischen Wirtschaft muss der Wert der Papiermark auch 
im Inland weiter sinken. Das bedeutet eine absolute Ver- 
eıendung der Arbeitnehmer, die Gefahr öster- 
reichischer oder polnischer Zustände. Aus dieser Lage ergeben 
sich folgende Aufgaben der Gewerkschaften: 

1. Anpassung der Löhne an den gesunkenen Geldwert. 

2. Die Verhinderung eines weiteren Sinkens der Mark: die 

Stabilisierung der Valuta. 


Deutschlands 


Die tiefere Ursache der Geldentwertung ist der Vertrag 
von Versailles und das Londoner Ultimatum. -Einsichtige 
finanzielle Kreise des Auslandes sind schon heute der An- 
sicht, dass Deutschland die ihm auferlegten Lasten nicht 
tragen könne. Die Annahme des Ultimatums war damals für uns 
das kleinere Uebel, die Besetzung des Ruhrgebiets häite für uns 
unabsehbare wirtschaftliche Folgen gehabt. Schon der Versuch 
der Erfüllung muss zur Erkenntnis führen, dass sie unmög- 
lich ist. Bei uns rauchen alle Schornsteine, die Arbeits- 
losigkeit ist gering, in den anderen Ländern ist sie er- 
schreckend gross. Die günstige Situation ermöglicht der 
deutschen Industrie, die Konkurrenten auf dem Weltmarkt 
aus dem Felde zu schlagen. Die Politik der Nichterfüllung 
können wir nicht mitmachen, weil diejenigen, die sie befür- 
worten, uns nicht sagen können, was geschehen soll. Wir 
müssen eine durchgreifende Sanierung der 
Reichsfinanzen fordern. Der Kampf gegen Wucher 
ist selbstverständlich. Pflicht, aber das tiefersitzende Uebel ist 
die Geldentwertung. Die vorgeschlagenen Steuern 
reichen nicht aus, die Frage, wie die Goldwerte für 
die Wiedergutmachung zu beschaffen sind, blieb ungelöst. Das 
Wiesbadener Abkommen, ‘die Geldleistungen in Sach- 
leistungen umzuwandeln, ist auch von unserem Stand- 
punkte erfreulich. Die Beschaffung der Auslandsdevisen wird 


einen weiteren Valutasturz zur Folge haben. Wenn die 
Industrie dem Reiche ihre Sachwerte zur Verfügung 
stellen würde, etwa durch eine 25 prozentige Teilnahme 
am deutschen Aktienbesitz, würde sich der Kredit des 
Reiches heben. Nun hat sich die deutsche Industrie zu 


einer Kredithilfe bereit erklärt, aber sie hat an sie Bedin- 
gungen geknüpft, die für uns unannehm bar sind: Die 
Entstaatlichung der Eisenbahn, die Beseitigung der Zwangs- 
wirtschaft, die Einschränkung der Betriebsrätegesetzgebung. 
Diese Forderungen würden zu einer Stinnes ierung 
führen. Gegen diese Forderungen gibt 
es nur absolute Ablehnung. Ein Verhandeln ist aus- 
geschlossen. Das Verhalten des Reichsverbandes der deutschen 
Industrie ist bezeichnend für das Machtbewusstsein des Unter- 
nehmertums. Diese Herausforderung der Arbeit- 
nehmerschaft muss geradezu als eine Treulosig- 
keit bezeichnet werden. Demgegenüber ist ein un beding- 
tes Festhalten am Bündnis der freigewerkschaitlichen 
Kopt- und Handarbeiter ertorderlich. Der AfA-Gewerkschafts- 
kongress hat dieses Bündnis gefestigt durch einstimmige An- 
nahme der freigewerkschaftlichen Grundsätze und durch Ab- 
schliessung des Organisationsvertrages mit dem Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbund. Die Wahlen zur Ange- 
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stelltenversicherung werden die Werbekraft des 
AfA-Bundes erweisen. Die Vorarbeiten für den Wahlkampf 
sind getroffen. Schritte zur Förderung des Wiederauf- 
basesin Nordfrankreich sind getan. Es haben Ver- 
hasdlungen mit den» französischen Gewerkschaften stattge- 
funden, so dass zu erhoffen ist, dass die noch bestehenden 
Schwierigkeiten überwunden werden. 

In der oberschlesischen Frage wurde eine infame 
Hetze gegen uns entfesselt, ja sogar. uns Volksverrat vorge- 
worfen. -Das Wirtschaftsabkommen sieht vor, dass die gewerk- 
schaftlichen Organisationen bestehen bleiben können. "Gegen- 
über den separatistischen Bestrebungen in dem abgetrennten 
Teil Oberschlesiens haben wir beschlossen, die bestehen- 
den Organisationen beizubehalten. Eine engere 
Zusammenarbeit der AiA-Verbände : mit besonderer Geschäfts- 
führung ist geplant. ; 

Auf sozialpolitischem Gebiet haben wir Vorschläge 
zur Verbesserung der Schlichtungsordnung eingebracht und bei 
den Entwürfen über die Arbeitslosen- und sonstigen Sozialver- 
sicherungen mitgewirkt. 

Auf gewerkschaftlichem Gebiete waren wir durch 
die neuen Tarifbewegungen sehr in Anspruch genommen. Es 
gelang überall,‘ eine Erhöhung der Tarifsätze durchzusetzen. 
In einer Aussprache mit Vertretern anderer AfA-Verbände 
wurde die Aufstellung einheitlicher Richtlinien für Tarifbe- 
wegungen (Streikordnung, Streikunterstützung, Formularbericht- 
erstattung, gleichartige Taktik gegenüber den Arbeitgebern) 
beschlossen. ; 

Im Bergbau wurde endlich die Abgrenzung der Werbe- 
gebicete zwischen uns und dem Deutschen Werkmeisterverband 
sowie ein Beirat des AfA-Vorstandes aus dem Bergbau be- 
schlossen. 

Die Mitgliederzahl Ende Juni betrug 89600 ordent- 
liche Mitglieder und 6600 Hospitanten. Die letzten Monate haben 
uns einen Zuwachs von 2400 Mitgliedern gebracht. 

Die derzeitigen Einnahmen reichen zur Deckung der 
wachsenden Ausgaben nicht mehr aus. Eine Erhöhung 
der Beitragseinnahmen ist nicht zu umgehen. 

Die Leistungen der Rechtsschutzabteilung seit 1. Januar 
sina folgende: 712000 M. an Prozesserfolgen, 9 gewonnene 
Strafverfahren und 33 Zeugnisse. 

Es wurde (vom 1. Januar d. J. bis zum 31. Oktober) gezahlt: 
an Stellenlosenunterstützung . » 2 2 2 2.0. ...439000 M, 


».Wirtschaftsbeihilie, 3.2 24.» 2. ven Zee 39. 000 N 
» Gemassregelienunterstützung . 2... ...68000M. 
„.Solidaritäisunterstützung - ... 0 0 00. ..10500 M 
„ Hinterbliebenenunterstützung . . 2. 2... ...84000 M. 
„ Notfallunterstützung . . . 2, 0 2...148000 I 


Der Bund verfügt zurzeit über einen Stab von 77 Beamten, 
davon 11 Geschäftsführer, 13 Gauleiter, 36 Sekretäre und 
17 Assistenten. 

Kollege Schweitzer schloss seinen Bericht mit einem Hin- 
weis auf die Bedeutung der Angestelltenversiche- 
rungs-Wahlen, bei denen es sich erweisen muss, dass 
die Verbände des AfA-Bundes die Mehrheit der deutschen 
Angestellten hinter sich haben. 

In der lebhaften und wertvollen Aussprache, die dem 
Berichte folgte, wurde die Politik im deutschen Börsenwesen 
behandelt und insbesondere die Haltung des Bundes zu der 
Frage: Kreditaktion der Industrie und ETr- 
fassung der Sachwerte einmütig gebilligt. 

Von Mitgliedern des Bundesausschusses wurde gefordert, 
dass auch künftig in der energischsten Weise sowohl im Reichs- 
wirtschaftsrat als auch in den Arbeitsgemeinschaiten besonders 
in allen Steuerfragen die Arbeitnehmerinteressen zur Gel- 
tung gebracht werden. 

Es kommt ferner zum Ausdruck, dass die Voraussetzung 
für die gewerkschäftliche Schlagfertigkeit und Kampfesstärke 
ein vorzügliches Arbeiten aller Verwaltungsorgane im Bunde 
ist. Hier muss unermüdlich an einer weiteren Vervollkomm- 


nung gearbeitet werden. Kollege Händeler berichtet im 


Verlauf der Aussprache über den Stand der freigewerkschaft- 
lıchen Beamtenbewegung und über die Vorarbeiten für die 
kommende Behördentechniker-Tagung. Allseitig ‘werden ener- 


gische Schritte zur Klärung der Beamtenbewegung ge-. 


fordert. Einer Entschliessung, in der die Grundsätze für die 
Organisierung der Beamten in Reich, Staat und Gemeinde 
dargelegt werden, stimmt der Bundesausschuss einmütig zu. 


Die weiterhin noch vorgelegten freigewerkschaftlichen Leit- 
sätze zum Berufsbeamtentum, ebenfalls die zur Reform der 
inneren Verwaltung in Reichs-, Staats- und Gemeinmdebetrieben 
werden vom Bundesausschuss als zur Vorlage für den Be- 
hördentechnikertag erklärt. In seinem Schlusswort be- 
tont Schweitzer, dass sich die Gewerkschaften sehr energisch 
gegen die Aufhebung der Zwangswirtschait 
ausgesprochen haben, aber leider vergeblich. - Die Gewerk- 
schaften haben auch schon lange eine planmässige Wirt- 
schaft verlangt. Nachdem die freie Wirtschaft nun einmal 
wieder hergestellt worden ist, gibt es keine anderen Massnah- 
men, als die Produktion zu steigern und Deutschland der 
Weltwirtschaft wieder einzugliedern. Nicht ganz ohne Einfluss 
auf die Preisgestaltung der Kartoffeln waren auch 
die Einkäufe der grossen Industrieunternehmungen,- wobei zum 
Teil die Betriebsräte preissteigernd mitgewirkt haben. 
Die Ursachen der Preisgestaltung liegen in der Valuta, und, es 
muss erst einmal die Notenpresse zum. Stillstand gebracht 
werden. In der Steuerfrage soll es sich nicht darum handeln, 
nur neue Forderungen aufzustellen, sondern es ist unsere Auf- 
gabe, die notwendige Aufklärung in der nachdrücklichsten 
Weise unter der Mitgliedschaft zu betreiben, damit die von den 
Gewerkschaften zu diesen Fragen aufgestellten und der Reichs- 
regierung überreichten zehn Forderungen — Forderungen 
der Allgemeinheit würden, deren Erfüllımg durchgesetzt 
werden. muss. 

Während der Aussprache über den Geschäftsbericht kam 
ein bedeutungsvoller Besuch. Kollege Kaufmann steilte dem 
Bundesausschuss die Vertreter der französischen Üe- 
werkschaften vor, die nach Deutschland gekommen sind, 
um uns zu helfen, die Zerstörung der „Deutt- 
schen Werke“ abzuwenden. Sie werden vo Kol- 
legen Krug mit herzlichen Begrüssungsworten empfangen. 
Krug betont, dass wir von vornherein den ernstesten Willen 
gehabt hätten, im Einvernehmen mit dem französischen Volke 
alles zu tun, um den Wiederaufbau in den zerstörten Gebieten 
zu fördern. 

Herr Laurent-Paris spricht darauf seine Freude aus, 
dass er sich über die Grösse und Bedeutung unserer Organi- 
sation informieren konnte, und übermittelt- die herzlichsien 
Grüsse der französischen Arbeitnehmerschaft. Der Wiederauf- 
bau könne nur durch die Mithilfe der Techniker erfolgen. 
Es müsse die Versöhnung der Völker durch gemeinsame Ar- 
beit erreicht werden, was jetzt die Aufgabe.der Arbeitnehmer- 
schaft sei, da es der Diplomatie nicht möglich gewesen wäre. 

Für seine Ausführungen wurde ihm vom Kollegen Krug der 
Dank des Bundesausschusses ausgesprochen. 

Zu dem wieder viel erörterten Problem unserer Bundes- 
verfassung hielt Kollege Liebler den einleitenden Vor- 
trag. Wir müssen immer wieder und immer stärker bestrebt 
sein, alle Möglichkeiten zu schaffen, damit die Mitgliedschaft 
selbst und ihre noch berufstätigen Führer die Bundespolitik 
nicht nur bestimmen, sondein auch tragen. Ungehindert ihrer 
hauptamtlichen Tätigkeit in der Industrie muss es den ehren- 
amtlichen Mitgliedern stärker als bisher möglich sein, in den 
massgebenden Körperschaften, z. B. in den Reichswirtschafts- 
rat, hineinzuwachsen. Es muss eine Sicherstellung der 
gewerkschaftlichen Funktionäre entweder durch 
eine Festlegung im Betriebsrätegesetz oder in Tarifverträgen 
herbeigeführt werden, um ihnen diese führenden Aufgaben zu 
ermöglichen. Wenngleich im Bunde noch nicht von einer 
„Gewerkschaftsbureaukratie‘‘ gesprochen werden könne, so 
müsse unbedingt verhindert: werden, dass. bei dem. Anwachsen 
des Beamtenapparates womöglich das beamtete' Gewerkschafts- 
führertum zum Selbstzweck werde. Aus diesen Erwägungen 
heraus, hat der Vorstand Stellung zum Verfassungsproblem 
genommen. AnHand der vorgelegten Fragen zum Verfassungs- 
problem, die in den Vorstandssitzungen zur Abstimmung ge- 
langt waren, gibt Liebler die Stellungnahme des Vorstandes 
bekannt. 

Hieran knüpfte sich nun eine rege Aussprache, die sich vor 
allem um die Stellung des Bundesausschusses einerseits und ander- 
seits um das Verhältnis der ehrenamtlichen zu den besoldeter 
Vorstandsmitgliedern, überhaupt um die Zusammensetzung der 
leitenden Körperschaften drehte. Hierbei wurde auch die Mei- 
nung vertreten, dass der Bundesvorstand sich aus dem ganzen 
Reiche zusammensetzen müsse. Dies wurde aber, obwohl es 
theoretisch richtig ist, praktisch als undurchführbar anerkannt, 
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weil damit die Aktionskraft des Bundes lahmgelegt würde. 
Zur weiteren Beratung der Verfassungsfragen und zu einer 
Vorlage an den nächsten Bundestag wird eine Kommission 
aus folgenden Herren gewählt: Klostermann- Jena, 
Schweisfurth-Elberfeld, Kahnt-Leipzig, Mahlow- 
Berlin, Reichelt-Berlinn Schweitzer- Berlin. 

Ueber die einzelnen vom Kollegen Liebler erläuterten 
Fragen wird die Meinung des Bundesausschusses wie folgt 
festgelegt: An Stelle der direkten Wahl der Bundestagsmit- 
glieder soll in Zukunft die Wahl auf den Gautagen treten. 
Bezüglich der Zusammensetzung des Bundesvorstandes soil 
es bei dem jetzigen Zustande bleiben, wonach der B.V. 
sich aus ehrenamtlichen und besoldeten Kollegen zusammen- 
setzt, wobei allerdings die besoldeten das Stimmrecht im 
Vorstande nicht haben dürfen. 

Die Zahl der Abgeordneten zum Bundes- 
tage soll so bemessen werden, dass auf je 1009 Mitglieder 
ein Abgeordneter entfällt; der Bundestag soll, wie bisher, 
in der Regel einmal im Jahre einberufen werden. Die Frage, 
ob der Vorstand fachgruppenweise zusammenzusetzen sei, wird 
verneint, ebenso die, ob die Zahl der ehrenamtlichen Mit- 
glieder des B.V. erhöht werden soll. 

Am zweiten Verhandlungstage wurde zunächst eine Be- 
schwerde des Gauvorstandes von Nordwestdeutschland über die 
Auslegung des $ 41 der Satzungen durch den Bundesvorstand be- 
handelt. Der Bundesausschuss stellte fest, dass eine andere als 
die durch den Vorstand getroffene Auslegung nicht möglich ist. 

Sodann sprach Kollege Händeler über die Stellung 
unseres Bundes zum Berufsbeamtentum und 
zur Verwaltungsreform. Seine Ausführungen, in 
denen auch: die ‚Schwierigkeiten der Durchsetzung des frei- 
gewerkschaftlichen Gedankens unter der Beamtenschaft be- 
leuchtet wurden, widerlegten in der allerdeutlichsten Form die 
Verdächtigung, der Bund sei „beamtenfeindlich“, und kenn- 
zeichneten die vom Bund erstrebte Stellung des Beamten als 
die rechtlich und sozial am besten entwickelte Form des 
Arbeitnehmerverhältnisses, die auch für alle anderen Arbeit- 
nehmer vorbildlich sein könne. Die Verwaltungsreform kann 
nur dann zu dem erstrebten Ziele führen, wenn der „Bureau- 
kratie‘“ durch vernünftige Einrichtungen ihre volksschädlichen 
Wirkungen genommen und dafür Sorge getragen wird, dass 
überall in den Amtsstuben kaufmännisch-technischer Geist ein- 
zieht. Die von Kollegen Händeler vorgetragenen und vom 
Bundesausschuss gebilligten Grundsätze zu diesen Fragen wur- 
den ausführlich auf dem Behördentechnikertag behandelt, der 
am Montag, den 28. November, stattfand. Wem diese Fragen 
yon Belang sind, möge den eingehenden Bericht in der 
„Freie Beamtenrundschau‘*) lesen. 

Von grosser Bedeutung waren die Erörterungen über die 
finanzielle Lage des Bundes, die durch ein Referat des Kol- 
legen Schwedt eingeleitet wurden. Ohne jeden Widerspruch 
blieb die Feststellung, dass die fortschreitende Geldentwertung 
Bundesäusschuss und Bundesvorstand zwingen, für eine Er- 
höhung der Beitragseinnahmen zu sorgen, damit 
der Bund seine Aufgaben auch weiterhin erfüllen und seinen 
Verpflichtungen nachkommen kann. Zuerst wurde aus dem 
Kreise des Bundesausschusses der Vorschlag gemacht, bei 
sämtlichen Beitragsklassen auf Grund des $ 17 der Satzungen 
einen Teuerungszuschlag von 50 Prozent zu erheben. Dieser 
Vorschlag erwies sich aber als undurchführbar, weil damit der 
Grundsatz des $& 16, dass für bestimmte Einkommensgruppen 
bestimmte Beitragsklassen massgebend sein sollten, verwischt 
und ausserdem die Möglichkeit verbaut wäre, in ganz 'ausser- 
ordentlichen Fällen, besonders bei grossen und gewaltigen 
Kämpfen, für die der $ 17 anzuwenden ist, eine besondere An- 
spannung der finanziellen Leistungen der Mitglieder zu be- 
schliessen. Als beste Lösung wurde dann der Aufbau 
höherer Beitragsklassen nach Massgabe des $ 16 in 
folgender Form gefunden: Ein Beitrag von 

20,— M. bei einem Einkommen von 1201,— bis 1809.— M. 

2 ‚ ” ”» ” „ „ 1801, — 0} 2200,— 2) 

En m M „ 2201,— „ 2600,— „, 

SEE De & 200, 3000 „ 

Bi Bee 255. RR “— ,„,..3001,— Mund darüber. 

Die neuen Beitragsklassen von 25,— und 30,— M. sollen 
vom 1. Januar 1922 in Wirksamkeit treten, die Beitrags- 


*) Bundesmitglieder können diese Nummer der „Freien Beamten- 
rundschau“ gegen Erstattung der Portokosten erhalten. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 439 


klassen von 35,— und 40,— M. erst vom 1. Februar ab, 
wenn inzwischen die gegenwärtige Teuerungsbewegung nicht 
zum Stillstand gekommen ist. 

Die vom Bundesvorstand für die neuen Beiträge beschlosse- 
nen höheren Unterstützungssätze treten dementsprechend am 
1. Januar bzw. 1. Februar in Kraft. 

Es wurde zwar betont, dass die neue finanzielle Belastung 
der Mitglieder sehr zu bedenken wäre, auch gesagt, dass nach 
Möglichkeit an den Ausgaben zu sparen sei, dass aber für 
jedes Mitglied die Ueberlegung massgebend sein muss, dass 
es unter allen Umständen darauf ankommt, den Bund in sei- 
ner Leistungsfähigkeit und in seiner Bedeutung zu erhalten. 
Es wurde darauf hingewiesen, dass das Prinzip unserer Bei- 
tragserhebung vom Bundestage im Frühjahr 1920 an — 1,5 
Prozent des Einkommens — noch immer unter dem 
steht, was bei den Arbeitern als Grundsatz gilt, nämlich den 
Verdienst einer Stunde in jeder Woche ihrer Gewerkschaft dar- 
zubringen und dass die Anspannung der Bundesmitglieder 
noch immer und besonders in den neu beschlossenen höheren 
Stufen geringer ist als der in $ 16 ausgesprochene Grund- 
satz von 1,5 Prozent als Massstab für -die Beitragsleistung. 
Deshalb kann man mit Zuversicht darauf rechnen, dass sich 
kein Bundesmitglied der Einsicht in die Notwendigkeit 
der neuen Regelung unseres Beitragswesens verschliessen wird. 

Zum Schluss der sehr inhaltreichen Tagung, die erst nach 
8 Uhr am Sonntag abend zu Ende ging, wurde von Vorstands- 
seite noch einmal auf die grosse Bedeutung der An- 
gestellten-Versicherungswahlen hingewiesen und 
einige kleine Anfragen erledigt. Es handelte sich um die Be- 
schickung ‘des Metallarbeiter-Betriebsrätekongresses in Halle 
und um die Zusammensetzung des AfA-Reichsausschusses. 

Es sei gestattet, noch ein paar Worte über den Verlauf 
und die Bedeutung der Bundesausschusssitzung zu sagen, Ob- 
wohl Fragen von grösster Bedeutung, die die Möglichkeit in- 
nerer Konflikte in sich bargen, zur Debatte standen, zeigte es 
sich, dass alle Teilnehmer an dieser hochstehenden Tagung den 
durch vieljährige parlamentarische Erfahrung gewonnenen Vor- 
zug besassen, die Argumente der mit ihnen: nicht übereinstim- 
menden Redaer so zu erfassen und zu würdigen, dass in jedem 
Fall die im Bundesinteresse liegende Verständigung erzielt wer- 
den konnte. Man kann ferner sagen, dass alle Teilnehmer von 
dem Wunsch durchdrungen waren, möglichst gründlich und 
rasch zum Vorteil des Bundes zu arbeiten, und dass die auf 
manchen Kongressen zutage tretende Erscheinung unnützer und 
endloser Reden, die meistens noch am Ziel vorbeischiessen, 
aut der Sitzung unseres Bundesausschusses überhaupt nicht zu 
bemerken war. Der Bund darf mit dem Verlauf und den Er- 
gebnissen dieser Sitzung zufrieden sein. 


Ueber die Rentabilität der Eisenbahnen 


Um auf diese Frage eine Antwort zu finden, muss man 
zunächst das Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben vor 
und nach dem Kriege feststellen. Im Rechnungsjahr 1913 be- 
trugen bei den Staatsbahnen (ohne Elsass-Lothringen) in der 
Betriebsverwaltung die Einnahmen 3/, Milliarden, die Aus- 
gaben 21/, Milliarden, der Ueberschuss 1 Milliarde. Im Jahre 
1920, dem ersten Geschäftsjahr nach Uebernahme der Staats- 
bahnen auf das Reich, waren — bei einem durch Gebiets- 
abtretungen um '/,, verkleinerten Bahnnetz — die Einnahmen 
auf 18 Milliarden gestiegen, die Ausgaben aber auf 31 Milli- 
arden, so dass sich ein Betriebsfehlbetrag von 13 Milliarden 
ergab. Für 1921 veranschlagt das Reichsverkehrsministerium 
die Einnahmen auf 33,8 Milliarden, die Ausgaben auf 41,5 
Milliarden, den Fehlbetrag auf 7,7 Milliarden. Unberücksichtigt 
sind hierbei — als nicht zur Betriebsverwaltung gehörig — 
der Schuldendienst (1920: 2,5, 1921: 3,1 Milliarden) und der 
ausserordentliche Haushalt (1920: 2,0, 1921: 24,8 Milliarden). 
Rechnet man die Betriebsfehlbeträge in der Weise in Vorkriegs- 
mark um, dass man — entsprechend der Zunahme in den 
Ausgaben pro Kilometer Eisenbahn — für 1920 rund 15 M, 
für 1921 rund 20 M. gleich eine Vorkriegsmark setzt, so hätte 
sich der Ueberschuss von 1 Milliarde im Jahre 1913 in einen 
Fehlbetrag von annähernd 900 Millionen Mark im Jahre 1920 
und einen Fehlbetrag_ von annähernd 400 Millionen Mark 
im Jahre 1921 verwandelt. Im Rechnungsjahr 1913 war die 
Betriebszahl, d. h. das Verhältnis der Ausgaben zu den Ein- 
nahmen 70 Prozent, im Jahre 1920: 173 Prozent; für 1921 
rechnet das Verkehrsministerium mit 123 Prozent. 

Die Ursachen für die Wandlung eines gewaltigen Ueber- 
schusses in einen erheblichen Fehlbetrag sind mannigfaltig 
und in ihrem Ausmass schwer zu bewerten. Man wird daher 
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grenze ihrer Schuld gewinnen, wenn man sich klar macht, wie 
der Betrieb in der Vorkriegszeit abgeschnitten hätte, wenn 
schon damals diejenigen das Ergebnis ungünstig beeinflussenden 
Umstände wirksam gewesen wären, an denen die Bahnver- 
waltung fragios unschuldig ist. Hierher gehören insbesondere: 
der Rückgang des Verkehrs, der Achtstundentag, die Ver- 
teuerung und Verschlechterung der Kohle, die Steuer vom 
Personen- und Güterverkehr. 

Ueber den Rückgang des Verkehrs sind bisher 
leider keine Angaben. veröfientlicht worden, die einen ein- 
wandfreien Vergleich mit der Vorkriegszeit ermöglichen. Einen 
ungefähren Anhalt bieten die geleisteten Wagenachskilometer, 
die im Jahre 1920 gegenüber 1913 gesunken waren: bei den 
Personenwagen um 33 Prozent, bei den Gepäckwagen um 
42 Prozent, bei den Güterwagen um 23 Prozent und insge- 
samt um 27 Prozent. Tatsächlich war aber der Rückgang 
in der Verkehrsintensität geringer, da im Jahre 1920 das Eisen- 
bahnnetz kleiner, die Besetzung der Personenwagen stärker 


Ta 
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3 B niemals genau feststellen können, in welchem Umfange die so wären im Jahre 1913 die Einnahmen der Bahnen um eine 
12 Reichseisenbahnverwaltung selbst dafür verantwortlich zu weitere Viertelmilliarde geringer gewesen. Sie wären nur eben- 
Kii, machen ist. Man wird aber einen Massstab für die Höchst- so hoch gewesen wie die soeben errechneten Ausgaben. 


Die deutschen Staatsbahnen hätten im Jahre 1913 überhaupt 
keinen Ueberschuss erzieit, wenn damals der Verkehr so gering, 
die Arbeitszeit so kurz, die Kohle so teuer und schlecht, die 
Verkehrssteuer so hoch gewesen wäre wie 1920. Und das bei 
einem durch keinen Krieg geschwächten Personal, bei einem 
tadellosen Zustand des Wagenparks und des Oberbaus, bei 
einem nicht durch Umsatzsteuer usw. belasteten Warenbezug. 
Ist es da verwunderlich, wenn . das: Reich, das die Staats- 
bahnen 1920 in einem völlig heruntergewirtschafteten Zu- 
stand übernommen hat, keine Ueberschüsse erzielt? _ 

Eine andere Frage ist natürlich, ob die Fehlbeträge in der 
Betriebsverwaltung nicht wesentlich geringer sein könnten, als 
sie es heute sind. Und hier liegt in der Tat eine schwere 
Schuld der Eisenbahnverwaltung vor. Nicht etwa, 
weil, wie häufig behauptet wird, die Personalausgaben 
unvernünftig hoch seien. Davon kann nicht die Rede sein. 
Trotz eines überreichlichen Personalbestandes ist der Real- 
lohn pro Wagenachskilometer so niedrig, dass hier nennens- 


und. der durchschnittliche Fassungsraum der Güterwagen werte Ersparnisse ausser dem Bereich der Möglichkeit 
grösser war als 1913. Berücksichtigt man alle diese Momente, Jiegen. Aber die sachlichen Ausgaben haben nach- 
so wird man vielleicht sagen können, dass bei einem Verkehr, gerade eine Höhe erreicht, die man als skandalös be- 
wie er im Jahre 1920 stattgefunden hat, die Einnahmen im zeichnen muss. Und. hier hätte die Eisenbahnverwaltung 
Jahre 1913 nicht 31, Milliarden, sondern etwa 2%, Milliarden Wandel schaffen müssen. Die Ausbeutung durch die 


betragen hätten. Selbstverständlich wären bei einem so viel 
geringeren Verkehr auch die Ausgaben geringer gewesen, aber 
keineswegs in dem gleichen Verhältnis. Man wird hier statt 
2'/, Milliarden vielleicht 23,1 Milliarden 
so dass also die Bahnen im Jahre 1913 bei gleichem Ver- 
kehr wie 1920 statt eines Ueberschusses von 1 Milliarde einen 
Ueberschuss von annähernd ?/, Milliarden gehabt hätten. 

Die aligemeine Einführung des Achtstundentagesin 
Verbindung mit der Ausdehnung des Urlaubs usw. wirkt natur- 
gemäss bei den verschiedenen Gruppen von Beamten und 
Arbeitern verschieden. Wo Beamte schon früher nicht mehr 
als acht Stunden arbeiteten, war sie belanglos.. Wo anderer- 
seits der Beamte oder Arbeiter nach der Art seiner Leistung 
in acht Stunden nicht intensiver arbeiten kann als in zehn 
Stunden — das gilt z. B. für das Zugpersonal —, wäre auch 
vor dem Kriege bei Einführung des Achtstundentages eine 
automatische Vermehrung des Personals eingetreten. Man 
wird danach vielleicht sagen können, dass vor dem Kriege 


einzusetzen haben, _ 


Schwerindustrie durfte die Verwaltung nicht solange erdulden, 
ohne energische Gegenmassnahmen zu ergreifen, und zwar so- 
wohl durch Eigenerzeugung — was mittels eines Ausbaus 
der Werkstätten wohl möglich wäre — als auch durch Heran- 
ziehung des ausländischen Wettbewerbs. Man sage nicht, dass 
die fremde Industrie infolge der Valuta mit der unseren nicht 
konkurrenzfähig sei. Bei Submissionen im Ausland macht die 
deutsche Industrie keineswegs immer die billigsten Angebote; 
vermutlich würde das gleiche bei Ausschreibungen seitens der 
Reichseisenbahnen eintreten. Die bisherige Taktik der Ver- 
waltung, die Preissteigerungen fatalistisch hinzunehmen und sie 
durch nachhinkende Tariferhöhungen ausgleichen zu wollen, 
kann niemals das Eisenbahndefizit beseitigen. Das einzige wirk- 
same Mittel hierzu ist vielmehr der Kampf gegen die 
Preissteigerungen. 

Dr. Kuczynski, Berlin-Schlachtensee. 














seibst bei äusserster Anspannung der Bahnunterhaltungs- nd 00 Rundschau 00 
Werkstättenarbeiter die Personalausgaben, die im Jahre 1913 

insgesamt 1,4 Milliarden ausmachten, mit dem Achtstunden- $ 

tag um mindestens ein Sechstel höher gewesen wären. Die Wirtschaftsfragen 


Ersparnisse infolge des Verkehrsrückgangs wären also durch 
Mehreinstellung von. Personal aufgewogen worden, so dass im 
Jahre 1913 bei einer Verkehrsintensität und einer Arbeitszeit 
wie 1920, die Einnahmen etwa 2°%/,, die Ausgaben etwa 2'/, 
Milliarden betragen hätten. 

Der Kohlenverbrauch auf 1000 Lokomotivkilometer 
betrug im Jahre 1913: 14,40 Tonnen, im Jahre 1920: 19,85 
Tonnen Für 1921 sind 19,38 Tonnen, für 1922: 18,80 Tonnen 
veranschlagt. Der Mehrverbrauch im Jahre 1920 gegenüber 
1913 betrug 38 Prozent — zum Teil weil jetzt erheblich 
schwerere Lokomotiven im Dienst stehen, vor allem aber infolge 
der viel schlechteren Qualität der Kohle. Dazu kommt, dass 
die Kohle durch die Kohlensteuer um 20 Prozent verteuert 
wird und dass die Eisenbahn in grossem Umfange zur Ver- 
wendung des teureren Koks gezwungen ist. Hätten die gleichen 
Voraussetzungen schon vor dem Kriege bestanden, so hätten 
die Gesamtausgaben im Jahre 1913 nicht 2%), Milliarden, 
sondern etwa 2!/, Milliarden betragen. Der oben errechnete 
Ueberschuss hätte sich also weiter auf 1/, Milliarde vermindert. 

Die Verkehrssteuer, die die Eisenbahn an das Reich 
abzuführen hat, beträgt bei der Personenbeförderung je nach 
der Klasse 10—16 Prozent, bei der Gepäckbeförderung 12 Pro- 
zent, bei der Güterbeförderung 7 Prozent des Beförderungs- 
preises. Hätte diese Steuer schon vor dem Kriege an Stelle 
des damals recht unbedeutenden Fahrkartenstempels bestanden, 





Vertrauensmänner und 
Vorstandsmitglieder! 


Beachten Sie bitte besonders aufmerk- 
sam die letzte und die kommende 
Nummer der Bundespost, die wert- 
volles Material für die Wahlen zur 
Angesitelltenversicherung enthalten. 






Weitere Besprechungen über den Wiederauibau in Nord- 
frankreich, Die französischen Mitglieder der Internatio- 
nalen Kommission, die, von Genf kommend, gegen- 
wärtig unter der Führung des früheren Reichswirtschaits- 
ministerss Wissel Deutschland bereisen, um die Deutschen 
Werke, die durch den französischen Militarismus in ihrem 
Bestande bedroht werden, zu besichtigen, haben auch mit der 
vom A.D.G.B. und AfA-Bund eingesetzten kleinen Kom- 
mission zur Vorbereitung der Wiederaufbauarbeiten Fühlung 
genommen. Es wurde von der Kommission den französischen 
Vertretern ein umfangreicher Fragebogen vorgelegt, von dessen 
endgültiger Beantwortung der Fortgang‘ der Vorbereitungs- 
arbeiten für den Wiederaufbau wesentlich abhängt. Die beiden 
Vertreter der Conf&deration General du travail 
(C.G.T.), Jouhaux und Laurent, sowie das Mitglied 
des Exekutivkomitees der französischen Sozialdemokratischen 
Partei, Grumbach, haben bei diesen Besprechungen wieder- 
holt zum Ausdruck gebracht, dass die französische Bevölkerung 
der in unserem letzten Bericht über die Verständigungsver- 
handlungen in Paris (siehe D.T.Z. Nr. 46) genannten eli 
Dörfer sich auch nicht durch die von der französischen 
nationalistischen Presse krampfhaft betriebenen Beeinflussungs- 
versuche von ihrem Standpunkt abbringen lässt. Das ist um so 
erfreulicher, als von ihnen bekannt gegeben werden musste, 
dass der französische Wiederauibauminister Loucheur die 
von den Geschädigten inzwischen vorgenommene Abstimmung, 
die eine Mehrzahl von -94 Prozent aller abgegebenen Stimmen 
für die Zulassung deutscher Arbeiter und Angestellten ergeben 
hat — in einzelnen Orten, so in Villers-Carbonnells, haben sämt- 
liche Einwohner für Zulassung der Deutschen gestimmt —, 
nicht anerkennen will und gegenwärtig eine neue Abstimmung 
unter amtlicher Kontrolle durchführt. Die französischen Ver- 
treter denken sehr optimistisch über den Ausgang dieser Ab- 
stimmung und gaben ihrer Ueberzeugung Ausdruck, dass auch 
der amtliche Apparat kein anderes Ergebnis herbeizuführen 
vermag. 

Gelegentlich ihrer Anwesenheit in Berlin haben die fran- 


‚zösischen Vertreter unter Begleitung des früheren Berliner 


Stadtrates Sassenbach auch unser Bundeshaus besichtigt 
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und mit grosser Befriedigung von den Einrichtungen unserer 
Hauptverwaltung Ketntnis genommen. ‘Der Gang durch die 
verschiedenen Bureauabteilungen im Bundeshause hat bei den 
Vertretern der französischen Arbeiter das Vertrauen zu unserer 
Organisation gewaltig gesteigert, und sie sprachen mit grösster 
Achtung von den Leistungen unseres Bundes, der auch in der 
Internationalen Arbeiterbewegung als die führende Orga- 
nisation der gewerkschaftlich organisierten Technikerschaft der 
Welt anerkannt wird. 


Besonders erfreulich war es für die französischen Kollegen, 
dass sie Gelegenheit hatten, auch den zur gleichen Zeit 
tagenden Bundesausschuss begrüssen zu können. Die be- 
deutungsvolle Ansprache des Generalsekretärs Laurent an 
die Mitglieder des Bundesausschusses ist in dem Bericht über 
die Bundesausschusssitzung wiedergegeben. Hofientlich gelingt 
es dieser Kommission, der nicht nur Arbeitervertreter, sondern 
auch Regierungsmänner und einflussreiche Politiker der wichtig- 
sten Kulturstaaten angehören, die Deutschen Werke der 
friedlichen Produktion zu erhalten. Wenn das der Fall ist, wie 
wir bestimmt erwarten, dann zeigt sich hierbei aufs neue 
wieder, wie wichtig es ist, international im gemeinsamen Inter- 
esse aller Völker zusammen zu arbeiten. Unsere Gegner mögen 
den Bund deshalb noch so sehr als antinational verleumden: 
wir wissen, dass wir mit unserer Politik auf dem richtigen 
Wege sind und den Angestellten wie dem deutschen Volke 
nutzen. 


Die Reallöhne in den Industriestaaten nach dem Wafien- 
stillstand *). Nach_ dem Waffenstillstand hat infolge des Waren- 
hungers der kriegsführenden und neutralen Völker eine Hoch- 
konjunktur eingesetzt, es wurden Profite gemacht, die selbst 
nach dem Eingeständnis der Unternehmer und laut Regierungs- 
erklärungen alles Bisherige überboten. Es lohnt sich, zu unter- 
suchen, ob und in welchem Masse die Arbeiterschaft einen 
Mit anderen Worten: ob 
der Reallohn des Arbeiters (das Verhältnis seines Lohnes zu 
seinen Lebenskosten) in diesem Zeitraum gestiegen ist, und in 
welchem Masse. 


Wir möchten die Antwort vorwegnehmen. Der Reailohn 
hat sich in den Jahren 1919—1920 mit wenig Ausnahmen im 
Vergleich zur Vorkriegszeit überhaupt nicht erhöht; 
im Gegenteil, er istgesunken. Es muss daraut aufmerksam 
gemacht werden, dass die Angaben leider nur mangelhaft sind; 
u. a. weil sie in dem einen Falle aut die Kosten der Lebens- 
haltung — die wieder verschieden und nicht immer zuverlässig 
festgestellt werden können —, im anderen auf die Grosshandels- 
bezw. Kleinhandelspreise bezogen sind. Trotzdem lässt sich 
doch die allgemeine Richtung klar erkennen. Vorerst sollen 
die Reallöhne in England, den Vereinigten Staaten und der 
Schweiz besprochen werden. Als Zeitpunkt für den Vergleich 
mit dem Reallohn vor dem Kriege soll im allgemeinen Ende 
1920 gewählt werden; damals sind zwar schon intolge der aus- 
gebrochenen Wirtschaftskrise Lohnherabsetzungen vorgenom- 
men worden, jedoch in dieser Periode, ausser in den Ver- 
einigten Staaten, noch nicht in einem höheren Masse, als es 
Sinken der Warenpreise entsprach. Die Reallöhne in diesem 
Zeitpunkt waren daher im wesentlichen nıcht niedriger, als 
in der Zeit der Hochkonjunktur der vorhergehenden Monate. 


In England waren Ende 1920 die Kosten der Lebens- 
haltung für eine Arbeiterfamilie nach der „Labour "Gazette“ 
um 165 Prozent, nach anderen Berechnungen um 200 Prozent 
höher, als vor dem Kriege. Die ausführlichen Lohntabellen 
der „Labour Gazette‘ zeigen aut der anderen Seite, dass die 
Lohnerhöhungen stark hinter diesen Zahlen zurückblieben. 
Diese betrugen im Vergleich mit dem Jahre 1913 Ende De- 
zember 1920 durchschnittlich: im Baugewerbe, für geschulte 
Arbeiter, 148—172 Prozent, in der Schiffbauindustrie 121—123 
Prozent, für Transportarbeiter 130-149 Prozent, für Buch- 
drucker 162—172 Prozent, in der Bergindustrie 185—190 Pro- 
zent, iii der Textilindustrie 166—201 Prozent; (in diesen beiden 
Industrien war dıe Lohnerhöhung am la, in der Möbel- 
industrie 157—175 Prozent, für Bäcker 176 Prozent. Den 
Tagelöhnern gelang es jedoch, dank ihrer Organisationen, einen 
viel grösseren Prozentsatz zu erreichen; es ist in England in 
den letzten Jahren üblich geworden, für ungeschulte Arbeiter 
in Kollektivverträgen nicht weniger als 75 Prozent der Löhne 
für Facharbeiter zu bestimmen. Auch einige Kategorien der 
Transportarbeiter konnten ihren Reallohn erhöhen. Die 
grosse Mehrheit der englischen Arbeiter- 
schaft hatte jedoch niedrigere Reallöhne als 
vor dem Kriege. 


In den Vereinigten Staaten ist der Reallohn be- 
sonders stark zurückgegangen. Die Grosshandelspreise waren 
Ende 1920 um 107 Prozent höher als 1914. Die Kosten der 





*) Siehe auch „D.T.Z.“ Nr. 43 S. 390, 
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Lebenshaltung für eine Arbeiterfamilie waren Ende Dezember 
1920 nach sehr genauen Berechnungen (je nach der Verschie- 
denheit der Gebiete) um 97—118 Prozent höher als 1914. Dem- 
gegenüber sind die Stundenlöhne 1919 durchschnittlich um 84 
Prozent höher geworden im Vergleich zu 1913. (U:.XS: 
Monthly Labour Reviews.) Die Taglöhne sind entsprechend 
geringer, da die Arbeitszeit vielfach verkürzt wurde, Die 
Lohnherabsetzungen begannen bereits 1919, also noch wäh- 
rend der Periode der Hochkonjunktur, eine sehr 
interessante Fesstellung der Industriellen Prüfungskommission 
des Staates New York. Ende 1920 waren die Löhne nach den 
Feststellungen derselben Kommission bedeutend niedriger 
als 1919. Deinnach können wir den Rückgang des Reallohns 
nach dem Waffenstillstand sowohl gegenüber der Vorkriegszeit 
wie der Kriegsperiode unverkennbar beobachten. 


In der Schweiz war die Lage für die Arbeiterschaft 
noch viel schlimmer, Ende 1920 waren die Kleinhandelspreise 
um 148 Prozent höher als vor dem Kriege, demgegenüber 
war Z,B. der Lohn des Arbeiters in der Brauereiindustrie nur um 
92 Prozent höher als damals. Eine sehr lehrreiche Haushalts- 
statistik, erschienen in einer schweizerischen statistischen Zeit- 
schrift, rechnet aus, dass die Kosten des Lebensunterhaltes für 
eıne Familie von 3 Mitgliedern ungefähr 4500 Franken betra- 
gen. In demselben Heft sind die Angaben über die Löhne in 
den einzelnen Berufen, wie Schokoladen-, Molkerei-, Metz- 
gerei-, Konfiseriearbeiter usw. für das Jahr 1920 mitgeteilt. 
Es zeigt sich, dass es kaum eine Gruppe von Arbeitern 
gibt, wo diese Einkommensgrenze erreicht wird, seibst wenn 
man Nebenerwerb und 4 Prozent für den Erwerb der Frau 
una Kinder hinzurechnet. Dasselbe gilt auch für dıe Bureau- 





angestellten. 
So ist der Anteil der Arbeitnehmerschaft an dem Ertrag 
der Arbeit — wie die obigen Beispiele zeıgen — in der Zeit 


der wirtschattlichen Hochkonjunktur nicht höher geworden; im 
Gegenteil, selbst ın den L.ändern, deren Kapitalisten dıa 
grössten Gewinne erzieit haben, zurückgegangen. 


Sozialpolitik 


Di> Verwaltungsunkosten der Reichsvzrsicherungsanstalt für 
Angestellte, Unter den Einwänden, die gegen das heutige System 
der Angestelltenversicherung erhoben werden müssen, sind von be- 
sonderer Bedeutung die ausserordentlichen Verwaltungsunkosten, 
welche die Reichsversicherungsanstalt für Angestelite jährlich 
verschlingt. Im Jahre 1919 betrugen die Verwaltungsunkosten 
die stattliche Summe von rund 40 M. auf jeden Versicherten 
gegenüber 3,60 M. in.der Invalidenversicherung. Bei einer Ver- 
sicherung von rund 1,5 Millionen Angestellten waren tätig 
123 höhere und 3352, vorübergehend sogar 3491 mittlere und 
untere Beamte, während bei den Versicherungsanstalten und 
Sonderanstalten bei einem zehnmal so grossen Versicherungs- 
bestand ausser 195 höheren 4590 andere Beamte vorhanden 
waren. Sehr treffend weist Geh. Oberreg.-Rat Düttmann- 
Oldenburg in einer in der „Sozialen Praxis“ Nr.45 lfd: Jahr- 
gangs erschienenen kritischen Betrachtung zum Verwaltuugs- 
bericht der Reichsversicherungsanstalt für Angeste!lte für das 
Jahr 1920 darauf hin, dass die Angestelltenversicherung dabei 
noch im Anfang der Entwicklung steht, wo mit einer wirk- 
samen Ueberwachung der Beitragsleistung und mit der Fest- 
setzung von Renten kaum der Anfang gemacht ist, während 
in der Invalidenversicherung im Jahre 1919 etwa 360 000 neue 
Renten festgesetzt und 2 Millionen laufende Renten überwacht 
werden mussten. Auffällig ist die ausserordentliche Zahl von 
Beitragsstreitigkeiten vor dem Rentenausschuss. Solche Streitig- 
keiten wurden erhoben im Jahre 1919: 13492, 1920: 13570. 
Vor. dem Schiedsgericht standen an 1919: 610, 1920: 1161. 
Das sind Auswirkungen des heutigen Systems der Angesteliten- 
versicherung, die auch dem begeistersten Anhänger einer 
Sonderversicherung bedenklich stimmen sollten. Es ist die 
höchste Zeit, die gänzlich verfehlte kostspielige Einrichtung 
einer selbständigen Angestelltenversicherung zu beseitigen und 
eine Verschmelzung mit der Invalidenversicherung herbeizu- 
führen. 


Wählt die AfR-Liste! 


Je grösser der Sieg der AiA-Liste ist, desto 
mehr werden die AfA-Vertreter in der Lage 
sein, der rückständigen Wirtschaft in der 
Angestelltenversicherung ein Ende zu bereiten. 
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Erhöhung der Unterstü’zungssätze in der Erwerbslosenfür- 
sorge. Die Spitzenorganisationen der deutschen Gewerkschaf- 
ten, A.D.G.B., AfA-Bund und Gewerkschaftsring, waren am 
13. Oktober d. J. an das Reichsarbeitsministerium mit einer Ein- 
gabe herangetreten, in der die sofortige Erhöhung der Unter- 
stützungssätze in Anbetracht der sprunghaft steigenden Lebens- 
haltungskosten gefordert worden war. Am 1. November 1921 


ist denn auch eine Abänderung der Verordnung über Erwerbs- 


losenfürsorge erfolgt, gleichzeitig wird der Wortlaut der Ver- 
ordnung vom 25. Januar 1920 mit den Aenderungen, die sich 


durch die Verordnungen vom 6. Mai und 11. August 1920 er- 


geben, neu. bekanntgemacht (R.G.Bl. S. 1337). 

Zunächst ist die Lastenverteilung etwas anders ge- 
regelt. Die Sonderhilfe des Reichs, die bisher leistungsschwa- 
chen Gemeinden oder Bezirken zugewendet werden konnte, soll 
jetzt den Ländern, die mit Aufwendungen für Erwerbslosenfür- 
sorge übermässig belastet sind, eine Reichsbeihilfe bewilligen. 
Das Land kann für leistungsschwache Gemeinden oder Bezirke 
eine Erhöhung der Landesbeihilfe bewilligen. Ferner ist die 
Höhe der Unterstützungen erneut der Geldentwertung ange- 
passt. Das Höchstmass der selbständigen Unterstützungen für 
mehrere in einem gemeinschaftiichen Haushalt lebende Fa- 
milienglieder ist auf das Dreifache (früher Zweicinhalbfache) 
der Unterstützung des höchstunterstützten Familiengliedes fest- 
gesetzt. 

Die Höchstsätze betragen (die eingeklammerten Zahlen 
geben die bishe;ire Höhne an): 
m 





In.den Orten der Ortsklassen 
A | B | C ID wE 
in Mark 











1. Für männliche Personen: 
a) über 21 Jahre, sofern sie nicht in | 
dem Haushalt eines a ı: eren leben „ | !?,00 ! 10.75 9,50 8,25 
[800] | [7.00] | 15,007! 15,00] 
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem } 
10.00 9,00 8,00 7,00 


Haushalt eines anderen leben . 








b) über ?1 Jahre, sofern s’e in dem 
Haushalt eines anderen !cben 


17,00]! [6,25] | 5,50]! [4,0] 
e) unter 21 Jahren . x... 17,25 6,0 575 | 5,00} 
[5,00] f4,50] | [3,50] | [3.00] 

2. Für weibliche Personen: H 
a) über 21 Jahre, sofern sie nicht in | 
dem Haushalt eines anderen leben . | 3000 | 900 8,00 7,00 
[6.00] | [5,25] | [4,50]| 5,75] 


[5.00] | [4,25] | 13,50] [2:50] 
4755| 4235| 3,75 | 3,25 


e) unter 21 Jahrm. . . ..» 
[3,00] 


- . 
Tr 





Die Familienzuschläge, die ein Erwerbloser erhält, dürfen insgesemt das 
Zweifache fit/,j der :hm gewährten Unt:rstützung, jm einzelnen folgende 
Sätze nicht übersteigen: 











—— nn men onen engen = 
In den Orten der Urisklassen 
ASHLBENSCHI DEE 
in Vark 





5,00 eh 400 | 3,50 
[3,00] | [2,75] | [2:50] | [2,25] 





a) den Ehegalteni.) „1. 2 


b) die Kinder und sonstige unter- 
stützungsberechtigte Angehörige . . | 425 | 4,00 303 3,50 
12.00) } [175}| T1,:0]| 11,25] 


Bei der gleichzeitig eintretenden Neuregelung der Lasten- 
verteilung erhofit man, dass die Landesbehörden, die den 
Dingen näherstehen, eine zuverlässigere Prüfung der Bedürf- 
tigkeit der einzelnen Gemeinden vornehmen können und der 
Geschäftsgang vereinfacht wird. Der Städtetag hatte weiter- 

ehend gefordert, dass auch nicht überlastete Länder verpflich- 


et werden, notleidenden Gemeinden Sonderbeihilfen zukommen - 


zu lassen, doch hatte die Reichsregierung dagegen Bedenken, 
weil eine solche Bindung der Länder der Tatsache nicht Rech- 


nung tragen würde, dass die Erwerbslosigkeit und damit das 
Mass des Bedürfnisses in den einzelnen Gemeinden einem stän- ° 


digen Wechsel unterworfen ist. Auf Grund der Verhandlungen 
mit den Regierungen der Länder erwarten die Regierungen, 
dass die Länder ihre jeweils leistungsschwachen Gemeinden 
zum mindesten in dem gleichen Ausmass unterstützen werden, 
wie das bisher durch das Reich geschehen ist. Eine Bindung 
der Länder für den Fall, dass diese Beihilfen für die Gemeinden 
nicht ausreichen, ist demnach nicht erfolgt. 


Der Verteilungsschlüssel ist nach dem Erlass vom 4. Juli 


1921 so gedacht, dass die Verteilung der Sonderzuweisungen 
sich nicht nach dem Verhältnis der Gesamtaufwendungen, 
sondern nach dem der Ueberlastungen richten soll, so dass die 
Länder berücksichtigt werden, in denen der verhältnismässige 
Anteil am Fürsorgeaufwande den verhältnismässigen Anteil an 
der Bevölkerungsziffer übersteigt. Die erhöhten Reichsbeihilten 
sind aut 100 Mill. M. für 1921 heraufgesetzt. 


EN 
ae } 


7255| 650) 575] 500 


[2:0 | [2,25] [200]. 
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Die Verschiebung In den Einkommensverhältnissen der 
Beamten und Arbeiter. In der Zeitschrift „Wirtschaft und 
Statistik“, herausgegeben vom Statistischen Reichsamt, werden 
die Gehälter und Löhne, die bei den Reichsbehörden bis 
jetzt bezahlt werden, miteinander verglichen und in einem 
Schaubild dargestellt. Wenn man den Jahresiohn eines unge- 
lernten Arbeiters gleich 100 setzt, so sind die entsprechenden 
Kennziffern: : 


Berufsgruppen: Cehalt Gehaltssteigerung 
1913 1921 1913—1921 «1913=100) 

Unge!ernte Arbeiter 100 190 1384 

Angelernte Arbeiter 127 102 1109 

Gelernte Arbeiter 163 108 928 

Untere Beamte 165 113 812 

Mitt’e:e Beamte 385 151 497 

Obere Beamte. 85 215 436 


Das Statistische Reichsamt fügt hinzu: „Diese Darstellun 
zeigt den starken sozialen Abstieg besonders der höheren un 
mittleren Schichten der deutschen Bevölkerung. Sie zeigt, 
wie gross die Not in Deutschland ist und wie ungleich sich die 
tatsächliche Entwicklung der Einkommensverhältnisse vollzogen 
hat. Tatsächlich konnten nur die Löhne der ungelernten Ar- 
beiter der Teuerung einigermassen angepasst werden, während 
die Einkommensverhältnisse aller übrigen Klassen, besonders 
aber der höheren und mittleren Schichten weit hinter der 
Verteuerung der Lebenshaltung zurückgeblieben sind.“ 


Kennzeichnend ist, wie sich die schwer-industrielle „Rhei- 


nisch-Westfälische Zeitung“ zu diesen Ziffern äussert. Sie 


schreibt in Nr. 928: „Wir sehen also eine Steigende Gehalts- 
annäherung der geistigen, qualifizierten und ungelernten Ar- 
beiter. In den vier untersten Gruppen sind die Unterschiede 
schon fast verwischt. Dabei geht die Entwicklung nicht etwa 
auf eine soziale Hebung unterster Kreise, sondern im Gegen- 


teil auf eine Proletarisierung wertvoller Kulturschichten. Die 


schwerwiegenden Folgen für Kultur und Volkswohlstand sind 
mehr wie einmal hervorgehoben worden. Das bedauerliche 
ist, dass es bei der zunehmenden Verarmung Deutschlands 
kein Mittel gibt, dieser gefährlichen Gleichmacherei für 
die Dauer wirksam zu begegnen. Bei den hohen Aus- 
massen schon des Bedarfsiohns muss naturgemäss der Lohn 
für qualifizierte Arbeiter aut ein Minimum zusammenschrump- 
fen. Der Frieden von ‘Versailles verurteilt auch den Lohn- 
politiker zur unfruchtbaren Arbeit.“ N 


Mit weich rührendem Augenaufschlag beklagt hier das 


Organ unserer Schwerindustrie die Proletarisierung wertvoller 


Kulturschichten! Der Friedensverirag von Versailles ist der 
bequeme Sündenbock für die mangelhafte Entlohnung‘ der 
qualifizierten Arbeiter und Beamten. Er hindert aber keines- 
wegs, dass dieselbe Schwerindustrie die glänzendsten Valuta- 
geschäfte macht und ihren Aktionären fette Dividenden in den 
Schoss wirft. (Vorzugsaktien, versteckte. Reserven u. dergl.) 
Dass die prozentual stärkere Steigung der Gehälter der unteren 
Gruppen bei der geradezu elenden Besoldung vor dem Kriege 
eine Lebensnotwendigkeit war, wird begreiflicherweise ver- 
schwiegen, ebenso, dass das Einstreichen der ausserordentlich 
tohen Gewinne die Ursache dafür ist, dass für die Beamten 
nichts mehr übrig bleibt, so dass ihre Entlohnung auf ein 
Minimum zusammenschrumpft. Die scheinheilige Miene steht 
fürwahr dem Unternehmerblatt vortrefflich zu Gesicht: Die 
armen Unternehmer verdienen ja selbst nichts, wie sollten sie 
ihre Beamten nach Gebühr entlohnen! 


Reichsfürsorgekonierenz für die Interessen der Arbzits- 
und Zivilinvaliden und Hinterbliebenen Deutschlands. Eine vom 


Zentral-Verband der Invaliden und Witwen Deutschlands zum 
20. und 21. November d. Js. nach Berlin einberufene Reichs- 
fürsorgekonferenz beschäftigte sich mit den angesichts der 


wirtschaftlichen Not der Sozialrentner ausserordentlich drin- 


genden Fragen der Ausgestaltung der Sozialversicherung und 
der sozialen Fürsorge für Invaliden und Hinterbliebene. Auf 
der Tagesordnung standen folgende Referate: 1. Die Aus- 


* gestaltung der Sozialversicherung. 2. Soziale Fürsorge tür 


Invaliden und Hinterbliebene. 3. Die Erwerbsbefähigung der 
Invaliden. 4. Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung. 


Im Anschluss an das vom Reichstagsabgeordneten Karsten 
zu Punkt 1 der Tagesordnung erstattete Referat gelangte 
nachstehende Entschliessung zur Annahme: 


„Die Umwertung der deutschen Mark wirft die Frage mehr denn 
je auf, die Finanzgrundlagen der Sozialversicherung zu ändern.- An Stelle 
des Deckungsveriahrens und des Umlageverfahrens muss das Beitrags- 
verfahren und weitgehendste Zuschussleistung durch das Reich ‚treten, 


Nur so können heute die Mittel bereitgestellt werden zur Beseitigung der 


herrschenden Not der Invaliden: Gleichzeitig wird gefordert, dass die 


. sozialen Versicherungsorganisationen einschliesslich der Privatangestellten- 


versicherung zu einem. grossen Bau der Sozialgesetzgebung zu- 
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sammengeschweisst werden. Gleichmässige und einheitliche Beiträge, wie 
Leistungen, vereinfachte Verwaltungen, sind als Folgeerscheinungen be- 
dingt und im Interesse der Sozialrentner gelegen. 

Bis zur Durchführung der grundlegenden Neugestaltung der Sozial- 
versicherung fordert die Konferenz: 

1. Ausgestaltung der Arbeiter-Schutzgesetzgebung. Kontrolleure atıs 
den Reihen der Arbeiter und Angestellten, möglichst aus den Reihen 
der Schwerbeschädigten. 

2. Durchgreifende Heilbehandlung ohne zeitliche Befristung und Karenz. 
Kostenlose Lieferung der erforderlichen Heilmittel zur Arbeits- 
befähigung, Arbeitserleichterung und Milderung körperlicher Schäden. 

3. Ausreichende Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit. Festsetzungen der 
Rentenleistungen und sonstiger Bezüge entsprechend dem Goldwerte. 
Gleichmässige Leistungen bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, Invalidität, 
Unfallbeschädigung und Kriegsbeschädigung. Gesicherte Existenz für 
die Hinterbliebenen. Einführung des Grundsatzes der Berufsinvali- 
dität. Beseitigung des Begrifies „invalide Witwe“, Gewährung der 
Witwenrente auch den Witwen der früheren Invaliden. Aerztliche 
Hilfeleistungen für die Invaliden und deren Angehörigen. Aufhebung 
der Drittelungsgrenze bei Unfallrentenfestsetzung und Berechnung der 
Unfallrente nach dem wirklichen Jahresarbeitsverdienst. Beseitigung 
des $ 1522 der R.V.O. Jn bezug auf die Krankenversicherung 
fordern wir vor allen Dingen die Beseitigung der Begrenzung des 
Grundlohns.“ 

 . Des weiteren bedauerte der Kongress die Nichtberück- 
sichtigung der Organisation der Invaliden bei der Vorberatung 
der dieselben interessierenden Gesetzesvorlagen im Reichs- 
arbeitsministerium und. gab seinem Wiilen durch folgende 
Entschliessung Ausdruck: 


„Die Reichsfürsorgekonferenz verlangt von der Reichsregierung, 
estützt auf Art. 161 der Reichsverfassung, Hinzuziehung der Vertreter 
es Zentralverbandes der Invaliden zur Beratung aller Fragen, die die 
soziale Versicherungsgesetzgebung und soziale Fürsorge betrefien. 

Die. Konferenz protestiert gegen die bisher beobachtete Nicht- 
beachtimg der Invalidenorganisation durch das Reichsarbeitsministerium.“ 

In der ausgedehnten Aussprache zu den Referaten wurden 
verschiedene Wünsche der Sozialrentner zum Vortrag ge- 
bracht, insbesondere wurden Klagen laut über das heutige 
System der Vertrauensärzte. Es wurde verlangt, dass durch 
die Reichsregierung unparteiische Kommissionen gebildet wer- 
den sollten zur Feststellung der Erwerbsunfähigkeit. Diese 
Kommissionen sollen sich zusammensetzen aus ein Drittel 
Arbeitgeber, ein Drittel der gesunden Arbeitnehmier und eın 
Drittei invalide Arbeitnehmer neben dem Vertreter der Medizin 
und der Versicherungsbehörde. Von besonderem Interesse 
waren Ausführungen des Privatdozenten für Versicherungs- 
medizin Dr. Bürger. Derselbe verlangte eine bessere Aus- 
bilduug der Aerzte in der Sozialmedizin und Aufnahme dieses 
wichtigen Zweiges der Gesamtmedizin in die Prüfungsfächer. 
Weiter verlangte er Ausgestaltung und Verbesserung der ärzt- 
lichen Hilfsmittel bei- den Oberversicherungsämtern, insbe- 
sondere Einrichtung von Laboratorien, Beschaffung von Rönt- 
genapparaten- usw. 

Bei der Tagung waren verschiedene Regierungsstellen, 
ferner die Reichstagsiraktionen der S.P.D., U.S.P.D. und 
K.P.D., sowie die Landtagsiraktion der deutschen Volkspartei, 
ferner der A.D.G.B. und der AfA-Bund vertreten. 


Soziale Bewegung 


„Reichstagung der nationalen Berufsverbände“, Unter die- 
sem Titel berichten z. Z. zahlreiche Blätter der rechtsstehenden 
Parteien über den Verbandstag des gelben, ehemaligen „Natio- 
nalverbandes Deutscher Gewerkschaften“, der am 13. und 
14. November in Berlin stattfand. Den Ehrentitel „Gewerk- 


schaft“ hat der wirtschaftsfriedliche Verband jetzt abgelegt, 


was mit Genugtuung festgestellt werden kann. Ein Ableger- 
verband der Arbeitgeber-Vereinigungen hätte von vornherein 
auch äusserlich von den wahren Interessenvertretern. der Arbeit- 
nehmerschait abrücken müssen. Der Leitgedanke des Haupt- 
referenten der Tagung, des Abg. Geissler, war, nachzu- 
weisen, dass eine völlige Umgestaltung der Berufsbewegung 
— von der -„Kampfgewerkschaft“ zum „Berufsverband“ — 
zum Neuaufbau unserer sozialen und wirtschaftlichen Verhält- 
hältnisse notwendig sei! Seine Ausführungen bewegten sich 
im übrigen im alten Gleise. Auf das Bekenntnis zur Privat- 
wirtschaft folgte ein Vorstoss gegen das Streikrecht, im 
übrigen wurde „Durchdringung der Bewegung mit dem natio- 
nalen Gedanken‘‘ als erstrebenswert bezeichnet. Für das künf- 
tige Arbeitsrecht verlangte Geissler, dass die Arbeitskraft vor 
dem „Terror“ geschützt werden solle. Jeder Uebergriff (auch 
der Arbeitgeber?) gegen die Arbeitsfreiheit in den Betrieben 
müsse mit Strafe belegt werden. Sonst bot diese Tagung ausser 
einer Resolution gegen die Vergewaltigung der oberschlesischen 
Lande durch den Völkerbund nichts Erwähnenswertes, es 
sei denn noch das Problem, den Geldlohn mehr und 
mehr durch Sachlöhne zu ersetzen, das vom Vorsitzenden 
des (gelben) Landarbeiterbundes, Wolf-Stettin, behandelt 
wurde. 
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Die Angestellten in der englischen Gewerkschaitsbewegung. 
In der amtlichen „Labour-Gazette“ sind die Mitgliederzahlen 
der englischen Gewerkschaften angegeben. Ausser den An- 
gestellten, die in den einzelnen Industriezweigen (wie z. B. 
Eisenbahnen) organisiert sind’ und nicht besonders verzeichnet 
werden, sind in dieser Liste folgende reine Angestelltenver- 
bände enthalten: Ende 19%: 


Zahi der ur 
Gewerkschaft Mitgliederzahl 
Oeffentliche Angestellte 338 446 333 
Kaufmännische Angestellte 57 276 727 
Bank und Versicherung 18 96 867 
Unterhaltung 9 51 881 
Lehrer 14 207 819 


Die Mitgliederzahl sämtlicher Arbeiter- und Angestellten- 
gewerkschaiten Ende 1920 war 8502000. Im Laufe des 
Jahres 1921 ist die Zahl um ungefähr 90000 zurückgegangen; 
ein bei der Krise und Arbeitslosigkeit sehr schwacher Rück«- 
gang, welcher die steigende Wichtigkeit der Gewerkschaften 
auch zu Zeiten der wirtschaftlichen Depression veranschaulicht. 


Angestelltenbewegung 


Kein Interesse mehr für die Sonderversicherung. In Ross- 
lau hatte der Vorstand des christlichen „Gedag‘“ seine Mit- 
glieder, eingeführte Gäste und Freunde der Angestellten-Ver- 
sicherung zu einer Versammlung eingeladen und die Einladun- 
En aych in den Kreisen unserer Mitglieder zirkulieren lassen. 

a unsere Mitglieder gern einmal erfahren wollten, was ein 
Gedag-Vertreter Gütes über die Angestelltenversicherung zu be- 
richten weiss, waren sie dieser Einladung gefolgt. Nicht gering 
war allerdings ihr Erstaunen, als sie feststelllen mussten, dass 
vom Gedag selbst nur kaum ein Dutzend Mitglieder ver- 
treten war. Als sie am Beginn der Versammlung sich _verge- 
wissern wollten, ob zur Klärung dieses wichtigen Themas 
auch eine freie Aussprache zugelassen werde, benahm sich 
der Referent, ein Geschäftsführer des D.H.V,, Herr Becker, 
sehr unhöflich. Die Versammlung wurde gleich wieder ge- 
schlossen, da man erkannte, dass auf Rosslauer Boden für die 
Sonderversicherung der Angestellten keine Freunde zu gewin- 
nen waren. Unsere Kollegen benutzten die Gelegenheit, um so- 
fort eine neue Versammlung zu eröfinen, in der dann der Kol- 
lege Eberhardt vom Z.d.A. über die Verschmelzung der 
Invaliden- mit der Angestelltenversicherung referierte. Eine ent- 
sprechende Entschliessung wurde einstimmig angenommen. 


Gewerkschaftstreue, In Nr. 987 der „Rheinisch-Westfälischen 
Zeitung‘ lesen wir folgendes Inserat: 

Geschäftsführer einer Gewerkschaft kaufın. und 
technischer Angestellten sucht Stellung in einem grösseren Industrieunter- 
nehmen. 

Gefl. Angebote unter E. 17656 an die Geschäftsstelle dieses Blattes 
in Essen. 

Unter den bestehenden Angestellten-Organisationen ist es 
vor allem der G.d.A., der gleichzeitig kaufmännische und 
technischer Angestellte organisiert. Das Beispiel, das 
einer der G.d. A.-Führer, Herr Dr. Görnandt, durch sein 
Ueberwechseln vom Gewerkschaitsführer zum Arbeitgeber- 
syndikus gegeben hat, scheint im G.d. A. Schule zu machen. 

Wie vom G.d.A., so stehen auch imN.D.T.V. die Führer 
jederzeit mit einem Bein im Lager der Angestellten und mit dem 
anderen im Lager der Arbeitgeber, Nachdem vor kurzem Herr 
Klitzsch nach Ablauf seines Urlaubs wieder zu seiner 
früheren Firma Lauchhammer zurückgekehrt ist, entnehmen 
wir der Zeitschrift des N.D.T.V., „Der Deutsche Techniker“, 
vom 1. November, dass der. Geschäftsführer in Oberschlesien, 
Herr Slovik, nach Ablauf seines Urlaubs am 1. November 
auch in sein früheres Dienstverhälinis zurückgetreten ist. Ein 
überzetigter Gewerkschafter kanı unmöglich zu Organi- 


sationen, deren Führer stets daraui bedacht sind, wenn es 
passt, in das Lager der Arbeitgeber überzugehen, Vertrauen 
haben. 


Herr Kollege! 
Fordern Sie sofort von Ihrem Vertrauens- 
mann, dass Ihnen die Bestelliste für das 


Techniker-Taschenbuch 1922 


vorgelegt wird, da sonst ihre Besiellung 
nicht mehr berücksichtigt werden kann. 










Wen 
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Achtuns! Kampffonds! 
Zur Nachahmung! 


Beschluss der Ortsverwaltung Bonn vom 8. November 1921: 


„Um für spätere Wirtschaftskämpfe die nötige 
finanzielle Grundlage zu schaffen, verpflichten wir 
Mitglieder der Ortsgruppe Bonn uns, von jeder tarif- 
lichen Gehaltserhöhung einen einmaligen Beitrag 
von 10°9o der tatsächlichen finanziellen Besser- 
stellung in Kampffondsmarken des Butab zu leisten. 
Mitglieder in gekündigter Stellung brauchen den 
Beitrag nicht zu entrichten. Derselbe Prozentsatz 
ist zu entrichten für auf dem Rechtswege oder 
durch sonstige Verhandlung erstritiene Beträge. 

Wir betrachten es als eine Ehrenpflicht jedes 
Mitgliedes, den Kampffonds unseres Bundes zu 
kräftigen und dadurch unseren kämpfenden Kollegen 
tatkräftig zur Seite zu stehen.“ 


Aehnliche Beschlüsse wurden in vielen Ortsverwaltungen gefasst, 


Pro anmtnnienndnnnnnnannnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnnndnnnnnnnnnnnnnnnnnne nn 
00 Aus dem Bunde 00 
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Barmer Krankenkasse. Die Verbände des AfA-Bundes, die 
mit der Barmer Krankenkasse im Vertragsverhältnis stehen 
und ihren Mitgliedern den Eintritt in die Krankenkass& emp- 
fehlen, haben ein grosses Interesse daran, sich für die nächste 
Generalversammlung der Krankenkasse eine genügend starke 
Vertretung zu sichern. Wir bitten deshalb alle Kollegen, die 
Mitglieder der Krankenkasse sind, uns ihre Adresse, die Kran- 
kenkassenmitgliedsnummer und den Tag ihres Eintritts im die 
Krankenkasse anzugeben und etwa zu stellende Anträge uns 
mitzuteilen. 


Auskunitei. Im Interesse einer schnellen Erledigung einer 
Anfrage über Firmen-, Orts- und Tarifverhältnisse richten wir 
an alle unsere Mitglieder die dringende Bitte, uns die schnelle 
Beantwortung dadurch zu erleichtern, dass sie jede von ihnen 
Ka Auskunft dieser Art so schnell als irgend möglich 

eantworten oder uns mindestens von dem Erfolg ihrer Erkun- 
digungen in Kenntnis zu setzen. 





Vorstandsbekanntmachungen 


Neue Beiträge. Der Bundesvorstand beschloss in 
seiner ‘Sitzung vom 27. November nach Beratung mit dem 
Bundesausschuss auf Grund des $ 16 Abs. 2 folgende durch 
Fettdruck hervorgehobene Ergänzung der Einkommens- und 
Beitragsklassen: 


„Der monatliche Beitrag beträgt für jedes ordentliche Mit- 
glied, so weit in nachfolgendem nichts anderes bestimmt: ist, 
etwa 1!/, Prozent des monatlichen -Einkommens*) aus dem 
Dienstvertrag oder der Besoldungsordnung, und zwar . bei 
einem Monatseinkommen 


ven 901 bis 1200 Mark — 15 Mark 
: 1901,75::1800°%, 320 5, 
2.71808.5 5.722007 ,44 28005 
2, 2207:,,5.:2600 =... 30 
:726015.,5 3000. 33 in 


„ 3001 und darüber 39.55, 
Die neuen Beiträge treten am 1. Januar 1921 in Kraft. 


Diesem Beschluss stimmte der 
unter Annahme des nachfolgenden Antrages zu: 


„Der Bundesausschuss stimmt der vom Bundesvorstand 
beschlossenen Neuregelung der Beiträge mit der Einschrän- 
kung zu, dass der Höchstbeitrag vorläufig auf 30 M. festge- 
setzt wird. Die höheren Beitragsklassen von 35 und 40 M. 
sollen nur dann ab 1. Februar zur Einführung kommen, 
wenn die gegenwärtige Teuerungsbewegung bis dahin nicht 
zum Stillstand gekommen ist. Dazu ist eine schriftliche Ab- 
stimmung des Bundesausschusses herbeizuführen.‘ 

Auf Grund dieses Beschlusses, dem der 
Bundesvorstand beitrat, treten’die neuen 25- 
und 30-Mark-Beiträge vom |. ren 1922 ab 
in Kraft. Die Kassierer der Ortsverwaltungen werden er- 


. 





*) Als Einkommen gelten alle regelmässigen und unregelmässigen Be- 
züge, wie Gehalt. Ortszuschläge, Teuerungszulagen, Wohnungsgeld, Pro- 
vision, Tantieme, Prämien, Gratifikationen, Ueberstundenbezüge, ferner 
Naturalbezüge, wie freie Wohnung, Licht und Heizung. Schwankende 
Bezüge sind nach dem Betrag des Vorjahres anzusetzen Bezüge, die 
nach dem Familienstand differenziert sind, werden nur nach den Sätzen 
für Ledige angerechnet. Kinderzulagen und Aufwandsentschädigungen 
aller Art zählen nicht zum Einkommen. 


Bundesausschuss. 
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sucht, die benötigten Markenmengen umgehend bei der Haupt- 


‘verwaltung anzufordern. LE 
Die 8- und 10-Mark-Beitragsmarken werden nur noch nach 


Nachweis der entsprechenden Gehälter zur Ausgabe gebracht. 


Neue Unterstützungssätze. Vorbehaltlich der Genehmigung 
des Bundestages treten mit Wirkung vom 1. Januar ab folgende 
erhöhte Unterstützungssätze in Kraft. Die für die 
35- und 40-Mark-Beitragsklasse in Betracht kommenden Unter- 
stützungssätze werden vor dem Inkrafttreten dieser Beiträge 
bekanntgegeben. 


a) Stellenlosen-Unterstützung (siehe & 22. der 


Satzung). 
Die tägliche Stellenlosen-Unterstützung beträgt: 
Gehalts- 601- 901- 1201- 1801- _2201- .® 
stufe bis600 900 1200 1800 2200 2600 M. N a 
Beitrags- 8.9 
klasse 8M. 10M. 15M, 20M. Mm 30M 92 
Nach einer : 
Mitgliedsch. 
von Jahren bisher neu: 
1 = .150 9- 10- 1250 13— 3 
2 550: 650: 825 95 1—- 1350 1625 3 
3 6— T 9I,— 10,50 12,— 14,50 17,50 3 
4 6,50 7,50 9,50 11,25 12,75 15.50 18,50 3 
5 7,— 8,—  10,— 12,— 13, 16,50 20,— 8 
6 750 ° 850 1050 1250 1425 1750 21,50 3 
7 8— 9-1. B— 1, 3 
8 8- 9-1. B- 5-89 7 3— 3% 
9 in ya EB A ET 4 
10 -  9I- 1-13. 85-1850 3— alle. 
11 — 9,—  11,— 13,— 15,— 18,50 23,— 5 
12 — ..9- 1m nd 718 BO Be EP 
13 .— 9— 11— 13,— 15,— 18,50 23,— 6 


b) Hinterbliebenen-Unterstützung (siehe $ 27 
der Satzung). 
Die Hinterbliebenen-Unterstützung beträgt: 





Nach 1jähr |Und steigt mit Per 





In der anne Mitgliedschaft] Ablauf jeden 3 
Beitr.- Be we eds: (Grund weiteren. Jahres Höchstbetrage 
Fe schnittsbeitrag betrag) Da von 
M M 

8 bis 8,99 M. 200 14 600 

10 von 9,— „, 12,49 „ 220 16 700 

15 „12:50: 01742, 260 20 850 

20 2317,50, 7.224929 350 27 1100 

25 222,50. 2549 0% 440 34 1400 

30 „#21:507,, 130.0, 520 42 1709 


Die Mitgliedschaft im früheren B.t.i.B. und D.T.V. sowie 
in anderen Verbänden, soweit sie angerechnet wurde, wird 
anstatt wie bisher mit 10,— M. in Zukunft mit 20,— M. pro 
Jahr angerechnet. 


ec) Solidaritäts-Unterstützung. ; 

Im Einvernehmen mit dem Bundesausschuss freten mit 
Wirkung ab 1. Januar folgende Aenderungen der Ausführungs- 
bestimmungen zu & 23 der Satzung in Kraft. 

Der Bemessung der Solidaritätsunterstützung wird der 
Durchschnitt der letzten sechs ordentlichen Beträge zugrunde 
gelegt. Sind noch keine sechs Monatsbeiträge entrichtet, so ist 
der Durchschnittsbeitrag gleich einem Sechstel der gezahlten 
Beitragssumme. 

Bei einem Durchschnittsbeitrag von Mark 



























Bei einem = 17,99. | 23,50 
BES bis bis bis bis bis 
Mitgliedsalter 8,99. | 12,49 17,49 22,49 27,49 





bis zu bisher neu | bisher neu 
2 Jahren 5,50 1 9,— | 10,50 | 11,— | 14,— | 17,50 21,— 
über 2 Jahre 6,— B,-— 10,— 12,— 12,— | 16,— 20,— 24,— 


























Hierzu für jedes Familienmitglied 1,50 M. bis höchstens 
7,50 M., sofern Unterhaltspflicht besteht und erfüllt. wird. 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Beriin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Bundesausschuss. Das bisherige Bundesausschussmitglied Jos. 
Obermayr, T. 44048, hat sein Amt niedergelegt. An dessen Stelle 
tritt Hans Fichtel, 67909, Landshut, Klötzmüller- 
strasse 16,11. 


Erhöhung des Abonnementsszreises für die D.T.Z. 


Die ausserordentliche Erhöhung der Papierpreise, Druckkosten usw. 
zwingen uns, den Abonnementspreis der „D.T.Z.“ zu erhöhen, und zwar 
für die Einzelausgaben I—VII auf 10 M. für das Vierteljahr, 
für dis Gesamtausgabe auf 20 M. für das Vierteliahr. 
Die Erhöhungen treten am 1. Januar 1922 in Kraft. Die Mit- 
glieder‘ werden durch diese Erhöhungen nicht betroffen. Die Abon- 


nementsquittung wird. nach wie vor mit 10 M. bei der Beitrags- 
zahlung in Anrechnung gebracht. 
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Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr, Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse: 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei löbejün (Saalkreis). 

; Münsterberger- Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster sen,, Inh. 
Paul Fischer & Max Schuster sen., Münsterberg i. Schles. 

Brock & Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 


Aus den Gauen 

Gau Nordwestdeutschland. Der dritte ordentliche Gautag des Gaıtes 
Nordwestdeutschland fand Sonntags, den 16. Oktober, im Gewerk- 
schaftshaus zu Hamburg statt. Aus dem Bericht des Gauleiterss Sonnen- 
schmidt über die Entwicklung des Gaues ist zu bemerken, dass die 
Zahl der Ortsverwaltungen im Gaugebiet sich von 71 auf 79 erhöht 
hat. Die Gesamtzahl der Mitglieder beträgt 7500, darunter 345 Einzel- 
mitglieder. Von den 79 Ortsverwaltungen. werden 49 von der Haupt- 
stelle Hamburg und 30 von der seit eineinhalb Jahren bestehenden Gau- 
nebenstelle Stettin verwaltet. Zur besseren Arbeitsbewältigung wird vom 
18. Oktober ab in Bremen eine weitere Nebenstelle gebildet. 

Das Leben in den Ortsverwaltungen hat sich im Berichtsjahr 
wesentlich gebessert, ebenso die Kassenverhältnisse. Zum Schluss des 
Berichtsjahres lagerten in den Kassen .der 79 Ortsverwaltungen ca. 
33 000 M. 

In 27 Ortsverwaltungen sind Ortskartelle des AfA-Bundes gebildet, 
weitere Kartellbildungen sind in Vorbereitung. Die Fachgruppenbil- 
dung ist vollständig durchgebildet, soll aber im neuen. Geschäftsjahr 
zur Vereinfachung und Verbiligung nach anderen Gesichtspunkten or- 
ganisiert werden. — Tarifverträge sind in den meisten Ortsverwal- 
tungen entweder örtlich oder durch Bezirkstarifverträge geschaffen, 
Sie erfassen insbesondere die Gruppen der Seeschiffswerften, der Eisen- 
und allgemeinen Industrie, Hoch- und Tiefbau, Architektur, Staats- 
techniker, Gemeindetechniker, keramische Industrie, Holzindustrie, Ver- 
messungstechniker, Elektrizitätswerke, Verkehrsbetriebe. In den 79 Orts- 
verwaltungen sind insgesamt 139 Orts-, Bezirks- bzw. Reichstarife ab- 
geschlossen. 

Für den Gauvorstand erstattete der Vorsitzende Fürst (Ham- 
burg) einen Bericht über die Tätigkeit des aus allen Teilen des Gau- 
gebietes zusammengesetzten Gauvorstandes. 

Der Gautag nahm dann einen Vortrag des Vorstandsvertreters 
Bote-Berlin, ergänzt durch das Mitglied des ehrenamtlichen Vor- 
standes Arndt-Berlin über die ‚Verfassung des Bundes entgegen. 

Unter der grossen Anzahl der Anträge, die der Gautag behandelte, 
sind insbesondere die angenommenen Anträge über einen Einheits- 
beitrag, über die Wahl der Bundestagsvertreter auf den Gautagen 
und die alle zwei Jahre stattfindende Tagung des Bundestages zu er- 
wähnen. — Die zahlreichen Anträge, die sich auf die Regelung der so- 
zialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten der Behördentechniker be- 
zogen, wurden der amı nächsten Tage stattfindenden Konferenz der Be- 
hördentechniker überwiesen. 

Die Wahlen ergaben für den neuen Gauvorstand: Fürst- 
Hamburg, Peekes-kKüstringen, Müller-Kiel, Schlinker-Schwerin, 
Lübkert-Stettinn Lammers-Lübeck, Heinemeyer-Bremen, für 
den Bundesausschuss: Fürst-Hamburg und Wettengel- 
Hamburg. Ferher wurde der Gauleiter Sonnenschmidt-Hamburg 
einstimmig bestätigt. — Für die Wahl der Vertreter zum nächsten 
Bundestag wurde eine Vorschlagsliste vorbereitet. 

Zur Beitragsfrage fasste der Oautag einstimmig eine Ent- 
schliessung, die den Bundesvorstand ersucht, in Verbindung mit dem 
Bundesausschuss die Beiträge zur Erhaltung der Schlagkraft der Ge- 
werkschaft dem gesunkenen Geldwert anztupassen. 

Zur Erledigung des Beamtenrätegesetzes ist nach .ein- 
gehender Aussprache einstimmig die folgende Entschliessung an- 
genommen: 

„Der am 16. Oktober im Gewerkschaftshaus in Hamburg ver- 
sammelte Gautag des Gaues Nordwestdettschland des Bundes der 
technischen Angesteliten und Beamten fordert einmütig und in aller 
Entschiedenheit, dass der gänzlich unzureichende Entwurf des Reichs- 
rates und der Reichsregierung zu einem Gesetz über „Beamtenver- 
treiungen“ vom Reichstage abgelehnt wird. Der Entwurf trägt den 
berechtigten Forderungen der Bearmtenschaft in keiner Weise Rech- 
nung. Der Gautag steht nach wie vor auf dem Boden des den 
esetzgebenden Körperschaften bereits vor einem Jahre zugegangenen 
ntwurfes des A.D.G.B., AfA-Bundes, Deutschen Beamtenbundes über 
ein Beamtenrätegesetz in engster Änlehnung an das Betriebsräte- 
gesetz.“ 

Die von einem frischen gewerkschaftlichen Geist getragene Tagung 
Bun nach einem Schlusswort des Vorstandsvertreterss um 8 Uhr abends 

tr Ende, 


Gau Hessen. Der diesjährige Gautag. des Gaues Hessen fand am 
5. und 6. November in Giessen statt. Aus allen Teilen des Gaues 
waren Vertreter erschienen, dazu noch zahlreiche Gäste und Ab- 
ordnungen befreundeter Verbände. Vom Bundesvorstand waren die 
Herren Mahlow und Sohlich erschienen. Nach den üblichen Be- 
grüssungsansprachen ersiattete Gauleiter Jordan den Geschäftsbericht, 
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in dem besonders auf die verflossenen und kommenden gewerkschaftlichen 
Aktionen der Techniker aller Berufsgruppen hingewiesen wurde. Der 
Gauvörsitzende Thoma-Frankfurt a. M. erstattete Bericht über die 
Tätigkeit der Ortsverwaltungen und übte strenge, aber sachliche Kritik 
an den Ortsverwaltungen, bei denen die ehrenamtliche Tätigkeit etwas 
darniederliegt. Herzog-Frankfurt referierte über den AfA-Kongress 
in Düsseldorf und hob die grundlegenden Ausführungen über das neue 
Arbeitsrecht von Prof. Dr, Sinzheimer besonders hervor. Hiernach sprach 
Dr. Einstein-Frankfurt über „Entwickelungstendenzen der modernen 
Wirtschaft“. Die grundiegenden und geistig ausserordentlich hochstehen- 
den Ausführungen wurden von den Anwesenden mit grossem Beifall 
aufgenommen. Das Bundesvorstandsmitglied Sohlich referierte sodann 
über „Organisations-Verfassungsiragen“. Die hieran anschliessende Dis- 
kussion bewies, dass das ehrenamtliche Element im Bunde von hohem 
gewerkschaftlichen Geist erfüllt ist und an Sachkenntnis hinter den be» 
amteten Bundesfunktionären nicht zurücksteht. 

Die zahlreich vorliegenden Anträge der verschiedenen Ortsver- 
waltungen wurden in demselben Geiste erledigt. Zur Beitragsfrage wurde 
eine Entschliessung angenommen, die besagt, dass infolge der Geld- 
entwertung und der bevorstehenden gewerkschaftlichen Aktionen, 
umgehend eine den Verhältnissen entsprechende Beitragserhöhung einzu» 
treten hat. In den Gauvorstand wurden gewählt: Thoma- 
Frankfurt, Hartmann-Oiffenbach a. M,, Faulmann - Darmstadt, 
Karger-Höchst a. M, Höhn-Mainz. In den Bundesausschuss: 
Heil-Frankfurt a. M. Die Bestätigung des Gauleiters Jordan würde 
einstimmig vorgenommen. — Mit einem kernigen Schlusswort des 
Verhandlungsleiterss Gehrig-Frankfurt fand die zweitägige Konferenz, 
der eine Tagung der Behördentechniker vorausgegangen war, ihr Ende. 


Versammlungskalender 


Anderten-Misburg. M. 6. XII. 8%, Rest. Otto, 

Crimmitschau. « 8. XI. 7%, Rest. Meisterhaus, Jakobgasse, 
Dessau. M. 6. Xll. 8%. Müllers Restaurant, Schlosstrasse 18, 
Eberswalde. M. 13. XII. 7%, Mundshof, Bismarckstrasse, 

Erfurt. M. 2. XI. 7%, Gasthaus Steiniger, Predigerstr. 10, 
Magdeburg. M. 6. Xil. 7%. Artushof, Johannisberg. 

Neuruppin. M. 7. Xll. 8%, Restaurant Kuphal am See, 

Pirna. M. 13 XIL 7%, Fremdenhof. „Weisser Schwan“, Markt, 
Rosslau. 6. All. 8% Hotel z. Erbprinzen. Vortrag über Bodenreform. 


Rektor Green, Cöthen. 
10. XI. 4%, Gasthof Heuer 


Schwarmstedt. M. 
Schwenningen. M. 7. XilL 8%, Gasthaus „Löwen“, Marktplatz. 
Dreyer, Astoria. 


Verden. M. 5. XI. 80, 
Waldheim. M. 7. XII. 7%, Kaftee Römer. 
Zerbst. M. 1. XII. 8%, bei Bussenius. Alt-Zerbst, Hoheholzmarkt. 


nm mm—mm—— 
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Ido por omni. Lehrbuch der Weltsprache für Schulen, Kurse tind 
zum Selbststudium von Ferdinand Weber, Hauptlehrer in Freiburg i.B, 
Ido-Editorio, Leipzig. 

Der gebildete Laie, so wird in einer Ankündigung des Werkchens 
gesagt, versteht Ido sofort: „La klaresö e la precizeso esas adınirinda, 
la gramatico esas simpla e facile lernebla. ua diziras plu informi, 
turnez su ad Deutscher Ido-Bund, Cöthen-Anh., Merzienerstr, 4.“ 


Referent: 


Sierbeiafel 
Es starben: 


Otto Abb (T. 13451), Magdeburg. 
Alex Altmann (123 600), Berlin. 
Wilhelm Dörnberg (83 646), Erfurt. 
Georg Dudek (78457), Schwientochlowitz. 
Wilhelm Einecke (104 416), Hildesheim, 
Arnoid Fink (113470), Charlottenburg. 
Alfred Friedrich (83 638), Erfurt. 
Karl Herrlich (182 275), Altona. 
Johann Jendrossek (128415), Beuthen, 
August Kiessling (24 856), Essen/Ruhr, 
Arihur Kotschi (170572), Dresden. 
Heinrich Kunz (68525), Unna. 
Oskar Möller (124 436), Schöneberg. 
Hans Pässler (T. 83 171), Dresden. 
Konstantin Prokscha (71 129), Mikultschütz, 
Gottlieb Reichel (4 294), Nürnberg. 
Karl Riese (75 9.8), Bochum. 
Gottlieb Schneider (97 955), Frankfurt/Main, 
Hermann Schubert (138 412), Dresden, 
Otto Seppenfeld (122155), Höchst. 

h Gottfried Sutter (9 790), Mannheim. 
Erich Thiele (203 660), Leipzig. 
Georg Walibott (159 959), Darmstadt, 
Paul Wiencierz (70204), Laurahütte, 


Ehreihrem Andenken! 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


Preussisch- Süddeutsche Klassenlotterie. Von der Direktion 
ist dem Herrn Conrad Bosch, Beriin W 35,-Am Karlsbad 10 
(Afrikahaus) eine Lotterie-Einnahme übertragen worden. lüteressenten 
verweisen wir auf die in der heutigen Nummer enthaltene Anzeige. 

Die unter-den deutschen. Lebensversicherungsanstalten in vorderster 
Reihe stehende Gothaer Lebensversicherungsbank a. G. hat 
ihre bereits ausserordentlich mannigfachen Versicherungsformen um 
eine weitere, die Kurzversicherung mit anschliessender abgekürzter Ver- 
sicherung, vermehrt. Sie bietet mit dieser neuen Form bei denkbar 
niedrigsten Anfangsbeiträgen eine vollwertige abgekürzte Todesfall- 
versicherung. 

Man verlange zur näheren Unterrichtung die zugehörigen Druck- 
sachen, die kostenfrei. und ohne jede Verbindlichkeit für den Anfragenden 
bereitwilligst zur Verfügung gestellt werden, und bediene sich dazu 
der dieser Nummer beiliegenden Karte. ; 

Unentbehrlich für die Hand jedes Gebildeten is! eine gute Klassiker- 
ausgabe. Wir machen unsere Leser auf das Inserat in der heutigen 
Nummer der Buchhandlung Karl Block, Berlin SW 68, Koch- 
strasse 9, aufmeıksam, welche die Anschatfung durch Gewährung 
bequemer Monatszahlungen ermöglicht. 


"Stetienangebote | 
Für die Abteilungen 
Brikettierung, Hartzerkleinerung, Erz- 
u.Kohlenaufbereitung, Transportanlagen 
mehrere selbständige 


Konstrukteure 


zum sofortigen Eintritt gesucht. — Ausführliche Angebote erbeten 


Maschinenbau-Anstalt Humboldt 
Köln-Kalk. 


SR 





er 
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Junger Ingenieur 








Jüngerer Techniker 


für grösseres Bureau gesucht, 
derin der Behandlung und im Aus- 
ziehen von Zeichnungen zu Fabrik- 
anlagen, speziell für d.Ziegel-, Dach- 
ziegel-, Kalkindustrie nicht unerfahr. 
ist. Bautechniker m. abgeschlossener 
Baugewerkschulbildung bevorzugt 
Cr dingoaleur Rud. Witte, 
Osnabrück. 


Tiefbautechniker 


durchaus tüchtig und zuverlässig, 
der auch im Vermessungswesen u. 
den einschlägigen Bureauarbeiten 
bewandert ist, sofort gesucht. 
Zeugnisse mit Lebenslauf, Probe- 
zeichnungen und Gehaltsansprüche 
sind sofort einzureichen. 


Bürgermeisteramt Wattenscheid. 


Wir suchen für unseren Betrieb 
zwei Jüngere, gewissenhafte 


Maschinen-Techniker 


die üb. Werkstattkenntnisse bereits 
verfügen. Angebote mit Zeugnis- 
abschriften und Lebenslauf erbeten 


di Pe N: 2. 5 
en te Singer Nähmaschinenfabrik, 
Wittenberge. 


Ein gewandter 


Bautechniker 


für Veranschiagung und Ahrech- 
nung; nicht unter 25 Jahren, mit 
wenigstens 5— 7 jähriger nachge- 
wiesener Praxis sofort gesucht. 
Zeugnisse u.Gehaltsansprüch. eıb.en 
Baugeschäft W. Henze, 
Friesack i. Mark. 


Stellen noch nicht besetzt. 
Energischer junger 


Arcitekt oder Dipl.-Ingenieut 


m. prakt. u.künstl.Fähigkeiten, sowie 
mehrere gew. jüngere Hochbau- 
techniker m. prakt. Erfahrungen 
für Wohnungsbauten zu baldigem 





mit Praxis und erfolgreichem Besuch eines Technikums zer Fertigung | Eintritt auf Privatdienstver!rag geg. 


von Konstruktionszeichnungen für Zentrifugenbau. gesucht. Ausführ- 
liche Angebote mit Zeugnisabschriften, Lichtbild, Gehaltsansprüchen, 
Antrittsmöglichkeit an 


Aeolus-Werke, Maschinen- und Apparatebau 
- Aktien-Gesellschaft, Witzenhausen. 





wagenbauf!! 


Aufl diesem Geblete erlahrone tüchtige 
Konstrukteure und Sleissige Zeichner 
nit leichter Auffassungsgabe in Dauerstellung gesucht. 


Carl Schenk Eisengiesserel 1. Maschinenfabrik, 


Ges. mit beschr. Haftung Darmstadt. 

















Erfahrener unabhängiger 


Ingenieur 


wird für den Um- und Erweiterungabau einer 
grüsseren Kistenfabrik und eines Dampf- 
sägewerkes im Erzgebirge gesucht. Er müsste, 
wenn erwünscht, auch in der Lage sein, während der Haupt- 
bauzeit an Ort und Stelle die Bauausführung zu leiten. — Es 
kommen nur Herren in Frage, die mit der maschinellen Einrich- 
tung und rationeller moderner Arbeitsweise dieser Industriezweige, 
sowie mit der Schaffung einer neuen Dampfkraftanlage und clek- 
trischer Kraftübertragung bestens Bescheid wissen. Offerten an 


Moritz Clausnitzer, Kniebreche b.Zöblitz i.Sa. 








[=] = 
Bauingenieur 
oder 


Techniker 


mit Erfahrungen in d. Berechnung u.Veranschlagung 
von 


Kesseleinmauerungen 


ı Schornsteinbauten : 
zu baldigem Eintritt gesucht, 


| J. A. Topf & Söhne, Ertart 





| 
| 





ge Bezahlung gesucht. Sofortige 
feldg.m.Skizzen (Brief), Zeugnissen, 
ensl. u. Gehaltsansprüch. erb. an 


Oberbürgermeister M. Gladbach. 
0000509000000000 


3 J6. Techniker 


Ö flotter Zeichner, 
zum 1. Januar 1922 oder © 
9 früher gesucht. oO! 
Hans Wichmann, Ö 
itekt, 
5 Mölln i.L. 
©9000900000000000 


Aelterer, eriahrener 








000 


Bautechniker | 


für Bureau und Baustelle sofort 
gesucht. Angebote mit Zeuznis- 
ebschriften an 
H. u. F. Zurbrüggen, 
Baugeschäft. Oelde i. Westf. 


Jüngeren 


Bautechniker 


bewandert im Zeichnen u. in Massen- 
ermittelung stellt sofort ein. Mö- 
bliertes Zimmer u. Kost im Ort priv, 
vorhanden. — Gehaltsansprüche an 





Baugeschäft Rademacher, 
Grosswlikau, Krs. Nimptsch i. Schl. 





Techniker 


sicherer Konstrukteur u. Statiker 
(auch Eisenbeton), selbständig im 
Veranschlagen, zu sofert oder bald 
gesucht. 

Offerten mit Gehaltsansprüchen an 
Architekt Haesier, Celle. 


Fischer: Statik 
u. Festigkeitslehre 


Band 1—3, Gebunden M. 270,—, 
bei Ratenzahlung 10%), Zuschlag. 
> Monatsrate M. 30,—. 


Mathematik 


zum Selbstunterricht. 


Gebunden M. 60,— durch 


Hermann MeuSSer, ua, 


Berlin W 57/4, 











Potsdamer Straszs 75.2 BE 





A. Ba utech N i ker 


für die Anfertigung von Massenberochnungen, Kosten- 

anschlägen, sow. zur Erledigung der iaufenden Bureau- 

arbeilen zum möglichst sofortigen Eintritt gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften u. Gehaltsansprüchem 


sind zu richteu an 
Deutsche Werke A.-G. 


_ Were 

41 zweier Klein- 
Für die Leitung "Fersen im 
Rheinland wird den behördlichen Vorschriften für Kleinbahnen mit 
Dampfbetrieb genügender Maschinen-Techniker gesucht, 
Nur allererste Kräfte, die energisch u. zielbewusst sich über eine erfolg- 
reiche Tätigkeit, besouders in der Praxis, auswe'sen können, werden um 
ausführliche Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis-Abschriften, Angabe der 
Gehaltsansprüche und möglichst Beifügung von Lichtbild gebeten an die 

Drachenfeis-Bahn, Königswinter a. Rhein. 


Zum sofortigen Eintritt für unser Konstruktions- 
bureau für Vorrichiungs- u. Werkzeugbau 
suchen wir tüchtigen 


Konstrukteur 
.. Milfskonstruekteur 


Angebote mit Lichtbild, Gehaltsansprüchen, Zeugnissen 
und Angabe des frühesten Eintrittstermines wollen ein- 


gereicht werden an 
Faun-Werke A.G. 
Werk Ansbach. 








Für meine Holz- u. Baumaterialilenhandlung 
suche ich zum sofortigen Antritt einen 


Techniker. 


Derselbe muss in der Branche erfahren und der platt- 
deutschen Sprache mächtig sein. 


Gefl. Angebote mit Lichtbild, Gehaltsansprächen und 
Zeugnisabschriften erbeten. 


Andr. Christiansen, 
Bredstedt (Schleswig). 
Dein Spielzeug selbst! 
mn Dr: bang: 2 en 
= een ogen .R.G.M. 
ul MD zur Vet von 
ANZ Spielzeug mit der Laubsäge, 
u {N NN wie: Häuser, Wagen, 
e Geräte, Möbel, 
Billigster Spielzeug - Ersatz. Ausführliches Anleitungsbuch gegen : 
3 M. 4.— Nachnalime postfrei vom Verlage 
Dr. E. Wilckens, Deutsche Lehrmittelanstalt, 
Gera-R., Promenadenstrasse 65. 





MR: m EEE Se EEE SE ro Dom 


FE gegen übien Mundgeruch 
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Techniker-Taschenbuch 1922 


Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Erscheint Mitte Dezember. 








Das, wichtigste Nachschlagewerk für den organisierten technischen Angestellten und: Beamten 
über alle Fragen des Arbeitsrechts, der sozialen Versicherung, des Steuerrechts, der Verwaltung und 
Verfassung von Reich und Staat. 

Umfang über 250 Seiten, gediegene Ausstattung, guter Satz, schreibfähiges Papier, dauerhafter, 
fest kartonierter Einband. 


Preis für Mitglieder des Butab nur M. 10,— 
Preis für Nichtmitglieder ee 


Bestellungen sofort erbeten. 


Industriebeamten-Verlag G. m. b. H. 
Berlin NW 52, Werfistrasse 7. 


| Reisszeuge und Rechenschieber | } 
billigste Bezugsquelle 
® 


Geschenkartikel aller Art. 











ist der Einkauf von Leinen- und Baumwollwaren für Leib-, Bett- und 
Tischwäsche. Erstklassige Qualitäten weit unter Ladenpreis. Muster 
kostenlos gegen Rücksendung. 

Versandhaus Kernbach & Müller 
.__Berlio SO 16, Köpenicker Strasse: 96/97. 


DODMDAUORIDIBDBDABBRRBBERLUNEOSRDRBDDELRAEDDE VERDURODANDREHBAOSBBSERUSSDENELENSBERANGDEARLBERNEE f 


Die Pensions- und Witwenkusse 


desBundes dertechnisch. Angestellten u. Beamten 






und „Le Petit Parisien", die lustigen Sprach- 
zeitschriften, sind unentbehrlich für jeden, der seine 
mühsam erworbenen englischen u. französischen Sprach- 
kenntnisse nicht vergessen will. Jede Zeitschrift nur 
M. 12,— vierteljährlich. Probeseiten frei. — Verlangen 
Sie auch unsere Liste der wichtigst. Sprachlehrmethoden, 
Wörterbücher u.Geschäftsbriefsteller all.Kultursprachen, 
sowieListe über einpfehlenswerte kaufmännische Bücher. 


kehr, Paustian, Verlan, Hainburg 70, Alsterdamm 7. 


Postscheckkonto 189 (Hamburg). 














ist die beste Zuschusskasse zur Angestelltenversicherung, 
Die eingezahlten. Beiträge bleiben trotz Rentenbezug den 
Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen auf alle Fälle 
erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage. 
Nähere Auskunft unter Uebersendung d. Aufnahmebedingungen 
erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse des 
Bundes d.techn.Angestallten u Beamten in Berlin, Werfistr,7. 





Uhren, Schmuckwaren, 
Laderwaıen.Raslerartikel, 
Photoartikel, Mus!kinstru- 
mente und Grammophene. 
Kataloge umsonsiu.portofrei lietern | 


Jonass & Ca., Berlin A, 431 


Bells-Alliancs-Strasse 7-10. 


LANGENSCHEIDTSCHE BIBLIOTHEK 


sämtlicher griechischen u. römischen Klassiker 
in neueren deutschen Muster-Uebersetzungen. 


Diese Bibliothek 
bietet die neuesten 
und: besten Ueber- 
setzungen.d. antiken 
Literatur. Sie ver- 
schafft dem: gereif- 
ten Mann, den sein 
Beruf fernab von den 
klassischen Studien 
eführthat,Gelegen- 
heit, das, was er in 
der Schule bruch- 
stückweise gelesen 
hat, im ganzen 
zu lesen und 


Wi Werke, die in = 
=P derSchullektüre A 
5 nieht berührt = 

werden, neu kennen = 





VIRTTFIOTTELDIIRTBRRUHEEUET TRITT ETnN 






























Gothaer 


lebensversicherungsbank 


























auiG egenseitigkeit. Begründ.1827 







Abgeschlossene Versicherungen: 
z 
- drei 
Milliarden Mark, 


Alle Überschüsse gehören 
den Versicherten. 


















Freue fr Ihr ganzes Lehen lung | 


zu lernen."Und dem, 
der in der Jugend keine Gelegenheit hatte, | Tiefe und Vollkommenheit zu geben, die 
sich die unermesslichen Geistesschätze der |in der heutigen Zeit jeder wirklich Ge- 
Griechen und Römer anzueignen, gibt sie | bildete haben muss. — Auch Schülern 
das Mittel in die Hand, dieses nachzuholen, | können diese Uebersetzungen in Auswahl 
um seiner Bildung und seinem Wissen jene | unbedenklich in die Hand gegeben werden. 
Vollständig in #18 Nalhjeinen-Bänden zu je 20 M. oder in 1125 Lieferungen zu je 1,50 M. 
Jeder Band und jede Lieferurg wird einzein abgegeben. 


| 
F 
| 
| 










Krofodilgenarbten, "fplegel 
blanfem und Dunfelbraunsm 













Ninppollleder  hergeftellter ki Auswahl-Reihen: 

$ al j, Reihe: Griechische Dichter. Aristophanes, } 4. Reihe: Römische Proeaiker. Cäsar, Cicero, 
FiP Ast Y Zu F DI dus Aeschylos, Eurıpides, Homer, Sophokles, Livius, Plinius, Taeitus, Vitruv:us. 

8 u 27 2, Reihe: Griechische Prossiker. Aristoteles, |5. Reihe Perlen der griechischenLiteratur. 







Demiosibenes, Herodot, Plato, Thukydides, Aesop, Theognis, Theokrit, Anakreon, Pindar, 
Xenoghon, Mark Aurel, Heliodor, Herodian, Lucian. 
3. Reihe: Römische Dichter. Catull,Horaz,Lu- | 6. Reihe: Perlen der röämisch. Literatur. Ju- 
canus, Ov.d, Progerz, Statius, Tibull, Virgil. venal, Martial, Ovid, P:autus, Terenz, Sueton. 





Großes übliche Format mit 
fünfteiliger, fchr praftifcher 
und vornehmer Ginridhtung 
in eratter Spezialarbeit und 
altbarer Naht. — Auch die 
odenfalten unierer Brieis 
tafche find au8 gleich ftarleın 
und guiem Leder, richt wie 
üblich) aus Leinen, bergeitefit. 
Garantie Jurüdnahme gegen 
Nahmahıne, wenn nicht au» 
ee — Beftellen 

ie deshalb noch beute. 








}ede Reihe umfassi 5 aus d. Gesamtausgabe ausgewählts Bände in eieg. Geschenkkarton. 
Halbiederband-Ausgabe: Jede Reihe 184 M. o Halbleinenband-Ausuabe: Jede Nelhe 125 M. 
en zz 


Ab 1..Dezemher 1922 50%, Verleger-Teuerungszuschl?g. 







Zu allen Preisen d:e üblichen Sertimentszuschläge. Zu bezehen durch jede Buchhandlung. 
Ausführlicher Prospekt Kl. 28 über Klassiker-Bibliothek kosten!os. 






Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung (Prof. G.Langenscheidt), 





Berlin-Schöneberg, Bahnstrasse 29,30. (Gegründet 1856.) 


Dornheim & Co., Goschwenda 33 (hit). 





De 


& Unterfhrift gilt ais Beftellung der nicht Durdhftrihenen Klaffifer. Betrag 


5 Lame und Stand 
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tm eleganten Halbieinenbänden gebunden 25. Mari pre Band. B> 
Bel Bezug von 5 Bänden und mehr auf einmal ermähigt ih ber 
Beeis aut 23 Marl pro Band 


Amin , 3 Bde. ; Hebbel 6 Bde. ; Mörtte 3 Bde. 
Brentano 3 „ | Heine ‚UT „ | Ridelungenfied! ”, 
5 Bürger 1. erde . >. Reuter 8 
a Shamillo. . 9, ofmanın . 4 „ |Roufiean, Bel.2 , 
aA Eddı Die. 1 „ | Homer, Ja 1 „ | Nüdert Er 

sihendorfl . 2 , -— Odrfe. 1. SHeffel 4, 

eilıggeaiß 2 5 ean Beul . 4 „ Shiller Er 
eibel tetit Nas aS Shafleipear: !0 „ 

Sehe - . 1 „ |Rörme 2, Sopholles, 

Goethe, KL.U.13 „ ILenau. ,„ . 2, Tragödie 1% 

— Gr. Ausg. 0 „ jRefingn .. TE, Ziet Fr 

Geiliparzgee 3, Budufe TR Ei Ubland EIS 

Hau 4, Quther ‘#817 Wilandd . 4, 


Simtlib in modernen grauen Ha!bleinendänden, aut Wunsch eub in 
grünen Halbleinenbändes (alte Ausstattung) lieferbar 


Mr Klaffiterausgaben verdanken ihre Beliebtheit vor allen Dingen 
ihrer muüftergültigen fritifchen Bearbeitung. Sie bieten der Tert in 
der dem legten Willen des Dichters entfprechenden Saflung und bringen 
son erften Sahmännern gefchriebene Kebensabrifje der Kiaffiter. Sache 
kundige Einleitungen zu den einzelnen Werfen fowie fnappe Erläute- © 
rungen unter dem Gert führen im die GBeifteswelt der Dichter ein und Bi’ 
erleichtern jedermann das Derftändnis 


IM tieters drefe Kiaffiterausgaben fofor x 
voliftändig auh gegen Monatszahlungen. 10 Mart 
Die legteren betragen für 6 Bände monatlid 


e 10 Bände monatlih 25 Mart und für fe weitere 4 Bände monate 
10 Mark mebr. Zahlarten foftenlos. Bei Beftellungen bitte id 
zussufhneiden und unterzeichnet einsufenden. 


Buchhandlung Karl Blog, Berlin SW 68, las 










folgt gleichzeitig — ift nahzunehmen — wird dur& Wionatssahlungen Ei 
von 12. beglichen Erfüllungsort Berlin. 2 





Ort und Datum 











Dich. Cohn.-Stg.” ul 


EEE SEMESTER LE yon a EEE N En nn an nn nen 


ostoffe 

















Schurz und Verwertung 
4 von Neuerungen aller Art 
zu günst. Bedingung.durch Garl 
Haiduk, !er., Berlin W357, Culmstr. 18 
| Lang: Erfahr, (Bundesmitg!l.) 


Zeugnis- 








Crimmitschau 





zu Verbandspreisen. 


ehrnäpektidtel nz: malerei liefert allerbilligst 


Streitz, Berlin 210, Pasteursir. 16. J.L. Hahn, Maxdort 32 (Pfalı). 


Die erfolgreiche Bekämpfung der Katsiog für 3,— Mark franko. 


Schüchternheit, cc &x- A.V.d.) 99. 


iosigkeit, Lampenfieber, Furcht vor “ a 
dem and.Geschlecht,Menschenscheu, | 1914.20 a 100.— an Ye ie: : 
krankliaftes Erröten, Stottern, sowie he Fr Sr 
andere seelische Leiden und die | Pand je 25.— mehr, einz. Num. | 
sofortige Beseitigung durch ein |5 bis 20 M. Lueger, Meyer-, 
kostenloses Verfahren von Prof. | Brockhaus-Lexikon liefert 

Dr. Lahn. — Preis des Werkes 


Mk. 7.45 frei. Nur zu beziehen von | {J{f) Thurm, Dresden A.1. 








Dresden-N. 378, 





SIEGELRINGE 


Uhren, Schmucsachen, Lederw. 
Geschenk- und Bedarfsarlikel 


Neue Preisliste 21 kostenlos 


Nr.758. Schwerer, massiv.Siegel- 
ring, echt14 kar.Goldfilled,5Jahre 
Garantie, m.künstlerisch.Monogr. 
von 2 Buchst. in Handg avur 


ZN Tuchversand | ReklamepreisM.28,50 

n AH, Streicher Porto u. Verpackung M.1,50 extra 

bei NachnahmeM.2,— AlsRing- 

größe genügt! ein Paplerstreifen. 


Muster kostenlos geg. Rücksendung, Sims & Mayer, Berlin SW 68 
Abschriften Lguhs{derel Fr: 
Kerbschknitt- u. Holzbrand- Photograph. Appurute 





Conrad Bosch, BeriinW. 35 


Am Karisbad 10 (Afrikahaus) 
Bankkonto:DresdnerBank. Postscheekkonto: Berlin311% 


Staatliche Lotterle-Einnahme der 


Preußisch -Süddeutschen 


3 Klasseniotterie 
Ziehung 1. Klasse 20. und 21. Dezember. 


Prämien und Gewinne Mark 


280000 :..2000600 
1.500000 .... 175000 
300000 :.. 150000 
a 290000... 125000 


8mal 100000 usw. 


über 172 Millionen Mark Gewinne 
verteilt auf 5 Klassen und 5 Monste. 
Einsatzpreis: '/, M. 10.—, '/, M.20.—, !/, M.40.—, !/, M.80.— 
Berechuungsgeld für Porto und Gewinnliste 2 M. 


Bestellungen erbitte am einfachsten auf dem Abschnitt der Zahlkarte oder 
Postanweisung-und im Brief mit Papiergeld.‘ — Versand der Lose auch ohne 
vorherige Kasse mit Zahlkarten-Formular sowie unter Nachnahme, 





©, 
©, 
Ka 


PrussrabrannunLT/ÄÖNERUNSHREAUHHBREBAUEBEERKLUUNZUEZRUERUREHGE 


Für Flechien-Kranke! | 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- $ 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem # 


vielbewährten Fiechtenheil in8—14 Tagen. 
Zshlreiche Dankschreiben. / Eine Fiasche cenügt. - Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—1D und 3—4 Uhr 


































Familienversorgung 
Wer für seine Hinterbliebenen sorgen will, erreicht dies uber 


#4 sonders vorteilhafter Weise durch Benutzung der Versicherungs- ® 
einrichturgen des 


1 Preussischen Beamten-Vereins # 


Lebensversicherungsanstalt für alle deutschen Reichs-, Staat«- 8 
M und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rechts- 
B anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Förster, ® 
Ingenieure, Architekten, Techniker, kaufm. Angestelite und & 

sonstige Privatangesteilte, 


Versicherungsbestand 524 232 148 M. 
Vermögensbestand 2173233835 M. 


Der Verein arbeitet ohne bezanlte Agenten und spart dadurch 

schr bedeutende Summen. Er kann daher die Prämien \Ver- & 
sicherungsbeiträge) sehr niedrig stellen und trotzdem sehr hohe & 
Dividenden verteilen, so dass die Gesamtkosten für die Ver- 
sicherung bei unbedingter Sicherheit äusserst gering sind. — 





u. Bestandteile 
Katalog A frei. 


Selbstspielende 


Zonophone 


Katalog B_ frei. 








L. Römer, 


Uhren, Brillanten, 
Gold-u.Metallwaren 









en nn un Mann nenn nennen 


Teilzahlung. 














W. A. Schwarze's Veriag, Ei Varkaul 
. uf. 










Na den gewaltigen 





3rockhaus 


2 Handbuch des Wissens 
ain 4 stattlichen Bänden 


a Sehfte gänzlich umgearbeitete und mwejentlich vermehrte Auflage 
5 von VBrordhaud’ KRouveriationd:terifon. 
= Mitte Dktober erjchien der erfte Band, Die weiteren 3 Bände 
= folgen in Abftänden von eva 4—6 Monaten, 
Fa Der neue Brodhaud bringt auf etwa 2800 zweifpaltigen 
3 Zersieiten mit eva 100000 Stthwörtern und 70 $teberfichten und 
a Zeittafeln, jowie ettva 7500 Bildern und Karten im Tert und 160 
a einfarbigen und 80 bunten Tafel» u. Kartenfeiten die Ieisien Ger 
| Ihesniife und die neueften Zahlen, fo die Voltszäblungen von 
a 1519/20, der Weltkrieg und der Friedensvertrag u. ihre Folgen find 
fadtich verarbeitet und zahlenmäßig Her ertennbar; überfichtliche 
Karten mit den nenen Grenzen, die neuen Gejege und bie 
a neue DVerfaflung, Die neuen Staaten und die neuen fozigien 
a Probleme find ebenfo wie die alten hiftorifch wertuollen getreulich 











} Seränderungen nabesm alles Beftehenden ft ein neues Ronverfat 
friiper unentbehrlich. Zedermann will und muß unterrichtet jein iiber den gegenwärtigen Stand menschlichen Willens, 





ee A Sriedendsteritont MORE 


Se Sie fich durch fofort. Be. verzeichnet, in Einen ange 2238 „828 ; 
tellung x richtet er über alle wichtigen Der- | - ZES En & : 
den Dorzugspreis, fönlichfeiten aller Zeiten; er bucht # EIGE 23 = 727 ; 
der mit Dem Erfihein.d.2.Bandeg | die Ichten GErrungenichnften 5 >. wenn arSg ! 
{olfo nad) ganz kurzer Zeit) er» | der Wiffenfchaft, Kuttur mo f SEE EERRETTT i 
fifcht. Zest kaufen Ste das Wert | TZerhnit, Er hält dierechre Mitte EN SE S.5EFES ; 
in Halbieinen geb.f.nur 154. M,, | zwiichen Einbänden und Biel- | EFF Ss5827 ; 
in Salbpergam. geb f.n 187. MM. | bänden, bejchräuft I niht au PETE 'S BEE Do: 
pıo Band ohne irgendw.Zufchlag | Worterkiärungen, jondern gibt #5 a . Am 
Ttatt 176 M. bzw. WIM. u. zahlen | in Tnapper Form gewillenhafte | _ Se, ‚,STE% ii 
Austunft unter Weglaflung des JF ,SRRE erV ja 
i fteng wifienichaftiiy. Balaftes IS Tax seat | 
| ur r > it Danf 5: ep des As Seen i | 
edeutenden, vem Verlag zuriszu22 TyHnE !: ! 
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Die wirtschaftlichen Folgen des Fiielensiertrages im 


Die Fata Morgana des D.H.V. 


„Die neue Ordnung von Kapital und Arbeit“ 


In der letzten Novembernummer der „Deutschen Handels- 
wacht‘ unternimmt die Schriftleitung auf angeblich verbesser- 
ter Grundlage einen neuen Vorstoss zugunsten des wirtschafts- 
politischen Ideals des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Ver- 
bandes. Der D.H.V. ist in. seiner Art konsequent. Er hat 
stets gegenüber allen Bestrebungen, gemeinwirtschaftliche Ge- 
dankengänge unter den Angestellten zu verbreiten, entschlos- 
senen Widerstand geleistet und sein ständiges Eintreten für 
 „völkische Hochziele‘‘; stets verknüpft mit einem geschickten 
Appell an den Standesdünkel, die mittelständlerischen Vorur- 
teile und den Eigennutz der Angestellten, insbesondere der 
Handlungsgehilfen. Die Entwicklung der letzten Jahre, die 
den Forderungen ‚auf. Beseitigung der hemmungslosen kapita- 
listischen Protitwirtschaft eine gewaltige Stärkung verlieh, hat 
auch den D.H.V. zu grösserer Regsamkeit angespornt. Da 
es mit den allgemeinen völkischen Schlagworten und mit dem 
- Schwenken des roten Lappens nicht mehr getan ist, sicht er 
sich nun veranlasst, dem positiven Ziele der freien Gewerk- 
schaften: der sozialistischen Wirtschaftsordnung, ein. reaktio- 
näres Gegenziel gegenüberzustellen. Er sieht ein, dass man 
die Arbeitnehmer, um sie von der dauernd wachsenden Bewe- 
gung der freien Gewerkschaften abzuhalten, mit neuen Schlag- 
worten und Illusionen einfangen muss. Gewinnbeteili- 
sung und Kleinaktien oder wie er sich jetzt aus- 
drückt, „Mitbesitz der Arbeitnehmer“ an den Produktionsmit- 
teln, soll das Lockmittel sein, um die zielklare Bewegung der 
- denkenden. Arbeitnehmer in Bahnen abzulenken, in. denen 
sie der Grundlage der bestehenden Wirtschaftsordnung, dem 
Privateigentum an den Prodiktionsmitteln, nicht mehr gefähr- 
‚lich werden kann. Das Vörstandsmitglied. des Deutschnatio- 
häien Handlungsgehilfen-Verbandes, Max Habermann, musste 
darım ein:Buch mit dein’ tönenden Titel: „Die neue Ordnung 
von Kapital und Arbeit“ verfassen, aus dem die erwähnte 
Nummer der „Deutschen Handelswacht‘‘ das. entscheidende 
Kapitel, in dem die Vorschläge des D.H.V, erläutert werden, 
wiedergibt. Wir haben uns in Nr. 6 des III. Jahrganges der 
„Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ bereits grundsätzlich mit der 
Frage der Gewinnbeteiligung und der Kleinaktie beschäftigt 
und können uns in diesem Zusammenhange auf die dort zu- 
‘sammengestellten Bedenken gegen diese Gedankengänge be- 
rufen. Der DH.V. hat offenbar auch aus den Einwänden, die 
gegen die Idee der Kleinaktie und der Gewinnbeteiligung ge- 
macht wurden, einiges gelernt und deshalb auch versucht, 
seinen Vorschlag. etwas abzuändern, ohne dass er freilich da- 
durch besser oder weniger gefährlich geworden wäre. Er 
behauptet, ‚dass alle Erfahrungen lehrten, dass die Arbeitneh- 
‚mer in ihrem Gegensatzgefühl zum Arbeitgeber in keiner Weise 


gehemmt. würden, wenn dieser . einen wie immer gearteten 
gemeinwirtschaftlichen Charakter : trägt. Die komplizierte 
Wirtschaft der heutigen Industrievölker vertrage nicht „die 
Ausschaltung des Strebens nach wirtschaftlichem  Eigenbesitz, 
das hette als mächtige Energiequelle das Schwungrad der 
Wirtschaft in Gang hält.“ Ob Staat oder: sozialistische Ge- 
meinde, gemischtwirtschaftlicher Betrieb. oder sozialistischer 
Konsumverein, nirgends ‚sei gesteigertes Verantwortlichkeits- 
gefühl oder wahrhafte Anteilnahme der Arbeitnehmer zu beob- 
achten gewesen. Das Streben nach Eigenbesitz sei auch bei 
jedem gesundempfindenden Industriearbeiter in.gleichem Masse 
vorhanden, wie beim Kleinbauern und Landarbeiter. Worauf 
es ankomme, sei, eine Besitzform zu finden, die es auch der 
breiten Masse der Angestellten und gewerblichen Arbeitern 
ermögliche, dem ungeheuren Apparat der vorhandenen Pro- 
duktion als  Besitzende eeiberriireten: Habermann ver- 
spricht sich davon eine Beseitigung der Entseelung des Arbeit- 
nehmerverhältnisses. 

Gegenüber dieser einleitenden Begründung genügen wenige 
Einwände. Wir sind weit davon entfernt, in den Betriebs- 
formen der heutigen staatlichen, städtischen oder konsumge- 
nossenschaftlichen Wirtschaft die Lösung des Problems der soz.a- 
listischen Betriebsführung zu sehen. Das Mitbestimmungsrecht 
und die Kontrolle der Produktion und Verteilung im Sinne 
unserer Forderungen fehlen in derartigen Betrieben vielfach 
noch in sehr erheblichem Masse. Hinzukommt, dass man 
selbstverständlich auch bei diesen Betrieben mit der geistigen 
Verfassung, die der Kapitalismus seinem ganzen Zeitalter auif- 
gedrängt hat, und von der sich auch die Arbeitnehmerschaft noch 
zu einem grossen Teil noch nicht freigemacht hat, rechnen 
muss. Andererseits ist aber nicht zu verkennen, dass schon 
heute. vieles erreicht worden ist, und dass da, wo der Arbeit- 
nehmerschaft ein wirklicher Einfluss auf die Gestaltung der Pro- 
duktion eingeräumt worden ist, ganz zweifellos auch e.ne erheb- 
lich gestiegene innere’ Anteilnahme besteht. Das Streben nach 
Eigenbesitz als Argument gegen die Sozialisierung aufzustellen, 
heisst denn doch die Dinge auf den Kopf stellen. Innerhalb. der 
heutigen Wirtschaftsordnung gewährt allein der Besitz wirt- 
schaftliche Sicherheit und Anteil an den Kulturgütern, und 
anstatt, dass man darauf hinweist, dass auch in der Arbeiter- 
schaft Besitzstreben noch vielfach vorhanden ist, müsste gerade 


umgekehrt bewundert werden, mit welcher Stärke schon 
heute die Arbeiterschaft. den Verlockungen widersteht, mit 
denen -man sie durch Appell an ihren Produzentenegoismus 


oder auch durch Ausspielung des einen gegen den anderen 
einzufangen versucht. 


Ganz . gewiss ist das Problem der Mechanisierung des 
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Arbeitsprozesses auch für die Gewerkschaften von grösster 
Bedeutung. Wer will sich aber einbilden, dass etwa‘ Besitz 
einiger Aktien eines grossindustriellen Unternehmens über die 
Einseitigkeit und abstumpfende Wirkung hinweghelfen könnte, 
die für grosse Teile der Arbeitnehmerschaft mit dem heutigen 
System der Arbeitsteilung verknüpft ist? Was hier zu ge- 
schehen hat, geht weit hinatıs über die Frage des Besitzes, es 
berührt das Problem der Menschenökonomie, der Vereinigung 
industrieller und landwirtschaftlicher Arbeit, wie überhaupt 
der vernunftgemässen Durchbildung des Arbeitsprozesses, Mitht 
allein im Sinne der Ertragssteigerung, sondern ebenso in dem 
der Hebung der Arbeitsfreudigkeit und der Wahrung der 
Menschenwürde. Vor allem aber ist es nicht zuerst eine 
Besitzfrage,, sondern viel mehr eine solche der Mitbe- 
stimmung, die dem Arbeitenden das Gefühl der Mit- 
trägerschaft und Mitverantwortlichkeit am Produktionsprozess 
verleiht. 

Welche Wege will der D.H.V. nun gehen, um den Mit- 
besitz zu schaffen? Er wendet sich mıt Nachdruck gegen 
eine „fade Gewinnbeteiligung‘, will demnach also ganz etwas 
anderes, als was bisher auf diesem Gebiete geschaffen oder 
vorgeschlagen worden ist. Die neue Wünschelrute ist die 
„oparkraft der gesamten Arbeitnehmer‘, also 
die Verwendung der Rücklagen der Arbeiter und Angestellten, 
die sie heute machen, um sich für die Zeit des Alters oder 
die Wechselfälle im Arbeitnehmerdasein eine bescheidene 
Sicherheit zu schaffen, Er will sie herausholen aus den Spar- 
kassen der Gemeinden, wo sie „an den städtischen Grundbesitz 
als Hypotheken oder an die Gemeinde sonstwie weiterver- 
liehen‘‘ würden. 

Der Vorschlag, den Kapitalismus auszukaufen, 'ist in der 
Kinderzeit der Arbeitnehmerbewegung ja schon oft von wohl- 
meinenden Menschenfreunden gemacht worden. Er hat nur 
den kleinen Nachteil, dass der Kapitalist weit eher imstande 
ist, den Arbeitnehmer auf die unterste Stufe des Existenz- 
minimums herabzudrücken, als dieser, den Kapitalisten aus 
den Mitteln seiner kleinen Ersparnisse auszukaufen. Haber- 
mann entwirft, wir nehmen an in Unkenntnis, ein äusserst 
einseitiges Bild von der Tätigkeit der Sparkassen, die einmal 
die in ihnen zusammengefassten Gelder in sehr erheblichem 
Masse dem Ööfientlichen Kredit zur Verfügung ge- 
stellt haben, was ein nationalgesinnter Mann wie. Herr Haber- 
mann doch ganz gewiss nicht verurteilen wird, und die, wenig- 
stens in gutgeleiteten Gemeinden, auch sehr erhebliches im 
Interesse der gemeinnützigen Wohntngsfürsorge geleistet 
haben. Dass die heute in den Sparkassen zusammenströmenden 
Gelder noch wesentlich besser im Interesse des Volkswohles 
verwendet werden könnten, dass sie insbesondere nicht zu 
privaten Bodenspekulationszwecken dienen sollten, braucht 
nicht erst betont zu werden. Wenn es dem D.H.V. ermst 
wäre mit seiner Kritik an den Sparkassen, würde er umge- 
kehrt folgern und seine Mitglieder auffordern, bei den Wahlen 
zu den kommunalen Vertreterkörperschaften dafür zu sorgen, 
dass nur Personen gewählt werden, die auch in der Ver- 
waltung der Sparkassen für die Förderung des Gemeinwohles 
und gegen die private Spekulation eintreten. Und wenn man 
schon dem Sparen das Wort redet, was angesichts der heutigen 
wirtschaftlichen Lage der Arbeiter und Angestellten geradezu 
wie Hohn wirkt, dann müsste man.erst recht die Forderung 
auistellen, das Geld in Instituten niederzulegen, die, wie die 
städtischen Sparkassen, von den genossenschaftlichen ganz zu 
schweigen, Gewähr dafür bieten können, dass es im Interesse 
der Allgemeinheit und insbesondere der Arbeitnehmer an- 
gelegt wird. 

Immerhin sieht selbst Habermann ein, dass es mit dem 
Sparen allein nicht getan ist, sondern er fordert auch die 
Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer, die dazu be- 
nutzt werden soll, „die Betriebe planmässig in den Besitz der 
Arbeitnehmer zu bringen“. Der Gewinn soll nach einem 
Schlüssel, der tariflich vereinbart wird, zwischen den Kapita- 
listen, der Betriebsleitung, den Angestellten und Arbeitern 
verteilt werden und zwar nicht etwa nach der Kopfzahl, son- 
dern nach der Leistung des einzelnen und seiner Stellung 
im Betriebe. Diese Gewinnanteile sollen in Gestalt von Ge- 
nussscheinen an den Berechtigten gegeben: werden. Ist ein 
festgesetzter. Betrag erreicht, so werden sie in Kleinaktien, also 
Besitztitel an dem betreffenden. Unternehmen umgewandelt. 
Alljährlich soll ein Bruchteil des Kapitals der bisherigen Be- 
sitzer zum Nennwert ausgelost werden, um die Genussscheine 
in vollwertige Besitztitel des Unternehmens umzuwandeln. Er 
fordert noch weiter Minderheitsvertretung " im Aufsichtsrat, 
sowie»— das ist für ihn offenbar das Ei des Kolumbus — 
Werwaltung der Kleinaktien durch die Ge- 
werkschaften. Ein Verkauf der Aktien soll nur innerhalb 
der Gewerkschaften zugelassen sein. Freilich hat der ganze 
schöne Plan em sehr grosses Loch, indem auch Habermann 
einsieht, dass kleine und wmübersichtliche Einzelunternehmun- 


gen sich nicht für den Mitbesitz eignen, dass also nur Be- 
triebe, die die Gesellschafisform tragen, für sein Experiment 
in Frage kommen können. 


Man sollte trotz allem nicht verkennen,-dass dieser „gigan- 
tische Bestechungsversuch“, wie ihn Professor Sinzheimer mit 
Recht auf dem Düsseldorfer AfA-Kongress genannt hat, auf 
diejenigen Kreise verführerisch wirken kann, die sich bisher 
nur in den phrasenhaiten Gedankengängen des D.H.V. bewegt 
haben und auf dessen enge mittelständlerische Ideale und 
rückwärtsblickende Romantik eingestellt sind. Deshalb müssen 
die freien Gewerkschaften auch immer wieder die Falschheit 
und Verderblichkeit dieser Pläne aufzeigen. Was die Frage 
der Gewinnbeteiligung angeht, so ist es klar, dass sie nichts 
anderes bedeutet, als die Umwandlung eines Teiles des Ge- 
halts oder Lohnes in eine Anwartschaft auf Dividende, so dass 
also den Arbeitnehmern anstelle. fester, sicherer Lohnbezüge 
das Risiko wechselnden Dividendenertrages oder auch -aus- 
falles aufgebürdet wird. Nun dürften auch die Führer des 
D.H.V. wissen, dass die gegenwärtige Gesamthöhe der 
Löhne und Gehälter für die breite Masse der Arbeiter und 
Angestellten knapp ausreicht, das Leben zu fristen, dass es 
sich also die Arbeiter und Angestellten in ihrer grossen Mehr- 
zahl gar nicht leisten könnten, bei der Lohn- oder Gehalts- 
zahlung einen grösseren Betrag nicht in bar, sondern in Form 
einer Anwartschaft auf eine ra:h Jahresschluss vielleicht zahlbare 
Vividende entgegenzunehmen. Nun soll aber diese Dividende 
ja gar nicht ausgezahlt, sondern in Form von Genussscheinen 
auigespart und dann in Aktienbesitz umgewandelt werden! 
Auf deutsch bedeutet also dieser Vorschlag eine Teilung des 
Arbeitseinkommens in einen Betrag, der geringer ist, als das 
sonst übliche Arbeitseinkommen und eine Zwangssparprämie, 
von der uns nur nicht gesagt wird, wie sie sich der Arbeiter 
und Angestellte abdarben können soll. 

Wir haben bereits früher darauf hingewiesen, dass das 
durchschnittliche Gesamteinkommen in Betrieben oder Indu- 
striezweigen, in denen die. Gewinnbeteiligung eingeführt ist, 
die Höhe des Durchschnittsiohnes nicht übersteigen wird, 
da das Gesetz der durchschnittlichen Profitrate es nicht gestattet, 
dass vom Profit eines solchen Industriezweiges grössere Ab- 
züge als in anderen, von der Gewinnbeteiligung nicht erfassten, 
gemacht werden, denn kein Kapitalist wird daran denken, sein 
Geld in Betrieben anzulegen, in denen er eine unterdurch- 
schnitiliche Gewinnquote zu erwarten hat. 


Sodann ist die auch von Habermann anerkannte Forde- 
rung auf Erhaltung der Freizügigkeit unvereinbar 
mit der Schaffung von Besitztiteln für den einzelnen Arbeiter 
oder Angestellten. Welch einen Sinn soll ein Kleinaktien- 
besitz des Arbeitnehmers noch haben, wenn er seine Arbeits- 
stelle wechselt und damit nicht mehr Anspruch auf die Früchte 
seiner Arbeit, sondern wie jeder gewöhnliche Aktionär ein 
ausgesprochenes Arbeitgeberinteresse gegenüber der im Betrieb 
verbleibenden Arbeitnehmerschaft besitzt. 


Zwingt man aber umgekehrt den Arbeitnehmer beim Aus- 
scheiden aus dem Betriebe seine Aktien zurückzugeben oder 
gegen andere umzutauschen, so nimmt man ihm ja gerade 
das, was der D.H.V. als wertvollsten Grund für seine Forde- 
rung aufstellt, nämlich die Freude am Ertrag des von ihm Mit- 
geschaffenen. 


Ferner würde nicht nur das Risiko dem Arbeitnehmer 
in der Form der Gewinnbeteiligung überbürdet, sondern erst 
recht eines der Grundübel der kapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung aufrecht erhalten werden, nämlich ihre Planlosigkeit; 
denn nicht nach dem Gesichtspunkte des vorhandenen Be- 
darfs, der Auswahl der Industrien und Betriebe in bezug 
auf ihre volkswirtschaftliche Notwendigkeit, erfolgt die Ge- 
winnbeteiligung der Arbeitnehmer, sondern ausschliesslich nach 
der privatwirtschaftlichen Rentabilität. Wenn Habermann auf 
Kino, Alkohol und ähnliche Volksverderbnisse hinweist, die 
heute die Ersparnisse des Volkes in grossem Massstabe auf- 
zehren, so vergisst er, dass gerade an diesen Luxusprodukten 
zum grossen Teil ganz besonders hohe Gewinne erzielt werden, 
und dass die Arbeitnehmer durch höheren Gewinnanteil und 
ertragreiche Aktien gerade an dem Fortbestand dieser Luxus- 
industrien interessiert werden würden. 


Aber die Gefahr ist noch viel grösser: der Privatkapitalis- 
mus hat sich durch eine vielfach sehr weitgehende Ausschal- 
tung des Wettbewerbs in der Form von Kartellen, Syndi- 
katen, .Preiskonventionen usw. gewaltige Gewinnquellen auf 
Kosten der Gesamtheit erschlossen. Es sei nur an das Bau- 
gewerbe erinnert, wo sich alle» Baustoffindustrien fest kar- 
teliiert haben und ihre Preise und Dividenden ungeheuerlich 
steigern konnten, und wo auch das Bauunternehmertum sich 
durch geschlossenes Vorgehen bei Submissionen usw. ebenfalls 
hohe Profite zu sichern wusste. Nun. stelle man sich vor, 
dass in diesen Betrieben auch die Arbeiter und Angestellten 
durch die Form einer Gewinnbeteiligung an der privatwirt- 
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schaftlichen Rentabilität auf Kosten der Gesamtheit inter- 
essiert würden! Dasselbe gilt für die Schwerindustrie, 
die Kohlenproduktion usw. Ueberall würde hemmungs- 
loser Produzeitenegoismus, rücksichtsloses Gewinnstreben der 
Arbeiter und -Angesteliten, ein Handinhandgehen mit den 
Unternehmern auıf Kosten der Konsumenten die Paroie werden, 
und das Endergebnis könnte nur die Entiesselung aller Raub- 
instinkte, die völlige Vernichtung alles Gemeinschaftsbewusst- 
seins sein. 

Es braucht nicht davon gesprochen zu werden, dass die 
gerissenen Grossaktionäre auch bei Minderheitsvertretung der 
Kleinaktionäre im Aufsichtsrat ihr Spiel zu machen verstünden. 
Es ist ja gerade anlässlich der Kritik der bekannten Schrift 
des Generaldirektors -Deutsch von der A.E.G. darauf hinge- 
wiesen worden, dass die Höhe der Dividende gar nichts über 
die Rentabilität der Unternehmungen besagt. Wie leicht ist 
es, durch Kapitalverwässerung, Bildung von Schachtelgesell- 
schaften, Lieferungsverträge mit den Grossaktionären, die ja 
selbst wieder die Verfügungsgewalt über andere Betriebe 
“haben, die Dividende zu verstecken oder in Form von Tan- 
tiemen usw. an diejenigen zur Auszahlung zu bringen, die 
ei Grossaktionäre oder Direktoren das Heft in der Hand 
haben. 


Nur noch ein Wort zu dem Einfall, 
schaften als eine Art Treuhänder mit der Verwaltung des 
Kleinaktienkapitals zu belasten. Wie soliten die Gewerk- 
schaften, die doch wahrlich mit Arbeiten mehr als überhäuft 
sind, in der Lage sein, in tausenden von Unternehmungen eine 
wirklich sachkundige Mitarbeit im Aufsichtsrat oder sonstwie 
in der Verwaltung auszuüben! Wie sollten sie, die berufen sind, 
das Allgemeininteresse gegenüber dem Prolitinteresse wahr- 
zunehmen, gleichzeitig als Vertrauehsleute der Kleinaktionäre 
in den Gesellschaften mitwirken können, ohne stündlich in 
einen Gewissenskonflikt zugeraten! Wie sollten sie aber 
auch Gewähr dafür bieten, dass Kleinaktienspekulation und ein 
wüstes Kursetreiben sich der Masse der Arbeiter und An- 
gestellten nicht genau so bemächtigie, wie es heute bei der 
Masse der Aktionäre an der Börse der Fall ist. Würden die 
wilden Kursschwankungen an der Börse nicht sofort eine eben- 
solche ' Bewegung auf dem Kleinaktienmarkte auslösen und 
damit die Gefahr des Börsenfiebers mit all seinen Begleit- 
erscheinungen auch auf die Arbeitnehmer ausdehnen! Wo 
bliebe endlich‘ noch die Möglichkeit für die Gewerkschaften, 
für die Arbeitnehmer auf Kosten des Profites mit dem 
Privatkapitalisten zu kämpfen, wenn ihnen nicht mehr allein 
die Beauftragten der grosskapitalistischen Aktionäre, sondern 
auch die eigenen Mitglieder als Dividendenempfänger ent- 
gegenständen! Szenen, deren Groteskheit den Stift eines Kari- 
katuristen herausfordert, erstehen, wenn man sich eine Tarif- 
verhandlung ausmalt, bei der der eine Gewerkschaftsvertreter 
mit aller Entschiedenheit für eine Erhöhung des Arbeitsertrags 
auf Kosten des Profits kämpft, während sein Kollege im Auf- 
sichtsrat gleichzeitig das Dividendeninteresse der Kleinaktionäre 
zu verteidigen hat. 


Wir unterschätzen, wie gesagt, keinesfalls die Gefahr, die 
in den Rattenfängerklängen der neuen Melodie des D.H.V. 
liegt. Es ist ja leider nur allzuwahr, dass noch viel zu weite 
Kreise, insbesondere der Angestellten, sich mit den volks- 
wirtschaftlichen Zusammenhängen und den tieferliegenden Ur- 
sachen ihres Eiends nicht beschäftigen. Und doch kann viel- 
leicht auch die erneute Propaganda des Kleinaktien- und Ge- 
winnbeteiligungsgedankens für die freigewerkschaftliche Be- 
wecung von Wert sein, indem sie dazu beiträgt, erneut die 
Notwendigkeit wirtschaftspolitischer Er- 
ziehungsarbeit zu betonen und noch stärker als bisher 
darauf hinzuweisen, dass nicht die Verbreiterung der privat- 
kapitalistischen Basis des heutigen Wirtschaftslebens not tut, 
sondern seine Umwandlung in eine wahrhafte Gemeinwirtschaft, 
die ebensowohl die Industrien und Betriebe nach den Erfiorder- 
nissen höchster Wirtschaftlichkeit und technischer Vollkommen- 
heit in bezug auf Standort, Grösse und technische Aus- 
rüstung, sowie Durchbildung des Arbeitsprozesses auswählt, wie 
sie andererseits die Wirtschaft nach dem Gesichtspunkte des 
Bedarfes ordnet, überflüssige Zwischenglieder beseitigt und die 
Führung der Wirtschaft nicht nach den Forderungen pri- 
vaten’ Gewinnstrebens, sondern nach denen des Gemeinwohles 
ausrichtet. Wenn deshalb die D.H.V.-Propaganda mit ihrem 
Appell an alle Instinkte des Eigennutzes den Erfolg hat, dass 
nicht nur der Gedanke der Gemeinwirtschaft von seiner tech- 
nisch-wirtschaftlichen Seite erfasst, sondern auch das ihn tra- 
gende hohe sittliche Ideal stärker herausgearbeitet wird, dann 
wird auch dieser neue Versuch sich erweisen als: 


„Ein Teil von jener Kraft, 
die stets das Böse will 
und doch das Gute schafit.‘“ 


Fritz Pfirrmaann. 


die Gewerk- 
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Stinnes 

Wir bringen diese von: Leopold Schwarz- 
schild verfasste Studie über Hugo Slinnes, der wir 
uns nicht in jedem Teile anschliessen können, die aber 
von solchegı Wert ist, dass wir sie unseren Lesern 
nicht vorenthalten wollen. Der Aufsatz ist vor der 
Rückkehr Stinnes’ aus London in Druck gegangen, 
konnte aber aus technischen Gründen erst jeizt er- 
scheinen. Die Schriftleitung. 

I 


Die Reise nach London und die vorangegangenen Kredit- 
verhandlungen in Berlin haben den Namen aufs neue ins 
Zentrum öffentlicher Erörterung gerückt, Für viele ein fast 
legendärer Name; und fast für alle eher schon Bezeichnung 
einer Unpersönlichkeit, einer Institution, einer Macht, eines 
Energieakkumulators, deun Bezeichnung eines sterblichen und 
begrenzten Menschen. 

Die ihm nahestehen, wissen zu berichten, dass Stinnes in 
vielen Dingen keineswegs der Main so leidenschaftslosen Kal- 
küls und so schnurgerade vorbedachten Vorwärtsschreitens 
sei, wie gemeinhin angenommen wird. So sehen ihn seine 
bedingungslosen Feinde im In- und Ausland — die Parteien, die 
jede einzelne seiner Regungen als raflinierten Schachzug pan- 
kapitalistischen, und die Völker, die jede einzelne seiner Re- 
gungen als raffinierten Schachzug panteutonischen Herrschafts- 
willens ausschreien. Aus seiner Umgebung hört man es anders. 
Da zeigt sich gewiss das Bild eines Mannes, der von Arbeits- 
fanatismus, Arbeitszähigkeit und Erfolgsstreben bis zum Maxi- 
mum besessen ist; der aber in seinen Meinungen, Taktiken und 
Strategien nicht selten, nein: häufig wie wir alle schwankt; der 
heute vielleicht willig ist, den harten deutschen Nacken vor 
der Idee internationaler Wirtschaftskooperation zu beugen, 
morgen diese Idee aber wieder von sich abschüttelt und das 
Heiı aus Intransigenz erhofft; der heute absolut überzeugt ist, 
es gehe nur gemeinsam mit der Sozialdemokratie, der morgen 
aber wieder zur Diktatur tendiert. 

Ein Suchender, ein Tastender also auch er. 

War es nüchterne Rechnung oder Stimmung, war es end- 
gültiger Entschluss oder revisionsfähige Plötzlichkeit, die ihn 
jene haltung im Reichsverbande der deutschen Industrie ein- 
nehmen liess, mit der er im In- und Auslande so heftige Be- 
schuldigungen gegen sich und seine Gefolgsleute entfesselte ? 

Ging er mit einem festen Plan, einem vorgesetzten Ziele, 
ging er mit innerlich absolut gebundener Marschroute nach 
England, oder will und wird er nur Anschauungen dort in sich 
aufnehmen, wird er London mehr seibst beeinilusst verlassen 
als von sich aus die Londoner zu beeinflussen? 

1. 

Nur als industrielle und kommerzielle Erscheinung, in 
seinem engeren Lebenskreis also, zeigt er sich dem Blicke des 
Betrachters ın einem Wirkungsablaut, dem tatsächlich die be- 
klemmende Rationalistik maschineljer Präzisionsarbeit, dem tat- 
sächlich etwas Gesetzmässiges, Determiniertes, Prästabiliertes 
innezuwohnen scheint. 

Von dem Augenblicke an, in dem der 23 jährige mit 
50000 Mark Kapital seine „Hugo Stinnes G. m. b. H.“ gründet, 
führt eine ungebrochene Linie in die Gegenwart. Alles, was 
den Wirtschafiswillen dieses Mannes von Anfang an durch- 
lebte, scheint unbedingt das eine gewesen zu sein: der autar- 
kische Privatwirtschaftskörper, der produktive 
Gesamtheitsorganismus an Stelle der produktiven Einzelzeile, 
der Zusammenschluss nicht nur in die Breite eines einzelnen 
Stoff- und Verarbeitungsgebietes, sondern auch ın die Höhe 
und Tiefe aller dazugehörigen Roh- und Halbstoffe, aller da- 
von ausstrahlenden Verfeinerungsindustrien. Kein Schritt, der, 
aus der Rückschau betrachtet, nicht schnurgerade zu jenem 
Riesen-Vertikaltrust hinleitete, dessen Vollendung wohl noch 
lange nicht erreicht ist. 













Die Angestelltenversicherungswahlen 


führen die gegnerischen Verbände auch diesmal 
unter der Parole: Erhaltung und Ausbau der Ange- 
stelitenversicherung!“ Dieses hartnäckige Fest- 
halten an der Sonderversicherung be- 
deutet nach dem übereinstimmenden Urteil vieler 
namhafter Sachverständiger eine unverantwort- 
liche Schädigung der Angestellten. 
Eine wirklich soziale Fürsorge für alle Wechselfälle 
des Lebens erhalten die Angestellten nur, wenn die 
Forderungen des AfA-Bundes durchgesetzt werden. 


Deshalb wählt nur die Listen des AfA-Bundes! 
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Mit "seiner jungen Firma betreibt er zunächst Kohlen- 
schiffahrt auf dem Rhein. Daneben leitet er die Kohlenzechen 
des alten Stinnesschen Familienbesitzes. 

Anfangs des Jahrhunderts springt er von der Kohle zur 
Eisen- und Stahlproduktion hinüber. Die „Deutsch-Luxembur- 

ische Bergwerks- und Hütten-A.-G.“ wird gegründet, mit den 
Flochsfenwerken in Differdingen, mit Zechen bei Bochum, im 
Saar- und im Moselgebiet. Sie gliedert sich die Dortmunder 
Aktiengesellschaft für Bergbau-, Eisen- und Stahlindustrie 
„Union“ an und die Hochofen- und Stahlwerke Rümelingen und 
St. ‚Ingbert. Neue Gruben, neue Hochöfen, Walz-, Press-, 
‚Hammerwerke und Giessereien werden geschaffen oder auf- 
gesaugt, neue Erzfelder in verschiedenen Gegenden erschlossen. 

Von Kohle, Stahl und Eisen führt der Weg in den See- 
verkehr. 1911 werden die Nordseewerke Emden angekautt, 
diese wiederum beteiligen sich an der Mannheimer Dampf- 
Sehleppschiffahrtsgesellschaft, der Kölner Rhein- und Seeschift- 
fahrtsgesellschaft und der Deutschen Seeverkcehrsgesellschaft 
„Midgard“. Und kurz vor dem Kriege wird die Grossreederei 
Hugo Stinnes gegründet, die bei Kriegsausbruch bereits mit 
13. Dampfern die Meere befährt. 

Von Kohle, Stahl und Eisen führt der Weg auch zur 
Elektrizitätswirtschaft.. Die ‚Rheinisch-Westfälische Elektrizi- 
tätswerk-A.-G.“, die zunächst nur ein Elektrizitätswerk in 

Essen betreibt, wird 1893 etabliert. Das Unternehmen breitet 
sich mächtig aus, dehnt seinen Versorgungskreis, baut neue 
Kraftwerke, fusioniert sich, mit schon bestehenden Anlagen und 
beliefert schliesslich den entscheidenden Teil Rheinland-West- 
falens ganz allein mit elektrischer Energie. 
‚: Das war die Entwicklung vor dem Kriege. 


IM. 
Mit Kriegsbeginn setzt erst die eigentliche Hochblüte ein. 
lieeresaufträge strömen endlos ein, zu ihrer Befriedigung 


müssen überall‘die bestehenden Anlagen erweitert und neue aus 
dein Boden gestampft werden. 

Stinnes  bant seinen Einflass auf den Seeverkehr durch 
Beteiligungen an der Woermann-Linie, der Ostafrika-Linie, der 
Hapag und dem Lioyd aus und gründet die „Aktiengesellschait 
Hugo Stinnes für Seeschiffahrt und Ueberseehandel“. Auch 
die Östseeschiffahrt soll erobert werden; ein erster Schritt 
dazu ist der Erwerb der Ostseereederei in Flensburg. 

Als die Möglichkeit näherrückt, dass an Stelle der Kohle 
künftighin das Petroleum die Rolle des weltwichtigsten Be- 
triebsstoffes spielen ‘werde, nistet er sich in die Deutseh- 
Amerikanische Petroleum-Gesellschaft in Hamburg ein. Ebenso 
greiit er bei zunchmender Bedeutung der Braunköhle in die 
rheinische Braunkohlenproduktion über. Und gleichzeitig wirft 
er sich aut einen neuen Rohstoff, den vor allem die Schwierig- 
keiten, die England damals in seiner Versorgung mit Gruben- 
holz durchzumachen hatte, ihm nahegelegt haben mögen: Holz. 
Riesige Waldbestände in Ostdeutschland, namentlich in Ost- 
preussen, werden erworben und bilden späterhin die Basis 
der Stinnesschen Zellstoff- und Papierunternehmungen. 

Mit Friedensschluss kommt es zum einzigen grossen Rück- 
schlag, den das Unternehmen bisher erlitten: die Erzfelder in 
Lothringen und die Hüttenwerke in Luxemburg gehen ver- 
loren. Aber ein Vertrag wird geschlossen, der den Erzbezug 
auf 30 Jahre sichert. 
Ersatz für Rümelingen und St. Ingbert eine ganze Reihe von 
anderen Werken angegliedert, in Werdohl, Eveking, Altena, 
Meggen. 

Dann aber kommt eine Ueberraschung. Nicht bei 
Ausgleich des Verlorenen. lässt Stinnes es bewenden. 
Periode der Riesenfusionen hebt an. 

Als erste ist es Kirdorfs.gewaltige „Gelsenkirchener Berg- 
werks A.-G.“, die sich Stinnes unterwirft, — ein Unternehmen, 
das für..sich allein eine kleine Welt von Kohlen- und Erz- 
gruben, Hochöfen, Stahlwerken und Verarbeitungsbetrieben 
umfasst. Auf 80 Jahre tritt es in Interessengemeinschaft. mit 
Stinnes —: der grosse Konzern ‚„Rheinelbe-Union“ wird ge- 


dem 


Die 


gründet. Er FE 
Als zweiter geht der „Bochumer Verein für Bergbau- und 
Gussstahlfabrikation‘“ in die Stinnes-Kombination ein — eben- 


falls ein überaus vielgestaltiger und weitverzweigter Betrieb, 
mit eigenen Unternehmungen vom Rohstoff bis zum Fertig- 
fabrikat. 


Als dritter folgt der Siemens-Schuckert-Konzern -— nächst 
der A.E.G.. Deutschlands gewaltigster Elektro-Koloss. Eine 


Unzahl von eigenen Werken sind hier akkumuliert, auf eine 
Unzahl weiterer, auf Gas- und Elektrizitätsgesellschaften, 
Kleinbannen, Lokalbahnen und Ueberlandzentralen in Süd-, 
Mittel- und Norddeutschland wird bestimmender Einfluss aus- 
geübt. Mit. der, Fusion „Siemens-Rheinelbe-Schuckert-Union“ 
steigert Stinnes seinen Machtbereich in der Elektroindustrie 
fast zu denselben Massen, wie er ihn in der Montanindustrie 
schon besass, 
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Als vierte endlich wird in Deutsch-Oesterreich die „Alpine 
Montangesellschaft“ aufgesaugt. Sie besitzt in Steiermark eines 
der bedeutendsten Erzlager Europas und besorgt gleichzeitig 
die Verhüttung und Weiterverarbeitung in eigenen Hochöften, 
Walzwerken usw. Für 300 Millionen Mark erwirbt Hugo 
Stinnes das Besitzrecht aus der Hand eines italienischen 
Konzerns, der aus Kohlen- und Koksmangel die Werke nicht 
in Betrieb hatte halten können. 

Eine Macht ist so in einer einzigen Hand konzentiert, die 
höchstens mit der Macht einiger ganz ‘grosser amerikanischer 
Trusts verglichen werden kann. Vom Rohstoff bis zur elektrischen 
Fadenlampe kann jedes Zwischenprodukt und jedes zu seiner 
Fabrikation erforderliche Werkzeug im eigenen Betriebe her- 
gestelit werden. Wo Materialüberschüsse entstehen, werden 
neue Fabrikationszweige angegliedert. Bei den Wäldern, die 
ursprünglich nur das Grubenholz sichern sollten, entstehen 
Papierfabriken, als Abnehmer dieser Fabriken werden in 
grossem Stile Zeitungen angekauft. Neben den Produktions- 
betrieben werden Handelsgesellschaften für der In- und Aus- 
landsvertrieb "gegründet. An’ die Verkehrsbetriebe werden 
Hotels angegliedert (Esplanade in Berlin, Oberhof in Thüringen 
usw.), und die Zeit ist wohl nicht mehr fern, in der Stinnes 


die Leitung ganzer Kurorte — es gibt einige sehr notleidende 
in Deutschland -— übernehmen wird. R. Rn 
IV. 


Der Mann, in dessen Händen diese unerhörte Fülle wirt- 
schaftlicher Macht und in dessen Hirn diese unerhörte Ueber- 
sicht über den gesamten Mechanismus "deutscher Wirtschaft 
konzentriert sind, weilt jetzt in London, um dort — man 
darf es trotz aller Dementis für sicher halten — über wich- 
tigste Fragen deutscher Zukunft Besprechungen abzuhalten. 

Damit hat er sich wiederum auf das politische Gebiet 
begeben. 2 

Nun schwillt drinnen und draussen wieder die Abneigung 
gegen seine Persönlichkeit hoch und. jene Opposition, „die 
seinen früheren Fehlschlägen und Irrtümern auf politischem 
Gebiete entspringt. Aber es scheint von jedem Standpunkt 
aus übertrieben, dieser Stimmung so weit die Zügel schiessen 
zu lassen, wie es tatsächlich geschieht. Denn die Wahrheit 
ist die, dass Stinnes vielleicht als Repräsentant der deutschen 
Wirtschaft, keinesfalls aber als Repräsentant der deutschen 
Politik angesprochen werden kann. Und es gibt heutzutage 
in und in bezug auf Deutschland keine Wirtschaft, die nicht 
zugleich auch Politik wäre, .es gibt daher sogar kein wirt- 
schaftliches, um wie viel weniger ein rein politisches Problem, 
in dem selbst ein Stinnes mehr wäre .als nur ein Teilfaktor! 
Das sollte man sich allenthaiben, zur eigenen Beruhigung 
Ba zur Beruhigung der Lage, mit Nüchternheit vor Augen 
ıalten. 











Rund 


Professor Dr. Franz Staudinger }. Der auch ‘in unseren 
Kreisen wohlbekannte Theoretiker des Genossenschaftswesens 
ist am 18. November im Alter von:73. Jahren in Darmstadt 
gestorben. Staudinger, der alte Professor mit dem langen, 
weissen Barte, war. in den Versammlungen: unseres Bundes 
in Darmstadt, aber auch im ganzen Reiche, ein wohlbekannter 
und gern gesehener Redner. Wiederholt hat er in der Vor- 
kriegszeit auf längeren Vortragsreisen unseren Mitgliedern die 
grosse Bedeutung des Genossenschaftswesens für 
die Neugestaltung unserer Wirtschaft: in der ihm eigenen 
volkstümlichen. und doch. tief schürfenden: Weise: klar zu 
machen versucht. In dem vom’ alten Bund. der technisch-indu- 
striellen Beamten herausgegebenen „Jahrbuch .der ‚Ängestellten- 
bewegung‘ bearbeitete Staudinger das Genossenschaftswesen. 
Dass er, der Vielbeschäftigte, gerade unserer Technikerbewe- 
gung so viel Interesse und Liebe entgegenbrachte, ist vielleicht 
mit darauf zurückzuführen, dass er seinen Lebenswee mit dem 
Studium der Architektur in Stuttgart begann. Dann studierte 
er auf Wunsch seines Vaters Theologie, dann Philosophie und 
schliesslich Neuphilologie. 1876 würde er Gymnasiallehrer in 
Worms. Staudinger besass ein überaus umfassendes Wissen 
und war ein unermüdlicher‘ Arbeiter. . Philosophie, Religion, 
Bodenreform, "Volksbildung, aber auch der Gartenbau, das 
Wohnungswesen, das Armenwesen und selbst die Bienenzucht 
verdanken. dem Manne viel wertvolle Schriften ‘und Anre- 
gungen. Seine Lebensarbeit aber galt der Genossenschafts- 
bewegung ganz allgemein und insbesondere ‘den Konsum- 
genossenschaften. ‘Hier war er unermüdlich, teils 'schrift- 
stellerisch, teils rednerisch, im Vorstande des Zenträlverbandes 
der Konsumvereine, wie im Aufsichtsrat des’ Konsumvereins 
Darmstadt tätig. Ja, in schweren Tagen scheute sich der 
Herr Professor nicht, mit seiner Familie hinter den Ladentisch 
zu treten und selbst als gleichberechtigtes und gleichverpflich- 
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tetes Mitglied tatkräftig helfend Kleinarbeit zu leisten. Ihm 
war die Organisation des Konsums die Wurzel der Neuge- 
staltung unserer Wirtschaft. — 

Auch wir verlieren in Professor Staudinger einen Freund 
und Förderer unserer Bewegung. Seine, wertvolle Mitarbeit 
sichert ihm bei uns ein dauerndes Gedenken. 


Wirtschaftsfragen 


Das Existenzminimum im November 1921. Bei den von 
Dr. Kutzynski, Direktor des Statistischen Amtes Berlin-Schöne- 
berg, angestellten Berechnungen, die wir fortlaufend veröffent- 
lichen, ist der physiologische Mindestbedarf zugrunde gelegt, 
ohne dass dabei soziale Gesichtspunkte berücksichtigt sind. Die 
so gewonnenen Zahlen können also lediglich als Gradmesser 
einer Steigerung. oder Senkung der Preise für die Lebenshal- 
tung bewertet, aber selbstverständlich nicht als ausreichend 
für das soziale Existenzminimum der technischen Angestell- 
ten und Beamten. angesehen werden. 

Nach den Berechnungen Kuczynskis ergibt sich als 
wöchentliches Existenzminimum für November 1921 in 
Gross-Berlin für einen Mann, bzw. für ein kinderloses Ehepaar, 
bzw. für -ein Ehepaar mit 2 Kindern. folgendes: 


Ernährung . INT 158 222 
Wohnung . .........1 10 10 
Heizung, Beleuchtung . 31 31 31 
Bekleidung FSU RE SEE, 92 128 
Sonstiges... .. . .... 57 87 118 
November 1921 . 244 378 5u9 
Oktober 1921. . . 187 286 386 
September 1921 . . 171 250 349 
August 1921 . ... 16 251 339 
Juli 1921 156 237 324 


August 1915/Juli 1914 16,75 2239 28,80 

Auf den Arbeitstag umgerechnet beträgt der not- 
wendige Mindestverdienst im November 1921 für einen allein- 
stehenden Mann 41 M., für ein kinderloses Ehepaar 63 M., 
für ein Ehepaar mit zwei Kindern. von 6 bis 10 Jahren 
85 M. Auf das Jahr umgerechnet beträgt das Existenz- 
minimum für den alleinstehenden Mann 12700 M., für das 
kinderlose Ehepaar 19700 M., für das Ehepaar mit zwei 
Kinderh 26500 M. 

Vom letzten Vorkriegsjahre bis zum November 1921 ist 
das wöchentliche Existenzminimum in Gross-Berlin gestiegen: 
für den alleinstehenden Mann von 16,755 M. auf 244 ,M,, 
d. h. auf das 14,5fache, für ein kinderloses Ehepaar von 
22,30 M. auf 378 M., d. h. auf das 17,0fache, für ein Ehe- 
paar mit zwei Kindern von 28,80 M. auf 509 M., d. h. auf 
das 17,7fache.. An dem Existenzminimum in Gross-Berlin 
gemessen, ist de Mark jetzt etwa 6 Pf. wert. 


Der Umfang der Arbeitslosigkeit während der Wirt- 
schaftskrise, Eine jüngst veröffentlichte Darstellung des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes gibt Aufschluss über den Umfang der 
Arbeitslosigkeit in der ersten Hälfte des Jahres 
1921. Die Prozentzahlen sind in den einzelnen Ländern nicht 
auf einheitlicher Grundlage berechnet und können daher nicht 
ohne Vorbehalt zu Vergleichen herangezogen werden; nichts- 
destoweniger dürften sie von Interesse sein. Am grössten war 
demnach die Arbeitslosigkeit in Belgien, wo der Prozent- 
satz der Arbeitslosen zwischen. 20 bis 32 Prozent der Arbeiter 
ausmachte. In Schweden schwankte die Zahl der Arbeits- 
losen zwischen 20 bis 28 Prozent, in Dänemark zwischen 
17 bis 24 Prozent, in Norwegen 12 bis 18 Prozent, in 
England nach der Statistik der Arbeitslosenversicherung 
8. bis 18 Prozent, der Statistik der Gewerkschaften zufolge 
jedoch. zwischen 7 bis 23 Prozent, n Kanada 13 bıs 
17 Prozent, in Holland 9 bis 13 Prozent der Arbeiter. Die 
über die Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten 
im Umlauf befindlichen Angaben stützen sich nicht auf irgend- 
welche statistischen Feststellungen, beruhen vielmehr lediglich 
auf Schätzungen. Demgegenüber steht die deutsche Arbeits- 
losenziffer z. Zt. etwa auf 1,8 Prozent. 


Sozialpolitik 


Aus der Angestelltenversicherung. Im Heft 4 des 17. Ban- 
des der „Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissen- 
schaft‘ schreibt der Geheime Regierungsrat Dr. jur. Geor 
Zacher, Berlin: „Ebensowenig lässt sich eine klare begrift- 
liche Abgrenzung zwischen Angestelltenversicherten einerseits 
und Invaliden- bzw. Krankenversicherten andererseits geben, 
und jeder Versuch ‚dazu führt lediglich zu juristischen Haar- 
spaltereien und unfruchtbarer Verwaltungsarbeit.‘ 

Wie zutreffend diese Behauptung ist, wird schlagend durch 
die Entscheidungen der Spruchbehörden der Angestelltenver- 
sicherung bewiesen. Dafür heute ein Beispiel: In einer Ent- 
scheidung vom 23. August 1921 stellt der Rentenausschuss 
Berlin für die. Versicherungspflicht der Zeichner folgenda 
Richtlinien auf; 
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„Die Tätigkeit. eines Zeichners ist nicht als, eine Bureat-., 
tätigkeit anzusehen, da als solche nur Bureauarbeiten im 
eigentlichen Wortsinne, also Schreiben, Rechnen, Kopieren und 
dergleichen Arbeiten, zu verstehen sind, während nach der 
Auffassung. des täglichen Lebens Zeichner nicht unter das 
Bureaupersonal_ fallen.‘“ 

Es dürfte interessant sein zu erfahren, wo diejenigen 
Herren, die an diesem Beschluss mitgewirkt haben, ihre. In- 
Ne über „die Auffassung des täglichen Lebens‘ sam- 
meln. 


Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestellten- 
versicherung. Wir hatten bereits in Nr. 47 der „D.T. Z.“ vom 
25. November 1921 darauf hingewiesen, dass mit dem 
31. Dezember 191 die Frist zur Nachzahlung 
freiwilliger Beiträge für die Jahre 1914 bis 1920 
abläuft. Zur Aufrechterhaltung der in diesen Jahren nicht 
gewahrten Anwartschaften müssen zur Vermeidung des Ver- 
lustes der Ansprüche die fehlenden freiwilligen Beiträge bis 
Ende dieses Jahres eingezahlt werden. Zur Erhaltung der 
Anwartschaft müssen nach $ 49 des A.V.G. in jedem Jahr 
mindestens 8 Kalendermonate mit Pflicht- oder freiwilligen 
Beiträgen, oder mit sogenannten Ersatztatsachen belegt sein. 
Nach 8 51 des A.V.G. werden die Kalendermonate als be- 
zahlte Monate angerechnet, in denen der Versicherte 


1. zur Erfüllung. der Wehrpflicht in Friedens-, 
machungs- oder Kriegszeit eingezogen ist, 

2. in. Mobilmachungs- oder Kriegszeiten freiwillig militärische 
Dienstleistungen verrichtet hat, 

3. wegen einer Krankheit zeitweise arbeitsunfähig und nach- 
weislich verhindert gewesen ist, seine Berufstätigkeit fort- 
zusetzen, sofern er kein Gehalt bezog, 

4. zur beruflichen Fortbildung eine staatlich anerkannte Lehr- 
anstalt besucht. 


Befreiung von der Angestelitenversicherung durch Lebens- 
versicherung. Durch das vom Reichstag am 23. Juli 1921 ver- 
abschiedete Gesetz zur Angestelltenversicherung: war die Ver- 
sicherungspflicht bis zu einem Jahresarbeitsverdienst ‚von 
30000 .M. erhöht worden. Eine Befreiung von der. eigenen 
Beitragsleistung auf Grund einer privaten Lebensversicherung 
für diejenigen Angestellten, die durch dieses Gesetz erstmalig 
oder erneut. versicherungspflichtig wurden, war damals noch 
nicht vorgesehen. Um die dadurch entstandenen Härten zu 
beseitigen, hat der Reichstag am 19. November 1921 ein Gec- 
setz angenommen, dem der Reichsrat zugestimmt hat, wonach 
den durch die Ausdehnung der Angestelltenversicherungspflicht 
bis zu einem Jahresverdienst von 30000 M. der Versicherungs- 
PER unterworfenen Angestellten die Möglichkeit einer. Be- 
reiung von der eigenen Beitragsleistung auf Grund einer pri- 
vaten Versicherung gewährt wird. 

Das Gesetz ist ausserordentlich bedeutungsvoli nicht 
nur für diejenigen, die jetzt am 1. August d. J. neu ver- 
sicherungspflichtig auf Grund des Gesetzes vom 23. Juli 192i 
geworden sind und gleichzeitig in einer Lebensversicherung 
eingekauft sind, sondern auch für diejenigen, die durch die 
Gesetze vom 20. Dezember 1911 und 31. Mai 1920 auf Grund 
eines Lebensversicherungsabschlusses bisher von der eigenen 
Beitragsleistung zur Angestelltenversicherung befreit wareı. 

Diejenigen Angestellten, die durch das Gesetz vom 23. Juli 
1921 erstmalig oder erneut unter das Angestelltenversicherungs- 
gesetz fallen, können unter folgenden Voraussetzungen von 
der eigenen Beitragsleistung befreit werden, wenn sie eine 
private Lebensversicherung abgeschlossen haben. Der Antrag 
auf Abschluss einer Lebensversicherung muss vor dem 10. Juni 
1921 bei der betr. Versicherung gestellt sein. Die Prämie für 
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Die Angestelltenversicherung 
verbrauchte im Jahre1920 für Verwaltungs- 

Kosten u u 042 re eu RM 

als Rücklage für die Pensionskasse der 

eigenen Beamten . x : 2»... dA u u 

59,5 Mill. M. 






zusammen 


Das sind 14,2%/, der Beitragseinnahmen und 40 M. 
pro Jahr auf den Kopf des Versicherten, während die 
allgemeine Invalidenversicherung nur einen kleinen 
Bruchteil dieser Beträge in Anspruch nahm. Mit 
Recht kann da von einer volkswirtschaftlichen Ver- 
schwendung gesprochen werden. 


Keine Stimme denjenigen, die das Geld der Angestellten 
leichtfertig für ihre Sonderbestrebungen zu opfern bereit sind! 
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die Versicherung muss wenigstens dem Betrag gleichkommen, 
den der Angestellte nach dem Gesetz vom 23. Juli 1921 vom 
1. August 1921 an die Reichsangestelltenversicherung zu zah- 
len hatte. Erreicht die Prämie der vor dem 10. Juni 1921 
beantragten Lebensversicherung nicht diese Höhe, so kann 
sie durch einen Nachversicherungsantrag, der aber bis zum 
31. Dezember 1921 bei der Versicherungsgesellschaft zu stellen 
ist, entsprechend ergänzt werden. Der Befreiungsantrag selbst 
muss bis spätestens zum 31. Januar 1922 gestelit werden und 
ist einzureichen nicht an die Reichsversicherungs- 
anstalt, sondern bei dr Ausgabestelle der Ver- 
sicherungskarten für die Angestelltenver- 
sicherung auf einem bei diesen Stellen kostenfrei zu ent- 
nehmenden besonderen Vordruck. Hierbei darf nicht übersehen 
werden, dass bereits früher an die Reichsver- 
sicherungsanstalt selbst eingesandte An- 
träge auf Befreiung von der Beitragsleistung 
bei der genannten Kartenausgabestelle er- 
neut einzureichen sind. Dem Antrag muss der Ver- 
sicherungsschein ‚beigefügt werden. Wird dem Antrag statt- 
gegeben, so tritt die Befreiung rückwirkend vom 1. August 
1921 ab ein. Die erwirkte Befreiung von der eigenen Beitrags- 
leistung bleibt aber nur solange in Kraft, als die 30000 M.- 
Grenze für die Versicherungspflicht bestehen bleibt. 

Für einen grossen Teil der gegenwärtig auf Grund der 
Gesetze vom 20. Dezember 1911 und 31. Mai 1920 von der 
eigenen Beitragsleistung befreiten Angestellten ist besonders 
wichtig, dass diese laufenden Befreiungen entgegen den bis- 
herigen Bestimmungen hinfällig werden, wenn die Prä- 
mienzahlungen für die Lebensversicherung, 
auf Grund deren die Befreiung seinerzeit ausgesprochen wurde, 
nicht die Höhe der eigenen Beiträge erreicht, 
die der Angestellte auf Grund des Gesetzes 
vom 23. Juli 1921 im Falle der Nichtbefreiung 
an die Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stellte zu zahlen hätte. Diese Angestellten haben also 
jetzt die Wahl, entweder zur Aufrechterhaltung der 

isherigen Befreiung von der eigenen Bei- 
tragsleistung sofort durch Abschluss einer 
Nachversicherung bis zum 31. Dezember 1921 
ihre Prämien auf die geiorderte Höhe zu bringen, oder auf 
die Befreiung gänzlich zu verzichten. 


Kurz zusammengefasst ist also für die seit 1. August 1921 
neu oder wieder versicherungspflichtig gewordenen Angestell- 
ten, die auf Grund einer beantragten oder bereits abgeschlosse- 
nen Lebensversicherung eine Befreiung von der eigenen Bei- 
tragszahlung anstreben, folgendes zu beachten: 

Der Lebensversicherungsantrag muss vor 
dem 10. Juni 1921 gestellt sein. Die für die Le- 
bensversicherung zu zahlende Prämie muss 
den Beiträgendes Angestellten zur Angestell- 
tenversicherung, wie sie nach dem Gesetz 
vom 23. Juli 1921 vorgesehen sind, gleichkom- 
men. Eine durch diese Bestimmung etwa er- 
forderlich werdende Nachtragsversicherung 
zuderbereitsbestehenden mussbis3l. Dezem- 
ber 1921 beantragt sein. Der Antrag auf Be- 
freiung von der eigenen Beitragslestung 
muss bis spätestens 31. Janu’ar 1922 bei der zu- 
ständigen Kartenausgabestelle für die Ange- 
stelltenversicherung auf dem dort zu haben- 
den vorschriftsmässigen Vordruck gestellt 
werden. Befreiungsanträge werdenauikeinen 
Fall von der Reichsversicherungsanstalt 
selbstangenommen, sondernanden Äbsender 
zurückgegeben. 

Die Angestellten, die awf Grund frühe- 
ren Entscheides der Reichsversicherungsan- 
stalt für Angestellte von der eigenen Bei- 
tragsleistung befreit waren, müssen sofort 
prüfen, ob ihre Prämien für ihre Lebensver- 
sicherung den Beiträgen gleichkommen, die 
sie im Falle der Nichtbefreiung seit dem 
1. August 1921 andie Angestelltenversicherung 
zu zahlen hätten. Hierbei etwa notwendig 
werdende Zusatzversicherungen müssen bis 
spätestens 31. Dezember 1921 bei der betr. Le- 
bensversicherung gestellt werden. 


Diejenigen Angestellten, die jetzt dadurch vor der Wahl 
der Aufrechterhaltung der Befreiung von der eigenen Beitrags- 
leistung, ‚oder des Verzichts auf dieselbe stehen, mögen u.a. 
sich unserer Ausführungen entsinnen, die wir in Nr. 47 der 
D.T.Z.““ vom 25. November 192} auf Seite 430 über die 


Frage des Heilverfahrens für diejenigen Angestellten machten, 
die von der Leistung ihrer Beitragshälften auf Grund einer 
Lebensversicherung befreit sind. 


Nr. 49 _ 


Ablehnung der Schlichtungsordnung. Der Reichswirt- 
schaftsrat hatte in seiner letzten Plenarsitzung den Gesetz- 
entwurf über die Schlichtungsordnung nochmals an den sozial- 
olitischen Ausschuss zurückverwiesen, um dort erneut eine 
erständigung zu versuchen. Es wurde nochmals ein Unter- 
ausschuss eingesetzt, dessen Bericht vom sozialpolitischen Aus- 
schuss am 1. und 2. Dezember entgegengenommen werden 
konnte. Bei der anschliessenden Beratung zeigte sich auch dies- 
mal, dass die Unternehmer in der Veh ein In- 
strument haben wollen, um die Lohnkämpie der 
Arbeitnehmer durch eine gesetzliche REEIe- 
mentierung abzuwürgen. ie Anträge der freien 
Gewerkschaften wurden zwar zum Teil gegen die Stimmen der 
Unternehmer angenommen; dennoch stimmten die freigewerk- 
schaftlichen Ausschussmitglieder bei der Gesamtabstimmung 
gegen das Gesetz, weil der entscheidende $ 55 eine durch; 
aus arbeiterfeindliche Formulierung erfahren 
hat. Auch die von den.christlichen Arbeitervertretern gestellten 
Verbesserungsanträge mussten von unseren Freunden im Aus- 
schuss als durchaus unzulänglich abgelehnt werden. 


Bei der Gesamtabstimmung stimmten alle Ausschussmit- 
glieder gegen das Gesetz; die Unternehmer, weil ihnen die 
Vorlage noch nicht scharfmacherisch genug ausgefallen war, 
die Arbeitnehmer aus der entgegengesetzten Auffassung heraus. 
Die den freien Gewerkschatten angehörenden Ausschussmit- 
glieder gaben zu der Abstimmung folgende Erklärung ab: 

„Erklärung: 

Die den freien Gewerkschaften angehörenden Ausschuss- 
mitglieder erblicken in der vom sozialpolitischen Ausschuss an- 
genommenen Fassung des $ 55 der Schlichtungsordnung eine 
unerträgliche Einschränkung des Streik- 
rechts. 


Die unterzeichneten Arbeitnehmer-Vertreter sehen sich des- 
halb gezwungen, dem vom sozialpolitischen Ausschuss be- 
schlossenen Gesetzentwurf einer Schlichtungsordnung ihre Zu- 
stimmung versagen zu müssen. 


Aufhäuser. Urban. : Albrecht. Stühler. Spröhlinger. 
Riedel. Dreher. Gärtner. Umbreit. ° Luise Kähler. 
Ucko.  Stühmer.“ : 

DyRammLoE er Arbeitslosigkeit im Ausland. Eng- 
land: Die ebatten über die Not der Arbeitslosen, 


die ungerechnet der Kurzarbeiter über 1,5 Millionen Männer 
und Frauen umfassen, haben zu einigen Notmassnahmen ge- 
führt. Am 1. November beschloss das Parlament als Ergänzung 
der Arbeitslosenversicherung die Schaffung eines besonderen 
„Fonds zur Unterstützung der Angehörigen 
Arbeitsloser“. Entsprechend der aus der deutschen Er- 
werbslosenfürsorge bekannten Zusatzunterstützung für Familien- 
angehörige sollen die Angehörigen besondere Unterstützung er- 
halten. Diese Zusatzunterstützung beträgt wöchentlich 5 Schil- 
ling für die Ehefrau und 1 Schilling für jedes Kind unter 
16 Jahren. Die Mittel werden aufgebracht, indem die Unter- 
nehmer für jeden Arbeiter 2 Pence (Friedensvaluta 16 Pf.) 
und für jede Arbeiterin I Penny wöchentlich steuern, der 
gleiche Betrag wird von den in Arbeit stehenden erhoben. 
Der Staat leistet einen Zuschuss von 3 oder. 2 Pence. Die 
verlangte höhere Unterstützung wurde abgelehnt, „da der 
Staat nicht über die Mittel verfüge‘, ; 

Die Regierung hat 390090 Pfund Sterling (Friedenswäh- 
rung 6 Millionen Mark) bereitgestellt zur Unterstügzung 
ehemaliger Kriegsteilnehmer, die in die britischen 
Dominien auswandern wollen. 


Bis 10000090 Pfund Sterling (Friedenswährung 209 Millio- 
nen Mark) sollen zur Durchführung von Notstands- 
arbeiten, wie Aufforstungen, Meliorationen, Strassenbau 
usw. verwandt werden. 


Zur Stärkung und Belebung der Industrie will die Regie- 
rung die Verzinsung vonindustrieanleihen unter- 
nehmen. Weiter soll die bereits bestehende Kreditaktion 
zur Belebung des Exports erweitert und vereinfacht 
werden. Das Risiko des Exporteurs wird zu einem wesentlichen 
Teil vom Staat getragen. War diese Massnahme bisher auf 
den Export nach jenen Ländern beschränkt, deren Kredit- 
würdigkeit durch den-Krieg untergraben war, so soll sie jetzt 
jeglichem Export zugute kommen. 

Japan: Die Regierung bewilligte 100009 Jen zur Förde- 
sung der Auswanderung, für die eine grössere Propaganda. und 
Aufklärung betrieben werden soll. Die Gemeindebehörden sind 
angewiesen worden, besonders solchen Emigranten beizustehen, 
die beabsichtigen, nach den brasilianischen Kaffeeplantagen 
auszuwandern, da man diese Arbeit als besonders geeignet für 


‚die japanischen Auswanderer ansieht. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika: Die 
Regierung lehnte die Unterstützung der Arbeitslosen aus Staats-: 
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mitteln ab, da diese „Armenunterstützung sein würde“. Statt 
dessen versucht man durch Notstandsarbeiten dem Uebel zu 
begegnen. Regierungssekretär Hoover erklärte, dass nach den 
Berichten nur 10—20 v. HM. aller Arbeitslosen (etwa 4—5 
Millionen) so stark bedürftig seien, dass für sie die Beschaffung 
von Notsiandsarbeiten unerlässlich sei. Auch bei höchster 
Schätzung der Arbeitslosenzahl würde daher Arbeıtsbeschaffung 
für eine Million Arbeitsloser genügen. Die Länder, Gemeinden 
und Private sollen Notstandsarbeiten in Angriff nehmen. — Der 
Stahltrust stellte bis zu 10 Millionen Dollar bereit zum Ausbau 
der Betriebsanlagen und dergleichen. Der Trust beschäftigte im 
Jahre 1920 etwa 270000 Arbeiter und zurzeit nur etwa die 
Hälfte. Die Standard Oil Company beschloss, 2 Millionen 
Dollar für Reparaturen und dergleichen bereitzustellen. Damit 
soll Arbeit für 5000 Arbeiter beschafft werden. Im ganzeı 
sind 10000 Arbeiter der Gesellschaft arbeitslos. 


Die Schweizerische Uhrenindustrie: Den 
Niedergang der schweizerischen Uhrenindustrie zeigt am deut- 
lichsten der Rückgang der Ausfuhr aus der Schweiz. Brachte das 
1. Halbjahr 1920 eine Ausfuhr im Werte von 163 Millionen 
Franken, so das 1. Halbjahr 1921 nur 89 Millionen. Ende August 
1921 waren von 45 600 Bis 50 6C0 Beschäftigten der Uhrenindustrie 
9685 voll arbeitslos und 12829 waren Kurzarbeiter. Arbeiter 
und Unternehmer verlangen Schutz des Staates für die Indu- 
strie. Die Regierung ist bereit, entweder einen Teil der Pro- 
!uktionskosten zu tragen oder für die Ausfuhr der Waren 
eine feste Valutabasis zu vergütigen, die den Vorsprung der 
Länder mit schlechter Valuta ausgleicht. Der Verlust, der aus 
der Differenz zwischen der festen Valutabasis und der tatsäch- 
chen Valuta entsteht, würde aus Staatsmittein gedeckt werden. 
Man hofft durch diese Massnahmen die Exportmöglichkeit, die 
heirte durch den guten Stand der Gelder behindert wird, wieder 
erzusiellen. Die Regierung schätzt die notwendigen Mittel 
aut 20 Millionen Franken für ein Jahr. Die Unterstützung der 
Arbeitslosen würde ‚aber 39 ‚Millionen Franken verlangen. Als 
erster Versuch einer Staatshilfe für die Uhrenindustrie wurden 
5 Millionen Franken bewilligt. 


Versicherungsgrenze in der Krankenversicherung. Der 
AfA-Bund hat folgende Eingabe an den Reichstag und den 
Reichswirtschafisrat gerichtet: 


„Durch die Verordnung vom 39. April 1920 (Reichsgesetz- 
blatt S: 769) ist de Krankenversicherungspflicht 
auf solche Angestelite beschränkt worden, deren Einkom- 
men 15000 M. nicht übersteigt. Wir haben schon damals den 
Ausschluss der höher bezahlten Angestellten aus der Ver- 
sicherungspflicht als ungerecht, betrachtet, da nach unserer 
Aufisssung keine Gruppe der Angestellten von der sozialen 
Fürsorge ausgenommen werden darf. Inzwischen hat die Geld- 
entwertung weitere Fortschritte gemacht, so dass infolge neuer- 
licher Lohnkämpfe noch weitere Teile der Angestellten die 
Jahresarbeitsverdienstgrenze von 15000 M. überschritien haben 
und damit wieder aus der Krankenversicherungspflicht heraus- 
gekommen sind. Der bisherige Verlauf der wirtschaftlichen 
Entwicklung lässt erwarten, dass die Zahl derjenigen Angestell- 
ten, die bisher versicherungspflichtig waren, aber die Gehalts- 
grenze von 15000 M. überschreiten, immer grösser wird. 

Es ist daher eine dringende Notwendigkeit, die Kranken- 
versicherungspflichtgrenze von 15000 M. zu beseitigen. Eine 
blosse Erhöhung dieser Grenze würde nicht nur unserer grund- 
sätzlichen Auffassung widersprechen, sondern alsbald wieder 
illusorisch werden, wenn infolge weitergehender Geldentwer- 
tung neue Lohnkämpfe zu weiteren nomimellen Gehaltserhöhun- 
gen führen. © 

Die völlige Beseitigung der Krankenversicherungsgrenze 
für Angestellte, d. h. die Versicherungspflicht aller Angestell- 
ten, ist aber auch aus dem Grunde erforderlich, weil nacıı dem 
„Referentenertwurf des Gesetzes über eine vorläufige Arbeits- 
losenversicherung‘‘ (Reichsarbeitsblatt Nr. 24 S. 839) nur 
diejenigen Personen für den Fall der Arbeitslosigkeit ver- 
sichert werden sollen, die der Krankenversicherungspflicht 
unterliegen. Wir halten zwar den Gedanken, die Erwerbs- 
losenfürsorge künftig auf eine Arbeitslosenversicherung zu be- 
schränken, nicht für zweckmässig, müssen aber hervorheben, 
dass, wenn eine solche etwa einzuführende Arbeitslosenver- 
sicherung nur für diejenigen gelten soll, die auf Grund der 
Reichsversicherung gegen Krankheit pflichtversichert sind, nach 
der gegenwärtig geltenden Gesetzeslage alle Angestellten mit 
einem .Jahreseinkommen von mehr als 15000 M. von der 
Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen sein würden. Es muss 
also auch aus dem Grunde, damit sich der Kreis der pflicht- 
versicherten Personen sowohl bei der Kranken- als auch bei 
der Arbeitslosenversicherung deckt, jegliche Einkommens- 
pflichtgrenze für die Angestellten fallen. Für die Arbeiter gibt 
es ja auch keine Einkommensbrenze, die sie von-der Kran- 
kenversicherungspflicht ausschliesst.“ 
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Angestelltenbewegung 


Der „unpolitische‘‘ D.H.V, In dem amtlichen Kreisblatt 
des Kreises Biedenkopf finden wir folgende Bekanntmachung: 

„Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Ver- 
band, Hamburg, lässt durch den Herrn Ministerpräsidenten, durch den 
Herrn Reichsminister und den Herrn Preussischen Minister des Innern 
die Feststellung bestätigen, dass er ein vollständig unpolitischer Verband 
ist, der seinen Namen aus der Zeit vor dem Kriege trägt. Er ist dem 
Deutschen Gewerkschaftsbunde angeschlossen, Seine Veranstaltungen 
sind nicht parteipolitischer Natur. Der Landrat.“ 

Die katholisch orientierten Mitglieder des D.H.V. haben im- 
mer wieder gegen dessen einseitig parteipolitische Haltung 
scharte Proteste erhoben. Um ein Abwehrmittel gegen diese 
Proteste zu haben, hat der D.H.V. den Führer der. chrıst- 
lichen Gewerkschaftsbewegung, den ehemaligen Ministerpräsi- 
denten Stegerwald, und alle sonstigen, im christlichen 
Lager stehenden Minister mobil gemacht und hat sich bescheini- 
gen lassen, dass er ein unpolitischer Verband sei. Bezeichnend 
ist, dass in diesen Dementierapparat nun auch die Landräte und 
die amtlichen Kreisblätter eingespannt werden. Wie würde man 
wohl im Lager des D.H.V. schreien, wenn amtliche Stellen 
in ähnlicher Weise für die Interessen des AfA-Bundes in An- 
spruch genommen würden! 

Im scharfen Gegensatz zu dieser amtlichen Bescheinigung 
steht ein Artikeı in der Abendausgabe der „Kölnischen Volks- 
zeitung‘“ vom 22. November mit der Ueberschrift: „So also .. „|“ 
In diesem Artikel wird in längeren Ausführungen nachgewiesen, 
wıe insbesondere in der vom D.H.V. herausgegebenen Monats- 
schrift „Der deutsche Kaufmann im Auslande“ in geradezu 
empörender Weise das Auslandsdeutschtum mobil gemacht wird 
gegen die deutsche Regierung und gegen die Parteien, die sich 
bemühen, das Deutsche Reich zu retten und zu erhalten. 
Ein Mitglied des D.H.V., Bezieher des „D.K..A.“, schreibt dem 
D.H.V. auf Grund eines solchen Artikels: 

„Dass Sie hitzköpfige Deutschnationale des Auslandes un- 
sere Regierung verhöhnen und die nationale Fahne in den Kot 
ziehen lassen, wie esim „D.K.i.A.“ geschieht, will ich noch nicht 
als „Tendenz“ betrachten, obwohl ich sicher bin, dass die 
Schriftleitung eine Zurechtweisung derartiger „Helden“ nicht 
aufnehmen würde. Aber der Leitaufsatz der Nr. 9 ist für 
uns Zentrumsleute und Anhänger einer rechtmässigen Regierung 
.. . geradezu ein Faustschlag ins Gesicht.“ 

Es muss bei dieser Angelegenheit einmal wieder daran er- 
innert werden, wie der D.H.V.»gerade die Zeitschrift „Der deut- 
sche Kaufmann im Auslande‘ benutzt,, um die nationalistı- 
schen Leidenschaften aufzuhetzen. Am 31. Mai 1921 hiess es in 
einem Artikel von Paul Bröcker: „Mai in der alten Heimat“: 

„Es kommt ein Tag, da siegt entweder bei den anderen die 
Vernunft, oder da hallt die Erde wider vom Massentritt der deutschen 
Bataillone .. . 

Noch ist die Saat nicht reif. Auf diesen fernen Tag! Unseren Kin- 
dern wird er einst erstehen! Und wer von uns ihn erleben sollte, wird 
fröhlich dabei sein.“ 

Mit diesem Artikel liefert der amtlich als unpolitisch ab- 
gestempelte D.H.V, der Entente das willkommene Material, um 
immer neue Forderungen zur Knebelung Deutschlands zu stel- 
len, wie letzthirn die Forderung: die Deutschen Werke müssen 
zerstört werden! 

Und sollen wir schliesslich noch auf die Wahlkampagne 
für die beiden Vorstandsmitglieder des D.H.V., Thiel und Lam- 
bach, erinnern, die seinerzeit ebenfalls einen Entrüstungssturm 
in Zentrumskreisen auslöste?. Aber dem D.H.V. ist es ‚„anıt- 
lich‘ bescheinigt, dass er unpolitisch ist. Wer es nun nicht 
glaubt, dem wird wohl nicht zu helfen sein. 


Gewerkschaftsarbeit 


Der zweite Angestelltenstreik bei-den Altberliner Elektri- 
zitätswerken hat am 29. November nach kaum achtstündiger 
Dauer mit einem vollen Siege der Angestellten geendet. — Die 
Tarifverhandlungen, die bekanntlich erst durch den ersten 
Streik am 12. September erzwungen wefden mussten, wurden von 





Bundesmitglieder! 


Sie ersparen sich im Falle einer Stellenlosig- 
keit und bei Inanspruchnahme unserer Uhnterstützungs- 
einrichtungen viel Aerger und Enttäuschung, 
wenn Sie die Ihrem Einkommen entsprechenden sat- 
zungsgemässen Beiträge ($ 16) pünktlich und 
richtig gezahlt haben. 

Durch satzungswidrige Beitragszahlungen ver- 
wirken Sie ihr Anrecht auf die Unter- 
stützungseinrichtungen des Bundes. 
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beiden Seiten.mit ausserordentlicher Zähigkeit ge.ührt. Trotzdem 
mitunter wöchentlich 3—4 a N, angesetzt waren, 
elang es nicht, zu einer erständigung zu 
commen. Es musste daher .ein Schiedsgericht einbe- 
rufen werden; dass am 27., 28. und 29. Oktober im Arbeits- 
ministerium tagte. Als Ergebnis dieser dreitägigen Verhand- 
lungen unter Vorsitz von drei Unparteiischen wurde ein 
Schiedsspruch gefällt, der die Angestelltenschaft für die Zeit 
vom 1. April bis 30. September 1921 voll befriedigte. Er 
brachte eine grundlegende Abweichung von dem Besoldungs- 
system der Beamten, indem er den Beginn des Besol- 
dungsdienstalters vom, 2. auf das 21. Lebens- 
jahrvorrückte, dieSpanne zwischen Anfangs- 
und Endgehalt von 16 auf 13 Jahre verkürzte 
und an Stelle zweijähriger Aufrückungs- 
stufen einjährige vorsah, wobei noch das Schwer- 
gewicht der Aufrückung in die ersten Berufsjahre verlegt 
werden sollte. Es wurde dadurch erreicht, dass den Ange- 
stellten im Alter von etwa 30 Jahren bereits ein Gehalt zuteil 
wurde, das sie befähigte, ohne die schwierigsten : Finanznöte 
auch eine Familie zu gründen und, ungehemmt durch kleinliche 
Sorgen, ihrem Beruf nachzugehen. Der Schiedsspruch brachte 
aber für die Zeit nach dem 1. Oktober eine vollkommen unbe- 
friedigende Regelung, da er für die. Monate Oktober, No- 
vernber, Dezember mit ihren ausserordentlichen ‚Preissteigerun- 
en und ihren schwierigen Wirtschaftsverhältnissen nur Ge- 
altsaufbesserungen von 100, 200 und 300 M. vorsah. Als 
am Tage nach der Verkündung des Spruches auch noch das 
Verhandlungsergebnis mit der Reichsregierung bekannt wurde, 
erwies sich in.sehr krassem Masse die Unzulänglichkeit dieser 
Zuschläge gegenüber den wesentlich höheren Sätzen der Be- 
amtenbesoldung. Der Schiedsspruch musste daher von den 
Angestellten abgelehnt werden. 


Am 21. November trat dann dasselbe Schiedsgericht noch 
einmal zusammen und verhandelte über den Antrag der An- 


gestelltenorganisationen, auf der Grundlage des ersten Schieds- : 


spruches für die Zeit nach dem 1. Oktober höhere Be- 
soldungssätze festzulegen. Das zweite Schiedsgericht folgte 
diesem Antrage der Angestellten nicht, sondern schüttete das 
Kind mit dem Bade aus, indem es einen Spruch fällte, der 
den Angestellten aüferlegte, ab 1. April 1921 die Sätze der 
Besoldungsordnung ohne die geringste Aenderung anzuer- 
kennen. Damit war jede Verbesserung, die in zwei Monate 
langen Tarifverhandlungen und im Schiedsspruch vom 29. Ok- 
tober erreicht war, wieder gefallen. Der Magistrat erklärte 
sofort, dass er jetzt auch nicht mehr die Zugeständ- 
nisse aufrecht erhalte, die er noch eine Stunde 
vor Verkündung des Spruches im Manteltarifvertrag den 
Angestellten freiwillig gemacht hatte. Dass ein solcher 
Schiedsspruch auf den entschiedensten Widerstand der Ange- 
stellten stossen musste, war vorauszusehen. — Die Anuge- 
stelltenorganisationen haben daim trotz schwerster Widerstände 
iu der eigenen Mitgliedschaft noch versucht, durch Einschal- 
tung aller möglichen Instanzen eine friedliche Bei- 
legung des Streitfalles herbeizuführen. Am 22. November 
fand eine Besprechung mit Oberbürgermeister Böss statt, 
in der als Verständigungsvorschlag vier Forderungen unter- 
breitet wurden, die darauf hinausliefen, dass die Errungen- 
schaften des ersten Schiedsspruches’ und die Verbesserungen 
des Mantels auch bei Anerkennung der Beamtenbesoldung 
beibehalten blieben. Die Magistratssitzung vom 23. November 
lehnte auch diesen Verständigungsweg ab. 
Nachdem ein weiterer Versuch, die Stadtverordnetenversamm- 
lung am 24. November für ein Einschreiten zu gewinnen, 
misslungen war, hat am 25. November dann der Führer der 
sozialdemokratischen Fraktion, Franz Krüger, seinerseits 
dem Magistrat den Vorschlag gemacht, von unseren vier 
Punkten zwei zu bewilligen, nämlich die Anerkennung des 
Schiedsspruches vom 29. Oktober für die Zeit vom 1. April 
bis 30. September 1921 und die Anwendung der Beamten- 
besoldung unter Beibehaltung des 21. Lebensjahres als Beginn 
des Besoldungsdienstalterss ab 1. Oktober gelten zu lassen. 
Auch diesen Vermittlungsvorschlag lehnte der 
Magistrat am 26. November ab, so..dass der 
Mitgliederversammlung am 283. November nichts mehr 
übrig blieb, als den Streik zu beschliessen, 
nachdem die geheime Urabstimmung eine über- 
wiegende Mehrheit für die Ablehnung des Schiedsspruches 
ergeben hatte. Trotz dieser unglaublichen Hals- 
starrigkeit des Magistrats wurde ihm nochmals eine 
Frist gelassen, indem am 29. November vormittags zunächst 
nur die Bureauangestellten (Kaufleute und Techniker) in den 
Streik traten, während die Betriebsangestellten bis mittags 


“2 Uhr ihren Dienst weiter versahen. Der Magistrat hat 


diese Frist nicht benutzt. Oberbürgermeister Böss 
hat im Verein mit Stadtbaurat Adler es sogar trotz 
unserer mittags 12 Uhr erfolgten Warnung - ver- 
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hindert, dass die Strassenbahnwagen aus dem Verkehr 
gezogen wurden, Als mittags um 2 Uhr der Strom aussetzte, 
blieben - sämtliche Wagen auf der Strecke stehen. Es zeugt 
gewiss von hohem Verantwortlichkeitsgefühl der Angesteilten, 
dass sie trotz dieser Vorgänge nochmals von 4-57 Uhr 
die Akktumulatorenbatterien an das Strassenbahnnetz an- 
schlossen, damit das wertvolle Wagenmaterialins 
Depot gezogen werden konnte. Die Pumpen beim 
Bau des Untergrundbahntunnels sind von vort- 
herein mit Strom versorgt worden, damit jeder Unglücksfall 
vermieden wurde. Auch die Krankenhäuser sind, soweit 
es möglich war, mit Strom versorgt gewesen. 

Die Streikenden hatten also von sich aus alles getan, 
um die Notstandsarbeiten durchzuführen. Dagegen hat 
der Magistrat — wie wir in einer Verhandlung mit dem 
Polizeipräsidenten erfuhren — es nicht für nötig gehalten, uns 
die Bedingungen über die Aufrechterhaltung von Notstands- 
massnahmen auszuhändigen, die s. Zt. mit dem Polizei- 
präsidium vereinbart waren. Die Schuld trifft also 
auch hier in vollem Masse den Magistrat. 

Sofort bei Ausbruch des Streiks hatte sich der Reichs- 
arbeitsminister bereits ins Mittel gelegt, und um 8 Ur 
die Parteien zu einer Verhandlung geladen. In später Abend- 
stunde wurde dann ein Schiedsspruch gefällt, der unseren 
grundsätzlichen Forderungen Rechnung trug, so dass nochin 
der Nacht die Betriebsangestellten mit Automobilen aus 
den Wohnungen geholt und in die Werke gebracht werden 
konnten. Bereits morgens um 4 Uhr waren die Elek- 
trizitätswerke wieder in vollem Betrieb, 

Es ergibt sich aus vorstehendem Bericht, dass die Ange- 
stellten sich ganzihrer schweren Verantwortung 
als Angehörige eines a Betrie- 
bes bewusst waren und dass sie noch bis zur 
letzten Minute versuchthaben, die Stillegung 
des Berliner Wirtschaftslebens, die mitihrem 
Streik unweigerlich verbunden sein musste, 
zu verhindern Das unglaublich halsstarrige 
Verhalten des Magistrats, als dessen treibende Kraft 
wohl der Oberbürgermeister anzusehen ist, hat aber daun 
die Angestellten gegen ihren Willen in den 
Streik getrieben, wobei es natürlich keinem Zweifel. 
unterliegen konnte, dass die furchtbare Waffe, die in der Hand 
gerade dieser Angestelltengruppe lag, den Magistrat zu einem 
Nachgeben zwingen musste. Der Magistrat hätte nach den 
Erfahrungen vom 12. September alle Veranlassung gehabt, auf 
eine. gütliche . Beilegung dieses Konfliktes hinzuwirken. Der 
Schaden, der durch den Streik entstanden .ist, muss also. in 
vollsten Umfange den Magistratsmitgliedern zur Last 
gelegt werden. Für die Angestellten ist die - Erreichung ihrer 
Forderungen ein Erfolg, der nicht ohne Rückwirkung auf die 
Beamtenbesoldung und auch auf die Stärkung des 
Gewerkschaftsgedankens unter den Gemeindeange- 
stellten und -beamten sein wird. 


Die Stinnespresse zum Angestelltenstreik in den Berliner 
Elektrizitätswerken. Im Anschluss an vorstehenden Streik- 
bericht bringen wir im folgenden ein Gedicht „Calibans“ 
im. „Tag“ vom 2. Dezember 1921, das charakteristisch für die 
Denkart ist, mit der man in dem „vornehmen‘ „Tag“ Lohn- 
kämpfe der Angestellten und Arbeiter behandelt. 


Die Kraitprobe. 


Ein Emchen kost’t die Strassenbahn. 
Der Arbeiter willtauseaäd ha’n 
Und ausserdem gesteigertes 

Gehalt. Der Rat verweigert es, @ 


Vier Uhr. „Wir machen das nicht mit!“ 
Worauf man in den Ausstand tritt. 

Die Bahn bleibt stehn. Das Licht geht aus. 
Der Kranke stirbt im Krankenhaus. 


Acht Uhr. Ein. nicht verbilligtes 
Gebot. Der Rat bewilligt es. 
Gleich zahlen, die’s bewundernd sahn, 
Eins fuffzig für die Strassenbahn. 


Drei Wochen drauf ein neuer Schaitt, 
Und wieder macht der Rat nicht mit. 

Das Licht erlischt, die Bahn bleibt stehn. 

Der Kranke kann zum Deubel geha. 


Dann wird dem Rat, der nie erbleicht, « 

Ein Ultimatum - überreicht. 

Um sieben Uhr negiert er es, 

Um achte akzeptiert er es. 

Tags drauf bezahlt der Untertan 

Zwei Märker für die Strassenbalın. 

Wo blieben wir, wenn unser zäh’r 

Stadtrat nicht so energisch wär’? Caliban. 

Die absichtliche Verständnislosigkeit für den ganzen 

Lohnkampt — an dem die „Strassenbahn“ nur passiv beteiligt 
war, das Betonen der angeblichen Rücksichtslosigkeit gegen- 
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über Menschenleben in den Krankenhäusern lässt ange- 
sichts der oben mitgeteilten Tatsachen über die Notstands- 
arbeiten nur den Schluss zu, dass es dem „Tag“ und seinem 
„Dichter“ Caliban nur darauf ankommt, in skandalöser Un- 
verantwortlichkeit zu hetzen und zu verleumden. 


Der Existenzkampi der Beamten, Angestellten und Arbeiter 
der Stadt Saarbrücken, der vom 7. bis 15. November das 
Wirtschaftsleben der Stadt Saarbrücken Jahmgelegt hat, war 
eigentlich ein Kampf der Stadt Saarbrücken mit der Saar- 
regierung. Die Stadt Saarbrücken hatte im Einvernehmen 
mit den Gewerkschaften vor längerer Zeit einen Beschluss 
gelasst, Gehälter und Löhne in Mark auszuzahlen, während 
die Regierungskommission des Saargebiets mit allen Mitteln 
versucht, die Fränkenlöhnung zur Durchführung zu bringen. 

Bereits im Mai war die Stadt Saarbrücken ‘von unserer 
Gauverwaltung darauf aufmerksam gemacht worden, dass. die 
Difierenz in der Entlohnung der Gemeindebeamten und An- 
estellten gegenüber den Angestellten der Eisenbahn und 
ost, welch’ letztere in Franken entlöhnt werden, zu Miss- 
heiligkeiten führen müsse, da die Preise der Bedarfsartikel 
sich. naturgemäss nach der höherwertigen Frankenlöhnung 
richten. müssten. Die Stadtverwaltung ist unter Hinweis auf 
die schwebenden Verhandlungen im Reich auf diese Warnung 
nicht weiter eingegangen. Die Stadtverwaltung hat sich dann 
ätıch weiterhin in ausserordentlich sträflicher Weise um das 
Wohlergehen ihrer Arbeitnehmer nicht im geringsten ge- 
kümmert, Anfang Oktober musste’ sich ein Teil der Ver- 
heirateten noch mit Monatsbezügen von 12—1500 Mark be- 
gnügen, trotz der unglaublichen Teuerungsverhältnisse im Saar- 
gebiet. Nicht einmal ‚die vom Reich im 'April' bezw. August 
erfolgten Erhöhungen der Teuerungszulage auf 70 bezw. 
93 Prozent gelangten zur Auszahlung. Die vereinigten - Be- 
amten- und Angestelitenorgänisationen forderten daher am 
19. Oktober mit Nächdrück eine unverzügliche Regelung. Auf 
diese‘ Eingaben erfolgte die Zahlung von ein Zehntel des 
en die allerdings nur einen Tropfen auf’ einen 
eissen Stein bedeutete. Inzwischen war von der Regierungs- 
könmission im Klageweg an die Gemeinden eine Verfügung 
ergangen, dass Erhöhungen der Bezüge der. kommunalen 
Arbeitnehmer in Mark nicht gestattet werden und die Re- 


gierungskommission nur noch solchen Zulagen zustimmen 
könne, wenn sie in Franken erfolge. In diesem war sie 
sogar bereit,’ den Kommunen bis zum 1. April 1922 den 


Franken zum Kurse 1:5 zur Verfügung zu stellen. Darauf- 
hin hat ein grosser Teil der saarländischen Kreise und Ge- 
meinden - die -Frankenzahlung eingeführt, nur: die: Stadtver- 
‚waltimg Saarbrücken weigerte sich mit aller Entschiedenheit. 
Sie beschloss, ihren ‘Arbeitnehmern eine Zulage von 50 Prozent 
auf die rechtsrheinischen: Bezüge zu: gewähren, aber in. Mark. 
Daraufhin lehnte die Regierung die Zustimmung ab unter 
dem Vorwand, dass die Deckungsirage. nicht gelöst: sei. Die 
Genehmigung zu einer Anleihe war-also nicht zu erhalten, und 


damit war die Stadtverwaltung in die Zwangslage gebracht, :. 


entweder nachzugeben oder ihre Arbeitnehmer verhungern 
zu lassen. Die Stadt wählte das letztere. Sie stellte die 
Arbeitnehiner vor die schwierige Frage, ob sie gegen die 
Revierungskommission oder gegen die Stadtverwaltung 
kämpfen‘ wollten. Angesichts der Notlage der Arbeitnehmer- 
schait konnte die Entscheidung nicht zweifelhaft sein. In 
einer Urabstimmüng am 4. November stimmten von 1465 Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern 1188 für den Beschluss 
der Regierungskommission und nur 118 für den Beschluss der 
Stadtverordneten. — Interessant ist, dass in diesem Stadium 
vor: den ÖOrganisationsvertretern festgestellt ‘werden: konnte, 
dass namhaite Kreise des Handels, der ‚Industrie und der 
‚Finanz bereits den Plan gefasst hatten, durch :Zusammen- 
bringen eines Fonds aus privaten Mitteln den Arbeitnehmern 
der Stadt die Zulagen :zu' zahlen, denn die Einführung der 
Frankenlöhnung bei der Stadtgemeinde ‘musste natürlich auf 
die Kauikraft der übrigen Bevölkerung ‘Saarbrückens katastro- 
phal wirken. — Nach Vornahme der Urabstimmung gaben 
die Organisationsvertreter den Stadtverordneten nochmals Ge- 
legenheit, Stellung zu nehmen. Das wurde jedoch von diesen 
als zwecklos abgelehnt. Daraufhin traten die Arbeiter und 
Angesteliten der Strassenbahn sowie die Arbeiter der städti- 
schen Verwaltung am 6. November in den Streik. Die Beamten 
und Angestellten der Verwaltung folgten einen Tag später. 
Am Abend des 7. November war Saarbrücken in Dunkei ge- 
hüllt. Abgesehen von der Versorgung der Krankenhäuser und 
einiger sonst lebenswichtiger Betriebe wurde, soweit es tech- 
nisch möglich war, die Industrie mit Strom versorgt und 
Gas von morgens 5, bis. abends 6. Uhr abgegeben. Die 
Wasserversorgung wurde aufrechterhalten. Die gesamten 
Kräfte zur Durchführung der Notstandsarbeiten wurden von 
der Streikleitung nach ihrer Anweisung zur Verfügung ge- 
stellt. Am. 12. Noveniber kam es dann zu einer Aussprache 
mit dem Organisationsausschuss - der Stadtverwaltung,  nach- 


dem inzwischen der Präsident der Saarregierung und der 
Verwaltungsausschuss als Aufsichtsinstanz die Erhöhung der 
Beamtenbezüge unter Gleichstellung mit den Staatsbeamten 
beschlossen ‚und der Stadtverwaltung empfohlen hatten, auch 
ihre Arbeiter und Angestellten entsprechend zu entlohnen. 
In dieser Sitzung erklärte sich die Stadtverwaltung bereit, 
allen Arbeitnehmern 75 Prozent auf die rechts- 
rheinischen Bezüge zu gewähren, ausserdem 100 Pro- 
zentaufdieKinderzulagen und eine Verheirate- 
tenzulage von 20 M. pro Monat. Sie forderte aber, 
dass auch die Beamten auf die höheren Bezüge, die ihnen 
die Entscheidung des Verwaltungsausschusses und der Re- 
gierung zugebilligt, zugunsten einer gleichmässigen Erhöhung 
der Angestellten- und Arbeiterlöhne verzichten sollten. Sie er- 
klärten sich allerdings auch dann noch ausserstande, gegen 
das Verbot der Regierungskommission, die Gehälter in Mark 
auszuzahlen, aufzutreten. Auch’hier mussten noch die Streiken- 
den erst den Erfolg erkämpfen. Nachdem auch diese Frage 
befriedigend gelöst war, wurde am 16. November die Wieder- 
aufnahme der‘ Arbeit beschlossen. Die bisherigen Bezüge 
sind nach diesen Beschlüssen um das 2- bis 2,8fache erhöht 
worden. Zwei Monatsgehälter in der alten Höhe wurden 
bereits als Vorschuss ausgezahlt. 

Als Ergebnis des Streiks ergibt sich nun allerdings das 
eigenartige Bild, dass die Beamten auf Beschluss‘ der 
Saarregierung "und: des Verwaltungsausschusses ihre Gehälter 
gleich den Staatsbeamten in Franken erhalten, während 
die- Arbeiter und Angestellten in Mark entlohnt 
werden, ‘Jedoch ist eine volle Gleichstellung ‘der Entlohnung 
der. Gemeindebeamten mit den Staatsbeamten und der Ange- 
stellten - und Arbeiter mit den: Gemeindebeamten erreicht 
worden. Dieser : Erfolg war nur möglich dürch die unbe- 
dingte Geschlossenheit der Gruppen, die um 
so mehr Anerkennung verdient, als den Beamten bereits vier 
Tage vor Abbruch des Streiks ihre Forderungen bewilligt 
waren. und ein grosser- Teil der in Frage kommenden 
Arbeitnehmer überhaupt noch nicht gewerkschaft- 
lich organisiert ist. 


Berufsfragen 


Der Techniker im Ausland. Jm Anschluss an unsere Mit- 
teilungen in Nr. 43 und 45 der „D. T. 2.“ lassen wir einen 
weiteren Bericht eines im Ausland beschäftigten Bundeskol- 
legen folgen: 

Der Kollege, in Haverstraw im Staate New Yor k, warnt 
rneut, aufs Geratewohl auszuwandern. Er hat im Laufe der 
jahre Hunderte von Kollegen ‚kennengelernt, die in ihren 
lofinungen bitter enttäuscht wurden und gezwungen ‚waren, 
umzusatteln, um. den nackten Existenzkampt zu führen. Wer 
nicht-von Anfang an aut eine bestimmte. Zeit und für eine be- 
kannte Firma und mit. genügender Sicherheit für die Erfül- 
lung seines Vertrages fest engagiert ist, und nicht die englische 
Sprache in Wort und Schrift beherrscht, soll sich nicht nach 
U..S..A. wenden. Hat man kein festes Engagement, so fällt 
es schwer,:im Beruf. selbst Stellung zu erhalten, weil einesteils 
genügend amerikanische, mit den dortigen Verhältnissen ver- 
traute Techniker vorhanden sind, andererseits aber auch eine 
grosse Anzahl stellungsloser Techniker den Arbeitsmarkt be- 
iasten, die, um überhaupt Unterkunft zu finden, auch schlecht- 
bezahlte Stellen annehmen. Der eingewanderte Techniker 
sieht ‚sich nicht selten genötigt, sich als, Tischler, Maurer, 
Schlosser, Maschinenbauer, Installateur: usw. praktisch zu be- 
tätigen. In diesem Fall muss er. aber auch „Unionmann“ 
sein, wenn er durchkommen will. Arbeiter und Stiefelputzer 
finden, wenn sie Landesbrauch und Sitten kennen,. eher eine 
Stellung. Gegenwärtig liegt die Industrie sehr danieder. Mil- 
lionen Arbeiter und Angestellte sind stellungslos. Die. In- 
dustrie arbeitet auf standarisierte Artikel und braucht dazu 


Herr Kollege! 


Wenn Sie Ihren Aufenthaltsort, 
ihre Wohnung oder 
ihre Stellung wechseln, 


so benachrichtigen Sie unter allen Umständen Ihren 
Vertrauensmann oder Orisverwaltungskassierer. 


Sie sparen dadurch der Orts- und Haupt- 
verwaliung Ihrer Gewerkschaft 


Mühe — Zeit — Geld. 
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keine Ingenieure und Techniker, sondern nur hin und wieder 
einen Zeichner. Deshalb wird aber auch der technische Be- 
rut nicht genügend geachtet und bezahlt. Während Maurer, 
Zimmerleute usw. einen Lohn von 75 Cent bis 1,25 Dollar 
pro Stunde erhalten, bezieht ein technischer Beamter einen 
Wochenlohn von 25—40 Dollar. Es gibt allerdings auch 
besser bezahlte Stellungen, aber diese sind sehr selten. 

Vor einigen Jahren, in der Vorkriegszeit, versuchten die 
technischen Berufe sich zusammenzuschliessen, um einen Min- 
destsatz von 1 Dollar pro Stunde zu erlangen, und zwar zu 
einer Zeit, in der der besser bezahlte Handwerker. bereits 
1,5 Dollar pro Stunde erhielt, Erreicht wurde nichts. 

Der Kollege schildert dann noch seine persönlichen Er- 
lebnisse und berichtet, dass er ohne Barmittel und Aus- 
sicht auf Einnahme zuletzt monatelang versucht hat, Aktien 
und Wertpapiere aut Kommission zu verkaufen. Beim Ver- 
kaut von Aktien eines kleinen heruntergewirtschafteten Gas- 
werkes bot ihm zuletzt ein Hauptaktionär das Werk zum 
Kauf oder Miete an. Er nahm diese Gelegenheit wahr, um 
seine Fachkenntnisse zu verwerten, und ist auf diese Weise 
als Direktor Miteigentümer des Werkes geworden. Er. ver- 
sucht nun, das Werk wieder hochzubringen, um dadurch seinen 
auch jetzt noch geringen Verdienst zu erhöhen. Da er Deut- 
scher ist, lernt er jetzt als Direktor, und zwar in erhöhtem 
Masse, den Deutschenhass kennen. In Zeitungen und durch 
Flugblätter wird gegen sein Werk gearbeitet, leider auch von 
Leuten deutscher Abkunft. — Zum Schluss macht er noch dar- 
aut aufmerksam, dass jetzt einige amerikanische Firmen nach 
deutschen Ingenieuren und Chemikern von „drüben‘ Um- 
schaı halten. Sie tun dies zu dem Zweck, um hinter Ge- 
heimnisse der deutschen Industrie zu kommen, um dann, wenn 
sie ihr Ziel erreicht haben, diese Kollegen wieder zu ent- 
lassen. Aus seiner eigenen Erfahrung hat er auch hier- 
für ein. Beispiel angegeben, doch versagen wir es uns, an 
dieser Stelle näher darauf einzugehen. 


Das Genis im Verborgenen. Im „Hinterwälder Anzeiger“, 
Biedenkopf, Nr. 128 vom 29. Oktober 1921 finden wir nach- 
stehendes Inserat: 


Strebsamer junger Nerr, led. 
techn., kaufm. u. volkswirtschaftlich bewandert, 
mit höh. Schulbildung, franz. u. engl. sprechend. bisher selbständ. 
Bearbeiter europ. tech. Staatsprojekte, erzanisatorisch, kon- 
struktiv u. zeichnerisch erfahren, mit angeseh., einflussre‘chen 
Mitarbeitern im gesamten ÄAuslande, sucht Anstellung als 
Betriebs-, Maschinen- od. Verwaltungsass'stent. 
10—-12stündige Arbeit erwünscht. Grössere Werksaufträve 
können überbracht werden. Referenzen auf Wunsch. Gefl. 
Angebote mit allen Erläuterungen unter „Assistent“ an die 
Geschäftsstelle dieses Blattes. 

Dieser „strebsame, ledige junge Herr‘ ist zweifellos eine 
Kapazität auf seinem Gebiet und es ist bedauerlich, dass er, 
der bisher selbständiger Bearbeiter europäischer, technischer 
Staatsprojekte gewesen ist und ausserdem noch über einen 
angesehenen, einflussreichen Stamm von Mitarbeitern im Aus- 
lande verfügt, nunmehr als Betriebs-, Maschinen- oder Ver- 
waltungsassistent sein Leben fristen soll. Schon die „er- 
wünschte“ 10—12stündige Arbeitszeit veranlasste uns, das 
Inserat des jungen Herrn aus dem „Hinterwälder Anzeiger‘ in 
unsere Zeitung zu übernehmen, um ihn unter allen Uniständen 
unserer Industrie, die solche rückgratfesten Leute gebraucht, 
zu erhalten. 

Nur eins nimmt uns wunder: Warum diese Leuchte aus- 
gerechnet im „Hinterwälder Anzeiger‘ inseriert, wo sie wert 
wäre, in einer ersten Zeitung an erster Stelle zu stehen. 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Büttnerwerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf, und 
Unter-Barmen., 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. 


Haupischriftleiter und verantwortlich für den Hauptteil:-Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. 
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Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 
Steinkohlengrube Plötz bei löbejün (Saalkreis). 
Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster 'sen., Inh, 

Paul Fischer & Max Schuster sen., Münsterberg. i. Schles. 
Brock & Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 


Versammiungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungska'ender der „D.T. Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderes 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten? 


M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 
y = 
V = Vertrauensmännerversammlung, 


= Berufsausschuss. 


Haile a.S. F. Baugewerbe. 13 Xil. 8%, Rest. Mars-la-tour, Gr. Ulrichstr. 10, (Hoffl) 
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Hungerland, ein sozialer Roman aus dem Leben der 
Bergarbeiter von Georg Werner. Industriebeamten-Verlag. 
205, Seiten. Preis 4 M. Unser Koliege Werner hat einen Roman ge- 
schrieben, der einen grossen Erfolg haben wird. Die Schlichtheit, 
Phrasenlosigkeit und Anschaulichkeit der Sprache hinterlassen bein Leser 
den Eindruck einer aufrichtigen, von jeder Uebertreibung sich fern- 
haltenden Schilderung des niederschiesischen Bergarbeiterlebens. Darum 
aber gerade packt der Roman so unvermittelt und ursprünglich, weil 
all die Düsterheit und Kümmerlichkeit, die Begleiterscheinungen stärksten 
sozialen Druckes, Alkohol, Kinderelend, Frauenjammer, dem Leser nahezu 
plastisch vor Augen stehen. Vor diesem sozialen FHlintergrunde, der 
eine einzige Geisselung von Unternehmerwillkür und -Gewinnsucht dar- 
stellt, spielt sich nun das viele Leid und die wenige Freude der Familie 
Böhm ab, die zuerst zerrüttet und» zerdrückt unterzugehen : droht, 
am Schiusse jedoch — weil es ein Roman ist — sich doch noch zu 
versöhnlichen Verhältnissen hindurchgerungen hat. Für Leser aus unseren 
Kreisen “wird die Schilderung der Zwitterstellung der Bergbeamteun von 
grossem Interesse sein. Mit ungeheurer Verantwortung belastet, mit 
den geringsten Rechten ausgestattet, leben diese Leute dauernd ia 
peinigenden Konflikten. 





Nachruf! 


Oberingenieur Walter Hoppe-Trier 
(Mitglied Nr. 4192) 


einer unserer ältesten Mitkämpfer, ist am 28. August 1921 
durch ein grauenvolles Unglück ein Opfer seines Berufes 
geworden. Hoppe war Gründungsmitglied der Ortsgruppe 
Braunschweig des alten B.t.i.B. Seit seinem Eintritt im 


Juni 1905 ‘hat Hoppe ständig eifrig für unsere Bewegung 
gearbeit. Er war Obmann in verschiedenen Ortsverwaltungen, 
Bundestausdelegierter, Gauvorstandsmitglied. Noch am Tage 
vor seinem Tode hat er an einer Gauvorstandssitzung teil- 
genommen. Seine eifrige, unermüdliche Tätigkeit für die 
freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung sichert dem 
Kollegen Hoppe unser dauerndes ehrenvolles Gedenken. 





Sierbeiafel 
Es starben: 


August Becker (72073), Weitmar, 

Hugo Decker (T. 72168), Mainz. 

Otto Ferch!and (171 962), Magdeburg. 
Rudoif Fiach (142 022), Hamburg. 
Johannes Glanz (T 80 676), Brandenburg. 
Robert Gleich (2080), Hannover. 

Hans Haftimann (21 234), Wismar. 
Georg Heitwig (T. 97 747), Oberschöneweide. 
Bruno Kröhnert (T. 68389;, Tilsit. 

"Fritz Lietzmann (T. 98971), Pankow. 
Artur Schwefel (162 720), Berlin. 

Harry Seelig (96 668\, Crefeld. 

Franz Stüssgen (133 305), Zeitz. 
Richard Voigt (170559), Angerburg. 
Heinrich Wagenfeld (136 072), Bremen. 
Adolf Weichelt (74 599), Frankleben. 
Wilhelm Wiefelspütz, Altenessen. 


Ehre ihrem Andenken! 





Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, Weritstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


Ein technisch-physikalisches Problem von gewaltigster 
Bedeutung ist die „Telenerzie“. Nur ein Ingenieur und Schriftstelier 
wie Hans Dominik durite es übernehmen, dieses Problem in dem 
Roman „Die Macht der Drei“ zu verarbeiten, der jetzt in- der „Woche“ 
erscheint. Es sei daher auf die heutige Beilage verwiesen, die den 
Anfang dieses spannenden Romanes bringt. 


Stellenangebote Ws 


Gesucht von Niederschlesisch. Eisenwerk per 1. Januar 1922 
erfahrener, selbständiger 


Techniker oder Ingenieur 


für Betrieb, Zeichnen, Lohn- und Akkordwesen mit Spezialpraxis in 
Apparatebau, Kesselschmiede, Blecharbeiten und Eisenkonstruktionen. 

Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 
erbeten an Eisenwerk Tschirndorf, Kreis Sayan. 


ae 

















Zum. baldigen Eintritt suchen wir für unser Offert-Büro 
einen praktisch und theoretisch gut durchgebildeten 


Techniker 


der an Hand von Zeichnungen Materialbedarfsaufstellungen 
anfertigen, sowie Gewichtsberechuungen vornehmen kann. 
Es wird nur auf einen Herrn reflektiert, der gute Erfahrungen 
in diesem Fach besitzt, : 
Angebote mit Jlückenlosem Lebenslauf, Zeuenisab- 
schriften, Referenzen und Gehaltsansprüchen erbitten 


Orenstein & Roppel, A. ©. 


Lokemotivfabrik Nowawes. 

















„junge Bautechniker 


für die Anfertigung von Massesherechnungen, Kosten- 
anschlägen, sow: zur Erledigung der laufenden Bureau- 
arbeiien zum möglichst sofortigen Eintritt gesucht. 

Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften u. Gehaltsansprüchen 


sind zu richten an 
Deutsche Werke A.-G. 
Werk Siegburg. 


Techniker 


Zur Leitung eines feinmechanschen Betrie"es wird erfahrener 
Fachmann mit umfass. Werkstatipraxis gesucht. Dauerstellung. Aus- 
führl. Sewerbungsschreiben an C. G. Heynemann, Fabrik ärztlicher 
Instrumente, Leiprig, Eisterstrasse 13. 















Für meine Koiz- u, Eaumsterialienhandlung 
suche ich zum sofortigen Antritt einen 


Techniker. 


Derselbe muss in der Branche erfahren und der platt- 
deutschen Sprache mächtig sein. 

Gefl. Angebote mit Lichtbild, Gehaltsansprüchen und 
Zeugnisabschriften erbeten. 


Andr. Christiansen, 
Bredstedt (Schleswig). 











Een 2 su en = z = er E72 n 2 . 
Bautiechniker 
zum baldigen Antritt gesucht. 


In der Entschädigungsfrage wird bei guten Leistungen ent- 
sprechend entgegengekommen. 


Stadtbauamit Spremberg, Lausitz, 


= ; 
Techniker Eneitauen Dr. med. K, Hutien 
j H üb.: Recht u.Pflicht 
möglichst gelernter Zimmerer, auf ememammmuuerumsen 2. Ehe, Gattenw., 
Burcau und Baustelle erfahren und | [ jene, Hochz., Flitterwoch. InEhe, 
im Zeichnen bewandert, gesucht. | Kinderlosigk. Frauenorg. (4hi.) Ge- 
Geil, Bewerbungen ‚erbitten fühlskält.d.Frau usw. Anh. Knabe od. 
G. Heilwig & Sohn | Mdch.?M.Ergänz.Bd. M 7.50,Nachn. 
Ariern. M.3.—.. Hausarzt - Verlag, Bin.-Siexhtz 22. 


PATENTE 


G.M., W.Z., erw. verw. Dr.Bogda'n, 
Dipl.-Ing., Geschäftsführer des Treu- ! 
hand-Vereins, berat. Ing. G.m.b.H,, 
Berlin SW 61, Gitschiner Strasse 3. 









Rerziti. üelehr.v. 
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Reisszeuge und Rechssschieher 


billigste Bezugsquelle 
Harsen & Kleiner, Kiet. 
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Bünftigite Nlters- uud Kanilienveriorguma 
amweds Befreiung von der Angeitelltenverficherung bietet die 
Deutiche Beamten-Lebensverficherung a. ©. 
Mnftait des Deutihen Beanten-Wictichaftsbundes. 
Auskunft und Drudfachen foflenlos durch den 
VBertrauensmann: Rehnungsrat d. Henne, 


Berlin-Steglig, Siemensitraße 75. 
Fernruf: Stegli 37. 
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Ang estiellien- 
Versicherung 


Bis 31.Dezember 1921 noch möglich: 

Befreiung aurenVersicherung 

nach dem jeweiligenGehalt 

für Angestellte, deren bisherige Prämie f.d. Befreiung nicht mehr ausreicht! 

Stuttgarter Lebensversicherungsbank a.G. 
(Alte Stuttgarter) 


Grösste europäische Lebensvers.-Gesellschaft auf Gegens. 




































Techniker unentbehrlich! 


= Schönstes und billigstes Geschenk! 


Meyers Handlexikon 


Das neueste deutsche Friedenslexikon | 


Neueste Auflage, 1921, in Ganzleinen gebunden 114 Mk., in 
Ganzleinen-Prachtband mit Go'dpressung 125 Mk. in Halb- 
leder 185 Mk. Enthält auf 1632 Spalten Text etwa 75 000 Stich- 
wörter und Hinweise mit 2000 Abhildungen, 52 bunten und 
schwarzen Tafeln sowie 45 farbige und schwarze Karten und 
24 Test- und statistische Uebersichten. _Das gesamte Wissen 
bis zur Gegenwart umfassend ist es nach den welterschüt- 
ternden Umwälzungen und Neuerungen auf allen Gebieten 
in jeder Familie, in jedem Berufe der unentbehrliche Ratgeber, 
der auf jede Frage genaue und zuverlässige Antwort gibt. 


Meyers kl. Handatlas 


in 42 Haupt!- und 25 Nebenkarten. In Ganzleinen gebunden 
85 Mk. Ir gibt ein klares Bild über die heutige Aufteilung 
Ger Welt und berücksichtigt alle geograpttisch- politischen 
Umwälzungen, den jetzigen Stand der Forschung und die Entwicklung des Verkehrs. 
Es gibt kein Kartenwerk ähnlichen Umfanges, das bei grösster Zuverlässigkeit und vor- 
nehmster Ausstattung gleich billig ist. Neben Meyers Handlexikon ist es heute für jeder- 
mann unentbehrlich. 

Alle Geschenkartikel sind heute im Preise um ®as 20-30 fache gestiegen, Bücher 
nur um das 6—8fache. Meyers Handlexikon und Meyers Handa'las stellen dalier heute 


das vorrehmste und biltinste Weihnachtsgeschenk dar. Um 15 DAR : 
: 51 


jedem die Anschaffung zu erleichtern, liefern wir beide Werke so- 

foıt ohne jeden Preisaufschlag gegen Monatszahlungen von je 

oder beide Werke zusammen für monatlich 25 Mk Zahlkarten kostenlos. 
Arihur R.Hirsch, Verlagsgesellschaft m.b.H., Berlin-Kaulsdorf 
Unterschrift gilt als Bestellung des Nichtdurchstrichenen. Betrag folgt gleichzeitig auf Ihr 
Postscheckxonto Berlin 12433] — ist nachzunehmen — zahle ich bei einer Anzahlung von 
Mk. Anzahlung folet — 


Geliefertes bleibt bis zur völligen Bezahlung Ihr Eigentum. Erfüllungs- 


(149) 











Nichtgewünschtes durchstreiche 


kiirtG 


kennen Mk. in Monatsraten von 
ist nachzunehmen. 
ort Berlin-Mitte, 


Dätum u. Aenge 
Name u. Stand:, -.... ER ee FE EEE A TEEN EN r 


Wir Hefern auch alle anderen Werke zu günstigsten Redingungen. 
Pad a 2 re re ee Ab Th ba dh ARE ee 


Monatlich nur 13 Mk. Da a3 
IR NER DE ED, Ar Re AR Dr RE 
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Herr Kollege! 


Ein Bundesmitglied, das 
unser Bundesorgan_ nicht liest, 
ist kein vollwerliger Gewerk- 


er 








Bestellschein 


DOTIDID 


schafier. Fragen Sie deshalb An das 

jeden erreichbaren Kollegen, ob 

er die Deutsche 

Zeitung bei der Post bestellt DPDostamf 


hat. Wenn nicht, veranlassen 
Sie ihn, sofort den umstehenden 
Zettel auszufüllen und in einen 
Briefkasten zu werfen, Die 
Postbestellguittung wird mit 
10 Mark vom Vertrauens- 
mann und der O.V. als Bei- 
trag in Zahlung genommen. 
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Ö 
Techniker- | 





(Postzeitungsstelle) 
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 Soennecken 


Rundschrift 
| Federn . 
Nur echt mit Namen „SOENNEGKEN" 
eT: \ 3 





f vom Verlar August Scherl G. m, b. H., Berlin SW 68. 
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Phantastischer Zukunftsroman von Hans Dominik 
Der Sier höchstentwickelter Technik und wunderbarster 
Geisteskräfte über Raum und Zeit. Ein Roman voll 
spannendster Handlungen, der die Werke von Jules Verne 
weit überragt. Er erscheint in der „Woche“ neben dem 
Roman von Rudolf Stratz „Der Platz an der Sonne*, der 
offene Kritik übt an der deutschen Politik zur Wilhel- 
minischen Zeit. Die „Woche“ brinzt ferner die Bilder 
interessanter Ereignissa aus der ganzen Weit. Sie hält 
den Leser auf dem laufenden über alle Kulturereignisse. 
Die berufensten Männer des Wissens und der Arbeit be- 
handeln in ihr die wichtigsten Gegenwartsfragen. Die 
bekanntesten Illustratoren sind ihre Mitarbeiter. Jede 
Nummer bringt unermeßlichen Gewinn. Mit ieder Nummer 
kann das Abonnemen‘ beginnen. Zu beziehen ist die 
„Woche“ durch alle Buch- und Zeitschriftenhändler sowie 
















Heiz Sehne | 
des Masehinenteehnikers 


Kay 1i Bänae u I Atlas. Gebd. 
fern Barpr. M.325.05, bei Raten- 
zablg. 10%, Zuschl. Gegen 
M. 40.— Monatsrate durch 


Hermann Meusser 
Berlin W 57/4, 
Potsdamer Strasse 75. 


Metnlibetten 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Peister an jedermann. Katalog 16 frei 
Eisenmäbettabrik Suht, 











Tnür. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1921 


Buch- 
„handig. 


Bettrifit: Ö 
Zeitungsabonnement auf die D.T.Z. Den. S2792.: , N 
(laut Postzeitungsliste, Nachtrag 9 u. 15 vom 8. 9. 21, neu für die Ausg. VI u. Vil, 6) 
Hiermit bestelle ich für das 1. Vierteljahr 1922 die re N 

®) Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe... . .... ...M. 29. — 
Y A a = Ausgabe I, für Industrietechniker „ 10.— Q 
°) » 5 a ‚ '» Bautechniker. . . „ 10.— v 
* 3 „ U, „ Grubenbeamte.. „ 0.— Ü 
ve] > K » IV, „ Kommunaltechn. . „ _.— Ö 
* a x n » V, „ Staatstechniker. . „ 10.— Ö 
®) 5 g „ VI, „ Katastertechniker „ 10.— Ö 
ER = & SSL ssReitheeisenhan N 

techniker . . „ 10.— 
5 Ö 

3z amer a Be 

si] 

3 2 NV OR N j 
“E: | | 
> trasse.und Hausnummer‘... : 17, Ss sr Ba a EI RP EREES \ 

*) Das’ Nichtzutreffende ist durchzustreichen, 
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Ein 


kl 


für jeden Pteifenraucher: 


nur garantiert echte, ED 
reine Tabake. 


Bezichen Sie direkt Sig ersparen viel Geld. 


in der Fabrik 


Zur Probe 100 Gramm einer Sorte. — 400 Gramm als Muster- 
postsendung sind am billigsten. 


Viela tausende Hachbestellungen und. Anerkenaungen! 


Es kosten versteuert in: 100- «oder. 500 + Gramm - Packung: 
Grobschaitt per Pfund 23.-,. 27.-, 20.-, 32.-— M, 
Mitteisohultt ver Pfund 26. 29.—, 33.—, 35.— M. 
Zigarettestabak. Haarschnitt ın 5U- od: 100-Gramm-Pack ung: 
per Pfund 78.— und 95.— M. h 
gegen Nachnahme, Packung trei Von 6 Piund an portofrei, 
Preisliste franke und gratis 
Preisäaderung 


jederzeit vorbehalten. Emil Köller, Bruchsal 556, Bat.- 


Eingerichtet mit den modernsten Speziaimaschinen tür 
Tabakfabrikation. 





‚berhemden, Nachihemden 79,—, Tag- 
hemden 79,—, Schlafanzüge. Elegante 
Maassanfertigung. 


Wäschefabrik, Hallesches Ufer 32. 


(Hochbabn 
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Beilagen "haben guten Erfolg 


Vorzugsangebot! 


Bequeme Teilzahlungen 


Die Technik im 20, Jahrhundert 


Uster Mitwirkung hervorragender Vertreter der technischen 
Wissenschaften herausgegeben von Dr. A. Mieihe, 
Professor aa der Technischen Hochschule zu Berlin. 


Einzelausgaben auf Kunstdruckpapier mit vielen 
INustrationen gedruckt und ia Halbleinen gebunden, 


Dis Gewinnung der Ronmaterlafien der Technik: E 
Grundriss der technisch - geschichtlichen Entwicklung — Vor- 
kommen und Gewinnung von Kohle und Torf — Erzeugung 
von Eisen aus Eisenerzen und seine Umwandlung zu schmied- 
barem Eisen, Stahl oder Giessereierzeugnissen — 
wichtigen Metalle und die Gewinnung. ihrer Erze — Holz, Holz- 
schliff, Zellstoff, Faserstoffe, Stait 66 Mark für 50 Mark. 


Die Gewinnung des technischen Kraftbedarfs 
; und der eiektrischen Ensrgie: 


| Die Umsetzung und Verwertung der Energie ım Maschinen — 
= Ueberblick über die heutigen Wärmekraftmaschinen — Wasser- 


kraft und: Windkraft — Die Starkstromtechnik — Die elekiro- 
technische Industrie, Statt 66 Mark für 59 Mark. 


Das Verkehrswesen .«. Die Grossfabrikation : 
Dampf- und Elektrobahnen — Die Schiffe und ihre Maschigen- 
anlagen — - Kraftwagen — Luftfahrt — Post, Telegraphie und 
Ferasprechwesen — Graphik — Die technischen Massnahmen des 
Grossfabrikatioa — Der Grossbetrieb und seine Organisation —- 
Die wirtschaftliche Ausgestaltung der Grossfabrikation. 

Statt 66 Mark für 50 Marks 


Bau-Ingenieur-Wesen — Klüsienbefeuerung — 
Lufibiderkundung:s 


M Städte und Kanalbau — Schleusen- und Hafenbau — Eisen- O 
4 konstruktienen- — ’E: 


Eisenbestön — 


befestigung — Flugbild-Erkuadung. 
Die Technik im Weltkriege: 


und. Küsten- 


Mark. 


Leuchtturm- 


A Tunnelbau — Artülerietechrik —  Gasbau. und Gasschutz — 


Das Unterseeboot — Torpedowesen und Seemisen — Die 
modernen Schiess- und. Sprengstoffe. — Flugwesen. — Uober 
400 Seiten mit vielen Bildern u. Ilustrationen, 104,50 Kl. 
Ich liefeıe diese Werke zu den angegebenen Preisen sowie 
auch alle übrigen technischen und allgemein - wissenschaft- 


4 lichen Werke sowie Unterhaltungsliteratur auf Wunsch auch 


gegen bequeme Monatszahlungen. 


2 Die letzteren betragen bei Bestellungen bis zu 69 Mark monatlich 


8 Mark und für je weitere 10 Mark monatlich 1 
Kataloge auf Wunsch frauko. 


Buchhandlung Karl Block, Berlin SWR, Kochstrasse®, i 


Postscheckkonto 20749, 


Unterschrift gilt als Bestellung der nicht durchstrichenen Bände. 
Betrag folgt gleichzeitig — (Postscheckkonto 20749) — ist vach- 


Mark mehr. 


A zunehmen — wird durch Monatszahlungen von .... nu 


Erfüliungsort Berlin. 


glichen. 


Ork-und Datum, Suhl a a EI GE 





Name und Stand: ................. 


Deutsche Techniker-Zeitung. 
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Sckernbrücke.} 








Die technisch @. 



















Reichswirtschaftsrat. — 


- Erscheint Stägig am Freita, 


Nr.50- 3. Jahrg. | für das Ausland 9,29 M. — Bund der technlach 


INHALT: 


Erhöhte Erwerbslosenunterstätzung. — 


Deuische”| 


Chniker-Zei 


© Bundeszeitschrift der technischen Angestellten und Beamten 


— Bezugspreis für Nicht-Mitglieder durch die Post viertelj. 7,50 M., 
en Angestellten und Beamten: Hauptgeoschäfts- 
steile: Berlin NW $2, Werftstr. 7 — Postscheckkonto: 32100 Berlin, Bund der technischen 

ten und Beamten, Hauptverwaltung — Bankkonto: Commerz- und Privatbank, Berlin, 
Alt-Moabit 127 — Teil.-Adr.: Industriebeamte, Berlin — Fernspr.: Moabit 7810, 7811, 1088, 1090. 
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Die Angst vor der Wahrheit. — Die Sozialisierungskommission über. die Reichseisenbahnen. — Wirtschaftsfragen: Die Teue- 
rung im November 1921. — Der Arbeitsmarkt im Oktober 1921. — Sozialpolitik: Die Angestelltenversicherung vor dem 
Sind: Mitglieder 


von Zuschusskassen oder Ersatzkassen.. wahlberechtigt zur 


» Angestelltenversicherung? — Die. Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat - doch angenommen. — : Angestelltenbewegung: Der D.H.V. als 
Schrittmacher des Grosskapitals. — Aus dem Bunde: Bundesabzeichen. — . „Bundespost“. —  Vorstandsbekanntmachungen. -— Versammlungs- 


kalender. XL - 





Die Angst vor der Wahrheit 


Die Angestelltenversicherung im Reichstag 


Im Juni und Juli ds. Js. hatten die Vertreter des G. d. A. und 
des Gedag innerhalb des sozialpolitischen Ausschusses des Reichs- 
tages alle möglichen Anstrengungen gemacht, um die unter Aus- 
schaltung des AfA-Bundes vorbereitete Regierungsvorlage für 
eine Novelle zur Angestellten-Versicherung in wenigen Tagen 
im Parlament durchzupeitschen. Dieser Versuch, die Angestellten 
draussen im Lande mit einem übereilten Reichstagsbeschluss vor 
die vollendete Tatsache massloser Beitragserhöhungen, bis zu 
100 Mark monatlich, zu stellen, Ohne auf der anderen Seite aus- 
reichende Leistungen und Rechte für. die Versicherten zu gewähr- 
leisten, ist damals nach heissen Kämpfen durch die unserem AfA- 
Bund nahestehenden Reichstagsabgeordneten abgewehrt worden. 
Nach den Sommerferien des Reichstages richtete der Ausschuss 
Anfang Oktober ayıf Antrag unserer Freunde an das Reichsarbeits- 
Ministerium das Ersuchen, in einer Denkschriit gegenüber zu 
stellen, wie sich die Leistungen gestalten 


a) nach dem vorliegenden Gesetz zur 
sicherung, 

b) nach den Bestimmungen der Invaliden-Versicherung, 

c) nach dem Reichsfürsorge-Gesetz, 

d) nach dem Beamten-Pensions-Gesetz. 
Die Reichsregierung sollte in dieser Denkschrift ferner Aufschluss 
darüber geben, welche Gewimne die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte aus dem Verfall der zahlreichen Versicherungen 
solcher Angestellten erzielt hat, die wieder ausgeschieden waren, 
ohne irgend weche Rechte in Anspruch nehmen zu können. 
Schliesslich sollte die Denkschrift den Entwurf zu einer Aende- 
rung der Reichsversicherungsordnung enthalten, der die Ein- 
gliederung der Angestellten-Versicherung in die Invaliden-Ver- 
sicherung -so durchführt, dass die jeweils günstigeren Bestim- 
mungen beider Versicherungen übernommen werden. Unsere 
Kollegen, die Ab&eordneten Aufhäuser und Giebel, hatten 
also schon bei den ersten Anträgen zur Vorbereitung einer Re- 
iorm der Versicherung eindeutig zum Ausdruck zebracht, dass sie 
eine Verschmelzung der Angestellten- und Invaliden-Versicherung 
wünschen, bei der weder für die Angestellten noch für die Ar- 
beiter irgendwelche Verschlechterungen eintreten dürfen. 


Angestellten-Ver- 


Bei seinem Wiederzusammentritt hat dem Reichstagsaus- 
schuss am 6. Dezember die verlangte Denkschrift der Regierung 
vorgelegen, über deren Inhalt wir noch in einem besonderen 
Artikel berichten werden, die von einem Regierungsvertreter noch 
mündlich erläutert wurde. Er stellte fest, dass die im Juni ein- 
gebrachte Novelle lediglich eine Aenderung einzelner Bestim- 
mungen des Versicherungsgesetzes für Angestellte bringen sollte, 
ohne irgend welche grundsätzliche Refosm vorzusehen. In- 
zwischen seien aber ausserhalb des Rahmens der Novelle die 
Frage der Vereinheitlichung, der Selbstverwaltung und weitere 
grundsätzliche Reformen spruchreif geworden. Damit bestätigte 
bereits der Regierungsvertreter, dass die Novelle allein als 


Verhandlungsgrundlage nicht mehr genügen kann. In der folgen- 
den Sitzung am 7. Dezember erschien auf Verlangen des Aus- 
schusses der Reichsarbeitsminister Dr- Brauns, ohne aber die 
gewünschte Auskunft über die Stellungnahme der ‚Regierung zur 
Verschmelzung zu geben. Der Minister meinte vielmehr, dass 
nach dem Fall des Obrigkeitsstaates :nur. noch der. Reichstag 
souverän genug sei, um, sich für oder gegen die”Verschmelzung 
zu- entscheiden. Der Abg. Aufhäuser liess keinen Zweifel 
darüber, dass sich die Angestellten mit einer solch nichtssagen- 
den Erklärung des Arbeitsministers auf’ keinen Fall abfinden 
könnten und es wäre auch in einer demokratischen Republik der 
Regierung durchaus nicht versagt, auch:ihrerseits einen Stand“ 
punkt zu haben. Er legte dann anhand umfangreichen Materials 
dar, dass das der Angestellten-Versicherung zugrunde gelegte 
Prinzip der. Ansaminlung von Kapitalien bei der anhaltenden Geld- 
entwertung unhaltbar geworden sei. Es bestehe bei noch so 
hohen Beiträgen keine Möglichkeit, dem Versicherten eine An- 
passung ihrer. Rentenleistungen an die Kosten der Lebenshaltung 
zu gewährleisten. Der völlige Verzicht auf die Inanspruchnahme 
von Rechtsmitteln’sei vor allem bei den unteren, schlechtbezahl- 
ten Schichten der Privatangestellten nicht länger zu verant- 
worten, und es gehe nicht an, aus rein parteipolitischen Gründen 
die Trennung der Angestellten und Arbeiter und die damit ver- 
bundene ungeheure finanzielle Belastung der versicherten An- 
gestellten länger beizubehalten. Die weiteren Ausführungen über 
die masslos hohen Verwaltungskosten der R.f-A, zeigten, wie un- 
vergleichlich billiger und ökonomischer die Invaliden-Versiche- 
rung durchzuführen ist. Der angebliche Vorzug der Sonderver- 
sicherung, die sogen. Berufsinvalidität, ist eine. grosse Täuschung 
der Angestellten, denn in der Praxis muss sich der versicherte 
Angestellte vor Feststellung der noch vorhandenen Erwerbs- 
fähigkeit jede nach dem Gesetz versicherungspflichtige Ange- 
stelltentätigkeit anbieten lassen. Die einzelnen verschiedenen 
Bestimmungen der Angestellten- und  Invalidenversicherung 
liessen sich bei gutem Willen einheitlich zestalten. Grundsatz 
aber müsse sein, dass die Angestellten bei zleichem Einkommen 
auch keine höheren Beiträge zu leisten hätten, als ‚es von den 
versicherten Arbeitern in der Invalidenversicherung verlangt 
wird. Unter den heutigen sozialen Verhältnissen falle es dem 
Angestellten: noch Schwerer, die Versicherungsbeiträge auizu- 


Alle. Arbeit muss jetzt dem 
einen Ziel gewidmet sein: 


Sieg bei den Wahlen zur 
Angestelltenversicherung! | 
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bringen, als dem Arbeiter. Auch für die Gewährung der Reichs- 
zuschüsse, auf die die Anhänger der Sonderversicherung“gross- 
mütig verzichten, könne lediglich das. Einkommen, nicht aber die 
äussere Unterscheidung nach Arbeitern und Angestellten mass- 
xebend sein. Der Versuch, eine Grenze zwischen den Arbeitern 
und: Angestellten zu finden, sei trotz einer ungeheuren Belastung 
der Spruchbehörden bisher völlig ergebnislos geblieben. 

Die Vertreter unserer gegnerischen Angestelltenverbände 
konnten zwar die Anklagen gegen die Sonderversicherung sach- 
lich nicht entkräften, glaubten aber, ihr.soziales Gewissen mit 
der beliebten Ausrede beruhigen ’zu können, dass eine grund- 
sätzliche Reform der Angestellten-Versicherung im Auzen- 
bPick angesichts der ganzen ungeklärten wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse. nicht durchgeführt werden könnte. Demgegenüber be- 
tonte der Abg. Hoch, dass den versicherten Angestellten .über- 
haupt nur noch geholfen werden könnte, wenn die Reform jetzt 
kommt, bevor die zehnjährigee Wartezeit mit dem 1. Januar 1923 
abzelaufen ist. 

Nachdeın die Forderung nach Verschmelzung sachlich nicht 
mehr widerlegt werden konnte, machte man auch von der anderen 
Seite einen Vorschlag auf „Zusammenlegung der Angestellten- 
und »Invalidenversicherung“, der so recht zeigt, wie gering die 
Urteilskraft der Angestellten von diesen sonderbaren Volks- 
vertretern eingeschätzt wird. -Nach einem Antrag Erkelenz und 
(ien. soll nämlich die Zusammenlegung der beiden Versicherungs- 
verwaltungen unter Beibehaltung der Reichsver- 
sicherungSanstalt für AngestellteinBerlin vor- 
genommen werden. 

Ferner aber fordert man von der Regierung in einer Vorlage 
„geeignete Vorschläge für eine Erweiterung der Selbstverwal- 
tung der Angestellten-Versicherung zu machen in eine Weise, 
dass die Versicherten selbst und ihre gewählten Vertreter die 
Verwaltung unter eigener Verantwortung, aber unter Oberauf- 
sicht des Reiches führen. Dabei ist zu prüfen, inwieweit die 
grossen Verbände der Angestellten für ihre Mitglieder die An- 
zestellten-Versicherung. selbst betreiben "können.“ 

Der Abg. Giebel stellie sofort die Heuchelei fest, die darin 
liegt, von 'einer Verwaltungseinheit der beiden Versicherungen 
zu sprechen, ohne die selbständige Aufrechterhaltung der famosen 
R.f.A. anzutasten. Der weitere, unter dem Deckmantel der Selbst- 
verwaltung gemächte. Vorschlag, die Versicherung’ in die ein- 
zelnen Angestelltenverbände zu verlegen, um auf diese Weise 
den zusammengebrochenen Harmonieverbänden ihre Mitglieder 
zu Sichern, könne nicht ernsthaft diskutiert werden. Er kenn- 
zeichnete weiter die Massenflucht der Angestellten aus der 
Sonderversicherung. -Schliesslich versuchte der Abg. Thiel 
(D.H.V.) die recht bedenkliche Situation noch zu retten, indem er 
erklärte, nur noch grundsätzlich für die Angestellten-Versiche- 
rung einzutreten, dagegen müsse er es weit von sich weisen, die 
Verantwortung für die bestehende Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte auf sich nehmen zu können. Ein besonderer 
Heiterkeitserfolg wurde ihm zuteil, als er ausführte, dass die in 
der Angestellten-Versicherung gewährleistete erhöhte staatliche 
Fürsorge einen besonderen Anreiz biete, sich den Angestellten- 
berufen zuzuwenden. Sein Verbandskollege, Abg- Lambach, 
stürzte sich nicht in so viel geistige Unkosten und begnügte sich, 
die Vereinheitlichung der Sozialversicherung als sozialdemokra- 
tisch und damit als etwas furchtbares abzutun. 

Der foigenden Ausschuss-Sitzung am 9, Dezember legten die 
Kollegen Aufhäuser und Giebel nunmehr folgenden Ge- 
setzentwurf als Antrag vor. 

Artikell 
1: 8 1255 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung erhält folgende 

Fassung: 

„Als Invalide gilt, wer nicht mehr imstande ist, durch 
eine Tätigkeit, die seinen Kräften und Fähizkeiten entspricht 
und ihm unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung 
und seines bisherigen ‚Berufes zugemutet werden kann, die 
Hälfte dessen zu erwerben, was körperlich und geistig ge- 
sunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in der- 
selben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen,“ 

2.8 1258 der xeichsversicherungsordnung erhält 

Fassung: 

„Witwenrente erhält die Witwe 
versicherten Mannes.“ 

3. 81259 "der Reichsversicherungsordnung 


folgende 
nach dem Tode ihres 


erhält folgende 


Fassung: 
 —„Waisenrente erhalten nach dem Tode des versicherten 
Vaters seine ehelichen Kinder unter 18 Jahren und nach dem 
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‚ Tode einer Versicherten ihre vaterlosen. Kinder unter: 18 

Jahren. Als vaterlos gelten auchuncheliche Kinder.“ 

4. im $ 1262 wird das Wort „Jünfzehn“ durch „achtzehn“ ersetzt. 

5. im $ 1291 der Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 

* Gesetzes über eine anderweite Festsetzung der“Leistungen 

und der Beiträge in der Invälidenversicherung vom 23. Juli 

1921 wird das Wort „fünfzehn“ überall durch „achtzehn“ er- 
Setzt. Hr Be \ 

6. a) Im $ 1226 Abs. 1 werden unter 2 die Worte „in ähnlich 


a gehobener Stellung“ gestrichen, 


b) Im Abs. 2 werden die Worte 
DIS: 8er 


übersteigt“ gestrichen 

. Artikel] a 
Diese Aenderungen treten mit dem 1. Januar 1923 in Kraft, 
Die weitere Beratung des Entwurfs eines. Gesetzes über Aen- 
derung des Versicherungsgesetzes für Angestellte bis zu dem 
Zeitpunkt zurückzustellen, an welchem. die Reichsregierung 
genaue Vorschläge für die Bemessung der Leistungen. der In- 
validenversicherung (Reichsversicherungsordnung) und für 
die Höhe der Beiträge unter restloser. Durchführung des Um- 
lageverfahrens. vorlegt- Diese Vorlage .hat bis. spätestens 
1. April 1922 zu erfolgen. . mu 
Damit war der Weg gezeigt, um die noch verbesserungsbe- 
dürftigen Paragraphen der" Invalidenversicherung so auszuge- 
stalten, dass bei einer Verschmelzung den Angestellten kein Nach- 
teil erwachsen kann, und es wäre das Normale gewesen, den Aus- 
schuss über diese zur Verschmelzung notwendige Vorprüfung der 
Invalidenversicherung beraten zu lassen. Die Abg. Thiel. 
Lambach, Erkelenz und Gen. wollten es indessen unter 
keinen Umständen zu einer solch sachlichen Erörterung kommen 
lassen und versuchten deshalb, geschäftsordnungsmässige Schwie- 
Tigkeiten aufzutürmen. Der Reichstagsausschuss dürfte, so 
meinten die Hüter der Geschäftsordnung, nur über die vor- 
liegende Novelle zur Angestellten-Versicherung, nicht aber über 
Abänderungsanträge zur Invalidenversicherung beraten und be- 
schliessen. Der betriebsame Herr Lambach vom DHV. war 
denn auch sofort zur Hand, um überhaupt jede weitere grund« 
sätzliche Erörterung abzuwürgen, indem er beantragte: 

„Der Ausschuss wolle beschliessem, unter Zurückstellunz 
weitergehender Reformwünsche und unter Ablehnung aller Ver- 
schmelzungsforderungen alsbald in die sachliche Beratung des- 
Gesetzentwurfes einer Novelle Zur Angestellten-Versicherung ein- 
zutreten und für eine beschleunigte Verabschiedung desselben 
Sorge zu tragen.“ 

Dieser Handlungsgehilfenführer mutet also den Angestellten 
zu, „unter Zurückstellung weitergehender Res 
formwünsche“ die bekannte Novelle einfach zu schlucken, 
Herrn Lambach kommt es nur darauf an, den Beschluss über 
die Beitragserhöhung schnellstens herbeizuführen, damit wieder 
Geld vorhanden ist, das die Reichsversicherufigsanstalt für An- 
gestellte in ihrer Verwaltungsmisswirtschäft verpulvern kann. Die 
Rechte der Versicherten, die Selbstverwaltung und alle übrigen 
grundsätzlichen Forderungen müssen zurückgestellt werden. Herr 
Lambach hätte genau so gut beantragen können: die Ver- 
sicherten haben zu zahlen und im übrigen den Mund zu halten, 

Dieses völlige Preisgeben aller Interessen der Versicherten 
glaubten selbst die übrigen anwesenden Gegner der Verschmel- 
zung mit Ausnahme der Lambach und Thiel nicht mit- 
machen zu können. Um aber unter allen Umständen einer sach- 
lichen Stellungnahme zu dem Antrag Aufhäuser-Giebel 
aus dem Wege gchen zu können, beantragte nunmehr der Abg. 
Erkelenz, prinzipiell die Verschmelzung der Angestellten- 
mit der Invalidenversicherung abzulehnen. “ 

Die Abstimmung über die Verschmelzung sollte also vorge- 
nommen werden, ohne auch nur die Möglichkeit eines Ausbaues 
der. Invalidenversicherung auf der in der Regierungsdenkschrift 
angegebenen Grundlage irgendwie geprüft zu haben, Die Herr- 
schaften waren sich bewusst, dass eine Beratung des Anttages 
Aufhäuser-Giebel auch die Durchführbarkeit der dort ge- - 
machten Vorschläge ergeben würde und das eben musste ver- 
hindert werden. Der Widerstand zegen irgend welche sach- 
liche Erörterung der Verschmelzungsmöglichkeit:war bei den 
Anhängern der-Sonderversicherung schliesslich so stark, dass sie 
lieber die ganze Beratung um Wochen vertagten, um nur zunächst 
nicht. über den Antrag unserer Freunde entscheiden zu müssen» 
In dieser verzweifelten- Situation brachten es unsere Gegner 
fertig, die Vertagung ‘gegen die Stimmen von Aufhäuser, 
Giebel und deren Parteifreunde bis nach Vorlage einer 
weiteren Denkschriit der Regierung auf. den Januar 1922 zu be» 
schliessen, 
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Wenn man indes dort glaubt, durch‘ diese Verschleppungs- 
taktik auf die Dauer einer sachlichen Prüfung der Verschmel- 


zuugsmöglichkeit ausweichen zu können, so ist das ein Irrtum. 
Die Angestellten sind nunmehr lange genug genasführt worden, 


und'sie fordern, dass mit der Sonderversicherung zur Erhaltung 
eines unfähigen Direktoriums endlich Schluss gemacht wird! 





Die Sozialisierungskommission über die 


Reichseisenbahnen 


Einem Wunsche des. Reichswirtschaftsministeriums fol- 
end, hat die Sozialisierungskommission des 
eutschen Reiches zu dem Kreditangebot der Industrie Stel- 

lung genommen und darüber hinaus die Frage untersucht, 
wie die heutige Defizitwirtschaft der Reichseisenbahnverwal- 
tung beseitigt und die Eisenbahn, unser grösster Reichs- 
betrieb, wieder rentabel gestaltet werden könne. In einer 
sehr eingehenden, netmn Verhandlungstage ausfüllenden En- 
quete wurden alle grundlegenden Fragen des Eisenbahn- 
wesens zur Aussprache gestellt und die Bedenken der In- 
dustrie gegen den Staatsbetrieb tiefschürfend erörtert. Der 
demnächst im Verlage von Engelmann, Berlin, erschei- 
nende stenographische Bericht über diese Enquete wird zeigen, 
mit welcher Gründlichkeit und Sachkenntnis die vor der So- 
zialisierungskommiss:on aufgeworfenen Fragen verhandelt wur- 
den. Neben den drei früheren preussischen Eisenbahnministern, 
Oeser, Breitenbach und Hoff, dem ehemaligen Leiter 
der württembergischen Staatsbahn, jetzigen Staatssekretär 
Stähler, als Vertreter des Ministers Gröner u. a. her- 
vorragenden Kennern des nationalen und internationalen Ver- 
kehrswesens waren als Sachverständige erschienen: Für die 


Industrie Dr. Silverberg und Dr. Bücher, ferner der 


Direktor der Deutschen Bank, Dr. Gwinner, der Wirt- 
schaitspolitiker des „Berliner Tageblatts“, Dr. Schiff, der 
Dircktor der ostpreussischen Kleinbahn - Aktiengeseilschaft, 
Melchior, als Vertreter der Eisenbahnarbeiter und Beam- 


ten Abg. Brunner und Roth, sowie für die tech- 
nischen Angestellten unser Vorstandsmitglied Kurt Wer- 


ner; salles Männer, die teils mitten in der Praxis stehen 
oder als Wissenschaftler einen Namen -besitzen, deren sach- 
verstäudiges Urteil jedenfalls unbestritten ist. Gestützt auf 
die in der Enquete gewonnene Erkenntnis und das von ihr 
gelieferte Material, kam die Sozialisierungskommission in ihren 
internen Besprechungen zu einem Gutachten, das die 
Namen der Mitglieder Braun, Cohen, Feiler, Hart- 
mann, Hilferding, Kaufmann, Kautsky, Ku- 
czynski, Lederer, Lindemann, Luppe,.Rab- 
bethge, Umbreit, Weber, Werner und den des 
ständigen Sachverständigen Ocser trägt. Die den christ- 
lichen Gewerkschaften angehörenden Mitgiüieder Baltrusch 
und Steger haben ein Sondergutachten abgegeben, welches 
der bekannten Stellungnahme dieser Gewerkschaftsrichtung, 
die das Angebot der Industrie nicht grundsätzlich ablehnt, 
entspricht. Der Grossindustrielie Siemens will weiterver- 
handeln; letzten Endes möchte er zusammen mit Stinnes 
und den anderen Kapitalriesen die Eisenbahn in die Hand 
nehmen. Hoffentlich wird das Gutachten der Mehrheit der 
Sozialisierungskommission mithelfen, den im Laufe der En- 
quete von Dr. Bücher wnvorsichtig enthüllten giganti- 
schen Plan des international organisierten Grosskapitals 
zuschanden zu machen. Dieser Plan geht nach Bücher kurz 
dahin: Der Wiederaufbau der mittel- und osteuropäischen 
Wirtschaft, kann nur durch einen internationalen Kon- 
zern überaus starker Kapitalisten erfoigen, der zu diesem 
Zwecke das gesamte mitteleuropäische Eisenbahnwesen — 
in Deutschland, Oesterreich, "Ungarn, Rumänien, Polen, Tsche- 
choslowakei und womöglich noch in Russland — in seinen 
Besitz bringen will, um es nach seiner Weise „rationell‘ 
zu gestalten. 

Das Gutachten der Kommission ist in drei Teile gegliedert, 
die so umfangreich sind, dass wir sie hier nur besprechen 
bzw. auszugsweise wiedergeben können. Im ersten wird die 
grundsätzliche Frage: Privatbalın. oder Staats- 
bahu? untersucht und ‚zunächst die Bedeutung der Eisen- 
bahn für die Aufgaben des Staates dargelegt. Eine ein- 
einheitiiche und wirksame Handelspolıtik st 
nur möglich, wenn das Reich die einheimischen Transportwege 
beherrscht und dadurch auch in der Lage ist, die Beziehungen 
zu anderen Ländern in wachsendem Masse zu beeinflussen, 
namentlich in. einer Zeit, in der andere Wirkungsmittel 
entfallen, So wird die Eisenbahn zu einem Mittel der 
auswärtigen Politik. „Die Uebergabe der Verkehrs- 
mittel an Dritte,“ so steht in dem Gutachten, „würde diesen 
einen Einfluss verleihen, der in wirtschafts- und handelspoliti- 
scher Fiinsicht sich stärker erweisen könnte, als jener der ver- 
fassungsmässigen Reichsstellen.‘ 
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Die Eisenbahnpolitik ist aber ‘auch von grösster Be- 
deutung für die innere Wirtschaft. Dabei wird vom 
Staate in ganz anderer Weise Rücksicht auf die verschieden- 
sten Bedürfnisse der Bevölkerung genommen als von einer 
rivatwirtschaftlichen Verwaltung, für die die Rentabilitäts- 
rage in viel stärkerem Masse ausschlaggebend ist. „Die pri- 
vate Verwaltung birgt\die Gefahr der willkürlichen 
Differenzierung zugunsten einzelner grosser Verfrachter oder 
bestimmter einflussreicher Gruppen. Diese Gefahr ist um so 
grösser, wenn die die Eisenbahn massgebend beeinflus- 
sende Gruppe zugleich sonst noch starke Sonder- 
interessen hat und über grosse wirtschaftliche 
Macht verfügt.“ Nach Ansicht der Sozialisierungskommission 
wird durch die gleichzeitige Beherrschung der Ver« 
kehrswege und der industriellen Rohstoffe einer solchen 
Gruppe eine so überwältigende ökonomische 
Macht in die Hände gelegt, dass sie dadurch die ganze 
Wirtschaft in ihre Abhängigkeit zu bringen: vermag. „Natur- 
gemäss wird die Beherrschung der Eisenbahn durch die Roh- 
stoffgruppen in den Ländern ohne Rohstofflager und in grossen 
Teilen der Verarbeitungsindustrie nicht ohne Widerstand hin- 
genommen werden. So wird es zu einem Kampf um die 
Eisenbahnen kommen müssen, der für die Entwicklung 
unserer Wirtschaft nicht vorteilhaft sein kann.‘“ Die Ver- 
fügung über die Eisenbahn- ist für. den Staat wichtig auch 
als ein Mittel .der inneren Politik, insbesondere zur 
Stärkung des Zusammengehörigkeitsgefühls. Mit Recht weist 
das Gutachten darauf hin, dass die einzelnen Landesteile, 
z. B. Ostpreussen, durch eine vernünftige Verkehrspolitik enger 
an das Reich angeschlossen werden und so die Balın in der 
Hand des Reiches „als wichtige Klammer für die 
Einheit des Reiches“ wirkt. In den Händen Pri- 
vater würde die Eisenbahn nicht aufhören, ein politisches 
Machtinstrument zu sein und damit nur zu einer Gefahr für 
den Staat werden. Für diesen bedeutet die Verfügung über 
die Verkehrswege ein wichtiges Stück der Staats- 
macht überhaupt. 

Der zweite Teil des Gutachtens behandelt sehr gründlich 
das Defizit der Reichsbahnen und prüft den Ein- 
wand der Industrie, dass das besteheude Defizit nur ‘durch 
Uebergang der Bahn in private Hände beseitigt werden könne, 
Hier wird nachgewiesen, dass das Defizit auch im 
Staatsbetriebein absehbarer Zeit zu beheben 
ist. 

Des Raummangels wegen ist es uns nicht möglich, auf 
diese die Privatindustrie sehr belastenden Ergebnisse der Ver- 
handlungen einzugehen. Sie führten zu den gleichen Ergeb- 
nissen, die Dr. Kuczynski auf dem Behördentechnikertag un- 
seres Bundes dargelegt hat und die in dem Aufsatz „Ueber 
die Rentabilität der Eisenbahnen“ in Nr. 48 der „D.T.Z.“ 
behandelt: sind. 

Die Sozialisierungskommission stellt aus- 
drücklich fest, .dass die Höhe der Entlohnung 
nichtüberdasgebotene Mass hinausgeht und 
dass die sachlichen Ausgaben der Eisenbahn 
für Betriebsmittel und Betriebsmaterialien 
wesentlich stärker gestiegen sindals die per- 
sönlichen. Von 1913 bis 1921 stiegen dig sachlichen auf 
das 16 fache gegen das Ilfache der persönlichen Ausgaben. 
Hier liegt eine der Hauptursachen des Defizits! Die 
Ausbeutung der Notlage des Reiches durch die syndizierte 
Schwerindüstrie! Diese verteuert also erst den Beirieb, und 
nachher lässt sie durch ihre Presse und Wortführer unter Hin- 
weis auf das von ihr mitverursachte -Defizit eine lärmende 
Agitation gegen den Staatsbetrieb eröffnen. 

Nachdem die Kommission in ihrem Gutachten so 
den verschiedenen Ursachen des Defizits nachgegangen, 
konnte sie feststellen, „dass die Verwaltung gegen- 
wärtig energisch bemüht ist, Besserung auf 
allen Gebieten zuschaffen und in letzter Zeit 
auch Erfolge erzielt hat.“ Dann werden die ver- 
schiedenen Gruppen von Massregeln, die zur Beseitigung der 
Ursachen des Defizits teils eingeleitet sind, teils noch er- 
griffen werden müssen, im einzelnen dargelegt. Hinsichtlich 
der Personalpolitik wird gesagt: „Der schematische 

bei den Angestelltenversiche- 


t 
Wahlberechfigt rungswahler ist nur, wer sich 


durch die Angestelltenversicherungskarte ausweist. Kein 
anderer Ausweis ist zulässig! Deshalb muss jeder 
Angestellte im Besitze seiner Versicherungskarte sein. 


Jede Stimme wird gebraucht! | 
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Achtstundentag ist für Verkehrsbetriebe schleunigst durch be- 
sondere, den Betriebsverhältnissen Rechnung tragende Be- 
stimmungen im Rahmen der 48-Stundenwothe unter besonderer 
Bewertung der Dienstbereitschaft zu ersetzen. Das 
Berufsbeamtentummit Anstellung aufLebens- 
zeit und mit Pensionsberechtigung istim all 
emeinen beizubehalten. Pensionierungen und Zur- 
ispositionsstellungen müssen erleichtert werden, "damit der 
Personalstand dem wirtschaftlichen Bedarf angepasst werden 
kann.“ Eine derartige Möglichkeit muss gegeben werden, 
um diejenigen Elemente zu entfernen, die der Neuordnung 
entgegenstreben, weil sie aus ihrem verknöcherten Bureau- 
kratismus nicht herauskommen ‚wollen. 
„Auch ist eine Revision des ganzen Beamten- 
autbaues in dem Sinne zu empfehlen, dass gewisse Ka- 


tegorien aus dem Beamtenverhältnis herausgenommen werden, “ 


und darüber hinaus generell die Möglichkeit gegeben ist, von 
Fall zu Fall für jede Art von Tätigkeit Anstellungen auf, Pri- 
vatdienstvertrag vorzunehmen. Hierbei ist nicht ‚an die grosse 
Masse der mittleren Beamten gedacht, sondern in erster Linie 
an die aus der Privatwirtschaft hereinzuholenden Spezialkräfte. 


Wir waren bemüht, die vom Behördentechniker- 
tag des Butab aufgestellten „Leitsätze über Reorganisation 
der inneren Verwaltung‘ mit in das Gutachten hineinzuarbei- 
ten. Es gelang uns, die wichtigsten Grundgedanken zur An- 
erkennung zu bringen. Mit Recht weist das Gutachten am 
Schlusse dieses Abschnittes darauf hin, dass die Personalfrage 
bei Entstaatlichung der Eisenbahn die grössten und wohl kaum 
überwindlichen Schwierigkeiten machen würde, weil das Per- 
sonal nicht verpflichtet ist überzutreten, und. weil umgekehrt 
alles nicht übernommene Personal pensioniert werden müsste, 
also dem Reich zur Last fiele. Nach den Kundgebungen fast 
aller Beamten- und Arbeitergewerkschaften der Eisenbahner 
werden diese der Privatisierung der -Staatsbahn ihre geschlos- 
sene Kraft entgegensetzen. 


Am wichtigsten ist der dritte Teil des Gutachtens, welcher 
unter der Ueberschrift 


„Die Reorganisation der Reichseisenbahn“ 


positive Vorschläge zur Umgestaltung der Reichseisenbahn- 
verwaltung macht. Dieser Abschnitt soll deshalb hier im 
Wortlaut folgen: 


„i. Die erste Forderung, die gestellt werden muss, ist 
eine Aufstellung der Einnahmen und Aus- 
gabender Eisenbahnverwaltung, die völlige Klar- 
heit über die Gebarung schafft. Es wird sich als praktisch 
erweisen, in Erfüllung des $ 92 der Reichsverfassung die 
Eisenbahnverwaltung vom allgemeinen Haushalt freizustellen, 
also nur die Endsumme durch den Etat laufen zu lassen, im 
übrigen aber an Stelle der etatsmässigen eine bilanz- 
mässige Aufstellung zu machen. Um ein Bild von den 
wirklichen Betriebsergebnissen zu erhalten, wird es notwendig 
sein, dem Eisenbahnunternehmen die Kriegslasten abzubürden. 

2. Zur Erzielung grösster Wirtschattlich- 
keit müssen die Erfahrungen und Verfahrungsweisen der Pri- 
vatwirtschaft in höherem Masse für die Eisenbahn mutzbar 
gemacht werden. Dem Staatsbahnbetrieb hat es bisher an 
Kalkulation seiner Leistungen, an wirtschaftlicher Berechnung 
des Nutzeffektes, sowie an dem Vergleich zwischen den 
einzelnen Leistungen und den Tarifen gefehlt. Dies erfordert 
noch eine Aenderung der bisherigen kamerali- 
stischen Buchführung und ihre Ersetzun 
durch die kaufmännische. Zu erwägen wäre, o 
als Uebergang eine gemischte Form, wie sie neuerdings in 
zahlreichen Kommunalbetrieben angewandt wird, die so- 
genannte Betriebsbuchführung, zu wählen wäre, um die 
Schwierigkeiten des Uebergangs zu mildern. Gewiss ist bei 
den ausgedehnten Verkehrsnetzen die Berechnung der Selbst- 
kosten der einzelnen Leistungen nur teilweise und nur in 
gewissem Umfange möglich. Wohl aber können gewisse Ver- 
gleichsziffern gleichartiger Betriebsstellen zum gegenseitigen 
Ansporn nutzbar gemacht werden, die gewonnenen Berech- 
nungsergebnisse für die Tarifgebarung, für die Umgestaltung, 
Aenderung oder Einziehung von Betriebsstellen, für Aende- 
rung der Betriebsweise und der Dienstvorschriften, für be- 
sondere Ausnutzung von Personal und Material verwertet 
werden. Die Werkstätten sind nach den Grund- 
sätzen der wissenschaftlichen Betriebsorgea- 
nısation einzurichten. 


3. Die Kommission hatte die Frage zu prüfen, ob eine 
Aenderung der bisherigen Öfganisation der 
Verwaltung oder insbesondere die Ueberführungin 
Aktiengesellschaftsform die Erzielung grösserer 
Wirtschaftlichkeit erleichtern würde. Die Kommission kam 
in ihrer überwiegenden Mehrheit zur Verneinung der 
Frage; denn die Gesellschaftsform allein bietet noch keine 
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Garantie für die Wirtschaftlichkeit des Betriebes. Auch auf 
die Organe einer solchen Gesellschaft müssten Regierung und 
Parlament stärksten Einfhiss haben. Das Problem der Wirt- 
schaftlichkeit hängt nicht von der äusseren Form ab, sondern 
überwiegend von der Gestaltung der inneren Organisation des 
Betriebes, von der Durchdringung aller Betriebs 
stellen mit kaufmännischem und technischem 
Geist. Worauf es ankommt, ist, die Zusammensetzung so- 
wohl der leitenden als der mittleren Organe so zu gestalten, 
dass sie rasche Entschlussfähigkeit, grosse Beweglichkeit 
und Dispositionsfähigkeit besitzen und über. die nötigen tech- 
nischen, organisatorischen und kaufmännischen Erfahrungen 
verfügen. 


4. Die Kommission beschäftigte sich auch eingehend mit 
der Frage, ob eine stärkere Unabhängigkeit der 
Eisenbahnverwaltung von politischen Ein- 
flüssen durch eine Aenderung der Organisationsform zu 
sichern wäre. Es wurde daran gedacht, die Eisenbahnverwal- 
tung dadurch unabhängiger zu gestalten, dass an ihre Spitze 
ein Präsident tritt, der ähnlich dem Reichsbankpräsidenten un- 
mittelbar dem Reichskanzler untersteht, von einem Wechsel 
des Kabinetts aber nicht getroffen werden muss. Dagesen 
wurde das Bedenken erhöben, dass die grosse politische Be- 
deutung der Verkehrspolitik ihre Vertretimg durch einen Mi- 
nister im Kabinett unumgänglich macht. Ein Verkehrsminister 
neben dem Präsidenten würde aber die Gefahr eines Dialis- 
mus in der obersten Leitung herbeiführen. Die grosse Bedeu- 
tung der Persönlichkeit und ihres ungestörten Wirkens wäh- 
rend der Dauer der Reorganisation ist dabei besonders zu be- 
tonen, 


Die Kommission war auch überwiegend der 
Ansicht, dass in einer Zeit, die ohnedies mit 
so vielfachen technischen und finanziellen 
Erneuerungsarbeiten belastetist, grundstür- 
zende Aenderungen der Organisation besser 
vermieden werden, Was zunächst nottut, ist die 
Durchdringung der ganzen Verwaltung mit wirtschaftlichem 
Geist. Nur soweit die bisherige Organisation dem widerstrebt, 
müssen Aenderungen sofort erfolgen. r 


5. Wenn eine Durchdringung der ganzen 
Verwaltung mit wirtschaftlichem Geist erfolgen 
soli, dann kann dies am besten in der Form geschehen, 
dass die Verwaltung an den leitenden wie an den mittleren 
Stellen durch Männer ergänzt wird, welche aus der Privat- 
wirtschaft hervorgegangen sind. Gerade. eine solche Mi- 
schung von Männern, die Verwaltungserfah- 
rung besitzen, und solchen, diein privatwirt- 
schaftlichem Geiste gearbeitet haben, ist am besten 
geeignet, eine höhere Wirtschaftlichkeit des Betriebes herbei- 
zuführen, ohne dass die grossen Vorzüge einer festgefügten 
Verwaltung und der ausgleichenden Berücksichtigung der ver- 
schiedenen Interessen dabei Schaden leiden. Es würde dann 
an die Spitze der Verwaltung ein Direktorium 
treten; dieses würde sich aus dem Reichsverkehrsminister 
als Vorsitzenden und zwei'bis drei aus der Eisenbahnverwal- 
tung und ebensovielen aus der Privatwirischaft hervorgegange- 
neu . Mitgliedern zusammensetzen. Eine gleiche - Zusammen- 
setzung würde bei den Direktionen und anderen Betriebsstellen 
zu empfehlen sein. Sollten sich für eine Lösung der Gehalts- 
frage bei den aus Privatwirtschaft hervorgegangenen Persön- 
lichkeiten Schwierigkeiten ergeben, so würde durch die An- 
stellung auf Privatdienstvertrag mit höheren Be- 
zügen und durch Gewährung von Tantiemen ein Ausgleich 
möglich sein. 


6. Eine eingehende Erörterung entspann sich über die 
Frage, welches Aufsichts- und Kontrollorgan dem . 
Eisenbahndirektorium beizugeben wäre. Vorgeschlagen wurde 
ein Verwaltungsrat, dem durch das Eisenbahn-Finanzgesetz 
ein Aufgabenkreis ähnlich dem des Aufsichtsrats in Aktien- 
gesellschaiten zugewiesen werden sollte, vor allem also die stete 
Ueberwachung der Wirtschaftsgebarung der Reichseisenbahn. 
Dieser Verwaltungsrat soll neben Vertretern der Arbeiter und 
Beamten sowie des Reichstags vornehmlich aus Vertretern des 
freien Wirtschaftsiebens gebildet werden. Ein zweiter Vor- 
schlag ging dahin, einen ständigen Kontrollausschuss aus pri- 
vatwirtschaftlich geschulten TechnikernszKaufleuten 
und Sachverständigen einzusetzen, die haupt- 
beruflich die Wirtschatisführung überwachen, so dass an 
Stelle der rechnungsmässigen Etatprüfung ‘eine materielle 
Ueberwachung treten würde. Jedenfalls wurde empfohlen 
dem Generaldirektorium Beiräte für die einzelne 
Gebiete, und zwar für das Beschaffungswesen, für das; 
Betriebswesen und für die Tariffragen beizugeben; die 
Mehrheit der Kommission war der Ansicht, dass diese für 
bestimmte Zwecke eingesetzten Räte allgemeinen Beiräten vor- 
zuziehen seien. Was das Verhältnis der Verkehrsverwaltung 
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‘zur Reichsregierung und zum Reichstag betrifft, so würde 
sich empfehlen, die jetzigen Befugnisse des Gesamtministeriums 
‚in bezug auf die Tariffragen em Eisenbahndirektorium zu 
‚übertragen, diesem vom Minister geleiteten Direktorium auch 
die selbständige Einstufung der Beamten und Ar- 
\beiter-in die Gehalts- und Lohnstufen des Reichs zu über- 
lassen und ihm damit grössere Bewegungsfreiheit in Gehalts- 
und Lohnfragen zu_ gewähren. Der Reichsverkehrsminister 
trägt die parlamentarische Verantwortung gegenüber dem 
 Reichstage und stellt die Verbindung mit dem Gesamtministe- 
'tium her. Der Reichstag würde den Eisenbahnhaushalt nur 
im ganzen annehmen oder ablehnen können. Durch die parla- 
‚mentarische Verantwortung, die Mitwirkung des Reichsver- 
 kehrsministers im Gesamtministerium und die Mitarbeit der 
' Beiräte sind genügende Sicherheiten geschaffen, dass die Eisen- 
"bahn auch künftig nicht rein fiskalistisch verwaltet wird, 
Sondern die Öffentlichen Interessen weiterhin stark berück- 
Sichtigt. Andererseits wird die selbständige Abrech- 
nung des Eisenbahnhaushaltes dahin führen, dass Leistungen 
der Eisenbahn für andere Zweige der Reichs- oder Staats- 
verwaltung bei grösseren Notständen und dergleichen nicht 
won ihr, sondern aus allgemeinen Mitteln getragen werden. 

7. Bei Prüfung der Möglichkeiten einer stärkeren 
Dezentralisation der Verwaltung wurde der Vor- 

schlag erörtert, das Reichsbahnnetz in etwa fünf bis sechs 
grosse, selbständig arbeitende Gruppen einzuteilen, da das Ge- 
'Samtnetz zu gross und wnübersichtlich sei. Doch zeigte sich, 
dass die zentrale Beschaffung der. Betriebsmittel für das 
gesamte System durchaus vorteilnaft ist, da der Reichseisenbahn 
die grossen Syndikate gegenüberstehen. Auf der anderen 
Seite müssten diese Gruppen in ihren Einnahmen und Aus- 
gaben selbständig gestellt werden, damit würde der entschei- 
dende*Vorteil_der Vereinheitlichung verlorengehen. Da diese 
Gruppen zudem Verschiedenartige Wirtschaftsgebiete umfassen 
würden, wären ihre Resultate keineswegs untereinander ver- 
gleichbar. 

Dagegen erscheint eine stärkere Dezentralisation der Ver- 
waliung durch Verminderung des Instanzenzuges 
selbst auf die Gefahr hin empfehlenswert, dass untergeordnete 
'Biuge nicht in allen Direktionsbezirken einheitlich gehand- 
habt werden. Den Direktions- und Betriebsstellen ist grössere 

Bewegüngsfreiheit in den Ausgaben mit Rücksicht auf wirt- 
schaitliche Gestaltung und die Anpassung an wechselnde Ver- 
'hälteisse zu gewähren. | 

Die.Sozialisierungskommissionist danach 
in ihrer Mehrheit zu der Veberzeugung ge- 
Kommen, dass die Eisenbahn im Besitz und 
im Betriebe des Reiches verbleiben muss. Bei 
feiner Umgestaltung nach dem gegenwärtigen 
WMorschlage kaun in absehbarer Zeit das De- 
#izit beseitigt und die Reichsbahn iin ein sich 
Welbst tragendes Unternehmen verwandelt 
werden.“ 
| Soweit die positiven Vorschläge der Sozialisierungskom- 
Mission. Wir können, vom Standpunkt des modernen Tech- 
nikers aus. betrachtet, damit zufrieden sein. Wenn auch aus 
guten Gründen von einer umstürzenden Aenderung der Organi- 
sation äusserlich abgesehen ist: Die Durchdringung aller Be- 
friebsstellen mit technischem Geist, die Erfüllung aller 
Verwaltungsstellen mit kaufmännischem Geist bedeutet 
mehr als jede Aenderupg der äusseren Form. Wenn diese 
= unsere — Kardinalforderung erfüllt ist, wird sich vieles 
von selbst ergeben. 
Beer die Eisenbahn hat, -hat den Staat!“ 
Das ‚Wort eines sonst privatwirtschaftlich orientierten Sach- 
verständigen aus der Enquete muss festgehalten werden. Die 
Andustriegewaltigen glaubten in einer der schwersten Stunden 
des Reiches die Hand nach diesem Machtmittel der Staats- 

ewalt ausstrecken zu können, um ihre Herrschaft über den 
Staat, der ihnen heute geschwächt genug erscheint, aufzu- 
fichten. Das Gütachten der Sozialisierungskommission zeigt 
den Weg, der zur Gesundung des wichtigsten Reichsbetriebes 
‚führt. Wenn die Regierung diesen Vorschlägen folgt und 
sich nicht, wie bei der Sozialisierung. der Kohlenwirtschaft, 
dem Diktat der Unternehmer beugt, dann wird der Vorstoss 
'grössenwahnsinniger- Kapitalisten zum Guten führen. 

Heinrich Kaufmann. 








Rundschau 
Wirtschaftsfragen ° 


Die Teuerung im November 1921. Die fortschreitende 
'Geldentwertung der letzten Monate hat neuerdings die Lebens- 
haltung des deutschen Volkes stark verteuert. Nach den Be- 
technungen des Statistischen Reichsamts, die die 
Ausgaben für Ernährung, Heizung, Beleuchtung und Wohnung 
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erfassen, ist die Reichsindexziffer für die Leben 
haltungskosten von 1146 im Monat Oktober auf 1397 
im Monat November .d, Js, also um 251 Punkte oder 
21,9 v. H. gestiegen. Gegenüber der Höhe der Lebenshaltungs- 
kosten im Januar d. Js. beträgt jetzt die Steigerung 43 v. H,, 
gegenüber November des Vorjahres 58,4 v. H. 

Obwohl sich iin Berichtsmonat im Durchschnitt des Reichs 
auch die Ausgaben für Heizung und Beleuchtung und für die 
Wohnungsmiete eiwas erhöht haben, ist doch die Erhöhung 
der Indexziffer zum grössten Teil wieder auf die Steigerung 
der Kosten für die Ernährung zurückzuführen. Die Indexziffer 
für die Lebensmittel allein ist stärker als die Gesamt- 
indexziffer, nämlich von 1532 im Monat Oktober auf 1914 
im November, also um 24,9 v. H. gestiegen (gegenüber 
Januar d.-Js. um 51,3 v. H., gegenüber November des ver- 
vergangenen Jahres um 61,7 v. H.). Zu dieser Steigerung 
trugen ‚ausnahmslos sämtliche von der Erhebung erfassten 
Lebensmittel bei. Besonders stark waren im Berichtsmonat 
die Preiserhöhungen für die von der Einfuhr abhängigen 
Waren, insbesondere für Fette, ausserdem für Schweinefleisch 
und Speck. Auch die Preise für Gemüse und Kartoffeln 
sind im Berichtsmonat weiter gestiegen. h 

Die neuerdings eingetretene Aufwärtsbewegung setzte sich 
im November überall im Reiche durch. Allerdings war in 
den einzelnen Gemeinden die Verteuerung des Lebensunterhalts 
verschieden gross. 

Die 71 Gemeinden umfassende Aufstellung der Teuerungs- 
und Verhältniszahlen des Statistischen Reichsamtes wird in 
Nr.19 der „Bundespost“ abgedruckt, die jedem Funktionär 
unseres Bundes zugestellt wird. Mitglieder, die diese Statistik 
kennen. lernen wollen, mögen-sich an ihren Vertrauensmann 
wenden. 

Der Arbeitsmarkt im Oktober 1921. Der Oktober hat, 
wie im „Reichsarbeitsblatt‘‘ auf Grund statistischer Erhebungen 
u. a. berichtet wird, den befürchteten Umschwung in der 
Arbeitsmarktlage noch nicht gebracht. Das rasche und tiefe 
Sinken des. Markwertes, das während des Berichtsmonats 
eintrat als Folge des in der oberschlesischen Frage getroffenen 
Entscheides, hat die Ausverkaufs- und Eindeckungskonjunktur 
einstweilen weiter steigen lassen. Verstärkend wirkte die 
Vorausnahme des Weihnachtsgeschäfts auch seitens der Ver- 
braucherkreise. Der Beschäftigungsgrad der weiterverarbeitenden 
Industrien ist im Zusammenhang damit seit dem letzten Be- 
richt ein noch lebhafterer geworden, so dass die durch die 
Jahreszeit bedingten Rückschläge in anderen Berufszweigen im 
Gesamtüberblick ausgeglichen erscheinen. Auf das- Trügerische 
dieser Entwicklung und ihre für das deutsche Wirtschaftsleben 
letzten Endes doch ungünstigen Folgen ist auch hier bereits 
nachdrücklich hingewiesen worden. Ganz abgesehen davon, 
dass die Kaufkraft ’des Inlandes in nicht allzu ferner Zeit 
erlahmen ‚muss, wird der für die Fortsetzung der Betriebe 
und die Aufrechterhaltung der Beschäftigung notwendige Be- 
zug von ausländischen Rohstoffen um das Vieliache ver- 
feuert, so dass, selbst wenn die Absatzkonjunktur sich noch 
weiter<auf günstigem. Stande erhält, ein Erlahmen zumal der 
weniger kapitalkräftigen Unternehmungen zu gewärtigen steht. 

Die Arbeitslosenstatistik der Arbeiterfachver- 
bände‘ meldet für den Monat Oktober einen weiteren Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit unter. der organisierten Arbeiter- 
schaft. „Von 5960815 durch die Erhebung erfassten Mit- 
gliedern der Fachverbände waren insgesamt 71730 oder 
1,2 v. H. am Stichtage ohne Arbeit (im Vormonat 1,4 v. H.). 

Inder Erwerbslosenstatistik konnte ein weiteres 
Anhalten des seit dem Vormonat beobachteten Rückgangs 
mit nahezu gleicher Stärke an den Zahlen der Unterstützungs- 
empfänger festgestellt werden. Am 1. November empfingen 
151 871 Personen Vollerwerbslosenunterstützung; das bedeutet 
gegenüber dem 1. Oktober, an welchem Tage 185482 voll 
erwerbslose Unterstützungsempfänger gezählt wurden, einen 
Rückgang um 33611 oder 181 v. H. (im Vormonat um 
20,1 v. H.). 

Die enschweisetatiatik ergibt bei ver- 
schiedener Entwicklung in den einzelnen Berufsgruppen und 
für beide Geschlechter im ganzen auch für den Berichtsmonat 
einen günstigen Abschluss. Die Gesamtzahl aller Arbeit- 
suchenden sank von 896113 im September aut 890771 
im Oktober, d. h. um 5342 oder 0,6 v. H. (im Vormonat 
— 44 v. M.). Das Angebot offener Stellen stieg in 
der gleichen Zeit von 679965 auf 697717, d. h. um 17752 
oder 36 v. H. (im Vormonat + 3,26 ’v. H.). Die Zahl der 
eriolgten Vermittlungen stieg am stärksten, nämlich von 
502372 auf 524486, 'd. h. um 22114 oder 4,4 v. H. Es kamen 
danach auf je 100 oifene Stellen 123 Arbeitsuchende beider 
Geschlechter (im Vormonat 192) und 75 Stellenbesetzungen 
(im Vormonat 73,88), während von den Arbeitsuchenden im 
ganzen 58,88 v. MH. (im Vormonat 56 v. H.) in Arbeitsstellen 
vermittelt wurden. 
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: “+ trag an die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte geleistet haben 
Sozialpolitik ($ 149 Abs. 1 Satz 3 des Versicherungsgesetzes für Angestellte, & 18 


Die Aneestelltenversicherung vor dem Reichswirtschaits- 
rat. Die recht merkwürdige Handhabung, die’sich die Reichs- 
regierung bei der Vorbereitung einer Novelle zur Angestellten- 
versicherung geleistet hatte, gab den AfA-Vertretern im Reichs- 
wirtschaftsrat Veranlassung, durch eine Anfrage an die Reichs- 
regierung festzustellen, ob das gesamte Problem der So- 
zialversicherung nun unter Ausschaltung des Reichswirtschaits- 
rats erledigt werden soll. Es war recht auffallend, dass weder 
der G.d.A. noch der Gedag, die sonst recht peinlich auf 
das Mitbestimmungsrecht des Reichswirtschaftsrats achteten, 
keinerlei Einwendung gegen die Uebergehung dieser Körper- 
schaft gemacht hatten. Die Anfrage unserer Vertreter hatte 
einen vollen Erfolg. In der Sitzung des Sozialpolitischen. Aus- 
schusses des Reichswirtschaftsrats vom 2. Dezember erklärte 
der Rezierungsvertreter, dass man anfänglich die Novelle dem 
Reichswirtschaftsrat deshalb richt ee hätte, weil es sich 
nur um ein Notgesetz gehandelt habe, das keinerlei grund- 
sätzliche Aenderung im Versicherungswesen bringen sollte. 
Nachdem aber jetzt durch das Eingreifen des AfA-Bundes 
die grundsätzliche Frage der Verschmelzung der Angesteliten- 
mit der Invalidenversicherung aufgerollt worden. wäre, hätte 
sich das Reichsarbeitsministerium nunmehr entschlossen, nach- 
träglich die entsprechende Vorlage dem Reichswirtschafts- 
rat zur Beratung zu unterbreiten. 

Auf diese Weise ist nun wenigstens erreicht, dass, bevor 
sicir der Reichstag mit der Entscheidung befassen wird, Ge- 
legenheit gegeben ist, in eine gründliche Beratung des Ver- 
schinelzungsproblems innerhalb des Reichswirtschaitsrats ein- 
zutreten. Der Vorgang beweist aufs neue, dass es immer 
wieder die Vertreter unseres AfA-Bundes in den einzelnen 
Körperschaften sind, die eine gründliche und tiefergehende 
sachliche Beratung der sozialpolitischen Fragen herbeiführen, 
während unsere Gegner im Lager der sogenannten Gewerk- 
schaltsbünde dann, wenn es ihnen in ihre Agitation passt, 
auf die eingehende sachliche Erörterung ohne weiteres ver- 
zichten. 


Erhöhte Erwerbsiosenunferstützung. Auf Antrag des, 5. 
Reichstagsausschusses ist am 5. Dezember, entsprechend dem 
Verlangen der gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen, eine 
weitere Erhöhung der zuletzt ab 1. November erhöhten Un- 
terstützungssätze für Erwerbslose durch Regierungsbeschluss 
in Kraft gesetzt worden. 


1, Für mänsliche Persoaen: In den Ortsklessen 
B B c D./UFE, 
a) über 21 jahre, sofern :ie nicht. d. M M M. M. 


Haushalt eines anderen leben 
b} übe: 21 Jahre, so‘era sie im H.us- 


15° 19,25 19,50. TS 


halt eines anderen leben 2 18:.12,50411,25° 10, 8,75 

ce) ‚unter 21. Jahren 4. „en nn EN BI. 7 6,25 

2. Für weibliche Personen: 

o) über 21 Jahre, sofers sie nicht im 
Haushalt eines anderen leben . . 12,50 11,25: 10,— 875m 

b) über 21 Jahre, sofern sie im Haus " 
halt eines anderen leben . . ..- 890 775 7- 6,25 

e) unter 21 Jahren RN Le 26,25: ,.5,50 4,75 


‚ Als Familienzuschläge für: 
a) den Ehegatten .IN =. 2, 
b) die Kinder u. sonstige unterstützungs- 
berechtigte Angehörigen . . '. ». I— 5,50 5— 4,50 


Die neuen Unterstützungssätze gelten ebenso wie bisher 
als Höchstsätze. Es bleibt den Gemeinden, gegebenenfalls 
auch den Aufsichtsbehörden, dort, wo Anlass dazu geboten 
sein sollte, überlassen, 'Unterstützungssätze festzusetzen, die 
nicht das höchst zulässige Mass erreichen, namentlich in Be- 
zirken, in denen durch die Gewährung des Höchstsatzes die 
Unterstützung sich den üblichen Löhnen nähern oder sie gar 
überschreiten würde. 


> 


1,= „6,28% : 5,50 448 


Sind Mitglieder von Zuschusskassen oder Ersatzkassen 
wahlberschtigt zur Angestelltenversicherung? Da verschiedene 


- Zweifel laut geworden waren, ob solche Angesteilte, die Zu- 


schusskassen oder Ersatzkassen (Werkpensionskassen) ange- 
hören, bei den jetzt stattfindenden Wahlen der Vertrauens- 


- männer zur Angestelltenversicherung das aktive und passive 


Wahlrecht besässen, hatten. wir uns an .den Wahlkommissar 
für die Durchführung der Wahlen zur Angestelltenversicherung 
um Auskunft gewandt. Wir erhielten darauf die nachstehende 
Aniwort: i 

1. Die bei den Zuschusskassen gemäss $ 363 des Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestelltenversicherungs-Angestellten sind meines 
Erachtens wahlberechtigt und wählbar. Die Möglichkeit des. aktiven 
Wahlrechts ist bei diesen Angesteliten gegeben, da sie sämtlich im 
Besitze von Versicherungskarten sind. 

2. Die Mitglieder von Ersatzkassen können nur ausnahims- 
weise ihr Wahlrecht bei den Vertrauensmännerwahlen ausüben, 
nämlich nur dann, wenn sie in der Lage sind, den Nachweis zu führen, 
dass sie innerhalb der leizten 12 Monate vor der Wahl einen Bei- 


letzter Satz der Wahlordnung vom 3. Juli 1912). 

Gegen ihre Wählbarkeit bestenen keine Bedenken, da sie nach 
& 373 des Versicherungsgesetzes für Angestelite Versicherte im . Sinne 
des Gesetzes sind. Sie sind als Vertrauensmänner auch wahlberechtigt 
bei den von diesen auszuführenden Wahlen.” Es bestehen auch keine 
Bedenken gegen ihre Wählbarkeit bei diesen Wahlen. 

Da die Arbeitgeber in den Ersatzkassen versicherte An- 
gestellte beschäftigen, so sind sie in gleichem Umfange wie die sonstigen 
Arbeitgeber wahlberechtigt und wählbar. | 


Die Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat doch an- 
genommen. Wir berichteten in der letzten Nummer der „Deut- 
schen Techniker-Zeitung‘‘, dass die Schlichtungsordnung vom 
Sozialpolitischen Ausschuss einstimmig abgelehnt 
worden war. Trotzdem ist sie nunmehr vom Plenum des 
Reichswirtschaftsrates angenommen worden. Dies konnte nur 
dadurch geschehen, dass die Vertreter der christlichen Ge- 
werkschaften ihren ablehnenden Standpunkt aufgaben und 





mit einem Kompromiss bezüglich des umstrittenen $ 55 den 


Vertretern der freien‘ Gewerkschaften in den Rücken fielen. 
Während die freien Gewerkschaften auf einer Formulierung des 
8 55 nach folgendem Wortlaut 

„Wird bei eiger Gesamtstreitigkeit die zuständige Schlichtungs- 
stelle oder Schlichtungsbehörde von einer beteiligten Pariei angerufen, 
so hat sie das Schlichtungsverfahren einzuleiten, die beteiligten Parteien 
zur Verhandlung zu laden und, fa‘ls eine Einigung nicht zustande kommt, 
einen Schiedsspruch zu fällen“ 
besteheh mussten, haben sich die christlichen Gewerkschafts- 
vertrieter mit einem grossen Teil der Unternehmervertreter auf 
folgende Formulierung geeinigt, die auch dann die Grundlage 
für die Annahme im Plenum des R.W.R. geworden ist: 

„Ist bei einer Gesamtstreitigkeit eine Einigung zwischen den Be- 
teiligten nicht zustande gekommen, so ist vor „der Anwendung von 
Kampfesinassnahmea die zuständige Schlichtungsstelle oder Schlichtungs- 
behörde anzurufen. Aussperrungen und Arbeitseinstellungen dürfen ers: 
dann staitfinden, wenn die Schlichtungsstelle oder die Schlichtungs- 
behörde angerufen worden ist und einen 'Schiedsspruch gefällt hat odeı 
wenn seit der Anrufung eine Woche verstrichen ist. 

Eine Haftung für Schadenersatz aus Zuwiderhandlungen gegen 
Absatz 1 findet nicht statt. Statt dessen kann eine angemessene Busse 
verhängt werden, welche die Lebens- und Arbeitsfähigkeit der betroife- 
nen Organisaiion nicht gefährden darf.“ 

Eine solche Fassung machte allerdings die Zustimmung 
durch rückgratfeste Arbeitnehmervertreter unmöglich. Denn sie 
bedeutet eine offenbare Schädigung von Arbeitnehmerinter- 
essen. Wenn nun schon die christlichen Vertreter sich dies 
zu schulden kommen liessen, dann macht es wenig mehr. aus, 
wenn sie den Unternehmern noch weiter, z. B. in der Lehrlings- 
frage, entgegenkamen. . Auch hier wurde eine Phalanx voı 
christlichen Vertretern und Unternehmern gegen die freien Ge- 
werkschaften gebildet und die Anwendung der Schlichtuings- 
ordnung nach dem Wunsche der Unternehmer auf Lehrlinge 
ausgeschaltet... 


‚Angestelltenbewegung 


Der D.H.V. als Schriitmacher des Grosskapitais.. Mi 
grösster Entrüstung ist von der gesamten Arbeitnehmerschaf 
das Ansinnen des Grosskapitals, die Eisenbahnen zu entistaat 
lichen und der privatkapitalistischen Ausbeutung zu übereigrier 
zurückgewiesen worden. Nur der Deutschnationale Handlungs 
gehilfenverband gehört neben den alısgesprochen geiben Ver 
bänden wieder zu denen, die auch in diesem Falle den 
Kapital die Steigbügel zu halten bereit sind. Er‘ schreibt zun 
Kreditangebot der Iudustrie u. a.: 41 

„Wir haben diese, von einsichtigen deutschen. Unternehmern ge 
äusserten Sorgen nicht als einen. Ausfluss ihrer Steuerscheu angesehen: 
sondern als eine der erustesterr Angelegenheiten des deutschen Volkes 

Wem ımän sich dieses Ziel des industriellen Angebotes anhört 
und sich dabei vergegenwärtigt, dass die, öffentlichen Verkehrsunter: 
nehmungen 20 Milliarden Paplermark Defizit inı Jahre herauswirtschaiten 
dann hat der Vorschlag etwas. Verblüffendes, und niemand, der es gu 
mit unserem Volke meint, darf inn mit einer 'wegwerfenden Hand 
bewegung abtun, wie es die freien Gewerkschaften ih einer Erklärum; 
vom 10. November getan. haben „... j | 

Wer das Eisenbahnwesen dieser Länder (England, Amerika, Fraak 
reich, wo Privatbetriebe. Die Schriftlt.) kennt, weiss, dass es vo! 
allen Dingen nach. den Grundsätzen des Geldverdienens eniwicke! 
worden ist, und dass namentlich in Amerika der Besitz der Eisen 
bahnen einen - der wichtigsten Machtfaktdren der herrschenden Geki 
mächte darstellt. | 

Wir wollten darum hoffen, dass nunmehr eine ernsthaftere Politil 
einsetzt, als“ es die papierenen Resolutionen der freien Gewerkschaäte: 
bedeuten.“ 


Getf@u seinem Verhalten bei der Frage der Kleinaktie un: 
der Gewinnbeteiligung ist der D.H.V. auch hier wiedertnn 
gewillt, die Forderungen der Herren Stinnes und Genosse! 
innerhalb der Angestelltenschaft zu vertreten. Es wird imme 
offenkundiger, dass der D.H.V. sich bemüht, lediglich Bütte 
dienste für das Grosskapital zu. leisten. 











30 Aus dem Bund 00 
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Büundesabzeichen. Die‘ von der Ortsverwaltung Ulm 
aergestellten Bundesabzeichen sind direkt aus Ulm zu beziehen 
ind zwar von Herm Alfons Bär, Ulm, Beethovenstr. 10. 


„Bundespost“. Nr. 17. der „Bundespost“ vom 1. De- 
zember ist für die jetzt stattfindenden Neuwahlen der 
Vertrauensmänner der Angestelltenversiche- 
Kung von. besonderer Wichtigkeit. Dementsprechend befasst 
sich diese Ausgäbe lediglich mit dem Kapitel „Angestellten- 
versicherungswahlen‘“ zu dem Zweck, unsere Funktionäre zu 
Orientieren, um was es sich bei diesen Wahlen handelt, und 
was getan werden muss, um den AfA-Listen unbedingt 
zum Siege zu verhelfen. Neben zwei Artikeln grundsätzlichen 
Inhalts enthält die Nummer unter der Sammelüberschrift „Was 
muss man von der Angestelltenversicherung 
wissen?“ folgende Beiträge: Wer: ist wahlberechtigt, und 
wer ist wählbar? — Wahlausweis. — Wie wird gewählt? — 
Wahlbezirke. — Wahlvorschläge. Eine dringende Aufforde- 
füng an unsere Ortsverwaltungen anlässlich dieser Wahlen 
bildet den Schluss. 

Auch die soeben erschienene neue Nümmer unserer „Bun- 
despost“ (Nr. 18 vom 10. Dezember) befasst sich in der 
Hauptsache mit dem Thema „Angestelltenversicherungswah- 
len“. Wir erwähnen. insbesondere einen sehr instruktiven Auf- 
satz über die Frage: „Sonderversicherung oder Angliederung 
der Angestelltenversicherung an die Invalidenversicherung ?“, 
in dem anerkannte Versicherungsfachleute, wie Dr. 
Fuld, Prof. Dr. Manes, Landesrat Dr. jur. Paul“Braun, Dr. jur. 
Georg Zacher, Dr. jur. Walter Kaskel, Geh. Oberregierungsrat 
Dr. Düttmann u. a., sich für die Verschmelzung der. Ange- 
stellten- mit der _ Arbeiterversicherung aussprechen. In einem 


zweiten Abschnitt dieser „Bundespost“ wird u. a. darauf 
hingewiesen, dass es notwendig ist, dort, wo es noch 
nicht geschehen ist, überall die AfA-Ortskartel le 


zu gründen, entsprechend dem Organisationsvertrag mit dem 
A.D.G.B. Es folgt eine wichtige Notiz über die neuen Bei- 
tragsmarken, ferner die Liste der in den letzten Wochen von 
der Hauptgeschäftsstelle versandten Rundschreiben. Eine Ab- 
rechnung der Kampffondssammlung für den Streik im Wurm- 
fevier, die den Betrag von 68418,10 M. erbrachte, beschliesst 
den Inhalt dieser Nummer. 


— — 
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Vorstandsbekanntmachungen 


‚Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Drs 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Ergänzung zur Druckausgabe des Berichts über den 2. ordentlichen 
Bundestag. Auf Seite 160 des Berichtes über den 2. ordentlichen 
Bundestag unmittelbar hinter dem Referat „Durchdringung der Verwal. 
tung mit technischem Geist“ ist aus Versehen cin Bundestagsbeschluss 
nicht vermerkt worden. 

Auf Antrag Reyersbach- Berlin wurde gegen zwei 
folgende Entschliessung. gefasst: er 

„Der zweite Bundestag erwartet vom Vorstand eine erneute Re- 
vision seiner Stellung zum Reichsbund Deutscher ' Technik und ener- 
gischste Bekämpfung .der reaktionären Tendenzen dieses angeblichen 
Vertreters. der Techniker.“ 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

BüttnerwWerke A.-G., Uerdingen a. Rh. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe i. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der. Braunschweiger. Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 

Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max. Schuster sen, Inh, 
Paul Fischer & Max Schuster sen., ‘Münsterberg ij. Schles. 

Brock & Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 

Wagenbauanstalt Oldenburg A.-G,, Oldenburg. in Oldenburg, 

Eisenwerk Ratingen, 


Stimmen 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammtungskalender der „D.T. Z.“ dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben entlx "ten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 
Montags, mittags 1 Uhr, im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen 
Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzungen enthalten: 

== Mitgliederversammlung, ' 


F = Fachgruppenversammlung, 

V = Vertrauensmännerversammlung, 

B = Berufsausschuss. 
Crimmitschau. M. 22. XII, 72%, Restaurant Meisterhaus; Jakobgasse, 
Hageni.W. M. 2.1. 8%, Restaurant „Piepenstock“, Heidenstrasse. 
Hamburg. F. Baugewerbe 2} Xil. 7°. len, Zimmer 68. 


Zeitz. Monatsversamm!ung jeden ersten Dienstag im Monät, 8%. Rest. „Zur Tulpe“. 








Hauptschriftleiter und verantwortlich für den Hauptteil: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Fried ich'Schweät, Gern, 
Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin 'NW 52, Werftstr. 7. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH. Berlin SW 68. 





Pi 


nr: Stellenangebot = er 
W 


aagenbau. 


Auf diesem Gebiete erfahrener, tüchtiger 


Hochbuutechniker 


mit Erfahrung in Siedlungsbauten, 
flotter Zeichner und tüchtiger Bau- 
führer, möglichst zum sofortigen 
Eintritt gesucht. — Angebote mit 
Zeugnisabschriften, Lebenslauf und 
Angabe der Gehaltsansprüche an das 


Für das Stadtbauamt wird ein im städtischen Tiefbau erfahrener 


Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung zum baldigen Antritt 
gesucht. Die Stellung ist nicht etatsmässig. Bewerbungen mit 
kurzem Lebenslauf, Zeugnisabschriften und. Gehaltsansprüchen sind 
unter Angabe des frühesten Eintrittstermins umgehend einzureichen. 
Ortelsburg (Ostpreussen), den 6. Dezember 1921 
Der Magistrat. 





Konstrukteur und fleissiger Zeichner 


mit leichter Auffassungsgabe in Dauerstellung gesucht. 


Carl Schenck 


Eisenziesserei und Maschinenfabrik, Ges. mit beschr. Haftung 
Darmstadt. 


Tüchtige 


Eisenkonstrukteure 


[era 


Bauamt Eickel. EEE EN RER, ze 


Jüngere Techniker & 


wenn mögl. solche aus dem Papier- | 
verarbeitungs- od. Druckmaschinen- 

fach, werden bei guten Bezügen in 
Dauerstelung gesucht von 


Maschinenfabrik 
J. Heinrich Spoerl, 


Grosses Werk der chemischen Indusirie Mittel- 
deutschlands sucht zum möglichst baldigen Eintritt 


einen Maschinentechniker oder Ingenient 


mit Ferne in der Bearbeitung von Werttaxen 
maschineller Betriebseinrichtungen, sowie 


einen jüngeren Techniker 


mit Kenntnissen im allgemeinen Maschinenbau, der 





Ausführl. Angebote mit Referenzen, Zeugnisabschriften, 
"Angabe von Gehalt und Eintrittszeitpunkt erbeten an 


Kaiser & Co., Maschinenfabrik 


Aktiengesellschaft 


Düsseldorf, Tussmannstr, 70. 


Für umfangreiche Wohnungsneu- 
bauten werd.2 bewährt. erfahrene 


Hochbautechniker 


für Entwurfsbearbeitung und Bau- 
leitung gesucht. Gehalt Gruppe IV 
und V des Reichsteiltarifs. Antritt 
mögl. 1. 1. 1922. Bewerbung. m. Ge- 
haltsansprüchen u. Zeugnisabschrift. 


werden bis 30. 12. 


ein gewandter Rechner sein muss, als Hilfskraft. 
Bewerbunsen mit Lebenslauf‘, Zeugnisabsehriften, 
Angabe der Gehaltsansprüche u. des frühesten Eintritts- 


zeitpunktes erbeten an 
Badische Anilin- und Soda-Fabrik 


Ammoniakwerk Merseburg, Abt. Personal 
Leuna- Werke 


1921 erbeten (Kreis Merseburg). 





Cassel. 


Für meine Ho!z- u. Baumaterialienkäandlung 
suche ich zum sofortigen Antritt einen 


Techniker. 


cher 
Derselbo muss in der Branche erfahren und der plalt- rege 


deutschen Sprache mächtig sein. 
Gefl. Angebote mit Lichtbild, Gehaltsansprüchen und 
Zeugnisabschriften erbeten. 


an das Stadtbauamt Leobschütz. 


für Holztrocken-, Luftheizungs- u. 
Spänetransport-Anlagen p. 1.1. 22. 
Schriftliche Angebote mit Gehalts- 
sind 


Danneberg & Co.K.-G. 


Berlin, Köpenicker Str. 7a. 





Anmeldung von Patent- und 
 Musterschutz u. d. Verwertg. 
Billigste Berechnung, 
Schleiermacher, Ingenieurhurcau, f 
München, Bergmannstrasse 58. 


Reisszeuge und Rechensatieber 


billigste Bezugsquelle 


zu richten en Hansen & Kieiner, Kie!, 











Andr. Christiansen, @ 
Bredstedt (Schleswig). 


für Hebezeugbau auf sofort = 





PFOFTTTTTTTTTILTITIIIIEKELTILELELLSUTTII IE ET 


Mitulleder 


DIATDRARDIRBANUERRSHBEÄTIHRTETERDERBÄBEBAHT DENN 
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‚Lueger: Lexikon der| remacn 93,7, Schiatanzuge. Eiczast 
Jüngerer Bautechniker |$e!ümten Technik |W ya, 1Dthri. Halasches Der 32. weCtectentn. 





2. umgearbeitete Auflage. 10 Bände 


mit abgeschl. Mittelschulbildung und praktischen Erfahrungen, unverh., > in Halbleder 1750 M., in 
flotter, saub. Zeichner, Kenntn-i. Ziegeleiwesen erwünscht, jedoch nicht | 
Bedingung. — Angebote mit Zeugnisabschriften und Bild erbeten R 








und 100/, Zuschlag. 


Herman Heuser, „wenn Sie feine 
reiner sone ro 0 FLEMDE Sprache beherrichen, 


kann ich Ihnen, fo leid e8 mir tut, den newen beffer 

„bezahlten Boften nicht übertragen. Der fol mit einem: 
fpradptundigen Gehilfen befeßt werben, benn wir 
müffen jet unbedingt daran denfen, a Verlauf 
auf Den Erport einzuftellen.“ — Wollen Sie warten, 
..bi8 Ihnen YHr Chef diefe oder ähnlihe Worte fagt 
oder bis Ste in anderer MWeife merfen, bak Ihnen 

hr Aufftieg In beffer bezahlte Stellungen erfcäwert - 


Halbleinen 1300 M. Auch | es 2 
Baugesellschaft für künstl.Trocknereien m.b.H. 


gegen 100M. Monatsrate 
Duderstadt in Hannover. 





Für den Bau : 
elektr. Kleinhebezeuge und Kranbau 
tüchtige, selbständig arbeitende 


Spezialkonstrukteure 





Schuiz und Verwertung 
von Housrungen or 

zu günst. Bodingung.durch Carl 
Haiduk, Ing., Berlin W57, Culmstr. 18 
Langı. Erfahr. (Bündesmitg!.) 












gesucht. Te 1 eng ER, Abel onen re Fe fuge 

Eintritt möglichst sofort. Ausführliche Angebote 1880-99 a. 20.—, ann: DAUE: LOL! >| EEEBEM, ONE STECDTORTERG STRERIEN 

mit Angaben über bisherige Tätigkeit, frühestem 10.V0.8.). 1900-13 a. 30.— |: Ka Rasa 5. ufere @hnführung Y’28 
Eintrittstermin nd Sr Gehaltsforderung Erfah ii De a pa. E ah ee hr er arg, a koeibirhe 

and je 23.— mehr, einz. Num. eute noch eine Poltkartie reiden. LSangeniche 4 

Eduar d Weiler, Maschinen adri 5 bis 20 Mo Luegöer, Meyer-, Berlagsbuhhandlung (Prof. G. Langenfceibt), Berlins 
, Berlin-Heinersdorf. Brockhaus-Lexikon liefert Schöneberg, . Bahnfte. 29/30 (Wegr. 1856), Nerlag der 


Spracdhunterrichtsmwerte nach db. weltberühmlen Dlethode 


Eonfnint:Sangenfheidt 





Otto Thurm, Dresden A.1. 


Ein- und Verkauf. 


Werkstattzelchnungen 


f. ein. Bandsägenlaufwagen gesucht. 


Preisangeb. unt.J.L.2735 d.D.T.Z. 


BIER ER 
mm Beste Büch 
Wer exportieren Will, auf es se festen ‚uch h der 


bestelle sich eine Probenummer der Volksverband der Bücherfreunde 


Uebersee-Post Wegweiser-Verlag, G. m. b. H., Berlin W 50, Rankestrasse 34, 
Organ für Export und Import R BAER SE '& 
E. H. Fr. Beisner, seinen Mitgliedern zu günstigen Preisen. 


Leinziu anameRaLra4se 10, Die Bücher werden nur an Mitglieder des V.d.B. abgegeben. 
Die kostenlose Mitgliedschaft wird durch Anmeldunj erworben, 


Dh otogruph j A D D fl ra te Bücherverzeichnisse, Satzungen usw. unherechnet‘ und postfrei. 


B % u. Bestandteile Der V.d.B. veröffentlicht vorzugsweise Bücher, welche die Weltbedeutung 


deutscher Kultur bezeugen. — Werke fremder Zunge bringt er nur, 
a» 
Für Fiechten-Kranke! 


Katalog A freie | eajls es sich um einwandfreie und anerkannte Schöpfungen handelt. 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 


Selbstspielende ( |} -..............-...2.2000arsasssnssnnssarennsaneennen RE EEE RER 
M -altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 





(System Korte. — D.R.G.M.) 


zum Dividieren, Multip!izieren, Addieren und Subtrahleren. 
Verlangen Sie Aufklärungsbroschüre u. Prospekte. 


Ir 112 R ’ & 
Ju | ee 
$ * 3 
YSTEMm KORTEd H.R.O.M, 
Ferner sehr wichtig: Verfahren zum absolut-genauen Multipli- 
zieren und Dividieren grösster Zahlen mittels Rechenschiebers. 
Preis Mark 4,50 exklusive Porto. 


ing. Friedr. Korte, Braunschweig 
Gutenbergstrasse 34. 
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Ion höne An den Volksverband der Bücherfreunde, Abt. T. 2. 
D Ich beabsichtige, Ihrem Verband a!s Mitglied beizutreten und 
Katalog B frei. ersuche um kostenlose Zusendung von Verzeichnissen und literarischen 


E Werbeschnften. 
Uhren, Brillanten, | antten 


















vielbewährten Fiechtenheil in 8—14 Tagen. 2 Name: Stand: Ort: 
Zahlreiche Dankschreiben. - Eins Flasche genügt. Preis 25 Mark. [ > 4 ı ERBEN 
F, Müller, Heilkundiger, Bremen 7 = Telschlung | A Be Fe ee 
jrosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. = ; . 
seen | L. RÖMER, Altona (Elbe) 10. Beilagen haben gun Erfolg 
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Blutaitffrifchung, Herzmanndfi der Setrene, | in Die freie Luft der Wälter und Berge, fo | gelefen Habe, bitte ich, mir die zweite und h 
Diehopei / Die Truße von Trusberg / Buch | trägt jeder einzelne in Herz und Sinnen ein nach Erfcheinen auch Die Dritte Serie zu 


n ” £ gessste tt! 
zZuU0Wwi AUNAHOTLIS OL tıiTen |. 
2 EZ ERSTE: 
' Der $ SETS 
Erite Serie: Schloß Hubertus / Der Herr= | noch fteigen Die Gefchehniffe zu mächtiger | d68 Liebliche Alpendorf und der Klang ber] & Sugzese 
notiichniger von Ammergau / Hohmürden | Höhe, mit fpannendem Verlauf und tiefen | Herdenglocden empor, und der Bauber der Er: 3 213 v.s5 23 Fig 
Herr Pfarrer / Der Jäger von Fall / Edelz | Erfhütterungen. Tazıvifchen Klingt ein bes | innerung wird ihm ein zuveites,verflärte&&er = Er ssh Fr 
weistönig / Der infried / Der laufende Berg / | baglicher und überlegener Humor wie Die | nießen. Solch ein Zauber wirft auf und aus _ 3285 ER 
Die Martinsklaufe / Das Gotteslehen / Der | Schalmet eines mmmteren Hirtenltedeß, das | ven Schöpfungen Ludwig ®anabhofers. 528 RorE 2 : 
Kloiterjäger. — Biweite Serie: Der Hobe | Treundlich unter pem Braufen eines Sturmes | lrteile: „Eine yülle von SPoefte, unvers j E 22 N 
Schein / Tas Schweigen im Malde / Ge: | tönt. Und feinesNaturempfinden begleitetalle | gleichihch fchöneNaturfchilderungen, prächtige Be we3B°5 an 
witter im Mat / Der Befondere / Der Dorf- | Begebenheittn wie Orgelflang mit ruhigen | Wenfchen lernen wir in Ganghofcı Erf. SuEle te 
apoitel / Hochlandsgefchicgten / Hochlands- | Grundaftord, in dem jich alle Leidenfchaften | zähblungen fennen, Die für jeden eine Durch a DER ae 
EI märchen / Das neue Wefen / Der Mann in | nern | TULD DLULC) GEILNDE Lektüre find.“ Aus „Bute 2 SEersTEH Da 
BE Calz. — Deitte Serie: Waldraufeh / Die | » YAM. auf AN M. mo: | Bücher — Gute Freunde” Leipzig. — „euowig HITS ra : : 
Ba Günpen derBäter /Hubertusland | Diesäger/ ofatt 217 Aa) einmal ir A|) natlich fchrieb Löftl., wundervoll u. einfchneichelnd.” 9 „ EEFSHE a: 
Damlan Bagg / Bergsauber Brandung / Die | „ii. sone @ N Arthur Achleioner. — „Lebenstuft, Lebens: I Ss! Tr272 38 : i 
FR Backhantin. — Vierte Serie: Der Ochfen- ba jede Serie 20 Bänden (In 5 Doppel: | freude und Kilichterfüllung als Indalt des K5jar = war: i 
EA Trieg / Berg und Tal: Die Geeleitnersleut, | Bänden geb.). Auf Wunfch 3 Tage zur Anficht, | Lebens machen feine Griemmmis von der a 
DB Der Echte, Der MWildbach, Die verliebten | Daher fein Rififo. Einzelne Bände Föunen | Mögticpteit und rer ficherfien Erlangung PEleseezer : ı 
Brüder, Der Hergottspfänder, Künftlerfahrt | TU® technifhen Gründen leider nicht ab: | menschlichen Glüds aus. AbHold jevent # ir Kor Ei 
an den KRönigs-See, Die Hauferin, „Räfert“, |Beneben werden, jedor einzelne Serien. | Formeltenner, ift er von tiefer Naturz $ =| > Eman | 
Das Hagelmetter, Der Zahltag des Niefcnen- | nern | andacht erjüllt geweien, ein Naturpriefier, 1 E| BUT 
toni / Das Kind und die Million / Das große | löfen, alle Diffonanzen Hären. Das deutfche | der in jedem Baum, In jedem Grästein Die | EI 7 2258 a 
Sagen / Die liebe Kreatur / Gigantenfampf, | Volk aus allen Bauen Hat eine ftete Sehnfucht | Höchfte Ordnung umd das Höchite Gejeg er F 2 su #4 

Das flinfe Wunder, Stu der Pechvogel, | nach der Poefte der Berge, wie nad) der Urs | fennt.” Aloper, München. — „Sobald „Gange 1 &! =. ! 
Der Wadtelfhwarnt, Die Tänzerin unferes | heimat der um Ftieden ringenden Menfchen:  bofer“ zu haben ift, erbitte ih Angebot.” #3 og ; 
lieben Herrn, Hanferl, Das Schidfal mit | fcele. Wenn im Sonmmer ein unüderfehbarer ! Frig HSelmert, BarliT. — ‚Nadden ich I = } 
dein langen Schnabel, Ber rote Komiter, | Strom von Erholungfucenden hinauswallt | die erfte Cerie von Ganghoists Schriften 3 28 ; 










ber Kindheit Buch der Jugend / Buch der | Etikdl ber Schönheit, Die er Dort gefunden, | den gleichen Bedingungen am jenden. Sch | 
Freiheit. — Gangbofer ilt ein Meifter | mit beim in ein Iierfiagsfesen. Und wird | bin Shnen außerordentlich danfdar für ! 
der Erzählerfunft. Sn rubigem Eleichnaß | daS Gedenfen daran gewedt, dann wächit | diefe Bücher.“ Kurt Fadert, EHg. — 1 
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fließen alt feine Erzählungen bin, und denz I vor feiner Seele wieder der raufcehende Ward, | Sp ihreiben DSnuderse! 
Deitnl233i1:-Dudyauıdlusg Linfe & ©&n, Salleie. 8. Santle, Fermruf: 4533 id 8360. 
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Ein Gesetzentwurf über den Achtstundentag für Angestellte 6 


Trotz des Versprechens der Reichsverfassung, ein einheit- 
liches Arbeitsrecht zu schaffen, hält das Reichsarbeits- 
ministerium unbeirrt an der a a des Arbeitsrechtes 
bei allen neuen Gesetzesvorlagen fest. Seit der erstmaligen 
Festsetzung des Achtstundentages für Angestellte durch die 
Verordnung vom 18. März 1919 ist von Theorie und Praxis 
immer wieder dargelegt worden, ‚dass eine Vereinheitlichung 
der gesetzlichen Regelung der. Arbeitszeit für Arbeiter und 
Angestellte notwendig sei. Trotzdem hat die Regierung an 
der getrennten Behandlung festgehalten und, nachdem sie einen 
Entwurf über die Regelung der Arbeitszeit der gewerblichen 
Arbeiter ausgearbeitet hatte, nunmehr auch einen solchen für 
die. Angestellten ausgearbeitet. Sie legte ihn einer zum 
9. Dezember 1921 einberufenen Besprechung der Angestellten- 
und der Arbeitgebervertreter zugrunde, unter Beifügung einer 
Begründung, in der sie selbst Stichhaltiges für die Auseinander- 
reissung. der beiden Arbeitnehmergruppen nicht vorzubringen 
wusste. 

Der vorliegende Entwurf zeichnet sich vor allem durch 
eine bemerkenswerte Unklarheit und mangelhafte Begrifts- 
bestimmung aus. Sein zweites Merkmal ist die Lückenhafüg- 
keit und die planmässige Durchlöcherımg des Grundsatzes 
des Achtstundentages. Schon die Begriffsbestimmung des 
Personenkreises, für den das Gesetz Gültigkeit haben 
soll, weist diesen Mangel auf. Anstatt die in $ 12 des Be- 
triebsrätegesetzes ‚gegebene Umschreibung des Personenkreises 
zu wählen und ‘damit eine, wenu auch sicherlich unvoll- 
kommene, so doch immerhin noch verhältnismässig brauch- 
bare Umgrenzung des persönlichen Geltungsbereiches des Ge- 
setzes zu suchen, .begnügt man sich mit der Aufzählung von 
vier Angestelltengruppen, für die das Gesetz gelten soll 
Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sollen danach Personen 
sein, die auf Grund eines Vertragsverhältnisses für-die Zwecke 
des Betriebes: 

1. mit kaufmännischen Arbeiten beschäftigt werden (Hand- 
lungsgehilfen), 

2. mit technischen Arbeiten höherer Art beschäftigt werden, 
jedoch mit Ausnahme der Werkmeister und Techniker, 
soweit sie nicht unter das Gesetz über die Arbeitszeit 
gewerblicher Arbeiter fallen, 

3. mit schriftlichen, rechnerischen oder ähnlichen Arbeiten 
beschäftigt werden (Bureauangestellte), einschliesslich der 
Personen, die für Bureaus niedere oder mechanische 
Dienste leisten, 

4, sich als Lehrlinge in einer geregelten Ausbildung zu einer 
der genannten Beschäftigungen befinden. 


Nicht etwa im Gesetz selbst, sondern in einer „Begrün- 
dung‘ wird zunächst eine Reihe von Angestelltengruppen aus- 
geschaltet, die nicht unter das Gesetz falle sollen, so das 
Orchester- und Bühnenpersonal, höhere Angestellte in 
Büchereien, Museen, Sammlungen, Verbandssekretäre, Syndici, 
angestellte Aerzte, Privatsekretäre, Rechtsanwaltsgehilfen, 
Zeitungsschriftleiter, Privatlehrer, Erzieher und höhere Haus- 
angestellte. Dass mit den aufgezählten vier Gruppen alles 
andere als eine klare Bestimmung des Angestelltenbegriffs 
gegeben ist, hat wohl auch das Arbeitsministerium gefühlt 
und deshalb in & 20 einen Absatz 2 vorgesehen, wonach 
der Reichsarbeitsminister ermächtigt werden soll, „nähere Be- 
stimmungen über die Abgrenzung des Begriffs der Ange- 
stellten im Sinne dieses Gesetzes“ zu geben. Aber selbst die 
aufgezählten Angestelltengruppen sind durch die vorgeiegte 
Fassung denkbar schlecht umschrieben. So würden unter 
die unter 1 aufgezählten Angestellten nicht fallen, kauf- 
männische Angestellte, die nicht bei einem Kaufmann tätig 
sind, ebenso auch nicht die Angestellten von Kaufleuten, die 
keine kaufmännische Arbeit verrichten, zum Beispiel Reklame- 
zeichner. 

Die Gruppe 2 will Werkmeister und Techniker 
von- Angestellten, die „technische Arbeit höherer Art‘ ver- 
richten, trennen. Es ist bekannt, dass die Begriffe „Werkmeister“‘ 
und „Techniker‘‘ alles andere als klar umrissen sind, und erst 
secht dürfte die Unterscheidung zwischen den Leistungen eines 
Technikers und denjenigen eines technischen Angestellten 
„höherer Art‘ praktisch völlig ausgeschlossen sein. Bemerkens- 
wert ist dabei, dass in der Bespreehung am 9. Dezember 
die Arbeitgeber mit allen Mitteln versuchten, für die Weri- 
meister eine längere Arbeitszeit herauszuholen. 

Neben den in der Begründung zum Gesetz genannte 
Ausnahmen bringt der Entwurf aber auch noch eine Reihe 
weiterer ausdrücklich bezeichneter. Es soll keine Anwendung 
finden: auf die Vorstandsmitglieder - und gesetzlichen Ver- 
treter von juristischen Personen und von Personengesamtheiten 
des öffentlichen und privaten Rechts. Ferner auf die Beiriebs- 
führer und Betriebsleiter, soweit sie zur selbständigen Ein- 


stellung und Entlassung der übrigen im Betriebe oder in der 
Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmer berechtigt sind, 
oder soweit ihnen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist. 
Dieser Bestimmung gegenüber versuchten die Arbeitgeber eine 
weitere Ausdehnung auf diejenigen Angestellten, die zwar 
zur Einstellung und Entlassung der übrigen Arbeiter, nicht 
aber der übrigen Angestellten befugt sind, womit eine weitere 
Anzahl, insbesondere technischer Angestellter aus dem Rahmen 
des Gesetzes herausfiele. Ganz unbegreiflich ist die Aus- 
nahmebestimmung, dass das Gesetz keine Anwendung finden 
soll „auf sonstige ‘Angestellte mit höherer geistiger 
sowie auf Angestellte, deren nee 30 000 Mark 
übersteigt“. Dass die Gehaltsgrenze ganz unhaltbar ist und 
angesichts der Geldentwertung viele Tausende von Angestellten 
schutzlos machen würde, braucht nicht näher dargelegt zu 
werden, und bezüglich der Angestellten mit „höherer geistiger 
Tätigkeit‘ gestand selbst das Arbeitsministerium zu, daß man 
vergeblich nach einer besseren Definition für die höheren 
Angestellten gesucht habe. Hiernach wären also Techniker 
und Werkmeister nicht von diesem Gesetze erfasst: wohl aber 
Angestellte, die „technische Arbeiten höherer Art‘‘ verrichten, 
worunter sich jeder denken mag, was er will. Wenn man 


| 


ätipkeit | 


nun noch hinzufügt, dass Angestellte „mit höherer geistiger 


Tätigkeit“ ebenfalls nicht unter das Gesetz fallen - sollen, 
so bliebe nur noch die Preisfrage zu lösen, welche tech- 
nischen Angestellten denn nun eigentlich unter das Gesetz 
fallen sollen! Man kann also in dieser Bestimmung nur eine 
etwas linkische Verbeugung vor den Verbänden der leitenden 
Angestellten erblicken. 

Weiter sollen ausgenommen sein Personen, die über- 
wiegend mit häuslichen Diensten beschäftigt werden, alle im 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft einschliesslich ihrer 
Nebenbetriebe Beschäftigten, also das gesamte kaut- 
männische und technische Personal der landwirtschaftlichen 
Brennereien, Zucker-, Kartoiielflocken-, Stärke- usw. Fabriken, 
der Sägewerke, Mühlen und dergleichen. Ferner die Gehilfen 
und Lehrlinge in Apotheken, Angestellte der Verkehrs- 
anstalten, und zwar nicht nur des eigentlichen Verkehrs- 
betriebes, sondern auch der gesamten Verwaltung, "Angestellte, 
die Familienangehörige des Betriebsinhabers sind, und die in 
der See- und Binnenschiffahrt beschäftigten Personen mit 
Ausnahme der beim Be- und Entladen der Schiffe in den 
Häfen tätigen. 

Schon diese Aufzählun 
Zersplitterung und Durchlöcherung: geplant ist. Es ist selbst- 
verständlich auch von den freien Gewerkschaften stets aner- 
kannt worden, dass es einzelne Berufe gibt, fir die eine 
abweichende Regelung der Arbeitszeit denkbar ist, für die also 
bestimmte Ausnahmen und Sonderfassungen der Schutzbestim- 
mungen im Gesamtgesetz mit vorzusehen sind, keinesfalls 


‚kann aber damit die jetzt wieder versuchte Auseinander- 


reissung der Angestellten und ihre Vertröstung auf ein Dutzend 
noch kommender Sondergesetze gerechtfertigt werden, worauf 
denn auch die AfA-Vertreter in der Besprechung, an der sich 
übrigens der Gedag überhaupt nicht und der G.d.A. nur 
ganz kurze Zeit beteiligten, immer emeut hinwiesen. 

Sind so die Ausnahmen bezüglich des Personenkreises 
schon geradezu ungeheuerlich und in eine Form gefasst, die 
der willkürlichen Auslegung hundert Türen öffnet, so sind 
fast noch grösser die sachlichen Ausnahmevorschriiten, 
die das Gesetz in der Praxis zu einem Messer ohne Klinge und 
Stiel machen würden. Zunächst soll bei Schichtarbeit 
der Achtstundentag bzw. die 48stündige Woche überschritten 
werden dürfen, wenn im Durchschnitt dreier Wochen eine 
48stündige Woche oder ein Achtstundentag sich errechnen. So- 
dann darf der Achtstundentag überschritten werden: in Not- 
fällen, bei Betriebsstörungen, bei der Ueberwachung, 
Reinigung, Instandsetzung, bei Arbeiten. für die Wiederauf- 
nahme und Aufrechterhaltung, bei ungewöhnlicher Häu- 
fung der Arbeit, zur Brennstoffersparnis, bei 
blosser „Arbeitsbereitschaft‘“, zur Verhinderung des 
Verderbens von Rohstofien oder des Misslingens von 
Arbeitserzeugnissen. Ausserdem soll mit Zustimmung 
des Reichsrates der Arbeitsminister ganz allgemein für die 
nächsten drei Jahre weitere Ausnahmen zulassen dürfen. 

Die Schutzbestimmungen für Kinder und Jugendliche wer- 
den ebenfalls durch eine Unzahl von Ausnahmebestimmungen 
zum grössten Teil wieder aufgehoben. Es sollen zwar .die 
Arbeitsstunden der jugendlichen und weiblichen Angestellten 
nıcht vor sechs, in mehrschichtigen Betrieben nicht vor fünf 
Uhr morgens beginnen und nicht über acht, in mehrschichtigen 
Betrieben über 10 Uhr abeuds dauern, und eine Ruhezeit 
für die. Jugendlichen und Weiblichen von mindestens 12 Stun- 
den, bei den übrigen Angesteilten von mindestens 11 Stunden 
gewährt werden {8 8). Auch sollen die Pausen nach $%9 
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zeigt, in welchem Masse die 
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J 
| für jugendliche Angestellte unter 16 Jahren bei einer Beschäfti- 


ung von über vier bis sechs Stunden mindestens eine halbe 
bei über sechs Stunden eine ganze oder zwei halbe 
Stunden, bei Angesteilten über 16 Jahren bei mehr als sechs 


‚Stunden Beschäftigung eine halbe S:unde, bei Ange.tellten, 


die ein Hauswesen zu besorgen haben oder ihre Hauptmahlzeit 
aussrhalb des Betriebes einnehmen (auf ihren Wunsch!) bei 
mehr als sechsstündiger Arbeitszeit eine zusammenhängende 
Stunde betragen, indessen können schon die Gewerbe- oder 
Bergaufsichtsbeamten für einzelne Betriebe die Pausen und 
die Ruhezeit anders reveln. Ferner sollen für Jugendliche Ar- 
beitszeit und Unterrichtszeit zusammen bis auf 54 Stunden 
ausgedehnt werden dürfen! Weiter gelten die Schutzbestim- 
mungen bezüglich der Dauer der Arbeitszeit und der Pausen 
der Jugendlichen nicht für Angestellte bei Musikaufführun- 
gen, Schaustelluugen, theatralischen Vorstellungen und für 
das ganze Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe, ohne dass 
das Reichsarbeitsministerium etwa auf den Einfall gekommen 
wäre, durch Festsetzung anderer Stunden eine andersartige, 
aber gleichwertige Schuizbestimmung zu suchen. Im übrigen 
werden selbstverständlich auch die Schützbestimmungen für 
die Jugendlichen bei Notfällen, zur Verhütung erheblicher Stö- 
rungen, Betriebsunterbrechungen durch Naturereignisse oder 
Unglücksfälle, bei der Verrichtung von Nachtarbeit zum Ver- 
hüten des: Verderbens von Rolistoffen oder des Misslingens 
von Arbeitserzeugnissen und durch die für die nächsten drei 
ne vorgesehenen allgemeinen Ausnahmemöglichkeiten wieder 
eseitigt. 

Nicht genug mit diesen. Versuchen, den Geltungsbereich 
des Achtstundentages sowohl bezüglich des Personenkreises 
wie sachlich: auf ein Mindestmass einzuschränken, will der 
Arbeitsminister, der sonst im Gesetzentwurf eine völlige be- 
hördliche Machtvollkommenheit vorsieht, auch einmal auf dem 
Wege über die „Selbstverwaltung“ eine weitere Einschränkung 
des Achtstundentages zulassen. Es soll nach $ 15 durch Ta- 
“rifvertrag und dessen Allgemeinverbindlicherklärung der 
Achtstundentag beseitigt werden können, und es sollen auch 
nicht für allgemeinverbindlich erklärte Tarifverträge, die den 
Achtstundentag beseitigen, durch den Bezirkswirtschaftsrat und, 
solange ein solcher nicht besteht, durch die höhere Verwal- 
tungsbehörde für zulässig erklärt werden. In den Betrieben 
des Reichs, und der Länder soll überhaupt die höhere Ver- 
waltungsbehörde nicht für allgemeinverbindlich erklärte Ta- 
rifverträge, die den ‘Achtstundentag beseitigen, genehmigen 
können. Wenn män berücksichtigt, weiche Bedeutung die 
Arbeitgeber (gleichfalls eine grosse Anzahl Bureaukraten) dem 
Kampf gegen den Achtstundentag beilegen, so kann mit 
Sicherheit erwartet werden, dass der Versuch gemacht werden 
wird, in Zeiten entsprechender Konjunktur und vielleicht auch 
durch hohe Lohn- und Gehaltszugeständnisse den Achtstunden- 
tag in einzelnen Gewerben auf dem Wege des Tarifvertrages 
zu beseitigen und damit den Boden für die gesetzliche Aui- 
hebung. vorzubereiten. 


Ueberhaupt zeigt der ganze Gesetzentwurf, dass man nur 
widerwillig bereit ist, den Grundsatz des Achtstundentages bei- 
zubehalten, wie denn auch in der erwähnten Besprechung 
der Vertreter des Arbeitsininisteriums gegenüber den Unter- 
nehmern immer wieder beinahe entschuldigend darauf hinwıes, 
dass man doch durch das erste Uebereinkommen der Washing- 
toner Arbeitskonferenz vom 29. Oktober 1919 über den Acht- 
stundentag und. die 48-stündige Woche, das die deutsche Re- 
gierung zu ratifizieren sich bereit erklärt habe, gewissermassen 
gebunden sei. Wo dieses nicht der Fall ist, wie beim Schutz 
für, weibliche .Angestellie, geht denn auch der Entwurf hinter 
die Beschlüsse der Washingtoner Konferenz zurück und sieht 
eine Pause von- insgesamt acht Wochen vor und nach der 
Entbindung vor, während das fünfte Washingtoner Abkom- 
men eine zwölfwöchige Pause vorschreibt. 


Selbstverständlich fehlen, wie auch im Entwurf des Ar- 
beitszeitgesetzes für gewerbliche Arbeiter, Bestimmungen über 
die Sonntagsruhe. Zwar wird die Verordnung über 
die Regelung der Arbeitszeit der Angestellten während der 
wirtschaftlichen Demobilmachung vom 18. März 1919 aul- 
gehoben, unter ausdrücklicher Ausnahme des $ 8. $ 8 besagt, 
dass die Vorschriften des $ 105b Absatz 2 und 3 der Ge- 
werbeordnung auf alle Angestellten im Sinne dieser Ver- 
ordnung Anwendung finden. Die Ausnahme- und Sonder- 
bestimmungen “über die Sonntagsruhe der Angestellten im 
Handelsgewerbe werden auch auf die sonstigen Angestellten 
ausgedehnt, die für Sonn- und Feiertage zugelassenen Ueber- 
stunden werden auf die sonst. zugelassene Ueberstundenzahl 
nicht angerechnet. Nun waren aber zur Zeit des Erlasses 
der Verordnung vom 18. März 1919 die Vorschriften des 

105b Absatz 2 und 3 bereits durch eine Verordnung vom 
. Februar 1919 im Sinne einer wesentlichen Verbesserung 
abgeändert worden. Diese Verordnung will der Gesetz- 
entwurf aber nicht aufrechterhalten und somit mit einem Feder- 
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strich die alten ungünstigen Bestimmungen der Üewerbeord- 
nung wieder einführen und auf alle Angestellten aus- 
dehnen! Es würden also damit auch diejenigen Angesteilten, 
die bisher nach $ 105b Absatz I keine Sonntagsarbeit hatten, 
durch die Ausdehnung der bisher nur für das Handelsgewerbe 
geltenden Ausnahmebesiimmungen auf sie in ihrem Rechts- 
zustand selbst gegenüber den Friedensverhältnissen verschlech- 
tert werden! 

Die Strafbestimmungen des Gesetzes bedürfen 
kaum einer eingehenden Kritik. Sie atmen den Geist der 
bisherigen Gepflogenheit, nämlich Geldstrafen vorzusehen, die 
nur im Unvermögensfaile in Freiheitsstrafen umgewandelt wer- 
den, so dass auch hier der kleine Verbrecher gefasst wird, 
der grosse kaltlächelnd mit einer in Anbetracht des heutigen 
Geldwertes geringfügigen Geldstrafe davonkommt. Austüh- 
rungs- und Schlussbestimmungen wollen für offene Laden- 
geschäfte die Möglichkeit einer Früherlegung des Laden- 
schlusses bis auf 6 Uhr abends ermöglichen und die Kon- 
kurrenz während dieser Zeit möglichst einschränken. 

Ganz besonders gefährlich ist schliesslich noch die Schluss- 
bestimmung, wonach das Gesetz drei Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft treten soll. Da das Gesetz bei der gegen- 
wärtigen Geschäftslage des Reichstages unmöglich noch 1921 
verabschiedet werden kann, andererseits die Verordnung vom 
18.- März 1919 automatisch mit dem 31. März 1922 ausser 
Kraft tritt, würde dies also bedeuten, dass ein ges etzloser 
Zwischenzustand entstände, in dem überhaupt keine 
gesetzliche Begrenzung der Arbeitszeit, mit Ausnahme der 
alten Bestimmungen der Gewerbeordnung, mehr bestände. 

Diese kurze Uebersicht dürfte gezeigt haben, dass der 
Gesetzentwurf völlig ‘unannehmbar ist und eigentlich nur 
drauchbar als Beweis für die Unmöglichkeit und Ueberflüssig- 
keit einer Sonderregelung der Arbeitszeit für Angestellte. Es 
wird Aufgabe des AfA-Bundes sein müssen, in Verbindung 
mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund alles auf- 
zuwenden, um endlich eine einheitliche Regelung zu schaffen, 
die den Achtstundentag als diejenige Arbeitszeit festsetzt, über 
die nur in ganz besonderen, genau bezeichneten Ausnahme- 
fällen, beim Vorhandensein höherer Gewalt, mit Zustimmung 
der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen, hinausgegangen 
werden darf. Fritz Pfirrmann. 
0D 


l: Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Zur Erhöhung der Kohlensteuer. In seiner Vollsitzung am 
9. Dezember stimmte der Vorläufige Reichswirtschaftsrat auf 
Grund eines Antrages seines Reparationsausschusses der grund- 
sätzlichen Erhöhung der Kohlensteuer von 20 auf 40 Prozent 
zu. Der Annahme dieses von der Regierung in. Vorschlag ge- 
brachten Steuersatzes waren lebhafte Erörtertingen sowohl im 
Reparationsausschuss des Reichswirtschaftsrats als auch im 
Reichskohlenrat vorausgegangen, bei denen sowohl von Arbeit- 
nehmer- wie von Arbeitgeberseite Bedenken gegen die starke 
Heraufsetzung des Steuersatzes geltend gemacht worden waren. 
Es war insbesondere darauf hingewiesen worden, dass jede Ver- 
teuerung der Kohle nicht nur die Erzeugungskosten steigen 
lasse, sondern dass damit selbstverständlich auch eine Erhöhung 
der Lebenshaltungskosten verbunden sei. Ferner war besonders 
auch darauf hingewiesen worden, dass die durch die Erhöhung 
der Kohlensteuer bedingte wesentliche Kohlenpreissteigerung 
zur gleichen Zeit mit Lohnerhöhungen im Bergbau erfolge, die 
für sich allein schon eine Kohlenpreissteigerung von etwa 
50 Prozent ausmachen. Durch das Zusammenfallen der beiden 
Preiserhöhungen werde die innere Wirtschaft auf eine ausser- 
ordentlich starke Belastungsprobe gestellt. 

Wenn trotz dieser gewiss nicht leicht zu nehmenden 
Bedenken die Arbeitnehmervertreter für die beantragte Er- 
höhung der Kohlensteuer stimmten, so liessen sie sich dabei 
von folgenden Gesichtspunkten leiten: Die Kohlensteuer kann, 
solange die Kohlenzwangswirtschaft, noch fortbesteht, nicht 
mit anderen indirekten Steuern auf eine Stufe gestellt werden. 
Durch die Zwangswirtschaft wurde der Kohlenpreis in Deutsch- 
land bisher auf einer Höhe gehalten, die etwa einem Viertel 
des Weltmarktpreises entsprach. Das ist naturgemäss ein 
ausserordentlicher Vorteil für die deutsche Industrie. Es er- 
scheint aber als ein vollendeter wirtschaftlicher Unsinn, wenn 
man berücksichtigt, dass Deutschland monatlich etwa zwei 
Millionen Tonnen Kohlen zu Inlandspreisen an die Entente 
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zu lielern hat. Nach Mitteilung im Reichswirtschaftsrat sind 
dem Reich im Monat November für diese Reparationskohle 
etwa fünf Goldmark pro Tonne gutgeschrieben worden, wäh- 
rend der Preis der englischen Kohle über 20 Schilling betrug. 
Der niedrige Inlandspreis der Kohle bedeutet also, unter dem 
Gesichtspunkt der Reparationspolitik betrachtet, dass Deutsch- 
land monatlich über zwei Millionen Tonnen Kohlen beinahe 
verschenkt. Aber noch andere wesentliche Gesichtspunkte sind 
es, die die Arbeitnehmervertreter im Reichswirtschaftsrat ver- 
anlassen mussten, für die vorgeschlagene Erhöhung der Kohlen- 
steuer einzutreten. 

Es besteht heute weitgehende Klarheit darüber, dass keine 
Steuer gerade die Lohnempfänger so hart trifit, wie die fort- 
schreitende Geldentwertung, die vor allem eine Folge der zer- 
rütteten Reichsfinanzen ist. Das Arbeitnehmerinteresse verlangt 
also gebieterisch, dass durchgreifende Massnahmen ergriffen 
werden, um die Reichsfinanzen zu sanieren. Die Kohlensteuer 
ist unter den heutigen Verhältnissen ein brauchbares Mittel, 
wenigstens in Form eines Teils der Differenz zwischen dem 
Inlands- und dem Weltmarktpreis der Kohle der Reichskasse 
erhebliche Mittel zuzuführen, ohne dass deswegen die be- 
fürchteten nachteiligen wirtschaftlichen Folgen einzutreten 
bratichen. Soweit es sich um die Produktion für den Export 
handelt, wäre es schon lange angebracht gewesen, die Valuta- 
gewinne, die die Exportindustrie — nicht zuletzt auch auf 
Grund der niedrigen deutschen Kohlenpreise — erzielen konnte, 
der Reichskasse zuzuführen, und es ist nur zu begrüssen, wenn 
wenigstens jetzt noch ein Teil indirekt durch die Kohlensteuer 
für das Reich gerettet wird. Was aber die Inlandsproduktion 
anlangt, so ist, nachdem fast auf allen Gebieten wieder freie 
Wirtschaft herrscht, keineswegs gesagt, dass die durch die Er- 
höhung der Kohlensteuer bedingte Kohlenpreiserhöhung zu 
einer allgemeinen Erhöhung des Preisniveaus führen muss. 
Diese Darstellung geht von der irrigen Auffassung aus, als ob 
in der freien Wirtschaft der Preis durch die Erzeugungskosten 
bedingt sei, während er doch in Wirklichkeit’ in erster Linie 
von Angebot und Nachfrage abhängt. 

Schliesslich kam gegenüber den angeführten Bedenken in 
Betracht, dass nach dem neuen Kohlenstenergesetz der Steuer- 
satz von 40 Prozent nach Massgabe der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse ermässigt oder erhöht werden kann, und. dass eine 
Ermässigung erfolgen muss, wenn sie durch übereisstimmende 
BED? des Reichskohlenrats und des Reichsrats verlangt 
wird. 

Bemerkt sei zum Schlusse noch, dass die neue Kohlen- 
steuer eine sogenannte „veredelte‘‘ Steuer ist insofern, als die 
Steuer nicht nach dem reinen Verkaufspreis erhoben wird, 
sondern nach dem Heizwert der Kohle. Es ist von der Stein- 
kohle als Grundlage ausgegangen und für sie ein Durchschnitts- 
steuerbetrag für die Tonne festgelegt. Die Braunkohle ist 
zu ihr in ein bestimmtes Verhältnis — 2:3 — gebracht, und 
danach ist berechnet, mit welchem Hundertsatz die einzelnen 
Kohlenreviere belastet werden. 


Verbot des Dieselmotorenbaues. Wir Techniker wissen, 
dass eine Dampfimaschinen-Anlage im höchsten Falle nur 
!0 Prozent Wärmeausnuizung gestattet, dass Gasmaschinen 
einen höheren Nutzeffekt (20 Prozent) haben und Spiritus- 
Moteren auf etwa 25 Prozent kommen, während der Diesel- 
motor bisher den höchsten in einer Kraftmaschine zu er 
zielenden Nutzefiekt von etwa 35 Prezent aufweist. Wir 
wissen ferner, dass es nicht nur im Deutschland, sondern in 
der ganzen Welt darauf ankommt, mit den Energiequellen 
so. sparsam als möglich umzugehen, und dass besonders bei den 
Kohlen, nicht allein wegen der Förderungskosten, sondern auch 
wegen der immer teurer werdenden Transporte die grösste 
Sparsamkeit zu walten hat. Dies alles wissen wir und ebenso- 
gut könnte es die Interalliierte Kommission, die letzthin die 
Vernichtung der Deutschen Werke gefordert hat, und gegen die 
wir in der „D.T.Z.“ Nr. 45 im Einvernehmen mit allen übrigen 
Volkskreisen protestiert haben, wissen. Trotzdesn der Diesel- 
:otorenbau einen bewündernswerten technischen Fortschritt 
bedeutet, wird er lediglich aus Besorgnis, schnellaufende 
Dieselmotoren könnten, wenn sie in Deutschland gebaut wür- 
den, zum Antriebe von neuen Unterseebooten und dergleichen 
dienen, glatiweg verboten. Ebenso wie wir die Stillegung bzw. 
Vernichtung von Anlagen der Deutschen Werke als barbarisch 
bezeichnet haben, trifft dies auf das Verbot des Baues 
schnellaufender Dieselmotoren zu. Hoffentlich werden die 
gegen dieses Verbot eingelegten Proteste Erfolg haben, denn 
nichts hindert mehr die sogenannte Wiedergutmachung, wie die 
ee der industriellen Entwicklung der deutschen Wirt- 
schaft. 


Sozialpolitik 
Kennt die Reichsversicherungsanstalt das Versicherungs- 


gesetz für Angestellte? Die Gesetzgebung auf dem Gebiete 
der Sozialversicherung ist äusserst vielgestaltig und auch sehr 
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unübersichtlich. Man braucht sich deshalb nicht zu wundern, 
wenn die Versicherten die Gesetzesbestimmungen nicht genau 
kennen. Hierdurch entsteht den Versicherten -leider nur zu oft 
Schaden, denn schon die Versäumnis irgendeiner Frist genügt, 
um die Anwartschaft auf. die Leistungen der Versicherungen 
zu verlieren. Man sollie nun annehmen, dass doch wenigstens | 
die Organe der Versicherungen die Versicherungsgesetze genau 
kennen. Soweit die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
in Betracht kommt, scheint dieses aber nicht der Fall zu sein, 
was man wohl aus folgendem Vorgang schliessen kann. 

Die Versicherungspflicht der Laboratoriumstech- 
niker bei der Gesellschaft für Teerverwertung m. b. H. in 
Duisburg-Meiderich ist von der Reichsversicherungsanstalt bzw. 
dem Rentenausschuss verneint worden. Da von den Kollegen, 
die tinzweifelhaft eine versicherungspflichtige Tätigkeit aus- 
üben, innerhalb der Berufungsfrist bedauerlicherweise kein 
Einspruch erhoben wurde, war gegen diese Entscheid nichts 
mehr zu unternehmen. Wir waren jedoch ersiaunt darüber, 
dass das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt in einem 
Schreiben vom 27. November 1920 — Nr. IB 19355 — mit- 
teilt, „die irrtümlich entrichteten Beiträge werden Ihnen zu- 
rückerstattet, soweit der Anspruch auf Rückzah- 
lung noch nicht verjährt ist.“ 

Wir fragten nun bei dem Direktorium der Reichsversiche- 
rungsanstalt an, weshalb die für 1913 und 1914. geleisteten 
Beiträge nicht zurückgezahlt wurden und — falls Verjährung 
angenommen wird — auf welche Bestimmung des Versiche- 
rungsgesetzes für Angestelite sich diese. Annahme stützt. ' 

Wenn wir nun erwarteten, dass uns die Reichsversiche- 
rungsanstalt eine Unmenge von Paragraphen angeben würde, 
um ihre Ansicht zu begründen, so sahen wir uns arg ent- 
täuscht. Wir erhielten nämlich nach etwa drei Wochen eine 
Postkarte, auf der uns mitgeteilt wurde, dass über unsere 
APAraRS Ermittlungen eingeleitet worden 
sind. Diese Antwort ist einfach nicht zu verstehen, weil der 
$ 209 (Versicherungsgesetz für Angestellte) die klare Bestim- 
mung enthält, dass irrtümlich geleistete Beiträge von den Ver- 
sicherten innerhalb 10 Jahren zurückgefordert werden können 
das heisst also, dass eine Verjährung vor dem 1. Januar 19 
überhaupt ausgeschlossen ist. 

Es erweist sich hieraus wiederum zweierlei: Erstens die 
ausserordentliche Unsicherheit in der Abgrenzung der Ver 
sicherungspflicht; also über die Frage: Wer ist Än estellter,. 
und wer ist es nieht? Zweitens jedoch, dass die Versiche- 
rungsanstalt so unbeholfen ist, dass sie über die im Gesetz 
vorgeschriebenen ganz klaren Pflichten der Anstalt selber 
nicht Bescheid weiss und erst Ermittlungen „einleiten‘‘ muss, 


Ausdehnung der Krankenversicherungspflich. Die am 
30. April vom Reichstag beschlossene Höchstgrenze von 15000 M. 
ist durch die mit der Teuerung verbundene Entwicklung der 
Löhne und Gehälter längst unhaltbar geworden, und eine grosse 
Anzahl bisher Versicherungspflichtiger schied, weil ihr Ein- 
kommen die Versicherungsgrenze überstieg und weil sie die 
freiwillige Weiterversicherung unterliessen, aus der Kranken- 
versicherung aus. Der Reichstag hat die Versicherungspflicht 
jetzt auf 40000 M. ausgedehnt, so dass nunmehr der grösste 
Teil der Angestellten wiederum krankenversicherungspflichtig 
geworden ist. Mit dieser Ausdehnung der Versicherungsgrenze 
sind einige andere Aenderungen erfolgt; so in der Frage 
der freiwillig Weiterversicherten. Bisher war es ihnen nur ge- 
stattet, sich in der Gruppe weiterzuversichern, in der sie 
zuletzt versicherungspflichtig waren. jetzt ist die Möglichkeit 
gegeben, im Falle einer Aenderung des Einkommens in eine 
niedrigere Stufe versetzt zu werden. Der gesetzliche Hiöchst- 
betrag des täglichen Grundlohnes ist von 24 auf 40 M. und 
der satzungsgemäss zulässige Höchstbetrag von 30 auf 80 M. 
festgesetzt worden. Dem entspricht ein wöchentliches Kranken- 
eld im Höchstfalle von 420 M. Krankengeld und Beiträge 
sollen nach dem Gesetz vom Krankenkassenvorstand, den 
Riekilinien des Gesetzes entsprechend, festgesetzt werden, ohne 
dass dazu eine Satzungsänderung auf dem bisherigen formalen 
Wege notwendig ist. Die neue Ordnung soll als Provisorium 
betrachtet werden, da im nächsten Jahre die Krankenversiche- 
rung erneut im Zusammenhang mit anderen notwendigen 
Aenderungen zur Beratung gestellt werden soll. 


Soziale Bewegung 


Die freigewerkschaftliche Beamtenbewegung. Die vom 
A.D.G.B. und AfA-Bund mit dem Deutschen Beamtenbunde 
geführten Verhandlungen über den Abschluss eines Abkommens 
sind nunmehr vorläufig als gescheitert zu betrachten. Die 
Geschäftsleitung des Deutschen Beamtenbundes hat — aller- 
dings ohne den Vorstand zu befragen, der wohl anscheinend 
absichtlich ausgeschaltet worden ist — in einem Schreiben 
an den’ Vorsitzenden des A.D.G.B., Kollegen Leipart, er 
klärt, dass sie den Zeitpunkt für die Fortsetzung der im 
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August abgebrochenen Verhandlungen auch jetzt noch nicht 
für gekommen halte. Der A.D.G.B. musste infolgedessen 
auf seiner letzten Bundesaussehuss-Sitzung vom 13.—17. De- 
zember zu der durch die ablehnende Haltung des Deutschen 
Beamtenbundes geschaifenen Lage Stellung nehmen. Es wurde 
folgende Entschliessung angenommen, der auch der- AfA- 
Bund seine Zustimmung gegeben hat: 

„Der Ausschuss des A.G.D.B. nimmt zustimmend Kennt- 
nis davon, dass die unter dem Namen „Verkehrsbund‘“ 
erneete Arbeitsgemeimschaft zwischen den beiden Ver- 

änden der Eisenbahner und der Transportarbeiter auch 

weiterhin als solche bestehen bleiben soll und bestrebt ist, 
die Gewerkschaften der Eisenbahn- und Postbeamten gieich- 
falls in die Arbeitsgemeinschaft einzubeziehen. 

Er billigt die Absicht der dem A.D.G.B. und dem 
ATA-Bunde angehörenden Verbände, die Beamte organisieren, 
für diese besondere Abteilungen bzw. Reichssektionen zu er- 
richten unter der Voraussetzung, dass die spätere Durchfüh- 
rung der voraufgegangenen grundsätzlichen Entscheidungen 
des Ausschusses über den Aufbau der Arbeiter-, Angestellten- 
und Beamtengewerkschaften dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Der Ausschuss ermächtigt den Bundesvorstand, in Ge- 
mieinschaft mit dem AfA-Bund eine Beamtenzentrale des 
A.D.G.B. und des AfA-Bundes zu errichten, die den Zweck 
haben soll, die in den angeschlossenen Verbänden vorhande- 
nen Beamtengruppen zur gemeinsamen Vertretung allge- 
meiner Beamteninteressen zusammenzufassen. 

Von den Gesinnungsgenossen in den im D.B.B. ver- 
einigten Verbänden, für die eine Berufsorganisation auf dem 
Boden des A.D.G.B. nicht besteht, erwartet der Ausschuss, 
dass sie innerhalb dieser Beamtenverbände stets die frei- 
gewerkschaftlichen Prinzipien verfechten und den Grund- 
satz eines ständigen Zusammenwirkens zwischen D.B.B., 
A.D.G.B. und AfA-Bund in allen gemeinsamen Arbeitneh- 
merfragen unter Wahrung parteipolitischer Neutralität hoch- 
halten.‘ 

Die Fassung der Entschliessung zeigt, dass die ireien 
Gewerkschaften sich der Verantwortung der Beamtenbewegung 
gegenüber voll bewusst sind. Auch jetztistdieBrücke 
noch nicht abgebrochen. Der Deutsche Beamten- 
bund hat immer noch die Möglichkeit, seine Halsstarrigkeit 
aufzugeben und die Verhandlungen mit den freien Gewerk- 
schaften über die Angliederung des Deutschen Beamtenbundes 
als der dritten selbständigen Säule an die freigewerkschaftliche 
Arbeitnehmerbewegung wieder aufzunehmen. Für die wirk- 
lich auf parteipolitisch neutralem Boden stehenden Beamten 
ist kein Hinderungsgrund für die enge Zusammenarbeit mit 
A.D.G.B. und AfA-Bund vorhanden. Wir können hier nur 
noch einmal die Gründe wiederholen, die in der Entschliessung 
des Behördentechnikertages unseres Bundes angeführt sind: 


„Im Gegensatz zu der parteipolitisch gebundenen Hirsch- 
Dunckerschen und christlich-nationalen Gewerkschaftsbewe- 
gung ist sowohl der D.B.B. als auch die im A.D.G.B. und 

fA-Bunde verkörperte freie Gewerkschaftsbewegung auf 

dem Grundsatz der Barteipesitinehen und reli- 
KIOAen Neutralität aufgebaut, so dass kein Hin- 
erungsgrund für das Zusammengehen dieser drei Spitzen- 
verbände besteht. Auch die Gegensätze, die ee 
zwischen dem D.B.B. einerseits und. dem A.D.G.B. und 
AfA-Bund andererseits in der Einstellung zu den Wirt- 
schaftsproblemen bestanden hatten, sind auf der Tagung 
des Bundesausschusses des D.B.B. vom 7. und 8. März 
hinweggeräumt worden, indem der D.B.B. ‘sich ebenfalls 
zu dem Grundsatz bekannt hat, dass in der „Wirtschafts- 
politik stets das Allgemeinwohl. den Privatinteressen vor- 
zustellen ist“. Damit hat auch der D.B.B. erklärt, dass 
er de Gemeinwirtschaft gegenüber den 
privatkapitalistischen Einflüssen fördern 
will“ 

Aber diese Möglichkeit einer Verständigung ist zeitlich 
begrenzt. Nachdem bis jetzt annähernd ®%, Jahr vergeblich 
verhandelt worden ist, können es die freien Gewerkschaften 
nicht mehr länger untätig ansehen, dass gewisse Kreise des 
Deutschen Beamtenbundes, die unter Führung des Direktors 
des preussischen Kommunalbeamtenverbandes, Ehrmann, 
stehen, die auch Beamte organisierenden freien Gewerkschaf- 
ten mit Schmutz bewerfen und den freigewerkschaitlichen 
Gedanken mit allen Mitteln bekämpfen und verdächtigen. 


Angestelltenbewegung 


Die geistige Armut des N.D.T.V. zeigt sich mit aller Deut- 
lichkeit einmal wieder in Nr. 23 seiner Zeitschrift „Der 
‚deutsche Techniker‘ vom 1. Dezember. In einer Zeit sozial- 
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olitischer Hochkonjunktur weiss der N.D.T.V. in seinem alle 
4 Tage erscheinenden Blättchen seinen Mitgliedern über sozial- 

litische Fragen nichts mitzuteilen, und so beschäftigt er sich 
in nicht weniger als sechs Artikeln mit dem AfA-Bunde und 
den einzelnen angeschlossenen Verbänden. Zweck dieser zum Teil 
verleumderischen Angriffe ist natürlich, die Aufmerksamkeit der 
eigenen Mitglieder von den Enthüllungen über die Korruption im 
N.D.T.V. abzulenken. Einen besonderen Umfang nimmt unter 
diesen Artikeln die Stellungnahme des Bundes bei der Ab- 
stimmung in Oberschlesien ein. Zum x-ten Male wird hier die- 
selbe Sache wieder aufgewärmt. Wir haben bereits eingehend in 
unserem Aufklärungsdienst sowohl, als auch in verschiedenen 
Artikeln diese schmutzigen Angriffe widerlegt. Auf seine 
neueren Angriffe haben wir dem N.D.T.V. folgende press- 
gesetzliche Berichtigung gesandt: 


„in dem Artikel „Der AfA-Bund und Oberschlesien“ sind 
die bezüglich des Bundes der technischen Angestellten und 
Beamten (Butab) aufgestellten Behauptungen unrichtig. Un- 
richtig ist insbesondere, 

1. dass der Gauleiter des Butab, Wenzel-Kaitowitz, mit 
Korfanty verhandelt und somit diesen anerkannt hat. Wahr ist 
vielmehr, dass Wenzel, und zwar ohne sich infolge der Ab- 
sperrung mit dem Bundesvorstand in Berlin in Verbindung 
setzen zu können, auf Veranlassung von national deutschorien- 
tierten Mitgliedern des Bundes mit einem Vertreter von Kor- 
fanty verhandelt hat, indessen lediglich wegen Notstandsmass- 
nahmen im Interesse der oberschlesischen Arbeitnehmer, z. B. 
um ein Ersaufen der Schächte zu verhindern, jedoch ohne dass 
hierbei eine Anerkennung Korfantys gefordert oder erklärt 
wurde oder auch hierin zu erblicken ist. 


2. Unwahr ist, dass der Butab seine Mitglieder zu Streik- 
brecherarbeit im Dienste der Polen anhalten wolite. Wahr 
ist vielmehr, dass vom Biai bis August ein Streik überhaupt 
nicht stattfand, sondern dass es sich lediglich um gewaltsame 
Arbeitsverhinderungen durch die polnischen Insurgenten han- 
delte, deren Folgen im Interesse der oberschlesischen Arbeit- 
nehmerschaft durch die Notstandsmassnahmen möglichst ab- 
geschwächt werden sollten. 

3. Unwahr ist, dass der Butab sich mit Arbeitgeberver- 
tretern bei Korfanty zusammenfand. Richtig ist vielmehr ledig- 
lich, dass, während die oben erwähnten Verhandlungen ge- 
pilogen wurden, mitgeteilt wurde, dass in einem Nebenzimmer 
ganz-ähnliche Verhandlungen mit dem gleichen Ziel mit 
den Vertretern der oberschlesischen Grossindustrie (darunter 
Generaldirektor Hoffi-Bismarckhütte, Dir. Fisch er-Giesche- 
grube, Dir. Welt-Donnersmarckgrube u.a.m.) geführt wur- 
den, und dass infolgedessen die Arbeitnehmer nach Beendi- 

ung ihrer Verhandlungen diesen parallel iaufernden Verhand- 
ungen als Zuhörer beigewohnt haben, ohne sich an denselben 
sachlich irgendwie zu beteiligen. 


. 4. Unwahr ist endlich, dass Wenzel seine Dienste zur 
Bildung einer polnischen Technikerorganisation angeboten hat.‘ 


Gewerkschaftsarbeit 


Konsequenzen. Weil die überwiegende Mehrheit der Be- 
rufsgenossen entweder falsch oder gar nicht organisiert ist — 
so schreibt das Organ des unter den schwierigsten Verhält- 
nissen arbeitenden Verbandes land- und forstwirt- 
schaftlicher Angesteilter —, sind die Lebensbedin- 
gungen in dem Berufe in höchstem Masse menschenunwürdig. 

Man erfährt da, dass Beamte mit fünf- bis achtjähriger 
Berufstätigkeit mit einem Taschengeld von 120 bis 
200 M. abgefunden werden. Da die Entschädigung dieser Be- 
amten vor dem Kriege die respektable Höhe von 40 bis 50 M. 
betrug, sind die Einnahmen dieser Angestellten jetzt nur auf 
das Drei- bis Vierfache gewachsen, obwohl die land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse auf das Vierzigfache des 
Vorkriegspreises gestiegen sind. 


Angestellte nversicherung! 
Kandidaten des RfiR-Bundes 


treten ein für 
Vereinheitlichung der Sozialversicherung, Verbilligung 
der Verwaltungskosten der RVA., das Wohl der 
Versicherten, zeitgemässe Verbesserungen 
und Ausbau der Leistungen. 
Daher: 


e dem AfAR-Bund! 
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Die Lehrlingszüchterei — in der Landwirtschaft nennt man 
die jungen Leute Eleven — soll jedes zulässige Mass über- 
steigen und dazu führen, dass die Eleven zwei Jahre hindurch 
als frische junge Arbeitskräfte ausgebeutet, dann aber, wenn 
sie ausgelernt haben und awuth ein „Salär‘‘ beanspruchen, 
einfach entlassen und durch neue Lehrlinge ersetzt werden. 
Die Ausgelernten bleiben Monate, ja Jahre lang stellenlos und 
drücken so auf das Gehaltsniveau der übrigen. Ist die Lage 
der ledigen ländlichen Angestellten schlecht, so geht es den 
Verheirateten noch schlimmer. Ist einer von ihnen. stellenlos, 
so findet er nur sehr schwer eine neue Stelle. 

Ein Oberförster erhält z.B. nur die Hälfte des Land- 
arbeiterdeputats und dazu ein Gehalt von monatlich 
— 20 M. Ein Inspektor sandte seinen. Dienstvertrag ein, 
in dem es heisst: 

„Ferner wird, wie auch schon mündlich festgelegt worden ist, 
nochmals betont, dass Sie auf alle Mehransprüche, die Ihnen eventuell 
auf Grund eines neuen Tarifvertrages zukommen soliten, verzichten, 
und zwar aus der Ueberlesung heraus, dass das Gut einen Inspektor, 
der tariflich bezahlt werden muss, nicht unterhalten kann.“ 


Dies alles, nur eine kleine Blütenlese aus einer Nummer 
des „Freien Landangestellten“, genügt wohl, um alle, die es 
lesen, zu der übereinstimmenden Auffassung zu bringen, dass 
der „Freie Landangestellie“ schon recht hat, wenn er schreibt, 
„dass es auf Gottes Erdboden keinen einzigen Beruf gibt, der 
so miserabel gestellt und so dem Untergang preisgegeben ist, 
wie der der Landwirtschaftsbeamten‘“. 


Wir wollen hier nicht die Gründe untersuchen, warum es 
unter den landwirtschaftlichen Angestellten noch keine 
leistungsfähige Gewerkschaft gibt, die diesen mittelalterlichen 
Zuständen ein Ende bereitet. Nachdem nunmehr der Verband 
der land- und forstwirtschaftlichen Alsesschten dem AfA- 
Bund angeschlossen ist, wird es dort ‚wohl auch schneller berg- 
auf gehen. Nebenbei — die Werbung für einen. befreundeten 
Verband gehört auch zu den Aufgaben der Bundesmitglieder. 

Uns kommt es jedoch an dieser Stelle vor allem darauf 
an, an Hand eines eklatanten Beispiels die Notwendigkeit einer 
festgefügten, alle Berufsgenossen umfassenden Gewerkschaft zu 
zeigen. Hätten wir unseren Bund nicht, — wie wären da unsere 
Existenzbedingungen? Man soll sich die Frage vorlegen, ob 
irgendein Grund vorliegt, der zu der Annahme berechtigt, dass 
die technischen Angestellten und Beamten, unterder Vor- 
aussetzung, dass es keinen Bund gäbe, besser 
gestellt sein würden als die landwirtschaftlichen Angestellten. 

In der Tat, wir haben es noch immer herzlich schlecht, aber 
im Vergleich zu den geschilderten Zuständen muss man fest- 
stellen, dass die Tätigkeit, ja, die blosse Existenz, unseres 
Bundes uns vor einem solchen Tiefstand der Existenzbedin- 
gungen bewahrt hat, und man wird einsehen, dass vieles, was 
man als natürlich und selbstverständlich Tag für Tag hin- 
nimmt, im Grunde genommen die Frucht mühseliger und 
jahrelanger Organisationsarbeit ist. 

Wenn aber unser Bund von solcher Wichtigkeit zur Er- 
haltung und Förderung unserer Existenz ist, dann muss es auch 
Pflicht jedes Mitgliedes sein, ihn noch grösser und stärker und 
noch leistungsfähiger zu machen. Hierzu gehört einerseits die 
unermüdliche Werbearbeit eines jeden einzelnen, andererseits 
die Bereitstellung der für seine Erhaltung notwendigen finan- 
ziellen Mittel. : 

Wir haben im Bunde den Grundsatz, dass die Mitglieder 
ihren Beitrag zur Erhaltung der Organisation im Verhältnis zu 
ihrem Einkommen leisten. Steigt das Einkommen, so sollte auch 
der Beitrag steigen. Die Satzungen iegen dies Verhältnis mit 
1,5 Prozent,des Einkommens fest. Das ist das, was die Ge- 
werkschaft unbedingt haben muss, um ihre. Leistungsfähigkeit 
zu erhalten, abgesehen davon, dass sie eigentlich noch ge- 
steigert werden müsste. Sinkt dieser Prozentsatz allzu stark, 
so entsteht die Gefahr, dass die Gewerkschaftsarbeit- einge- 
schränkt werden muss und dass die notwendigen Kämpfe zur 
Erreichung unserer gewerkschaftlichen Zwecke nicht geführt 
werden können. 

Uebrigens gibt der Arbeiter für seine Gewerkschaft ver- 
hältnismässig weit mehr aus, weil er noch .viel besser als 
die technischen Angestellten und Beamten erkannt hat, dass die 
Gewerkschaft der wichtigste Garantiefaktor seiner Existenz 
ist. Deshalb hat sich beim grössten Teil der Arbeiterverbände 
der Grundsatz durchgesetzt, dass der Verdienst je einer Stunde 
in einer Woche als Beitrag für die Organisation zu leisten sei. 

Nun war es aber bis jetzt in unserem Bunde nicht möglich, 
den Grundsatz der Beitragsleistung nach Massgabe von 1,5 Pro- 
zen ces Einkommens durchzuführen, weil die Beitragsklassen 
nach oben hin nicht ausreichten. Die Teuerung ist schneller 
in die Höhe gegangen, als die Umstellung des Bundes auf 
höhere Beitragsklassen möglich war. So besteht z.B. die Tat- 
sache, dass im Anfang des Jahres fast drei Viertel der Kollegen 
der Berliner Metallindustrie in die höchste Beitragsklasse 
gehörten. Seit dieser Zeit ist das Einkommen um über 60 Pro- 
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zent gewachsen. Mangels höherer Beitragsklassen zahlen diese 
Kollegen immer noch den alten Beitrag! 

Dieser Zustand würde bei seiner ‘Beibehaltung tatsächlich 
zu einem Abbau der Gewerkschaftsarbeit führen müssen, denn 
dass die Teuerung den Bund bei Aufrechterhaltung der gleichen 
Leistungsfähigkeit zu genau der gleichen Ausgabensteigerung. 
zwingt wie jede Privatperson, liegt auf der Hand. 

Nun hat ja erfreulicherweise der Bundesvorstand im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesausschuss die Einrichtung neuer Bei- 
tragsklassen von 25 und 30 M. für Einkommen von 1801 
bis 2200 M. und 2201 bis 2600 M. mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1922 ab beschlossen und weiterhin noch solche von 
35 und 40 M. für Einkommen von 2601 bis 3000 und 3001 und 
mehr mit Wirkung vom 1. Februar 1922 ins Auge gefasst, 
falls nicht bis dahin die Teuerungsbewegung zum Stillstand 
gekommen sein sollte. 

Die sich daraus ergebenden Einnahmen ‚werden zwar bei 
äusserster Beschränkung den Bundesapparat in seiner bisherigen 
Leistungsfähigkeit erhalten, aber doch nur ein Notbehelf‘ bis 
zum nächsten Bundestag sein, weil auf diese Weise eine An- 
sanımlung grosser Reserven, wie sie zur Führung grosser 
Arbeitskämpfe nötig sind, nicht möglich ist. 

Der nächste Bundestag muss eine Beitragsregelung be- 
schliessen, dass der Grundsatz, 1,5 Prozent des Einkommens, im 
Bunde wieder voll zur Auswirkung kommt. Bis dahin muss 
jedoch jeder Kollege, in Anerkennung der unbedingten Not- 
wendigkeit, den Bund leistungsfähig und schlagfertig erhalten, 
die Beiträge zur Organisation in der jetzt vorgeschriebenen 
Weise entrichten und: sich weiterhin mit seiner ganzen Person 
für ihn: einsetzen. Beides wird seine Früchte zeitigen, die 
jedem Mitgliede zugute kommen. 


Betriebsräte 


Die Entrechtung der Betriebsräte im Bergbau. Der $ 70 
des B.R.G. sagt, dass in Unternehmungen, für die ein Auf- 
sichtsrat besteht, auf Grund eines besonderen Gesetzes ein 
oder zwei Betriebsratsmitglieder in diesen Aufsichtsrat ge- 
sandt werden können. In diesen Tagen gelangt nun im „Sozial- 
olitischen Ausschuss‘ ‚des Reichstags der Gesetzentwurf ‚des 
Be erbeitsuinisteru bezüglich dieser Bestimmung zur Be- 
ratung, und es ist die höchste Zeit, dass die Arbeitnehmer des 
Bergbaues ihre Stimme vernehmen ‘lassen, um gegen eine 
neue Zurücksetzung zu protestieren. Der .$ 1 dieses Gesetz- 
entwurfes lautet nämlich; „Aufsichtsrat im Sinne des. $ 70 
des B.R.G. ist das im Handelsgesetzbuch, im Gesetz. betr. 
die Gesellschaft m. b. H., im Gesetz betr. die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, im ‘Gesetz über die privaten 
Versicherungsunternehmungen als Aufsichtsrat bezeichnete Or- 
gan der A.-G., der Kommandit-Gesellschaft auf Aktien, der 
Gesellschaft m. b. H., der eingetragenen Genossenschaft und 
des Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit.‘ 

In der Begründung des $ 1 des Entwurfes heisst es: 
„Ein Aufsichtsrat im technischen Sinne des Wortes kommt 
nur bei den im & 1 genannten Gesellschaftsformen vor; er ist, 
abgesehen von der G.m.b.H., obligatorisch, bei dieser gemäss 
8 52 des Gesetzes betr. die G.m.b.H. vom 20. April 1892 
nur fakultativ. Es bleibt daher Tatfrage, ob für die G. m.b.H. 
ein kraft Gesellschaftsvertrages bestelltes Organ, wie auch 
immer sein Name ist, ein „Aufsichtsrat“ im Sinne der von 
der Wissenschaft und Praxis hierfür aufgestellten Merkmale*) 
ist, auf das fragliche Gesellschaftsorgan und seine Mitglieder 
Anwendung finden.‘ 

Damit wird klar und deutlich ausgesprochen, dass solche 
Unternehmungen, welche die Gesellschaftsform der 
Gewerkschaft haben, und das sind im Bergbau eine 
grosse Zahl, für dieses Gesetz ausscheiden. Es mag zugegeben 
werden, dass der Wortlaut des $ 70 des B.R.G. das Recht 
zu einer solchen Stellungnahme gibt. Aber nicht die Arbeit- 
nehmer des Bergbaues sind schuld daran, dass dieser Para- 
graph, genau so wie wesentliche sonstige Teile des Betriebs- 
rätegesetzes, so unklar und unvollständig sind, sondern jene, 
welche dieses Gesetz ausgearbeitet haben, und zu welchen 
unter anderen vornehmlich Herr Schneider vom G.d. A. gehört, 
Sollen jene jetzt auch sehen, wie sie’ mit dem: Gesetze aus- 
kommen. Unter keinen Umständen darf jedoch zugegeben 
werden, dass jetzt daraus für die Arbeitnehmer des Bergbaus 
eine abermalige Zurückstellung erfolgt. 

Der Reichswirtschaftsrat hat sich bereits mit der Ge- 
setzesvorlage befasst und zu dem $ 1 einen Absatz 2 an- 


*) Vgl. Staub-Hachenburg, Kommentar zum Gesetz betr. die G. m. 
b. H., 4. Auflage 1913, $ 52 Anm. 3/4, und die Bestimmungen z. B. des 
bürgerlichen Rechts ($ 52 des Ges. betr. die G. m. b. H. in Verbindung 
mit den dort angeführten Bestimmungen über den Aufsichtsrat der Akt.- 
Ges.), des Strafrechts ($ 82 des Ges. betr. die G. m. b. H.), des Steuer- 
rechts ($ 22 des Ges. über eine ausserordentliche Kriegsabgabe vom 
26. Juli 1918 und Art. 7 des Ges. zur Aenderung des Reichsstempei- 


‚ geseizes vom 26. Juli 1918) und jetzt des Betriebsrätegesetzes. 
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genommen, welcher folgendermassen lautet: „Ohne Rücksicht 
auf die Bezeichnung gilt” im übrigen als Aufsichtsrat im 
Sinne dieses Gesetzes jedes bei einem solchen Unternehmen 
aus mehreren Personen gebildete Organ, welches nach Ge- 
setzen oder Satzung die Aufgabe hat, das zur Geschäftsführung 
bestellte Organ hierbei zu überwachen.‘ 

Fasst dieser Wortlaut den Kreis auch weiter, so geht 
doch aus ihm hervor, dass Repräsentant oder Vorstand einer 
Gewerkschaft auch hier nicht gemeint sein können. Es könnte 
dieser Fassung zugestimmt ‚werden, weni 

1. die Länder sich’ bereit erklärten, die Gewerkschaften 

(Bergbauunternehmungen. Die Red.) anzuweisen, einen 

Vorstand zu bestellen, % 

2. in das neue Gesetz alsdann aufgenommen würde, dass ein 
solcher Vorstand Aufsichtsrat im Sinne des Gesetzes sei. 

Es ist nicht zu verkennen, dass die juristischen Schwie- 
rigkeiten hier turmhoch sind, weil der $ 70 des B.R.G. so. un- 
Be wie nur möglich ist und ihm. ausserdem eine ganze 

eihe von landesgesetzlichen Bestimmungen. entgegenstehen. 
Das moralische Recht ist jedoch auf unserer Seite 
und das grundlegende Gesetz der neuen Rechte, die Reichs- 
verfassung, hat in ihrem Art. 165 ausdrücklich das 
gleichberechtigte Mitwirken der arbeiten- 
den Klassen in. der Wirtschaft ausgesprochen. 

Gerade jetzt, wo aufs neue der Ruf um Mehrförderung an 
Arbeiter und Angestellte des Bergbaues ergeht, soll ein Ge- 
setz geschaffen werden, welches. für weite Kreise dieser Ar- 
beitnehmer in seiner Wirkung einem Ausnahmegesetz 
gleichkommt. -Wir- verlangen, das dem Bergmanns- 
stande gegeben wird, was ihm gebührt, und wir 
wenden uns mit aller Entschiedenheit dagegen, dass alte Ge- 
setze und Dummbheiten des Betriebsräte- 
gesetzes zu unserem Schaden angewandt werden. Wir 
beanspruchen unser Recht, welches sich gründet auf Reichs- 
verfassung und Versprechungen, die uns von allen Regierungen 
gemacht wurden. A.H. 


Aus dem Bunde 
Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla- 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Zelluloidwarenfabrik A.-G., _Zolikofen bei Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe 3. Westf, und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmann, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. 

Vereinigte Sitberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Steinkohlengrube Plötz bei Löbejün (Saalkreis). 

Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster sen. Inh. 
Paul Fischer & Max Schuster sen, Münsterberg ji. Schles. 

Brock .& Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 

Wagenbauanstalt Oldenburg A.-G., Oldenburg in Oldenburg, 

Eisenwerk Ratingen, 


Aus den Gauen 


Gau Hannover-Braunschweig. Der zweite ordentliche Gautag 
des Gaues Hannover-Braunschweig fand am 30. Oktober 1921 im „Volks- 
heim“ in Hannover statt. 

Aus dem Geschäftsbericht, den der Gauleiter Kollege Seitz er- 
stattete, ist zu bemerken, dass die Anzahl der Ortsverwaltungen die 
gleiche geblieben ist, und zwar unterstehen dem Gaue_ 47 Ortsver- 
waltungea, da 6 Ortsverwaltungen aufgelöst und 6 neu gegründet wurden. 
Die Gesamtzahl der Mitglieder beträgt rund 39%, darunter ungefähr 160 
Einzelmitglieder. Innerhalb des letzten jahres ist erfreulicherweise ein 
Mitgliederzuwachs von 245 Kollegen zu verzeichnen. Besonders in den 
beiden letzten Monaten sind reichliche Neuanmeldungen eingegangen. 
Es konnte festgestellt werden, dass im letzten ‚Jahre eine grosse Anzahl 
von Tarifverträgen abgeschlossen ı{hd die Gehaltssätze selbst wesentlich 
erhöht wurden. Der Durchschnittsbeitrag des Gaugebietes beträgt nach 
Abrechnung des zweiten Vierteljahres 13.95 M. pro Mitglied. Die Ab- 
rechnungen des dritten Vierteljahres haben gezeigt, dass der Durch- 
schnittsbeitrag eine bedeutende Steigerung erfahren hat. Leider musste 
darauf hingewiesen werden, dass einzelne Fachgruppen bzw. einzelne 
Ortsverwaltungen, trotz Anmahnungen seitens der Berliner Zentrale, 
als auch der .Gauleituug, immer noch nicht die ‚Beiträge in satzunge- 
mässiger Höhe abführen. 

Taritiragen wurden kurz  gestreiit.. In der Metallindustrie wurde 
fast in allen Orten mit Wirkung ab 15. August bzw. ab_1. September 
1921 Gchaltssätze abgeschlossen, die eine 39 prozentige Erhöhung dar- 
stellen. Iin Hochbaugewerbe, den Tarifgebieten Hannover und Braun- 
schweig, wurden die Tarifghälter um 209 M. erhöht. Ungünstig liegen 
die Verhältnisse. für das Hochbaugewerbe im» Bezirk Minden-Bielefeld, 


DO DO 








® 





— nn nn 


Hauptschriftieiter und verantwortlich für den Hau 
Industriebeamten-Verlsg GmbH, 
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weil dort die Arbeitgeber nicht an den Verhandlungstisch zu bringen 
sind. Das letzte Gehaltsabkommen für das Tiefbaugewerbe brachte 
eine Erhöhung bis zu 750 M. Auch das Mitteliandkanalabkommen darf 
als günsüg bezeichnet werden, um so mıehr, als bereits neue Verhand- 
lungen eingeleitet sind. Für die Architektenangesteilten kam ab 1. Sep- 
tember 1921 ein neues Gehaltsabkommen mit einer Durchschnittszulage 
von 300 M. pro Monat zum Abschluss, Im Steinkohlenbergbau schweben 
zurzeit Verhandlungen besonders schwieriger Art, da das Angebot der 
Arbeitgeber nicht angenommen werden konnte, so dass das. Reichs- 
arbeitsministerium angerufen werden musste. Die Tarifverhandlungen 
für den Kalibergbau, die bekanntlich in Berlin geführt werden, brachten 
eine Gehaltserhöhung von 40 Prozent. Für den Oelbergbau besteht ein 
Haustarifvertrag; neue Verhandlungen zwecks Abschluss höherer Gehalts- 
sätze sind im Gange. Die Tarifverhandlungen für den Braunkohlen- 
bergbau; in Halle geführt, brachten einen prozentualen Zuschlag, der die 
besser bezahlten Gruppen zuiriedenstellen konnte. Um so unzufriedener 
sind die Kollegen der niedrigeren Gruppen, weil diese .im Verhältnis 
dazu ziemlich schlecht abgeschnitten haben... Tarifverhandlungen für 
Gemeindetechniker wurden an verschiedenen Orten durch die Orts- 
verwaltungsvorstände geführt, die fast überall den gewinschten Erfolg 
Srachten. Schwierig gestalten sich die Verhandlungen für die Gemeinde- 
techniker in Hannover und Bielefeld. 

Zwecks Festsetzung neuer Gehaltssätze des Reichsteiltarifvertrages 
und der Besoldungsordnung für technische Angestellte und Beamte in 
Staatsdiensten finden Zentralverhandlungen statt, die kurz vor dem Ab- 
schluss stehen. Zum Schlusse wies Kollege Seitz darauf hin, dass im 
Abschluss von Tarifverträgen nicht das A und O der Gewerkschafts- 
arbeit zu erblicken sei, sondern dass eine Aenderung der heutigen 
Wirtschaftsform das Ziel der freigewerkschaftlichen Richtung ist. 

An den Geschäftsbericht reihten sich die Berichte der Ortsverwal- 
tungen. Aus diesen war zu entnehmen, dass der Versammlungsbesuch 
iı den grossen Ortsverwaltungen sehr zu wünschen übrig lässt, während 
die kleineren einen solchen von 75 Prozent melden konnten. Einzelne 
Berichte haben gezeigt, dass Mitglieder, zerstreut auf dem Lande wohnend, 
ohze moderne Verkehrsmittel benutzen zu können, stundenlange Wege zu 
Fuss nicht scheuen, um an den Mitgliederversammlungen ihrer Ortsver- 
waltungen teilnehmen. zu können. Hofientlich feuert dieses Beispiel die 
Mitglieder grosser Ortsverwz'sungen an. Im grossen und ganzen konnte 
festgestellt werden, dass die ehrenamtlichen Funktionäre,. die Vorstands- 
mitglieder, Fachgruppenobleute und Vertrauensleute ihre volle Pflicht 
und Schuldigkeit getan haben mit dem Willen, die Bundesbewegung in 
unserem Gaue vorwärts zu bringen. 

Kollege Schwedt -Berlin erstattete hierauf sein Referat: „Grund- 
sätzliche Fragen zur Bundesverfassung“. Hieran knüpfte sich. eine Aus- 
sprache, die sich hauptsächlich mit der Frage des Stimmrechtes für 
besoldete Vorstandsmitglieder. befasste. Es konnte. festgestellt werden, 
dass die meisten Mitglieder überhaupt noch nicht wussten, dass die be- 
soldeten Vorstandsmitglieder kein Stimmrecht haben. Die Aussprache 
ergab, dass der Gautag auf dem Standpunkt steht, auch den besoldeten 
Vorstandsmitgliedern das gleiche Stimmrecht zuzuerkennen, 

Die eingereichten Anträge kamen sämtlich zur Erledigung, nachdem 
eine kurze Aussprache zu jedem einzelnen Antrag stattgefunden hatte, 

Die Wahlen für den Gauvorstand zeilisten folgendes Er- 
gebniss: Voshage-Hannover, Henneckens-Celie, Briel- Biele- 
feld, Schumann-Braunschweig, Krieg - Hildesheim. In den 
Bundesausschuss wurden gewählt: Voshage-Hannover. Der 
Gauleiter Kollege Seitz-Hannover wurde einstimmig bestätigt. 

Eine vom Kollegen Schwedt- Berlin eingebrachte Entschliessung, 
Erhöhung der Beiträge betreffend, wurde einstimmig ange- 
nommen. 

Der Gautag hat gezeigt, dass die Bundesbewegung in dem jungen 
Gau Hannover-Braunschweig rüstig vorwärts schreitet. Die sachlichen 
Ausführungen, beseelt von dem Gedanken, die Bundesbewegung vor- 
wärts zu bringen, vereint mit frohem Kampfesmut, haben dazu beige- 
tragen, dem Gautag einen würdigen Verlauf zu sichern. 


Versammlungskalender 


Beriin-Centrum-Süd. M. 6. i. 7%. Rest. Alexandriner, Alexandrinenstrasse 37. 
Bin.-Charlöttonburg I. M. 5.1. 7%, Augusta-Kasino, Kais.-Augusta-Allee 36. 
Bin.-Chariottenburg il. M. 5.1. 7%. Rest. Deutsches Haus, Windscheidstr. 39, 
Bin.-Cöpenick. W. 4.1. 72, Rest. Bayernhof, Köllnischer Piatz. 
Bin.-Norden IV. NM. 5.1. 7%, Rest. Hubertus, Bornholmer Str. 89, 
Bin.-Neukölin. M. 6.1. 7”, Bürgersäle, Bergstr. 147. 

Bin.-Nordost. M. 4.1. 7%. Rest. „Zum Königstor“, Neue Königstr. 1, 
Bin.-Nordwest i. M. 5.1. 7%. Rest. Maitke, Turmstr. 78. 
Bin.-Obersehöneweide. M. 6. I. 7%. Rest. Hubertus, Edison- Ecke Waldstrasse, 
Bin.-Oranlenbu: M. 4. 178°, Rest. Reichshof, Bernauer Str. 38. 
Bin.-Osten H. 6.1. 78%. Logen-Kasino, Knorrpromenade 2. 
Bin.-Potsdam. M. 6.1. 7%. Rest. Mühlenpark, Neubabeisberger Strasse, 
Bin.-Scehönebera. M. 6.1. 79. Rost. Eberahof, Ebersstr. 68. 

Bin.-Spandau. .„ 4&.L 7%. Rest. Neuer Ratskelier, Rathaus. 

Bin.-Steglitz. M. 5.1. 7%, Rest. Althoff, Althoff- Ecke Körnerstrasse, 
Bin.-Siidost. M. 3.1. 7%. Luisentheater, Festsäle, Reichenberger Strasse 34. 
Bin.-Tempeihot. M. 6.1. 7°. Kasino-Rest., Berliner Str. 65 
Bin.-Welssensee. €. 6.1. 7%. Rest, Spatenbräu, Berliner Allee 232, 
Bin.-Westen. M. 4.1. 7%. Nationalhof, Bülowstr. 37. 

Mainz. M. 4.1. 7%, „Brauhaus zur Sonne“. 

Trier. V. 29. ZH. „Drehscheibe“, Fleischatrasse. 


Richtigstellung. In der in Nr. 47 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘ 
gebrachten Notiz über das Beitragswesen der Arbeiter- 
Gewerkschaften war der Beitrag für den Deutschen 
Polierbund mit monatlich 50 M. angegeben. Nier ist ein Irr- 
tum unterlaufen. Wie uns neuerdings mitgeteilt wird, beirägt er „mur‘ 


Druckfehlerberichtigung. lu dem Leitartikel „Die Angst vor 
der Wahrheit“ in. der vorigen Nummer muss es auf. Seile}, 
rechte - Spalte, 20. Zeile son oben „Reichsmitteln“ und sicht 


„Rechtsmitteln“ heissen. 
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Anfangs-Techniker 
Bedirgung: Guter Zeichner. 
Schlusszeugnis einer Fachschule. 


gesucht. 
Maschinenfabrik Steinecker, Freising. 
Zum sofortigen Dienstantritt 


jüngerer, zuverlässiger 


Bautechniker 


(unverheiratet), durchaus erfahren im Veranschlagungs- u. Verdingungs- 
‚wesen, für einen Bankneubau gesucht. — Angebote mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen an 


Reg.-Bauführer Hättasch, 
Oberhausen (Rhld.), Kirchstrasse 4. 








Kunsigewerblicher 


Zeichner, 


der gleichzeitig Eisenkonstruk- 
A teur ist, wird zum sofortigen 
Eintritt gegen gutes Gehalt 
# für Dauerstellung gesucht. f 
Zeugnisabschriften mitLichtbild 
sind einzureichen an 
Gebr. Heyking, Danzig 
Fabrik für Eisenkonstruktionen. % 


Hochbautechniker 


mit Erfahrung in Siedlungsbaute#, 
flotter Zeichner und tüchtiger Bau- 
führer, möglichst zum sofortigen 
Eintritt gesucht, — Angebote mit 
Zeugnisabschriften, Lebenslauf und 
Angabe der Gehaltsansprüche an das 


Bauamt Eickel. 


Für umfangreiche Wohnungsneu- 
bauten werd. 2bewährt.,erfahrene 


Hochhautechniker 


für Entwurfsbearbeitung und Bau- 
leitung gesucht. Gehalt Gruppe IV 
und V des Reichsteiltarifs. Antritt 
mögl.1. 1. 1922. Bewerbung. m. Ge- 
haltsansprüchen u. Zeugnisabschrift. 


































Für unser Bureau in Leipzig suchen wir mit 
-Spezialkenntnissen in Eisenbeton einen älteren 


Burenutechniker 


erste Kraft, perfekt in allen vorkommenden Arbeiten. 
Angebote, Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnis- 


abschriften und Gehaltsansprüchen an 


Dyckerhoff & Widmann A.-G. 
Dresden-N. 
Bewerbungen, die innerhalb drei Wochen 


nicht beantwortet, gelten als abgelehnt. 


derer 
Für 





RE REES: 








das Stadtbauamt wird ein im städtischen Tiefbau erfahrener 
Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung zum baldigen Antritt 

gesucht. Die Stellung ist nicht etatmässig. Bewerbungen mit 

kurzem Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen sind 

unter Angabe des frühesten Eintrittstermins umgehend einzureichen. 
Ortelsburg (Ostpreussen), den 6. Dezember 1921. 

Der Magistrat. 


Dot 














Für die gesamten Betriebe unserer Stadt: 


Gas-, Elektrizitäts-, Wasser- und Kanalwerk 


suchen wir einen erfahrenen 


Leiter 


mit abgeschloss. Hochschulbildung, und für unser 


Elektrizitätswerk 
einen mögl. über Mittelschulbildung verfügenden 


Techniker. 


Bewerbungen mit Gehaltsansprüchen binnen 8 Tagen erbeten, 


Salzwedel, den 28. November 1921. 
Der Magistrat. 


u - za — u 
Mehrere Architekten u. Hochbautechniker 
für grössere städtische Neubauten zum sofortigen Eintritt 

esucht. Gesuche mit Lebenslauf und begl. Zeugnisabschriften und 
ehaltsforderung werden an das städt. Hochbauamt Duisburg erbeten. 


Duisburg, den 9. Dezember 1921. 


Der Oberbürg 
















ermeister. 








Pure OP DIE, 


Wir suchen zum baldigen Antritt für unsere 
Abteilung Kinderwagen einen 


Betriehstechniker 


der in allen Zweigen der Eisenbearbeitung durchaus 
erfahren und mit allen einschlägigen Maschinen wie 
Stanzen, Pressen, Automaten usw. vertraut ist. Längere 
Retriebspraxis in grösserem Unternehmen ist Voraus- 


werden bis 39. 12. 1921 erbeten 

Fischer: Statik 

[1 © 

u. Festigkeitslehre 
zum Selbstudium brauchbare Werk. 
. Band 1, 2, 3 kosten je 
auch gegen Monatsraten 

mit 10°, Zuschlag. 
„handlg. 

2 Berlin W 57/4, 

Reisszeuge und Rechenschieber 

billigste Bezugsquelle 
Scheintod-Gas-Pısio:e 0.R..) 
Idealste Verteidigungs- 
| 697 Luxusmodell M.85,— mit 
7 © Patr. KeinSpielzeug. Be- 
F. Danziger, Abt. D.T., Berlin W 57. 
Laubsäserel 
malerei liefert allerbilligst 
J.L. Hahn, Maxdort 32 (Pfalz). 
Die erfolgreiche melung der 
fangen- 
Schlichternheit, ni. Re: 
losigkeit, Lampenfieber, Furcht vor 
dem and.Geschlecht,Menschenscheu, 
andere seelische Leiden und die 
sofortige Beseitigung durch ein 
Dr. Lahn. — Preis des Werkes 
Mk. 7.45 frei. Nur zu beziehen von 
Dresden-N. 378. 
herausgegeben-von C. Opitz ist 
soeben erschienen. Prosp. kostenl. 
Salomonstrasse 10. 

PATENTE 
Dipl.-Ing., Geschäftsführer des Treu- 
hand-Vereins, berat, Ing.G.m.b.H., 


an das Stadibauamt Leobschlliz. 
ist das einzige 
90 Mark. Auf Wunsch 
Buc- 
Hermann Meusser 
Potsdamer Strasse 75. 
Hansen & Kleiner, Kiei. 
waffe. Pistole,verbessert 
hördlich.Anerkennungen. Vertr. ges. 
Kerbschnitt- u. Holzbrand- 
Katalog für 3,— Mark franko. 
heit, Rat- 
krankhaftes Erröten, Stottern, sowie 
kostenloses Verfahren von Prof. 
W. A. Schwarze’s Verlag, 
von Deutschland 
E. H. Fr. Reisner, Leipzig, 
G.M., W.Z., erw. verw. Dr.Bogdahn, 
Berlin SW 61, Gitschiner Strasse 3. 





Werkstattzeichnungen 


f. ein. Bandsägenlaufwagen gesucht. 
Preisangeb. uat.J.L.2735 d.D,T.Z. 
setzung. Herren aus verwandt. Branchen, wie Fahrrad-, 
Auto- u. Nähmaschinen-Industrie, erhalten den Vorzug. 

Angebote werden mit ausführlichem Lebenslauf, 


Zeugnisabschriften, Alter u. Gehaltsansprüchen erbeten. 
Werkswohnung vorhanden. 


Nachruf. 
Am Sonntag, den 13. Novbr., 
verschied unser Mitglied, Herr 


Franz Stüssgen, Ingenieur. 

Wir verlieren in ihm ein liebes 

und treuesMitglied und werden 

A ihm ein freundliches Andenken 
# dauernd bewahren. 

Burd techn. Angestellter u. Beamien 

Orts, upper Zeitz. 


RT re 


E.A.Naether Aktiengesellschaft 


Kinderwagen- und Hoizwarenfabrik 


Zeitz. 


.n 
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Retter in der Not 


war in den letzten Monaten in sehr vielen 
Fällen die Industriebeamten - Sparbank. 


Die Auszahlungen. betrugen: 


im Monat Oktober M. 875 000, — 
im Monat November M. 280 000,— 


JederSpargroschen gehört in d.eigeneSparbank. 
Jeder werbe Sparer und Mitglieder für d.e 
G.m. 


4 Industriebeumten-Spurbunk ©: 


2555559599929 ):, 2 


Aelterer, erfahrener Konsirukleur 


für Generator- u. Apparatebau zum baldigen Antritt gesucht 
Angebot mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen, Zeugnisabschriften und 


Kelerenzen an Doutsche Mondgas- und Nebenprodukten-hesell- 
schaft m. b. H., Berlin W8, Krausenstrasse 9/18, 


Jüngerer Bautechniker 


mit abgeschl. Mittelschulbildung und praktischen Erfahrungen, unverh., 
flotter, saub. Zeichner, Kenntn. i. Ziegeleiwesen erwünscht, jedoch nicht 
Bedingung. — Angebote mit Zeugnisabschriften und Bild erbeten an 


Baugesellschaft für künstl.Trocknereien m.b.H. 


Duderstadt in Hannover. 


Wie fpare ih...? 


Mahl’s wie GStedlungen und Gartenbauvereine, die Gem 
und Ölumenfamen vorteilkaft bei ung kaufen. Madt’d ebenfol 
Adierd Gartenfämerei bringt Zreude ins Haus, Preidiifte frei, 


Hlerfaat-Gamenzudt rm 


Wiederverkäufer erbalten Gonderprelfe 


i 
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Für Flechten-Kranke! 


Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 

altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 

vielbewährten Fleehtenheil in8—14 Tagen. 

Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. - Preis 25 Mark. 
F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—IÜ und 3—4 Uhr. 





berhemden, Nachihemden 79,— 
hemden 79,—, Schlafanzüge. 


Maassanfertigung. 
(Hochbahn 


Wäschefahrik, Hallesches Ufer 32. m 


‚ Tag- 
Elegante 


öckernbrücke.) 













Ein 


für jeden Pfeifenraucher: 


nur garantiert echte, 
reine Tabake. ' 


Beziehen Sie direkt Sie erspare 









in der Fabrik nz viel Geld. 


Zur Probe 100 Gramm einer Sorte. — 400 Gramm als Muster- 
postsendung sind am billigsten. 


Viele tausende Nachbestellungen und Anerkennungen! 

Es kosten versteuert in 100- oder 500 -Gramm - Packung: 
Grobschnitt per Pfund 23.—, 27.-, 30.—, 32.— Mi 
Mitieischnitt _ per Pfund 26,—, 29.—, 33.—, 35.— M, 
Zigaretientabak Haarscknitt in 50- od. 100-Gramm-Packung, 
per Pfund 73.— und 95.— M. 

gegen Nachuahme, Packung frei. Von 6 Ptund an portofrei. 

Preisliste franko und gratis 


Fderzait vorbensiten DIN] AOler, Bruchsal 536, Bad. 


jederzeit vorbehalten. 


Eingerichtet mit den modernsten Spezialmaschinen für 
Tabakfabrikation. 
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Bundeszeitschrift der Kechnis 


Erscheint 8tägig am Freitag. 
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Rückblick und Ausblick 


Das deutsche Volk gehört zu jenen Völkern, die eine späte 
Jugend erlebt haben. Während andere Völker durch die 
geographische Lage ihres Landes, durch die Einheit ihrer 
Sprache und Stämme, durch die wirtschaftlichen und politischen 
Verhältnisse ihre Blütezeit erreicht oder gar überschritten 
hatten, hat sich das deutsche Volk erst im letzten Jahr- 
hundert auf sich ‚selbst besonnen und die Sehnsucht nach 
einer staatlichen Einheit bis zu einem gewissen Grade erfüllt 
gesehen. Bis zu einem gewissen Grade; denn selbst heute 
stehen durch den Machtspruch der Entente, trotz des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker noch Millionen Deutscher 
ausserhalb des Verbandes des Deutschen Reiches, der Willkür 
deutschfeindlicher Machthaber preisgegeben. Aber das einigende 
Band deutscher. Sprache und deutscher Kultur kann dadurch 
nicht zerstört werden. Auch sie haben teil an den Grossen 
unseres Volkes, auch sie gehören zum „Volke der Denker 
und Dichter“, wie wir uns, nicht ohne Anflug einer leisen 
Ironie, nennen und nennen lassen. Eben die. Zeit, die dem 
deutschen Volke diesen Beinamen gab, war seine Jugend- 
zeit. Politisch zerrissen, ‚wirtschaftlich unbedeutend, regte es 
sich doch an allen Ecken rü-grden. Mei üner kurzen 
Sue. üina Drangperiode, namentlich auf dem Gebiete der 
Kunst, gebar das junge Deutschland innerhalb einer kurzen 
Spanne Zeit Männer von einer Grösse, wie sie kaum das 
klassische Altertum und die Renaissance an ‚Zahl und Be- 
deutung hatte. ‚Mit einem Male warf das deutsche Volk 
die passive Aschenbrödel-Rolle von sich, um sich aktiv an 
der Kulturgeschichte zu beteiligen. Seine grossen Männer der 
Kunst, der Philosophie, der Wissenschaft waren nicht bloss 
örtliche Berühmtheiten, sie waren europäische, ja Weltereig- 
nisse: Goethe, Schiller, Lessing, in einem gewissen Abstande 
Heine und Grillparzer; Bach, Haydn, Mozart, Beethoven, 
Schubert, Wagner und Brahms; Kant, Fichte, Schopenhauer, 
Nietzsche; die beiden Humboldts, Robert Mayer, Helmholtz, 
um nur die Grössten zu nennen. Welche Fülle von Helden 
des Geistes! Welche Ströme von Schönheit und Erkenntnis 
flossen aus deutschem Blute in die Adern der Welt! Es war 
der Geist des Idealismus, dieses Vorrechtes der Jugend, -der 
die Welt eroberte. Es war wie ein barometrisches Maximum, 
das, von Süden und Westen kommend, in diesem Zeitraum 
über Deutschland stand. 

Dann aber kam der Ausgleich "zwischen den Völkern; 
wirtschaftliche Verhältnisse nivellierten- sie. Aus dem be- 
geisterten Jüngling wurde der reife Mann, aus dem Dichter 
und Denker der Politiker und Wirtschafter. Es begann die 
Zeit wirtsch#ftlicher 'Kleinarbeit, die Zeit der Technik, die 
Zeit politischer und wirtschaftlicher Rivalität. Einer solchen 


Zeit geht allmählich der Idealismus verloren. Der wirtschaft- 
liche und politische Kampf kennt keine Gefühle. da_ihm siegt 
die Stärke, die politische Macht, die bessere Arbeitsrhethöde, 
die bessere Organisation, die nackte Zahl. Die Menschen 
werden zu Arbeitern und Soldaten; aber die Arbeit wird in 
düsteren Fabrikräumen ihrer Würde, ihres schöpferischen Ge- 
halts entkleidet, wie das Soldatentum in nüchternen Kasernen 
des Heldentums. Einem solchen Kampfe fehlt jede Romantik, 
jede Schönheit. Geld regiert die Welt, der Eigennutz trium- 
phiert. An die Stelle der Kultur, der harmonischen Einheit 
im Fühlen und Handeln eines Volkes, tritt eine Schein- 
kultur, bestenfalls die Zivilisation. An die Stelle der über- 
ragenden Grösse einzelner Helden tritt die nivellierte Flach- 
heit der sogenannten Bildung. Es beginnt die Zeit der Massen- 
fabrikation von Waren und Menschen, des Untertauchens des 
Individuums in der‘ Masse. Die Gesellschaft zerfält in 
Schichten, die, auf unnatürliche Weise voneinander geschieden, 
sich gegenseitig bekämpfen. Die zur Weltwirtschaft expan- 
dierte Volkswirtschaft führt zu immer häufigeren Reibungen 
zwischen den Välkern,: Lahfe zurückgehalten, von Hass, Unver- 
nunft und Gewinnsucht geschürt, entladet sich der angehäufte 
Zündstoff zu einem Weltenbrande, wie ihn die Weltgeschichte 
nie erlebt hat. Aber selbst der geschlossene Friede vermag 
noch nicht dem Wirtschaftskriege ein Ende zu bereiten. Es 
gärt und brodelt weiter und wird weiter gären, weil auf der 
Grundlage unseres heutigen Wirtschaftslebens ein Gleichge- 
wicht der Kräfte selbst innerhalb des einzelnen Volkes, ge- 
schweige denn zwischen den Völkern unmöglich ist, weil dieses 
Wirtschaftsleben den Menschen in uns unterdrückt und ihn 
zu einem ruhelosen Sklaven macht, der immer die Peitsche 
des Hungers über sich fühlt. 

Als uns im November 1918 draussen, im Felde, die Nach- 
richt von der Revolution — die im Grunde genommen sich nur 
auf die Staatsform beschränkte — überraschte, da mochte so 
mancher denken, es werde wieder der Geist des Idealismus auf- 
erstehen und den Materialismus der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung überwinden, dass der militärische Zusammenbruch 
auch ein Zusammenbruch der entgötterten Welt des Eigen-« 
nutzes bedeuten werde, dass neue Männer erstehen werden, 
die uns aus den Wirrnissen einer öden, gefühlsar.nen Epoche 
zu den höheren Regionen einer sittlichen Gesellschaftsordnung 
führen werden. Wir haben uns getäuscht. Der Zusammen- 
bruch der Dynastien, die Aenderung der Staatsfornm bedeutet 
noch nicht die Ablösung der kapitalistischen Wirtschaft. Einer 
Hydra gleich, wachsen ihr immer neue Köpfe und, gefrässiger 
als je, yerschlingt sie alle kaum geborenen Freiheiten und 
Rechte. Alle Reformen ändern nichts daran, so lange die 
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Möglichkeit besteht, dass eine Handvoll Besitzer der Pro- 
duktionsmittel die Milliönen”derer,. die nur tiber ihre Arbeits- 
kraft als Kapital verfügen, zur Botmässigkeit. zwingen können, . 


Man könnte einen ‚solchen Zustand verstehen, wenn. die In- 
haber dieser Produktionsmittel auch wirklich :die geistigen 
Führer des Volkes wären. Aber sie sind es nicht! 
nur seine Zwingherren, kraft einer-Tradition, kraft‘ geschrie- 
bener Gesetze, die mit dem Naturgesetz 
stehen. Die Träger der Ideen, die die Wirtschaf® befruchten, 


sind nicht die zufälligen Inhaber vererbter Vorrechte, sondern . 


die Angestellten ünd Arbeiter mit'ihren Gehirnen und Händen. 


Wenn. diese.-der ihnen innewohnenden Kräfte. bewusst. werden.“ 


und nur für kurze Zeit das: Kapital sich selbst überlassen 
wollten, ‚würde sich die ganze Ohnmacht:-des -Produktions- 
elementes „Kapital“ sofort erweisen. Dann würde deutlich 
zutage treten, dass es die technische Idee ist, die alle 
anderen Produktionselemente, Natur und Arbeit, befruchtet, 
dass also ihre Träger und Vollstrecker, weit entfernt davon, 
sich als. Hungerleider mit einem Existenzminimum begnügen 
zu müssen, den Anspruch auf einen weit höheren Ertrag ihrer 
Arbeit haben, als ihnen zuteil wird.. Denn nur die. Arbeit 


schafft Werte, geistige ‚und: körperliche. Arbeit, «nicht aber: 
toter Besitz. Eine Revolution, die die Vorrechte des Besitz&s* 


nicht beseitigt, die dem -Besitz das Recht einräumt, den Nicht- 
besitzenden zum Sklaven zu machen, ist ein Schlag ins 
Wasser. 

Die heutige arbeitende. Menschheit gleicht einem Riesen, 
der in seinem Dämmerzustande noch nicht das Sonnenlicht 
verträgt; er streckt und reckt sich und erkennt noch nicht 
die Zusammenhänge .des Geschehens. 
mählich "aus seinem Halbschlaf,; und was: er bisher in seinem 
Unterbewusstsein kaum ahnt, wird ihn bald zu klarem, be- 
wusstemi Handeln führen. 
Körpers erkennen und gebrauchen, aber nicht wie in früheren 
Tagen des werdenden Kapitalismus durch blindwütendes Zer- 
stören,..sondern durch Aufbauen einer neuen Gesellschafts- 
ordnung, die weder Bedrücker noch Bedrückte kennt. . Was 
die: heutige Arbeitnehmerbewegung, :und namentlich die Ge- 
werkschaftsbewegung, auszeichnet, ist das Bekenntnis zur wirt- 


schaftlichen Mitarbeit, zur Verantwortlichkeit im Wirtschafts- 


leben. Sie wollen nicht mehr als Marktware gewertet werden, 
sondern. als beseelte Mitarbeiter, weil nur so die Wirtschaft 
gehoben werden ‚kann, nur -dann ein Unrecht gut, gemacht 
werden kann, das die. Glieder desselben Volkes zu Feinden, 


statt zu Brüdern gemacht hat. In dem Bekenntnis zum Sozialis-. 


mus liegt neben der Hebung der Wohlfahrt des einzelnen — 
als realer Grundlage — der grosse Gedanke der sozialen 
Gerechtigkeit. In ihni Heft die Ueberwindung des verderh- 
lichen, verflachenden . Materialismüus, die Hofmung auf den 
Sieg. der.ideen, die unsere Jugend begleiteten und verschönten. 
In ihm allein liegt ‚die Möglichkeit der Völkerversöhnung und 
des Völkerfriedens. Möge: dieser Idealismus uns in diesem 
netien Jahre leiten, zum Heile unserer Bewegung, zum Segen 
unseres Volkes, "Alfred Fröhlich. 


o » e ® 
Ein Schritt weiter | 

„Denn wie sehnsuchtsvoll auch jede Oeneration nach dem 

Lande der Zukunft "ausblickt, noch nie ist je.eines Menschen 
Puss in diesem- Lande der Zukunft gestanden. Vor 100: Jahren’ 
lanbten die ‚damals leidenden ‚und ' streitenden: Reyolutionäre, 
„dass. wir. .— die Menschen. der. nächsten Jahrhundertwende — 
lücklich im. Lande der Zukunft leben würden, so. wie wir. 

etzt auf Glück für die Menschen ‘des nächsten Jahrhunderts 
offen, das gewiss von dann fühlbarem Leid, Missgriffen und 
Neugestaltungsforderungen ausgefüllt sein wird. Aber wir wissen, 
dass, wenn auch: jede neue Generation neue Aufgaben hat, 

und in mehr als einem Falle die vorhergegangene Reform 
ausgestalten muss, diese doch immer gewisse unerschütterliche 
Resultate zurücklassen. Die Adelsprivilegien — so wie. vor 
1789 xB. — sind für immer unmöglich, und in gleicher Weise 
werden die Kapitalisten-Privilegien einstmals unmöglich sein.“ 

Elleu Key, 

Wird die Menschheit in unserer Zeit einen - Schritt. zur 
Beseitigung. der Kapitalistenprivilegien weiterkommen? 

Noch nie hat sich die Unvernunft der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung so deutlich gezeigt wie heute. 

Millionen und Abermillionen Menschen wollen — und können 
nicht - arbeiten, : weil die :"„finanzpolitische‘“ Weltlage es 
verhindert. In Amerika ‘verkommt die Baumwolle, die Tau- 
sende unbeschäftigte arbeitslose Hände: gerne verarbeiten und 
dahin schaffen wollen, wo die grösste Not an Baumwollstoffen 


Sie- sind : 


in Widerspruch 


Äber er erwacht aall-: 


Staunend wird er die Kraft seines’ 
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ist. Das Volk muss sich In den notwendigsten Lebensbedürf-. 
nissen einschränken, während das „Geschäft aber blüht“, und‘ 
der Kapitalismüs nicht weiss, wo er trotz hoher. Dividenden . 
seine Gewinne verstecken soll. ee We 
Die „heilige‘ Triebkraft der freien Wirtschaft, der Profit, 
der Eigennutz, gräbt sich in. seiner Unersättlichkeit selbst ; 
das Grab. . ve ER 
In den. „feindlichen“ Ländern wächst die Erkenntnis, dass 
die auf Deutschland lastende- Schuld zum Hemmnis: für die. 
Wohlfahrt aller Völker wird. Noch sind es in altgewohnter 
Weise finanzpolitische Gedanken, die diese Erkenntnis .aus- 
elöst haben. Aber liegt es nicht sehr nahe, dass sich die 
ölker auch zu neuen - wirtschaftspolitischen . Erkenntnissen 
durchringen, wenn. man ihnen das ‚politische Märchen, ‚dass . 
Deutschland alles .bezahlen wird, genommen. hat?.: = :x 
Deutschland in.der Welt voran! ‚Dieses von 'Nationaliste 
oft missbrauchte Wort kann lebendig ‚werden. In keinem 
Volke finden wir eine Masse von zehin Millionen‘ Menschen, '- 
die »als Freigewerkschafter geschlossen. für. die Umgestaltung 
der :privatkapitalistischen irtschaft . in‘ eine im. "Inter- . 
esse der - Allgemeinheit: und vom "Grundsatz der Bedarfs- 
deckung geführte planmässige Wirtschaft eintreten. Die grossen 
Massen von Arbeitern und Angestellten stehen in ihrer -über- 
wältigenden Mehrheit auf unserer Seite. Auch in’ der Beamten- : 
schaft dringt der freigewerkschaftliche Gedanke- immer tiefer 
ein. Die Schicksalsstunde der deutschen. Beamtenschaft hat 
geschlagen: Das ist ein Vorgang, der“in der übrigen ‘Arbeit-- 
nehmerschaft noch lange nicht die genügende ‚Beachtung ge 
ür 


„ funden’ hat. Er ist von‘ grösster Bedeutung, nicht: allein 
. die Beamtenschaft, sondern für das gesamte‘-Volk *der Hand... 


und Kopfarbeiter. Kämpfen doch Grosskapitalismus:und hohe : 
Bureaukratie "Arm in ‘Arm gegen“ die — Demokratie ‘und 
Mitbestimmungsrecht fordernden — Arbeitnehmer... Wie oit: 
leistet die Bureaukratie der privaten Arbeitgeberschaft Büttel- 
dienste, wenn es sich darum handelt, neuerrungene Arbeit-- 
nehmerrechte wieder zurückzudrängen! Nur wenn. wir”der 
Beamtenschaft aus dem alten vererbten'" Untertanentum,- das 
trotz aller neuen Beamtenrechte noch immer sein‘ Unwesen 
treibt, heraushelfen, wird: sie ein starker Bundesgenosse ‘der: 
Arbeiter und Angestellten werden können. & a 

Der unrentabele Staatsbetrieb wird von den Verfechtern 
der freien Wirtschaft als Beweis für die Unmöglichkeit der 
Ueberführung privatwirtschaftlicher Betriebe in den Besitz der- 
Allgemeinheit angeführt. Die staatliche Arbeitnehmerschaft‘ 
wird den Beweis dafür zu erbringen haben, ‘dass nicht“ der 
Charakter eines Unternehmens als „Staatsbetrieb“, sondern 
das bureaukratische Verwaltungssystem die ‘ geringere‘ Ren-' 
tabilität verursacht. Neue Kräfte müssen die Staatsmaschine’ 
beleben. Die Forderungen des Bundes zur Verwaltungsreform, : 
auf Bewertung der Beamtenarbeitskraft nach Leistung, auf 
freien Aufstieg, Freizügigkeit, grössere Verantwortlichkeit und 
Mitbestimmungsrechte, ‚stärkere verantwortliche Teilnahme des 
Technikers —, das sind die Heilmittel für den "Staafsbetrieb, 


.Sie werden auch die Mittel sein, unfähige und nur durch. 


Examen tnd Dienstarter gewordene bireankratische” Grössen 
zu Fall zu bringen, Elemente zu beseitigen, die heute noch 
a neuzeitlichen Gedanken fremd und hindernd im Wege 
stehen. i 

Kapitalismus und Bureaukratismus, Egoismus und Träg- 
heit sind unsere gemeinsamen Feinde. Um, sie zu überwinden, 
muss die geeinte Arbeitnehmerschaft den - Kampf führen. 
Unser Bund, der. schon .bisher durch seine Kartelle mit der 
freigewerkschaftlichen  Arbeiter- und Angestelltenschaft einer- . 


‘ seits und dem Deutschen Beamten-Bunde andererseits die’ 


Brücke geschlagen hat, wird die grosse. Aufgabe zu erfüllen 
haben, die‘ noch getrennt stehenden Massen zu einer ge- 
schlossenen Einheit: zusammenzuführen. Das "Jahr. 1922 wird 
— und wenn auch noch nicht entschieden ist, atıf welchem’ 
Wege — die freigewerkschaftliche Beamtenbewegung mar-' 
schieren sehen. Unser Bund wird die treibende Kraft dieser, 
Bewegung sein, Es, wird viel Arbeit und Opfer .erfordern, 
um diese in der Geschichte der deutschen Arbeitnehmerbewe- 
gung einzig. dastehende Aufgabe zu erfüllen. Es genügt aber 
nicht, wenn die führenden Köpfe in Berlin zusatmmengesteckt 
werden, allerorts muss die Erkenntnis von der Zusammen-' 
gehörigkeit der -Arbeiter, Angestellten und Beamten "hinaüs- ° 
getragen werden. Die Gemeinsamkeit der Berufsinteressen, 
des Kampfes um, höhere Entlohnung, um “Mitbestimmungs- 
rechte, die gleichen Ziele der Demokratisierung .der Betriebe, 
die gleichen. Wirtschaftsinteressen . als Konsumenten, . alles in ° 


' allem der. freigewerkschaftliche Gedanke wird das Band sein, 
. das alle umschlingen muss. Be 


Der Bund hat. auch in der. „Beamtenpolitik‘ Geze t, dass 
er befähigt: ist, die Führung zu übernehmen. „Eine Fülle weu- 


‚ zeitlicher. Gedanken“ nenut.der Deutsche Beamten-Bund unsere, 
‚auf dem Behördentechnikertag am 28. November, aufgestellten, 


Leitsätze. Wir fügen hinzu: Gedanken, die auf der lang-. 
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ährigen wirtschafts- und sozialpolitischen Erkenntnis unseres 
undes aufgebaut siud, und die sich damit eingliedern in 
den Rahmen. unserer alten Forderungen .auf Schaltung eines 
demokratischen Wirtschaftssystems und eines einheitlichen So- 
zial- und Arbeitsrechtes. 
Das Fundament und die Bausteine zum dritten tnd letzten 
Tragpfeiler der deutschen Arbeitnchmerschaft sind geschaffen. 
Nun heisst es: Baumeister heraus! Johann Gröttrup. 


Erwerbslosenfürsorge oder Arbeitslosen- 


versicherung? 


Das Reichsarbeitsministerium hatte in Nr. 24 des „Reichs- 
arbeitsblattes“ einen Referentenentwurf zu einem „Gesetz über 
eine vorläufige Arbeitslosenversicherung‘ veröffentlicht und 
damit den bereits 1919/1920 gefassten Plan, eine gesetzliche 
Arbeitslosenversicherung zu schaffen, wieder aufgenommen. 
Der neue Entwurf hat zunächst keine grosse Beachtung ge- 
funden. Er wurde im wesentlichen referierend zur Kenntnis 
Aue wel „D.T.Z.“ Nr. 42). Die Ursachen dieser geringen 

eachtung liegen auf verschiedenen Gebieten: andere sozial- 

politische Gesetze, so vor allem die Schlichtungsordnung und 
das Arbeitsnachweisgesetz, standen im Vordergrund der Kämpfe 
und Auseinandersetzungen. Dazu kam der neue katastrophale 
Sturz des Geldwertes, der die Gewerkschaften zu einer neuen 
Anspannung alter Kräfte in ,‚Lohnbewegungen zwang. Auch 
konnte angesichts des sonst so beliebten ausserordentlich ge- 
mächtlichen Trotts des Amtsschimmels, ähnlich wie bei der 
Schlichtungsordnung, angenommen werden, dass der Entwurf 
zunächst sehr eingehend mit Sachverständigen durchberaten 
werden würde, um dann vielleicht abgeändert erneut der 
Oeffentlichkeit und der Beratung im Reichswirtschaftsrat und 
im Reichstag zugeführt zu werden. 

Diese verhältnismässig geringe Beachtung hat nun aber 
das Reichsarbeitsministerium zu einem ganz besonders schlauen 


Gedanken gebracht. Es war sich wohl bewusst, dass der 
Grundgedanke des geplanten Gesetzes, die Beseitigung 
der Erwerbslosenfürsorge, wenn er den Arbeit- 


nehmern einmal mit voller Klarheit zum Bewusstsein kommen 
würde, einen Sturm der Entrüstung entfachen und damit 
die Durchführung des ganzen Planes gefährden würde, und 
so machte sich das Reichsarbeitsministerium denn die Situation 
zunutze und unternahm den Versuch, ohne viel Aufhebens, 
auf dem Wege eines „Noigesetzes über die vorläufige Er- 
hebung von Beiträgen zu einer künftigen Arbeitslosenver- 
sicherung“ die wichtigsten Bestimmungen und vor allem den 
Grundgedanken des von ihm, geplanten Gesetzes vorweg zu 
nehmen und derart zu verankern, dass die weitere Aus- 
gestaltung nur noch eine Angelegenheit zweiten Grades ge- 
worden. wäre. Das Reichsarbeitsministerium legte deshalb 
einem engen Kreise. einen Vorentwurf dieses geplanten Not- 
gesetzes vor, der folgendermassen aussieht: Für die künftige 
Ärbeitslosenversicherung sollen Beiträge von Arbeit- 
ebern und Arbeitnehmern angesammelt werden. 
Beide sollen zu gleichen Teilen mit wöchentlich 1 Mark be- 
Instet werden. Der Kreis der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ergibt sich aus dem Personenkreis, der bei der Kranken- 
versicherung pflichtversichert ist, jedoch mit Ausnahme der 
Land- und Forstwirtschaft, der in häuslichen 
Diensten, insbesondere als Hausgehilfen Beschäftigten, so- 
wie der Arbeitnehmer, die unständig, im Wander- 
ewerbe, gegen nur freien Unterhalt oder im 
ehentierut beschäftigt sind. Die Beiträge werden 
durch die Krankenkassen erhoben, die sie an das Reich 
abzuführen haben, die angesammelte Rücklage soll der Reichs- 
arbeitsminister verwalten, dem ein vom vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrat zu wählender paritätischer Ausschuss beigegeben 
wird. Die Rücklage darf bis zum Inkrafttreten 
eines Gesetzes über Arbeitslosenversiche- 
rung nicht angegriffen werden. Das Noigesetz 
selbst sollte nach dem ursprünglichen Plane bereits am 
1. Januar 1922 in Kraft treten, was indessen durch die Ver- 
tagung des Reichstages unmöglich gemacht worden ist. 
Damit ist der Plan nicht etwa aufgegeben worden, sondern 
nür verschoben. Es wird ganz bestimmt der Versuch ge- 
macht werden, auf diesem gewiss eigenartigen Wege zum 
Ziele zu gelangen. Somit muss mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, dass in ganz kurzer Zeit ein ausserordentlich heftiger 
Kampt um die Grundfrage, die durch dieses Notge- 


setz aufgeworfen wird, entbrennen wird, nämlich um die 
Frage, ob eine Arbeitslosenversicherung an 
die Stelle der seit dem 13. November 1913 in 


Deutschland bestehenden Erwerbslosenfür- 
sorge treten soll. Die Arbeitnehmer und insbesondere 
die freien Gewerkschaften müssen sich deshalb nicht nur mit 
der Kritik des Entwurfes im: einzelnen befassen, sondern 
darüber hinaus auch erkennen, dass es sich hier um eine 
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Grundfrage unserer gesamten Sozialpolitik handelt, deren Be- 
deutung nicht hoch genug veranschlagt werden kann. Es muss 
vor allem die Frage entschieden werden, ob die Arbeitslosen- 
versicherung die höhere Form der sozialpolitischen Behand- 
lung der Arbeitslosenfrage darsteilt, und zwar einmal aus 
sozialerı Gesichtspunkten und sodann unter Berücksichtigung 
der versicherungstechnischen Grundlage. -» 

Vom sozialen Gesichtspunkt aus ist für den AfA-Bund 
und seine ‚Organisationen die Lage geklärt. Der Düsseldorfer 
AfA-Kongress hat sich grundsätzlich für die Uimgestaltung 
der heutigen Sozialversicherung in eine allgemeine 
Volksfürsorge ausgesprochen. Für die Arbeitslosenfrage 
kann darüber hinaus aber noch auf das 2 eindeutig klar: 

er Reichsverfassung 
hingewiesen werden, in dem es heisst: 

„Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegebeu werden, durch 
wirtschaftliche Arbeit seinen Lebensunterhalt zu erwerben. Soweit ihm 
angemessene Arbeitsgeiegenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird 
für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt.“ , 

Hier wird also ausd:ücklich den Arbeitslosen von der 
Reichsverfassung genau das versprochen, was der AfA-Bund 
fordert, nämlich soziale Fürsorge, Verpflichtung 
der Allgemeinheit, für denjenigen einzutreten, der, 
obwohl arbeitsfähig und arbeitsbereit, keine Stätte zugewiesen 
erhalten kann, in der er seine Arbeitskraft zu angemessenen 
Bedingungen einzusetzen vermag. 

Die sozialen Gesichtspunkte, aus denen heraus die 
Versicherung an Stelle der Fürsorge für Arbeitslose abzulehnen 
ist, ergeben sich aus dem Wesen der Arbeitslosig- 
keit als Massenerscheinung. Die Arbeitslosigkeit 
ist vielleicht die charakteristischste Erscheinung des kapitalisti- 
schen Wirtschaftssystems, zum mindesten enthüllt sie wie 
keine zweite dessen vollkommenen Widersinn, der Tausende 
von arbeitsfähigen und arbeitswilligen Menschen entbehren 
lässt, nicht weil zu wenig, sondern weil zu viel Güter erzeugt 
worden sind, eine Wirtschaftsordnung oder vielmehr -unord- 
nung, die den Bäcker hungern lässt, weil zuviel Brot erzeugt 
wird, den Schneider in Lumpen hüllt, weil zuviel Kleider 
vorhanden sind, den Maurer obdachlos macht, weil zuviel 
Häuser gebaut wurden, den Techniker müssiggehen lässt, 
weil zuviel an technischer Arbeit geleistet worden ist! „Zuviel“, 
das heisst zuviel für die Unfähigkeit des bestehenden Wirt- 
schaftssystems, Erzeugung und Bedarf miteinander in Verbin» 
dung zu bringen, denn wahrlich, trotz aller Errungenschaften . 
in der Beherrschung der Naturkräfte und der Vervielfältigung 
des Nutzeffekts der Arbeit, ist die Menschheit noch weit davon 
entfernt, auch nur das Notwendigste ihres Bedarfs ausreichend 
oder gar im Uebermass decken zu können. So ist die Arbeits- 
losigkeit auch im Unterschied zu Alter oder Krankheit, Unfall, 
Feuer oder Hagel nichts irgendwie Naturgesetzliches oder mit 
der Unvollkommenheit des menschlichen Organismus Zusammen- 
hängendes, nichts was nach dem Gesetz der grossen Zahl auf 
einen Durchschnitt berechnet und mit Sicherheit vorausgesagt 
werden kann, sie ist im Unterschiede zu den vorgenannten 
Erscheinungen dem kapitalistischen Wirtschafts- 
system eigentümlich, die von ihr Betroffenen sind 
die Opfer menschlicher Einrichtungen, einer ge- 
sellschaftlichen Verfassung, die kein wirtschaftliches Zusammen- 
arbeiten der Gesamtheit kennt, sondern nur das isolierte Ge- 
winnstreben der Einzelnen, und deren oberster Leitsatz der 
Kampf aller gegen alle ist. 

Hinzu kommt, dass der Kapitalismus zu seiner hemmungs- 
losen Entwicklung die Arbeitslosigkeit, wie er sie erzeugt. 
so auch benötigt. Er schafft sich durch die Entwicklung 
zum Grossbetrieb, durch die Einführung menschenersparender 
Maschinen die „industrielle Reservearmee‘“, auf die er sich 
stützt, um das Arbeitsentgelt herabzudrücken und den Profit 
hochzuhalten. So ist die Arbeitslosigkeit ein Erzeugnis der 
herrschenden Gesellschaftsordnung, dessen Folgen denn auch 
die Gesellschaft und ihr Repräsentant, der Staat, zu 
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tragen verpflichtet sind. Es ist also vom sozialen Standpunkt 
aus nicht dem Arbeitnehmer zuzumuten, als Opfer 
sozialer Zustände auf dem Wege der Versicherung, 
also der Entrichtung von Beiträgen, die angesammelt 
und später zur Deckung der Schäden verwendet werden sollen, 
die Lasten zu tragen. Vielmehr muss es Sache der Allge- 
meinheit sein, den Schutz zu schaffen, den jeder arbeits- 
bereite Erwerbslose von ihr verlangen kann, und die Lasten 
auf steuerlichem. Wege auf die tragfähigsten Schultern der 
Nutzniesser des herrschenden Wirtschaftssystems zu legen, 
also den, Grundsatz der sozialen Fürsorge anzuwenden. 


Aber auch nach der versicherungstechnischen Seite hin 
ist die Arbeitslosenversicherung, zumal in der gegenwärtigen 
Zeit, als undurchführbar und den für die soziale Ver- 
sicherung sonst geltenden Grundregeln entzogen, anzusprechen. 
Zunächst entzieht sich die Arbeitslosigkeit, zumal heute, jeder 
einigermassen gewissenhaften versicherungsmathema- 
tischen Behandlung. Eine Versicherung setzt immer vor- 
aus, dass dass Durchschnittsrisiko einer grösseren 
Zahl gleichartiger Fälle vorausberechnet und danach das Ver- 
hältnis der voraussichtlichen Beanspruchung zu den Einnahmen 
festgesetzt werden kann. Die durchschnittliche Dauer der Arbeits- 
fähigkeit, die Zahl der jährlichen Krankheits- und Betriebsunfälte, 
auch der Feuersbrünste, Diebstähle und ähnlicher Ereignisse, so 
individuell sie im einzelnen Falle eintreten, mögen berechnet 
werden. Nicht so bei der Arbeitslosigkeit. Hier entscheiden 
der Berechnung unzugängliche Einwirkungen der mannieia 
sten Art, und zugleich liegen die Risiken, ohne für eine Gruppe 
stets gleichartig zu bleiben, ganz ausserordentlich verschieden. 
Man denke zum Beispiel an die Agrarkrisis der 70 iger Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts, die dürch die übermächtige 
Konkurrenz der neuerschlossenen Ueberseeländer die deutsche 
Landwirtschaft in ihrer N ER bedrohte, während 
umgekehrt heute in der Landwirtschaft eine nahezu monopo- 
listische Beherrschung des Marktes eingetreten ist. Man denke 
ferner an die Einflüsse der Mode in der Textilindustrie. 
Wendet sich die Mode etwa von der Spitzenverwendung ab, so 
liegen Tausende von Arbeitskräften des Stickereigewerbes, aber 
auch der dazu gehörenden Hilfsgewerbe und Industrien brach. 
Welchen Einfluss haben Ernteergebnisse, insbesondere der 
Massenprodukte, wie Baumwolle, Gummi, Getreide, Kaffee, 
si den gesamten Weltmarkt, die Ueberseeschiffahrt, wie 
wirken sie sich in bezug auf den Beschäftigungsgrad Hunderter 
von Gewerben und Industrien aus (Düngemittel, landwirtschaft- 
liche Maschinen, Textilindustrie)! Wiederum andere Wirkun- 
gen werden aufgelöst durch technische Neuerungen, 
man denke an die Bedeutung der Luftstickstoffgewinnung für 
die Salpeterindustrie, auf der fast die ganze Finanzwirtschaft 
Chiles aufgebaut war, ihre Rückwirkung auf die Seeschiffahrt. 
Am bekanntesten ist ja das Beispiel des mechanischen Web- 
stuhls, der verheerend auf die Handwebereien gewirkt hat. 
Ebenso vermögen politische Ereignisse und Massnahmen 
(Kriege, Unruhen, Schutzzölle, Ausfuhrprämien) den Be- 
schäftigungsgrad völlig zu verändern: Aber auch rein be- 
ruflich wechseln die Risiken in ausserordentlich “starkem 
Masse. Es sei hier nur erinnert an die Bedeutung der 
Nachwuchsfirage in allen Berufen, die längere Schul- 
bildung zur Voraussetzung haben, wie zum Beispiel sämt- 
liche akademischen und die Mehrzahl der technischen Berufe, 
ebenso an die Bedeutung der Lehrlin szüchterei, der 
sog. Schnellpressen für den Arbeitsmarkt der betr. Berufe. 
Neben diesen Sonderrisiken gibt es aber bekanntlich 
wiederum solche, die sich aus dem grossen Auf und Ab der 
Oesamtkonjunktur ergeben. In Perioden, die oft 
mehrere. Jahrzehnte umiassen, lösen sich ab Zeiten grosser 
Oeldflüssigkeit, erhöhter Gründungs- und Expansionstätigkeit, 
mit solchen der Absatzstockungen, der Geldknappheit und 
der Arbeitslosigkeit. Das. alles gilt schon für sogenannte 
normale Zeiten, wievielmehr aber für die gegenwärtige, bei 
der auf lange Jahre hinaus irgendwelche Voraussage über die 
Oestaltung des Wirtschaftslebens und Beschäftigungsgrades 
Richt gegeben werden kann, und so muss denn auch die 
Begründung zu dem Referentenentwurf zugestehen, dass 

heute und für absehbare Zeit die kritische Lage der deutschen 
Wirtschaft eine Tatsache ist, die durch - günstigere Konjunkturen, wie 
wir gegenwärtig eine durchleben, nur vorübergehend verschleiert, nicht 
wesentlich verändert wird. Welche Ausmasse diese ständige Krisis 
aoch annehmen wird, wer will das bei einer Volkswirtschaft voraus- 


. sagen, die allen. anderen Mächten unterworfen ist, nur nicht ihren 


eigenen inneren Gesetzen“. 

Man sollte meinen, dass mit diesen Worten an sich 
schon die schärfste Verurteilung der Arbeitslosenversicherung 
gegeben sei, denn was soll eine Versicherung, der die not- 
wendige Grundlage, die rechnerische Erfassung, vollständig 
abgeht. Und mit‘ diesem Referentenentwurf geht nun das 
Arbeitsministerlum her und verlangt nicht nur die Zustimmung 
zu einer Arbeitslosenversicherung, sondern sogar eine 
Kapitaldeckung, aus der die zukünftigen . Leistungen 
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der NONE bestritten werden sollen! Auch‘ hierüber | 
spricht sich die Begründung aus. Sie meint — auf Grund des 
egenwärtig erforderlichen Aufwandes —, dass die Arbeits- 
osenversicherung etwa mit einem Betrage von 2 Milliarden 
Mark jährlich rechnen müsse. Nach der Zahl der Arbeit- 
nehmer, die von dem Entwurf erfasst werden sollen, seien 
etwa 12 Millionen Versicherte zu rechnen. Da bei der künftigen: 
Arbeitslosenversicherung Arbeitgeber, Arbeitnehmer und das 
Reich nebst den Ländern und Gemeinden je ein Drittel zu 
tragen hätten, sei also mit einem Betrage zu rechnen, der 
einer wöchentlichen Beitragsleistung jedes Arbeitnehmers von 
1 Mark entspräche. 


Es ist wirklich erstaunlich, dass man es wagt, mit der- 
artigen Zahlenspielereien ‘einen ernstgemeinten Plan zu be-, 
sa Selbst gesetzt den Fall, dass die Arbeitslosigkeit im 
egensatz zu allen Annahmen ernster Wirtschaftspolitiker der 
verschiedensten Richtungen nicht den gefürchteten katastro- 
halen Umfang annehmen wird, so muss doch zum mindesten 
estgestellt werden, dass infolge der Verteuerung der wich- 
tigsten Lebensbedürfnisse, wenn anders die Arbeitslosen nicht 
dem Hungertode ausgeliefert werden sollen, mit einer ganz 
wesentlichen Erhöhung der Leistungen der Arbeitslosenver- 
sicherung gerechnet werden müsste, so dass also schon heute 
mit Sicherheit gesagt werden kann, dass der Betrag von 
1 M. pro Woche, mit dessen verhältnismässig geringer Höhe man 
anscheinend den Plan schmackhaft machen will, auf keinen 
Fall beibehalten werden könnte,-sondern ganz erheblich erhöht 
werden müsste. Sodann aber ist das ganze System der 
Kapitalansammlung, selbst bei solchen Versicherungszweigen, 
die eine rechnerische Erfassung ermöglichen, doch so järımer- 
lich gescheitert, wie wohl kaum jemals ein auf lange Sicht 
aufgebauter wirtschaftlicher Plan. Was sind heute die Milliarden- 
beträge, die in der Invaliden- und Angestelltenversicherung. 
in langen Jahren angesammelt" und „mündelsicher‘“ angelegt 
worden sind! Sind nicht diese Kapitalien völlig entwertet 
und musste nicht sowohl bei der Angesteliten- wie bei der 
Invalidenversicherung vom. Kapitaldeckungsverfahren zum Um- 
lageverfahren und darüber hinaus zu Reichszuschüssen ge- 
rıffen werden! Und zeigt nicht die Entwicklung gerade der 
jüngsten Zeit, dass für alle in Geld angesammelten Kapitalien 
nahezu automatisch die Geldentwertung eintritt, so dass die 
jetzt angesammelten Beträge an Kaufkraft ganz von selbst 
in ungeheurem Masse sich verringern werden. So kann wirk- 
lich der scharfen Kritik zugestimmt werden, die Professor 
Dr. Stier-Somlo bereits an dem Referentenentwurf des Ge-. 
setzes über die Arbeitslosenversicherung geübt hat, wo er sagt:: 
„Der berühmte Publizist des 18. Jahrhunderts, Samuel Pufendorf, 
hat einmal vom Deutschen Reiche seiner Zeit gesagt, es sei irregulare‘ 
aliquod corpus et monstro simile; frei übersetzt: ein regelwidriges 
Gebilde und beinahe ein Ungeheuer. Mir fällt dieser Satz 
ein, wennichan eine Arbeitslosenversicherung denke, 
von der ihre Schöpfer sagen, sie entbehre jeder Er- 
fahrung, sei in ihren finauziellen Wirkungen nicht 
zu übersehen und bringe eine ebenfalls nicht abzu- 
schätzende Belastung der beteiligtenKreise mit sich,“ 
Aber nicht nur in der Vorwegnahme des Prinzips der 
Versicherung, das an die Stelle der bestehenden Erwerbslosen- 
fürsorge treten soll, besteht das Gefährliche des geplanten 
Notgesetzes, sondern ebenso in den von ihm vorgesehenen grund- 
sätzlichen Bestimmungen über den Personenkreis und 
die Verwaltungseinrichtungen der künftigen 
Arbeitslosenversicherung. Auch beim Personenkreis zeigt sich 
der innere Widersinn in der Anwendung des Versicherungs- 
Prinzips auf die Arbeitslosenfrage. Soll-versichert wer- 
den, so muss man wohl oder übel versuchen, gleichartige 
Risiken zusammenzufassen und kommt dabei sehr schneli 
zu dem Ergebnis, dass diese Risiken ausserordentlich ver- 
schiedenartig gelagert sind. Man denke an das Baugewerbe 
einerseits und die Landwirtschaft andererseits. Würde man 
nun die ungünstigen Risiken für sich erfassen, so käme man- 
zu ganz unerschwinglichen Beitragssummen, um aueh nur 
einigermassen die Mittel zusammenzubekommen, die zur 
Deckung der notwendigsten Ausgabefi erforderlich wären. 
Geht man aber diesen Weg nicht, so verlässt man ja im Grunde 
schon das Versicherungsprinzip und nähert sich dem der 
sozialen Fürsorge. Mit grosser Sicherheit hat sich der 
Referentenentwurf des Gesetzes über die vorläufige Arbeits- 
losenversicherung zwischen beide vorhandenen Stühle, gesetzt. 
Er will einmal grössere Risikengruppen zusammenfassen, indem 
er nur drei Gefahrenklassen vorsieht (8 65), ‚andererseits 
aber die günstigen Risiken ganz auslassen, so 
insbesondere — wie auch der Notgesetzentwurf — Land- und 
Forstwirtschaft und häusliche Berufe. Gerade an diesem Bei- 
spiel zeigt sich, dass ein ernsthafter Versuch, das Versicherungs- 
prinzip streng durchzuführen, dieses ad absurdum führen muss, 
während umgekehrt die Heranziehung geringerer Risiken so 
lange unbefriedigend ist, wie nicht restlos nach‘ dem Gesichts- 
punkte der Tragfähigkeit die leistungsfähigsten Glieder 
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nee! Wirtschaftslebens herangezogen. worden sind, was. aber 
nur auf, steuerlichem Wege, nicht aber auf dem der 
(Versicherung möglich ist.. Dass die Freilassung der Land- 
‚und Forstwirtschaft daneben. auch eine Fortsetzung der be- 
‚kannten Liebesgabenpolitik «darstellt, . braucht hier wohl nicht 
näher erläutert zu werden. Auch. vom Arbeitgeberstandpunkt 
aus muss die vorgeschlagene einheitliche Belastung mit Bei- 
ir ausserordentlich imbefriedigend erscheinen, denn tat- 
sächlich besagt ja die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
‘nichts über die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit.. Ebenso wie 
die Freilassung der günstigsten, ist die der ungünstigsten 
Risiken innerlich dnzk nichts begründet, es ist nicht einzu- 
sehen, warum die unständig und die im Wandergewerbe Be- 
schäftigten von der Versicherung ausgenommen sein und damit 
also im Falle der Arbeitslosigkeit der öffentlichen Armen- 
pflege anheimfallen sollen. 


Ferner darf nicht übersehen werden, dass mit der Ueber- 
nahme des Versicherungsprinzips auch die versicherungs- 
mässige lan der Erwerbslosigkeits- 
fälle vorweggenommen wird, das heisst also die Vorschriften 
über die Anwartschaft und die Bezugsdauer, die durch das Gesetz 
selbst geplant sind, auch durch dieses Notgesetz bereits grund- 
sätzlich eingeführt werden würden. Es soll nach $ 13 des 
Gesetzentwurfes eine mindestens 26 wöchige Beitragsleistung 
in den letzten 2 Jahren vor Eintritt der Erwerbslosigkeit vor- 
handen sein, wobei die Tätigkeit in der Land- und Forst- 
wirtschaft nicht als Beschäftigung gilt, und nach $ 14 soll 
nach einem halben Jahr Unterstützung ein weiterer Anspruch 
des Arbeitslosen fortfallen. Zu „welchen unerhörten Folgen 
eine derartige schematische Regelung des Arbeitslosenproblems 
führen könnte, braucht hier nicht näher auseinandergesetzt zu 
werden, und. wird auch keineswegs dadurch gemildert, dass 
‚Uebergangsbestimmuüngen“ in besonderen Ausnahmefällen 
bei Bedürftigkeit und nachgewiesener Kriegsnachwirkung eine 
milde Handhabung zulassen wollen. . Demgegenüber muss das 
im: Artikel 163 der Verfassung niedergelegte Grundrecht 
des Arbeitslosen auf Unterhalt mit aller Deutlich- 
keit betont werden. 


Aber auch verwaltungstechnisch soll. das 
kommende Gesetz durch das geplante Notgesetz in: ge- 
fährlicher Weise vorweggenommen werden. Eine der schwäch- 
sten - Stellen des Referentenentwurfs über das Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz ist die vorgesehene verwaltungstechnische 
Kompliziertheit. Die Beiträge sollen von den Kranken- 
'kassen erhoben, die tape von den Arbeits- 
nachweisen a Eier von den Errichtungs- 
gemeinden der Arbeitsnachweise ausbezahlt werden. Zwi- 
schen Krankenkassen und Auszahlungssteile wird aber ein ausser- 
ordentlich komplizierter. Uebermittlungs- und Verrechnungs- 
apparat- eingeschaltet, der nach einem besonderen variabien 
Schlüssel: die Unkosten ‘zwischen Reich, Ländern und. Ge- 
meinden teilen ’soll. Man: kann sich - ungefähr vorstellen, 
welche Orgien des Bureaukratismus ausgelöst werden würden, 
wenn die’ Bestimmungen. der 8$ 69—78 des Gesetzentwurfes 
in Kraft treten sollten. Danach soll zwar !/, des Aufwandes 
der Versicherung durch das Reich, 1, dürch die Länder 
und %/,, durch die Gemeinden aufgebracht werden. Dagegen 
soll für Länder, bei denen die Arbeitslosigkeit unverhältnis- 
mässig gross ist, bis zu !/, des Länderneuntels vom Reichs- 
arbeitsministerium übernommen und bis zu !/, des Gemeinde- 
achtzehntel durch die Landesbehörde getragen werden können, 
obendrein kann die Landesbehörde das Gemeindeachtzehntel 
wiederum att grössere Gemeindeverbände verteilen. Die 
Krankenkassen wiederum führen einen Teil ihrer Beiträge an 
die‘ Gemeinden, Ueberschüsse 'an das Land ab. eber- 
schiessende Beträge erstattet die Gemeinde dem Staat, Fehl- 
befräpe das Länd der Gemeinde, ebenso wiederum erstattet 
das Land Ueberschüsse dem Reich, das Reich Fehlbeträge 
dem Lande! Der ganze Ausgleichsverkehr zwischen Gemeinden, 
Ländern und dem Reich soll allmonatlich erfolgen. Man kann 
sich wohl vorstellen, welche Berge von Akten mit diesen 
Abrechnungen, Beanstandungen, Verteilungssystemen, Rück- 
und Nachforderungen usw. vollgeschrieben werden müssten. 





Wieviel von den Kosten nach Abzug der so erwachsenden Ver; 


waltungsausgaben den Arbeitslosen noch kommen 


würde, bleibt daneben eine offene Frage. 


Wir müssen an dieser Stelle darauf verzichten, auf die 
Einzelheiten des Referentenentwurfes und seiner hundert 
Paragraphen näher einzugehen. Schon diese Blütenlese dürfte 
aber gezeigt haben, dass wir es hier in der Tat nicht nur 
beinahe, sondern wirklich mit einem „Ungeheuer“ zu tun 
haben, und dass besser als eine Diskussion im einzelnen eine 
entschlossene Abwehr des ganzen Planes durch die gesamten 
Arbeitnehmer ist, die dieses Monstrum in den Abgrund be- 
fördert und an die Stelle des Experimentierens mit Ver- 
sicherungskünsten das einmütige Verlangen setzt, die be- 
stehende Erwerbslosenfürsorge auszubauen und durch 


zugute 
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innige. Verbindung mit. der roduktiven Erwerbs- 
losenfürsorge und dem Ärbeitsnachweis so aus- 
zugestalten, dass die - Schäden der. Arbeitslosigkeit, soweit 
dieses im Rahmen der heutigen Wirtschaftsordnumg möglich 
ist, beseitigt werden. Ebenso muss verlangt werden, dass 
die geltenden Beschränkungen des Kündigungsrechts nicht be- 
seitigt, sondern ausgebaut werden und ebenso die Pflicht 
zur Arbeitsstreckung mit Entschädigung der Kurzarbeiter, ge- 
setzlich. festgelegt wird. (Bekanntlich sollen die ande 
Bestimmungen zum 31. März 1922 automatisch ausser Kraft 
treten.) 

Es muss, hierbei auch noch ein Wort zu der Behandlung 
des Arbeitsnachweisgesetzes im Reichswirtschafts- 
rat gesagt werden. Arbeitsnachweis und Arbeitslosenfürsorge 
hängen in der Tat untrennbar zusammen. Es ist weder voni 
Standpunkt des Arbeitsiosen, noch vom Standpunkt der Oe- 
samtheit aus zu verstehen, dass lediglich infolge mangelhafter 
Arbeitsvermittlung an die Stelle produktiver Arbeit die Arbeits- 
losenunterstützung treten soll. Es ist bekannt, welche Rolle 
heute noch der Stellenmarkt der Zeitungen und 
auch einzelne nichtgewerbsmässige Stellennach- 
weise spielen. Solange deren Tätigkeit nicht vom öfient- 
lichen Stellennachweis erfasst ist, bleibt der öffentliche Naclı- 
weis lückenhaft und unvollkommen. Gerade vom Standpunkt 
der jetzt so allgemein gepredigten Notwendigkeit des Sparens 
aus bleibt es ein Unfug, dass zum Beispiel ein Techniker 
oder ein Handiungsgehilfe nur deshalb Erwerbslosenunter- 
stützung in Anspruch nehmen soll, weil der Arbeitgeber cs 
vorzieht, Zeitungsinserate zu erlassen oder die Nachweise 
bestimmter Angestelltenverbände zu benutzen, mit denen der 
Stellungsuchende nicht in Verbindung steht. In der Tat ist 
olıne Melde- und Benutzungszwang gerade auch für die Ange- 
stellten der öffentliche Stellennachweis, selbst wenn er von 
der „Kaun“-Bestimmung. Gebrauch macht und, die Stellen- 
vermittelung für Angestellte mit betreibt, nur eine papierene 
Einrichtung, ohne wirklichen praktischen Wert. 

Auch die produktive Erwerbslosenfürsorge 
muss noch in weit stärkerem Masse, als es von dem Referenten- 
entwurt vorgesehen ist, ausgebaut werden. Es ist nicht zuviel 
gesagt, -wenn man behauptet, dass z. B. eine grosszügige 
Inangriffnahme der Bautätigkeit unter Benutzung der 
emeinnützigen Baugeselischaften und durch organisatorische 
'erbindung der produktiven Erwerbslosenfürsorge mit dem Ver- 
band sozialer Baubetriebe, allein schon die Arbeitslosigkeit auf 
einen geringen Bruchteil vermindern würde, zumal wenn man 
berücksichtigt, dass mit der Belebung der Bautätigkeit auch 
zahlreiche Hilfsindustrien und Gewerbe ‘in Tätigkeit gesetzt 
werden würden. Es. ist ‘anzuerkennen, dass der Referenten- 
entwurf. bezüglich: der . Arbeitsbeschaffung etwas: weitergehen 
will, als die bisherige Erwerbslosenfürsorgs, freilich ohne den 
entscheidenden Schritt zu tun: selbständige Inangriffnahme 
Pet Tätigkeit vorzusehen. Man kann aber auch hier- 
ei Professor Stier-Somlo zustimmen, wenn er am Schlusse 
seiner Kritik sagt: 

„Was in dem Entwurf gut ist, stammt aus der Verordnung. über 
Erwerbslosenfürsorge oder kann durch deren Ausgestaltun erreicht 
werden. Alles, was bedenklich ist, hat seinen Ursprung in der kraiuke 
haften Bemühung, das versicherungsrechtliche Verliältis zu schaffen 
und auszugestalten.‘ 

Vom Arbeitnehmerstandpunkt aus wäre dem nur noch 
hinzuzufügen, das mit dem geplanten Entwurf neue, uner- 
hörte Lasten auf die Arbeitnehmerschaft gewälzt werden 
sollen, ohne dass irgendwelche Gegenleistun- 
gen zugesichert werden oder auch nur. erwartet 
werden können. Der Gesetzentwurf wie das Not- 
gesetz sind deshalb grundsätzlich abzulehnen und 
an ihrer Stelle zu fordern: der Ausbau der bestehen- 
denErwerbslosenfürsorge zueinerumfassen- 
den sosialen Fürsorge in Verbindung mit 
der Beschränkung es Kündigungsrechts, 
der Verpflichtung zur Arbeitsstreckung, 
einem lückenlosen Arbeitsnachweis und dem 
Ausbau der produktiven Erwerbslosenfür- 


sorge. Fritz Pfirrmann. 
* 


Zu dem Problem der Arbeitslosenversicherung verbreitet 
der AfA-Bund die umstehende Kundgebung: 


Denkt an Euer Alterl 


Baut die zusammenbrechende 
Angestelltenversicherung neu aufl 


Werbt für den Sieg der AfA-Listel 
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Kundgebung des AfA-Bundes. 

„Die Reichsregierung beabsichtigt zu Anfang des ern 
1922 ein Notgesetz ın Kraft treten zu lassen, wonach An- 

estellte und Arbeiter sowie deren Arbeitgeber sechs Monate 

indurch Beiträge zur Kapitalansammlung tür 
eıne spätere Arbeitslosenversicherung ent- 
richten müssen, ohne dass in diesem Notgesetz von irgend- 
welchen Gegenleistungen die Rede ist. Der Vorstand 
des AfA-Bundes erblickt in diesem Vorgehen einen Ueber- 
rumpelungsversuch und gleichzeitig eine Ver- 
letzung der Reichsverfassung, in deren Artikel 163 
die Unterhaltspflicht des Reiches gegenüber den Erwerbs- 
losen ausdrücklich anerkannt wird. Der AfA-Vorstand fordert 
die Arbeitnehmerschaft zum entschiedenen Protest und die 
Arbeitnehmervertreter in Reichswirtschafitsrat und 
Reichstag zur rücksichtslosen Bekämpfung 
dieses Planes, zur Ablehnung des Notge- 
setzesauf. 

Zur Begründung: 

Die Erfahrungen aus der Angestellten- und Invalidenver- 
sicherung sprechen gegen die Errichtung neuer Versiche- 
rungszweige. Durch die Geldentwertung sind die Milliarden- 
beträge der sozialen Versicherung bis auf. einen geringen 
Bruchteil wertlos geworden. Angesichts der Unübersichtlich- 
keit der wirtschaftlichen Entwicklung muss damit gerechnet 
werden, dass auch weiterhin angesammelte Kapitalien auto- 
matisch ihren Wert verlieren. 

Sodann eignet sich das Arbeitlosenproblem in keiner Weise 
für eine versicherungstechnische Behandlung. Jede Berech- 
nung desRisikos ist, zumal heute, vollständig aus- 

eschlossen. Eine Beschränkung auf die besonders ge- 
fihrdeten Berufs- und Industriezweige bedeutet für deren Än- 
gehörige die Aufbürdung unerträglicher Lasten 
und ein Unrecht, da Arbeitslosigkeit als Massenerschei- 
nung ein Ergebnis der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung ist. Der Erwerbslose muss seinen An- 
spruch gegenüber der Gesellschaft erheben 
und kann sich um dieses Grundrecht nicht durch versicherungs- 
technische Fallstricke, wie Anwartschaften und Bezugsdauer, 
bringen lassen. Der Plan des Arbeitsministeriums, 
der dıe wirtschaftlich leistungsfähigsten Berufszweige, die Land- 
und Forstwirtschaft, von den Leistungen befreien will und die 
Beitragslasten zu einem Drittel den Arbeitnehmern aufbürdet, 
widerspricht dem Grundsatz sozialer Ge- 
techtigkeitundbilliger Verteilung derLasten 
nach der Tragfähigkeit, ohne den Arbeitslosen auch 
nur den nolahstligiten Unterhalt zu gewährleisten. 

Es muss ‚deshalb verlangt werden, dass an Stelle einer 
Arbeitslosenversicherung der sofortige Ausbau.der Er- 
werbslosenfürsorge mitSelbstverwaltung der 
Arbeitnehmer und der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
schnellstens herbeigeführt wird.“ 


Der neue Steuerabzug vom Arbeitslohn 


Am 1. Januar treten zwei Oesetze in Kraft, die für die 
Steuerleistung, besonders der Lohn- und Gehaltsempfänger, 
von einschneidender Bedeutung sind. Es sind dies das Ge- 
setz über die Einkommensteuer vom Arbeitslohn vom 11. Juli 
1921, das bisher nur zum Teil in Kraft war, und das Gesetz 
über die Aenderung der Einkommensteuer, das der Reichs- 
tag am 17. Dezember 1921 verabschiedet hat. 

Beide Gesetze hängen eng miteinander zusammen. Das 
Lohnsteuergesetz, wie man das am 11. Juli 1921 
beschlossene Gesetz am zutreffendsten bezeichnet, enthält die 
Bestimmungen, durch die die Umwandlung des Lohnabzuges 
vom Arbeitslohn zur endgültigen St etekung vor- 
enommen wird. Es sieht deshalb für die Fälle, in denen 
ie Berücksichtigung besonderer Verhältnisse vom 
Gesetzgeber anerkannt worden ist, die vorherige Zulassung 
von höheren Abzügen als den in dem Gesetz vorgesehenen 
vor, wenn dementsprechende Anträge vom Finanzamt ge- 
nehmigt worden sind. Das Gesetz über die Aende- 
rung der Einkommensteuer vom 17. Dezember 
zieht die Konsequenzen aus dem Lohnsteuergesetz und der 
seit seiner Verabschiedung eingetretenen gewaltigen Geld- 
entwertung. Es erhöht deshalb aus sozialen wie aus verwal- 
tungstechnischen Gründen die Einkommensgrenze, bis zu der 
der einheitliche Steuersatz von 10 Prozent als endgültige 
Tilgung der Steuerschuld ohne Veranlagung lediglich durch 
den Abzug vom Arbeitslohn erhoben wird. 

Die ungeheuere Geldentwertung, die durch sie hervor- 
KoRYene ewaltige Preissteigerung aller Waren in den letzten 

onaten hat die Geldlöhne wesentlich heraufgetrieben. Da 


dadurch aber auch nicht im entferntesten das SinKen des 
Reallohnes verhindert wurde, so war bereits in den letzten 
Monaten das Steigen der Oeldlöhne mit einer starken 
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Steigerung der Steuerleistung der Lohn-. und Ge- 
haltsempfänger verbunden. Das war um: so ungerechtfertigter, 
weil. die Besitzenden mit ihren Steuerleistungen. stark im 
Rückstande sind. Eine Anpassung. des Steuertarifs an die 
Geldentwertung war deshalb unausbleiblich, wollte man nicht 
die aus dieser herrührende Last wesentlich höhere Steuer- 
leistung gesetzlich sanktionieren. | 

Es bestand unter den Parteien des Reichstages allgemeine 
Uebereinstimmung, dass ein derartiger Zustand nicht erträg- 
lich sein würde. Der Grundsatz. der Anpassung des 
Steuertarifs an die Geldentwertung war deshalb unangefochten. 
Sehr erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestanden -da- 
gegen über das Mass der Anpassung. Gestützt auf die 
unsozialen Wirkungen der Geldentwertung sowie auf die so- 
fortige und restlose Heranziehung des Einkommens .der Lohn- 
und Gehaltsempfänger traten die sozialistischen Par- 
teien besonders für die Anpassung der unteren Tarif- 
staffeln an die Geldentwertung ein. Die bürgerlichen 
Parteien dagegen wollten gleichzeitig wesentlich darüber hin- 
ausgehende Milderungen bei den höchsten Einkommens- 
stufen durchsetzen. Dass dieser auch aus. aussenpolitischen 
Gründen sehr bedenkliche Versuch nicht abgeschlagen werden 
konnte, ist die Schuld der dem Deutschen Gewerk- 
schaftsbund angehörenden Arbeitervertreter des Zen- 
trums, der Deutschen Volkspartei und der Deutschnationalen. 
Trotzdem sie zunächst denselben Standpunkt einnahmen wie 
die sozialistischen Vertreter, unterstützten sie später die Pläne 
der Besitzenden, wie sie in den Anträgen der bürgerlichen 
Parteien zum Ausdruck kamen. Dadurch gelang es, den 
Höchstsatz der Einkommensteuer von 60 Prozent, der bis- 
her bei einem Einkommen von 400000 Mark erreicht wurde, 
und der nach dem Antrag der Sozialisten nun bei einer 
Million erreicht werden sollte, auf zwei Millionen festzusetzen. 
gsdem Steuerpflichtigen mit mehr als einer Million steuerbarem 

inkommen wird dadurch über die auch von der Linken 

vorgesehene Mein,‘ hinaus eine Steuervergünsti- 
gung von mehr als 100000 Mark zuteil. Schätzt man 
die Zahl der Steuerpflichtigen mit mehr als einer Million 
steuerbarem Einkommen vorsichtig auf zehntausend, so ergibt 
das einen Ausfall für die Reichskasse von einer 
Milliarde Mark. 

Eine Gegenüberstellung des geltenden und des neuen 
Tarifs zeigt folgendes Bild: 


Bisher: Künftig: 
bis 24030 Mark 10°, Fin 50 000 Mark 10%), 
die nächsten 06N0 „ 20%, } die nüchsten 100090 „15% 
Fr ” 5(00 „ 25% ai " 2000 „ 20% 
* = 509 „ 30%, e r 2000. „ 25% 
” ” 5 009 „35 % ” ” 100 000 ” 30 99 
> > 3000 „ 40%, = . 0000 „35%, 
a : 70000 „45% x x 200060 „ 40% 
” ” 80.000 „ .:0 %o ” ” 500 000 „ #8 % 
» Mn) 20000) „ .55%% ° = 30000 „ 50% 
alles weitee „ 60%, 3 = 500.000  „ 535% 
alles weitere 60%, 


Von dem sozialistischen Vorschlag weicht der neue Tarif 
aber nicht nur in den oberen Stufen ab, sondern auch in den 
unteren. Im Hinblick auf das stürmische Tempo der Geld- 
entwertung und der Wahrscheinlichkeit, dass grosse. Gruppen 
der Lohn- und Gehaltsempfänger im Jahre 1922 die Einkom- 
mensgrenze von 50000 M. überschreiten werden, war von 
ihnen beantragt worden, bis 75000 M. 15 Prozent und bis 
100000 M. 20 Prozent festzusetzen, anstatt 60000 bzw. 
80000 M. Aber auch dafür fand sich keine Mehrheit. 

Die Wirkung der neuen Staffelung ist aus der nach- 
stehenden Gegenüberstellung der bisherigen und der künftigen 
Einkommensbelastung durch die Einkommenssteuer zu ersehen: 
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Steuerbares | bisher | künftig künftig weniger 
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30 000 3.600 | E- 3000 | 10,— 2 
35.000 4850 | 1386 3500 | 10,— 3,86 
40 000 6350 | 15,88 4000 | 10,— 5,88 
45 000 8100 | 18,— 4500 | 10,— 8, 
== 50000 10100 | 20,20 5000 | 10,— 10,20 
60 000 14 600 | 24,33 6500 } 10,83 13,50 
80 000 23.600 | 29,50 10500 | 13,12 16,28 
100 000 32 600 | 32,60 15 500 | 15,50 17,10 
260 009 81.600 | 40,80 45 500 | 2275 17,05 
300.000 136600 | 45,53 | 80500 | 26,83 18,70 
500 000 251600 | 50.32 160 500 | 32,10 18,22 
1 000 000 551 600 | 55,16 2385-500 | 38,55 16,61 
1500000 | 851600 | 56,77 635 500 | 42,37 14,40 
2000000 | 1151600 | 57,58 910500 | 45,53 12,03 
3000000 } 1751600 | 58,35 | 1520500 | 50,35 8, 
5000000 | 2951609 | 59,03 | 2710500 | 54.21 4,83 
10000000 | 5951600 | 59,52 | 5710500 | 57,10 2,42 
20 000 000 | 11 951600 | 59,76 | 11710500 | 38,85 1,21 

50.060 000 129951 60 | 59,90 | 29 710 500 | 59,42 




















PrENE 32 
Danach trifft dieprozentual grösste Begünstigung die 
Einkommen: zwischen 50000 und 2 Millionen Mark. Die 
Steiererleichterung für die niedrigeren Einkommenstufen 
tritt freilich-in der obigen Zusammenstellung nicht vollständig 
hervor, da gleichzeitig die steuerfreien Grundbeträge erhöht 
worden sind. Demgegenüber ist aber auch zu berücksichtigen, 
dass die Steuersätze bei den höheren Einikommen’in grossem 
Umfange nur theoretische Bedeutung haben. Die Veran- 
lagung zur Einkommensteuer beruht auf der Selbsteinschätzung. 
Erfahrungsgemäss werden. dadurch - erhebliche Einkommens- 
beträge: verschleiert, " während für die Lohn- und Gehalts- 
 empfänger die Angaben der Unternehmer gelten, so dass das 
Lohneinkommen restlos zur Steuer herangezogen wird. Eine 
sehr beachtenswerte Denkschrift des bekannten Professor 
Bühler über die „Benachteiligung der Festbesoldeten in der 
Steuergesetzgebung““ stellt ebenfalls fest, dass das Einkommen 
aus Handel, Gewerbe und Landwirtschaft nur zu ungefähr 
50 Prozent erfasst wird, während der Festbesoldete mit min- 
destens 90 bis 95 Prozent herangezogen wird. 
Die Ermässigungen für den Steuerpflich- 
tigen ünd seine Ehefrau werden künftig. bis zu einem 
Einkommen. von 50000 M., die- für die Kinder bis zu 
200000 M.. gewährt. Sie betragen bei Mann und Frau : je 
240 M. jährlich, "bei den Kindern je 360 "M. Ausserdem 
sind bei den Lohn- und Gehaltsempfängern als Entgelt für die 
in 813 vorgesehenen zulässigen Abzüge — die sogenannten 
Werbungskosten — feste Beträge abziehbar — und 
‘zwar vom 1. Januar 1922 ab 540 M. jährlich. Die zur Haus- 
haltung. zählende Ehefrau wird auch dann bei den. Abzügen 
des Ehemannes berücksichtigt, wenn. sie selbst. Arbeitslohn 
bezieht und daher ihrerseits Anspruch auf Anrechnung der 
 Ermässigung .von 240 M. und der .Ermässigung für. die 
Werbungskosten ‚um 540 M. jährlich "hat. Ebenso werden 
"Kinder unter 17 Jahren bei dem Steuerpflichtigen berück- 
sichtigt, auch wenn sie eigenes Arbeitseinkommen haben. 
"Daneben haben diese Kinder auch »selbst Anspruch. auf die 
zulässigen Ermässigungen. 


-- Auf Antrag. können in..besonderen Fällen höhere 
Ermässigungen vom Finanzamt zugelassen werden; ..so 
z. B. für :mittellose Angehörige, -die.von dem :Steuer- 
pflichtigen 'unterhalten werden; ferner in den Fällen, in denen 
die Werbungskosten den Betrag von 540 M. um mindestens 
450:.M. übersteigen. Der Antrag muss dem Finanzamt unter 
"Vorlegung ‘der Beweise ‚bis zum 31. Dezember eingereicht 
 sein.. Wird” der Antrag später gestellt, so wirkt die Berück- 
“sichtigung‘ erst von der Lohnzahlung-ab, bei der das ergänzte 
 Steuerbitch. vorgelegt wird. Für das Jahr.1922 ist die Ein- 
- feichung .solcher Anträge bis zum 31. März gestattet. 


Da dieiFälle höherer Werburigskosten in’ Grossstädten und 
‚bei ‚Angestellten, die- erhebliche Aufwendungen für Berufs- 
“kleidung,” Fährgeld usw. zu: machen- haben, ‘häufig eintreten, 
"go sei’ darauf hingewiesen, dass das Einkommensteuergesetz 

-(8 13) inter Werbungskosten folgende Abzüge versteht: Bei- 
träge des Steiterpflichtigen für sich, seine Ehefraü und sonstige 

Haushaltungsangehörige zur Kranken-, -Unfall-, Haftpflicht-, 
“Angestellten-, Invaliden- und sonstigen Versicherungen; Bei- 
tfäge zu Sterbekassen bis zum Jahresbetrag von’ 100 M., Ver- 

Sicherungsprämien bis zum Jahresbetrag von’ 3000 M. Ferner 
die Beiträge zu gewerkschaftlichen Organisationen, die Fahr- 
kosten’ von und zur Arbeitsstätte, Aufwendungen für Berufs- 
kleidung, für Werkzeuge, Mehraufwendungen im Haushalt 
durch Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 

‚... Eine, sehr wichtige Aenderung ist die Bestimmung, dass 
"künftir der Besteuerung für alle Steuerpflichtigen nicht mehr 
“das Rechnungsjahr (1. April bis 31. März), sondern das 

Kalenderjahr zugrunde gelegt wird. Dadurch wird die 

notwendige: Uebereinstimmung “aller Steuerpflichtigen mit der 

Besteuerung ‘der Lohn- und Gehaltsempfänger und auch mit 

der Umsatzsteuer, die ebenfalls für das Kalenderjahr "erhoben 

wird, hergestellt. Um den en Lara vom Rechnungs- 
jahr 1. April 1921 bis 31. März 1922 auf das Kalenderjahr 

1921 zu ermöglichen, wird’ deshalb der Veranlagung für das 

Jahr 1921 nur der Zeitraum vom 1. April bis 31. De- 
zembesr- 1921 zugrunde gelegt. Für diese Zeit-gilt aber 

der-bisherige Tarif. Das hat zur Folge, dass alle die- 
jenigen, die in diesem Zeitraum, also in neun Monaten, mehr 

als’ 24000 M. stcuerbares Einkommen bezogen haben, ver- 
anlagt werden und für den Betrag, der 24000 M. übersteigt, 

20 „Prozent zu -entrichten. haben. Vom 1..Januar 1922 

ab gilt dann der neue Tarif. L 

.» Einige ‚Beispiele mögen die Wirkungen der neuen 

Bestimmungen erläutern. “ Die- Zahlen in Klammern stellen 
die bisherigen Abzüge dar. 

1. Ein verheirateter Angestellter mit drei 

BuderjEhrigen Kindern bei- einem .Monatslohn .von 

M. hat zu zahlen: 
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Steuerbetrag (10 Prozent) . „ 240 M. : (240 M.) 
Davon sind abzuziehen: 


für den Steuerpflihtigen . » 20 „ (10 „) 
wecheiEhefratrs 0.7 29,570 2005 0: 
Bearel Kınder’ 23°, 7,2070 5 (45 „) 


» Werbungskosten . . : . 45 „ (15",;') 
ee Gesamtabzüge 175.M. (80 M) 
sodass zuzahlensind 65 M. anstatt bisher 160 M. 
„2. Ein -verheirateter Angestellter mit zwel 
minderjährigen Kindern und einem: Monatseinkommen 
von 2000 M., ausserdem ist die Ehefrau erwerbstätig. 
Sie bezieht einen Monatslohn von 1200 M.. Hier gestaltet Ar 
der. Steuerabzug folgendermassen: 
a) beim Manne Monatslohn. . . . 2000 Mk. 
Steuerbetrag (10 Prozent) . . . » . 200 „ 
Davon sind abzuziehen: 
für den Steuerpflichtigen . . » 20 M. (10 M) 
» die Ehefrau e ae I PS 20 » (10 „ > 
» zwei Kinder WESEN a. E20, 60 I) (30 „ ) 
n Werbungskosten . . ... . 45 „ ER | 
EEE Gesamtabzüge 145 M- (65 M.). 
so:dass zu zahlen sind:55 M: anstatt früher 135 M. 


b) bei der Ehefrau Monatslohn '. 1200 M. 
Steuerbetrax (10 Prozent) .°. . . .° 120 „.' 
Davon sind abzuziehen: - 
für die Ehefrau - ; . 20 M.. (10 M)) 
":» Werbungskosten AI I) 


R Gesamtabzüge 65 M. 25 M) 
so dass zu zahlen sind 55 M. anstatt 05 M. 
Dr. Pauli Hertz,.M. d.R. 





a0. Rundschau . ea 
Tr  — 
Wirtschaftsfragen 


. Die “Frankfurter Tagung der deutsch-Iranzösischen De- 
legation für den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete. Die von 
‚den deutschen und französischen Gewerkschaften, sowie. den 
deutschen -und französischen Technikeryerbänden. und. dem 
Aktionskomitee für die. zerstörten. Gebiete. in. Nordfrankreicb 
nach Frankfurt einberufene. Konferenz tagte vom .20. bis 22. De- 
zember in’dem von der Stadtverwaltung .zur Verfügung ge- 
‚stellten "alter Stadtverordneten-Sitzungssaal der Fiandelsmetro- 
pole am Main. Aüs Rrankreich waren erschienen: die. Vertreter 
der 'Confederation. generale du travail (C.G.T.) ,Jouhaux 
und Laurent, der Ustica; Agache, Roger F.ran.cgq, 
Ripert, Crett&-Paris und’ Dufaut-Amiens, für das 
Aktionskomitee der zerstörten Gebiete, die Bürgermeister 
Charlon ats dem "Gebiet Chaülnes’ und Doucedame, 
aus dem Sektor Chemin des Dames, sowie Regakteur Grum- 
bach-Paris, weicher als gläirzender Uebersetzer wesentlich 
Zum Gelingen der Tagung beitrug. Ausserdem hatte das inter- 
nationale Arbeitsamt in Genf*seinen Sekretär Chat zu der 
Tagung entsandt. Die deutsche Delegation bestand aus der vom 
A.D.G.B.. und "AfA-Bund eingesetzten Kommission; Kauf- 
mann, Paeplow, Sassenbach, Silberschmidt, 
Dr. ing. Wa&ner, ausserdem 'nahmen 'als Vertreter des 
Zimmererverbandes Schönfelder und als Vertreter. des 
Verbandes sozialer Batibetriebe ‚und Finanzsachverständiger 
Thielicke, Direktor der Berliner Bauhütte,. an den Ver- 
‚handlungen- teil. 

.Die Konferenz bildete die Fortsetzung der Verhand«- 
lungen in Paris, über die wir bereits in Nr. 46 der 
„D.T.Z.“ eingehend berichtet. haben. Sie war von um ’sO 
'grösserer Bedeutung für das „weitere Zusammenwirken der 
deutschen und französischen Arbeiter- und Technikerschaft in 
der Wiederaufbaufrage, als inzwischen durch eine nochmalige 
Abstimmung der Bevölkerung-in. dem für den Wiederaufbau 
zunächst in Aussicht . genommenen Gebiet von Chaulnesa 
den’ Aufbaufreunden eine. Schlappe bereitet wurde. Wie. wis 
schon berichtet haben, hatte sich der französische Wieder- 
aufbauminister Loucheur:mit der Heranziehung deutscheg 





Die letzte Nummer der D.T.Z. 
erhalten Sie heute — 

mn wenn Sie 'es versäumt haben, Ihr Postabonne- 
ment für das I. Vierteljahr 1922 zu’ erneuern. 


Holen Sie die Bestellung sofort nach, damit die 
D.T.Z: nicht im nächsten Vierteljahr ausbleibt. 
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Arbeitskräfte einverstanden erklärt, wenn mindestens 80 Prozent 


der Bevölkerung der in Frage kommenden 12 Dörfer 'sich 
dafür aussprechen. Bei-der daraufhin unter Leitung der C.G.T. 
und des Aktionskomitees vorgenommenen sorgfältigen Ab- 
stimmung haben sich fast 90 Prozent der Bewohner. für Heran- 
ziehung deutscher Arbeitskräfte beim Wiederaufbau ausge- 
sprochen. Dieses Resultat kam den Chauvinisten und Mili- 
taristen in Frankreich höchst unerwartet, es wirkte wie eine 
Bombe und löste sofort eine starke Gegenaktion aus. Die 
Abgeordneten aus den zerstörten Gebieten sowie die Orga- 


nisation der Frontkämpfer und die ganze reaktionäre Presse’ 


arbeiteten mit Hochdruck sowohl in den Wandelgängen 
des Parlaments wie in der Oeffentlichkeit gegen das ihnen 


unbequeme Referendum. Die unglaublichsten Ar-. 
gumente wurden, gegen die  Heranziehung deut- 
scher Arbeiter ins eld geführt. Dass diese sich 
in - völliger Freiheit bewegen :und überall ‘den - Front- 


kämpfern begegnen würden, war noch das harmloseste der Be- 
denken. Kaufleuten und Wirtshausbesitzern wurde mit der 
Konkurrenz deutscher Kantinen -graulig gemacht, und als 
das nicht genügend zog, wurden -die unglücklichen Bewohner 
vor den Deutschen ‚gewarnt mit der. Behauptung, dass diese 
schlechte Arbeit leisten; sie würden nur ins Land kommen, 
um schnell aufzubauen, und wieder verschwinden. Wenn dann 
die Häuser zusammenstürzten, ‚würde die französische ‚Regie- 
rung den von einem etwaigen. Zusammenbruch . Betroffenen 
keinerlei Beihilfen mehr gewähren können. jeder. Einzelne 
müsse selbst ein grosses Risiko tragen. Die gesamte lokale 
Presse wurde mobil gemacht, und fast alle in der Gegend 
besonders angesehenen Persönlichkeiten stellten sich in. den 
Dienst der Abwehr des neuen, allerdings friedlichen, 
Einbruchs: der ' Deutschen. Die Regierung ‚verlangte ‚unter 
dem Druck der — ihr wahrscheinlich nicht. unwillkommenen — 
Agitation, ein. zweites Referendum unter amtlicher Kontrolle, 
Während bei der ersten Abstimmung fast alle: in- Frage 
kommenden Einwohner abstimmten, wurden bei dieser zweiten 
amtlichen Abstimmung nur 303 . Stimmen — 149 für und 
154 gegen Zulassung der Deutschen — abgegeben. Für die 
Handhabung dieses Abstimmungsaktes ist folgende, von unseren 
französischen Freunden berichtete Tatsache charakteristisch: In 
einem Orte hat der ‚Präfekt 9 Familien persönlich befragt, 
nachdem. er .sie entsprechend bearbeitete; 3. blieben bei ihrer 
eisten Absiimmung und, stimmten für Heranziehung der Deut- 
schen, 6 Fantilien stimmten dagegen. Daraus wurde nun ein 
Gesamtergebnis der Abstimmung in diesem Dorfe von 33 Pro- 
zent für und 66 Prozent gegen die Heranziehung der Deut- 
schen konstruiert. Aehnlich war die „Abstimmung“ in allen 
Orten. So wurde also. der Vorstoss der Friedensfreunde durch 
Machenschaften der Chauvinisten vorübergehend abgeschlagen. 
Mit Recht wies Laurent in seinem: Bericht über diese Vor- 
änge darauf hin, dass die „Sieger‘‘ dieses Resultates nicht 
roh. werden können. Wenn auch den Bewohnern des Sektors 
Chaulnes bei dieser : Agitation versprochen. worden sei, dass 
nuninenf die französische Regierung — die zuerst dieses Ge- 
biet nicht mehr aufbauen, sönuert aufforsten lassen wollte — 
seibst schnellstens an den Wiederaufbau gehen würde, müsste 
doch sehr bald die ‚öffentliche Meinung dort enttäuscht sein, 
Denn ohne die Hilfe der Deutschen. würde nicht mehr ge- 
schehen wie bisher — nämlich nichts. 
Wir brauchen, so sagte Laurent „weiter, uns deshalb nicht 
re zu betrachten. Es gibt keine andere Möglichkeit, 
en Krieg zu liquidieren, als die Zusammenarbeit der beiden 
Völker. Aus wirtschaftlichen und. politischen . Gründen sei 
es die Pflicht der Kommission, nun erst: recht ihge Arbeit 
fortzusetzen. Alle Vertreter der französischen Deteelion ein- 
schliesslich der Mitglieder des Aktionskomitees, 
seien überzeugt, dass, wenn nach, gehöriger Aufklärung durch 
die Friedensfreunde eine abermalige Abstimmung vorgenommen 
würde, die Regierung wieder ihr blaues Wunder erleben müsste, 
Deshalb seien die Vertreter der französischen Delegation für 
den Wiederaufbau auch nach Frankfurt ekommen, oline sich 


durch diese erzwungene Abstimmung in ihrer. Arbeit stören zu . 


lassen. Laurent gab in seiner Begrüssungsansprache nach 
Schilderung dieser letzten Vorgänge in Frankreich einen Rück- 
blick auf die gesamte Wiederaufbaubewegung:. 
Er erinnerte an die gewaltigen Hindernisse, die bereits über- 
sunden wurden. Trotzdem sei das Wiesbadener Ab- 
kommen zustande gekommen, das seine Auswirkung. auch 
in Frankreich nicht: verfehlen würde. Er erinnerte ‚weiter an 
die erste Zusammenkunft im Trianon zu Versailles und fragte, 
ob nicht auch die Deutschen an den Erfolg der bisherigen 
Zusammenarbeit glauben. Loucheur selbst habe erklärt, ‚dass 
durch die Vorarbeit, die die C.G.T. und Ustica in Frankreich 
bereits geleistet haben, erst die Atmosphäre. geschaffen worden 
sei, in der das Wiesbadener Abkommen. gedeihen konnte. Das 


Problem, deutsche Arbeit und deutsche Arbeitskräfte für den 
Wiederaufbatt in Frankreich einzusetzen, wird nun überall 
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sieh nicht nehmen, auf 
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an der ganzen ehemaligen Front, in allen Ortschaften aute: 
eifrigste diskutiert und die öffentliche Meinung, nicht nur 
in Frankreich, sondern in’ der ganzen Welt beschäftigt sich 
mit dieser Frage. Das sei ein so grosser moralischer 
Erfolg, gegen den der Misserfolg von Chaulnes' federleicht 
wiege. Deshalb würde der einmal gefasste Plan nicht aufge- 
eben werden. Auch in anderen Sektoren rege sich das Ver- 
angen nach deutschen Arbeitskräften. Die Vertreter der Öe- 
schädigten aus verschiedenen Gebieten sind bereit, sich in 
Frankreich überall mit aller Kraft einzusetzen, um deutsche 
Arbeiter in grösserem Umfange für den Wiederaufbau heran- 
zuziehen. Das Experiment, das einstweilen in Chaulnes miss- 
lückt sei, werde in anderen Sektoren wiederholt und die 
ranzösische Regierung müsse if den‘ nächsten Tagen’ schon 
Farbe bekennen, wie sie sich endgültig zu dem Problem des 
Wiederaufbaues stellt. 


Im gleichen Sinne sprach Silberschmidt, welcher. 
auf die hohe menschliche, wirtschaftliche, politische und kul- 
turelle Bedeutung des Wiederaüufbaues und der gemeinsamen 
Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Deutschland hin- . 
wies. Jouhaux unterstrich in 'seinerg Erwiderühg au! die 
Ausführungen Silberschmidts- die Tatsache, ‘dass’ es sich um. 
eine Aufgabe handele, die in erster Linie den Interessen der 
geschädigten Orte gelte, deren Erfüllung aber eine Bedeutung 
habe für die Beziehungen der Völker Eıropas untereinander, 
die weit, über das engere Problem selbst hinausginge: 

Die ganze Konferenz wurde von dem Geist, der-aus diesen ' 
Ausführungen sprach, getragen. Einstimmig gaben die 
französischen Delegierten am zweiten Verhandiı tage die 
Erklärung ab, dass siesichinihren Bemü ungen, 
durch die Heranziehung deutscher .Arbeits- 
kräfte den Wiederaufbau rascher zu verwirk- 
lichen, durch keine Hindernisse und durch: 
keine noch so gewaltige Koalition kapita- 
listischer Privatinteressen, diesich dem Plan 
entgegenstellen, hemmen lassen werden. Eben« 
so einmütig sprach sich dann die Konferenz ‘für die Fort- 
führung der begonnenen Vorarbeiten aus. Nach einer ein- 
gehenden Diskussion der finanziellen und technischen Fragen, 
wobei in allen wesentlichen Punkten volles Einvernehnien er- 
zielt wurde, kam: die Konferenz nach einem Referat von 
Wagner über de Organisation der Bauhätten zu 
dem: Ergebnis, dass auch in Frankreieh der- Aufbau. dieses: 
Systems, das in Deutschland bereits beträchtliche Erfolge: er- 
zielt habe, sofort in Angrift genommen werden soll. Ueber die‘ 
Eingliederung deutscher ‚Arbeiter und Techniker in die zu- 
nächst für den Wiederaufbau in Aussicht: genommene: fran=- 
zösische Bauhütte wird. eine Kommission - weiter. ver- 
handeln, der neben Vertretern des französischen Gewerk-- 
schaftshundes, des französischen Technikersyndikats und .des 
Aktionskomitees für die zerstörten Gebiete als Vertreter der 
deutschen Delegation Silberschmidt und Dr. Wa gner 
angehören. 


Die Frankfurter Arbeiter- und Angestelltenschaft liess es 

t | einem ‘würdig verlaufenen Be- 

& rüsstngsabend den ausländischen Gästen zu. zeigen, 
ass sie mit der deutschen Vertretung. in der Wiederaubatz 
frage eines Sinnes ist. Die Worte, die der Vorsitzende des 
Frankfurter Gewerkschaftskartells auch namens ‘des AfA. 
Bundes im Auftrage der 120000 freigewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeiter und Angestellten Frankfurts sprach, werden in 
Frankreich ebenso‘ Widerhall finden ‘wie die Ausführunven 
Beer, des Vorsitzenden des französischen Gewerkschafts- 
undes, ihn in Deutschland finden werden. zn 


Unberechtigte Spannung zwischen Vieh- und: Kleinver- 
kaufspreisen, Wie aus der nachfolgenden amtlichen Aufstellung 


(Magdeburg) zu ersehen ist, sind die Viehpreise seit Dezember 
1920 ständig gefallen, trotzdem müssen die Konsumenten Preise 
bezahlen, die unerträglich sind. EEE 
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Dezember 


19290: 6,30 11 40 15, 
anuar 1921 - 6,05 11,95 - 14,95 
ebruar 1921 5,95 11.75 14,95 
März 1921: - 6,— 11,55 234,95 ° : 
April 1921 : 5,70 11,15 140 . 
Mai 1921 5,65 1075 14,90 
uni 1921 5,45 10,50. 3479 
“Juli 1921 I: 10,50°- 14,85 . 
August 1921: AS. 14,95 . 
September 1921 5,— 10.60 14,80 








Nr. 52: 
Da das Fleischergewerbe die Fleischpreise nicht herabsetzt, 
enöligt. 


. „Von dem preussischen Staatskommissar für ‘Volksernährüng Ist 
ıstgestellt ‘worden, dass trotz des infolge der Weide- und Fütter- 
aappheit erhöhten Auftriebes von Schlachtvieh und des dadurch be- 
ngten Sinkens der. Viehpreise ‚die Kleinverkaufs- 
‚reise für Fleisch vielfach einen meermehleriigt 
‘ohen Stand- behauptet haben.: Um der ernsten . Gefahr, 
velche diese ungerechtfertigte Preisspannung für die 
 olksernährung und Volksgesundheit bedeutet, zu begegnen, hat der 
'reussische Minister‘ des’ Innern an die Regierungspräsidenten folgenden 
‘irlass... gerichtet: DSE er 
„Die bereits in dem Erlass des Herrn preussischen Staatskommissars 
ir Volksernährung vom .25. August d.-J. behandelte unnatürliche 
| Panseng zwischen den Lebendviehpreisen und den 
leischkleinverkaufspreisen bedeutet eine so ernste Schä- 
jgung und Erschwerung der Volksernährung, .dass 
ine Beseitigung des Missstandes mit allen Mitteln angestrebt werden 
iss. . 
Ich 'ersuche ergebenst, sofort im Beriehmen mit den Handels- 
ammern zu. prüfen, wo ein Vorgelien der Kommunalverbände ange- 





Fracht sein würde ‚und gegebenenfalls auf die betreffenden Landkreise und ' 


'iemeinden dahin einzuwirken, dass sie die im Interesse der. Volks- 
mährung zur. Beseitigung des Missstandes erforderlichen Mass- 
ahmen treffen. Auch bei der Durchführung dieser Massnahmen wird 


ich eine Fühlung mit den Handelskammern empfehlen.“ 
Hierzu wird uns vom Kollegen Schierwagen ge- 
chrieben: Die Schuldigen sind natürlich auch wieder die 


„andwirte, so behaupten die Fleischer. Der „Vorwärts‘ be- 
‚tätigt, dass diese Behauptung nicht zutrifft, er, schreibt: 


„Vergleicht man diese Preise mit den augenblicklichen Fleisch- 
andelspreisen, so sieht man, was der Vieh- und Fieischhandel verdient, 


ıhne dass.eine Behörde dagegen eiuschreitet. Der Ver- - 


saucher kann’s ja zahlen. 

Es ist schlimm genug, ‚dass die Landwirtschaft. ihrerseits sich nicht 
ntschiedener gegen diese Verteuerung eines der wichtigsten 
Jolksnahrungsmittel durch den Zwischenhandel wehrt. 
die Proteste der Verbraucher werden so lange auf dem Papier stehen 
ıls die Agrarier selbst nicht einsehen, dass ihnen der freie Hande 
wenig hilft und dass.durch eine, unmittelbare :Verbindung 
ton Erzeuger und Verbraucher durch die Genossen- 
chaften auch in der Landwirtschaft beiden Teilen 
redient wird.“ 

Die 32. Fleischerinnungen, die in: Halle versammelt waren, 
ıatten natürlich eine andere Meinung. . Zwar. verkennen sie 
durchaus nicht, dass -die- hohen. Fleischpreise für grosse 
Schichten .der Bevölkerung. kaum. erschwinglich sind, : „eine 
Schuld hieran trifft aber nicht das. Fleischergewerbe, sondern 
iegt einzig und allein in der Tatsache, dass für gutes, mast- 
reifes Schlachtvieh ganz erhebliche Preise an die Produzenten 
gezahlt werden müssen‘. 
| Die Herren Fleischermeister haben natürlich an. den Kern- 
dunkt der Sache, mit oder ohne Absicht, vorbeigeredet. Die 
Grupndfrage lautet nicht, sind” die Erzeugerpreise zu hoch? 
sondern woher kommt .die ungeheure. Preisspanne 
zwischen Viehpreis und Kleinhandelspreis? 
Es wurde eine Kalkulation aufgemacht, um den bescheidenen 
Verdienst .der Fleischer nachzuweisen. Die Nachkalkılation 
1at aber ergeben, dass sich das Geschäftskapitalvon 
30000 M. mit mindestens 120000 M. gleich 400 Prozent 
verzinst. Trolzden wurde in der oben erwähnfen Versamm- 
lung behau tet die Jahresgewinne der Fleischer errgiche 
kaum den Lohn eines einfachen Arbeiters. Die, Tatsache is 
aber nicht zu. verwischen,. dass dass Fleisch im. Laden .seit 
Dezember 1920:um rund 3 M.im Dürcnschnitt pro 
‚Pfund überzahlt worden ist. Für. die. Provinz. Sachsen 
ind Anhalt. hat der Unterausschuss. im: Wirtschaftsbezirk 
nee Richtlinien für den Vieh- und Fleischverkauf fest- 
gelegt: 

2 re je Zentner Lebendgewicht ab 

‚Stall: 

| a) für Rinder und Hammel 500 M. plus oder minus 25 Prozent 
je nach Qualität, 

b) für- Kälber 550 M. pltts oder mins 10 Prozent je nach Qualität, 

| & für Schweine 1000 M. phıs oder minus 10 

| Qualität. 

Kleinverkaufspreise: 

3 für Rind- und Hammeltleisch das Pfund 10-72 M, 





b) für Kalbfleisch das Pfund 10-12 M., ; 
e) für Schweinefleisch. das Pfund 14—16 M. 


Die Preisspanne (Stallpreis bis: Kleinhandelspreis) ist somit 


für: a) gleich. 5-7 M. je Pfund, b) gleich "4,5--6,5 M. je : 


Pfund, c) gleich 4—6 M. je -Pfund. 

Diese Richtlinien sind zwar festgelegt, aber nicht eingehalten 
worden. Hier Ordnung zu schaffen ist Aufgabe der Innungen 
‚und der:- Aufsichtsbehörden. l 

Unternshmergewinne. Der Rohgewinn ‚der Mannes- 
mann-Röhrenwerke beläuft sich auf. rund 222 Millionen 
Mark gegen ‘104 Millionen ‘Mark im ‘Vorjahr. Nach den jetzt 
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“h sich. die preussische Regierung zu folgendem. Erlasse 


‚100 Prozent, 


rözent je naäch 


üblichen: riesenhaften. Abzügen verbleibt noch ein Ueberschuss .. 
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von 84 Millionen Mark, aus dem 6 Prozent Dividende auf die 
Vorzugsaktien und 30 Prozent auf die Stammaktien ausge- 
schüttet werden. Aus dem Ertrag des laufenden Geschäfts 
hat -das Unternehmen: bei einem eingezahlten Aktienkapital 
von :891/, : Millionen Mark allein 108. Millionen: den 
Reserven zugeführt. Der Verkauf seiner beiden Saarwerke 
hat einen Buchgewinn von 179 Millionen Mark ergeben. 


Alle Erträge haben sich mehr als ver- 
doppelt, die Steuerleistung des Werks aber 
ist nur auf 34,7 Millionen gegen 3,8 Millionen 
im Vorjahr gestiegen. 

Nach einem Prospekt der Schokoladenfabrik 
Saroötti besitzt sie das Dreifache ihres Aktienkapitals allein 
an flüssigen Mitteln. Sie zahlt 40 Prozent Dividende. Sie 
vermehrtihr Aktienkapital und gibt auf jede 
alte Aktie drei neue zum Abgabekurs von 
während der Börsenkurs mehr 
als das Fünfzigfäche beträgt. Erklärung dafür ist 
die Tatsache: Die .s6 ‚gewährten Bezügsrechte werden nicht 
zur Steuer‘ herangezogen. 

Die Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft 
verteilt- an ihre Aktionäre von dem gegen das Vorjahr erheb- 
lich gestiegenen Ueberschuss von 82383 636 Mark insgesamt 
69,5 sen Mark als Dividende. Der auf den 
20. Dezember einberufenen Generalversammiung wird die Ver- 
waltung die . Erhöhung des, Aktienkapitals um 250 Millionen 
Mark. vorschlagen. Nach der Durchführung dieser - enormen 
Kapitalserhöhung wird die A.E.G., die schon bisher mit ihrem 


‚Aktienkapital von. 850 Millionen. Mark - weitaus das höchste 


Gesamtkapital- von 1,1: Milliarden Mark hatte, die übrigen 
deutschen Unternehmungen hinsichtlich des Aktienkapitals noch 
stärker überflügeln. 

Die Harkortschen Bergwerke und chemi- 
schen Fabriken A-G, Gotha, verteilten 30 Prozent 
Dividende und 50 Prozent Sondervergütung: aus dem Verkauf. 
der Siebenbürger Werke. Der Geschäftsbericht weist ferner 
nach,: dass 500000 M. an Rücklagen und 600000 M. der 
Pensionskasse zugeführt wurden. Auch an Tantiemen wurde 
1 Million verteilt. Auch hier soll eine. Kapitalerhöhung (Kapital- 
verwässerung) um: 12 Millionen Mark vorgenommen werden. 


Die Gothaer Waggon-Fabrik A.-G. in Gotha 


"hat ein’ gutes Gewinnergebnis. Sie bringt 25 Prozent Dividende 


zur Verteilung und stellt ferner für Arbeitersiedelungszwecke 
2 Millionen Mark und für die Ueberweisung an die Nothilfe 
für die deutsche Wissenschaft 100000 M. zur Verfügung. 


Dividendensegen bei der Berliner Mäschl-. 
nenbau A.G, vormals L. Schwartzkopff. Das Ka- 
pital von 54 Millionen Mark hat sich mit 33°), Prozent ver- 
zinst, wobei zu beachten ist, dass sich unter den 54 Millionen 
für 13 Millionen Vorzugsaktien befinden, die erst ein Jahr alt 
und den Aktionären fast geschenkt waren. Nun will die Ge- 
sellschaft wiederum für 36 Millionen Mark neue Aktien aus- 
geben und sie den Aktionären zum überwiegenden Teil zu 
einem Kurse von 115 Prozent überlassen. Da der Wert der 
alten Aktien auf über 1500 steht, so ersieht man, dass den Ak« 
tionären Gewinne wiederum zugeschanzt werden sollen, die In 
den Dividenden nicht zu erkennen sind. Die Begründung des 
Direktoriums, dass 'man neue flüssige Mittel haben müsse, 
ist nicht zutreffend, denn. um neue Mittel zu bekommen, ver- 
schenkt man natürlich nicht den grössten Teil dessen, was 
man an Mitteln haben will. Richtig wird es schon sein, dass 
man die Dividenden für das nächste Jahr schon parat liegen 
kat, und dass es dann nicht so schlimm aussieht, wenn der 
hohe "Gewinn auf eine grössere Anzahl von Aktien verteilt 
wird, wodurch zahlenmässig zwar der Prozentsatz gedrückt, 
praktisch aber In derselben Höhe in dieselben Hände fliesst, 


‘die allerdings anstatt einen Kupon jetzt zwei Kupons ab« 


zuschneiden haben. 














Angestelltenversicherungswahlen i 


N hl chi t ist jeder männliche u. weibliche Angestellte 
4 efe Bi in dem Wahlbezirk, wo er wohnt, wenn er 
1. volljährig ist, 
2. deutscher Staatsangehöriger ist, 
9. eine Angestelltenversicherungskarte besitzt, fa 
der innerhalb der letzten 12 Monate wenigstens 
ein Beitrag nachgewiesen ist. 


Nur die Versicherungskarte dient als Wahlauswels! 
Jeder muss sein Wahlrecht ausüben! 


"wählt: AfA-Bund!l 
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Fata Morgana des D.H.V. Der „Deutschen Arbeitgeber- 
Zeitung‘ entnehmen wir die nachstehenden Ausführungen, 
die recht treffend auf die Schwierigkeiten hinweisen, die die 
Durchführung der Illusionspolitik mit sich bringt, wie wir sie 
Im Leitartikel der Nummer ’49 der „D.T.Z.‘“ behandelt haben. 
Es ist in der Tat richtig, dass der.mit dem Systern der Gewinn- 
beteiligung auf den einzelnen Arbeitnehmer fallende Anteil 
selbst bei. Betrieben. mit. hoher Gewinnquote viel zu ‘gerin 
ist, um fühlbar in .die Erscheinung zu treten, und zwar nich 
nur, weil. der- Gewinn durch die Kopfzahl der Arbeitnehmer 
eteilt, einen recht geringen Betrag ergibt, sondern auch des- 
Balb, weil, wie schon bei der, Kritik der bekannten Schrift 
des Geheimrats Deutsch von -der A.E.G. dargelegt worden 
ist,.der wirkliche Gewinn neben der Dividende auch in Formen 
erscheint, die bei einer Gewinnbeteiligung nicht erfasst werden 
können, wie Bezugsrechten, Tantiemen, Lieferungsanträgen. 
Rückstellungen usw. Zum Thema „Gewinnbeteiligung‘“ wird 
in ‚der „Deutschen  Arbeitgeber-Zeitung‘“ ausgeführt: 


„In “Theorie und Praxis _ werden mit immer steigender 
Lebhaftigkeit alle Wege erörtert, die möglicherweise dazu 
führen können, das Interesse. der Arbeiterschaft am Betriebe 
zu heben, ihre Arbeitsfreude zu vermehren und überhaupt das 
Gefühl der Zusammengehörigkeit zu steigern. Demzufolge 
‚hat auch das: Problem der ENIUNDEIO LEUDE fast von Monat 
zu-Monat an Bedeutung gewonnen, und es haben sich gerade 
hierüber letzthin zahlreiche Männer der Wissenschaft und In- 
dustrie . geäussert. f; 


Im ganzen muss man sagen, ‘dass das Ergebnis nicht er- 
mutigt, in dieser Richtung neue Versuche zu machen.. Eine be- 
sonders gründliche Veröffentlichung hat kürzlich der . Regie- 
rungsassessor im Reichsverkehrsministerium, Dr. Werner Pi- 
schel, über das vorliegende Thema erfolgen’ lassen. Die 
im / „Archiv des Eisenbahnwesens‘“ erschienene Abhandlung 
behändelt. eingehend alle ‚Gesichtspunkte, welche: in -histo- 
‘ rischer, volkswirtschaftlicher und verwaltungstechnischer. 'Be- 
ziehung in Frage kommen; sowohl das Inland 'wie das Aus- 
land werden berücksichtigt. Für Deutschland erwähnt Pischel, 
‘dass im. Jahre '1920 42 Unternehmungen das Gewinnanteil- 
em ‚eingeführt hatten, dass aber’ eigentlich nirgends gute 
‚Erfahrungen gemacht würden. Als Beispiel. sei die Auslassung 

“der ‘Direktion der sächsisch-böhmischen Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft angeführt. Hier heisst .es: Be 


„Die ‚geringe: Höhe. der. auf den ‚einzelnen entfallenden Quote lässt 
die Beamten und Arbeiter nicht zum Bewusstsein kommen, dass die 
Gienstgebende Gesellschaft mit der Bewilligung eines Gewinnanteils immer- 
kiu”ein ansehnliches Opfer bringt. Demgemäss ist auch von einer be- 
sonders bemerkbaren Wirkung in sozialer und’möralischer Hinsicht wenig 

‚zu. ‚spüren. :Weit grösseren Wert legen wir auf die Erhaltung” der 
.. Pensionskasse ‚für. das. bei uns angestellte: Personal und’ deren- weiteren 
"; Ausbau, .da wir überzeugt sind, dass die für dieselbe‘ von: der Gesell- 
schaft alljährlich zu’ erbringenden, ganz erheblichen Opier wesentlich zum 
Erhalt einer treuen Beainten- und Arbeiterschaft dienen.“ 


nicht sagen kann, die Gewinnbeteiligung hätte. auch nur den geringsten 
Einfluss auf das Verhalten der Angestellten und. Arbeiter gehabt,“ ° 


“ Im allgemeinen stellt Pischel fest, dass wenigstens 'bei 
‚‚Verkehrsunternehmungen auch sonst keine Erfolge mit der Ge- 


winnbeteiligung erzielt worden sind; hierbei stützt sich die - 


Arbeit. attf amtliches Material, und es ist hervorzuheben, dass 
‚der Verfasser vollkommen objektiv und unpolitisch' zu Werke 
Pepangen ist.  Pischel‘ verweist besonders auf ein im Herbst 
919 erstattetes Gutachten des Schweizerischen Gewerkschafts- 
bundes, "welches sich schroff gegen die "Einführung der Ge- 
‚ winnbeteiligung ausspricht, - insbesondere auch darum, weil 
diese Streit und Zwietracht unter das Personat dringt. Ab- 
esehen von sonstigen Momenten ist-noch hervorzuheben, 
ass der Umstand schwer ins Gewicht fällt, dass nämlich 
die Auszahlung des Gewinnanteils erhebliche Zeit später er- 
folgen muss, als .die das Gewinnergebnis herbeiführende 
Arbeit geleistet wurde. Ferner ist es kaum möglich, einen ge- 
zechten. Verteilungsplan aufzustellen. Zweifellos üben gelernte 
und ungelernte- Arbeiter einen sehr verschiedenen Einfluss auf 
die HöR 
arten eintreten ‘zu lassen. 
meisten Be 
schaft im allgemeinen nur eine beschränkte Möglichkeit :hat, 
aut die Höhe des Gesamtgewinns. einzuwirken. . Wenn die 
Arbeitnehmer auch noch so hingebend arbeiten, kann. der Er- 
tolg ihrer Mehrleistungen sehr leicht durch Umstände zunichte 
gemacht werden, die völlig ausserhalb ihres Willens liegen. 


Drittens "endlich gilt für die 


Es wird somit wohl dabei bleiben, dass das System der 
Oewinnbeteiligung nur in sehr beschränktem Masse ‘anwendbar 
ist. Man wird andere Wege suchen müssen, um das ge- 
‘wünschte Ziel einer wahren innerlichen  Arbeitsgemeinschaft 
gu erreichen!“ 
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"Leistungen aus der-Invalidenversicherün 


e: des ‚Gewinns aus, und es wäre unrecht, hier keine 


triebe doch die Wahrheit, dass, die Arbeitnehmer- . 





St 
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Sozialpolitik : 

Ein hervorragender Vorkämpfer der Sozialpolitik ist mit dem 
am 23. Dezember 1921 in Freiburg im 70.Lebensjahre verstorbenen 
Prof. Dr. Ernst Francke dahingegangen. Francke wurde 
als Sohn: des holsteinischen Politikers und späteren Ministers 
des Herzogs Ernst von Sachsen-Koburg geboren. Er studierte 
zuerst Literaturwissenschaft, musste aber das Studium auf- 
ee und fand seinen Lebensunterhalt Zunächst 'in -Peters- 

urg. ‘Darauf wandte er sich der journalistischen Laufbahn 
zu, war zuerst in der Schriftleitung des „Fränkischen Ku- 
riers“ tätig und übernahm dann nacheinander die Leitung der 
„Münchener Neuesten Nachrichten“ und des „Hamburger 
Korrespondenten‘“. ‚In seiner Münchener Zeit widmete sich 
Francke dem Studium der Volkswirtschaft unter Lujo Brentano 
und schloss diese Studien mit der Doktorpromotion-ab. Durch 
das Interesse, das er sozialpolitischen Fragen ent egenbrachte, 
kam er in nähere Berührung mit dem preussischen Handels- 
minister Freiherrn von Berlepsch. Als letzterer im Jahre 1897 
die Gesellschaft für soziale Reform gründete, wurde Francke 
deren Generalsekretär und Se Leiter der „Sozialen 
Praxis‘. In dieser Stellung ist er nach und nach zum eigent- 
lichen Träger der in der Gesellschaft für soziale -‚Reforın ver- 
körperten ‘Bewegung emporgewachsen, so dass man beim 
Rücktritt des Freiherrn von Berlepsch vom Vorsitz der Ge- 
sellschaft es als ganz selbstverständlich betrachtete, dass er 
sein ‚Nachfolger wurde. In dieser Eigenschaft ist er noch 
bis in die letzte Zeit hinein eifrig tätig gewesen. Der ge- 
werkschaftlichen. Bewegung der- technischen Angestellten hat 
der Verstorbene von Anfang an ein reges Interesse entgegen- 
gebracht, und es gereichte ihm zur besonderen Genugtuung, 
dass sich auch die Angestelltenverbände der Gesellschaft für 


. soziale Reform in immer wachsender. Zahl anschlossen.” Wir 


sind zwar nicht immer mit ihm einer Meinung gewesen, aber 
wir haben nie Anlass gehabt, uns über eine ungenügende Be- 
rücksichtigung unseres Standpunktes zu beklagen. Professor 
Francke war von der Bedeutung der. Gewerkschaften auf das 
tiefste durchdrungen und hat sich darin niemals‘durch rück- 
läufige Bewegungen oder durch VE u an denen 
es ihm gegenüber natürlich, auch nicht gefehlt. hat, beirren 
lassen. Wir werden seiner stets dankbar gedenken, h 


Leistungen ‘und' Beiträge der Invalidenversicherung. Die 
ing waren schon vor dem 
Kriege so niedrig, dass sie allgemein als zum Verhtngern zu- 
viei und zum Leben zu wenig bezeichnet wurden. In der Nach- 
kriegszeit'war die Lage der Invalidenrentner geradezu jammer- 
voll. Die immer weiter um sich greifende ‚Geldentwertung und 
die damit. zusammenhängende Teuerung verschlimmerten die 
Zustände ‘immer mehr. ‚dang > a Te 

In ‘den Jahren. 1918/1919 wurden den Rentenempfängern 
bereits Zulagen gewährt, eine Erhöhung der Beiträge war aber 
als Aequivalent ‚hierfür nicht‘ eingetreten. Eine’ abermalige Er- 


Keet „© höhung- der Zulagen und zugleich eine Heraufsetzung der Bei- 
Auf. eine. weitere Anfrage äusserte: sich “die- Direktion: „Der:: Anteil _ 8 8 8 E H Buce Bei 
des einzelnen Angestellten und Arbeiters -blieb .-so. gering, : dass 'man » 


träge erfolgte‘ durch‘ das Gesetz vom 20. Mai 1920 mit 


' Wirkung vom-1.'Augüst 1920. Beeinflusst durch’die wirtschaft- 


lichen Verhältnisse reichten innerhalb kurzer Zeit auch diese 
Zulagen nicht mehr aus und erschienen, gemessen an der 
fortschreitenden, ins ungemessene gehenden Teuerung, als Pai- 
liativmittel, mit denen die trostiose Lage Ha Invalidenrentner 


nicht gebessert werden konnte. Dürch Gesetz vom 26. ‚Dezem- 
ber. 1920 wurden deshalb’ neue Zulagen bewilligt, die zugleich 


eine Verdoppelung der seit August 1920 geltenden Beiträgssätze 
zur Folge hatte, pe 
Die laufenden Ausgaben konnten aber auch mit diesen 
verdoppelten Beiträgen kaum gedeckt werden. Da bei einem An- 
reifen des vorhandenen Vermögens ein Zusammenbruch der 
nvalidenversicherung gedroht hätte, musste erneut eine Herauf- 
setzung der Beiträge in Erwägung gezogen werden. Durch das 
„Gesetz über die anderweitige Festsetzung der Leistungen und 
Beiträge in der Invalidenversicherung“ vom 23. Juli 1921 wurde 
eine Neuregelung herbeigeführt. Mit der Erhöhung der Bei- 
träge erfolgte gleichzeitig eine Heraufsetzung der Renten. 


Der $ 1245 ‘der Reichsversicherungsordnung wurde geändert 


und, an. Stelle von ‘fünf Lohnklassen deren acht gebildet. 
Durch Gesetz ist der Reichsarbeitsminister ermächtigt worden, 
nähere Bestimmungen zü den Vorschriften über die Lohn- 
klasseneinteilung zu erlassen. Im Verfolg dieses Gesetzes erliess 


‘der Reichsarbeitsminister ‘am*13. September 1921 eine Bekannt- 


machung, deren Vorschriften am 1. Oktober 1921 in Kraft traten, 
Die nachstehende Darstellung gibt die Aenderung deg 
Lohnklassen_ "und ‚Wochenbeiträge wieder: he 
n Vor dem 1. Oktober. 


Lohnkiasse - Einkommensstufe Wochenbeitrag seit 20, Des, 20, 
r° “bis zu350M, _ 1,80 M, - 
2 :::. von 350°M. bis 559M. e 2,00, ° u 
3 ” 550 »» 850 ” P 2,20 ” 
4 a A 2,40 „ 
5 über 1150 4. 2,30 „ 























Nr. 52 
u Nach dem 1, Oktober 
Lohn’ lasse Ein» ommensstufe Wochenbei'rag 

A bis 1000 M 3,50 M. 
B von 1000 „.bis 3000 M. 4,50 „ 
C »„ 3000. „» 5000 „ 3,50 ", 
D 75000 5'749°7000° 5 650 „ 
E „7000 5 9000 » 7,50 „ 
F „3000 . „12000, Ya 
G „ 12000 „ „ :15000 „ 10.50 „ 
H über 1 000 12,— ” 


Aus der nachstehenden Zahlentabelle ist die Entwicklung der Beiträge 
nach den Aenderungen der gesetzlichen Bestimmungen ersichtlich: 
Die Beiträge betragen seit: 


1.1.91 1. 1. 00 #272 4. #17, 1. 8. 20 
in Klasse 1 —,14 —,14 —,16 — 18 —,90 M. 
5 a — 20 — 20 —,24 — ,26 1 
w ie: 13 —,24 — 24 312.024 di > 
G Dre —.30 — 30 — ,40 —,42 1:20: 
E 5 _ — 36 —,48 — ,50 140 „ 
Die Steig rungssätze betragen für jeden Wochenbeitr:g 
bisher: jetzt: 
in Klasse 1 —,03 M. A—i10M 
” ” —,06 L} B —,30 » 
2 Dead —,08 „ CC —,50 „ 
5 a | —,10 „ D-,0_, 
= ses —12, E —% „ 
F7 21,20: 
G 150, 
H#1,80:%5 
Die Invalidenrente setzt sich zusammen aus: 
dem Reichszuschuss von de 50,— M 
dern Grundbet:ag von 30,— „ 


den Steigerungssätzen und einer für alle Lohn- 
klassen einheitlichen Rentenerhöhung von 600,— „ 
Die Errechnung der Invalidenrente geht aus folgendem 
Beispiel hervor: 
. Ein Angestellter, der bis Ende des Jahres 1920 10 Jahre 
lang 520 Wochenbeiträge gezahlt hat, würde eine Rente er- 
halten, die sich zusammensetzt aus: 


ReichBzuschums . 0. „name ne, a tesae 1.000; M. 
GEandhelag inte le recncla fee de ee 360,— „ 
Steigerunrgssätze 520X 0,12M . . . .» 62,40 „ 
Rentenerhöhung . » = 2: 2... 5 


1072,40 M. 

Für diese Rente von 1072,40 M. sind an Beiträgen gezahlt 
worden 270,12 M. gleich 25 v. H. 

Ein Angestellter, der bis Ende 1920 20 Jahre lang 1040 
Wochenbeiträge gezahlt hat, erhält eine Rente, die sich zu- 
sammensctzt aus: 

Reichszuschuss . . . . .» N Es 50,— M. 
Krendbeitag ii Daran na de Zueime Der ae 1 
Steigerungssätze 100 X 0,12M. . „ . . 12480 „ 
Rentenerhöhung . . . 2 2 0 2.0... 600,— 
1134,80 M. 


Für diese 1134,80 M. sind an Wochenbeiträgen aufge- 
braucht worden 457,32 M. gleich 40 v. H. 

Bei längerer Versicherungsdauer wird das Verhältnis zwi- 
schen Rente und Beiträgen immer ungünstiger, das ist. aus den 
vorstehenden beiden Beispielen klar ersichtlich. Es tritt aber 
besonders danft in die Erscheinung, wenn für die Lohnklasse H 
die erhöhten Beiträge voll weiter gezahlt werden, wie folgen- 
des Beispiel zeigt: 

Ein Angestellter, der vor dem 1. Oktober 1921 20 Jahre 
lang 1040 Wochenbeiträge in Klasse 5 und nach dem 1. Ok- 
tober 1921 noch 10 Jahres- oder 520 Wochenbeiträge in der 
Lohnklasse I gezahlt hat, würde eine Invalidenrente erhalten, 
die sich errechnet aus: 


Reichszuschuss . 50,— M. 
Grundbetrag . .. 0. ae ee ee 
Steigerungssätze 1040 X 0,12 u. 520 x1,80M 1060,80 „ 
Rentenerhöhung . » 2 2 2... & 600,— 


2070,80 M. 

Für diese Rente von 2070,80 M. wären an Beiträgen ge- 
zahit worden: 6697,32 M. gleich 323 v. H 

Für die Angestellten kommt aber weder eine Zwangsver- 
sicherung, noch die Selbstversicherung in Betracht, sondern die 
freiwillige Weiterversicherung. Aus diesem Grun- 
de sind sie auch nicht verpflichtet, die vollen Beiträge zu zah- 
len. Wenn in zwei us 20 Wochenbeiträge gezahlt werden, 
so genügt das zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft. 

Ein Angestellter, der 20 Jahre die vollen Beiträge und 
dafin noch in 10 Jahren die zur Aufrechterhaltung der Anwart- 
schaft erforderlichen 100 Wochenbeiträge gezahlt hat, würde 
an Rente erhalten: 


Reichszuschus . . : » 2 2°. 50—- M. 
Grundbetrag , . te Ve Be 1 1 Ei 
Steigerungssätze 1040X 012 u.100>/1,50M 304,80 „ 
Rentenerhöhung . 5 . =... . . 60 — . 


131480 M 
Die in diesem Falle gezahlien Beiträge von 1657,32 M. 
beitragen 126 v. H. der Kente. 
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Aus diesem IS ist ersichtlich, dass es bedeutend vor- 
teilhafter ist, nur 20 Wochenbeiträge in zwei Jahren zu zahlen, 
um der Anwartschaft zur Aufrechterhaltung zu genügen, an- 
statt die vollen Beiträge zu entrichten. Werden die Beiträge 
voll bezahlt, belaufen sich dieselben bei Errechnung der 
Rente aut 323 v. H., bei Aufrechterhaltung der Anwartschaft 
jedoch nur auf 126 v. H. 


Zu:der errechneten Rente, die aus dem vorstehenden Bel- 
spiel ersichtlich ist, kommt dann noch der Kinderzuschuss, 
wenn Kinder oder elternlose Enkel unter 15 Jahren vorhanden 
sind. Der Kinderzuschuss beträgt jährlich 96,— M. bei einem 
Kind und jährlich. 168,— M. bei zwei Kindern, für jedes 
weitere Kind kommt noch ein Zuschlag von 48,— M. dazu. Für 
elternlose Enkel,: deren Unterhalt nachweislich ganz oder über- 
wiegend von dem Rentenempfänger bestritten wird, erfolgt der 
gleich hohe Zuschuss. Die Witwenrente setzt sich zusammen 
aus 50,— M. Reichszuschuss, 40 v. H. des Grundbetrages und 
der Steigerungssätze der Invalidenrente, die dem Ernährer bei 
seinem Tode zugestanden hätte und einer Rentenerhöhung von 
600,— M. jährlich. Die Waisenrente berechnet sich für jede 
Waise aus 25,— M. Reichszuschuss, 20 v. H. des Grundbetrages 
und der Steigerungssätze der Invalidenrente, welche dem Er- 
nährer bei seinem Tode zusteht, sowie einer Rentenerhöhung 
von jährlich 600,— M. 

Kaum dass diese neuen gesetzlichen Bestimmungen wirk- 
sam geworden sind, ist bereits ihre vollständige Unzulänglich- 
keit erwiesen, hervorgerufen durch die in den letzten zwei 
Monaten eingetretene Geldentwertung. Die gesetzgebenden 
Körperschaften mussten sich deshalb erneut mit der Not der 
Rentenempfänger beschäftigen. 

Am 19. November 1921 verabschiedete der Reichstag das 
Gesetz über Notstandsmassnahmen zur Unterstützung von 
Rentenem fängern der Invaliden- und Angestelltenversiche- 
rung“, it diesen gesetzlichen Bestimmungen wird der bis- 
herige Modus über Gewährung von Renten und Aufbringung 
der Mittel hierzu aufgehoben und ein vollständig neuer Wer 
beschritten. 

Die den Rentenempfängern auf Grund des Gesetzes vom 
19. November 1921 zustehenden Renten werden nicht allen, 
sondern nur den Bedürftigen gewährt. Die Feststellung erfolgt 
in der Weise, dass ein Mindesteinkommen für jeden Renten- 
empfänger festgesetzt und ihm der Fehlbetrag als ein weiterer 
Zuschuss zu seiner Rente bewilligt wird. Das Gesamtjahres- 
einkommen eines Rentenempfängers soll betragen 


bei einer Invaliden- oder Altersrente 3009 M. 
» »  Witwen- oder Witwerrente 2100 „ 
a ss Waisenrente .. 2... ...1200 „ 


Hat der Rentenempfänger Kinder unter 15 Jahren, die keine 
Rente aus der Reichsversicherung beziehen, so soll das zu er- 
reichende Gesamteinkommen für die ersten drei Kinder um je 
500,— M., für die weiteren Kinder um je 600,— M. erhöht 
werden. 

Bei der Errechnung des Gesamtjahreseinkommens dürfen von 
dem etwaigen Arbeitsverdienst des Rentenempfängers 2000,— 
Mark nicht angerechnet werden. Wenn also ein Rentenempfän- 
ger ausser seiner Rente von 1100,— M. noch 2000,— M. Ar- 

itsverdienst hat, dann: beträgt zwar sein Gesamtjähresein- 
kommen 3100,— M. Da aber die 2000,— M. Arbeitsverdienst 
nicht angerechnet werden dürfen, so muss ihm der Unterschied 
in Höhe von 1900,— als weiterer Zuschlag gewährt werden. 

Bezüge aus öffentlichen Kassen, aus privaten Pensions- 
kassen der Arbeitnehmer oder aus Werk-Pensionskassen sind 
nur anzurechnen, wenn sie 600,— M. im Jahre übersteigen. 
Unterstützungen von Familienangehörigen werden nur dann an- 
gerechnet, wenn sie auf Grund der gesetzlichen Unterhalts- 
pflicht oder sonst vertraglich übernommener Verpflichtungen 
geleistet werden müssen. 

Antrag auf Gewährung von Unterstützung ist bei der Oe- 
meinde des Wohnortes des Rentenempfängers zu stellen. Diese 
setzt die Höhe der Unterstützung tunlichst unter Zuziehung von 
Personen aus den Kreisen der Rentenempfänger oder Versicher- 
ten fest. Als Wohnort gilt der Ort, an welchem sich der 
Rentenempfänger nicht vorübergehend aufhält, sondern mit der 
Absicht längeren oder dauernden Verbleibens wohnt. 

Gegen die Festsetzung der Unterstützung ist Beschwerde an 
die Aufsichtsbehörde zulässig. Diese entscheidet endgültig. 


Einschränkung der Mitarbeit der Gewerkschaften bei der Er- 
werbslosenfürsorge. Bisher zahlten die Gewerkschaften ihren 
Mitgliedern in vielen Fällen die öffentliche Erwerbslosenfürsorge 
aus. Bei Festsetzung der neuen Unterstützungssätze, die durch 
eine Verordnung des Reichs-Arbeitsministeriunns erfolgte, trat 
gleichzeitig die Bestimmung in Krait, dass den Gewerkschaften 
von nun an nur dann die Auszahlung übertragen werden soll, 
wenn die erwerbslosen Mitglieder gleichzeitig die satzungs- 
xemässe Gewerkschaftsunterstützung erhalten. Die von den Ge- 
werkschaften ausgesteuerten oder solche Mitglieder, die noch 
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keinen Anspruch auf die Verbandsunterstützung haben, sollen in 
Zukunft von den behördiichen Stellen die Unterstützung erhalten. 

Die Verordnung ist aus verschiedenen Gründen -unhaltbar. 
Dis arbeitslosen Gewerkschaftsmitglieder verlieren den Zusam- 
menhang mit ihrem Verbande und unterliegen in stärkerem Masse 
dem Einflusse der sogenannten „wilden“ Räte und werden ohne 
Berührung mit Ihren Berufsgenossen Ihrem Berufe entfremdet. 
Es ist ferner durchaus unangebracht, eine zeitiang die. Unter- 
stiitzung durch die Gewerkschaften auszahlen zu lassen und so- 
dann, nachdem die Gewerkschaftsunterstützung abgelaufen Ist, 
das Mitglied an. eine andere Stelle zu. schicken, wo die weitere 
Auszahlung der Erwerbslosenfürsorge- stattfindet. Das muss zu 
einer Konfusion führen nicht nur unter den Mitgliedern, sondern 
auch bei den verschiedenen beteiligten Stellen. 

Die Auszahlung durch die Gewerkschaften hat sich bisher 
durchaus bewährt. Etliche Parlamentarier, denen die Gewerk- 
schaften von jeher ein Dorn im Auge waren, haben einige Fälle, 
bei welchen Fehler vorgekommen ‚sein sollen, und die nicht kon- 
trolliert werden können, weil sie einer Denkschrift entnommen 
sind, die unter Ausschaltung der Gewerkschaften zustande ge- 
kommen ist, verallgemeinert und damit diese Aenderung In der 
Auszahlung der Erwerbslosenfürsorge herbeigeführt. In einer 
Sitziing von Vertretern sämtlicher freigewerkschaftlichen Orga- 
nisationen Gross-Berlins wurde das gesamte Material der soge- 
nannten Denkschrift als unverantwortlich bezeichnet und bei den 
dort angeführten einzelnen Fällen festgestellt, dass der gewerk- 
schaftlichen Verwaltung der Erwerbslosenfürsorge nicht der ge- 
rinzste Vorwurf zu machen Ist. 


Angestelltenbewegung 


Die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit soll von den 
Harmonieverbänden scheinbar zunächst . dadurch . betätigt 
werden, dass mit der Arbeitgeberschaft ein ständiger Führer- 
ausfausch eingerichtet wird. Verschiedene Firmen haben bereit- 
willigst Angestellte beurlaubt, damit diese als Agitatoren im 
N.D.T.V. tätig sein konnten. Nach Ablauf ihres Urlaubs sind 
diese „Angestelltenvertreter‘‘ wieder in den Dienst ihrer 
früheren Firma eingetreten und es wird niemand behaupten 
kößnen, dass sie nicht auch in der Zeit der Beurlaubung 
voll und ganz im Sinne ihrer Arbeitgeber gearbeitet haben. 
Vom G.d.A. wechseln selbst die prominentesten Führer als 
Syndicis zu den Arbeitgeberverbänden über und die kleineren 
Geister. versuchen durch Zeitungsinserate den Spuren ihrer 
#rossen Führer zu folgen. Dieses Wechselfieber ist nunmehr 
auch: auf den D.H.V. übergesprungen. Einer seiner Beamten, 
bisher Ortsbeamter in Kiel, Herr Stille, ist zu dem : Berufs- 
verband deutscher kaufmännischer Angestellten, einem aus- 
gesprochen gelben Verband Geisslerscher Richtung, über- 
getreten. Herr Stille. scheint wohl beim Hinüberwechseln 
vom mattgelben D.H.V. zum ultragelben Geisslerschen Verband 
ehensowenig Gewissensbisse zu empfinden, w.e Herr Klitzsch 
seinerzeit empfunden hat, als er umgekehrt vom „Benta“ 
zum N.D.T.V. überging.” Die Herren arbeiten hüben und 
drüben: für die Unternehmer, da macht der etwas mehr oder 
weniger gelbe Anstrich nichts - aus, und die nationalistisch- 
antisemitischen Phrasen können nach wie vor weiter ge- 
droschen werden. Wenn so etwas bei der Führerschaft ge» 
schieht, was soll in der :Mitgliedschaft werden! 


Doppeite Moral des N.D.T.V. ‚Der N.D.T.V. brachte in 
seiner Zeitung vom 1. Dezember eine Notiz unter der Ueber- 
schrift „Die vielgerühmte Solidarität innerhalb der sozialisti- 
schen Arbeitnehmerbewegung“‘, in’ der ‘er unter anderem 
schreibt: 

„Bekanntlich ist in Saarbrücken ein Streik der städtischen 
Arbeiter, Angestellten und Beamten geführt worden, der die Einführun 
der Frankenwährung bezweckte.: Und wer machte den Streik 
mit, wer sass in der Leitung? Der -Gauleiter, Hoffmeister des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten hat sich hierzu. bereit 
Frfungen, gegen. den Willen. seiner ‚Verbandsleitung, gegen die Richt- 
nien, die ihm von dieser Seite doch gegeben wurden. Das ist Disziplin 
im wahrsten Sinne des. Wortes, das ist vor allen Dingen die „Hoch- 
haltıng des deutschen Oedankens“ im Saargebiet.“ 

Diese Notiz ist in etwas geänderter Form auch in der 
Tageszeitung der christlichen Gewerkschaften „Der Deutsche‘ 
erschienen und wahrscheinlich auch sonst noch anderen Tages- 
zeitungen zur Veröffentlichung zugestellt. 

Ueber den schweren Existenzkampf der Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter der Stadt Saarbrücken haben wir in 
Nr. 49 der „D.T.Z.“ auf Seite 457 ausführlich berichtet. Unser 
Gauleiter Hoffmeister hatte schon seit sehr ‚langer Zeit, 
gemäss der Stellungnahme der freien Gewerkschaften, einen 
zähen Kampf gegen die weitere Ausdehnung der Franken- 
entlohnung BR der Frankenwährung im Saargebiet gekämpft. 
Massgebend für diese Stellungnahme sind für uns sehr wichtige 
wirtschaftliche Erwägungen. Sobald sich die Frankenwährung 
un Saarland allgemein durchsetzt, wird es wahrscheinlich in- 
folge der Valutadifferenz unmöglich, die Erzeugftrisse der saar- 
ländischen Industrie nach Deutschland abzusetzen. Auf diesen 
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‚Frankenwährung unterschiebt und der uns au 
Fälschung anpöbelt, erhebt im Saargebiet für "Seine Bezirks- 
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Absatz ist aber das Saargebiet unbedingt angewiesen. Pine 
verhängnisvolle Arbeitslosigkeit .:wäre. die Folge der  Aus- 
dehnung der Frankenwährung. Be 

Schen im Mai d. J. hatte. Hofmeister bei der, Stadt- 
verwaltung Schritte unternommen, um den Arbeitnehmern der 
Stadt eine ausreichende Entlohnung. zu verschaffen, und hat 
schon damals darauf hingewiesen, dass eine Verschleppung 
dieser wichtigen Angelegenheit Folgen nach sich ziehen könnte, 
die im wirtschaftlichen und nationalen Interesse sehr zu be- 
dauern wären. Die Stadtverwaltung wollte den Warnungen 
kein Gehör schenken, so musste. .es zum Kampf: konimen, 
Aber die Beamten, Angestellten ıind Arbeiter der Stadt Saar- 
brücken haben niemals um die Einführung der Franken- 
währung gekämpft, sondern sie haben, dem Verhungern nahe, 
lediglich um die Erringung einer einigermassen 
auskömmlichen Existenz gestreikt. Der Streik ist 
in grösster Einmütigkeit geführt worden von den freien Ge- 
werkschaften und, man höre und staune, von den christ- 
lichen Gewerkschaften. In. der Streikleitung sassen 
neben Hoffmeister und den ferner beteiligten freien Arbeiter- 
gewerkschaftsführern die Führer der christlichen Ge- 
werkschaften, der Bezirksleiter Schmitt vom Reichsverband 
der Behördenbeamten und Angestellten und der Bezirksleiter 
Kiefer vom Verband. der Gemeindearbeiter und Strassen- 
bahner. Der N.D.T.V. war allerdings infolge seiner voll- 
ständigen Bedeutungslosigkeit nicht beteiligt. Er 
hat auch bei der Stadt keinerlei Mitglieder. Der Aerger über 
seine eigene Bedeutungslosigkeit hat ihm nun scheinbar die 
Feder in die Hand gedrückt, um sich selbst und die mit ihm 
verbündeten christlichen Gewerkschaften gründlich zu bla- 
mieren. 

Die Anwürfe des N.D.T.V. zwingen uns, noch auf einiges 
hinzuweisen, was wir sonst gern verschwiegen hätten. en 
Auftakt zu dem Streik gab eine Versammlung der Strassen- 
bahner. Während der vom N.D.T.V. verunglimpfte Hoffmeister 
in dieser Versammlung mit aller Entschiedenheit warnte, den 
Frankenlohn zu fordern, war es gerade der Vertreter: der 
christlichen Gewerkschaften, Kiefer, der die Strassen- 
bahner aufforderte, auf Frankenlohn zu bestehen und für diese 
Forderung in den Streik zu treten. Später hat Kiefer allerdings 
diesen Standpunkt nicht mehr aufrecht erhalten. Es ist das 
vielleicht auf den Einfluss Hoffmeisters und der freien Ge- 
werkschaften zurückzuführen. Der N.D.T.V. hat: also hier 
wieder einmal das Kampfziel in einer geradezu unglaublichen 
Weise gefälscht, und auf Grund dieser seiner Fälschung 
ag! er. es dann, die nationale Zuverlässigkeit unseres Kollegen 
Hoffmeister und der freien Gewerkschaften zu verdächtigen, 
indem er schreibt: „Das ist vor allen Dingen die .Hoch- 
haltung des deutschen Gedankens im. Saargebiet.“. (!) . Wie 
sehr er mit dieser Verdächtigufig die beteiligten, ihm, eng 
verbundenen christlichen Gewerkschaften und auch die ganze 
nationale Sache schädigt, das hat der N.D.T.V. in seiner 
blinden Wut gegen den Butab nicht gesehen. Aber 
es kommt noch besser! Derselbe N.D.T.V., der uns in ver- 
leumderischer Weise das Eintreten für die Ausdehnung der 
Grund dieser 


ausgaben Bezirksbeiträge in Frankenwährung?t” Also 
gerade der N.D.T.V. pfeift auf die Höchhaltung 
des deutschen Gedankens, wenn er dabei ein 
Geschäft machen kann. Ben 


Noch immer Mohrenwäsche.. ‚Der N.D.T.V. quält sich in 
Nr. 22 seiner Zeitschrift „Der Deutsche Techniker‘ in über 
mehr als zwei Spalten wiederum .damit ab, .die ihn. so ‚stark 
kompromittierenden:: Enthüllungen zu: ‚paralysieren.  Bezeich- 
nend bei diesem neuesten Versuch, sich weisszuwaschen, ist, 
dass über die Enthüllungen selbst auch nicht. das ge-. 
ringste mehr gesagt: wird. -Er spielt lediglich den sittlich Ent- 
rüsteten, weil diese Enthüllungen zunächst in Zeitungen er- 
schienen sind, die :der wirtschaftsfriedlichen gelben Arbeiter- 
bewegung nahestehen. - Deshalb werden wir als „Blutapfel- 
sinen‘‘, „gelb-rote Kampfgenossen‘ betitelt. Dass wir mit 
der gelben Geselischaft nicht das geringste zu tun haben 
weiss schliesslich jedes Kind. Etwas anders steht es ja mit 
dem N.D.T.V., der seinerzeit keinerlei Bedenken hatte, Herrn 
Klitzsch mit der gesamten Kartothek des ultragelben 
Geisslerschen Technikerbundes zu sich hinüberzuziehen. Nun 
möchte der N.D.T.V. von uns die Frage beantwortet haben, 
ob nicht auch wir schon gewissenlosen Personen in die Hände 
gefallen sind, die den Bund und die Mitglieder schwer ge- 
schädigt haben. Wenn Herr Stumpe Gelder des N.D.T.V. 
unterschlagen hat, so haben wir hieraus nie irgendwelche 
Vorwürfe gegen den N.D.T.V. hergeleitet. Gegen Veruntreu- 
ungen durch irgendeinen unehrlichen Lumpen ist keine Or- 

anisation geschützt. Aber ob die Enthüllungen über. die 


orruption im N.D.T.V. vom besagten Stumpe herrühren, 
steht bis heute noch nicht fest. Schliesslich ist aber auch die 
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Person ziemlich “gleichgültig, es kommt vielmehr auf die 
Tatsache an. Unseres Erachtens ist eine Gewerkschaft so zu 
führen, dass durch keinerlei Treubruch der gute Ruf der Or- 
ganisation geschädigt werden kann. 

Bei allen Verdrehungen und Ableugnungsversuchen kommt 
Immer wieder weiteres: Material ans Licht, wodurch offen- 
kundig bewiesen wird, dass der N.D.T.V. bei allen möglichen 
Regierungsstellen klopffechten. gegangen ist. Im Reichstag 
war von dem Abgeordneten Schreck an die‘Regierung eine 
Anfrage gerichtet, in der Auskunft darüber verlangt wurde, 
‚ob dem N.D.T.V. und D.W.B. ab 1. September 1920 monat- 
lich 12000 M. aus Reichsmitteln gezahlt worden seien und 
ob ein Betrag in Höhe von: 144 M. auf die Dauer eines 
jahres fest bewilligt sei.‘ Darauf antwortete der Reichskanzler 

tr. Wirth, dass die Reichszentrale für Heimatdienst weder 
in direkter noch: in verschleierter Form: den beiden Verbänden 
ab 1. September 1920 monatlich 12000 M. aus Reichsmitteln 
ezahlt, noch den Betrag von 144000 M. für. die Dauer. eines 
Jahres fest bewilligt habe. Der Deutsche Werkmeister-Ver- 
and zieht nun. folgendes Schreiben ans Tageslicht: 
Deutscher Werkmeister-Bund, 
Sitz Essen. 
Hauptgeschäftsstelle: Rüttenscheiderplatz 10. 
Kattowitz, den 3. Juli 1921, 

Streng vertraulich. 

Wie ich Ihnen vorgestern mitteilte, hatt® ich gestern und heute eine 
Besprechung in Breslau, und kann ich zu unserer Freude mitteilen, 
dass ich für diesen Monat einen Zuschuss von 5000 M., für. Er- 
richtung unseres Bureaus 10000 M. erhielt. Ueber. die weiteren Zu- 
schüsse werde ich im Laufe d. M, nochmals in Breslau eine Sitzung 
haben, um zu versuchen, noch einen höheren Betrag herauszuholen, 

Ich bitte also, dieses Schreiben streng vertraulich zu behandeln. 
Wir müssen uns: freuen, dass wir hier einen schönen Zuschuse 
bekommen. Einen ausführlichen Brief werde ich Ihnen morgen zu- 
kommen lassen. Für heute seien Sie herzlichst gegrüsst. 


T 
gez. Schulze.“ 
Auch behauptet der Werkmeister-Verband, dass ihm noch 
weiteres Beweismaterial vorliege. Es scheint also, als ob der 
Herr Reichskanzler von seinen nachgeordneten Instanzen nicht 
anz einwandfrei unterrichtet ist. i dem vorliegenden Ma- 
erial ist der Versuch, sich mit der Antwort des Reichs- 
kanzlers in der Oeffentlichkeit weisszuwaschen, als vollkom- 
men gescheitert zu betrachten. 


Verzinheitlichung der Angestelltenbewegung in der 
Tschechoslowakei. Die tschechoslowakische Angestelltenbewe- 
gung hat sich bisher stark nach sprachlichen: bezw. nationalen 
— erfreulicherweise nicht nationalistischen — Gesichtspunkten 
eingestellt. Dies hinderte natürlich die Erfüllung der eigent- 
‘lichen gewerkschaftlichen Zwecke. Nun ist in Erkenntnis 
dieser lähmenden Wirkung eines zusammenhanglosen Arbeitens 
der verschiedenen Verbände ein Executivkoßitee von folgenden 
Verbänden gebildet worden: 

Zentralverband der Handels- und Industrieangestellten, Prag; 

Zentralverband der Versicherungsangestellten, Prag; 

Bund der Industrieangestellten, Prag; 

Zentralverband der Angestellten in Industrie, Handel und 
Verkehr, Teplitz-Schönau; 

Allgemeiner Werkmeister- und Industrieangestelltenverband, 


2 


Reichenberg; 
Verband der Bergbau- und Hüttenangestellten, Teplitz- 
Schönau. 


Der Zweck dieser Zentralexekutive ist, ein einheitliches 
Vorgehen in allen sozialpolitischen, wirtschaftlichen und allge- 
meinen Organisationsfragen herbeizuführen, die Zusammen- 
arbeit der angeschlossenen. Verbände zu fördern und die Vor- 
bedingungen für die Vereinheitlichung der Organisationsein- 
richtungen zu: schaffen. 

Diesem Zusammenschluss ist der beste Erfolg zu wünschen, 
weil er einerseits eine schnellere und bessere Lösung der ge- 
werkschaftlichen . Aufgaben ermöglicht, andererseits die not- 
wendige Solidarität aller Arbeitnehmer eines geschlossenen 
Wirtschaftsgebiet gleichviel welcher Nationalität und. Sprache 
stärken Er fördern wird. 


Betriebsräte 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Aus der D.W.Z. ent- 
nehmen wir folgende Notiz: Auf einer Veranstaltung der 
deutschen * Arbeitgeberverbände in Berlin erklärte der 
G&neraldirektor der Rheinisch-Westfälischen 
Sprengstoff-A.-G, Dr. P. Müller: „Das Unter- 
nehmertum in weiten Schichten bedarf kaum. weniger 
dieser Erziehung als die Arbeitnehmerschaft. Es ist Tor- 
heit, zu glauben oder auch noch zu hoffen, dass die Zeiten 
von vor dem Kriege einmal wiederkommen. Wenn auch die 
Revolution mangels genügend geschulter gewerkschaftlich 
denkender Arbeitnehmer zunächst in einem reinen Lohnfor- 
derungskampf verpuffte, so dürfen die tiefen ethi- 
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schen Kräfte, die in den Forderungen der 
Arbeitnehmer zur Hebung Ihrer Klasse zäh 
und unbeirrt wirktenund wirken, nicht unter- 
schätzt oder gar verkannt werden.“ Ueber die 
Einrichtung der Betriebsräte äusserte sich Dr. Müller 
u. a. folgendermassen: „Wohl hat das Gesetz dem Unter- 
nehmertum viele Fesseln und Hemmungen angelegt, aber das 
eine darf ich aus meiner eigenen Praxis wohl be- 
tonen, dass dem Arbeitgeber in dem Betriebsrat ein Organ in 


- die Hand gegeben ist, durch welches er sich über die Stimmung 


und Wünsche der grossen Menge seiner Arbeiter unterrichten 
kann. Wo der Betriebsrat sich zu einem Organ der Mit- 
arbeit entwickelt hat, wird er besonders dazu berufen sein 
können, den Zusammenhang zwischen Sozialpolitik und Wirt- 
schaft in die Tat umzusetzen. Abgesehen von: der gesetzlichen 
Pflicht halte ich es daher auch ganz allgemein für ein 
wirtschaftliches Erfordernis, dem Betriebs- 
ratdiejenigen Aufklärungen auf wirtschaft- 
lichem Gebiete zu geben, die es ihm ermög- 
lichen, die Arbeiterschaftindernotwendigen 
Weise zu belehren.“ 

Wir würden uns freuen, wenn alle Arbeitgeber diese 
Worte beherzigen würden. 


Gewerkschaften und Betriebsräte. Das Dezemberheit der 
„Betriebsräte-Zeitung“ des A.D.G.B. behandelt in 
mehreren Veröffentlichungen das Thema „Gewerkschat- 
ten und Betriebsräte“, da sich häufiger zeigt, dass 
Betriebsräte zu selbständigen „Aktionen“ neigen und in einer 
für die Belegschaften höchst verhängnisvollen Weise 
die Verbindung mit den Gewerkschaften zerschneiden. Ein 
sehr belehrender Aufsatz von Dr. Stillich behandelt die 


Wertpapiere Dass Arbeitslosigkeit nur durch 
planwirtschaftliche Produktionspolitik sich beseitigen lässt, 
wird nachgewiesen. Das Heft enthält ferner einen „Ka- 


techismus der Planwirtschaft“. Einen sehr inter- 
essanten Beitrag hat Lankes-Hamburg geliefert über 
die „Struktur des Bäckergewerbes und der Süsswaren- 
industrie‘. Auch zur Frage der „Gewerbeinspektoren“ 
sind Beiträge enthalten, ebenso über „neuzeitliche Betriebg- 
wissenschaft“. Vom Januar ab wird der vom „AfA“-Bund 
veröffentlichte „Betriebsrat“ mit dieser Zeitung vereinigt. 
Die ER TIBZERUNG ist von jedermaun für 3 M. 
vierteljährlich durch jedes Postamt erhältlich, in Berlin ist 





sie in den Zeitungskiosken und bei den Strassenhändlern 
käuflich. 
oo Aus dem Bunde 00 





—— 





„Nehmen ist seliger als Geben.‘‘ Ein interessiertes Bundes- 
mitglied schreibt uns unter dieser Veberschrift: 

„Mehr denn je ist das obige Wort die ‚Losung vieler 
Kollegen. Demgemäss verlangen sie von ihrer Gewerkschaft 
intensivste Arbeit, ohne bereit zu sein, mit ihren- Beiträgen 
eine entsprechende Gegenleistung aufzubringen. Die am meisten 
schelten, wenn nicht jede Taritsitzung durch einen Bündes- 
beamten wahrgenommen wird, und die allerorts die Errich- 
tung neuer Geschäftsstellen fordern, glauben vielfach durch 
Empfehlung grösserer Sparsamkeit die Notwendigkeit erhöhter 
Beiträge hinwegdisputieren zu können. Doch müsste ein ein- 
facher Blick auf die eigenen Haushaltsausgaben jedem Kollegen 
die Augen öffnen. Die derzeitigen: Beitragsskalen des Bundes 
wurden auf dem ersten ordentlichen: Bundestage beschlossen 
und ab 1. Juli 1920 in Kraft Ein Kollege, der damals 
vielleicht ein. Gehalt von 1 M. hatte, bezieht heute ein 
Monatsgehalt von 2000 bis 2600. M. Für die Organisation 
sind inzwischen nicht nur die Gehälter, sondern auch alle 
übrigen Materialpreise mindestens in gleicher Weise gestiegen. 
Dazu kommt noch, dass der Bund auf Drängen der AMit- 
nalen in der Zwischenzeit noch eine ganze Reihe neuer 

eschäftsstellen eingerichtet hat. Was würde nun der mit 
der Beitragserhöhung umzufriedene Kollege‘ wohl sagen, wenn 
auch er heute noch für das gleiche Gehalt wie im Juli 199 
also in-unserem Beispiel für. 1000: M., arbeiten solite, und 
wenn darüber hinaus sein Arbeitgeber von ihm eine wesent- 
lich gesteigerte Tätigkeit, z. B. im Aussendienst, verlangen 
würde, ohne ihm irgendwelche weiteren Spesen zu zahlen, 
sondern. seine dementsprechenden Forderungen mit dem Hin- 
weis auf. grössere Sparsamkeit abzutun versuchen würde? 
Wenn nun überdies der betreffende Kollege noch nachweisen 
kann, dass durch seine intensivere, für ihn mit Mehrausgaben 
verbundene Tätigkeit das Einkommen seines Arbeitgebers ganz 
wesentlich gestiegen ist, so haben wir ungefähr das Verhä nn 
in dem die Gesamtheit der Mitgliedschaft zu der Gewerkschaf 
steht. Die Mitglieder haben durch die Intensität der gewerk- 
schaftlichen Arbeit höhere Einnahmen erzielt, ohne bisher zu 
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höheren Beitragsleistungen verpflichtet zu sein. Jeder Kollege, 
der sachlich dieses -Beispiel prüft, wird erkennen müssen, 
dass eine Ablehnung der höheren Beitragsklassen ein Aus- 
hungern der Gewerkschaft zum Schaden der Mitglieder be- 
deuten würde. Ich für meine Person bin auch überzeugt, dass 
die schon in Aussicht gestellte Erhöhung der Eisenbahntarife 
um weitere 75 Prozent, nachdem sie erst am 1. Dezember um 
30 Prozent erhöht sind, und die Erhöhung des Portos auf dag 
20fache des Friedensbetrages, also auf 2 M. für den einfachen 
Brief, sowie die in den letzten Wochen eingetretenen unge- 
heuren weiteren allgemeinen Preissteigerungen uns zwingen, 
die Beitragsstaffel_ bis auf 40 M. weiterzuführen, damit 
wir. imstande sind, auch in der Folgezeit die für uns not- 
wendigen höheren Gehälter erringen zu können. 
Mitglied 35233.“ 


Das „Techniker-Taschenbuch“ ist in einer jedes Erwarten 
übersteigenden Anzahl bestellt worden. Die gegenwärtigen 
Schwierigkeiten auf dem Papiermarkt haben es jedoch mit 
sich gebracht, dass es nicht möglich war, das Papier in der 
anfänglich in Aussicht genommenen Qualität für die ganze 
Auflage zu . beschaffen. Wir mussten leider, um die Fertig- 
stellung des Taschenbuches nicht zu verzögern oder ganz ın 
Frage zu stellen, mit einer etwas geringeren Papierqualität, die 
aber nicht etwa billiger war, vorlieb nehmen. Es wird deshalb 
um Nachsicht gebeten. 

Die meisten Bestellungen kommen von der Brühlschen 
Druckerei in Giessen aus zum Versand. Reklamationen sind 
Be nicht an diese Firma, sondern nach Berlin zu richten. 

ie Gesamtauflage wird so rechtzeitig fertiggestellt, dass alle 
Ortsverwaltungen und Einzelmitglieder bis. zum Jahresschluss 
im. Besitz des Taschenbuches sein werden. 


Vorstandsbekanntmachungen | 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Rekla. 
mationen, sind an den Bundesvorstand, z. Hd. des Vorsitzenden, Fr. 
Heinze, Berlin NW 87, Tile-Wardenberg-Strasse 20, zu richten. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Kulturbauamt Neustadt a. Haardt. 

Komnick in Elbing. 

Zeiiuloidwarenfabrik A.-G., Zolikofen bel Bern. 

Chr. Döbbrick, Eisenkonstruktionswerkstätten, Haspe I. Westf. und 
Unter-Barmen. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Sämtliche Firmen der Braunschweiger Metallindustrie. 

F. Heckmana, Apparate- u. Maschinenbau, Berlin SO 16, Brücken- 
strasse 6b. 

Vereinigte Silberwarenfabriken A.-G., Düsseldorf, Werstener Str. 25. 

Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster sen, Inh, 
Paul Fischer & Max Schuster sen., Münsterberg i.Schles. 

Brock & Andree, Elektrizitätsgesellschaft, Duisburg. 

Wagenbauansta!t Oldenburg A.-G, Oldenburg in Oldenburg, 

Eisenwerk Ratingen, 


Aus den Gauen 


Gau Sachsen. Der sächsische QOautag tagte am 3. und 
4. Dezeniber im Atısstellungspalast zu Dresden unter Leitung des Gau- 
vorsitzenden Nitzsche. Nach Begrüssung durch den Gauleiter Loops 


vom Zentralverband der Angesteliten und des Hauptvorstandsmitgliedes - 


Schliebener-Berlin gab der Gauleiter Geiser-Dresden den 
Geschäftsbericht, aus dem hervorging, dass die Arbeitsleistung des ver- 
gauzenen Jahres cine sehr vielseitige gewesen ist; neben der Schaffung 
neuer Tarifverträge unzählige Verhandlungen, um bestehende Verträge 
mit den Tetierungsverhältuissen in Einklang zu bringen. Ferner musste 
eine umfangreiche Tätigkeit entfaltet werden, um die in Frage kommenden 
gesetzgeberischen Körperschaften, besonders im Interesse der Staats- 
und Gemeindetechniker, entsprechend zu bearbeiten. Auf diesem Gebiete 
wurde äusserst erfolgreich gearbeitet. — . 

Wenn auch die meisten Tarifbewegungen ohne Anwendung der letzten 
Kampfmittel zum günstigen Abschluss gebracht werden konnten, so musste 
doch in einigen Fällen die Streikgenehmigung, so z. B. im Baugewerbe 
und. in der Steinindustrie, eingeholt werden. Nur einmal (Dezember 1920) 
entbrannte ein fast dreiwöchiger Streik in der Dresdner Metallindustrie, 
der für die Angestellten erfolgreich verlief. f 

Die Mitgliederzahl des Gaucs ist zwar im. Berichtsjahre von. 83500 
auf. 8100 zurückgegangen, doch sind diese Rückgänge auf Streichung 
säumiger Beitragszahler zurückzuführen und neuerdings durch bedeutende 
Eintritte bereits wieder wetig@macht. — Die Werbung unter » den 'stu- 
derenden Technikern wurde z. T. auch dadurch erschwert, dass .Lehr- 
kräfte an privaten und. Öffentlichen Lehranstalten ihre Stellung zur 
Eeaeung der Höhrerschaft in einseitig-deutschnationalem Geiste aus- 
nützen. 

Mit grösster Energie_wurde im Berichtsjahr auf. die Erziehung 
Ger Mitglieder im freigewerkschaftlichen Sinne hingewirkt, um so das 
notwendige Verständnis für-das solidarische Zusammenarbeiten der. AfA- 
Verbände miteinander zu vertiefen und des weiteren die Zusammenarbeit 
mit den A.D.G.B.-Organisationen völlig reibungslos zu. gestalten. Der 
Oedanke, dass die Befreiung der Arbeituehmer nur im Ralımen einer 
grundsätzlich veränderten ‚Produktionsweise, die auf gemeinwirtschaftlich 
sozialistischer Basis beruht, verwirklicht werden kann, dürfte heute Oe- 
meingut aller Bundesmitglieder sein. Der Gauvorsitzende Nitzsche er- 
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ler den Bericht und erklärte, dass im Gauvorstand in walırhaft 
ollegialer Weise Beamte und ehrenamtliche Kollegen gemeinschaftlich 
zunt Wohle der Mitzlieder arbeiten. 

Am zweiten Verhandlungstage sprach zunächst der Geschäftsführer - 
Lustig- Berlin über grundsätzliche Fragen zur „Bundesverfassung“. 
Seine Ausführungen gipfelten in einer Begründung der Anpassung der 
Beiträge an die Geldentwertung, in der Erörterung der Fragen: elren- 
amtliche oder hauptamtliche bzw. ehrenamtliche und hauptamtüche Orga- 
nisalionsleitung im Vorstand. Arbeitsgebietsabgrenzung zwischen Vorstand 
und Bundesausschuss (Beirat). Das Ergebnis der Aussprache war, dass 
die Anpassung der Beiträge an die Geldentwertung für sehr notwendig 
anerkaunt, dass weiter die Beibehaltung eines Vorstandes aus ehren- 
amtlichen und besoldeten Vorstandsmitgliedern mit Stimmberechtigun; 
auch für die besoldeten Vorstandsmitglieder als richtig bezeichnet wird, un 
dass das Arbeitsgebiet des Bundesausschusses auf das Ursprüngliche (Be- 
ratende und Kontrelltätigkeit) zurückzuführen ist. 

Hierauf erstattet Gauvorstandsmitglied Lochner-Dresden dei Be- 
richt über die -Entwickelung der Ortsverwaltungen, wobei er hervor- 
heben konnte, dass die Zahl der Ortsverwaltungen im Berichtsjahre von 
54 auf 74 gestiegen ist. Im übrigen entwickelte er eine Reihe Einzel- 
dilder über die Mitgliederbewegung und konnte auf eine wesentliche 
Aufwärtsentwickeung des Duzchschnittsbeitrages hiımeisen. Seite Furde- 
rungen zielten vor alien Dingen auf einea erweiterten Ausbau des Fach- 
gruppenwesens. Ir der Aussprache wurde über das Wirken der Tech- 
rischen Nothilfe an den technischen Lehraastalten gesprochen, die nur 
anter der gegen die freien Gewerkschaften gerichteten Arbeit vieler 
Lehrkräfte an den technischen Lehranstalten möglich ist. 

Hierauf sprach Bundesausschussmitglied Ka’hnt-Leipzig üher das 
technische ‚Schul- und Bildungswesen, wobei er die Zustimmung des Gau- 
tages. zu der bisher auf diesem Gebiete geleisteten Arbeit erhielt. Kahnt 
erklärte, der Bund sei in allen Fragen des technischen Berufsschul- 
wesens von den Behörden zur Meinungsäusserung herangezogen worden, 
besonders in Sachsen; wünschenswert wäre jedoch, dass die Regelung 
der Schulfragen in Zukunft nur durch ein Ministerium erfolge. ‘In 
dieser Angelegenheit wurden zwei Entschliessungen angenommen, wovon 
sich die eine mit der Neuordnung der Gewerbelehrerprüfung befasst, 
die für die Gestaltung des Wirtschaftslebens insofern von Bedeutung ist, 
als der Gewerbelehrer im wesentlichen bestimmend ist für den Geist, 
der in den jungen Hörern herrscht. In der zweiten Entschliessung 
werden die Bundesmitglieder verpflichtet, mit besonderer Energie für die 
Fortführung der Bildungs- und Kulturarbeit einzutreten. _ 

Es folgten dann die Wahlen für den Gauvorstand. Als Mit- 
glieder wurden gewählt: Kramer - Chemnitz, Büning - Bautzen, Uli- 
mann-Dresden, Mirtschin-Diesden, Endmann-Leipzig. Kol 
lege Mirtschin wurde als Vorsitzender gewählt. Dem Kollegen 
Nitzsche wurde für seine fast 15 jährige Tätigkeit (einschl. im alten 
Butib) als Gauvorsitzender vollste Anerkennung und Dank ausgesprochen. 
In den Bundesausschuss wurden gewählt: Kahınt-Leipzig und 
Herbing-Dresden. Der Qauleiter Geiser wurde in geheimer Wahl 
einstimmig bestätigt. 

Auch auf dieser Tagung wurde wieder grosse Arbeit für die frei- 
Br Tethaftlichien Ziele der Angesteliten- und Arbeiterorganisationen 
geleistet. 








Versammlungskalender 


Bin.-Lichtenberg. MP 4. I. 7%, Rest. Zur Hütte, Frankfurter Allee 226. | 
Bensheim. M. Generalversammiung. 7.1. 7%. Bahnhofhotel Bensheim, 
Bielefeld. M. 4.1. 6%, Restaurant Vereinshaus. 

Dessau. 3.1. Generalversamm!ung. 8%, Müllers Restaurant, Schiossstrasss 18 
Dresden. Bezirk Iı M. 10. I. 78,  „Bierstail“, Gr. Kirchgasse 6,1. ®& 

Bezirk II: M. 6. L 7%. „Sachsenhof“, Dresden-Striesen, Barbarossaplatz. ® 

Bezirk III: M. 6. L 7% „Deutsches Haus“, Dresden-Löbtau, Reisewitzer 

Ecke Kesselsdorfer Strasse. @ Bezirk IV: M. 10. L 7%. „Neustädter Kasino‘, 

Dresden-N., Königstr. 15. @ Bezirk V: M. 5.1. 7%, „Pieschener Gesellschafts- 

haus“ (Duttier's Rest.), Dresden-Pieschen, Leipziger Str. 109. ® Bezirk Vi; M. | 

13.1. 7%. „Vier Jahreszeiten“, Radebeul, Leipziger Strasse 73. @ Ortsverwaltun 

ahreshauptversammlung. 12. L 7%. Restaurant Neustädter Bahnhof, Deusiandl 

itteizimmmer). j 
Hamburg-Nordost M. 6.1. 7°. Rest. Schur, Hamburger Str. 1a. 
Hamburg-Ost. M. 6. I. Rest. „Zur Bankhalle“, Wansbeker Chaussee 307. 
Magdeburg. M. 3.1. 7%. Artushof, Johannisberg. 
Mainz. M. 4.1.7% „Brauhaus zur Sonne“. @ P. Staatstechniker 61 T®, @ 

F. Bau- und Gemeindetechniker. 11. I. 7%, } | 
Trier. M. 5.1. „Drehscheibe“, Fleischstrasse. | 
Wetziar. M. 5.1. 8”. Küster (Lahnbrücke). Er 
Zwickau. M. 6 I. 8%, Rest. „Erzgebirg. Hof“. Inn. Schneeberger Str. 20. | 


nenn nn nn nusennseuneeneR mann F | 
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Ergänzungen zum 3. Buch der Reichsversicherungsordnung (Unfa'lver- 
sicherung), bearbeitet von A. Radtke, Senatspräsident im Reichsver- | 
sicherungsamt. Nachträge zur Q.ittentagschen Samm’ung deutscher | ei iıs- | 
esetze, Nr. 103. Berlin-Leipzig 1921, Vereinigung wissenschaftlicher 
ereger. Preis geb. 12 Mark. 

Die Nachträge, die im allgemeinen nach der Stoffgliederung und 
Paragraphento!ge der Reichsversicherungsordnung geordnet sind, erfassen 
die seit 1913 erlassenen, -den Jnhalt des dritten Buches -betreffenden 
Gesetze, Verordnungen und wichtigen behördlichen Runderlasse bis zum 
11. Juni 1921. Die Novelle zur Unfaliversicherung vom 11. Apriv#921 








ist am. Schluss im Zusammenhange mit den Ausführungsbestimmungen 


des Reichsversicherungsamtes abgedruckt. . Die Ausgabe ermöglicht es 
deshalb, sich bequem über den neuesten Stand der Gesetzgebung auf 
dem Gebiet der Unfallversicherung zu unterrichten. 





Diese Nummer der „D.T.Z.‘“ erscheint nur mit den Fach- 


beilagen „Der Industrietechniker‘ und „Der Bautechniker‘. Die 
anderen Fachblätter fallen ausnahmsweise fort. ’ 
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2 Tiefbautechniker 


jaugewerkschulabsolventen, zeichnerisch und bautechnisch erfahren. auf 
em Gebiete des Baues und Betriebes von Kunalisatiönsanlagen nd 
eässciügen, für zunächst zeichnerische Tätig-eit zu 8 rt 
jesucht. Bewerbungen, 'Zeugnisabschrifien "und-Lebenslauf an das 





Bezirksamt Berlin-Weissensee. 


Architekt 


Jsit abgeschlossener Baugewerkschulbildung und praktischer Erfahrung 
uf Bureau und Baustelle, flotter Zeichner mit künstlerischer Befähigung, 
'uverlässig im Veranschlagen und Abrechnung, gewandt. im Schrift- 
erkehr, bewandert im Siedlungs- und Bebauungsplanwesen, für sofort 
jesucht. - ‘= 

Die Besoldung erfolgt innerhalb der Gruppen V und VF des Reichs- 
siltarifs vom 4. Juni 1920, jetzt Vergütungsgruppe 7 und 8. Besoldungs 
nsprüche sind anzugeben: i : 
> Bewerbungen mit ‚lückenlosem Lebenslauf, Lichtbild, Zeugnisab- 
chriften, selbstgefertigten Handskizzen und Angabe des frühesten 
\intrittstermins sind sofort einzureichen. Bewerbungsunterlagen werden 
wrückgesandt. 


Osterode (Ostpr.), den 9. Dezember 1921. N 
ET, Der Magistrat. 
Erfahrener, 


energischer Bautechniker 


Is Bureauchef, sicher in Kalkulation und Veranschlagen, von grösserem 
Joch- und Tiefbauunternehmen zum baldigen Eintritt gesucht, 


Offerten an A. Sievers & Co. 


Hoch- und Tiefbau-Unternehmungen 
Cassel, Jordanstrasse 8, 


. Gesucht “ 


für die Anfertigung von Bestandszeichnungen ein 


Tiefhautechniker 


ron sofort bis voraussichtlich 1. April 1923." Derselbe muss gewandter 
Leichner in tiefbau- und machinentechnischen Anlagen sein. Vergütung 
'irlolgt auf Grund des Reichstarifs für die Behördenangestellten. 

erbungen unter Beifügung von Zeugnisabschriften und eines 
ebenslaufes mit Angabe der bisherigen Tätigkeit bis $. Januar 1922 
m richten an . 


_ > Wasserbauamt Celle.- 
Hochbautechniker, 


fiotter Zeichner, sicher in Konstruktion und Statik, auch Eisenbeion 
iowie Veranschlagen, zu möglichst bald gesucht. Angebote mit 
ehaltsforderung, kurzgefasstem Lebenslauf und Angabe der: bis- 
kerigen Tätigkeit an 

| Herm. Ehrich, Baugeschäft, Bie’eie!d. 
Für die Bahnen der Stadt Köln werden für sofortigen Eintritt geseäht: 


, 2 Eisenbahniechniker 


mit abgeschlossener eisenbahntechnischer Fachschulbildung, guten, 
in diesem Fach« bei Vollbahnen gesammelten Erfahrungen in Bau- 
aufsicht, Absteckungsarbeiten und Ausschreibungswesen. Bewerber 
müssen saubere Zeichner sein -und selbständig arbeiten können, 














mit guten zeichnerischen und technischen Kenntnissen im Eisen- 
bahnbau für zeichnerischs Arbeiten, Aufstellung von Massen- 
berechnungen, Kostenanschlägen, Abrechnunge.ı usw. 
die Anstellung bei sämtlichen 4 Stellen erfolgt ala Hilfstechniker, — 
3ewerbungen mit Gehaitsansprüchen sind sofort, spätestens .bis zum 
18. Januar 1922 bei der Direktion der städilschen Bahnen, 
Köln, Weissbüttengasse 37—43, einzureichen. 


Köln, den 17. Dezember 1221. Der Oberbürgermeister. 


| gesucht. Bedingung: Guter Zeichner. 
— _ Schlusszeugnis einer Fachschule. 


Haschinenfahrik Steinecker, Freisi 
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Tüchtige, Hunderte 7 
Konstrukteure 


finden in. den Abteilungen Ki 
Feldbahnwagenbau, Weichenbau, B 
Waggonbau 


unseres technischen Bureaus gutes Forikommen. — Vorwärts- 
| strebends Herren mit nicht zu kurzer Praxis können sich bei 
guten Leistungen Lebensstellung -schaffen. _ Für zuziehende 
verheiratete Ehren stehen Wohnungen zur Verfügung: 
Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf, Zeugnisabschriften, 
Lichtbild und Gehaltsansprüchen -sind'zu richten an. :. - 
Orenstein & Koppel A.-G: 
"= Personal-AbBtellung. .  ° _. 
Berlin SW 61 »  Tempelhofer‘Ufer 24. 
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5 jüngere Eisenbahn-. 


Anfangs-Techniker 


‚R.Danziger, Abt.D. 
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Tiefhuutechniker | > “- 


sicherer Rechner und guter, 
ilotter Zeichner zum söfor:igen 
Antrittgesucht. Vergütung nach 
Teiltaritvertrag für die \ An- 
gesteilten bei der sächsischen 
Staatsverwaltung. Bewerbung 
mit Lebenslauf und Zeugnisab- 
schriftena. Strassen- u.Wasser- 
bauamt Schwarzenberg. 


. Tiefbau- 
Techniker 


mit Erfahrungen im Abstecken, 


Niveilieren, Aufmessen und Ab-. 


rechnen, mit guten Zeugnissen, für 
sofort gesucht. Angebote an 


Wayss & Freytag A.G. 
Niederlassung Düsseldorf. 


Jüngerer, erfahrener - 


Hoenbautechniker 


für mein Architekturbureau auf 
sofort gesucht. Angebote mit Ge- 
haltsansprüchen an 


Karl B'eek, Architekt, 
Varel i.©. 


Techniker 


oder Ingenieur aus der Werkzeug- 
maschinenbranche, der selbststän- 
dig konstruieren, flott und sauber 
zeichnen kann, bald 


gesucht. 


Radiewerke, Rheinböllen b. Bingerbrück. 
: Jüngerer, erfahrener 


echniker 


für Industrie- und Wohnhausbauten, 
für Bureau- und Abrechnungs- 
arbeiten sofort gesucht. : 


A. Sievers & Co., 


Cassel, Jordanstrasse 8. 


Rollesen, 


die im Herbst 1906 die Abschluss- 
prüfung an der Baugewerkschule 
zu Magdeburg nbzeiegt, bitte ich 
um Angabe ihrer Adresse. 


W. Peiers, 
Lyck ©./P. K.W. 156. 


(Porto wird erstaltet.) 








f. ein, Bandsägentaufwagen gesucht. 





Soeben erschien; 


enhocshbau 


von Alfred Gregör, 
Obering. d.Firma Brest & (o. 
Berlin, — Etwa 500 Seiten 


Leinenbänd 2650 Mark, 
\ m! Budı- 
Hermann Mauser, nun. 
Berlin W 67/4, 

Poilsdömer Strasse 75. 


Reisszeuge and Rechenschieber 


billigste Bezugsquelle. . 
Hansen & Kleiner, Kiel, 


- Vorkehrs-Taschen-Atlas- 


von Deütschiand 


Eis 


= 






Herausgegeben von C. Opa wieder 


lieferbar durc 


E. H. Fr. Reisner, Leipzig, 


Salomonstrasse 1 


Scheintod-Gas-Pistole @R.p.) 
Idealste Verteidigungs- 
waffe. Pistole,verbessert. 
Luxusmodell M.85,— mit 

€ Patr. KeinSpielzeug. Be- 
hördlich.Anerkennungen. Vertr. ges. 

„Berlin W 57. 












Schu und Verwertung. 
von Neuerungen aller Art 
zugünst. Bedingung:durch Carl 
-Halduk,Ing., Berlin W57, Culmstr, 18 
“Langj. Erfahr. (Bundesmitgl.) 












Oberingenieurs 


beim städtischen Gas- und Wasserwerk ist alsbald durch einen 
Diplom-Ingenieur zu besetzen. 


"Verlangt werden gediegene, praktische und theoretische 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Gas- und Wasserfachs, sowie 
Fähigkeit, ‘den Direktor in allen technischen Lagen zu vertreten. ‚Die 
Anstellung 'erfolgt durch Dienstvertrag ‘auf gegenseitige dreimonatliche 
Kündigung. Nach zweijähriger einwandfreier Dienstführung wird An- 
stellung mit Beamteneigenschaft in Aussicht gestellt. Dienstwohnun 
kann nicht gestellt den: Besoldung regelt sich zurzeit nach Gruppe 
der Reichssätze und Ortsklasse- A. '° 


Bewerber, die in der Lage sind, ein Gaswerk von 16 Mill, cbm 
und ein Wasserwerk von 2,8 Millionen cbm in. jeder Peziehung zu- 
friedenstellend, zu überwachen, wollen ihre Meldung unter Beifügung 
eines Lebenslaufs und Zeugnisabschrilten sowie Angabe der Möglichkeit 
des Dienstantrittes bis spätestens 15. Januar 1922 .bei dem Unter- 
zeichneten einreichen., — Persönliche Vorstellung nur nach Auf- 
forderung erwünscht. 


Offenbach a. M., den 15. Dezember 1921. 


Architekt oder Beutecnniker. 





guter Zeichner für Projektbearbeitung, gesucht.: Selbiger muss in der 
Lage sein, nach gegebenen Skizzen selbständig zu arbeiten. Angebote 
mit Skizzen in Briefform erbeten. | 


Czajerek & Schnaare, Architekten B.D. A, 
Hamborn a. Rh., Köniastr. 125. 
















% Für die gesamten Betriebe unserer Stadt: 
bas-, Elekirizitäts-, Wasser- und Kanalwerk 


suchen wir einen erfahrenen 


Leiter. 


mit abgeschloss. Hochschulbildung, und für unser 


Elektrizitätswerk 
einen mögl. über Mittelschulbildung verfügenden 


Techniker. 


Bewerbungen mit Gehaltsansprüchen binnen 8 Tagen erbeten. 


Salzwedel, den 28. November 1921. 
Der Magisiral, 
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FE RE en Rz. ENGE EN ERRBSERE 
Aclierer, erfahrener Konsirukieur 
für Generator- u. Apparatebau zum baldigen Antritt gesucht, 
Angebot mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen, Zeugnisabschriften und 


Kerns a nentsche Mandgas- und Nebenprodukten-Gesell- 
schaft m. b, H,, Berlin WO, Krausenstrasse 9/10, 


Mehrere 


tachniker oder Zeichner Der praktische Konsirukieure 


u. Vorkalkuiatoren 


für Schlösser- utid Schmiedearbeiten, möglichst mit Erfahrungen in 
Pflagbau, zum baldigen Eintritt gesucht. Der Schmiedekalkulator 
muss mit modernen Schmiedemaschinen eingehend vertraut sein. — 


‚Angebote mit Zeugnisabschriften, frühestem Eintrittstermin, Gehalts- 


ansprüchen und Lichtbild an 
: Deutsche Werke 


Aktiengesellschaft 
Werk Cassel. 


Ein Architekt 


mit abgeschlossener Hochschulbildung wird für die Entwurfsbearbeitung 
und Leitung eines Neubaues zur Unterkunft der Schutepolizei zum 
sofortigen Eintritt gesucht. Gesuche mit Lebenslauf, beglaubigten 
Zeugnisabschriften und Gehaltsforderung werden an das, städtische 


Hochbauamt Duisburg erbeten. s 
Duisburg, den 22. Dezember 1921. Der Oberbürgermeister, 


Kessel-Einmauerung. 


Flotte Veranschlager 
in Dauerstellung gesucht, 


J. A. Topf & Soehne, Erfurt. 
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Die Teuerungszulage 


muss zum Teil als Notgroschen 
überwiesen werden an die 


Industrieheamten -Sparbank | 


Erfahrener Bauingenieur 
für Wasserkraftanlagen 


sicher im Nivellement, tüchtiger Konstrukteur und Zeichner, für Biro 
und Baustelle eines Ingenieur-Büros nach Thüringen sofort gesucht, 
Ausführliche Angebote mit Zeugnissen, Gehaltsansprüchen und eventl, 
Lichtbild umgehend erbeten an Otto’ Kind, Ingenieur - Büro, 
Wandersieben-Erfurt. > 


Tiefbautechniker 


mit guten zeichnerischen und theoretischen Kenntnissen sofort gesucht, 
Bewerber mit Prüfungszeugnis der Tiefbauabteilung eitter Baugewerk- 
schule und praktischen Erfahrungen wollen Angebote mit Lebenslauf, 
beglaubigten Zeugnisabschriften und Gehaltsforderungen unter Angabe 
des frühesten Eintrittstermines bis 20, Januar 1922 beim Siad tbauamt 
Gera einreichen. 





Zwei Architekten „uctctilter 
gl © 4 F2 Ze i eh ner für Entwurfsbearbei- 


lung und Bauleitung 
sofort gesucht. 


Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen, evtl. Skizzen und Gehalts- 
ansprüchen erbeten an das Bauami des Amtes Hordel zu 
Bochum, Brilcksitrasse itr. 33, 


@ a0 606 035 065 00000665555 605er 


Zum möglichst baldigen Äntritt zur Entlastung gesucht 
noch ein durch entsprechende Praxis erfahrener 


Vorkalkulator 


mit gutem kaufmännischen und technischen Verständnis haupt- 
sächlich für Apparate als Kesselschmiedearbeit und Behälter usw, 


Gefällige Angebote mit Lebenslauf und Angabe der Vor- 
bildung, Gehaltzanspruck, Zeit des frühesten Antritts um- 
gehend erbeten von 


F. Ergang, Magdeburg, 


Metalllocherei und Sonderwerk für 
Brauerei- und Mälzerei - Einrichtungen. 


@ 609 099 808 638 009 909 698 859 695 669 989 000 600 693.000 


T : FIEFAIRFFT 4 aa \ 
Die Einsender von Zeusäissen, Bildern usw, 
haben ein grosses Interesse daran, baldmöglichst nicht nur über ihre 
Wahl oder Ablehnung unterrichtet zu sein, sondern vor allem ihre 
Papiere usw. im Ablehnungsfalle zurückzuerhalten. Der Verlag bittet 
höflichst, darauf Rücksicht zu nehmen und den nicht gewählten Be- 
werbern baldämöglichst ihre Einsendungen zuzustellen. 


Billige .4.V.d.J. on, 


Dettw ce 191420 a. 10.—, gebd., pa. Ein- 


band je 25.— mehr, einz. Nuin. 
5 bis 20 M. Lueger, Meyer-, 
Kiffen 39,75, 53,75, 54,75, 61,70, 
79,15, 88,50 M. ufm. 


Brockhaus-Lexikon liefert 
Bezüge 145,35, 162,75, 178,—, 


Otto Thurm, Dresden A 1. 
188,—, 193,45, 195,65 M. 


Ein- und Verkauf. 
Raten 72,—, 82,85, 05,—, 102,95, 
uf. 


112,60, 125,— M. u Photogruph. Apparate 
4 


| 


096 000 000 090 089 009 008 909 000 086 
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u.Bestandteile 


Ferner: 
DSembentuche,  Lalenftoffe, ei e x 
Buletts, Damaft, Linon, Be ee 
sugsftoffe, Zifchzenge, Sen Zonophone 
bietten, Handtücher nftv, zu ; 
Engrospreifen. Katalog B frei. 


Uhren, Brillanten, 
8 \old-u.Metallwaren 
si 7 EINE Katalog c I: 


L Römer, Altona (Elbe) 1. 


Bälhefadrit 
Billi Michaelis 


Berlin E.2, Königite. 22-24. 















heime Liebesmächte — Liebeskunft, beachtet sınd Pe 
Das intereffante Mädcyen — Was der Mann fuht — 
sauber — Liebe und Ehel Vorbereitung zur Ehe — 


lung uud Geburt des Menfchen — Biele 
farbige Abbildungen — Wnerkens 
nungen und Empfehlungen gufriedener 
aeien! a... Eukmatweek tft Hochs 

chtig für Berlobte und Be, 


ed 


nis gwijhen Mann und Weib; ; die Kunft, Liebesfäden anzu 
es 


Das,große Aufklärungswerk über 
Liebes- und Geschlechtsieben 


ist fertiggestellt und wird jetzt versandt. 
Cs befteht aus vier umfangreichen Buchtellen, und behandelt das Berhälte 


knüpfen. Ges 
gt zu werben, 
Ibarer Liebes 


Verlobung 


Freie Ehe — Flitterwochen — Gefchlechtsleben in der 2 Ehe — Sinnlichkeit 
— Empfängnis und ihre Verhütung — Gefchledhskrankheiten — Verhüs 
Sen und rafche Heilung — Sichere Mittel — Neuefte Erfahrungen — Sinabe 
oder Mädchen nah Wunfch und ont der Eitern — Zeugung, Entipid 


arantie! Rücknahme 
bei Unzufriedenheit! 


am 85.— portofrel, 


Buchversand Guienberg, Dresden. E357. 
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Giemens  Riefler 


Kesselwangu. München, 


Präzisions- 
Reisszeuge 


> 





kauft 





Rundsysteme. 








Die Pensions- und Witwenkasse 


des Bundes dertechnisch. Angestellten u. Beamten 
ist die beste Zuschusskasse zur Angestelltenversicherung. 
Die eingezahlten Beiträge bleiben trotz Rentenbezug den - 
Mitgliedern bezw. deren Hinterbliebenen aüf alle Fälle 

erhalten. Sie ist daher die beste Kapitalsanlage., 


NähereAuskunft unter Uebersendung d. Aufnahmebedingungen 
erteilt die Geschäftsstelle der Pensions- u. Witwenkasse des 
Bundes d.techn. ee u Beamten; in Berlin, Werftstr.7. 


Für - Fiechten-Kranke! 


a Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Taiden; heile ich unter Garantie mit meinem’ 


vielbewährten Flechterheil in 8—14Ta 





Kalender 1922 (in zwei 


‚Tuschenbuch 
le den Miscainengon 


Herausgegeben von 


e Uhlands Ingenieur- 


Teilen)-; 


Hess, Architekten- 
Kalender 1922 . . . 


Prof. H. Dubbel Conrad Flatauer, Ka- 
Se £ lender für Ingenieure 
Ingenieur, Berlin. des Maschinenbaues . 


Dritte, erweiterte u. verbesserte Auflage 1921. 


Mit 2620 Textfiguren und 4 Tafeln, 
Zwei Teile. In Ganzleinwand gebunden, 
in einem Bande Preis M. 70.—, 
in zwei Bänden .M. 84,—. 


„Hütte“ 


des Ingenieurs Taschenbuch. 
Herausgegeben vom Akademischen 
Verein „Hütte“. 


Beten-Kalenderi922 


„sage der Kultur“, 
Ilustriert. wissenschaft- 


licher Abreisskalender, 
3. Jahrgang „Wandkalender 
Deutscher Ingenieure" , 


Deutscher Kalender 
1922 — ein Abreiss- 
kalender, welcher land- 
schaftliche, _architek- 
tonische u. künstlerische 
Glanzpunkte Deutsch- 

Neueste Auflage in. 3 Bänden lands in prachtvollen 

gebunden M. 150.— Bildern vor Augen führt 


Zu beziehen durch den 





» 


.M. 4 


14. 


14.— 
27.— 


15.— 


industriebeamten-Verlag ii 


Berlin NW32, Werfistrasse 7. 





i Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. / Preis 25 Mark, E 
F, Müller, Heilkundiger, Bremen 


= Grone a er 23. a 9—10 und 3—4 Uhr. 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 






Nummer 1 


Ein Vorschlag zur Lösung der Wohnungs- 
frage in Danzig 


Die Erstellung neuer und Erhaltung ‘der alten Wohnungen 
ist neben der Versorgung des Volkes mit Lebensmitteln heute 
wohl die wichtigste und brennendste+ sozial- und wirtschafts- 
politische Frage geworden, deren Lösung nicht länger mehr 
hinausgeschoben werden darf. Allenthalben sind in den Stadt- 
verwaltungen, in den Ministerien und in den wirtschaftlichen 
Organisationen und Verbänden die besten Köpfe damit beschäf- 
tigt, den geeigneten Weg, der hierbei begangen werden muss, 
ausfindig zu machen. Uns fehlen fast 1% Millionen 
Wohnungen in Deutschland, und die vorhandenen treiben 
immer mehr dem Verfall entgegen, wenn nicht beschleunigt 
mit den notwendigen Reparaturarbeiten begonnen wird. 
Wir haben das Material, insbesondere die Rohstoffe dazu im 
Lande, ebenso die Arbeitskräfte. Warum also bauen wir nicht? 
Weil bis heute noch nicht die grossen Mittel, die bei der un- 
geheuren Verteuerung des Bauens erforderlich. sind, flüssig ge- 
macht werden konnten und noch keiner den Weg anzugeben 
wusste, der mit Erfolg beschritten werden kann, um sie zu 
beschaffen, und der zu einem gerechten Ausgleich der Miets- 
kosten in den alten, auf der Grundlage der guten Goldmark er- 
bauten und den neuen, mit schlechtem Papiergeld finanzierten 
Wohnhäusern führt. 


In Danzig bestehen, wie aus einem Bericht des dortigen 
Wohnungsausschusses- hervorgeht, ganz besonders trostlose Zu- 
stände auf diesem Gebiete, weshalb dort die freien Arbeiter- 
und Angestelltengewerkschaften, sowie die Mietervereine zur 
organisierten Selbsthilfe schritten-- und einen Wohnungs- 
verband, sowie als Selbstverwaltungskörper eine Woh- 
nungskammer für Danzig gründeten. Die Wohnungskam- 
mer will die Bearbeitung der Wohnungsfrage energisch in die 
Hand nehmen und fordert dazu vom Gesetzgeber des Frei- 
staates die Einräumung einer gewissen Monopolstellung im 
Wohnungswesen. In einer sehr interessanten, von Prof. 
Klöppel (Technische Hochschule) verfassten Broschüre*) hat 
dieser Wohnungsausschuss einen Vorschlag zur Lösung der 
Frage gemacht, welcher das angedeutete Ziel in folgender 
Weise zu erreichen sucht: „Man nimmt die Summe aller 
Mieten, der niedrigen in der alten, wie der hohen in der neuen 
Bebauung, und ermittelt danach. einer Durchschnittsmietsatz, 
womit olıne weiteres die durch die heutige. Teuerung herbei- 
geführte Mehrbelastung auf alle Mieter gleichmässig verteilt 
wäre, Dann muss die Selbsthilfe aller Mieter einsetzen, die 
sich wie in Danzig nunmehr organisieren muss und den Bau 
der notwendigen Wohnungen zu betreiben hat. Der Begriff 
„Mieter“ wird hier soweit als möglich. gezogen und es als 
gleichgültig betrachtet, ob der Mieter bei einem Dritten oder 
als Hausbesitzer gewissermassen bei sich selbst zur Miete 
wohnt. Nur der so verstandenen Gesamtheit der Mieter sei es 
nach diesem Vorschlag möglich, die zum Neubau der eriorder- 
lichen Wohnungen notwendigen Mittel auf dem Wege der An- 


- Jeihe aufzubringen. Der Wohnungsverband baut also dort und 


nimmt die zum Neubau erforderlichen Anleihen auf. Die neu- 
gebauten und auch die durch Kauf erworbenen alten Wohn- 
und Gewerbestätten bleiben im Besitz des Wohnungs- 


*) Zu beziehen zum Preise von 1 M.- im Verlage von W. Brodt, 
Danzig-Langfuhr, Hauptstr. 25. 


Berlin, den 7. Januar 
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verbandes und er vermietet sie zu den. gleichen Durch- 
schnittsätzen, wie sie durch das Mietseinigungsamt für die alte 
Bebauung festgesetzt sind. Für die hierdurch nicht gedeckten 
Zinsen und zur entsprechenden Tilgung der Anleihen, Hypo- 
theken usw, erhebt der Verband von seinen Mitgliedern 
Jahresbeiträge in prozentualen Zuschlägen zu dem wirk- 
lichen Mietswert der Wohnungs- und Gewerbestätten. So soll 
eine möglichst gleichmässige Verteilung der durch die heutigen 
Verhältnisse bedingten Mehrkosten auf vollkommene Weise in 
die Praxis umgesetzt werden. Der Verband hat seine Forde- 
rungen in folgenden Richtlinien und Organisationsgrundsätzen 
zusammengestellt: 


1. Mitglied des Verbandes ist jeder Inhaber einer selbständi- 
gen Wohn- oder Gewerbestätte in Gross-Danzig. 

2. Die Gesamtheit der Mitglieder wählt einen fünfziggliede- 
rigen Verwaltungsrat — die Wohnungskammer —, welche 
sich höchstens bis zu einem Drittel aus Hausbesitzern zu- 

e  sammensetzen darf. 

3. Zur Führung der engeren Geschäfte steht an der Spitze 
der Wohnungskammer ein von ihr gewählter fünfgliedriger 

‚ Vorstand. 

4. Aufgabe des Wohnungsverbandes bildet die Errichtung 
neuer und der Ankauf bestehender Wohn- und Gewerbe- 
stätten, sowie ihre Bewirtschaftung, 

5. Zur Schaffung der hierzu erforderlichen finanziellen Grund- 
lage erhält der Wohnungsverband das Recht, von seinen 
Mitgliedern Jahresbeiträge in Form von prozentualen Zu- 
schlägen zum wirklichen Mietswert der von ihnen be- 

nutzten Räume zu erheben. 

6. Diese Beiträge dienen zur Verzinsung und Tilgung der 
zum Neubau oder Ankauf von Häusern aufgenommenen 
‚Anleihen, Hypotheken usw., soweit hierzu nicht die Miets- 
und Pachtverträge. ausreichen. 

7. Die Mieten in dem von dem Wohnungsverband gebauten 
und gekauften Häusern dürfen nicht höher sein als die 
Durchschnittsmieten in den ihm nicht gehörenden Anwesen, 
Die Höhe der Mieten wird in gewissen Zeitabschnitten den 

- “wirtschaftlichen Verhältnissen angepasst. 

8. Alle von dem Wohnungsverband aufgenommenen Hypo- 
theken, Anleihen usw. müssen in einer bestimmten Anzahl 
von Jahren getilgt werden. 

9, Zur Erwerbung des für einen. Neubau erforderlichen Grund 

und Bodens und zum Ankauf vorhandener Häuser erhält 
der Wohnungsverband ein allgemeines Vorkaufsrecht 
bei allen im Gebiete von Danzig stattfindenden Grund- 
stücks- und Hausverkäufen, sowie für den unbebauten 

- Boden nach Bedarf ein Enteignungsrecht. 

10. Die Ausübung des Vorkaufs- und Enteignungsrechts. er- 
folgt auf der Grundlage einer allgemeinen Abschätzung. 
Dieser wird für unbebaute Grundstücke deren Wert vor 
dem Krieg unter Zubilligung eines gewissen Zuschlages und 
für die bebauten Grundstücke die Kapitalisierung ihres 
wirklichen Mietswerts bzw. der Material- und Bodenwert 
zugrunde gelegt. 

11. Der Wohnungsverband vermietet und verpachtet die in 
seinem Besitz befindlichen Wohn- und: Gewerbestätten 
in der Form, dass die Miets- und Pachtverträge als solche 
von seiten des . Wohnungsverbandes nicht kündbar sind, 
solange der Mieter seinen Verpflichtungen ihm gegenüber, 
nachkommt. Die Mietsverträge sind aber auf die gesetz- 
lichen Erben  vererbbar.“ j 


Wir haben es also hier mit einer der Selbsthilfe entsprin- 
genden Sozialisierung des Wohnungswesens zu 
tun, die, wenn die dahinterstehenden Kräfte stark genug sind, 
zweifellos geeignet ist, der Wohnungsnot ernstlich entgegen- 
zutreten. Unsere Gauverwaltung in Danzig wird sich der 


nn 
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Mitarbeit im Interesse der Angestellten nicht entziehen und! vor 
allem darauf hinzuwirken haben, dass bei Ausführung der. not- 
wendigen. Bauten das private Unternehmertum möglichst: aus- 
geschaltet und. durch soziale Bau- und Baustoif- 
betriebe ersetzt wird. Es wird Aufgabe des Freistaates 
Danzig sein, den zweifellos einsetzenden Widerstand der Haus- 
besitzer und Unternehmer zu brechen und dem Wohnungs= 
verband freie Bahn zu seiner Betätigung 'zu schaffen. Dazu 
gehört, dass ihm gesetzlich das Vorkaufs- und Enteig- 
nungsrecht übertragen wird. 

Es wird von den deutschen ‚Wohnungspolitikern zu prüfen 
sein, ob und inwieweit sich die hier für Danzig vorgeschlagenen 
Grundsätze allgemein verwerten lassen. Uns scheint, ins- 
besondere wenn an Stelle des freiwilligen Zusammenwirkens 
einzelner Volksteile gesetzlicher Zwang für alle tritt, dieser 
Danziger Vorschlag 'einen Weg zu weisen, der aus dem Woh- 
nungselend herausführt, und der weiter geeienet ist, die Bau- 
tätigkeit zu; beleben. 2% ! 

In Deutschland beschäftigen sich gegenwärtig sowohl die 
Sozialisierungskommission wie der beim Reichs- 
arbeitsministerium in Erfüllung einer Forderung des Aktions- 
ausschusses der deutschen Gewerkschaften zur Herbeiführung 
eines Heimstättenamtes eingerichtete Beirat mit der Siede- 
lungs- und Wohnungsfrage. Auch die freien Gewerkschaften 
haben sich entschlossen, das Schwergewicht ihrer Macht im 
Zusammenwirken mit den für die Gemeinwirtschaft eintreten- 
den Parteien in die Wagschale zu werfen, um hier endlich: zu 
einer gründlichen Lösung zu kommen So wurde eine freie 
Kommission gebildet aus Vertretern der beiden sozialisti- 
schen Reichstagsfraktionen — denn nur diese kommen als zu- 
verlässige Verfechter des Sozialisierungsgedankens: in Trage —, 
des A. D. G. B. und des ASA-Bundes, die zunächst ein Sekre- 
tariat einrichtet, -welches:das gesamte einschlägige Material 
sammelt und sichtet und nach -den von der Kommission auf- 
gestellten Richtlinien schleunigst einen Gesetzentwurf 
zur Sozialisierung des Wohnungswesens aus- 
arbeiten und zur parlamentarischen Behandlung bringen. wird, 
Dabei muss allerdings rasch gearbeitet werden, wenn nicht 
auch das kommende Baujahr 1921 ungenutzt vorübergehen soll. 
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Der neue Tarifvertrag für die sächsischen Vermessungs- 
techniker, Nachdem es uns durch mehrfaches Verhandeln mit 
dem Wirtschaftsministerium gelingen ist,‘ die -Gebührensätze 
der. sächsischen Feldmessergebührenordnung durch die. Re- 
sierung ganz beträchtlich zu ‘erhöhen — die. Arbeitsstunde 
wurde von 5 auf 12 M., die Feldzulage von 10 auf 20 M. und 
die Schreibgebühren um 500 Prozent erhöht — war damit 
die Grundlage zu einer besseren Bezahlung der im sächsischen 
Vermessungsgewerbe beschäftigten Angestellten geschaften. 


Am 1. August 1920 traten die neuen Gebührensätze in 
Kraft. Es wurden daraufhin unverzüglich neue Tarifverhand- 
Jungen mit dem Verein der beeideten Landmesser für Sachsen 
eingeleitet, wobei die gewiss ganz eigenartige Erscheinung zu- 
tage trat, dass den Arbeitgebern die von uns erkämpften Ge- 
bühren zu hoch waren, so dass sie am liebsten versucht hätten, 
durch eine newe Verfügung der Regierung die Entschädigung 
für die Arbeitsstunde von 12 auf. 10 M. herabzusetzen! 

Trotz der ganz bedeutenden Mehreinnahmen, welche den 
Landmessern aus der neuen Gebührenerhöhung durch das Vor- 
gehen der Angestellten erwachsen, boten sie diesen bei den 
Verhandlungen im August monatliche Gehälter von 400. bis 
900 M., wobei das glänzende Endgehalt nach 30 Praxisjahren 
— ausschliesslich Lehrzeit — also in einem Alter von etwa 
48 Jahren zu erreichen war. 

Da die Zugeständnisse der Arbeitgeber durchaus unge- 
nügend waren, wurden die Verhandlungen abgebrochen und 
die Angelegenheit von uns dem Schlichtungsausschuss über- 
wiesen. Noch vor Anberaumung eines Termins wurden von 
den Landmessern weitere Zugeständnisse gemacht. Da es den 
Anschein hatte, dass nun auf Grund von Besprechungen doch 
noch eine gütlichie Einigung zustande kommen würde, wurde 








- keinem Ergebnis führte. 


der Antrag beim Schlichtungsausschuss zunächst zurückge- 
zogen. Die Antwort auf unser Entgegenkommen war ein 
Tarifvertragsentwurf der Landmesser, der uns mit jeinem Be- 
gleitschreiben am 1. November 1920 zuging, in dem bedingungs- 
lose Annahme des Entwurfs der Arbeitgeber geiordert wurde. 
Diese Forderung konnte selbstverständlich von uns nicht an- 
genommen werden, zumal die Regelung der Lehrlingsirage 
vollständig ausgeschaltet ‚war fund 'die Zugeständnisse hin 
Sichtlich der Gehälter, Feldzulage, Bezahlung. der. Reise- und - 
Wartezeit und des Urlaubs ungenügend waren. Es wurde 
deshalb erneut der Schlichtungsausschuss angerufen, Am 
3. Dezember fand die erste Verhandlung statt, die jedoch zu 
In zwei Terminen, unter dem Vorsitz 
eines unparteiischen Verhandlungsleiters, kam der Tarifvertrag ' 
teils durch Einigung, teils durch Schiedsspruch zustande.” 
Die. Lehrlingsfrage wird erst im Januar entschieden, da 
von beiden Organisationen bis 17. Januar 1921 noch Material 
über die Anzahl der in Sachsen beschäftigten Techniker, Land- 
messereleven und Lehrlinge beschafft werden 2.1 RE x 
Die durch Schiedsspruch festgesetzten monätlichen Ge- 
haltssätze sind iolgende: ; “ 
Für Vermessungstechnikeranwärter und Landmesseranwärter: 
im 1, Praxisjahr 300 M, ‚im 3, Praxisjahr 600 .M. . 
„2 „ 550 „ „4 = 650 .; 
für Vermessungstechniker: 
m 5. Praxisjahr 700 M, im 11. Praxisjahr 1100 M. 
” 6. ” 750 „ ” 12, 2 ” 1175 „ 


„7. „ 800 „ in BI A a re 
» 8. „ 875 ” „ 14.u.15. „ 1225 ” 
„ 9. ”„ 950 ” % 16. u.17. ” 1250 „ 


„10. be 1025 „ ».18.—20. ; 1275, 
im 21. Praxisjahr und darüber 1300 M. 


‘Die Arbeitszeit beträgt 48 Stunden wöchentlich. Reise- 
und Wartezeiten über ‚die 8stündige Arbeitszeit hinaus werden 
mit */ırs: des Monatsgehalts vergütet; Ueberstunden wie im 
alten Tarif. ER 

Feldzulage bei Arbeiten im Wohnort täglich 6,50 M. ausser- 
halb 13 M. Bei. ireier Wohnung ‚und Verpflegung täglich 
3 M. Feldzulage., ni e | 

Urlaub bis zum 25, Lebensjahre 6 Arbeitstage, vom 25. bis 
30, Lebensjahre 9 Arbeitstage und vom 30. bis 40.. Lebensjahre 
12 Arbeitstage. N 
_ Der neue Tarif tritt mit Wirkung vom 1. August 1920 in 
Kraft. Er kann vom 1. April 1921 ab mit Frist von’ drei Mo- 
naten von beiden Seiten gekündigt werden. 

Die sonstigen Bestimmungen des Tarifvertrages sind un- 
wesentlich geändert. Die Drucklegung des Tarifs kann erst 
nach Regelung der Lehrlings- und Ausbildungsirage, voraus- 
sichtlich Ende Januar erfolgen. PR 

Zur Beschaffung der vom Schlichtungsausschuss verlangten 
Unterlagen gehen den einzelnen Bureaus in nächster Zeit 
Fragebogen zu. Die sofortige Ausfüllung und, Rückgabe an 
die Gaugeschäftsstelle in Dresden, Weettiner Platz 101, muss 
bis spätestens 10. Januar 1921 erfolgen. 

Sollten einzelne Privatbureaus noch nich® im Besitz der 
Fragebogen sein, so wollen sich die Kollezen sofort _ an. die 
Gaugeschäftsstelle wenden, 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


Nummer 2 | 


Soziale Baubetriebe und arıkr 


Das Baugewerbe wird vielfach zu den konservativen Ge- 
werben gezählt, — seine Arbeitsmethoden und Werkzeuge sind 
ja in der Hauptsache auch noch dieselben, die schon zur Zeit 
unserer Grossväter und deren Grossväter angewandt wurden. 
Die guten alten Regeln der Baukunst, die schon vor Jahr- 
hunderten im Gewerbe galten, gelten auch heute noch, und 
dennoch kann man nicht sagen, dass das Baugewerbe etwa 
hinter der Entwicklung der Technik zurückbleibe. Mit dem 
Aufkommen des Eisenhochbaues und mehr noch mit dem 
Betenbau sind neue entwicklungsfähige Bauweisen entstanden, 
und als es gelang, Eisen und Beton, diese beiden wichtigen 
Baustoffe, miteinander zu einem zu vereinigen, war die Bahn 
frei geworden zur Gestaltung von Bauwerken, die an Kühn- 
heit der Linienführung, Umfang und Höhe an die gewaltigsten 
Werke des baufroben Mittelalters heranreichen, vielfach diese 
noch in den Schatten stellen. Man lasse nur einmal die Stein- 
gewordene Staiik der Breslauer Festhalle oder ähnlicher Bau- 
ten auf sich wirken. Das Baugewerbe ist also hinsichtlich seiner 
technischen Entwicklung keineswegs so konservativ geblieben 
wie gemeinhin. angenommen wird. Die besten Köpfe des Ge- 
werbes Sind in der Forschungsgesellschaft für 
wirtschaftlichen Baubstrieb dabei, zeit- und kraft- 
sparenden Arbeitsmethoden und der wirtschaftlicheren Verwen- 
dung des Materials neue Wege zu weisen. Die Aufgaben, die 
unseren Baumeistern in den letzten Jahrzehnten vor dem 
Kriege z. B. das Verkehrswesen stellte und die noch grösseren 
Aufgaben des Wiederaufbaues der durch den Krieg zerstörten 
Gebiete in Frankreich und zur Behebung der Wohnungsnot in 
Deutschland erfordern zu ihrer Lösung nicht nur die restlose 
Beherrschtng der Bautechnik, sondern auch ein Mass von Orga- 
nisationsfähizkeiten, das den engen Rahmen des alten, zünft- 
ferischen Bauhandwerks sprengen muss. Bauwerke, zu deren 
Schaffung viele tausend Menschenhände und Hunderte von 
Köpfen zusammenwirken müssen, können nicht mehr durch den 
Klein- und Mittelbetrieb des einzelnen Baumeisters bewältigt 
werden. 7 

Wie in der Bautechnik, so werden sich auch in der 


Bauwirtschaft neue Produktionsformen durchsetzen, ia sie 
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haben sich zum grossen Teil bereits durchgesetzt. Auch im 
Baugewerbe ist an die Stelle des Einzelunternehmers die Ge- 
sellschaft getreten, eine Vielheit von Aktionären, die unter 
Leitung tüchtiger Techniker den modernen grossen Baubetrieb 
schuf. Das Baugewerbe wird zur Bauindustrie! 
Das ist die Entwicklung, die sich auf wirtschaftlichem Gebiete, 
zuerst langsamer, nicht so sprunghaft wie z. B. in der Metall- 
industrie, heute aber schnell und schneller vollzieht. Der Krieg 
hat das kleine Unternehmertum im Baugewerbe immer weiter 
zurückgedrängt. Während die grossen Aktiengesellschafiten bei 
der Kriegsarbeit riesige Gewinne einheimsten, stand der kleine 
Bauunternehmer draussen an der Front und konnte zuschen, 
wie sich die grossen Baufirmen beim Stellungsbau „gesund“ 
machten. 

Was hat nun die hochkapitalistische Ent- 
wicklung des Baugewerbes mit sozialen Bau- 
betrieben und Technikern zu tun? So wird 
mancher Kollege fragen, der sich bisher gar nicht oder nur 
wenig mit den wirtschaftlichen Problemen seines Berufes be- 
schäftigt hat. Die Antwort darauf ist, dass diese Entwicklung 
für die bisher angestellten Techniker von allergrösster Be- 
deutung ist und keiner daran vorübergehen kann, ohne ihr die 
grösste Aufmerksamkeit zu schenken. Tua res agitur — um 
deine Sache handelt es sich! Die Aufsaugung der Kleinbetriebe 
durch den Grossbetrieb macht im Baugewerbe Fortschritte. Sie 
trennt auch hier den Arbeiter immer mehr von den Produk- 
tionsmitteln und verwandelt ihn in einen besitzlosen Prole- 
tarier. Auch den Kopfarbeiter, den Techniker! ‚Mit der fort- 
schreitenden Monopolisierung der Grossbetriebe, mit der Ent- 
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wicklung des Werkzeugs zur Maschine, die im Baugewerbe in 
den letzten Jahren sich besonders rasch vollzieht, schwindet 
für immer grössere Kreise der Techniker die Möglichkeit dahin, 
selbständig zu werden und dem Bauhandwerk einmal als Mei- 
ster zu dienen. Die abhängize Tätigkeit des Technikers ist 
nun nicht mehr eine vorübergehende, sondern auch für ihn ist 
jetzt das „Angestelltenverhältnis“ Lebensberuf geworden. Nur 
noch ganz wenigen, besonders vom Glück begünstigten Tech- 
nikern wird es möglich sein, „selbständig“ zu werden, und wenn 
sie es geworden sind, sich auch im Konkurrenzkampf mit den 
kapitalstarken Grossbetrieben zu behaupten. Die Masse der 
auf Baugewerkschulen, Techniken und Hochschulen herange- 
bildeten Techniker bleibt „Angestellter“ das ganze Leben lang, 
Das bedeutet auch für diese Schichten Zunahme der Unsicher- 
heit ihrer Existenz, des Elends, der Erniedrigung und der Aus- 
beutung durch den Besitzer der Produktionsmittel, dem sie 
nun in mehr oder weniger „gehobener“ Stellung Dienste leisten 
müssen. 

Aus der Gewerkschaftsarbeit kennen wir die Folgen für 
den einzelnen, die das Angestelltensein mit sich bringt, Wir 
wissen, dass der Techniker — und wenn er sich noch so sehr 
sträubt es zuzugeben — heute ein ebenso .besitzloser Prole- 
tarier geworden ist, wie der Maurer, Zimmermann oder Stein- 
träger, die er am Bau zu führen und zu beaufsichtigen hat. 
Ja, die Tarifbewegungen der Techniker zeigen es immer wieder 
auf: Die Bewertung der geistigtechnischen 
Arbeit steht niedriger im Kurse bei den Unter- 
nehmernals die Handarbeit. Dahin ist es gekommen, 
dass nicht einmal das zur Ausbildung benötigte Kapital ver- 
zinst und amortisiert wird, und der Techniker, der vor seinem 
Studium Maurer war, heute noch vielfach weniger verdient, 
als wenn er Maurer geblieben wäre. 

Aus dieser Betrachtung ergibt sich, dass auch im Bauge- 
werbe die Hand- und Kopfarbeiter die gleichen 
wirtschaftlichen Interessen haben. Ihr gemein- 
samer Todfeind ist der Kapitalismus, der die physischen Kräfte 
und Handiertigkeit des Arbeiters genau so ausbeutet, wie die 
Kenntnisse, Erfahrungen und Talente des Technikers oder Archi- 
tekten, des Ingenieurs oder Bauführers. Der Unternehmer, der 
jenseits des unüberbrückbaren Abgrundes steht, welcher Aus- 
beuter und Ausgebeutete voneinander trennt, die kapitalistische 
Wirtschaftsform sind die Gegner, und diesen gilt in Zukunft der 
gemeinsame Kampf der Kopf- und Handarbeiter des Bauge- 
werbes. Ein Kampf, der sich nicht erschöpfen kann in Lohn- 
bewegungen, die von den Gewerkschaften daneben immer noch 
zu führen sind, sondern der weit darüber hinausgreifend aufs 
ganze gehen muss. Die Beseitigung der kapitali- 
stischen Ausbeutungswirtschaft und deren 
Ersatz durch die sozialistische, für und durch 
die Gesellschaft betriebene Praduktion isk 
das Ziel des begonnenen Entscheidungs- 
kampfes zwischen Kapital und Arbeit. 

Das ist die Periode, in die wir mit Gründung der „sozia- 
len Baubetriebe“ und deren Zusammenfassung in einem 
starken kapitalkräftigen „Verband sozialer Baube- 
triebe“ eingetreten sind. Bereits an mehr als 100 Orten 
sind Hand- und Kopfarbeiter des Baugewerbes vereinigt zur 
Offensive übergegangen und haben dort unter Ausschaltung 
des Untertichmers begonnen, selbst Bauarbeiten aller Art aus- 
zuführen. Wenn irgendwo in einem Gewerbe oder Wirtschafts- 
zweig, dann ganz besonders im Baugewerbe ist heute der 
„Unternehmer“ überflüssig geworden. Welcher Techniker 
kennt nicht selbst aus seiner eigenen Erfahrung die zahlreichen 
Typen von „Baumeistern“, „Bauunternehmern“ usw., die zwar 
dem Namen nach Besitzer ihres Betriebes sind, mangels jeg- 
licher techn’schen Kenntnisse für die tatsächliche Leitung des- 
selben aber sich als völlig ungeeignet erweisen. Da ist es der 
dafür mehr schlecht als recht bezahlte Techniker, der den Be- 
trieb atiirechterhält. Soll der Zustand, dass der eine arbei- 
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tet und der andere verzehrt, dauernd so bleiben? In dem 
Augenblick, in dem sich Techniker und Bauarbeiter die Hand 
reichen zum gemeinsamen Schaffen, ist der Unternehmer ent- 
behrlich geworden. Auch der Unterneh merprofit kann 
der Allgemeinheit erspart bleiben. Wo fachliche Tüchtigkeit 
der Techniker und berufliche Arbeitsfreude der Arbeiter bisher 
bereits in sozialen Baubetrieben zusammenwirkten, hat sich 
noch stets gezeigt, dass diese Wirtschaftsform, bei welcher der 


Ertrag der Arbeit -nicht mehr einem einzelnen Unternehmer \ 
oder gar anonymen Aktionären, sondern der Allgemeinheit und 


den im Betriebe Tätigen selbst zugute kommt, der kapitalisti» 
schen Konkurr&nz überlegen ist. 


Was hält also die Techniker noch ab, in Massen sich der 
neuen Bewegung anzuschliessen? Nichts, was sich berechtig- 
terweise dagegen ins Feld führesi liesse. Aber es hiesse für 
den Kenner der Technikermentalität und der Arbeiterpsyche 
sich einer absichtlichen Täuschung schuldig machen, wollte er 
verkennen, dass noch ein gut Stück Misstrauen auf beiden 
Seiten vorhanden ist. Der Arbeiter sieht noch allzusehr in 
dem Techniker den „Stehkragenproletarier“, der sich aus 
„Standesdünkel“ der besseren Einsicht verschliesst und dem 
Unternehmertum willig Handlangerdienste gegen die Arbeiter- 
Schaft leistet. Umgekehrt befürchtet der Techniker erst recht 
die Nivellierung seiner Stellung im Betriebe auch hinsichtlich 
des Einkommens, wenn er unter die „Herrschaft der Arbeiter“ 
käme. Beide Auffassungen sind m. E. durchaus falsch. Mit 
der fortschreitenden gewerkschaftlichen Erziehung der Bau- 
techniker, zuerst durch dei früheren „Deutschen Tech- 
nikerverband‘“, jetzt nach dessen Verschmelzung mit dem 
„Bund der technisch-industriellen Beamten“ durch den „Bund 
der technischen Angestellten und Beamten“ 
ist die gewerkschaftliche und politische Reife der Techniker 
bedeutend gewachsen und das Verständnis für die Bestrebungen 
der Arbeiterbewegung in diesen Kreisen ein ganz anderes und 
besseres geworden. Die Möglichkeit, dass Techniker sich als 
Streikbrecher verwenden lassen, ist heute so gut wie ausge- 
schlossen, und der Gedanke der Interessensolidarität zwischen 
Arbeitern und Angestellten in den Kreisen der Techniker noch 
am weitesten verbreitet. Und die Bedenken der Techniker zer- 
streut der Vorstand des Deutschen Bauarbeiterverbandes selnst, 
der auf dem letzten Verbandstag in Karlsruhe noch zum Aus- 
druck brachte, dass die geistig schaffende und leitende Tätig- 
keit des Technikers höher als einfache Handarbeit bewertet 
werden müsse. Darum also handelt es sich nicht, dass der 
Techniker im sozialen Baubetriebe dem Arbeiter sich zu beugen 
habe, wie er sich heute dem Unternehmer beugen muss, oder 
der Arbeiter sich vom Techniker übervorteilt fühlt. Nein, als 
völlig gleichberechtigte Mitarbeiter am grossen Werk 
der Sozialisierung des Baugewerbes sollen sich Techniker und 
Handarbeiter zusammenfinden. ‘Der tüchtige Techniker wird 
von selbst die Führung im Betrieb erhalten, wenn er in seiner 
Person die Eigenschaften des Wirtschaftsführers vereinigt und 
sich das Vertrauen der Arbeiter des Betriebs erwirbt. 


Die soziale Bauwirtschaft muss demokratisch orga- 
nisiert sein, ohne aber die Initiative des Führers 
zu beschränken, wenn sie sich im Wettbewerb mit dem kapi- 
talistischen Betrieb durchsetzen will. Die Stellung des Tech- 
nikers im Betriebe ist deshalb nicht so sehr eine Frage des 
Dienstvertrages als der Persönlichkeit, und seine Wertung wird 
der fachlichen ünd moralischen Ueberlegenheit entsprechen, 
Gewiss, nicht jeder kann im sozialen Baubetriebe an erster 
Stelle stehen, und nur ‚die besten und fähigsten Techniker, die 
auch ebenso sehr gute und überzeugte Anhänger der Gemein- 
wirtschaft wie fachtüchtig sein müssen, sollen Führer in der 
Bewegung werden. Das soll aber nicht heissen, dass die ande- 
ren in der Masse untergehen. Auch die Arbeit am: Zeichen- 
tisch, im Kalkulationsbureau, auf der Baustelle, im Betriebe usw, 
wird im sozialen Baubetrieb veredelt und ein grösseres Mass 
innerer Befriedigung bringen, weil ihr Zweck nicht mehr ist, 
einem privaten Unternehmer Gewinn zu schaffen, sondern der 
Allgemeinheit und damit sich selbst zu dienen. Es ist eine Fr- 
ziehungsfrage ersten Ranges, die Arbeit um ihrer selbst willen 
zu leisten, und das will die neue grosse Bewegung, die mit 
Gründung des „Verbandes sozialer Baubetriebe“ ihre Spitze er- 
halten hat und mit der noch folgenden Schaffung der Bezirks- 
verbände und der Gründung neuer Bauhütten und Betriebsge- 
nossenschaften weitere kräftige Glieder erhalten wird. Damit 
beginnt für das Baugewerbe eine neue Zeit. Die sozialen Bau- 
betriebe bringen den Arbeiter und Techniker wieder mit den 
Produktionsmitteln zusammen. Sie geben ihnen die Möglich- 
keit, sich von den kapitalistischen Fesseln frei zu machen, sie 


wollen, dass gemeinnützige Grossbetriebe im Baugewerbe ent-' 
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Stehen, in welchen arbeitsfrohe Menschen mit Hilfe der besten 
technischen Errungenschaften die Ertragsfähigkeit der Arbeit 
riesenhait steigern, und dass diese selbst aus einer Quelle der Not 
und des Elends zu einer Quelle der höchsten Wohlfahrt. für 
alle werde. Kein Techniker, der seine Zeit versteht, wird da- 
bei fehlen dürfen. Heinrich Kaufmann. 
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Bezirkstariivertrag für das Architekturgewerbe in Baden. 
Auf Grund des Reichstarifvertrages, den wir mit dem Bund 
deutscher Architekten abgeschlossen haben, werden in den ein- 
zelnen Bezirken nunmehr auch die Bezirkstarifverträge für die 
in Architekturbureaus und Ateliers beschäftigten Techniker und 
Architekten abgeschlossen, 

Für Baden kam ein Bezirkstarifvertrag zustande, welcher 
für. alle Ateliers von Privatarchitekten im Landesbezirk Baden, 
die dm B. d. A. angehören, und für ‚alle in diesen 
Bureaus oder Betrieben beschäftigten, im Bunde orga- 


‚ nisierten Techniker und Architekten gilt. Die wöchent- 


liche Arbeitszeit beträgt danach bei getrennter Arbeits- 
zeit 45, bei durchgehender Arhkitszeit 42 Stunden, am 
Sonnabend wird 3 Stunden früher als an den übrigen Wochen- 
tagen und an Tagen vor den Festen um 12 Uhr mittags ge- 
schlossen. Jeder Angestellte, auch solche in gekündigter 
Stellung, hat nach dem Tarifvertrag Anspruch auf einen jähr- 
lichen Urlaub, der sich nach dem Dienstalter Tichtet und zwi- 
schen 8 und 21 Arbeitstagen schwankt. Nach 8 4 des Bezirks- 
tarifvertrages beträgt das Gehalt: 
Für Gruppe A 
so M.| Tec.Hilfskräfte unter 20 Jahren 525M. 
7 von 20 bis 24 Jahren 625 „, 
von 24 bis 28 Jahren 750-,, 
2 über 28 Jahre . . „850 „ 
Untergruppen im 1, 2. 


3, 4 5. Jahre 
1. Anfänger . . . . 2. 2... %0M. 950M. 1000M. : 
2. Fertige Techniker . . . . 1100 „1150 „ 1200 „1250 M. 1350 M., 
3. Selbständige Techniker unter 30 Jahren . , 1350 = 
i von 30 bis 35 Jahren 1450 „. 
über 35 Jahre . . . 1550 „; 


Lehrlinge 
im 1. Lehrjahr . . . .» 
» 2. »„ ® .ee . . 100 ” 


BEN}. 
Für Gruppe B 


Für Gruppe C 


Untergruppen im 1. 2. 3. Jahre 
1. Architekturschüler . . . 2... 600 M. 750 M. 900 M. 
2. Theoretisch ausgebildete Architekten 1000 x 1100 „ 1200 


3. Theoretisch und praktisch ausgebildete \nter 30 von30bis35 üb,35 Jahre 
Architekten... un. 2 ar M. 1400 M. 1600 M. 
4. Selbständig arbeitende Architekten . 1500 = 1600 „ 1700 -, 
Für die Tätigkeit auf der Baustelle oder ausserhalb des 
Ateliers werden Bauzulagen und Reiseentschädigungen gewährt, 
innerhalb des Stadtbezirks nach freier Vereinbarung, ausserhalb: 
Fahrkosten, Unterkunft, Verpflegung, sowie eine Stunden- 
zulage von 3 Mark. - gr 
Die vorgenannten Gehälter gelten für. Ortsklasse I: Mann- 
heim, Karlsruhe; SE 
für Ortsklasse II, wozu gehören: Durlach, Baden-Baden, Heidel. 
berg, Freiburg, Pforzheim, Bruchsal, Weinheim usw. 
werden 5 Prozent weniger, 
für Ortsklasse II: Lahr, Lörrach, Rastatt, Neckargmünd, Oifen- 
burg, Mosbach, Gernsbach, Gaggenau, Emmendingen, Sin- 
gen, Konstanz, Villingen, Donaueschingen usw. Ar 
‚werden 10 Prozent weniger gewährt. se 
Die Schlichtungskommission hat ihren Sitz in Karlsruhe, 
Die Arbeitnehmervertreter müssen, als Angestellte bei B, d, A.- 
Architekten tätig sein. Auch das Tarifamt hat seinen Sitz in 
Karlsruhe, den Vorsitz führt ein Gewerbeaufsichtsbeamter. ER 











Freauliepende eingerpannte 
und durchgehende Träger. ae 


Tabellenz.schnellen Bestimmung der 
Momente, Querkräfte _ 


Anzeigen! 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oderderen Raum I,— M. Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10°/,, bei 6 Auf- 
u nahmen 15°, bei 13 Aufnahmen 
2% %, bei:26 Aufnahmen 30 9/4 








































und Stützendrücke 

sowie zum Auftragen ° der 
Einflusslinien 

für die Praxis berechnet v. Bu- 
ingenieur M Bazaliza. 100Seit. 

mit 23 Abbild, w: Zahlenbeispiel; Br 
Preis, gebunden 12,— Mark. .., KR 
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- bezirklichen Löhne und Zuschläge von der 


Beilage zur D. T.Z, 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 





Nummer 3 


Verhandlungen vor der Zentralschlich- 


tungskommission am 4. Januar 1921 


Nach $ 5 Ziffer 15 des Reichstarifvertrages für die tech- 
nischen Angestellten im Tiefbaugewerbe kann auf Antrag einer 
am Bezirkstarifvertrag beteiligten Vertragspartei in bezirkliche 
Verhandlungen über den Auf- oder Abbau der Gehälter in 
Fristen von drei zu drei Monaten eingetreten werden, wenn die 
Kosten der Lebenshaitung seit der letzten Gehaltsregelung eine 
wesentliche Veränderung erfahren haben. Auf Grund dieser 
Bestimmung wird zurzeit in einer ganzen Reihe von Tarii- 
gebieten verhandelt. Für den Freistaat Sachsen und Tarif- 
gebiet Hannover führten diese Verhandlungen zu keinem Er- 
gebnis — wir verweisen auf unseren Bericht im „Bautechniker“ 
‘Nr. 38 (Erhöhung der Gehaitssätze der Bezirkstarifverträge im 
Tieibaugewerbe). Die Zentralschlichtungskommission solite 
darüber entscheiden, Unter dem Vorsitz von Dr. Foth als Un- 
parteiischen und Teilnahme der Herren Dr. Redewich, Max 
Fensel und ©. Grommnicke als Arbeitgeber-Beisitzer und Kaui- 
mann, Wenk und Würdemain als Arbeitnehmer-Beisitzer fanden 
die Verhandlungen am 4. Januar im Reichsarbeitsministerium 
statt, die zu keinem Ergebnis führten. Kollege Fiebig-Dresden 
begründete die Forderung der Angestellten, die* für das Gebiet 
der Bezirksgruppe VII, Freistaat Sachsen, 25 Prozent Zulage 
zu den bisherigen. Tarifgehältern verlangten. Der Geschäfts- 
führer des Reichsverbandes für das deutsche Tieibaugewerbe. 
Dr. Redewich beantragte die Unzuständigkeit der Zentral- 
schlichtungskommission, weil nach seiner Ansicht diese nur die 
Aufgabe habe, bei der Einigung über den Abschluss der Bezirks- 
tariiverträge mitzuwirken. Bezirkstarifverträge seien aber ab- 
geschlossen. Ausserdem spreche die Bestimmung im $ 5 Ziff. 15 
nur davon, dass in Verhandlungen ‘© eingetreten werden 
„könne“, nicht „müsse“. Es sei dieseibe Lücke im Reichstarif- 
vertrag der Angestellten wie in dem der Arbeiter enthalten, 
weshalb er vorschlage, darüber in besondere Verhandlungen mit 
den Arbeitgeberverbänden einzutreten, um eine ähnliche Lösung. 
wie sie im Anschluss an die Arbeiterverträge gefunden worden 
sei, auch für die technischen Angestellten zu Schaffen, Für die 
Arbeiter seien Bezirkslohnämter gebildet worden, dic 
angerufen werden können, wenn ein Antrag auf Aerfderung der 
Gegenpartei abge- 
lehnt wird oder wenn die Verhandlungen darüber zu keinem 
Freebnis führen. Nachdem sich auch der Unparteiische der 
Zentralschlichtungskommission dieser Auffassung anschloss, und 
Kaufmann als Wortführer der Angestellten-Vertreter sich mit 
eier Aussprache mit den Arbeitgebern über diese und auch sonst 
noch schwebende Differenzpunkte, die sich aus der Verschieden- 
heit der beiden Reichstarifverträge für den Hoch- und Tieibau 
ergeben und bisher der Verbindlicherklärung derselben 
noch im Wege standen, einverstanden erklärte, wurde folgender 
Spruch gefällt: 

„Die Zentralschlichtungskommission erklärt sich zu- 
nächst-für unzuständie und empfiehlt den Verbänden, in 
Verhandlungen zur- Regelung der Fragen wie Streitfälle, 
die aus $5 Ziffer 15 des Reichstarifvertrages für technische 
Angestellte im Tiefbaugewerbe zu erledigen’ sind, einzutreten.” 

Wir haben daraufhin sofort den Unparteiischen des Haupi- 
tarifamtes für das Baugewerbe gebeten, sowohl den Deut- 
schen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe, 
als auch dn Reichsverband für das deutsche 
Tieibaugewerbe zu Verhandlungen einzuladen, die im An- 
schluss an die am 21. Januar. tagende Haupttarifamts- 
sitzung stattiinden sollen. .Wir schlagen dabei vor, die beiden 
Spitzen des Schlichtungswesens in den Reichstarifverträgen, das 
Haupttarifamt und die Zentralschlichtungskommission, in einem 
Reichslohnamt zusammenzuführen, welches nur über den 


-Auf- oder Abbau der Gehälter nach den Reichstarifiverträgen 


zu verhandeln hat, Die Lösung der Frage, wie sie auf Grund 
der zwischen den Arbeitgeberverbänden und Arbeiterverbänden 


Der Baufechniker 


ERHTRERAIDNUDERARUGERIKUENTKRURERERRBA RK BGRIRUL 





Berlin, den 21. Januar 
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des Baugewerbes getroffenen Vereinbarung eriolgte, er- 
scheint für die technischen Angestellten unpraktisch, da wir 
ia Bezirkstarifverträge und nicht Ortstarife abgeschlossen haben. 
Ferner greifen die Abgrenzungen der Tarifgebiete des Hoch- 
und Tieibaugewerbes vielfach so stark ineinander über, daß 
eine klare Abgrenzung der. Bezirkslohnämter, die den einzelnen 
Tarifgebieten entsprechen solite, gar nicht zu finden ist. 
Gleichzeitig haben wir beantragt, auch "über den Geltungs- 
bereich des Reichstariivertrages für die Betriebe zu verhandeln, 
die sowohl Hoch- wie Tiefbauarbeiten ausführen. Ueber das Er- 
gebnis der Verhandlungen wird an dieser Stelle berichtet werden. 


Rundschau 
Gewerkschaftsarbeit 


Tarifvertrag für das Hochbaugewerbe Rheinland-Westialen. 
Ende November kam es endlich nach. langwierigem Ver- 
handeln zu einem Tarifabschluss für das Hochbaugewerbe im 
Bezirk Rheinland-Westfalen. Wie hart der Kampf um den Be- 
zirkstarif war, geht daraus hervor, dass das Berliner Haupt- 
tarfamt vor längerer Zeit bereits einen Einigungsvorschlag 

machen musste, und dass es trotz des Einigungsvorschlages in 
den nächsten Tarifverhandiungen zum Abbruch der Verhand- 
lungen kam. Zuletzt wurde schliesslich von beiden Seiten ein- 
gelenkt, und der Erfolg war, dass für den Bezirk Gehaltssätze 
erreicht wurden, die über die Sätze des Berliner Einigungs- 
vorschlages um etwa 100 M. hinausgingen. Der erzielte Erfolg 
ist zum Teil auf die im Vergleich zu anderen Bezirken leb- 
haftere Bautätigkeit sowie auf die geschlossene Front der 
technischen Angesteliten im Baugewerbe, welche nur durch den 
Butab vertreten werden, zurückzuführen. Besonders weisen wir 
darauf hin, dass für alle ländlichen Bezirke der Höchstabschlag 
nur 10 Prozent ist und dass mit dem Abschluss dieses Bezirks- 
tarifes gerade für die bis jetzt sehr schlecht bezahlten Bau- 
techniker auf dem flachen Lande und in den kleinen Städten 
namhafte Verbesserungen erreicht wurden. Die Nachzahlungen, 
welche laut Bezirkstarif geleistet werden müssen, sind zum Teil 
beträchtlich und kamen unseren Kollegen für die Weihnachtszeit 
serade recht. Die Bestimmungen des Bezirkstarifes lassen wir 
hierunter einzeln folgen: 

Die Arbeitszeit beträgt bei getrennter Arbeit 48 Stunden, bei durch- 
gehender Arbeitszeit 45 Stunden. 

Der Urlaub beträgt 

im 1. Dienstiahr nach 6 monatlicher Tätigkeit 








OD OD 








6 Arbeitstage 

E20 RR U 5 
N Re 12 5 

Zu diesem Urlaub tritt ein Zuschlag 

nach. vollendetem 2 Lebensjahr “oe... von 1 Arbeitstag 

£ SENDEN 


ss . . . . ” ” 


” „ 26. ” RER HSRT „ 
” » 21. 
2 28. 
Nach dem 5. Dienstjahr und vollendetem 30. Le >beı nsjahr e Folgt ein weiterer 
Zuschlag von 2 Arbeitstagen. 
Für den Winterurlaub, .der auf Wunsch des Arbeitgebers 
‚wird ein Zuschlag von 3 Arbeitstagen. gewährt. 


genommen wird, 


Entlohnung. : Otaktasre 


I u IH 
5 0/, weniger 10 °/, weniger 
Das Gehalt beträgt in. Gruppe I 


a) unter 20 Jahren .. 2.200, — 665,— 630,— M. 
2 nach vollendetem 20. 94. Jahre - 800,— 760, — 720,— 
24.—23. „ . 1000,— 950,— 900,— '„ 
a) SR 28 Jahre 2... ,1200,— 1140, — 1080,— „ 
Gruppe Il 
a) nach vollendetem 20.—24. Jahre.. .1000,— 950, — 900,— M. 
b) Bi ZUETO FEN HI 1068,75 1012,50 „ 
€) über 28 Jahre er, 1250, — 1187,50 1125,—  „ 
Gruppe li 
a) nach vollendetem 20 —24..jehre . 1400, — 1330, — 1260,— M. 
b) „ er 24,—28, „ 1475, — 1401,25 1327,50 „ 
ec) über 28 Jahre RE 1550,— 1472,50 1395,— ,„ 
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‘DER BAUTE 
Gruppe IV i “8 2 
a) unter ‚35 Jahre... U. %.7... 2%,1,.2165@-- 1568,50 1485,— M. 
b) nach vollendetem 30.—-35. Jahre . 1750,— 1662,50 1575,— „ 
c)’über 35 Jahre, 4%. -; 1909, — 1805, — 1710,— „ 


Diese Sätze werden ab 1. September 1920 bezahlt. Für den 
Monat Juli werden 60 Prozent, für den Monat August 80 Pro- 
zent des Unterschiedes zwischen den bisher gezahlten Tarif- 
gehältern und den vorstehenden Sätzen für die Gruppen I bis III 
nachgezahlt. 
dem tatsächlich bisher gezahlten und dem neuen tarifmässigen 
Gehalt, und zwar-ebenfalls 60 Prozent bzw. 30 Prozent, ver- 
gütet, — 

Die Ortsklasseneinteilung ist genau festgelegt. Das gesamte 
Industriegebiet zählt zur Ortsklasse 1. 


Bezirkstarii für das oberschlesische Industriegebiet. Am 
13. Juli 1920 wurde ein Bezirkstarifvertrag für das Hochbau- 
gewerbe abgeschlossen. Die darin enthaltenen Gehaltssätze 


werden auf Grund neuerlicher Vereinbarungen mit Wirkung ab: 


1. Dezember..1920 wie folgt erhöht: 


Gruppel für Ledige für Verheiratete 
a) unter 20 Jahren von 500 M. auf 600 M. von 710 M. auf 1070 M. 
b). 20 bis 24. Jahre. ..5).600.0.0.5 8720.50. 2p 5710 5 10.121857, 
c) 24005,128 ” ” 120 nn 2.809. ” 850 „ » 1215 n 
d) über 28 „ DEUOLIT TEN EIBIT, 10009,.,=,.01335 2, 
Gruppell 
a) im 1. Berufsjahr von 740 M. auf 910 M. von 1070 M. auf 1260 M. 
b) „2. ” ” 760 ” »: 90 „ „ 1090 ” ” 1310 ” 
c) ” 7, ” ” 830 ” ” 1000 ” ” 1160 »= 1350 » 
Gruppe Ill Sr 
a) im 4. Berufsjahr von 960 M. auf 1075 M. von 1350.M. auf 1525 M. 
b) ”» 6, ” ” 1150 ”» 1500 ”» 
OB: n = 1225 151975; 
Gruppe IV 
a) unter 30 Jahren von 1080 M. auf 1300 M. von 500 M. auf 1650 M. 
b) 30 bis 35 Jahre „ 1210 „ ,„ 1450 „ »..4050,,%°,,.:1800,, 
Er über! 738 na LIE er „1800... „ 2000, 


Gruppe V 


Mindestfunktionszulage in Höhe von 10 Prozent auf die Gehaltssätze “für 
Gruppe IV. 


Verheiratete Angestellte erhalten jetzt zu den Sätzen für 
Ledige 350 M. monatlich als Hausstandsgeld. 
ss; bine,-Veränderung gegenüber dem alten: Abkommen. ist in- 
sofern eingetreten, als früher in der Gruppe II das Lebensalter 
unter bzw. über 24 Jahre, wie im alten Reichstarifvertrage vor- 
gesehen war, in Erscheinung getreten ist, während für die 
Gruppe III nur eine Gehaltsklasse festgelegt wurde. Gemäss 
dem neuen Reichstarifvertrag ist es uns gelungen, die Gruppe II 
und III so zu verbinden, dass in die Gruppe II die Gehaltssätze 
für das 1., 2. und 3. Berufsjahr, in die Gruppe III diejenigen für 
das 4., 6. und 8. Berufsjahr eingesetzt wurden. 


Gehaltsregelung .in der Granitsteinindustrie des Odenwaldes 
(Kreise Bensheim-Heppenheim) für die Monate November 1920 
bis März 1921. Nachdem am 31. August 1920 die. tariflichen 
Abmachungen über die Gehälter in der Steinindustrie abgelaufen 
waren, versuchten die Angestellten im September ein neues 


Abkommen zu treffen. Die Arbeitgeber verstanden es, die Ver- 


handlungen immer wieder hinauszuziehen, so dass es erst im 
November zu mündlichen Besprechungen kam. Endlich am 
20. November wurde folgendes Abkommen getroffen: 
Es erhalten auf die Tarifsätze vom 6. Januar 1920: 
Verheiratete sowie Ledige unter 25 Jahren 100 Prozent. 
Ledige über-25 Jahre -. . ; & 115 Prozent. 
Auserdem erhalten Verheiratete eine monatliche Zulage von 
150 M. und eine Kinderzulage von monatlich 50 M. pro Kind 
bis höchstens 100 M. 


Die Gehaltssätze stellen sich nunmehr wie folgt: 


Ledi Verheiratete 

A. Hilfstechniker: eg, ohne Kinder 
Im 1. Jahr nach der Lehrzeit , . 2... . 400,— M. 
”» Y4 ”» ” ” ”„ . . o . [} [} 480, — ”» 
> ” ” ” ”„ LER 550,— „ 


N ” ” ” ara Erer . .. 600,— PR 
B. Techniker für einfache Dienstleistungen: 
bis zum 25. Jahre, . . 7.0. 004.2 .7700-—- M 80 M, 
vom-25.— 30, Jahre... 7.7.5 2:5 55800,— „950, 
über"30, Jahre... 0. mas ei, 16430.05:967.50. 7.1050: — 
C. Selbständige Techniker: 
bis zum 25. Jahre . . 2. 0 2.200. BO—M. 90,-—M. 
vom 25.—30. Jahre ba Sea Br yar ya Een, 1075,— ” 1150, — ” 
über 30 Jahre Rn WR TOT Mer Wo Sal Te=t Yoaıı 3a 47) . 1182,50 ” 1250, — „ 
D. Kalkulatoren: _ 
13:30, sJahre = 122... er ea ““. » .1290,— M. 1350,— M. 
vom 30.—35. Jahre. . 2 2 2.2.9. .2...139750 „ 1450, > 
uber>35 "Jahre, nr ne ar 21505, — 1, 1550,— 


” 
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An Stelle der verlangten Nachzahlung für Sep 

„tober treten folgende einmalige Zulagen, und zwar: 
Pe « für. Verheiratete 300 M., =. 77785 
. für Ledige . 150 M, 2%, ir ee 

Sollten sich in der Lebenshaltung während der Zeit. des 

Abkommens wesentliche Veränderungen ergeben, steht es 


Beh hr 
[} u, 
* 


ER 


„beiden Teilen frei, neue Festsetzungen der Gehälter zu ver- 
langen. 
Für die Gruppe IV wird der Unterschied zwischen " 


Wenn die vorstehenden Abmachungen auch nicht restlos 


. befriedigt haben, so wurden diese doch angenommen, weil zur- 


zeit der Abmachung die Geschäftslage in der Steinindustrie des 
- Odenwaldes viel zu wünschen übrig liess. - 

Die Erhöhung gegenüber den zuletzt bezahlter Gehältern 
‘bewegt sich zwischen 25-33 Prozent. : u 


Neuregelung der tarilichen- Einkommen in Württemberg. 
Die Gehaltssätze des Landestarifvertrages in Württemberg, 
unter den auch die Bautechniker fallen, wurden ab 1. November 
1920 wie folgt erhöht: Die seitherige Teuerungszulage von 
130 Prozent wird erhöht für alle Angestellten unter 25 
Jahren auf 145 Prozent, für alle Angestellten von 25 Jahren 
und darüber auf 150 Prozent, 


Den männlichen, verheirateten Angestellten gleichzustellen sind 

- die Verwitweten beiderlei Geschlechts, wenn sie einen eigenen 
Haushalt führen, ferner die verheirateten weiblichen -Ange- 

stellten, deren Mann weder erwerbstätig noch erwerbsfähig ist. 

Diese Erhöhung, die ohne vorherige mündliche Verhandlung 

mit den Arbeitgebern direkt durch den Schlichtungsausschuss 
verkündet wurde, ist von beiden Seiten angenommen worden. 

Danach regeln sich die Technikergehälter wie folgt: 
Grundgehalt m.Teuerungszulage m.Teuerungszulage 


Gruppe A: Zeichner für Ledige für Verheiratete - 
mit 18 Jahren . . 200,— M. 4%,— M. _ 510,--M. 
ar 4.22, u 759,25 3,, 313,125 
220: 27, si 280, 612,50 „ 637,50 „ 
g WI 21,, . 275,— ,„ 673,75 „ 701,25 „ 
„ 22 ” . 300,— ” 735,— ” j 765,—. ” 
Ben, 23. . 325,— ,„ 796,95. „ 828,75 
BE Nm 350,— „ 857,50. „ 892,50 „ 
23, 0 ID Re OS 956,25 „ 
"26 ..,:.2°...2: 400, 1000,— „ 1020,— „ 
Gruppe B: Techniker für Detailkonstruktion FIR: 
mit 24 Jahren 450,— M. ...1102,50.M. . 1147,50 M. 


- Gruppe C: Selbst. Ingenieure, Projektingenieure usw. 


Ba “Eis Er % 
tember-Ok- 


für alle verheirateten: 
männlichen Angestellten auf 155 Prozent der Grundgehälter. - 











‘mit 28 Jahren 600,— M. 1500, — M, 1530,— M. 
Gruppe D: Betriebstechniker \ ER IE ER ETAIE 
mit 25 Jahren 475,— M. 1187,50 M. ..1211,25 M, 
h 5 . .. 500, „ 1250,— „ 1275,— „ 
Gruppe E: Betriebsingenieure 
mit 28 Jahren 650,— M. 1625,— M. 1657,50 M. 
j Kunstgewerbezeichner (Metallindustrie, BL 
Gruppe A: Zeichner ö Ds 
mit 18 Jahren 200,— M. 490,— M. 510,— M. 
RIO as a 551,25. 
n».20.:.,, e . 250,— „ 612,50 „ 637,50, 5 
” 21 ” en 280,— ” 686,— ” 714,— ” 
22. . .. 320,— „ 774,— ,„ - 816,— „ 
NZ N 5. 2. 360,— „ 882,— „ 918, — 
TEN . 2. 400,— „ 980,— „ - 1020,— „ ; 
Gruppe B: Zeichner und Modelleure, welche selbst. Detail- 


zeichnungen arbeiten 


mit 24 Jahren 450,— M. 1102,50 M. 114750M. 
BZ . . 475,— „ 1187,50 „ 7121,28, 
26 . ..500,— „ 1250,— „ 1275,— „ 
Gruppe C: Zeichner in leitender Stellung 
600,— M.. 1500,— M. 1530,— M. 
a Kunstgewerbezeichner (Holzindustrie. 
Gruppe A: Zeichner E RT 
mit 24 Jahren . 400,— M. 980,— M. --+1020,— M. 


für jedes Lebensjahr unter 24 Jahren 25,—M. Grundgehalt weniger, 


Gruppe B: Zeichner, die Details selbständig ausarbeiten 

mit 24 Jahren . 450,— M. 1102,50 M. 1147,50 M. 
PEN ER N 475,— ,„ 1187,50 „ 1211,25 „ 
ai 1250,— 3% 


” et 


Gruppe C: Zeichner in leitender Stellung 
mit 28 Jahren 600,— M. 1500,— M. 


Erwähnenswert hierbei ist, dass 
tarif gilt und auch in der überwiegenden Mehrzahl aller Tech- 


1530,— M. 


nikerstellen Leistungszulagen gezahlt werden. Diese Leistungs- 
‚zulagen bewegen sich in der Höhe von 20-200 M. monatlich, 


in einzelnen Fällen noch mehr. 


Wenn auch nicht alles erreicht wurde, was die Angestellten - 


gefordert hatten, so entschlossen sich die Angestellten auf An- 


der Tarif als Mindest- 


raten ihrer Vertreter doch, das Ergebnis anzunehmen, da die 2 
derzeitigen Verhältnisse in Württemberg nicht erhoffen liessen, 


an anderer Stelle ‚oder durch einen Kampf mehr zu erreichen. 


. „. Iarifvertrag für die sächsischen Vermessungstechniker. In 
Ergänzung unserer Notiz in Nr, 1 des „Bautechniker“ teilen wir 
noch mit, dass der Urlaub nach dem 40, Lebens 


jahre 18 Arbeitstage beträgt. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Bezirkstarifverträge für Gross-Berlin und Provinz Branden- 
burg. Nachdem nach ausserordentlich schwierigen Verhand- 
lungen sämtliche Tarifverträge für Gross-Berlin und die Provinz 
Brandenburg getätigt worden sind, machen wir nachstehend un- 
seren Mitgliedern die Ergebnisse bekannt: 

Hochbau. 
Ortstariivertrag Berlin mit Geltung ab 1. X. 20, 
$5. Entlohnung. 


Gruppe I ., Gruppe Il Gruppe Il Gruppe IV 
M. 650.— M. 1200.- im 4. Berufsjahr M. 1250.— M. 1475.— 
„..850.— nach dem 6. jr „ 1323,— „ +1600.— 
” 1000,— ” ” 8, » nn 1400.— ”» 1700.— 
„ 1200,— 


Bezirkstarifvertragfür die Provinz Branden- 
: burg mit Geltung ab 1. XI. 20. - 


Infolge der verschiedenen wirtschaftlichen Verhältnisse in 
den einzelnen in Frage kommenden Ortschaften der Provinz 
musste eine Klassifizierung der Orte vorgenommen werden, Die 
endgültige Festsetzung der Gehälter erfolgte auf Grund eines 
Vorschlazes des Haupttarifamtes mit folgendem Ergebnis: 


Gruppe Il Ortsklasse I 
unter 20 Jahren . .» » . . M. 575.— 
nach vollendetem 20.—24. Jahre M. 675.— 
3 a 4.—28. „ „ 825.— 
über 28 » » 1009.— 
Gruppe H 
im 1. Berufsjahr M. 800.— 
” . TE n 850.— 
3 ” „..m0.— 
Gruppe Il 
im 4, Berufsjahr M. 1000.— 
ER „ 1100. 
nö ” „ 1200.— 
Gruppe IV 
unter 30 Jahren . . . » . .„ M. 130— 
nach vollendetem 30.—35, Jahre „ 1400.— 
über 35 Jahre. . : ..». 


. » 1500.— 
Gruppe V 1 
Nach freier Vereinbarung. 
Für Ortsklasse 11.10, Abschlag 
Für Ortsklasse III 20%, „ 
Zur Ortsklasse I gehören: Cottbus, Eberswalde, Finsterwalde, Forst, Frank- 
furt/Oder, Guben, Kremmen, Nauen, Neuwelzow, Potsdam, Rathenow, 
. Senftenberg, Spremberg, Velten, Wittenberge. 
Zur Ortsklasse II gehören: Angermünde, Brandenburg, Briesen, Buckow 
Müncheberg, Cüstrin, Drebkau, Driesen, Fürstenwalde, Landsberg, Lychen, 
N in, Neustadt/Dosse, Perleberg, Prenzlau, Schwedt, Sommerfeld, 
Sorau, Wüsterhausen/Dosse, ‚Zossen. 
Zur Ortsklasse Ill Basen alle die Städte und Ortschaften, die in den vor- 
genannten beiden Ortsklassen nicht besonders aufgeführt sind, 


Tiefbau. 


Ortstarifvertrag Berlin mit Geltung ab 1. X. 20. 
Entlohnung. 
A. Jrasnsliere Angestellte. 
Im ersten Jahre der Ausbildung bis nach dem vierten Berufsjahr bis zur 
Vollendung des 20. Lebensjahres 
Grundgehalt M. 425.— plus M. 250.— Teuerungszulage 


B.-Technische Angestellte. 
ee 
halt M. .— plus M. .— Teuerungszulag6 
vom 24. Lebensjahre N 5 Zulagen von je M. 50.— 
Gruppe Il Grundgehalt M. 650.— plus M. 500.— Teuerungszulags 
vom 24. Lebensjahre ab 5 Zulagen von je M. 50.— 


Gruppe Ill Grundgehalt M: 850.— plus M. 500.— Teuerungszulage 
vom N Lebensjahre 23 5 Zulagen von je M. 50.— 


Iy 

e) unter 30 Jahren: M. 1050.— plus M. 500.— Teuerungszulage 
b) von 30—35 „ „ 1175.— ...—-„ .50.— 

e) über 35 ff} v 1300, — n » 


n 


500. ” 


Berlin, den 28. Januar 
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Bezirkstarifvertrag für die Provinz Branden« 
burg mit Geltung ab 1. X. 20. 
Infolge der verschiedenen wirtschaftlichen Verhältnisse in 
den einzelnen in Frage kommenden Ortschaften der Provinz 
musste eine Klassifizierung der Orte vorgenommen werden. 


A. Jugendliche Angestellte. 


Ortsklasse 
I u IH 
im 1. Jahre der Ausbildung . . 10%, 15%, 
im 2: ”» ” % . . H n 
im 3.u.4. Jahre der „ ° . . 2 M. 600. "onger weniger 
nach dem 4. Berufsjahr bis zu KLU Kl en 


Vollendung des 20. Lebensjahres 
B. Technische Angestellte nach Vollendung des 20. Lebensjahres, 
Beschäftigungsgruppe Huussgehalt in Ortskl. Dienstalterszulage 


IV vom 24. Lebensjahre ab 
Gruppe I... M 79— 5 Zulagen von je M, 50.— 


in Abständ, v, je 2 Jahren 


Gruppe U . a co „ 90. 10%, 15%, 5 Zulagen von je M. 30.— 
N ; in-jährlichen Abständen 
Gruppe II. . „. „ 1150,— Er E a 5 Are von je M. 30,— 
“ & 2 * in jährlichen Abständen 
e asse asse 
a) unter 30 Jahren „ 1300.— u u 
b) von 30-35 „ „ 1400.— 
e) über 35 Jahre „ 1500.— 


Zur Ortsklasse II gehören: Oranienburg, Fürstenwalde, Cüstrin, Finsterwalde, 
Frankfurt/Oder, Guben, Eberswalde, Brandenburg/Havel, Wittenberge. 


Zur Ortsklasse Ill gehören: Landsberg/Warthe, Armswalde, Angermünde, 
Jüterbog, Neuruppin, Luckenwalde, Prenzlau, Templin, Kalau. 


Zur Ortsklasse IV gehören: Neudamm, Joachimsthal,  Friesack, ‘Wilsnack, 
‚Strasburg. 


Architekturgewerbe. 
Ortstarifvertrag Berlin. Geltung ab 1. XI, %. 


$5. Gehaltsordnung. 
‚Gehaltsgruppe A 


‚unter 20 Jahren .. . ‚M, 650.— 
von 20—24 Jahren .„ . „ 800. 
von 24—28 „ ee EI 


über 28 Jahre . „ . . „ 1050.— 
dazu 5 Zulagen in jedem Jahr und pro Monat M, 50.— 


Gruppe B 


1. Anfänger 
im 1. Berufsjehr . . . M 950,— 
im 2. ” ee ER. — 
im 3. = Re erh I) 
2. Fertige Techniker 
im 4. Berufsjahr . . . M. 1250.— 
im 5, ” 0. ”» 1300.— 
im 6. “ © 22n.139— 
im 7, » unddarüber „ 1400.— 


3, Selbständige Techniker 
unter 30 Jahren . M. 1500.— 


von 30-35 ” ® ° ® ” 1600.— 
über 35 Jahre 2... „ 170— 
Grupps € 
- 4, Architekturschüler im 1. Lehrjahr M. 450.— 
im 2. n „ 550.— 
im 3. ” ” 650.— 
im 4, = »  179.— 
2. Theoretisch ausgebildete Architekten. 
im 1. Berufsjahr M.. 1150,— 
im 3. n „ .1275.— 
im 5. ” ” 1400.— 


$, Theoretisch und praktisch ausgebildete Architekten 
unter 30 Jahren. . . . M. 1500.— 
von 30-35 u 20 0 nm. 1600.— 
über 35 Jahre... -.„ 170— 
4, Selbständig arbeitende Architekten 
nach Vereinbarung, jedoch höher als in C 3, 








nenn 


Br 


#: 


8 " DER BAUTECHNIKER 1921 | Ä NE: 


Neuregelung der Gehaltssätze im mitteldeutschen Tariigebiet, 
Auf Grund des $ 5 Abs. IX des Reichstarifvertrages für das Bat 
zewerbe wurden die im Bezirkstarifvertrag mit dem .Mittel- 
deutschen Arbeitgeberverband für das Baugewerbe, Sitz Frank- 
iurt a. M. — abgeschlossen am 31. Juli 1920 —, vereinbarten 
Gehälter am 23. Dezember 1920 einer Neuregelung unterzogen 
und nachstehende Sätze festgelegt: : 

Vom 1. Dezember 1920 treten an Stelle der in 8 4 des Be- 
zirkstarifvertrages vom 31. Juli 1920 aufgeführten Entlohnung 
folgende Gehaltssätze; 

Ortsklassse 1 2 3 


Gruppel M. M. M. 


unter 20 Jahren , . rg 0 450 400: 


a 20 57 Eee" 

» nach vollendetem 20.—24. Jahre , . 2 2 2... 580 330 

c) nach vollendetem 24.—28. Jahre . . » 2 2.850 800 750 
UBER TZB JaNFer See en REES ENDE 990 940 


Gruppell 

a) bis zum vollendeten 23. Jahre», ». ., . » ... 850 800 750 
b) nach vollendetem 23.26. Jahre . . x» . . 2 30560 90 900 
€) über 26 Jahre ET HERR. 82001 8:1.100: 1000 


Gruppe Il 
a) bis zum vollendeten 23. Jahre. . . . . . . 1200 1100 1000 
b) nach vollendetem 23.—26. Jahre . . ... . . 1300 1200 1100 
6) über 26 Jahre, 1a. u. EN N 27 1400 > 1900: 1200 


Gruppe VW 
a) unter 30 Jahre . . . . 2. 0 0 2° ..1400 1300 1200 
b) nach vollendetem 30,—35. Jahre . . . © 2 . 1325 1400 1300 
ej über 35 Jahre , mn, 1650 1525 1400 


in Gruppe V 20 Prozent Zuschlag zu Gruppe IV. 


Der Bezirkstarifvertrag mit der Bezirksgruppe XI des Tiel- 
baugewerbes abgeschlossen. Nach langen Verhandlungen ist 
es endlich gelurigen, mit der Bezirksgruppe XI des Reichsver- 
bandes des deutschen Tiefbaugewerbes zum Abschluss eines 
Bezirkstarifvertrages zu kommen. 


In das Gebiet der Bezirksgruppe XI fallen die Landesteile: 
Baden, Hessen, aus dem Bezirk Cassel die-Kreise Stadt und 
Land Hanau, Gelnhausen, Schlüchtern, Fulda, Gersfeld, Hünfeld, 
aus dem Regierungsbezirk Wiesbaden die Kreise Stadt und Land 
Frankfurt/Main, Stadt mmd Land Wiesbaden, Höchst, Usingen, 
Ober- und Untertaunus und Rheingaukreis. 

Die Urlaubszeit schwankt zwischen 14 bis zu 22 Tagen. 


Die Gehaltssätze betragen: 


Ortsklasse 
I u mM 

im 2. Jahr der Ausbildung ’500,— M. 450,— M. 400,— M. 
„ 2. ” ” » 550,— „ 500,— »„ 450,— E72) 
» 9. und 4. Jahr 650,— ;, 600,— „ 50,— „ 
nach dem 4. Berufsjahr bis zur 

Vollendungd, 20.Lebensiahrs 750,— , 700,— 60,— 5 
Brappe Ihr Er rs sort 1100,— „ 1050,— „ 
Groppe U»... 22002 „0 sg 


Groppe DI. 2.0. 20.3450, 50 11008 1850, 
Gruppe IV 


a) unter 30 Jahren 1600,— „ 1550,— : ,, 1500,— „ 
b) von 30—35 Jahren 1750,— „ 1700,— ,„ 1650,— ,„ 
e) über 35 Jahre 39000, 5 TR 


Die Ortsklasseneinteilung ist folgende: 


Ortsklasse I: Baden-Baden, Bieberich, Frankfurt/Main, 
Freiburg i. B., Hanau, Heidelberg, Höchst, 
Karlsruhe, Konstanz, Mainz, Mannheim, 
Offenburg, Pforzheim, Wiesbaden, Worms 
Rastatt. 


Ortsklasse Il: Baden-Weiler, Biberach/Schwarzwald, Darm- 
stadt, Budenheim (Mainz), Eltville, For- 
bach, Fulda, Giessen, Gössenheim, Hocken- 
heim, Homburg v, d. H, Homburg-Kirdorf, 
Hornberg, Lampertheim, _Mühlheim/Baden, 
Neustadt/Schwarzwald, Ueberlingen, Woll- 
matingen, Furtwangen. 


Ortsklasse Hl: Anspach/Hessen, Eschollbrücken .b, Darm- 
stadt, Horheim, Nüstenbach, Oetigheim, 
Pfungstadt, Rossdorf, Ulmet, Wasser, Wirt- 
heim/Hessen, Auringen, Dieburg, Eberstadt, 
„ Gross-Zimmern. 

Zur Schlichtung von Streitigkeiten sind Schlichtungs- 
kommissionen für Hessen, Hessen-Nassau mit dem 
Sitz in Darmstadt, Frankfurt/Main, Fulda, Mannheim, Pforz- 
heim, und für Baden mit dem Sitz in Freiburg und Konstanz 
gebildet worden. 

Schiedsgerichte im Sinne des $ 11 Abs, J haben ihren Sitz in 
Frankfurt/Main und Karlsruhe. 


Ber Bezirkstarlivertrag für Osterland abgeschlossen. Am 


“10. Dezember vorigen Jahres "wurde zwischen dem osterlän- 


dischen Bezirksarbeitgeberverband für das Baugewerbe, Sitz 
Gera/Reuss, und unserer Gauverwaltung BE RR 
der Bezirkstarifvertrag für die Bautechniker dieses Gebietes 
abgeschlossen. Kann 

Die Arbeitszeit beträgt: bei zeteilter Arbeitszeit aus- 
Schliesslich der Pausen 48 Stunden, bei durchgehender Arbeits- 
zeit 45 Stunden. An den Tagen vor den Festen ist ‚Schluss der 
Arbeitszeit ‚mit Schluss der Banarbeit. 'i- : © 

Der Urlaub schwankt zwischen: 12 und 21 Tagen, 

Das Gehalt beträgt: ER 


Ortsklasse 
1 =» 2 3 | 

minus 6%), minus 12%, 
' M. M. M. 
Gruppe 1: unter 20 Jahren . . . „ . 500 470 440 
über 20—24 Jahre , ,„ . . 700.“ 658° 5,..2..616 
über 24—23 hre [ . “ . 850 800 £ 748 
" über 28 Jahre, ...7 4... 1000 940 880 
Gruppe II: im.1. een ss wre BO 760.5 7094 
im 2. ahre. Dane BE Tas Sr er} 875 822,50.. 770 
im 3, Les, ke: we 200 893 8:6 
Gruppe Mi: im 1. Jahre. . . . . ...100 987 924 

‘ im 2. und 3.: Jahre „ „ „ . 1100 1034 8° 

im 4, und 5, Jahre vo eo. 1150 1080 1012 
Gruppe IV: unter 30 Jahren . , . „1250 1175 1100 
80-85 Jahre . , . 2 „ .1350 1269 ° 1188 
über 35 Jahre. „. „2.1450 1363 1276 


Als Ortsklassen-Einteikung für diesen Tarif gilt 'iolgendez 
Ortsklasse I: _ Gross-Gera. Ka 7 2 
Ortsklässe II: Bezirk Gera ausschliesslich Gr.-Gera, » Alten- 
burg, Eisenberg, Greiz, Meuselwitz - Rositz, 
Ronneburg, Schmölln. 

Ortsklasse II: Hermsdorf, Hirschberg, Lobenstein, Neustadt, 
Roda, Schleiz, Zeulenroda. 


Bezirkstarifvertrag mit dem Bund Deutscher Architekten, 
Landesbezirk Hessen-Nassau, Waldeck und Hessen, Auf Grund 
des Reichstarifvertrages mit dem Bund deutscher Architekten 
ist nun ‚auch der Bezirkstarifvertrag für Hessen-Nassau, Wal- 
deck und Hessen abgeschlossen worden. in 

Er tritt mit Wirkung ab 1. Oktober 1920 in Kraft. 


Das Gehalt beträgt: 
im Lebensalter von Jahren 


Für Gruppe A unter 20. 20-24 24-28 über 28 
Technische Hilfskräfte . . „ 400 M. 500 M. 750 M. 950 M. 


Gruppe B Untergruppen 
j ...3%00 800 900 1150 „ 


1. Anfänger a a » ” ’ 
unter 390 30-35 über 35 
2. Fertige Techniker. . . . 10560M. 1200 M, 1350 M. 
9. Selbständige Techniker . .:1200 ,, 1350 „ 1500 „ 
Gru e C Unter en 
1. Architekturschüler. . „800 M. 2 700 0 
2. Theoretisch arbeitende Archi- 
tekten..: „5... 0.20 1100 „ 1300 „, 
3. Theoretisch und praktisch ee 
ausgebildete Architekten . 1100 „ 3300 , 1500 „ 
4. Selbständig arbeitende 
Architekten. . . . 1300 „ 1500 ,„ 1700 „ 


Die sämtlichen vorstehenden Gehaltssätze gelten für Orts- 
klasse I, Ortsklasse II erhält einen Abzug von 10 Prozent, Orts- 
klasse III einen solchen von 20 Prozent. 

Die Ortsklasseneinteilung ist folgende: 
Ortsklasse I: Prankfurt a. M., Mainz, Wiesbaden, Griesheim a. M,, 

Höchst a. M., Offenbach a. M. 2. Kane 2 
Ortsklasse I: Cassel, Marburg, Giessen, Darmstadt, Hanau, Homburg 

v. d. H,, Cronberg, Sprendlingen, Münster a. St, Isenburg, TUE a 
Ortsklasse Ill: Corbach, FAR Togo Hofgeismar, Eschwege, Fritzlar, 

Homberg (Cassel), Hersfeld, Fulda, Alsfeld, Lauterbach, Wetzlar, Butzbach, 

Friedberg, Langen, Pfungstadt, Rüsselsheim, Niederramstadt, Bensheim. 









4 die fünfgesp. Millimeter-Zeile oder deren Raum iM. 
Anzeigen ku. Aufnahmen :10%,, bei 6 Aufnahmen 
150% bei 13 Aufnahmen 20%, bei 26 Aufnahmen 30%,. 
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Nummer 5 


4. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 


nische Angestellte im Baugewerbe 


Am 21. Januar fand in den Räumen des Gewerbegerichts 
Berlin unter dem Vorsitz des Unparteiischen Magistratsrat 
Dr. Schalhorn und unter Teilnahme der Herren Dr. Froehner, 
Kretzschmar, Eichenauer, Dr. Mielenz, Dr.-Ing. Völker, Marx als 
Beisitzer der“ Arbeitgeber und der Herren Kaufmann, Fiebig, 
Kroebel, Müller-Halle, Müller-Hamburg, Wenzel als Beisitzer 
der Arbeitnehmer die 4. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 
nische Angestellte im Baugewerbe statt. Zur Verhandlung stand 
folgende Tagesordnung: : 





fd. 




















Nr. re Antragsteller Antragsgegner Antrag En 
1! 20 B. t. A. B. Arbeitgeberbund |Abschluss eines Be- am 
Gau Schlesien für lesien |zirkstarifes für einen/20. Nov. 
weiteren Teil des be/ 1920 
setzten Gebietes | vertagt 
241421 B. t. A.B. Arbeitgeberbund Fällung eines Be- 
Gau Schlesien für Schlesien Schiedsspruches | schluss 
über den Bezirkstarif| yom 
für das unbesetzte j20.Nov. 
t ‚Gebiet 1920 
3.4423 B.t.A.B. Bund der Abänderung des | Vorg. 
Bezirk Baden | Arbeitgeber Baden | Vorschlages Nr. 5 rag 
; r.16 v. 
3.10. 20 
4 | 24 B.t.A.B. Arbeitgeberbund Abschluss eines | Bereits 
Gau Mitteldeutsch-| des Maurer- und Bezirkstarifes |zurück- 
land Zimmerergewerbes gezogen 
Magdeburg 
5 |:25 B. t. A.B. KreisverbandPfälzer Abschluss eines _ 
Gau Saarland Baugewerbe E.V. Bezirkstarifes 
61.26 B. t A.B. Arbeitgeberverband; Gewährung eines _ 
Gau Sachsen |für das Baugewerbe Teuerungszuschlags 
in Sachsen 
7 .,1:527 B.t.AB Deutscher Arbeit- |Auslegung des $ 5) — 
Gau Sachsen geberbund für das |VI des Reichstarif- 
Baugewerbe vertrages 
„8 | 28 B. t.A.B. Baugewerbeverband| Gewährung eines | — 
Gau Nordwest- Hamburg Teuerungszuschlags 
deutschland 
9:1:429 B. t.A.B. Arbeitgeberverband| Eingliederung der | — 
Gau Nordwest- Schleswig - Holstein] Stadt Rendsburg 
deutschland | in Ortsklasse Il. 





Zunächst wurde über Antrag Nr. 21, Tarifgebiet Schlesien 
betreffend, verhandelt. Herr Wenzel, Kattowitz, der Vertreter 
der Angesteilten, erklärte, dass inzwischen durch die beteiligten 
Bezirksorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine 
Verständigung herbeigeführt worden sei, weshalb er den An- 
trag 21 zurückzog. ? 

Hierauf wurde zu den Anträgen Nr. 20, betr. Bezirkstarii- 
vertrag für Rybnik, Oberschles., und-Nr. 30, betr. Antrag 
auf Gleichstellung der Gehälter des Bezirks Rybuik 
mit denen des Industriegebiets, übergegangen. Herr Wenzel be- 
gründete die Forderung der Angestellten unter Darlegung der 
örtlichen Verhältnisse und wies nach, dass im Rybniker, wie im 
Kattowitzer Bezirk die gleichen Teucrungsverhältuisse bestän- 
den. Die Löhne der Arbeiter, der kaufmännischen Angestellten 
und Beamten in beiden Bezirken seien durch Tarif gleichgesteilt, 
auch liege ein Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Rybnik 
vom 20. November 1920 für kaufmännische Angestellte vor, 
welcher anerkenne, dass die Lebensverhältnisse beider: Bezirke 
ungefähr die gleichen sind. Namens der. Arbeitgeber bean- 
tragte Dr. Mielenz Abweisung ‘des Antrages Nr. 20, da am 
11. November für Rybnik ein Ortstarif abgeschlossen wor- 
den sei und. mithin das Haupttarifamt während der Tarifperiode 
eine Futscheidung nicht fällen könne. Sachlich bestritt 
Dr. Mielenz, dass die Lebensverhältnisse die gleichen wie im 
Kattowitzer Bezirk wären, Diesen Ausführungen gegenüber be- 
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tonte Herr Kaufmann, dass nunmehr, nachdem für das gesamte 
oberschlesische Industriegebiet ein Provinzialtarif abge- 
schlossen worden sei, dieser den Ortstarif, welcher nur als ein 
Provisorium — weil sich die Verhandlungen über den Bezirks- 
tarifvertrag selbst zu lange hinzogen —, betrachtet werden 
müsse, aufhebe, Er schlägt vor, für Rybnik die gleichen Lohn- 
sätze wie für den Kattowitzer Bezirk gelten zu lassen. 

Nun zogen sich die Arbeitgeber zu einer Sonderberatung 
zurück, worauf sie folgende Erklärung abgaben: 

„Da der Antrag Nr. 30 den Arbeitgebern erst am 19. Januar zugegangen 
sei, seien sie nicht in der Lage gewesen, bei ihrem Verband anzufragen, unter 
weichen Voraussetzungen der Schiedsspruch vom 20. November 1924 entstanden 
sei, und wieviel kaufmänn:sche Angestellte überhaupt bei Arbeitgebern des 
Baugewerbes beschäftigt seien. Da nach den Bestimmungen des Reichsterif- 
verirages Gehaltserhöhungen erst vier Monate nach Abschluss des Tarifver- 
trages zu berücksichtigen seien, beantragen sie, zu entscheiden, dass vorerst 
an den Gehaltssätzen festzuhalten und alsdann den Parteien nahezulegen sei, 
nach dieser Zeit neue Gehaltssätze zu vereinkaren.“ 


Herr Kaufmann konnte diese Erklärung der Arbeitgeber nicht 
gelten lassen, denn’ durch den Abschluss des Provinzialtarif- 
vertrages sei nun einmal das Provisorium aufgehoben, mithin 
müsse der Antrag auf Entscheidung, dass Rybnik in der Ent- 
lohnung dem Kattowitzer Bezirk gleichzustellen sei, unbedingt 
zur Zuständigkeit des Haupttarifamtes gehören. Der General- 
sekretär des Deutschen Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe, 
Dr. Froeliner, widersprach .der Auffassung, dass der Abschluss 
eines Bezirkstarifvertrages ohne. weiteres den Uebergang eines 
Ortstarifes in den Bezirkstarif vorausetze. Er wünscht, dass 
die Frage der Lohnerhöhung den zu errichtenden Bezirks- 
lohnämtern — worüber gesondert berichtet wird — vor- 
behalten werde und beantragt Vertagung der Sache. Dem wider- 
sprachen die Angestelltenvertreter energisch, weshalb be- 
schlossen wurde, in einer kleineren Kominission, bestehend aus 
dem Unparteiischen und den Beisitzern Dr. Frochner, Dr. Mie- 
lenz, Kaufmann und Fiebig, eine Verständigung zu suchen. Die 
Kommission formulierte folgenden Vorschlag, welcher ein- 
stimmig angenommen und vom Unparteiischen verkündigt wurde: 

„Dem Oberschlesischen Provinzialverband für das Baugewerbe und seineın 
Ortsverband für den Kreis Rybnik wird empfohlen, die Eingliederung des 
Rybniker Tarifabkommens vom 11. November 1920 in den Provinzia!bezirks- 
tarifvertrag für Oberschlesien in die Wege zu leiten und dabei die Gleich- 
stellung der Gehaltssätze für den Kreis Rybnik mit denen des Kattowitzer 
Industriegebiets zu erwägen unter Berücksichtigung der örtlichen Umstände 
und des Schiedsspruches vom 20. November 1920, betreffend Regelung der 
Gehälter der kaufmännischen Angestellten im Baugewerbe, sofern letzterer von 
beiden Parteien angenommen sein sollte.‘ 


Herr Wenzel, als Vertreter der beteiligten Angestellien, er- 
klärte, dass er für die Antragsteller dem Vorschlage zustimme, 
Damit wurde, auch Antrag Nr. 20 als erledigt angesehen. 

Antrag Nr. 23, betr. Bezirkstarifvertrag Baden, 
wurde von Herrn Kiefer-Karlsruhe begründet, welcher auf 
seinen eingehenden Schriftsatz vom 11. November Bezug nahm 
und beantragte: 

a) Karlsruhe und Mannheim in der Entlohnung gieichzustellen; 

b) die Lohnabschläge für die Ortsiklasse U und Il von 10 bzw. 29 Prozent 
auf 71/, Prozent bzw. 15 Prozent herabzusetzen; 

c) die im Vorsch!ag vom 8. Oktober 1920 iestge'egten Lohnsätze um 15 
bis 20 Prozent zu erhöhen, und zwar in der Weise, dass die Sätze des Vor- 
schlages des Haupttarifamtes vom Juli und Oktober 1920 ‚und die erhöhten 
Sätze vom 1. November ab gelten sollen. 


Kiefer betonte, dass der Vorschlag des Haupttarifamtes vom 
8. Oktober 1920 die Gehälter viel zu niedrig bemessen habe. Die 
Angestellten seien deshalb nicht in der Lage gewesen, diesen 
Vorschlag anzunehmen und hätten ihn einstimmig abgelehnt. ' 
Baden sei jetzt als Grenzland zu betrachten und dort die Lebens- 
verhältnisse bedeutend teuerer als in Württemberg und Bayern, 
was auf die bessere Kaufkraft des französischen Geldes zurück- 
zuführen ist, welches in Baden eine grosse Rolle spiele. Der 
Vergleich mit den beiden Nachbarländern sei unzulässig; ebenso- 
wenig aber. auch die hohe Abstufung zwischen den Ortsklassen I 
bis III und auch nicht die geringere Entlohnung in Karlsruhe im 
Verhältnis zu Mannheim. Bei den in jüngster Zeit abgeschlosse- 
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nen Tarifen in der Elektro- und Metallindustrie seien diese Mo- 
mente auch berücksichtigt worden, weshalb Haupttarifamt, wie 
beantragt, entscheiden wolle. R 

Als Wortführer der Arbeitgeber beantragte Dr.-Ing. Völker, 
Mannheim, die Abweisung der Anträge mit der Begründung, dass 
die Arbeitgeber auf keinen Fall über die im Oktober gemachten 
Vorschläge hinausgehen könnten. Sie bestreiten, dass die Le- 
bensverhältnisse in Baden teuerer seien als in Bayern und 
Württemberg. Auch. müsste. die vom Haupttarifamt vorge- 
schlagene Differenzierung der Ortsgruppen unbedingt bestehen 
bleiben. In Mannheim seien auch die Arbeiterlöhne höher als 
in Karlsruhe und es sei nicht gerecht, beide Städte in der Ent- 
tohnung gleichzustellen. Nachdem Herr Kaufmann diesen Aus- 
tührungen widersprochen und die Verhältnisse in Mannheim und 
Karlsruhe noch einmal eingehend einander gegenüberstellte, 
zogen sich die Arbeitgeber zu einer Beratung zurück, die zur 

Frklärung führte: $ 
RR ERE CNN an a Vorschlag vom 8. Oktober 1920 etwas 
zu ändern, da neue Momente durch die heutige Verhandlung nicht hinzuge- 
treten seien und einmal gemachte Vorschläge nicht ohne zwingenden Grund 
geändert werden könnten. Wenn die Verhältnisse so lägen, wie die Antrag- 
steller angeben, so hätten die Parteien unter sich etwas vereinbaren können.“ 

Herr Kaufmann wies nach, dass die Erklärung der Arbeit- 
zeber von falschen Voraussetzungen ausginge. 
hätten über den Abschlag verhandelt, diese Verhandlungen haben 
zu keinem Ergebnis geführt. Er beantragt deshalb neue Ver- 
handlungen auf der Grundlage des Antrages Kiefer. Herr 
Dr. Froehner führte nun ins Feld, dass durch einen neuen Vor- 
schlag das Ansehen des Haupttarifamtes geschädigt 
werde und die Arbeitgeber auch gegen einen neuen Vorschlag 
sein würden. Auf Anregung des Vorsitzenden wurde dann noch 
jolgender Vorschlag formuliert, einstimmig angenommen und 
verkündet: 

„Den Bezirksparteien wird mit Rücksicht auf die von den Angestellten 
vorgebrachten neuen Momente aufgegeben, über die Fragen 

a) der Gleichstellung der Stadt Karlsruhe mit Mannheim, 

b) der Herabsetzung der Lohnabschläge für die Ortsklasse H und IH auf 

7%), bzw, 15 Prozent, 
im übrigen auf der Grundlage des Vorschlages des Haupttarifamtes vom 
8. Oktober 1920 alsbald in. neue Verhandlungen zu tıeten. 

Zugleich wird empfohlen, die Frage der Revision der Gehälter gemäss 
& 5 Ziffer 9 mitzuverhandeln. 

Falls die Verhandlungen. nicht bis 6. Februar 1920 zum Abschluss kommen 
sollten, wird die Angelegenheit in der Sitzung des Haupttarifamtes in Mann- 
heim am 11. und 12. Februar 1920 mitverhandelt." 

Antrag Nr. 24, betr. Ortstarif Magdeburg,*) wurde, 
weil durch inzwischen erfolgte Verständigung erledigt, zurück- 
gezogen, 

Nun wurde über den Antrag Nr. 25, Abschluss eines 
Bezirkstarifivertrages für das Piälzische Ta- 
riigebiet, verhandelt. Herr Hofimeister, Saarbrücken, be- 
xründete seinen schriftlichen Antrag vom 20. Dezember und 
schildert die Schwierigkeiten, die bisher von den Arbeitgebern 
bei Verhandlungen über diesen Tarifvertrag gemacht worden 
seien. Immer wieder hätten die Arbeitgeber diese hinauszu- 
schieben gewusst und später ganz abgelehnt mit der Begrün- 
dung, dass die Gehälter der technischem Angestellten in der 
Pialz örtlieh geregelt seien. Herr Holimeister weist nach, dass 
diese Auffassung nicht zutreffend sei und dass die Bezahlung der 
technischen Angestellten in der Pfalz heute noch so gering ist, 
dass unbedingt die dortigen Verhältnisse durch Abschluss eines 
Bezirkstarifvertrages, welcher ausreichende Gehälter vorsieht, 
gründlich geregelt werden müssen, Er. beantragt, auf Grund 
seines vorgelegten Entwuries, welchem die Löhne des Ludwigs- 
hafener Bezirkstarifes zugrunde gelegt seien, einen Schieds- 
spruch zu fällen. Die Arbeitgeber widersprachen der Fällung 
eines Schiedsspruches mit der Begründung, dass sie mit den 
Verhältnissen in der Pialz nicht genüzend bekannt seien, um 
heute entscheiden zu könner, ob die in Vorschlag gebrachten 
Löhne massgebend seien. Sie schlagen daher vor, vorerst den 
Arbeitgebern aufzugeben, in Verhandlungen einzutreten. Hier- 
en wurde durch das Haupttarifamt folgende Entscheidung ze- 
tällt: 

„Der Kreisverband Pfälzischer Baugewerkeö ist ver- 
pflichtet, einen Bezirkstarifvertrag auf Grund des im 
Reichstarifvertrag iestgelegten Musters mit dem Bund der 
technischen Angestellten und Beamten abzuschliessen. 

Die Verhandlungen sind umgehend aufzunehmen und binnen 
14 Tagen zw beenden. 

Sollte keine Einigung zu erzielen sein, so wird die Sache 
in der am 11. und 12. Februar 1921 in. Mannheim stattfinden- 
den Sitzung des Haupttarifamtes zur Verhandlung gebracht.“ 

Alsdann wurde der Antrag Nr. 26, betr. Erhöhung der Ge- 
hälterim Tarifgebiet Sachsen, zur Debatte gestellt. 


*) Magdeburg, Spandau und Potsdam sind die einzigen Städte, in welchen 
die Arbeitgeber nicht einem Bezirksverband anzehören und diese direkt beim 
Arbeitgeberbund -organisiertt sind. Hier werden deshalb Ortstarifverträge 
abgeschlossen, 
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Herr Fiebig-Dresden begründete den Antrag vom 22. Dezen- 
ber 1920 des näheren und stellte für den Fall, dass das Haup:- 
tarifamt sich hinsichtlich der Revision der Gehälter nicht für 
zustämdig erklären sollte, nachstehende 4 Eventualanträge: 

1. Der Ausdruck „Revision der Gehälter“ in $ 5 Zitier 9 
des Reichstarifvertrages bedeutet nicht die Festsetzung 
einer Teuerungszulage zu den bestehenden Gehältern, 
sondern er ist so aufzufassen, dass völlig neue Gehalts- 
sätze: zu vereinbaren sind, die den Teuerungsverhält- 
nissen der Zeit, für die sie gelten sollen, entsprechen. 

2. Eine unterschiedliche Behandlung bezüglich der Gehalts- 
festsetzung für Ledige, Verheiratete und Verheiratete mit 
Kindern ist nicht zulässig, solange nicht die in der proto- 
kollarischen Erklärung zu $ 5, Ile genannte Kommission 
gesprochen hat. 

3. Der Ausdruck „in Fristen von 4 zu 4 Monaten“ in $ 5 
Ziffer 9 des Reichstarifvertrages berechtigt zur Aufstel- 
lung der Forderung, dass die neu festgesetzten Gehälter 
nach Ablauf von 4 Monaten: vom Zeitpunkt der Geltung 

‚„ der bisherigen Gehälter in Kraft treten sollen. 

4. Die Schlichtungskommissionen, sowie deren Berufungs- 
instanz — das Schiedsgericht — & 12 I und II Reichs- 
tarifvertrag, sind für die Revision der Gehälter nicht zu- 
ständig. 

Der, Arbeitgebervertreter, Herr Kretzschmar-Leipzig, lehnte 
es ab, über die erst heute gestellten 4 neuen Anträge zu ver- 
handeln, da sie nicht rechtzeitig der Geschäftsordnung ent- 
sprechend eingereicht seien. Er bestreitet, dass bei Fest- 
setzung der Gehaltssätze des Bezirkstarifs die damalige 
Teuerung nicht berücksichtigt worden sei. Im übrigen sei nach 
Ansicht der Arbeitgeber für Anträge auf Gewährung von Ge- 
haltsaufbesserungen das Haupttarifamt nicht zuständig. 
Solche Anträge müssten vielmehr den neu zu bildenden Lehr- 
ämtern vorbehalten bleiben. Herr Fiebig behauptet dem- 
gegenüber, dass der Antrag auf Gehaltserhöhung; rechtzeitig 
beim Haupttarifamt eingegangen sei und die vom ihm gesteil- 
ten Anträge nicht neue Anträge, sondern nur eine Erweiterung 
des zugelassenen Antrages seien. Im übrigen stellten sich die 
Arbeitnehmer auf den Standpunkt, dass bei. Abschluss des 
Reichstarifvertrages das Haupttarifamt für alle Fragen, die 
sich aus dem Tarifvertrag ergeben, als letzte Instanz angesehen 
worden sei. Herr Dr. Froehner vom Deutschen 'Arbeitgeber- 
bund schildert hierauf historisch das Werden der : Reichstarif- 
verträge. Danach habe sich der Reichstarifvertrag für tech- 
nische Angestellte genau so“ entwickelt wie jener für gewerb- 
liche Arbeiter im Baugewerbe. Zuerst sei das Haupttarifamt 
nur für Berufungen und prinzipielle Entscheidungen zuständig 
gewesen, dann sei ihm die Mitwirkung beim Abschluss von 
Bezirkstarifverträgen übertragen worden. Der Mangel einer 
Schiedsstelle für Regelung der Löhne sei auch im Tarifvertrag 
für das Baugewerbe bei den Bauarbeitern aufgetreten. Ihm 
wurde durch Gründung von bezirklichen Lohnämtern. abgehoi- 
fen. Herr Dr. Froehner schlägt daher vor, die Verhandlungen 
über die Anträge Fiebig abzubrechen und die Bildung der 
Lohnämter abzuwarten, worüber am folgenden Tage ja ver- 
handelt würde. Nachdem sich die Angestelltenvertreter da- 
mit einverstanden erklärten, wurde beschlossen, die ‚Verhand- 
lungen über diesen Punkt abzubrechen und evtl. später fort- 
zusetzen. (Schluss folgt.) 


Gewerkschaftsarbeit 


Bezirkstarifvertrag für Architekten in Ostpreussen. Bei 
den Tarifverhandlungen mit dem Landesbezirk Osten des Bun- 
des Deutscher Architekten (B. D. A.) am 12. Januar 1921 ist 
eine Einigung dahingehend erfolgt, dass die Architekten sich 
der Vereinbarung vom 8. Dezember 1920 mit dem Ostpreussi- 
schen Arbeitgeberverband für das Baugewerbe hinsichtlich der 
neuen Tariisätze anschlossen, und zwar mit rückwirken- 
der Kraft auf den 1. Dezember 1920. (Vergleiche „Neurege- 
lung der Gehälter für Ostpreussen“, Bautechniker Nr. 5). Bei 
der nächsten Festsetzung der Tarifsätze, also zum 1#+ April, 
soll dann eine bessere Anpassung des Bezirkstarifvertrages 
an den Reichstarifvertrag des B. D. A. eriolgen. Hinsichtlich 
der anderen Punkte des Tarifvertrages wurde eine Einigung 
dahin erzielt, dass die Arbeitszeit bei xetrennter Arbeits- 
zeit ausschliesslich der Pausen 45 Stunden, bei durchgehender 
Arbeitszeit ausschliesslich der Pausen 42 Stunden betragen soll. 
An Sonnabender und an Tagen vor Weihnachten und Neujahr 
ist um 1 Uhr mittags Schluss der Arbeitszeit. Für den Ur- 
laub gelten dieselben Bestimmungen wie im Baugewerbe, Für 
die Behandlung von Streitigkeiten sollen Schlichtungs- 
kommissionen in Königsberg, Lyck und Stallupönen und 
ein Tarifamt als Berufungsinstanz in Königsberg eingesetzt 
werden, 

Eine Verbesserung gegenüber dem Baugewerbetarifvertrag 
ist daher nur in bezug auf die Arbeitszeit erreicht worden. * 


Schriftleiter Heinrich Kaufmann, Berlin, — Industriebeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 52. — Rotationsdruck: Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68 
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Zur Psychologie des Unternehmertums 


im Architektengewerbe 
Anders als sonst in Menschenköpfen 
“ malt sich in diesem Kopf die Welt! 
- Die Tarifverhandlungen im westdeutschen Architektur- 
gewerbe schreiten nicht so glatt voran, wie zum Teil sonst im 
Reiche, obwohl in diesem. Industriegebiet die selbständigen 
Architekten noch mit am besten beschäftigt sind, weil dort 
gegenwärtig der Bau von Bergmannswohnungen und sonstigen 
Siedlungen stark betrieben wird. Diese Herren selbständigen 
Architekten können immer noch nicht recht fassen, dass eine 
neue Zeit gekommen ist, in welcher die Arbeitnehmer sozu- 
sagen gleichberechtigte Menschen geworden sind und auch bei 
der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen mitwirken wol- 
ien. So ist unsere Ortsverwaltung Dortmund, gestützt 
auf den mit dem Bund Deutscher Architekten abgeschlossenen 
Reichstarifvertrag, nach welchem mit den einzelnen Bezirks- 
oder Ortsgruppen des B. D. A. die im Reichstarifvertrag nicht 
festgesetzten Gehaltssätze in Bezirks- oder Ortstarifen zu ver- 
einbaren sind, auch an die Ortsgruppe des B. D. A. in Dort- 
mund herangetreten, um dort ebenfalls die sehr im argen lie- 
genden Gehaltsbezüge der Techniker und künstlerisch tätigen 
Architekten in den Architekturbureaus zu -regeln. 

Die Antwort, die der Vorsitzende dieser -Arbeitgeber- 
Organisation, Architekt Düchting, in Firma Düchting und 
Jänisch, unserer Ortsverwaltung zugehen liess, ist so inter- 
essant, dass wir sie hier unter Fortlassung unwesentlicher 
Sätze im Wortlaut unseren Lesern bekanntgeben müssen. Sie 
kennzeichnet so richtig die Auffassungen, die. heute noch 
weiten Kreisen der Unternehmer verbreitet sind, wenn es auch 
nur wenige geben wird, die so naiv und weltfremd ihre in- 
nersten Gedanken zum Ausdruck bringen werden, wie es hier 
geschehen ist. 

Der Brief lautet: 

„Ihr Schreiben vom 12, Januar habe ich erhalten und in 
der Sitzung der Ortsgruppe des Bundes Deutscher Architekten 
vom 13, er. zur Vorlage gebracht. 

Dass zwischen dem Arbeitgeberbund für das Bauge- 
werbe und dem’ „Butab“ ein Reichstarif abgeschlossen, war 
mir nicht unbekannt. Einigen anderen war wohl bekannt, dass 
eine Organisation der technischen Angestellten und Beamten 
vorbereitet wird. Allgemein war man der Ansicht. dass ein 
Tarif, der mit den. Baugewerbetreibenden abgeschlossen ist, 
für uns nicht in Frage kommt, weil die Art der. Beschäftigung 
unserer Hilfskräfte und zumeist auch deren Ausbildung und 
Streben ganz anderer Art sind, als wie derjenigen Herren, die 
im Baugewerbe tätig sind. 

Sie weisen in Ihrem Schreiben auf die traurige Lage hin, 
in der sich die Bautechniker in den Architekturbureaus im Ver- 
gleich zur Lage der Arbeiter befinden sollen. Ich möchte den 
Vergleich nicht ziehen. Ein Vergleich mit den Handarbeitern 
erscheint mir deshalb nicht angebracht, weil der letzteren Tä- 
tigkeit ganz andere Ziele verioigt. 

Der grösste Teil unserer Hilfskräfte beabsichtigt nach ge- 
höriger Ausbildung später selbständig zu werden und nimmt 
deshalb nur vorübergehend Stellung in Architekturbureaus ein. 
Für diese Herren dürfte es peinlich sein, wenn 
sie alle ohne Rücksicht auf ihr Können, ihre 
Leistung, ihren Bildungsgang gleichmässig 
nach einem Tarif behandelt würden. Wenigstens 
mir wäre es in meinen jüngeren Jahren, als ich noch in den 
Ateliers meiner Lehrmeister tätig war, so ergangen. .Ferner 
möchte ich noch darauf hinweisen. dass es den technischen 
Angestellten in den Architekturbureaus immerhin noch besser 


Be 1921 


A den meisten Inhabern der Bureaus. (Wer lacht da 
nic 

” Aus den vorstehenden Ausführungen mögen Sie meine Auf- 
fassung der Lage ersehen und danach beurteilen, ob es Zweck 
hat, Verhandlungen über Tarifverträge zu. führen. 


Hochachtungsvoll 
H. Düchting.“ 


Dieses Schreiben wurde im einzelnen noch begründet durch 
die hier restlos zum Abdruck gebrachte 


„Stellungnahme der Ortsgruppe B.D. A. zu 
dem Antrage eines Tarifvertrages mit den 
Angestellten. 


1. Der Beruf des Architekten liegt in erster Linie auf 
künstlerischem Gebiet. Die handwerkliche 
und rein technische Bearbeitung einer Aufgabe ist, 
soweit sie nicht zu der künstlerischen Erscheinung in engerer 
Verbindung steht, eine nebensächliche Tätigkeit, 
die oft der freien Betätigung der Kunst hindernd entgegensteht. 
Wir haben keinen Gewerbebetrieb und unter- 
liegen nicht dessen Gesetzen, 

Zudem ist das Verhältnis der Angestellten zum Arbeitgeber 
ein sehr loses.. Dem Angestellten ist es jeden Tag möglich, 
selbständig zu werden. Der Wechsel vom Arbeitgeber -zum 
Arbeitnehmer und umgekehrt vollzieht sich mit vollkommener 
Leichtigkeit. Im Falle eines zeitigen Rückganges der Bautätig- 
keit würde ein bestehender Tarifvertrag die Not gerade der 
Angestellten bis ins Unerträgliche steigern. 

2. Die künstlerische Tätigkeit des Architekten darf 
nicht gehemmt werden. Auch die Gehilfen, deren der Architekt 
bedarf, dürfen wie dieser nicht eingeengt sein durch 
Gewerkschaftsvorschrifiten über Arbeits- 
zeitunddergleichen. Die Ausübung der Kunst und die 
Ausbildung zum Künstler verträgt nicht eine Begrenzung der 
Arbeitszeit und die Geltungmachung bestimmter Ansprüche 
und ist ein dornenvoller und entsagungsreicher Weg zur Er- 
langung der Reife im Beruf. Fast jeder grössere ‘Wettbewerb 
zeigt ziffermässig, dass kaum 1--3 Prozent der aufgewandten 
Arbeit bezahlt wird, während 95 Prozent und mehr bezahlter 
Berufstätigkeit darstellt. Dabei hat nur ein kleinerer auser- 
lesener Kreis der Beteiligten den Vorzug des Genusses an 
dieser Vergütung, während die weitaus gröste Mehrzahl auf 
eine Bezahlung überhaupt nicht rechnen kann. 

3. Den Werdegang des Künstlers zu verbessern und zu er- 
leichtern ist ein schönes Problem. Der in Aussicht gestellte 
Tarifvertrag ist das schlechteste, abscheulichste 
und tötendste Mittel dazu. 

Der $ 6 des Hauptvertrages macht es jedem Anfänger un- 
möglich, sich an einem Wettbewerb zu beteiligen. In den all- 
gemeinen Grundzügen des Tarifes zeigt sich das Bestreben, 
die Arbeit als fluchwürdig hinzustellen und für die ge- 
ringste Mehrarbeit der Angestellten den Arbeitgeber zu strafen. 
Das ist ein zielsicherer Verrat an unserem danieder- 
liegendem Vaterlande. Auch die Teilnahme an Verhandlungen 
als Arbeitszeit anzurechnen, zeigt das Bestreben. auch uns Ar- 
chitekten zu zwingen, an dem Untergang unseres 
Volkes mitzuwirken, denn nicht durch Quatsch und 
Tratsch, sondern nur durch Arbeit können wir wieder hoch- 
kommen. Gibt es denn noch einen ‚vernünftigen Mann, der 
glaubt, dass wir mit achtstündiger täglicher Arbeit nicht allein 
uns erhalten. sondern auch an Frankreich und die anderen Raub- 
staaten noch Tribut zahlen können? 

4. Der Weg zum Kommunismus und Bolsche- 
wismus ist mit den niedergetretenen Jüngern 
der Kunst gepflastert und wir, die wir noch in letzter 
Stunde an eine mögliche Gesundung des Volkskörpers glauben, 
sollen ihnen die Hand dazu bieten, unser deutsches Vaterland in 
die Urzustände der Menschheit zurückzustossen 
und alles, was Kunst, Wissenschaft und Gesittung heisst, zu 
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vernichten? Jede Tarifierung hat noch immer die unreifen 
und untüchtigen Elemente in hohem Grade gegenüber den 
leistungsfähigen freudigen Gliedern eines Berufes bevorzugt. 
Wir wollen aber, dass Arbeit, Enthaltsamkeit und unbegrenz- 
ter Fleiss uns aus dem Abgrund wieder hervorhebt und dass in 
den Grenzen des deutschen Vaterlandes ‘wieder eine strenge 
Selbstzucht zur Herrschaft kommt, und dass wir an allem 


"Schönen, das die Welt hervorzubringen vermag, wieder teil- 


nehmen, Wir wollen nicht die unreife Jugend zur Führung un- 
seres Standes machen, wie es bei den grösseren Betrieben mit 
Eifer propagiert wird. 

9. Wer an der Gesundung unseres Volkes mithelfen will, 
ist uns in unseren Werkstätten willkommen. Die übrigen, die 
streitsüchtigen, die haben keinen Platz in 
unseren Zeichenstuben 

6. Will der B.D. A. mitwirken an der Verelendung unseres 
Volkes, will er nicht freimütig sich dazu bekennen. dass nicht 
die Beschränkung der Arbeitszeit, sondern nur die Anspannung 
aller Kräfte und freier Wettbewerb uns aus 
dem Elend wieder heraushelien kann. so ver- 
mögen wir uns seiner Leitung nicht weiter 
anzuvertrauen. Der Hinweis, dass der Butab uns seinen 
Willen aufzwingen könne, und dass wir die Forderungen nur 
sutzuheissen haben, zeist mit voller Deutlichkeit, wohin die 
Reise geht.. Die Fahrt machen wir nicht mit. Wir wissen tınd 
bekennen, dass nicht Kommunismus, sondern ‘die Tätigkeit und 
Freiheit des einzeliien das Vaterland wieder hochbringen kann. 

Den Butab aber, der unsere Tätickeit 
nichtkennt, und niemals Einsiehtdavonhaben 
wird, lehnen wir als Vertragsgegnerab. Wir 
Schützen damit zunächst unseren jungen 
Nachwuchs vor dem zwangsweisen Eintritt 
indenButab.“ 

Es erübrigt sich, auf diese — eigenartige Stellungnahme 
einzugehen und sich mit Herrn D üchting auseinanderzu- 
setzen. Einen Mann mit solchen Ansichten kann man nicht 
überzeugen. Er wird nicht eher erkennen, dass die Gewerk- 
schaftsarbeit des vielgeschmähten „Butab“ nicht dem ‚„Unter- 
gang“ ımd der „Verelendung unseres Volkes“, sondern dem 
Wiederaufbau des Vaterlandes und seiner Wirtschaft dient, 
bis auch ihn vielleicht eines Tages die kommende wirtschaft- 
liche Entwicklung zu den „niedergetretenen Jüngern der Kunst“ 
geworien hat. 


4. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 


nische Angestellte im Baugewerbe 
(Schluss.) 


Hirauf wurde über Antrag 27, betr. Auslegung des 

5 Ziffer 2 IV des Reichstarifivertrages, ein- 
gehend debattiert. Herr Kroebel, als Vertreter der Angestell- 
ten, nahm Bezug auf den Schriftsatz vom 28. Dezember und 
beantragte, dass der Satzteil „sowie auf Verlangen den Ver- 
kehr mit Bauherren und Behörden führen“ — 8 5 Ziffer 2 IV 
4. Zeile des Haupttarifvertrages — geändert wird in: „oder 
auf Verlangen den Verkehr mit Bauherren und Behörden füh- 
ren“, Es müsse genügen, wenn ein Techniker, der die vor- 
geschriebene Zeit in den Gruppen I und II zugebracht habe, 
den Verkehr mit Bauherren und Behörden führen könne, um 
m die Gruppe IV aufgenommen und nach dieser entlohnt zu 
werden. Jedenfalls könne die Aufnahme in die Gruppe nicht 
davon abhängig gemacht werden, dass der Arbeitgeber z. B. 
an Statiker, Kalkulatoren oder Architekten zuerst das Ver- 
langen stelle, dass sie auch «en Verkehr mit Bauherren und 
Behörden tatsächlich führen. Wenn das der Fall wäre, wiür- 
den nur sehr wenige Angestellte Aufnahme in Gruppe IV fin- 
ie da doch nicht jeder dazu komme, diesen Verkehr zu 
führen. 

Die Arbeitgebervertreter waren dagegen der Auffassung, 
dass der Techniker nicht nur die Fähigkeiten, die in dieser 
Tarifposition vorgeschrieben seien, bisitzen, ‚sondern auch die 
Tätigkeit — den Verkehr mit Bauherren und Behörden zu füh- 
ren — ausüben müsse. Bei den Verhandlungen sei im 
übrigen zum Ausdruck gebracht worden, dass die Gruppen II 
und III im allgemeinen als Durchgangsstationen an- 
zusehen seien, dass es aber auch möglich sei, dass Techniker, 
die nicht genügend leisten, in der Gruppe H und II verbleiben. 
Sie hätten die Gruppe IV immer nur für “qualifizierte Techniker 
gedacht. Herr Fiebig-Dresden betonte demgegenüber, dass 
bei grösseren Bauausführungen viele befähigte Techniker als 
Statiker, Kalkulatoren, Konstrukteure usw. tätig seien, die an 
sich sehr wohl in der Lage wären, den geforderten Verkehr 











zu führen, die aber infolge ihrer Tätigkeit gar nicht dazu koms 
men, diese Bedingung zu erfüllen. Nach Ansicht der Arbeit- 





'geber könnten aiso diese Angestellten niemals in Gruppe IV 


eingereiht werden. Herr Dr.-ing. Völker-Mannheim behaup- 
tet dagegen, dass gerade bei grösseren Behörden und Bau- 
firmen die Statiker, Kalkulatoren und Konstrukteure auch den 
Verkehr mit Behörden als Fachtechniker zu führen hätten, 


„ weshalb an dem Wortlaut des Reichstarifvertrages- festgehalten 


werden müsse, Nachdem eine Verständigung in der allgemeinen 
Aussprache nicht zu erzielen war, zogen sich die Arbeitgeber 
zur Beratung zurück und gaben folgende Erklärung zu 
Piotokoll: ö 

„Nach dem Wortlaut und dem Sinne des Tarifvertrages 
muss vom selbständigen Techniker verlangt werden, dass er die 
im Tarifvertrag angeführten Leistungen, und zwar unter eigener 
Verantwortung Bauten entwerfen oder berechnen oder Bau- 
ausführungen leiten und abrechnen und den Verkehr mit den 
Bauherren und Behörden führen, erfüllt. Es soll jedoch nicht aus= 
geschlossen sein, dass Techniker, die die sonstigen Bedingungen 
erfüllen, jedoch den Verkehr mit Bauherren und Behörden 
nicht führen, durch besondere Vereinbarung in Klasse IV auf- 
genommen werden.“ 


Den Angestellten erschien diese Formulierung nicht prä- 


. zZis genug, weshalb sie erklärten, erst bis zur morgigen Sitzung 


dazu Stellung nehmen zu können. 

Die Verhandlungen über Erhöhung der Gehälter 
im Hamburger Tarifigebiet wurden mit Rücksicht auf 
die Morzige Sitzung zur Gründung von Lohnämtern. zurück- 
gestellt. € 

Ueber Antrag Nr. 29, betr. Eingliederung der 
Stadt Rendsburg in die Ortsklasse H des Be- 
zirkstarifvertrages für Schleswig-Holstein, 
wurde beschlossen, den Antrag, da er verspätet eingeganger 
ist, von der heutigen Tagesordnung abzusetzen, zugleich aber 
den Parteien aufzugeben, unter Hinzuziehung je eines Bezirks- 
delegierten die Frage örtlich zu regeln. und evt. einen neuen 
Antrag an das Haupttarifamt zu stellen. 

Damit wurde nach 7 Uhr abends die 4. Sitzung des Haupt- 
tariianıtes beendet. ; 5 

Der nächste Verhandiumgstag galt der Sch afiune von 
Lohnämtern, um damit die wiederholt erwähnte Lücke in 
den beiden Reichstarifverträgen für den Hoch- und Tiefbau zu 


Schliessen. Hierüber wird gesondert berichtet. 
A 
oo Rundschau 00 
Gewerkschaftsarbeit 


Neuregelung der Bautechnikergehälter in Ostpreusserr. 
Die Verhandlungen über Erhöhung der Gehälter im Tarifver- 
trag vom 28. Juni 1920 haben zu nachstehender Neuregelung 
geführt: 

Die im $ 4 Ziffer 1 des abgeschlossenen Techniker-Tarif- 
vertrages für technische Angestellte vom 28. Juni 1920 ge- - 
regelte Entlohnung wird wie folgt geändert bezw. festgesetzt: 


Das Gehalt beträgt: 
Ortsklasse I 


in Gruppel Unverheiratete Verheirstete 
M. M. 
a) unter 20 Jahren EN RE TR 550.— _ 
R nach vollendetem 20. bis 24. Jahre . 695:— 2 
ce) nach vollendetem 24, bis 28 Jahre . 660. — _ 
a) über 28.Jahre 9.2070 oe 715.-- 822.— 
ın Gruppe IH 
im 1. Jahr IN.— 885.— 
im 2. Jahr 820. — 943.— 
im 3., Jahr 845.— 971.75 
in Gruppe Ill 950.— 1085.— 
in Gruppe IV 
a) unter 30 Jahren EEE 1050.— 1200. — 
b) nach vollendetem 30, bis 35, Jahre . 1100. — 1257.50 
e) über 35 Jahren. . . , 1150.— 1315.— 


Zu den vorstehenden Gehältern ist an Verheiratete noch 
eine Kinderzulage von monatlich 30 M. pro Kind zu zahlen. 

In den Ortsklassen II und II ermässigen sich die vor- . 
stehenden Sätze um 50 M. in jeder Gruppe. h 

Die Vereinbarung tritt am 1. Dezember 1920 in Kraft. 


Bezirkstarifvertrag Berlin. Den Mitgliedern.der Fachgruppe 
Architekten in Gross-Berlin zur Kenntnis, dass der neue Bezirks- 
tarifvertrag erschienen ist und zusammen mit dem Reichstarif- 
vertrag für 1 M! pro Stück im Bundeshaus, Werftstr. 7, abgeholt 
werden kann. 
ne Wunsch werden die Tarifverträge per Nachnahme zu- 
gestellt. 


Schriftleiter: Heinrich Kaufmann, Berlin, — Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 52, — Rotationsdruck: Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Nummer 7 | 


Die Schaffung von Bezirkslohnämtern 
In Nr. 3 der „D. T.Z.“) Ausgabe „Bautechniker“, haben wir 


bereits im Bericht über die Verhandlungen vor der Zentral- 


schlichtungskommission darauf hingewiesen, dass, 
nachdem die Arbeitgeber die geltenden Tarifinstanzen — das 
Haupttarifamt für das Baugewerbe, bzw. die Zentralschlichtungs- 
kommission für das Tiefbaugewerbe — als unzuständig 
für die Entscheidung über Auf- oder Abbau der Gehälter er- 
klärten, die dadurch entstehende Lücke in irgendeiner Form 
geschlossen werden müsse. Beide Reichstarifverträge, sowohl 
der für den Hochbau wie iener für den Tiefbau, enthalten die 
Bestimmung, dass die Unterverbände im Falle des Eintritts 
wesentlicher Aenderungen der Lebenshaltungskosten während 
der Vertragsdauer in Fristen von 4 zu 4 Monaten im Hochbau 
und von 3 zu 3 Monaten im Tiefbau berechtigt sind, Verhand- 
lungen über Auf- und Abbau der !Gehälter zu beantragen. In 
den Reichstarifverträgen ist nun nicht gesagt, vor welchen In- 
stanzen diese Verhandlungen während der Vertragszeit zu 
führen sind. In einzelnen Bezirken gingen die Verhandlungen 


glatt voran; die Tarifsätze wurden bereits erhöht, worüber wir 


ebenfalls im „Bautechniker“ berichtet haben. In anderen Be- 


zirken dagegen machen die Arbeitgeber erhebliche Schwierig- 


\ 








keiten, weshalb von verschiedenen Seiten das Haupttarifamt 
zur Vermittlung angerufen wurde. Dessen tarifmässige Auf- 
gabe ist aber, nur beim Abschluss der Bezirkstarifverträge 
mitzuwirken und dabei zunächst eine Einigung zu- versuchen, 
wem die Parteien sich nicht einigen können, oder auf Wunsch 
beider Parteien einen Schiedsspruch zu fällen. Nach dem 
Abschluss der Bezirkstarifverträge, also während der Dauer 
des Vertrages, ist nach Ansicht der Arbeitgeber das Haupttarii- 
amt bzw, die Zentralschlichtungskommission nicht mehr ver- 
pälichtet, bei Aenderungen der Lohn- und Gehaltssätze 
initzuwirken. Die Arbeitgeber lehmen konsequent alle dahin- 
gehenden Anträge ab, und so mussten wir, wenn wir auch auf 
dem Standpunkt stehen, dass es nur eine ganz selbstver- 
ständiiche und logische Fortsetzung der Reichstarifvertrags- 
bestimmungen ist, wenn die Stelle, die bei Abschluss der Be- 
zirkstarifverträge mitgewirkt hat, auch bei Aenderungen der 
Lohnsätze derselben mitwirkt, uns damit abfinden, dass eine 
neue Instanz geschaffen wird. Um so mehr, als auch in den 
Arbeitertarifverträgen die gleiche Lücke bestand, die am 
12. Januar durch Schaffung von Bezirkslohnämtern ge- 
schlossen worden ist. Nachdem die sämtlichen Bauarbeiter- 
verbände sich zu einer solchen Lösung bereit fanden, konnten 
auch wir uns nicht länger dagegen stemmen. Wir wollten aber 
die Frage nicht bezirklich, sondern zentral gelöst sehen und 
schlugen deshalb den beiden Arbeitgebervertragsparteien, dem 
Deutschen Arbeitzeberbund für das Baugewerbe und dem 
Reichsverband des Deutschen Tiefbaugewerbes, die Einrichtung 
eines Reichslohnamtes vor. 


Darüber wurde nun im Anschluss an die Sitzung des Haupt- 
tarifamtes am 22. Januar in Berlin unter Leitung der beiden 
Unparteiischen unserer höchsten Tarifinstanzen, Magistratsrat 
Dr. Schalhorn und Regierungsassessor Dr. Foth, verhan- 
delt. Als Vertreter der Arbeitgeber waren vom Deutschen 
Arbeitgeberbund dieHerrenDr.Froehner undDr.Mielenz- 
Berlin, Dr.-Ing. Völker-Mannheim, Baumeister Kretzsch- 
mar-Leipzig, Direktor Richenauer-Hamburg, ferner als 
Vertreter des Reichsverbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes 

Dr. Reddewich, Ing. Hagen und Direktor Hofmeister- 
‚Berlin erschienen. Von unserem Bund nahmen an diesen Ver- 
: handhıngen teil: die Herren Himmer, Kaufmann, Kroe- 
bel und Wenk-Berlin, ferner Müller-Halle,. Müller- 
Hamburg und Fiebig-Dresden, ausserdem war auch der 
Zentralverband der Angestellten durch Suckert-Berlin ver- 
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trefen. Bei der Wichtigkeit dieser Verhandlungen soll hier 
ausführlicher darüber berichtet sein. 

Den Antrag des Butab vom 8. Jan. begründete Kaufmann 
in längeren Ausführungen, wobei er die bisherige ablehnende 
Haltung der Arbeitgeber vor den beiden Tarifinstanzen einer 
scharfen Kritik unterzog. Nachdem aber nun die Arbeitgeber 
als Vertragsparteien eine besondere Instanz wünschen, die sich 
ausschliesslich nur mit Lohnfragen beschäftigen soll und auch 
bereits mit den Arbeiterverbänden Bezirkslohnämter vereinbart 
haben, seien die Angestellten der Auffassung, dass auch sie 
einer solchen Lösung der Schwierigkeiten nicht aus dem Wege 
gehen können. Redner vertrat die Schaffung eines Reichs- 
lohnamtes, welches für ganz Deutschland zu bilden sei, dem 
aber auch noch stärkere Befugnisse als dem Haupttarifamt 
bzw. der Zentralschlichtungskommission zugesprochen werden 
müssten. Insbesondere müssten im Falle einer Nichteinigung 
der Parteien auf Antrag auch nur eines Teils bindende 
Schiedssprüche gefällt werden können. Um das Lohnamt ab- 
solut objektiv zu gestalten, sei die Hinzuziehung eines dritten 
Unparteiischen neben den beiden Unparteiikchen der 
Haupttarifinstanzen erforderlich. 

Dr. Froehner als Sprecher der Arbeitgeber wollte die 
Verhandlung zunächst nur als eine unverbindliche Aussprache 
angesehen haben, da die Vertreter der Arbeitgeber nicht be- 
vollmächtigt seien, bindende Erklärungen abzugeben. Die Vor- 
besprechungen beider Arbeitgeberverbände hätten zu der Ent- 
scheidung geführt, dass zweckmässig bezirkliche Lohn- 
ämter zu errichten seien, da von einer zentralen Stelle die 
örtlichen Verhältnisse nicht übersehen werden! können, insbe- 
sondere aber die Bezirksverbände der Arbeit- 
geber, die an sich souverän seien, den zen- 
tralen Vorschlägen immer stärkeren Wider- 
stand entgegensetzten. In Arbeitgeberkreisen trete 
gegenwärtig immer mehr das Streben auf: Los von Berlin! Um 
Kosten und Zeit zu sparen, schlug Dr. Froehner vor, praktisch 
die gleiche Bezirkseinteilung, wie sie bei den Bauarbeitern be- 
reits festgelegt sei, anzunehmen und auch dieselben Unpartei- 
ischen für die Lohnämter der Techniker in Vorschlag zu brin- 
gen. Erst müsse diese grundsätzliche Frage geklärt sein, ehe 
weiterverhandelt werden könne. Diesen Ausführungen schloss 
sich Herr Hagen vom Reichsverband für das deutsche Tief- 
baugewerbe inhaltlich voll an. Die Einheitsiront der Ar- 
beitgeber trat also bereits in Erscheinung. Diese Arbeitgeber- 
erklärungen standen in merkwürdigem Widerspruch zu den 
festen Zusagen vom Vortage (siehe. Bericht über die vierte 
Sitzung des Haupttarifamtes im „Bautechniker‘ Nr. 4), wonach 
die Arbeitgeber verschiedene Streitpunkte zurückstellen liessen 
mit dem ‘Bemerken, dass ja am nächsten Tage die Frage der 
Lohnämter geklärt werden müsse und diese dann schon in zwei 
bis drei Wochen in Wirksamkeit treten könnten-. Wenn nun 
wieder erst noch Beschlüsse der Vorstände der Arbeitgeber- 
verbände eingeholt werden müssen, wird dadurch wertvolle 
Zeit verloren. . Diese Auffassungen brachten die Angestellten- 
vertreter Kroebel und Fiebig deutlich genug zum Ausdruck. 


“ Die von den Arbeitgebern vorgeschlagene Bezirkseinteilung 
sei gerade aus praktischen Erwägungen heraus schwer annehm- 
bar, da sie eine Zersplitterung der jetzt bestehenden Tarif- 
bezirke bedingt, wodurch Gegensätze nicht vermieden werden 
können. Die örtlichen Verhältnisse der einzelnen Tarifgebiete 
könnten ebenso genau geprüft werden, wenn zu den Sitzungen 
des Reichslohnamtes Vertreter des betreffenden Bezirks hinzu- 
gezogen werden, aus deren Darlegungen sich die Beisitzer schon 
ein zutreffendes Urteil.bilden würden. Darüber, dass eine neue 
Tarifinstanz geschaffen werden soll, bestehe kein Streit. 


Nachdem die Arbeitgeber nach Sonderberatung das Reichs- 
lohnamt endgültig ablehnten, wozu sie anscheinend beson- 
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ders durch die Selbständigkeitsbestrebungen ihrer einzelnen Un- 
terverbände gedrängt wurden, galt es, eine Einteilung der 
Bezirkslohnämter zu finden, die auch dem Bedürfnis 
unserer Organisation noch Rechnung trägt. 


Für den Tiefbauverband erklärte Dr. Reddewich, dass 
sein Verband eine andere Einteilung als die mit den Bauarbei- 


terverbänden vereinbarte ablehnen müsse, er sei aber bereit,’ 


durch Einfügung einer Klausel es den Bezirksorganisationen zu 
überlassen oder nahezulegen, sich über Zusammenlegung meh- 
rerer Bezirke zu einigen. Nach weiteren langen Auseinander- 
setzungen, die indessen die Arbeitgeber von ihrem Standpunkt 
nicht mehr abzubringen vermochten, wurde eine Einigung da- 
hingehend erzielt, dass die mit den Bauarbeitern vereinharten 
Bezirke 4) Mecklenburg, 5) Hamburg mit Cuxhaven, Lübeck 
und Schleswig-Holstein und. 6) Unterweser - Emsgebiet zu 
einem Lohnbezirksamt zusammengelegt und ebenso die Be- 
zirke 11) Thüringen mit Osterland, Provinz Sachsen und Magde- 
burg vereinigt werden, so dass nunmehr 13 Bezirkslohn- 
ämter statt 16, wie in der Vereinbarung mit den Arbeiter- 
organisationen, gebildet werden. Ausserdem soll der Satz, „das 
Bezirkslohnamt tagt von 2 zu 2 Monaten und erledigt die vor- 
liegenden Anträge“, gestrichen und dafür gesetzt werden: „das 
Bezirkslohnamt tagt in der zweiten Hälfte ‘der 
Monate Februar, Juniund Oktober und erledigt 
die vorliegenden Anträge“ 


Mit dieser Aenderung wurde die Vereinbarung vom 
12. Januar, die, vom Arbeitgeberverband mit 'dem Deutschen 
Bauarbeiterverband, dem Zentralverband der Zimmerer, dem 
Christlichen Bauarbeiterverband, dem Zentralverband der Ma- 
schinisten und Heizer abgeschlossen wurde, auch für die tech- 
nischen Angestellten von allen Vertragsparteien angenommen 
und dazu noch folgende Erklärung zu Protokoll gezeben: 


„Die Parteien sind sich darüber einig, dass zu der erst- 
maligen Tagung der Lohnämter Ende Februar 1921 die Gehalts- 
revision aller Bezirkstarife gebracht werden kann, auch wenn 
die vier- bzw. dreimonatige Frist des $ 5 (Ziffer 9 des Hoch- 
bautarifs bzw. Ziffer 15 des Tiefibautarifvertrages) noch nicht 
abgelaufen sein sollte, soweit noch keine Gehaltsaufbesserung 
seit Tarifabschluss erfolgt ist.“ 


Die Vertreter der Parteien verpflichteten sich ferner, dafür 
Sorge zu tragen, dass die zuständigen Organe ihrer Organi- 
sationen diesem Vorschlage schnellstens zustimmen. Von dem 
Ergebnis soll dem Vorsitzenden bis zum 5. Februar Mitteilung 
gemacht werden. Die getroffene Vereinbarung, sowie die Ge- 
bietseinteilung. für die Bezirkslohnämter und das Muster zur 
Geschäftsordnung eines Bezirkslohnamtes für Hoch-, Beton- und 
Tiefbau folgen später im Wortlaut. 

Der Antrag unseres Bundes über Vereinbarung eines 


Zusatzes über den Geltungsbereich der Tarif- 


verträge bei Zugehörigkeit der Arbeitgeber 
zu den beiden Spitzenverbänden konnte mit Rück- 
sicht auf die vorgeschrittene Zeit und weil die Vertreter des 
Tiefbaugewerbes sich entfernen ‘mussten, nicht mehr zur Ver- 
handlung kommen. Es wurde den Parteien empfohlen, noch- 
mals gemeinsam darüber zu verhandeln. 


Nachdem sich die Vertreter der Arbeitgeber und der Un- 
parteiische des Tiefbaugewerbes entfernt hatten, erledigte das 
Haupttarifamt für technische Angestellte im Baugewerbe 
die am Vortage zurückgestellten Anträge. Zunächst erklärten 
die Arbeitnehmer zu Antrag Nr. 27, dass sie den Vorschlag der 
Arbeitgeber nicht annehmen könnten. Es wurde daher be- 
schlossen, diesen Antrag am 11. Februar in Mannheim weiter- 
zuverhandeln. 


Antrag Nr. 26 wurde nach längerer Aussprache für den 
Fall des Zustandekommens der Vereinbarung über die zu er- 
richtenden Lohnämter als erledigt angesehen. Falls die Par- 
teien der Vereinbarung nicht zustimmen sollten, soll auch dieser 
Antrag erneut auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung ge- 
setzt werden. 


Zum Antrag Nr. 28 erklärten die Parteien, dass hinsichtlich 
des Stichtages, von welchem ab die viermonatige Frist bei 
Gehaltsänderungen läuft, Einigkeit darüber bestehe, dass der 
erstmalige Stichtag ebenso wie für die spä- 
teren Anträge auf Gehaltsverbesserung tun- 
lichst bei den Verhandlungen vor den Lohn- 
ämtern jedesmal festzulegen ist. 


Damit endete diese arbeitsreiche Tagung, deren Ergebnis 
hoffentlich zu einer weiteren Festigung des Tarifgedankens im 
Baugewerbe beitragen wird. 
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Wozu Baumaterialien vorhanden sind, Wir entnehmen den 


„Bremer Nachrichten“ vom 21. 1. 21 einen interessanten Be- | 


richt über die Entstehung des Weltfilms „Anna Boleyn“, 
der uns hier nur insoweit interessiert, als daraus hervorgeht, 
dass der heutige Mangel an Wohnungen keineswegs auf feh- 
lende Baumaterialien zurückzuführen ist. Es heisst in dem Be- 
richt, dass bei der Herstellung der historisch treuen Nachbildung 
der Westminster-Abtei 14 Poliere, 200°Zimmerleute, 400 Stukka- 
teure, Spanner und Bildhauer beschäftigt waren. Weiter wurden 


während der fast drei Monate dauernden Bauzeit verbraucht:, 


12000 qm Gewebe, 14000 Sack Gips, 20000 Sack Kalk, 
200000 qm Sand, 100000 kg Rundeisen, 12000 Stück Bolzen, 
84000 Stück Dachziegel, 125000 Mauersteine, Um eine echte 
Pilasterung der . Anna PBoleyn-Stadt herzustellen, mussten 
12000 qm Pflastersteine besorgt werden. . 


Solange der Filmindustrie noch solche Mengen Bau- 
material zur Verfügung gestellt werden können, und den Kinos 
zur Verbieitung einer recht behaglichen Wärme die Kohlen 
nicht fehlen, kann die Durchführung eines grosszügigen Bau- 
programms an Materialmangel nicht scheitern. 


Ein Eriolg der Sozialisierungsidee. Die von einem rührigen 
Bundesmitglied geleitete „Soziale Baugenossenschaft 
für Zeitz und Umgegend“ hat, wie uns berichtet wird, 
bis Ende vorigen Jahres 77 Wohnungen fertiggestellt, weitere 
87 Wohnungen sind teils im Rohbau, teils in der Entstehung be- 
griffen. Für die konımende Bauperiode liegen bereits wieder 
grössere Aufträge vor. An Arbeitern wurden im Durchschnitt 
380 Mann beschäftigt; hierzu kommt noch das entsprechende 
Bureau- und technische Personal. Die vorliegende Rohbilanz 
lässt bereits einen sehr guten Geschäftsabschluss erkennen, 
trotzdem die Genossenschaft bei allen Submissionen niedrigere 
Offerten abgegeben hat als die Privatunternehmer und dadurch 
erhebliche Summen für die Allgemeinheit ersparen konnte. 


Die auf das vertrauensvolle Zusammenwirken der Kopf- 
und Handarbeiter gesetzten Hoffnungen haben sich in Zeitz voll 
erfüllt und dazu beigetragen, dass so gute Resultate erzielt wer- 
den konnten. Nun wird bereits die Abzweigung einer weiteren 
selbständigen Genossenschaft in Altenburg durchgeführt. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifvertrag für Privat-Vermessungstechniker in Preussen. 
Auf unseren Antrag hat der tarifliche Schlichtungsausschuss be- 
schlossen, die in dem Tarifvertrag vorgesehenen Gehaltssätze 
(einschliesslich - Teuerungszuschlag) ab 1. Januar 1921 um 
15 Prozent zu erhöhen. Die Bezahlung der Lehrlinge wird da- 
von nicht betroffen. Alle Kollegen sind berechtigt, für den 
Monat Januar die Nachzahlung der Gehaltsdifferenz von ihren 
Arbeitgebern sofort zu beanspruchen. Wenn:dieser Prozentsatz 
gegen die wirklich eingetretene Verteuerung der Lebens- 
haltungskosten zurückbleibt, so ist das zurückzuführen auf die 
Mängel der amtlichen Statistik, die nicht alle Bedarfsgegenstände 
enthält. Nach der Bestimmung des Tarifvertrages kann für die 
Veränderung der Gehaltssätze aber nur die amtliche Teuerungs- 
Statistik angenommen werden. & 

Der Tarifvertrag entspricht bereits seit längerer Zeit nicht 
mehr den jetzigen Zeitverhältnissen und ist deshalb von uns zum 
31. März d. J. gekündigt worden. 

Wir bitten die Kollegen, .uns sofort Vorschläge für die be- 
vorstehende Tariferneuerung einzusenden. 


Nach kurzem Krankenlager verschied am 29. Januar unser 
# Mitglied und Kamerad, der Vertrauensmann &: 


Bauführer Otto Gries 


a in nicht ganz vollendetem 26. Lebensjahre infolge einer Blut- 
A vergiftung. Wir betrauern in ihm einen allezeit treuen und fleissi 
4 Mitarbeiter, dem wir ein gutes Andenken bewahren werden. 


Die technischen Beamten der Kaliwerke Ascherslehen 
Schachtanlage Hattorf Philippsthal a.d Werra. 
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Der Holzwucher 


Wir entnehmen der „Sozialen Bauwirtschaft“, Nr. 3, die 
vom Verband) sozialer Baubetriebe herausgegeben wird und sich 
in den Kreisen des Baugewerbes steigender Beachtung erfreut, 
nachstehende Ausführungen über die Entwicklung der Holz- 
preise, die wir glauben, auch unseren Lesern nicht vorenthalten 
zu dürfen, 

Die geradezu wahnsinnige Preissteigerung im Bauholz, die 
Ende 1919 bis Frühjahr 1920 den deutschen Baumarkt zur Er- 
drosseiung brachte, musste naturnotwendig einen Preisrückgang 
herbeiführen und im Holzhandel tiefe Depression- auslösen. Das 
Grosskapital im Holzgewerbe fürchtete „Vermögen auf die 
Strasse zu werfen“, wenn Angstverkäufe kapitalschwacher 
Händler weitere Preisrückgänge nach sich gezogen hätten. Die 
Gefahr dieser Angstverkäufe war für den Händler ausserordent- 
lich gross, weil sehr viel kapitalschwache, bisher dem Holz- 
handel fernstehende Kreise sich mit dem Holzgeschäft befassten. 
Der Grosshandel griff darum regulierend ein. Er sandte „Licht- 
Strahlen“ aus. Die Holzpresse verbreitete bald die Nachricht, 
dass dis Entente für den Wiederaufbau von Frankreich allein 
aus Ostdeutschland im Monat 100000 Kubikmeter aufkaufen 
werde. Herr Kommerzienrat Michalski, ein führender Gross- 
holzhändler, verhandelte in diesem. Geschäft. Solange der 
„Holzmarkt“ mit Herrn Michalski auf dem Kriegsfuss stand 
(man versöhnte sich sehr bald), sagte er Herrn Michalski auf 
den Kopf zu, dass er mit dieser Nachricht nur der „Entwertung 
der eigenen. Holzbestände“ vorbeugen wolle. Im gleichen 

temzug verbot er Herrn Michaiski aber, mit der Entente über 
Preise zu verhandeln. 

„Es wäre“ — so sagt der „Holzmarkt“ im Juni 1920 — 
„jetzt der denkbar schlechteste Augenblick, etwa ein Abkom- 
men zu treffen in bezug auf Preise, denn es ist doch ausge- 
schlossen, dass wir Jahre andauernde Holzlieferungen über- 
nehmen sollen zu den heute in ungünstigster Weise herunter- 
gewirtschafteten Preisen (man beachte Juni 1920! D. Red.), die 
iedem einzigen Verkäufer schweren Verlust bringen. Wir wür- 
den, wenn wir zu heutigen Preisen die Holzlieferungen über- 
nehmen müssten, geradezu ausgepowert werden, : Zu Preis- 
abmachungen darf es im Laufe der nächsten Woche unter keinen 
Umständen kommen. Erst wollen wir die Kenntnis ihres Be- 
darfes, und vier Wochen darauf wird eine gesundere Verhand- 
lungsbasis, ein ganz anderes Preisniveau vorhanden sein.“ (Das 
wollen wir gern glauben. D. Red.) 

Jedenfalls hatte Herr Michalski seinen Zweck, den Markt 
„a tempo“ zu festigen, erreicht. Die Gefahr der Angstverkäufe 
war einigermassen überwunden. 

Man hätte annehmen müssen, dass die Erfahrungen der un- 
erhörtesten Holzwucherperiode, die Deutschland je erlebt hat, 
die Behörden, insbesondere Reich und Länder, zu Massnahmen 
drängen mussten, derartigen Wucher für alle Zeit unmöglich zu 
machen. Es geschah jedoch nichts, obgleich Reich, Staaten und 
Gemeinden die Wucherpreise auf dem Baumarkt aus Mitteln der 
Allgemeinheit zu bezahlen hatten. Das in Pressenachrichten 
angekündigte Reichsrahmengesetz über die „Bewirtschaftung 
der Waldungen im allgemeinen und über die staatliche Beein- 
flussung der Privatwaldbewirtschaftung“ ist unseres Wissens 
heute noch nicht über einen Referentenentwurf hinausgekom- 
men. Auch die Denkschrift des Deutschen Holzarbeiterverban- 
des über Massnahmen zur Gesundung der Holzindustrie scheint 
ohne praktische Nachwirkung geblieben zu sein. Der Holz- 
arbeiterverband führte in seiner Denkschrift sehr richtig aus: 

„Der Preis für einen Kubikmeter unsortiertes, geschnittenes 
Kiefernholz, der vor dem Kriege etwa 40-50 M. betrug, stand 
am Jahresbeginn 1919 auf 220 M., im Oktober des gleichen 
Jahres auf 400 M. und stieg dann unaufhörlich weiter bis auf 
über 1600 M. im März 1920. Für diese enorme Verteuerung, die 
den: Preis eines heimischen  Naturproduktesbis an den Welt- 
marktpreis herantrieb, waren nur zum kleinsten Teil natürliche 
Gründe bestimmend. Im wesentlichen wurden sie hervor- 
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gerufen durch gewinnsüchtige, wucherische und spekulative 
Manöver; ein skrupelloses Schiebertum nistete sich im Holz- 
handel ein und korrumpierte auch den legalen Handel und die 
Schnittholzproduktion. Schliesslich schlossen sich auch die 
Forstbesitzer, die öffentlichen Forstbehörden einbegriffen, den 
Preistreibereien an und schufen dadurch Marktpreise, die jeder 
natürlichen Grundlage entbehrten. Eine kleine Schicht gerisse- 
ner Geschäftsleute hat in wenigen Monaten ungezählte Millionen 
wucherischer Gewinne eingeheimst und durch ihr Treiben das 
ganze deutsche Holzgewerbe an den Rand des Ruins gebracht 
und Hunderttausende fleissiger Holzarbeiter der wirtschaftlichen 
Not ausgeliefert. 

Die erste Voraussetzung für eine Gesundung der Holz- 
industrie und die Weiterführung der Produktion ist die Senkung 
des Holzpreises auf den natürlich bedingten Stand. 

Nur die Unterstellung der gesamten Holzwirtschaft unter 
eine gemeinwirtschaftliche Organisation kann dem Holzgewerbe 
helfen. Diese Organisation hat in erster Linie die Rohstofi- 
bewirtschaftung zu übernehmen, ist aber auch auszudehnen auf 
die Kontrolle und Leitung der Produktion und auf den Absatz 
der Produkte an die Konsumenten Die Gemeinwirtschaft darf 
sich deshalb nicht auf das Rohholz beschränken, sondern muss 
die Sägewerke und den Holzhandel mit in ihren Aufgabenkreis 
einbeziehen. 

Um die Gemeinwirtschaft vollständig zu machen, muss ihr 
auch der gesamte Ein- und Ausfuhrhandel übertragen werden. 

Die Sägewerke sollen das ihnen von der Gemeinwirtschaft 
zugewiesene Rundholz im Lohnwerk schneiden. Durch Ent- 
ziehung der Aufträge können unwirtschaftlich arbeitende Be- 
triebe zum Eingehen gebracht werden, und andererseits können 
solche Betriebe, die infolge gümstiger Verkehrslage, billiger 
Kraftquelle oder hervorragender technischer Einrichtungen be- 
sonders rationell arbeiten, durch erhöhte Auftragszuwendungen 
gefördert werden. 

Der Holzhandel muss seiner heutigen preisbestimmenden 
Funktion entkleidet und zu einem ausschliesslichen Verteilungs- 
organ im Dienst der Gemeinwirtschaft umgestaltet werden. 

Die Forderungen werden wie folgt zusammengefasst: 

1. Eine Notverordnung über die gemeinwirtschaftliche Rege- 
lung des Einschlags- und Nutzungsrechts für Privatiorsten. 

2. Ein Enteignungsgesetz zur Ueberführung des Privat- 
besitzes an Forsten in Gemeineigentum. 

3. Einrichtung der Gemeinwirtschaft für Holz auf der Grund- 
lage beruflicher Selbstverwaltung in paritätischer Zusammen- 
setzung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und unter Kon- 
trolle des Staates. Unterstellung der gesamten inländischen 
Holzproduktion, der Ein- und Ausfuhr, der Sägewerke und des 
Holzhandels unter die Gemeinwirtschaft. 

4. Errichtung von Handelsgenossenschaften für den Aussen- 
und : Innenhandel gleichfalls auf idder Grundlage beruflicher 
Selbstverwaltung in partiätischer Besetzung.“ 

Wie hat sich nun der Holzmarkt inzwischen entwickelt? 
Unter der Ueberschrift: „Frühzeitiger Einschlag in kommenden 
Herbst“ brachte der „Holzmarkt‘“ Ende Juni 1920 einen, Artikel, 
in dem er behauptet, den Forstverwaltungen den frühzeitigen 
Einschlag stets dringend empfohlen zu haben. In seiner bekann- 
ten Konsequenz sagt der „Holzmarkt“ aber im gleichen Artikel: 

„Es wird uns an allen Baustoffen fehlen, nur an Holz nicht. 
Denn vorläufig gehen wir ins kommende Einschlagsjahr mit 
grossen Beständen hinein, dass ein Mehreinschlag an Bauholz 
einfach ein Unsinn wäre.“ 

Der Mehreinschlag, das vermehrte Angebot könnte auf die 
Preise drücken! Die privaten und öffentlichen Forstverwaltungen 
haben sich das nicht zweimal sagen lassen. Die letzten Holz- 
auktionen haben gezeigt, dass das Angebot von Rohholz so ge- 
ring gehalten wurde, dass die Rohholzpreise eine ganz unge- 
heuerliche Höhe erreicht haben. Wird doch für geschlagenes 
Bauholz 500 M. und mehr gezahlt. Mit welcher Aussicht? Die 
Holzwucherer wissen, dass die Wohnungsnot nur: durch Neu- 
bauten bekämpit werden kann, und dass Reich, Staat und Ge- 
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meinden neue Milliarden Baukostenzuschüsse bewilligen müssen. 
Sie wissen auch oder glauben zu wissen, dass die Holzausfuhr 
nach Frankreich ein lebhafteres Tempo erhalten muss; also 
herauf mit den Preisen! Das darf man zwar öffentlich nicht 
sagen, man ruft daher in der Presse: „Herunter mit den 
Preisen!“ und: „Haltet den Dieb, diesen Forstfiskus, der die 
Preise hochtreibt!“ — weil er der Parole des „Holzmarktes“ 
folgte: „Mehreinschlag von Bauholz ist einfach Unsinn.“ An- 


gesichts dieser Lage auf dem Holzmarkt braucht man zum . 


Prophezeien nicht mehr als die Findigkeit eines intelligenten 
Huhnes zu haben, um für das kommende Baujahr eine neue 
Holzhausse voraussehen zu können, wenn nicht die Reichs- 
regierung sich im letzten Augenblick zu diktatorischen Mass- 
nahmen aufrafft, die das Kapital der Allgemeinheit vor der Aus- 
‚„wucherung durch Holzerzeuger und Holzhändler geschützt. Wir 
legen den Volksvertretern im Reichstag, die!über die neuen Bau- 
mittel für das kommende Baujahr zu beschliessen haben, drin- 
gend ans Herz, die Mittel nur unter der Bedingung zu bewilligen, 
die jede Auswucherung der Konsumenten unmöglich macht. 


Aus anderen Verbänden 


Der G. d. A. die Heimstätte der Bautechniker? In Nr. 3 
des „G. d. A.“, Zeitschrift des Gewerkschaftsbundes der Ange- 
stellten, wird unter der Ueberschrift „Aus der Technikerbewe- 
gung” die Angelrute nach den Bautechnikern auszgeworfen. Zu- 
nächst wird, wie es von Führern, die den Kreisen der Harmonie- 
verbände der Handlungsgehilfen entstaınmen und von der Tech- 
nikerpsyehe keine Ahnung haben, nicht anders erwartet wer- 
den kann, wieder dem Bedauern Ausdruck gegeben, dass der 
D. T. V. sich mit dem B. t. i. B. und nicht etwa mit dem Leip- 
ziger Handlungsgehilfenverband oder dem Kaufmännischen 
Verein von 1858 oder gar mit dem gelben Gruben- und Fabrik- 
beamtenverband verschmolzen hat. Wir kennen ja die Lockungen 
von jener Seite, die aber erfreulicherweise vergeblich blieben 
und, wie wir gleich hinzufügen wollen, auch in Zukunft vergeb- 
lich sein werden. In der erwähnten Notiz wird wohl in einer 
Anwandlung von sonst nicht zu beobachtendem Gerechtigkeits- 
gefühl zugestanden, „dass die gewerkschaftliche Arbeit des 
Butab einem Teil der Techniker (den Industrietechnikern) 
manche Vorteile erstritten hat“. Dagegen sollen aber die Bau- 
techniker mit der gewerkschaftlichen Arbeit unseres Bundes we- 
niger zufrieden sein und ihm weit kritischer gegenüberstehen. 
Die Begründung dieser Behauptung zeigt, dass die angeblichen 
„2 Techniker“ im Hauptvorstande und die „il Techniker“ in 
den Geschäftsstellen des G. d. A. alle zusammengenommen nichts 
von den Verhältnissen im Baugewerbe verstehen, sonst könnte 
in dem Organ des G. d. A. nicht geschrieben werden: 

„Während die Sozialisierungsfrage in der Industrie über theoretische 
Redereien nicht hinauskommt, also keinen Schaden anrichtet, empfinden die 
Bautechniker bereits am eigenen Leibe, wohin die praktische Darchführung 
sozialistischer Ideen führt. Der Baumarkt liegt aus bekannten 
Gründen ohnehin danieder, und nun beginnen die sozialistischen 
Mehrheiten der einzelnen Städte, die Bauten „in Regie“ auszuführen, 

Dadurch wird ermeut die Erwerbsmöglichkeit auf dem Baumarkt einge- 
schränkt, und die Bautechniker sind die alierersten, die diese Verschlechterung 
ihrer wirtschaftlichen Lage zu fühlen bekommen. Der „Butab“ aber kümmert 
sich um das Schicksal der Bautechniker nicht, ihm dünkt die Durchführung 
seiner linkssozialistischen Ziele erheblich wichtiger. Der wachsende Unmut 
hätte wahrscheinlich schon stärkeren Ausdruck gefunden, wenn der „Butab“ 
nicht so eine Art Monopolstellung in der Technikerbewegung einge- 
nommen hätte.“ 


Diese Zeilen beweisen, dass ihr Schreiber ganz gewiss kein 
Bautechniker ist. Wenn, wie es in dem einen Satz heisst, der 
Baumarkt bereits ohnehin aus „bekannten Gründen“ da- 
niederliegt, dann verstehen wir nicht, wie die „praktische Durch- 
führung sozialistischer Wirtschaftsideen“ die Bautechniker noch 
schädigen soll, 

Die Bautechniker wissen, dass der Krieg, sowie die Habgier 
und Gewinnsucht der Spekulanten in der Baustoffindustrie und 
des Unternehmertums im Baugewerbe die Preise heute. so hoch- 
getrieben haben, dass jedes Bauvorhaben schen im Keime er- 
stickt wird, und sie erwarten nur noch von der praktischen 
Durchführung sozialistischer Wirtschaftsideen eine durch- 
greifende Besserung der Verhältnisse. Denjenigen aber, die es 
nicht wissen sollten, sagt die Broschüre unserer Kollegen Kauf. 
mann und Fiebig „Das deutsche Bauprogramm 1921—1924“, die 
im Industriebeamtenverlag des Butab erschienen ist, warum 
nicht gebaut werden kann. Hierin wird ein gross- 
zügiger Vorschlag zur Behebung der Wohnungsnot gemacht und 
ein Weg gewiesen, der zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit der 
baugewerblichen Hand- und ‚Kopfarbeiter führt. 

„Aber der Butab kümmert sich ja nicht um das Schicksal 
der Baxtechniker,“ heisst es weiter. Dabei haben wir nicht 
weniger als 3 Reichstarifverträge und 55 Bezirks. 
tarifverträge mit den Organisationen der Arbeitgeber des 


Baugewerbes und der selbständigen Architektenschaft abge- 
Schlossen, und dadurch die Gehälter der Bautechniker, die im 
vorigen Jahre noch wesentlich hinter den Löhnen der Arbeiter 
zurückblieben, diesen gleichgestellt und in den oberen Gruppen 
noch wesentlich darüber hinausgetrieben. Wir haben das ge- 
samte Schlichtungswesenim Baugewerbe auf eine 
gesunde Grundlage gestellt und an die Stelle der Wilıkür im 
Arbeitsvertrag tarifliche Rechtsbegriffe gesetzt. Wie in keinem 
Wirtschaftszweig. wird im Baugewerbe durch Tarifinstanzen 
(Haupttarifamt bzw. Zentralschlichtungskommission) über die 
Durchführung der tariflichen. Bestimmungen gewacht. Jetzt sollen 
noch Bezirksiohnämter hinzukommen, die für die Weiterentwick- 
lung der Gehaltsverhältnisse der Bantechniker ebenfalls von 
grösster Bedeutung sein werden. 4 

Diese Tatsachen können dem G. d. A.-Artikelschreiber, 
wenn er wirklich Techniker ist, nicht verborgen ‚geblieben sein, 
Er muss deshalb diese Sätze wider besseres Wissen 
niedergeschrieben haben. „Der blasse Neid bankerotter Krämer- 
seelen gegenüber dem immer noch zahlungsfähigen. Grosskanui- 
mann“, um ein Wort von Mehring zu gebrauchen, hat ihm dabei 
die Feder geführt. Der Unmut darüber, dass die „Monopol. 
stellung des Butab in der Technikerbewegung“ 
auch durch den G. d. A. nicht erschüttert werden kann, spricht 
aus jeder Zeile, 

Die Zusammenarbeit der im Butab organisierten Bautech- 
niker mit’ den baugewerblichen Organisationen der Handarbeiter 
ist heute so eng und hat bereits schon zu so grossen gewerk- 
schaftlichen und politischen Erfolgen geführt, dass die Bautech- 
niker wahrhaftig keine Lust verspüren, sich nach der „starken 
Heimstätte, die sich im G. d. A. für alle techni- 
schen Angestellten auftut“, zu sehnen. Man darf nur 
an die Gründung der sozialenBaubetriebe, die fast alle 
unter der technischen Leitung von Bundesmitgliedern arbeiten, 
sowie an deren Zusammenfassung im Verband sozialer Bau- 
betriebe erinnern und die Perspektive aufzeigen, die dieser Be. 
wegung schon in der allernächsten Zeit erwachsen wird. Aber 
wir können es dem G. d. A. schon nachfühlen: trotz der „präch- 
tigen Reden, die auf der Magdeburger Tagung gehalten wur- 
den“, lehnen es die Bautechniker ebenso wie die Industrietech- 
niker entschieden ab, sich für eine Organisation von Handlungs- . 
gehilfen der reaktionärsten Art zu begeistern, die noch lange 
keine wirkliche „Gewerkschaft“ ist, so sehr sie auch den Leuten 
vortäuscht, eine zu sein, j 

Der freigewerkschaftliche Zentralverband d er An- 
gestellten sitzt dem G. d. A. gefahrdrohend im Nacken und 
entzieht ihm fortgesetzt das “beste Blut. Nun sollen ausge- 
rechnet die Bautechniker gut genug dafür sein, die wachsenden 
Lücken zu schliessen Die Herren im G. d. A, verkennen die 
Stimmung der Bautechniker und beweisen auch damit wieder, 
dass sie nicht die geeigneten Vertreter ihrer Interessen sind. 
Wenn irgendeine Technikerkategorie sich auf den Gedanken 
der Sozialisierung unserer Wirtschaft eingestellt hat und mit 
Macht dahin strebt, dann sind es gerade die Bautechniker. 

Wir würden’es begrüssen, wenn wir die 13 Renommiertech- 
niker des G. d. A. einmal Auge in Auge kennenlernen könnten, 
und wir laden sie ein, den Berliner Bautechnikern oder irgend- 
einer anderen Gruppe im Reiche ihr Programm zu entwickeln _ 
und zu sagen, was sie denn schon bisher für die Bautechniker 
geleistet haben. Dabei werden gewiss auch die „etwa 30000 
Techniker“, die heute schon im G. d. A. organisiert sein sollen, 
endlich einmal in Erscheinung treten, denn bis jetzt! ist uns trotz 
aller Aufmerksamkeit noch nichts von der Existenz dieser star- 
ken Technikergruppe im G. d.- A. bewusst geworden. 


Relterer Bautechniker 


zum 1. April gesucht, der selbständig mein Maurereigeschäft. leiten 
kann, mit allen technischen Arbeiten vertraut ist und die Buchführeug 
vollkommen selbständig zu führen hat. 


Joh. Schmidt, Maurer- u. Zimmermstr., Oranienburg, Kurzestrasse, 


Herren- 


u. Futterstoffe 


in guten Qualitäten, —_ 
Sehr preiswert Grosse acın breit. 
Besondere Gelegenheitsk 





Kein Mustervergand 


3 Umtause 
Jul, Fabia N Berlin, Gr. Fran a 
am Strausberger Platz, % 
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5. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 
"nische Angestellte im Baugewerbe in 
Mannheim | 


Da der Kreisverband Pfälzischer Bauge- 
werbe, sowie die Bezirksorganisation der Arbeitgeber 
im Saargebiet und Birkenfeld beim Abschluss der 
Bezirkstarifverträge erheblich Schwierigkeiten machten und es 
kategorisch ablehnten, nach dem in diesen Kreisen arg ver- 
lästerten Berlin zu kommen, um vor dem Haupttariiamt zu 
verhandeln, wurde in dessen letzter Sitzung beschlossen, die 
nächste Tagung des Hauptarifamtes in Mannheim stattiinden 
zu lassen, Diese Sitzung fand am 11. und 12. Februar im Saale 
der Handwerkskammer mit nachstehender Tagesordnung statt: 
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Zentrale geberverband für 85 IV des v. 22.1.21. 
das Baugewerbe |: Reichstarifs 
5.126 Butab, Arbeitgeberbund | Gewährung eines | Beschluss 
Gau Sachsen . |für d. Baugewerbe Teuerungs- v. 22.1.21. 
in Sachsen. : zuschlages (Frei- 
staat Sachsen) 
6.128 Butab, . 1: Baugewerbeverb. | , Auslegung .des 
Gau Hamburg Hamburg 85 2.9 des 


Reichstarifs 
Deutscher Arbeit- | Vereinbarung eines 
geberbund für das Zusatzes über 

Baugewerbe Geltung d. Haupt- 

tarıfverträge bei 

Zugehörigkeit der 
Arbeitgeber zu 

beiden Spitzen- 
organisationen 

«Als Unparteiischer fungierte wieder Herr Magistratsrat 
Dr. Schalhorn vom Gewerbegericht Berlin, und als Ver- 
treter der Arbeitgeber waren erschienen: Dr. Froehner 
und Dr Mielenz-Berlin, Eichenauer-Hamburg, 
Kretzschmar-Leipzig, Böblinger-Mannheim; als Ver- 
treter der. Arbeitnehmer: 'Kaufmann-Berlin Fiebig- 
Dresden, Müller-Halle, Kraft-Ludwigshafen, Jordan- 
Frankfurt a. M. 

Herr Kaufmann beantragte zunächst den vordringlichen 
Punkt: Bildung der gemeinsamen Bezirkslohn- 
ämter, worüber dem Unparteiischen für den Fall des Nicht- 
zustandekommens bis zum 7. Februar. seitens der Arbeitgeber- 
verbände Mitteilung gemacht werden sollte, zur Aussptache zu 
stellen und erklärte, dass der Bund der technischen Ange- 
stellten und Beamten der Bildung der bezirklichen Lohnämter, 
wie sie am 22. Januar in der gemeinsamen Sitzung vereinbart 
worden seien (siehe „D. T.-Z.“ Nr. 7, Ausgabe II, „Bautech- 
niker) zustimme. 

Herr Dr. Froehner dagegen musste feststellen, dass er 
nicht in der Lage sei, eine Erklärung über Annahme oder Ab- 
= jehnung der Lohnämter seitens des Arbeitgeberbundes abzu- 

geben, da erst am 17. Februar.der geschäftsführende Ausschuss 
"seiner Organisation zu der Frage Stellung nehme, - Aus ver- 
schiedenen. Teilen des ‚Reiches ‚sei Einspruch. dagegen. erhoben 
worden. Die Arbeitgeber machen Schwierigkeiten, : weil sie 








Butab, 
Zentrale 


sich mit der Einteilung der Bezirksämter nicht einverstanden 
erklären können; ausserdem wollte sich eine: Reihe Unterver- 
bände des Deutschen Arbeitgeberbundes nicht so weitgehend 
in ihrer Verhandlungsfreiheit von Berlin aus beschränken lassen. 

Nachdem das Reichslohnamt von den Arbeitgebern ohne- 
dies abgelehnt worden sei, liessen die technischen Angestellten, 
so erwiderte Kaufmann darauf, an. der Einteilung die Bildung 
der Bezirkslohnämter nicht scheitern. Es scheine aber, dass 
die Arbeitgeber sich schon heute darüber klar seien, dass sie 
zu einem ablehnenden Beschluss kommen, weshalb er bean- 
tragte, schon jetzt in Prüfung des Vorschlages des Un- 
parteiischen vom 7. Februar einzutreten. Nachdem dieser 
seinen Vorschlag noch eingehend erläutert hatte, erklärten sich 
die Arbeitgeberbeisitzer des Haupttarifamtes bereit, für den 
Fall, dass der geschäftsführende Ausschuss des Deutschen Ar- 
beitgeberbundes die Bildung der bezirklichen Lohnämter nicht 
genehmigen sollte, den Vorschlag des Unparteischen ‚zur An- 
nahme .zu empfehlen. Dieser lautet: 

Das Bezirkstarifamt (bei.mehreren das im Bezirkstarif ‚bestimmte) kann 
ferner angerufen werden, wenn die Parteien des Bezirkstarifvertrages sich über 
die Frage der Revision der Gehälter ($ 5 Nr. 9) nicht verständigen können. 
Es hat auf Antrag einer Partei eine Einigung zu versuchen, evtl. durch 
Schiedsspruch einen Vorschlag zu machen. Auf übereinstimmenden Antrag der 
Parteien entscheidet es endgültig und bindend. Der Vorschlag wird‘ auch dann 
endgültig und bindend, wenn er vom Haupttarifamt auf Anrufen einer Partei 
bestätigt wird, sofern bei der Abstimmung sowohl die Mehrheit der Arbeitgeber 
wie die der Arbeitnehmer und der Vorsitzende für die Bestätigung stimmen, 

Für die erstmalige Anrufang des Tarifamtes bedarf es nicht der Innehaltung 
der Viermonatsfrist, sofern die Tarifgehälter noch nicht aufgebessert worden sind. 

Hierauf wurde über Antrag Nr. 23 betr. Bezirkstarif- 
vertrag für Baden verhandelt. _Als Vertreter der Ange- 
stellten war Herr Tubach-Mannheim und für den Arbeit- 
geberverband die Herren Mauer-Freiburg, Gässner- 
Karlsruhe, Eyer-Mannheim ‘anwesend. Herr Tubach begrün- 
dete ausführlich die Forderungen der Angestellten, die bereits 
schon in den Schriftsätzen niedergelegt sind, und führte: aus, 
dass die Verhandlungen zu keinem Ergebnis geführt hätten, 
weil der Vorschlag des Haupttarifamtes vom .8. Oktober. 1920 
den wirtschaftlichen: Verhältnissen Badens nicht genügend Rech- 
nung trage. Baden würde als Grenzland ‚durch. den Valuta- 
unterschied stark berührt und Karlsruhe müsse ‚mit. Mannheim 
gleichgestellt werden, wie das auch bereits in anderen Tarif- 
verträgen der Fall sei. - Die Lohnabschläge für die einzelnen 
Ortsklassen seien zu hoch. Baden sei, kein Agrarland mehr, 
sondern vorwiegend Industriestaat, und:auch in den kleinen In- 
dustrieorten Badens sei’ die Teuerung heute ganz enorm, Er 
beantragte: 1. Karlsruhe mit: Mannheim sleichzustellen. 
2. Herabsetzung der Lohnabschläge für die Ortsklasse II auf 
7% Prozent, für II auf 15 Prozent. : 3. Erhöhung der Lohnsätze 
der Klassen L-IV im Vorschlag vom 8.. Oktober 1920 um min- 
destens 15--20 Prozent vom 1. November.1920 ab. 4. Zurück- 
wirkung der Gehaltssätze im Vorschlag vom 8. Oktober, vom 
1. Juli 1920 ab. 

Diesen Forderungen trat als Arbeitgebervertreter Kretzsch- 
mar-Leipzig entgegen, welcher betonte, dass bei den Verhand- 
lungen des Arbeitgeberbundes am 10. Februar beschlossen wor- 
den sei, Mannheim und Ludwigshafen als besondere Bezirks- 
verbände von Baden zu trennen. Mit Rücksicht auf diese Ver- 
handlungen müsse Mannheim nun bei der gegenwärtigen Tarif- 
regelung ausser Betracht bleiben. 

Die Vertreter der Angestellten hielten die Bildung neuer 
Bezirkstarifverträre vor Ablauf der Tarifperiode nicht für mög- 
lich. Krait-Ludwigshafen wies darauf hin, dass dort durch einen 
für allgemeinverbindlich erklärten Ortstariivertrag die Bau- 
techniker bereits an bestimmte Lohnsätze gebunden seien. Herr 
Mayer lehnte den Antrag der Angestellten ab. Er bestritt, dass 
Baden als Grenzland besonders stark unter der "Teuerung zu 
leiden habe, da die Lebensmittel im besetzten :Gebiet durchweg 
billiger als in Baden seien, mithin ein Aufkaufen kaum ‚vor- 
komme. Fine Gleichstellung von Mannheim und Karlsruhe käme 
nicht in Betracht; die Bauarbeiterlöhne seien in Mannheim 7 M. 
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und in Karlsruhe nur 6,05 M., auch die Statistik beweise, dass 
Karlsruhe bedeutend billiger sei. Der Herabsetzung der Lohn- 
abschläge in den Ortsklassen IH und I könne ebenialls nicht 
zugestimmt werden. Er beantragte bzw. erklärte sich namens 
der Arbeitgeber bereit, zu bewilligen: 1. Ableknung der Gleich- 
stellung von Karlsruhe mit Mannheim und der Herabsetzung 
der Lohnabschläge für Ortsklasse II und II. 2. Rückwirkung 
der Gehaltssätze des Vorschlages vom 8, Oktober 1920 vom 
1. Oktober 1920 ab. .3. Erhöhung der Gehaltssätze des Vor- 
schlags vom 8. Oktober 1920 vom 1. Januar 1921 ab in Klasse I 
um 7% Prozent, II um 10 Prozent, III und IV um 12% Prozent, 
4. Gehälterrevision zum 1. Mai, allenfalls schon 1. April 1920, 

Beide Parteien beantragten endgültige Entschei- 
dung durch Schiedsspruch. 

Auf Wunsch des Vertreters- für den Arbeitgeberverband, 
Herrn Eyer, wurde beschlossen, Mannheim doch mit in den 
badischen Tarifvertrag aufzunehmen und für den Fall der Tren- 
nung der Bezirke Baden und Mannheim-Ludwigshafen im Kopf 
des Bezirkstarifvertrages für Baden einen Zusatz aufzunehmen, 


wonach der Tarifvertrag für beide bezirklichen Organisationen 


bindend ist, 

Hierauf fällte das Haupttarifamt einstimmig folgenden 

Schiedsspruch. ; 

1. Die im Vorschlag vom 8. Oktober 1920 enthaltenen Gehaltssätze gelten 
vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1920 mit der Massgabe, dass in den 
Ortsklassen 3 

Ia (Karlsruhe) 5 Prozent, II 74/, Prozent, II 15 Prozent weniger an 
Gehalt gezahlt wird. 

2. Vom 1. Januar 1921 ab sind auf die Gehaltssätze in Gruppe I 121), Prozent, 
Il 10 Prozent, III 121/, Prozent, IV 12 1/5 Prozent Zuschlag zu gewähren. 

3. Revision dieser Gehälter kann frühestens zum 1. Aprıl 1921 beantragt 
werden. s 

Namens der Angestellten erklärte sich Tubach und für die 
Arbeitgeber Mayer mit dem Schiedsspruch einverstanden. Da- 
mit tritt dieser sofort in Kraft. Ä 

In der Nachmittagssitzung stand zunächst der Abschluss 
eines Bezirkstarifes für die Pfalz zur Beratung. ; 

Der sehr wenig tariffreundliche und noch recht antikollekti- 
vistisch gesonnene Vertreter des Kreisverbandes der Piälzischen 
Baugewerke Kröckel-Kaisersiautern lehnte zunächst den Ab- 
schluss eines Bezirkstarifs mit der Begründung ab, dass die 
Baugeschäite in der Pfalz mit Ausnahme der Firma Wayss & 
Freytag in Neustadt a. H. keine Techniker beschäftigen und 
letztere bereits einem Ortstarif unterworfen sei. Krait-Lud- 
wigshafen erläuterte die Organisationsverhältnisse in der Pfalz, 
die zur Bildung von Orts- und Kreiskartellen geführt hätten. 
Vorerst wären nur Ortstarife abgeschlossen worden, in denen 
aber zum Ausdruck gebracht sei, dass in Zukunft Branchen- 
tariie getätigt werden sollten. Die technischen Angestellten 
die Firma Wayss & Freytag seien nicht mehr bereit, sich am 
Ortstarif zu beteiligen, dieser sei übrigens gekündigt und laufe 
am 1. April ab. Kaufimann-Berlin verlangt, dass die pfälzischen 
Arbeitgeber als Mitglied des Deutschen Arbeitgeberbundes ver- 
pilichtet werden, einen Bezirkstarif abzuschliessen. Nach 
getrennter Beratung erklärten die Arbeitgeberbeisitzer, dass die 
bezirklichen Organisationen zu verpflichten seien, innerhalb einer 
bestimmten Frist einen Tarifvertrag abzuschliessen, in dem für 
Neustadt a. H. die Löhne wie im Ortstarif festzusetzen seien. 
Die Regelung der Löhne für die übrigen Orte sei für die Dauer 
dieser Tarifperiode jedoch der freien Vereinbarung zwischen 
den einzelnen Angestellten und Arbeitgebern zu überlassen. 
Darauf wurde nachstehende Entscheidung einstimmig be- 
schlossen und verkündet: 

Entscheidung. 

Die beiden bezirklichen Organisationen sind verpflichtet, binnen drei 
Wochen auf der Grundlage des dem Reichstarifvertrage angefügten Vertrags- 
musters einen Bezirkstarifvertrag ahzuschliessen. Darin werden in Rücksicht 
auf die eigenertioen Organisationsverhältnisse in der Pfalz die Gehälter zu- 
nächst für Neustadt a. H. festgesetzt. In den übrigen Orten sind die Gehälter 
für diese Tarifperiode frei zu vereinbaren. 


Alsdann stand der Antrag Nr. 27 betr. Auslegung des 
$51IV des Reichstarifvertrages zur Debatte. Kauf- 
mann beantragte, den letzten Satz der Erklärung der Arbeit- 
geber vom 21. Januar 1921 wie folgt zu ändern: „Es soll jedoch 
nicht ausgeschlossen sein, dass Techniker, die die sonstigen Be- 
dingungen erfüllen, auch dann in die Gruppe. IV aufgenommen 
werden, wenn sie den Verkehr mit Bauherren und Behörden 
nicht führen.“ Die Vertreter der Arbeitgeber waren dagegen 
und erklärten, dass bei Gruppe IV das Gewicht auf die Worte 
„unter eigener Verantwortung“ zu legen sei. Es müsse nach 
dem Tarifvertrag möglich sein, dass, wenn ein Techniker seine 
Dienstzeit in Gruppe III bei demselben Arbeitgeber abgeleistet 
habe, dieser nicht ohne weiteres verlangen könne, in Gruppe IY 
aufgenommen zu werden, wenn der Arbeitgeber schliesslich 
selbst den Verkehr mit Bauherren führt und ihm die Beschäfti- 
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gung eines Technikers in Gruppe IV nicht möglich sei. Dic 
Vertreter der Angestellten blieben dagegen bei der Ansicht. 
dass Gruppe Il nur als Uebergangsgruppe gedacht isi 
und jedem Techniker die Möglichkeit gereben werden müsse, 
über diese Gruppe hinauszukommen. Es lägen jetzt schon 
Fälle vor, in denen Technikern, die bisher in Gruppe IV entiohnt 
worden seien, das Dienstverhältnis nur zu dem Zwecke auf- 
gekündigt worden sei, um sie nach Gruppe III weiterzuent- 
lohnen. Nach getrennter Beratung erklärten die Arbeitgeber, 
dass sie nicht in der Lage seien, über die Erklärung von 21. Ja- 
nuar hinauszugehen. Es müsse bei dem Uebergang von 
Gruppe III zu IV eine Vereinbarung erfolgen, da ‘es möglich 
sei, dass ein Techniker bei demselben Arbeitzeber nicht nach 
Gruppe IV entlohnt werden könne, Herr Kaufmann bemerkt 
hierauf, dass durch Ziffer 3 des $ 5 des Reichstarifvertrages 
eine solche Vereinbarung schon zugelassen sei. 

Die Angelegenheit wird auf Antrag der Arbeitgeber auf den 
nächsten Tag zurückgestellte, um diesen Gelezenheit zu’ geben, 
unter sich noch einmal darüber zu beraten. 

Hierauf wurde über Antrag Nr. 26 betr. Revision der 
Gehälter im Freistaat Sachsen verhandelt. Kauf- 
mann beantragte mit Rücksicht auf die besonders niedrigen Ge- 
hälter im Freistaat Sachsen und die Verzögerung der Finrich- 
tung der Bezirksiohnämter eine Entscheidung des Haupttarif- 
amtes, damit die Gehaltsverhältnisse in Sachsen sehnellstens 
geregelt werden. Kretzschmar-Leipzig berichtet darüber, dass 


‚ Verhandlungen mit den kau fmännischen Angestellten vor 


einem Schiedsgericht stattgefunden hätten und diesen Monats- 
zulagen — 100 M. für Ledige und 200 M. für Verheiratete — 
zugesprochen worden seien; die Techniker hätten diese Zulagen 
aber abgelehnt. Fiebig-Dresden führte dagegen aus, dass schon 
im Dezember 1920 der Antrag auf Gewährung einer Teuerungs- 
zulage an das Haupttarifamt eingereicht worden und es 
nicht zulässig sei, vor zwei verschiedenen Instanzen zugleich 
zu verhandeln. Danach wurde folgende Entscheidung einstim- 
mig beschlossen und verkündet: 
Entscheidung. 

Den bezirklichen Organisationen wird aufgegeben, schleunigst ein provi- 
sorisches Bezirkslohnamt oder ein besonderes Schiedsgericht unter einem 
Unparteiischen einzusetzen, das bis, Ende Februar 1921 über Gehaltsrevisionen 


verhandeln und eventuell auf Antrag der Parteien einen Schiedsspruch 
fällen soll. 


Kaufmann-Berlin beantragte nunmehr, über die am 

21. Januar 1921 gestellten 4 Eventualanträge (siehe 
»D. T.-Z.“ Nr. 5) zu verhandeln. Diesem Antrage wurde ent- 
sprochen und beschlossen: 

Antrag 1 als durch den Wortlaut des Reichstarifver- 
trages erledigt anzusehen, 

Antrag 2 durch vorstehenden Beschluss als erledigt zu 
betrachten, 

Antrag 3 mit dem später zur Verhandlung stehenden An- 
trag Nr. 28 zu verbinden. - 

Antrag 4 wurde mit Rücksicht auf die Entscheidung zu 
Nr. 26 zurückgezogen. i 

Hierauf wurde über Antrag Nr. 28 betr. (Hamburg) Aus- 
legung der Vier-Monatsfrist $5 Ziff. 9 des RT. V. 
verhandelt. 

Die Vertreter der Angestellten nahmen Bezug auf den ein- 
gereichten Antrag. Sie sind der Auffassung, - dass die Vier- 


‚Monatsfrist dem Sinne des Tarifvertrages entsprechend vom 


Beginn der Geltung des Tarifvertrages an zu rechnen hat, 
da in; den Fällen, in denen dem Tarifvertrag rückwirkende Kraft 
beigelegt wird, zumeist die Schuld in der Verzögerung des 
Tarifabschlusses die Arbeitgeber treffe Die Bezirkstarife 
sollten nach dem Reichstarifvertrag vom 1. Juli 1920 ab- in 
Kraft treten. ’ 

Die Vertreter der Arbeitgeber erklärten hierzu, dass nach 
dem Wortlaut der Ziffer 9 bei wesentlichen Veränderungen der 
Lebenshaltung Verhandlun £ über Revision der Gehälter 
in Fristen von vier zu vier Monaten beantragt werden können, 
mithin müsse zur Berechnung dieser Frist die Zeit des Ab- 
Schlusses der letzten Verhandlungen und nicht die Zeit des 
Inkrafttretens des Tarifvertrages zugrunde gelegt werden. 

(Schluss folgt in nächster Nummer.) 


Aellerer Bautechniker 


zum 1. April gesucht, der selbständig mein Maurereigeschäft leiten -=- 


kann, mit allen technischen Arbeiten vertraut ist und die Buch’ührung 
volikommen selbständig zu führen hat, 


Joh. Schmidt, Maurer- u. Zimmermstr,, Oranienburg, Kurzestrasse, 
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5. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 


nische Angestellte im Baugewerbe in 


Mannheim eluss.) 


Der Unparteiische schlug vermittelnd vor, künftig die Vier- 
Monatsfrist vom Abschluss der Verhandlungen, die zum Ver- 
tragsabschluss führen, zu rechnen und für den ersten Abschluss 
die Vier-Monatsfrist auf sich beruhen zu lassen bzw. von Fall 
zu Fall zu prüfen. Die Arbeitgeber erklärten, dass sie am 
nächsten Tage eine Erklärung hierüber abgeben würden. 

Der Antrag Nr. 31 betr. Vereinbarung eines Zusatzes über 
Geltung der. Haupttarifverträge bei Zuge- 
hörigkeit der Arbeitgeber zu beiden Spitzen- 
verbänden wurde im Einverständnis beider Parteien mit 
Rücksicht darauf, dass der Geschäftsführende Ausschuss des 
Deutschen Arbeitgeberbundes am 17. Februar 1921 zu dieser 
Frage Stellung nehmen wird, vorläufig zurückgestellt. 

Am zweiten Tage wurde zunächst über Antrag Nr. 28 betr. 
Auslegung des $ 5 Ziff. 9 des Reichstarifvertrages weiterver- 
handelt und folgende Entscheidung einstimmig angenommen: 

Entscheidung. 

Das Haupttarifamt ist der Ansicht, dass im allgemeinen der Beginn 
der Viermonatsfrist, nach welcher über Aenderung der Gehaltssätze 
wieder verhandelt werden kann, bei Tarifabschluss oder neuen Vereinbarungen 
mit festgelegt werden soll. 

Im Zweifelsfalle gi als Stichtag der Tag der Annahme der Vereinbarung 
durch das massgebende Organ der zuletzt annehmenden Partei oder der Tag 
der Fällung eines von den Parteien im voraus anerkannten Schiedsspruches. 


Die Parteien waren dabei einig darüber, dass diese Ent- 
scheidung nicht für zurückliegende Fälle, sondern für die Zu- 
künft gelten soll. 

Alsdann stand der Antrag Nr. 27 betr. Auslegung der 
Begriffsbestimmung zu$5 IV des Reichstarif- 
vertrages nochmals zur Debatte. Die Arbeitgeber sind der 
Auffassung, dass nach dem Wortlaut des Reichstariivertrages 
ein Rechtsanspruch des Technikers zur Einreihung‘. in 
Gruppe IV nicht bestehe, mithin eine Vereinbarung zwischen 
dem Arbeitgeber und den Angestellten stattfinden müsse. Die 
Vertreter der Angestellten bestritten dies und erklärten, dass 
es genügen müsse, wenn ein Techniker auf irgendeinem Gebiet 
Spezialist sei, um nach Gruppe IV zu kommen, da Gruppe II 
und UI im allgemeinen als Durchgangsstation anzusehen seien. 

Der Unparteiische machte darauf aufmerksam, dass schon 
$5 Ziffer 3 eine Verständigung voraussetze; wenn diese unter 
Hinzuziehung der Angestelltenvertretung nicht zu erzielen sei, 
so ‘werde event. die Schlichtungskommission, das Tarifamt, unter 
Umständen auch das Haupttarifamt zur Entscheidung angerufen 
werden können. 


Hierauf wurde folgende Entscheidung einstimmig be- 
schlossen und verkündet: 
Entscheidung. 


Nach dem Wortlaut und dem Sinne des Tarifvertrages muss vom selb- 
ständigen Techniker verlangt werden, dass _er die im Tarifvertrag angeführten 
Leistungen übernimmt, und zwar unter eigener Verantwortung Bauten ent- 
werfen oder berechnen, oder Bauausführungen leiten und abrechnen und den 
Verkehr mit den Bauherren und Behörden führen. Es soll jedoch nicht aus- 

eschlossen sein, dass Techniker, die die sonstigen Bedingungen. erfüllen, 
jedoch den Verkehr mit Bauherren und Behörden nicht führen, durch Ver- 
ständigung gemäss der Nr. 3 des $ 5 des Reichstarifvertrages in Klasse IV 


aufgenommen werden. 
Alsdann wurde in Verhandlungen über den Antrag Nr. 32, 


Bezirkstarifivertrag für das Saargebiet, einge- 


treten. 

Hofimeister-Saarbrücken, welcher dazu als Vertreter 
der Angestellten erschienen war, führte aus, dass die Arbeit- 
geber im Saargebiet es ablehnten, einen Bezirkstariivertrag 
abzuschliessen. Er beantragt daher die Fällung eines 
Schiedsspruches, durch den die Arbeitgeber verpflichtet 
werden, in kürzester Frist einen Bezirkstarifvertrag abzu- 
schliessen. Dr. Froehner erklärte, dass der Deutsche Ar- 


Berlin, den 11. März 


beitgeberbund infolge der schwierigen Verkehrsverhältnisse mit 
dem Arbeitgeberverband des Saarreviers nur in einen sehr 
losen Verhältnis stände. Aus diesem Grunde sei auch mit den 
Bauarbeitern vereinbart worden, das Saargebiet. ausser Be- 
tracht zu lassen. Er beantragte, den Antrag zunächst zurück- 
zustellen, um über die näheren Verhältnisse im Vertragsgebiet 
Erkundigungen einzuziehen. Kaufmann-Berlin wandte sich 
dagegen und stellte den Antrag, dass dem Arbeitgeberverband 
im Saargebiet aufgegeben wird, in bestimmter Frist einen Tarif- 
vertrag abzuschliessen. 


Nach getrennter Beratung erklärten die Arbeitgeber, dass 
sie der schwierigen Verhältnisse wegen das Saar- und Nahe- 
gebiet zusammenfassen möchten, trotzdem aber. bereit seien, da 
für zu stimmen, dass der Arbeitgeberverband des Saargebietes 
verpflichtet wird, einen Bezirkstarifvertrag abzuschliessen auf 
der Grundlage des Vertragsmusters mit Ausnahme der Bestim- 
mungen, die dort aus politischen Gründen nicht durchführbar 
seien. Natürlich könne eine Garantie der Durchführbarkeit 
seitens des Arbeitgeberbundes nicht gegeben werden. Kauf- 
mann stellt hierauf fest, dass der Deutsche Arbeitgeberbund 
nicht in def Lage ist, für alle seine Unterverbände Garantien zu 
übernehmen. Das erschwere die Tarifarbeit ungemein. 

Folgende Entscheidung wurde einstimmig beschlossen: 

Entscheidung. 

Da das Saargebiet zum Deutschen Reiche gehört und beide Bezirksverbände 
den Deutschen Spitzenverbänden (D. A.B. und Butab) angehören, wird den 
Bezirksorganisationen aufgegeben, baldigst einen Bezirkstarifvertrag auf 
der Grundlage des im Reichstarifvertrag festgelegten Musters abzuschliessen. 
Hierbei sind die für das Saargebiet geltenden abweichenden gesetzlichen 
Bestimmungen zu berücksichtigen, 


Damit war die Tagesordnung dieser arbeitsreichen Haupt- 
tarifamtssitzung erledigt. Die nächste Sitzung soll nach Bedarf 
einberufen werden. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Neuregelung der Tarifgehälter für das Baugewerbe im Be- 
zirk der Freien Stadt Danzig. Am 22. Februar haben mit dem 
Arbeitgeberverband für Hoch- und Tiefbau Verhandlungen über 
die Erneuerung des Tarifvertrages vom 27. August 1920 statt- 
gefunden, die zu einer Einigung über folgende Tarifgehälter 
führten; x 

Ledige und Verheiratete Verheiratete 


Gruppe I: Zeichner usw. ohne Kinder mit Kindern 


von 20—25 Jahren. . ex» 00. 700 M. 800 M. 

n„ 25-30 „ En AR lee Des - 800 „ 900 „ 

Be Tahre, N e 900 „ 1000 „, 
Gruppe Il: Anfänger 

im ersten Berufsjahr , : : vo 775 M 875 M. 

„ zweiten „ FREE SE 12 90 1000 „ 

} „ dritten er a 1050 „ 1150 „ 

Gruppe Ill: Fertige Techniker . .„ . 1100. M 1200 M. 

nach 2 Jahren SE Upps 5 12007 ;y 1325°,, 

Er EN 1425 „ 

Gruppe IV: Selbständige Techniker. . 1350 M 1500 M. 

nach 2 Jahren TIER EL 1573. 

Ka 16752; 


Diejenigen verheirateten Techniker ohne Kinder, die wegen 
der Wohnungsnot möbliert wohnen müssen, erhalten die Tarii- 
sätze der „verheirateten Techniker mit Kindern“. 

Der neue Tarifvertrag gilt vom 1. Februar bis 30. Juni 1921. 


Vereinbarungen mit dem Reichsverband des Deutschen Tiei- 
baugewerbes, Bezirksgruppe 6A für die Gebiete: Münster, 
Bielefeld, Paderborn und Siegen. Die Tiefbauarbeitgeber hatten 
es bisher trotz aller unserer Bemühungen verstanden, den Ab- 
schluss von bezirklichen Gehaltsregelungen hinauszuschieben. 
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Deshalb musste der Reichs- und Staatskommissar in Dortmund 
um Vermitilung angerufen werden. In der am 29, Januar stätt- 
gefundenen Einigungsverhandlung in Dortmund zeigten die”Ver- 
treter der Arbeitgeber kein Entgegenkommen, ja sie versuchten 


das Ergebnis der bisherigen direkten Verhandlungen als unser 


— der Arbeitnehmer — Angebot hinzustellen und machten 
selbst neue, ausserordentlich niedrige Gegenangebote, wodurch 
die Verhandlungen sehr erschwert. wurden. Nur um in den 
vorgenannten Gebieten endlich einmal überhaupt zu einer tarif- 
lichen Gehaltsregelung zu :kommen, haben die Angestellten- 
vertreter den. Vermittlungsvorschlägen des Reichskommissars 
zuletzt, wenn auch schweren Herzens, zugestimmt und damit 
für die einzelnen Gebiete folgende Gehaltssätze festgelegt: 
Münster. 
Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre ab: 


Gruppe 1: 710 M. fünf Zulagen von je 65 M. in Abständen von 2 Jahren 

ei I: 960 „ fünf Zulagen von je 50 M. in Abständen von 1 Jahr 

„ WM: 1280 „ fünf Zulagen von je 35 M. in jährlichen Abständen 

1 IVa: 23808; 

AV b5r1580:,; 

En IVe 12720, 

Bielefeld. 
Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre ab: 

Gruppe I: 680 M. fünf Zulagen von je 65 M. in Abständen von 2 Jahren 

“. I: 875 „ fünf Zulagen von je 50 M. in Abständen von 1 Jahr 

»„ Il: 1170 „ fünf Zulsgen von je 35 M. in jährlichen Abständen 

» Wa: 1350 „ 

„.. I1Vb:1420:,, 

» . IVc:. 1605 , 

Paderborn, 
Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre ab: 

Gruppe I: 650 M. fünf Zulagen von je 65 M. in Abständen von 2 Jahren 

B3 N: 850 „ fünf Zulagen von je 50 M. in Abständen von 1 Jahr 

„ IM: 1100 „ fünf Zulagen von je 35 M, in jährlichen Abständen 

„se 1Va: 71250), 

„  IVb: 1400 „ 

»„ .IVe: 1500 „ 


Für die Kreise Arnsberg, Meschede und Soest 
kam es zu keiner Einigung. Der Arbeitgeberverband hat das 
letzte direkte Verhandlungsergebnis, welches einen zehnprozen- 
tigen Abschlag von den Gehältern des engeren Industriegebietes 
vorsah, seinen Mitgliedsfirmen in den betreffenden Kreisen noch 
einmal zur Beschlussfassung vorgelegt. 


Für das Siegerland wurden von dem Reichskommissar 
keine Vereinbarungen getroffen. Es sollte vielmehr in einer 
Besprechung in Siegen gesondert über die Technikergehälter 
verhandelt werden. In dieser Sonderverhandlung wurde ver- 
einbart, dass im Siegerland eine gleichmässige Bezahlung der 
Hoch- und Tieibautechniker stattfinden soll. Die Eingruppierung 
in die Gehaltsstufen richtet sich hier für Tieibautechniker sinn- 
gemäss nach den Hochbaubestimmungen. Demnach gelten für 
Siegen folgende Sätze: 


Gruppe EEE 640 M. bis 1100 M. 
EN | UT: 3. u AIAOn, 
He ne 1285 ,2,2420:°% 
UI VaCae! NEE erS 1520.%, 

UEIV bieder age 1605 „ 
aulivVe 1749 - „ 


Die zuletzt genannten Sätze schen ab 1. Februar 1921. Für 
die Zeit vom IT. Juli 1920 ab wurden im Siegerland für Hoch- 
und Tiefbautechniker Biekeumässie um zirka 20--30 M. geringere 
Sätze gezahlt. 


Ueber den Beginn der Nachzahlungen in .den 
Münster, Bielefeld und Paderborn kam es vorläufig noch zu 
keiner Einigung, weil die Arbeitgeber die Gehaltserhöhung erst 
ab 1. Dezember 1920 eintreten lassen wollten, während wir 
beanspruchten, dass die neuen Gehältssätze 'wie für das engere 
Industriegebiet ab 1: August 1920 gelten sollen. In dieser An- 
gelegenheit werden wir die Zentralschlichtungskommission an- 
rufen und das Ergebnis durch die „D. T.-Z.“ bekanntgeben. 


Gebieten 


Ortstarii Magdeburg. Die Organisation des deutschen Ar- 
beitgeberbundes für das Baugewerbe hat nur drei selbständige 
Ortsverbände von Arbeitgebern, sonst nur Bezirksverbände als 
Mitglieder, mit welchen wir die an dieser Stelle jeweils erfor- 
derlichen Bezirkstarife abgeschlossen haben. Zu diesen drei 
selbständigen Ortsvereinen der Arbeitgeber gehört der Arbeit- 
geberverband des Maurer- und Zimmerergewerbes zu Magde- 
burg, welcher nur sehr schwer zum Abschluss eines Tarifver- 
trages zu bewegen war. Nach langen Verhandlungen ist es 
nun gelungen, auch mit dieser Organisation einen Bezirkstarif- 
vertrag- zu vereinbaren, welcher, von ganz unwesentlichen 
Aenderungen abgesehen, dem Bezirkstarifvertrag für die Pro- 
vinz Sachsen entspricht: Die Gehälter betragen: 
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in Gruppe I Ortsklasse I 
a) unter 20 Jahren. . . . ... 450 M. bis 550 M. 
b) nach vollendetem 20, bis 24. Jahre 650 M. bis 850 M. N 
ec) nach vollendetem 24. No 28. s-Jabse 850 M.bis 1050 M. ” 
d) über 23 Jahre  ... . 1100 M. 
950 M. bis 1100 M. 


. 1100.M. bis 1350 M. 


in Gruppe H SE UENE 
Iny Gruppe, Ins) Sa Se 
in Gruppe IV 

a) unter 30 Jahren‘, 1350 M. bis 1450 M.. > 


b) nach vollendetem 30. bis 35. Jahre 1550 M. bis 1700 M. 
ce) über 35 Jahre Hifi . 1750 M. 


Zur Schlichtüng von Streitigkeiten aus dem Tarkkierrar 
wurde eine Schlichtungskommission ohne ımparteiischen Vor- 
sitzenden zu Magdeburg gebildet. Für den Berufsfall tritt 
diese Kommission nach dem Reichstarifvertrag dann unter 
einem Unparteiischen noch einmal zusammen. Nach der von 
der letzten Haupttarifamtssitzung ausgesprochenen grundsätz-. 
lichen Entscheidung über die Viermonatsfrist kann die nächste 
Revision der Gehälter dieses Tarifes nicht früher als vor dem 
1. Mai erfolgen. , 


Neue Gehälter für das Holzgewerbe in Nürnberg und Um- 
gebung. Mit dem  Arbeitgeberschutzverband für das Holz- 
»ewerbe für Nürnberg und Umgebung wurde am 10. Februar 
dieses Jahres eine Vereinbarung getroffen, nach welcher der 
Tarifvertrag vom 20. September 1919 wieder in Kraft gesetzt‘ 
wurde. -. Ferner wurde vereinbart, dass die "in 5 Absatz 4 
des Tarifvertrages vorgesehene einmalige Wirtschaftsbeihilfe, 
die zwei Drittel eines Monatseinkommens beträgt, auch für 
das Jahr 1921 als zu Recht bestehend anerkannt wird. 

Die Gehaltssätze wurden mit Gültigkeit ab 1. Januar 1921 
wie folgt festgelest: 


Technische Angestellte, 
8009.— M. 


Gruppe A: Zeichner in Anfangsstellung mit Fachschulvorbildung 
Gruppe B: Zeichner mit Fachschulvorbildung, die imstande sind, 

brauchbare ER nach gegebener 

Skizze anzufertigen . 1100,— „ 
Gruppe C: Zeichner mit kunstgew re Ausbildung) mit Stil. 

kenntnis, ornament- und perspektivkundig, fähig zu 

Shlssheen Skizzen, einschl. brauchbarer Zeichner für 

das Baugewerbe . . . . 5 .1450.— „ 
Gruppe D: Oberzeichner, 1. Zeichner, Möbelarchitekten, die: zur 

selbständigen Leitung eines Zeichenbureaus na He 

und im Aussenverkehr bewandert sind . Ba CH 

Meister. 

Gruppe a: Vorarbeiter und Hilfsmeister . . . . . . 1250.— ,„ 
Gruppe b: Kalkulatoren und Werkmeister . . . .1450.— „° 
Gruppe c: Betriebsleiter und Obermeister . . . ‚ 1650.— „ 


Vorstehende Gehälter zelten als Mindestsäfze und haben 
Gültigkeit bis zum 31. März 1921. 


Aus der Arbeit sozialer Baubetriebe. Die Bauausführungs- 
genossenschaft Halle a.d. Saale e. G. m. b. H. für Hoch und 
Tieibau lässt uns über ihre Entwicklung einen Bericht zugehen, 
den wir infolge Raummangels stark gekürzt hier wiedergeben: 


„Die Bauausführsıngsgenossenschaft wurde am 23. Scep- 
tember 1919 gegründet. Die ungesunde Preisbildung von seiten 
den Unternehmer gab uns die Möglichkeit, einzugreifen und das 
dem Erliegen drohende Baugewerbe wieder in einigermassen gute 
Bahnen zu leiten. Unsere Arbeit wurde mit 17 Genossen. 
begonnen. Jedoch bereits Anfang des Bauiahres 1920 liefen die 
Aufträge in einem derartigen Umiange ein, dass wir uns ge- 
nötigt sahen, die Zahl der Beschäftigten in kurzer Zeit auf rund 
500 Mann zu bringen. Fertiggestellt wurden von uns bis Ende 
1920 173 Heimstätten, und 120 sehen ihrer Vollendung bis 
1. April 1921 entgegen. Ausser den Maurer- und Zimmererarbeiten 
fertigten wir noch. die Glaser-, Tischler-, Dachdecker- und Maler-: 
arbeiten für etwa 200 Häuser. Eine eigene Holzbearbeitungs- 
anlage mit 17 Maschinen und Gleisanschluss stehen uns zur Ver- 
fügung. Die Geschäftsanteile der Genossen betrugen am Schlusse 
des Geschäftsiahres rund 116100 M. bei 387 Genossen, wovon 
68000 Mark eingezahlt waren. Fremdes Kapital ist in der Ge-— 
nossenschaft nicht vorhanden und wurde Bankkredit ebenfalls 
nicht in Anspruch genommen. 

Hier ist der Weg gezeigt, auf dem die tüchtigsten unserer 
Bauwelt zur Gesundung der Volkswirtschaft ihren Teil bei- 
tragen können. Alle Genossen sind produktiv tätig,“ 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


Nummer 11 & 


Die Vorständekonferenz der baugewerb- 
lichen Arbeitnehmerverbände 


Die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe wird immer grösser, 
Nahezu 60000 Bauhandwerker sind allein beim Bauarbeiter- 
verband als arbeitslos gemeldet. Das ist */r des Mitglieder- 
bestandes. Auch die Zahl der arbeitslosen Techniker ist im 
Wachsen, sie dürfte heute mit 20 Prozent des Mitglieder- 
bestandes nicht zu hoch geschätzt sein. Andererseits wird die 
Wohnüungsnot immer grösser und der. Verfall der alten Häuser 
nimmt zu. Wir schreiten dem Zusammenbruch in der Woh- 
nungswirtschaft entgegen, wenn nicht bald die ernsthaftesten 
Massnahmen seitens der Reichsregierung ergriffen werden. Mit 
diesen Fragen hat sich am 5. März eine Konferenz der Vor- 
stände der baugewerblichen Arbeitnehmer-Gewerkschaften be- 
schäftigt. Auf der Tagesordnung standen: 

1. Wohnungsabgabegesetz (Mietsteuer). 

2. Die gemeinwirtschaftliche Regelung der Baustoffbewirt- 

schaftung. 

3. Die’ Baustoffkontrolle, 

Nach einem eingehenden Referat von Dr. ing. Martin 
Wagner — früher Stadtbaurat in Schöneberg —, in welchem 
das Gesetz über „Erhebung einer Abgabe zur Förderung des 
Wohnungsbaues“ einer scharfen Kritik unterzogen wurde und 
nach eingehender Aussprache, an der sich u. a. Reichstags- 
abgeordneter Silberschmidt und unser Kollege Kaufmann, sowie 
die Vertreter der christlichen Bauarbeiter-Gewerkschaften, 
Fromm und Schlitzer, beteiligten, wurde nachstehende Ent- 
schliessung einstimmig angenommen und beschlossen, sie 
am nächsten Tage der Reichsregierung zu unterbreiten. Diese 
Kundgebung der deutschen Bauarbeitnehmerschaft lautet: 

„Vor dem Kriege wurden in Deutschland jährlich etwa 
200 000 neue Wohnungen erstellt. Durch den Ausfall der Bau- 
tätigkeit während des Krieges und durch den auf ein Mindest- 
mass beschränkten Bau von Wohnungen nach dem Kriege stellt 
sich heute der Fehlbetrag an Wohnungen auf über 1 Million. 
Diese Zahlen nennen, heisst die Feststellung machen, dass eine 
Million wohnungsloser Familien, Hunderttausende von bauge- 
werblichen Hand- und Kopfarbeitern und die vom Baugewerbe 
abhängige Industrie in ihrer Existenz schwer erschüttert sind. 
Obdachlosigkeit und Arbeitslosigkeit lähmen und zermürben 
seit Jahr und Tag die werktätigen Kräfte des deutschen Volkes. 

Wenn wir heute vor einem völligen Zusammenbruch des 
Bau- und Wohnungswesens stehen, dann sollte die Reichs- 
regierung nach mehr als zweiiähriger Erfahrung einsehen, dass 
mit dem Einsatz kleiner Mittel eine das Familienleben wie die 
Arbeitskraft des deutschen Volkes gleich stark vernichtende 
Wirtschaftsseuche nicht bekämpft werden kann. Unter Hin- 
weis auf unsere Entschliessung vom 1. Februar d. J. verlangen 
wir nochmals von der Reichsregierung die Einleitung wirklich 
durchgreifender Massnahmen. 

Den zurzeit im Wohnungsausschuss des Reichstages zur 
Beratung gestellten Gesetzentwurf des Reichsarbeitsministeriums 
über die Erhebung einer Abzabe zur Förderung 
des Wohnungsbaues können wir. als durchgreifende Mass- 
nahme zur Bekämpfung der Wohnungsnot und der Obdach- 
losigkeit nicht anerkennen. Die Mittel, die durch dieses Gesetz 
flüssig gemacht werden sollen, würden nicht einmal dazu hin- 
reichen, um den 20. Teil des Fehlbetrages an Wohnungen zu 
schaffen. 

Hinzu kommt, dass die Bedingungen, die die Reichsregie- 
rung bzw. der Reichsrat für die Hergabe von Baukostenzu- 
schüssen aufgestellt hat, den gemeinnützigen Wohnungsbau 
schlechthin unmöglich machen. Der für das Bauiahr 1921 in 
Aussicht gestellte Baukostenzuschuss von 180 M. bis aller- 
höchstens 360 M. für 1 am Wohnfläche kann in den Kreisen, 
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die sich ernsthaft um die Behebung der Wohnungsnot bemühen, 
nur als Sabotage des gemeinnützigen Wohnungsbaues bewertet 
werden, gegen die wir im Interesse der Obdachlosen und der 
Arbeitslosen den schärfsten Protest einlegen müssen. 

Unter Würdigung der vorliegenden Umstände halten wir es 
für verfehlt, die Beratungen über die Finanzierung der Bau- 
tätigkeit auf der Grundlage des Gesetzentwurfes des Reichs- 
arbeitsministeriums weiter festzusetzen und ersuchen die Reichs- 
regierung, dem Reichstag umgehend einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen, derden Bauvonmin- 
destens 750000 Wohnungen für die minderbe- 
mittelte Bevölkerung auf gemeinnütziger 
eg indennächsten5Baujahren sicher- 
stellt. 


Die Durchführbarkeit eines derartigen Bauprogramms halten 
wir für gegeben, wenn die durch die allgemeine Geldentwertung 
erzeugten höheren Gebäudewerte bis zu einer gewissen Grenze 
eine hypothekarische Bindung zugunsten gemeinwirtschaftlich 
tätiger Wohnungsfürsorge-Organe erfahren und durch Ausgabe 
von Piandbriefen für den Wohnungsbau flüssig gemacht werden. 
Das arbeitende Volk würde es nicht verstehen, wenn die durch 
die Geldentwertung erzeugten Milliardenbeträge als arbeitsloses 
Einkommen eines Tages in die Taschen‘ der Grundbesitzer 
fliessen würden. Wir sind uns darüber im klaren, dass dieser 
Zustand, zumal bei der gegenwärtigen Fassung des Entwurfes 
für ein Reichsmietengesetz, unter allen Umständen eintreten 
würde, wenn nicht schleunigst Vorkehrungen getroffen werden, 
dass der Wertzuwachs eine gemeinwirtschaftliche Bindung 
erfährt. 

Wir ersuchen daher die Reichsregierung, mit einem Aus- 
schuss der unterzeichneten Gewerkschaften umgehend in eine 
Beratung darüber einzutreten, wie unter Berücksichtung der 
obigen Anregung einer umfassenden Behebung der Wohnungs- 
not und der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe schleunigst ent- 
sprochen werden kann.“ 

In der Baustofifrage wurde von einer schon früher einge- 
setzten kleineren Kommission (bestehend aus den Herren: 
Brey, Fabrikarbeiterverband; Kaufmann, -Butab; Kube, 
Zentralverband der Zimmerer; Schlitzer, Christl. Bau- 
arbeiterverband; Silberschmidt, Deutscher Bauarbeiter- 
verband und A. D. G. B.; Dr. Wagner, Verband sozialer 
Baubetriebe) die Skizze eines Gesetzes über die 
gemeinwirtschaftliche Regelung der Bau- 
stoffbewirtschaftung angenommen, die wir im näch- 
sten Heft des „Bautechniker“ veröffentlichen und besprechen 
werden. 


Weiter beschäftigte sich die Konferenz noch mit der Bau- 
stofikontrolle, die ebenfalls in der Kommission bereits 
vorberaten war. Hier lag indessen noch kein endgültiges Er- 
gebnis vor. Dr. Wagner schlug vor, eine besondere Zentralstelle 
einzurichten, welche nicht nur die Baustofikontrolle, sondern 
auch die Leitung und den Ankauf von Baustoffbetrieben in die 
Hand nehmen und neben dem Verband sozialer Baubetriebe 
arbeiten soll. Hierfür sollten die Baugewerkschaften noch eine 
Million Mark zur Verfügung stellen. Der Verband hat sich in der 
kurzen Zeit seines Bestehens bereits so stark entwickelt, dass 
die Leitung desselben kaum mehr mit den vorhandenen Kräften 
bewältist werden kann und neue Aufgaben ihm nicht mehr zu- 
gemutet werden dürfen. Dazu kommt, dass ihm der Metall- 
arbeiterverband, sowie die christlichen Bauarbeiter-Orga- 
nisationen nicht angehören. Letztere haben in konsequenter 
Fortführung ihrer“ Zersplitterungspolitik leider auch in dieser 
rein wirtschaftlichen Frage ihre Sonderbündelei nicht 
aufgegeben und eigene „christliche“ soziale Baubetriebe ge- 
gründet. Den von Dr. Wagner in diesem Zusammenhang ent- 
wickelten Plan der künftigen Zusammenarbeit der verschie- 
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denen Interessengruppen im Baugewerbe werden wir noch be- 
sonders besprechen müssen. ; s 


Kollege Kaufmann versuchte mit eindringlichen Worten 
die christiichen Gewerkschaften für den Verband sozialer Bau- 
betriebe zu gewinnen. Er wies besonders darauf hin, dass es 
heute nicht mehr an der Zeit sei, in wirtschaftlichen Fragen 
die Kräfte nach. konfessionellen Gesichtspunkten zu trennen, 
Wir sollten von den Arbeitgebern lernen, die sich durch solche 
Bedenken auch nicht trennen lassen; in der Kohlenwirtschaft 
z. B. sehen wir Glöckner mit Stinnes und anderen, die nichts 
weniger als gute Christen sind, aufs engste zusammenarbeiten. 
Kaufmann schlug vor, keine besondere Stelle zur Erwerbung 
von Baustoffbetrieben zu schaffen, sondern die Leitung des Ver- 
bandes sozialer Baubetriebe zu erweitern und den gesteirerten 
Anforderungen anzupassen. Der Verband müsse wie eine Ge- 
werkschaft organisiert werden. Für die einzelnen Gebiete 
sollten Abteilungen eingerichtet werden, mit besonders verant- 
wortlichen - Abteilungsleitern, z. B. für Baubetrieb, Baustoff- 
beschaffung, für Propaganda und äussere Vertretung, für die 
Finanzierung und innere Organisation. Wenn Kräfte fehlen, 
müssen sie eben gesucht werden. Es sei zweckmässiger, zu- 
Sammenzufassen, als in der Spitzenorganisation Baustoff- 
beschaffung und Bauausführung voneinander zu trennen. Das 
sei auch ursprünglich Absicht des Verbandes sozia'er Bau- 
betriebe gewesen; wenn die vorhandenen Mittel nicht aus- 
reichen, müssten sie erhöht werden. Wenn die christlichen Ge- 
werkschaften sich entschliessen könnten in der Frage der Bau- 
wirtschaft nicht mehr ihre eigenen Wege, sondern mit den 
übrigen Arbeitnehmern bis zu Fnde zusammenzugehen, könnte 
Grosses geschaffen werden. Demgegenüber. weist Schlitzer 
vom Christlichen Bauarbeiterverband darauf hin, dass die un- 
sicheren Verhältnisse in den Organisationen der freien Gewerk- 
schaften, wo man heute angesichts der Arbeit der Kommunisten 
nie wisse, wie die Dinge sich entwickeln können, die christliche 
Bewegung doch notwendig sei. Er schildert die Baustoffver- 
sorgung der christlichen Genossenschaften in Ber'in und Phein- 
land-Westfalen, die heute schon auf diesem Gebiete Hervor- 
ragendes leisten. Der Vertreter des Zentralverbandes der Zim- 
merer, Ecke-Hamburg, begrüsst den Vorschlag Kaufmann, 
den er für den einzig richtigen und im Interesse der wirtschaft- 
lichen Bewegung der Bauarbeiter gelegen hält. Die Mittel für 
den Verband müssen vor allem von den Arbeitern selbst auf- 
gebracht werden. Es könnten viele Millionen zusammen- 
kommen, wenn die Arbeiter sich erst klar geworden seien, 
was mit der Bewegung beabsichtigt wird und was durch sie 
erreicht werden kann. Man müsse nur an den praktischen 
Verstand der Arbeiter appellieren. Mit Idealismus allein ist nicht 
alles zu schaffen. 

In seinem Schlusswort betont zusammenfassend Dr. Waeg- 
ner, dass in den nächsten 10 Jahren die Arbeiterschaft nur 
vorwärtskommen kann, wenn auch ihre wirtschaftliche Be- 
wegung von Idealismus getragen ist. Er bremse immer mehr 
bei der Errichtung neuer Betriebe, wenn diese nicht alle Vor- 
bedingungen für eine gesunde Entwicklung derselben nachweisen 
können. Gewiss dürfe das greifbare Vermögen der Gewerk- 
schaften, die als Kampforgane der Arbeiterschaft zu ihrem 
Schutze da sind, nicht in den Betrieben festgelert werden. Da- 
gegen sei das Privatvermögen der Arbeiter, das heute noch 
vielfach den kapitalistischen Banken ermögliche, gegen das 
Arbeiterinteresse zu wirken, durch Ausgabe von Schuldscheinen 
und Schuldbüchern, die bis zum 1, April vom Verband sozialer 
Baubetriebe herausgegeben werden, in den Dienst der (iemein- 
wirtschaft zu stellen. Wie in England der englische Gilden- 
sozialismus immer mehr Anhänger finde, so werde auch 
in Deutschland die wirtschaftliche Selbsthilfe der Arbeiter, die 
im Grunde genommen dasselbe sei, sich immer weiter ausbreiten, 


Die „kleine Kommission“, die durch Hinzuwahl von Drun- 
sel (Verband der Töpfer und verw. Berufsgenossen) und 
Fromm (Christlicher Fabrikarbeiterverband) verstärkt wurde, 
wird sich noch einmal mit der Errichtung der vorgeschlagenen 
Stelle zur Produktionskontrolle und Erwerbung von Baustoff- 
betrieben beschäftigen und der nächsten Konferenz Vorsch äge 
machen. Zum Schlusse bat Dr. Wagner noch die anwesenden 
Gewerkschaftsvertreter, in ihren Organisationen darauf hinzu- 
wirken, dass die „Soziale Bauwirtschaft“, das neuge- 
schaffene Kampforgan des Verbandes sozialer Baubetriebe, weit 
mehr als bisher, insbesondere unter den Mitgliedern der bau- 


- Nr. 11. 


gewerblichen Arbeitnehmerverbände, Verbreitung finde. Wir 
können uns diesem Wunsche nur anschliessen und empfehlen 
unseren Mitgliedern, diese wirklich hervorragend geleitete Zeit- 
Schrift, welche den Gedanken der Gemeinwirtschaft im Bau- 
gewerbe mit. grossem Geschick und gutem Erfolge gegen den 
Ansturm der Unternehmerverbände und der kapitalistischen 
Presse vertritt, zu abonnieren*). 


Als Gesamtergebnis dieser Tagung darf festgestellt werden, 
dass die baugewerblichen Hand- und Kopfarbeiter sich in ge- 
meinsamer Arbeit immer enger zusammenfinden. Das ist auch 
dringend erforderlich, denn der auf Arbeitgeberseite mehr und 
mehr in Erscheinung tretenden Konzentration der Kräfte muss 
eine ebenso geschlossene Arbeitnehmerschaft gegenüberstehen, 
die sich ihres Zieles klar bewusst und alies Trennende bei der 
Erreichung desselben zurückzustellen bereit ist. f 


Ueber das Baugewerbe im rheinisch- 


westfälischen Industriebezirk 


Wer mit der Bahn durch das Industriegebiet fährt, wird 
vielfach grosse, eben erst fertiggestellte oder noch im Bat be- 
griliene Siediungsanlagen erblicken. Kleine Häuschen, zumeist 
zwei bis vier Wohnungen enthaltend, glatte, einfache Wände, 
aber dennoch geschmackvoll ausgeführt und zweckinässig an- 
geordnet. Das ist der erste Anblick.- Fast nur Bergmanns- 
siedlungen werden hier gebaut. Liest man die Stelienangenote 
der Fachzeitschriften, so wird man häufiger als für die anderen 
Beziıke solche für Rheinland-Westfalen finden. Man darf ruhig 
behaupten, dass das Baugewerbe hier im Gegensatz zu ande. 
ren Gebieten gut, ja vielleicht sogar sehr gut beschärtigt ist. 
Für das kommende Wirtschaftsjahr wird: die Bautätigkeit noch 
viel umfangreicher werden, nach den neuen Milliardenbewilli- 
gungen zu urteiien. 


Vergleicht man die Tariigehälter der Bautechniker in den 
einzelnen Bezirken Deutschlands, so wird man finden, dass die 
Höhe dieser Gehälter im rheinisch-westfälischen Industriebezirk 
nicht der bedeutend besseren Beschäftigung des Baugewerves 
entspricht. Die Arbeitgeber billigen es nicht, wenn einzeine von 
ihnen in Gehaltsiragen aus der Reihe tanzen, viel weniger noch, 
wenn dieses ein ganzer Unterbezirk tut, trotzdem er es sich 
nach Lage der Dinge leisten könnte. Sehr schnell müssten dann 
andere Bezirke nachkommen, und die an sich berechtigten For- 
derungen der Arbeitnehmer würden dann niemals verstummen. 
Das Angebot an Technikern ist ausserdem noch ein verhältnis- 
mässig grosses, nur die Wohnungsnot zwingt hier zu Ein- 
Schränkungen. Kennzeichnend iür die Befürchtung der Kollegen, 
bei Gelegenheit ihre Stelle zu verlieren und dann längere Zeit 
arbeitslos zu sein, ist es, dass es viele kaum wagen, das ihnen 
tarıtmassig_ zustehende Gehait zu verlangen. Die Arbeitgeber 
treten uns, wenn auch in Unterverbände geteilt, zum mindesten 
in Loluiragen ais geschiossenes Ganzes entgegen. Ein dritter 
Faktor, der das Niediighaiten der Gehälter ermöglicht, ist die 


wieder irisch und fröhlich zum Leben erwachte Reaktion. For-: 


derungen und Wünsche der Arbeitnehmer, dıe noch vor Jah- 
resirist ohne besondere Schwierigkeiten erfüllt worden wären, 
stossen heute aui unüberwindliche- Hindernisse, obwohl die Er- 
füllung genau so leicht oder nicht schwerer als früher möglich 
ist. Ein Frühlingsahnen geht durch die wiedererwachten or 
talistengemüter, und wer Gelegenheit hat, in Versammlungen 
oder Verhandluigen Aussprüche der Arbeitgeber anzuns ui, 
wird oft feststellen müssen, dass sich ihre jetzigen Aussprüche 
von denen der Vorkriegszeit nicht mehr unterscheiden. Einige 


kleine Hindernisse, wie BetriebsrätegesetzundKoali- 


tionsrecht müssten nur noch beseitigt werden, dann wird 
sich auch das Bauunternehmertum wieder offiziell die alten 
Sporer anschnallen. 


Im Baugewerbe ist kein komplizierter Verwaltungs. und 
technischer Bureauapparat notwendig, wie z. B. in der Metall- 
industrie, Hier ist jeder intelligente Bauführer, der nur etwas 
kaufmännisches Verständnis hat, in der Lage, jeden mittleren 
und kleineren Baubetrieb vollständig zu leiten. Es ist unseren 
Kollegen im Baugewerbe ohne weiteres möglich, die Gewinne 
der Unternehnier nachzuprüfen, und sie wären imstande, bei 
einer Umsteilung der Wirtschaftsform, die eventuell streikenden 
Unternehmer zu ersetzen. Man muss versuchen, sich diese Vor- 
teile schon jetzt dienstbar zu machen. Wir kommen damit auf 
die Bestrebungen zu sprechen, welche allmählich zur plan- 


mässigen Wirtschaft im Baugewerbe führen sol- 


*) Unsere Mitglieder erhalten dieses 14tägig erscheinende Blatt zum Vor- 


zugspreise von 9 M viet ljährich Bestellungen sind direkt beim Verband 
sozialer Baubetriebe, Berlin W 9, Linkstr. 20, aufzugeben. 
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len, d. h. auf die „sozialen Baubetriebe“ und „Bauhütten“, für 
weiche in Kheinland-Westfalem ein grosses Tätigkeitsgebiet und 
weite Ausdelisungsinöglichkeit vorhanden ist. Leider sind diese 
sozialen Betriebe noch nicht in solcher Anzahl und in dem Um- 
fange vorhanden, wie notwendig ist, um den Kapitalisten ernst- 
hafıe Konkurrenz zu bieten. Es fehlt vor allem am Kapital und 
dann auch an der Mitarbeit unserer Kollegen, welche den neuen 
Bestrebungen zumeist noch ınisstrauisch gegenüberstehen, 


Aufgabe dieser Zeilen soll es nicht sein, detaillierte Angaben 
über soziale baubeirieve usw. zu inachen. \ver Sich hicı uver 
inormieren will, der iese wie >chriliten von Baurat Dr. Wag- 
ner wid Ellinger sowie den Artıkel von Nauimann, So- 
zıale Lauveiriebe und lechniker.”) Was "uns ın Khemiand- 
Wwestiaien bısker ienite, war ein Zusammenschiuss sämticher 
Sozlawıu Baubetriebe, eine Zentralstelle für den Bezirk. Uhne 
eiie sulche Bezirkszentiaistelie (Bauhuttenbetriedsverband) biei- 
ben die Ortlichen bauhutten nur kieine, unbedeutende Bauunter- 
nenmmungen; durch den Betriebsverband steilen sie eine Macht 
dar, mit der alle Unterneluner rechnen müssen. Der Bau- 
hüttenbetriebsverband muss die Gründung neuer sozialer Bau- 
betriebe dort in die Wege leiten, wo es notwendig ist, er muss 
die gemeinsame Materiaibeschaffung übernehmen und er wird 
das gegeuseitige Ausleihen von Ueräten und Gerüsten vermit- 
teln. Die Schwierigkeiten, welche der Verbandsgründung ge- 
ge::überstanden, sind nunmehr überwunden. In Kheinland-West- 
ialen wird in den nächsten Tagen einBauhüttenbetriebs.- 
verband gegründet werden, leider mit einem zu geringen 
Kapital. Es wıra kaum moglich sein, die Sache so ETOSSZUÜgIg 
amizuziehen, wie es der Bauinarkt erfordert. An der Mitarbeit 
ienit es nicht so sehr in den Arbeiterkreisen, die eifrig werbend 
tatıg Sind und zum Teil namhafte Summen gezeichnet haben, als 
beı den Technikern, weiche aoch die eigeutuchen Leiter der 
neuen Wirtschaitsiorm sein müssen. Es gilt daher, die Kollegen 
wachzurütteln und ihnen ein Zukunftsbild zu zeigen, ihnen ihre 
spätere lätigkeit im Lichte der Gemeinwirtschait darzusteilen. 
Jeuer Bautechnker solite sich zum mindesten einmal über die 
jetzige Betriebsiorm des Baugewerbes und über die Gewinne 
der Unternehmer, welche sie zum Teil der produktiven Tätıg- 
keit der Arbeitnehmer, zum leil aber auch der Spekulation 
(Holz- und Materiaikauf) verdanken, klar zu- werden versuchen, 
Jeder Koliege soilte auch einmal darüber nachgedacht haben, 
dass es viel rationellere, billigere Betriebsfiormen im Bau- 
gewerbe gibt, als den kleinen, veralteten Betrieb. Nur ein Bei- 
spiel: Man bedenke, dass Gerüste, die ein erhebliches Kapital 
verkörpern, teilweise an einer Stelle monate- und jahrelang 
nutzlos Zinsen verbrauchen, während sie an anderer Stelle für 
teueres Geld neu angeschafft werden müssen. Man wird mit 
Leichtigkeit Dutzende soicher Beispiele finden. Bei Ausschal- 
tung der übermässigen Unternehmergewinne wird es auch jetzt 
schon möglich sein, erheblich billiger zu bauen. Die Konkur- 
renz der sozialen Baubetriebe wird die Unternehmer zwineen. 
— zum Nutzen der Allgemeinheit — ihre Profite zu mässigen, 
Deswegen auch der immer -schärfer werdende Kampf der Un- 
ternehmer gegen die neue Betriebsform. 


Ein anderes Kapitel ist das der Baustoifbeschafi- 
fung, welches zum Teil auch mit der Kohlenbelieferung zu- 
sammenhängt. Den Kollegen in der Praxis wird man nichts 
Neues sagen, wenn man hier von volksfeindlichen Wucher- 
gewinnen Spricht. Die sozialen Baubetriebe bzw. die Bau- 
hüttenbetriebsverbände werden auch in der Baumaterialbeschaf- 
fung ein reiches Aufgabenfeld finden. Sie werden zum Teil ge- 
zwungen Sein, eigene Ziegeleien usw. zu erwerben, weil die 
Sabotage der Unternehmer ihnen auch in der Baustoffbeschaf- 
fung ein Bein steilen wird, Zu alledem gehört aber Geld, Geld 
und nochmals Geld, das die Arbeitnehmer von ihren Spar- 
groschen aufbringen müssen; denn kein Kapitalist wird freiwil- 
lig zu seinem eigenen Untergange beitragen. In der Geldirage 
liegt die augenblickliche Schwäche der Bewegung. Wenn wir 
allmählich neu aufibauer wollen, dann muss zunächst im Kon- 
kurrenzkampf den Unternehmern entgegengetreten werden, es 
müssen leistungsfähige Baubetriebe geschaffen werden, d. h. die 
sozialen Baubetriebe brauchen Geld, wie jedes andere Unter- 
nehmen auch. 


Darum, Kollegen, wenn ihr nicht wollt, dass ilır auch in Zu- 
kunft von der Gunst des Unternehmers und den ungünstigen Be- 
dingungen der kapitalistischen Wirtschaft, sowie den Wirt- 
schaftskrisen, den unausbleiblichen Folgen dieser Wirtschaft un- 
terworfen bleibt, dann arbeitet tätig an dem Werke mit, das 
über die Sozialen Baubetriebe und Bauhüttenbetriebsverbände 
zu einer planmässigen Gemeinwirtschaft im Baugewerbe führen 
sol. Dann beteiligt euch, soweit als möglich, auch finanziell an 
solchen Betrieben und leiht vor allen Dingen eure geistigen 





*) „Bautechniker“ Nr. 3, 1921. 


.$5 Ziffer 9 des Reichstarifvertrages. 
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Kräfte der jungen Bestrebung, die das Baugewerbe durch ze- 
setzmässige Selbsthilfe der Arbeitnehmer allmählich zur Gemein- 
wirtschaft führen will. F. Jakob, 


"NEE 


DO Rundschau 00 
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Gewerkschaftsarbeit 


Die Bezirkslohnämter für technische Angestellte vom Deut- 
schen Arbeitgeberbund abgelehnt! In den gemeinsamen Verhand- 
ungen: am 21. und 22. Januar mit den Arbeitgeberverbänden des 
Hoch- und Tiefbaues — wir haben im „Bautechniker“ Nr. 6 
darüber berichtet — war der Entwurf zu einer Verein- 
barung über die Bildung von Bezirkslohnämtern auigesteilt 
worden, nach welchen in ähnlicher Weise wie mit den Bau- 
arbeiterverbänden auch mit dem Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten gemeinsam für Hoch- und Tiefbau gei- 
tende Bezirksiohnämter gebiet werden soilten, vor weichen 
von vier zu vier Monaten, und zwar Ende Februar, Ende Juni, 
Ende Oktober Verhandlungen über Revision der in den Be- 
zirkstarifen vorgesehenen Gehälter geführt werden soilten. Der 
geschäftsführende Ausschuss des Deutschen Arbeitgeberbundes 
hat nun in seiner am 17, Februar stattgefundenen Sitzung diese 
Vereinbarung abgelehnt. 


Um aber die dadurch wieder offengelassene Lücke im 
Reichstarifvertrag hinsichtlich der Verhandlungsinstanz bei Ge- 
haltsrevisionen auszufüllen, hat sich der Arbeitgeberbund den 
auf der letzten Haupttarifamtstacung in Maimhei VI FENOM- 
menen Vorschlag des Unparteiischen mit folgen- 
der Fassung zu eigen gemacht und uns seinen Beschluss zur 
Annahme empfohlen. Er lautet: 


„Das Bezirkstarifamt (bei mehreren das von den Bezirks- 
organisationen vereinbarte) bzw. die nach $ 12, II Absatz 10 
als Ersatz für das Tarifamt vorgesehene Schlichtungskoinmis- 
sion mit unparteiischen Vorsitzenden kann angerufen werden, 
wenn die Parteien des Bezirkstarifvertrages sich über die Frage 
der Revision der Gehälter (Reichstarifvertrag $ 5,9) nıcht ver- 
ständigen können. Es hat auf Antrag einer Partei eine Fini- 
gung zu versuchen, evtl. durch Schiedsspruch einen Vor chiag 
zu machen. Auf übereinstimmenden Antrag der Parteien ent- 
scheidet es endgültig und bindend. Der Spruch des Tarif- 
amtes wird auch dann endgültig und bindend, wenn er vom 
agerliamt auf Anrufen einer Partei einstimmig bestätigt 
wird.“ 








Damit ist im Grunde genommen die letzte entscheidende 
Instanz auch bei Streitigkeiten über Gehaltsrevisıonen das 
Haupttarifamt geworden, also annähernd das erreicht, was wir 
ursprünglich mit unserem Antrag, en Reichslohnamt zu 
Schaffen, bezwecken wollten. Wir haben deshalb diesem Vor- 
Schlag des Arbeitgeberbundes zugestimmt. Die Neuregeln 
tritt oline besondere Formalitäten sofort in Kraft. Sie bildet 
die Grundlage für die nun überall einsetzenden Verhandlungen 
über Revision der mit den Unterverbänden des Deutschen Ar- 
beitgeberbundes: abgeschlossenen Bezirkstarifverträge zemäss 

Nachdem auch hinsicht- 
lich der Viermonatsfrist durch das Haurttarifamt ın Ya unum 
die erforderliche Klarstellung (siehe Bericht, „Bautechniker“ 
Nr. 9 u, 10) erfolgte, können, wo im Sinne dieser Entscheidung 
die Viermonatsfrist verstrichen ist, Anträge auf Revision der Ge- 
hälter gestellt werden. Wo mehrere Tarifämter im Bezirks- 
tarifvertrag festgelegt sind, muss auf dem Wege der Verein- 
barung mit dem zuständigen Arbeitgeberverband das Bezirks- 
tarifamt bestimmt werden, vor welchem Streitfälle, die bei den 
Verhandlungen über die Gehaltsrevision entstehen, ausgetragen 
werden können. 


Das Bedauerliche bei dieser Lösung ist nur, dass nun wie- 
der mit den bezirklichen Hoch- urd Tiefbauorganisationen der 
Arbeitgeber gesondert verhandelt werden muss und die 
angestrebte Zusammenfassung des gesamten Tarifwerkes bis 
zum Ablauf der Tarifperiode vertagt ist. Jetzt muss für den 
Reichstarifvertrag im Tiefbaurewerbe die gleiche Lö- 
sung gefunden werden, denn es hat keinen Zweck, etwa mın 
für diese Gruppe des Baugewerbes allein Bezirkslohnämter ein- 
zurichten. Der Reichsverband des deutschen Tiefbaurewerbes 
hat uns auch bereits mitgeteilt, dass er seine Zustimmung zu 
der Vereinbarung vom 22. Januar von der Entscheidung des 
Arbeitgeberbundes abhängig mache. Nachdem dieser ahrelehnt 
hat, haben wir beim Reichsverband Verhandlungen beantragt, 
um das im Reichstarifvertrag über die Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen der technischen Angestellten im Tiefbaurewerhe vor- 
gesehene Schiedsgericht bzw. die Zentralschlichtungskommis- 
sion mit den gleichen Rechten auszugestalten, wie sız nunmehr 
die Tarifinstanzen im Hochbautarifvertrag erhalten haben. 
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Bezirkstarifvertrag mit dem Bund Deutscher Architekten. 
Endlich sind - die Verhandlungen, die mit dem B. D. A. am 
18. November 1920 begonnen haben, zum Abschluss gelangt. 
Der Bezirkstarifvertrag gilt mit rückwirkender Kraft ab 
1. November 1920. 

Zum Geltungsbereich des Bezirkstarifvertrages gehören 
alle im Landbezirk Hamburg, Lübeck, Mecklenburg und Schles- 
wig-Holstein gelegenen Ateliers der Privatarchitekten des 
B. D. A. 

Die Arbeitszeit beträgt durchschnittlich wöchentlich 45 
Stunden, bei durchgehender Arbeitszeit 42 Stunden. 

An Urlaub erhalten die Angestellten, auch solche in ge- 
kündigter Stellung: 

im 1. Dienstjahre 6 Arbeitstage, 
ea ni Ä 
Hierzu tritt ein Zuschlag 
' nach vollendetem 25. Lebensjahre 2 Arbeitstage, 
CL) ” 26. ” 3 » 
PR 5 27. Se 4 > 
[22 er 28. „ 5 ” 

Nach 5iähriger Dienstzeit im Unternehmen und nach Voll- 

endung des 30. Lebensjahres werden weitere 3 Arbeitstage 


gewährt. 
Die Gehälter betragen für: 


Gruppe A: 
unter 20. Jahren ... .. „0 00 00% 0. .650,— Mark 
im Alter von 20 — 24 Jahren . © » 2 2 2. 80— „ 
” ” ” 24 ErRg: 28 2) seh oo 8 oe eo — 925,— ” 
über 28 Jahre a ar a A a Vz en En er Br Yan 1050,— ” 
GruppeB: 
1. Anfänger: 
im 1, Berufsjahr © oe v oe 2 2 2 0 0... .950,— Mark 
” yh " .oe . ce .o . 080 0 oe 1059, — ”» 
» 3, R ” eo a . 0 oe 8 ® 1150, — ”» 
2. Fertige Techniker: 
im 4. Berufsjahr oe oe ee a ee 0 0 . 1250,— Mark 
” ® ” [ ET Far ET 0 IE TR SE A TER 1300, — ” 
» Pr » “ . . . 07.9 are [} 1350,— ” 
” T. ” [} . “ « ® o [) % [} © . 1400,— ” 
” 8. ” [7 . ” [} . © . ® “ . . 1400, — ” 
3, Selbständige Techniker 
unter 30 Jahren . . ». 2. 2 ee 0 es. 1500,— Mark 
im Alter von 30—35 Jahren „ co... 10— „ 
über 35 Jahre ie . er ur Tara St War „URe } .. 1700, — %» 
GruppeC: 
1. Architekturschüler: 
im 1. Lehrjahr .e 090 08 8. ° f a Yac ? Ge | 450, — Mark 
”» 2. ” 2 DE HRIEr Ser BR En. ee a a BEE 550,— ” 
” 3. "- al LE A * N 65, — n 
. 080 2 oo. 750,— n 


2. Theoretisch ausgebildete. Architekten: 
im 1. Berufsiahr . . 2 ei 0 0. 1150,— Mark 
Me FAST rg 


1400, — ,„ 


1500,— Mark 
1600, — 


”» 4 ” 


u a a et 

3. Theoretisch und praktisch ausgebildete Architekten: 
umter>30: Jahren 0 Se a, 
im Alter von 30—35 Jahren . .... r 
10r.39 A JaurO Te Bela ar N 017008 © 

4, Selbständig arbeitende Architekten nach Vereinbarung, jedoch höher 

als in C3. 

Die Bauzulagen werden grundsätzlich nach freier Verein- 
barung geregelt, jedoch darf die Mindestzulage pro Monat 
300 M. bzw. täglich 12 M. nicht unterschreiten. 

Für den Geltungsbereich des Bezirkstarifvertrages werden 
4 Schlichtungskommissionen gebildet, die aus je 3 Arbeitgebern 
und 3 Angestellten bestehen. 

Der Sitz der Schlichtungskommissionen ist: Hamburg, Lü- 
beck, Kiel und Rostock. 

Die Berufungsinstanz (Tarifamt) befindet sich in Hamburg. 
Die oben angeführten Gehälter gelten nur für die erste Orts- 
klasse. Hierzu gehören: Hamburg, Altona, Wandsbek, Kiel 
und Cuxhaven. Das gesamte übrige Gebiet ausser Lübeck ge- 
hört zur 2. Ortsklasse.. Die Gehaltssätze sind hierfür 10 Pfozent 
niedriger. Für Lübeck betragen die Gehaltssätze Ortsklasse 1 
minus 5 Prozent. 

Als unparteiischer Vorsitzender für das Tarifamt (Be- 
rufungsinstanz) wird Herr Rechtsanwalt Dr Zahn, Hamburg, 
von beiden Parteien anerkannt. 


Gehaltsneuregelung für das Baugewerbe In den beiden 
Mecklenburg. Auf Grund des $ 5 Abs. 9 des Reichstarifvertrages 
für das Baugewerbe haben mit dem Bezirksarbeitgeberverband 
für das Baugewerbe in den. beiden Mecklenburg Verhandlungen 
über die Erhöhung der biherigen Gehaltssätze stattgefunden, in 
welchen eine ungefähr ‚ 10prozentige Zulage festgelegt wurde. 


Die Gehaltssätze betragen nunmehr ab 1. März 1921: 
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n Ortsklasse 
I u IH 
Gruppel M. M. M. 
a) unter 20 Jahren . . . 550,— 470,— 450,— 
K nach voll. 20.— 24. Jahr 635,— 550,— 530,— 
RE ETIOE 635.— Ve 
d) über 28 Jahre . ! .. 825, 750,— 7390,— 
Gruppell 
im 1. Jahr . 2 02... 825 750,— 730,— 
” 2. ” ae ET a RR. 880,— 810,— 79, — 
RR N es: 95 — 870,— 850,— 
Gruppp Ill 1000,— 930,— 910,— 
nach 3 Jahren . . . . 1050,— 999, — 970, — 
Gruppe 
a) unter 30 Jahren . ... 1100,— 1025.— 1000, — 
b) nach voll. 30.—35. Jahr 1250,— 1175,— 1150,— 
e) über 35 Jahre . . . . 1400,— 1335, — 1300,— 


GruppeV bleibt der freien Vereinbarung überlassen, 


Bezirkstarifvertrag für das Baugewerbe in Baden. In der 
am 11. Februar d. J. in Mannheim tagenden Sitzung des Haupt- 
tarifamtes für das Baugewerbe wurde nach fünfstündiger hart- 
näckiger Verhandlung der Bezirkstarif für Baden zum Abschluss 
gebracht. ”; 

Wir geben nachstehend das Resultat der Verhandlungen 
bekannt. . 

; Die am 8. Oktober 1920 vom Haupttarifamt in Vorschlag 
"gebrachten Gehaltssätze sind mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 
zu zahlen. und zwar: 


ruppe Gruppe Il Gruppe III Gruppe IV 
a) 525,— M. 1. Jahr 950,— M. -1100,— M 1325,— M.: 
b) 625,— „ 2. „ 1000,— „ 1175,— „ 140, — „ 
c) 25,— ,„ 3. „ 1050,— ,„ 1250,— ,„ 1500,— „ 


d) 1000,— „ Se: = = 
Vorzenannte Sätze gelten für Mannheim, 

Für Karlsruhe Dee I) erfolgt ein Abschlag von 5 Prozent, 

für Ortsklasse I ER: ” a5 TI NE 

für Ortsklasse Ill a e 45 ” 

Ab 1. Januar 1921 tritt eine Erhöhung dieser Sätze ein, und zwar: 
in Gehaltsgruppel um. . » 2 0 eo 2 2 0 2 2. .°125 Prozent, 
r Be Min. ee ee 5 
„ = 111 se + 

... „Eine Revision dieser Gehaltssätze ist zulässig, erstmals am 
1. April 1921. 

Die Kollegen.des Baugewerbes werden sich noch ernst- 
 hafter als bisher mit dem Problem ihrer Entlohnung beschäftigen 
und vor allem ihre Reihen fester zusammenschliessen müssen, 
Damit bei den kommenden neuen Verhandlungen mit dem 
nötigen Nachdruck gearbeitet werden kann und ein den Wün- 
schen der Kollegen besser entsprechendes Resultat die Mühe 
lohnt, fordern wir sie auf, nun auch für die strikte Durchführung 
des Tarifs Sorge zu tragen. 


Warnung. Aus Kollegenkreisen gehen uns, und zwar von 
verschiedenen Stellen, Beschwerden über den Architekten 
J: Bichlmeier in Lindau zu, welcher die Gepflogenheit be- 
sitzen soll, Techniker, die noch in ungekündigter Ste lung sind, 
durch. weitgehende Versprechungen und In-Aussicht-Stellung 
guter Bezahlung an sich zu ziehen. um ihnen dann nach ein bis 
zwei Monaten wegen „zu geringer Kenntnisse als perfekter An- 
gestellter“ klarzumachen, erst mal bei ihm als Volontär 
(natürlich für ein ganz geringes Gehalt) zu arbeiten. So sollen 
innerhalb ganz kurzer Frist Kollegen aus München. Kempten 
und Tübingen durch diesen Taubenschlag gegangen sein, wobei 
sie jedesmal nach dem uns zugegangenen Bericht schwer ge- 
schädigt wurden. 

Nachdem wir nun mit dem Bund deutscher Architekten, 
dessen Mitglied Herr Bichlmeier ist, einen Reichstarifvertrag und 
mit dem Landesbezirk Bayern des B. d. A. einen allerdings 
höchst unbefriedigenden Bezirkstarifvertrag abgeschlossen 
haben, müssen die darin vereinbarten Mindestgehälter unter 
allen Umständen bezahlt werden. Auch Herr Bichlmeier ist: 
daran gebunden. Herr B. scheint zu den Arbeitgebern zu ge- 
hören, in deren Dienst zu treten es sich nicht empfiehlt. 
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" samteinkommens für Angestellte im 1., 


Nr. 11 


3a Selbständige Konstrukteure, von denen beansprucht 
wird, dass sie grössere Anlagen unter eigener Ver- 


anwortung selbständig entwerfen . .. 2100,— M. 
4. Handwerksmeister RITTER Dear 190, 
5. Betriebs- und Laboratorienmeister 
im 1. Meisterdienstjhr 2, 20 22.000 ..1650,— u 
„ 2. ” un Wr are ri 1750, — ”„ 
„ A ” woran 1850, — „ 
D. Papierindustrie. 
1. Zeichner und Kunstgewerbezeichner wie in der Me- 
tallindustrie 
2. Techniker, Laboranten, Betriebsassistenten, Detail- 
konstrukteure und Detailleure im Kunstgewerbe 
von 22 bis 24 Jahren . . . 2 2 22 2.2...1330,— M. 
über 24 Jahre . . ...  1560,— 


3. Selbständige Konstrukteure, Projektingenieure sowie 
selbständig entwerfende Zeichner des Kunstge- 
Be 

3a. Selbständige Konstrukteure, von denen beansprucht 
wird, dass sie grössere Anlagen unter eigener 


1850,— » 


Verantwortung selbständig entwerfen . ... . 2100,— 
2 5 Ohermeisterie sun? = es ee hate ke era 2100, 5 
5. Fach- und Abteilungsmeister a Eee ..1850,— ,„ 
6. Meister mit geringerem Wirkungskreis . Fr 1650,— ,„ 


Vorstehende Gehaltssätze gelten ab 1. Februar 1921. Das 
bisherige Kopfgeld von 30 M. fällt fort. 
Neu bewilligt sind: 


Verheiratetenzulage 150 M., Kindergeld 75 M. monatlich. 


Neue Teuerungszulagen in der Württembergischen In- 
dustrie. Für den Landestarif der Württembergischen Industrie, 
dem auch die Bautechniker unterworfen sind, wurden in lang- 
wierigen Verhandlungen am 2. März neue Teuerungszulagen 
auf die bestehenden Grundgehälter vereinbart. Das Abkommen 
lautet: 

1. Die seitherigen Teuerungszulagen werden erhöht: 

für alle Angestellte unter 25 Jahren uf . . 2... 
von 25 Jahren und darüber auf . ... . 
für verheiratete männliche Angestellte auf ET TE Kr WER 
der Grundgehälter. Die Mindestzulage muss jedoch 15 Prozent des 
Grundgehaltes betragen. 

2. Den männlichen verheirateten Angestellten gleichzustellen sind die ver- 

witweten beiderlei Geschlechts, wenn sie einen eigenen Haushalt führen, 
ferner die verheirateten weiblichen Angestellten, deren Mann weder 
erwerbsfähig noch erwerbstätig ist. 
Fortlaufende Teuerungszulagen, die nach dem 1. November 1920 ge- 
währt worden sind und die keine Leistungszulagen darstellen oder 
durch den Tarifvertrag bedingt waren, können auf die neuen Zulagen 
angerechnet werden Eine Verschlechterung der bestehenden Gehälter 
- darf jedoch nicht eintreten. 

4.. Die neuen Teuerungszulagen gelten für die Monate Februar, März und 
April. Die Arbeitgeber erklären sich bereit, mit den Angestelltenver- 
bänden im April über die Weitergewährung zu verhandeln. 

Ortsabschläge und Abschläge auf die Gehälter der weiblichen Angestellten 
werden in der seitherigen Weise berechnet. Eine Regelung der Bezüge für 
Lehrlinge wurde von Ärbeitgeberseite abgelehnt. Ziffer 3b des Tarifvertrages 
erhält folgende Aenderung: statt 800 M. Monatseinkommen wird 1300 M. 
eingesetzt; statt für jede angefangenen 100 M. 250 .M. 

Ueber die Regelung der Bauzulagen konnte eine Einigung nicht erzielt 
werden. Die Verhandlungen darüber werden weitergeführt. 


Zur Orientierung wollen wir mitteilen, dass die technischen 
Angestellten in 5 Gruppen eingeteilt sind. Die Gruppe A um- 
fasst die Zeichner. Die Grundgehälter, zu denen die Teuerungs- 
zulagen zu rechnen - sind, betragen für diese Gruppe: 


160 Prozent 
170°: ,, 


3 


mit 18 Jahren. „. . . 200 M. mit 23 Jahren. . . .7325 M. 

ae eu 225 2A 5 sea 390; 34 

a 250 Ze ee 375, 

” 21 n eo. 0. ..275 ” 2) 26 ” EEE 400 {2 
22 re er 30) 


Die Gruppe B betrifft die Detailkonstrukteure. Für sie ist ein Gehalt 
mit 24 Jahren von ... 450 M. festgelegt. 
‘Gruppe C ist für selbständige Konstrukteure und selbständige Bauführer 
bei einem Gehalt \ 
£ THE ZI jahren... © eis.aden di ae 25 ee 600: Ma 
Gruppe D ist für Betriebstechniker bei einem Gehalt 
aut 23 jahren SP 05° „ii 475 M. 
BIT Br RE TREE 500 > 
Gruppe E umfasst die Betriebsingeniere bei einem Gehalt 
Ru 28: Jahres... 0..0°,.00% . 650. M. 
Gehaltsbewegung in Frankfurt a. M. Die Angestellten ir 
Frankfurt a. M. haben einen harten Kampf hinter sich und 
mussten ihn leider —“ durch die wirtschaftlichen Verhältnisse 
gezwungen — dufch einen faulen Vergleich beenden. - Sie hat- 
ten eine prozentuale Tariierhöhung gefordert, bekamen jedoch 
von den Unternehmern das neuerdings übliche kategorische 
Nein zur Antwort. :Der Schlichtungsausschuss, der dann an- 
zerufen wurde, sprach den Angestellten eine einmalige Ueber- 
gangsbeihilfe zu in Höhe von 10 Prozent des tariflichen Ge- 
2. und: 3. Gehilfenjahr, 
15 Prozent für die Ledigen der übrigen Klassen und 30 Prozent 
für die Verheirateten. 
Selbst dieses minimale Zugeständnis, das den wunderbaren 
Namen Uebergangsbeihilie erhielt, wurde von den Arbeitgebern 
abgelehnt, Der Schiedsspruch wurde vom- Demobilmachungs- 
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kommissar auf Antrag’ der Angestellten’ für verbindlich erklärt. 
Trotzdem weigerten sich die Arbeitgeber, nunmehr entsprechend 
dem Schiedsspruch zu handeln. Eine von Tausenden von Kol- 
legen besuchte Protestversammlung brachte jedoch den Arbeit- 
gebern die Ueberzeugung bei, dass auch die Geduld der An- 
gestellten eine Grenze haben könne. Es wurden vom Demobil- 
machungskommissar erneut Schritte eingeleitet, und der Er- 
jolg war eine Vereinbarung zwischen Arbeitgebern und An- 
gestellten, die folgendes besagt: 


Die Arbeitgeber verpflichten sich, eine einmalige Uebergangsbeihilfe zu 
zahlen, und zwar 


für die Gehilfenjahre 5 Prozent, 

für die Ledigen der Klassen A—E 12 Prozent, 

für die Verheirateten 30 Prozent 
des tarifmässigen Gesamteinkommens ausschliesslich der Verheirateten- und 
Kinderzulage. 

Den Kollegen ist es begreiflicherweise ausserordentlich 
schwergefallen, diesem faulen Vergleich zuzustimmen. Wenn 
sie sich doch dazu entschlossen, so geschah das mit Rücksicht 
auf die überaus schwierige Lage der Industrie und die Unsicher- 
heit, die auf wirtschaftlichem Gebiete gerade jetzt infolge der 
politischen Vorgänge zu verzeichnen ist. Es zeigt sich auch 
hier wieder, dass diejenigen, die sich bei ihren Entschlüssen von 
Rücksichten auf die Allgemeinheit leiten lassen, die Arbeitnehmer 
sind und nicht die Arbeitgeber, denen ihr Profitinteresse wich- 
tiger scheint als das Interesse der Gesamtheit. 


Erfurt, das Eldorado für Angestellte. In Erfurt stehen die 
technischen Angestellten sowohl, wie die kaufmännischen An- 
gestellten und Werkmeister fortwährend in der Bewegung um 
Erringung einer zeitgemässen Entlohnung. Die bisher am Orte 
getätigten Tarifverträge sahen immer Gehaltssätze vor, die 
durchaus nicht als zum Leben ausreichend gelten konnten, Die 
Arbeitgeber Erfurts, die es sich scheinbar zur Aufgabe gemacht 
haben, die an und für sich schon schwere wirtschaftliche Lage 
der Arbeitnehmer noch besonders drückend zu gestalten, setz- 
ten auch den geringsten Lohn- oder Gehaltserhöhungen in der 
Zeit, als alle Preise sprunghaft und gewaltig stiegen, grössten 
Widerstand entgegen. Es war soweit, dass die Angestellten 
Erfurts im November 1920 mit einer Stimmenmehrheit von über 
90 Prozent einen Arbeitskampf beschlossen, da es eine andere 
Möglichkeit, ihre Gehälter den Lebensbedingungen anzupassen, 
nicht gab. Daraufhin lenkten die Arbeitgeber ein und warfen 
den Angestellten einige Brocken hin. Weil es gerade kurz vor 
Weihnachten war, gingen die Angestellten darauf ein und stell- 
ten nochmals, trotz stärkster Erbitterung, den Arbeitskampf zu- 
rück. Es wurde bestimmt damit gerechnet, dass die Arbeit- 
geber, die nunmehr die Stimmung der Angestellten kannten, 
sich bei kommenden Verhandlungen zugänglicher erweisen bzw. 
dass sie den wirtschaftlichen Verhältnissen besser als bisher 
Rechnung tragen würden. Das war ein grosser Irrtum. Die 
Arbeitgeber denken gar nicht daran, ihre Angestellten, für die 
sie nach ihren eigenen Worten — es werden auch immer bloss 
Worte bleiben — ausserordentlich viel übrig haben, menschen- 
würdig zu entlohnen. Immer mehr und mehr tritt das alte, 
von den Arbeitgebern so schwer verschmerzte Verhältnis der 
Vorkricgszeit wieder in Erscheinung. „Ich bin der Herr, 
dubistder Knecht!“ 

Auch die jetzige Gehaltsbewegung, die schon seit meh- 
reren Wochen läuft, lässt noch nicht erkennen, welches Ende 
sie nimmt. Auch jetzt verweigern die Arbeitgeber iede noch 
so geringe Gehaltserhöhung. Die hier gezahlten Gehaltssätze 
für technische Angestellte sind folgende: 


Gruppe I Gruppe II Gruppe IH 
Zeichner Techniker Ingenieure 
M. M. M. 
4. Berufsjahr 550 — —_ 
5 ” 590 re SER 3 
6. » 650 760 = 
ie » 685 800 — 
a 720 840 1030 
=£ > 750 880 1070 
10. > 775 920 1110 
11. = 800 960 1150 
12. = 865 1000 1200 
13, » 895 1040 1240 
14. » 925 1080 1320 
1.30 955 1120 1360 
16, N 985 1160 1400 


Daraus ist wohl allen Kollegen mit grösster Deutlichkeit 
ersichtlich, dass die Annahme einer Stellung in Erfurt alles an- 
dere als erstrebenswert ist. Die Arbeitgeber wollen nicht, dass 
ihre hier am Orte befindlichen Angestellten menschenwürdig 
existieren können. Trotzdem finden! sich in allen Fach- und ein- 
schlägigen Tageszeitungen Offerten, in denen Konstrukteure 
usw, nach Erfurt gesucht werden. In der letzten Zeit erschien 
bereits ein Kollege aus Süddeutschland, der über die hier ge- 
zahlten Gehälter ausserordentlich erstaunt war und am lieb- 
sten wieder sofort sein Bündel geschnürt hätte. Weitere nach- 
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folgende Kollegen sind sofort telegraphisch gewarnt worden, 
nach Erfurt zu kommen, da die Gehälter hier so niedrig, wie 
wohl in keiner anderen Stadt Deutschlands sind. Zur Beleuch- 
tung der Teuerungsverhältnisse mag dienen, dass das öffent- 
liche statistische Amt in Erfurt festgestellt und in den Tages- 
zeitungen veröffentlicht hat, dass Erfurt in bezug auf Teue- 
rungsverhältnisse in einer Reihe mit den teuersten Städten 
Deutschlands steht. Nicht unerwähnt darf bleiben, dass in vielen 
kleineren Orten Thüringens, also in der Umgebung Erfurts, be- 
deutend höhere Gehälter gezahlt werden. Die Besserstellung 
beträgt bis 30 Prozent und darüber. 

Zur Erringung von besseren Gehältern werden die hiesigen 
Angestellten dauernd in der Bewegung bleiben müssen. Ebenso 
kann natürlich bei der jetzigen Bewegung ein Arbeitskampf die 
Folge des Verhaltens der Arbeitgeber sein. Es dürfte deshalb 
für alle technischen Angestellten ratsam- sein, den Sirenen- 
klängen der Arbeitgeber in den einzelnen Fachzeitungen usw. 
nicht zu folgen, da sie mit der Verlegung ihres Wohnsitzes 
nach Erfurt ihre Lebenshaltung ausnahmslos verschlechtern. 


Aus dem Berufe 


Scharimacher ‚besonderer Art. Mit der Firma Gebr. 
Pfeiffer, Barbarossawerke, Kaiserslautern, 
beschäftigte sich bekanntlich Anfang Januar d. J. die Tages- 
presse. Grund dazu war die Erschiessung des Direktors 
Witten durch einen Meister der Firma, der anlässlich des 
Angestelltenstreiks im Mai des Jahres 1920 von den Barba- 
rossawerken gemassregelt worden war und in seiner Verzweif- 
lung diese unselige Tat beging. 

Wir sehen uns heute veranlasst, auf die unerquicklichen 
Verhältnisse, die bei den Barbarossawerken herrschen und die 
wir auch als Grund für obige Tat mitansehen, näher einzu- 
gehen. In unerhörter Weise wird von seiten der Firma alles 
aufgeboten, um die Rechte ihrer Angestellten mit Füssen zu 
treten. Besonders zeichnet sich dabei der stellvertretende 
Direktor Dr.-Ing. Dreyer aus. Das Verhätnis zwischen 
Angestellten und Firma war schon vor dem Kriege nicht das 
beste. Während des Krieges verschlechterte es sich noch ganz 
bedeutend und wurde geradezu unerträglich, als gegen Ende 
des Krieges der genannte stellvertretende Direktor wieder ein- 
trat. Seiner Meinung haben sich alle Angestellten widerspruchs- 
los zu fügen. Die aus dem Felde zurückkehrenden Kollegen 
mussten sich eine Behandlung gefallen lassen, die nur als un- 
würdig bezeichnet werden kann. Im Gegensatz zu den Daheim- 
gebliebenen bewilligte man ihnen z.B. nur den halben Urlaub. 
Mit Inkrafttreten des: Betriebsrätegesetzes verschärften Sich 
die Gegensätze immer mehr. 

Besonders sei noch erwähnt das Verhalten des Herrn 
Dr. Dreyer anlässlich des Angestelltenstreiks im Mai v. J., bei 
welchem durch ihn tumultartige Strassenszenen herauf- 
beschowren wurden, die selbst der Polizei Veranlassung gaben, 
diesen Herrn ganz energisch in seine Schranken zurückzu- 
weisen. In späteren Verhandlungen war es wiederum dieser 
Herr, der in geradezu unglaublicher Weise die Angestellten 
herausforderte, indem er den grössten Teil der technischen An- 
gestellten als minderwertige Hilfskräfte einschätzte,. Es ist 
demzufolge leicht verständlich, wenn uns berichtet wird, dass 
der Beamtenwechsel bei der Firma ein sehr grosser ist. Selbst 
Beamte mit zehn und mehr Dienstiahren sowie Gruppenchefs 
kehren der Firma den Rücken. 

Ende 1920 machten sich Bestrebungen bemerkbar, einen 
Werkverein zu gründen. In listiger Weise suchte man an den 
einzelnen heranzukommen und ihn, falls er sich zugänglich 
zeigte, durch Verleihung von Titeln zu ködern. Herr Dr. Dreyer 
erkundigte sich auch nach der Höhe der Bundesbeiträge und 
versuchte, den Kollegen nachzuweisen, was für eine kostspie- 
lige Sache die Zugehörigkeit zu einer Organisation sei. Fs 
kam auch vor, dass er den Angestellten das Versprechen ab- 
zunehmen suchte, während ihrer Tätigkeit bei den Barbarossa- 
werken weder einer Organisation anzugehören, noch beizu- 
treten. Erfolz hat er damit nicht gehabt, da die dortigen 
Kollegen nur zu gut wissen, dass der feste Zusammenschluss 
aller Angestellten in einer freigewerkschaftlichen Berufsorgani- 
sation das beste Mittel ist, um den scharfmacherischen Bestre- 
bungen gewisser, Unternehmer wirksam entgegentreten zu 
können. 

Angesichts der unerquicklichen Zustände bei den Barba- 
rossawerken können wir nur alle Kollegen davor warnen, 
dort eine Stellung anzunehmen. 

Die Firma E. Menger, Bau industrieller Feuerstätten, Wies- 
baden, glaubt, den sich bei ihr bewerbenden Angestellten an- 
lässlich ihrer Vorstellung alle möglichen Versprechungen auf 
spätere Gehaltserhöhungen, Gratifikationen usw. machen zu 
sollen, um damit die Annahme einer Stellung schmackhafter 





zu gestalten. Sind die betreffenden Angestellten erst einge- 
treten, so erfahren sie bald, dass die Firma nicht einmal in der 
Lage ist, die Tarifgehälter zu zahlen. Es besteht sogar eine 
abzugsfähige Gratifikation. Besonders‘ kennzeichnend ist für 
diesen Betrieb,- dass die gesamte Leitung der Geschäfte einer 
Dame (Prokuristin) übertragen ist, die diese Tätigkeit seit Be- 
stehen des Geschäftes ausübt. Würde sich ihre Leitung nur 
auf den kaufmännischen Teil des Betriebes erstrecken, so 
hätten wir dagegen nichts einzuwenden. Wir müssen jedoch 
bezweifeln, dass sie in technischen Angelegenheiten, in denen 
sie auch vorschreiben will, was zu tun ist, mit der erforder- 
lichen Sachkenntnis und den langiährigen Erfahrungen, die ge- 


rade auf diesem Gebiete von ausschlaggebender Bedeutung ‘ 


sind, ausgestattet ist. Diese Verhältnisse machen einen regen 
Beamtenwechsel leicht verständlich und geben uns Veran- 
lassung, unsere Kollegen davor zu warnen, eine Stel- 
lung bei dieser Firma anzunehmen. z 
Der D. H. V. als Anwalt der Angestellten, Im Eberswalder 


Tarifvertrag vom 14. Juli 1920 heisst es im $ 17: 


„Im ersten Monat jedes Kalendervierteljahres, zum erstenmal im Oktober 
1920, hat ein aus je vier Vertretern «er Vereinipung und der Afa bestehender 
Prüfungsausschuss zu prüfen, ob die Gehaltssätze des Gehaltstarifes mit 
Rücksicht auf die Preisverhältnisse für das laufende Kalendervierteljahr zu 
ändern sind.“ - 

Im Oktober 1920 trat der Prüfungsausschuss erstmalig zu- 
sammen. Es konnte aber keine Verständigung darüber erzielt 
werden, wie. hoch der Gehaltszuschlag sein soll. Um diesen 
Streit zu schlichten, wurde das Reichsarbeitsministerium an- 
gerufen, das den Demobilmachungskommissar in Potsdam damit 
betraute. Dieser berief ein Schiedsgericht zusammen, das am 
22. Dezember den Gehaltszuschlag auf 10 Prozent festsetzte. 

In weiterer Erfüllung des $ 17 sollten die Preisverhältnisse 
und dementsprechend auch der Gehaltszuschlag für das erste 
Vierteljahr 1921 im Januar 1921. geprüft werden. Die ent- 
sprechende Sitzung kam aber erst am 21. Februar zustande. Zu 
ihr wurde mit dem Einverständnis des AfA-Bundes Herr Gürt- 
ler vom D. H, V. hinzugezogen. In dieser Sitzung entstand 
ein neuer Streit darüber, ob der Regierungspräsident zu Pots- 
dam, der Vorsitzende des Schiedsgerichts vom 22. Dezember, 
in diesem schiedsgerichtlichen Verfahren bei der Festlegung des 
Gehaltszuschlages von 10 Prozent die Entwicklung der Preis- 
verhältnisse bis zu diesem Tage oder nur bis zum 30. Sep- 
tember zugrunde gelegt habe. ° 

Man‘ war zuerst darüber einig, bei dem Regierungspräsi- 
denten durch eine aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern be- 
stehende Abgesandtschaft Auskunft einzuholen. Da aber über 
die Fragestellung keine Einigung zwischen den Parteien zu er- 
zielen war, lehnten die Arbeitgeber am Schluss der Verhand- 
lungen die gemeinsame Auskunfteinholung brüsk ab und stell- 
ten den Angestellten anheim, eine förmliche Verhandlung über 
die strittige Frage herbeizuführen. N 

Trotz dieser Absage der Arbeitgeber hat der Vertreter 
des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes nachträg- 
lich mit den Arbeitgebern und ohne den AfA-Bund oder 
eine seiner Organisationen zu benachrichtigen doch die Reise 
nach Potsdam unternommen. Die Art, wie er dort die An- 
gestellteninteressen vertreten hat, hatte zur Folge, dass der 
Regierungspräsident sich zu der Auffassung der Arbeitgeber 
bekannte. 

Die Angelegenheit. gewinnt noch dadurch eine ganz be- 
sondere Bedeutung, dass Herr Gürtler in einer Pause der da- 
mals abgebrochenen Verhandlungen die Bemerkung entschlüpfen 
liess, dass er den Arbeitgebern einen „Tip“ gegeben hätte, und 


als er zur Rede gestellt wurde, eine ganz unwahrscheinliche 


Ausrede zum besten gab. Es steht also fest, dass, wenn nicht 


Verrat, so doch die grösste Undisziplin und Ungeschicklichkeit 


des D. H. V.-Vertreters die Angestellten Eberswaldes um er- 
hebliche Gehaltszulagen gebracht hat, auf die sie nach Wort- 
laut und Sinn eines klaren Vertragsparagraphen ein unbedingtes 
Anrecht hatten. 
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für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 






Nummer 12 


Die Sozialisierung des Baugewerbes 


Eine Werbeschrift zur Förderung 
der Sozialisierung. 

Unter dem Titel „Die Sozialisierung des Baugewerbes“ hat 
der Deutsche Bauarbeiterverband soeben eine 72 Seiten starke, 
von A, Ellinger verfasste Werbeschrift. zur Förderung der 
Sozialisierung. herausgegeben. Die Schrift ‚umfasst. das ganze 
Gebiet der baugewerblichen Sozialisiering, nämlich 

1. die Sozialisierung des Wohnungswesens, 
2. die Sozialisierung der Baustofibetriebe, 
3. die Sozialisierung der Baubetriebe. 


In. einer‘ Einleitung. über die Bedeutung der Sozialisierung 
im allgemeinen wird darauf hingewiesen, dass zum Wiederaufbau 
unserer zerrütteten Volkswirtschaft Wirtschaftsiormen gesucht 
werden müssten, die einerseits alle Volkskräfte und alle vor- 
handenen wirtschaftlichen Werte in den Dienst des Wiederauf- 
baues stellen, und die anderseits die höchste Steigerung der 
Arbeitsergiebigkeit gewährleisten. Eine solche Wirtschaftsform 
könne die heutige kapitalistische Privatwirtschaft nicht sein, 
weil sie den Schaffenden keine Gewähr .dafür biete, dass die 
von ihnen geschaffenen Werte zum Wohle aller -verwendet 
werden. ‚Die Arbeiter hätten es satt,. ihre Arbeitskraft zum 
Nutzen privater Kapitalisten so anzuwenden, wie dies im Inter- 
esse aller erforderlich wäre. 


In. einem zweiten Kapitel wird an den Verhältnissen im 


Baugewerbe der Widersinn des kapitalistischen - Wirtschafts-' 


systems gezeigt. » Trotzdem heute in Deutschland zur ordnungs- 
mässigen Unterbringung unserer. Bevölkerung rund 1 Million 
Wohnungen fehlen, trotzdem Hunderttausende Arbeitsloser — 
darunter. viele Zehntausende Bauarbeiter aller-Art — vorhan- 
den sind, trotzdem es heute. an. Baustoffen nicht mehr fehlt, 
soudern Baustoffbetriebe infolge mangelnden Absatzes sti.lgelext 
und die. Arbeiter entlassen we rden müssen, wird doch nicht 
gebaut. Warum? Weil auf privatwirtschaftlicher Grundlage 
nicht mehr gebaut werden kann, weil sich das Bauen auf 
privatkapitalistischer Grundlage nicht mehr rentiert. - Möglich 
wäre das Bauen auf privatkapitalistischer Grund.age erst dann 
wieder, wenn die Mieterschutzgesetzgebung aufgehoben und 
das freie Spiel der Kräfte auf dem Gebiete des Bau- und Woh- 
nungswesens wieder eingeführt würde. Mit anderen Worten: 
wenn die Mieten so hoch geschraubt werden könnten, dass sich 
das in den Wohmungsbau hineinzusteckende Anlagekapital 
wieder angemessen verzinst. Da die Baukosten heute infolge 
des kapitalistischen Wuchers etwa zwölf- bis dreizehnmai so 
hoch sind wie vor dem Kriege, so müssten die Mieten etwa in 
deni’gleichen Masse steigen. Ohne eine solche Mietesteigerung 
ist heute der Ban von Wohnungen auf privatkapitalistischer 
Grundlage nicht möglich. Was aber der einzelne Privatkapita- 
list nicht kann, das kann die Allgemeinheit, indem sie die Ge- 
Samtheit der vorhandenen Wohnungen gemeinsam bewirt- 
schaftet, sie — soweit nötig — auch gemeinsam belastet und 
ihre Erträge zum Bau billiger, neuer Wohnungen verwendet. 
Nur durch die Gemeinwirtschaft im Wohnungswesen lässt sich 
die heutige Wohnungsnot ohne die Wiederherstellung des freien 
Spieis der Kräfte und ohne die schlimmste Ausbeutung der 
Mieter überwinden. 


Als unbedingt notwendig weist die Schrift die Sozialisierung 
der Baustoffbetriebe und der Baubetriebe nach. Wenn heute 
das Bauen so ausserordentlich teuer ist, so sind daran nicht die 
hohen Löhne der Bauarbeiter, sondern vor allem der zügellose 
Baustoffwucher und das Gewinnstreben der privaten Bazunter- 
nehmer schuld. Das geht schon daraus hervor, dass die Löhne 
der Bauarbeiter gegenüber der Vorkriegszeit durchschnittlich 
nur um das Sieben- bis Achtfache, die Baukosten aber um das 
Zwölf- bis Fünfzehnfache gestiegen sin. Die Schrift weist 
nach, dass die Aktionäre der Baustoffindustrien in den letzten 
Jahren zum Teil ungeheure Gewinne eingesackt haben. Die 
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Betriebsüberschüsse belaufen sich zum Teil auf Dutzende von 
Millionen. Die Dividenden betragen — nachdem man den so- 
genannten „Reingewinn" durch Abschreibungen, Rückstellungen 
usw. so viel wie möglich verkleinert hat in zahlreichen 
Fällen 10, 15, 20 und :mehr Prozent. Angesichts solcher Ge- 
winne, sagt die Schrift, ist es kein Wunder, dass die Baustoffe 
unerschwinglich im Preise sind und dass das Bauen infolge der 
hohen Kosten heute nahezu unmöglich ist. . Dass durch eine 
gemeinwirtschaftliche Regelung der Baustoffbeschaffung ge- 
waltige Summen gespart werden können, weist die Schrift 
ebenfalls nach.‘ 


Ebenso wie der Wucher mit Baustoffen, trägt auch die 
Verteuerung der Bauausführung durch die privatkapitalistischen 
Bauunternehmer zu den heutigen hohen Baukosten bei. Die 
Schrift des Bauarbeiterverbandes weist nach, ‘dass die Bau- 
unternehmer schon bei gewöhnlichen Tagelohnarbeiten, bei 
denen sie nicht das geringste Risiko haben, Zuschläge zum 
tariflichen Stundenlohn von durchschnittlich 50 Prozent, in 
zahlreichen Fällen sogar 70, 80 und mehr Prozent verlangen. 
Ausserdem verlangen sie nech Zuschläge von 15 bis 35 Prozent 
auf die von ihnen gelieferten Baustoffe, ja sogar Zuschläge für 
die Nichtlieferung von Baustoffen usw. 


Unter diesen Umständen ist es kein Wunder, dass die von 
den Bauarbeitern ins Leben gerufenen sozialen Baubetriebe die 
Bauarbeiten. wesentlich billiger ausführen können. als die pri- 
vaten Unternehmer, zumal die Arbeiter in diesen Betrieben mit 
ganz anderer Lust und Liebe arbeiten, als bei privaten Unter- 
nehmern. . Die Schrift führt eine Fülle von Beispie.en für die 
Verbilligung der Bauausführung durch soziale Batbetriebe an. 
Nicht selten kommt es vor, dass dort, wo die sozialen Bau- 
betriebe mit den Privatunternehmern zum ersten Male in Wett- 
bewerb treten, die Unternehmer um 30, 50, ia sogar um 100 
Prozent teurer sind, als die sozialen Beiriebe. Sobald freilich 
die Unternehmer merken, welche Konkurrenz ihnen in den so- 
zialen Betrieben erwachsen ist, gehen auch sie mit ihren 
Preisen herab, zum Teil so weit, dass selbst die sozialen Bau- 
betriebe kaum noch mitkonkurrieren können, weil es ihnen 
häufig ‘an leistungsfähigen Maschinen und anderen Betriebs- 
mitteln fehlt. 


Die Schrift verlangt auf Grund dieser Tatsachen die weitest- 
gehende Förderung der Sozialisierung durch Reich, Länder und 
Gemeinden, aber auch durch gemeinnützige Siedlungsgesell- 
schaften, Baugenossenschaften usw. die heute alle nur mit 
öffentlichen Mitteln bauen können. 


Sie ist in Wahrheit eine Werbeschrift für den Soziali- 
sierungsgedanken und gibt allen denen, die dafür arbeiten, 
wertvolles Material an die Hand. Die darin vertretenen Ge- 
danken werden auch von uns unterstützt und in der vom Ko!- 
legen Kaufmann herausgegebenen Broschüre: Das deutsche 
Bauprogramm 191-1924 mit derselben Schärfe ver- 
treten. Beide Schriften sind durch den Industriebeamtenverlag 
zum Preise von 1,50 bzw. 3,50 M. zu beziehen und sollten von 
allen Technikern geiesen werden. 


Erste und zweite Sitzung des Haupttarif- 
amtes für technische Angestellte bei 
Privatarchitekten 


Nach langen Vorverhandlungen ist es endlich gelungen, das 
Haupttarifamt für technische Angestellte bei Privatarchitekten 
zustande zu bringen. Auf unseren Vorschlag hat sich der Bund 
deutscher Architekten bereit erklärt, als Unparteiischen den in 
der Tarifbewegung der Bauarbeiter wie der technischen An- 
gestellten bewanderten und vom allgemeinen Vertrauen ge- 
tragenen Magistratsrat Dr. Schalhorn anzunehmen. Unter 
dessen Vorsitz trat das Haupttarifamt am 24. Februar in den 
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26 | " DER BAUTECHNIKER 1921 


Räumen des Gewerbegerichts Berlin zu seiner ersten Sitzung. 
mit nachstehender Tagesordnung zusammen: 


Lfd. Antrags- Antragsteiler _ Antragsgegner Antrag Bemerk, 
Nr, Nr, 
% _ — _ Feststellung einer — 
Geschäftsordnung 
2. 1 Butab, Gau Bund deutsch. Abschluss eines Be- _ 
Hann.- Architekten, Be- zirkstarifs (Hann.) 
Brschw. zirksamt Hann, 
3 2 Butab, Gau’ Bund deutsch. Abschluss eines Be- = 
Sachsen Architekt., Lan- zirkstarifs (Freistaat 
desbez. Sachsen Sachsen) 
4, 3 Butab, Gau Bund deutsch. Abschluss eines :Be- ._ 
Rheinland- Architekt, Lan- zirkstarifs (Rheinld.- 
Westfalen‘ desber. Rheinld. Westfalen) 
5 4 Butab, Gau- Bund deutsch, Abschluss eines Be- 


nebenstelie Architekt, Lan- zirkstarifs für Schle- 
Schlesien desbez. Schlesien sien 


Als Beisitzer waren von Arbeitgeberseite erschienen: der 
Geschäftsführer des B. D. A. Dr.-Ing. Siedler, ferner 
Architekten Schmieden, Meyer, Millenberg und 
Thofehern, von den Angestelltem die Kollegen Kaufmann, 
vonKurowski,Ratien und Schulz. Der Vorsitzende be- 
grüsste zunächst die Anwesenden iund sprach den Wunsch 
aus, dass das Haupttarifamt recht erspriessliche Arbeit zum 
Segen beider Teile leisten möge. Da gegen die Besetzung- des 
Haupttarifamtes durch die genannten Beisitzer Einwände nicht 
erhoben wurden, konnte im Einverständnis beider Parteien die 
Geschäftsordnung auf der Grundlage jener des Haupttarifarntes 
für technische Angestellte im-Baugewerbe iestgelegt werden. Bis 
auf weiteres soll diese Ordnung gelten, die bereits in Nr. 30/1920 
des „Bautechniker“ veröffentlicht ist, weshalb sich ein noch- 
maliger Abdruck erübrigt. 


Hierauf wurde zunächst über Antrag Nr. 4, Bezirks-- 
tarifvertrag für Schlesien, verhandelt. Als Vertre- 


ter der Angestellten war hierzu Kollege Engelmann-Bres- 
lau erschienen, welcher den von der Gauverwaltung Schlesien 
gestellten Antrag begründete und besorklers nachwies, dass das 
bei den Verhandlungen gemachte: letzte Angebot der Arbeit- 
geber, die im Landesbezirk Schlesien des B. D. A. organisiert. 
sind, SO gering sei und so weit hinter den im Hochbau geltenden 
Tarifsätzen zurückbleibe, dass es von den Angestellten nicht an- 
genommen werden könne. Die Angestellten fordern, dass auch 
im Architekturzewerbe mindestens dieselben Gehälter zezahlt 
werden, wie nach dem Hochbautarif, Hier laufe die Rückwir- 
kung vom September 1920 ab und. vom 1. Januar ab soll ein 
Zuschlag von 20 Prozent auf diese Sätze gewährt werden, weil 
sich seit dieser Zeit die Lebensbedingungen: wieder erheblich 
verschlechtert haben. Der Vertreter der. Arbeitgeber, Dr.-Ing. 
Siedler, bedauert, dass sein Verband nicht in der Lage ge- 
wesen sei, einen Bezirksvertreter zw-bestellen, da ihm der An- 
trag erst am 23. Februar zugegangen sei. Die Arbeitgeber 
wären deshalb nicht in der Lage, sachlich zu verhandeln. Die 
Rückwirkung der zu vereinbarenden Tarifsätze könne gemäss 
$ 11, 2 des Reichstarifvertrages‘nur vom November ab in Frage 
kommen,’ da der KReichstarifvertrag ab 7. September in Kraft 
getreten sei und die Bezirksverbände zwei Monate Zeit zum 
Abschluss der Bezirkstarüe haben. Er schlug vor, dem Landes- 
verband Schlesien dringend nahezulegen, einen Bezirkstarif tun- 
liehst unter Zugrundelegung des Hochbautarifs abzuschliessen. 
Herr Kaufmann weist darauf hin, dass gegenwärtig in Schlesien 
über Erhöhung der Sätze im Hochbau verhandelt und dass dort 
das Tarifgehalt mit Rückwirkung ab Juli gezahlt werde. Hier- 
auf wurde einstinmig folgender Beschluss gefasst: 

„Den Tarifparteien wird empfohlen, schleunigst die Tarifverhandlungen 
wieder aufzunehmen und unter Berücksichtigung der im Hochbau festgelegten 


Gehälter und der schwebenden Verhandlungen über Teuerungszulagen zum 
baldigen Abschluss zu bringen.“ j 


Bezüglich der Frist, innerhalb welcher über Auf- oder Ab- 
bau der Tariigehälter zu verhandeln ist, wurde im Anschluss an 
diesen Spruch von den Vertretern der Parteien des Haupttarif- 
amtes übereinstimmend festgelegt, dass die Viermonats. 
irist vom Tage des Inkrafttretens desBezirks- 
tariivertrages ab rechnet. 


Alsdann wurde über Antrag Nr. 3 betreffend Bezirks- 
tarifvertrag Rheinland-Westialen verhandelt, 
Für den Antragsteller sprach Kollege Gramm-Essen. Er nahm 
Bezug auf den am 15, Februar gestellten Antrag und erklärte, 
dass es trotz aller Bemühungen nicht gelungen sei, zu gemein- 
samen Verhandlungen mit den dortigen Architekten zu kommen. 
Dr. Siedler erwiderte darauf, dass er von den Arbeitgebern 
Nachricht erhalten habe, dass nur bezüglich der Klasseneintei- 
lung noch Schwierigkeiten beständen, aber nicht, dass die Ver- 


handlungen gescheitert wären. Es müsse möglich sein, noch 
örtlich eine Einigung zu erzielen. Er will festgestellt haben, ob 
dem Antragsteller Nachricht zugegangen sei, dass die Arbeit- 
geber nicht verhandeln wollen und ob den Arbeitgebern von 
der Anrufung des Haupttarifamtes Mitteilung gemacht sei. Herr 
Kaufmann weist unter Bekanntgabe der „Stellungnahme“ der 
Dortmunder Architektenschaft (siehe „Bautechniker“ Nr. 6) 


ee darauf hin, dass der Tarifgedanke in Rheinland-Westfalen bei 


der Architektenschaft noch arg verpönt sei, und diese darin 
sogar den Untergang ihres freien Berufes erblicke. Diese 
Architektengruppe habe. sich in einer so krässen Form, wie 
sonst kaum irgendwo die reaktionärsten Arbeitgeber dem Ab- 
schiuss eines Bezirkstarifvertrages feindlich gegenüberzestelit. 
Die dortigen Arbeitgeber seien auch über die Anrufung des 
Haupttarifamtes micht im unklaren gelassen worden Herr 
Dr. Siedler verweist darauf auf ein Schreiben des Butab von 
26. November, welches nicht geeignet gewesen sei, die Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen. Der Arbeitgeberverband hat sich ietzt 
bereit erklärt, örtlich zu verhandeln, weshalb es ihm praktisch 
eıscheine, den Abschluss den »bezirklichen Organisationen zu 
überlassen. Nachdem Herr Gramm sich damit einverstanden 
erklärte, da ihm nichts daran liege, dass das Haupttarifamt 
den ‚Bezirkstarii selbst abschliesse, wurde einstimmig nach- 
stehender Beschluss gefasst: 


„Den bezirklichen Organisationen wird aufgegeben, umgehend die Tarif- 
verhandlungen wieder aufzunehmen und sch'eunigst zum Abschluss zu bringen. 
Solite keine Einigung erzielt werden, so wird die Sache in. der am 23, März 1921 
stattfindenden Sitzung .des Haupttarifamtes weiterbehandelt und dort auf 
Antrag einer Partei ein Schiedsspruch gefällt werden,“ 


Der Antrax Nr. 1, Bezirkstarif Hannover, konnte 


zurückgezogen werden, machdem Herrn Kaufmann während der 


Sitzung die telegraphische Nachricht zuging, dass der Tarif- 
vertrag für das hannoversche Gebiet unter Vorbehalt der 
Annahme durch die Vertragsparteien inzwischen -bereits ab- 
geschlossen worden sei. 


Nachdem inzwischen als Vertreter der sächsischen Angestell- 
ten Herr Menzel-Leipzig erschienen war, konnte Antrag Nr. 2 
betrefiend Bezirkstarif für den Freistaat Sachsen verhandelt 
werden. Der Antragsteller begründete die Forderungen der An- 
gestellten und schilderte dabei die Verhandlungen mit den Ar- 
beitgebern m Sachsen, die bereits am 27. November zeschei- 
tert waren, weil das Angebot dier Arbeitgeber weit hinter den 
berechtigten Forderungen der Angestellten zurückgeblieben' sei. 
Er beantragt, die am 10. Dezember dem Haupttarifamt zü- 
gegangenen Forderungen rückwirkend vom 1. Oktober 1920 ab 
anzuerkennen und für die Zukunft auf diese einen Teuerungs- 
zuschlag von mindestens 20 Prozent zu gewähren, weil die 
Teuerung seit dieser Zeit ganz besonders in Sachsen erheblich 
gestiegen sei. So Sei Dresden heute teuerer als Berlin. Herr 
Menzel beantragt einen Schiedsspruch. Dr. Siedler als 
Vertreter der Arbeitgeber schlägt vor, zunächst Einigungs- 
verhandlungen zu versuchen, ehe ein Schiedsspruch gefällt 
werde. Er wie auch die übrigen Vertreter der Arbeitgeber 
halten die Forderungen an sich für zu hoch tind bestreiten, dass 
in Sachsen die Lebensbedingungen teuerer seien als in Berlin. 
Nach langen Auseinandersetzungen erklärten sie sich schliess- 
lich bereit, einem Vorschlag zuzustimmen, der den beschleu- 
nigten Abschluss des Bezirkstarifvertrages für Sachsen for- 
dert, wobei der Berliner Tarifvertrag zugrunde zelegt werden 
soll. Grundsätzlich waren sie auch damit einverstanden, diass 
bei den Verhandlungen die für Sachsen im Hoch- und Tief- 
bau geforderten Teuerungszuschläge mit berücksichtigt werden. 
Herr Kaufmann vertrat grundsätzlich die Auffassung, dass das 


Haupitarifamt berechtigt sei, ohne vorherige Einigungsverhand-. 


lungen einen Schiedsspruch zu fällen. Die Arbeitgeber seien 
rechtzeitig eingeladen, ımd' wenn sie nicht vertreten seien, 
dann verzichten sie eben auf das ihnen sonst zustehende Recht, 


erst Einigungsverhandlungen zu fordern, ehe ein Schiedsspruch 


gefällt wird. Der unparteiische Vorsitzende erklärt hierzu, 
dass nach den Bestimmungen des Reichstarifvertrages erst ein 
Einigungsversuch vorausgehen, und dass mithin seines Erach- 
tens der nicht vertretenen Partei zuerst ein. Vorschlag unter- 
breitet werden müsse. Allerdings habe das Haupttarifamt das 
Recht, die Erklärung der fehlenden Partei in Kürze zu ver- 
langen, also auch einen nahen Termin anzusetzem und einen 
Spruch zu fällen, wenn bis dahin die Einigung nicht zustande 
kam. Nach längerer Debatte, in der die gegenwärtige Wirt- 
schaftslage, sowie die Bereitstellung von Mitteln zur Belebung 
der Bautätigkeit erörtert wurde, kam mit Einstimmigkeit nach- 
stehender Vorschlag zustande: 


„Den Parteien wird aufgegeben, die Bezirkstarifverhandlungen umgehend 
zum Abschluss zu bringen und ihnen empfohlen, hierbei mit Wirkung ab 
1. November 1920 die Gehaltssätze des Berliner Bezirkstarifs für technische 
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_ amtes festgelegt, 


Nr. 12 


Angestellte bei Privatarchitekten zugrundezulegen mit der Massgabe, dass ab 
1. März 1921 diese Sätze eine angemessene Erhöhung erfahren, über deren 
Mass die Parteien sich verständigen sollen, 

Falls die Parteien sich nicht bis zum 15. März 1921 geeinigt haben, soll 
die Sache ermeut vor dem Haupttarifamt in seiner Sitzung vom 23. März ver- 
handelt und auf Antrag einer Partei ein Schiedsspruch gefällt werden.“ 


Zum Schluss wurde noch die Bezeichnung des Haupttarif- 
welches also in Zukunft heisst: „Haupt- 
tariiamt für technische Angestellte bei Pri- 
vatarchitekten“, 


Die zweite Sitzung iand an dem festgesetzten Tage statt. 
Auf der Tagesordnung stand nur die Entschliessung über Ab- 
schluss der Bezirkstarifverträge für Rheinland-Westfalen, wel- 
cher schon auf der vorigen Sitzung als Antrag Nr. 3 verhandelt 
wurde. Die Landesgruppe Rheinland-Westfalen; des B. D. A. hat 
die Verhandiungen bis zum letzten Augenblick hingezogen und 
erst am 22. März sich zu Verhandlungen gestellt. Diese führten 
zu keinem Ergebnis, weshalb das Haupttarifamt von den Au- 
gestelltenvertretern zur Entscheidung angerufen werden musste, 
Kollege Jakob schilderte die Hartnäckigkeit der Arbeitgeber 
und bat um Fällung eines Schiedsspruches. Auf Vorschlag des 
Unparteiischen, welcher, weil die Arbeitgeber nicht zur Ver- 
handlung erschienen waren, wieder dieselben Gründe ins Feld 
-führte,, wie in der vorigen Sitzung bei Beratung des Antrages 
Sachsen wurde kein Schiedsspruch, sondern nachstehender 
Vorschlag formuliert: 


Vorschlag. 


Das Haupttarifamt empfiehlt den bezirklichen Parteien, die 
Gehaltssätze der Angestellten nach folgender Aufstellung zu 
vereinbaren: 


Gru A unter nach dem nach dem 
x 20 Jahren 20.—24. j. 24.—28. J. über 28. ]. 
700 M. 850 M. 1000. M. 1200 M. 
Gruppe B im 1. Be- im 2. Be- im 3. Be- 
rufsjahre rufsjahre rufsjahre 
1. i090.M. 1100. M. 1200 M. 
im 4 Be- im 5. Be- im 6. Be- im 7. Be- im 8. Be- 
rufsjahre rufsjahre rufsjahre rufsjahre rufsjahre 
2. 1300 M. 1400 M. 1500 M. 1550 M. 1600 M. 
unter nach dem über 
30 Jahren _ 30.335. ]. 35 Jahre 
3. , 1650 M. 1750 M. 1900 M. 
Gruppe C im 1. Be- im 2, Be- im 3. Be im 4. Be- 
rufsjahre rufsjahre rufsjahre rufsjahre 
1, 550 M. 650 M. 800 M. 950 M. 
im 1. Be im 2. Be im 3. Be- im 4. Be- im 5. Be- 
rufsjahre rufsjahre rufsjahre rufsjahre rufsjahre 
2. 1100 M. 1200 M. 1300 M. 1400 M. 1500 M, 
unter nach dem über 
30 Jahren 30.—35. . 35 Jahre 
3. - 1600 M. 1700 M. 1850 M. 


4. nach Vereinbarung, jedoch mindestens 15 ®/, über Gruppe C3. 


Ueber die ÖOrtsklasseneinteilung sollen sich die Bezirks- 
parteien in Anleliınung an den Hochbautarif verständigen. 

Die vorgeschiagenen Gehaltssätze sollen gelten für Oris- 
klasse I, und zwar rückwirkend vom 1. November 1920 ab. 
Ueber die Erhöhung der Sätze sollen sich die bezirklichen Par- 
teien unter Anlehnung an die Ergebnisse der Verhandlungen im 
Baugewerbe verständigen, 

Falls die Parteien sich nicht. bis zum 11. April 1921 geeinigt 
haben, soll die Sache vor dem Haupttarifamt in dessen nächster 
Sitzung weiterverhandelt und anf erneuten Antrasz. einer Partei 
ein Schiedsspruch gefällt werden 


Dritte Sitzung der Zentralschlichtungs- 
kommission für technische Angestellte 
im Tiefbaugewerbe 


Am 11. März fand unter der Leitung des Unparteiischen, 
Dr. Foth vom Reichsarbeitsministerium, und bei ‚vorgeschrie- 
bener Besetzung durch die bereits früher namhait gemachten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeisitzer, die dritte Lesung der 
Zentralschlichtungskommission statt, die sich mit dem Antrag 
unserer Gauverwaltung Rheinland-Westfalen: Regelung der Ta- 
riigehälter in den Gebieten Münster, Bielefeld und Paderborn, 
sowie in ‚den Kreisen Arnsberg, Meschede und Soest, be- 
schäftigte. 

Kollege Jakob-Essen legte an Hand. des eingereichten .. An- 
trages_die- Verhältnisse in diesen Grenzgebieten des Tarifbezirks 
dar und wies nach, dass durch Verschulden der Arbeitgeber ein 
einheitlicher Tarif für den ganzen Bezirk noch nicht zustande- 
kommen konnte, Trotzdem seien die Angestellten soweit als 
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möglich enigegengekommen und hätten sich mit einer Rück- 
wirkung der Gehälter ab 1. Angust 1920 statt 1. Juni 1920 
einverstanden erklärt, während die Arbeitgeber nur für zwei 
Monate rückwirkend zahlen wollen. Es sei selbstverständlich, 
dass der mit rückwirkender Kraft vom 1. August 1920 ab- 
geschlossene Bezirkstarifvertrag, welcher zunächst nur die Ge- 
haltssätze für das engere rheinisch-westfälische Industriegebiet 
festlegte, sinngemäss auch für die Aussenbezirke gelten müsse 
und für die letzteren nur noch die Gehaltssätze zu vereinbaren 
seien. Es sei nicht angängig, dass für ein Gebiet drei Verträge 
mit verschiedenen Wirksamkeitsdaten abgeschlossen würden. 
Jakob beantragte, die Rückwirkung für die strittigem Gebiete 
auf den 1. August 1920 festzusetzen. Den Standpunkt der Ar- 
beitgeber vertrat Dr. Schütz vom Reichsverband des deutschen 
Tiefbaugewerbes. Nach seiner Auffassng sei der für das enzere 
Industriegebiet abgeschlossene Bezirkıstarif nach seinen Ge- 
bieten genau begrenzt. Auch nach dem Reichstarifvertrag wäre 
es möglich, dass für einen Bezirk mehrere Tarife abgeschlos- 
sen werden können. Solche einzelnen Tarife dann zusammen- 
zufassen, müsse den bezirklichen Verbänden überlassen bleiben. 
Die Zentralschlichtungskommission solle aber nur über den An- 
trag auf Rückwirkung der Gehaltssätze entscheiden. Bezüglich 
der noch sirittigen Gehälter könne zwar ein Einigungsvorschlag 
gemacht werden, das sei aber nicht zweckmässig, da er zu 
einem solchen Vorschlag namens der Abeitgeber noch keine 
Stellung nehmen könne, zumal auch die Angestellten in ihrem 
Antrag bestimmte Forderungen nicht zestellt hätten, und ein 
örtlicher. Vertreter nicht anwesend wäre. 

Nach eingehender Aussprache, an der sich von Arbeitgeber- 
seite Herr Stenzel-Hannover, von Arbeitnehmerseite Kol- 
lege Kaufmann beteiligte, wurde beschlossen, sowohl über die 
noch zu vereinbarenden Gehaltssätze für die Kreise Arnsberg, 
Meschede und Soest, als auch über den Antrag auf Rückwir- 
kung der Gehaltssätze für die vorgenannten Kreise und die 
Bezirke Münster, Bielefeld und Paderborn am 16. März 1921, 
vormittags 11 Uhr, in Essen, Bahnhofstr. 46, unter dem Vorsitz 
des Unparteiischen zu verhandeln. Diese Verhandlung fand 
Statt. Es haben an derselben ausser dem Unparteiischen als 
Vertreter der Arbeitgeber Dr. Reddewich und der Arbeitnehmer 
Kollege Kaufmann teilgenommen. Von den Arbeitgebern waren 
als Parteivertreter der Syndikus Dr. Scholtz des Bezirksverban- 
des XII des Reichsverbandes des deutschen Tiefbaugewerbes, 
sowie die Herren W. Beermam-Essen und R. Gräwe-Dortmund 
erschienen. Die Arbeitnehmerseite vertrat Kollege Jakob. Nach 
langen Verhandlungen wurde nachstehendes Ergebnis erzielt: 


„Die Techniker in Gruppe I erhalten ein Monatsgehalt von M. 700.— 
” ED) ” „ H Er) „ ” ” ”» 925.— 
” ” » ” I ” » „ ”» ” 1 275.— 
” ” ” FE IVa ” ” ” » ».1375.— 
„ ” ” ” IVb ” » ” ” „ 1550.— 
N) » „ ” Ve ” e7 ” » n 1700.— 


Dazu werden Dienstalterszulaxen von 24. Lebensiahre ab 
gewährt, und zwar: 


inGruppe I 5 Zulagen von je M. 65.— in Abständen von 2 Jahren 
15 » » 50.— „ jährlichen Abständen 


»» 35.— ” 


”» » ” ” 


„ » 15 ” ” „ ” 


Die Gehälter der jugendlichen Angestellten sind nicht tarif- 
lich erfasst. Im übrigen gelten die Bestimmunzen des Tarii- 
vertrages, wie er am 24. September 1920 für die Ortsgruppen 
Duisburg, Essen und Dortmund abgeschlossen wurde.“ 

Betreffs Rückwirkung der Gehälter kam folgende Einigung 
zustande: 


„Die am 29, Januar. 1921 und: am 16. März 1921 zwischen 
den Parteien vereinbarten Gehälter für die technischen An- 
gestellten und Beamten in den Ortsgruppen Münster, Bielefeld 
und Paderborn des Reichsverbandes des deutschen Tieibau- 
gewerbes werden mit Wirkung vom 1. November 1920 ab gezahlt. 

Alle bereits gezahlten Gehälter werden hierbei angerech- 
net.“ 


Im Anschluss an die dritte Sitzung der Zentralschlichtungs- 
kommission fand eine gemeinsame Verhandhing der technischen 
und kaufmännischen Angestelltenvertreter mit dem Vertretern 
des Reichsverbandes des deutschen Tieibaugewerbes am 
11. März in Berlin statt, die an Stelle der vorgesehenen Be- 
zirkslohnämter gemäss $ 5 Ziffer 15, bzw. $ 5 Ziffer 14 des 
Reichstarifvertrages für technische und kaufmännische An- 
gestellte im Tiefbaugewerbe eine andere Lösung der Streitfrage 
suchen sollte. Nach einer eingehenden Aussprache, in welcher 
die Vertreter der kaufmännischen Verbände sich zunächst mit 
aller Schärie gegen die von dem Arbeitgebern vorgeschlagene 
Regelung wendeten,. wurde ein Nachtrag zu den Reichstarif- 
verträgen für technische und kaufmännische Angestellte ver- 
einbart, der sinngemäss der Vereinbarung, wie sie für das Hoch- 
baugewerbe auf der Haupttarifamtssitzung in Mannheim getrof- 


dann 
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fen worden ist, entspricht. Wörtlich lautet der Nachtrag wie 
folgt: - 


„Die aus $ 5 Ziffer 15 des Reichstarifvertrages für technische Angestellte 
im Tiefbaugewerbe und aus $ 5 Ziffer 14 des Reichstarifvertrages für kauf- 
männische Angestellte im Tiefbaugewerbe erwachsenden Aufgaben werden wie 
folgt geregelt: 

1. Stellt eine bezirkliche Organisation einen Antrag auf Aonderung der 
Gehälter, so sollen die bezirklichen Organisationen der an beiden Reichs- 
tarifverträgen beteiligten Parteien innerhalb 14 Tagen in gemeinsame Ver- 
handlungen eintreten. 


2. Führen diese Verhandlungen nicht zu einem Ergebnis, mit dem beide 
Parteien einverstanden sind, so ist jede Partei berechtigt, das zuständige 
Schiedsgericht anzurufen. Das Schiedsgericht tagt nach Bedarf in den 
Monaten Apri!, Juli, Oktober und Januar und erledigt die vorliegenden 
Anträge. 

Ist in den Bezirkstarifen nur ein ‘Schiedsgericht vorgeschen, so ist 
dieses für die vorliegenden Fälle zuständig, bestehen dagegen für einen 
B zirkstarif mehrere Schiedsgerichte, so haben die Vertragsparteien der 
betreffenden Bezirkstarife das für diese Fälle zuständige Schiedszericht 
zu bezeichnen. Einigen sie sich hierüber nicht, so hat die Zentral- 
schlichtungskommission die Auswahl zu treffen. _ 

3. Das Schiedsgericht hat zunächst eine Einigung zu versuchen, gelingt diese 
nicht, so hat es einen Schiedsspruch zu fällen, über dessen Annahme oder 
Ablehnung sich die Parteien innerhalb einer vom Schiedsgericht festzu- 
setzenden ‚Frist gerenüber dem. Schiedsgericht/zu erklären haben. 

Erklären die Parteien vor Fällung . des Schiedsspruches, dass .sie sich 

‚ihm unterwerfen wollen, 'so ist der Schiedsspruch endgültig und bindend. 

4. Wird der: Schiedsspruch nicht angenommen, so kann ’er auf Anruf einer 
Partei von der Zentralschlichtungskommis:ion für bindend erklärt werden. 
Dazu ist erforderlich, dass die Zentralschlichtungskommission ihren Spruch 
mit Mehrheit sowohl auf Arbeitgeber- als auch auf Angestelltenseite und 
der Stimme des Unparteiischen fallt. 

5. Das Schiedsgericht hat die aus seinen Einigungen oder Schiedssprüchen 
notwendig werdenden Nachträge zu’ den Bezirkstarifverträgen im Wortlaut 
festzusetzen. Im übrigen gibt es sich seine Geschäftsordnung selbst nach 
einem von den Parteien der Reichstarifverträge aufgesteliten Muster. 


Nachdem -die Arbeitgeber kategorisch erklärten, dass auch 
für die kaufmännischen Angestellten eine-andere Lösung, als sie 
mit den Technikern für den Hochbau bereits vereindart und 
nunmehr durch diesen Nachtrag auch für den Tiefbau getroffen 
worden ist, nicht möglich sei, gaben die vorher noch so mutigen 
Vertreter der Harmonieverbände ihren Widerstand auf und er- 
kannten die vorgeschlagene Formulierung ohne weiteres an. 


Wir sehen in dieser Lösung, die, nachdem im Hochbau- 


‚gewerbe die gleiche grundsätzliche Entscheidung gefällt wor- 
‘cen war, für den Tieibau, wenn nicht eine neue Zersplitterung 
‚eintreten. sollte, gar nicht anders ausfallen “konnte, einen  wei- 


teren Schritt zur Angleichung der beiden Reichstarifverträge, 
welcher.an sich zu begrüssen ist. In der Praxis werden die nur 
von Berufsgeriossen besetzten Schiedsgerichte nun den Beweis 
zu erbringen haben, dass sie besser geeignet sind zur Lösung 
schwebender Streitiragen, als die: gesetzlichen Schlichtungs- 
ausschüsse, die von den kaufmännischen Angestellten anschei- 


send bevorzugt werden. 


Nach den Erfahrungen, die vielerorts mit den Schlichtungs- 
ausschüssen gemacht wurden, glauben wir unseren Tarifinstan- 
zen xrösseres Vertrauen .entgegenbringen zu können, weil sie 
zweifellos mehr Sachverständnis besitzen, als die willkürlich zu- 
sammengesetzten Schlichtungsausschüsse.. Nun wird wie im 


"Hochbau. auch im Tiefbau die Frage der Revision der Gehälter 


überall aufgerollt werden müssen, denn die. Schiedsgerichts- 
tagungen. sollen bereits im April stattfinden und die schweben- 
den Streitfragen zur Entscheidung bringen, 
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Gründung des Bathütten-Betriebsverbandes Deutschland- 
Ost. Wie überall im Reiche regen sich nun auch. im Ööstlichsten 
Ende unseres Vaterlandes die Hand- und Kopfarbeiter des Bau- 
gewerbes und schliessen sich zur gemeinsamen Arbeit zusam- 
men. Auch dort sind bereits eine Reihe von sozialen Bau- 
betrieben entstanden, die unter der technischen Leitung be- 
währter Bundeskollegen stehen. Diese galt es nun am Sonntag, 
den 20. März, zusammenzufassen zu einem Bauhüttenbetriebs- 
verband, um mit grösseren Mitteln und stärkerer Organisation 
die Aufgaben der sozialen Baubetriebe zu erfüllen. Den Ver- 
band sozialer Baubetriebe, welcher sich an der Gründung mit 
einem erheblichen Kapital beteiligte, vertrat Dr. Wagner bei 
der Konferenz. Nach eingehender Aussprache und Feststellung 
des Statuts wurde die Gesellschaft noch am gleichen Tage mit 
einem Stammkapital von 300000 M. notariell eingetragen, 
18 Mitglieder der Ortsverwaltung Königsberg unseres Bundes 
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sind daran mit 7500 M. beteiligt, die von den Kollegen Architekt 
G. Kleffmann, Bauassistent Friedrich Lücker- und Ingenieur 
J. Gingerich als Treuhänder vertreten werden. In den Auf- 
sichtsrat des Bauhüttenbetriebsverbandes wurde Kollege Klefi- 
mann gewählt. Es steht zu erwarten, dass sich aus unseren 


Kreisen noch erheblich mehr Mitglieder mit ihrem Kapital an’ 


der Finanzierung dieser sozialen Organisation beteiligen. 


Mitglieder anderer Ortsverwaltungen des Gaues Nordost, 
die bereits Zeichnungen für den Bauhüttenbetriebsverband vor- 
genommen haben oder beabsichtigen, wollen sich mit dem Kol- 
legen Kleffmann, Königsberg, Steindamm 174/75, in Verbindung 
Setzen. 


Gehkalisneurezelung für das Vertragsgebiet Gross-Ham- 
burg im Baugewerbe. Gemäss $ 5 Ziffer 9 des Reichstarif- 
vertrages wurde für das Vertragsgebiet Gross-Hamburg, 
Lübeck und Cuxhaven folgende Gehaltsneuregelung mit 
Wirkung ab 1. Februar 1921: festgesetzt: 


Ortsklasse 


I u Il: =», IV 
Gruppe I 
i a) Unter 20 Jahren ... . 650,— M. 660,— M. 
b) nach voll. 20.—24. Jahre 770,— „ 770,— „ 


Ey 2 ER en ya; 
d) über 28 Jahre... .. .,1100— „1100, 1: 10.%6 120 % 


Gruppe Il : “| weni- | weni- 
a) im 1. jahr , . 07 7..257 0891, „2 825,5 


b) ”\ 2: ” He, wire 1012, — ” 935,— 7 ger ger 
; e) ” 3. REN TEL ICH 1045,— ;, h N 
Gruppe Ill ® RN als Se 


a) im 1. und 2. Jahr .„ .„ 1243,— „ 1155,— „| Oris- Orts- 

EG HUREN, ERERE . ...1364,— „.1265,— 

c) vom 5. Jahr ab . . . 1485,— „ 1375,—„ 

Gruppe IV. 

a) unter 30 Jahren .- . .:1550,— „ 14385,— „ 
b) nach voll. 30.—35. Jahre _170%— „ 1595,— 
e) über 35 Jahre . . . ..1800,— .„ 1745,— .„ 

N freie Vereinbarung 


klasse | klasse . 


ı u 


Bezirkstarif für den Freistaat Braunschweig und die Kreise 
Höxter und. Warburg. 
desverband der Braunschweigischer Bauarbeitgeber-Verbände 
den Bezirkstarifvertrag zu vereinbaren. Da die Arbeitgeber den 


Eimigungsvorschlag des -Haupttarifamtes in ihrer Gesamtheit ab- 


lehnten und- andererseits die augerblickliche. Lage eine Aktion 
zur Erzwingung einer -Anerkennung des. Einigungsvorschlares 


nicht möglich. machte, mussten neue Verhandiungen alfgenrom- 


men werden, die zu folgendem Ergebnis führten: 


} 83. Urlaub, “ 
im 1. Dienstjahr . £ “0 20. 6 Arbeitstage 
Vrgp » a Eee a 


N Te a ee > 


Dazu tritt ein Zuschlag: 


nach vollendetem 25. Lebensjahre. . . 2 Arbeitstage  . 
26 


2 
” [D . ” ES, .” 
” ” 27, „ a a ” 
” ” 28 ” . 5 


” 


Wer sowohl: das 5. Dienstjahr im Unternehmen un! das 30. Lebensjahr 


‚überschritten hat, erhält 2: Arbeitstage zugeschlagen. Bei Urlaub in der Zeit 


vom 1 Oktober bis 31. März wırd ein weiterer Zuschlag von 4 Arbeits- 


tagen gewährt. 


64. Gehalt. 

Grappe ia... SH UT ...M. 735.— 
” b . . « . . . «. . . . . ” 790.— 5 
» Bee ie Taerar 9%0.— 
» d “ . * . * . . . . . » 1020, y 
” fl a BEE Ale, 17 ie . . je ” / 96‘ ,— 
„ DIE a ef - . 0m 1020.— 
" c . . . . Di . . . ” 1075.— 
” mi a . iR . . . ’ . . ” 1 1 00.— 
” b . . eo. . * . . ... . „ 119: .— 
Va en 1245.— 
„ b R 2 Free s „ 1355.— 
» ER ER on et 
» V bleibt der freien Vereinbarung überlassen, 


Vorstehende Sätze gelten für Ortsklasse I. In Ortsklasse II und Im werden 
Til bezw. 15 %/, weniger gezahlt. 


Geltungsbereich des Vertrages ist der gesamte Freistaat Braunschweig 
und die Kreise Höxter und Warburg. 

Ortsklasseneinteilung. 
Ortsklasse I: Ortsverband Braunschweig. 


de ll: Ortsverbände Wolfenbüttel, Bad Harzburg, Helmstedt, Schöningen, 
Weferlingen, Holzminden, Riddagshausen 


= Ill: Ortsverbände Blankenburg, Seesen, Höxter und Warburg. 
Der Vertrag gilt mit Wirkung vom 1. März 1921. 
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Beilage zur. D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


Nummer 13: | - 


Die 2. Reichskönfereiiz der Bautechniker 


‚Die im Baugewerbe: zurzeit "schwebenden. grossen wirt- 
schaftspolittischen und ' gewerkschaftlichen‘ Fragen‘ erforderten 
eine gründliche Aussprache ‘mit den Vertretern der‘: im Bau- 
gewerbe tätigen Kollegen, um einerseits deren Wünsche und 
Stellung zu den einzelnen Problemen ‚kennenzulernen. und sie 
andererseits mit der Auffassung‘ der Bundesleitung. bekanntzu- 
machen, um die Einheitlichkeit unserer Bundesbewegung. sicher- 
zustellen und ihr ‚neuen Impuls zu’ geben. Zu: diesem Zwecke 
wurde eine Reichskonferenz am 20. März’ nach Berlin mit nach- 
Stehender- Tagesordnung" einberufen: 
gi 1, Eröifaung und Wahl eines Versammlungsleiters.- 

2, Wirtschaftsprobleme im Baugewerbe (Referent:- Dr.-ing.: Gutkind). 

3. Allgemeiner Bericht über die Lage im ‚Baugewerbe und Stand der 
Tariibewegung (Referent: Kaufmann) 

4. Die Organisation der Reichsfachgruppen: und Bildung des Reichsaus- 
schusses. für’ das Baugewerbe (Referent: Bote). 

‚5. Uusere Zusammenarbeit. mit den Bauarbeiterverbänden, [Karte!lver- 
trag mit dem Baugewerksbund] (Referenten : Kaufmann und Paeplow). 

6. Verschiedenes. : 

Aus allen Gaugebieten “des Bundes‘ hatten sich‘ zahlreiche 
Vertreter des 'Baugewerbes "eingefunden.’ Ausserdem : waren 
der Deutsche Bauarbeiterverband und der Deut- 
sche Polierbuwnd dureh ihre Vorsitzenden. sowie der 
Zentralverband der Angestellten und der Deut- 
sche Werkmeisterverband durch‘ beamtete Sekre- 
täre, 'sowie der Verbandsozialer Batbetriebe durch 
£inen Prokuristen- vertreten. 

Das grosszügige Referat Dr.-Ing. Gutkinds über Wirt- 
schaftsprobleme im Baugewerbe, worin er den Zusammenbruch 
der bisherigen Bauwirtschaft eingehend: behandelte und Wege 
zeixte, die zur  gemeinwirtschaftlichen Regelung des gesamten 
Woehnungs- "und  Bauwesens führen, , wird „voraussichtlich im 
Drıck erscheinen und‘ allen ’ Mitgliedern: zugänglich gemacht 
‘werden. Nach einer eingehenden Aussprache, in welcher ‚noch 
recht" beachtenswerte Ausführungen, “insbesondere vom Vor- 
sitzenden des Bauarbeiterverbandes Pacpiow, der kurz zu- 
vor noch in’ Frankreich mit*dem französischen. Bauarbeiterver- 
band über den: Wiederatibau -Nordfrankreichs  verhandelte, 
gemacht wurden, fand nachstellende Enischliessung einstimmige 
Arnalıme: 


“= 2 „Die Reichskonferenz- der im: Bund der technischen: Angestellten und 


Beamten organisierten bautechnischen Angestellen, stellt fest, dass die privat- 
‚kepitalistische Wirtschaltsweise sich. immer mehr alsı unfähig erweist, die zu- 
samm;engehrochene: Bau- : und Wohnungswirtschaft wieder so aufzurichten. dass 
sie den ‚Interessen. der »Allgemeinheit zu dienen vermag. Sie sieht nur in 
einer gemeinwirtschaftlichen Regelung. des gesamten Bau-und Wohnungswesens 
einen Weg, der zur Lösung der Wohningsfrage und“ zur Einschränkung der 
"Arkeitslosigkeit: führt. : Deshalb begrüsst und. billigt die Konferenz die vom 
Bundesvorstand im .enzsten Zusammenwirken mit den. baugewerblichen Organi- 
.sationen. 'der.-Handarbeiter: bisher “unternommenen Schritte; die diesem: Ziele 
zustreben in der Erwartung; dass sie ‚mit. allem Nachdruck fortgesetzt werden. 
i Die von: der Reichsregierung vorgelegten Gesetzentwürfe: „E hebung einer 
Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues“ und „Gesetz über Regelun der 
'Mietzinsbildung‘“ (Reichsmietengesetz) kann di» Konferenz nicht als greigncte 
"Mittel zur gemeinnützigen Belebung der Bautätigkeit anerkennen. Beide :Gesetzo 
‘würden nur zur Bereicherung‘ der Baustofferzeuger und Bauunternehmer 
führen, ferner eine Bevorzugung der Ha:sbesitzer auf: Kosten der Mieter 
bedeuten und der : unsbweisbar “gewordenen Sozialisie'ung des Bau- und 
Wohnungswesens- entgegenwirken. Sie lehnt deshalb diese: Vorschläge ab und 
erwartet, dass. die Reichsregierung schleunigst _eiı Gesetz einbringt, nach 
welchem die deutsche Bau- und Wokiengentfichaft auf eine den Interessen 
der Al'gemeinheit dienende Grundlage gestellt wird. 

Dis Konferenz empfiehlt der Reichsregierung, dahei die in der Schrift der 
Kollegen Kaufmann und Fiebig „Das deutsche Bauprogramm 1921— 1924“ 
gemachten Vorschläge ernsthaft in Erwägung zu ziehen.“ 


Im Zusammenhang mit dem Referat Gutkind. wurde auch 
die Frage. der sozialen Baubetriebe und die Gründung der Bau- 
hüttenbetriebsverbände in den einzelnen Gebieten des Reiches 
‚eingehend behandelt und allgemein ;gefordert, dass der Bundes- 
vorstand durch Bereitstellung grösserer Mittel es auch unseren 
‚Gauverwaltungen ermöglicht, sich jan der: Gründung der ‘Bau- 
hüttenbetriebsverbände zu beteiligen. Nachdem der - Vertreter 


Berlin, den 22. April 
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des Verbandes:sozialer. Baubetriebe, Herr Astor -Berlin, die 
erfreuliche‘ Entwicklung - dieser. Organisation der gemeinwirt- 
schaftlichen . Selbsthilfe. im "Baugewerbe geschildert hat, wurde 
nachstehender, von-Jakob- Essen eingebrachter und. von zahl- 
reichen Vertretern - unterstützter < Antrag einstimmig ange- 
nommen; 
„Die, zweite. Reichskonferenz .der Bautechniker ersucht den Bundestag, 
weitereS50000 M. zur Unterstützung‘ der sozialen Baubetriebe und der Bau- 
hüttenbetriebsverbände bereitzustellen. i 

Weiter empfiehlt die. Korferenz dem Bundestag, einen Beschluss zu fassen, 
der dahingeht, dass die Ortsverwiltungen, welche. die: 15. Prozent Verwaltungs- 
kosten nicht: aufbrauchen, ermächtigt werden, die Restgelder mit Genehmigung 
des Bundesvorstandes in sozialen Baubetrieben und Bauhüttenbetriebsverbänden 


anzulegen.“ 


. - Den- Bericht: über. die Lage im Baugewerbe- und über den 
Stand der Tarifbewegung- -erstattete Kaufmann-Berlin, 
welcher dabei’ auf die ausliegende- tabellarische . Zusammenstei- 
lung  der- Ergebnisse unserer bisherigen“ Tarifarbeit verweisen 
konnte, die den: Nachweis erbringt; dass es der Tätigkeit. des 
Bundes- gelungen ist,. das frühere: Verhältnis zwischen .Tech- 
nikergehalt und. Arbeiterlohn -erheblich zu verbessern. Wenn 
auch noch nicht alle unsere Wünsche restlos: erreicht sind. so 
konnte doch festgestellt werden, dass es dem Bunde möglich 
war, die wirtschaftliche Lage der Techniker zu "heben. 


Kaufmann beschäftigte sich’ in seinem Referat auch mit der 
Frage des „sozialen Lohnes“, d.h. der unterschiedlichen -Ent- 
lohnung zwischen: Ledigen und. Verheirateten, die gegenwärtig 
von den Arbeitgeberverbänden aus‘durchsichtigen Gründen be- 
sonders: angestrebt. werde. "Unsere endgültige Stellung dazu 
wird, da diese Frage nicht nur allein die Bautechniker angeht, 
sondern‘. eine :allgemeingewerkschaftliche geworden ist, der 
Bundestag festlegen. : Die Ausführungen: des Referenten: wie der 
Diskussionsredner: sind in nachfolgender. Entschliessung nieder- 
gelegt: 
„Die Reichskonferenz der Bautechniker erkennt an, dass durch die Tari - 
arbeit des Bundes’ der technischen Anges’ellten und Beamten die, wirtsch ft- 
liche Lage der deutschen-Bautechniker eine wesentliche Besserung ‚geren friker 
erfahren ‚bat, wenn auch das angestrebte gerechte Vertäitnir der Technil er- 
gehälter zu den Arbeiterlöknen noch nicht überall und rest!os err-icht ‚werden 
konnte, Die Könferenz erwartet von dem deutschen U: ternehmertum im Bau- 
N dass es den Wert der geistig technischen Arbeit höher einschätzt wie 

isher und bei den auf Grund der veränderten Lebenshaltungskosten erforder- 
lichen Revisionen der-Gehälter den ‚berechtigten Ansprüchen der Angesteliten 


Rechnung trägt. i 


Gegenüber den in der letzten Zeit wiederholt beobachteten Versuchen, die 
gewerkschaft'iche Geschlossenheit der deutschen Bautechniker zu zer-plitt:ra, 
die insbesondere vom „Neuen Deutschen Techniker-Ve band“ und vom „Gewer«- 
schaftsbund der Ang. stellten“ aus Organisationsegoistisch :n Gründ:n b’trieben 
werden, betont die “onferenz, dass es Pflicht eines jeden Bautechnikers ist, den 
Zersplitterern energisch entgegenzutreten. Das ist um so 'notwend:ger, alsdi® 
Arbeitgebererganisationen des Baugewerbes die Sonderaktionen dor genannten 
Harmonieverbände, hinter welchen so gut wie keine Bautechniker stehen, 
offensichtlich unterstützen, weil sie erwarten, dass weder der Neue Deutscho 
Technikerverband noch der Gewerkschaftsbund der Angestellten im Interesse 
der Bautechniker, sondern im. Interesse® der U iternehmer arbeiten. Die 
deutschen Bautechniker übertragen nur dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten als der einzigen in Frage kommenden gewerkschaftlichen Organi- 
sation die Vertretung ihrer Interessen.‘ 


Ueber Punkt 4 der Tagesordnung: Die Organisation der 
Reichsfachgruppen und die Bildung des Reichsausschusses: für 
das Baugewerbe referierte Kollege Bote,'der Leiter unserer 
Werbeabteilung, welcher dabei die Aufgaben der Fachgruppe 
darlegte und den vom Bundesvorstand geplanten welteren Aus- 
bau der Reichsfachgruppen’ des näheren erörterte. Er empfahl, 
schon jetzt die Kollegen zu wählen, die für den .Reichsiach- 
gruppen-Ausschuss des Baugewerbes in Frage kommen, um die 
Einheitlichkeit der. Bautechnikerbewegung- zu fördern. Nach 
einer gründlichen Diskussion über diese Organisationsfragen, in 
welcher die einzeinen Redner.über den Stand der Bautechniker- 
bewegung in ihren. Gebieten berichteten‘ und interessante, zum 
Teil - erfreuliche Details - gaben, . wurden nachstehende Kollegen 
in den Reichsfachgruppenausschuss gewählt; 
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Gebiete |  Werkeätes | Ersatzmann 
Rheinland-Westfalen und ; 
Westdeutschland Eigemann-Duisburg | Wird von Köln benannt 
Norddeutschland Müller-Hemburg Neumann-Königsberg 
Mitteid-utschland Müller-Halle Klippert-Frankfurt a. M. 
Süddeutschland Gocetz-München Weidemann-Ludwi ya 
Sachsen—Schissien Fiebig-Dresden wird von Kattowitz benannt 





Berlin: Münchow-Berlin Poschetzky-Berlin 
' » Kleinen-Berlin Rathjen-Berlin 


Ueber unsere Zusammenarbeit mit den Bau» 
arbeiterverbänden sprachen als Reierent Kaufmann- 
Berlin und als Korreferent Paeplow, der Vorsitzende des Deut- 
schen Bauarbeiterverbandes. Da diese Fragen von grundsätz- 
licher Bedeutung für die künftige Entwicklung unserer Organi- 
sation ist, geben wir die beiden Referate sowie die Ausführun- 
gen der Diskussionsredner hier ausführlicher wieder. 

Kaufmann gab zunächst einen Ueberblick über die Ent- 
wicklung der freigewerkschaftlichen Bewegung der Arbeiter- 
und Angestelltenschaft, die heute dahin führte, dass nicht mehr 
die reine Berufsorganisation, sondern der Industrieverband in 
weiten Kreisen der Arbeitnehmer als die gegebene, den Zeit- 
verhältnissen besser angepasste ÖOrganisationsform angesehen 
wird. Insbesondere in der Metallindustrie, im Verkehrswesen 
und im Baugewerbe hat der Gedanke des engsten Zusammen- 
schlusses aller Arbeitnehmer der einzelnen Wirtschaftszweige 
starke Wurzeln gefasst. Vor allen vertritt der Deutsche Bau- 
arbeiterverband die Idee der Gründung eines Deutschen 
Baugewerksbundes, in welchen alle baugewerblichen 
Arbeitnehmerverbände aufgehen sollen, um auf diese Weise die 
ganze gewerkschaftliche Kraft der Arbeitnehmer des Baurewer- 
bes zu konzentrieren. Im Baugewerksbund sollen alle ver- 
einigt werden, die geistig und körperlich im Bauwesen tätig 
sind, also die Hand- und Kopfarbeiter. Auch wir müssen 
diesen grossen Plan fördern, wenn wir auch aus besonderen 
Gründen, die Kaufmann in seinem Referat eingehend bespricht, 
als Techniker nicht ohne weiteres und restlos im Baugewerks- 
bund aufgehen können. Der beabsichtigte Zweck der Zu- 
sammenfasswng wird auch durch einen engen Kar- 
tellvertrag mit ihm zur erreichen sein. und es wird die Auf- 
gabe des Bundesvorstandes werden, diesen Vertrag abzu- 
schliessen. Wir wollen und ınüssen mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung fortschreiten, denn eine Organisation darf nie- 
mals. Selbstzweck, sondern muss stets nur Mittel zum Zweck 
sein. Die ursprünglich vom Bairarbeiterverband geforderte un- 
mittelbare organisatorische Verbindung der Techniker und Ar- 
beiter des Baugewerbes aber würde nur eine Zersplitterung der 
Technikerbewegung bedeuten. Den Erfolg würden mır die 
Harmonieverbände haben, wenn sich die Bautechniker dem 
Baugewerksbund in dieser Form anschliessen wollten. Die N ot- 
wendigkeit der Berufsorganisation der Techniker 
ist immer noch! gegeben und bis heute nicht erschüttert worden. 
Es müssen Mittel und Wege gefunden werden. die eine mör- 
lichst enge Verbindung mit den Bauarbeitern herstellen, ohne 
die Selbständigkeit der Techniker- und An- 
gestelltenbewegung, die neuerdings durch die Verhand- 
iungen des AfA-Bundes mit dem A. D. G. B. noch besonders 
bestätigt wurde, dabei zu zerstören. Die Frage Berufsverband 
oder Industrieverband soll so entschieden werden: Da, wo der 
Industrieverband ohne gefährliche Rückwirkung auf die Finheit 
der Bewegung ermöglicht werden kann, soll er anrestreht wer- 
den, wo der Berufsverband zweckmässiger ist, soll dieser blei- 
ben. Die Frage darf von keinem anderen als nur vom Zweck- 
mässigkeitsstandnunkt aus behandelt werden. Erfreulicherweise 
hat ımter Würdigung unserer Gründe der Bauarbeiterverband 
eingesehen, dass es besser ist, die technischen Kopfarbeiter des 
Baugewerbes durch einen Kartellvertrag an den Baugewerks- 
bund zu binden. Es kommt darauf an, dass wir nicht den Bu- 
tab und den AfA-Bund zerreissen, sondern ihre Kräfte der ge- 
samten freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer-Organisation nutz- 
bar machen. Zum Schluss geht Redner noch auf die Futschlies- 
sung ein und erläutert diese absatzweise. Er zlaubt, dass auf 
dieser Grundlage sehr wohl eine Basis gefimden werden kann 
und hofft. dass der vorgeschlagene Kartellvertrag zustande- 
kommt. Unser Bund und die AfA müssen parallel und in Tuch- 
fühlung mit den freigewerkschaftlichen Arbeiterorzanisationen 
kaufen. (Beifall.) 


Als Korreferent stimmt Paeplow-Hamburg dein tetzten 
Ausführungen seines Vorredners durchaus zu. Auch er ist der 
Meinung. dass heute mit einem Beschluss der Sache nicht ge- 
dient wäre. Grundsätzlich müsse er aber daran fest- 
halten, dass der Baugewerksbund mit Einschluss der Kopf- 
arbeiter geschaffen werde. Er geht mit Kaufmann einig, dass 
dies aber erst geschehen könne, wenn die wirtschaftliche Fnt- 
wicklung alle künftigen Glieder dieser grossen Organisation von 
selbst dazu bringe, sich ihm anzuschliessen. -Bis dahin sei es 
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notwendig, die Hand- und Kopfarbeiter in engere Beziehung zu 
bringen. Für heute und auch noch für die nächsten Jahre ze- 


nüge zweifellos ein Kartellvertrag mit dem in- diesem Jahre 


noch zu schaffenden Baugewerksbund. Niemand soll in diese 
Organisation” hineingezwungen werden. Es ist auch nicht die 
Absicht des Bauarbeiterverbandes, die Poliere zu zwingen, dem 
Baugewerksbund beizutreten. Aber unser Bestreben wird sein, 
über die Poliere hinaus auch auf die Techniker einzuwirken, 
damit sie erkennen, dass es richtig ist, mit der Handarbeiter- 
schaft eine Einheit zu bilden. Die augenblickliche Organi- 


 Sationsform reicht eben nicht mehr aus, um ihren Zweck zu 


erfüllen und die grossen heute gestellten Aufgaben zu lösen. Es 
ist der Zeitpunkt gekommen, wo der Kampf um Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen Nebensache ist und die Organisation 
der Arbeit das Hauptziel bildet. Das ist nur zu erreichen, 
wenn Hand- und Kopfarbeiter aufs engste verknüpft sind. Der 
berufliche Gegensatz zwischen Gesellen und Aufsichtspersonal 
hat immer nur dazu gedient, die Arbeiter von den Unterneh- 
mern niederzuhalten. Einen Berufsdünkel, wie er allgemein war 
bei den Angestellten, sollte es heute nicht mehr geben. Auch 
Dr. Wagner hat in seiner Schrift wiederholt darauf hingewie- 
sen, dass die grosse wirtschaftliche Arbeitsgemein- 
schaft aller Schaffenden nur gefördert werden kann, 
wenn eine Organisation der Hand- und Kopfarbeiter besteht. 
Schon 1872 hat mıan sich ernsthaft damit beschäitigt, eine all- 
gemeine Arbeiter-Union zu schaffen, später ist man dazu über- 
gegangen, Berufisorganisationen für jedes Handwerk zu grün- 
den. Heute müsste man erkennen, dass diese Berufsverbände 
nicht mehr ausreichten. Die Industrie-Organisation sei das vor- 
teilhafteste. Wenn man heute noch gewerkschaftliche Kämpfe 
führen will, nicht mehr, um einen kleinen Teil der Berufsgenos- 
sen hinaufzuheben, sondern um. die Allgemeinheit der Industrie- 
arbeiter besserzustellen, muss man Industrieverbände schaffen. 
Er nimmt an, dass auch unser Bund mit der Zeit auf den Staud- 
punkt kommt, dass Hand- und Kopfarbeiter zusammengehören, 
Die Solidarität muss hergestellt werden. Er bittet, falls 
ein Kartellvertrag zustandekommt, darüber das höhere Ziel 
nicht zu vergessen: die Organisation der Arbeit. Das Ziel, das 
die Arbeit aus dem Joch des Kapitalismus hinausführt in die 
Gemeinwirtschaft, kann mit zersplitterten Organisationen nich! 
erreicht werden. (Beifall.) 

‘In der Diskussion sprach zunächst Klippert-Frank- 
furt a. M., welcher seiner Ueberzeugung, dass in nächster Zeit 
der Industrieverband kommen wird, deutlich. Ausdruck gab. 
Wenn wir als Techniker heute noch auf dem Standpunkt ste- 
hen, dass die Stunde der engsten Zusammenarbeit mit den Ar- 
beitern noch nicht da sei, so verweist er auf die Gründe, die 
Kollege Kaufmann und vor ihm Kollege Bote bei der Be- 
sprechung der Organisation der Reichsfachgruppen ausgeführt 
haben. Der Bauarbeiterverband erkenne auch diese Gründe an. 
Er habe wiederholt Gelegenheit gehabt, Bezirkskonferenzen die- 
ses Verbandes in Frankfurt a. M. beizuwohnen, musste dort 
aber feststellen, dass noch nicht überall unsere Gründe so klar, 
wie Paeplow sich heute ausgedrückt habe, bei den Aussen- 
stellen seines Verbandes gewürdigt würden. So habe noch 


Ellinger vor kurzem in Frankfurt a. M. unsere ablehnende 


Haltung gegen die völlige Versehmelzung mit dem Baugewerks- 
bund geglaubt darin begründet zu sehen, dass wir uns im AfA- 
Bund mit den kaufmännischen Angestellten neuerdings enger 
vereinigt hätten. Er müsse vom Bauarbeiterverband verlan- 
gen, dass seine Funktionäre in objektiverer Weise die von Kauf- 
mann vorgetragenen Gesichtspunkte ihren Mitgliedern darlegen. 
Er rkennt die Notwendigkeit eines Kartellvertrages mit dem 
Baugewerksbund an und erwartet von den beiden Organisations- 
vorständen — bis zur Gründung des Baugewerksbundes kommt 








in erster Linie der Bauarbeiterverband in Frage — den ba 


digen Abschluss eines solchen Vertrages. Auch Grüttner- 
Köln begrüsst es, dass diese Frage einmal ausführlich besprochen 
wird. Er geht auf die Ausführungen von Paeplow ein und be- 
merkt, dass im besetzten Rheinland schon längst eine Arbeits- 
gemeinschaft mit den Bauarbeitern bestehe. Dort würde alles 
gemeinsam besprochen, was erforderlich ist und versucht, die 
vielen Punkte, die sich in unserer Organisationsarbeit berühren, 
gemeinsam zu behandeln. Es sei aber noch nicht der Zeitpunkt 
gekommen für eine gemeinsame Organisation. Die Kollegen 
müssen erst dahin geschult werden, dass sie nicht mehr abseits 
von den Arbeitern stehen dürfen. Auch die Arbeiter’ müssen 
für den Gedanken der Solidarität mit den Angestellten noch viel 


‚empfänglicher gemacht werden. 


Stange-Kattowitz stimmt den letzten Ausführınzen des 
Vorredners besonders zu und weist darauf hin, dass auch der 
„Neue Deutsche Techniker-Verband“ sich bei 
seiner Werbearbeit auf die christlichen Arbeitergewerk- 


«schaften stütze. 


Kollege von Kurows ki-Berlin begrüsste ebenfalls den 
Kartellvertrag, steht aber auf dem Standpunkt, dass die zei 
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stige Vorbereitung einer so grossen Vereinigung der Hand- und 
Kopfarbeiter, wie sie Paeplow im Auge habe, bei den Hand- 
arbeitern noch nicht so weit vorgeschritten sei, wie bereits 
bei uns, 

Der Vertreter des Zentralverbandes der Angestellten, 
Suckert-Berlin, hielt ebenfalls eine engere. Verbindung mit 
den Arbeitern für erforderlich und bat, bei Abschluss des Kar- 
tellvertrages auch den Zentralverband zur Stellungnahme und 
zum Beitritt aufzufordern. An der weiteren Aussprache be- 
teiligten sich noch .die Kollegen Jakob-Fssen, Müller- 
Halle und Müller-Hamburg, die zum Teil gewisse Bedenken 
äusserten und darauf hinwiesen, dass in manchen Kollegen- 
kreisen infolge der zerstörerden Arbeit der Kommunisten die 
Industrieverbände völlig falsch beurteilt werden. Ferner prach 
noch der Vorsitzende des Deutschen Polierbundes, Berge- 
ritz, welcher zum Ausdruck brachte, dass auch die Poliere 
in der Gesamtbewegung tätig mitarbeiten wollten. 

Kollege Wolif-Stettin möchte die Frage in den Orts- 
verwaltungen zur Diskussion stellen, damit eine restlose Klä- 
rung in der Mitgliedschaft darüber erfolge, 

In dem Schlusswort widerlegt Korreferent Paeplow die 
Befürchtungen der Vorredner und erklärt eindeutig, dass 
es dem Baugewerksbund nicht darauf ankomme, die Techniker 
vom Butab zu entiernen. Er hält die Gründung des Baugewerks- 
bundes angesichts der Zersplitterungsarbeit der Kommunisten für 
absolut notwendig und hofit damit, diesen das Wasser abzugraben, 
Er ist überzeugt, dass die Revolution von 1918 noch lange nicht 
beendet ist und neue Umwälzungen noch kommen werden, wo- 
Gurch die Arbeiter und Angestellten immer enger zusammen- 
geschweisst würden. Redner hat die Befürchtung, dass, wenn 
nichts geschieht, um die Einigkeit aller Arbeitnehmer zu er- 
reichen, sie über die Köpfe der Führer hinweg dazu kommen 
werden. Aus dieser Erkenntnis heraus bittet er, dafür zu sor- 
gen, dass die Hand- und Kopfarbeiter des Baugewerbes immer 
einig zusammenwirken 

Kaufimann-Berlin glaubt in seinem Schlusswort, da- 
mit, dass er den Bauarbeiterverband gebeten habe, an dieser 
Konferenz teilzunehmen, unseren Willen zur engsten Zusam- 
menarbeit bereits bewiesen zu haben. Die Aussprache habe 
ergeben,, dass wir darüber einig sind, dass die Organisations- 
iorm eine Zweckmässigkeitsfrage ist, nicht der Zweck selbst. 
Der Karteilvertragsentwurf sei einseitig von uns aufgestellt und 
solle nur als Grundlage für Verhandlungen mit dem Bauarbeiter- 
verband gelten. Die Schaffung des Baugewerksbundes sei 
eine Tat, die es möglich mache, alle gemeinsam wirkenden 
Kräfte zu vereinigen Wir wollen unsdaran beteili- 
gen, ohne deshalb unsere historisch ge- 
wordene Organisation, den Bund der tech- 
nischen Angestellten und Beamten aufzu- 
geben. Nicht die äussere Form sei dabei die Hauptsache, 
sondern der einheitliche Geist, der in beiden Organisationen der- 
selbe sei. Wir wollen uns in den Gewerkschaften ein Instrument 
schaffen, das mehr ist als eine Einrichtung zur Verbesserung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen. Fr bittet, der Eutschlies- 
sung zuzustimmen und den anwesenden Arbeitervertretern zu 
bekunden, dass wir gemeinsam mit den Arbeitern dem neuen 
Ziele: der gemeinwirtschaftichen Organisation der Arbeit, zu- 
streben. 

Die vom Kollegen Schliebener verlesene Entschliessung 
wird unter Ablehnung eines Abänderungsantrages im nachstehen- 
der Form gegen eine Stimme angenommen: 

Bei den beginnenden wirtschaftspo'itischen Auseinandersetzungen zwischen 
Kapital und Arbeit wird das Baugewerbe mit in vorderster Reihe stehen. Das 
organisierte Unternehmertum, welches seine wirtschaftliche Macht mit allen 
Mitteln zu erhalten sucht, kann nur überwunden werden, wenn Hand- und 
Kopfarbeiter einig zusammenwirken. In dieser Erkenntnis spricht die Reichs- 
konferenz der im Bund der technischen Angestellten und Beamten orgenisierten 
Bautechniker die Notwendigkeit aus, dass die Gewerkschaften der Arbeiter und 
Angssteilten auch eine organisatorische Verbinduny miteinander-herstellen. Ian 
dem zu schaffenden Deutschen Baugewerksbund sieht die Reichskonferenz die 
gewerkschaftliche Zusammenfassung der Handarbeiter und im Bund der tech- 
nischen Ängestellten und Beamten die freivewerkschaftliche Organisation der 
technischen Kopfarbeiter des Baugewerbes. Diese können sich aus historischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und betriebstechnischen Gründen nicht von der 
übrigen Technikerschaft trennen. Die Geschlosse-heit der Technike- berufs- 
bewegung muss unter allen Umständen gewahrt bleiben, ebenso muss aber 
auch die Zusammenarbeit der Hand- und Kopfarbeiter dauernd und organisiert 


sein. 

Deshalb beantragt die Reichskonferenz beim Bundesvorstard schleunigst, 
zunächst bis zur Schaffung des Deutschen Baugewerkabundes mit dem Deutschen 
Bauarbeiterverband und anderen in Frage kommenden baugewerblichen Organi- 

ehren welcher einerseits die 
Geschlossenheit und Selbständigkeit der Teehnikerbewegurg erhält, anderer- 
seits aber das Zusammenwirken der Hand- und Kopfarbeiterverbände möglichst 
einheitlich und schlagkräftig ge:taltet. Bei der Sharan des Baugewerks- 
bundes ist auf die Sonderstellung aller Angestelltengruppen des Baugewerbes 
— Techniker, kaufmännische Angestellte und Poliere' — Rücksicht zu nehmen 
und für die a gr derselben in die gemeinsame Organisation der 
Hand- und Kopfarbeiter eine Forin zu suchen, die dem Vorhergesagten und 


dsmit den Abmachungen zwischen dem A.D.G.B. und AfA-Bund, welche die 


Selbständigkeit der freien Angestellten- neben der freien Arbeiterbewegung 
sicherstellen, entspricht. 


Nachdem unter „Verschiedenes“ die Reichskonferenz noch 
drei Kollegen aus dem Baugewerbe dem Bundesvorstand zur 
Aufnahme in die Kandidatenliste für den neuen Bundesvorstand, 
die dem Bundestag vorgelegt werden soll, vorgeschlagen hat, 
fand die glänzend verlaufene und von einem prächtigen Geist 
getragene Sitzung nach einem anfeuernden Schlusswort des 
Vorsitzenden ihr Ende. Alle Teilnehmer werden mit Befriedi- 
gung an diese arbeitsreiche Sitzung zurückdenken und die hier 


empfangenen Anregungen den in Frage kommenden Kollegen- 
kreisen weitergeben, 


Forderungen der Berliner Arbeiter- und 
Angestelitenschaft zur städtischen Sied- 
lungs- und Wohnungspolitik - 


Die Wohnungsnot in Berlin wird immer grösser! 120000 
Wohnungssuchende sind in den städtischen Listen eingetragen 
und fordern, kulturwürdig untergebracht zu werden. Wir 
müssen bauen um jeden Preis! Zu diesem Urteil 
kommt nicht nur die Leiterin des statistischen Bureaus im Ber- 
liner Wohnungsamt in ihrem am 3. April im „Berliner Tage- 
blatt“ veröffentlichten Artikel „Die Bilanz des Berliner 
Wohnungsamtes“, sondern das ist auch die Auffassung 
der gesamten freigewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer- 
schaft Gross-Berlins. Diese leidet doppelt: An den Folgen der 
Wohnungsnot und vielmehr noch unter einer Arbeitslosigkeit, 
die mit jedem Tage gefahrdrohender für das grösste Gemein- 
wesen der deutschen Republik werden muss. Der Zustand, dass 
Berlin unter den bauenden Städten weit hinten an beschämender 
Stelle steht, muss beseitigt werden, und die Gewerkschaften 
der Arbeiter und Angestellten sind entschlossen, alles dafür ein- 
zusetzen, dass nun endlich den Arbeitslosen Arbeit und den 
Wohnungslosen Wohnungen beschafft werden. Die Hauptstadt 
des Deutschen Reiches, die noch dazu von einer sozialistischen 
Mehrheit verwaltet wird, hat in erster Linie die Aufgabe, auf 
dem Gebiete der Wohnungsfürsorge bahnbrechend vor- 
anzugehen. Was sie da aber bisher geschaffen hat, ist so 
lächerlich gering, dass hier erst gar nicht versucht werden soll, 
daran Kritik zu üben. Es kommt heute auch mehr darauf an, 
positive Arbeit zu. leisten, damit endlich mit der längst not- 
wendigen Bautätigkeit in Berlin begonnen werden. kann. 

Die Berliner Gewerkschaftskommission und das 
Ortskartelldes AfA-Bundes haben sich seit Monaten 
schon unter Heranziehung hervoragender Sachverständiger 
mit dem in Rede stehenden Problem beschäftigt und in zahl- 
reichen Verhandlungen mit den massgebenden Maegistratsstel- 
len auf dessen schleunigste Lösung hinzuwirken versucht, bei 
der unheilvollen Zerrissenheit der Berliner Verwaltung des Sied- 
lungs- und Wohnungswesens bisher mit negativem Erfolg. Nun 
wollen sich aber die Gewerkschaften nicht länger mehr mit 
Versprechungen und schönen Worten abweisen lassen, sonderu 
schnellstens ernste Taten sehen. 

Um dem Berliner Magistrat, der anscheinend aus eigenen 
Kräften dazu nicht kommen kann, einen Weg zu weisen, welcher 
bei Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur allmählichen Be- 
hebung der Wohnungsnot beschritten werden muss, wurde von 
den beiden örtlichen Organisationszentralen eine eingehend 
durchgearbeitete Denkschrift vorgelegt, in welcher zusammen- 
fassend die Forderungen der Berliner Gewerk- 
schaftskommission und des Ortskartells des 
AfA-Bundes zur Berliner Siedlungs- und Wohnungswirt- 
schaft niedergelegt und begründet sind. Eine kleinere Kom- 
mission, bestehend aus Sabath und Bötzer von der 
Gewerkschaftskommission und Kaufmann vom AfA-Bımd, 
erhielt den Auftrag mit den Mehrheits-Fraktionen der 
Stadtverordnetenversammlung zu verhanden. um die par- 
lamentarische Vertretung und baldigste Verwirklichung der 
Forderungen sicherzustelen. Die kommunistische Fraktion 
blieb diesen Verhandlungen fern. An praktischer Gegen- 
wartsarbeit ist ihr anscheinend nicht viel geleren. Da- 
gegen haben die beiden anderen sozialistischen Fraktionen, die 
der S. P. D. und U. S. P. D., sich mit vollem Verständnis für 
den Ernst der Situation an den Beratungen beteiligt und in ihren 
am Dienstag stattgefundenen Fraktionssitzungen beschlossen, 
der. nächsten Stadtverordnetenversammlung gemeinsam 
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folgenden Antrag Weyl und Genossen, Heimann und, Genossen 
zu unterbreiten: i 

„Die Stadtverordnetenversammlung‘ beschliesst, den Ma- 
gistrat zu ersuchen: 


Zur Behebüng der :Wohntngsnot;,und..zur Bekämpfung ‚der 


Arbeitslosigkeit sind unverzüglich folgende Massnahmen .- zu 
treffen: 
L. Organisation des Wohnungs- und 
Siedlungswesens. 


Um alle Aufgaben des Siedlungs- und Wohnungswesens — 


‚Siedlüngs-; Bebauungsplan; - Freiflächen und“ Kleingärten, Batu- 


polizei, Wohnungswesen, Grundstückswesen —- in sachgemässer 
‚Weise als .untreunbare «Einheit durchzuführen und: eine voraus- 
schauende Wohnungs-"und Siedlungspolitik treiben zu köntieu, 
ist ein techniseher Generaldirektor für Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zu bestellen, ‚dem. alie ge- 
nannten Arbeitsgebiete mit. fachtechnisch vorgebildeten Ab- 
teilungsdirektoren an der Spitze zu unterstellen sind. 


I. Bekämpfung 'der Arbeitslosigkeit und 
; Behebung der Wohnungsnot. 


1. Die-Baupolizei wird angewiesen, alle auf: jederzeitigen 


Widerruf. gewährten Baudispense: autzuheven und die Grund- 
stückseigentümer. — insbesondere. von Vergnügungslokalen, 
industrielien Unternehmungen u. a.,. aufzufordern, aufgescho- 
bene Reparaturen und unvorschriitsmässige Anlagen . gegen 
Androhung der Ausführung auf ihre Kosten durch die Stadt 
soiort auszuführen bzw. zu beseitigen. 


-2, Unter der Oberhoheit- der Stadt Berlin ist eine so weit- 


gehende‘ und - vorausschauende- Bodenvorra tswirt- 
schaft zu treiven, dass. jede, Beeinträchtigung der Sied- 
lungs- und--Kleingartenpolitik “ausgeschlossen  ıst. und das 
notwendige Land unter: Ausschaltung. spekwiativer Einilüsse, 
gegevenenialls. durch . Anwendung alier. gesetzlichen Enteig- 
nungsmöglichkeiten, bereitgestellt werden kann. 

3. Um eine rativnele Verwenaung der verfügbaren Transport- 
und Verkehrsmittel, der Baustoife und. des ‚Baugeldes zu ge- 
wälirleisten, hat die Neubautätigkeit planmässig. unter 
" Ausmutzung der Vorteile der Einheitsgemeinde in grösseren 
Siedlungskompltexen- zu - erfolgen. : Dabei sind zur Beseiti- 

.. gung ‘der -Wolhnungsnot. der: minderbemittelten Bevölkerung 
Kleinwohnungen zu ‚bauen, die. im. gemeinwirtschaft- 
lichen Besitz. verbleiben. 

II. Grundsätze für die Bauausführung. 

1. Die Baustofibeschaffung- ist einheitlich zu.regeln.. Sie hat im 
grossen durch eine im Auftrage der,Stadt handelnde ge- 
"meinwirtschafttiche Baugesellschaft zu ‚erfolgen. Die aus 

' Mitteln der Allgemeinheit aufgebrachten Bankostenzuschüsse 
sind unter Vermeidung aller Ueder- und Zwischengewinne 
gemeinnützig zu verwenden. -Der Baustoffwucher ist mit 
allen Mitteln zu bekämpfen.‘ . 

2. Zur Erzielung: einer. rationellen‘ Ausnutzung. ‘der Geldmittel 
und der Baustoffe. und- zur: Erreichung von. Höchsteistungen 
der Hand- und. Kopfarbeiter. ist die- Bauausführung in erster 
Linie Treuhändern .nach Art der. sozialen Bau- 
betriebe und Bauhütten zu übertragen. 

Grundsätzlich ist überall zum mindesten die Konkurrenz 
‚dieser Betriebe bei Abgabe von Angeboten einzuschalten, 
Ebenso sind neuzeitliche Betriebsarten im Bureau,. in der 
Fabrik und auf der Baustelle, sowie‘genormte Bauteile und 
typisierte' Gründrisse näch Möglichkeit zur Anwendung zu 
bringen. f - 

IV. Sonstige wohnungspolitische Massnahmen. 

Die verschärfte Erfassung und Verteilung 
des verfügbaren Wohnraumes an die Woh- 
nungsuchenden. Freimachung von Wohnungen, die für 
gewerbliche und .Verwaltungszwecke,.. insbesondere von 
städtischen Behörden benutzt werden, ist energisch durch- 
zuführen. 

..V.. Forderungen anReich und Staat. 

1. Der Magistrat der Stadt Berlin wird beim Reichsamt für 
Arbeitsbeschaffung‘ dahin _vorstellig, dass die aus der pro- 
duktiven. Erwerbslosenfürsorge bereitgestellten Mit- 
tel unter Abänderung der zurzeit geltenden Vorschriften 
umgehend. freigegeben werden "für Reparaturarbeiten an 
solchen Häusern, die sich „unter Zwangsverwaltung und im 
Besitz wohltätiger Stiftungen befinden. 


2. Von der Reichs- und Staatsregierung sind weiter zu ver- 


langen: - 
 Ausreichende Baukostenzuschüsse für 
Neubauten Umbauten und -Notwohnungen. 
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.. Nr. 13: 


Diese sind. in- geeigneter Form: beschleunigt zur. Verfügung 


zu stellen unter besonderer. Berücksichtigung der. Tatsachen, 


dass durch den Zuzug zahlreicher geilüchteter Beamten aus 
den östlichen Gebieten die Wohnungsnot: in Berlin erheblich 
verschärit würde.‘ 2 | 
Dieser Antrag enthält’ die hauptsächlichsten. Forderungen 
‘der Gewerkschaften und deckt sich teilweise auch’mit einem 
Antrag der Demokraten. Da nicht anzunehmen ist, ‘dass 
“die -Kommunisten auch bei der parlamentarischen Behandlung 
der dringendsten Arbeiter- und Angesteiltenforderungen durch 
Abwesenheit‘ glänzen, vielmehr vorausgesetzt werden dari, dass- © 
‚sie ihre Zustimmung: dazır-erteiten,- kann. .mit.der Annahme die- 
ses Antrages in der Stadtverordnetenversammlung -und:-nachı- 
-her auch im Magistrat gerechnet: werden. Aber auch diejenigen «7 
"Kommumalpolitiker aus bürgerlichen Kreisen, ‚die der‘ Arbeits- 
losigkeit und dem Wohnungsmangel, den augenblicklich gröss- 
“ten Volksnöten, nicht tatenlos. gegenüberstehen wollen,- werden 
dem ‘Antrag ihre Zustimmung nicht versagen können, 
> Die  Wohnungsfrage kann. heute. auch nach unserer 
"Auffassung , nicht mehr privat-, ‘sondern nur. noch ge- 
"meinwirtschaftlich gelöst werden. Berlin hat 
“die. ehrenvolfe Aufgabe, den Beweis .dafür zu erbringen 
"und. zu. zeigen, was: .ein.. so. grosses Gemeinwesen‘. zu 
‚leisten vermag... Das. setzt voraus,. dass für den geforderten 


“Posten ein technischer Generaldirektor, der alle Fäden: des 


. Wohnungs- und Siedlungswesens. in seiner ‚Hand ‚vereinigen.soll, | 
- gefunden - wird, der. neben  unantastharen- fachlichen -Oualitäten > 
“eine unerschütterlich feste gemeinwirtschaftliche Gesinnung be- ° 
" sitzt und die nötire Energie - mitbringt, sich allen -Widerständen - 
gegenüber durchzusetzen. 
“ Die’ städtischen Körperschaften müssen nun aher. rasch ar- ° 
beiten, damit noch in diesem Jahr etwas von der Belebung 
. des Berliner Baumarktes zu‘ spüren ist. Sonst könnte die un-°" 
geheure Erbitterung. der Berliner Arbeitnehmerschaft über die 
.bisheriee Unhekümmertheit der verantwortlichen ’kommtmnalen 
- Stellen zu Bewegungen führen, für. deren Ausgang die Gewerk- 
- schaften die Verantwortung‘ von :vornherein ablehnen müssten. 


| Gewerkschaftsarbeit | 


Neuregelung der Gehälter im Gebiet des. Norddeutschen 
:Arbeitgeberverbandes für das "Baugewerbe . (Hannover). Die 
„Verhandlungen über Revision der -Gehälter gem. °$ 5 Ziffer 9 


.des Reichstarifvertrages: führten im obigen; Vertragsgebiet zu 
-folgendem Ergebnis. Es werden gezahlt ab 1.März 1921: 


In Gruppe I: 
. Ortsklasse I 
a) unter 20 Jahren . . 610 M. 


| ‚MI 
b) nach vollendetem 29,2. 1. 1202, 


ec) nach ” 24.—28.]. 830 „ 

d) über 28 Jahre . . „2.99 „ 
In Gruppe Il: 

im ers’en Jahre, . 830 M 


” * * . 
zweiten". TEEN 


„dritten U, .% . 1000: „ 5%, weniger 10%, weniger | 
In Gruppe Ill: R 
vom_1. Jahre ab 1160.M 
PR ” % 1250 ” 
In Gruppe: IV. 
e) unter 30 Jahren .. 1300 M. 


. „b). nach vollend. 30.35. Jahre. 1410- „ 
c) über 35 Jahre „. . .:... 1525 


Alle übrigen Bestimmungen. bleiben unverändert, -insbeson- 


- ”» 


dere natürlich auch die "Verheirateten-Zulage »von 100 M.  -! 


Die Gehaltssätze gelten zunächst "bis 1. Juli d. J. als un- 


kündbar. 


fertigung von H 
Gute Verarbeitun: Ichhaltige Sun 
erar! £— Reichhaltigs - 7 
Mitzlieder erhalten Verne and k 
u dut. Fabian . | 
‚ “r. Frankfurterstr. 374, am Strausberger Pi 
er “ isberger Platz, 
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- Jäschke damit einverstanden 
-stufung der Teuerungszuschläge nach Ortsklassen zugunsten 
.Kölns vorgenommen werde, schlug Kollege Kaufmann vor, den 
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6. Sitzung des Haupttarifamts für tech- 


nische Angestellte im Baugewerbe 


Am 15. April fand in den Räumen des Gewerbegerichts 
Berlin unter dem Vorsitz des Unparteiischen, Magistratsrat Dr. 
Schalhorn, und. unter Teilnahme der Herren Dr. Froehner, 
Kretzschmar, Beger, Dr. Mielenz und Eichenauer als Beisitzer 
der Arbeitgeber und der Herren Kaufmann, Kroebel, Fiebig, 
Würdemann, Müller-Halle und Patzig als Beisitzer der Arbeit- 
nehmer die 6. Sitzung des Haupttarifamtes für technische An- 
gestellte mit nachstehender Tagesordnung statt: 
























Antragsteller | Antragsgegner 

























31 a |Bund der techn.| Deutscher | Vereinbarung eines 
Angestellten | Arbeitzeber- Zusatzes über am 
und Beamten | Bund für das | Geltung der Haupt- |11. Februar 

Baugewerbe } tarifverträge bei 


Zugehörigkeit der 
Arbeitgeber 

zu beiden Spitzen- 
organisationen 






2 | 33 IBund der techn. 


Deutscher Entscheidung dar- 

Angestellten | Arbeitgeber- | über, nach weichem 

und Beamten, } Bund für das | Tarifvertrag Ange- 

N Gauverwaltung| Baugewerbe | stellte zu entlohnen 
Mittel- sind, deren Tätig- 

deutschland keitsort nicht _ im 


Bereich des Bezirks 
der Firma liegt. 





3% 34 Bund der techn.| Arbeitgeber- | Gewährung eines 
Angestellten |Verband für das Teuerungszu- 
und Beamten, | Baugewerbe | schlages (Freistaat 

Gau Sachsen] in Sachsen Sachsen) 

4 135 {Bund der techn | Arbeitgeber- Erhöhung 


Angesteliten [Verband für das 
und Beamten, [Baugewerbe in 
Gau West- | der Rhein- 
deutschland provinz(Kön)| 


der Tarifgehälter 





Zunächst wurde über Antrag Nr. 35 .betreffend Rhein- 
provinz verhandelt. Als Vertreter. der Arbeitgeber war 
Herr Thiemann und als Vertreter der Arbeitnehmer Kollege 
Jäschke-Köln erschienen. 

Herr Dr. Froehner führte grundsätzlich zu. den Anträgen 
Nr. 34 und 35 aus, dass in beiden Fällen die Bezirkstarifämter 
Vorschläge gemacht hätten, die nicht angenommen worden 
seien. Das Haupttarifamt könne daher nur berufen sein, ent- 
weder diese Vorschläge zu bestätigen oder .abzulehnen. Die 
Bezirksparteien seien nicht berechtigt, die Zuständigkeit des 
Haupttariiamts zu erweitern. Herr Kaufmann erklärte, dass 
diese Bedenken für Köln nicht zutreffen, da beide Parteien den 
Vermittlungsvorschlag des Vorsitzenden des Tarifamtes aus 
entgegengesetzten Gründen abgelehnt, sich. aber ausdrücklich 


auf Anrufung des Haupttarifamtes zur endgültigen Entscheidung 


geeinigt hätten. Kollege Jäschke begründete nunmehr seinen 
Antrag, die Tarifgehälter mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 
ab um 20 Prozent zu erhöhen. Der Vertreter der Arbeitgeber 
lehnte diese Forderung rundweg ab und erklärte, dass er selbst 


;das frühere Zugeständnis einer durchschnittlichen lOprozentigen 
-Lohnerhöhung nicht mehr - aufrechterhalten könne. 
‚wirkung einer 
-ab 1. März in Frage, da über einen Antrag auf Erhöhung erst- 
‚malig am 9, Februar verhandelt worden sei. 


Die Rück- 
etwaigen Erhöhung überhaupt käme nur 
Die Arbeitgeber 
Nachdem Kollege 
besondere Ab- 


beantragten daher Ablehnung des Antrages. 
war, dass eine 


Parteien aufzugeben, unter Zuziehung ie eines Mitgliedes des 
Haupttarifamtes unter sich eine Einigung zu versuchen. Diesem 


1921 


Antrage folgend, zogen sich die Parteien hierauf unter Teil- 
nahme der Herren Eichenauer und Kaufmann zur Beratung 
zurück... - Als Ergebnis. derselben wurde nachstehender ein- 
stimmig geiasster Schiedsspruch verkündet, dem sich beide 
Parteien unterwarfen. 
„Schiedsspruch. 

1. Die Ortsklasse I wird geteilt in Ortsklasse I: Köln und 
‚ Ortsklasse la: Bonn, Koblenz und Godesberg. 
2. Die Gehälter werden erhöht mit Wirkung ab 1. Februar 


1921: 
Für Ortsklasse I um 10 Prozent 
„ ” la ” 8 ”„ 
”» „» u ” 8 „ 


„ X I „6 B 
3. Neue Verhandlungsmöglichkeiten sollen vom 15. Juni 1921 
ab gegeben sein.“ 

Sodann wurde in Verhandlungen über Antrag Nr. 34 be- 
treffend Freistaat Sachsen eingetreten. Herr Patzig 
als Vertreter der Arbeitnehmer nahm Bezur auf den Schriftsatz 
vom 17. März 1921 und führte aus, dass der Vorschlag des 
Tarifamtes Dresden von den Angestellten nicht angenommen 
werden konnte, da er die Teuerungsverhältnisse im Industrie- 
staat Sachsen in keiner Weise berücksichtigt und nach dem 
Tarifvertrag unzulässige Staffelungen der Gehälter für Ledige 
und Verheiratete vorgenommen worden seien. Herr Kaufmann 
tahm zu der grundsätzlichen Seite dieses Antrages Stellung. 
Er wies insbesondere darauf hin, dass gemäss einer früheren 
Entscheidung des Haupttarifamtes eine besondere Kommission 
zur Revision der Gehälter gebildet werden sollte. Die Arbeit- 
geber hätten dem aber nicht zugestimmt nnd seien erst als den 
Tarifämtern von beiden Spitzenverbänden (das Vorschlagsrecht 
in Gehaltsfrasen zugesprochen worden war, zu Verhandlungen 
bereit gewesen. Das Haupttarifamt sei sehr wohl berufen, 
materiell zur Sache zu verhandeln, zumal beim ersten Tarif- 
abschluss die wirtschaftlichen Verhältnisse in Sachsen keines- 
wegs ausreichend berücksichtigt worden seien und die Gehälter 
in diesem Industriestaat heute noch ungefähr denen . des Bezirks 
Mecklenburg entsprächen. Es sei Aufgabe des Haupttarifamtes, 
ausgleichend zu wirken, wenn die Gehälter der Angestellten wie 
hier in einem so offenbaren Missverhältnis zu den Lebens- 
bedingungen stünden. Dr. Froehner beantragte Ablehnung und 
bestritt das behauptete Missverhältnis. Die Arbeitgeber seien 


‘der Ansicht, dass der Vorschlag des Tarifamtes einem Schieds- 


spruch gleich zu’erachten sei. Sie beantragen deshalb, diesen 
Vorschlag einfach zu bestätigen. Nach noch weiteren, z. T. sehr 
lebhaften Auseinandersetzungen, wobei auch der Unparteiische 
sich der Aufiasung der Angestellten anschloss, wurde folgender 
Schiedsspruch des Haupttarifamtes verkündet: 
„Schiedsspruch: 

Der Spruch des Bezirkstarifamts Dresden vom 14. März 
1921 wird bestätigt. 

Mit Rücksicht auf die besonderen Umstände kann eine 
weitere Revision der Gehälter bereits mit Wirkung ab 
1. Mai 1921 beansprucht werden.: Bei den Verhandlungen, die 
sofort aufzunehmen und im Mai zu Ende zu führen sind, sollen 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Freistaates Sachsen aus- 
reichend berücksichtigt werden.“ 

Anschliessend an die Verkündung dieses Schiedsspruches 
gab der unparteiische Vorsitzende ausdrücklich zu Protokoll, 
dass auch er auf Grund seiner ihm im Haupt- 
tarifamt für Privatarchitekten und sonst ge- 
wonnenen Einsicht in die Verhältnisse des 
Freistaates Sachsen eine Revision der Ge- 
hälter zugunsten der Angestellten für wün- 
schenswert halte. 

Hierauf wurde über Antrag Nr.33 beraten. Als Vertreter 
der Angestellten war Herr Blumenschein-Halle erschienen. 
Er. nahm auf seinen schriftlichen Antrag Bezug und schilderte 
dabei die erheblichen Schwierigkeiten bei der Entlohnung 
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der Angestellten in den verschiedenen Ortsverbänden, die zur 
Stellung dieses Antrages geführt haben. Die Bautechniker, die 
auf dem Letmnawerk z. B. tınd in anderen Industriebezirken 
beschäftiet werden, würden, wenn Arbeitgeber aus anderen 
Bezirkstarifgebieten die Bauarbeiten ausführten, ganz verschie- 
den entlohnt. Es müsse daher grundsätzlich festgelegt werden, 
welcher Lohn zu zahlen sei. _ Nach einer Entscheidung des 
Reichsarbeitsministers vom Jahre 1919 sei festgelegt, dass tarif- 


rechtlich der am Tätigkeitsorte geltende Lohn zu zahlen‘ 


sei. Bisher bekämen Techniker, die von der Firma geschickt 
würden, den Lohn. des Bezirks des Arbeitgebers, während die- 
jenigen, die am Ort eingestellt würden, den Lohn des Be- 
schäftigungsortes erhielten. Es sei unbedingt erforderlich, dass 


bei längerer Tätigkeit an einer Baustelle stets der Lohn des: 


betreffenden Ortes gewährt werde, um die einheitliche Ent- 
lohnung gleich beschäftigter Angestellten zu erzielen. Die auf 
den Leunawerken allgemein gewährte Bauzulage von 20 Pro- 
zent sei für den enormen Verschleiss an Bekleidung gedacht 
und habe mit der übrigen Entlohnung nichts zu tun. 

Die Arbeitgebervertreter erklärten demgegenüber, dass bei 
der Entlohnung Unterschiede zu machen seien zwischen den- 
jenigen Angestellten, die am Bauort eingestelit und jenen, die 
vom Sitz der Firma aus zur Baustelle geschickt würden. Ein 
Ausgleich könne nur durch die Bemessung der Bauzulage her- 
beigeführt werden. Nach einer ebenfalls längeren Aussprache 
wurde eine grundsätzliche Entscheidung gefällt. Sie lautet: 


„Grundsätzliche Entscheidung: 

1. Angestellte, die von einer Firma an ihrem Betriebssitz 
eingestellt werden, haben bei Beschäftigung auf Bauten in 
anderen Tarifgebieten das Tarifgehalt zu erhalten. welches 
für den Sitz der Firma festgesetzt ist. Die hinzutretenden 
Bauzulagen sind so zu bemessen, dass Sie etwaige Ver- 
schiedenheiten der Lebensverhältnisse gebührend berück- 
sichtigen. 

2. Angestellte, die von einer Firma am Orte der Baustelle 
ausserhalb des Tarifgebietes, in dem sich der Sitz der Firma 
befindet, eingestellt und beschäftiet werden, haben An- 
spruch auf die Gehälter desjenigen Tarifgebietes, in dem 
ihre Beschäftigung stattfindet.“ 


Zum Antrag Nr. 3la beantragten die Arbeitgeber mit Rück- 
sicht auf die noch schwebenden Verhandlungen zwischen dem 
Hoch- und Tiefbaugewerbe Vertagung auf die Dauer von sechs 
Wochen. Diesem Antrage wurde entsprochen. 

Bezüglich der Klärung der Frage, ob die Anrechnung der 
Kriegsdienstiahre, wie sie der $ 4 des Reichstarifvertrages 
(Urlaubsbestimmung) vorsieht, auch auf 8 5 (Entlohnung) 
Ziffer 3 und 4 Anwendung findet, beantragten beide Päarieien 
Vertagung. Herr Dr. Froehner betonte, dass die Behandlung 
dieser Frage nicht zu einer Abänderung des Tarifvertrages 
führen dürfe und spricht sich für Zurückstellung bis zu den 
neuen Tarifverhandlungen aus. Der Vorsitzende bemerkt, dass 
er nur eine Auslegung des Reichstarifvertrages erstrebe, wozu 
das Haupttarifamt auch berechtigt und im Zweifelsfalle auch 
verpflichtet sei. Es wurde — weil die Zeit zu weiteren 
Verhandlungen fehlte — Vertagung bis zur nächsten Sitzung 
beschlossen. 


Die Organisation der Gemeinwirtschaft 


im Bau- und Wohnungswesen 


Die „Soziale Bauwirtschaft“ Nr. 6, Organ des Verbandes 
sozialer Baubetriebe, enthält unter vorstehender Ueberschrift 
einen Artikel, den wir nachstehend zum Abdruck bringen, weil 
wir uns mit den geäusserten Gedanken einin wissen und 
bereit sind, in der hier skizzierten Richtung mit dem Bauarbeiter- 
verbänden und allem übrigen in Frage kommenden Organi- 
sationen aufs innigste zusammenzuwirken. Die „Soziale Baıı- 
wirtschaft“*) schreibt: 


”) Ausserdem enthält diese Nummer einen Leitartikel „Soziale Bau- 
wirtschaft und Techniker“ von Heinrich Kaufmann, einen weiteren 
Artikel „Zur Beurteilung des Taylorsystems“ von Richard Oehring, 
ferner die von den Bauarbeiterverbänden dem Reichstag und der Reichs- 
regierung unterbreitete Entschliessung zur Belebung der Bautätig- 
keit, sowie den Vorschlag der Ärbeitnehmerverbände des Bau- 
gerarhe zur gemeinwirtschaftlichen Regelung der Baustoff- 

ewirtschaftung und in einer Menge kleinerer Notizen wertvolles Material 
zur Beurteilung der Baustoffpreise, des Baumarktes, sowie der Wohnungs- 
a im Preussischen Wohlfahrtsministerium und der Entwicklung sozialer 
aubetriebe. Wir können diese Zeitschrift, die sich immer mehr zu einem 
erstklassigen Kampfergan für die Gemeinwirtschaft im Baugewerbe entwickelt, 
allen Mitgliedern bestens empfehlen. Insbesondere sollte j-der Bautechniker 
vor allem jeder Bundesfunktionär, der sich für die Gemeinw'rtschaft interessiert, 
diese Zeitschrift, die unseren Mitgliedern zum Preise von 9 M. zur Verfügunz 
steht, abennieren. Bestellungen sind nicht an uns, sondern direkt an den 


Verlag: Verband sozialer Baubetriebe, Berlin W 50, Augsburger Strasse 61, 
zu richten. 
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„Die Meinungen. über die zweckmässigste Organisation der 
Gemeinwirtschaft im Bau- und Wohnungswesen sind bis heute 
noch stark auseinandergegangen. Sofern Theorien auf diesem 
Gebiet aufgestellt sind, weichen sie im wesentlichen vonein- 
ander ab. Die Wirtschaft ist nun keine Sache, die sich durch 
irgendeine Theorie bändigen lässt. Sie ist ein Organismus wie 
der menschliche Körper, der seine Nahrung aus dem Pilanz- 
boden zieht, auf dem er jeweilig wächst und der durch den 
Zielwillen führender Köpfe eine bestimmte Entwicklungsrichtung 
erhalten kann. Wir sehen nun in Deutschland die gemeinwirt- 
schaftliche Regelung des Bau- und Wohnungswesens in zunächst 
zarten Ansätzen nach ganz bestimmten Richtungen hin sich ent- 
wickeln. In dem untenstehend abgebildeten Schema ist die 
voraussichtliche Entwicklung skizzenhaft angedeutet, Auf der 
linken Seite des Schemas sind die Interessenverbände der pro- 
duzierenden Kopi- und Handarbeiter und auf der äussersten 
rechten Seite die Interessenverbände der Wohnungskonsumenten 
zur Darstellung gebracht. Zwischen diesen in ihren Interessen 
vielfach auseinanderstrebenden Organisationen sind die Treu- 
händerorgane des Bau- und Wohnungswesens in Gestalt der 
Baubetriebe auf der einen; Seite und in Gestalt der Baustoif- 
betriebe auf der anderen Seite eingeschaltet. 


Es lässt sich heute bereits übersehen. dass diese vier be- 
teilieten Faktoren am Bau- und Wohnungswesen einen drei- 
gliedrigen Aufbau auch in Zukunft aufweisen werden. Die 
Interessenverbände der produzierenden Kopf- und Handarbeiter 
sind heute bereits derart gegliedert, dass die örtlichen Organi- 
sationem: der baugewerblichen Kopf- und Handarbeiter in engster 
Fühlung zueinander stehen. Sie sind fernerhin zu bezirklichen 
Organisationen zusammengeschlossen und haben in der Gestalt 
der Zentralverbände der baugewerblichen Gewerkschaften ihre 
Spitzenorganisation für ganz Deutschland erhalten. Die Organi- 
sation der sozialen Baubetriebe hat sich von vornherein diesem 
dreigliedrigen Aufbau der gewerkschaftlichen Organisation an- 
geschlossen und soziale Baubetriebe für den Ort. Bauhütten- 
betriebsverbände für Landesbezirke und den „Verband sozialer 
Baubetriebe“ für das gesamte Deutsche Reich geschaffen. Die 
Baustofferzeugungsbetriebe haben noch keine gemeinwirtschait- 
liche Organisation aufzuweisen. Jedoch sind auch die privat- 
kapitalistischen Baustofferzeugungsbetriebe heute bereits in 
ihren Interessen-Organisationen nach örtlichen, bezirklichen und 
Reichsspitzenverbänden zusammengeschlossen. Die Örgani- 
sation der Wohnungskonsumenten weist eine von Jahr zu Jahr 
hervortretende Organisation nach der gleichen Drei- 
gliederung auf. In den Gemeinden wirken die Siedlungsgesell- 
schaften, in den Bezirken die Wohnungsfürsorgegesellschaften, 
die ihrerseits wieder zu einem Reichsverband der Wohnungs- 
fürsorgegesellschaften zusammengeschlossen sind. Dieser 
Reichsverband ist zwar heute noch keine besondere juristische 
Person, es dürfte aber nur eine Frage der Zeit sein, dass auch 
die Wohnungsfürsorgegesellschaften sich zu einem festen Reichs- 
verband mit wirtschaftlichen Aufgaben zusammenschliessen. 


Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir in Aussicht stellen, 
dass sich die gemeinwirtschaftliche Organisation des Bau- und 
Wohnungswesens auf der Grundlage der Selbstverwaltung im- 
mer weiter ausbauen wird, und dass die produktive Tätigkeit, 
die heute noch die Gemeinden, Landesregierungen und das 
Reich auf dem Gebiet des Bau- und Wohnungswesens ausüben, 
mit der Zeit diesen Selbstverwaltungskörperschaften übertragen 
wird. Reich, Staaten und Gemeinden werden dann in Zukunft 
nur gesetzgebende und kontrollierende Organe auf dem Gebiet 
des Bau- und Wohnungswesens sein, also Funktionen ausüben, 
die sie vor dem Kriege ausgeübt haben und für die sie auch 
konstruiert worden sind. Wir sehen in dem abgebildeten 
Schema, dass das Reich seine gesetzgebende und kontrollierende 
Tätigkeit auf. die Spitzenverbände der produzierenden Kopfi- 
und Handarbeiter, der sozialen Baubetriebe und Baustofibetriebe 
und der Wohnungskonsumentenverbände erstrecken wird, dass 
die Landesregierungen ihrerseits die bezirklichen Organisationen 
der gleichen Verbände zu kontrollieren haben, und dass .die 
Gemeinden die örtlichen Organisationen unter ihre Kontrolle 
stellen werden. Aus dem Schema ist fernerhin ersichtlich, wie 
die Beziehungen der einzelnen Organisationen untereinander 
sich voraussichtlich gestalten - werden. Wir sehen, dass die 
baugewerblichen Spitzenverbände den „Verband sozialer 
Banbetriebe“ führend beeinflussen. Wir sehen ferner, dass 
die Bezirksverbände der baugewerblichen Kopf- und Hand- 
arbeiter, wie die Ortsvereine der gleichen Organisationen sich 
anden Bauhüttenbetriebsverbänden beteiligen wer- 
den. Diesem engen Kontakt zwischen den sozialen Baubetrieben 
und den gewerkschaitlichen Organisationen auf der einen Seite 
entspricht der enge Kontakt zwischen den Wohnungskonsumen- 
ten und den Baustofibetrieben auf der anderen Seite. Der „Ver- 
band sozialer Baubetriebe“ und die zu bildende Reichswohnungs- 
gemeinschaft werden die Reichsbaustofigemein- 
schait zu bilden haben. Die Bauhüttenbetriebsverbände der 
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Bezirke, die Wohnungsfürsorgegeselischaiten der Bezirke wer- 
den dann die Baustoffibeschaffungsstellen der ein- 
zeinen Bezirke zu bilden und zu finanzieren haben. Die ein- 
zelnen Baustoffbetriebe selbst werden dann unter Betciligung 
der Bauhüttenbetriebsverbände und der bezirklichken Woh- 
nungsfürsorgegesellschaften arbeiten. Das Intar- 
esse der Wohnungskonsumenten an den sozialen Baubetrieben 
ist dadurch zum Ausdruck gebracht, dass die örtlichen 
Siedlungsgesellschaften als Hauptkapitalgeber für 
die sozialen Baubetriebe auftretem werden. 


Dieses Schema will und soll keinen Anspruch daraui er- 
heben, die Organisation der Gemeinwirtschaft im Bau- und 
Wohnungswesen endgültig festzusetzen. Es fusst nur auf den 
bereits bestehenden Ansätzen gemeinwirtschaftlicher Entwick- 
lung und fühlt eine Bewegung voraus, die, wenn sie sich in den 
vorgezeichneten Bahnen weiter entwickelt, sehr wohl in der 
Lage wäre, das gesamte Bau- und Wohnungswesen auf eine 
höhere wirtschaftliche und kulturelle Stufe zu stellen.“ 
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Einer, der die Zeit verschlafen. Im’ „Zentralblatt der Bau- 
verwaltung‘ vom 26. Februar 1921 Nr. 17 findet sich folgendes 


Inserat: £ 
„Jüngerer Hochbautechniker 
wird vorübergehend zur Entwurfsbearbeitung und Detaillierung 
von Kleinbauten gesucht. Die monatliche Vergütung 
beträgt 600 M. Von diesem Betrag wird die 
dem Arbeitgeber obliegende Versicherung 
des Gehilfen abgezogen. 

Dienstantritt muss spätestens am 1. April 1921 erfolgen. 
Bewerbungsgesuche mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und selbst- 
gefertigten kleineren Skizzen sind bis zum 5. März 1921 bei 
unterzeichneter Stelle einzureichen. 

Büdingen, den 21. Februar 1921. 

Der Kreisbauinspektor für Hochbau: gez. Frey.“ 


Im Baugewerbe hat nach dem für Büdingen geltenden Be- 
zirkstarif ein fertiger Bautechniker heute 1000 M. als Min- 
destgehalt zu fordern. Das ist angesichts der schweren 
Lebenshaltungskosten ein gewiss nicht übermässig hoher Satz. 
Um so mehr muss es begrüsst werden, dass nun endlich einmal 
eine Behörde dazu übergeht, ihren Techniker,gehilien“ ein aus- 
kömmliches Monatsgehalt anzubieten. 600 M. — Goldmark 
natürlich gerechnet — ist eine Vergütung, mit der sich 
so leben lässt, wie es einem Techniker zukommt. Wir 
irren uns doch nicht, Herr Kreisbauinspektor Frey bietet 600 
Goldmark für die Entwurfshbearbeitung und Detaillierung von 
Kleinbauten? Wenn aber die Zweifelnden recht haben sollten, die 
es dieser Behörde zutrauen, dass in dem verlockenden Angebot 
die heute laufenden armseligen Papiermärker gemeint sind, dann 
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müssten wir allerdings feststellen, dass es in Büdingen einen 
Kreisbauinspektor gibt, der seine Zeit verschlafen hat und der 
deshalb zweifellos auch sonst nicht für seinen Posten geeirnet 
sein kann. Dann wäre es wahrhaft äusserste Notwendigkeit, 
dass der vielgenannte „demokratische Geist in der Verwaltung“ 
auch nach Büdingen dringt un@’ den rückständigen Beamten mit 
der Nase auf die bestehenden Tarifverträge stösst — vor allen 
Dingen ihn selbst aber einmal zwingt, mit 600 M. Monatsver- 
gütung zu leben. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Verbindlicherklärung des Reichstarifvertrages für tech- 
nische Angestellte bei Privatarchitekten. Auf Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums ist unter dem 12. April 1921 die nach- 
stehende Verfügung auf Blatt 2334 laufende Nr. I des Tarif- 
registers eingetragen: 

„Der zwischen dem Bund der technischen Angestellton und Beamten in 
Berlin und dem Bund deutscher Architekten am 7. September 1920 abge- 
schlossene Reichstarifvertrag zur Regelung der Gehalts- und Arbeitsbedingungen 
für die technisch und künstlerisch tätigen Angestellten bei den deutschen 
Privatarchitekten wird für diesen Berufskreis für das Gebiet des Deutschen Reiches 
mit Ausnahme von Württemberg und Hohenzollern gemäss & 2 der Verordnung 
vom 23. Dezember 1918 (Reichs-Gesetzblatt S. 1456) für allgemeinverbindlich 
erklärt. Die allgemeine Verbindlichkeit beginnt mit dem 1. Februar 1921. 
Sie erstreckt sich nicht auf solche Privatarchitekten, die Inhaber von Bau- 
geschäften sind oder selbständig Bauten ausführen. 

Der Reichserbeitsminister. 
l. A.: gez. Dr. Sitzler.“ 


Die Verbindlichkeit gilt also für alle Architekten, die nicht 
als Unternehmer selbständig Bauten ausführen, auch wenn 
sie nicht Mitglieder des B. d. A., des Bundes deutscher Archi- 
tekten sind. Unsere Kollegen in den Architektenateliers können 
nun darauf dringen, dass die Bestimmungen des Rahmenver- 
trages unabhängig von der Gehaltsfrage überall zur Anerken- 
nung kommen. Das gilt besonders hinsichtlich der Arbeits- 
zeit. — die bei geteilter Arbeitszeit 45 Stunden, bei durch- 
gehender Arbeitszeit 42 Stunden wöchentlich nicht überschreiten 
darf —, der Ueberstunden und des Urlaubs, der Beteiligung an 
Wettbewerben und Privatarbeiten, der Kündigung, Gehaltsfort- 
zahlung in Krankheitsfällen, sowie der Schlichtung von Streitig- 
keiten über diese Punkte. Die Gehälter werden in den ein- 
zelnen Bezirkstarifverträgen, die mit den Landesbezirken 
des B. d. A. abgeschlossen sind, festgesetzt. Bis jetzt sind ab- 
geschlossen die Bezirkstarifverträge für die Tarifgebiete: Ost- 
preussen, Brandenburg, Norden (Hamburg), Niedersachsen (Han- 
nover), Thüringen, Sachsen-Anhalt, Hessen-Nassau, Bayern, 
Freistaat Sachsen, Baden und Schlesien. Es fehlen nur noch 
die Verträge für Rheinland rechts und Westfalen, sowie 
Rheinland links (besetztes Gebiet). Mit den ersten beiden hat 
sich bereits das Haupttarifamt beschäftigt und entsprechende Vor- 
schläge gemacht, die, nachdem die Arbeitgeber auf dieser Grund- 
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lage zu keiner ‘Einigung mit den Angesteilten kommen woll- 
ten, in der am 23. April stattgefundenen neuen Sitzung des 
Haupttarifamtes durch bindenden Schiedsspruch erledigt wur- 
den. An diesem Tage wurde auch durch das Haupttarifamt der 
Bezirkstarif Rheinland links noch zur Erledigung gebracht. 

Wir werden, nachdem nunmehr auch die letzten drei Be- 
zirkstarifverträge abgeschlossen sind, womit in allen Teilsn 
Deutschlands die Gehälter der Angestellten bei Privatarchitekten 
tariflich festliegen, noch zu einer abschliessenden Besprechung 
des Reichstarifvertrages und seiner Auswirkung an dieser Stelle 
kommen. 


Neuregelung der Gehälter für das Tieibaugewerbe Ober- 
schlesiens. Auf Grund $ 5 Ziffer 15 des Reichtarifvertrages fand 
auch in Oberschlesien eine Revision der Gehälter statt, die nach 
lanzen Verhandlungen zu folgendem Ergebnis führte: 

1. Es werden Mindestgehälter und Dienstalterszulagen ge- 
währt. 

a) Jugendliche Angestellte: 
I. Im ersten Jahre der Ausbildung . » » .. » REES ZEH20 M, 
I. „ zweiten „ = = ARE RER EEE a LE BER 
UL „ dritten „ = “ NE Re NE RLIU. m 
IV. „ vierten „ 5 ” ER N er AO: 
Nach dem vierten Berufsjahr bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres 600 „ 


b) Technische Angestellte nach Vollendung 
des 20. Lebensjahres: 
I. Vom 20.—24. Jahre 650—850 M., dann steigend fünf Zulagen 
von je 70 M. in Abständen von je zwei jahren bis zum End- 
halt van ae a Be a 20 -M, 
Von 20—24 Jahren 900 M., steigend bis 1100 M., dann fünf 
Zulagen von je SOM. in jährlichen Abständen bis zum Endgehalt von 1350 „ 
Il. 1350 M,- dann fünf Zulagen von je 80 M. bis zum Endgehalt von 1750 „ 


II. 


— 


IV. a) unter 30 Jahren. . . DI RR FREE BER ERNEN-1600 
b) von 30—35 Jahren . ». 2. 2. 2 2. nee. 1750.% 
e) über 35 Jahre . . . . ö Br 1950° 5, 


Bei sämtlichen Entlohnungen tritt für die ländlichen Bezirke 
(It. Arbeitertarif) ein Abschlag von 10 Prozent ein. 


Die neuen Gehaltssätze treten mit. dem 1. Februar 1921 in: 


Kraft. Die Nachzahlung der erhöhten Gehälter hat sofort zu 
erfolgen, 


Der Architektentarif für Sachsen. Die seit November 1920 
zwischen unserer Gaugeschäftsstelle und dem : Landesbezirk 
Sachsen schwebenden Verhandlungen über die Tariiregelung 
der Gehalts- und Arbeitsbedingungen der technisck und künst- 
lerisch tätigen Angestellten bei Privatarchitekten durch einen 
im Rahmen des Reichstarifvertrages.vom 7. September adzu- 
schliessenden Bezirkstarifvertrag sind nun endlich zu. einem 
Frgebnis gekommen. Es war sehr schwierig, die Herren. selb- 
ständigen Architekten überhaupt zu einem Tarifvertrag zu 
bringen, denn gerade diese Arbeitgeber sind bestrebt, die frü- 
heren „patriarchalischen“ Zustände auch heute noch in ihren 
Betrieben möglichst lange aufrechtzuerhalten. Sie können sich 
nur schwer an Kollektivverträge gewöhnen. Von Anfang an 
stiess deshalb unsere Tarifkommission auf den heftigen Wider- 
stand der Arbeitgeber, die glaubten, ihren Angestellten heute 
noch Gehälter bieten zu können, die sich. weit unter den in 
Sachsen sonst üblicher bewegten. So mussten trotz stunden- 
langer Beratung die ersten Verhandlungen ‚als ergebnislos ab- 
gebrochen werden. 

Darauf wurde das in Frage kommende Haupttarifamt 
angerufen. Aus dem Verhandlungsbericht über dessen Sitzung 


am 24. Februar 1921 (‚Bautechniker“ Nr. 12) ist zu ersehen,- 


dass dort ein Spruch gefällt wurde, welcher den Vertragsparteien 
in Sachsen aufgab, schnellstens noch einma Izu verhandeln. und 
zwar auf der Grundlage der bestehenden Berliner Tarifsätze, 
die das Haupttarifamt auch für Sachsen als angemessen er- 
achtet. In dem Spruch wurde zum Ausdruck gebracht, dass, 
wenn bis zum 15. März keine Einigung zustande käme, das 
Haupttarifamt in seiner nächsten Sitzung. dann eine bindende 
Entscheidung nach dem Reichstarifvertrag fällen würde Un- 
ter dem Druck dieses Beschlusses fanden am 11. März wieder- 
um Verhandlungen statt, die nach scharfen Auseinandersetzun- 
gen zu einer Vereinbarung auf folgender Gehaltsgrundlage 
führten: 
Es-werden gezahlt: 

für Gruppe A: Technische Hilfskräfte ohne abgeschlossene Fachschulbildung, 

die. vorwiegend mit zeichnerischen, oder mechanischen 

Arbeiten beschäftirt werden, 


a) unter 20 Jahren 600— 900 M. 
b) von 20—24 „ 950 „ 
724228 °, 1000 „ 
d) über 28 Jahre 1100—1200 „ 


Gruppe B: Techn'ker, die nach ordnungsm#ssiger Lehrzeit im Bau- 
gewerbe ihre theoretische Ausbi'di'na bei einer staatlichen 
oder anderen als gleichwertig anerkannten ‘Schule erlangt 
haben und hierüber das Schulprüfungszeugnis vorlegen: 


Schriftleiter: Heinrich Kaufmann, Berlin, — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 32; 
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Nr, 14° 
1. Anfänger im 1. Berufsjahr . . „ 1050M. 
Es - 
gr ne oe 
2. Fertige Techniker im 4 Berufsjahr 1300 M. 
5. ” 1325 „ 
6. ” 135 „ 
Fe » 1375 » 
8.8 1400, 


3, selbst, arbeitende Techniker 
unter 30 Jahren 1450 „ 
von 30—35 “ 1550 „ 
über 35 Jahre 1650 „ 
Gruppe C: Architekten, das sind Angestellte mit künstlerischer Ver- 
onlagung und Sch»ffensfähigkeit, die als mitwirkende Krsite 
an den künstlerischen Arbeiten des Privatarchitekten teil- 


nehmen. Architekturschüler im 1. Lehrjah‘. 400 M. 
De ZI 450 „ 

„I: m 650 „ 

” 700 „ 


2. Theoretisch ausgebildete Architekten 
im 1. Berufsjahr 1050 „ 
we ” M25CH 
er ” 1200 „ 

3. Theoretisch und praktisch aus- 

gebildete Architekten unter 30 Jahren 1350 „ 
v.30-35° „ 1450 „ 
über 35 Jahre 1550 „ 
4. selbständig arbeitende Architekten Gehalt nach freier 
Vereinbarung. 
Zu diesen Gehaltss*r«n wurden noch folgende 
Protokollarische E klärungen vereinbart: 

1. Auf die im $ 4 (Gehälter) festgesetzten Gehaltssätze k.mmt bei Unver- 
heirateten ein Abschlag von je 100 M. 

2. Für November 1920 werden die im Bezirkstarifvertrag für des Hochbau- 
gewerbe vom 26. August 1920 festgelegten Entlohnungssätze zur An- 
wendung gebracht. 

3. Als Ortsklassen werden die staatlichen Festsetzungen als massgebend an- 
gain. In O:ten der Ortsklasse II kommen 5 ee in solchen der 

rtsklasse III 10 Prozent in Abzug. 


4, Ab 1. März 1921 sollen die gleichen Gehaltssätze gezahlt werden, die im‘ 


_ Baugewerbe Gültigkeit erlangen. 
Die oben verzeichneten Gehaltssätze haben rückwirkende Kraft ab 
1. Dezember 1920, 


° Unter ganz besonders schwierigen Verhältnissen ist es nun 
also gelungen, erstmalig auch für die sächsischen Architekten 
und Techniker bei Privatarchitekten einen Tarifvertrag zum 
Abschluss zu bringen, der zweifellos nicht alle Wünsche be- 
friedigen wird, aber doch zu einer Verbesserung der. bisher 
ausserordentlich ungünstigen Bewertung der technischen und 


künstlerischen Arbeitskraft unserer Kollegen führt. Von der ge- 


werkschaftlichen Kraft und der Einigkeit aller im Baugewerbe. 
organisierten Kollegen wird es abhängen, ob wir in Zukunft auf 


diesen in mühsamen Verhandlungen urbargemachten Weg wei-. 


terwandeln können. Das ist um so eriorderlicher, als wir heute 
schon feststellen müssen, dass auch die Unternehmer im Bau- 


gewerbe der besonders für Sachsen dringend notwendigen Re- 


vision der geltenden Tarifsätze die grössten Schwierigkeiten 


bereiten, Noch wird weiterverhandelt. Das Haupttariiamt für’ 


die technischen Angestellten im Batigewerbe hat dem säch- 
sischen Arbeitgeberverband aufgegeben, erneut über Erhöhung 
der Tarifgehälter mit unserer Gauverwaltung zu ‚verhandeln und 
in Anbetracht der besonderen Verhältnisse in Sachsen eine 
ausreichende Zulage zu bewilligen. Dabei hat der unpar- 
teiische Vorsitzende des Haupttarifamtes mit aller ‚Deutlich- 
keit zu Protokoll erklärt, dass auch er die. bisher. vor den Ar- 
beitgebern gemachten Zugeständnisse — 200 M. für Ver- 
heiratete, 100 M. für Ledige auf alle Sätze — für durchaus un- 
genügend hält. Da das Haupttarifamt: im Baugewerbe über 
Gehaltsrevision aber nur entscheiden kann, wenn Ein- 
stimmigkeit vorliegt, müssen die Parteien noch einmal "ver- 
Be Der Ausgang dieser Verhandlungen ist nicht abzu- 
sehen. 


Bei der Hartnäckigkeit der sächsischen Unternehmer . 


ist es — darauf muss heute schon hingewiesen werden — 
nicht ausgeschlossen, dass wir vielleicht, gegen unseren Wil- 
len, in Sachsen zu einer Aktion getrieben ‘werden, die die 
grösste Opferwilligkeit und Geschlossenheit’ aller Kollegen er- 
forderlich machen kann. Ai 


Beton-Mischmaschine 


für Handbetrieb, Fabrikat Kaiser & Co., Kaiserslautern, gut 
erhalten, ab Augsburg. Preis 2700 Mark. Gewicht 1000 kg. 
Offerten unter H. P. 30 an die „Deutsche Techniker Zeitung“. 
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Vorschlag zur gemeinwirtschaftlichenRe- 
gelung der Baustoffbewirtschaftung 


Mit der gemeinwirtschaftlichen Organisation der Baustoif- 
erzeugung und des Baustofihandels muss schnellstens begonnen 
werden, wenn wir in der nächsten Zeit zum Bauen kommen 
wollen, ohne dabei der privatkapitalistischen Gewinngier wieder 
ungezählte Millionen zu opfern. Reichswirtschaftsminister 
Scholz hat erklärt, dass als Gegenwirkung gegen den von der 
Entente eingeleiteten Grossangriff auf das deutsche Wirtschafts- 
leben mit grösster Beschleunigung eine möglichst grosszügige 
Belebung des Baumarktes erfolgen soll. Im wirtschafits- 
politischen Ausschuss des Reichswirtschafts- 
rates hat man Sich mit einem Antrag Wissell beschäftigt, 
welcher ebenfalls die Verschiebung des Schwerpunktes unserer 
Produktion nach - dem Baumarkt hin verlangt, um die ver- 
heerende ‘Arbeitslosigkeit, mit der die Sanktionen das deutsche 
Wirtschaftsleben bedrohen, abzuwehren, und Vorschläge zur 
Beschaffung der für diesen Zweck erforderlichen grossen 
Mittel enthält. Dabei wurde einstimmig beschlossen, die 
Reichsregierung zu ersuchen, einen Betrag von weiteren 
3 Milliarden Mark für den Wohnungsbau — zu den bereits 
im Februar bewilligten 2 Milliarden — aus Reichsmitteln zur 
Verfügung zu stellen. Weiter wurde ein Antrag unseres Kol- 
legen Schweitzer angenommen, welcher die Reichs- 
regierung auffordert, den Antrag Wissell umgehend nach der 
wirtschaftlichen und finanziellen. Seite hin zu prüfen und dem 
Reichswirtschaftsrat über das Ergebnis. Bericht zu erstatten. 
Die in der Zwischenzeit mit aller Beschleunigung zu erledigen- 
den Massnahmen zur Behebung der Wohnungsnot sind so zu 
gestalten, dass ihre Ueberleitung in eine gesetzliche Regelung 
durchgeführt werden kann, die, wie der Antrag Wissell es be- 
absichtigt, zu. einer grundsätzlichen und dauernden 
Lösung der Bau- und Wohnungsfrage geeignet ist.“ Desgleichen 
wurde ein Antrag Bernhard (Chefredakteur der „Vossischen 
Zeitung‘) angenommen, der die Regierung ersucht, „baldmög- 
lichst einen Gesetzentwurf über die Belebung der Bau- 
tätigkeit vorzulegen, der seine besondere Aufmerksamkeit auch 
einer Regelung der Baustoffwirtschaft zuwendet“. 


Die Regierung wird sich also mit dieser Frage in der 
nächsten Zeit sehr eingehend zu beschäftigen und vor allem auf 
eine Vereinheitlichung der in verschiedenen Ministerien zer- 
streufen Referate für die einzelnen Wirtschaftsgebiete hinzu- 
wirken haben. So werden die Ziegel zurzeit im Reichs- 
wirtschafitsministerium, Holz im Reichsernährungsministerium, 
Kalk, Gips, Trass und sonstige Binde- 
mittel im Reichswirtschaftsministerium bearbeitet; eine Zer- 
Splitterung der Kräfte, die sachlich in keiner Weise gerecht- 
fertigt ist. 

Im Bauwesen sind wir unabhängig vom Auslande, unab- 
hängig von Sanktionen und Blockade, von Zollschranken und 
sonstigen wirtschaftlichen Beschränkungen durch unsere 
Gegner. Hier haben wir es aber mit dem inneren Feind 
zu tun, mit den Wucherern, Schiebern und unersättlichen Kapi- 
talisten, die auf die Ausbeutung der deutschen Konsumenten 
bedacht sind. Die syndizierten Baustoiferzeuger in der Zement- 
und Kalkwirtschaft, in der Ziegelindustrie und die Vereinigung 
der Holzhändler rüsten sich, wie alle übrigen Baustoffliefe- 
ranten, für die aus der Not des deutscher Volkes zu gebärende 
Hochkonjunktur. Demgegenüber dürfen die Vertreter der All- 
gemeininteressen nicht untätig sein; sie müssen Vorschläge 
machen, die so hieb- und stichfest sind und vor der fachmänni- 
schen Kritiki bestehen, dass sie mit guten Gründen nicht abge- 
lehnt werden können. Wir haben in unserer Schrift „Das 
deutsche Bauprogramm 191-—-194* Wege. zur 
gemeinwirtschaftlichen Regelung der Baustoifbewirtschaftung 
gewiesen, die bis heute noch nicht ernstlich bestritten wurden, 
weil auch: die Verteidiger der kapitalistischen Wirtschaft Tat- 
sachen nicht hinwegdisputieren können. 


en 90. Mai 
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Wir wollen mit unserem Vorschlag die gemeinwirt- 
schaftliche Regelung der Baustoffbewirtschaftung an die 
Stelle der kapitalistischen Wirtschaft setzen, zunächst für 
die zur Behebung der Wohnungsnot notwendigen Neubauten. 
Bei der gegenwärtigen politischen Zusammensetzung der 
Reichsregierung und der Kräfteverteilung im Parlament ist 
allerdings nicht mit der sofortigen Verwirklichung eines so 
weitgehenden: Vorschlages zu rechnen, weshalb wir auch alle 
jene Bestrebungen unterstützen müssen, die in der Richtung 
dieses Zieles liegen. Deshalb haben wir uns auch bei den Be- 
ratungen der baugewerblichen Arbeitnehmer- 
verbände, die sich mit der gemeinwirtschaftlichen Regelung 
der Baustofierzeugung beschäftigten, beteiligt — siehe Bericht 
über die Vorständekonferenz der baugewerblichen Arbeit- 
nehmerverbände in Nr. 11 der „D. T. Z.“, Ausgabe „Bau- 
techniker“ — und nachfolgenden als Gesetzesskizze der Reichs- 
regierung und dem Reichstag unterbreiteten: Vorschlag unsere 
Zustimmung gegeben. Diesem Entwurf stimmte ausser den 
unterzeichneten freigewerkschaftlichen Organisationen auch der 
christliche Fabrikarbeiterverband grundsätzlich zu. Nur 
wünscht dieser eine andere Zusammensetzung des Reichsbau- 
stoffrates, für welche er eine Abänderung vorschlägt, die auch 
den organisierten Minderheiten itı allen Instanzen eine aus- 
reichende Vertretung sichert. Es ist also die Gesamtheit 
der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und Angestellten, 
die hinter diesem Vorschlag steht und ihn als das mindeste 
dessen bezeichnet, was erfüllt werden muss, wenn die. unab- 
weisbar gewordene Belebung des Baumarktes nicht wieder zu 
einer Bereicherung kleiner Volksschichten auf Kosten der 
grossen Masse des Volkes führen soll. Möge der Reichstag 
sich diesem Vorschlag nicht verschliessen. In der Bauwirt- 
schaft steht die Frage Privat- oder Gemeinwirtschaft 
zur Entscheidung. Hier hilft kein Mundspitzen mehr, hier 
muss gepfiifen werden! 


Vorschlag zur gemeinwirtschaftlichen Regelung 
der Baustoffbewirtschaftung. 


Art. 1. Die Bewirtschaftung der Baustoffe wird der Reichsbaustoffgemein- 
schaft, Gesellschaft öffentlichen Rechts, übertragen. 

Die Reichsbaustoffremeinschaft regelt ihre vermögensrechtlichen Angeleger- 
heiten selbständig und verwaltet sie nach kaufmännischen Grundsätzen unter 
Oberaufsicht des Reichswirtschaftsministeriums, 

Art. 2. Die Reichsbaustoffgemeinschaft kann die Baustoffproduktion und 
den Baustoffhandel gemeinwirtschaftlich regeln und ihrer Leitung unterstellen. 

Insbesondere erhält sie das Recht auf: 


a) Erwerb und Enteignung von Baustoffbetrieben, sowie von Baustoff-Roh- 
und Fertigfabrikaten; 

b) Kontrolle über Ein- und Ausfuhr von Baustoffen; 

c) Festsetzung von Höchstpreisen; 

d) Abschluss von Zwangslieferungsverträgen und Bildung von Zwangs- 
lieferungskartellen ; 

e) Kohlenverteilung an die Baustofferzeugungsbetriebe ; 

f) Produktionsausgleich zwischen den bezirklichen Baustoffmärkten und 
Absatzzebieten ; 

g) Erhebung von Abgaben. 


Die Grundsätze für Enteignung und Entschädigungen werden durch ein 
besonderes Gesetz geregelt. 
Art. 3. Die Organe der Reichsbaustoffgemeinschaft sind: 
1. der Reichsbaustoffrat, 
2. der Aufsichtsrat, 
3. das Direktorium, 
Art. 4. Der Reichsbaustoffrat besteht aus 40 Mitgliedern. Ihm gehören an: 
16 Vertreter der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften, der Länder, darunter 
kraft ihres Amtes der Direktor des Ruhrsiedlungsverbandes und der 
Direktor des Siedlungswesens von Berlin, 
6 Vertreter des Fabrikarbeiterverbandes, 
6 Vertreter der baugewerblichen Arbeitnehmerverbände, 
2 Vertreter der kaufmännischen und technischen Angestellten, 
3 technisch-wirtschaftlich geschulte Vertreter, ernannt vom Reichswirt- 
schaftsminister, 
5 Vertreter der Baustofferzeuger, 
2 Vertreter der Baustoffhändler, 
3 Vertreter des Verbandes sozialer Baubetriebe, 
3 Vertreter des Wirtschaftsbundes für das deutsche Baugewerbe. 
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Die Mitgliedschaft in dem Reichsbaustoffrat ist auf fünf Jahre mit der 
Massgabe beg-enzt, dass in jedem Jahre im Verhältnis zur Vertretungsstärke 
die anteilige Zahl von Vertretern ausscheidet und’ neu gewählt wird. 

Die näheren Bestimmungen über das Wahlverfahren für die erste und die 
späteren Wahlen erlässt der Reichswirtschaftsminister. Im übrigen gibt sich 
auch der Reichsbaustoffrat seine Geschäftsordnung selbst. 

Art. 5. Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, die vom Reichs- 
baustoffrat auf fünf Jahre gewählt werden. 

Art. 6. Das Direktorium der Reichsbaustoffgemeinschaft besteht aus fünf 
Mitgliedern, die vom Reichsbaustoffrat auf sechs Jahre gewählt werden. Sie 
erhalten feste Bezüge und können auf Antrag des Aufsichtsrates durch 
Beschluss des Reichsbaustoffrates jederzeit abgesetzt werden. 

Der Reichsbaustoffrat bestimmt den Vorsitzenden und den Stellvertreter 
des Direktoriums. Bei der Wahl des Vorsitzenden hat der Reichswirtschafts- 
minister das Bestätirungsrecht. 

Vertretungsberechtigt sind mindestens zwei Mitglieder des Direktoriums. 

Seine sonstigen Befugnisse werden durch eine Geschäftsordnung geregelt, 
die das Direktorium mit Zustimmung des Aufsichtsrates aufstellt. 

Art. 7. Auf Direktorium und Aufsichtsrat der Reichsbaustoffgemeinschaft 
finden die gesetzlichen Bestimmungen des Handelsgesetzbuches über Vorstand 
und Aufsichtsrat der Aktiengeselischaften sinngemäss Anwendung. 

Art. 8, Die Reichsbaustoffgemeinschaft ist verpflichtet, für einheitliche 
Wütschaftsprovinzen besondere Baustoffbeschaffungsgesellschaften als nachge- 
ordnete Organe mit weitestgehender Selbständigkeit einzurichten. 

Die Organe der Baustoffbeschaffungsgesellschaften sind in bezug auf 
Interessenvertretung dem Zentralorgan nachzubilden mit der Massgabe, dass 
die Wohnungsfürsorgegesellschaften das Vorschlagsrecht für d’e ea des 
ersten Direktors erhalten. Für den Ruhrsiedlungsbezirk steht dieses Recht 
dem Ruhrsiedlungsverband und für das Gebiet Gross-Berlin der Stadt 
Berlin zu, 

Art, 9. Die Baustoffbeschaffungsgeseilschaften sind verpflichtet, ihre Ge- 
schäfte nach den Grundsätzen einer Handelsgesellschaft zu führen und ihren 
Jahresabschluss dem Aufsichtsrat der Reichsbaustoffgemeinschaft zur Genehmi- 
gung vorzulegen. 

Art. 10. Die Reichsbaustoffgemeinschaft hat dem Reichswirtschafts- 
ministerium Jahresbericht und Jahresabschluss zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Art. 11. Der Reichbaustoffgemeinschaft wird vom ‚Reich einmalig ein Be- 
trag von 500 Millionen M. als Einrichtung und Wirtschaftsschatz bewilligt. 


Deutscher Bauarbeiterverband. Zentralverband der Zimmerer. 
Zentralverband der Töpfer und Berufsgenossen. 
Zentralverband der Maler, Lackierer und Anstreicher. 
Zentralverband der Dachdecker. Deutscher Polierbund. 
Verband der Asphalteure. Verband der Glaser. 
Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Verband der Fabrikarbeiter, Metallarbeiter-Verband. 
Verband der Sattler, Tapezierer usw. 
Zentralverband der Maschinisten und Heizer. 
Deutscher Holzarbeitsrverband. 

Zentralverband der Steinarbeiter. 

Verband der Steinsetzer. Verband sozialer Baubetriebe. 
Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 














on Rundschau co 
Gewerkschaftsarbeit 
Ein neuer Architektentarii für das besetzte Gebiet. In Köln 


hat sich: ein grosser Teil der Architekten, die mit der Richtung 
des B. d. A. nicht einverstanden sind, abgesondert und zur 
Kölner ireien Architektenschait zusammenge- 
schlossen. Neben den Verhandlungen mit dem Landesbezirk 
des B. d. A. haben wir auch mit dieser Kölner „irsien Archi- 
tektenschaft“ verhandelt. In Anbetracht des besseren sozialen 
Verständnisses dieser Herren sind wir mit ihnen fertiz gc- 
worden und haben den Tarifvertrag abgeschlossen, obwohl die 
erzielten Gehälter für die Kölner Verhältnisse keineswegs als 
unbedingt ausreichend bezeichnet werden können. Zum Ab- 
schluss veranlasst wurden wir in der Hauptsache auch durch 
den Rahmenvertrag der in den einzelnen Stellen eine wesent- 
liche Verbesserung des mit dem B. d. A. abgeschlossenen 
Reichstariies bringt. 

Die wichtigsten Bestimmungen iolgen nachstehend: 

Arbeitszeit getrennt 45, durchgehend 42 Stunden. 

Urlaub: 1. Jeder Angestellte (auch solche in gekündigter Stellung) hat 
wie nach & 4 des Reichstarifvertrages Anspruch auf folgenden Urlaub: 
im 1. Dienstjahr in demselben ‚Atelier nach 6 monatig. Tätigkeit 6 Arbeitstag 
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2. Zu diesem Urlaub tritt ein Zuschlag: 

nach voliendetem 25. Lebensjahre 3 Arbeitstage 
26 4 


” 2. ” 


„ ” . „ ”» 
” „ 27. ” 5 ” 
” ” 28. ” 6 ” 

3. Wer das 5. Dienstjahr im Unternehmen oder das 30. Lebensjahr über- 
schritten hat, erhält 3 Arbeitstage zugeschlagen. 

Anrechnung der Kriegsjahre bei der Gehaltsbe- 
rechnung. Hier konnte über den Reichstarif hinausgehend erreicht werden, 
dass jedes Kriegsjahr (bei mindestens 6 monatiger nicht beruflicher Heeres- 
oder Zivildienstzeit, Gefangenschaft oder Lazarett) als ein halbes Berufsjahr 
gerechnet wird. Für das Jahr 1921 werden höchstens 2 Kriegsjahre, für 
1922 höchstens 2 weitere Kriegsjahre und für 1923 gegebenenfalls der Rest 
angerechnet. Wird durch die Kriegsdienstzeit das Studium unterbrochen, so 
werden die Kriegsdienstjahre so angerechnet, als ob sie während der anzu- 
nehmenden Berufszeit abgedient worden wären. 
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Praktische Tätigkeit, die über die für den Besuch der Fach- 
schule bezw. Hochschule vorgesehene Pflichtzeit von 1 Jahr hinausgeht, 
wird zur Hälfte als Berufsjahre angerechnet. 

.. Die Klassifizierung soll kein starres Gebilde darstellen, Es soll 
vielmehr ein Angestellter, auch wenn er noch nicht über die für eine bestimmte 
Gruppe erforderlichen Berufsjahre verfügt,. aber die Arbeiten ausführt, welche 
von der Gruppe verlangt werden, das Recht haben, seine Bezahlung 
nach der höheren Gruppe zu verlangen. 

Die Gehälter stellen sich wie folgt: 

A) Technische Hilfskräfte: 

ünter 20 Jahren . . su. um. ul... SR EB ER 

vom 20. Jahre an 8 Jahre jährlich steigend um M. 50,— 

den Monat bis. . . » a Tr EEE 
B) 1. Technische Schüler : 


im 1. Jahr freie Vereinbarung 


A a er on 
»3. „ freie Vereinbarung unter allmählicher Annäherung 
an das Anfangsgehalt der nächsten Greppe. 
Technische Schüler über 18 Jahre dürfen unter keinen Um- 
ständen schlechter bezahlt werden als die technischen Hilfs- 
kräfte unter A, 
2. Anfänger: 
im 1. Berufsjahr . . - »„ .975,— 


jährlich steigend bis zum 3. Berufsjahr einschliesslich um 


je M. 100,— den Monat bis. . 00 a EI BB 


3.: Fertige Techniker: 
im 1. Berufsjahr a EA as 
jährlich steigend bis zum 3. Berufsjahr einschliesslich um je 
M.'50,— den Monat bis“. 2... Son ea 
4. Selbständig arbeitende: 
im 1. Berufsjahr ee 5 =. 
jährlich steigend bis zum 4. Berufsjahr einschliesslich um je 
M. 50,— den Monat bis ı 0 me Zune el Eee 
C) Architekten: 
1. Architekturschiler: 
im 1. Jahr freie Vereinbarung 


„ 1650,— 


„ . ” . . . . . . . . ® . . . ® ..'. . M. 100,— 
»3  » freie Vereinbarung unter Annäherung an das 
Anfangsgehalt der nächsten Gruppe je nach Vorbildung und 
Eignung. Architekturschüler über 18 Jahre dürfen unter 
keinen Umständen schlechter bezahlt werden als die tech- 
nischen Hilfskräfte unter A. 
2. Theoretisch ausgebildete: 
im 1. Berufsjahr ee ae ee re ee 
jährlich steigend bis zum 3, Berufsjahr einschliesslich um je 
M. 100,— den Monat bis . ee Le 


3. Theoretisch und praktisch ausgebildete: 
im 1. Berufsjahr . . . 


in Eee ee ee 
iährlich steigend bis zum 3. Berufsjahr einschliesslich um 


je M. 100,— den Monat ba . . . „u. 22 u 1875 
4. Selbständig arbeitende: 3 

im 1. Berufsjahr a Ne ee ee 

jährlich steigend bis zum 3. Berufsjahr einschliesslich um 

je. M. 109,— den Monat bis. 17 e., 2 22 72 


Darüber nach freier Vereinbarung. 

Für die Tätigkeit auf der Baustelle oder ausserhalb des Ateliers werden 
Bauzulagen bezw. Reiseentschädigungen nach folgenden Grundsätzen 
vereinbart: 

innerhalb des Ortsbezirkes M, 200,— 
ausserhalb M, 200,—, ferner Reisckosten und Verpflegungsgeld nach 
Vereinbarung. 
85. Betriebsräte, 

In den Ateliers mit mehr als 20 Arbeitnehmern sind sofort Beiriebsräte 
zu bilden. An einem Orte wird für die Angestellten aller Ateliers mit 
weniger als 20 Angestellten ein gemeinsamer Betriebsrat gebildet. Ein- 
gruppierungsfragen sollen möglichst bevor sie an die Schlichtungskommission 
eingereicht werden, zwischen dem einzelnen Arbeitgeber und dem Betriebsrat 
geklärt werden. Nötig werdende Feststellungen in den Ateliers der einzelnen 
Architekten übernimmt gegebenenfalls im Auftrag des Betriebsrates ein Be- 
amter des B.t.A.B. Den Betriebsratsmitgliedern ist der Besuch anderer Ateliers 
auf Grund ihrer Rechte als Betriebsrat nicht gestattet. 

Zu dem letzten Satz des Paragraphen haben wir unsere Einwilligung gegeben, 
aus der Erkenntnis heraus, dass im Architekturgewerbe, in welchem sehr oft mit 
Wettbewerben gerechnet werden muss, der Besuch von Berufskollegen in 
anderen Bureaus zu grossen Unzutröglichkeiten führen kann. Jedenfalls ist 
dieser Paragraph im ganzen günstig für die in den kleinen Architekturbureau 
verstreut sitzenden Bundesmitglieder, insofern als diese dadurch ebens> wie die 
Angestellten grösserer Betriebe gegen willkürliche Entlassung geschützt sind. 
Das ist gegenwärtig besonders erforderiich, weil bei den Besatzungsbauten die 
Besatzungsabteilungen der Städte, namentlich der Stadt Köln, es sich in dem Ver- 
trage mit den Architekten vorbehalten haben. die Eutfernung der Bauführer 
von der Baustelle jederzeit von dem Architekten verlangen zu können, wenn 
ein Bauführer der Stadtverwaltung nicht genchm ist, 


Hoffentlich wird nun auch der B. d. A. endlich zum Ab- 
schluss seines Bezirkstariiess kommen, nachdem selbst die 
ausserhalb des Reichstarifes stehende Architektenschaft die Ar- 
beitsbedingungen ihrer Angestellten tariflich zerezelt hat. 


Bezirkstarif „Niedersachsen“ B. D. A. Mit dem B. D. A.- 
Bezirksamt Niedersachsen wurde nachstehender Vertrag mit 
Wirkung vom 1. Januar 1921 geschlossen: 

Gruppe A: Technische Hilfskräfte 


unter 20 Jahre 20—24 Jahre 24—28 Jahre über 28 Jahre 
— 650,— 750,— 950,— M. 
Gruppe Bl1:Anfänger 
unter 30 Jahre 30—35 Jahre über 35 Jahre 


750,— 800,— 900,— 


850,—, 900,—, 1000,— 950,—, 1000,—-, 1100,— M. 
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GruppeB 2: Fertige Techniker 
1025,—, 1100, — 1125,—, .1200,— 
Gruppe B3: Selbständige Techniker 
150, — 1350, — 1450,— M. 
Anmerk. B.1: Die 3 Gehaltssätze gelten für das 1., 2. und 3. Berufsjahr 
nach Vollendung der Fachschulausbildung. 
B 2: Der1. Gehaltssatz gilt für die ersten beiden Jahre, der 2. Ge- 
haltssatz vom dritten Jahre der Einreihung in diese Gruppe, 
Verheiratetenzulage: Verheiratete der Gruppen B 1, 2, 3 sowie 
Kollegen über 28 Jahre erhalten zu den Sätzen der 1.Spalte (unter 30 Jahren) 
eine Zulage von 100 M. 


Gruppe C: Architekturschüler 
a) ohne fachliche Vorbildung: 
2. 


im 1. 


1250,— M. 


bzw. 3. Tätigkeitsjahr : 
100,— 209, — 350,— M. 
b) mit abgeschlossener Fachschulbildung (Beschäftigung als Architektur- 
schüler nicht über ein Jahr!) 
unter 30 Jahren 30—35 Jahre über 35 Jahre 
EN, — 700, — 800,— M. 
ec) Architekturschüler, welche eine nicht abgeschlossene Fachschulbildung 
besitzen, werden entsprechend ihrem Können zwischen den Sätzen a) 
und b) nach Vereinbarung bezahlt. 
GruppeC 2, 3, 4: Genau wie B 1, 2 und 3. 

Anmerk. Die Sätze dieser Gruppen konnten infolge der wirtschaftlichen 
Lage einer grossen Anzahl der in Frage kommenden Bureaus zur- 
zeit nicht höher gestelit werden. Sie gelten auch hier als 
Mindestsätze, deren Erhöhung durch freie Vereinbarung von 
Fall zu Fall geschehen kann, 

Baustellenzulagen, Reiseentschädigungen nach freier 

Vereinbarung. 

Entschädigung für Haushaltführung ist 
von Fall zu Fall zu vereinbaren. 

Ortsklassen: Die Gehaltssätze gelten für -Ortsklasse ._ In Orts- 
klasse II werden 5%, in III 10%, weniger gezahlt. Unter I fallen die Orte 
der staatlichen Ortsklassen A und B, desgl. unter II=C und unter II =D undE, 

Arbeitszeit nach dem Reichstarif (45 bzw. 42 Stunden). 

Urlaub: Im 1. Dienstjahr 6 Arbeitstage 
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doppelte 


„+. ” ” 


Pi? ” 12 ” 
Nach vollendetem 25. Lebensjehr 2 » Zuschlag 
” ” 26. ” 3 ” ” 
” n 27. „ 4 » „ 
” ”„ 28. ” 5 ” ”„ 
Nach 5 Dienstjahren oder Ueberschreitung des 30. Lebensjahres ein 


weiterer Zuschlag von 2 Arbeitstagen. 


Für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1920 wird eine 
besondere Vereinbarung getrofien, über die zurzeit noch ver- 
handelt wird, 

Letztere sowohl wie auch der gesamte Bezirkstarif ist von 
der Gaustelle Hannover, Celler Str. 11. zu beziehen. (Preis 
einschl. Reichstarif 2 M.) 

Der Geltungsbereich des abgeschlossenen Vertrages er- 
streckt sich über die gesamte Provinz Hannover, die Freistaaten 
Braunschweig, Bremen, Schaumburg-Lippe und die Landschaft 
Pyrmont. 


Bezirkstarifvertrag für das Hochbaugewerbe in Minden- 
Lippe. Nach langen Verhandlungen ist es endlich gelungen, 
auch mit dem Bezirks-Arbeitgeberverband des Baugewerbes 
für den Bezirk Minden und den Freistaat Lippe den Be- 
zirkstariivertrag zum Abschluss zu bringen. 

An Gehältern werden gezahlt mit Rückwirkung ab 1. Ok- 
tober 1920: 

Ortsklasse 


Gruppe l: I u In 
a) unter. 20 Jahren . . . . „ M. 550,— 
b) nach vollendetem 20.—24. Jahre „ 650, — 
oo 4 24.—28. „u „ 750,— 
d) über 28 Jahre. . . 


„ 859, — 
Gruppell: 
im 3: Jahr . » . * oo...» M. 750, — 
a?) 2; ” . . . . . . . . ” 800, — 
ER eo 000. m 909,—L 5°, weniger 10°/, weniger 
Gruppe Ill: 
vom 1. Jahr ab „. oo . . M.1025,— 
n . nn» a De u? FE 1100.— 
GruppeIV: 
a) unter 30 Jahren . . „. . ..M,1150,— 
b) nach vollendetem 30.—35. Jahre „ 1250,— 
c) über 35 Jahre . . 2 2, 1350, — 


GruppeV: freie Vereinbarung 


Verheiratete. Angestellte erhalten in den Gruppen II, II 
und IV 100 M. pro Monat mehr. 

Ferner erhalten in Gruppe HU, II und IV die Unverheirate- 
ten, sobald sie das 28. Lebensiahr vollendet haben, dieselbe 
Entlohnung wie die Verheirateten, so dass also von. diesem 
Zeitpunkt an die Gehaltsunterschiede ausgeschaltet werden. 

Wenn ferner in den Gruppen III und IV der Unverheiratete 
nachweist, dass er Familienmitzlieder zu unterstützen hat, so 
soll auch hier der Gehaltsunterschied zwischen Verheirateten 
und Unverheirateten in Fortfall kommen. 

Ortsklassen-Einteilung: 
Ortsklasse I: Stadt Bielefeld, die Orte Brackwede 
Schildesche, 


und 
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Ortsklasse II: die Städte: Minden, Herford, Salzuflen, Detmold, 
Gütersloh und Oeynhausen. 
Ortsklasse IH: alle übrigen Orte. 
Nach einer weiteren Vereinbarung vom 25. April 1921 sind 
dig Gehälter der Gruppe II um 50 M., die Gehälter der 
Gruppe III und IV um je 100 M. erhöht worden. 


Neuregelung der Gehälter im Gebiete des Mitteldeutschen 
Arbeitgeberverbandes für das Baugewerbe (Frankfurt a. M.). 
Nachdem es uns gelungen war, am 23. Dezember 1920 eine Er- 
höhung (der Gehaltssätze unseres Bezirkstariivertrages vom 
31. Juli 1920 herbeizuführen, nahmen wir Veranlassung, nach 
Ablauf der Viermonatsfrist erneut an den Mitteldeutschen Ar- 
beitgeberverband zwecks einer weiteren Gehaltsaufbesserung 
heranzutreten. Wir können feststellen, dass die Vertreter der 
Arbeitgeber entgegen den anderwärts sich  breitmachenden 
Bestrebungen, die Gehälter der Angstellten abzubauen, unseren 
erneuten Forderungen immerhin einiges Verständnis entgegen- 
brachten. Wenn auch die Erhöhungen an sich nicht dem ent- 
sprachen, was wir forderten, so wurde doch immerhin ein 
weiterer Schritt getan zur Anpassung der monatlichen Ein- 
kommen an die Kosten der Lebenshaltung. 

Nach mehrstündigen Verhandlungen wurde eine Einigung 
erzielt, nach der ab 1. April 1921 an Stelle der im Nachtrag I 
vom 23. Dezember 1920 aufgeführten Entlohnung folgende Ge- 


haltssätze treten. 
Ortsklasse 


Gruppel: I I m 


a) unter 20 Jahren. . . . 2 0.2. .M. 550,— 500,— 450,— 

b) nach vollendetem 20.—24. Jahre . . „ 800,—  750,— 700,— 

WER a DE 0, 02 re 

d) über 28 Jahre . . . 2 2 2 2...» 1200,— 1125,— 1050,— 
Gruppe Il: 

a) bis zum vollendeten 23. Jahre . . .„M. 900,—  850,— 800,— 

b) nach vollendetem 23.—26. „ e..,»1100,— 1025,— 975,— 

e) über 26 Jahre  . 2 2 22 2.0 0» 1300,—. 1200,—  1100,— 
Gruppe Ill: 

a) bis zum vollendeten 23. Jahre . . .M.1200,— 1100,— 1000,— 

R nach vollendeteın 23.—26. „ ee.» 1300,— 1200,— 1100,— 

ec) über 26 Jahre . » 2. 2 2 2.20%» 1500, — 1400,— 1300, - 
Gruppe IV: 

a) unter 30 Jahren . . . 2.2 0 ...M.1475,— 1409,— 1300, — 

b) nach vollendetem 30.—35. Jahre . . „ 1600,—  1500,— 1460,— 

c) über 35 Jahre Denen. .e n 1725,— 1609, — 1500,— 
Gruppe V: 

a) unter 30 Jahren. . 2.» 2.2.2.2... M.1770,— 1680,— 1560,— 

b) nach voliendetem 30.—35. Jahre . . „ 1920,— 1800,— 1680, — 

c) über 35 Jahre . ebais » 2070,— 1920,— 1800, — 


Diese Gehaltssätze sind erstmalig wieder kündbar zum 
1. August 1921. Die übrigen Bestimmungen des Bezirkstarii- 
vertrages bleiben bestehen. 


Erhöhung der Gehaltssätze im Tietbau-Bezirksvertrag Pro- 
vinz Hannover usw. Die bereits am 6. November 1920 bean- 
tragte Erhöhung der Gehaltssätze konnte infolge der verzöger- 
ten Regelung des Schiedsverfahrens für diese Streitigkeiten erst 
am 14, April verwirklicht werden. Danach gelten ab 1. Fe- 
bruar 1921 folgende Gehaltssätze: 








Gruppe A: Jugendiiche Angestellte 1 pen m 
1. Im 1. Jahr der Ausbildung . 450 433 415 
2. ” 8 ” ’ CARE SER Sn . 500 489 469 
3. „ 3. und 4. Jahr der Ausbildung . . ... 550 525 590 
4, Nach dem 4. Berufsjahr bis zur Vollendung des 
20. Lebensjahres . . . » ur IN Denke 625 600 575 
Beschäftigungs- Ortsklasse Dienstalterszulage 
Gruppe RE Ey ER a vom 24. Lebensjahre ab 
I 750 720 690 5 Zulagen von je 50 M. in 
Abständen von je 2 Jahren. 
1 900 865 825 5 Zulagen von je 40 M. 
in jährlichen Abständen. 
11 1175 | 1125 | 1075 3 Zulagen von je 40 M. 


1 Zulage von 65 M. und 
1 Zulage von 90 M. 
in jährlicher Aufeinanderfolge. 
Nach vollendetem 30. Lebensjahre wird eine weitere Zulage 


von 100 M. gewähit, falls z. Zt, eine Ueberführung in Gruppe IV 
nicht möglich ist. 


IVa 1475 | 1410 | 1345 
IVb 1575 | 1505 | 1435 
IVe 1675 | 1690 11525 











Vorstehende Gehälter sind unkündbar bis zum 30. Juni 1921. 
DR übrigen Bestimmungen betr. Bauzulage usw. bleiben unver- 
ändert. 

Die besondere Zulage von 100 M. in der dritten Gruppe 
konnte erreicht werden, weil auch die Arbeitgeber zugaben, 
dass die Einreihung in Gruppe IV nicht überall erfolgt sei, trotz- 
dem gewisse Voraussetzungen dafür vorlagen. Es wird Sache 
einer Revision des Reichstarifvertrages sein, durch eine proto- 
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kollarische Erklärung genau wie im. Hochbauvertrag klarzu- 
stellen, dass die Gruppen IH und HI Durchgangsgruppen 
sind. 


Neue Gehaltssätze im Baugewerbe für den Bezirkstarii 
Unterweser- und Emsgebiet. Am 26. April 1921 fanden in 
Bremen Verhandlungen über Erhöhung der Gehaltssätze des 
Bezirkstarifs für das Unterweser- und Emsgebiet statt. Nach 
dreistündigen Verhandlungen wurden die nachstehend auige- 
führten Sätze vereinbart, die vom 1. April er. ab Gültigkeit 
haben. Die beteiligten Ortsverwaltungen haben dem Abkommen 
inzwischen zugestimmt. 


Gru el: Gruppe Il: 
statt 550, ER 610 M. statt 650 . . 750 M. 
RT 720 „ 3750 900 „ 
” 750 . 835%, het, 1000 „ 
5 950 , 1050 „ z ;e 
Gru e 1. ruppe N 
statt 950 e R 1100 M. statt 1250 . 1375 M. 
» 1050. 1200 sr 13507. 1500, 
LLION 13254, 14508. 10600 7, 


Der Antrag auf Eingruppierung Oldenburgs in die 2. Orts- 
klasse konnte wegen Abwesenheit des Arbeitgebervertreters 
von Oldenburg nicht zur Erledigung kommen, wird aber noch 
gesondert zwischen den Beteiligten in Oldenburg später ver- 
handelt. 


Aus anderen Verbänden 


Gründung des Bauhüttenbetriebsverbandes für Rheinland- 
Westialen. Am 30. März d.J. wurde in Dortmund der Bauhütten- 
betriebsverband für den Bezirk Rheinland-Westfalen gegründet. 
In der Gründungsversammlung waren sämtliche freigewerk- 
schaftlichen Verbände der baugewerblichen Hand- und Kopi- 
arbeiter vertreten. Für unseren Bund nahm Kollege Jakob 
daran: teil. Die Wichtigkeit. dieser Gründung ist schon im 
„Bautechniker“ Nr. 11 eingehend dargelegt worden. Dem Bau- 
hüttenbetriebsverbande gehören sämtliche sozialen Baubetriebe 
und Produktivgenossenschaften des Bezirkes an. Der Verband 
Sozialer Baubetriebe beteiligte sich an der Gründung mit einen 
erheblichen Kapital, so dass das Stammkapital die Summe von 
700000 M. erreichen .konnte. In den Aufsichtsrat 
des Bauhüttenbetriebsverbandes wurde un- 
ser Kollege Jakob gewählt. Leider lässt die finanzielle 
Beteiligung aus den Kreisen unserer Kollegen sehr zu wünschen 
übrig. Es ist dies zum Teil darauf zurückzuführen, dass viele 
Kollegen sich über die wirtschaftlichen Probleme des Bau- 
gewerbes noch nicht genügend klar sind. Die Kopfarbeiter, die 
eigentlich die geistigen Träger der neuen Bewegung sein soll- 
ten, werden durch die Initiative den Handarbeiter in den Hinter- 
grund gedrängt, so dass zuletzt die Führer nur aus den Kreisen 
der Handarbeiter hervorgehen werden. Jeder Kollege müsste 
zum mindesten die kurzen, aber klaren Schriften von Ellinger 
und Kaufmann (siehe „D. T.-Z.“ Nr. 12, „Die Sozialisierung des 
Baugewerbes“) gelesen haben. Er würde dann die junge Be- 
wegung nach besten Kräften unterstützen und ein eifrizer Mit- 
kämpfer werden. 


Bauhütten-Betriebsverband Hessen und Hessen-Nassau, G. m. 
b. H. Am 11. März d. J. kamen 50 Vertreter der baugewerb- 
lichen Hand- und. Kopfarbeiter aus Hessen, Hessen- 
Nassau, Waldeck und einigen Orten aus Bayern im 
Frankfurter Rathaus zusammen, um vor einem Notar die 
Gründung obengenannten Verbandes vorzunehmen. Die 50 Ver- 
treter haben etwa 60000 im ‚Baufach beschäftigte organisierte 
Arbeitnehmer in genannten Landesteilen hinter sich, die in ihrer 
grossen Mehrheit bereit sind, für die Einführung der Gemein- 
wirtschaft im Baugewerbe ein Opfer zu bringen. Es.hatten 
Vertreter entsandt: der Bauarbeiterverband 22. Dachdecker- 
verband 2, Fabrikarbeiter 1, Holzarbeiter 1, Maler 4, Metall- 
arbeiter 4, Steinsetzer 1, Zimmerer 7, Butab 2, Angestellte 1, 
und die bereits im Bezirk errichteten sozialen Baubetriebe 5. 
Der Verband sozialer Baubetriebe war durch Baurat Dr. Martin 
Wagner (Berlin) vertreten. Von dem 500 000 Mark betragenden 
Stammkapital zeichnete Dr. Wagner für den Verband sozialer 
Baubetriebe 200000 M., die übrigen 50 Vertreter zusammen 
300000 M. oder etwa 5 M. pro Mitglied. 

Der Gesellschaftszweck des Bauhütten-Betriebs- 
verbandes Hessen ist: Die Gründung und Förderung gemein- 
wirtschaftlicher und sonstiger, nicht auf privatkapitalistischer 
Grundlage tätiger Baubetriebe, sowie die Uebernahme gemein- 
samer wirtschaftlicher Aufgaben dieser Betriebe und die Ver- 
tretung ihrer Interessen vor dritten Personen oder Körper- 
schaften im Benehmen mit dem Verband sozialer Bau- 
betriebe G. m. b. H. 

Die Gesellschaft ist zur Vornahme aller mit dem vorge- 


DER BAUTECHNIKER 1921 


"Nr. 15 


dachten Zweck unmittelbar oder mittelbar in Verbindung 
stehenden Hilfs- und Nebengeschäften befugt. 






Ki 


Die Baubetriebe müssen von dem Grundsatz geleitet sein, 


. möglichst billige und gute Bauten für die Allgemeinheit herzu- 


stellen. 
Die Gesellschafter oder Genossen der Baubetriebe dürfen 
keinen höheren Gewinnanteil als 5 vom Hundert beziehen. Die 


Verteilung eines Ueberschusses an die in den einzelnen Betrieben ° 


beschäftigten Hand- und Kopfarbeiter soll nach den vom Ver- 
band sozialer Baubetriebe G. m. b. H. aufgestellten Richtlinien 
und Grundsätzen nicht ausgeschlossen sein. 


Der Bauhütten-Betriebsverband Hessen hat bereits eine Afi- ° 
zahl solcher Baubetriebe gegründet; in Aschaffenburg, Darm- 


baden werden Maurer, Zimmerer, Dachdecker, Maler, Schreiner, 
Pilasterer, Tief-, Hoch- 
Techniker, Bauführer und kaufmännische Angestellte ebenfalls, 


und Strassenbauarbeiter beschäftigt. 


. stadt, Frankfurt a. M., Giessen, Hanau, Kassel, Mainz und Wies- 


er 


Weitere Betriebe sollen in den Industrie- und Kreisstädten er- 


richtet werden. Die Produktionsmittel, das Betriebskapital wird 


hier von den baugewerblichen Hand- und Kopfarbeitern aufige- 


die Produktionsmittel zur Verfügung zu stellen. Wie gewaltig 


»schon die Preise, die Gewinne der Privatunternehmer im Inter- 
»esse der Allgemeinheit 


durch die sozialen Baubetriebe be- 


schnitten wurden, soll in einem besonderen Artikel behandelt 


“werden. ® 


Den grössten Teil der Betriebsmittel stellen die Bauarbeiter. 


‚bracht, obwohl die Allgemeinheit eigentiich verpflichtet wäre, 


Laut Beschluss im Bezirk hat jedes Mitglied ausser dem regel- 


Sozialisierungsbeitrag zu leisten, wodurch über eine Million M. 


„eingehen wird. Die Zimmerer im Gau Hessen opfern pro Mit- 


.mässigen Verbandsbeitrag die Summe von 30, teils 40 M, als 


glied 25 M. ausser dem Verbandsbeitrag, so dass 100000 M. 


zusammenkommen. Die Dachdecker erheben ausser dem Ver- 


bandsbeitrag 30 M. für die -Sozialisierung pro Mitglied. Die 


sonstigen Organisationen der Baunebengewerbe zeichnen auch 
Anteile, die meistens aus den Kassenbeständen entnommen wer- 
den, das ist eine Angelegenheit jeder einzelnen Organisation. 
Feststeht, die baugewerblichen Hand- und .Kopfarbeiter im 
ganzen Bezirk, ob Stadt, ob Land, finanzieren den Bauhütten- 
Betriebsverband, dieser errichtet dann die sozialen Baubetriebe 
und sorgt auch für die Finanzen. Bei Errichtung solcher Be- 


-triebe werden soziale Baugesellschaften gegründet, 


hier können sich alle. Arbeitnehmerverbände und sonstige Ar- 
beiterinstitute beteiligen, denn die Lösung der Wohnungsfrage 


‘ist eine Frage der Allgemeinheit. Die Unternehmer, selbst die 
Behörden, bekämpfen natürlich mit den schäbigsten Mitteln un- 
sere B:triebe, was uns natürlich ein Beweis sein muss, dass 
wir auf dem rechten Wege sind, denn ohne Kampf wird der 
Arbeitnehmerschaft kein Fortschritt in den Schoss fallen. 

Um eine einheitliche Agitation entfalten zu: können, wurde 
ab 1. April der Gauleiter des Zimmererverbandes,;, Ege, für 
den Bauhütten-Betriebsverband freigestellt, als Geschäftsführer 
fungieren noch- im Nebenamt Hüttmann und als Techniker 


-Heil, der gleichzeitig Geschäftsführer des Frankfurter sozialen 


Baubetriebes bleibt. Der Bauhütten-Betriebsverband für Hessen 
und Nassau hat Schuldscheine ausgegeben zu 100, 200, 500 und 
1000 M., die verzinst werden. An alle Kartelle und Gewerk- 
schaftsvorstände im Bezirk ist ein Rundschreiben ergangen, um 


in Versammlungen über die Sozialisierung des Bau- und Woh- 


nungswesens und die bereits geschaffene Organisation der Ge- 
meinwirtschait zu reden, Referenten und Flugblätter stellt der 
Betriebsverband. Ueberali sind Kommissionen zu bilden, die 
dauernd für die Zeichnung der Schuldscheine werben, die sozialen 
Bau- und Baustoffbetriebe fördern -und- für die Wohnungs- 


fürsorge wie für die Siedlungsgesellschaften wirken, 


Der Bauhütten-Betriebsverband Hessen ‘und Hessen-Nassau | 
G. m. b. H. hat sein Bureau in Frankfurt aM, Aller- 
heiligenstrasse 5l, 2. Stock, Zimmer 14, Fernsprecher: 


Römer 2006. 
Frankfurt a. M., Depositenkasse .C, Zeil 68. 
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Die Gewerkschaften und die sozialen 
h ® E72 
Baubetriebe”) 
Die ee chaitiiste Arbeit der Vergangen- 
eit. 

Als die Verbände der bäugewerblichen Arbeiter und Ange- 
steliten die Sozialisierung des Baugewerbes in die Wege 
leiteten, haben sie bewusst einen neuen Abschnitt ge- 
werkschafitlicher Betätigung begonnen. Die Auf- 
gabe der Gewerkschaften war es bislang, den Arbeitern — 
wenn ich hier von Arbeitern spreche, sp meine ich sowohl die 
Hand- wie die Kopfarbeiter — innerhalb der bestehenden Wirt- 
schaits- und Gesellschaitsordnung einen grösseren Anteil an 
dem Ertrage ihrer Arbeit und damit an den Gütern der Kultur 
zu erkämpien. Dieses Ziel sollte in der Hauptsache erreicht 
werden durch die Verkürzung der Arbeitszeit und die Erhöhung 
der Löhne. Durch die Verkürzung der Arbeitszeit sollten die 
Arbeiter Zeit gewinnen zu ihrer Erholung und geistigen Fort- 
bildung. Durch die Erhöhung der Löhne sollten die materiellen 
Grundlagen zu einer Besserung ihrer Lebenshaltung geschaffen 
werden. 

Was die Gewerkschaiten in dieser Beziehung in den letzten 

Jahrzehnten vor dem Kriege erreicht haben, kann nur der 
ermiessen, der Gelegenheit hatte, die Arbeiterschaft der 9er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts mit der Arbeiterschaft in den 
letzten Jahren vor dem Kriege zu vergleichen, Aus gedrückten, 
vielfach zwischen Arbeit und Schlaf stumpf und dumpf dahin- 
lebenden, dem Arbeitgebern gegenüber so gut wie völlig recht- 
iosen Arbeitern ist ein aufgewecktes, seiner Menschenwürde 
bewusstes, nach der Sonne strebendes Geschlecht geworden, 
das in zahlreichen gewerkschaftlichen Kämpien den Herrn-im- 
Hause-Standpunkt der Unternehmer zebrochen und sich die 
Gieichberechtigung bei Festsetzung der Löhne und Arbeits- 
bedingungen erkämpft hat. Aus dem 11- und 12-stündiren 
Arbeitstag ist allmählich der Zehnstundentag, der Neunstunden- 
tag und nach der siegreichen Revolution der allgemeine Acht- 
stundentag zeworden. 
t Fine wichtige Grimdlage für die aligemeine Fortbildung 
der Arbeiterschaft und für ihre Emperführung zu einer höheren 
Kultur ist damit gegeben. Aber wie steht es mit der ma- 
terieilen Besserstellung ihrer Existenz? Wie steht es mit 
der Verwirklichung ihres voller Menschentums? 

Es ist nicht zu leugnen, auch eine sehr erhebliche 
materielle Besserstelung haben die Arbeiter in der Vor- 
kriegszeit mit Dilfe der Gewerkschaften erreicht, wenn man 
sich seibstverständich auch hüten muss, die Erhöhung der 
Löhne allein als Massstab für die Verbesserunz der Lebers- 
haltung anzusehen. Massgebend ist ja für die Lebenshaltung 
der Arbeiter nicht der Geldlohn, sendern seine Kasuikraft. 

Darüber, wie sich die Kawikraft des Lohnes der Bawarbeiter 
in den letzten zwei Jahrzehnten vor dem Kriege entwickelt 
hat, gibt die Statistik des Deutschen Bauarbeiterverbandes in 
Verbindung mit der Statistik der Lebensmittelpreise eine höchst 
interessante Auskunft. Nach dieser Statistik betrug der 
durchschnittliche Stundenlohn der deutschen 
Maurer im Jahre 1895 35 Pf.; im Jahre 1914 68 Pi. Die 
durchschnittliche tägliche Arbeitszeit betrug: 
Im Jahre 1895 1% Stunden, im Jahre 1914 9% Stunden. Das 
durchschnittiliche Jahreseinkommen der deut- 
schen Maurer betrug: im Jahre 1895 bei 239 Arbeitstagen zu 
19% Stunden 873 Mark, im Jahre 1914 bei 239 Arbeitstagen 
zu 9% Stunden 1362 Mark. Es betrug somit von 1895 bis 1912: 
die Steigerung des durchschnittlichen Stundeniohnes 25,2 Pi. 
— 72 Proz, die Verkürzung der Jahresarbeitszeit 239 Stunden 
; *) Dieser Artikel ist unter der"Ueberschrift „Die Gewerkschaften und 


wir“ in Nr. 9 der „Sozialen Bauwirtschaft“, Organ (des Verbandes sozialer 
Baubetriebe, erschienen. Unsere ‘ Mitglieder erhalten diese hervorragend 


geleitete Zeitschrift zum Vorzugspreise von IM. pro Vierteljahr. Bestellungen 


sind direkt beim Verlage: Verband sazialer Bawbetriebe, Berlin W50, Augs- 
burgerstr. 61, aufzugeben, 
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== 10% Proz., die Steigerung des durchschnittlichen Jahres- 
einkommens bei verkürzter Arbeitszeit 489 Mark — 55 Proz. 

In der gleichen Zeit stiegen die Kosten der Lebensmittel für 
eine vierköpfige Familie (Reichsdurchschnitt aus mehreren 
100 deutschen Städten) von 1901 M. wöchentlich auf 25,12 M., 
also um 6,11 M. = 32,14 Proz. 

Das durchschnittliche Jahreseinkommen 
derdeuischen Maureristsomit von 1895 bis 1914 
trotz verkürzter Arbeitszeit um rund 23 Proz. 
mehr gestiegen als die Preise der Lebens- 
mittel, Da sich die Preise aller anderen Waren etwa in dem 
gleichen Verhältnis erhöht haben wie die Preise der Lebens- 
mittel, so ergibt sich für das Jahr 1914 gegen das Jahr 1895 
eine Verbesserung der Lebenshaltung um 
mehr als 2 Proz. 

Dies ist die tatsächliche, durch die Gewerkschaften er- 
kämpfte Hebung der Lebenshaliung der deutschen Bauarbeiter, 
Diese Erfolge sind wm so höher zu veranschlagen, wenn man 
bedenkt, dass dem Kapitalismus die Tendenz zur Herab- 
drückung der Lebenshaltung der Arbeiterschat bis zur Ääusser- 
sten Grenze des Existenzminimums innewohnt. 


Die Entwicklung der Verhältnisse während 
des Krieges. 

Für die Verbesserung der Lebenshaltung der Arbeiterschaft 
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft gibt es in der Haupt- 
sache drei Möglichkeiten, nämlich: 

1. die Beschneidung des Mehrwertes der Kapitalisten durch 
Schmälerung des kapitalistischen Prolites. 

2. die Steigerung der Erzeugung durch intensivere Arbelt 
unter gleichzeitiger Erhöhung der Löhne. 

3. die Steigerung der Erzeugung durch betriebstechnische 
und andere wirtschaftliche Fortschritie, ebenfalls unter gleich- 
zeitiger Steigerung der Löhne. 

Was die erste Möglichkeit anbelangt, so kann, wenn man 
nicht die Erweiterung der bestehenden Betriepe und die Neu- 
anlage von Betrieben uhmöglich machen will — was gleich- 
bedeutend mit der Verhinderung technischer und wirtschaft- 
licher Fortschritt wäre — nur jener Teil des Mehrwertes in 
Lohn umgewandelt werden, der yen den Kapitalisten nicht 
wieder in die Produktion hineingesi>ckt, sondern für die Be- 
iriedigung persönlicher Bedärinisse der Kapitalisten 
und ihres Anhangs verwendet wird. Tatsächlich war die Ver- 
besserung der Lebershaltung der Arbeiterschait in der Vor- 
krieeszeit weniger auf die Schmälerung des kapitalistischen 
Profites zurückzuführen, als vielmehr darauf, dass die Steige- 
rung der Frzeugung durch betriebstechnische Forischritte usw. 
zu einem erheblichen Teil den- Arbeitern zugute kam. Die 
Gewerkschaften haben einen Teil der Früchte des technischen 
und wirtschaftlichen Fortschrittes den Kapitalisten entrissen und 
ihn den Arbeitern zur Hebung ihrer Lebenshaltung zugeführt. 

Möglich waren diese Erfolge der Gewerkschaften nur so- 
lange und soweit, als die Kapitalisten kein Monopol auf die in 
ihren Betrieben erzeugten Produkte besassen, solange auf dem 
Lebensmittel- und Warermarkt die Nachirage durch das vor- 
handene Angebot einigermassen gedeckt werden konnte und 
die Abwälzung der’ Lohnerhöhungen auf die Konsumenten — 
wenigstens in voller Höhe — nicht möglich war. In dem 
Ausenblick, als während des Krieges eine Knappheit an Waren 
aller Art einirat, als Deutschland vom Weltmarkt abgesperrt 
wurde und die Kapitalisten auf die von ihnen erzeugten Waren 
ein Monopol bekamen, ging die Lebenshaltung der Arbeitsr- 
schaft und des ganzen schafienden Volkes in demselben Masse 
zurück, wie sich der Reichtum der Kapitalistenklasse steigerte. 
Ungeheuerlich stiegen jetzt Lebensmittel- und Warenpreise, 
so dass das, was die Gewerkschaften in jahrzehntelangen 
Kämpfen für die Arbeiterschaft errungen hatten, in kurzer Zeit 
verloren war. Es nützte gar nichts, dass die Gewerk- 
schaften nach wie vor Lohnferderungen stellten und 
auch durchsetzten. Es nützte gar nichts, dass die Löhne in ganz 
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kurzen Zwischenräumen in. einem Masse erhöht wurden, wie 
nie zuvor: Die Folge all dieser Lohnerhöhungen war keine Ver- 
besserung der Lebenshaltung der Arbeiterschaft, war keine 
Schmälerung des kapitalistischen Profites, sondern häufig zenug 
der Anlass zu einer noch grösseren Steigerung der Gewinne 
des Kapitals. Jede Lohnerhöhung wurde von den Besitzern 
der Produktionsmittel nicht nur sofort in voller Höhe auf die 
Konsumenten abgewälzt, sondern obendrein auch noch zur Er- 
zielung eines Extraprofites ausgenutzt. In den erhöhten Preisen 
hatte das kaufende Publikum “nicht nur die Lohnerhöhungen 
der Arbeiter, sondern auch noch einen sehr erheblichen Auf- 
schlag für die: Wucherer, Schieber und Schleichhändler, sowie 
für die Kapitalisten anderer Art zu zahlen. So kam es, dass 
während des Krieges und besonders während und nach der 
Revolution die Löhne der Arbeiter zwar verachtfacht, die 
Kosten der Lebenshaltung aber verfünfizehnfacht und dement- 
sprechend die Lebenshaltung der ganzen Arbeiterschaft weit 
unter den Stand vor 1895 herabgedrückt wurde. Das privat- 
kapitalistische Monopol an Produktionsmitteln führte zur iurcht- 
barsten Ausbeutung des einzelnen wie der in Staat und Ge- 
meinden verkörperten Volksgesamtheit. 


Der Kampi um eine bessere Lebenshaltung. 


Das nächste Ziel der Arbeiterschaft ist nach wie vor eine 
Verbesserung ihrer Lebenshaltung, und zwar wollen die Ar- 
beiter zunächst den Standard der Vorkriegszeit wieder 
erreichen. Als Mittel hierzu betrachtet die grosse Masse der 
Arbeiterschaft. immer noch die Erhöhung der Löhne. 

Nach dem vorher Gesagsten ist es ganz klar, dass durch 
die Erhöhung der Löhne allein für die Arbeiterschaft niemals 
eine wesentliche Verbesserung der Lebenshaltung zu erreichen 
ist, solange die heutige Monopolherrschaft einer Klasse von 
Kapitalisten über die Produktionsmittel und die damit erzeugten 
Waren fortbesteht. Wer heute mit Lohnerhöhungen allein 
die Gewinne der Unternehmer verringern und damit die 
Lebenshaltung der Arbeiter verbessern will, jagt einem Phan- 
tom nach. Solange ieder Unternehmer in der Lage ist, jede 
Lohnerhöhung sofort auf den Konsumenten abzuwälzen und 
dazu noch für: sich einen Extragewinn zu erzwingen, kann 
höchstens ein Teil der Arbeiter vorübergehend auf Kosten aller 
anderen Arbeiter eine kleine Verbesserung seiner Lebenshaltung 
erreichen. Aber in demselben Augenblick, wo die Gesamt- 
arbeiterschaft dieses Beispiel nachahmt, geht der vorübergehend 
errungene Vorteil sofort wieder verloren. Um das zu erkennen, 
bedarf es keiner besonderen volkswirtschaftlichen Kenntnisse, 
denn die einfachen Tatsachen zeigen, dass heute, allen Lohn- 
erhöhungen während der Kriegs- und Nachkriegszeit zum Trotz, 
die Gewinne der Kapitalisten grösser sind als jemals zuvor. 
Es mag aber doch nützlich sein, hier an folgendes zu erinnern: 

Nach der vom Arbeitgeberbund für das Baugewerbe in 
Essen herausgegebenen und vom Unternehmertum -in ganz 
Deutschland anerkannten Schrift „Die Preisermittlung im 
Maurer- und Zimmerergewerbe“ berechnen die Bauunternehmer 
den „angemessenen“ Preis dadurch, dass sie auf die produktive 
Lohnsumme 56 Proz. für Geschäftsunkosten und Gewinne auf- 
schlagen. In Nr. 1 dieser Zeitschrift ist berechnet, dass das 
auf eine Wohnung 15000 Mark Geschäftsunkosten und 
10000 Mark ° Unternehmergewinn ergibt. Geschäftsunkosten 
und Gewinne hat letzten Endes der Mieter zu zahlen. Würden 
heute die Löhne um 100 Proz. erhöht, so erhöhten sich damit 
die Geschäftsunkosten und die Gewinne des Unternehmers 
ebenfalls automatisch um 100 Proz., d.h. auf das einzelne Haus 
'entfielen nun an Geschäftsunkosten 30000 Mark und an Ge- 
winnen 20000 Mark. Die Bauarbeiter hätten dann zwar ihre 
Löhne verdoppelt, aber die Kosten zahlten die Mieter bzw. 
die Steuerzahler, die die Mittel für Baukostenzuschüsse 
aufbringen müssen. Solanze die Bauarbeiter allein eine 100pro- 
zentige Lohnerhöhung bekämen, hätten sie einen Vorteil auf 
Kosten der Gesamtarbeiterschaft und der Allgemeinheit, aber 
in dem Augenblick, wo die Gesamtarbeiterschaft ihren Lohn 
ebenialls um 100 Proz. erhöhte, wäre die Lebenshaltung der 
Bauarbeiter im günstigsten Falle wieder wie zuvor. 

In dr Baustoffiindustrie ist es genau so. Jede 
Lohnerhöhung wird sofort auf die Baustoffpreise aufgeschlagen 
und dazu selbstverständlich noch ein gehöriger Zuschlag als 
Unternehmergewinn. So erklärt es sich, dass z.B. die Zement- 
industrie, die vor dem Kriege unter dem Walten einer immer- 
hin noch einigermassen funktionierenden freien Konkurrenz 
ihren Aktionären selten mehr, meist weniger als 5 Proz. Divi- 


dende zahlen konnte. heute trotz aller inzwischen eingetretenen 


Lohnerhöhungen Dividenden von 10—25 Proz. zahlen kann, 
obwohl heute die Zementwerke nur noch mit etwa 8-10 Proz. 
ihrer tatsächlichen Leistungsfähigkeit arbeiten, gegenüber 
50 _ Proz. vor dem Krieg. Die Lohnerhöhungen für die in der 
Zementindustrie beschäftigten. Arbeiter und Angestellten haben 
weder die Steigerung der Dividenden der Zementaktionäre, 
noch die Verschlechterung der Lebenshaltung dieser Arbeiter 
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zu hindern vermocht. Sie haben auch nicht zu hindern ver- 
mocht, dass an die vom Zementbund stillgelegten Werke Ab- 
findungen in Höhe von etwa 100 Millionen Mark jährlich ledig- 
lich dafür gezahlt werden, dass diese Werke nicht arbeiten. 
Und sie haben schliesslich weiter nicht verhindern‘ können: 
dass die Zementaktionäre ausser ihren Dividenden infolge Er- 
höhung des Aktienkurses riesige Börsengewinne in die 
Tasche stecken. (Wie in Nr. 1 der „Sozialen Bauwirtschaft“ 
nachgewiesen ist, zahlte das Zementwerk „Mark“ seinen Ak- 
tionären im letzten Jahre eine Dividende von 25 Proz. Da der 
Kurs der Aktien dieses Werkes vom 2. Oktober 1920 bis 
2. November 1920 von 355 Mark auf 470 Mark gestiegen ist, 
so verdienten sich die Aktionäre ausser den 25 Proz. Dividende 
ineinem Monmat noch eine Zusatzdividende von 115 Proz.) 

Ebenso wie den Aktionären der Baustoffbetriebe und 
den Bauunternehmern durch Lohnerhöhungen heute ihre Ge- 





winne nicht mehr geschmälert werden, weil das Kapital so fest 


organisiert und kartelliert ist, dass es iede Lohnerhöhung und 
noch einiges mehr auf die Konsumenten abwälzen kann, ebenso 


. wenig werden durch Lohnerhöhungen die Zwischen- 


se winne der Händler erfasst. Nach einer Aufstellung, die 
ebenfalls in Nr. 1 der. „Sozialen Bauwirtschaft“ veröffentlicht 
ist, verteuert der Kleinhandel den Zement um durchschnittlich 
50 Proz. Mit jeder Steigerung der Zementpreise.und der Löhne 
der im Baustoffhandel sowie in den Verkehrsbetrieben be- 
schäftigten Arbeiter werden automatisch auch die Geschäfts- 
unkosten und die Zwischengewinne der Händler erhöht. 

Wie im Baugewerbe, so ist es ganz allgemein. Ueberall 
sind heute die Besitzer der Produktionsmittel wie die Zwischen- 
händler fest organisiert und kartelliert. Sie sind infolgedessen 
in der Lage, jeden Angriff auf ihren Profit abzuschlagen und 
die Lohnerhöhungen der Arbeiter und Angestellten auf die Kon- 
sumenten abzuwälzen. Dass die Besitzer des Grund und 
Bodens aus ihrem Besitz, ohne dass sie auch nur einen Finger 


krumm machen, dauernd fabelhafte Summen in Gestalt von 
Grundrenten in die Tasche stecken, die ebenfalls einzig 


und allein aus produktiver Arbeit fliessen, ist allgemein be- 
kannt, Solange dieses Zins- und Rentnerwesen existiert, So- 
lange die Besitzer der Produktionsmittel einschliesslich des 


Grund und Bodens ein Monopol auf ihr „Eigentum“ haben und 


die Preise diktieren können, solange werden sich die Gewerk- 


schaften gegenüber dem Kapital stets insder Abwehr be- 


finden, so sehr auch ihr Vorgehen immer wieder den Anschein 
des Angriffs erwecken mag. 


Die gewerkschaftlichen Aufgabender Zukunft. 
Was ist angesichts dieser Verhältnisse zu tun? Sollen die 


Arbeiter nun in der Annahme, dass ja doch alle gewerkschaft- 


liche Arbeit umsonst sei, die Hände im den Schoss legen und 
verzagen? Sollen die Gewerkschaften abdanken und der Ent- 
wicklung ihren Gang lassen? 


Nichts wäre- verkehrter als das! Die Gewerkschaften 


wurden niemals nötiger als heute gebraucht. Wären sie nicht 
vorhanden, so hätte heute das gewaltig erstarkte Kapital völlig 
freie Hand. In seiner Gier nach Gewinn saugte es die Arbeiter 
und die Allgemeinheit noch weit schlimmer als heute aus. Mit 
dem achtstündigen Arbeitstag und der Mitbestimmung der Ar- 
beiter bei Festsetzung ihrer Löhne und Arbeitsbedingungen 


wäre es sehr bald vorbei. Ebenso mit sehr vielen anderen 


gewerkschaftlichen Errungenschaften. Solange es einen Kapita- 
lismus gibt, müssen die Gewerkschaften vorhanden sein, um 


die völlige Verelendung der Arbeiter zu verhindern und immer 


wieder auf eine Besserung - der Lebenshaltung hinzuwirken. 
Aber aus der Erkenntnis heraus, dass durch Lohnerhöhungen 
nur dann eine Besserung der Lebenshaltung für die Arbeiter 


zu erreichen ist, wenn die Unternehmer die Lohnzulagen nicht 
sofort wieder auf die Konsumenten abwälzen können, müssen 
sich die Gewerkschaften neuen Aufgaben zuwenden. Sie 
müssen preisbildend wirken, indem sie die Gewinne der 


Unternehmer beschränken und die Ausbeutung der Allgemein- 


heit zu verhindern suchen, und sie müssen letzten Endes ihren 
Kampf führen gegen die Ausbeutung und. das arbeitslose Ein- 


kommen überhaupt. Ihr Ziel muss die Beseitigung 


der kapitalistischen Wirtschaft und die Ein- 


führung der Gemeinwirtschaftsein. 


Die Verbände der baugewerblichen Arbeiter und Ange- 
stellten haben diese Sachlage richtig erfasst; indem sie die 


Sozialisierung des Baugewerbes in Angriff nahmen, schufen sie 


ein Gegengewicht zegen das zügellose Profitstreben des straff | 


organisierten und kartellierten Unternehmertums. Indem sie’ 


soziale Betriebe gründeten, stellten sie den. kapitalistischen 


Privatbetrieben eine gemeinwirtschaftliche -Konkurrenz ent- 


EN 


gegen, wirken sie preissenkend, verhindern sie, dass in Zukunft" 


ohne weiteres jede Lohnerhöhung und noch ein recht erheb- 
licher Profit dazu auf die Konsumenten abgewälzt wird. So’ 
treiben- die-baugewerblichen: Arbeiter- und: Angestelltenverbände 


in Wirklichkeit praktische Lohnpolitik. 
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Aber mehr als das: Durch die Schaffung sozialer Bau- 
betriebe, in denen der Arbeiter nicht mehr für einen Privat- 
kapitalisten zu fronen braucht, regen sie die Arbeitslust und 
Arbeitsireude der Arbeiter au, steigern sie die Produktion, 
tragen ‚sie zur Schafiung grösserer Werte bei, legen sie den 
wirklichen und tatsächlichen Grund zu einer Hebung der 
Lebenshaltung. Denn sie wissen sehr wohl: nicht dadurch, 
dass man den Arbeitern mehr bedruckte Papierscheine gibt — 
die um so mehr entwertet werden, ie mehr man die Drucker- 
presse in Tätigkeit setzt — ist die Lebenshaltung der Arbeiter 
zu bessern, sondern nur durch die Steigerung der 
Produktion, durch die Schaffung von mehr 
Werten und-dadurch, dass man die geschaffe- 
nen Wertenachder geleisteten Arbeit gerecht 
verteilt. 

Aber noch etwas anderes haben die Verbände der bau- 
gewerblichen Arbeiter und Angestellten begriffen, nämlich dass 
die Gründung sozialer Baubetriebe das wirkungsvollste 
Mittel gegen Aussperrungen ist, wie sie vom Ar- 
beitgeberbund für das Baugewerbe im Jahre 1910 vom Zaune 
gebrochen worden sind. Damals wollten die Unternehmer die 
gesamte deutsche Bauarbeiterschait aufs Pflaster werfen, um 
die Kassen der Gewerkschaften zu leeren und die Bauarbeiter 
den Wünschen der Unternehmer gefügig zu machen. Bei einer 
weiteren Ausdehnung unserer Sozialisierungsbewegung werden 
sie sich derartige Experimente reiflich überlegen. Und schliess- 
lich kommt noch hinzu, dass in unsern sozialen Baubetrieben 
Sozialistische Wirtschafsführer herangebildet werden können, 
ohne die eine Vollsozialisierung überhaupt nicht möglich ist. 

Die Unternehmer und Kapitalisten aller Art haben begriffen, 
um was der Kampf der baugewerblichen Arbeiter- und Ange- 
stelltenverbände heute geht: sie sehen ihren Profit, sie sehen 
die Möglichkeit einer rücksichtslosen Ausbeutung der Allgemein- 
heit bedroht. Darum haben sie den Kampf gegen uns aufge- 
nommen. Mögen sie ihn führen! Wir halten Stand! Mögen 
aber auch die baugewerblichen Kopf- und Handarbeiter restlos 
begreifen lernen, um was es bei unserer Bewegung geht: nicht 
nur um einige Pfennige Lohnerhöhung, sondern um die Be- 
freiung. der Arbeiter aus der Lohnsklaverei, den Schutz der 
Allgemeinheit vor kapitalistischer Ausbeutung, um die Auf- 
hebung der Ausbeutung überhaupt, um die Schaffung eines 
wirklich freien Menschentums, dessen Wert sich nicht mehr aut 
Geld, sondern nur.noch auf die für die Allgemeinheit geleistete 
Arbeit gründet. Mögen sie das begreifen und mögen sie ent- 
schlossen die Konsequenzen daraus ziehen! A. Ellinger. 


3.u.4.Sitzung desHaupttarifamtsfürtech- 
nische Angestellte bei Privatarchitekten 


Unter dem Vorsitz des Unparteiischen, Herrn Magistrats- 
rat Dr. Schalhorn, und Teilnahme der Arbeitgebervertreter 
Dr. Siedler, Jürgensen, Biebend, Eckehard Meyer, 
Buch und der Angestelltenvertreter Kaufmann, Rath- 
jen, Kroebel und von Kurowski-Berlin, sowie 
Grüttner-Köln trat das Haupttarifamt für technische An- 
gestellte bei Privatarchitekten zu seiner 3. Sitzung am 23. April 
zusammen, um nachstehende Tagesordnung zu erledigen. 
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RS Er Antragsteller | Antragsgegner | Antrag | Bemerkungen 
2) 3. |Bund der techn. |Bund deutscher | Abschluss eines! 
u Angestellten u.) Architekten, Bezirkstarifs 
Beamten, . Landesbezirk (Rheinland- 
Gau Rheinland- Rheinland | Westfalen) 
Westfalen (rechtsrheinisch) | (rechtsrheinisch)| 
ET — — N 
2; 5. |Bund der techn. |Bund deutscher | Abschluss eines 
Angestellten u.) Architekten, Bezirkstarifs | 
Beamten, Landesbezirk (Rheinland 
Gau Rheinland-| Rheinland links) 
Westfalen (linksrheinisch) | 
3. 4. | Bund der techn. | Bund deutscher | Abschluss eines! 
Angestellten u.|j Architekten, Bezirkstarifs |! 
Beamten, Landesbezirk für Schlesien 
Gau Schlesien Schlesien 
4, 6. |Bund der techn. Bund deutscher | Revision der | nicht 
Angestellten u.| Architekten, | Gehälter \fristgemäss ein- 
Beamten. Bezirk gereicht 
Gau Branden- | Brandenburg 
burg | 
Vor Eintritt in die Beratung erklärte Herr Kauf- 


mann, dass nach telegraphischer Mitteilung Antrag Nr. 4 beir. 
Schlesien von der .Tagesordnung abgesetzt werden könne, da 
der Tarifvertrag bereits zustande gekomnien sei. 

Hierauf wurde beschlossen, zunächst über Antrag Nr. 5 
betr. Bezirkstarifvertrag Rheinland-links (be- 
setztes Gebiet). zu verhandeln. Als Vertreter der Antragsteller 
war Kollege Hagelüken-Köln und für den- Antragsgegner 
Herr Fabricius-Köln. erschienen. In längeren Ausfüh- 


.geben. 
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rungen besprach Kollege Hagelüken den bisherigen Gang der 
Verhandlungen, die zu einer abweichenden Formulierung des 
Bezirkstarifvertrages zeführt haben. Man habe in Köln nicht 
wie bei den anderen Bezirkstariiverträgen die Gehälter für die 
teuerste Ortsklasse festgesetzt und dann Abschläge vereinbart, 
sondern ein Grundgehalt ermittelt, um auf diesem Zuschläge zu 
Ueber die Höhe der Zuschläge war eine Verständigung 
mit den Arbeitgebervertretern nicht zu erreichen. Die Angestell- 
ten forderten für Köln einen Zuschlag von 70 Prozent auf die 
Grundstaffel, während die Arbeitgeber nur 40 Prozent, sowie 
eine monatliche Bauführerzulage von 200 Mark zu geben bereit 
seien. Dieses Angebot musste von den Angestellten abgelehnt 
werden, um so mehr als auch bereits mit der „Kölner 
freien Architektenschaft“ ein Tarifvertrag zum Ab- 
schluss gekommen sei (siehe „Bautechniker“ Nr. 15: „Ein Ar- 
chitektentarifvertrag für das besetzte Gebiet“), in dem ein 
höherer Zuschlag erreicht wurde als nach dem Angebot der, 
Arbeitgeber. Es ginge nicht an, die Angestellten in den Archi- 
tekturateliers nach verschiedenen Gehaltssätzen zu entlohnen. 
Der Vertreter der Arbeitgeber, Herr Fabricius, beantragte 
Abweisung des Antrages, wobei er sich auf eine angebliche 
Einigung der beiden Vertragsgegner stützte, die bereits früher 
über den Tarifvertrag erzielt worden sei. Strittiz wäre 
nur noch die Fassung des $ 5 geblieben, welcher von der Ver- 
tretung der Angestellten in den Betrieben handelt. Nur an 
diesem Punkte sei die Unterschriftsleistung der Angestellten: ge- 
scheitert. Ueber die Höhe der prozentualen Zuschläge hätte 
eine Meinungsverschiedenheit nicht mehr bestanden. Er bean- 
tragte deshalb zunächst, die Frage der Betriebsvertretung zu 
entscheiden und die Höhe der prozentualen Zuschläge dem 
Spruch der örtlichen Schlichtungskommission unter einem 
Unparteiischen zu überlassen. Hierzu führte Herr Kaufmann 
aus, dass, da der Reichstarifvertrag am 12. April für allge- 
meinverbindlich erklärt worden sei, Abmachungen, die 
über diesen Tarifvertrag hinauseingen, nur im Einverständnis der 
beiden Parteien erfolgen könnten. ImReichstarifvertrag sei vor- 
gesehen, dass hinsichtlich der Betriebsvertretung nur die Be- 
stimmungen des Betriebsrätegesetzes zu gelten hätten. Fine 
darüber hinausgehende Betriebsvertretung müsste gesondert 
vereinbart werden. Gehälter können jedoch nicht von einer 
Schlichtungskommission, sondern sie müssen, falls eine Einigung 
unter den Parteien nicht zu erzielen sei, vom Haupttarifamt 
vorgeschlagen oder auf Antrag einer Partei durch Schieds- 
spruch erledigt werden. Herr Dr. Siedler vom B.D.A. pro- 
testierte lebhaft dagegen, dass an Orten, wo zwischen den 
Spitzenorganisationen ein Tarifvertrag besteht, einer der Ver- 
tragsteile mit ausserhalb der Organisation stehenden Arbeit- 
gebern einen Vertrag abschliessen dürfe. Diese an sich irrige 
Auffassung wies Herr Kaufmann zurück mit der Begründung, 
dass es den Angestellten nicht verwehrt werden könne, mit 
Arbeitgebern, die dem B.D. A. nicht angeschlossen seien, eben- 
falls tarifliche Abmachungen zu treffen. So wisse man z.B, 
dass auch der B.D.A., ohne den Butab hiervon in Kenntnis zu 
setzen, noch mit einer anderen angeblichen Angestelltenorgani- 
sation über einen Tarifvertrag verhandele, obgleich hinter den 
in Frage kommenden Personen keine organisierten Techniker 
stehen. Von dem Vertreter des Antragstellers wurde bei der 
weiteren Besprechung energisch verlangt, dass die Angestellten 
bei Privatarchtitekten keine geringere Bezahlung erhalten sollen 
als die im Tief- und Hochbau beschäftigten Techniker, und dass 
die Lebenshaltung in Köln durch die Besetzung ausserordentlich 
teuer geworden sei. Mit 60 Prozent Zuschlae zu dem Grund- 
gehalt, wie im Laufe der Debatte vorgeschlagen wurde, könnten 
sich die Angestellten nicht einverstanden erklären, weil die 
Techniker bei Architekten dann immer noch niedriger entlohnt 
würden als die in den Baugeschäften tätigen Kollegen. Diese 
Ausführungen 'entfesselten eine längere Debatte über die ‚Not- 
lage“ der freien Architektenschaft, die gar nicht in der Lage 
sei, die gleichen Gehälter zu bezahlen wie die Baugeschäfte, 
Ga die Reichsvermögensverwaltung nunmehr auch dazu über- 
gehe, das Bauführergehalt in die Architektengebühren einzu- 
rechnen. Sie könnten deshalb nicht über ihr Angebot von 
40 Prozent hinausgehen, um so weniger als sie den Angestellten 
auch eine kürzere Arbeitszeit, und zwar nur 45 Wochenstunden 
gegenüber 48 in den Baugeschäften, gewährt hätten. 

Kollese’Grüttner war als Stadtverordneter der Stadt 
Köln erfreulicherweise in der Lage, sofort nachzuweisen, dass 
die Bauführergehälter nicht in die Gebühren eingerechnet 
würden, vielmehr zurzeit- für den Bauführer ein monatliches 
Gehalt von 1700 Mark über die Architektengebühren hinaus in 
Rechnung gestellt werden könne. Nach weiterer Debatte über 
die Feststeilune der ÖOrtsklassen, musste das Haupttarifamf 
gemäss $ 10 Ziffer 13 auf Antrag des Angestelltenvertreters 
noch folgenden Schiedsspruch fällen: 


„Als Bezirkstarif gilt der‘ von den Parteien im März d. J- festgestellte 
Vertragsentwurf mit folgenden Massgaben: 


1.. Der & 5, betreficnd Betriebsräte, fällt weg. 
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Es bleibt den Parteien überlassen, sich über diesen Punkt gesondert 
— ausserhalb des Tarifvertrages — zu verständigen. - 
2. Der örtliche Zuschlag zu den Grundgehaltssätzen beträgt für Köln 
vom 1. Januar bis Ende März 1921 = 40 Prozent, 
vom 1. Apıil 1921 2b... . ..=%0 Prozent. 
Auf die Bauzulage von 200 M. erstreckt sich dieser Zuschlag nicht. 

Eine Revision dieses Ortszuschlages ist frühestens zum 1. September 1921 
zulässig. 

Ueber die übrigen Ortsklassen haben sich die Parteien zu verständigen.“ 

Zur Begründung wies der Unparteiische darauf hin, dass 
die Bestimmungen des $ 5 im Vertragsentwurie über die gesetz- 
lichen und tariilichen Grenzen hinausgingen. Sie düriten des- 
halb nicht hindernd für den Tariiabschluss sein. Bei der Fest- 
setzung der Zuschläge sei einerseits auf die Teuerungsverhält- 
nisse und auf die Technikergshälter im Baugewerbe, anderer- 
seits aber auch auf die nicht günstige Lage der selbständigen 
Architekten Rücksicht genommen. Deshalb musste auch die 
Rückwirkung gegenüber der Angestellieniorderung, wie ver- 
kündet, abgeschwächt werden. 

Alsdann wurde über den Anirag Nr. 3 betr. Rheinland 
(rechtsrheinisch und Westialen werhandel. Für den 
B.D.A. war zu dieser Sache Herr Schubert-Däüsseldori 
erschienen und für die Angestellten sprach Herr Hagelüken. 
Leizterer wies auf den Schriftsatz vom 7. April’ hin und be- 
antragte im Sinne des Vorschlages des Haupitariiamtes vom 
23. April, nunmehr einen bindenden Schiedsspruch zu fällen, 
nachdem die Arbeitgeber sich trotz wiederholter Verhandlungen 
nicht zur Annahme des Vorschilages entscheiden konnten. Der 
Vertreter der Arbeitgeber, Herr Schubert. rollte noch ein- 
mal das ganze Besoldungsproblem auf und erklärte, dass der 
dortige Landesausschuss des B.D.A. beschlossen habe, die Be- 
soldung auf Grund des Lebensalters srundsätzlich abzulehnen 
und die Gehalisstaffelung nur nach der Leistungsiähigkeit zu 
bemessen. Jede Rückwirkung der eytl. zuzusprechenden Ge- 
haltserhöhungen müsste abgelehnt werden, da die Architekten 
nicht in der Lage seien, grössere Beträge nackzuzahlen. Auch 
müssten weitergehende Adstufungen zwischen den einzelnen 
Ortskiassen zemacht werden, da die Lebensverhältnisse auf 
dem Land bedeutend billiger als in den Industriestädten seien. 
Er schlug für Orisklasse II einen Abzug von 10 Prozent von 
den Sätzen der Ortsklasse I und einen solchen von. 20 Prozent 
für Ortsklasse HI vor. Nachdem eine Einigung auf dem Wege 
der Verhandlungen nicht mehr zu erzielen war, musste auf 
Antrag des Kollegen Hagelüken ein Schiedsspruch ver- 
kündet werden. Nach längerer Debatte in geschlossener Sitzung 
kam das Haupttarifamt zur Aussprache nachfolgenden 

Schiedsspruchs: 

„Mit Wirkung vom 1. Januar 1921 zeiten für die Ortsklasse I die Ge- 
haltssätze nach Massgabe des Vorschlages des Haupttarifamtesvom 23. März 1921*), 
Für Orisklasse II werden 5 Prozent, für Ortsklasse II 10 Prozent weniger 
gewährt, 

Für die Zeit ab 1. April 1921 gelten die Sätze des Vorschlages für Orts- 
klasse I], für Ortsklasse I sind 5 Prozent mehr und für Orisklasse HI 5 Pro- 
zent weniger zu zahlen. 

Die Ortsklasseneinteilung soll die gleiche sein wie im Hochbautarjf.“ 

Zur Begründung führte der Unparteiissche folgendes ans: 
Die Sätze entsprächen den Wirtschaitsverhäknissen und an- 
nähernd den Gehältern des verwandten Baugewerbes. Bei dem 
Vorschlag vom 23. März habe das Hausttarifamt auf Grusd der 
beiderseitigen Ausführungen diese Verhältnisse bereits genau 
berücksichtigt. Aus dem heutigen Vortrag der Parteien seien 
wesentliche Momente, die zu einer anderen Gehaltsiestsetzung 
hätien führen können, nicht zu entnehmen gewesen. Lediglich 
die den Arbeitgebern erfahrungsgemäss besonders unbeaiteme 
Rückwirkung sei wegen der wirtschaftlichen Lage der Archi- 
tekten gemindert und zum Ausgleich eine geringe Gehaits- 
erhöhung für die Gegenwart und nächste Zukunft vorgesehen 
worden. A 

Bezüglich des Antrages Nr. 6 betr. Brandenburr, 
welcher verspätet vor das Haupttarifamt zekemmen sei und 
eine Revision ‚der Gehälter des bereits irüher abgeschiossenen 
Bezirkstarifvertrages bezwecke, eifüigten sich die Parteien da- 
hin, dass über diesen Antrag das Haupttariiamt aus- 
nahmsweise endgültig entscheiden sole, da für den Bezirk 
Brandenburg ein Tarifamt noch nicht gebildet sei, Es 
wurde beschlossen, über diesen Antrag in der nächsten Sitzung, 
die auf Donnerstag, den 12. Mai, festgelegt wurde, zu verhandeln. 

Mit Rücksichi auf diesen Fall und um die Art der Frledi- 
gung von Revisionsanträgen grundsätzlich zu klären, beantragte 
Herr Kaufmann, ausserdem in der nächsten Sitzung einen 
Zusatz zum $ 5 Ziffer 7 und $ 10 HI zu verhandeln, wozu cr 
nachstehencen Entwurf vorschlug: 

„Einigen sich die Parteien nicht, so kann das Tarifamt angerufen werden, 
das eine Einigung zu versuchen hat. Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so kann das Haupttarifamt auf Antrag einer Partei endgültig entscheiden.“ 


*) Siehe „Bautechniker“ Nr, 12, Seite 27, 








Nr. 16 


Nachdem sich die Parieien damit einverstanden erklärt 
hatten, auch zu dieser Frage in der nächsten Sitzung Stellung 
zu nehmen, konnte die zum Teil recht lebhafte Tagung des 
Haupttarifamtes vom Vorsitzenden geschlossen werden. - 

(Schluss folgt.) 
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Weitere Gehalisneuregelungen für das Hochbaugewerbe. 
Auf Grund 8 5, Zitfier 9, des Reichstarifvertrages für das Bau- 
gewerbe wurde mit dem Osterländischen Arbeitgeber- 
verband für das Baugewerbe und dem Bezirksarbeitgeberver- 
band in Thüringen über eine Gehaltsneuregelung verhan- 
delt und foigende Ergebnisse erzielt: 

Osterland:: Mit Wirkung vom 1. April 1921 ab wer- 
den auf die bisherigen tariflichen Gehaltssätze gewährt 10 Pro- 
zent Zuschlag für Unverheiratete, für Verheiratete 15 Prozent, 
mindestens in jedem Falle aber 100 Mark. Die verrechneten Be-. 
träge werden auf durch 10 teilbare Zahlen abgerundet, 5 M. 
und noch weniger nach unten, über 5 M. nach oben. 

Thüringen:Kinder- und Verheiratetenzulage werden ab- 
gelehnt. Ledige erhalten 10 Prozent, Verheiratete 15 Prozent, 
auf jeden Fall aber mindestens 100 Mark Zulage pro Monat. Für 
diesen Bezirkstarif erhalten also die Ledigen richt mindestens 
100 M., sondern nur 19 Prozent auf die Tariisätze. Die im Ta- 
rif vorgesehene Lohnklasse 4 wurde von jeder Tariferhöhung 
ausgenommen. Unseres Wissens haben wir in den Orten der 
Lohriklasse 4 keine Mitglieder. Dasselbe gaben die Arbeitgeber 
bekannt, so dass wir natürlich auch auf die Erhöhung der Lohn- 
Klasse 4 verzichten konnten. 


Gehaltiserhöhung im Tieibaugewerbe für die Provinz 
Sachsen, die Freistaaten Anhalt und Thüriegen, sowie den Reg.- 
Bez. Cassel. Zum Tieibaubezirkstarifvertrag für obige Gebiete 
wurde am 30. April folgender Nachtrag vereinbart: 

„Die technischen Angestellten im Baugewerbe erhalten vom 
1. Februar 1921 ab auf die Gehälter des Tarifvertrages eine 
10 prozentige Erhöhung. Freiwillige Zulagen — mit Ausnahme 
der Weihnachtsgratifikation und der Jahresremmneration — seit 
dem 1. November 1920 können auf diese Erhöhung angerechnet 
werden.“ 


Weitergewährung der Teuermmeszulagen in Württembere. 
In Nr. 3 des „Bautechniker“ berichteten wir über eine Erhöhung 
der Teuerungszulagen zum Wäürttemberrischen Industrietarif. 
Diese sollten ursprünglich nur für die Monate Februar, März und 
April Geltung haben. Auf Grund einer neuerlichen Verembarung 
zwischen den Tarifkonirahenten werden diese Zulagen auch in 
den Monaten Mai, Juni, Juli und August 1921 ausgezahlt. 


Erhöhung der Gehaltssätze im Hochbautaräivertrag lür das 
Unterweser - Emsgebiet. Auf Grund der am 26. April 1921 in 
Bremen stattgeiundenen Verhandlungen wurde nachstehende 
Vereinbarung zu 8 4 des Bezirkstariivertrages für technische 
Anzestelite vom 15. November 1920 abgeschlossen: 
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Ortsklassen; 
Gruppe I 1 a ın 
a) unter 2® Jahren won 550 M. auf 610 M, 
b) nach voll. 20.—24. „ 650 „ „ 720 „ 
no 2 ZB TO RET 
d) über 28 Jahre 9304 050 
GruppeIl R 
a) im 1. Dienstjahr von 650 M. auf 750 M, 74, Prozent 15 Prozent 
b) ” 23 ” ” 750 „on 3” ” weniger als weniger als 
Ey = 80 in Orts, I in Ortskl. I 
Gruppe Il 
a) bis 2 Dienstjahre von 950 M. auf 1160 M. 
b) 2.—4. Dienstjahr „ 1050 „ „1200 „ 
c) nach 4 Diensijahren „ 1150 „ „ 1325 „ 
Gruppe IV ‘ 
NN unter 30 Jahren von 1250 M, auf 1375 M. 
b) nach vol. 30.—35. „ 1350 „ „ 1500 „ 
c) über 35 Jahre 1450, 4. L00D7, 
Gruppe V freier Vereinbarung. 
Jüngerer | TEE 
Hochbau-Techniker | Bautechniker, 


m.abgeschlossener Baugewerkschul- | 24 Jahre alt, abgeschi. staatliche 
bildung und mindestens einjähriger / Bauschule, firm im Veranschlagen, 
i Praxis nach Reifeprüfung wird zum | mit allen Arbeiten im Bureau sowie 
4  : . sofortigen Dienstantritt gesucht. Be- ] auf Baustelle vertraut. Auch für 

werbungen mitLebenslaufundZeug- 1 Vertretung im Ausland, sucht 
i Stellung. Offerten unter D. 234 
an die Geschäftsstelledieser Zeitung. 


nissen sind zu richten an 
Reichsvermögensamt Trier, 
Abteilung O. W, 
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Der neue Landestarifvertrag für die Ver- 


messungstechniker in Preussen 


Für die Privatvermessungstechniker in Preussen ist an 
Stelle des von uns gekündigten Tarifvertrages am 31. Mai ein 
neuer Vertrag mit dem Verband selbständiger ver- 
eideter Landmesser abgeschlossen worden. Wenn die 
Bestimmungen über Arbeitszeit, Ueberstunden. Urlaub, Kündi- 
gung und dergleichen im wesentlichen mit dem alten Vertrage 
übereinstimmen, so ist doch für die Entlohnung eine völlig 
neue Regelung getroffen worden, die sich hinsichtlich des Auf- 
baues der Gruppierung den baugewerblichen Tarifen anpasst. 
Der Grundsatz, dass die Bezahlung der Angestellten nach ihren 
Leistungen erfolgen muss, wird hierdurch auch für die 
Vermessungstechniker durchgeführt. 

Die entsprechenden. Bestimmungen 
lauten: 


des Tarifvertrages 


8 2. Gruppierung. 

I. Das technische Personal der Landmesser- und Vermessungsbureaus be- 
steht aus: 

a) Lehrlingen. 

1. Die Höchstzahl der zu beschäftigenden Lehrlinge beträgt bis zu 5 tech- 
nischen Angestellten 2 Lehrlinge, für je weitere 3 technische Angestellte 
ein weiterer Lehrling. 

2. Die Ausbildungszeit der Lehrlinge dauert 4 Jahre. In der zweiten Hälfte 
der Lehrzeit muss der Lehrling vorwiegend mit vermessungstechnischen 
und 'zeichnerischen Arbeiten sowohl im Bureau, wie im Felde beschäftigt 
werden. 

3. Nach Errichtung einer staatlichen Fachschule für Vermessungstechniker 
wird für diejenigen Lehrlinge, die sich zum Besuch einer Fachschule ver- 
pflichten, die Lehrzeit auf 3 Jahre herabgesetzt. Das Lehrzeugnis wird 
dem Lehrling zusammen mit dem Abgangszeugnis der Fachschule aus- 
gehändigt. 

b) technischen Angestellten. 

Die technischen Angestellten werden entlohnt nach der Art ihrer Tätigkeit, 
den Leistungen und ihrer Stellung im Betriebe und nach folgender Gruppen- 
einteilung: 
Gruppel: Zeichner, die nach vollendeter Lehrzeit vorwiegend mit 
mechanischen Arbeiten beschäftigt werden, z. B. Kartierungen, 
einfache Berechnungen und Lagepläne aller Art nach beson- 
derer Anweisung. 

Vermessungstechniker, die Bureau- oder Feldarbeiten 
unter Aufsicht ausführen. 


Gruppe Il: 


Gruppe If Vermessungstechniker, die Bureau- oder Feld- 
arbeiten ohne Aufsicht ausführen. 
Gruppe IV: Vermessungstechniker, die Bureau- und Feld- 


arbeiten ohne Aufsicht ausführen können, gleichgültig, 
ob sie damit beschäftigt werden. 
Gruppe V: Abteilungs- und Bureauvorsteher. 

II. Ueber die Einreihung in die Gruppen ist bei Einstellung 
Einigung zwischen dem Arbeitgeber und dem Angestellten herbeizuführen. 
Wenn die Einigung nicht zustande kommt, so ist eine Verständigung mit der 
Angestelltenvertretung herbeizuführen; wird auch hierdurch keine Einigung 
erzielt oder ist keine Angestelltenvertretung vorhanden, so entscheidet der 
tarifliche Schlichtungsausschuss. 

III. Die Bezahlung der Angestellten erfolgt nach den Beschäftigungs- 
gruppen, in denen sie tatsächlich beschäftigt sind. Aushilfsweise Tätigkeit in 
einer anderen Gruppe oder vorübergehende Stellvertretung (z. B. in der Ur- 
laubszeit, in Krankheitsfällen) begründet keine Aenderung der Gruppen- 
angehörigkeit. 

Kriegsdienstjahre werden als Berufsjahre angerechnet für solche 
Angestellten, die bereits vor ihrer Einberufung zum Heeresdienst als An- 
gestellte im Sinne dieses Tarifvertrages im Berufe tätig waren. 

IV. Die Angestellten kommen 

in die Gruppe I frühestens mit dem vollendeten 18. Lebensjahre, in die 
Gruppe II frühestens mit dem vollendeten 22. Lebensjahre, in die Gruppen Ill 
bis V frühestens mit dem vollendeten 24. Lebensjahre. Gruppe III gilt im 
allgemeinen als Durchgangsgruppe zu Gruppe IV. Die Eingruppierung in 
Gruppe IV ist nur möglich, wenn der Angestellte mindestens zwei Jahre in 
Gruppe Ill tätig war. 

8 3. Entlohnung. 

1. Nachfolgende Monatsgehälter sind als Mindestsätze zu betrachten. 
Es werden entlohnt: 
a) Lehrlinge für alle Ortsklassen 
im 1. Lehrjahr mit 60 M. im 3, Lehrjahr mit 130 M. 


nn % ” ” ” » 4. ” ” 0 ” 


Ausserdem erhalten jene Lehrlinge, die, um zu ihrer Arbeitssteile zu ge- 
langen, Fahrgelder aufwenden, diese bis zur Höhe von 50 M. monatlich ersetzt 


b)technische Angestellte 











ran Gruppe I Gruppe II Gruppe Il Gruppe IV 
Lebens- | Berufs- | Gehalt | Berufs- | Gehalt | Berufs- | Gehalt | Berufs- | Gehalt 
jahr jahr M. jahr M jahr M. jahr -; M. 
18. 1: 450 _ _ — _ _ — 
19. vr 495 _ _ — | E= — — 
20. ERE 540 = _ —_ _ — _ 
21. 4, 585 _ _ — — E= — 
22. 5, 630 1. 765 _ — _ =: 
23. 6. 675 2. 810 — = _ = 
24. 7. 720 3 855 1, 970 1. | 1070 
23. 8, 765 4. 900 2. 1015 2. 1120 
26. 3: 810 Ss 945 3: 1060 x 1170 
27. 10. 855 6. 990 4. |1105 4. 1220 
28. _ _— 7. | 1035 5. 1160 5. 1270 
29. E — 8. | 1080 6. 1195 6. 1320 
30. _ _ 9. | 1125 7. | 1240 Zi 1370 
31: — — 10. | 1170 8. | 1285 8. 1420 
32. — — — — % 1330 I 1479 
33. _ — — En 10, 1375 10. . },1520 


Gruppe V: Abteilungs- und Bureauvorsteher erhalten zu diesen Tarif- 
sätzen eine Funktionszulage, die der freien Vereinbarung unterliegt. 

Die vorstehenden Gehaltssätze gelten für die Ortsklasse A der staatlichen 
Ortsklasseneinteilung. Für Ortsklasse B werden 21/, Prozent, für Orts- 
klasse C 5 Prozent, für Ortsklasse D 71/, Prozent und für Ortsklasse E 
10 Prozent in Abzug gebracht. 

‚I. Feldzulagen: 
a) Lehrlinge: 
Lehrlinge erhalten bei Aussenarbeit eine Zulage für Abnutzung von 
Kleidern und Schuhwerk nach freier Vereinbarung. 
b) Angestellte: 

Bei mindestens Einhalbtages-Aussenarbeit werden Feldzulagen von 8,— M, 

bei Uebernachtung 16,— M. gezahlt. Fahrgelder werden 3. Klasse ver- 

gütet. Für alle anderen persönlichen Ausgaben sind in den einzeinea 

Betrieben Pauschalsätze zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu 

vereinbaren. Bei weniger als 4 Stunden Feldarbeit ist für jede Stunde 

eine Mark zu berechnen. 

Il. Die vorstehend aufgeführten Gehaltssätze sollen dem Stand der 
Lebenshaltungskosten für April 1921 entsprechen. 

Bei einer mindestens 10°/,igen Veränderung der Lebenshaltungskosten 
kann eine Partei eine Herauf- oder Herabsetzung der Gehälter entsprechend 
dem Prozentsatz der Veränderung beantragen. Dieses Recht kann nur alle 
drei Monate geltend gemacht werden. Das Mass der Veränderung der Lebens- 
haltung ergibt sich aus dem Durchschnitt der Verhältniszahlen des Eildienstes 
des statistischen Reichsamtes für die Städte: Berlin, Essen, Kiel, Aachen, 
Hagen-Westf., Halberstadt, Giessen, Eberswalde und Rastenburg. 


Die neuen Gehaltssätze gelten ab 1. Aprild. J. Durch 
Schiedsspruch des Reichsarbeitsministeriums ist jedoch fest- 
gesetzt, dass die für die Monate April und Mai zu leistenden 
Nachzahlungen nicht sofort fällig werden, sondern auf 
die regelmässigen Gehaltszahlungen in dem nächsten drei Mo- 
naten — vom 1. Juni 1921 ab gerechnet — gleichmässig zu 
verteilen sind. Scheidet ein Angestellter innerhalb ‘der drei 
genannten Monate aus dem Betrieb aus, so ist der gesamte 
gestundete Betrag sofort fällig. 

Wenn der neue Tarifvertrag im Vergleich zu den jetzigen 
Verhältnissen der Vermessungstechniker zweifellos im: einzelnen 
Verbesserungen’ aufweist, so muss doch offen zugegeben wer- 
den, dass unsere erheblich weitergehenden und durchaus be- 
rechtigten Forderungen nicht restlos erfüllt worden sind. Wenn 
wir trotzdem dem Vertrag zustimmten, so waren hierfür mehr- 
fache Gründe massgebend. Es darf nicht verkannt werden, dass 
der Beschäftigungsgrad besonders in jenen Landmesserbetrieben, 
die vorwiegend auf die Bautätigkeit angewiesen sind, vielfach 
ein schlechter ist. Weiter ist zu berücksichtigen, dass es sich 
fast durchweg um sehr kleine Betriebe — oit nur mit einem 
einzigen Angestellten — handelt, und dass es den Kollegen‘ trotz 
der eindeutigen Bestimmung im. Tarifvertrag immer noch nicht 
gelungen ist, die Nebenbeschäftigung von beamteten 
Vermessungstechnikern zu verhindern. Vor allem aber kommt 
das über alles Mass rückständige, ja man muss schon sagen 
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E angestelltenieindliche Verhalten der Arbeit- 


mann treffend den Unternehmern erwiderte, — dass N 
zeber in Betracht, und die Tatsache, dass ihnen ein williger m 


keine Organisation gezwungen werden könne, gemeinsam 


- pe ger 


Helfer entstanden ist. 

Schon seit längerer Zeit war uns bekannt, dass sich die 
Arbeitgeber krampfhaft darum bemühten, für die zu erwarten- 
den Tarifverhandlungen neue Vertragsparteien ausfindig zu 
machen, die sich ihren Absichten geneigter zeigen würden als 
unser Bund, und dessen Forderungen gegenüber als Brems- 
moment eingeschaltet werden könnten. Der christlich-nationale 
„Neue Deutsche Techniker-Verband“ fand .sich 
dazu bereit, mit den Arbeitgebern zusammen 
gegen uns und gegen die Interessen der Ver- 
messungstechniker zu kämpfen. In engster Arbeits- 
gemeinschaft mit den Arbeitgebern stellte Herr Klitsch als 
Vertreter dieser .„Auchgewerkschait“ einen Vertragsentwurf 
auf, den er dann in einer von ihm. einberufenen Versammlung 
als sein „eigenes Geistesprodukt“ präsentierte. Zu dieser Ver- 
sammlung, über die wir bereits in Nr. 20 der „D.T.-Z.“ berich- 
teten, waren nur Bundeskollegen erschienen. Mitglieder des 
des N.D.T,V. waren nicht anwesend, — sie konnten auch nicht 
anwesend sein, weil es keine Vermessungstechniker gab, die 
dumm genug waren, dem gelben Verbändchen die Wahrneh- 
mung ihrer wirtschaftlichen Interessen zu übertragen. — Mit 
aller Deutlichkeit wurde damals dem N.D.T.V. in „seiner“ 
Versammlung gesagt und durch eine Entschliessung auch noch 
Sg festgelegt, dass die Vermessungstechniker mit dieser 

eiben Gesellschaft“ nichts zu tun haben wollen. 

Soweit wir feststellen konnten, besitzt der N.D.T.V. unter 
den Privatvermessungstechnikern so gut wie keine Mitglieder. 
Diese Tatsache hielt die Landmesser aber nicht ab. doch mit 
ihm über einen Tarifvertrag zu verhandeln in der stillen Hoft- 
nung, durch diesen „Gimpelfang“ die Organisation der Ver- 
messungstechniker zu zersplittern und den N.D.T.V. als will- 
fährigen Partner an deren Stelle zu setzen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, spielt man sogar mit dem Gedanken, dem N.D.T.V. 
um ein Geringes höhere Gehaltssätze zuzubilligen. Mit uns, 
der massgebenden Organisation der Vermessungstechniker, 
wurden Verhandlımgen zuerst abgelehnt bzw. an die Bedingung 
geknüpft, dass wir gemeinsam mit dem N.D.T.V. den Tarif- 
vertrag abschliessen. Dieses Verlangen konnten wir nicht 
erfüllen, weil wir uns nicht von den Unternehmern Bundes- 
genossen aufzwingen lassen. Es bedurfte des Eingreifens des 
Reicksarbeitsministeriums, um schliesslich doch noch Verhand- 
lungen allein zwischen uns und dem V.s.v.L. zustande zu 
bringen. 

Um überhaupt zu einem Tarif zu kommen, mussten wir von 
unseren gerechten Forderunzen erheblich ablassen. Die Arbeit- 
geber, durch das Ergebnis ihrer Verhandlungen mit dem 
N.D.T.V. besonders gestärkt, zeigten wenig Entgegxenkommen, 
ganz entschieden aber lehnten sie jede Rückwirkung der ver- 
einbarten Gehaltssätze ab. Da wir hierin aber auf keinen Fall 
nachgeben konnten, wurde im beiderseitigen Einverständnis die 
bereits oben angeführte Entscheidung des Reichsarbeits- 
ministeriums herbeigeführt, die uns recht gab. 

Sehr erstaunt waren wir, als zu den Verhandlungen vor 
dem Reichsarbeitsministerium mit den Arbeitgebern ganz un- 
angemeldet auch Vertreter des N.D.T.V. — Herr Klitsch, 
der bekanite Führer der Gelben in den Siemens-Werken, und 
die gesamte Berliner Mitgliedschaft unter den Vermessungs- 
technikern — erschienen. Inzwischen war es den vereinigten 
Anstrengungen des N.D.T.V. und einiger Vorstandsmit- 
glieder des V,s.v.L. nämlich gelungen, einen lebendigen 
Vermessungstechniker auf die Beine zu bringen, den Herr 
Klitsch vom N.D.T.V, als Kronzeugen dafür, dass dieses Ver- 
bändchen auch zu Verhandlungen im Namen der Vermessungs- 
techniker legitimiert sei, vor das Reichsarbeitsministerium ge- 
schleppt brachte. Dass der Chef dieses bedauernswerten An- 
gestellten, Herr Jaquin, neben ihm als Vertreter 'der Arbeit- 
geber bei den VerhandIngen sass, war natürlich nur 
Zufall! Da eine Schwalbe noch keinen Sommer macht, 
brauchen wir diesen Mitgliederzuwachs des N.D.T.V, nicht 
tragisch zu nehmen, zumal es sich bei Herrn Jaquin um den 
selben Arbeitgeber handelt, der erst vor einiger Zeit versuchte, 
auch die angestellten privaten Landmesser zu organisieren, 
um mit ihnen einen besonderen Tarifvertrag abzuschliessen, 
(Vergl. „D. T.-Z.“ Nr. 39.) 

Die Arbeitgeber — nicht der N.D.T.V. — beantragten 
beim Reichsarbeitsministerium einen Schiedsspruch, der aus- 
spricht, dass der Tarifvertrag nicht nur mit dem Butab allein, 
sondern gemeinsam mit dem N.D.T.V, abgeschlossen 
werden solle. Diesen Gefallen konnte nun allerdings der Ver- 
treter des Reichsarbeitsministeriums den Arbeitgebern und 
ihrem Schützling, dem N.D.T.V., nicht tun, sondern sie muss- 
ten erklären, dass es nach den bestehenden ‘Gesetzen dem 
V.s.v.L. überlassen sei, Verträge abzuschliessen. mit wem er 
wolle, — mit jedem Eckensteher, wie unser Kollege Kauf- 


‘der Techniker mit den Arbeitgebern. 


“ deutung hat wie früher. 


„einer anderen Gruppe, deren Legitimation sie anzweifelt, Ver- 
‚träge zu tätigen. 


Da wir es in diesem Falle ablehnen mussten, 
unseren Namen neben den des oifensichtlich gelben N.D.T.V. 
unter den Tarifvertrag zu setzen, blieb den Arbeitgebern nichts 
anderes übrig, als den Vertrag mit uns gesondert abzu- 
Schliessen. Um aber ihrem N.D.T.V. die weitere Zersplit- 


terungsarbeit unter den Vermessungstechnikern möglichst zu 
erleichtern — Herr Hans Westphal, 
"der Arbeitgeber, 


der Berliner Führer 
sagte ja ganz eindeutig: „Wir werden alles 
tun, um den neuen Verband hochzubringen“ —, haben die Land- 
messer dann den gleichen Vertrag auch noch mit dem N.D.T.V: 
hinter unserem Rücken abgeschlossen. Dass man hierbei einen 
den Arbeitgebern von uns gelieferten Durchschlag unseres 
Originalvertrages benutzte, auf dem der Name des Bundes ein- 
fach durchstrichen und durch den des N.D.T. V. ersetzt wurde, 
kennzeichnet das enge Bündnis dieser „Interessenvertretung“ 
Sollte es über- 
hauptnocheinesBeweisesbedurfthaben, dass 
der N.D.T.V. nur durch die Unterstützung von 
Arbeitgeberseite sein dürftiges Dasein 
fristet, so dürfte dieser jetzt einwandfrei 
erbracht sein. 

Wir wollen aber nicht nur an Hand dieses Beispieles die 
Techniker tiber den wahren Charakter des N.D.T.V. aufklären, 
sondern auch an die Vermessungstechniker ein ernstes Wort 
richten. Die Kollegen erfüllen ihre Pflicht dem Bunde gegen- 
über noch nicht, wenn sie pünktlich ihre Beiträre bezahlen und 
dann dafür verlangen, dass für sie ein möglichst günstiger 
Tarifvertrag abgeschlossen wird. Gerade das Verhalten der 
Landmesser sollte für jeden Kollegen ein Weckruf sein, sich auf 
seine gewerkschaftlichen Pflichten zu besinnen und durch ener- 
gische Mitarbeit innerha!b des Bundes mitzuhelfen. dass auch 
für die Vermessungstechniker vorteilhaftere Gehalts- und Ar- 
beitsbedinrungen erreicht werden. Wir kennen sehr genau die 
Sätze, welche die Landmesser für die Arbeiten ihrer Techniker 
den Auftraggebern berechnen, wissen auch, dass die Kon- 
kurrenz der staatlichen Katasterämter heute nicht mehr die Be- 
Es würde ein leichtes sein, auch für 
die Vermessungstechniker zu erreichen, was bei anderen Be- 
rufen längst möglich war, wenn nur die Kollegen geschlossen 
zusammenhalten, in den Betrieben dafür sorgen, dass kein un- 
organisierter Kollege vorhanden ist, und auf die Zersplitterungs- 
versuche falscher Propheten nicht hereinfallen. Der Neue 
Deutsche Techniker-Verband hat bei diesem Tarifabschluss 
freiwillig, nur um „ins Geschäft zu kommen“, den Unternehmern 
in die Hände gearbeitet. Er ist schuld daran, dass nicht mehr 
erreicht werden konnte. ‚Darum fort mit ihm aus der Angze- 
stelltenbewegung! W. Schulz. 


3.u.4.Sitzung desHaupttarifamtsfürtech- 


nische Angestellte bei Privatarchitekten 
(Schluss.) 


Die 4. Sitzung fand am 12. Mai, nachmittags ® Uhr statt, 
und zwar stand folgende Tagesordnung zur Verhandlung: 
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trag auf Aufnahme 
eines Zusatzes zum $ 5 
Ziffer 7 (Revision d. 
Gehälter) und 8 10, Hi 
(Haupttarifamt) 


gest. u. Beamten 


Als Arbeitgeberbeisitzer waren erschienen Architekt Jür- 
gensen, Buch, Biebendt und Eckehard Meyer, von 
Arbeitnehmerseite die Kollegen Kaufmann, Schulz und 
Rathjen. 

Es wurde zunächst über den Antrag Nr. 7, Aufnahme 
eines Zusatzes zum $ 5 Zifier 7 und $ 10 III des Hatpttarif- 
vertrages, verhandelt. Herr Kaufmann erklärte, dass sich die 
Parteien des Haupttarifvertrages schon grundsätzlich darüber 
einig gewesen seien, die im Haupttarifvertrag bestehende Lücke 
auszufüllen. Herr Dr. Siedler hält diesen Zusatz für geboten, 
es entspräche dem Sinn und Zweck des Haupttarifvertrages, 
dass das Haupttarifamt endgültig entscheide. Der Vorsitzende 
führte hierzu aus, dass die endgültigen Entscheidungen des 
Haupttarifamtes als Vereinbarungen der Parteien des betreifen- 
den Bezirkstarifvertrages zu gelten hätten und für letztere 
bindend. seien, 
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Nachsteherde Vereinbarung wurde beschlossen, zu der Herr 
Kaufmann für den Butab sofort seine Zustimmung gab, während 
Herr Dr. Siedler die Zustimmung des Arbeitgeberverbandes 
baldigst herbeiführen will. 

Vereinbarung 

„Als Zusatz zum $5 Ziffer 7 (Revision der Gehälter) und & 10 III 
(Haupttarifamt) ist folgendes aufzunehmen: Einigen sich die Parteien nicht, 
so kann das Tarifamt angerufen werden, das eine Einigung zu versuchen hat. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann das Haupttarifamt auf Antrag 
einer Partei endgültig entschei'en.* 

Alsdann wurde in Beratung über den Antrag Nr. 6 „Ge- 
haltrevision Brandenburg“ eingetreten. Herr Kroebel nahm 
Bezug auf seinen Schriftsatz vom 14. April und führte zur 
Begründung folgendes aus: 

Der Tarifvertrag sei am 7. Dezember 1920 rückwirkend 
vom 1. November 1920 abgeschlossen. Die Vorschläge zu 
diesem Tarifvertrag seien den Arbeitgebern bereits am 8. Ok- 
tober 1920 überreicht und diesem die seinerzeitigen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse bei der Bemessung der Gehälter zugrunde 
gelegt worden. Die Viermonatsfrist zur Revision der Gehälter 
sei bereits am 1. März abgelaufen, und seit dem Herbst vorigen 
Jahres seien die Lebenshaltungskosten für den Techniker be- 
deutend gestiegen. Hinzu komme, dass die noch vorhanden 
gewesenen Kleider- und Haushaltsreserven der Angestellten 
aufgebraucht seien, und diese bei den zurzeit bestehenden 
Gehaltssätzen nicht in der Lage seien, Bekleidung sowie Ge- 
brauchsgegenstände zu ergänzen. Er beantragte daher, seinem 
Antrag vom 14. April gemäss zu entscheiden. 

Herr Dr. Siedler beantragt, vorher zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen des $ 5 Ziffer 7 zu einer Gehaltsrevision ge- 
geben seien. Er bestreitet, dass seit dem vorigen Tarifabschluss 
die Lebenshaltung sich verteuert habe, es sei vielmehr eine 
Preisminderung der Lebensmittel sowie der meisten Gebrauchs- 
gegenstände ‚eingetreten. Die Notlage sei bei den Architekten 
gegenwärtig genau so wie bei den Angestellten. Die Arbeit- 
geber seien nicht in der Lage, eine Gehaltserhöhung eintreten 
zu lassen. Er beantragte, den Antrag abzulehnen und es bet 
den alten Bedingungen zu belassen, und für den Fall, dass eine 
wesentliche Verrinserunz der Lebenshaltungskosten festzestellt 
werden sollte, einen Abbau der Lölıne vorzunehmen. - Herr 
Kauimann führte aus, dass die beim vorigen Abschluss ge- 
währten Gehaltssätze bei weitem nicht den Bedürfnissen der 
Angestellten entsprochen hätten, dass auch seit dieser Zeit in 
den Monaten Dezember bis Februar ein bedeutender Preisaur- 
schlag erfolgt : sei,: für. den ein Ausgleich zeschaffen werden 
müsse. - Für den Angestellten könne ein wesentlicher Preis- 
rückgang der Lebenshaltungskosten nicht festzestellt werden, 

Die Arbeitgeber wiesen noch auf die statistischen Zahlen 
sowie auf die im Preise ‘zurückzeganrenen Lebensmittel und 
Gebrauchsgegenstände hin. Nach längeren Beratungen einigten 
sich die Parteien auf nachstehenden Vergleich mit der Be- 
merkung, dass etwaige Anträge auf Revision der Gehälter (per 
1. August) schon Anfang Juli einzureichen sind. 

Vergleich. 

„Die Tarifgehälter sind vom 1. Mai 1921 ab um 10 Prozent 
zu erhöhen. 

Eine Revision dieser Sätze kann schon zum 1. August 1921 
beansprucht werden.“ 

Damit war die Tagesordnung erschöpft und die Sitzung 
um 5 Uhr 30 Min. aufgehoben. 


Zur Frage der städtischen Resiebetriebe 


Als ein erfreuliches Zeichen der Zeit muss es begrüsst 
werden, dass man an massgebenden Stellen und in interessier- 
ten Fachkreisen endlich zu der Erkenntnis gekommen ist, den 
Schwerpunkt des deutschen Wirtschaftslebens auf eine ver- 
stärkte Bautätigkeit zu legen, um ein für allemal exportver- 
nichtenden Massnahmen der Entente entzegenzuwirken. ‘ Es 
sind dazu im Wirtschaftspolitischen Ausschuss des Reichswirt- 
schaftsrates Beschlüsse über Erhöhung des im Februar auf 
2 Milliarden Mark festgesetzten staatlichen Bauzuschusses um 
weitere 3 Milliarden Mark gefasst worden. So sehr auch 
dieser Beschluss zu begrüssen ist, so wenig wird aber damit 
bei den gegenwärtigen Baustoffpreisen der katastrophalen Woh- 
nungsnot gesteuert werden können, wenn nicht eine Umstel- 
lung der gesamten Baustofibewirtschaftung 
vorangeht. 

Die in erster Linie an einer Belebung des Baumarktes 
interessierten Arbeitnehmerverbände haben denn auch nach 
einem Aufsatz im „Bautechniker“ vom 20. Mai der Reichs- 
regierung und dem Reichstage eine Gesetzesskizze vorgetegt, 
die eine Zentralisierung der gesamten Baustoffwirtschaft an- 
strebt. Diese Gesetzesskizze lehnt sich aber stark an bekannte 
Zwangsmassnahmen an, die durch ihre unausbleibliche Folge- 
erscheinung, wie Schleichhandel und Schieberunwesen, ieder 
Diskussion entzogen sein sollten. Soll wirklich zum Wohle der 
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Allgemeinheit vorgegangen werden, so muss die Baustoffwirt- 
schait nicht von oben herab, sondern von unten herauf angefasst 
werden. 

Abgesehen von den genossenschaftlichen Charakter trazen- 
den zahlreichen Bauhütten ist man in einer grossen Anzahl 
von Städten zur Sozialisierung des Baugewerbes übergegangen, 
indem man die Regiearbeit eingeführt hat. Diese Regie- 
betriebe kranken leider fast alle daran, dass sie zu teuer 
arbeiten. Die Mitbestimmung zu vieler Instanzen verzehrt die 
kostbarste Zeit und bedingt eine von langer Hand vorbereitete 
Vorratswirtschaft, welche bei der unsicheren Marktlage oit zu 
einer Ueberzahlung der Waren führt. Sie sind mit wenig Aus- 
nahmen auf den mit den Produzenten zu Wirtschaftsgemein- 
schaften vereinigten Grosshandel angewiesen, der unter dem 
Druck des ausgeschalteten Unternehmertums sich den Regie- 
betrieben gegenüber besonders’ preistreibend zeigt. Wir stehen 
vor der von gegnerischer Seite politisch mit Erfolg verwert- 
baren Tatsache, dass die Unternehmer bei gleichen Löhnen und 
gutem Gewinn wesentlich billiger arbeiten können als die Rexie- 
betriebe. | 

Sollen die Regiebetriebe lebensfähig werden, müssen die 
Gemeinden mit Volldampf dazu übergehen, auch die Produk- 
tiaonder wichtigsten Baustoffe in die Hand zu be- 
kommen. Entweder durch Ankauf bestehender Ziereleien, 
Steinbrüche, Kalkbrennereien, Zementiabriken, Tonzeugfabriken, 
Glashütten usw. oder durch Neuanlage solcher Produktions- 
stätten nach den neuesten Regeln der Technik. Dadurch wer- 
den die kommunalen Regicbetriebe von den lästigen Koniunk- 
turschwankungen beireit und sind auch in der Lage, den mit 
30—40 Prozent keineswegs zu hoch veranschlarten Aufpreis 
von der Erzeugung bis zum Verbrauch zu ersparen und die 
Konkurrenz des privaten Unternehmertums auszuschalten. 
Welche Gewinne von der privatkapitalistischen Baustoffabri- 
kation erzielt, welche Beträge der allgemeinen Bauwirtschaft 
entzogen werden, zeigen uns täglich die Bilanzen der Gross- 
Unternehmungen mit 25 Prozent und mehr Dividende. trotz viel- 
fach vorgenommener Kapitalserhöhungen, die Rücklagen gar 
nicht gerechnet. Diese Summer können und müssten der All- 
gemeinheit zurute kommen. - Unzählige Wohnungen können 
dafür mehr gebaut, viele Familien mehr unter Dach gebracht 
werden. 

Die Mittel des Reiches und der Staaten sind begrenzt und 
werden jetzt nach Annahme der enormen Zahlungsverpflich- 
tungen aus dem Friedensvertrage noch weniger für Volkswohl- 
fahrtszwecke bereitstehen. Soll also der Wohnungsnot  ge- 
steuert soll wieder Arbeit, reichlich Arbeit für die grosse Menge 
der jetzt den Stadtsäckeln zur Last fallenden Erwerbslosen 
beschafit werden, ist die gemeindliche Selbsthilie 
unvermeidlich. Ohne gesetzliche Druckmittel wird es bei der 
Durchfülrung solcher Wohlfahrtsabsichten nicht immer gehen, 
ist doch das Grosskapital in Gefahr, recht bedeutende Ein- 
nahmequellen zu verlieren. Es muss gegebenenfalls auch die 
Enteignung von durchaus benötigtem Wald- und Grund- 
besitz bzw. in Betrieb befindlichen Produktionsstätten möglich 
sein. 

Ist der kommunale Bedarf an Baustoffen gesichert, dann 
konmt in Frage, solche Regiebetriebe zu versorgen, die aus 
geologischen Gründen auf den einen oder anderen Fabrikations- 
zweig verzichten müssen. Für diesen Produktionsausgleich 
sind dann bezirksweise Ausgleichstellen einzurichten. 
Und nun erst kommen wir zu der Stelle, die in der eingangs 
erwähnten Gesetzesskizze gedacht ist, der Reichsbau- 
stoffgemeinschaft mit allem Drum und Dran, als Zu- 
sammeniassung der Produktionsüberschüsse für staatliche Bau- 
massnahmen, den Wiederaufbau in Frankreich und für den 
Export. 

Nur so durch de Kommunalisierung der Bau- 
stoffproduktion ist eine Sozialisierung des Baugewerbes 
mit der Aussicht auf Bestand durchführbar, nieht anders. 

Borchmann, Architekt. 


Nachschrift der Redaktion: Wir bringen gern 
diese Ausführungen eines Kollegen, der selbst innerhalb eines 
der bedeutendsten städtischen Regiebetriebe an leitender Stelle 
steht und die Schwächen dieser zemeinwirtschaftlichen Betriebs- 
art zur Genüge kennenlernen konnte. Die Frage: ob kom- 
munale Regiebetriebe oder im Gemeininteresse ar- 
beitende soziale Baubetriebe die zweckmässigere 
Organisationsform der Gemeinwirtschait darstellen. wird in den 
Kreisen der Sozialisierungsfreunde noch heiss umstritten. _ Wir 
halten den von Martin Wagner und den Bauarbeitnehmer- 
Verbänden beschrittenen Weg der Umgestaltung der Produktion 
von unten herauf durch die werktätige Hand- und Kopf- 
arbeiterschaft für den sicheren, und unterstützen deshalb die 
in Verband sozialer ' Baubetriebe zusammengefasste Bau- 
hüttenbewegung. Aber — „eines schickt sich nicht für 
alle“, und es können und sollen kommunale Regiebetriebe im 
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Wettkampf mit den sozialen Baubetrieben und den privaten 
Unternehmungen : ihre gemeinwirtschaftlichen Kräfte entfalten 
und entwickeln. Hier muss der Erfolg entscheiden. Dantt 
müssen die Regiebetriebe aber losgelöst sein von der alten 
bureaukratischen Verwaltungsmaschine und kräftig frei auf 
eigenen 'Füssen stehen. Sie dürien nicht in ihrer Existenz ab- 
hängig sein von Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung, 
die nach politischen Gesichtspunkten gewählt und von poli- 
tischen Kräften getragen wird. Diese Machtverhältnisse können 
bei den Wahlen wechseln.und über Nacht an die Stelle einer 
kommunalisierungseifrigen Mehrheit eine mittelständlerische 
oder sonst kapitalistisch orientierte Mehrheit setzen. die dann 
canz gewiss nichts Eiligeres zu tun hätte, als den dem Uhnter- 
nehmertum verhassten städtischen Regziebetrieb wieder zu 
beseitigen. 

Die von den baugewerblichen Verbänden — der Vorschlag 
wurde auch von unserem Bund mitbearbeitet und unter- 
schrieben — dem Reichstag vorgelegte Gesetzesskizze will dem 
Gesetzgeber den Weg weisen, wie die Macht der Bastoff- 
syndikate und -ringe gebrochen und dadurch die Baustoffpreise 
erheblich gesenkt werden können. Das ist und soll keine 
Sozialisierung von oben sein, sondern nur der erste Schritt 
zur notwendigen Verbreiterung der mit Schaffung sozialer Bau- 
betriebe eingeleiteten gemeinwirtschaftlichen Produktienspoliti 
im Baugewerbe. 
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Die Forschungsgesellschafit für wirtschaftlichen Baubetrieb 
aufgelöst! Der Forschungsgesellschaft für wirtschaftlichen Bau- 
betrieb ist es trotz durchgreifendster Aufklärung und Werbe- 
arbeit und trotz eifrigster persönlicher Bemühungen der ehren- 
amtlich und amtlich tätigen Mitarbeiter bei Behörden, Ver- 
bänden, Bauherren, Unternehmern und Arbeitnehmern nicht 
zelungen, ausreichende Geldmittel aufzubringen, um die For- 


schungsarbeiten in einem einigermassen Erfolg versprechenden. 


Umfange durchzuführen. Alle Beteiligten sind nach wie vor 
davon überzeugt, dass die geplanten Arbeiten für das resamte 
Baugewerbe sowie für die Allgemeinheit von ausserordent- 
licher Bedeutung sind. Nachdem es aber nicht geglückt ist, 
die arbeitswissenschaftlichen Untersuchungen als Gemein- 
schaftsarbeit zu organisieren, hat die Mitgliederversammlung 
am. 25. Mai dieses Jahres beschlossen, die Gesellschaft auf- 
zulöser. Das wissenschaftliche Material sowie das nach Er- 
füllung der Verbindlichkeiten etwa verbleibende Vermögen soll 
dem Architekten-Verein, Berlin, Wilhelmstr. 92/93, übergeben 
werden. 

Diese Notiz entnehmen wir dem „Baugewerbe, der 
Zeitschrift zur Wahrung und Förderung der gemeinsamen Be- 
rufsinteressen der deutschen Baugewerbetreibenden, die sie 
kurz vor dem Schlussstrich an versteckter Stelle bringt. Das 
deutsche Bauunternehmertum hat auch Ursache, sich dessen, 
worüber hier berichtet wird, zu schämen. Für Forschungs- 
zwecke hat es kein Geld übrig! Da versagt der Opfersinn der 
Baukapitalisten. Sie wollen nicht, dass die Gedanken der Ratio- 
nalisierung und Typisierung sowie bessere Arbeitsweisen und 
wirtschaftlichere Betriebsformen Einzug halten im Gewerbe. 
Es sind ja noch zu viele kleine Existenzen mit den Arbeits- 
methoden verbunden, die heute wie im Mittelalter die gleichen 
sind, und diese sträuben sich, dem technischen Fortschritt, der 
für ihre „Selbständigkeit“ zum -Totengräber werden muss, die 
Wege zu ebnen. Und sie haben die Mehrheit im Arbeitgeber- 
verband. Die Grossen aber fürchten, dass die Ergebnisse der 
Forschungsarbeit zwangsmässig zur „Sozialisierung“ führen. 
Das ist für sie der Uebel grösstes, wogegen sie sich mit allen 


viel grosszügiger. Sie wendet für Zwecke, die der Steigerung 
der Produktion und damit unter der heutigen) Wirtschaftsord- 
nung dem Profite dienen können, beträchtliche Summen auf, 
ohne zu fragen, ob diese sich sofort und ausreichend rentieren. 
Nun ist der Architektenverein Berlin zum Verwalter der Hinter- 
lassenschaft bestimmt. Ob er beabsichtigt, viel damit anzu- 
fangen? Uns scheint es richtiger zu sein, der Verband sozialer 
Baubetriebe springt in die Bresche und setzt die Arbeiten der 
aufgelösten Forschungsgesellschaft fort. Aus eigenen Mitteln 
kann er diese Aufgaben allerdings kaum iösen, selbst wenn 
der Opfermut der Arbeitenden im Gewerbe, der um ein Viel- 
faches grösser ist als jener der Nutzniesser, dafür aufgerufen 
würde. Da muss das Reich eingreifen, denn hier gilt es der 
kommenden Wirtschaft zu dienen, auf der das Leben der 
Nation ruht. 


Zur Lage der Kunstgewerbezeichner in Chemnitz. Unsere 
Fachgruppe Kunstgewerbezeichner in Chemnitz berichtet über 
eine im März d. J. vorgenommene statistische Untersuchung der 





Da ist die Industrie auf diesem Gebiete doch’ 
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Berufslage der dortigen Kollegen. Da solche Feststellungen von 
allgemeinem Interesse sind, geben wir sie nachstehend wieder. 
Es dürfte sich empfehlen, auch in anderen Städten und für die 
verschiedenen Berufsgruppen ähnliche: Ermittlungen anzustellen. 


„In 18 Textilbetrieben (Buntweberei, Stickerei und Privat- 
ateliers) waren 65 Kollegen beschäftigt, deren Ausbildung über - 
eine 3-—4jährige Lehrzeit in Privat- oder Fabrikateliers ging 
und durch den Besuch der Fach- oder höheren Webschule bis 
zu 6 Semester ergänzt wurde. 18 Kollegen haben ausserdem 
die Kunstgewerbeschule bis zu 6 Semester besucht. Der Art der 
Tätigkeit nach waren: 22 Kollegen = 34 Prozent als Patroneure, 
davon 6 in leitender Stellung, 43 Kollegen = 66 Prozent als 
Entwerfer tätig, hierunter 9 in leitenden Posten. 

Nach dem Alter gegliedert waren: 
bis zu 20 Jahren 3 = 5 Prozent, bis zu.30 Jahren 20 = 32 Pro- 

zent, bis zıı 40 Jahren 18 = 24 Prozent, bis zu 50 Jahren 14 = 
23 Prozent, über 50 Jahre 10 = 16 Prozent. 80 Prozent der 
Kollegen sind verheiratet. 


Wegen Mangels an Beschäftigung arbeiten zurzeit etwa 
35 Kollegen = 55 Prozent in anderen Berufen. Die Gehalts- 
verhältnisse sind sehr wenig befriedigend: 9 Prozent der Kolle- 
gen, in kleinen Tapisserien- oder Stickereigeschäften, erhalten 
Stundenlohn nach dem Textilarbeiter-Tarif. 
66 Prozent werden nach unserem am 25. Juni 1920 abge- 
schlossenen Westsachsen-Musterzeichner-Tarifi 
bezahlt, welcher folgende Mindestgehälter vorsieht: 


Demnach erhalten monatlich einschl. Teuerungszutage: 


. La) Entwerfer und Zeichner, die am Änfange ihrer künstlerischen 
Tätigkeit stehen, z. B. Uebertragen von Rapporten, Vergrössern von 
Entwürfen usw. nach beendeter Lehrzeit - 


bis zum vollendeten 20. Lebensjahr . . 2». e.... 780M. 
vom 21.—25. Lebensjahr=.. 0 m, er a 
vom 26.—30. tie ee ee ae 1250 22. 
über 30 Jahre. . . ee 5 Reit 


b) Entwerfer und Zeic ST ner, BR befähigt sl, künstlerische und 
technische Entwürfe anzufertigen nach beendeter Lehrzeit 
bis zum vollendeten 20. ae Se a ee ae OLM: 


vom 21.—25. Lebensjahr . . . TEE ET WAR 
vom 26.—30. Denn ee le 10 are ee a ehe En ri, 
über 30 Jahre. . . re a 


I.a)Patroneure, die am Artanbe ihre RER Tätigkeit stehen 
oder dauernd leichte mechanische Arbeiten leisten, z. B. Absetzen, Um- 
zählen, Bindung tupfen, Patronen einfacher Gewebe anfertigen usw., 
nach beendeter Lehrzeit 
bis zum vollendeten 20. Lebensjahr . © s » 2.2 0. 680 M. 
vom PAR —25. Lebensjahr 0.0 arte Re le TUR Erin 850 ” 
vom 26.—30. ne FE RE 
über 30 Jahre. . . RE SEE 

b) Patroneure, die a einer et durchgeführten Skizze die 
Patronen so auszuführen vermögen, dass dieselben ein einwandfreies 
Warenbild ergeben, und zwar von sämtlichen in der Weberei herge- 
stellten Artikeln, nach beendeter Lehrzeit 
bis zum vollendeten 20. Lebensjahr. U TUT Wei 780, N, 
vom 21:—25. Lebensjahr 7,77. 2 2° Vers er ae nl 
vom 26.—30. RES N u Be 
über‘ 30 Jahre. . . 5 EL Nr 


25 Prozent der Kolferen eaen ber digee Mindestsätze 
hinaus entlohnt. (Es-ist ein Mangel. der Statistik, dass sie nicht 
die tatsächlich gezahlten Gehälter ersehen lässt.) Wir nehmen 
nicht an, dass die Kollegen sich scheuen, ilıre höheren Einkom- 
men anzugeben (d. R.). 


Urlaub erhalten 88 Prozent der Kollegen nach dem Tarif, 
und zwar: 
a) Zeichner nach 1jähriger Tätigkeit bei der Firma 6 Arbeitstage 


” ” ” ”„ ” ” ”n 


” 4 ” ” » 9 ” 12 ” 

”» 8 ” ” ”» ” ” 16 ”n 

Tara, 18 n 

b) Patroneur € nach R jähriger Tätigkei it bei der Firma 6 g 
” ’ ”„ 12) ” ” 10 ’ 

” 5 ; ” ” 12 5 


12 Prozent der Kollegen wre ein angerät Urlaub bis vier 
Wochen gewährt. 

Organisiert sind 88 Prozent der Kollegen im Butab, 
darunter 10 Prozent, die schon 10—15 Jahre lang Mitglieder des 
früheren Kunstgewerbezeichner-Verbandes waren, der jetzt mit 
dem B. t. A. B. verschmolzen ist. Die hiesige Ortsfachgruppe 
zählt zurzeit 55 Mitglieder —= 85 Prozent aller Beschäftigten. 


‚Der Rest ist unorganisiert oder noch im Textilarbeiter-Verband. 


. Im allgemeinen kann festgestellt werden, dass eine teilweise 
Besserung in den Beruisverhältnissen eingetreten ist, doch wird 
das künstlerisch-schöpferische Schaffen der Entwerfer und die 
hochbedeutsame Tätigkeit der Patroneure noch lange nicht ent- 
sprechend bezahlt. Beruht doch in erster Linie auf ihren 


:Schöpfungen das Ansehen und der Erfolg der betreffenden In- 


dustrien im In- und Ausland. Hier kann nur weitere zähe Ge- 
werkschaftsarbeit und solidarisches Zusammenwirken aller Kol- 


"legen helfen, 
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Nummer 18 | Berlin, den 1. Juli 1921 


Die Bauunternehmer machen mobil! 


Die wirtschaftlichen Verbände der bauxewerblichen Unter- 
nehmer zu Frankfurt a. Main haben sich in ihrem 
Rundschreiben Nr, 11 sehr eingehend mit unserer im März d. J. 
veranstalteten Reichskonferenz der Bautechniker 
beschäftigt. Insbesondere hat es ihnen unsere Stellung zur 
Frage der Sozialisierung des Baugewerbes angetan, womit wir 
gar nicht ihren Beifall finden. Die Herren Unternehmer halten 
es kaum für möglich, „daß sich die Leitung eines Fachverban- 
des, wie der ‚Bund der technischen Angestellten und Beamten‘ 
für eine so unreife und durch die Tatsachen als völlig zeschei- 
tert anzusehende Bestrebung, wie die Sozialisierung der Bau- 
betriebe, herzugeben vermag“, und sie bezweifeln es, daß „sich 
eine Mehrzahl von Mitgliedern hinter derartige Machenschaften 
ihrer Verbandsleitung. stellen wird“. Die Baugewaltigen fühlen 
sich anscheinend mächtig auf den Fuß getreten, denn der Ton, 
in dem das Rundschreiben gehalten ist, läßt erkennen, daß die 
mit Gründung der sozialen Baubetriebe be- 
gonnene Bewegung zur Sozialisierung des Bauweszens selbst von 
den Unternehmern im Innersten ihres Herzens noch nicht als 
völlig gescheitert angeschen wird, Sie schimpfen wie die Rohr- 
Spatzen über „die gewissenlosen Drahtzieher“, die 
mit ihrem „pathetischen Wortschwall“ und 
„raustdicken Lügen“ die große Zahl „uneingeweih- 
ter Parteigänger“ zu: berauschen suchen. Die Führer 
der Bewegung seien eine „Clique Sozialisierungs- 
profitder“ und außerdem noch „theoretisierende 
Phantasten“, „Leute, die skrupellos genur sind, 
gegen ihre bessere Ueberzeugung zu reden“, 
Menschen, „die der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands 
völlig verständnislos gegenüberstehen“ und die .in 
ihrer Ignoranz“ oder gar aus „unlauteren Absich- 
ten“ den armen Bautechnikern die einzige Stütze nehmen 
wollen, die ihnen im Wirtschaftsleben noch geblieben ist. So 
überbietet sich das Rundschreiben der Unternehmer in den 
stärksten Ausdrücken gegen diejenigen, die es wagen, an die 
Stelle zu greifen, wo die Privatwirtschaftler am empfindlichsten 
sind, Es gehi in dem Wettkamipfe zwischen sozialisieriem Be- 
trieb und Privatunternenmen um den geheiligten Profit 
und da kennen auch die sonst ganz sicher ungefährlichen 
Frankfurter Arbeitgeber . des Baugewerbes keinen Spaß. Sie 
wissen, daß, wenn erst die Techniker in Massen die Grund- 
gedanken der sozialen’ Bauwirtschait erfaßt haben, es mit ihrer 
Ausbeuterherrlichkeit dauernd vorbei ist, und deshalb suchen sie 
die Bundesmitgliedschaft von der Bundesleitung zu 
trennen. Sie behaupten, daß „die Leitung des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten‘ „den Ast absägen“ will, „auf 
dem die Bautechniker sitzen“, und sie bezeichnen es in ihrem 
Rundschreiben als eine „Schamlosigzkeit, einen ganzen 
Berufszweig dahin bringen zu wollen, daß er an der Zerstörung 
derjenigen Unternehmen mitwirkt, die ihm doch die Mittel 
seiner Existenz garantieren“. Was die Bundesleitune von ihren 
Mitgliedern verlange, sei nichts anderes, als daß die Bautech- 
niker Sich selbst zugrunde richten sollen, denn die deutschen 
Bautechniker werden „zur Schlachtbank geführt und dieses noch 
dazu von ihrer Verbandsleitung“, 


Ist es nicht außerordentlich rührend, zu sehen, wie hier 
menschenfreundliche ‚Unternehmer sich für die armen Bau- 
techniker einsetzen, die durch die sozialen Baubetriebe und 
durch ihre böse Bundessleitung, sowie den noch schlimmeren 
Bundestag, die beide diese Wirtschaftsfierm empfehlen, um die 
Grundlage ihrer von den Unternehmern bisher so glänzend ge- 
stalteten Existenz gebracht. werden Sollen? Wahrlich, es ist 
weit gekommen! Die Bautechniker stehen im Begriff, Harakiri 
zu machen und die Unternehmer müssen diesen irregeleiteten 
Berufsstand mit Gewalt vor Selbstmord schützen. Die beiden 


Arbeitgcberverbände erfüllen diese ihre Christenpflicht dadurch, 
daß sie ihre Mitglieder auffordern, e 


„beiliegende Exemplare dieses Rundschrei- 
bens den bei ihnen angestellten Bautech- 
nikern zukommen zu lassen, und diese um 
ihre Stellungnahme zu der Angelegenheit 
zu ersuchen, denn es kann doch wohl einem 
Unternehmer nicht zugemutet werden, Mit- 
arbeiter in seinem Betriebe zu dulden. die 
Bestrebungen gutheißen, oder sich daran 


beteiligen, die auf seinen Untergang ab- 
zielen“ - 


Also so sieht 
geber aus! 


Nach dem Rezept: „Und willst du nicht mein Bruder sein, 
dann schlag ich dir den Schädel ein!“, sollen 
nun die Bautechniker von den Unternehmern gesund gemacht 
wersen! Wer die Gemeinwirtschaft im Baugewerbe für besser 
hält als die bisherige Privatwirtschaft, der fliegt, mag er sonst 
ein noch So tüchtiger „Mitarbeiter“ des Unternehmers ein, 
Ganz abgesehen davon, daß wir es hier mit einem offenen 
Angriff auf das Koalitionsrecht der Arbeitnehmer 
zu tun haben, die sich heute nach dieser Richtung hin zweifellos 
vie! weniger am Gängelband führen lassen, wie vor dem Kriege, 
— mit welchem Recht können die Frankfurter Unternehmer 
verlangen, daß „ein Berufsstand, der tagtäglich doch die Ergeb- 
nisse der öffentlichen Ausschreibungen, die Preisbildung in den 
privaten Betrieben des Baugewerbes verfolgt und mit ansieht“, 
also die Gewinne der Privatunternehmer zum großen Teil nach- 
zukontrollieren vermag, auf die Verfolgung von Bestrebungen 
verzichtet, die zwar nicht im Interesse der Privatkapitalisten, 
wohl aber im Interesse des Voiksganzen liegen? 


Im Artikei 165 der Reichsverfassung steht: 
„Jeder Deutsche hat — unbeschadet seiner persönlichen 
Freiheit — die sittliche Pilicht, seine körperlichen und geistigen 


Kräfte so zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit er- 
fordert.“ 


die Nächstenliebe der Frankfurter Arbeit- 


Die deutschen Bautechniker sind, auch wenn es den Unter- 
nehmern unangenehm ist, nicht zuletzt durch die bisher erfah- 
rene Behandlung und Wertschätzung. ihrer Arbeit zu der Fr- 
kenntnis gekommen, daß die vom Verband sozialer Baubetriebe, 
von den bezirklichen Bauhüttenbetriebs-Verbänden und den so- 
zialisierten Baubetrieben geleistete Arbeit im Interesse der Ge- 
samtheit des deutschen Volkes liegt, weil sie zu einer allmäh- 
lichen Umgestaltung der Produktion im Sinne der Gemeinwirt- 
Schaft und damit zur Steigerung der Arbeitsleistung führt, 
Ohne die Tüchtigkeit und die persönliche Verantwortlichkeit 
einzelner Privatunternehmer leugnen zu wollen, muß doch fest- 
gestellt werden, daß die „individualistische Wirtschaft“, die die 
Frankfurter Unternehmer unter allen Umständen aufrecht er- 
halten wollen, im Baugewerbe ganz besonders versagt hat. Diese 
Wirtschaftsform muß weiter versagen. Es hat auch so etwas 
wie eine psychologische Umstellung der Menschen durch die 
Revolution gegeben. Die Masse des arbeitenden Volkes, zu dem 
die Bautechniker gehören, will sich nicht mehr länger von einer 
verhältnismäßig dünnen Schicht der Bevölkerung wirtschaftlich 
ausbeuten lassen, Es ist nicht zu verstehen, warum im Bau- 
gewerbe 20 Arbeiter und zwei Techniker je einen Unternehmer 
ernähren sollen. So liegen nämlich di& Dinge. Nicht der Unter- 
nehmer „garantiert“ dem Arbeiter und Bautechniker „die Mittel 
seiner Existenz“, Sondern umgekehrt deren Arbeit erst ist es, 
die den Unternehmer zum guten Teil herrlich und in Freunden 
leben läßt, während die „Mitarbeiter“ mit dem Mindestgehalt 
der Tarifverträge — oftmals werden auch diese gar nicht ein- 
gehalten — abgespeist werden. Die Unternehmer beginnen 
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jetzt einzuschen, daß die Gefahr für sie täglich näher rückt, 


entbehrlich zu werden im Produktionsprozeß. Es zeigt 
sich erfreulicherweise immer nicehr: auch unter den deutschen 
Bautechnikern zibt es Persönlichkeiten, „deren Schaffensdrang 
in steter, unaufhaitsamer Arbeit danach trachtet, die Erzeug- 
nisse zu verbilligen und zu verbessern, in stetem ‚Ringen mit 
der Konkurrenz immer Neues und Besseres zu ersinnen. die 
vielgestaltigen Bedürfnisse der Allgemeinheit stets neu zu be- 
Jeben und neu zu befriedigen“, Persönlichkeiten, die sklı un- 
eigennützig, als Volksfreunde, in den Dienst des Gemein- 
wohls stellen Darin gerade liegt der Unterschied: Die Tüch- 
tigkeitder Unternehmer sorgetaufKostendes 
Gemeinwohls für sich, die Tüchtigkeit der 
Leiter der sozialen Baubetriebe will nicht 
privaten Interessen, sondern der Allgemein- 
hestdienren. 


Bange machen gilt nicht! Die deutschen Bautechniker 
werden nun nicht gleich ins Mauseloch kriechen, weil die Frank- 
furter Unternehmer es nicht „dulden“ wollem daß sie den 
Bestrebungen unseres Bundes zustimmen und die Selbsthilie- 
bewegung der baugewerblichen Hand- und Kopfarbeiter mi 
allen moralischen und finanziellen Kräften unterstützen. Das 
Vorgehen der Frankfurter Arbeitgeber wird den beabsichtigten 
Zweck, der sozialen Bewegung im Baugewerbe die Köpfe zu 
nehmen, ‚nicht erreichen. Jeder denkende Techriker, der die 
durch die heutige wirtschaftliche Entwicklung längst begrabene 
Hofinung. selbst einmal Unternehmer zu werden, hinter sich ge- 
lassen hat, wird nun erst recht sich in den Dienst dieser 
Bewegung stellen und sie mit Rat und Tat fördern. Das be- 
deutet kein Absägen des Astes, auf dem der Techniker sitzt, 
sondern höchstens ein Absägen des Astes, auf dem der Unter- 
nehmer sich einen bequemen Platz zurechtgemacht hat. 


Heute sind bereits über 20000 Bauarbeiter und 
mehrere Hundert Bautechniker in den sozialisier- 
ten Banbetrieben beschäftigt. Jeder von den Unternehmern auf 
Grund seiner Tätigkeit für die Bundesziele — und dazu gehört 
auch die Förderung der sozialen Baubetriebe — gemaßregelte 
tüchtige Techniker wird in irgendeinem sozialen Baubetriebe 
zum mindesten gleichwertige Arbeit finden, und wenn erst alle 
Bautechniker sich für die Idee der Umwandlung unserer Wirt- 
schaft aus einer kapitalistischen in eine nach den Grundsätzen 
der Bedarisdeckung betriebenen Gemeimwirischaft entschieden 
haben, stehen die Unternehmer am Ende ihres Lateins. Wenn 
Giese den Kampf zwischen zwei Wirtschaftsfiormen dadurch 
auszukämpien beginnen, daß Sie auf Angestellte Gesin- 
nungrszwanzx ausüben, dann mören sie es tum. Dieses 
Vorgeher steht aber im Widerspruch zu den Eingaben der deut- 
schen Bauarbeitzeberverbände an Reichstag und Reichswirt- 
schaftsrat, zu Kongreßbeschlüssen dieser Verbände und zu der 
bisherigen Stellung ihrer Organe. Dort wird die freie Kon- 
kurrenz der sozialen Baubetriehe mit den Unternehmerbetrieben 
sefordert, nicht eine Auseinandersetzunz dieser Art. Das Ver- 
trauen der Frivatunternehmer auf ihre eigene Kraft scheint be- 
reits stark ins Wanken zu kommen, sonst würden Sie nicht zu 
solch terroristischen Mitteln sreifen, wie es die Frankfurter 
Unternehmer mit ihrem Rundschreiben tun. Wie dem aber 
auch sei: Ueber die Ertragsfiähizrkeit ihrer Arbeits- 
krait entscheiden heute die Arbeiter weitaus mehr als die Unter- 
nehmer, und wenn diese den Kampf statt friedlichen Wettbewerb 
haben wollen, dann liest darin die stärkste Waffe der Ar- 
beitnehmer. Das gilt auch für den Techniker. Einstweilen aber 
raten wir jedem Kollegen, wenn ihm die Frage vorgelegt wird, 
ob er Sich für oder gegen die sozialen Banbetriebe erkläre, 
zu antworten, daß es sich hierbei um Wirtschaftsauffassungen 
handele, de mit dem Arbeitsverhältnis nichts zu 
tun haben, weshalb die Beantwortung abxw eiehnt werden 
müsse, Jeder Kollege bekeime sich freudig zur Mitgliedschaft 
im Bunde und verweise seinen Arbeitgeber darauf, daß Aus- 
einandersetzungen dieser Art von Organisation zu Or- 
ganisation zu pilegen sind. Wir suchen den Kampf nicht, 
wenn er uns aber aufgsezwungen wird, werden wir ihn zu 


führen wissen . : 
en ei, Heinrich Kaufmann. 


7. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 
nische Angestellte im Baugewerbe 


In den Räumen des Gewerbegerichts Berlin fand am 3. Juni 
unter dem Vorsitz des -Unparteiischen, _ Magistratsrats 
Dr. Schalhorn, und Teilnahme -der Beisitzer Dr. Fröhner, 
Kretzschmar, Eichenauer, Dr. Mielenz, Dr. Stroux auf Arbeit- 
geberseite und Kaufmann, Schulz, Müller, Kampf, Kröbel aui 
Arbeitnehmerseite die 7. Sitzung des Haupttarifamtes mit nach- 
stehender Tagesordnung statt: 


DER BAUTECHNIKER 1921 

















Nr. 18 
I: | r- Antragsteller Antraggegner Antrag Bemerkungen 
1, 3la.| Butab. Deutscher } Vereinbarung eines Zu- | Vertagt am 
Arbeitgeber-| satzes über Geltung der 15. 4. 
bund für das] Haupttarifverträge bei 
Baugewerbe. | Zugehörigkeit d. Arbeit- 
geber zu beiden Spitzen- 
organisationen. 

2, 36. Un- — Grundsätzliche Klärung | Vertagt am 
parteiische. der Frage, obdieAnrech- 15. 4, 

nung der Kriegsdienst- 

jahre (8 4 R.T.V.) auch 

auf 8 511 und IV An- 
wendung findet. 

3 37. | Arbeitgeb,. - Butab. Berufung gegen die Ent- 

| Verband für scheidung des Tarifamts 

dasBaugew. Köln vom 23, 3. 1921. 
Rhein- 
provinz. 

4, 38. |"Butab.‚Gau- | Provinzial- | Erhöhung der Tarif- 

| Verwaltung | Arbeitgeber- | gehälter für die Provinz 
i Brandenbg. | Verband f.d. Brandenburg. 
Baugewerbe 
(Brandenbg.). 

a, 39, Butab,., Verband der | Erhöhung der tariflichen 
Ortshaupt- } Baugeschäfte f Gehälter f.Gross-Berlin. 
verwaltung j von Gross- 

Gross-Berlin. Berlin. 

6.1 ©. ı Un- _ Besprechung d. Antwort 
parteiischer. des Bezirksarbeitgeber- 

verbandes Freistaat 
Sachsen z. Entscheidung 





v.15.4.21 (Antr.Nr.34), 


An erster Stelle wurde der Antrag Nr. 38 betr. Revision 
der Tarifgehälter für Brandenburg verhandelt. 
Als Vertreter der Angestellten sprach Kröbel und für den 
Arbeitgeberverband dessen Vorsitzender, Herr Jurth-Bran- 
denburg. Kollege Kröbel wies auf seinen Schriftsatz vom 
4. Mai hin und erklärte, dass das Tarifamt für die Provinz 
Brandenburg noch nicht gebildet sei, weshalb das Haupttarif- 
amt angerufen werden musste. Er forderte die Zuständigkeits- 
erklärung und eine Entscheidung über seinen Antrag. 
Dagegen protestierte, wie nicht anders zu erwarten war, Herr 
Jurth, der das Haupttarifamt, solange das noch nicht ze- 
bildete Tartfamt nicht entschieden habe, für unzuständig hielt. 
Dabei war der Antrag auf Erhöhung der Gehälter im Branden- 
burger Tarifzebiet, wie Kollege Kauimann sofort nachweisen 
konnte, bereits vor der Vereinbarung, dass die Tarifämter zu- 
erst über Gehaltserhöhungen zu verhandeln haben, eingereicht 
worden. Das Haupttariiamt sei also befugt, in diesem Falle 
eine Entscheidung zu treffen Herr Dr. Fröhner vem Daut- 
schen Arbeiigeberbund für das Baugewerbe widersprach dem 
und trat dafür ein, dass der Instanzenweg innegehalten werde, 
Da es den Angestelltenvertretern nicht auf Prinzipienreiterei 
ankam, somdern um ein praktisches Ergebnis zu tun war, er- 
klärten sie sich bereit, dena Vorschlage des Herrn Jurth zu- 
zustimmen, weicher dahin ging, im Anschluss an die Verhand- 
lungen des auf Grund ‚der Arbeitertarife gebildeten Bezirks- 
Johnamies das Yartkamt für Techniker zusammentreten zu 
lassen. Es wurde daraufhin einstimmig folgender Beschluss 
gefasst: ’ 

„Das Faupttarifamt empfiehlt den Parteien, umgehend das Tarifamt zu 
bilden, und zwar möglichst anschliessend an die Tagung des Bezirkslohnamtes 
in der nächsten Woche, und dort über die Gehälterrevision zu verhandeln.“ 

Antrag Nr. 39 betr. Gehaltsrevision für Gross- 
Berlin wurde nach längerer Aussprache der Parteivertreter 
Kröbcl und Dr. Mielenz von der Tagesordnung abgesetzt, 
weil diese sich auf der Grundlage eines Angebotes des Ver- 
bandes Berliner Baugeschäfte unter sich iA der Sitzung 
einigten. N 

Alsdann wurde der Antrag Nr. 40 betr. die Antwort 
des Bezirksarbeitzgeber-Verbandes Freistaat 
Sachsen zur Entscheidung vom 15. April (siehe „Bautech- 
niker“ Nr. 14 vom 6. Mai) verhandelt. Dort war ein Schieds- 
spruch gefällt worden, welcher zunächst den Spruch des Tarif- 
amtes Dresden -vom 14. März 1021 bestätigte und dann fest- 
setzte, dass mit Rücksicht auf die besonderen Umstände in 
Sachsen bereits mit Wirkung vom 1. Mai ab eine Revision der 


Gehälter beansprucht werden könne, die im Mai durchgeführt 
werden sollte. Dabei seien vor aliem die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Freistaates Sachser zu berücksichtigen. In 


Sa chsen haben wir den die Angestellten am wenigsten be- 
iriedigenden Bezirkstarifvertrag von ganz Deutschland. Schon 
beim ersten Tarifabschluss mussten sich die Angestellten mit 
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viel zu geringen Gehältern begnügen, so dass selbst der Vor- die Anrechnunz der -Kriegsdienstliahre ($ 4 
sitzende des Haupttarifamtes in der Sitzung am 15. April an- R.T. V.) auch auf $ 15 IN und IV Anwendung findet. erreichen 
schliessend an den vorerwähnten Schiedsspruch zum Ausdruck wollte, zur Debatte gestellt. Diese Frage wurde noch sehr 
brachte, dass eine Revision der Gehälter zugunsten der eingehend besprochen, Eine Entscheiding des Haupttarifamts 
Angesteliten in Sachsen erforderlich sei. darüber lehnten die Arbeitgeber ab. Sie sicherten aber zu, 

Dagegen haben nun die Arbeitgeber in einem Schreiben an in ihren Unterverbänden darauf hinzuwirken, dass in der 
den Unparteiischen protestiert, weshalb dieser die Angelegen- Praxis unter allen Umständen eine wohlwolliende Be- 
heit noch einmal vor das Haupttarifamt brachte. Bei der B- handlung der Kriegsteilnehmer durchgeführt werde, worauf 
sprechung dieser Frage wies Herr Magistratsrat Dr. Schal- der Unparteiische seinen Antrag zurückzog. 
horn darauf hin, dass dieser Fall zeige, dass es mit der ein- Die nächste Sitzung des Haupttarifamtes wurde im Ein- 
iachen Bestätigung oder Nichtbestätigung verständnis der Parteien auf Sonnabend, den 25. Juni 1921 


(Verbindlichmachung) von Schiedssprüchen der Bezirkstarif- 
ämter nicht immer getan sei. Die Vertragsparteien sollten 
ernstlich erwägen, ob sie nicht einen Zusatz zum Reichstarif- 
vertrag vereinbaren könnten, wonach das Haupttariiamt auch 
berechtigt sei, Entscheidungen der Tarifämter zur nochmaligen 
Verhandiung mit bestimmten.Massgaben zurückzuverweisen, z.B. 
dann, wenn die durch die Entscheidung festgelegten Gehälter 
nach Ansicht des Haupttarifamtes unzutreffend sind. Die An- 
gestelltenvertreter schlossen sich der Auffassung des Unpar- 
teiischen an und stellten den Antrag, einen solchen Zusatz der 
in Frage kommenden Vereinbarung anzufügen. Die Arbeitgeber- 
vertreter wandten sich mit aller Schärfe dagegen. Nach ihrer 
Meinung sei das Haupttarifamt nur berufen, Schiedssprüche der 
Tarifämter verbindlich zu machen, nicht aber in die Aus- 
einandersetzungen der Bezirksverbände einzugreifen. Zusätze 
in Form von Empfehlungen seien auch jetzt schon zu- 
lässig. Damit ist natürlich nicht viel erreicht, denn die Arbeit- 
geber kümmern sich kein Deut um Empfehlungen des Haupt- 
tariiamtes, wenn es sich darum handelt, höhere Gehälter zu 
zahlen. Nach: langer Aussprache kam das Haupttarifamt zu der 
Auffassung, dass in dem Schiedsspruich vom 15. April nichts 
anderes als eine solche Empfehlung enthalten sei. In der Sache 
selbst wurde foigender Beschluss gefasst: 

„Das Haupttarifamt geht davon aus, dass es Schiedssprüche der Tarifämter 
nur zu bestätigen oder abzulehnen hat. Es hält sich aber für befugt, hierbei 
Anregungen in Form von Empfehlungen den Parteien mitzugeben, vorausgesetzt 
dass auch diese Empfehlungen einstimmig gefasst sind.“ 


Die Berufung über die Entscheidung des 
Tarifamts Köln musste vertagt werden, weil das Material 
hierzu den Angestelltenvertretern nicht zugegangen war. 

Hierauf wurde über Antrag Nr. 3la betr. Verein- 
barungeines Zusatzes über Geltung der Haupt- 
tarifverträge bei Zugehörigkeit der Arbeit- 
geber zu beiden Spitzenorganisationen ver- 
handelt. Dieser Antrag stand wiederholt schon auf der Tages- 
ordnung und musste immer _ wieder abgesetzt werden, weil 
zwischendurch Verhandlungen über die Verbindlicherklärung 
der beiden Reichstarifverträge (Hoch- und Tiefbau) schwebten, 
die indessen zu keinem Abschluss kommen konnten. Der alte 


Streit zwischen den Hoch- und _Tiefbau-Arbeitgeber- 
organisationen wird immer noch auf dem Rücken 
der Angestellten und Arbeiter ausgefochten. Das 
Reichsarbeitsministerium ist nicht imstande, sich für 
die eine oder andere Seite zu entscheiden und die 
beantragte Verbindlicherklärung der Arbeiter- und Ange- 
stelltentarife auszusprechen. Als Vertreter der Arbeitgeber 


wandte sich zunächst Herr Eichenauer-Hamburg gegen 
die Aufnahme einer solchen Bestimmung, die eine Erweiterung 
der Reichstarifverträge sei und die er nicht für so wichtig 
hält, dass das Haupttarifamt darüber entscheiden müsse. Es 
seien heute nur ganz wenige Firmen vorhanden, die beiden 
Arbeitgeberverbänden angehören, und wenn in Einzelfällen 
sich Schwierigkeiten ergeben hätten, dann seien sie immer 
leicht auf dem Wege direkter Verhandlungen der Angestellten 
mit dem Arbeitgeber beseitigt worden. Kollege Kaufmann 
vertrat den Standpunkt der Angestellten in dieser Sache und 
verlangte, dass das Haupttarifamt dennoch eine Entscheidung 
fälle, um, soweit es bei der verwickelten Sachlage möglich sei, 
eine Regelung zu trefien. Im Einverständnis beider Parteien 
wurde dann folgende Entscheidung verkündet: 

„Grundsätzlich gilt der Tarifvertrag, welcher mit der Organisation ab- 
geschlossen ist, deren Mitglied der Arbeitgeber ist. Im Falle der Arbeitgeber 
sowohl dem Reichsverband für das deutsche Tiefbaugewerbe, als auch dem 
Deutschen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe oder dem Beton- und Tiefbau- 
Arbeitgeberverband angehört, so ist bei Einstellung von Tiefbautechnikern im 
Anstellungsvertrage zu vereinbaren, welcher Vertrag Anwendung zu finden hat.“ 


Die Aufnahme eines Zusatzes, dass im Falle eines Uecber- 
tritts einer Firma von einem Arbeitgeberverband zum anderen 


78 5 Nr. 11 des Reichstarifvertrages Anwendung finden solle — 


günstigere Gehaltsbedingungen dürfen nicht verschlechtert 
werden —, lehnten die Arbeitgeber ab mit der Begründung, 
dass diese Frage in beiden Tarifverträgen wörtlich gleich ge- 
regelt sei. 

Zum Schluss der Sitzung wurde noch Antrag Nr. 36 des 
Unparteiischen, der die grundsätzliche Klärung der Frage, ob 
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Gewerkschaftsarbeit 


Die mitteideutsche Bauwarbeiter-Aussperrung. Bekanntlich 
haben die Bauarbeiter in ihrem Reichstarif für‘das Baugewerbe 
$ 5 Ziffer 4 dieselbe Bestimmung, wie sie die technischen An- 
gestellten in ihrem Reichstarif für das Baugewerbe in $ 5 








"Ziffer 9 haben, nur mit dem Unterschied, dass es bei den 


Bauarbeitern heisst, von zwei zu zwei Monaten, während diese 
Frist bei den technischen Angestellten von vier zu vier Mo- 
naten festgelegt wurde. Die Arbeiter können also bei ein- 
tretender Teuerung viel rascher zu Erhöhungen kommen als 
die technischen Angestellten. Auf Grund dieser Vertragsbe- 
stimmung hatten die Bauarbeiter in der Provinz Sachsen, ge- 
zwungen durch die immer mehr um sich greifende Verelendung, 
Lohnerhöhungen gefordert. Seit Sommer 1920 erstrebte dagegen 
der Bezirks-Arbeitgeberverband des Baugewerbes eine Lohn- 
herabsetzung von 70 Pf. pro Stunde mit der Begründung, „dass 
ja die Lebensmittelpreise eine sinkende Tendenz hätten und 
daher mit dem „Abbau der Löhne“ begonnen werden 
müsste“. Das auf Grund der Vereinbarung vom 12. Januar 1921 
geschaffene Bezirkslohnamt für die Arbeiter — für die tech- 
nischen Angestellten sind ia die Verhandlungen über Schaffung 
gemeinsamer Bezirkslohnämter für Hoch- und Tiefbau ge- 
scheitert und an deren Stelle die Tarifämter bzw. Schieds- 
gerichte mit den Funktionen der Bezirkslohnämter betraut 
worden hatte nun eine einmalige Beihilfe für die ver- 
heirateten Bauarbeiter festgelegt. Diese betrug 10 Prozent 
des augenblicklichen Tariflohnes für zwei Monate (April und 
Mai). Da nun immer noch kein Rückgang in den Lebens- 
haltungskosten eintrat, sondern im Mai eine Steigerung wieder 
einsetzte, erhoben die Bauarbeiter neue Forderungen. 
Schlichtungsausschüsse legten nun an verschiedenen Orten Er- 
höhungen fest, und zwar in Köthen 95 Pf., Bernburg 50 Pf., 
Eisleben 50 Pf., Halberstadt 40 Pf., Magdeburg 30 Pi.. Oschers- 
leben 85 Pf., Stassfurt 50 Pf, Wittenberg 40 Pf., Zerbst 50 Pf. 
und noch in anderen Orten. Nachdem an den Orten Dessau, 
Aschersleben, Calbe und Zschornewitz-Wolfen trotz mehr- 
facher Versuche, auch durch Eingreifen von Schlichtungsaus- 
schüssen, eine Erhöhung nicht erzielt werden konnte, traten 
hier Ende Mai die Bauarbeiter in einen von 
dem Bauarbeiterverband senehmigten Streik. 
Hierfür lag nach Zifier 4 des 5 des Reichstariivertrages 


ein Recht vor, denn alle Vermittlungsmöglichkeiten, 
die der Tarif vorsieht, waren erschöpft. Als Gegen- 
massnahme veranlasste nun der Bezirks-Arbeitgeberverband 


die Aussperrung, die er durch das hier folgende Original-Rund- 

schreiben Nr. 20/1921 vom 29. Mai bekanntgab: 

Rundschreiben 20/1921. Leunawerk, den 27. Mai 1921. 
Arbeitgebervereinigung im Leunawerk. 

Hierdurch fordern wir sämtliche Firmen auf, ihren Arbeitnehmern auf dem 
Leunawerk, allen Postengesellen, allen Maurern und Zimmergesellen und allen 
Aushilfsarbeitern sowie den entsprechenden Arbeitnehmern der anderen Berufe 
bekanntgeben zu lassen, dass 

vom Montag, den 30. Mai 1921, früh ab die Arbeit ruht, 

bis die Arbeitnehmer in dem Baugewerbe in den bestreikten Gebieten Dessau, 
Aschersleben, Calbe und Zschornewitz-Wolfen die Streiks abgebrochen haben, 
Das Aussperrungsgebiet umfasst die nachstehenden Orte und alle dazwischen- 
liegenden Orte und Tarifvertragsgebiete Stassfurt-Leopoldshall, Bernburg, Calbe, 
Köthen, Dessau, Coswig, Wittenberg, Bitterfeld, Halle, Merseburg, Leunawerk, 
Geiseltal, Sandersleben, Alsieben, Gerbstedt. Den auszusperrenden Arbeit- 
nehmern sind die Papiere auszuhändigen, etwaige gewünschte Vermerke auf 
den Entlassungsscheinen, wie Entlassung wegen Arbeitsmangel oder dergleichen, 
dürfen nicht gemacht werden! 

Gleichzeitig ist durch den Arbeitgeber den auszusperrenden Arbeitnehmern 
mitzuteilen oder mitteilen zu lassen, dass die Aussperrung im Baugewerbe auf 
Beschluss des Bezirks-Arbeitgeberverbandes für das Baugewerbe als Gegenmassregel 
erfolgt, bis die von den Gewerkschaften bis jetzt noch verweigerte Aufhebung der 
tarifwidrigen Streiks in Dessau, Aschersleben, Zschornewitz-Wolfen erfolgt ist. 

Die Arbeitgebervereinigung hat in einer Ausschusssitzung am 24. Mai 1921 
einstimmig beschlossen, sich geschlossen an der Aussperrung zu beteiligen. 
Der Arbeitgeberverband der chemischen Industrie Sektion IVb hat sich zur 
weitestgehenden Unterstützung der Bauarbeitgeberverbände bei der Durchführung 
der Aussperrung verpflichtet und dem in der Anlage auszugsweise hei- 
gefügten Beschluss vom 18. Mai 1921 beizutreten. * 

Hochachtungsvoll! Die Geschäftsführung. (Unterschrift,) 
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Von der Aussperrung wurden etwa 10000 Arbeiter 


betreffen. Für die technischen Angestellten ergaben sich so- 
fort auswirkende Konsequenzen aus der Aussperrung der Bau- 
arbeiter nicht. Es oblag ihnen nur, dafür Sorge zu tragen, 
dass keiietlei. Streikbruch: erreicht wurde, was aber nicht zu 
befürchten war,. da 90 Prozent der technischen Angestellten 
im Baugewerbe bei uns organisiert sind und daher genau 
wissen, was in dieser Situation die Gewerkschaftssolidarität von 
ihnen fordert. Es ergaben sich auch nirgends Differenzen. 
Dem gewaltigen Ringen der Bauarbeiter brachten wir das 
grösste Interesse entgegen im Bewusstsein, dass dieser Kampf 
nur der Vorläufer noch grösserer Kämpfe ist. Wäre es den 
Unternehmern gelungen, die Bauarbeiter niederzuwerfen und zu 
einem Lohnabbau zu kommen, so wären die technischen An- 
gestellten sicher die Nächsten gewesen, die darankamen. 
Die Bauarbeiter erreichten am 7. Juni vor den staatlichen 
Vermittlungsstellen in Berlin einen guten Erfolg. 
Statt Lohnabbau wurden ihnen Zuschläge von 
20 bis 30 Pf. pro Stunde zugebilligt. Die Streiks und die Aus- 
sperrung wurden am 8. Juni aufgehoben und am 9. Juni die 
Arbeit auf der ganzen Linie wieder aufgenommen. 

Nun ist aber für die Bauarbeiter die Situation hier ausser- 
ordentlich günstig, da es an Arbeitskräften sehr mangelt. Die 
Nachfrage nach Bauarbeitern ist sehr stark. Auf dem Leuna- 
werk arbeiten zurzeit auf 23 Baustellen — nur 11 Maurer. 
Es sind keine Bauarbeiter zu bewegen, dort zu arbeiten. Das 
stärkt natürlich ihre Position. -Bei den technischen An- 
gestellten ist es etwas anderes. Unorganisierte akademisch 
gebildete Kräfte und aus ‚Regierungsdiensten ausgeschiedene 
Bautechniker bieten sich von auswärts hier zu Hungergehältern 
an und wirken preisdrückend auf unsere Gehaltsbewegungen. 


Neue Tariigehälter im Berliner Baugewerbe. Nach lang- 
wierigen Verhandlungen ist es uns gelungen, für Berlin die 
Gehaltssätze für das Hochbaugewerbe um im Durchschnitt 
rund 4 Prozent zu erhöhen. Die Gehälter betragen nun ab 
1. Februar 1921: 


Gruppe la bisher M. 650,— jetzt M. 650,— 
b n ” 850, — ” ” 875,— 
c ” ” 1000,— ” ” 1050,— 
d ” ” 1200, — ” ” 1275, — 
Gruppe II 5 „ 1200,— » „. 1250,— 
Gruppe Illa 5 „» 1250,— "„.». 1300,— 
b ” ” 1325, — ” ” 1400, — 
e BER NEISE 1500.55 
Gruppe !IVa n „ 1475,— n„ »' 1525, — 
b ” ” 160 I— ” ” 1675, — 
c ” Rn! 700, Er »» 1800, — 


Nachdem die kaufmännischen Angestellten dieser: von uns 
bis zuletzt abgelehnten Regelung zustimmten, mussten auch 
wir uns damit abfinden. Wir haben alle Mittel erschöpft, die 
auf dem Verhandlungswege übrigblieben, um zu einer besse- 
ren Regelung zu kommen. Denn auch die jetzigen Gehälter 
reichen durchaus nicht aus, in Berlin eine solche Lebenshaltung 
zu führen, wie sie ein Techniker mit Recht beanspruchen kann. 
Der Schlichtungsausschuss Gross-Berlin hat uns 10 Prozent 
Zulagen durch einen Schiedsspruch zugestanden. Dieser wurde 
vom Verband der Baugeschäfte abgelehnt, und als der De- 
mobilmachungskommissar ihn für verbindlich erklären sollte, 
haben wir erlebt, dass diesen das von den Unternehmern in 
den düstersten Farben geschilderte „Elend ‘der Bauarbeit- 
geber‘“ mehr rührte als die Not der Angestellten. Die Ver- 
bindlicherklärung des Schiedsspruches war deshalb nicht zu er- 
reichen und bei den dann stattfindenden neuen Verhandlungen 
nicht mehr von den Unternehmern herauszuholen. Wenn also 
die Techiker Berlins sich noch weitere Entbehrungen auf- 
erlegen müssen, dann ist das nur der Hartnäckigkeit der Berliner 


‚Arbeitgeber und dem „Gerechtigkeitsgefühl“ des Demobil- 


machungskommissars zu verdanken. 


Erhöhung der Tariigehälter im Hamburger Hochbau- 
zewerbe. Nach längeren Verhandlungen, die am 8. Juni in Ham- 
burg stattfanden und wobei die Arbeitgeber, gestützt auf die 
Indexziffern der Reichsstatistik, eine wesentliche Veränderung 
der Lebenshaltungskosten zuungunsten der Angestellten be- 
stritten, konnten doch noch Gehaltszulagen, und zwar für Ver- 
heiratete ohne Kinder 100 M. und für Angestellte mit Kindern 
150 M., laufend ab 1. Juni erreicht werden. Für Ledige waren 
Zulagen nicht zu erreichen, weil die Arbeitgeber sich auf den 
mehr als 10 Prozent betragenden Rückgang der Indexziffern 
stützten. Diese waren für Hamburg im Januar 124. im Mai 110, 
Die Arbeitgeber glaubten unter. Berücksichtigung dieser -Zah- 
len noch ein besonderes Entgegenkommen zu beweisen, wenn 
sie von einem Abbau absahen. 

Als die Indexziffern stiegen, waren die Unternehmer durch- 
aus nicht so rasch mit der Gehaltssteigerung bei der Hand und 


.die Angestellten mussten monatelang auf die notwendigsten Zu- 


lagen warten, wodurch sie in ihrem Haushalt äusserst stark 
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zurückkamen. Niemand darf also an Abbau denken, auch wenn 
die Preise für einzelne Lebensmittel noch weiter etwas sinken 
sollten, solange nicht der gerechte Ausgleich zwischen Be- 
darf und Verbauch der Angestellten und ihrem Einkommen 
völlig hergestellt ist. In Anbetracht der für die Angestellten 
immer noch ausserordentlich ungünstigen wirtschaftlichen Lage 
des Baugewerbes haben diese sich zunächst mit dem erreichten 
kleinen Eriolg zufrieden gegeben und dem Abkommen ihre Zu- 
stimmung erteilt. 

Taritverhandiungen mit dem Bund deutscher Architekten in 
Bayern. 
am 23. Mai 1921 mit dem Bund deutscher Architekten, Landes- 
bezirk Bayern, in Verhandlungen über die Erhöhung der Tarif- 
gehälter einzutreten. Wohl hatte der B. D. A. am 2. Mai auf 
unsere Forderungen einen Gegenvorschlag eingereicht, den wir 
aber als unannehmbar bezeichneten. 
gen am 23. Mai konnten folgende Zulagen erreicht werden: 
Für die Gruppe A, Hilfskräfte, 150 M., 

Gruppe B 
1. Anfänger im 1., 2. und 3. Jahr 150 M, 
. 2. Fertige Techniker nach 3 Berufsjahren 160—200 M., 
3. Selbständige Techniker 200-250 M. 

Die Gehälter stellen sich nunmehr ab 1. Mai 1921 wie folgt: 

Gruppe A, Hilfskräfte 450, 500, 550 und 600 M., 
Gruppe B, Techniker mit Mittelschulbildung, 
1. Anfänger 650-850 M., 
2. Fertige Techniker 950—1150 M., 
3. Selbständige Techniker unter 30 as 1200—1300 M., 
von 30—35 Jahren 1350 M., 
über 35 Jahre 1400 M. : 
Für Gruppe C erhöhen sich die Gehälter in gleicher Welse. 

Nach dem Tarifvertrag kommt für die Ortsklasse II ein 
Abschlag von 5 Prozent, für Ortsklasse IH ein Abschlag von 
10 Prozent in Betracht. 

In den Verhandlungen konnte weiter er werden, dass 
die Spannung in der Gruppe B1, 2 und 3 nicht die Dienstiahre 
darstellen, sondern als Leistungssätze zu betrachten 
sind. Es kann deshalb der Anfänger nicht allein 650, sondern 
bis 850 M. erhalten, je nach seinen Leistungen. Dagegen: muss- 
ten wir zugestehen, dass für Anfänger ein Probemonat. mit 
600 M. möglich ist. 

In Anbetracht der schlechten Lage des Architekturgewerbes 
nahmen die Kollegen die vereinbarten Gehaltssätze an, In der 
bestimmten Erwartung, dass mit einer Besserung der Lage im 
Architekturgewerbe bald eine Erhöhung der Gehälter eintritt. 


Erhöhung der Tariigehälter des Architektentariis in Thü- 
ringen. Am Montag, den 30. Mai, fanden in Erfurt Tarifver- 
handlungen für den Landesbezirk Thüringen mit dem Bund 
deutscher Architekten statt, die das Ergebnis zeitigten, dass ab 
1. Juni eine Erhöhung der Tarifgehälter eintritt, die für Ledige 
10 Prozent, für Verheiratete 15 Prozent, mindestens aber 100 M. 
monatlich beträgt. Die von den Angestellten geforderte Rück- 
wirkung ab 1. Mai war nicht zu erreichen. Gleichwohl wurde 
diesem Abschluss zugestimmt in der Erkenntnis, dass die Ge- 
haltserhöhungen immerhin noch eine Verbesserung der Lebens- 
haltung der Angestellten bedeuten. ‘Wenn erst das Baugewerbe 
wieder besser beschäftigt sein wird, und insbesondere auch 
die freien Architekten stärker mit Aufträgen bemüht sind, wer- 
den wir weiter streben müssen, um noch eine bessere Bewer- 
tung der technischen Arbeitskräfte seitens der selbständigen 
Architekten zu erreichen. 


Verbindlicherklärung des Architektentarifes für Thüringen. 
Der zwischen dem Bund deutscher Architekten, Landesbezirk 
Thüringen, in Erfurt und dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten, Gau Mitteldeutschland, Nebenstelle Thüringen, 
in Erfurt am 22. Oktober 1920 abgeschlossene Bezirkstarif zur 
Regelung der Gehalts- und Anstellungsbedingungen für die tech- 
nischen und künstlerisch tätigen Angestellten der Privatarchi- 
tekten ist für diesen Berufskreis für das Gebiet des Freistaates 
Thüringen, des ehemaligen Freistaats Coburg, des Regierungs- 
bezirks Erfurt und des Kreises Schmalkalden gemäss $ 2 der 
Verordnung vom 23, Dezember 1918 (Reichs-Gesetzbl. S. 1456) 
für allgemeinverbindlich erklärt worden. Die all- 
gemeine Verbindlichkeit beginnt mit dem 1. Februar 1921. 
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Nach längeren Bemühungen ist es endlich gelungen, 
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Die Sozialisierung der Baubetriebe im 
Lichte der Gewerkschaftspolitik*) 


Das Privatkapital erstrebt als erstes und letztes Ziel 
die Existenzsicherung des Individuums im Kampf und auf 
Kosten der Mitmenschen. Die Gewerkschaftspolitik ist Erfolgs- 
arbeit nicht für den einzelnen, sondern für das Wohl der 
gesamten arbeitenden Berufsklasse. Das Kapital will den Auf- 
stieg des einzelnen, die Gewerkschaft den Aufstieg der Klasse, 
Das Kapital stelit sich auf ein gegenseitiges Niederringen ein, 
die Gewerkschaft ist eine Vereinigung zur gegenseitigen Hilfe. 
Dieser Gegensatz in den Zielen ist in der heutigen privatka- 
pitalistischen Wirtschaftsordnung unüberbrückbar. Solange das 
Privatkapital herrscht, wird die Gewerkschaft in Kampistel- 
lung zu ihm stehen. 

Wir sprechen in der Gewerkschaftspofitik von Abwehr- und 
Angrifiskämpfen. Abwehr nennen wir den Kampf. den die Ge- 
werkschaft gegen das Privatkapital führt, wenn dieses zur Siche- 
rung und Steigerung der Profitrate die wirtschaftlichen und so- 
zialen Arbeitsbedingungen der werktätigen Arbeitskraft her- 
absetzen will. Ziel und möglicher T.rfolg des Abwehrkampfes 
ist bestenfalls die Sicherting der letzthin erreichten Arbeitsbedin- 
gungen. Wir sehen die Gewerkschaften zu einem Angrilifs- 
kampf übergehen, wenn sie den wirtschaftlichen und sozialen 
Stand der Arbeitsbedingungen verbessern wollen. 

Man kann diese beiden grundsätzlichen Kampfarten zwischen 
Kapita! und Arbeitskraft unterteilen und gliedern, man kann sie 
miteinander verbinden, -aber eine grundsätzlich dritte 
Kampfart gegen dasPrivatkapitalgabesbis- 
herin der Gewerkschaftspolitik nicht. 

Niemals hatte die Gewerkschaftspolitik das Ziel die ganze 
Frontstellungedes Privatkapitals zuüberren- 
nen. Die Gewerkschaft trat nur als fördernde, nicht als 
ablösende Kraft auf. Die Befreiung der Arbeitskraft vom 
Privatkapital wurde den sozialistischen Parteien überlassen. 
In der grundsätzlichen Gegnerschaft zum Privatkapital- nalımen 
die Gewerkschaften bısher eine mehr neutrale Haltung ein. 
Es zeht nun heute ein Zug durch die gesamte deutsche und 
nicht nur deutsche Gewerkschaftspolitik. der auf ein Auf- 
geben der Neutralitätspolitik schliessen lässt. Wir 
sehen die Gewerkschaften immer: dichter hinter die politischen 
Parteien aufrücken, wir sehen ihren Einfluss auf die Wirtschafts- 
politik vor Tag zu Tag steigen. Immer mehr bricht sich die 
Erkenntnis Bahn, dass die bisherigen Kampfmittel der Ge- 
werkschaften nicht hinreichen, um das Wohl der g®- 
samten arbeitenden Berufsklassen zu sichern und zu 
steigern Eine Lohnerhöhung und eine Verbesserung der 
Afbeitsbedingungen, die heute erreicht ist, wird morgen durch 
erhöhte Kosten. der Lebenshaltung wieder in das Gerehnteil 
verkehrt. Die Preise für lebenswichtige Güter werden von 
dem Privatkapital,nicht von dn Gewerkschaf- 
ten gemacht. Die mühsam erkämpften Lohnerhöhungen der 
einen Berufsgruppe wurden durch die Lohnerhöhungen an- 
derer lebenswichtire Güter produzierenden Berufsgruppen 
wieder aufgehoben. Mit jeder Lohnerhöhung muss überdies auch 


"eine Erhöhung der Profitrate verknüpft sein, wenn — wie das 


heute nach fünfjähriger Vernichtungswirtschaft der Fall ist — 








*) Wir bringen diesen Artikel aus der „Sozialen Bauwirtschaft“ unseren 


Mitgliedern zur Kenntnis, weil er uns geeignet erscheint, sie in ihrem Kampfe 


gegen ein scharfmacherisches Unternehmertum (siehe Leitartikel desBautechnikers, 
r. 18 v.18.7.21 „Die Bauunternehmer machen mobil“) zu unterstützen. Die 
Stellung unseres Bundes zur Frage der auch hier kurz gestreiften Industrie- 
verbände liegt in Beschlüssen unserer Bundesinstanzen. fest und gipfelt in der 


"Bekenntnis zur Berufsorganisation, weil nur diese eine gute Vertretung 


der sozialen, wirtschaftlichen und beruflichen Interessen der Techniker sicher- 
zustellen vermag Diese abweichende Auffassung über die Organ sation:form 
stört aber in keiner Weise das auch von uns als notwendig erkannte engste 
Zusammenwirken zwischen Hand- und Kopfarbeitern. Unsere Gewerkschafts- 
politik entspricht völlig der des Deutschen Bauarbeiterverbandes, weshalb alles 
das, was hier über diesen Verband gesagt ist, auch für unseren Bund gilt, 





| Berlin, den 15. Juli 


NANNTEN 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten ; 
Berlin NW 52, Werftstr.7 










die Nachfrage nach lebenswichtigen Gütern das mögliche Ange- 
bot übersteigt. 

Um diese gegenseitige Beeinträchtigung des Lebensstandards 
der einzelnen Berufsgruppen zu beseitigen, macht sich unter 
den Gewerkschaften immer mehr das Bedürfnis nach 
einem engeren Zusammenschluss der verwandten 


Berufsgruppen zu gewerkschaftlichen Industrie- 


verbänden bemerkbar. Der Wirtschaftskampf der einen 
Berufsgruppe gegen das Privatkapital kann nicht ohne Einfluss 
bleiben auf die anderen Berufsgruppen. Sicher ist. dass der 
Industrieverband — neben anderen Aufgaben, die. er zu er- 
füllen bat — weitergehende Erfolgsmöglichkeiten im 
Kampfe zwischen Kapital und Arbeitskraft garantiert. Aber 
wind er imstande sein, de Befreiung der Arbeitskraft vom 
Privatkapital ztı bringen? Diese Frage ist heute noch nicht 
zu beantworteh. . 

Als Gegengewicht gegen die weitergehenden 
Ziele gewerkschaftlicher Erfolgsarbeit hat das Privatkapital die 
Parole vom „Arbeitsfrieden“ ausgegeben.- der. durch 
„Arbeitsgemeinschaften“ seine Erfüllung finden soll. 


Was ist eine Arbeitsgemeinschaft zwischen Arbeit und Pri- 
vatkapital? Nichts anderes als ein Verzicht auf gestei- 
gerte Erfolzsarbeit der Gewerkschaften am 
Wohle der. arbeitenden Berufsklasse, Wohl erleichtern 
die Arbeitsgemeinschaften den Gewerkschaften ihre Erfolgsar- 
beit in des Lohnkämpfen. Der Unternehmer bewilligt: dem 
Arbeiter den höheren Lohn und der Arbeiter dem Unternehmer 
den höheren Profit. Nur kurzsichtige, „reine Toren“, können in 
diesem arbeitsfriedlichen Kuhhandel eine Erfolgsarbeit für das 
Wohl der gesamten arbeitenden Klasse sehen. Nicht der 
Unternehmer, sondern der Arbeiter, nicht das Privat- 
kapital, sondern die Arbeitskraft ist in der Arbeitsgemein- 
schaft der zebende und verlierende Teil. 

Der Deutsche Bauarbeiter-Verband hat diesen, die gewerk- 
schaftliche  Erfolgsarbeit dauernd unterbindenden Betrug des 
Privatkapitals als erste Arbeiterorganisation eingesehen und die 
Arbeitsgemeinschaft gekündigt. Wäre seine Politik nicht ethisch 
sittlich fundiert, nicht eingestellt auf das Gesamt- 
wohl der arbeitenden Klasse, so hätte er von allen anderen 
Gewerkschaften am allerweniestens Veranlassung gehabt, die 
Arbeitsgemeinschaft zu kündigen. weil die höheren Löhne im 
Baugewerbe bei der heutiren Zwangswirtschaft im Wohnufngs- 
wesen den Preis des Arbeitsproduktes: Wohnung, nicht ent- 
scheidend, jedenfalls nicht von heute auf morzen, verfteuern, 
wie das bei den kuızfristig- verbrauchbaren Lebensgütern der 
Falb ist. Die Bauarbeiter hätten demnach aus einer Arbeits- 
gemeinschaft immerhin grössere Vorteile als z. B. die Berg- 
arbeiter, weil der höhere Lohn durch höhere Mieten. von hzute 
auf morgen nicht abgesaurt werden kann. In klarer Erkennt- 
nis der Notlage der arbeitenden Klasse und Einstellung der ge- 
werkschaftlichen Erfolgsarbeit auf weite Sicht hat der 
Deutsche Bauarbeiterverband sich grundsätzlich zu einer 
neuen Kampfart gegen das Privatkapital entschlos- 
sen. Er hat soziale. auf gemeinwirtschaft- 
licher Grundlage arbeitende Baubetriebe in 
die gewerkschaftliche Kampffront eingestellt und mit diesem 
Schritt einen Weg geebnet, der dem Angriffskampfder 
Gewerkschaften einen völlig anderen Cha- 
rakter gibt. 


Welche Gesichtspunkte leiteten den Vorstand des Deutschen 


-Bauarbeiter-Verbandes, die soz’alen Baubetriebe als Stosstrupps 


geren die Front des Privatkapitals zu verwenden? Und wer- 
den diese Stosstrupps die Erwartungen erfüllen, die der 
Deutsche Bauarbeiter-Verband mit ihrem Einsatz erhofft? Diese 
Frage kann im Rahmen dieses Aufsatzes weder erschöpfend be- 
handelt, noch bejaht werden. Die Beweggründe‘ für den Ein- 
Satz sozialer Baubetriebe gegen das Privatxkapital müssen in 


-zwei Gruppen geteilt werden, je nachdem die Tätigkeit der 


sozialen Baubetriebe eingestellt ist auf den Dienst am 
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gesamten Volkswohl und eingestellt ist auf den schützen, wenn diese das Sperrfeuer zum Schutze der sozialen 
Dien am Wohl der gewerblichen Bernfs=- Baubetriebe einstellen. 


I 
ppe. 
Der Deutsche Bauarbeiter-Verband hat von vornherein klar 
erkannt, dass der Dienst an der Berufseruppe den 
Dienst am Volkswohl voraussetzt Berufs- 
esgsoismusistnichtwenizer RaubbauamVolks- 
wohl als der 
ın us, der sich in gewissen Grenzen noch se!bst kontrolliert und 
in Schranken hält. Die sozialen Bavubetriebe werden darum 
ganz in den Dienst des öfientlichen Wohles gestellt. als Treu- 
händerbetriebe der Verbraucher aufirezogen und zeleitet. Ihre 
Aufgabe ist es, die Profitrate des privatkapitalistischen 
Unternekmertums durch preiswürdize Angebote zu besclineiden, 
d. h. billiger. besser und mehr zu produzieren. 

Der Einsatz der sozialen Baubetriebe für das engere Be- 
ruiswohl dari niemals Selbstzweck sein oder werden. Würden 
die sozialen Baubetriebe diesen Grundsatz missachten. so 
würden sie nicht nur Verrat am Gesamtwohl, sondern auch Ver- 
rat an dem engeren Beruiswohl üben. Es ist kaum nötis. vor 
denkenden Volksgenossen diesen Grundsatz zu begründen. 
Dennoch wollen wir es tun, 


Nehmen wir an, dass ein sozialer Baubetieb den beschäf- 
tisten Bauarbeitern einen höheren als den mit den Arbeit- 
&ebern und Arbeitnehmern vereirbarten örtlichen Tariflohn be- 
zahlen würde, dann.ist es klar, dass das Gesamtwohl hierdurch 
den Nachteil der Verteuerung der Bauten hätte, sofern es nicht 
geiänge, den Mehrlohn durch andere betriebswirtschaftliche 
Massnahmen auszurleichen. Das Privatkapital könnte mit 
Recht darauf hinweisen, dass die Arbeiter der suzialen Bau- 
betriebe die Profitrate des Unternehmers für sich Konsumie- 
ren wollen, während er — der Unternehmer — die Profitrate 
nur teilweise konsumiert, zum grösseren Teil dem Uater- 
nehmen als neues Betriebskapital wieder zuführe. 
Der soziale Baubetrieb unterbinde durch Ab- 
saugung der Profitrate die Kapitalneubil- 
dung, ohne die ein technischer Fortschritt 
desGewerbes und damit eine dauernde Ver- 
billigung der Produktion nicht denkbar ist. 
Die Nachteile für das Wohl zer engeren Berufsgruppe liegen 
gleichfalls klar auf der Hand. Der ohnehin kapitalschwache 
neue Betrieb macht sich durch Zahluns höherer Löhne kon- 
kurrenzunfähig und schaltet sich dadurch automatisch 
aus dem Kampf gegen das Privatkapital aus, An Stelle der Be- 
freiung aus dem Joch des Privatkapitals würde dem arbeitenden 
Volke dann ein noch lastenderes Joch auferlegt werden. Jeder 
misslungene Befreiungsversuch macht aus dem Arrest einen 
Kerker und der Rückschlag träfe nicht nur die in den sozialen 
Baubetrieben tätigen Arbeiter, sondern die Gesa mtheit 
der Banmarbeiterschait, mit deren Mitteln und unter 
deren Hilfe die sozialen Baubetriebe entstanden sind. Je stärker 
die Arbeiter der sozialen Bauhetriebe die privatkapitalistische 
Profitrate für sich in Anspruch nehmen, um So wenieer 
aufnahmefähig werdensie für Neueinstellun- 
gen aussenstehender Beruisgenossen Das 
Befreiungswerk der zesamten Berufsgenos- 
senwäredamitunterbunden. Die Stosskraft der so- 
zialen Baubetriebe gexen das Privatkapital müsste immer mehr 
erlahmen. Missmut und Unwillen würden in die eigenen Reihen 
einziehen und die Kampffront des werktätigen Volkes wäre reif 
zum Sturm für das Privatkapital, 

Die Verantwortung, die die gewerkschaftlichen Organisatio- 
nen mit der Unterstützung und Förderung der sozialen Baube- 
triebe übernehmen, ist eine gewaltige. Aus dem Gefühl dieser 
hohen Verantwortung für die Gesamtheit der werktätigen Ar- 
beiterschaft heraus werden und müssen die Gewerkschaften die 
Zügel der Bewegung straff in der Hand behalten. Sie müs- 
sen jedes Ausweichen der sozialen Baube- 
triebe aus der Richtung zum Endziel durch 
-Aufbietung ihrer ganzen zewerkschaftlichen 
Kraftunmöglich machen. Fs wäre eine völlige Ver- 
kennung der Kampflage, wenn die 20 000 in sozialen Baubctrie- 
ben arbeitenden Beruisgenossen sich als vom Privat- 
kapital erlöst betrachten und nun ohme Rücksicht auf 
die 1500000 noch in privatkapitalıstischen Betrieben tätigen 
Arbeiter eine Erfolgspolitik zu eigenem Nutzen 
betreiben würden. Die baugewerblichen Ge. 
werkschaftenhabenein anderes Ziel. Sie wis- 
sen, dass die 20.000. Arbeiter der sszialen Baubetriebe trotz 
Ihrer Tätigkeit in diesen Betrieben vom Privatkapital noch 

‚nicht befreit sind. Wohl umklammert das Privatkapital 
nicht mehr ihre Person, dafür um so stärker die 
Betriebe, und diese Betriebe müssen und werden dem An- 
sturm des Privatkapitals unterliegen, wenn die 1 500 000 Berufs- 
‚genossen sie nicht mit ihrer gewerkschaftlichen Macht und Krajt 


ern 


privaikapitalistische Egois- 


Den Geist der Solidaritätinden Gewerk- 
Schaftenhoch zuhalten, ist darum heute mehr 
dennje das Gebot der Stunde, Opfer haben die ‚Be- 
freiten wie die Unbefreiten zu bringen. Die Pioniere. die mn 
den sozialen Baubetrieben arbeiten, müssen darım in erster 


Linie Männer mit Ausdauer, Gemeineeist und 
Opiersirhn sein. Sie müssen sich klar bewusst sein, ılass 
ihre Arbeit ein Teil weitsichtiger Gewerk- 


Schaitsarbeit ist, ein Teil der alten Erfolesarbeit, den 
ihre gewerkschaftliche Organisation mit neuen Mitteln 
betreibt. Haben die Gewerkschaften für höhere Löhne, kürzere 
Arbeitszeit, gerechtere und soziale Arbeitsbedingungen ge- 
kämpft, so ist dieses Ziel mit dem Einsatz. der sozialen Baube- 
triebe nicht aufgegeben, im Gegenteil. in grösseren 
Nähe gerückt. Ueberall dort, wo soziale Baubetriehe im 
Konkurrenzkampf mit den privatkapitalistischen Betrieben 
stehen, wird es das Privatkapital nicht wagen dürfen,‘ auf 
einen Lohnabbau hinzuarbeiten, oder eine höhere 
Lohnforderung abzulehnen, solange die sozialen 
Baubetriebe den Beweis bringen, dass sie 
trotz der Tariflöhne nochbilliger und preis- 
werter arbeitenals das Privatkapital. Waren 
die Gewerkschaf:en bisiang bei der Vertretung ihrer Forderun- 
gen auf eine mehr theoretische Beweisführung angewiesen, so 
werden sie in Zukunft dem Privatkapital und, was noch mehr 
bedeutet, der breitesten Oeifentlichkeit Wirt- 
schaftsbeweise von einer Gerechtigkeit aufmachen. die 
auch das Privatkapital nicht übergehen kann. Und darauf 
kommt es an, werm die Verhandlungen der Berufsorganisatio- 
nen Erfolge erzielen und wenn die politischen Parteien sich 
mit dem Einsatz ihrer Macht für die Befreiung des arbeitenden 
Volkes von Privatkapital einsetzen sollen. Wir wollen es vanz 
klar heraussagen, dass die politische Arbeit für das Volk eine 
reine Lippenarbeit bleibt, solange die politischen Ver- 
treter nur mit Worten anstatt mit Tatsachen Beweise für 
ihre Politik bringen können. Klare, eindeutire Wirtschaftsbe- 
weise zu erzielen, das ist der Dienst der sozialen Baubetriebe 
am Gesamtwohl der werktätigen Volksgenossen. Lehnt das 
Privatkapital, lehnt der Unternehmer diese Wirtschaftsbeweise 
ab, nun dann können die alten Kampfmittel der Gewerk- 
Schaften, kann der Streik mithöherem moralischen 
Einsatz geführt werden. Er wird nicht von langer Dauer 
sein, wenn soziale Baubetriebe am Orte «die Arbeit der Uhnter- 
nehmer ° weiterführen. (Schduss folgt.) 


Der 1. Deutsche Naturstein-Kongress 


Am 29. Juni fand in, Eisenach eine Tagurg statt, die für die 
deutsche Steinindustrie von grösster Bedeutung sein wird. Auf 
Veranlassung des Reichsverhandes der Deut- 
schen Steinindustrie traten dort die in der Fachgruppe 
Steine und Erden zusammengeschlessenen Arbeitgeber- und 
Wirtschaftsverbände der Steinbranche zusammen, um die grosse 
Oeifentlichkeit für die Wiederbelebung der Natursteinverwen- 
dung zu interessieren. Insbesondere waren vertreten: der 
Reichsverband der Deutschen Pflasterstein- und Schotterindu- 
strie, der Verein Deutscher Marmorwerke, Verband Deutscher 
Marmorindustriellen, der Verband Sohlenhofer Lithographie-Stein- 
industriellen, der Verband Deutscher GranitwWerke. der Verband 
Deutscher Werksteinbetriebe, der Verband der deutschen Gra- 
nitwerksteinindustrie und der Deutsche Grabmal-Gewerbever- 
band. Das Reichsarbeitsministerium, das Preussische Finanz- 
ministerium und eine Reihe anderer Behörden hatten ebenfalls 


Ihre Vertreter zu dieser Tagung entsandt. Auch die Aussenhan- 


delsnebenstelle für Natursteine hatte ihre sämtlichen “Mitglie-: 
der des Arbeitsausschusses dazu eingeladen. Fs wurden höchst 
interessante Vorträge von Dr. Pauike, Professor der Geolo- 
gie an der technischen Hochschule. Karlsruhe, vom Ministerial- 
rat Huber (Bayrisches Staatsministerium des Innern und 
Oberste Baubehörde München) über die volkswirt- 
schaftliche Bedeutung der deutschen Natur- 
steinindustrie, sowie von Baurat Waldo Wenzel- 
Dresden über die Bedeutung der Friedhofs- und 
Denkmalskunst für die Natursteinindustrie 
gehalten. 


Die Steinarbeiterverbände der drei Gewerkschaftsrichtungen 
(freie Gewerkschaften, christliche und Rirsch-Dunkersche Ge- 
werkschaiten) sowie unser Bund waren durch ihre Vertreter - 
in der Aussenhandelsnebenstelle an dieser Tagung beteiligt. 
Trotzdem kann nicht gesagt werden. dass der 1. Deutsche Natur- 
stein-Kongress eine Tagung der gesamten Steinindustrie ge- 
wesen sei. Wie sowohl der Vorsitzende des Zentralverbandes 


der Steinarbeiter Herr W inkler,-und. unser Vertreter Kol- 
Kauimann, in ihren Ansprachen. zum Ausdruck 


lege 
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brachten, handelte es sich dabei, weil die Arbeiter- und An- 
gestellten-Organisationen als solche nicht hinzugezozen 
waren, nicht vum eine Kundgebung der Industrie, sondern viel- 
mehr um eine Generalversammlung der verschiedenen Arbeit- 
geberverbände der Stein-Gruppe. Zur Industrie gehören heute 
nicht nur die Unternehmer, sondern auch die Angestellten und 
Arbeiter, die den Anspruch erheben. als gleichberech- 
tigteuhnd mitentscheidende Glieder ihres Wirtschaits- 
zweiges zu gelten. Nach den Ausführungen des 1. Vorsitzenden 
des Reichsverbandes der Deutschen Steinindustrie. Direktor 
Dr. ine. Barkhausen-Linz a Rh. soll die unterbliebene 
Einladung der Arbeitnehmerverbände ani ein Versehen der Ein- 
berufer zurückzuführen sein. Wir wollen heute nicht unter- 
suchen, ob und inwieweit diese Darstellung zutrifft, zumal die 
anwesenden Arbeitnehmervertreter durch Winkler und Kauf- 
mann ihre Auffassung darüber deutlich zum Ausdruck gebracht 
haben, und unterstreichen deren Wunsch, dass in Zukunft an- 
ders verfahren werde. Hier ist neutraler Boden. Hier können 
unbeschadet der Gegensätze zwischen Arbeitzeber- und Arbeit- 
nehmerverbänden, die durch gelezentliches Zusammenarbeiten 
durchaus nicht verschleiert zu werden brauchen. gemeinsam 
Wege gesucht werden, die zur Steigerung der Produktion führen. 


Dieser Zweck der Tagung kam in mehreren Entschliessun- 
gen zum Ausdruck, denen auch die Arbeitwehmervertreter — 


“ mit Ausnahme der Entschliessung, die sich auf die Luxussteuer 


bezieht — grundsätzlich zustimmen Konnten. : In der ersten Re- 
solution, welche die auch unsere Steinmetztechniker besonders 
Schwer drückende Notlage der deutschen Stein- 
industrie bekämpft, sprach sich der Kongress im Anschluss 
an die Darlegungen von Geologen, Volkswirtschaftlern und Fach- 
leuten, dahin aus, 


„dass die deutsche Natursteinindustrie in der Lage ist, allen 
an sie zu stellenden Anforderungen gerecht zu werden. dass 
deshalb auch aus allgemeinen volkswirtschaftlichen Grün- 
den die Einfuhr von ausländischer Gesteinen in Zukunft 
nach Möglichkeit unterbleiben, die Ausfuhr deut- 
scher Steine dageren geiördert werder muss. Aus diesem 
deshalb auch aus allgemeinen volkswirtschaftlichen Grün- 
Grunde ist auch in Verbraucherkreisen darauf zu 
dringen, dass jede Art des Bedarfs in Steinerzeugnissen durch 
inländisches Material gedeckt wir#. Der Kongress 
erblickt in den hier zu ergreifenden Massnahmen ein Mittel, 
um der unter den Nachwirkunren des Krieges anerkannter- 
massen besonders notleidenden Steinindustrie zu helfen. Er 
erwartet aber. dass darüber hinaus von allen mit der Aus- 
führung von Wasser-, Hoch-, Bahn- und Wegebauten befass- 
ten staatlichen Behörden und Gemeinden die Natursteinindu- 
strie in erheblich stärkerem Umfanze mit Auiträgen bedacht 
wird, als dies in den letzten Jahren der Fall gewesen ist, da 
sonst die Gefahr besteht, dass die bereits auf etwa ein Drittel 
der Friedenserzeugung zurückzegangene deutsche Naturstein- 
industrie zum Erliegen kommt. Der Kongress hält ferner 
Erleichterungen auf dem Gebiet des Eisenbahntarif- 
wesens und der Steuergesetzgebung für drin- 
gend erforderlich.“ 


Weiter beschäftigte sich die Tagung mit der Frage der wirt- 
schaftlichen Sanktionen, insbesondere der Rhein- 
zoll-Linie, gegen welche in einer weiteren Entschliessung feier- 
lich Verwahrung eingelegt wird, da diese dem Versailler Ver- 
trag widersprechen und nur auf die Vernichtung des deutschen 
Wirtschaftsiebens abzielen. Die Regierung wird darin ersucht, 
alle Massnahmen zu ergreifen, um die sofortige Aufhebung die- 
ser schweren Schädigung des gesamten deutschen Wirtschafts- 
lebens, insbesondere auch der Natursteinindustrie, zu erwirken, 


Die Stellung des Kongresses zur erhöhten Umsatz- 
steuer (Luxussteuer), die für die gesamte deutsche Na- 
tursteinindustrie von verheerender Wirkung gewesen sei, wurde 
in einer Entschliessung festzelegt, in der es heisst: 


„Die gewaltigen Steueraufischläge haben bei den davon be- 
tröffenen Naiurstein-Erzeugnissen eine erdrosselnde Wirkung 
zehabt und ausserdem zur Verdrängung des echten und dauer- 
haften Steinmaterials durch minderwertige Ersatzstoffe ze=- 
führt. Wie in anderen Industriezweigen ist auch in der Na- 
tursteinindustrie der Absatz jeder Qualitätsarbeit dadurch 
nahezu unmöglich geworden. Mit allem Nachdruck muss 
daher 
die Aufhebung der Luxussteuer für die ge- 
samten Erzeugnisse der deutschen Natursteinindustrie z<for- 
dert werden, zumal es bei der jetzigen Belastung un- 
möglich ist, die in den fraglichen Betrieben tätigen Fach- 
arbeiter weiterhin zu beschäftigen.“ 


Dieser Resolution konnten die Arbeitnehmervertreter sich nicht 
restlos anschliessen, weil es auch in der Natnrsteinindustrie 
zweifellos Produkte gibt, dıe steuerlich als Luxusprodukte er- 
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fasst werden können, ohne dass dadurch die befürchtete all- 
gemeine Schädigung der Industrie einzutreten braucht. 

In einer 4, Entschliessung, tie sich gesen die schwere 
Schädigung des Steirmetzhandwerks und 
der Steinindustrie richtete, die infolae einer falschen 
Führung der heutigen Friedhofsreformbewegung 
eingetreten sei, werden alle massgebenden Stellen ersucht. da- 
hin zu wirken, dass die Reform unserer Friedhöfe sich ferner- 
hin nicht mehr gegen das Steinme'zgewerbe richtet, sondern 
in Gemeinschaft mit ihm seine Ziele zu erreichen sucht. Es 
soll eine Kommission, bestehend aus Vertretern der Behörden, 
der Künstlerschaft und des deutschen Steinmetzasewerbes, zebil- 
det werden, die in der Lage ist, auf die Gestaltung der Fried- 
hofsreform und auf die bereits bestehenden Friedhofsordnun- 
gen den notwendigen Einfluss zu zewinnen. Da zum Steinnetz- 
gewerbe auch die Steinmetzen und die Steinmetztechniker 
gehören, musste von den Vertretern der Arbeitnehmer gzefor- 
dert werden. dass auch ihnen ein Platz in der Kommission ein- 
geräumt wird, damit die Arbeitnebmerinteressen, auf die =s 
künftie zum mindesten ebensosehr ankommt. wie auf die Inter- 
essen der Arbeitgeber, nicht unberücksichtist bleiben. Erst 
durch den Protest des Vorsitzenden des Zentralverbandes der 
Steinarbeiter konnte erreicht werden, dass der Konzress einen 
dahingehenden Beschluss fasste. 


Das Steinmetzgewerbe lıezt in der Tat arz darnieder. und 
obwohl wir im Lande selbst, wie eine ausgezeichnete Ausstel- 
lung der in Deutschland vorhandenen und bearbeiteten Gesteims- 
arten bewies, ersiklassizes Material haben. um auch die ver- 
wöhntesten Ansprüche zu befriedigen. werden immer noch 
grosse Mengen ausländischer Marmore und sonstiger 
Gesteine nach Deutschland eingeführt, so dass zahlreiche 
deutsche Betriebe entweder stilleclegt werden müssen, oder 
nur mit einem Teil ihrer Produktionskraft arbeiten können. So 
erklärt es sich auch, dass von den vor dem Kriege tätigen 
Steinmetztechnikern heute nur noch ein germxer Bruchteil in 
ihren eigentlichen Berufszweige beschäftigt ist Die Mehrzahl 
derselben musste im Baugewerbe oder bei Baubehörden Un- 
terkommen suchen; nicht wenige Techniker arbeiten auch wie- 
der praktisch als Steinmetzgesellen. Deshalb haben auch wir 
ein }ebhaftes Interesse daran, dass in diesem (Gewerbe eine 
plammässige Bedarfswirtschaft einsetzt, die allerdings nicht von 
den Unternehmerverbänden allein nach kapitalistischen Ge- 
sichtspunkten, sondern zusammen mit den Arbeitnehmerorzani- 
sationen Sozial organisiert werden muss, 


Unter den Bodenschätzen des Deutschen Reiches biklden die 
Natursteine einen nicht zu untierschätzenden Bestandteil unseres 
Nationalvermögens, der so zweckmässig und rationell wie nur 
irgend möglich verwandt werden muss. Die Ausführungen des 
2. Referenten, welcher die Verteuerung der Naturstejuprodukte 
auf die hohen Löhne und die verkürzte Arbeitszeit zurückführte, 
liessen aber kaum erkennen, dass in den Kreisen der Arbeit- 
geber der Steinindustrie das Verständnis für eine rationelle 
Wirtschaft im Wachsen ist. Gemeinwirtschaftliche Gedanken, 
deren Verwirklichung in der heutigen schweren Zeit auch das 
Steinmetzgewerbe und die Natursteinindustrie wieder zur neuen 
Blüte bringen könnten, wurden von Dr. Paulke in seinem 
prächtigen Referat, das den Naturwissenschaftler auf voller 
Höhe zeigte. zwar zart gestreift. nicht aber mit der Schärfe 
und Deutlichkeit vertreten, die nötig sind, um auf Unternehmer 
zu wirken. 

Wenn wir beim Wiederaufbau in Frankreich zur Wiedergut- 
machung durch Sachleistungen kommen, wird auch die deutsche 
Steinindustrie und das alte ehrwürdıre Steinmetzhandwerk bis 
zur Grenze seiner Leistungsfähilgkeit herangezogen werden müs- 
sen. denn die Franzosen werden für ihre zerstörten Dome. Ka- 
thedralen. Rathäuser und andere öffentliche Gebäude. darunter 
Wunderwerke der Gotik, nicht minderwertige Ersatzstofie, son- 
dern bestes Material und erstklassige Steinmetzarbeit verlan- 
gen. 


4. Sitzung der Zentralschlichtungskom- 
"mission für die technischen Ängesteliten 


im Tiefbaugewerbe 


Am 21. Juni fand unter dem Vorsitz des Unparteiischen, 
Dr. Foth, die 4. Sitzung der Zentralschlichtungs- 
kommission für die technischen Angestellten im Tiefbau- 
gewerbe mit nachstehender Tagesordnung statt: 

1. Festsetzung eines Bezirkstarifvertrages für das Tieibau- 
gewerbe in Südbayertz, 

2. Unzulässiekeit der Befristung der gemäss $ 5 Absatz 15 
des Reichstarifvertrages veränderten Gehaltssätze. 

3. Bestätigung des am 10. Mai 1921 gefällten und von den 
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Arbeitgebern abgelehnten Schiedsspruchs des  Schieds- 

gerichts für technische Angestellte ım Freistaat Sachsen, 

Als Beisitzer der Arbeitgeber waren die Herren Stenzel, 
Hamburg, Dr. Reddewig und Dr. Densch, Berlin. als Arbeit- 
nehmervertreter die Herren’ Hügin, Wenk, Schulz und Kaufmann, 
Berlin, erschienen. Zu Punkt I der Tagesordnung wies Kollege 
Kaufmann auf den eingereichten Schriftsatz hin. Die südbayri- 
schen Arbeitgeber weigerten sich, den Reichstarifvertrag anzu. 
erkerinen und einen Bezirkstarif abzuschliessen. Die Spitzen- 
organisation müsse die Macht haben, ihre Untergruppe zur An- 
erkennung des Reichstarifvertrages zu veranlassen. Herr 
Dr. Reddewig erklärte hierzu, dass die bayerischen Arbeitgeber 
die. Angelegenheit nicht von Berlin aus entschieden haben woll- 
ten und deshalb die Fällung eines Schiedsspruches ablehnten. 
Nach Mitteilung der Bezirksgruppe seien die örtlichen Verhand- 
lungen noch nicht beendet und nicht aussichtsios. Nach weiterer 
Beratung und verschiedenen Vorschlägen beschloss die Zentral- 
schlichtungskommission einstimmig; 

„Die Sache wird vertagt, um das Ergebnis der zurzeit ge- 
meinsam mit dem Hochbau geführten Einigungsverhandlungen 
abzuwarten. Falls innerhalb vier Wochen, gerechnet vom 
25. Juni 1921 ab, eine Einigung nicht erzielt ist. so!l eine neue 
Verhandlung in München mit einer Vertretung der Zentral- 
schlichtungskommission gegebenenfalls gemeinsam mit einer 
Vertretung des Haupttarifamtes für technische Angestellte im 
Hochbau stattfinden. Den Vorsitz übernimmt einer der un- 
parteiischen Vorsitzenden.“ 


Hierauf wurde in die Verhandlungen zu Punkt 2 der Tages- 
ordnung eingetreten. Kollese Patzix, Dresden, legte den 
Sachverhalt im Sinne des Schriftsatzes dar. Es sei nicht an- 
gängig, erhöhte Gehaltssätze nur für eine bestimmte Zeit fest- 
zulegen und dann die alten Sätze wieder eintreten zu lassen. 
Dieses Verfahren würde zu dauernden Verhandlungen führen. 
Es dürfe nur ein Anfangstermin festresetzt werden: die ver- 
änderten Gehaltssätze würden dann solange weiterlaufen, bis 
sie auf Antrag einer Partei einer anderweitigen Regelung unter- 
zogen würden. Herr Dr. Gölinitz, der als Vertreter der sächsi- 
schen Arbeitgeber an den Verhandlungen teilnahm, hielt eine 
grundsätzliche Entscheidung für zwecklos, da der betreffende 
Schiedsspruch abgelehnt sei und die Ablehnung auch aufrecht 
erhalten werden würde. Kollege Patzig widersprach dem und 
führte aus, dass es sich um eine grundsätzliche Entscheidung 
handle, die für alle Teile zweckmässig sei um für die Zukunft 
falschen Auslegungen vorzubeugen. Daraufhin wurde ein- 
stimmig folgender Beschluss gefasst: 


„Schiedssprüche der Schiedsgerichte gemäss $ 5. Ziffer 15 
des Reichstarifvertrages dürfen nicht befristet werden.“ 
Zu Punkt 3 der Tagesordnung regte der Vorsitzende eine 
Einigung der Parteien an und bat die Parteivertreter 
um entsprechende Stellungnahme. Herr Dr. Göllnitz schilderte 
zunächst den Verlauf der zwischen den Parteien geführten Ver- 
handlungen. Die Rückwirkung des Schiedsspruches und die 
Verschiedenheit der Gehälter im Hoch- und Tiefbau seien die 
Hauptmomente gewesen, die zur Ablehnung des Schiedsspruchs 
durch die Arbeitgeber geführt hätten. Kollege Patzig betonte, 
dass durch den Schiedsspruch die Gehälter denen des Hoch- 
baues angepasst seien. Die Gehälter in Sachsen lären trotzdem 
noch weit hinter denjenigen anderer Gebiete zurück. Deshalb 
sei eine Gehaltsneuregelung unbedingt gerechtfertigt. 

Nach weiteren Verhandlungen mit den Parteien und län- 
geren Beratungen der Zentralschlichtungskommission, bei denen 
sich insbesondere ergab, dass das Schiedsgericht in Dresden 
am 10. Mai 1921 erhöhte Gehälter für die Zeit vom 1. Januar 
1921 bis 31. März 1921 als Abge'tung für die vor dem 1. Januar 
1921 eingetretene Teuerung festgesetzt hatte, wurde den Par- 
teien folgender Einigungsvorschlag unterbreitet: 

„Die Zentralschlichtungskommission schlägt einstimmig 
vor, für die Zeit ab 1. Januar 1921 eine Erhöhung der Tarif- 
sätze um 8 Proz. zu gewähren. Eine Revision dieser Sätze 
soll frühestens -»zum 1. Oktober 1921 erfolgen können. Als 
Abgeltung für die vor dem 1. Januar 1921 eingetretene 
Teuerung ist für die Zeit vom 1. Januar 1921 bis 31. März 
1921 ausserdem ein besonderer Zuschlag in Höhe von 
2 Proz. der Tarifgehälter zu zahlen. 

Den Parteien wird aufgegeben, über Ahnahme oder Ab- 
lehnung des Einigungsvorschlages der Zentralschlichtungs- 
kommission spätestens 14 Tage nach Zustellung Mitteilung zu 
machen.“ 

Hierauf wurde die Sitzung um 2:Uhr nachm. geschlossen. 
Nachschrift der Redaktion. - a 

Die Bezirksgrupse VIII des Reichsverbandes des Deutschen 
Tiefbaugewerbes hat inzwischen nun auch diesen Ein’gungsvor- 
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schlag der Zentralschlichtungskommission abge'ehnt. Damit Sind 
alle tariflichen Schlichtungsinstanzen erschöpit und es muss und 
‚wird in Sachsen zum Kampfe kommen, wenn nicht in letzter 
Stunde noch die Arbeitgeber sich darauf besinnen, dass die 
technischen Angestellten, ihre Mitarbeiter, wie sie sie bei an- 


‘deren Gelegenheiten so gerne nennen, berechtigt sind, auch 


ein menschenwürdiges Dasein zu führen. Die Stimmung unter 
der Kollegenschaft ist infolge der überaus gedrückten Lebens- 
haltung, in die sie die sächsischen Arbeitgeber hineingezwun- 
gen haben und dauernd erhalten wollen, derart erbittert, dass 
wir mit einer scharfen gewerkschafilichen Aktion in Sachsen 
rechnen müssen. Wir verweisen heute schon .darauf, dass. es 
sich aus diesem Grunde empfiehlt, Stellungen als Tiefbautech- 
niker vorläufig in Sachsen nicht anzunehmen. Der Bundes- 
vorstand hat sich mit der Lage beschäftigt und die Entschei- 
dung darüber, was nun weiter geschehen soll, in die‘ Hände 
der betroffenen Mitgliedschaft gelegt. Vielleicht gelingt es, 
dem Eingreifen des sächsischen Arbeitsministers, welcher als 
letzte übrigbleibende Instanz zur Vermittlung angerufen wird, 
die Arbeitgeber von der Unrechtmässigkeit ihres Verhaltens 
zu überzeugen und zur Anerkennung des äuch mit den Stimmen 
der Arbeitgebervertreter in der Zentralsch'ichtungskommission 
beschlossenen Einigungsvorschlages zu bringen. Die wirtschaft- 
liche Lage des sächsischen Tiefbaugewerbes und der Beschäf- 
tigungsgrad desselben ist heute so, ‘dass wir einem Kampf, 
wenn er uns aufgezwungen wird, nicht aus dem ‚Wege zu 
gehen brauchen. 














‚Rundschau 


Gewerkschaftsarbeit 


Das Ergebnis der Tarlibewegung der technischen. Angesteil- 
ten im Baugewerbe (Hochbau, Tiefbau, Architektur) im Jahre 
1920 und 1921 ıiegt nunmehr in Tabellenform zusammengestellt 
vor und kanı zum Preise von 2 Mark von unserer Hauptge- 
schäftsstelle sowohl, wie von den Gaugeschäfts- und Gauneben- 
stellen des Bundes sowie: von allen Ortsverwaltungen bezogen 
werden. Das Heft enthält Uebersichten über die Techniker- 
gehälter nach den im. Rahmen der ..Reichstarifverträge für 
‚Hoch- und Tiefbau und Privatarchitekten . abgeschlossenen 
ausserdem eine ' Gegenüberstellung.- der 
Tarifgehälter zu Anfang und zu Ende des Jahres 1920 im Ver- 
‚gleich zu den Arbeiterlöhnen, welche 
gewerkschaftlichen Arbeit unseres Bundes gelungen ist, die 
Bewertung der technischen Arbeit — wenn auch noch nicht 
restlos zufriedenstellend — wesentlich zu verbessern. An 
Hand dieser Tabelle.kann jedes Mitglied sich in den meisten 
Fällen selbst darüber klar werden, welches. Mindestgehalt nach 
dem Tarif zu fordern ist. 


Verbindlicherklärung des Architektenangestellten-Tariiver- 
trages Hannover. Unterm 13. Juni ist vom Reichsarbeits- 
ministerium der zwischen dem. Bund. der technischen Ange- 
stellten und. Beamten, Gauverwaltung Hannover-Braunschweig, 
Hannover, Celler-Str. 11, und dem Bund deutscher. Architekten, 
Landesbezirk Niedersachsen, am 25. Februar 1921 abgeschlossene 
Bezirkstarifvertrag zur Regelung der Gehalts- und Anstellungs- 
bedingungen, der technischen und künstlerisch tätigen Ange- 
stellten bei Privatarchitekten für das Gebiet der Provinz Han- 
nover und der freien Staaten Bremen, Braunschweig, Oldenburg 
und Schaumburg-Lippe gemäss $ 2 der Verordnung vom 23. De- 
zember 1918 („Reichsgesetzblatt“ Seite 1456) für allgemeinver- 
bindlich erklärt worden. Die ‚allgemeine Verbindlichkeit be- 
ginnt mit dem 15. April 1921. Nähere Auskunft erteilt die Orts- 
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verwaltung des Butab wie auch die Gaugeschäftsstelle in Han- 
nover, Celler Str. 11, I. i 
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Nummer 20 


Der Neue Deutsche Technikerverband 
bei den Tarifverhandlungen für Ver- 


messungstechniker in Preussen 
Es war vorauszusehen, dass unsere Ausführungen in Nr. 17 


des „Bautechniker“ dem Verbande selbständiger 
vereidigter Landmesser ebenso wie dem Neuen 
Deutschen Technhiker-Verband stark auf die Ner- 
ven fallen würden. Der Beweis für die enge Brüderschaft 
zwischen dem Arbeitgeberverband und der „Gewerkschaft“ 
des Herrn Klitzsch ist von uns auch so lückenlos und über- 
zeugend erbracht, dass jeder Vermessungstechniker erkennt, 
was von diesem Bündnis zu erwarten ist. So haben wir die 
Pläne dieser Zersplitterer doch noch rechtzeitig zu vereiteln 
vermocht. Darüber nun grosse Entrüstung! Wir sind deshalb 
auch gar nicht verwundert, dass uns nun von dem Berliner 
Führer der selbständigen vereidigten Landmesser, Herrn Hans 
Westphal, unter Bezugnahme auf den $ 11 des Press- 
gesetzes nachstehende „Berichtigung“ zugeht: 
„Berichtigung: 

1. Es ist unwahr, dass durch die Schuld des Neuer 
Deutschen Techniker-Verbandes bei den Verhandlungen über 
die Gehaltssätze nicht mehr erreicht werden konnte. 

Wahrheit ist dagegen, dass durch die Verhandlungen mit 
dem Butab die mit dem N. D. T. V. höher normierten Ge- 
haltssätze gedrückt worden sind, sodass der N. D. T. V. in- 
folgedessen auch auf die niedrigen Gehaltssätze eingehen 
musste, denen der Butab zugestimmt hatte. 

2. Es ist unwahr, dass ich gesagt habe: „Wir werden 
alles tun, um den neuen Verband hochzubringen.“ 

Wahr ist dagegen, dass ich gesagt habe: „Der Streit des 
Butab mit dem N. D. T. V. geht uns garnichts an. Wir können 
und ‚wollen den N. D. T. V. nicht ausschliessen, da er eben- 
falls tariffähig ist. 

3. Es ist unwahr, dass der V. s. v. L. den Tarifvertrag 
mit dem N. D,. T. V. hinter dem Rücken des Butab abge- 
schlossen hat. 

Wahr ist dagegen, dass ich bereits im Beisein des Re- 
ferenten des Reichsarbeitsministeriums Herrn Dr. Weigert 
am 24. Mai 1921 zu dem Vertreter des Butab, Herrn Kauf- 
mann, wörtlich gesagt- habe: „Wir schliessen den Tarif- 
vertrag mit dem N. D. T. V. ab und ‚wenn der Butab sich 
auf den Kopf stellt, und damit der Butab - später nicht 
behaupten kann, wir seien ihm in den Rücken gefallen, sage 
ich Ihnen dies schon heute.“ H. Westphal, 

vereidigter Landmesser.“ . 

Entspricht diese Berichtigung auch nicht den Bestimmun- 
gen des $ 11 des Pressgesetzes, so kommen wir doch gern der 
Bitte um Aufnahme nach, insbesondere deshalb. weil Herr 
Westphal unsere Ausführungen nur noch bekräftigt und selbst 
den Beweis dafür erbringt, dass wir mit unserer Charakteri- 
sierung des N. D. T. V. als „gelben Verband“ durchaus 
recht haben. Wir wollen aber auch die Gelegenheit gleich 
benutzen und auf die Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
V.s. v. L. undN. D. T. V. ausführlicher eingehen, um die ge- 
heimen Absichten, die zu diesem Bündnis führten, auch 


unseren Mitgliedern bekannt zu geben. 


Im: Sommer: des vorigen Jahres erhielten wir Kenntnis von 
einem vertraulichen Schriftwechsel der Vorstandsmitglieder des 
V. s. v.L. untereinander; Wir heben aus dem Antwortschreiben 
eines: der Herren folgende interessanten Stellen heraus: 

„Von dem Artikel in Nr. 287 der „Täglichen Rundschau“ vom 
22. Juni über die Umwälzung in der technischen Angestelltenbewegung habe 
ich mit Interesse Kenntnis genommen. Hoffentlich wird die Mitgliedschaft 
des Butab einsehen, wie falsch sie bisher orientiert war und sich diesem 
neuen nationalen Verband anschliessen. Es fragt sich nun, wie 
stellen wir uns zu dieser Bewegung? Die letzte Techniker-Zeitung hat 
klar und deutlich ihre politische Richtung zum Ausdruck gebracht durch einen 
Aufruf, mit dem sie sich gegen den neuen Nationalverband auflehnt 
und eifert. Unser-Verband hat nur seine wirtschaftlichen Interessen zu ver- 
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treten, Politik und Religion entfallen jeder Erörterung. Trotzdem können 
wir a behaupten, dass unser Verband allgemein auf nationalem Boden 
steht. Es fragt sich nun, ob wir auf Grund dessen jede Verbindung mit 
dem Butab wegen seiner politischen Stellung abbrechen können. 
Diese Frage stelle ich zur Erörterung. Ausserdem wie ist es mit der Kün- 
digung gehalten worden, die am 1. Juli ausgesprochen werden sollte? Ich 
ri nichts mehr darüber gehört. Wie ich von vielen Kollegen gehört habe, 
sind sie mit den heutigen Bestimmungen, die unser Tarikverrag enthält, 
nicht mehr einverstanden. Abgesehen von den Sätzen des Tarifvertrages 
wollen die meisten den ausgesprochenen 8 Stunden-Arbeitstag haben, d. h. 
die Woche zu 48 Stunden gerechnet. Heute handelt es sich nur um 45 Stunden, 
Ferner ist die Bezahlung einer Krankheit für 6 Wochen den meisten ein Ding 
der Unmöglichkeit und wünschen auch hierin eine Abänderung, obgleich 
vom sozialen Standpunkt aus man hier mit dem Wunsche des 
Butab eingehen müsste. Aber es kommt schliesslich darauf hinaus, was die 
Mitglieder unseres Verbandes bieten können, Ich glaube, dass es das Rich- 
tigste sein wird, wenn unser 1. Vorsitzender sich einmal mit unserem neuen 
Syndikus des D. S. V. über die Fragen unterhält und wir uns dann mit 
dem neuen Bund nationaler technischer Angestellten in Ver- 
bindung setzen. Wenn wir uns auch nicht politisch betätigen, so 
verurteilen wir doch wohl namentlich den Klassenkampf und die 
Sozialisierung und sind für die Arbeitsgemeinschaft. Es ist also 
meiner Ansicht nach für uns der gegebene Augenblick gekommen, mit 
ihm (den Butab d. R.) zu brechen.“ 


So beginnt also das Spiel, nach eigenem Zugeständnis der 
Arbeitgeber mit der Absicht, den bösen Butab mit dem natio- 
nalen Technikerverband (jetzt Neuer Deutscher Techniker- 
Verband) zu stechen und den Privat-Vermessungstechnikern 
die wenigen im harten Kampfe errungenen sozialen Rechte 
wieder abzujagen. In dem Schreiben eines anderen Vorstands- 
mitgliedes wird ja auch ganz deutlich zum Ausdruck gebracht, 
dass man von dem neuen Techniker-Verband mehr Entgegen- 
kommen erwarte als von dem radikalen Butab. Die Hoffnung 
der Unternehmer, den N. D. T. V. als gefügigen Handlanger zu 
gewinnen, hat sich bewährt. Das zeigt ein nochmaliger Blick 
auf den Verlauf der Tarifbewegung. 


Im Januar 1921 kündigten wir den bisherigen Tarifvertrag 
und reichten dem V. s. V. L. am 18. Februar 1821 den Entwurf 
eines neuen Vertrages ein, der sich durch Gliederung der 
Gruppeneinteilunge in „Anfänger‘, „fertige Techniker“ und 
„selbständige Techniker‘ von der bisherigen Regelung wesent- 
lich unterschied. Hinsichtlich der Entlohnung steliten wir fol- 
gende Forderungen; 

im Lebensalter von Jahren 


unter 22 22-25 2630 über 30 
Anfänger 900 1080 1320 1500 M. 
Fertige Verm.-Techn. 1200 1400 1600 1800 „ 
Selbst. Verm.-Techn. — 1600 1800 2000. „ 


Jetzt kam nun nicht etwa der N. D. T. V. mit dem Verlan- 
gen heraus, zu den bevorstehenden Verhandlungen hinzugezogen 
zu werden — damals wusste diese gelbe Unternehmerschutz- 
truppe anscheinend noch gar nicht, dass es Privatvermessungs- 
techniker gibt — sondern die Arbeitgeber mussten ihn erst dazu 
veranlassen. Diese wussten ja — sie hatten es in der „Täg- 
lichen Rundschau“ gelesen—, dass es ausser unserem Bunde 
noch andere Technikerverbände geben soilte, die ihren Zwecken 
nützlich sein konnten. Sie lehnten es deshalb zunächst ab, 
mit uns, wie bisher, allein den neuen Tarifvertrag zu verhan- 
deln und wollten diesen nur mit „sämtlichen Technikerverbän- 
den Preussens“ gemeinsam abschliessen. Sie spekulierten auf 
die Uneinirkeit der Angestelltenverbände und glaubten, divide 
et impera — teile und herrsche — so ihre in dem erwähnten 
Schriftwechsel offen zum Ausdruck gekommenen Absichten 
leichter verwirklichen zu können. Dabei war es den Arbeit- 
gebern natürlich ganz gleich, ob den von ihnen gesuchten 
„anderen“ Technikerverbänden überhaupt Vermessungstech- 
niker anzehörten oder nicht. Ihnen kam es weniger darauf 
an, vertragsfähige Tarifkontrahenten zu erhalten, als viel- 





Der Schluss des Artikels „Die Sozialisierung der Baubetriebe im Lichte 
der Gewerkschaftspolitik“ musste wegen Raummangels für die nächste 
Nummer zurückgestellt werden. 
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mehr Trümpfe in die Hand zu bekommen. die sie gegen den 
Bund bei den Tarifverhandlungen “ausspielen konnten. Für 
diesen Zweck gab es nun keinen anderen willfährigeren Verband 
als den N. D. T. V., der den Arbeitgebern auch gleich glück- 
lich in die Arme sank. 


In der folgenden Zeit gestaltete der Landmesserverband 
seine Beziehungen zum N. D. T. V. immer enger. Dieser musste 
nun, unter Zugrundelegung unseres bisherigen Vertrages, unsere 
neuen Forderungen und mit der ihm von „befreundeter Arbeit- 
geberseite“ gütigst gewährten Unterstützung cbenialls einen 
Tarifvertragsentwurf aufstellen. In einer auf Mittwoch, den 
4. Mai angesetzten Besprechung, zu der zum Leidwesen des 
Herrn Klitzsch ausschliesslich nur Bundeskoliegen er- 
schienen waren, legte dieser nun sein geistiges Tarıiprodukt 
vor. Diese Sitzung wurde zur Humoreske, indem sich unsere 
Kollegen den Spass erlaubten, den ganz sachunkundigen 
und völlig hilfiosen Herrn Klitzsch eine geraume Zeit in dem 
Glauben zu lassen, dass es ihm nun gelungen sei, die ersten 
Vermessungstechniker für den N. D. T. V. gewonnen zu haben, 
um ihm nachher in einer Entschliessung zu bescheinigen, dass 
er und sein Verband nicht geeignet seien, die Interessen der 
Vermessungstechniker zu vertreten. Wer in dieser ernsten 
Zeit sich noch Sinn für Humor erhalten hat und einige heitere 
Minuten geniessen wiil, der lese den Bericht hierüber in der 
»D. T. Z.“ Nr. 20 nach. Trotz dieses Misserfolges liess sich 
aber der im Dienste der Arbeitgeber sehr eifrige Herr Klitzsch 
nicht entmutigen Er begann auf eigene Faust über einen 
Tarifvertrag für die Vermessungstechniker mit dem V. SV: I 
zu „verhandeln“, Inzwischen war es dem N. D. T. V. tatsäch- 
lich auch gelungen, . den Vermessungstechniker Kurt Doel, 
Berlin, Essener Str. 14, beschäftigt im Bureau des vereideten 
Landmessers und Vorstandsinitgliedes des V.s. V.L. Jaauin, 
als erstes und einzige’s Mitglied seiner „Fachgruppe“ Ver- 
messungstechniker aufzunehmen und den Herrn auch gleich 
zum „Fachausschuss“ zu ernennen. Wir sind nicht boshaft 
und wollen deshalb auch dem N. D. T. V. nicht wünschen, dass 
er mit diesem Vermessungstechniker eben solche Frfahrın- 
gen macht wie wir. Im Bunde musste er wegen Nicht- 
zahlung der Beiträge als Mitglied gestrichen werden, 
Hoffentlich wird sich der V.s.V.L. erkenntlich zeigen und die 
Mitwirkung dieses Angestellten bei der Durchführung seiner 
Pläne wenigstens durch Uebernahme der Beiträge für den 
N. D. T. V. belohnen. 


Die angeblich bei den Verhandlungen zwischen dem 
V.s. V. L. und dem N. D. T. V. besprochenen Gehaltssätze 
sind für die Vermessungstechniker völlig belanglos. In unserem 
früheren Artikel haben, wir schon darauf hingewiesen, dass 
einzelne Arbeitgeber ganz offen mit den Gedanken spielten, 
dem N. D. T. V. um ein geringeres höhere Gehaltssätze zuzu- 
billigen, wenn dieser dafür auf sozialem Gebiet Zugeständnisse 
macht und sich gegen den Bund einsetzen lässt. Dieses Ver- 
fahren kennzeichnet -übrigens die „loyale“ Tarifpolitik der 
Arbeitgeber! 


Worauf es aber ankommt. und das sagt Herr Westphal 
in seiner erheiternden Berichtigung nicht, ist der für die 
Angestellten gewiss nicht unwichtige Umstand, dass die Land- 
messer ernstlich gar nicht daran dachten, den Tarifvertrag mit 
den angeblich ‚vereinbarten‘ höheren Gehaltssätzen auch 
wirklich abzuschliessen Sie liessen lediglich unverbind- 
liche Zusagen machen, welchen nachher nicht beigetreten zu 
werden brauchte. Es ist also durchaus richtig und wir bleiben 
dabei: Der N. D. T. V. ist daran schuld. dass für 
die Privatvermessung’stechniker in Preussen 
keine höheren Gehaltssätze erreicht werden 
konnten. Von den Unternehmern sind bisher Tarifverhand- 
lungen stets als Geschäft betrachtet worden; jede Mark, um 
die die Forderungen der Arbeitnehmer gedrückt werden kön- 
nen, verbuchen sie als Verdienst. Durch das Zwischenschalten 
des N. D. T. V. ist es den Landmessern zum Schaden der An- 
zestellten gelungen, diesmal mit weit geringeren Zugeständ- 
nissen durchzukommen, als es ihnen ohne diese Hilfstruppe 
möglich gewesen wäre, 

Dem Verdienste seine Krone! In den vertraulichen 
Mitteilungen, die der Vorstand des V. s. V. L. an seine Mit- 
glieder undauchandenN.D.T.V. versendet, weist dieser 
freudig auf den Erfolg seiner Tätigkeit hin: heisst es doch darin 
wörtlich: „Wir hoffen. dass unsere Kollegen (die Arbeitgeber 
d. R.) einsehen werden, dass wir alles Erreichbare für den 
V. s. V. L. herausgeschlagen haben . . .. Wir wollen hierbei 
noch besonders hervorheben, dass sich der Neue 
Deutsche Techniker-Verband ein grosses 
Verdiensterworbenhat.,....“ 


Ja, die Vermessungstechniker mögen nur richtig lesen: Der 
N. DL“ y, hat sich ein grosses Verdienst erworben, im 
Sinne der Arbeitgeber! Dieses Zeugnis muss festgehalten wer- 


> 


den. Die Herren selbständigen Landmesser sind dankbar, sie 
wissen es zu schätzen, und wir und die Vermessumgstechniker, 
die infolge eben dieses Verdienstes sich mit einigen 190. M. 
weniger Gehalt im Monat begnügen müssen, sollen es auch 
wissen! i 

Herr Westphal bestreitet, dass er wörtlich gesagt 
habe: „Wir werden alles tun, um den neuen Verband hochzu- 
bringen.“ Hier soll nicht um Worte gefeilscht werden; dem 
Sinne nach kam dieser Gedanke in den Ausführungen des Herrn 
Westphal vor dem Reichsarbeitsministerium eindeutig zum 
Ausdruck, wie er ihn auch mit seiner „Berichtigung“ selbst 
wieder bestätigt. Die Unternehmer „können und wollen den 
N.D.T. V. nicht ausschliessen“, so sagt Herr Westphal, und 
wenn der N. D. T. V. für die Angestellter noch nicht tarif- 
tähig ist, weil diese nichts von ihm wissen wollen, so muss er 


eben von den Arbeitgebern tariffähig „gemacht“ werden. ı 


Darum müssten die selbständigen Landmesser diesen Verband 
stärken, ‘wo immer Gelegenheit sich dazu bietet. Das sind 
die Gedankengänge des Herrn Westphal. dem sich seine, wie 
man will, kurz- oder weitsichtigen Kollegen allerdings noch 
nicht restlos angeschlossen haben, 

Aber nun einige direkte Fragen an Herrn 
Westphal: Welches Interesse liegt für Sie vor, uns eine 
Berichtigung einzusenden, die „die Schuld des Neuen Deutschen 
Techniker-Verbandes“ verdecken soll? Sind Si e ais Arbeitge- 
ber der Interessenvertreter dieses Angestelltenverbandes ge- 
worden? Ist Ihr Bündnis mit ihm so eng, dass Sie für Herrn 
Klitzsch in die Bresche springen müssen, oder wagt es dieser 
Zeitgenösse nicht mehr, sich selbst zu verteidigen? Wir hätten 
Verständnis dafür, wenn der N.D,T.V. oder ein Mitglied des- 
selben sich gegen unsere Feststellungen wenden würden. Aber 
wennSie als Arbeitgeber sich berufen fühlen, öffentlich dieInter- 
essen Ihres Schützlings zu wahren, wie dürfen und können Sie 
noch bestreiten, dass die von uns behauptete enge Verbindung 
zwischen dem N. D. T. V. und Ihrer Arbeitgeberorganisation 
tatsächlich besteht? Wir können uns wirklich nicht denken, 
was noch mehr von dankbaren Arbeitgebern getan werden 
könnte, „um den neuen: Verband hochzubringen“, wenn nicht 
vielleicht zu dieser moralischen auch noch direkt eine 
finanzielle Unterstützung hinzukommen sollte, 

Herr Westphal geht bei seinem Eintreten für den N.D.T.V. 
sogar so weit, sich mit seinen eigenen Köllegen im Vorstand des 
V. s. V.L. in Widerspruch zur setzen. So hatte der Vorsitzende 
des V. s. V. L. ausdrücklich mit dem N. D. T. V. vereinbart, 
dass dieser die Verbindiicherklärung des -Tarifvertrages beim 
Reichsarbeitsministerium nicht beantragen soll, wohl in Er- 
kenntnis dessen, dass es taktisch unklug ist, die Unterstützung 
des geiben Verbandes gar so offenkundig zu betreiben, und dass 
es keinen Zweck hat, einen Vertrag verbindlich zu machen, von 
dem die Arbeitgeber selbst wissen, dass er keinerlei Bedeutung 
besitzt. HerrKlitzsch aber — was kümmern ihn Abmachungen — 
hat sich in seinem blinden Eifer an diese Vereinbarung nicht 
gehalten und doch die Verbindlicherklärung beim Reichsarbeits- 
ministerium beantragt und dabei unser Vertragsformular mit 
seinem Namen verschönert. Er steht infolge unseres Ein- 
spruches nun vor der schweren Aufgabe, ziffernmässig nach- 
weisen zu müssen, wieviel Privatvermessungstechniker Mit- 
glieder des N. D. T. V. sind und wo diese gefunden werden 
können Herr Klitzsch begründet diese peinliche Verletzung der 
Vereinbarung bezüglich der Verbindlicherklärung dem Vor- 
stande des V. s. V, L. gegenüber damit, dass er in Ueberein- 
stimmung mit Herrn Westphal gehandelt habe. Auch dieses 
Beispiel zeigt wieder die Entente V.s. V,. L—ND.T. Vi! 

Die Vermessungstechniker werden die Rolle, die der 
N. D. T. V, bei den Verhandlungen über den Vermessungstech- 


siikertarif gespielt hat, gebührend würdigen, wenn die 
Vertreter dieses gelben Verbandes, dem kein Wolkenbruch . 


mehr die gelbe Farbe abzuwaschen vermag, den Lohn für ihren 
Verrat mit Hilfg der Arbeitgeber einheimsen wollen und in den 
Kreisen der Vermessungstechniker Mitglieder zu werben suchen. 
Kein aufrechter, seine Interessen recht ver- 
stehender Vermessungstechniker kann sich 
einem Verbande anschliessen, der nur von der 
Gnade und Mithilfe der Unternehmer lebt! 
Heinrich Kaufmann. 


8. Sitzung des Haupttarifamtes für tech- 


nische Ängestellte im Baugewerbe 


Gemäss Beschluss der 7. Sitzung des Hauptarifamtes vom 
3. Juni 1921 fand unter dem Vorsitz des Unparteiischen, Herrn 


Magistratsrats Dr. Schallhorn, und der üblichen Beset-' 
zung der Beisitzerplätze auf Arbeitgeber- und Angestelltenseite 


am 25. Juni die 8. Sitzung im Gewerbegericht Berlin statt. Zur. 
Verhandlung stand nachstehende Tagesordnung; 
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Zunächst wurde in Verhandlungen über Antrag Nr. 41 betr. 
Südbayern eingetreten. Kollege Kaufmann nahm Bezug 
auf den eingereichten Antrag vom 30. Mai und wies auf das Pro- 
tokoll der Zentralschlichtungskommission für die technischen An- 
gestellten im Tiefbaugewerbe vom 21. Juni hin, in dem aut 
Grund eines gleichartigen Antrag des Tiefbaugewerbes Siüdl- 
bayerns beschlossen wurde, die Sache zu vertagen, mit der 
Wassgabe, dass falls innerhalb 4 Wochen eine Einigung zwi- 
schen den Parteien nicht erzielt sei, eine neue Verhandlung in 
München mit einer Vertretung der Zentralschlichtungskommis- 
sion, gegebenenfalls gemeinsam mit einer Vertretung des Haup?- 
tarifamtes für technische Angestellte im Hochbau unter Vorsitz 
eines Unparteiischen stattiinden solle. 

Herr Kaufmann schlug vor, auch hier einen ähnlichen Beschluss 
zu fassen und, falls nach einer zu vereinbarenden Frist keine Eini- 
gung zwischen den Bezirksparteien erzielt wird, eine Sitzung unter 
Beteiligung des Haupttariiamtes in München anzuberaumen. 
Das Hauptiariiamt dürfe sich unter keinen Umständen aus- 
schalten lassen, denn auch das Ministerium für soziale Fürsorge 
in Bayern habe mit Recht betont, dass die Verhandlungsmög- 
lichkeiten vor dem im Reichstarifvertrag vereinbarten Schieds- 
gericht — dem Haupttarifamt — noch nicht erschöpft seien. Nur 
die südbayerischen Arbeitgeber seien es, die die Entscheidungen 
des Haupttarifamtes geradezu sabotieren. Das dürften sich auch 
die Arbeitgebervertreter nicht gefallen lassen. Herr Eichenauer 
erklärte, dass in Bayern auf seiten der Arbeitgeber wie der 
Angestellten das Besteben herrsche, alles zu bekämpfen, was 
von Berlin komme. Die Gegensätze der beiden Tarifverträge 
seien auszugleichen, und zwar möglichst in einer Sitzung in 
Bayern, die er für erfolgreicher halte, als Verhandlungen vor 
dein Hauptiarifamt, in Abwesenheit der Betriebsräte. Auch er 
erwartet von seinen südbayerischen Kollegen, dass sie ihren 
unbegründeten Widerstand gegen den Reichstariigedanken aüf- 
geben. 

Hierauf wurde nachstehender Vorschlag vom Unparteiischen 
formuliert, einstimmig angenommen und verkündet: 

„Um den besonderen bezirklichen Verhältnissen in Süd- 
bayern Rechnung zu tragen, wird vorgeschlagen, durch eine 
esondere Kommission, die in einem bayerischen Orte tagen 
soll, und in der Vertreter sowohl des Haupttarifamtes für 
technische Angestellte im Baugewerbe wie Vertreter der Zen- 
tralsehlichtungskommission des Tieibaugewerbes neben den 
bezirklichen Beisitzern teilnehmen unter dem Vorsitz eines 
Unparteiischen der beiden Haupttarifämter die Differenzen der 
Parteien auszugleichen, falls sich die Parteien nicht bis Mitte 
Juli selbst einig werden.“ 

Darauf wurde in Verhandlungen über den Antrag Nr. 37 
(Punkt 1 der T.-O.) eingetreten. Herr Dr. Stroux gab hier- 
bei zunächst den Inhalt des eingereichten Schriftsatzes wieder 
und beantragt Aufhebung der Entscheidung des 
Tariiamtes Köln vom 23. 3. 21, da es nicht angängig sel, 
dass Beisitzer, die in der Zentralschlichtungskommission mitre- 
wirkt haben, auch an der Tarifamtssitzung, die doch die Be- 
rufungsinstanz ist, beteiligt werden. Sachlich sei es unmöglich, 
dass eine Firma ihre Angestellten nach zwei verschiedenen Orts- 
kiassen entlohne. $ 5, Ziffer 11, des Reichstarifes sei falsch 
ausgelegt worden, da sich der Passus „bestehende günstigere 
Bedingungen bleiben bestehen“ nur auf die Gehaltsbezüge in 
Mark und Piennig ausgedrückt, beziehen könne, nie aber auf die 
Ortsklasseneinteilung, die kein erworbenes Recht des Ange- 
stellten darstelle. 

Herr Kaufmann erklärt es für ein Versehen beim Abschluss 
des Tarifvertrages, dass Obercassel nicht unter Ortsklasse II 
aufgeführt worden ist, die Angestellten hätten sogar Entlohnung 
nach Ortsklasse ] beantragt. Er schlug vor, die Sache zur nocH- 
maligen Entscheidung an das Tarifamt zurückzuweisen. Es 
wurde beschlossen, der Firma zu empfehlen, aus Billig- 


keitsgründen von einer Kürzung der Gehälter Abstand zu 


nehmen. Herr Dr. Stroux verpflichtete sich, diese Auffassung 
dem Bezirksarbeitgeberverband mitzuteilen und ihm auch seiner- 


; seits die Befolgung zu empfehlen. 


Nachstehende Entscheidung wurde einstimmig gefällt und 
verkündet; i 
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Entscheidung: 

„Die Entscheidung des Tarifamtes Köln vom 23. März 21, 
soweit sie der Firma Hüser u. Cie. Weiterzahlung des Ge- 
halts nach Ortsklasse II aufgibt, wird aufgehoben. Der seiner» 
zeit gestellte Antrag der Angestellten wird abgewiesen. 

Gründe: 

Wenn die Angestellten der Fa. Hüser u. Cie. durch eine 
irrtümliche Entscheidung einer Tarifinstanz in Ortsklasse li 
gekommen sind und in einer späteren Entscheidung des zu- 
ständigen Tarifamts die Ortsklasse III als richtige Einweisung 
anerkannt wurde, können die Angestellten sich nicht auf $ 5, 
Ziffer 11 H.T.V. beziehen und beanspruchen, dass sie auf 
Grund dieser Bestimmung auch weiterhin die Gehaltssätze der 
Lohnklasse II zu erhalten haben. Da im übrigen das Gehalt 
der höheren Ortsklasse ausdrücklich unter Vorbehalt gezahlt 
worden ist, können sich die Angestellten auch nicht auf „be- 
stehende“ günstigere Gehaltsbedingungen berufen, so dass 
sie auch aus diesem Grunde keinen Anspruch auf Gehalts- 
sätze erheben können, die über die Gehälter der Ortsklasse IH 
hinausgehen.‘ 


Alsdann wurde über den grundsätzlichen Antrag Nr. 42 des 
Baugewerbeverbandes Hamburg betr. Auslegung des $5, 
Ziffer 3 des Reichstarifvertragzes verhandelt. 
Herr Eichenauer wies auf den Antrag vom 16. Juni 1921 hin und 
beantragt unter Bezugnahme auf $ 5, Ziffer 3 zu entscheiden, 
dass nach erfolgter Verständigung zwischen Arbeitgeber und An- 
gestelltenvertretung kein Raum mehr für ein Verfahren vor den 
Tarifinstanzen ist. Zur Begründung führt er an, dass $ 5, Zifier 
3 eine Muss bestimmung darstelle, weiche nach der Einizung 
des Arbeitgebers mit der Angestelltenvertretung die Anrufune 
der tariflichen Schlichtungsinstanzen ausschliesse. Dieser irr- 
tümlichen Auslegung des Tarifvertrages widersprach Herr Kaui- 
mann ganz energisch. Er stellte fest, dass dem Angestellten im- 
mer die Möglichkeit gegeben sein müsse, sein Recht selbst bel 
den Tarifinstanzen zu suchen, wenn auch diese bei der Verhand- 
lung die Stellungnahme der Angestelltenvertretung mitberück- 
sichtigen müssten. Der Vorsitzende warf im Laufe dieser Aus- 
einandersetzung die Frage auf, ob es sich nach dem an sich 
klaren Wortlaut der Bestimmungen noch um eine Auslegung 
oder um eine Ergänzung der fraglichen Tarifbestimmun:s 
handele. In letzterem Falle würde die Frage bei Erneuerung 
des Reichstarifvertrages erörtert werden können. Herr Fiche- 
nauer beantragt daraufhin vorläufige Vertagung der Angelegen- 
heit mit derBegründung, dass hier derBezirksverband nunmehr 
nochmals Stellung nehmen müsse. Das ist inzwischen ze- 
schehen. Die Arbeitgeber haben ‚ihren Antrag fallen lassen. 

Herr Kaufmann überreichte hierauf einen Antrag unserer 
Gauverwaltung Hannover-Braunschweig betr. Ernennung 
eines unparteiischen Vorsitzenden für .das 
Bezirkstarifamt des Tarifgebietes Hannover- 
Braunschweig durch den Unparteiischen des Haupttar'i- 
amtes gemäss $ 12 Abs. II des Reichstarifvertrages mit der 
Bitte um Stellungnahme. Von seiten der Arbeitgeber wurde der 
Antrag beanstandet, da er nicht von beiden Parteien gesteilt 
sei. Der Vorsitzende bemerkte, dass der Haupttarifvertrag nicht 
klar erkennen lasse, ob der Anrag einer Partei genüge nd 
erklärte sich bereit, beim Arbeitgeberverband anzufiragen, ob er 
sich dem Antrag anschliesse. Im bejahenden Falle sollen. beide 
Parteien einige Herren vorschlagen und dem Vorsitzenden naın- 
haft machen. 

Ausserhalb der Tagesordnung erklärte Herr Kaufınann, dass 
die Arbeitnehmer jetzt bereit seien, de Kommission zur 
Differenzierung der Gehälter für verheira- 
tete und ledige Angestellte zu bilden und ihre Bei- 
siizer zu benennen. Die Arbeitgeber steilien anheim, ihrer Ge- 
schäftsleitung die Mitglieder anzugeben und zugleich den Vor- 
schlag zu unterbreiten. — Schluss der Sitzung um 12 Uhr mittags. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Tarifbewegung im nordbayerischen Baugewerbe. Eine 
der schwierigsten Gehaltsbewegungen ist nach einhalbjähriger 
Dauer endlich zum Abschluss gebracht worden. Im Januar 
bereits wurde unter Hinweis auf $ 5 des Reichstarifvertrages 
dem nordbayer. Arbeitgeberverband für das Baugewerbe die 
Forderung eines 20prozentigen Zuschlages auf die Gehälter des 
Bezirkstarifvertrages unterbreitet. Die Forderung wurde von 
seiten des Arbeitgeberverbandes zunächst ignoriert, und erst 
auf wiederholte Anforderungen hin fanden am 1. März Ver- 
handlungen statt, wobei sich die Arbeitgeber vollständig ab- 
lehnend verhielten. 

Verhandlungen vor dem Schlichtungsausschuss am 23. März 
zeitigter dasselbe negative Resultat. 

Am 8. April fanden neuerdings vor dem inzwischen mit der 
Lösung der Gehaltsrevision betrauten Tarifamt Verhandlungen 
stati, die in materieller Hinsicht wiederum keinen Erfolg brach- 
ten; als einziges Ergebnis wurde eine Vereinbarung getrofien, 





weisen. Wird der Schiedsspruch dieses Schiedsgerichtes von 


einer der beiden Vertragsparteien nicht angenommen, so soll» 
das bayer. Staatsministerium für soziale Fürsorge ersucht wer- 
den, sich gutachtlich darüber zu äussern, ob es unter Würdigung: 
der von beiden Parteien vorgebrachten Gründe die Annahme 


des Schiedsspruches empfiehlt oder nicht, Empfiehlt das Sozial- 


ministerium die Annahme des Schiedsspruches, so gilt dieser als. 


für beide Teile rechtsverbindlich.“ 


Die Verhandlungen vor dem Schiedsgericht am 26. April. 


führten zu nachstehendem Spruch: 


1. Den technischen Angestellten und Beamten wird auf die. 
nach dem Bezirkstarifvertrag vom 13. Dezember 1920 sich 
berechnenden Gehälter ein Zuschlag von 12 Prozent ge- 


währt, und zwar mit Wirkung ab 1. April 1921. 


2. Die Gehälter der Gruppe V lid. Nr. 17 $ 4 des Bezirkstarif- - 


vertrages betragen mindestens 15 Prozent mehr als die Ge- 


hälter der Gruppe IV lid. Nr. 14—16 des gleichen Vertrages, 
3. Der Antrag auf Abänderung der Ortsklassen wird abge-. 


lehnt. Es wird den Parteien empfohlen, in freie Verhand- 
lungen über Abänderung der Ortsklassen einzutreten. 


4. Als Beginn der Frist, nach deren Ablauf Anträge über Re- 
vision der Gehälter im Sinne des $ 5 Ziff, 9 des Tarifver- er 
trages gestellt werden können, wird der 1. April 1921 fest- 


gesetzt. 


Dieser Spruch wurde vom Arbeitgeberverband abgelehnt 
und die Akten mit einer eingehenden Begründung des ablehnen- 2 


den Standpunktes durch den Arbeitgeberverband und einer 
Gegenerklärung des .Butab an 
weitergeleitet. 


Erst nachdem vor einem Vertreter des Sozialministeriums 
weitere Verhandlungen stattgefunden hatten und von seiten des 


Butab wiederholt Mahnschreiben an das Ministerium für soziale. 
Fürsorge gerichtet wurden, die Sache endlich zum Abschluss 


zu bringen, füllte sich das Sozialministerium bewogen, unterm 


21. Juni nachstehenden Bescheid zu erteilen: 
„Der Schiedsspruch 
einigungsamtes, Zweigstelle Nürnberg, wird für billig er- 
achtet. 
sind als berechtigt anzuerkennen. 


Das Schlichtungsverfahren ist damit rechtsverbind- 


lich abgeschlossen.“ 
Die Gehaltssätze berechnen sich nach dieser neuerlichen 
Erhöhung wie folgt: 


Nr. 1 Gruppe la 504 M. Ortsklasse I 
” 2 ” Ib 616 „ 
a eo 
KEAITG 1d:! 918, 
ERSTE la 784 „ 
a ER Ib 851 „ 
a 
MB IIla 1098 „ 
Fe Ilb 1142 „ 
OT 
ll Re Re a 
ne re I 
EISEN He, 1009 
A Te Ta 
ne I IVb 1534 „ 
16 0°,, IVe 1646 „ 


Bemerkenswert bei den ganzen Verhandlungen war das 
Auftreten des Arbeitgebervertreters, eines prominenten Exem- 
plares der Spezies Arbeitgebersyndici. Wollte man den Aus- 
führungen dieses Herrn unbedinsten Glauben schenken, so 
müsste das nordbayerische Baugewerbe seit Jahr und Tag 
bankrott sein. Seine Ausführungen trieften von Wohlwollen 
für die technischen Angestellten und von Wertschätzung für 
die technische Arbeit überhaupt, während seine materiellen An- 
gebote das genaue Gegenteil dieses. Wohlwollens darstellten, 

Wenn wirklich das nordbayerische Baugewerbe derart stark 
unter der wirtschaftlichen Depression leidet und versucht, die 
Lasten durch möglichste Niedrighaltung der Gehälter und Löhne 
auszugleichen, so ist dies zweifellos ein Beweis für das Ver- 
sagen der privatkapitalistischen Betriebsweise im Baugewerbe, 
und es ist dringend notwendig, auf dem Gebiet des Bauwesens 
die gemeinwirtschaftliche Betriebsweise durchzuführen. 


Der Bezirkstarifvertrag mit dem B. DiA. für Rheinland- 
Westfalen. Nach langen Verhandlungen, die seit November lie- 
fen, und die wiederholt auch das Haupttarifamt beschäftigt ha- 
ben, ist nunmehr der Tarifvertrag mit den B. D. A. am 18. Juli 
abgeschlossen worden. — Die hauptsächlichsten Bestimmungen 
des Tarifs sind folgende: 

Die durchschnittliche Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit beträgt: 


hei getrennter Arbeitszeit ausschliessl. der Pausen 45 Stunden 
» durchgehender „ 3 


» WRITER 
An Sonnabenden ist 1 Uhr mittags Schluss der Arbeitszeit, ebenso an den 
Tagen vor Weihnachten, Neujahr, Ostern und Pfingsten. 
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Laser ENGE 





1. Jeder Angestellte (auch solcher in gekündigter Stellung) hat nach $4 
= im 1. Dienstjahr in demselben Atelier nach # 5 . 
sechsmonatiger Tätigkeit. . . . 2 . . 6 Arbeitstage, 
im. 2.’ Dienstjahr "=... , 5 5 un „ae ereunn „ 
”» . ” CE u Ze 1 BIT ie P n 12 ” 


2. Zu diesem Urlaub tritt ein Zuschlag: 


nach vollendetem 25. Lebensjahre „. . 2. 0 3 Arbeitstage, 
”» ” 26. ” . . . „* a { n 
-.. ” ” 27: ” vr ee 5 ” 
” ” 28. ”» Dr are 6 „2 


3. Wer das 5. Dienstjahr im Unternehmen oder das 30, Lebensjahr 
überschritten hat, erhält 3 Arbeitstage zugeschlagen. > ; 


Die Mindestgehälter betragen 


vom 1. April 1921 ab Ortsklasse $ 
in Gruppe A . I I II 
unter 20 Jahren. 0 M} 700,— M.  665,— M. y 
von 20 bis 24 Jahren. . . 892,— „ 850,— „ 807,50 „ 
n» 24 „u 3.0... .%,1050,— 2 21000 Prosa. 
über 28 Jahre . . . .‚ 1260,— „ - 1200,— „ 1140,— „ 
in Gruppe B An 
1. Anfänger im 1. Berufsjahr 1050,— M. 1000,— M. 950,— M. 
” az: » 1159, —9 7211005, 1045,— „ 
ix et = 1250,— „ 1209,— „ : 1140,— „ 
2. Fertige Techniker 5 2 Fi 
im 4. Berufsjahr 1365,— M. 1300,— M.  1235,— M. 
nn 
n%0: “ 1575,—. „1500, „145, 
BEE \ 1627,50 „ 1550,— „ 14250, 
8, n »....1680,— „1600, 7 1520,52 
3. Selbständige Techniker 
unter 30 Jahren. . . . 1732,50M. 1650,— M. 156750 M. 
von 30 bis 35 Jahren. . 1837,50 „ 1750,— „ 1662,50 „ 
über 35 Jahre . . „. „199,— „ 190, „ 1805,— „ 
in Grupre C Pr F 
1. Architekturschüler 5 ; , 
im 1. Berufsiahr. „ . . 577.50 M. 550,— M. 522,50 M. 
» . ” . . . “7 682,50 ” 650, — ” 617,50 » 
ET, 0 080, 
„4 Fr es REIT SOER 950,— „ 902,507, 
2. Theoretisch ausgebildete Architekten ; Se 
- im 1. Berufsjahr. . . . 15, M. 10—-M. 1045,—-M 
n = ” a I 1260,— ” 1290,— ” 1140, — ” z 
BES: > ee EI TR ee 5 a N = 
” 4. ” .. . 1470,— ” 1400, — ” 133 = sn im z 
>35; „ ee 2 297 52500, 2 
3. Theoretisch und praktisch ausgebildete Architekten Fe 5 
unter 30 Jahren. . „ .1680,— M. 1600,— M. 1520,—M. 
von 30 bis 35 Jahren. . 1785,— „ 170—- „ 115— „ 
über 35 Jahre „2.5. ..1942,507,0 218507 5 1757502209 


. Selbständig arbeitende Architekten freie Vereinbarung, jedoch mindestens 


ed 
15 Prozent über Gruppe 3. Das höchste Tarifgehalt beträgt somit 2240 M. 


Für die Zeit vom 1. Januar bis 30. April 1921 kommen die vom Haupt- 
tarifamt vo.geschlagenen Gehälter zur Auszahlung. Diese sind um 5 Prozent 
geringer als die vorstehenden ab 1. Mai 1921 laufenden Sätze ’ 

Für die Tätigkeit auf der Baustelle oder ausserhalb des Ateliers werden 
200 M. Bauzulage bzw. Reiseentschädigungen nach Vereinbarung gewährt. - 
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Die Sozialisierung der Baubetriebe im 


Lichte der Gewerkschaftspolitik 


(Schluss.) 


Die Existenz der sozialen Baubetriebe bedeutet für die 
Finanzpolitik der Gewerkschaften eine grosse Entlastung 
nicht nur dadurch, dass Aussperrungen verkürzt 
werden, sondern dadurch, dass Teile der ausgesperrten Arbeiter 
in den sozialen Baubetrieben Beschäftigung finden können. 
Jeder Orts-, Bezirks- oder Landesstreik wird der Entwicklung 
der sozialen Baubetriebe einen mächtigen Aufschwung geben 
und den Gewerkschaftskassen eine dauernde Entlastung 
zugunsten ihrer sonstigen sozialen Fürsorge bringen. Heute 
entlasten erst 20000 Bauarbeiter die Streikkasse. Wir müssen 
es dahin bringen, dass ein von Jahr zu Jahr immer höherer 
Prozentsatz die Streikkasse nicht in Anspruch zu nehmen 
braucht. Voraussetzung für diesen Erfolg ist aber der Grund- 
satz: In den sozialen Baubetrieben wird nicht 
gestreikt. wenn zwischen dem Privatkapital und den Ge- 
werkschaften Lohnkämpfe ausgefochten werden. 

Diese gewerkschaftlichen Erfolgsmöglichkeiten durch den 
Einsatz sozialer Baubetriebe haben sich alle Gewerkschafter 
klar vor Augen zu halten, und doch gibt: es heute noch Ge- 
werkschäfter, die ihre ganze Erfolgspolitik nur auf eine Er- 
höhung der Löhne einstellen. Sie sollten sich einmal ernsthaft 
die Frage vorlegen, was sie für die Hebung der wirtschaftlichen 
Lase der arbeitenden Klasse mit dem Mittel der reinen Lohn- 
politik erreicht haben, insbesondere sollten sie einmal eine 
ziffernmässige Bilanz ziehen, die den Kapital- und Kraftaufwand 
für Lohnkämpfe auf der einen Seite und die wirtschaftlichen Er- 
folge «des Erreichten auf der andern Seite zu Buch bringt. 
Dr. Kuczynski fasst diese Bilanz in Nr. 21 der „Finanzpoliti- 
schen Korrespondenz‘ mit dem Satz zusammen: „An den 
Kosten des Existenzminimum gemessen, ist der Wochen- 
John von Anfang 1914 bis Anfang 1921 gesunken: in Wien auf 
die Hälfte, in Berlin auf zwei Drittel“ 

Diese Feststellung zeigt, dass die Bilanz der Gewerkschafts- 
politik — wenigstens seit 1914 — nicht mit Gewinn, son- 
dern mit Verlust abschneidet. Dieser Verlust ist, wirtschaft- 
lich betrachtet, auch durchaus erklärlich. Wenn wir aus der 
Streikstatistik des Deutschen Bauarbeiterverbandes entnehmen, 
dass im Jahre 1919 die deutschen Bauarbeiter durch den 
Streik insgesamt eine wöchentliche Lohnerhöhung von 1095 277 
Mark unter Hingabe eines Opfers von 7 228704 Mark für ent- 
sangene Arbeitslöhne und 2309121 Mark für die Kosten der 
Streikbewegung erreicht haben, dann besagen diese Ziffern. dass 
das Gesamtopfer von 9 537 825 Mark erst nach 8,7 Wochen Ar- 
beit unter verbesserten Lohnbedingungen wieder ausgeglichen 
ist. In einer Zeit wie der gegenwärtigen pflegen sich die Lohn- 
erhöhungen aber schonin wenigeralsvierWochen 
durch die Vertexierung der Lebenshaltung wieder auszugleichen. 
Und wenn wir die kommende Zeit als eine Zeit schwerer wirt- 
schaftlicher Belastung des arbeitenden Volkes richtig charakteri- 
sieren, dann muss eine Lohnpolitik der Gewerkschaften ohne 
Sicherung des Lohnes, ohne Sicherung des Erreichten 
vollends mit einem .wirtschaftlichen Verlust abschneiden. 
Diese Sachlage zwingt uns dazu, -diegewerkschaft- 
liche Erfolgpolitik auf eine neue Grundlage 
zu stellen, und zwar auf eine Grundlage, die den wirtschait- 
lichen Erfolg der Gewerkschaftspolitik wieder gewinnbrin- 
gend und nicht, wie es heute der Fall ist, verlustbrin- 
gend gestaltet. 

Die Beseitigung der Unterbilanz der gewerkschaftlichen Ar- 
beit ist aber nicht zu erreichen, wenn führende Gewerkschafts- 
kreise an dem Gritndsatz festhalten, dass die Gewerk- 
schaften nicht aktiv in die Wirtschaft ein- 
greifen, nicht selbst Träger und Förderer 
einer neuen Wirtschaft sein dürfen, Mit die- 
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sem Grundsatz muss endgültig gebrochen 
werden. Die in immer tiefere Not versinkenden arbeitenden 
Kreise werden sich auf die Dauer durch politische Versprechun- 
gen und Parteiprogramme nicht befriedigt erklären. Sie werden 
mit immer stärkerem Druck darauf hinarbeiten, dass die Ver« 
lustopfer in Gewinnopfer umgeiormt werden. 


Wie kann das geschehen? Der Weg einer neuen gewerk- 
schaftlichen Erfolgsarbeit führt in erster Linie zum Angriff gegen 
das Privatkapital und seine Betriebe. Solange die Produktions- 
mittel in der Hand einer Minderheit von eigennützigen Menschen 
sind, wird die Mehrheit des Volkes stets am Rande des Ab- 
grundes leben müssen, und keine noch so straff organisierte Ge- 
werkschaft wird es auf die Dauer durch eine passive Lohn- 
politik verhindern können, dass die Arbeitskraft auf die abschüs- 
sie Ebene des sozialen Elends gedrängt wird. Die Frage ist 
nur, wo der Hebel gegen das Privatkapital eingesetzt wer- 
den soll. 

Wier, wie wir, der Ansicht ist, dass die Umgestaltung der 
Wirtschaft nicht durch eine revolutionäre Lahm- 
legung ihres Räderwerkes, sondern nur durch em 
allmähliches Auswechseln und Ablösen ährer 
auf eigenmützige Ziele eingestellten Triebkräfte möglich ist, der 
wird auch den Streik als Kampfmittel gegen das! Privatkapital 
nicht beseitigen können und wollen. Er wird aber dem 
Streik einen besonderen wirtschaftlichen 
Charakter geben und ihn ganz auf die Ablösung und Aus- 
wechslung der privatkapitalistischen Betriebsform einstellen. 


Wie kann der Streik diese Aufgabe erfüllen? Einfach da- 
durch, dass die Streikopfer in den Dienst der- 
jenigen Betriebe gestellt werden, die den 
privatkapitalistischen Betrieb ablösen und 
verdrängensollen Ehe wir auf die Durchführung dieses 
Planes eingehen, müssen wir die wirtschaftliche Tragweite des 
Streikes einmal vom Standpunkt des Unternehmers aus betrach- 
ten, um die schwache Seite des privatkanitalistischen Be- 
triebes herauszufinden, gegen die der gewerkschaftliche An- 
griff mit Erfolg geführt werden kann. Wir wollen annehmen, 
dass der Streik einen privatkapitalistischen Baubetrieb treffen 
soll, in dem 35 Bauarbeiter an einem jährlichen Umsatz von 
1500000 Mark arbeiten. Wir wollen fernerhin annehmen, dass 
der Streik sich auf 25 von 270 jährlichen Arbeitstagen erstreckt 
und nur die Arbeiter, nicht aber die Angestellten und Poliere 
umfasst. Nun wollen wir fragen: Welchen Schaden haben die 
Arbeiter, und welchen Schaden hat der Unternehmer von dem 
Streik? Die Arbeiter haben einen Lohnausfall von 35 mal 25 mal 
8 mal 5,7 -— rund 40000 Mark; wenn sie ein Drittei dieses 
Lohnausfalles durch die Streikunterstützung der Gewerkschaften 
zurückerhalten, dann entfällt immer noch ein Verlust auf sie 
von rund 27000 Mark. Der Unternehmer hingegen verliert 
nur etwa die Hälfte der anteiligen Geschäftsunkosten für 25 
Betriebstage, die auf nicht mehr als etwa 10000 Maık zu ver- 
anschlagen sind, Während die Arbeiter ihren Verlust 
nicht abwälzen können, kann und wird der Unternehmer: ihn 
aber auf den Auftraggeber in kürzerer oder längerer Zeit ab- 
wälzen und sich schadlos halten. Der Streik würde den Unter- 
nehmer noch weniger stark treffen, wenn ihm die Möglichkeit 
gereben wäre, auch die Poliere und Angestellten des Büros (die 
allein etwa 10 bis 15 Prozent der Lohnsumme als Gehalt in 
Anspruch nehmen) mit auszusperren. 


Soll der Unternehmer durch den Streik ebenso stark ange- 
fasst werden wie der Arbeiter, so muss er an der Wurzel 
seiner Existenz,alsoam Umsatz gefasst werden. Der 
Umsatz muss ihm durch die Einschaltung sozialer Baubetriebe, 
die statt seiner die Aufträge zur Ausführung bringen, eingeengt, 
wenn nicht gar vollständig unmöglich gemacht werden. Jeder 
Streik sollte darum aufeine Stärkung der so- 
zialen Baubetriebe eingestellt werden, Unter 
diesem Gesichtspunkt wäre die Bestreikung der sozialen Bau- 
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betriebe gleichbedeutend mit einer Schwächung der ge*- 
werkschaftlichen Erfolgspolitik 

Von den 800000 deutschen Bauarbeitern arbeiten heute erst 
eiwa 20000 — 2,5 Prozent in den sozialen Baubetrieben. Mit 
jedem neuen Betrieb, der gegen das baugewerbliche Privatkapi- 
tal eingesetzt wird. wird der Unternehmer in das Herz zetrof- 
fen und seiner Machtstellung beraubt. 

Heute schon ersparen die sozialen Baubetriebe den Gewerk- 


schaften direkt mindestens 2,5 Prozent und indirekt mindestens 
10 Prozent der für Streikunterstützung aufzubringenden Bei- 


träge. Diese Ersparnis wird in einer von Jahr zu Jahr steiler 
aufsteigenden Kurve wachsen, weil die Unternehmer es nicht 
wagen dürften, die Aussperrung auf länrere Zeit auszudehnen, 
olıne Gefahr zu laufen, dass die sozialen Baubetriebe inzwischen 
die Ausschreibungen und Aufträge restlos für sich in Anspruch 
nehmen. Angesichts dieser Sachlage würde es ganz unver- 
ständlich sein, wenn sich führende Gewerkschafter auf den 
Standpunkt steliten, sie dürften das Gewerkschaftsvermögen 
nicht für die Unterstützung sozialer Baubetriebe verwenden. 
Die gewerkschaftliche Erfolsspolitik verlangt nicht nur, dass das 
Gewerkschaftsvermögenin weitestem Masse 
sozialen Baubetrieben zugeführt wird. sie 
verlangt auch, dass die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter, 
selbst in ihrer äussersten Notlare — im Streik — den sozialen 
Baubetrieben ihre ganze Arbeitskraft zur Verfü- 
gung stellen. Nicht nur das Vermögen, auch die im Streik 
brachliegende Arbeitskraft muss den sozialen Bau- 
betrieben zugeführt werden. 

Jeder Streik schaltet Arbeitskräfte aus, lähmt die Preduk- 
tion und vermindert damit das Volksvermögen. In einer Zeit, 
in der die Befreiung des arbeitenden Volkes vom Joch des 
Privatkapitals am fernern Horizont erschien, wo der Mehrwert 
der Kopf- und Handarbeit dem Zugriff der Allgemeinheit fern 
entrückt war, war es noch entschuldbar. wenn man sich über 
die Ausschaltung der Arbeitskraft aus dem Produktionsprozess 
wenig Kopfzerbrechen machte. Heute aber, wo wir zum Sturm 
auf die privatkapitalistische Festung angetreten sind, wäre es 
nicht zu verantworten, wenn man leichten Herzens über die 
Ausschaltung der Arbeitskraft aus dem Produk’ionsprozess hin- 
weg gehen würd. Man verwüstet nicht das Feld, 
dasmaninBesitznehmen will. Aus diesem Grunde 
sollten sich alle Gewerkschaften ganz klar die Frage vorlegen, 
wie sich die durch den Streik lahmzelegten 
Arbeitskräfte für die arbeitende Klasse und 
für die Allgemeinheit nutzbar machen lassen, 
Haben wir eingangs unserer Ausführungen den Grundsatz auf- 
gestellt, dass diejenire Gewerkschaftspolitik. die sich in einen 
Gegensatz zum Volkswohl setzt, auf die Dauer keite Fr- 
folge, sondern Misserfolge zeitiren muss. so eilt dieser Grund- 
satz ebenso für die Streikpolitik. Die Gesamtheit des 
Volkesdarfunterdem Streik nichtleiden. Hit. 
ten die Gewerkschaften diesen Grundsatz mehr als bisher ver- 
folgt, dann wären dem arbeitenden Volk auck mehr Helfer im 
Kampfe erwachsen. 

\Vie lassen sich nun die durch den Streik brachezelesten Ar- 
heitskräfte im Baugewerbe für die Alleemeinheit und für die 
Arbeiter volkswirtschaftlich fruchtbar «estalten? Ein Teil 
der streikenden Arbeitskräfte könnte indensozialenBau- 
betrieben Aufnahmn finden, soweit deren Auftrags- 
bestand die Einstellung weiterer Kräfte rechtiertiet. Würde 
das Solidaritätszeiühl der gewerkschaftlich organisierten Ar- 
beiter fest durchgehalten werden, dann wäre sehr wehl die 
Möglichkeit gegeben, dass die in den sozialen Baubetrieben be- 
schäftieten Arbeiter auf ein Drittel ihres Lohnes verzichten und 
dass die Gewerkschaften die Beträge der Streikunterstützung 
für die in die sozialen Baubetriebe neu eingestellten Arbeiter 
den Betrieben zur Anschaffung von Produk- 
tionsmitteln zur Verfügung stellen. Nehmen wir 
an, dass sich der Wert der Produktionsmittel auf den Kopt 
des Arbeiters auf rund 3500. Mark stellt, dann können 39 Bau- 
hüttenarbeiter in jeder Woche 39X 270 : 3 — 3500 Mark. d. h. für 
einen Streikenden Arbeiter die Preduktionsmitte! ersparen. 

Die Streikunterstützung in Höhe ven einem Drittel des Loh- 
nes würde mit dm Gewinnverzicht des Betrie- 
bes für die Zeit des Streikes gleichfalls etwa 3509 
Mark, d. h. die Produktionsmittel für einen weiteren Ar- 
beiter einsparen. Unter obiger Voraussetzung könnten also dia 
sozialen Baubetriebe ohne weiteres auf etwa 40 Arbeiter zwei 
streikenden Arbeitern neue Arbeitsgelegenheit bieten. 

Aber es ist auch noch ein anderer Wer denkbar. Die strei- 
kenden Arbeiter werden zu Arbeits gsemeinschaiten 
zusanımengeiasst und für Arbeiten verwendet, die wen ix oder 
xar keine Produktionsmittel erfordern, oder für die die Pro- 
duktionsmittel von vornherein in Reserve zehalten werden, Der- 
artige Möglichkeiten werden ohne weiteres zu schaifen sein, 
wenn Sich die sozialen Baubetriebe und die Gewerkschaften 
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auf diese Politik einstellen. So ist es z. B. möglich, dass die 
Arbeitsgemeinschaften der streikenden Bauarbeiter den Larer- 
plätzen und Betriebsstätten zugeführt werden, in denen die Bau- 
hüttenarbeiter in beschäftigungsarmen Zeiten Baustoffe 
allerArt sowie Typen- und Normenteile für Bauten 
auf Vorrat herstellen, oder, dass sie mit sonstigen Arbeiten 
beschäftigt werden, die in den Zeiten der Hochkonjunktur zu- 
rückgestellt werden, wie z. B. Reparatur an Gerüsten und Ge- 
räten. an Wohnungen für gemeinnützice Unternehmungen usw. 
Abgesehen von der Streikunterstützung, die die in den Arbeits- 
beschaffungsbetrieben tätigen Bauarbeiter von der Gewerk- 
schaft erhalten, würden sie ein Drittel des ausfallenden Lohnes 
in der Form von unverzinslichen Gutscheinen erhalten, 


-die bei der Bauhütte nach dem Verkauf der produzierten Vor- 


ratsgüter zur Einlösung gelangen können. Der volkswirtszhaft- 
liche wie der individuelle gewerkschaftliche Vorteil des Ein- 
Satzes der sonst brachliegenden Arbeitskräfte für die Produktion 
ist klar. Wir wollen ihn wie folgt zusammelnfassen: 

1. Die aus Not streikenden Arbeitskräfte werden der Pro- 
duktion nicht entzogen. Sie schaffen volkswirtschaftliche 
Werte. Die Allgemeinheit — das Volk — kann darum nicht 
mit erbitterten Gefühlen den Streikenden entgegentreten. Dem 
Streik wird dann die Spitze gegen das Alleemeinwohl genom- 
men. Er wird ganz auf den Kampf gegen das eigennützire Pri- 
vatkapital eingestellt. 

2. Die streikenden Kräfte tragen wesentlich dazu bei. eine 
organische Baubedarfswirtschaft zu fördern, indem sie die zur 
Beseitigung. der zeitweisen Arbeitslosigkeit im Baurewerbe 
olınehin notwendigen besonderen Arbeitsbeschaffungsbetrisbe, 
die zur Zeit der Hochkonjunktur brachliegen, volkswirtschaftlich 
ausnutzen. 

3. Sie vergrössern das wirtschaftliche Gefälle zwischen 
den privatkapitalistischen und sozialen Baubetrieben durch Auf- 
opferung eines Lohndrittels und tragen dazu bei, immer mehr 
deıartige Konkurrenzbetriebe in die gemeinwirtschaftliche Pro- 
duktion einzuschalten. 

4. Sie arbeiten für dem eigenen Vorteil, indem sie die auf sie 
entfallende Streikunterstützung durch einen Zusatzver- 
dienst erhöhen und sıch dadurch im Kampf gegen das 
Privatkapital widerstandsfähiger machen. 


Kündirungsfristen für Bautechniker. 


In Kollegenkreisen herrscht noch, wie aus den an uns 
gelangten Anfragen hervorgeht, weitgehende Unklarheit über 
die Rechte, die hinsichtlich der Kündigungsfristen den Anze- 
stellten auf Grund der Tarifverträge zustehen. Dieses ver- 
anlasst uns, folgende Rechtsauskunft hier bekanntzugeben. 

A. Für Hochbau: 

Massgebend für die Kollegen ist $ 8 des Reichstarifver-. 
trages, welcher lautet: 

1, Für Angestellte, dıe noch nicht zwei Jahr ein demselben Betrieb tätig 
sind, ist die Kündigungsirist frei zu vereinbaren. Für Angesteilte, die 
zwei Jahr und länger in demselben Betrieb tätig sind, betrügt die 
Kündigungsfrist mindestens acht Wochen vor Monatssehluss, 

2. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen, 

Hieraus folgt: 

a) dass jede mündliche Kündigung rechtsunwirksam 
ist, da nach $ 8 des Tariivertrages diese nur auf s ehritt- 
lichem Wege eriolgen kann: 

b) für Angestelite, die noch nicht 2 Jahre in demselben Be- 
trieb tätig sind, ist die Kündigungsfrist frei zu verein- 
baren. 

Gemäss $ 133 aa der Gewerbeordnung ist die kürzeste Kiin- 
digungsfrist, die vereinbart werden kann, ein Monat (also 
nicht wie irrtümlich angenommen wird 4 Wochen, da dies eine 
Kündigungsfrist von 28 Tagen bedeuten würde). Die Kündigung 
ist nur zum Schluss eines Kalendermonats zulässig. Soll z, B. 
der Austritt am 30. Juni erfolgen, so muss die Kündigung bis 
spätestens 31. Mai, nachts 12 Uhr, schriftlich im Besitz des 
Gekündigten sein. Eine Kündigung vom 15. zum 15. ist st ets 
ungültig. 

Für Angestellte, die 2 Jahre und länger in demselben Betrieb 
tätig sind, beträgt die Kündigungsfrist mindestens 8 Wochen 
vor Monatsschluss. Hieraus geht hervor, dass die 
gesetzliche Kündigung 42 Tage vor Quartalssc;hluss 
für die technischen Angestellten im Hochbaugewerbe nicht 
in Frage kommt. Die Kündigung muss für diese Angestellten 
8 Wochen (also 56 Tage) vor dem Monatsletzten ausgesprochen 
werden, an dem der Gekündigte bei der Firma ausscheiden soll. 

Dabei ist besonders auf den Unterschied zu achten, 
Quartalsschiuss und Monatsschluss. Quartalsschluss bedeutet, 
dass einem Angetellten viermal in einem Jahr gekündigt 
werden kann. Monatsschluss mt 8 wöchentlicher Kündigungs- 


frist heisst, dass in einem Jahr sechsmal die Kündigung aus- 
gesprochen werden kann. 
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Welche Berufungsinstanz kommt nun auf Grund 
des Betriebsrätegesetzes für einen technischen An- 
gestellten im Hochbaugewerbe in Frage, wenn er gegen die 
erfolgte Kündigung Einspruch erheben will ? 

In grösseren Betrieben, wie bei den Bauaktiengesellschaften, 
ist es der Betriebsrat bezw. der Angestelltenrat. 


Die meisten der im Baugewerbe tätigen Kollegen werden 
aber in kleineren Baugeschäften tätig sein, wo infolge der 
geringeren Anzahl der Angestellten ein Angestelltenrat nicht ge- 
bildet, bezw. ein’ Betriebsrat nicht gewählt ist, weil die Mindest- 
zahl von 20 Angestellten nicht erreicht wird. In vielen Be- 
trieben werden auch noch keine 5 Angestellten vorhanden sein, 
die einen Angesteiltenbetriebsobmann wählen können, 
Welche Instanz kommt nun als Berufung gegen eine Kündigung 
für einen technischen Angesteliten solch kleiner Baubetriebe in 
Frage? Im „Bautechiker“ der „D.T.-Z.“ Nr. 20/1921 hat 
Kollege Seitz diese Frage behandelt. 


Als Vertretung für die Bauarbeiter kommen in den 
Baugeschäften die Baudelegierten in Frage. Diese Ver- 
tretung ist im $ 6 des Tarifvertrages vom 31. März 1920, der 
zwischen den Arbeitgeber- und Bauarbeiterorganisationen zu- 
stande gekommen‘ ist, verankert und stellt eine tariflich 
vereinbarte Betriebsvertretung dar. $ 63 des B.R.G. 1. Ab- 
schnitt letzter Absatz sagt, dass eine auf Grund eines für ver- 
bindlich erklärten Tarifvertrages bestehende oder zu errichtende 
Arbeitnehmervertretung, die dem Betriebsrat übertragenen 
Aufgaben und Befugnisse hate Hiermit werden die 
Baudelegierten zu Betriebräten gestempelt, 
Betriebsräte haben aber die Interessen sämt- 
licher Arbeitnehmer,also Arbeiter unrd Ange- 
stellte, zu wahren. 


Die Richtigkeit dieser Rechtsauffassung ist aus dem $ 17 
des B.-R.-G. Abs. 2 zu ersehen, aus dem hervorgeht, dass in 
Betrieben unter fünf Arbeitnehmern einer Gruppe ein Betriebs- 
ratsmitglied der anderen Gruppe — in Baubetrieben also ein 
Baudelegierter — die Obliegenheiten eines Angestelltenrates für 
die Angesteilten wahrzunehmen hat. Hieraus folgt, dass als 
Berufungsinstanz bei Kündigungen von technischen Angestellten 
die Baudelegierten anzusehen sind, da wo infolge Minderzahl 
keine Betriebsvertretung der Angesteilten vorhanden ist. 


Der Einspruch gegen die Kündigung auch in Fällen frist- 
loser Entlassung muss auf Grund $ 84 des B.-R.-G. demzufoige 
bei den Baudelegierten bezw. dem Vorsitzenden derselben 
spätestensinnerhalbifünfTagen nach Empfang der 
Kündigung ausgesprochen werden. Auf alle Fälle haben also 
die Bautechniker eine Interessenvertretung auf Grund des Be- 
triebsrätegesetzes, und nur wenn sie rechtzeitig gegen die Kün- 
digung Einspruch erhoben haben, ist es möglich, den Schlich- 
tungsausschuss anzurufen und die Wiedereinsteling oder eine 
Entschädigung laut $ 87 des B.-R.-G. zu erwirken. Gerade weil 
sich die Bautechniker seither über ihre gesetzliche Interessen- 
vertretung noch nicht klar waren, demzufolge auch gegen die 
erfolgte Kündigung keinen Einspruch erhoben haben, war es 
uns seither nicht möglich, auf gerichtlichkem Wege gegen die 
Arbeitgeber vorzugehen. 


Leider fühlten sich die meisten unserer Bautechniker nicht 
als Arbeitnehmer, sondern als Arbeitgebervertreter. Vieien 
Kollegen würde es Ueberwindung kosten, bei Kündigungen sich 
an die Baudelegierten, also Bauarbeiter — ihre Untergebenen — 
zu wenden. Auf keinen Fall dürfen aber unsere Mitgiedr auf 
ihre zesetzlichen Anrechte auf Grund des B. R. G. verzichten, 
um so mehr als sie rechtlich durch das Betriebsrätegesetz 
einigermassen geschützt sind. 


B. Tiefbau. 


Für die Kollegen, die im Tiefbaugewerbe beschäftigt sind, 
kommen bei erfolgter Kündigung oder sofortiger Entlassung als 
Berufungsinstanz ebenfalls die Baudelegierten in Frage. 

Das in dieser Frage oben Ausgeführte ist somit auch für 
die Kollegen im Tiefbaugewerbe massgebend. Jedoch ist der 
Wortlaut des $ 8 — Kündigung — des Tarifvertrages für die 
Angestellten im Tiefbaugewerbe wesentlich anders als der 
gleiche Tarifvertrag für die im Hochbau beschäftigten Kollegen. 
Der $ 8 des Reichsrahmentarifvertrages für das Tiefbaugewerbe 
lautet wie folgt: 

„Für Ange-tellte, die noch nicht zwei Jahre im Betrieb tätig sind, ist die 
Kündigungsfrist frei zu vereinbaren. Für Angestellte, die zwei Jahre und 
länger im Betrieb tätig sind, beträgt die Küudigungsfrist mindestens sechs 
Wochen vor Quartalsschluss“ 


Für die Kollegen, die noch keine zwei Jahre bei ihrem Ar- 
beitgeber tätig sind, kommt somit die gleiche Kündigungsfrist 
in Frage wie für diejenigen, die bei einem Arbeitgeber für das 
Hochbaugewerbe tätig sind, unter Berücksichtigung des in 
dieser Frage oben Erwähnten. 
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Für Angestellte, die aber zwei Jahre und mehr bei einem 
Arbeitgeber des Tiefbaugewerbes in Stellung sind, kommt die 
gesetzliche Kündigung nach $ 133 a der Gewerbeordnung 
in Betracht, d.h., die Kündigung muss sechs Wochen, also 
42 Tage, vor Quartalsschluss erfolgen. Während der Tarifver- 
trag für das Hochbaugewerbe vorschreibt, dass die Kündigung 
auf schriftlichem Wege erfolgen muss, ist in demjenigen für das 
Tiefbaugewerbe hiervon nichts gesagt, folglich kann den Kol- 
legen im Tiefbaugewerbe sowohl auf mündlichkem wie auf, 
schriftlichem Wege unter Einhaltung der im Tarifvertrag fest- 
gelegten Kündigungsfrist gekündigt werden. 


Rundschau 


Gewerkschaftsarbeit 


Entscheidung des Tarifamtes Frankfurt a. Main für tech- 
nische Angestelite bei Privatarchitekten. Am Sonnabend, den 
16. Juli, tagte das genannte Tarifamt unter Vorsitz des Ober- 
landesgerichtsrates Dr. Aschaffenburg als Unparteiischen 
und der Architekten Wollmann und Schulz, sowie des Ge- 
schäftsführers der Bezirksstelle Frankfurt a. Main, Dr. Schultz, 
als Arbeitgebervertreter, der Architekten Joh. Heil und 
Ernst Marneth-Frankfurt a. Main, sowie des Architekten Frdr. 
Lehna-Wiesbaden als Arbeitnehmerbeisitzer, um zu den vom 
Kollegen Hauser-Frankfurt a. Main begründeten Forderungen: 

1. Erhöhung aller Gehaltsklassen ab 1. Februar um 25 Proz, 

2. Ermässigung der Abzüge für die Ortsklasse II auf 5 Proz., 
Ortsklasse II auf 10 Proz., 

3. ar Proz. Besatzungszulage für die Orte im besetzten Ge- 
iet, 

4. Streichung des Satzes auf Seite 8 des Bezirkstarifver- 
trages im Absatz III, beginnend mit dem Wort „deren 
Kosten“ und endigend „unter Bauleitung trägt“, 

5, besseren Ausgleich der Gruppe B zwischen Anfängern und 
fertigen Technikern, 

Stellung zu nehmen. Wir berichten eingehend über diese Ver- 
handlung, weil der Spruch des Tarifamtes sich durch bemer- 
kenswerte Klarheit auszeichnet und eine Begründung er- 
hielt, die auch den Schlichtungsstellen anderer Tarifgebiete als 
Muster empfohlen werden kann. 

Nach längerer Beratung fällte das Tarifamt folgende Ent- 
scheidung: 

I. Die Gehaltssätze im Bezirks-Tarifvertrag werden in 
allen Gruppen erhöht, und zwar: 

a) im besetzten Gebiet vom 1. April bis 31. Juli 1921 um 
15 Prozent; 

b) im nicht besetzten Gebiet vom 1. Juni bis 31. Juli 1921 
um 15 Prozent; 

c) in beiden Gebieten ab 1. August 1921 um 20 Prozent. 

Zu diesen Sätzen tritt im besetzten Gebiet mit Wirkung 
vom 1. April 1921 eine besondere DBesatzungszulage von 
10 Prozent. 

II. Der Abzug für die Ortsklassen nach $ 4 des Bezirks- 
Tarifvertrages wird abgeändert für die Orte der Ortsklasse I 
statt der bisherigen 10 Prozent auf 5 Prozent, in Ortsklasse IH 
für Wetzlar, Friedberg, Langen, Pfungstadt statt der bisherigen 
20 Prozent auf 10 Prozent und für die übrigen Orte dieser 
Ortsgruppe auf 15 Prozent. ; 

Diese Herabsetzung tritt ein für das besetzte Gebiet mit 
Wirkung vom 1. April 1921, für das übrige Gebiet mit Wir- 
kung vom 1. Juni 1921. , 

IM. Hinsichtlich der Bauzulage im $ 4 des Bezirks-Tarif- 
vertrages werden auf Seite 8 in Absatz 3 die Worte „deren 
Kosten nach der Gebührenordnung der Bauherr unter Bau- 
leitung trägt“ gestrichen. ER 

IV. Der Gehaltssatz in $ 4 Gruppe 2 „fertige Techniker 
wird für solche unter 30 Jahren erhöht von 1050 M. auf 1100 
Mark (elihundert Mark) mit Wirkung vom 1. Februar 1921. 

Gründe. 

I. Die bisher auf Grund des Bezirks-Tarifvertrages gezahlten Lohn- 
sätze, die bereits im November 1929 festgelegt worden sind, ent- 
sprechen nicht mehr den heutigen Teuerungsverhältnissen. Wenn es 
auch richtig ist, dass insbesondere im Frühjahr dieses Jahres für einzelne 
Lebensmittel und sonstige Lebensbedürfnisse ein gewisser Preisabschlag 
eintrat, so sind doch andererseits auch manche wichtigen Lebensmittel 
estiegen, insbesondere macht sich zurzeit gerade wieder eine allgemeine 
Präligfeigerung bemerkbar. Hinzu kommt noch, dass die bisherigen 
Lohnsätze zwar ein gewisses Existenzminimum gewährleisteten, dass sie 
aber nicht ausreichten, um den Angestellten wichtige Anschaffungen zu 
ermöglichen. Unter diesen Umständen erschien es geboten, eine all- 
gemeine Erhöhung der Gehaltssätze‘ eintreten zu lassen. Da die 
Forderungen der Angestellten bereits Anfang des Jahres erhoben wurden, 
so hätte es nahegelegen, diese heute zugebiliigte Gehaltserhöhung auch 
für diese Zeit rückwirken zu lassen. Dies erschien aber unmöglich mit 
Rücksicht auf die Notlage, in der sich der Beruf der Arbeitgeber 
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befindet. Es war .aber hier möglich, einen Unterschied zu "machen 
zwischen nichtbesetztem "und besetziem Gebiet, weil im besetzten Gebiet 
die Architekten besser mit Aufträgen.versehen sind als im unbesetzten 
Gebiet. 

Aus diesen Erwägungen heraus wurde unter Berücksichtigung der 
Notlage der Arbeitgeber für die Zeit bis zum 31. Juli 1921 eine Gehalts- 
erhöhung von 15 Prozent in allen Klassen zugesprochen, und zwar für 
das. besetzte Gebiet vom 1. April 1921, für das übrige Gebiet vom 
1. Juni 1921 und in beiden Gebieten vom 1. August 1921. eine solche 
von 20 Prozent. 

Mit Rücksicht auf die ausserordentliche Teuerkeit im besetzten 
Gebiet einerseits und andererseits auf die bessere Beschäftigung der 
Arbeitgeber in diesem Gebiet erschien es ausserdem geboten und 
angängig, neben dieser Steigerung der Gehaltssätze für das besetzte 
Gebiet eine besondere Besatzungszulage von 10 Prozent zuzusprechen. 

II. Die im Bezirks-Tarifvertrag normierten Abzüge für die Orts- 
klassen II und Ill erschienen den heutigen Verhältnissen nicht mehr 
entsprechend; insbesondere gilt dies für die Orte in Klasse II, deren Orte 
entweder selbst städtische Verhältnisse haben oder die in unmittelbarer 
Nähe von Grossstädten liegen und daher von deren Teuerkeit mit umfasst 
werden. Es erschien deshalb eine Reduzierung des Abzugs von 10 auf 
5 Prozent geboten. Hinsichtlich der Ortsklasse III wurde der Abzug von 
20 auf 15 Prozent herabgesetzt. Hinsichtlich der Orte Wetzlar, Friedberg, 
Langen und Pfungstadt war mit Rücksicht auf .die dortigen Verhältnisse 
eine Herabsetzung von 10 Prozent angemessen. 

II. Die von den Arbeitnehmern geforderte Streichung des oben- 
erwähnten Satzes auf Seite 8 des Bezirkstariivertrages hinsichtlich des 
Bauzuschlags wurde einstimmig als berechtigt anerkannt. 

IV. Hinsichtlich. eines besseren Ausgleiches zwischen dem Gehaltssatz 
der Anfänger über ‚28 Jahre und demjenigen für fertige Techniker unter 
30 Jahren wurde bereits eine Einigung der Parteien bei der Verhandiung 
vor der Schlichtungskommission in Kassel herbeigeführt in der oben- 
erwähnten Weise, dass der Gehaltssatz der fertigen Techniker unter 
30 Jahren auf 1100 Mark heraufgesetzt wird. Mit Rücksicht darauf, 
dass die Einigung bereits im Februar 1921 herbeigeführt wurde, war es 
geboten, diese Erhöhung mit Wirkung vom 1. Februar 1921 eintreten 
zu lassen. 


Die Tarifregelung im Baugewerbe Südbayerns. Wir haben 
wiederholt im „Bautechniker“ darauf hingewiesen, und auch in 
den Berichten über die Haupttarifamts- und Zentralschlichtungs- 
kommissionssitzungen kam es wiederholt zum Ausdruck, dass 
die Arbeitgeberverbände sowohl des Hochbaues wie des Tief- 
baues in Südbayern nicht gewillt sind, die erforderliche Ver- 
bandsdisziplin zu wahren. Sie stehen auf dem Standpunkt: 
„Was in Berlin gemacht wird, geht uns nichts an!“ und treiben 
ihre eigene Politik.- Der Vertreter des Südbayerischen Bezirks- 
verbandes, der Arbeitgeber des Baugewerbes in München, 
brachte auf einer Sitzung des Haupttarifamtes diese Auffassung 
noch in derberer, echt baiuvarischer Weise zum Ausdruck. 

Es ist den Zentralverbänden der Arbeitgeberverbände, dem 
Deutschen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe. und dem Reichs- 
verband für das Deutsche Tiefbaugewerbe ebensowenig wie uns 
bisher gelungen, die südbayerischen Arbeitzeberve:bände zur 
Anerkennung :der Reichstarifverträge zu bringen. Man sieht 
also, dass in München nicht nur die grosse Politik eigene Wege 
geht, sondern dass auch dort in gewerkschaftlichen Dingen die 
Arbeitgeberverbände möglichst grosse Extrawürste gebraten 
haben wollen. Unsere Gauverwaltung. konnte bisher dieser 
Lage noch nicht Herr werden, um den Reichstarifvertrag durch- 
zusetzen. Es ist ihr nur geiungen, auf der Grundlage des im 
Jahre 1919 abgeschlossenen ersten Reichs- 
tarifvertrages eine Regelung der Gehälter und des Ur- 
laubs wie folgt durchzusetzen: 


I. Gehälter: 


Ortsklasse: I Ia u II IV*) 
1. Anfänger im 1. Berufs- 
jahr: Se 
unter 24 Jahren 700 630 575 525 510M, 
über 24 Jahre 720 650 603 548 528 ; 
im 2. Berufsjahr: 
‚unter 24 Jahren 720 650 603 548 528 „ 
über 24 Jahre 780 710 647 595 372: 
im 3. Berufsjahr: n 
unter 24 Jahren 780 710 647 595 572%, 
über 24 Jahre 850 765 700 650 628 „, 
2. Fertige Techniker: 
nach 3 Berufsjahren 1120 1005 925 862 831 M, 
NER, ” 1280 1155 1055 985 950 „ 
>10 “8 1560 1415 1305 1225 1170 „ 
3. a) Selbständige Bau- 
führererhalten im 


3. und 5. Berufs- 

mindestens 10%, 

mehr als fertige 

Techniker 1232 1105 1017 948 914 „ 
1408 1270 1160 1085 1045 „, 
b) nach 10 Berufsjahren ; 


och mindestens 


in der Ortsklasse 1750 1556 1435 1350 1290 „ 
*) In Gruppe IV keine Mitglieder. 


Schriftleiter: Heinrich Kaufmann, Berlin, — Für d 
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5 I. 
‘ Die übrigen Bestimmungen des Tarifes (vom 16. Mai 1919 d. Redaktion) 
zen bis zur endgültigen Regelung für ganz Bayern, die nach dem 
usammenschluss der beiden Verbände erfolgen soll, 


ul. 

Seitherige Ortsklasseneinteilung: 

Klasse I: München, Pasing. 

Klasse la: Augsburg. 

Klasse H: Ingolstadt, Garmisch-Parterkirchen, Reichenhall, Berchtesgaden, 
Starnberg, Kempten, Planegg, Gauting. 

Klasse Ill: Landshut, Dachau, Obermenzing, Rosenheim, Aibling, Markt 

- Oberndorf, Osterburg, Traunstein, Tegernsee, Füssen, Immenstadt, Sont- 
hofen, Neu-Ulm, Freising, Bad Tölz, Lindau, Miesbach, Holzkirchen, 
Fürstenfeld-Bruck, Schleissheim, Diessen a. A 

Klasse IV: Memmingen, Mindelheim, Rimsting, Kaufbeuren, Greifenberg, 
Lindenburg i. Ndb., Dillingen, Nördlingen, Straubing, Passau, Laufen, 
Oberndorf, Wasserburg, Landsberg, Olching. 


IV. 
Der Urlaub beträgt nach 1 jähr. Tätigkeit im gleich. Betriebe 6 Arb.-T. 
2 


” ” » ” ” 9 ” ” 

3 ” 20 ” ” ”» 12 ” ” 

5 ” ” ” ” ” 18 m ’ 

* Dazu ein Zuschlag nach vollendetem 25. Lebensjahre von 3 Arbeitstagen, 

nach Vollendung des 30. Lebensjahres von 5 Arbeitstagen bis zur Höchst- 
dauer von 18 Arbeitstagen. 


- Dem Drucke der höchsten Tarifinstanzen des Hoch- und 
Tiefbaugewerbes, welche in ihren letzten Sitzungen zu der 
bayerischen Extratour Stellung genommen und beschiossen 
hatten, in einer gemeinsamen Tagung, die in München 
stattfinden sollte, auf das endliche Zustandekommen der seit 
dem Juli 1920 schwebenden Bezirkstarifverträge hinzuwirken, 
haben sich die südbayerischen: Arbeitgeberverbände nunmehr. 
entzogen. Sie sind aus ihren Zenralverbänden ausgetreten und: 
verhandeln über eine Ve:schmelzung der Bezirksverbände des 
Hoch- und Tiefbaugewerbes von Nord- und Südbayern, um da-‘. 
mit einen von den Zentral-Organisationen ‚der Arbeitgeber los- 
gelösten „Einheitsarbeitgeberverband des bayerischen Bau- 
gewerbes“ zu schaffen. Sie lehnen es deshalb ab. an Verhand- 
lungen unter dem Vorsitz des Unparteiischen des Haupttarii- 
amtes teilzunehmen und vertrösten unsere Kollegenschafit auf 
die Zukunft. Wir werden a!so, wenn es den beiden Arbeit-. 
geberverbänden nicht noch in letzter Stunde gelingt, die abge-_ 
sprungenen Bezirksverbände zurückzugewinnen, mit einem . 
neuen Tariikentrahenten rechnen müssen und neben den. 
Reichstarifverträgen für den Hoch- und Tiefbau zu einem 
Landestarif für das bayerische Baugewerbe kommen. Dass 
dieser nicht nach dem Muster des alten, längst überholten 
Reichstarifvertrages von 1919 gebildet werden kann, müssen die 
bayerischen Arbeitgeber heute schon selbst einsehen. Für unsere 
bayerische Teechnikerschaft muß die Zersplitterung der Bau- 
arbeitgeber, die, wenn sie auch äusserlich getrennt mar- 
schieren, in ihrer Stellung den Forderungen der Arbeitnehmer 
gegenüber doch durchaus einig sind, ein weiterer Ansporn 
sein, ihre eigene Organisation um so fester auszubauen. Die 
kommende Teuerungswelle wird auch die Bautechiker zwingen, 
ganz erhebliche Forderungen zu stellen, und wir werden uns 
auf schwere Kämpfe bei der Verwirklichung derselben gefasst 
machen müssen. 

Darum, Kollegen des bayerischen Bau- 
gewerbes, sorgt dafür, dass auch der ketzte Bau- 
techniker in der Grossstadt, wie auf dem entferntesten 
Dorfe unserem Bunde angeschlossen ist und von dem 
Geiste erfüllt wird, der zur Durchführung gewerkschaitlicher 
Aktionen die erste Voraussetzung ist! Dann wird es uns 
auch gelingen, im engen Zusammenwirken mit der organi- 
sierten Bauarbeiterschaft die bayerischen Arbeit-. 
geber zur Anerkennung eines zeitgemässen, den berechtigten 
Ben der Techniker Rechnung tragenden Tarifes zu 
ringen, 
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Anzeigen 

die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 1,— M.Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10°',, bei6 Auf- 
nahmen 15°/,, bei 13 Aufnahmen 
20 %/9, bei 26 Aufnahmen 30%%,. 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


Nummer 22 | 


Die Baumeisterprüfungen im Freistaat 
Sachsen 


„Steter Tropfen höhlt den Stein.“ So kann 
man sagen beim Rückblick auf die geschichtliche Entwicklung 
der Baumeisterprüfungen in Sachsen. Veranlassung dazu bietet 
eine neue Baumeister-Verordnung vom 11. April 
1921, die leider wiederum nur für den Freistäat Sachsen Gel- 
fung hat. Der Vereinheitlichung im Reiche stehen noch 
Schwierigkeiten und Hemmnisse entgegen, die hauptsächlich 
durch Verwaltungspolitik der Länder verursacht sind. Hierauf 
soll im Rahmen dieses Aufsatzes nicht eingegangen werden, 
denn neben den Einzeliragen der Verwaltung in dem Ländern 
wären auch Fragen des Einheitsschulgedankens, der Ergebnisse 
der Reichsschulkonferenz 1920, der Vereinheitlichung des ge- 
Samten technischen Bildungswesens, im besonderen des Bau- 
schulwesens, hinsichtlich Aufnahmeanforderungen, Lehrplan, 
Ziel usw., zu erörtern. Bei den jahrelangen Arbeiten auf den 
Gebieten des technischen Bildungswesens haben wir klar er- 
kannt, dass es möglich ist, ebenso wie für ein Land, auch 
eine Normalisierung im Reiche einheitlich durchzuführen, ohne 
dabei Bodenständigkeiten und Besonderheiten bestimmter Wirt- 
schaftsgebiete vernachlässigen zu müssen. Die zunehmende 
wirtschaftliche Not wird die Lehrmeisterin sein, die zum Er- 
kennen und zur Vereinheitlichung führt. 

Das’ Abgangszeugnis einer Bauschule kann als Nachweis 
des-abgeschlossenen Bildungsganges im Baufach nicht ange- 
sehen werden. Dem erfolgreichen Besuch der Bauschule muss 
erst die Anwendung und Vertiefung der dort dargebotenen 
Anfangsgründe der bautechnischen Wissenschaften und Diszi- 
plinen in der Berufspraxis, auf Werk- und Bauplatz, im Büro, 
beim Meister und Künstler folgen. Hiernach erst ist die Mög- 


lichkeit vorhanden, als Meister im Bauen den Nachweis zu 


erbringen. Nach derart umfassender Ausbildung kann es sich 
nicht handeln um eine Maurer- ader Zimmermeisterprüfung 
auf Grund der Gewerbeordnung, sondern um eine Baumeister- 


- prüfung nach besonderer Prüfungsordnung, durch die tatsäch- 


lich der Nachweis der Meisterschaft im Bauen erbracht wird. 
Solche Grundsätze waren in Sachsen schon seit Jahrzehnten 
massgebend für die Zulassung zu diesen Prüfungen. 

Am 14. Januar 1842 wurden in Sachsen durch Verordnung 
die Meisterprüfungen bei den Baugewerken und die Errichtung 
von Prüfungsbehörden für solche” gesetzlich geregelt... Wäh- 
rend eines Zeitraumes von über 61 Jahren waren Aenderungen 
am Vorläufer der Baumeister-Verordnung nicht zu erreichen. 
Mit dem Bestehen der Meisterprüfung .bei den Baugewerken 
war die Aussicht auf den selbständigen Betrieb eines eigenen 
Baugeschäftes eng verknüpft. ‘Warum sollte man sich die 
Prüfung erschweren, und auf Aenderung der Prüfungsverord- 
nung drängen? Dazu lag Veranlassung absolut nicht vor. Der 
Betrieb eines eigenen Baugeschäftes und möglichst die Ueber- 
nahme des vom Vater betriebenen Unternehmens war das 
vorherrschende Leitmotiv jedes Prüflings. Aber die wirt- 


— schaftlichen Verhältnisse änderten sich im Verlauf der Jahre. 


Bie rasche Entwicklung“-vom Agrar- zum Industriestaat ging 
atch an den Technikern des 'Baufaches nicht spurlos vorüber. 
Es - entstanden ‚Grossbetriebe des; Baugewerbes, und . damit 
Heere bautechnischer Angestellter, verstärkt durch Ange- 
stellte und Beamte ‚des: Baufaches bei Reich,-Staat und Gie- 
meinden. In: Gemeinschaftsarbeit werden die technischen 
Angestellten, im Gegensatz zu der Arbeitgeberschaft, zu eifri- 


_ gen Förderern der Weiterbildung, damit zu Pionieren für Ver- 


tiefung bautechnischer Ausbildung. Vorschläge für Lehrpläne, 
den Anforderungen der Berufspraxis angepasst, werden aus- 


‘- gearbeitet, für Vermehrung der ‚Semester wird lebhaft ein- 


getreten. Ein. unerquickliches -Kapitel der Gewerkschaftsarbeit 
in einer Zeit, in der das „bewährte Alte“ für die Ewigkeit 


_ verankert- schien. -Waren die ‘Lehrpläne. den erkannten Be- 


rufsnotwendigkeiten schwer anzupassen, so naturgemäss ‚auch 
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1921 


die Erfordernisse für die Meisterprüfungen bei den Bau- 
gewerken. Endlich nach über 61 Jahren wurde vorgenannte 
Verordnung vom 14. Januar 1842 abgelöst, nach jahrelangem 
Begründen und Ringen, durch eine Verordnung, die Baumeister- 
prüfungen und den Baumeistertitel betreffend vom 12. Fe- 
bruar 1903. 


Am Sitze der Kreishauptmannschaften (Regierungsbezirke) 
werden Prüfungsbehörden gebildet, in denen dem vom Stadt- 
nat gewählten Juristen der Vorsitz eingeräumt wird. Ebenso 
werden die Beisitzer vom Stadtrat am Sitze der Prüfungs- 
behörde benannt. Fine Anpassung an die neuartigen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse, Berücksichtigung der verschieden 
gearteten Interessen und Aufgaben zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, wie auch der bei Behörden tätigen Bautechniker, 
kann nicht erreicht werden. Die Innungen der Baumeister be- 
nennen dem Stadtrat aus ihrer Reihe die Beisitzer. Das „be- 
währte Alte“ bleibt bestehen, einseitige Interessen finden stete 
Beachtung. Die technischen Angestellten werden weiter fern- 
gehalten vom Mitbestimmungsrecht in den eigenen Belangen. 
Die Arbeitgeber konnten den alleinigen Einfluss auf Gestaltung 
und Abhaltung der Baumeisterprüfung während fast dreiviertel 
Jahrhundert behalten. Durch Abänderung der Reichsgewerbe- 
ordnung am 30. Mai 1908 wurde auch eine Abänderung der vor- 
benannten Baumeister - Verordnung erforderlich, deren Ver- 
öfftentlichung am 22. Januar 1909 erfolgte, die aber nur der 
Gewerbeordnung angepasste Bestimmungen über die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen im Maurer- und Zimmerhandwerk 
enthielt. Also auch damals vermochte man in der Zusammen- 
setzung der Prüfungsbehörde die veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnisse noch nicht zu berücksichtigen. 


Bald nach der Heimkehr der Vorkämpfer für die Reorgani- 
sation des technischen Bildungs- und Prüfungswesens aus dem 
Felde wurden die, über 4 Jahre unterbrochenen, Aufklärun- 
gen 1918 sofort wieder aufgenommen. In wiederholten Ein- 
gaben an die Volkskammer und Regierung legte man die Not- 
wendigkeiten für die wnaufschiebbar gewordene Reorganisation 
der Prüfungsverordnungen dar. Nach zähestem Kampfife 
erschien endlich in der zweiten Hälite 1920 
ein Vorentwurf zu einer neuen Baumeister- 
Verordnung, der dem Butab, Gau Sachsen, zur Begut- 
achtung vorgelegt wurde. Nach der alten Verordnung gab es 
eine Prüfungsbehörde für Tiefbau nicht. Tiefbautechniker leg- 
ten die Prüfung vor den allgemeinen Prüfungsbehörden ab, 
ohne damit die Berechtigung zur Führung der Bezeichnung 
„Baumeister“ zu erwerben. Erst nachträglich auf Ansuchen 
erhielten die geprüften Tieibautechniker diese Berechtigung 
durch Verleihung vom Ministerium des Innern. Diesen Mangel, 
der von den Spezialkollegen des’ Tieibaues berechtigt als Zu- 
rücksetzung empfunden ward, beseitigte der vorliegende neue 
Entwurf durch Gliederung in 'Prüfungsbehörden für Hochbau- 
und Tiefbauprüfungen. Neben anderen helanglosen Abänderungen 
war das die einzige wesentliche Verbesserung, sonst hielt der 
Entwurf an der seitherigen Zusammensetzung der Prüfungs- 
behörde fest, entgegen unserer Forderung nach Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerbeisitzern. Auch der Jurist sollte nicht mehr 
an ersier Stelle der Prüjungsbehörde angehören. In sc hrift- 
lichen und mündlichen Finsprüchen erreichte 
der Butab die Annahme seiner berechtigten 
Arbeitnehmerforderungen für.den neu aus- 
gearbeiteten Verordnungsentwurf, der am 
1. Januar 1921 Gesetz werden sollte. 


Eine starke Verzögerung wurde herbei- 
geführt durch den Sächsischen Gemeinde- 
heamten-Bund (S.G.B.). Ohne jede Vor- und Mitarbeit 
wusste letzterer einzugreifen, als nach eingehenden Beratungen 
vom Wirtschaftsministerium bestimmt war, dass die Beisitzer 
der Prüfungsbehörden von den Innungen der Baumeister und 
vom Butab, Gau Sachsen, dem Wirtschaftsministerium vorzu- 
schlagen seien. Mitteilungen an die Organe unseres Gaues 
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Sachsen, zur Vorbereitung der Vorschläge für die Beisitzer 
der Prüfungsbehörden, waren das Zeichen zum Anfang der 
Mitarbeit des S.G.B. In Nr. 11 der SG.B.-Z. streut er seinen 
Mitgliedern Sand in die Augen und rühmt sich, nach Ver- 
öffentlichung der neuen Baumeister-Verordnung vom 11. April 
1921, die eine neue, den Zeitverhältnissen besser angepasste 
Regelung bringe: 

„Bei dieser Regelung hat auch unsere Organisation durch 
geeignete Aenderungsvarschläge an las Sächsische Wirt- 
schaftsministerium mitgewirkt, insbesondere aber dabei er- 
reicht, dass von den vier vom Wirtschaftsministerium auf 
die Dauer von je fünf Jahren zu ernennenden, am Sitze der 
Prüfungsbehörde für Hochhau wohnenden Baumeistern 
einer vom Sächsischen Gemeindebeamtenbund vorgeschlagen 
wird. In gleicher Weise haben wir auch das Recht erlangt, 
einen im Tiefbau ausgebildeten Baumeister in die Prüfungs- 
behörde für Tiefbau vorzuschlagen.“ 

Bei den Beratungen im Wirtschafts- 
mimisterium, an denen neben Vertretern der technischen 
Hochschule, der Staatsbauschulen, der alten Prüfungsbehörden, 
der Gewerbekammern, des B.D.A., der Arbeitgeber, auch 
Vertreter: des Butab beteiligt waren, war der 
S.G.B. nicht vertreten. Unseren Vertretern sind auch 
„geeignete Aenderungsvorschläge für den Zeitverhältnissen 
besser angepasste Regelung der Baumeister-Verordnung“ des 
S.G.B. nicht bekannt gaworden. Mithin bleibt als Mitarbeit 
des S.G.B. nur noch das nachträgliche Hineindrängen in die 
Prüfungsbehörden, die dadurch auf die doppelte Anzahl von 
Beisitzern angewachsen sind. Ein Erfolg, erreicht mit Mit- 
gliederzahlen, die in Wirklichkeit für die Baumeisterprüfungen 
absolut nicht in Betracht kommen können. Das tatsächliche 
Stärkeverhältnis zwischen wenigen bautechnischen Gemeinde- 
beamten im S.G,B. und ganzen Heeren von bautechnischen 
Angestellten der Privatindustrie, vereint mit Behördenardre- 
stellten und Beamten des Bawiaches, im Butab, würde dem 
Wirtschaftsministerium gezeigt haben, das Unrecht  gleich- 
berechtigter Vertretung des S.G.B. mit dem Butab in den 
Prüfungsbehörden. Dem S.GB. ist ein Täuschungsversuch 
mit der Mitgliederzahl in seiner „Abteilung der Techniker“ ge- 
lungen. Es soll hier nicht erörtert werden, welche technischen 
Spezialberuie, die mit dem Baufach absofut nichts zu tun 
haben, ais Folge von Uh%kenntnis der tatsächlichen Verhält- 
nisse, durch den S.G.B. zum Sachwalter der Baumeister- 
prüfungs-Angelegenheiten gemacht worden sind. Die Mit- 
wirkung des SGB. in den Prüfungsbehörden 
ist dem Butab nicht in die Glieder geiahren, 
wie im oben angeführten Artikel der S.G.B.-Z. gesagt ist, uns 
widerstrebt aber die wiederholt bekundete Charakterlosigkeit 
des S.G.B. 

Die Vollständigkeit der geschichtlichen Entwicklung erfor- 
dert die Festhaltung der angeführten Tatsachen. Eine Aus- 
einandersetzung mit dem S.G.B. wird damit nicht bezweckt, 


H. 

Der geschichtlichen Entwicklung der Baumeisterprüfungen 
in Sachsen lassen wir nın die wesentlich en . Be- 
stimmungen der neuen Verordnung vom 
11. April 1921 folgen, die am 1. Juli d. J. in Krait ge- 
treten sind. 

Zur Abnahme von Baumeisterprüfungen 
im Baufach bestehen Prüfungsbehörd en für die Be- 
zirke der Kreishauptmannschaften. Die Prüfungsbehörden ha- 
ben ihren Sitz an den Orten der Staatsbauschulen in Dresden, 
Leipzig, Chemnitz, Plauen und Zittau. 

Die Prüfung für Hochbau findet an jeder der fünf 
Stellen statt. Die Prüfung iür Tief bau nur in Zittau. 

Jede Prüfungsbehörde für Hochbauprüfun- 
gen besteht: ; 

1. aus einem vom Stadtrat am Sitz der Prüfungsbehörde 
aus der Mitte seiner wissenschaftlich-techni- 
schen oder juristischen Mitglieder auf Widerruf er- 
nannten Vorsitzenden, 

2. aus einem vom Wirtschaftsm inisterium auf 
Widerruf ernannten wissenschaftlich gebilde- 
ten Architekten, 

3. aus vier vom Wirtschaftsministerium auf 
die Dauer von je fünf Jahren ern annten, am Sitz der 
Prüfungsbehörde wohnenden Baume istern. von 
deren je einer von der am Sitz der Prüfungsbehörde be- 
findlichen Baumeisterinnung, von dem Bezirksarbeitgeber- 
verband für das Baugewerbe im Freistaat Sachsen, von 
dem Bund. der technischen Angestellten 
undBeamten, Gau Sach sen, und vom Sächsischen 
Gemeindebeamtenbund (Abteilung der Techniker) vorge- 
schlagen ist, 
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Aus .der Reihe ‚ler vom Gau Sachsen dem Wirtschafts- 


ministerium vorgeschlagenen Mitgliedern uns eres 
Bundes sind unter dem 13. Juni 192} die nachstehend auf- 
geführten Kollegen in die Prüfungsbehörden ernannt worden; 

Chemnitz, Baumeister Albin Haase. 

Dresden, Stadtbaumeister Moritz Näfler. 

Leipzig, Baumeister Arthur Kahnt. 

Plauen, Baumeister Paul Pampel. 

Zittau, Baumeister. Franklin Weidhase, 

Die Prüfungsbehörde für Tiefbauprüfungen 
ist nach derselben Varschräft>"zusammengesetzt. Gewählt 
wurde vom Bunde: 

Zittau, Baumeister Willy Miessler. 


Zur Prüfung wird nur zugelassen, wer 
a) die Lehrzeit als Maurer oder. Zimmerer zurückgelegt und 


die Gesellenprüfung vor der Gewerbekammer oder einem ' 


Innungsprüfungsausschuss bestanden hat, 

b) mindestens fünf Jahre als Geselle, Bauführer oder Tech- 
niker bei Ausführung von Bauten praktisch (nicht ledig- 
lich zeichnerisch) tätig gewesen ist, 

c) das Reifezeugnis einer sächsischen Staatsbauschule oder 
einer vom Wirtschaftsministerium als in dieser Hinsicht 
gleichberechtigt anerkannten Bauschule besitzt, 

d) im Bezirk der Prüfungsbehörde innerhalb der letzten drei 
Monate seinen wesentlichen Wohnsitz gehabt hat und 

e) das sechsundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat. 


Das Wirtschaftsministerium kann von der 
ersten (a) und vierten (d) Forderung Ausnahmen bewil- 
ligen und das Reifezeugnis einer nicht anerkannten Bau- 
schule (c) für genügend erklären, . 

Durch die Prüfung soll die Beiähigung 
nachgewiesen werden: Bauwerke mittleren Umfangs 
zu entwerien und deren Einzelheiten durchzuarbeiten, die Ar- 
beiten des Maurer- und Zimmerhandwerkes, die zugehörigen 
Veranschlagungen, Buch- und Rechnungsführungen selbständig 
zu erledigen und die Arbeiten der anderen bei der Herstellung 
der Bauwerke tätigen Handwerker, sowie deren Veranschla- 
gungen zu beurteilen. 

Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist 
bei der Prüfungsbehörde schriftlich anzubringen. Dabei ist die 
Erfüllung der Voraussetzungen zur Zulassung durch Zeugnisse 
nachzuweisen und eine kurze Darstellung des Lebenslaufes 
beizufügen. 

Als Prüfungsarbeit wird der Entwuri eines Bau- 
werks mittleren Umfangs verlangt. Für den Hochbau kann 
zum Beispiel ein Wohnhaus, Geschäftshaus, Gebäude für Ge- 
werbe oder Fabrikbetriebe, landwirtschaftliches Gehöft, Schul- 
haus oder ein anderes einfaches öffentliches Gebäude und dür 
den Tiefbau kann zum Beispiel eine Brücke, Beschleusungs- 
anlage, Strasse, Eisenbahnlinie oder ein Wasserbauwerk als 
Aufgabe gegeben werden, Einzelheiten der Entwürfe sind nach 
den in der Aufgabe vorgeschriebenen Massstäben auszuarbeiten, 
und ein kurzer Erläuterungsbericht ist beizufügen, Für Teile 
des Bauwerks ist eine Massenberechnung nebst Kostenanschlag 
und eine Festigkeitsberechnung der grösseren Tragwerke in 
Stein, Holz, Eisen und Eisenbeton durchzuführen. 

Die Arbeit wird besonders a# sparsame Bau- 
weise, Beobachtung der baupolizeilichen 
Vorschriften, gute Gestaltung, schlichte 
Formgebung und Zweckdienlichkeit des Bau- 
werks geprüft. 

Die Frist für die Anfertigungder Prüfunzs- 
arbeit beträgt vier Monate, sie- kann nur ausnahmsweise 
und nur aus wichtigem Grunde von der Prüfungsbehörde auf 
höchstens fünf Monate verlängert werden. 


Soweit es die Prüfungsbehörde für erforderlich erachtet, - 


kann sie den’Bewerber vor der mündlichen Prüfung noch 
eine andere schriitliche Arbeit unter Aui- 
sicht ausführen lassen. 

Die mündliche Prüfung erstreckt sich im allge 
meinen auf folgende Gegenstände: 


A. Bei den Hochbau-Beflissenen und bei den  Tiet- 
bau-Beflissenen: 


1. Rechtliche Vorschriften: Allgemeines Baugesetz für Sachsen 
und sonstige baupoüzeiicne Bestimmungen. Die tür Baugewerbe- 
treibende wichtigsten Vorschriften der Gewerbeordnung, der Arbeiter- 
versicherungsgeseize, des Betriebsräiegesetzes, des Strafgesetzbuches, 
des Wechselrechts, des Brandversicherungsgesetzes, des Wasser» 
rechts, des Grundstück- und Hypothekenrechts, der Unfallver- 
hütungsvorschriften, des Tarif- und Schlichtungswesens. 

2.Grund- und Unterbau: Bodenuntersuchungen, Baugrund- 
arten, Baugruben. Wasserhaltung und Entwässerung. Abstecken 
der Bauwerke. Gründungsarten. Isolierung der Grundmauern, Abort- 
anlagen, Beseitigung: der Fäkalien. Kanalisation im stück, 
Kana’gase. 
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3. Die hauptsächlichsten Baustoffe: Ihre Einteilung, 
Eigenschaften, Gewinnung und Prüfung. Fehler und Schäden, Mittel 
zu ihrer Vermeidung und Beseitigung: Die Verbindungsstofte (z. B. 
die Mörtel). Beton. 

4. Statik der Baukonstruktionen und Festigkeits- 
tehre: Erd-, Wasser-, Winddruck. Stützmauern, Fabrikschorn- 
steine, Gewölbe, Träger, Stützen, Fachwerke. 

5. Baukonstruktionen: 

a) in Stein: Mauern (Steinschnitt), Pfeiler, Bogen, Gewölbe, Wände, 
Decken, Fussböden, Treppen, Schornsteine, Gesimse; 

b) in Holz: Verbindungen, Wände, Ba’kenlagen, verstärkte Balken, 
Hänge- und Sprengwerke, Dächer, Fussböden, Treppen, Absteifungen, 


Unterfahrungen, Anschuhungen, Gerüste, Schalungen; 

ce) in Eisen: Verbindungen, Rohre, Träger, Verankerungen, Stützen, 
Treppen, Dächer; 

d) in Eisenbeton: Platten, Balken, Plattenbalken und Stützen. 

6. Hilfsmaschinen bei Bauten: z. B. Hebe-, Pump- und 
Betonmischmaschinen. 

7. Bauleitung: Kostenansch'äge und Kostenüberschis;se, Preis- 


aufbau, Verdingungsarten, Uebernahme und Vergebung von Lieferun- 
gen, Abnahme und Abrechnung, Buch- und Kassenführung. 

B. Ausserdem bei den Hochbau-Beflissenen: 

8. Feuerungs-, Heizungs- und Lüftungsanlagen: Ver- 
brennungsvorgang, Brennstoffe, Oefen- und Sammelheizung, gewerb- 
liche Feuerungsaniagen. 

9. Ausbau: Dachdecker-, Klempner-, Tischter-, 

und Malerarbeiten, Biitzableiter, Beleuchtungsanlagen, 

leitungen. 

Ausserdem bei den Tiefbau-Beflissenen: 

Brückenbau: Durchlässe, Brücken in Holz, Stein, Eisen und 

Eisenbeton. Lehrgerüste. 

Feldmessen: Messgeräte und Instrumente, Geländeaufnahmen, 

Horinzontal- und Vertikalmessungen, Absteckungen. 

Strassenbau (Landstrassen): Strassenfuhrwerke, Leistung der 

Zugtiere, Längsneigungen, Krümmungen, Querschnitt, Bau und Unter- 

haltung der Strassen. Nebenan’agen. 

Städtischer Tiefbau: An- und Ausbau, Strassenbau, Ent- 

wässerung, Abwässerreinigung, Wasserversorgung der Städte. 

Eisenbahnbau: Querschnitte für Haupt- und Nebenbalinen. 

Aufbau der Dämme und Einschnitte. Konstruktion der Bettung, 

Trassierungselemenie, Lösen des Bodens, Förderarten, Massende- 

rechnung und Massenausgleich. 

15. Eisenbahnoberbau: 


Schlosser-, Glaser- 
Hauswasser- 


9 


10. 
11. 
12. 


13. 
14. 


Geodätische Konstruktiossgrundlagen 


des Oberbaues. Die Hauptarten des Oberbattes, Kreuzungen und 
Weichen, Signale, Sicherungsan'agen. 

16. Wasserbau: Kreislauf des Wassers. Binnengewässer. Natürliche 
Wasserläufe, künstliche Wasserstrassen. Geodätische und hydro- 


metrische Ermittelungen, Fluss- und Kanalbau. 
Elektrotechnik: Das Wichtigste über die Schwach- und Stark- 
stromtechnik und deren Amwendungsgebiete im Tiefbau, insbesondere 
bei Bauhilfsmaschinen. ; 

Für die Prüfung ist eine Gebühr von 400 M. zu entrichten, 
die zur Hälfte dem Gesuche um Zulassung beizufügen, zur 
Hälfte vor der mündlichen Prüfung zu erlegen ist. Die Gebühr 
für Wiederholung der mündlichen Prüfung beträgt 100 M. 

Zur Führung der Bezeichnung „Baumeister“ 
ist berechtigt, wer 

1. entweder die Prüfung nach der neuen Verordnung vom 
11. April 1921, : 

2. oder die Abschlussprüfung an einer deutschen technischen 
Hochschule (erste staatliche Hauptprüfung oder Divlom- 
prüfung) im Hochbauiache oder im Tieibaufache bestan- 
den hat, 

3. oder die Bezeichnung „Baumeister“ nach der Verordnung 
vom 12. Februar 1903, 

4. oder nach der Verordnung vom 14. Januar 1842 erlangt 
hatte, 

Anderen Personen ist die Führung der Bezeichnung „Bau- 
meister“ und die Führung von Bezeichnungen, die das Wort 
„Baumeister“ enthalten (zum Beispiel Stadtbaumeister, Tief- 
baumeister, Flussbaumeister), zur Vermeidung der in 5 360 


17. 


Zitier 8 des Straigesetzbuches angedrohten Strafe untersagt. 


Baumeister A. Kahnt. 


Klitzsch-Moral 


Wir haben in Nr. 20 der „Bautechniker“-Beilage der „D. T.-Z.* 
das Verhalten des Neuen Deutschen Techniker-Verbandes beim 
Abschiuss des preussischen Landestarifes für Vermessungstech- 
niker gebührend gebrandmarkt und dabei u.a. auch darauf hin- 
gewiesen, dass der bei diesen Verhand.ungen in Frage koın- 
mende Arbeitgeberverband, der Verband selbstä ndiger 
vereideter Landmesser. in seinen vertraulichen Mit- 
teilungen dem N.D, T. V. seinen Dank für die grossen Verdienste 
ausgesprochen hat, die sich . dieser Zersplitterungsverband um 
die Interessen der Unternehmer erworben hat. Unscre Fest- 
stellungen waren Herrn Klitzsch, dem Berliner Vertreter 
des N.D.T.V., natürlich sehr unangenehm. Da er sie nicht 
widerlegen konnte, hat er sich als Kriminalist betätigt. Er 
forscht danach, woher der böse B.t.A.B. Kenntnis von einem 
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Briefwechsel erhalten hat, der die intimen Beziehungen zwischen 
den N.D.T.V. und der Arbeitgeberorganisation -aufdeckt. 
Unsere Behauptungen zu widerlegen, hat Herr Klitzsch nicht 
unternommen, ihm ist die Sprache verschlagen. Dagegen hat er 
bei Herrn Albrecht in Düsseldorf, dem Vorsitzenden des 
Verbandes seibständiger vereideter Landmesser, entrüstet darauf 
hingewiesen, dass nur einer seiner Angestellten dem Bund die 
Möglichkeit zur Lüftung des Schleiers, hinter dem die dunklen 
Beziehungen des Herrn Klitzsch verborgen sind, gegeben haben 
könne. Herr Albrecht, den wir trotz unserer sachlichen Gegner- 
schaft als einen aufrechten Menschen schätzen, hat diese Ver- 
dächtigung seiner Angestellten wohl in der ihm eigenen tempe- 
ramentvollen Weise zurückgewiesen mit dem Hinweis darauf, 
dass das dem Bunde zugegangene Material auch aus dem Bu- 
reau des Deutschnationaten Handlungsgehilfenverbandes stam- 
men könne. Darauf hat Herr Klitzsch seinen Vorwurf gegen die 
beim Landmesser Albrecht beschäftigten Techniker erneut er- 
hoben. Diese sind nun nicht gesonnen, diese Beschuldigungen 
widerspruchslos hinzunehmen und senden uns nachstehenden 
„Offenen Brief“ zu, den wir mit Vergnügen veröffentiichen, 
wenn wir uns auch schon von vornherein bewusst sind, dass 
sie daranf keine Antwort erhalten werden. 


„Offener Brief 
an den Neuen Deutschen Technikerverband. 


In Nr. 12 des Verbandsorgans des N, D. T. V., „Der 
Deutsche Techniker“, schliesst Herr Klitzsch seine Aus- 
lassungen über den Tarifvertrag für Vermessungstechniker mit 
dem pathetischen Ausruf: ‚Und das ist Butab-Moral!" 

Im nachstehenden wollen wir die Moral Ihres Beamten 
ein wenig beleuchten: Ist es an sich schon misslich für einen 
Gewerkschaftsvertreter. wenn er in den Geruch kommt, mit 
den Arbeitgebern allzu enge Freundschaft zu schliessen, so ist 
es erst recht verhängnisvoll für einen solchen „Gewerk- 
schaftsführer“, der angeblich die Interessen der Angestellten 
vertreten will, wenn er sich zum Denunzianten von 
Arbeitnehmern aufschwingt. Im nachfolgenden Schreiben an 
unseren Arbeitgeber bringt Herr Klitzsch es fertig, die Ange- 
steliteı in der schlimmsten Form bei ihrem Chef zu beschul- 
digen und zu verdächtigen, obwohl ihm der bündige Beweis 
für seine Behauptungen nie gelingen kann: 

Neuer Deutscher Techniker-Verband. Berlin, den 19. Juli 1921, 
Herrn Landmesser Albrecht. 
Düsseldorf. 
Permpelforter Str. 32, 
Sehr geehrter Herr Albrecht! 

Ihre Anfrage in Ihrem Schreiben vom 11. d. M., ob die Indis- 
kretion vieleicht in unserem Bureau stattgefunden hat, löste bei uns 
keine Aufregung, sondern Heiterkeit aus. Die Beamten hier haben 
keinerlei Interesse, ihrem Gegner Material zu liefern. Im übrigen 
isı der trag.iene Brieı von mir seibst fertig gemacht und der Durch- 
schlag 'desseiben in meinen Händen. 

ich halte nach wie vor meinen Verdacht aufrecht, dass mein 
Schreiben vom 22. 6. 1921 in ihrem Bureau von "dritter Seite gelesen 
und abgeschrieben worden ist und dass diese Abschrift dem Butab 
zur Verfügung gestelit wurde. Beweis: Die Abschrift wurde mir in 
einer von unserem Verbande einberufenen Versammlung in Fürsten- 
walde am 4. d. M. von dem anwesenden Butabbeamten Zmarzlik 
vorgelesen, und zwar so weit, als es für seine Taktik notwendig 
erschien. 

Da ich andernteils verstehen kann, dass ein zu Unrecht mit dem 
Verdacht des Vertrauensbruches beiasteter Kollege sich dagegen auf- 
lehnen kann, so schiage ich vor, dass Ihre technischen Angestellten, 
soweit sie im Butab organisiert sind, sich umgehend an ihren Verband 
mit der Bitte wenden, den Einsender der Abschrift sofort namentlich 
zu nennen. Auf diese Art und Weise würden sich vielleicht Ihre An- 
gesteliten sofort von dem Verdachte reinigen können. Asch wäre ich 
dann se bstve’ständ ich gern bereit meine Ve mutu gen zurückzuneimen. 
ich glaube katım, dass Sie selbst an meiner Steile auf eme andere 
1 ..g as anı die in meinem Schreiben vom 7. angedeutete gekommen 
WEREN: Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. Klitzsch. 


Wir sind tolerant genug, um die Möglichkeit der von 
Herrn Klitzsch aufgestellten Behauptungen zuzuzelben; 
müssen es uns jedoch versagen, in eine nähere Unter- 
suchung des Falles einzutreten, zumal für uns feststeht, 
dass der Betreffende, um den es sich evtl. handeln könnte, 
in der uneigennützigsten Weise, ohne Rücksicht auf per- 
sönlichen Schaden, nur im interesse seiner Kollegen ge- 
handelt hat. Dass dem Betreffenden nur Nachteile daraus 
entstehen könnten, dürfte wohl auch Herrn Klitzsch klar 
sein. Die Genugtuung für diese Handlung wäre wohl nur 
in dem erhebenden Gefühl zu suchen, mit dazu beigetragen 
zu haben, dass einem Schädling der Angestelltenbewegung 
vom: Schlage Ihres Herrn Klitzsch das Wasser abze- 
graben wird. 

Wir erklären uns in unserer ‚Gesamtheit mit dem uns 
unbekannten Kollegen solidarisch, auch wenn derselbe nicht 
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in unserer Mitte zu suchen ist: Das ist Arbeitnehmer- 
Moral, nennen Sie es auch Butab-Moral. Ob die in Ihrem 
Klitzsch-Verbändchen organisierten Koliegen sich diese 
Moral zu eigen machen, wollen wir ihnen gern selbst über- 
lassen. 

Wir hoffen indessen, dass sie recht bald einsehen wer- 
den, dass mit der Klitzsch-Moral für die Angestellten 
keine Eriolge zu erringen sind. 

Düsseldorf, den 22. Juli 1921. 
Die Angestellten des Bureaus Albrecht. 


A. Pein, Carl Wiefel, Fritz. Kerren, 
PeterSchmitt.“ 


Soweit die Angestellten der. Firma Albrecht-Düsseldorf, 
Ist durch diesen offenen Brief der Schleier wieder etwas 
gelüftet worden, so wollen wir ihn nun ganz hochheben und 
den Angestellten eine Verbindung zeigen, wie sie bei engster 
Seelengemeinschaft nicht intimer sein kann. Wir geben zu 
diesem Zweck nun auch das Schreiben vom 22. 6. im Wort- 
laut bekannt, das die Rolle des N.D.T.V. noch in einem ande- 
ren Lichte zeigt: Berlin, den 22. Juni 1921, 

Herrn vereid. Landmesser Albrecht. 
Sehr geehrter Herr Albrecht! { 

Ich danke für ‘den Eingang Ihres Briefes vom 16. Juni und für die 
beigeiügten vertraulichen Nachrichten. Es wäre mir allerdings angenehm 
gewesen, wenn Sie auf der Schlussseite nicht nur den Butab a:s ver- 
tragschliessende Partei genannt hätten, sondern auch unseren Verband. 
Wer dies Blatt flüchtig durchliest, kommt zu der Annahme, dass nur 
der Butab den Vertrag abgeschlossen hat. h ? 

Zu Ihrer weiteren Anfrage bemerke ich, dass ich tatsächlich die Alı- 
gemeinverbindlichkeitserklärung beim Reichsarbeitsministerium beantragt 
nabe, und zwar in Uebereinstimmung mit Herrn Westpha«. Laut Ver- 
ordnung vom 23. 12. 1918 kann die Ailgemeinyerbindlichkeitserklärung 
auch.von einer der vertragschliessenden Parteien beantragt werden, also 
nicht gemeinsam mit den anderen Kontrahenten. e; 

Ich habe mir diese Auslegung zusutze gemacht und mich beeiit, 

den Antrag hier zu stellen, und zwar früher als der Butab, so dass das 
Reichsarbeitsministerism die Allgemeinverbindlichkeitserklärung für beide 
Verbände aussprechen muss. 
“Ich habe dazu al erdings den zwischen uns unterzei.hne‘en Ta-if benutzt, 
da eine beglaubigte Abschrift in der Kürze der Zeit nicht möglich war. 
Interessant ist es immerhin, dass der Butab vom Reichsarbeitsministerium 
über alle - Einzelheiten genau unterrichtet wird, ja man ihm sogar 
Mitteilung macht über Sachen, die bei einer neutralen Haltung nicht 
möglich wären. Im übrigen lassen mich die Beschwerden des Butab 
recht kalt, es zeigt sich in ihnen nur Aerger. 

Anschliessend erlaube ich mir noch die Anfrage, ob von Ihrer Seite 
beabsichtigt ist, den Tarif gedruckt erscheinea zu lassen. Im letzteren 
Falle hätte unser Verband einen Posten gedruckter Tarife übernommen. 

In vorzüglicher Hochachtung 
NSDEN. 
Landesgeschäftsstel’e Berlin C 19. 
Oberwasserstr. 11/12. 
Il. V. gez. Klitzsch 
gez. Lucke. 


Hieraus spricht das Gefühl der jedermann gefälligen 
„Schönen‘, die sich um ihren Lohn betrogen sieht. Denn 
wie soll man es nennen, wenn sich eine sogenannte 
„Gewerkschaft“ den Unternehmern zur Verfügung stellt 
und in jeder Beziehung zu Willen ist; nur um mit 
ihrer Hilfe einige Mitglieder zu angeln, selbst auf die 
Gefahr hin, damit den Gesamtinteressen der Angestell- 
ten den schwersten Schaden zuzufügen! Den Dank 
dafür hat Herr Klitzsch ja nun dahin. In den vertraulichen 
Mitteilungen gab der Verband selbständiger vereideter Land- 
messer den Abschluss ıdes Tarifvertrages ohne die Unter- 
schrift des N.D.T.V. seinen Mitgliedern bekannt. wodurch er 
selbst zum Ausdruck brachte, dass er weiter mit ihm nichts 
zu tun haben will. Deshalb konnte Herr Klitzsch nur hinter 
‚dem Rücken der. oifiziellen Leitung des Arbeitgeberverbandes 
und unter Missbrauch unseres Vertrages sich in die Allge- 
meinverbindliicherklärung beim Reichsarbeitsministerium hin- 
einschmuggeln. Doch auch hiermit hat der N.D.T.V, kein 
Glück und die Verbindlicherklärung wird voraussichtlich nur 
für den zwischen dem V.s.v.L. und dem Butab abgeschlossenen 
"Tarifvertrag ausgesprochen werden, denn- dem N.D.T.V. ist 
es nicht gelungen, den Beweis für seine grosssprecherischen 
Behauptungen, dass er eine erhebliche Zahl Vermessungstech- 
niker in seinen Reihen organisiert habe, zu erbringen. Dem 
"Aerger darüber macht Herr Klitzsch in durchaus unberechtig- 
ten Bemerkungen über das Reichsarbeitsministerium Luft. 

Uns tun nur die Mitglieder des N.D.T.V.. leid. die ihre 
Beiträge für Personen opfern müssen, deren Unfähigkeit, eine 
Organisation zu leiten und Angestellteninteressen zu vertre- 
ten, mit jedem Tage mehr in Erscheinung tritt. 
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Gewreerkschaftsarbeit 


Erhöhung der Tarifgehälter im Braunschweiger Baugewerbe, 
Zwischen dem Landesverband der Braunschweigischen Arbeit- ©; 
geberverbände E.-V., Hauptgeschäftsstelie Braunschweig, Wil- ©; 
helmstrasse 97, und dem Bund der technischen Angestellten 7’ 
und Beamten, Gau Hannover-Braunschweig, Hannover, Celler 
Strasse 11, I, treten mit Wirkung ab 1. Juli 1921 folgende Ge- © 
haltssätze in Kraft: 


In Gruppe I. In Gruppe Il. 
a) 790 M. a) 1050 M., 
b) 850 „ b) 1115 „ 
c) 980 „ e). 11737 i 
d) 1100 „ 
In Gruppe II. In Gruppe IV. 
a) 1215 M. a) 1355 M. 
b) 1310 „ b) 1495 „ 
1620, 


Der Landesverband hat sich verpflichtet, mit der am 
31. August 1921 stattiindenden Gehaltszahlung auch den Diffe- 
renzbetrag für den Monat Juli zur Auszahlung zu bringen, 
Vorstehender Gehaltserhöhung Hegt die vor etwa sechs 
Wochen eingetretene Erhöhung der Bauarbeiterlöhne zugrunde. 

Da die Brotpreiserhöhung eine Steigerung der gesamten 
Kosten'der Lebenshaltung nach sich zieht. werden besondere 
Verhandiungen dieserhalb mit dem Landesverband auige- 
nommen in der Erwartung, dass der Deutsche Arbeitgeberbund 
für das Baugewerbe seinen Bezirksverbänden dieserhalb be- 
sondere Richtlinien erteilt. 


_ Erhöhung der Tariigekälter für das Tieibaugewerbe im In- 
dustriebezirk Rheinland-Westfalen. Die in dem Tarifvertrag 
vom 24. September 1920 für die Bezirksgruppe XH des Reichs- 
verbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes vereinbarten Ge- 
haltssätze sind mit Wirkung ab 1. August 1921 erhöht worden; 
Sie betragen jetzt: = 
Jugendliche Angestellte 
im 1. Jahr der Ausbildung . . „145 M.- monatlich 


”» 2: ” ” ” « . ® ‘ 260 ” » 
ER ar A EL ER 
4 re 2 


nach dem 4. Berufsjahr bis zur Voll- 
endung des 20. Lebensjahres, je nach 
Leistung. 2275 an a Ze He 
bis ” 
Technische Angestellte nach Vollendung des 20, Lebensjahres 


Beschäftigungsgruppel. . . . . 959 M. monatlich 
; 5 Zulagen von je 90M. in Abständen 
von je 2 Jahren vom 24, Lebensjahre ab 
Beschäftigungsgruppe ll. . . . 1175 M. monatlich 
5 Zulagen von je 60M. in jährlichen i 
Abständen vom 24. Lebensjahre ab 
Beschäftigungsgruppe II . . . . . . 1650 M. monatlich 
5 Zulagen von je 40M. in jährlichen 
Abständen vom 24. Lebensjahre ab 


unter 30 Jahren . . . . » „ . 1900 M. monatlich 
von 30—35 Jahren . . . » . 2050 „ = 
über 35 Jahre . . . 12200 EC, 
Für die Bezirke Münster, Bielefeld, Paderborn und Siegen 
schweben noch Verhandlungen, über deren Ergebnis wir dem- 
nächst berichten werden. Ben 
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Die Ausbildung der Architekten 


Durch die politische Presse geht eine Nachricht: „Die 
Studentenschaft der Architekturabteilung an der Berliner Tech- 
nischen Hochschule hat eine dringliche Eingabe an das Ministe- 
rium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung gerichtet, in der 
sie fordert, die notwendigsten Reformen ihres Fachstudiums 
nunmehr sofort durchzuführen. Im Vordergrund steht die For- 
derung, den Architekturschülern mit Reifezeugnis freizugeben, 
statt der Unterstufe der ersten vier Semester Hochschul- 
studium mit gleicher Berechtigung für das etwaige Staatsexamen 
die Baugewerkschule zu besuchen und damit eine ausgesprochen 
auf die Praxis eingestellte Ausbiklung zu wählen.“ 


Die Missstimmung der Studierenden der Architektur an 
den technischen Hochschulen über die Gestaltung des Unter- 
richts in den unteren Semestern wird von den selbständigen 
Architekten ebenso wie von den Professoren der Hochbauab- 
teiiungen geteilt. Gerade die letzteren kämpfen seit mehr als 
10 Jahren einen vergeblichen Kampi gegen eine Wissenschait- 
lichkeit, die die jungen Studenten zwingt, sich eingehend mit 
Dingen zu beschäftigen, die mit ihrer Fachausbildung nur in 
lockerem Zusammenhang stehen, und sie hindern, sich dem 
praktischen Bauwesen zuzuwenden, namentlich aber auch die 
allgemeinbildenden Fächer ausreichend zu betreiben, 

Die Naturwissenschaft, die Mathematik müssen an den Hoch- 
schulen in vollster Wissenschaftlichkeit vorgetragen werden, 
denn das Studium der Chemiker, Physiker, Ingenieure baut sich 
auf ihnen auf. Das Fach des Architekten. ist dagegen ein VOT- 
wiegend künstlerisches. Wohl wird ihm die Wissenschaft in 
seiner Arbeit ‘gelegentlich helfen können, ja er wird Anleihen 
bei ihr machen müssen. Aber im wesentlichen beruht die von 
ihm zu verwendende Technik auf. praktischer Erfahrung, auf 
jenen technischen Hilfsmitteln, mit denen die Meister des Mittel- 
alters ihre Dome bauen lernten. Das haben die Professoren der 
Hochbauabteilungen längst erkannt und demgemäss ihre Vor- 
schläge zeinacht. Aber diese fanden nicht den Beifall der Natur- 
wissenschafter und Mathematiker und blieben dann in den Kul- 
tusministerien der Hochschulstaaten stecken, da diese sich zu- 


nächst mit den übrigen Staaten ins Einvernehmen setzen 
woliten. Nur wenige Ministerien haben den Mut gehabt, selb- 
ständige vorzugehen. Die in die Hochschule eintretenden 


Studenten haben durchaus Recht, dass sie nicht abwarten 
können, bis endlich die massgebenden Stellen ihre Entschlüsse 
gefasst ‚haben. 

Wenn daher die Studenten zur Begründung ihrer Forderung 
bemerken, dass das Baufach keine Wissenschaft im Sinne der 
anderen Hochschulfächer sei, sondern sich mehr als alle anderen 
technischen Fächer auf vielseitige Kenntnisse des Handwerks 
und der damit. verknüpften Elementarkenntnisse begründet, so 
n:uss ihnen hierbei durchaus Recht gegeben werden, dass jedem 
freie Wahl zwischen Hochschule und Baugewerkschule gelassen 
bleibe und die Baugewerkschule sich nur im Lehrveriahren vom 
akademischen Studium unterscheide, in dem gebotenen Lehrstoif 
aber sowohl nach Umfang wie nach Gründlichkeit das Ergebnis 
des viersemestrigen Studiums vor dem Vorexamen in der 
Regel übertreiie. 

Das Preussische Kultusministerium hat einen Hochschul- 
professor Aumund als Referenten für die technischen Hoch- 
schulen berufen. Dieser setzte sich u. a. mit dem Bunde 
deutscher Architekten in Verbindung, um zunächst in dessen 
Bundesausschuss die Angelegenheit der Hochbauabteilungen zu 
besprechen. Der Ausschuss erklärte sich einstimmig für den 
Vorschlag der Studentenschaft, dass das Studium der vier ersten 
Semester auch an einer Baugewerkschule abgelegt werden 
könne, mit dem Hinzufügen, dass dies solange der Fall sein 
solle, bis die Hochschulen selbst eine entsprechende Umgestal- 
tung ihrer Lehrpläne durchgeführt hätten. 

Dieses Gutachten fand auf der Tagung des Bundes deutscher 
Architekten in Cassel die einstimmige. Bestätigung durch die 
Hauptversammlung, wobei gleichfalls. betont wurde, dass bald 
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etwas geschehen und die Lehre der Baukaust von einer ihrem 
Wesen als Kunst widerstrebenden Geiehrtenhaitigkeit befreit 
werden müsse. Es ist dies nicht die einzige Umgestaltung, die 
von den deutschen Architekten gefordert wurde und deren 
Nichterfüllung bei diesen immer mehr den Gedanken auftauchen 
liess, ob die Architektur in den technischen Hochschulen am 
rechten Platze sei, was bekanntlich von vielen hervorragenden 
Baukünstlern bestritten wird. 

Zu fordern ist, dass eine technische Hochschule dem jungen 
Architekten Gelegenheit gebe, sich in allen das Bauen be- 
rührenden Wissenschaften mit vollster Gründlichkeit auszu- 
bilden, dass sie ihm weiter die Hand zur erösstmöglichen all- 
gemeinen Bildung reiche, nicht aber dass die Naturwissen- 
schaften und die Mathematik als grundlegend für den Archi- 
tekten angesehen werden, also als „Pflichtfächer“ für diese an- 
gesehen werden, wie dies jetzt unter dem Einfluss der Ver- 
treter dieser Fächer gefordert wird. 

Für den Ernst der studierenden Jugend ist es aber be- 
zeichnend, dass sie auf die akademische Freiheit für zwei Jahre 
verzichten und sich einem schulmässigen Unterricht unterwerieu 
will — weil sie erkannt hat, dass die Hochschule ihr die rechten 
Mittel für ihre Ausbildung nicht bietet — ein Beweis für einen 
der schwersten organisatorischen Fehler der Hochschulen: der 
ungenügenden Selbständigkeit der Fakultäten (Abteilungen) 
dem Senat und den Ministerien gegenüber, die die Hochschulen 
zu Vorbereitungsanstalten für ihre Beamten herabdrückten. 

Man wird sich in Architekturkreisen immer mehr darüber 
klar, dass jeder starre Lehrgang für die Baukunst abzulehnen 
ist. Blickt man auf die Meister des Faches, so findet man 
darunter Männer, die sich auf die verschiedenartigste Weise zu 
ihrer Stellung emporarbeiteten. Es lässt sich nicht erkennen, 
dass die eine Art der Ausbildung bessert Architektur schaffe. 
Wohl: wird der Weg über Gymnasium und Hochschule im all- 
gemeinen höher gebildete, d. h. Leute von einer besseren er- 
zieherischen Vorbereitung dem Stande zuführen, aber wiele 
Eigenschaften, die gerade 'zur Baukunst befähigen, werden 
leicht dabei verkümmern. Laut klagt man, dass die Hochschul- 
lehrer die jungen Männer zu wenig an das Handwerk heran- 
führen, fordert daher eine praktische Arbeitszeit als Bedingung. 
Viele hervorragende deutsche Architekten sind aus dem Bati- 
handwerk hervorgegangen. Es wird sich schwerlich feststellen 
lassen, dass diese anders, besser bauen als die theoretisch aus- 
gebildeten. 

Der Wahrheit letzter Schluss ist eben: Die Hochschule hat 
möglichst vielseitige Gelegenheiten auch für den Arckitekten 
zum Frlernen dessen, was ihm fehlt, zu bieten. Nicht aber hat 
sie einen für alle jungen Fachgenossen gleichmässigen Plan 
aufzustellen. Sie soll eben wirkliche „Studienfreiheit” bieten. 
Passt sie damit nicht in den Rahmen der technischen Hoch- 
schulen, so soll sie aus diesen heraustreien. Denn Schulen 
sind nicht um ihrer selbst, sondern um des Lehrens und Lernens 
willen da. Der junge Architekt, der sich ais Techniker, Sta- 
tiker, Volkswirt, Verwaltungsmann, Bautheoretiker, Aesthetiker, 
Kunsthistoriker betätigen will, soll ebensosehr an der tech- 
nischen Hochschule die gewünschte höchste Ausbildung finden, 
wie der, der sich der Baukunst widmen will. Aber eine 
gleichmässige Ausbildung aller in diesen Gebieten ist eine 
Forderung, die nur zur Verflachung führen kann. 

: Cornelius Gurlitt. 


Heranziehung von Handel und Industrie 
zur Linderung der Wohnungsnot 


Wieweit Handel und Industrie, die durch Einstellung von 
Arbeitern und Angestellten den Wohnungsmarkt stark belasten, 
mit Beiträgen zum Zweck der Linderung der Wolnungsnot 
herangezogen werden, war Gegenstand, einer vom Deutschen 
Städtetag an die Grossstädte gerichteten Rundirage. Ueber 
das Ergebnis dieser Rundfrage wird in den „Mitteilungen des 








70 DER BAUTECHNIKER 1921 Nr. 23 
mn NN De 7 N NE 


Deutschen Städtetages“, Heft Nr. 8, ein Bericht veröffentlicht, 
den wir den Kollegen zur Kenntnis geben wollen: 


E 


In 19 Städten sind Massnahmen der Industrie zur Linde- 
rung der Wohnungsnot getroffen. Hierbei sind drei Gruppen zu 
unterscheiden: entweder baut die Industrie selbst oder sie be- 
teiligt sich an ‚den gemeinnützigen Baugesellschaften oder 
drittens: » sie gibt der Stadt oder gemeinnützigen Baugesell- 
schaften verlorene Zuschüsse. Diese drei Unterstützungsiormen 
finden sich in einzelnen Städten auch gleichzeitig angewandt. 


1. Davon, dass die Industrie selbst Wohnungen baut, be- 
richten die Stadtverwaltungen Augsburg, Dortmund, Essen, 
Hamborn, Lübeck und Stettin. In Au gsburg ist der Industrie 
für die von ihr neu erstellten Wohnungen Freilassung von allen 
Vorschriften der Zwangswirtschaft zugesichert. Die Stadtver- 
waltung Stettin verlangt den Bau von Wohnungen in allen 
Fällen, in denen Unternehmungen für Vermehrung ihrer Be- 
triebsräume bisherigen Wohnraum in Anspruch nehmen. Die 
Benutzung der gewünschten Räume wird nicht eher gestattet, 
ehe die neuen Räume fertiggestellt sind. Baukostenzuschüsse 
dürfen nicht in Anspruch genommen werden. 

2. Die häufigste und im allgemeinen grosszügigste Form 
der Beteiligung der Industrie am Wohnungsbau ist der Beitritt 
zu gemeinnützigen Baugesellschaften. Hierbei ist zu unter- 
scheiden zwischen solchen Städten, in denen die Industrie all- 
gemein gemeinnützigen Baugesellschaften und solchen, in denen 
sie Baugesellschaften von Angehörigen ihres eigenen Werkes 
beitritt. 


a) Der erste Fall liegt vor in Aachen, Breslau, Dortmund, 
Lübeck, Nürnberg, Saarbrücken und Stettin. In Aachen 
hat die Stadt eine gemeinnützige G. m. b, H, mit einem 
Geschäftskapital von vorläufig 8 Millionen Mark ge- 
gründet, woran industrielle und Handeisunternehmungen 
init der Hälfte beteiligt sind. In Dortmund ist eine 
gemeinnützige Sicdlungsgesellschaft im Jahre 1918 mit 
einem Kapital von 2385000 M. gegründet worden. Die 
Industrie ist mit 1185000 M. beteiigt. Ferner soll eine 
Baugesellschaft mit einem Gesamtkapital von 40 Millionen 
Mark gegründet werden. In Saarbrücken ist eine 
Gesellschaft Saarbrücker Gemeinnützige Siedlungszesell- 
schaft m. b. H. mit einem Stammkapital von 160 090 M. 
gegründet worden, woran die Stadt mit 82000 M., die 
Industrie mit 18000 M. beteiligt ist. Die gemeinnützige 
Baugesellschaft m. b. H. in Stettin hat ein Stamm- 
kapital von- 200000 M., mit 80000 M. Beteiligung “der 
Industrie. 


b) An Baugesellschaften, die in erster Linie für die eigenen 
Werksangehörigen bestimmt sind, beteiligt sich die In- 
dustrie in Duisburg, Köln, Nürnberg und Stuttgart. In 
Duisburg wurden, um die Baukostenzuschüsse von 
Reich, Staat und Gemeinden geben zu können, . auch 
Nichtwirksangehörige hinzugezogen. Die Werke tragen 
vier Fünftel der sonst auf die Gemeinden entfallenden 
Zuschüsse, ausserdem einen besonderen Zuschuss von 
*000—5000 M. für jede Wohnung. In Köln ist zwischen 
Jer Stadt, einer gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft 
und einem industriellen Werk ein Abkommen über einen 
grosszügigen Wohnungsbauplan getroffen worden. 


3. Zahlung direkter Zuschüsse zu Wohnbauten wird aus 
Bremen, Krefeid, Stettin und Stuttgart berichtet. In Bre men 
haben sich zwei Werke bereit erklärt, verlorene Baukostenzu- 
schüsse in Höhe von zusammen 150000 M. beizusteuern. In 
Krefeld fordert das Wohnungsamt Beiträge, die zwischen 
10000 und 60-000 M. schwanken, für die Einreihung von zu- 
ziehenden Angehörigen der Werke unter die bevorzugten Woh- 
nungssucher. In Stuttgart hat ein Werk zu 61 Wohnungen 
je 6000 M. als Zuschuss gestiftet. In Stettin wird ein Werk für 
die Erlaubnis zur Ausdehnung des Betriebes auf bisher mit 
Wohnbauten bebautem Gelände, abgesehen von der Erstellung 
neuer Wohnungen, mit einer Beihilfe und einem Darlehen an 
eine gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft herangezogen, 


I. 


Neun Städte (Altona, Berlin-Schönebersg, Berlin-Wilmers- 
dori, Hamburg, Mainz, Mannheim, Neukölln, Plauen und Wies- 
baden) teilen mit, dass eine Beteiligung der Industrie an der 
Linderung der Wohnungsnot durch Beiträge Nicht Stattfindet, 
weil in der Hauptsache entweder keine erhebliche Industrie am 
Platze oder diese infolge der allgemeinen Verhältnisse da- 
niederliegt. 13 Städte (Barmen, Bochum, Charlottenburg, 
Chemnitz, Düsseldorf, Elberfeld, Frankfurt a. M., Gelsenkirchen, 
Hannover, Karlsruhe, Kiel und Königsberg) haben bisher da- 
von abgesehen, wegen derartiger Vereinbarungen an die In- 
dustrie heranzutreten, 


* 


Mit Genugiuung entnehmen wir dem Bericht, dass die 
häufigste und im allgemeinen grosszügigste Form der Beteili- 
gung der Industrie am Wohnungsbau der Beitritt zu gemein- 
nützigen Baugesellschaften ist. Diese Feststellung ist besonders 
beachtenswert in einer Zeit, in der die Unternehmerschaft jede 
Förderung des Genossenschaftsgedankens schon als einen Schritt 
zu der so sehr verhassten Sozialisierung ansieht. Es ist ja be- 
kannt, dass das Privatkapital für den Wohnungsbau nicht zu 
haben ist, weil hier der begehrte Profit nicht winkt, wenigstens 
solange nicht, als die Festsetzung der Mieten noch nicht ganz 


und gar in das Belieben der Hausbesitzer gestellt ist. Wenn - 


sich also die Industrie an den gemeinnützigen Baugenossen- 
schaften beteiligt, so muss wohl auch in diesen Kreisen die An- 
sicht durchgedrungen sein, dass die privatkapitalistische Wirt- 


Schaft dem Wohnungsbau nicht fördern kann. Nun sind ia aller- : 


dings die Baugenossenschaften noch etwas anderes als die so- 
zialen Baubetriebsgenossenschaften. Erkennt man aber im 
Prinzip den Genossenschaftsgedanken an, um den Gewinn der 
Vermieter auszuschalten, so muss man ihn auch da gelten 
lassen, wo er sich gegen die ungeheuren Unternehmergewinne 
im Baugewerbe und in der Baustoffindustrie wendet, 

Sch. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Gehälter im Gebiet des Nordwestdeutschen Arbeit- 
geberverbandes für das Hochbaugewerbe (Hannover) sind mit 
Wirkung ab }. August 1921 erhöht worden. Sie betragen in: 

Ortskiasse 


I H Il 
Gruppe I 
&) unter 20 Jahren . .,. 2.2. 0. ...20M. 
b) nach vollend. .—24. Jahre „ „ . « 850 & 
© ” Er) 24.—28. ” . 0. 950 ” 
a)üher 28: Jahre - 7. "Zu Sun 1075 „ 
Gruppe II 
wm 1, Jahres" 0.2. 2 Bere : 
re A er a ee 10 5% 10%, 
an Ir a Ba re u nn lt weniger weniger 
Gruppe IH 


a) vom 1. Jahre ab. , at NS DEM 
b) ” =£ ” „ ® . . . o [ « . . 1375 » 
Gruppe IV 
al unter: 30: Jahren ', „| 2. Je ve usa, 2a 1400 NE 
b) nach vollend. 30.—35. Jahre... 23.1.25502% 
c) über 35 jahre. Sa a ee RZ 
Die Arbeitgeber haben sich bereit erklärt. ohne die Be- 
Stimmungen des $ 5, Absatz 9 des Reichstariivertrages zu 


durchbrechen, bereits nach Ablauf von 3 Monaten in neue 
Verhandlungen mit uns einzutreten. 


Die Verhandlungen für das Osterländische Baugewerbe auf 
Erhöhung der Gehälter für die technischen Angestellten brachten 
folgendes Ergebnis: 

„Ab 1. August 1921, erstmalig zahbar am 3l. August bezw. 
1. September, erfolgt eine gleichmässige Zulage auf alle Gruppen 
mit 15 Prozent auf die laut Abmachung vom 1. April 1921 tarii- 


mässigen Gehälter. Es herrschte Uebereinstimmung, dass die 


Tarifperiode von 4 Monaten mit dem l. August beginnt; für 
die übrigen 3 Monate September, Oktober und November erfolgt 
die endgültige Regelung im Laufe des September.“ 


Die Technikergehälter im Baugewerbe für Thüringen sind 
für Ledige und Verheiratete durch Vereinbarung vom 25. August 
1921 für die Monate September und Oktober verbindlich um 
20 Prozent erhöht worden. Es ist uns leider nicht gelungen 
zu erreichen, dass diese Erhöhung auch schon für den Monat 
August verbindlich gezahlt wird, doch hat sich der Bezirks- 


arbeitgeberverband verpflichtet, seinen Mitgliedern zu emp-: 


fehlen, die vefeinbarte Gehaltserhöhung den Angestellten auch 
für August zu zahlen. Neue Verhandlungen über Aenderung der 
Gehaltssätze sollen in der zweiten Hälfte des Monats Oktober 
stattfinden. 


Die neuen Gehaltssätze für das Hoch- und Tiefbaugewerbe 

im Bezirk der Freien Stadt Danzig, Mit dem Arbeitgeberver- 

band für Hoch- und Tiefbau zu Danzig wurden mit Wirkung 
ab 1. Juli 1921 folgende Gehaltssätze vereinbart: 

Ledige u. Verheiratete Verheiratete 


ohne Kinder mit Kindern 
Gruppe I: Zeichner usw. 


von 20-25 Jahren , . . „ . 2. * 750M. 850 M. 

„ 25-30 „ EL We A 850 „ 950 „ 

über 30. Jahre! 3,1... % Ber 950 „ 1050 „ 
Gruppe ll: Techniker (Anfänger) 

im ersten Berufsjhr . . 2.2... 825 M. 925 M. 

” zweiten „ UL de, Far Ye Ke ELP, 950 ” » 1050 ” 

* dritten ” . 0 80 00. 1100 „ 1200 ” 
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Gruppe Ill: Fertige Techniker . . 1200 M. 1325 M. „An ursere Mitglieder! 
nach zwei Jahren ae Bi Fe 1300 „ 1450 „ Beifolgend übersenden wir Ihnen ein an die Breslauer Mitgliedschaft 
„ sechs „ Bes ala Herte 1400 „ 1550 „ versandtes Te aus dem Sie ersehen, dass die 11 Prozent, die 
b ändi : wir dem und der technischen Angestellten und 
Burn 8° Techniker Tet ” Ben Beamtem angeboten haben, denselben nicht zufriedengestellt haben, 
Fach STETTEN SER 1625 2 1800 E: und dass der Vorstand des Arbeitgeberbundes für das Maurer- und 


Die sonstigen Bestimmungen des Tarifvertrages bleiben ın- 
verändert bestehen. 


Gehaltsabkommen für die technischen Angestellten bei den 
Mittellandkanal-Baufirmen der Lose 1 bis 6, Nord und Süd. 
Zwischen dem Nordwestdeutschen Arbeitgeberverband für das 
Baugewerbe zu Hannover E, V. einerseits und dem Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Hannover, andererseits 
wurde zu dem am 25. August 1920 zwischen dem Reichsverband 
des Deutschen Tiefbaugewerbes, Bezirksverein V, Hannover, 
und dem Bund der technischen Angestellten und Beamten für 
die technischen Angestellten abgeschlossenen Tarifvertrag fol- 
gender Nachtrag vereinbart: 

I. Der Nordwestdeutsche Arbeitgeberverband für das Bau- 
gewerbe zu Hannover E. V. tritt an Stelle des Reichsverbandes 
des Deutschen Tiefbaugewerbes, Bezirksverein V, Hannover, als 
Vertragskontrahent in die Verträge ein. 

U. Zu den im $ 4 der Verträge festgesetzten Entlohnungen 
werden mit Wirkung vom 1. April 1921 ab folgende Zulagen ge- 
währt: 

1. Jugendliche Angestellte 100 M. pro Monat. 

2. Techn. und kaufm Angestellte nach Voll- 
endung des 20. Lebensjahres Gruppe I 100 M. pro 
Monat, Gruppe II 200 M. pro Monat, Gruppe III 250 M. pro 
Monat, Gruppe IV, soweit Angestellte in dieser vorhanden sind, 
250 M. pro Monat. 

Die Zulagen für Verheiratete werden auf 125 M. und für 
Kinder auf 60 M. monatlich erhöht. 

Il. In diesen Erhöhungen ist die Entschädigung für die ein- 
getretene Brotpreiserhöhung nach der amtlichen Festsetzung 
vom 15. August 1921 einbegriffen. 

IV. Diese Vereinbarung hat Gültigkeit bis zum 30. September 
1921. 

V. Alle übrigen Vertragsbestimmungen bleiben unverändert 
bestehen. 

Hannover, den 22. August 1921. 

Durch vorstehendes Zusatz-Abkommener- 
scebensich folgende Tarifgehälter: 

A. Jugendliche Angestellte bis zum 20. Lebensjahre: 
ab 1. Juni 1920 ab 1. April 1921 


1. rs - 350 M. 450 M. 
2, oe $ Par Jinen 400 ” 500 ” 
3. ante . 450 „ 550 „ 
4 525 „ 625 „ 


B. Technische Angestellte über 20 Jahre: 
ab 1. Juni 1920 ab 1. April 1921 
: 600 


Gruppe I = M 5 Zulagen 70M. 
= Nast, 7507, von je50M. 950 „ 
5 HI 1000 „ Yin 2 Jahren > 1250 „ 
5 IVa 1300 „ 5 Zulagen } 1525 „ 
SheVb 1400 „ | von je40M. | 1650 „, 
„4 IVe 1500 ,„ in 1 Jahr 1750 „ 





Die Dienstalterszulagen für die Gruppen I, NH und Ill bleiben unverändert. 
eb 1. Juni 1920 ab 1. April 1921 
5 


Verheiratetenzulage 790.M. 125 M. 
Kinderzulage. . . . 40 „ 60 „ 
Folgende Vertragsbestiminungen bleiben _ unverändert: 


Ausser diesen Gehältern bekommen die Angestellten unter 
24 Jahren eine Landzulage von 225 M. und die Angestellten über 
24 Jahre. eine Landzulage von ’275 M. pro Monat. 

Angestellte, die im Aussendienst beschäftigt sind, erhalten 
eine Bauzulage von 200 M. pro Monat. 

Die früheren Vereinbarungen über Wertschätzungszulagen 
behalten ihre Gültigkeit. Danach soll tüchtigeren Angestellten 
ausser den vorstehenden Sätzen eine weitere Wertschätzung 
gezahlt werden, die mindestens 50 M. für den Monat beträgt. 
Von dieser Wertschätzung ist für die technischen Angestellten 
unter Anhören der Angestelltenvertretung Gebrauch zu machen. 


Die Gehaltsregelung für das Baugewerbe in Schlesien. 
Der Schlesische Provinzial-Arbeitgeberver- 
band für das Baugewerbe E. V. hat nach langen Verhand- 
lungen, bei welchen zuerst 11 Prozent Erhöhung der bis- 
herigen Gehälter seitens der ‚Arbeitgeber geboten worden 
waren,’ sich bereit erklärt; eine :20 prozentige Erhöhung mit 
Wirkung ab 1. Juli. eintreten zu lassen. Das Rundschrei- 
ben des Arbeıtzeberverbandes an seine Mitelieder ist so 
interessant, dass wir nicht verfehlen wollen, es hier wörtlich 
wiederzugeben, weil damit von Arbeitgeberseite selbst zu- 
gestanden wird, dass unsere Beweisführung richtig ist und 
unsere -Forderungen gerechtfertigt sind. Es lautet; 


Zimmerergewerbe zu Breslau daraufhin eine Erhöhung von 20 Prozent 
seinen Mitgliedern empfiehlt. 

Wir bitten Sie, sich dieser Regelung anzuschliessen, und Ihren 
Mitgliedern dieselben Sätze zu empfehlen. Die Beweisführung des Bundes 
der technischen Angestellten und Beamten ist, wenn man bis zum 
1. Juli 1920 zurückgeht, richtig, und die starke Steigerung der Arbeits- 
löhne rechtfertigt auch eine entsprechende Bezahlung der Angesteliten. 

Wir bitten Sie ausserdem, uns umgehend zu ermächtigen, in diesem 
Sinne mit dem Bund der technischen Angestellten und Beamten abzu- 
schliessen. Da die Angelegenheit eilt und Nachzahlungen von den 
Mitgliedern sehr unangenehm empfunden werden, ist eine Regelung der 
Angelegenheit vor Monatsende notwendig. Die neuen Gehälter sind erst- 
malig für Juli zu zahlen, d. h. ab 1. Juli 1921. 

Betr. Spruch des Bezirkslohnamts bezgl. Zulagen für Maurer, Zimme- 
ser und Bauarbeiter . . 


. 0 822 000%» 


Hochachtungsvoll 
Schlesischer Provinzial-Arbeitgeberverband für das Baugewerbe. 
gez. W, Beck, 1. Vorsitzender.“ 


Die neuen Gehälter betragen nunmehr in Ortsklasse II 
(Stadtkreis Breslau, Brieg, Bunzlau, Glogau, Görlitz, Grünberg, 
Hirschberg, Lauban, Oppeln, Sagan, Schweidnitz. Liegnitz, 
nit Glatz, sowie alle Orte, in denen Kurtaxe erhoben 
wird): 


Gruppe I: 
n BBter ZUR - Jahren? As ES er 030.M, 
b) nach vollendetem' 20. bis 24. Jahre . . 760 , 
e) „ „ 24. „ 23, ” NE 915 ” 
BIERDER ZEN Jahre Ge N IOBO 


Gruppe Il: 


a) im 1. Beschäftigungsjahr in der Gruppe .„ 1020 M. 

4 ”» 2 » „ ” „ en ” 

c ” 2 » ’ ’ 4 ”„ 
Gruppe Ill: ER ' 

a) im 1. Beschäftigungsjahr in der Gruppe 1200 M. 

b) » ah ” ” ” „ 1260 » 

c) » I. ” „ ” ”„ 1350 „ 
Gruppe IV: 

ALSUHEL SO TATEN a NE 1440 M. 

b) nach vollendetem 30. bis 35. Jahre . 1560 , 

c) über 35 Jahre EEE SUR X 1680. „ 


Für Ortsklasse I (Industrierevier von Waldenburg) werden 
10 Prozent Aufschlag gewährt, für Ortsklase IN (alle bisher 
nicht genannten Kreise) 10 Prozent Abzug von obigen Ge- 
hältern vorgenommen. 


Die neuen Technikergehälter im ostpreussischen Bait- 
gewerbe. Zu dem am 28. Juli 1920 abgeschlossenen Bezirks- 
tarifvertrag wurde am 3. August 1921 ein weiterer Nachtrag 
vereinbart, welcher lautet: 

„sämtliche Gehälter, die in dem Nachtrassverirax vom 
8.. Dezember 1920: zu obigem Bezirkstarifvertrag vereinbart 
worden sind, werden mit Wirksamkeit vom 15. Juni 1921 um 
7 Prozent erhöht.“ 

Bisher wurden in Ostpreußen folgende Gehälter zezahlt: 

Ortsktasse I] 


v.1.7.—1. 12,20 v. 1.12, 20—15.6.21 v. 15.6. 21 
Gruppel Led. Verh. Led. Verh. 
a) unter 20 Jahren 509, Bs0. Se 588,50... —..M. 
b) nach voll 20 —24. ]. 550,— 605,— u 647,35 — Ei, 
Be ng 60 BO a RIO 
d) über 28 Jahre 650, — 7115,— 822,— 765,05 879,54 , 
Gruppell 
im 1. Jahre 700, — 770,— :. 885,— .823,°0 ©46,95M. 
Br Br 820,—  943,— 877,40 1009.01 ,„ 
Aa EEE — 845,— 971,75  9%4,15 1039,77 ,, 
GruppeIl! 900, — 950,— 1085,— 1016,50 1160,95 ‚, 
Gruppe IV 
a) unter 30 Jahren 1000, — 1050, — 1200,— 1123,50 1284,—M, 
b) nach vol.30,—35.]. 1050,— 1100,— 1257,50 1177,— 1345,33 „ 
c) über 35 Jahre 1100,— 1150,— 1315,— 1230,50 1407,05. 


Zu den vorstehenden Gehältern ist an Verheiratete noch eine Kinder- 


zulage von monatlich 30 M. pro Kind zu zahlen. 
In den Ortsklassen II und 11 ermässigen sich die vorstehenden Gehälter 
um 50 M. in jeder Gruppe. 


Man wird nicht sagen können. dass hier die Arbeitgeber 
ein allzu gıosses Entgegenkommen bewiesen haben. denn bei 
den auch in Ostpreussen rapid gestiegenen Lebensmittelpreisen 
und Preisen für die sonstigen Existenzbedürfnisse reicht auch 
das höchste Tarifgehalt von 1467 Mark für eine Familie von 
Mann, Frau und zwei Kindern bei weitem nicht mehr aus, um 
eine Lebenshaltung zu führen, wie sie auch bei den beschei- 
densten Ansprüchen ein Bautechniker verlangen muss. Die 
Brotpreiserhöhung, die kommenden gewaltigen. Steuerleistungen 
und die damit in Verbindung . stehende allgemeine Teuerung 
wird in aller Kürze weitere Gehaltssteigerungen eriorderlich 
machen. Dann muss auch in Ostpreussen darauf hingewirkt 
werden, dass die Differenz zwischen dem Einkommen und dem 





berechtigten Verbrauch der Techniker ausgeglichen wird. Ein Gruppe IV: u Re 

über 35 Jahre alter Bautechniker nach Gruppe IV hat vor dm + a) unter 30 Jahren .°. . SS UM ee 
Kriege in Königsberg zum mindesten 200 M. Gehalt bezogen. es Hera 30.—55. er 2 
Gemessen an der Kaufkraft dieser Summe müsste derselbe An- e); Uber 33-Jahre Pur. ut 


gestellte heute, um in seiner Lebenshaltung nicht schlechter Obige Gehälter gelten für Ortsklasse. T.-- Für. ie Se 
gestellt zu sein als 1914, mindestens das Eiffache = 2200 M. klasse II werden 5 Prozent, für Or tsklasse ur 10 Prozent von 
erhalten. Man sieht also an diesem Beispiel, wieviel noch zu ° "vorstehenden Sätzen abgezogen. d a 
Aa : re ar 
Eee U, AERO Se BEL SCHIEN AUF SICH | Gehaltserhöhung für das Tieibauseirerne in den Bezirken 
x” IR R - 3 : £ ne "Münster, Bielefeld, Paderborn, Arnsberg, Meschede und Soest. 
Erhöhung der Tariigehälter für Architekten im Landesbezirk Nachdem bereits am 10. August die Gehaltserhöhungen für das 
Norden (Hamburg). In den Verhandlungen mit dem B.d.A.  Tiefbaugewerbe im rheinisch-westfälischen ‚Industriebezirk ver- 
wurde erreicht, dass die in den Bezirkstarifvertrag vom eimbart wurden, ist nunmehr auch am 29. d. M. die Erhöhung 
25. Februar 1921 festgesetzten Gehälter für die Monate August der Gehälter in’ den vorbenannten Bezirken beschlossen worden. 
und September 1921 um 10 Prozent erhöht werden, Die Arbeit- Es werden nunmehr. folgende 'Gehälter gezahlt: 
geber haben sich bereit erklärt, bis zum 30. September d. J. ei 
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einen neuen Bezirkstarifvertrag mit uns abzuschliessen. Br Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre ab: 1 
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x 2 ER EEE Rn BE nn » Fe über 35 Jahre . ,„ . 1975 * Kr 
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über 55 Jahre . es le 1870, 
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vereidigt Land täti 
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Vorstehende Gehaltssätze sollen bis zum 30. September | im Beton-, Eisenbeton-Hoch- u. Tief-Bau, 
1921 Gültigkeit haben. a a sowie in Ausführung von Wasserkraft- = 


Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe im Bezirk Rhein- | anlägen u. Wasser-Bauten aller Art, 
land-Westialen. Ab 1. Auzust d. J. werden im Fiochbaugewerbe |) "energisch und gewandt im Verkehr mit dem Poblikum 
in Rheinland-Westfalen folgende Gehälter gezahlt: 2 0 und den Arbeitern, zum sofortigen Eintritt — evtl. = 
Coupset |. auf längere Dauer — gesucht. Bewerber mit Erfahrung 
unter.20 Jahren FEB SE + +#1”In der Zementwarenfabrikation und solche mit- guten 
» nach wollendetem 30294 sel 950,— | zeichnerischen Fähigkeiten können unter Umständen eben 
24.—28, 1175,— | falls in Frage kommen. Bewerbungen mit lückenlosem 
Fi über 28 Jahre . . . . .. 1400,— > Lebenslauf und Zeugnissen — auch solche über den 
Gruppe Il: x | Besuch von Fach- usw. Schulen — erbittet umgehend 
_ 1175,— N . 5 
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Der Baufech 


ERLERNEN ANNO LEARN 


Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


Nummer 24 | 


Die Gehaltsbewegung der technischen 


Angestellten im Hoch- und Tiefbau- 
gewerbe des Freistaates Sachsen 


Am 30. August ist ein harter und langwieriger Kampf der 
technischen Angestellten des Freistaates Sachsen im Hoch- und 
Tiefbaugewerbe um Neuregelung der Tarifgehälter erfolgreich 
beendet worden. 


Bereits am 12. April 1921 hatten wir eine 20 prozentige Er- 
höhung der Gehälter im Tiefbau mit Wirkung ab 1. November 
1920 beantragt. Eine mündliche Verhandlung führte, da der Ar- 
beitgeberverband die Forderung glatt ablehnte, zu keinem Er- 
gebnis, Es musste tarifgemäss das Schiedsgericht in Dresden 
angerufen werden, das einen Schiedsspruch fällte, welcher für 
die Zeit vom 1. Januar 1921-bis einschliesslich März 1921 eine 
Erhöhung der Tarifsätze um 15 Prozent vorsah. Wir nahmen 
diesen Schiedsspruch an, der Arbeitgeberverband aber lehnte 
ihn ab. Nunmehr wurde von uns die Zentralschlichtungskom- 
ınission in Berlin angerufen, die am ‚21. Juni 1921 folgenden 
Einigungsvorschlag machte: 

„Die Zentralschlichtungskommission, schlägt: einstimmig vor, für die 
Zeit ab 1. Januar 1921 eine Erhöhung der Tarifsätze um 8 Prozent 
zu gewähren, Eine Revision dieser Sätze soll frühestens zum 1. Ok- 
tober 1921 erfolgen können. Als Abgeltung für die Zeit vor dem 1. Ja- 
suar 1921 bis zum 31. März 1921 ist ausserdem ein besonderer Zu- 
schlag in Höhe von 2 Prozent zu zahlen. 

Den Parteien wird aufgegeben, über Annahme oder Ablehnung 
des Einigungsvorschlages der Zentralschlichtungskommission spätestens 
14 Tage nach der Zustellung Mitteilung zu machen.“ 


Um endlich zu einem Abschluss zu kommen, nahmen wir 
auch diesen Vorschlag an, obwohl er für die Angestellten un- 
günstiger als die Entscheidung des Schiedsgerichtes war, wobei 
wir glaubten, dass auch der Arbeitgeberverband ein gleiches 
tun würde. Am 2. Juli 1921 ging jedoch folgendes Schreiben 
bei uns ein: 

„Der Vorstand unseres Bezirksvereins und die Bezirksvereinsver- 
sammlung haben zu dem Einigungsvorschlag der ‚Zentralschlichtungs- 
kommission vom 21. Juni 1921 Stellung genommen und sind nach 
reiflicher Ueberiegung zu dem Entschluss gelangt, diesen Einigungs- 
vorschlag abzulehnen. 

Hingeger machen wir folgendes Anerbieten: Die prozentuale Span- 
nung, die bei Tarifabschluss zwischen den Gehältern der kaufmän- 
nischen und technischen Angestellten des Tiefbaugewerbes bestand, soli 
auch — nachdem die kaufmännischen Angestellten des Tiefbaugewerbes 
Gehaltserhöhungen durch Nachtrag zum Tarifvertrag erhalten haben, 
bestehen bleiben. Eine paritätisch zusammengesetzte Kommission soll 
umgehend die Höhe dieser prozentualen Spannung und die nunmehrige 
Höhe der Gehälter für technische Angestellte festsetzen. 

Wir fragen ergebenst an, ob Sie bereit sind, auf dieser Basis mit 
uns zu verhandeln, und bitten zustimmendenfalls um Namhaftmachung 
der von Ihnen zu entsendenden Kommissionsmitglieder, damit die Ver- 
handlungen umgehend in die Wege geleitet, und, wie wir hoffen, 
zu einem beide Teile befriedigenden Ergebnis geführt werden können. 

Hochachtungsvoll 


Reichsverband des Deutschen Tiefbaugewerbes E. V. Bezirksverein VII.“ 


Dieses Schreiben war wiederum nichts anderes, als eine 
brüske Ablehnung des Einigungsvorschlages. Eine Nachrech- 
nung des in dem Schreiben enthaltenen Gegenvorschlages ergab 
Gehaltsaufbesserungen, die in der 


Gruppe I nichts, 

Gruppe II 20 bis 60 Mark, 

Gruppe III im Durchschnitt 20 Mark, 

Gruppe IV 10 Mark 
betrugen. Damit war erwiesen, dass der Arbeitgeberverband 
mit seinem Schreiben nur eine Herausfordeung beabsichtigte, 
so dass damit der Augenblick des Abbruchs der Verhandlungen 
gekommen war. Während der Verhandlungen im Tiefbau gingen 
parallel solche mit dem. Arbeitgeberverband des Hochbaues. 
Hier hatten wir am 26. Oktober 1920 eine 30prozentige Gehalts- 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr.7 


Berlin, den 93. September : 1921 


erhöhung gefordert, die nur zum Teil durch Spruch des Haupt- 
tarifamtes Berlin am 15. April 1921 durch eine Zulage von 100 M. 
für Ledige und 200 M. für Verheiratete erfüllt wurde. Das 
Haupttarifamt brachte in seiner Entscheidung zum Ausdruck, 
dass bereits ab 1. Mai eine Revision der Gehälter der techni- 
schen Angestellten im Hochbau vorgenommen werden könne. 
Die daraufhin im Mai durchgeführten Verhandlungen waren er- 
gebnislos, da die Arbeitgeber von vornherein erklärten, keinen 
Pfennig mehr zahlen zu wollen. Auch hier musste das Tarif- 
amt in Dresden angerufen werden. Dieses nahm gegen die 
Stimmen der Arbeitnehmerbeisitzer gleichfalls einen ablehnen- 
den Standpunkt ein und folgte nicht den vom Haupttarifamt 
gegebenen Anregungen, *dass die Verhältnisse im Freistaat 
Sachsen eine Gehaltsaufbesserung rechtfertigten. Inzwischen 
erhielten wir am 30. Juni ein neues Angebot der Arbeitgeber 
des Hochbaugewerbes, das eine monatliche Erhöhung der Ge- 
hälter um 100 M. vorsah. Dieses Angebot konnte mit unseren 
Forderungen nicht in Einklang gebracht werden, so dass wir 
dass Angebot der Arbeitgeber einstweilen ablehnen mussten, 
zumal von uns bereits das Haupttarifamt in Berlin angerufen 
worden war. Durch die dauernd ablehnende Haltung der Ar- 
beitgeber hatte sich besonders der Angestellten im Tiefbau eine 
immer mehr steigende Erregung bemächtigt; in Leipzig. Chen- 
nitz und Dresden fanden grosse Protestversammlungen statt, 
denen sich die Angestellten des Hochbaues impulsiv anschlossen. 
Gleichzeitig wurden in ganz Sachsen in allen grösseren Betrie- 
ben des Baugewerbes Streikabstimmungen vorgenommen, die 
fast einmüti& den Willen kundgaben, falls keine. andere Möglich- 
keit mehr vorhanden sei, durch Kampf die durchaus berech- 
tigten Forderungen der Angestellten durchzusetzen. Auch das 
Arbeitsministerium war von uns über die Vorgänge im Hocli- 
und Tieibaugewerbe informiert, damit dieses nochmals ver- 
suchen sollte, eine Einigung herbeizuführen. In letzter Minute 
griff für das Tiefbaugewerbe die Zentralschlichtungskommission 
in Berlin ein, um von sich aus nochmals eine gütliche Einigung 
zu versuchen. In ihrer Sitzung vom 11. August fasste sie fol- 
gende Entschliessung: 

„Ohne die grundsätzlichen Fragen zu entscheiden, die sich aus 
dem Antrag 9 (Sachsen) ergeben, bietet angesichts der kritischen 
Situation die Zentralschlichtungskommission ihre guten Dienste zu einer 
Entwirrung an, und setzt zu diesem Zwecke eine Sitzung auf Montag, 
den 22. August 1921, 2 Uhr nachmittags, in Dresden an, und lädt 
hierzu ein. Sie entsendet zü dieser Sitzung den unparteiischen Vor- 
sitzenden und je zwei Beisitzer und bittet, je einen Beisitzer der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer aus dem Bezirksgebiet zu entsenden. 
Sie erwartet, dass die Parteien hierzu erscheinen werden, und dass 
eine endgültige Entscheidung herbeigeführt wird.“ 


Beide Parteien erklärten sich zur Teilnahme an dieser Eini- 
gungsverhandlung bereit. Unsere bisherigen Erfahrungen zwan- 
gen uns jedoch, vorsichtshalber die Vorarbeiten zu einem evtl. 
Kampf der Bautechniker im Freistaat Sachsen fortzusetzen. Un- 
sere Ortsverwaltunsgen waren von dem Ernst der Lage ein- 
sehend unterrichtet worden, so dass für den Fall, dass auch 
dieser letzte Finigungsversuch scheitern sollte, geschlossen in 
einen Streik‘ getreten werden Konnte. Die unter der Leitung 
des Herrn Dr. Foth vom Reichsarbeitsministerium als unpar- 
teiischem Vorsitzenden der Zentralschlichtungskommission statt- 
findende Sitzung kam nach langen Verhandlungen zu folgendem 
Ergebnis: 

Die Gehälter der technischen Angestellten betragen ab 
1. August 1921: 

in Gruppe I: 1150,— und 5 Zulagen von je 50,— M. in Abständen von 
2 Jahren ab 24. Lebensjahr; 


II: 1300,— und 5 Zulagen von je 30,— M. in Abständen von 


1 Jahr; 
PN „ MI: 1500,— und 5 Zulagen von je 30,— M. in Abständen vom, 
1 Jahr; 
” „ IV: a) 1750,— M,, 
b) 18755 M, 
c) 2000, — M. 
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Unter dem Drucke des drohenden Kampies gelang es, Zu- 


lagen 
in Gruppe I von 150 M. 
„ „ I „ 200 » 


ng er: 
„IV, .850.bis 400 M. 


zu erlangen, die bis zum 1. November 1921 Gültigkeit haben, 
Ausserdem wird eine einmalige Abgeltung von 50 Prozent des 
am 1. Januar 1921 geltenden tariflichen Monatsgehaltes an alle 
technischen Angestellten gezahlt, die am 1. August 1921 bei dem- 
selben Arbeitgeber beschäftigt waren. 
Tarif gezahlten Bezüge können hierbei in Anrechnung gebracht 
werden. Die gemäss $ 5 Ziffer 10 des Reichstarifvertrages für 
technische Angestellte festgesetzten Leistungszulagen werden 
hiervon nicht berührt. Diese Vereinbarungen wurden von bei- 
den Parteien angenommen. 


Zum 30. August hatte das Arbeitsministerium zwecks Ver- 
handlungen mit dem Bezirksarbeitgeberverband für das Bau- 
gewerbe eine Sitzung anberaumt. Hier gelang es uns, dieselben 
Gehaltssätze wie im Tiefbau auch für den Hochbau ab 1. August 
zu erzielen. Für den Monat Juli wurde als Abgeltung eine 
monatliche Zulage von 100 M. bestimmt. 


Damit war die Bewegung im Baugewerbe zu einem durch- 
aus erfreulichen Abschluss gekommen. Als ganz besonderer Er- 
folg kann verbucht werden, dass nunmehr eine vollständig gleiche 
Bezahlung der technischen Angestellten im Hoch- und Tiefibau- 
gewerbe eingesetzt hat und dass gleichzeitig auch der Unter- 
schied der Bezahlung im Hochbaugewerbe zwischen Ledigen und 
Verheirateten wieder in Fortfall gekömmen ist. Dieser Erfolg 
war aber nur durch .das- einmütige Zusammenstehen aller tech- 
nischen Angestellten im Baugewerbe möglich. Trotzdem soll 
nicht übersehen werden, dass im Baugewerbe noch ein er- 
heblicher Teil der Angestellten ausserhalb unserer Reihen steht. 
Diese unter allen Umständen für den Bund zu gewinnen, muss 
unsere erste Aufgabe sein. 


Es ist kein Zweifel darüber, dass die kommende Zeit erneut 
schwere wirtschaftliche Forderungen an jeden einzelnen stellt. 
Hier gilt es beizeiten vorzuarbeiten. Deshalb, Kollegen, sorgt 
dafür, dass unsere Einheitsfront immer inniger und fester wird! 
Nur im Zusammenschluss sind wir stark und unüberwindbar. 

Patzig: 


Bauarbeiterlöhne in England und 


Deutschland 


Das englische Arbeitsministerium hat vor kurzem einen sehr 
lehrreichen Band „Normale Zeitlohnsätze und Arbeitsstunden in 
dem Vereinigten Königreich am 31. Dez. 1920 veröffentlicht. Da- 
nach betrug die normale wöchentliche Arbeitszeit z.B. im Bau- 
gsewerbe in England und Schottland durchweg 44 Stunden, in 
Irland teils 44 Stunden, teils mehr, und zwar bis zu 50 Stunden. 
Der normale Stundenlohnsatz der Maurer. Zimmerer und Bau- 
tischler, Holzschneidemaschinenarbeiter, Dachdecker, Klempner, 
Stukkateure und Maler betrug je nach der Ortsklasse — von 
unwesentlichen Ausnahmen nach oben und unten abgesehen — 
22 bis 28 d., der ortsübliche Stundenlohnsatz der Bauhilisarbeiter 
entsprechend 19 bis 25 d. Eine Umrechnung von Pence (d.) 
in unsere Währung ist für den deutschen Leser nicht erforder- 
lich, da 1 Penny, der früher 8% Pf. wert war, heute gleich einer 
Mark zu setzen ist. 


Leider fehlt es an einer entsprechenden amtlichen Ver- 
öffentlichung für Deutschland. Das soeben vom Reichsamt für 
Arbeitsvermittlung herausgegebene 23. Sonderheft zum „Reichs- 
Arbeitsblatte“ „Die Tarifverträge im Deutschen Reiche am Ende 
des Jahres 1919‘ (!) enthält keine vergleichbaren Lohnangaben, 
und künftig wird es damit sogar noch schlimmer werden: „Es 
sind in den neuen Zählblättern, die erstmals für die Tarifstatistik 
1920 zur Verwendung kommen, alle Fragen. die sich auf die 
Lohnsätze der Tarifverträge „bezogen, im Einverständnis mit 
den Verbänden der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für welche 
die Ausfüllung dieses Teiles des Zählblattes eine immer schwerer 
empfundene Last bedeutete, fortgelassen worden.“ Naclı. einer 
privaten Zusammenstellung, die sich auf etwa 50 grosse deut- 
sche Städte erstreckt, betrug am 1. Januar 1921 der normale 
Stundenlohnsatz für Maurer 5,40 bis 7,28 M., Zimmerer 5,30 bis 
8,50 M., Bautischler 5,14 bis 7,20 M., Dachdecker 5,40 bis 
7,74 M., Klempner 5,— bis 7,74M., Stukkateure 5,50 bis 8,25 M., 
Maler 4,90 bis 7,28 M., Bauhilfsarbeiter 5,20 bis 7,06 M. Be- 
rücksichtigt man, dass hier für Deutschland nur grosse Städte 
mit ihren höheren Löhnen einbezogen sind, so wird man zu dem 
Ergebnis kommen, dass der Wochenlohn der englischen Bau- 
arbeiter trotz kürzerer Arbeitszeit etwa viermal so hoch war 
wie bei uns. An den Kosten der Lebenshaltung gemessen, 
dürfte er in England annähernd doppelt so hoch sein wie in 
Deutschland. Dr. R. Kuczyaski. 


OD 


Die bereits über den‘ 


Rundschau oo 
m —— mn nn 


Ferien für die Arbeiter im Baugewerbe. Die Gewährung: 
eines Erholungsurlaubes sollte sowohl für Angestellte als auch 
für Arbeiter als etwas Selbstverständliches angesehen werden. 
Wenn sich einzelne Arbeitgeber hieran noch nicht gewöhnen 
können, so fällt dies angesichts des geringen Verständnisses 
dieser Kreise für soziale Forderungen nicht weiter. auf. "Von 
einer ganz besonders ausgeprägten Rückständigkeit zeugt es 
aber, wenn sich die Arbeitgeberorganisationen des Hoch- und 
Tiefbaugewerbes der Einführung von Ferien für die Bauarbeiter 
auf das heftigste widersetzen. 

Beim Abschluss des Reichstarifvertrages für. das Bauge- 
werbe vom 18. Mai 1920 wurde durch einen von beiden Parteien 
anerkannten Spruch der Unparteiischen festgelegt, dass eine aus 
Vertretern der Vertragsparteien bestehende Kommission prüfen 
soll, in welcher Weise Ferien im Baugewefbe durchzuführen 
sind. Am 8. Oktober 1920 ist darüber zum ersten Male ver- 
handelt worden. Natürlich vergeblich, und seither sind die 
Parteivertreter noch öfters zusammengetreten, ohne zu einem 
Ergebnis zu kommen, denn die Unternehmer verstanden es, 
durch immer neue Winkelzüge eine Entscheidung zu verhindern. 

Die gleichen Methoden wendeten sie auch in der Sitzung 
am 5. August an, in welcher das Haupttarifamt unter Mitwirkung 
der Unparteiischen, Stadtrat Dr. Hiller, Magistratsrat Dr. Schal. 
horn und Rechtsanwalt Dr. Zahn, eine Entscheidung fällen sollte. 
Da alle Einwendungen der Arbeitgeber nicht zum Ziel führten, 
verliessen sie unter Protest den Saal. Ihre Erwartung, dass 
dieser Schritt zur Sprengung der Sitzung führen würde, wurde 
aber getäuscht. Das Haupttarifamt fällte folgende Entscheidung: 

l. Anspruch auf 3 Werktage Ferien (Beurlaubung unter 
Fortzahlung des Tariflohnes) hat, wer im Hoch-, Beton- oder 
Tiefbau bis zum 30. September mindestens 40 Wochen in dem- 
selben Geschäft gearbeitet hat. ; 

Feierzeit wegen Witterungsverhältnisse, Materialmangels, 
Betriebsstörung oder Krankheit des Arbeiters beseitigt den An- 
spruch nicht; ebensowenig Entlassung aus Gründen, die der Ar- 
beitnehmer nicht zu vertreten hat, wenn der Anspruch bereits 
erworben war. 

2. Die Ferienzeit ist auf Verlangen des Arbeitnehmers 
höchstens auf das Doppelte zu verlängern, aber ohne Anspruch 
auf Bezahlung der überschiessenden Tage, 

3. Die Ferien sollen in die Zeit vom 15. Juli bis 15. November 
1921 fallen. ; 

4. Die Ausführung von Arbeiten in den Ferientagen gegen 
Entgelt berechtigt zur sofortigen Entlassung und hat die Ver- 
wirkung des gesamten Ferienentgelts zur Folge. 

3. Die Regelung im Einzelfall erfolgt durch den Arbeitgeber 
nach Anhörung der Arbeitnehmervertretung. 

6. In Streitfällen über die Urlaubsberechtigung entscheiden 
die örtlichen Tarifinstanzen. & 

7. Die Organisationen der Arbeitnehmer verpflichten sich, 
diese Vereinbarung auch bei den- sozialisierten Baubetrieben 
durchzuführen. A % 

8. Wo durch die vorstehende Regelung im Finzelfall eine 
unbillige Härte für den Arbeitgeber entstehen sollte, kann durch 
die Tarifinstanzen eine Ausnahme bewilligt werden. 

9. Diese Vereinbarung gilt als besonderer Tarifvertrag, hin- 
sichtlich dessen beide Parteien hiermit die Allgemeinverbindlich- 
keitserklärung beantragen. E 

Damit sind auch im Baugewerbe grundsätzlich Ferien an- 
erkannt. Ob die Arbeitgeber den rechtmässig zustande g2e- 
kommenen Schiedsspruch nunmehr anerkennen werden oder ob 
die Bauarbeiter die Anerkennung erst erzwingen müssen, wird 
sich nun bald zeigen, 


Pa 
Ein nobler Arbeitgeber. Eine uns zur Verfügung gestellte 
Antwort auf das Stellengesuch eines im 22, Lebensjahr stehen- 
den Vermessungstechnikers zeigt. mit aller Deutlichkeit, wie 
manche Arbeitgeber ihre Angestellten glauben ausbeuten zu 
können. Wir wollen deshalb nicht versäumen, dieses Schreiben 

hier im Wortlaut zu veröffentlichen; 
Storkow (Altmark), den 22. April 
Altstadt 32, Fernruf 108.- 
Auf Ihr Gesuch, als Vermessungstechniker in mein Bureau einzu- 
treten, teile ich Ihnen mit, dass ich auf Grund Ihrer weit. über den 
Tarifvertrag gehenden Gehaltsforderung davon Abstand nehmen muss. 
Nach dem Tarif würde Ihnen ein Gehalt von 431,25 M., zustehen. 
Ich würde Sie auch noch eine Gehaltsstufe höher setzen auf 488,75. M: 
Ihre Forderung von 800-900 M., die einem im 15. Dienstjahr stehenden 
Techniker zukommt, kann ich nicht bewilligen, denn ich glaube nicht, 
dass Sie, um einen kleinen Ausgleich für die 100 Prozent Mehrforde- 
rung zu schaffen, statt acht täglich zwölf Stunden arbeiten würden. 


gez. Fr. Wagener, | 


1921. 
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Nr. 24 
Gewerkschaftsarbeit 


Die Verbindlicherklärung des Landestarifvertrages für 
Vermessungstechniker in Preussen — ein iübler Reinfall des 
N. D. T. V. Unterm 20. August 1921 hat das Reichsarbeits- 
ministerium den Landestarifvertrag für die Privatvermessungs- 
techniker in Preussen für allgemeinverbindlich erklärt. Die 
Eintragung auf Blatt 387 des Tarifregisters hat folgenden 
Wortlaut: 

„Die nachstehende. tarifliche Vereinbarung‘ wird für den angege- 
benen Geltungsbereich gemäss $ 2 der Verordnung vom 23. Dezember 
1913 (R.-G.-Bl. S. 1456) für a'lgemeinverbind'ich erklärt. 

1. Vertragsparteien: 
a) auf Arbeitgeberseite: Verband 
messer E. V. in’ Berlin, 
b) auf Arbeitnehmerseite: Bund der technischen Angestellten und 
Beamten in Berlin. 
2. Tarifvertrag vom 31. Mai 1921. 
3. Beruflicher Geitungsbereich der allgemeinen Verbindlichkeit: 
Vermessungstechnische Angestellte in selbständigen privaten Ver- 
messungsbetrieben. 
4. Räumlicher Geltungsbereich der allgemeinen Verbindlichkeit: 
Freistaat Preussen. 
5. Die allgemeine Verbindlichkeit beginnt mit Wirkung vom 1. April 
1921. 


Mit dem angegebenen Zeitpunkte tritt die allgemeine Verbindlich- 

keit des Tarifverirages vom 10. April 1920 ausser Kraft. 
Der Reichsarbeitsminister. 
A.: gez. Hausmann. 

Wir haben bereits in mehreren Artikeln darauf hingewiesen, 
welche sonderbare Rolle der N. D. T. V. bei den Tarifverhand- 
lungen mit dem Verband selbständiger vereideter Landmesser 
gespielt hat. Nachdem es dem N. D. T. V. gelungen war, dass 
die Arbeitgeber denselben Tarifvertrag, den sie mit uns abge- 
schlossen hatten, auch noch mit ihm abschlossen, hatte es der 
N. D. T. V. sehr eilig, dass „sein“ Tarifvertrag vom Reichs- 
arbeitsministerium für verbindlich erklärt würde. Die Eile hier- 
bei war sogar so gross, dass der N.D, T. V. nach seinen eigenen 
Angaben — siehe „Bautechniker“ Nr. 22 — nicht mehr soviel 
Zeit übrig hatte, um von dem für seinen Tarifabschluss be- 
nutzten Durchschlag unseres Vertrages (!) eine Abschrift anzu- 
fertigen. Nur eines, für ihn etwas Nebensächliches, hatte der 
N. D. T. V. übersehen. Die Voraussetzung für die Verbindlich- 
erklärung eines Tarifvertrages ist nach den Bestimmungen 
der Verordnung vom 23. Dezember 1918 die überwiegende Be- 
deutung. Eine solche nahm der N. D. T. V. nun für’den von 
ihm abgeschlossenen Vertrag sicherlich selbst nicht in Anspruch, 
doch glaubte er sich anscheinend in der Hoffnung, dass eine 
weitere Nachprüfung :seiner grosssprecherischen Angaben über 
die Zahl der vermessungstechnischen Mitglieder des N. D. T. V. 
nicht mehr erfolgen würde. Er wird es uns deshalb wohl lange 
nachtragen, dass wir gegen seinen Antrag Einspruch erhoben 
mit der Begründung, dass bei der geringen Mitgliederzahl des 
N. D. T. V, von einer überwiegenden Bedeutung des von dem 
N. D. T. V. abgeschlossenen Vertrages keine Rede sein könne. 
Das Reichsarbeitsministerium musste nunmehr in eine Nach- 
prüfung der Mitgliedschaften eintreten und siehe da, der ND. 
T.V., der noch wenige Tage vorher über 100 Privatver- 
messungstechniker als seine Mitglieder ansah, verweigerte die 
Beibringung beweiskräftiger Unterlagen für seine Behauptungen. 
Es war uns ein leichtes, das Reichsarbeitsministerium davon zu 
überzeugen, dass die Angaben des N. D. T. V. zu unwahrschein- 
lieh waren, um für eine Verbindlicherklärung berücksichtigt 
zu werden. Es musste nun so kommen, wie wir voraussahen, 
nämlich die Verbindlicherklärung wurde nur- für den zwi- 
schen dem Verband selbständiger vereideter Landmesser und 
dem Bund der technischen Angestellten und Beamten abge- 
schlossenen Tarifvertrag ausgesprochen. Diese üble Blamage, 
nım auch noch vom Reichsarbeitsministerium bescheinigt zu er- 
halten, dass er keine oder wenigstens keine bedeutende Zahl 
von vermessungstechnischen Mitgliedern besitzt, hätte sich der 
N. D. T. V. ersparen können, wenn nicht die Verlockung, durch 
sein Vorgehen und durch die Unterstützung der Arbeitgeber 
doch noch einige Mitglieder zu angeln, zu gross ma Bar 

chulz. 


Verbindlicherklärung des Bezirkstariivertrages der Archi- 
tekten im Landesbezirk Norden (Hamburg) des B. d. A. 
Vom Reichsarbeitsministerium ist der zwischen dem Bund deut- 
scher Architekten, Landesbezirk Norden, und dem Bund der 
technisehen Angestellten und Beamten, Gauverwaltung Nord- 
westdeutschland, abgeschlossene Tarifvertrag vom 25. Februar 
1921 für allgemeinverbindlich erklärt worden mit Wirkung vom 
15. Juni 1921. Der berufliche Geltungsbereich der Allgemein- 
verbindlichkeit bezieht sich auf die technischen und künstlerisch 
tätigen Angestellten bei Privatarchitekten, der räumliche Gel- 
tungsbereich auf die Freistaaten Hamburg, Lübeck, Mecklen- 
burg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz. Die Ausdehnung auf 
die Provinz Schleswig-Holstein hat sich das Reichsarbeits- 
ministerium noch vorbehalten. 


selbständiger vereideter  Land- 
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Verbindlicherklärung des . Berliner. _ Tarifvertrages für 
Steinmetztechniker. Das Reichsarbeitsministerium hat unterm 
5. September 1921 den zwischen dem Verband deutscher Werk- 
steinbetriebe E. V., Werksteingruppe Gross-Berlin E. V...Deut- 
scher Grabmal-Gewerbeverband E. V., Grabmalgruppe Gross- 
Berlin E. V., Deutscher Marmorfachverband E. V.. Gruppe 
Gross-Berlin E. V., und dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten, Gauverwaltung Brandenburg, am 27. November 
1920 abgeschlossenen Tarifvertrag mit den Aenderungen vom 
23.130. Juni bzw. 1. Juli 1921 für allgemeinverbindlich erklärt. 
Der berufliche Geltungsbereich der Allgemeinverbindlichkeit er- 
streckt sich auf alle technischen Angestellten der Steinmetz- 
geschäfte, der räumliche Geltungsbereich auf das Gebiet der Ein- 
heitsgemeinde Berlin. Die Verbindlichkeit beginnt mit dem 
1. August 1921. Sie ersetzt nicht die im Falle der Ueberschrei- 
tung der gesetzlichen Arbeitszeit etwa erforderliche Ausnahme- 
bewilligung der zuständigen Demobilmachungsbehörde. 


Neuregelung der Technikergehälter im Tieibaugewerbe, Be- 
zirksverein V (Hannover). Im Anschluss an den am 16. Juni 1920 
abgeschlossenen Bezirkstarifvertrag wurde mit Wirkung ab 
1. Juli 1921 ein Gehaltsabkommen getroffen, wodurch folgende 
Gehaltssätze festgesetzt werden: 

A) Jugendliche Angestellte, 





Ortsklasse lab: |Ortsklasse H ab: |Ortsklassell ab: 








E35. 20h. 2, 21.1.7.21.]1::5. 201. 2. 21.|1.7. 21.|t. 5; 20.2. 2, 21.1. 7.01. 


M. M. M. M. M. | M. M. | M. M. 
350 | 450 | sso | 333 | 433 | 533 | 315 | 415 | sıs 
400 | 500 | 625 | 380 | 480 | 605 | 360 | 460 | 585 

550 | 700 1 425 | 525 | 675 | 400 | 500 | 660 
525 | 625 | 800 | soo | soo | 775 | 475 | 575 | 750 


= im ersten Jahre der Ausbildung; 
= im zweiten Jahre der Ausbildung; 


De 5 2 nn 
3 
un 
oO 


im dritten und vierten Jahre der Ausbildung; 
nach dem vierten Berufsjahr bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres, 


B) Technische Angestellte nach Vollendung des 
20. Lebensjahres. 


»WV 








OrtsklasseI ab: | Ortsklasse IH ab: |Ortsklasselllab: 





1.5. 20.11. 2. 21.|1. 7. 21.{1. 5. 20.1. 2. 21.1. 7. 21 |ı. 5. 20.1. 2. 21.1. 7. 21. 
M. M. M. M. M. M. M. M, M. 
ı| 6oo | 2750| .90| szo| 720 | 920 | 540 | 690 | 890 




















u 750 900 | 1100 715 865 1065 675 825 1025 
IU 1000 | 1250 | 1375 950 | 1200 | 1325 900 | 1150 | 1275 
IV: 

a) | 1300 | 1550 | 1675 1235 1485 1610 | 1170 1420 | 1545 
b)| 1400 | 1650 | 1776 1330 | 1580 | 1705 1260 1510 | 1635 
c)| 1500 | 1750 | 1875 1425 1675 | 1800 1350 1600 | 1725 


Dienstalterszulagen vom 24, Lebensjahre an: 
in Gruppe 1: 5 Zulagen von je 50,— M. in Abständen von je 2 Jahren, 
in Gruppe II und Il: 5 Zulagen von je 40,— M. in jährlichen Abständen, 


Das letzte Gehaltsabkommen, abgeschlossen am 14. April 
dieses Jahres mit rückwirkender Krait ab 1. Februar 1921, wird 
hiermit ausser Kraft gesetzt. Die Kollegen, die gemäss dem 
Abkommen vom 14. April entlohnt wurden, haben für die Zeit 
vom 1. Februar bis 30. Juni keinen Anspruch auf die in vor- 
stehender Aufstellung verzeichneten Gehälter ab 1. Februar 
1921 bzw. auf den sich ergebenden Differenzbetrag. Die Gründe 
für die Ausserkraftsetzung des Abkommens vom 14. April 1921 
ergeben sich aus folgender protokollarischer Erklärung: 

„Da der Nachtrag vom 14. April d. J. die Genehmigung der Zentral- 
organisationen nicht gefunden hat, sind in dem neuen Abkommen die Sonder- 
zulagen in der Gruppe Ill wieder beseitigt. Um aber diejenigen Angestellten, 
die bisher diese Zulagen erhalten haben, in ihrem Einkommen nicht schlechter 
zu stellen, sollen Angestellte der Gruppe III vom 29. Lebensjahre ab, falls 
eine Ueberführung in Gruppe IV nicht möglich ist, das Gehalt der Gruppe IV a 
erhalten. Auf neu einzustellende Kräfte findet diese Vereinbarung keine 
Anwendung.“ 


Wir weisen darauf hin, dass den ab 1. Juli 1921 geltenden 
Gehaltssätzen die Anfang Juli in Kraft getretene Erhöhung der 
Bauarbeiterlöhne von 5—6 Prozent zugrunde liegt. 

Mit Wirkung ab 1. September 1921 werden wiederum neue 
Forderungen gestellt, wodurch den erhöhten Kosten der Lebens- 
haltung, zurückzuführen anf die Brotpreiserhöhung, Rechnung 
getragen werden soll. 


Neuregelung der Gehälter für das Hoch- und Tieibaugewerbe 
Gross-Berlin und Provinz Brandenburg. Bei den Verhandlungen 
über Revision der Gehälter gemäss $ 5 der Reichstarifverträge 
wurden für das Vertragsgebiet Gross-Berlin für die Zeit 
ab 1. Juli bis 30. September 1921 folgende Gehaltssätze erzielt; 
Hochbau: 


Gruppe I jetzt bisher 
a) unter 20 Jahren. . ».» . ...689,— 650,— M. 
b) von 20-24 Jahren . . 2... 927,30 875,— „ 
REIT VERTRETEN Eye 1050,— „ 
d)-über: 28 Jahre: ......0.. 0° u, 1851,50 1275,— » 
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Gruppe u une ruhe a 1325, — 1250, — M, 
Gruppe Il 
a) nach 3 Berufsjahren . . 2 2... 1378,— 1300,— M. 
b) ”» 6 ” . “ . . . ” 1484, — 1400, — ”» 
) „8 ” a LE 1500,— „ 
Gruppe IV 
a) unter 30 Jahren . . . 2 0... 1616,50 1525,— M, 
b) von 30—35 Jahren . . ... 1775,56 1675,— „ 
c) über 35 Jahre er 1908, — 1800,— „ 
‚Tiefbau: 
Jugendliche Angestellte . ee 125, 675,— M. 
Gruppe I N EEE EAN 1050, — 975,— ” 
Kruppe U 02, A ET ee 1275, — 1150,—: „, 
Gruppe II Lau aerd, ae Bern. e 1485, — 1350, — » 
Gruppe IV 
Ay unter. 30. fahre „un, 0..% 2015 057.2 2.14 7080 1550,— M. 
b) von 30-35 Jahren . . 2... 1850, — 1675,— ,„ 
c) über 35 Jahre 2000, — 1800,—  „ 


Für das Vertragsgebiet der p 58 - i - z 


Brandenburg wurden 
folgende Zulagen zu den Tarifsätzen erreicht: 


Hochbau: 
Gruppe I Angestellte unter 20 Jahren . 50,— M. monatlich 
im übrigen I a ER 73,— ” „ 
„ 1 BET NEE Te el Een 100, — ” ” 
ff} 11 Re EN a ee 9 0 ne ARE 125, — ” ” 


„ IV. =. a a le Ne a Bee en 150, — ” 2) 
Für Ortsklasse II ein Abschlag von 5 %, und für Ortsklasse III ein 
Abschlag von 10 ®/.. 
Tiefbau: 


Ortsklasse II: Gruppe 1.2.0000 825,— M, 
U 2 a a OT 
= U 2.2 oe ER ERDE 
5 IV a) unter 30 Jahren 1475,— „, 


b) von 30—35 Jahr. 1600,— „ 
c) über 35 Jahre 1700,— ,„ 
Für Ortsklasse III ein Abschlag von 10 ®%/, und für Ortsklasse IV ein 
Abschlag von 15 0/,. 
Gehaltserhöhungen im Hochbaugewerbe im Bergischen Land. 
Am 15. August fanden in Elberfeld Verhandlungen über unsere 
Gehaltsiorderungen statt. In den Verhandlungen wurde sei- 
tens der Arbeitgeber anerkannt, dass die schlechtere Bezah- 
lung der Bautechniker im Bergischen Land gegenüber dem 
Industriebezirk nicht mehr berechtigt” sei, Es wurde infolge- 
dessen vereinbart, die neuen Gehaltssätze den Gehältern Im 
Industriebezirk anzupassen. Die Gehaltserhöhungen treten ab 
1. August 1921 in Kraft und sind wie folet festgesetzt: 


GruppeI. Technische Hilfskräfte 
unter 20 Jahren st, 2.0, ERBE M 
von 20—24 „, a 200,— „ 
BR a EHER 
über 28 Jahre AN 250,— „ 
GruppeIl Anfänger 
von 20—24 Jahren : 225,— M. 
ER YER, re 250, 
über 28 Jahre . RE 
Gruppe Ill. Fertige Bautechniker 
von 20—24 Jahren a el TR 
m BALDR ya Do Re 
über 28 Jahre . . . 375,— „ 


Gruppe IV. Selbständige Bautechniker 
unter 30 Jahren Sure 375,— M. 
von 30—35 > TE I a a ae ” 
über‘35 jahre . ... . 400,— „ 
Ab 1. November kann erstmalig in neue Verhändlungey 
über Gehaltserhöhungen eingetreten werden. 


Erhöhung der Tariigehälter für das Baugewerbe in der 
Rheinprovinz. Durch Schiedsspruch des Tarifamtes werden die 
jetzigen Gehaltssätze der technischen Angestellten im Bauge- 
werbe wie folgt erhöht: 

in Köln für Monat August um 12 Prozent, für Monat Sep- 

tember um 15 Prozent; 
in den übrigen Orten des Tarifgebietes für 
Monat August um 10 Prozent, für Monat September um 
12 Prozent. 

Am 15. Oktober sollen neue Verhandlungen gepflogen wer- 

den über die ab 1. Oktober geltenden Tarifgehälter, 


Gehaltserhöhung Hochbau Düsseldori. Am 16, September 
fanden in Düsseldorf Verhandlungen über Gehaltserhöhungen für 
das Hochbaugewerbe im Stadt- und Landkreis Düsseldorf statt, 
die zu folgendem Ergebnis führten: 


Gruppe 1a) unter 20 Jahrent ti or Fi N us 2 1900,--..M. 
AR b) nach vollendetem 20, bis 24. Jahr 2 a EIOOR, 
a; 2) “= 2A RBT Re RE SDIO. . 
» d) über 28 Jahre A a a 0 FH ae 1400, — n 
Gruppe 2a) im ersten Dienstjahr , . . . es rn 6.1250, =, 
= b) „zweiten „ N ER 1375,— „ 
“ c) ,„ dritten 1 PN N ee ns RB 1500,— ,, 
Gruppe 3a) im ersten Dienstjahr "0.2 A 1700,— ,, 
“a b) „ zweiten und dritten Dienstjahr . a ITS, 5, 
“- c) „ vierten und fünften 7 SSSRHSTE, . ..180— „ 


_—[. 





Gruppe 45) unter 30: Jahren :. . N... usa 
» b) nach vollendetem 30. bis 35. Jahre. . 2... . 
. c) über 35 Jahre 228, Sr Va 2. 2300,—: „ 

Gruppe 5 bleibt freier Vereinbarung vorbehalten. 


Die vertragschliessenden Parteien sind darüber einig, dass 
in allen den Fällen, in denen bisher eine Entlohnung über Tarif 
stattgefunden hat, eine Gehaltserhöhung auf Grund dieser Ab- 
machung nur in Höhe bis zu 300 M. beansprucht werden kann. 
— Soweit Vorschüsse auf die zu erwartende Gehaltserhöhung 
bisher gezahlt wurden, sind solche anrechnungsfähig. 

Der vorstehende Gehaltstarif kann auf Antrag einer der 
beiden Parteien frühestens am 1. November 1921 einer Revision 
unterzogen werden, 


Bücherschau 


Bewegungsstudien. Von Gilbreth-Colin-Ross. 
Julius Springer, Berlin, 1921. Preis 10 M. Der Verfasser, einer der 
bedeutendsten Anhänger Taylors, ist der Fachwelt durch das nach 
ihm ‚benannte Maurersystem "bekannt. Er hat die Maurerarbeit taylo- 
risiert. Die Einführung eines verstellbaren Baugerüstes und eine ge- 
naue Anordnung von Mörtelschaff und Ziegelpacken, die richtige Ver- 
teilung der Arbeiten, ermöglicht es dem Maurer, in einer Stellung 
stehen zu bleiben, so dass er ungestört durch die Materialzufuhr er- 
heblich mehr leisten kann, als nach dem üblichen Verfahren. Auf 
Grund von Bewegungsstudien gelang es Gilbreth, die Spritzkelle zu er- 
finden, die 21 Ziegeı gleichzeitig einzumauern gestattet. In dem vor- 
liegenden Werke fasst Gilbreth alles das "zusammen, was bei Ein- 
führung der wissenschaftlichen Betriebsführung ‚beachtet werden soll. 
Mit amerikanischer Kürze zeigt er, in ‘welcher Weise die geistigen 
und körperlichen Anlagen des Arbeiters zu berücksichtigen seien, wie 
weit die Arbeitsbedingungen, Werkzeuge, Arbeitsräume, Kleidung usw. 
die Leistung beeinflussen, endlich, in welcher Weise die Geschwindig- 
keit der Arbeitsbewegung zu werten sei. Als Grundsätze der Bewe- 
gungsstudien führt er an: Totpunkte sind- möglichst zu vermeiden 
oder rasch zu überwinden, die Bewegungen sollen fast automatisch vor 
sich gehen und so kurz als möglich sein. Die Werkzeuge sind der 
Arbeit und dem Arbeiter anzupassen, der Energieverbrauch sei mög- 
lichst kıein. Mit Recht betont der Verfasser, dass zur Einführung 
des Systems nur besonders geschulte Kräfte verwendet werden sollen. 
Beachtenswert ist sein Vorschlag auf Schaffung eines Sammelinstitutes, 
das die gewonnenen Erfahrungen auf den verschiedenen Fachgebieten 
der wissenschaftlichen Betriebsführung allen Kreisen zugänglich machen 
sol, damit nicht dieselbe Arbeit immer wieder von vorne gemacht 
werden müsse. Gilbreth hofft, auf diese Weise auch die Gewerk- 
schaften für das Arbeitssystem zu gewinnen, da sie schliesslich ein- 
sehen werden, dass ‘jenes Land, das sich am intensivsten der neuen 
Aufgabe widmen wird, der leistungsfähigste Konkurrent auf dem Welt- 
markt sein’ werde. Wenn auch die Arbeit dem Kenner der Literatur 
nichts grundsätzlich Neues bietet, ist doch die Zusammenfassung an- 
regend und wert, auch von den Gegnern des Systems gelesen zu 
werden, um so mehr, als sich der Verfasser der Gefahren .des Systems 
in der Hand eigensüchtiger Unternehmer bewusst ist. 
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Die Bau- und Wohnungsfrage im Reichs- 
tagsausschuss’) 


Der. Wohnungsausschuss des Reichstags (13. Ausschuss) 
hat vor einiger Zeit einen Unterausschuss eingesetzt, der über 
die Beschaffung der Mittel für die Neubautätigkeit, die Rege- 
lung der Baustoffbewirtschaftung sowie die Neuorganisation 
des gesamten Wohnungs- und Siedlungswesens zu beraten und 
dem Gesamtausschuss geeignete Vorschläge zu unterbreiten 
hat. Auf Grund einer Berufung des Reichsarbeitsministers ge- 
hören dem Unterausschuss als stimmberechtigte Mitglieder 
auch ausserhalb des Reichstages stehende Sachverständige 
bzw, Vertreter solcher Organisationen an, die Vorschläge zur 
Behebung der Wohnungsnot. gemacht haben. Unter anderem 
nahmen als. Vertreter des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes und der AfA die Herren Dr. Wagner, Kaufmann 
und Ellinger, vom Deutschen Gewerkschaftsbund (christliche 
Gewerkschaft) die Herren Wiedeberg und Fromm an den Ar- 
beiten des Unterausschusses teil. Auch der Deutsche Wirt- 
schaftsbund für das Baugewerbe und einige andere Arbeit- 
geber- bzw. Händlervereinigungen waren im Ausschuss ver- 
treten. Ausserdem wurden vom Ausschuss zu bestimmten 
Fragen noch besondere Sachverständige gehört. Die Arbeiten 
des Ausschusses haben insgesamt etwa 14 Tage in Anspruch 
genommen. 

Den Beratungen über die Neuorganisation des Wohnungs- 
wesens lagen in der Hauptsache zwei verschiedene Vorschläge 
zugrunde; nämlich 1. die „Richtlinien zu einem Gesetz über die 
gemeinwirtschaftliche Regelung des Wohnungswesens“, die 
vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund und dem All- 
gemeinen freien Angestelltenbund aufgestellt, und die in Nr. 16 
der „Sozialen Bauwirtschaft‘ veröffentlicht worden sind, und 
2. der „Entwurf eines Reichsgesetzes über die Einführung der 
Gemeinwirtschaft im Mietwohnungswesen“ von Stadtrat Fried- 
rich Hofmann in Leipzig. Der Vorschlag des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und ‚des: Allgemeinen ireien 
Angestelltenbundes geht nach verschiedenen Richtungen weiter 
als der des Stadtrats Hofmann. Nach dem Vorschlage der Ge- 
werkschaften sollte das gesamte Mietwohnungswesen Deutsch- 
lands zwangsweise in die Gemeinwirtschaft überführt werden, 
während der Vorschlag des Stadtrats Hofmann. lediglich den 
Gemeinden die Ermächtigung geben will. ihr. Mietwohnungs- 
wesen in die Gemeinwirtschaft‘zu überführen. Träger der Ge- 
meinwirtschaft im Wchnungswesen sollten nach dem Vor- 
‘schlage der Gewerkschaften Gesellschaften öffentlichen Rechts: 
-Hausschaften, Wohnungsverbände, Landeswohnungsverbände 
und der Reichswohnungsverband sein. Der Vorschlag des 
Stadtrats Hofmann sieht dagegen die Bildung von Wohn- 
genossenschaften vor, die allerdings auch zu Wohnverbänden 
und durch ein besonderes Gesetz auch zu Landeswohnverbän- 
den und zu einem Reichswohnverband sollten zusammen- 
"geschlossen werden können. Nach dem Vorschlag der Gewerk- 
schaften hätten die Körperschaften öffentlichen Rechts den ge- 
samten Miethausbesitz gegen eine angemessene Rente zu ent, 
eignen, der Vorschlag Hofmanns sieht dagegen .nur die Be- 
wirtschaftung der Mietwohnungen durch die Wohngenossen- 
schaften vor, das Eigentum an den Wöhnungen soll den heu- 
tigen ‘Hausbesitzern erhalten bleiben. Nach dem Vorschlage 
der Gewerkschaften sollen die- Selbstverwaltungskörperschaiten 
öffentlichen Rechts alle das Wohnungs- und Siedlungswesen 
betreffenden Angelegenheiten unter der Oberhoheit der ge- 
setzgebenden Körperschaften des Reichs, der Länder und Ge- 
meinden selbständig regeln. Insbesondere hätten. diese 
Körperschaften auch die dafür nötigen Mittel zu beschaffen. 
Nach dem Vorschlag des Stadtrats Hoimann sollen ‚dagegen 
die Wohngenossenschaften fast ausschliesslich verwaltende 
Aufgaben haben. Der Wohnungsbau selbst wäre eine Aufgabe 
der Gemeinden. 
de 


®) Aus Nr. 18 der „Sozialen Bauwirtschaft“, 


BELERUKARADNREAETLIIARUNLULIURIUHEUDRRLRNRDLABERRN 


Erscheint mit Nr.40 der D.T.Z. 







QUININTHKBNIKIREUNLLLUDL UTAH FRUISARIITRKANUOGIRIREINNANAAURDLIRENUINHENIN 


Herausgegeben vom 

Bund der technischen Angestellten und 
Beamten RL 

Berlin NW 52, Werftstr.7 


7. Oktober 1921 





Im Unterausschuss hat sich für die Vorschläge der Gewerk- 
schaften leider keine Mehrheit gefunden, obwohl sich Stadtrat 
Hofmann selbst im wesentlichen für diese Vorschläge aus- 
gesprochen hat. Der Vertreter des Zentrums und die Ver- 
treter .der christlichen Gewerkschaften lehnten die Vorschläge 
der freien Gewerkschaften ab, und damit war das Schicksal 
dieser Vorschläge im Ausschuss besiegelt. Dagegen stimmten 
sowohl die Vertreter der christlichen, Gewerkschaften, wie die 
Vertreter des Zentrums den weniger weitgehenden Vorschlägen 
des Stadtrats Hofmann zu. Da nach Ablehnung der Gewerk- 
schaftsvorschläge, trotz grosser Bedenken im. einzelnen, auch 
die Vertreter der freien Gewerkschaften und der sozialistischen 


Parteien für den Vorschlag Hofmann stimmten, um wenigstens 


etwas zu erreichen, wurde dieser Vorschlag mit 12 gegen 
10 Stimmen angenommen. «Der Vorschlag geht nun zunächst 
an das Plenum des 13. Ausschusses. 

Zur Finanzierung des Wohnungsbaues in. den nächsten 
Jahren wurden von verschiedenen Seiten Vorschläge gemacht. 
Die Vertreter der freien Gewerkschaften gingen davon aus, 
dass eine befriedigende Regelung dieser :Frage nur zu er- 
reichen sei durch: die Einführung der -Gemeinwirtschaft. im 
Wohnungswesen. : Das ganze Volk müsse eine Wohngemein- 
schaft werden. - Diejenigen, .die heute "Wohnungen hätten, 
müssten gemeinsam mit denen, die keine Wohnung bekommen 
können, die h&utigen hohen Baukosten tragen, indem sie ge- 
meinsam die Mittel zur Finanzierung des -Wohnungsbaues 'be- 
schaffen. Dabei sei die grösste Verbilligung der. Baustoffe. un. 
der Bauausführung zu erstreben. Die Vertreter der Gewerk- 
schaften erkannten jedoch an, dass bis zur gemeinwirtschait- 
lichen Regelung des Wohnungswesens ein Provisorium zur 
Finanzierung des Wohnungsbaues erforderlich sei. 

Eingehend unterhielt sich der Ausschuss über den notwen- 
digen Umfang des Bauprogramms für die nächsten Jahre. Der 
Abgeordnete Bahr (D.D.P.) hatte einen Vorschlag vorgelegt, 
der die Erbauung von 1400000 Wohnungen — davon 400 000 


- Siedlungen — in den nächsten fünf Jahren vorsah. Von anderer 


Seite wurde bezweifelt, dass sich zur Durchführung einss 
solchen Bauprogramms die nötigen Mittel, Arbeitskräfte und 
Baustoffe beschaffen lassen. Es wurde für die nächsten beiden 
Jahre ein. Programm von je 100 000 bzw. 150000 Wohnungen 
vorgeschlagen. Die Mehrheit des Ausschusses empfahl schliess- 
lich die Aufstellung eines Programms für die nächsten beiden 
Jahre mit je 200000 bezuschussten Wohnungen im Jahre. 
Darüber, woher die Mittel zur Finanzierung der Bautätig- 
keit in den nächsten Jahren genommen werden sollen, gingen 
die Meinungen der Ausschussmitglieder weit auseinander. 
Einigkeit — und zwar volle Einigkeit — bestand nur darüber, 
dass die Wohnungsneubautätigkeit aus der Wohnungswirt- 
schaft selbst finanziert werden müsse. Von den Anhängern der 
Privatwirtschaft wurde eine stärkere Heranziehung des Privat- 
kapitals zum Wohnungsbau empfohlen. Die Vertreter dieser 
Richtung möchten am liebsten eine Wohnungspolitik treiben, 
die allmählich zur Aufhebung der Mieterschutzgesetzgebung 
und zur. Wiederherstellung des freien Spiels der Kräfte auf dem 
Bau- und Wohnungsmarkte führt. Die Vertreter des Gemein- 
wirtschaftsgedankens wiesen demgegenüber darauf hin, dass 
das Privatkapital Wohnungen nur bauen könne, wenn sich die 
Neubaukosten aus den Mieten ordnungsgemäss verzinsen lassen, 
was zurzeit etwa eine Verfünfzehnfachung und vielleicht bald 


Die Soziale Bauwirtschaft“ 


ist die Zeitschrift des 


Verbandes sozialer Baubetriebe. 


‚ Die Bezugsgebühr beträgt für die Mitglieder des Bundes 
statt 15 Mark nur 9 Mark vierteljährlich. 
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eine Verzwanzigfachung der Mieter der Vorkriesszeit - not- 
wendig machte. Derartige Mieten für neue Wohnungen hätten 
ähnliche Mieten für alte Wohnungen, die "Aufhebung. der 
Mieterschutzgesetze und die volle Wiederherstellung des freien 
Spiels der Kräfte auf dem Bau- und Wohnungsmarkt zur Vor- 
aussetzung, Der Ausschuss war fast einmütig der Auffassung, 


dass zurzeit die Aufhebungen der Mieterschutzgesetze und die # 

Wiederherstellung des freien Spiels‘der Kräfte auf dem Bau? 

und » Wohnungsmarkt. nicht. angängig sei, und dass ohne öffent- 
überwindent'seis ) 9 


lıche Zuschüsse die Wohnungsnot nicht zu 
Ziemliche Einmütigkeit erreichte man im Ausschuss » darüber, 
dass die Aufbringung der Mittel zur Finanzierung des als not» 
wendig... erachteten--Bauprogramms -ohne einen Ausbau---des 
jetzigen ‚Wohnungsab&abengesetzes, d. h. "ohne eine wesent- 
liche Erhöhung ‘der Wohnungsmieten, nicht zu erreichen. sei. 
Die Gewerkschaftsvertreter stimmten der Erhöhung der Woh- 
uungsabgabe zu unter der Voraussetzung, dass die Renten-, 
Lohn- und Gehaltsempfänger ihre Jahresbezüge: um den Betrag 
der Mietsteigerung erhöht erhalten. _Sie: forderten ausserdem, 
dass die in der Baustoffproduktion entstehenden Goldwerte 
eriasst und dem Wohnungsbau zugeführt ‘werden. Das:Er- 
gebnis der sehr langen und sehr eingehenden Beratung war 
schliesslich die Annahme folgender, im wesentlichen von 
Dr. Wagner‘ vorgeschlagenen i 


Richtlinien zu einem verstärkten Wohnungsbauprogramm für 
die Jahre 1922/1923, 


Der Unterausschuss des Wohnungsausschusses empfiehlt 
die Aufstellung eines Bauprogramms für zwei Jahre, das für 
jedes Jahr die Herstellung von 200000 bezuschussten Woh- 
nungen vorsieht. 


A. Die Bedeutung des Bauprogramms. 

Wir müssen volkswirtschaftlich produktiv bauen. Bauen 
lieisst Kapital binden. Kapital binden heisst dem Wirtschafts- 
körper Kapital entziehen. Vor dem Kriege bauten wir aus den 
Ueberschüssen des deutschen Volkseinkommens, heute gibt es 
keine Ueberschüsse aus dem deutschen Volkseinkommen. Wir 
verzehren mehr als wir produzieren. Wenn wir bei passiver 
Wirtschaftsbilanz von der Substanz des Volksvermögens leben 
und dennoch bauen müssen, so muss das volkswirtschaftlich 
produktive Bauen zum heiligen Grundsatz erhoben werden, 
Voikswirtschaftiich produktiv bauen heisst durch Kapitalbindung 
in Bauten mittelbar und unmittelbar neue produktive Werte 
schaifen. Wenn wir mehr Bergarbeiterwohnungen bauen, haben 
wir mehr Kohle, wenn wir mehr Landarbeiterwohnungen bauen, 
vergrössern wir den Nahrungsspielraum ‘des Volkes. Wenn 
wir bauen, um die Rohstoffproduktion zu heben, dann ver- 
bessern wir unsere passive Wirtschaftsbilanz. 

Das Wohnungsbauprogramm für die nächsten Jahre muss 
darum eingestellt sein auf einen Wohnungsbau, der mittelbar 
und unmittelbar mehr Kohle schafft, mehr Fisen und Stahl 
schaiit, mehr Düngemittel schafft, mehr Brotgetreide schafft, 
kurz, die Einfuhrgüter entbehrlich macht und die Ausfuhr von 
Rohstoffen und Qualitätswaren steigert. 

Hängt von diesem produktiven Bauen die Existenz unseres 
Volkes ab, so müssen wir bekennen, dass -das Wie und Wo 
des Bauens nicht dem freien Spiel der Kräfte überlassen bleiben 
kann. Wir müssen einen verantwortlichen Träger für die 
Durchführung des Programms schaffen. Bisher gab es einen 
solchen Träger nicht. 


B. Die verantwortliche Durchführung des 
Bauprogramms. 

1. Für die Durchführung des Wohnungsbauprogramms ist 
ein dem Reichsarbeitsministerium anzugliederndes Reichs- 
kommissariat für das Wohnungs- und Siedlungswesen, mit 
einem Reichskommissar an der Spitze, zu schaffen. 

2. Dem Reichskommissar ist ein engerer und ein erwei- 
terter Beirat zur Seite zu stellen. 

Der engere Beirat besteht aus: 

a) dem Reichskommissar für das Wohnungs--und Siedlungs- 
wesen als Vorsitzenden, 
R einem Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums, 
c) einem Vertreter des Reichsfinanzministeriums, 
d) einem Vertreter des Reichsernährungsministeriums, 
e) aus drei Vertretern des Reichsrats. 
Der erweiterte Beirat besteht aus: 
2) den Vertretern des engeren Beirats, 
b) zwei Verteiler der Städte über 50.000 Einwohner, 
c) zwei Vertretern der Städte und Gemeinden unter 50 000 

Einwohnern, 

a zwei Vertretern der Wohnungsfürsorgegesellschaften, 

e) vier Vertretern der baustofierzeugenden Industrie (Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer), 

f) zwei Vertretern des privaten Baugewerbes (Arbeitgeber 

‚„. und Arbeitnehmer), 5 

£) einem Vertreter des Verbandes sozialer Baubetriebe, 
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h) einem Vertreter des- Verbandes christlicher Bauproduktiv- 
genossenschaften, ER Bi 
i) zwei Vertretern des Baustoffhandels. _ =: 

3. Der Reichskömmissar erhält die Befugnis, nach Anhören 
des erweiterten Beirats und im Benehmen mit dem engeren 
Beirat und unter Zustimmung des Reichskabinetts Verord- 
ungen mit Gesetzeskraft zur Durchführung des Wohnungsbau- 
Programms zu erlassen. 

C.Beschaffung.der.Mittel, Zrte 

..l. Die inflationistische Finanzierung. des Wohnungsbaues 

kann im Interesse der Gesundung'ühserer Wirtschaft erst dann 

in. Betracht gezogen werden, wenn auf anderem Wege Mittel 
nicht zu beschaffen sind. ; 
2. Die Mittel zum Wohnungsbau sollen grundsätzlich aus 
der Wohnungswirtschaft selbst heraus flüssig gemacht werden. 
Solange eine dauernd gesicherte gemeinwirtschaftliche -Kapital- 
quelle für den Wohnungsbau nicht zur Verfügting' steht, sind 
die auf dem Baumarkt oder in der Wohnungswirtschait. eriass- 
baren Kapitalquellen zu benutzen, Beh» ; 
3. Die Aufbringung der Mittel auf dem. Wege: der Anleihe- 
wirtschaft sollte erst dann erfolgen, wenn feststeht, dass die 
direkte Aufbringung des notwendigen Baukapitals: nicht zu er- 
reichen ist. 
4. Für die nächstiährige Bautätigkeit sind folgende Kapital- 
quellen flüssig zu machen: 
I. Aus der Baustoffproduktion. 
a) Erfassung der Abbruchswerte, die einen Friedensbauwert 
von 10000 Mark überschreiten, 
b) Erfassung der Goldmarkwerte des nicht staatlichen Nirtz- 
holzeinschlages der Wälder, 
c) Erfassung der Goldmarkwerte neu zu erschliesender Roh- 
stoffelder für Baustoffe aller Art, f 
d) Erfassung der Mehrwerte, der der baustofferzeugenden 
Industrie der Produktion über den Umsatz vom 1. Juli 1921 
hinaus erwächst, 
e) Erfassung des Mehrwertes, der der baustofferzeugenden 
Industrie durch freiwillige oder zwangsweise Rationali- 
sierung der Betriebe entsteht, 
f) Erfassung der Valutadifferenz bei der Fin- und Ausfuhr von 
Baustoffen, 
g) Erfasung des Mehrwertes, der der baustofferzeuzenden 
Industrie durch Anwendung von Patenten entsteht, die 
von Erfindern durch Ablösung ihrer Erfinderrechte er- 
worben sind, 
N. Aus der Grund- und Gebäudewirtschaft. | 
a) Schärfere Erfassung des Ertrages aus der Grund- und Ge- 
bäudesteuer bei denjenigen Städten und Gemeinden, deren 
Steuersätze unter dem Reichsdurchschnitt liegen, 

b) schärfere Erfassung der Mieträume aller Art, 

c) schärfere Erfassung der Mietwerte derjenigen Wohntmgen, 
deren Friedenswert 2000 M. überschreitet, 

d) schärfere Erfassung der Mietwerte .unterbelegter Mietwch- 
nungen. 

IM. Aus der privaten Kapitalwirtschaft. 

a) Verwertung des in den Depositenkassen der Banken lie- 
genden Privatkapitals für gering verzinsliche Hypotheken, 

b) Steuer- und Abgabebefreiung für dasjenige Privatkapital, 
das dem Wohnungsbau langfristige, zinslose Hy»otheken 
zur Verfügung stellen will. . 

IV. Ausdem Mietwohnungswesen. 

Erhöhung der Mietsteuer unter der Voraussetzung, dass 
alle Renten-, Lohn- und Gehaltsempfänger ihre Jahresbezüge um 
denjenigen Betrag erhöht erhalten, der der durchschnittlichen 
Mietsteigerung der Wohnungen entspricht. 

Die Steuer muss so erhoben werden, dass der Mietertrag 
des Hauses bei Ermittelung des Wertes für die Grundsteuerver- 
anlagung und Beleihung nicht um den Zuschuss erhöht erscheint. 


D. Verteilung der Mittel, : 

1. Von den gesamten aufkommenden Mitteln sind 20 vom 
Hundert in eine Ausgleichskasse des Reiches abzuiühren, die 
aus diesem Fonds vorzugsweise Bauvorhaben finanziert, deren 
Zweck auf eine Erweiterung des Nahrungsspielraums und auf 
eine Hebung der Produktion lebenswichtiger Güter, insbesondere 
auf die Produktion von Ausfuhrgütern eingestellt sind. 

2. Von den gesamten aufkommenden Mitteln (ausschliesslich 
des Ausgleichsionds des Reiches) sollen nicht mehr als 50 vom 
Hundert den Städten und Gemeinden mit mehr als 20 000 Ein- 
wohnern. zur Befriedigung der dringlichsten Wohnungsnot zu- 
geführt werden, 50 vom Hundert sind den Städten und Gemeinden 
unter 20 000 Einwohnern zuzuführen. 

3. Die Verteilung der gesamten Mittel hat mit der Mass- 
gabe zu erfolgen, dass mindestens 80 vom Hundert der bezirklich 
zur Verteilung gelangenden Mittel dem Einfamilienhausbau init 
Gärten, sowie dem Bau von Siedlerstellen zufliessen, 
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4. 30 vom Hundert der den Städten und Gemeinden unter 
29 000 Einwohnern zuzuführenden Mittel sind den provinziellen 
Wohnungsfürsorgegesellschaiten zur planmässigen Förderung 
des ländlichen und des gartenstädtischen Siedlungswesens zur 
Verfügung zu stellen. 


E. Gemeinwirtschaftliche Verwendung der 
Mittel, 


Die von der Allgemeinheit aufgebrachten Mittel sind mit 
mindestens 75 vom Hundert Baugenossenschaften, Siedlungs- 
zgesellschaften und Gemeinden für den gemeinwirtschaftlich ge- 
bundenen Wohnungsbau zuzuführen. Der Rest kann zum Bau 
privater Einfamilienhäuser verwendet werden, sofern diese 
Mittel gegen spekulative Ausnutzung gesichert sind. 

F.Sparsame VerwendungderMittel. 

1. Das. bargeldlose Bauen ist dadurch zu fördern, dass die 
zuschussverteilenden Stellen Baustoffe ‚anstatt bares Kapital zur 
Verfügung stellen. 

2, Mit grossem Nachdruck ist darauf hinzuwirken, dass 
folgende. Verbilligungsmöglichkeiten seitens der zuschussge- 
benden Stellen bei der Ausführung der Bauten ins Auge gefasst 
werden: 

a) sparsamste Geländeaufteilung und Erschliessung unter Ver- 
meidung der kostspieligen Schwemmkanalisation, 

b) sparsamste Grundriss- und Aufrissgestaltung der Häuser, 

c) Typisierung der Bauten und Normalisierung von Bauteilen, 

d) Einschaltung gemeinwirtschaflich arbeitender Baubetriebe in 
die freie Konkurrenz, 

e) Bau von geschlossenen Kolonien in Grossunternehmung, 

f) geordnetes Herausbringen der Bauaufträge unter Vermeidung 
gegenseitigen Ueberbietens auf dem Bau- und Baustofimarkt. 


G. Beschaffung der Arbeitskräfte. 

1. Sofern sich bei der Durchführung eines verstärkten Bau- 
programms ein Mangel an Arbeitskräften bemerkbar macht, sind 
die Bezirkswohnungskommissare zu -ermächtigen. volkswirt- 
schaftlich unproduktive Bauten stillzulegen und nicht dringliche 


‘Reparaturen in die Wintermonate verlegen zu lassen, 


2, Die aus Mangel an Arbeitsgelegenheit im Winter zur 
Verfügung stehenden Bauarbeiter sind, soweit sich das mit der 
Dauerbeschäftigung der Baustoffe erzeugenden Arbeiter verein- 
baren lässt, zur Herstellung von Baustofien, zur Vorbereitung 
und Einrichtung von Baustellen u. a. m. zu verwenden. 

3. Die Ausnutzung der Arbeitskräfte auf der Baustelle ist auf 
einen gleichmässig intensiven Arbeitsvorgang unter Vermeidung 
des Stossbetriebes einzustellen. 

4. Soweit angängig, sind Arbeitskräfte durch arbeitskraft- 
ersparende Gerüste, Geräte nnd Maschinen zu ersetzen. Zur 
Förderung der wirtschaitlichen Betriebsführung im Baugewerbe 
werden dem Reich zehn Millionen Mark zur Verfügung gestellt. 

5, Die Ausbildung von Lehrlingen ist zu fördern. 

6. Sollten alle diese Massnahmen nicht hinreichen, Arbeits- 
kräite frei zu machen, so ist die Beschaffung weiterer Arbeits- 
kräfte den sozialen Baubetrieben im Benehmen mit den bauge- 
werblichen Gewerkschaften zu überlassen. 

H. Erfassung des verfügbaren Wohnrauumes, 

Die Städte und Gemeinden haben dem Reichswohnungs- 
kommissar binnen drei Monaten zu melden: 

a) wieviel Wohnraum durch Aufteilung grössere: Wohnungen, 

b) wieviel Wohnraum durch Zwangseinquartierung, 

c) wieviel Wohnraum durch Ausbau von Dachgeschossen und 
sonstigen geeigneten Bauten verfügbar gemacht werden kann. 

Der Reichswohnungskommissar ist ermächtigt, die Städte 
und Gemeinden zur zwangsweisen Erfassung des verfügbaren 
Wohnraumes anzuhalten, ' 


Besondere Anträge: 

Zu diesen Richtlinien wurden noch einige besondere Anträge 
angenommen, darunter ein Antrag des Stadtrats Hofmann, 
Leipzig, dessen Ziel ist, zwischen den Mieten für alte und den 
Mieten für neue Wohnungen einen Ausgleich zu schaffen und 
beide möglichst auf eine Höhe zu bringen. Ferner ein Antrag 
Ir. Wagner-Kuhnt: 

Der in den alten Häusern durch die allgemeine Geldent- 
werteng mittels Erhöhung der Mieten entstehende Mehrwert 
der Häuser soll der Allgemeinheit für die Zwecke der För- 
derung des Wohnungswesens, besonders uer Erstellung neuer 
Wohnungen zugeführt werden. 

Dem Hausbesitzer wird sein Eigenkapital ebenso wie das 
Kapital des Hypothekengläubigers in. Papiermark verzinst. 

Ferner ein Antrag Ellinger: 

Der Reichstag wolle der Reichsregierung empfehlen, zur 
Verbilligung der Bauausführung die Einrichtung gemeinwirt- 
schaftlich arbeitender Baubetriebe- finanzieh mehr als bisher 
zu unterstützen. Zunächst wolle die Regierung zur Ein- 
richtung gemeinwirtschaftlich arbeitender Baubetriebe 100 Mil- 
lionen Mark bereitstellen. 


DER BAUTECHNIKER 1921 79 


Zur Baustofibewirtschaftung hatten der Allgemeine Deutsche 
Gewerkschaftsbund und die baugewerblichen Arbeiterverbände 
jenen Vorschlag zur gemeinwirtschaftlichen Regelung der Bau- 
stoffbeschaffung eingereicht, der in Nr. 6 der „Sozialen Bau- 
wirtschaft‘ veröffentlicht wurde. Der Vorschlag sah d’e Bildung 
einer Reichsbaustoffgemeinschaft und die Errichtung :von Bau- 
stoffbeschaffungsstellen in den verschiedenen Wirtschaftspro- 
vinzen Deutschlands vor. Die Reichsbaustoffgemeinschaft sollte 
die Möglichkeit haben, ie nach Bedarf die Baustoffproduktion 
und den Baustoifhandel gemeinwirtschaftlich zu regeln und ihrer 
Leitung zu unterstellen. Sie sollte zunächst nicht alle Baustoff- 
betriebe in Gemeineigentum überführen, sondern nur nach Be- 
darf eigene Baustoffbetriebe errichten Oder erwerben, um in 
die privatkapitalistische Baustoffproduktion eine xemeinwirt- 
schaftliche Konkurrenz. einzuschalten und damit eine Kontrolle 
der Produktionskosten zu ermöglichen. Zu diesem Zweck sollte 
sie allerdings das Recht der Enteignung von Baustoffbetrieben 
erhalten. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sollte die Reichsbau- 
stoffgemeinschaft vom Reich mit einem Kapital von 500 Mil- 
lionen Mark ausgestattet werden. 

Im Ausschuss wurden sowohl die. Vorschläge der freien wie 
die der christlichen Gewerkschaften abgelehnt. . Dagegen be- 
schloss der Ausschuss folgenden von Freiherrn von Stein ein- 
gebrachten 


Antrag zurBaustoffwirtschaftfürdengemein- 
nützigen Kleinwohnungsbau. 
I. 

Nach der gegenwärtigen Lage auf dem Baustofimarkt er- 
scheint es nicht ausgeschlossen, dass eine vermehrte Bautätig- 
keit Verwirrung in den Preisen der Baustoffe und Bauteile her- 
vorruft. Es ist rechtzeitig Vorsorge zu treffen, damit nicht durch 
ungerechtfertigte Preissteigerungen auf diesem Gebiete ein Teil 
der zur Verteilung vorgesehenen Baukostenzuschüsse aufge- 
sogen wird, ohne dass die Bautätigkeit davon Vorteil hat. 


H. 

Nach den bisherigen Erfahrungen bietet weder irgendeine 
Form der Zwangswirtschaft noch die Monopolisierung des Bau- 
stoffverkehrs in einer oder mehreren Gesellschaften Aussicht. 
dass sie die in Ziffer I gestellten Aufgaben erfüllt. Derartige 
Massnahmen schnüren das Wirtschaftsleben in unnötiger Weise 
ein, ohne der Bautätigkeit die erhoffte Hilfe zu bringen. 


IM. 

Die Aufgabe, Baustoffe und Bauteile für. Zuschussbatiten zu 
angemessenen Preisen bereitzustellen, wird zweckmässigerweise 
in erster Linie den schon bestehenden Gesellschaften übertragen, 
die sich dieser Aufgabe für den gemeinnützigen: Kleinwohnungs- 
bau schon jetzt unterziehen. Diese Gesellschaften sind zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben zu stärken. Ihr landschaftlicher Cha- 
rakter (z. B. provinzielle Wohnungsfürsorge-Gesellschaften in 
Preussen, Bayerische Siedlungs- und Landbank, Landessied- 
lungsgesellschaft Sächsisches Heim usw.) muss bewahrt bleiben. 
Der Ueberbau einer Reichszentralzesellschaft ist unzweck- 
mässig. 

IV 


Die Stärkung der Gesellschaften ist vornehmlich nach zwei 

Gesichtspunkten zu wünschen: 

a) Hindernisse, die der Tätigkeit der Gesellschaften aus dem 
Gebaren von Kartellen und Syndikaten erwachsen, sind, ohne 
einer durchgreifenden gesetzlichen Regelung des Kartell- und 
Syndikatswesens vorzugreifen, durch Vorschriften im Sirme 
der Verordnung zur Behebung der dringenden Wohnungsnot 
vom 9. Dezember 1919 aus dem Wege zu räumen. 

b) Den Gesellschaften sind nötigenfalls vom Reiche die zur Er- 
füllung ihrer Aufgabe nötigen Kredite zur Verfügung zu 
stellen. Die Höhe dieser Kredite und die Bedingungen der 
Gewährung regelt der Arbeitsminister im Rahmen der verfüg- 
baren Mittel. 


Gegen die Stimmen der Rechten nahm der Ausschuss ferner 
noch folgenden Antrag Hofmann, Leipzig, an, der wenigstens 
bis zu einem gewissen Grade den abgelehnten Vorschlägen der 
Gewerkschaften entspricht. 

1. Es wird eine Reichsbaustoff G. m. b. H. begründet, die 
die Aufgabe hat, Baustoffbetriebe zu erwerben und zu be- 
treiben. Zur Finanzierung dieser Gesellschaft wird dem 
Sul ein Betrag von 500 Millionen Mark zur Verfügung ge- 
stellt. 

2. Auf Grund des Sozialisierungsgesetzes wird dem Reich, 
den Ländern und Gemeimden das Recht erteilt, Baustofibe- 
triebe zugunsten der Reichsbaustofigesellschaft, von Landes- 
zesellschaften oder von gemeindlichen gemeinnützigen Sied- 
lüngsgesellschaften zu enteignen. Ueber die Entschädigung 
werden gesetzliche Bestimmungen getroffen, die eine wirt- 
‘schaftliche Fortführung des enteigneten Betriebes durch den 
Rechtsnachfolger gewährleisten, 
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3. Es wird eine gesetzliche Bestimmung getroffen, wonach 
auf die Syndikate in der Baustoffwirtschaft durch Abordnung 
von Vertretern der Arbeitnehmer und der Konsumenten (ge- 
meinwirtschaftliche und private Bauunternehmer)- zu mass- 
gebenden Verhandlungen dieser Syndikate hinreichender: Ein- 
fluss gewonnen wird. Ki 

Ferner beschloss der Ausschuss auf Antrag Dr. Zisselers 
einstimmig: 


„Der Reichstag wolle der Reichsregierung empfehlen, für. 
die wichtigsten Baustoffe Spezialtarife für die Eisenbahnfracht ° 


einzuführen, die geeignet sind, die Wirkung der hohen Fracht- 
sätze auf die Bautätigkeit wieder aufzuheben.” 
‚Dies der vorläufige Bericht über die Ergebnisse. der Ver- 
handlungen des Unterausschusses. Im einzelnen werden wir 
auf die Arbeiten des Ausschusses noch zurückkommen. 
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Leistung und Vorbiidung. Auf eine Anfrage unserer Orts- 
verwaitung Chemnitz, ob die nach der staatlichen Besoldungs- 
ordnung in Gruppe X eingestuften Regierungsarchitekten abge- 
schlossene Hochschulbildung (Diplomprüfung) besitzen, teilt 
das sächsische -Finanzministerium mit, dass dies nicht der Fall 
Ist. Die betreffenden Regierungsarchitekten der staatlichen 
Hochbauverwaltung sind sämtlich auf der Akademie der bil- 
denden Künste in Dresden ausgebildet worden. Ihre Anstellung 
erfolgte auf Grund ihrer ganz besonderen architektonischen 
Befähigung. Wir können der Bemerkung des -Finanz- 
ministeriums: „Erfahrungsgemäss ist eine solche (Befähigung) 
nicht ausschliesslich auf dem Wege der Schulung zu erlangen“, 
nur vollinhaltlich zustimmen und sie den anderen Regierungen 
zur Nachahmung empfehlen. 


Die Aussichten für Tieibautechniker in Spanien: (Maschi- 
nisten, Baggermeister, Ingenieure) auf Anstellung, insbesondere 
bei öffentlichen Arbeiten, sind, wie das Reichsauswanderungs- 
amt hört, sehr. ungünstig, da sich die sozialen Verhältnisse in 
letzter Zeit stark zugespitzt haben, Streiks verursachen zudem 
oft längeren Verdienstausfall. Besser seien die Aussichten für 
Bewerber, die genügend Sprachkenntnisse besitzen und ihre 
Dienste bei passender Gelegenheit an Ort und Stelle anbieten. 
Doch haben auch sie mit längerer Wartezeit’ zu rechnen, wäh- 
rend derer ein Unverheirateter bei bescheidenen Ansprüchen 
monatlich mindestens 400 bis 500 Pesetas als Verbrauch. rech- 
nen muss. 


Gewerkschaftsarbeit 


Neuer Reichstariivertrag für die Architekten. Der bisherige 
Reichstariivertrag für die technischen und künstlerisch tätigen 
Angestellten bei den deutschen Privatarchitekten vom 7. Sep- 
tember 1920 war vom Bund Deutscher Architekten am 29. Juni 
d. J. gekündigt worden, wodurch er am 30. September seine 
Gültigkeit verloren hat. Die sofort aufgenommenen Verhand- 
lungen haben dazu geführt, dass am 1. Oktober. 1921 ein neuer 
Reichstarifvertrag abgeschlossen wurde. 3 

Der neue Reichstarifvertrag weicht von dem bisherigen nur 
in sehr wenigen Punkten ab. Die Arbeitgeber forderten die 
allgemeine Einführung der 48stündigen 'Arbeitswoche und es 
sagte ihnen die bisherige Regelung für Ueberstundenarbeit — 
Abgeltung jeder Ueberstunde durch zwei Freistunden — nicht 
zu. Unsere Stellungnahme gegenüber den Arbeitgebern in 
diesen beiden Punkten war dadurch besonders erschwert, dass 
sie uns einwandfrei nachwiesen, dass von den Kollegen selbst auf 
die Einhaltung der bisherigen Bestimmungen des Reichstarif- 


vertrages sehr wenig Wert gelegt worden ist. In zahllosen . 


Fällen haben die Angestellten die im $ 2 festgelegte Arbeitszeit 
in ihren Betrieben nicht zur Durchführung gebracht. Auch sind 
von ihnen die Ueberstunden geleistet worden, ohne dass dafür 


die im $ 3 vorgesehenen Freistunden gewährt ‘worden sind. ° 


Wir konnten uns nicht dazu verstehen, den Forderungen der 
Arbeitgeber zu entsprechen. In dem neuen Reichstarifvertrag 
ist festgelegt, dass die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit, 
sowie die Abgeltung der Ueberstundenarbeit durch die Bezirks- 
tarifverträge zu regeln ist. Hierbei ist freigestellt, ob die Ueber. 
stunden durch Freistunden oder durch Geldentschädizung abge- 
golten werden. Von unserer Seite wurde als Gegenleistung für 


das Entgegenkommen, welches ohne Zweifel bezüglich der Ar- - 


beitszeit und Ueberstundenarbeit in der neuen Fassung der $$ 2 
und 3 gegeben ist, gefordert, dass 


1. hinsichtlich des Urlaubs und der Eingruppierung die 
Kriegsdienstjahre als Berufsjahre angerechnet werden, 

2. technische Angestellte, die eine Fachschule nicht absol- 

viert haben, in diejenigen Gruppen einzureihen sind, deren 

Tätigkeit sie ausüben, 


— 


Nr. 25° 


3, die bisherigen Fristen von vier zu. vier Monaten für. 'eine 
Gehaltsrevision: umgeändert werden in drei Monate. 
Diesen Forderungen haben die Arbeitgeber zugestimmt. 
"Des weiteren beabsichtigten wir, für- die verheirateten An- 


'gesteliten eine besondere Kinder- und Familienzulage zu -for- 


dern. ° Es ist jedoch auch in der „D.T.-Z.“. schön «mehirmals 


“eingehend dargelegt worden, dass die Einführung solcher be- 


sonderen Zulagen für die Veerheirateten selbst ‚eine grosse Ge- 
fahr in sich berge, wenn die Zahlung nicht durch Ausgleichs- 
kassen geregelt wird, so dass der einzelne Arbeitgeber nicht 
daran interessiert ist, ob er in seinem Betrieb verheiratete oder 
ledige Angestellte beschäftigt. Die Verhandlungen über die 


Einrichtung dieser unbedingt notwendigen Ausgleichskassen sind, 


noch nicht zum Abschluss gekommen, Um jedoch die Absicht 
zur Einführung der Familienzulagen schon in dem jetzt abge- 
schlossenen Reichstarifvertrag zum Ausdruck zu bringen, ist 
dem Vertrage eine protoköllarische. Erklärung: angeheftet, ‘die 
folgenden Wortlaut hat: a 
" „Die vertragschiiessenden Parteien erklären sich bereit, nach‘, Ab-, 
schluss des Reichstarifvertrages in Verhandlungen die Frage zu prüfen, 
ob ‘sich. besondere Ausgleichskassen schaffen lassen, aus. derien bei 
verheirateten Angestellten Fami.enzulagen gezahlt werden. Hierbei be- 
steht‘ Einmütigkeit darüber, dass die erforderlichen . Mittel--von den 
selbständigen Privatarchitekturbetrieben nach der. Zahl. der von ihnen 
beschäftigten technischen Angestellten aufzubringen. sind.“ , N 

».. Der neue Reichstarlfvertrag hat Geltung bis zum ‘30. Sep- 
tember 1922. RT ee 

Es ist nun notwendig, auch in den Bezirken die Verhand- 
lungen 'zur Erneuerung der Bezirkstarifverträge sofort aufzu- 
nehmen, da auch diese nur für die Dauer des Reichstarifver- 
trages Geltung haben. = 


Neuregelung der. Gehälter für Architekten im Freistaat 
Sachsen. Die Verhandlungen über Revision der Gehaltssätze 
mit.dem Bund Deutscher Architekten, Landesbezirk Sachsen, 
sind nunmehr zum Abschluss gekommen. Es wurde folgendes 
Ergebnis erzielt: RE 


Gruppe A. im Lebensalter von ar: 
unter 20 20-24 24—28 °  _ über 28: 
Technische Hilfskräfte 1000,— 1100-1200 1250—1300 °1350—1400 
“ Gruppe B. Berufs;ahre: = 
Untergruppen im 1. im 2. im 3. im 4, im 5. 
1. Anfänger. . . .„ . 1250,— 1300—  1350,— — —_—. 
2. Fertige Techniker. . 1530,— ' 1560,— 1590,— 1620,— 1650, — 

unter 30 J. von 30-35 J. über 35 
3. Selbständ Techniker 1750,— 1875 — - 2000,— 

Gruppe C. Lehrjahre: ä 

Untergruppen im. 1. im 2. im 3. im 4, 
1. Architekturschüler 500,— 550,— . 750,— 850,— 
Berufsjahre: 
im 1. im 2, im 5, 
2. Theoret. ausgebildete 
Architekten . . 1259, — 1300,— 1350,— 
3. Theoret. und prakt. 
über 35 J. 


ausgeb. Architekten unter 30 J. von 30-35 J. 
- » 16 1750,— , 1875,— 
4. Selbständige Architekten nach freier Vereinbarung, jedoch nicht unter 
Gruppe C 3. 2 
Diese Sätze gelten ab 1. August 1921 bis auf weiteres BER 


Gehaltserhöhung in der Möbelindustrie München. Die Ver- 
handlungen über Erhöhung der Gehaltssätze des Tarifvertrages 
für die Möbelindustrie n München haben zu folgender Ver- 
einbarung geführt: iR 

„Anfänger in den drei ersten Jahren erhalten eine monat- 
liche Zulage von 200 M., fertige Techniker nach drei Berufs- 
jahren 250 M., nach 10 Berufsjahren 300 M. mit Wirkung ab 
4. September 1921. Die in der Zwischenzeit gewährten Zulagen 
bis zu 50 M. sind nicht anrechnungsfähig, ferner wird der 
Wunsch ausgesprochen, dass auch die darüber hinausgehenden 
Zulagen nicht angerechnet werden sollen. Der Arbeitgeber- 


— 


verband wird seinen Mitgliedern empfehlen, diesem Wunsche 


nachzukommen.“ 


Preisermittelung u. Veranschlay. v. 
Hoch-, Tief- u. Eisenbetonbauten. 
Ein Hilfs- u. Nachschlagebuch 
zum Veranschlagen von Erd-, | 
Strassen-, Wasser-, Brücken-, 
Eisenbeton-, Maurer- u. Zim- 
mererarbeiten von Oberlehrer 
Ingenieur M. Bazall. Dritte, 
neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage. Preis gebd. M. 48.— 


Anzeigen 


die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 


oder deren Raum 1,— M.Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10%, bei 6 Auf- 
nahmen 15°, bei 13 Aufnahmen 
20 %,, bei 26 Aufnahmen 30 %,. 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 





Nummer 26 


Streik der technischen Angestellten im 


Baugewerbe in Südbayern 


. Die südbayerischen Arbeitgeber des Baugewerbes nehmen 
für sich von jeher. eine Sonderstellung in Anspruch. Die 
zwischen. den Zentralen der baugewerblichen Arbeitgeberver- 
bände und uns abgeschlossenen Reichstarifverträge für das 
Hoch- und Tiefbaugewerbe bestehen für. sie einfach nicht. 
Einen Bezirkstarifvertrag, wie er in allen Bezirken abge- 
schlossen ist, schliessen sie nicht ab unter dem Vorwand, dass 
Verhandlungen über eine Vereinigung der bayerischen Arbeit- 
geber im Hoch- und Tiefbaugewerbe schweben sollen. Aus den- 
selben Gründen erkennen sie auch die für alle Arbeitgeber im 
Baugewerbe bestehenden Schlichtungsinstanzen nicht an. 
Gegenwärtig sind die Gehalts- und Arbeitsbedingungen der 
technischen Angestellten im südbayerischen Baugewerbe durch 
ein „provisorisches Gehaltsabkommen‘‘ geregelt, das vom 
1. Juni 1921 ab folgende Gehaltssätze vorsieht: 
Ortsklassen: 
I Ia u IM IV 
1. Anfänger im 1! Beruf:jahr 
unter 24 Jahren . . Kan 700 630 575 525 510 M, 
über 24 Jahre: 2... 8720 650 603 548 538 „ 
im 2. Berufsjahr 
unter 24 Jahren . x... 720 650 603 548 BZ: „ 
ubere28: Jahres. 59% vs Lee 780 710 647 595 572 „ 
im 3. Berufsjahr 
unter 24 Jahren , 
über 24 Jahre . : 
2. Fertige Bautechniker 
nach 3 Be:u’sahren .„ . .. 1120 1005 925 862 831 
a > en r ELZBU 1155 1055 985 950 
„» 10 » Fee SEE 1569 1415027805 2.1225° 1170 „ 
3. a) Selbständige ‘Bauführer er- 
halten im 3. und 5 Berufsjahr 
mindestens 10 Prozent mehr 
als fertige Bautechniker . .„ 1232 1105 1017 948 914 „ 
i 1408 1270 1160 1085 1045 „ 
b) nach 10 Berufsjahrea jedoch 


mindestens 


ag. 0 AT 895: 1572 5 
a 880 100650 628 5 


x 1750 1556 1435 1350 1290 „ 
Wenn mit diesen Gehältern schon im Juni auch in Bayern 
kaum ein Mensch auskommen konnte, so ist ohne weiteres 
klar, dass bei der gegenwärtigen Teuerung, die auch vor 
den Grenzen Bayerns nicht haltgemacht hat, überhaupt nie- 
mand mehr existieren kann. Es ist deshalb begreiflich, dass 
die: Angestellten durch ihre Organisation von den Arbeitgebern 
eine Gehaltserhöhung forderten, die wenigstens einigermassen 
den namentlich seit August eingetretenen Teuerungsverhält- 
nissen Rechnung trägt. Die Angestellten verlangten Zulagen 
ab 1. August um ; 

‚.400.- M. für Anfänger in den ersten drei Berufsjahren, 
500.— „ für fertige Techniker nach 3—10 Berufsjahren und 
600.— „ für selbständige Bauführer, selbständige Architek- 

ten, Kalkulatoren und Statiker. 


Nach den bisherigen Erfahrungen war natürlich damit zu rech- 
nen, dass die südbayerischen Arbeitgeberverbände jeder Ge- 
haltsaufbesserung den schärfsten Widerstand entgegensetzen 
würden, wobei sie sich besonders dadurch gestärkt fühlten, 
dass den Angestellten die in den Reichstarifverträgen verbürg- 
ten Rechte infolge des provisorischen Gehaltsabkommens nicht 


‘zustanden. Die Unternehmer, die, wie. wir ausdrücklich be- 
‘merken wollen, fast durchweg sehr gut beschäftigt sind und 


erhebliche Gewinne einstreichen, glaubten, sich jedenfalls auf 


'alte Erfahrungen stützend, ihren Angestellten dieses Verhalten 
‘Bieten zu können. Es wurde von uns das Landeseinigungsamt 


München angerufen, welches einen Schiedsspruch gegen die 


-Stimmen &r Arbeitnehmer fällte, der Zulagen zwischen 160.— 
:bis 380. M. vorsah. Die Angestellten erklärten sofort, dass 


sie diesen Schiedsspruch ablehnen müssten, da die festge- 


‚setzten Zulagen zu der Verteuerung der Lebenshaltungskosten 


in Bayern in gar keinem Verhältnis ständen und auch trotz 
dieser Zulagen die Bezahlung der technischen Angestellten 
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teilweise noch 300.— M. unter der eines Maurergesellen bliebe. 
Auch weitere Verhandlungen vor dem ty: samt 
führten zu keiner Einigung, da die Arbeitgeber nicht bereit 
waren, den Forderungen. .der : Angestellten. »in’ irgendeiner 
Art entgegenzukommen. Es blieb deshalb nichts anderes übrig, 
als den Arbeitgebern einmal zu zeigen, dass die Angestellten 
durchaus nicht gewillt, sind, - sich-ikren Unternehmermanieren 
widerspruchslos zu fügen. In allen Orten würde mit grosser 
Mehrheit beschlossen, in einen Streik einzutreten, der am 
Montag, den 17. d. M., begann. Das allgemeine Niederliegen 
des Baumarktes hat die Unternehmer in der Abweisung der 
Angestelltenforderungen kühn gemacht. Durch. die jetzt. über- 
all auftretende Wiederbelebung der Bautätigkeit haben sich 
jedoch die Verhältnisse geändert, und auch die Arbeitgeber des 
Baugewerbes müssen begreifen lernen, dass es so wie. bisher 
nicht weitergehen kann. Wir wollen hoffen, dass die Kraft- 
probe, die in Südbayern ausgefochten wird, von kurzer Dauer 
sein und den Angestellten einen vollen Erfolg bringen wird. 


Der Abschluss des Bezirkstarifvertrages 
für das Tiefbaugewerbe Östpreussens 


Seit April 1920 versuchen wir.mit der Bezirksgruppe Ost- 
preussen des Reichsverbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes 
einen Bezirkstarifvertrag für die technischen Angestellten ab- 
zuschliessen. Jegliche Verhandlungen wurden durch eine zähe 
Verzögerungstaktik der ostpreussischen Arbeitgeber verhin- 
dert. Als man dann endlich soweit war, dass Verhandlungen 
möglich erschienen, zerschlugen sich diese wieder dadurch, 
dass von den Arbeitgebern jede Rückwirkung der von uns 
eingereichten Forderungen abgelehnt wurde, obgleich die Ver- 
zögerung lediglich durch ihr Verhalten entstanden war. Um 
aber endlich einen Bezirkstarifvertrag zustandezubringen, er- 
klärten wir uns im Mai d. J. schliesslich auch dazu bereit, auf 
eine Rückwirkung zu verzichten. Trotz dieses grossen Ent- 
gegenkommens kamen aber auch jetzt die Verhandlungen 
immer noch nicht in Fluss. Es blieb uns daher nichts anderes 
übrig, als am 2. September 1921 die Zentralschlichtungskon- 
mission anzurufen, um auf diesem Wege zu einem 3ezirks- 
tarifvertrag zu kommen. Zu der am Dienstag, den 4. Oktober 
1921 anberaumten Verhandlung vor der Zentralschlichtungs- 
kommission waren alle Beteiligten erschienen, nur die ost- 
preussischen Arbeitgeber hielten es nicht für nötig, der Vor- 
ladung der höchsten Tarifinstanz Folge zu leisten. Es blieb 
nun nichts anderes übrig, als dass sich die Zentralschlichtungs» 
kommission ‚auch ohne eine Vertretung ‚der Bezirksgruppe 
Östpreussen mit der Angelegenheit beschäftigte Bei den Ver- 
handlungen gewannen wir den Eindruck, dass es dem Reichs- 
verband für das Tiefbaugewerbe sehr unangenehm war, dass 
seine Bezirksgruppe Ostpreussen sich nicht an die Bestimmun- 
gen des zwischen den Spitzenorganisationen abgeschlossenen 
Reichstarifvertrages hält. Die Zentralschlichtungskommission 
kam dann auch einstimmig zu folgendem. Beschluss: 

„Mit Rücksicht darauf, dass nach $13 des Reichstariivertrages 
für die technischen Angestellten im Tieibaugewerbe von den Bezirks- 
organisationen ein Bezirkstarif abzuschliessen ist, setzt die Zentral- 
schlichtungskommission gemäss $ 12 Ziffer 13 R.T.V. auf Mittwoch, 
den 12. Oktober 1921, vormittags 11 Uhr, in Körizsberg O.-Pr., Müaz- 
strasse 14, eine Sitzung an zur Einleitung von Verhandiungen mit den 
Parteien. Die Verhandlung soll stattfinden unter Vorsitz des ständigen 
Unparteiischen und-je zwei ständigen Beisitzern der Zentra:schlichtungs- 
kommission. Je ein weiterer Beisitzer ist von den Bezirksverbänden 
zu stellen. 

Die Zentralschlichtungskommission erwärtet, dass nunmehr gemäss 


8 13, Absatz 1 R.T.V. zur Wahrung der Vertragstreue die Parteien 


alles tun, um ‘einem Bezirkstarifvertrag zustande zu bringen.“ 
Um die Verhandlungsmöglichkeiten restlos zu erschöpfen, 

blieb angesichts des Verhaltens der Arbeitgeber also nichts 

anderes übrig, als, dass sich die Zentralschlichtungskommissiou 


"nach Königsberg begeben musste: Als unsere Vertreter. bei 


ihrem Eintreffen in Königsberg erfuhren, 'dass der Vorsitzende 
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des  Arbeitgeber-Bezirksverbandes, Herr Diplom-Ingenieur 
Klammt, verreist sei, waren sie allerdings zu der Befürchtung 
berechtigt, dass es auch jetzt wieder zu Verhandlungen nicht 
kommen würde. Es war deshalb eine angenehme Enttäuschung, 
als zu den Verhandlungen vor der Zentralschlichtungskom- 
mission die Arbeitgeber sogar in sehr grosser Zahl aus allen 
Teilen der Provinz erschienen waren. Unter der Leitung des 
Unparteiischen Herrn Dr. Foth vom Reichsarbeitsministerium 
kam nach langen Verhandlungen, die mehrfach ‚durch Sonder- 
sitzungen der Parteien unterbrochen waren, ein Bezirkstarif- 
vertrag zustande, der folgende Gehaltssätze enthält: 
Es werden Mindestgehälter und Dienstalterszulagen gewährt: 
A, Jugendliche Angestellte, 
Ortsklasse 


I Mi II 
a) im 1. Jahr der Ausbildung . 
by,5 2 US 00 


&) » 3. und 4. Jahr der Ausbildung . . 50, 4 — 5%, — 10%, 
d) nach dem 4. Berufsjahr bis zur Vollendung 
des 20. Lebensjahres. . . . . . » 
B. Technische Angestellte nach Vollendung des 20, Lebensjahres. 
Ortsklasse 
I u Ir 
Grunpe Lie Lu 5a, . 800 M. 
Gruppe]... "m, : . 1250 — 5% — 10% 


Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre ab 5 Zulagen von 60 M., in Ab- 
ständen von ie 2 Jahren, 5 Zulagen von je 40 .M. in jährlichen Abständen. 
Bm aan 15 


Gruppe er 

Gruppe IV 
aytunter 30 Jahren. - 1.7 8,.0..2, 1700 „ } — 5% — 10%, 
b) vom 30. bis 35. Jahre . . . 1800 „ 


ec) über 35 Jahre . ee 

5 Zulagen von je 40 M. in jährlichen Abständen. 

Für die Urlaubsregelung sind folgende Bestimmungen vor- 
gesehen: 

1. Jeder Angestellte, auch wenn er sich in gekündigter Stellung 


befindet, hat gemäss $ 4 des Reichstarifvertrages Anspruch auf folgen- 
den Urlaub: 
im 1. Dienstjal Pin demselben Betrieb nach 6 monatig. Tätigkeit 8 Arbeitstage 
2) < ”» ” ” ” ” ” » ” 
” 3. ” ” ” 2 ” ” n 12 ” 
Zu diesem Urlaub tritt ein Zuschlag 
nach vollendetem 25 Lebensjahr von 1 Arbeitstage 
" a x 5 „ 2 Arbeitstagen 
” ” 27. „ ” 3 ” 
” 2) 28, „ 2 4 ” 
2. Wird in Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse des Tief- 
baugewerbes in Ostpreussen der Urlaub in der Zeit vom 1. Dezember 
bis 31. März gewährt, so beträgt er 
im 1. Dienstjahr in demselben Betrieb nach 6 monatig. Tätigkeit 6 Arbeitstage 
„ = ” ” ”„ „ ”„ ” „ 9 ” 
» 3, ” „ „ ” ”» ” „ 12 ” 
Zu diesem Urlaub tritt ein Zuschlag 
nach vollendetem 25. Lebensjahre a Arbeitstagen 


” „ 26. ” ” „ 
” ” 27. ” ”» 4 ” 
„ 28. 17} » 5 „ 


3. Wer sowohl das 5. Dienstjahr in demselben Unternehmen 
oder das 30. Lebensjahr ‚überschritten hat, erhält im Falle zu 1. 
weitere 5 Arbeitstage und im Falle zu 2. weitere 7 Arbeitstage zu- 
geschlagen. 

Auch bei den Verhandlungen vor der Zentralschlichtungs- 
kommission stellte es sich heraus, dass die Arbeitgeber jeder 
Rückwirkung den schärfsten Widerstand entgegensetzten und 
an dieser Frage unter Umständen die ganzen Verhandlungen 
hätten scheitern lassen. Wir waren deshalb gezwungen, dem 
zuzustimmen, dass der Bezirkstarifvertrag erst ab 1. Oktober 
1921 in Kraft tritt. Dieses war uns allerdings dadurch erleich- 
tert, dass die Arbeitgeber die von uns geforderten Gehalts- 
sätze ohne jeglichen Abstrich annahmen. 

Mit dem Abschluss des bisher immer noch als letztem 
ausstehenden Bezirkstarifvertrages für Ostpreussen ist nun 
der Reichstarifvertrag für das gesamte Geltungsgebiet durch- 
geführt. Es muss jedoch hierbei festgestellt werden, dass es ein 
bezeichnendes Licht auf die Art und Weise wirft, wie ver- 
schiedene Bezirksarbeitgeberverbände die ihnen durch den 
Reichstarifvertrag entstehenden Verpflichtungen auffassen. Erst 
nach einem beinahe eineinhalbjährigen Bestehen des Reichs- 
tarifvertrages ist endlich ein Zustand geschaffen worden, der 
nach den zwischen den Spitzenorganisationen getroffenen Ver- 
einbarungen bereits am 1. Juli 1920 bestehen sollte, 








00 Rundschau 00 








Bauarbeiterschutz. Mit einem Aufruf wendet sich die 
Sozialpolitische Abteilung des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes an die Vertrauenspersonen der baugewerblichen 
Arbeiter mit der Aufforderung, mehr als bisher für die Siche- 
rung des Schutzes für Gesundheit: und Leben der baugewerb- 


TE En ne nn an en 


lichen Arbeiterschaft einzutreten. In der letzten Zeit wird die 
Wahrnehmung gemacht, dass reaktionäre Kräfte in Verbindung 
mit den Unternehmerorganisationen die Errungenschaften der 
-Bauarbeiterschutzbewegung aufzuheben suchen. Die Unter- 
nehmer besitzen in den amtlichen Kreisen einen. erheblichen. 





Einfluss, weshalb den Schutzvorschriften seitens‘der Arbeitneh- ' 


mer die grösste Beachtung entgegengebracht: werden muss. 
Der A.D.G.B. hat dem Reichsarbeitsministerium eine Eingabe 
betreffend Normalvorschriften zum Reichsbauarbeiterschutz vor- 
gelegt. Es ist notwendig, dass; in allen Orten oder Kreisen 
wieder Bauarbeiter-Schutzkommissionen gebildet werden, auch 
die Landeskommissionen müssen wieder in Tätigkeit treten. 
Vom 15. Oktober bis 1. November d. 
Kontrolle der Bauten nach einem Fragebogen des A.D.G.B. 


vorgenommen werden. 


Es ist selbstverständlich, dass auch die Bautechniker für 
die strengste Durchführung und Verbesserung des Bauarbeiter- 
schutzes eintreten und’alle zu diesem Zwecke von den Gewerk- 
schaften eingeleiteten Massnahmen im weitesten Masse unter- 
stützen. 


Gegen den gemeinwirtschaftlichen Gedanken. Mit welcher 
Gehässigkeit profitwütige Unternehmer imstande sind, gegen 
jede gemeinwirtschaftliche Bestrebung der Arbeitnehmer vor- 
zugehen, auch wenn sie damit sogar den Kampf um die. Be- 
hebung der augenblicklichen Not des deutschen Volkes sabo- 
tieren, beweist ein in der „Sozialen Bauwirtschaft“ ver- 
öffentlichtes vertrauliches Schreiben des Arbeitgeberverbahdes 
für das Baugewerbe Schleswig-Holsteins an verschiedene Bau- 
auftraggeber des Bezirkes, das wir nachstehend im .Wortlaut 


folgen lassen: 5 x 
Kiel, den 4. April 1921. 
Ann RE 


In der Anlage gestatten wir uns, Ihnen eine Liste der kürzlich 
hier in Kiel gegründeten gemeinnützigen Bauarbeitergenossenschaft zu 
überreichen. 

Veranlassung hierzu gibt uns die Tatsache, dass verschiedene Mit- 
glieder dieser Genossenschaft, welche bisher bei unseren Mitgliedern 
zum Teil in Vertrauensstellungen in Beschäftigung standen, an Bauauftrag- 
geber ihrer bisherigen Arbeitgeber herangetreten sind und versucht 
haben, unter Berufung auf diese od, jene von ihnen mitausgeführte 
Arbeit direkt für sich einen Auftrag zu erlangen, 

Es ist uns bisher noch nicht bekanntgeworden, ob sie Erfolg hatten 
mit ihren Bemühungen, aber wir glauben, ebensowohl in Ihrem als- in 
unserem eigenen Interesse zu : handeln, wenn wir von vornherein be- 
müht sind, zu verhindern, dass seitens der Industriellen oder 
Gutsherren der Arbeitergenossenschaft auf diesem 
Wege Arbeiten zugesichert werden, da. jede ihr zuge- 
wiesene Arbeit eine Festigung ihrer Position und eine Unterstützung 
ihrer Bestrebungen, die auf eine restlose ‚Ausschaltung des Unternehmers, 
eine Sozialisierung des Baugewerbes hinauslaufen, bedeuten. Ein Erfol g 
aber der Sozialisierungsbestrebungen im Bauge- 
werbe wirdzweifellosauch die Arbeitnehmer anderer 
Gewerbe und Industriezweige veranlassen, gleiche 
Versuche zumachen, so dass das Interesse am Nicht- 
hochkommen der Bauarbeiter-Produktivgenossent 
schaften\bei allen ein gleiches sein muss. 

Wir bitten daher, bei Vergebung oder Ausführung irgendwelcher 
Bauarbeiten, sotern Sie nicht die Arbeit von vornherein einem Unter- 
nehmen übertragen, diese unter keinen Umständen an Mit- 
glieder der Bauarbeitergenossenschaften zu ver- 
geben. 

Die Liste der Genossen wird von uns dauernd kontrolliert und werden 
Ihnen Nachträge von uns stels zugehen. 


Hochachtungsvoll! 


Arbeitgeberverband für das Baugewerbe Schleswig-Holstein. 
gez. H. Rüter, Vorsitzender. 


Es wird also in hinterhältigster Weise gegen die be- 
stehenden gemeinnützigen Bauarbeiter-Genossenschaften gear- 
beitet, um zu verhindern, dass die Sozialisierungsbestrebungen 
im Baugewerbe Erfolg haben sollen. 
finden die kapitalistischen Klopffechter nicht Worte genug, um 
über die Wohnungsnot und den Stillstand der Bautätigkeit zu 
jammern. Hinterrücks sind jedoch die Unternehmerverbände 
eifrig an der Arbeit, um die Existenz der mit vieler Mühe. ge- 
gründeten Bauarbeiter-Genossenschaften zu vernichten. Denn 
höher als die Beseitigung der Wohnungsnot steht bei den Un- 
ternehmern der Kampf gegen die Sozialisierung. 
Den gemeinnützigen Bauarbeiter-Genossenschaften soll unter 
allen Umständen das Lebenslicht ausgeblasen werden, weil ein 
Erfolg der Sozialisierungsbestrebungen im Baugewerbe gleich- 
bedeutend wäre mit einer Bedrohung der kapitalistischen 
Profitwirtschaft nicht nur im Baugewerbe, sondern auch in 
anderen Industriezweigen. Bu 


Von demselben Geiste beseelt ist die nachstehende Ver- 


rufserklärung, die der Reichsverband der Deutschen 
Industrie in Nr. 26 seiner „Geschäftlichen Mitteilungen‘ vom 
24. August d. J. unter Nr. 451 bringt und die in rührender 
Einfalt von der „Bauzeitung für Rheinland, Westfalen und 
Nachbargebiete‘“‘ wörtlich abgedruckt wird, 


® 


soll überall eine . 


In der Oeffentlichkeit 

















„Eine besondere Art von Sozialisierungsversuchen 
oder sozialistischen Produktivgenossenschaften hat. sich in den letzten 
zweieinhalb Jaliren im Baugewerbe entwickelt. Von Bauarbeitern und 
Angestellten werden, meist in genossenschaftlicher Form, Betriebe ge- 
gründet, die. sich „Soziale Baugesellschaft“ oder „Bauhütte“ oder „Bau- 
Produktivgenossenschaft“ oder: ähnlich nennen und mit den privaten 
Unternehmern in lebhaften Wetjbewerb treten. Unter Führung eines 
früheren, Schöneberger Stadtbaurates haben sie. kürzlich einen „Ver- 
band sozialer Baubetriebe“ begründet. Ihre Zahl ist auf etwa 160 
gestiegen. (Die Gründung erfolgte vor länger als einem Jahre und 
die Anzahl der Betriebe ıst erfreulicherweise erheblich höher. D. Red.) 
Vielfach erfreuen sich diese sozialistischen Genossenschaften der Gunst 
der Gemeindeverwaltungen und anderer Behörden. Um so mehr muss 
Wert darauf ‚gelegt werden, dass die Industrie bei ihren Bauaufträgen 
sich bewusst ist, dass derartige genossenschaft'iche Gründungen eigentlich 
zur Verdrängung des Bauunternehmertums ins Leben gerufen sind. Das 
deutsche Baugewerbe, 'ein wichtiger Teil des deutschen Wirtschaftslebens, 
das in den letzten Jahren überaus schwere Zeiten durchgemacht hat, 
fühlt sich durch die allenthalben gegründeten „Sozialen Baubetriebe“ 
um so mehr bedroht, als vielfach aus Unkenntnis von industriellen 
Werken ebenso wie von landwirtschaftlichen Betrieben und Gemeinde- 
verwaltungen Bauaufträge an die sozialen Bauhütten vergeben werden. 
Zur Abwehr auch dieser Sozialisierungsbestrebungen und aus Gründen 
der Solidarität des Unternehmertums werden alle Verbände und Firmen 
aufgefordert, ihre Bauaufträge an Bauunternehmer und nicht an sozia- 
listische Produktivgenossenschaften zu geben. Wir bitten, diesem Auf- 
rufe durch Abdruck in der Fachpresse, in den „Geschäftlichen Mit- 
teilungen“ der Verbände und auch sonst durch Rundschreiben möglichst 
grosse Wirkung zu geben. Bei Bauofferten zweifelhafter Herkunft ist 
die Geschäftsführung des Reichsverbandes zur Auskunft bereit, ob es 
sich um einen „Sozialen Baubetrieb“ handelt.“ 


Der Reichsverband der Deutschen Industrie betont von sei- 
nem Standpunkte aus folgerichtig die Solidarität des Unterneh- 
mertums, das den Profit mit Recht gefährdet sieht. Es stehen 
sich immer noch zwei Welten gegenüber: hier die Welt des 
Eigennutzes und dort eine werdende Welt, in der die Erkennt- 
nis immer tiefer dringt, dass das allgemeine Wohl auch. das 
Wohl des einzelnen verbürgt, und dass Dienst an der Allge- 
meinheit auch Förderung des einzelnen bedeutet. Noch stehen 
wir in hartem Kampfe, aber der Reichsverband der Deutschen 
Industrie wird ebensowenig wie die dunklen ihm verwandten 
politischen Kräfte die langsam entschwindende Herrschaft seiner 
Klasse wieder aufrichten können, wenn die Arbeitnehmerschaft 
in fester Geschlossenheit sich endlich aufrichtet und unerbitt- 
lich den Geist aus ihren Reihen verbannt, der die obige Ver- 
rufserklärung diktierte, den Geist des persönlichen Eigennutzes. 


Bewerkechäftsarbeit 


Neuregelung der Gehaltsbedingungen in der Granitindustrie 
des Odenwaldes. Die Techniker in der Steinindustrie zählen zu 
denjenigen Gruppen, für die noch die ungünstigsten Arbeits- 
und Gehaltsbedingungen bestehen. Da ein: Reichstarifvertrag 
nicht abgeschlossen ist, kommen für die technischen Ange- 
stellten der Steinindustrie meist nur Orts- oder Bezirkstarif- 
verträge in Betracht, sehr oft bestehen auch gar keine tarif- 
lichen Vereinbarungen, namentlich dort, wo die Zahl der tech- 
nischen Angestellten eine geringe ist. 


Die technischen Angestellten. in der Granitindustrie des 
Odenwaldes fallen unter einen allgemeinen Bezirkstarif für 
die Kreise Bensheim und Heppenheim. Da sie unter den durch 
diesen Vertrag erfassten Angestellten eine sehr kleine Gruppe 
bilden, ist es verständlich, dass sie bei der Festsetzung der 
Gehaltssätze nicht am besten abgeschnitten sind. Durch spätere 
Verhandlungen gelang es jedoch, einige Verbesserungen zu 
erreichen. Es wurden am 11. Juli d. Js. folgende einmaligen 
Zulagen vereinbart: 


für Verheiratete mit Kindern M. 600.— 


en ER ohne- Kinder „  400.— 
„ Ledige über 25 Jahre »  220.— 
> ” von 21—25 Jahren „ 190.— 


» unter 21 Jahren nach Vereinbarung. 


Auch diese Zulagen brachten noch nicht eine solche 
Bezahlung mit sich, dass damit der namentlich seit August 
eingetretenen Verteuerung der Lebenshaltungskosten Rechnung 
getragen worden wäre. Es wurden deshalb erneut Forderun- 
gen eingereicht, über die am 24. September folgende Einigung 
erzielt wurde: 


Ab 1. September 1921 werden auf die seitherigen Grundgehälter It. 
Tarif vom 6. Januar 1920 folgende Zuschläge gezahlt: 


.1. Für Ledige unter 25 Jahren, mit Ausnahme der Lehrlinge, 150 Pro- 
zent auf das Grundgehalt. 
2. Für: Ledige über 25 Jahre 165 Prozent auf das Grundgehalt. 
3. Für Verheiratete 160 Prozent auf das Grundgehalt. 

Die Zulagen für Verheiratete und Kinder bleiben wie seither. Die 
Vereinbarung gilt ab 1. September 1921--bis 31. Dezember 1921 mit 
der Massnahme, dass, wenn wesentliche Veränderungen der Wirt- 
schaftsverhältnisse eintreten, neue. Lohnverhandlungen gepflogen werden. 

Den Firmen wird es überlassen, die Gehaltsverhältnisse der Lehr- 
linge zu regeln. 
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Die Gehälter betragen nunmehr: 
1. Für Hilfstechniker im 1. Jahre nach der Lehre M. 500.— 
6 


”„ 2. » ” ” ”» 


ESF 


AR . 
- N ».  » .687,50 
” . ” ” ” ” ” 750.— 
2. Techniker für einfache technische Arbeiten 
allen Verheiratete Verheiratete 
g ohne Kinder mit 2 Kindern 


bis zum 25. Lebensjahre M. . 875.— 
vom 25.—30. Lebensjahre „ 1060.— =. 1190. 1290,— 
über 30 Jahre „ 1192.50 1320.— 1420.— 
3. Selbständige Techniker 
Led; Verheiratete Verheiratete 
edige 


ohne Kinder mit 2 Kindern 
bis zum 25. Lebensjahre M. 1000,— 


vom 25.—30. e „13 5.— 1450 — 1550,— 
über 30 Jahre „ 143750 1580.— 1680.— 
4, Techniker für Kalkulation und Verkauf 
Verheiratete Verheiratete 


Ledige ohne Kinder mit 2 Kindern 
bis zum 30. Jahre M. 1590. — 1710.— 1810.— 
vom. 30.—35, „ 1722.50 1840.— . 1940.— 
über 35 Jahre „ 1855.— 1970.— 2070.— 


Durch die vorstehende Vereinbarung werden für einen Be- 
zirk die Arbeits- und Gehaltsbedingungen der technischen An- 
gestellten in der Steinindustrie geregelt, wir wissen aber, 
dass eine erhebliche Zahl der Kollegen für ihr Beschäftigungs- 
verhältnis immer noch keinen Tarifvertrag hat. Wenn bei der 
Eigenart der Verhältnisse in der Steinindustrie eine einheitliche 
Regelung für alle technischen Angestellten durchgeführt werden 
soll, so ist diese nur durch den Abschluss eines Reichstarif- 
vertrages möglich. Wir haben bereits vor längerer Zeit durch 
besondere Rundschreiben die Kollegen aufgefordert, überall 
dort, wo es noch nicht geschehen sein sollte, die Obleute für 
die Fachgruppe Steine und Erden zu wählen, und uns sofort 
deren Anschrift mitzuteilen. Wir weisen auch an dieser 
Stelle darauf hin, dass nur ein straffer Zusammenschluss aller 
Kollegen innerhalb der Fachgruppe unseres Bundes es ermög- 
licht, auch für sie dieselbe gewerkschaftliche Arbeit zu leisten, 
die für andere Technikergruppen längst etwas Selbstverständ- 
liches geworden ist. 


Gehaltserhöhung für das Baugewerbe in Pommern. Die 
Verhandlungen mit dem Pommerschen Provinzial-Arbeitgeber- 
verband für das Baugewerbe über Revision der Gehälter sind 
zum Abschluss gekommen. 

Es werden ab 1. August 1921 gezahlt: 


Gruppe | Ortsklasse: I ul II IV 
a) unter 20 Jahren 550 — En — M. 
b) von 20-24 „ 650 —_ a _ # 
c) „ 24—28 „ 850 .— _ _ “ 
d) über 28 Jahre 1000 _ — _ N 
Gruppe Il 
a) in den 1. beiden Dienstjahren 1100 950 900 850 M., 
b) im 3, Dienstjahr 1200 1100 1050 950 n 
Gruppe Ill 
&) in den beiden 1, Dienstjahren 1350 1250 1150 1050  M, 
b) im 3. Dienstjahr 1500 1325 1250 1150 ; 
c) nach 3 Dienstjahren 1600 1400 1350 1250 e 
Gruppe IV 
a) unter 30 Jahren 1700 1550 1450 1350 ° M., 
b) von 30—35 „ 1850 1650 1550 1450 e 
c) über.35 Jahre 2000 1750 1650 1550 x 
Gruppe V nach freier Vereinbarung. 


Erhöhung der Gehaltssätze für das Hochbaugewerbe in 
Neuvorpommern, Rügen und die Kreise Anklam und Demmin. 
Die Verhandlungen über Revision der Gehaltssätze auf Grund 
des $ 5 Ziffer 9 des Reichstarifvertrages haben in obigem 
Vertragsgebiet zu nachstehendem Ergebnis geführt: + 

Es werden ab 1. Dezember d.J. gezahlt: 


Gruppel: Ortsklasse | u II 
a) unter 20 Jahren . . „ ».  600,— 525,— 500, — 
b) nach voll. 20.—24. Jahre „. 725,— 650,— 625,— 
Che, „ 24.—28 „ ı 825,— 750,— 725,— 
d) über 28 Jahre. . 2 .» . 95— 850.— 825,— 
Gruppe Il: 
im 1. Jahr Ya We a Sr mn Lee | 950, — 875,— 850,— 
» 2. 7} [1 ° a ° 1000, — 925,— 900,— 
ee a he 050, gs u 
GruppeIll: 
1125,— 1050, — 1025, — 
nach 3 Jahren. „ « .. . 1723— 1100, — 1075,— 
Gruppe IV: 
a) unter 30 Jahren „ . . „ 1250,— 1150, — 1125,— 
b) nach voll. 30.—35. Jahre „. 1375,— 1275,— 1250, — 
c) über 35 Jahre . 1500, ,..1400,-—  1375,— 


Gruppe \% bleibt der freien Vereinbarung überlassen. 


Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe in Schneide- 
mühl. Die Gehaltssätze in dem am 3. November 1920 mit 
dem Arbeitgeberverband für däs Baugewerbe Schneidemühl 
E.V. abgeschlossenen Tarifvertrag sind in den Gruppen I--IH 
um 50 Prozent, für die Gruppe IV um 45 Prozent mit Wirkung 
ab 1. Oktober d. J. erhöht worden. Es werden jetzt folgende 
Gehaltssätze gezahlt: 



































































































-Gruppelll 


Gruppel TR; es; 8 
a) unter 2) Jahren... 750,— M.: im 1; Dienstjahr .. . 1650,—.M. 

b) v.voll.20.bis 24. Jahre 900,— „ ar) 5; . . 1800, — 

” 2 . % 975,— „ ” ” 
1050, » Gruppe IV 

Sy 1075, 5; upPS2H S . ner 
CD w.voll. 24. bin 28. Jh en 
1alann 3». bis.35. Lebensj. 2175,— 
5 1 ”. ce) über 35 Jahre... 2320,— „ 
d) über 28 Jahre... .. 1500, „ Für Gruppe IV werden folgende 
Gruppell Zulagen gezahlt: IR 
im ‚1, Dienstjahr ... . 1200,— „ a) Verheiratete auf d. Baustelle 10 °/, 
” n EEE LZIU,—: b) TEDIchE „” 5% 
ar u re c)Unverheiritete,, „, ” 5% 
Erhöhung der Gehälter für das Hochbaugewerbe in 


Schleswig-Holstein. Auf Grund der Verhandlungen über Re- 
vision der Gehälter werden für das Hochbaugewerbe in Schles- 
wig-Holstein ab 1. August d. J. 10 Prozent Zuschlag für 
Ledige. und 15 Prozent Zuschlag für Verheiratete zu den 
bisherigen Tarifsätzen gezahlt: 

zum 30. November cr. ‚Gültigkeit. 


Gehaltserhöhungen im Hoch- und Tiefibaugewerbe der 
Rheinprovinz. Ueber das Ergebnis der Verhandlungen mit dem 
Bezirksarbeitgeberverband für das Baugewerbe in der Rhein- 
provinz haben wir bereits in Nr. 24 des „Bautechniker“ vom 
23. September 1921 berichtet. 

Wir geben nachstehend nochmals die für Köl 
September-Gehälter bekannt: > 


n geltenden 


Gruppe I Gruppe II ; 
a) unter 20 Jahren 948,95 M. a) im 1. Dienstjahr . 1328,25 M, 
b):von 20-24 Jahren . 1075,25 „ b) „ RER 1486,35 „, 
SERIE 0 22.139150 Er ee Er  1676,18., 
d) über 28 Jahre 1710,— „ 

Gruppe Ill Gruppe IV 
a) im 1. Dienstjahr . 1897,50 M. a) unter:30 Jahren 2277,—M. 
b) „2. u. 3. Dienstjahr '2064,— „ b) von 30—35 Jahren 2403,50 ,„, 
LEEREN 2150,50 „ ce) über 35 Jahre 2530— , 


Für die übrigen Orte des Tarifsgebietes wurden Zulagen festgesetzt: 
Monat August 10 Prozent Monat September 12 Prozent. Ä 
Im Tiefbau wurden :uf dem Verhandlungswege folgende Gehaltssätze 
erzielt: : 


Gruppel 1075 M, Gruppe ll 1325 M, 
Hass“ 1375 „ 
1235 „, 1425. 
1315 „ 1475 ., 
1435. ,, 1525 „ 
1555, 

Gruppe Il 1750 M. Gruppe IV 
1780 „ a) unter 30 Jahren 1950 M, 
1810 „  b) von 30—35 Jahren 2200 „ 
1840 „ ce) über 35 Jahre 2450, ,, 
1870 


Zu obigen Sätzen kommt noch eine feste Bauzulage von 150,— M, monatlich. 


Gehaltserhöhung für Architekten in Thüringen. Ab 1. Sep- 
tember 1921 gelten für das Gebiet des zwischen dem Bund 
Deutscher Architekten, Landesbezirk Thüringen, und unserer 
Gaunebenstelle Erfurt abgeschlossenen Bezirkstarifvertrages fol- 
gende Gehaltssätze: 

Ortsklasse I 
led. 


u II IV 
verh led. verh. ‘led. verh., led. verh. 
Gruppe A. Fe 
Techn. Hilfskräfte unt: 20 J. 

von 20—24 „ 
„24-28 „ 
über 28 Jahre 
GruppeB,. 
1. Anfänger im 1. u. 2. Jahre 
3 


720 
905 
1105 : 
1295 


680 
870 
1055 
1240 


725 
925 
1120 
1320 


760 
965 
1170 
1380 


1210 
13257 
1475 
1550 
1620° 


1720° 


640 
815 
990 
1165 


‚680 

850 
1030 
1210 


1060 
1165 
1300 
1365 
1425 


1520 
1640 
1760 


640 M. 
750 „ 

840 
985: 


1010 
1120 
1250 
1310 
1365 


1450 
1565 
1685 


1150 
1275 
1420 
1485 
1550 


1650 


1080 
1200 
1335 
1400 
1460 


1135 
1250 
1390 
1460 
1520 


1620 
1750 
1880. 


860 


2. Fert. Techniker im 1, Jahr 
im 2aur3n 
: Base. ar Bn5 } 
3. Selbständige Techniker 
unter 30 Jahren 
von: 30—35 1780 1860 1680 
über 35 


1915 2000 1800 
GruppeC. { 
1. Architektenschüler im 1. Lehrjahr 400 M. 
413,5 
600 bis 800 M. 


2. Theoret. ausgebildete Architekten im 1. Berufsjahr 


1550 
w 


” . ”» 

im 3. u. 4. ER 
verheiratet: 
1240 M. 
1520 
1800 


"2070 „ 
2350 
2500 


ledig: 
1190 
1450 
1715 


1980 
2250 
2375 ° 


”» ” ” ” ” 


”» » » ” 3 ” 
3. Theoret. u, prakt, ausgeb. Architekten 
unter 30 Jahren 
von 30—35 - 
über 35 
Lehrlinge im 1, Lehrjahr 
4 ” 
” 


» 
„» 
Bst 


273,Me; 








Verantwortlicher: Schriftleiter:-i. V. Wilhelm Schulz, Berlin, 
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nischen : Angestellten. und Beamten, Gauverwaltung,;, Hanno 





regelung mit Wirkung ab 1. September 1921. abgeschlossen, als 
‚Nachtrag des mit dem 1. Januar in Kraft getretenen Bezirks- 
sarlivertragesy. 5°: u RT 
Be Gruppe A) Technische Hilfskräfte. NA 
- unter 20 Jahren 20 — 24 jahren 24 — 28: Jahren: ' ‚über 28 Jahre 
da | WO: 25 ug har 5 1025. Saunen ash Mi: 


Gruppe B) 1. Anfänger 1  YEG 
unter 30 Jahren 30 — 35 Jahren über 35 Jahre" + | 
1050/1100/1200 1150/1200/1 00 1250/1300/1400-. Mk. 

. 228-2. Fertige.Techniker - * 
1325/1400 1425/1500 . 1550 Re. 
3 Selbständige Techniker > 
- 1450 1650 0731750 


i Gruppe C) 1. Architekturschüler 
“ a) ohne fachliche Vorbildung EEE ER 
ee im 1, 2. bzw. 3. Tätigkeitsjahr. 
0325 425° ee Mk. 
b) mit abgeschlossener Fachschulbildung 
> (Beschäftigung als Architekturschüler nicht über 1 Jahr) u 
unter 30 Jahren 30 —.35 Jahren über 35 Jahre a N 
825 i 925: u 1025 : 
2. Theoretisch ausgebildete Architekten 320 
unter 30 Jahren 30 — 35 Jahre über 35 Jahre e 
1150/1200/1300 1250/1350/1400 1350/1400/1500 
3. Theoretisch u. praktisch ausgebildete Architekten 
“ 1450/1550 1550/1650 1700 
4. Selbständig arbeitende Architekten 
1600 1800 — 1900 


”- 


Immer noch keine Gehaltserhöhung für d’e Vermessungs- 
techniker in Preussen. Nach den Bestimmungen des 83 Abs. III 
des Tarifvertrages vom. 31. Mai 1921 sind bei entsprechender ) 
Verteuerung der Lebenshaltungskosten die tariflichen Gehalts-- | 
sätze zu erhöhen. Bereits am 10. September beantragten wir 
demzufolge eine allgemeine Erhöhung von 20 Prozent, die 
wir aus den Feststellungen des Statistischen Reichsamtes nach- 
wiesen. In seiner Sitzung vom 18. Oktober beschäftigte 
sich der. tarifliche Schlichtungsausschuss mit unserem An- 
trage und kam zu, folgendem Beschluss: : 


„Die Verhandlung über den Antrag des Butab ergab 
Einstimmigkeit darüber, dass entsprechend den gestiegenen 
Lebenshaltungskosten, nachgewiesen durch die Aufstellung 
des Statistischen Reichsamtes, ein Zuschlag von 20 Prozent 
zu den tarifmässigen Gehältern zu zahlen ist. Ueber den 
Beginn der Zahlung des Zuschlages konnte eine Einigkeit 

„. nicht erreicht werden, da die Arbeitgeber es ablehnen, 
die Erhöhung schon vom 1. August 1921 eintreten. zu 
lassen. Es wurde deshalb beschlossen, über diesen streitigen 
Punkt unter einem unparteiischen Vorsitzenden nochmals- 
zu verhandeln.“ - 


Dieses Verhalten der Arbeitgeber zeigt deutlich, dass sie 
nicht im geringsten bereit sind, der ungeheuren Notlage 
der Vermessungstechniker abzuhelfen. Wenn man sich der 
sachlichen Begründung unserer Forderung’ nicht mehr ent- 
ziehen kann, dann muss eben der Zeitpunkt der Wirksam- 
keit den Streitfall bieten, obgleich der Tarifvertrag hierfür 
genaue Bestimmungen enthält. Bei der Erhöhung der eigenen 
Tarife für die. den ‘Auftraggebern zu liquidierenden Kosten 
geht man entschieden grosszügiger vor.. Da werden die For- 
derungen der Angestellten für eine gu’e Begründung aus- 
-reichend ausgenutzt. Hoffentlich wird den Herren Land- 
messern ‚von dem. Unparteiischen mit aller. Deutlichkeit klar- i 
‚gemacht, dass über die Bestimmungen des. Tarifvertrages | 
auch ihre eigenartigen Auslegungskünste nicht hinweghelien. 
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-für die technischen Angestellten 
im Baugewerbe 


‚Nummer 27° J 3 









Bautechniker-Bezirkskonferenz Rhein- 


land-Westfalen 


. Im rheinisch-westfälischen Industriegebiet ist gegenwärtig 
im Baugewerbe Hochkonjunktur. Es gibt dort keinen arbeits- 
losen Maurer und wohl kaum einen stellenlosen Bautechniker. 
Die aus dem Kohlenfonds gespeiste Siedlungstätigkeit zur Er- 
richtung von Bergmanns-Heimstätten, ausserdem die von den 
Stadigemeinden des Industriegebietes in — besonders für 
Berlin — vorbildlicher Weise geleistete Fürsorge im Woh- 
nungswesen, lässt Siedlungen wie Pilze aus dem Boden 
schiessen. Daneben: arbeitet die Industrie, welcher gegenwärtig 
wieder ungeheure Valutagewinne zufliessen, an der Erneuec- 
rung ihrer Werke. Wie kaum sonst im Reiche ist im rheinisch- 
westfälischen Industriegebiet die Bautätigkeit eine überaus rege. 

Diese Situation muss auch von den technischen Angestellten 
ausgenutzt werden. Es gilt für sie nun, dafür zu sorgen, dass 
die Bewertung der technischen Arbeitskraft ihrer Bedeutung 
für das Wirtschaftsleben entspricht und in ein gerechtes Ver- 
hältnis zu den Bauarbeiterlöhnen gebracht wird. Das haben 
auch die Bautechniker des rheinisch-westiälischen Industrie- 
gebietes erkannt und deshalb ihre Organisation bis ins kleinste. 
ausgebaut. Ein dichtes Netz von Vertrauensleuten, auf alle 
grösseren Betriebe verteilt, sorgt dafür, dass kein technischer 
Angestellter des Baugewerbes unorganisiert herumläuft oder, 
soweit er den Harmonieverbänden angehört, nicht ohne die 
notwendige Aufklärung bleibt. 

Am 22. Oktober fand in Essen eine Konferenz der Ver- 
treter der Fachgruppe Baugewerbe in den einzelnen Oris- 
verwaltungen ‘des Ruhrgebietes statt, die deutlich den guten 
gewerkschaftlichen Geist, der unsere Bautechnikergruppe dort 
erfüllt, erkennen liess. Auf der Tagesordnung stand vor allem 
die; Erneuerung der Reichstarifverträge für das 
Hoch- ünd Tiefbaugewerbe, worüber Kollege Kaufmann 
eingehend Bericht erstattete und nach lebhafter Aussprache die 
Uebereinstimmung sämtlicher Vertreter mit der vom Bundes- 
vorstand empfohlenen Taktik erzielte. Ferner die bevor- 
stehende Werbearbeit in den Wintermonaten, worüber 
Kollege Jakob-Essen sprach. Er gab wertvolle Finger- 
zeige für den weiteren Ausbau und die innere Festigung der 
Organisation, sowie zur Vertiefung des gewerkschaftlichen Ge- 
dankens. Aus den Berichten der örtlichen Vertreter war zu 
entnehmen, dass in einzelnen Orten zwar noch matches ge- 
schehen muss, um die von uns gewünschte Schlagiertigkeit 
des Bundes restlos zu erreichen, dass aber im allgemeiten die 
Organisation der Fachgruppe ihren Aufgaben durchaus ge- 
wachsen ist. Die Zusammenarbeit- der Techniker mit den 
Bauarbeitern geht erfreulicherweise reibungslos vor sich; die 
Erkenntnis, dass Hand- und Kopfarbeiter «ies Baugewerbes soli- 
darisch zusammenwirken müssen, ist der Masse der Bautech- 
niker schon geläufig gewesen, ehe der AfA-Kongress den 
Zusammenschluss” der gesamten freigewerkschaftlich denkenden 
Arbeitnehmerschaft organisatorisch gefestigt hat. Dafür ist 
bezeichnend, dass ein Bericht über die Hilfe der Baudelegierten 
bei der Kontrolle der Organisationszugehörigkeit auf den Bauten 
den aligemeinen Beifall der Versammlung fand. Es wurde der 
Wunsch ausgesprochen, dass die Funktionäre der Bauarbeiter 
und Bautechniker überall so innig zusammenwirken möchten, 
um den Organisationsgedanken jedem einzelnen Arbeiter und 
Angestellten verständlich zu machen. Hinsichtlich der Winter- 
arbeit wurde beschlossen, dass mehr noch als bisher in der 
Fachgruppe sowohl durch die Beamten des Gaues als durch 
geeignete Kollegen wirtschaftspolitische und gewerkschaftliche 
Vorträge gehalten werden sollen. Die Vorbereitung hierzu 
wird die Gauverwaltung übernehmen. 

Ueber die am Tage vor der Konferenz gepflogenen zc- 
meinsamen Verhandlungen mit dem Westdeutschen Ar- 
beitgeberbund für das Baugewerbe und der zu- 
ständigen ‚Bezirksorganisation des Reichsverbandes des 
Deutschen Tiefbaugewerbes zwecks Erhöhung der 
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in den Bezirkstarifverträgen festgelegten Gehälter, konnte Kol 
lege Jakob nachstehendes Resultat bekanntgeben: 

Ab 1. November gelten die Gehaltssätze wie folgt: 

Im Hochbaugewerbe: j 
Gruppe I], technische Hilfskräfte; 


unter 20 Jahren . “ 1} [ [) . . . * . . °. & = . 990. — M. 

von 20 bis 24 Jahren . . . U ‘ . ’ . “ . ) . * 1140.,— „ 

Bone 24rhis- 28 Jahren nalen wie ze ne a eine a AND 

Uno OB Jahre, 1% ee keesstere ae ea da. LION Zt: 
Gruppe Il, Anfänger: R 

Bor 2 bis 247 Taten ee ee en Al 

Bere Plshisr 2Brlafren Pe ee Te ee el OO 


BIOPPSITanre er ee eds 
Gruppe Ill, Fertige Techniker: 
BORD bis 724 Jahren ee re era ae a ara ae 20, 
Bana za bis 28. Jahren „2a roll 1 nieder de ZN, 
über 23 Janre en ur tea here water, at 2250.— » 
Gruppe IV, selbständige Techniker: 


A ei a 


unter 30 Jahre . nr a Ne BU Tee 
Bass #33 Tahretie re a er ee De dran DAN 5 
Den 53, Jahres .o-.e,c FE Re Pe a era U Sr 


Im Tieibaugewerbe: 


Jugendliche Angestellte im 1. Jahr der Ausbildung . « . « 175.— M. 
Jugendliche Angestellte im 2. Jahr der Ausbildung . . x . 315.— ,» 
Jugendliche Angestellte im 3. Jahr der Ausbildung . . x. 45.— ,„ 
Jugendliche Angestellte im 4. Jahr der Ausbildung . 560.— ,„ 


Nach dem 4. Berufsjahr bis zur Vollendung des 20. Lebens- 
jahres, je nach‘. Leistung . .. 5.0... 70.—bis1050.— 
Gruppe I, technische Hilfskräfte: 
Nach vollendetem 29. Lebensjahre . . .» 1140.— bis 16409.— 
(5 Zulagen von je 105.— M. in. Abständen von 2 Jahren 
vom 24. Lebensjahre ab.) 
Gruppe H, Anfänger: 
Nach vollendeten 29. Lebensjahre 1450,— bis 1800. ,„ 
(5 Zulagen von je 70.— M. in jährlichen Abständen vom 
24. Lebensjahre ab.) 
Gruppe Hl, fertige Techniker: 


Nach vo!lendetem 20. Lebensjahre 2000,.=& bis 2259.— 


Li} 
(5 Zulagen von je 50.— M. in jährlichen Abständen vom 
24: Lebensjahre ab.) 
Gruppe IV, selbständige Techniker: 
Be Tahren nee ae se a 
BR eHIs I Tähretiv.e so... Seele een. 2 
über = fahre 2: 2650.— , 


In den -Ortsklassen IH und II werden 5 bzw. 10 Prozent von 

diesen Gehaltssätzen in Abzug gebracht. 
Weiter haben sich die Arbeitgeber verpflichtet, die Auszah- 
lung der Differenzsumme zwischen dem alten und neuen Ge- 
halt als einmalige Wirtschaftsbeihilie für den 
Monat Oktober ihren Mitgliedern zu empfehlen und sich bereit- 
erklärt, falls ein Arbeitgeber sich weigert, die Wirtschaits- 
beihilfe zu zahlen, im Sinne des Abkommens auf dieses Mit- 
glied einzuwirken. Von besonderer Bedeutung ist auch die 
Zusicherung der Arbeitgeber, dass sie bei einer Erhöhung der 
Maurerlöhne bereit sind, neue Verhandlungen mit uns auf- 
zunehmen. 

Diese Gehaltssätze haben eine lebhafte Aussprache her- 
vorgerufen, bei welcher zum Ausdruck kam, dass die Kollegen- 
schaft das Zugeständnis der Arbeitgeber zunächst als un- 
senügend ablehnen wollte. Es gelang den Organisations. 
vertretern nur mit Hinweis darauf, dass über eine weitere Er- 
höhung in aller Kürze wieder verhandelt werde, einen ab- 
lehnenden Beschluss zu verhindern. Die Techniker sind 
mit Recht der Auffassung, dass die gegenwärtige Lage 
des Baugewerbes auch eine viel weitergehende Entlohnung 
der technischen Angestellten gestatte und. sie sind ge- 
willt, den ihnen zukommenden Anteil am Produktionsertrag 
anzustreben, und wenn es sein muss, mit allen Mitteln zu 
erkämpfen. Von einzelnen Delegierten wurde berichtet, dass 
die vereinbarten Tarifgehälter praktisch bereits längst über- 
holt seien. Nur die Kleinbetriebe, die ganz wenige Tech- 
niker beschäftigen, seien es, die dem Arbeitgeberverband die 
Zustimmung zu höheren Tarifsätzen erschweren. Demgegen- 
über wurde mit aller Schärfe ausgesprochen, dass die Tech- 
niker gar kein Interesse daran haben, auf Betriebe Rücksicht 
zu nehmen, die so unproduktiv geleitet seien, dass sie ihren 
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Angestellten nicht die sonst üblichen Gehälter zahlen können. 
Betrieben, die sich nur auf Kosten der Arbeitskraft ihrer An- 
gestellten zu erhalten vermögen, müsse die Existenzberechti- 
gung abgesprochen werden. Nachdem noch festgestellt worden 
war, dass bei den unmittelbar bevorstehenden Verhandlungen 
über Gehaltserhöhungen im Hochbau des Bergischen 
Landes und des Düsseldorfer Tarifgebietes die 
in der Aussprache geäusserten Wünsche der Kollegenschaft 
mit aller Zähigkeit vertreten werden, erklärte sich die Konte- 
renz mit der für das Westdeutsche Industriegebiet vereinbarten 
neuen Gehaltstestsetzung einverstanden. Der Abschluss für das 
Tiefbaugewerbe in den Bezirken Münster, Bielefeld, Pader- 
born, Arnsberg und Siegen wird in. den nächsten Tagen er- 
folgen. 

Unter Punkt „Verschiedenes“ wurde von mehreren Seiten 
aut die Entwicklung der Bauhüttenbewegung 
hingewiesen, und diese der grössten Aufmerksamkeit der Tech- 
nikerschaft empfohlen. Kollege Jakob forderte noch auf, die 


von der Industriebeamten-Sparbank herausgegebenen Dar- 
lehnsscheine des Verbandes sozialer Baube- 
triebe in den Kreisen der technischen Angestellten aufs 
beste zu verbreiten, damit .den. Betrieben, die auf sozialer 


Grundlage -aufgebaut sind. und heute bereits den Technikern 
eine weitaus bessere Bewertung zukommen lassen, immer mehr 
Einfluss verschafft werden könne. 

Nach einem kräfügen. Schlusswort der beiden Referenten 
Jakob und. Kaufmann, die, mit. Nachdruck auf den Kampf- 
fonds des Bundes- hinwiesen und alle -Vertreter aufforderten, 
in den Ortsverwaltungen dafür einzutreten, dass auch die 
westdeutschen Kollegen dem rühmlichen Beispiel der Kölner 
und linksrheinischen Kollegenschaft, die einmütig be- 
schlossen hat, 10 Prozent der erhaltenen Ge- 
haltszulage .als einmaligen Beitrag in den 
Kampffionds abzuführen, folgen. Nur wenn wir unse- 
rer Gewerkschaft die infolge der Entwertung des Geldes immer 
notwendiger werdende finanzielle Stärkung geben, wird sie im 
Wirtschaftskampfe imstande sein, den berechtigten Forderungen 
der Techniker Nachdruck und Geltung zu verschaffen. Er- 
innert sich jeder Kollege dieser Pflicht und fordert er von 
seinem Vertrauensmann eine entsprechende Anzahl Kampffonds- 
wıarken, dann wird. die Bautechnikergruppe in unserem Bunde, 
wie es der Stolz aller sein sollte, sich zu einem Kampftrupp 
entwickeln können, die in der gesamten Interessenvertretung 
der technischen Angestellten einen hervorragenden Platz ein- 
nimmt. Wir müssen dahinkommen, dass den Bautechnikern 
in der Angestelltenbewegung die gleiche Bedeutung zukommt 
wie den Bauarbeitern in, der Arbeiterbewegung. Oft genug 
waren diese Pioniere dank ihrer Solidarität und ihres Opfer- 
mutes. Wir wollen und müssen ihnen gleichkommen. 

“ x 


Nach Redaktionsschluss geht uns noch die Mitteilung zu, 
dass die Verhandlungen über Gehaltserhöhung: im Hochbau- 
gewerbe Bergisch-Land am 27. Oktober zum Abschluss ge- 
kommen sind. Es wurden dieselben Gehaltssätze erzielt, die 
mit dem Westdeutschen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe 
in Essen vereinbart und vorstehend aufgeführt sind. Die Ge- 
haltserhöhung gilt ab 1. November, doch hat sich der Arbeit- 
geberverband verpflichtet, seinen Mitgliedern zu empfehlen, 
bereits am 1. Oktober die erhöhten Sätze in Form einer 
Wirtschaftsbeihilfe zu zahlen, weil es der Gerechtigkeit cent- 
spricht, auch die Bautechnikergehälter ab 1. Oktober zu er- 
höhen, nachdem die Maurer- und Polierlöhne bereits ab 
20. September erhöht worden sind. 


Der Kampf der Vermessungstechniker 


im Freistaat Sachsen 


Die Gehalts- und Arbeitsbedingungen der Vermesstngs- 
techniker im Freistaat Sachsen bieten Einblick in Verhält- 
nisse, die man in der gegenwärtigen Zeit kaum noch für mög- 
lich halten sollte. Eine gütliche Einigung mit den Arbeit- 
gebern war bei den Tarifverhandlungen im Herbst 1920 nicht 
zu erreichen, so dass sich der Schlichtungsausschuss mit. der 
Sache beschäftigen musste. Auf unseren Antrag fällte der 
Schlichtungsausschuss dem Kreiskauptmannschaft Dresden am 
17. Dezember 1920 einen Schiedsspruch, der den Vermessungs- 
technikern mit 21 Berufsjahren das fabelhafte Höchstgehalt 
von 1300,— M. monatlich zusprach. Die Parteien hatten bei 
Beginn der‘ Verhandlungen erklärt, "sich dem Schiedsspruch 
zu unterwerfen. Diese «vorherige Zustimmung zwang die Ver- 
messungstechniker, den durchaus unzureichenden Schiedsspruch 
anzuerkennen. Anders verhielten sich viele Arbeitgeber, in- 
dem sie den Schiedsspruch einfach nicht beachteten und nach 
wie vor die Zahlung der festgesetzten Gehälter verweigerten. 
Der von uns angerufene Demobilm chungskommissar lehnte 
die beantragte Verbindlicherklärung des Schiedsspruches vom 
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17. Dezember 1920 ab, weil durch die vorherige Zustimmung 
der Parteien der Schiedsspruch ohne weiteres. verbindlich war, 

Es blieb nun nichts anderes übrig, als gegen die wider- 
strebenden Arbeitgeber die ordentlichen Gerichte anzurufen. 
In 2 Fällen, wo dieses geschah, haben auch die Gewerbe- 
gerichte in Dresden und Meissen die Arbeitgeber zur Zahlung 
und Nachzahlung der sich aus dem Schiedsspruch ergebenden 
Beträge verurteilt. 

Im Juni 1921 wurde nun dem Verein beeideter Land- 
messer für den Freistaat Sachsen von uns abermals ein voll- 
ständig neu ausgearbeiteter Tarifvertragsentwürf überreicht mit 
der Forderung, erneut Verhandlungen aufzunehmen. Diese 
kamen auch zustande. und fanden am 5. Juli 1921 in Dresden 
statt. Hierbei kam es zwischen den beiderseitigen Tarifkom- 
missionen unter einstweiliger Zurückstellung der Lehrlings- 
frage zu einer ‚Einigung. Obwohl die Forderungen unserer « 
Kollegen noch längst nicht erfüllt wurden, erklärten sie sich 
zur Annahme des Verhandlungsergebnisses doch bereit, um 
überhaupt wieder zu einem Tarifvertrag zu kommen. Anders 
jedoch die Arbeitgeber. In ihrer Generalversammlung wurde 
der verhandelte Tarifvertrag nicht angenommen. Sie über- 
reichten uns vielmehr am 18. August 1921 einen von ihnen 
ausgearbeiteten Gegenentwurf mit der Aufforderung, den- 














selben anzunehmen. Dieselbe Taktik hatten sie bereits im 
Vorjahre angewandt. Eine genaue Nachprüfung des Gegen- 
entwurfes zeigte, dass er vollkommen undiskutabel war. 


Weitere Verhandlungen auf einer anderen Basis als der ihres 
Entwurfes lehnten die Arbeitgeber ab, so dass die Verhand- 
lungen ‚abermals als gescheitert angesehen werden mussten. 

Durch die im August einsetzende Teuerung war die Lage 
der Vermessungstechniker geradezu katastrophal geworden; 
schleunigste Abhilfe war geboten. Da ein Tarifvertrag nicht 
bestand, wurden erstmalig bei grösseren Firmen in Dresden, 
eipzig und Chemnitz Einzelforderungen eingereicht, um hier- 
durch evt. mit Hilfe des Schlichtungsansschusses neue Ge- 
haltssätze zu erzielen. Dabei wurde die Erstrebung eines ge- 
meinsamen Landestarifes keinen Augenblick ausser acht ge- 
lassen. Kleinere Erfolge wurden auch bei einigen Firmen 
in Leipzig erzielt, während in Chemnitz und Dresden die ° 
Verhandlungen zurzeit noch andauern. So spitzt sich die 
Lage mehr und mehr zu. Gegenwärtig ist die sächsische Re- 
gierung dabei, die Gebührensätze der sächsischen Feldmesser- 
Gebührenordnung neu zu regeln wind sie der augenblicklichen 
Wirtschaftslage anzupassen. Auch für die Vermessungstech- 
niker gilt es, jetzt alle Kräfte anzuspannen, um bei dieser 
Gelegenheit ihre wirtschaftliche Lage zu verbessern. Das wird 
aber nur möglich sein, wenn der letzte Vermiessungstech- | 
ıiker in unserem Bunde nicht nur organisiert, sondern auch 
bereit .ist, für die berechtigten Forderungen einzustehen. Der 
Gedanke, einer grossen freien Gewerkschaft anzugehören, die 
die Interessen ihrer Mitglieder mit Nachdruck-und Entschieden- 
heit jederzeit vertritt, muss auch die Vermessungstechniker 
durchdringen und sie zu gewerkschaftlichen Höchstleistungen 
anspornen. Nur im engsten - Zusammenschluss liegt unsere 








Kraft. Wenn dieser erreicht ist, dann werden auch. für die 

sächsischen Vermessungstechniker zeitgemässe Gehalts- und 
Arbeitsbedingungen zu erreichen sein. Patzig. | 
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Kündigungsiristen für Bautechniker. (Berichtigung) 
Die an dieser Stelle in Nr. 21, Seite 62, über Kündigungsfristen 
gemachten Ausführungen bedürfen einer Berichtigung. In Ab- | 
satz 4 ist gesagt, dass in jedem Falle die Mindestkündigungs- 
frist, welche vereinbart werden kasnn, nach 8 4133 a-a_G.O. 
einen Monat betragen muss. Der Verfasser hat aber nicht 
S 133ab G.O. berücksichtigt. Derselbe_ hat folgenden 
Wortlaut: h 1 


„Die Vorschriften des 8 133 aa finden keine Anwendung, wenn 
der Angestellte ein Gehalt von mindestens fünftausend Mark für das 
Jahr bezieht. Ve 

Sie bleiben ferner ausser Anwendung, wer der Angestellte für 
eine auissereuropäische Niederlassung angenommen ist, und nach dem 
Vertrage der Arbeitgeber für den Fall, dass er das Dienstverhältnis 
kündigt, die Kosten der Rückreise des Angestrliten zu "tragen hat. 

Zu Abs. 1: Zum Gehalt sind Tantiemen, Provisionen usw. hier. 
nicht zu rechnen.“ . 

- Durch Verordnımng vom 23. Juli 1921 ist die Zahl 5000 
durch 30000 ersetzt worden. Vor Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung. konnte also bei einem Jahresarbeitsverdienst von 
mehr als 5099 M.-auch eine Kündigungsfrist von weniger als 
! Monat vereinbart werden. Auch heute kann eine gleiche 
Kündigungsfrist vereinbart werden, wenn das Jahreseinkommen 
auf mehr, als 30000: M. festgesetzt ist. 2. 

in Absatz 6 ist irrtümlich bemerkt, dass bei Anwendung 
der achtwöchigen Kündigung zum Monatsschluss im Jahre 
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sechsmal gekündigt werden könne. Das ist nicht richtig. Bei 
dieser Art der Kündigung kann im Jahre bis zum Schluss des- 
selben elfmal gekündigt werden. Unter achtwöchiger Kündigung 
vor Monatsschluss. versteht man, dass 56 Tage vor Monats- 
schluss gekündigt werden kann. Wenn diese Frist nicht ein- 
gehalten wird, so wird die Kündigung etwa nicht zur zweiten 
Zweimonätsperiode, sondern zum nächsten Monatsschluss unter 
Einhaltung der 56tägigen Frist wirksam. Folgendes Beispiel 
soll dies erläutern: A tritt am 1. Januar 1922 in die Dienste 
einer Firma. Da der Monat Februar 28 Tage hat, muss eine 
Kündigung erstmalig am 3. Januar zum 1. März erfolgen. 
Wird dagegen am 4. Januar, also einen Tag verspätet ge- 
kündigt, so wirkt diese Kündigung nicht etwa ‘zum Schlusse 
der zweiten Monatsperiode, zum 1. Mai, sondern bereits 
zum 1. April. 


Mitglieder! Unter der gleichen Ueberschrift bringt die 
Ortsgruppe Schlesien .des Verbandes selbständiger vereideter 
Landmesser in der „Monatsschrift des Deutschen Schutzverbandes 
der freien technischen Berufe E.V.“ den Entwurf zu einem 
Dienstvertrage. 

Wir empfehlen unseren Mitgliedern, falls ihnen ein solcher 
Vertrag vorgelegt wird, ihn nicht zu unterschreiben. 

Der Entwurt verstösst gegen die Bestimmungen des Tarif- 
verträ&es zwischen dem Verband selbständiger . vereideter 
Landmesser und dem Bund vom 31. Mai 1921. Durch diesen 
Taritvertrag sind bereits die Arbeits- und Entlohnungsbedin- 
gungen in ihren Einzelheiten geregelt, so dass der Abschluss 
eines besonderen Dienstvertrages überflüssig erscheint. Der 
den Arbeitgebern empfohlene Entwurf ist so aufgestellt, dass 
er den Angestellten, die diesen Dienstvertrag für sich aner- 
kennen sollten, eine erhebliche Verschlechterung ihrer Lage 
mit sich bringt. 

Verträge, welche zuungunsten des Arbeitnehmers vom 
Tarifvertrage abweichen, sind eigentlich nichtig. (S 1 der 
Verordnung über Tarifverträge vom 23. Dezember 1918.), Der 
Arbeitnehmer ist sich aber der Tragweite abweichender Ver- 
einbarungen nicht immer bewusst, Er dart sich nicht darauf 
verlassen, dass solche - Vereinbarungen ohne weiteres 
nichtigsind. Der Schutz des $ 1 V.O. vom 23. Dezember 
1918 fällt fort, sobald der Arbeitnehmer ungünstigere Bedin- 
gungen, als sie im Tarifvestrag vorgesehen sind, eingeht und 
unter der Herrschaft eines derartigen Vertrages das Dienst- 
verhältnis stillschweigend fortsetzt. In diesem Falle liegt ein 
Verzicht auf die Rechte aus dem Tarifvertrage vor. Es kann 
also nachträglich eine Aenderung des Anstellungsvertrages im 
Sinne des Tarifvertrages nur noch mit der Einwilligung des 
Arbeitgebers erreicht werden. 


Der angepriesene Entwurf soll noch im einzelnen etwas 
beleuchtet werden. > 

$1. Eine Verpflichtung, seine Arbeit gewissenhaft zu 
erledigen, schriftlich: zu dokumentieren, ist überflüssig, weil 
jeder Arbeitnehmer das Bestreben haben muss, seine Dienst- 
obliegenheiten gewissenhaft zu erfüllen. 


$ 2 enthält eine erhebliche Abweichung vom Tarifver- 
trage und ist deshalb unzulässig. Die Vergütung kann nur 
nach Massgabe des Tarifvertrages vereinbart werden, der 
Mindestgehaltssätze festsetzt. Wenn aber eine besondere Ver- 
einbarung über die Bezahlung erfolgt, so ist diese nur -in 
dem Sinne möglich, dass ein höheres als das Tarifgehalt 
gezahlt wird. 

Während in dem $ 8 des Tarifvertrages nicht unbedingt 
vorgeschrieben ist, dass der Nachweis einer Erkrankung durch 
ärztliches Attest zu führen ist, sieht der Entwurf vor, 
dass auf Verlangen des Arbeitgebers ein ärztliches Attest ein- 
zureichen ist. Auf wessen Kosten dies geschehen soll, ist in 
den Entwurf nicht hervorgehoben. Jedenfalls Kann sich der 
Angestellte bei der enormen Erhöhung der ärztlichen Honorare 
den Luxus, die Kosten selbst zu tragen, nicht leisten. Rechtlich 
hat der Arbeitgeber die Verpflichtung, wenn er ein ärztliches 
Attest verlangt, dem Angestellten auch die Kosten zu ersetzen. 
Also auch hier eine weitere Benachteiligung der Angestellten. 


Auch der Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts im Krank- 
heitsfalle gemäss & 616 des B.G.B. ist im Tarifvertrag für 
die mit mehr als zehnjähriger Dienstzeit beschäftigten Arbeit- 
nehmer günstiger geregelt. Der Abzug erhaltener Kranken- 
und Unfallunterstützung ist in dem  Tarifvertrage nicht ge- 
stattet, nach dem Entwurf sollen diese Unterstützungen an- 
gerechnet werden. 

8.5. Hier: enthält der Vertrag versteckt’ ein Probeengage- 
ment, weil'im ersten ‘Monat des Dienstverhältaisses schon zum 
Schluss desselben Monats: gekündigt werden kann. Auch im 
übrigen weicht die Kündigungsklausel von der tariflichen Re- 
gelung: ab: 

$°6. Wettbewerbsabreden sind im Sinne des $ 133f. der 
Gewerbeordnung zulässig, da im Tarifvertrag hierüber nichts 
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gesagt ist. Wir empfehlen aber jedem Angestellten bei evtl. 
Abschluss eines Vertrages darauf zu dringen, dass für die 
Wettbewerbsabreden die Bestimmungen des Handelsgesetz- 
buches massgebend sein sollen; denn dort ist vorgeschrieben, 
dass das Weitbewerbsverbot nur dann gültig ist, wenn sich der 
Arbeitgeber verpflichtet, für die Dauer des Verbots eine Ent- 
schädigung zu zahlen, die für jedes Jahr des Verbots min- 
destens die Hälfte der von dem Arbeitnehmer zuletzt be- 
zogenen vertragsmässigen Leistungen erreichen muss. Die 
Wettbewerbsabrede ist ferner unverbindlich, wenn die dem 
Arbeitnehmer zustehende jährliche Vergütung den Betrag von 
12000 Mark nicht übersteigt. , 

Der mit dem Verband selbständiger vereideter Land- 
messer abgeschlossene Tarifvertrag enthält im $ 13 die Be- 
stimmung, dass sich die Vertragsparteien verpflichten, ihren 
ganzen Einfluss zur Durchführung und Aufrechterhaltung des 
Tarifvertrages einzusetzen und Verstösse und Umgehungen 
nachdrücklich zu bekämpfen. Es war gerade der V.s.v.L., 
der bei jeder Gelegenheit versuchte, gegen unseren Bund den 
Vorwurt zu erheben, dass er für die Durchführung des Tarif- 
vertrages nicht energisch genug eintrete. Die empfehlende 
Veröffentlichung des von seiner Ortsgruppe Schlesien aus- 
gearbeiteten Dienstvertragsentwurfes scheint nun nicht dafür 
zu sprechen, dass der V.s.v.L. gewillt ist, dem $ 13 des 
Tarifvertrages nachzukommen, sondern liefert vielmehr wieder 
einen Beweis dafür, dass den Landmessern jedes Mittel recht 
ist, die an und für sich schon unzulänglichen Bestimmungen 
des Tarifvertrages zu umgehen. Wenn der Schutzverband 
der freien technischen Berufe, dem neben dem Verband selb- 
ständiger  vereideter Landmesser auch der Bund Deutscher 
Architekten sowie einige andere Vereinigungen angehören, 
zu dem Dienstvertragsentwurf schreibt, dass dieser auch für 
weitere Mitglieder des D.S.V. Interesse haben dürfte, so 
kann das auch dahin ausgelegt werden, dass diese interessierten 
Mitglieder für sich die abgeschlossenen Tarifverträge als nicht 
bindend ansehen sollen, d. h. die abgeschlossenen Tarifverträge 
zu durchbrechen. 


Wie sich Sachverständige äussern. Die „Bauwelt‘‘ erlässt 
eine Rundfrage bei den ustoffhändiern, um die Ansicht 
dieser Sachverständigen über die Baustoffbelieferung und die 
Preise der Baustoffe für die kommende Bauzeit zu erfahren. 
Interessant ist an dieser Rundfrage, dass die Herren Sachver- 
ständigen zu einem vollständig verschiedenen Urteile kommen. 
Der Verein der Baustoffhändler von Berlin und der Provinz 
Brandenburg lässt durch seinen Vorsitzenden, Herrn Johannes 
Klapper, erklären, dass der Umfang der Baustofflieferungen 
sich gegenüber dem Vorjahr um 25 bis 30 Prozent erhöht 
habe. Hingegen erklärt die Baustoffhandlung A. Bernoully 
&-Co., dass der Umsatz immer kleiner werde, dass er sogar 
rapide nachlasse. Diese Firma kommt zu dem Schluss, dass, 
um den Baumarkt zu beleben, alle Streiks untersagt werden 
müssten und dass jede Aufhetzung zum Streik bestraft werden 
sollte. Alle gefragten Sachverständigen kommen zu dem_Er- 
gebnis, dass ein Rückgang der Baustofipreise in nächster 
Zeit nicht zu erwarten ist, es sei denn, dass die Kohlenwirt- 
schaft aufgehoben, der Achtstundentag beseitigt, die Akkord- 
arbeit eingeführt, die Bahnfrachten ermässigt, die Zwangswirt- 
schaft bei den Mieten beseitigt wird u. a. m. Das sind die 
Ansichten der Sachverständigen über die Beseitigung der Woh- 
nungsnot. Wenn ihre volkswirtschaftliche Schulung so auf der 
Höhe wäre, wie das nackte Interesse dieser Sachverständigen 
an der Profitsteigerung, dann dürften die Vorschläge zum Ab- 
bau der Baustoffpreise wohl in einer Zeitschrift, wie die „Bau- 
welt‘, nicht zur Veröffentlichung gelangt sein, 


Gewerkschaftsarbeit 
Der Streik im südbayrischen Baugewerbe beendet. Wir 
berichteten bereits in Nr. 26 des „Bautechniker‘‘, dass die 
technischen Angestellten des Baugewerbes in Südbayern durch 
das Verhalten der Arbeitgeber gezwungen waren, am Mon- 
tag, den 17. Oktober, in den Streik zu treten. Hiieran knüpf- 
ten‘ wir die Hoffnung, dass der Streik von kurzer Dauer 
sein und den Kollegen einen vollen Erfolg bringen möge. 
Bereits wenige Tage nach Ausbruch des Streikes waren die 
Arbeitgeber auch schon zu Verhandlungen bereit, die zu einem 
annehmbaren Ergebnis führten. Zu den bisherigen Gehalts- 
sätzen werden ab 1. September 1921 folgende Zulagen gezahlt: 
1. für Anfänger: 
se Berulsiahr - 2... 100 anah er a0 0 ROM: 
im 2. Berufsjahr: 
inter. 24. Jahren : -.. 0-0 0:0 -suıte it My 
Be a FAahre- ne 5 ae et a 
im. 3. Beruifsjahr: ; 
Mer 24° Jahren = „ve. ana a en. 0 5 
ber B4 Iahte-. ., 0 as zeiae en ietnen ID 5 






v u en 





Lt 


— 


BEN a 4 A 
ee er er. 


a 


EZ 






88 here . . DER BAUTECHNIKER 1921 





2. für fertige Techniker und Architekten: 
hach 3 -Berufsjahren „2.03.00 Sn 0 1850. M; 
siach | 5" Berufsjahrest aaa „ 
nach -10. Berufsjahren 5 u 55 Er A . 
3. für selbständige Bäauführer, Architekten und In- 
genieure: 
nach 10°. Berufsjahreo 77 2 een 500 M. 


Diese Zulagen gelten für sämtliche Ortsklassen. Leistungs- 
zulagen sind nicht anrechnungsfähig, dagegen können bereits 
freiwillig gewährte Teuerungszulagen angerechnet werden. Ab 
1. Dezember 1921 sollen neue Verhandlungen über Erhöhung 
der Gehälter stattfinden können. 

Nachdem die. Kollegen in Versammlungen das Verhand- 
lungsergebnis, das über die Sätze des Schiedsspruches erheb- 
lich hinausgeht, angenommen und von den Arbeitgebern noch 
die Verpflichtung übernommen wurde, dass Massregelungen 
nicht vorgenommen werden dürfen, wurde die Arbeit am 
Montag, den 24. Oktober, wieder aufgenommen. Mit Genug- 
tuung kann festgestellt werden, dass der erfreuliche Erfolg 
nur durch das einmütige Zusammenstehen der Kollegen er- 
reicht worden ist. 


Neue Gehaltssätze für das Hochbaugewerbe im Unter- 
weser—Emsgebiet. Die Verhandlungen über Revision der Ge- 
haltssätze des Bezirkstarifvertrages haben zu folgendem Er- 
gebnis geführt: 

Die Gehälter betragen ab 1. August 1921: 
risklasse 


u II 
Gruppe l: 
a). unters‘20 Jahren %. 2, 209 .3.0.008700-5M: 
b) nach vollendet. 20.—24. Jahre .  830,— „ 
c) „ „ 24.—8, „n. ... 0,— „ 
dy-über 28, Jahre „nu 5. 0 0. 1215, 
Grup pe IE: ER 4 
) im 5 Dienstjahr ’ 53% er ; 71 20, Im 
ae E Se EN weniger als in 
I # Biete. a 150, 1 Ortsklasse 1 
Gruppe III: 4 


a) bis 2 Dienstjahren. . 2»... 1210,— „ 
b) 2 bis 4 Dienstjahren . . . .. . 1320,— r 
c) nach 4 Dienstjahren . x 2 0. 1460,— „ 


Gruppe IV: ee 
a) unter 30sJahren Veraur. 1 ua 01415, 
b) nach vollendet, 30.—35. Jahre ; 1651,— 
£),uherr3s> Jahre u a, "le ee 1760 


”» 
” 


Erhöhung der Gehaltssätze im Vertragsgebiet des Mittel- 
deutschen Arbeitgeberverbandes für das Baugewerbe (Frank- 
furt a. Main). Vom 1. September 1921 ab treten an Stelle 
der im Il. Nachtrag vom 20. April 1921 vereinbarten folgende 
Gehaltssätze: 


Ortsklasse 
Gruppel ; I u II 
a) unter 20 Jahren . . . .».,..650 600 575 M. 
b) nach volleud. 20.—24. Jahre . 950 900 850 „ 
) „ » .24.—28, EN . 1150 1100 1050 „ 
d}inbers28. Jahre 5... u: 2800 7.281350 1275 1200 „ 
Gruppell 
a) bis zum vollend. 23, Jahre . . 1050 1000 950 „ 
b) nach vollend. 23.—%6. „ . . 1250 1200 11252 
e)uuber. 2b Jahre... ar 20722224500 1425 1350 5 
Gruppe li 
a) bis zum vollend. 23. Jahre . . 1400 1325 1250 „ 
b) nach vollend 23.—26, „ . . 1560 1425 - 1350 „ 
Ki über20 Jahres sy, ine 1750 1675 1573 ee 
Gruppe IV 
a);unter. 30. jahren anne en 2.1750 1675 157925 
b) nach vollent. 30.—35. Jahre . . 1909 15C0 1700 „ 
c) über 35 Jahre . 2100 2000 1900 „ 


in Gruppe V 20 Prozent Zusch'ag zu Gruppe IV, 
Diese Gehälter gelten für die Zeit vom 1. September 
bis 31. Dezember 1921 mit der Massgabe, dass das Tarifamt 
eine endgültige Regelung trifft, falls die Kosten der Lebens- 
haltung am 1. November oder 1. Dezember 1921 eine Ver- 
änderung um 10 Prozent gegenüber der Teuerungszahl vom 
1. September 1921 gemäss den vom Statistischen Reichsamt 
festgestellten Teuerungszahlen aufweist und eine der Parteien 
einen entsprechenden Antrag für die in Betracht kommenden 
Monate stellt. | 


Gehaltserhöhung im Bezirkstarifgebiet des Osterländischen 
Arbeitgeberverbandes für das Baugewerbe. Die Gehälter im 
Vertragsgebiet des Osterländischen Bezirksarbeitgeberverbandes 
für das Baugewerbe, Sitz Gera-Reuss, sind für die Zeit vom 
1: Sepioher 1921 bis 31. Dezember 1921 wie folgt erhöht 
worden: 





” 3 ” 
"Gruppeill 
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Ortsgruppe I H AT a 
Led. Verh. Led Verh, Led. Verh. 
Gruppel M M M M M M. 


unter 20 Jahren 750 750. 710 70 670° 6" 
üb,20—22 , 1000 1000 950 90 WO 900 
ER SaTE 1190 1220 11.0 1150 1060 ° 1070 


„ 28 Jahre 1370 1440 1300 1350 1220 1260 
Gruppell | 
m I. Jahre 1120 1150 1060 10670 1000 1010 
Zen 1210 1260 1150 1190 1090 1110 


1250 1290 1240 1290 1170 1200 
im 1. Jahre 1440 1510 1360 1410 1270 1320 


ERIERE 1510 1570 1420 1490 1340 1390 
wAru. 5 1570 1650 1490 1550 1390 1450 
Gruppe IV 
unter 30 Jahren 1710 1800 1610 1690 1510 1570 
30— 35 ” 1850 1940 1750 1820 1640 1710 j 
über 35 u 1990 2090 1870 1960 1750 1840 


Erhöhung der Gehälter im Tiefbaugewerbe Hannover. 
Zwischen dem Reichsverband des Deutschen Tiefbauge- 
werbes, Bezirksverein V Hannover einerseits und unserem 
Bunde, Geschäftsstelle Hannover, andererseits, wurde am 
22. Oktober folgender Nachtrag zum Bezirkstarifvertrag vom 
1. Juni 1920 abgeschlossen: ' 

Die in dem Bezirkstarifvertrage vom 16, Juli 1920 werein- 
Patien Oh werden vom 1. Oktober 1921 ab wie folgt 
erhöht: 


A. Jugendliche Angestellte, Ort-kiasse 

1 HM IH 
1. im 1, Jahre der Ausbillung . . . 2. 60— 63— 615,— M. 
2 .. 0779 ..195,— 7 735- 


nn # ” ” ” Zr 
3 „ 3. und 4. Jahre der Ausbildung. . . 900,— 875,— 850, — 
4. nach dem 4. Berufsjahre bis zur Vollendung 
des 20. Lebensjahres . ...... 
B. Angestelltenach Vollendung 
des 20, Lebensjahres, 
Gruppe + ee De 


” Be, SEE Sr rt Pr Tele: ner 0 
» IN . . a7, 10.93 


”» 


1100,— 1075,— 1050,— ,„ 


1300,— _1270,— .'1240,— M, 
1500,— 1465— 1425,— 
1800,— 1750,— 1700,— 
2125,— 20609.— 1995,— 
b) von 30—35 Jahren 2275,— 2205,— 2135,— 
c) über 35 Jahre . . . . 2425,— 2350,— 2275.— „ 
Die Dienstalterszulagen vom 24. Lebensjahre an bleiben . 
bestehen, und zwar 5 Zulagen in Abständen von je 2 Jahren 
in Höhe von 50.— M. für die Gruppe I, je 5 Zulagen in 
jährlichen Abständen in Höhe von 40.— M. für die Gruppen 
I und IH. Dasselbe gilt von der im Bezirkstarifvertrag 
Br eelegten Aussendienstzulage in Höhe von 200.— M. pro 
onat. 


Gehaltserköhung in-der Holz- und Möbelindustrie Nord- 
bayerns. Mit der Ortsgruppe Nürnber g des Arbeitgeber- 
schutzverbandes für das Deutsche Holzgewerbe würde folgende 
Vereinbarung getroffen: : 

Die bisherigen Gehaltssätze werden ab 1. August 1921 für 
Ledige über 30 Jahre und. Verheiratete ohne Unterschied ‘des 
Alters um 20 Prozent und für Ledige unter 30 Jahren um 
15 Prozent erhöht. et Ri 

Die tariflichen Mindestsätze betragen demnach für die 


technischen Angestellten: Hfür Ledige über‘30 Jahre 


3 R h : und für Verheiratete ohne 
Für Ledige unter 30 Jahren: Unterächied as as 


a) unter 30 Jahren 


. . “ . “ . 
. 0.29 0° 

u9 70.0.0. 5@ 
ee... Fre 
sy y3 


Zeichnergruppe A f 99,—M. 1030,— M. 
B 1360. 140, 5 
C 1790,— „ a er: 
D 2040, — ” 2:30,— » 
Für Fürth wurden folgende Gehälter vereinbart: 
- Zeichnergruppe A 980,— M. 99,— M, 
B 1275,— „ 1350, — ” 
c 1630,— : 1780, 
D 1890,— „ 2000,— „ d 
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Die Zukunft der deutschen Bauwirtschaft 


Unter diesem Titel und dem Untertitel „Neue Formen 
der Bauunternehmertätigkeit‘ hat der ehemalige Syndikus des 
Wirtschaftsverbandes für das Baugewerbe zu Hamburg, Herr 
Dr. jur. Edmund Delmonte, im Verlag von Konrad 
Hanf in Hamburg eine Schrift herausgegeben. Zweck der 
Schrift ist, den Unternehmern Fingerzeige zu geben in ihrem 
Kampf gegen die Sozialisierung, oder, wie der Verfasser in 
seinem Vorwort sagt: „Für das private Baugewerbe Mass- 
nahınen aufzuzeigen,. die es. wieder in den Bauprozess ein- 
schalten, und die dazu dienen, dass der deutschen Bauwirt- 
schaft diese immerhin wertvollen Kräfte erhalten bleiben.“ 
Das hält der Verfasser nur für möglich, wenn das private 
Unternehmertum sich daran gewöhnt, das Bauen als „Dienst 
am Allgemeinwohl“ aufzufassen, und wenn es sich herbei- 
lässt, „in sozialem Geiste‘ zu bauen. Dabei hält er das pri- 
vate Baugewerbe selbst für einabsterbendesGewerbe, 
und das private Bauunternehmertum, einschliesslich der Archi- 
tekten, achtet er sehr gering. Diese Kreise haben nach Dr. 
Deimonte völlig versagt und versagen auch heute noch, wes- 
halb man der privaten Initiative allein die Lösung des Bau- 
problems nicht. überlassen könne. Von der. Leistungsfähig- 
keit und der Nützlichkeit der sozialen Baubetriebe ist Br. Del- 
monte, wie aus zahlreichen Stellen seiner Schrift hervorgeht, 
überzeugt, was ihn allerdings nicht hindert, sich wiederholt 
ausdrücklich als Gegner der Sozialisierung zu bekennen. Das 
verleiht seiner Schritt den Charakter der Unabgeklärtheit, 
Unentschiedenheit und Zweideutigkeit. Man hat öfter den 
Eindruck, als benutze der Verfasser Worte, um seine wahren 
Gedanken zu verbergen. 


Herr Dr. Delmonte will nicht die Sozialisierung. Er fürchtet 
sie nur. Nach ihm schreit der zwischen den privaten und 
den sozialen Baubetrieben entbrannte Kampf nach einem Aus- 
gleich, weil er sich auf dem Rücken des deutschen Volkes 
abspiele und. sein Geld koste. 


Wir müssen Herrn Dr. Delmonte sagen, dass, er jeden 
Beweis für diese seine Behauptung schuldig bleibt. Der Kampf 
der sozialen Baubetriebe mit den privaten Baubetrieben hat 
bis jetzt der Allgemeinheit nicht nur nichts gekostet, sondern 
es sind der Allgemeinheit durch diesen Kampf, der eine wesent- 
liche Verbilligung des Bauens zur Folge hatte, gewaltige 
Summen erspart worden. Nicht der Kampf zwischen den 
beiden Betriebsarten, sondern der von Dr. Delmonte ge- 
wünschte Ausgleich kostete dem deutschen Volke viel 
Geld — wenn ein solcher Ausgleich überhaupt möglich wäre, 
was nur jemand annehmen kann, der die rundsätzlichen Un- 
terschiede zwischen den beiden Wirtschaftsformen und den 
Zweck unserer Sozialisierungsbewegung nicht voll erfasst hat. 
Das ist offenbar bei Dr. Delmonte der Fall. Er könnte sonst 
nicht sagen, dass die Privatunternehmer grundsätzlich den 
gleichen Anspruch auf finanzielle Förderung hätten, wie die 
sozialen Betriebe. Sie vergessen, verehrter Herr Doktor, dass 
der Ertrag der Privatbetriebe Privatleuten, der Ertrag der so- 
zialen Baubetriebe aber der Allgemeinheit zugute kommt. Sie 
vergessen ferner, dass das private Unternehmertum seine Be- 
triebe bis jetzt in sehr vielen Fällen zur organisierten Aus- 
beutung der Allgemeinheit und zur Bereicherung von Privat- 
leuten ausgenutzt hat, während es gerade die Aufgabe der 
sozialen Baubetriebe ist, die Allgemeinheit vor dieser Aus- 
beutung zu schützen. Oder vielmehr: Sie vergessen das nicht; 
denn als ehemaliger Syndikus eines Wirtschaftsverbandes für 
das Baugewerbe sind Ihnen sicher die ausbeuterischen Prak- 
tiken der Unternehmer bekannt, und Sie sagen ja selbst, 
dass schon das blosse Vorhandensein sozialer Baubetriebe 
reisregulierend gewirkt habe. Warum soll also die Allgemein- 
heit diese Betriebe nicht unterstützen? Nur deshalb, damit 
sich. das private Unternehmertum wieder fest in den Sattel 
setzen un die Allgemeinheit wieder erneut ungehindert aus- 
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beuten kann? Das können Sie doch nicht wollen; denn Sie 
fordern doch selbst, dass das Bauen „Dienst am Allgemein- 
wohl‘ sei, und dass Häuser entstehen, „nicht nur um des 
Geldverdienens willen, sonderm aus höherstehenden volkswirt- 
schaftlichen Erwägungen“. Sie finden ferner, dass das „Bau- 
gewerbe als Zweig der Bauwirtschaft ein Kostgänger der All- 
gemeinheit geworden ist“. Ist es denn da nicht ganz selbst- 
verständlich, dass sich die Allgemeinheit Treuhänder- 
betriebe schafft, um mit dem Kostgeld möglichst zu sparen? 

Herr Dr. Dolmente nimmt an, dass in Zukunft, abgesehen 
von Villenbauten reicher Leute, Bauarbeiten nur noch von 
öffentlicher und gemeinnütziger Seite vergeben würden. Er 
wird damit Recht haben. Wenn er aber meint, dass in Zu- 
kunft eine Uebervorteilung der Allgemeinheit nicht mehr mög- 
lich sei, weil ‘diese durch eine fachmännische Kontrolle ver- 
hindert werde, so wollen wir nur daran erinnern, dass in Frank- 
furt a. M. die Festsetzung der Preise durch sogenannte Fach- 
leute zu einer geradezu wahnsinnigen Ausbeutung der Allge- 
meinheit geführt hat. 

Was schlägt nun Herr Dr. Delmonte den Privatuniernehmern 
zum Kampf gegen die sozialen Baubetrieu»_ vor? Womit sollen 
die Privatunternehmer die sozialen Baubetriebe überwinden? 

Er ‘empfiehlt ihnen selbst de Gründung von Ge- 
nossenschaften. Nicht die Innungsorganisation, die ein 
überlebtes. Gebilde sei, nicht die Rückkehr zum Alten könne 
die Unternehmer retten, sondern nur die Umstellung der 
heutigen Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände zu Genossen- 
schaften. Delmonte empfiehlt den Unternehmern die Grün- 
dung eigener. Baustoffbetriebe; die Gründung von Einkaufs- 
genossenschaften, die für das Unternehmertum die Maschinen, 
Geräte und. Rüstzeuge im Grossen beschaffen sollen; die 
rationelle Verwendung der Geräte und Maschinen und deren 
gemeinsame Bewirtschaftung; die Gründung von Kreditge- 
nossenschaften, die den Priyatunternehmern bei reger Bau- 
tätigkeit Hilfsdienste leisten sollen kurz: er empfiehlt 
ihnen alle jene wirtschaftlichen Massnahmen zur Nachahmung, 
die wir für unsere sozialen Baubetriebe bereits verwirklicht 
haben. Aber er geht darüber noch weit hinaus. Wie wir unsere 
ganze Bewegung als wirtschaftliche Einheit ansehen, so will 
Dr. Delmonte auch aus den Hunderttausenden von Privat- 
betrieben eine wirtschaftliche Einheit machen. Die ein- 
zelnen Privatunternehmer sollen ihre Selbst- 
tätigkeit aufgeben — die sie ja doch heute schon zum 
guten Teil an ihre Organisationen abgetreten hätten — und 
sich zu einer "Produktiv - Genossenschaft 
grossen Stils zusammenschliessen, die dann 
unsere sozialen Baubetriebe niederkonkur- 
rieren soll. Er begründet dies wie folgt: 


„Es handelt sich bei ihr nicht um die Aufrechterhaltung 
oder den Untergang einer Reihe von Einzelbetrieben, sondern 
grundsätzlich steht das Gesamtgewerbe im Feuer. Darum ist 
nicht je eine Front der Unternehmer gegeneinander und gegen 
die Arbeiterproduktivgenossenschaften möglich, sondern eine 
Front nach der Arbeitnehmerseite hin. Nicht mehr .der einzelne 
Betrieb tritt in Wettbewerb, sondern das Gesamtgewerbe. Dies 
ist der Gedanke, und die Folgerung ist. eine Zusammenlegung 
der Betriebe, eine Vereinigung der technischen und kaufmänni- 
schen Kräfte zu einem einzigen Ziel... . Es wäre wünschens- 
wert, wenn alle Organisationen des Baugewerbes. und der 
Baunebengewerbe zu Produktivgenossenschaften in irgendeiner 
Form vereinigt würden, die unter sich jeden Wettbewerb 
ausschalten und die Aufträge im Grossen übernehmen. Die 
Gesamtheit des Gewerbes hat alsdann für die Möglichkeit 
der Ausführung und ihre preiswürdige sachgemässe Vollendung 
der Allgemeinheit gegenüber zu bürgen. Diese 'Unternehmer- 
produktivgenossenschaften, örtlich aufgebaut, bezirklich und 
zentral zusammengefasst, sind in der Lage, allein alle 
Aufträge zu erhalten und auszuführen und 
setzen die Arbeitnehmergenossenschaften, so 
lange sie noch im Anfangsstadium sind, mit 
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einem Schlage matt. Die Gesamthilfe beseitigt die 
Wohnungsnot und die Gefahr, die in der geschäftlichen Kon- 
kurrenz der Arbeiterschaft zweifellos liegt. Hat sich das private 
Gewerbe bei der Lösung des Wohnungsproblems bewährt, 
so fällt ein Grund für die Errichtung von  Arbeiter- 
betrieben fort.“ 


So spricht Dr. Delmonte, der Unternehmerfreund. Aber 
er setzt gleich hinzu: „Ich verkenne nicht, dass eine solche 
Umstellung selbst in noch ärgerer Not nicht stattfinden wird 
und ‘gebe mich bezüglich der Wirksamkeit meiner Ausführun- 
gen keinen Täuschungen hin.“ 


Ach ja, Herr Dr. Delmonte, damit haben Sie recht. Aber auch 
die Umstellung in dem von Ihnen gewünschten Sinne könnte 
das privatkapitalistische Unternehmertum nicht vor dem Unter- 
gange retten. In der-heutigen Zeit sind noch andere Dinge 
als nur grosse Betriebe nötig, wenn eine Wirtschaft Bestand 
haben soll. Die Betriebe erzeugen keine Werte, selbst dann 
nicht, wenn sie grösser als die grössten Industriewerke sind. 
Werte werden nur von Arbeitern erzeugt. Mit den /Ar- 
beitern müssen Sie rechnen, und die baugewerblichen Kopf- 
und Handarbeiter wollen nun einmal nicht mehr für Privat- 
kapitalisten arbeiten; in Grossbetrieben nach Ihren Vorschlägen 
noch viel weniger als in den heutigen Unternehmerbetrieben. 
Sie wollen selbst Herr ihres Schicksals sein. 
Auch das wissen Sie sehr gut, denn Sie selbst sagen ja: „Die 
Unternehmer sind auf die Arbeitskraft der Arbeitnehmer und 
Beamten angewiesen. Ihr mangelnder Arbeitswille kann das 
beste Geschäft in größte Schwierigkeiten bringen. Der Feind 
stehtinihremeigenen Lager.“ 


Sehen Sie, Herr Doktor, das ist der springende Punkt! 
Daran wird das Unternehmertum immer scheitern, wenn es 
mit unsern Betrieben in Wettbewerb tritt. Es kann sich, wie 
es dies gegenwärtig in einer Reihe von Orten tut, durch die 
Korrumpierung der Arbeiterschaft mit Hilfe des Prämien- und 
Akkordsystems noch eine Zeitlang konkurrenzfähig halten, 
aber auf die Dauer geht das zweifellos nicht. 


Und nun, Herr Dr. Delmonte, noch eine Frage: Warum 
geben Sie sich so grosse Mühe, um das private Baugewerbe 
noch einmal zu galvanisieren und seinen endgültigen Tod noch 
eine kurze Spanne Zeit zu verschieben? Sie sagen doch selbst, 
es sei steril und nähere sich in seiner bisherigen Form dem 
Ende. Dass es sich zu einer.neuen Form aufrafft, glauben 
Sie doch selbst nicht, wie Sie an zahlreichen Stellen Ihrer 
Schrift durchblicken lassen. Warum stellen Sie sich also nicht 
entschlossen auf den Boden unserer Bewegung? ..... 


Die Schrift Dr. Delmonte’s, die dem Kampf gegen die 
Sozialisierung dienen sollte, wird in Wahrheit die Sozialisierungs- 
bewegung fördern helfen. In dem Bestreben, den Unternehmern 
die Gefahr, in der sie schweben, recht drastisch vor Augen 
zu führen und sie zu wirksamen Abwehrmassnahmen zu ver- 
anlassen, hat Dr. Delmonte in dankenswerter Weise die vielen 
Vorteile und Vorzüge geschildert, die unsere sozialen Bau- 
betriebe den Privatbetrieben voraus haben und auch die unge- 
heuren Schwächen, „an denen die absterbenden Formen des 
privaten Baugewerbes leiden“. Er hat damit ein Arsenal von 
Gründen für die Sozialisierung geschaffen. Seine Schrift ist 
deshalb wert, auch von den baugewerblichen Kopf- und Hand- 
arbeitern gelesen zu werden. A. Ellinger. 





00 Rundschau 


Köpfe für soziale Baubetriebe! Die gemeinnützige Bau- 
und Betriebsgenossenschaft „Mansfeld“ G.m.b.H. Eisleben, 
Plan 6/7, sucht zur sofortigen Einstellung einen tüchtigen 
zielbewussten technischen Betriebsleiter (Bautech- 
niker), der die Leitung des gesamten Baubetriebes übernimmt. 
In Frage kommt nur ein nicht mehr zu junger Techniker, der 
befähigt ist, einen Baubetrieb in umsichtiger, fachtechnisch 
einwandfreier Weise zu leiten und vorwärts zu bringen. Ge- 
eignete Kräfte wollen sich unter Beifügung der notwendigen 
Anlagen an unsere Gauverwaltung Mitteldeutschland, Halle 
a. S., Niemayerstr. 16, wenden. 


Bei dieser Gelegenheit weisen wir darauf hin, dass noch 
eine ganze Reihe von bereits gegründeten und noch zu grün- 
denden Bauhüttenbetriebsverbänden ohne technischen Leiter 
sind. Wir können unseren Mitgliedern, die in der Lage sind, 
die Aufgaben der Bauhüttenbetriebsverbände zu erfüllen, nur 
empfehlen, sich dafür zur Verfügung zu stellen. In Betracht 
kommen nur solche Kräfte, die dem privaten Unternehmertum 

egenüber als ernsthafte Konkurrenten auftreten können und 
ie den Geist der sozialen Bauwirtschaft begriffen haben. Das 


oD 











20 Ns Zur 


beste Mittel, sich mit der Bewegung vertraut zu machen, ist 
das Studium der vom Verband sozialer Baubetriebe heraus- 
gegebenen Zeitschrift.*) 


Soziale Bauwirtschaft. In der Aufsichtsratssitzung des Ver- 
bandes sozialer Baubetriebe am 5. November 1921, an der als 
unser Vertreter Kollege Kaufmann teilgenommen hat, wurde 
unter vielen anderen Punkten auch über die Entwicklung der 
vom Verband herausgegebenen Zeitschrift „Söziale Bauwirt- 
schaft“ berichtet. In der neuen Nr.21 bringt diese Zeitschrift 
eine Denkschrift an den Reichstag und die Parlamente der Länder 
und Gemeinden, auf die wir unsere Kollegen besonders auf- 
merksam machen müssen. Wer erkannt 'hat, dass im Bau- 
und Wohnungswesen an Stelle der Privatwirtschaft im Inter- 
esse des .Volksganzen die Gemeinwirtschaft treten muss, und 
weiter bereit ist, seine Kraft in den Dienst unserer grossen 
Beweguung zu setzen, die mit ihrem Wachsen immer mehr 
Angestellte und Arbeiter aus den Fesseln der kapitalistischen 
Wirtschaft beireit, für den ist eine genaue Kenntnis der Be- 
wegung unerlässlich. Dieser Notwendigkeit dient die von dem 
Verband sozialer Baubetriebe herausgegebene Zeitschrift „So- 
ziaie Bauwirtschaft“. Da in der schweren Zei‘, die wir durch- 
leben, jede Ausgabe auf das äusserste beschrähkt und 
jede Belastung vermieden werden muss, ‘stellte der Verband 
unseren Kollegen die Zeitschrift zum knappen Selbstkosten- 
preis zur Verfügung, und er hat die Bezugsgebühr auch nicht 
erhöht, obgleich die Druckkosten um 30 Prozent gestiegen 
sind. Unsere Mitglieder und Ortsverwaltungen erhalten die 
„soziale Bauwirtschaft“ nach wie vor für eine vierteljährliche 
Bezugsgebühr von 9 M., wenn die Bestellung unter Hinweis 
auf die Mitgliedschaft auf Zahlkarte (Postscheckkonto Ber- 
lin 110181) erfolgt. Es gibt kaum ein besseres Nachschlage- 
werk als die „Soziale Bauwirtschaft“, die schon deshalb immer 
weiter in Kollegenkreise dringen müsste. Jede Ortsverwaltung 
sollte mindestens ein Exemplar beziehen. 


Wie wir hören, kann das dritte Vierteljahr noch nach- 
geliefert werden, worauf wir besonders hinweisen möchten. 


Verteuerung der Baustoffe durch den Zwischenhandel. 
Nachdem die Zinkhütten die Werkpreise für Zinkblech um 
25.— M. pro Doppelzentner erhöht hatten, machen die Schie- 
sisch-Posener Zinkblechhändler bekannt, dass sie die Lager- 
preise für Zinkbleche um 28.— M. erhöhen. Sie verlangen hier- 
mit einen Autschlag von 3.— M. auf die Erhöhung der Werk- 
reise. Dieser Aufschlag ist schon, deshalb völlig ungerecht- 
ertigt, weil die Erhöhung der Werkpreise den Händlern be- 
reits eine Erhöhung ihrer Händiergewinne bringt. Wir haben 
hier den charakteristischen Fall, dass die Händler jede Er- 
höhung der Urproduktion mit weiteren Aufschlägen auf die 
Konsumenten zur Abwälzung bringen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Gehaltsbewegung der technischen Angestellten am Mittel- 
landkanal. Mit den Arbeitgeberfirmen, die die Arbeiten zur 
Fortführung des Mittellandkanals in der Provinz Hannover 
ausführen, ist im vorigen Jahre bereits ein besonderer Tarif- 
vertrag mit dem Bezirksverein V des Reichsverbandes des 
Deutschen Tiefbaugewerbes abgeschlossen worden. Infolge 
der Mitgliederverschiebung in der Arbeitgeber-Organisation, 
die aut den Kampt des Deutschen Arbeitgeberbundes für das 
Baugewerbe und des Beton- und Tiefbau-Arbeitgeberverbandes 
Deutschlands gegen den Reichsverband des Deutschen Tiet- 
baugewerbes zurückzuführen ist, sind die am Mittellandkanal 
tätigen Tiefbaufirmen aus dem Reichsverband ausgetreten und 
haben sich dem Beton- und Tiefibauarbeitgeberverband, der 
wieder ein Unterverband des Deuischen Arbeitgeberbundes für 
das Baugewerbe ist, angeschlossen. Nach langen Verhand- 
lungen über die Frage, wer nunmehr als Tarifkontrahent zu- 
ständig ist, kam am 22. August 1921 mit den beteiligten Firmen . 
ein Abkommen zustande, nach welchem der Nordwestdeutsche 
Arbeitgeberverband für das Baugewerbe, Sitz Hannover, an 
die Stelle des Reichsverbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes, 
Bezirksverein V, als Vertragskontrahent in die Verträge ein- 
tritt. Trotzdem weigern sich die Mittellandkanalfirmen die 
gleichen Grundgehälter zu zahlen, die von den Tiefbaufirmen 
die noch bei der Bezirksgruppe V- verblieben sind, aut Grund 
des mit dieser Arbeitgebergruppe abgeschlossenen Bezirks- 
tariivertrages gezahlt werden. Insbesondere wollen sie die 
bisherigen Sondervergünstigungen, die die Angestellten bereits 
im vorigen Jahre erlangt haben, wieder beseitigen. Der Nord- 
westdeutsche Arbeitgeberverband hat die am 3.. November 


”) „Sozia:e Bauwirtschaft“, Zeitschrift des Verbandes sozialer Batı- 
betriebe. Abonnementspreis vierteljährlich 15.— M., für Mitglieder nur 
9,— M. Bestellungen sind direkt zu richten an den Verband zozialer 
Baubetriebe, Berlin W., Augsburgerstr. 61, 
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\gepflogenen Verhandlungen abgebrochen und erklärt, dass er Gehaltssätze. 

‚sein letztes Angebot gemacht habe und die Angestellten nur *Gruppe 1a) » 800. M Grupre III a) 15°0.— M 
ruhig die Schlichtungsstellen anruten sollen. Nun entsteht die | By. % ge © b) ET 
‚Frage, welche Schlichtungsstelle gilt, die nach dem Hoch- oder De, 1250 z FE IENERT 
‚Tiefbautarifvertrag? Gemäss Tarifvertrag vom 25. August 1920 d) eo. 400. ,„ Gruppe IV a) 2100 
kommt als erste Berufungsinstanz die Schlichtungskommission Gruppe I a) . . . 1100.— „ b) Di 5 
in Frage, die aut Grund des Reichstarifvertrages für das Tiet- b) ».. 120)— „ ) 2500- 
\baugewerbe bzw. des Bezirkstarifvertrages mit der Bezirks- ) ee. 0 Bin „ 


gruppe V des R.T. V. vereinbart worden ist. Dabeı ist be- 


anglos, dass die am Mittellandkanal tätigen Baufirmen aus 
dem Reichstaritvertrag ausgetreten sind, da für die Dauer des 
Verträ@sverhältnisses Arbeitgeber an die vertraglichen Be. 
stimmungen gebunden sind, auch dann, wenn diese nachträglich 
dem Arbeitgeberverbande den Rücken gekehrt haben, der als 
Tarifkontrahent in Frage kommt. 


Ueber die Frage der Zuständigkkeit müssen ebensowenig 
Zweitel bestehen, da nach dem vorgenannten Abkommen der 
Nordwestdeutsche Arbeitgeberverband für das Baugewerbe in 
den Vertrag mit der Bezirksgruppe V des Tiefbauarbeitgeber- 
verbandes eingetreten ist. s besteht somit für die Arbeit- 
geber die allerdings eigenartige Rechtslage, dass die nun- 
“mehrigen Mitglieder des Nordwestdeutschen Arbeitgeberver- 
bandes vor einer Schlichtungskommission erscheinen sollen, 
deren Arbeitgeberbeisitzer sich aus Mitgliedern des Reichs- 
verbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes zusammensetzen. 
Der an die Schlichtungskommission gestellte Antrag unserer 
Gauverwaltung geht dahin, eine Entscheidung zu fällen, dass 
der Nordwestdeutsche Arbeitgerberverband bzw. die Mittel- 
landkanalfirmen gehalten sind, den technischen Angestellten 
ausser den (im bisherigen besonderen Taritvertrag) festge- 
legten Landzulagen, Bauzulagen, Wertschätzungszulagen und 
Sozialzulagen (Verheiratetenzulage und Kindergeld) die Grund- 
gehälter zuzubilligen, die im gleichen Zeitraum die techni- 
schen Angestellten bei den Tiefbaufirmen, die im Reichs- 
verband. verblieben sind, erhalten. 


Ueber den Ausgang dieser auch tarifrechtlich interessan- 


ten Auseinandersetzung werden wir weiter berichten. 


Neue Gehaltsregelungen im Berliner und Brandenburger 
Baugewerbe, Infolge der seit Juli eingetretenen erheblichen 
“Verteuerung der Lebensmittel waren wir gezwungen, an den 
Verband der Baugeschäfte von Gross-Berlin mit neuen For- 
derungen 'heranzutreten. Die mit dem Arbeitgeberverband ge- 
führten Verhandlungen zeitigten kein- Ergebnis, so dass das 
Tarifamt angerufen werden musste. Am 14. Oktober fällte das 
Tarifamt für das Baugewerbe unter. gleichzeitiger Erfassung 
auch der kaufmännischen Angestellten einen Spruch, und setzte 
mit- Gültigkeit bis 31. Januar 1922 für die technischen An- 
gestellten folgende Gehaltssätze fest: 


Gruppe 1a) 850.— M. Grupge HH a) . . . 17C0— M. 
b). 2. 1100. „ Bi. m193— -, 
EI ee TI EEE ea TE en 
ET ee Gruppe IV a) F 2100.— „ 
Grupe Ha 2». 10— „ #020 2:2350:—- 
BR 3560. DO 

 . ».5 1600. „ 
In einer sofort innerhalb der Kollegenschaft vorge- 
nommenen Abstimmung wurde der Spruch des Tarifamis_ver- 
worfen, trotzdem der Arbeitgeberverband erklärte, mit Rück- 


sicht auf die allgemeine wirtschaftliche Lage die Geltung des 
Spruches auf den 31. Dezember 1921 zu verkürzen. 


Am 9. November fanden, nachdem inzwischen das Haupt- 
tarifamt Einigungsversuche gemacht hatte, neue Verhandlungen 


vor dem abermals zusammengerufenen Tarifamt statt, die nach 
längerer gegenseitiger Aussprache zu folgendem Ergebnis 
führten: 
Oruppe Io} « » » 1050. — M. Gruppe Hl a) .„ . . 2100. M. 
“ 3 . © > 1300,.— ” rl L) 0) . 2 300.— „ 
€ Be 1600,— 7) c) ek 2509. — „ 
N Gruppe IV a) . . . 2600. „ 
Oruppe Ha) 2 + «. 1600 „ b, 2042, 2150. 
b a 0 1200.— ” c) nz. mer 3 2920.— „ 
€ u, 1950,— » 


besseres Ergebnis konnten wir bei den 
mit dem Brandenburgischen Provinzial- 
für das Baugewerbe E.V. verzeichnen. 
Die Vereinbarung ist getroffen ab 1. Oktober bis 31. De- 
zember 1921. Dabei wollen wir aber bemerken, dass bei 
einer noch weiter um sich greifenden Entwertung der Mark 
und einer damit verbundenen Verteuerung der Lebenshaltung 
wir uns Ben sehen, innerhalb der geltenden tariflichen 
Vereinbarungen Teuerungszuschläge zu beantragen. 


Ein wesentlich 
Tarifverhandlungen 
Arbeitgeberverband 


Zu gleicher Zeit, während die Verhandlungen im Hochbau 
vor sich gingen, fanden auch Verhandlungen mit dem Reichs- 
verband des Deutschen Tiefbaugewerbes, Ortsgruppe Gross- 
Berlin, statt. Auch hier war es uns möglich, in gütlicher 
Vereinbarung eine Erhöhung‘ der Gehaltssätze festzulegen. 
(Siehe die folgende Notiz: „Gehaltsrevision im Berliner Tieibau- 
gewerbe‘“.) 

Die Verhandlungen mit dem Tiefbaugewerbe für die 
Provinz Brandenburg schienen zuerst sich nicht ganz reibungs- 
los vollziehen zu wollen. Nach mehrstündigen Verhandlungen 
wurde aber doch eine gütliche Vereinbarung getroffen. Die 
Gehaltssätze für den Tiefbau der Provinz betragen ab 1. Ok- 
tober bis 31. Dezember 1921: 

Gruppe I . 1075.— M. 5 Zulagen A 50 M, alle zwei Jahr. 


107,2 .1400-—" 5: 5 Zulagen "&:50.M.alle ein Jahr. 
HM .....1350— „5 Zulagen A 60 M. alle ein Jahr. 
IV a) . . ® 2.00.— » 

BI 0.4232175.— 5, 

c) . . 2275.— „ 


Die Tarifverhandlungen mit dem Bund Deutscher 
Architekten finden erst in den nächsten Tagen statt. 
So ein Ergebnis vorliegt, werden die Kollegen Nachricht 
erhalten. 


Gehaltsrevision im Berliner Tiefbaugewerbe, Vom 1. Ok- 
tober 1921 ab wird $ 4 des Ortstarifvertrages Vertragsgebiet 
Gross-Berlin vom 29. Juni 1920 dahin abgeändert: 

A, Jugendliche Angesiellte 
bis zur Voliendung des 29. Lebensjahres: 
425.— M. Grundgehalt plus 525 M. Teuerungszulage. 
B. Technische Angestellte nach Vollendung des 
20. Lebensjahres. 


Gruppe I: Grundgehalt 475.— M. plus 899.— M. Teuerungszulage, 
vom 24. Lebensjahre ab 5 Zulagen :von je 60.— M. 
Gruppe Ik: Grundgehalt 659.— M. plus 1010.— M. Teuerungszulage, 
vom 24. Lebensjahre ab 5 Zulagen von je 60.— M. 
Gruppe Ill: Grundgehalt 859.— M. plus 1080,— M. Teuerungszulage, 
vom 24. Lebensjahre ab 5 Zulagen von je 75.— M. 
Gruppe IV: 


a) unter 30 Jahren Grundgeha!t 1050.— M. plus 1175.— M, 
Teuerungszulage, 

b) von 30—35 Jahre Grundgeha't 1175.— M. plus 1250.— M. 
Teuerungszu.age, 

e) über 35 Jahre Grundgehalt 1300.— M. plus 1350,— M. 
Teuerungszulage. 

Angestellte, die bereits höhere Gechaltssätze erhalten, als in dieser 

Vereinbarung festgesetzt ist, haben durch diese Vereinbarung keinen 

tariflichen Anspruch auf eine weitere Erhöhung. 


Die Berliner Tiefbauunternehmer kleben, wie diese Ab- 
machung zeigt, immer noch an dem Begriff der Teuerungs- 
zulagen und waren bei den Verhandlungen nicht davon abzu- 
bringen. Anscheinend glauben sie, dass bald die Zeit kommt, 
wo hier wieder abgebaut werden könnte. Die sprunghafte 
Preisentwicklung der letzten Zeit muss ihnen diese Hoffnung 
gencmmen haben. Es wird Aufgabe unserer Unterhändler 
sein, bei den kommenden Tarifverhandlungen darauf hinzu- 
wirken, dass auch im Berliner Tiefbau nicht Teuerungszulagen, 
sondern teste Gehaltszulagen vereinbart werden. 


Gehaltserhöhung im. Hochbaugewerbe in Düsseldorf. Am 
3, November fand eine Verhandlung mit den beiden Arbeit- 


geberverbänden in Düsseldorf statt, die folgendes Ergeb- 
nis hatte: 
Ab 1. November werden die Gehaltssätze für technische 


Angestellte im Hochbaugewerbe in Düsseldorf wie folgt fest- 
gesetzt: 


Gruppe 1a) unter 29 Jahren . . 2»... 1080.-- M. 
H- b) nach voliendetem 20. bis 24. Jahre . . 1200.— ,, 
” c) nach vo’lendetem 24. bis 23. Jalrer. .. 1500.— ,„ 
» d) über 23 Jahre . i . 180.— „ 
Gruppe 2a) im ersten Dienst'ahr . . 1500.— ,„ 
n b) im zweiten Disnst’ahr . . 1650.— „ 
es c) im dritten Dienstjahr . e. 1875.— , 
Oruppe 3a) im ersten Dienstjahr . a . 2100 „ 
» B im zweiten und dritten Diensialsr . - » » » 2200. „ 
„ c) im vierten und fünften Dienst,aaht . . .» » 2350.— , 
Oruppe 4a) unter 30 Jahren...» ».. ... - 2500. 
» b) nach vo!lendetem 30. bis 35. Jalire . . 265.— „ 
„ ce) über 5 Jahre . . 2800.— „ 


Oruppe 5 bleibt freier Vereinbarung vorbehalten. 
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Ausserdem waren sich die Parteien darüber einig, dass „ 
die Auszahlung der erhöhten Gehälter den .Arbeitgebern‘ von’ 
ihrem Verband bereits vom 1. Oktober ab- empfohlen wird, 
in- Anbetracht der schon vorher erfolgten Erhöhung der Bau- 
arbeiterlöhne. a3 


Erhöhung der Gehälter für angestellte Architekten im 
Freistaat Sachsen. Ab 1. November 1921 werden im’ Freistaat 
Sachsen für ‚künstlerisch und technisch tätige Angestellte - bei 
Priyatarchitekten folgende Gehälter gezahlt: 


Gruppe A: 
unter 20 Jahren. . :. . 1330. M. — M. 
von 2)—24 „ ler 1430 1:30 „ 


„ M-38 „ Bee 10-0, 1700 „ 
über 28 Jahre MT ne er 180) ” 1850 [73 


GrupzeB: 
Er 5 150 M. 


1630 „ 
1680 „ 
1890 „ 
202) „ 
2050, 
. 2090 „ 
A220 5 

20, 
ET 
..2480 „ 


22:60: Mi 
en 
905 
110) „ 
21080, 
21630 =, 
Rah 5 Re sn IBL0E 
3. unter 30 Jahren . .-. „:2050 „, 
von 39—35 „ SC ae 2300: 
über 35: [ihres re 2 

4. nach fre'er Vereinbarung. 

Diese Sätze gelten bis 31. Dezember 1921. 

Bei Arbeiten ausserhalb des Ateliers werden die baren 
Auslagen erstattet und für die Tätigkeit auf der Baustelle 
ausserdem Bauzulagen nach freier Vereinbarung gewährt. 

Das Ortsklassenverzeichnis und die Abschläge der Orts- 
klassen falten fort. 


Der neue Bezirkstarifvertrag mit dem B.D.A. Rheinland 
links. Auf Grund des neuen Reichstarifes fanden am 8. November 
in Köln Bezirkstarifverhandlungen mit dem B.D.A, statt, die 
zu folgendem Ergebnis führten: 


Arbeitszeit 


ge eilt in 45 Stunden, durchgehend 42 Am Scnnabend 4 Stunden früher. An 
den Tagen vor Weihnachten, Neujahr, Ostera und Pfingsten, Schluß 12 Uhr 


milta_s, 


im 1. Berufsjahr 


[57 
al 22 2 2 
> 
. 
A EI 
u. 000 eo 


ana 


3. unter 30 Jahren . 
von 30-31 „ . 
über 35 Jahre 


“ 
. 
® 
« 
o. 
. 
. 
n 


Lehriahr . 
„ . 


Berufs’ahr 2 


» 


unmappn 

“0 0:0 8 98 

RT NR 
. 


Überstunden 
weıden mt 1/,o, des Monatsgehaltes vergütet, und zwar die erste Überstunde 
mit 25°/, Zuschlag, alle weitern mit 50%,. Nachtarbeit, und Sonntaosarbeit 
mit 100°%,. Unter Nachtarbeit ist zu verstehen dıe Zeit von 8 Uhr ebends bis 
zu Beyinn der normalen Arbeitszeit für Angestellte. 


Urlaub 
bleib! nie im alten Bezirkstarif. 
Gehalt: 
Gruppe A: Technische Hilfskräfte 
unter 20 Jaırena . . . . 700M, 
von 20 bis 24 „ - 800 „ — 110 M, 
» 24 ” 23 ” NT et Sy 1309 ”„ — 1500 [} 
über 28 „, ee 6000, 


. 
. 
a 


Gruppe B: 
1. Anfänger im 1. Berusjahr „ . .. 12300M 
„2 ” en 0022021600 7, 
” 3 “s Be 1800 rn 
2. Fertige Techn ker , 
im 4. Berufsjar .„ . . 0. 1°00M, 
» 5 ” ° ° o ‘ 2100 7) 
er ET RE 
3. Selbständige Tecdniker: 
unter 30 Jahren . .°. . 2500 M. 
von 30 bis 35 „ ee... 2600 „ — 2900 M. 
2 über 35 „ freie Vereinbarung, mindestens 3000 ML 
pe C: 
1. Architekturschüler im 1. Lehrjahr 
2: 


freie Vereinbarung 
”» im ” M 


« 200 M. 

.} freie Vereinbarung unter all 
ee „4.25 Fe mählicher Annäherung aa 

das Anfangsgehalt der Gruppe B1 je nsch Vorbildung und Eignung.‘ 
Schüler über 20 Jahre erhalten mindestens das Gehalt der tech- 
nischen Hilfskräfte. z 

2. Theoretisch ausgebildete Architekten 

im 1. Berufsjahr . . .°. 1500 M, 


. 
" N “ . 
. 


” 2. ”» o } . . 1700 [} 
ES he ne 33 ZEN 


Verantwortlicher Schriftleiter: Heinrich Kaufmann ‚ Berlin, — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Fried rich Schwedt, Beilin, ü 


Nr. 28 
3. Theoretisch und praktisch ausgebildete. Architekten 
unter 30 Jıhren 272521005M. 
von 30 bis 35 ° „ „40. ..2200., —:300B M. 
über 35, +, freie Vereinbarung, mindestens 3100 M. 
4. Selbständig arbeitende Architekten: freie Vertinb., miud.. 3200 M. 


Für die Tätigkeit auf der Baustelle oder auß rhalb des Ateliers werden 


Aufwandsentschädigungen pach folgenden Gru..dsätzeu vereinbart: 


Innerhalb des Ortsbezirkes freie Fahrt und 250 M. 
Außerhalb „, - freie Fahrt und 250 „ -+- Spesen nach Ver 
v einbarung. 


Der neue Tarif tritt ab 1. Oktober in Kraft. Die Gehalts- 
sätze sind abgeschlossen bis 31. Dezember mit der Einschrän- 
kung, dass für die, Dezembergehälter neue Forderungen ein- 
gereicht werden können, wenn der -Maurerlohn, der für Köln 
am 4. November auf 10.— M. festgesetzt wurde, durch neue 


Verhandlungen 11.— M. pro Stunde übersteigt. 


Gehaltserhöhung für Vermessungstechniker in Preussen. 
In Nr. :26 des „Bautechniker‘‘ teilten wir: mit, dass der tarif- 
liche Schlichtungsausschuss zwar eine 20prozentige Gehalts- 
erhöhung. für. Vermessungstechniker in Preussen festgesetzt 
hatte, dass aber eine Einigung über den Zeitpunkt, zu 
welchem die Gehaltserhöhüung eintreten sollte, nicht zustande 
kam. Es tand deshalb am 2. November d. Js. nochmals eine 
Verhandlung unter Vorsitz eines Unparteiischen statt, wobel 
folgender Schiedsspruch gefällt wurde: 


„Die erhöhten Gehälter sind vom 1. September 
1921 ab zu zahlen.“ 


Begründung: 

„Die Arbeitnehmer verlangen, dass der Gehaltserhöhung. 

rückwirkende Kraft seit 1. August d. Js. beigelegt werde, 

. während die Arbeitgeber die Erhöhung erst vom 1. Oktober 
d. Js. ab bewilligen wollen. Aus. der Fassung des $ 3° 
Abs. III des Taritvertrages vom 31. Mai 1921 ist weder 
für die eine noch für die andere Ansicht eine hinreichende 
Stütze herzuleiten. Auch die Bestimmung im & 15.des Tarit- 
vertrages bietet für die rechtliche Auftassung,; dass die Ge- 
haltserhöhungen nur vom Beginn des aut den Antrag. fol-, 
genden Vierteljahres laufen können, keine ausreichende 
Grundlage. es ; 

Für die Auffassung der Arbeitnehmer spricht zwar: der. 
Umstand, dass die Teuerung sich schon im August be- 
sonders fühlbar gemacht hat, und dass auch das Reich und ° 
die einzelnen Länder ihren Beamten Teuerungszulagen vom 
1. August ab bewilligt haben. Allein dies sind wirtschaft- 
'fiche Erwägungen, die für die rechtliche Entscheidung nicht 
ausschlaggebend sein können. 

Der Schlichtungsausschuss musste hiernach zu der An- 
sicht gelangen, dass in dem‘ Taritvertrag eine Lücke vor- 
handen ist, die lediglich aus wirtschaftlichen Erwägungen 
hin ausgefüllt werden kann. Es erschien angezeigt, - den 
zwischen den beiden Anträgen liegenden mittleren Termin, 
den 1. September d. Js., als Beginn der Gehaltserhöhung- 
testzusetzen, weil durch diese Terminbestimmung den wirt- 
schaftlichen Interessen beider Teile in billiger Weise Rech- 
nung getragen wird. ; EEE EERUET 

Eine weitere Gehaltserhöhung könnte trühestens wieder 
zum 1. Dezember d. Js. beantragt werden.“ ’ 

Die sprunghafte Verteuerung aller Lebensmittel müssen 
die. Vermessungstechniker bei den niedrigen Gehaltssätzen 
besonders empfindlich verspüren. Wir haben ab 1. Dezeniber 
d. Js. abermals eine Gehaltserhöhung beantragt. Es ist aber 
notwendig, immer wieder darauf hinzuweisen, dass unser Vor- 
gehen nur von Erfolg sein kann, wenn die Vermessungstech- 
niker in den Privatbetrieben geschlossen zusammenhalten. 
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Nummer 29 E 


Der gegenwärtige Stand des privat- 
kapitalistischen Baumarktes 


Wir entnehmen diese Betrachtung einer an den Deutschen 
Reichstag, an die Parlamente der Länder und Gemeinden ge- 
richteten Eingabe des Verbandes sozialer Baubetriebe, welcher 
damit diese Körperschaften auf ihre Verantwortlichkeit für 
den Baumarkt hinweist und verlangt, dass die öffentlichen 
Organe angesichts der dem Baumarkt zufliessenden gewaltigen 
Mittel — zurzeit bewirtschaften die Öffentlichen Organe für 
Bauzwecke rund 20 Milliarden Mark — ganz nüchtern und 
klar die Frage prüfen, ob sich der privatkapitalistische Bau- 
markt auf den treuhänderischen Verbrauch derartiger umfang- 
reicher Öffentlicher Mittel eingestellt hat oder überhaupt ein- 
stellen kann. Mit Recht wird in dieser Eingabe betont, dass 
die Vertreter des Wolkes die sittliche Verpflichtung haben, 
„den überragenden Forderungen des Gemeinwohls“ nachzu- 
kommen. Sie müssen ernstlich prüfen, ob der privatkapitalisti- 
sche Baumarkt imstande ist, diese gewaltigen Summen so zu 
verwalten, wie es im allgemeinen Interesse liegt. Wir bringen 
mit Genehmigung des V.s.B. einzelne Abschnitte dieser Ein- 
gabe unseren Mitgliedern zur Kenntnis, weil sie geeignet ist, 
das auch in den Kreisen der Kopfarbeiter des Baugewerbes 
noch nicht überall überwundene Misstrauen gegen diese von 
uns unterstützte Selbsthilfebewegung zu zerstreuen und weil 
darin mit aller Klarheit der Nachweis erbracht wird, dass die 
Förderung der sozialen Bauunternehmungen sowohl im öflent- 
nn Interesse wie auch in dem .der technischen Angestellten 
iegt.*) 

Nach der letzten Betriebszählung vom Jahre 1907 be- 
standen in Deutschland rund 200000 Baubetriebe, in denen 
rund 1575000 Arbeitskräfte beschäftigt wurden. Auf jeden 
Baubetrieb entfielen demnach nicht mehr als 8 Arbeitskräfte. 
Nach einer Statistik der Baugewerksberufsgenossenschaft für 
das Jahr 1919 bestanden in Deutschland 172031 Baubetriebe 
mit 766153 darin beschäftigten Vollarbeitern. Auf einen 
Betrieb entfielen demnach nicht mehr als 
4535 Arbeiter. Der betriebswirtschaftliche 
Rückschritt gegenüber dem Jahre 1907 ist 
offenbar, aber auch erklärlich. Trotz rückläufiger 
Baukonjunktur will das Kleinunternehmerium seine „Selbständig- 
keit“ nicht aufgeben und zwingt die Allgemeinheit, ihm seine 
unwirtschaftliche Betriebsart durch erhöhte Erstattung von 
Betriebsunkosten und Gewinnen über Wasser:zu halten. ‚Wir 
haben es aiso im Baugewerbe in der Regel mit . ausge- 
sprechenen Kleinbetrieben zu tun. Selbst die für das 
Baugewerbe wichtigste Kategorie, die Hochbaubetriebe, die 
nur Maurer- und Zimmererarbeiten ausführen, beschäftigten 
nach einer für das Jahr 1921 aufgestellten Statistik des 
Deutschen Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe im Durch- 


schnitt nur 25 Arbeitskräfte. Das Baunebengewerbe, d. h. die - 


Maler-, Klempner-, Dachdecker-, Töpfer usw. Betriebe, werden 
im Durchschnitt weit weniger als fünf Arbeitskräfte be- 
schäftigen. (In Berlin z. B. gibt es mehr Töpfermeister als 
Töpfergesellen!) 


Was besagen ‘diese Zahlen für die» wirtschaftliche Ver- 
wendung Öffentlicher Mittel in den privatkapitalistischen Batu- 
betrieben? Sie besagen, dass die Baumaschine 
mit einer derartigen Unzahl von Kleinbe- 
trieben nicht wirtschaftlich arbeiten kann, 
ja geradezu gezwungen wird, volkswirt- 
schaftlich ünproduktiv zu arbeiten. Diese Be- 
hauptung begründen und belegen wir wie folgt: 


*) Der Verband sozialer Baubetriebe hat sich bereit erklärt, diese 


© Denkschrift unseren Mitgliedern zum Selbstkostenpreis ‘zur Verfügung 


zu stellen. Wir empfehlen jedem Kollegen, der sich über die Frage 
„kapitalistische oder gemeinwirtschaftliche Organisation des Baugewerbes“ 
orientieren und mit. Material versehen will, den gesamten Inhalt der 
Denkschrift zu studieren. 
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Wir haben in den letzten beiden Jahren durchschnittlich 
nicht mehr als jährlich 60000 bis 7000090 Wohnungen - in 
Neubauten errichtet. Auf jeden der etwa 30000 zurzeit be- 
stehenden. Hochbaubetriebe entfällt demnach : der Bau von 
zwei bis höchstens drei neuen Wohnungen. Würde das Reich 
vor die Aufgabe gestellt werden, die deutsche BevolScHinE 
mit Kleidern und Schuhen zu versorgen, so würde diese Aui- 
gabe wirtschaftlich und rationell nicht dadurch gelöst werden, 
dass Flickschneider und Flickschuster diese Aufträge erhalten, 
sondern nur dadurch, dass Schuhe und Kleider in den best- 
organisierten Betrieben hergestellt werden. 


Die Milliardenaufträge, die die öffentlichen Organe dem 
unentwickelten Baugewerbe zuführen, können in diesen Be- 
trieben nur mit einer ungeheuren Auflast von Geschäits- 
unkosten. und angemes®@hen Gewinnen durchgeführt werden. 
Wie hoch die Geschäftsunkosten und Gewinne sind, können 
wir an folgendem Beispiel zeigen. 


Die Stadt Frankfurt a. M. hat für das Rechnungsjahr 
1920/21 nach langen Verhandlungen mit den baugewerblichen 
Unternehmern und ihren Verbänden „die angemessenen Ge- 
schäftsunkosten und Gewinne‘ für die von ihr zu vergebenden 
Arbeiten nach folgenden Sätzen festgestellt: 


Unkosten- und Verdienst- 


Gewerbe sätze in Pıozertsä‘ zen der 
produktiv-n Lohnsumme 
te a ENT ERO 
ee EN a DO 
SD TE a 8 
Maurer und Zimmerer . . „. 2....94,9 
DaStererse ee ee RIGA 
BuscHler at NETT FH ZIIS 
Se BER 7 2 25 
SCHIOSSETTE FE EDER SE ee 4220,33 
Dachdecker 120,2 
Schmiede Ir VER TETE TESTE U: 
FEntTalnQI zung 2, er er 
Installateure 159 


Zu diesen Sätzen ist zu bemerken, dass die Forderungen 
der Unternehmer und ihrer Verbände weit höhere waren, 
als die Stadt Frankfurt a. M. als angemessen bewilligen 
konnte. Jeder Laie, der vom Baugewerbe und vom Baumarkt 
nichts versteht, wird sein Urteil über diese Forderungen des 
privaten Baugewerbes-in die Worte kleiden: „unerhörter 
Wucher“. 

Er hat recht und unrecht zugleich. Recht ‘hat er inso- 
tern, als die Unkosten- ‘und Verdienstsätze, die die Stadt 
Frankfurt a. M. dem privaten ‘Baugewerbe bewilligt hat, 
schon weit in das Gebiet der Arbeitslosenunter- 
stützung hineinreichen. Eine Denkschrift der Stadt Frank- 
furt a. M. gibt auch offen zu, dass den Gewerbetreibenden 
durch Bewilligung angemessener Preise ein „sicherer 
Lebensabend ermöglicht werden“ muss. 

Unrecht hat er aber insofern, als die Geschäftsunkosten 
und Verdienstsätze bei dem privaten Baugewerbe notwendiger- 
weise: »ungerechtfertigt hohe sein müssen, weil dieses 
Gewerbe aufder denkbar tiefsten Stufe ratio- 











Die Wahlen zur Angestellien- 
versicherung sind der Prüjistein 
des AiA-Gedankens. — Darum: 


Werbt für die Liste 
des AfR- Bundes! 
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neller Wirtschaft steht. Nach dem heutigen Stande 
technisch-wirtschaftlicher Erfahrungen kann nur derjenige Be- 
trieb rationelle Neubautätigkeit ausüben, ®dessen Umsatz so 
gross ist, dass er durchschnittlich etwa 300 bis 500 produktiv 
tätige Arbeitskräfte beschäftigen kann. Legen wir ‘diesen 
Massstab zugrunde, dann brauchen wir für die Durch- 
führung sämtlicher Bauaufgaben in Deutschland nicht mehr 
als etwa 2000 Betriebe, die Maurer- und Zimmererarbeiten aus- 
zuführen hätten. Wir haben in Deutschland aber 20000 bis 
30 000 solcher Betriebe. Dass diese Ueberzahl von Baubetrieben 
unwirtschäftlich arbeiten muss, braucht im Grunde nicht be 
wiesen zu werden. Von dieser Anzahl von Baubetrieben muss 
jeder sein eigenes Bureau, seinen eigenen Lager- 
Per seine eigenen Gerüste und Geräte usw. 
alten, und all das in einem Umfange, der ihm die Durch- 
führung jedes, auch eines grossen Bauauftrages ermög- 
licht. Die privaten Baubetriebe müssen und haben sich mit 
ihrem Apparat trotz des Kleinbetriebes auf grössere Auf- 
träge eingestellt, als sie normalerweise hereinbekommen. Dazu’ 


a) Erste Ausschreibung für ein Vierfamilienhaus, bei der 
die Unternehmer nicht wussten, dass ein sozialer Baue 
betrieb mitkalkuliert: 

Höchstes Unternehmerangebot . . . 84523 Mark ® 
Niedrigstes Unternehmerangebot . 7192, 
Sozialer Baubetrieb . . . . .. . 47139 „ 

b) Zweite Ausschreibung für das gleiche Haus, bei der 
die Unternehmer die Konkurrenzpreise des sozialen Baube- 
triebes kannten; 

Höchstes Unternehmerangebot . . . 57237 Mark 
Niedrigstes Unternehmerangebot . 497422 ,„ 
Sozialer Baubetrieb . ER 40917% „ 

c,; Dritte Ausschreibung für das gleiche Haus, jedoch 
einschliesslich Materiallieferung: 
Höchstes Unternehmerangebot . . 63099 Mark 
Niedrigstes Unternehmerangebot . . 59961 ,, 
Sozialer Baubetrieb .. . .. , DEI03,., 4 


Dieses Beispiel ist nicht besonders herausgesucht, sondern 


kommt, dass das „Saisongeschäft“ sie zwingt, ihren Werk für die Nachkriegszeit als besonders typisch zu bezeichnen. 


apparat weit über den Durchschnitt der jährlichen Beschäfti- 
gung einzustellen. Die Folge ist, dass Bureau, 
Lagerplatz, Gerüste und Geräte, Betriebs- 
kapital, Materiallager usw, unrationell be- 
ansprucht werden. Die Kosten dieser unra- 
tionellen Ausnutzung des Betriebes haben 
aber die Auftraggeber, vor dem Kriege die privaten, 
heute die öffentlichen und gemeinnützigen 
Organe in Gestalthöherer Geschäftsunkosten 
und Verdienstsätze zu zahlen. Dieser’ unrationelle 
Apparat kann nur durch eine Einschränkung in der Zahl der 
Baubetriebe beseitigt werden. Gegen diese Einschränkung 
wehrt sich aber das selbständige Handwerk. Mit welchen 
Mitteln wehrt es sich dagegen? Das Handwerk 
schliesst sich zu Verbänden, Innungen, Kar- 
tellen, Syndikaten usw. zusammen. Unter dem 
Schutze dieser Verbände werden „Preisringe“ 
geschaffen, deren Politik dahin geht, dem 
leistungsschwächsten Betrieb die Lebens- 
möglichkeitenzugarantieren. Vom Standpunkt der 
privatkapitalistischen Baubetriebe aus ist es verständlich, wenn 
sich diese Preisringe in erster Linie gegen die leistungsfähigen 
Auftraggeber, d.h. gegen die öffentlichen O rgane, 
gegen Reich, Staaten und Gemeinden richten, die ihnen die 
auaufträge meistens durch Öffentliche und beschränkte Ver- 
dingungen zuführen. Wie diese Preisringe funktionieren, wollen 
wir nur an zwei Beispielen zeigen. 
I. Auszug aus dem Verhandlungsprotokoll der Vereinigung 
Berliner Beton-, Eisenbeton- und Deckengeschäfte über die 
Sitzung vom 30. August 1920, vormittags 12 Uhr. 


Beteiligte: Herr Direktor Patzsch für A.G. für Beton- und 
Menierbau 
Herr Krammig für Wayss & Freitag A.G. 
Herr Dipl.-Ing. Martens für Johann Odorico 
Verhandlungsleiter: Dr. Cahnheim. 


Es wird vereinbart: Die Beton- und Monierbau‘A.G. wird 
geschützt und gibt mit 463968 Mark den billigsten Preis 
ab, den Odorico um 2 Proz., W. & F. um 5 Prozent, D. & S. 
um 8 Prozent schützend überbieten. Die vorgeiesenen 
Betonmassen und Eisenbewehrungen sind nicht wesentlich ab- 
zuändern, 

DieFirma, welche einen Auftrag erhältund 
die Arbeit ausführt, verpflichtet sich, aus 
dem zu erzielenden Unternehmergewinn an 
die hierdurch gebildete Interessengemein- 
schaft eine Submissionsschadenversicherung 
von 41, Prozent — viereinhalb Prozent — der 
Abrechnungssumme, zur gleichen Verteilung 
unter die ausfallenden Firmen, von welchem 
Betrage Dr. Cahnheim 15 Prozentfür sich ein- 
behält, zur Hälfte 8 Wochen nach -Arbeits- 
beginn, Rest nach Abrechnung zu zahlen. 
Protokollverletzungsbusse %0 Prozent des 
eigenen Angebotes. Es folgen die auch sonst üblichen, 
ihnen bekannten protokollarischen Bestimmungen. 

Monierbau verpflichtet sich, bei der näch- 
sten Ausschreibung der Berliner städtischen 
Oaswerke evtl. auch beieinemanderen Objekt 
zugunsten der Firma Odorico zurückzutreten. 


2. Zur Ausschreibung standen eine Reihe von Vierfamilien- 
häusern in Petschkau. Dank der Preisvereinbarungen der 
Unternehmer erzielten diese bei den Verdingungen unange- 
messen hohe Preise, bis ein sozialer Baubetrieb die 
freie Konkurrenz und damit eine Senkung der Baupreise 
wiederherstellte. Das Resultat der Einschaltung des sozialen 
Baubetriebes ist folgendes; 


Bei der ersten- Ausschreibung ersparte der soziale Baubetrieb 
der Allgemeinheit pro Haus rund 30000 Mark, bei der zweiten 
Ausschreibung noch mehr als 8000 Mark und erst bei der 
dritten Ausschreibung waren die Unternehmer gezwungen, auf 
den vom sozialen Baubetrieb diktierten angemessenen Preis 
herabzugehen. 


Liesse ‚sich der angemessene Preis für Bauten am grünen 
Tisch bestimmen, dann würden die Baupreise stets mit einer 
„Rentabilität“ aufgemacht werden, die dem schlechtest 
arbeitenden Betrieb noch gerade die Lebens- 
möglichkeit bietet. Ist es nicht eine brutale 
Vergewaltigung des Prinzips der „freien Kon- 
kurrenz“ (diedoch gerade lebegsunfähige Be- 
triebe aus dem Wirtschaftsieben ausscheiden 
soll), wenn die unwirtschaftlichsten Betriebe 
durch derartige Verbände am Leben gehalten 
werden? 

Mit welchen sonstigen -Mitteln versuchen die  privat- 
kapitalistischen Unternehmerverbände die unwirtschafilichen 
Betriebe auf Kosten der Allgemeinheit durchzuhalten? 


Obgleich die sozialen Baubetriebe den Beweis erbracht 
haben, dass ihr Betriebskapital im Jahre 8- bis 10 mai umge- 
setzt wird, verlangen die Unternehmer, dass bei der Fest- 
stellung des angemessenen Preises nur ein zweifacher Um- 
satz in Ansatz gebracht wird. Damit erreichen sie, dass ihr 
Betriebskapital von der Allgemeinheit nicht mit 5, auch nicht 
mit 8 bis 10, sondern mit 50 bis 100 Prozent ver- 
zinst wird. (Die Stadt Frankfurt a. M. hat den Bauunter- 
nehmern einen vierfachen Umsatz und damit eine 25- bis 
30 prozentige Verzinsung des Betriebskapitals zugestanden.) 

Obgleich das Prinzip der freien Konkurrenz die Ueber- 
nahme eines Risikos einschliesst, verlangen die Unternehmer, 
dass ihnen dieses Risiko durch einen Aufschlag auf den Preis 
abgegolten wird. „Rechenfehler‘“‘, „Ungenaue Aufmessungen“, 
„Verluste durch zahlungsunfähige Kunden“, „Verzugsstrafen‘“ - 
u. a. m. all das soll die Allgemeinheit den privaten Bau- 
betrieben von vornherein in den Preisen erstatten, gleichgültig, 
ob derartige Verluste stattfinden oder nicht. ? 

Obgleich €s feststeht, dass die 200009 Baubetriebe auch 
bei denkbar stärkster Belebung des Baumarktes ihre 
Betriebsmittel niemals restlos ausnutzen 
können, verlangen die Unternehmer dennoch, dass sie den 
Leerlauf ihrer Betriebe der Allgemeinheit in 
Rechnung stellen dürfen, dass diese den pri- 
vaten Baubetrieben „Arbeitslosenunterstüt- 
zung“ zahlen soll. 


9. Sitzung des Haupttarifamtes für 
technische Angestelite im Baugewerbe 


Am 4. November fand in den Räumen des Gewerbegerichts 
unter dem Vorsitz »des Unparteiischen, ‘ Magistratsrat Dr. 
Schalhorn, und unter Teilnahme der Herıen Dr. Fröh- 
ner, Kretzschmer und Eichenauer als Arbeitgeber- 
beisitzer und der Kollegen Schulz, Schellner und: 
Klatte als Arbeitnehmerbeisitzer die 9. Sitzung des Haupt- _ 
tarifamtes für technische Angestellte im Baugewerbe statt. 

Zunächst lag Antrag Nr. 44 betr. Gehaltsregelun g 
für den Freistaat Sachsen vor, der bereits durch 
nochmalige örtliche Verhandlungen überholt und als erledigt : 
zurückgezogen wurde, 

Zu einem weiteren Antrag Nr. 45 betr. Einigungsversuch | 
zwecks Festsetzung der Gehaltssätze für das 
Berliner Hochbaugewerbe abweichend vom Schieds- 
spruch des Tarifamtes Berlin vom 14. Oktober 1921 bean- 




































































































Verbände, die am Schiedsspruch des Tarifamtes beteiligt sind 
— dieses gilt zugleich auch als vereinbarte Schiedsstelle für 


die kaufmännnischen: Angestellten —, Zulassung zu den Ver- 
‚ handlungen vor dem Haupttarifamt und. Erweiterung 
‚des letzteren durch Hinzunahme von kaufmännischen Bei- 


sitzern. Nach kurzer Beratung verkündete der Vorsitzende fol- 
genden Beschluss; 


„Das Haupttarifamt kann nur als Haupttarifamt der 
Techniker und nicht etwa als vereinbarte Schiedsstelle tagen. 


Die Sitzungen des Haupttarifamtes sind gemäss seinen bis- 


herigen Gepflogenheiten nicht öffentlich.“ 


Damit, war der Antrag der drei Vertreter der kaufmänni- 
schen Verbände abgelehnt und ihre weitere Teilnahme an den 
Verhandlungen- ausgeschlossen. 


Hierauf wurde zur Sache verhandelt: “Der Vertreter der 
Antragsteller, Kollege Kröbel, führte unter Bezugnahme 
auf den unterm ‚20. Oktober schriftlich eingereichten Antrag 
aus, dass der vor dem Tarifamt gefällte Schiedsspruch mit 
grosser Mehrheit von den A esestellten abgelehnt worden sei, 
weil die in diesem festgesetzten Lohnsätze. den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen keinesfalls genügend Rechnung tragen. Sie 
hätten deshalb, um alle Verhandiungsmöglichkeiten zu er- 
schöpfen, das Haupttarifamt als Vermittlungsinstanz ange- 
rufen, damit der vor dem Tarifamt gefällte Spruch revidiert 
werde. Zur Begründung führte er die bevorstehende weitere 
Erhöhung der Beamtengehälter, die im Tiefbau am 15. Oktober 
gewährten höheren Lohnsätze und die in anderen Bezirken, 
auch in der Provinz Brandenburg, gezahlten höheren Gehälter 
an. Er beantragte gemäss den ursprünglichen Forderungen 
eine Gehaltserhöhung von 75 Prozent ab 1. Oktober auf die 
Septembergehälter oder 50 Prozent Zuschlag mit nur zwei- 
monatiger Bindung und einen entsprechenden Einigungs- 
vorschlag des Haupttarifamtes. Zum Schlusse verwies er noch- 
mals auf den Ernst der Lage — die Angesteliten hatten 
sich- mit überwiegender Mehrheit für den Streik erklärt — 
und ersuchte das Haupttarifamt, eine Einigung zugunsten 
der Angestellten herbeizuführen. 

Der Vertreter der Berliner Arbeitgeber, Herr Dr. Mie- 
lenz, lehute jede Einigungsverhandlung grundsätzlich ab und 
erklärte, dass die Arbeitgeber nicht’ in der Lage seien, über den 
Schiedsspzuch des Tarifamtes hinauszugehen. Vor dem Tarif- 
amt seien die Parteien eingehend gehört worden. Auf Grund 
dieser Ergebnisse und unter Berücksichtigung der augenblick- 
lichen wirtschaftlichen Lage sei der Schiedsspruch gefällt.wor- 
den, dessen Sätze weit über die beabsichtigten Zugeständnissce 
hinausgingen. Ausserdem seien die im Schiedsspruch fest- 
gelegten Sätze Mindestgehälter, und die Mitglieder seien auf 
die Möglichkeit der Zahlung höherer Gehälter noch beson- 
ders hingewiesen worden. Der Deutsche Arbeitgeberbund für 
das Baugewerbe, dem viele kleinere und mittlere Geschäfte 
angehörten, die solche hohen Gehälter auf keinen Fall zahlen 
könnten, habe die Pflicht, diese Mitglieder in jeder Weise 
zu schützen, selbst wenn es dadurch zum Kampfe kommen 
sollte, dem die Arbeitgeber in der augenblickliehen Lage mit 


Ruhe entgegensehen. 


Ein Antrag auf Bestätigung des Schiedsspruches des Ta- 
rifamtes wurde von keiner Partei gestellt. 

Nach Beratung und nachdem Herr Dr. Mielenz auf 
Beiragen dabei verblieb, dass sein Verband jeden 
Einigungsversuch zurückweise, erklärte der Vor- 
sitzende den Parteien, dass das Haupttarifamt nicht in der 


‚Lage sei, einen Vermittlungsvorschlag zu machen, da die Ar- 


beitgeberbeisitzer es ablehnten, hierbei mitzuwirken. Eine Ver- 
pflichtung des Haupttarifamtes zu einem Einigungsversuch be- 
stehe nicht. Dies wäre auch den Antragsteilern bekannt. 
Nach dem Mannheimer Beschlusse käme höchstens eine Be- 
stätigung des Schiedsspruches-in Frage. Dies sei nicht verlangt 
worden. VermittlungsverSuche aber seien unmöglich, weil der 
Verbandıder Baugeschäfte es strikt abgelehnt habe, in Eini- 
gungsverhandlungen einzutreten. 


Persönlich ‘bemerkte der Vorsitzende noch, dass er 
den Angestellten empfehlen möchte, in Anbetracht der Situation 
den Spruch des Tarifamtes zunächst für Oktober anzunch- 
men. Beiden Parteien aber empfahl er, wegen der zuneh- 
menden Verschlechterung der Wirtschaftslage alsbald neue 
Verhandlungen aufzunehmen, um so vielleicht für die 
Zeit ab 1. November zu einer Revision der Gehaltssätze zu 
kommen. 


Zu dieser letzten Bemerkung des Vorsitzenden erklärten 
die Vertreter des Verbandes der Baugeschäfte, dass sie den 


"Vorschlag des Unparteiischen ihren Mitgliedern unterbreiten 


werden, während Kollege Kröbel als Vertreter der Antrag- 
steller die Erklärung abgab, dass schon morgen die neuen 
Vorschläge übermittelt werden sollten. 
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tragten die anwesenden Vertreter der kaufmännischen 


Antrag Nr. 46, betreffend Bezirksverhandlun- 
genin Oberschlesien, wurde auf Wunsch der antrag- 
stelienden Partei, da verspätet eingegangen, zurückgestellt. 

Entscheidung Nr. 36, Auf Anirage eines Beisitzers 
des Bundes der technischen Angestellten und Beamten, ob 
der Vorsitzende eines Tarifamtes befugt sei, die 'Zuständig- 
keitsfrage eines Antrags allein von sich aus zu beurteilen, 
oder ob hierzu nur das ordentliche Tarifamt selbst berufen 
ist, erklärte das Haupttarifamt seine übereinstimmende Auf- 
fassung dahin, dass über die Zuständigkeit eines Ta- 
rifamtes nicht der Vorsitzende allein, son- 
I nur das gesamte Tarifamt entscheiden 

ann. 

Damit war die Tagesordnung erschöpft. 


00 Rundschau 00 














Auch ein Vorschlag zur Beseitigung der Wohnungs- 
not? Die Ortsgruppe Leipzig des Freiwirtschaftsbun- 
des hat in einer Eingabe an den Rat der Stadt Leipzig 
einen Vorschlag zur Beseitigung der Wohnungsnot gemacht, 
dem man die Originalität sicher nicht absprechen kann. Um 
unseren Lesern wieder einmal einige heitere Minuten. zu be- 
reiten, lassen wir „einige Blüten aus dem Strauss, die in 
dieser Eingabe. enthalten sind, hier folgen: 

„Info'ge der Verluste an.Gefallenen, an vermehrten Todesfällen in- 
folge Unterernährung, sowie infolge der Mindergeburten der letzten Jahre 
ist die Bevö.kerungszahl Deuschlands stark zurückgegangen, jedenfalls 
weit mehr ais die Rückwanderung aus dem Auslande und den abge- 
treienen Gebieten beträgt. 

Andererseits hat aber die Anzahl der Wohnungen zugenommen, da 
noch im Kriege, wenn auch nur beschränkt und in nicht unerheblichem 
Masse seit der Revolution gebaut wurde. 

Es ist deshalb eine Tatsache, dass heute auf den Kopf der Be- 
vökerung mehr Wohnraum entfällt, ais vor dem Kriege. Von einer 
Woeohnungsnot, gemessen an den Vorkriegsverhält- 
nissen kann somit nicht die Rede sein. Auch das vor- 
übergeheude Heiratsfieber (!) erklärt die Wohnungsnot nicht hinreichend.“ 

Also da haben wir’s. Unsere ganze Arbeit zur Mehrung 
des Wohnraums ist entschieden überflüssig, nachdem Herr 
Dipl.-Ing. Sickinger — welcher diese Eingabe zeichnet — 
festgestellt hat, dass heute mehr Wohnraum vorhanden 
ist als vor dem Kriege. Wir und neben uns die besten 
Köpfe der deutschen Bauwirtschaft sind blind durch die Welt 
gelauten und haben nicht gesehen, dass „nach der Revo- 
lution in nicht unerheblichem Masse gebaut wurde“. Wir 
sind auch der falschen Auftassung, dass trotz der Kriegs- 
verluste heute die Wohndichtigkeit grösser sei als vor 
dem Kriege, weil 1: Millionen Wohnungen in Deutschland 
nicht gebaut wurden, die bei normaler Entwicklung des 
Wohnungswesens hätten gebaut werden müssen. Herr Sickin- 
ser weiss es besser. Er sagt uns in der Eingabe an den 
Rat der Stadt Leipzig, dessen Mitglied Stadtrat Hofimann 
noch vor kurzem im Wohnungsausschuss des Reichstages 
ganz energisch für die Bildung von Wohngenossenschaften 
eintrat, um aut diesem Wege dem Elend zu begegnen, dass nur 
die dreimal j7$ Zwangswirtschaft schuld an der Woh- 
nungsnot ist. 

„Fällt diese, so verschwindet auch in kurzer Zeit die Wohnungsnot. 
Die beim freien Markte unausb'eib'iche Mietssteigerung macht die Menschen 
bescheidener in ihren Ansprüchen an die Menge Wohnraum. Ganz auto- 
maisch werden die Menschen enger zusammenrücken und freiwillig den 
Obdach'osen Platz machen, ein dahingehender Zwang eines Wohnungs- 
anıres wird überflüssig.“ 

Welch ein Segen steht uns bevor, wenn die „freie Wirt- 
schaft“ kommt! Die „unausbleibliche Mietssteigerung‘‘ zwingt 
zur Bescheidenheit und zum noch weiteren Zusammenrücken. 
Leider kann auch der Freiwirtschaftsbund nicht genau sagen, 
wıe hoch nach seinem Rezept die Mieten steigen werden. 

„Sovieı aber ist sicher, dass die Mietssteigerungen in dem. Augen 
blick aufhören, wo die Menschen so eng zusammen- 
gerückt sind, dass wieder Wohnraum leer steht. Für 
Leipzig ist dies schätzungsweise dann der Fall, wenn 25 Men- 
schen soweit zusammengerückt sind, dass 26 Men- 
schen Platz haben. Die Mieten dürfen -dann vielleicht auf den 
achtfachen Betrag der Friedensmieten geklettert sein, natürlich im 
gesamten Durchschnitt. Wer bisher, sehr billig gewohnt hat, wird ver- 
mutlich stark übersetzt werden, während die heute teuer Woh- 
nenden nicht viel mehr bezahlen müssen; zu diesen letzteren gehören 
vor allem die Bewohner neuer Häuser.“ 

Dass wir nur nicht auch schon auf diese einfachste 
aller Lösungen des schwierigen. Problems gekommen sind. 
In dem Bericht Noacks, des. Sekretärs der Sozialisierungs- 
kommission, über die Wohnungsnot in Stadt und Land: lasen 
wir, dass in Magdeburg 12. Menschen, an anderer Stelle auf 
dem flachen Lande 14 Menschen’ in einer Stube und Kammer 
wohnen. - Warum rücken die nicht noch - mehr ‚zusammen? 
Herr Dipl.-Jng.- Sickinger hat recht: Wo 25 Menschen Platz 
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haben, können ganz sicher auch 26 zusammengeptercht wer- 
den. Wer an einem schönen Sommertage mit der Berliner 
Stadtbahn nach Grünau fährt, kann die Probe auf dieses 
Exempel stets bestätigt finden. Also stopfen wir die Hälfte 
der bestehenden Wohnungen doppelt so voll Menschen wie 
heute, dann gibt es leere Wohnungen genug. Das Berliner 
Wohnungsamt hat bereits damit begonnen und versucht die 
grossen Wohnungen am Kurfürstendamm usw. mit mehr Men- 
schen zu belegen. Vielleicht lässt sich der Freiwirtschafts- 
bund einmal ‘über dessen Ertahrungen berichten. 

Wir glauben aber, dass unsere Leser nun genug gelacht 
haben, und verzichten deshalb auf die Wiedergabe der übri- 
gen Vorschläge zur Beseitigung der Wohnungsnot, die nicht 

esser sınd. 


Verband sozialer Baubetriebe, Der Aufsichtsratdes 
Verbandes sozialer Baubetriebe hatin seiner 
Sitzung vom 6. November beschlossen,‘ das 
Stammkapital des Verbandes um mindestens 
2 Millionen Mark zu erhöhen. Auf die geplante Er- 
höhung des Stammkapitals haben gezeichnet: 





der Deutsche Bauarbeiterverband . . . . 645 000 M. 
der Fabrikarbeiterverband N RE 700 000 ' „ 
der Verband der Maschinisten und Heizer . 50000 „ 
der Verband der Steinsetzer . u 10000 „ 
der Verband der Maler 100 000 
der Zentralverband der Töpfer 35000 „ 

1540000 M. 


Die anderen, dem Verband sozialer Baubetriebe ange- 
schlossenen Gewerkschaften haben eine entsprechende Er- 
höhung des Gesellschaftskapitals nach Anhörung ihrer Organe 
in. Aussicht gestellt. Inzwischen haben sich die bisher dem 
Verband nicht angeschlossenen Gewerkschaften bereit erklärt, 
gleichfalls Gesellschafter des Verbandes zu werden und fol- 
gende Beiträge gezeichnet; 


der Zentralverband der Steinarbeite 50000 „ 
der Holzarbeiterverband N TER EEE 100 000 „ 
der Metaliarbeiterverband TR ACHE 109000 „ 
der Deutsche Transportarbeiterverband « 509 000 „ 
der Deutsche Polierbund TEE 15000 „ 
der Verbaud der Bergarbeiter DRS 300000 ,„ 

20 000 ,„ 


1.000 „ 
1 086 000 M. 


Fernerhin hat der Aufsichtsrat des Verbandes beschlossen, 
die Geschäftsführung zu ersuchen, demnächst eine Beirats- 
sitzung des Verbandes sozialer Baubetriebe zu veranstalten 
und im Anschluss daran eine Konferenz der Leiter sozialer 
Baubetriebe abzuhalten, 


Unser Bund ist mit 100000 M. als Gesellschafter dem 
V.s.B. angeschlossen. Ausserdem hat der letzte Bundes» 
tag beschlossen, weitere 100009 M. zur Verfügung zu stellen, 
die zur Beteiligung unserer Ortsverwaltungen an den einzelnen 
Bauhütten und Bauhütten-Betriebsverbänden in kleineren Beträ- 
gen dienen sollen. Wir werden uns mit grösseren Summen an 
dieser Bewegung beteiligen müssen. Doch hängt die Er- 
höhung unseres Stammkapitals sowie die. Beteiligung an der 
geplanten Baustoffbewirtschaftungsstelle von der Finanzkraft 
unserer Organisation ab, die durch die Bundesausschuss-Be- 
schlüsse nun wieder eine neue Stärkung erfahren hat. 


der Verband der Sattler und Tapeziere 
der Zentralverband der Glaser ; 


Neben der Beteiligung unseres Bundes als Gewerkschaft ist 
es jedem einzelnen Kollegen möglich, seine disponiblen Mittel 
gegen angemessene Verzinsung dem Verband sozialer Bau- 

etriebe zur Verfügung zu stellen. Er braucht sich nur an 
unsere Industriebeamten-Sparbank zu wenden, die Darlehns- 
scheine des V.s.B. ausgibt und alles Nähere über Bedin- 
gungen usw. mitteilt. 


Gewerkschaftsarbeit 


Gehaltserhöhungen im Tieibaugewerbe, in den Bezirken 
Münster, Bielefeld, Paderborn und Arnsberg. Für den Mo- 
nat November wurden in den vorstehenden Bezirken folgende 
Dehaltssätze vereinbart: 


Bezirk Münster. 
Zulagen vom 24. Lebensjahre ab: 


Oruppe I: 1000 M. und 5 Zulagen von je 90 M. in Abst. von 2 Jahren. 
» ll: 1325 M. und 5 Zulagen von je 70 M. in jährlichen Abständen. 
„ Ill: 1800 M. und 5 Zulagen von je 50 M. in jährlichen Abständen. 
» IV: unter 30 Jahren 2000 M., 
von 30—35 Jahren 2200 M., 
über 35 Jahre 2400 M. 
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Bezirk Bielefeld. e 
Zulagen vom 24. Lebensjahre ab: 


Gruppe‘ I: 950 M. und 5 Zulagen von je 90 M. in Abst. von 2 Jahren, 


„ 11: 1200 M. und 5 Zulagen von je 70 M. in jährlichen Abständen, 
„ Ill: 1650 M. und 5 Zulagen von je 50 M., in jährlichen Abständen, 
„ IV unter 30 Jahren 1950 M,, i 
von :30—35 ‘Jahren 2050 M., : 
über 35 Jahre 2250 M. 
Bezirk Paderborn. 
Zulagen vom 24. Lebensjahre ab: 
Gruppe I: 900 M. und 5 Zulagen von je 90 M. in Abst. von 2 Jahren, 
„ 11: 1200 M. und 5 Zuiagen von je 70 M, in jährlichen Abständen, 
„ Ill: 1550 M. und 5 Zulagen von je 50 M. in jährlichen Abständen, 
„ IV: unter 39 Jahren 1775 M,, 
von 30—35 Jahren 1950 M., 
über 35 Jahre 2100 M. 
„Bezirk Arnsberg. 
Zulagen vom 24, Lebensjahre ab; 
Gruppe I: 1000 M. und 5 Zulagen von je 90 M. in Abst. von 2 Jahren. 
„ ‚II: 1325 M. und 5 Zulagen von je 70 M. in jährlichen Abständen. 
„ II: 1890 M. und 5 Zulagen von je 50.M. in jährlichen Abständen, 
„ IV: unter 30 Jahren 2000 M., 
von 309—35 Jahren 2200 M., 
über 35 Jahre 2400 M. ee 
Ausserdem verpflichtete sich der Arbeitgeberverband, die 
Auszahlung der erhöhten Sätze seinen Mitgliedern bereits für 
den Monat Oktober 1921 zu empfehlen. 


Ueber die Gehaltssätze für den Monat. Dezember wird 
Anfang Dezember verhandelt werden. 


Gehaltsabkommen mit dem B.D.A. Rheinland-Westfalen.®! 
Nach längeren Verhandlungen mit dem Landesbezirk Rhein- 
land-Westialen des B.D.A., an welchen die Kollegen Frank- 
Dortmund und Jakob-Essen teilnahmen, konnte am 28. Oktober 
eine Einigung über die Festsetzung der Gehälter, die aber nur 
für den Morat Oktober gilt, erreicht werden. Danach sollen 
im Oktober 1921 erhalten: 


Gruppe A: Gruppe C: 

Technische Hilfskräfte 1. Arch tekturschü’er 
unter 20 Jahren . 850 M im 1. Lehrjahr . . . 650 M, 
von 20 bis 24 jahren . 950 „ 2 R u a 
Bee BF >». 1450. ni: » en DR 
über 28 Jahre. 1390-5 nA > Kater FAN: Sr 

Gruppe B: 2. Free Een 
- : n cete Architekten 
1 Anfänger Te Nee Een " fin 1, Berufjahr 1000 
Mn near 1400 „ „2: u ERS 

2, Fertige Techniker un > i . „1650 
im 4. Berufsjahr . . 1650 „ 3. Theoretisch u. prakt sch 
ns, E 1690 ausgebildete Archi- 
a rast tekten 
2.375 % EC TINTE unte: 30 Jahren , . .. 1800 „ 
MB: 3 EZ ISO ‚vo ı 30 bis 35 Jahren . 1900 „ 

3. Selbständige Techniker über 35 Jahre. . 2000 „ 
unter 30 Jahren . ..1900 „ 4. Selbständig  ar'eiten'e Arch 
von 30 bis 5 Jahren . 2000 . tekten mindeste ıs 15%, Zusch'ag 
über 35 Jahre. 2250 zu den Sätzen der Eruppe C 3. 


Für die Monate November und Dezember konnte eine 
Verständigung noch nicht erzielt werden, weil der Geschäfts- 
führer des. B.D.A. nicht bevollmächtigt war, höhere Ge- 
hälter zu bewilligen und die Angestellten angesichts der jetzt ' 
wieder sprünghaft gestiegenen Lebensmittelpreise sich mit der’ 
Festlegung vorstehender Gehaltssätze auch für die spätere 
Zeit nicht abfinden konnten. Wir haben unsere Forderungen 
für November und Dezember dem B.D.A. bekanntgegeben 
und hoffen, dass es gelingen wird, in aller Kürze zu einer 
Verständigung zu kommen. Nachdem nun der neue Reichs- 
tarifvertrag abgeschlossen ist, wird die Hauptverwaltung des” 
B.D.A. darauf hinwirken müssen, dass nun auch überall 
formell neue Bezirkstarifverträge getätigt werden. Fr 


Anzeigen 
die tünigespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 1,— M.Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10° ,, bei 6 Auf- 
nahmen 15%, bei 13 Autnahmen 
hei 2% Aufnahmen 30%, 


-Pıeisermittelung u, Veranschlao: v. 
foch-, Tief- u. Eisenbetenhauten, 
Ein Hilfs- u. Nachschlagebuch 
zum Veranschlagen von Erd- 
Strassen-, Wasser-, Brücken-, 
Eisenbeton-, Maurer- u. Zim- 
Zu mererarbeiten von Oberlehrer 
Ingenieur M. Bazalj. Dritte, 
neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage. Preis gebd. M. 48.— 
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gen Baufachmann 
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Nummer 30 E 


Einem Teil der Sachverständigen, die die Sozialisierungs- 


\ kommission für die Untersuchungen am 9. und 10. März 1921 


fıber die Lage im Baugewerbe herangezogen hatte, war die 


" Sozialisierungsidee nicht minder widerwärtig wie den im ersten 


| Teil der Enquete am 7. und 8. März vernommenen, im Boden 


| der privatkapitalistischen Wirtschaft verwurzelten Hlausbesitz- 


sachverständigen *). Ihre Taktik war die gleiche: Kleinbetrieb 


| vörzüglich, zentralisierter Betrieb unwirtschaftlich und wenig 


üblich; so Haberland, so Gestrich (der Vorsitzende 
des Innungsverbandes deutscher Baugewerksmeister) und so 
Heuer (der Vorsitzende des Verbandes Berliner Bauge- 
schäfte). Haberland erklärt: „Dass ein Grossbetrieb ge- 
bildet worden ist, durch den eine grosse Anzahl von Häusern 
gebaut und einzeln verkauft wurde, habe ich persönlich niemals 
gefunden.“ Zentralisierte Baubetriebe, die Schlosserei, Tisch- 
jerei usw. in eigener Regie führten, kenne er nicht. Gustav 


|Hartmaun, der Vorsitzende des Verbandes der Hirsch- 


Dunckerschen Gewerkvereine, erinnert an eine Unternehmer- 
gesellschaft, die in den 1890er Jahren .die Südseite der Ber- 
liner Hasenheide bebaut und das Häuserviertel auch mehrere 
Yahre lang selbst‘ bewirtschaftet hatte. Eine Gesellschaft, die 
einen grösseren Häuserblock mit der Absicht gebaut ‚hatte, die 
Häuser nach und nach zu verkaufen. Heinrich Kauf- 
















EEE 


mann (Geschäftsführer des Butab) berichtet über süddeutsche 
(ieselischaften, die möglichst alle Bauhandwerke in eigener 
Regie vereinigt und Bauland strassenweise aufgekauft. hatten 
zum Zweck spekulativen Häuserhandels.. Kröbel (Butab) 
nennt u. a. die Berliner Firmen Held & Francke A.-G. und 
Piiilipp Holzınann A.-G. als Beispiele zentralisierter Bau- 
betriebe (im Sinne von Zusammenfassung von Werkstätten 
verschiedener Arten des Bauhandwerks unter zentraler Lei- 
tung), Auch der Direktor des Siedlungsverbandes für den 
Ruhrkohlenbezirk, Baurat Schmidt, berichtet, dass dort Ein- 
familienhäuser strassenweise von einem Unternehmer gebaut 
worden sind, der auch eine eigene Ziegelei besessen hat. 

In die Richtung der Zentralisation führt aber auch die 
von Thielicke, dem Direktor des „Verbandes Sozialer 
3auhetriebe“ aufgeworfene Frage nach den Finanzkräf- 
ten, die das Baugewerbe — quasi aus den Kulissen heraus — 
dirigieren. Thielicke unterscheidet für die Zeit von 1900 bis 
10914 vier Unternehmergrüppen: j. Reine Spekula- 
tionsunternehmer. Finanziert von Terrainspekulanten (Terrain- 
gesellschaften), spekulierten sie, und zwar, da ihnen Sachkennt- 
nis manchmal fehlte, zuweilen mit Misserfolg auf Kosten ihrer 
Geldgeber. Ihre Unternehmungen bezeichnet Thielicke als 
„billigst, aber’ am wenigsten solide“ im Gegensatz zu den 
2, selbständigen Handwerkern, „eine der glücklichsten Lösungen“, 
wenn nicht grössere Unternehmungen an Kapitalmangel schei- 
tern müssten. 3. Die teilweise aus Terraingeschäften heraus- 
geborenen ad-hoc-Unternehmungen, Terraingesellschaften, die 
gleichzeitig Baugesellschaften wurden und als solche grössere 
Unternehmungen ausführten. Mangelhafite fachliche Ausgestal- 
tung, bureaukratische Schwerlälligkeit, Schwierigkeiten bei. der 
Hypothekenbeschaffung und die nkurrenz der „auf dem 
Markt befindlichen billigen Spekulationsbauten“ verhinderten 
bei diesen günstigere Resultate. 4. Unternehmungen zu beson- 
deren Zwecken, etwa um aus einer zinslosen Baustelle ein 
rentables Baugrundstück zu machen (Betriebsbauten usw.). 

In dieses Schema zeichnen Schwarz (Deutscher Wirt- 
schaftsbund für das Baugewerbe) und Muth (Geschäftsführer 
der Rheinischen Bau-Produktiv-Genossenschaft „Grundstein“ 
G.m.b.H. in Köln) interessante Details. Die stenographischen 
Berichte hierüber lesen sich fast wie ein amüsantes Feuilleton 
über Charakterköpfe der kapitalistischen Halbwelt. Man er- 
“fährt von der Dunkelarbeit der „Schieber‘‘, „Strohmänner‘ 
und — wie sie im Rheinland genannt werden —: „Grundstücks- 
hamster“, „Baulöwen‘“. Sie traten als Strohmänner von Immo- 


*) Vgl. „Sozialisierung und Hausbesitz“ in Nr, 50 "der „Kommu- 
nalen Praxis“ (10. Dezember 1921). 
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biliengesellschaften und einzelnen Terrainspekulanten auf (die 
kleinen Diebe riskieren- ihre Haut für die grossen). Köln 
hat Komplexe von 50, 60 und mehr Häusern, Mietkasernen mit 
elenden Höfen, Seitenflügeln- und Quergebäuden, die durch 
„Baulöwen‘“ gebaut sind. Vom Volksmund „Hypotheken- 
friedhöfe“ genannt. Leider liegen dort nicht nur Hypo- 
theken begraben, sondern auch Lebensglück und -freude der 
bedauernswerten Menschen, die im Elend der Mietkaserue ge- 
boren werden und nur zu oft bis zu ihrem Tode nicht mehr 
herauskommen. Es überrascht den Wissenden nicht, dass 









‘Haberland nach diesen Mitteilungen, die das ganze privat- 


kapitalistische System im Baugewerbe stark kompromittieren, 
sich bemüht, das Uebel harmloser erscheinen zu lassen: Von 
501 Bauparzellen, die er im bayerischen Viertel (Berlin W. 
veräussert habe, seien nur fünf subhastiert worden. Soll das 
die Sauberkeit all der übrigen Unternehmer beweisen? 

Uebereinstimmend berichten Vertreter gemeinwirtschaft- 
licher und privatwirtschaftlicher Betriebe, dass Bau-Grossunter- 
nehmer die Bauarbeiten in möglichst kleinen Losen an selb- 
ständige Handwerksmeister vergaben, wobei teilweise haupt- 
sächlich aus Schweden bezogene Fertigfabrikate (Türen und 
Fenster) zu verarbeiten waren. An dieser Steile wird auch 
von Produktivgenossenschaften von Bau- 
arbeitern gesprochen, die wie Unternehmer auftreten, aber 
nicht von Unternehmern geleitet werden ‘und ‘den Unterneh- 
mergewinn gewissermassen in sich abführen (Sozialer Bau- 
betrieb). 

Ueber Umfang und Wirkung der „Sozialen Bau- 
betriebe“ berichtet ihr geistiger Führer Martin Wag- 
ner. Sie haben 1920 für mehr als 100 Millionen Mark Bau- 
ten ausgeführt und damit den Konsumenten über 15 Millionen 
Mark erspart *). Beispiel: In Köln hat eine Produktivgenos- 
senschaft für Erdarbeiten 800000 M. weniger gefordert als 
die Innung des Kölner Baugewerbes für denselben Auftrag. 
Ueberall ist die Gewinnquote der Privatunter- 
nehmer durch die Konkurrenz der Sozialen Baubetriebe 
wesentlich heruntergedrückt. Das organisierte private Bau- 
gewerbe sammelt nun Kampfionds, um Submissionsergeb- 
nisse herbeizuführen, die man als Paradestücke gegen die So- 
zialen“ Baubetriebe ausspielen könnte. Die Sozialen Bau- 
betriebe können billiger sein infolge geringeren Gewinnan- 
spruchs und höherer Arbeitsleistung. Ihre etwaigen Ueber- 
schüsse werden nicht den Arbeitern zugeteilt, sondern in Be- 
triebsverbesserungen angelegt. Sie kommen somit auf dem 
Wege der Verbilligung der Baukosten im allgemeinen infolge 
der Senkung der Profitrate bei privaten Unternehmungen der 
Konsumentenschaft zunutze. Geh. Regierungsrat Dr. ing. Her- 
mann Muthesius äusserte sich als Gutachter auf Grund 
seiner praktischen Erfahrungen sehr günstig über die Leistungs- 
fähigkeit und Organisationstorm des Sozialen Baubetriebs. 

Die Mitteilung über das Kölner Sub missions- 
ergebnis lockte einige von den Vertretern der privatkapi- 
talistischen Richtung aut Glatteis. Es gab keinen Beinbruch, 
aber dem Vertreter des „Deutschen Wirtschaftsbundes für das 
Baugewerbe‘ (Schwarz) entschlüpfte dabei das Geständnis, 
dass die Privatunternehmer „absichtlich Rechenfehler in ihren 
Angeboten machen“. Die an das Bekenntnis sich anschliessen- 
den Verhandlungen beweisen, dass die Unternehmer das Sub- 
missionsverfahren nur noch als Mittel zur Täuschung ihrer 
Auftraggeber benutzen. Es ist eitel Spiegelfechterei geworden. 
Ein vernichtenderes Urteil, als das aus diesen Verhandlungen 
herauswachsende, kann über das Subinisstonsverfahren, heut’ 
einer der bezeichnendsten Geschäftskniffe des Baugewerbes, 
nicht gefällt werden. 

*) Im Geschäftsjahr 1920/21 haben die in den Bauhüttenbetriebs- 
verbänden und durch den „Verband Sozialer Baubetriebe“ zu einer plan- 
mässigen wirtschaftlichen Tätigkeit zusammengefassten rund 200 Bau- 
hütten und -Genossenschaften einen Umsatz von rund 350 Millionen 
Mark gehabt und bei den erhaltenen Aufträgen die privaten Betriebe 
um rund 40 Millionen Mark unterboten. (Vgl. die Denkschrift des 
„Verbandes Sozialer Baubetriebe“ vom November 1921.) 
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Die Hinterhältigkeit und Heimlichkeit der Unternehmer- 
taktik zeigte sich auch bei der ErQpSe u der Kalkula- 
tionsfrage. Hierbei kam es der. Sozialisierungskom- 
mission darauf an, de Zusammensetzung der Bau- 
kosten, die Anteile von Arbeitslohn, Materialkosten usw. 
und Unternehmergewinn festzustellen. Aber auch das scharf- 
sinnigste - Kreuzverhör scheiterte an der Entschlossenheit 
der privatkapitalistischen Sachverständigen, sich nicht in die 
Karten gucken zu lassen, das Geheimnis der Profit> 
quote dichtzuhalten. Man unterschied zwischen unmittel- 
baren und mittelbaren Löhnen, d. h. solchen, die auf der Bau- 
stelle selbst entstehen, und den Werkstättenlöhnen, die im Bat- 
material und in den verwendeten Fertigfabrikaten stecken. 
Zahlen, die Unterstaatssekretär Scheidt in einer Kommission 
des Reichswirtschaftsrates genannt hat, werden von denen um 
Haberland zitiert, wonach 78 Prozent der Baukostensumme auf 
Löhne. entfallen. Die Gemeinwirtschaftlichen entgegnen, dass 
diese Zahlen willkürlich gegriifen seien und der Unterlagen 
entbehren. Haberland fühlt sich versucht, spezifizierte 
Zahlen zu geben, beisst sich, aber schon bei der zweiten 
Position auf die Zunge und ist nicht zu bewegen, weiterzu- 
reden. Heuer, der. Vorsitzende des „Verbandes Berliner 
Baugeschäfte‘“ erklärt, nach „positiven Feststellungen aus 
unseren Kreisen“ entfallen auf unmittelbare Löhne 49 Prozent, 


mittelbare ungefähr 27 Prozent,  Arbeitslöhne überhaupt 


76 Prozent von den Baukosten, und der Rest ist Material. 
Ueber den Unternehmergewinn schweigt des Sängers Höflich- 
keit. Erst nach sehr eindringlich wiederholtem Ersuchen des 
Vorsitzenden bequemt sich dieser Sachverständige dazu, Einzel- 
posten aus dem vor ihm liegenden Material preiszugeben. 
Danach belaufen sich die Löhne in Summa: auf 49 Prozent, 
Material auf 51 Prozent, in welch letzteren noch 27 Prozent 
Werkstattlöhne, sogenannte unmittelbare, stecken. Eine Spezi- 
fikation über die 51 Prozent zu geben, wird strikt abge- 
lehnt. Wieder verbirgt man die Gewinnguote hinter einer 
Mauer von Schweigen. Die Feststellung, dass die 
privatkapitalistischen Unternehmer im Bau- 
gewerbe es nicht für ratsam halten, sich 


öffentlich über den Reinertrag aus ihren 


Unternehmungen zu äussern, ist eines der wert- 
vollsten Resultate dieser Enquete der Sozialisierungskom- 
mission. Die Heuerschen Zahlen erwiesen sich im Laufe der 
Aussprache aus mehr als einem Grunde als wertlos. So konnte 
schliesslich Heinrich Kaufmann, als Mitglied der Sozi- 
alisierungskommission, unter Zustimmung auch aus dem Kreise 
um Haberland auf Grund des von der sächsischen Regierung 
gesammelten Materials zusammenfassend feststellen, dass 
die Baustoffpreise um vieles mehr gestiegen 


sind als die Löhne. im  sozialisierten Baubetrieb 


beziffert sich der Anteil der unmittelbaren Löhne an 
den. Baukosten auf etwa 35 Prozent. Der Satz würde sich 
jedenfalls noch ermässigen, wenn alle dahin wirkenden Um- 
stände berücksichtigt würden. Selbst von . Unternehmerseite 
(Thom) wurde zugegeben, dass die Stundenleistung des ge- 
lernten Arbeiters heute dieselbe ist wie vor dem Kriege. 
Eine Tatsache, die von Schwarz, dem Vertreter des „Deutschen 
Wirtschaftsbundes für das Baugewerbe“ bestritten, durch die 
Mitteilung des Bezirksleiters des Bauarbeiterverbandes im 
Rheinland (Muth) aber erhärtet wurde, wonach im Rheinland 
der Unternehmer bei Abgabe seines Preisangebots mit der 
gleichen Leistung des Arbeiters wie vor dem Kriege rechnet. 
Lohnzahlen, die dieser Sachverständige berichtet, bezeugen, 
dass die Arbeitsleistung in gewissen Gewerken heute sogar 
höher ist als vor dem Kriege. Haberland jonglierte auch 
bei dieser Erörterung mit Zahlen, die der Kritik nicht stand- 
hielten. 

Die Berichte enthalten vor allem volkswirtschaftlich sehr 
wertvolles Material. Die teilweise sehr anschaulichen und le- 
bendigen entwicklungsgeschichtlichen Darstellungen der Sach- 
verständigen werden aber auch den Historiker stark interessie- 
ren. Als Ganzes sind sie ein’ wichtiges Kulturdokument. 

Vietor Noack. 


Zur Umstellung des Baugewerbes 


Alle Neuerungen, alle Wandlungen auf wirtschaftlicher 
Gebiet sollen nur dann in Angriff genommen werden, wenn 
ein Zwang nüchteruer Tatsachen dazu vorliegt. Sie werden 
sich auch nur dann durchsetzen können, wenn die Zeit dazu 
reif ist und die Veränderung der zu lösenden Aufgaben eine 
neue Lösung und Behandlung unweigerlich verlangt. Heute 
stehen wir, wie im gesamten wirtschaftlichen Leben, im Baı- 
gewerbe vor einem solchen Abschnitt. 

Die Bauaufgabe ist nach Art upd Umfang eine grundsätz- 
lich andere geworden als in der Zeit vor dem Kriege. An die 
Stelle individueller Einzelaufträge ist die Notwendigkeit. um- 
fangreicher und zeitlich zunächst unbegrenzter allgemeiner Be- 
darisdeckung auf dem Wohnungsmarkt in Stadt und Land 


getreten. Es ist ausgeschlossen, auch bei ae; nn allen 
möglichen Beschränkungen durch individuelle Privatbauten, die 
Wohnungsnot auch nur in einem Bruchteil zu mindern. Die 
öffentlichen Gewalten, die öffentlichen finanziellen Mittel haben 
für die Zukunft das Wort. Der jährliche Massenbedarf — der, 
das muss ganz ausdrücklich gesagt werden, keinesfalls zu ab- 
tötender, unkünstlerischer Massenware führen darf — beläuft 
sich in Deutschland auf 200-250 Tausend Wohnun en, er- 
fordert also finanzielle Aufwendungen von :15—20 Milliarden. 


' Diese gewaltigen Summen sind natürlich nur von der breitesten 


Oeffentlichkeit autzubringen möglich. Ihre Aufbringung muss 
mit peinlichster Vorsicht und Schonung der sozialen: Schich- 
tungen, ihre Verwertung. muss unter. Ausschaltung jeder Mög- 
lıchkeit einer Misswirtschaft mit höchstem. Nutzeffekt ge- 
schehen, um das erforderliche Baupregramm durchführen 
zu können. 


Das Baugewerbe vertritt bisher immer die Ansicht," dass. | 


alle Verteuerung des Bauens ausschliessfich durch Lohn- 
steigerungsn hervorgerufen wurde. Ist dies der Fall, dann 
müsste das Baugewerbe also selbst ein zwingendes Interesse 
daran haben, an dieser Stelle den Hebel anzusetzen. Was tut 
es? Es deutet an, dass Einführung der Akkordarbeit und Ab- 
schaffung des Achtstundentages notwendig wäre. Solt dies 
der Weissheit letzter Schluss sein! Der ‚Hebel muss ganz 
anders angesetzt werden. Man erzielt: keine Verbilligung der 
Arbeit durch unfreiwilligen Zwang, — ganz abgesehen von 


‚den politischen Hemmungen — sondern nur durch Steigerung 


der Arbeitsleistung und Arbeitserzeugstung auf der Grundiage 
der Verbesserung der. Arbeitsvorgänge und der Rationalisierung 
der Produktionsmittel. Die Industrie hat dies erkannt. Wir 
wollen dem Baugewerbe zugute halten, dass es bisher ‘niemals 
vor der Durchführung einer Massenproduktion gestanden. hat, 
und dass die rein individuelle Auftragsbestellung zur Gründung 
der unendlich vielen, allzuvielen Kleinbetriebe führen mussto, 
die heute einem Neuaufbau und einer Neueinstellung des Bau- 
gewerbes hinderlich im Wege stehen. 


“ Wo kann eine Umstellung einsetzen? 


1. Herstellung von Baustoffen und Bauteilen. Hier ist d’e 
Möglichkeit bereits wesentlich weiter ausgenutzt, da hier die 
Erzeugung und Verfertigung in der Hatpftsache nach der Er- 
fahrung der industriellen Technik erfolgt. Bis zu welcher 
äussersten Grenze die Arbeit des Normenausschuss®s der Dent- 
schen Industrie bei der Erzeugung etwa von Türen, Fenstern, 
Beschlägen, Oefen u.a. m. nutzbar gemacht werden kann, ist 
heute noch nicht zu übersehen, Sie ist zweifellos eine be- 
grenzte, wenn auch notwendige, denn es könnte in Deutschland 


‚doch noch leichter der Fall eintreten, der in der bekannten 


amerikanischen Automobilfabrik von Ford sich einstelite, als 
mangelnder Absatz drohte, das ganze komplizierte System der 
Produktion lahm zu legen. Doch dies greift bereits in das 
Gebiet der menschlichen Arbeitsmethoden über. Eine gewisse 
weitere Einschränkung für die Ueberspanzung des Normen- 
gedankens tritt ganz natürlich durch die Verschiedenheit der 
Landeseigentümlichkeiten und dadurch, dass die äusserste Ver- 
billigung bereits bei der Herstellung. von mehreren Hundert 
gleicher Bauteile erreicht wird. 

2. Die Erleichterung und Verbilligung des baugewerblichen 
Bureaubetriebes ist entscheidend davon abhängig, ‘welche  Ver- 
einfachungen bei der Erzeugung der Baustoffe und Bauteile, 
bei dem Arbeitsprozess auf der Baustelle, bei der Verteilung 
der Arbeitskräfte und bei der Art der Bauobjekte eingetreten 
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ist. Sie ist von diesen Faktoren untrennbar. Es tritt jedoch hier - 


bereits wie ja auch entsprechend bei der Produktion der Bau- 
stoffe und Bauteile eine starke Notwendigkeit für die richtige 
Verwendung der menschlichen Arbeitskräfte in den Vorder- 
grund. Der richtige Mensch an die für ihn geeignete Stelle! 
Damit setzt die Möglichkeit der psycho-technischen Eignungs- 
prüfung ein, die ebenso für die Kopfarbeiter des Bureaus wie 
für die Handarbeiter der Fabrik und der Baustelle not- 
wendig ist. 

3. Die Arbeit auf der Baustelle ist das Fundament für den 
Aufbau eines neuzeitlichen Baubetriebes. Sie ist zweifellos 
besonders veraltet. 

a) Die Geeignetheit der Arbeiter muss genau geprüft 
werden. Sie muss für seine besondere Art der Verwendim 
ausschlaggebend sein. Unter diesem Gesichtspunkt braucht 
es bald keine ungelernten Arbeiter mehr zu geben. 

b) Rationalisierung der Geräte ist der andere wichtige An- 
griffspunkt. Was für die Industrie die ‚Maschinen, die nach 


der höchsten technischen Erfahrung gebaut werden, sind für. 


die Bauausführungen die Geräte auf der Baustelle, Traditionen 
sind gut, wenn sie gebrochen werden. Das ist hier besonders 
notwendig. Die Voraussetzungen sind nicht allein gegeben in 


den notwendigen Erleichterungen und Verbesserungen der 


Arbeitsmöglichkeit, um mit weniger Arbeitsaufwendung mehr 
zu leisten, sondern auch in der Veränderung der Bauaufigaben. 


Die Erstellung ganzer Reihen gleichartiger Flachhäuser, der 
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\Bau gleicher. Einzelhäuser hätte schon längst durehgreifende 
"Umstellung gewisser alter Gewohnheiten bedingt. Hier sind 
noch grosse Möglichkeiten, die in systematischer Arbeit aus- 
‚geschöpit werden müssen. Die Arbeiten der bisherigen For- 
‚schungsgesellschaft für wirtschaftlichen Baubetrieb sind wegen 
"Auflösung dieser Gesellschaft unterbrochen worden. Man war 
kaber bereits dazu übergegangen, die wirtschaftlichsten Formen 
zu suchen für alle Arten von Geräten, für Maurerkellen, für 
Spaten u.a.m. Die Forschungsgesellschaft für wirtschaftlichen 
ı Baubetrieb wurde aufgelöst, weil die Unternehmer sich weiger- 
‚ten, die notwendigen Geldmittel weiterhin zur Verfügung zu 
‘stellen, in. der stillschweigenden Annahme, es würde der 
 Sozialisierung des Baugewerbes damit Vorschub "geleistet. 
‚ Trotzdem die gleichen Kreise über Sinken der Arbeitsleistung 
und Verteuerung durch Steigen der Löhne klagen, wollten sie 
augenscheinlich doch nicht an der einzig mögli@ken Stelle an- 
‘greifen, nämlich bei einer Rationalisierung der Arbeit, wodurch 
nicht nur sie selbst, sondern auch die Arbeitnehmer und die 
Allgemeinheit Nutzen gehabt hätten.. Trotzdem im letzten Etat 
des Preussischen Wohlftahrtsministeriums ‚eine besondere Summe 
für die Unterstützung dieser Zwecke eingestellt war, zogen es 
die Unternehmer vor, diese Bestrebungen zu unterbinden. Jetzt 
hat der Wohnungsausschuss des Reichstages diese Frage noch- 
mals aufgegriffen. Hoffentlich mit mehr Erfolg. 

| Man wird in Zukunft nun aber nicht.mehr auf die Frei- 
willigkeit der in Betracht kommenden Kreise warten dürfen. 
‚Heute liegt ein Zwang vor. Wir leiden unter einem Mangel 
‚an Bauarbeitern, weil diese zahlreich in andere Berufe abge- 
wandert sind. Wir sind also gezwungen, mit weniger Arbeits- 
kräften grössere Leistungen zu vollbringen. Das ist der nüch- 
terne Tatbestand. Wer das nicht einsehen will, ist nicht ernst 
zu nehmen. Es tritt also nebeır die Notwendigkeit, die öffent- 
lich aufgebrachten Mittel durch “äusserste Intensivierung der 
‘ Arbeit aufs sparsamste zu verwenden und zu strecken, die 
Schwierigkeit bei der Beschaffung der genügenden Arbeits- 
'kräfte. Beides zusammen dürfte ausreichen, um nicht nur eine 
Umstellung des Baugewerbes auf eine äusserste Rationalisierung 
zu.begründen, sondern diese zu erzwingen. 


„Aller Fortschritt ist eine Frage der Führer“. Wir haben 
bisher noch keine Führer in dieses Neuland. Die Techniker- 
schaft des Baugewerbes kann hier vorbildliches leisten, wenn 
sie sich inıden Dienst dieser Sache stellt. Allerdings muss sie 
sich darüber klar sein, dass sie erst lernen muss. Zum Lernen 
gehört Geld, wenn auch wesentlich weniger als zur Ver- 
ıschwendung durch unrationelle Bauausführung. Die Angestell- 
tenorganisationen sollten das wieder gut machen, was die 
Unternehmer versäumt haben und eine neue Gesellschaft für 
| wirtschaftlichen Baubetrieb auferstehen lassen, verbunden: mit 
' Ausbildungskursen. Die Summen, die hierfür nötig, sind sehr 
gering, und müssen unbedingt von den zentralen Organisationen 
zur Verfügung gestellt werden. Dann würde der Allgemeinwirt- 
schaft wirklich 'einmal genützt werden. An den Kopfarbeitern 
vom Bau ist es, voranzugehen, um gemeinsam mit den Hand- 
arbeitern Bresche zu legen. Dr. ing. Erwin Gutkind. 

| I 





Nachschrift der Redaktion: Die grosse und 
verantwortungsvolle Aufgabe, die Baubetriebe wirtschaftlicher 
| zu: gestalten, - können nicht unmittelbar die Gewerkschaften. 
ıder baugewerblichen Hand- und Kopfarbeiter erfüllen, so 
gross natürlich auch das Interesse der Arbeitnehmer an der 
Hebung der Produktivität ihrer . Arbeit ist. Hier muss der 
VerbandSozialer Baubetriecbe in die Bresche sprin- 
gen und „das wieder gutmachen, was die Unternehmer ver- 
säumt haben‘. Der sozialisierte Betrieb wird seine Ueber- 
legenheit über den kräfte- und materialvergeudenden Klein- 
und Mittelbetrieb des Unternehmertums und den mit mensch- 
licher Arbeitskraft Raubbau treibenden Grossbetrieben im Bau- 
ewerbe erweisen müssen. Diese seine Aufgabe hat der Ver- 
and Sozialer Baubetriebe auch bereits erkannt und in dem 
Leitartikel des letzten Heftes der von ihm herausgegebenen 
' Zeitschrift „Soziale Bauwirtschaft‘ unter der Ueberschrift „Ex- 
tensive und intensive Betriebsführung‘ eingehend dargelegt, 
wie er sie zu lösen gedenkt. 


| Fachgruppe Hochbau | 


Gehaltsregelung im Bezirk Siegen. Das Wirtschaftsgebiet 
Siegen gehört, soweit der Hochbau. dabei in Frage kommt, 
nach dem mit dem Westdeutschen Arbeitgeberbund für das 
Baugewerbe in Essen abgeschlossenen "Bezirkstarifvertrag zur 
Ortsklasse Il. Da die Lebensbedingungen in diesem schr 
stark industriell durchsetzten Bezirk nicht mehr den für Orts- 
‚klasse III des gesamten Tarifvertrags geltenden Voraussetzun- 
gen entsprechen, muss für den Bezirk Siegen Orts- 
klasse Il geltend gemacht werden. Diese Forderung ist 


| 
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von der letzten Bezirksversammlung der Fachgruppe Bau- 
gewerbe des Siegerlandes mit Recht erhoben worden, und 
wird in der nächsten Lohnverhandlung mit allem Nachdruck 
vertreten werden. 

In der nachfolgenden Gehaltstabelle sind die ab 1. No- 
vember geltenden neuen Gehälter aufgeführt, und zum Ver- 
gleich auch die ab 1. August gültigen Sätze. Die Kollegen, 
die von ihrem Arbeitgeber weniger als das Tarifgehalt erhalten 
haben, sind auf Grund der letzten Abmachungen- mit dem 
Arbeitgeberverband berechtigt, die Differenz für. die Monate 
August, September und Oktober nachzufordern. 
Weiter wurde mit den Arbeitgeberverbänden für Hoch- 
und . Tiefbau vereinbart, das die Differenzsumme 
zwischendemaltenGehaltunddem November- 
gehalt als einmalige Wirtschaftsbeihilfe ge- 
zahlt wird. Die Arbeitgebervertreter erklärten sich bei den 
Verhandlungen bereit, für den Fall ein organisierter Arbeit- 
geber sich weigert, die Beihilfe zu zahlen, durch den Arbeit- 
geberverband auf die Firma im Sinne des Abkommens ein- 
zuwirken. Es werden also im Siegerland gezahlt: 


ab 1. Aug, ab1.Nov. einmalige Wirt- 
; 1921 1921 schaitbeihilfe f. 
Gruppe I: Oktober 1921. 
unter 20 Jahren 752.50. M, 891.— M. 138.50 M. 
nach voll, 20,—24. Jahre 870.— ,„ 1022.— ,, 156.— ,, 
nach voll, 24,.—28. Jahre 1072,50 „ 1260.— ,, 187.50 „ 
über 28 Jahre 1280.-— ,„ 1539.—  , 250.,— ;; 
Gruppe Il: 
nach voll. 20,—24. Jahre 1072.50 12075. # 232.50 „, 
nach voll. 24,—28. Jahre 1200.— „ 1440.— „ 240.— ,„ 
über 28 Jahre 134250 „ 1620,— ,, 27750 „ 
Gruppe II: 
nach voll. 20.—24. Jahre 1510.— „ 1800.— , 290.— , 
nach voll, 24,—28 Jahre 159750 „ 1890.— ,, 292.50 ,‚, 
über 28 Jahre 1690.— „ 2025.— , 335.— 
Gruppe IV: 
unter 30 Jahren R0.— „ 2115,.— ,„ 3235.—- ,„ 
nach voll. 39,—35. Jahre , 1875.— ,„ 222150, 352.507 ,, 
über 35 Jahre 2010.— ,„ 2385.— , 375.— 


Als Ergebnis der Bewegung kann demnach, kurz zu- 
sammengefasst, betrachtet werden: 
1. Die Gehaltsunterschiede ab 1. August sind nachzuzahlen. 
2. Ab 1. November gelten die in der vorstehenden Tabelle 
aufgeführten neuen Gehälter. 
3. Der Unterschied zwischen Novembergehalt und altem Ge- 
halt ist als einmalige Wirtschaftsbeihilie auszuzahlen. 


Gehaltserhöhung im res des oberschlesischen In- 
dustriegebietes. Die Verhandlungen über die Erhöhung 
der Gehälter zwischen dem Oberschlesischen Arbeitgeberver- 
band für das Baugewerbe in Kattowitz und unserer Gauge- 
schäftsstelle haben zu folgendem Ergebnis geführt: 

Ab 1. Oktober 1921 werden für die technischen An- 
gestellten folgende Gehälter gezahlt: 


Gruppe I: Verheiratete Ledige 
a) unter 20 Jahren 1550.— M. 1150.— M. 
b) von 20—24 Jahren 1800.— ,„ 1400,— „ 
ct) von 24—28 Jahren 2100.— „ 1700.— ,„ 
d) über 28 Jahre 2200,— ,, 1800,— ,, 

Gruppe Il: 

a) ım 1. Berufsjahr 2200,— ,, 1800.— ,, 
DER 202% 2300,— ,, 1900.— „ 
RE 2400. 2000. 5 

Gruppe IH: 

a) im 4. Brufsjahr 2600.— , 2200.— , 
b)73:.0, = 2800.— ,, 2400.— ,„ 
N 3000,— , 2609.—  „ 

Gruppe IV: 

a) unter 30 Jahren 3200.— ,, 2800.—  ,; 

b) von 30-35 Jahren 3400.— ,, 3090.—  ,, 

e) über 35 Jahre 3600.— , 3200,— ,, 
Gruppe V: 


Mi tfunktionszulage in Höhe von 10 Prozent auf die Gehalis- 
sätze der Gruppe IV, also mindestens 3960.— bzw. 3520.— M. 
Gehaltsrevision im Tarifgebiet Braunschweig. Zwischen 
dem Landesverband der Braunschweigischen 
Bauarbeitgeber-Verbände E.V. Braunschweig 
und unserer Gauverwaltung Hannover-Braunschweig wurden im 
Anschluss an den Reichstarifvertrag für das u Sa weibn 
vom 15, Juni 1920 bzw. dem am 1. März 1921 abgeschlossenen 
Bezirkstarifvertrag folgende neuen Tarifgehälter mit Wir- 
kung ab 1. November 1921, und zwar für Ortsklasse 1, 
vereinbart: ; 


Gruppe I: Gruppe ill: 
a) 1225 M. (plus 435 M.) a) 1725 M. (plus 510 M.) 
b Da. 450: b).11850 2: 77,,27540 „ 
N 1430: ., 12°,,...470 -,; 
) 1600 ” » 500 ” 

Gruppe H: Oruppe IV: 
a) 1525 M. {plus 475 M.) a) 1900 M. (plus 345 M.) 
b) 1600 „ „485 „ b) 2075 u» 580 „ 


c) 1075 „ ”„ „ c) 2225 „ » I» 
Die Zahlen in Klammern bedeuten die Zulagen auf die Juli-Gehälter. 
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Gruppe V: 
Freie Vereinbarung über die Gehaltssätze der Gruppe IV hinaus, 
Für Ortsklasse II kommt ein Abschlag von 7Y,, für Orts- 
klasse III ein solcher von 15 Prozent der vorstehenden Tarif- 
gehälter in Betracht. 


Der Vorstand des Landesverbandes der Braunschweieischen‘ 


Bauarbeitgeber-Verbände hat seinen Mitgliedern empfohlen, die 
September- und Oktoberteuerung durch eine besondere 
Beihilfe auszugleichen. 

Ausserdem haben sich die Arbeitgeber-Mitglieder, zwecks 


Einreichung neuer Forderungen, mit einer Verkürzung der. 


viermonatigen Wartezeit auf zwei Monate einverstanden erklärt. 


Tarifgebiet Nordbayern. Die am 24. November mit dem 
Arbeitgeberverband erfolgten Verhandlungen über: unsere For- 


derungen auf Gehaltserhöhung und- Auszahlung 


einer Wirtschaftsbeihilfe zeitigten. folgendes Er- 
gebnis: 
Die Gehaltssätze der technischen Angestellten vom 
1. August werden mit Wirkung ab 1. November erhöht 
für Ledige und Verheiratete ohne Kinder um %0 Prozent, 
für Verheiratete mit Kindern um 25 Prozent. 
Es erhalten demnach: 
Ledige u. Verh. ohne Kinder, Verheiratete mit Kindern. 


Oruppeil: 604.80 bis 1101.60 M. 630.— bis 1147,50 M. 
r It: 94,2... 140022, 980. 2.1025 
SE; AL EN, 1802-4, 2057.42 8 \ 
EBITH 2268.— M. 2362.— M. 


Ueber die Auszahlung einer Wirtschaftsbeihilfe konnte 
eine bindende Zusage nicht erreicht werden. Der Arbeit- 
geberverband will aber seinen Mitgliedsfirmen die Auszahlung 
einer. solchen Beihilfe empfehlen. Da auch im nord- 
bayrischen Baugewerbe gegenwärtig gute Gewinne abfallen, 
wird kein sozial denkender Arbeitgeber sich weigern, seinen 
Angestellten eine entsprechende Zuwendung auszuzahlen. 
Fachgruppe Architektur. 


Fachgruppe Tiefbau | 


Erhöhung der Gehälter im Tiefbaugewerbe der Bezirks- 
ruppe IV des Reichsverbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes 
Hamburg). Auf Grund des Reichstarifvertrages & 5, Ziffer 15, 

wurde im Vertragsgebiet der Bezirksgruppe IV des Reichsver- 
bandes des Deutschen Tiefbaugewerbes (Schleswig-Holstein, 





Hansastädte, Lübeck, Oldenburg und beide Mecklenburg) über ° 


Revision der Gehälter verhandelt und dabei folgendes Ergebnis 
erzielt: 


Gruppe I... .. .... 1100 M. Die jugendlichen Angestellten erhalten: 
. ER a ELSE im 1 Jahr der Ausbildung 250 M. 
5 1 RE RE Rn a Ka Re: ERREGER RE VRR 
= IV a) unt.30 Jahren 2009 „ IE AN 5 ee 370:%, 


b) von 30-35 J. 2200 „ nach. dem 4. Jahr bis zur 
e)über 35 ]. 2350 „, Vollendung des 20.Lebensj. 1000 „ 


Die Dienstalterszulage vom 24, Lebensjahre ab wird 
erhöht in Gruppe I auf 45 M., Gruppe II.und IH auf 40 M, 


Zu diesen Gehaltssätzen kommt für Ortsklasse I (Gross- 
Hamburg) noch ein Sonderzuschlag und zwar für 


Gruppe 1 von 100M. also Gehalt im Ganzen 1200 M. 
® u ar 50, Ri 5 219902, 


" I „200 „ » nn „ 1850 „ 


Ma NO ee oe 
b) » 1 00 ” ” ”n ” nn 2300 ” 
c) ” 100 » » ” „ ” 2450 sr 


Diese Gehälter gelten ab 1. Oktober bis 31. Dezember 192}. 
Die Arbeitgeber haben sich verpflichtet, dann wieder in Ver- 
handlungen über eine weitere Erhöhung der -Tarifsätze ein- 
zutreten. 


Fachgruppe Architektur 





Tarifgebiet Norden. In Schleswig-Holstein ist ein Teil der 
Architekturfirmen aus dem Bund deutscher Architekten ausge- 
treten, um sich der Wirkung des Reichstarifvertrages zu ent- 
ziehen. Diese Gruppe hat vom Reichsarbeitsminister ge- 
fordert, dass. bei der Verbindlicherklärung des Reichs- 
tarifvertrages die Provinz Schleswig-Holstein ausgenommen 
werde. Wir haben selbstverständlich sofort dagegen Einspruch 
erhoben und verlangt, dass der unberechtigte Widerspruch der 











organisationsfeindlichen Architektenschaft Schleswig-Holsteins 
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abgewiesen werde. Unsere Gauverwaltung Hamburg hat nun 
vom Reichsarbeitsminister folgende Antwort erhalten: > 

„Eine Abschrift Ihres Schreibens vom 15. September 1921, be- 
trefiend die Ausdehnung der allgemeinen Verbindlichkeit des  Tarifver- 
trages für technisch und, künstlerisch tätige Angestellte bei Privat- 
architekten auf die Provinz Schleswig-Holstein habe ich dem Regie- 
rungspräsidenten in Schleswig zur Stellungnahme. übersandt. Nach 
Eingang der Rückäusserung werde ich unverzüglich eine Entscheidung 
treffen.‘ 


Es wird nun von der Stellung des. Regierungspräsidenten 
in erheblichem Masse abhängen, wie das Reichearheites 
ministerium entscheiden wird. Nachdem alle unsere Be- 
mühungen, mit den aus dem B.D.A. ausgeschiedenen: Privat- 
architekten Schleswig-Holsteins ein besonderes Abkommen 
— .d. h. den gleichen Tarifvertrag wie mit dem B.D.A. — ab- 
zuschliessen, erfolglos blieben, ist der Beweis erbracht, dass: 
diese Gruppe sich nur aus egoistischen Gründen. der Wirkun 
des allgemeinen Reichstarifvertrages entziehen will. Das. wir 
den Herren allerdings nicht helfen, denn das Reichsarbeits- 
ministerium kann unmöglich der Flucht aus dem “Geltungs-: 
bereich von Tarifverträgen Vorschub leisten, wenn‘ es nicht 
dem Tarifgedanken selbst schwersten Schaden zufügen will. 
Da das ganz gewiss nicht seine Absicht ist, dürfen wir wohl 
bald mit der Verbindlichmachung des Reichstarifvertrages 
rechnen, und dann werden die Schleswig-Holsteiner Architekten. 
eben auch sich nach dem von ihnen so sehr. verpönten Tarif 
richten müssen. Vielleicht finden sie nachher auch den Weg 
wieder zum B.D.A. zurück. be 


Fachgruppe Steinindustrie 





Granitindustrie im Fichtelgebirge. Auch die Angestellten 
der Granitwerke und Schleifereien im Fichtelgebirge haben: es 
mit Arbeitgebern zu tun, die sich nur sehr schwer in die neue 
Zeit hineinfinden können und es immer noch nicht begreifen 
wollen, dass auch ‚ihre‘ technischen Angestellten ein Recht 
auf tarifliche Regelung der Gehalts- und Anstellungsbedin- 
gungen haben. Die Bezahlung der Steinmetztechniker: und 
Betriebsleiter lässt in dieser Gegend noch ausserordentlich 
viel zu wünschen übrig; sie bleibt zum Teil noch weit zu- 
rück hinter den im dortigen Baugewerbe üblichen Gehäl- 
tern. So erhalten technische. Angestellte mit selbständiger und 
verantwortlicher Tätigkeit noch 1020 bis 1333 M., in leitender 





‚Stellung, Betriebsführer und dergl., 1360 bis 1520 M. Im Ver- 


laufe der von unserer Gaugeschäftsstelle Nürnberg geführten 

Gehaltsbewegung hat der Schlichtungsau an Hof 

am 31. Oktober einen Schiedsspruch gefällt, welcher auf die 

an sich sehr niedrigen Grundgehälter für die Zeit vor dem 

1. September eine Teuerungszulage von 70 Prozent, für die 

Zeit vom 1. September bis 1. November eine Teuerungs- 

zulage von 100 Prozent und ab 1. November eine solche von 

110 Prozent den Angestellten zuspricht. Dieser Schiedsspruch 

wurde von dem Arbeitgeberverband abgelehnt, 

weshalb wir uns nun an die Spitzenorganisation, den Ver- 

band Deutscher Granitwerke, Landesgruppe Bay- 

ern, wandten und diesem einen neuen Tarifvertragsentwurf vor- 
legten und um beschleunigte Anberaumung von. Verhandlun- 
gen ersucht haben. Auch hier stehen die Angestellten vor 

der Entscheidung: ob sie ferner mit unzureichenden Gehäl- 

tern ein kümmerliches Dasein fristen oder sich durch solida- 

risches Vorgehen einen angemessenen Anteil an dem Ertrag 

ihrer Arbeit erkämpfen sollen. / 


REPRITER TFT EEFERTT EEE Soeben erschien: 


Ehemalige Absolventen der Bau- 


gewerkschule Buxtehude werden 4 . 
um Angabe ihrer und sonstiger fi [PISIMI pi] 
bekannter Adressen gebeten. o 
ee für 
der Baugewerkschule Buxtehude. E: * = 
1. A. Kröger, Lüneburs, Dammstrasse 11. Erd-,- Maurer-, ‘Staker-, 


Zimmer- u. Dachdecker- 

im3 des arbeiten :+ »ı 

z von 
Verlangen Sie sofort auf- Fritz Schrade Fr, 

klärendes Material über die Architekt und Bauschuloberlehrer. 
Industriebeamten- Preis gebd. M. 48,—. 

| Sparbank | A 

Berlin LINE Willy Geissler Verlag 


BERLIN SW29D, 
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Nummer 31 


Die Denkschrift des Verbandes sozialer 
"Baubetriebe 


| Wir haben in Nr. 29 des „Bautechniker‘“ unter der Ueber- 
ı schrift „Der gegenwärtige Stand des privatkapitalistischen Bau- 
“ marktes‘ bereits einen Abschnitt der bedeutungsvollen Ein- 
ı gabe veröffentlicht, die der Verband sozialer Baubetriebe an 
den Deutschen Reichstag und die Parlamente der Länder und 
ı Gemeinden gerichtet ‘hat. Nachfolgend seien noch zwei Ab- 
 schnitte, die sich mit dem. Baustoffhandel und mit 
der Baustofierzeugung beschäftigen, wiedergegeben: 
Leider fehlt uns der Raum, um die ganze Denkschrift hier 
abzudrucken, so wertvoll deren Inhalt nicht nur für die im 
Baugewerbe, sondern allgemein für jeden technischen An- 
gestellten ist. 





Der Baustoffhandel. 


Flierüber heisst es in der Denkschrift: Eine Ueber- 
zahl von Baubetrieben zieht eine Veberzahl 
von Baustotfhändlern nach sich. 

| Die ‚volkswirtschaftliche Funktion des Handels liegt im 
wesentlichen darin, dass 

I. die Ware vom Produzenten ohne Qualitätsverlust (für- 

sorgliche Behandlung) den Verbrauchern zugeführt wird, 

2. die Ware bei Bedarf in kleinen Mengen vom  Ver- 

braucher am Ort bezogen werden kann, 
. Angebot und Nachfrage einen organischen preisregulieren- 
den Ausgleich erhält. 
| Werden diese Funktionen heute vom Baustoffhandel er- 
ı füllt? Die pflegliche Behandlung der Waren spielt beim Bau- 
stoffhande! nicht die Rolle, die: ihr beim Lebensmittelhandel 
zugeschrieben wird. Die Händler haben auf die. pflegliche 
Behandlung der Waren nur einen beschränkten Einfluss, weil 
mindestens 90 Prozent aller Baustoffe den 
Lagerplatz des Händlers gar nicht berühren. 

Damit ist zugleich auch festgesteilt, dass der Lager- 
abruf von Baustoffen bei den meiS$t-grossen 
Bauvorhaben des Reiches, der Staaten und 

Gemeinden: sowie der. Siedlungsgesellschaf- 
ten nicht in Frage kommt. Die Einschaltung 
des Händlers beim Baustoffbezug ist heute 
überwiegend eine völlig unproduktive. Seine 
Tätigkeit besteht im wesentlichen nur darin, Baustoffe zu 
vermitteln und Frachtbriefe auszuschreiben. Wenn’ z. B. die 
Reichseisenbahnyerwaltung in den Etat für 1921 121 Milliohen 
Mark zur Beschaffung von Baustoffen eingestellt hat, die 
ohne weiteres ab Werk gekauft werden könnten, so muss 
das Reich dem Händler für die Ausstellung 
der Frachtbriefie mindestens 10-15 Millionen 
Mark zahlen. 

Auch die dritte, wichtigste Funktion des Handels, die 
preisregulierende Wirkung durch dem Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage, ist heute auf dem Baumarkt fast ehne jede 
Bedeutung. Die Händler beziehen die Baustoffe von den 
meist syndizierten Erzeüugern zu Preisen, die dem Handel 
einfach vorgeschrieben werden. Für den Vertrieb 
der Baustoffe erhält der Handel von den Erzeugern bestimmte 
Rabatte. Es ist also nicht nur der Gewinnaufschlag von 
zehn und mehr Prozent, sondern auch der Rabatt, den der 


[@$) 


| Händler ‘für sich in Anspruch nimmt. Aber damit nicht 
genug. Der Händler verkauft die Baustoffe an den privaten 


auunternehmer. Die Organisationen der Unternehmer haben 


"mit dem Organisationen der Händler ‘die gleichen : Verträge 
abgeschlossen, die die Händler mit den Erzeugern abge- 
schlossen haben. Die Unternehmer erhalten wie- 


derumvonden Händlern Rabatte undschlagen 
ausserdem noch einen Gewinnaufschlag auf 
den Materialpreis auf. 

. Was hat der Konsument also zu zahlen? Der Konsument 


zahlt einmal den meist überteuerten Erzeugerpreis, 


“ 





| | Erscheint mit Nr. 52 der D.T.Z. 
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dann den Rabatt, den der Erzeuger dem Händler gewährt, 
dann den Gewinnaufschlag des Händlers, dann 
den Rabatt, den der Händler dem Unternehmer gewährt und 
schliesslich dn Gewinnaufschlag des Unterneh- 
mers. Durch diese Kette der Interessenverknüpfung zwischen 
Erzeugersyndikat, Händlerringen und Unternehmerverbänden 
werden die Baustoffe den öffentlichen Organen ganz ungebühr- 
lich verteuert. Die Batistoffe verbrauchenden Unternehmer 
haben heute, wo die Allgemeinheit die Baukosten überwiegend 
trägt, gar kein Interesse mehr daran, die Baustoffe dauernd 
billig zu erhalten. Durch die gewährten Rabatte werden 
die Unternehmer, d. h. die Verbraucher, von den Händlern 
und Erzeugern zum Schaden der Allgemeinheit „gekauft“. Wie 
stark die wirtschaftliche Interessenverknüpfung zwischen Er- 
zeugern und Verbrauchern ist, lehrt ein Blick in die Verkaufs- 
bedingungen der Zementsyndikate. Dort heisst es im $5: 

„Während der Dauer eines Streiks oder ciner Aussperrung 'im -Bau- 
gewerbe ruhen für die Gebiete. und Baustellen, welche der Deutsche 
Arbeitgeberbund für das Baugewerbe. bzw. der Verband der Bau- 
geschäfte von Gross-Berin E.V. jeder für ‚seinen. Geltungsbereich -be- 
zeichnen, alle Lieferungsverpflichtungen, ebenso die Abnahmeverpflich- 
tungen der Arbeitnehmer, beiderseits ohne Anspruch auf Schaden- 
ersatz und Nachlieferung® Während des Ruhens der Abnahmever- 
pflichtung darf für. die bezeichneten Gebiete und Baustellen bei Ver- 
meidung einer Vertragsstrafe von 2090 M. für ;je:10000 k&. Zeinent kein 
anderer Zemeat gekauft, bezogen eder verarbeitet werden.“ 


Dass derartige Zugeständnisse der Erzeuger zugunsten 
der Unternehmer nur auf Kosten der ‚Allgemeinheit gehen 
können, braucht nicht besonders bewiesen zu werden. — 


Ueber 
die Baustofferzsuger 
wird im der Denkschrift gesagt: Wirkt sich .bei der Baustoff- 
erzeugung heute das ‚freie‘ Spiel: der-Kräfte‘ au? Nein! 
Fast alle baustofferzeugenden Betriebe sind syndiziert. 
Die Ziegelindustrie, die Zementindustrie, die Kalkindustrie, 
die Sägewerke, Dachpappenfabriken usw. sind‘ streng syn- 
diziert. Die Preise der Baustoffe bis herab zum einfachen. 
Nagel werden von derartigen. Kartellen diktiert. Auch der 
eifrigste Vertreter der Kartellpelitik wird nicht behaupten 
können, dass der Sinn und der Zweck der Kartelle der ist, 
das freie Spiel der Kräfte, die freie Konkurrenz zu fördern, 
oder gar eine. Verbilligung und. Verbesserung. der Baustoffe 
herbeizuführen. 

Was ist ein Syndikat? Der „Mitteldeutsche Zieglerbund“ 
hat diese Frage sehr aufrichtig auf seiner diesjährigen Taguug 
in Magdeburg beantwortet. Er sagt: ‚ 


„Ein Syndikat ist eine Sicherung gegen das Lahm- 
legen des eigenen Betriebes durch die Konkurrenz wirt- 
schaftlich stärkerer und betrieblich besser ausgerüsteter 
Werke.“ 


Unter dem Schutze des Syndikats konnte die Stöllberger 
Akt.-Ges. für feuerfeste Produkte ihren Aktionären in diesem 
Jahre‘ „nach reichlichen Rückstellungen“ das doppelte 
Aktienkapital als Dividende auszahlen. 


Ein anderes Beispiel für die Syndikatspolitik. Wollen wir 
an Kohle sparen, so müssen wir die Wärmeleitungsanlagen 
der Maschinen-, Kessel-, Zentralheizungsanlagen usw. vollkom- 
men intakt halten. Hierzu brauchen wir einen Isolierstoff: 
die Kieselgur. Deutschland hat für Europa ein. Mo- 
nopol auf Kieselgur. Dieses Monopol wird von einem un 
dikat ausgenutzt, das alle Rohstofivorkommen in seinen Be- 
sitz gebracht hat. Der „Wirtschaftsbund für das Isolier- 
gewerbe‘, so heisst dieses Syndikat, gab die Kieselgur an 
die ihm angeschlossenen Isolierfirmen zum Preise von 46 bis 
52 M. pro 100 kg ab. Die ausserhalb dieses Ringes 
stehenden Firmen wurden dadurch konkurrenzunfähig gemacht, 
dass sie für die gleiche Menge Gur 80 M. und mehr zahlen 
mussten. Das Syndikat, vom Reichswirtschaftsministeriun auf 
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R diesen Missbrauch der Kartellgewalt aufmerksam 


die „Fremdkörper der so 
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zumuten dürfe, „das Plätzchen an der Sonne“ auf- 


Ein drittes Beispiel: Die Zementindustrie ist heute 
wie kein anderer Industriezweig restlos syndiziert. Die Macht- 
stellung der Zementindustrie den Verbrauchern gegenüber wird 

» aber noch dadurch gehoben, dass eine Bundesratsverordnung 
vom Jahre 1916 den. Bau von neuen Zementwerken ver- 
bietet. Damit: wird der Zementindustrie jede Konkurrenz vom 
Halse gehalten. Anstatt, dass diese Bundesratsverordnung in 
der Hand des Reiches zu einem Instrument gemacht wird, das 

Pl .. den Zementpreis herabdrück t, wirkt sie sich heute in 

8, ihr Gegenteil aus. Die Preise werden durch eine Prüfungs- 

stelle auf den schlechtest arbeitenden Betrieb eingestellt. Die 
bi freie Konkurrenz: hätte ‘heute, -wo die Zementwerke nur mit: 

20 bis 25 Prozent ihrer technischen Leistungsfähigkeit arbeiten, : 

Ro die Zementpreise ganz wesentlich herabgesetzt. Die Allge- 

| meinheit wird aber gezwungen, die zu 35 Pro-: 
zent leerlaufenden oder gar stillgelegten Be- 
triebe zu entschädigen und den Besitzern der 


Zementfabriken eine „Arbeitslosenunterstützung“ 
le zu zahlen — * 
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y| Ueber den ‘ersten und zweiten Abschnitt haben wir bereits 
Bi berichtet. Im dritten Abschnitt wird die historische Entwicklung 

j | sowie ‘der Stand und die Leistungen der sozialen Baubetriebe’ 
| 3 und ihrer Betriebsorganisationen eingehend behandelt und ge- 
zeigt, welche gewaltigen Leistungen diese junge Organisation 
114 ri der 'werktätigen Werk- und Kopfarbeiter des Baugewerbes 
nu: iö bereits vollbracht hat. Der vierte Abschnitt handelt von der 
$ Dr Bewertung der Tätigkeit der sozialen Baubetriebe, im füniten' 
oo wird die Frage aufgeworfen, wem die Zukunft gehört, den 
Tal privaten odersozialen Baubetrieben, und aufgezeigt, aus welchen 
Gründen die Organisation der sozialen Baubetriebe jener der 

privaten Unternehmungen überlegen ist. Der sechste Abschnitt 

zeigt, wie die Unternehmerorganisationen den Kampf gegen 

die. sozialen Baubetriebe führen.: Hier. werden die_ in den 

verschiedenen: Eingaben der Wirtschaftsverbände und sonstigen. 
Unternehmerorganisationen gegen. die sozialen Baubetriebe vor- . 

gebrachten Einwände widerlegt. 

nächst in einem besonderen Artikel neues Material bei- 

bringen. Der siebente Abschnitt beantwortet die Frage: Dürfen 

und müssen die öffentlichen Organe: Reich,- Länder 

b. Gemeinden die sozialen Baubetriebe unterstützen? Im let 
\ Abschnitt wird 
lichen ‚Organe, soweit sie ‚sich . bereits 
N sozialen: Baubetrieben beteiligt haben, 
i In einer Reihe :von 
Wirksamkeit der sozialen 
sich wertvolles Material, das zeigt, wie diese Baubetriebe 
h * bereits: verbilligend auf den Baumarkt gewirkt haben. 
Zahlreiche Anerkennüngsschreiben von Siedlungsgesellschatften, 

Stadtgemeinden und sonstigen Behörden bildens den Abschluss 
der Denkschrift, die wir, es sei an dieser Stelle noch einmal 
wiederholt, allen unseren Mitgliedern, nicht nur den im Bau- . 
gewerbe tätigen, aufs beste empfehlen können *). 


a 2 





zten 


nachgewiesen. 


Arbeiterlöhne und Meisterlöhne 

Wenn die‘ gemeinwirtschaftlichen 

immer häufiger im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen 

Bauunternehmern den Sieg davon tragen, so liegt dies nicht 

ir" zuletzt daran, dass die Aufschläge, -welche die Meister auf 
2 die Arbeiterlöhne machen und dem Bauherrn in Rechnung 
p RER stellen, unverhältnismässig stark gestiegen sind. ‚In Berlin 
m, z. B. beträgt gegenwärtig der Stundenlohn des Zimimerers 
Be e; und des Maurers 0,30 M., des Putzers 11,60 M., während der 
ui Meister für die Zimmererstunde 13,40 M., für die Maurer- 
a stunde 13,55 M., für die Putzerstuünde 16,45 M. fordert. Vor 
dem Kriege berechnete der Meister auf die Maurerstunde 

von 82 Pig. einen Aufschlag von 28 Pig. oder 34 Prozent, 
Bi: heute schlägt er auf die Maurerstunde von 9,30 M. nicht 
\ weniger als 4,25 M. oder 46 Prozent. Der Gesellenlohn ist 
| auf das 11,3fache, Aufschlag des Meisters auf das 
Y N 15,2 fache gestiegen. 


„Sozialen Bauhütten‘“ 


der 


Y } Wenn ein Laie, der nur gelegentlich einmal eine Reparatur 

machen lassen muss, und dann für die Putzerstunde 16,45 M. 
zu zahlen hat, in Unkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse 
ER über 


die hohen Arbeiterlöhne klagt, so ist das verständlich. 

Eine Dreistigkeit aber ist-es, wenn Leute, die es besser wissen, 
so tun, als ob der Putzer die 16,45 M. wirklich erhielte. Dae s 

Fi A .) Die Denkschrift wird zıum Selbstkostenpreis vom Verband sozialer. : 


Baubeiziebe, Berlin W 50, Augsburgerstr, 61, abgegeben, 
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gemacht, liess durch seinen Geschäftsführer erklären, ‘dass es‘ ' 
zialen Baubetriebe“' 
nicht beliefern könne, und dass man dem Privatkapital nicht: 


zugeben, das sie zuerst eingenommen hätten 


Darüber werden - wir. dem, ; 


und . 


als Antwort darauf, der Vorteil, den die öffent-"" 
durch Kapital an den... 


Anlagen, die zur Beurteilung _der h 
Baubetriebe beigebracht sind, findet .: 


“ b) nach voll. 2).—2}. Lbj. 1300 „ b) vom 3. Jahr ab... 2075 „, 
€) nach voll. 24.—28. Lbj. 1409 x : NE 
d) über. 28 Jahre... ... 1525 X RR 
Gruppe Il. Gruppe W. 
arm. =1..Jähr”. 2 00er 1600 M a) unter 30 Jahren . 2.2.2225 M. 
Ba 2. Jahr... 1650 „ b) von 30-35 Jahren ,.. ..2375 , 
DEN 3. 2]älır 2006 1750. „ c) über 35° Jahre, .. .. 2500 
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Ne 


gilt zU B: für die Schriftleitung des Orgäns der. Berliner Haus! 
und Gruiidbesitzer:Vereine ' „Das Grundeigentum‘, die vo) 
kurzem (Nr. 43) die von den Meistern geiorderten Stunden 
lohnsätze bekanntgab und hinzufügter' = "7 n@? . 
„Man ersieht daraus, dass die Lohnsteigerungen de 
Bauhandwerker trotz des Mangels an Arbeit immer ‚weite 
fortschreiten, und dass beispielsweise eine Putzerstunde,. mi 
16,45 M. bezahlt werden muss. Das macht pro Tag 131,60.M 
pro Woche 789,60 M., pro Monat über 3200 M. en 
Wie sollen bei solchen Löhnen die Hauswirte überhaup' 
noch irgend etwas machen lassen und wie verhält sich da: 
Einkommen der Hausbesitzer und vieler anderer Kreise de: 
Mittelstandes zu diesen Arbeiterlöhnen ?“ en? 


Der Meister, der dem Bauherrn zehn Putzer stellt unc 
dafür wöchentlich: 7896 -M. erhält, gehört zu den „anderer 
Kreisen des Mittelstandes“. Nach Auszahlung der Putzerlöhne 
verblieben ihm noch 23238 M. für „sonstige - Geschäfts- 
unkosten‘‘ und „Unternehmergewinn“. Sein Einkommen ver- 
hält sich so zu dem des Putzers, der einen Wochenlohn von 
556,80 M. bezieht, dass der Putzer gern mit ihm tauschen wird. 


Dr. R. Kuczynski.. 






















































































Fachgruppe 'Hochbau 


Mit dem Mitteldeutschen | 
das Baugewerbe wurde folgender 


Tarifgebiet Frankfurt a. Main. 
Arbeitgeberverband für 
Nachtrag vereinbart: 
Am 1. November.1921 werden nachsteliende Gehaltssätze 
gezahlt: 
Diese Vereinbarung gilt bis 31. Dezember 192}. 
Gruppe ll: Ortsklasse Br 


Ih 
a) unter 20. Jahren 80 M. - 750’M, 708 M. 
b) von 20—24 Jahren 11505 41007 ,, 1050. „ 
c) von :24—28 Toren 1400: ::7:41850.577* 19897 5 
d) über 28. Jahre 10650-,, 15737: 1900), 5, 
Gruppe Il: En 
a) bis zum voll..23, Jahre. +25: 2 12905; 1150 ., 
b) nach voll. 23,—26. Jahre 1509 „, 1450 „, 3400 
c) über 26 Jahre 2 1850 „ Er er 
Gruppe I: ft Eg 
- a) bis zum voll. :23.'. Jahre 1700 =, 1625: „: 550%, 
b) nach: voll.:.23,— 26. "Jahre 1850,77. 1995 2 4,,.73700.%; 
c) über 26 Jahre 2100 2025 2,5. 1950.35; 
Gruppe IV: . jr eh Be 
a) unter 39 Jaliren 2100 „ 25:5; 1050 „ 
b) von 30-35 Jahren 2300 2200 ,, 2100 ', 
c) über 35 Jahre : 209°; 2.20% 24009 ,„ 
In Gruppe V 2% Prozent: Zuschlag a En 
zu Oruppe IV, also: 31ZU,, 3060 :,, = 2880 


” 


Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe in Hannover, 
Zu dem am 7. Oktober 1920 abgeschlossenen Bezirkstarifver- 
trag für technische Angesteilte’im Baugewerbe würde folgender 
Nachtrag vereinbart: a 


Das Gehalt beträgt ab 1. November 1921 für. Orts- 
klasse I: i je, 
Gruppe. 


Gruppe IH. - 
a) unier 20 Jahren .. ... 120) 


M. ® a) vom .LoJahr ab; ı.. 1975 M. 


Gruppe V:;: freie Vereinbaruag. 
Die Zulagen auf die Gehälter, die am 1. August 1921 in 


Krait ge- 
treien siıd, betragen somit ab 1. November 1921: BE: 


jür Gruppe I. 450 M. 

» Y BETEN 600 „ 

nt SL, DE 

3 nl; EV 825 


Die Ortsklasseneinteilung bleibt unverändert bestehen, 
ebenso die Abzüge für Ortsklasse I von 7:1, ‚Prozent, für 
Ortskiasse III von 15 Prozent mit: der Einschränkung, ‘dass 
für Osnabrück — der Ortsklasse II .angehörend — nach 
wie vor nur ein Abschlag von 5 Prozent in Frage koınmt.. 
Sollte wider Erwarten eine ganz wesentliche‘ Steigerung 
der Lebenshaltungskosten innerhalb der nächsten 3 Monate 
eintreten, so können schon nach Ablauf von 3. Monaten, also 
Anfang Februar 1922, neue Forderungen: gestellt “werden. : 
Die Differenzbeträge zwischen den alten im Monat Oktober 
zur Auszahlung gekommenen und den neuen ab 1. November 
1921 in Kraft getretenen Tarifeinkommen sollen sofort zur 
Auszahlung gelangen. i 
Sämtliche übrigen Vertragsbestimmungen bleiben unver- 
ändert bestehen. 










> 








Nr: 31. 


1... Baugewerbe Hamburg. Dice Verhandlungen über Gehalts- 
‚erhöhung mit.. dem Baugewerbeverband zu Hamburg haben 
‚zu, folgendem Ergebnis geführt: 

Ab 1. November 1921. werden für das: Vertragsgebiet: 
‚‚Gross-Hamburg, Lübeck, Cuxhaven folgende Gehälter gezahlt: 
| Be 8 Ortsklasse 


— 


N uppe 1. | N ı In IV 
Ih Berg jahreit 02 °% . 000 929, 925,— 333, — 740,— 
kb) vor 20-24 Jahren...» .-- 1089, — 1080, — 972, — 864, — 
£) von 24-—23 Jahreı.. 2... 3310, — 1310, — 1179, — 1048, — 
rüber :23: Jahre „0:2... © 1540, — 1540, — 1386, — 1232, — 
N#Gruppe Il: 
dem Tfabe na a. rei. 1250, — + 1150, 1125, 1600, 
IB) im 2. Jahr... . 22.283430, > 1300, 11287,—. 1140,— 
RR Ada een. 6007. 1450. 1440,.2947° 1280, — 


Gruppe. il. 


il) 

a) im d. und 2, „Jahre «.. 1750, 1625,— 1575,-— 1400, — 
‚b) im 3. und 4, Jahre „... 190),— 1775,— 1710,—- 1520, — 
"9 vom 5." Jahre ab‘. ..... 2050— 1925,  1845,—  1640,— 

| - Gruppe IV. 

Muster 3) Jahren... 2... ‚2200,- 209, — 1890,— 1680, — 
b) nach voll. 33,35. Jahre ... 2309, — 22.0, — 2070,—- 1840, — 
über 35.Jahre . ..... 2450,-— 2350, — 2205, — 1960,—— 

il Gruppe V: freie Vereinbarung. 
| ©  Verheiratete Angestellte mit Kindern erhalten zu_vorstehen- 


‚den Sätzen in allen Gruppen und ‚Ortsklassen eine Zulage von 
',150,-— M. monatlich, verheiratete Angestellte ahne Kinder eine 


\Zulage. von. 100,— M. monatlich ‘ab 1. Juni 1922, 










‚Fachgruppe Tiefbau 


| - = a 
Gehaltserhöhung für technische Angesteilte im Hoch- und 
| Tiefbaugewerbe in Rheinland-Westfalen. Am 21. Oktober 
wurden die Gehälter für die Monate Oktober und November 
letztmalig festgelegt, und wir erhielten gleichzeitig die Zusage 
der Arbeitgeber, dass im Monat Dezember: über die Dezember- 
gehälter erneut verhandelt "werden könne. Nunmehr fand am 
7. Dezember eine Tarifverhandlung gemeinsam mit dem West- 
deutschen  Arbeitgeberbund für das “Baugewerbe und dem 
| Reichsverband des deutschen Tiefbaugewerbes, Bezirksgruppe 
IX, statt. Die Verhandlungen gestalteten sich sehr schwierig, 
jedoch. wurde ein» Ergebnis erzielt, das, wenn auch. nicht ganz 
unseren Wünschen entsprechend, immerhin als. annehmbar be- 
zeichnet. werden: kann. ne 
Ab, 1. Dezember werden folgende Gehaltssätze . fest- 
| gesetzt. : - 
e il. Hochbaugewerbe, 
Gruppe l: Technische Hiliskräfter“, 
: \ 1390 M. 


a ER FER R 3 K er ER Bene 

Dear ae rn: 11500: 5 
| og bis 28. Jahren. ie; wre ie ie aaa, alsn 1850: „ 
| un, räiber.:2B, Jwirt. . ER ETERET € et 263: 22008 55, 
Greppe. H.Anfärger:.... 

VOR jahren ee et 2000: ;, 

EEE N fahrer a ve te eat a 2100; 
| Bar DDr ne ee ee 2350, 
Gruppe Hi: Fertige Techniker: 
| son. Hz Or fahren. . „ih. “nern 2000 „ 
| BROS DHD lahren ee 2750 „ 
| eier 23 Jahre. een 30007, 


Bsupnpe IV: Selbständige Techniker: 
um:er 39 Jahren . Fe ee ER 
von 3) bis 35 Jahren . a LE RIRE BER: 
BE Be En a a re 3500 

Vorstehende Gehaltssätze gelien für die Ortsklasse J. Für die Orts- 
klasse H werden 5 Prozent, für die Ortsklasse II 10 Prozent abge- 
zogen. 


BEE LUN 


1. Tiefbaugewerbe (Industriebezirk). 





Jugendliche Angestellte: 


‚im 1. Jahre der Ausbildung.» . +: 225-M. 
» 2 in» = er RENT EEE 
» 3, .3 „» z f}) ’ . . . 540 „ 
» 4. ” „ 0. 230 » 


„ 
Nach dem 4. Berufsjahr bis zur. Vollendung 
des 20. Lebensjalires je nach Leistung 


# 


900-1370 M.. 
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Gruppe I: Technische Hilfskräfte > --„. . .-. 'BOM. 

| dazu 5 Zuiazen von je 150 M. in Abständen von 2 Jahren, 

| vom 24. Lebensjahr -ab. 

Meuppesii: -Anfänper ... .. se un RO 

} dazu 5 Zulagen von je 99 M. in jährlichen Abständen, 

' vom 24. Lebensjahr ab, 

Bruppe Ill: Fertige Techniker. . . . 2 0... 2000 °, 

dazu 5 Zulagen von je 99 M. im jährlichen Abständen, 

| ‘vom 24. Lebensjahr ab. 

Gruppe IV: Selbständige Techniker: 

| unter 39: Jahren . . NEE EIER SU OLUNN 
von 30 bis:35t-Jahren, u ct a re arte 020. 
über 35- Jahre . . er ae ee este 00: 
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Man: war sich darüber einig, dass die vorstehenden Ge- 
hälter auch für.den Monat Januar gelten: sollen, jedoch kann 
bei. weiter, steigender,. aussergewöhnlicher Teuerung im Monat 
Januar über die Januargehälter -verhandelt werden. 


Ausserdem erhalten alle Angestellten am 
15. Dezember eine besondere Zulage in Höhe 
von:50 Prozent.des Dezembergehaltes aus- 
gezahlt. Mit der Auszahlung dieser einmaligen Sonder- 
zulage dürfte den meisten Kollegen jetzt besonders gedient sein. 


Bei dieser Gelegenheit möchten wir einmal kurz auf die 
Bautätigkeit im Industriebezirk hinweisen. Obgleich wir im 
Winter hier wie überall eine Abnahme der Bautätigkeit zu 
verzeichnen haben, bleibt doch :grösstenteils die Stillegung der 
Bauten aut die reine Frostperiode beschränkt. Der Bedarf an 
Maurern und Bauhandwerkern kann nicht gedeckt werden. 
Techniker haben jedoch nur dann Aussicht, hier Stellung zu 
finden, wenn sie über genügende praktische Erfahrungen ver- 
fügen. .Erschwerend fallen die. Wohnungsverhältnisse. ins Ge- 
wicht, : da es bei der Uebervölkerung‘ des Industriegebietes 
hier schwerer wie anderwärts ist, Wohnung zu finden. Für 
möblierte Zimmer müssen verhältnismässig hohe Preise ‘ge- 
zahlt. werden; und auch die‘ Preise der: Lebensmittel sind -ını 
Industriebezirk -höher wie anderwärts, sie reichen teilweise 
an die Preise im ‚besetzten Gebiet heran, wenn sie nicht mit- 
unter sogar noch höher sind. Wir empfehlen allen Kollegen, 
die eine Stellung im Industriegebiet antreten wollen, recht 
vorsichtig bei Aufstellung ihrer .Gehaltsforderungen zu. sein, 
denn uns sind vielfach Fälle bekannt, wo. Kollegen von ausser-, 
halb, geblendet durch die verhältnismässig hohen Gehalts- 
ziffern, später darüber Klage führten, dass sie mit ihren. Öe-. 
hältern nicht auskommien könnten. i 


Im Frühjahr wird der Bedarf an Bautechnikern yoraussicht- 
lıch ziemlich. erheblich- sein, deshalb ist eine. Mahnung zur 
Vorsicht angebracht. 





Fachgruppe Architektur 


Gehaltserhöhung im Landesbezirk Thüringen. Die Ver- 
handlungen über Gehaltserhöhung mit den Bund‘ Deutscher. . 
Architekten, Landesbezirk Thüringen, haben zu folgendem 
Ergebnis geführt: CH - 

Ab 1. November 1921 gelten folgende Tarifsätze: 

Ortsklasse. 
Gruppe A: I H 
technische Hilfskr.: led./verh. _ 4ed./verh. 
unter, 20 Jahren 825/900 'M. “ 775/860 M, 
von 20—24 Jahren ° 1155/1205 „ 1090/1130 „, 


11 IV 
led./vertt.... - led./verh. 
‚725/810 M. 610 M. 
1020/1060 ', 860 „ 


von 24-28 Jahren’ . 1400/1460° ,, - 1320/1380" ,, 1240/F290- „. 1045' „ 
über 23 Jahre: :1650/1725° „, 1550/1620 „1460/1510 „ 1230: „ 
Gruppe B:; & 
1. Anfänger: : ; 
im ı1..u. 2. Jahre :: 1440/1510: ,„, 1355/1420 „ 1270/1325 „1060. 
„3. Jahr 1570,1640 „ 1470/1540 -,..-1980/1440 ,, 1170.', 
2. Fertige Techniker: 
im 1. Jahr 1730/1805 .„ 1640/1700 „1525/1590. „.. 1290 .„ 
3. Jahre 1810/1960 „. 1702/1790 „1600/1675 „3350 „ 
Eee; - 1900/1980 °„ 1790/18.0 „. 1675/1750 .„ 1410. „ 
3. Seibst. Techniker: 
unter 30 Jahren 2060/2150 „ 1940/2025 „ 1810/1900 „ 1540. „. 
von 30-35 Jahren. 2225/2325 ,, 2100/2190 ,„: 1955/2050 .„. 1060. „ 
über 35 Jahre 2390/2500 „ 2250/2350 „ 2105/2200 „ 1730 „ 
GIRBBEC. 

1. Architekturschüler: 

im 1. Lehrjahre 500 M, 


” RB: „ 590 „ 
„ 3.u.4.Lehrjahre 750 ,„ bis. 1000 M. 


2. Theoretisch ausgebildete Architekten: 
led verh, 


im 1. Berufsjahr 1485 M. 1550 M. 

ER & 1810 „ 1900. „ 

eh „ 2145 , 2250 „ 
3. Theoretisch und praktisch ausgebildete Architekten: 

led. verh, 

unter 30 Jahren 2475 M. 2585 M. 

von 30—35 Jahren 23810 ,„ 2935 „ 

über -35 Jahre “ 2965, 32I5, 
Lehrlinge: 

im 1. Lehrjahre 150 M, 

„ $ „ 300 2] 

” 3. »- 550 ” 


Tarifgebiet Hessen-Nassau, Waldeck und Hessen. Mit dem 
Landesbezirk Hessen-Nassau des Bundes Deutscher Archi-- 
tekten wurde auf Grund des neuen Reichstarifvertrages der 
Bezirkstarifvertrag abgeschlossen, und zwar gelten ab 1. Okto- 


_ ber 1921 folgende Gehaltssätze: 





= U nr vs 





ä 


Pe 
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Gruppe A: Ortsklasse 
Technische Hilfskräfte: I #5 
a) umier 20. Jahren . . 295 a 750 M. 
b) von 20—24 Jahren 2... 0 900 „ee 1..BAO.. 
Nu 24-28 Jahres 7, u. 0 DE ENTE Baer > 1120 ,„ 
"über 23 Jahre 2 AHA TE A I LEER 1400 ,, 
Grüppe B: 
1. Anfänger: 
in 1. Beratslahr EEE He LEER 90 „ 
ee ; DR Fe ee VE 1170 
Nee ne at wur 1450 
2. Feriige Techniker: 


in 4. Berufsjahr nel aa 255 030, 1550: 


»„.» rs ne ne A re LIE 1639 ;,, 
»..6. “ NIE NO re EL ER 1720 „, 
le > Bee Id orte na m EU Er, BEA 
RIBS in EEE a A ERTT 1950, 
3. Sebständisre Techniker: 
unter: 33 Jahren „una u ws ii 7 2050 ,, 
VOR:II— 5 Jahren a ER ne ah 5% 2330 ;, 
über 35 Jahre de ige ee raten RINDE 2700. ,, 


GruppeC: 
l. Archiiekturschüler: 


in 1. Leirjahr , ENTE NEE Sr 0950, 380 ,, 
, Ss RN NT een 500 ,„ 470 
SUN Se EN ae 600 „ 570 ,„ 
ot h a 5 9% „ 850 ,, 
2. Theorelisch ausgehille‘e Architekten: 
in-1. Berufsjahr =. alias.) le ee ZOO 1120 ,, 
a SR + ae ra Kr 1310 ,, 
Ed 5 VE ee a 1490 - ,, 
3. Theore isch und praktisch ausgebi.dete 


Archi ek'en: 

unter 39 Jahren 

von 39—35 Jahren 

über 35 Jahre RÄT LETTER 

Scbständig arbeitende, Architekten: 

un.er 39 Jahren a ee ET 2140 „ 

YO 37-458. Jane Mr .ı",2600:- 2420 ,, 

über 35 Jalıre EEE EEE a ER 790 
Die Orte des besetzten Gebietes erhalten eine Besatzungs- 

zuiage zu obigen Gehaltssätzen in Höhe von 10 Prozent. 


Alle näheren Bestimmungen sind. aus dem Bezirkstarif- 
verirag ersichtlich, der von unserer Gaugeschäftsstelle Frank- 
iurt a. M., Goctheplatz 5,11, zu beziehen ist. - 


e 2a3800r =: T6R0 
43.2200: 2... 205000 
72600. ,,.5: 2. 2420 28 





Fachgruppe Steinindustrie 
Gehait bewegung in der Granitindustrie des. Odenwaldes. 
Die technischen und kaufmännischen Angestellten der bekann- 
ten Granitwerke des Odenwaldes in Heppenheim und 
Bensheim stehen in einer Gehaltsbewegung, die sich an- 
gesichts des Widerstandes der Arbeitgeber zu verschärfen 
droht; wenn nicht noch der angerufene Schlichtungsausschuss 
in Darmstadt eine annehmbare Gehaltserhöhung den Angestell- 
ten zuspricht, wird ein Kampf unvermeidlich sein. Steinmetz- 
techniker und sonstige Angestellte der Steinindustrie müssen 
also dieses Gebiet vorläufig meiden. Da die Arbeitgeber 
sehr gut beschäftigt sind und zum Teil erhebliche Aus- 
laändsaufträge mit bedeutenden Valutagewinnen haben, darf mit 
einem günstigen Ausgang der Bewegung gerechnet werden. 


Unterfränkische Muscheikalkgruppe. Am 16. November 
fanden in Würzburg mit dem Verband Deutscher 
Werksteinbetriebe ‚  Wirtschaftsgruppe Muschelkalk, 
Verhandlungen darüber statt, dass auch die Muschelkalkgruppe 
dieses Verbandes für‘ das unterfränkische Wirtschaftsgebiet 
die im Baugewerbe festgesetzten Gehaltszuschläge von 25 bzw. 
20 Prozent auf die bisher gezahlten Gehälter anerkennt. 
Die von uns geforderten Zuschläge wurden bewilligt, je- 
doch. konnte über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der- 
selben, sowie über die von den. Angestellten noch geforderte 
Wirtschaftsbeihilfe und eine,weitere Zulage von 
10 Prozent für den Monat Dezember "noch keine Einigung 
erzielt werden. Die Verhandlungen werden fortgesetzt, und 
es darf erwartet werden, dass sie bald zu einem erfolgreichen 
Abschluss gelangen. ’ 





Fachgruppe Vermessungswesen 


Neue Teuerungszuschläge für Vermessungstechniker in 
Preussen. Vom 1. Dezember ab werden die Gehaltssätze 
des Tarifvertrages vom 31. Mai 1921 um 53 Prozent 
erhöht. Die Gehaltssätze betragen demnach: 





600.M, 








"Nr. 3° | 


a) für Lehrlinge in allen Ortsklassen: 7 Bl A 
Im 1. Lehriahre M. 91,80 im 3. Lehrjahre M. 198,90 
„2, u » 114,75 se a n 306,— 


b) für technische Angestellte in Ortsklasse A: 


“E 
| 











Vollendetes »Gruppo I“ "Gruppe ll. Gruppe ui 1 Gruppe I" 
Lebensjahr Berufs- Gehalt } Berufs-] Gehalt | Berufs-| Gehalt Berufs-| Geh 
"j Jahr M 








jahr M. ja*r M. jahr | M. 
m TU TE jalır MM. 


688,50 























1. x“ Ar = > E 
‚9, 2:7=1.737,36 1 9 I: =: = | | 
20. 3. 182620] — = Ber En 4 
21. 4. 189505| — = Gr — - 
22. 5.596399) 1. [117045] — . > _ 
23. 6. [1032,75] 2. 11239,30| — _ — 
24. 7. 1101,60) 3. 1130815| 1. 1. 637 
25, 8 11704] 4 11377,—-| 2 2. 11713 
26. 9. 112 9,30| 5. 11aas8s| 3 3. 11790, 
27. 10. [130815] 6 Jısıam) 4 1866 
28. Re RS 7 I1s8355| °s 5. 1943, 
29. 2 = 8. 1165220] 6. 6. : 12013 
30. u 22 9. 11721,25| 7. 7. 12496, 
31 e — I 10 11790.10| 8 8. 12172. 
32. — = eu x 9 9. 12249 
33, Er = SE 2 10 7.108,75] 10. 1232, 








Durch den Tarifvertrag vom 31. Mai d. J., über desse 
Zustandekommen wir eingehend berichtet hatten (s. „Bau 
techniker‘ Nr. „17 vom 17. Juni), wurden die unhaltbare: 
Zustände in den privaten Vermessungsbetrieben noch nich 
hinreichend gebessert. Wir waren damals gezwungen, in Au 
betracht der Verhältnisse einen nicht vollbefriedigenden Tarıi 
vertrag abzuschliessgn, wobei wir uns der Hoffnung hingaben 
dass in der Anwendung desselben sich noch manche Ver 
besserungen erreichen lassen würden. Diese Annahme hat sici 
leider nicht bestätigt. Obwohl die Vertreter der Arbeitgebe 
im tariflichen Schlichtungsausschuss mit uns darin überein 
stimmten, dass die Gehaltssätze durchaus unzureichend sind 
stimmten sie trotzdem nur einer Erhöhung von 53 Prozen! 
zu, während wir zu den zuletzt gezahlten Gehältern, Grund 
gehalt und ‘.20 Prozent Teuerungszuschlag einen weiteren 
Teuerungszuschlag von 40 Prozent beantragt hatten. 


Wir sind der Ansicht, dass auch die in dem Tarifvertrag 
festgesetzten Feldzulagen imter den Begriff der Ge- 
haltssätze fallen, und dass deshalb die Teuerungszuschläge 
auch für de Feldzulagen in Betracht kommen müssen. Ver- 
schiedene Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und ihren An- 
gestellten veranlassten uns, bei den diesmaligen Verhandlungen 
die Erhöhung der Feldzulagen besonders hervorzuheben, da- 
mit jeder Zweifel darüber ausgeschlossen wird. Auch” mit 
dieser Forderung, die uns eine reine Selbstverständlichkeit 
erscheint, sind wir noch: nicht durchgedrungen. 


Der Schlichtungsausschuss hat hierzu folgenden Beschluss 
gefasst: „Ueber die Zuständigkeit der vom Butab beantragten 
Erhöhung der Feldzulagen konnte eine Einigung nicht erzielt 
werden, und soll hierüber von einem unparteiischen 
Vorsitzenden nochmals verhandelt werden.“ i 


Dieses Verhalten der Arbeitgeber muss. zunächst sehr 
seltsam erscheinen. Eine Erklärung findet man aber, wenn 
man den vom Verband selbständiger vereideter 
Landmesser veröffentlichten Bericht über seine Mitglieder- 
Versammlung vom 2%. und 27. November 1921 durchliest. 
Man gewinnt aus diesem Bericht den Eindruck, dass die 
Mehrheit der Arbeitgeber mit der bisherigen Tätigkeit ihrer 
Vertreter in dem tariflichen Schlichtungsausschuss durchaus 
nicht einverstanden ist, und zwar deshalb, weil sie:bei den 
Verhandlungen den Arbeitgeberstandpunkt nicht mit der not- 
wendigen Entschiedenheit vertreten. In dem Bericht heisst 
es wörtlich: „In der anschliessenden Aussprache (zu dem 
Bericht über die Tätigkeit des Schlichtungsausschusses. Die 
Schriftleitung) trat einmütig der Grundsatz- hervor, dass. die 
erwählten Mitglieder des Schlichtungsausschusses sich in erster | 
Linie als Vertreter ihrer Organisationen betrachten müssten 
und den Arbeitgeberstandpunkt unter allen Um- 
ständen zu vertreten hätten.“ 
















Die sich hieraus ergebene Wirkung zeigte sich bei der 
letzten. Verhandlung mit aller Deutlichkeit. Die Arbeitgeber 
werden wohl jetzt mit ihren Vertretern im Schlichtungsaus- 
schuss zufriedener sein als bisher. Die Vermessungs- 
techniker aber sollten endlich den Glauben an das „Wohl- 
wollen“ ihrer Arbeitgeber aufgeben und den einzig mög- 
lichen Schluss ziehen, dass en Du rchsetzen ihrer be- 
rechtigten Forderungen gegenüber solchen hartnäckigen Arbeit- 
geben nur zu- erreichen ist; wenn sie geschlossen 
und.einmütig innerhalb unseres Bundes zu- 
sammenhalten. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Heinrich Kau fmana, Berlin, — 'ndustriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 52. ’ 
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Nummer 1 


entwicklung und Volkshochschule 


Die Volksbildungsveranstaltungen, von welcher Seite sie 
auch kommen mochten, waren von jeher für viele mit dem 
ominösen „Armeleutegeruch“ der Minderwertigkeit behaftet, 
Mancher honette, wohlfinanzierte Bürger, der sich etwas „Bes- 
seres“ leisten konnte, rümpfte bei dem Worte „Volksveran- 
staltung“ die Nase und wischte sich den Rockärmel ab. An- 
dererseits blickte mancher Arbeiter verächtlich auf die Bil- 
dungsalmosen, die ihm da vom geld- und bildungsgesättigten 
Bürgertum angeboten wurden. 


Diese Verhältnisse haben sich seit Beendigung des Krieges 
immerhin nicht unwesentlich gewandelt. Wer heute nur ein 
wenig um sich schaut, gewahrt überall die besten Köpfe aus 
allen Lagern am Werke, auf mancherlei Weise die wertvollen 
im Volke vorhandenen, teils noch schlummernden Kräfte auf- 
zurufen zur Teilnahme an einer Neugestaltung der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse, der Grundlagen einer Kul- 
tur, die, wenn sie eine solche des Volkes werden’ soll, an- 
dere als vorkriegszeitliche Bahnen beschreiten muss. 


Wir waren vor dem Kriege stolz darauf, ein „Kulturvolk“ 
zu sein und — waren gar keins. Wenn äussere Wohlhaben- 
heit bei innerer Zerrissenheit Kultur wäre, dann freilich wür- 
den unsere lieben Zeitgenossen von der Güte der Kriegs- 
gewinnler und Schieber wahre Monstrums und die eigentlichen 
Säulen der Kultur sein. Bestenfalls aber sind sie halbwegs 
zivilisierte Menschen. Wenn man unter Kultur im Sinne Erd- 
bergs ein lebendiges, ein Intensitätsverhältnis zu den besten 
geistigen Gütern des Volkes und im weiteren Sinne der Mensch- 
heit versteht, dann wird man sagen müssen, dass ein solches 
Verhältnis nur im kleineren, wenn auch erfreulich anwachsen- 
den Teil der Volksgesamtheit vorhanden war und ist. Die: der 
Arbeiterschaft nahestehenden politischen Parteiem sowohl wie 
die Gewerkschaften haben durch ihren Kampf für Besserung 
der Lebenshaltung der Arbeiterschaft (einschliesslich der An- 
gestellten und Beamten), für Verkürzung der Arbeitszeit, für 
Gesundheitspflege usw., sowie durch Unterstützung und. Schaf- 
fung von Bildungsmöglichkeiten beachtenswerte Kulturarbeit 
geleistet, eine Arbeit, die bei, der Stärke der Widerstände Un- 
geheures an Kräften verzehrt hat. } 


Solange die gegenwärtige Atomisierung der Gesellschaft 
anhält, kann es aber zu keiner wahren Volkskuitur kommen. 
Eine solche setzt vor allem eine Gemeinschaft, d. h. ein 
Volk voraus, das im grossen ganzen an einem Strange zieht. 
Es ist kein Zweifel, dass es dazu einmal kommen muss und 
kommen wird in dem Masse, wie die jetzigen Gegensätze, 
besonders auf dem Gebiete der Wirtschaft, ihre Lösung fin- 
den: Eine wirkliche Lebensgemeinschaft des Volkes ist aber 
auch solange nicht möglich, als noch die. „Volksschule“ eine 
Schule nur für den unbemittelten Teil des Volkes, d. h. im 
wesentlichen eine Proletarierschule ist. 


Es handelt sich hier in allem um Probleme, die wohl 
theoretisch von einigen begabten Köpfen gelöst, aber nur mit 
Hilfe grösserer Volksteile, und zwar der intelligentesten und 
tatkräftigsten, in der Wirklichkeit Gestaltung finden, aufrecht- 
erhalten und weiterentwickelt werden können. 


Die Notwendigkeit, die im Volke vorhandenen geistigen 
Kräfte in stärkerem Masse zu wecken und heranzuziehen als 
bisher, ist sehr bald nach der Revolution erkannt worden. 
Daraus ist auch der beispiellose Aufschwung zu erklären, den 
das Volkshochschulwesen in den beiden letzten Jah- 
ren genommen hat. 


In den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts zuerst in 
England aufgetaucht, ist die Idee der Volkshochschule von da 
zunächst in verhältnismässig kurzer Zeit in Nordamerika‘. und 
besonders in Dänemark in bemerkenswertem Masse. wenn auch 
zum Teil in anderer Form als der bei uns vorherrschenden, 


f 


Berlin, den 28. Januar 1921 


verwirklicht worden. Erst verhältnismässig spät, in den 9er 


Jahren, fand sie langsam auch in Deutschland Eingang, wen 
man das Vorlesungswesen, das sie bei uns vorwiegend dar- 
stellte und zum Teil noch darstellt, gemessen an dem sich 
immer deutlicher entwickelnden Begriffe einer Volkshoch- 
Schule, überhaupt mit diesem Namen bezeichnen will, Die 
Volkshochschule ist nach W. Picht „eine allen Volksgenos- 
sen nach Abschluss ihrer Schulbildung offenstehende freie Bil- 
dungsanstalt, welche Sich im Rahmen von Arbeitsgemein- 
schaften die Aufgabe stellt, eine vertiefte geistige Bildung um 
ihrer selbst willen zu vermitteln“, Mit dem „geistige Bildung 
umihrer selbst willen“ ist gesagt, dass die Volkshoch- 
schule weder der Fach-, noch der Ausbildung für eine Partei, 
noch sonst einem Sonderzwecke dienen will. Sie braucht 
völlige Freiheit ihrer Arbeit. Sie hat es mit Erwachsenen 
zu tun und hält es für unwürdig, solchen irgendeine Meinung 
aufzunötigen-. Um aber zu selbständigem Urteilen zu kommen, 
ist genügende Ausbildung des Denk- und Urteilsvermö- 
gens nötig. Dazu verhelien am besten die Formalwissenschai- 
ten, Mathematik und Logik, die die Grundvoraussetzungen 
jeder wissenschaftlichen Beschäftigung sind. An den Natur- 
wissenschaften üben sich Beobachtung und Tatsachensinn. Die 
Gesellschafts- und Kulturwissenschaften schliesslich führen ins 
Leben hinein mit seinen Kämpfen und auch seinem Schönen, 
Die Form der Arbeitsgemeinschaft gewinnt in der Volkshoch- 
schulbewegung immer grössere Ausbreitung. Aehnlich wie 
einst Sokrates eine kleine Schar Griechen: um sich versammelte 
und in gegenseitig befruchtendem Wechselgespräch ihr Den- 
ken zu Höhen führte, von wo sich weite Ausblicke eröffneten, 
so will die moderne Voikshochschule in den Arbeitsgemein- 
schaften die aktiven Kräfte des Selbstdenkens wecken. Wie- 
weit ihr die Hörer auf diesem Wege folgen werden, muss 
die Zeit lehren; denn er ist anstrengend. Vorläufig muss, um 
überhaupt erst einmal bei vielen das Interesse zu erwecken, 
neben der Arbeitsgemeinschaft die alte Form der Vorlesung, 
die im wesentlichen nur die passiven Kräfte des Aufnehmens 
in Anspruch nimmt, beibehalten werden; möglichst sollte sich 
iedoch eine Aussprache. anschliessen. 


Es wäre ein Wunder, wenn eine so rapide gewachsene 
Bewegung schon jetzt einer kaum klar herausgearbeiteten Idee 
einmütig folgte. Die einen wollen, dass dem Hörer nützliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden; sie würden 
die Volkshochschule damit bei der Unzahl der Berufe zu einer 
unvollkommenen Fachschule machen. Andere betrachten sie 
als geeignetes Mittel, Parteipropaganda anzubringen; damit 
wäre der Keim der Zersplitterung in sie gelegt. Einige lehnen 
sie ganz ab, weil sie fürchten, die Schulung des Denk- und 
Urteilsvermögens könnte manchen Hörer zum Wechsel seiner 
Parteizugehörizkeit veranlassen, womit iene natürlich ihrer 
Sache ein Armutszeugnis sondergleichen ausstellen. Und noch 
vieles mehr, was den Rahmen dieser Abhandlung überschrei- 
ten würde, 


Aus dem in grossem Umriss gezeigten Ziele der Volks- 
hochschule geht schon hervor, dass sie auch neben der not- 
wendig enger umgrenzten Arbeit der Partei-, Gewerkschaits-+ 
schulen usw. keineswegs überflüssig ist: Es ist doch ohne 
Zweifel, dass eine Bewegung, die, wie z, B. das Programm 
der Volkshochschule Gross-Berlin es ausdrückt, die Hebung der 
Persönlichkeit im Rahmen der Gesellschaft will, zur Vertiefung 
jeglicher Arbeit in und an der Gesellschaft überhaupt fül- 
ren und so trotz und gerade wegen ihrer berechtigten Ab- 
lehnung eines mehr oder weniger beschränkten Nützlichkeits- 
peinzips mittelbar den höchsten Nutzen mit sich bringen 
muss, der- möglich ist: Die Fortentwicklung des einzelnen 
wie der Gesellschaft zu immer höheren Formen menschlichen 
Lebens. Eine ideale, unendlich weitgesteckte Aufgabe, würdig 
des Namens . Volks-Hochschule, 


W, Griechen, Berlin-Treptow. 
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Schulfragen 





Nr. 1 } 





. "wollen hoffen, dass sich die Gemeinden ‘bei der "Anstellung 


Der Gewerbelehrer. — Ein aussichtsreicher Beruf für ver- 


abschiedete Oifiziere technischer Waffen, (?) Wir lesen in: 


Nr. 77 der Zeitschrift des Reichsarbeitsnach- 
weises für Offiziere (Rano) unter obigem- Stiehwort: 
„Falls sich genügend Teilnehmer finden — es müssten 

etwa 100 sein —, besteht die Möglichkeit, einen Kursus ‚zur 


Ausbildung von Gewerbelehrern. einzurichten. Herren; die 


sich für den Gewerbelehrerberuf interessieren und an,"einem 
Kursus teilnehmen wollen, werden gebeten, sich zu melden.“ 
In der Begründüng' wird ausgeführt, dass sich das’ Handels- 


ministerium .der Inspektion des Erziehungs- und’. Bildungs-. 


wesens im Reichswehrministerium gegenüber grundsätzlich be- 
reit erklärt habe, den ehemaligen Offizieren technischer Waf- 
fen Gelegenheit zum Uebertritt in den  Gewerbelehrerberuf 
zu geben. Ein besonderer Nachweis der für die Lehrerausbil- 
dung sonst notwendigen technischen Bildung werde nicht ver- 
langt. Das neue Heer werde ebenfalls für‘ den gewerblichen 
Unterricht für Mannschaften und Unteroffiziere eine grössere 
Anzahl von Gewerbelehrern und Unterrichtsleitern -benötigen, 
so dass ‘die Anstellung einzelner tüchtiger Kräfte nach Ablauf 
des Seminar-Kursus nicht ausgeschlossen 'erscheine. 

Dazu haben wir folgendes zu bemerken: A 

Wir verkennen keineswegs die schwierige Lage, in der 
sich die verabschiedeten Offiziere befinden. Aus ihrer bevor- 
rechteten Laufbahn herausgerissen, irren sie ratlos hin und 
her, und jeder Berufsstand, dem sie. sich zuwenden wollen, 
wird aus Rücksicht des Wettbewerbes, vielleicht aus anderen 
Gründen gegen den Eintritt, Stellung nehmen, Wir Techniker 
wissen uns von jedem Innungsdünkel frei. Wir haben es oft 
genug bewiesen, dass unsere Haltung in wirtschaftlichen Fra- 
gen stets von der Rücksicht auf die Gesamtheit diktiert war. 
Prüfen wir zunächst die Vorschriften für die Zulassung zur 
Aufnahmeprüfung - am staatlichen Seminarkursus Charlotten- 
burg, so ersehen wir, dass 1. Techniker und Handwerker mit 
guter allgemeiner Bildung, die mindestens drei Jahre praktisch 
gearbeitet haben; 2. Berufslehrer, die die zweite Lehrerprüfung 
abgelegt und sich mit der Technik und im Fachzeichnen eines 
wichtigen Gewerbezweiges vertraut gemacht haben; 3. andere 
Personen, die nach ihrer Vorbildüng geeignet erscheinen, so- 
fern sie sich bereits mit dem Fortbildungsschulünterricht 'be- 
fasst und im Gewerbeleben betätigt haben. zur ‘Prüfuns zu- 
gelassen werden. 
nikern als auch von den Handwerkern 'mindestens eine drei- 
jährige. praktische Tätigkeit, von den Berufslehrern eine Ver- 
trautheit mit der Technik und im Fachzeichnen eines wichtigen 
Gewerbezweiges. Von diesen Bestimmungen will ‚aber das 
Handelsministerium absehen, ja, es will sogar auf ‘einen beson- 
deren Nachweis der technischen Bildung bei den verabschie- 
deten Offizieren ganz verzichten. Dagegen müssen wir ganz 
entschieden Stellung nehmen. Wenn wir auch zugeben wol- 
len, dass die Offiziere technischer Waffengattungen (Artillerie, 
Pioniere, Kraftfahrer, Flieger, Funker usw.) mancherlei tech- 
nische Kenntnisse besitzen und auch in den Instruktionsstunden 
Unterricht erteilt haben, so wissen wir zur Genüge, dass so- 
wohl diese Kenntnisse als auch die Unterrichtsmethode zu ein- 
seitig, zu sehr in militärischem Drill befangen war, als dass 
man Solchen Personen trotz ihrer allgemeinen Bildung ohne 
weiteres unsere aufstrebende werktätige Jugend anvertrauen 
könnte. Die Angliederung der Berufsschule (Pflichtfortbil- 
dungsschule) an die neue Einheitsschule verlangt nicht nur 
eine tüchtige fachliche Ausbildung, sondern eine Erziehung zu 
freiem Menschentum. ‘Ob man nach den Erfahrungen der 
letzten Jahre von den Offizieren diesen freien Geist erwarten 
kann, bleibe dahingestellt. Jedenfalls reicht die fachliche Aus- 
bildung nicht aus, um den Lehrlingen Führer und Vorbild zu 
sein, und aus diesem Grunde müssen wir unbedingt verlangen, 
dass die Offiziere den Nachweis einer erfolgreichen prak- 
tischen Tätigkeit genau so erbringen müssen 


Man verlangt‘ also sowohl von den Tech- 


von Gewerbelehrern weder von.einem falschen Mitleid, nach 
von alten: gesellschaftlichen Vorurteilen werden leiten lassen. 
Wollen wir unsere Berufsschule’ wirklich als ein Instrument 


“. des Wiederaufbaues betrachten, müssen.ihre Lehrer. die volle 


wie diejenigen, die aus den praktischen Be-' 


rufen stammen. Ebenso notwendig ist es, dass sie sich 
einer Aufnahmeprüfung unterziehen, genau so wie alle 
anderen. Wir dürfen nicht zulassen, dass alte Vorrechte wie- 
der aufleben, in einer Zeit, in der man in den schönsten Ton- 
arten von der „Ertüchtigung“ unserer Jugend spricht. Wir 
wollen den Offizieren keineswegs diesen Ausweg versperren, 
aber die Forderung nach einer Aufnahmeprüfung und einer vor- 
hergegangerien praktischen Tätigkeit ist schon aus dem Grunde 
voll berechtigt, weil 'sonst die anderen Berufsgruppen, die 
wirklich zum Gewerbelehrerstand berufen sind, Sich- mit Recht 
zurückgesetzt fühlen müssten. Wir fordern gleiches Recht für alle! 

Der Artikel im „Rano“ weist darauf hin, dass gegenwärtig 
eine grosse Nachfrage nach Gewerbelehrern bestehe. Wir 
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‚tät vor der Verwirklichung dieses. Planes abhängig gemacht 


Gewähr dafür bieten, dieser Aufgabe menschlich und jach- 


lich gewachsen zu sein. - 


Die Frankfurter Arbeiter-Akademie. In Frankfurt a. M. 
soll in Verbindung mit der ‚dortigen städtischen Universität 


- eine Akademie der Arbeit ins Leben gerufen werden. Die An- 
„.Tegung hierzu ist von dem Preussischen ‚Finanzminister gegeben 


worden. der den staatlichen Zuschuss zur Frankfurter Universi- 





hat. Die Verhandlungen, die schon seit einiger Zeit- darüber 
gepflogen werden, sind Anfang dieses Jahres in einer Beratımg, 
an der die Vertreter der zuständigen Ministerien und der 
Spitzenorganisationen der Arbeiter, Angestellten und Beamten | 
teilgenommen haben, zu einem gewissen Abschluss gelangt. 
Ursprünglich war beabsichtigt, einen.auf vier Semester be- 
rechneten Studiengang vorzusehen. Man hat sich in: Frankfurt 
aber dahin geeinigt, vorläufig einen Versuch mit einem zwei- 
semestrigenLehrgang vonje vier Monaten ein- 
zuführen. Im zweiten Semester sollen auch solche :kehrkräfte 
hinzugezogen werden, die der Weltanschauung der:beteiligten 
Gewerkschaftsrichtungen nahestehen. Voraussetzung: für. die 
Zustimmung der Gewerkschaften war, dass ihnen auf die‘ Ver- 
waltung der Akademie und auf die Ausgestaltung des Lehr- 
planes ein entscheidender Einfluss eingeräumt wird, -Die -Ar- 
beiter-Akademie darf nicht mit schon bestehenden Betriebsräte. 
Schulen und mit den beabsichtigten wirtschaftlichen :Mittel- 
schulen verwechselt werden. Sie ist. keine Fachschule für ein 
begrenztes Lehrgebiet, sondern soll eine auf höhere: allgemeine 
Bildung hinarbeitende Hochschule sein. Ob sich- dieses Ziel 
allerdings in zwei Semestern wird erreichen lassen, muss als 
fraglich bezeichnet : werden. Selbstverständlich schliesst der. 
Bildungszweck nicht auch. die Ausbildung für bestimmte Berufe: 
wie den des Gewerkschaftsbeamten, des Genossenschaftsbeam: 
ten, des politischen und Verwaltungs-Beamten aus.- -Als-Teil-- 
nehmer kommen in Frage Arbeiter, Angestellte und Beamte ohne 
Unterschied des Geschlechts, sofern sie das 24, Lebensjähr er: 
reicht, das 40. nicht überschritten haben, ‘eine bestimmte Be- 
rufsbildung und: mehrjährige Tätigkeit: in ihrem "Berufe nach- 
weisen, sowie die Reife des Geistes und Charakters besitzen; 
die eine gedeihliche Teilnahme an den. Veranstaltungen:der. 
Akademie gewährleisten. .In der Regel wird die Auswahl der 
Teilnehmer auf Grund von Zulassungsvorsehlägen erfolgen; :die: 
von . denjenigen: Verbänden und sonstigen 'Stellen eingereicht: 
werden, die am Zustandekommen und an der Aufrechterhaltung: 
der Akademie Anteil nehmen. In der überwiegenden: Mehrzahl 
werden es wohl Mitglieder .der Gewerkschaften sein, welche 
die Arbeiter-Akademie besuchen werden. Als Vortlesungs- 
honorar ist von jedem Teilnehmer eine: Pauschalsumme" von 
200 M. für das Semester in Aussicht genommen... Zu diesen 
Studienkosten kommen: dann natürlich noch die Kosten für den: 
Lebensunterhalt, bei denen-man von einem bestimmten Existenz- 
minimum wird ausgehen dürfen, In der Lehrmethode : wird 
sich die Akademie naturgemäss an den akademischen Unter- 
richtsbetrieb anschliessen müssen. Es besteht aber Ueberein- 
stimmung darüber, dass für die Hörer. der Akademie nicht bloss 
Vorlesungen gehalten, sondern auch Arbeitsgemeinschaften ge- 
bildet werden sollen, um eine wirkliche geistige Durchdringung 
des Lehrstoffes zu gewährleisten. 2 


Wie sich aus diesen Andeutungen ergibt, bezweckt die Ar- 
beiter-Akademie nichts mehr und nichts weniger, als an ihrem 
Teile zur Lösung des Führerproblems beizutragen. Sie soll Ar- 
beiter, Angestellte und Beamte nicht ‘bloss dazu befähigen, in. 
ihren Organisationen leitende Funktionen auszuüben, sondern 
darüber hinaus auch in Regierung und Verwaltung. "Unser 
öffentliches Leben krankt daran, dass wir im Reich, in den 
Ländern und in den Gemeindeverbänden nicht ‚allenthalben über 
die Persönlichkeiten verfügen, ‘die‘den neuen Geist verkörpern. 
Die Arbeitnehmer werden ihre Macht in den öffentlichen Aem- 
tern nur dann behaupten können, weni sie auch mit dem Rüst- 
zeug einer gediegenen allgemeinen und entsprechenden 'Fach- 
bildung ausgestattet sind. Den Weg hierzu will die Akademie 
ebnen, und: es kann deshalb über ihre Notwendigkeit kein ernst- 
licher Zweifei auftauchen. 

An den Gewerkschaften selbst liegt es nunmehr, durch 
Bereitstellung der notwendigen Mittel befähigten Mitgliedern 
das Studium an der Arbeiter-Akademie zu erinöglichen und. 
damit wieder einmal zu beweisen, dass sie jeder neuen Auf- 
gabe, die im Rahmen ihres Tätigkeitsbereiches liegt, gerecht zu 
werden verstehen. 
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Nummer 2 Berlin, den 25. Februar 


Eine Reichskonferenz für das Berufs- 
schulwesen 


In unserem Bericht über den Verlauf und die Ergebnisse der 
im vergangenen Jahre abgehaltenen Reichsschulkonferenz haben 
wir bereits darauf hingewiesen, dass das vielverzweigte und in 
starker Zunahme begriffene Berufsschulwesen nicht die ge- 
bührende Berücksichtigung. gefunden hat. Ein einziger von den 
20 Spezialausschüssen beschäftigte sich mit den Aufgaben und 
Zielen der Berufsschulen. Dass er in den für die Beratung zur 
Verfügung stehenden 2 Tagen die vielgestaltigen Probleme nur 
an der Oberfläche streifen konnte, veranlasste die Vertreter des 
Berufs- und Fachschulwesens noch in der Schlusssitzung zur 
Abgabe einer Erklärung, in der die interessierten Berufsorgani- 
sationen und Lehrerverbände gegen die Zurücksetzung dieser 
Schulgattungen protestierten und eine erneute und planmässiger 
zusammengesetzte Konferenz verlangten. 

Die Tatsache jedoch, dass man in den seither verilossenen 
acht Monaten von dem in 10tägiger Beratung zusammengetra- 
genen und in den Höhepunkten der Aussprache sehr wertvollen 
Material und von seiner Auswertung überhaupt nichts mehr zu 
sehen und zu hören bekommen hat, lässt es mehr als fraglich 
erscheinen, dass in absehbarer Zeit die zuständige Reichsstelle 
eine solche erneute Beratungsmöglichkeit schaffen wird. Es 
haben sich in der parlamentarischen Behandlung’ von Schulfragen 
doch so erhebliche Schwierigkeiten gezeigt, dass man gar nicht 
erst auf die Finanznot des Reiches und der Länder hinzuweisen 
braucht, um die Wiederholung einer solchen Konferenz zu ver- 
neineit. 

Trotzdem dürfen wir auf die Ausführung des in dem Protest 
der Berufsschulvertreter zum Ausdruck gekommenen Verlangens 
nicht verzichten, denn auch auf diesem Gebiet gilt es, der neuen 
Zeit ihren Tribut zu entrichten und Altbewährtes mit neuen 
Forderungen und neuen Verhältnissen in Einklang zu bringen. 
Sachkundig und anschaulich schildert Direktor Volk von der 
Beuth-Schule in Berlin die Fülle der besonders wichtigen 
Fragen: 

„Dazu gehört die gesetzliche Regelung der Berufsschulpflicht 
im ganzen Reiche, die Frage der Lehrerbildung und der Kosten- 
deckung. 

Die Abgrenzung der Schulgruppen, die Uebergangsmöglich- 
keiten und die Berechtigungen sind festzulegen, bei gleichen 
Schulformen im Norden und Süden Deutschlands sind die Nach- 
teile der Vielseitigkeit und die Vorteile der Einheitlichkeit gezen- 
cinander abzuwägen. 

Die Grenzen zwischen den Tagesiachschulen, die vor der 
Berufstätigkeit, und den Abendschulen, die neben der Beruis- 
tätigkeit besucht werden, sind zu bestimmen, die Beteiligung der 
Schüler und ehemaligen Schüler an manchen Fragen der Schul- 
ordnung und Schulverwaltung ist zu regeln. Es wird zu sprechen 
sein über Berufsberatung und Eignungsprüfung, über Sonder- 
ausbildung für bestimmte Industriezweige (Keramik, Schwach- 
stromtechnik, Werkstättenbetrieb, Landwirtschaftstechnik usw.), 
über die Fachschulen der Reichsbehörden (Reichswehr, Eisen- 
bahn, Post) und über das Schmerzenskind aller Aufsichtsorgane, 
das private gewerbliche Schulwesen.“ 

Direktor Volk spricht ganz in unserem Sinne, wenn er sagt, 
dass man die Antworten auf diese Fragen nicht den einzelnen 
Bundesstaaten und einzelnen Behörden und einzelnen Lehr- 
körpern überlassen darf, sondern dass ein gemeinsamer Boden 
gefunden werden muss, dass die Erfahrungen aus allen deut- 
schen Gauen zusammenströmen müssen, um im verarmten 
Deutschland und mit unzureichenden Mitteln das Berufsschul- 
wesen nicht nur zu erhalten, sondern so auszubauen, dass wir 
hinter den Siegerstaaten nicht zurückbleiben. 

Die Stelle, die mangels der erwarteten Regierungsinitiative 
hier einheitlich leitend eingreifen kann, ist der Deutsche Aus- 
schuss für technisches Schulwesen. Die Reformarbeit, die er seit 
seinem Bestehen auf dem Gebiete des technischen Berufsschul- 
wesens für die Gewerbe- und Fortbildungsschulen, für die mitt- 
leren und höheren Fachschulen und für die technischen Hoch- 
schulen geleistet hat, lässt erwarten, dass er auch der um- 
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fassenderen und schwierigeren Aufgabe: Grundlegende 

Neugestaltung mit der Parole der Einheits- 

schule und des freien Aufstiegs der Tüchtigen 

gerecht werden wird. Wir haben es deshalb mit besonderer 

Freude begrüsst, dass unser ständiges Bohren, mit unseren be- 

ruflichen Schulsorgen und Schulwünschen über das Gehege der 

Vereinssitzungen und Fachzeitschriften hinaus in die Oeffent- 

lichkeit zw gehen, doch den Erfolg gehabt hat, dass nunmehr die 

Vorbereitungen für einen Berufsschultag in Angriff genommen 

sind. Zunächst hat der Deutsche Ausschuss für die beiden, mit 

der allgemeinen Schulreform am innigsten verknüpften Gebiete 
des technischen Schulwesens, die Fortbildungsschulen und die 

Fachschulen, die Hauptprobleme in folgende Fragen gekleidet: 

A. Fortbildungsschulwesen. 

. Wie ist das Lehrlingswesen gesetzlich neu. zu regeln? 

Wie ist das Fortbildungsschulwesen gesetzlich neu zu regeln? 

„ Ausbildung der Gewerbelehrer. 

. Wie ist die gemeinsame Beschaffung der Lehrmittel hin- 

sichtlich der Verbilligung und Verbesserung zu regeln? 

Verhältnis von Fortbildungsschule und Werkschule, 

B. Fachschulwesen. 

1. Sind private berufliche Schulen erforderlich und wie sind 
sie zu beaufsichtigen? 

2. Wieweit ist eine Vereinheitlichung bei den Fachschulen 
gleicher Gattung erstrebenswert hinsichtlich a) Aufnahme- 
bedingungen und Eignungsprüfung; b) Lehrpläne;’c) Berech- 
tigungen, Uebergangs- und Aufstiegsmöglichkeiten; d) wich- 
tige Fragen der Schulverfassung  (Direktorialverfassung, 
kollegiale Schulleitung, Schulgemeinde usw.). 

3. Wie sind die Finanznöte der Fachschulen zu beheben? a) Er- 
sparnisse: b) Schulgeld; c) Zuschüsse des Staates und der 
Gemeinden; d) Beiträge der Interessenten. 

4. Welche Bedürfnisse bestehen für die Einrichtung von Sonder- 
fachschulen (Betrieb, Elektrotechnik, Chemie, landwirtschaft- 
liche Maschinen, Werkzeugmaschinen usw.), und wie können 
sie befriedigt werden? 

5. Entsprechen die vorhandenen Lehrpläne den heutigen Be- 
dürfnissen? (Staatsbürgerliche Erziehung usw.) 

6. Wie sind die Sonderschulen der Reichsbehörden (z. B. 
Reichswehr, Post, Sipo, Eisenbahi) in den Gesamtaufbau des 
beruflichen Schulwesens einzureihen? (Aufnahmebedingungen, 
Lehrpläne, Berechtigungen.) 

7. In welchen Grenzen ist fachliche Ausbildung neben der be- 
ruflichen Tätigkeit möglich? 

Zu diesen Fragen sollen sachkundige Schulfachleute, Ver- 
treter der Berufspraxis, der zuständigen Verwaltungsbehörden 
usw. in kurzen schriftlichen Referaten Stellung nehmem Die 
einzelnen Fragen sind den Berichterstattern bereits zugestellt, 
und bis zum Ende dieses Monats wird in etwa 40 Referaten das 
Material vorliegen, das dann als Beratungsunterlage einer An- 
zahl von über das zanze Reich verteilten Ortsausschüssen zu 
weiterer Beratung als Unterlage dienen soll. Die Ergebnisse 
dieser Ortskonferenzen, die sich nach eigener Wahl aus einem 
Kreis von sachverständigen Interessenten zusammensetzen, sind 
in Richtlinien oder Leitsätzen zusammenzufassen, die dann allen 
dem „Datsch“ angeschlossenen oder ausserdem von diesem zum 
Berufsschultag eingeladenen Berufs- und Fachverbänden zur 
Stellungnahme zugesandt und dem Berufsschultag selbst zur 
endgültigen Ausgleichung und Annahme unterbreitet werden. 

Auch die an Unterrichtsfragen interessierten Mitglieder, 
ordentliche und Hospitantenmitglieder, unseres Bundes möchten 
wir bitten, zu den oben formulierten Fragen Stellung zu nehmen 
und die Abteilung für das technische Schulwesen durch ihre 
Mitarbeit darin zu unterstützen, dass die aus unserer eigenen 
Berufserfahrung sich ergebenden Forderungen auf dem in Aus- 
sicht genommenen Schultag in möglichster Vollkommenheit ver- 
treten werden können. Dieser deutsche Berufsschultag, der am 
25. Juni in Kassel stattfinden wird, soll, wie Direktor Volk 
wiederum 'sehr treffend ausführt, „über die Grenzen der Städte 
und Länder und über Berufsgrenzen hinweg wirken, soll die 
Eigenart der Stämme achten, wo sie berechtigt und begründet 
ist, und des Reiches Einheit dort betonen, wo Zersplitterung, 
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Eigenbrötelei bekämpft werden muss. Und der Deutsche Be- 
rufsschultag wird weiteren Kreisen die wirtschaitliche Be- 
deutung der Berufsschulfrage vor Augen führen müssen, wird 
auf die Gefahr hinweisen müssen, die den Berufsschulen durch 
das Finanzelend droht. - 
Schon pocht die Not an die Pforten, schon werden gut ge- 
meinte und schlecht überlegte Vorschläge gemacht — da gilt 
es, Näher- und Fernerstehende aufzurütteln und zu sammeln; 
um diese wichtigen Waffenschmieden zu schützen, deren Aui- 


gabe es ist, die Jugend von heute und die Männer von morgen! 


zu erziehen zur Arbeit und zum geistigen Kampf.“ E22 


Schulfragen 


Fachschulen für Vermessungstechnikef. Dem Vermessungs- 
wesen sind durch das öffentliche und private Bauwesen, die 
Landeskultur und Besiedelung, den Städtebau, die Verkehrs- 
wirtschaft und die Volksernährung bedeutende Aufgaben er- 
wachsen. 

Die früher in Industrie und im Bauwesen lediglich von 
Ingenieuren und ' Bautechnikern ausgeführten Vermessungs- 


arbeiten hat man deshalb längst den Vermessungsiachmännern 


übertragen. Die Steigerung der Bodenpreise, der Fortschritt 
der Technik fordern in den vermessungstechnischen Plänen und 
Absteckungen die peinlichste Genauigkeit, und wo einst Schritt- 
längen zur Ermittelung eines Masses genüzten, wird jetzt mit 
Bruchteilen des Zentimeters gemessen. An allen technischen 
Fachschulen wird den Bau-, Maschinen-, Gartenbau- oder Kultur- 
technikern Vermessungskunde gelehrt, dem ausschliesslich auf 
diesem Gebiete tätigen Vermessungstechnikern aber war ein 
solcher Unterricht verschlossen. : Der frühere Deutsche Tech- 
nikerverband, der die Entwickelung der Vermessungstechniker 
schon vor Jahrzehnten richtig einschätzte, forderte deshalb die 
Einrichtung von Fachschulen auch für Vermessungstechniker in 
Angliederung an die Baugewerkschulen. Die Verhandlungen 
zogen sich sehr lange hin und wurden durch den Krieg unter- 
brochen. Besondere Schwierigkeiten zeigten sich dadurch, dass 
das Vermessungswesen in jedem deutschen Bundesstaat anders 
geregelt ist, dass die einzelnen Verwaltungen andere Vor- 
schriiten haben, so dass jede Stelle glaubte, für ihre Ver- 
messungstechniker andere Ausbildungsbestimmungen nötig zu 
haben. 

Diese Interessengegensätze auszugleichen, war die Aufgabe 
einer Konferenz, die auf Veranlassung des B. t. A. B. am 3. Fe- 
bruar im preussischen Handelsministerium stattfand und die er- 
freulicherweise wenigstens für Preussen zu einer Verständigung 
führte. Bereits im Juni 1920 hatte sich das Zentraldirektorium 
für die Vermessungen im preussischen Staate auf den Stand- 
punkt gestellt, dass eine fachschulmässige Ausbildung der Ver- 
messungstechniker erwünscht sei. Dieser Ansicht trat auch. die 
jetzige Konferenz bei, nachdem von unseren Vertretern die Not- 
wendigkeit einer einheitlichen fachschulmässigen Ausbildung 
überzeugend nachgewiesen worden war. Unsere Forderung 
wurde von den Vertretern der Landmesservereinigungen, dem 
Deutschen Verein für Vermessungswesen und dem Verband 
selbständiger vereideter Landmesser, eindringlich unterstützt. 
Ebenso sprachen sich die Ressortvertreter der Regierung dafür 
aus, insbesondere der Ministerialrat Kummer vom Landwirt- 
schaftsministerium und der Geheime Oberfinanzrat Suckow vom 
Finanzministerium. Der letztere machte allerdings für die in der 
Katasterverwaltung beschäftigten Techniker den -Einwand, dass 
sich für diese die bisherige praktische Ausbildung als voll- 
kommen ausreichend erwiesen hätte, doch erklärte er sich be- 
reit, dafür einzutreten, dass den Katastertechnikern ein Fach- 
schulbesuch auf ihre Ausbildungszeit angerechnet wird. 

Die weitere Regelung der Vorarbeiten, insbesondere die 
noch zu lösende Kostenfrage, die Ausarbeitung der Prüfungs- 
bestimmungen usw. wurde einer zu bildenden Kommission über- 
tragen. 

Da in den Verhandlungen allseitig die Notwendigkeit der 
fachschulmässigen Ausbildung der Vermessungstechniker aner- 
kannt und auch über den Lehrstoff eine Einigung erzielt wurde, 
darf nunmehr damit gerechnet werden, dass die berechtigten 
Wünsche der Vermessungstechniker durch die Einrichtung der 
Fachschule in kürzester Zeit erfüllt werden. 


Der Wert eines mechanischen Praktikums für die Ingenieurs- 
ausbildung. In der ersten Nummer der „Z.d. V. d. I.“ empfiehlt 
Dr. Ing. Schäfer, Hamburg, den technischen Schulen, ein Prak- 
tikum für Mechanik einzurichten, um auch dort der Forderung, 
die Lernschule in eine Arbeitsschule umzuwandeln, zu genügen. 
Was für Physik und Chemie schon längst als notwendig erkannt 
worden sei, muss endlich auch für ein so wichtiges Fach, wie 


die Mechanik, Anwendung finden. Es wird bisher viel zu viel’ 


Wert auf das „Wort“ gelegt statt auf das „Werkzeug“ im Sinne 
Me rıne Max Eyths. ‚Statt den Schüler vor einen fix und 
ertig vorbereiteten Versuch zu stellen, soll er dazu angehalten 


werden, die Versuchsanordnungen selost zu trefien.” Dadurch 


wird er zu eigenem Denken, zur Freude am Schaifen, zum Sinne 


-für gemeinsames ‚Streben angeregt und zugleich wird das Ge- 


fühl für „technische Probleme“ geweckt. 


Der Gewerbelehrer. In Nummer 1 unserer Beilage „Bildung 
und Unterricht“ hatten wir unsere Bedenken dagegen geäussert, 
dass den verabschiedeten Offizieren technischer Wafien gewisse 
ungerechtfertigte Erleichterungen bei Ergreifung des Gewerbe- 
lehrerberufes gewährt werden sollen. Auf unsere Eingabe teilt 
uns der Minister für Handel und Gewerbe mit, dass er den 
Rano darauf hingewiesen habe, „dass eine allgemeine Befreiung 
von der Aufnahmeprüfung nach den geltenden Bestimmungen 
nicht möglich ist“. 


Technik und Wirtschaft 


Laboratorium für industrielle Psychotechnik. Ueber die 
Arbeiten des an der Technischen Hochschule Charlottenburg 
begründeten- psychotechnischen Laboratoriums berichtet der 
Leiter Dr. Moede in einem. Aufsatz der „Deutschen Me- 
dizinischen Wochenschrift“; Das Laboratorium. ist ein’ Teil 
des Versuchsfeldes für Werkzeugmaschinen. und ‚Betriebslehre; 
seine Aufgaben bestehen darin, psychotechnische Eignungsver- 
fahren auszubilden, Eignungsprüfungen vorzunehmen und die 
Nationalisierung der Arbeits- und Anlernverfahren zu studieren, 
Besonders grosse Erfahrungen hat das Laboratorium auf dem 
Gebiete der ' Eignungsprüfung von Lehrlingen der Metallindustrie 
gesammelt. Diese Prüfungen werden mit Hilfe von Präzisions- 
instrumenten, von einfachem Prüfgerät und mit: sonstigen ver- 
suchstechnischen Einrichtungen durchgeführt; sie erstrecken sich 
auf Sinnestüchtigkeit, soweit diese für die Werkstatt wichtig 
ist, auf Aufmerksamkeit und Konzentrationsfähigkeit, sowie auf 
intellektuelle Funktionen, bei denen Zeit, Kraft und Geschicklich- 
keit berufswichtiger Reaktionsformen zur Untersuchung ge- 
langen. Das Ergebnis wird in einem Gutachten wiedergegeben. 

Da sich diese Prüfungen in ihrer praktischen Bedeutung 
ausserordentlich bewähren, sind ‚auch zahlreiche industrielle 
Werke dazu übergegangen, diese. Prüfverfahren bei ihren An- 
gestellten einzuführen. Von Behörden lassen Eisenbahn, Post 
sowie Schulen in dem Laboratorium Prüfungen . vornehmen. 
Gegenwärtig lässt die Oberpostdirektion ein Prüfverfahren für 
Telephonistinnen ausarbeiten. Sodann werden in den Labora- 
toriumsarbeiten die Maschinen und ihre Konstruktionen psycho- 
logisch beleuchtet, und es werden Angaben gemacht, um die 
technische Konstruktion der psychophysischen Organisation des 
Arbeiters anzupassen, so dass die grösste Wirkung hinsichtlich 
Anlernung, Griffsicherheit sowie Sparsamkeit erzielt und alle 
unnötige Ermüdung vermieden wird. Unter diesen. Gesichts- 
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punkten werden z. B. Schreibmaschinen und Schreibmaschinen- 


gerät studiert- Besonderes Augenmerk wird der Ermüdungs- 


“forschung gewidmet. Durch das Studium der Betriebsstatistik 


werden Anhaltspunkte dafür gewonnen, wie die Arbeit bei Ein- 
fügung verschiedener Pausen oder Aenderung der sonstigen Ar- 
beitsumstände günstiger gestaltet werden kann 


Bücherschau 


Dr. W. Porstmann: „Sprache und Schrift“. Verlag des V.D. I, 
Berlin 1920. 108 Seiten. Gross-Quart. = 

Wer etwa daran zweifelt, dass Sprache und Schrift ausserhalb des Inter- 
essengebietes des Technikers liegen, wird durch das vorliegende kühne Buch 
eines Besseren belehrt; denn der Verfasser hat seine reichen philologischen 
Kenntnisse nicht dazu benutzt, um die althergebrachten Formen der Sprache 
und der Schrift in ihrer Erstarrung zu erklären, sondern er sucht, angeregt 
durch die Methoden des Technikers, für seine Schöpfungee passende Worte zu 
finden, die Sprache von der launenhaften Entwicklung zu befreien und sie in 
eine logische und gesetzmässige Bahn zu lenken. Diese Methode führt zu 
einer ausserordentlichen Vereinfachung der Sprache und bildet die Grundlage 
für eine leicht zu erlernende, alle Völker befriedigende Weltsprache. Sie dient 
auf diese Weise nicht nur der Organisation der Arbeit, sondern sie erst ver- 
mag einen wirklichen Weltverkehr zu vermitteln. Wenn der Verfasser all- 


mählich dazu übergeht, zuerst seine Ziffernbezeichnung (ainsim = 17, 


tsvaifir = 24), dann seine neuen Wortkomben (Kombination) und endlich 
seine Schreibweise, nicht. nur kleine „staben“ nach seiner „Ortografi“ einzu- 
führen, muss man gestehen, dass man sich so rasch daran gewöhnt, als hätte man 
nie eine andere Schrift gekannt. Schwieriger wird es allerdings, wenn man 
sich an die vorgeschlagene Schreibweise gewöhnen soll, die auf dem Grund- 
satz der „stabtroie“ aufgebaut ist und bei der „ainem laut ain zeichen“. ent- 
spricht. Das eigenartige Werk bietei gerade dem Techniker vielerlei An- 
regung, nicht zuletzt aus dem Grunde, weil der Verfasser über ein starkes 
Temperament verfügt, um den Erbpächtern der Sprachwissenschaft bald mit 
dem Brustton des Pathos, bald mit der leichten Peitsche der Satire und des 
Spottes seine Meinung zu sagen. Jedenfalls hat der Verfasser recht, wenn er 
sagt, dass sein Buch nicht für enge Gemüter geschrieben sei. Wir glauben, 
dass der Verlag des V.D.I. mit der Veröffentlichung dieses Buches als ersten 
Band der Fundamente der Organisation den Technikern einen guten Dienst 
erwiesen hat. Das Werk hat bei aller Wissenschaftlichkeit die Eigenart, neu- 
artig und immer anregend zu sein. Ob es die erhofften Früchte tragen wird, 
das wird davon abhängen, ob Sprache und Schrift auch fernerhin der Obhut 
der Philologen anvertraut bleiben, oder ob auch der Techniker und der Kauf- 
vor dis wahren Vertreter des Fortschrittes, an ihrer Entwicklung teilnehmen 
werden. Fr. 


Schriftleiter: A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GnbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Nummer 3 


Ausbau der Meisterlehre — Abbau der 
Schule — Universalgewerbelehrer! 


In den Mitteilungen des Werkbundes „Das Werk“ schreibt 
Professor K. Gross über die Bildung eines Meisterringes mit der 
Parole: „Ausbau der Meisterlehre, Abbau der Schule“ laut der 
„Bayerischen Industrie- und Handelszeitung“ etwa folgendes: 


„Die Werkstattgruppe des deutschen Werkbundes hat einen 
Beschluss gefasst. der für die Zukunft unseres handwerklichen 
Könnens epochemachend werden kann. Die tüchtigsten Meister, 
die im Deutschen Reiche noch mit echtem handwerklichen 
Ehrgeiz und mit Intelligenz ihre Werkstätten führen, sollen sich 
als Meisterring zusammenschliessen, um als Stosstrupp die Er- 
ziehung des Nachwuchses in die Hand zu nehmen. Und zwar 
sollen es nicht nur die kunsthandwerklichen Meister sein, son- 
dern solche aus allen gestaltenden FHandwerken, seien es 
Schreiner, Schuhmacher, Schneider, Fassmacher, Klempner, 
Töpfer usw. Der Zweck des Beginnens ist zweiseitig: Erstens 
können jederzeit jungen Leute gute Lehrstellen nachgewiesen 
werden und zweitens kann ein Austausch tüchtiger Gesellen 
stattfinden. Wie es überhaupt wünschenswert wäre, wenn der 
Ausgelernte wieder ein paar Jahre auf Wanderschaft ginge. 
Den Stamm des Ringes, dem anzugehören eine Ehre sein soll, 
bilden die in der Werkstattgruppe zusammengeschlossenen 
Kunsthandwerker, und sie werden sich freuen, ehrbare Meister 
aller, Art bei sich zu sehen. : Das Innungsleben an sich und 
dessen Gesetze werden dadurch - nicht berührt, sondern im 
besten Sinne unterstützt. Der Meisterring wird nur Hand- 
werker umfassen, die selbst in der Werkstätte tätig sind und 
sich selbst der Erziehung des Lehrlings widmen. Jene Hand- 
werker kommen in Betracht, die „gestaltend‘ tätig sind. Zunächst 
sollen die Mitglieder der Werkstattgruppe besonders tüchtige 
Meisterpersönlichkeiten für den Ring vorschlagen, diese dann 
weitere, so dass die persönliche Auswahl gewährleistet bleibt. 
So soll durch Verbesserung der Werkstatterziehung, das heisst 
strenge Auswahl der Meister als der besten Erzieher, vor- 
gegangen werden. Für Staats- und Gemeindebehörden besteht 
auf diesem Wege die Aussicht, in ein. paar Jahrzehnten die 
Lasten für das gewerbliche Schulwesen: erleichtert zu sehen, 
wo ja bisher auf den tausend kleinen Fortbildungs- und Ge- 
werbeschulen der Universalgewerbelehrer alles: verstehen. soll, 
es aber beim besten Willen nicht vermag. Die Parole soll 
lauten: Ausbau der Meisterlehre, Abbau der Schule.“ 


Wer wollte dem ersten Teil dieser Parole entgegenstehen 
und wer könnte dem letzten Teil zustimmen! Der gewiss ideale 
Standpunkt des Werkbundes hat sich schon einmal als recht 
unpraktisch und undurchführbar erwiesen. Es sei an seine For- 
derung zur Reichsschulkonferenz erinnert, dass in der Volks- 
schule ein Handwerk, gleichviel welches, gründlich erlernt wer- 
den soll. Man iragte sich, ob solche Beschlüsse nur von Theore- 
tikern am grünen Tisch ausgeheckt wurden. Diese Forderung 
wurde schon damals von einem unserer zur Reichsschulkonfe- 
renz abgeordneten Kollegen als undurchführbar bezeichnet und 
auf jenes Mass zurückgeführt, das schon seit Jahrzehnten prak- 
tisch erprobt ist und das in einer von unserem Bunde auige- 
lerten Flugschrift zur umfangreicheren Durchführung gefordert 
wurde: „Der praktisch-technische Werkunter- 
richt in Holz--und Metallibearbeitung, er- 
teiltvon Technikerlehrern“ Aber die im Ausschuss 
für Arbeitsunterricht mit viel Wärme vertretene Forderung des 
Werkbundes hatte den sofortigen nachteiligen Erfolg, dass in 
der Abweisung des von vornherein Unmöglichen auch das Mög- 
liche und Erprobte mitgerissen wurde und der Gedanke des 
praktischen werktätigen Arbeitens in den 
letzten Klassen der Volksschulen in den grösseren 
Städten von der Mehrzahl der Teilnehmer, die überwiegend 
aus Theoretikern bestand, nicht mehr im praktischen Sinne auf- 
gefasst wurde. 

Hätte damals der Werkbund das Erreichbare und Bewährte 
'mitvertreten, so hätte man dem auch in seinem Sinn gelegenen 
Erreichbaren zugestimmt. Und nun seine neue Parole: Ausbau 


00 Benin, den Apr  ] 


1921 


der Meisterlehre! Ist unser ganzes sozialpolitisches Leben da- 
nach, um an einen Ausbau der Meisterlehre in diesem idealen 
Sinne glauben zu können? So erhaben der Gedanke an sich 
ist, ein Blick auf unsere Gegenwart und auf unsere Zukunft wirft 
ihn über den Haufen. Damit erledigt sich auch der - zweite 
Teil der Parole: „Abbau der Schule“. Denn dieser ist doch 
nur im Zusammenhang mit dem ersten verständlich. Es mag 
immerhin Kreise geben. die den Abbau der Schulen im allge- 
meinen wünschen, ohne etwas anderes an ihre Stelle zu setzen. 
Dass der Werkbund hierzu nicht zählen kann, halten wir von 
vornherein für selbstverständlich Dass er nicht hierzu zählt, 
beweist, dass er diese Forderung nur im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Meisterlehre bzw. als deren Folge aufstellt. 
Dagegen wird in den allerweitesten Kreisen ein Ausbau der 
Berufsschulen verlangt. und zwar in dem Sinne, dass der 
Lehrling dort auch das praktisch erlernen kann, was ihm 
in der Lehrwerkstätte nicht unter die Finger kommt. Vor w®- 
nigen Tagen erst sagte ein Lehrling im zweiten Lehrjahre auf 
die Frage, was er z. Zt. im Geschäfte mache: „Ach, immer nur 
das gleiche; das meiste lernen wir nur in der Schule (d. h. im 
praktisch-technischen Unterricht).“ 


Die Berufe spezialisieren sich immer mehr, und der Lehrling 
bekommt nur in jene speziellen Techniken Einblick und An- 
leitung, die in seiner Lehrwerkstätte erwersbmässig gepflegt 
werden. Deshalb wird die Berufsschule als „Ergänzung 
der Meisterlehre‘“ verlangt und von allen, die sich auf 
diesem Gebiete praktisch betätigen, als solche angesehen. Die 
Möglichkeit, diese Ergänzung überflüssig zı machen, liegt weit 
hinter uns. Das haben Staats- und Gemeindebehörden wohl ein- 
gesehen und sind deshalb nach Kräften am Werk, die Berufs- 
schulen als Ergänzung der Meisterlehre auszubauen. Dass in 
allen arbeitnehmenden Kreisen diese Forderung an erster Stelle 
ihrer Berufsinteressen steht, wird als selbstverständlich bekannt 
vorausgesetzt. Als Gegensatz zu der Werkbund-Parole „Aus- 
bau der Meisterlehre — Abbau der Schule“ setzen wir: „BPin- 
führung von Lehrlingsschulen“ als Ergänzung bzw. 
Ersatz der Meisterlehre, wobei wir jedoch ausdrücklich betonen, 
dass diese nur da berechtigt wären, wo es die Not erfordert, 
dass wir aber klar sehen, dass leider eher das Gegenteil Aus- 
sicht auf Verwirklichung hat, als die genannte Parole. 

Doch ein anderes; Universalgewerbelehrer nennt 
der Artikel vielsagend die Gewerbelehrer, Sie selbst würden 
sich einen solchen anmassenden Titel nie geben — wir haben 
jetzt die technischen Gewerbelehrer im Auge —, weil sie 
ganz genau wissen, dass es keinen Lehrer gibt, der in allen 
Berufen gleich beschlagen: ist. Deshalb ist das Bestreben mass- 
gebender Kreise, jeder Berufsschule einen technischen Lehrer 
zu geben, der den Beruf als Meister beherrscht, wie dies 
Kerschensteiner in München durchgeführt hat. Wenn ein Tech- 
nikerlehrer, der beispielsweise im Maurerhandwerk die Meister- 
prüfung gemacht, eine technische Mittelschule absolviert hat und 
zum Lehrer ausgebildet wurde, an einer Berufsschule für Maurer 
tätig ist, so kann doch mit Fug und Recht gesagt werden, dass 
es eine bessere Regelung nicht mehr geben kann, und hier- 
gegen wird wohl auch der Werkbund nichts einwenden,. Dies 
ist aber leider nur an grossen Orten möglich, wo so viele 
Klassen gebildet werden können, dass die Lehrkraft voll be- 
schäftigt is. Wo dies nicht zutrifft, wird man verwandte Be- 
rufe zusammenfassen müssen. 


Nun ist doch bekannt (leider aber noch nicht allgemein 
anerkannt. D. Red.), dass der Techniker auf der Bauschule 
neben der allgemein technischen Ausbildung sowohl zeichne- 
risch wie rechnerisch, also technisch mit allen zu einem Haus- 
bau gehörenden Berufen zu tun bekommt und als Bauführer in 
der Praxis fortwährend damit zu tun hat. Soll nun ein tech- 
nischer Lehrer mit solchen Voraussetzungen und der ent- 
sprechenden Lehrbefähigung in Klassen, in denen z. B. Zim- 
merer, Schreiner, Schlosser, Spengler zusammen unterrichtet 
werden müssen, nicht die geeignetste Lehrkraft sein? Deshalb 
werden auch Gewerbelehrer für verwandte Gruppen ausge- 
bildet. Der gelernte Mechaniker würde sich nicht als der ge- 
eignete Lehrer für die Bekleidungsberufe fühlen. Solange aber 












































































£ 
Ir 


er 


E 


6 BILDUNG UND UNTERRICHT 1921 | 


und wo die Möglichkeit nicht gegeben ist, an jeder Berufsschule 


einen Berufsmeister als Gewerbelehrer anzustellen und dort, ° 
wo Beruisgruppen zusammengefasst werden müssen, ist ohne 


Frage der Technikerlehrer die geeienetste Lehrkraft, 
insbesondere natürlich für den technischen Unterricht. 
M. Mayer, München. 
Das Berufsschulwesen Gross-Berlins 
Unser Bund hat sich bekanntlich an den Magistrat mit einer 


Denkschriit „Die Technik im neuen Berlin“ gewendet, zu der: 


jetzt auch ein dem Berufsschulwesen gewidmeter Anhang er- 
schienen ist. Wir bringen in folgenden Zeilen einen kurzen 
Auszug zur Kenntnis unserer Leser: 

Wenn die Regelung der technischen Probleme den Zu- 
sammenschluss aller im Wirtschaftsleben tätigen Kräfte zu einem 
organischen Gebilde von vielversprechendem Wirkungserade 
verlangt, so darf ein so grosses Stadtwesen wie Gross-Berlin 
auch die ideellen Forderungen, die im Schulwesen ihren Aus- 
druck finden, nicht gering achten. An diesen Forderungen sind 
sämtliche sozialen und -beruflicherd Schichten der Bevölkerung 
mit unmittelbarem Interesse beteiligt. Wie kaum auf einem an- 
deren Gebiet berühren sich hier Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft, denn das fast zur Phrase gewordene Wort vom Wieder- 
aufbau ist nicht nur ein Wirtschafts-, sondern auch ein Fr- 
ziehungsproblem. 

Im Berufsschulwesen kann eine Anpassung an die 
einzelnen Berufe nur durchgeführt werden, wenn es für.das 
neue Berlin nach einheitlichen Grundsätzen zusammengefasst 
wird. Für das Gross-Berliner Schulwesen kann also nur die 
zentrale Verwaltung in Betracht kommen. Das Aufsichtsorgan 
ist die Deputation. Sie setzt sich zusammen aus dem 
Oberstadtschulrat (Magistratsmitglied), dessen Referenten, wei- 
teren Vertretern des Magistrats, Stadtverordneten, - Bürger- 
deputierten- und Vertretern der Lehrerschaft und der Schul- 
beiräte. Zur Entlastung der Zentraldeputation sind Unter- 
ausschüsse zu bilden, deren Aufgabe. vor allem: die Auf- 
stellung allgemeiner fachlicher und organisatorischer Richt- 
linien für das zustehende Gebiet sein soll. Dem Unterausschuss 
für das technische: Berufsschulwesen sollen die Magistratsmit- 
glieder der technischen Deputation als stimmberechtigte Mit- 
glieder ‚angehören, wie: auch Vertreter des 'Unterausschusses 
für das. Berufsschulwesen zur grossen technischen Deputation 
gehören sollen. Dem Oberstadtschulrat ist ein Stab sachver- 
ständiger -Fachreferenten beizugeben, die: vom Oberbürger- 
meister als Magistrats-Dezernenten zu bestellen und bei den 
ven ihnen bearbeiteten Angelegenheiten an den Sitzungen des 
Magistrats teilzunehmen berechtigt sind. Es werden vier Re- 
ferenten vorgeschlagen, und zwar für das Volksschuh- 
wesen, für das höhere Schulwesen, für das Be- 
ruisschulwesen und für das Volkshochschul- 
wesen, einschliesslich Bibliotheken und Kunstsammlungen. 

Die Berufsschulen gliedern sich in die gewerblichen, tech- 
nischen oder kaufmännischen Fachschulen und -Fort- 
bildungsschulen. Die ersteren sollen ihre Zöglinge mit 
demjenigen Wissen und Können ausrüsten, das sie befähigt, die 
Aufgaben ihres Berufes zu erfüllen und in gehobene Stellungen 
zu gelangen. Die Fortbildungsschulen (Berufsschulen) soilen 
den Lehrlingen und jugendlichen Arbeitern die theoretische Er- 
Kenntnis der in der Werkstätte gewonnenen praktischen Er- 
fahrungen vermitteln. Die Schulsysteme sind womöglich nach 
Berufen zu gliedern. Dadurch wird auch die Zusammenfassung 
schwächer vertretener Berufe zu besonderen Fachklassen 
und die Besetzung mit vollwertig ausgebildeten Fach- 
lehrern möglich sein. 

An der Spitze der Zentralstelle steht ein Schulrat als 
Fachreferent. Es liegt im Interesse einer vollwertigen 
beruflichen Ausbildung, wenn dieser Referent bei voller Be- 
herrschung des verwaltungstechnischen Stoffes nicht nur 
Schulfachmann, sondern auch technischer Berufsfachmann 
ist, da der grösste Teil der ihm unterstehenden Schulen tech- 
nisch-wirtschaftlichen Zwecken dien. Nur ein aus der 
technischen Praxis hervorgegangener Schul- 
fachmann wird den Aufgaben dieser Stelle ge- 
wachsen sein. Bei den engen und vielseitigen Beziehungen 
von Technik und Wirtschaft wird ein technischer Berufsfach- 
mann auch in der Lage sein, den kaufmännischen Schulen. das 
nötige Verständnis entgegenzubringen. Einer solchen schwie- 
rigen Aufgabe wäre aber kaum eine Persönlichkeit gewachsen, 
die nur schulfachmännisch gebildet ist. 

Dem Referenten unterstehen unmittelbar die Schul- 
inspektionen: die Direktion der Beuthschule, der Bau- 
gewerkschule, der beiden Kunstgewerbeschulen in Berlin und 
Charlottenburg und der Direktor des Berufsamtes. Für die 
Gliederung der Schulinspektion muss die Bedeutung der beruf- 
lichen Arbeit ausschlaggebend sein. Hieraus ergeben sich fol- 
gende Inspektionen: Schulen der Mitallindustrie, des Bau- und 
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» Kunstgewerbes, der Nahrungsmittel- und "Bekleidungsgewerbe, 


Fortbildungsschulen für ungelernte Arbeiter, Frauenberufs- 
schulen, Handelsschulen. Die Gliederung ist so vorzunehmen, 
dass eine Lehranstalt mit ihrem ganzen Schulbetriebe nur 
einer Inspektion untersteht. 

Da die Aufgaben des Berufsamtes mit dem Berufsschulwesen 
eng verknüpit sind, ist seine Angliederung geboten. Dadurch 
wird es möglich sein, die Berufsberatung in innigen Zusammen- 


‚hang mit den Anforderungen des Wirtschaftslebens -zu bringen 


und der Eigenart der einzelnen Berufe Rechnung zu tragen. 
Der Ausbau eines psychotechnischen Laboratoriums ist eine 
Notwendigkeit. Erst dadurch wird es möglich sein, der Beruis- 
beratung eine wissenschäftliche Grundlage zu geben und der 
Eignung der Schüler bei der Berufswahl Rechnung zu tragen. 

Jede Schule erhält einen Beirat, bestehend‘ aus dem 
Schulleiter, drei Vertretern der Lehrerschaft, je drei Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern, deren Tätigkeit auf dem Fachgebiet 
der Schule liegt. Zu den Aufgaben des Beirates gehört Mit- 
wirkung bei Aufstellung des Haushaltsplanes, Beschiussiassung 
über die Verwendung der geeigneten Mittel, Vorbereitung der 
Wahl neuer Lehrer, Bewilligung von Freistellen und Stipendien 
usw. Der Beirat soll das Recht haben, Anträge an die Zentral- 
deputation oder an die Ausschüsse zu stelien. ‘Aus den Schul- 
beiräten sind Vertreter in den Unterausschuss für das Berufs- 
Schulwesen zu entsenden. In den Beiräten sollen auch die an 
den Schulen bestehenden Schülerausschüsse mit beratender 
Stimme vertreten sein. 


Schulfragen 


Die Aussichten des technischen Berufes. Wieder naht 
ein neues Sommersemester, und Tausende junger Leute, 
die die Schule verlassen, stehen vor der schwie- 
tigen Frage der Beruiswahl. ‚Vor dem Kriege begann um 
diese Zeit der strategische Aufmarsch der technischen Privat- 
schulen, die in den Anzeigenspaiten der Tages- und Fachpresse 
ein wahres Wettlaufen um die Gunst der Schüler und Lehrlinge 
veranstalteten. Da wurden Prospekte an die. Schulen, an Fa- 

rikleitingen zur Verteilung gesandt, Handzettel an den 

Strassenecken verteilt, um die Vorzüge dieser Schulen reklame- 
haft in das hellste Licht zu rücken. Heute haben die Privat- 
schulen "eine solche kostspielige Reklame. nicht. nötig. -Seit Be- 
endigung des Krieges ist der Zudtang zum technischen :Stu- 
dium so gross, dass nicht nur sämtliche Schulen überfüllt sind; 
ja, dass sogar neue Schulen gegründet werden und — die Ge- 
nehmigung der Behörden erhalten. So. wurde in Thürin gen 
gestattet, dass eine Privatanstalt eine F iliale in einer an- 
deren Stadt errichten konnte; so wurde ebenfalls in Thü- 
ringen eine private Vorbereitungsanstalt fÜN2U- 
künftige Besucher von Techniken genehmigt, ja sogar 
Preussen, das bisher in vorbildlicher. Weise solchen Nen- 
gründungen mit beharrlicher Festigkeit entgegentrat, hat kürz- 
lich in einer westfälischen Stadt, im Widerspruch zu $ 143 der 
Reichsverfassung, der Errichtung einer privaten Bauschule zu- 
gestimmt. r 

Es ist gerade so, als ob die heutige Jugend ihr Heil nur 
in technischen ‚Berufen zu finden hofft. Es ist selbstverständlich 
nıchts dagegen einzuwenden, ja es ist sogar zu begrüssen, wenn 
junge Leute mit ausgesprochener ‚Befähigung und Neigung 
Techniker werden wollen, aber wie viele wenden sich diesem 
Berufe nur infolge falscher Selbstbeurteilune und 
falscher Beratung zu. Die Berufsberatungs=- 
stellen sollten es als ihre erste Pilicht betrachten, die jun- 
gen Leute darauf aufmerksam zu machen, dass augenblicklich 
und wohl für lange Zeit die Aussichten des technischen Be- 
rufes nichts weniger als rosig sind. Wir stehen noch immer in 
einer der schlimmsten Wirtschaftskrisen, die es je gegeben hat. 


Betriebsabbrüche, Betriebsstillegungen und Kurzarbeit haben - 


eine grosse Zahl von Technikern arbeitslos gemacht. Wenn 
die technischen Hochschulen im vergangenen Som- 
mersemester 2000 Studierende zählten, wenn sich an 
den privaten technischen Lehranstalten mehr als 1000 
Schüler, an den staatlichen Schulen<mindestens 
ebensoviel befanden, dann muss jedermann, der ein Herz 
für die Jugend und ein Verantwortungsgefühl‘ für die Volks- 
wirtschaft hat, in banger Sorge fragen, was dieses Heer 
von Technikern nach Beendigung ihres Stu- 
diums beginnen soll. Die durch den Krieg geschwächte 
Industrie, ebenso das Baugewerbe kann unmöglich diese ın- 
geheure Schar von Stellungsuchenden aufnehmen, und .so ist 
eine noch nie dagewesene Arbeitslosigkeit in sämtlichen -tech- 
nischen Berufszweigen zu befürchten. Sogar der zweifelhaite 
Rat, etwa nach den anderen. Industrieländern auswandern zu 
sollen, kann angesichts der Weltwirtschaftskrise nicht gegeben 
werden, weil auch dort eine ähnliche Arbeitslosigkeit herrscht 
wie bei uns, abgesehen davon, dass sich diese Länder gegen 


die Einwanderung der deutschen Techniker sträuben. Ange-. 


S 





' einen Kollegen aus der Praxis vertreten. 
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'sichts dieser geradezu tragischen Zustände dürfte man, statt 
neue Schuien zu eröffnen, für einige Zeit neue Schüler an den 
Schulen überhaupt nicht aufnehmen. Zumindest wäre es ge- 
"boten, die Aufnahme von einer bestandenen Befähigungs- 
prüfung abhängig zu machen. Die jungen Leute werden 
gut daran tun, in dieser Zwischenzeit praktisch zu arbeiten, 
um sich auf diese Weise eine bessere Grundlage für das spä- 
tere Studium -anzueignen und sich durch Erlernung eines Hand- 
'werks die Möglichkeit zu schaffen, über etwaige trübe Zeiten 
als Handwerker hinwegzukommen.: Wer heute das technische 
Studium ergreift, muss es auf die Gefahr hin tun, Zeit, Geld 
und Hoffnungen ‘nutzlos geopfert zu haben. 

| Die Umgestaltung der Wiesenbauschulen. Am 15. März 
1921 fand im Preussischen Ministerium für Landwirtschaft, Do- 
mänen und Forsten eine Beratung über die Umgestaltung der 
Wiesenbauschulen statt, an der ausser mehreren Ministerial- 
ı räten die Direktoren der Wiesenbauschulen, Mitglieder der Ku- 
ratorien und -die für diese Schulen bestellten staatlichen Prü- 
funeskommissare teilnahmen. Der Bund der technischen Ange- 
stellten und Beamten war durch einen seiner Beamten und 
Zur Aussprache stan- 
den die Mängel der bisherigen Wiesenbauschulen und ihre Um- 
gestaltung und damit im Zusammenhange die Frage der Ver- 
staatlichung Die Notwendigkeit der Uhngestaltung, der Ver- 
einheitlichung und Erweiterung des Lehrplanes wurde allseitig 
anerkannt. Der Verstaatlichung stehen allerdings. infolge der 
schlechten Finanzlage des Staates grosse Schwierigkeiten im 
Wege. 
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ı schule ist. 


ı Der junge Techniker kommt als völlig 
"Mensch in das Wirtschaftsleben und muss erst dort von neuem 


| Struieren. 
Technikers ist die Zeichnung, das Werkzeug der Bleistiit., Die 








Das Ergebnis dieser . ersten Besprechung war, dass die 
Weiterberatung der Angelegenheit einem Arbeitsausschuss über- 
tragen werden soll. 

Ueber den weiteren Verlauf werden wir berichten. 


Technik und Wirtschaft 


Fachschule und Wirtschaft. Der Techniker war nia 
ein Freund vieler Worte und ist es auch. heute, im 
Zeitalter der Demokratie, nicht geworden. Dort, .wo ‚es 
sich darum handelt, : in. kurzen . sachlichen... Ausführungen 
seinen Mann zu stehen, hat: er sich. stets ‚bewährt, wo 
es aber auf viele und grosse Worte ankommt, hat er stets 
anderen Berufen weichen müssen.. Es ist daher nicht erstaun- 
lich, wenn man so wenig Ingenieure in den obersten Staats- 
ämtern und in den Parlamenten findet, trotzdem sie an Sach- 
kenntnis, an Ueberblick gewiss hinter keinem anderen Beruf 
zurückstehen, trotzdem sie die eigentlichen Träger und Führer 
des Wirtschaftslebens sind. 

Wer im Wirtschaftsleben steht, wird von ihm absorbiert. 


ı Die Technik steht nie still, ihre Entwicklung zwingt zu ange- 


Strengter dauernder Arbeit. ‘Das Fach ist ein Tyrann, der mit 
Arsusaugen darüber wacht, dass man keine anderen Götter 
neben ihm habe. Diese Tyrannei beginnt schon in der Schule. 
Schon hier zwingt man den jungen Techniker, völlig in seinem 
Fache aufzugehen, gleichgültig, ob es die Fach- oder die Hoch- 
An der Hochschule bestehen zwar Lehrstühle für 
allgemeinbildende Fächer, aber sie vermögen nicht die herr- 
schende Geistesrichtung zu beeinflussen. In diesem Sinne sind 
auch unsere Hochschulen nur Fachschulen. Auch sie erzeugen 
nur Fachmenschen mit ganz bestimmter geistiger Einstellung, 
einseitig gebildete Menschen, die selbst von ihren Nachbar- 
gebieten nichts wissen. ‘Schon beim Eintritt in die betreffende 
Schule muss man sich für ein Fach entscheiden. In einem auf 
das rein Zweckmässige zugeschnittenen Lehrplan wird: darauf 
hingcarbeitet, den jungen Menschen möglichst bald soweit zu 
bringen, dass er sein Examen ablegen kann. Unsere sämt- 
lichen Fachschulen, die Hochschulen inbegriffen, sind zum 
grossen Teil Examenschulen, Lernschulen, deren ganze) Weisheit 
darin besteht, eine Summe von Fachkenntnissen zu übermitteln. 
einseitig geschulter 


zu lernen beginnen. 
Was lehren unsere Fachschulen? Rechnen und Kon- 


Dagegen ist nichts einzuwenden, Die Sprache des 


Beherrschung der Theorie ist eine unumgänglich nötige Vor- 
aussetzung jeder Praxis. Besteht die Praxis aber nur im Kon- 


struieren? Wird nicht der Wert des Gestaltens bis zum Ueber- 
ıAmass eingeschätzt? Wir sehen an allen Fachschulen, wie die 
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jungen Leute unter der Last der von ihnen verlansten Zeich- 
nungen erdrückt werden.) Jeder Lehrer hält sein Fach für das 
wichtigste und verlangt von den Schülern dieselbe Auffassung. 
Das Verlangen nach Fachspezialisten als Lehrer der einzelnen 
Fächer,,so gerechtfertigt es an sich ist, führt zu jenem sonder- 
baren Ergebnis, dass der Schüler förmlich zum Fachspezialisten 
in allen Fächern seines Gebietes erzogen wird. Er muss mehr 
lernen, als später von ihm in der Praxis verlangt wird, denn 
dort wird er als Maschinenbauer nur Dampfmaschinen’ oder nur 
Gasmasehinen oder nur Hebezeuge bauen. In der Schule aber 
soll er in allen diesen Teilgebieten gleich gut beschlagen. sein. 
Ein solches ‚Verlangen führt zur akademischen Malerei, zum 
vertikalen Abhauen mehr oder weniger guter Vorbilder, zur 
Verwendung von Häderschen Normalien, nur deshalb,‘ damit 
der Schüler mit seinen Zeichnungen fertig werde. Es ist zu- 
zugeben, dass die einzeinen Zweige des betreffenden Fach- 
gebietes an der Fachschule gelehrt werden müssen, weil ja der 
Schüler in der Schule noch keineswegs ‚weiss, wohin ihn sein 
Weg später führen wird, aber es ist falsch, wenn die in den 
Schulen gestellten Aufgaben über das Mass des Eleimentaren 
hinausgehen, wenn man vom Schüler Konstruktionen verlangt, 
die erst eine mehrjährige Praxis voraussetzen; denn die Praxis 
des Lehrers ist nicht die des Schülers. Wenn man in Schul- 
programmen, namentlich der technischen Privatschulen die dort 
veröffentlichten Aufgaben durchsieht, muss man über den 
Selbstbetrug lächeln, der ıaus solchen geradezu lächerlichen 
Angaben spricht, und die armen Schüler, die solche Aufgaben 
gelöst haben, werden. nicht als Direktoren oder Abteilungs- 
vorsteher angestellt, sondern als Techniker und Zeichner mit 
einem ganz bescheidenen Anfangsgehalt! 

Wieviel richtiger wäre es, wenn man sich auf eine gründ- 
liche Durcharbeitung der Elemente beschränken würde, dafür 
aber weit mehr, als bisher geschieht, auf die wirtschaftliche 
Fertigung bedacht wäre. Unseren Fachschulen 'fehlt die rich- 
tige Beziehung zur Wirtschaft. Es wird viel zuviel. auf das 
Konstruieren Wert gelegt, und man vergisst, dass: namentlich: 
‚die .heutige Zeit in-ihrer Forderung nach Produktionssteigerung 
wirtschaftlich geschulte Kräfte verlangt; die das Wesen der 
wirtschaftlichen Fertigung vollkommen in sich aufgenommen 
haben. Die Wirtschaft steht vor, in und hinter der Konstruktion. 
Sie stellt die Aufgabe, nachdem vorher schon sämtliche , Künste 
des Wettbewerbes ausgespielt wurden. Der Wettbewerb ver- 
lanst Kenntnis des Materials und seiner Quellen, also Kennt-' 
nis der Wirtschaftsgeographie, Kenntnis der: Konjunktur, d. i. 
eine Uebersicht über die Wirtschaftslage, Kenntnis der techno- 
logischen Grundlagen, der Werkzeuge, der besten Fertigimg, 
der Selbstkostenberechnung. Unsere Schüler müssen heute 
weit- mehr von Fabriksorzanisation und Fabriksverwaltung 
wissen als früher., Es ist darum nicht weniger nötig, die Be- 
ziehungen zum Mandel auf das genaueste zu kennen, die Fra- 
gen der Buchführung, der Bilanzkunde, des 'Geldwesens. Die 
Uebersicht über die Unternehmungsformen gehört ebenfalis. 
fn»die Wirtschaftslehre des Technikerss. Um darüber \unter- 
richtet zu sein, genügt keineswegs der bisherige Unterricht 
der Staatsbürgerkunde, sie muss; vielmehr zur Volkswirtschafts- 
lehre ausgebaut werden, damit der iunge Techniker nicht als 
Laie in die Praxis hinaustritt. Der'Name „Staatsbürgerkunde“ 
besagt bereits, dass man durch diesen Unterricht bezweckt, 
den Techniker zum Staatsbürger zu erziehen, damit er auf diese 
Weise aus seiner fachlichen Isolierung zum Menschentum ge- 
lange. Sie ist auch dazu berufen,;die Lücke in seiner Allgemein- 
bildung auszugleichen. Wenn schen dieser Gegenstand in 
semen Anfängen dazu berufen ist, den Weg zur Zivilisation zu 
ebnen, um wieviel sıehr wird es der Fall sein, wenn die Volks- 
wirtschaftslehre ısie ersetzen wird! Hier bietet sich dem für 
diese Fächer geeigneten Lehrer ein unendliches Gebiet, denn 
hier vereinen sich Kulturgeschichte, Literatur und Psycho- 
logie, um der Technik einen ihrer würdigen Hintergrund zu 
geben. 

Aber die Zeit!; Auch dazu lässt sich ein Ausweg finden, 
wenn man den Stoff auf sämtliche Semester verteilt, wenn man 
die Zahl der verlangten Zeichnungen herabsetzt und vor allem, 
wehn man endlich den alten Zopf des Diktierens abschneidet. 
Welche ungeheure Summe. von 'Zeit wird dabei vergeudet! 
Unter den vielen Lehrfächern wird es doch eines geben, das 
wert wäre, eingeführt zu werden, wie es mit vielen anderen 
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bereits geschehen ist. Fällt das Diktat fort, so kann man ent 
weder einen grösseren ‚Stoff durchnehmen oder die eine oder 
andere Stunde gewinnen. Durch Verwendung von Tafeln kamn 
man die zeitraubenden Handskizzen des Lehrers ersparen, 


Endlich, welche Unterrichtsmöglichkeiten bieten das Lichtbild. 


oder gar der Film. Ein Filmvortrag über Technologie kann 
zehn Vortragsstunden ersetzen. Alle Gründe, die für das, Dik- 
tat sprechen, werden hinfällig, wenn man den werdenden Tech- 
niker zur Selbstzucht, zur Selbständigkeit erzieht. Wer heute 
Techniker werden will, darf auf keinen Fall erst zur Arbeit ge- 
zwungen werden, nur der Drang nach technischer Betätigung 
darf die Triebfeder seiner Berufswahl sein. Kommt in nicht 
allzuierner Zeit für jeden werdenden Techniker vor seinem Ein- 
tritt in die Schule die psychotechnische Eignungsprüfung hinzu, 
dann wird jeder aus eigenem Antrieb seine zeichnerischen 
Fähigkeiten vervollkommnen, seine Kenntnisse durch Benutzung 
der Literatur erweitern wollen, während er heute aus Ueber- 
lastung kaum dazu kommt. Und schliesslich sei noch eine 
ketzerische Ansicht geäussert: Welche Zeit könnte gewonnen 
werden, wenn man sich zu einer Regelung der Ferienordnung 
eitschlösse. Warum sollen sich die höheren Schulen nicht mit 
der Hälfte der Ferien begnügen, da doch die anderen Berufe 
damit auskommen müssen? , Auch hier lässt sich eine Menge 


Zeit gewinnen, die für die Wirtschaftslehre verwendet werden 


könnte. 


Es bleibe dahingestellt, ob diese Fächer im vollen Umfange 
Prüfungsfächer sein sollen. Auch die Frage werde nur gestreift, 
in welcher Weise die Schüler selbst in Arbeitsgemeinschaften 
zu selbständiger Mitarbeit angeregt werden könnten. Auf jeden 
Fall wird, die Einführung der Wirtschaftslehre in die technischen 
Schulen einen bleibenden Gewinn für die Techniker bedeuten. 
Sie werden mit ganz anderen Blicken in das Wirtschaftsleben 
hinaustreten ‚als bisher, sie werden freilich auch dann keine 
Meister sein, keine Führer des Wirtschaftslebens, aber — gelernt 
ist gelernt. 


Die Hochschule für Technik und Wirtschaft. Die kommende 
Wirtschaft verlangt hervorragende Kräfte zur Bewältigung 
jener Probleme, die durch den unglücklichen Ausgang des Krie- 
ges aufgerollt wurden. Wenn sich auch der Charakter erst 
im Strome der Welt bildet, muss doch dem Talent die Möglich- 
keit geboten sein, sich in der Stille zu entwickeln. Mit dem 
Wirtschaftskampfe verglichen, kann die Schule als Bildungs- 
stätte des Talentes betrachtet werden. Wir waren bisher stolz 
auf unsere technischen Fachschulen und insbesondere auf un- 
sere technischen Hochschulen. Aus kleinen Anfängen heraus 
wurden sie Stätten höchster Wissenschaft und technischer For- 
schung. Geschichtlich lässt sich die Entstehung der verschieden- 
artigen Zweige der Hochschulen, der eigentlichen technischen 
Hochschulen, der Bergakademien, der landwirtschaftlichen 
Hoelischulen, der Handelshochschulen, wohl begreifen. Wenn uns 
heute die Zusammenfassung aller dieser Schulgattungen zu einem 
einheitlichen Ganzen fast seibstverständlich erscheint, musste 
dieser Gedanke erst den üblichen Reifeprozess durchmachen, 
den allgemeinen Weg von der Vielheit zur Einheit. Wie lange. 
hat es gebraucht, um die deutschen Stämme zur Einheit zu 
verschmelzen! 


Der Gedanke der Einheitshochschule, wenn vielleicht auch 
noch nicht die universitas litterarum, ist auf dem Marsche. Es 
ist ein gutes Zeichen, dass dieser Gedanke von den Hochschulen 
selbst ausgeht. Er tritt zu einer Zeit auf, in der die wirtschaft- 
liche Not zur Lösung auch dieser Frage drängt. Schon vor 
dem Kriege hat sich der rührige und vorausblickende D eut- 
sche Ausschuss für technisches Schulwesen 
mit dem Problem befasst. Nach dem Kriege war es der uner- 
miüdliche Professor Riedler, der in seiner ungestümen Weise 
auf die Notwendigkeit der Hochschulreform mit praktischen Vor- 
schlägen hinweis. In den „Stimmen zur Hochschul- 
reform“ gaben die Professoren Nägel, Heidebrock, 
Schulze-Pillot und Schilling wertvolle Anregungen, 
und jetzt hat der weitblickende Minister für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, Haenisch, für die Bearbeitung der tech- 
nischen Hochschulangelegenheiten den bekannten Professor 
Aumund gewonnen, um den mannigfaltigen Anregungen eine 
feste Form zu geben. Die soeben vom Professor Aumund 
herausgegebene Denkschrift „Die Hochschule für Tech- 
nik und Wirtschaft“ behandelt diese Frage in gross- 
zügiger Weise, Sie trägt den Forderungen der neuen Zeit Rech- 
nung. Unter diesen Forderungen seien genannt: Frühzeitige 
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werden wird, so dass .die Regierung um so eher an die Ver- 


: der Württemb. 








Einführung in das gewählte Fachgebiet auf der Basis der grund- | 
legenden Wissenschaften, Verbesserung der Allgemeinbildung, | 
Vertiefung in den exakten Wissenschaften für diejenigen, die 
Neigung und Befähigung dazu haben, vertiefte Leistung in ein- 
zelnen Wahlfächern (nicht gleiche Leistung auf vielen Teil- 
gebieten), Schaffung von Wahlfächern in der Oberstufe, Aus- 
bau bestimmter Studienrichtungen und der Grenzgebiete durch 
Beschränkung der Konstruktionsarbeiten auf das unbedingt not- 
wendige Mass, Hebung der Kenntnisse in den Wirtschafts- 
Wissenschaften zur Heranbildung von Wirtschaftsführern unter 
Mitwirkung leitender Persönlichkeiten aus dem Wirtschafts- 
leben, Zusammenfassung verschiedener Hochschulen und Uni- 
versitäten zur gegenseitigen Ergänzung, damit die Hochschule 
BIak aus einzelnen nebeneinander aufgebauten Fachschulen 
estehe. 

Die neue Hochschule soll eine umfassende Bildungsstätte 
des gesamten technischen und wirtschaftlichen Lebens werden, 
eine Wirtschafts-Universität, die Verständnis für unser gesamtes 
Kultur- und Wirtschaftsleben erwecken soll. Aumund weist im 
einzelnen nach, welche Vorteile aus der Zusammenfassung der 
Handelshochschwen, der landwirtschaftlichen Hochschulen und 
der Kunsthochschulen in der neuen Hochschule für Technik und 
Wirtschaft entstehen. Sehr beachtenswert sind seine Anre- 
gungen hinsichtlich der „Aussenabteilungen der 
Hochschulen“, deren Zweck darin bestehen soll, ausser- 
halb des Sitzes der Hochschule Kurse zu veranstalten, die sich 
mit den wichtigsten Aufgaben der Zeit zu befassen hätten. 
Er gedenkt auch der Bedeutung des praktischen Unterrichts 
während der Studienzeit in den Betrieben und macht Vorschläge | 
auf Grund der in Danzig gewonnenen günstigen Erfahrungen. 
Den Schluss seiner Denkschrift bildet ein Entwurf der Ver- 
fassung für die neue Hochschule. A 

Die in dieser Denkschrift ausgesprochenen Gedanken gehen 
weit über das Interesse der technischen Fachkreise hinaus. Der 
Umstand, dass sie sich auf die Handelshochschulen und die land- 
wirtschaftlichen Hochschulen bezieht, verlangt, dass sämtliche 
Träger der deutschen Wirtschaft zu diesen Fragen Stellung 
nehmen. Man darf wohl annehmen, dass der vorgeschlagene 
Weg von all diesen Kreisen als nützlich und gangbar angesehen 




















wirklichung dieser Gedanken herantreten kann, als dem Staate 
wesentliche Mehrausgaben kaum erwachsen ‘werden. Dafür 
aber verbürgt die neue Hochschule schon in ihrem Aufbatr jene 
planmässige Verkettung von Technik und Wirtschaft, ohne die 
sich das deutsche Wirtschaitsleben unmöglich erholen könnte. 
Möge diese neue Schulgattung auch in unserer Jugend jene 
Kräfte finden, die, von sozialem Geiste beseelt, an ihr Studium 
mit jener Arbeitsfreudigkeit und jener Verantwortlichkeit her- 
anfreten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötig sind. Möge 
vor allem die Reform auch jenen Kreisen unmittelbar zugute 
kommen, denen bisher lediglich aus materiellen Gründen der 
Besuch der Hochschule eine Unmöglichkeit war. | 
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„Der praktische Maschinenbauer“ nennt sich ein auf 4 Bände be 
rechnetes Werk, das von Dipl.-Ing. H Winkel im Verlag von Jul. Springer, 
Berlin herausgegeben wird. Mit dem Werk soll nach dem Vorwort des 
Herausgebers dem Lehrling und Gehilfen des Maschinenbaues ein Buch andie 
Hand gegeben werden, das ihnen während ihrer Ausbildung ein gewissenhafter 
Führer, in ihrer praktischen Tätigkeit ein zuverlässiger Ratgeber ist. Der uns 
vorliegende 1. Band behandelt die „Werkstattausbildung“. Man braucht nur 
das Inhaltsverzeichnis durchzusehen, um feststellen zu können, dass in bezug 
auf die Ausschöpfung des reichhaltigen Stoffes der Verfasser, Meister Aug. Laufer 

eesenhahn’ sich auf Grund einer reichen Lehr- und Berufs- 
praxis mit bestem Erfolg bemüht hat, das Versprechen des Herausgebers zu 
erfüllen. Die ersten Handreichungen des jungen Stiftes, die allmähliche In- 
ebrauchnahme der verschiedensten Werkzeuge, die Kenntnis der Baustoffe, 
die Behandlung und Instandhaltung der Arbeitsmaschinen, der Betriebsanlagen 
sind so übersichtlich geordnet, lückenlos gesammelt und praktisch verständlich 
dargestellt, dass man das Buch nicht nur dem anzulernenden Lehrling und 
Gehilfen, sondern auch dem Lehrmeister selbst als eine zuverlässige Selbst- 
kontrolle für eine ng vollkommene Lösung seiner Lehraufgabe empfehlen 
möchte. Auch zum Gebrauch für Gewerbe- und Fortbildungsschullehrer der 
Metallarbeiter-Fachklassen ist dieser erste Band recht geeignet. 


T. Cl. Schacht: „Lehrgang für den Zeichenunterricht der 
Maschinenbauer“. 4 Hefte, 2. Auflage Verlag Julius Klinkhardt, 
Leipzig 1920, Preis M. 8,40. Das uns vorliegende erste Heft des Lehrganges 
wird dem gedachten Zweck in vollem Umfange gerecht. Es behandelt: nach 
einer kurzen, sachlichen Einleitung über Aufnahme von Maschinenteilen, 
Skizzieren, Mass einschreiben, Darstellung der verschiedenen Stoffe in gewollter 
Selbstbeschränkung, Profileisen, Schieber und Schlitten, Platten, Zapfen, Achsen 
und Wellen und Riemenscheiben in guten Zeichnungen, aus denen der Schüler 
die Darstellung und namentlich das Einschreiben der Masse lernen kann, Hier 
ist freilich manchmal des Guten zuviel getan (die Masslinien gehören besser 
ausserhalb des Schnittes), während andererseits die Bearbeitung und die Be+ 
schriftung nicht berücksichtigt wurde, Die Hefte werden aber trotzdem für 
Lehrer = Schüler ein guter Behelf sein. SE) 
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Pioniere für Volksbildung heraus! 


Es trägt Verstand und rechter Sinn 
mit wenig Kunst sich selber vor. 
Faust. 

Wir leben in einem kapitalistischen Zeitalter höchster 
Potenz. Das äussert sich nicht nur in der Anhäufung von Ka- 
pital in einzelnen Händen, sondern auch, was ein Charakteristi- 
kum von viel grösserer Bedeutung ist, das Kapital — möge es 
nun in den Händen’ eines kleinen Zigarettenschiebers oder in 
den Händen eines grossen Volksbewucherers sein — ruiniert 
den letzten Rest von guter Sitte und Anstand, den wir über 
den Krieg hinausgerettet haben. Einst der arbeitsame Bauer, 
der ehrliche genügsame Kaufmann, der genau kalkulierende Fa- 
brikant, einst Treu und Glauben — heute schamloser Wucher 
und skrupellose Ausbeutung selbst der Aermsten. Einst ein- 
facher, solider, wenn auch nicht immer inhaltsvoller Lebens- 
genuss — heute Luxus, flachste Befriedigung aller Gelüste, Hab- 
gier auf der einen Seite, sinnlose Vergeudung auf der anderen — 
die niedersten Instinkte des Menschen — Dirnentum — Ver- 
brechertum — in höchster Blüte. Der Schurke, der Egoist 
triumphiert über den anständigen Charakter und geniesst das 
Leben, d. h. verschlingt und zertrampelt die edelsten Früchte 
aus dem Garten menschlicher Kultur, wie — — — der losge- 
lassene Stier im Blumenbeet. Statt der Ehrfurcht vor tieigrün- 
diger Weisheit, der Andacht beim Anblick eines Meisterwerkes 
edler Kunst, statt des tiefen Ertebens der Musik, der Bewunde- 
rung schöner Poesie, der wüsteste Tanz um das goldene Kalb. 
Auch das nicht mal, sondern Foxtrott um ein grosses -zivilisier- 
tes Ungetüm, das den letzten Rest von menschlicher Seelen- 
kultur zu verschlingen droht. 

Es liegt mir nichts ferner, als Sittlichkeitsapostel spielen zu 
wollen, aber die zwei Tatsachen, glaube ich, dürfen und müssen 
wir feststellen, dass in keinem Zeitalter das Kapital, dessen 
äusserer Ausdruck das Geld ist, eine solche Rolle gespielt hat 
wie in dem unsrigen, und dass zu keiner Zeit eine Verrohung der 
öffentlichen Moral in solchem Umfange Platz gegriffen hat, wie 
heute. Leben wir in einer Decadenzzeit, hat die Menschheit be- 
reits den Höchstpunkt der Kultur überschritten? Ist die mensch- 
liche Kultur nur ein Auf und Nieder, ein ewiges Werden und 
Vergehen, das niemals ausreifit zu jener Idealwelt, die wir ge- 
träumt? Haben denn das Streben für Ideale, die tausendfältige 
Arbeit aller Gelehrten, Künstler, Politiker letzten Endes einen 
Zweck? Sollen wir enden in einem allgemeinen Pessimismus, 
im Nihilismus, in der Erkenntnis, dass alles umsonst, ziel- und 
zwecklos ist? Das sind die bangen Fragen, die der ernste 
Menschenfreund sich stellt und die auch wir uns stellen wollen. 

Mögen rund um uns herum die Menschen von der Ver- 
zweiilung, vom Unglauben an die höhere Bestimmung des 
Menschen gepackt sein, mögen sie resigniert darauflos leben, 
ihren einzigen Lebenszweck in der Befriedigung von Gegen- 
wartsgenüssen sehen — wir wollen uns unser Ziel nicht aus den 
Augen nehmen lassen und greifen alle Zeichen der Zeit auf, die 
auf eine höhere Kultur hinweisen. Wir wollen alle guten In- 
stinkte aufrufen, die noch in unserem Volkskörper lebendig sind. 
Wachsende Liebe zur Natur, ehrliche Begeisterung für Kunst, 
urwüchsiger Drang nach) Wissen neben dem gewaltigen Stre- 
ben nach planmässiger Wirtschaft und damit bedingter ge- 
sünderer Verteilung der Erträgnisse dieser Wirtschaft, nach 
wirtschaftlicher Besserstellung der von „Geburt“ oder durch 
„Unglück“ schlecht Weggekommenen — das sind die guten 
Geister, die wir zu Hilfe rufen wollen. 

„Nicht in der heissen Zone des Luxus, auch nicht in der 
kalten der Armut, sondern in den mittleren Regionen, wo Wärme 
und Kälte gleichmässig verteilt sind, wird das Menschengeschöpf 
sich zur schönsten Blüte entfalten können.“ So ähnlich habe 
ich einmal irgendwo gelesen, mit anderen Worten „Armut er- 
würgt, Luxus verdirbt die gute Natur des Menschen“. 

Durch die Erkenntnis der Wahrheit dieses Gedankens ge- 
winnt die riesige Arbeit für Freiheit und Sicherung der wirt- 
schaftlich Schwachen, wie sie von Tausenden wissenschaftlichen, 
politischen und gewerkschaftlichen Köpfen geleistet wird, einen 
hohen ethischen Gehalt — durch ihn erfüllen auch wir die 
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trockene realistische Form unserer sozialen Bestrebungen mit 
neuem Geist. Sie führt uns hinaus in den grossen Kampi um 
die Seele des Menschen — und damit auch um die Zukunft der 
Menschheit überhaupt. 

Doch wo beginnen? Wo eingreifen in das grosse Welt- 
getriebe? Wir, die Techniker? Wo ist unsere Arbeit am not- 
wendigsten? Wo sind die Ursachen der Verfällserscheinungen 
im Volke? Was ermöglicht die Charakterlosigkeit unserer Zeit? 
Weshalb trotz der politischen Freiheit, trotz der Mündigkeits- 
erklärung des -Volkes durch die grossen politischen Reformen 
der Nachkriegszeit — die unsichersten politischen Zustände? 

Es gibt nur: eine Antwort: Das Volk ist noch nicht 
mündig. Die neue Freiheit hat auch der Bestie im Menschen 
grösseren Spielraum gelassen. Die Raubtierinstinkte waren auch 
früher da. Die Fesseln, die den Höhenmenschen an die Erde 
zwangen, hatten gleichmässig das Tier im -Menschen gefangen- 
gehalten. Das „Tier“ ist frei. — Wie steht es aber mit dem 
„Menschen“? Auch er ist da und hat bereits den Kampf mit 
dem zivilisierten Raubtier aufgenommen und wird Herr auch 
über diese Bestie werden, wie er sich einst die wirkliche Tier- 
welt untertan gemacht hat. Doch dazu braucht er Wafien und 
diese Waffen heissen: Geist, Bildung, Volksbildung. 

Das erfreulichste Zeichen unserer Zeit ist die immer weitere 
Kreise ergreifende Erkenntnis, dass es nır einen Ausweg aus 
der Not der Zeit gibt: Volksbildung — Hebung des Verständ- 
nisses für wahre Lebensart, Veredlung des einzelnen Indi- 
viduums — Stärkung des Gesellschaftsempfindens und des Ver- 
antwortungsgefühls gegenüber dem Nächsten. Lehrer, Studenten, 
alle geistigen Kräfte unseres Volkes sind schon aufgerufen, an 
dieser wichtigsten Kulturarbeit mitzuwirken. 

Und wir Techniker? Alfred Fröhlich hat in seinem Auf- 
satz „Technische Erziehung“ an dieser Stelle die Bedeutung der 
Technik für die Volksbildung hervorgehoben. Fr weist auf die 
Schönheit ihrer Schöpfungen hin, feiert die Technik als die an- 
gewandte Naturwissenschaft, die richtig erfasst, ein Weltbild, 
eine Weltanschauung erstehen lassen, ja noch mehr — Kraft 
der Wahrheit ihres ganzen Wesens eine Fülle erzieherischer 
Momente zur Wahrhaftigkeit mit sich bringen. Nun denn, Tech- 
niker! Beweisen wir dem Volke, dass sich in unseren Reihen 
ein gesunder, kühl rechnender, denk- und begeisterungsfähiger 
Volksstamm erhalten hat, dass wir kraft unserer Erkenntnis der 
ewigwaltenden Gesetze, kraft der Erkenntnis vom Wesen der 
Naturkräfte den Glauben an das System einer menschlichen Ge- 
sellschaft haben, dessen Fundament das Gleichgewicht aller aus- 
einanderstrebenden Kräfte ist und dessen Gesamtmittelkraft 
hinaufstrebt in das Ideal einer wahrhaften Kultur. 

Mehr Bildung in die Technik sei unser erster Ruf! Wir, die 
wir gewohnt sind, die Naturkrafit aus der Tiefe zu schürfen, 
Bausteine aus der Ferne heranzuholen, wir wollen hinabsteigen 
in die Tiefen der Wissenschaft, hinausschweifen in die Weiten 
dichterischer Fernsicht und mit der: so gewonnenen Kraft mit- 
helfen, aus den Bausteinen der Kultur der Menschheit einen 
neuen Tempel zu bauen. — Wir wollen keine Gelegenheit ver- 
säumen, unser Wissen zu vermehren, hinein in die. Volkshoch- 
schulen, in die bildenden Vorträge, in die Darbietungen wahrer 
Kultur- und Kunstgenüsse, greifen wir zu einem guten Buch, 


Der Ingenieur. 


Entsche’dend für die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ kann 
nur die Tat sein.) Nur wer erfolgreich gebaut, leistungsfähige 
Maschinen entworfen und verwirklicht, rationelle Fabrikationen 


eingerichtet, zweckentsprechende Organisationen geschaffen . 
hat, erbringt den Beweis, dass er ein Denker im Bauen, ein 
‚ Ingenieur ist. 


Dr.-Ing. Julius Schenk, 


ord. Professor an der Technischen Hochschule 
zu Breslau. 
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das sich mit dem Schicksal des Menschen beschäftigt und stellen 
wir den Verfasser mit seinen Gedanken mitten hinein in die 
neue Welt — eine Fülle von neuen Ideen werden aufstehen, 


und „wie alle Stoffe in gasigen, flüssigen oder festen Zustand “ 


versetzt werden können, findet eine ähnliche Wandlung mit den 
geistigen Elementen statt, die Idee, die sich im Zustande der 
Träumerei wie Gas verflüchtet, durch das Wort wird sie flüssig, 
und durch die Schrift wird sie fest.“ (Berta von Suttner.) 

.. Und wenn wir zunächst nicht die Kraft fühlen, unsere Ge- 
danken, unser Wort in die breite Welt zu tragen, dann heraus 
damit in‘kleinem Kreise, in der Familie oder bei Freunden! 
Gründen wir Diskutierklubs, veranstalten wir Diskussionsabende! 
Ueben .wir: uns im eigenen Kreise im Gebrauch ‘der geistigen 
Waffen, bis wir stark genug sind, um in dem öffentlichen Kampf 
für, den „guten Menschen“ unsern- Platz zu behaupten. - Wir 
dürfen uns nicht von anderen geistigen Arbeitern beschämen 
lassen. Wir, die wir in enger Fühlung mit den weiten bildungs- 
bedürftigen Voiksschichten stehen, ja sogar als Arbeitnehmer 
mit ihnen Schulter an Schulter um bessere Lebensbedingungen 
kämpfen, wir, die wir wie kein Beruf dazu prädestiniert sind, 
„Volksführer“ zu werden. . Bei einigermassen gutem Willen muss 
es uns gelingen, eine wohlgeschulte Schar fähiger Köpfe für die 
grosse Sache der Volkserziehung in die Welt hinauszusenden. 

Damit werden wir Technikör, gestützt auf ernstes Wollen, 
höheres Allgemeinwissen uns die zesellschaftliche Stellung und 
den. politischen Einfluss erringen, auf die wir berechtigten  An- 
spruch erheben, 

Wir leben in einer Zeit, wo. man. „um den Schmuck des 
Kopfes ängstlicher besorgt ist, als um dessen "Wohl" 
(ich schöpfe aus .den Schriften des Römers Seneca), wo viele 
Menschen Gefahr laufen, als „Greise zu sterben, die mit nichts 
anderem zeigen können, dass sie lange gelebt haben, als mit der 
Zahl .der Jahre, als Menschen, von denen man nicht sagen kann, 
dass sie lange gelebt, sondern nur lange dagewesen sind‘. Soll 
uns als Menschen dieses Los beschieden sein? - Soll von uns 
Technikern einst die Geschichte schreiben: „Sie sind eine brave 
fleissige Spezies Merisch gewesen, die durch ausserordentliche 
Geschicklichkeit und grosses technisches Können Wunderwerke 
der Technik erschaffen und damit’den Fortschritt der Zivilisation 
ausserordentlich gefördert hat, aber sie haben die Zeichen {hrer 


Zeit nicht verstanden, sie haben nicht vermocht, diese Fort-- 


schritte zum eigenen und der Menschheit Segen ausschlagen zu 
lassen. Sie haben verabsäumt, ihren Schöpfungen in der Kultur 
den richtigen Platz anzuweisen. Sie haben nicht vermocht „das 
Endziel aller technischen Arbeit zu erkennen‘, das Ziel, „die 
geistigen Energien des Menschen zur Entfaltung zu bringen, in- 
dem sie die schwere körperliche Arbeit den Maschinen über- 
weist und den. Menschen freimacht :für sein eigentliches Herr- 
schaftszebiet, für die geistige Arbeit“? 

Wollen wir nicht weiter mit unseren technischen Wunder- 
werken neben der menschlichen Allgemeinkultur herlaufen, son- 
dern in sie. hineinwachsen und mit ihr emperstreben, dann heran 
an die Bildungsarbeit! 

Pioniere heraus! 
Johann Gröttrup. 


Das Taylorsystem im Schulbetriebe 


Wenn der Name „Taylor“ heute noch in manchen Köpfen 
die Assoziation: Mechanisierung des Geistes, Raubbau, geisiige 
Verödung und was dergleichen Dinge mehr sind, auslöst, so 
sind daran nicht nur iene Leute schuld, die den im Taylor- 
system ruhenden gesunden Gedanken missbraucht haben, sot- 
dern auch die Kurzsichtigkeit jener, die sich von einem Schlar- 
wort einiangen lassen. Da man Vorurteile in der Regel nicht 
durch Worte beseitigt, wird’ es gut tun, Erfahrungen zu sam- 


Der Ingenieur. 


Es bestehen zwei Gründe, welche nicht für die ausschliessliche 
Verleihung des Ingenieurtitels an Vollakademiker sprechen: 

1. Die Absolventen der Technischen Hochschulen haben 
bei ihrem Abgang von’der Hochschule noch keine erfolgreichen 
Ingenieurbauwerke geschaffen, sie sind noch in der Entwicklung 
für diesen Beruf begriffen, und 

2. die derzeitige Unterrichtsführung an Technischen Hoch- 
schulen gibt überhaupt nicht die Gewähr einer überwiegend 
erfolgreichen Schulung für den Ingenieurberuf und ist auch nicht 
der alleinige Bildungsweg. 


Dr.-Ing. Julius Schenk, 
ord. Professor an der Technischen Hochschule 


zu Breslau. 
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„Ergebnis kommen, dass-.das Taylorsystem oft 


-aber von vornherein alles auf 


‚Tichtsräume und Laboratorien. 


Lehrkräfte die grösste Beachtung zu schenken. .-Es sei z, B; 





meln, aber nicht, aus möglicherweise gefärbten Berichten, son- 
dern am besten an sich selbst. Man versuche einmal, die 
Taylorischen Grundgedanken in sein eigenes Leben zu über- 
tragen und urteile dann selbst. Man wird vielleicht zu dem 

t nichts anderes 


ist, als gesunder Menschenverstand. 
Taylorystem und Schule? -Ist denn die Schule eine auf 


Massenerzeugung eingestellte Fabrik? Spielt hier etwa die 


Zeit, in der dem Schüler ein Lehrsatz beigebracht. wird, oder. 
in der er ein Beispiel löst, eine ausschlaggebende 
Rolle? Diese Fragen stellen, heisst sie zu ‚gleicher Zeit ver- 
neinen. Aber im Taylorsystem sind mehr Gedanken enthalten 
als durch die obigen Fragen angedentet ist. Täaylorsvstem in 
unserem Sinne ist vorausschauende Organisation der Arbeit, 
reibungsloses Ineinandergreiien des Betriebes, ineinSystem 
gebrachte Ordnung, Verwendung der geeignetsten Per- 
sonen, einheitlicher Geist, Beseitigung von Hemmungen. Wenn 
man.im Taylorsystem nur die Schablone sieht, dann wäre es 
allerdings aus dem Schulbetrieb unbedingt zu verbannen, denn 
nichts wäre ‘der Schülerseele verderblicher,; als.’ sie in’ das 
Prokrustesbett eines allein seliemachenden Systems: zu zwän- 
gen. 


und Wärme durch Ordnung ihre Wirkung einbüssen könnten. 


‚Das richtige. Taylorsystem besteht doch ‚gerade : darin, höhere 


Leistungen bei vermindertem Arbeitsaufwand zu erzielen! 
Unsere Fachschulen haben den Zweck, junge Leute zu 
tüchtigen Technikern heranzubilden Wenn sie die“Schule. ver- 
lassen, sollen. sie in der Lage sein, zunächst kleinere Arbeiten 
selbständig auszuführen,. um. allmählich zu :grösseren überzu- 
gehen. Für ihre Ausbidung haben ‚sich in. Ferm und: Zeit &e- 
wisse.Normen: ergeben, die in einem Lehrplan :der betreffenden 
Schule zutage treten. En. solcher Lehrplan: darf: kein starres 
Gebilde sein, er muss sich vielmehr den Bedürfnissen der Zeit, 
dem Fortichritt. der Wissenschaft, der.-Eigenart..des Lehrers. 
und nicht zum geringen Teil der Aufnahmefähigkeit der Schü- 
ler anpassen können. Innerhalb der Anpassungsfähigkeit : ist 
das sorgfältigste zu überdenken, 
was einen geregelten Unterricht. zu gewährleisten imstande” 
ist. Aus dem Ziel der Schule, der Vorbildune' der aufzunehmen- ° 
den Schüler, dem zu bewältigenden Lehrstoff ergibt sich die 
Zahl der Schuljahre, die Verteilung der  Lehriächer, die Zaht 
und Art der Lehrkräite, 


mens ist der Verteilung des ‚Lehrstoffes und der Auswahl der 
daran erinnert, dass man gewisse praktische Fächer nicht: eher 
lehren kann, bevor nicht die grundlegenden ‚Gegenstände Mathe- 


matik, Festigkeitsichre, Mechanik bis zu einem gewissen -Aus- ° 


mass geboten wurden. Maı denke daran, welche: Schwierig- 
keiten es macht, z. B. Wärmelehre vorzutragen, ohne: wenig- 
stens die Anfangsgründe der höheren Mathematik gelehrt zu. 
haben. Auch die Frage, ob es richtiger sei, Vorträge und 
Uebungen aus demselben Fach in demselben Semester zu brin- 
gen oder in auleinanderfolgenden, will wohl erwogen sein. Die 
Verteilung des Stoffes auf .die Lehrkräite » mit: Rücksicht’ 
auf deren .Sonderbegabung (Spezialisten: oder: Univer-: 
salisten) bedarf einer grümdlichen Ueberlegune. Es. ist heute 
nahezu selbstverständlich, dass solche Fragen nicht von einer 
Zentralbehörde, auch nicht von dem Leiter. -der: Anstalt allein 
gelöst werden dürfen. Die Mitwirkung des ganzen: Lehrkörpers 
wird unstreitig der besten Unterrichtsmethode förderlich sein, 
Bei aller Rücksicht auf die Veriretbarkeit in Krankheits-, :Ur- 
laubs- und Sterbefällen, wird man wohl der Erkenntnis: Raum- 
geben müssen, 
folge haben wird, der sein Sonderfach vorzutragen: hat, sofern: 
er — als selbstverständliche Voraussetzung — über die nötige: 
Lehrbefähigung verfügt und jene Gabe. besitzt, die -Nietzsche 
„ie schenkende Tugend“ nennt. Eine Auswahl der Lehrkräfte 
mit -. besonderer Berücksichtigung der pädagogischen - Fähig- 
keiten ist deshalb auch für die technische. Fachschule eine Not- 
wendigkeit. Es wird Sache der Lehrerbesprechungen sein, ein 
gezenseitiges Einverständnis bei sich überschneidenden Fach- 
gebieten zu erzielen (gleichartige Bezeichnungen oft: vorkom- 
mender Rechnungsgrössen, Zahl und Form der Zeichnungen, 
Benutzung von Handbüchern usw.). Dass: solche gemeinsame 
Besprechungen auch besonders geeignet sind, ein Gesamturteil 
über Fähigkeiten und. Leistungen der Schüler: zu ergeben, sel 
nur nebenbei bemerkt. Tue see En 
Die neuere Literatur über das Taylorsystem oder die wissen 
schaftliche Betriebsführung beschäftigt sich viel mit Ermüdungs- . 
erscheinungen, weil man mit Recht durch die. Ermüdung eine. 
Verminderung der Leistung erwarten muss.. ‚Es. ist..mir nicht. 
bexannt, dass man diesem wichtigen Umstand bei Lehrern und. 
Schülern besondere Beachtung geschenkt hätte, denn sonst wäre; 
die heute noch in Privatschulen übliche Pilichtstundenzahl -der" 
L.ehrer, die sich auf 30 bis 34 Wochenstunden beläuft; und:die: 
Belastung der Schüler mit 40 bis 48 Stunden wöchentlich 'eine- 
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Aber .es wäre. verkehrt, anzunehmen, dass etwa Licht 


die Grösse und Ausstattung. der Unter- 
Innerhalb ‚dieses grossen Rah- - 


dass unstreitig derjenige Lehrer grössere Er- 
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"Unmöglichkeit. Es ist keine Frage, dass die Leistungsfähigkeit 
‚des Lehrers und die Auinahmefähigkeit des Schülers durch die 
Ermüdung wesentlich ' beeinträchtigt wird. Der Lehrer ist 
ebensowenig ein Motor, wie der Schüler eine Arbeitsmaschine. 
(Jedermann weiss, dass man schon nach einer Stunde auimerk- 
Samen Zuhörens einem: Vortrag nur mit halbem Ohre zu folgen 
‚vermag. Dann geraten die Gedanken auf Abwege, so dass der 
Vortragende seine Willenskraft vergebens anstrengt. Das aka- 
demische Viertel trägt dem . Erholungsbedürfnis beider Teile 
einigermassen: Rechnung. Die Doppelstunden: (die sich wohl 
‚allgemein eingebürgert -haben) sind nur dann auf die Dauer 
‚durchführbar, wenn innerhalb der einzelnen Vorträge für Ab- 
wechslung gesorgt wird. Bekanntlich wirkt eine ‚derartige Ab- 
wechslung der Ermüdung entgegen. Man sorge also für Auf- 
'einanderfolge theoretischer und beschreibender Gegenstände 
(Wirtschaftslehre, Geschichte der Technik!), schalte Uebungs- 
stunden ein, unterbreche den Vortrag durch Wiederholung des 
Stoffes unter Mitarbeit der Schüler, wie man überhaupt den 
Schüler nicht als blossen Zuhörer werten darf, sondern ihn zu 
reger Mitarbeit heranziehen muss. Nicht die Fülle des ge- 
lehrten Stofies ist massgebend, sondern die. Art der Verarbeitung 
und die Anregung, die der Schüler für seine eigenen Arbeiten 
mit nach Hause nimmt. . Zugängliche, wohlgeordnete. Modell- 
Sammlungen, Wandtafeln, Lichtbilder, Arbeiten im: Laboratorium, 
Exkursionen sind besonders geeignet, den Unterricht lebendig 
und anschaulich zu machen. Durch ihre Benutzung wird nicht 
nur Zeit gespart (da der Lehrer nicht jedesmal gezwungen 
wird, z.. B. dieselben Zeichnungen an die Tafel zu zeichnen), 
auch die Wirkung des Vortrages wird belebt, so dass der Gegen- 
stand an Eindringlichkeit gewinnt. Die gewonnene Zeit kann 
dazu benutzt werden, sich -in höherem Masse schwächerer 
Schüler anzunehmen, denn: die Erfolge bei Minderbegabten sind 
ein Masstab für die Leistungen -des-Lehrers. Die sich daraus 
ergebende individuelle Behandlung der Schüler verlangt daher 
eine. gewisse -Höchstgrenze in .der. Schülerzahl. Eingeführte 
Lehrbücher oder, in deren Ermangelung, kurze Leitsätze seien 
die Grundlagen des Unterrichts. Sie bilden das Gerippe für den 
freien -Vortrag,- die Stütze für das- Gedächtnis und die Unter- 
lage für etwaige Prüfungen. Nur wer den vorhergegangenen 
Lehrstoff-beherrscht, kann dien weiteren Vorträgen folgen. Das 
Anhäuten des Stofies in dickleibigen Kollegheften — denn was 
man schwarz,auf weiss besitzt, das kann man getrost nach 
Hause tragen — ist nur auf -Examenswissen berechnet, nicht 
aber auf lebendiges Einfühlen.. Die technische Wissenschaft be- 
ruht auf Verständnis und nicht auf Gedächtnis, sie bedarf daher 
im wesentlichen nur Skizzen und mathematischer Ableitungen. 
Die Verwendung graphischer Rechenmethoden gestattet eine be- 
sonders übersichtliche Verarbeitung des Lehrstoffes. Sie sind 
(richtig angewendet) dasselbe, was die „Vorrichtungen“ für den 
Arbeiter sind. Formeln bedürfen eingehender Erklärung, 
auf ihr Verständnis kommt es an. Die in ihnen enthaltenen 
Buchstaben müssen in ihrer‘ vollen Bedeutung erfasst werden, 
daher sind sie ein ausgezeichnetes Mittel zur Förderung des 
funktionalen Denkens. Wenn ihre mathematische Ableitung 
durch die funktionale ergänzt wird, erlangen sie erst die 
Bedeutung einer denkökonomischen Vorrichiung. 

Wieviel wertvolle Zeit könnte für Uebungszwecke ver- 
weudet werden, wenn man das ausgezeichnete Material der 
technischen Handbücher (Hütte, Freitag usw.) zur Grundlage 
des Unterrichts machen würde und wenn man sie nicht bloss 
als Nachschlagebücher verwendete. Die Seibständigkeit: des 
Schülers, das Ziel jedes Unterrichts, erzielt man. nicht „durch 
weitschweifige Vorträge, sondern durch Uebungen im Rechnen 
und Konstruieren, durch Frage und “Antwort. Wenn man diese 
‚Uebungen nicht als Prüfung betrachtet, werden. die Schüler mit 
Freude daran teilnehmen, weil sie bald die dabei gewonnene 
Förderung anregend empiinden werden. n 

Noch lässt das Verhältnis zwischen Lehrern und Schülern 
viel zu wünschen übrig.‘ ‘Das Gespenst ‚des Examens‘ steht 
‚drohend zwischen ihnen und tötet vielfach das so notwendige 
'Wertrauen.- Noch wird die innere Autorität mit der 
äusseren zu oft verwechselt. Der inneren Autorität des Lehrers 
fügt sich jeder Schüler willig, während die Betonung der 
äusseren zu Widerspruch und. Auflehnung reizt. Man. sei 
Streng in den Auinahmebedingungen, man überzeuge sich, wenn. 
möglich, durch Eignungsprüfungen, ob die Befähigung für den 
technischen Beruf vorhanden sei, vergleiche die Leistungen na- 
mentlich in den unteren Semestern mit jenen Ergebnissen und 
beobachte den Schüler auf seinem Wege zur Selbständigkeit. 
"Dazu bieten die Uebungen im Zeichensaal und im Laboratorium 
'Teichlich- Gelegenheit. - Bei den Prüfungen kommt es nicht auf 
das Gedächtnis an, sondern auf die Gesamtreife. “Sie sind da- 
'her auf jenes Mindestmass zu beschränken, das die im Schul- 
Fahre gewonnenen Eindrücke zu ergänzen vermag. Die Eigen- 
Sehait des Lehrers als Prüfender ist es, die ihm so häufig die 
Sympathie des Schülers raubt. Zur Erhöhung der. Arbeitsfreude 
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des Schülers ‘gehört, dass ihm der Lehrer nur als Freund und 
Ratgeber entgegentrete, nicht als  Antreiber, der mit einer 
schlechten Zensur droht. Bei aller Genauigkeit in den Forde- 
rungen unterscheide man doch zwischen Pedanterie und Ord- 
nung, denn es gibt nicht nur eine Art gesunden Wachstums. 
Die zeistige Arbeit des Lehrers wird nur dann erfolgreich sein, 
wenn sie an die Seele des Schülers zu dringen vermag. Fach- 
liches Wissen. des Lehrers ist -selbstverständliche Voraus- 
setzung. Sich in die Seele des Schülers versenken, ihn mensch- 
lich zu fassen, ihm zu zeigen, wie stark der Beruf im Gesell- 
schaftsleben verankert ist, in ihm die Arbeitsfreudigkeit: und 
das. Verantwortlichkeitsgefühl zu wecken, das ist die 
schöpferische Arbeit des technischen Lehrers. Diese 
Doppeleigenschaft ist es, die seine Arbeit so hochwertig macht, 
dern wenn seine Berufsgenossen in der Praxis Stahl und Eisen 
formen, obliegt ihm die unendlich höhere Aufgabe, edleres 
Material zu bilden: Die Herzen der Jugend, und gerade diese 
Aufgabe rechtiertigt es, dass sie über die Methoden nachdenken, 
die den Wirkungsgrad der Lehrtätigkeit zu erhöhen imstande 
sind. A.. Fröhlich. 


Schulfragen 


Zulassung von Mittelschultechnikern zum Hochschulstudium, 
Auf der Berufsschulkonferenz des Deutschen Ausschusses’ für 
technisches Schulwesen in Cassel wird auch über die Ueber- 
zangsmöglichkeiten von niederen zu höheren Schularten im 
Rahmen‘ der Berufsschule gesprochen werden. Unsere Mit- 
gliederkreise interessiert in erster Linie die Frage der Zulassung 
der Absolventen der höheren technischen Fachschulen als or- 
dentliche Studierende an die technische Hochschule. Wir ver- 
öffentlichen im nachstehenden eine Zuschrift unseres Mitgliedes 
J. Meyer in Hannover, die sich allgemein mit der Weiter- 
bildungder Mittelschultechnikerandentech- 
nischen Hochschulen befasst: 

„Gelegentlich der Etatsberatung im Hauptausschuss der 
preussischen Landesversammlung im Herbst 1919 beantraste ich 
mit dem Kollegen Lüdemann: „Die Absolventen der Staatlich 
anerkannten technischen Mittelschulen hinsichtlich ihrer Weiter- 
bildung an den technischen Hochschulen gleichzustellen mit den 
Abiturienten der Gymnasien.“ Dieser Antrag ging den bürzer- 
lichen Parteien zu weit, es erhob sich der ominöse Ruf: „Dann 
sei das allgemeine Bikdungsniveau unserer Hochschulen durch- 
löchert.“ — Also war direkt kein Fortschritt für wns Mittel- 
schüler zu erzielen. :. Es musste Somit in Ermangelung einer 
Mehrheit für meinen Antrag, um doch etwas herauszuholen, 
mit den Parteien und der Regierung gefeilscht werden. Neben- 
her der Ausschussberatung einirte man sich dann auf ungefähr 
iolgenden Antrag: ,.Der Ausschuss wolle beschliessen, die 
Staatsregierung zu ersuchen, befähigten Absolventen der staat- 
lich anerkannten technischen Mittelschulen bei Berücksichtigung 
ihres Fachstudiums und Unterziehung einer Prüfung in allgemein 
bildenden Fächern als ordentliche Studierende die technischen 
Hochschulen’ zu öffnen.“ Dieser Antrag wurde dann im Hampt- 
ausschuss und später in der Pilenarsitzung der preussischen 
Landesversammlung einstimmig angenommen "und somit die 
Staatsregierung verpflichtet.‘ — In den persönlichen Aussprachen‘ 
mit der Regierung war Uebereinstimmung erzielt, dass die For- 
mulierung „befähigte Absolventen“ solche mit dem Entlassungs- 
prüfungsprädikat „Gut“ bedeute, ferner „bei Berücksichtigung 
des Fachstudiums“ die Anrechnung bis zu drei Semestern er- 
folgen solle, und „die Prüfung in allgemein bildenden Fächern“ 
sich auf höchstens vier Fächer, wie eine Fremdsprache, deutsche 
Literatur, Geschichte, Wirtschafts- und Bürgerkunde, beziehen 
solle; zudem müsse der persönliche Eindruck des Prüflings aus- 
schlaggebend sein und nicht sein gedächtnismässig für die m. E. 
ominöse Prüfung aufgepfropites Wissen. Die Prüfung kafin 
während der Studienzeit, jedoch vor der Vorprüfung-zum Diplom- 
Ingenieur abgelegt werden. — Mehr war vorerst nicht zu holen, 
man befürchtete, dass dann anstatt des normalen Weges über 













Der Ingenieur. 


Eine Vorbehaltung des Ingenieurtitels für Vollakademiker- 
würde bei den jetzigen Zuständen zur Folge, haben, dass zahl- 
reiche Techniker, welchen auf Grund ‘ihrer Bauleistung die. 
Berufsbezeichnung Ingenieur gebührt, um dieses Recht ge- 
schmälert würden, und dass ebenso zahlreiche Diplomingenieure, 
welche den Titel auf Grund staatlicher Bestimmung führen, den 
Titel nicht verdienten. 

Dr.-Ing. Julius Schenk, 
ord. Professor an der Technischen Hochschule 


zu Breslau. 
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die Gymnasien der über die technische. Mittelschule einreisse 
und dadurch das wissenschaftliche Niveau unserer Hochschulen 
sehr in Frage gestellt würde. Das war vor 1% Jahren. — In 
dieser langen Zeit habe ich des öfteren gedrängt: endlich die 
für die Mittelschultechniker wichtigen Neuerungen zu publi- 
zieren. Es wurde von der Regierung’ ein Reglement ausgear- 
beitet und mit den .nichtpreussischen deutschen Hochschulen auf 
einer Konferenz beraten; dann stellten sich sogenannte finan- 
zielle Bedenken ein, die erst nach langem Zögern beigelegt 
wurden. Vor einigen Wochen ist nun ein Reorganisationsplan 
der technischen Hochschulen erschienen, dessen $ 11 2. Absatz 
besagt: „Besonders befähigte Absolventen der für diesen 
Zweck vom Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
anerkannten deutschen Fachschulen können nach Ablegung einer 
Aufnahmeprüfung gemäss besonderer Vorschrift (obiges Regle- 
ment) als Studierende aufgenommen werden.“ Bis zum Herbst 
dieses Jahres glaubt man die technischen Hochschulen in Hoch- 
schulen für Technik und Wirtschaft umgebildet zu haben, und 
es würde dann das neue Statut Geltung haben; bis dahin können 
Mittelschultechniker als Hörer den Vorlesungen und- Uebungen 
beiwohnen, welche Zeit jedoch auf die spätere Prüfung und 
dergleichen angerechnet wird.“ 


Die Ausbildung der Gewerbelehrer. Auf der vom Deut- 
schen Ausschuss für das technische Schulwesen einberuienen 
Berufsschulkonferenz, die am 27. Juni 1921 in Cassel statt- 
finden wird, steht als eine der wichtigsten Fragen im Mittel- 
punkt der Beratungen das Problem der Vereinheitlichung des 
gesamten Fach- und Berufsschulwesens. In unlösbarem Zu- 
sammenhang damit und gewissermassen als eine Vorbedingung 
dafür muss die für die Aufgaben und Ziele der einzelnen Schul- 
arten zweckentsprechendste und für die Schaffung eines ge- 
schlossenen Berufslehrerstandes notwendige einheitliche Be- 
rufsausbildung erörtert werden. Die Auffassungen darüber 
gehen bekanntlich erheblich auseinander. In dieser Frage ist 
gewissermassen die Main-Linie wieder einmal die Grenze, auf 
der sich die Geister scheiden. In Preussen und Sachsen er- 
folgt die Ausbildung der hauptamtlich anzustellenden Lehrer in 
Seminarkursen, die dem Pädagogen das ihm fehlende gewerb- 
liche und technische Fachwissen vermitteln und dem Praktiker 
die pädagogischen Lücken für seine Lehrerbefähigung ausfüllen 
sollen. In Württemberg und Baden ist die Ausbildung von 
jeher so geregelt, dass die Anwärter für den Gewerbelehrer- 
beruf sich in demselben Lebensalter entscheiden können, in 
dem andere normalerweise die Ausbildung als Techniker oder 
als Lehrer beginnen, so dass also der künftige Gewerbelehrer 
nicht erst Techniker, Handwerker oder Pädagoge gewesen sein 
muss. 

Beide Ausbildungsarten haben ihre Vorteile und ihre 
Schattenseiten. Neuerdings tritt aber in die hierüber stattfinden- 
den Erörterungen noch ein neues Moment, hereingetragen von 
der Reichsschulkonferenz. In der Frage der Lehrerausbildung 
ganz allgemein gesprochen, hat bekanntlich die Richtung -ge- 
siegt, die für alle Lehrer unabhängig von der Schulgattung, an 
der sie künftig unterrichten werden, eine einheitliche, der aka- 
demischen Bildung gleichgeartete und gleichgestellte Beruis- 
ausbildung verlangt. Württemberg ist nun dazu übergegangen, 
seine hauptamtlich tätigen Gewerbelehrer auch sämtlich an 
der technischen Hochschule in Stuttgart auszubäden. Auch im 
Gewerbelehrerberuf kommt nunmehr die Parole: Das Seminar, 
die Hochschule. Wir wollen den beteiligten Kollegen. hiermit 
Gelegenheit geben, aus ihrer persönlichen Berufserfahrung 
heraus zu dieser Frage sowohl vom wirtschaftlichen. wie vorm 
fachlichen Standpunkt aus Stellung zu nehmen und die Er- 
örterungen mit dem Abdruck der von den Lehrern der Min- 
chener Berufsschule aufgestellten Leitsätze eröffnen. 


Leitsätze zur Ausbildung der Lehrer an den Berufsschulen. 
(Aufgestellt von den technischen Lehrern der Stadt München.) 
I. 

Die Vorbildung des Berufsschullehrers ist abhängig von den durch die 
Organisation der Berufsschule an ihn gestellten Anforderungen. Bezüglich der 
Organisation stellen wir die entschiedene Forderung auf, dass sie den ört« 
lichen Verhältnissen durch eine Gliederung in drei Stufen gerecht wird. 

Es umfasst: 

Stufe 1: Schulkörper nach einzelnen Berufen getrennt, 
» 2:- Schulkörper nach Berufsgruppen getrennt, 
» 3: Schulkörper für gemischte Berufe. 

Wir lehnen alle dieser Gliederung entgegenstehenden Vereinheitlichungs- 
bestrebungen sowohl der Organisation als auch der Lehrer ab und fordern die 
Errichtung von weitest beruflich getrennten Schulen, unter Umständen durch 
Zusammenfassung benachbarter Schulen zu Schulgemeinschaften oder durch 
Errichtung von Wanderkursen. 

u. 

Wir vertreten den Standpunkt, dass an der Berufsschule zwar der gesamte 
Unterricht die Erziehung im Auge behalten muss, dass jedoch die Aufgaben 
der Berufsschule sich grundsätzlich von denen der Volksschule unterscheiden 





na 





A 


und dass Methoden und Erfehrungen dieser Schulgattung nicht ohne weiteres j 


auf die Berufsschule angewendet werden dürfen. Es ist Erfahrungstatsache, 
dass der Einwirkung einer beruflich tüchtigen Persönlichkeit ein höherer er“ 
zieherischer Einfluss zuzuerkennen ist, als der Anwendung allgemeiner 
erzieherischer Grundsätze. “7 


1. Für die 1. Stufe verlangen wir die Verwendung technisch gebildeter 
Lehrkräfte für die technischen, seminaristisch gebildeter für die allgemein 
bildenden Fächer für alle Einze!berufe, 


ne 


Re ee ee 


2. Die gleiche Arbeitsteilung soll auf der 2. Stufe die Regel bilden, wo- | 


bei auch die technischen Lehrkräfte, sofern es das Stundenmass und die 


berufliche Eignung zulässt, als vollbeschäftigte hauptamtliche Lehrer anzustellen 


sind. Ist dies für einzelne Berufsgruppen ({z. B. Nahrungsmittel- und 
Bekleidungsgewerbe) ‘nicht möglich, so fat ie Erteilung des technischen Unter- 
richtes in erster Linie nebenamtlichen Fachleuten und nur im Notfalle dem 
allgemein technisch ausgebildeten Seminariker zu übertragen. 

3. Für die 3. Stufe wird aus praktischen Gründen im allgemeinen die 


Uebertragung des gesamten Unterrichtes an allgemein technisch er 
ich- || 


Seminariker als zweckentsprechend erachtet, doch soll auch hier jede i 
keit ausgenützt werden, für die technischen Fächer geeignete nebenamtliche 
Fachleute zu verwenden oder einen technischen Lehrer voll zu beschäftigen. 


IV. 


Für die Vorbildung der an. den Pflichtschulen der 1. und 2. Stufe ‚ver- 
wendeten Lehrkräfte wird gefordert: 

1. Die Praktikanten für das Lehrfach in den realistischen Fächern sind 
Volkssch:llehrer, die für die technischen Fächer haben Meisterlehre, Gebilfen- 
zeit sowie den abgeschlossenen Besuch einer höheren technischen oder kunst- 
gewerblichen Schule nachzuweisen. Als solche sind anzusehen die bisher be- 
stehenden technischen und kunstgewerblichen Fachschulen und die höheren 
Schulen für spezielle Berufe, die schon vorhanden sind oder sich durch Aufbau 
auf die Pflichtabteilung der Berufsschule bilden. 

2. Die besondere berufliche Ausbildung zum Gewerbelehrer für die tech- 
nischen, zum Gewerbeschullehrer für die seminaristischen Lehrkräfte wird am 
Gewerbelehrerinstitut erworben. - An diesem, erhalten in einem einjährigen 
Lehrgang beide Gruppen Unterricht in Jugendkunde, ausserdem der Seminarıkei 
Ausbildung in den volkswirtschaftlichen, organisatorischen und technischen 
Grundlagen der Berufe, der Techniker in den Grundiagen der Erziehung und 
der allgemeinen und besonderen Unterrichtsmethodik. 

3. Wo es die bis ins einzelne gegliederte Organisation der Berufsschulen 
erfordert, Lehrkräfte mit weitestgehender wissenschaftlicher, . technischer oder 
künstlerischer Ausbildung zu verwenden, sollen solche als hauptamtliche Lehr- 
kräfte angestellt werden, ohne dass eine weitere berufliche Ausbildung 
gefordert wird. 

4. Durch die Bestimmungen unter 1. und 2. soll die Verwendung vor- 
züglich geeigneter Praktiker, die schon längere Jahre im Beruf standen, für 
spezielle Fächer als hauptamtliche Lehrer nicht ausgeschlossen werden. In 
diesem Falle ist die Vorbildung auf dem Gewerbelehrerinstitut durch eine ein- 
jährige Bewährungsfrist zu ersetzen. 

5. Die nach Ill, 3 auf der 3. Stufe zu verwendenden seminaristisch und 
allgemein technisch vorgebildeten Lehrkräfte erhalten die gleiche Ausbildung 
auf dem Gewerbelehrerinstitut, wie unter IV, 2 vorgesehen. 

6. Der nebenamtliche Fachlehrer kann auf keiner Stufe der Organisation 
da entbehrt werden, wo die nötige Stundenzahl für hauptamtliche Lehrkräfte 
nicht gegeben ist. f 


ezüglich der an Gehilfen- und Meisterkursen zu verwendenden Lehrkräfte 

wird jede Bindung ;an Vor- und Weiterbildung abgelehnt. Hier kann nur die 

rsönliche Eignung und die berufliche Tüchtigkeit und Leistung entscheiden. 

Wir sind der Ansicht, dass die Auswahl ‚der Lehrkräfte an diesen Schulen, 

sowie auch ihre ganze Organisation allein durch die. Bedürfnisse der Praxis 
bestimmt werden kann. 


Fachschule für Vermessungstechniker. Nach den uns vom 
Preussischen Handelsministerium gegebenen Informationen wird 
die Staatliche Fachschule für Vermessungstechniker bei aus- 
reichender Schülerzahl voraussichtlich im Herbst d. J. ihren 
Unterricht beginnen. Zunächst kommt nur eine Fachschule: in 
Betracht, die der Baugewerkschule Berlin-Neukölln angeglie- 
dert wird. Der Unterricht erstreckt sich auf zwei Semester. 
Für den Zeitpunkt des Schulbeginns war bestimmend, dass 
während des Wintersemesters in den theoretischen Fächern 
unterrichtet werden 'soll, während im Sommersemester  vorteil- 
haft die praktischen Feldübungen vorgenommen werden. 

Wir möchten schon heute die Kollegen Vermessungstech- 
niker darauf hinweisen, dass es Aufgabe jedes Kollegen sein 
muss, in den Kreisen der jüngeren Kollegen und der Lehrlinge 
auf den Besuch der Fachschule ‚aufmerksam zu machen. An- 
meldungen sind sofort an den Direktor der Staatlichen 
Baugewerkschule Berlin-Neukölln, Leinestr., "zu richten, 


Bücherschau 


„Der Ingenieur, das Wesen seiner Tätigkeit, seiner Ausbildung» 
wie sie sein soll und wie sie ist.“ Von Dr.-Ing. Julius Schenk. Ver- 
lag R. Oldenbourg, München und Berlin 1919, Preis 2,40 M, = 

Die an besonderer Stelle dieser Nummer veröffentlichten Aussprüche des 
bekannten Hochschullehrers der Technischen Hochschule Breslau zeigen mehr 
als die 'ausführlichste Besprechung seiner Arbeit, welchen Weg seine Unter- 
suchung geht. Der Wert der kleinen, aber inhaltsreichen Schrift dürfte vor 
allem darin bestehen, dass es dem Verfasser gelungen ist, dasjenige klar aus- 
zusprochen, was so mancher zwar gefühlsmässig empfun t, aber. nicht 
auszusprechen in der Lage war, Daher sei die Schrift unseren Lesern bestens 
empfohlen. EB 
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Nummer 5 | Berlin, den 8. Juli DE 1921 


Die Berufsschulkonferenz in Cassel 


Eine allgemeine Konferenz der an der Ausgestaltung des 
gesamten Berufs- und Fachschulwesens interessierten Per- 


sonen und Berufskreise, eine die Unterlassungssünden ver 
Reichsschulkonferenz ausgleichende Veranstaltung sollte die 
Casseler Tagung werden, eine Hauptversammlung des Aus- 


schusses für technisches Schulwesen ist sie geworden. Immerhin 
kann man den Verlauf und den Gesamteindruck dieser Tagung 
als befriedigend bezeichnen. Die Art ihrer Vorbereitung 
hat einem größeren Kreis von Interessenten des technischen 
Fach und Berufsschulwesens Gelegenheit und Veranlassung ge- 
geben, sich mit den grundsätzlichen Fragen seiner zeit- 
gemässen Um- und Ausgestaltung in eingehender Weise zu 
beschäftigen und das als Unterlage für die Hauptreferate zu- 
sammengetragene Material kann sowohl inhaltlich als auch 
kinsichtlich der wirtschaftlichen und beruflichen Stellung der 
Haupt- und Nebenreferenten Anspruch auf Beachtung in den 
beisilisten Kreisen selbst und bei den- massgebenden Be- 
hörden erheben. 

Unser Bund hatie ja für das Zustandekommen der Veran- 
staltung von Anfang an sich mit besonderem Nachdruck ein- 
gesetzt und wir hielten es deshalb für unsere Pilicht, in einer 
eigenen, ebenfalls in Cassel abgehaltenen zweitägigen Vor- 
beratung unsres Bundesausschusses für technisches Bildungs- 
wesen uns besonders eingehend mit den Sonderfragen zu be- 
schäftigen, deren Bearbeitung durch die vom deutschen Aus- 
schuss für technisches Schulwesen eingesetzten Ortsausschüsse 
erfolgt war. Auch unsererseits waren zu den aktuellsten Fach- 
schulfragen Spezialreferate übernommen worden und ebenso 
hatten an den Beratungen der übrigen Fragen (siehe Bildung 
und Unterricht Nr. 2 vom 25. 2. 21) die von uns namhaft ge- 
machten Vertreter mit verschiedenen Ortsausschüssen teilge- 
nommen. Die der Casseier Tagung gedruckt vorliegende zu- 
sammenfassende Darstellung über die Berichte der Orts- 
ausschüsse liess erkennen, dass es möglich gewesen war, unserer 
Auffassung vielfach die erforderliche Beachtung zu ver- 
schaffen. Immerhin bleibt dem Schulausschuss noch Gelegen- 
heit genug, wichtige Punkte besonders zu unterstreichen oder 
zu gegensätzlichen Meinungen und ihrer Bekämpfung Stellung 
zu nehmen, besonders bei den Berichten, wo unsere örtlichen 
Verireter wegen verspäteter Einladung seitens der rts- 
ausschüsse oder aus anderen Gründen an dein Sonderberatun- 
gen nicht hatten teilnehmen können. 

Auf der Tagung selbst hatten die Mitglieder unseres 
Schulausschusses zwar wiederholt Gelegenheit, von der inten- 
siven Arbeit, die innerhalb des Bundes für die Förderung des 
Fach- und Fortbildungsschulwesens geleistet wird, Zeugnis 
abzulegen, leider aber geboten die zur Verfügung stehende 
Zeit und die Vielseitigkeit des Beratungsmaterials, die Aus- 
führungen nur auf das allerwesentlichste zu beschränken. Es 
war deshalb durchaus berechtigt, wenn unsererseits ausdrück- 
lich festgestellt wurde, dass es sich nur um Entgegennahme der 
Sammelberichte über den augenblicklichen Stand der Arbeiten 
handle, wie sich derselbe auf Grund der aus den Kreisen der 
Industrie, der als Arbeitnehmer tätigen Techniker und In- 
genieure und der Schulfachmänner eingegangenen Einzelberichte 
ergibt. Ein endgültiges und von den Regierungsstellen als mass- 
eeblich zu betrachtendes Ergebnis wird aber erst dann erreicht 
sein, wenn das gesammelte Material von zentralen sachver- 
ständigen Kommissionen des deutschen Ausschusses selbst be- 
arbeitet sein wird. 

Zu dem Inhalt der Hauptreferate und verschiedener von 
den Diskussionsrednern gemachten Ausführungen werden wir 
in einem späteren Artikel Stellung nehmen. Vorerst möchten 
wir unseren Mitgliedern von den Sonderreferaten Kenntnis ge- 
ben, die zu den Beratungen in dn Ortsausschüssen vom deut- 
schen Ausschuss uns übertragen und von uns zur Verfügung 
Sie sind in der nachstehend eingehaltenen 
Reihenfolge erstattet von den Kollegen Lenz, Berlin, Kahınt. 
Leipzig, und Fröhlich, Berlin. 


Sind private berufliche Schulen erforderlich und wie 
sind sie zu beaufsichtigen ? 


Bei der Prüfung der Frage, ob private Schulen zum Zwecke 
der technischen Berufsausbildung erforderlich sind, wird man 
eine kurze Erörterung der Gründe, die zum Aufkommen der 
bestehenden hauptsächlich beigetragen haben, nicht umgehen 
können. Man käme sonst in noch entschiedenerer Form. als 
ich es in den nachstehenden Ausführungen tun muss, zur Ver- 
neinung ihrer Daseinsberechtigung. 


Das Bedürfnis nach schulmässiger Ausbildung für die vor- 
wiegend auf praktische Betätigung gerichteten Berufe ist ent- 
standen, als unsere Warenerzeugung von der gewerblich-hand- 
werksmässigen sich auf die fabrikmässig-Industrielle Produktion 
umstellte, sich in immer schnellerem Tempo dahin entwickite 
und dabei in steigendem Masse sich der Hilfsmittel bedienen 
musste, die Jie neue Wissenschaft, die Technik in bezug auf 
Arbeitsmethode. Arbeitseffekt und Organisation ihr zur Ver- 
fügung stellte. Die lebhafte Entwicklung der deutschen Industrie 
um die Zeit der Reichsgründung löste damals und noch mehr 
in den folgenden Jahren einen starken Bedarf an Arbeitskräften 
aus, die über handwerksmässig-praktische Fertigkeiten hinaus 
ein solches Mass theoretischer Kenntnisse des jeweiligen Standes 
der technischen Wissenschaft besitzen mussten, dass sie den 
führenden Kräften als sachverständige Hilfsarbeiter im Bureau 
oder im Betriebe zur Seite gestellt werden konnten, 


Normalerweise konnten diese theoretischen Berufskenntnisse 
nur auf dem Wege des planmäigen Schulunterrichts vermittelt 
und erworben werden und damit war also ein starkes Bedürfnis 
für die Errichtung von technischen Lehranstalten gegeben. Die- 
sem Bedürfnis wurden aber die Bundesstaaten nicht annähernd 
gerecht, zum Teil aus finanziellen Gründen, zum Teil aber auch 
aus der völligen Verkennung des Wertes technisch-wirtschaft- 
licher Geistesschulung. Als dann gar noch im grösseren Bundes- 
staat, in Preussen, die ehemals Fachschulcharakter tragenden 
Provinzial-Gewerbeschulen in Anstalten allgemein bildender Art 
umgewandelt wurden, ohne dass man nach der beruflichen 
Seite Ersatz dafür schaffte, da bemächtigte sich die private 
Initiative der günstigen Gelegenheit, unter dem vornehmen Aus- 
hängeschild der Befriedigung eines wirtschaftlichen Bedürfnisses 
sich eine lohnende Erwerbsguelle zu eröffnen. 


Es soll nicht bestritten werden, dass verschiedene private 
Schulgründungen tatsächlich auf ganz reinliche Absichten und 
ideale Beweggründe zurückzuführen sind. Es kann aber auch 
nicht abgeleugnet werden, dass selbst von diesen nicht alle die 
ursprünglich vorgezeichnete Linie eingehalten haben und dass, 
entweder gedrängt durch die wechselnden Verhältnisse oder 
tach dem Sprichwort: „Der Appetit kommt beim Essen“, die 
geschäftliche Seite des Unternehmens mitunter Formen angenom- 
men hat, die das Ansehen des technischen Fachschulwesens 
schwer geschädigt haben. Man wird hier in erster Linie an die 
marktschreierische Reklame vieler Schulen denken, die nicht 
nur den Zweck verfolgte, durch Anpreisung gar nicht vorhan- 
dener Vorzüge sich gegenüber den inzwischen entstandenen 
staatlichen Fachschulen zu behaupten, sondern auch zu einem 
Konkurrenzkampf der privaten Fachschulen untereinander führte, 
bei dem man meist nur noch die Wahl hatte, ob man die 
würdelose Preisgabe der elementarsten pädagogischen Grund- 
sätze oder das geringe Mass von Verantwortlichkeitsgefüh! den 
Schülern gegenüber mehr bedauern sollte. 


Gegenwärtig ist von dieser unangenehmen Erscheinung we- 
niger zu bemerken. Die Schulen erfreuen sich eines derartigen 
Zulaufs, dass sie eine besondere Reklame und ein gegenseitiges 
Abfangen der Schüler jetzt nicht nötig haben. Dafür machen 
sich andere Uebelstände bemerkbar. Zunächst eine vom päda- 
gogischen wie vom hygienischen Standpunkt aus gleich un- 
gesunde Ueberfüllung der Klassen, eine durch Prüfungs- und 
Klausurarbeiten bis ins Unerträgliche gesteigerte Ueberlastung 
der trotz der glänzenden Geschäfte meist ungenügend bezahlten 
Lehrkräfte, ein Hochtreiben der Schulgelder, Prüfungsgebühren 
usw., deren Höhe den Besuch solcher Schulen fast nur noch 
Söhnen begüterter Eltern oder Ausländern möglich macht, in- 








u 


ma 


ET nr 


14 BILDUNG UND UNTERRICHT 1921 | Nr. 5 





folgedessen auch eine ungesunde Preistreiberei auf dem Woh- 
nungsmarkt der betreffenden Klein- und Mittelstädte, die sich 
in übelster Weise auch auf anderen Gebieten der täglichen Be- 
darisdeckung bemerkbar macht. Es erscheint notwendig, in 
diesem Zusammenhange auch einmal darauf hinzuweisen, dass 
den deutschen Warenabsatz nach dem Auslande Dutzende von 
Aussenhandelsstellen kontrollieren und regein und dafür sorgen, 
dass die daraus sich ergebenden Devisen der deutschen Gesamt- 
wirtschaft wieder zugute kommen. Die Ausfuhr deutschen tech- 
nischen Wissens, eines sehr kostbaren Gutes, geht ungehemmt 
vor Sich, noch ungehemmter aber an einzelnen privaten Schulen 
das Ansammeln staatlicher Gewinne aus den Devisen der von 
Ausländern zu bezahlenden Schulgelder. Die Beispiele, "dass 
vereinzelt Ausländer sich an unseren technischen Privatschulen 
auch zu ganz anderen als zu Studienzwecken aufhalten, sind 
ebenfalls vorhanden, und wenn nun solche Verhältnisse von dem 
größeren Teil der Schülerschaft als Uebelstände empfunden wer- 
den, so äussert sich der Unwille darüber und hat sich in letzter 
Zeit und an verschiedenen Anstalten wiederholt in Formen ge- 
äussert, die mit der unentbehrlichen Schuldisziplin und einem ge- 


ordneten und erspriesslichen Unterrichtsbetrieb nicht verein- 


bar sind. 

Auch wenn man die unerfrenlichen Erscheinungen .der letzten 
Jahre einschließlich der Ausnützung der Kriegsbeschädigten-Kon- 
junktur als ein mit den allgemeinen Zeitverhältnissen sich wieder 
auflösendes Uebergangsstadium ansieht, so zeigen doch nun 
reichliche Erfahrungen aus schlechten, normalen und zuten 
Zeiten, dass ein in ieder Bezichung und nur der Frreichung des 
Unterrichtszieles und den berechtigten Interessen der Schüler 
dienender Schulbetrieb sich mit den natürlichen Interessen des 
an dem Schulunternehmen beteHizrten privaten Kapitals in stetem 
Widerstreit befindet und dass nur im ganz besonders günstigen 
Verhältnissen, bei denen meist die Persönlichkeit des Leiters 
oder Besitzers den Ausschlag gibt, die Geltendmachung der Er- 
werbsinteressen von widerlichen und schädlichen Auswüchsen 
freigehalten werden kann. 

Aus dieser Ueberzeugung heraus hat meine Organisation, 
der frühere D.T.V. und jetzt der Butab die Forderung auf Be- 
seitigung der privaten technischen Fachschulen gestellt und vor 
dem Kriege ohne jede Einschränkung vertreten. Wir haben da- 
bei in Berücksichtigung gezogen, dass nicht alle Schulen kurzer- 
hand verschwinden sollen, sondern dass diejenigen die einer 
gewissenhaften und objektiven Prüfung in bezug auf Organi- 
sation, Lehrzi2l, Aufnahme- und Prüfungsbedingungen, Unter- 
richisräume und technische Unterrichtsmittel, praktische und 
wissenschaftliche Qualifikation des Lehrkörpers standhalten, von 
den zuständigen Bundesstaaten zu übernehmen, die übrigen aber 
nach Ablauf einer möglichst kurzen Uebergangszeit rücksichts- 
los zu beseitigen wären. 

Dass eine solche Massnahme ohne finanzielle Opfer der 
Bundesstaaten nicht durchzuführen sein würde, war uns natür- 
lich bewusst. Wir glaubten aber im Interesse einer durch- 
greiienden Gesundung des technischen Berufschulwesens den be- 
teiligten Finanzministerien dieses bei der gesunden Finanzlage 
der meisten Bundesstaaten nicht unerschwingliche Opfer zu- 
muten zu dürien, fanden aber weder dort das notwendige Ver- 
ständnis für die Wichtigkeit und Notwendirkeit der Verstaat- 
lichung des Beruisschulwesens, noch seitens der Kultusministe- 
rien den guten Willen, die Arbeit der Berufsschulen als Bil- 
dungs- und Kuiturfaktar anzuerkennen. Heute zenügt natürlich 
der Hinweis auf die allseitige Finanzmisere, um ein derartiges 
Verlangen im Keime zu ersticken. 

Man wird sich ‘deshalb mit Massnahmen abfinden müssen, 
die den Ländern keine besonderen oder wenigstens keine nen- 
nenswerten Kosten verursachen, dennoch aber die Gewähr bie- 
ten, dass die schlimmsten Auswüchse beseitigt werden. Dazu 
gehört einmal eine wirklich straffe und den in Frage kommenden 
Anstalten auch wirklich fühlbare Staatsaufsicht, die sich nicht 
auf die Teilnahme eines staatlichen Kommissars an den Abgangs- 
prülungen beschränken darf, sondern den gesamten Schulbetrieb 
auch während des Semesters, die Einhaltung der Aufnahme- 
bedingungen, die vorzuschreibende Höchstzahl von :Schi- 
lern, die Anstellungsbedingungen und Höchststundenzahl der 
Lehrer usw. zu überwachen hat. 

Dazu wären von den zuständigen Landesregierungen, noch 
besser einheitlich für das ganze Reich, Vorschriften zu erlassen, 
dahin, dass aus der eindeutigen Bezeichnung der Schule Charak- 
ter, Zweck und Ziel derselben für die Allgemeinheit erkenntlich 
Sind, je nach dem Schulziel Stundenzahl und Mindestdauer der 
Gesamtausbildung festgelegt wird, für die zu verlangende all- 
gemeine und praktische Vorbildung sowie für die Aufstellung 
des Lehrplans Richtlinien gegeben und sowohl Inhalt und Form 
der Prüfungen als auch der auszufertigenden Zeugnisse genau 
vorgeschrieben werden. Wie eine solche Aufsicht praktisch 
durchführbar gestaltet werden kann, ohne die Schulen in ihrer 
individuellen Entwicklungsmöglichkeit zu beschränken, zeigt das 











Zusammenarbeiten des Provinzialschuikollegiums der Provinz 
Brandenburg mit den Berliner Privatschulen. 

Die Prüfungskommissionen sind neben ihren bisherigen Mit- 
gliedern durch Vertreter der an der Fachrichtung der Schule 
interessierten Berufsverbände zu ergänzen; für jede Schule ist 
nach gleichen Gesichtspunkten ein Kuratorium einzurichten, dem 
Einblick in die geschäftlichen Angelegenheiten der Schule zu ge- 
währen ist und das auch der Vertretung der Schülerschaft zur 
Vorbringung berechtigter Wühsche und Beschwerden zugängig 
sein muss. REN 

Wenn sich in dieser Weise Behörde, Schule und Praxis 
zu gemeinsamer und ernster Arbeit zusammenfinden, wird auch 
an unseren- privaten Schulen in höherem Masse als bisher die 
Grundlage für eine gewissenhaite Ausbildung der - Techniker 
und eine dem ‚tatsächlichen Bedarf gerecht werdende Aus- 
siebung des Berufsnachwächses Platz greifen. Eine solche Zu- 
sammenarbeit braucht kein Hindernis zu Sein, das, was sich 
an den privaten Fachschulen infolge ihrer grösseren Bewesglich- 
keit und Anpassungsfähigkeit an neue Bedürfnisse der Industrie 
und infolge ihrer individuellen Entwicklung gexenüber den staat- 
lichen Schulen als gut bewährt hat, zu erhalten. Die gemein- 
same Arbeit wird aber zeigen, wo der ernstliche Wille zu wirk- 
licher Bildungsarbeit vorhanden ist; wo er trotzdem fchlt, da 
ist allerdings Rücksicht weiter: nicht mehr am Platze. 

Keinesfalls aber kann der Neugründung von privaten tech- 
nischen Schulen das Wort geredet werden. An privaten ebenso 
wie an den staatlichen Fachschulen ist zurzeit eine Ueberfüllung 
festzustellen, die selbst in normalen Zeiten den Bedarf an tech- 
nischen Hilfskräften auf Jahre hinaus übersteigt Da aber mit 
Sicherheit angenommen werden darf, dass selbst bei-einer gün- 
stigen Entwicklung unserer Industrie durch die Notwendigkeit, 
unsere Produktion auf Massenfertigung einzustellen, ein Mehr- 
bedarf an Hiliskräiten in den Konstruktionsbureaus gegenüber 
Normalzeiten nicht entstehen wird, so muss, um einer rück- 
iäufigem Bewegung in der sozialen und wirtschaftlichen Stellung 
der technischen Angestellten vorzubeugen, unter allen Umständen 
vermieden werden, dass noch weiter der Ueberfüllung des Be- 
rufes durch die Neugründung von Fachschulen Vorschub ge- 
leistet wird. Auch wenn,. wie das bedauerlicherweise das 
Preussische Ministerium für Handel und Gewerbe, abweichend 
von seinem bisherigen Standpunkt, zur Begründung der Zu- 
lassung einer privaten Baugewerkschule in Osnabrück getan 
hat, die hohen Kosten für den Aufenthalt der Schüler ausserhalb 
des Wohnsitzes ihrer Eltern für die Schaffung lokaler Ausbil- 
dungsgelezerheiten geltend gemacht werden, so muss diese 
Rücksicht doch zurückstelen hinter dem Gesamtinteresse des 
Berufsstandes, der in der Entwicklung seiner wirtschaftlichen 
Fxistenzbedingung schon heute stark gefährdet erscheint, wenn 
die jetzt in der Ausbildung begriifenen Schüler restlos in den 
Berui übergetreten sein werden. 

* 


Wie weit ist eine Vereinheitlichung bei den Fach- 
schulen gleicher Gattung erstrebenswert? 


Der dritte Ausschuß der Reichsschulkonferenz im Juni 1920 
konnte diese wichtige Frage wegen Zeitmangels nicht beraten. 
Nur eine Begrifisklärung erfolgte über die Abgrenzung 
der Schularten zwischen Volksschule und Hochschule. Neben 
den allgemein bildenden Lehranstaltem gliederte man in Be- 
ruisschulen und Fachschulen. Durch den Vorschlag 
für den Entwurf eines Reichsgesetzes über die 
Beruisschuipflicht ist die Absicht für die Vereinheit- 
lichung dieser Schulart dargelegt. 

Die Berufsschule, die der Erfüllung der Schulpflicht nach 
Vollendung des volksschulpflichtigen Alters dient, bildet Lehr- 
linge, angelernte und ungeiernte ingendliche Arbeiter heran, 
denen nach der Entassung infreiwilligenLehrgängen 


an diesen Schulen Gelegenheit zur beruflichen und allgemeinen 


Weiterbildung zu geben ist. Besonders befähigte, strebsame 
und tüchtige Schüler sind schon während des Besuches der Be- 
rufsschule durch vermehrten Unterricht in sogenannten För- 
derkursen zu ertüchtigen für den Unterführerberuf oder 
den nachfolgenden Fachschulbesuch. 


2) Aufnahmebedingungen und Eignungs- 

prüfung. 

Auf der standsicheren Grundlage der Berufsschule ist das 
reichgegliederte Fachschulwesen einheitlich aufzubauen. Vor- 
aussetzung für die Aufnahme in eine Fach- 
schule ist Berufspraxis und erfolgreicher 
Besuch der Berufsschule. Während der beruis- 
praktischen Tätigkeit und dem Besuch der Berufsschule ist die 
Eignung klar zu erkennen Dabei werden die Förderkurse gute 
Ergebnisse hinsichtlich Bewährung in Tüchtigkeit und Strebsam- 
keit ergeben. Zur Aufnahme in die Fachschule sollen die Kennt- 
nisse der Volksschuireife nicht mehr ausreichend sein. Wissen 
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und Abschlussbedingungen. 
‚ und Zerrissenheit dieser wichtigen Schulgruppen muss abgelöst 
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Nund Können des erfolgreichen Voiksschulbesuches müssen ver- 
\mehrt sein, um das Bildungsziel der Berufsschule und gute be- 
‚ruispraktische Sonderkenntnisse. 


SP Demgemäss sind dieRicht- 
linien zu AufinahmeprüfungenanFachschulen 
einheitlich zu gestalten. Es darf kein Reichsgebiet 


‚geben, das wegen besonders erleichterter Aufnahmebedingungen 
‚für den Fachschulbesuch bevorzugt wird. Auch private Unter- 


nehmertätiekeit im Fachschulunterricht darf die einheitliche 
Private Interessen einzelner 
Personen oder wirtschaftliche Vorteile einzelner Gemeinwesen 
müssen dem aligemeinen Besten geopfert werden. Nicht die 
Wirtschaftlichkeit eines Fachschulunter- 
nehmens hat die Zahl der Neuauinahmen -zu 
resein, sondern die im Reiche nach einheit- 
lichenRichtlinien aufzustellendenAufnahme., 
bedingungen bilden den einzigen Massstab 


b) Lehrpläne, 


Für bestimmte Fachschulgruppen innerhalb der Einzelländer 
sind einheitliche Lehrpläne, Aufnahme- und Abschlußbedingun- 


‚gen schon seit langem eingeführt und haben sich bestens be- 


währt. Die nämliche Einheitlichkeit auf das Reich auszudehnen 
war Seither nicht möglich, obwohl durch die ‘Verfassung vom 
26. April 1871 bereits eine Gewerbeordnung zum Reichszesetz 
erhoben wurde. Die Einsicht für die Vorzüge und Oekonomie 
einheitlicher Fachschullehrpläne, Abschlussbedingungen usw. für 
das Reich fehlte. Wir waren reich an Sachgütern und koniten 
uns den Luxus grösster Vielgestaltigkeit des weitverzweieten 
Fachschulwesens gestatten. Nicht einmal gleiche Gattungen 
brauchten einheitlichen Gesichtspunkten genügen. Volkskrait, 
Geistesarbeit, Lehr- und Lernmittel werden vergeudet. Aber 
auch die Absolventen der Fachschulen werden geschädigt. Als 
Folge der Buntscheckigkeit der Lehrpläne, Abschlussbedingungen 
und dergl, derselben Fachschnlgattungn in verschiedenen Lär- 
dern sind die Absolventen in ihrer Freizügigkeit im Reiche ge- 
hemmt und im freien Weitbewerb beschränkt, ganz besonders, 
sofern sie ais Angestellte und Beamte bei den Selbstverwal- 
tungskörpern in Frage komrien. 


Nach Artikel 10 der Reichsverfassung vom 11. 8. 19 kann 
das Reich im Wege der Gesetzgebung Grundsätze aufstellen für 
das Schulwesen. In diesem Gesetz müssen der Ver- 
einheitlichung des Fachschulwesens endlich 
einmaldie Wege geebnet werden, ganz beson- 
ders hinsichtlich derLehrpläne, Aufnahme- 
Die Buntscheckigkeit 


werden, als Folge der grössten wirtschaftlichen Not des Reiches, 
die zu Normalisierung und Typisierung zwingt. Berufsbesoii- 
derheiten, Bodenständigkeiten und Zweckmässiekeiten dürien 
deswegen nicht vernachlässigt werden. Das Beste von 
klar erarbeiteten Eriahrungen mustergülti- 
ger Fachschulen des Reiches diene zur Auf- 
stellung einheitlicher Rahmenlehrpläne, um 
das Beste zur Steigerung von Wirkungsgrad 
und Nutzeffekt allgemein anzuwenden. 


c) Berechtigungen, Aufistieg- und 
Uebergangsmöglichkeiten. 


Die Wertschätzuiig der Fachschulbildung steht ganz wesent- 
lich unter der Allgemeinbildung, als Folge des Mangeis von 
Spuren der Vereinheitlichung im Reiche. Die bevorzugte Stel- 
lung der Allgemeinbildung beruht zu einem erheblichen Teil 
auf deren einheitlichen Grundsätzen im Reiche, nach denen in all- 
gemein bildenden Lehranstalten aufgenommen, gelehrt, zeprüft 
und bewertet wird. Bevorzugte Berechtigungen allein auf Grund 
von ,Allgemeinbildung sind eine unsoziale, harte Ungerechtiekeit 
geren einen ganz erheblichen Teil des Volkes. Diean den 
Fachschulen nach einheitlichen Grundsätzen 
dargebotene Ausbildung ist nach ihrem Bil- 
dungswertundihrerBedeutungfiürdasVolks- 
leben der Ausbildung in den allgemein bil- 
denden Lehranstaliten auf der entsprechen- 
den Stufe gleichzuachten. 


Wieinder Berufsschule, soistauchinden 


Fachschulen das Streben der Befähigten und 


Tüchtigen durch besondere Förderkurse zu 
unterstützen. Demzufolge sind Fachschuloberstuien zu 
Fach- oder Meisterakademien auszubauen, in denen ein Höchst- 
mass von fachwissenschaitlichen Bildungszgütern dargeboten 
wird. Dadurch werden die anerkannt Bildungsbeflissenen be- 
fähirt zu Höchstleistungen, auch die tieferen Zusammenkänge 
verwandter Berufsgruppen und ihre Bedeutung für die Volks- 
wirtschaft zu erkennen. So ausgebildete Führer für Bau- 
jach, Landwirtschaft, Bergbau, Industrie, Gewerbe, Handel usw. 


"brauchen wir zum Wiederaufbau unseres zusammengebrochenen 





Wirtschafitslebens. 
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Vorzugsabsolventen vorgenannter Fach- 
schuloberstuien, dieaufGrunderkannterBe- 
fähigungundunermüdlicher Arbeitaufgestie- 
gensind, müssemendlich noch die Möglichkeit 
haben,indieHochschulenüberzugehen. Denen 
kann der Nachweis der für das Studium erforderlichen Reife 
nicht sonderlich erschwert werden, wenn die Fachschulbildung 
die gleichberechtigte Anerkennung durch Vereinheitlichung im 
Reiche endlich gefunden hat. Durch das Ziel der Vereinheit- 
lichung des gesamten Fachschulwesens nach gleichen Gattungen 
werden ferner Ueberganzsmöglichkeiten zu den allgemein bilden- 
den Lehranstalten, sanz besouders aber von diesen zu den 
Fachlehranstalten geschaffen. 


d) Wichtige Fragen der Schulverfassung. 


Die Vereinheitlichung des gesamten Fachschulwesens nach 
gleichen Gattungen erscheint nur gewährleistet, wenn. neben 
einem einheitlichen Schulgesetz mit Sondergesetz 
für die Fachschulen auch eine Reichszentral- 
stelle für das gesamte Unterrichtswesen ge- 
schaifien wird, inder dasBerufs- und Fachschul- 
wesen besondere Abteilungen erhält und darinnen 
eriahrene Beruis- und Fachschulleute mitwirkeh. 

IndenLändernistdasgesamte Schulwesen, 
auch das Beruf- und Fachschulwesen unter 
ein Ministerium zu stellen. Dualismus in der Unter- 
stellunz bewirkt Hemmungen für die Vereinheitlichung. Den 
Ministerien der Arbeit, der Wirtschaft, oder für Handel und 
Gewerbe kann trotzdem die Mitwirkung ihrer Sonderabteilun- 
gen zum aligemeinen Besten gewährleistet bleiben. 

Wert ist zu legen auf de Mitwirkung der ent- 
sprechenden Berufsvertretungen in den be- 
sonderen Abteilungen für das Beruis- und 
Fachschulwesen, sowohl in der Reichszentralstelle, wie 
auch bei den Ländern, in den Kreisen, Gemeinden und ausser- 
denı in den Beiräten an den Einzelschulen. Lebendige Fühlung- 
nanme der Berufsvertreter und der Fachschulvertreter bilden 
die Voranssetzung für neuzeitliche Arbeit am Fachschulaufibau 
und im Unterricht. 

Eine wichtige Nebenaufgabe der Fachschulen ist die Er- 
ziehung von Persönlichkeiten, in denen das Verantwortlichkeits- 
gefühl ganz erheblich geschärft wird. Bestes und natürlichstes 
Lehrmittel hierfür ist die Fachschulveriassung selbst, 
Diese bedeutsame Forderung spricht gegen die Direktoria'- 
veriassung und gibt der kollegialen Schullei- 
tung den Vorzug. Die Lehrergemeinschafit an 
einer Fachschule, in Gemeinschaft mit dem 
auf einen begrenzten Zeitabschnitt selbst- 
gewählten Schulleiter, sind Trägerder Lei- 
tung und Verantwortung. Eine so gebildete Arbeits- 
gemeinschaft ist schaffienskräftig, leistungsfähig und arbeitsireu- 
die zum alleemeinen Besten. Die Hochschulen geben das beste 
Zeugnis dieser kollegialen Leitung. 

Der Schulleiter der Fachschule _ muss Lehrerpersönlichkeit 
bieiben und deswegen irei von Verwaltungsarbeit sein. Dessen 
Arbeitskraft ist für die Unterrichtstätigkeit viel zu wertvoll, um 
ür mechanische Verwaltunssarbeit absorbiert zu werden, die 
von dazu ausgebildeten Kräften besser zu leisten ist. 

* 


Technische Sonderfachschulen. 


Wenn C. Bach im der Einleitung zu seinen „Maschinen- 
elementen“ davon spricht, die Schule solle nicht das lehren wol- 
len, was nur die Praxis zu lehren imstande sei, ging er un- 
streitig von denı Gedanken aus, dass es nicht Aufgabe der 
Schule sein könne, Spezialisten heranzubilden. Die allgemeinen 
theoretischen Grundiagen der einzeinen Fachgebiete, die Kenni- 
nisse des technischen Gemeingutes haben überall einen der- 
artieen Umfang! angenommen, dass allein deren Bewältigung den 
grössten Teil der Schulzeit ausfüllt, abgesehen davon, dass die 
neues Zeit dazu drängt, den Schüler nicht in seinem Fache unter- 
gehen zu lassen und andererseits auch der Ausbau der Staats- 
bürrerkunde Zeit und Krait in Anspruch nimmt. Die notwendig 
Folzerung aus diesem Gedanken ist die Beibehaltung des Grund- 
planes im Aufbau unserer Fachschulen. 

Andererseits tritt die Frage auf, ob die einzelnen Fach- 
gebiete, wie sie in der Haupteinteilung: Maschinenbau, Hoch- 
und Tiefbau zum Ausdruck kommen, nicht bereits einen Umfang 
angenommen haben, der in der Fülle ihres Stoffes den Rahmen 
zu Sprengen droht. Unser Wirtschaitsleben bedarf heute mehr 
als ie solcher Kräfte, die neben einer gründlichen allgemeinen 
technischen Bildung gewisse Kerlütnisse bereits mitbringen, da- 
mit sie nicht erst in der Praxis durch einen grösseren Aufwand 
an Zeit und Mühe in das Sondergebiet eingearbeitet werden 
müssen. Zu diesen Sondergebieten gehört dıe Elektrotechnik, 
der landwirtschaitliche Maschinenbau, die Betriebswissenschait, 
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der Eisenhochbau, das Papierfach, das Gas- und Wasserfach, 
die Chemie und das Vermessungswesen. Ein Teil dieser Fächer 
wird heute bereits in den Grundzügen an den Fachschulen ge 
tehrt. Der Aufbau unserer Fachschulen nach dieser Methode hat 
den unleuzbaren Vorzug, dass der Schüler richt bereits zu Be- 
ginn seines Studiums gezwungen ist, sich für ein Sondergebiet 
zu entscheiden und den weiteren Vorteil, dass er nach einem 
solchen Lehrplan ein vielseitig gebildeter Techniker wird, dem 
das ganze Fachgebiet often steht, denn die Schule hat ihm den 
festen Unterbau für das ganze Fach, den Maschinenbau, den 
Hoch- oder Tiefbau geliefert. 

Die schwerwiegende Frage, die nun auftaucht, ist die: Ist 
damit unserem Wirtschaftsleben gedient, das heute unbedingt 
solcher Kräfte bedarf, die sich nicht erst nach Absolvierung der 
Fachschule in das Sonderfach einarbeiten müssen? Wenn die 
betreffende Industrie heute bereits einen solchen Umfang ange- 
nommen hat, dass das Bedürfnis nach solchen eindeutig ge- 
schulten Kräften vorhanden ist und dass deren dauernde Be- 
schäftigung gesichert erscheint, dann ist auch die Einrichtung 
solcher Fachschulen eine Notwendigkeit. Dieses Bedürfnis muss 
heute z. B. für die Elektrotechnik unbedingt beiaht werden. 
Die privaten technischen Lehranstalten tragen diesem Bedürf- 
nis schon seit zwei Jahrzehnten Rechnung. Sie haben eine der- 
artige Gliederung vorgenommen, dass nach einem gemeinsamen 
Unterbau, der den theoretischen Grundlagen gewidmet ist, in 


den oberen Semestern eine Gliederung des Uhterrichts folgt. . 


Jeder Schüler erhält daneben alles das, was er von den an- 
deren Gebieten als gebildeter Techniker wissen muss. Diese 
Methode hat sich sehr gut bewährt. In ähnlicher Weise würde 
der landwirtschaftliche Maschinenbau zu behandeln sein, wie ja 
bereits ein privates Technikum damit den Arfang gemacht hat. 
Ob eine besondere Gliederung auch für Eisenhochbau notwendig 
ist, erscheint fraglich, da die Nachfrage nach solchen Kräften zu 
gering ist, um eine Unterteilung des Unterrichts nach dieser 
Richtung hin zu befürworten. Dasselbe gilt für das Papierfach 
und für das Gas- und Wasserfach. Für solche Zwecke dürften 
Sonderkurse an einzelnen Anstalten genügen, wie überhaupt in 
Erwägung zu ziehen wäre, ob nicht diese Sonderfächer an solche 
Schulen vereinzelt verteilt werden könnten, deren Industrie- 
gebiet solche Kräfte verlangt. 

Zu den ernstesten Problemen unserer Zeit gehört unstreitig 
die wirtschaftliche Fertigung. Die Fragen der Normung, Typung, 
der wissenschaftlichen Betriebsführung stehen im Vordergrunde 
des Interesses, weil sie an unsere wirtschaftliche Existenz rüh- 


ren, wie überhaupt gesagt werden kann, dass die nächsten Jahre 


wahrscheinlich eine Vorherrschaft des Betriebsingenieurs brin- 
een werden. Hierzu die nötigen Kräfte bereitzustellen, ist eine 
Aufgabe einer vorausblickenden Schulpolitik. Die vom deutschen 
Ausschuss für technisches Schulwesen vorgeschiagene Betriebs- 
fachschule soll diesem Zwecke dienen. Der Gedanke ist dahin 
zu erweitern, dass unsere bisherigen staatlichen (niederen) Ma- 
schinenbauschulen, die schon heute die wesentlichen Kräfte für 
den Betrieb liefern, in diesen Plan mit aufgenommen werden 
müssen. Eine besondere Ausbildung für Werkzeugmaschinen- 
konstrukteure scheint jedoch nicht ratsam, weil die Ausbildung 
auf unseren höheren Fachschulen wohl die genügenden Grund- 
lagen auch für dieses Gebiet liefert. 

Der Ausbildung der Chemotechniker wurde bisher eine viel 
zu geringe Beachtung geschenkt. Wenn auch die Chemie selbst 
an allen Fachschulen gelehrt wird, ist das Ausmass des gelehr- 
ten Stoffes doch zu gering, um die mittleren technischen Kräfte 
für unsere bedeutende chemische Industrie zu liefern. Die For- 
derung nach Errichtung solcher Schulen ist daher durchaus be- 
eründet und ihrer Angliederung an eine Maschinenbauschule — 
etwa nach dem Muster der östereichischen staatlichen Gewerk- 
schulen — stehen höchstens finanzielle Bedenken im Wege. 

In ähnlicher Weise verlangen auch die Vermessungstechni- 
ker nach einer staatlichen Ausbildungsmöglichkeit, damit sie 
nicht, wie bisher, nur auf die unzulängliche private Lehre an- 
gewiesen seien. Der vom Bund der technischen Angestellten 
und Beamten gemachte Vorschlag auf Angliederung solcher Ver- 
messungs-Klassen an bestehende Baugewerk- und Tiefbauschulen 
ist bereits Gegenstand aussichtsreicher Beratungen bei den 
massgebenden Behörden.* 

Im Zusammenhange sei auch an die geplante Errichtung der 
Wirtschaftsschulen erinnert, deren Notwendigkeit allseits an- 
erkannt wird. 

Wenn die oben genannten Sonderfachschulen den bestehen- 
den Anstalten angerfliedert werden, wird dadurch dem Staate 
keine finanzielle Mehrbelastung von Bedeutung erwachsen. Die 
vorhandenen Räume und Lehrkräfte gestatten einen gemein- 
samen Unterbau. Für die eigentliche fachliche Gliederung des 
Unterrichts wird man mit einer verhältnismässig geringen Zahl 


*) Siehe die Notiz: „Die Ausbildung der Vermessungstechniker", 





von Sonderfachleuten auskommen. Die hierfür gemachten Auf- . | 


wendungen sind werbendes Kapital für die gesamte Volkswirt- 
schaft. Innerhalb der einzelnen Sonderabteilungen muss an dem 
bisherigen Grundsatz festgehalten werden, dass eine Spezialisie- 
rung vermieden werden müsse. Es ist vielmehr, wie bisher, 
= eine vollkommene Ausbildung in jedem Fachzebiet. Wert zu 
egen. 

Auf diese Weise erhalten wir tüchtige, allgemein gebildete 
Techniker, deren Neigung und Sonderbegabung berücksichtigt 
werden kann und eine Förderung der gesamten Volkswirtschaft, 
in Würdigung des alten Grundsatzes der Fachschulen: 

Nicht für die Schule, sondern für das Leber, 


Schulfragen 


Die Ausbildung der Vermessungstechniker wird durch die 
in Preussen neu einzurichtende Fachschule für Vermessungs- 
techniker völlig neu geregelt. Bisher war allgemein für die Ver- 
messungstechniker nur eine praktische Lehrzeit von 3 bis 
4 Jahren üblich. Die Mängel, die eine solche Ausbildung zeigen 
musste, waren der Anlass, dass aus den Kreisen der Ver- 
messungstechniker schon seit langen Jahren immer wieder die 
Forderung auf Einrichtung einer Fachschule nach dem Muster 
der Staatlichen Baugewerkschulen gestellt wurde. Die von uns 
eingeleiteten Verhandlungen haben nun nach Ueberwindung zahl- 
reicher Widerstände endlich zu einem Ergebnis geführt. Nach- 
dem über den Lehrstoff, Lehrplan und die Prüfungsbestimmungen 
eine Einigung zwischen allen interessierten Kreisen erzielt wor- 
den ist, wird der Staatlichen Baugewerkschule in Berlin-Neu- 
kölln am 1. Oktober 1921 eine besondere Fachklasse für Ver- 
messungstechniker angegliedert werden. Es ist auch die Mög- 
lichkeit gegeben, bei genügender Schülerzahl zur gleichen Zeit 
ar an anderen Baugewerkschulen solche Fachklassen einzu- 
richten. 

Der Unterricht erstreckt sich zunächst auf zwei Semester, 


und zwar entfallen auf die Unterklasse wöchentlich 44, auf die 


Oberklasse wöchentlich 42 Unterrichtsstunden. Das Winter- 
halbiahr beginnt am 18, Oktober, das Sommerhalbiahr am 
2. April jedes Jahres. Anmeldungen für die Schule sind zu 
richten an den Direktor der Fachschule für Vermessungstech- 
niker in Neukölln, Leinestrasse; Aufnahmebedingung ist der 
Nachweis über eine beendete Lehrzeit von mindestens drei Jahren. 
Im übrigen sind die Bestimmungen für den Schulbesuch und für 
die Prüfungen dieselben, wie sie für die Staatlichen Baugewerk- 
schulen bestehen. Dass bei den Prüfungen die Bedürfnisse der 
Praxis im weitestgehenden Masse berücksichtigt werden, ist 
durch die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses gewähr- 
leistet, Dieser besteht aus: 

1. dem zuständigen Regierungs- und Gewerbeschulrat, der den 

Vorsitz führt; 

2. einem vom Regierungspräsidenten zu bestimmenden ver- 
messungstechnischen Mitgliede der Regierung; 
einem Mitgliede des Kuratoriums. das von diesem zu wählen 
ist und Vermessungstechniker sein muss; 
dem Direktor der Schule: 
den Lehrern, welche die Prüflinge in den Gegenständen der 
Prüfung unterrichtet haben; 
zwei Vermessungstechnikern, die von dem Bund der tech- 
nischert Angestellten und Beamten vorgeschlagen werden; 
je einem Vertreter des Deutschen Vereins für Vermessungs- 


Eee 


wesen und. des Verbandes selbständiger vereideter Land- 


messer. 
Der Besuch der Fachschule und die Ablegung der Abgangs- 


prüfung ist selbstverständlich nur für den Nachwuchs gedacht. 


Für die bereits im Berufe stehenden Vermessungstechniker sind 
deshalb Uebergangsbestimmungen vorgesehen, die während einer 


Zeit von fünf Jahren die Ablegung einer erleichterten Prüfung” 


ermöglichen. Während dieser Zeit sollen die eingerichteten 


Abendkurse neben der Vollschule noch weiter bestehen bleiben, 


um den Vermessungstechnikern eine günstige Gelegenheit zu 
bieten, sich für die abzulegende Prüfung vorzubereiten. Nach 
Ablauf der fünf Jahre werden zwar auch weiter Vermessungs- 


techniker, ohne dass sie die Fachschule besucht haben, als 
Extraneer zu den Prüfungen zugelassen, doch fallen dann Prü- 


fungserleichterungen fort. 


Den Kollegen kann nur dringend geraten werden. von den 
Uebergangsbestimmungen den weitestgehenden Gebrauch zu 
machen. An Orten, wo bisher Abendkurse noch nicht bestanden, 
dürfte sich bei genügender Beteiligung die sofortige Einrichtung 


solcher Abendkurse empfehlen. Darüber hinaus muss: es aber 


auch die Aufgabe der Vermessungstechniker sein, dafür zu sor- 
gen, dass die jungen Leute durchweg die Schule besuchen, da- 


mit dem Vermessungswesen ein Technikerstand gegeben wird, 


der im Interesse des Berufes als auch der Allgemeinheit allen 


Aufgaben gerecht werden kann. 
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Technisches Denken 


Die Vertreter der sogenannten humanistischen Richtung 
blicken auf uns Techniker mit einer gewissen Geringschätzung 
herab; sie, die die Pilege des Idealismus in Erbpacht zu haben 
glauben, sehen im Techniker nur den Materialisten, in der 
Technik selbst nur die Mechanisierung des Geistes. Der sitt- 
liche Materialismus unserer Tage ist nach ihrer Ansicht im 
wesentlichen auf die Technik zurückzuführen, die in ihrer Ein- 
stellung auf Wirklichkeit die Neigung und die Fähigkeit zum 
Idealismus unmöglich macht. Aber auch diese Geister lassen 
sich die Errungenschaften der Technik, Schnellzüge, Dampf- 
schifie, Flugzeuge, elektrisches Licht, Telegraphie, Telephonie, 
Schnellpresse und hundert andere Dinge gerne gefallen, ja, es 
ist zu wetten, dass sie sehr ungehalten wären, wenn sie ihnen 
plötzlich nicht zur Verfügung stünden. Sie nehmen die Leistun- 
gen der Technik als eine Selbstverständlichkeit hin und be- 
trachten den Techniker als einen besseren Handwerker, der 
ihrer Bequemlichkeit zu dienen habe. 

Wir brauchen uns nicht länger mit jenen Vertretern eines 
in der Vergangenheit liegenden Ideals zu beschäftigen. Lange 
genug hat das tönende Wort, die grosse Geste geherrscht. Die 
heutige Zeit verlangt Männer der Tat, Gegenwartsmenschen 
mit dem sicheren Blick für Wirklichkeiten, mit der Fähigkeit, zu 
schaffen und zu bauen. Die wirtschaftliche Not kann durch die 
schönsten Reden nicht gemildert werden. Die Forderungen un- 
serer Gegner können ohne die schöpferische, anordnende, aus- 
führende Tätigkeit des Technikers nicht erfüllt werden. »eDaher 
ist jetzt die Zeit herangebrochen, in der die Vertreter des tech- 
nischen Geistes ihre bisherige bescheidene Zurückhaltung auf- 
zeben müssen, die jeden Mann der Arbeit kennzeichnet. Die 
Zeit der Akten mit ihrem Staub und Moder ist vorbei. Es be- 
einnt die Zeit der wirklichkeitsirohen, schöpferischen Arbeit; 
sie allein kann uns inneren Halt geben, sie allein bietet Aussicht 
auf Wiedergeburt und Wiederaufbau. Es beginnt die Zeit des 
technischen Denkens. 

Technisch denken heisst, vom -festen Boden naturwissen- 
schaftlicher Gesetze ausgehend, wirtschaftlich denken; technisch 
denken heisst folgerichtig sein und auf Grund der Erfahrung 
nur das Mögliche fordern und durchführen; technisch denken 
heisst wahr sein; kein Beruf gestattet so, wie der technische, 
die jederzeitige Nachprüfung der Voraussetzungen, des er- 
reichten Ergebnisses. Technisches Denken ermöglicht, in die 
Zukunft zu schauen und sie vorherzusagen. Technisch denken 
heisst auch künstlerisch denken, weil die Technik grosse Werke 
einheitlich gestaltet, die Naturkräfte in ihren Bann zwingt, dem 
widerstrebenden Stoff ihre Form aufdrängt; technisch denken 
heisst fortschrittlich denken, weil der Techniker immer nach 
neuen Variationen des Vorhandenen ausschaut, weil die nimmer 
rastende' Phantasie des Schaffenden immer nach mehr Mösglich- 
keiten zur Hebung der Zivilisation sucht; technisch denken heisst 
aber auch sittlich denken, weil das den Schöpfungen des Tech- 
nikers entgegengebrachte Vertrauen das höchste Verantwort- 
lichkeitsgefühl des Schaffenden verlangt. 

Wir sehen also, dass der Techniker ein ganzer Mann sein 
muss. Wenn seine Schöpfungen immer nur auf ein gegebenes 
Ziel gerichtet sind, ist dieses Ziel doch weit genug gesteckt, um 
nicht im Alltag aufzugehenn Schon heute ist dieses Ziel hoch 
genug: Soll uns doch unsere Arbeit wieder freimachen von dem 
joche der Sklaverei! Wer anders könnte diese Arbeiten voll- 
bringen als der vorausschauende Techniker als Anführer sämt- 
licher schaffender Kräfte des Volkes! Daher muss jetzt das 
technische Ideal an Stelle des humanistischen treten, als ein vor 
uns liegendes erreichbares Ziel, nicht als ein rosiges Wolken- 
schloss romantischer Phantasie, sondern als aufstrebender, licht- 
umflossener Bau auf überragendem, aber zu erklimmendem 
Felsen. 

Dieses Ziel muss allen sichtbar sein, daher muss das tech- 
rische Ideal ein Erziehungsideal unseres Volkes werden. 
Man hat uns oft genug und früher nicht mit Unrecht einseitige 
Fachmenschen genannt. Wir haben gearbeitet und, erfüllt von 
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Wir haben es nie zescheut, kräftig zuzupacken, wenn auch die 
Hände rauh und schmutzig wurden. Wir haben es Vertretern 
anderer Berufe überlassen, in den Öffentlichen Körperschaften 
die Geschicke des Staates zu lenken, Reden zu halten, von den 
Künsten zu schwätzen und in den Salons junge Damen zu unter- 
halten. Aber das in der Technik schlummernde Ideal konnte 
auf die Dauer nicht verborgen bleiben, es musste ans Tages- 
licht, und heute ist es eine Lebensnotwendigkeit für uns, dass 
der technische Geist alle Herzen erfülle, vor allem die Herzen 
der Jugend und ihrer Erzieher. Es ist der Geist vom 
Adelder Arbeit,der die Jugend beseelen muss, der Geist 
jener Arbeit, die nicht als Fluch und Strafe im Sinne der Bibel, 
sondern als Freude an verantwortlichem und schöpferischem 
Gestalten aufzufassen ist, Der Nährboden für einen solchen 
Geist ist in unserer Jugend vorbereitet. Die Arbeitsschule soll 
die Furchen vertiefen, in die der Keim unserer Ideen verpflanzt 
werden soll. Die Jugend drängt nach Betätigung. Man lenke 
diesen Drang in die Bahn der Arbeitsfreudigkeit, des Verant- 
wortlichkeitsgefühls, des Zutrauens zur eigenen Kraft. Achtung 
vor jeder Arbeit im Sinne der Gemeinschaftsarbeit wird die 
Folge sein. Dem Erzieher der Jugend eröffnet sich hier ein 
wunderbares Betätigungsfeld: Tatkräftige Menschen zu erziehen, 
deren fachliche Erziehung Voraussetzung, aber nicht restloser 
Inhalt ist, nicht Fachleute, sondern Menschen, die den Zusam- 
menhang ihrer Arbeit im Sinne einer adelnden Tätigkeit erfasst 
haben, Menschen, die sich dessen bewusst sind, dass sie ge- 
schätzte Mitarbeiter am Werke des Volksgänzen sind. Welch 
eine grosse und schöne Aufgabe für den Gewerbelehrer, welch 
ein Ziel, der Jugend die Freude an der Arbeit, an der be- 
stückenden Arbeit zu erschliessen! Unbeirrt von den unaus- 
bleiblichen kleinen Aergernissen des Schulbetriebes muss ein 
solcher Lehrer im Besitze jenes unverwüstlichen Optimismus 
sein, jener wahrhaft grossen Eigenschaft, die Nietzsche die 
„schenkende Tugend“ genannt hat. Nur wer diese beiden Eigen- 
schaften besitzt, dürfte des Glückes teilhaftig werden, zur 
Jugend sprechen zu können, nur ein solcher Lehrer wird im 
Geiste des Menschentums seine Schüler erziehen. Der Staat 
und die Gesellschaft müssten sich dieser Aufgabe des Gewerbe- 
lehrers bewusst werden, sie vollauf zu würdigen, dann wäre 
aller Standesdünkel mit einem Schlage beseitigt. 

Wir haben gesehen, dass in der Technik Ideale enthalte: 
sind, die alle sogenannten humanistischen hinter sich zurück- 
lassen: sie selbst sind wahrhaft humanistisch, wahrhaft mensch- 
lich. Richtig erfasst, sind sie geeignet, die Menschen nicht nur 
zu tüchtigen, kräftigen Mitarbeitern, sondern auch zu sittlich 
hochstehenden Staatsbürgern .zu erziehen, denn das technische 
Ideal, das technische Denken lehrt nicht nur die vernunft- 
gemässe, wirtschaftlich günstigste Arbeit, sondern auch das, 
was die Arbeit erst schön und wertvoll macht: Ihren sittlichen 
Inhalt. Altrt egerrohlic® 


Auf der Rheinbrücke in Köln 


Tausende zehen, fahren täglich über die Brücke. In der 
Unrast des Alltags haben nur wenige einen Blick für die Schön- 
heit und Eigenart des sich hier darbietenden Stadtbildes. Unten 
der breite, ruhig dahinfliessende Strom, die Schiffe und Kähne, 
die er trägt; hinter der aufsteigenden Böschung die breite Linie 
der Stadt mit ihren hohen Häusern und Türmen. Festgebannt 
ruht der Blick auf den Fisenmassen der Brücke, auf ihren 
Türmen, Pieillern und Widerlagern. Da taucht plötzlich 
zwischen den eisernen Bogen der Dom auf, jener Wunderbau 
gotischer Baukunst, mit seiner feinen Gliederung, mit dem 
Spitzengerank seiner Türme. Welch eine Einheit von Natur 
und Kunst, aber zugleich welches Bild von der Allgewalt tech- 
nischer Arbeit! 

Dass in der gotischen Heiterkeit, in den ıngeheuren Stein- 
massen, in den zum Himmel ragenden Türmen grosse und 
schwierige technische Probleme verborgen sind, ahnt der be- 
wundernde Beschauer nicht, ihm tritt nur die reine Kunst eni- 
gegen. Nur der Fachmann weiss, welches technische Könner 
nötig war, diese Massen zu beherrschen, die Drücke aufzu- 
nehmen und zu verteilen. Wo der künstlerisch geniessende 
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Laie nur wuchtige Pfeiler, himmelanstrebende Säulen, gewal- 
tige Stützen und zierliche Bogen sieht und ihren künstlerischen 
Eindruck empfindet, sind in Wirklichkeit schwierige statische 
Aufgaben gelöst, und gerade in der Unauffälligkeit der tech- 
nischen Lösung liegt das Geheimnis der geradezu überwältigen- 
den Schönheit dieses Meisterwerkes der Baukunst verborgen, 


Hier tritt uns das vielfach unbeachtete zweite Gesicht der 
fechnik klar entgegen: Können in Kunst umgewandelt. Hier 


erscheint der Baumeister nicht mehr als Techniker, sondern als 
ein von. Schönheit erfüllter Schöpfer, dessen Phantasie dem 
harten Stein Melodie und Rhythmus gab. Ist die Architektur 
wirklich nur erstarrte Musik? Nein, nur der unempfängliche 
und ungeübte Blick sieht Starrheit, wo in Wahrheit rhythmisch 
fliessende Bewegung ist. Das Auge ruht versunken kurze 
Augenblicke auf einem Portal, einem Fenster, einer Säule, dann 
wandert es weiter von Glied zu Glied, sieht immer neue For- 
men in wiederkehrenden Motiven, ein Thema mit Variationen, 
wie sie nur unsere allergrössten Tondichter musikalisch wieder- 
zugeben vermochten. Wie das Ohr die Töne, leitet das Auge 
die schwingenden und zitternden Nerven zur Seele. Wie es 
Menschen gibt, die durch Töne zu Tränen gerührt, durch Musik 
in weihevolle Stimmung versetzt werden, so fühlen harmonische 
Menschen die gleiche Wirkung der Architektur. Wie man 
Klangfarben hört, kann man auch Farbenklänge sehen. Ein 
Bauwerk wie dieser gewaltige Dom hat einen Grundton. wie 
etwa Mozarts Jupiter-Symphonie, es hat Uebergänge, Modu- 
lationen und Höhepunkte von erschütternder Wirkung. Wer 
sie nicht fühlt, dem fehlt der Sinn. Es gibt ia Tausende, die 
auch. für Musik keine Empfindung haben. Bedauernswerte 
Menschen! Welche Verluste an Glücksempfindungen! 

Und vor dem Dom steht eine Brücke. Massige Steintürme 
fesseln den Blick. Zwischen ihnen spannen sich weite Bogen 
über den schwarzgrünen Strom. Stein und Stahl gehen in- 
einander über, demselben Zweck zu gehorchen: weitliegende 
Ufer zu verbinden. Diese Brücke ist ein Band, das deutsche 
Völkerstämme eint, ein anderes Band als es etwa eine schwan- 
kende Fähre wäre, Unbekümmert von Wind und Wetter hält 
sie dem Anprall grosser Wassermassen stand. In Freud und 
Leid eines Sinnes, begegnen sich hier die Volksgenossen, mit 
sausender Schnelle »jagen die Züge, schwere Lasten tragend, 
von einem Gebiet in das andere. Hier werden die Erzeugnisse 
des Bodens und des Gewerbefleisses ausgetauscht. Stark wie 
dieses Band ist auch der Bau, dieKühnheit seiner Bogen, die 
Gewalt seiner Eisenmassen. Ganz auf Kraft eingestellt, spricht 
diese Brücke,nur die Sprache der Kraft. In dieser eindeutigen 
Sprache liegt ihre Schönheit, eine neuartige Schönheit, die aber 
das Herz höher schlagen lässt durch die Wucht dieser metal- 
lenen Akkorde. In dieser Brücke hat der Rhythmus der Arbeit 
Gestalt angenommen. Hörst du nicht das Klingen des Erzes, 
Cas sich sträubt,- aus der Tiefe der Erde hervorgeholt, in 
Feuersgluten geläutert zu werden, das Zischen des Lavastromes, 
der sich aus dem Hochoien, der Bessemerbirne in die Pfannen 
ergiesst, das Knirschen der rotglühenden Blöcke, denen die 
rollenden Walzen die Form geben, die wir ihnen aufzwingen? 
Hörst du nicht den klingenden Schlag der Hämmer, das Schnei- 
den der Scheren, das Poltern der Bleche? In dieser Brücke 
iz: sich das ohrenbetäubende Geräusch mühevoller Arbeit in 
scgliederte, harmonische Musik gewandelt. Auch hier sieht 
vur der Kundige die waltenden Kräfte und ihre Ueberwindung, 
weil auch hier der Brückenbaumeister jene Form fand, die Stoff 
vnd Zweck harmonisch fügte. Nicht die künstlerisch geformten 
Türme. allein machen sie zu einer künstlerischen Schöpfung, 
sondern die Gewalt der einheitlichen Sprache, der Sprache des 
Eisens und des Steins. 

Eisen hat eine andere Handschrift als Stein, eine andere 
Sprache. Diese Sprache musste erst eriunden werden. Es gab 
eine Zeit, in der man auch das Eisen zwingen wollte, in der 
Sprache des Steins zu reden; es war eine Missgeburt, ein 
Widerspruch in sich selbst. Die Wese der Menschheit sind 
nicht immer genau gerade Linien, aber immer hat sich das 
Echte Bahn gebrochen. So steht diese Brücke ver uns, ohne 
ihren Nützlichkeitszweck zu verbergen, aber ohne ihn aufdring- 
lich zu betonen. Sie trägt und verbindet. Ein Nützlichkeits- 
zweck und ein geistiger, beide kommen zur Geltung. Dass sie 
aa einheitlich erfüllt, macht sie schön, macht sie zum Kunst- 
werk. 

Beide Kunstwerke, der Dom und die Brücke, sind über- 
ragend. Gewiss, beide hätten kleiner sein können, aber in 
beiden rang ihre Zeit nach einem würdizen Ausdruck. Deshalb 
sind sie Denkmäler ihrer Zeit und Künder ihrer Merkmale. 

In beiden rangen aber auch -Künstler,”die -zugleich Tech- 
niker waren, nach dem Höchsten. Im Dom streben die Säulen 
in- unendliche Höhen, in der Brücke überspannen die Bogen 
gewaltige Breiten; Höhe und Weite ein einziges Sehnen. Aus- 
gerüstet mit dem technischen Rüstzeug, einzen ihre Erbauer 
an ihre hohe Aufgabe, aber mit der Grösse dieser Aufgabe er- 
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hoben sich beide über die Wissenschaft hinaus In die reinen e 
Höhen der Kunst; ein Zeichen dessen, dass Technik und Kunst |! 
sich ebensowenig fliehen wie Natur und Kunst, So schuf ihre 
Arbeit Werke der Schönheit und der Liebe, Fr. 


Die Werkschule 


Die Entwicklung der Industrie in den letzten Jahren hat 
auch auf dem Gebiete der Lehrlingsausbildung eine vollständige 
Umwälzung hervorgerufen. Während noch im Jahre 1907 die 
Zahl der vom Handwerk ausgebildeten Lehrlinge ungefähr 
doppelt so gross war als die der Industrielehrlinge, liegen die 
Verhältnisse gegenwärtix gerade umgekehrt, so dass man jetzt 
wohl sagen kann, dass die Ausbildung der Lehrlinge vorwiegend 
in den Händen der Industrie lieet. Die Gründe hierfür sind 
in der fortschreitenden Industrialisierung Deutschlands, im 
Siegeslauf der Maschine zu suchen. Trotz der Möglichkeit der 
individuellen Ausbildung des Lehrlings im Handwerk, d. h. bei 
einem Kleinmeister, ist der so ausgebildete Geselle genötigt, sehr 
gründlich umzulernen, wenn er später in die Fabrik eintritt. 
Das bedeutet für ihn wie für die Fabrik einen Verlust, so dass 
man es wohl begreifen kann, wenn sich die Industrie ihren Nach- 
wuchs selbst heranbilden will. 


Die Freuden und Leiden des Lehrlings im Handwerksbetrieb 1 


sind zur Genüge bekannt. Ob er wirklich. etwas lernt, hängt 
nicht nur von.seinen Fähigkeiten, sondern auch von denen des 
Meisters oder seiner Gesellen. ab. Von einem Lehrsystem 
wird man- in den seltensten Fällen sprechen können. In einer 
Fabrik, wo sich eine grössere Zahl von Lehrlingen zusammen- 
findet, wird man schon von seiten der Fabriksleitung der syste- 


matischen Ausbildung grössere Aufmerksamkeit schenken 
müssen, Man wird dem Lehrling in einem regelrechten, vor- 
ausbedachten Lehrgang eine Unterweisung durch geeignete 


Personen zukommen lassen können, die ihn allmählich in sämt- 
liche Zweige des Faches einführen. Und wenn man auch die 
Frage, welche Ausbildung besser sei, nicht allgemein beant-. 
worten kann, scheint doch die Fabriksausbildung grössere Vor- 
züge aufzuweisen. B* 

Neben der praktischen Ausbildung läuft die theoretische der 
Fortbildungs- oder Berufsschulen. Diese Schulen sollen .die be- 
rufliche, Ausbildung der jugendlichen Arbeiter fördern und sie 
nicht nur zu tüchtigen Fachleuten, sondern zu Staats-. 
bürgern erziehen. 
Schulen wurden und werden noch heute, namentlich in kleineren 
Orten, wo die Zahl der Schüler zur Bildung von Fachklassen 
nicht ausreicht, alle Handwerker von demiselben Lehrer unter- 
richtet, der meist aus dem Kreise der seminaristisch gebildeten 
Lehrer stammt und infolgedessen trotz eifriesten Bemühens 
keines der Handwerke vollkommen versteht. Früher, wo der 
Unterricht lediglich eine Wiederholung des Vo;ksschuhinter- 
richtes war, wo höchstens noch Zeichnen und Buchführung ge- 
lehrt wurde, konnte sich ein derartiger Zustand halten, aller- 
dings zum Schaden des Lehrlings. Heute, wo die Anforderungen 
an diese Schulgattung bedeutend gestiegen sind, wo man von 
ihr die Erziehung zur Berufstüchtigkeit verlangt, müssen auch 
die Lehrkräfte eine beruismässige Ausbildung erhalten haben, 
Daher musste sich der Gewerbelehrerberuf von seibst den päda- 
gogisch befähigten Praktikern erschliessen. Aber auch dann 
noch verstummt nicht die Klage, dass die Fortbildungsschule 
nicht dasjenige lehre, was der junge Lehrling in seinem späteren 
Berufe brauche, weil die für allgemeine Bedürfnisse einzerich- 
tete Schule naturgemäss nicht jedem Sonderwunsche Rechnung 
tragen kann. Die einsetzende Kritik in den Betrieben, womög- 
lich in Gegenwart des Schülers, war keineswegs der Schul- 
disziplin förderlich. Dazu empfand man die stundenlange Ah- 
wesenheit von der Werkstätte, die Klagen über Unpünktlichkeit 
und Disziplinlosigkeit als einen Uebelstand, bis man sich in ein- 
zelnen grossen Werken schon vor Jahren entschloss, die prak- 
tische und theoretische Schulung der Lehrlinge in die Hand zu 
nehmen. So entstanden die Werkschulen. Nach einem Bericht 
von Otto Stolzenberg bestehen im Deutschen Reiche 94 solcher 
Werkschulen; davon gehören dem Bergbau und der Eisen- 
industrie 34, der Maschinenindustrie 20, der Elektrizitätsindustrie 
6 an. Träger dieser Schulen sind die Firmen. Sie tragen 
die Kosten für die Verwaltung, für die Gehälter der Lehrkräfte, 
für Lehr- und Lernmittel, für Beheizung und Beleuchtung der 
Räume. Auch die Reichseisenbahnen haben solche Werkschulen 
ins Leben gerufen. Die Schulzeit dauert 3 bis 4 Jahre, die Zahl 
der Wochenstunden schwankt zwischen 2 bis 12, der Unter- 
richt fällt meist in die Arbeitszeit. Die Unterrichtsfächer sind 
Fachkunde, deutsche Sprache, Bürgerkunde, Geschäftsaufsatz, 
Zeichnen, Rechnen, Physik, Mechanik und sonstige Fächer 
(Geschichte, Geographie, fremde Sprachen, Religion, Turnen 
usw.). Die Zahl der Praktiker als Lehrer überwiegt natur- 
gemäss, namentlich in den Hauptfächern, in den Nebenfächern 
scheinen Volksschullehrer herangezogen zu werden. 
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Unstreitig hat die Werkschule gegenüber der normalen Be- 
rufsschule Vorzüge. Sie steht vor allem in ınmittelbarem Zu- 
sammenhang mit dem späteren Beruf. Sie lehrt nicht totes 
|Wissen, da die ganze Umgebung durch die unmittelbare An- 
schauung die Lehre befruchtet. Die voilständigste Modell- 
sammlung, die schönsten Wandtafeln, die häufigsten Besichti- 
‚gungen können niemals so anregend sein wie ein Unterricht, 
der sich unmittelbar an die werktätige Arbeit anschliesst. Der 
Schüler vermag auf diese Weise mit seinem Beruf zu ver- 
wachsen, er lernt die Seele des. Objekts kenien, nicht nur das 
‘tote Modell. In der Hand eines tüchtigen Lehrers wird er auchı 
die Beziehungen zur Wirtschaft kennenlernen, das Ineinander- 
‚greifen der Räder eines grossen Betriebes, das Zusammen- 
"arbeiten aller Gruppen an einem Ganzen. Gegenüber einer Be- 
rufsschule, die etwa die praktische Ausbildung selbst in die 
Hand nehmen würde, wird die Werkschule immer den Vorteil 
‘der Berührung mit der Arbeiterschaft und der Mitarbeit an Be- 





dariswaren — nicht an mehr oder weniger .überflüssigen 
Schularbeiten — besitzen. Der Schüler, der zu einem noch. so 
geringen Teil am Wirtschaftsprozess teilnimmt, wird seiner 


Arbeit unstreitig grösseres Interesse abgewinnen und infolge- 
dessen mit grösserer Arbeitsfreudigkeit an sie herantreten, 
wenn seine Arbeit praktisch verwendbar und nicht bloss ein 
nıehr oder weniger notwendiges Schul- oder Ausstellungsmodell 
ist, wobei nicht zu unterschätzen ist, dass er dadurch Gelegen- 
heit erhält, einen gewissen Lohn mit Recht zu beanspruchen. 


Es liegt auch im Interesse einer guten Ausbildung, wenn 
der Lehrling nicht erst stundenlange Wege zurückzulegen 
braucht, ehe er zur Schule gelangt. Voraussetzung ist natürlich, 
dass der Unterricht unter allen Umständen in die Arbeitszeit 
fällt, da man von der Jugend und namentlich von der heute 
noch unter den Folgen des Krieges leidenden Jugend nicht ver- 
laneen kann, nach erschöpfender körperlicher Arbeit noch 
geistig tätig zu sein. Der Abend und der Sonntag müssen dem 
Lehrling zu seiner Erholung unbedingt gegönnt-werden. 


Vom erzieherischen Standpunkt bietet die Werkschule auch 
hinsichtlich der Disziplin manche Vorteile. Wenn der Lehrling 
in seinem Lehrer den praktisch tätigen Fachmann erblickt, wird 
er ihm unstreitig mit grösserer Achtung entgegenkommen, als 
es leider an den Berufsschulen noch vielfach der Fall ist. 
Vielleicht zeigt sich hier der Einfluss der Fabriksordnung, deren 
Satzungen doch etwas genauer beiolgt werden, als die der 
Schulordnung, wobei allerdings gesagt werden .muss, dass die 
innere Autorität, die aus der pädagogischen und beruflichen 
Fähigkeit des Lehrers stammt, unendlich wertvoller ist als die 
äussere Autorität geschriebener Paragraphen. Wenn durch die 
Werkschulen die häufigen Klagen über Unpünktlichkeit des 
Schulbesuches. und. über mangelnden Gehorsam verschwinden, 

ann die Werkschule auch diesen Umstand zu ihren Gunsten 

buchen. Das Ineinandergreifen des praktischen und theoretisch 
ergänzenden Unterrichts ermöglicht übrigens eine raschere Ver- 
ständigung über die Ausgleichung von Mängeln, eine bessere 
Anpassung, also eine grössere Einheitlichkeit des Unterrichts, 
aber auch eine bessere Beurteilung des Schülers hinsichtlich 
seiner Fähigkeiten. 


Wenn die grossen Werke ihre Lehrlingsausbildung selbst 
übernehmen und die heute nicht unbeträchtlichen Kosten einer 
solchen Einrichtung tragen, wissen sie sehr wohl, weshalb sie 

diese Lasten auf sich nehmen. Wenn man ihnen auch nicht alle 
idealen Beweggründe abzusprechen. braucht, liegt es doch in 
ihrem Interesse, sich einen tüchtigen Nachwuchs heranzuziehen, 
ja, noch mehr, einen Stamm treuer und vielleicht auch gefügiger 
Arbeiter, die für die gewährte Ausbildung zeitiebens dankbar 
‚sein „werden. In dieser verständlichen Absicht liegt eine nicht 
zu unterschätzende Gefahr: nämlich, dass die Ausbildung ab- 
sichtlich den einseitigen Bedürfnissen eines Werkes angepasst 
wird, so dass der Lehrling nur das lernt, was in dem betrefien- 
den Unternehmen erzeuzt wird. Dadurch ist er in seinem. spä- 
‚teren Fortkommen gehemmt und an das Werk zgekettet. Der 
"Grundgedanke der heutigen Erziehung, den Menschen nicht in 
seinem Berufe untergehen zu lassen, läuft Gefahr, in sein Gegen- 
teil umzuschlagen, wenn man den ganzen Unterricht nur auf 
die Bedürfnisse eines Industriezweiges zuschneidet, denn auch 
unsere Berufsschule sol Menschen heranbilden, zukünf- 
tige Staatsbürger, aber nicht Staatsbürger im Sinne eines 
staatsbürgerlichen Unterrichtes, wie er etwa vor und während 
des Krieges üblich war, wo Gehorsam als erste Pilicht hinge- 
stellt würde. Man darf wohl annehmen, dass die Fabriksleitun- 
gen ihre Werkschulleiter und -lehrer — die ja private Ange- 
stellte sind! — nicht allein nach ihren beruflichen und pädagogi- 
$chen Fähigkeiten, sondern vielleicht mehr nach ihrer „wirt- 
Schaftsfriedlichen‘“ Gesinnung auswählen werden, mit der be- 
wussten Absicht, die Schüler in diesem Sinne zu erziehen. 
Wenn auch der Zweck der Berufsschule keineswegs darin be- 
steht, etwa den Klassenkampf zu lehren, liegt er unstreitig ge- 
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wiss nicht darin, den Schüler im Sinne kapitalistischer Tenden- 
zen gross werden zu lassen. Die völlige Objektivität, die auch 
wir von der Schule verlangen, dürfte daher in der heutigen 
Werkschule kaum zu erwarten sein. 


Um der Gefahr der einseitigen Erziehung in fachlicher und 
staatsbürgerlicher Hinsicht zu begegnen, darf die Werkschule 
den einheitlichen Schulgedanken nicht durchkreuzen. Daher ist 
die. Werkschule nur als ein Glied der öffent- 
lichen Berufsschule anzusehen. Sie muss sich des- 
halb unbedingt allen Anforderungen gesetzlicher Art hinsichtlich 
der Ausbildung der Lehrkräfte, der Aufstellung und Durch- 
führung der Lehrpläne fügen und denselben Organen wie die 
öifentliche Schule unterstehen. Die Arbeitnehmerschaft, die ia 
die Schülerschaft stellt, hat das wichtigste und grösste Interesse 
daran, zu wissen, wie ihre Söhne in den Werkschulen unter- 
richtet werden. Sie hat auch ein Recht, mitbestimmend ein- 
greifen zu können. Daher ist die Einsetzung eines Kuratoriums 
erforderlich, in dem nicht nur diejenigen Kreise, die für die 
öffentliche Berufsschule in Betracht kommen -—- Vertreter der 
Gemeinde und des Handwerks —, sondern auch die Arbeit- 
nehmer selbst, sei es durch den Betriebsrat, sei es durch ihre 
Gewerkschaften, Sitz und Stimme haben. Der etwaige Einwurf 
kapitalistischer Kreise, dass sie die Schule aus eigenen Mitteln 
erhalten und Herren in ihrem Hause bleiben wollen, widerlegt 
sich im Hinblick auf den öffentlichen Charakter einer Schule von 
selbst, aber auch schon deshalb, weil die Kosten der Schule im 
Grunde genommen doch von der Gesamtarbeiterschaft getragen 
werden, die, als Träger der Produktion, die Ursache jener Ge- 
winne ist, aus denen die Schule erhalten wird. Dieses Kura- 
terium wird sich auch ein Mitbestimmungsrecht bei der Berufs- 
auslese sichern müssen, damit nicht etwa nur die Söhne ge- 
fügiger Beamter und Arbeiter aufgenommen werden. Sollen 
die Vorzüge der Werkschule wirklich ganz zur Geltung kom- 
men, müssen die Arbeitnehmer alle Vorsichtsmassregeln er- 
greifen, um den vorhandenen Gefahren zu begegnen. 


Durch die Werkschulen werden die öffentlichen Berufs- 
schulen zum Teil entlastet, vielleicht auch, namentlich in klei- 
neren Orten, bis zu einem gewissen Grade in ihrer Entwicklung 
gehemmt, aber unstreitig werden die Fortschritte der Werk- 
schule auch die Öffentliche Berufsschule befruchten,. Es würde 
dem Gemeinschaftsgedanken unserer Zeit widersprechen, wenn 
die Werkschule sich weigern würde, die- öffentlichen Schwen 
mit ihren Erfahrungen zu unterstützen. Dafür müssen schon 
die Leiter und Lehrer sorgen, die doch zusammen an demselben 
Ziel arbeiten, unsere Jugend zu tüchtigen Fachleuten heranzu- 
bilden. Es darf angenommen werden, dass diese ideale Ge- 
sinnung auch in den Kreisen der Werkschullehrer, wie bisher, 
lebendig bleiben wird. Nach dieser Richtung hin werden auch, 
wie bisher, der Deutsche Ausschuss für- Technisches Schulwesen, 
der Deutsche Gewerbeschulverband und der Deutsche Verein 
für das Fach- und Fortbildungsschulwesen tätig sein müssen; 
Wo ein Werk. nicht in der Lage ist, eine eigene Werkschule zu 
errichten, werden vielleicht genossenschaftliche Werkschulen 
möglich sein (wie z, B. in Siegen). Ob die zukünftige Berufs- 
schule sich überhaupt auf die gemeinschaftliche fachliche und 
theoretische Erziehung einstellen wird, lässt sich heute nicht 
sagen. Vieles spricht dagegen, namentlich der grosse Apparat 
und die damit zusammenhängende Kostenfrage. Heute steht 
eines fest: die Werkschule könnte die beste Lösung der Beruis- 
schulfrage sein, wenn sie in den Händen ideal gesinnter Lehrer 
liegt, die, unabhängig nach jeder Richtung, ‚nur das eine grosse 
Ziel im Auge haben, die Heranbildung eines tüch- 
tigen Nachwuchses. 


Der ehemalige Offizier als „Betriebs- 
organisator“ 


In Nr. 71 des „Rano“ schlägt „Organisationsanwalt“ Finke 
vor, die ehemaligen Offiziere sollen nicht als Buchhalter oder 
dergleichen beschäftigt werden, sondern als Organisatoren. Der 
Herr „Organisationsanwalt“ gibt zwar selbst zu, dass der 
Offizier nicht viel davon verstehe, aber da er nicht so einseitig 
an gewohnter Arbeit festgewurzelt sei, wie die anderen Be- 
amten, die iahraus, jahrein auf ihrem Posten sitzen, werde er 
sich mit frischem Empfinden, ungehemmt durch erstarrte, 
bureaukratische Formen, leicht in die Organisation hinein- 
arbeiten, um so mehr, als er so manche straffe Handhabung 
vom Militär her kennt, die ihm ohne weiteres nützlich sein 
werde, 

Herr Organisationsanwalt Finke erklärt die Nützlichkeit 
seines Vorschlages an einem Beispiel, das für seine Denkungs- 
weise so bezeichnend ist, dass wir es wörtlich anführen: 

„Denken wir nur an die „Fehlmeldung“; dieselbe wird in einem 
Fabrikbetriebe wie folgt verwertet: Wenn an 17 Abteilungen ein Rund- 
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schreiben Nr, 23 verteiitt wird, das die übrigen fünf Abteilungen 
uichts angeht, dann erhalten diese fünf Abteilungen eine „Fehl- 
meldung“  dergestalt, dass ihnen mittels Zettels mitgeteilt wirds 


„Rundschreiben Nr. 23. betrifft Ihre Abteilung nicht.“ Dieser Zettel ist 
In die Rundschreibenmappen einzuheften, damit nicht unnütz nach 
dem Verbicib des Rundschreibens geforscht wird, dessen Fehlen man 
an der fehlenden Nummer feststelit, sobald ein neues Rundschreiben 
einläuft. Daraus erhellt, dass sowohl unnötige Nachfragerei vermieden 
wird, ais auch unnötiges Durchlesen unnötig verteilter Rundschreiben, 
als auch die Nachteile, die durch Nichtverteilung wichtiger Rund- 
schreiben entstehen. 

Wird keine „Fehlmeidung“ gegeben, dann fragt man wohl einige 
Male an, wo Rundschreiben Nr. 23 oder Nr. 31 oder Nr. 43 ge- 
blieben sei; aber wenn es immer heisst: „Es geht Sie diesmal nichts 
an“ dann fragt man schliesslich überhaupt nicht mehr, ünd eines 
Tages geschieht es, dass etwas ganz Wichtiges — vielleicht durch 
Nachlässigkeit eines Boten — nicht übermittelt wird. Das wird erst 
gemerkt, wenn es zu spät ist: die betreffende Abteilung hatte ge- 
glaubt, dass es sie diesmal — wieder nichts anginge. 

So sehen wir an diesem einfachen Beispiel, wie selbst unwichtig 
erscheinende Organisationen (Verwaltungsarbeiten) wohl wert sind, gut 
atısgebaut zu werden, und wie der Offizier hierbei helfen kann.“ 


Wenn der Offizier die vorhandene Organisation auf et- 
waige Mängel hin prüft, die Leute anregt, ihre Ansichten kund- 
zugeben, werde er schliesslich versuchen, „es selbst zu ver- 
stehen“, und dann „wird eines Tages der Werksleitung ein 
neuer Organisationsplan vorgelegt“. Das schreibt ein Organi- 
sationsanwalt im Jahre 1921, in einer Zeit, in der die arbeit- 
sparende Betriebsführung zu den brennendsten und schwierigsten 
Fragen der Betriebswissenschaft gehört. Wie hoch muss der 
Verfasser seine eigene Tätigkeit einschätzen, wenn er der 
Ansicht ist, ein Offizier, der bisher keine Ahnung vom wirt- 
schaftlichen Betriebe hatte, könnte die Werksleitung aus dem 
Handgelenk mit einem Organisationsplan beglücken! Das Be- 
streben, den Offizieren neue Erwerbsmöglichkeiten zu schaffen, 
in allen Ehren! Aber wir fürchten, dass damit weder ihnen 
nd noch viel weniger der Wirtschaft gedient wird. Um einen 
Betrieb organisieren zu können, muss man 'ihn selbst gründlich 
beherrschen. Für tastende Versuche eines Neulings, der sich 
erst einarbeiten muss, ist jetzt wahrlich nicht die Zeit. Das 
Taylorsystem ist jetzt Mode geworden, und diejenigen, die es 
falsch oder gar nicht verstehen, glauben, es sei so leicht und 
etwa mit einem Dutzend Formularen durchzuführen. Wer nur 
einigermassen den Betrieb kennt, und wer die Schriften von 
G. Frenz und John P. Frey liest, wird finden, dass gerade 
solche „Organisatoren“ den gesunden Gedanken des Taylor- 
systems in sein Gegenteil verkehren müssen. Taylor selbst hat 
schon auf die Schwierigkeiten der Organisation hingewiesen, 
und mit Recht warnt Frenz die Industrie davor, die Organi- 
sation mit Hilfe von „Pfuschern“ vornehmen zu lassen, statt 
mit Hilfe der aus dem Betriebe stammenden Kräfte. Um ein 
„erwecker der im Betriebe versteckt lebenden Kräfte“ zu 
sein, bedarf es doch anderer Menschen, als es unsere Offiziere 
waren, Menschen, deren Autorität in ihren Kenntnissen und 
Fähigkeiten und nicht in ihren Achselstücken liegt, Wenn man 
auch nicht allen Offizieren die Kunst der Menschenbehandlung 
abzusprechen braucht, geht man doch nicht fehl, wenn man diese 
nicht gerade als allgemeine Tugend des Offizierkorps be- 
trachtet; und gerade sie muss der Organisator besitzen, weil 
ohne sie jede Organisation nur starrer Formelkram wäre. 

Wir fürchten sehr, dass die „Offiziersorganisatoren“ weder 
bei Arbeitnehmern noch bei Arbeitgebern grosse Gegenliebe 
finden werden. Die ersteren leisten nur demjenigen willig Ge- 
folgschaft, dessen Fähigkeiten sie anerkennen, dessen Persön- 
lielikeit sie schätzen, und die letzteren fragen trotz aller tönen- 
den Redensarten und gesellschaftlicher Hochschätzung nur da- 
nach, was der Beamte ihnen leistet. Sie werden also den ehe- 
maligen Offizier vielleicht als Aufseher und Antreiber anstellen, 
aber niemals als Organisator. 

Der Rat des Herrn Organisationsanwalts Finke erweist sich 
somit in jeder Hinsicht als verfehlt. 


Schulfragen 


Bundesmitglieder in Kuratorien der Fachschulen. Wir haben 
schon zu wiederholten Malen darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Verordnungen der Ministerien uns die Möglichkeit geben, 
Bundesmitglieder in die Kuratorien der Fachschulen zu ent- 
senden. Auf unsere dahingehende Eingaben haben sich die 
meisten Bundesstaaten im Sinne der seinerzeitigen preussischen 
Verordnung angeschlossen. Wo solche Kuratorien noch nicht 
bestehen, oder wo unsere Kollegen noch nicht vertreten sind, 
liegt es an ihnen, die notwendigen Schritte zu unternehmen. 
Dass sie wirksam sein können, ersehen wir z. B. aus einer 
Verfügung des Rates der Stadt Chemnitz, der auf Grund einer 
Eingabe unserer dortigen Ortsverwaltung beschlossen hat, zu 
den Verhandlungen des Direktoritms der höheren Webschule 


einen Vertreter unseres Bundes und der Vereinigung von 
Musterzeichnengeschäftsinhabern mit beratender Stimme hinzu- 
zuziehen. Wenn auch damit unser Wunsch noch nicht restlos 
erfüllt ist, zeigt sich doch der Weg, auf dem man Erfolge er- 
zielen kann. 


Zentralstelle. für technisches Bildungswesen. Dr.-Ing, e. h. 
Direktor Lasche betont in der unter Vorsitz des Geheimen 
Baurates Prof. Dr. Klingenberg abgehaltenen Sitzung 
des Deutschen Verbandes technisch-wissen- 
schaftlicher Vereine, dass das technische Vortrags- 
wesen dringend einer Verbesserung bedürfe. Vor allem sei es 
nötig, 
schauungsmaterial zu unterstützen. Er schlug vor, eine Zen- 
tralstelle,. bei der vorzügliches und durchgeistigtes Anschau- 
ungsmaterlal für alle Fachrichtungen in denkbar zweck- 
mässigster Aufmachung hergestellt und von hier aus alle 
Interessenten auf breitester Linie, von den Hochschulen ange- 
fangen. bis zu den technischen Fachschulen aller Grade, mit 
dem nötigen Anschauungs- und Vortragsmaterial versehen wer- 
den sollen. Es wurde ein Kuratorium gewählt, dem die nötigen, 
sehr bedeutenden Mittel zur Durchführung der Lascheschen 
Pläne in Aussicht gestellt wurden. 


Bücherschau ’ 


W. Grull, „Die Kontrolle der gewerblichen Unternehmungen“ mit 
89 Textfiguren. Berlin 1921. Verlag J. Springer. Preis 64 M. 
„Irren. ist menschlich“ ist eine beliebte Ausrede für begangene 
Fehler, aber neben den unabsichtlichen, der menschlichen Unvollkommen- 
heit entspringenden Versehen ‘gibt es leider nicht wenige, die in Be- 
quemlichkeit, Nachlässigkeit und in verbrecherischen, i i 
Gründen ihren Ursprung haben. Sich gegen sie zu wappnen, ist eine 
Notwendigkeit, und. namentlich dort von grösster Bedeutung, wo es 
sich um Betriebe handelt, von deren richtigem Funktionieren Gut 
und Leben von Menschen abhängt.: Wenn auch die Literatur über 
dieses weitverzweigte Gebiet ziemlich. gross ist, findet sie sich doch 
nur verstreut in - zahlreichen Fachzeitschrifien, so dass es als ein 
Verdienst des Verfassers anzusehen ist, es einmal in einem gross an- 
gelegten Buche grundlegend behandelt zu haben. Von den Fehler- 
und Geiahrenquellen ausgehend, behandelt der Verfasser zunächst den 
Aufbau der Kontrollarbeiten, die verschiedenen Kontrollmethoden durch 
den Menschen, durch mechanische, organisatorische und mathematische 
Kontrollmittel, um dann an praktischen Beispielen Vorschläge für die 
Organisation der Kontrollarbeit ‚und ihre Sicherung zu machen. Der 
Aufbau des Werkes ist vorwiegend theoretisch, d. h. vor allem grund- 
sätzlich betrachtet, ohne aber die -unmittelbare 
Wirklichkeit zu übersehen. Ein genaueres Eingehen mit Einzelheiten 
hätte dem Buche hinsichtlich seiner praktischen Verwendbarkeit und 
seiner Gebrauchsfähigkeit nicht geschadet. An sich bietet es durch 
seineiı steng sachlichen Aufbau einen ausgezeichneten Ueberblick über 
die bestehenden Kontrollmittel und ihre Entwicklung. Fr. 
F. R. Barth, „Die Maschinenelemente*. Sammlung Göschen, Ver- 
einigung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co., Berlin 
192}. Preis 2,10 M. und 190 Prozent Zuschlag. : 
In der Beschränkung zeist sich der Meister! Auf einen Raum von 
135 Seiten den gewiss nicht kleinen Stoff der Maschinenelemente zusam- 
inenzupressen, erfordert eine sorg:ältige Untersuchung, um dasjenige geben 
zu können, was dem Zweck des Lesers entspricht. Der Verfasser, durch 
zahlreiche andere Arbeiten in den Fachkreisen wohl bekannt, musste sich 
naturgemäss. darauf beschränken, das Allernotwendigste. noch so ver- 
ständlich zu bringen, dass der Leser die Arbeit mit Erfolg beuutzen 
kann. Das ist ihm zum grossen Teil gelungen, wenngleich nicht ein- 
geseken werden kann, weshalb er Schrauben und Nieten auf 13 und 
19 Seiten behandelt und die Dampfmaschinenelemente. insgesamt in 
0 Seiten zusammenpresst. Eine derartige Arbeit konnte ohne weiteres 
auf die Ableitung, z. B. des Verzahnungsgesetzes verzichten und dafür 
einige Skizzen über Schneckengetriebe oder Kreuzkopf und neuartige 
Stofibüchsen einschalten. Es wäre zu erwägen, ob es nicht besser 
wäre, die Dampfmaschiseneiemente in einem besonderen Heft zu be- 
händein. 


den. Trotzdem bietet das Büchlein, das bereits in vierter Auflage 


erscheint, viel wertvollen Stoff, und es wird sich in den technischen 


Fachschulen als Ergänzung des Vortrages, wie pisher, gut bewähren. 
Tr. 

H. Bethmann, „Die Hebezeuge“. Mit 1168 Abbildungen im 
Text und 10 Tafeln. 5. umgearbeitete Auflage. Verlag F. Vieweg & 
Sohn Braunschweig. Preis geh. 86 M., geb. 100 M. 

Es ist ein erfreuliches Zeichen, dass das vorliegende Werk, das 
erst im vorigen Jahr in doppelter Auflage erschienen kann, wenn auch 
in teilweise neu bearbeitetem Gewande erscheinen kann, wenn auch 
der starke Absatz auf den übergrossen Besuch der technischen Fach- 
schwen zurückzuführen ist.. Die neue Auflage unterscheidet sich von 
der vorherigen hauptsächlich durch die knappere Fassung einiger Ka- 
pitel, namentlich durch Fortlassung der Grundzüge der Elektrotechnik 
und der graphischen Statik. Solche kürzeren Fassungen sind in einer 
Arbeit, die die Kenntnisse der Maschinenelemente zur Voraussetzung 
hat, vollkommen. berechtigt. Aus diesem Grunde hätte auch z, B. die 
Ableitung der Formel für die Berechnung von Zahnrädern als bekannt 
vorausgesetzt werden können. Wenn auch die neu hinzugekommmenen 
Kapiteı über Aufstellung der Krane und über Veranschlagen diese 
Aufgaben nur andeuten, sind sie doch als Anregung beachtenswert. 
— Druck und Ausstattung lassen nichts zu wünschen übrig. Das vor- 
treffliche Buch empfiehlt sich von selbst. Fr 
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die Ausführungen durch ein richtig gewähltes An- 


selbstsüchtigen 


Berührung mit der 


Dann wäre es möglich, allen Anforderungen gerecht zu wer- 
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«Selbstvertrauen und Kraft vorhanden. 
“ waren ausgelaugt. Das Wesen der deutschen Revolution war 
deshalb nicht ein Ringen oder Kämpfen, sondern ein Allein- 
Uebrig-, Allein-Vorhandensein der proletarischen Kräfte. 

„= Heute, nachdrei Jahren,: befindet sich in Frankfurt a. M. 
‘in den Räumen ‘der. Universität, und in engster Verbindung mit 
“ihr, eine Akademie der. Arbeit., Was ist diese Akademie? Ist 
‚ssie..ein vorgeschobener Posten der Universität in die Arbeiter- 
“schaft hinein, gehört sie zur Universitätsausdehinungsbewegung, 
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‚bescheidenem . Masse — 
.i Kosten seit dem Mai dieses Jahres ihre befähigsten Mitglieder 
"und: Funktionäre zur Ausbildung von neun Monaten auf diese 
"Akademie. 
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| Die Akademie der Arbeit in der Univer- 
'sität Frankfurt a.M. | 





Nummer 8 


Die Kraft der Arbeiterbewegung ist nicht zum wenigsten 
ihr Trotz gegen eine Welt, in der für sie kein Tisch gedeckt, 
kein Lebensraum freigemacht war. Aus dem Trotz gegen diese 


‚Welt entspringt der: Wille, sich eine eigene Ordnung des Lebens 
zu sertrotzen. . Dieser Trotz hat auch eine eigene Arbeiterbildung 


unter. grossen Opfern ins Leben. gerufen, wie er auf jeder 
anderen Lebensgebiet die eigenen Kräfte opferwillig eingesetzt 
hat. „Aus eigener Kraft‘ ist ein Motto des kämpfenden Arbei- 
ters, schon deshalb, weil er zu oft von fremden Kräften ent- 
täuscht worden ist. Und dies Vertrauen auf die eigene Kraft 


‚hat dem .Proletariat in einem Augenblicke, wo sonst niemand 


mehr in: Deutschland auf seine Kraft vertraute, den Weg frei- 
gemacht in’ alle alten Ordnungen, gegen die er bis dahin trotzig 
angerannt war. Bei Kriegsende war nur im Proletariat noch 
Die anderen Volksteile 


zum Molkshochschulwesen, ist :da also die alte. staatliche und 


“bürgerliche Welt ‘mit Erfolg ‘tätig geworden, um die Arbeiter- 
"schaft: mit ihrem: Geiste 'zu erfüllen? - ER 


© Däs'istschoti aus der ‘Geschichte "der Revolution heraus 


“"ünwährscheinlich. "Wir sahen ja: kraftlos waren die alten Gie- 
. walten, kraftlos und ohnmächtig geworden. Kraft zur Er- 
„oberung‘,,war nur ‚in, der ‚Arbeiterschaft. „Woher also sollte 
„plötzlich .der ‚Universität hier. die. Kraft zugeflossen, sein, sich 


auf die Arbeiterschaft: zu erstrecken?: 
Unwahrscheinlich ist es ferner, wenn wir auf den Lehr- 
körper der Akademie blicken. Keiner der vier hauptamtlichen 
Dozenten (Michel, Schlünz, Sturmfels,  äls Leiter Rosenstock) 
kommt aus der Volkshochschulbewegung. Ebensowenig reizte 
es sie nach dem Kriege noch, auf den Zunftzwang der Uni- 


"versität ihre Laufbahn einzurichten, trotzdem sie natürlich alle 


studierte Leute sind und mit der Wissenschaft und gelehrten 
Forschung sich, ‘verbunden fühlen. Hierin sind sie alle vom 
gleichen Schlage, obwohl sie im übrigen nach ihrem weltan- 
schaulichen und politischen, Standpunkt in grösstem Abstand 
voneinander stehen. Sie spiegeln alle Richtungen wieder, ‚die 


_ in der Arbeiterschaft vertreten sind. Ausserdem ergänzen sie 


sich dadurch, dass der eine früher als Lehrer an der Univer- 
sität, der andere an der Volksschule, der dritte in der Arbeiter- 
bildung, der vierte im höheren Schulwesen gewirkt haben. 

Unmöglich aber wird schliesslich die Vermutung von einer 
Universitätsausdehnung, wenn wir’ uns die Hörer ansehen. 
Das sind ja nicht: Arbeiter, einzelne Arbeiter, die von irgend- 


welchen Kursen: angelockt werden, sondern es sind die Ver- 
treter der deutschen Arbeiterschaft, derselben Arbeiterschaft, 
die in den letzten ‚Jahren die politischen Nerven behalten hat. 


Die grossen Verbände der. Arbeiter, Angestellten und — in. selır 
der Beamten, entsenden auf ihre 


“* Damit ist‘ der Schlüssel zur Bedeutung der Akademie 


"gegeben: ‘Sie ist.eine Bastion, die von der Arbeiterschaft in 
die alte "Bildüngswelt hinein ..errichtet worden ist, sie ist eine 


aus: „eigener Krait“ genommene Stellung. Aber damit kennen 








11. November 1921 


wir das Wesen der Akademie erst zur Hälfte. Weshalb heisst 
sie nicht Arbeiterakademie, weshalb ist es’ keine „proletarische 
Universität“ geworden? Weshalb Akademie der Arbeit in der 
Universität? Weil die Arbeiterschaft in Deutschland die alte 
Welt nicht kurz und klein geschlagen hat, sondern sie von 
innen- heraus zu überwinden sucht, nachdem die alte Welt 
im November 1918 ohnmächtig. geworden ist. Eine Universität 
des Proletariats hätte auf Trümmern mühsam ganz von vorne 
aufgebaut werden müssen — bei unserer Volksentkräftung 
auf ein Jahrhundert ein unmöglicher Traum. Die Akademie 
trägt den Gedanken der Arbeit in die Universität des Geistes 
hinein, und durchdringt mit ihm die alten Gebiete des Wissens, 
Die Arbeiterschaft gibt damit ihr Bestes, eben den Gedanken 
der Arbeit, in das Ganze des Volkstums hinein, damit er den 
alten Teig durchsäure. Deshalb also nicht ‚Arbeiterakademie, 
sondern Akademie der Arbeit. Wie schwer ringt sich auch 
nur die Beamtenschaft zu der Erkenntnis durch, dass wir in 
der Arbeit alle Kameraden sind. Deshalb bedeutet dieser 
Name ein geistiges Missionsprogramm. 

Was nun wollen die Besucher der Akademie?: Was wollen 
die Verbände? Was will”der preussische Staat und das Reich 
ünd‘ die Universität, welche die Lehrer ünd Lehrmittel be- 
zahlen? Was wollen die Lehrkräfte, die sich In, grosser Zahl 
von nah und fern zur Verfügung stellen?, Wir nennen neben 
Professor Sinzheimer-Frankfurt, Professor Lederer-Heidelberg, 
neben. Dr. Theodor Brauer-Cöln, Staatsminister Drews-Berlin, 
neben Engelbert: Graf-Stuttgart, Professor Willy Hellpach-Karls- 
rule; :neben Professor Pape-Frankfurt, Professor Heidebroek- 


Darmistadt®). ; DEE 
” Auf einer 'Bastion — und wir erkannten, dass die Aka- 
demie eine Bastion ist — gewinnt man Uebersicht, Umsicht, 


Tiefblicke in Talgründe und Gebirgsfalten, deren Zusammen- 
hänge dem, der unten steht, verborgen bleiben. In neun Mo- 
naten, von denen ein Monat der notwendigen inneren Sammlung 
einer Ferienpause und Wiederauffülling des inneren Menschen 
gehört, muss versucht werden, in die Fülle der sozialen Er- 
scheinungen, vor“ denen. ein Arbeitervertreter, und Gewerk- 
schaftsführer heute steht, aber. auch in die Masse von früher 
mühevoll zusammengerafften Kenntnissen eine Ordnung zu 
bringen. Et 

‘_ Dazu. helfen . Vorlesungen, die nacheinander Gesamtbilder 
des Rechtes, der Wirtschaft, der Politik, der Wirtschafts» 
geographie, . der Arbeitswissenschaft, der Soziallehre, der 
volkswirtschaftlichen Theorien und schliesslich der Geschichte 
entrollen sollen. Es helfen dazu zweitens Seminare, in denen 
die Bewältigung einer einzelnen Frage, einer einzelnen Schrift 
geübt wird. 

Das ist die eine Hälfte der Unterrichtsmittel. 

Die andere Hälfte besteht einmal aus der eigenen Aus 
sprache des Mitarbeiters zu dem Gehörten. Sie geschieht In 
den Gruppen, ‘der von den 72 Mitarbeitern der Akademie 
je ein Drittel. angehört. Einer der Hauptdozenten steuert 
diese Gruppe durch das Studienjahr. Hier macht sich geltend, 
dass die Akademie von erwachsenen, erfahrenen, gereiften 
Männern besucht wird. 

Die Gruppenarbeit tritt der Vorlesung gegenüber. Auch 
die Seminararbeit hat ein Gegenstück: das ist die Volontäm 
tätigkeit, die je einem oder zwei Hörern in der Staatsver- 
waltung und. bei der Stadt eröffnet worden Ist. Hieria 
zeigt sich vielleicht am deutlichsten der Wechsel der Zeit, 
Was dem jungen. Juristen oft schmerzlich verschlossen bliebs 
die Geheimnisse des Regierungspräsidiums, eines . Landrate 
:amtes, die Stadtkanzlei. der Grossstadt: und dergl., darela 


®) Auch unser Bundessekretär. Fröhlich'hat :an:der Akademie :deg 
Arbeit eine Reihe von Vorlesungen gehalten. (Ann, d. Schriftleitung. J 
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wird der einzelne Hörer hier. von den Chefs der ‚Verwaltung 


selbst eingeführt. Jeder wird: dann über diese seine Erfahrungen = 


im letzten Monat den übrigen Hörern zu berichten haben, 

' Seibstverständlich hat sich das Bild von der Akademie, 
wie wir es hier zeichnen können, unter Kämpfen und Wehen, 
Mühen und Sorgen -aller Art und durch das Zusammenwirken 
vieler Kräfte geformt. Und wir bilden uns nicht ein, im 
ersten ‚Jahre in jeder Beziehung: das Richtige getroffen zu 
haben. Nicht jeder Lehrer hat eingeschlagen, nicht jede Stoff- 
verteilung gelang angesichts der vorhandenen Lehrkräfte nach 
Wunsch, der Altersunterschied von 31 Jahren zwischen dem 
ältesten und dem jüngsten Mitarbeiter der Akademie ist reich- 
lich weit gespannt. 

Aber soll: uns das entmutigen, nachdem es gelungen ist, 
alle 72 Hörer dauernd zu fesseln, alle Zwistigkeiten zwischen 
den verschiedenen. Weltanschauungen und den verschiedenen 
Berufsschichten zu bannen im Gefühle der Verantwortung für 
die Grösse der, gestellten Aufgabe? Aber auch im Gefühle der 
Freude,» hier für die Arbeiterschaft bessere geistige Waffen 
im Kampf um ihren Aufstieg zu schmieden. 

Die Fülle der Arbeit hat einen allgemeinen Wunsch bis- 
her noch zurücktreten lassen: durch eine Druckreihe wert- 
voller Veröffentlichungen die weitere Arbeiterschaft teilnehmen 
zu lassen an dem Eindringen ‘in die Gesetze des. Volks- 
und Gesellschaftslebens, an dem Einblick in das Walten und 
Werden-des einzelnen Menschen im Strom des Lebens, die zu 
erlangen auf der Akademie das Bemühen ist. 

‚Bleibt die Akademie der Arbeit bestehen, hält die deut- 
sche Arbeiterschaft die einmal errungene Stellung im: Hoch- 
schulleben fest, so werden auch diese Früchte für die’ weiteren 
Kreise des werktätigen Volkes reifen können. Die Akademie 
würde ihnen ja damit nur zu vergelten suchen, dass sie durch 
ihre Solidarität und ihre Opferbereitschaft diese Bekrönung der 
Arbeiterbildungsbestrebungen ermöglicht haben. 


Dr. jur. Eugen Rosenstock, Frankfurt a. M. 


Technische Schulfragen im Verein 


Deutscher Ingenieure 


Aus dem Bericht über die Versammlung des Vorstands- 
rates des V.D,I. (erst jetzt in den Mittwochsunachrichten. ver- 
difentlicht), entnehmen wir, dass der Verein nach wie .vor dem 
technischen Schulwesen die grösste Beachtung schenkt. Dass 
unser Bund schon seit Jahren an den Arbeiten des Deutschen 
Ausschusses für technisches Schulwesen stark beteiligt ist, 
dürfte unseren Mitgliedern aus unserem Bericht über dessen 
Casseler Tagung, veröffentlicht in Nr. 5 von „Bildung und 
Unterricht‘, bekannt sein. 

Zunächst berichtete Herr Lippart, dass die Lehrgänge 
für Maschinenbaulehrlinge fertig seien und die für Former, 
Modelischreiner usw. bald erscheinen würden. Die Errichtung 
der Betriebsfachschule. in Berlin sei in greifbarer. Nähe gerückt. 
Wichtig sei dabei, dass diese Schule auch die Lehrmittel aus- 

robieren solle und somit eine Zentrale für die Lieferung von 
ehrmitteln nach einheitlichen Grundsätzen werden könne. Die 
von Prof. Aumund herausgegebene Denkschrift über die 
Hochschule für Technik und Wirtschaft decke sich zum grossen 
Teil mit den Arbeiten des Deutschen Ausschusses für tech- 
nisches Schulwesen. Zur Erziehung der. Praktikanten seien 
Lehrpläne ausgearbeitet worden, es mache aber Schwierig- 
keiten, sie unterzubringen. Die vom Deutschen Ausschuss für 
technisches Schulwesen geschaffene Stellenvermittlung fordere 
eine weitgehende Unterstützung der Industrie. 

Prof. Baumann, Stuttgart, teilte. ein Verfahren mit, 
das sich gut bewährt habe. Die Firmen, die bereit seien, 
Praktikanten aufzunehmen, werden dem Stellensucher genannt, 
damit er sich selbst darum bemühe. Er und andere ‚Redner 
befürworteten eine Dezentralisation, eine Einteilung in kleine 
Bezirke, weil diese arbeitsfähiger wären als die Zentrale. 

Prof. Matschoss begründete hierauf eine Entschliessung, 
die sich gegen die in den allgemein bildenden. Schulen ge- 
planie Verlängerung der Schulzeit um ein Jahr erklärt. Ab- 
gesehen von den wirtschaftlichen Gründen, die dagegen 
sprechen, wird darauf hingewiesen, dass gerade die frühzeitige 
‚Tätigkeit in praktisch schaffenden Berufen sehr viel zur Cha- 
rakterbildung beitrage. Die Entschliessung wird angenommen. 

Einen breiten Raum nahm die Besprechung über die Ab- 
renzung der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ ein... Hierüber 
erichtete Herr Mühlmann, Dresden. Schon 1918 habe 
die Mehrzahl der Bezirksvereine anerkannt, dass ein ‚gesetz- 
licher Schutz jetzt unmöglich sei. Dass die Frage wieder auf- 
tauche, verursachten Anträge der Verbände der ehemaligen 
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preussischen staatlichen Maschinenbauschüler, die auf Orun ! 
ihres. Reifezeugnisses eine gesetzlich geschützte Berufsbezeich- : 
nung, z. B. „Maschinen-Ingenieur‘‘, fordern. Da.das Preussische ' 
Handelsministerium der Ansicht gewesen sei, dass..die An-; 
gelegenheit im ganzen Reiche einheitlich geregelt -werden' 
müsse, habe sie das Reichswirtschaftsministerium übernommen; 


In ‚einer Besprechung habe sich dessen Berichterstatter dahin’ 


geäussert, dass der Begriff ‚„Ingenieur‘‘ sehr, schwer abzu- 
grenzen wäre. Der akademische ‘Grad sei 
„Doktor-Ingenieur‘ und „Diplom-Ingenieur‘‘ geregelt. Die 
Amts- und Dienstbezeichnungen seien Sache der Anstellungs- 
behörde. Die Frage könne nicht durch eine‘ Verorduiung, 
sondern nur durch ein Gesetz geregelt werden. Das Reichs- 
wirtschaftsministerium wolle die Angelegenheit federführend 


behandeln, bäte aber den V.D.I. darum, die nötigen Unter- . 
lagen zu liefern. ' Im: Ausschuss für  Berufsfragen kam: mai zu‘. 
dem Ergebnis, diese Aufgabe dem Deutschen Verbande tech- _ 
nisch-wissenschaftlicher Vereine zu übertragen; es sei bis'jetzt - 
“nicht gelungen, eine ‚scharfe Abgrenzung auf G 


rund, von ‚Schul- 
zeugnissen vorzunehmen, weil. es Ingenieure. gibt,, ‚die, keing. 
Schule regelrecht besucht, sich ‚aber die Kenntnisse ‚und ‚Fertig-, 
keiten in der Praxis angeeignet hatten. Es liege. also. kein 


Grund vor, einem solchen Manne die Bezeichnung „Ingenieur‘* -. 


zu versagen. 


Von den Rednern seien die Ausführungen des Prof. von. 


Bach, Stuttgart, wörtlich wiedergegeben, weil seine, "An- 
schauungen auch unserem Empfinden entsprechen; 


„M. H.l: Ich möchte Sie doch bitten, nicht so leicht von seiten 
des Vereines Deutscher Ingenieure der Reichsregierung ‚ nahezulegen, 
dass ein. solches Gesetz beschiossen. werde. in der heutigen. Zeit: 
soll ein Gesetz eingebracht werden, durch das. ein scharfer Schnitt 
in den ganzen ‚Berutskreis gemacht wird! In dem Ausschuss, den’ Sie 
eingesetzt haben, dein ich auch angehört habe, war doch’ das: Getühl 
dafür vorhanden: der Verein deutscher Ingenieure: darf "die Veraut- 
wortlichkeit' für ein solches Gesetz nicht übernehmen. Deshalb haben 


“wir uns dahin ausgesprochen, dass der Deutsche Verband technisch- 


wissenschaftlicher ‚Vereine die Sache in die Hände nehme. Die Reichs- 
regierung hat auch durchaus nichts versprochen, sie hat nur erklärt, 
wie aus. dem Protokoll hervorgeht, sie werde. die Sache .„federführend‘ 
weiter behandein, sonst nichts. Wenn jetzt ein solches. Gesetz erlassen 
wird, dann haben Sie sofort einen Schnitt zwischen den Absoiventen der 
höheren ‘und denen der - niederen Maschinenbauschulen. Ein solches 


Gesetz wird ausserordentlich tief in die wirtschaftlichen’ ‘Verhältnisse 


eingreifen,‘ auch in menschlicher Hinsicht recht nachteilig wirken. Ich 


möchte“ Sie davor warnen, sich in einer Zeit wie der jetzigen für den: 
Eriass eines Gesetzes auszusprechen, durch das viele Existenzen wirt- - 


schaftlich mehr oder minder beeinträchtigt werden. Der :Zweck, zu 
dem das Gesetz erlassen werden soll, würde auch gar nicht erreicht 
werden. Denn die Reichsregierung ‘und die Einzelregierungen werden 
gar nicht umhin. können, Uebergangsbestimmungen zu machen, die‘ 


für den Augenbäck gar nichts an der: Sache ändern werden; denn sie 


dürfen nicht. vieen Menschen das Feid ‚ihrer Tätigkeit entziehen, -. : 

"M...H., ich bin ganz entschieden dafür, dass der Ingenieur ‚hoch- 
geschätzt wird. , Aber in der gegenwärtigen Zeit, wo wir uns die 
grösste Mühe geben müssen, dass wir im Innern ein Ganzes 
werden (Sehr richtig und Bravo!), dürfen wir nicht an den Reichs- 
tag herantreten und den Wunsch äussern, dass ein soiches‘ Titeischutz- 
gesetz erlassen wird.“ (Sehr ‚richtig! und Händeklatschen.) 

In seinem Schlusswort betont Herr Mühlmann, dass 
die Reifeschüler der niederen Maschinenbauschulen nicht als 
Ingenieure ausgeschlossen werden dürften. Er könnte sich’ aber 
ein Gesetz denken, das etwa folgendes enthielte: 

„Es wird eine Ingenieurliste im Deutschen Reiche aufgelegt. Die 
Verwaltung der Liste liegt in den einzelnen Städten ' und Bezirken 
in den Händen von Männern, die. zum grössten Teile selbst von den 
Ingenieuren gewähit -werden. Die gesamte Organisation läuft zusammen 
in einer Spitze, die dem=Reichswirtschaftsministerium. unterstellt werden 


könnte. Die Verwalter der Ingenieurliste in “den einzelnen Bezirken . 


haben nun ‚jeden einzelnen Antrag zu prüfen... .* 


Wenn die Sache nicht weiter verfolgt werde, bestehe die Ge-. 
fahr, dass eine Regelung ‘nach österreichischem Muster. 


komme, 
Es wird hierauf beschlossen, die weitere Behandlung ‘der 


durch‘ die Titel: 





Angelegenheit dem Deutschen Verband zu übertragen, damit 


er sie in der angeregten Weise weiter fortführe. 


Gegen die unzulässige\ amtliche Verwendung des "Wortes 
„Ingenieur“ in Dienst- und Amtsbezeichnungen wird folgende: 


Entschliessung angenommen; 
„In zunehmendem Masse verwenden ‘Behörden des Reiches, der 


Länder und der Selbstverwaltung die Amtsbezeichnung „Ingenieur“ in 


verschiedenen Wortverbindungen für ihre Beamten; '- 


„Ingenieur“ ist eine Berufsbezeichnung; ihr kann. grundsätzlich. 


nicht. der. Charakter. einer Amtsbezeichnung gegeben. werden., Eist. 
recht unzulässig ist. aber eine solche Amtsbezeichnung, bei. Beamteti- 


klassen, deren Angehörigen. die Fachwelt. nicht einmal die Berechtigung, v 


sich „Ingenieur“ zu nennen, zuerkennt. = 


Der V.D.I. erblickt in der unzulässigen Verwendung ‘des Wortes 


„Ingenieur“ in Dienst- und Amitsbezeichnungen eine . Schädigung. ..des 
Ansehens: des Ingenieurstandes und erwartet, dass die. Behör 


bezeichnungen wie, „Marlneingenieur“ und „Werksingenieuf“ zurücknehmen” , 
und künftig von solchen Verwendüngen der Berufsbezeichnuhg „Inge 
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nieur“ absehen. 
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“= :Der: Ausschuss für: Berufsfragen ;:hat.:sich, auch mit: der 
Frage der: Ingenieur-Kammern. beschäftigt. und. einen Entwurf 


ausgearbeitet, der den Bezirksvereinen "vorgelegt wurde.. Da 


IdieAnsichten.der Vereine sehr stark auseinandergehen, wurde 
beschlossen, den ‚Gesetzentwurf: über die Bildung von ‚Inge- 


\nieur-Kammern: nicht weiter zu . verfolgen, aber die Bestre-. 


Wungen zur Schaffung von Zivil-Ingenieur-Kammern zu unter- 
stützen. | 


Bekanntlich -sind im V.D. I; nach Punkt 3 seiner Satzun-. 


gen aufnahmefähig Personen, ‚die‘ das Abgangszeugnis einer 
staatlichen: höheren Maschinenbäuschule oder einer anderen, 


vom Vorstande des Gesamtvereines als gleichwertig anerkannten 


staatlichen oder nichtstaatlichen, technischen Mittelschule be- 
sitzen. Es handelte sich :nün: darum; : diejenigen Schulen zu 
"nenhen;»die im: Sinne’ dieses Punktes”den höheren Staatslehr- 
anstalten 'gleichzustellen wären... Die Versammlung kam zu fol- 
gendem Beschluss; ' Ri | 

„a) Der Ausschuss für Berufsfragen erklärt: Einheitliche Merk- 
male für die ‚Beurteilung der Schulen nach Leitsatz 3 bieten. zürzeit 
nur die folgenden staatlichen ° Schulen: die Höheren Maschinenbau- 
echulen: in Aachen, Altona, Breslau, Cöln, Dortmund, Elberfeid, Hagen, 
Kiel, Madeburg, Stettin und (bis -1919) Posen; die Höhere Schiifs- 
bauschule in Kiel, die Höhere technische Staatsiehranstalt in Nürnberg, 
die Vereinigten Maschinenbauschu.en in Würzburg, die Gewerbeaka- 
demie in Chemnitz, die Höhere Maschinenbauschwe in Esslingen, das 
Staatstechnikum in: Karlsruhe (Abteilung für Maschinenbau und. Eiektro- 
technik), die Technischen -Staatsiehranstalten in Bremen (Abt, Höhere 
Maschinenbauschule und Schifibauschuie); die Technischen Sitaatsichr- 
anstalten in Hamburg (Abt.. Höhere Maschinenbauschwe und Schiff- 
bauschule), die Marineingenieurschule in Kieı und (bis 1918) die Tech- 


nische Schule in Strassburg. Dazu kommt.die Beuth-Schule in: Berlin... 


b) Die Stellungnahme zu den anderen Schulen wird vertagt, wo- 
bei der Ausschuss anregt, dass das Reich, oder die Länder Einrich- 
tungen treifen, die, es jedem ermöglichen, sich einer Prüfung zu unter- 
ziehen, die hinsichtich der Anforderungen der Reifeprüfung einer 
Staätfichen Höheren Maschinenbäuschule gleich ist. Dies kann z. B. 
in der. Weise geschehen, dass zu den Reifeprüfungen der Staatlichen 
Höheren Maschinenbauschu'en Nichtschü'er zugelassen. werden, _ oder 
in der Weise, dass der :Staat in der betreffenden nichtstaatiichen Schule 
Prüfungen abhält, die hinsichtlich der Anforderungen den Reifeprüfungen 
einer Staatlichen Höheren Maschinenbauschule gleich sind. Wünschens- 
wert ist dabei, dass sich die Länder auf einheitliche Prüfungsbestim- 
müngen einigen.“ 

Wir haben das Ergebnis der Hauptversammlung deshalb 
ausführlich wiedergegeben, weil‘ die Beratungen dieser be- 
deutendsten technisch-wissenschaftlichen Körperschaft Deutsch- 
lands auch für unsere Leser von Interesse sein dürften. Es ist 
erfreulich, feststellen zu können, dass sich der V.D.]. von 
einer einseitigen Auffassung der Ingenieur-Tätigkeit freigehalten 
hat. Für unsere Mitglieder ergibt sich aber trotzdem die Pflicht, 
auch in diesem Verein mitzuarbeiten, damit auch unsere An- 
schauungen zur Geltung kommen. 


Zur Ingenieur-Titelfrage 


In Nr. 9 der Zeitschrift „Der Ingenieurstand‘“ beschäftigt 
sich ein Herr Jachmann mit den Leitsätzen zur Ingenieur- 
Titelfrage, die ich in Nr. 20 der „D.T.Z.“ veröffentlicht und 
in derselben Form auf der 28. Wanderversammlung des Deut- 
schen Gewerbeschulverbandes in Hildesheim vorgetragen habe. 
Schon der Bericht über diese Versammlung widerspricht den 
Tatsachen. Die Leitsätze wurden nicht mit der Begründung 
abgelehnt, „dass darin keine neuen Gesichtspunkte enthalten 
seien, sondern schon vor Jahren von einer, dem Diplom-Inge- 
nieur-Verbande nahestehenden Seite ein ähnlicher Vorschlag 
gemacht worden sei,‘ sonderm es wurde lediglich auf Vorschlag 
eines Redners (Prof. Freund, Leipzig) vom einer Besprechung 
abgesehen, weil eine eingehende Behandlung zu weit geführt 
hätte. Als Beweis dient der Bericht der „Zeitschrift für ge- 
werblichen Unterricht“, der kein Wort von einer Ablekaung 
enthält, besonders aber der Umstand, dass dieselbe Zeitschrift 
in ihrer Nummer vom 1. September meine Leitsätze wörtlich 
zum Abdruck bringt, sie also gewissermassen erst jetzt zur 
Debatte stellt. 

Ich bin Herrn Jachmann dafür dankbar, dass er diese 
Leitsätze an die Spitze seines Aufsatzes stellt, weil sich die 
Leser auf diese Weise selbst ein Urteil darüber bilden können, 
ob seine Kritik berechtigt ist oder nicht.. Wenn man irgend- 
einen unvoreingenommenen Leser nach dem Inhalt meiner 
Vorschläge fragen würde, so würde er wohl, ohne das Heit zur 
Hand zu haben, ungefähr sagen: 1. Der Verfasser schlägt vor, 
das Fremdwort: „Ingenieur“ durch das deutsche Wort „Bau- 
meister zu ersetzen. 2. Es gibt nach seiner Ansicht keine 
die allein Anspruch auf den Baumeister- 
hat.: Vielmehr soll jeder tüchtige Tech- 
niker, „jeder Meister im Bauen“ Baumeister werden können, 
gleichgültig, ‘wo er sich seine Kenntnisse geholt hat, : also 
auch der Fachschüler und ‘der Autodidakt. 3. Nach dem 
Besuch. einer Schule ist man noch nicht. Meister. Baumeister 
kann man also erst nach einer gewissem praktischen Tätigkeit 
werden. Daher müssen sich alle, die Baumeister werden wollen, 
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einer. Baumeisterprüfung unterziehen. 4. ‚Um dem. Wunsch 
der: Fachschüler- nach einer Berufsbezeichnung Rechnung zu: 
tragen, wird das Wort. ,„Bauhelfer‘‘, eine  wörtliche UVeber- 
setzung des Fremdwortes „‚Bauassistent‘‘, vorgeschlagen: 


Nun behauptet Herr Jachmann, meine Vorschläge selen 
nieht neu, sie ‚seien vielmehr von Herrn Regierungsbaumeister 
Dr.-Ing. Scheibe bereits in ähnlicher Weise veröffentlicht 
worden. Abgeschen davon, dass mir diese Arbeit .bis heute 
nicht bekannt ist, widerspreche ich ganz entschieden, dass 
sieh’meine Vorschläge mit denen des Herrn Dr. Scheibe decken, 
Als Beweis dienen mir die Ausführungen des Herrn Jachmann 
selbst. Dr.-Ing. Scheibe sagt (nach Jachmann): „Daher müssen 
von einem sittlich denkenden Organisator alle Versuche zu- 
rückgewiesen’werden, die... .. behaupten, die grössten 
Erfolge können nur vom Fähigsten' erwartet werden,“ und 
Herr Jachmammn fügt in Klammern hinzu, „eine sehr richtige 
Ansicht, die sich vollkommen mit unseren Gedanken: und Be- 
strebungen deckt.‘“ Also Herr\Jachimann stimmt damit überein, 
dass die Behauptungen zurückgewiesen werden ‚müssen, 
die grössten Erfolge seien nur vom Fähigsten zu erwarten! 
Ich. nehme zur Ehre des Herrn Jachmann an, dass er das 
Wörtchen „zurückgewiesen“, das doch den Sinn des ‚Ganzen 
in das Gegenteil verkehrt, übersehen hat. In Wirklichkeit muss 
nämlich Herr Jachmann, der im „Ingenieurstand‘“ Nr. 5/6 aus- 
drücklich sagt: „Draussen im praktischen Leben fragt .man 
nach den Leistungen des einzelnen,‘ mit mir übereinstimmen, 
weil ich im Leitsatz 3. ausdrücklich erkläre, dass es im Wirt- 
schaftsleben nur auf Leistungen, nicht aber auf Studien an- 
kommt. Daraüs folgt, dass die von Herrn Dr. Scheibe ge- 
äusserte Ansicht gerade das Gegenteil meiner Anschauung ist. 
Weiter führt Herr jachmann als Beweis der Uebereinstimmung 
beider Meinungen an: „Die akademisch gebildeten Techniker 
führen samt und sonders die‘ Bezeichnung Ingenieur,“ und 
was sage ich im 3. Leitsatz?: „Jeder tüchtige Techniker, der 
selbständige, technisch aufbauende Arbeit leistet, muss die 
Möglichkeit besitzen, jene Bezeichnung zu erhalten, die seine 
Tätigkeit kennzeichnet.‘ Wenn das dasselbe sein soll, Herr 
Jachmann, dann ist grün und blau dieselbe Farbe. Herr Jach- 
mann führt ferner an, dass von jener Seite die Bezeichnung 
„Maurermeister‘, „Zimmermeister‘‘, „Maschinenmeister‘‘ vor- 
geschlagen sei, und was schlage ich vor?: Hoch ba u meister, 
Maschinen b au meister, Kunst b a u meister! Ist vielleicht -Ma- 
schinenbaumeister und Maschinenmeister dasselbe?: Gerade: das 
Wort „Baumeister“ unterscheidet schon in seiner heutigen 
Bezeichnung den geistig arbeitenden Ingenieur vom Hand» 
werksmeister — den ich übrigens ausserordentlich schätze. — 
Also auch hier weicht -mein Vorschlag diametral von. dem .der 
anderen Seite ab. Auch die Bezeichnung „Bauhelfer‘‘ hat 
nichts mit dem Handwerksgesellen zu tun, das Wort „Geselle‘* 
wurde lediglich von mir zum Vergleich herangezogen. Ueber 
die Bezeichnung „Bauhelfer‘“ kann man tatsächlich verschiede- 
ner Ansicht sein. Sie ist vielleicht nicht schön, ist aber ui- 
streitig richtig. Wenn ich „Bauassistent‘ vorgeschlagen hätte 
— was genau dasselbe ist —, dann wäre sie wahrscheinlich 
schmackhafter gewesen, aber, um folgerichtig zu sein, musste 
ich diesen Namen wählen, da der sicherlich besser klingende 
„Bauführer‘“ nicht der Tätigkeit des jungen Technikers ent- 
spricht. Mir ist schr wohl bekannt, dass die höheren Maschi- 
nenbauschüler die Forderung nach jener Klausel erheben, die 
ihre Befähigung zur „Ausübung von Ingenieurtätigkeit‘‘ nach- 
weist. Damit ist aber der Sache nicht gedient, damit ist die 
Frage der Berufsbezeichnung nicht gelöst, abgesehen davon, 
dass auch. Reifeschüler anderer Schulen, ja selbst Autodidakten, 
die Befähigung besitzen können. Will man die Berufsbezeich- 
nung einheitlich, und vor allem gerecht lösen, dann. muss man 
allen Verhältnissen Rechnung tragen. Wenn man von jedem 
Techniker eine solche Prüfung verlangt, auch vom Hochschüler, 
dann wird nur jener sich Baumeister oder Ingenieur nennen 
können, der es wirklich nach seinen Leistungen verdient. Wie 
auf solche Weise der Aufstieg zum Ingenieur vermauert werden 
soll, ist völlig unbegreiflich. Nebenbei gesagt, wird von mancher 
Seite der Titel „Ingenieur“ für die Reifeschüler höherer 
Staatslehranstalten gefordert. 


Damit fällt auch der Vorwurf in sich zusammen, ich wolle 
nur dem Akademiker helfen und sche keine Uebergangsbestini- 
mungen für den: Mittelschultechniker vor. Man lese den 
13. Leitsatz: ‚Andere im Wirtschaftsleben stehende Techniker, 
die seit mindestens 4 Jahren selbständige, technisch bauende 
Tätigkeit ausüben, erhalten die Berechtigung, sich „Baumeister‘‘ 
zu nennen‘‘ Damit will ich doch verhüten, dass man etwa 
von den in der Praxis stehenden Mittelschultechnikern die Ab- 
legung einer Prüfung fordert. Diese Uebergangsbestimmung 
entspricht auf der akademischen Seite jener, die dem bisherigen 
Diplom-Ingenieur innerhalb einer "bestimmten Uebergangszeit 
den Doktor-Titel ohne weitere Prüfung zuerkennen will. Ich 
hoffe, Herr Jachmann wird doch den technischen Hochschulen 
nicht das Promotionsrecht absprechen wollen. 
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Noch: eine Behauptung muss richtiggestellt: werden. Ich 
soll nämlich in Hildesheim gesagt haben, ich ‘vertrete nicht 
die Interessen der -Mittelschultechniker, weil ich Diplom-Inge- 
nieur bin. Herr Jachmann ‚knüpft daran die sehr durchsichtige 
Bemerkung, dass ich dann nicht im Bunde. der technischen 
Angestellten und Beamten das Referat über das Mittelschul- 
wesen führen dürfte. Meine Bemerkung wurde’ von ‚allen, die 
sie richtig verstehen wollten, so aufgefasst, wie sie gemeint 
war, erstens, dass ich nicht deshalb für die Mittelschultechniker 
eintrete, weil ich etwa selbst Mittelschüler wäre, und zweitens, 
dass ich A objektiv an die Lösung dieser Aufgabe 
herangetreten bin. Denn jeder selbständig denkende Leser wird 
doch zugeben müssen, dass meine Vorschläge besonders den 
Wünschen der Fachschüler Rechnung tragen, dass sie. tat- 
sächlich den Aufstieg der Tüchtigen ermöglichen, aber ohne 
irgendeiner anderen Gruppe unrecht zu tun. Der Doktor des 
Akademikers wird nur den Äbschluss seines Studiums auf der 
Hochschule kennzeichnen, nicht aber seine Befähigung zum 
Baumeister. Die muss er. erst durch die Baumeisterprüfung 
nachweisen. Ihm und dem Reifeschüler höherer Lehranstalten 
sollen gewisse Erleichterungen bei der Baumeisterprüfung ge- 
währt werden. Jeder andere Techniker soll aber die .Möglich- 
keit haben, sich dieser Prüfung unterziehen zu können. Es ist 
wahr, die Baumeisterprüfung bedeutet gegenüber dem heuti- 
ger Zustand eine Erschwerung, aber sie trifft nur die jungen 

räfte und macht den verworrenen Zuständen ein Ende. Eine 
et Bezeichnung muss man sich schliesslich erst ver- 
ienen. 


Was aber meine Stellung im B.t.A.B. betrifft, so muss 
Herrn Jachmann doch bekannt sein, dass der Bund nicht bloss 
die Mittelschultechniker vertritt, sondern alle Techniker, gleich- 
gültig welcher Vorbildung. Jede Haltung, die die Interessen 
einer Gruppe gegenüber einer anderen ausspielen wollte, wäre 
einseitig und daher ungerecht. Dem B.t.A.B. ist es daher 
gieicheilig, ob seine Schulabteilung in den: Händen eines 

kademikers oder eines ehemaligen Fachschülers liegt, wenn 
der Betreffende nur die Kenntnisse, Fähigkeiten und die Objek- 
tivität zu. diesem Amte besitzt. Wenn man also die Leitsätze 
und.den dazugehörigen ‚Aufsatz -in der „D.T.Z.“ aufmerksam 
und ohne Voreingenommenheit liest, wird man gur Erkenntnis 
kommen müssen, dass die Vorschläge — so verbesserungsfähig 
sie im einzelnen sein mögen — dennoch eine brauchbare Grund- 
lage ‚für ‚die. Lösung dieser leidigen Frage darstellen. Dann 
- wird ‚jeder. Streit aufhören, wer sich „Ingenieur‘‘ oder „Bau» 
meister‘ nennen darf, weil jeder, der diesen Ehrennamen führt, 
den Nachweis dafür erbracht haben wird, seiner würdig zu sein. 


ir Alfred Fröhlich. 
Schulfragen > 
‘Neuorganisation der technischen Ausbildung in den beruf- 
lichen Schulen der Stadt Paris. Der Pariser Stadtrat hat soeben 
einen Plan über die Neugestaltung. der beruflichen Ausbildung 
in den Schulen .der Stadt angenommen. Dieser Plan ist auf 
folgenden Grundsätzen. aufgebaut: 
- .- Der technische Unterricht soll einen ausgesprochen prak- 
tischen Charakter tragen... Die Lehrer werden daher ausschliess- 
lich. aus den Reihen der im Berufe Tätigen ‚gewählt; sie sind 
gehalten, ‚ihre Berufstätigkeit fortzusetzen, um nichts von ihren 
praktischen. Kenntnissen. einzubüssen und um über den Stand 
von ‚Maschinen und Werkzeugen auf dem laufenden zu bleiben. 
Die Aufnahme der Schüler wird nicht durch Schulzeugnisse 
bestimmt, sondern lediglich durch ihre körperliche Eignung 
und durch ihre Arbeitsreferenzen. Nach Verlauf eines Jahres 
werden diejenigen Schüler, die sich als ungeeignet erwiesen 
haben, entlassen. In.den Ueberwachungsausschüssen der ein- 
zelnen ‚Schulen soll sich für jeden Berüf, in dem unterrichtet 
wird, ein: Vertreter befinden, dem die Beaufsichtigung der 
Werkstätte _obliegt. Die Grundlage des Unterrichts bildet das 
Zeichnen. Aber der Unterricht in diesem Fache soll stets 
auch die praktische»Anwendung einschliessen. Auf diese Weise 
wird der Schüler keinen Gegenstand herstellen, den er nicht 
vorher gezeichriet hat, und andererseits-wird er nichts zeich- 
nen,. was nachher nicht von ihm selbst hergestellt wird. Die 
Schüler können während ihrer Zugehörigkeit zur Schule zu 
vorübergehender Tätigkeit in Betrieben zu Bedingungen unter- 
gebracht werden, welche in Uebereinstimmung mit den Ueber- 
wachungsausschüssen und den Gewerkschaften bestimmt werden. 


.. Um bei den Schülern das Verständnis für die Bedingun- 
gen, unter denen sich die für.den Handel bestimmte Fabrikation 
abwickelt, zu. wecken, wurde beschlossen, dass die Berufs- 
schulen ‚bestimmte Gegenstände ‚für die städtischen Betriebe 
zu deren Gebrauch herstellen sollten, ferner, dass sie atıch 
Bestellungen der in den Ueberwachungsausschüssen vertretenen 
Unternehmer: oder von Unternehmungen, die durch. die. Ueber- 
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wachungsausschüsse zu ‘ bezeichnen -sind, - entgegennehmen 
sollen. : Der Verkaufspreis für diese Gegenstände, festgesetzt 
auf Grund: der Serienpreise der Stadt oder der gewerkschaft- 
lichen Tarife, wird bis zu 80 Prozent (unter vorherigem’ Ab- 
zug der Kosten» des Rohmaterials) einer Kasse für Arbeits- 
entlohnung zugeführt, welche zu dem Zwecke gegründet 
wurde, den Schülern beim Austritt aus der Schule eine gewisse 
Summe auszuhändigen, während die übrigen 20 Prozent des 
Verkaufspreises zur Ausschüttung von sofort zu zahlenden 
Prämien dienen. Sn 


Berufsfragen 


Betriebsingenieure für die. Landwirtschaft. Mehr und mehr 
erkennen auch landwirtschaftliche Kreise die Bedeutung einer 
durch erfahrene Ingenieure: geleiteten Pflege, Wartung. und 
Instandhaltung. landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte. Die’ 
«Erfahrung, die der Vorsitzende der Gerätestelle der Deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft, Herr Oberamtmann Görg, mit dem 
Engagement eines landwirtschaftlichen Betriebsingenieurs ge- 
macht hat, veranlassen nicht nur viele Grossgrundbesitzer, son- 
dern auch landwirtschaftliche ‚Genossenschaften, der Anstellung 
von Ingenietren näher zu treten,.welche die Kontrolle der vor- 
handenen landwirtschaftlichen Maschinen in bezug auf Betriebs- 
fertigkeit übernehmen und die ländlichen Reparaturhändwerker 
in der Instandhaltung und Reparatur dieser Maschinen anleiten 
und unterweisen, Mas. 

„Es handelt sich nicht um. den von der Arbeitsgemeinschaft 
„Technik und Landwirtschaft‘ geforderten Landwirtschafts- 
ingenieur, sondern um den landwirtschaftlichen Be- 
triebsingenieur. Der landwirtschaftliche Betriebsingenieur 
soll, wenn irgend möglich, aus der Landwirtschaft stammen, 
also gewissermassen in der Landwirtschaft bodenständig sein: 
Er. soll nicht nur . landwirtschaftliche. Maschinen. und. deren 
Arbeitsweise kennen, sondern muss auch . praktischen Blick 
und. Erfahrungen in. der Reparatur, besonders der, landwirt- 
schaftlichen Maschinen, besitzen. Der Hauptwert ist also auf 

ute Werkstattpraxis und .-Erfahrung im Reparaturbetriebe zu 
egen. Unter Werkstatterfahrung kommt: hier weniger Praxis 
in Massenfertigung mit. modern "eingerichteten Maschinen in 
Betracht, sondern es‘ wird ‘vielmehr von dem landwirtschaft- 
lichen Betriebsingenieur. gefordert, dass er auch‘ mit oft un= 
vollkommenen Hilfsmitteln versteht, einfache Reparaturen in 
Dorf- und ‚Gutswerkstätten ‚vornehmen zu lassen. Verantwort- 
lichkeitsgefühl, gute Auffassungsgabe und grundlegende, hand- 
werksmässig praktische Kenntnisse sind neben landwirtschaft- 
lich-betriebswirtschaftlicher. Einstellung die dringendsten. Not- 
wendigkeiten. Für diesen neuen Beruf hat Herr Oberamtınann 
Görg letzthin in einer Sikzung. der ee Erfurt der 
Arbeitsgemeinschaft Technik und Landwirtschaft einen Appell 
an. die Ingenieure gerichtet, . sich diesem :neuen- Arbeitsgebiet 
zuzuwenden. Herr @beramtmann .Görg fordert, wenn der 
Betriebsingenieur: landwirtschaftliche Praxis oder Praxis in land- 
wirtschaftlichen Reparaturanstalten, somit also landwirtschait- 
lichen Maschinen, nicht besitzt, vor.der endgültigen Anstellung 
eine vorbereitende und einführende einjährige praktische Tätig- 
keit in der Landwirtschaft. Die Anlordesnieet? welche an 
diesen landwirtschaftlichen Betriebsingenieur gestellt werden, 
sind eingehend behandelt im Oktoberheft der vom Verlag Deut- 
scher Ingenieure, Berlin NW.7, Sommerstrasse 4a, heraus- 
gegebenen Zeitschrift „Die. Technik in der Landwirtschaft“, 
Nähere Angaben durch unsere Abteilung Stellennachweis. 


Bücherschau 


H. Schmidt, „Weitäther, Elektrizität, Materie". Physikalische Fra- 
gen der Gegenwart. Verlag Paul Hartung, Hamburg 192i. Preis geh, 
14 M., geb. 18 M. ec 


Der Verfasser widerlegt durch diese Schrift das weitverbreitete 
Vorurteil, dass - Wissenschaft unbedingt schwer verständlich sein müsse. 
Es erscheint uns vielmehr als eine gewisse Bequemlichkeit, die grossen 
Probleme der Wissenschaft immer nur mit dem Rüstzeug. höchster 
mathematischer Weisheit -zu "behandeln. - Gerade in.‘ der einfachen und 
verständlichen Behandlung eines ‚Stoffes zeigt: sich - die Kunst des 
Meisters, und aus diesem Grunde::ist die vorliegende Arbeit wertvoll. 
Der Verfasser behandelt die heute wohl alle Gebildeten interessierenden 
Fragen über Weltäther, . Lichtdruck, Elektrizitätsatome, Verflüssigung 
der Gase und andere nicht etwa im Plauderton seichter Geschwätzig« 
keit; er führt vielmehr den Leser‘ durch seine: plastische, durch” gute 
Abbildungen verdeutlichte Art zw schreiben, immer -auf den Kern des 
Problems und: vermag ihn auf diese Weise nicht nur zum Nachdenken, 
sondern zu. weiterem. Studium anzuregen. Die Anregungsfähigkeit eines 
Buches ist ‘der beste. Massstab für seine Güte, und da die Arbeit 
zu jener seltenen Art von. Büchern gehört, werden ‚sich unsere Lese 
gerne von ihr belehren. und anregen, lassen. Wir wühschen a 


weiteste Verbreitung. 





Verantwortlicher Schriftleiter: LV. Alfred Fröhlich, Berlin, — Industriebeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 52, — Rotetionsdruck Möller & Bere GubH, Berlin SWR _ 
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Die Berufsauslese 


Das Taylorsystem hat den kräftigsten Anstoss dazu ge- 
zeben, sich mit der Berufsauslese zu befassen. Bisher stand 


& jedermann frei, jeden Beruf zu ergreifen, ohne Rücksicht 


darauf, ob er für ihn geeignet sei oder nicht. Der junge 
Mensch steht in den meisten Fällen vor seinem Berufe wie vor 
einem dunklen Tore. Selten ist die Berufswahl von einer 
Inneren Neigung diktiert. Oft ist der Beruf des Vaters oder 
des Vormunds ausschlaggebend, noch öfter sind falsche Rat- 
eber am Werke, die das Schicksal unserer Jugend nach der 
onjunktur beeinflussen. Nicht Neigung, nicht Befähigung, 
lediglich die Aussichten des Berufes und die materiellen Ver- 
hältnisse leiten die Berufswahl. Kinder wohlhabender Eltern, 
die es sich „erlauben“ können, werden durch die höheren 
Schulen mühsam durchgeschleppt und gelangen durch Mit- 
hilfe von Vettern und Basen in einflussreiche Stellungen, von 
der Hoffnung getragen, mit dem Amte auch den Verstand zu 
bekommen, so manchem hochbegabtem Arbeitersohn bleibt 
aus Mangeln an Geldmitteln jede höhere Schule und damit 
jeder Aufstieg versagt. 

Man hört oft den Satz, dass das Genie seinen Weg schon 
aus sich allein mache. Dieser Satz mag auf Ausnahmefälle 
zutreffen, aber im Leben eines Volkes, also in den Regel- 
fällen, namentlich eines in Not geratenen Volkes, wirkt er 
sich praktisch ganz anders aus. Die Wege eines solchen Siegers 
erscheinen in der nachträglichen Schilderung der Lobredner 
techt hübsch und interessant, aber welche ungeheure Arbeit 
notwendig war, um dasjenige nachzuholen, was dem Reichen 
spielend in der Jugend beigebracht wurde, in welcher Weise 

iese aufgewendete Mühe von wichtigeren und grösseren Auf- 

ben zurückhielt, davon erzählt kein Heldenbuch. Auch von 
en ungezählten Tausenden, denen trotz allen Ringens und 
aller Begabung die Dirne „Erfolg“ untreu war, schweigt das 
Lied der Erfolgsanbeter. 

Nirgends tritt die soziale Ungerechtigkeit des "kapitalisti- 
Schen Zeitalters krasser zutage, als in der Erziehungsfrage, im 
Berufsproblem. Keine Mildtätigkeit, keine Wohltat, kein Schul- 
geldnachlass, keine Weihnachtsbescherung, keine Quäker- 
speisung kann darüber hinwegtäuschen, welche Sünde unsere 
„kapitalistische Kultur“ gegenüber dem köstlichsten Kleinod, 
das ein Volk besitzt, seiner Jugend, belastet. Tausende ärmlich 
Br eidete, blutarme Proletarierkinder werden von der laster- 
aften Strasse erzogen, atmen nicht nur ihren bazillengeschwän- 

erten Staub, sondern auch das Gift der frühzeitigen Verderbt- 

eit, während eine Handvoll bevorrechteter Kinder, in feine 
Seide und in Spitzen gehüllt, vom ersten Tage ihres Erden- 
daseins wie ein Augapiel behütet, die beste Ernährung, die voll- 
kommenste Erziehung geniessen können. Die schwielige Hand 
des Arbeiters war einmal genau so zart wie die des ver- 
wöhntesten Reichen, dasselbe leuchtende Glück des ersten 
Kinderlächelns, des ersten gestammelten Wortes, der ersten 
‚Gehversuche strahlte in Palast wie in der Hütte und in der 
Mieiskaserne. Dasselbe Recht auf Sonne, auf Menschenwürde 
hier wie dort! Recht, nicht Wohltat; Anspruch, nicht Gnaden- 
geschenk! Im Kinde ist der Sozialismus am rein- 
sten und tiefsten begründet. 

Im Kapitalismus wird jede Frage zum Rechenexempel, 
auch die Erziehungsfrage, auch die Berufswahl. Jede Seelen- 
fegung auf der einen Wagschale wird durch-Gold auf, der 
anderen abgewogen. „Business“ nennt der Amerikaner diesen 
Zeitgeist. Kunst, Wissenschaft, Liebe, was kosten sie? Wer 
am meisten bietet, führt die Braut heim. Nie hat der Egois- 
mus grössere Triumphe gefeiert als im Kapitalismus. Völker- 
itiede, Völkerrecht, soziale Gesinnung, Gerechtigkeit? ist es 
der von den Italienern geprägte „sacro egoismo*, ein heili- 
er Egoismus? Nein, nur ein heilig gesprochener 
isn, Der Kapitalismus hat dem Egoismus Altäre auf- 
Be und opfert ihm alles, was im Menschen gut und edel 

.„ Er opfert ihm auch das einzige Paradies der Armen, 
ähıre Kinder; denn das Kind lebt noch im Paradiese und leitet 
“durch den reinen Spiegel seiner Seele die Sonnenstrahlen in 
unser Herz. Die Elternliebe, die reinste, die es gibt, weil 
sie wunschlos ist, will dem Kinde, wenn sie schon nicht 
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imstande ist, sein Paradies zu erhalten, doch wenigstens die 
beste Zukunft sichern. Mit Staunen und verzeihlicher Eitel- 
keit verfolgt man die Spuren des wachsenden Talentes der 
Kinder, freut sich, wenn die Schule die frohen Erwartungen be- 
stätigt. Aber die Möglichkeiten, den Neigungen und Eignungen 
folgen zu können, sind in Proletarierkreisen verschwindend 
klein. Die Kinder müssen möglichst bald selbständig werden, 
sich selbst erhalten, ihre Eltern unterstützen, oft noch ehe sie 
flügge geworden sind. Studieren, selbst wenn dazu die grössie 
Begabung vorhanden ist, können sie nicht, das ist ein Vorrecht 
der bemittelten Klassen. 

Was dem Elternpaar das einzelne Kind ist, ist dem Volke 
seine Jugend. Hier wie dort hängt Glück und Wohlstand 
von den Fähigkeiten, von der Leistung ab. Was ein geratener 
Junge für seine Eltern ist, bedeutet eine berufstüchtige Jugend 
ür das Volk, für die Gesellschaft. Daher ist es ein Gebot 
des Selbsterhaltungstriebs, die Berufsfreudigkeit zu fördern. 
Die besonderen Fähigkeiten jedes einzelnen zu erforschen, muss 
deshalb eine wesentliche Aufgabe jener Kräfte sein, denen 
die Erziehung der Jugend anvertraut ist. Ihnen erwächst da- 
durch eine neue schöne Pflicht, die ihren Beruf in unmittel- 
baren, lebendig wirksamen Zusammenhang mit dem Volks- 
ganzen bringt. Mit dem grossen Einmaleins oder dem Ge- 

rauch des ABC ist dem Berufe des Lehrers nicht Genüge 

getan, aber sich versenken in die reine Kindesseele, sie rein 
erhalten, sie erforschen, ihre Fähigkeiten entdecken und för- 
dern, die Eltern beraten, ihre Kinder jenen Berufen zuzuführen, 
die sie befriedigen, und dem Gesamtleben gute Mitarbeiter 
zu sichern, das ist ein Ziel, der Jünger Pestalozzis würdig, 
Dort, wo die seelische Einfühlung nicht ausreicht, trete nach- 
heifend und ergänzend der Psychotechniker mit seinen Appa- 
raten auf den Plan. Auch der Psychotechniker kann der pä- 
dagogischen Fähigkeiten nicht entraten. Der Prüfling ist keine 
seelenlose Maschine. Die Entwicklungsjahre bieten manche 
Ueberraschungen:. Starker Wille und Uebung können man- 
gelnde Fähigkeiten ausgleichen. Nie wird der Apparat die 
mitschwingende Seele des Seelenforschers ersetzen. 

Noch ist die Apparatur in ihren Anfängen und daher ver- 
besserungsfähig. Es wäre bedauerlich, wenn die Psycho- 
technik mit ihren vielversprechenden Anläufen eine Mode- 
erscheinung wäre, wenn sie in unberufene Hände gelaugte, 
die atıch dieses Gebiet kapitalistisch auszubeuten suchten und 
heute die Jugend, morgen die Reklame und übermorgen 
Strassenbahnführer oder Telephonistinnen psychotechnisch un- 
tersuchen. Die Jugendberatung gehört in die Hände ımserer 
fähigsten Köpfe, weil es sich hier um Entscheidungen handelt, 
die der Prüfling unter Umständen mit seinem Lebensglück zu 
bezahlen hat. 

Die Berufsberatung auf psychotechnischer Grundlage ist 
wünschenswert und schon heute möglich, aber wie oft wird 
sie nur Beratung bleiben müssen, weil die heutige Ge- 
sellschaftsordnung dem Begabten nicht die Mittel zur Ver- 
fügung stellt, dem Rate folgen zu können. Ist eine wissen- 
schaftliche oder künstlerische Begabung festgestellt, bedürfte 
es’ heute Zuwendungen von ausreichenden Stipendien und 
dergleichen, um dem Prüfling das Studium zu ermöglichen; 
also eines Geschenkes von seiten der Gesellschaft. Wer aber 
soll die Eitern für den Entgang seines Verdienstes ent- 
schädigen? 

In einer sozialen Gesellschaft wird die Ausbildung nach 
Neigung und Fähigkeit der Jugend die erste Pflicht und 
die vornehmste Aufgabe sein. Der Sozialismus wird die Lö- 
sung dieser in der heutigen Wirtschaftsordnung‘ unlösbaren 
Frage bringen, nicht nur, weil in ihm die materiellen Voraus- 
setzungen gegeben sind, die heute fehlen, sondern auch, 
weil er die ganzen Kräfte des Volkstumes für sein Wirt- 
schaftsleben benötigt. Schon heute ist der staatliche Auf- 
wand für jeden Besıcher einer höheren Schule weit grösser 
als das Schulgeld beträgt. Schon heute wird also den Söhnen 
bemittelter Kreise — denn diese stellen das grösste Kontingent 
der Besucher höherer Schulen — auf Kosten der Gesamt- 
heit ein unermessliches Geschenk dargeboten. Unermesslich 
deshalb, weil die Ausbildung geistige und seelische Kräfte 
anzuregen und auszulösen vermag, die sich nicht in Zahlen 
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ausdrücken lassen. Schon dieser Umstand ist ‚Grund. genug, 
den Besuch unserer höheren Schulen allen zu ermöglichen, 
deren Fähigkeiten dazu ausreichen. Hier zeigt sich so recht 
deutlich die soziale Bedeutung des gesamten Schulwesens. 
Deshalb sind die auf Erwerb berechneten privaten Schulen 
ein Widerspruch in- sich selbst. Aus demselben Grunde ergibt 
sich auch die Widersinnigkeit jenes Dünkels, der leider so 
häufig die Absolventen höherer Anstalten auszeichnet. Sie 
haben keinerlei Grund dazu. Während die anderen Berufe 
bereits im Erwerbsleben stehen, haben sie das Glück, den 
Lehren unserer bedeutendsten Forscher und Künstler zu lau- 
schen, die Wissenschaft an ihren Quellen zu schöpfen.. Nur 
der heiliggesprochene Egoismus eines. kapitalistischen Zeit- 
alters konnte einen solchen Dünkel — der, nebenbei gesagt, 
immer ein Zeichen von Halbbildung ist — enistehen lassen. 
Er widerspricht der selbstverständlichen Lehre: Was mir die 
Gesamtheit schenkt, bin ich ihr schuldig. Um wieviel mehr 
wird die spätere Regelung der Erziehungsfrage und der Be- 
rufswahl der Gesellschaft das. Anrecht geben, von jedermann zu 
verlangen, dass er ihr seine ganzen Kräfte zur Verfügung 
stelle. 

Die Freiheit in der heutigen Berufswahl und in der 
Art der Verwendung individueller Fähigkeiten ist eine Schein- 
freiheit, denn in Wirklichkeit ist heute jedermann gezwungen, 
sich der Peitsche der wirtschaftlichen Diktatur zu fügen. 
Diese Scheinfreiheit bedeutet aber zugleich eine Verschwendung 
von Kräften, denn jede falsche Berufswahl erzeugt persönliches 
und familiäres Unglück und unermesslichen volkswirtschaft- 
lichen Schaden. Nur anarchistische Köpfe werden in der 
psychotechnisch geleiteten Berufsauslese, in der Aufstiegsmög- 
lichkeit aller Tüchtigen und in der Forderung nach sozialer 
Betätigung einen Eingriff in die persönliche Freiheit erblicken. 
Wer aber sozial empfindet, wird gerade in dieser Lösung 
einen Ausweg aus dem heute bestehenden Chaos begrüssen. 

Alfred Fröhlich. 


Die Ausbildung der Gewerbelehrer 


Vorbemerkung der Schriftleitung: Bei 
den Beratungen der Berufsschulkonferenz in Cassel hat ausser 
den Punkten, über die wir in Nr.5 unserer Beilage „Bildung 
und Unterricht“ vom 8. Juli bereits berichtet haben, auch 
die Frage der Ausbildung der Gewerbelehrer eine hervor- 
ragende Rolle gespielt. Zu diesem Punkte wurden zwei 
leferate erstattet, und zwar von Herrn Ministerialrat Mühl- 
mann in Dresden, als Behördenvertreter für Schulinteressen, 
und von Herrn Direktor Jurthe, Frankfurt a. Main, 
der die Frage vom Standpunkt der industriellen Praxis 
aus beleuchtete. Wir glauben, dem Interesse unserer Mit- 
glieder zu dienen, wenn wir diese beiden Referate, die 
jelzt vom Deutschen Ausschuss für technisches Schulwesen 
veröfientlicht worden sind, hier mit unwesentlichen Kürzungen 
bekanntgegeben. Die Stellung, die wir in dieser Frage‘ in 
Cassel eingenommen - haben, ist aus Nr. 6 der Beilage 
„Bildung und Unterricht“ ersichtlich. 


I. Bericht von Ministerialrat K. Mühlmann- 
Dresden. 


Unter Gewerbelchrer sei der Lehrer einer Berufsschule ver- 
standen, in der die werktätige Jugend ihren Unterricht neben 
ihrer beruflichen Tätigkeit empfängt. Diese Berufsschule, zu 
der auch die gewerbliche Fortbildungsschule gehört, wird heute 
meistens Gewerbeschul e „genannt. Sie gibt etwa 4-12 
Wochenstunden Unterricht, der "meistens als Pflichtunterricht für 
Jugendliche durch Landesgesetz oder auf Grund des $ 120 der 
Reichszewerbeordnung durch die Gemeinde erklärt worden ist. 
Darüber hinaus bietet die Gewerbeschule meistens noch wahl- 
freien Ergänzungsunterricht und auch weitergehende Kurse zur 
fachlichen und geschäftlichen Fortbildung von Gehilfen und 
Meistern. 

Dass sich die Gewerbeschulen mit Knaben und Mädchen .in 
gleicher Weise beschäftigen müssen, ist selbstverständlich. Jetzt 
sind zwar die meisten Gewerbeschulen nur den Jungen und Mäd- 
chen oifen, die in einem Berufe eine regelrechte Lehre durch- 
machen. Aber ohne Zweifel drängt die Entwicklung dahin, dass 
auch die Ungelernten, die jugendlichen Arbeiter, die Laufiungen. 
die Dienstmädchen in der Fortbildungsschule unterrichtet werden 


müssen, 
Schon jetzt findet man, dass die meisten Gewerbeschulen 


in kleineren Gemeinden, in denen die Schülerzahl nicht .so 

ross ist, um reine Berufsklassen zu bilden, verschiedene 

erufe in einer Klasse unterrichten lassen müssen. Bei 
der Beurteilung der Gewerbelehrerausbildung darf man diese 
Tatsache nicht übersehen: man darf nicht nur an die Gewerbe- 
schulen der Grossstädte denken, die ihre Klassen für die Metall- 
berufe, für die Holzberufe und für alle anderen Gewerbe ge- 
trennt führen. Wird der Fortbildungsschulzwang durchgeführt, 
so besteht kein Zweifel, dass diese Pilichtiortbildungsschule nur 
eine Berufsschule und keine blosse Fortsetzung der Volksschule 
sein muss Dann wird die Zahl der kleineren Gewerbeschulen 
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noch grösser, und ihre Bedürfnisse, die gemischte Klassen für! 
verschiedene Berufe verlangen, werden für die Lehrerbildung 
noch ausschlaggebender. 

Der Unterricht, den eine Gewerbeschule zu geben hat. er- 
streckt sich nicht nur auf das rein Fachliche eines Berufes, son- 
dern auch auf die Gebiete der Bürgerkunde, des Rechnens und 
der Geschäftskunde, die mit ihm zusammenhängen. Die Gewerbe- 
schule soll nicht nur eine gewerbliche Ausbildungsstätte für den 
Jugendlichen sein, in der er seine beruflichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten verbessert und hochwertige Facharbeit leisten und 
schätzen lernt, sondern auch eine Erziehungsstätte, in der er als. 
Mensch, als Bürger, als Persönlichkeit reift und in der er sich 
der Pflichten bewusst wird, die er der Allgemeinheit “gegenüber 
hat. ‘Die Gewerbeschule soll auch nicht nur Schule sein, sondern 
zugleich ein Gewerbeförderungsmittel; sie soll, namentlich in 
kleineren Gemeinden, der Mittelpunkt für alles werden, was sich 
auf gewerbliche Ausbildung und auf die Erziehung der Lehrlinge 
und der gesamten werktätigen Jugend bezieht. Die Jugend- 
pflege und die körperliche Ertüchtigung der Jugend soll von hier 
aus geleitet. die Berufsberatung soll hier gepflegt. an der Psycho- 
logie der reifenden Jugend soll hier mitgearbeitet werden. 

Die Gewerbeschulen haben für das Volkswohl die gleiche Be- 
deutung wie die sogenannten höheren allgemein bildenden 
Schulen. | 

Bei diesen hohen Anforderungen, die an die Gewerbeschulen 
und somit an ihre Lehrer gestellt werden, ist die Frage besonders 
schwierig: Wer ist der zeeignetste Gewerbelehrer, und wie ist‘ 
seine Ausbildung einzurichten? 

Früher wurde meistens der Volksschullehrer, der an.der all- 
gemeinen Fortbildungsschule Unterricht erteilt und dann die be- 
rufliche Gliederung seiner Fortbildungsschule miterlebt hatte, als 
gewerblicher Lehrer verwendet, nachdem er durch kurze Kurse, 
die nur einige Wochen dauerten, in das gewerbliche Gebiet ein 
wenig eingeführt worden war. Nur wenn ein solcher Volksschul- 
lehrer technisch und gewerblich begabt war und seine Kenntnisse 
und Fertigkeiten durch persönliches Mitarbeiten in Werkstätten 
verbessert hatte, konnte er seine Stellung ausiüllen. Sein Mangel 
besteht darin, dass er das Fachliche nicht so zut beherrscht wie 
ein Fachmann, der in seinem Fache gelernt hat und tätig ist. Sein 
Vorzug bestelit darin, dass er eine gute und auf das Lehrfach zu- 
geschnittene Allgemeinbildung mitbringt und die Erziehungs- 
wissenschaften kennt. 

Neben dem Volksschullehrer erscheint schon seit langem der 
auf einer Maschinenbauschule oder Baugewerkschule ausgebil- 
dete Techniker als Lehrer gewerblicher Schulen. Er hat den 
Vorzug, dass er den Fachunterricht in den Klassen der Metall- 
bearbeitung und der Holzgewerbe einwandfrei geben kann, weil 
er diese Fächer durch und durch beherrscht. Aber ihm haftet 
manchmal der Nachteil an, dass ihm das .‚Schulehalten“ nicht recht 
gelingt und dass er für die Fächer Deutsch. Rechnen, Buch- 
führung und Bürgerkunde keine rechte Neigung zeigt. Bei dem 
Handwerkmeister, der als Gewerbelehrer tätig ist, treten diese 
Erscheinungen oft in noch höherem Masse als beim Techniker 
auf. Sie wollen nur ihren eigentlichen Fachunterricht geben 
und sind für Fächer, wie Deutsch und Bürgerkunde, nicht zu 
haben. Techniker und Handwerksmeister begünstigen dadurch 
das „Fachlehrersystem“ im Gegensatze zum „Klassenlehrer- 
system“, bei dem ein Lehrer den ganzen Unterricht seiner Klasse 
hat. Sie begünstigen dadurch auch die Unterrichtserteilung im 
Nebenanite, bei der ein Techniker für das Maschinenzeichnen 
und ein Volksschullehrer für Rechnen und Deutsch auf ein paar 
Stunden in jeder Woche in die gewerbliche Schule kommen, 
Dieses System der vielen kleinen Lehraufträge hat den Vorteil, 
dass der Fachmann in seinem Berufe tätig nnd dadurch ene mit 
ihm verbunden bleibt. Andererseits aber hat dieses System in 
schultechnischer Hinsicht so viele Nachteile, dass es allerhöch- 
stens dem zulässig erscheinen kann, der in der Gewerbeschule‘ 
nur eine Stätte der zewerblichen Berufsausbildung sieht. Da 
aber die Gewerbeschule mehr ist, da sie der, Erziehung und Ver- 
vollkommnung des ganzen Menschen dienen soll, so ist der haupt- 
amtliche Gewerbelehrer überall anzustreben; nur er, der seine 
ganze Kraft und Zeit einsetzen kann, ist in’der Lage, diesen hohen 
Zielen gerecht zu werden. Nur der hauptamtliche. Gewerbe- 
lehrer kann Erzieher und Fachmann zugleich sein. \ 

Der hauptamtliche Gewerbelehrer ist daher überall die For- 
derung der Gewerbeschulen. 

Der hauptamtliche Gewerbelehrer wird aber auch von den 
Werkschülen der Industrie und von den Lehrlingsschulen der’ 
Eisenbahn verlangt und neuerdings wünschen ihn auch die Reichs- 
wehrbehörden für die berufskundliche Ausbildung der Soldaten. 

Bei der Beurteilung der verschiedenen Wege, die zur Aus- 
bildung der Gewerbelehrer beschritten worden sind, ist die 
Forderung eines einheitlichen Gewerbelehrerstandes neben der 
eines hochstehenden und wertvollen_von erheblicher Bedeutung. 
Alle Beteiligten, und am meisten der Gewerbelehrer selbst müssen 
eine gewisse Einheitlichkeit ihres Standes erstreben; es kann! 


nicht erwünscht sein, dass das „Hier Techniker und hier Volks- 
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schullehrer“ oder das „Hier Diplomingenieur und hier Hand- 
werksmeister“ besonders betont wird. Deshalb haben die mei- 
sten Ausbildungsstätten bisher sowohl Volksschullehrer als auch 
Techniker und Handwerksmeister aufgenommen, um sie gemein- 
sam weiterzubilden. Wenn auch bei den erstgenannten. das 
Schwergewicht auf der technischen und gewerblichen Ausbildung 
liegt und bei den letzterwähnten auf der Einführung in die theo- 
retische und praktische Pädagogik, so haben doch alle Gruppen 


"manches Unterrichtsgebiet, z. B. die grossen Gebiete des Ge- 


werbschulwesens und der Pilege der reifenden Jugend, gemein- 

und tatsächlich hat die gezenseitige Anregung viel zur 

Weiterbildung der angchenden Gewerbelehrer beigetragen. 
Wäre sonach die Trennung der Gewerbelehrer nach ihrem 


 Ursprungsberufe vom Uebel, so muss auch eine Einteilung nach 


den Berufsklassen, in denen sie an den Gewerbeschulen unter- 
richten, vermieden werden. Der Gewerbelelirer für Metallge- 
werbe ist dem für Nahrungsmittelgewerbe gleichwertig. Sie 
dürfen nicht geringer geachtet werden als ein Lehrer, der an 
einer kleinen Gewerbeschule in seiner Klasse die Angehörigen 
verschiedener Berufe sitzen hat oder der die ungelernten Berufe 
unterrichtet, Die Gewerbelehrerausbildung muss hierauf Rück- 
sicht nehmen und darf nicht einseitig nur an die Lehrer denken, 
die in den reinen Klassen der Metallberufe unterrichten sollen. 

Um diese Verhältnisse näher zu erklären, sei zunächst auf 
die Bezeichnungen „Fachlehrer“ und „Gewerbelehrer“ etwas ein- 
gegangen. Fachlehrer und Gewerbelehrer sind verschiedene 
Gruppen, wenn auch die Grenze flüssig ist. Der Fachlehrer, der 
am liebsten mur ein einziges Fach (sein Fach) gibt und der Ge- 


. werbelehrer, der den fachlichen und den nichtfachlichen Unter- 


richt seiner Berufsklasse erteilt, sind beide wertevolle Mitarbeiter 
an den gewerblichen Schulen. Aber in der Ausbildungsfrage be- 
reitet der letztgenannte die grossen Schwierigkeiten. Der ge- 
gebene Fachlehrer für die maschinentechnischen Klassen ist der 
Ingenieur, und, wenn Hochschulbildung gewünscht wird, der 
Diplomingenieur. Deren Ausbildungsgänge sind gut und stehen 
fest. Der Gewerbelehrer aber muss vielseitiger als der Fach- 
lehrer sein, die Gewerbelehrerausbildung ist die schwierigere. 

Die Einrichtungen, die für die regelrechte Ausbil- 
dung von Gewerbelehrern getroffen worden sind, bewegen sich in 
vier Richtungen: Entweder man will Volksschullehrer oder man 
will Techniker oder man. will Handwerksmeister zu Gewerbe- 
lehrern umbilden oder man will junge Leute von Anfang an un- 
mittelbar 2 Gewerbelehrern ausbilden. 


Voikschullehrer. Techniker und Handwerksmeister in eine 


gemeinsame Gewerbelehrerbildungsanstalt aufzunehmen und aus- 











zubilden. haben Preussen und Sachsen durchgeführt. Die Aus- 
bidungz in Charlottenburg dauert jetzt ein Jahr und wird 
sich künftige auf zwei Jahre erstrecken. Sie gliedert sich nach 
vier Fachrichtungen: für Metallgewerbe, Baufach, Kunstgewerbe 
md für die Klassen der unrelernten Arbeiter. Zum Studium 
werden zugelassen: Die Volksschnllehrer, sowie die aus den 
staatlichen höheren Maschinenbauschulen und aus anderen guten 
Fachschulen hervorgegangenen Techniker und Handwerker mit 
bestandener Meisterprüfung und mehrjähriger Lehrerfahrung. 
Für alle Gruppen ist eine lehrlingsmässig verbrachte Werkstatt- 
ausbildung von kürzerer oder längerer Dauer nötig. Aufnahme- 
prüfungen finden statt. Die Ausbildung erstreckt sich auf Fach- 
kunde einschliesslich des Fachrechnens und des Fachzeichnens, 
au: Pädagogik mit besonderer Berücksichtigung des Berufsschul- 
wesens. Staatsbürgerkunde und Privatwirtschaftslehre, ein- 
schliessiich Geschäftskunde und Buchführung. Das Studium wird 
durch eine Prüfung abgeschlossen. Der Chemnitzer Aus- 
bildunessang umfasst ein Jahr. Aufgenommen werden Volks- 
schullehrer und Techniker. Aufnahmeprüfungen finden statt. 
Die Aushildung erstreckt sich auf Fachkunde, die für die metall- 
bearbeitenden und für die holzbearbeitenden Berufe ausführlich 
und für einige andere Berufe in abgekürzter Uebersicht gegeben 
wird: ferner auf die Fächer der technischen Allrameinbildung, 
wie Physik, Chemie, Freihandzeichnen und Proiektionslehre, und 
auf die pädagogischen Fächer und Wirtschaftsiehre. Wer die 
Ausbildung erfolgreich vollendet hat, erhält das Zeugnis als staat- 
lich geprüfter Gewerbelehrer. 

Volksschullehrer, Techniker und Reifieschüler zu Gewerbe- 
lehrern auszubilden, hat neuerdings auch die Stadt Frankfurt 
und zwar in Verbindung mit der Universität unternommen. Diese 
hat besondere Lehraufträge für Betriebswissenschaft, Pädarogik, 
Technologie und Gewerbekunde erteilt, während für die Fach- 
vorlesungen und Uebungen die höheren Fachschulen Frankfurts 
herangezogen werden. Die Zulassung zum Studium Ist an eine 
Aufnahme- und Eignungsprüfung geknüpft. Die Dauer des Stu- 
diums schwankt zwischen 2 und 4 Jahren, je nach der Vorbildung 
der Kandidaten, die alle mindestens ein Jahr praktisch gearbeitet 
haben müssen, Die Kandidaten sind_je nach ihrer Vorbildung 
ordentliche oder ausserordentliche Studenten der Universität. 
Eine staatliche Gewerbelehrerprüfung schliesst das Studium 
ab. Während des Studiums können die Kandidaten an den ge- 
werblichen Schulen der Stadt Unterricht erteilen. 
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Neuerdings hat Hamburg die Ausbildung seiner Gewerbe- 
schullehrer in Verbindung mit seinem technischen Vorlesungs- 
wesen. und seiner Universität in ähnlicher Weise ins Auge ge- 
fasst. Zugelassen zum 6-semestrigen Studium sollen werden: 
Lehrer, wenn sie eine Gesellenprüfung bestanden haben; ferner 
Techniker, die eine höhere technische Fachschule mit Erfolg be- 
sucht haben, und auch Handwerksmeister, die eine gute Allge- 
meinbildung nachweisen. Das Studium soll durch eine Prüfung 
vor einer Staatlichen Kommission abgeschlossen werden. 

Baden hat schon seit vielen Jahrzehnten eine Gewerbe- 
lehrerbildungsanstalt in Karlsruhe. Das Studium dauert 7 
Semester. Wer aufgenommen werden will, muss die Reife für 
Prima besitzen und wenigstens zwei Jahre praktisch gearbeitet 
haben. Die Ausbildung erstreckt sich sowohl auf das Gewerb- 
liche und das Geschmackliche als auch auf das Pädasogische und 
Allgemeinbildende. Das Karlsruher System will junge Leute, die 
noch keine berufliche Ausbildung genossen haben, zu Gewerbe- 
lehrern ausbilden und baut unmittelbar auf der allgemeinbilden- 
den Vorschule auf. Auch hier schliesst eine Prüfung den Aus- 
bildungsgang ab. 

Württemberg hat neuerdings seine Gewerbelehreraus- 
bildung an die Technische Hochschule in Stuttgart verlegt, 
an der sich die Maschinenbau- und die Hochbau-Abteilungen für 
cie Ausbildung interessieren. Die Kandidaten belegen zum Teil 
nach den fe®en Lehrplänen dieser Abteilungen, zum Teil hören 
sie/besonders eingerichtete Vorlesungen über die verschiedenen 
Gekiete des Gewerbeschulwesens, über Psycholoeie, Erkenntnis- 
lehrte und Wirtschaftswissenschaften. Gleichzeitig arbeiten sie 
in «en entsprechenden Uebungen. Die Diplomprüfung soll das 
Gewerbelehrerstugium, das auf 8 Semester berechnet ist, ab- 
schliessen. Praktische Werkstattätigkeit wird von allen Kandi- 
daten verlangt. Die württembergische Ministerialabteilung, die 
die Gewerbelehrerausbildung bearbeitet, strebt danach, dass 
neben den Reifeschülern der Gymnasien usw. auch die auf den 
technischen Schulen ausgebildeten Techniker zum Studium zu- 
gelassen werden. Da aber die Technische Hochschu’e immer 
noch an dem neunklassigen Reifezeugnis als Aufnahmehedingung 
festhält, so werden doch nur die Gewerbelehrerkandidaten als 
ordentliche Studierende eingeschrieben, die dieses Reifezeugnis 
besitzen. während de Techniker nur als’ Hörer zugelassen wer- 
den. Man darf sich durch den Satz, dass In Württemberg die 
Gewerbelehrerausbildung ein echtes Hochschulstudium mit Hoch- 
schulprüfung geworden sei, nicht darüber täuschen lassen, dass 
bei dem heutigen Stande der Hochschul-Zulassungsbedingungen 
hierdurch den mittleren Technikern, den Kunstzewerbiern und 
den Handwerksmeistern der Gewerbelehrerberuf in Württemberg 
verschlossen zu werden droht. Das scheint von den Technikern 
und ihren Berufsvertretungen nicht überall richtig erkannt zw 
werdeit. 

Wenn demnach die jetzigen Bildunzsgelegenheiten der Ge- 
werbelehrer grundverschieden voneinander zu sein scheinen, so 
lassen sich darin doch übereinstimmende Leitgedanken finden, 
die sich etwa in folgende Sätze zusammenfassen lassen: 

a) Der Gewerbelehrer muss mindestens ein gewerbliches 
Fach beherrschen. In dieses Fach darf er nicht nur durch kurz- 
wöchize Vortragskurse eingeführt worden sein, sondern er muss 
sich die Fachkenntnisse durch eine gründliche Ausbildung und 
durch praktisches Arbeiten angeeignet haben. 

b) Der Gewerbelehirer muss Erzieher sein, er muss Lehrbe- 
fähigung, Lehrerfahrungen und pädagogische Kenntnisse besitzen. 

ce) Der Gewerbelehrer muss eine Allgemeinbildung haben, 
wie man sie von einem Lehrenden verlangt, besonders eine Bil- 
dunz nach der wirtschaftlichen und sozialen Seite. Auch ein 
ausgeprägter Schönheitssinn muss ihm eigen sein. 

d) Die Erfüllung dieser Forderungen muss der angehende 
Gewerbelehrer durch Zeugnisse und Arbeiten aus Schule und 
Praxis, durch eine Probezeit im Schuldienste und durch eine 
staatliche Gewerbelehrerprüfung nachweisen. 

Diese Leitsätze gelten für alle Berufe, die in den Gewerbe- 
schulen vorkommen, also nicht nur für Maschinenbau, Elektro- 
technik-, Metall-, Bau- und Holzgewerbe, sondern auch für die 
malerisch und plastisch gestaltenden und für die graphischen Ge- 
werbe, sowie für die Textil- und Bekleidungszewerbe, ebenso 
wie für Nährgewerbe und Küchenwirtschaft. Ausserdem gelten 
diese Leitsätze sowohl für die Gewerbelehrer als auch für die 
Gewerbelehrerinnen. 

Zu diesen Leitsätzen seien noch einige Worte gestattet: 

a) Wenn verlangt wird, dass ein Gewerbelehrer Fachmann 
In einem gewerblichen Berufe sein soll, so heisst das, dass er 
z. B. Diplomingenieur, Chemiker, Ingenieur oder Architekt seln 
oder nach dem Besuche einer technischen Mittelschule als Tech- 
niker seine Berufstellung voll ausfüllen muss. Oder er hat im 
Baugewerbe praktisch gearbeitet, die Baugewerkschule besucht 
und war dann als Bautechniker in Stellung. Oder er hat als 
Tischler gelernt, die Meisterprüfung bestanden und vielleicht 
auch eine Kunstgewerbeschule besucht. Diese Männer sind ohne 
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Zweifel als Fachleute auf ihrem Geblete anzusprechen. Wenn 
nun ein Volksschullchrer oder ein Reifeschüler einer aligemein- 
bildenden Vollanstait ein Jahr in der Werkstatt praktisch arbeitet 
und dann einen gründichen technischen Ausbildungsgang durch- 
macht oder ein Gewerbe bis zur Gesellenprüfung erlernt, so wird 
auch er als Fachmann im Sinne dieser Ausbildung anzusprechen 
sein. Zwar würden seine Fachkenntnisse für einen Konstrukteur 
in einer Maschinenfabrik nicht ausreichen, aber als Gewerbe- 
lehrer braucht er technisch schöpferisch nicht tätig zu sein: er 
wird hier seinen Posten ausfüllen, vorausgesetzt, dass er im 
übrigen den Anforderungen entspricht, die man an einen Lehrer 
stellen muss. 

b) Wenn pädagogische Kenntnisse und Lehrerfahrungen ver- 
lanst werden, so soll das heissen, dass der angehende Gewerbe- 
lehrer der Erziehungslehre, der Logik, der Geschichte, des Ge- 
werbeschtlwesens nicht ganz fremd gegenüberstehen darf und 
sich mit den Lehrverfahren der Gewerbeschulfächer, sowie mit 
Psychologie einschliesslich Psychotechnik und Berufsberatung 
vertraut gemacht haben muss. Die Befürchtung liegt nahe, dass 
der Fachmann die Fühlung mit seinem Fache und die Ursprüng- 
lichkeit seines Lehrverfahrens einbüsst, wenn er sich allzuviel 
und allzulange mit den Erziehungswissenschaften beschäftigen 
muss. Doch erscheint diese Gefahr gering im Vergleich zu den 
Vorteilen, die die Beschäftigung mit den Erziehungswissenschaf- 
ten jedem, der unterrichten will, bringt. Auch wird ein echter 
Fachmann wohl nie seinem Fache entfremdet werden; mindestens 
bleibt ihm der Geist seines Faches erhalten und alles, was er 
später unternimmt, atmet den Geist seines Faches. Schon dieses 
allein ist für den gewerblichen Unterricht wertvoll. i 

Zum Lehrer gehört auch die Fähigkeit des -Unterrichtens. 
Der Gewerbelehrer muss sein Wissen und Können an andere 
übertragen können, er muss von Natur aus ein Jugendpfleger 
sein und Liebe zur werktätigen Jugend haben. 


c) Wenn weiter eine zute Allgemeinbildung verlangt wird, 
so ist hier durchaus nicht an das gedacht, was die Gymnasien 
und Realgymnasien unter Bildung verstenen. Fremde Sprachen 
oder gar ein kurzer Abriss eines altphilologischen Studiums 
kommen nicht in Betracht. Verlangt werden vielmehr Kennt- 
nisse der wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenhänge des 
gewerblichen und öffentlichen Lebens, die Berufskunde, die Wirt- 
schaftsiehre, die Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Städten und Landesteilen infolge der gewerblichen Entwickelung, 
der Verkehrsstrassen und der Bodenschätze, und in diesem Zu- 
sammenhange das Wichtigste aus den Wirtschaftswisserschaften 
der Weltgeschichte und der Geographie, Auch sollen ihm die 
Gebiete der Weltanschauung und der Kunst, sowie die sozialen 
Fragen nicht ganz fremd sein. Die Forderung eines entwickelten 
Schönheitssinnes soll nicht auf ein ornamentales Sonderstudium 
hindeuten, sondern aussprechen, dass bei ieder gewerblichen Be- 
rufsbildung ein guter Geschmack nötig ist. Dann wird der Ge- 
werbelehrer in der Laze sein, alle Fächer seiner Berufsklasse zu 
übernehmen. 

Keinesfalls darf der Begriff der Allgemeinbildung des Ge- 
werbelehrers mit dem Reifezeugnis einer Vollansialt verquickt 
werden. Die neunklassigen Schulen mögen eine gute Grund- 
lage für die Allgemeinbildung eines Gewerblehrers vermitteln, 
aber ein strebsamer kluger Kopf findet auch andere Wege, die 
ihn zu diesem Ziele bringen, mögen sie durch die Maschinen- 
bauschule, durch die Kunstgewerbeschule oder durch ein durch 
die Volkshochschule angerestes Selbstudium hindurchführen. 

d) Der Nachweis der Kenntnisse, Erfahrungen und Fertig- 
keiten muss durch eine Prüfung erbracht werden. Bedauerlich 
ist, dass diese Einrichtung, der bekanntlich so viele Mängel! an- 
haften, nicht entbehrt werden kann. Hier muss es die Sorge der 
Prüfenden sein, die Mängel tunlichst zu vermeiden. Keinesfalls 
sollen Einzelzahlen aus der Weltgeschichte oder Einzelheiten aus 
einem volkswirtschaftlichen Universitätskolleg geprüft werden. 

Die Prüfung im Beruflichen wird nicht so gehalten werden 
dürfen, dass man einen Ingenieur nach technischer Mechanik 
fragt oder einen Tischlermeister nach den Holzarten. Wohl 
aber wird man sich bei dem Maschineningenieur vergewissern, 
ob er auch etwas von der Bauschlosserei und der Bauklempnerei 
kennt, und bei dem Tischlermeister, ob er ein Möbelstück zunft- 
gerecht aufzeichnen kann. 

Unerlässlich wird es auch sein, sich durch eine Lehrprobe zu 
vergewissern, dass der Kandidat das Unterrichten versteht. Zur 
Prüfung wird er nur dann zuzulassen sein, wenn er bereits 
längere Zeit an einer gewerblichen Schule unterrichtet hat und 
gute Zeugnisse vom Schulleiter vorlegt. 

Sind somit die Anforderungen festgelegt. die an den Ge 
werbelehrer zu stellen sind, und die Ziele bestimmt, die mit der 
Ausbildung erreicht und durch: die Gewerbelehrerprüfung nach- 
gewiesen werden sollen, so wird es möglich sein, auch die ent- 
sprechenden Ausbildungsgelegenheiten zu schaffen. Dieses musg 
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aber Jen einzelnen Ländern überlassen bleiben. Nicht empfehlens- 
wert wäre, hier vom Reich aus vereinkeitlichen zu wollen. Die 
Verhältnisse in den einzelnen Ländern sind zu verschieden. Wenn 


z. B. Frankfurt oder Hamburg an ihren Universitäten Lehrauf- | 
träge erteilen können, die der Ausbildung der von Ihnen anzu- 


stellendett Gewerbelehrer dienen, so sind das ungewöhnlich 
günstige Verhältnisse, die weder in Preussen noch in Sachsen, 
Württemberg oder Baden, wo überall die klemen Gewerbe- 
schulen in vielen Gemeinden und Städtchen verstreut liegen, vor- 
handen sind. 


Selbstverständlich muss aber de Ausbildung überall mit den 
besten Mitteln durchgeführt werden; dass hierbei die Hilfe der 
Hochschulen äuerst wichtig ist, bedarf keines Beweises. Das 
Hochschulstudium darf nicht weltfremde Wissenschaftlichkeit 
vermitteln, vielmehr muss das Gebotene mit technisch-wirtschaft- 
lichem Geiste erfüllt sein. Deshalb erscheinen die Technischen 
Hochschulen Eee als die Universitäten, und es bleibt be- 
dauerlich, dass die wohldurchdachten Versuche in Frankfurt 
und Hamburg nicht zusammen mit einer Technischen Hoch- 


schule durchgeführt werden können. 


Ob aber die Ausbildung mit oder chne Zusammenhang mit 
Universität und Hochschule duachgeführt wird, eins Ist unbedin-t 
zu fordern: In der Besoldung und in der Amtsbezeichnung dür- 
fen die ausgebildeten und geprüften Gewerbelelhrer den an den 
höheren allgemeinbildenden Schulen tätigen Lehrern nicht nach- 
stehen. Der Gewerbelehrer ist dem Gymnasial-Studienrat gleich- 


WerHp: Ob der Gewerbelehrer das Reifezeugnis einer alige- 
meinbildenden Vollschule besitzt oder ohne ein solches aus den 


technischen und gewerblichen Berufen hervorgegangen Ist, dar? 
kein Massstab für seine Besoldung sein, Die Ausbildung der Ge- 
werbelehrer muss so eingerichtet werden, wie es der Beruf 
fordert, und nicht so, wie es mit Rücksicht auf die staatliche Be- 
soklungsorduung wünschenswert wäre, - 


Gewerbelehrer und Gewerbeschulen gehören jetzt zu den 
wichtigsten Gliedern unseres ganzen Schulwesens; diese Er- 
kenntnis ist leider noch lange nicht zum Allgemeingute des deut- 
schen Volkes geworden. Mögen sich durch das Eingreifen des 
Deutschen Ausschusses für Technisches Schulwesen auch diese 
Verhältnisse zum Segen des zeliebten Vaterlandes bessern. 


Bücherschau 


Dr. Ing. G. Peiseler „Zeitgemässe Betriebswirtschait‘‘, 
I. Teil, Leipzig, B. G. Teubner, 1921, Preis 30.— M. 


Fin betriebswirtschaft'iches Werk, das mit einem Zitat aus Gustav 
Frenssens „Hiligenlei“ begiant, ist auf dem deutschen Büchermarkt ge- 
wiss eine Neuheit. Aber der Verfasser begnürt sich nicht damit, das 
Wort vom Glauben als Anfang der Wiedergeburt zu nennen, es durch- 
zieht sein Werk wie ein roter Faden, selbst dort, wo er von ee 
nischen Fragen spricht. Er giaubt an das deutsche Werden aus eigener 
Kraft, an die Kraft der Arbeit. Grundbedingung für die von ihm. befür- 
wortete Pianwirtschaft ist Wahrheit und Klarheit. Herz und 
Verstand müssen dabei mithe!fen, wenn die Menschen auch als Arbeit- 
nelimer in ehrlicher Arbeitsgemeinschaft an der Hebung des Gesamtwöhls 
mitarbeiten solen. Eine solche Gemeinschaft muss sich von den bisherigen 
einseitigen kapita’istischen Interessen frei machen und den Ertrag der 
Einzelwirtschaft der gesamten deuischen Wirtschafi zuführen. Die neie 
Planwirtschaft muss eine begrenzte Vergütung des Kapitals vorsehen und 
ihren Mehrertrag sozialisieren. Nur auf diese Weise wird den Arbeitenden 
der ihnen gebührende Anteil am Ertrage der Erzeugung unter Einfluss 
auf Fertigung und Vertrieb gemäss ihrer Leistung gewährleistet. „Weg 
mit dem alten Grundsatz des Nehmens, was man kriegen kann!“ ruft 
er den Arbeitgebern zu, und dafür richtige Verteilung des Mehrertrages 
nach 'strengster Selbstkostenberechnung. Seine Hauptgedanken hat er 
in folgenden Punkten niedergelegt: 1. Wirtschaftlichste Ausnutzung aller 
zur Verfügung stehenden Wirtschaftsfaktoren, Werte und Anlagen, 
2. Preisbiidung auf Grund einer zuverlässigen Selbstkostenberechnung, 
3. Bezahlung der Arbeit nach Leistung, d. h. nach ihrem Wert für die 
Wirtschaft, 4. Begrenzte Vergütung an das Kapital nach der Sicherheit, 
mit der es in der Wirtschaft angelegt ist, 5. Massnahmen zur Herab- 
setzung des Zinsfusses, 6. Abführung der Ueberschüsse an eine Reichs- 
wirtschaftskasse. Zwischen den von warmem Gefühl getragenen An 
fangs- und Endkapiteln behandelt der Verfasser in durchaus wissen- 
schaftiicher und nüchterner Weise vor allem die Grundsätze des wirt- 
schaftlichen Aufbaues des Einzelunternehmens, die wirtschaftliche Ferti- 
gung, den Einkauf, das technische Büro, den wirtschaftlichen Betrieb, 
die Bilanzfrage, die Selbstkostenberechnung und die Preisbildung. Was er 
hier zu sagen’ hat, deutet auf einen hervorragenden Fachmann, der einen 
brauchbaren Weg zur planmässigen Wirtschaft verständlich zu machen 
weiss. 


Wenn man auch vom Standpunkt der Gemeinwirtschaft . manche 


Anschauungen des Verfassers nicht zu teilen vermag, wird man das 
Buch doch mit grossen Interesse und mit gicht minderem Nutzen lesen. 


Für Betriebsfachleute bietet es eine Fülle von. Anregungen und es wäre 


zu wünschen, dass recht viele  Berufsgenossen seine praktischen Vor- 
schläge prüften und in die Tat tmsetzten. Ebenso wichtig aber wäre 
es gerade in der heutigen Zeit der. unbegrenzten Konjtunkturgewinne, 
wenn die Arbeitgeber etwas von dem Geiste in sich aufnehmen» wollten, 
der den Verfasser auszeichnet. . Fr 
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Nummer 1 | 


Freie Beamtenrundschau 


Hiermit übergeben wir den Lesern der Ausgaben IV und‘ V 
der „D. T.-Z“, also unseren Mitgliedern, die im Dienst von 
Reich, Staat, Provinz, Gemeinde und anderen Selbstverwal- 
tungskörpern stehen, eine neue Beilage zur „D. T.-2., die 
„Freie Beamtenrundschau“. Sie wird vierzehntägig erscheinen 
und soll das Bindeglied für die Fachgruppen der Gemeinde- und 
Staatstechniker sein, für die die besonderen Fachgruppenbeilagen 
„Der technische Gemeindebeamte“ und „Der Staatstechniker“ 
vierzehntägig abwechselnd mit der „Freien Beamtenrundschau“ 
auch in Zukunft erscheinen werden. 


Der Name der neuen Beilage, „Freie Beamtenrundschau‘“, 
sagt uns in seiner allgemeinen Fassung, dass sie weniger unter 
dem Gesichtspunkte des Technikers, als unter dem des Beam- 
ten im allgemeinen geschrieben werden soll. „Der Technische 
Gemeindebeamte“ und „Der Staatstechniker“ sollen auch in Zu- 
kunft vornehmlich den Berufsinteressen des Technikers gewidmet 
sein; in ihnen werden die besonderen Angelegenheiten der 
Fachgruppen behandelt. Die „Freie Beamtenrundschau“ will 
unsere Technikerbewegung aber in enger Verbindung mit der 
alleemeinen Beamtenbewegung halten. 

Gleichwohl wird auch sie eine besondere Note 
tragen; denn auch unsere Stellung zu den allgemeinen Pro- 
plemen der Beamtenpolitik wird immer ‚von dem Gesichtspunkte 
des Technikers aus erfolgen. Unser Verwaltungsapparat 
stammt in seinen Grundlagen aus einer Zeit, als Staat und. Ge- 
meinde von. technischen Aufgaben noch unberührt waren; er 


_ konnte sich darum nach iuristisch-bureaukratischen Gedanken- 


gängen entwickeln. Als aber an den Staat und die Gemeinden 


die technischen Aufgaben herantraten,. da wurden diese 


neuen Gebiete nach dem Gutdünken der Juristen und Verwal- 
tungsbeamten in die Staatsmaschinerie einzerliedert. Nicht der 
Techniker, sondern der Jurist und Verwaltunrsbeamte erhielt 
ihre Leitung. Ueberall, wo wir in der Verwaltung hinsehen, 
herrscht noch dieses Unrecht, gegen das wir ständig ankämpfen 
müssen, nicht nur unseres Berufes wegen, sondern weil sich 
die Technik in dieser iuristisch-bureaukratischen "Einschränkung 
nicht zu entfalten vermag. 

Und nicht nur die technischen Betriebe sehen wir unter 
unserem Gesichtswinkel an. Die gesamten Frazen der Ver- 


“ waltungsreform erscheinen dem Techniker in anderem Lichte 


als dem eingefleischten Verwaltungsbeamten. Das technische 
Denken’ ist der Feind des Bureaukratismus. Nicht die Erfül- 
lung von Formalien, die knechtische Befolgung von Vorschrif- 
ten, sondern jene Arbeitsmethode, die den. besten Wir- 
kungsgrad, d. h. die grösste Leistung bei kleinster An- 
strengung verbürgt, ist unser Ideal. Aufgabe dieser Blätter soll 
es sein, diesen technischen Geist zu pflegen, der auch 
von allen Beamten, die eine wirkliche freiheitliche Ge- 
staltung des Beamtentums wollen, freudig als Bundesgenosse 
begrüsst werden wird. 

Und darum haben wir die Beilage auch „Freie Beamten- 
rundschau“ genannt. Für die Demokratisierung der 
Verwaltung, für ihren Aufbau von unten nach oben unter kräf- 
tiger Mitwirkung der Beamtenräte, für die Wahrmachung des 
Wortes „Freie Bahn dem Tüchtigen‘“ wollen wir hier wirken. 

Wir stehen nicht allein in diesem Kampf. Durch weite 
Kreise der Beamtenschaft geht dieses freiheitliche Wollen. Zwar 
sind Kräfte am Werk, die die Beamtenschaft zurückhalten und 
wieder in den Zustand ihrer früheren Unfreiheit zurückstossen 
möchten; und manche Gruppen der Beamten leihen ihnen willig 
ihr Ohr. Doch die freie Beamtenschaft:lässt sich von 


- Berlin, den 18. März 
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diesen Unkenrufen nicht zurückhalten von der einmal beschrit- 
tenen Bahn. Auch die Beamtenbewegung ist ein Glied 
der sozialen Bewegung geworden. Die freie Beam- 
tenschaft wird Seite an Seite mit der freien Angestell- 
tenschaft und der freien Arbeiterschaft marschieren. 
Jede Gruppe für sich geschlossen, weil jede ihre® besonderen 
Aufgaben zu erfüllen hat. Doch alle drei Gruppen wieder ver- 
eint in den Fragen, die sie als Arbeitnehmer und Ver- 
braucher zusammenschliessen, Erich Händeler. 


Das Beamtenrätegesetz 


Der Ausschuss des Deutschen Beamtenbundes und des All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes für das Beamten- 
rätegesetz haben dem Reichsrat eine Denkschrift überreicht, 
die eine. gedrängte kritische Darstellung der. vier hauptsäch- 
lichsten Entwürfe sowie eine Begründung des vom Deutschen 
Beamtenbund und Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund 
gemeinsam aufgestellten Entwurfs enthält, die eine vorzüglir 
Uebersicht über unsere Forderungen und die ihnen entgegen- 
stehenden Strömungen geben, weshalb wir sie in der Hauptsache 
nachstehend veröffentlichen: 


\ ‘ 
Der Entwuri des Deutschen Beamtenbundes und des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. 


1. Personenkreis. Alle Beamten, Beamtenanwär- 
ter und diejenigen Arbeitnehmer öffentlicher Körperschaften, die 
nicht gemäss $ 13 Abs. 1 des Betriebsrätegesetzes als Arbeit- 
nehmer im Sinne des Gesetezs zu betrachten sind, sollen eine 
Vertretung durch Beamtenräte erhalten. Das Beamtenräte- 
gesetz muss ein Reichsrahmengesetz : sein, jedoch .die. wesent- 
lichen Grundzüge bindend auch für die Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstigen  öffentlich-rechtlichen - Körper- 
schaften rexeln.. 'Die Einbeziehung der Beamten dieser zuletzt 
genannten Körperschaften erscheint zweckmässig und gerecht- 
fertigt, weil.in der heutigen Zeit auch ihre übrigen dienstlichen 
Verhältnisse sich nach den entsprechenden Bestimmungen für 
die Beamtenschaft des Reiches und der Länder regeln. Die 
Anschauung, dass Artikel 130 Abs. 3 Reichsverfassung sich nur 


Die Einheitsfront: 
Arbeiter, Angestellte, Beamte! 


Der Reichsfinanzminister Dr. Wirth hat 
in der Sitzung des Hauptausschusses des Reichstages vom 
20. Januar 1921 folgendes erklärt: 


„Zum ersten Male haben sich Beamte und 
Arbeiter zu einer Parallelaktion zusammengeschlossen 
und dabei die Unterstützung der grossen Spitzenverbände 
gefunden. Diesem gewaltigen Drucke habe 


die Regierung sorasch nachgeben müssen, 
dass keine Zeit blieb, Verhandlungen mit 
den parlamentarischen Körperschaften zu 


führen. Dieser Vorgang sei als Zeichen einer neu 

i .angebrochenen Zeit zu betrachten. Die Beamtenbewegung 

I. sei eine Folge der Weltkatastrophe dieses Krieges, und 
dass Zusammentreffen mit der Arbeiter- 
bewegung schafie den Beamten und Ar- 
beitern eine starke Machtposition; des- 
wegen mussten weitgehende Zugeständnisse gemacht 
werden.“ 
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2 FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 


3. Aufgaben und Befugnisse. Im Vordergrund der 


auf jenen Personenkreis beziehe, der im Artikel 10 Absatz 3 
umschrieben ist, und dass demzufolge da& Reich nicht die Kom- 
petenz habe, auch für die Beamten sonstiger Körperschaften, 
Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts Vorschriften 
über Beamtenvertretungen zu erlassen, ist durch die in dem 
Gesetz über die einheitliche Regeiung der Beamtenbesoldung 
erfolgte Ausdehnung der Sperrvorschriften dieses Gesetzes auch 
auf die zuletzt erwähnten Beamtenkategorien widerlegt, Da das 
Beamtenrätegesetz. ein Rahmengesetz sein muss, so muss es 
eine Anpassung an die Beonderheiten im Aufbau dieser Kör- 
perschaften und an die eigenartigen dienstlichen Verhältnisse 
der betreifienden Beamten ohne weiteres zulassen. Diese An- 
passung kann im Wege der Ausführungsbestimmungen durch 
die. Landesregierungen erfolgen. 

Die Ausdehnung des Beamtenrätegesetzes auf diese Gruppe 
ist aber auch deswegen aufs nachdrücklichste zu fordern, weil 
sonst diese Arbeitnehmerkategorien gänzlich dem in der Reichs- 
verfassung festgelegten wirtschaftlichen Rätesystem entzogen 
würden und gar keine Vertretung ihrer Belange auf gesetz- 
licher Grundlage besässen. 


2. Aufbau. Der Entwurf sieht den Aufbau der Be- 
amtenräte entsprechend der vorherrschenden Organisation der 
Behörden folgendermassen vor: Beamtenräte bei der örtlichen 
Dienststelle, Bezirksbearmtenräte und Hauptbeamtenräte. Da- 
bei ist davon ausgegangen, dass auch die Beamten bei einem 
Dienstvorgesetzten höchster Instanz (Ministerium) in die Ver- 
treiung durch Haupibeamtenräte einbezogen werden sollen, 
weil diesen Hauptbeamtenräten die Aufzabe zufällt, diejenigen 
Belange der gesamten »Beamtenschaft eines Ressorts zu ver- 
treten, die bei diesen Dienstvorgesetzten höchster Instanz xe- 
regelt werden. 


Darüber hinaus lässt der Entwurf die Bildung von Zen- 
tralbeamtenräten und eines obersten Keichsbeamten- 
rates zu; sie ist jedoch abhängig gemacht von der Wilens- 
nieinung der Mehrzahl der betreifenden Beamten. Wenn auch 
die Auigabe der Beamtenräte in erster Linie in der Vertretung 
der persönlichen dienstlichen Angelegenheiten der Beamten be- 
steht und demzufolge das Schwergewicht der ganzen Einrich- 
tung bei den örtlichen Beamtenräten an der Dienststelle jedes 
einzelnen Beamten liegt, so kann doch gleichzeitig nicht über- 
sehen werden, dass es selbst über den Rahmen der Ressorts- 
Spitzenvertretung hinaus eine Fülle von Fragen und Iuteressen 
gibt, die der gesamten Beamtenschaft, etwa eines Landes, ge- 
meinsam sind. Schon die Organisation des Arbeitgebers der 
Beamtenschaft, der, als Gesamtregierung in einer Spitze zu- 
sammengeiasst, in allen Arbeitnehmeriragen der Beamtenschaft 
dieser als oberste Ausführungsinstanz gegenübertritt, macht die 
Schaffung -einer gleichermassen zusammengefassten und organi- 
sierten Beamtenvertretung notwendig. Wenn derartige Fra+ 
gen, die über den Rahmen eines Ressorts hinaus alle Beamten 
gleich stark berühren, immer nur von den betreffenden Einzel- 
nıinisterien mit den bei ihnen errichteten Hauptbeamtenräten 
allein behandelt würden, so wäre der Geltendmachung ressort- 
partikularistischer Wünsche Tür und Tor geöffnet. Eine Ein- 
heitlichkeit in solchen Fragen aber herzustellen, muss einerseits 
auch für die Verwaltung und Regierung von höchstem Interesse 
sein. Anderersei:ss muss die Beamtenschaft selbst darauf drin- 
gen, in den Zentralräten -— dort, wo die Notwendigkeit ge- 
geben erscheint — ein Mittel zur Herstellung dieser Einheit- 
lichkeit in der Hand zu haben, damit nicht durch Gegenein- 
ander-Ausspielen der möglicherweise verschieden gerichteten 
Stellungnahme der einzeinen ressortmässig ausgerichteten 
Hauptbeamtenräte das gesamte gemeinsame Interesse aller Be- 
amten aufs ernstlichste gefährdet wird. 


Ferner ist die Bildung solcher Zentralräte unbedingt er- 
forderlich, um in ihnen eine Körperschaft zu schaffen, von der 
aus die Eingliederung der Beamtenschaftin das 
allgemeine RKätesystem gemäss Artikel 165 
Abs, 3 Reichsverfassung ermöglicht wird. Die- 
ser Artikel sieht vor, dass auf der Mittelstufe des wirtschaft- 
lichen Rätesystems, dem Bezirkswirtschaftsräten, und auf der 
Oberstufe, dem Reichswirtschaftsrat, neben den Vertretern der 
Arbeitnelimer (im Sinne des Betriebsrätegesetzes) und Jeren 
der Unternehmer die „sonst beteiligten Volkskreise“ vertreten 
sind. Zu diesen gehört wohl zweifelsohne — neben anderen 
Beruisständen — die Beamtenschalt. Durch die Zentralräte soll 
daher die Brücke zu den Bezirkswirtschaftsräten, durch den 
obersten Reichsbeamtenrat die zum Reichswirtschaftsrat ge- 
schlagen werden. Die Gefahr einer Ueberorganisation oder der 
Schaffung eines Anreizes zu Vielregiererei oder zur Erweckung 
von.ungerechtfertigten Ansprüchen ist vermieden, da nach der 
Konstruktion des Entwurfs den Zentralräten und dem obersten 
Reichsbeamtenrat besondere Aufgaben nur auf dem Wege der 
De PEenE ehe Ummeneen zu dem (Gesetz überwiesen werden 
önnen, 
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ganzen Erörterung über die Beamtenvertretungen steht die - 


Frage des Mitbestimmungsrechtes. 
verlangt in Uebereinstimmung mit der erdrückenden Mehrzahl 
aller Beamten, dass die Beamtenschaft durch die Beamtenräte 
zu einem mitbestimmenden Faktor gemacht wird. Unter Mit- 


Der Entwurf 


bestimmung ist eine gleichberechtigte_Mitwirkung verstanden, 


die von Einfluss auf die Entscheidung ist, genau so und in 


gleichem Umfange wie die Mitwirkung und Stellungnahme des | 


Dienstvorgesetzten. Die Streitfrage ist nicht so zu stellen: Mit- 


ne Er rl 


| 


bestimmungsrecht oder nicht, sondern sie lautet: Wo-hegt die a 


Grenze des Mitbestimmungsrechtes? 


Diese Frage der Abgrenzung des Mitbestimmungsrechtes 
gegenüber dem Rechte nur gutachtlicher Anhörung der be- 
amtenräte kann nur entschieden werden, wenn die Fälle, in 
denen das Mitbestimmungsrecht zur Anwendung kommen muss, 
genau festgelegt werden. Der Entwurf nimmt eine solche Fest- 
legung vor nach zwei Gesichtspunkten hin. 


a) ($ 29 Abs. 1 des Entwurfs.) Als Merkmal für die Un- 
terscheidung ist ausgegangen von der Frage, ob der Dieust- 
vorgesetzte lediglich als Arbeitgeber der Beamten (in dem beim 
Beamtenverhältnis. zutreifenden Sinne verstanden) oder als 
Vertreter der staatlichen Hoheit, der verfasungsmässigen Sou- 
veränität des Voikes auftritt, ob es sich, mit anderen Worten 
gesagt, um persönliche dienstliche Angelegenheiten der Be- 
amten in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer des Staats oder 
um sachliche Fragen der Staats- usw. Verwaltung handelt. Es 
soll, anders ausgedrückt, die soziale Seite des Dienstverhält- 
nisses der Beamten, es soll der Beamte als Arbeitnehmer er- 
fasst werden. Hierbei soll das Mitbestimmungsrecht zur An- 
wendung kommen entprechend den Anschauungen, die heute 
für die Beurteilung des Verhältnisses zwischen „Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer‘ anerkannt sind. Im zweiten Falle dagegen 
wird sich die Tätigkeit der Beamtenräte darauf zu beschrän- 
ken haben, nur mitzuwirken (durch Gutachten, Anregungen, 
Stellen von Anträgen, Ausübung von Kontrolle usw.), um da- 
durch die Erfahrungen und die zweckdienlichen Vorschläge der 
gesamten Beamtenschaft der Verwaltung zunutze machen zu 
können. Mit der Uebertragung dieser Befugnisse an die Be- 
amtenräte befindet sich der Entwurf in Uebereinstimmung mit 
dem Betriebsrätegesetz, das ia auch den Staatsarbeitern die- 
selben Rechte hinsichtlich der sozialen Seite ihres Arbeitneh- 
merverhältnisses gegenüber dem Staate gibt. Es ist ohne wei- 
teres klar, dass durch eine solche Abgrenzung das Mitbestim- 
mungsrecht an dem Budgetrecht des Parlaments und an der 
parlamentarischen Ministerverantwortlichkeit seine Grenze 
findet und finden muss. Diese Grenze zieht der Entwurf. be- 
wusst und scharf. Die Beamtenräte sollen keine rechtschaf- 
fenden, sondern rechtkontrollierenden Instanzen sein, Bei der 
näheren Prüfung der einzelnen Aufgaben, die hiernach unter 
das Mitbestimmungsrecht fallen, zeigt sich, dass dabei gar keine 


Dinge in Frage kommen können, die die parlamentarische Mi-- 


nisterverantwortlichkeit irgendwie berühren. Wenn ein Mi- 
nister irgendein Gesetz oder eine Verordnung mit seiner Ver-. 
antwortung deckt, wird und muss er auch deren Ausführung. 
decken können. - Ueber den Rahmen der bestehen- 
den Gesetze und Verordnungenkönnen die Be. 
amtenrätenicht hinausgehen; aber auchinner- 
halb dieses Rahmens können sie keine diesen 
Gesetzen widerstrebende Tätigkeit entfalten. 
Die Demokratisierung der Verwaltung, die hier erstrebt wird, 
bedeutet nicht schrankenlose Auswirkung egoistischer Tenden- 
zen, sondern nur die Heranziehung der gesamten Beamtenschaft 
zu der Regelung ihrer dienstlichen Verhältnisse im Rahmen 
der bestehenden Gesetze und die Erziehung derselben zur ver- 
antwortlichen Mitarbeit im Staatsbetriebe. 
Rechtsakt, durch den das Dienstverhältnis der Beamtenschaft 
begründet wird, lässt trotzdem zu, dass in seiner Auswirkung 


im einzelnen die beteiligten Parteien — Regierung oder Be- 
hörde als Vertreter und Beauftragte des Volksganzen einer- 
seits, die Beamtenschaft andererseits — sich über die zweck- 


mässige Regelung der Praxis auf paritätischer Grundlage als 
Gleichberechtigte verständigen. 


Der einseitige 


Wenn so die Grenzen klar und scharf gezogen werden, 


innerhalb dieser Grenzen aber ebenso klar und uneingeschränkt 
das Mitbestimmungsrecht zur Anwendung kommt, so ist kein 
Fall denkbar, der eine Verletzung oder auch nur im entfiern- 
testen eine Beeinträchtigung der parlamentarischen Minister- 
verantwortlichkeit oder des Budgetrechts und der Souveräni- 
tät des Parlarhents als Vertretung des gesamten Volkes darstellt, 


b) (8 29 Abs. 2 des Entwurfs.) Neben dieser Eigenschaft 
der Beamten als Arbeitnehmer des Staates hat das Beamten- 
dienstverhältnis aber noch einen anderen Charakter. Die Ar- 
beitskraft und Arbeitsleistung der Beamten stellt im gesamten 
Staatsbetriebe denjenigen Faktor dar, mittels dessen die Staat- 
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lichen Zwecke durchgeführt und erreicht werden. Ebenso wie 


das Betriebsrätegesetz in seinem $ I neben den Arbeitnehmer- 


‚interessen der’ Arbeiter und Angestellten dem Betriebsrat die 
‚Mitwirkung bei 
'zwecke auferlegt, verlangt der Entwurf zweitens, dass dem 


der Erfüllung der Betriebs- 


Beamtenrat diese sich hieraus sinngemäss in den Staatsver- 
waltungen und -betrieben ergebenden Aufgaben übertragen wer- 
den. Er knüpft zweckmässigerweise hierbei an die im Be- 
triebsrätegesetz getroffene Formulierung*an, indem er die $$ 66 
und 78 zitiert. 


Diese Paragraphen stellen den Betriebsräten hauptsächlich 
folgende Aufgaben: Durch Rat und Unterstützung für die Er- 
zielung der Wirtschaftlichkeit der Betriebsleistung zu sorgen; 
bei der Einführung "neuer Arbeitsmethoden mitzuwirken; den 
Betrieb vor Erschütterung zu bewahren; Beschwerden der Ar- 
beitnehmer entgegenzunehmen und zu untersuchen; auf die Be- 
kämpfung von -Unfall- und Gesundheitsgefahren hinzuwirken; 
bei der Verwaltung von Pensionskassen mitzuwirken; die Durch- 
führung gesetzlicher Schutzvorschriften zu überwachen; die 
Aufstellung von Arbeitsordnungen und sonstigen Dienstvor- 
schriiten mit den Unternehmern zu vereinbaren; Schlichtungs- 
stellen anzurufen; Richtlinien über Einstellung von Arbeitneh- 
mern mit den Arbeitzebern zu vereinbaren und bei Entlas” 
sungen mitzuwirken. 

Es ergibt sich sonach einmal, ebenso wie oben zu a) aus- 
geführt, dass auch hinsichtlich dieser Befugnisse von einer Be- 
drohung der legislativen Souveränität des Parlaments oder 
einer Beeinträchtigung der parlamentarischen Ministerverant- 
wortlichkeit nicht die Rede sein kann. Zum anderen muss an 
der Uebertragung dieser Befugnisse an die Beamtenräte, ins- 
besondere die der staatlichen Betriebsverwaltungen, um so nach- 
drücklicher festgehalten werden, weil es nicht angängig ist, und 
eine Degradierung der Beamtenschaft gegenüber den ühriren 
Staatsangestellten bedeuten würde, wenn man diesen Aufgaben- 
kreis der Betriebsräte, also auch der Betriebsräte bei Staats- 
verwaltungen, den Beamtenräten entziehen und damit gewisser- 
massen dokumentieren würde, dass die Beamtenschaft ‚nicht in 
der Lage sei, dasselbe Mass förderlicher und zweckdienlicher 
Mitarbeit im Staatsverwaltungsbetriebe zu leisten, wie es von 
den übrigen Staatsangestellten ohne weiteres angenommen 
wird. Es leuchtet ein, dass ein ganz unmöglicher Zustand her- 
beigeführt würde, wenn beispielsweise der Betriebsrat einer 
Fisenbahnwerkstätte die in den $$ 66 und 78 des Betriebsräte- 
gesetzes aufgezählten Aufgaben ausübt, während der Beamten- 
rat der Eisenbahndirektion, der die Werkstätte unterstellt ist, 
von allen derartigen Aufgaben ausgeschlossen wird. Es muss 
vielmehr verlangt werden, dass auch die Beamtenschaft, deren 
Arbeitsleistung als wesentlicher Faktor für die Erfüllung der 
staatlichen Verwaltungs- und Betriebszwecke ins Gewicht fällt, 
durch ihre gesetzliche Vertretung, die Beamtenräte, zur Mit- 
wirkung bei der Regelung aller dieser Fragen herangezogen 
wird, 

4. Schlichtungsstellen. Damit das im Gesetz 
zum Ausdruck kommende Recht der Mitbestimmung — immer 
innerhalb des Rahmens verstanden, in dem es nach dem oben 
Gesagten in Erscheinung tritt — wirklich zur Auswirkung kom- 
men kann, ist es notwendig, die Entscheidung über solche 
Fälle, in denen zwischen dem Leiter der betreffenden Behörde 
und der Ansicht des Bearmtenrates keine Einigung zu erzielen 
ist, einer unparteiischen Schlichtungsstelle zu 
übertragen. Als solche sieht der Entwurf den Schlichtungs- 
ausschuss vor, der für den Bereich jeder obersten Reichs- oder 
Landesbehörde (Ministerium) sowie für die Gemeinden inner- 
halb des Landes zu errichten ist. Die Errichtung von Zentral- 
Schlichtungsausschüssen und eines Reichs - Schlichtungsaus- 
schusses ergibt sich sinngemäss aus der im Entwurf geforderten 
fakultativen Bildung von Zentralbeamtenräten und eines ober- 
sten Reichsbeamtenrates. 


Da, wie oben des näheren dargelegt ist, das Mitbestim- 
mungsrecht im Sinne des Entwurfs nicht in die verfassungs- 
mässigen Rechte des Parlaments oder die Verantwortlichkeit 
der Minister eingreift, so kann auch ein stichhaltiges Bedenken 
gegen die Funktionen der Schlichtungsausschüsse nicht gefunden 
werden. Die Fragen, in denen die Schlichtungsausschüsse ent- 
scheiden, berühren in keiner Weise die Selbständigkeit. des 
Ministers oder des Parlaments. Auf der anderen Seite schaffen 
die Schlichtungsausschüsse eine äusserst wertvolle Möglichkeit 
zur Herbeiführung innerer Ruhe im Beamtenkörper und tragen 
in hervorragender Weise zur Behebung von Schwierigkeiten 
und Unstimmigkeiten im inneren Dienstbetriebe bei. Hinge- 
wiesen sei ferner auf den Umstand, dass ja die aus dem Be- 
triebsrätegesetz sich ergebenden Differenzen in ganz gleicher 
Weise auch bei den übrigen Staatsangestellten durch solche 
Schlichtungsstellen endgültig entschieden werden. 
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Der Entwurf des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und des Gewerkschaitsrings. 


Dieser Entwurf lehnt sich in der Hauptsache an den unter I, 
behandelten Entwurf an; besonders stelıt er ebenfalls auf dem 
Standpunkt, dass nur Beamtenräte, ausgestattet mit dem Mit- 
bestimmungsrecht, eine befriedigende Regelung der gesetz- 
lichen Beamtenvertretungen darstellen. 

Der Entwurf unterscheidet sich jedoch von dem Entwurf I 
einmal dadurch, dass in ihm die Zentralräte und der oberste 
Reichsbeamtenrat sowie dementsprechend die. Zentralschlich- 
tungsausschüsse und der  Reichsschlichtungsausschuss nicht 
enthalten sind. Hinsichtlich der Notwendigkeit dieser Ein- 
richtung verweisen wir auf das oben unter I, 2 Gesagte. Es 
ist unbedingt erforderlich, die Frage der zentral zusammen- 
gefassten Beamtenvertretungen in dem jetzt vorliegenden Ge- 
setz mitzuregeln, da angesichts der Notwendigkeit solcher Ein- 
richtungen das Beamtenrätegesetz den gegebenen und einzig 
möglichen Rahmen hierzu bietet. 

Ferner will der Entwurf II den Hauptbeamtenrat mit 
35 Mitgliedern besetzen, während der Entwurf I nur höchstens 
16 Mitglieder vorsieht. Die Zahl 35 muss als zu hoch angesehen 
werden, weil einmal darauf gesehen werden muss, dass der 
ganze Apparat des Beamtenrätesystems durch allzugrosse Aus- 
dehnung derartig kostspielig gemacht werden würde, dass da- 
durch der ganze Gedanke diskreditiert und eine erhebliche Ge- 
fahr auch für die grundsätzlichen Forderungen entstehen würde. 
Zum andern wäre ein 35köpfiger Hauptbeamtenrat zu gross, 
um praktische Arbeit leisten zu können: er müsste daher aus 
seiner Mitte wiederum Unterausschüsse einsetzen. 

Des weiteren sieht der Entwurf II davon ab, das Schlich- 
tungsverfiahren zu regeln. Er will diese Frage dem in 
Vorbereitung befindlichen Reichsgesetz über das Schlichtungs- 
wesen vorbehalten. Für die Zwischenzeit soll eine besondere 
Schlichtungsordnung im Verordnungswege erlassen werden. 
Wir glauben, dass der Entwurf I hierin den richtigeren Weg be- 
schreitet. Denn abgesehen davon, dass der Entwurf des Reichs- 
schlichtungsgesetzes in seiner bisher bekanntgewordenen Form 
von den meisten Arbeitnehmerorganisationen abgelehnt . oder 
doch wegen seiner Unzulänglichkeit bekämpft worden ist, ist es 
sehr fraglich, und kann zurzeit keineswegs übersehen werden, 
ob die Möglichkeit vorhanden sein wird, in dieses Gesetz auch 
die Beamtenräte einzubeziehen. Eine klare, den Bedürfnissen 
der Beamtenschaft angepasste Regelung dieser Frage im Be- 
amtenrätegesetz selbst erscheint iedenfalls zweckmässiger als 
eine Hinauszögerung oder die Regelung im Verordnungswege. 


II. 
Der Entwurf der Reichsregierung. 


1. Aufbau. Die Grundzüge des Aufbaus sind die gleichen 
wie im Entwurf I. Abzulehnen ist jedoch die indirekte 
Wahl der Hauptbeamtenräte. Dass diese nicht aus Urwahlen 
hervorgehen könnten, wie die Begründung sagt, ist unzutrei- 
iend. In einer Reihe von Bundesstaaten bestehen solche „Haupt- 
ausschüsse“ bei den einzelnen Ressorts, die aus Urwahlen der 
betreffenden Beamten des ganzen Landes hervorgegangen sind, 
schon seit langer Zeit. Es ist wahltechnisch ohne weiteres und 
äusserst einfach durchzuführen, dass mit den Wahlen zum ört- 
lichen Beamtenrat zugleich ein Stimmzettel für die Wahl zum 
Hauptbeämtenrat abgegeben wird. 

Ueber das Fehlen der Zentralräte usw. verweisen 
wir auf das oben Gesagte. 

Die Festsetzung des Wahlalters auf 20 Jahre bedeutet 
eine Rechtsminderung der Beamtenschaft gegenüber den übrigen 
Arbeitnehmern, die zum Betriebsrat schon mit 18 Jahren wählen 
können. Fs ist nicht einzusehen, dass der Beamte nicht im 
gleichen Alter die Voraussetzungen für die Verleihung des 
Wahlalters zu seiner Berufsvertretung erfüllen sollte wie der 
Arbeiter. Ferner ercheint die Bindung der Wählbarkeit 
an die Voraussetzung, dass der Wahlberechtigte mindestens 
drei Jahre Beamter gewesen sein muss, ebenfalls als eine un- 
gerechtfertigte Beschränkung des Wahlrechts. Die in dem 
Entwurf I vorgesehene sechsmonatige Beschäftigung bei der 
betreffenden Behörde bietet hier genügend Sicherheit. 

Während im Entwurf I die Wählbarkeit weiterhin an die 
Zugehörigkeit zu einer gewerkschaftlichen Berufsorganisation 
eebunden ist, sieht der Entwurf der Reichsregierung hiervon 
ab, und zwar mit der Begründung, dass ‚der Begrifi „gewerk- 
schaftliche Organisation” kein feststehender sei und dass in die- 
ser Forderung ein Koalitionszwang liege, der mit der Reichs- 
verfassung unvereinbar sei. Wenn zwar auch das Betriebsräte- 
gesetz eine solche Bestimmung nicht enthält, so geht daraus 
keineswegs hervor, dass mangels eines solchen Vorgangs die 
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entsprechenden. Bestimmung 
amtenrätegesetz unmögiich sei. Was die Einwendung der 
Veriassungswidrigkeit betrifft, so ist "dem entgegenzuhalten: 
Der erste Referentenentwurf des Reichsministeriums des Innern 
enthielt diese Bestimmung in richtiger Anerkennung der Tat- 
Sache, dass im. sozialen Staate die individuelle Freiheit nicht 
unbeschränkt ist, dass daher Zwischenorgane zwischen Indi- 
viduum und Allgemeinheit eingeschaltet werden müssen, -um 
eine reibungslose Arbeit des sozialen Organismus zu gewähr- 
leisten. Dieser: Auffassung entsprechend anerkennt Artikel 165 
der Reichsverfassung ausdrücklich ‘die Arbeitnehmerorgänisa- 
tionen. Wenn der Entwurf I dieselbe Anerkennung für die 
Beamtenorganisationen verlangt, so bewegt er sich dabei dem- 
nach durchaus auf dem Boden der Reichsverfassung. Von einem 
Widerspruch gegen diese kann also keine Rede sein. 

In der Forderung liegt keineswegs ein Zwang, einer 
bestimmten Organisation beizutreten, ja nicht einmal ein Zwang, 
sich überhaupt zu organisieren, sondern nur die Folgerung 
aus der erwähnten Notwendigkeit solcher organisatorischen 
Zwischenglieder. Es sei jedoch in diesem Zusammenhang auf 
einen Satz des Sozialrechtlers Hugo Sinzheimer hingewie- 
sen, der bei der Erörterung solcher Fragen schreibt: „Solchen 
Organisationen gegenüber kann der Staat einen Beitrittszwang 
ausüben wie andern Öffentlichen Genossenschaften gegenüber.” 
Die Gewerkschaften haben heutzutage Aufgaben der sozialen 
Selbstverwaltung zu erfüllen, und es wäre verkehrt, ihnen hier- 
bei einen Hemmschuh entgegenzustellen oder ihnen die Aner- 
kennung dieser Tatsache- zu versagen. Gerade in dem wirt- 
schaftlichen Rätesystem hat sich gezeigt und wird. sich in der 
Zukunit in‘ steigendem. Masse zeigen, dass die massgebende 
Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Durchführung der 
Rätegesetze für die Oeffentlichkeit sowohl wie für die. Ver- 
waltung unentbehrlich ist.“ 


Eine gleiche Gewerkschafitsieindlichkeit kommt 
auch in der Bestimmung des $ 22 des Entwurfs zum Ausdruck, 
der besagt, dass nur Mitglieder der Beamtenräte an deren 
Sitzungen teilnehmen dürfen, Diese Bestimmung steht im 
Widerspruch zu dem & 31 des Betriebsrätegesetzes, Die Beam- 
tenschaft fordert vielmehr dasselbe Recht für die Beauftragten 
ihrer Organisationen. Der Entwurf hat demgemäss in seinem 
$ 48 Abs. 4 den $ 31 des Betriebsrätegesetzes, ebenso wie hin- 
sichtlich der Beamtenversammlung die Bestimmung des $ 47 
des Betriebsrätegesetzes in seinem $ 26 übernommen. 

3. Aufgaben und Befugnisse, Die Forderungen der 
Beamtenschaft in bezug .auf das Mitbestimmungsrecht haben 
wir oben dargelegt. Es kann nicht befriedigen, dass der: Ent- 
wurf der Reichsregierung nur. von einem - Rechte der Mit- 
wirkung spricht. Wenn in dem Unterschied des Wortlauts 
kein sachlicher Unterschied liegen soll, so stünde auch nichts 
im Wege, das Wort Mitbestimmungsrecht zu wählen. Es ist 
jedoch anzunehmen — und nach den Kämpfen, die sich 'bei -G>- 
legenheit der Schaffung des Betriebsrätegesetzes um dieses 
Wort abgespielt haben, wird diese Vermutung zur Gewiss- 
heit —, dass unter Mitwirkung ein Begriff verstanden ist, der 
etwas anderes bedeutet als Mitbestimmung und eine Einschrän- 
kung enthält. Der Einfluss auf die Entscheidung, der durch das 
Wort Mitbestimmungsrecht zum Ausdruck kommt, ist bei dem 
Begriff Mitwirkung ausgeschieden. Da nun nach dem oben Dar- 
gelegten das Mitbestimmungsrecht keine Ver- 
letzung verfassungsmässiger Rechte. und 
Pflichten des Parlaments oder der Migister 
darstellt, so kann die Beamtenschaft auf die Festlegung .des 
Mitbestimmungsrechts im Gesetz nicht verzichten. Artikel 
15 und 54 der Reichsverfassung umschreiben klar die 
Grenze, die dem Mitbestimmungsrecht gezocsen ist. Innerhalb 
dieses Rahmens kann und muss es voll zur Auswirkung kom- 
men, ohne irgendwie verfassungswidrig zu sein. 

Aber auch die in $ 32 des Entwurfs vorgenommene Ein- 
zelaufzählung der Fäle, in denen das Mitwirkungs- 
recht zur Anwendung kommen soll, erscheint unzweckmässig. 
In einem Reichsrahmengesetz ist es nicht möglich, die Anwen- 
dung aller dieser Fälle auf die ganz verschieden gelagerten 
Verhältnisse und Bedürfnisse der einzelnen Verwaltungen ein 
für allemal festzulegen, Das kann vielmehr nur nach einze- 
hender Prüfung für den Bereich jeder Verwaltung im Wege 
der Ausführungsbestimmungen geschehen. Diesem Umstand 
wird der Entwurf I gerecht. 

Der Entwurf der Reichsregierung lässt ferner die Mit- 
wirkung gemäss 88 66 und 78 des Betriebsrätegesetzes ver- 
missen. Wir verweisen auf das oben Gesagte und betonen 
nochmals, dass diese Forderung eine unerlässliche Vorbedinzung 
darstellt für eine gedeihliche Wirkung des ganzen Gesetzes. 

Das Beschwerdeverfahren, wie es der Entwurf 
regelt, erscheint vollständig ungenügend. Ganz abgesehen da- 
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‚von, „dass nur in. bestimmten -Fällen -überhäupt Beschwerde 
erhoben werden kann, liegt der Mangel einmal darin, dass in 
‚den Fällen, in denen keine Einigung zwischen Beamtenrat und 
‚Dienstvorgesetzten zustande kommt, die Beschwerde bis zum 
ıhöchsten Dienstvorgesetzten weitergeht, so dass also selbst 
die kleinsten und untergeordnetsten Angelegenheiten bis zur 
‚höchsten Instanz gelangen. Sodann, und dieses ist der Haupt- 
mangel, fehlt eine paritätisch zusammenge- 
setzte Schlichtwngsinstanz, deren Entscheidungen 
endgültig sind. Ohne diese aber wird das ganze. Mitbestim- 
mungsrecht praktisch völlig ausgehöhlt. Die Mitwirkung der 
Beamtenräte bleibt nach dieser Regelung letzten Endes ohne 
Einfluss auf die Entscheidung. Diese trifit vielmehr der höchste 
Vorgesetzte einseitig und endgültig, mit Ausnahme der Fälle 
des $ 39. Für die Berechtigung der Forderung nach solchen 
Schlichtungsstellen und die veriassungsmässige Möglichkeit 
ihrer Errichtung haben wir die Begründung oben gegeben. Es 
ist klar, dass ohne solche Schlichtungsstellen das Beamtenräte- 
gesetz die Beamtenschaft niemals befriedigen kann. Alle Rechte, 
die durch dieses Gesetz etwa der Beamtenschaft gegeben 
werden, erweisen sich im letzten Grunde wieder als illusorisch, 
da die Beamtenschaft ja niemals eine Handhabe zu ihrer Durch- 
Jührung hätte. Es muss mit allem Nachdruck gefordert werden, 
dass endlich einmal auch die Beamtenschaft als vollwertiger 
und gleichberechtigter Faktor anedkannt wird, ebenso wie diese 
Anerkennung den andern Arbeitnehmergruppen zugebilligt. ist. 


IV. 
Der Entwurf der bayerischen Regierung. 


Nach dem Dargelegten können wir die Kritik dieses Ent- 
wurfes kurzfassen.. Soweit die Notwendigkeit der Bildung von’ 
zentralen Beamitenvertretungen-als berechtigt anerkannt werden 
kann,. haben wir im $ 14 unseres Entwurfs dem Rechnung ge- 
tragen. Darüber hinaus muss jedoch die Tendenz des ‚bayeri- ° 
schen Entwurfs, die das -Hauptschwergewicht auf die Beam- 
tenkammern legt und den Beamtenausschüssen, also der 
örtlichen Vertretung an der Dienststelle jedes einzelnen Beam- 
ten, nur. untergeordnete. Bedeutung zumessen will, aufs ent- 
schiedenste abgelehnt werden. Abgesehen jedoch von diesem 
grundlegenden Unferschied und den Mängeln im ganzen Aufbau, 
die der bayerische Entwurf enthält, muss die vorgesehene Re- 
gelung der Aufgaben und Befugnisse den schäristen Widerspruch 
hervorrufen. In $ 20 Ziffer 1 dieses Entwurfs ist gesagt, dass 
die Beamtenkammern usw. die Aufgabe haben, .die- allge- 
nieinen wirtschaftlichen, sozialen und öffentlich-rechtlichen An- 
gelegenheiten der Beamten zu vertreten. Zur: Erfüllung: dieser 
Aufgaben haben die Kammern nach $ 21 das Recht, Aniräge- 
zu stellen, Aufschlüsse. zu. verlangen, sich gutachtlich. zu -äus-‘, 
sern. Während also aufder einen Seite ded Auf-: 
gabenkreisdenkbar weit gezogenist,sind:den. 
Beamtenvertretungen 
ser Aufgaben nicht im entferntesten die .not-- 
wendigen Rechte und Befugnisse eingeräumt. 
Das Recht der Antragstellung usw. besitzt die Beamtenschaft 
jetzt schon. Die Uebertragung jenes weitreichenden Aufgaben-. 
gebiets jedoch an die Beamtenvertretungen birgt die schwersten ' 
Gefahren in sich und stellt eine Beeinträchtigung, der Bewe- 


. gungsfreiheit und der Betätigung der Beamtengewerkschaften - ' 


dar. Die Vertretung der allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen 
und rechtlichen Interessen der Beamtenschaft gehört zum Auf- 
gabengebiet und zu den Zielen der Organisationen. Sie den 
Beamtenkammern zu übertragen, ist um so,weniger angängig, 
als diese ja nach dem Entwurf gar keine rechtliche Möglichkeit 
zu ihrer Erfüllung besitzen. Der Entwurf verkennt vollständig 
den eigentlichen Zweck der gesetzlichen Beamtenvertretungen, 
indem er ihnen den gesamten Interessenkreis wirtschaftlicher . 
und sozialer Art zuweist, während die Beamtenvertretungen 

im Sinne des wirtschaftlichen Rätesystems doch lediglich ein 
Organ der Mitwirkung bei. der Ausführung der bestehenden 
Gesetze, Verordnungen usw., die das Beamtenverhältnis regeln, 
sein sollen. Die Aufgabe, eine Verbesserung der gesamten all- 
gemeinen wirtschaftlichen und sozialen Stellung der Beamten- 
schaft im Wege der Gesetzgebung herbeizuführen, kann nicht 
Sache der Beamtenvertretungen nach Artikel 130 der Reichs- 
verfassung sein, sondern sie fällt den gesetzgebenden Faktoren 
und den Berufsorganisationen, den Beamtengewerkschaften, zu, 
die sie auf dem Wege der Einwirkung auf Regierung und Par- : 
lament zu erreichen suchen müssen. . 


ER 
Die Denkschrift fasst die Forderungen der ‚Beamtenschaft - 
zum Schluss noch einmal zusammen: - e 


Die Hauptforderungen des Deutschen Beamtenbundes und 
des Allgemeinen. Deutschen Gewerkschaitsbundes bei der ge- 


setzlichen Regelung der Beamtenvertretungen sind: 
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1. Schaffung ‚von Beamtenräten als Vertretungskörper  all:r 
Beamten, die, ausgestattet mit dem Recht der 'Mitbestim- 
mung,, ein Organ. bilden zur verantwortlichen Mitarbeit 
der Beamten bei der Regelung ihrer persönlichen dienst- 
lichen Verhältnisse sowie bei der Erfüllung der wirtschaft- 
lichen Zwecke der staatlichen Betriebe und Verwaltungen. 


2. Sicherung ‘dieses Mitbestimmungsrechtes durch paritätisch 
besetzte Schlichtungsausschüsse. 


- Nach der obengegebenen Begründung und Abgrenzung die- 
ser Forderungen können sie in vollem Einklang mit dem Geist 
unserer volksstaatiichen Verfassung und. den Formen des par- 
lamentarischen Regierungssystems erfüllt werden durch ein Ge- 
setz, wie es im wesentlichen der von uns ausgearbeitete Ent- 
wurf darstellt. Ein solches Gesetz bildet nicht nur allein eine 
befriedigende Erfüllung des Artikels 130, 3 der Reichsverfas- 
*ung, wie sie von der erdrückenden Mehrzahl der organisierten 
Beamten gefordert wird, sondern es ist auch in hervorragen- 
dem Masse geeignet, den Beamtenkörper als lebendigen Faktor 
einzubeziehen in die Mitarbeit an den Aufgaben der Wieder- 


“aufrichtung unseres Staates und Volkes, 


Die Ausschaltung der Beamtengewerk- 
schaften durch die Behörden 


Wir haben es mit der Revolution schon herrlich weit ge- 
bracht! ‘Den Deutschen ist zwar in den Novembertagen und 
dann in .der- Reichsverfassung das Koalitionsrecht gegeben 
worden, in Artikel 130 der Reichsverfassung wird den Be- 
amten die Vereinigungsfreiheit sogar noch einmal ausdrücklich 
bestätigt. Aber unsere Behörden stellen sich einfach auf den 
Standpunkt: Gewiss, ihr könnt euch „vereinigen“, .so. viel wie 
ihr wollt und Lust habt; aber wir haben keinerlei Veranlassung, 
mit euch zu verhandeln, eure Organisationen sind für uns Luit! 
So-hat der Bund der technischen Angestellten und‘ Beamten 
vom Landesdirektor der Provinz Brandenburg 
folgendes, vom 28. Dezember 1920 datiertes Schreibengerhalten: 


„Wie Ihnen anlässlich der verschiedenen, zwischen uns 
gepilogenen Verhand.ungen des öfteren erklärt worden ist, 
bin ich gern bereit, Sie bei der Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der technischen Angestellten hinzuzuziehen, muss 
es aber ablehnen, über die Angelegenheiten der tech- 
nischen Beamten mit Ihnen zu verhandeln. Nach den zurzeit 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen hat hier le dig- 
lich der Beamtenausschuss mitzuwirken.“ 


In den vorauigegangenen Verhandlungen hatte sich der 
Landesdirektor immer hinter der Ausrede verschanzt, dass die 
technischen Beamten „doppelt organisiert“ seien und bereits 
durch ‘die „Gewerkschaftliche Vereinigung der Provinzial- 
beamten“ —- einen Zweigverein des Provinzialbeamten-Ver- 
bandes — mitvertreten seien. Nachdem dieser Einwand durch 
Beibringung «iner von den technischen Beamten unterzeichneten 
Aktiv-Legitimation entkräftet war, enthüllt der Landesdirektor 
mit obigem Schreiben end.ich seine wahre Gesinnung, 
Nur der Beamtenausschuss gilt für ihn als verhandlungsbe- 
rechtiet. Der alte Standpunkt der Arbeitgeber und Behörden, 
dass sie nur mit „ihren“ Arbeitnehmern verhandeln und sich 
die Einmischung Dritter in die Dienstverhältnisse verbitten! 


Selbstverständlich hatte der Bund gegen obiges Verhalten 
des Landesdirektors Beschwerde wegen Verletzung des Ar- 
tikels 159 der Reichsverfassung beim Minister des Innern ein- 
gelegt, der seinerseits dann den Oberpräsidenten der Provinz 
Brandenburg mit der Erledigung beauftragte. Nach einer Ueber- 
legingszeit von zwei Monaten „entscheidet“, der Herr Ober- 
präsident im Schreiben vom 7. März 1921 nach einigen Bemer- 
kungen über die „seit längerer Zeit — — — bereits abge- 
schlossene“ Besoldungsordnung: 

„Im übrigen habe ich dem Herrn Landesdirektor ersucht, 
die beteiligten Organisationen in Zukunft bei einer Neu- 


rezelung der Besoldungsverhältnisse zu 
hören, seiern sie einen dahingehenden Wunsch aus- 
sprechen.“ 


Damit hat sich der Oberpräsident ganz auf den Boden des 
Gesetzes vom 8. Juli 1920 zurückgezogen, in dem ja dieses 
„Recht“ ausdrücklich festgelegt ist. Auf eine mündliche An- 
irage bei dem zuständigen Dezernenten kam dann die über- 
raschende Ansicht zutage, dass der „preussische Minister des 


"Innern ja nun einmal diese Berechtigung in die Ausführungs- 


anweisung vom 6. Oktober 1920 hineingeschrieben habe und die 
Organisationen-daher mit dieser Forderung auf einem legalen 
Boden ständen. Weitergehende Forderungen wären aber nicht 
zu begründen“. Für diesen Herrn Regierungsrat ist also die 
Reichsveriassung .kein „legaler Boden“, denn 
nach Art. 159 ist die „Vereinigungsfreiheit‘ nicht nur „für jeder- 
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mann und für alle Berufe gewährleistet“ zur Einwirkung auf 
Besoldungsfragen, sondern „zur Wahrung und Förde- 
rung der Arbeits- und Wirtschaitsbedingun- 
sen“. Was nutzt aber die Vereinigungsfreiheit, wenn man 
nachher die im Vertrauen auf diese Bestimmungen gebildeten 
Vereinigungen nicht zur Mitwirkung heranzieht, sondern mit 
Unterstützung der Aufsichtsbehörden ausschaltet. Selbst- 
verständlich ist mit diesem „Entscheid“ die Angelegenheit noch 
nicht erledigt. 


Dass sich aber etwas. Derartiges überhaupt ereignen 





kann, : ist leider _ mit eine Schuld der Beamtenschaft 
und ihrer Organisationen selbst, die bereits vor : mehr 
als einem Jahr, als das  Betriebsrätegesetz verhandelt 


wurde, so, wie es der AfA-Bund getan, ‚darauf hin hätten 
wirken müssen, dass auch die Beamten in das Betriebs- 
rätegesetz einbezogen worden wären. So stand man in voll- 
ständiger Verkennung der Lage abseits, als die Angestellten und 
Arbeiter ihren Kampf um das Betriebsrätegesetz führten, und 
hat sich dann mit Verordnungen und Erlassen über Beamten- 
ausschüsse abspeisen lassen, die diese Ausschüsse der 
Willkür der Behörde ausliefern. Da. kann man es ver- 
stehen, dass die Behörden zwar bereit sind, mit ‚ihren‘ Be- 
amtenausschüssen zu verhandeln — d. h. sie „zutachtlich zu 
hören“, sich aber mit allen Mitteln gegen die Entwicklung der 
der -Gewerkschaften selbst schützen wollen. 


Die Nichtachtung der Beamtengewerkchaften durch die Be- 
hörden zeigt sich auch bei den Erfahrungen, die mit dem 
preussischen Gesetz vom8. Juli 1920 über die Besoldung 
der Gemeindebamten und der dazugehörigen Ausführungs- 
anweisung vom 6. Oktober 1920 gemacht worden sind. Wohl ist 
in den Ausführungsbestimmungen zum $ 1 Abs. 5 des Gesetzes 
gesagt, dass. die beteiligten Organisationen zu „hören“ sind, 
wenn diese es „wünschen“, Wie sieht diese „Anhörung“ aber 
in der. Praxis aus? Hierzu schreibt der „Reichsverband der 
deutschen Kreisbeamten“ in Nr. 12 seiner Verbandszeitung vom 
20. Dezember 1920: 


„Die zwingend vorgeschriebene Anhörung der Beamten- 
organisationen erfolgt häufig nur auf Vorstellungen, eine 
mündliche Anhörung erfolgt selten.  Geschieht 
es, so hat man meistens das Empfinden, dass es dabei nur auf 
die Erfüllung einer vorgeschriebenen Form, nicht aber 
auf eine beide Teile befriedigende Lösung ankommt.“ 


Diese Ausführungen können wir nach den Erfahrungen, die 
wir in unserer Praxis gesammelt haben, nur unterschreiben. .-— 
Wenn nun aber tatsächlich einmal die vorgeschriebene An- 
hörung „bestimmungsgemäss“ erfolgt ist, so werden wohl die 
Schriftstücke mit den Einsprüchen ebenso „vorschriftsgemäss‘“ 
der Aufsichts- und Beschlussbehörd& mit vorgelegt, die aber 
natürlich. :ihrerseits gar nicht daran denkt, die nahegelegte 
„nochmalige- Anhörung‘‘ vorzunehmen, Es wird vielmehr viel- 
fach — wenigstens stets, sobald es sich um eine zuschlechte 
Eingruppierung handelt — „entschieden“, dass „kein Grund für 
eine Beanstandung der Besoldungsordnung“ vorliegt. Wenn 
es hoch kommt, wird noch auf die Bestimmung zu 1 Abs. 
1 und 2 hingewiesen, wonach der „freien Entschliessung der 
Gemeinden weitester Spielraum belassen“ ist, und wonach nur 
„offenbare Auswüchse‘ beanstandet werden sollen. Die „wohl- 
wollende“ Prüfung wird zur Farce. 


Am ausgesprochensten hat der Gedanke der Ausschliessung 
der Beamtengewerkschaften aber im. „Sperrgesetz. Aus- 
druck gefunden. Im ganzen Gesetz ist die „Anhörung der 
Beamtenorganisationen“ nur ein einziges Mal erwähnt, und zwar 
7 Abs. 4, wo ihnen das Vorschlagsrecht für einen 
der Beisitzer zum Reichsschiedsgericht gnädigst zugestanden 
ist. Das Land braucht den „Vorgeschlagenen“ ja nicht un- 
bedingt zu „ernennen“, wenn er missliebig oder vielleicht zu 
— radikal ist! Die Anträge. der beiden sozialdemokratischen 
Fraktionen, die den Gewerkschaften das Einspruchsrecht 
gemäss $ 6 des Gesetzes geben wollten, sind sowohl im Aus- 
schuss wie im Plenum gegen alle Stimmen der Regierungs- 
parteien abgelehnt worden. Das’ Einspruchsrecht gegen 
Beanstandungen der: Besoldungsordnungen haben also nur die 
„Gemeinden oder sonstigen ‘öffentlichen Körperschaften“, also 
die Arbeitgeber, während die Arbeitnehmer nur die Mög- 
lichkeit haben, ihre Arbeitgeber zur Erhebung dieses Einspruchs 
— mehr oder weniger sanft — Zu veranlassen. 


' Diesem „Zuge der Zeit“ entspricht auch die geradezu un- 
erhörte Verschleppungspolitik, die mit dem Beamtenräte- 
gesetz betrieben wird. Man will die Beamten nach und nachı 
wieder in die „gottgewollte Abhängigkeit‘ von ihren Vorgesetzten 
bringen. Jeder noch so schwache Hauch freiheitlicher Ge- 
sinnung und Verfassung muss schleunigst wiedef erstickt 
werden; es könnte ja frische Luft in die muffigen Amtsstuben ge- 


langen! Hornbostel, 
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Beamtentum und Wirtschaft. Auf seiner ıewien lagung 
im Oktober v. J. hatte der bundestag des D. B. B. drei Reieraie 
über die Sozialisierung entgegengenommen, ohne dass eine 
Debatte oder eine Beschlussiassung zu dieser Frage erio.gt 
war. Auf dieser Bundesausschussiagung wurde dieses Thema 
durch ein keierat von Direktor Dr. V ölter iorigesetzt, der 
über Beamtentumund Wirtschaft sprach, Dr. Vöiter 
wies einleitend darauf hin, dass es unmöglich sei, den Gegen- 
stand in seinem vollen Umiange zu behandeln, dass es vieimehr 
notwendig sei, gewisse Grenzen zu ziehen. :Diese Grenzen 'er- 
geben sich aus unserer Beruistätigkeit im allgemeiren und 
unerer Organisation im besonderen. Es fragt sich nun zunächst, 
ob für uns ein Zwang besteht, uns mit diesen Dingen zu be- 
schäftigen. Dasistzu beiahen. Bis zu Anfang des neuen 
Jahrhunderts entsprach die Kauikraft des Einkommens ungefähr 
der Deckung der norwendigen Bedürfnisse, das wurde aber 
anders, als die Monopolbiidungen usw. eintraten, die die Preise 
künstlich erhöhten. Jetzt versuchten die Beamten, durch or- 
ganisierte Konsumentenpolitik der Notlage abzuhelien, 
durch billigeren Einkauf zur Deckung des Bedarfs zu kommen; 
man wollte also das Problem von der Preispolitik aus lösen. 
Das ist jetzt ein Ding der Unmöglichkeit. Man 
hat dann gesagt, das Problem muss durch Preisabbau ge- 
löst werden, wir haben aber eingesehen, dass auch das un- 
möglich ist, alle Versuche des Preisabbaus sind ein Schlag 
ins Wasser. Auch .wenn jetzt die Preise heruntergesetzt 
werden, entspricht der Realiohn nicht mehr den Preisen. Wir 
müssen mit dem Reallohn die Mehrprofite der 
Kriegs- und Revolutionsgewinnler sowie die Mehrgewinne des 
Auslandes bezahlen. Worin liegt nun das Grundübel? Es 
liegt am System, an der Art und Gestaltung 
unserer Wirtschafitsweise, wie es Rathenau auf dem 
letzten Beamitentage gekennzeichnet hat.- Wir müssen mit da- 
für Sorge tragen, dass die neue Produktionspolitik auch den 
Beamten und Arbeitern zugute kommt, dassausderPro- 
jitwirtSschafit die Bedarfsdeckungswirtschaft 
wird. Das kann nicht von oben her, sondern nur von unten 
auf geschehen, es kann auch nicht von heute auf morgen ge- 
schehen, sondern es wird eine lange und schwierige Arbeit er- 
fordern, und wir müssen dabei mit den anderen 
Arbeitnehmern zusammengehen. Aber nicht nur 
mit unserer Volkswirtschaft müssen wir uns beschäftigen, son- 
dern auch mit der Weltwirtschaft, denn Volkswirtschaft ind 
Weltwirtschaft stehen im Zusammenhange. Und nicht nur vom 
wirtschaftlichen Standpunkte aus, auch von der Beamtenrechts- 
Seite aus müssen wir diese Dinge für wichtig halten. Aus dem 
Zwang zu Gehaltsforderungen entsteht eine weitecehende Dis- 
kreditierung der Beamtenschaft bei den Aussenstehenden.. Es 
ergeben sich daraus Rückwirkungen auf die Rätefrare, auf die 
Regelung der Arbeitszeit, den Abbau. des Berufsbeamtentums: 
Auch soziale Fragen haben Beziehungen zu diesen Dingen. Fr- 
holungsurlaub, Bildungsfragen usw. Richtunggzebend für die Art 
der Behandlung dieser Fragen ist die Erhaltung des Berufs- 
beamtentums und unsere parteipolitische Neutralität. Das erste 
zwingt uns, eine vernünftige Besoldungspolitik zu treiben. Wir 
können hier nicht lediglich den Interessenstandpunkt vertreten, 
sondern das allgemeine Volkswohl muss massgebend sein: wir 
müssen aber auch zeigen, welch grosses Interesse Staat und 
Volksgemeinschaft an einer richtigen Beamtenbesoldungespolitik 
haben. Welche Stellung nimmt mun die Beamtenschaft im 
Wirtschaftskörper ein und wie wird sie befriedigt? Bei einigen 
Fragen werden die Beamten als Verbraucher, bei anderen als 
Arbeitnehmer zu gelten haben, bei anderen wird es sich um 
Freiheit und Fortschritt oder um Wahrung wohlerworbener 
Rechte handeln. Dabei werden wir mit anderen Gruppen als 
Bundesgenossen zusammengehen können, ohne dass wir uns 
einengen und einzwängen lassen. Vom Gesichtspunkt unserer 
parteipolitischen Neutralität aus müssen wir an das Wirtschafts- 
problem herangehen, weil das unbedingt notwendig er- 
scheint. 
amtenbund sich ausschalte oder bei entschie. 
desner Stellungnahme nach der einen oder an- 
deren Seite auseinanderfalle, sind nicht 
Stichhaltig. Wenn die Beamten sich klar darüber sind, 
dass es sich um einen -Existenzkampf für sie handelt, dann 
müssen sie auch dass Gemeinsame finden für diesen 
Kampf. Als Mittel zur Erreichung unseres Zieles müssen die 
Spitze des Bundes und die angeschlossenen Verbände dazu 
übergehen, eine nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten orien- 
tierte Beobachtungspolitik zu treiben. Es müssen dann die aus 
diesen Tatsachen hervorgehenden Dinge in den Versammlungen 
und in der Presse erörtert werden und vor allem müssen wir die 
Beamtenschaft entsprechend schulen, 
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Die Einwände, dass der neutrale Be- 





stimmig angenommen wurden: 


„Die Beamtenwirtschaft ist ein Teil der Volkswirtschaft, 


Zielklare Beamtengewerkschaftspolitik bedingt daher auch 
die Einwirkung auf die Wirtschaftspolitik. 
Richiunggebend für die Stellungnahme der Beamten- 





Nr. 1 


Der Referent unterbreitete folgende Leitsätze, die ein- 


nr 3 
ei een ce misihin 


gewerkschaften zur Wirtschaftspolitik ist die Lage der! 


Beamtenals Arbeitnehmer und Verbraucher 


Der Deutsche Beamtenbund vertritt dabei den Stand- 


punkt, dass der Beamte als beruismässiger Diener der Ge- 
samtheit in der Wirtschaftspolitik stets das All- 
gemeinwohl den Privatinteressen 


Entsprechend diesen Grundsätzen wird der Deutsche 
Beamtenbund gemäss seiner parteipolitisch neutralen Organi- 
sationsgrundlage unabhängig von allen partei- 
politischen Gesichtspunkten zu den für die Be- 
amten wesentlichen Wirtschaftsfragen Stellung nehmen.“ 


Einkommensteuergesetz und Beamtenbund. In einer er- 
neuten Eingabe an den Reichstag hat der Deutsche Beamten- 


bund die Durchführung des Grundsatzes: der Besteuerung nach 
.dem Einkommen des Vorjahres verlangt, Er wünscht, dass ' 


es für die Lohn- und Gehaltsempfänger jeder Art mit den für 
das Steuerjahr 1920 erfolgten Abzügen sein Bewenden behält, 
so dass die Einziehung der Steuer für das erste Vierteljahr 1920 
unterbleibt und auch etwaige Nachzahlungen für die restlichen 
Vierteljahre. nicht mehr stattfinden. Eine Reihe wei- 
terer Erleichterungen für die Steuerzahlung der Lohn- und Ge- 
haltsempfänger, die allein ihren Verpflichtungen gegen den 
Staat bis auf den letzten Pfennig nachkommen müssen, wird mit 
guten Gründen verlangt. 


Beamtenrecht 


Abbau des Berufsbeamtentums? Die Absicht der Regierung, 
die Zahl der Beamtenstellen allmählich auf drei Viertel des Be- 
standes zu beschränken, und zwar unter Schonung der höheren 
Beamten, hat den Widerspruch der gesamten Beamtenschaft 
hervorgefiifen. Man befürchtet, und zwar anscheinend mit 
Recht, dass damit der Anfang zum Abbau des Berufsbeamten- 
tums gemacht werden sol. Auf der Tagung des Bundesaus- 


„Schusses des D. B. B. wurden darüber Mitteilungen gemacht, 


die die grösste Wachsamkeit der Bearmntenschaft erfordern. Der 
Bundesausschuss des D, B. B. nahm deshalb folgende Ent- 
schliessung an: 
„Der Bundesausschuss des Deutschen Beamtenbundes er- 
klärt gegenüber den neuerdings mit besonderer Schärfe hervor- 
tretenden Bestrebungen amtlicher und nichtamtlicher Stellen, 
das Berufsbeamtentum abzubauen, mit aller Bestimmtheit, dass 
die deutsche Beamtenschait mit grosser Energie an diesem in 
der Verfassung verankerten Grundrecht festhält. Ohne ein inner- 
lich gesundes, pflichtgetreues und wirtschaftlich gefestigtes Be- 
ruisbeamtentum ist ein Wiederaufbau nicht möglich; deshalb 
ist die Erhaltung des Berufsbeamtentums nicht nut eine Stan- 
des- und Berufsfrage, sondern eine Frage des ganzen Volkes, 

Die deutsche Beamtenschaft ist gewillt, das Berufsbeamten- 
tum mit allen Mitteln zu verteidigen. Der Deutsche Beamten- 
bund erwartet, dass die Reichsregierung und der Reichstag die 
auf den Abbau des Berufsbeamtentums hinzielenden Bestrebun- 
gen in keiner Weise unterstützen.“ 


Richtlinien für die Regelung der Arbeitszeit der Beamten. 
Das Reichsministerium hat durch Beschluss vom 17. Jan. 1921 
für die Regelung der Arbeitszeit der Beamten folgende Richt- 
linien aufgestellt: 

1. Jeder Beamte ist verpflichtet, seine volle Arbeitskraft in den Dienst 
des Reiches zu stellen. Er hat die ihm übertragenen Arbeiten rechtzeitig, ohne 
Rücksicht auf eine festgesetzte Dienststundenzahl, zu erledigen. 

2. Die Arbeit ist in der Regel an der Dienststelle und innerhalb der 
vorgeschriebenen Tagesdienstzeit zu erledigen. Die Dienstzeit beträgt wöchentlich 
mindestens 48 Stunden. Soweit der Dienst in blosser Dicn stbereitschaft 
besteht, ist die Zeit von 48 Stunden entsprechend zu erhöhen. 

3. Der Arbeit sn der Dienststelle und innerhalb der vorgeschriebenen 
Tageszeit ist die Teilnahme an Sitzungen, ee und dergl. gleich- 
zuachten. Soweit die Erledigung der Arbeit an der Dienststelle und in der 
vorgeschriebenen Tagesdienstzeit aus dienstlichen Gründen unzweckmässig ist, 
kann eine anderweitige Regelung stattfinden. 

4. Die Tagescienstzeit wird von jeder Behörde nach Anhörung der Beamten- 
vertretungen festgesetzt. Die Tagesdienstzeit ist grundsätzlich in Vor- und 
Nachmittagsdienst zu teilen; nur dort, wo aus örtlichen oder sachlichen 
Gründen solche Teilung unzweckmässig erscheint, kann durchgehend gearbeitet 
werden. 

5. Bei durchgehender Arbeit kann eine Frühstückspause bis zur Höchst- 
dauer von einer halben Stunde gewährt werden. Die Pause muss in der Mitte 
der Dienstzeit liegen und kann auf die 48stündige Wochendienstzeit 
angerechnet werden. | a 

6. Für eine Ueberschreitung der 48stündigen Wochendienstzeit kann eine 
Vergütung nicht gewährt werden; ein Ausgleich durch Dienstbefreiung zu 
anderen Zeiten kann zugelassen werden. 

7. Es-ist anzustreben, dass die Tagesdienstzeit der an einem Orte 
befindlichen Reichs-, Staats- und Gemeindebehörden gleichmässig geregelt wird, . 
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Alle bisher ergangenen Bestimmungen, soweit sie mit vorstehenden 


' Richtlinien im Widerspruch stehen, sind hiermit aufgehoben. Die Durchführung 


der Richtlinien ist unverzüglich zu veranlassen. 


Der Deutsche Beamtenbund und der A. D. G. B. haben da- 
gegen entschieden Verwahrung eingelegt, dass diese Bestim- 
mungen ohne Vorberatung mit den Beamtengewerkschaiten 
erlassen worden sind. Zu dem Inhalt selbst bemerkt die „Ge- 


| meinschaft‘“; 


In weiten Kreisen der Beamtenschaft haben: die Richtlinien 
Befürchtungen erweckt, die- nicht begründet sind. Zum Teil 
dedeuten sogar ‚die neuen Bestimmungen eine Verbesserung 
gegenüber den: bisherigen. ‘Im einzelnen ist zu bemerken: 

Zu Ziffer 1: Mit der Bestimmung, dass die Arbeiten 
„ohne Rücksicht auf eine festgesetzte Dienststundenzahl zu er- 
ledigen“ seien, ist keine Durchbrechung des Grundsatzes der 
48-Stunden-Woche beabsichtigt. Die Verpilichtung, vorüber- 
gehend bei aussergewöhnlicher Häufung der Dienstgeschäfte 
auch über die festgesetzte normale Dienststundenzahl hinaus zu 
arbeiten, ergibt sich aus dem Beamtenverhältnis und dem zur- 
zeit gültigen Beamtenrecht. Wenn trotzdem auf Grund dieser 
Bestimmungen von einzelnen Behörden einadauernde Mchr- 
arbeit verlangt werden sollte, so ist es in erster Linie Aufgabe 
der Beamtenvertretungen und der Fachgewerkschaften, hierin 
Wandel zu schaffen. Das Material über solche Fälle müsste 
sorgfältig gesammelt werden, so dass nötigenfalls auch der 
Deutsche Beamtenbund eingreifen Könnte, für eine angemessene 
Regelung der Ueberstundenirage (Gewährung entsprechender 
Freizeit an anderen Tagen) zu sorgen. 

Zu Ziffer 4: In der Zuziehung von Beamtenvertretungen 
zur Mitwirkung bei der Regelung der Tagesdienstzeit liegt eine 
Verbesserung gegenüber dem bisherigen Zustand und eine An- 
näherung an unsere Forderung bezüglich des Mitbestimmunzs- 
rechtes der Beamtenräte. Ebenso verhält es sich mit dem 
zweiten Satz der Ziffer 4 hinsichtlich der geteilten oder unge- 
teilten Arbeitszeit. In dem Wortlaut, dass „grundsätzlich“ ge- 
teilt zu arbeiten sei, liegt, wie wir an zuständiger Stelle er- 
fahren haben, nicht die Absicht, nunmehr bei allen Behörden 
in eine Nachprüfung einzutreten, ob die bisherige ‚ungeteilte 
Arbeitszeit unzweckmässig sei. Es kann somit überall da, wo 
die ungeteilte Arbeitszeit besteht, bei dieser Regelung ver- 
bleiben, wenn die Bestimmungen sinngemäss durchgeführt wer- 
den. * Hierüber zu wachen und nötigenfalls einzugreifen, ist 
wiederum Aufgabe der Beamtenvertretungen und der Fach- 
gewerkschaften. 

Es liegt somit vorerst kein Anlass vor zu grundsätzlichen 
Bedenken gegen die neuen Bestimmungen. Es muss. vielmehr 
deren Wirkung und Durchführung in der Praxis erst einmal 
abgewartet werden. Wenn sich dann Missstände ergeben, 
deren Ursache nicht in der Art der Auslegung und Durchführung 
der Bestimmungen, sondern in der Fassung der Richtlinien selbst 
liegt, wäre der Zeitpunkt zu erneutem Eingreifen des Deutschen 
Beamtenbundes gegeben. 


Personalakten. Eine allgemeine Veriügung vom 3. No- 
vember 1920 besagt über die Einsichtnaglıme in die Personal- 
akten folgendes: 

„Die Preussische Staatsregierung hat unter Aufhebung des in der allge- 
meinen Yerlügung vom 18. November 1919 (J. M. Bl. S 547) mitgeteilten 
Beschlusses beschlossen, dass die Personalakten, auch soweit sie vor dem 
1. Oktober 1919 angelegt sind, den Beamten auf Verlangen zur Eins cht vor- 
zulegen sind, und dass es dem Vorstande der Behörde, bei der die Personal- 
akten geführt werden, überlassen bleiben soll, vor Gewährung der Eins cht 
diejenigen Stücke aus den Akten zu entfernen und zu vernich'en, die sich zur 
Voriegung’än die Beamten nicht eignen, insbesondere deshalb. weil dritten 
Personen aus der Vorlegung Nachteile entstehen könnten. (Justiz-Ministerial- 
Blatt für die preussische Gesetzgebung und Rechtspflege vom 6. November 
1920.Nr. 41.)“ 


Besoldungsfragen 


Rechtsausprüche auf Teuerungszulagen. In mehreren der 
neuen Ministerialerlasse über die Teuerungszulagen der Be- 
amten befindet sich die Formel: 

„Die laufenden Zulagen gelten als wider- 
ruflich bewilligt, und es besteht kein Rechts- 
anspruch darauf.“ 

Diese Formel hat nur die Bedentung,. dass ein Reclhts- 
anspruch auf dauernde Gewährung der Teuerungszularen 
für die Zukunft nicht bestehe; denn da die Teuerungs- 
gebührnisse nur Zulagen zum Gehalt auf Grund der Teuerung, 
also nur für deren Dauer und somit auf unbestimmte Zeit ge- 
währt sind, kann der Staat sie widerrufen; dann können sie 
für die Zukunft nicht mehr beansprucht werden. 

Keineswegs aber soll die Formel bedeuten, dass der Rechts- 
weg wegen der Teuerungszulagen überhaupt ausgeschlossen 
sei; das würde schon dem Artikel 129 Abs. 1 der Reichsverfas- 
sung widersprechen. Urteil des II. Zivil - Senats, Oberland- 
gericht Jena, U. 172/20. v. 5. 11. 20. („Deutsche Juristen-Zei- 
tüng“, 1921,-S. 144.) 
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Abschlagszahlungen und Beamtengehälter. Der Reichs- 
verkehrsminister hat allen nachgeordneten Dienststel- 
len folgenden Erlass bekanntgegeben: 

„Irotz der Festsetzung des Erlasses vom 30. November 
1920 UV. 45, 140, 1266) und trotz der ausdrücklichen Vorschrift, 
dass jedem Beamten bei den Gehaltszahlungen ein zum Le- 
bensunterhalt angemessener Betrag zur Verfügung 
bleiben muss, sind an den letzten Zahltagen einzelnen Beamten 
infolge übermässig hoher Abzügeso geringe Be- 
träge ausgezalılt worden, dass sie unmöglich auskommen kön- 
nen. “Zur Vermeidung derartiger Vorkommnisse sind die Zahl- 
stellen von den Direktionen anzuweisen, auf dem kürzesten 
Wege an die Eisenbahndirektionen zu berichten, falls sich bei 
der Aufstellung der Gehaltslisten infolge von Abzügen zur Til- 
gung von Vorschüssen, Abschlagszahlungen und Ueberzahlungen, 
Darlehen der Darlehnskassen usw. ausserordentlich niedrige 
Beträge ergeben sollten. Die Direktionen haben die einzelnen 
Fälle zu prüien und nötigenfalls durch andere Verteilung der 
Abzüge dafür zu sorgen, dass den Beamten angemessene 
Beträge verbleiben.“ 


‚Gleiche Erlasse befinden sich auch bei den anderen Mini- 
N in Vorbereitung und düriten demnächst bekanntgegeven 
werden. 


eamtenbewegung 


Der Bundesausschuss des Deutschen Beamtenbundes tagte 
am 7. und 8. März iin Berliner Lenrervereinshaus. vie la,uig 
wurde durch eine Ansprache des Bundesvorsitzenden Fiügel 
erölinet. An - den Weschafisberıcht des bundesdirektors 
KRemmers schloss sich eine aligemeine Aussprache an, die 
sich zum erheblichen Teil aui Organisationsfragen bezog. Von 
Berich.erstatter sowohl wie von mehreren Kedrern wurde da- 
bei betont, dass ein enges Zusammenarbeiten mıt den Arbeiter- 
gewerkschaften durchgerührt werden müsse, selbstversiändich 
unter der Voraussetzung, dass die Beamteneigenart anerkannt 
werde, wie auch die Beaintengewerkschaiten in die Eigenart der 
Arbeiter und Angestellten und deren Beruiswünsche nicht hin- 
einreden.. Der Redner der Reichsgewerkschait deutscher Eisen- 
bahnbeamten, Rusch, ging besonders auf die Angrilie der chr..- 
lichen Gewerkschaiten gegen den Deutschen Beamtenbund ein 
und forderte einen entschiedenen Abwehrkampi des Deutschen 
Beamtenbundes. In seinem Referat über den Ausbau des Presse- 
wesens fand Falkenberg manch  treffliches Wort. In 
weitesten Kreisen der Beamtenschaft werde 
mitdemBegriffi „Gewerkschaft” gearbeitet wie 
mit einer Etikette. Eineinnere Festigung. der 
Gewerkschaftslinie seidaher notwendig. Dazu 
gehörte unbedingt eine kampfbereite Presse. Nach Zustimmung 
des Finanzausschusses werde die „gemeinschaft“ zu einem 
wöchentlich erscheinenden, gewerkschaftlichen Kampi- 
organ ausgebaut werden. Ein Nachrichtenblatt des 
Deutschen Beamtenbundes solle monatlich herauskommen und 


eine Korrespondenz für Tageszeitungen erscheinen. Ein Be- 
amtenjahrbuch soile monatlich von hoher Warte alle 
aktuellen Fragen der Beamtenschaft behandeln. Auch Bro- 


schüren mit Einzeldarstellungen wichtiger Fragen soliten er- 
scheinen. Döbeling von der Reichsgewerkschaft Deut- 
scher Eisenbahner betonte, dass eine klare Scheidung zwischen 
dem Arbeitgeber- und Arbeitnehmerstandpunkte durchgeführt 
werden müsse. Die zewerkschaftliche Betätigung müsse klar 
und eindeutig 'insämtlichen dem D. B. B. angeschlossenen 
Organisationen erkennbar werden. Entsprechend dem Antrage 
des Finanzausschusses wurde folgende neue Beitragsrege- 
lung beschlossen: . 

„i. Für das Leschäftsjahr 1921 wird ein Beitragszuschlag von 1,50 M. er- 
hoben, der am 1. Juli und 1. Oktober mit je 75 Pf. an die Bundes- 
kasse abzuführen ist, — an Beiträgen für 1921 kommen somit zur 
Erhebung 2,50 M. für das Jahr und Mitglied “ 


Nach einem Referat von Dr. Völter über „Beamten- 
tum und Wirtschaft“, über das wir an anderer Stelle 
berichten, sprach Bundesdirektor Lange über das Verhältnis 
von Teuerungszuschlag und fester Besoldung, 
Er fasste das Ergebnis seiner Darlegungen in folgender Ent- 
schliessung zusammen: 

Der Deutsche Beamtenbund erhebt schärfsten Widerspruch gegen den Ab- 
bau der Pensionsfähigkeit der Beamtenbesoldung Dieser Abbau besteht 
darin, dass nach den Bestimmungen der Pensionsgesetze vom Dezember 1920 
der bewegliche Teil der Besoldung, im Reiche Teuerungszuschlag, in Preussen 
Ausgleichsz.ischlag geheissen, nur in sehr viel geringerer Höhe pensionsfähig 
ist als der feste Teil der Besoldung. Im Reiche beträgt dadurch der Verlust 
der alten Beamten im Falle der Höchstpension 17 Prozent = 1/; der aktiven 
Gesamtbezüge. 

Der Deutsche Beamtenbund ist der Auffassung, dass die Pensionsfähigkeit 
des Einkommens bis zu 75 Prozent der Gesamtbesoldung im. Höchstfalle ein 
wohlerworbenes Recht der Reichsbeamten ist, da dieser Rechtszustand 
unargefochten bis 1. A;ril 1920, dem Tage des Inkrafttretens der neuen Be- 
soldungs- und Pensionsgesetze, bestand, Gleiche bzw. äh nliche Rechts 
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yerhältnisse liegen für die Beamten der Länder und der Gemeinden vor. 
Die Beseitigung der wohlerworbenen Rechte widerspricht den Bestimmungen 
des Artıkeis 129 der Reichsverfassung. ; 
Wenn die Beamtenschaft zur Besoldungsreform gefordert hat, einen Teil 
der Besoldung beweglich zu gestalten, um eine Anpassung an die jeweilige 
Gesamtwirtschaftslage des Volkes zu ermöglichen, so hat sie damit in keiner 
Weise ausgesprochen, dass der bisherige Umfang der Pensionsfähigkeit der 
Beamtenbesoldung etwa verringert werden dürfe. u 
Nachdem die Gesetzgebung jedoch tatsächlich zu derartigen Folgen geführt 
hat, die in dieser Beziehung dem Artikel 129 der Reichsveriassung nicht mehr 
entsprechen, fordert der Deutsche Beamtenbund unter ausdrücklicher Berufung 
auf diesen Artikel, dass der frühere Umfang der Pensionsfähigkeit der Beamten- 
besoldung unter Beibehaltung des im neuen Gesetz vorgesehenen Mindest- 
teuerungszuschlags wiederhergestellt wird. Hiernach ist: der bewegliche.Ge- 
haltsteil über das im Gesetz vom 21 Dezember 1920 festgesetzte Mass hinaus 
dem festen Gehaltsteil (Grundgehalt und Ortszuschlag) hinsichtlich der 
Pensionsberechtigung gleichzustelleı. Soliten die allgemeinen Wirtschaftsver- 
hältnisse einen nichtpensionsfähigen abbaufähigen Teuerungszuschlag erheischen, 
so darf dieser nur einen ger:ngeren Teil des Gesamtei: kommens ausmachen, 
nicht wie jetzt zum Teil über 50 Prozent. In diesem Falle ist der Teuerungs- 
zuschlag ais solcher abzubauen unter gleichzeitiger Erhöhung des pensions- 
fähigen Diensteinkommens um den nicht abbaufähigen Teu:rungszuschlag. 


Den Bericht über „Festsetzung des Teuerungszuschlages ab 
1. April 1921" ersiattete Lenz. Beide Referate führten zu 
einer ausführıichen Aussprache, bei der die Meinungen oft leb- 
haft aufeinanderplatzten. Schliessiich wurde folgende Ent- 
schliessung Rusch-Lenz-Ehrmann-Dr. Alter ange- 
nommen: 
1. Der Deutsche Beamtenbund lehnt nach wie vor jede Staffelung der 
Teuerungszuschläge nach Ortsklassen ab. 
2. Er fordert eine Kegelung, die auch dem geringstbesoldeten Beamten 
einen ausreichenden Lebensunterhalt sicherstellt. 
Der Bundesvorstand wird beauftragt, bereits für das Jahr 1921 eine Ge- 
staltung des Teuerungszuschlages anzustreben, die den Grundsätzen zu 1 und 2 
Rechnıng trägt. 


Sämtliche übrigen Vorschläge und Anträge wurden dem Be- | 


soldungsausschuss als Material überwiesen. 

Den letzten Punkt der Tagesordnung bildete ein Antrag des 
Reichsbundes der Kommunaibeamten (Ehrmann) „auf Klä- 
rung. des Verhältnisses des Deutschen Be- 
amtenbundes zum Bund der technischen AÄnge- 
stellten und Beamten“, der mit anderen Worten lautet: 
Will sich der. Deutsche Beamtenbund die reaktionäre Politik der 
Kommunalbeamtenverbände noch weiterhin gefallen lassen oder 
hält er es nicht auch mit dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten für. notwendig, eine engere Fühlungnahme mit den 
freien. Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften herzustellen ? 
Obwohl Ehrmann und. Genossen eine ausführliche. gedruckte 
Denkschrift hergestellt hatten, die alle „Missetaten” des 
Bundes sorgfältig aufzeichnete, — es war bezeichnend, dass. sie 
nicht etwa allen Delegierten zugestellt wurde, sondern nur 
solchen, auf die Ehrmann sich glaubte verlassen zu köhnen — 
wurde auf. Vorschlag von Remmers dieser Punkt vertagi, 
um ihn durch Verhandlungen zwischen dem D.B.B, 
A.D..G. B. und AfA-Bund zu klären. Bereits auf dem 
letzten Burmdestage im Oktober hatte unser Bundesvertreter die 
Einleitung dieser Spitzenverhandlungen gefordert, ohne dass die- 
ser Ruf beachtet wurde. Es freut uns, dass jetzt die Notwendig- 
keit für diese Verhandlungen vom Bundesausschuss "anerkannt 
worden ist. Wir wollen hoffen, dass die Verhandlungen nun 
auch umgehend aufgenommen werden. 


Deutsche Verkehrsbeamten - Gewerkschaft. Die christliche 
Beamtenbewegung hat sich ebenfalls eine Parallele zum frei- 
gewerkschaftlichen Verkehrsbund geschaffen, die auch gegen 
die dem D. B. B. angeschlossene „Reichsgewerkschaft deutscher 
Eisenbahner“ Front machen soll. Am 27. Februar ist in einem 
Saale des Reichtages die „Deutsche Verkehrsbeamten-Gewerk- 
schaft“ gegründet worden, die die Beamten der Post-, Eisen- 
bahn- und Wasserbauverwaltungen sowie der Privateisenbalınen 
auf christlicher Grundlage organisieren soll. Es wurde 
nach einem Referat von Dr. Höfle eine Entschliessung an- 
genommen, die sich gegen den freigewerkschaftlichen Verkehrs- 
bund richtet. Die neue christliche Verkehrsbeamten-Gewerk- 
schaft wird dem Gesamtverband deutscher Beamten- und 
Staatsangestellten-Gewerkschaften und durch diesen wiederum 
dem christlichen „Deutschen Gewerkschafsbund“ angehören. 
Die von der provisorischen: Gewerkschaftsleitung entworfenen 
Satzungen wurden mit geringfügigen Aenderungen angenom- 
men. Zum ersten Vorsitzenden wurde Friedrich Wilhelm 
Funk-Berlin gewälht, der frühere Sekretär der Reichsgewerk- 
schaft, dessen politische Wandlungsfähigkeit vom Demokraten 
über den Sozialdemokraten zum Zentrumsmann recht vielver- 
sprechend ist. : 

Der Zentrumsabgeordnete Allekotte, der bekannte Geg- 
ner des Beamtenstreikrechts, setzte sich ebenfalls warm für die 
Neugründung ein, trotzdem die neue Organisation in den $$ 2 
und 3 der Satzungen den Streik als gewerkschaitliches: Kampf- 





mittel für sich in Anspruch nimmt und die Gründung eines 
Streikfonds in den Satzungen festgelegt hat. Die Gründe gegen 
den Beamtenstreik, die Allekotte aller Welt in seiner. Schrift 
kundgetan hat, sind hinfällig; wenn es sich um eine christ- 
liche Gewerkschaft handelt. 
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Die Frage der Beamtenkrankenkasse beschäftigt die 
deutsche Beamtenschaft schon seit langer Zeit. Der Deutsche 


Beamtenbund glaubte zuerst, dass die Lösung dieser Frage am 
besten durch den Beamten-Wirtschaftsbund betrieben würde, 
der Geschäftsführende Vorstand : hat aber in seiner letzten 
Sitzung beschlossen, „dass die Bundesleitung die Frage der 


heit vertritt”. In Ausführung dieses Beschlusses hat die Bun- 
desleitung an die .Fachverbände und - Landesverbände einen 
Fragebogen versandt, aus dem sie folgendes Material gewinnen 
will: 1. Welche_Organisationen haben bereits Krankenkassen 
als Verbandseinrichtung? 2. Wünscht die Organisation Einbe- 
ziehung der Beamten in die Reichsversicherungsordnung oder 
eine selbständige Krankenversicherung der Beamten als staat- 
liche Einrichtung mit Zwang zur Mitgliedschaft, oder Einrich- 


‘tung einer allgemeinen Krankenkasse für die Beamtenschait 


durch den Deutschen Beamtenbund? 3. Welcher Art soll die 
Krankenkasse im letzteren Falle bezüglich der Mitgliedschaft, 
der Vollversicherung oder Zuschusskasse und der Kassenärzte 
sein? :4. Welchen Standpunkt vertritt die Organisation bezüg- 
lich des Zusammenschlusses der Krankenkassen, die als Ver- 
bandseinrichtung bestehen, oder bezüglich des Aufgehens sol- 
cher Einrichtungen in eine allgemeine Krankenkasse nach 
irgendeinem der vorerwähnten Systeme. E: 


Der Kampi der Justizbeamten. Der Justizbeamtenbund, 
eine Gewerkschaft im D. B. B., die von wahrem gewerkschaft- 
lichem Geist getragen wird, ist in einen heftigen Kampi mit 


den Geheimräten des Justizministeriums geraten, die den 


Justizbeamten das Koalitionsrecht strittig machen wollen. 


Am 1. Juli 1919 ist ein Beamtenbeirat beim Justiz- 


ministerium eingerichtet worden. In der betreffenden Verfügung 
wurden die Aufgaben dieses Beirats umschrieben. Am 5. Ja- 
nuar d. J. fand nun eine Sitzung statt, in der der Vertreter des 
Justizministeriums deutlich erkennen liess, dass man mit den 
Beamtengewerkschaften seitens der Regierung auizugäu- 
men gedenke. Dem Vertreter dieser Gewerkschaft war es 


schwer, sich zu äussern, schroff wurde er unterbrochen und. 


der. Verhandlungsleiter erklärte, der Justizbeamtenbund 
habeimBeamtenbeiratnichtszusagsen, RR 

Die Regierung, die erst einer Spaltung der Beamtengewerk- 
schaft Vorschub leistete, versucht nun den einstmaligen „Be- 
hörden-Absolutismus“ wiederherzustellen. Das „Justiz- 
beamten-Blatt“ veröffentlicht in Nr. 2 den ganzen Schriftwechsel 
mit den in Frage kommenden Ressortvorständen, die sich mit 
Diplomatengeschick bemühen, den: konkreten Beschwerden der 


Justizbeamten aus dem Wege zu gehen. Und das Blatt kommt 


zu folgendem Schluss: j 
„Hier ist ohne jede Verhüllung die Herrenfaust gezeigt. Ob 


Zusagen oder Versprechungen oder nicht, es wird wieder re- 


giert. Die Faust ist allerdings noch einmal in die Tasche ‘ge- 
steckt worden, aber nunmehr ballt sie sich wieder, wie die 
Beiratssitzung, am 5. Januar d. J. zezeigt hat. Wir erkennen 
in klarbewusster Verantwortlichkeit für die Interessen unserer 
Mitglieder, wie der gesamten gewerkschaftlich organisierten 
Beamtenschaft die höchst beachtliche Gefahr, die unseren 
Beamtengewerkschaften durch die trotz Titelabschaffung 


und Aenderung der Amtsbezeichnung immer noch vorhandenen 


Geheimräte des alten Regimes droht.“ 


Dieser Geheimratsgeist ist nicht nur im Justizministerium, °. 
sondern. in allen Behörden drauf und dran. den alten 
reaktionären Kurs wieder einzuschlagen. Unsere Erfahrungen 


mit der Provinzialverwaltung Brandenburg gehören zu dem 
gleichen Kapitel. 


Bücherschau 


Produktionspolitik und Sozialisierung. Drei Vorträge, gehalten von 
Dr. Walter Rathenau, Dr. Alfred Striemer, Dr. Pinkerneil. Deutscher 
Beamtenbund, Berlin 1920. 


Der. Deutsche Beamtenbund hat in dieser Schrift die drei Vorträge heraus- 
gegeben, die Rathenau, Pinkerneil und Striemer auf dem 2. Beamtentag vom 
25.—27. Oktober. 1920 gehalten haben. Von den drei Rednern ist Rathenau _ 
ein Vertreter der Organisation der Wirtschaft auf sozialer Grundlage, Pinkerneil ° 
ein Anhänger der „freien“ Wirtschaft und Striemer ein Verfechter des Sozialismus, 


Die kleine Schrift wirkt durch die Gegenüberstellung dieser drei Anschauungen 
recht instruktiv, so dass sie als Einführung in das Problem des Sozialismus nur 
empfohlen werden kann. Nicht unerwähnt soll es bleiben, dass die Worte 
von Striemer, mit denen er den Sozialismus erläutert, „dass auch in der 


Wirtschaft das Interesse der Allgemeinheit über das Interesse des einzelnen 
gestellt wird“, fast wörtlichin die neuen Leitsätze des Deutschen Beamten- 


bundes zur Wirtschaftsfrage aufgenommen worden sind. BR 
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“ Beamtenkrankenkassen nachdrücklichst als Bundesangelegen- 
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Nummer 2 


Die Ausführungsbestimmungen zum Be- 
soldungsgesetz vom 30. April 1920 


Auf Grund des $ 35 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 
30, April 1920 (R.G.B. S.805) hat der Reichsminister der Finanzen 
mit Zustimmung des Reichsrats Ausführungsbestimmungen zu 
diesem Gesetz erlassen. Der Reichstag hat sich vorbehalten, 
sie zu genehmigen, und hat dem Reichsminister das Recht ein- 
geräumt, Bestimmungen für solche Fälle zu trei- 
ien, in denen die besondere Lage der Verhält- 
nisse eine abweichende Regelung geboten er- 
scheinenlässt. 


Bereits durch Verordnung vom 16. Juni 1920 sind die Aus- 
führungsbestimmungen, nachdem die Spitzenorganisationen Ge- 
legenheit bekommen hatten, sich dazu zu äussern, bekanntgegs- 
ben. Diese sind infolge des Gesetzes vom 17. Dezember 1920 
überholt und bedürfen der Abänderung. Auf Grund des $ 35 
R.B.G. in Verbindung mit Art. 2 Satz 2 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1920 sind die meuen Ausführungsbestiimmungen 
aufgestellt und: bereits dem Reichsrat zugegangen. Sie sind in 
fünf Abschnitten mit 291 Ziffern zusammengefasst und enthalten 
im wesentlichen die alten Bestimmungen, die nur geringe Ab- 
änderungen erfahren haben. Auch dieses Mal war den Spitzen- 
organisationen der Beamten Gelegenheit gegeben, sich „an- 
hören“ zu lassen. Auch hier wieder dieselbe Komödie wie 
bei allen anderen Vorgängen. Man gibt den Organisationen 
die Referentenentwürfe zum Durchberaten, diese gehen mit dem 
grössten Eifer und der grössten Sachlichkeit an die Beratung, 
in der Hoffnung, bei den endgültigen Verhandlungen im Reichs- 
finanzministerium auf volles Verständris für die Forderungen 
der Beamten und auf Entgegenkommen zu stossen, um im ent- 
scheidenden Augenblick- nichts als bittere Ent- 
täuschung zu erleben. Das Reichsfinanzministerium 
zeigt sich in nichtssagenden Dingen bereit, entgegenzukommen, 
lehnt aber jedes Zugeständnis in allen für die Beamtenschaft 
wichtigen und grundsätzlichen Forderungen ab. 


Es wird; die höchste Zeit, diesem Spiel mit den Beamten und 
ihren Vertretungen einmal ein Ende zu machen. Die Spitzen- 
organisationen sollten es in Zukunft ablehnen, mit den Ressort- 
vertretern zu verhandeln und sich nur auf die Verhandlungen 
mit den Ausschüssen der Parlamente beschränken. Vielleicht 
wird dann etwas mehr dabei herauskommen. 


Für den 5. März waren die Spitzenorganisationen zu Be- 
sprechungen über die Ausführungsbestimmungen nach dem 
Reichsfinanzministerium eingeladen, auch der Bund der 
höheren Beamten, der ausserhalb jeder Spitzenorgani- 
sation steht, war hinzugezogen. Gemäss den Abmachungen 
lehnten diese eine gemeinsame Besprechung mit dem B. h. B. 
ab. und da der Vertreter des; Reichsfinanzministers, Kühnemann, 
auf die Zulassung des B. h. B. bestand, verliessen die 
Vertreter des Deutschen Beamten-Bundes, 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaitsbun- 
des Gewerksrchaftsfnges und Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes den Verhandlungsraum, 
so dass dadurch die Besprechungen unmöglich gemacht waren. 
Die Verantwortung. für die hierdurch entstandene Verzögerung 
trägt ganz allein das Reichsfinanzministerium. Es ist eine An- 
massung sondergleichen, wenn ein Regierungsvertreter gegen- 
über den Vertretern von 1% Millionen gewerkschaftlich organi- 
sierten Beamten, die am meisten unter den Fehlern des Besol- 
dungsgesetzes leiden, zugunsten einer Splitterorganisation, wie 
es der B. h: B. ist, entscheidet. 


Das Reichsfinanzministerium hat es aber für ratsam ge- 
halten, die Vertreter der Spitzenorganisationen später noch ein- 
mal zu Besprechungen einzuladen, ohne den B. h. B. hinzu- 
zuziehen. Das Ergebnis war gleich Null, denn es wurden so 
gut wie keine Zugeständnisse gemacht. Dass hierzu nicht 
einmal die Absicht vorlag, bewies die Hast, mit der 
die 291 Artikel durchgepeitscht wurden. Die einzige Möglich- 
keit, noch etwas zu erreichen, besteht durch Einwirkung auf 


Berlin, den 1. April 
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die Mitglieder des 23. Ausschusses (Beamtenfragen) beim 
Reichstag. 

Zu den Bestimmungen ist folgendes zu sagen: 

Abschnitt A bringt zum Ausdruck, dass Beamte im Sinne 
des Besoldungsgesetzes und dieser Besoldungsvorschriften, so- 
Wei nicht etwas anderes bestimmt ist, nur die Reichsbeamten 
sind 

Abschnitt B regelt die Bezüge der planmässigen Beamten, 
und zwar Grundgehalt, Ortszuschlag, Kinderzuschläge, Teue- 
rungszuschläge und die sonstigen Bezüge und Zulagen. In Zif- 
ier 3 ist festgelegt, dass Grundgehalt und Ortszuschlag zusam- 
men als Diensteinkommen bezeichnet werden. Ziffer 4 be- 
stimmt, dass die Soldaten der Wehrmacht in gleicher Weise wie 
die Beamten nach den Vorschriften des Bes.Ges. abgefunden 
werden, jedoch nicht Beamte im Sinne des Reichsbeamten- 
gesetzes Sind. Nach Ziffer 5 bemisst sich das Grundgehalt der 
planmässigen Beamten nach der Besoldungsordnung I. In der 
Besoldungsordnung II sind die Beamten des Reichstages, in II 
die Beamten der Abwicklungsämter und Abwicklungsstellen 
sowie diejenigen Beamten, deren Stellen künftig weg- 
fallen, aufgeführt. Alle übrigen Beamten sind in der 
Besoldungsordnung I enthalten. Dem Sinne des $ 22 des 
R.B.G. entspricht es, dass zum Wartegeld der Beamten, 
die seit der Umgestaltung des Staatswesens — bis zum 
31. März 1920 — einstweilen in den Ruhestand) versetzt worden 
sind, kein Ortszuschlag hinzutritt. Für diese Beamten soll ihr 
Wartegeld mit Wirkung vom 1. April 1920 neu festgesetzt wer- 
den. Es; müssen jedoch hierbei die höheren Teuerungszuschläze 
für die Beamten, die diese bereits auf-Grund des Gesetzes vom 
30. April 1920 beziehen, berücksichtigt werden. Das ist jedoch 
in den Ausführungsbestimmungen nicht klar zum Ausdruck ge- 
bracht. Im Artikel 12a ist bestimmt, dass u. a. folgende Be- 
hönden im Sinne des Bes.Ges. Reichsmittelbehörden sind: Che- 
misch-technische Reichsanstalt, Physikalisch-technische Reichs- 
anstalt, Reichsamt für Arbeitsvermittlung, Reichsanstalt für 
Mass und Gewicht, Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung. 
Reichsausgleichsamt, Reichsentschädigungskommission,  Reichs- 
ausschuss für den Wiederaufbau der Handelsflotte, Reichs- 
patentamt, Reichsschiffsvermessungsamt, Reichsversicherungs- 
amt, Reichswirtschaftsgericht, Statistisches Reichsamt, Tech- 
nische Prüfungsstelle, Telegraphentechnisches Reichsamt usw. 
Diese Behörden sind in der Bes.Ord. als „höhere Reichsbehör- 
den“ bezeichnet. 


Die Gewährung der Dienstalterszulagen, auf die der Be- 
amte gemäss $ 11 Absatz 3 und 4 des Bes.Ges. einen Rechts- 
anspruch hat, sind im Sinne der $$ 4 und 11 des R.B.G. durch 
die Zitfern 13 bis 19 geregelt. Ist einem Beamten aus Versehen 
eine Dienstalterszulage nicht rechtzeitig angewiesen oder sind 
nachträglich Umstände bekanntgeworden, die eine Vorrückung 
des Besoldungsdienstalters zur Folge haben, so sollen die Be- 
träge nachgezahlt werden, die der Beamte an Grundgehalt, 
Ortszuschlag und Teuerungszuschlägen mehr erhalten hätte, 
wenn die Dienstalterszulage rechtzeitig angewiesen oder das 
B.D.A. von Anfang an richtig festgesetzt worden wäre. Pen- 
sionen, ‘Witwen- und Waisengeld und Gnadenbezüge sind stets 
nach Massgabe der letzten Dienstbezüge zu berechnen. 


Der wichtigste Abschnitt sind die Ziffern 20 bis 134, die das 
Besoldungsdienstalter regeln. Für die technischen Beamten hat 
dieser Abschnitt deswegen besondere Bedeutung, weil hierin 
auch die Anrechnung der im Angestelltenverhältnis bei privaten 
oder anderen Reichs-, Landes- und Kommunalbehörden ver- 
brachte Dienstzeit sowie die Zeit handwerksmässiger Betäti- 
gung geregelt ist. Die im Regierungsentwurf vorgesehene Re- 
gelung entspricht in keiner Weise den berechtigten Forderungen. 
Im 85 des B.G. ist festgelegt, dass das B.D.A. der planmässigen 
Beamten mit dem Tage der Anstellung in der jeweiligen plan- 
mässigen Stelle, soweit nicht im R.B.G. oder in den B.V. etwas 
anderes bestimmt oder zugelassen ist, beginnen soll. Wer zur 
Festsetzung des B.D.A. zuständig ist, soll die oberste Reichs- 
behörde im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
bestimmen. Es ist zwar im $ 7 des: Bes.Ges. die Möglichkeit 
vorgesehen, dass von der obersten Reichsbehörde im Einver- 
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nehmen mit dem Reichsminister der Finanzen zu bestimmen ist, 
ob und inwieweit zum Ausgleich von Härten die ausserplan- 
mässige Dienstzeit in einem anderen Zweige des kKeichsdienstes, 
eine ausserhalb des Reichsbeanitenverhälinisses zurückgelegte 
Dienstzeit oder die Zeit einer praktischen Beschäftigung auf das 
B.D.A. angerechnet werden kann. Diese soll jedoch die Hälfte 
der Gesamtaufrückungszeit der Besoldungsgruppe nicht über- 
schreiten. Diese Anrechnung der ausserhalb des Beamten- 
verhältnisses verbrachten Zeit wird hauptsächlich für die aus 
den technischen Hilfskräften hervorgegangenen Beamten Platz 
greiien müssen. Die Behörde verlangt mit Recht, dass ein 
technischer Beamter, bevor er zur Ausübung <ines Amtes im 
Reichsdienst befähigt ist, sich die hierzu erforderlichen Kennt- 
nisse und Erfahrungen durch eine mehrjährige Beschäftigung in 
der Privatpraxis oder in anderen Verwaltungszweigen angeeignet 
haben muss. Darüber hinaus muss er, um zum Besuch einer 
Fachschule zugelassen zu werden, ein Handwerk erlernt haben. 
Die bisherigen schlechten Anstellungsverhältnisse waren ins- 
besondere bei der Eisenbahnverwaltung darauf zurückzuführen, 
dass die erforderlichen Stellen im Etat nicht geschaffen wurden, 
Das hatte zur Folge, dass die Beamten dies technischen Dienstes 
lange Jahre als Hiliskräfte beschäftigt waren, ehe sie eine plan- 
mässige Stelle erhalten konnten. >ehr oit erreichten sie dieses 
Ziel erst im 40. Lebensjahre. Durch die späte Anstellung zum 
Beamten sank ihr Einkommen fast regelmässig unter ihr bis- 
heriges Gehaltseinkommen, so dass ihnen eine Ausgl.ichs- 
beihilfe gewährt werden musste. Diesem ungesunden Zustande 
kann nur dadurch abgeholfen werden, dass auf das B.D.A. die 
in nachstehenden Vorschlägen enthaltene Zeit angerechnet wird. 
Der Reichsminister der Finanzen ist hierzu berechtigt; denn er 
ist vom Gesetzgeber im $ 7 des Bes.Ges. ausdrücklich ermäch- 
tigt, derartige Bestimmungen zu erlassen. Eine individuelle Re- 
gelung würde zu einer grossen Arbeitsbelastung führen, weil 
dann der Minister über jeden Einzelfall entscheiden müsste, 

Ziifer 37 muss daher folgende Ergänzung erhalten; 

37b. Den aus Arbeitern, Handwerkern und A ıgestellten hervorgegangenen 
und nach dem 1. April 20 angestellten Besmten ist die Zeit der im Reichs- oder 
Staatsdienst verbrachten Berufstätigkeit (Arbeiter- und Angestelitendienstzeit) 
als ausserplanmässige Dienstzeit voll anzurechnen. 

Das Besoldungsdienstalter ist soweit vorzurücken, dass das Beamtenein- 
kommen nicht hinter dem bei der planmässiger Anstellung bezogenen Lohn- 
bzw, Angestellteneinkommen zurückbleibt. 

37c. Bei den vor dem 1. April 20 angestellten Beamten ist die Zeit der im 
Reichs- oder Staatsdienst verbrachten Berufstätigkeit ausschliesslich der ersten 
5 Jahre auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen Die der Hilfsbeamten- 
dienstzeit nachfolgende Aspiranten-, Diätar- oder in gleicher Eigenschaft ver- 
brachte Dienstzeit ist der Hilfsbeamtenzeit zuzurechnen. 

37d. Die Zeit der bei Gemeinden und Gemeindeverbänden, anderen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, Kriegsorganisat:onen und Privatunter- 
nehmungen ausgeübte Berufstätigkeit sowie nachwe.slich freier wissenschaft- 
licher, künstlerischer oder sonstiger selbständiger Betätigung wird, soweit sie 
vergleichbar mit der späteren Beamtentätigkeit war, nach Ziffer 37b und ce 
auf das Besoldungsdienstaiter angerechnet. 

Als vergleichbar gilt die Tätigkeit, in der die Beamten in Ausbildung und 
Weiterbildung genügend Gelegenheit hatten, Dienste zu verrichten, die ihrer 
Beamtentätigkeit in Art und Ausbildung entsprechen. 


Diese Fassung deckt sich mit den Bestimmungen des Tarif- 
vertrages für die Reichs- und preussischen Staatsangestellten, 
die von den Beamten als eine glückliche Lösung anerkannt werden. 


Nach Ziffer 28 sollen die höheren Bezüge im Falle einer 
Verzögerung bei der Verleihung einer planmässigen Stelle in- 
folge eines Versehens der Verwaltung frühestens von dem 
Ersten des Monats an gezahlt werden, in dem die Vorrückung 
verfügt wurde. Wem der Verwaltung ein Versehen unterlaufen 
ist, das Nachteile für den Beamten zur Folge hat, so ist sie ver- 
pilichtet, hierfür den Beamten schadlos zu halten und ihm zu 
seinem Rechte zu verhelfen. Die Abs. 2 und 3 der Ziff, 28 sind 
daher zu Streichen und hierfür zu setzen: Diehöheren Be- 
züge sind stets von dem Zeitpunkt an nachzu- 
zahlen, von dem an die Voraussetzungen für 
die Vorrückung gegeben sind. Nach Ziffer 53 der 
Ausführungsbestimmungen soll beim Uebertritt aus einer Besol- 
dungsgruppe in eine höhere der Beamte stets den nächsthöheren 
Gehaltssatz erhalten. Da nach Ziffer 71 und 75 das bisherize 
B.D.A. für die vor dem 1. April 1920 beförderten Beamten, vor- 
behaltlich der Bestimmungen in Ziffer 72 bis 101 gilt, d. h. also 
dass die zur Zeit des Inkrafttretens des neuen R.B.G. im Dienste 
befindlichen Beamten in diejenige Dienstaltersstufe der neuen 
Besoldungsgruppen eingereiht werden, die ihrem B.D.A. in dem 
Amte entspricht, das sie beim Inkrafttreten des B.G. bekleiden, 
kommt die Bestimmung der Ziffer 53 nur bei solchen Beamten 
in Anwendung, die erst jetzt, also nach Inkrafttreten des R.B.G. 
befördert worden sind. Ziffer 75 bestimmt, dass der vor dem 
1. April 1920 beförderte Beamte in eine seiner früheren Stelle 
entsprechende Besoldungsgruppe wieder eingereiht und sodann 
erst mit. Wirkung vom 1, April 1920 in die neue Besoldungs- 
gruppe befördert wird. Hierdurch entsteht den vor dem 1. April 
1920 beförderten Beamten ein erheblicher Nachteil gegenüber 


den nach dem 1. April 1920 beförderten Beamten Ein Ver- 
gleich der Berechnung des B.D.A. nach Zifier 53 zu der Be- 
rechnung nach Zitfer 71 und 75 beweist, dass sich der Beamte, 
dessen B.D.A. nach Ziffer 53 festgesetzt wird, erheblich besser 
steht als sein Kollege. Es wird in Zukunft sehr oft der. Fall 
eintreten, dass ein nach dem 1. April 1920 beförderter Beamter, 
der die gleichen Beförderungsdaten hat, früher nach der ersten 
Anstellung als Beamter sein Höchstgehalt beziehen wird, als 
sein vor dem 1. April 1920 beförderter Kollege. Hierin liegt 
unzweifelhaft eine Härte für die vor dem 1. April 1920 beförder- 
ten Beamten, um so mehr, als diese Beamten infolge der 
früher ungünstigeren Personalverhältnisse. — also nicht durch 
eigene Schuld — erst in viel höherem Lebensalter ihre An- 
stellung erreichten, als es bei den heutigen Dienstanfängern 
der Fall sein wird. 


Der Gesetzgeber hat zwar nicht die Absicht gehabt, dem 
Besoldungsgesetz grundsätzlich eine rückwirkende Kraft über 
den 1. April 1920 hinaus zu verleihen, man hat aber doch an- 
deren Bestimmungen gewisse Rückwirkung beigelegt. Den aus 
den Militäranwärtern hervorgegangenen Beamten werden z. B. 
die nach Ziff. 41 und 47 der Ausführungsbestimmungen ge- 
währten Vorteile auch den vor dem 1. April 1920 beförderten 
Beamten durch Ziffer 83 zuerkannt, und zwar durch Anrechnung 
der Militär- und Zivildienstzeit von fünf Jahren auf das B. D. A. 
Ebenso wird den Anwärtern die über fünf Jahre hinausgehende 
Dienstzeit auf das B. D. A. angerechnet. Um diese Ungerech- 
tigkeit zu beseitigen, müsste $ 25 des R.B.G. (entsprechend 
auch Ziffer 75 der Ausführungsbestimmungen) etwa derart zu 
ändern sein, als wenn $ 8, Abs. 1 des R.B.G. (Ziff. 53 der 
A.B.) schon bei Beginn der Dienstlaufbahn oder zur Zeit der 
Ueberführung in eine höhere Besoldungsgruppe gegolten hätte. 


Nach dem-$ 8 Abs. 2 des R.B.G. (Ausführungsbestimmungen 
Ziff. 56) darf das B.D.A. bei einem Uebertritt in die nächst- 


höhere Besoldungsgruppe nicht um mehr als 4 Jahre, beim 


Uebertritt aus Gruppe XH in XIN nicht um mehr als sechs 
Jahre verkürzt werden. Werden bei einer Beförderung Be- 
soldungsgruppen übersprungen, so soll das B.D.A. so festgesetzt 
werden, als ob der Beamte’ zunächst in die dazwischenliegenden 


Gruppen eingetreten wäre, Durch diese Berechnungsweise - 
des B.D.A. der mehrere Besoldungsgruppen durchlaufenden Be- 
amten wird die Absicht des Gesetzgebers, die bisherigen allzu- 


langen Fristen bis zur Erreichung des Höchstg&halts herabzu- 
mindern, zunichte gemacht. 


Hierbei handelt es sich nicht etwa nur um Sonderfälle, in 
denen der Beamte durch seinen Aufstieg an sich einen so 
grossen Vorteil hätte, dass er hierdurch den Ausfall durch das 
B.D.A. verschmerzen könnte, es wird vielmehr in sehr vielen 
Fällen durch die Personalvorschriften das Durchlaufen mehre- 
rer Besoldungsgruppen gefordert. Infolge der durch die jetzige 


Berechnungsweise eintretenden Verschlechterung des B.D.A. 


wird der Anreiz zum Aufstieg genommen, wodurch wertvolle, 
praktisch erfahrene Kräfte von der Verwaltung nicht voll aus- 
genutzt werden können. Um zu vermeiden, dass s.ch In einzel- 
nen Fällen für den aufsteigenden Beamten ein günstigeres Be- 
soldungsdienstalter ergeben könnte, als es im Durchschnitt die- 
jenigen Beamten bei gleichem Lebensalter (Ziff. 33 der A.B.) 
besitzen, die die regelmässige Dienstlaufbahn zu derjenigen. 
Gruppe zurückgelegt haben, in die der aufsteigende Beamte 
einrückt, muss eine Sicherheit gegen eine Ueberholung der die 
Dienstlaufbahn regelmässig durchlaufenden Beamten geschaffen 
werden. Dementsprechend müsste sowohl 8 Abs. 2 des 
R.B.G. als auch Ziff. 56 der A.B. sinngemäss folgenden Wortlaut 
erhalten: ; 

„Das Besoldungsdienstalter darf beim Uebertritt in höhere Besoldungs- 
gruppen nicht derart verschlechtert werden, dass der Unterschied zwischen dem 
Besoldungsdienstalter in der ersten Besoldungsgruppe und dem in den letzten 
Besoldungsgruppen nicht mehr als 4 Jahre beträgt. Die Gesamtaufrückungs- 
zeit darf also nicht mehr als 20 Jahre betragen. Würde sich jedoch für den 
Aufsteigenden ein günstigeres Besoldungsdienstalter ergeben, als es im Durch- 
schnitt die Beamten der regelmässigen Laufbahn dieser Besoldungsgruppe im 
gleichen Lebensalter (Ziffer 33 Abs. 2) haben, so darf das Besoldungsdiens‘- 
alter nur entsprechend dem Durchschnitt der Beamten :regelmässiger ‚eufbahn 
festgesetzt werden.“ . 


Die bei Einführung des Bes.G. — 1. April 1920 — im Dienst” 


befindlichen Beamten behalten ihr B.D.A. gemäss Ziff, 71 der 
A.B. bei, wenn nicht durch andere Bestimmungen etwas an- 


deres gesagt ist. Werden aber gemäss Ziff. 79 ganze Gattungen - 


von Beamten durch organisatorische Massnahmen ihrer Ver- 


waltung in höhere Besoldungsgruppen .gehoben, so sollen sie . 


nach Ziff. 53 ($ 8 Abs 1) oder, wenn die Hebung mit Wirkung 


vom 1. April 1920 erfolgt, nach Ziff. 75 Abs. 2 (8 25 Abs, 2) in. 
die neue Besoldungsgruppe überführt werden. Sind dagegen 
Beamte durch Gesetz vom 17. Dezember 1920 gegenüber: dem 


R.B.G. vom 30. April 1920 in eine höhere Besoldungsgruppe ge- 


hoben worden, so: sollen sie nach Ziff. 71. bis 101 überführt 


werden. Das bedeutet für diejenigen Beamtengruppen, die 


durch das B.G. in eine höhere Gruppe eingereiht worden sind, 
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eine Verschlechterung ihres B.D.A. Auch hier wird die stets 
beabsichtigte Besserung gegenüber dem bisherigen Zustande 
wieder zunichte gemacht. Durch eine ungünstige. Festsetzung 
des B.D.A. darf die erfahrene Höherwertung durch die Ein- 
reihung in die neue Besoldungsordnung nicht wieder genommen 
werden. Die in dem als höher zu bewertenden Dienst bereits 
zurückgelegte Zeit darf nicht unberücksichtigt bleiben. Ziff. 79 
müsste daher folgenden Wortlaut erhalten: 

„Werden ganze Gattungen durch organisator,sche Massnahmen in höhere 
Besöldungsgruppen gehoben, so ist das Besoldungsdienstalter so festzusetzen, 
als ob das neue Besoldungsgesetz bereits bei Verleihung der Stelle oder 
Beginn der Wahrnehmung der gehobenen Tätigkeit bestanden hätte.“ 

Ebenso müsste Ziff. 71 durch folgenden Zusatz ergänzt 
werden: 

„Soweit durch das Besoldungsgesetz (oder ministerielle Bestimmungen) 
neue Beamtengruppen geschaffen worden sind, bezw. n ch geschaffen werden, 
ist die volle. Dienstzeit, während welcher der Beamte die dieser neuen 
Besoldungsgruppe entsprechende Tätigkeit ausgeübt hat, bei Festsetzung des 
Besöldungsdienstalters zu berücksichtigen.“ ‘ 

$ 24 des R.B.G. müsste im Abs.1 durch den gleichen Satz 
erweitert werden. Nach den Anmerkungen 1 zu Gruppe II, 
1 zu Gruppe IV, 1 zu Gruppe VIII, 1 und 3 zu Gruppe IX, I und 
3 zu Gruppe XI — sämtlich in der Bes.Ord. I — ferner durch 
die Anm. 1 zu Gruppe II der Bes.Ord. II erhalten die Beamten 
für ihre Person die Bezüge einer höheren Besoldungsgruppe, 
Sie. sollen zwar in dieser Besoldungszruppe das volle B.D.A. 
und die Bezüge ihrer beim Inkrafttreten des neuen BG. be- 
kleideten Stelle erhalten, jedoch nicht die Amtsbezeichnungen. 
Ist ein Beamter für fähig befunden, das Amt der höheren Stelle 
zu verschen, so hat er auch Anspruch auf die Amtsbezeichnung. 
Deshalb muss die dem entgegenstehende Bestimmung in Fort- 
fall kommen. Im übrigen sollen die Beamten der Gruppen XL 
XIE und XIII, die zu einer bestimmten Beamtengattung gehören, 
nach Ziff. 94 die Bezüge und die Amtsbezeichnunzen erhalten. 
Man misst also hier mit zweierlei Mass. Nach Ziff. 119 wird 
die Zeit eines durch die Annahme- oder Prüfungsbedingungen 
vorgeschriebenen Besuchs einer staatlichen oder staatlich an- 
erkannten technischen Fachschule oder eines diesen ersetzenden 
Hochschulbesuchs bis zur Höchstdauer von 3 Jahren auf das 
B.D.A. angerechnet, soweit dadurch der Beginn der B.D.A 
gegenüber den nicht technisch vorgebildeten Beamten, welche 
in demselben Dienstzweig (Ziff. 32) und in derselben Besoldungs- 
gruppe, im wesentlichen mit gleichen Dienstverrichtungen be. 
schäftigt sind, nachweislich hinausgeschoben wird. Der Nachsatz, 
der auf den nichttechnischen Beamten Bezug nimmt, muss 
fallen, da bei sinngemässer Anwendung der Ziff. 32 Abs. 2 der 
A.B. der in der gleichen Besoldungsgruppe wie der Techniker 
stehende administrative Beamte sich nicht in dem gleichen 
Dienstzweige befindet. Die evtl. Tätigkeit z. B. eines Fisen- 
bahntechnikers oder Bahnmeisters in der Arbeitsrate eines 
gleicheingestuften nichttechnischen Beamten bringt keinerlei 
dienstliche Förderung mit sich. Es ist ganz unmöglich, die 
Tätigkeit eines technischen Beamten mit der eines. nicht- 
wechnischen Beamten in Parallele zu bringen. Der Techniker 
hat Anspruch darauf, durch Anrechnung der Zeit der fachschul- 
mässigen Ausbildung eine Amortisation und Verzinsung des für 
den Fachschulbesuch aufgewendeten Kapitals zu erhalten. In 
der gleichen Weise ist bei den handwerksmässig ausgebildeten 
Beamten durch nachstehende Ergänzung der Ziff. 119 zu ver- 
fahren; 

„Die Zeit der durch die Annahme- oder Prüfungsbedingungen vorge- 
schriebenen Erlernung eines Handwerks oder einer dieses ersetzenden hand- 
werksmässigen Ausbildung wird bis zur Höchstdauer von drei Jahren auf das 
Besoldungsdi-nstalter angerechnet.“ 

Dass denjenigen Beamten, die eine höhere als die vorge- 
schriebene Schulausbildung nachweisen mussten (Eini.-Zeugnis), 
die darüber hinausgehende Zeit ebenfalls auf das B.D.A. ange- 
rechnet erhalten, entspricht einem Gebot der Gerechtigkeit. 
Die ergänzten Bestimmungen müssen ‚auch auf die Zeit, die vor 
dem 1. April 1920 liegt, Anwendung finden. Ziff. 119 wäre 
durch folgende Bestimmung zu ergänzen: 

„Denjenigen Beamten (technischen und nichttechnischen), die eine höhere 
als die vorgeschriebene Schulbildung (Einjährigenzeugnis) nachweissen mussten, 


ist die darüber hinausgehende Zeit bis zu drei Jahren auf das Besoldungs- 
dienstalter anzurechnen.“ 


„Die Bestimmungen der Absätze 1—4 finden auf die vor dem 1. April 1920 
liegende Zeit Anwendung.“ 

„Die Anrechnung der Fachschulzeit bis zur Höchstdauer von drei Jahren 
muss auch auf das Diätariendienstalter erfolgen.“ 


Die Anrechnung der gesetzlichen aktiven Militärdienstzeit, 
die gemäss Ziff. 132 für die Zivilanwärter bis zur Dauer eines 
Jahres auf das B.D.A. erfolgen kann, bedeutet zweifellos eine 
grosse Härte. Der Milifärdienst muss der Tätigkeit im Staats- 
dienst gleichgestellt werden. 

Ziff. 132 muss daher folgenden Wortlaut erhalten: 


„In sinngemässer Anwendung der Ziffern 124 bis 127, 128 Absatz 1, 
Ziffer 33 Absatz 3 wird allen Beamten mit Ausnahme der Militäranwärter die 
vor dem Kriege zurückgelegte Militär- oder Marinedienstzeit voll angerechnet.“ 
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Die Ziffern 139 bis 173 regeln die Bestimmungen über die 
Gewährung der Ortszuschläge und der Dienstwohnunzen. Für 
die Einreihung eines Beamten in eine der fünf Ortsklassen ist 
der dienstliche Wohnsitz des Beamten massgebend. Der dienst- 
liche Wohnsitz im Sinne der Ziffer 150 ist in der Regel der 
Amtssitz, d. h. der Sitz der Behörde, bei der der Beamte an- 
gestellt ist. Bei den derzeitigen schlechten Wohnungsverhält- 
nissen kommt es sehr häufig vor, dass Beamte in einem Orte 
mit höherer Ortsklasse als ihr Dienstort wohnen müssen. Zur 
Verminderung von Härten muss in solchen Fällen der Diife- 
renzbetrag als Ausgleich gewährt werden. In Ziffer 151 ist 
zwar durch eine Kannvorschrift eine derartige Regelung vor- 
gesehen, es ist jedoch in Aussicht gestellt, dass Stets zugun- 
sten des Beamten davon Gebrauch gemacht werden soll. In 
den Ziffern 174 bis 215 sind die Bestimmungen für die Kinder- 
zuschläge, Teuerungszuschläge und sonstige Zulagen gereeelt. 
Eine alte Forderung der Beamten, zu den unterhaltsberech- 
tigten Kindern die Pflegekinder, soweit deren Unterhalt bestrit- 
ten wird, zu rechnen, ist nicht berücksichtigt. Eine Ergänzung 
zu Ziffer 174 hätte entsprechend zu erfolgen. 


Im Abschnitt C sind die Bezüge der ausserplanmässigen 
Beamten gerezelt. Die Diätare im Sinne der seither mass- 
gebenden Diätenordnung für die nichtetatsmässigen Beamten 
der Reichsverwaltung (Erlass des Reichskanzlers vom 23, Juli 
1909) sind im: Bes.Ges. und in den A.B. als ausserplanmässiee 
Beamte bezeichnet. Gegenüber den A.B. vom 16. Juni 1920 
(Ges. Bl. S.138) haben die ausserplanmässigen Beamten eine Ver- 
schlechterung erfahren. Während bisher die Diäten der Be- 
amten, die unmittelbar nach ihrer planmässigen Anstellung eine 
bestimmte Zeit die Sätze einer niedrigeren Besoldungssruppe 
zu beziehen haben, als ihrer Einreihung in die Gruppe der 
Bes.Ord,. entsprach, aus den Anfangsgrundgehältern der höheren 
Besoldungsgruppe berechnet werden sollten, soll das jeizt in 
der Weise geschehen, indem sie die Diätensätze derjenigen 
Gruppe erhalten, in der die erste planmässige Anstellung regel- 
mässig stattfindet. In den neuen A.B. müsste durch Anlehnung 
an die alten Bestimmungen folgende Fassung der Ziffer 219 
erfolgen: 

„Beamte, deren erste planmässige Anstellung voraussichtlich in einer Be- 
soldungsg uppe erfolgen wird, die :bei einer regelmässig verlaufenen Dienst- 
lauflahn erst im Wege der Beförderung erreicht wird, oder die durch erfolgreich 
abgelegte Prüfung die Anwartschaft auf Anstellung in einer höheren Besoldungs- 
gruppe erworben haben, erhalten Diätenbezüge aus der nächsthöheren Be- 
soldungsgruppe bis zur Höhe des Anfangsdiensteinkommens der ihnen für die 
ersie Anstellung vorerst zustehenden niederen Beso'dungsgruppe.‘ 


Die Militärdienstzeit, welche Zivilanwärter nach: Beginn der 
ausserplanmässigen Dienstzeit in Erfüllung der gesetzlichen 
Dienstpflicht abgeleistet haben, soll auch nur bis zur Dauer 
eines Jahres, hingegen die Kriegszeit voll angerechnet werden. 
Diese einschränkende Bestimmung muss beseitigt werden. Der 
Zeitpunkt für den Beginn der diätarischen Beschäftigung ist 
im Artikel 240 der A.B. entsprechend dem $ 10 des B.G. fest- 
gelegt. Diese Bestimmungen entsprechen den Forderungen für 
die technischen Beamten. 


Die preussischen Ausführungsbestimmungen decken 
sinngemäss mit denen des Reiches. Sie:'sind von den Organi- 
sationen bereits beraten und entsprechende Albänderungs- 
vorschläge eingereicht. Verhandlungen haben noch nicht statt- 
gefunden. Mühlenkamp. 


sich 


Das Beamtenrätegesetz 


Der Entwurf der Reichsregierung eines Gesetzes über die 
Beamtenräte ist vom Reichsrat einem Ausschuss überwiesen, 
der die Beratungen inzwischen aufgenommen hat. Die Verzöge- 
rung soll ihre Ursache in der verspäteten Vorlegung des Ent- 
wurfs der Bayerischen Regierung haben. Der Räteausschuss 
des D.B. B. und A.D. G.B. hat in seiner Sitzung vom 18. März 
beschlossen, den Organisationen zu empfehlen, durch grosse 
öffentliche Versammlungen. in denen die Forderung aller 
Reichs-, Staats- und Gemeindebeamten nach beschleunigter Ver- 
abschiedung des Gesetzes zum Ausdruck zu brinren wäre, die 
Einwirkung auf die Landesregierung ‚nachdrücklichst zu unter- 
stützen. Ausserdem ist vom Räteausschuss mit verschiedenen 
Reichstagsabgeordneten Fühlung genommen, damit auch von 
dieser Seite aus die Angelegenheit gefördert wird. 


Mit welchen Mitteln die Anhänger des Kammerzedankens 
arbeiten, geht aus folgendem Vorgang hervor. Bekanntlich 
wird von Jehle, dem zweiten Vorsitzenden des Reichsbundes 
der Gemeindebeamten, mit aller Schärfe der Kammergedanke 
vertreten. In einer Sitzung des Räteausschusses mit Vertretern 
der Landesbeamtenverbände, in der eine Verständigung über 
den Gesetzentwurf des D. B. B. und A. D. G. B. herbeigeführt 
werden sollte, machte Jehle in seiner ihm eigenen theatrali- 
schen Form und mit dem nötigen Brustton von einer Be- 
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sprechung, die er mit dem Reichsminister Koch am 2, Fe- 
bruar d. J. gehabt habe, Mitteilung. U. a. brachte er in seinen 
Ausführungen zum Ausdruck, dass er dem Reichsminister Koch 
erklärt habe, dass er die Reichsregierung wegen des Beamten- 
rätegesetzentwurfs auf das allerheftigste bekämpfen werde 
und dass er dabei den Reichsminister Koch in diesem Kampfe 
gegen die ungeheure Vorlage nicht ausnehmen würde. Minister 
Koch habe ihm dann zu seiner Ueberraschurig ‚erklärt, dass 
dieser Kampf, den Jehle und Bayern eröffnen, nicht ihn trefien 
würde. Geradezu erschütternd wirkte die Mitteilung Jehies, 
dass Reichsminister Koch ihm erklärt habe, dass der Entwurf, 
wie er von der Reichsregierung ausgearbeitet und dem Reichs- 
rat unterbreitet sei, im vollen Einvernehmen mit dem D. B. B. 
zustande gekommen sei und dass das,-was in diesem Entwuri 
enthalten sei, eine Vereinbarung zwischen D. B. B. und Reichs- 
regierung darstelle. Reichsminister Koch hätte deshalb einen 
solchen Entwurf dem Reichstage nicht vorgelegt. Die Empörung 
Jehles wäre berechtigt gewesen, wenn das alles wahr wäre, 
was die Besprechung mit dem Reichsminister Koch zum Er- 
gebnis gehabt haben soll. Bei der Art der Ausführungen des 
Herrn Jehle gewann man den Eindruck, dass hier etwas nicht 
ganz in Ordnung sei, nicht etwa auf seiten des D. B. B., son- 
derm-bei Jehle, : 


Die Mitteilung Jehles, dass Reichsminister Koch ihm gegen- 
{iber erklärt habe, der Deutsche Beamtenbund sei mit dem Ent- 
wurf der Reichsregierung einverstanden, hat sich nunmehr ein- 
wandirei als unzutreffend herausgestellt. In der Sitzung am 
2. Februar wurde von der Bundesleitung des D. B. B. sofort 
nach der Mitteilung Jehles auf Grund des überzeugenden Akten- 
materials nachgewiesen, dass der D. B, B. dem Minister Koch 
gegenüber niemals ein derartiges Einverständnis zum Ausdruck 
gebracht hat, sondern im Gegenteil in jedem Stadium der Ver- 
handlungen keinen Zweifel darüber gelassen hat, dass der 
D.B.B. weitergehende Forderungen hätte und diese bis zur 
letzten Instanz durchfechten würde. Es ist deshalb an die Dar- 
lerung sofort die Vermutung geknüpft. dass Minister Koch seine 
Aeusserung gexenüber Herrn Jehle unmöglich in dem von Jehle 
wiedergegebenen Sinne gemacht haben konnte, sondern jeden- 
falls nur zum Ausdruck habe bringen wollen, dass in der Frage* 
Beamtenkammer oder Beamtenräte der 
D. B. B. denselben Standpunkt vertrete wie 
das Reichsministerium des Innern, d.h. die 
Beamtenkammer ablehne. Sowohl diese Schilderung 
über den Hergang und den Inhalt der mit Minister Koch und 
seinem Ministerium von seiten des D. B. B. gepflorenen Ver- 
handlung als auch die Auffassung des -D. B. B. über die Aeusse- 
rung des Ministers Koch gegenüber Jehle ist den Vertretern 
des D. B. B. in einer am 9. März stattgefundenen Unterredung 
mit Minister Koch ausdrücklich und in allen Punkten bestätigt 
worden. Ausserdem hat Minister Koch dem D. B. B. noch fol- 
gendes Schreiben in der Angelegenheit übersandt: 


„Auf ihre Anfrage wegen des Beamtenrätegesetzes teile ich Ihnen wunsch* 


gemäss gern folgendes mit: Herr Jehle hat mich unmittelbar vor unserer 
letzten Unterredung am 2. Februar, empfohlen — wenn ich mich nicht irre — 


durch ein Mitglied des Bayerischen Ministeriums, um e'nen Empfang ersucht 
und bei dieser Gelegenheit vorgestellt, dass die Mitglieder des Deutschen 
Beamtenbundes mehr und mehr vom Rätegedanken Abstand nehmen und sich 
dem Kammergedanken zuwendeten. Er bat mich, auch meinerseits von dem 
radıkalen Räteyedanken abzur“cken und mich auf den vernünftigeren Boden 
des Kammergedankens zu stellen. Ich erklärte ihm, dass ich keine Veran- 
lassung dazu hätte, meinen Standpunkt zugunsten des Kammergedankens zu 
ändern; denn ich hätte den Gesetzentwurf auf Grund mehrfacher Besprechungen 
mit dem Vorstande des Beamtenbundes fertiggestellt, in denen der. Beamten- 
bund zwar weitergehende Forderungen über die Ausgestaltung des Gesetzentwıirfs 
aufgestellt habe, die mir unannehmbar schienen, aber mit aller Entschiedenheit 
hinter den Rätegedanken getreten seien. 

Nach einigen Tagen bat er mich um Bestätigung dieser Aeusserung, indem 
er er:lärte, dass der Entwurf in der Sitzung des Beamtenbundes von dem 
Vorsitzenden als der unbefried gendste von allen bezeichnet und m-ine Dar- 
legung über meine Verhandiungen mit dem Beamtenbund vor Einbringung des 
Entwurfs ihm bestritten worden sei. Ich habe ihm darauf nochmals erklärt, 
dass die Vorlage in enger Fühlung mit dem V»rstand des Deutschen Besmten- 
bundes eingebracht sei und dass übrigens auch der Deutsche Beamtenbund in 
einem Rundschr-iben ausdrücklichst darauf aufmerksam gemacht habe dass der 
Kammergedanke abzulehnen und das Vorgehen des Reichsministers des Innern 
zu unterstützen sei.. Aus diesem Schreiben, namentlich aus meinem Hinweis 
auf das bekannte Rundschreiben des D.B. 5., geht mit aller Klarheit hervor, 
dass ich entsprechend den Verhandlungen niemals zum Ausdruck gebracht 
habe, dass der Beamtenbund sich mit meinem Entwurf einverstanden erklärt 


habe, sondern dass die ganze Erörterung sich nur auf die Frage bezog, ob ich, 


meine Behauptung, dass der Vorstand des Beamtenbundes fest hinter dem 
Rätegedanken stehe, aufrechterhielte.“ 

Das Antwortschreiben des Ministers Koch an Herrn Jehle, 
von dem im obenstehenden Schreiben die Rede ist, hat Herr 
Jehle trotz Zusage dem D. B. B. bis heute noch nicht mitzeteilt 
Soweit es Herr Rechtsanwalt Stägmeyr in der Vorstands- 
sitzung des D. B. B. am 1. März verlas, hatte es folgenden 
Wortlaut: 


„Sehr geehrter Herr Direktor! Ich danke Ihnen verbindlichst für Ihre 
gefl. Zuschrift vom 5. Februar und bestätige wunschgemäss, dass Ihre Dar- 
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stellung zutrifft, nach der die Regierung Ihre Vorlage in enger Fühlung mit 
dem Vorstande des Deutschen Beamtenbundes eingebracht hat. eb .gens hat 
der Deutsche Beamtenbund auch in einem Rundschreiben an se.ue Artgheder 
ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass der nammergedanke auzuleinen 
und das Vorgehen des Reichsministers des Innern zu unt rstützen ser “ 


Durch diese Aufklärung ist erwiesen, dass Jehle die Sache 
ganz anders dargestellt hat, als sie sich zutrug. Natürlich sollte 
damit ein bestimmter Zweck, nämlich Stimmung zu machen 
für den Kammergedanken, erreicht werden. Durch die Art des 
Vorgehens hat Jehle gerade das Gegenteil erreicht. Auch in 
einem Artikel zur Beamtenkammerfrage in Nr. 6 der Zeitschrift 
„Der Bund“, gewerkschaitliche Zeitschrift des Bayerischen Be- 
amtenvundes, vom 11. Februar 1921. wird für den Gedanken 
der Beamtenkammer propagiert. Der Verfasser unterstellt hier 
Herrn Dr. Völter vom D. B. B., er habe auf der Konferenz am 
2. Februar 1921 in seinem Referat das Eingeständnis gemacht, 
der Bayerische Regierungsentwurf mache hinsichtlich der Be- 
fugnisse weitergehende Zugeständnisse als der Entwurf der 
Reichsregierung. Dabei hat Dr. Völter in dem Bayerischen 
Entwurf nur die Umgrenzung des Aufgabenkreises als weiter- 
gehend bezeichnet. Den Bayern ist bekannt, dass sowohl der 
D. B. B. als auch der A. D. G. B. die in dem Bayerischen Ent- 
wurf enthaltene weitestgehende Fassung ablehnen, was auch Dr. 
Völter in seinem Referat deutlich genug hervorgehoben hat. 
Ausserdem hat er weiter zum Ausdruck gebracht, dass gegen- 
über diesem weitgefassten Aufgabenkreis der Bayerische Ent- 
wurf gar keine oder nur unbeachtliche Rechte zur Durch- 
führung der gestellten Aufgaben gibt. Aber der Bayerische 
Beamtenbund will ja mit dieser Unterstellung den D. B. B. 
festlegen, als ob in diesem Punkte dem Bayerischen Entwuri 
der Vorzug vor dem Reichsentwuri zu geben wäre. Die Aus- 
führungen Dr. Völters waren keinesfalls so. zu verstehen. Auch 
die Angabe, dass die Mehrzahl der anwesenden Ländervertreter 
den bayerischen Standpunkt geteilt hätte, scheint nicht zu- 
treffend zu sein. Aus dem Protokoll geht hervor, dass Thü- 
ringen keine Stellung für oder gegen genommen hat, weil es 
sich mit der Materie noch nicht genügend beschäftigt habe. 
Anhalt erklärte, dass keine mit gesetzgeberischer Initiative 
ausgestattete Instanz.neben dem Parlament geschaffen werden 
dürfe. Dieser Standpunkt spricht wohl mehr gegen als für die 
Bayerische Forderung. Sachsen lehnte die Beamtenkammer 
rundweg ab, desgleichen stimmte Baden dem Entwuri des 
D. B. B. und A. D. G. B. vorbehaltlos zu. Braunschweig fand 
zwar die bayerischen Gedanken beachtlich, konnte ihnen aber 
nicht zustimmen. In einem an den D. B. B. gerichteten Schrei- 
ben vom 22. Januar 1921 erklärte der Braunschweigische 
Landesverband wörtlich: „Wir lehnen insbesondere den Ge- 
danken der Schaffung einer Beamtenkammer, wie er in einzel- 
nen Landesregierungen, insbesondere Bayern, propagiert wird, 
ab.“ In demselben Schreiben erklärte Braunschweig, dass es 
auf dem Boden des Rätegesetzentwurfes des D. B. B. stehe, 
Hessen legte das Hauptgewicht auf die Forderung des Mitbe- 
stimmungsrechts und sprach sich in der Frage der Schaffung 
von zentralen Beamtenvertretungen für die im D. B. B.-Entwurs 
vorgesehene fakultative Einrichtung aus. Desgleichen stehen 
Lippe, die beiden Mecklenburg und Oldenburg vorbehaltlos aus 
dem D. B. B.-Standpunkt. Lediglich die beiden Vertreter von 
Württemberg gaben eine gewisse Sympathie mit den bayeri- 
schen Vorschlägen zu erkennen, wobei jedoch Herr Brodhag er- 
klärte, dass das Ergebnis des Bayerischen Entwurfs gleich 
Null sei, da das Mitbestimmungsrecht darin fehle, 
Von den ausser Bayern vertretenen 11 Landesverbänden stehen 
also 9 zweifelsfrei zu dem D. B. B.-Entwurf, während zwei 
eine noch unentschiedene Haltung einnahmen, die jedoch im 
Grunde mehr auf die Seite des D. B. B. neigt. Durch die Zi- 
tierung folgender Ausführungen Dr. Völters: „am Schluss 
der Aussprache erklärte jedoch Dr. Völter, 
eine Abstimmung kann nicht stattfinden usw.“ 
soll der unrichtige Eindruck hervorgerufen werden, dass Dr. 
Völter durch diese Erklärung entgegen der Meinung der über- 
wiegenden Mehrzahl der anwesenden Vertreter eine Abstim- 
mung und dadurch eine klare Stellungnahme zugunsten des 
Kammergedankens verhindert habe. Die hierin liegende An- 
nahme über den Ausfall einer solchen Abstimmung ist jedoch 
nach den obigen aktenmässigen Feststellungen nicht zutreffend. 
Was die Frage der Vornahme einer Abstimmung betrifft, so ist 
deren Unmöglichkeit nicht damit zu begründen, dass der 
Deutsche Beamtenbund durch das Zusammengehen mit dem All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund gebunden sei. sondern 
damit, dass die am 2. Februar tagende Konferenz keine satzungs- 
gemässe Bundesinstanz war und daher keine bindenden Ent- 
schlüsse fassen konnte. In dieser Konferenz ist ausdrücklich 
nochmals hervorzehoben, dass der Wunsch nach Einrichtung 
von zentralen Beamtenvertretungen auf der Grundlare des 


D. B. B.-Entwurfs ohne weiteres erfüllt werden kann, dass je- 
doch auch diese Möglichkeit durch den zu erwartenden Wider- 
stand des Parlaments ernstlich gefährdet würde, wenn die Be- 
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 amtenschaft nicht geschlossen in dieser Frage vorgeht. Es ist 


bedauerlich, dass, um Stimmung für den Kammergedanken zu 
machen, der Boden der Sachlichkeit vom Bayerischen Beamten- 
wenigstens aber von seinen Förderern des Kammer- 
verlassen wird. Die zum wirtschaftiichen Käte- 


derartiges Veriahren mit alier Entschiedenheit zurückzuweisen 
und um so fester zusammenzustehen. Für das Vorgehen Jehles 
lag nicht der geringste Grund vor. Es muss auch eigentümlich 
berühren, wenn kechtsanwalt Stägmeyr den ohne sachliche 
Notwendirkeit geschaffenen Zwischeniall benützte zu den 
schwerwiegendsten Vorwürfen gegen die Bundesleitung des 
D. B. B. und zu dem im Auitrage seiner Organisatıon gestellten 
Antrag au: Entfernung der bisher in der Frage des Beamten- 
rätegesetzes im Auiirage der Bundesleitung tätig gewesenen 
Herren. Wir sind nicht immer mit der Arbeit des Deutschen 
Beamtenbundes zufrieuen, aver in der Arbeit für den Beamten- 
rategedanken können wir feststellen, dass der Deutsche Beainnten- 
bund nicht versagt hat. Man kann die Beurteisuig des Vor- 
gehens Jehles der Beamtenschait ruhig üveriassen, sie weiss 
nach dieser Darstellung, was sie davon zu halten hat. ” 
D. 


Nachstehend bringen wir den in voriger Nummer be- 
Sprocheuen „Latwuri eunes Gesetzes über Beamteiräte”, wie 
ilın aer Deutsche Beamitenbund geiaeinsamn mit dem Aligemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbund auigestelit hat, zur Kenninis; 


L. Aligemeines, 

8 1. Der Beamtenrat ist die Vertretung der Beamten gegen- 
über der Verwaitung ın den durch dieses Gesetz im zuge- 
wieseien Auizaden. 

Die Beiugnisse der gewerkschaftlichen Beruisveremigungen, 
die aulgeiseinen Interessen Hırer Anıiglieder zu vertreten, Wer» 
den wurch dieses Lesetz micht berührt. 

Geweikschaitiiche Be:umsvereimgungen im Sinne dieses 
Gesetzes sınd gewerkschaftlliche Organisationen, die Beamte 
organısieren, im Ausinass ihrer beamieten Mutxiieder. 


8 2. Jeder beamte soll durch einen Beanitenrat (Ver- 
trauensmaiun) vertreten Sein, 
Beamte im Sinne des Lesetzes sind: 

1. alle Beainten Öllenulicher Korpeischaiten nach Massgabe 
aes jeweils geltenden Biamteurechts, 

2. die Beanitenauwärter wer Olientlichen Körperschaiten, 

3. diejenigen Augestellten der ovllenilichen _ Aörpe:schaften, 
die aut Grund des $ 12 Abs. 2 und des $ 13 Abs. 4 des 
Betriebsrätegesetzes vom 4, Februar 1920 dein betriebs- 
rätegesetz als Arbeitnehmer entzogen sind. 

Nicht zu den Beamten im Sinne dieses Gesetzes zählen: 

1. dıe chrenasutiichen Beamten, 

2. diejenigen Beamten und Beamtenanwärter, welche auf 
Grund des 8 13 Abs. 1 des Betriebsrätegesetzes von 
4. Februar 1920 als Arbeiter oder Angesteilte iin Sinne 
des Betriebsrätegesetzes zu betrachten sind. " 


8 3. Als Behörde im Sinne dieses Gesetzes gilt jede selb- 
Ständige Dienstsielie. Gemeinden, Gemeinaeverbände sowie 
Körperschaiten, Stiitungen und Anstalten des Öffentlichen Rech- 
tes sind Behörden im Sinne dieses Gesetzes; es müssen jedoch 
selbständige Betriebe und Verwaltungszweige als Behörden ım 
Siune dieses Gesetzes bezeichnet werden, wenn die Mehrheit 
der in diesen Betrieben und Verwaitungszweigen beschädtisten 
Beamten die Bildung eines besonderen Beamtenrats iordert. 

Die Rechte und Pflichten der Behörden werden durch deren 
Leiter ausgeübt. 


Vertretung der Leiter der Behörden durch Bevollmächtigte 
ist zulässig. 
1. Aufbau. 


8 4. Bei jeder Behörde, die mindestens 10 Beamte beschäf- 
tigt, wird ein Beamtenrat gebildet. Soweit weniger als 10 Be- 
amte beschäftigt werden, ist ein Vertrauensmann und ein Stell- 
vertreter zu wählen. Er hat die Aufgaben und Rechte des Be- 
amtenrats. 

Der Beamtenrat besteht bei Behörden, bei denen 10 bis 
unter 50 Beamte beschäftigt werden, aus drei, bei solchen mit 
50 bis unter 100 Beamten aus fünf Mitgliedern. In solchen 
von 100 und mehr Beamten erhöht sich die Zahl der Mitglieder 
für je weitere 100 Beamte um eins. Die Höchstzahl der Mit- 
glieder beträgt 20. Erhöht sich innerhalb der Wahlzeit die Zahl 
der bei einer Behörde oder Dienststelle beschäftir:en Beamten 
über die Zahlen 9, 49, 99, 199 usw.. so ist die Wahl eines Be- 
amtenrats bzw. eine entsprechende Zuwahl von Mitgliedern zum 
Beamtenrat vorzunehmen. 


N . Befinden sich innerhalb einer Gemeinde oder wirt- 
schaftlich zusammenhängender, nahe beieinanderliegender Ge- 
meinden mehrere gleichartige einer Verwaltung unterstehende 
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Dienststellen, so kann durch übereinstimmende Beschlüsse der 
Einzelbeamtenräte die Errichtung eines Gesamtveanitenrats 
neben den Einzelbeamtenräten erfolgen. 

8 6. Anstait eines Gesamtbeamtenrats kann unter den glei- 
chen Voraussetzungen ein gemeinsamer Beamtenrrat errichtet 
werden, der an die Stelle der Einzelbeamtenräte tritt. 

Die wahlberechugten Beamten einer jeden der zusammen- 
eschiossenen Dienststeillen können durch einen Mehrheits- 
eschiuss, der spätestens sechs Wochen vor Ablauf der Wahlzeit 
des gemeinsamen Beamtenrats zu fassen ist, aus der Vereini- 
gung ausscheiden, 

Die Errichtung eines gemeinsamen Beamtenrats muss 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 für diejenigen Be- 
hörden erfolgen, für die eine Beamtenvertretung nach $ 4 Abs. 1 
nicht zu errichten wäre, 

$ 7. Bei den Unternehmungen und Verwaltungen des Reichs, 
der Länder und der Gemeindeverbände, die sich über einen 
grösseren Teil der Reichs- und Landesgebiete oder über meh- 
rere Gemeindebezirke erstrecken, wird die Bildung von Einzel- 
und Gesamtbeamtenräten sowie die Abgrenzung ihrer Befug- 
nisse gegeneinander in Anlehnung an den Aufbau der Unter- 
nehmung oder Verwaltung im Verordnungswege geregelt. 

Die Verordnung wird erlassen von ‚der jeweils zuständigen 
Reichs- oder Landesregierung nach Vereinbarung mit den be- 
teiligten gewerkschaftiichen Beruisvereinigungen, 

8 8. Besteht neben Einzelbeamtenräten ein Gesamtbeamten- 
rat, so Stechen ersteren die Ubhegenheiten und Betugnisse der 
Beamtenräte nur hinsichtiich der Einzeidienststellen zu, die sie 
vertreten. 

Der Gesamtbeamtenrat ist für die gemeinsamen Angelegen- 
heiten mehrerer Einzeidienststellen und für die Angelegenheiten 
der vereinigten Dienststellen zuständig. 

8 9, Wahlberechtigt sind alle mindestens 18 Jahre alten Be- 
amten. 

Wählbar sind die mindestens 24 Jahre alten. Wahlbderech- 
tigten, die am Wahltage mindestens 6 Monate bei der betref- 
fenden Verwaltung beschäitigt sind und einer gewerkschaft- 
lichen Beruisvereinigung angehören. 

Der Vorstand der Behörde ist 
nicht wählbar. 

810. Die Mitglieder des Beamtenrats (der Vertrauensmann und 
dessen Sıelivertreier) werden von den Beaniten in uninittel- 
barer und geheimer Wahi nach den Grundsätzen der Verhältnis- 
wahl auf de Lauer von zwei Jahren gewählt. Sie dürfen die 
Annahme des Anits nur verweigern oder irerwillig zurücktreten, 
wenn wichtige Gründe vorliegen, die sie an der ordnungsmässi- 
gen Ausübung des Amts verhindern würden. Sie haven je- 
doch -zurückzutreten, wenn: zwei Drittel ährer Wähler es 
fordern. 

Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder des alten 
Beamtenrats noch so lange im Amt, bis der neue Beamtenrat 
gewählt ist. Wiederwahl ist zulässig, 

8 11. Scheidet ein Mitglied aus, so tritt ein Ersatzmitglied 
nach den Lsummungen ae: Wahiordnung ein. Dies güt auch 
für das Eintreten der Ersatzmitglieder ais Stellvertreter für 
zeitweilig verhinderte Mitglieder. 

Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht 
gewählten, aber noch wählbaren Personen derienigen Wahlvor- 
schlagsliste entnommen, denen die zu ersetzenden Mitglieder 
angehören. 

8 ı2. Für den Bezirk jeder höheren Behörde. wird ein Be- 
zirksbeamtenrat gebildet. Umfasst die höhere Behörde mehrere 
Verwaltunzszweize, so sollen die Beamten jedes Verwaltungs- 
zweiges ihrer Zahl entsprechend im Bezirksbeamtenrat ver- 
treten sein, 

Die Wahlen zum Bezirksbeamtenrat haben gleichzeitig und 
in demselben Wahlgang mit den örtlichen Beamtenratswahlen 
zu erfolgen, Die Gesamtzahl der Sitze ist nach der Gesamtzahl 
der zu. erfassenden Beamten gemäss $ 4 Absatz 2 zu errechnen. 

Die 88 9, 10 und 11 finden Anwendung. 

Mitglieder des Bezirksbeamtenrats dürfen nicht gleichzeitig 
Mitglieder eines Beamtenra:'s sein. 

Auf Gemeinden und Gemeindeverbände finden die Bestim- 
mungen dieses Paragraphen keine Anwendung, ebensowenig auf 
Körperschaften, Stiftungen oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts, es sei denn, dass sich diese in Orts-, Bezirks- und Zen. 
tralbehörden zliedern 

8 13. Der Beamtenrat (Bezirksbeamtenrat) hat spätestens 
vier Wochen vor Ablauf seiner Wahlzeit einem aus drei Wahl- 
berechtigten bestehenden Wahlvorstand und einen der Gewähl- 
ten zum Vorsitzenden zu wählen. 

An die Stelle des Beamtenrats tritt bei der ersten Wahl, 
die spätestens sechs Wochen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einzweiten ist, der Beamtenausschuss, der die Bestellung des 
Wahlvorstandes vorzunehmen hat. Ist ein Beamtenausschuss 


nicht wahlberechtigt und 
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nicht vorbanden, so hat die Behörde eine Versammlung der. Be- 
amten einzuberufen, Die Beamtenversammlung wählt aus ihrer 
Mitte mittels einfacher Stimmenmehrheit einen aus drei Wahl- 
berechtigten bestehenden Wahlvorstand und eins der Mitglieder 
zum Vorsitzenden des Wahlvorstandes, 

Diese Vorschrift gilt auch für die ersten Wahlen zum Be- 
zirksbeamtenrat mit der Massgabe, dass der Wahlvorstand vom 
Beamtenausschuss der höheren Behörde gewählt wird, bei wel- 
cher der Bezirksbeamtenrat gebildet werden soll. Ist ein Be- 
amtenausschuss nicht vorhanden, so tritt an dessen Stelle die 
Versarimlung der Beamten der höheren Behörde. 

Die näheren Bestimmungen über das Wahlverfahren trifit 


der Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit den ge-. 


werkschaftlichen Beruisvereinigungen. 

Die Vorschriften dieses Paragraphen finden auf die Pro- 
vinzialverbände entsprechende Anwendung. 

8 14. Bei jeder obersten Reichs- und Landesbehörde und 
jeder obersten Behörde von Körperschaften, Stiftungen und 
Anstalten des öffentlichen Rechts sowie aus den Beamten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände jedes der Länder ist ein 
Hauptbeamtenrat zu. bilden. 

Der Hauptbeamtenrat soll aus mindestens 6 Mitgliedern be- 
stehen. Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt 16. Innerhalb 
dieser Begrenzung wird die Mitgliederzahl des Hauptbeamten- 
rats von der obersten Reichs- oder Landesbehörde oder der 
obersten Behörde von Körperschaften, Stiftungen oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts im Benehmen mit den gewerkschaft- 
lichen Berufsvereinigungen festgesetzt. 

Für die Bildung des Hauptbeamtenrats finden die Bestim- 
mungen der $$ 9—11 sinngemäss Anwendung. Die Wahlen 
haben gleichzeitig und in demselben Wahlgang mit den örtlichen 
und den: Bezirksbeamtenratswahlen zu erfolgen. 

Bei. obersten Reichs- und Landesbehörden, denen keine 
anderen Behörden unterstellt sind, werden Hauptbeamtenräte 
nicht gebildet. 

8 15. Auf Wunsch der ‚Mehrheit der in den zuständigen 
gewerkscahftlichen Berufsvereinigungen organisierten Beamten 
können aus sämtlichen Beamten der. Reichsbehörden durch die 
Reichsregierung, aus sämtlichen Beamten der Länder und Ge- 
meindeverwaltungen durch die zuständigen Landeszentral- 
behörden Zentralbeamtenräte gebildet werden. Der Wunsch ist 
durch eine von den zuständigen gewerkschaftlichen‘ Berufs- 
vereinigungen zu veranlassende Urabstimmung unter ihren Mit- 
gliedern festzustellen. Die Mitglieder der Zentralbeamtenräte, 
für die auch im übrigen die Bestimmungen der $$ 9, 10, 11 und 
13 sinngemäss Anwendung finden, werden von den Beamten in 
unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundsätzen der 
‚Verhältniswahl gewählt. 

Unter den gleichen Voraussetzungen und in gleicher Weise 
kann aus allen Beamten sämtlicher öffentlicher Körperschaften 
des Reiches, der Länder und der Gemeinden ein „oberster 
Reichsbeamtenrat“ gebildet werden. 

Im Fall der Bildung eines Zentralbeamtenrats kann auf 
Wunsch der Mehrheit der in den zuständigen gewerkschaft- 
lichen Berufsvereinigungen organisierten Beamten von der Er- 
richtung eines Bezirksbeamtenrates oder. eines Hauptbeamten- 
rates abgesehen werden. : (Schluss folgt.) 
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Einführung der 48-Stunden-Woche in Bayern. Unter Auf- 
hebung der Bekanntmachung vom 24. August 1919 Nr. 50425 
(„Bayer. Staatsanzeiger“ Nr. 261) hat die Bayerische Landes- 
regierung unter dem 20. Februar d. J. mit sofortiger Wirkung 
folgendes verfügt: 


„I. Die Dienstzeit bei den staatlichen Behörden und Stellen 
beträgt 8% Stunden an den ersten 5 Wochentagen und 5% Stun- 
den an den Samstagen und Vorabenden von Weihnachten und 
Neujahr. 

II. Für die staatlichen Behörden und Stellen in München, 
Nürnberg und Augsburg werden die Dienststunden an den ersten 
5 Wochentagen auf die Zeit von 7%—6 Uhr unter Einlegung 
einer zweistündigen Mittagspause, die nicht vor 12 Uhr beginnen 
soll und in der Regel auf die Zeit von 12—2 Uhr zu legen ist, 
an den Samstagen und Vorabenden vor Weihnachten und Neu- 
jahr auf die Zeit von 7%—1 Uhr festgesetzt. 

Ausnahmsweise kann in besonders gelagerten Fällen Be- 
amten, die eigenen Haushalt führen und wegen weiter Ent- 
fernung ihrer Wohnung vom Dienstgebäude während der zwei- 
stündigen Mittagspause ausserstande sind, das Mittagsmahl zu 
Hause einzunehmen, auf Ansuchen gestattet werden, an den 
ersten 5 Wochentagen durchgehende Dienststunden von 7% .bis 
4% Uhr unter Einlegung einer halbstündigen Mittagspause ein- 








Nr. 2. 


zuhalten; die Zeit der halbstündigen Mittagspause ist dabei 
festzustellen. 

II. Für die staatlichen Behörden und Stellen an den übrigen 
Orten haben die zuständigen Stellen die erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. Dabei ist auf die örtlichen Verhältnisse und 
tunlichste Uebereinstimmung unter den am gleichen ‚Orte be- 
findlichen Behörden Bedacht zu nehmen; die Dienstzeit hat unter 
Einlegung einer entsprechenden Mittagspause von höchstens 
2 Stunden in der Regel um 6 Uhr nachmittags, zu endigen. 

IV. Für die Verkehrsbetriebe, für gewerbliche und Ähnliche 
Betriebe des Staates und die ihnen vorgesetzten Behörden bleibt 


dia den Betriebsverhältnissen entsprechende Regelung der 




















Dienststunden unter Einhaltung der in Ziffer I vorgeschriebenen \ 


Dienstzeit den zuständigen Stellen vorbehalten. 


V. Soweit aus besonderen Anlässen (z. B. wegen der Ab- 


haltung von Amtstagen für auswärtige Amtsangehörige und 
dgl.) eine abweichende Regelung der Dienststunden getroffen 
ist, bleiben die hierüber erlassenen Bestimmungen unberührt, 
vorbehaltlich der zur Einhaltung einer 48stündigen Wochen- 
dienstzeit zu treffenden Anordnungen. 

VI. Der Tagesdienst an den Sonntagen, den gesetzlichen 
Feiertagen und den dienstfreien Nachmittagen ist auf das un- 
bedingt notwendige Mass zu beschränken. Für diesen 
Tagesdienst wird eine Entschädigung in der 
Form einer Geldvergütung oder einer Ver- 
kürzung der regelmässigen Dienstzeit an 
einem anderen Tage nicht gewährt.“ 

Das heisst also mit anderen Worten, dass der Achtstunden- 
tag in Bayern von der Bayerischen Regierung durchbrochen ist! 

Umzugskostenbeihilien. 
dienst teilt mit: Der Finanzminister hat die nachgeordneten Be- 
hörden allgemein ermächtigt, den ausserplanmässigen Beamten 
mit eigenem Hausstande, die 1. infolge der Einberufung in den 
unmittelbaren Staatsdienst eine laufende Grundvergütung be- 
ziehen, 2. nach dem 1. Januar 1920 einen Umzug von ihrem 


letzten Wohn- oder Zufluchtsort nach dem neuen dienstlichen’ 
Wohnort ausgeführt haben, eine Beihilfe bis zu 80 v. H. der 


erstattungsfähigen Transportkosten zu gewähren, wenn nach 
pilichtmässigem Ermessen die Vermögensverhältnisse des Be- 


amten die Gewährung einer Beihilfe notwendig oder wünschens- 
wert erscheinen lassen, und wenn trotz der etwaigen Ein- 


Der amtliche Preussische Presse- 


m 





kommenverbesserung infolge des Uebertritts in den Staatsdienst 
die- Transportkosten des Umzugs von dem Beamten nicht ge- 


tragen werden können. Auf die Beihilfe sind die Beträge anzu- 
rechnen, die der Beamte aus öffentlichen Mitteln auf die Kosten 


des Umzugs erhalten hat. Beamte ohne eigenen Hausstand er- 


halten anlässlich der Einberufung keine Beihilfe, 


Besoldungsfragen 


Aufstellung des neuen Ortsklassenverzeichnisses. Im $ 32 
des Besoldungsgesetzes vom 30. April unter Berücksichtigung 


der durch Gesetz vom 17. Dezember 1920 getroffenen Aende- 


rungen ist angeordnet, dass die Neuaufstellung des Ortsklassen- 
verzeichnisses unverzüglich mit Wirkung vom 1. April 1920 zu 
erfolgen hat. Der Reichsrat hat bereits im Dezember der 
Höherstufung von etwa 200 Orten seine Zustimmung gegeben. 
Um nın den Beamten und Angestellten die Beträge aus einer 
event]. weiteren Einstufung in höhere Ortsklassen nicht mehr 
länger vorzuenthalten, hat die Reichsregierung dem Reichstage 


ein Notgesetz, dem als Anlage ein vorläufiges Einstufungsver- 


zeichnis beigefügt ist, zugehen lassen, das dieser in seiner 
Sitzung vom 18. März verabschiedet hat. Das Einstufungsver- 
zeichnis wird zurzeit vom Statistischen Reichsamt und von den 
Statistischen Landesämtern aufgestellt und ist als Provisorium 


zu betrachten. Die Fertigstellung wird nach zuverlässigen Mit-. 


teilungen voraussichtlich spätestens Mitte April erfolgen, so dass 


von Seiten der Reichsbehörden Anweisung zur Auszahlung ‚der 


Beträge gegeben werden kann. Die. Verhandlungen mit den 
Organisationen wegen der Aufstellung des endgültigen Orts- 
klassenverzeichnisses, das rückwirkende Kraft vom 1. April 


1920 haben soll, gehen weiter. Soweit sich heute übersehen I 
lässt, wird vor dem 1. Oktober das endgültige Verzeichnis nicht 


fertiggestellt sein. Die Beamtenorganisationen haben sich mit’ 


dem Notgesetz einverstanden erklärt, da sie es nicht mehr ver- 


antworten können, dass den Beamten die ihnen zustehenden 


Beträge, die zum Teil mehrere Tausend Mark betragen, vor- 


enthalten bleiben. 
Erhöhte Anrechnung der während des Krieges zuriück- 


gelegten Beamtendienstzeit.e. Wir haben bereits in Nr. 6 des 


„staatstechnikers“ von 1921 zu dieser Frage Stellung genom- 


men. Nachstehend geben wir das von der Preussischen Landes- 


versammlung am 23. Nov. 1920 beschlossene Gesetz über eine 


erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volks- 
schullehrpersonen während des Krieges zurückgelegten Dienst- 


zeit wieder; 
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81. Bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit nach dem Zivil- 
ihegehaltsgesetze vom 27. März 1872 (Gesetzsamml S. 268) und dem Volks- 
huilehrerruhegehaltsgesetze vom 6. Juli 1885 tGesetzsamml. $. 298) wird 
en Staatsbeamten und Volksschullehrpersonen, die während des Zeitraums 
om 1. August 1914 bis 31. Dezember 191% im Reichs-, aktiven Militär- oder 
Inmittelbarem Staatsdienste, den Volksschullehrpersonen auch die während 
esselben Zeitraums in Preussen im öffentlichen Schuldienste verbrachte Zeit, 
ofern sie mindestens sechs Monate beträgt, anderthalbfach 
ngerechnet. Unter den gleichen Voraussetzungen kann mit Genehmigung 
er Staatsregierung bei Staatsbeamten die im Dienste eines der übrigen 
leutschen Länder sowie im Kommunal-, Kirchen- oder Schuldienste verbrachte 
!eit, mit Genehmigung des Unterrichtsministers bei Volksschullehrpersonen 
uch die nach $ 11 Volksschullehrerruhegehaltsgesetzes anrechenbare Zeit 
inderthalbfach angerechnet werden, jedoch nur, sofern die anderthalbfache 
Anrechnung auch bei Verbleiben in diesem Diensto hätte gewährt werden 
büssen oder können, Die erhöhte Anrechnung von Reichs- und aktivem 
Militärdienst findet nur statt, sofern cine entsprechende Anrechnung auch für 
| teichsbeamte durch Reichsgesetz angeordnet ist. 

8 2. Die erhöhte Anrechnung erstreckt sich auf sonstige Zeiträume, die 
ach den $$ 14, 18 und 19 des Zivilruhegehaltsgesetzes und den $$ 6 und 10 
ies Voiksschullehrerruhegehaltsgesetzes als ruhegebaltsfähige Dienstzeit ange- 
echnet werden. Sie erstreckt sich ferner nicht auf die in soiche Kalender- 
ahre fallende Dienstzeit, in denen der Beamte oder Lehrer als Kriezstei:nehmer 
lie Bedingungen erfüllt hat, die für ihn die besondere Anrechnung eines 
{riegsjahrs zur Folge haben Sie erstreckt sich auch nicht auf Zeiträume, die 
"uf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen doppelt anzurechnen sind 

Halbe Tage, die sich bei der Berechnung der Gesamtdienstzeit ergeben, 
verden nicht mitgezäblt. 

8 3. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 1914 in Kraft, 


Behördenangestellte 
| Betriebsräteauibau im Verwaltungsbereich des Finanz- 


Ministeriums und Ministeriums des Innern. Zur Besprechung 
ind Entscheidung der auf Grund des $ 4 und 8 6 der 
Verordnung zur Ausführung des. $ 61 des Betriebsräte- 
resetzes vom 4. Februar 1920 in den dem Finanzminister und dem 
Minister des Innern unterstellten Zweigen der Staatsverwaltung 
vom 7. Febr. 1921 gestellten Anträge fand am 22. März 1921 eine 
‚Verhandlung im Finanzministerium statt. Die unsererseits an- 
gestrebte Regelung, nach einheitlichen Gesichtspunkten in bezug 
auf die Zusammenlegung von Behörden zu entscheiden, erwies 
sich als nicht möglich, da einmal.die örtlichen. Verhältnisse ganz 
verschieden gelagert zu sein scheinen und ‚andererseits die 
Ängestellten selbst ganz verschiedenartige Forderungen auf- 
gestellt haben. In einer Reihe von Anträgen kam ausserdem 
boch zum Ausdruck, dass die Angestellten auf Betriebsver- 
tretungen verzichten. Dieser Standpunkt ist uns vollkommen 
unverständlich. Wir führen ihn darauf zurück, dass sich diese 
Angestellten, da sie in der Zahl wahrscheinlich sehr gering sind, 
dem Bestreben der Dienststellenvorsteher untergeordnet haben. 
Wir müssen für die Zukunft danach streben, durch generelle 
Anordnung die Möglichkeit zur Bildung von Betriebsvertretun- 
gen zu schaffen. Man wurde sich-über die Zusammenlegung 
von Behörden dahin einig, die vorgelegten Anträge nicht zu 
entscheiden, sondern für diese Wahlperiode die Zusammenlegung 
den Dienststellen und der Angestelltenschaft selbst zu über- 
lassen. Es wird vom Ministerium eine Anordnung getroffen 
werden, die in dieser Beziehung besagt, dass die Zusammen- 
legungen so zu eriolgen haben, wie es die Mehrheit der Ange- 
stellten fordert. Bei der Wichtigkeit der Bildung von Betriebs- 
Vertretungen fordern wir alle Angestellten auf, noch in letzter 
Stunde die Zusammenlegung von Behörden, soweit die vorge- 
'schriebene Arbeitnehmerzahl nicht erreicht wird, anzustreben. 


"Einen erheblichen Umfang nahm die Erörterung über den 
Absatz 2 des $ 4 ein dadurch, dass wir uns in bezug auf die 
Katasteranwärter auf den Standpunkt stellten. dass sie nach 
den heutigen Bestiimmungen keine Beamtenanwärter seien und 
demzufolge unter das Betriebsrätegesetz fallen müssen. Unbe- 
schadet unserer grundsätzlichen Forderungen, diese Ange- 
stellten in das Beamtenverhältnis zu überführen, haben wir 
geglaubt, uns auf diesen Standpunkt stellen zu müssen, um ihnen 
eine gesetzliche Vertretung zu sichern. Wir begründeten un- 
seren Standpunkt damit, dass der Katasteranwärter zu der 
Dienststelle im freien Beschäftigungsverhältnis steht und auch 
mach den bestehenden Bestimmungen der Geschäftsanweisung 
Richt einmal eine Anwartschaft auf Uebernahme in das Beam- 
tenverhältnis hat. Das Finanzministerium hat sich auf den 
Standpunkt gestellt, dass alle Beamtenanwärter, und zu diesen 
Technet es auch die Katasteranwärter, nicht als Arbeitnehmer 
im Sinne des Betriebsrätegesetzes anzuschen sind; es hat aber 
"zugeben müssen, dass die Bestimmungen über das Beschäifti- 
Zungsverhältnis der Katasteranwärter uns zu unserer Haltung 
Anlass geben, und 'sich bereit erklärt, mit uns gemeinsam in 
kurzer Zeit das Beschäftigungsverhältnis der Katasteranwärter 
klarer zu gestalten, 
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Es wurde sodann vom Finanzministerium bemängelt, dass 
seitens der Gewerkschaften noch nicht die erforderlichen Vor- 
schiäge für die Bilaung der Wahlvorstände gemacht seien. Hier- 
zu können wir erklären, dass wir unsere Vorschläge soiort nach 
Erscheinen der Verordnung dem Ministerium sowie den Be- 
zirksregierungen gemacht haben. Dieses gilt auch für die übri- 
gen freien Gewerkschaften. 

Ferner wurde uns Kenntnis gegeben von einem Antrage 
der Regierung Oppeln, dass die dortigen Betriebsratswahlen 
infolge der ungeklärten politischen Verhältnisse nicht an dem 
festgesetzten Termin erfolgen können. Wir haben uns zu 
diesem Antrag auf den Standpunkt gestellt, dass, da einerseits 
ein Aufischub der Wahl nicht im Interesse der gesamten Ange- 
stelitenschaft liegt, andererseits die: Kollegen in Oberschlesien 
ihres Wahlrechtes aber nicht verlustig gehen dürfen, für Ober- 
schlesien ein späterer Wahltermin festgesetzt wird und das Er- 
gebnis dieser Wahlen dann bei der endgültigen Zusammen- 
setzung des Hauptbetriebsrates Berücksichtigung findet. Dieser 
Ansicht sind sämtliche anwesenden Gewerkschaften sowie Ver- 
treter der Ministerien beigetreten. 

Was nun noch die Durchführung der Wahlen seibst anbe- 
langt, so bitten wir mit Rücksicht auf die nur noch sehr kurze 
uns zur Verfügung stehende Zeit bis zur Einreichung der Kan- 
didatenlisten für den Bezirksbetriebsrat alle unsere in Frage 
kommenden Kollegen, sich sofort mit den Kollegen der an den 
Wahlen selbst beteiligten angeschlossenen AfA-Bund-Organi- 
sationen in Verbindung zu setzen. Es muss auf alle Fälle an- 
gestrebt werden, zum wmindesten eine freigewerkschaftliche 
Angestelltenliste gemeinsam einzureichen, da es sich leider 
nicht ermöglichen lassen wird, auch die Kandidaten des 
A.D.G.B. in diese Liste mit einzubeziehen. Wo dies jedoch 
sich ohne Schwierigkeiten ermöglichen lassen sollte, sind sioort 
Verhandlungen über gemeinsame Kandidatenlisten zwischen 
allen freigewerkschaftlichen Angestellten- und Arbeiterorgani- 
sationen in die Wege zu leiten. Im anderen Falle ist bei Ein- 
reichung gesonderter Listen auf diesen selbst zum Ausdruck zu 
bringen, dass Listenverbindung zwischen AfA-Bund- und 
A.D.G.B.-Liste verlangt wird. 

Die Einreichung der Kandidatenlisten zur Wahl der Bezirks- 
betriebsräte erfolgt durch unsere Gauverwaltungen für alle in‘ 
ihrem Bereich liegenden Regierungsbezirke. ' Um nun die Ein- 
haltung des noch nicht festgesetzten Termins für die Einreichung 
dieser Listen auf alle Fälle zu gewährleisten, fordern wir alle 
unsere Mitglieder auf, sich durch ihre zuständige Ortsverwal- 
tung für die Namhaftmachung von Kandidaten nunmehr sofort 
zu interessieren und ihren Gauverwaltungen Ihre Kandidaten 
unter gleichzeitiger Beifügung einer kurzen Zustimmungserklä- 
rung derselben über ihre Bereitwilligkeit zur Annahme. der 
Wahl zu benennen. Nur durch sofortiges, inniges, gegenseitiges 
Unterstützen der Orts- und Gauverwaltungen durch jeden ein- 
zelnen unserer an der Wahl beteiligten Kollegen besteht für 
uns die Aussicht, bei den Wahlen selbst den wünschenswerten 
und von uns allen angestrebten Sieg über die gegnerischen Ver- 
bände davonzutragen, 


Beamtenbewegung 


Ein Wendepunkt in der Beamtenbewegung. Seit der 
Staatsumwälzung hat der „Allgemeine Deutsche Gewerkschaits- 
bund“ gegenüber dem damals neu erstandenen „Deutschen Be- 
amtenbunde“ eine abwartende Haltung eingenommen. Der 
A. D. G. B: lehnte damals die Schaffung einer freigewerk- 
schaftlichen Beamtenbewegung ab, um den im Deutschen Be- 
amtenbunde zusammengeschlossenen Beamtenverbänden selbst 
die Möglichkeit zu geben, ihre gewerkschaftliche Orientierung 
zu finden. Bei der Abwehr des Kapp-Putsches war die Einheits- 
front zwischen A. D. G. B., AfA-Bund und D. B. B. geschlossen 
worden, der ausserordentliche Bundestag nach dem Kapp-Putsch 
liess sie aber wieder in die Brüche gehen, weil eine grosse 
Zahl der Beamtenverbände Angst vor der eigenen Courage be- 
kommen hatte, ' Seit dieser Zeit arbeitete der Deutsche Be- 
amtenbund — ausschlaggebend mit beeinflusst. von den Führern 
der Kommunalbeamtenverbände — den Begriff der „neutralen“ 
Beamtenbewegung heraus, weil ihnen der „narteipolitisch 
neutrale“ Grundsatz nicht weit genug ging. .Sie wollten allen 
Richtungen der Arbeitnehmerbewegung neutral zegenüber- 
stehen, es mit allen halten und mit keiner verderben. Der- 
artige Gedankengänge ‚konnten allerdings nur von Leuten ver- 
folgt werden, die mit dem Wesen der deutschen Arbeitnehmer- 
bewegung nicht vertraut sind. Gewiss wäre auch nach unserer 
Auffassung die Orientierung der Arbeitnehmergewerkschaften 
nach drei verschiedenen Richtungen, der „freigewerkschaft- 
lichen“, der „Hirsch-Dunckerschen“ und der „christlichen“ un- 
nötige. Denn unsere sogenannte freigewerkschaftliche Be- 
wegung, die auf dem Grundsatz der parteipolitischen Neutralität 
aufgebaut ist, könnte alle Arbeitnehmerschichten umfassen, da 
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jeder neben der Zugehörigkeit zu seiner gewerkschaftlichen 
Organisation die Möglichkeit hat, seine besonderen parteipoli- 
tischen oder religiösen Interessen in seiner Partei-, in seiner 
Kirchengemeinschaft oder sonstigen konfessionellen Vereinigung 
zu vertreten. Aber da nun einmal von parteipolitischer Seite 
aus die christliche und die liberale Arbeitnehmerbewegung ins 
Leben gerufen ist und die hinter ihnen stehenden politischen 
Parteien nicht darauf verzichten, weiter für die Stärkung dieser 
Bewegung zu arbeiten, ist es auch unmöglich, die Beamten- 
bewegung vor dieser Zersplitterung zu bewahren. Und in der 
Tat haben sich sowohl die zum „Gewerkschaftsring‘“ zusammen- 
geschlossenen Gewerkschaften Hirsch-Dunckerscher Richtung, 
wie auch die christlichen Gewerkschaften bereits eine eigene 
Beamtenbewegung geschaffen. Am zielsichersten arbeitet die 
unter der Leitung von Dr. Höfle stehende christliche Beamten- 
bewegung, die in kurzer Zeit bereits in ihrem „Gesamtverband 
deutscher Beamten- und Staatsangestellten-Gewerkschaften“ an 
350000 Beamte und Staatsangestellte vereinigt hat. Besonders 
seit der Gründung der christlichen Verkehrs-Gewerkschaft, die 
sich vor allem gegen die dem Deutschen Beamtenbunde ange- 
schlossene Reichsgewerkschaft der Eisenbahnbeamten richtet, 
ist der Kampf zwischen der christlichen Beamtenrichtung und 
dem Deutschen Beamtenbunde offen entbrannt. Der D. B. B. 
ist also vor die gleichen Fragen gestellt, vor die die gewerk- 
schaftlich entschiedene Angestelltenbewegung vor kurzer Zeit 
ebenfalls gestellt war: sich innerhalb der Dreiteilung der deut- 
schen Arbeitnehmerbewegung zu entscheiden. 


Es sollte für jeden, der frei von Parteirücksichten die Frage 
betrachtet, klar sein, dass nur ein Bündnis mit der partei- 
politisch neutralen Gewerkschaftsbewegung des A. D. 
G. B. und des AfA-Bundes in Frage kommen kann. Aber leider 
sind im D. B. B. Kräfte am Werk, die auf jeden Fall diese 
Orientierung der Beamtenbewegung verhindern wollen, weil 
sie nicht in ihre parteipolitische Richtung hineinpasst. Gerade 
unser ‚Bund, der — gemäss seiner gewerkschaftlichen Orien- 
tierung — das Kartell mit AfA-Bund und A. D. G. B. stets ge- 
fordert hat, ist den giftigsten Angriffen und Verdächtigunsen 
von jener Seite, die vor allem durch die Kommunalbeamten- 
Verbände repräsentiert wird, ausgesetzt gewesen. Aber gleich- 
wohl sind jetzt Verhandlungen zwischen A. D. G. B., AfA-Bund 
und D. B.:B. zustande gekommen, zu denen nicht unwesentlich 
wohl die klare Stellungnahme unseres Bundes innerhalb des 
Deutschen Beamtenbundes beigetragen hat. Dass diese Ver- 
handlungen 'angesichts der vorhandenen Widerstände nicht 
glatt von statten gehen würden, war vorauszusehen. Aber der 
ins Rollen gebrachte Stein lässt sich nicht mehr aufhalten, 
Der Bundesausschuss des A. D. G. B. hat sich auf seiner Sitzung 
am 24. März mit diesen Verhandlungen beschäftigt und folgende 
Entschliessung angenommen,. nachdem vorher auch das Ver- 
hältnis zwischen A. D. G. B. und AfA-Bund geregelt worden 
war: 

„Der Bundesvorstand wird beauftragt, die 
Verhandlungen mit dem Deutschen Beamten- 
Bund über eine Klarstellung seines Stand- 
punktes gegenüber den Organisationen der 
Arbeiter und Angestellten fortzusetzen und 
mit tunlichster Beschleunigung zum Ab- 
schluss zu bringen. 

Aufeinem schriftlichen Abkommen, das die 
Gewerkschaften und die fortschrittlich ge- 
richteten Beamtenkreise und Beamtenorgani- 
sationen befriedigen kann, ist zu bestehen. 
Sollte ein solches Abkommen nicht zustande 
kommen, so behält der Bundesausschuss sich 
die weitereBeschlussfassungfürseine nächste 
Sitzung vor“ 


Wir haben den lebhaften Wunsch, dass diese Verhandlungen 
zu einem gewerkschaftlichen Abschluss kommen mögen, damit 
die Einheitsfront der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten hergestellt wird. 


Deutscher Verkehrsbund. Auf Grund der Beschlüsse der 
Generalversammlung des Deutschen Eisenbahnerverbandes im 
September 1920 in Dresden und der Konferenz der Gau- und 
Ortsvorstände des Deutschen Transportarbeiterverbandes am 
7. und 8. September 1920 in Berlin hat sich die Arbeitsgemein- 
schaft der beiden freigewerkschaftlichen Verbände unter dem 
Namen „Deutscher Verkehrsbund“ konstituiert. Das 
Ziel der Arbeitsgemeinschaft ist, alle im Transport- und Ver- 
kehrswesen beschäftigten Lohn- und Gehaltsempfän- 
ger zu wirksamer: und nachhaltiger Interessenvertretung in 
einer zweckmässig gegliederten festgefügten Einheitsorgani- 
Sation zusammenzufassen. Für die Uebergangszeit hat die 
Arbeitsgemeinschaft die Aufgabe, eine gemeinsame Förderung 
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der Rechte und eine erfolgreiche Vertretung der Interessen der 
Mitglieder der beteiligten Verbände auf wirtschaftlichem, wirt- | 
schaftspolitischem, rechtlichem, sozialem und geistigenr Gebiete 
zu gewährleisten. Durch Einrichtung von Sekretariaten für 
Lohnempfänger- und für Beamtenangelegenheiten werden die 
besonderen Fragen der Lohnempfänger und ebenso die der Be- 
amten sachgemäss behandelt und vertreten. Die organisatorische 
Zusammenfassung der im Deutschen Eisenbahnerverband und | 
im Deutschen Transportarbeiterverband organisierten Reichs- 
post- und Telegraphenbediensteten erfolgt nach V ereinbarung 
der beteiligten Verbandsvorstände in dem „Verband des. 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechperso- 
nals, Abteilung des Deutschen Verkehrsbun- 
des“. Das in den in der Arbeitsgemeinschaft beteiligten Ver- 
bänden zurzeit organisierte Personal der Strassen- und Klein- 
bahnen bildet den „Verband des Personals der 
Strassen- und Kleinbahnen, Abteilung des 
Deutschen Verkehrsbundes“, so dass, den Deutschen 
Eisenbahnerverband und den Transportarbei- 
terverband hinzugerechnet, der Verkehrsbund aus vier 
Abteilungen besteht. Für die Arbeitsgemeinschaft ist eine pro- 
visorische Leitung eingesetzt, die aus dem Vorsitzenden des 
Deutschen Eisenbahnerverbandes Franz Scheffel, dem Vor- 
sitzenden des Deutschen Transportarbeiterverbandes Oswald. 
S Se umann und Louis Brunner als Geschäftsführer be- 
steht. 


Die Nichtachtung der Beamtengewerkschaiten, über die 
wir schon in der letzten Nummer berichteten, kommt in ausser- 
ordentlich krasser Form in nachstehender Notiz der „Bremer 
Nachrichten”, — dem halbamtlichen Organ des Senats der 
Freienund HansestadtBremen — vom 11. März 1921 
zum Ausdruck: 

„Die Beamten und die Besoldungsordnung. Zu der von 
uns am Sonntag mitgeteilten Entschliessung des Hauptausschusses bremischer 
Beamtenvereine, die der Beamtenkommission des Senats den Vorwurf 
unberechtigter Beiseitelassung der Beamtenorgani- 
sation bei der Neuregelung der Besoldungsordnung macht, erfahren wir 
folgendes: Von der Beamtenkommission des Senats ist gar nicht daran ge "acht 
worden, ohne Hinzuziehung der Beamtenorganisation in der Sache vorzugehen, 
Ihre bisherigen Arbeiten waren aber lediglich vorbereitende und konnten hier 
auch weiter nichts sein, da auch die Bürgerschaft in ihrer letzten Sitzung 
ihrerseits eine Beamtenkommission gewählt hat. Bei dieser liegt esin 
erster Linie, über die neue Einreihung der Beamten und 
die Hinzuziehung ihrer Organisation zu beschliessen 
Sie wird nicht unterlassen, darüber zunächst die Fra ktionen der 
Bürgerschaft zu befragen, die am kommenden Montag mitzubestimmen’ 
haben werden, in welchem Umfange der Veriretung der 
Beamtenorganisation bei der Neuregelung mitzuwirken 
gestattet sein soll. Die Beamtenkommission des Senats steht auf. 
dem Standpunkt, dass vor der Beschlussfassung über die Neuordnung die 
Wünsche der Beamtenorganisation anzuhören sind.“ 


Jede Kritik würde nur eine Herabsetzung des überheb-- 
lichen Tones dieser Notiz bedeuten, in der klar zum Ausdruck 
kommt, dass man am liebsten die Beamtenorganisationen als 
„lästiges Uebel“ wieder ganz beseitigen möchte, jedenfalls aber 
Ihre „Rechte“ auf ein möglichst geringes Mass zurückschrauben ° 
will. - 


e 


Die Verfolgung der Lehrergewerkschaft in Frankreich. Nach 
Auflösung des C. G. T., des französischen Gewerkschaftsbundes, 
gehen jetzt die französischen Behörden daran, die einzelnen 
Gewerkschaften zu verfolgen. In erster Reihe wird gegen- 
wärtig die Gewerkschaft der Lehrer verfolgt, unter 
kleinlichen Vorwänden und mit Berufung auf ein längst ver- 
altetes, vor fünfunddreissig Jahren geschaffenes Gesetz. Die 
Machthaber des heutigen Frankreich wissen wohl, '!dass die Er- 
ziehung der Kinder von ausschlaggebender Wichtigkeit ist für 
die soziale Gesinnung und Weltanschauung; sie wollen daher 
das Bestehen einer Organisation verhindern, deren Mitglieder 
die französische Jugend statt im Geiste eines machthaberischen 
Chauvinismus für soziale Gerechtigkeit erziehen wollen. Hoffen 
wir, dass dieses Bestreben nicht zum Ziele führen wird. 


Der Reichseisenbahntechniker. Um den besonderen 
Aufgaben der Reichsfachgruppe Eisenbahn- 
betriebe in unserem Bunde Rechnung zu tra-, 
gen, ist „Der Reichseisenbahntechniker“ ims 
Lebengerufenworden. DasBlattistin Zukunft 
als Beilage zur „D. T.-Z“ gedacht, erscheint 
aber aus drucktechnischen Rücksichten vor- ’ 
läufig von ihr getrennt und wird auch nicht 
durch Postabonnement, sondern durch die Or. 
gane der Fachgruppe Eisenbahnbetriebe zu. 


nächst verteilt werden. Zeitungsbestellisten gehen den 
Ortsverwaltungen zu. 
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Nummer 3 


Reichstarifvertrag und Urheberschutz 


In dem Tarifvertrag für die Angestellten bei den Reichs- 
und den Preussischen Staatsverwaltungen heisst es im & 18: 
„Die Regelung des_ literarischen, künstlerischen und photo- 
graphischen Urheberrechts der Angestellten bleiben einer be- 
sonderen Regelung vorbehalten.“ In Ausführung dieser Be- 
stimmung wurde aus der grossen Tarifkommission heraus eine 
Unterkommission gebildet, die die von uns eingereichten Vor- 
schläge zur Regelung des Erfinderrechts der Behördenange- 
stellten prüfen sollte. Wie wir bereits in der Nr. 39 der 
„D. T.Z.“ (Werbenummer) vom Januar 1921 auf Seite 422 mit- 
geteilt haben, wurden die Sitzungen dieser Unterkommission 
im Reichsjustizministerium als der federführenden Behörde ab- 
gehalten. Unser Bund war darin durch den Unterzeichneten 
vertreten. Der Abänderungsantrag, den wir zu dem ursprüng- 
lichen $ 14 des Tarifvertragsentwurfes einreichten, hatte fol- 
genden Wortlaut: 

Den nachfolgenden Vorschlägen liegt die Einteilung der An- 
gestellten-Erfindungen in freie Erfindungen, dienstliche Erfin- 
REnEeB und Betriebs- oder Etablissements-Erfindungen zu- 
grunde. 

Freie Erfindungen .sind solche Erfindungen, die nicht mit 
der. regelmässigen Tätigkeit des Angestellten in einem unmittel- 
baren Zusammenhange stehen oder die in ein Arbeitsgebiet der 
Behörde fallen, in dem der Angestellte nicht selbst tätig ist. 

Dienstliche Erfindungen sind solche Erfindungen, die 
mit der regelmässigen Tätigkeit der Angestellten in einem un- 
mittelbaren Zusammenhange stehen. Die Diensterfindungen zer- 
fallen wieder in beauftragte Erfindungen und solche, die 
aus der freien Iniative des Angestellten hervorgegangen sind 
(Initiativ- Erfindungen). 
 Betriebs- oder Etablissements-Erfindungen sind solche 
Erfindungen, bei denen sich der oder die Urheber nicht fest- 
stellen iassen. 

Dementsprechend gelten für die Angestellten-Erfindungen 
folgende Grundsätze: 

4, Ueber die freien Erfindungen steht dem Angestellten das 
alleinige Verfügungsrecht zu. 

- 2. Bei der. Diensterfindung hat der Angestellte Anspruch 
auf die Frfinderchre, d.h. auf die Anmeldung‘ der Er- 
findung zum Patent oder Gebrauchsmuster. auf eigenen Namen 
und auf den Erfinderiohn, d.h. auf angemessenen Gewinn- 
anteil aus der praktischen Verwertung des Patentes oder Ge- 
brauchsmusters. 

3, Ueber die Betriebserfindungen hat die Behörde das Ver- 
fügungsrecht, 

Daraus ergeben Sich für die tarifliche Regelung die nach- 
stehenden Vorschläge: 

1. Bei Erfindungen, die mit seiner regelmässigen Tätigkeit 


“in einem unmittelbaren Zusammenhange stehen, ist der Ange- 


stellte verpflichtet, der Behörde die Verwertung der Erfindung 
anzubieten. Das Recht des Angestellten, die Erfindung zum 
Patent oder Gebrauchsmuster anzumelden, wird dadurch nicht 
berührt. 

2: Die Behörde hat innerhalb einer Frist von längstens 
drei Monaten endgültig zu erklären, ob und in welchem Um- 
fange sie die Verwertung der Erfindung übernehmen will. Dem 
Angestellten ist innerhalb einer Frist von einem Monat ein Vor- 
bescheid zu erteilen. Lehnt die Behörde ab, so erlischt damit 
der Anspruch auf vorzugsweise Verwertung. 

3. Erklärt sich die Behörde zur Verwertung bereit, so hat 
sie den Angestellten angemessen zu entschädigen. Kommt über 
die Entschädigung keime Einigung zustande, so entscheidet ein 
von den: Parteien zu 'bestellendes paritätisches Schiedsgericht, 
das: von einem unparteiischen Vorsitzenden geleitet wird, der 
durch Verständigung zwischen den Parteien benannt wird. 

4, Verwertet die Behörde das Patent nach erfolgter Er- 
klärung nicht innerhalb einer angemessenen Frist, so hat sie 
dem Angestellten ausreichenden Schadenersatz zu leisten. Ueber 
die Höhe des Schadenersatzes entscheidet das Schiedsgericht. 


Berlin, den 15. April 


1921 


5, Sofern die Entschädigung für die Verwertung der Er- 
findung nicht durch eine einmalige Abfindung erfolgt ist, ist 
sie für die ganze Dauer der Schutzfrist zu zahlen ohne Rück- 
sicht darauf, ob. der Angestellte vor deren Ablauf aus dem 
Dienste der Behörde ausgeschieden, zu einer anderen Behörde 
übergetreten ist oder sich zur Ruhe gesetzt hat. Stirbt der 
Frfinder vor Ablauf der Schutzfrist, so gehen für den Rest der 
Schutzdauer die Ansprüche auf die Erben über. 

6. Auf Geheimverfahren finden die vorstehenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung. 

Die Arbeit, die von der Unterkommission geleistet wurde, 
war sehr. eingehend und erstreckte sich auf die Zeit vom Mai 
bis August 1920. Nachdem der Redaktionsausschuss der Unter- 
kommission, zu dem der Unterzeichnete ebenfalls gehörte, ge- 
tagt hatte, herrschte auf allen Seiten die Ueberzeugung, dass 
nunmehr eine Uebereinstimmung zwischen den vertragschliessen- 
den Parteien erzielt und die Zustimmung des Reichskabinetts 
nur noch eine Frage der Zeit sei. Aus der vorhin erwähnten 
Notiz in der „D.T.Z.“ wissen unsere Mitglieder aber schon, 
dass kurze Zeit darauf von der Post- und noch mehr von der 
Heeresverwaltung Finwendungen erhoben wurden. Wenn diese 
Einwendungen sich nur. auf bestimmte Einzeliragen bezogen 
hätten, so brauchte man davon kein besonderes Aufheben zu 
machen. Es zeigte sich jedoch in der Ende November neu 
aufgenommenen Beratung, dass von den beiden Verwaltungen 
gegen die Grundlagen der Vereinbarung Widerstand geleistet 
wird. Es ist schliesslich gelungen, über die neu aufgetauchten 
Schwierigkeiten hinwegzukommen. Die so erzielte Verein- 
barung lautet folgendermassen: 

1. Durch das Dienstverhältnis ist der Angestellte in dem 
Rechte nicht beschränkt, bei dem Reichspatentamt den Patent- 
oder den Gebrauchsmusterschutz für Erfindungen unter seinem 
Namen nachzusuchen. Er ist jedoch verpflichtet, bei jeder Pa- 
tentanmeldung die- Aussetzung der Bekanntmachung und bei 
jeder Gebrauchsmusteranmeldung die Aussetzung der Ein- 
tragung auf die Dauer: von.drei Monaten zu beantragen. Seiner 
Behörde hat er unverzüglich die- Anmeldung anzuzeigen und 
deren Unterlagen abschriftlich einzureichen. 

2. An einer im Betriebe der ‚Behörde gemachten Erfin- 
dung, die sich auf bestimmte Urheber nicht zurückführen lässt. 
(Betriebserfindung), steht dem Angestellten ein Recht nicht zu. 

3. Der Angestellte kann über eine Erfindung, die er wäh- 
rend des Dienstverhältnisses gemacht hat, frei verfügen, es sei 
denn, dass sie als dienstliche Erfindung (Nr. 4) anzusprechen ist. 

4. Eine Erfindung, die mit: der regelmässigen «dienstlichen 
Tätigkeit des Angestellten und mit dem besonderen Fachgebiet 
seines dienstlichen Aufgabenkreises in unmittelbarem Zusanı- 
menhange steht (dienstliche Erfindung des Angestellten), ist der 
Behörde zum Erwerb anzubieten, und zwar spätestens mit der 
Anzeige über die patentamtliche Anmeldung (Nr. 1). 

5. Die Behörde ist verpflichtet, innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige (Nr. 1) oder des Angebots (Nr. 4) 
dem Angestellten eine Erklärung über die Erfindung abzugeben. 
Die Erklärung soll sich darüber aussprechen, 

a) ob die Erfindung als Betriebserfindung (Nr. 2) in An- 
spruch genommen wird; 

b) ob die Erfindung für die Behörde .als eine solche in 
Anspruch genommen . wird, die in einem besonderen, zur Er- 
füllung eines bestimmten Zweckes dem Angestellten. erteilten 
Auftrage gemacht ist (aufgetragene Erfindung); 

c) ob für die aufgetragene Erfindung (b) der patentamt- 
liche Schutz erwirkt werden darf oder ob. sie geheim aus- 
genutzt werden soll; 

d) ob die Erfindung zwar nicht als eine aufgetragene, aber 
gleichwohl als eine dienstliche (Nr. 4) angesehen wird; 

e) ob die Erfindung als eine unter Benutzung von Mit- 
teln, Einrichtungen oder Erfahrungen der Behörde gemachte an- 
gesehen wird. 

6. Fine aufgetragene Erfindung (Nr. 5b) steht der Be- 
hörde ausschliesslich zu. Der Angestellte kann jedoch ver- 
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langen, dass bei Erwirkung des patentamtlichen Schutzes sein 
Name angegeben wird und dass die Behörde ihm eine beson- 
dere Vergütung zahlt. Bei der Bemessung dieser Vergütung 
ist insbesondere auch auf die Höhe des Diensteinkommens .und 
darauf Rücksicht zu nehmen, ob die Erfindung auf. dem dem 
Angestellten  vorgezeichneten Wege zustande gekommen ist 
oder nicht. ’ 

7, Das Recht des Angestellten an einer nicht auigetra- 
genen dienstlichen Erfindung unterliegt der Einschränkung, dass 
die Behörde .die-Erfindung für die Zwecke ihres- Betriebes be- 
nutzen und dass sie die Einrfäumung des ausschliesslichken Rech- 
tes der Benutzung verlangen kann. 

Das Verlangen muss innerhalb einer bestimmten Frist nach 
Eingang der Anzeige (Nr. 1) oder des Angebotes (Nr. 4) er- 
hoben werden. Die Frist beträgt drei Monate, kann aber bis 
auf höchstens ein Jahr verlängert werden, wenn der Behörde 
nach den besonderen Umständen des Falles eine frühere Ent- 
Schliessung nicht zuzumuten ist.- Die Vereinbarung einer noch 
längeren Frist ist in besonderen Ausnahmefällen zulässig. Die 
Versäumung der Frist hat zur Folge, dass der Angestellte’ über 
die Erfindung ohne Rücksicht auf. die Behörde verfügen kann. 

8 Die-Behörde hat den Angestellten für die Einräumung 
des ausschliesslichen Benutzungsrechtes an einer nicht ‚aui- 
getragenen dienstlichen Erfindung angemessen zu entschädigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für nicht ausschliessliche Be- 
nutzung einer solchen Erfindung, sofern sie nicht mit Hilfe von 
Mitteln, Einrichtungen oder Erfahrungen der Behörde gemacht 
ist. Die Entschädigung kann in einer einmaligen Abfindung 
oder. in regelmässig wiederkehrenden Zahlungen: bestehen. Sie 
unterliegt der freien Vereinbarung der Beteiligten. :Die .Be- 
hörde kann eine Vereinbarung ablehnen, solange das 'nach- 
gesuchte Patent nicht endgültig erteilt ist. 

.. Hinsichtlich der Voraussetzungen der Entschädigungspflicht 
und ihrer Fortdapner bei Veränderungen, die die Person des An- 
gestellten betreffen (Tod, Dienstwechsel usw.), hat es bei den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts sein Bewenden. 

9, Ueber alle zwischen der Behörde und dem Angestellten 
bei Ausführung vorstehender Bestimmungen entstehenden Strei- 
tigkeiten entscheidet ein Schiedsgericht, für welches unbescha- 
det einer anderweitigen Vereinbarung die Behörde und ‚der An- 
gestellte je zwei Mitglieder ernennen und dessen Vorsitzender, 
sofern die Parteien sich über seine Person nicht verständigen, 
von Fall zu Fall durch den Reichsminister der Justiz bestimmt 
wird. 2 

Wenn wir auch die vorstehenden Beschlüsse der Unter- 
kommission nicht in allen Punkten billigen können, so bedeuten 
sie doch zweifellos einen erheblichen Fortschritt über den gegen- 
wärtigen Rechtszustand hinaus. Durch sie würde die Zersplitte- 
rung, die bisher bezüglich des Erfiinderrechts der Behörden- 
angestellten wegen der verschiedenartigen Verfügungen bei den 
einzelnen Verwaltungen geherrscht hat, aus der Welt geschafft 
werden. Dass damit überhaupt erst eine wirkliche Rechts- 
sicherheit für die Beteiligten erzielt würde, bedarf keiner be- 
sonderen Betonung. Wichtiger aber noch als die Herstellung 
der formalen Rechtsgleichheit ist der sachliche Inhalt der neuen 
Regelung. Sie zuerst geht von einer eindeutigen Klassifikation 
der Angestelltenerfindungen (Betriebserfindungen, dienstliche 
Erfindungen, freie Erfindungen) aus und ermöglicht es so, bei 
auftauchenden Streitigkeiten den richtigen Weg zum Ausgleich 
der Gegensätze zu finden. Die Begriffsbestimmung für die eine 
Art der dienstlichen Erfindungen, nämlich für die aufgetragene 
Erfindung, genügt allerdings nicht unseren Ansprüchen. In der 
ursprünglichen Fassung war als wesentliches Merkmal der auf- 
getragenen Erfindung neben der Angabe des Erfindungszieles 
auch die Angabe des Erfindungsweges festgelegt. Das zweite 
Merkmal ist schliesslich ..in der. Novemberberatung fallen ze- 
lassen worden, doch wurde dieser Mangel insoweit abge- 
schwächt, als in Nr. 6’ bei der Bemessung für die Vergütung 
ein Unterschied zwischen den auigetragenen Erfindungen ge- 
macht wird, die auf dem vorgezeichneten Wege zustande ge- 
kommen sind, und denienigen, bei denen diese Voraussetzung 
nicht zutrifft. Die Vertreter der Post-und der Heeresverwaltung 
verlangten überdies, dass für die. Vergütung besondere Richt- 
linien aufgestellt werden sollten. U.E, können diese Richtlinien 
schon aus den Beschlüssen der Unterkommission herauszelesen 
werden. Es wurde dem Wunsche der beiden Verwaltungen aber 
mit der Massgabe Rechnung getragen, dass sie ihre Vorschläge 
innerhalb acht Tagen einreichen sollten. Die Frist war Schon 
Ende Novernber abgelaufen; auf eine Anfrage, die wir Ende 
Dezember an den Reichsminister der . Justiz dieserhalb 
richteten, haben wir keine Antwort erhalten, so dass wir uns 





Nr. 3 


zu dem Schlusse berechtigt glauben, dass die beiden Verwaltus- 


zen das Zustandekommen der Vereinbarung überhaupt verhin- 


dern wollen. In der Novembersitzung waren auch Bedenken 
des Preussischen Justizministersı bekanntgegeben worden. Be- 
merkenswert an- ihnen ist, dass darin der’ Reichstarifveitrag, 
den die chemische Industrie mit den akademisch gebildeten An- 
gestellten abgeschlossen hat, als vorbildlich auch für den Reichs- 
tarifvertrag der Behördenangestellten hingestellt wurde. Wenn 
man-den letzterwähnten Tarifvertrag hätte zur Grundlage: neh> 
men wollen, so wären die langwierigen Verhandlungen’ im 
Reichsjustizministerium überflüssig gewesen.” "Wir hätten ins 
auf dieser Grundlage aber auch nicht zu Verhandlungen ent- 
schliessen können, da’der Reichstarifvertrag für die akademisch 
gebildeten Angestellten der chemischen Industrie eine ganze An- 
zahl Bestimmungen enthält, die für uns nicht annehmbar sind. 
Wir erwähnen davon nur "die Begrifisbestimmung für die Be- 
triebserfindung, die jede deutliche Unterscheidung zwischen ihr 
und der eigentlichen Angestelltenerfindung vermissen lässt. Der 
Widerstand, der gegen die Beschlüsse der Unterkommission ge- 
leistet wird, geht aber — darüber besteht heute gar kein Zweifel 
mehr — nicht unmittelbar von den Behörden selbst aus, son- 
dern ist auf Einwirkungen der im Zentralverband-der. deutschen 
Industrie zusammengefassten Unternehmergruppen  zurückzu- 
führen. Da das Erfinderrecht der Behördenangestellten jeden- 
falls für die gesetzgeberische Regelung des Erfinderrechts. aller 
technischen Angestellten und Beamten vorbildlich. werden 
würde, so ist der Widerstand der privaten Unternehmer: gegen 
die in der Unterkommission erzielten Vereinbarungen ganz be- 
greiflich. Es überrascht unter diesen Umtänden auch nicht, dass 
das Reichskabinett sich noch immer nicht hat entschliessen 
können, den Beschlüssen der Unterkommission zuzustimmen. 
Wir müssen es offen aussprechen, dass hier eine Vertragsver- 
letzung vorliegt, denn die Unterschrift unter den Tarifvertrag 
für. die. Angestellten bei den. Reichs- und den Preussischen 
Staatsverwaltungen- ist von den. Vertretern nur unter der Be- 
dingung gegeben worden, dass die Vereinbarung über das Fr- 
finderrecht der Behördenangestellten als Bestandteil in den 
Reichstarifvertrag aufgenommen wird. ee e. 

Diese ‚Verpflichtung ist von den Vertretern der Behörden 
niemals bestritten worden. Das geht auch daraus hervor, dass 
der Reichs-Arbeitsminister in einem Schreiben vom 10. August 
1920, das in der Schlusssitzung der Unterkommission bekannt- 
gegeben wurde, auch die Aufstellung von Bestimmungen: über 
die Regelung des literarischen, - künstlerischen und photo- 
graphischen Urheberrechts der Behördenangestellten angeregt 
hat. Eine derartige Anregung hätte keinen Sinn gehabt, wenn 
mit ihr nicht beabsichtigt worden wäre, neben dem gewerb- 
lichen auch das künstlerische Urheberrecht im Reichstarif- 
vertrag zu regeln. Von unserer Seite ist denn auch nicht ver- 
säumt worden, diese Angelegenheit in Fluss zu bringen, indem 
wir bald darauf die folgenden Vorschläge eingereicht haben: 

FE . De 

1. Der entwerfende Angestellte hat ein Recht darauf, dass 
sein Name auf Entwürfen, sowie in Denkschriften und Vor-. 
lagen, die Parlamenten oder Vertretungen von Selbstverwal- 
tungskörpern unterbreitet oder sonst von Amts wegen der 
Oefientlichkeit zugänglich‘ gemacht werden, : genannt‘ wird. 
Unter Entwürfen sind nicht bloss architektonische Entwürfe zu 
verstehen, die sich auf die Fassade beziehen, sondern auch 
solche der Innenarchitektur und ferner solche aus dem Ge-' 
biete der Kulturtechnik. ex 

2. Bei ausgeführten Bauwerken auf dem Gebiete des Hoch- 
und Tiefbaues ist der Name des Architekten in geeigneten Form 
an den Bauwerken selbst anzubringen. NE 

3. Der ausführende Angestellte hat nur dann ein Recht 
auf Namensnennung, wenn er bei der Ausführung wesentliche, 
die Gestaltung des Bauwerkes betreffende Aenderungen vor 
genommen hat. rt Ka ; 


.. 1. Der Angestellte hat als Urheber das Recht auf Ver- 
öfientlichung der Entwürfe, gleichviel, ob diese zur Ausführung: 
gelangt sind oder nicht. Dasselbe gilt in der Regel auch iür 
rein, literarische Veröffentlichungen von Angestellten, : Wenn: 
jedoch ein oifensichtliches und nachweisbares. öffentliches Iı-. 
teresse vorliegt, so. kann die Behörde eine zeitliche ‚Verschie- 
bung der Veröffentlichung verlangen... \. ..ı a. 

- 2. Ein Zensurrecht steht. der Behörde nicht.zu, soweit. tech-: 
nisch-wissenschaftliche : Veröffentlichungen in Frage: kommen» 
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Bei politischen Abhandlungen und’ Aufsätzen, insbesondere über 
Fragen der äusseren "Politik, steht dagegen der Behörde das 
Recht der Vorzensur zu. 

u I. 

Die unter I und II bezeichneten Ansprüche kann der An- 

gestellte sowohl seiner Behörde sowie seinem Vorgesetzteu 
gegenüber erheben. 
- Zu Verhandlungen über die vorstehenden Forderungen ist 
es bis jetzt freilich nicht gekommen. Man will .also — das ist 
doch ‚wolil der Sinn der Verzögerung — nicht bloss das Er- 
finderrecht, ‚sondern auch das literarische und künstlerische Ur- 
heberrecht der Behördenangestellten ungeregelt lassen, weil 
man. fürchtet, damit’ den. Zorn der privaten ‚Unternehmer auf 
sich zu laden. Dass ein derartiges Verhalten geeignet wäre, das 
Vertrauen in die Staatsordnung zu stärken, wird sich schwer- 
lich behaüpten lassen. Kart Sohlich. 


Das Beamtenrätegesetz 


(Schluss.) 

$ 16. Bei jeder obersten Reichs- und Landesbehörde und 
jeder obersten Behörde von Körperschaften, Stiitungen oder 
Anstalten des öffentlichen Rechts ist ein Schlichtungsausschuss 
zu bilden. Er besteht aus neun Mitgliedern. Davon werden 
vier von den Beamten aus ihrer Mitte durch Urwahlen gewählt 
und vier von der Behörde ernannt. Diese acht Mitglieder wähı- 
ien einen unparteiischen Vorsitzenden. Sofern eine Einigung 
richt erzielt wird, ist der Vorsitzende vom Präsidenten des 
Reichsgerichts zu ernennen. 

Für die Gemeinden und Gemeindeverbände ist seitens der 
Landeszentralbehörde für das Land, oder in srösseren 'Län- 
dern auf Verlangen des Hauptbeamtenrats ($ 14 Abs. 1) für 
kleinere Bezirke ein Schlichtungsausschuss zu bilden. Er be- 
steht aus 9 Mitgliedern. Davon werden 4 von den Beamten 
aus ihrer Mitte durch Urwahlen gewählt und 4 von den Lan- 
deszentralbehörden, in kleineren Bezirken von der für diese 


zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde aus Mitgliedern der 
kommunalen Selbstverwaltungs-Körperschaften ernannt. Diese 
8 Mitelieder wählen einen unparteüschen Vorsitzenden. Wird 


eine Einigung nicht erzielt, so ist der Vorsitzende vom Präsi- 
denten ‘des Reichsgerichts. in kleineren Bezirken vom Präsi- 
denten des zuständigen Oberlandesgerichts zu ernennen. 

Bei solchen Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des 
öffentlichen Rechts, welche keiner obersten Behörde unterstellt 
sind, ist ein Schlichtungsausschuss zu bilden, wenn der Bean- 
tenrat (88 5, 6), der gemeinsame Beamtenrat bzw. der Gesanit- 
beamtenrat (88 5, 6) einen solchen für erforderlich hält. Der 
Schlichtungsausschuss besteht aus fünf oder sieben oder neun 
Mitgliedern. Die Mitglieder werden in gleicher Zahl von den 
Beamten gewählt und von der Behörde ernannt Sie wänlen 
einen unparteiischen Vorsitzenden. Wird eine Einigung nicht 
erzielt, so ist der Vorsitzende vom Präsidenten des zuständigen 
Oberlandesgerichts zu Ernennen. 
“Neben den gemäss Abs. 1 und 2 zu bildenden Schlichtungs- 
ausschüssen können nach den gleichen Grundsätzen auf Wunsch 
der Mehrheit der in den zuständigen gewerkschaftlichen Berufs- 
vereinizungen organisierten Beamten für sämtliche Beamte der 
Reichsbehörden durch die Reichsregierung, für sämtliche Be- 
amten der Länder und Gemeindeverwaltungen durch die zu- 
ständigen Landeszentralbehörden Zentralschlichtungsausschüsse 
gebildet werden. Der Wunsch ist durch eine von den zustän- 
digen gewerkschaftlichen Berufsvereinigungen zu veranlasseide 
Urabstimmung unter ihren Mitgliedern festzustellen. 

Unter den gleichen Voraussetzungen und in gleicher Weise 
kann für alle Beamte sämtlicher öffentlicher Körperschaften des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden ein „Reichsschlich- 
tungsausschuss“ gebildet werden. 

Für jedes -Mitglied des Schlichtungsausschusses ist ein Ver- 
treter zu: bestimmen. 

Für die Wahlen zu den Schlichtungsausschüssen finden die 
Bestimmungen der $$ 9 und 10 sinngemäss Anwendung. 

$ 17. Die Vorstände der.unteren Behörden, bei denen ein 
Beamtenrat gebildet wird, bilden gegenüber ihrer höheren Be- 
lörde einen eigenen Beamtenrat. Die Zuständigkeit dieses 
Beamtenrats beschränkt sich auf die eigenen persönlichen An- 
gelegenheiten der fraglichen Beamten. 

18. Die im Auslande dienstlich tätigen Beamten einer 
Verwaltung haben in ihrer Gesamtheit einen Beamtenrat bei 
der für sie zuständigen obersten Reichsbehörde zu wählen. 
Nähere Bestimmungen über das Wahlverfahren treffen die zu- 
ständigen Reichsminister im Einvernehmen mit den in Frage 
kommenden gewerkschaftlichen Berufsvereinigungen. 

- 819, Die durch die Geschäftsführung der Beamtenräte ent- 
stehenden notwendigen Kosten einschliesslich etwaiger Auf- 
wandsentschädigungen trägt die Verwaltung. Für. die Sitzungen, 
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die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat sie 
die nach Umfang und Beschaifenheit der Verwaltung und der 
gesetzlichen Aufgaben des Beamtenrats erforderlichen Räume 
und Geschäftsbedürfnisse zur Verfügung zu stellen. 

8 20. Die Erhebung und Leistung von Beiträgen der Be- 
amten für irgendwelche Zwecke der Beamtenräte ist unzulässig. 

8 21. Die Tätigkeit der Mitglieder des Beamtenrats gilt 
als Dienst, 

Bei Reisen für Zwecke des Beamtenrats sind für alle Mit- 
glieder sleichmässige Reisegebührnisse zu gewähren, soiern die 
Notwendiskeit jeder Reise durch. Beschluss des Beamtenrats an- 
erkannt ist, 

8 22. Die Mitglieder des Beamtenrats dürfen ohne dessen 
Genehmigung weder aus ihrer derzeitigen Dienststelle in einen 
anderen Geschäftskreis überführt, noch auf längere Zeit abge- 
ordnet oder versetzt werden. 

Für Aeusserungen, die die -Mitglieder des Beamtenrats in 
den Sitzungen oder bei Verhandlungen mit den: Vorgesetzten 
getan haben, dürfen sie dienstiich nicht zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Dienststraiveriahren gegen Mitglieder des Beamtenrats dürfen 
nur nach Genehmigung des Beamtenrats eingeleitet werden. 

$ 23. Jeder Beamtenrat, Beziıksbeaimtenrat, Hauptbeamten- 
rat, Zentralbeamtenrat und Schlichtungsausschuss hat seinen 
Sitz am Amtssitz derjenigen Behörde, bei welcher er tätig ist. 

Auf die Eezirksbeamtenräte, Hauptbeamtenräte, Zentral- 
beamtenräte. und Schlichtungsausschüsse finden die Vor- 
schriften der $ 19-22 Anwendung. 

& 24. Die Beamtenversammlung besteht aus den Beamten 
der Behörde. 

Kaun nach der Natur oder der Grösse der Behörde eine 
gleichzeitige Versammlung aller Beamten nicht stattfinden, so 
hat die Abhaltung der Beamtenversammlung in Teilversamm- 
lungen zu erfolgen. 

2 8 25. Der Vorsitzende des Beamtenrats ist. berechtigt und 
aut Verlangen des Leiters der Behörde oder auf Verlangen 
von mindestens einem Viertel der Wahlberechtigten verpflichte:;, 
eine Versammlung einziberuien. 

Von Versammlungen der Beamten, die auf Verlangen des 
Leiters der Behörde stattfinden, ist dieser zu benachrichtigen. 
Er hat das Recht, in diesen Versammlungen zu erscheinen oder 
sich vertreten zu lassen und sich seibst oder durch Vertreter 
an den Verhandlungen ohne Stimmrecht zu beteiligen. 

Die Beamtenversammlung findet — soweit nicht die Eigen- 
art der dienstlichen Verhältnisse dies unmöglich macht — grund- 
sätzlich ausserhalb der Arbeitszeit statt; soll in dringenden 
Fällen hiervon abgewichen werden, so ist die Zustimmung der 
Behörde erforderlich. 

S 26. An den Beamtenversammlungen kann je ein Vertreter 
der bei der Behörde vertretenen gewerkschaftlichen Beruis- 
vereinigungen mit beratender Siimme teilnehmen. 

8 27. Die Beamtenversammlung kann Wünsche und Anträge 
an den Beamtenrat richten, Sie darf nur über Angeiegenheitch 
verhandeln, die zu ihrem Geschäftskreis gehören. 

II. Auigaben. 

$ 28. Der Beamtenrät hat auf die Erhaltung eines innerlich 
gesunden und zuverlässigen Beamtentums hinzuwirken. Er hat 
das Vertrauen zwischen Verwaltung und Beamtenschaft zu 
pflegen, das Pflichtgefühl und die Arbeitsfreudigkeit der Bs- 
amten zu erhalten und dienstschädliche Reibungen unter ihnen 
zu verhindern. 

$ 29. Der Beamtenrat hat das Mitbestimmungsrecht in 
allen Fragen des persönlichen Dienstverhäituisses, 

Er hat ferner in Ansehung des Betriebes (der Verwaltung) 
auch alie in den $$ 66 und: 78 des Betriebsrätegesetzes vom 
4, Februar 1920 (R.-G.-Bl. S. 147) vorgesehenen Befugnisse für 
die Beamten in Gleichberechtigung mit dem Betriebsrat aus- 
zuüben. Nähere Vorschriften können nach Zustimmung der ge- 
werkschaftlichen Berufsvereinigungen im Verordnungswege er- 
lassen werden. 

$ 30. Der Beamtenrat ist gutachtlich zu hören: 

a) bei der Aufstellung des Entwurfs der Behörde zum Haus- 
haltsplan des Reiches, des Landes, der Gemeinde oder 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, soweit die per- 
sönlichen Angelegenheiten der Beamten berührt werden; 

b) vor der Besetzung von besonderen Dienststellen, deren 
Inhaber einen Einfluss auf die persönlichen und dienstlichen 
Verhältnisse anderer Beamten. auszuüben vermögen, auch 
wenn sie nicht in einem Vorgesetztenverhältnis zu diesen 
stehen. Das Recht der Reichs- und Landesminister zur 
Besetzung der Staatssekretär-, Unterstaatssekretär- und 
Direktorenstellen bei den obersten Reichs- und Landes- 
behörden und das Recht der vorgesetzten Behörden zur 
Besetzung der Vorstandsstellen nachgeordneter Behörden 
bleibt durch diese Vorschrift unberührt; 

c) bei der Regelung der Ausbildung der Beamten, 
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$ 31. Der Beamtenrat hat bei Unfalluntersuchungen, welche 
bei seiner Behörde stattfinden, durch einen von ihm zu bestim- 
menden Beamten mitzuwirken. Dieser Beamte muss der Be- 
amtengruppe des durch den Unfall Verletzten angehören. 


$ 32. Der Beamtenrat kann verlangen, dass Wohliahrtsein- 
richtungen geschaffen werden, welche der gesamten Beamten- 
schaft der Behörde gemeinsam dienen. 

$ 33. Bei den Beamtenprüfungen der Behörde hat, wenn 
zwischen der Behörde und den beteiligten gewerkschaftlichen 
Berufsvereinigungen nicht eine weitergehende Vereinbarung ge- 
troffen ist, ein vom Beämtenrat zu bestimmender Beamter mit 
entscheidender Stimme im Prüfungsausschuss mitzuwirken. 
Dieser Beamte muss derienigen Beamtengruppe angehören, für 
deren Dienst die Prüfung abgelegt wird. Bei Beförderungs- 
prüfungen hat der Beanitenrat ausserdem einen Vertreter aus 
derjenigen Beamtengruppe zu bestimmen, welcher der Prüfling 
angehört. Dieser hat nur beratende Stimme, 


$ 34. Der Bezirksbeamtenrat hat das Recht, an den Kol- 
legialsitzungen seiner Behörde durch seinen Vorsitzenden oder 
dessen Stellvertreter mit beratender Stimme teilzunehmen, in- 
soweit die in den $ 29—32 bezeichneten Gegenstände auf der 
Tagesordnung stehen. 


8 35. Der Beamtenrat kann Angelegenheiten, welche die 
gesamte Beamtenschaft der Behörde oder einzelne Gruppen 
ücrselben berühren, von sich aus beraten und der Behörde seine 
\Vünsche und Anregungen mit Begründung vorlegen. Er ist 
auch verpflichtet, @l!e Massnahmen anzuregen, die geeignet er- 
scheinen, einen schnellen und ordnungsmässigen Geschäftsgang 
den höchten Grad der Arbeitsleistung und die grösstmögliche 
Verbilligung des Verfahrens oder des Betriebes herbeizuführen. 


$ 36. Der Beamtenrat ist berechtigt, die Durchführung aller 
die Beamten und das Beamtenverhältnis betreffenden Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse und Verfügungen zu überwachen. 


$ 37. Der Beamtenrat hat Streitigkeiten unter den Beamten, 
welche das Dienstverhältnis oder dienstliche Anordnungen be- 
treffen, bei Anrufung durch die streitenden Teile zu schlichten. 
Die Bestimmungen der Zivilprozessordnung finden sinngemäss 
Anwendung. 

$ 38. Kommt in den Fällen des $ 29 eine Uebereinstimmung 
zwischen dem Vorstand der Behörde und dem Beamtenrat; nicht 
zustande, so hat der Vorstand der Behörde die zu erlassende 
Verfügung unter Beifügung einer Begründung gegen ein rnit 
Datum und Unterschrift versehenes Empfangsbekenntnis dem 
Vorsitzenden des Beamtenrats in Abschriit zuzustellen. 


Wird in den Fällen der $$ 32, 34, 35 und 36 den Anirägen 
des Beamtenrats :nicht entsprochen, so ist die bezügliche Ver- 
fügung in der im Absatze 1 angegebenen Weise gleichfalls dem 
Vorsitzenden des Beamtenrats zuzustellen. 


$ 39. Inden Fällen des $ 30 hat der Vorstand der Behörde, 
wenn er dem Gutachten des Beamtenrats nicht beitritt, die 
zetroffene Verfügung mit Begründung im Abschrift dem Vor- 
sitzenden des Beamtenrats mitzuteilen. 

$ 40. Gegen die gemäss $ 38 erlassene Verfügung des Vor- 
standes der Behörde steht dem Beamtenrat die Beschwerde zu. 
Diese ist innerhalb zwei Wochen nach Zustellung in einer schrift- 
lichen, vom. Vorsitzenden ‚des Beamtenrats oder .dessen Stell- 
vertreter zu unterzeichnenden und mit Gründen zu verseheuden 
Eingabe beim Bezirksbeamtenrat einzureichen. Dieser hat die 
Beschwerde zu prüfen und. innerhalb einer Woche mit einer 
“ächäusserung dem Leiter der höheren Behörde vorzulegen, 
un dessen Stellungnahme herbeizuführen 

8 41. Auf den Bezirksbeamtenrat finden die Vorschriften 
der $$ 28 bis 40 sinngemäss Anwendung, soweit es sich um dei 
;esamten Dienstbereich der höheren Behörde handelt; auf den 
Hauptbeamtenrat finden die gleichen Vorschriften in gleicher 
Weise Anwendung, soweit es sich um den gesamten Dienst- 
bereich der obersten Behörde oder um die Wahrung derienigen 
Belange handelt, für die der Hauptbeamtenrat bestellt ist. 

8 42. Der Schlichtungsausschuss entscheidet - über Be- 
schwerden gegen die Stellungnahme der Beamtenräte, Bezirks- 
beamtenräte und des Hauptbeamtenrates, aus dessen Dienst- 
bereich der Schlichtungsausschuss ‚gebildet ist. Er entscheidet 
ferner auf Anruf über Beschwerden gegen die Leiter der deın 
gleichen Dienstbereich angehörenden Behörden. Gegen die 
nach $ 40 eingeholte Stellungnahme des- Leiters der höheren 
Behörde sowie bei Unstimmigkeiten, die sich aus dem Tätie- 
keitsbereich des Bezirksbeamtenrats gegenüber dem Leiter der 
höheren Behörde ergeben, steht dem Bezirksbeamtenrat die Be-. 
schwerde an den Hauptbeamtenrat zu, der entweder die Ent- 
scheidung der obersten ‚Behörde oder des Schlichtungsaus- 
schusses herbeizuführen hat. Unstimmigkeiten zwischen dem 
Hauptbeamtenrat und dem Leiter der obersten Behörde ent- 
scheidet der Schlichtungsausschuss, Neben dem Beamtenräten 
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steht auch den Leitern der obersten Behörde das Recht zu, 
die Schiichtungsausschüsse anzurufen, er ER 
Der Zentralschlichtungsausschuss entscheidet in allen Ange- 
legenheiten, welche zu dem Aufgabengebiet der Zentral. 
beamtenräte gehören, sofern er von diesen angerufen wird. 

Der Reichsschlichtungsausschuss hat die Verordnungen und 
Erlasse, welche die Grundlagen des Beamtenrechts und des Be- 
amtenverhältnisses betreffen, auf Anruf der Schlichtungsaus- 
Schüsse oder der gewerkschaftlichen Berufsvereinigungen zu 
prüfen und über deren Rechtsgiltigkeit zu entscheiden. 

Die Beschwerdefrist beträgt in allen Fällen zwei Wochen 
nach der Zustellung; im übrigen finden die Bestimmungen der 
Zivilprozessordnung sinngemäss Anwendung. 

$ 43. Werden die Wahlen zu den Beamtenräten ange- 
fochten, so obliegt den Schlichtungsausschüssen die Wahl- 
prüfung. Die Entscheidungen der Schlichtungsausschüsse in 
Wahlprüfungsangelegenheiten sind in allen Fällen endgültig. 
Werden die Wahlen zu den Schlichtungsausschüssen ange- 
fochten, so obliegt die Nachprüfung dieser Wahlen dem Reichs- 
wirtschaftsrat. 

Wahlanfechtungen müssen, und: zwar in schriftlicher Form, 
innerhalb einer- Frist von 4 Wochen nach erfolgter Wahl dem 
jeweils zuständigen Wahlvorstande zugegangen sein. Die 
Wahlanfechtungen sind umgehend den zuständigen Schlichtungs- 
ausschüssen bzw. dem Reichswirtschaftsrat zuzuleiten. Bis zur 
Entscheidung über die Wahlanfechtung üben die Gewählten, 
gegen die sich die Wahlanfechtung richtet, ihr Mandat aus. 

$ 44. Den Zentralbeamtenräten sowie dem, Obersten Reichs- 
beamtenrat können, sofern sie gebildet werden, durch Verord- 
nung der Reichsregierung bzw. der Landeszentralbehörden nach 
Zustimmung der Mehrheit der in den zuständigen zewerkschaft- 
lichen Berufsvereinigungen organisierten Beamten besondere 
Aufgaben übertragen; werden. 2. 

$ 45. Auf Behörden und Verwaltungen, bei denen Bezirks. 
beamtenräte nicht gebildet werden ($ 12 Abs. 5-und $ 15 Abs. 3), 
finden an Stelle der Vorschriften des $ 40 die Vorschriften des 
$ 42 sinngemäss Anwendung. 


IV. Geschäftsgang, 

8 46. Der Beamtenrat, Bezirksbeamtenrat, Hauptbeamtenrat 
und Zentralbeamtenrat gibt sich seine Geschäftsordnung selbst. 
Aus seinen Mitgliedern wählt er auf seine eigene Amtsdauer dem 
Vorsitzenden, den Schriftführer und deren Stellvertreter. Die 
Beamtenräte höherer Instanz sind berechtigt, zur besseren 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben ständige geschäftsführende Aus- 
schüsse aus ihrer Mitte nach den Grundsätzen der Verhältnis- 
wahl zu wählen. Nähere Vorschriiten können durch die im $ 54 
vorgesehene Verordnımg erlassen werden. Der Beamtenrat 
kann bestimmen, dass die ersten Ersatzmänner ani den Sitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen. ; 

Die Vertretung gegenüber der Behörde und gegenüber dem 
Schlichtungsausschuss besorgt der Vorsitzende ouer dessen 
Stellvertreter. ? 

$ 47. Die Mitglieder der Beamtenräte aller Instanzen haben 
über alle äls vertraulich behandelten Angelegenheiten Ver- 
Schwiegenheit zu beobachten. 

$ 48. Die Sitzungen des Beamtenrats, des Bezirks-, des 
Haupt- und des Zentralbeamtenrats zerfallen. in re 

a) solche, die sie unter sich. abhalten (besondere Sitzungen); 
b) selche, die sie in Gemeinschaft mit dem ‚Vorstande der 

Behörde abhalten. (gemeinsame Sitzungen). 

Beide Arten von Sitzungen finden je nach dem- Bedürfnis 
statt; es soll aber halbjährlich mindestens eine gemeinsame 
Sitzung abgehalten werden. } 

Die Sitzungen finden auf Einberufung des Vorsitzenden und 
unter dessen Leitung statt. 

Abstimmungen erfolgen nur in den besonderen Sitzungeir. 
An diesen Abstimmungen nehmen mur die Mitglieder des Be- 
amtenrats:. und die für verhimderte Mitglieder anwesemlen 
Ersatzmänner teil, 

Zu den Sitzungen des Beamtenrats können Vertreter der in 
den Räten vertretenen gewerkschaftlichen Berufsvereinizungen 
mit ‚beratender Stimme sowie zur Antragstellung zugelassen 
werden, wenn ein Fünftel der Mitglieder des betreffenden Rais 
die Zulassung beantragt. 

Der Beanitenrat (Bezirks-, Haupt-, Zentralbeamtenrat) hat 
die in seinen Auigabenkreis fallenden Angelegenheiten zunächst 
unter sich in besonderen. Sitzungen zu behandeln. 

$ 49. Besteht in einer Dienststelle, für die ein Beamtenrat 
errichtet ist, für die der Dienststelle angehörigen Arbeiter und 
Angestellten eine Arbeiter- und Angestelltenvertretung (Betriehs- 
rat, Angestelitenrat, Arbeiterrat), so können in gemeinsamen 
Angelegenheiten, welche in den Aufgabenkreis sowohl des Be- 
triebsrats als auch des Beamtenrats fallen, Betriebsrat und Be- 
amtenrat zu gemeinsamer Beratung zusammentreten. Den Vor- 
sitz führt für jede gemeinsame Sitzung abwechselnd der Vor- 
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sitzende des Beamtenrats und der des Betriebsrats. Die Ein- 
ladungen und die Aufstellung der Tagesordnung erfolgen durch 
beide Vorsitzende gemeinsam. Nähere Vorschriften können 
durch die im & 54 vorgesehene Verordnung erlassen werden. 

$ 50. Der Beamtenrat- (Bezirks-, Haupt-, Zentralbeamten- 
rat) kann für die Behandlung besonderer Geschäfte Ausschüsse 
einsetzen, die der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter zu 
leiten hat. Diese Ausschüsse sind dem Beamtenrat (Bezirks-, 
Haupt-, Zentralbeamtenrat) untergeordnet, an dessen Anweisun- 
gen gebunden und können von ihm aufgelöst werden. Sie kön- 
nen mit den Vertretern der Behörde gemeinsame Sitzungen 
abhalten. 

8 51. Die Sitzungen finden in der Regel innerhalb der ge- 
wöhnlichen Dientzeit statt. 

Ueber jede Sitzung ist eine Verhandlungsniederschrift auf- 
zunehmen. 

8 52. Zur Erfüllung seiner Aufgaben ist der Beamtenrat 
(Bezirksbeamtenrat, Hauptbeamtenrat) vom Vorstande der Be- 
hörde rechtzeitig um seine Mitwirkung bzw, um die Abgabe 
eines Gutachtens zu ersuchen. 

Soweit für den Beamtenrat (Bezirksbeamtenrat, Haupt- 
beamtenrat, Zentralbeamtenrat, Schlichtungsausschuss) zur Be- 
urteilung- der Sachlage die Kenntnis der Akten, Vorgänge, 
Haushaltspläne usw. notwendig ist, sind ihm diese von der Be- 
hörde zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen, die Per- 
sonalakten eines Beamten jedoch nur mit seiner oder seiner 
Hinterbliebenen Zustimmung. Der Beamtenrat (Bezirksbean- 
tenrat, Hauptbeamtenrat, Zentralbeamtenrat, Schlichtungsaus- 
schuss) kann für seine eigenen Akten Abschriften aus diesen 
Akten usw. fertigen lassen. 

Bei den Verwaltungen des Reichs, der Länder, der Gc- 
meinden und Gemeindeverbände, sowie der Körperschaften, Stif- 
tungen und Anstalten des ölfentlichen Rechts hat der Beamten- 
rat das Recht, von seiner Behörde zu verlangen, dass sie ihm 
— soweit dadurch keine Dienst- oder Betriebsgeheimnisse ge- 
fährdet werden und gesetzliche Vorschriften nicht entgegen- 
stehen — über alle die Anstellungsverhältnisse und: die Tätig- 
keit der Beamten berührenden Verwaltungs- und: "Betriebsvor- 
gänge, soweit sie dem Leiter der Behörde zugänglich sind, Auf- 
schluss gibt. Ferner erstattet die Verwaltung dem bei ihr be- 
stehenden Beamtenrat höchster Instanz vierteljährlich einen Be- 
richt über die Lage und den Gang der gesamten Verwaltung 
oder des gesamten Betriebs un allgemeinen und: über die Lei- 
stungen des Gesamtbetriebes und über den zu erwartenden Be- 
darf der Verwaltung (des Betriebs) im besonderen. 

Dem Schlichtungsausschuss sind auch seitens der Beaimten- 
räte, Bezirksbeamtenräte und Hauptbeamtenräte die Vorgänge 
und Akten zur Verfügung zu stellen, deren er zu seinen Ent- 
scheidungen bedari. 

$ 53. Die Behörde hat. dem Beamtenrat (Bezirksbeamten- 
rat, Hauptbeamtenrat, Zentralbeamtenrat, Schlichtungsausschuss) 
von allen Gesetzen, Verordnungen, Erlassen und Verfügungen, 
weiche die Gesamtheit der Beamten oder einzelne Gruppen 
derselben, oder welche das Bearmtenverhältnis betreffen, Kennt- 
nis zu geben. 

V. Ausführungsbestimmungen. 

8 54. Die Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz sind 
nach Vereinbarung mit den beteiligten gewerkschaftlichen Be- 
ruisvereisigungen zu erlassen. 


8 55. Die nach diesem Gesetz erforderlichen Wahlen müs- 


sen unverzüglich vorgenommen werden. 

Die bisher ergangenen Bestimmungen über Bildung und 
Aufgaben von Beamtenräten treten nach ceriolgter Wahl ausser 
Kraft. 

‚8 56. Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird für die 
Beamten des Reichs der Reichsminister des Innern beauftragt, 
tür die übrigen Beamten werden die Ausführungsbestimmungen 
durch die Landeszentralbehörden erlassen. 


Rundschau 


Weiterführung von Titeln. Durch Art. 109 Abs. 4 der Reichs- 
veriassung-ist das Verleihen von Titeln, die nicht ein Amt oder 
einen Beruf bezeichnen, untersagt. Demgemäss haben auch Be- 
amte, denen in früherer Zeit Titel verliehen sind, die jetzt nicht 
mehr weiterverlichen werden, keinen Anspruch auf dienstliche 
Bezeichnung mit diesen Titeln. Es ist nun menschlich ver- 
ständlich, wenn auch sachlich nicht begründet, dass mancher 
der davon. betroffenen Beamten den Verlust dieses. Titels als 
Herabsetzung empiindet.. Dieser Empfindung hat der Reichs- 
finanzminister durch nachstehenden Erlass Rechnung ge- 
tragen: 

Nach der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten über die Amtsbe- 
zeichnungen und Titel vom 11. Juni 1920 (Deutscher Reichsanzeiger Nr, 135) 
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steht den Beamten unbeschadet ihres Rechts, ihrerseits die früher ver- 
liehenen Titel und Amtsbezeichnungen weiterzuführen, kein Rechtsanspruch 
darauf zu, im dienstlichen Verkehr hiermit benannt zu werden. 

Ich erzchte es jedoch für angemessen, dass auch im Amtsverkehr den 
Beamten ..; Meer neben den neuen Amtsbezeichnungen von den wohl- 
erworbenen Ehrentiteln (wie z. B. Rechnungsrat) Gebrauch gemacht wird. 

Für den Geschäftsbereich der Reichsfinanzverwaltung ersuche ich daher, 
hiernach zu verfahren, 

Zur Ausschliessung jeden Zweifels bemerke ich noch ausdrücklich, dass die 
Vorschrift nur auf die früher verliehenen Ehrentitel, nicht aber auf die früheren 
Amtsbezeichnungen Anwendung findet. 

Berlin, den 21. Dezember 1920. 

IVa 65113. I. Ang. — I. B/16446. Il. Ang. 
Der Reichsminister der Finanzen. 


Dr. Wirth. 
Beamtenrecht 


Abbau des Berufsbeamtentums? Die vom Reichstag im 
Gesetz über den Haupthaushalt beschlossenen Massnahmen zur 
Verminderung der Zahl der Beamten (ein Viertel aller irei- 
werdenden Stellen soll nicht wieder besetzt werden) haben in 
der Beamtenschaft ausserordentliche Erregung hervorgerufen. 
Man sieht hierin den ersten Schritt auf dem Wege, der dahin 
führen soll, das Berufsbeamtentum ganz zu beseitigen, und be- 
fürchtet, dass man eines Tages auch vor den jetzt noch durch 
die Verfassung gewährleisteten Rechten der Beamten nicht halt 
machen wird. 

Es soll dahingestellt bleiben, wieweit durch die Notwendig- 
keit, die aus den abgetretenen Gebieten verdrängten Beamten 
unterzubringen, in Verwaltungsstellen Beamte sitzen, die tat- 
sächlich überflüssig sind. Es ist selbstverständlich, dass 
solche Stellen nicht wieder besetzt werden, dass durch eine 
volkswirtschaftlich notwendige Verwaltungsreform eine Ver- 
änderung im Aufgabengebiet der Verwaltung und eine ratio- 
nelle Ausnutzung der Arbeitskraft des Beamten ermöglicht wird. 

Der Kernpunkt der Frage ist jedoch, ob bei diesem Abbau 
eine Herabminderung des Personalbestandes überhaupt oder 
rur eine Verminderung der planmässigen Beamtenstellen her- 
beigeführt werden soll. Der. Endeffekt wird wahrscheinlich 
vielfach der sein, dass Beamte durch aui Privatdienstvertrag 
Angestellte ersetzt werden. 

Eine richtige Einschätzung der in Aussicht stehenden Mass- 
nahmen ist nur möglich, wenn :man sie in Verbindung mit dem 
Beamtenproblem als solchem betrachtet. Eins der Hauptargu- 
mente, mit dem man bisher jede freie gewerkschaftliche Be- 
wegung unter der Beamtenschaft auch von Regierungsseite be- 
kämpft, ist, dass der Beamte als Diener der Allgemeinheit in 
einem besonderen Treuverhältnis zum Staat stünde und sich 
dadurch aus der Schar der übrigen Arbeitnehmer heraushöbe. 
Die Verfechter dieser Theorie übersehen jedoch, dass die ihnen 
so bequeme und nützliche Kasteneinteilung ein Produkt der 
historischen Entwicklung ist und in unmittelbarem Zusarmmen- 
hang mit der bestehenden privatkapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung steht,. in der die Volksregierung ein Organ derjenigen 
Kreise ist, die sich im Besitz der wirtschaftlichen und politischen 
Machtmittel befinden. Zu dieser Lehre vom Treuverhältnis des 
Beamten zum Staat hat sich bisher die Beamtenschaft aller 
Rangklassen überwiezend bekannt und ihre Stellungnahme zu 
allen: Fragen unseres sozialen Lebens dadurch beeinflussen 
lassen. 

Diese moralische Grundlage des Beruisbeamtentums wird 

nun von der Regierung durch ihren Angriff erschüttert, ohne 
dass sie zugleich versucht, durch zeitremässe Reform das Be- 
amtentum einer künftigen höheren Wirtschaftsform anzupassen, 
in der jeder Arbeitnehmer ohne Ausnahme, Arbeiter, Angestell- 
ter und Beamter, im Dienst der Allgemeinheit steht, der dem- 
gemäss die Verpilichtung erwächst, ihn materiell in ieder Le- 
enslage so zu sichern, dass er nicht mehr durch die Sorge 
um seine nackte Fxistenz und den Kampf zegen rücksichtslose 
Ausbeutung seiner Arbeitskraft an der Erfüllung dieser Pflicht 
gehindert wird. 

Ueber die Reiormbedürftigkeit der bestehenden Verwal- 
tungskörperschaften ist sich die Regierung klar. Sie sieht ihre 
Aufgabe darin, ilıre Arbeit wirtschaitlicher zu gestalten. Typisch 
ist aber, dass man, beherrscht von Gedankengängen, die auf 
dem Boden der privatkapitalistischen Wirtschaftsform erwach- 
sen sind, die Reform in erster Linie im Abbau sieht, ohne zu 
versuchen, das Beamtentum als solches so umzurestalten, dass 
die dagegen erhobenen Vorwürfe der Unwirtschaftlichkeit ihren 
Halt verlieren. Man beginnt mit dem Abbau gerade dort, wo 
das Endziel unserer sozialen Gesetzgebung, die unbedingie so- 
ziale Sicherung des Arbeitnehmers, bereits erreicht war. Also 
nicht "Weiterentwickelung unter Berücksichtigung der mo- 
ralischen Rechte des Arbeitnehmers ist die Losung, sondern Zer- 
störung des Erreichten nach rein privatkapitalistischen Grund- 
sätzen auf. Kosten der arbeitnehmenden Klasse. 

Dieser Vorgang ist kennzeichnend dafür, wohin die Weiter- 
entwickelung unseres Wirtschaftslebens führen wird, ohne den 
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festen Zusammenschluss aller Arbeitnehmer, die nur so den Ein- 
fluss gewinnen können, der nötig ist, um das Wirtschaftsleben 
in Bahnen zu>lenken, in denen ausschliesslich das Interesse der 
Gesamtheit massgehend ist. In diesem Kampf hat die Beam- 
tenschaft bisher beiseitegestanden; aber auch sie wird sich auf 
die Dauer der Erkenntnis nicht verschliessen können, dass die 
Wirtschaftsprobleme der Gegenwart für ihre Lebensbedin- 
gungen von gleicher Wichtirkeit sind, wie für die der gesam- 
ten arbeitenden Volksschichten, und dass sie deshalb aus ihrer- 
Ruhe heraustreten und sich am Wirtschaftskampf beteiligen 
muss. 


Zur Frage des Beamtenstreikrechts. Am 19. Januar 1921 
hat der 4. Strafisenat des Reichsgerichts ein Strafurteil 
gegen einige Hilfspolizeibeamte bestätigt, die in einer Einzabe 
an ihren Bürgermeister eine bessere Bezahlung verlangt hatten 
mit der gleichzeitigen Ankündigung, andernfalls sämtlich in 
den Streik zu treten. Das Landgericht Oels hatte das Ur- 
teil gefällt, und zwar auf Grund des $ 114 des Strafgesetzbuches 
wegen „Beamtennötigung“. Nach $ 114 Str.G.B. wird nämlich 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten, bei mildernden Um- 
ständen mit geringerer Gefängnis- oder mit Geldstrafe bestraft, 
„wer. es unternimmt, durch Gewalt oder 
Drohung eine Behörde odereinen Beamten zur 
Vornahme oder Unterlassung einer Amts- 
handlung zu nötigen“. Das Reichsgericht hat in seiner 
Begründung ausgeführt, dass durch diese Bestimmung die 
„treie Willensentschliessung der Behörden 
und Beamten gegen Drohungen jeglichen In- 
halts“ gesichert werden solle, und deshalb wäre auch 
eine „Drohung mit einem an sich berechtigten Tun“ strafbar 
im Sinne des $ 114, sofern nur dieses Tun „sich für den Be- 
drohten als ein Uebel darstellt, das geeignet ist, ihn in eine 
seine Willensfreiheit beschränkende Furcht 
zu versetzen“. Es ist noch nicht einmal erforderlich, dass „die 
Amtshandlung der Behörde wirklich abgenötigt wor- 
den ist“, es genügt schon, dass „die Gewalt oder Drohung 
geeignet war, eine Behörde oder einen Beamten zu einer 
Amtshandlung zubestimmen“. 


Diese Reichsgerichtsentscheidung zeigt uns mit erschrecken- 
der Klarheit, wie dringend notwendig eine zeitgemässe Re- 
form des Strafgesetzbuches ist. Denn diese Aus- 
legung des $ 114 gibt jetzt den Gerichten nicht nur das Mittel 
in die Hand, gegen Streikdröhungen der Beamten vorzugehen, 
sondern der Paragraph lässt sich genau so gut anwenden regen 
angedrohte Streiks der behördlichen Angestellten 
und Arbeiter. Die Reichsgerichtsentscheidung unter- 
sagt glattweg jeden wirtschaftlichen Kampf der 
Behörden-Arbeitnehmer, denn was ist — nach dieser Auslegung 
— ein Lohnkampf z B. städtischer Arbeiter und Angestellter 
anderes als eine „Nötigung“ des Bürgermeisters und der Stadt- 
räte zur „Vornahme einer Amtshandlung“, nämlich zur Ein- 
bringung eines Nachtragsetats oder dergleichen.° Noch bedenk- 
licher wird aber die Entscheidung, wenn sie So ausgelegt wird, 


wie es der Privatdozent Dr. Richard Honig- Göttingen in 


Heft 4 des „Deutschen Polizei-Archivs“ vom 1.4.21 
tut, indem er ausführt, dass es nicht einmal erforderlich ist, dass 
„die mit Streik -drolienden Beamten“ — sinngemäss: also auch 
Arbeiter und Angestellte — „den in Aussicht gestellten ‚Streik 
ausdrücklich von der Vornahme oder Unterlassung einer 
Amtshandlung des bedrohten. Beamten abhängig machen, 
dass sie also ausdrücklich erklären, es komme ihnen auf eine 
bestimmte Amtshandlung an. Der Tatbestand des $ 114 
Str.G.B. ist vielmehr, wie aus einer Entscheidung des 4. Straf- 
sennats des Reichsgerichts vom 5. März 1901 hervorgeht, schon 
dann erfüllt, wenn nach der Vorstellung der Drohen- 
den die Vornahme oder Unterlassung einer bestimmten Amts- 
handlung des Bedrohten .kraft der Drohung zuerwartenist, 
wenn also ein Zusammenhanx zwischen der Drohung und 
einer bestimmten erwarteten Amtshandlung aus den Umstän- 
den des Falleszuerkennenist. $ 114 wäre demnach 
schon dann anwendbar, wenn anlässlich erfolglos ge- 
bliebener Besoldungsfragen die Beamten nur erklären ; 
sie würden demnächst streiken. Aus dem Zu- 
sammenhang wäre alsdann erkennbar, dass die Beamten 
ihren Dienst nur bei. Bewilligung ihrer Forderungen weiter- 
zuführen willens sind.“ NR 


Diese Reichsgerichtsentscheidung eröffnet also unbegrenzte 
Möglichkeiten, den Arbeitnehmern der Staatlichen und: städti- 
schen Behörden, und zwar Arbeitern, Angestell- 
ten und Beamten, das Streikrecht nicht nur zu be- 
schränken, sondern sogar ganz zunehmen. Danach kann 


sogar der Gewerkschaftsvertreter, der bei Verhandlungen mit: 


Behörden mit dem „letzten gewerkschaftlichen Mittel“ auch nur 


von ferne droht, glattweg mit „Gefängnis - nicht unter 3 Mo-- 


naten“ bestraft werden. Es wäre also der bekannte Erlass 
des Reichspräsidenten vom 10. November 1920 (siehe 
„D. T.Z.“ Nr. 32/33 für 1920, S. 358) über „Streiks in lebens- 
wichtigen Betrieben“ noch ein weitgehendes Entgegen- 
kommen gegen die Arbeitnehmerschaft. 

Wenn bis jetzt diese Reichsgerichtsentscheidung von den 
Reaktionären aller Schattierungen nur dazu benutzt worden ist, 
der Beamtenschaft begreiflich zu machen, dass sie ein 
Streikrecht nicht besitze, so kann das auch seinen Grund darin 
haben, dass man sich an de Arbeiter und Angestellten 
noch nicht so recht herantraut. Jedenfalls liegt es aber 
auf der Hand, dass der $ 114 Str.G.B. nebst obiger Reichs- 
gerichtsentscheidung — selbst, wenn sie zufällig nur gegen 
Beamte gefällt ist — nicht geeignet ist, die Beamtenschaft von 
der Forderung der uneingeschränkten Vereini- 
gungsfreiheit und damit des Streikrechts abzu- . 
bringen, denn die hierbei angeführten Gründe treffen auf die 
Arbeiter und Angestellten in gleichem Um- 
fange auch zu: 


Ein erneuter Vorstoss für die Beamtenkammern! Auf der 
Tagung des Reichsbundes der Kommunalbeamten und -angestell- 
ten Deutschlands wurde auch die Frage des „Beamtenver- 
tretungsgesetzes“, wie es in einem Bericht der „Rund- 
schau für Kommunalbeamte“ benannt. wird, besprochen. Dabei 
veriocht Jehle- München wieder den Gedanken der Beamten- 
kammern; er hat hier im Kreise der Kommunalbeamten an- 
scheinerd einen Sieg errungen. Denn es wurde folgende. Ent- 
schliessung angenommen: 


e „Von der Absicht der Einbringung eines neuen, den Einfluss 

der Gewerkschaften sichernden Rahmengesetzes über die Be- 
amtenvertretungen von Bayern aus und von den Ausfüh- 
rungen darüber wird Kenntnis genommen. Der Bundestag sieht‘ 
von einer Stellungnahme zunächst ab, äussert erneut den 
Wunsch, dass es gelingen möge, die gesamte deutsche Be- 
amtenschaft, besonders den D. B, B., in eine Finheitsfront zu 
bringen, und lässt Bayern für die vorbereitenden 
Schritte im Sinne der Vorschläge des Kol- 
legen Jehlefreie Hand. Eine unumgängliche Forderung 
des Reichsbundes bleibt die Schaffung von gesetzlichen Vor- 
schriiten, die der Gemeindebeamtenschaft Berücksichtigung und 
Schutz ihrer Eigenart gewährleisten und die Rechte der Ge- 
werkschaften unangetastet lassen.“ 

Trotz dieser letzten Beteuerung bieibt es dabei, dass sich 
der Kommunalbeamtenbund schützend vor die reaktionären Be- 
strebungen stellt, die von Bayern ausgehen. Nach dem Doppel- 
spiel, das Jehle in den Verhandlungen mit dem Reichsminister 
des Innern gespielt hatte — wir haben darüber in der vorigen 
Nummer der „Freien Beamtenrundschau“ berichtet — hätte man 
eigentlich annehmen sollen, dass seine Rolie in der Beamten- 
bewegung ausgespielt ist. Das Vorgehen der Kommunalbe- 
amten beweist, dass die freigesinnte Beamtenschaft die Vor- 
gänge mit grösstem Misstrauen betrachten muss. Es sind alle 
‚Kräfte am Werke, um das Beamtenrätegesctz zu Fall 
zu bringen. 


- Bzsoldungsfragen 


Sperrgesetz und Beamtengehälter. Nach dem Vorbilde des 
Reiches haben die meisten Länder und zahlreiche Gemeinden 
eine Neuregelung der Besoldungsgesetze vorgenommen. Da 
bisher, also in zwei Monaten nach Erlass des vom Reichsfinanz- 
minister durchgesetzten Sperrgesetzes (siehe Nr. 38 des „Tech-3 
nischen Gemeindebeamten“), über die Art seiner Durchführung 
noch nichts bekannt geworden ist, zeigt sich in den Kreisen 
der Landes- und der Kommunalbeamten eine verständliche Be- 
unruhigung. Niemand kann mit einiger Sicherheit heute Sein 
Einkommen berechnen, weil immer noch die erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen fehlen. Der Deutsche Be-. 
amtenbund ist deshalb beim Reichsfinanzministerium wegen der 
Schaffung solcher Ausführungsbestimmungen- vorstellig Zewor- 
den und hat beantragt, dass auch Vertreter der Beam- 
tenschaft vor der endgültiren Festlegung des 
Wortlautes gehört werden. Hoffentlich wird diesem be- 
rechtieten Verlangen baldigst entsprochen und die Angelegen- 
heit demnächst in Angriff genommen. ae 

Inzwischen erfolgen bereits vom. Reichsfinanzministerium 2 
Einsprüche auf Grund des Sperrgesetzes, wie aus nachstehen- 
der Meldung hervorgeht: f 

„Gegen die lippische Besoldungsordnung für 
Beamte und Angestellte hat laut Meldung des „Wolffschen Tele- | 
graphenbureaus“ das Reichsfinanzministerium auf Grund des’ 
sogenannten Sperrgesetzes Einspruch erhoben“ a 

Da infolge Fehlens der Ausführungsanweisung auch noch 
kein Schiedsgericht eingesetzt ist, ergiht sich hieraus ein ge- 
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reits einige Landesregierungen — wie z. B. die anhaltische und 
mecklenburgische — Verordnungen erlassen haben, dass die er- 
höhten Teuerungszulagen mit Rücksicht auf das Sperrgesetz ‚nur 
„unter Vorbehalt“ ausgezahlt werden sollen. Nachdem 
nun auch noch der Reichsfinanzminister durch Verordnung vom 
1. März 1921 auch den $ 13 des Gesetzes rückwirkendab 
1. April 1920 in Kraft gesetzt hat, wird die Unsicherheit auf 
die Bezieher von „Wartegeldern, Pensionen und Hin- 
terbliebenenbezügen“ mit ausgedehnt, wodurch die 
Witwen und Waisen der Beamten u. U. in die un- 
haltbarsten Sitwationen gelangen können. 


Behördenangestellte 


Zentralschlichtungsausschuss. ‘Zur Beseitigung von Zwei- 
feln über. die Zuständigkeit des Zentralschlichtungsausschusses 
bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis im Bereiche der 
Unternehmungen und Verwaltungen des Reiches geben wir nach- 
stehend eine Verfügung des Reichsarbeitsministers vom 17. Ja- 
nuar 1921 — VI. C. 7268 — bekannt, nach der- vor dem Zen- 
tralschlichtungsausschuss nur Fälle von. grundsätzlicher „Bedeu- 
tung verhandelt werden. Für alle anderen Fälle ist der Be- 
zirksschlichtüngsatisschuss (gesetzlicher Schlichtungsausschuss, 
d. h. für Berlin der Schlichtungsausschuss ‚Gross-Berlin) zu- 
ständig. ‘Die Verfügung lautet: 

Gemäss Art. 4 der Verordnung vom 14. April 1920 (R. G. Bl. S. 522) zur 
Ausführung des B.R.G. vom 4.2.1920 und auf Grund der zwischen den 
einzelnen Reichsministerien gepflogenen Verhandlungen wird für die Unter- 
nehmungen und Verwaltungen des Reichs ein gene'nsamer Zentralschlichtungs- 
ausschuss im Reichsarbeitsministerium gebildet. Daneben wili nur die. Reichs- 
eisenbahnverwaltung für ihre Arbeiter einen besonderen Zentralschlichtungs- 
ausschuss schaffen. 

Auf Grund der eingereichten Vorschläge habe ich gemäss Ziffer 5 a. a. O. 
den Herin Reichskanzler gebeten, die vorgeschlagenen Personen zu ständigen 
Mitgliedern des Zentralschlichtungsausschusses und deren Vertretern keruien. 
Die nichtständigen Mitglieder sollen. gemäss $ 15 Abs. 5 der entsprechend an- 
zuwendenden Verordnung vom 23. Dezember 1918 von Fall. zu Fall dusch den 
Vorsitzenden des Ausschussss, berufen werden. 

„Sofort nach erfolgter Berufung, voraussichtlich am 1. Februar 1921, wird 
der Zentralausschuss seine Tätigkeit ‘aufnehmen. ° Von diesem Zeitpunkt an 
werden ihm also Streitsachen überwiesen werden können. 

Nach dem Wortlaut der Ziffer 3 des Art. 4 der Verordnung vom 14. April 1920 
muss auf Antrag einer Partei jede Streitigkeit durch den Bezirksschlichtungs- 
ausschuss überwiesen werden. Es bestehen jedoch erhebliche. Bedenken da- 
gegen, dass wahllos jeder beliebige Fall vor den Zentralschlichtungsausschuss 
gebracht wird. Durch ein derartiges Verfahren würde bei ihm eine solche 


‘ Fülle von Streitsachen anhängig werden, dass die Schnelligkeit und Sorgfalt 


der Erledigung naturgemäss leiden müsste, um so mehr als es dem Reichsarbeits- 
ministerium bisher nicht gelungen ist, für die Besetzung des Zentralschlichtungs- 
ausschusses besondere Stelien bewilligt zu erhalten. Im Interesse der Sache 
selbst muss ich daher die Bitte aussprechen, die nachgeordneten Behörden 
anzuweisen, nur wirklich wichtige Fälle, bei denen es sich um 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung handelt, vorden Zentral- 
schlichtungsausschuss zu bringen, Nur so kann dieser die ihm über- 
tragene wichtige Aufgabe wirklich ertüllen. Bei der Ueberweisung unwichtiger 
Fälle besteht ausserdem die Besorgnis, dass der Zentralschlichtungsausschuss, 
der.seine Zuständigkeit- selbständig zu prüfen hat, nach Sinn und Zweck. der 
in Frage kommenden Bestimmungen eine Sache an den Bezirksschlichtungs- 
ausschuss zurückverweist, ger. Dr. Brauns. 

Diese Verfügung ist den Regierungen der Länder und sämt- 
lichen Reichsministerien einschliesslich der Reichskanzlei, 
Reichsbank und Reichsabwickelungskommissar zugezangen. 

Gefährdung des Paritätischen Ausschusses durch den 
„Gedag“. Der P. A., welcher in seiner Finanzierung an Grund- 
sätze gebunden wat, die ihn hinderten, schnelle Arbeit zu 
machen, hatte mit vollem Recht für. sich in Anspruch genom- 
men, so: finanziert werden, dass er - vollkommen selbständig 
und unabhängig ist. Ueber diese neue Finanzierung war es nun 
zu einem Konflikt mit der Regierung gekommen, welche eine 
andere Verteilung: der Kosten wie bisher verlangte. 

Wenn wir auch grundsätzlich auf dem Standpunkt stehen, 
dass die Regierung- für ihre Forderung 'keine Rechtsgrundlage 
besitzt, da’ sie nach unserer Auffassung für die Dauer des Ver- 
tragsverhältnisses an die seinerzeit getroffene Vereinbarung ge- 
bunden ist, so musste unsere Hauptaufgabe im Moment doch 
die sein, das Fortbestehen‘des P. A., dessen Mittel erschöpft 
waren, Zu sichern. ‘Aus diesem Grunde haben alle Gewerk- 
schaften mit Ausnahme des - christlichen Gesamtverbandes 
dentscher .Angestelltengewerkschaften  („Gedag“) ‘den neuen 
Finanzierungsgrundsätzen zugestimmt. Der „Gedag“ knüpfte 
an eine eventuelle Zustimmung Bedingungen, : welche einer- 
seits die an: sich schon schwierige Aufgabe der Vor- 
sitzenden noch schwieriger. gestaltet hätten und ‚andererseits 
auch nicht im Interesse der Angestellten selbst lagen. Ferner 
forderte er. von der Regierung- Massnahmen, deren Nichterfüllung 
ihm von vornherein klar sein musste, Hätten sich die übrigen 
Gewerkschaften auch auf diesen Standpunkt gestellt, würde der 
P. A. heute zur Untätigkeit: verurteilt sein. 

- „Da,.wie eingangs erwähnt, sich..ein -Teil-der- Bedingungen 
auf. die Arbeit der. „Unparteiischen : Vorsitzenden“ erstreckte, 
welche diese zu. erjüllen nicht für möglich halten, und ‚sie: wei- 
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ter auch der Auffassung sind, dass diese Bedingungen den An- 
gestellten zum Nachteil gereichen können, haben sie in der 
Haltung des „Gedag“ eine Brüskierung ihrerseits gesehen und 
es abgelehnt, solange diese Bedingungen aufrechterhalten wer- 
den, mit Beisitzern des „Gedag‘“ zusammenzuarbeiten oder 
Spruchkammern vorzusitzen, in welchen der ‚Gesamtverband 
als Mundanwalt auftritt, 

Wir überlassen es hiernach unseren Kollegen, über eine 
derartige Interessenvertretung durch den „Gedag“ selbst zu 
urteilen. Entweder hat er keine Angestellten. bei Behörden 
organisiert, oder es fehlen ihm die nötigen Gelder. Die Mög- 
lichkeit, beides nicht zu haben, liegt aber auch nahe. 

„Nachschrift: Inzwischen hat der: „Gedag“ die der- 
zeitige Undurchführbarkeit seines Standpımktes eingesehen und 
klein beigegeben., 


Beamtenbrwegung 


Die unhellvolle Zersplitterung der Technikerschaft in zahl- 
lose Gruppen und Grüppchen kennzeichnet eine Anwsesenheits- 
liste vom Vertretertag des Württembergischen Be- 
amtenbundes am 27. Februar 1921 in Stuttgart. Die 
Liste enthält: 

1. Verein der Staatlichen Eicbbeamten Wütttembergs, 


2 vn pen] der mittleren technischen Beamten des Ministeriums des 
nnern, 


4, Verein der Bauamtswerkmeister und Bauwerkmeister. bei 
Finanzverwaltung, 

10. Württembergischer Geometerverein, L.W.d.D.V.V., Landesfachgruppe der 
Geometer bei der staatlichen Verwaltung des Innern, 

13. Deutscher Verein für Vermessungswesen, Landesverein Württemberg, Fach- 
gruppe der Geometer der Finanzverwaltung, 

20. Verein würtiembergischer Kulturbaubeamten, 

23. Verein technischer Assistenten. 

Dazu kommt noch unser Bund, so dass also die Be- 
hördentechniker Württembergs glücklich die Auswahl zwischen 
8 (acht) Verbänden haben, abgesehen von den 6 (sechs) Fach- 
gruppen der Katastergeometer, Oberamtsbaumeister, Orts- und 
Stadtgeometer, Licht- und Wasserfachbeamten, Stadtbauimeister 
und Gemeindetechniker. des mittleren Dienstes, die der „Zentral- 
verband der Gemeinde- und Körperschaftsbeamten“ unter Aus- 
EHEN der Eigenbrödelei verschiedener Gruppen eingerichtet 

at. 
Wann lernen die Techniker endlich erkennen, dass sie mir 
zusammengeschlossen in einer starken Reichs- 
gewerkschait eine Macht darstellen? 


Zertralausschuss der höheren Beamten Deutschlands. Die 
Verbände der. höheren Beamten, die aus dem Deutschen Beanm- 
tenbund ausgeschieden sind, haben sich zu einem Zentralaus- 
schuss der höheren Beamten Deutschlands zusammengeschlos- 
sen. . Ihm: gehören an der Bund ‚höherer Beamter, die Arbeits- 
gemeinschaft des Preussischen Richtervereins, des Beruis- 
vereins höherer Verwaltungsbeamter und des Berufsvereins der 
höheren Koammunalbeamtenm Deutschlands und eine Reihe von 
Landesverbänden höherer Beamter. Ziel des Zusammenschlus- 
ses: soll die Bildung einer Reichsorganisation. der gesamten 
höheren Beamtenschaft sein. Die Grühdungsversammlung ist 
zum 1. Juli d. J. in Aussicht genommen. 


"Zur Landbeamtenbewegung führt die „Gemeinschaft“, ‘das 
Organ des D,. B. B., folgendes aus: Obgleich in der letzien 
Bundesausschusssitzung des Deutschen Beamtenbundes eine 
Einigung zwischen dem Deutschen Beamtenbunde und dem 
Bunde ‘der Land- und Kleinstadtbeamten erzielt worden ist, 
fahren in manchen Gegenden Land- und Kleinstadtbeamte fort, 
den Deutschen Beamtenbund in alierschärfster Weise zu be- 
kämpfen, und von ländlichen Ortskartellen werden gegen den 
Deutschen Beamtenbund auch weiterhin Vorwürfe erhoben, 
die ganz unberechtigt sind. So hat ein Ortskartell aus 
der Neumark dem Vorstande folgende Entschliessung übersandt: 
„Die versammelten Mitglieder sprechen "dem Vorstande des 
Deutschen Beamtenbundes ihr Misstrauen aus, dass er aus völ- 
liger Unkenntnis der Land- und Kleinstadtverhältnisse seine 
Zustimmung zu der Stafiielımg der Ausgleichsentschädi- 
gungen erteilt. hat.“ Die in dieser Entschliessung hervorgehobene 
Behauptung entspricht nicht den Tatsachen. Der Vorstand des 
Deutschen Beamtenbundes hat sich mit der Erhöhung der 
Tenerunsszuschläge einverstanden erklärt, aber nicht mit der 
Form, in’der diese geschehen ist; von einer Zustimmung zu 
der Staffelung der Teuerungszuschläge nach Ortsklassen kann 
also. gar keine Rede sein, Es darf daran erinnert werden, dass 
nach-den ersten Vorschlägen der Regierung die Beamten in den 
Ortsklassen D und E tiberhaupt leer ausgehen sollten, und dass 
es nur dem zähen Widerstande des Deutschen Beamtenbundes 
zu.danken ist, wenn auch diese Ortsklassen schliesslich indie 
Erhöhung einbezogen wurden. :Dass dabei immer noch ein er- 
heblicher Unterschied: zwischen .den Ortsklassen A-und E .be- 
stehen blieb, hat niemand’ mehr bedauert als die Vertreter des 


der 


Wer 


Deutschen Beamtenbundes, aber es ist doch nun nicht nur un- 
gerechtiertigt, sondern geradezu undankbar, wenn man ihnen 
carüber Vorwürfe macht, dass nicht alles erreicht worden ist, 
was auch sie im Interesse der Allgemeinheit erstrebt haben. 
Es ist bedauerlich, dass man in gewissen Kreisen noch immer 
nicht begreift, dass die entscheidenden Stellen für die 
Frfüllung unserer Wünsche lediglich die Regierung und das 
Parlament sind; kommen diese unseren Forderungen trotz 
zähester Aufklärungsarbeit nicht entgegen, so kann man doch nur 
diesen Stellen einen Vorwurf machen, nicht aber den Män- 


nern, die die wenig beneidenswerte Aufgabe haben, die 


Wünsche der. Beamtenschaft nach obenhin zu vertreten. Durch 
Entschliessungen wie die oben mitgeteilte nimmt man ihnen 
tediglich die Arbeitsfreudigkeit und fördert nicht die 
eigene Sache, sondern schädigt sie, 


Geradezu auf den Kopf gestellt werden die Dinge in einem 
Schreiben des Reichstagsabgeordneten Dr. Barth, das in 
Nr. 10 des „Deutschen Gendarmerie - Blattes“ abgedruckt ist. 
Da heisst es: „Wir leben unter erpresserischen Zuständen. Die 
neue Staffelung ist der Reichsregierung. die da- 
gegen war, einfach abgetrotzt worden, und zwar 
von gewissen grossstädtischen Eiementen der Beamtenschaft. 
In grösster Eile sind während ’der Weihnachtsferien nur die 
Sektionsführer hinzugezogen worden, die in der kritischen Si- 
tuation „Ja“ sagten.“ Man fasst sich an den Kopf und fragt 
sich, wie ein Reichstagsabgeordneter, der doch mit 
den Dingen Bescheid wissen müsste, dergleichen Un- 
wahrheiten in die Welt setzen kann. Wie verlief denn die 
Sache? Der Deutsche Beamtenbund hatte eine allgemeine Er- 
höhung der Teuerungszuschläge für alle Beamte von 50 Prozent 
auf 75 Prozent und ein Existenzminimum von 7000 M. gefor- 
dert. Statt dessen schlug die Regierung einen Teuerungs- 
zuschlag zu den Kinderzuschlägen vor in Ortsklasse A auf 
125 Prozent, in B auf 100 Prozent und in C auf 75 Prozent. 
Demgegenüber beantragten die Regierungsparteien im Reichs- 
tag für A 150 Prozent, für B 125 Prozent, für C 100 Prozent 
und für D und E 75 Prozent. Diese Vorschläge wurden dann 
auch vom Reichstage angenommen. Dann setzte kurz von Wrih- 
nachten die Agitation der Eisenbahnbeamten und Eisenbahn- 
arbeiter ein, da ihnen die bewilligten Sätze nicht genügend 
erschienen. . Der Deutsche Beamtenbund kam noch. einmal auf 
seine erste Forderung zurück. Unter dem Druck der Streik- 
androhung der Eisenbahner und der wiederaufgenommenen 
Forderung des Beamtenbundes kam die Regierung‘ weiter ent- 
gegen und bewilligte eine Erhöhung der Teuerungszüschläge in 
Ortsklasse A auf 70 Prozent, B auf 65 Prozent, C auf 60 Pro- 
zent und D und E auf 55 Prozent. Auch diesmal hielt sie also 
an. der Staffelung nach den Ortsklassen fest und war trotz 
aller Einwürfe des Beamtenbundes davon nicht 
abzubringen. Es gelang dann der Eisenbahnerorganisation und 
dem Beamtenbunde nur, die Staffelung folgendermassen zu än- 
dern: A 70 Prozent, B 67 Prozent, € 65 Prozent, D,60 Prozent 
und E 55 Prozent. Wenn Herr Reichstagsabgeordneter 
Dr. Barth diesen Tatsachen gegenüber behauptet, die Re- 
gierung wäre gegen die Staffelung gewesen und sie wäre 
iır von gewissen grossstädtischen Elementen der Beamtenschaft 
abgetrotzt worden, so ist das einstarkes Stück. Wer 
in dieser Weise agitiert, ist wahrlich nicht der Mann, dem es 
gelingen könnte, den Deutschen Beamtenbund: zu’sprengen und 
etwas anderes an seine Stelle zu setzen. 


Der Kampf der Polizeibeamten gegen ihre Entrechtung. 
Seit einiger Zeit sind im Reiche Bestrebungen im Gange, die 
Schutzpolizei um ihre Beamtenstellung zu bringen und sie nach 
dem Muster der Reichswehr zu militarisieren, unbekümmert 
um die Verfassung, die eine Einschränkung der Staatsbürger- 
rechte der Polizeibeamten nicht kennt. Die sogenannte Kom- 
mission „Nord und Süd“, bestehend aus den Vertretern Preus- 
sens, Braunschweigs, Bremens und Lübecks für „Nord“ und 
Badens, Scahsens, Bayerns und Württembergs für „Süd“, hat 


auf ihrer Münchener Tagung eine Anzahl Beschlüsse gefasst, 


die den lebhaftesten Widerspruch auch aller übrigen Beamten 
hervorrufen müssen. In den grundlegenden Beratungen der 
Hauptkommissionen Nord und Süd traten bei allen Beschlüssen 
als prinzipielle Forderungen in Erscheinung: 


1. Abschaffung des Berufsbeamtentunns, 


2. Verbot der parteipolitischen Betätigung, einschliesslich des 
Besuchs parteipolitischer oder sonstiger politischer Ver- 
sammlungen, 


3. ‚Uebertragung des Disziplinarstrafrechts auf die Hindert- 
schaftsführer (nach dem Heeressystem gleichbedeutend 
mit Kompagnieführer), 








Fr 
R 


94 FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 | Nr. 3° 


4. Die Ausschliessung der gesamten Polizei und Gendarme- 


tie von dem kommenden Reichsbeamten-Vertretungsgesetz, 


Diese grundlegenden Forderungen sind durch die Be- 


Schlüsse, die die Zwischenkommission Nord und Süd in ihrer 
am 5. Februar, 1921 in München abgehaltenen Tagung gefasst 
hat, zur Tatsache geworden. 


Als Grundlage der 37 Punkte dieser Beschlüsse hat der Eut- R 


wurf des Reichswehr-Versorgungsgesetzes gedient: in fast allen 


Fällen wird die Gleichstellung der Polizei mit der Reichswehr - 


gefordert. Wenn diese Beschlüsse Gesetz: werden, scheidet die 
Polizeibeamtenschaft aus den Reihen des Berufsbeamtentums aus 
und wird auf ein Söldnerheer abgestellt. 


‚Das zeigen besonders.die Bestimmungen über die „Dienst- 


ordnungen“, in denen es u. a; heisst: 


„33.b) Verbot der parteipolitischen Betätigung inner- 
halb des Dienstbereichs; hierin sind eingeschlossen 


Dienstim weitesten Sinne, Unterkünfte, Dienstgebäude 


usw. 
©) Verbot der parteipolitischen Betätigung einschl. des 


Besuchs parteipolitischer oder sonstiger politischer Ver- 
sammlungen in Dienstkleidung. 


d) 1. Beschränkung der‘ Koalitionsfreiheit auf das wirt- 


schaftliche Gebiet; 2. Verbot jeder Verweigerung und 
Hemmung des Dienstes (Streik, passive Resistenz usw). 


34. Der Hundertsatz der verheirateten Unterbeamten 


darf ohne Anrechnung der lebenslänglich Angestellten und der schon über 
12 Jahre Dienenden höchstens 20 betragen. “ 

35. Die Disziplinarstrafordaung für die subventionierte Polizei muss den 
Führern der Verbände von der Hundertschaft an aufwärts Disziplinar- 
strafbefugnis verleihen. 

36. Das Reichsministerium des Innern wird ersucht, den Ländern die 
Regelung des Grussverhältnisses zwischen Polizei- und 
Reichsheer-Offizier zu empfehlen. 

37. In kommenden Reichsbeamten-Vertretungsgesetz ist 
ausdrücklich zu bestimmen, dass die hierdurch gewährten Rechte für die gesamte 
Polizei und Gendarmerie keine Anwendung finden. Die Länder sind 
berechtigt, Sonderregelungen zu treffen. Be 

Mitwirkung von Vertrauensleuten oder Beamtenausschüssen ist bei den 
Verbänden der subventionierten Polizei vorzusehen. Es kommt ihnen jedoch 
nur begutachtende Wirkung zu. Eingriffe in die Kommandogewalt 
sind ausgeschlossen. Einberufung von Versammlungen oder 
Sammlung von Unterschriften sind untersagt.“ , 


Es ist begreiflich, dass sich der Polizeibeamtenschaft des 


ganzen Deutschen Reiches eine Erregung bemächtigt "hat, die 


in einer Reichskonferenz alter Polizeibeamtenorganisationen, 
die am 15. März auf Einladung des Reichsverbandes der Polizei- 
beamten in Berlin statiiand, zum Ausdruck kam. : Auf der Kon- 
ierenz, an der sämtliche Fach- und Dienstgradgruppen der- Poli- 
zei einschliesslich Gendarmerie aus allen Ländern des Deut- 


schen Reiches teilnahmen, wurde einstimmig folgende Ent- 


Schliessung gefasst: 


„Die vom Reichsverband der Polizeibeamten Deutschlands einberufene, am 
15. März 1921 in Berlin tagende Reichskonferenz aller Polizeibeamtenorgani- 
sationen des Deutschen Reiches erhebt entschieden Protest gegen die Beschlüsse 


der von den Landesregierungen eingesetzten Zwischenkommission Nord und 


Süd zur Neuordnung der Polizei. 
Die Teilnchmer der Reichskonferenz bedauern ausserordentlich, dass die 


Vertreter des zum Schutze der Verfassung berufenen Reichsministeriums des 


Innern an Beschlüssen mitgewirkt haben, bei denen die Reichsverfassurg nicht 


nur unbeachtet geblieben ist, sondern sogar eine grosse Zahl von Staatsbürgern : 


ihrer wichtigsten verfassungsmässigen Rechte entkleidet sind, 

Die Beschlüsse machen der von Reichs wegen subventionierten Polizei die 
Erfüllung der wirklichen Polizeiaufgaben unmöglich und verweigern den 
Beamten dieser Polizeitruppe die ihnen wiederholt zugesicherte Berufsbeamten- 


eigenschaft, Darüber hinaus entrechten die Beschlüsse durch die beabsichtigte _ 


Beschränkung des Koalitions- und Versammlungsrechtes die gesamte Polizei- 
beamtenschaft Deutschlands in staatsbürgerlicher Hinsicht und stellen sie von 
vornherein ausserhalb des neuzuschaffenden Beamtenrechtes. 


Der Polizei sind infolge der wirtschaftlichen Notlage unseres Volkes zur 


Hebung des Rechtsbewusstseins, zur Sicherung der Staatsautorität und. zum 


Schutze der verfassungsmässigen Regierung so hohe Aufgaben gestellt, die 


sie nur dann lösen’kann, wenn sie in ihrer inneren und äusseren Organisation, 


unter Ausschaltung jeder Parteipolitik, ausschliesslich auf verfassungsmässiger 


Grundlage aufgebaut wird. Die Reichskonferenz betrachtet es daher als ihre 


vornehmste Aufgabe, die Oeffentlichkeit, die gesetzgebenden Körperschaften 


und die Vertreter der Regierungen auf die ausserordentlichen Gefahren hinzu- 


weisen, die dem deutschen Volke: und dem gesamten Staatswesen drohen, 


wenn der verfassungsmässige Boden durch Ausscheidung der Polizeibeamten- 
schaft aus dem Berufsbeamtentum verlassen wird. 
Die Polizeibeamten fordern die Schaffung einer wirklichen, auf fachlichen 


Ne 


Grundsätzen aufgebauten Polizei, die allein den tatsächlichen Bedürfnissen zu 


entsprechen vermag. Ein solcher Aufbau ist nur möglich unter Zuziehung der 


Berufsorganisationen, die die Berufserfahrungen in sich verkörpern. Diese 


wollen die Polizeibeamten in den Dienst ‘‘der Gesamtheit unseres Volkes 
stellen und mithelfen an dem Aufbau einer Polizei, für die als Leitwort gilt: 
Mit dem Volk, für das Volk!“ Rn 


Diesem Protest muss 'sich.-die gesamte deutsche Beamten- 


Schaft anschliessen. ' Handelt ‘es sich hier ‘doch nicht nur um - 


Einzelrechte einer einzelnen Beamtengruppe, sondern um eine 
Belastungsprobe für die Erhaltung des Berufsbeamtentums. 
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Die freigewerkschaftliche Beamten- 


bewegung 


Ueber dieses Thema macht Emil Dittmer in der Zeit- 
schrift des Gemeinde- und Staatsarbeiterverbandes, die „Ge- 
werkschaft“,; folgende Ausführungen, denen wir grundsätzlich 
voll zustimmen: 


„Wohl setzte kurz vor Kriegsbeginn eine schüchterne Re- 
formbewegung :bei den Festbesoldeten ein, wohl wurde in den 
„burgfriedlichen“ :Zeiten des Krieges von oben allerhand zuxe- 
standen, wohl fand ein erheblicher "Teil der mittleren. und 
höheren Beamten zur Zeit:der Volksbeauftragten den 
erstaunlichen „Mut“, nun. auf einmal’ Anhänger des 
Streikrechts zu werden und .die bisherige „prinzipielle 
Gegnerschaft“ aufzugeben. ‘Aber die radikalen oder besser die 
scheinradikalen Wellen glätteten sich doch. bald: wieder, und 
heute — stehen. wir seit Jahr und Taz noch immer vor einem 
„Sumpf“ könnten wir sagen, wenn wir die Sprechweise unserer 
politisch-gewerkschaftlichen Gegner anwenden wollten; so mag 
die Situation richtiger mit dem Wort gekennzeichnet sein: Die 
deutsche Beamtenbewegung weiss noch immer 
nichtso recht, was-sie will! 

Wir Gemeinde- und Staatsarbeiter sind aber aus den ver- 
schiedensten: Gründen 'an der Fortentwicklung des freigewerk- 
schaftlichen Gedankens bei den. Beamten: interessiert. Einmal 
haben. wir in: unseren -eigenen Reihen eine erhebliche Anzahl 
solcher ‚Beamten, die aus- dem Arbeiterverhältnis hervorge- 
gangen, sind und die. uns auch nach den Abmachungen mit der 
Faka zustehen. Diese Kollegen suchen und erhoffen aber auch 
mit Recht vielfach: weitere wirtschaftliche und soziale Aufstiegs- 
möglichkeiten, und so ‚besteht die : grosse Gefahr, dass sie bei 
weiterem Aufstieg von ihrer freigewerkschaftlichen und poli- 
tischen Ideologie losgelöst werden und sich von ihren bisherigen 
Arbeitsbrüdern trennen. Wohl haben der AfA-Bund sowie die 
einzelnen Angestelltenverbände .versucht.. eine solche  frei- 
gewerkschaftliche Ideologie in-jene Kreise hineinzutragen. Aber 
noch ist der Erfolg allzu geringe: Am verdienstvollsten 
hat in dieser Beziehuug wohl der „Bund tech- 
nischer Angestellten und Beamten“ (Butab) ge- 
arbeitet. 

Mit ihm :und dem Zentralverband der Angestellten haben 
wir denn auch die Faka gegründet, und an. dem Wackeln 
der alten Beamtenzöpfe in den preussischen, sächsi- 
schen und bayerischen Beamtenvereinen, in der grimmen 
Pressefehde dieser Gruppen können: wir erkennen, wie gefähr- 
lich ihnen die freigewerkschaftliche Ideo- 
logie der Faka dünkt: Wir wollen zu dem vielen ver- 
leumderischen Geschreibsel nicht erneut Stellung nehmen, nach- 
dem wir bereits früher an anderer Stelle darauf hingewiesen 


haben. Nur eine Feststellung ‘sei in diesem Zusammenhange 
wiederholt: Wir sind durchaus keine Gegner des 
Berufsbeamtentums, erstreben vielmehr einen ähn- 


lichen Zustand der wirtschaftlich steten Beschäftigung usw. für 
die. weitesten Volkskreise an! Gerade aus diesem Grunde haben 
wir auch unseren Reichsmanteltarifvertrar, wie unsere sonstige 
gewerkschaftliche Tätigkeit wiederholt als. Pionierarbeit für die 
gesamte Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung bezeichnet. 

Nun kriselt es gegenwärtig noch immer in den Re mtei- 
vereinen. Einerseits wird die Strömung immer stärk welche 
dem freigewerkschaftlichen Gedanken Raum schaffen hinkt. Die 
Eisenbahner, zum Teil auch ein kleiner Prozentsatz der Post- 
beamten, haben sich in Verkehrsbund zusammerrefunden, 
dessen Lebensfähigkeit freilich erst bewiesen werden soll. Leh- 
rer und andere ee 3% haben gewerkschaftliche 
Arbeitsgemeinschaften geschlosser 
- Unklar sind noch die Str Ötukuten im „Deutschen Beamten- 
Bund“, der fast eine Million Mitglieder zählt. Hier sind die 
widerstrebendsten Flemente an der Arbeit, um den Karren naclı 
rechts oder links zu zerren, und es ist zurzeit noch nicht abzu- 
sehen, wohin er gleiten wird. 

Wenn wir. hierzu eine Prognose stellen sollten, so ist nach 
unserer Erfahrung (die besenders auch in der Reichspost vom 


Berlin, den 29. April 


1921 


Unterzeichneten gemacht _wurde vom November 1918 bis 
März 1919 und die leider noch nicht erheblich überholt ist) ein 
ausgesprochen freigewerkschaftliches Programm vom D.B.B. 
kaum zu erwarten. Man laviert, und fails wir gar ein bür- 
gerliches preussisches Kabinett bekämen, dann Gute Nacht freie 
Entwicklung im Sinne unserer Weltanschauung! 

Die Gruppe, die unsere besondere Aufmerksamkeit verdient, 
die Kommunalbeamten-Verbände, nahm zwar wiederholt mutige 
Anläufe, sich. als freigewerkschaftlich hinzustellen; wer aber 
aıer zusieht, weiss, dass noch alle Vorbedingungen dafür 
ehlen. 

Es ist daher kein Wunder, wenn an unsern Verband sowie 
an dieFaka wiederholt Aufforderungen ergangen sind, selber 
eine freigewerkschaftliche Beamtenbewegung ins Leben zu 
rufen. Wir haben, weil unsere eigenen Aufgaben mannigfaltıg 
genug sind, diese Anregungen stets an den A.D.G.B. weiter- 
gegeben, und es scheint so, als solle sich in den nächsten 
Wochen entscheiden, ob der D.B.B. als dritte Spitzenorgani- 
sation neben ’A.D.G.B. und AfA in ein Kartellve rhältnis kommt. 
So sehr wiz letzteres wünschen, hegen wir doch noch immer 
einigen Zweitel, und aus diesem Grunde ınuss mit allem Naca- 
druck darauf hingewiesen werden, dass nicht alizulange 
mehr zgezögert werden kann Andernfalls ist 
die Gründung einer selbständigen freigewerk- 
schaftlichen Beamtenbewegung unausbleib- 
lich, da sie ohnelıiin schon allzulange verzögert worden ist! 

Festzustellen ist nämlich, dass der christliche 
„Deutsche Gewerkschaftsbund“, wie auch der Hirsch- 
Dunckersche (demokratische) „Gewerkschaftsring“ in der 
Beziehung längst für ihre Verhältnisse Klarheit. besitzen. So 
umfasst ersterer bereits in 11 Beamtenvereinen 400 000 Beamten- 
mitglieder, wozu noch angeblich 260.000 Post- und Telegraplıen- 
beamten der „Reichsgewerkschaft“ kommen sollen, falls alle 
Postmenschen in das Gewerkschaftssystem des Postministers 
Giesberts einschwenken! ... 

Entweder bekennt der D.B.B. Farbe und mit ihm der 
Komba, oder es muss mit vereinten Kräften an die Neu- 
gründung einer freigewerkschaftlichen Beamtenbewegung ler- 
angegangen werden. Unsere Faka kann den Dingen nicht allzu- 
lange mehr passiv gegenüberstehen. Darum und aus vielen 
änderen unseren Kollegen bekannten Gründen fordern wir cend- 
lich Klarheit.“ 








Rundschau 


Zur Frage der Beamtenkinderfürsorge und der Beamten- 
erholungsheime. Der Deutsche Beamtenwirtschaftsbund ruft zu 
einer Sammlung auf, durch deren Erträgnisse: in erster- Linie 
die übergrosse Not der Beamtenkinder, zum anderen aber auch 
ganz allgemein die immer grösseren Umfang annehmende Not- 
lage der Beamten und ihrer Familien gemildert- w erden soll. 
Der Aufruf geht zunächst von .der Tatsache aus, dass der Welt- 
krieg neben den Verwüstungen auf. moralischem Gebiete nir- 
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gends so arge Verheerungen angerichtet hat, wie auf dem Ge- 
biete der Voelksgesundheit. Nahezu eine "Mi llion blühender 
Menschenleben sind dem Hüungerkriege unserer Gegner zum 


Opfer gefallen. Aber auch für die künftigen Friedensjahre lassen 
sich die Folgen jener unmenschlichen Kriegführung zurzeit noch 
nicht annähernd beurteilen. Ganz besonders erschreckend ist 
neben den vielfach vorliegenden. Berichten über erhöhte. Sterb- 
lichkeit infolge mangelhafter Einshrume die Sterblichkeit.bei „der 
Luncentuberkulose. Sie ist von 1913 bis 1917 bei je 10000 Ein- 
wohnern von 15,7 auf 31,7 gestiegen. Allein in den deutschen 
Städten mit. 15.000 Einwohnern, welche etwa drei Achtel der 
deutschen Bevölkerung beherbergen, starben im Jahre 1913 im 
ganzen nur 40374 Personen an dieser Volksseuche, im Jahre 
1918 dagegen allein im ersten Halbjahr 41 800. Es erlagen mit- 
hin im ersten Halbjahr 1918 bereits mehr Personen in diesen 
Orten der Tuberkulose als im gesamten Jahre 1913. 

Eine nicht minder wichtige Bedeutung für die Volksgesun- 
dung allgemein, insbesondere aber für die Gesundung, unserer 
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Beamtenfamilien, deren wirtschaftliche Not eher im Zunehmen 
als im Abnehmen begriffen ist, haben unsere derzeitigen trau- 
rigen Wohnungsverhältnisse. Schon vor dem Kriege gewann 
die Wohnungsfrage für die Beamtenschaft fortgesetzt an Be- 
deutung. Heutzutage wirkt die Wohnungsirage geradezu ge- 
fährdend auf die Beamtenfamilien. Eine der grössten Ursachen 
des Elends in unseren Beamentfamilien ist die, dass man die 
Familien in viel zu enge Räume hineinsetzen muss, weil mit 
dem Wachsen der Familie nicht auch Platz geschaffen wird für 
die Kinder. Wieviele Beamteniamilien müssen in heutiger Zeit 
in Notwohnungen ihr Dasein zubringen, dazu getrennt von dem 
Familienvater, dem es nicht möglich ist, an seinem Amtsorte 
eine Familienwohnung zu erlangen. Die Jugend aber braucht 
Raum, wenn sie gedeihen soll. Werden die Kinder in Räumen 
erzogen, die eng und klein sind, so wird das Gefühl der Engig- 
keit von Stube zu Stube langsam in sie hineingebracht. 

Das Wohnungselend mancher Beamtenkinder werden wir 
bei den herrschenden Zuständen sobald nicht ändern können, 
um so notwendiger ist es, dass sie wenigstens auf Wochen ein- 
mal aus der Engigkeit hinauskommen, dass sie einmal Raum 
haben, sich auszutummeln, in Licht und Sonne wieder aufleben 
können. Aber wie wenig Beamte sind so mit Gütern gesegnet, 
dass sie unter der jetzigen Teuerung ihren Lieblingen solche 
glücklichen Tage der Erholung des Körpers ünd .des Geistes 
verschaffen können! Deshalb müssen wir alle zusammenstehen 
und unsere Scherflein zusammenlegen nach der alten Erfah- 
rung: Viele Wenige machen ein Viel! 

Aber noch einer anderen Not gilt es zu steuern.‘ Nicht 
nur den Beamtenkindern, auch deren Mütter und nicht zuletzt 
dern Beamten selbst haben die Kriegsjahre und deren Folgewir- 
kung Schweren Schaden zugefügt. Anstrengende Arbeit bei 
dürftiger Verpflegung war und ist das Los der meisten. Wir 
wissen, dass nach menschlichem Ermessen Erholungsreisen im 
Sinne längst verschollener Zeiten für den Beamtenshicht mehr 
im Bereiche des Mösglichen liegen. Pensionspreise von 30, 40 
und 50 M. für den Tag, die in diesem Sommer selbst für be- 
scheidenste Kurorte gelten sollen und werden, ist der ver- 
mörenslose Beamte zu zahlen ausserstande. Und dennoch ist 
nicht zu bezweifeln, dass ohne ein noch so kurziristiges Aus- 
spannen die Mehrzahl der Beamten schwere Einbusse erleiden 
muss an Arbeitskraft und Schaffensfreude zum Schaden der 
Familie, zum Nachteile des Allgemeinwohls. Auch hier muss 
geholfen werden, und zwar, solange die öffentlichen Verwal- 
tungen angesichts ihrer eigenen trostlosen Finanzlage dazu in 
erheblichem Umfange ausserstande sind, zunächst soweit wie 
irgend möglich aus eigener Kraft. 

Diesen beiden grossen Zielen, der Beamtenkinderfürsorge 
sowie der finanziellen Stärkung bestehender und der Schaffung 
neuer Beamtenerholungsheime, soll die bereits eingangs er- 
wähnte Opfersammlung dienen. Für zweckentsprechende und 
erfolgreiche Organisation dieser Sammlung bürgt uns die Zu- 
sammensetzung des Verwaltungsrates des Deutschen Beamten- 
wirtschaftsbundes, dem nach dem Aufrufe die Bestimmung über 
die Verwendung der Mittel übertragen ist. Dieser Verwaltungs- 
rat besteht ausser aus siebem Mitgliedern der Bundesleitung aus 
weiteren sieben Vertretern des Deutschen Beamterbundes, je 
einem Vertreter sämtlicher Provinzial- und Landeskartelle, je 
einem Vertreter der Wirtschaftsverbände und Anstalten des 
Bundes, je einen Vertreter der örtlichen Bundesvereine mit über 
10000 Mitgliedern und fünf weiteren Vertretern von. Bundes- 
vereinen; er bietet damit die Gewähr, dass den örtlichen wie 
are Landes- oder Fachinteressen vollauf Rechnung getragen 
wird. 

Der Erfolg der nunmehr schleunigst einzuleitenden Samm- 
lung hängt von der umfassenden und wirksamen Werbetätigkeit 
der örtlichen Beamtenführer ab. Ganz besonders wichtig hier- 
für erscheint es uns, die tätige. Teilnahme unserer Beamten- 
frauen restlos zu gewinnen. Die Arbeit für den Opifertag trägt 
den Lohn in sich, ist sie doch dazu berufen, das Glück in viele 
Beamtenfamilien zu bringen. 


Keine neuen Amtsbezeichnungen. In einem Schreiben an 
sämtliche Reichsministerien und Landesregierungen, I B' 51 659, 
vom 31. März 1921 erklärt der Reichsminister der Finanzen sich 
mit der Auffassung des Reichspostministers und, des Reichs- 
verkehrsministers einverstanden, dass die Frage einer Neu- 
regelung der Amtsbezeichnungen keineswegs 
als dringlich zu erachten sei, da die Frage im neuen Be- 
soldungsgesetz eine wenigstens im allgemeinen befriedigende 
Lösung gefunden habe und die Mehrzahl der Abänderungs- 
wünsche auf eine immer üppiger emporschiessende Titelsucht 
der Beamtenschaft zurückzuführen sei, die mit dem Ernst der 
Zeit und mit dem Geist der Reichsverfassung nicht wohl ver- 
einbar erscheine. Der Minister lehnt dann die Schaffung neuer 
„Rats“-Titel wie Bibliotheks-, Chemie-, Physik-, Pharmazie-, 
Ministerialoberpharmazie-Rat usw. ausdrücklich ab, erklärt aber 
gegenüber dem Versuch des preussischen Ministers für Volks- 


wohlfahrt, des jetzigen preussischen Ministerpräsidenten, den im 
Versorgungswesen tätigen Aerzten die sachlich zutreffende und 
sprachlich einwandfreie Amtsbezeichnung „Regierungsmedizinal- 
rat“ wieder abzuerkennen, das nicht tun zu können, 

Bezüglich der Frage, welche Amtsbezeichnungen -die Be- 
amten zu führen haben, die für ihre Person die Bezüge. einer 


“höheren Gruppe haben, bleibt der Reichsfinanzminister bei seiner 


Auffassung, dass diese Beamten nur die Amtsbezeichnung der 
Gruppe zu führen haben, in der sie tatsächlich beschäftigt 
werden. Der erste -Armeemusikinspizient-z. B,- der aus 
Gruppe 10 besoldet wird, aber zur Gruppe 9 gehört, kömite 
nicht die Amtsbezeichnung „Regierungsrat“ der Gruppe 10 
führen. Diese Auffassung ist auch vom Reichsrat gebilligt 
worden. ; 

Eine Aenderung der Amtsbezeichnungen kann in Zukmmnit 
nur durch Gesetz, nicht aber durch Verordnung des Reichs- 
präsidenten erfolgen. Damit:dürfte allen Versuchen, neue Titel 
und neue Wortungetüme zu schaffen, ein wirksamer Riegel vor- 
geschoben sein. Dem Wesen der demokratischen Republik ent- 
spricht es jedenfalls, wenn die Beamten selbst sich mehr und 
mehr von der alten Ueberlieferung freimachen und nicht in 
Titeln sondern in Stellung und Einkommen die entsprechende 
Bewertung ihrer Leistungen erblicken. 


Das erste und einzige Opier des Ersparungskommissars, 
In der Sitzung des Reichstages am 10, März 1921 führte >. 
Abgeordnete Schreiber (Zentrum) as: 

„Wir begrüssen es, dass im Ministerium des Innern eine 
besondere Beamtenabteilung gebildet worden ist, 
verlangen aber, dass diese Abteilung sich auch als wirklich 
richtungweisend undinitiativgebend erweist.” 

Der Reichsminister desInnern, Koch, gab dar 
anfhin folgende Erklärung ab: 

„Der Herr Abgeordnete Schreiber hat seinerseits darauf hin- 
gewiesen, dass das Beamtenwesen nunmehr in meinem Mi- 
nisterium zu zentralisieren sei, da der Ministerialdirektor für das 
Beamtenwesen in meinem Ministerium enthalten sei, hier also 
eine Abteilung gebildet werde, die die gesamten Aufgaben auf 
dem Gebiete des Beamtenwesens .iberuehhmen könne. Ich muss 
hier leider einschränkend bemerken, dass dieser Ministerial- 
direktor der erste und einzige Beaınte gewesen ist — 
soviel ich weiss, der einzige, jedenfalls aber der erste —, 
der den Ersparungskommissar zum Opfer gefal- 
len ist, indem dieser betont, dass für die Einrichtung 
einer Abteilung für das Beamtenwesen zui- 


zeitbeider schlechten Lage der Finanzenkein 


Raum sei, Infolgedessen ist die Stelezurzeitunbesetzt 
Die Frage, ob die Stelle dieses Ministerialdirektors etwa dau- 
ernd gestrichen werden soll, was ich bedauern würde, ist 
noch nicht innerhalb des Kabinetts ausgetragen und wird von 
der Ersparungskommission zu behandeln sein, um deren Ein- 
berufung ich Sie ja gebeten habe. Ich betone also ausdrück- 
lich, dass ich hier, der ich sonst durchaus keine Veranlassung 
zu reichlicher Opposition gegenüber dem Ersparungskommissar 
gegeben habe, in meiner Opposition unterlegen bin, und 
dass dieser Ministerialdirektor zunächst zu meinem lebhaften 
Bedauern nicht hat ernannt werden können. Da 
mit fielen aber zunächst auch die Pläne auf Zusam- 
meniassung des Beamtenwesens in meinem 
Ministerium, die ich mit einer Reihe von Herren aus dem 
Hause teile, vorläufig noch weg. Diese Pläne können erst wie- 
der aufgenommen werden, wenn das Kabinett die Wie- 
dereinsetzung der Stelle ausgesprochen hat.“ 
Also, der Herr Ersparungskommissar — der ja inzwischen 
wieder in der Versenkung verschwunden und: durch eine Kom- 
mission des Reichstages ersetzt ist — hat keine andere Er- 
sparnismöglichkeit in den grossen Verwaltungen des Reiches 
finden können, als ausgerechnet den von der ganzen Beamten- 
schaft geforderten Referenten für Bearntenfragen als „iber- 
flüssig“ zu streichen. Der Vorgang ist bezeichnend für die Art 
und Weise, in der die heutige Regierung die Forderungen der 
Beamtengewerkschaften missachtet und beiseiteschiebt. 


Die Notwendigkeit einer durchgreifienden Verwaltungs- 
reform erhellt mit krasser Deutlichkeit aus dem jetzt im 
württembergischen Landtage zur Annahme gelangten 
dritten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan für 1920. Eine Zu- 
sammenstellung der technischen Beamten im württembergischen 
Staatsdienst ergibt in 
Gruppe IV—VI: 62 untere Beamte (Bauschreiber, techn. Kanzleiassistenten» 

Bzuassistenten usw.). 
» „VI-X: 456 mittlere Beamte (Bausekretäre, Bauamtswerkmeister uw.). 
»  X-XIl: 227 obere Beamte (Bauräte, Bauamtmänner). 

Also auf einen unteren und acht mittlere technische Beamten 
kommen vier Vollakademiker mit Regierungsbaumeisterprüfung, 
eine Stellenverteilung, die sich mit den Erfordernissen einer 
sparsamen Verwaltung jedenfalls nicht vereinbaren lässt. 
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Die übergrosse Zahl der höheren Beamten macht selbstverständ- 
lich dem Mittelschultechniker das Aufrücken in höhere Gruppen 
fast unmöglich. Das ergibt sich auch aus dem Stellenplan der 
Hochbauverwaltung, der an technischen Beamten auf- 
weist in: 
| Gruppe V: 2 Bauassistenten (fr. techn. Kanzleiassistenten), 
' » VI: 2 Bausekretäre (fr. techn. Kanzleiassistenten in gehobenen 
Stellen). 
VII: 44 Bauamtswerkmeister (Oberbausekretäre). 
Vill: 25 auf gehobenen Stellen. 
IX: 3 Bauinspektoren (fr. Bausmtswerkmeister mit besonders 
ehobener Dienstaufgabe). 
5.35%, ee in besonders wichtiger Stellung. 
» X: 8 Bauamtsmänner (fr. Regierungs-Baumeister), 
12 Bauräte (fr. Bauinspektoren und stellvertretende Amts- 
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32 . vorstände). 
» XI: 11 Bauräte auf gehobenen Stellen. 
„ Xi: 1 Baurat: 


Auch hier wieder das gleiche Verhältnis von 32 höheren 
Baubeamten der Gruppen X—XH auf 4 untere (V—VI) und 
73 mittlere Beamte, die in ihrer übergrossen Zahl in die Grup- 
pen VII und VII zusammengedrängt sind und nur 3 Aufstiegs- 
steller in Gruppe IX, sowie einen „Konzessionsschulzen“ in 
Gruppe X bewilligt erhielten. Vom „freien Aufstieg nur nach 
der Tüchtigkeit und Leistung“ scheint man in Württemberg 
noch nicht viel wissen zu wollen. Jedenfalis zeigt die scharfe 
Trennung zwischen Mittelschülern und Akademikern noch im- 
mer den alten Kastengeist, der in einem demokratischegp Staate 
endlich verschwinden sollte. 


Beamtenrecht 


Beamtenkammern — Beamtenräte. 
Deutschen Beamtenbundes versandite folgende 
teilung an die Tagespresse: 

„Anscheinend unter offizieller Führung von Bayern aus wird 
für den von der bayerischen Regierung vertretenen Gedanken 
der Beamtenkammer eine lebhafte Propaganda in der Tages- 
presse betrieben, die dazu dient, Verwirrung und wenn mög- 
lich Zersplitterung in die Beamtenschaft hineinzutragen. Um 
ınit dieser Methode Anhänger zu gewinnen, wird unter anderem 
behauptet, dass der Beamtenkammergedanke, der von der baye- 
rischen Regierung und dem Bayerischen Beamtenbund „von 
Anfang an“ verlangt worden sei, immer weitere Kreise gewon- 
nen habe. Heute sei Süddeutschland geschlossen für die Ge- 
samtbeamtenvertretung (Beamtenkammer), und auch die. klei- 
teren norddeutschen Staaten stehen im wesentlichen auf dem- 
selben Boden. 

Durch eine derartig entstellende Berichterstattung wird 
keineswegs der Sache gedient. Ihre Urheber wissen sehr wohl, 
dass bis Anfang 1921, abgesehen vom Bayerischen Gemeinde- 
beamterbund, von der Beamtenschaft nur Beamtenräte 
(Ausschüsse) und keine Kammern gefordert wurden. Auch der 
Bund der höheren Beamten, der Berufsverein höherer Verwal- 
tungsbeamten sowie die Spitzengewerkschaften Deutscher Be- 
amtenbund, Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, Deut- 
scher Gewerkschaftsbund und Gewerkschaftsring forderten „von 
Anfang an“ Beamtenräte. 

Bei den vom Reichsministerium des Innern geführten Ver- 
handlungen wurde lediglich von der bayerischen Reglerung die 
Beaintenkammer gefordert, alle übrigen Regierungen 
haben diese Anregung nicht unterstützt. 

Erst nach Weihnachten 1920 ist eine Wandlung eingetreten, 
die ausschliesslich auf die bayerische Agitation zurückzuführen 
sein dürfte. Das bisherige Ergebnis dieser Wandlung ist aber 
durchaus nicht so, wie es von Bayern dargestellt wird. In be- 
grenzten Teilen der Beamtenschaft werden allerdings 
Wünsche nach Schaffung von Beamtenkammern laut, aber 
neben den Beamtenräten, und zwar»neben Räten nicht im 
bayerischen Sinne, nach dem sie rechtlos sein sollen, sondern 
neben Räten im Sinne des Entwurfs eines Beamtenrätegesetzes 
des Deutschen Beamtenbundes, wie die Forderung der würt- 
klar zum Ausdruck 


Der Zeitungsdienst des 
Mit- 


bringt, 

Auch einige Regierungen treten für eine rein begut- 
achtende Beamtenkammer ohne Gesetzesinitiative, keineswegs 
aber für die von Bayern geforderte ein. Bäden steht nach 
‚wie vor auf dem Boden des Entwurfs der Reichsregierung (Be- 
amtenräte),. Trotz der bayerischen Agitation ist also keine be- 
sondere Stimmung für den bayerischen Gesetzentwurf vorhai- 
den. Die in Aussicht stehenden Beratungen des bayerischen 
Gesetzentwurfs im Reichsrat werden sehr bald Klarheit darüber 
bringen, ob der Wille der überwältigenden Mehrheit der organi- 
sierten Beamten nach der Absicht einiger baverischer Draht- 
zieher wird überrannt werden können. Der Deutsche Beamteitr- 
bund wird nicht, wie man an manchen Stelien in Bayern zu 
glauben scheint, auf dem Wege „geheimer Treibereien“, den ge- 
wisse. bayerische Beamtenvertreter leider beschritten haben, 
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sondern vor aller Oefientlichkeit den Kampf für die Errichtung 
verfassungsmässig gewährleisteter Beamtenvertretungen (Be- 
amtenräte) aufnehmen, und er darf die begründete Hoffnung 
hegen, dass er den Deutschen Reichstag in diesem Kampfe an 
seiner Seite finden wird.“ 


Mit dieser Mitteilung des Deutschen Beamtenbundes sollen 
die Bestrebungen des Herrn Jehle in München getroffen wer- 
den, der wohl vor allem mit den Worten „bayerischer Draht- 
zieher” gemeint ist. Ueber die Tätigkeit des Herrn Jehle hatten 
wir bereits in Nr. 2 der „Freien Beamtenrundschau“ berichtet. 
Nachstehend geben wir ‚eine andere Probe von seinen Hetze- 
reien aus dem Rundschreiben Nr. 20 an die Kreis-, Bezirks- 
und Ortsvereine des Zentralverbandes der Gemeindebeamten 
Bayerns. Es heisst dort: 

„Die Gemeindebeamtenkammer ist nach verschiedenen Richtungen immer 
noch auf das höchste gefährdet. Die Gefahr kommt sowohl vom Reich als 
auch von Bayern. Der Reichsentwurf über die Beamtenrätegesetze nimmt 
keine Rücksicht auf die bayerische Gemeindebeamtenkammer. Zwar ist in 
8 30 folgendes bestimmt: 

‚Die Befugnisse von Berufsvereinigungen und von den Beamtenkammern, 
die allgemeinen Interessen ihrer Mitglieder zu vertreten, werden durch dieses 
Gesetz, soweit sie mit ihm nicht in Widerspruch stehen, nicht berührt.‘ 

Allein diese Bestimmung genügt noch nicht, das ganze Rätegesetz müsste neben 
der Gemeindebeamtenkammer durchgeführt werden. Es gäbe einen heillesen 
Zustand. Ich war wegen dieser Sache im Reichsministerium des Ianern und 
hoffe, die Gefahr doch noch beseitigen zu können. Sie werden sehr bald 
das Nähore über die ganz unerhörten Vorgänge im Doutschen 
Beamtenbund erfahren. Die jetzigen Führer dieses Bundes 
und die bezahlten Syudici scheinen, geleitet von parteipoliti- 
schen Erwägungen, nicht den Weg zu gehen, den die gesamto 
Beamtenschaft verlangen muss. In dieses Wespennest habe ich 
gründlich hineingestochen. Auch hierüber wird öffentlich be- 
richtet werden.“ 


Wir halten uns für verpflichtet, vorstehende Zeilen der 
Oefientlichkeit bekanntzugeben, um dieses Intrigenspiel 
des Herrn Jehle zu durchkreuzen. 


Noch eine andere Stelle dieses Rundschreibens ist ausser- 
ordentlich charakteristisch für die Persönlichkeit dieses Herrn 
Jehle, die sich mit der „Freigewerkschaftlichen Arbeitsgemein- 
schaft kommunaler Arbeitnehmer‘ beschäftigt und die folgender- 
massen lautet: 

„Es wird hier neuerdings von Berlin aus ein Versuch gemacht, die Einigkeit 
der deutschen ünd bayerischen Gemeindebeamten zu stören. Was diese „Faka“ 
ist, sagt dieser Artikel (in Nr. 5 der „Bayr. Gem -B.-Ztg.“. Die Red.) Sie ist 
geleitet von einem linksradikalen jüdischen Syndikus, dem es offenbar 
auf etwas anderes ankommt als auf die Interessen der Gemeindebeamten.“ 


So wird nach antisemitischer Manier unter Verdächtisung 
führender Persönlichkeiten versucht, den Mangel an sachlichen 
Einwänden zu verdecken. Herrn Jehle ist die Person des Ge- 
schäftsführers der „Faka” genau bekannt, so dass er seine Be- 
hauptung wider besseres Wissen auigestellt hat. 


Ein vernichtendes Urteil über die Beamtenkammern. Nachı- 
stehende Zeilen entnehmen wir der „Piälzischen Post“ vom 
18. April 1921. Sie zeigen vor allem, dass auch in Bayern 
— dem Lande, das bereits seit zwei Jahren Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Gemeindebeamtenkammern sammeln konnte — 
durchaus nicht die gesamte Beamtenschaft hinter 
dem Vorgehen der süddeutschen Beamtenbünde steht. 


„Man schreibt uns aus Beatmtenkreisen: 


Die Vertreter der süddeutschen Beamtenschaft haben am 
Sonntag, 10. d. M. in München einen Beschluss gefasst, an 
den die Beamten, falls er zur Tatsache werden sollte, nech 
lange denken werden. 


Die süddeutschen Beamtenvertreter verwerfen das System 
der Beamtenräte und fordern die Beamtenkammern. Es kann 
heute schon mit aller Bestimmtheit vorausgesagt werden, dass 
dass Kammersystem schmählich Fiasko erleiden 
wird. Diese Tatsache haben bereits die Gemeindebeam- 
ten am eigenen Leibe verspürt, Durch Frrichtung 
der Gemeindebeamtenkammer wurden die früheren örtlichen 
Beamtenausschüsse, die Vorzügliches geleistet haben, auf- 
gehoben. Nach einer Ministerialentschliessung bei Errichtung 
der Gemeindebeamtenkammer haben deren Beauftragte die Be- 
{ugnis, zu allen, die Besoklungs-, Dienst-, Qualitikationsverhält- 
nisse usw, der Beamten betreffenden Verhandlungen von den 
Stadtverwaltungen zugezogen zu werden. Diese Befugnis 
wurde den Beauftragten durch eine verwaltungsgericht- 
liche Entscheidung (des Verwaltungsgerichtshofes in 
München. D. Red.) vor kurzen glatt genommen, zur 
Freude der reaktionären Bürgermeister, Anträge der Gemeinde- 
beamten, ihre Beamtenausschüsse wieder funktionieren zu lassen, 
blieben überall da, wo sie gestellt wurden, erfolglos. Der 
Gemeindebeamte soll eben wieder das entrechtete Arbeitstier 
werden, dem man die Faust ins Genick setzt; man will ihn 
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-fühlen lassen, dass er ausschliesslich auf die Gnade oder das 


Wohlwollen des‘ Herrn Bürgermeisters, Stadt- oder Gemeinde- 
rates angewiesen sei. 

Die‘ Gemeindebeamtenkammer ist eine „Schöpfung‘ des 
Führers der bayerischen Gemeindebeamtenschaft, Landtags- 
abgeordneten Jehlein München. ‘Der ursprüngliche 
Gedanke dieses Herrn mag. gutgemeint gewesen Sein, aber der 
praktische Erfolg zeigt, dass er in Wirklichkeit eine 
Schädigung der Beamteninteressen darstellt. Die 
ganze Zusammensetzung der Kammer zeigt deutlich Willkür und 
Reaktion. Durch die im Jahre 1920. vorgenommere Kammer- 
wahl sind die Beamten im vollsten Sinne des Wortes über- 
rumpelt worden. Leute, die ausschliesslich den Ar- 
beitgeberstandpunkt vertreten, bilden den 
überwiezenden Teil der: Kammermitglieder. 
Und diesen, die in ihrer Mehrzahl nichts weniger als kollegial 
gesinnt sind, hat man den Gemeindebeamten auf die Dauer 
von vollen sechs Jahren aufgehalst. 


Wie anders sieht die Einrichtung der Beamtenrätc aus! 
Die auf freier Grundlage gewählten Räte sind in der Lage, 
alle wirtschaftlichen Verhältnisse der Beamtenschaft und, wohl- 
gemerkt, auch die der Anwärter und der weiblichen Kollezin- 
nen, auf das nachdrücklichste an Ort und Stelle zu vertreten. 
Es liegt doch klar auf der Hand, dass durch eine solche 
direkte ' und 'freigewerkschaftliche- Vertre- 
tung Erspriesslicheres und Vollkommeneres geschaffen werden 
kann und muss, als durch eine lahme und bureaukra- 
tische Einrichtung, wie sie die Gemeindebeamtenkam- 
mer darstellt. 

Wer also als Beamter ein offenes Auge und ein Herz für 
seine Kollegen und Kolleginnen hat, der kämpfe mit allen Kräften 
gegen das Kammersystem und für Einführung der Beamtenräte, 


Kolleginnen und Kollegen seid auf der Hut; die Reaktion 
marschiert! Folgt ihr der Richtung, die von München aus ge- 
wiesen wird, dann kommt die alte Zeit der Entrechtung, Knech- 
tung und Untertänigkeit, schlimnier noch wie die, welche wir 
im Jahre 1918 zlaubten zum- alten Eisen geworfen zu haben. 
Also die Augen auf, wir haben unser künftiges Schicksal sel&st 
inder Hand. Darum wezmit der Kammer undher 
mit den Räten!“ 


Eine „vorbildliche Beamtenvertretung“, so nennt die 
„Württembergische Gemeindebeamten-Zei- 
tung‘ die Beiratsverordnung für die städtischen Beamten in 
Schwenningen, die sich dem Muster nach an die Stutt- 
garter Verordnung anlehnt.- Die Beiratsverordnung wäre 
sonst schon als annehmbar zu bezeichnen, wenn nicht $ 6 eine 
Fassung erhalten hätte, die mit der Koalitionsfreiheit nicht In 
Einklang zu bringen ist. Der 8.6 Jautet: 

„Den Beamtenbeirat bildet der Vorstand des Bezirks- 
verbandes der Gemeinde- und Körperschaftsbeamten 
Schwenningen, bestehend aus dem 1. und 2. Vorsitzenden, dem Schriftführer 
und dem RE FERN oder deren Stellvertreter. Bei Behanilung von Angelegen- 
heiten, die eine im Beirat nicht vertretene Beamten- und Angestelltengruppe 
wesentlich berühren, ist ein Vertreter dieser Gruppe mit beratender S imme 
beizuziehen. Den Vorsitz im Beamtenbeirat führt der Vor- 
sitzende des Beazirksverbandes der Gemeinde- und 
Körperschaftsbeamten Schwenningen oder dessen 
Stellvertreter. Er vollzieht die Beschlüsse und vermittelt den Verkehr 
mit der Stadtverwaltung.“ 


Damit ist also praktisch der Beamitenbeirat' weiter nichts 
als eine Vertretung des Gemeindebeamtenverbandes. .Man: hätte 
sich nicht zu dem Namen „Beamtenbeirat“ aufschwingen brauchen 
und in $ 3 die Bestimmung: 

„Zu den Sitzungen des Gemeinderates, seiner Abteilungen und Ausschüsse, 
in denen über die in $ 1 aufgeführten Angelegenheiten der Feamten beraten 
wird, ist der Vorsitzende des Beirats und ein weiteres Beiratsmitglied aus dem 
Kreis der Unterbeamten einzuladen“ 


ruhig dahin. formulieren können, dass der „Vorstand des Ge- 
meindebeamten-Verbande3“ zu diesen Sitzungen zuzuziehen ist. 
Dadurch wird.aber das Vertretungsrecht der übrigen nicht beim 
Gemeindebeamtenverband organisierten Beamten glattweg -aus- 
geschaltet. Bezeichnend für die Haltung des Württembergischen 
Gemeindebeamten-Verbandes und seiner Achtung vor Artikel 130 
und 159: der Reichsveriassung ist das Lob, das er dieser Ver- 
orduüung zollt, wenn. er sagt, dass die Schwenninger Kollegen, 
gleich . denen in Stuttgart: „das Verhältnis zwischen 
Organisation und Beirat richtig erfasst“ haben 
und „die für ein gedeihliches Arbeiten unbedingt erforderliche 
Personalunion zwischen Organisation und Bei 
rat eingeführt“ haben. Das ist der Organisationterror, der 
durch die Betriebsorganisationen der . Gemeindebeamten infolge 
der Weimarer Beschlüsse ausgeübt wird, in schärister Form. 
Wir. werden nicht unterlassen, diese Art der „Beamtenvertre- 
tung“ auf das 'allerentschiedenste zu bekämpfen. ‘Wir fordern 
die Einführung von Beamtenräten mitfreier Listeuwahl, 
hervorgegangen aus der gesamten Beamentschait. 


Besoldungsdienstalter bei Uebernahme in den Reichsdienst. 
Bei der am 1.” April d.J. bzw.-schon früher erfolgten Ueber- ° 
nahme verschiedener Verwaltungszweige an das Reich, z.B. 
der Wasserwirtschaft, Eisenbahnen der Länder usw., haben sich 
verschiedentlich Zweifel bei der Festsetzung des Besoidungs- 
dienstalters der aus dem Staatsdienst in den Reichsdienst über- 
getretenen Beamten ergeben. Eine Klärung hierüber ist neuer- 
dings durch folgenden Erlass des Reichsministers der Finanzen 
für die Beamten der Eisenbahnen erfolgt, der auch von grund- 
sätzlicher Bedeutung für alle Beamten anderer an das Reich 
überführter Verwaltungszweige ist, > 


Der Reichsminister der Finanzen. Berlin, den 14. M!rz 1921. 


l. B. 10772. 


Zum Schreiben vom 27. Februar 1921 — E. IL. 23 Nr. 148221. 

Betrifft: Vorschriften für die Festsstzung des Besold ınrsdienstalters der 
Landesbramten, die aus Anlass der Uebernahme der Eisenbahnverwaltungen 
der Lind-r auf das Reich in den Reichsd'enst übertreten, einschliesslich der 
Beamten der ehemal’gen Reichseisenbahnen in E!sass-Lothringen, 

Auf Grund der mündlich und schriftlich gepflogenen Vorvertantlunsen, 
insbesondere der am 8. März mit Vertretern des Deutschen Eisenbakner-Ver- 
bandes, der Reichsrewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und Anwärter, der 
Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und Staatsbediens’eter und des Allgemeinen 
Eisenbahnerverbandes sta’tgehabten Besprechung, erkläre ich mich mit folgen- 
der Regelung ergebenst einverstanden. 

1. Die Beamten werden in diejenige Gebaltsstufe der Besoldungsgruppen 
des Reichsgesetzes vom 39. April nebst Aenderungen vom 17. Dezember 192% 
(Bes.-Ges.) eingereih', die ihrem aus dem Landesdi:nst mitgebrachten 
Resoldungsdienstalter in derjenigen Gruppe entspricht, zu der sie nach der 
besonders heraussegebenen Einstufungsübersicht mit ihrer Stelle ge"ören. Da- 
bei ist nötigenfalls das Besoldungsdienstalter der Firgangsstelle nach Ma«sgabe 
der Reichsbesoldungsvorschriften und der nachfolgenden Ziffer 2.zu berichtigen. 
Ist das Besoldungsdienstzlter auf Grund einer dieser Verschriften anderweit 
festzusetzen, so sind Dienstzeiten, die vor dem vollen’eten 20. Lebensiah: 
verbracht sind, stets als Vorbereitungszeit anzusehen und weder auf das 
Diätariendiensta!ter noch als ausserplanmässige Dienstzeit anzurechnen. : 

2. Bei aus dem Arbeiterverhältnis hervo:gerangenen Beamten ist auf das 
Diätariendienstalter nach $ 7 Bes.-Ges. die nach vollendetem 21. Lebenstah: 
a's Arbeiter im Eisenbahndienst zurückgelegte Zeit anzurechnen, wobei stets 
ein Jahr als Vorbereitungszeit abzuziehen ist. Kriegsdienstzeit gilt hierbei als 
Eisenbahndienstzeit in sinngemässer Anwendung der Z. 125 B. V in der 


‘ Fassung des neuen Entwurfs. Bei Unterbrechungen in der Arbeitsdienstzeit 


ist in sinngemässer Anwendung von Z. 240 Abs. 2, Z.:246, 2. 250 Abs. 2 zu 
verfahren: 
3. Würde ein Beamter, der vor dem Uebertrittstage befördert worden 
ist, ein niedrigeres Grundgehalt zu beziehen haben, als wenn er in einer 
früher bekleideten Stelle verblieben und erst am Uebertrittstage aus dieser in 
die Bes.-Gruppe, welcher er nach der Einstufungsübersicht zuzuteilen ist, - 


“ befördert worden wäre, so ist sein Besoldungsdienstalter.nach den B. V, so 


festzusetzen, wie wenn er erst mit Wirkung vom Uebertrittstage in die Be- _ 

soldungsgruppe befördert worden wäre, der .er nacı. der Einstufungsübersicht 

zuzutei'en ist, : sn 
Würde .ein Beamter, der vor dem Uebertrittstage befördert worden, ein 
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niedrigeres Grundgehalt zu beziehen haben, als wenn er nicht befördert 


worden wäre, so ist er in das neue Grundgehalt so überzuleiten, wie wenn - 
er nicht. befördert worden _ wäre. ‚Diese Vorschrift findet: jedoch ner 
Anwendung, wenn die Unstimmigkeit auf eine Höherbewertung der ganzen 


- Beamtengattung, welcher der Beamte früher Am ea hat und nicht auf eine 


Höherbewertung der Ste'le, welche er früher bekleidet hat, zurückzuführen 


den Haushaltungsp'an erfolgt ist. 


Ausnahme für d.e aus den Freistaaten Baden und Oldenburg übertret ri © 


den Beamten: ! 
Für Beamte, die sich bei der Uebernahme in den Reichsdienst in einer 


anderen Beförderungsstelle befinden, ‘ist das B..D. A. dieser Stelle für jede _ 


ist, gieichsültig, ob die Höherbewertung dieser Stelle durch Gesetz oder durch x 


Gruppe, um welche die em Uelertrittstege bekleidete Beförderungsstelle höher 


steht als die Eingangsstelle, tım ‘vier Jahre zu kürzen. ’ 


4. Als Tag ds Uebertritts in den Reichsdienst gilt in allen Fällen der 


1. April 1920. Für diesen Tag ist das B.D. A. der übertretenden Beamten 


"nach den Vorschriften unter 1—3 festzusetzen. : (Für die Beamten, die nach. 


Uebernahme der Eisenbahnverwaltungen der Länder auf des Reich in den 


Reichsdienst übertreten, gilt Z. 109 bis 115 B. V.) ER: 
5. Verbleiben bei der Regelung des Besoldungsdiensteters nach vor- 

stehenden Bestimmungen Ungleichheiten, zu deren Ausgleichung das Reich 

nach $& 36 des Staatsvertrages vom 30. April 1920 (RGBl. 773) ver 


pflichtet ist, so wird im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzes 


das Besoldungsdienstalter besonders festgesetzt. AFATTERENE 
.. gez. Dr. Wirth. | 


Erholungsurlaub der Reichsbeamten im Jahre 1921. Das 


Reichskabinett hat am 18. März 1921 -— Rk. 2737 —- beschlos- : 


sen, den Reichsbeamten für das Rechnungsiahr 1921 nach nach-- 
stehenden Richtlinien Erholungsurlaub zu erteilen. Das Kabmett 
hat hierbei zum Ausdruck gebracht, dass die damit genehmizten 
Urlaubssätze nur wegen der noch andauernden besonders 
schwierigen Wirtschaftslage zugestanden seien, und dass die 
Urlaubsdauer im Jahre 1922 unbedingt einer Kürzung unter- 
zogen werden solle, 
Urlaubserteilung nicht entstehen. 

nu Richtlinien =; 

tür die Erteilung des Erholungsurlaubs im 

Rechnungsiahre 1921. - \ 


1. Allen Reichsbeamten soll im Reclhnungsjakre 5921, ohne z 
dass es eines besonderen Antrages bedarf, ein Erholungsurlaub‘ 


Stellvertretungskosten dürfen durch die 


Be 


gewährt werden. Die Urlaubsdauer ist unter Berücksichtigung 
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der. Dienststellung ‚und .des .Lebensalters .der. Beamten abzu- 


stufen. Stichtag für die Bemessung des Urlaubs ist der. eıste 


Urlaubstag. - 


2. Die Urlaubsdaucer beträgt in: 
Altersabteiling 
2 


1 3 
bis zu 30 30-40 über 40 


Jahren Jahre Jahre 
Urlaubsklasse A (Besoldungsgreppe  I-IV); 21 24 23 
a B ( 4 V- Viip: 24 28 3 
e Et x IR—XID: 28 31 35 
> D( „ Al u. darüber): 35 38 42 
Kalendertage. 


Massgebend für die Einreihung in die Urlaubsklassen ist 
die Besoldungsgruppe, nach deren Sätzen der Beamte seine Be- 
züge erhält. 

3. Die vorstehenden Urlaubszeiten werden für ausser- 
planmässige Beamte, die das 30. Lebensiahr noch. nicht. voll- 
endet haben, gekürzt im ersten Dienstiahr der ausserplan- 
mässigen Dienstzeit um 7+Kalendertage, in zweiten Piensijahr 
um-5 Kalendertage, im dritten Dienstjahr um 3 Kalendertaze, 


4. Diejenigen Beamten, die auf Veranlassung der Behörde 


‚den Urlaub in der Zeit vom 1. November bis zum 20. April neh- 


men müssen, erhalten einen Zusatzurlaub bis zu. höchstens 
7 Tagen; fällt der Urlaub nur zum Teil in die vorbezeichnete 
Zeit, so verringert sich der Zusatzurlaub entsprechend. 


5. Die Tatsache, dass ein Beamter nach bisherigem Ver- 
waltungsbrauch einen längeren Erholunssurlaub zehabt hat. als 
ihm nach vorstehender Ordnung gewährt wird, gibt ihm keinen 
Anspruch auf Belassung des bisherigen längeren Urlaubs. 


6. Den Urlaub der Beamten im Vorbereitungsdienst regeln 


die Chefs der. obersten Reichsbehörden. 
» 


Die Bundesleitung des Deutschen Beamtenbundes hat bei der 
Reichsregierung Vorstellungen gegen die Regelung des dies- 
jährigen Erholungsurlaubs. erhoben - und: gleichzeitig. in nach- 
stehender Eingabe die zeitgemässe Neuordnung des gesamten 
Beamtenrechts gefordert. 


„Die vor, kurzem durch Beschluss der Reichsregierung vor- 
genommene Regelung des Erholungsurlaubs kann die Beamten- 
schaft nicht befriedigen. Sie entspricht insbesondere nicht der 
von der‘ Beamtenschaft einmütig erhobenen Forderung nach 
gleichmässiger Bemessung der Urlaubsdauer in allen Besoldungs- 
gruppen lediglich auf Grund: des Lebensalters. ‚Wir hatten diese 
Forderung, die zuletzt wieder in einem einstimmig gefassten 
Beschluss unseres Bundestages zum Ausdruck kam, dem Reichs- 
ministerium des Innern, als der zuständigen Stelle, übermittelt 
und sie bei dem zwei Besprechungen, die wir im Dezember 1920 
und März 1921 über diese Angelegenheit im Reichsministerium 
des 'innern hatten, noch eingehend mündlich vorgetragen und 
begründet. Trotzdem sieht die neue Regelung eine Abstufung 
nach Besoklungsgruppen vor, die unverkennbar die veraltete 
Einteilung in untere, mittlere und höhere Beamte zur Grundlage 
hat. : Nachdem- uns in der Besprechung’ zu Anfang März von 
dem Herrn Vertreter des Reichsministeriums des .Innern mitze- 
teilt wurde, dass in den vorausgesangenen Ressortbesprechungen 
der von uns vertretene Grundsatz der Bemessung nach dem 
Lebensalter allseitig abgelehnt worden sei, hatten wir zebeten, 
wenigstens in. dem regierungsseitig ‘in Aussicht genom.nenen 
kombinierten System, das nach Besoldungsgruppen und Lebens- 
altersgrenzen abgestuft ist, gewisse Verbesserungen nach der 
Richtung der Beamtenwünsche anzubringen. Besonders geht 
unser Antrag dahin, die Besoldungsgruppe IV in die Urlaubs- 
klasse B zu übernehmen. Zur Begründung dieser Forderung 
hatten wir hauptsächlich angeführt, dass ein grosser Teil der 
Beamten seine Endstellung in Gruppe IV findet, somit nach dem 
Regierungsentwurf niemals in den Genuss des für die Arbeits- 
klasse B vorgesehenen Urlaubs treten könne, sowie den Um- 
stand, dass einzelne Beamtengruppen zum Teil in Gruppe VI, 
zum andern Teil in Gruppe V eingestuft sind; diese Beamten- 
gruppen würden ‘also hinsichtlich der Bemessung ihres Er- 
holungsurlaubs getrennt. 


Leider wurde unserem Wunsche keine Rechnung getragen. 
Wir sind deshalb vom Vorstand des Deutschen Beamtenbundes 
beauftragt, zum Ausdruck zu bringen, dass wir in der jetzt vor- 
genommenen Gruppenabstufung des Urlaubs eine Zurlcksetzung 
der dadurch benachteiligten Beamten und eine Massnahme cer- 
blicken müssen, die das soziale Empfinden der Beamtenschaft 
aufs äusserste verletzte Ganz besonders "bedenklich aber 
erscheint uns ferner diese Regelung insofern, als versucht 
werden könnte, durch sie einen Präzedenzfall zır schaffen für 
die endgültige Neuregelung der Urlaubsfrage im. kommenden 
Reichsbeamtenrecht. Wir sind der Meinung, dass für eine der- 
artige klassenmässige Scheidung der Bearmitenschaft heute die 
Regierung keine Handhabe bieten dürfte. 


FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 29 


„Zugleich zibt uns diese Angelegenheit. Anlass,- grundsätzlich 
zum Ausdruck zu bringen, dass. wir es nicht für das richtige 
Verfahren halten, wenn in dieser Weise Teilfragen des Beamten- 
rechts einer Sonderregelung im. Verordnungswege unterzogen 
werden, wie es bei dieser und einer Reihe von anderen Fragen 
(Arbeitszeit, Personalakten) geschehen ist. Es ist vielmehr nicht 
nur die einmütige Forderung der Beamtenschaft, sondern auch 
ein nachgerade dringendes Interesse der Verwaltung, das Ge- 
samtgebiet des Beamtenrechts auf cine neue, deır heutigen .Zeit- 
verhältnissen und den Grundsätzen der Reichsverfassung ent- 
sprechende Grundlage zu stellen. 


Wir müssen unserem Bedauern darüber Ausdruck zeben, 
dass diese Auffassung leider anscheinend von den. zuständ’gen 
Regierungsstellen nicht geteilt wird. Eine unausbleibliche Folge 
davon ist, dass in der Beamtenschait das Gefühl der Zurück- 
setzung und der Eindruck erweckt wird, es werde ihrer For- 
derung einer zeitgemässen Neuordnung des Beamtenrechts nicht 
die wünscherswerte Sympathie entgegengebracht.“ 


Kein Nebenerwerb für Beamte. Nach einer Mitteilung des 
Reichsministeriums des -Innern, S. B. 2610, vom il. April 1921 
an den Deutschen Beamtenbund, besteht nicht die Absicht, die 
Beschränkung aufzuheben, die in betreff des Gewerbetriebes für 
Personen des Soldaten- und Beamtenstandes sowie für deren 
Angehörige bestehen. Für die Angehörigen der Wehrmacht 
wird die Angelegenheit durch das neue Wehrgesetz geregelt 
und für die Beamten soll die Neuregelung bis zur Schaffung 
des neuen Beamtenrechts- zurückgestellt werden. — So wenig 
erwünscht eine gewerbliche Tätigkeit der-Beamten sein kann, 
so muss man leider feststellen, dass die vollständig unzulängliche 
Besoldungsregelung für die untersten Gruppen diese leider nach 
wie vor auf Nebenverdienst anweist, so dass diese an sich 
wünschenswerte Entscheidung in den betroffenen Kreisen keine 
Befriedigung auslösen kann. 


Besoldungsfragen 


Die Assistentenfrage. Sowoht bei den Beratungen über die 
Beamtenbesoldungsrefiorm als auch bei dem Revisionsverhand- 
lungen über die. Besoldungsordnung spielte die sogenannte -Assi- 
stentenfrage eine grosse Rolle. Allgemein dreht sich diese Frage 
um die Verzahnung mit der Gruppe VI, d. h. also, dass die Be- 
amten der Besoldungsgruppe VI Aufrückungsmöglichkeiten nach 
der Gruppe VII haben sollen. Dice Regelung der Assistenten- 
frage beschäftigt. zurzeit die Reichsregierung. und dem 23er Aus- 
schuss des Reichstages ausserordentlich stark. _ Es ist. schwer, 
zu einer alle Teile befriedigenden Regelung zu kommen. Sie 
kann nur in langwierigen Verhandlungen gelöst werden. Das 
ist auch die Ursache der verzögerten Aufstellung des Nachtrags- 
eiats zum Hauptetat für 1920. Die Reichsregierung, hat ihren 
Standpunkt zu der Assistentenfrage in nachstenender Erklärung, 
die der Reichsfinanzminister Dr. Wirth im 23er Ausschuss des 
Reichstages am 14. März 1921 abgegeben hat, zum Ausdruck 
gebracht: 


„Im Anschluss an meine Mitteilungen vom 11. d. Mts. er- 
kläre ich zur Regelung der Assistentenfrage folgendes: 

Wie bereits ausgeführt, ist die Reichstegierung der Auf- 
fassung, dass die Hebung eines Teiles der früheren Assistenten 
nach der Gruppe VII nicht auf die Postverwaltung beschränkt 
bleiben kann, sondern auf die Assistenten aller übrigen Ver- 
waltungen ausgedehnt werden muss. Die Regelung soll. im 
Nachtragshaushaltsplan - für. das Jahr 1920 zur. Durzhlührung 
kommen, Die Reichsregierung hat hierfür folgende Grundsätze 
aufgestellt: 

1. Die Beförderung nach der Gruppe VII wird grundsätzlich 
bei allen Verwaltungen und für alle Beamten — und zwar 
sowohl bei den aus der Zivlianwärter- wie bei den aus 
der Militäranwärterlaufbahn hervorzegangenen — von der 
Ablegung einer Ergänzungsprüfung abhängig gemacht. Die 
Prüfung muss eine ernsthafte sein, Sie hat nach, einheit- 
lichen, mit dem Reichsfinanzministerium für alle Verwal- 
tungen zu vereinbarenden Grundsätzen zu erlolgen. 

2. Die Regelung stellt eine 'Uebergangsmassnahme dar, die 
nur für diejenigen früheren Assistenten gilt, die beim Iı- 
krafttreten des neuen Besoldungsgesetzes planmässig -an- 
gestellt’waren. Sie kann also nicht auf. die-am 31. März 
1920. vorlıanden gewesenen ausserplanmässigen Beamten 
und Beamtenanwärter ausgedehnt werden. 

3. Die Höchstzahl der- Beförderungsstellen wird im Anschluss 
an die in Preussen vorgenommene Hebung eines Teiles: der 
früheren Assistenten: auf ein Drittel festgesetzt. Im Hin- 
blick auf die besonderen. Verhältnisse der Postverwaltung 
kann bei dieser bis zu 45 v. H. gegangen werden. Falls 
ältere Jahrgänge bei der Postverwaltung noch. nach. vorzu- 
nehmender Prüfung hierbei. nicht berücksichtigt werden 
können, bleibt ein Ausgleich vorbehalten. 


Be 
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Zu bemerken ist welter, dass die Ergänzungsprüfung grund- 
sätzlich nur zur Beförderung nach Gruppe VI berechtigt, aber 
keine Anwartschaft auf weiteres Aufrücken nach den höheren 
Gruppen gibt und dass die festgesetzte Stellenzahl eine Höchst- 
zahl darstellt. Sobald diese erreicht ist und Stellenanwärter 
nicht mehr vorhanden sind, werden keine Ergänzungsprüfungen 
mehr abgenommen. Für den Nachtragshaushaltsplan ist hier- 
nach folgender Haushaltsvermerk in Aussicht genommen; 


Bis zu...... Stellen*) können in solche der Gruppe VII 
umgewandelt werden, sobald die Stelleninhaber die Befähigung 
hierfür durch Ablegung einer Ergänzungsprüfung nachgewiesen 
haben. In diese ...... Stellen der Gruppe VII können die 
am 31. März 1920 in planmässigen Stellen angestellt gewesenen 
Beamten der Assistentenklasse, die die Ergänzungsprüfung für 
die Gruppe VII noch ablegen, beim Freiwerden von Stellen ein- 
rücken. Künftig sind diese Stellen wieder in solche der vor- 
hergehenden Gruppen umzuwandeln. Die Ablegung der Er- 
gänzungsprüfung gibt keine Anwartschaft auf Stellen der 
Gruppe VII und folgende. 


Die Reichsregierung ist bei dieser Massnahme von den Ge- 
sichtspunkten ausgegangen, dass eine Neuaufrollung der Besol- 
dungsordnung unter allen Umständen vermieden werden muss. 
Demgemäss habe ich im Einvernehmen mit der Reichsregierung 
gegen das in Preussen nach dem Besoldungsplan beabsichtigte 
automatische Aufrücken des dienstältesten Drittels der. bis- 
herigen Assistenten nach der Gruppe VII auf Grund des Sperr- 
gesetzes inzwischen Einspruch erhoben, ebenso, soweit dies 
veranlasst war, gegen die übrigen Bestimmungen des preussi- 
schen Diensteinkommensgesetzes, die die Besoldung preussischer 
Beamten günstiger regeln als die der gleichzubewertenden 
Reichsbeamten. 


Berlin, den 14. März 1921, gez. Wirth.“ 


Die Beamtenschaft hat mit Recht gegen eine derartige Re- 
gelung den allerschärfsten Protest erhoben und ist nicht gewillt, 
dieser Lösung zuzustimmen. In der Beförderung von 45 Pro- 
zent der Postassistenten gegenüber 33'1/s Prozent der Assistenten 
anderer Verwaltungen nach Gruppe VII muss eine ungerecht- 
fertigte Zurücksetzung erblickt werden. Die technischen Be- 
amten haben insofern ein Interesse daran, weil neuerdings wle- 
der versucht wird, die technischen Beamten, die bisher zwar in 
der Assistentenklasse aufgeführt waren, mit jedem Post- und 
Eisenbahnassistenten gleichzustelen. Wir erheben mit 
aller Entschiedenheit dagegen Einspruch, 
denn der Techniker gehört nicht in die.Assi- 
stentengruppe, sondern er hat entsprechend 
seiner Berufsausbildung und seiner ganzen 
Amtstätigskeit Anspruch darauf, ohne die Ab- 
legungirgendeinerPrüfungnachder Gruppe VH 
aufzurücken. Wir kommen nach Abschluss der Beratungen 
mit dem 23er Ausschuss auf die Angelegenheit zurück. 


Aufstellung des neuen Ortsklassenverzeichnisses. In Er- 
gänzung unserer Mitteilung in Nr. 2 der „Freien Beamtenrund- 
schau“ geben wir bekannt, dass sich der Reichsrat in seiner 
Sitzung am 25. April 1921 mit dem Gesetzentwurf über die vor- 
läufige Aufstellung des Ortsklassenverzeichnisses beschäftigt 
hat. In der neuen Regelung werden 6363 Orte der Klasse E, 
635 Orte der Klasse D, 132 Orte der Klasse C und 30 Orte der 
Klasse B höher eingestuft. In der Vorlage wird ausdrücklich 
betont, dass die endgültige Regelung der Ortsklasseneinteilung 
bis zum Oktober dieses Jahres mit Wirkung vom -1. April 1929 
erfolgen müsse. Nach der Annahme der Vorlage wurde die 
sofortige Auszahlung der höheren Bezüge an die Beamten be- 
schlossen. 


Die Durchführung des Sperrgesetzes macht dem Reichs- 
finanzminister doch — wie nachstehender Erlass zeigt — er- 
hebliche Schwierigkeiten. Und dabei handelt es 
sich jetzt vorerst nır um die Besoldungsgesetze der Länder, 
die immerhin viel durchsichtiger und Im Aufbau der der Reichs- 
besoldung viel mehr angepasst sind. Wenn aber schen da 
solche Schwierigkeiten auftreten, wie soll das erst werden, 
wenn die Besoldungsordnungen der Kommunalverwaltungen mit 
ihren ganz anders gearteten Verhältnissen zur Prüfung vor- 
liegen? 

Der Erlass lautet: 
Der Reichsminister der Finanzen. 

376, 
Bei den mir auf Grund des 8 4 Abs. 1 des Gesetzes zur a, 


einer einheitlichen Regelung der Beamtenbesoldung vom 21. Dezember 192 
(RGBi. S. 2117) übersandten Besoldungsordnungen der Länder ist die Nach- 


Berlin W 66, 15, Fehruar 1921. 


*).Die Zahl wird von dem Ergebnis der zurzeit geführten Verhandlungen 


abhängen, 


prüfung ganz ausserordentlich dadurch erschwert, dass aus 
ihnen meist nicht ersichtlich ist, welche früheren Beam tenklassen 
unter die zum Teil Sammelbezeichnungen enthaltenden Amtsbezeichnungen 
der einzelnen Gruppen fallen. Zur Erleichterung der Nachprüfung und zur 
Vermeidung einer durch Rückfragen : verursachten Verzögerung ‘der Inkraft- 
setzung der neuen Bestimmungen bitte ich daher, den mir noch zu über- 
sendenden Besoldungsordnungen Uebersichten beizufügen, aus denen die vor- 
dem 1. Aprii 1920 geführten Amtsbezeichnungen, der 
frühere Gehaltssatz und die nach der neuen Besoldungs- 
ordnung beabsichtigte Einreihung hervorgehen. Es dürfte sich 
empfehlen, die Uebersicht etwa nach dem Muster der mit meinem Rundschreiben 
vom 26. Januar 1921, I. B. 4702, übersandten Uebersicht über die Einreihuns 
der am 31. März 1920 vorhanden gewesenen Reichsbeamten aufzustellen, Etwaige 
Abweichungn in der Einreihung, die nach Auffassung der Landesre ierungen 
nach Massgabe des $ 1 Abs. 2 gerechtfertigt erscheinen, wären in der Spalte 
„Bemerkungen“ kurz zu begründen. 

Ich wäre ferner dankbar, wenn mir zusammen mit den neuen Besoldungs- 
gesetzen auch eine Mitteilung darüber zuginge, nach welchen Grund- 
sätzen und in welchem Verhältnis Beförderungs- und Auf- 
rückungsstellen für die einzelnen Gruppen in Aussicht genommen 
sind. insicht!ich der Grundsätze, nach denen für die Reichsbeamten Be- 
förderungsmöglichkeiten geschaffen werden sollen, darf ich auf meine Rund- 
schreiben vom 7. und 17. Januar 1921, L. B. 671 und LB 1304, verweisen, 
denen der Reichsrat in der Sitzung vom 4. Februar 1921 zugestimmt hat, 

Von einigen Ländern sind mir die Landesbesoldungsgesetze mit dem aus- 
drücklichen Bemerken übersandt worden, dass Abweichungen von dem Reichs- 
besoldungsgesetz nicht vorgenommen seien. 

Bei der Nachprüfung hat sich aber ergeben, dass sie doch in grundsätz- 
lichen Punkten Abweichungen aufweisen, die zu einer günsti geren 
Regelung der Bezüge der Landesbeamten führen, z.B für 
Militäranwärter Anrechnung der über 13 Jahre hinausgehenden Dienstzeit 
(vergl. dagegen 8 5 Abs. 3b des Reichsbesoldungsgesetzes), Nichtanrechnung 
eines Betrages bei Zuweisungen eines Hausgartens (vgl. dagegen 8 19 Abs. i, 
des RR Im Interesse möglichster Beschleunigung der _ 
Nachprüfung gestatte ich mir, auf die Beachtung der Vorschrift im Abs. 1 
Satz 2 des obengenannten Gesetzes vom 21. Dezember 1920 hinzuweisen, 
wonach bei der Mitteilung der Landesbesoldungsgesetze in jedem Falle an- 
zugeben ist, ob und inwiefern die Landesvorschriften 
günstigere Regelungen onthalten, 


LA.: gez. v, Sehlichen, 
An die Regierungen sämtlicher Länder, 


Anfrage der Bundesleitung des D.B.B. an den Reichsfinanz- 
minister. Unter Beziehung auf die Anfrage vom 13. April d. J, 
über das Gesetz betr. Feststellung des Reichshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1921, sowie auf die ‚Unterredung mit Herrn 
Minister Dr. Wirth am 20. April, hat die Bundesleitung des 
Deutschen Beamtenbundes in einer Eingabe an den Reichs- 
finanzminister folgende Anfragen gerichtet: 


1. Wir nehmer davon Kenntnis, dass es infolge Häufung der 
Geschäfte nicht möglich gewesen sei, diejenigen Bestimmungen 
des Etatsgesetzes für 1921, die von einschneidender Bedegitung 
für: die Beamtenschaft sind, vor Vorlegung des Gesetzes an den 
Reichstag einer Besprechung mit uns zu unterziehen, Wir. 
wiederholen jedoch, dass wir an unserer Auffassung über. die 
Notwendigkeit solcher Besprechungen festhalten, und - ersuchen 
erneit, vor der endgültigen Beschlussfassung in Beamtenfragen 
deiy Deutschen Beamtenbund zu Verhandlungen zuzuziehen. 


2. Ueber die Auswirkung und Durchführung des im $ 7 des 
Gesetzes vorgesehenen Abbaues des Beaimtenkörpers um 
25 Prozent ersuchen wir gemäss der mündlichen Absprache mit 
Minister Dr. Wirth ergebenst ım Beantwortung folgender 

ragen: 


a) Soll die Absicht des Gesetzes, jede zweite, vierte usw, 
freiwerdende Stelie nicht wieder. zu besetzen, streng durch- 
geführt werden, oder wird, unbeschadet des in Aussicht ge- 
nommenen Zieles einer Verminderung der Beamtenstellen bei 
Besetzung auch der ersten, dritten usw. freiwerdenden Stelien 
in erster Linie nach dem sachlichen Bedürfnis verfahren in der 
Weise, dass von der in dem Gesetz vorgesehenen Befugnis des 
Reichsfinanzministeriums, Ausnahmen von dem ersten Grundsatz 
zuzulassen, Gebrauch gemacht wird? 


b) Ist Vorsorge dafür getroffen, dass die in Anwendung der 
Bestimmung nicht wiederbesetzten Stellen nicht etwa Später 
durch Kräfte, die nicht im Beamtenverhältmis stehen, besetzt 
werden? 


c) Ist beabsichtigt, in gleicher Weise wie bei dem Beamten- 
körper die Zahl der nichtbeamteten, im Dienste der Reichsver- 
waltung tätigen Arbeitnehmer abzubauen, und soll dies in dem- 
selben zahlenmässigen Verhältnis geschehen? Besteht die Ab- i 
sicht, diesen Abbau ebenso wie bei den) Beamten gesetzlich fest- 
zulegen, oder ist bereits eine derartige Vorschriit ergangen? 


3. Unter Bezugnahme auf die Zusage des Herrn Ministers 7 
und unser Schreiben vom 12. April d, J. erneuern wir nochmals 
unssr Ersuchen, vor der endgültigen Beschlussfassung über die 


in Beratung befindliche Reichshaushaltsordnung cine Be- P 


sprechung über die die Beamten berührenden Bestimmungen 7 
dieses Gesetzes mit dem Deutschen Beamtenbund herbeizuführen, 
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e7Nr. 4 
Behördenangestellte 


Zur Massenentlassung von Angestellten bei den Reichs- 
behörden hatte der AfA-Bund, einer Anregung seiner ihm an- 
geschlossenen Angestelltengewerkschaften folgend, am 16. Fe- 
bruar 1921 folgende Eingabe an die Reichsregierung, zu Händen 
des, Reichskanzlers Fehrerbach, gerichtet: 


„Dem Allgemeinen freien Angestelltenbund: ist bekannt- 
geworden, dass von der Reichsregierung absichtlich und aus 
mehr oder minder grundsätzlichen Ueberlegungen die auf Pri- 
vatdienstvertrag beschäftigten Angestellten bei Behörden her- 
ausgedrängt werden. Diese Auffassung stützt sich auf: 


1: die Massnahmen des Postministeriums, insbesondere in sei- 
ner Verfügung Ill. VI. 690 vom 9. Febritar 1920, 

2. die Verfügung des Reichsfinanzministeriums vom 25. Ok- 
tober 1920 I. C, 4939 Sck. 


Ohne dass auf das Verwaltungsbedürfnis Rücksicht ge- 
nommen wird, soll nach der letzterwähnten Verfügung unter 
allen Umständen der vierte Teil aller Lohnangestellten höherer 
und niederer Ordnung entlassen werden. Praktisch bedeutet 
das die Entlassung von weit mehr als 16000 Angestellten. Ge- 
gen ein Solches, höchst unsoziales Verfahren erhebt der All- 
gemeine freie Angestelltenbund schon um deswillen Einspruch, 
weil ohnehin das Elend der allgemeinen Arbeitslosigkeit gross 
gerug ist. Es verstösst aber gegen alle sittlichen, in den De- 
mobilmachungsvorschriften anerkannten Grundsätze; denn es 
handelt sich dabei nicht um Entlassungen wegen Arbeitsmangets, 
vielmehr sind jugendliche Personen, zum Teil von der Schul- 
bank weg, als sogenannte Anwärter herangeholt und dafür muss- 
ten. unbedingt auf Erwerb angewiesene männliche oder weib- 
liche Personen, darunter viele Familenväter und Mütter, der 
Arbeitslosigkeit überantwortet werden. Die Post glaubt solches 
Vorgehen damit rechtfertigen zu können, dass sie dann nicht 
zur Einhaltung dieser Vorschriften gezwungen sei, wenn sie die 
Einstellung der weiblichen, jugendlichen Arbeitskräfte als An- 
wärterinnen bzw. Bewerberinnen vornehme Wir müssen 
wünschen, dass diese allgemein geltenden Grundsätze auch 
vom Reich selbst respektiert werden, und dass das Vorgehen, 
namentlich der Post, und die alles schematisierende Verfügung 
vom 25. Oktober 1920 eingehend nachgeprüft werde. 

Ausserdem sollen Angestellte entlassen werden, un Per- 
sonen, die Beamte werden wollen, einzustellen. Diesem Vor- 
gehen ist entschieden zu widersprechen. Besonders sollte man 
Angestellte nicht zugunsten von Offizieren und Militäranwär- 
tern entlassen. Der Anspruch der Militäranwärter auf die ihnen 
gesetzlich zustehenden Beamtenstellen wird anerkannt. Es. wird 
selbstverständlich auch nichts gegen die Beschäftigung von Mi- 
litäranwärtern als Zivilangesiellte einzuwenden sein. Gegen was 
aber mit aller Entschiedenheit Front zu machen ist, ist, dass 
Angestellte deshalb entlassen werden, um Militäranwärter be- 
vorzugt als Angestellte einzustellen. Verfügungen, dass dies ge- 
schehen soll, sind wiedzrholt ergangen. 

Für den Fall, dass wir mit der Reichsregierung in unserer 
Stellungnahme nicht einig gehen, dürfte eine mündliche Aus- 
sprache hierüber sich empfehlen. Wir halten dieses schon um 
deswillen für zweckmässig, weil dabei auch vielleicht über die 
in Bearbeitung befindlichen Grundsätze für die Unterbringung 
von Militäranwärtern gesprochen werden- könnte. 


Allgemeiner freier Angestelltenbund. 
Der Vorstand. 
re2, SUSS“ 


Hierauf hat der Reichsminister der Finanzen im Auftraze 
der Reichsregierung am 8. d. Mts. dem AfA-Bund nachstehenden 
Bescheid zugehen lassen (Aktenzeichen: I. G. 10343 Sg.): 


„Zum Schreiben vom 16. Februar d. J., Akten AfA Reichs- 
angest. S./Ba., welches vom Herrn Staatssekretär in der Reichs- 
kanzlei an mich abgegeben worden ist: 

Der Inhalt des Rundschreibens des Reichsfinanzministeriums 
vom 25. Oktober 1920 — 1. C. 4939 Sck. — ist als Er- 
gebnis der Besprechung im Reichskabinett am 9. Oktober 1920, 
mithin nicht als einseitige Massnahme des Reichsfinanzministers 
anzusehen. Diese Massnahmen sind keineswegs getroffen, um 
Angestellte aus der Verwaltung zu entfernen, sondern lediglich 
zu dem Zwecke, den Behördenapparat zu vereinfachen und 
durch eine bei der trostlosen Lage der Reichsfinanzen durch- 
aus gebotene strenge Sparsamkeit eine Gesundung der Reichs- 
finanzen herbeizuführen. 

Die gegebenen Richtlinien für eine Einschränkung des Auf- 
wandes für Hilfskräfte beziehen sich daher nicht nur auf An- 
gestellte, sondern in dem gleichen Umfange auch auf Beamte; 
ich darf hierbei auf die Bestimmung Ziffer 3 Seite 5 des vor- 
genannten Rundschreibens hinweisen, wonach alle Mittel zu 
Hilfeleistungen durch beamtete und nicht beamtete Kräfte um 
mindestens 25 v. H. gekürzt werden müssen. 


) 
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Soweit der Inhalt des dortiren Schreibens vom 16. Februar 
1921 Sich auf Massnahmen des Herrn Reichspostministers und 
auf Einstellung von Militäranwärtern bezieht, stelle ich anheim, 
sich in dieser Hinsicht mit dem Herrn Reichspostminister in 
Verbindung zu setzen. 


Im Auftrage: gez. Dr. Müller. 
Für die Richtigkeit: gez. Herder, Ministerial-Kanzleisekretär.“ 


Gewährung von Rückbleibegeldern. Auf Grund eines Fr- 
lasses des Reichsministers der Finanzen vom 5. Juni 1920 — 
I. B. 5062 Hg. — betr. Gewährung von Rückbleibegeldern 
an Beamte in den östlichen Grenzgebieten hatten wir mit 
Eingaben vom 22. Dezember 1920 und 19. Januar 1921 
an- den Reichsminister der Finanzen und an den Preussi- 
schen Finanzminister beantragt, die Rückbleibegelder auch den 
Behördenangestellten jener Gebiete zu bewilligen, und uns hier- 
bei darauf berufen, dass beim Abschluss des Teiltaritvertrages 
für die Angestellten bei den Reichs- und den preussischen 
Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 der Grundsatz gleicher 
Behandlung der Beamten und Angestellten aufgestellt worden 
sei. Auf unsere eindringlichen Mahnungen zwecks schnellster 
Klärung dieser Angelegenheit haben wir jetzt endlich als Ant- 
wort nachstehende Abschrift eines Schreibens des Reichsmini- 
sters der Finanzen — Ib B. 9517/21 — vom 10. März 1921 an 
den Reichs- und Staatskommissar in Danzig erhalten: 

Auf. das gefällige Schreiben vom 12. Februar 1921 St. 378 beehre ich 
mich zu erwidern, dass ich mich mit der Zahlung von Rückbleibegeldern an 
die im Reichsdienst beschäftigten Angestellten einverstanden erkläre, jedoch 
nur unter folgenden Voraussetzungen: 


1. Die Angestellten müssen nach Art ihrer Tätigkeit und Beschäftigungs- 
dauer den Beamten gleichstehen. Diese Voraussetzungen liegen meines 
Erachtens bei den im Bureau-, Kassen- und Kanzleidienst beschäftigten 
Angestellten vor, die entweder mit der Absicht dauernder Beibehaltung 
eingestellt worden sind oder am 1. Juni 1920 mindestens sechs Monate 
im Dienste des Reiches oder einer bundesstaatlichen Verwaltung tätig 
waren. 

. Es muss für das Reich ein wesentliches Interesse an der Weiterbeschäfti- 
gung der Angestellten vorgelegen haben. Dies wird in der Regel bei 
den Angestellten anzunehmen sein, die in der Zeit vom 25. Juli bis 
30. September 1920 vorzugsweise im Reichs- oder preus:ischen Interesse 
weiterbeschäftigt werden mussten. Den in der Zeit nach dem 1. Ok- 
tober 1920 ausgeschiedenen Angestellten die Rückbleibegelder noch 
nachträglich zu gewähren, liegt kein Anlass vor. 

3. Angestellten, welche für ihre Entlohnung den Freistaststerif gewählt 
haben, sind Rückbleibegelder nicht zu gewähren, da sie durch die Wahl 
des Freistaa'starifs zum Ausdruck gebracht haben, dass sie zu dem Reich 
in kein Dienstverhältnis treten wollten. 

4. An ledige Angestellte können die Rückbleibegelder nur gewährt werden, 
wenn sie einen Hausstand haben. 

5. Den im Freistaatsdienst beschäftigten Angestellten können Rückbleibe- 

elder nicht zugestanden werden 

6. Soweit den Angestellten Wirtschaftsbeihilfen gewährt worden sind, 
müssen diese Beträge auf die Rückbleibegelder angerechnet werden. Auch 
sonstwie überhobene Beträge sind allgemein anzurechnen. 


Gegen die Gewährung der Rückbleibegelder an die bei den Abwicklungs- 
stellen beschäftigten Angestellten würde ich keine Bedenken haben, wenn 
dortseits die Zahlung der Rückbleibegelder an diese Angestellten für erforder- 
lich erachtet wird und irgendwelche Berulüngen daraus nicht erwachsen. 

Die in dem dortigen Schreiben vom 16. Februar 1921 — Gr. 402 — an- 
geschnittene Frage der Zahlung der Rückbleibegelder an ledige Beamte ohne 
eigenen Hausstand glaube ich nach dem Gange der Verhandlungen und Bc- 
sprechungen im ablehnenden Sinne beantworten zu müssen. 

Im übrigen trete ich den Ausführungen im dortigen Schreiben vom 
12, Februar d. Js. — St. Nr. 378 — bei. 

Abschrift hiervon habe ich sämtlichen Herren Chefs der Reichsressorts 
übersandt. Im Auftrage: gez. Siller. 


td 


Beamtenbewegung 


Der Deutsche Beamtenbund gegen die Bedrohung der deut- 
schen Beamten im Rheinland. Die deutsche Regierung hat in 
ihrer Note vom 19. April 1921 gegen die zwangsweise Heran- 
ziehung der Beamten der deutschen Zollverwaltung zur Mit- 
wirkung bei dem von den Alliierten eingeleiteten Feldzug der 
Sanktionen schärfstens protestiert. Die Leitung des Deutschen 
Beamienbundes gibt in einer Erklärung an die Presse bekannt, 
dass sie diesen Protest gegen den rücksichtslosen Eingriff in 
die persönliche Freiheit der deutschen Beamten begrüsst und 
die vergewaltigten Beamten ihrer Sympathie versichert. Der 
Deutsche Beamtenbund wird die betroffenen Beamten vor wei- 
teren Gewaltmassregeln der Besatzungsmächte zu Schützen 
suchen, soweit die Möglichkeit dazu für ihn gegeben ist. 


Freiwilliges Ausscheiden des Ministerialrats Falkenberg aus 
dem Reichsdienst. Ministerialrat Falkenberg, der zum 1. April 
1919 als Vertrauensmann des Deutschen Beamtenbundes in das 
derzeit im Reichsministerium des Innern geschaffene Beamten- 
referat berufen wurde, ist die nachgesuchte Entlassung aus dem 
Reichsdienst vom Reichspräsidenten erteilt worden. Falkenberg, 
dessen Anısscheiden in Ausführung und Billigung eines Be- 
schlusses des Bundesvorstandes erfolgt, hat die Leitung der 
Presseabteilung des Deutschen Beamtenbundes übernommen. 
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Betriebsratswahlen im Bereiche des Pr. Finanzministeriums des Innern. 


Arbeiter! Bureauangestellte! Techniker! 


Die Wahlen zu den Betriebsräten bei den Behörden im Bereich des Preussischen Finanzministeriums und des Ministeriums des Tr 


finden am 7. und 8. Mai 1921 statt. Die Wichtigkeit dieser Wahlen fordert von der gesamten Kollegenschaft die Antwort auf die 


Welche Liste wählen wir ? | 


Einem denkenden Arbeitnehmer kann die Antwort hierauf nicht schwerfallen. Die Entwicklung der Verhältnisse hat gezeigt, dass 
niemand die Interessen der ‚Arbeitnehmer besser wahrnimmt, als 


. die freien Gewerkschaften! | Bu 


Sie allein sind dazu in der Lage, da sie unbeeinflusst von Arbeitgeber- und anderen Sonderinteressen die Rechte der Arbeitnehmer als 
Träger des Wirtschaftsiebens vertreten. 

Die freien Gewerkschaften allein waren es, welche die Regelung der Gehälter und Löhne sowie der anderen Arbei:s- 
bedingungen durch Tarifverträge erzwangen. Die übrigen Verbände, welche nur wenig oder gar keinen Einfluss bei den Behörden 
haben, können und dürfen für Euch überhaupt nicht in Frage kommen, 

Die Bedeutungslosigkeit der sogenannten unabhängigen Gewerkschaften hat sich am besten bei der Bildung des Wahlvorstandehi 
für den Hauptbetriebsrat gezeigt. Dieser Wahlvorstand besteht aus 7 Mitgliedern, von denen 3 die freien Gewerkschaften, die weiteren 4 
die anderen Verbände stellen sollten. Tatsächlich musste der Wahlvorstand aber statt mit 3 mit 5 Mitgliedern der ireien Gewerkschaften 
besetzt werden, weil die anderen Verbände (mit Ausnahme von einem) nicht in der Lage waren, Beisitzer zu erneunen. — Wolit Ihr 
solche Organisationen oder solche ‚Vertreter‘ mit Wahrnehmung Eurer Rechte betrauen ? 

Bei.dea bevorstehenden Betriebsratswahlen darf es keine Zersplitterung der Stimmen und keine Beteiligung an sogenannten Einheits- 
oder paritätischen Listen geben. Solche Vertreter kommen noch viel weniger in Frage, als die der gelben Verbände. 

Nur die Vertreter, hinter denen machtvolle Organisationen stehen, sind in der Lage, ernsthaft und selbstsicher, ohne‘ 
Wortschwali ihre Kollegen zu vertreten. 

Aus alledem kann die Antwort auf die gestellte Frage für ala Arbeiter und Angesteliten nur lauten: 


Am 7. und 8. Mai 1921 wählen wir die freigewerkschaftlichen 


Keine Stimme darf fehlen! R 
Für die freigewer«schaftlichen Spitzenorganisationen : "a 


Zentralverband der Angestellten. Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter. 


In der letzten D.T.Z. Nr. 16 vom 22.d.M. haben wir auf S 30 unserer Fachbeilage „Der S*aatstechniker“ (Nr. 13 vom 22.d. M) 
die Vorschlagsliste unseres Bundes und des Z.d. A. für den Hauptbetriebsrat veröffentlicht. In letzter Stunde haben wir diese 
Liste jedoch nochmals abändern müssen, weil deren Spitzenkandidat, Kollege Katastertechniker Queisser in Potsdam (Regierung), Mitie 
dieses Monats als Gewerkschaftssekretär in die Dienste unseres Bundes getreten ist und aus diesem Grunde auf seine Kandidatur ver- 
zichtet hat. 

Um nun keine Verwirrung in den Reihen unserer an dieser Wahl beteiligten Kollegen hervorzurufen und um jede 
Zweifel von vornherein zu beheben, geben wir heute nochmals die zur Hauptbetriebsratswahl für unsere Mitglieder und alle übrigens 
gewerkschaftlich organisierten Behördenangestellten einzig und allein in Frage kommenden Kandidaten bekannt : E 


Vorschlagsliste des B.t. A.B. und Z.d. A. Kenawort: „AfA-Bund“. 


Als Mitglieder und Ergänzungsmitglieder des Hauptbetriebsrats beim Finanzministerium und beim Ministerium des Innern werden vorgeschlagen: 














Lfd. Familien- 
Vor- (Rut-) Name 


Ltd. Familien- 
Vor- (Ruf-) Name | 


Beruf Wohnort Beruf | Wohnort 


Maurer- und Zimmer- | Steglitz, Frege- 11} Zochel, Kurt 


1j Hilke, Eugen r 
Mstr. bei der Mıni- strasse 34a 


Verw.-Gehilfe beim | Berlin, Rau ach- 
Polizeipräsidium strasse 1, I ei 


Dan er 18] Wypukol,Johann! Kat-Tochnikor b b 
7] Pbilipp, Gertrud | Kassengehilfin b. der | Berlin, Tilsiter ar A Berierwie ra | 
8 - > 
ee ee Strasso ae 19/Hersemann, Willi Vo „Gehilfe bei der | Minden i.W, [0:25 
ß R . egie:ung gierung) $ 
er ers Pa EEMIN- Suariaktenag IL ©» Philipp, Joseph | Kat.-Techniker b. der Charlottenburg, 
5 Su IyAlIStT..d2 Regierung inPotsd. Leibnizstr, 40 
9] Lotz, Jakob V ar beim | Wetzlar (Land- (Kat-Bureau) = 
andratsamt ratsamt) sniinm: Rob.| Yerw.-Gehilt E R 4 
10| Nölte, Alexander | Kat-Techniker bei | Trier, Jesuiten- ee ee ee; a 
ERSTER an -atlasse ii 92| Rauchhaus,Felix| Kat.-Techniker beim | Hallo a.8, George 
Katasteramt strasse 2 >; 


derRezierung (Kat.- 


(Regierung, Kat.- 


Regierung 


sterialbaukomm. ‘12 ] Stamp, Hermann | Kat.-Techniker 'beim | Bad Brams tedt, 3 
2] Duldhardt, Karl | Verw.-Gehilfe beim | Wolmirstedt, Katasteramt Maionbeck # |; 

Landratsamt (Landratsamt) 13 | Bölsche, Ernst | Buchhalter bei der | Kiel (Kreiskasse) ' 
8] Löer, Franz Verw.-Gohilfe beider | Arnsberg i. W. Kreiskasse 

Begierung (Regierung) 141 Richter, Paul Kat.-Tochniker beim | Wittenberga.E. 
4| Lippert, Wilhelm| Kat.-Tectn'ker bei | Köln, Heinrich- Katasteramt (Katesteramt) | 

derRegierung (Kat.- strasse 31 15] Graiks, Alfred Referent beim Ober- ! Breslau, Klosters, 

Bureau) x präsidium strasse 119, EI; 
5/Gummersbach,R.; Verw.-Gehilfe beider | Düsseldorf (Re- 416] Werner, Otto Architekt bei der Charlottenburg, | 

s Regierung gierung) Ministerialbaukom. Schillerstr. 112. I 
° 6] Stenchly, Max | Verm.-Techniker bei | Arnsberg i. W. 7 Tiodemann, Arth.; Verw.-Gehilio bei der | Königsbg i. Prof 


Mitteltı agheim46 


Vorstehende Liste ist mit der unter dem Kennwort: „Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter — freigewerk- 
schaftliche Liste“ eingereichten als verbundene zu behandeln. 


er 
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Kollegen! Wir wenden uns heute auch nochmals an Sie mit der dringenden Bitte, die bis zu den Wahlen selhst zur Verfägian \ 

stehenden wenigen Tage für weitestgehende Verbreitung des oben wiedergegebenen Aufrufes, dr in Gestalt eines 
Flugblattes erschienen ist, und durch “eifrige Mitwirkung jedes einzelnen Kollegen voll und ganz auszunützen. Dann müssen und werden. ; 
auch diese Wahlen ein voller Erfolg für die freien Gewerkschaften werden. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
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‚Nummer 6 


Zur Rechtsreform des Berufsbeamtentums 


Der nachstehende. Artikel ‚von Geh. Reg.-Rat Dr. Alter, der 
° ja Ne. 21/22 der „Reichsgewerkschaft“ — des Organs. der Reichs- 
A “ 'gewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und Anwärter — und in 
Br "Nr: 19.des „Freien Beamten“ erschienen ist, ist bei den augenblicklich 
im Vordergründ des Interesses stehenden Erörterungen über die 
-- darin‘ behandelten Fragen von erhöhter Bedeutung und muss in 

. den Fachgruppen eingehend besprochen werden. 


ne Ir Berufsbeamtentum ist ein: Problem der. Sc 0 ra oli- 
tik; sein Schicksal ist ein AusschnittausjenemAus- 
bau des Arbeitsrechts, den die Umgestaltung aller 
politischen. und . wirtschaftlichen Voraussetzungen unseres Da- 
seins erfordert. Auch der, Beamte lebt als mehr oder weniger 
hoch qualifizierter Facharbeiter von der Verwertung sei- 
n er Arbeitskraft; aber in dieser Verwertung seiner Ar- 
beitskraft untersteht er gründsätzliich anderen Bedingungen 
‘als jeder ‚andere Arbeitnehmer.. Jedem anderen Arbeitnehmer 
bedeutet seine Arbeitskraft eine Ware, die er auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt an eine andere Rechtsperson nach 
den Grundsätzen bürgerlichen Rechts zum höchstmög- 
lichen Preise verkauft. Für den Beamten besteht ein an- 
deres Rechtsverhältnäs: seine Arbeitskraft wird nicht von einer 
Rechtsperson bürgerlichen Rechts erhandelt. sondern durch eine 
Körperschaft öffentlichen Rechts vertragsmässig 
vergesellschaftet. Die Beamtenschaft ist soziali- 
siertes Menschentum, sie bedeutet einen Volksbestand- 
teil, der von der Volksgesamtheit für Zwecke des Gemeinschafts- 
lebens in Anspruch genommen und dadurch hinsichtlich der Ver- 
wertung seiner Arbeitskraft demfreienMarktentzogen 
‘wird. 


Diese Inanspruchnahme erfolgte im Obrigkeitsstaat 
in einem reinen Abhängigkeitsyerhältnis, das den Beamten der 
‚höchsten: Gewalt, die die Person des Herrschers repräsentierte, 
als Diener unterwarf. Im Volksstaat ist ein solches 
‚einseitiges. Abhängigkeitsverhältnis undenkbar, weil es teben 
einen Teil des souveränen Volkes — denn das sind und bleiben 
die Beamten — in der staatsbürgerlichen Freiheit 
beschränken würde Die Stellung des Beamten ist im 
„Volksstaat nicht melir im Sinne des Dieners denkbar, sondern 
nur noch mit dem Begriff des Wärters.zu fassen, der zur 
Durchführung und ‘Sicherung des Gemeinschaftslebens 
verpflichtet und zur Erfüllung dieser Verpflichtung: „freigestellt“ 
‚wird: der Rechtszustand des Beamten im Voksstaat ist nicht als 
Dienstvertrag, sondern - als Mandatarverhältnis zu 
„werten; der Beamte ist ein von seinen Mitbürgern tür Zwecke 
des Gemeinwohls aus gemeinschaftlichen Aufkünften freigestell- 
ter Volksgenosse, 


= Dieser Rechtszustand, der im Volksstaat nicht be- 
stritten werden kathn, bedeutet die feste Grundlage für 
die- Rechtsform des Berufsbeamtentums, die wir im neuen 
Staat erwerben‘ müssen. 


In ihrer Ueberlieferung aus dem Obrigkeitsstaat erschöpft 
sich diese Rechtsform in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstvertrag, der sich vom Dienstvertrag des bürger- 
‘lichen Rechtes durch seine Unkündbarkeit und die Zu- 
-sicherung der Versorgung unterscheidet. 


. Diese Eigenart des öffentlich-rechtlichen Dienstvertrages 
galt und gilt in weiten Kreisen als ein Vorrecht der Beamten- 
schaft; eine solche Auffassung war immer fragwürdig; sie ist 
heut zweifellos unzutreffend. Einmal bedeutet das 
Aktivum. der Unkündbarkeit gleichzeitig das 
Passivum einer sehr. erheblichen und wirtschaftlich -keines- 
.wegs geringfügigen Beschränkung der Erwerbs- 





fähigkeit, der persönlichen Freiheit und Frei- 


zügigkeit — aber vor allem bisher eine Bindung an eine 
Regelung des allgemeinen Arbeitsverhältnisses, die im Gegen- 
satz zu dem Arbeitsrecht jedes anderen Erwerbstätigen jeder 
Mitbestimmung des beamteten Arbeitnehmers 
entzogen ist. 


Das: war stets belanzlos: Das Disziplinarrecht stand 
alseinAusnahmerechtschlimmster Art zwei Jahr- 
hunderte. hinter. der allgemeinen Rechtsentwicklung zurück. Im 
Velksstaat ist eine Fortdauer dieserRechtslage unr- 
möglich, weil sie dem neuen Rechtsbegsff des -Beamten 
widerspricht. 


„Aber die bisherige Rechtsform ist auch nach der 
Entwicklung. des Diensteinkommens -unhaltbar ge- 
worden. Früher war dieses ganze Diensteinkommen'durch jene 
Eigenart des öffentlich-rechtlichen Dienstvertrages gedeckt. -Der 
mit der Unkündbarkeit verbundene Pensionsanspruch’ entsprach 
dem gesamten’ Diensteinkommen. Durch die Einschaltung” und 
Ueberwucherung. des „beweglichen Faktors“ der 
Beamtenbesoldung hat sich diese Sachlage - grundsätz- 
lich geändert: der öffentlich-rechtliche Vertrag deckt heute in 
klagbarer Form’ nur einen Teil des Diensteinkom- 
mens; der Rest bedeutet im Grunde eine privatrecht- 
liche Tarifierung von seiten des öffentlich-rechtlichen 
Arbeitgebers, die den beamteten Erwerbstätigen zu einem Ar- 
beitnehmer minderen Rechts stempelt, weil sie nicht 
aus seiner - Mitbestimmung in. gleichberechtigter- Verhandlung, 
sondern durch einseitige Oktroyierung seitens des 
Arbeitgebers eriolgt. 


Auch die Zusicherung der Versorgung bedeutet 
in ihrer bisherigen Form keinen Rechtsv.orteil zugunsten 
des beamtefen Arbeitnehmers: : Zunächst besitzen heute schon 
‚grosse Gruppen anderer Arbeitnehmer aus Tarifverträ- 
gen 'Versorgunugsansprüche, die das Versorgungsrecht: der -Bc- 
amten weit überflügeln.- Vor allem ist aber- die ganze 
bisherige Konstruktion - des Pensionsrechts der Beamten auf 
eine völlig falsche’ Voraussetzung aufgebaut: die-Obrigkeit 
wertete die Pensionals „Benefizium“, alseineden 
Beamten erwiesene Wohltat. Das war und ist falsch. 
Das Versorgungsanrecht der Beamten bedeutet einen reinen 
Rentenanspruch; sein Geldwert kann bis zu der den 
Dienstjahren entsprechenden Höhe nur als zurückgelegter 
(„verdienter“) Gehaltsanteil gewertet werden; es 
repräsentiert die Sozialversicherung der beamteten Arbeitnehmer 
und gründet sich eben auf. vom Arbeitgeber (Staat, Land, Ge- 
meinde) aufgesparten Arbeitslohn. Aber dieses Ver- 
‚sorgungsanrecht ist in seiner bisherigen ‘Ausgestaltung eine 
schlechte Form der Sozialversicherung. Einmal, weil der 
Arbeitnehmer zu ihrer Verwaltung und Ausgestaltung nichts 
zu sagen hat, zweitens weil der Rentenanspruch durch die 
Verkuppelungmitderunkündbaren Anstellung 
nicht beweglich ist, sondern an die vollkommene Ausnutzung 
‘der Arbeitskraft durch den einmal gewählten Arbeitgeber ge- 
bunden bleibt und vor allem: weil die in diesem. Rentenaus- 
spruch gegebene Versorgung im Gegensatz zu allen, übrigen 
'Sozialversicherungen nicht durch die Fürsorge er- 
gänzt wird: die Sozialversicherung der Beamten erschöpft 
sich in der Versorgung der Arbeitsunfähigen; 
sie kennt keines iener Mittel zur Erhaltung und Wie- 
derherstellung der Arbeitsfähigkeit, wie sie 
‘die glänzende Krankenfürsorge und Heilbehand- 
lung der übrigen Arbeitnehmer gewährleistet. 


Auch dieser Mangel des Beamtenrechts bedeutet 
einen Defekt, der den scheinbaren Vorzug. des Pensionsrechts 
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in das Gegenteil verwandeln kann; er gibt aber, auch ein Aus- 


nahmerecht, das mit dem neuen Wesen des Beamten- 


tums völlig unvereinbar ist. Volksgenossen, deren 
Arbeitskraft die Volksgesamtheit zu ihrem Nutzen in Anspruch 
nimmt, müssen nicht nur „freigestellt“, sondern mindestens 
auch so sichergestellt werden, wie jeder Arbeitnehmer, der 
seine Arbeitskraft auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt verkauft: 
das ist eine Pflicht, der sich der Volksstaat, der seiner Natur nach 
sozial sein muss, nicht entziehen darf. 

Aber dieser Volksstaat darf sich eben überhaupt der Lösung 
des ganzen, in ihm grundsätzlich neu ausgerichteten sozia!pali- 
tischen Problems nicht länger entziehen: er versrindigt sich mit 
jeder Stunde Zögerns gegen seinen eigenen Geist. ; 

DieLösungdesProblems ist — wie die Lösung aller 
sozialpolitischen Fragen — im wesentlichen eine Rechts- 
begründung: die durch die politische Umgestaltung bedingte 
grundsätzliche Aenderung des Beamtenbegriffs muss durch eine 
grundsätzliche Aenderungdes Beamtenrechts 
anerkanntundfestgestellt werden. Diese Aenderung 
des Beamtenrechts kann nicht als Stück werk erfolgen: sie 
verlangt eine Revision aller bisherigen beamtenrechtlichen Be- 
stimmungen und die Kodifizierung eines einheitlichen Be- 
amtenrechts, das jene neue Rechtsgrundlage des Berufs- 
beamtentums für sämtliche Beamten des Reiches, der Länder 
und der Gemeinden zur Geltung bringt. 

Dieses neue Beamtenrecht wird den öffentlich-recht- 
lichen Charakter des Anstellungsvertrages zu wahren haben: 
das Volk kann den Volksgenossen, den es für die Zwecke des 
Gemeinschaftslebens in Anspruch nimmt, nicht wie ein Unter- 
nehmer nach den Formen des: bürgerlichen Rechts behandeln, 
sondern es muss ihn sich und sich ihm in einem Mandatar- 
verhältnis öffentlichen Rechts verpflichten. Diese Verpflichtung 
hat die Freiheit des für das Gemeinwohl freigestellten Mit- 
bürgers unbedingt zu respektieren: sie muss ihm 
durch unkündbare Anstellung vollkommene Unab- 
hängigkeit sicherstellen und im Amt zur Festsetzung der Be- 
soldung zu den allgemeinen Arbeitsbedingunzeri und über seine 
Person das weitestgehende Mitbestimmungs- 
recht gewährleisten. Die Verpflichtung darf für diesen Wärter 
am Volkswohl aber auch keine Rechtsminderung 
gegenüber den Volkszenossen ergeben, die ihre Arbeitskraft auf 
dem freien Arbeitsmarkt verwerten können. Das neue Beamten- 
recht darf kein Disziplinarrecht enthalten, das den all- 
gemeinen Rechtsbegriffen widerspricht und von den sonst gülti- 
gen Rechtsformen abweicht; es dari aber auch ‘die Unkünd- 
barkeit der Anstellung nicht mit der Sozialversiche- 
rung verkuppeln. Die aus dem ersparten Gehalt ver- 
diente Rente darf nicht an den öffentlich-recht- 
lichen Arbeitgeber gebunden bleiben: sie muss als 
solche oder mit ihrem Kapitalwert wie jeder andere Renten- 
anspruch mit dem beamteten Arbeitnehmer freibeweelich 
und freizügig werden. Die Sozialversicherung darf sich 
aber auch nicht auf die Rente nach verbrauchter Arbeitsfähigkeit 
beschränken: sie muss auch die bestmögliche Sicherung und 
die weitestgehende Erhaltung der Arbeitsfähigkeit 
gewährleisten. 


Die Verwaltungsreform 


Im Organ des deutschen Beamtenbundes, der „Gemein- 
schaft“ sowie einigen anderen Beamtenzeitschriften ist nach- 
stehender Artikel erschienen, der im Hirblick auf das Referat 
Händeler auf dem letzten Bundestage von Interesse für die 
Kollegerschaft sein wird. 

Die Verwaltungsreform droht eines jener beliebig ausdeut- 
baren Schlagworte zu werden, mit denen die wechselnden Re- 
gierungen parlamentarischer Staaten ihre Prorramme aufzu- 
putzen belieben, weil jedermann die Notwendigkeit der pro- 
grammatischen Forderung anerkennt, aber niemand die zu 
ihrer Erfüllung unentbehrliche Entschluss- 
kraft, Verantwortungsireudigkeit und Ar- 
beliebt. Aber 
gerade zur. Frage der Verwaltungsreform scheinen auch nur 
wenige Köpfe geneigt, das Problem-ernsthaft zu einem realisier- 
baren Programm durchzudenken —. und es sind nicht die 
schlechtesten Köpfe, die bei solchem: Versuch- an dem unend- 
lichen Ausmass der Aufgabe scheitern. Denn die: Aufgabe ist 
unendlich, weil jede Verwaltungsreform die Voraussetzung 





Nr. 6 





neuer reformatorischer Planung werden muss — zumal In 
einer so durch und durch revölutionären Epoche, wie wir sie 


mitzuerleben beginnen. Gerade eine solche Zeit gärender Un- 
ruhe fordert aber richtunggebende staatsmännische Leistungen, 
wenn Irrwege der Entwicklung vermieden werden sollen; und 
alles das, was der Begriff der Verwaltungsreform umschreibt, 
bedingt eine der wichtigst richtunggebenden Leistungen zum 
Aufbau und Ausbau unserer gesamten politischen Verhältnisse, 

Der Begriff ist alt. Er stammt schon aus .der- fernen Ver- 
gangenheit der Vorkriegszeit. Damals erschöpfte sich sein In- 
halt in zwei an sich belangreichen, aber rein organisatorischen 
Zielsetzungen: in dem Streben zu einer Verbilli- 
gung und Vereinfachung der Verwaltung aller 
Ressorts und aller Instanzen. Der Krieg und die 
Ablösung des Obrigkeitsstäates durch den Volksstaat haben 
auch auf diesem Gebiete — und gerade hier! — neue Auf- 
gaben von grösster Tragweite herausgesetzt: zu den For- 
derungen der Verbilligung und. Vereinfachung tritt als_ Gebot 


‚Staatserhaltender Notwendigkeit die Demokratisierun £ 


der Verwaltung — mit allen ihren materiellen und ideellen 
Ansprüchen. Sie ist wirklich ein-Gebot der staatser- 
haltenden Notwendigkeit und heute die wichtig- 
ste Aufgabe der Verwaltungsreform, weil der Volksstaat 
zur politischen Unmöglichkeit wird understicken 
muss, wenn er sich nicht durch eine frisch zugreifende De- 
mokratisierung von dem Panzergerüst der alten Hoheitsver- 
waltung zu befreien vermag. Diese wichtigste Aufgabe wird 
der erste Versuch zur Verwirklichung einer Verwaltungs- 
reform den beiden anderen Zielsetzungen stets voranstellien 
müssen. Verbilligung und Vereinfachung der Verwaltung er- 
scheinen nur insoweit statthaft, als sie die Demokrati- 
sierung nicht gefährden: das ist ein Grundsatz, den 
jede Würdigung der Mittel und Wege, mit denen diese Ziele 
zu erreichen sind, unter allen Umständen beachten muss. 

Die Mittel und Wege zur Verbilligung und Ver- 
einiachung sind — da es sich rein um organisatorische 
Aufgaben handeit — leicht festzulegen und im Ausmass der 
Durchführung strittiig. Die planmässige Rationalisierung der 
Verwaltung, die jenen Aufgaben entspricht, erfordert zunächst 
eine Verbesserung des Aufbaues der Behörden. Sie kann ent- 
weder durch Zusammenlegen gleichgeordneter oder übergeord- 
neter Instanzen erfolgen oder durch Verminderung des Um- 
fanges der jeder einzelnen Staatsbehörde obliegenden materiel- 
lien Arbeitslast. Diese Entlastung ist möglich auf dem Wege ° 
des Abschubs von oben nach unten (die Franzosen, die uns in 
dieser Praxis weit voraus sind, haben dafür den Begriff der 
„Dekonzentration“ geprägt) oder durch Abschub aus der 
Staatsverwaltune in die Selbstverwaltung 
Der letztere Wegbegünstigtdie Demokratisierung 
und ist daher grundsätzlich vorzuziehen, wo er nach Art 
des Aufgabenbereichs überhaupt gangbar erscheint. Fr hat 
überdies den Vorteil, dass er die zwei anderem grossen Mittel 
zur Verbilligung und Vereinfachung der Verwaltung: die Ver- 
besserung des Geschäftsganges und die Herabsetzung der Be- 
amtenzahl — auch die Verminderung ihres Anschwellens — in 
weiten Grenzen gewährleistet. Beide Mittel werden aber auch 
im verbleibenden Bereich der Staatsverwaltung durch geeirnete 
Massnahmen Geltung erlangen müssen; es liegt das nicht’ zuletzt 
im Interesse unseres Berufsstandes, der durch nichts in seinem’ 
Fortbestand so gefährdet wird wie durch sein zahlenmässiges 
Anwachsen und durch den aus dem Obrigkeitsstaaät 
übernommenen schwerfälligen Arbeitsmecha- 
nismus. ii eo 

Das Aufgabengebiet umfasst also vom allgemeinpolitischen 
Standpunkt aus die Fragen des Finheitsstaates, der Autonomie 
der Länder und Provinzen, den Ausbau der Selbstverwaltung, 
die Errichtung wirtschaftlicher Parlamente (Wirtschaftsprovin- 
zen) und die Mitwirkung der Laien, insbesondere zur'Aus- 
gestaltung wirtschaftlicher Verwaltungs- 
zweige; vom staatsrechtlichen Standpunkt die Neuordmung 
der Behördenorganisation durch Vereinfachung des Aufbaues, 
genaue Abgrenzung der Kompetenzen und weitestgehende De- 
zentralisation (Selbstverantwortlichkeit der aus- 
führenden Stellen, weniger Spezialgesetze und. Verord- 
nungen, mehr Rahmenvorschriften!) ‘und vom: betriebstech- 
nischen Standpunkte aus die Oekonomisierung. der Verwaltung 


durch Vereinfachungihresinneren Ganges; Ver- 


ztingerung der Kontrollinstanzen, Moderni- 
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sierungderArbeitsmethode,Rationalisierung 
der Arbeitsleistung, kurz Uebernahme als zweckmässig 
erprobter wirtschaftlicher und kaufmännt- 
scher Betriebsformen zum Ersatz für die alte burean- 
kratisch-fiskalische Praxis — auch für finanztechnische und 
etatrechtliche Leistungen; auch da die. Einführung richtiger 
Oekonomie durch kaufmännische Rechnungsweise,. Verlegung der 
Ausgaben- und Finnahmenverwaltung in die ausführenden 
Instanzen, Loslösung der Betriebsverwaltungen 
aus dem allgemeinen Etat und Verselbständi- 
gung ihrer Leitung im ganzen Bereich der Betriebs- 
erhaltung und der Betriebsführung. 


Die Aufgaben, Mittel und Wege sind also-in diesem rein or- 
ganisatorischen Anteil der Verwaltungsreform im wesentlichen 
gereben und unschwer klarzustellen — wenn auch nicht über- 
sehen werden darf, dass die Aufgaben gross und verwickelt, 
die Mittel ungewohnt und einschneidend und die Wege weit 
und vielfach recht schwer gangbar sind; nur ein grosszügi- 
ger Plan, der aus einer klarerfassten Absicht das ganze 
Gebiet der Verwaltung organisch umgestaltet und Abständiges 
rücksichtslos beseitigt, wird diese eminent - praktische Stelle 
der Verwaltungsrefiorm einer befriedigenden Lösung zuführen 
können. 

Noch weit schwieriger ist der neuzeitliche Anteil des 
Problems, die vorwiegend ideelle Seite einer Reform der Ver- 
waltung, ihre Demokratisierung, die geistige Umstellung, die 
der sachlichen Neugestaltung Wesen und Inhalt verleihen soll. 

Sie bedingt zunächst eine allgemeine Umstellung 
der politischen Tendenz; sie verlangt ein starkes 
Heraussetzen der Finzelpersönlichkeit in der Gesamtheit, aus 
der sich der Staat zusammensetzt; in der Organisation zu eben 
jener Selbstverwaltung, die das Untereinander des Obrigkeits- 
staates durch ein freies und gleichberechtigtes, aber auch 
pflichtbewusstes Miteinander, durch das weitestgehende 
Mitbestimmungsrecht ersetzt; in der Funktion, also 
in der Leistung der Verwaltung, durch Beseitigung jeder nicht 
im öffentlichen Interesse unbedingt notwendigen Rechtsbe- 
schränkung und ihres Apparates. Dazu gehört auch die grösst- 
mögliche Sicherung der Rechtskontrolle gegenüber jeder ver- 
bleibenden Rechtsbeschränkung; die Rechtssicherung zugunsten 
des Staates, die der Obrigkeitsstaat überall bevorzugt hat, 
muss, wo es das bevorrechtete Interesse des Gemeinschafts- 
lebens irgend gestattet, durch eine gleichwertige Rechtssiche- 
rung des einzelnen ergänzt werden. 

Fine solche. Umstellung der politischen Tendenz, von der 
heute im deutschen Volksstaat kaum die ersten Frühlingstriebe 
sichtbar werden, verlangt naturgemäss nicht nur zu ihrem Voll- 
zug, sondern schon zu ihrer Begründung und Einführung eine 
tieigreiiende Neugestaltung des Geistes der 
Staatsverwaltung. Sie verlangt Beseitigung ie- 
den Restesdesalten Polizeistaates,jeder Be- 
vormundungssucht, iedes Behördendünkels, 
jeder Kleinlichkeitskrämerei und vor allem jedes 
Misstrauens gegen Selbständigkeit, jeder Be- 
hinderung freier Willenstätigkeit, die dem Ge- 
meinwohi nicht schadet. Sie verlangt eine geistige Um- 
stellung der Beamten zu einem neuen Begriff ihres Da- 
seins und ihrer Würde; sie dürfen sich nicht mehr als be- 
soldete Handlanger höherer Gewalten fühlen, 
sondern. sie. müssen sich als ein zum Dienstam ganzen 
Volk durch materielle Leistungen dieses ganzen Volkes 
„ireigestellter“ Teil der Volksgesamtheit be- 
greifen — und würdigen lernen. Denn nur auf dem Wege 
einer solchen inneren, seelischen Umwertung der Beamten selbst 
ist das höchste und wertvollste Mittel zu jener geistigen Neu- 
gestaltung der Verwaltung erreichbar, die im Begriff der Ver- 
waltungsreform die Demokratisierung als Kern- 
punkt heraussetzt; zur Heranziehung eines frei denken- 
den, sich tunlichst frei betätigenden Beamtenkörpers, 
wirksam in gleichberechtigter Mitbestimmung aller seiner 
Funktionäre, losgelöst vom Examensdrill, gebunden an den 
Nachweis von Fähigkeiten, nicht nur von Kenntnissen, geleitet 
nicht vor der Angst vor der Verantwortung, die den Obrigkeits- 
staat regiert und vernichtet hat, sondern von der Verant- 
wortungsfireudigkeit aufrechter Männer. 

Das.ist heute das Hauptproblem der Verwal- 
tungsreform, das ist aber auch die wesentliche Zielsetzung 
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des neuen Beamtenrechtes, das: wir erstreben. Verwal- 
tungsreform und Reform des Beamtenrechtes 
sind nicht mehr zutrennen; nur durch neue Rechts- 
reformen des öffentlichen Dienstes, durch Beamtengesetze, die 
vom Geist und Wesen des Volksstaates erfüllt 
und getragen sind, ist eine Verwaltungsreform zu begründen, 
die dem deutschen Volk einen sicheren Aufbau und einen wohn- 


lichen Ausbau seines Gemeinschaftslebens gewährleistet. 
Geh. Reg.-Rat Dr. Alter, 


Der Stand der Revision der Besoldungs- 


reform in Sachsen 


Nachdem die Reform der Beamtenbesoldung im Früh- 
jahr 1920 mit ihren Härten und Mängeln wegen der wirtschaft- 
lichen Notlage der Beamten im Eiltempo durchgepeitscht und 
von den Ständen verabschiedet worden war, blieb nur noch die 
Hofinung auf eine gründliche Revision, die von der Regierung 
auch zugesagt wurde. Die den Revisionen in den Ländern vor- 
angehende Revision des Besoldungsgesetzes des Reiches und 
Preussens hat nun aber den Erwartungen in keiner Weise ent- 
sprochen, wenigstens soweit dies die technischen Beamten 
beirifit. Weder ist in bezug auf die: Eingruppierung in die 
Besoldungsklassen noch auf die Berufsbezeichnungen den Wün- 
schen der Beamten auch nur einigermassen Rechnung getragen 
worden. So nebensächlich die Revision der Berufsbezeichnungen 
auch erscheinen mag, so schwer fällt sie bei der Eingruppierung 
ins Gewicht, weil die Zahl der Berufsbezeichnungen bei gleich- 
artiger Beschäftigung eine so grosse und so verschiedene ist 
und ausserdem unzuütrefifende und .mangelhaite Beruisbezeich- 
nungen oft die Ursache der ungerechten Wertung technischer 
Arbeit bilden, wie die Erfahrung gelehrt hat. Es ist deshalb 
ausserordentlich zu bedauern, dass die anlässlich der Staats- 
technikerkonferenz am 8. und 9. Februar 1920 in Berlin aufge- 
stellten Richtlinien auch bei der Revision ‘des Besoldungs- 
gesetzes im Reich und Preussen nicht zur Durchführung ge- 
kommen sind, weil den Ländern nun durch das Sperrgesetz 
ausserordentliche Schwierigkeiten: erwachsen. 


In Anbetracht vorerwähnter Uebelstände hatte unsere Gau- 
verwaltung Sachsen deshalb in ihrer der sächsischen Regierung 
zur Revision des Besoldungsgesetzes . überreichten. Denkschrift 
die Richtigstellung der Berufsbezeichnungen, soweit dies nicht 
schon im Frühjahr geschehen war, gefordert. Die Grundlage 
hierfür und für die Eingruppierung bildeten die eingangs ge- 
nannten Richtlinien, welche bei einer Eingruppierung der tech- 
nischen Beamten des höheren Dienstes in der Anfangsstellung 
nach Gruppe IX besagten: 

Anfangsstellunge: Gruppe VII: Amtstechniker. 

Grüundstellung; Gruppe VII: Amtsingenieure, -baumeister, 

-architekten. 

Beförderungsstellung: X: 

-baumeister usw. 

Aufstiegstellung: Gruppe X: Regierungsbaurat. 

Durch die vom Reich vorgenommene Verschiebung der An- 
fangsstellung der technischen Beamten des höheren Dienstes 
mussten sich naturgemäss unsere Forderungen ebenfalls um 
eine Gruppe nach oben verschieben. 


Ueber unsere grundsätzlichen Forderungen heisst es des- 
halb in der Denkschrift: 

„Dem Leistungsprinzip entsprechend muss die Beförderungsstellung des 
technischen Beamten des mittleren Dienstes gleich der Anfangsstellung des 
technischen Beamten des höheren Dienstes sein.“ 


Gruppe Oberamtsingenieure, 


Es sind also einzureihen in die: 


a) Anfangsstellung Gruppe VII: Techniker mit 
abgeschlossener Fachschulbildung in Anfangsstellung und Tech- 
niker ohne abgeschlossene Fachschulbildung mit gleichen Lei- 
stungen. Der Uebertritt in die nachfolgende Grundstellung hat 
nach 5 Jahren zu erfolgen. 

b) Grundstellung Gruppe IX: Techniker nach 
5-jähriger Dienstzeit in der Anfangsstellung; Techniker, die die 
Baumeisterprüfung bestanden haben; Ingenieure oder Techniker 
mit gleichwertigen Leistungen. 

c) Beförderungsstellung Gruppe X: Tech- 
nische Beamte aus der Grundstellung mit verantwortungsvoller 
Tätigkeit. 

Ausserdem muss besonders befähigten Beamten der Auf- 
stieg in die nächsthöheren' Gruppen offen stehen. Hierbei ist zu 
beachten, dass z.B. ein Beamter, der aus der X. in die XI. Be- 
soldungsklasse überführt wird, auch die Berufsbezeichnung der 
dort eingereihten technischen Beamten des höheren Dienstes, 
„Regierungsbaurat“, erhält. 

Weiter heisst es in bezug auf Amtsbezeichnungen: 
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x „Die, Berufsbezeichnung des technischen-Beamten soll seine Stellung. und 
. Tätigkeit. klar erkennen lassen.“ 
4 „Bezeichnungen wie ‚Assistent, Sekretär, Inspektor, Amimann usw. werden 
"unter allen Umständen ‚abgelehnt.‘ 
„Es ist daher zu fordern: Ä 
. für die Anfangsstellung‘; Techniker q 
» »  Grundstellung: Ingenieur, Baumeister usw. 
» .» Beförderungsstellung: , Oberingenieur, -Baumeister usw.‘ 
„Zur Kennzeichnung, dass. der .Beirsffende als Beamter beim Staat tätig 

ist, ist vor diese. Berufsbezeichnungen das Vorwort „Amts-“ zu setzen.‘ 


In den Vorverhandlungen mit den einzelnen in Frage. kom- 


„menden Abteilungen, auf‘ welche grösster Wert gelegt worden 
ist,- wurden der: Einführung der zewünschten Berufsbezeich- 


nungen nur geringe Schwierigkeiten bereitet. Verschiedene 
Regierungsstellen hielten die Vorschläge unseres Bundes für 
- ausserordentlich treffend und wünschenswert. : Als fast un- 


-erfüllbar aber wurden mit Rücksicht auf. das Sperrgesetz die 
Forderungen über die Eingruppierung in die Besoldungsklassen 
bezeichnet. Hier zeigte sich deutlich, in welch hohem Masse die 
unglückseligen Berufsbezeichnungen im Reich und Preussen: 
Gruppe V: Bauassistent (&ssistentenklasse) 

„ Vl: Bausekretär (Sekretärklasse) 

» Vll: Reg.-Bausekretär (Obersekretärklasse usw.) 
die Eingruppierung beeinflusst hatten. 

Es. galt also erst, soweit dies nicht schon geschehen war, 
ven diesen unzutreffenden Berufsbezeichnungen gänzlich loszu- 
kommen, was um so schwerer war, als der Teil der im „Bunde 
sächsischer Staatsbeamten‘ organisierten technischen Beamten 
an den alten Beruisbezeichnungen festhielt. Wie sehr aber die 
"Regierung von der Richtigkeit der von uns geforderten Berufs- 
bezeichnungen überzeugt war, ging aus dem als Verhandlungs- 
‘grundlage dienenden Entwurf des Personalamtes hervor, nach 
welchem die von uns geforderten Berufsbezeichnungen zum 
Teil auch für die im B.S. S. organisierten technischen Beamten 
eingeführt werden sollten. Die Eingruppierung in die Besol- 
“dungsklasserni dagegen war so unterschiedlich und teilweise so 
"ungenügend, dass man an dem guten Willen der Regierung 
zweifeln musste. Während beispielsweise die technischen Be- 
amten der Brandversichertimg und die Bausachverständigen als 
Baumeister ihre Eingangsstellting richtig in Gruppe IX erblicken 
sollten, hatte man die gleichen Beamten bei der Baudirektion 
im Ministerium des Innern, bei der Hoch- sowie bei der 
Strassen- und Wasserbauverwaltung in Gruppe VII als Ein- 
gangsstellung gebracht. Ein Teil der letzteren, die Amts- 
strassenmeister und sämtliche Amtstechniker, waren sogar nur 
für Gruppe VI vorgeschlagen worden. 

An den äusserst schwierigen, sechs Tage währenden Ver- 
handlıngen im Personalamt waren als Grossorganisationen 
ausser uns noch der Bund Sächsischer Staatsbeamten, der Leh- 
rerbund, der Polizeibeamtenbund und iniormationshalber der 
Sächsische - Gemeindebeamten-Bund (S.G.B.) vertreten. Hier 
war es nun wiederum unser Bund, welcher gleich zu Beginn 
.der Verhandlungen grundsätzliche Arbeit leistete, indem er die 
von der. Regierung beabsichtigte Verhandlungsweise einer 
scharfen Kritik unterzog, und unter Zustimmung sämtlicher Ge- 
werkschaften eine entsprechende Aenderung durchsetzte. Auch 
bei der folgenden Lesung des Gesetzentwurfes gelang es unse- 
ren Vertretern durchzusetzen, dass bei Festsetzung des Besol- 
dungsdienstalters eine Fassung angenommen wurde; nach 
welcher ausser dem zuständigen Ministerium und dem Per- 
sonalamt auch noch die Beamtenvertretung zu hören ist. 


Den am zweiten Verhandlungstage einsetzenden Haupt- 
kampf. um die grundsätzliche Einreihung der technischen Be- 
amten haben unsere Bundesvertreter xanz allein in etwa drei- 
siündigem Wortkampf, nur teilweise unterstützt von Vertretern 
des S.G.B., geführt. Hierbei verdient festgehalten zu werden, 
dass-.die : Vertreter‘ der - technischen Beamten des höheren 
Dienstes in keiner Weise unterstützend eingegriifen haben, ob- 
wohl von uns dazu mehrere Male aufgefordert wurde. Trotz 
eingehender Begründung der- vom Bund aufgestellten 'Forde- 
rungen, die von keiner Seite, auch von Regierungsseite nicht 
widerlegt werden konnten, war ein voller Erfolg im Sinne 
unserer Forderungen nicht zu erreichen. Obwohl die Regierung 
anerkannte, dass als Eingangsstellung die Gruppe VIN für solche 
Stellen, bei welchen die Ablegung der Baumeisterprüfung Be- 
dingung ist, berechtigt sei, glaubte sie mit Rücksicht auf andere 
Beamtengruppen hiervon abweichen und teilweise das Durch- 
laufen der Gruppe VII fordern zu müssen. Dies war um so 
verwunderlicher, als es nur bei den Beamten der Baudirektion, 
der Hochbau-, der Strassen- und Wasserbauverwaltung 'ge- 
fordert wurde, während bei den Beamten der Brandversiche- 
rung und bei den Bausachverständigen unter gleichen Voraus- 
setzungen.in bezug auf Vorbildung -und Tätigkeit dies nicht für 
nötig _ gehalten wurde. Wir haben .bereits in verschiedenen 
Tageszeitungen gegen diese beabsichtigte unterschiedliche Be- 
wertung Stellung genommen. Die nun noch folgende Verhand- 
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‘Jung, auch mit den Vertretern »der imB. S. S: organisierten tech- . 
nischen Beamten, vermochte an der grundsätzlichen Auffassung 
‚niehts mehr -zu ändern ‚und bezog: sich nur auf..germgfügige 
‚Stelienverschiebungen. Dem Gesamtministerium haben wir 
unsere Forderungen, soweit.sie beim Personalamt keine Berück- 
sichtigung gefunden hatten, erneut unterbreitet.. Als Antwort 
hierauf wurde uns vom Gesamtministerium mitgeteilt, dass un- 
serer Forderung auf grundsätzliche Eingruppierung “aller: tech- 
nischen Beamten, von denen die Baumeisterprüfung :geiordert 
wird, nach Gruppe VII nicht nachgekommen werden könne. 
-Dies ist um. so unverständlicher, als: das : Gesamtministerium 
.die Eingruppierung der: jungen technischen -Beamten, bei denen 
diese Voraussetzung nicht zutrifft, als Anfangsstellung nach 
Gruppe VII nunmehr gutheisst, und die Amtstechniker grund- .' 
"sätzlich dahin überführt. 


Nachdem somit die Verhandlungen mit der Regierung ihren 
"Abschluss gefunden Haben, hat jetzt*der Landtag das’ letzte 
Wort. In einer erneuten Eingabe an denselben ‘ist von’ uns 
nochmals :um. Beseitieung der noch verbliebenen Mängel und 
Härten. gebeten worden. Von der Einsicht der Abgeordneten 
‚hängt es nun ab, ob und inwieweit die Wertung technischer ' 
Arbeit im Sinne unserer Bundesferderungen verwirklicht wer- 
den. wird oder nicht. 

Unsere weiteren Bemühungen um Bildung eines Gutachter- 
ausschusses nach den Vorgängen im Reich sind leider bisher 
erfolglos geblieben, obwohl die Haushaltausschüsse. A "und B, 
welchen die Bearbeitung der Vorlage zugewiesen ist, durch 
Bildung eines: Besoldungsausschusses die erforderliche. -Grund- 
lage dazu schon gegeben haben. 


Nicht. unerwähnt darf ferner folgendes bleiben: . In _Nr..9 
des. „Staatsdienst“, Zeitung: des. B.S.S., hat. der schnell: ins 
Leben. gerufene Landesverband. sächsischer Gewerkschaften 
(B.S.S., Sächs. Lehrerbund, -sächs. Polizeibeamtenbund, sächs. 
Gemeindebeamtenbund) ein Schreiben an. den Besoldunzsaus- 
schuss des Landtages gerichtet, welches in seinem vorletzten 
‘Absatz wie folgt lautet: Yu 

„Der Landesverb-nd muss für sch. in Anspruch nehmen, die Interessen 
der gesamten sächsischen Beamten und Lehrerschaft zu_ vertreten, und empfiehlt 
deshalb, einzelne Abardnunsen Ce- Beamtenschaft nicht zu empfangen and den 
einzelnen Petitionen keine Beachtung zu schenken.‘ x 2 Hay 


Obwohl der Geschäftsführer .des B.S.S., augenscheinlich 
der Beauftragte des genannten Landesverbandes. daraufhin. ge- 
fragt, unserem Vertreter gleiche Rechte bei der in Frage kom- 
menden Berichterstattung zugesichert hat, ist gegen das Vor- 
gehen des vorgenannten Verbandes schäriste Verwahrung ein- - 
gelegt worden. Wir bedauern dies um so mehr, als bei den 
bisher .gepflogenen Verhandiungen im Ministerium eine solche 
Anmassung der gegnerischen Gewerkschaiten im: Interesse. einer 
einheitlichen Front noch nicht zu verzeichnen gewesen ist. - Wir 


haben deshalb dem Landtage eine entsprechende Aufklärung zu-. 


gehen lassen und bringen dieses ungewerkschaftliche Verhalten 
hiermit zur Kenntnis der Oeffentlichkeit. 


Die bisher mit den Abgeordneten gepflogenen Unterredungen 
lassen mit Bestimmtheit vermuten, dass in der Frage der Be-. 
soldung das letzte Wort noch nicht gesprochenäst. Schon jetzt 
lässt sich aber klar erkennen, dass die Revision des. Besol- 
dungsgesetzes in.Sachsen in bezug auf Eingruppierung und 
Berufsbezeichnung trotz einiger Härten, um deren Ausgleichung 
weitergekämpft wird, den am:8&. und 9, Februar 1920 in Berlin 
aufgestellten Richtlinien am nächsten gekommen sein dürfte, 
Ueber den endeültigen Abschluss der Revision, sowie über die 
demnächst stattfindende Revision des Teiltariivertrages für die 
Behördenangestellten wird später nochmals berichtet werden, 

Hans Geiser. 











Rundschau 


Die Kommission zur Vereinfachung und Vereinheitlichung 
der Reichsverwaltung trat am 30. April unter dem Vorsitz des 
Ministers Koch im Reichsministerium des Innern zu ihrer 
ersten Sitzung zusammen. Für die Arbeit der Unterausschüsse, 
denen. die nachstehend aufgeworfenen Fragen vorgelegt werden 
sollen, wurden Richtlinien auigesteilt. - Die Verringerung 
der Zahl der Ministerien ist zur Erhöhung der Arbeitsfähigkeit 
des Kabinetts und zur Vermeidung von Reibungen in den In- - 
stanzen erforderlich. _ Verwaltungen mit selbständigem Arbeits- 
gebiet ohne politische Bedeutung sollen nach Möglichkeit aus 
den Ministerien ausscheiden und an zentrale. Reichsbehörden ab- 
gegeben werden. Die Frage der Selbstverwaltung oder: der 
privatwirtschaftlichen Organisationsform. bei diesen. Verwaltun- 
gen soll geprüft werden. Nach Möglichkeit sind sie Fach- 
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ministerien zu unterstellen. Das Reich soll sich zur Ausführung 
seiner Aufgaben grundsätzlich der Landes- und Ge- 
mceindeverwaltungen bedieien. 


Die Schaffing neuer 
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‚Bezirks- ‚und. Ortsbehörden ist. zu vermeiden, auf: die, Landes- 
‚finanzämter ist. tunlichst zurückzugreiien. 


Selbständige Reichs- 
stellen ausserhalb. Berlins sind nach :Möglichkeit. zu beseitigen. 
‚Reichsiministerien ohne eigenen Unterbau sollen. sich. keinen Be- 
amtenzuwachs: heranbilden. _Der Beamtenstab ist durch -Ver- 
ständigung mit den Ländern auf. dem-Wege der Uebernahme 
oder .des Austausches sicherzustellen. 


Weiterführung der’ früheren Titel. In Nr. 3 der „Freien Be- 


‚amten-Rundschau‘ machten: wir Mitteilung von‘ einem Erlass 


des -Reichsiinanzministers vom 21. Dezember 1920, der für 


‚den „Geschäftsbereich der Reichsfinanzverwaltung“ 


‚den Artikel. 109 Abs. 4 der Reichsverfassung:und. den 
sich darauf. stützenden Erlass des Reichspräsidenten 
vom il. Juli 1920 wieder aufhob, Dieses :seltsame Vorgehen 
hat den Herrn Reichsschatzminister nicht schlafen lassen. 
Er hat deshalb am 18. März 1921 unter Nr. I. 2/473 (Amtsblatt 
für die R. Sch. V.’Heit 25, S. 188) nachstehenden Erlass heraus- 
gegeben: 
- „Nach der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten über. die Amis- 
bezeichnungen und Titel vom 11. Juli 1920. („Deutscher Reichsanzeiger“ Nr 135) 
soll den Beamten unbeschadet ihres Rechts, ihrerseits die früher verliehenen 
Titel und Amtsbezeichnungen weiterzufühten, kein Rechtsanspruch 
darauf zustehen, im dienstlichen ‚Verkehr mit ihnen benannt zu werden. 
“ Ich erachte es jedoch für angemessen, dass auch im Amtsverkehr 
den Beamten gegenüber neben den neuen Amtsbezeichnungen von 
den wohlerworbenen Ehrentiteln, wie z. B. Rechnungsrat, Geheimer 


- Rechnungsrat, Kanzleirat, Geheimer Kenzleirat, Geheimer Regierungsrat, Ge- 


heimer Oberregierungsrat, Wirklicher Geheimer. C berregierungsrat, Hofrat, 
Geheimer Baurat, heimer Admiralitätsrat usw. Gebrauch gemacht 
wird, undersuche ergebenst, entsprechend zu verfahren. Die 
alten Amtsbezeichnungen sind ın Fortfallgekommen.“. 


Es ist verständlich, wenn die mit diesen „Ehrentiteln“ nun 
einmal bedachten Beamten Wert.auf Beibehaltung der — nach 
ihrer Ansicht — „wohlerworbenen‘“ Anredeform legen, obschon 
sich dieser Wünsch im Hinblick auf Art. 109 der R. V. kaum in 
Einklang bringen lässt mit dem vor knapp zwei Jahren abge- 
Jegten Treueid auf die Reichsverfassung. — In höherem Masse 
bemerkenswert an dem Vorgehen der beiden Ministerien ist aber 
die Beobachtung,: dass die „Demokratisierung“ der 
Reichsverwaltung doch :schon erhebliche Fortschritte 
gemächt zu haben scheint, denn noch vor drei Jahren würde es 
kein Minister gewagt haben, Verfassung sbestimmungen 
und Verordnungen der höchsten Regierungsspitze in 
dieser Weise --"umzubiegen. 


Streikbrecherprämie? In Nr. 1 der „Mitteilungen des deut- 
schen Städtetages“ findet sich nachstehende‘.Notiz: 
} „Nothilfe. Die Stadtverordnetenversammlung in Essen.hat kürzlich 
beschlossen, die Versorgungsansprüche der Beamten und Angesteliten aus Un- 
fällen bei Nothilfsdienstleistungen (Arbeiten, die aus Anlass von Streiks, 
oder dei. zur Verhinderung der Stillegung 
lebenswichtiger Betriebe verrichtet und die sonst von der 
ordnungsmässigen Belegschaft ausgeführt werden) in der Weise 
zu regeln. dass gewährt werden: 
“ a) die höchste Pension, die ein Beamter in der betreffenden Gehalts- 
gruppe beziehen kann, wenn der Beamte dienstunfähig wird, 
b) das höchst zulässige Witwen- und Waisengeld, berechnet nach 
”. der höchsten Pension oder nech dem Höchstgehalt, wenn der Beamte 
zu Tode kommt.‘ 


Der Beschluss ist kurz nach. einem Streik der städtischen 
Arbeiter unter dm schärfsten Protest der beiden sozia- 
listischen Fraktionen gefasst worden. Sie forderten seine Zusatz- 
bestimmung, dass Versorgungsansprüche nur bei. „wilden“ 
Streiks und politischen Putschem in Anwendung kom- 
men: dürften, aber-keinesfialls bei wirtSchaftlichen 
Streiks, wenn ..der Unfall dem Beamten bei Streik- 
brecherdiensten zustossen würde. 


Oitenhaltung planmässiger Stellen für Beamte im Dienste 
der Freien Stadt Danzig. Im „Posinachrichtenblatt“ Nr. 40 
erlässt das Reichspostministerium hierzu nachstehende. Ver- 
fügung: ° 

Nach dem gemeinsamen Beschluss der Reichsregierung und der Preussischen 
-Stzatsregierung ‚vom 29. Dezember 1920 — Reichs- und Staatsanzeiger Nr. 3 
vom 5. Januar 1921 — haben Reichs- und Staatsbeamte, die 

a) bei Inkrafttreten des Friedensvertrages im jetzigen. Gebiet der Freien 
Stadt Danzig beschäftigt waren und im Freistadtdienst verblieben 
sind, ; 

h) bei Inkrafttreten des Friedensvertrages nicht im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig beschäftigt. waren, aber-bis zum }. April 192i mit Zustimmung 
der Reichs- oder Preussischen Regierung in d.n Dienst der Freistadt 

\ getreten -sind, ; 

das Recht, bis zum. 1. April 1925 in den Reichs- oder preussischen Dienst 
zurückzukehren, ohne dass eine Prüfung des Rückkehrgrundes stattfindet. Den 
Beamten werden dabei die aus dem Staatsginisterialbeschluss vom 26. Juli 1919 
— Reichs- und Staatsanzeiger Nr. 168 vom 28. Juli 1919 — sich ergebenden 
Rechte gewährleistet. 

‚Die Uebertrittsfrist. ist inzwischen auf Vorschlag des Senats der Freien 
Stadt;kis zum 1. Oktober 1921 verlängert worden. Der Uebertritt nach 
diesem Zeitpunkt muss der Vereinbarung von Fall zu Fall überlassen werden. 

“ Den ünter b genannten Beamten, ferner auch solchen, cie“ bei Inkraft- 
treten des Friedensvertrages bereits im jetzigen Cebiet der Freien Stadt Danzig 
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beschäftigt waren und. inzwischen ‚auf Antrag zur Versetzung in das .Reichs- 
postgebiet unter Vorbehalt des Zeitpunkts vorgesehen worden sind, sollen 
ihre planmässigen -Stellen bis zum 1. April 1922 offengehalten werden, soweit 
es sich mit den Interessen des Dienstes. vereinigen lässt. Den Beamten, deren 
angeordnete Versetzung wegen Wohnungsmangels am künltigen Amtsort noch 
nicht ausgeführt werden konnte, wird durch diese Massnahme Gelsgenheit ge- 
boten, noch eine Zeitlang im Freistadidienst zu verbleiben, ohne die -Aussicht 
auf wunschgemässe Unterbringung im.Falle des Erlangens einer Wohnung zu 
verlieren Wenn in einzelnen tällen. der -Offenhaltung einer planmässigen 
Stelle bis zum 1. April 1922 besondere dienstliche Rücksichten entgegen- 
stehen, haben die O.P.D. dem Deutschen Postüberleitungskommissar in Danzig 
hiervon Mitteilung zu machen. Entschliesst sich ein Beaınter, für den eine 
planmäss'ge Stelle im Reiche offengehalten, wird, nachträglich zum endgültigen 
Uebertritt in. den Dienst der. Freien Stadt Danzig, so- wird der Pcstüber-, 
leitungskommissar die beteiligte O.P.D. sogleich benachrichtigen. 


Beamtenrecht 


Begründung des Beamtenverhältnisses. Wenn auch in: der 
Ucbertragung bestimmter Verrichtungen, die ‘sich als Ausfluss 
einer amtlichen Tätigkeit darsteilen, schliesslich eine „Anstel- 
lung“ ‚erblickt werden kann, so ist es. doch zur Begründung des 
Beamtenverhältnisses unbedingt. erforderlich, dass die Ueber- 
tragung der. Geschäfte durch die zur Anstellung zu- 
ständige Stelle erfolgt oder genehmigt ist; die Vornahme 
der Amtshandlungen auf Weisung einer. zur Anstellung nicht 
zuständigen Person kann für sich altein die Beamteneigenschatt 
nicht begründen. (Entsch. d. Reichsgerichts I. v. 4. November 
1920 Nr. 682/20.) | 


Reichsregierung Und Reform des Beamtenrechts. Auf eine 
an den Reichskanzler gerichtete Eingabe des- Deutschen Be- 
amtenbundes, in der um baldige Regelung desgesamten 
Beamtenrechts auf neuer Grundlage gebeten 
wurde, ist nachstehende Antwort des Reichsministers des Innern 
eingegangen: 

„Dass das gesamte Beamtenrecht auf eine neue Grundlage 
gestellt werden muss, ist. auch die Ansicht und-die Absicht der 
Reichsregierung. Das Ziel wird aber nur auf dem bereits ein- 
geschlagenen Wege erreicht werden können, indem die wich- 
tigeren Fragen des Beamtenrechis in Sondererörterun- 
gen klargeieget werden. Bei einer Prüfung im Rahmen des Ge- 
samtbeamtenrechts werden schwierige Probleme unausbleiblich 
in der Fülle der Materie verlorengehen; sie werden wegen un- 
genügender Durchdringung und mangels eines Ueberblicks über 
die Folgewirkungen ihrer Regelung manchmal eine Fassung in 
dem neten Gesetz finden, die sich bald. nach dessen Inkraft- 
treten als abänderungsbedürftig erweist. Ein Entwurf zu einem 
neuen Disziplinarrecht liegt bereits hier vor; da ich 
Wert darauf lege, dass das Reichs- und preussische Disziplinar- 
recht möglichst wenig’ voneinander abweichen, wird es zweck- 
mässig erst dann zur Erörterung gestellt werden, wenn der 
preussische Entwurf in seiner neuen Fassung, in der die 
ö der Organisationen in Berücksichtigung gezogen sind, 
vorliegt.‘ 


Man beabsichtigt also wieder die alte Taktik einzuschlagen 
und jede Frage in „Sondererörterungen‘“ zu lösen, wobei sich 
dann Gelegenheit bietet, um die Kernpunkte der Neu- 
regelung. des Beamtenrechts hübsch herumzugehen.. Die 
„neue. Grundlage‘ muss jedenfalls erst einmal einheitlich 
und grundsätzlich geklärt werden, ehe an Einzelfragen 
herangegangen werden kann. 


Eiu feiner Schachzug! Die bayerische Regierung ist. be- 
kanntlich im Reichsrat mit ihrem Gesetzentwurf über Be- 
amtenkammern unterlegen, ebenso hat der Bayerische Be- 
amtenbund — trotz des Umfalls der Württembergischen und 
Badischen Landesverbände — längst eingesehen, dass er auf 
legalem Wege nicht mehr mit seinen Plänen. durchkommen 
wird. Weit entfernt aber davon, sich nın nach demokrati- 
schem Prinzip dem Willen der Mehrheit der deutschen 
Beamtenschaft zu fügen, wird das Ziel — die Durchsetzung der 
Sonderwünsche zu erreichen und die Beamtenkammern um 
jeden Preis wenigstens für Bayern zu retten — nun auf Um- 
wegen zu erreichen versucht. 


Zunächst hat plötzlich das Bayerische Staatsministerium des 
Innern einen Referentenentwurf über ein neues bayerisches 
Gemeindegesetz (Gemeinde-, Bezirks- und’ Kreisordiiung) 
herausgebracht, obwohl die. bayerische Gesetzgebung über diese 
Materie erst in den letzten Jahren neu geregelt worden ist. 
Selbstverständlich bedeutet der Entwurf eine Verschlech- 
terung. gegenüber den jetzigen Verhältnissen, denn er. über- 
nimmt aus dm Gemeindebeamtengesetz vom ]5. Juli 
1916- und dem Gesetz über die Dienst- und Versor- 
gungsbezüge der Gemeinde- und DBezirks- 
beamten vom 23. März 1921 nur die — wichtigsten Be- 
stimmüungen; .alles übrige bleibt dm Verordnungswege 
vorbehalten. 
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Aber das, was in den Referentenentwurf übernommen. ist, 
kennzeichnet zur Genüge den „neuen Geist“, der in Bayern 
eingezogen ist. So lautet z. B. Art. 139 Abs. I: 

„Das Dienstverhältnis der berufsmässigen Gemeindebeamten ist wider- 
ruflich. ‘Es kann, sofern eine grobe Pflichtverletzung des Beamten vorliegt, 
jederzeit, sonst mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten gelöst 
werden. Hat der Beamte drei Dienstjahre als vollbeschäftigter 
Beamter im Dienste der Gemeinde, des Bezirks, des Kreises zurückgelegt, so 
darf. die Lösung des Dienstverhältnisses nur erfolgen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Liegt dieser nicht in der Person des Beamten, so ist 
eine angemessene Abfindung zu gewähren.“ 


Zwar gilt diese Bestimmung nach Art. 159 nicht für die 
bereits „rechtsgültig unwiderruflich“ angestellten Beamten, sie 
verträgt sich aber herzlich schlecht mit Artikel 129 der Reichs- 
verfassung, wonach die „Anstellung auf Lebenszeit“ die 
Regel bilden soll. — Ganz in den Geist des alten Beamten- 
rechts passt Art. 140: 

„Berufsmässige Gemeindebeamte können jederzeit um Entlassung aus 
dem Dienste nachsuchen. Sie verlieren mit der Entlassung den An- 


spruch auf Besoldung, Ruhegehalt und Hinterbliebenenver- 
sorgung.“ 


So begrüssenswert der erste Satz dieses Artikels sein 
könnte, so scharf muss der letzte Satz abgelehnt werden. Der 
Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorzung darf 
im Volksstaat nicht mehr ein „Benefiziem“, eine „Gnade“ sein, 
die altverdienten Beamten huldvollst gewährt wird, sondern 
sie ist ene Verrentung einbehaltenen (aufige- 
sparten) Arbeitsverdienstes, . Nicht umsonst sind 
die Beamtengehälter — gerade mit Rücksicht auf die gesicherte 
Anstellung und ‚Altersversorgung — seit ieher so niedrig ge- 
halten worden, dass ein grosser Teil der Beamtenschaft heute 
noch nicht einmal das Existenzminimum zum Leben hat. 


Der Kernpunkt des ganzen Gesetzentwurfes ist aber 
Art. 168, der de Gemeindebeamtenkammer als Be- 
standteil des „Gemeinderechts“ verewigen will. Anscheinend 
hofit man in Bayern noch auf recht langes Hinauszögern 
der Beratungen über den Entwurf zum Beamtenräte- 
gesetz im Reichsrat und Reichstag, um dann eines schönen 
Tages mit einer vollzogenen Tatsache — dem beschlossenen 
Landesgesetz — den Bestrebungen auf Durchführung eines 
freiheitlichen Beamtenrätesystems, wenigstens für Bayern, einen 
Riegel vorschieben zu können. Dass die bayerische Regierung 
bei diesen Bestrebungen die  verständnisinnige Unter- 
stützung des Bayerischen Beamtenbundes hat, 
bedarf wohl keiner besonderen Erwähnung nach den bereits 
früher an dieser Stelle bekanntgegebenen Quertreibereien. 
Jedenfalls ist es bezeichnend, dass gerade jetzt vom Bayerischen 
Beamtenbund eindringlichst der „enge Zusammenhang“ zwischen 
der Reform des Beamtenrechts und der Art der 
Beamtenvertretung betont wird unter Hinweis darauf, 
dass zuerst die Grundlagen des neuenReichsbeamten- 
rechts geregelt werden müssten, ehe die Frage „Beamten- 
räte und Beamtenkammern“ entschieden werden könne. Auch 
im Bayerischen Beamtenbund weiss man natürlich zanz genau, 
dass die Bewältigung dieser ungeheuren Rechtsmaterie schon 
zu einer gründlichen Vor beratung erhebliche Zeit be- 
anspruchen wird, um so mehr, als hierzu noch fast gar keine 
Vorbereitungen getroffen sind. Aber das ist ja gerade der 
Zweck der Uebung; denn, wenn es den Bavern -- Arm in 
Arm mit dem Reichsbund der Kommunalbeamten — gelinzt, 
den Deutschen Beamten-Bund auf diesen Leim zu locken und 
damit von der entschiedenen Vertretung des Rätegedankens 
zurückzuhalten, ist die Bahn für die Sonderpolitik der bayeri- 
schen Regierung frei. Kommt dann das Reich später mit seinem 
Rätegesetz, erklärt die bayerische Regierung hohnlächelnd, dass 
sie nicht daran denkt, ihr eben erst beschlossenes Landesgesetz 
schon wieder aufzuheben, Die deutsche Beamtenschaft kann gar 
nicht nachdrücklich genug auf diese drohende Gefahr aufmerk- 
sam gemacht werden. Auf jeden Fall müsste es jeden Beamten 
nachdenklich stimmen, dass gerade die bayerische R e gierung 
so zähe an den Beamtenkammern festhält. Hat sie so gute 
Erfahrungen damit gemacht? Oder fürchtet sie etwa die 
„ireiheitlichen“ Beamtenräte? Das wäre ein Grund 
mehr, sie nachdrücklichst zu fordern. 


Das Mitwirkungsrecht der Bayerischen Gemeindebeamten. 
kammer hat durch nachstehende Verfügung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern vom 11. Mai 1921 
einen schweren Schlag erlitten. Die Bekanntmachung auf 
S. 99 des „Amtsblatts“ filr den Freistaat Bayern lautet: 
Staatsministerium des Innern, 

Bekanntmachung 
über die Errichtung einer Gemeindebeamtenkammer. 


1. In der Bekanntmachung vom 25. Oktober 1919 über die Errichtung einer 
Gemeindebeamtenkammer {MABI. S. 259) wird Ziff.., 2-auf- 
zgeheben. Sie lautete bisher: 





„Die Kammer oder eine ihrer Abteilungen ist von den Gemeinde 
verwaltungen und Bezirkstagen zur Aborduung eines Vertreters einzuladen, 
wenn eine der genannten Ängelegenhtiten zur Beratung kommt.“ 

2. Die ähnliche Bestimmung in $ 19 Abs, VI der Vollzugsanweisung zum 

Selbstverwaltungsg:setze wird gleichfalls aufgehoben. 
München, 11. Mai 1921. L VI DuiSchwayer 

‚ . Damit ist die Beamtenkammer praktisch zur Bedeu- 
tungslosigkeit herabgesunken, denn nachdem sie nicht 
mehr in den Kommissionen und Stadtratsvertretungen mitbe- 
raten kann, bleibt nur noch die „gutachtliche Aeusse- 
rung“ auf dem Petitionswege übrig, ein Zustand, der 
vor der Revolution bekanntlich auch schon bestand. 


Ob der Zentralverband der Gemeindebeamten Bayerns jetzt 
die Folgerungen ziehen wird? i 


Besoldungsfragen 


Die Ergänzungsprüfung. Der Reichstag scheint nicht gewillt 


zu sein, sich die Nichtachtung seiner Beschlüsse über die Fr- 


gänzungsprüfung ohne weiteres gefallen zu lassen, 
Interpellation ist dort eingebracht worden: 


„Der Reichstag hat in seiner Sitzung vom 11. Mai bei der 2. und 3, Be- 
ratung des Entwurfes eines Nachtrages zum Haushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1920 mit grosser Mehrheit die als Vorbedingung für die Ueberführung 
eines Teiles der Beamten der Gruppe A VI nach VII geforderte Ergänzungs- 
prüfung abgelehnt und hat demgemäss beschlossen, in sämtlichen Haushaltungs- 
plänen die diesbezügliche Bestimmung zu streichen, \ 

Trotz dieses Beschlusses haben verschiedene Reichsminister die Abhaltung 
der Ergänzungsprüfung angeordnet und zum Teil schon abhalten lassen. 

Wir ersuchen den Herrn Reichskanzler um Auskunft über diese dem klar 
ausgesprochenen Willen des Reichstages krass entgegenstehende Haltung der 
Reichsregierung.“ 


Folgende 


Die Haltung der Regierung ist verständlich für jeden, der 
weiss, dass in unserem gesamten Verwaltungsorganismus bei 
allen Dingen die Form wichtiger ist "als der Inhalt. Der Reichs- 
tag hat beschlossen, die in den einzelnen Haushaltungsplänen 
enthaltene Bemerkung über die Ergänzungsprüfung zu streichen. 
In der Debatte ist zum Ausdruck gekommen, dass man die Ein- 
führung der Prüfung für sachlich nicht gerechtfertigt hält und 
deshalb in Wegfall kommen lassen will. Ein formeller Beschluss, 
der das zum Ausdruck brachte, ist jedoch nicht gefasst, und die 
Regierung hält sich daher nicht für gebunden. Auch steht sie 
auf dem Standpunkt, dass die Einführung der Prüfung eine Ver- 
waltungsmassnahme ist, die mit dem Bewilligungsrecht des 
Reichstages in: keinem Zusammenhang steht. 


Das Verständnis für den Sinn einer Prüfung ist den in den 
Verwaltungen massgebenden Beamten anscheinend im Laufe der 
Zeit vollkommen verlorengegangen. Es wäre sonst nicht zu er- 
klären, dass man auf die Einführung der Ergänzungsprüfung 
solchen Wert legt.- Mit Recht wird von einem Beamten, ehe ihm 
eine Funktion übertragen wird, der Nachweis verlangt, dass er 
die zur Verrichtung der von ihm geforderten Dienstleistungen 
nötigen Allgemein- und Fachkenntnisse besitzt. Hat er diesen 
Nachweis jedoch bereits durch die dauernde Verrichtung. be- 
stimmter Dienstleistungen erbracht; gleichgültig, wie und wo das 
geschehen ist, ist es Unsinn, den nochmaligen Nachweis durch 
eine besondere Prüfung von ihm zu verlangen, nur um der 
üblichen Form Genüge zu leisten. Die ganze Angelegenheit ist 
wieder ein Beweis dafür, dass die massgebenden Stellen jeder 
Durchbrechung des bestehenden Schemas im Aufbau der Ver- 
waltungskörperschaften ‘Widerstand leisten wollen, und dass mit 
einer wirklichen Personalreform aus den Verwaltungen selbst 
heraus nicht zu rechnen ist. A 


‚ Steuerfreiheit von Tagegeldern. Der Reichsfinanzminister 
hat anlässlich eines Einzelfalles dahin entschieden, dass die aus 
öffentlichen Kassen gewährten Tagegelder der Beam- 
ten nach $ 34 Absatz 2 des Eifikommensteuergesetzes vom 
29. März. 1920 bei Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens 
ausser Berechnung bleiben, mithin steuerfrei sind. Erlass 
des Reichsschatzministers I. 13/1008. vom 30. März 1921 (Amtsbl. 
f. d. R.-Schatzverwaltg. S. 223). a 

Zahlung der Wirtschaitsbeihilie In den besetzten Gebieten. 
Im „Dt. Reichsanzeiger“ Nr. 115 vom 20. Mai 1921 erlässt der 
Preuss. Finanzminister hierzu folgende Verfügung an die ihm 
unterstellten Behörden: ge a 


I. Zur Klärung von Zweifeln, die bei Anwendung der Runderlasse vom 
30. August 1920 — 111851 —, vom 13, November 1920 — 1 28 610 — "und 
vom 1. Dezember 1920 — I 30930 — entstanden sind, werden die Be- 
stimmungen ‚über die Zahlung der Wirtschaftsbeihilfe andieBeamten, 
Volksschullehrpersonen, Angestellten. und Arbeiter in.den.be- 
setzten Gebieten, soweit die Zahlung vom Wohnsitz (Wohnort, Be- 
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schäftigungsort) abhängig ist, für die Zeit vom 1. Januar 1920 bis zum 
30. Juni 1920 und vom 1. Dezember 1920 ab wie folgt zusammengefasst: 

1. Planmässige Beamte und ‚Volksschullehrpersonen. erhalten die Wirt- 
schaftsbeihilfe, wenn ihr dienstlicher Wohnsitz im besetzten Gebiete liegt. 

2. Verheiratete planmässige Beamte und Volksschullehrpersonen, die ihren 
dienstlichen Wohnsitz infolge Versetzung im besetzten Gebiet haben, deren 
Familien. aber wegen der Wohnungsnot im unbesetzten Gebiet wohnen, er 
halten die Beihilfe für Ledige. 

_3. Für ausserplanmässige Beamte. und Volksschullehrpersonen, Lohn- 
angestellte und Arbeiter ist die Lage des Beschäftigungsorts massgebend. 

4. Verheiratete ausserplanmässige Beamte und  Volksschullehrpersonen, 
Lohnangestellte und Arbeiter, deren Beschäftigungsort im besetzten Gebiet 
liegt, deren Familien aber im unbesetzten Gebiet wohnen, erhalten die Bei- 
hilfe für Ledige. , 

5. In Orten, die zum Teil besetzt sind, ist die Lage der Dienstbehörde 
im besetzten bzw. unbesetzten Teil massgebend. 

U. Für die Zeit vom 1. Juli bis zum 30. November 1920 behält es bei 
den Bestimmungen des Runderlasses vom 30. August 1920 sein Bewenden. 


Berlin, den 7, Mai 1921. 


Der Finanzminister. 


I.V.: Weber. 


Umzugskosten beim: Uebertritt in dem Länder- und Kom- 
munaldienst.e Der Reichsminister der Finanzen hat sich unter 
dem 6. September 1920 und 30. November 1920 damit einver- 
standen erklärt, dass die Umzugskosten für die aus dem 
Heeres-, Marine- und Kolonialdienst in den Dienst der Länder, 
Gemeinden, Kommunalverbände und sonstiger öffentlicher Kör- 
perschaften übertretenden Beamten vom letzten dienstlichen 
Wohnsitz in Deutschland nach dem Ort der Wiederanstellung 
auf Reichsmittel übernommen werden, Diese Bestimmung findet 
nunmehr mit rückwirkender Kraft auch auf die Be- 
rufsoffiziere und Berufsunteroffiziere (ehemalige Kapitulanten) 
Anwerdung, die unmittelbar aus dem Heeres- usw. Dienst in 
den Dienst der Länder usw. treten. In anderen Fällen kommt 
Zahlung von Umzugskosten "aus Reichsmitteln nur bei der 
Uebernahme in den Reichsdienst in Frage, vgl. $ 25 der Ver- 
ordnung vom 8. September 1910 (Reichs-Gesetzbl. S. 993). Für 
die Erstattung’ der Umzugskosten gelten die für Reichsbeamte 
bestehenden Bestimmungen (Erlass des Reichswehrministeriums 
vom 26. März 1921. H. V. Bl. S. 96/97). 


Reisegebührnisse innerhalb Gross - Berlins. Vom Reichs- 
finanzminister wird hierzu unter I. b. B. 9736 vom 26. Fe- 
bruar 1921 folgender. Ergänzungserlass. veröffentlicht: 

1. Zur Vermeidung von Härten will ich mich widerruflich bis auf weiteres 
damit einverstanden erklären, dass die Schaffung der Einheitsgemeinde Gross- 
Eer;in (vgl. Preuss. Gesetz vom 27. April 1920 — Gesetzsammlung S.173 ff. —) 
auf die Gewährung von Reisegebührnissen, von Tegegeldern für die Beschäftigung 
ausserhalb des Wohnorts und von Entschädigungen für Versetzte nach den 
bestehenden Vorschriften ohne Einfluss bleibt, soweit es sich um Orte handelt, 
die vorher selbständige Wohnorte waren. 

2. Ich gestatte mir darauf hinzuweisen, dass der in Ziffer II meines Rund- 
schreibens vom 20. März 1920 — 1. B. 2837 — sowie in Ziffer 13 meines 
Rundschreibens vom 26. Juni 1920 — 1. B. 6081 — vorgesehene Zuschuss bis 
zu 5 M. mit dem Höchstbetrage nur in ganz besonders begründeten Fällen 
gewährt werden darf. Demgemäss halte ich z B. für Beamte, die ihren 
dienstlichen Wohnsitz in Spandau haben und in Berlin vorübergehend be- 
schäftigt sind bzw. nach der Versetzung ihren Umzug infolge äusserer Umstände 
nicht ausführen können, einen Betrag bis zu 3 M. für ausreichend. 

3. Der Zuschuss nach Ziffer ll des Erlasses vom 20. März 1920 und Ziffer 13 
des Erlasses vom 26. Juni 1920 kann längstens auf die Dauer eines Jahres 
vom Beginn der auswärtigen Beschäftigung ab gewährt werden. Darüber 
hinaus ist eine Zubilligung nur in ganz besonders begründeten Fällen mit 
meinem Einverständnis zulässig. 

4. Vorstehende Regelung gilt nicht bei Verlegungen von Behörden. In 
diesen Fällen muss ich mir die Entscheidung vorbehalten. 


; „ Dienstwohnungen für planmässige und ausserplanmässige 
Beamte. Vom Reichsminister der Finanzen sind mit Zustim- 
mung des Reichsrats auf Grund des $ 35 des Besoldungs- 
Gesetzes vom 30. April 1920 (R.G.Bl. S. 805) in Verbindung 
mit Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 17, Dezember 1920 
(R.G.Bl. S. 2075) unter Aufhebung der Verordnung vom 
16. Juni’ 1920 (R.G.Bi. S. 1263) am 21. März 1921 neue Aus- 
führüngsbestimmungen zum Besoldungs-Ge- 
setz —  Besoldungs-Vorschriften — erlassen worden, durch 
die die. bisherigen Bestimmungen über die Dientswohnungen 
eine teils neue teils abgeänderte Fassung erhalten haben. 

Wir geben. allen an dieser Frage interessierten Kollegen 
bekannt,. dass diese Ausführungsbestimmungen im R. G. Bl. 
Nr. 33 für 1921 veröffentlicht worden Sind, und bitten, dieselben 
erforderlichenfalls dort nachzulesen, da wir dieselben wegen 
Raummangels hier nicht abdrucken können. 


Behördenangestellte 


Ein Prozess von weittragender Bedeutung gegen den Stadt- 
rat’zu Plauen i.:V. ist nunmehr durch einen Vergleich zum 
Abschluss gekommen. Bei der Stadt Plauen waren 39 techni- 
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sche Angestellte auf Grund von besonderen Anstellungsbedin- 
gungen (vom 10. November 1905 und 11. Februar 1910) be- 
schäftigt. Die Anstellungsbedingungen sahen vor, dass die An- 
gestellten durch „Handschlag an Eidesstatt verpflichtet‘ werden, 
sie wurden ferner als „Beamte“ bezeichnet. Ausserdem. waren 
sie den Disziplinarvorschriften unterworfen und übten eine „amt- 
liche Tätigkeit“ aus. Auf diese Bestimmungen gründeten die 
Kollegen ihren Anspruch auf Nachzahlung des den. Beamten 
während der Kriegszeit gezahlten Gehaltes, das ihnen - wider- 
rechtlich vorenthalten war. Die Gesamtiorderung belief sich für 
alle Kollegen auf nahezu 120000 Mark. Es ist nunmehr 
durch Vergleich erreicht worden, dass den Kollegen zwei Drittel 
der in Klage liegenden Forderungen bewilligt werden, was für den 
Magistrat eine Nachzahlung von etwa 80000 Mark zur Folge 
hat. Der über diesen Ausgang begreiflicherweise etwas ver- 
schnupfte Rechts- und Verfassungsausschuss der Stadtverord- 
neten hat nun den Entschluss gefasst, sämtlichen Ange- 
stellten zu kündigen und unter Beseitigung der vor- 
stehenden Anstellungsbedingungen ein neues Privatvertragsver- 
hältnis mit :ihnen einzugehen. Von den 39 .Klägern sind in- 
zwischen 17 ins Beamtenverhältnis übergegangen, und die neue 
Massnahme würde noch 22 Kollegen treffen, die zum Teil zehn 
Jahre und länger bei der Stadt angestellt sind. Selbstverständ- 
lich ist eine solche Massnahme keinesfalls zulässig, besonders 
da die Kollegen auch noch auf Grund der neuen Besoldungs- 
ordnung vom 23. Juli 1920 unter ausdrücklicher Bezeichnung als 
„ständige Angestellte“ den Beamten gleichgestellt sind. und den 
Besoldungsbestimmungen unterliegen. Wir werden zunächst 
auf gütlichem Wege versuchen, den Magistrat an der Ausführung 
einer solchen Massnahme zu verhindern, gegebenenfalls müsste 
jedoch noch ein Prozess zur Feststellung der wohl- 
erworbenen Rechte dieser Kollegen anhängig gemacht werden. 


Der vorstehend geschilderte Vorgang gibt nicht nur einen 
Ueberblick über die ausserordentliche Bedeutung der Rechts- 
schutzeinrichtung unseres Bundes, sondern bezeugt auch gleich- 
zeitig, dass die Lage der „Ständig-Angestellten“, mehr und mehr 
unhaltbar wird und dass es unbedingt notwendig ist. hier klare 


und unzweideutige Rechtsbestimmungen zu 
schafien. 
Kinderzuschläge für Stiefkinder der Angestellten. Zur Be- 


hebung von Zweifeln geben wir hierzu nachstehend die seiner- 
zeit erlassene Verfügung des preussischen Finanzministers und 
des Ministers des Innern (F.M.L. 124/21, M.d.1. II E.488 vom 
4.2.1921), veröffentlicht im „Finanzministerialblatt“ Nr. 4/5 vom 
12. 3. 1921 auf Seite 93/94, bekannt: 


„Im Hinblick auf das Gesetz vom 17. Dezember 1920 über das Dienst- 
einkommen der unmittelbaren Staatsbeamten — Abschn. Il, 8 17 — erklären 
wir uns damit einverstanden, dass die Bestimmungen über Kinderzuschläge im 
& 15 des Teiltarifvertrages für die Angestellten bei den Reichs- und den 
preussischen Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 vorbehaltlich der end- 
gültigen Regelung gelegentlich der Nachprüfung desTarifvertrages sinngemäss An- 
wendung auch auf „Stiefkinder, die in die Familiengemeinschaft aufgenommen sind,“ 
und dass die vom 1. April 1920 ab hiernach fälligen Beträge schon jetzt ge- 
zahlt werden. Wegen des Notzuschlags zu den Kinderzuschlägen vom 
1. Oktober 1920 ab wird auf den Runderlass vom 6. Januar 1921 — L. 756/20 
— Bezug genommen. 

Wir ersuchen ergebenst, die Nachzahlungen mit tunlichster Beschleunigung 
zu veranlassen.‘ 


Beamtenbewegung 


Mitgliedschaft im D. B. B. Der Organisations-Ausschuss 
des D. B. B. hat in seiner Sitzung am 21. April beschlossen, dass 
in Zukunft in den Orts-, Bezirks- und Provinzialkartellen 
Nichtmitglieder des Deutschen Beamtenbundes nicht 
mehr als Mitglieder geführt werden dürfen. Eine Aus- 
nahme wird nur den Mitgliedern der dem D. B. B. nicht ange- 
schlossenen Lehrervereine zugebilligt, bis die Frage des 
Anschlusses dieser Vereine, die in Kürze geklärt werden wird. 
erledigt ist. Alle Mitglieder anderer Beamtengruppen, 
die nicht einer dem D. B. B. angeschlossenen Fachgewerkschaft 
angehören, sind von der Mitgliedschaft in den Orts-, Bezirks- 
und Provinzialkartellen sofort auszuschliessen. 

Demnach dürfen Mitglieder anderer Techniker- 
organisationen in diesen Kartellen nicht vertreten 
Sem 


Aufrechterhaltung der parteipolitischen Neutralität des 
Deutschen Beamtenbundes. Der Zeitungsdienst des Deutschen 
Beamtenbundes hat den Tageszeitungen nachstehende Notiz zur 
Veröffentlichung zugehen lassen; 


„Von unverantwortlicher Stelle wird aus leicht erkennbaren 
Gründen die-Nachricht verbreitet, dass der Deutsche Beamten- 
bund--im: Begriff stehe, durch Anschluss an den All- 
gemeinen Deutsehen Gewerkschaftsbund 
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(Freie-Gewerkschaften) den Boden parteipoli=" 


tischer. Neutralität zu verlas'sen. -: 

- Demgegenüber sei festgestellt, dass "die-Leitung des. Deut-' 
schen-Beamtenbundes zu keiner Zeit beabsichtigt- hat, den An- 
schluss des Bundes an irgendeine der bestehenden "Gewerk- 
schaftsrichtungen zu ‘vollziehen. Nach wie vor betrachtet die 
Bundesleitung ‚sowohl die Wahrung der. Orgaänisatori- 
sehen Selbständigkeit als auch“ die Aufrecht- 
erhaltung strikter parteipoölitischer und ’-re- 
ligiöser Neutralität als die Gruridforderungen für den 
Fortbestand des Deutschen Beamtenbundes. -. . 

Gleichwohl hält die Bundesleitung’ schon im Interesse der 
gesamten Gewerkschaftsbewegung, an deren 
Fortentwicklung nicht zuletzt auch die Beamtenschaft 
inhohem Masse beteiligt ist, noch mehr-aber aus Gründen 
wirtschaftlicher und staatsbürgerlichef Selbstbehauptung 
das Weiterbestehen freundnachbarlicher Beziehun- 
zen zu anderen Organisationen 'sowie- ein Zusammen- 
wirken mit ihnen zum: Zwecke der Lösung gemeinsam 
interessierender Fragen für dringend not- 
wendig: ; 
“Dass bei Aufstellung der für diese Zwecke erforderlich wer- 
denden Richtlinien von der Leitung. des Deutschen Be- 
amtenbundes nicht eigenmächtig über die Beschlüsse der 
massgeblichen Instanzen — Bundestag und Bundesausschuss — 
hinausgegangen werden kann, sollte für jeden Gewerkschafter 
als Seibstverständlichkeit gelten.“ : 

‘Die Notiz richtet sich anscheinend besonders gegen die in 
letzter Zeit häufig vorkommenden Andeutungen von seiten der 
christlich-nationalen Verbände, die mit der üblichen politischen 
Verdächtigung der „sozialdemokratischen“ freien Gewerkschaften 
arbeiten. ‘ Hi; 

Jedenfalls ist es eine Selbstverständlichkeit, dass die 
„organisatorische Selbständigkeit“ des D.B. B. 
auch durch ein Kartell mit A. D. G. B. und 'AfA-Bund nicht 
im geringsten angetastet würde, sind doch auch - diese 
letztgenannten grossen Spitzenorganisationen der freigewerk- 
schaftlichen Arbeiter- und Angestelltenschaft trotz ihres engen 
Kartellverhältnisses organisatorisch vollkommen selbständig. 
Die „Aufrechterhaltung strikter .parteipolitischer und 
religiöser Neutralität“ gehört auch zum Pro- 
gramm desA. D. GB und AfA-Bundes, im Gegen- 
satz zum „Deutschen Gewerkschaftsbund“, der einseitig partei- 
politisch orientiert ist. 


Der deutsche Lehrerverein als Gewerkschaft. Der deutsche 
Lehrerverein hat auf seiner in Stuttgart im Mai gehaltenen Ta- 
gung beschlossen, den Verein zur Lehrergewerkschaft 
auszubauen. Er arbeitet nach gewerkschaftlichen Grundsätzen 
unter Anwendung aller gewerkschaftlichen Mittel. Die letztere 
Bestimmung, die das Mittel des Streiks in sich schliesst, ge- 
langte gegen eine Minderheit von 50 Vertretern zur Annahme. 
Die Mitgliederbeiträge werden wesentlich erhöht. Der Verein 
tritt dm Deutschen Beamtenbund bei und wirkt da- 
für, dass- dieser als gewerkschaiftliche. Vertretung mit den Or.- 
ganisationen der Angestellten- und Arbeiter- 
schaft zusammenarbeitet. 


Zur Einheitsorganisation der Polizeibeamten. Der Gedanke, 
dass die vielen kleinen Verbändchen irgendeines Berufes nichts 
Wesentliches schaffen können, bricht sich immer mehr Bahn. 
Auch innerhalb” der verschiedenen  Beanitenberufe macht 
sich der Ruf zur. Einheitsorgnisation ‘bemerkbar. Das 
Organ des Verbandes “der Beamten der Exekütivpolizeien 
Deutschlands, „Der Polizeibeamte“, bringt einen Aufsatz, 
der für die Einheitsorganisation eintritt. Wir erfahren 
daraus, dass die Polizeibeamten in Deutschland sich in „an- 
nähernd 20 Organisationen oder Organisatiönchen“ befinden, die 
‚aber nicht imstande sind, die+ wirtschaftliche und : berufliche 
Besserstellung der Polizeibeamten durchzusetzen. . „Vom ge- 
werkschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, 
kann nur von einer Einheitsorganisation am 
wirksamsten, raschesten und erfolgreichsten 
etwas erreicht werden.“ Es wird deshalb verlangt, 
dass alle bestehenden Berufsorganisationen sich mit der Frage 
der Einheitsorganisation befassen und ihre Ortsgruppe anweisen, 
vorläufig sogenannte Arbeitsgemeinschaften für alle bestehenden 


‚Berufsgruppen am Orte zu bilden. 


„Nur Einheitund Geschlossenheitführt zum 
Zielt“ Sehr richtig! Wenn diese Berufsgruppen nun noch 
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mit freigewerkschaftlichen  Gedankengängen "sich ° vertraut‘ 


machen, dann wird es "auch ‘den Polizeibeaniten nicht schwer ° 


fallen, “sich ‚auf gewerkschaftlichem ‚Gebiete “durchzusetzen. ° 


#+-„Beamtenpolitik“ im Bayerischen Beamtenbund. > In der 
„Münchener Post“ vom 24. Mai finden wir nachstehenden‘ 
Versammlungsbericht über eine Zusammenkünit des Bayeri- 


‚schen Beamtenbundes: 2 ; 
„Mit Beamtenvertretungsfragen beschäftigte sich am Montag eine vom _ 
no _ Ver in der. 
Syndikus Dr. Waldmann vor 63 Hörern (von etwa 30000 Beamten. 


-n. 


Bayerischen Beamtenbund einberufene Versammlung, _ 


in München!) sprach. Waldmann feierte die grosse Zukunftsaufgabe des 


Berufsbeamtentums: wenn einmal alles zusammenbreche, dann | 
werde das. Berufsbeamtentum der Welt die Führer 
‚schenken; die ’weltpolitisch denken. : So werde das Berufs- 
beamtentum zum Retter der Menschheit, und dieser’grossen Aufgabe 


halber dürfe es nicht angetästet werden. ‘Deswegen sei es ganz unzulässig 
dass Beamte mit Angestellten und Arbeitern in gemischte 


Gewerkschaften ‘gehen. Durch die Sicherheit ihrer Existenz _ werden die _ 


Beamten zu Trägernder Ideen, die vorwärts und aufwärts 
führen! Eine Gesamtvertretung der Beamten werde dem 
Parlament die‘ Sachkenner für grosse wirtschaftliche Werte 
stellen, und sie werde die Regierung des öden Dilettantismus 


- £üchtig machen. - Aus allgemeinen -Beamtenwahlen muss die oberste Be 
.. amtenvertretung hervorgehen; nicht darf sie, wie die sozialistischen | 
Bonzen es wolien, ‘von unten 'nach oben auf indirekte Weise zustande 
kommen. Schädlich sind gemischte Gewerkschaften; "wenn die Entente ein- 


marschiert, dann werden die Beamtenfragen schlecht gewahrt’ sein! 

© Postverwalter Wolff’machte in der Debatte darauf aufmerksam, 
dass die Berufsbeamtenkammerja gerade zur Vertretunglediglich 
von Berufsinteressen führen müsse, während der gesellschaftliche 
Neubau vielweitergehende Aufgaben stelle, denen unmöglich durch 
berufsständische Abkapselung zu genügen sei. Ein Mitwirkungsrecht am 
g anzen Wittschafts- und Gesellschaftsgetriebe zu geben, damit der Stants- 
burger mit Lust seine Aufgabe erfüllt: ‘das ist-nötigl Was die Betrie!sräte 
zu kentrollieren haben: die Einhaltung der Tari fverträge, das muss gegenüber 
dem Staat an allen Dienststellen die Aufgabe der Beamtenvertretung mit Be- 
zug auf-Einhaltung der Beamtengesetze usw. sein. Daneben aber ist die 
grössere Aufgabe der Einfluss auf das Wirtschaftsleben, und da 


hat der Beamte alles Interesse, mit den Arbeitern und Angestellten Hand in 


Hand zu.gehen.. Ueber die Eignung der Beamten zur weltpolitischen Führung 


meinte Wolff, bisher hätte man vom politischen Sinn bei den Beamten weni g- 


verspürt und jetzt deuten die Zeichen mehr auf Stinnes Wennes 
anders werden soll, dann ist nötig, dass die Beamten sich mit den grossen 
Fragen der Politik befassen, nicht wie bisher bloss mit. Beamtenfragen. 
Wirklich gewerkschaftliche Organi sation wäre dazu der Anfaäg. 
Kommt mal die Entente und wili das Berufsbeamtentum beseitigen, so wird 
kein Beamtenbund stark genug sein, es zu verhindern, 
Stellung wird der Beamte nur haben, wenn er geistig mit der 
Volksmasse übereinstimmt und ihrer Hilfe gewiss ist. i 

Dr. Stegmeyer,  Syndiküs der Gemeindebeamten, sprach für einen 
Kammeraufbau „von unten nach oben“, worin die Organisationen bestimmen- 
den Einfluss haben, so dass die Kammer als Gewerkschaftsvorstand 
erscheine. Wenn dann die Kammer Fühlung halte mit dem Wirtschafts- 
leben, wird sie Führer für das Parlament hervorbringen. . 

Böhm: Die Beamten sind das Knochengerüst des Staates, brechen die 
Beamten zusammen, dann ist's um den Staat geschehen. Deswegen, nicht den 
Beamten, sondern dem Staat zuliebe, ist die Beamtenvertretung nötig. - 

Ein letzter Redner hob hervor, 'es sei gar nicht wahr, dass die 
bayerischen und süddeutschen Beamten sich für die Kammer und gegen Räte 
entschieden hätten: sie seien gar nicht gefragt worden, wenige 
obere Beamte hätten sich für die Kammer entschieden! Derselbe 
Redner hob auch ausdrücklich hervor, eine gemeinsame Vertretung ven 


Beamten und Arbeitern sei schon um deswillen nötig, weil sehr häufig s 


Arteiter Beamtendienste: leisten.“ - 5 


Eine grössere Verstiegenheit, als sie alıs der 
Rede des Herrn Dr. Waldmann spricht; ist allerdings kaum 
noch denkbar. Es würde genügen, die Ausführungen etwas 
„niedriger zu hängen“, wenn sie nicht leider. in der Artikelserie 
„Tagesiragen“ eines „führenden bayerischen Gemeindebeamten“ 
in der „Bayerischen Gemeindebeamten-Zeitung“ mit fast den 
gleichen Worten wiederkehrten.- Wohin soll: es führen, wenn 
„Beamtenführer“ mit solch überspannten Ideen hervortreten, 
nur um ja ein Zusammengehen mit den 7 f Arbeitern und An- 
gestellten zu verhüten?! i 


Im wohltuenden Gegensatz hierzu stehen die Ausführungen 


des Postverwaälters Wolff. und des letzten Red- 
ners. Sie sind ein Zeichen dafür, dass auch in der bayerisehen 
Beamtenschaft sich mehr und mehr- die Erkenntnis Bahn bricht, 
dass nur die Einheitsfrontaller- Arbeitnehmer zu 
einer gedeihlichen Entwicklung führen kann. ee, 
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Ein Brief 


‘Sehr geehrter Herr Kollege! 


Ihre Annahme, dass der Beitrag unserer Mitglieder, die sich 
als Beamte in fester Stellung befinden, teilweise für Zwecke 
der Privat-Angestellten verwendet würde, beruht auf einem 
grossen Irrtum. Einerseits stellt der Betrag, den wir für Stellen- 
losen-Unterstützung usw. ausgeben, nur 15 Prozent des Gesamt- 
beitrages dar, andererseits verursacht die Bundesarbeit für 
die Beamten durch die vielen, immer in Massen herzustellenden 
Eingaben an die gesetzgebenden Körperschaften, durch die viel 
schwierigere Werbung und Aufklärung, durch die verhältnis- 
mässig hohen Kartellbeiträge zum Deutschen Beamtenbund so 
grosse Kosten, dass eher umgekehrt die Staatsbeamten 
dem Bunde teurer werden als die Privatangestellten. 
Den Privatangestellten würde es aber niemals 
einfallen, dem Bunde darüber einen Vorwurf zu machen, 
dass er für einen anderen Teil seiner Mitglieder mehr 
ausgibt, als für die eigene Gruppe. Der Privattechniker 
ist sich darüber klar, dass die Bewertung seiner eigenen 
Leistung unmittelbar von der Bewertung der gesamten 
technischen Arbeit abhängig ist. Jeder Techniker muss in Er- 
kenntnis dieser Tatsache schon aus Kollegialitätsgefühl bereit 
sein, für die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage seines an 
anderer Stelle stehenden Berufskollegen ein Scherflein beizu- 
tragen. Mit Bundesgruss! J.G. 


Einkommensteuer und Beamte 


Bei der Durchführung des Einkommensteuergesetzes 
und der Novelle dazu vom 24. März 1921 sind in der 
Beamtenschaft eine Reihe von Fragen aufgetaucht, über 
die noch vielfach Unklarheit besteht. Wir geben in 
folgendem eine kurze Uebersicht über die derzeitige 
Rechtslage und bemerken dazu, dass eine Reihe der unten 
erwähnten Fragen vom D.B.B. in Behandlung genommen ist 
und weiter verfolgt wird. Da es bei der Verabschiedung der 
Novelle vom. vergangenen März nicht möglich war, in allen 
Punkten eine befriedigende Regelung zu erreichen. wird die 
Angelegenheit bei der bevorstehenden Beratung; des Lohn- 
steuergeseizes erneut aufgerollt werden. 


1. Die Kriegsteuerungszulagen und -beihilfen, die in den 
Monaten Januar bis März 1920 gezahlt wurden. sind nach dem 
neuen Einkommensteuergesetz steuerpflichtig, da sie zu den in 
S 9 Ziffer 1 erwähnten, unter sonstiger Benennung gewährten 
Bezügen der im öffentlichen Dienst angestellten oder beschäf- 
tigten Personen gehören. 


2. Ebenso sind die Zulagen, die den Beamten im besetzten 
Gebiet als Wirtschaftsbeihilie gewährt werden, aus demselben 
Grunde steuerpflichtig. 


3. Für die Auslandsbeamten, d,h. diejenigen Beamten, die 
ihren dienstlichen Wohnsitz im Aulande haben, ist die Herbei- 
führung einer Regelung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
nur im Wege zwischenstaatlicher Abmachungen möglich. Die 
Verhandlungen mit den Grenzstaaten sind im’ Gange. Wir 
empiehlen den in Frage kommenden Beamten, inzwischen An- 
träge auf Stundung der bei der endgültigen Veranlagung fest- 
gestellten Nachzahlungsbeträge zu stellen. 


4. Vielfach wird von den Beamten gewünscht, ihre Einkom- 
mensteuerpflicht mittels Kriegsanleihe zu erfüllen. Die Mög- 
lichkeit hierzu besteht auch für die ürbigen einkommensteuer- 
pflichtigen Personen nicht. Ein dahingehendes Gesuch wurde 
vom Reichsfinanzministerium abschlägig beschieden mit der 
Begründung, dass die aus der Einkommensteuer aufkommenden 
Mittel zur Deckung des laufenden Finanzbedarfs des Reiches 
dienen müssten, während die Rückgabe von Kriegsanleihe- 
stücken lediglich eine Verminderung der fundierten Schuld be- 


Berlin, den 24. Juni 


1921 


deute. Es sei daher nicht möglich, dem Ersuchen wegen Zah- 
lung der Einkommensteuer in Kriegsanleihe nachzukommen, da 
sonst der Zweck der Steuer; dem Reiche laufende Mittel zur 
Verfügung zu stellen, nicht erreicht werde. ° Da jedoch die Fr- 
trägnisse des Reichsnotopfers, bei dem ia die Zahlung der 
Steuerschuld in Kriegsanleihe möglich ist, entgegen der ur- 
sprünglichen Absicht ebenfalls zur Deckung laufender Ausgaben 
verwendet werden, scheint uns der Einwand des Reichsfinanz- 
ministeriums nicht stichhaltig zu sein. Wir werden die Ange, 
legenheit nachdrücklich weiter verfolgen. 


5. Vielfach ist gewünscht worden, die nach $ 13 Zitfer 1 
abzugsfähigen Werbungskosten einheitlich festzusetzen. Dies 
erscheint jedoch nicht angängie, da die Verhältnisse bei den 
verschiedenen Beamtenkategorien sowie auch in den einzelnen 
Landesteilen durchaus verschieden sind. Es wird daher 
empfohlen, dass sich gleichartige Beamtengruppen in einzelnen 
Bezirken, etwa im Bereiche eines Finanzamts, gegebenenfalls 
auch eines Landesfinanzamts, vor Abgabe der Steuererklärung 
gegenseitig ins Benehmen setzen, um zu möglichst einheitlichen 
Normen zu kommen. Auf diese Weise wäre zu erreichen, dass 
sich in der Praxis der Steuerbehörde gewisse Durchschnitts- 
sätze entwickeln, die dann von den einzelnen, der betreffenden 
Gruppe angehörigen Beamten in der Zukunft in Ansatz gebracht 
werden können. Es wäre uns sehr erwünscht, wenn uns mög- 
lichst zahlreiche Mitteilungen über die auf diesem Gebiete ge- 
machten Erfahrungen zugingen. 


6. Da nach der Novelle das gesamte Einkommen steuer- 
pflichtig ist und bei der Veranlagung durch die Steuerbehörde 
erst nach Feststellung der Steuerschuld ein Abzug für den 
Steuerpflichtigen und seine Angehörigen gemacht wird, ist die 
in $ 30 (des Landessteuergesetzes vorgesehene Möglichkeit zur 
Besteuerung des früher von der Reichseinkommensteuer frei- 
gelassenen Einkommensteiles (Mindesteinkommen) weggefallen. 
Hiermit verliert auch die Frage des kommunalen Steuerprivilegs 
der Beamten ihre Bedeutung. 


7. Da der für jedes unterhaltsberechtigte Kind in Abzug 
zu bringende Steuerbetrag bis zu einem Einkommen von 
24000 M. 180 M., bei einem Einkommen von über 24000 M. 
120 M. beträgt, die unter Zugrundelegung des 10prozentigen 
Steuerfusses einem Einkommensteil von 1800 M. bzw. 1200 M. 
entsprechen — während andererseits der Höchstbetrag des Kin- 
derzuschlages in Ortsklasse A für Kinder über 14 Jahren 
1800 M. beträgt, — so ist in Wirklichkeit in den meisten Fällen 
der Kinderzuschlag steuerfrei. In den Fällen. wo infolge 
grösserer Kinderzahl lediglich durch die Kinderzuschläge die 
Einkommensgrenzen, bei denen der Prozentsatz des Steuer- 
fusses steigt (24000 M., 30 000 M., 35 000 M. usw.) überschritten 
werden und infolgedessen für den überschiessenden Betrag eine 
prozentual höhere Steuerpflicht entsteht, wird die darin liegende 
Benachteiligung kinderreicher Beamten durch die Vorschrift 
des Artikels I der Novelle Ziffer 10 zu $ 26, 3 zum Teil aus- 
geglichen, die vorsieht, dass die Steuer für den überschiessenden 
Einkommensteil nur insoweit erhoben wird, als sie durch ein 
Viertel dieses Einkommensteiles gedeckt ist. 


8. In dem von der Regierung vorgelesten Entwurf. zur 
Novelle des Einkommensteuergesetzes war vorgesehen, dass 
die für das Rechnungsiahr 1920 berechnete Jahressteuer nur 
mit 75 Prozent ihres Betrages zu erheben sei. Diese Be- 
stimmung wurde vom Reichstag gestrichen und ist in der No- 
velle nicht mehr enthalten. Es gelangt demnach die gesamte 
aus dem Gesetz sich ergebende Steuer auch schon für das 
Rechnungsjahr 1920 zur Erhebung. 


9, Bei der ersten Lesung der Noveile im Reichstag wurde 
von den Abgeordneten fast sämtlicher Parteien der Meinung 
Ausdruck gegeben, dass die Beiträge, die unter Zugrunde- 
legung des alten Steuerfusses über den erfolgten 10- bzw. 
15prozentigen Steuerabzug von Lohn und Gehalt noch ge- 
schuldet werden, wohl kaum von den Lohn- und Gehalts- 
empfängern heute noch nachgezahlt werden können. Diese 
Restbeträge entstehen nicht nur bei denjenigen Steuerpflich- 
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tigen, deren tatsächliche Steuerschuld höher ist als. der je- 
weilige, vom Arbeitgeber gemachte Abzug, sondern es ergibt 
sich bei allen Festbesoideten eine Restschuld, die daher rührt, 
dass der Lohn- und Gehaltsabzug erst im Juli 1920 einsetzte, 
bei vielen Arbeitnehmern jedoch erst viele Monate später zum 
Vollzug gelangte. ‚Auf Grund der Debatte im Reichstag war 
nan zu der Annahme berechtigt, dass die Regierung einen So- 
wohl für den Steuerfiskus, wie für die in Frage kommenden 
Steuerpflichtigen annehmbaren Weg suchen werde, um diese 
Frage befriedigend zu regeln. Es war die Ausnahme verbreitet, 
dass etwa bis zu einem gewissen Einkemmensbetrag dıese 
Restschuld niedergeschlagen, darüber hinaus jedoch nür zu 
Teilbeträgen in gestaffelter Weise nacherhoben würde. Auch 
diese Regelung ist nicht beabsichtigt. sondern es wird bei der 
im Gange ..befindlichen Veranlagung allen 'Steuerpflichtigen, 
auch den Festbesoldeten, die gesamte Steuerschuld angerechnet. 
Bei der auf Grund des Gesetzes vorzunehmenden Bezahiung 
dieser Restschuld können dann die Steuerpflichtigen die bis zum 
Tage der Entrichtung geklebten Steuermarken in Zahlung geben. 


10, Da jedoch in der Novelle vom vergangenen März der 
Steuerfuss beträchtlich herabgesetzt ist, und bei einem Ein- 
kommen bis zu 24000 M. nur noch) 10 Prozent beträgt, werden 
sich, wenn der Steuerabzug nach den früheren Vorschriften 
vom Juli 1920 ab regelmässig durchgeführt wird, bei den 
meisten Beamten keine oder nur geringe Restbeträge ergeben. 
Auch bei den Beamten mit 15000 M. und; weniger Einkommen, 
denen bisher schon nur 10 Prozent abgezogen wurden, kann 
dies zutreffen, da ia die für die Familienangehörigen angesetz- 
ten Abzüge erhöht worden sind. Es bleibt abzuwarten, ob in 
grösserem Umfange diese Beträge eine Höhe erreichen, die 
von der Beamtenschaft nicht getragen werden kann, um so- 
dann auf Grund der tatsächlichen Sachlage die entsprechenden 
Schritte zu unternehmen. Wir bitten, uns möglichst umfang- 
reiches Material darüber zugehen zu lassen, in welcher hohe 
sich solche Nachzahlungsbeträge bei den einzelnen Beamten- 
gruppen bewegen. Hierbei wäre der in der Veranlagung fest- 
gesetzten endgültigen Steuerschuld die Höhe des durch"Lohn 
und Gehaltsabzug vorentrichteten Betrages gegenüberzustellen. 
Da der Artikel V der Novelle vorsieht, dass von dem Grundsatz 
des $ 42, wonach die endgültige Steuerschuld innerhalb vier 
Wochen nach Zustellung des Steuerbescheides zu entrichten 
ist, nach Anordnung (des Reichsfinanzministers abgewichen 
werden kann, besteht die Möglichkeit, sodann auch auf diesem 
Wege eine Erleichterung für die betrofienen Beamten herbei- 
zuführen. 


11. In der Frage der Rückerstattung der Beträge, um die 
etwa die vorläufig entrichtete Steuer höher als die endgültig 
festgesetzte Steuerschuld ist, besteht das berechtigte Bedürfnis 
auf möglichst baldige Auszahlung dieser Beträge. Es ist jedoch 
klar, dass bei dem ausserordentlich umfangreichen Veranlagungs- 
geschäft längere Zeit bis zur Errechnung dieser Beträge ver- 
streichen wird. Nach Absatz 3 des $ 42 werden jedoch diese 
Beträge dem Steuerpflichtigen mit 5 Prozent verzinst. 


12. Da vielfach noch Missverständnisse bestehen, weisen 
wir bei dieser Gelegenheit nochmals ausdrücklich darauf hin, 
dass auf Grund der Novelle vom März d. J. vom April d. J. ab 
allgemein ohne Rücksicht auf die Höhe des Einkommens den 
Lohn- und Gehaltsempfängern nur 10 Prozent im Wege des 
Abzugs einbehalten werden dürfen. Hierbei werden vorweg 
von dem Einkommen täglich 4 M. oder wöchentlich 24 M. oder 
monatlich 100 M. oder jährlich 1200 M. abgesetzt, desgleichen 
für die Ehefrau des Steuerpflichtigen; für die Kinder betragen 
diese Sätze: täglich 6 M., wöchentlich 36 M., monatlich 150 M. 
Von dem Rest wird :der 10prozentige Abzug gerechnet. Wie 
hieraus hervorgeht, wird’ für Kinder ohne Rücksicht auf die 
Einkommenshöhe des Steuerpflichtigen hierbei allgemein der 
erhöhte Abzug, der einem Einkommensteil von 1800 M. jährlich 
entspricht, zum Ansatz gebracht, während. wie oben unter 
Ziifier 7 ausgeführt, bei der Veranlagung diese Vergünstigung 
nur bis zu einem Einkommen von 24000 M. zur Anwendung 
kommt, wobei in der Novelle des weiteren diese Vergünstigung 
nur für das Rechnungsiahr 1921 vorgesehen ist. Aus dem 
Unterschied zwischen diesen beiden Sätzen sowie infolge des 
Umstandes, dass bei den Einkommen von 24000 M. aufwärts. 
der Steuerfuss sich wesentlich erhöht, ergibt sich demnach 
also, dass für diese Steuerpflichtigen keineswegs die Steuer- 
schuld mit dem Gehaltsabzug abgegolten ist. Dieses Ziel soll 
vielmehr für alle dem Lohn- und Gehaltsabzug unterliegenden 
Steuerpflichtigen erst durch eine weitere Novelle bzw. durch 
ein besonderes Gesetz über die Umbildung des Lohn- und Ge- 
haltsabzugs in eine Lohnsteuer erreicht werden. Der D. B.B. 
wird bei Gelegenheit der Beratung dieses Gesetzes erneut die 
für ‘ die’ Beamtenschaft in Betracht 'kommenden Fragen" auf- 
rollen und seinen bereits früher gestellten Forderungen ent- 
sprechend Anträge stellen. 





Nr. 7 © 





OD 


Rundschau 


Urlaubsgewährung bei Ausübung von Ehrenämtern. Von 
der Leitung des Deutschen Beamtenbundes ist an den Reichs- 
minister des Innern hierzu folgende Eingabe gerichtet 
worden: 

„Aus der Bestimmung des Artikels 39 der Reichsverfassung ergibt sich, 
dass Beamte zur Ausübung ihres Amtes als Mitglieder des Reichstags oder 
eines Landtags keines Urlaubs bedürfen. Artikel 75 der Preussischen Ver- 
fassung dehnt diese Bestimmungen sinngcmäss auch auf die Mandate zu 
Provinzial, Kreis- oder Gemeindevertretungen aus. u 

Mangels einer solchen Bestimmung für die Reichsbeamten und in Rück- 
sicht auf die einschränkenden Bestimmungen der Ziffer 2 der Entschliessung 
des Re'chsministeriums vom 5. Oktober 1920 ersuchen wir, eine Aenderung 
dieser Bestimmungen in folgender Weise herbeizuführen: 

1. Anstatt der Ziffer 1 zu setzen: Oeffentliche Beamte und Angehörige 
der Wehrmacht bedürfen zur Erfüllung allgemeiner staatshürgerlicher 
Pflichten und zur Ausübung ihrer Tätigkeit als Mitglieder einer öffent- 
lichen Körperschaft keines Urlaubs. Die Dienstbezüge sind weiterzu- 
zahlen, auch bei Vertagungen und Unterbrechungen. 

2. Ziffer 2 zu streichen. 

3. Anstatt Ziffer 3 zu setzen: Für Beamte, Angestellte und Arbeiter ist 
ein Unterschied zwischen Reichstags- und Landtagsmandat einerseits 
und anderen öffentlichen Aemtern andererseits nicht zu machen. 

Wir vermögen nicht einzusehen, aus welchem Grunde in der Ziffer 2 der 
oben erwähnten Entschliessung die Bestimmungen des Artikels 160 RV,, die 
für Arbeiter und Angestellte gelten, auf die Beamten übernommen sind, 
Die Einschränkung, die hierin für die Beamten bei der Wahrnehmung sonstiger 
Ehrenämter und Erfüllung stdatsbürgerlicher Pflichten liegt, ist durch die Ver- 
fassung nicht gerechtfertigt. Wir ersuchen daher ergebenst, unserem Antrag 
stattzugeben, und bitten um Mitteilung über die beabsichtigte Neuregelung.“ 


In der gleichen Angelegenheit ist die Bundesleitung des 
D.B.B. mit folgenden Darlegungen bei dem Preussischen Mi- 
nister des Innern vorstellig geworden: 

„Der Artikel 75. der Preussischen Verfassung bestimmt, dass Beamte, 
Angestellte und Arbeiter des Staats und der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zur Ausübung ihrer Tätigkeit als Mitglieder einer Provinzial-, Kreis- 
oder Gemeindevertretung keines Urlaubs bedürfen. : Dieselbe Bestimmung hin- 
sichtlich der Wahrnehmung von Mandaten zu Reichstag und Landtag enthält 
der Art'kel 39 der Reichsverfassung, Die Bestimmung der Ziffer 2 der Richt- 
linien der Reichsregierung vom 5. Oktober 1920, wonach Beamte zur Wahr- 
nehmung öffentlicher Ehrenämter keines Urlaubs bedürfen, steht im Wider- 
spruch zu dem Artikel 75 der Preussischen Verfassung. Trotzdem hat das 
Preussische Ministerium des Innern angeordnet, dass auch in Preussen nach 
diesen Richtlinien zu verfahren sei. Die Beamtenschaft erblickt hierin eine 
Beeinträchtigung ihrer durch die Verfassung gewrährleisteten staatsbürgerlichen 
Rechte. Wir ersuchen daher, die Verfügung, auf Grund deren nach den Richt- 
linien des Reichs zu verfahren ist, aufzuheben. u 

‘ Wir erlauben uns, in der Anlage Mitteilung von einer Eingabe zu 
machen, die wir in dieser Angelegenheit an das Reichsministerium des Innern 
gerichtet haben, 

Von dem dort Veranlassten bitten wir ergebenst, uns Mitteilung zu 
machen. Wir stehen zu mündlicher Aussprache gerne zur Verfügung.“ 


Beamtenrecht 


Wo bleibt das Beamtenrätegeseiz? Die demokratische 
Fraktion im preussischen Landtage hat folgenden Antrag ein- 
gebracht: Der Landtag wolle beschliessen, „das Staats- 
ministerium zu ersuchen, 1. im Reichsrat mit allem Nachdruck 
auf die alsbaldige Verabschiedung eines Beamtenräte- 
gesetzes zu dringen, welches den berechtigten Interessen 
der preussischen Staats- und Gemeindebeamten entspricht. und 
die in den bekannten Entwürfen der Organisationen nieder- 
gelesten Grundsätze tunlichst berücksichtigt; 2. im Zusammen- 
hang damit den Erlass eines Gesetzes zu erwägen, welches’ die 
Errichtung‘ einer “parstatischen höchsten 
Schiedsinstanz zur Behebung der aus dem Mitwirkungs- 
recht der Beamtenräte und dem parlamentarischen Budgetrecht 
sich oftmals ergebenden Widersprüche und das Verfahren vor 
einer solchen regelt.“ 


Bestallung — Beamteneigenschaft. Liegt: eine förmliche 
Bestallung durch die‘ zuständige Behörde vor. so erlangt der 
Berufene die Beamteneigenschaft ohne Rücksicht auf die Art 
seiner Beschäitigung, also gleichviel, ob seine Tätig- 
keit handwerksmässiger oder höherer Art ist oder gar in der 
Ausübung staatshoheitsrechtlicher Verrichtungen besteht. Nur 
wenn eine förmliche Anstellung nicht erfolgt ist, auf die 
Beamteneigenschaft vielmehr nur aus der Art der Dienste ge- 
schlossen werden kann, die einer Person durch die zuständige 
Stelle übertragen wurden, kann es auf die Bedeutung. dieser 
Dienste ankommen. (Entsch. des Reichsgerichts IV v. 22.12.20 
Nr. 1306/20 [Das Recht 21, S. 172].) 


‚oo 





Besoldungsfragen 


Ausführungsbestimmungen zum _ Reichsbesoldungsgesetz. 
Der 22. Ausschuss des Reichstages beratet zurzeit über die Aus- 
führungsbestimnmungen zum: Besoldungsgesetz. Zunächst wur- 
den ‘die Vorschriften über die Festsetzung des Besoldungs- 
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dienstalters behandelt. Angenommen wurde ein Antrag, nach 
dem die ganze gesetzliche Militärdienstzeit auf das Besoldungs- 
dienstalter angerechnet wird; ferner. ein Antrag zu Ziffer 39, 
welcher folgendermassen lautet: 

„Für die Anrechnung nach Ziffer 37 kommt in Betracht die Zeit einer 
praktischen Beschäftigung im Reichs-, Landes-, Gemeinde-, Kirchen-, Schuldienst, 
einer sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechts, die Zeit der Berufs- 
tätigkeit in einem Privatunternehmen sowie die Zeit der freien wissenschaft- 
lichen, künstlerischen oder sonstigen selbständigen Betätigung. 

Als praktische Beschäftigung gilt jede Tätigkeit, die der künftigen Amts- 
tätigkeit des Bewerbers gleichwertig oder für die ordnungsmässige Wahr- 
nehmung des Aıhtes notwendig ist. 

Soweit eine solche praktische Beschäftigung seitens der Behörde, als Vor- 
bedingung für die Uebernahme in den Beamtendienst, gefordert wird, ist. sie 
ausschliesslich der vorgeschriebenen Vorbereitungszeit ‘voll anzurechnen. 


Bei unmittelbarem Uebertritt aus dem Landesdienst gelten die Ziffern 
109—115.“ 


Bei Besprechung des Ortszuschlages wurde die Festsetzung 
des dienstlichen Wohnsitzes der Beamten behandelt. Nach 
den Besoldungsvorschriften ist der dienstliche Wohnsitz der 
Beamten in der Regel der Amtssitz der Behörde oder Dienst- 
stelle, bei welcher der Beamte angestellt ist. Statt dessen kann 
in Ausnahmefällen die oberste Reichsbehörde einzelnen Be- 
amten oder Beamtengattungen den Ort, der den Mittelpunkt 
ihrer Beschäftigung bildet, als dienstlichen Wohnsitz anweisen. 
Demnach steht die Entscheidung darüber, was sie als dienst- 
lichen Wohnsitz ansehen will, der obersten Reichsbehörde zu. 


Zur Frage des vorläufigen Ortsklassenverzeichnisses wurde 
nachgewiesen, dass das System der sogenannten Spannungs- 
zahlen, das in der amtlichen Statistik zur Ermittlung der 
Klasseneinstufung angewandt wird, kein richtiges Bild von den 
tatsächlichen Teuerungsverhältnissen zibt. Von seiten der Re- 
gierung wurde erklärt, die Vielgestaltickeit der ökonomischen 
Zustände der einzelnen Gemeinden erschwere es, die Grenzen 
der fünf durch das Besoldungsgesetz festgelegten Ortsklassen 
zu finden. 


Erhöhung der Fuhrkosten für die Reichsbeamten. Im 
„Amtsblatt der Reichsfinanzverwaltung“ Nr. 12 vom 11. d. M. 
wird auf S. 138 unter Nr. 106 hierzu nachstehender Erlass 
veröffentlicht: 


Mit Rücksicht auf die am 1. 6. 1921 eintretende weitere Erhöhung des 


_ Personentarifs der Eisenbahn erkläre ich mich auf Grund des & 2 der Ver- 


ordnung vom 31.5. 1920 (R. G.Bl.S. 1191) damit. einverstanden, dass die 
Fuhrkosten für die Reichsbeamten vom 1. Juni 1921 ab in Anlehnung an 
$ 3 der Verordnung, betr. die Tagegelder, die Fuhrkosten und die Umzugs- 
kosten der Reichsbeamten, in der Fassung vom 8. 9. 1910 (R. G. Bl. S. 993) 
nach folgenden Grundsätzen berechnet werden: 








innerhalh des 
Reichsgebiets 


I. für Wegestrecken, die auf Eisenbahnen oder Schiffen 
zurückgelegt werden können, 


a) die im $ 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten 


wenn der Fahrpre's für die 1. Wagenklasse bezahlt ist 0,63 M. 

wenn der Fahrpreis für die 1. Schiffsklasse bezahlt ist AT 

BON a a RN EEE 0,37 , 
b) die unter V bezeichneten Beamten, wenn der Fahr- 

preis für die I. Wagenklasse bezahlt ist RER 0,37, 

wenn der Fahrpreis für dis I. Schiffsklasse bezahlt ist LIEL,, 

ER er er ee 0,24, 
e) die unter IV bezeichneten Beamten, wenn der Fahr- 

preis für die I. Wagenklasse oder für die I. Schiffs- 

klassebezahlt ist. .. ....::. 5 ET DEEE 0,37 „ 

BORREE EN a ee ch 0,24 „ 
d\ die Unterbeamten. . . .. 0,24 „ 


Ausserdem werden die tatsächlich aufzuwendenden Schnellzugzuschläge er- 
stattet. 

Il. Der im: & 1 unter II der Verordnung, betreffend Fuhrkosten der Reichs- 
beamten, vom 31. 5. 1920 (R. G. Bl. S. 1191) festgesetzte Betrag vom 0,1YM., 
für das Kilometer wird auf 0,24 M. für das Kilometer erhöht. 

Bei Dienstreisen, die vor dem 1. Juni 1921 angetreten worden sind, fallen 
Eisenbahn- und Schiffsfahrten, die am 1. Juni 1921 oder später zurückgelegt 
worden sind, unter vorstehende Bestimmungen. 


Berlin, den 23./28. Mai 1921. 
Ib B/57074 — IV. 24943, 


Der Reichsminister der Finanzen 
Im Auftrage: 
gez. Siller. 


Vorläufiges Ortsklassenverzeichnis. In der Reichstags- 
sitzung vom 3, Mai 1921 hat der 23. Ausschuss des Reichstages 
(Ausschuss für  Beamtenfragen) ‘durch “den Abgeordneten 
Dr. Most nachstehende Erklärung hierzu abgeben lassen: 


„Nur unter Zurückstellung ernstester Bedenken und nur, nachdem auch die 
Siebener-Kommission des Reichsgutachterausschusses, der also: hierfür mass- 
geblichsten Vertretung der deutschen Beamtenschzft, sich damit ausdrücklich 
einverstanden erklärt hatte, hat der Ausschuss im März d. ] den Weg einer 
provisorischen Regelung der Ortsklassenfrage empfohlen, und der Reichstaz ist 
dem gefolgt. Mässgeblich dafür war die Ueberzeugung, dass die wirtschaftliche 
Lage namentlich in den besonders teueren Gegenden des Reiches es nicht 
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mehr zulässt, die schon seit über einem Jahr erwartete Auszahlung erhöhter 
Ortszulagen völlig um noch Monate hinauszuschieben. Monate aber werden 
noch nötig sein, um das umfängliche Werk der Ortsklasseneinteilung mit der 
eingehenden Untersuchung und Bewertung der Teuerungsverhältnisse von 
vielen Tausenden einzelner Orte sachgemäss zu erledigen. 

Der Zweck dieses Paovisoriums wäre hinfällig, wenn es nicht sofort ver- 
abschiedet würde. Unter diesen Umständen musste der Ausschuss von jeder 
Aenderung der Regierungsvorlage absehen, denn «ie Aenderung auch nur bei 
einer einzigen Position würde das gleiche für eine lange Reihe anderer nach 
sich ziehen müssen, 

Namens des Ausschusses stelle ich hiernach fest, dass dieses Provisorium 
in allen seinen Einzelheiten em Werk der Reichsregierung darstellt, 
das ohne Mitwirkung des Ausschusses zustande gekommen ist, Es wird noch 
eingehender Beratungen und weitgehender Abänderungen im 23. Ausschuss 
und danach seitens des Reichstages bedürfen, ehe aus dem Provisorium ein 
gr ns A Ortsklassenverzeichnis werden kann. Dieses endgültige Ver- 
zeichnis soll bis zum 1, Oktober 1921 vorliegen. Die Verbesserungen, die es 
gegenuber dem gegenwärtigen Provisorium bringen wird, werden ebenso wie 

ieses selbst rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab haben. 

Die Regierungsvorlage bringt gegenüber dem bisher gütigen Ortsklassen- 
verzeichnis von 1909 eine nicht unerhebliche Zahl von Verbesserungen. Das 
muss anerkannt werden. Im ganzen sind 7166 Höhereinstufungen von Ge- 
meinden vorgenommen worden. Nach Klasse A, die bisher nur 27 Orte um- 
schioss, sind deren 331 neu gekommen; nach Klasse B, in der sich bislang 
80 Gemeinden befanden, werden 897 gehoben. Umgekehrt sind beispiels- 
weise aus der Ortsklasse E 6369 Orte höher eingestuft worden, darunter 
180 nach A, 657 nach B, 1861 nach C, 3671 nach D. 

Diese Verbesserungen finden ihre natürliche Begründung einmal in der 
Verschiebung der Teuerungsverhältnisse während des ER Tahrzwälfts, zum 
anderen aber in der weit grösseren Bedeutung, die der Ortsklasseneinteilung 
im Rahmen des gegenwä tigen Besoldungsgesetzes gegenüber dem früheren 
Zustande innewohnt. Gerade diese erhöhte Bedeutung aber des Ortsklassen- 
verzeichnisses für die Einkommensverhältnisse der Beamten erfordert mit be- 
sonderem Nachdruck die Feststellung, dass auf der anderen Seite die Vorlage 
und damit das Provisorium eine sehr erhebliche Zahl von Unebenheiten und 
Unbilligkeiten teilweise sehr ernster Art enthält, die unterallen Um- 
ständen beseitigt werden müssen, 

Diesem Ziele wird die eingehendste Arbeit des 23. Ausschusses in den 
kommenden Wochen und Monaten dienen. Den Vertretungen der Beamten- 
schaf: wird noch weitgehende Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 
Es soll die Beratung mit der durch die grosse Bedeutung der Sache ge- 
forderten Gründlichkeit, aber auch mit der durch ihre Eilbedürftigkeit ge- 
gebenen Beschleunigung vor sich gehen. Der Ausschuss vertraut darauf, dass 
es euf diese Weise gelingen wird, zwar nicht alle, aber alle berec htigten 
Wünsche der Beamtenschaft zu erfülen und damit auszugleichen, was das 
heute zur Verabschiedung gelangende Notgesetz an Härten und Unbillig- 
keiten enthält und nach Lage der Dinge leider zunächst behalten muss “ 


Die Unzufriedenheit, die durch Verabschiedung des Not- 
gesetzes für die Ortsklasseneinteilunge in der Beamtenschaft 
hervorgerufen worden ist, lässt nicht darauf schliessen, dass 
der 23. Ausschuss des Reichstages mit seiner Art der Behand- 
lung des Gesetzentwuris wesentliche Sympathien in Beamten- 
kreisen ausgelöst hat. 


Ausgleichszulagen und Kinderbeihilien. Dem Preuss. Land- 
tage ist aus Abgeordnetenkreisen hierzu folgender Antrag zu- 
gegangen: 

„Der Preuss. Landtag wolle das Preuss. Staatsministerium ersuchen, dem 
Preuss. Landtag eine Vorlage zu unterbreiten, in welcher für das Rechnungs- 
jahr 1921 

1. die Ausgleichszulagen so festgesetzt werden, dass die Staffelung der- 
selben nach Ortsklassen in Wegfall kommen unter Ausdehnung des 
bisher gültigen Höchstprozentsatzes von 70 v. H. für die allgemeinen 
Ausgleichszulagen und von 150 v. H. für die Kinderbeihilfen auf alle 
Ortsklassen ; 

2. erhöhte Kinderbeihilfen vorgesehen werden für diejenigen Kinder, für 
welche besondere Aufwendungen gemacht werden müssen wegen des 
Schulbesuchs oder der Berufsausbildung ausserhalb des Wohnorts der 
Eitern; 

3. Kinderbeihilfen gewährt werden für diejenigen, die sich noch in der 
Berufsausbildung befinden, oder wegen körper'icher oder geistiger Ge- 
brechen erwerbsunfähig sind, bis zum vollendeten 24. Lebensjahre und 
in den Fällen, in denen infolge des Krieges oder der Aufiösung des 
Heeres und der Flotte ein Zurückbleiben in der Berufsausbildung oder 
ein Berufswechsel erforderlich geworden ist, bis zum vollendeten 
26. Lebensjahre.“ 


Anrechnung von Waisengeld auf die Kinderzuschläge. Nach 
Zilier 188 der Besoldungsvorschriften vom 21. März 1921 ist 
der Kinderzuschlag einschliesslich des Teuerungszuschlages 
um das für dasselbe Kind etwa zustehende Waisengeld zu 
kürzen. Zur Behebung von Zweiieln hat der Reichsfinanz- 
minister am 6. April 1921 bekanntgegeben, dass nach der Vor- 
schrift im Absatz 1 Satz 2 der Besoldungsvorschriften 
(Ziffer 188) auch die für die Kinder unter 14 Jahren zu zahlen- 
den Kinderzuschläge entsprechend zu kürzen sind. 


Behördenangestelite 


Ueber Zugrundelegung des neuen vorläufigen Ortsklassen- 
verzeichnisses bei Bemessung der Bezüge der Behördenange- 
stellten erhalten wir vom Preuss. Finanzministerium in Abschrift 
folgenden Erlass: 



































































| 
Ü 


48 FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 


Der Prexss. Finanzminister. Berlin C. 2, den 30. Mai 1921. 


F. M. Lo. 1666,21. 
M. d..). 


Betrifft die Zugrundelegungdes neuen vorläufigen Orts- 
klassenverzeichnisses bei Bemessung der Bezüge der 
Angestellten. 2 

Im Anschluss an den Runderlass vom 18, Mai d. J. — F. M. I. 12572, 
M.d.)J. la 650 — wird darauf hingewiesen, dass gemäss $ 12 des Teil- 
tarifvertrages für die "Angestellten bei den Reichs- und den preuss'schen 
Staatsverwaltungen vom 4, Juni 1920 auch hinsichtlich der Vergütungen der 
Angestellten schon jetzt das neue vorläufige Ortsklassenverzeichnis zugrunde 
zu legen ist, und ersucht, die Auszahlung der Unterschiedsbeträge seit 
1. April 1920 schleunigst zu bewirken. 

In den Fällen, in denen etwa bisher in unzulässiger Weise Orts-, Kinder- 
und Teuerungszuschläge nach höheren Ortsklassen gezahlt worden sind, als 
dies nach dem alten Ortsklassenverzeichnis geschehen dürfte, sind die Mehr- 
zahlungen auf die Unterschiedsbeträge anzurechnen. Für die Folge muss nun- 
mehr lediglich von dem neuen Ortsklassenverzeichnis ausgegangen und es 
können Abweichungen hiervon in keinem Falle zugestanden werden. 

Die Unterschiedsbeträge sind auf Antrag auch den seit dem 
1. April 1920 aus dem Dienste geschiedenen Angestellten nachzuzahlen, 

Für die Ausgabeanweisungen ist das Muster zur Ausführungsanweisung 
des Finanzministerss vom 22. Dezember 1920 (B. 1603) sinngemäss anzu- 
wenden, gegebenenfalls ist ‘der Vordruck 141 zu verwenden. 

Alle Ausgaben auf Grund vorliegenden Erlasses sind für das Rech- 
nungsjahr 1921 bei den bisherig:n Verrechnungsstellen, soweit erforderlich, 
els Mehrausgabe zu verrechnen. Die Mehrausgabe soll später auf die in 
Kapitel 63 Titel 5 des Haushalts des Finanzministeriums vorgesehenen be- 
sonderen Mittel angerechnet werden. Deshalb ist in den Jahresabschlüssen 
genau anzugeben, in welcher Höhe die Mehrausgabe durch die Erhöhung der 
Ortszuschläge entstanden und aus den bei Kapitel 63 Titel 5 vorgeschenen 
Mitteln zu decken ist. 

Für den Vermerk ist folgende Form zu wählen: 

„Hinzugetreten sind zu Lasten der Mittel unter Kapitel 63. Titel 5 
MEERE cm Me ne aba Die Beträge "sind. bis; zum 
Jahresabschluss für 1921 durch einen Rechnungsbeamten zu ermitteln und der 
Kasse schriftlich mitzuteilen. 

Da die jetzige Neuregelung der Ortsklasseneinteilung 
Rückwirkung auf den 1. April 1920 erhalten hat, muss bei den 
Angestellten, welche bisher auf Grund des $ 19 des Teiltarifvertrages vom 
4. Juni 1920 eine Ausgleichszulage erhalten haben, die Anwendbarkeit des 
8 19 a. a. OÖ. erneut geprüft werden. Ergibt sich hierbei, dass die dem An- 
gestellten am 22. Mai 1920 rechtmässig zustehenden Bezüge, verglichen mit 
der nach dem Teiltarifvertrage unter Zugrundelegung der nunmehr vom 
1. April 1920 ab festgelegten Ortsklasse zustehenden Vergütung, höher sind, 
so ist die Ausgleichszulage gemäss & 19a a. O. auf diesen Uhnterschieds- 
betrag festzusetzen. Sodann ist der Gesamtbetrag der dem Angestellten seit 
dem 1. April 1920 zustehenden Vergütung unter Ansatz dieser neu er- 
rechneten AÄusgleichszulage festzustellen und hiernach durch Vergleich mit 
der an den Angestellten für den gleichen Zeitraum tatsächlich ge- 
2ahlten Gesamtsumme zu prüfen, inwieweit eine Nachzahlung noch zu 
erfolgen hat. 

Die Bestimmung in Satz 2 des 8 19 des Teiltarifvertrages vom 
4. Juni 1920 ist hier nicht anwendbar, da diese sich auf die Fälle bezieht, in 
denen eine Erhöhung des Ortszuschlages erst nach dem 22. Mai 1920 wirk- 
sam wird. 

Sofern noch ungetilgte Vorschussreste bestehen, sind die Nachzahlungen 
auf Grund der neuen Örtsklasscneintellöng zur Tilgung der Vorschussreste 
zu verwenden. 

Es wird ersucht, hiernach das Weitere zu veranlassen. 

Die zur geschäftlichen Erleichterung erforderlichen Abdrucke dieses Er- 


lasses liegen bei. 


Zugleich im Namen des Herrn Ministers des Innern, 
In Vertretung: gez. Weber. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Anrechnung von Kriegsdienstzeit bei der Urlaubsiest- 
setzung. Hierzu hat der Reichsminister der Finanzen am 6. Mai 
1921 unter 1. C. 55 981 nachstehenden Erlass an alle Ressorts, an 
das Reichsbank-Direktorium, an die Reichsschuldenverwaltung 
und an die ihm unterstellten Abteilungen IV und V heraus- 
gegeben: 


Der Reichsminister der Finanzen 
I. C. 55 98t. } 


Wie ich aus einem Sonderfall ersehe, bestehen in den Kreisen der An- 
gestellten Zweifel über die Berücksichtigung der Kriegsdienstzeit bei der Be- 
messung des diesjährigen Urlaubs. 

Unter Bezugnahme auf die durch mein Rundschreiben vom 25. April 
d. J. — 1. G. 54949 — mitgeteilte Vereinbarung mit den Vertretern der An- 
gestelltenorganisationen gestatte ich mir darauf hinzuweisen, dass die Kriegs- 
dienstzeit lediglich im Rahmen der Bestimmungen des $ 6 Abs. 3 des 
Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 als Reichs- und Staatsdienstzeit bei der 
Bemessung der Urlaubsdauer berücksichtigt werden kann. 

Bei Angestellten als Kriegsteilnehmern, die zurzeit ihrer Einberufung zum 
Heeresdienst nicht im Reichs- oder Heeresdienst tätig waren, aber unmitte!- 
bar nach ihrer Entlassung aus dem Heeresdienst im Reichs- oder Staatsdienst 
Beschäftigung gefunden haben, kann demnach — abgesehen von Schwer- 
beschädigten — die Kriegsdienstzeit nur bis zu 2 Jahren Berücksichtigung finden. 

Die Hälfteanrechnung der über 2 Jahre hinausgehenden Kriegsdienstzeit 
bei der Festsetzung des Vergütungsdienstalters stützt sich auf 86 Abs. 5 
Teiltarifvertrages, ist daher auf die Urlaubsbemessung nach der getroffenen 
Vereinbarung nicht übertragbar. 


Im Auftrage: gez. v. Schlieben. 


Berlin, den 6. Mai 1921. 














"Nr. 7 


Tagegelder der Mitglieder von Betriebsvertretungen. Im 
„Amtsblatt der Reichsfinanzverwaltung“ Nr. 12 vom 11..d. M. 
wird auf S.-137 unter Nr. 105 hierzu nachstehender Erlass 
bekanntgegeben: 

Mit Bezug auf mein Rnndschreiben vom 19. 3. 1921 — Ib B/51136 — 
und vom 30. 3. 1921 — IV. 14664 (R.F Bl. S. 84) —, betreffend Tagegelder 
für die Reichsbeamten beehre ich mich mitzuteilen, dass Ziffer 9 meines 
Rundschreibens vom 14. 2, 1921 — 1 G/4202 — und vom 23. 3. 1921 — 
IV. 10536 (R.F.Bl. S. 80) —, betreffend Geschäftsführungskosten im Sinne des 
$ 35 und $& 36 des Betriebsrätegesetzes, nunmehr mit Wirkung vom 
1 2, 1921 folgende Fassung erhält: 

9. Tagegelder: 

Bei notwendigen Reisen (vgl. Ziffer 8) nach ausserhaib werden unter 
Vorbehalt etwaiger Neuregelung auf Grund der neuen Reisekostenverordnung 
für Beamte Tagegelder in folgender Höhe zu gewähren sein: 


a) für, eintägige Reisen. 7... >. erss Pace 20 M. 
für mehrtägige Reisen - . . . . ELSE TT 5; 35 M. 
b) für Reisen nach teuren Orten: 
beireintägiger' Reise ’.i.o... 0 1» ae lea el 25 M. 
bei mehrtägiger Reise . ... - EI 50 M. 


Im übrigen kommen hinsichtlich der Tagegelder die für Beamte geltenden 
Bestimmungen sinngemäss zur Anwendung. 

Berlin, den 18. April 1921/19. Mai 1921. 

1 G/52 486 — IV. 20286. 
Der Reichsminister der Finanzen, 
Im, Auftrage: 
R gez. von Schlieben, 

Ueber Gehaltsnormierung der bei Behörden auf Privat- 
dienstvertrag Angestellten schreibt in Heft 7/8 der „Zeitschrift 
des Verbandes deutscher Diplom-Ingenieure“ Dipl.-Ing. Martin 
Enke-Leipzig: 

„Es wird vorgeschlagen, dass der bei Behörden auf Privat- 
dienstvertrax Angestellte bei gleicher Tätigkeit wie der Be- 
amte auch dasselbe Einkommen wie dieser (nach der Reichs- 
Besoldungsordnung) und für die fehlende Pension 
(Ruhegeld bzw. Ruhelohn) einen prozentualen Ein- 
kommen-Zuschlag erhält, dessen Höhe vorliegende Ar- 
beit ermitteln soli. 


Dem sachlich denkenden Beamten kann diese Abfindung 
nicht unbillüg erscheinen, weil ihm bei “dieser durch- 
sichtigen Art der Bezahlung eine evtl. gefährliche Konkurrenz 
seitens der auf Privatdienstvertrag Angestellten nie ‚erwachsen 
kann, was bei ieder anderen Entlohnungsweise leicht möglich ist.“ 


Enke stellt dann — ausgehend von den Bestimmungen der 
Reichs-Bes.-O. — an Hand eingehender mathematischer 
Berechnungen fest, dass der mittlere prozentuale Ein- 
konmmenszuschlag auf Gehalt, Ortszuschlag, Zulagen 
und Teuerungszuschlag rund 16 Prozent betragen müsste, 


Regelung des Urlaubs der Angestellten für das Jahr 1921. 
Im „Staatstechniker“ Nr. 14 vom 6. Mai 1921] haben wir ein 
Brieftelegramm des Reichsministers der Finanzen (TG. 54949) 
vom 25. April 1921, betreffend Regelung der Urlaubszeiten für 
die Behördenangestellten, bekanntgegeben. Als Ergänzung hier- 
zu entnehmen wir dem „Amtsblatt der Reichsfinanzverwaltung“ 
Nr. 12 vom 11.d.M. unter Nr. .107 auf Seite 138 nachfolgenden 
Erlass: 

Der Reichsminister der Finanzen. 
IV a. 22485. 

1. Die Dauer des Urlaubs der Angestellten bemisst sich nach Kalendertagen 
ohne Rücksicht, ob und wieviel Sonn- und Feiertage in den Urlaub fallen; 
diese sind vielmehr miteinzurechnen. 

2. Die Kriegsdienstzeit kann lediglich im Rahmen der Bestimmungen 
des 8 6 Abs. 3 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 als Reichs- und Staats- 
dienstzeit bei der Bemessung der Urlaubsdauer berücksichtigt werden, 

Bei Angestellten als Kriegsteilnehmern, die zur Zeit ihrer Einberufung zum 
Heeresdienst nicht im Reichs- oder Staatsdienst tätig waren, aber unmittelbar 
nach ihrer Entlassung aus dem Heeresdienst im Reichs- oder Staatsdienst 
Beschäftigung gefunden haben, kann demnach — abgesehen von Schwer- 
beschädigten — die Kriegsdienstzeit nur bis zu 2 Jahren Berücksichtigung finden. 

Die Hälfteanrechnung der über 2 Jahre hinausgehenden Kriegsdienstizeit 
bei der Festsetzung des Vergütungsdienstalters stützt sich auf $6 Abs. 5 
Teiltarifvertrag, ist daher auf die Urlaubsbemessung nach der getroffenen 
Vereinbarung nicht übertragbar. Im Auftrage: gez. Rühe. 


Berlin, den 30. Mai 1921. 


Ueber Befugnisse der Betriebsräte hat das Reichsarbeits- 
ministerium auf eine Anfrage folgende Antwort erteilt: 


„Nach $ 78 Ziffer 1 des B.R.G. hat der Betriebsrat über die Durch- 
führung der Tarifverträge zu wachen. Nach dem Recht des Tarifvertrages 
stehen Ansprüche aus dem Tarifvertrage nur den Mitgliedern der vertrag- 
schliessenden Verbände zu. Betraut ein Arbeiter oder Angestellter den Be- 
triebsrat mit Geltendmachung seiner Ansprüche aus dem Tarifvertrage, z. B. 
Urlaubs-- oder Gehaltsanspruch, so ist es Sache des Betriebsrats, fest- 
zustellen, ob der Arbeitnehmer Mitglied eines der vertrag- 
schliessenden Verbände ist und dadurch einen Urlaubs- oder Ge- 
haltsanspruch hat,“ 
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Beamtengewerkschaft und Sozialismus 


Wtr entnehmen nachstehenden Artikel von Dr. Heinz Pott- 
hoff, München, dem soeben erschienenen Heft 1/2 der — im Auf- 
trage des Deutschen Beamten-Bundes von A. Falkenberg 
herausgegebenen — Monatsschrift „Beamten-Jahrbuch“. 


1. 

Die politischen Parteien haben sich auf Grund von staats- 
rechtlichen Auffassungen gebildet. Aber sie sind seit langem 
mit bestimmten wirtschaftlichen Interessen verknüpft. Diese 
Verquickung hat die Politik verdorben und die wirtschaftlichen 
Organisationen vielfach in politische Schwierigkeiten gebracht. 
Das Problem ist gelegentlich der neuen Reichsverfassung breit 
genug erörtert worden. Ob aber die Errichtung des Reichs- 
wirtschaftsrates die regierende Volksvertretung von wirtschaft- 
lichen Interessenkämpfen entlasten, dafür die Wirtschaftspolitik 
von Parteirücksichten und Dilettantentum befreien wird, steht 
leider noch sehr dahin. 

Gegenwärtig sind es die wirtschaftlichen Verbände der An- 
gestellten und Beamten, die besonders unter dem Zwiespalt 
wirtschaftlicher Gleichheit und politischer Verschiedenheit lei- 
den; einerseits weil die Ereignisse der letzten Jahre Gewerk- 
schaftsführer bestimmter Parteirichtung zu massgebendem Ein- 
iluß im Staate gebracht haben, anderseits weil auch die poli- 
tisch neutrale*) Beamtengewerkschaft Anschluss sucht und zweck- 
mässigerweise suchen muss an die Arbeitergewerkschaften, die 
alle, wenigstens mittelbar, parteipolitisch orientiert sind.**) 

Die Schwierigkeit liegt besonders stark in der Frage des 
Sozialismus vor. Er ist an sich ein rein volkswirtschaft- 
liches Problem und besagt weiter nichts als eine Wirt- 
schaftsordnung, bei der de Gesamtinteressen, das 
Wohl der Gemeinschaft (societas) den Vorrang haben sollen 
vor den Einzelinteressen. Er wird aufgefaßt als eine von der 
Gesamtheit planmässig betriebene Wirtschaft im Gegen- 
satz zu der auf Privateigentum beruhenden Individualwirtschaft, 
als ene Bedarfsdeckungswirtschaft im Gegensatz zu 
der Profitwirtschaft des Kapitalismus. Dass alle möglichen 
Sonderdeutungen sich mit dem Worte Sozialismug”verknüpfen, 
ist weniger bedeutsam, als dass diese wirtschaftliche Forderung 
geschichtlich eng verknüpft ist mit bestimmten politischen. 
Planmässige Bedarfsdeckungswirtschaft eines Volkes kann unter 
verschiedenen politischen Verfassungen und Rechtssystemen vor 
sich gehen. In Deutschland ist der Sozialismus hochgekommeu 
als Forderung einer bestimmten Klasse: der gewerkschaftlichen 
Arbeiterschaft; mit einem bestimmten politischen Ziele: der 
Demokratie. Und im Parteikampfe ist sie verknüpft mit ganz 
bestimmten Anschauungen und Forderungen auf Gebieten staat- 
lichen und gesellschaftlichen Lebens, die, wie Heer, Zölle, 
Schuie oder Kirche, mit dem Sozialismus nur sehr mittelbar 
zusammenhängen. 

Die Schwierigkeiten aus der Verknüpfung von wirtschaft- 
lichen und politischen Dingen für_die Gewerkschaften waren 
auf die Dauer nicht zu vermeiden. Sie mussten auch ohne den 
Umsturz und die Sozialisierungsfrage kommen, Denn alle Wirt- 
schaft wird von Politik beeinflußt, und umgekehrt. Die Ge- 
werkschaften können sich nicht auf die Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen beschränken, Beamtenverbände nicht auf 
die Besoldungsfrage. Denn jeder Erfolg, namentlich der Lohn- 
kämpfe, kantı durch politische Massnahmen vereitelt werden. 


*) Der Verfasser meint mit „politisch neutral“ hier parteipolitisch nzutral, 
oder wie er sich an einer späteren Stelle ausdrückt, „politische Neutralität im 
engeren Sinne“. Die Redaktion. 


**) Wir können hier dem Verfasser nicht beistimmen. Gewiss waren die 
Arbeitergewerkschaften vor dem, Nürnberger Gewerkschaftskongress partei- 
politisch orientiert. Aber durch den Beschluss dieses Kongresses ist ausdrücklich 
die parteipolitische Neutralität der Arbeitergewerkschaften festgelegt worden. 

Die Redaktion. 


* 


Und ist in Deutschland vereitelt worden; vor dem Kriege durch 
Steuern, Zölle und andere Staatsmassnahmen, neuerdings durch 
die falsche Preispolitik, die von der Regierung und Konsumen- 
ten gemeinsam betrieben wurde. Darum mussten alle Gewerk- 
schaften schon vor dem Kriege sich mit Sozialpolitik be- 
fassen. Und in der Hauptschicht, der gewerblichen Arbeiter- 
schaft, hat vor einem Jahrzehnte eine sehr beachtliche Ausein- 
andersetzung zwischen sozialdemokratischer Partei und freien 
Gewerkschaften darüber stattgefunden, wer der Hauptträger 
der Sozialpolitik zu sein habe. Auch die sozialpolitische Tätig- 
keit im engen Sinne reichte schon früher für die Gewerkschaf- 
ten nicht zu. Sie mussten andere wirtschaftspolitische Dinge 
angreifen und haben es, wenn auch zögernd, getan. 


Erst recht ist das der Fall seit dem Umsturz, der Gewerk- 
schaftsführer zeitweilig zu Ministern gemacht, wichtige bisher 
staatliche Funktionen auf Gewerkschaften übertragen und diese 
gelegentlich veranlasst hat, sich auf den verschiedensten Ge- 
bieten der inneren und sogar der äußeren Politik durchzusetzen. 
Auch gegenwärtig noch spielen die Gewerkschaften eine große 
Rolle in der allgemeinen Politik, teils unmittelbar, teils durch 
die Verbindung mit politischen Parteien. 


Wenn das Wirtschaftliche eine so überragende, mass- 
gebende Bedeutung hätte, wie die materialistische Ge- 


schichtsauffassung der Marxisten behauptet, so müsste es da- 
hin kommen, dass die Angehörigen bestimmter wirtschaftlicher 
Klassen auch gemeinsame politische Ueberzeugung hätten, dass 
es nur genügender Aufklärung bedürfte, um die einheitliche ge- 
schlossene Front aller Arbeitnehmer auf allen Gebieten herzu- 
stellen. Aber das Gegenteil ist der Fall. Der Mensch lebt eben 
nicht vom Brote allein, und das Geistige ist nicht blosser Ueber- 
bau über dem Materiellen. Wirtschaftliche Fragen sind nicht 
allein bestimmend für die politische Stellung der deutschen 
Staatsbürger — und sollten es gegenwärtig weniger als jemals 
sein. Denn nicht aus wirtschaftlichen, sondern aus geistigen 
Ursachen ist der Zusammenbruch der alten Staats- und Wirt- 
schaftsordnung erfolgt. Nicht die Wirtschaftsform, sondern der 
Geist des Kapitalismus hat Bankrott gemacht. Nur aus neuer 
Gesinnung kann der Neubau erwachsen. Und solange wir 
den Wuchergeist der Kriegs- und Revolutionswirtschaft, der 
die Massen der Arbeitnehmer ebenso wie alle anderen Schich- 
ten in seinen Bann gezogen hat, nicht überwinden durch den 
Geist der Gemeinschaft, der sozialen Pflicht, der Verantwortung 
jedes einzelnen für das Schicksal der Gesamtheit, so lange wer- 
den alle Sozialisierungsversuche scheitern müssen. 


Während die Arbeiter sich schon ganz überwiegend ge- 
werkschaftlich und politisch geschieden, ihre Gewerkschaften 
sich mit bestimmten politischen Programmen und Parteien ver- 
bunden haben, ist das bei den Angestellten und Beamten noch 
nicht der Fall. Das ist ein großer Vorzug; denn die Vertretung 
der wirtschaftlichen Bedürfnisse, die den Zweck der 
Gewerkschaften bildet, erfordert einiges Zusammengehen der 
Arbeitnehmer gegenüber den Arbeitgebern, die sich auch trotz 
politischer Meinungsverschiedenheiten in Fragen ihrer Wirt- 
schaftsbetriebe stets zusammenfinden. Dieses Zusammengehen 
aber wird naturgemäss erschwert durch politische Spaltung der 
Gewerkschaftsbewegung. Die Gewerkschaften der Angestell- 
ten und Beamten vereinigen also grossenteils noch Mitglieder, 
deren politische Ueberzeugungen auf den nicht unmittelbar zu 
ihren wirtschaftlichen Arbeitnehmerinteressen gehörigen Gebie- 
ten voneinander abweichen, die verschiedenen, sich gegenseitig 
bekämpfenden politischen Parteien angehören. 

Daraus ergibt sich, dass, wenn diese einheitliche Zusammen- 
fassung aller Berufsgenossen in einer Gewerkschaft fortbestehen 
soll, diese darauf verzichten muß, sich mit bestimmten poli- 
tischen Parteien oder Programmen zu verknüpfen. Die poli- 
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tische Neutralität im engeren Sinne, d, h. die Be- 
schränkung auf eine solche politische Tätigkeit, die mit den 
wirtschaftlichen Interessen der Mitglieder als Arbeitneh- 
mer unmittelbar zusammenhängt, die Nichtbehandlung anderer 
rein politischer Fragen, die Gleichstellung gegenüber allen poli- 
tischen Parteien ist Voraussetzung geschlossener Gewerkschafts- 
bewegung. Jedes Abweichen davon muss über kurz oder lang 
zu einer Spaltung, zur Bildung verschiedener, nach politischen 
Parteien oder Weltanschauungen orientierter, sich befehdender 
und damit in ihrer Wirkung gegenseitig schwächender Beruis- 
vereine führen. 

Aber die Frage ist, ob diese politische Neutralität sich dau- 
ernd aufrecht erhalten lässt, ob eine Gewerkschaft, die doch 
energische Betätigung ihrer Mitglieder auf allen Gebieten 
staatsbürgerlichen Lebens wünschen muss, sich darauf be- 
schränken kann, zu politischer Tätigkeit aufzufordern, ohne die 
Richtung dieser Tätigkeit zu beeinflussen, bestimmte Parteien 
zu empfehlen oder zu bekämpien. Die Antwort lässt sich kaum 
allgemein und grundsätzlich geben; sie hängt von den Verhält- 
nissen ab, die entscheiden, ob eine Trennung zwischen Ge- 
werkschaften und Parteien, eine Beschränkung der Gewerk- 
schaften auf ihr ureigenes Gebiet aufrechterhalten werden kann; 
ob der Streit über Verfassung und Kulturfragen aus der wirt- 
schaftlichen Kampforganisation. ferngehalten werden kann; oh 
die Mitglieder den wirtschaftlichen Berufsinteressen eine solche 
Bedeutung beilesen, daß deren gemeinsame Vertretung nicht 
durch die Meinungsverschiedenheiten auf anderen Gebieten ze- 
stört wird; ob nicht diese Wirtschaftsfragen so tief in andere 
hineindringen, daß die Einigkeit im politischen Streite zerbricht. 

Gegenwärtig ist die Frage der Sozialisierung der 
Stein, der zum Eckstein eines mächtigen Arbeitnehmerbaues, 
aber auch zum Hindernis werden kann, an dem bisher einige 
Gewerkschaften zerschellen; denn um eine klare Stellungnahme 
zu dem Fragenkomplexe, der unter dem Namen Sozialismus 
oder Sozialisierung in die Erörterung geworfen ist, kommen 
die Gewerkschaften, auch die der Beamten, nicht herum. Auch 
wenn man noch so- scharf die wirtschaftliche Seite allein be- 
tont, bleibt der Sozialismus ein Wirtschaftsproblem, dessen 
Lösung von allertiefster Einwirkung auf die gesamte Staats- 
ordnung sein wird. Und die Einigung der Gewerkschaftsmit- 
glieder hat nur Zweck, wenn sie einerseits sich auf die poli- 
tischen Wirkungen erstreckt, anderseits eine klare, positive Ant- 
wort zibt. Denn nichts ist für unsere Volkswirtschaft und für 
unser Staatsleben nachteiliger als das unklare Fortwursteln, 
das die arbeitenden Massen um das Vertrauen zu sich selbst, 
zu ihren Führern und zur deutschen Zukunft, damit aber um das 
allerwichtigste Mittel des Wiederaufbaues, um die Arbeitsfreude, 
bringt. 1. 


Ein Menschenalter lang war der Sozialismus in der ganz 
bestimmten Ausprägung des Marxistischen Erfurter Pro- 
eramms Kampfruf einer bestimmten politischen Partei, der 
Sozialdemokratie, die neben dem sozialwirtschaftlichen auch ein 
umfassendes weiteres Programm hatte; die nicht nur auf wirt- 
schaftlichem, sondern auf jedem Gebiete staatlicher Tätigkeit 
Klassenpartei der Arbeiterschaft sein und durch ihren Sieg die 
Menschheit erlösen wollte: Aufhebung des Klassengegensatzes 
durch den Sieg der Arbeiterklasse, allgemeine Gleichberechti- 
gung und Selbstregulierung des Volkes durch die Diktatur des 
Proletariats. . 

Als aber Deutschlands Unglück dieser Partei die politische 
Macht in die Hände gab, als die Diktatur des klassenbewußten 
Proletariats sich verwirklichte, da gelang es diesem nicht, sein 
Programm durchzuführen. Seine geistigen Führer erschraken 
und warnten; die politischen Führer zauderten und bremsten, 
Heute sind alle Ehrlichen und Kundigen überzeugt, daß der 
Verzicht auf die sofortige Verwirklichung des Erfurter Pro- 
gramms richtig und notwendig war. Dieser Vorgang ist der 
sicherste Beweis dafür, dass 

1. eine neue Wirtschaftsordnung nicht wie eine neue Staats- 
verfassung mit Paragraphen „gemacht“, dass sie nicht mit 
Gewalt befohlen werden kann, sondern dass sie sich 
organisch entwickeln, dass sse wachsen muss; 

2. dass nicht ein theoretisch ausgesonnenes Schema unbesehen 
in jeder Lage angewandt werden kann, sondern daß die 
Verwirklichung neuer sozialer Ziele sich den Umstän- 
den, den Zeitverhältnissen, der Lage der Volkswirtschaft 
anpassen muss, 
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Die Notwendigkeit dieser Anpassung hat die Sozialdemo- 
kratie nicht nur praktisch durch den Verzicht auf die „Einfüh- 
rung“ des Sozialismus um die Wende 1918-19, sondern auch 
theoretisch und grundsätzlich anerkannt durch den Beschluß des 


jüngsten Parteitages, das Erfurter Programm durch ein neues, 


„zeitgemässes“ zu ersetzen. 

Gleichzeitig mit der Ausserkraftsetzung des bisher mass- 
gebenden sozialistischen Programms erfolgte eine Umdeutung 
und Verwässerung des Begriffes, der sich in dem Ersatz des 


Wortes Sozialismus durch. Sozialisierung ebenso klar ausspricht° 


wie in dem Verlangen, Eisenbahnen und andere staatliche Be- 
triebe zu sozialisieren, also nach früherem Sprachgebrauch: Ge- 
sellschaftsbetriebe in den Betrieb der Gesellschaft zu überfüh- 
ren. Sozialisierung ist ein vieldentiges Schlagwort geworden, 
unter dem jeder sich etwas anderes denkt. Und Sozialismus 
scheint der gleichen Vieldeutigkeit zu verfallen, 

Beides erleichtert den Gewerkschaften die Stellungnahme, 
denn es gibt Raum für neue Orientierung, die allerdings um so 
klarer und schärfer sein muß, ‘damit sie nicht mißverstanden 
werden kann. Die Gewerkschaften werden gut tun, den Grund- 
begriff des Sozialismus von allen Begleitumständen und Neben- 
bedeutungen, aych von allem zu entkleiden, was geschichtlich 
und damit „zufällig mit ihm verknüpft worden ist. 

Sie werden sich einfach fragen: Was ist das Ziel des 
Sozialismus als einer neuen Wirtschaftsordnung und der 
Sozialisierung als des Weges dazu? Dabei werden 
sie beide Ausdrücke bestimmt definieren, nur in einem festen 
Sinne gebrauchen oder noch besser sie übersetzen durch Worte, 
die noch nicht so verwaschen oder nicht mit so bestimmten 
Parteikämpien verbunden sind. Ich würde empfehlen, sie zu 
verdeutschen und statt Sozialismus Gemeinwirtschait 
zu sagen; Sozialisierung aber nicht durch das häßliche, sprach- 
widrige Wortungetüm „Vergesellschaftung“, sondern durch das 
einfache, richtigere Wort „Versellung“ zu übersetzen 


I. Das Ziel der künftigen Gemeinwirtschaft, die aus der 
bisherigen Unternehmerökonomie erst eine walıre Volkswirt- 
schaft machen soll, ist eine dreifache, das sich vom Standpunkt 
der Arbeitnehmer etwa so darstellt: 

1. Die Arbeitnehmer als Verbraucher erstreben eine 

bessere Versorgung mit allem Lebens- und Rultur- 
bedarf. Die Versorgung des Volkes soll leitender Gesichtspunkt 
aller Wirtschaft werden, nicht mehr der Gewinn der Unter- 
nehmer, der bisher fast ausschließlich Richtung und Mass aller 
Produktion bestimmte. Die Versorgung soll dadurch im ganzen 
reichlicher und besser, sie soll gleichmässiger werden. Die 
bisherigen krassen Unterschiede sollen verschwinden, die Massen 
der auf ihre Hand- oder Kopfarbeit Angewiesenen größeren 
Anteil an den Gütern unserer materiellen und geistigen Kultur 
haben. 
2. Die Arbeitnehmer als Berufstätige erstreben gün* 
stigere Arbeitsbedingungen, die ihnen erlauben, 
höheren Anteil an allen Kulturgütern zu geniessen, höheren Au- 
teil an der Verwaltung des Staates zu nehmen. 

3. Die Arbeitnehmer als Staatsbürger müssen die 
Notwendigkeit anerkennen, dass der Staat über unendlich viel 
größere Mittel als früher verfügt, wenn er hicht unter den 
Lasten des verlorenen Krieges zusammenbrechen, damit auch 
alle Wirtschaft in den Strudel des Bankrotts reissen, wenn er 
den ihm gestellten umfassenden Aufgaben gerecht werden soll. 
Die bisherige Art der Besteuerung reicht dazu nicht aus. Der 
Staat muß mit vollen Händen aus dem ganzen Wirtschaftsleben 
schöpfen können. Und die Millionen der einzelnen müssen sich 
mit dem begnügen, was nach Erfüllung der öffentlichen, der SO- 
zialen Auigaben aus der wirtschaftlichen Arbeit aller übrig- 
bleibt. Das ist die andere Seite des „Sozialen“; Die Gemein- 
schaft hat den Vorrang vor den einzelnen. 

II. Besteht über diese drei Ziele Einigkeit, so gilt es die 
Ueberlegung, auf welchem Wege sie am sichersten und schnell- 
sten erreicht werden können. Nur ein solcher Weg, nicht ein 
Selbstzweck, ist 

4. die Versellung oder Sozialisierung. 
kann sie ganz allgemein bestimmen als die Herrschaft der Ge- 
samtheit über die Wirtschaft, darf aber ja nicht in den Fehler 
veriallen, eine einzige Form dafür als die allein mögliche oder 
für die Arbeitnehmer günstige zu betrachten. Die Staatseisen- 
bahn ist sicher ein Stück Gemeinwirtschaft; und trotzdem ist 
es praktisch gar nicht sinnlos, wenn die Eisenbahnangesteliten 
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und mit ihnen die zesamta Arbeitnehmerschaft eine Soziali- 
sierung der Eisenbahn verlangten, weil die tatsächlichen Ver- 
hälinisse durchaus nicht dem entsprachen, was die Arbeitneh- 
mer namentlich bezüglich ihrer Arbeitsbedingungen und ihres 
Einflusses auf den Betrieb erstreben. Ein anderes Stück Ge- 
meinwirtschaft beginnt beim Konsumverein, der in all- 
gemeiner Ausbreitung auch geeignet wäre, Produktion und Han- 
del unter die Herrschaft der Verbraucher, also letzten Endes der 
Gesamtheit, zu bringen und die Versorgung der Gesamtheit zum 
obersten Wirtschaftsziel zu machen. Auch die gemischt- 
wirtschaftliche Gesellschaft, bei der öffentlich-recht- 
liche Körperschaften sich privatrechtiicher Handelsformen be- 
dienen, um mit Benutzung auch privaten Kapitals Wirtschaft 
zu treiben, kann der Gemeinwirtschaft dienen. Ebenso die Ver- 
einigung der privaten Unternehmer zu staatlich überwachten 
und geleiteten Fachgilden und Gewerbeverbänden, die 
dann (nach dem Vorschlage von Walther Rathenau) die Produk- 
tion einheitlich, planmässig regeln und theoretisch sich mit ame- 
rikanischem Trustwesen ebensogut vereinigen lassen wie mit 
der von Rathenau empfohlenen vollständigen Ausschaltung des 
Unternehmertums. 

Es hängt eben alles von der Artder Durchführung 
ab, im besonderen von der Staatsverfassung und von der tat- 
sächlichen Macht, welche die Arbeitnehmer in Staat und Wirt- 
schaft ausüben. Sehr bemerkenswert war die Rede, mit wel- 
cher der radikale U.S.P.-Führer Kurt Eisner als Ministerpräsi- 
dent in. Bayern Ende 1918 die Sitzungen der Sozialisierungs- 
kommission einleitete und in der er die Frage stellte, ob nach 
voiler Durchführung der Demokratie, also der Selbstherrschaft 

es Volksganzen, nicht andere Wege besser als die Verstaat- 

iichung zu den Zielen der Gemeinwirtschaft führen. Worauf 
es auch für die Programme. der Gewerkschaften ankommt, ist 
also zunächst nur eine Klärung darüber, was grundsätzlich als 
Gemeinwirtschaft erstrebt werden soll. Das lässt sich am 
besten negativ ausdrücken: 


a) Beseitigt werden soll die Verfügungsgewalt privater Be- 
sitzer oder Leiter über die Betriebe und ihre Arbeit zu 
ihrem Nutzen. 

bj) Beseitigt werden soll damit das Gewinnstreben als Ziel 
und Richtlinie der wirtschaftlichen Arbeit. 

©) Beseitigt werden soll auch das gegenwärtige Durcheman- 
der zahlloser Finzelbetriebe, das zwar durch freie Kon- 
kurrenz die Leistung der einzelnen anspornt, zugleich aber 
eine sinnlose Verschwendung von Arbeit und Stoff be- 
deutet, 

d Darin liegt, daß die Neuordnung nicht zu einem syndi- 
kalistischen System führen darf. Denn die Herr- 
schaft der Arbeitnehmer in den einzelnen Betrieben über 

. diese Betriebe würde an den beklagten Missständen gar 
nichts ändern, würde nur den Einzelegoismus des Unter- 
nehmers durch die Gruppenegoismus der Arbeiterschaft 
ersetzen und statt Sozialismus einen „umgekehrten Kapi- 
talismus“ bringen. 


Hat man sich über diese Grundsätze geeinigt (und ich glaube, 
dass darüber weitgehende Einigkeit nicht nur innerhalb der Ge- 
werkschaften, sondern weit über den Kreis der Arbeitnehmer 
hinaus besteht), so kann die Frage, auf weichem Wege und mit 
welchen Mitteln die einzeinen Wirtschaftszweige oder die Ge- 
samtwirtschaft nun versellt werden sollen, mit mehr sachlicher 
Ruhe, mit weniger politischer Leidenschaft erörtert werden. 
Darauf aber kommt es an. Denn hier handelt es sich um reine 
Zweckmässigkeitsfragen, die nicht für die ge- 
samte Wirtschaft gleichmässig zu beurteilen sind. Verschieden- 
heiten in Mass und Tempo der Versellung haben die Marxisten 
schon lange vor dem Kriege als richtig zugestanden; heute, 
unter dem Drucke des verlorenen Krieges und des drohenden 
Bankrotts von Europa, kann unter ernsthaften Menschen dar- 
über kein Streit sein. 


IH. Aber damit ist der Gegenstand noch nicht erschöpft; 
sondern es bedarf noch einer weiteren Klarstellung über die 
Mittel, mit denen die Versellung die drei Ziele erreichen 
soll. Und hier kommen wir auf rein politische Dinge, die des- 
wegen von der Erörterung der Gewerkschaften gar nicht aus- 
geschlossen werden können. Ihre parteipolitische Neutralität ist 
davon abhängig, ob sich über die Grundfragen Uebereinstim- 
mung bei allen Parteien findet (was natürlich nicht der Fall 
ist), oder ob wenigstens unter den Mitgliedern eine so über- 
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wiegende Einmütigkeit der Meinung vorhanden ist, daß ohne 
Gefahr für eine Spaltung des Berufs die Gewerkschaft diese 
Meinung vertreten kann. 

5. Das beirifit vor allem dje verfassungsmässige Grund- 
lage des Reiches und seiner Glieder. Die Arbeitnehmer wollen 
selbst das Wirtschaftsleben, in dessen Dienst sie ihre Arbeits- 
kraft und Zeit verbringen, beherrschen. Der Sozialismus ver- 
langt, dass sie nicht als Arbeitnehmer diese Herrschaft ausüben, 
sondern als Teile des Volksganzen. Das können sie unter der 
Herrschaft voller Demokratie. Denn diese legt die Ent- 
scheidung über Gesetzgebung, Regierung und Politik in die 
Hände der Mehrheit. Arbeiter, Angestellte und Beamte mit 
ihren Angehörigen bilden aber annähernd drei Viertel des Vol- 
kes. Demokratie gibt ihnen die Herrschaft, und auch das Wort 
von der Diktatur des Proletariats findet hier seinen berechtig- 
ten Inhalt. Wer eine Gemeinwirtschaft will, die der Gesamtheit 
die Macht gibt, alle Wirtschaftsarbeit nach dem Bedürfnisse der 
Gesamtheit zu leiten, der wird auch die volle demokratische 
Grundlags der Republik vertreten müssen. 

6. Aber die rein politische Demokratie allein genügt nicht. 
Die Selbstregierung muss in alle Teile gesellschaftlichen 
Lebens übernommen werden, vor allem in das Wirtschaftsleben. 
Hier ist die Arbeitsverfassung, die auf staatlichem 
Arbeitsrechte sich gründet, von entscheidender Bedeutung. Es 
würde dem Sozialismus widersprechen, wenn die Arbeitnehmer 
allein die Arbeitsbedingungen, namentlich Lohn und Arbeits- 
zeit, festzusetzen hätten, denn dann wäre ein Hauptziel: die 
gute und reichliche Versorgung der Gesamtheit, auf das 
schwerste gefährdet. Aber die Arbeitnehmer müssen voll be- 
teiligt bei der Bestimmung sein, sie müssen die Gleichberechti- 
gung mit der Betriebsleitung haben (wie es durch Betriebsräte 
und Tarifverträge vorgesehen ist). Auch für diese demokra- 
tische Arbeitsverfassung wird jede Gewerkschaft sich einsetzen 
müssen. 

Diese Frage der Betriebsdemokratie hat für die öffentlichen 
Beamten ein besonderes Gewicht. Denn für sie trifit sie zu- 
sammen mit der Staatsdemokratie. Die politische Selbstver- 
waltung bedeutet den Einfluß aller Bürger auf die Tätigkeit 
der Behörden, nicht den der in ihnen tätigen Beamten. Daher 
wird ihnen weniger als den Angestellten in Privatbetrieben dic 
Bestimmung der Verwaltungstätigkeit eingeräumt werden kön« 
nen; in dieser Beziehung werden die Beamterräte hinter den 
Betriebsräten, den Arbeiter- und Angestelltenräten auf die 
Dauer zurückbleiben. Aber soweit es sich um die Arbeitsbe- 
dingungen handelt, um Sozialpolitik u. dgl, kann auch den Be- 
amtenvertretungen volle Berechtigung eingeräumt werden. Und 
alle Beamtengewerkschaften werden dafür eintreten müssen. 

7. Dass die volle Organisationsfreiheit von allen 
Gewerkschaften verteidigt, ihre rechtliche Sicherstellung sowohl 
gegen Missbrauch wirtschaftlicher Macht und Behördengewalt 
wie auch gegen Zwang von seiten einzelner Berufsverbände er- 
strebt werden muss, ist selbstverständlich. Denn die Koali- 
tion ist die Grundlage alles Strebens der Angestellten nach 
Hebung der gesamten Lage ihrer Schicht; sie ist auch die Grund- 
lage neuer sozialer Ordnung, die nur als eine genossenschaft- 
lich verbundene Wirtschaft verwirklicht werden kann. 


8. Aber auch damit ist das Ziel der „politischen Mittel“ 
der Versellung ‘nicht erschöpft. Sondern der erstrebte Aus- 
gleich in der Versorgung aller Volksgenossen mit Lebens- und 
Kulturbedarf setzt weitgehende Aenderungen in der Lebenshal- 
tung, in der Erziehung voraus, die wieder wesentliche Aende- 
rungen in der Stellung des Staates zum Eigentume, zum Erb- 
rechte, in der Besteuerung, in Schuliragen usw. zur Bedingung 
hat. Jede konsequente Durchdenkung des Gemeinwirtschait- 
lichen führt eben zur Forderung von Aenderungen unseres ge - 
samten gesellschaftlichen Lebens, die von Aende- 
rungen der gesamten Staatspolitik begleitet sein 
müssen, weil sie teilweise von diesen bedingt sind, teilweise 
sie im Gefolge haben werden. Auch hier ist bis zu einem ge®- 
wissen Grade sicher eine Verständigung möglich, weil aus dem 
Bedürfnisse aller Beamten entspringend, die der Gewerkschaft 
erlaubt, sich auch hier zu betätigen: 


a) Die Ziele der Gemeinwirtschaft erfordern keine volle Auf- 
hebung privaten Eigentums, wohl aber die Beseiti- 
gung privater Monopole und Besitzesherrschatt. 
Unter die Herrschaft der Gesamtheit müssen kommen der 
Boden, die Naturschätze, die Verkehrsmittel grundsätzlich; 
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ferner die Versorgung mit :unbedingtem Lebensbedarf so 
weit, als irgendwelche Gefahr monopolistischer. Ausnutzung 
des dringenden Bedarfs vorliegt. Dabei wird die Beseiti- 
gung des privaten Eigentums nur dann geboten sein, wenn 
das zemeinwirtschaftliche Ziel nicht durch teilweise Be- 
schränkungen oder andere Massnahmen leichter und siche- 
rer erreicht werden kann, oder wenn die Enteignung b®- 
sondere Vorteile für die Allgemeinheit verspricht. 

b) Auch die Aufhebung des Erbrechtes ist nicht notwendig 

. zur Versellung. Dagegen ist eine weitgehende Beschrän- 
kung zugunsten der. Allgemeinheit, sei es durch Besteue- 
rung, sei es durch Erbrecht des Staates, sei es durch ge- 
setzliche Regelung bestimmter Erbfolge nach gemeinwirt- 
"schaftlicher Leistungsfähigkeit, unbedingt erforderlich. 

c) In Steuerfragen wird die Gesamtheit der Beamten- 
schaft sich darüber einig sein, dass, solange überhaupt 
Steuern erhoben werden, sie sozial gestaltet sein müssen, 
d. h. möglichst wenig auf den ‚lebenden Menschen und 
seine Arbeitstätigkeit, möglichst viel auf die arbeitslose 
Rente (solange sie noch geduldet wird) zu legen ist. Die 
neuesten Reichsnotsteuern, bei denen die Grundrente nicht 
halb so hoch besteuert wird wie das Arbeitseinkommeın, 
müssen unbedingt verworfen werden. Freilassung des 
Existenzminimums von direkter Steuer und starke Staife- 
lung nach oben, Erhöhung indirekter Abgaben im Verhält- 
nis zu der Entbehrlichkeit der besteuerten Gegenstände sind 
Forderungen, die mit dem durch Gemeinwirtschaft erstreb- 
ten Ausgleich eng zusammenhängen. 

d) n der Schulfrage wird die Gewerkschaft sich von 
den Streitfragen nach der kulturellen Grundlage der Er- 
ziehung, nach dem Verhältnis zur Kirche usw. fernhalten 
müssen. Dagegen kann sie in Vertretung aller Arbeitnelı- 
nehmer die Forderung nach einheitlichem Aufbau, nach 
Berechnung des Besitzvorrechtes, nach freier Bahn für 
den: Begabten stellen. 


9. Schließlich darf nicht übersehen werden, daß alle Hoif- 
nungen auf Gemeinwirtschaft unerfüllbar sind ohne das Fort- 


bestehen des Deutschen Reiches und seiner Volkswirtschaft, 
Wer eine neue Wirtschaftsordnung will, muß sich einsetzen für 


die Blüte dieser Wirtschaft, für ein kräftiges, geordnetes Staats- 
wesen, ohne das die Wirtschaft nicht gedeihen kann. Das gilt 
in besonderem Masse vom heutigen Deutschland, dessen Zusanı- 
menbruch unter der Last des Versailler Friedens auch die 
deutsche Arbeiterschaft, Angestelltenschaft und Beamtenschaft 
mit all ihren Bestrebungen und Wünschen unter Trümmern be- 
graben würde. . Staatsbürgerliches Pflichtgefühl, verantwor- 
tungsreiche Mitarbeit am Dienste der Allgemeinheit muss Be- 
gleiter der sozialen Klassenforderung sein, für den Beamten in 
doppeltem Maße, weil er nicht nur Staatsbürger, sondern zu- 
sleich auch beruilicher Staatsdiener ist. 

So ergibt sich cine Fülle von „politischen“ Fragen, die auf 
das engste mit der Forderung neuer Wirtschaftsordnung zusam- 
menhängen. Auch wenn das Wort „Sozialismus“ nicht im 
Sinne einer umfassenden neuen Lebensgemeinschaft, sondern 
nur in Beschränkung auf das Wirtschaftliche genommen wird, 
läßt sein Inhalt sich nicht verwirklichen ohne Uebergreifen auf 
andere politische Gebiete. Aber auf diesen liegen so viele se- 
meinsame Interessen der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
vor, die ohne Rücksicht auf die Weltanschau- 
ung. von allen gewollt werden müssen, die eine gemeinwirt- 
schailtiche Ordnung wirklich wollen, dass auch eine parteipoli- 
tiseh neutrale Gewerkschaft wohl in der Lage ist, ein logisch 
geschlossenes, vielseitiges Programm aufzustellen, dessen Ver= 
wirklichung hinreichend Gelegenheit zu gemeinsamer Arbeit 
aller Beruisgenossen gibt. 


Rundschau 


Uriaub zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter. Der preussi- 
sche Minister des Innern hat zu dieser Frage erneut mit nach- 
stehendem Erlass Stellung genommen: 

Berlin, den:18. April 1921. 
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Minister des Innern. 
le 793. 

1. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates und der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Abgeordnete 
keines Urlaubs. Bewerben sie sich um einen Sitz im Landtage, so ist 
ihnen der zur Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Ur'aub zu gewähren. 


Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen (Artikel 11 der Verfassung). 
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Für die Angestellten und Arbeiter des Staates und der Körperschaften 
öffentlichen Rechts werden somit hinsichtlich der Ausübung ihrer Tätigkeit als. 
Landtagsabgeordnete die gleichen Grundsätze wie für die Beamten, also der 
zu 1 ia rundsätze des Reichskabinetts angegebenen, entsprechend anzu« 
wenden sein. Ebenso wird auf die genannten Angestellten und Arbeiter als 
Wahlkandidaten und Wahlhelfer der Beschluss des Steatsministeriums vo 
2. September 1920 — St. R. 1 10561 — anzuwenden sein. 

Hinsichtlich der Tätigkeit der Angestellten und Arbeiter als Reichstags« 
mitglieder wird es .bei dem bisherigen Rechtszustand sein Bewenden behalten 
müssen (vgl. Ziff. 3 der Grundsätze des Reichskabinetts), 

2. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates und der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Mitglied 
einer Provinzial-, Kreis- und Gemeindevertretung keines 
Urlaubs. Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen (Artikel 75 der 
Verfassung). h 

Diese Bestimmung bringt für die Tätigkeit der Beamten, Angestellten, 
Arbeiter des Staates usw. als Mitglieder einer Provinzial-, Kreis- und 
Gemeindevertretung ähnliche Grundsätze zum Ausdruck wie Artikel 11- für die 
Tätigkeit dieser Personen als Landtagsabgeordnete. Sie wird lediglich auf die 
Mitgliedschaft in Vertretungsorganen in Provinzen, Kreisen und Gemeinden 
(Provinziallandtag, Kreistag, Stadtverordnetenversammlung, Gemeindevertretung) 
zu beziehen sein. Dagegen wird es zur Ausübung di Tätigkeit in Ver- 
waltungsorganen der genannten Körperschaften (Provinzial-, Kreis-, Stadtaus- 
schuss, Magistrat, Gemeindevorstand) eines Urlaubs bedürfen. Die den 
Mitgliedern der Vertretungsorgane gewährte Dienstbefreiung dürfte auf die 
Zeiträume zu erstrecken sein, die durch die Teilnahme an den Sitzungen der 
Vertretungsorgane oder zur Erledigung besonderer, den Beamten usw. von den 
Selbstverwaltungsorganen erteilten Aufträge: (Besichtigungen und dgl.) in An- 
Are genommen werden. Für weitergehende Zwecke müsste 

rlaub eingeholt werden. 

Ein Anspruch auf Dienstbefreiung zum Zwecke der Vorbereitung 
der Wahl zu den Vertretungsorganen der Selbstverwaltungskörperschaften, 
wie er in Artikel 11 zur Vorbereitung der Wahl als ea RER 
gegeben ist, ist den Beamten usw. eingeräumt, 


Beamtenrecht 


Beamtenrätegesetz. Vom Zeitungsdienst des Deuts 
schen Beamtenbundes wird uns hierzu geschrieben: 

Das Gesetz über Beamtenvertretungen, das am 23. Juni 1921 
vom Reichsrat verabschiedet worden ist und soeben nebst 
Begründung dem Reichstag zuging, ruft in der zesamten Be- 
amtenschaft lebhaften Widerspruch hervor. Schon der Um- 
stand, dass die Beamtenräte des Regierungsentwurfs in: Be- 
amten-Ausschüsse umgetauft worden sind, ist ein Aus- 
druck dafür, dass man der Beamtenschaft durch dieses Gesetz - 
nicht das von ihr geforderte Recht der Mitbestimmung 
bei der Regelung ihrer persönlichen und dienstlichen -Angelegen- 
heiten geben will. Die Beamtenschaft muss iedoch an’ dieser 
Forderung festhalten und ist der Meinung, dass ohne-ihre: Ver- 
wirklichung das Gesetz für sie keine Verbesserung 
gegenüber dem jetzigen Zustand bringt. Nur um die 
gutachtliche Meinung der Beamtenschaft einzuholen, wäre 
der Aufbau des ganzen Systems von Orts-, Bezirks- und Haupt- 
beamtenräten ein überflüssiger Apparat. Das Recht 
der Mitbestimmung in dem von der Beamtenschaft geforderten 
Sinne stellt keineswegs, wie auch bei der öffentlichen 
Reichsratsverhandlung wieder behauptet wurde. einen Eingriff 
in die verfassungsmässige Ministerverantwortlichkeit dar. Die 
Beamten beanspruchen für sich nur dasselbe, was der Staat. 
den bei ihm beschäftigten Arbeitern und Angestellten längst ge- 
währt hat, ohne dass dadurch die Verfassung verletzt worden 
wäre. Sie müssen deswegen daran festhalten, dass Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Beamtenrat und Behörde durch 
paritätische Schlichtungsausschüsse entschie- 
den werden und nicht, wie es der Entwurf des Reichsrats will, 
einseitig durch die Behörde allein. Die Beamten- 
schaft erwartet vom Reichstag, dass er die Mängel des 
jetzigen Entwurfs unter allen Umständen beseitigt und den 
Beamtenräten die Rechte gewährt, die im Interesse der Be- 
amten und der Verwaltung für eine befriedigende und 
segensreiche Arbeit der Beamtenräte notwendig Sind. 


Besoldungsfragen 


Einspruch des Reichsiinanzministers gegen die Beschlüsse 
des 23. Ausschusses zu den Ausführungsbestimmungen zum 
Reichsbesoldungsgesetz. Anlässlich der Beratune der Aus- 
führungsbestimmungen zum neuen Besoldungsgesetz im Reichs- 
tagsausschuss für Beamtenangelegenheiten richtete der Reichs- 
finanzminister Dr. Wirth an den Reichstagspräsidenten Loebe 
ein Schreiben, in dem die vom 23. Ausschuss (Beamtenangelegen- 
heiten) gefassten Beschlüsse aus der letzten Sitzung (siehe 
Nr. 7 der „Freien Beamten-Rundschau“) als für die Reichs- 
regierung unannehmbar bezeichnet werden. Das gleiche 
sei von anderen, bereits in Aussicht gestellten Anträgen zu er- 
warten, so dass er, der Finanzminister, sich vorbehalten nıüsse, 
im Plenum eingehend zu den Beschlüssen des 23. Ausschusses 
Stellung zu nehmen; man müsse also mit einer langwieri- 
gen Beamtendebatte rechnen, falls es nicht doch wider 
Erwarten gelingen sollte, mit dem 23. Ausschuss zu einer 
Einigung zu gelangen. 


1. V.: Freund. 
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Am. Schluss des Schreibens bemerkt der Finanzminister, 
dass er es im Interesse der Verwaltung wie der Beamtenschaft 
und insbesondere auch aus allgemeinen politischen Grün- 
den ausserordentlich bedauern würde, falls die endgültige 
Verabschiedung der bereits am 13. Aprild. J. dem 
Reichstag zugegangenen Vorlage bis zum 
Herbst verzögert würd. Die Reichsregierung 
habe ihrerseits alles zur Beschleunigung der Angelegen- 
heit Mögliche getan. 

Damit hat der Herr Reichsfinanzminister also die Schuld 
an der Verzögerung glücklich dem 23. Ausschuss in die Schuhe 
geschoben,»denn ietzt — kurz vor den Reichstags- 
ferien — dürfte die angedeutete „Einigung unmöglich 
erzielt werden können. 


Die Neuwaufstellung des Ortsklassenverzeichnisses beschäf- 
tigt seit 1. Juni erneut den 23. Ausschuss des Reichstages, da 
nach dem bei Verabschiedung des Notgesetzes gefassten Be- 
schluss die endgültige Regelung bis 1. Oktober er- 
folgen muss. Das Statistische Reichsamt. das mit 
den Vorarbeiten beauftragt ist, wird zunächst Besprechun- 
gen. mit Beamtenvertretern der einzelnen Wirt- 
schaftsgebiete nach folgendem Plane aufnehmen: 

Erste Verhandlung: Rheinland, Birkenfeld, Westfalen. 

Zweite Verhandlung: Provinz Hessen-Nassau, Freistaat Hessen und Waldeck. 

Dritte Verhandlung: Hannover, die Freistaaten Braunschweig, beide Lippe, 

Oldenburg und Bremen. 

Vierte Verhandlung: Schleswig-Holstein, die Freistaaten Lübeck, Hamburg, 

beide Mecklenburg. 

Fünfte Verhandlung: Provinz Sachsen, Freistaaten Sachsen, Anhalt und 

Thüringen. 
Sechste Verhandlung: Freistaaten Bayern, 
Rheinpfalz. und Preuss. Hohenzollern. 

Siebente Verhandlung: Brandenburg, Berlin, Grenzmark. 

Achte Verhandlung: Pommern, Ost- und Westpreussen, 

Neunte Verhandlung: Schlesien. 


Diese Verhandlungen — die in sich mehrere Tage in An- 
spruch nehmen können — sollen-.noch bis Ende August 
durchgeführt werden. Die Einreihung der einzelnen Orte soll 
dann nach besonders iestzusetzenden Richtlinren eriolgen. 

Gleichzeitig wurden im 23. Ausschuss die Beratungen über 
die Anträge auf Herabsetzung der Ortsklassen auf 
drei geführt. Der Ausschuss hatte den Spitzenverbänden am 
15. Juni nachstehende Fragen vorgelegt: 

„Wenn die Herabsetzung der Ortsklassen von 5 euf 3 eine Hinäus- 
schiebung des Termins um geraume Zeit (einige Monate). zur Folge 
haben müsste, würden ‚Sie dann diese Forderung aufrechterhalten ? 

Wenn „nein“: gilt diese Stellur gnahme für jeden Fall oder nur dann, 
wenn gleichzeitig mit der Verabschiedung des Ortsklassenverzeichnisses für 
eine Beseitigung oder doch zum mindesten ganz wesent- 
liche Verminderung der bestehenden Spannung der Ein- 
kommensverhältnisse zwischen den Ortsklassen Sorge getragen wird ? 

Geht der Ausschuss recht in der Annahme, dass Ihre Forderung auf Ver- 
minderung ‚der Ortsklassen im wesentlichen auf dem Wunsche beruht, 
die über das berechtigte Mass hinausgehenden Einkommensunter- 
schiede der Beamtenschaft zu beseitigen, oder sindnoch andere 
Gründe dafür massgebend ? 

Wenn 'der. Forderung ' auf Herabsetzung der Ortsklassen von 5 auf 3 

enügt würde: wird darüber hinaus auch noch eine Verminderung der 
8 panmnung zwischen den Ortsklassen verlangt?“ 


Auf diese Fragen haben — nachdem bereits eine mündliche 
Beantwortung durch die anwesenden Beamtenvertreter er- 
folgt war — die Spitzenverbände dem Ausschuss noch nach- 
stehende schriftliche Antwort unterbreitet: 

„Die unterzeichneten Spitzenverbände nehmen zu den Fragen des 
23. Ausschusses des Reichstags vom 15. Juni folgende Stellung ein: 

Sie halten aus rein sachlichen Erwägungen die bestehend» Spannung 
zwischen den Einkommensverhältnissen in den einzelnen Orts- 
klassen für unberechtigt und unhaltbar. 

Als erste und dringendste Forderung verlangen sie die Beseitigung 
der Staffelung nach Ortsklassen beiden Teuerungs--und 
Kinderzuschlägen. 

Weiterhin fordern sie den Abbau der Ortsklassen D undE 
ohne Minderung der Ortszuschläge für Abis C, 

Es wird besonders betont, dass bis zu dem im Notgesetz vorgeschenen 
Endtermin — 1. Oktober 1921 — die endgültige Einreihung 
sämtlicher Orte erfolgt sein muss. 

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 
Deutscher Gewerkschaftsbund. 
Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenverbände. 
Deutscher Beamtenbund.“ 


Gegen die Forderung auf Streichung der 
Ortsklassen D und E wehrte sich besonders die 
Reichsregierung unter Führung des Finanzministers. 
Aber auch die Preussische Regierung hat sich ge- 
weizert, dem Landtagsbeschluss vom 17. De- 
zember 1920 nachzukommen. und auf die Reichsregierung in 
diesem Sinne einzuwirken. 

Der 23. Ausschuss des Reichstags beschäftigte sich dann in 
melıreren Sitzungen mit dieser Frage. Angesichts der be- 
rechtigten Beunruhigung, die unter der Beamten- 
Schaft in allen Gebieten Deutschlands mit der vorläufigen ganz 


Württemberg, Baden und 
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unhaltbaren Eingruppierung der einzelnen Orte besteht, wurde 
in einer der letztem Ausschusssitzungen ein interfraktio- 
neller Antrag eingebracht, in dem mit Ausnahme 
des Zentrums von allen übrigen Parteien die 
Verminderung der fünf in’ drei Ortsklassen ge- 
fordert wurde, Nachdem sich ein Regierungesvertreter 
gegen eine grundsätzliche Aenderung des jetzigen Zustandes 
zewandt hatte, begann aber bereits der Umfall, indem man 
den interiraktienellen Antrag „zurückstellte“, um — wie so 
schön gesagt wurde — den Fraktionen Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. Am 22. Juni fand dann die entschei- 
dende Sitzung statt, nachdem man inzwischen inter- 
fraktionelle Verständigungsversuche angestellt 
hatte,.zu denen natürlich nicht alle Parteien zugezogen 
worden waren. In der offiziellen Ausschusssitzung ‘bemühten 
sich die Abgeordneten der Deutschen Volkspartei und des Zen- 
trums die „Einmütigkeit“ dadurch herzustellen, dass unter Um- 
gehung einer grundsätzlichen Entscheidung 
über die Zahl der Ortsklassen folgender Kompromiss- 
antrag der Volkspartei warm empfohlen wurde: 

„Der Ausschuss ist mit Rücksicht auf die sonst unausbleiblich erheb- 
liche Verzögerung in der Verabschiedung des Gesetzes damit einver- 
standen, dass die weiteren Vorarbeiten für das endgültige Ortsklassenver- 
zeichnis auf der Grundlage von fünf Ortsklassen erfolgt. Dieser, Beschluss 
bedeutet nicht eine grundsätzliche Stellungnahme. 

Der Ausschuss geht dabei aber von der ausdrücklichen Voraussetzung aus, 
dass gleichzeitig mit der Verabschiedung des endgültigen Ortsklassenver- 
zeichnisses die gegenwärtige, den bestehenden Verhältnissen keine Rechnung 
tragende Staffelung der Kinder- und der Teuerungszuschläge nach 
Ortsklassen in Wegfall kommt.“ 


In einem Zentrumsantrag wurde durch Ergänzung zum zwei- 
ten Absatz mit den Worten „beziehungsweise gemildert 
wird“ wiederum eine Verschärfung der Spannungen 
versucht. Die Zentrumsvertreter offenbarten de Schwäche 
ihres sachlichen Standpunktes bereits dadurch.: dass sich 
Dr. Höfle krampfhaft bemühte, den vorerwähnten Kom- 
promissantrag als den „weitergehenden“ zuerst zur Ab- 
stimmung zu bringen. Erst durch ‘das entschiedene Ein- 
greifen der Abgeordneten Aufihäuser und Breunig ge- 
lang es schliesslich, zunächst eine grundsätzliche Ent- 
scheidung über den Antrag auf Verminderung der 
Ortsklassen von fünf auf drei zur Abstimmung zu 
bringen. Er wurde mit den Stimmen der Volkspartei, des 
Zentrums und eines Teiles der S. P. D. gegen U. S. P. D., De-: 
mokraten, Deutschnationale und einen Teil der S. P. D. mit 
9 gegen 8 Stimmen abgelehnt. Die Kommunisten - 
fehlten in dieser entscheidenden Sitzung. 

Die Abgeordneten -Aufhäuser und Breunig hatten 
eingehend nachgewiesen, dass bei gutem Willen der Regierung 
ein systematischer Neuaufbau von drei Ortsklassen 
auf Grund des bereits vorliegenden statistischen Materials über 
die Teuerungsverhältnisse der Orte und Wirtschaftsgebiete 
sehr wohl bis zum 1. Oktober durchführbar 
wäre und auch das vom Regierungsvertreter angewandte 
Schreckgespenst der Mehrbelastung keineswegs 
durchschlagend sein könne. Die Mehrheit des Aus- 
schusses hatte es aber nicht nötig, in eine gründliche 
Prüfung derifinanziellen Tragweite des Antrages 
einzutreten. Der Hinweis Aufhäusers, dass das künftige Orts- 
klassenverzeichnis keine reine Beamtenfrage sei, Sson- 
dern dass auch die Stafielung der Erwerbslosenunter- 
stützung der Arbeiter und andere soziale Fragen un- 
mittelbar von den Ausschussbeschlüssen be- 
rührt würden, blieb gleichfalls unberücksichtigt, 
wenngleich sachlich vonkeiner Seite widersprochen 
werden konnte. 

Die Annahme des obigen Kompromissantrages 
wird nichts daran ändern können, dass die durch die bis- 
herige Klasseinteilung bedingten sozialen Här- 
ten weiterhin verewigt werden. Die Beamten haben 
wieder einmal vergeblich protestiert und demon- 
striert. Der Reichstag hat die Ortsklasseneinteilung er- 
örtert und es bleibt — da die Haltung der einzelnen Fraktio- 
nen bereits beim Ausschussbeschluss festgelegt ist — bei 
den bestehenden fünf Ortsklassen. 


Ausführingsbestimmungen zum Preussischer Beamtendienst- 
einkommensgesetz. Nachdem der Staatsrat in seiner Sitzung 
vom 2. d.M. diese angenommen hat, sollen sie nunmehr schnell- 
stens in Kraft gesetzt werden. Sobald tins der genaue Wort- 
laut bekannt’ sein wird, werden wir an dieser Stelle nochmals 
ausführlich darauf zurückkommen. 


Das Diensteinkommen der Gewerbe- und Haudels- 
lehrer ist durch die Annahme eines Gesetzes in 
der Preussischen Landesversammlung am 10, 6. 
1921 (Pr. Gesetzessammluns Seite 421) neu „zeregeit“. Der 
Reichsminister der Finauzen hat auf Grund des 
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Sperrgesetzes vom 21. 12. 1920 insoweit Einspruch erhoben, 
als sich die Bestimmungen des Diensteinkommensgesetzes auf 
die Festsetzung der Grundgehaltssätze beziehen. Trotz- 
dem erfolgte die Verkündung des Gesetzes mit seinem Einver- 
ständnis. aber mit der Einschränkung, dass die Ausführung 
der beanstandeten Vorschrifter bis zur Erledigung seines Ein- 
spruches unterbleibt. Daraus ergibt sich nunmehr der 
eigenartice Zustand, dass ein Gesetz über das Diensteinkommen 
einer Beamtengruppe verkündet wird, dessen grund- 
legende Vorschriften, nämlich über die Höhe des Grundge- 
haltes, die Festsetzung des Besoldungsdienstalters, des Ortszu- 
schlages, der Kinderbeihilfen und des Ausgleichzuschlages, s0- 
wie des Ruhegehaltes, bis auf weiteres nicht ausgeführt 
werden dürfen; also gerade die Paragraphen, die den 
eigentlichen Bestandteil des Gesetzes ausmachen. treten nicht 
in Kraft. Unter diesen Umständen dürfte es wohl zweck- 
mässiger gewesen sein, die Veröffentlichung noch zurück- 
zustellen, bis die Entscheidung endgültig gefällt ist. Es 
zeigt aber auch gleichzeitig, wie unhaltbar die Hand- 
habung des Sperrgesetzes durch den Herrn Reichsfinanzminister 
augenblicklich ist, und dass allerschleunigst eine Regelung in 
irgend einer Form, besonders über das Schiedsgerichtsveriah- 
ren, getroffen werden muss. 

Die — vorläufig ausser Kraft gesetzten — Paragraphen über 
das Grundgehalt der „an nicht staatlichen, öffentlichen und 
durch den Handelsminister ihnen gleichgestellten Berufsschulen 
(gewerblicher, kaufmännischer und hauswirtschaftlicher Pilicht- 
fortbildungsschulen) planmässig angestellten Lehrkräfte‘ treffen 
eine Regelung, wonach die: 

in Gruppe 1 untergebrachten „planmässig angestellten 
Gewerbe- und Handelslehrer (Lehrerinnen) und die hauptamt- 
lich planmässig angestellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von 
Schulen mit weniger als 4 hauptamtlichen Lehrkräften“ im 
Gehalt der Gruppe 9 der Beamtenbesoldung gleichgestellt 
sind. 

In Gruppe 2 sind die „hauptamtlich planmässig ange- 
stellten Schulleiter (Schulleiterinnen) vom Schulen mit minde- 
stens 4 hauptamtlichen Lehrkräften, soweit sie nicht zu Gruppe 
3 gehören“ sowie „die Stellvertreter der zu Gruppe 3 gehören- 
den Schulleiter (Schulleiterinnen) und die Fachvorsteher‘“ mit 
Gruppe 10 der Beamtenbesoldung gleichgestellt, wobei die Be- 
stimmung getroffen ist, dass auch die Schulleiter von Schulen 
mit weniger als 4 hauptamtlichen Lehrkräften in Gruppe 2 ein- 
gereiht werden können, wenn mindestens noch eine zweite 
hauptamtliche Lehrkraft vorhanden ist und die Schule wenig- 
stens 2 Abteilungen für verschiedene Berufsgruppen umfasst. 

In Gruppe 3 sind die „hauptamtlich planmässig angestell- 
ten Schulleiter (Schulleiterinnen) der beruflich ausgebauten oder 
besonders grossen Schulsysteme‘“ die nach besonders zu ver- 
einbarenden Grundsätzen als solche anerkannt sind, mit dem 
Gehalt der Gruppe 11 der Beamtenbesoldung gleichgewertet. 

Das Besoldungsdienstalter soll mit dem Tage 
der planmässigen Anstellung im öffentlichen Berufsschuldienst 
beginnen, jedoch nicht vor Vollendung des 27. Lebensjahres, wo- 
bei dem in späterem Alter aus der Praxis übertretenden Leh- 
rern (Technikern, Handwerken, Kaufleuten usw.) eine Verlän- 
gerung des Dienstalters gewährt werden kann, jedoch nicht um 
mehr als die Hälfte der Gesamtaufrückungszeit, d. h. also bis 
zur Grenze von 8 Jahren und auch nicht weiter zurück bis 
zum 27. Lebensjahr. 

Lehrer oder Lehrerinnen, die zwar die Anstellungsfähigkeit 
erworben haben, aber noch nicht planmässig ange- 
stellt sind, erhalten in den ersten 5 Dienstiahren besondere 
Grundvergütungssätze, die sich von 5320 Mark bis 7220 Mark 
bewegen. Nach 5 Jahren muss volle Bezahlung erfolgen. Im 
übrigen richten sich die Bestimmungen des Gesetzes durch- 
weg nach dem Beamtendiensteinkommensgesetz vom 17.12. 1920. 

Die $$ 18 und 19 des Gesetzes regeln dann noch die An- 
stellung und Versetzung der Lehrer und Schulleiter, 
und zwar ist bemerkenswert, dass diese von den Schulträgern 
unter Ausfertigung einer Ernennungsurkunde angestellt werden, 
dass aber die Anstellung der Lehrer der Bestätigunz 
durch die Schulaufsichtsbehörden bedarf, und 
der Schulleiter der des Handelsministers. Für das 
Disziplinarverfahren finden die für de unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Bestimmungen Anwendung. 
Versetzungen können durch den Handelsminister vorgenommen 
werden, jedoch nur mit Zustimmung des Schulträgers, 

Der preussische Handelsminister und der Finanzminister 
werden ‚voraussichtlich noch nach: Erledigung des Einspruchs 
Ausführungsbestimmungen erlassen. 


Eine Ortsklasse für Gross-Berli. In einer von etwa 5000 
Beamten Gross-Berlins besuchten Versammlung wurde folgende 
Entschliessung angenommen: 

„Die am 15. Juni 1921 in der „Neuen Welt“, Berlin, zu 
Tausenden versammelten, dem Provinzialkartell Berlin des 


Deutschen Beamtenbundes angehörigen Reichs-, Staats- und 
Kommunalbeamten und Lehrer legen mit aller Entschiedenheit 


Verwahrung dagegen ein, dass die Einheitsgemeinde Berlin im 


Notgesetz für die Ortsklasseneinteilung unter Anwendung alter, 
kommunalpolitisch nicht mehr bestehender Ortsnamen in fünf 
verschiedene Ortsklassen abgestuft worden ist. 
Die angeblich dafür massgebend gewesenen Teuerungsunter- 
schiede der Monate Februar bis November 1920 sind zu Unrecht 
zugrunde gelegt, weil sie weder die tatsächlichen Verhältnisse 
der jetzigen Zeit, noch die Entwicklung der kommenden Jahre, 
denen sie doch gerecht werden soll, berücksichtigen. 

Nachdem die Regierung nach dauernder Berufung auf das 
seit langem bestehende Wirtschaftsgebiet Gross- 
Berlin die Einheitsgemeinde geschaffen hat, nachdem 
sie für Reichs-, Staats- und Gemeindearbeiter den Ein- 
heitslohntarif über Gross-Berlin anerkannt und allen Er- 
werbslosen die gleichen Fürsorgesätze innerhalb desselben Ge- 
biets zugestanden hat, und nachdem ferner feststeht. dass die 
freien Berufe in der Entlohnung usw. Gross-Berlin als 
Einheit betrachten, empfinden es die Beamten und Lehrer- 
schaft als eine Hintansetzung, dass diesen Tatsachen nicht auch 
bei der Bemessung ihres Einkommens Sorge getragen wird. _ 

Die Beamten- und Lehrerschaft protestiert ganz energisch 
gegen ein Verfahren, das sie innerhalb derselben Stadt bei 
gleich teuren Bedingungen nach besonderen Grundsätzen ein- 
schätzt und das Tatsachen wegleugnen will, die für jedermann 
klar auf der Hand liegen. Alle im neuen Berlin ansässigen 
Reichs-, Kommunal- und Staatsbeamten und Lehrer bean- 
spruchen für sich bei gleichen Pflichten gleiche 
Rechte, sie fordern einstimmig von Regierung und Parlament 
die einheitliche Einstufung Gross-Berlins in 
Klasse A des neuen Ortsklassenverzeichnisses.“ 


Behördenangestellte 


Abkehrgeld für Behördenangestellte. Mit Rücksicht auf den 
Abbau der Reichsdienststellen hat der Reichsfinanzminister der 
Gewährung von Uebergangsgebührnissen an zur Entlassung 
kommende Arbeitnehmer zugestimmt. Die ergangene Verfügung 
lautet: 


Der Reichsminister der Finanzen. 
1. P. 58. 681. 

Unter Aufhebung aller anderen im Verwaltungswege ergangenen 
Regelungen über Gewährung von Uebergangsgebührnissen bei Ent- 
lassung von Arbeitern und Angestellten bitte ich, erstmals bei den 
zu Ende Mai 1921 zur Entlassung gekommenen Arbeitnehmern, künftig Ueber- 
gangsgebührnisse nach folgenden Grundsätzen zu gewähren: 

I. Soweit Uebergangsgelder pp. durch vertragliche Abmachungen 
mit den wirtschaftlichen Organisationen der Arbeitnehmer geregelt sind, hat 
es hierbei sein Bewenden. 

I. Im übrigen erhalten ein Uebergangsgeld: 

a) Schwerbeschädigte, die aus einer Reichsdienststelle ausscheiden, 


Berlin, den 11. Juni 1921. 


ösung des Dienstverhältnisses und der Kündigung durch den 
Schwerbeschädigten selbst; 

b) Arbeitnehmer, die am Tage der Entlassung im Reichsdienst ununter- 
brochen seit mindestens zehn Jahren beschäftigt waren, ausge- 
nommen in den Fällen der fristlosen Entlassung, der vertraglichen Auf- 
lösung des Dienstverhältnisses und der Kündigung durch den Arbeit- 
nehmer selbst; 

c) andere Arbeitnehmer, die am Tage der Entlassung seit wenigstens 

“ einem Jahr in einer Reichsdienststelle beschäftigt sind, wenn die Ent- 
lassung erfolgt: 
1. in Ausführung einer den Alliierten gegenüber übernommenen Ver- 
pflichtung ; 
2. wegen Auflösung von Dienststellen oder Betrieben; 
3. wegen wesentlicher Einschränkung eines Verwaltungszweiges 


Be ee in den Fällen der fristlosen Entlassung, der vertraglichen 
Au 


oder Betriebes infolge Verringerung der Haushaltsmittel; bei der. 


Feststellung, ob eine wesentliche Einschränkung vorliegt, darf ich 

bitten, mich zu beteiligen. 
III. Das Uebergangsgeld wird am Tage der Entlassung für die Dauer 
eines Monats, falls die Voraussetzungen der Ziffer la und b gleich- 


zeitig zutreffen, für die Dauer von zwei Monaten unter Zugrundelegung 


des zuletzt bezogenen Lohnes im voraus gewährt. Bei Stundenlöhnern 
wird als Monatsbezug das 260fache des Stundenlohnes, bei Wochenlöhnern 
13/, des Wochenbezuges in Ansatz gebracht. Erfolgt im Anschluss an die 
beendete Dienstleistung eine Beurlaubung mit Lohnzahlung, so gilt 
als Tag der Entlassung im Sinne dieser Bestimmung der letzte Tag des 
Urlaubs, für welchen Bezüge zustehen. 

IV. 1. Auf das Uebergangsgeld gemäss Ziffer II und Ill besteht kein 
Rechtsanspruch. 


2. Tritt noch vor Beendigung des Dienstverhältnisses eine Dienst- 


befreiung des Arbeitnehmers von ein bzw. zwei vollen Monaten über den 
ihm vertraglich zustehenden Urlaub hinaus ein, so entfällt das Uebergangs- 
geld für ein bzw. beide Monate. 

3. Wird das Dienstverhältnis eines Empfängers von Uebergangsgeld nach 
dem Tag der Entlassung fortgesetzt, z. B. gemäss & 87 des Betriebsrätegesetzes, 
oder findet der Empfänger von Uebergangsgeld während der Zeit, für die es 





aa ist, bei einer Reichsdienststelle erneut Beschäftigung, so tritt 


as Uebergangsgeld für die Zeit, für die sonst eine Doppelzahlung sich 
ergeben würde, an die Stelle des Lohnes. Soweit dieser höher ist als 
das Uebergangsgeld, ist der Unterschiedsbetrag neben dem Uebergangs- 
geld zu zahlen. 
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4. Ist Uebergangsgeld und Lohn für einen Zeitraum gleichzeitig 
eb res als Vorschuss, dessen Verrechnung mit den 

später fällig werdenden Lohnforderungen des Arbeitnehmers vorbehalten bleibt. 
5. Vorbehalten bleibt auch die Aufrechnung des Ueber angsgeldes 
gegen Ansprüche gemäss $& 87 des Betriebsrätegesetzes auf ntlassungs- 


gezahlt, so gilt das 


entschädigung. 
6. Bei R 
Sinne des & 3 der Verordnung über die Verlängeru 


gesetzblatt Seite 494). 


V Bei Neueinstellungen von Lohnempfängern ist jeweils zu 
ee ee bezogen hat; gegebenenfalls ist 


prüfen, ob der Arbeitnehmer 
nach Ziffer IV zu verfahren, 


VI. Soweit Uebergangsgeld an Schwerbeschädigte zur Zahlung 
gelangt, wird hinsichtlich der Mitteilungen an das Reichsarbeitsministerium 
und an die zuständige Hauptfürsorgestelle auf das Rundschreiben I G 11 012 


vom 9, März d. J. Bezug genommen. 


An 
sämtliche Reichsressorts, 
das Reichsbankdirektorium, 
die Reichsschuldenverwaltung, 
Abt. H, II und V des Reichsfinanzministeriums. 


Im Auftrage: v..Schlieben 


Die vorstehende Regelung stellt natürlich noch keinerlei be- 
friedigende Lösung dar. Besonders ist hervorzuheben, dass sie 
nur als Massnahme zur Erleichterung des Ueberganges in eine 
andere Stellung gedacht ist. Sie wird deshalb auch ausdrück- 


lich als „Uebergangsgeld“ bezeichnet. 


Nicht abgegolten ist durch ein solches „Uebergangs- 
geld“ aber die Schädigung, die dem Behördenangestellten — bei 
gleicher Bezahlung wie die entsprechenden Beamten — 
entsteht durch die fehlende Ruhegehaltsberechtigung 
undlebenslängliche Anstellung. Dieses Manko ist 
aber recht erheblich und stellt nach der Berechnung des Dipl.- 
Ing. Enke-Leipzig (siehe Nr. 7 der „Fr. B. R.“) 16 Prozent des 
Gesamteinkommens dar. Um hierfür einen Ausgleich zu finden, 
haben wir in den Tarifvertrag mit der Stadt Berlin vom 
23. Junili12. Juli 1920 nachstehende Bestimmung aufgenommen: 


8 15 (Abkehrgeld). 


Bei seinem unfreiwilligen Ausscheiden vor Vollendung des 
15. Dienstjahres bei der Stadt erhält jeder technische Angestellte ein Abkehr- 
geld, es sei denn, dass er durch sein Verhalten einen wichtigen Grund 
zur Entlassung gegeben hat. Das Abkehrgeld beträgt nach einem Jahr ein 
Zwölftel der Jahresbezüge und erhöht sich bis zum Ablauf des 
fünften Jahres mit jedem Jahr um ein weiteres Zwölftel. Die 
Zwölftel werden von den Bezügen des letzten Dienstjahres berechnet. 
Hierzu treten bei weiterer Dienstzeit von einem oder mehr vollen Jahren die 
seit Ablaufdes fünften Dienstjahres von dem Angestellten 


gezahlten Versicherungsbeiträge. 
Da bei der Stadt Berlin jeder Angestellte und Arbeiter nach 


fünfiähriger Beschäftigung als „dauernd angestellt“ unter die 
Ruhegehaltsordnung fällt, die ihm mit vollendetem 
15. Dienstjahre eine Altersversorgung gewährleistet, gibt diese 
Formulierung einen einigermassen gerechten Ausgleich. Die 
Gewährung eines Abkehrgeldes nach $ 87 des Betriebsräte- 
gesetzes ist übrigens durch diese Bestimmung nicht abzge- 


löst, so dass u. U. beide Zahlungen in Betracht kommen 
können. 


Nutzniesser eines Tarifvertrages sind nur die Mitglieder der 
am Vertrage beteiligien Gewerkschaiten. Der Abg. Ersinzg 
hatte im Reichstage folgende Anfrage eingebracht: 


„Das Reichsarbeitsministerium hat auf die Anfrage 277 
an die Reichsregierung hinsichtlich der Befugnisse der Be- 
triebsräte folgende Antwort gegeben: 

„Nach $ 78 Ziffer 1 des BRG. hat der Betriebsrat über 
‚die Durchführung der Tarifverträge zu wachen. Nach dem 
Recht des Tarifvertrags stehen Ansprüche aus dem 
Tariivertrage nur den Mitzliedern der 
vertragschliessenden Verbände zu Betraut 
ein Arbeiter den Betriebsrat mit Geltendmachung seiner An- 
sprüche aus dem Tarifvertrag (z. B. Urlaubsanspruch), so 
ist es Sache des Betriebsrais, festzustellen, ob der Arbeiter 
Mitglied eines der vertragschliessenden Verbände ist und da- 
durch einen Urlaubsanspruch hat.‘ 


Diese Antwort des Reichsarbeitsministriums mag an sich 
richtig sein, sie führt indessen zu einer Beschränkung 
derKoalitionsfreiheit und zur Unterdrückung 
der Minderheitsorganisationen, wenn nicht 
dafür Sorge getragen wird, dass die Minderheitsorganisationen 
zu Tarifverhandlungen und Tarifabschlüssen völlig gleich- 
berechtigt zugelassen werden. Die Antwort der Regierung 
gab dem Verbande der Fabrikarbeiter Deutschlands. Ortsver- 
waltung Göppingen, Veranlassung, an seine Funktionäre ein 


Rundschreiben herauszugeben, in dem folgende Schlussfolge- -. 


rungen gezogen werden: 
„Vielfach trifft es zu, dass in den Betrieben eine ganze 
Reihe unorganisierter oder falschorganisier- 
ter Arbeiter Ansprüche auf tarifliche Rechte erheben. 
Unsere Funktionäre werden gut tun, in allen Fällen, wo Ar- 


chwerheschädigten gilt das Uebergangsgeld als Lohn im 
ng der Kündigungs- 
beschränkung zugunsten Schwerbeschädigter vom 28. April 1921 (Reichs- 





beiter sich an unsere Betriebsratsmitglieder wenden, um 
ihnen tarifliche Rechte zu sichern, diesen Unorganisierten 
oder Falschorganisierten zu Sagen, dass Sie sich in erster 
Linie einmal dem zuständigen Verband anzuschliessen 
haben. Verweigern sie den Anschluss an unseren Verband, 
so liegt kein Grund vor, dass sich unsere Kollegen für diese 
Arbeiter, für Nutzniesser ins Zeug jegen.‘ 


Diese Schlussfolgerungen, die hier aus der Antwort des: 
Reichsarbeitsministeriums gezogen werden, führen zu einer 
Terrorisierung der Mitglieder der Minderheitsorganisationen, 
da seitens der Regierung bislang nichts geschehen ist. um 
die Zulassung aller tarifstreuen, auf dem Boden der Arbeits- 
gemeinschaften und der gewerkschaftlichen Richtlinien stehen- 
den Gewerkschaftsorsanisationen beim Abschluss von Tarif- 
verträgen sicherzustellen, 

a dies der Reichsregierung bekannt und was xedenkt sie 
zu tun: ; 

1. Um zu erreichen, dass alle tarifvertragstreuen und auf 
dem Boden der Arbeitsgemeinschaften stehenden Gewerk- 
schaftsorganisationen beim Abschluss von Tarifverträgen zu- 
gezogen werden. 

2. Dass die Mitglieder der Betriebsräte die Beschwer- 
den aller Arbeiter, gleichviel welcher Gewerkschaftsrichtung 
sie angehören, ordnungsmässig vertreten und dies auch dann 
tun, wenn der Arbeiter einer Organisation angehört. die am 
örtlichen Tarifabschluss nicht beteiligt, aber auf dem Boden 
der Arbeitsgemeinschaften steht und die gewerkschaftlichen 
Richtlinien anerkennt? 

Ich begnüge mich mit einer schriftlichen Antwort, 

Berlin, den 23. April 1921. (gez.) Ersing.“ 


Die Antwort der Regierung auf diese Anfrage lautet: 
Der Reichsarbeitsminister. Berlin, den 31. Mai 1921. 

Die Anfrage Nr. 747 des Abeeordneten Ersinze — Nr. 1880 
der Drucksachen — beehre ich mich wie folgt zu beant- 
worten: 

1. Das Tarifvertragsrecht beruht auf dem Grundsatz der 
Vertragsfreiheit. Daraus folgt, dass kein Arbeitnehmerver- 
band gezwungen werden kann, Tariiverträge abzu- 
Schliessen, sei es. überhaupt, sei es gemeinsam mit 
anderen Arbeitnehmerverbänden. Ungeach- 
tet dieser Rechtslage tritt das Reichsarbeitsministerium dafür 
ein, dass zu Tariivertragsverhandlunken alle tarifvertrags- 
treuen und von den Arbeitsgemeinschaften 
anerkannten Gewerkschaften, die sonst an 
Tarifverträgen beteiligt sind, zugezogen werden. Gesetzliche 
Bestimmungen dieser Art können allerdings erst in dem noch 
zu Schaifenden Tarifvertragsgesetze getroffen werden. Von 
diesem Standpunkt ausgehend, lehnt das Reichsarbeitsininiste- 
rium die Allgemeinverbindlicherklärung solcher Tarifverträge 
ab, zu deren Abschluss Verbände, die nach dem vorher Ge- 
Sagten ein berechtigtes Ihteresse an ihrer Zu- 
ziehung haben, nicht zugelassen worden sind. 

2. Die Mitglieder der Betriebsvertretungen 
haben in Erfüllung der gesetzlich ihnen oblierenden Pflichten 
die Beschwerden aller Arbeitnehmer, gleichviel ob 
sie überhaupt einer Gewerkschaft oder, welcher Gewerk- 
Schaftsrichtung sie angehören, gemäss $ 78 Nr. 4 BRG. zu 
untersuchen und auf ihre Abstellung in gemeinsamer Ver- 
handlung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken. Je- 
doch kann aus dieser Aufgabe der Betriebsvertretungen nicht 
der Schluss gezogen werden, dass Arbeitnehmer. die überhaupt 
keinem Verbande voder einem am Tarifvertrage nicht 
beteiligten Verbande angehören, Ansprüche aus 
diesem larifvertrage zustehen, sofern dieser nicht 
für allgemein verbindlich erklärt worden ist. Dr. Brauns. 


Diese Entscheidung ist von besonderer Bedentung für die 
Angesteiltenräte der Behörden, wo sehr häufig ein grösserer 
Teil der Angestellten nicht organisiert ist oder einem zum Ab- 
schluss von Tarifverträgen nicht berechtigten Verband angehört. 
Es ist auch nicht einzusehen, weshalb diese Angestellten, die es 
nicht für nötig halten, für die Gewerkschaftsarbeit ihr Scherf- 
lein zu opfern und an der Gestaltung ihrer Wirtschaftslage aktiv 
mitzuhelfen, jetzt mühelos die Früchte der Arbeit und der 
Opfer ihrer Kollegen mitgeniessen sollen. Die 
Angestelltenräte dürften gut tun, bei der Geltendmachung von 
Ansprüchen aus einem Tarifvertrage sich erst einmal das 
Mitgliedsbuch des Kollegen vorlegen zu lassen und zu 
prüfen, ob der Beireffende auch seinen zewerkschaftlichen 
Pilichten voll und ganz nachgekommen ist. 


Beamtenbewegung 


Gründung eines gelben Beamtenbundes. Der „Tele- 
graphen-Union“ wird aus Kreisen „des nationalen Beamten- 
tums“ geschrieben: „Die Gründung eines nationalen Be- 
amtenverbandes ist von grösseren Beamtengruppen in 
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Angriff genommen worden. Der nationale Beamtenverband ge- 
hört der wirtschaftsfriedlichen nationalen Ge- 
werkschaitsbewegung,. dem National-Verband Deut- 
scher Gewerkschaften an. In: dessen Geschäftsstelle, Berlin 
SW 11, Dessauer Strasse 19, Fernsprecher Lützow 687, befindet 
sich bis auf weiteres die Geschäftsstelle des den Aufbaudes 
nationalen Beamtenverbandes vorbereiten- 
den Ausschusses. In einer am 6. Mai: stattgefundenen Ver- 
sammlung der Beamten des Reichspatentamtes in 
Berlin bezeichnete Abgeordneter .Geissler. (der bekannte 
Macher der gelben Bewegung! Die Red.) folgende Punkte ais 
Hauptaufgaben des neuen nationalen Beamtenverbandes: Er- 
haltung des Berufsbeamtentums, Hebung der wirt- 
schaftlichen Lage desselben beiAblehnung des Streiks 
für die Beamtenschaft, und zwar durch Einwirkung auf die 
Parteien, Parlamentarier, Behörden, Regierung, Presse und 
öffentliche Meinung und nicht zuletzt durch Wiederaufbau des 
-Staates mittels Pflege nationaler Gesinnung und 
mittels Bekämpfung des den Staat ruinierenden 
Klassenkampfes in allen Bevölkerungsschichten.“ 

Der unseren Lesern längst „rühmlichst“ bekannte „National- 
Verband deutscher Gewerkschaften“ hat also sein Tätigkeits- 


gebiet auf die Beamtenschaft ausgedehnt, natürlich um — 


einem „dringenden Bedürfnis“ abzuhelfen. Wie stark die im 
ersten Satz erwähnten „grösseren Beamtengruppen“ sind, wäre 
jedenfalls von Interesse für die Beamtenschaft. 


Die Postinternationale. In Heft 1/2 des „Beamten-Jahr- 
buches“ berichtet L. Maier-Wien (Sekretär der P. T. T.) 
über den „internationalen Postangestelltenkongress in Mailand“ 
am 31. Oktober bis 3. November 1920 und macht in der Ein- 
leitung interessante Ausführungen über die Grundsätze dieser 
„über eine halbe Million Postangestellter“ umfassenden Bewe- 
gung. Er schreibt dazu: 


„In organisatorischer Hinsicht wurde die reine 
P. T. T. (Post-, Telegraphen-, Telephon-Angestellte) Linie ge- 
wählt. Nur Organisationen (vertikal verbundene), die das Per- 
sonal der P. T. T\ organisieren, können Mitglieder der Postinter- 
nationale werden. Organisieren Verbände, wie in Holland, 
Belgien und Tschechoslowakei, neben Postangestellten auch an- 
dere öffentliche Angestellte, dann kann nur iene Sektion dieses 
Verbandes Mitglied der Postinternationale werden. die aus- 
schliesslich Postangestellte organisiert. 

In sozialer Hinsicht: Die Postinternationale ist keine 
rein berufliche, sieistvor allem,abernichtausschliess- 
lich beruflich. In grossen Arbeitnehmerfragen arbeitet 
sie Hand in Hand mit der stärksten Gewerk- 
schaftsinternationale, dem Internationalen 
Gewerkschaftsbund in Amsterdam. 

In Nr. 18 der „Gemeinschaft“ vom 13. September 1920 hat 
Weynandt sich dagegen gewandt, dass von zwei gewerkschaft- 
lichen Internationalen (in Wahrheit sind es drei, denn auch die 
von Moskau ist bittere Wirklichkeit) wir uns einseitig nach der 
einen in Amsterdam orientiert hätten. Das sei ein Bruch politi- 
scher Neutralität. Es war und ist völlig ausgeschlossen, dass 
eine internationale Bewegung in der Luft hängt, dass die Gren- 
zen ihrer „Kategorie“ gleichzeitig die Grenze ihres Horizontes 
bedeuten. Das ist heute für eine bedeutende nationale Be- 
wegung ein Unding und noch viel mehr für eine inter- 
nationale. Eine Unmöglichkeit wäre es auch. auf inter- 
nationalem Gebiete sich nach zwei oder drei Seiten gleichzeitig 
zu orientieren, oder eigentlich nach drei Seiten, da ia die italie- 
nischen Postangestellten eher nach Moskau als nach Amsterdam 
gravitieren. In internationaler Beziehung wäre dies ein Novum 
und eine Lächerlichkeit. Die unbedingte Neutralität, wie. sie 
etwa in Deutschland eingebürgert ist, ist da nicht möglich. Auf 
internationalem Gebiete hätte weder die christliche. noch die 
freigewerkschaftliche, noch gar die kommunistische Bewegung 
irgend Sinn für eine solche „Neutralität“. Aber abgesehen von 
allen theoretischen Erwägungen, sehen wir die Sache prak- 
tisch an. Von neun angeschlossenen Ländern sind die eng- 
lischen, französischen, tschechoslowakischen, belgischen, öster- 
reichischen, italienischen Gewerkschaften an die freigewerk- 
schaftliche Landeszentrale, die andere, der Cen- 
trale Bond, an eine neutrale Landeszentrale angeschlossen 
(letzterer hat trotzdem die Orientierung nach Amsterdam 
gebilligt!) Es verbleiben die deutschen und schweizeri- 
schen Verbände, die neutral orientiert, aber sämtlich von den 
freien Gewerkschaftszentralen als Gewerkschaften anerkannt 
sind. Will man also diesen Gegebenheiten Rechnung tragen, 
dann ergibt sich mit Notwendigkeit die gewählte Orientierung. 

Wenn ich mit diesen Einwänden mich auseinanderzusetzen 
für nötig halte, dann aber sicher nicht mit dem leider auch oft 
gehörten, eine internationale Vereinigung sei wertlos. sei gar 
ein Verrat am Nationalen. Wer im Kriege und nach dem Kriege 
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nicht soviel gelernt hat, dass wir gerade im nationalen 
Interesse international werden müssen. wer nicht 
begriffen hat, was für. tiefe ethische Werte in dieser internatio- 
nalen Arbeit liegen und welche Erfahrungen für praktische 
nationale Arbeit hervorgeholt werden können, der hat eben 
den Anschluss an die neue Zeit noch nicht gefunden, der hat 
aber auch die Vorkriegszeit noch lange nicht verstanden, 
der hat auch seinen Goethe und Kant nicht begriffen.“ 

Im Bericht über die Verhandlungen der Tagung interessiert 
in diesem Zusammenhang nachstehende Stelie,.die sich mit der ° 
Stellung zum Internationalen Gewerkschaits- 
bund (l. G.B.) in Amsterdam beschäftigt: 

„Ueber den Punkt 5 der Tagesordnung habe ich schon ein- 
gangs gesprochen. Lartigue (Frankreich) hatte zu diesem 
Punkte, einen Bericht vorgelegt, der die Zusammenarbeit mit 
dem I. G. B. nach zwei Gesichtspunkten beurteilte. In Zeiten 
der Ruhe wäre es Pilicht aller Organisationen, für vorbereitende 
Propaganda zu sorgen, in Zeiten der internationalen Aktion (man 
vergesse nicht, dass z. B. Artikel III der Satzungen vorschreibt, 
dass, wein die Umstände es erheischen, alle angeschlossenen 
Organisationen verpflichtet sind, jede nationale und internatio- 
nale Aktion gegen denKrieg zu führen), nach ihren Aktions- 
möglichkeiten sich zu beteiligen. Ueber die Aktionsmöglichkeit 
entscheidet jede Organisation autonom. Praktisch endet diese 
Auffassung mit der völligen Autonomie der nationalen Organi- 
sationen, wenn nicht, was anzunehmen ist, die innere moralische 
Verpflichtung, in der. von der Internationale vorgeschriebenen 
Richtung zu arbeiten, wirksam ist. 

Tatsächlich nahm der Kongress nach langwierigen Ver- 
handlungen, an denen Lartigue (Frankreich) und Lenz 
(Deutschland) am stärksten beteiligt waren, eine Entschliessung 
an, in der die Orientierung in der Richtung der freien 
Gewerkschaften schärfer betont und die Forderung auf- 
gestellt wird, eine wirksame Zusammenarbeit der P.T.T.- 
Angestellten mit den in der Landesgewerkschafts- 
zentrale vereinigten Arbeitnehmern namentlich in jenen 
Fragen: zu erzielen, in denen allgemeine Arbeitneh- 
merinteressen auf dem Spiele stehen.“ _ 

Iım Anschluss hieran wurde einstimmig eine Resolution 
angenommen, in der der 1. Mai als „internationales Fest der 
Arbeit“ angesehen und allen Postangestellten empfohlen wird, 
se ‚zu wirken, dass „die Feier in allen Ländern zur Tat 
werde“, 

Von den deutschen Gewerkschaften waren am Kongress 


beteilist: Vereinigung der höheren Reichs-Post- und Tele- 
graphenbeamten — Verband deutscher Post- und Telegraphen- 
beamten — Reichsverband deutscher Post- und Telegraphen- 
beamten — Verband der deutschen Reichs-Post- und Tele- 


graphenbeamtinnen. 

Aus diesem Bericht ist also die erfrewliche Tatsache festzu- 
stellen, dass sich — fast unbeachtet in der Beamtenbewegung — 
eine grosse Beamteninternationale entwickelt hat, die 
3 stark den von. uns seit: langem vertretenen Richtlinien 
nähert. ' 


Bücherschau 


Das „Beamten-Jatirbuch“ — Monatsschrift für Beamten- 
politik mit Beamten-Umschau —, herausgegeben im Auftrage 
des Deutschen Beamten-Bundes von Albert 
Falkenberg, Verlag Otto Elsner K.-G.-Berlin SW 42, kostet 
vierteljährlich bei monatlich einmaligem Erscheinen durch die 
Post bezogen 6 M., bei Streifbandzusendung 7,25 M. Einzel- 
hefte kosten je 2,50 M. Die Bestellung kann beijeder Post- 
anstalt und direkt beim Verlage eriolgen. 

Heft 1/2 des „Beamten-Jahrbuches“ für. April/Mai 1921 liegt jetzt vor und 
enthält eine ganze Anzahl bemerkenswerter Aufsätze, u. a, den vorstehend 
zum Abdruck gebrachten Artikel von Dr. Potthoff über „Beamtengewerk- 
schaft und Sozialismus“. Ein Artikel von D, L. Maier-Wien behandelt den 
„Internationalen Postangesteliten-Kongress“; Prof. Dr. E. Gehrke schreibt 
über den „Schutz der geistigen Arbeit“. Ausser einer Bücherschau und einer 
Abteilung „Merkblätter“ bringt das Heft unter dem Stichwort „Beamten-Um- 
schau“ einige Abhandlungen über „Einstweilige Versetzung in den Ruhestand“, 
über „Wartegeldempfänger“ und „Altersgrenze und Zwangsversetzung in den 
Ruhestand nach geltendem Reichsrecht“ aus berufener Feder. Unter „Notizen“ 
werden noch einige rechtliche Fragen behandelt, u. a. über den Begriff des 
„öffentlichen Beamten“, und über „Rechtsreform des Berufsbeamtentums“, 


Der ausserordentlich vielseitige Inhalt macht das Heft für 
jeden, der sich mit Beamtenfragen beschäftigt, zu einer wich- 
tigen Informationsquelle. Der Bundesvorstand hat daher am 
4. Juli beschlossen, es allen Empfängern der „Beamten-Nach- 
richten“ unseres Bundes — also den Vorstandsmitgliedern, den 
Mitgliedern der Landes- und Bezirksausschüsse der Behörden- 
fachgruppen und den Bundesbeamten — . kostenlos zuzustellen. 
Darüber hinaus ist aber den Obmännern der Ortsfachgruppen 
und den sonst in der Beamtenbewegung tätigen Kollegen der 
Postbezug dringend zu empfehlen. 


Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH; Berlia NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 63, 
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Nummer 9 


Zum Entwurf der Reichsregierung eines 
Gesetzes über Beamtenvertretungen 


Der Entwurf der Reichsregierung, der den Forderungen 

der Beamtenschaft auf Schaffung von gesetzlichen Vertretungen 
zur Wahrnehmung ihrer Interessen entsprechen soll, wie sie 
auf Grund des Artikels 130 Abs. 3 der Reichsverfassung ge- 
schaffen werden müssen, ist-_ am 23. Juni vom Reichsrat ver- 
abschiedet worden und dem Reichstage mit Begründung zu- 
gegangen. 
‚ . Sollte auch nur ein annähernd ähnliches Gebilde wie dieser 
Entwurf Gesetz werden, dann könnte man nur bedauern, dass 
sich so viele Köpfe angestrengt haben, ganze 42 Paragraphen 
für das so wichtige Problem zusammenzubringen und durch- 
Zuberaten. Um das zu schaffen, was uns jetzt vorliegt, wäre 
es nicht notwendig, den grossen Gesetzesapparat in Bewegung 
zu setzen. ‘Denn, was dabei herauskäme, würde inhaltlich 
gar kein Gesetz bedeuten. Ein Gesetz soll Recht schaffen. 
Vergebens bemüht man sich aber. aus dem Entwurf auch nur 
ein wirkliches Recht für die Beamten herauszulesen! : Der Ent- 
wurf steil! — und das kann nicht deutlich genug ausgesprochen 
werden -— nichts weiter dar, als eine überf üssige Bestätigung 
des bisherigen rechtlosen Abhängigkeitsverhältnisses des Be- 
amten won der vorgesetzten Behörde. 

Wartm vermeidet die Regierung ängstlich die Bezeichnung 
„Beamtenräte“ und setzt. an ihre Stelle das Wort „Beamten- 
ausschüsse“? Soll damit schon äusserlich dokumentiert wer- 
den, dass die Reichsregierung gar nicht daran denkt. der Be- 
amten ähnliche Rechte zu geben. wie sie die Arbeiter und An- 
gestellten bereits in den Betriebsräten haben? Dann sollte die 
Regierung doch. noch einen Schritt weitergehen und neben der 
„Ausschussqualität“ ihrer Beamtenvertretung auch den wahren 
Inhalt ihres Entwurfs dadurch öffentlich kennzeichnen, dass sie 
ihm die Nebenbezeichnung „Rechte der Behörden und 
der Dienstvorgesetzten gegenüber den Be- 
amten“ gibt.. Dass das Gesetz in der Tat weiter nichts dar- 
stellt, geht aus nachfolgender inhaltlicher ‚Wiedergabe der ein- 
zelnen Paragraphen hervor: 


8 1. Der Dienstvorgesetzte entscheidet „nach Verhand- 
iungen mit dem Hauptbeamtenausschuss* (die natürlich zu 
nichts verpflichten. D. Verf.). ob Bezirksbeamtenausschüsse ge- 
bildet werden sollen, ebenso, welche „gewisse Beamten- 
gattungen“ von der Anwendung des Gesetzes oder einzelner 
Bestimmungen ausgenommen werden sollen. Die Länder- 
regierungen entscheiden: „nach Verhandlungen mit den Ver- 
tretern der Beamtenschaft“, ob für mehrere Dienstzweige ein 
gemeinsamer Hauptbeamtenausschuss eingerichtet werden soll. 

"8 7. Die Dienstvorgesetzten entscheiden „nach Verhand- 
lung mit den Beamtenausschüssen“, ob Wahlkörper zusammen- 
gefasst oder geteilt werden sollen. 

8 11. Die Landesregierungen entscheiden darüber, ob die 
Zahl des Ausschussmitglieder notfalls vergrössert werden soll, 

8 17. Der Dienstvorgesetzte entscheidet über die Wahl- 
einsprüche, 

$ 20. Der Dienstvorgesetzte hat das Recht, an allen (in der 
Regel ausserhalb der Dienstzeit stattfindenden) Sitzungen teil- 
zunehmen, von deren Anberaumung ihm rechtzeitig Nachricht 
gegeben werden muss. | 
--.,825. Der höchste Dienstvorgesetzte hat das Recht, die 
Beamtenausschussmitglieder weren der in Ausübung ihrer Tätig- 
keit gemachten Aeusserungen zur. Verantwortung zu ziehen, 

$ 26. Der Dienstvorgesetzte hat das Recht, Sitzungen 
während der Dienstzeit zu verbieten. 

8 36. Der Dienstvorgesetzte entscheidet in Zweifelsfällen 
darüber, ob der Beamtenausschuss für eine Sache zuständig ist. 

$ 39, Der höchste. Dienstvorgesetzte entscheidet bei Be- 
schwerden .als letzte Instanz, soweit die letzte Entscheidung 
sh bereits dem PIERSENOFERSERFIEH Pieter Instanz vorbe- 
alten ist, 
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8 40. Der höchste Dienstvorgesetzte ist nur dann verpflich- 
tet, die Entscheidung der Gesamtregierung herbeizuführen, wenn 
für ihn (also nach seiner Meinung. D. Verf.) die von ihm beab- 
sichtigte Entscheidung nicht zweifelsfrei mit der Auffassung der 
Gesamtregierung im Einklang steht .... usw, 


Allein die Aufzählung. dieser Einzelbestimmungen genügt, um 
das wahre Gesicht des Regierungsentwurfes zu enthüllen. Es 
zeigt ein unzweideutiges Hohnlächeln gegenüber dem Willen der 
gesamten Beamtenschaft. vertreten durch die Grossorganisatio- 
nen und gewerkschaftlichen Verbände aller Richtungen, den 
Beamten aus dem rechtlosen Zustande der Vorkriegszeit her- 
auszubringen. 

Das Tollste aber stellt Kapitel 3 „Aufgaben und Befugnisse“ 
Der Beamtenausschuss hat das Recht : 


8 32 „Anregungen und Anträge der Beamten entgegen- 
zunehmen und beim Dienstvorgesetzten zu vertreten“ (}), „An- 
regungen zu geben“, „auf Bekämpfung von Unfällen usw. hin- 
zuwirken“, (1!) 


8 33. „Die Beamten haben das Recht der Mitwirkung bei 
der Aufstellung von allgemeinen Vorschriften. durch welche der 
Dienstvorgesetzte den Betrieb der Dienststelle regelt, soweit 
= ee die persönlichen Verhältnisse der Beamten berührt 
werden.“ 


dar. 


„Der Beamtenausschuss ist gutachtlich zu hören: 
„bei Aufsteliungen des Entwurfs der Dienststelle zum Haushalts- 
plane, ferner von allgemeinen Grundsätzen über Einsteilung 
und Entlassung usw. usw.“ 


Wie die Mitwirkung gedacht ist, geht aus der Begründung 
des Entwurfs hervor: „Ein Anspruch aufBewilligung 
der Anregungen und Änträge besteht nicht.“ 


Na also! Wozu der langen Worte Sinn? Die hochgelehrten 
Herren der Reichsregierung und des Reichsrates hätten die 
Sache einfacher haben können. Ich würde ihnen empfehlen, 
folgenden Gesetzentwurf einzubringen: 

„Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zu- 
stimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird. 

1. Aufbau, 

8 1. Für alle Beamten des Reiches, der Länder sowie der Gemeinden 
und Gemeindeverbände werden Beamtenausschüsse gebildet. 

8 2. Der Aufbau wird im einzelnen von den zuständigen Regierungen 


bestimmt. 
2. Aufgaben und Befugnisse. 
$ 3. Die Beamtenausschüsse haben die Verpflichtung, ihrem Dienst- 
vorgesetzien untertänig, treu und gehorsam zu sein, und alle ihre 
vermöge ihres Amtes obliegenden Pflichten nach bestem Wissen und 
Gewissen genau zu erfüllen, auch die Verfassung gewissenhaft zu 
beobachten.“ 


Es verlohnt sich wirklich nicht, den Regierungsentwurf ernst- 
haft zu behandeln. Der Entwurf musste zu einem 
wertlosen Papierfetzen werden. weil die Re- 
gierung nicht die Absicht hatte. der Beamten- 
schaft wirkliche Rechte zu ‚verleihen. Die 
Sicherung solcher. wirklichen Rechte hätte naturgemäss auch 
zu der Einsetzung von paritätischen Schlichtungsausschüssen 
geführt, die bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Beamten- 
schaft und Behörde zu entscheiden hätten. Das aber — wider- 
spricht nach Ansicht der Regierung „der Öffentlich-rechtlichen 
Dienststellung des Beamten und dem Staatsrechte“, was durch 
den nachstehend wiedergegebenen Absatz der Begründung be- 
wiesen werden soll: 

„Von einem Teile (!) der Beamtenschaft wird gefordert, dass, wenn 
der Hauptbeamtenausschuss mit dem Leiter der höchsten Instanz nicht zu 
einer Verständigung kommt, die endgültige Entscheidung einem Schlich- 
tungsausschusse zustehen solle, der aus Vertretern des höchsten Dienst- 
vorgesetzten und Vertretern der Beamtenschaft zusammengesetzt sei. 
Dieser Gedanke muss als der staatsrechtlichen Stellung der Beamten- 
schaft wie der des Leiters der höchsten Instanz widersprechend abgelehnt 
werden. Hier tritt der Unterschied in die Erscheinung, der zwischen 
‚Beamten einerseits und Angestellten und Arbeitern andererseits bestcht. 
Der Beamte ist durch einen einseitigen, Ööffentlich-rechtlichen Akt des 
Staates in sein Amt berufen; er steht dem Staate nicht als gleich- 
berechtigter privatrechtlicher Vertragschliessender gegenüber. Aus diesem 
Grunde kann nicht ein Schlichtungsausschuss zwischen ihm und der 
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Regierung Recht sprechen, Auch von der staatsrechtlichen Stellung des 
Leiters der höchsten Instanz aus kommt man zu der. Unmöglichkeit 
eines rechtsprechenden Schlichtungsausschusses. Der Leiter der höchsten 
Instanz, also der Minister, ist dem Parlament für seine gesamte Dienst- 
führung verantwortlich; dies setzt voraus, dass er. durch niemand in 
seiner freien Entschliessung beeinträchtigt werden kann. Die Bindung 
an die Enischeidung, eines Schlichtungsausschusses würde einen Eingriff 
in die Verantwortlichkeit des Ministers und “in das Aufsichts- und 
Kontrollrecht des Parlaments bedeuten.‘ ’ 


Das heisst also: Die staatsrechtliche Mini- 
sterverantwortlichkeit und das Öffentlich- 
rechtliche Dienstverhältnis des Beamten 
schliessen nach Ansicht der Regierung die 
Vergebung irgendeines Rechtes an die Beam- 
tenschaftaus, 


Gerade darin unterscheiden wir uns aber mit nicht nur 
einem „Teile“, sondern der überwältigenden Mehrheit der Be- 
amtenschaft von der: Auffassung der Regierung, dass zwar 
auch wir ‘den öffentlich-rechtlichen Dienstcharakter der Beam- 
tenstelhing erhalten, aber durch Reichsgesetz a!les das besei- 
tigen wollen, was verhindert, den Beamten aus dem Hörigkeits- 
verhältnis zum Dienstvorgesetzten herauszuheben und ihn zum 
freien mitbestimmenden Mitarbeiter zu machen. ‘Der Begriff 
des öffentlich-rechtlichen Dienstcharakters ist nirgendwo  ge- 
setzlich eindeutig festgelegt, ist also ein flüssiger Begriff, der 
durchaus eine Aenderung des rechtlichen Dienstverhältnisses 
in dieser oder jener Richtung verträgt. Will die Regierung 
etwa schon bei dieser Gelegenheit bekunden, dass sie auch 
eine Aenderung des allseitig als reformbedürftig anerkannten 
Disziplinarverfahrens ebenfalls für ausgeschlossen. hält? Die 
Regierung scheint noch nicht begriffen zu haben, dass Beamten- 
rätegesetz und Disziplinarreform nun einmal zwei Zeitpro- 
bleme sind, die dem Beamten eine Beseitigung der auch heute 


noch formell bestehenden absoluten Rechtlosigkeit gegenüber - 


dem Vorgesetzten und der Behörde bringen sollen. 

Ist der Regierung ferner bei der Aufstellung.ihrer Begrün- 
gar nicht auigefaller, dass die von ihr befürchtete Bedrohung 
der staatsrechtlichen Ministerverantwortlichkeit gegenüber dem 
Parlament durch die Bindung an Schlichtungsausschüsse — be- 
reits längst dadurch erledigt ist, dass der Minister auch den 
Sprüchen der Schlichtungsausschüsse der Angestellten und Ar- 
beiter unterworfen ist? Es ist durchaus nicht einzusehen, wes- 
halb das eine Mal das Staatsrecht der Veriasung verletzt sein 
soll und das andere Mal nicht. 

Dieselbe mangelnde Logik finden wir in der Begründung 
des $ 13.: Die Regierung bemüht sich hier den Nachweis zu er- 
bringen, dass der Begriff „gewerkschaftliche Organisation“ kein 
fester sei und dass aus diesem Grunde eine Mitwirkung der Or- 
ganisationen bei den Beratungen der Beamtenausschüsse nicht 
in Frage kommen könne, 

Auch hier genügt zur Kennzeichnung des unlogischen 
Standpunktes der Regierung der Hinweis, dass eine solche 
Mitwirkug bei den Betriebsräten bereits längst Tatsache ge- 
worden.ist,. ohne dass. sich daraus erhebliche. Schwierigkeiten 
ergeben hätten. 

Wir. müssen also feststellen, dass der Entwurf. so nichts- 
sagend er selbst ist, jeder vernünftigen Logik und auch den 
Seibstverständlichkeiten neuzeitlicher Gedanken nicht im ge- 
ringsten standhalten kann. Er erweckt überhaupt den Eindruck, 
als wenn er nicht im Jahre 1921, sondern im Jahre 1914 ent- 
standen wäre. Jedenfalls ist es bezeichnend. dass in .der der 
Begründung vorausgeschickten „Vorgeschichte“ die Regierung 
sich, als Verteidiger des alten Regimes aufwirft: 

„Der naheliegende Vergleich mit den Angestellten und Arbeitern in 
privaten und öffentlichen Betrieben, für die der Vertretungsgedanke 
sich seit der Gewerbeordnungsnovelle von 1891 in aufsteigender Linie 
entwickelt hat, ist auf die Wünsche der Beamtenschaft nicht ohne Ein- 
wirkung . geblieben. - :Dje : Reichsregierung hat die Berechtigung der 
Wünsche zwar.nicht verkannt, aber keinen Weg zur Erfüllung gesehen, 
der nach ihrer ‚Ansicht ohne. eine bedenkliche Rückwirkung auf die 
Integrität und die bewährte Leistungsfähigkeit der Beamtenschaft hätte 
beschritten werden können. Nach der Revolution haben sich ohne 
rechtliche Grundlage (!) "Beamtenvertretungen bei zahlreichen Behörden 
gebildet und deren Anerkennung gefunden. Die Reichsverfassung sagt 
im Art. 130 Abs. 3: „Die Beamten erhalten nach näherer reichsgesetz- 
licher Bestimmung besondere Vertretungen.“ Diesem Artikeı will der 
vorliegende Gesetzentwurf Genüge leisten.“ 


Also nur weil in der Reichsverfassung es 
nun einmal „vorgeschrieben“ steht, wird der 
Entwurfeingebracht — sonst ist wohl auch heute noch 
die Reichsregierung der Ansicht, dass eine „bedenkliche Rück- 
wirkung auf die-Integrität und die bewährte Leistungsfähigkeit 
der Beamtenschaft“. eintreten wird. Da liegt der Hase im 
Pieiier! Die Regierungistder Ansicht, dass das 
Gesetz überflüssig und sogar „bedenklich“ ist. 
Deshalb reicht sieeinen Entwurf ein. der wohl 
aussertich‘die Form eines Gesetzes hat, aber 
inhaltlich gar kein Gesetz ist. 
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Um so mehr wollen wir von unserer Seite betonen, weshalb 
wir ein Beamtenrätegesetz für notwendig halten, und was wir 
von einem solchen Gesetz für die Beamten und die Allgemein- 
heit erwarten. 5: 

Wir leben in einer Zeit tiefgehender ' wirtschaftlicher Um- 
wälzungen. Grosse Lasten bedrücken unser Volk. Unser Wirt- 
Schaitsleben liegt danieder. ‘Die Erkenntnis bricht sich Bahn, 
dass unser vokswirtschaftliches System dringend reformbe- 
dürftig und dass der Wiederaufbau des Wirtschaftslebens nur 
durch tieigreifende Reformen möglich ist. Solch grosse Refor- 
men sind aber nur durchzuführen, wenn alle Kräfte ange- 
spannt werden, wenn jeder einzelne Beruisstand tatkräftig mit 
eingreift, wenn wir den einzelnen zum freien Staatsbürger 
machen und ihm durch Gesetz hinreichende Mitbestimmungs- 
rechte bei der wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes, 
in dem er selbst tätig ist, wie auch bei der Gestaltung des ge- 
samten volkswirtschaftlichen Aufbaues sichern. Für die Staatsbe- 
triebe gewinnt dieser Gedanke erhöhte Bedeutung, denn von der 
Beseitigung unwirtschaftlicher Staatseinrichtungen hängt es ab, 
ob die Ueberführung gemeinwichtiger Betriebe vom Privatbesitz 
in den Besitz der Allgemeinheit. möglich wird. _Es steht ausser 
Frage, dass in dem bisherigen starren zwangläufigen Verwal- 
tungssystem dem Beamten keine, volle Ausnutzung seiner 
Leistungsfähigkeit möglich gewesen ist, ferner, dass seine per- 
sönliche Entwicklung durch allzu weitreichende Disziplinar- 
gewalt der vorgesetzten Behörde gehemmt gewesen ist, Der 
Beamte kann erst dann als Diener des Volkes 
seinBesteshergeben, wennalleinihmschlum- 
mernden Kräfte für seinen Dienst und für das 
Allgemeinwohl mobil gemacht werden. Das 
ist aber nur möglich wenn wir ihm volle Ent- 
wicklungsfreiheit in beruflicher, wirtschaftt- 
licher und politischer Hinsicht sichern. 

Eine solche Entwicklung ‚soll: auch durch das Beamten- 
rätegesetz mit ermöglicht werden.. Deshalb fordern wir, dass 
das Beamtenrätegesetz mindestens alle Bestimmungen des Be- 
triebsrätegesetzes enthält, die unter Aufrechthaltune der auch 
für die Zukunft notwendigen Bestandteile des öffentlich-recht- 
lichen Dienstverhältnisses der Beamten übernommen werden 
können. Im wesentlichen verlangen wir die Erfüllung folgen- 
der Forderungen*): 

Wahlalter von 18 Jahren — Wählbarkeit bei einem Alter 
von 24 Jahren nach 6 monatiger Beschäftigung innerhalb der 
Verwaltung, ohne jede weitere Beschränkung. j 


Beamtenplenarversammlungen für die Entscheidung in wich- 


tigen Angelegenheiten. 

Beratende Mitwirkung der gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen, wenn es % der. Mitglieder verlangt. 

Das Recht der Beamtenräte, ohne Genehmigung und ohne 
Beisein des Dienstvorgesetzten, auch während der Dienstzeit, 
zu tagen. A 

Mi:bestimmungsrechte in allen Fragen des persönlichen 
Dienstverhältnisses, d. h. gleichberechtigte Mitwirkung, die den- 
selben Einfluss auf die Entscheidung hat, wie die Mitwirkung 
des Dienstvorgesetzten. 

Sinngemäss dieselben Befugnisse wie sie in den 88 66 und 


78. des‘ Betriebsrätegesetzes für. die Mitwirkung -bei der Be- 


triebsverwaltung vorgesehen sind, so dass’ eine‘ neben den Be- 
triebsräten gleichberechtigte Mitarbeit möglich: ist. ; 3 
Sicherung der Mitbestimmungsrechte und der Schutzbe- 
stimmungen für die Beamtenratsmitglieder durch Einrichtung 
von paritätischen Schlichtungsausschüssen. 23 En 
Das sind Forderungen, an denen die. Beamtenschaft. unbe- 
dingt festhalten muss, nicht allein im. eigenen Interesse, sondern 


auch im Interesse einer gesunden wirtschaftlichen ‚Entwicklung 


der staatswirtschaftlichen Betriebe. und: Verwaltungen. Da 
unsere gesamte Volkswirtschaft . von. der Entwicklung der 
Staatsverwaltung ausserordentlich abhängig ist, ist die Er- 
tüllung der Forderungen der Beamtenschaft auch von grosser 
nationalwirtschaftlicher Bedeutung. FT EN JE 
Der Regierungsentwurf aber entspricht keineswegs den 
Forderungen, wie sie in dem Entwurf des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und des Deutschen Beamtenbundes zum 
Ausdruck gekommen sind. Die Regierungsbureaukratie hat mit 
ihrem Entwurf den Beweis erbracht, dass ihr jede Anpassungs- 
fähigkeit an die neugewordene Zeit fehlt, dass ihr das Verständ- 
nis dafür abgeht, dass das Schicksal der Beamitenschaft, die 
„Beamtenfrage“, mehr ‘bedeutet, als Befriedigung von persön- 
lichen Beamtenwünschen, dass von der Entwicklung des Be- 
amtentums die Zukunft des gesamten deutschen Volkes abhängt. 
Deshalb erwarten wir vom Reichstag die glatte‘ Absage an die 
Regierung, sich mit dem Scheinbilde' einer Beämtenvertretung, 


wie es der Entwurf darstellt, überhaupt zu befassen, Des- 


*) Entwurf des Deutschen Beamtenbundes und des A.D.O.B., vergl. 
Nr. 2 und 3 der. „Freien Beamten-Rundschau“. . = "rl... 
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halb.erhoffen und verlangen: wir vom Reichs- 
tag, dass: er:jede Verhandlung: mit der Regie- 
rungauiGrunddes eingereichten Regierungs- 
entwurfsablehntundder BedeutungderFrage 
entsprechend mit. allen Mitteln-die Erfüllung 
der Forderungen der Beamten durchsetzt. 


Johann Gröttrup, 


Der Entwurf eines Gesetzes über 
Beamtenvertretungen 


Dem Reichstag ist Ende vorigen Monats vom Reichsminister 
des Innern der nachfolgende Entwurf eines Gesetzes 
über Beamtenvertretungen .(Beamtenräte- 
Geset z) vorgelegt worden, dem der Reichsrat bis - auf 
die $$ 13 und 40 zugestimmt hat: 


1. Aufbau. 
81. 


Für alle, Beamten des Reichs, der Länder sowie der Ge- 


meinden und Gemeindeverbände werden zur Wahrnehmung ihrer 
Interessen bei den Dienstvorgesetzten Beamtenausschüsse ein- 
gerichtet, und zwar bei den Dienstvorgesetzten unterster In- 
stanz „Ortsbeamtenausschüsse“, bei den Dienstvorgesetzten 
höchster‘ Iıstanz :„Hauptbeamtenausschüsse“. 

Von den’ Dienstvorgesetzten höchster Instanz kann mach 
Verhandlung mit dem ihnen beigegebenen Hauptbeamtenaus- 
schuss oder, wenn ein solcher noch nicht besteht, mit sonstigen 
Vertretern der Beamtenschaft angeordnet werden, dass neben 
Ortsbeamtenausschüssen und Hauptbeamtenausschüssen bei 
Dienstvorgesetzten mittlerer Instanz Bezirksbeamtenausschüsse 
eingerichtet werden. 

Für Beamte, die bei dem Dienstvorgesetzten höchster In- 
stanz . bereits: durch. einen Beamtenausschuss vertreten sind, 
ax die. : Vertretung (durch einen weiteren Beamtenausschuss 
ort. 

Die -Landesregierungen :können nach Verhandlungen mit 
Vertretern :der: Beamtenschaft bestimmen, dass für mehrere 
Dienstzweige ein gemeinsamer Hauptbeamtenausschuss einge- 
richtet: wird. 

:Von .den Dienstvorgesetzten höchster Instanz kann nach 
Verhandlung mit dem ihnen beigegebenen Hauptbeamtenaus- 
schuss oder, wenn ein solcher noch nicht besteht, mit! sonstigen 
Vertretern der .Beamtenschaft angeordnet werden, dass gewisse 
Beamtengattungen von der Anwendung dieses Gesetzes oder 
einzelner Bestimmungen ‚ausgenommen werden. 

Die Reichsregierung und die Landesregierungen können 
auch Beamte. anderer Körperschaften, Stiftungen und Anstalten 
des öftentlichen. Rechts nach Massgabe ihrer Zuständigkeit 
diesem Gesetze unterstellen. 


8 2. 
Beamte imi: Sinne dieses Gesetzes sind 

1. alle Personen, die nach dem jeweils geltenden Beamten- 
rechte Beamte sind, ; 

2. alle Beamtenanwärter, 

-3. diejenigen Angestellten, die auf Grund des $ 12 Abs. 2 und 
des $ 13 Abs. 4. des Betriebsrätegesetzes vom 4. Februar 
1920 nicht als Arbeitnehmer im Sınne .des Betriebsräte- 
gesetzes: zu betrachten I 

= 2 3. / 

+ Nicht zu den Beamten im Sinne dieses Gesetzes gehören: 

1. die ehrenamtlichen Beamten, 

2. diejenigen Beamten und Beamtenanwärter, welche auf 
Gruud des $ 13 Abs. I’des Betriebsrätegesetzes vom 4. Fe- 
bruar 1920 als Arbeiter Oder Angestellte im Sinne des Be- 
triebsrätegesetzes zu betrachten sind, 

8A 
Ob eine Person, die im Dienste des Reichs, der Länder so- 
wie der Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigt ist, Be- 
amter im Sinne dieses Gesetzes ist, und wer der Dienstvorze- 
setzte in persönlichen Dienstangelegenheiten in den verschie- 
denen Instanzen ist, entscheidet in Zweifelsfällen der höchste 
Dienstvorgesetzte. S5 


Die Mitglieder der Beamtenausschüsse werden von den 
Beamten, deren Vertretung ihnen obliegt, in geheimer, unmit- 


- telbarer, nach den Grundsätzen der Verhältniswahl abzuhalten- 


den Wahl auf die Dauer von 2 Jahren gewählt. 
Die Wahl.darf nur aus wichtigen Gründen abgelehnt werden. 
Nach: Ablauf der. Wahlzeit bleiben die: Mitglieder der alten 
Beamtenausschüsse im’ -Amte, bis der neue Beamtenausschuss 


gebildet ist. 86 
; Wahlberechtigt sind -alle miindestens 20 Jahre alten Be- 
amten. Während einer Enthebung vom Amte sowie während 
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einer länger als dreimonatigen, nicht auf Krankheit beruhen- 
den Beurlaubung ruht das Wahlrecht. 

Nebenamtliche Beamte sind auf Grund des Nebenamts nicht 
wahlberechtigt; Ausnahmen kann der höchste Dienstvorgesetzte 
nach Verhandlung mit dem ihm beigegebenen letztinstanzlichen 
"Beamtenausschuss anordnen. 


8 7. 


Alle zur Bildung eines Beamtenausschusses Wahlberech- 
tigten bilden einen Wahlkörper. 


Wahlkörper zweier oder mehrerer Dienststellen der glei- 
chen Instanz können, wenn sie einem gemeinsamen Dienstvor- 
gesetzten nächsthöherer Instanz unterstehen, zu einem Wahl- 
körper behufs Wahl eines gemeinsamen Beamtenausschusses 
vereinigt werden. 


Grössere -Wiahlkörper können derart geteilt werden, dass 
die Wahlberechtigten einer oder mehrerer. Abteilungen, Be- 
triebe usw. selbständige Wiahlkörper zur Wahl mehrerer selb- 
ständiger Beamtenausschüsse bilden. 


Die Vereinigung und die Teilung ordnen die Dienstvorge- 
setzten nach Verhandlung mit schon bestehenden Beamtenaus- 
schüssen oder, wenn solche nicht bestehen, mit sonstigen Ver- 
tretern der Beamtenschaft an. 


8 8. 
Der Ortsbeamtenausschuss besteht bei Dienststellen mit 
20 bis 49 Beamten aus 3, mit 50 bis 99 Beamten aus 5 Mitglie- 
dern; sind 100 oder mehr Beamte vorhanden. so erhöht sich 
die Zahl der Mitglieder des Ortsbeamtenausschusses für ie 
nn angefangene 100 Beamte um 1 bis zur Höchstzahl 
von 
Bei Dienststellen mit weniger als 20 Beamten, aber mehr 
als 5 wahlberechtigten und 3 wählbaren Beamten tritt an die 
Stelle des Ortsbeamtenausschusses ein Vertrauensmann, der in 
geheimer, gleicher, unmittelbarer Wahl mit einfacher Stimmen- 
eher gewählt wird; bei. Stimmengleichheit entscheidet das 
08. 
89 


Der Bezirksbeamtenausschuss besteht, wenn die Zahl der 
von ihm vertretenen Beamten weniger als 1000 beträgt, aus 
5 Mitgliedern; für je weitere angefangene 1000 Beamte erhöht 
sich die Mitgliederzahl um 1 bis zur Höchstzahl von 11. 


8 10, 

Der Hauptbeamtenausschuss besteht 
höchstens 16 Mitgliedern. Innerhalb dieser Grenzen wird die 
Mitgliederzahl von dem höchsten Dienstvorgesetzten - nach 
Verhandlung mit dem vorhandenen Beamtenausschuss oder, 
wenn solcher noch nicht besteht, mit sonstigen Vertretern der 
Beamtenschaft festgesetzt. 


aus mindestens 6, 


$ 11. 

Im Falle eines besonderen, durch die Grösse des Beamten- 
körpers oder durch die Zusammensetzung der Verwaltung be- 
gründeten Bedürfnisses können die in den $$ 8, 9 und 10 fest- 
gesetzten Höchstzahlen der ‘Mitglieder der Beamtenaus- 
schüsse heraufgesetzt 'werden. Zuständig ist bei den Verwal- 
tungen des Reichs die Reichsregierung, im übrigen sind es die 
Landesregierungen. = 


Für jedes Mitglied eines Beamtenausschusses und für jeden 
Vertrauensmann ist mindestens ein Stellvertreter zu wählen, 
der im Behinderungsfalle in Tätigkeit tritt. 


8 13. 
Fassung des Reichsrats. 

Wählbar in die Orts- und Bezirksbeamten- 
ausschüsse sind die mindestens 24, in die Haupt- 
beamtenausschüsse die mindestens 30 Jahre 
alten Wahlberechtigten, die nicht mehr in der 
Berufsausbildung stehen, am Wahltag min- 
destens drei Jahre Beamte sind, sowie 6 Monate 
dem Wahlkörper, von dem sie gewählt werden 
sollen, angehören. 


Fassung 

der Reichsregierung. 

Wählbar in die Be- 
amtenausschüsse sind 
die mindestens 24 Jahre 
alten Wahlberechtig- 
ten, die nicht mehr in 
der Berufsausbildung 
stehen, am Wahltag 
mindestens drei Jahre 
Beamte sind, sowie 
6 Monate dem Weahl- 
körper, von dem sie 
gewählt werden sollen, 
angehören. 

Besteht die Dienststelle weniger als 6 Monate, so ist dem 
Erfordernisse der Zugehörigkeit zum Wahlkörper genügt, wenn 
der Weahlberechtigte- seit Errichtung der. Dienststelle bei ihr 
beschäftigt ist. 

- Nach Möglichkeit sind solche Beamte in die Beamtenaus- 
schüsse zu wählen, die am Sitze der Vertretung wohnen. 

Niemand kann zwei Beamtenausschüssen gleichzeitig .an- 
gehören. 
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8 14. \ 

Die wahlberechtigten Beamten werden iin drei -Gruppen 
eingeteilt. Zu der ersten Gruppe gehören die Beamten der 
Bescoldungsgruppen 1 bis IV, zu der zweiten diejenigen der Be- 
soldungsgruppen Y bis IX, zu der dritten Gruppe die Beamten 
der höheren Besoldungssruppen sowie die Beamten mit Ein- 
zelgehältern nach den Besoldungsordnungen des Reichs oder 
der Länder. Die Gemeinden und Gemeindeverbände, deren Be- 
soldungsordnungen eine gleiche Einteilung der Besoldungsgrup- 
pen nicht enthalten, haben über die Einteilung ihrer Beamten 
ia Wählergruppen entsprechende Bestimmnungen zu treffen. 

Jede der drei Gruppen wählt gesondert in geheimer und 
unmittelbarer Wahl — und zwar, falls mehr als ein Mitglied 
zu wählen ist, nach den Grundsätzen der Verhältniswahl — aus 
ihrer Mitte die ihrem zur Zeit der Anberaumung der Wahl 
bestehenden zahlenmässigen Stärkeverhältnis innerhalb der Be- 
amtenschaft entsprechende Zahl von Mitgliedern, mindestens 
jedoch ein Mitglied, für den Haupibeamtenausschuss mindestens 
je zwei Mitglieder. 

Bei der Wahl sollen innerhalb jeder Gruppe nach Möglich- 
keit Angehörige der verschiedenen Beamtengattungen dieser 
Gruppe gewählt werden. 

8 15. 


Für das Wahlverfahren ist eine vom Reichsminister des In- 
nern mit Zustimmung des Reichsrats zu erlassende Wahlord- 
nung massgebend. Vereinfachungen des Wahlverfahrens und 
Abstandnahme von der Verhältniswahl können zwischen der Be- 
amtenschaft und dem Dienstvorgesetzten vereinbart werden. 


8 16. 
Die Mitgliedschaft in einem Beamtenausschuss erlischt 
a) mit dem Verluste der Wählbarkeit, 
b) mit der Niederlegung, die nur aus wichtigen Gründen er- 
folgen kann, 
c) mit der Aberkennung durch Beschluss des Beamtenaus- 
schusses nächsthöherer Instanz ($ 25). 


8 17. 

Einsprüche gegen das Wahlverfahren und die me 
setzung eines Beamtenausschüsses unterliegen der Entscheidung 
des Dienstvorgesetzten, bei dem der Beamtenausschuss nächst- 
höherer Instanz gebildet ist, nach Verhandlung mit diesem; über 
Einsprüche gegen das Wahlverfahren und die Zusammensetzung 
cines letztinstanzlichen Beamtenausschusses entscheidet der 
höchste Dienstvorgesetzte nach Verhandlung mit dem Beamten- 


ausschusse selbst. 
2. Geschäftslührung. 


8 18. 
.. Die Beamtenausschüsse geben sich unter Beachtung der 
folgenden Bestimmungen ihre Geschäftsordnung. 


8 19. 

Die Beamtenausschüsse wählen aus ihrer Mitte- einen Vor- 
sitzenden und seinen Stellvertreier, die dem Dienstvorgesetzten 
gegenüber den Beamtenausschuss zu vertreten befugt sind. 
Die Wahl erfolgt mit einfacher Stimmeninehrheit; bei Stimmen- 
sleichheit entscheidet das Los. Von der erfolgten Wahl ist dem 
Dienstvorgesetzten unverzüglich Anzeige zu machen. Der Vor- 
siizende und sein Stellvertreter sollen verschiedenen der im $ 14 
Abs. 1 bezeichneten drei Gruppen angehören. 


20. 

Die Sitzungen der- Beamtenausschüsse zerfallen in: 

a) solche, die sie unter sich abhalten (engere Sitzungen), 

b) solche, die sie in Gemeinschaft mit dem Dienstvorgesetz- 
ten, dem sie beigegeben sind, oder dessen Beauitragten ab- 
halten (erweiterte Sitzungen). 

Beide Arten von Sitzungen iinden je nach dem Bedürf- 
nis statt; es soll halbjährlich mindestens eine erweiterte 
Sitzung abgehalten werden. 

Die Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Beamten- 
ausschusses einberuien und geleitet. Er hat von jeder Sitzung 
dem Dienstvorgesetzten unter Angabe von Ort und Zeit. sowie 
der Tagesordnung rechtzeitige vorher Mitteilung zu machen, 

Der Dienstvorgesetzte oder sein Beauftragter hat das Recht, 
jederzeit die Einberufung einer Sitzung zu verlangen. 

In den Sitzungen kann der Dienstvorgesetzte oder ein von 
der zuständigen Dienststelle Beauftragter jederzeit das Wort 
ergreifen. 


Gültige Beschlüsse können nur mit Stimmenmehrheit und 
nur dann gefasst 'werden, wenn zur Sitzung ordnungsmässig 
eingeladen und mehr als die Hälfte der vorgeschriebenen Mit- 
gliederzahl erschienen ist. 

In eigenen Angelegenheiten dürfen Beamtenausschussmit- 
glieder nicht mitwirken. 

Abstimmungen finden nur in den ‚engeren Sitzungen statt. 


8 22. 
Die Erledigung der laufenden Geschäfte liegt dem Vor- 
sitzenden oder seinem Stellvertreter ob. 


\ 
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Jeder Beamtenausschuss hat das Recht, gewisse Geschäfte 
Unterausschüssen zur selbständigen Erledigung zu überweisen. 

In Angelegenheiten, die nur einzelne Dienstzweige oder 
einzelne Gruppen der Beamten berühren, können die Vertreter 
dieser Dienstzweige und Gruppen in der Beamtenvertretung 
deren Rechte allein ausüben und im Einvernehmen mit dem Vor- 
sitzenden des Beamtenausschusses und dessen Stellvertreter zu 
besonderen Beratungen unter Vorsitz. des Dienstältesten der 
Gruppen zusammentreten. 

Der Dienstvorgesetzte kann sich in Angelegenheiten der im 
Abs. 3 bezeichneten Art awi die Anhörung der Vertreter dieser 
Gruppen beschränken. 

Nimint der‘ Vorsitzende des Beamtenausschusses oder sein 
Sielivertreter Angelegenheiten der im Abs. 3 oder Abs. 4 be- 
zeichneten Art als allgemeine für den Be&amtenausschuss in 
Anspruch, so entscheidet der Beamtenausschuss Euer die Zw 
lässigkeit der Sonderbehandlung. 


23. 

Die Sitzungen sind nicht Öffentlich; es nehmen an ihnen 
vorbehaltlich des im $ 20 geregelten Rechtes des Dienstvorge- 
setzten und des Beauftragten nur die Mitglieder der Beamten- 
ne und für verhinderte Mitglieder deren Stellvertreter 
tei 


8 24. 

Die Mitglieder der Beamtenausschüsse sind” verpflichtet, 
über die ihnen zemachten vertraulichen Angaben sowie über 
die Aeusserungen und Abstimmungen der Teilnehmer Still- 
schweigen zu bewahren. 


25. i 

Verletzt ein Mitglied eines Beamtenausschusses die ihm 
als solchem obliegenden Pilichten, so kann der Beanmtenaus- 
schuss nächsthöherer Instanz auf Antrag eines Beteiligten mit 
Zweidrittelmehrheit auf Aberkennung der Mitgliedschaft „erken- 
nen. Ueber Pilichtverletzung der Mitglieder eines letztinstanz- 
lichen Beamtenausschusses entscheidet. dieser selbst. Gegen 
Entscheidungen der Bezirksbeamtenausschüsse haben der An- 
tragsteller und das beschuldigte Mitglied-des Beamtenausschusses 
das Beschwerderecht an den Hauptbeamtenausschuss.- 

Die Mitglieder der Beamtenausschüsse dürfen wegen der in 
Ausübung ihrer Tätigkeit gemachten Aeusserungen nur von dem 
höchsten  Dienstvorgesetzten zur Verantwortung gezogen 
werden. : 


8 26. 

Die Mitglieder der Beamtenausschüsse üben ihre Tätigkeit 
unentgeltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen ihre Beamtenpflich- 
ten mit Berufiing auf ihre Tätigkeit in den Beamtenausschüssen 
nicht vernachlässigen. Wird durch diese Tätigkeit ausnahms- 
weise eine Versäumnis von Dienstzeii notwendig, so darf eine 
Minderung der Besoidung oder Entlohnung nicht eintreten. 

Die Sitzungen der Beamtenausschüsse finden ausserhalb der 
Dientszeit statt; Ausnahmen sind nur in dringenden Fällen zu- 
lässig und bedürfen der Zustimmung des Dieiistvorgesetzten, bei 
dem der Beamtenausschuss gebildet ist. 

8 27. 

Die für die Geschäftsführung der Beamtenausschüsse erfor- 
derlichen Geschäftsräume sind ihnen kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. Die sachlichen notwendigen Kosten der Geschäfts- 
iührung, zu denen auch die Kosten für notwendige Reisen ge- 
hören, tragen die Dienststellen, bei denen die Beamtenaus- 
schüsse gebildet sind. Ueber die Noiwendigkeit der Kosten 
entscheiden die Dienstvorgesetzten nach Massgabe des Haus- 
haltsplans. Bm, 


8 28. 

Bei der Dienstsielle eingehende Verfügimzen, deren Kennt- 
nis für die Beamtenausschüsse zur Erledigung ihrer Aufgaben 
en ist, sind dem Vorsitzender zur Kenntnisnahme mit- 
zuteilen 

Ferner ist den Beamtenausschüssen- auf Wunsch, Soweit es 
zur Erledigung ihrer Aufgaben notwendig ist, Einsicht in 'vor- 
handene Gesetze, Verordnungen und Verfügungen sowie mit 
Zustimmung des beteiligten Beamten in dessen Personalakten zu 
gestatten und mündlich Auskunit zu erteilen. 


8 29. 
Einsprüche gegen die Geschäftsordnung oder Geschäft“ 
führung eines Beamtenausschusses unterliegen der Entschei- 
dung des Beamtenausschusses nächsthöherer Instanz, 


3. Aufgaben und Befugnisse, 


30. 

Die Beamienausschüsse haben die Aufgabe, die persönlichen 
Dienstangelegenheiten der Beamten bei den Dienstvorgesetzten 
nach Massgabe folgender Richtlinien wahrzunehmen. 

Bei ihrer Tätigkeit haben sie sich von dem Bestreben leiten 
zu lassen, das Pflichtbewussisein und die Arbeitsfreudigkeit 
der Beamten durch Pflege des Einvernehmens untereinander und 
des Vertrauens zwischen ihnen und ihren Dienstvorgesetzten 
zu heben und an der Erhaltung sines ee Pilchitteten N 
Beaintentums mitzuarbeiten. =: 
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& 31. 

Die Befugnisse von Beruisvereinigungen und von Beamten- 
kammern, die allgemeinen Interessen ihrer Mitglieder zu ver- 
treten, werden durch dieses Gesetz, soweit sie mit ihm nicht 
in Widerspruch stehen, nicht berührt, 


$ 22. 
Im einzelnen kaben die Beamtenausschüsse das Recht, 

i. Anregungen und Anträge der Beamten, die sich auf die 
persönlichen Dienstangelegenheiten allgemeiner Art be- 
ziehen, entgegenzunehmen und bei dem Dienstvorgesetzten 
zu vertreten, 5 

2. Anregungen zu geben, um einen schnellen und orduungs- 
mässigen (jeschäftsgang, den höchsten Grad der: Arbeits- 
leistung und Verbilligung des Verfahrens oder des Betriebs 
herbeizuführen, 

3. Meinungsverschiedenheiten den Beamten untereinander, die 
sich aus dem persönlichen Dienstverhältnis ergeben, auf 
Antrag der Beteiligten im Verhandlungwege beizulegen, 


4, anf die Bekämpiung von Unfall- und Gesundheitsgefahren, 


“besonders in Betrieben, zu achten, den Dienstvorgesetzten 
bei dieser Bekämpfung durch Anregung, Beratung wid 
Auskunft zu unterstützen sowie auf die Durchführung der 
Unfallverhütungsvorschriiten hinzuwirken. 


& 33. 
Die Beamten haben das Recht der Mitwirkung ° 

1. bei der Aufstellung von allgemeinen Vorschriften, durch 
welche der Dienstvorgesetzte den Betrieb der Dienststelle 
regelt, soweit hierdurch die persönlichen Verhältnisse der 
Beamten berührt werden, 
bei Aufstellung der Dienststundenpläne, 
. bei Aufstellung von Grundsätzen für die Regelung von 
Vertretungen, 
bei Aufstellung des jährlichen Urlaubsplans, 
bei Gewährung. von ausserordentlichen Vergütungen, 
bei Schaffung und Verwaltung von Einrichtungen, die der 
körperlichen oder zeistigen Wohlfahrt der Beamten 
dienen, . 
bei der Ernennung von Vertrauensärzten, 
. bei Wiedereinstellung strafweise Entlassener, 
9, bei Unfalluntersuchungen, 

ferner. auf Antrag des beteiligten Beamten, 
10. bei Versetzungen in den Ruhestand, 
41. bei Entlassungen, 
12. bei  Urlaubsverweigerungen, 
13. bei Unterstützungsgesuchen, 
14. bei der Ueberweisung erkrankter Beamten an Aerzte, 
15. ‘bei Verteilung und Fesistellung der Beschaffenheit der 

Dienstwohnungen, 

16. :bei Verteilung von Mietswohnungen, über die die Dienst- 
stelle zu verfügen hat, 
17. bei Verteilung von Dienst- und Pachtländereien. 


5 u 
Der Beamtenausschuss ist gutachtlich zu hören 
1. bei Aufstellung des Entwurfs der Dienststelle zum Haus- 
haltsplane der Dienststelle, soweit persönliche Angelegen- 
heiten der Beamten berührt werden, 
2. bei der Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen über die 
° Einstellung und Entlassımg von Beamtenanwärtern, 
3. bei der Durchführung der Ausbildung der der Dienststelle 
"zu diesem Zwecke überwieseren Beamten, 
4. bei der verwaltungsmässigen Entscheidung über die Haft- 
“ pflicht eines Beamten für Defekte, 
° 5. auf Antrag des Beteiligten vor der 'Verhängung einer 
Ordnungsstrafe. 
$ 35. 


Bei Beamtenprüfungen hat der Haupfbeamtenausschuss oder 
ein von der Reichs- oder Landesregierung zu bestimmender Be- 


D 


sum 9 


fe N | 
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amtenausschuss das Recht, drei Beamte vorzuschlagen, von 


denen einer für die Dauer der Wahlzeit des Beamtenausschusses 
zum stimmberechtigten Mitglied der Prüfungskommission er- 
nannt werden soll. Die Vorzuschlagenden sollen derjenigen Be- 
amtengruppe angehören, für deren Dienst der Prüfling seine 
Befähigung dartun will 

Auf mwissenschaftliche Prüfungen finden vorstehende Be- 
stimmungen keine Anwendung; ob eine Prüfung eine wissen- 
schaftliche ist, bestimmt in Zweifelsfällen der höchste Dienst- 
vorgesetzte. 

4. Zuständigkeit und Instanzenzug. 
& 36. 

Die Ortsbeamtenausschüsse und die Vertrauensmänner ver- 
treten die Beamten ihrer Dienststelle in allen Angelegenheiten 
der 8$ 36 bis 35, soweit sie aus dem örtlichen Dienstverhältnis 


entspringen.’ 


Die Bezirksbeamtenausschüsse vertreten die Beamten ihres 
Bezirks in allen Angelegenheiten der $$ 30 bis 35, soweit sie 
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über den Bereich einer Dienststelle, aber nicht über den Bereich 
des Bezirks hinaus von Bedeutung sind. 

Der Hauptbeamtenausschuss vertritt die gesamte Bearmten- 
schaft des Verwaltungsbereichs ‚in allen Angelegenheiten der 
$$ 30 bis 35, saweit sie über den Bereich eines Bezirks oder, 
sofern ein Bezirksbeamtenausschuss nicht besteht, über den Be- 
reich einer Dienststelle hinaus von Bedeutung sind. 

Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Dienststelle 
oder eines Bezirks hinaus von Bedeutung- ist, entscheidet im 
Falle des Abs. 2 der Dienstvorgesetzte, dem der Bezirksbeam- 
tenausschuss beigegeben ist, im Falle des Abs. 3 der höchste 
Dienstvorgesetzte, jeweils nach Verhandlung mit dem in Be- 
tracht kommenden Beamtenausschusse. 

Die Zuziehung der Beamtenausschüsse erfolgt durch den 
Dienstvorgesetzten, dem sie beigegeben sind. 

Im Falle des $ 33 Ziffer 8 ist der Bezirksbeamtenausschuss 
der Dienststelle, in deren Bezirke die Wiedereinstellung des 
entlassenen Beamten erfolgen soll, und wenn ein solcher nicht 
besteht, der Hauptbeamtenausschuss zuständig. 

In den Fällen des $ 33 Ziffer 15 bis 17 ist der Ortsbeamten- 
ausschuss derjenigen Dienststelle zuständig, zu der der Bewer- 
ber um die Wohnung oder die Ländereien gehört, auch dann, 
wenn er der Leiter der Dienststelle ist. 


8:37. 

Tritt in den Fällen des $ 33 der Dienstvorgesetzte der Ent- 
scheidung des Ortsbeamtenausschusses nicht bei, so hat er so- 
wohl in den Fällen, in denen er selbst zu entscheiden hat, als in 
den Fällen, die er der höheren Instanz zur Entscheidung bericht- 
lich vorzulegen haft, tunlichst mündlich und auf Antrag ausser- 
dem schriftlich dem Ortsbeamtenausschusse von seiner abwel- 
chenden Ansicht ınter Angabe der wesentlichen Gründe Kennt- 
nis zu geben. 

Auch in den Fällen des $ 32 Ziffer 1, 2 und 4 und des 
8 34 hat der Dienstvorgesetzte dem Ortsbeamtenausschusse von 
seiner abweichenden Ansicht Kenntnis zu geben. 


N 38. F 

Der Ortsbeamtenausschuss hat das Recht, gegen den nach 
$ 37 Abs. 1 ihm zugegangenen Bescheid binnen 10 Tagen nach 
Zustellung Beschwerde zu erheben. Zu dem Zwecke gibt er 
die Angelegenheit an den Beamtenausschuss nächsthöherer In- 
stanz ab, der sie mit Stellungnahme dem zuständigen Dienstvor- 
gesetzten höherer Instanz vorlegt. Ist dieser dem Dlenstvorge- 
setzten, dem der in der Beschwerdeinstanz mit der Angelegen- 
heit befasste Beamtenausschuss beigegeben ist, untergeordnet, 
so. steht diesem Beamtenausschusse gegen eine von seiner Auf- 
fassung abweichende Entscheidung die weitere Beschwerde an 
den Dienstvorgesetzten, dem er beigegeben ist, zu. 

Kann der Erlass der beabsichtigten Verfügung den durch die 
Beschwerde bedingten Zeitaufschub nicht. ertragen, so kann der 
Dienstvorgesetzte die Verfügung insoweit ganz oder teilweise 
in Kraft setzen. 

8 39, 


Der Dienstvorgesetzte, welcher dem Bezirksbeamtenaus- 
schusse nicht beitritt, hat diesen in sinngemässer Anwendung 
des $ 37 zu bescheiden. 

Der Bezirksbeamtenausschuss hat das Recht, gegen den 
ihm zugegangenen Bescheid binnen 10 Tagen nach Zustellung 
Beschwerde zu erheben. Zu diesem Zwecke gibt er die Ange- 
legenheit an den Hauptbeamtenausschuss ab, der sie mit Stel- 
lungnahme dem zuständigen Dienstvorgesetzten höherer In- 
stanz zur Entscheidung vorlegt. Ist dieser dem höchsten Dienst- 
vorgesetzten untergeordnet, so steht dem -Hauptbeamtenaus- 
schusse gegen dessen Entscheidung die weitere Beschwerde 
an den höchsten Dienstvorgesetzten zu. 

Handelt es sich um eine Angelegenheit, welche von einem 
Ortsbeamterausschuss im Wege der Beschwerde an den Be- 
zirksbeamtenausschuss gelangt ist, so steht diesem das im Abs. 2 
vorgesehene Beschwerderecht nur dann zu, wenn die Ange- 
legenheit unter $ 33 Ziffer 1, 3, 8, 10 oder 11 fällt. 


& 40. 

Fassung der Reichsregierung. 

In allen Fällen, in denen für den höchsten 
Dienstvorgesetzten nicht zweifelsfrei feststeht, 
dass die von ihm beabsichtigte Entscheidung 
mit der Auffassung der Gesamtregierung in 
Einklang steht, hat er deren Stellungnahme 
herbeizuführen. Die Gesamtregierung hat vor 
ihrer Entscheidung einen aus Vertretern der 
Hauptbeamtenausschüsse zusammengesetzten 
Oberausschuss gutachtlich zu hören. Die 
Stärke des Oberausschusses ist in den Aus- 
führungsbestimmungen zu diesem Gesetze zu 
bestimmen. Seine Bestellung erfolgt durch 
die vereinigten Hauptbeamtenausschüsse, - 


Vom Reichsrat 
gestrichen. 


gie 


U ze 


5. Ausiührungsbestimmungen. 
8 4l. 

Die Wahlen zu den Beamtenausschüssen müssen unverzüg- 
lich vorgenommen werden. 

Die bisher ergangenen Bestimmungen über Bildung und Auf- 
gaben von Beamtenausschüssen treten nach erfolgter Wahl 
ausser Krait. 

8 42. 


Mit der Ausführung dieses Gesetzes, insbesondere mit dem 
Erlasse der erforderlichen allgememen Ausführungsbestimmun- 
zen, wird die Reichsregierung beauitragt. 

Die erforderlichen besonderen Ausführungsbestimmungen für 
die einzelnen Dienstzweige erlässt hinsichtlich der Reichsbe- 
amten die Reichsregierung, im übrigen die Landesregierung. 

En En 
[| 


Begründung 


zuvorstehendem Gesetzentwurf, 


Vorgeschichte. 


Die Einrichtung von Beamtenvertretungen zur Wahrung 
der Rechte und dienstlichen Wünsche der Beamten bei ihren 
Dienstvorgesetzten entspricht einem seit Jahrzehnten gehegten 
Wımsche der Beamtenschaft. ‘Je grösser die einem Dienstvor- 
gesetzten untersteilten Beamtenkörper geworden sind und je 
ınehr mit diesem Anwachsen das persönliche Verhältnis der ein- 
zelnen Beamten zu ihren Dienstvorgesetzien gelockert ist, um 


so stärker hat die Beamtenschaft-das Bedürfnis nach einer ver- : 


mittelnden Stelle empfunden. Der naheiiegende Vergleich mit 
den Angestellten und Arbeitern in privaten und. öffentlichen 
Betrieben, -für die der Vertretungsgedanke sich seit der Ge- 
werbeordnungsnovelle von 1891 in aufsteigender Linie entwickelt 
hat, ist auf die Wünsche der Beamtenschaft nicht ohne Einfluss 
geblieben. Die Verwirklichung. ist jedoch über den Rahmen 


parlamentarischer Erörterungen nicht wesentlich hinausgekom- =: 


men. Die Reichsregierung hat die Berechtigung der Wünsche 
zwar nicht verkannt, aber keinen Weg zur. Erfüllung gesehen, 
der ‘nach ihrer Ansicht ohne eine bedenkliche Rückwirkung auf 


die Integrität und die bewährte Leistungsfähigkeit der Beamten- : 


schaft hätte beschritten werden können. Nach der: Revolution 
haben sich ohne eine rechtliche Grundlage Beamtenvertretungen 
bei zahlreichen Behörden gebildet und deren Anerkennung ge- 
funder. Die Reichsverfassung sagt im Artikel 130 Abs. 3: „Die 
Beamten erhalten nach näherer reichsgesetzlicher Bestimmung 
besondere Beamtenvertretungen.‘“ Diesem Artikel will der vor- 
liegende Gesetzentwurf Genüge leisten. 

Das Gesetz soll sowohl für die Beamten des Reichs als die 
Beamten der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
eelten. Es hat daher so vielseitige und verschiedenartige Ver- 
hältnisse zu regeln, dass es in weitem Masse ein Rahmengesetz 
sein muss; die Anpassung seiner . Bestimmungen an die Not- 
wendigkeiten der verschiedenen Landesgesetzgebungen und-der 


verschiedenen  Verwaltungszweige muss Ausführungsverord- 


nungen überlassen bleiben. 


Geltungsbereich. 


Das Gesetz soll Anwendung finden auf die Beamten des 
Reichs, der Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, 
d. h. der öffentlichen Körperschaften im Sinne des Artikel 10 
der Reichsverfassung. Zu den Gemeinden zählen auch die 
Schulgemeinden, zu den Beamten auch die Lehrer. Es ist er- 
wogen w orden, ob es gesetzlich zulässig und bejahendenfalls 
zweckmässig sei, auch die Beamten aller übrigen Körperschaften, 
Stiitunzen und Anstalten des Öffentlichen Rechtes dem Gesetze 
zu unterstellen; als solche würden z. B. in Betracht kommen die 
Beamten der anerkannten Kirchengemeinden. Bistümer, Dom- 
kapitel, Klöster, Orden, Altlutheraner-, Herrenhuter-, Baptisten-, 
Menunoniten-, Synagogengemeinden, Knappschaftsvereine, Kran- 


kenkassen, Berufsgenossenschafter, Innungen, Handwerker- " 


kammern, Handelskammern, Jagd-. Deich-, Wasser-, Wald- 
genossenschaiten, öffentliche Feuersozietäten usw. Wenngleich 
der Artikel 130 Abs. 3 der Reichsverfassung lediglich von Be- 
amten spricht ohne den Zusatz „der öffentlichen Körperschaften“ 
oder „der Körperschaften des öffentlichen Rechtes“, so kann 
es doch wohl keinem Zweifel unterliegen, dass er den Kreis 


der Beamten nicht weiter hat ausdehnen wollen. als’es der Ar-: 


tikei 10° tut, dass er-also nicht in die Beamtenverhältnisse der 
Körperschaften des. öffentlichen Rechtes hat eingreifen wollen, 
für die das Reich nach’ Artikel 10° nicht einmal die Grundlagen 
ihrer Rechtsverhältnisse aufstellen darf. Die Reichs- und -die 
Landesregierungen werden von Fall zu Fall prüfen müssen, ob 
ihr. gesetzmäßsiges. Aufsichtsrecht: gegenüber Körperschaften, 
Stittungen und- Anstalten-.des öffentlichen Rechtes: soweit geht, 


dass: ihnen ein Eingriff in: die Beamtenverhältnisse gestattet ist; ‘ 
und.ob eine völlige oder teilweise Unterstellung der gedachten‘ 


rung und Neubildung von Beamtenrecht. und sodann bei Aus- 


«der Beamten gehegt werden. : Die wahrzunehmenden Interessen 
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Beamten unter das Bosnien zeboten. oder er- 


“ wünscht ‘erscheint. Die tatsächlichen -Verhäknisse: im Aufbau & J 


der Körperschaften, Stiftungen und Anstalten sind derart ver“ 
schieden,' dass es- nicht möglich. ist, sie einem einheitlichen, in 1 
erster Linie für Reichs-,. Staats- und Gemeindebeamte zuge- 
schnittenen Gesetz unterzuordnen Der Entwurf beschränkt | 
sich deshalb darauf, die Regierungen zum: Erlasse von Anord- 
nungen darüber zu ermächtigen, ob und in weichem Umfang die 


3 Bestimmungen über Beamtenvertretungen auf Beamte, die nicht 


im Dienste des Reichs,‘ der Länder, der Gemeinden und Ge, x 
meindeverbände stehen, anzuwenden seien ($ 1 Abs. 6). 


Beanıtenkammern oder Beaintenausschüsse, en 


Die Beamtenvertretungen sollen die. Rechte der Beamten 
aus ihrem Beamtenverhältnisse dem Arbeitgeber gegenüber 
(Reich, Staat, Gemeinde, Gemeindeverband) vertreten. Ab- | 
weichend vom privaten Arbeitgeber treten Reich, Staat, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände ihren Beamten’ gegenüber in 
doppeiter Weise auf: einmal bei Regelung‘ der allgemeinen . 
Rechtsgrundlagen für das Beamtenverhältnis, also bei Abände- 


führung und Handhabung des geltenden Rechtes; im ersteren 
Falle bringt der Arbeitgeber seinen Wiilen durch seine gesetz- 
gebenden Organe, im zweiten durch die Dienstvorgesetzten der | 
Beamten -zum Ausdruck. Ebenso wie hiernach der Arbeitgeber 
des Beamten in den gedachten ‚beiden Fällen verschiedene Ver- 
treter hat, ist es aus sachlichen und. technischen Gründen ge- 
boten, dass die Beamtenschaft in beiden Fällen durch verschie- 
dene Organisationen vertreien wird. Im ersteren Falle müssen 
sämtliche Beamten aller Verwaltungszweige des Reichs, Staates 
oder der Gemeinde: und Gemeindeverbände sich zur Bestellung 
einer gemeinsamen Vertretung zusammentun, während im 
zweiten Falle die. Beamten jeder Behörde und Dienststellen oder 
der unter einem gemeinsamen Dienstvorgesetzten zusammen- 
gefassten Behörden und Dienststellen besonderer Vertretungen 
bedürfen. Im ersteren Falle liegt die Vertretung zurzeit in 
den Händen der Beamtenvereine und Beamtenverbände, im 
zweiten Falle ist sie Beamtenvertretungen zu übertragen. Ob 5: 
der Gesetzgeber bei Fassung des Artikels 130 Abs. 3 der Reichs- 
verfassung mehr an die eine oder an die andere Art der, Ver- 
tretung gedacht hat, ist ,strittig. ' 1 


Es ist die Meinung vertreten, dass .der. Absicht des Gesetz- Ei 
gebers am meisten .entsprochen werden :würde durch Einrich- 
tung von berufsständischen, parlamentarischen Beamtenkammern. . 
Dieser Meinung kann jedoch nicht beigetreten werden. Für die 
Beamtengesetzgebung sind Beamtenkammern unerwünscht, weil - 
sie fraglos die Gesetzesinitiative für sich in Anspruch nehmen } 
und die veriassungsmässige Tätigkeit der gesetzgebenden Kör- 
perschaften aufs stärkste beeinträchtigen würden. wobei zu be- 
rücksichtigen ist, dass die- Rechte, die den Beamtenkammern 
zugebilligt werden, auch. ähnlichen Berufs- und Standesorgani- | 
sationen nicht vorenthalten werden können. Mit den Beamten- i 
organisationen würden die Beamtenkammern sehr ‚schnell in I 


Konflikt geraten, weil sie ihnen einen grossen Teil.der jetzt von 


ihnen bearbeiteten Aufgaben. abnehmen, ohne, sie vollständig 
ersetzen und überflüssig machen zu können. Für eine. Mit- °' 
wirkung bei der Ausführung und Handhabung des jeweils gel- 
tenden Beamtenrechts sind Beamtenkamimern gänzlich unge- 
eignet. Diese kann nur durch Vertretungen (Ausschüsse) bei den 


‚einzelnen Behörden ausgeübt werden. Der Entwurf sieht aus 


diesen Gründen von einer Einrichtung von Beamtenkammern ab, 
will aber dort, wo sie ‚etwa bestehen oder gebildet werden, 
ihnen nicht hinderlich in den Weg treten; ihre Befugnisse wer- = 
den ebenso wie die Befugnisse von freien Beamtenvereinen und ! 
-verbänden nicht berührt, soweit sie nicht mit den Bestimmungen ai 
des Entwurfs in Widerspruch stehen ($ 31). E | 


5 

En 
hi 
8 


IR 


Aufgaben der Beamtenvertretungen im: allgemeinen, | 


Der Entwurf sieht vor, dass für alle Beamten ‘Organe ein- 
gerichtet werden, die bei -den Dienstvorgesetzten "diejenigen 
Rechte und Wünsche vertreten, welche sich zu einer persön- ' 
lichen ‘Verfolgung wenig eignen. Dahin gehören einmal solche 
Rechte und Wünsche, die tief einschneiden in'die Lebensverhält- 
nisse der Beamten, so dass sie von: dritter -Seite mit grösserer ° | 
Ruhe und Sachlichkeit vorgetragen werden können als von den 
Betroffenen selbst, sodann solche, die: nicht allein: den einzelnen uf 
Beamten aus Gründen, die- in ‚seiner »Person'liegen, bewegen, ’ 
sondern die von einer. Mehrzahl in gleicher;Lage sich: befinden- 


müssen mit der dienstlichen Stellung des Beamten zusammen- 


. hängen; ausserdienstliche gemeinsame Angelegenheiten können 


wohl in Berufs- und’ ähnlichen Interessentenvereinen behandelt 
werden, aber nicht von. den durch- Gesetz :zu schaffenden Be- ) 
amtenvertretungen.:: Aus dem :Dienstangelegenheiter sind weiter 

die nicht persönlichen auszuschalten;- also solche, die sich‘ nur ° 














| 
| 





‚auf den Inhalt der. dem. Beamten obliegenden Arbeit. und. die 
Art ihrer Erledigung -beziehen; hierüber kann allein diejenige 
\\ Dienststelle: sich mit dem Beamten auseinandersetzen,. welche 
für das Arbeitsergebnis verantwortlich und mit: dem persönlichen 
Dienstvorgesetzten. häufig nicht identisch ist. - Aber auch alle 
persönlichen Dienstangelegenheiten eignen sich zu Behandlungen 
durch die Beamtenvertretungen nicht,. nämlich dieienigen nicht, 
welche eine. Abänderung ‘des ieweils geltenden Beamtenrechts 
zur Voraussetzung haben, also der Gesetze, Verordnungen und 
Verfügungen, die 'objektives Recht begründen. Eine scharfe 
Abgrenzung lässt sich nicht vornehmen; jedoch werden in der 
Praxis sich keine Schwierigkeiten ergeben, zumal der Entwurf 
weiter verlangt, dass die Beamtenvertretungen. nur diejenigen 
Befugnisse haben, die ihnen ausdrücklich beigelegt sind, so dass 
eine sinngemässe Anwendung in extensiver Interpretation nicht 
gestattet ist. 


Der vorumschriebene Zuständigkeitskreis der Beamtenver- 
tretungen muss aber noch eine weitere Einschränkung erfahren; 
. die Beamtenvertretungen sollen nicht einseitig Anwalt der Be- 
 amten sein, sondern nur insoweit, als das Gesamtinteresse des 
ı Reichs, der Staaten, Gemeinden und Gemeindeverbände dem 
nicht. entgegensteht. Ist das der Fall, so müssen die Beamten- 
vertretungen einem unberechtigten Verhalten der Beamten ent- 
gegentreten und die Beseitigung von Missständen und Korruption 
sich angelegen sein lassen ($ 30 Abs. 2). 


— en —— mn - — 
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Aufbau der Beamtenvertretungen. 


Da ein Beamter in der Regel persönliche Dienstvorgesetzte 
in mehreren Instanzen ’hat, so war zu prüfen, ob etwa bei jedem 
dieser Dienstvorgesetzten eine besondere Vertretung einzu- 
richten. sei oder ob sich eine Beschränkung der Vertretungen 
auf zwei oder drei Instanzen empfehle. Der Entwurf sieht bei 
den Dienstvörgesetzten unterster Instanz Ortsbeamtenausschüsse 
und bei den Dienstvorgesetzten höchster Instanz Hauptbeamten- 
ausschüsse vor ($ 1 Abs. 1), gestattet aber auch bei Bedarf 
die Einrichtung von Bezirksbeamtenausschüssen bei Dienstvor- 
gesetzten mittlerer Instanz ($ 1 Abs. 2). Er geht davon aus, 
dass der Schwerpunkt der Vertretung der Beamten beim Orts- 
beamtenausschuss liegen muss, der die gesamten Verhältnisse, 
die für die Beurteilung der Klagen und Wünsche des Beamten 
in Betracht kommen, gründlich kennt. Zur Herbeiführung der 
' Einheitlichkeit der Auffassungen der Ortsbeamtenausschüsse ist 
in jedem‘ Verwaltungszweige ein ‚Hauptbeamtenausschuss not- 
ı wendig. Bei grossen Verwaltungen mit zahlreichen Beamten 
| kant zur‘ Entlastung des Hauptbeamtenausschusses eine Zwi- 
'scheninstanz zweckmässig werden, was’ für jeden Einzelfall be- 
sonders zu ‘prüfen und zu entscheiden ist. ' Vom Standpunkt 
des Dieristvorgesetzten aus betrachtet, zeigt sich folgendes Bild: 
Der persönliche Dienstvorgesetzte erster Instanz hat einen Orts- 
‚ beamtenausschuss zur Seite, derjenige mittlerer Instanz einen 
' Ortsbeamtenausschuss für seine’ erstinstanzlichen Untergebenen 
und unter Umständen einen Bezirksbeamtenausschuss für seine 
| 
| 








zweit- oder "zweit- und drittinstanzlichen Untergebenen, der- 
jenige höchster Instanz ausser einem Orts- noch einen Haupt- 
beamtenausschuss für sämtliche ihm unterstellten Beamten. 


"Die Frage, wer persönlicher Dienstvorgesetzter im Sinne 
dieses Gesetzes in den verschiedenen Instanzen ist. kann nicht 
allgemein entschieden werden; die Befugnisse, welche die Be- 
gritismerkmale ‚des Dienstvorgesetzten ausmachen, z. B. die 
Disziplinar- und die Urlaubsgewalt, sind oft auf verschiedene 
Instanzen verteilt. Es muss dem höchsten Dienstvorgesetzten 
überlassen bleiben, die Dienstvorgesetzten und die Instanzen 
der Beamtenausschüsse, soweit ihm darauf ein Einfluss gegeben 
ist, tunlichst so zu bestimmen, dass alle diejenigen Beamten 
einem gemeinsamen. Beamtenausschusse zugeteilt sind. die nach 
Massgabe der sachlichen Zuständigkeit der Beamtenausschüsse 

(88 30 if.) durch gemeinsame Interessen verbunden sind. 


Wahlen, 


Die Beamtenausschüsse- gehen aus Wahlen hervor. Es er- 
scheint sachgemäss und entspricht den bisher gemachten Er- 
‚Jahrungen, die'zu einem Wahlkörper gehörenden verschiedenen 
Beamtengruppen (der höheren, mittleren und unteren Besol- 
dungsgruppen). mit Rücksicht auf. ihre mannigfacher Sonder- 
interessen geschlossen in sich. und Kandidaten aus ihrer Mitte 
"wählen 'zu lassen. Eine gemeinsame Wahl aller Vertreter würde 
dazu führen, dass die bei einer Dienststelle vorhandenen Minder- 
heiten Vertreter "aufgezwungen bekämen, die von ihnen nicht 
als geeignet:.zur. Währnehmung ihrer. Sonderinteressen ange- 
sehen werdert. :- Das Verhältniswahlsystem bietet keinen aus- 
| ee rg 


.Geschäftsgang und Instanzenzug. 
| ‚Der Beaifisgang. ist wie folgt gedacht: Der Anstoss zu 
einer: Verhandlung ‘zwischen Dienstvorgesetzten und -Beamten- 
Ausschuss kann- von beiden Teilen gegeben werden; Schriftliches 
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Verhandeln ist nach Möglichkeit zu vermeiden; mündliches Ver- 
fahren verdient im Interesse einer schnellen Klärung der beider- 
seitigen Auffassungen und zur Beseitigung von Missverständ- 
nissen und Se unuesterschledenheitent vor dem schriftlichen 
Verfahren den Vorzug, 

Die Beamtenausschüsse RER und beschliessen in der 
Regel unter sich; doch kann der Dienstvorgesetzte eine Sitzung 
in seinem oder seines Beauftragten Beisein jederzeit verlangen. 
Tritt der Dienstvorgesetzte der Entschliessung des Ortsbeamten- 
ausschusses nicht bei, so hat letzterer das Recht. durch Ver- 
mittlung des Ausschusses höherer Instanz die Angelegenheit zur 
Entscheidung der höheren Dienstvorgesetzten zu bringen. In 
gewissen wichtigeren Fällen kann der Bezirksbeamtenausschuss, 
wenn er seine Ansicht nicht durchgesetzt hat, die Angelegenheit 
durch den Hauptbeamtenausschuss an den höchsten Dienstvor- 
gesetzten und an die Gesamtregierung bringen. 

Von einem Teile der Beamtenschaft wird gefordert, dass, 
wenn der Hauptbeamtenausschuss mit dem Leiter der höchsten 
Instanz nicht zu einer Verständigung kommt, die "endgültige 
Entscheidung einem Schlichtungsausschusse zustehen solle, der 
aus Vertretern des höchsten Dienstvorgesetzten und Vertretern 
der. Beamtenschaft zusammengesetzt sei. Dieser Gedanke muss 
als: der staatsrechtlichen Stellung der Beamtenschait wie. der 
des Leiters der höchsten Instanz widersprechend abgelehnt 
werden. Hier tritt der Unterschied in die Erscheinung, der 
zwischen Beamten einerseits und Angestellten und Arbeitern 
andererseits besteht. Der Beamte ist durch einen einseitigen, 
öffentlich-rechtlichen Akt des Staates in sein Amt berufen; er 
steht dem Staate nicht als gleichberechtigter privatrechtlicher 
Vertragschliessender gegenüber. Aus diesem Grunde kann nicht 
ein Schlichtungsausschuss zwischen ihm und der Regierung 
Recht sprechen. Auch von der staatsrechtlichen Stellung des 
Leiters der höchsten Instanz aus kommt man zu der. Unmög- 
lichkeit eines rechtsprechenden Schlichtungsausschusses. Der 
Leiter der höchsten Instanz, also der Minister, ist dem Parla- 
ment für seine gesamte Dienstführung verantwortlich: dies setzt 
voraus, dass er durch niemand: in seiner freien Entschliessung 
beeinträchtigt werden kann. -Die Bindung an die Entscheidung 
eines Schlichtungsausschusses würde einen Eingriff in die Ver- 
antwortlichkeit des Ministers und in das Aufsichts- und Kontroll- 
recht des Parlaments bedeuten. 

Das Recht jedes Beamten zur persönlichen Beschwerde 
durch alle Instanzen und das Recht der Petition werden durch 
den Entwurf nicht berührt. 


Vorstehender Allgemeinbegründung des Entwurfes sind dann 
noch begründete Anmerkungen zu den einzelnen Paragraphen 
des Entwurfes angefügt. 


Aus letzteren seien im folgenden die Begründungen 2 zu den 
umstrittenen $$ 13 und 40 hervorgehoben: 


Zu $ 13. Von einem grossen Teile der Beamtenschaft wird 
gefordert, dass nur solche Beamten in den Beamtenausschuss 
gewählt werden können, welche einer gewerkschaftlichen Be- 
amtenorganisation. angehören. Einer gesetzlicher Anerkennung 
dieser Forderungen stehen erhebliche Bedenken entgegen. Dass 
ein Zusammenarbeiten der Beamtenausschüsse mit den grossen 
Berufsvereinen sachlich notwendig ist, .dass eine Grosszügigkeit 
und Einheitlichkeit der Arbeit angestrebt werden. muss, dass 
Wünsche vereinzelter hinter Bedürfnisse der Allgemeinheit oder 
erheblicher Mehrheiten zurückgestellt werden müssen, wird 
nicht verkannt. Der Begriff „gewerkschaitliche Organisation“ 
ist aber nicht festliegend, sondern flüssig. In den Beamtenorza- 
nisationen, die sich selbst als zewerkschaftiich bezeichnen, 
herrscht noch keine Einmütigkeit über die Stellung zum Be- 
amtenstreik. und über die Stellung zu den Arbeitergewerk- 
schaften. Es besteht keine unparteiische Stelle, welche dar- 
über entscheiden könnte, welche Bedingungen zu erfüllen sind, 
um als Gewerkschaft zu gelten. Vor allem würde in der Ab- 
hängigmachung der Wählbarkeit in einen Beamtenausschuss 
von der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft ein Koalitions- 
zwang liegen, der mit der Verfassung nicht vereinbar ist. Es 
sei darauf hingewiesen, dass das Betriebsrätegesetz ($ 20) eine 
entsprechende Bestimmung nicht enthält. 


Zu $ 40. Dass es gegen die Entscheidung des höchst- 
instanzlichen Dienstvorgesetzten eine weitere Beschwerde, ins- 
besondere die Anrufung des Schlichtungsausschusses, nicht geben 
kann, ist bereits oben ausgeführt. Andererseits muss aber Vor- 
sorge getrofien werden, dass die letztinstanzlichen Entscheidun- 
gen der verschiedenen Verwaltungszweige miteinander in Ein- 
klang stehen. Voneinander abweichende Entscheidungen. können 
sowohl dann vorkommen, wenn der Jletztinstanzliche Dienstvor- 
gesetzte dem Hauptbeamtenausschuss beitritt. als wenn er 
dessen: Anträge‘ ablehnt. -Es- ist: deshalb nicht angängig, - die 
weitere Entscheidung, welche nur durch die Gesamtregierung 
eriolgen- kann, von .einer. Anrufung ‚dieser ‘durch den - Haupt- 
beamtenausschuss abhängig zu machen. Es muss vielmehr dem 
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letztinstanzlichen Dienstvorgesetzten die Pflicht auferlegt wer- 
den, in allen Fällen. in denen nicht zweifelsfrei fests’eht, dass 
seine Auffassung mit der der Gesamtregierung in Einklang steht, 
deren Stel:ungnahme herbeizuführen. Damit auch diese Stellung- 


nahme nicht ohne eine Mi:wirkung der Beamtenschaft erfo!gt, ' 


tat das Gesamtministerium einen aus den Hauptbeamtenaus- 
schüssen zusammengesetztern Oberatusschuss zutachtlich zu 
hören. Die S’ärke und Art der Zusammensetzung des Ober- 
ausschusses kann nicht für das Reich und alte Länder in 
gleicher Weise geregelt werden: die Regelung muss deshalb 
durch die Ausführungsbestimmungen erfo!gen. 


Begründung des Reichsrats zu seinen vom Re» 
gierungsentwurf abweichenden Beschlüssen [($$ 13 
und 40). 


1. Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der von den Haupt- 
ausschüssen zu behandelnder Angelegenheiten und mit Rück- 
sicht auf die Tragweite der Entschliessungen der Hauptbeamten- 
ausschüsse ist eine längere Lebens- und Beamtenerfahrung der 
Mitglieder der Hauptbeamtenausschüsse erwünscht: mit 24 Jahren 
kann diese nicht hinreichend vorhanden sein. Ein Mindestalter 
von 30 Jahren für die Wählbarkeit in den Hauptbeamten- 
ausschuss ist angemessen, 


2. Der $ 40 enthält eine staatsrechtlich wnhaltbare Bestim- 
mung: wann die Gesamtregierung in Tätigkeit zu treten hat, 
ist einer interne Verfassungsangelegenheit der Länder und kann 
nicht durch ein Gesetz über Beamtenvertretungen reichsrecht- 
lich geregelt werden; ebensowenig gansbar ist es. der Gesamt- 
regierung, diernur dem Parlament verantwortlich ist. die An- 
hörung eines Ausschusses vorzuschreiben. Die parlamentari- 
sche Verantwortlichkeit der Minister ist ein hinreichender Schutz 
für die Beamten gegen Gefährdung ihrer Rechte und gewähr- 
leistet die Einheitlichkeit der Behandlung grundsätzlicher Fragen. 
Der $ 40 ist somit zu streichen. 


Stellungnahme der Reichsregierung zu den ab- 
weichenden Beschlüssen des Reichsrats. 


1. Da Voraussetzung zur Wählbarkeit in einen Haupt- 
beamtenausschuss ist, dass der Wahlkandidat nicht mehr in der 
Berufsausbildung steht, am Wahltage mindestens drei Jahre Be- 
amter ist und sechs Monate dem Weahlkörper angehört hat, 
wird es nur selter vorkommen, dass ein Beamter unter 
30 Jahren in einen Hauptausschuss gewählt wird. Sollte es 
ausnahmsweise doch vorkommen, so kann angenommen werden, 
dass die Wähler ihre guten Gründe hierzır gehabt haben. Es 
liegt kein Anlass vor, die Wähler mehr als unbedingt notwendig 
in ihrer Wahlfreiheit einzuengert. 


2. Die Gründe, welche der Reichsrat gegen die Zulässiekeit 
und Zweckmässigkeit eines Oberausschusses vorgebracht hat, 
sind nicht stichhaltig. Mit denselben Gründen könnte auch die 
Einrichtung der Hauptbeamtenausschüsse bekämpft werden. Da 
die Oesamtregierung in die Lage kommt. in den im Gesetz vor- 
gesehenen Angelegenheiten letztinstanzlich zu entscheiden, ent- 
spricht es der Folgerichtigkeit, dass auch hier die Beamtenschaft, 
wie in den übrigen Instanzen, zu Worte kommt. Es genügt nicht, 
dass die Mitglieder der Gesamtregierung sich einze!n durch die 
ihnen beigegebenen Hauptbeamtenausschüsse unterrichten lassen; 
sie müssen vielmehr die Gesamtanschauung aller Hauptaus- 
schüsse kennenlernen können, 


Die Ausführungsbestimmungen zum 
Preuss. Beamtendienstenkommengesetz 


Wie in Nr. 8 der „Fr. B. R.“ bereits mitgeteilt. hatte der 
Preuss. Staatsrat in seiner Sitzung am 2. d. Mts. die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zum Preuss. Beamtendiensteinkommengesetz 
angenommen. Diese wurden dann gemäss $& 37 des Gesetzes 
am 8. d. Mts. dem Preuss. Landtag vorgelegt (Drucks. Nr. 726). 
Da die Vorlage an den Landtag kurz vor den Ferien erfolgt ist, 
kann dieser erst im Herbst hierzu Stellung nehmen. Die Re- 
gierung wird jedoch diese Ausführungsbestimmungen bereits 
vor Genehmigung durch den Landtag in Kraft setzen. Mit dem 
Erlass der Ausführungsbestimmungen erfolgt nun endlich. die 
namentlich von dem diätarisch angestellten Beamten erwartete 
Regelung des Besoldungsdienstalters, und mit der Auszahlung 


der hieraus sich ergebenden Nachzablungen wird in Kürze ge-._ 


rechnet werden können. 


Ueber 6 Monate hat die Fertigstellung der Ausführunges- 
bestimmungen die Regierung in Anspruch genommen. Mehrere 
Entwürfe sind ausgearbeitet und immer wieder abgeändert 
worden. Der Wortlaut der jetzigen Ausführungsbestimmungen 
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sandten Entwurf teilweise erhebliche Abweichungen. Jedoch 
sind trotz der vielen Umarbeitungen seitens der Regierung die 


2 
y 
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zeigt von dem vor Monaten. den Spitzenorganisationen zuge- | 


[4 
; 


seinerzeit von den Gewerkschaften durch dem Deutschen Be- 


amten-Bund beantragten Aenderungen nur zu einem geringen 
Teil. berücksichtigt worden. Ebenso wie die Reichsregierung 
zeigt auch die Preuss. Staatsregierung wenig Geneigtheit zum 
wirklichen Zusammenarbeiten mit den Organisationen. Die 
Entwürfe sind den Organisationen zwar zugänglich gemacht 
worden, aber trotz der monatelangen Arbeit. die die Regierung 


zur Fertigstellung der Entwürfe gebrauchte, haben die Orga- 


nisationen nur wenige Tage Frist zur Einreichung ihrer Ab- 
änderungsvorschläge gehabt. Um damals noch grössere Ver- 
zögerungen in der Herausgabe der Ausführungsbestimmungen 
zu vermeiden, wurden die Forderungen der Beamten schnell- 
stens der Regierung unterbreitet. Eine Fülle von Arbeit ist 
seitens der Organisationen geleistet worden, die leider in keinem 
Verhältnis steht zu der Berücksichtigung, welche das Staats- 
ministerium den vorgebrachten berechtigten Forderungen der 
Beamternschaft zuteil werden liess. Wir werden alles anfbieten, 
um nunmehr die von der Regierung nicht berücksichtigten Por- 
derungen bei den Verhandlungen mit dem Ausschuss für Be- 
amtenangelegenheiten im Landtag durchzusetzen. : 


Die uns vorliegenden endgültigen Ausführungsbestimmun- 
gen der Regierung, welche 180 Ziffern enthalten, behandeln im 
ersten Teile die Dienstbezüge, im zweiten die Zahlungsvor- 
schriiten und im dritten die Schlussvorschriiten. Trotz dieser 
Fülle von Ziffern dürfte es ohne besondere Begleiterlasse der 
einzelnen Ressorts wohl kaum möglich sein, das Besoldungs- 
dienstalter der einzelnen Beamtengruppen ohne weiteres nach 
den Ausführungsbestimmungen zu ermitteln, denn das berühmte 
Wörtchen „kann“ spielt auch in diesen Ausführungsbestim- 
mungen die Hauptrolle. Viele Ziffern sind derart unklar ge- 


halten, dass es manchen nachgeordneter Dienststellen schwer 


fallen wird, ihren Sinn zu erfassen. Besonders für die mitt- 
leren technischen Beamten, welche einen grossen Teil ihrer Be- 
schäftigungszeit ausserhalb des Staatsbeamtenverhältnisses, 
zum Teil im Staats-, Kommunal- oder Privatdienst zugebracht 
haben, sind die Bestimmungen über die: Festsetzung des Besol- 
dungs- bezw. Anwärterdienstalters sehr unklar. 


Wir beschränken uns infolge Raummanzels darauf, nach- 


folgend die hauptsächlichster Bestimmungen zum Abdruck zu 
bringen. 


Zur Ausführung des Beamtendiensteinkommengesetzes vom 17. De- 
zember 1920 — GS. 1921 S. 135 — werden unter Beseitigung aller 


bisher erlassenen entgegenstehenden Aus’ührungsbestimmungen mit Zus 
stimmung des Staatsministeriums nach Anhörung des Staatsrats folgende 


Preussische Besoldungsvorschriften (PBV.) erlassen: 


Erster Teil: Dienstbezüge. 
Erster Abschnitt: Planmässige Beamte, 


1. Die planmässigen Beamten erkalten: “ 


I. Grundgehalt und Ortszuschlag ($$ 1 bis 7 BDEG.) sowie in 


besonderen Fällen: ’ 
Sondervergütungen, Nebenbezüge und soustige Vergünsti- 
gungen ($$ & bis 10 BDEG). 
Il. Kinderbeihilfen ($ 17. BDEG). 
IL. Ausgleichszuschlag ($ 18 BDEG). 
1. Grundgehalt, 
A.—B. . ee. oe 
©. Besoldungsdienstalter (BDA). 
a) Allgemeines. 


. 10. Der Tag, auf den das BDA. eines planmässigen Beamten. mit. 
aufsteigendem Gehalt festgesetzt wird, bezeichnet den Zeitpunkt, welcher 


der Berechnung der dem Beamten in seiner Besoidungsgruppe zukommen- : 


den Gehaitsstufe zugrunde gelegt wird. Von diesem Zeitpunkt an sind 


die Zeitabschnitte für das Verbieiben im Anfangsgrundgehalt und für das 

Aufsteigen in die höheren Gehalisstufen zu rechnen. Das BDA. kommt . 

— soweit nicht ein anderes bestimmt ist — nur für die Regelimg der 
echnung der 


Gehaltsbezüge in Betracht, insbesondere ist es für die Ber 
ruhegehaltstähigen Dienstzeit ohne Bedeutung: 
Beginn des BDA. 


„1. (1) Das BDA. beginnt mit dem Tage der Anstellung in der 
jeweiligen planmässigen Stelle, soweit nicht im BUJEG. oder ın diesen. 


BV. etwas Abweichendes bestimmt oder zugelassen ist (5 3 Abs. 8 


BDEG.). 
(2) Ein Beamter, der von einer Verwaltung zur anderen oder inner- 


halb derselben Verwaltung von einem Dienstzweig in den anderen 
übertritt, aber in derselben Besoldungsgruppe verbleibt, behält in scner 


neuen Dienststelle im allgemeinen das BDA., das er in der alten Stelle 
gehabt hat, Erfolgt der Uebertritt auf Wunsch des betreffenden Beamten 


so kann der Vebertritt davon abhängig geinacht werden, dass der Beamle & 


in der neuen Dienststelle keim günstigeres BDA. erhält, als es die 
Beamten der regelmässigen Laufbahn mit gleich. langer Gesamtdienstzeit 
besitzen (vgl. Ziffer 23 Abs. 2). Die Ehe REF ae. 
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12. Als Zeitpunkt der planmässigen Anstellung gilt der Tag, von dem 
‚ an der Beamte bei Verleihung der planmässigen Stelle — sei es unwider- 
ruflich, sei es auf Widerruf oder Kündigung — das damit verbundene 
Stelleneinkommen erhält. Die Uebertragung der Verwaltung einer plan- 
mässigen Stelle auf Probe oder Widerruf bleibt ausser Betracht, und 
' zwar auch dann, wenn der Beamte während dieser Zeit das volle 
Stelleneinkommen bezogen hat. jedoch gilt für den mit Vorbehalt 
einer Probezeit angestellten Beamten der erste Tag des Monats seiner 
Bestätigung in der Stelle als Tag der planmässigen Anstellung. 

13. (1) Eine durch den Haushaltsplan neugeschaffene Stelle kann 
mit Rückwirkung bis zum. Beginne des Rechnungsjahre;, eine andere 
freie Sielle mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten verliehen 
werden, wenn und, solange der betreffende Beamte die Obliegenheiten 
der ihm übertragenen oder einer gleichwertigen Stelle tatsächlich wahr- 
genommen hat, 

Auch ohne diese Voraussetzung kann eine freie Stelle mit 
Wirkung vom '1. oder einem sonsiigen Tage des Kalendermonats an 


| rückwirkend verliehen werden, in dem die Verleihung verfügt wird. 


(3) Eine Stelle, die dadurch rückwirkend frei wird, dass ihr Inhaber 
eine andere Stelle rückwirkend übertragen erhält, kann mit Rück- 
wirkung von höchstens drei Monaten verliehen werden. 

41) Eine ‚Verleihung mit rückwirkender Kraft darf hiernach grund- 
sätzlich nur für eine Zeit erfolgen, in der das Stelleneinkommen frei war. 
Eine solche Verleihung soll, soweit es sich nicht um neugeschaffene 
Haushaltsstellen handelt, nur in Ausnahmefällen zur Vermeidung be- 
sonderer Unbilligkeiten erfolgen. Sie soll nur mit Zustimmung des 
Beamten ausgesprochen werden, wenn er sich durch die Anstellung, 
z. B. info!ge Verminderung des Ortszuschlags, in seinen Bezügen ver- 
schlechtert. \ 

(5) Die Rückwirkung sichert dem Beamten insbesondere den früheren 
Bezug des Stelleneinkommens und gegebenenfalls ein günstigeres BDA. 
Sie hat dagegen beispielsweise nicht die Bedeutung, dass bei einer 
Anstellung ausserhalb des bsherigen Beschäftigungsortes eine Mchr- 
aufwandsentschädigung für dem Zeitraum der Rückwirkung zu gewähren 
wäre oder die nach der Dienststellung abgestuften Tagegelder, Mehr- 
aufwandsentschädigungen und ähnliche Bezüge nachträglich anders fest- 
zusetzen wären. 


b) Aurechnung von BIER NmänIger Dienstzeitauf 
as 


20. (1) Bei der Festsetzung des BDA. der nach dem 31. März 1920 
planmässig angesieliten Beamien ist von der Zeit, die bei dem glei- 
chen Dienstzweig zwischen dem Beginne des Anwärterdienst- 
alters (Ziffer 130 ff.) und der ersten planmässigen Anstellung verbracht 
worden ist, bei Zivilanwärtern der Teil, der Fünf Jahre, bei Militär- 


| anwäriern der Teil, der vier Jahre übersteigt, auf das BDA. anzu- 
; rechnen ($ 13 Abs. 2 Satz 1, $ 25 Abs. 2 und $ 


37 BDEG.), bei 
Minäranwärtern jedoch nur insoweit, als dieselbe Anwärterzeit nicht 
bereits zu. der nach $ 3 Abs. 3 Sax 1 BDEG. vorgesehenen Anrechnung 
in Anspruch genommen ist. 

(2) Einer nichtplanmässigen Dienstzeit bei dem gleichen Dienstzweig 
ist die. Zeit gleichzuachten, die nach Ziffer 147 ff. auf das Anwärter- 
dienstalter angerechnet wird. 

21. (1) Eine Anrechnung der nichtplanmässigen Dienstzeit auf das 
BDA. ist insoweit ausgeschlossen, als sich die planmässige Anstellung 
auf eigenen Wunsch des Beamten, wegen unzureichender Befähigung 
oder aus einem sonstigen, in der Person des Beamten liegenden 
Gründe — ausgenommen Krankheit — verzögert hat. 


(2) Hat sich die erste planmässige Anstellung wegen unzureichender 
Befähigung oder mangeihafier Führung des Beamten verzögert, sokann 
nach einer Bewährungsirist von mindestens zwei Jahren — gerechnet 
vom Tage der planmässigen Anstellung ab — mit Genehmigung des 
Fachminisiers das BDA. so festgesetzt werden, als ob die planmässige 
Anstellung rechtzeitig erfolgt wäre. Eine Nachzahlung von Dienst- 
bezügen findet aus diesem Anlass nicht statt; die nach dem neuerrechne- 
ten BDA. zustehenden Bezüge sind frühestens vom 1. des Monats an zu 
zahlen, in dem die Genehmigung ausgesprochen wird. 

(3) Abs. 2 darf beim Vorliegen besonderer Billigkeitsgründe auch an- 
gewendet werden, wenn die verzögerte planmässige Anstellung schon 
vor denı Inkrafttreten dieser BV. erfolgt ist. 

(4) Ist vor dem Inkrafttreten dieser BV. die Zeit einer Verzögerung 
der p’anmässigen Anstellung wegen Krankheit nicht auf das BDA. an 
gerechnet worden, so ist das BDA. auf Antrag unter Berücksichtigung 
der Krankheitszeit so festzusetzen, als ob die planmässige Anstellung 
rechtzeitig erfolgt wäre. Ueber die Nachzahlung von Dienstbezügen ent- 
scheidet der Fachminister. 

22. (1) Als eine bei dem gleichen Dienstzweig im Sinne der Ziffer 20 
verbrachie Dienstzeit ist nur die bei derselben Verwaltung zurückgelegte 
Dienstzeit anzusehen, d. h. die Dienstzeit bei Behörden, die demselben 
Ministerium unterstehen, einschliesslich des Ministeriums selbst. 

(2) Für den Begriff des gleichen Dienstzweiges kommt es hierbei nur 
darauf an, dass dasselbe Arbeitsgebiet (z. B. Finanzverwaltung, Polizei- 
verwaltung), nicht aber darauf, dass dieselbe Arbeitsart (z. B. mecha- 
nische Arbeit, handwerksinässige Arbeit, unselbständige geistige Arbeit, 
selhstündige geistige Arbeit) gegeben ist. 

(3) In Zweifelsfälien entscheidet der Fachminister im Einvernehmen 
mit dem Finanzminister. 

(4) Der Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Finanzminister 
bestimmen, dass als gleicher Dienstzweig auch eine gleichartige Be- 
schäftigung im Bereich eines anderen Ministeriums anzusehen ist. 

23. (1) Ob und wieweit zum Ausgleich von Härten die Dienstzeit in 
einem anderen Zweige des Staatsdienstes auf das BDA. angerechnet 
werden kann, bestimmt der Fachminister in- Gemeinschaft mit dem 
| Finanzminister, 

(2) Eine solche Anrechnung darf. nicht erfolgen, soweit sich dadurch 
ein günstigeres BDA. ergeben würde, als es cin Beamter der regel- 
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mässigen Laufbahn mit gleich langer Gesamtdienstzeit bei regelrechten 
Aufstieg besitzt. Statt der Gesamtdienstzeit kann auch das Prüfungs- 
diensiater oder das Anwärterdienstalter zum Anhalt genommen werden, 
wenn es einen sicheren Vergleichsmassstab abgibt; letzten Endes das 
Lebensalter. 


..@&) Die Anrechnung ist ferner ausgeschlossen, soweit schon durch 
die Anrechnung derseiben Dienstzeit auf das Anwärterdienstalter eine 
Verbesserung des BDA. nach Ziffer 20 einzutreten hat. 


24. Für die nicht unmittelbar aus Stelienanwärtern hervorgegangenen 
planmässigen Beamten wird zunächst das AnwDA. ($ 13 Abs. 1 BDEG.) 
festgesetzt, sodann ist bei der planmässigen Anstellung eines derartigen 
Beamten zu ermittein, welche -Zeitabschnitte nach Ziffer 140 ff. auf 
sein AnwDA. anzurechnen wären, wenn er als nichtplanmässiger Beam- 
ter derselben Besoldungsgruppe oder im Falle der Ziffer 63 der Ein- 
gangsgruppe angeste.lt wäre. Nach Massgabe dieses AnwDA. ist sodann 
gemäss Ziffer 20 und 63 sein BDA. als planmässiger Beamter fest- 
zusetzen. 


ce) Anrechnung von Zeit praktischer Beschäftigung 
aufdas BDA. 


25. Ob und wieweit zur Vermeidung von Härten die Zeit prakti- 
scher Beschäftigung ausserhalb des Staatsbeamtenverhältnisses auf das 
BDA. angerechnet werden kann, wird vom HFachminisıer in Gemein- 
schaft mit dem Finanzminister bestimmt. Die hierbei anzurechnende Zeit 
dari die Hälite der Gesamtaufrückungszeit der Besoklungsgruppe nicht 
übersteigen, in der der Beamte pianmassig angestelit wird. Darüber 
hinaus können die genannien Minister in besonders gearteten Ausnahme 
fällen eine Vorrückung des BDA. zulassen (3 3 Abs. 7 BDEG.). 


26. A Als praktische Tätigkeit im Sinne der Zifier 23 kommt 

ndsätzlich nur eine Täugkeit in Frage, die der Tätigkeit des Beamten 
in der Stelie, in der die Austellung erfolgt, gleichwertig und förderlich 
gewesen ist. 


(2) Von der Ermächtigung in Ziffer 35 Satz 3 soll nur in ganz 
besonderen Ausnahmeiälien Gebrauch gemacht werden. 


(3) Zifier 23 Abs. 2 und 3 gelten sinngemäss. 


g) Bemessung des BDA. bei den am 1. April 1920 im 
Dienst befindlichen Beamten. 

44. (1) Die am 1. April 1920 im Dienst befindlichen planmässigen 
Beamiea mit aufsteigenden Gehäitern werden in die Besoldungsgruppen 
der BO. mit derjenigen Gehaitsstuie eingereiht, die ihrem bisherıgen 
Besordungsdiensiaiter ın ‚der Steie entspricht, die sie am 1. April i92® 
bekleiden. Beamte, die zum 1. April 1929 oder mit Wirkung von diesem 
Tage angestellt sind, zähien im Sinae dieser Vorschrift nicht zu den am 
1. April 1920 im Dienst befindlichen planmässigen Beamten. 


(2) Die Bestimmungen in Zifier 37 bis 43 dürien n.cht angewendet 
werden, wenn sıca der Uebertritt in. eine andere Gehaltsklasse vor dem 
1. April 1929 volizogen hat, und zwar weder mit Untersteilung der alten, 
noch mit Unterstellung der neuen Gehaltssätze. 


45 Hat ein Beamter unmittelbar hintereinander mehrere Stellen 
bekleidet, die nach den bisherigen Vorschriften verschiedenen Gehalts- 
kiassen angehörten, jetzt aber in einer Besoldungsgruppe vereinigt sind, 
so ist das BDA. vom 1. April 1929 so zu berechnen, als wenn der 
Beamte in der ersten Steile verblieben wäre. 


46. Solite sich für einzelne vor dem 1. April 1920 beförderte oder 
aus dienstlichen Rücksichten versetzte Beamte ergeben, dass am 1. April 
1929 nach den neuen Grundgehaltssätzen ihr Grundgchalt in der jetzigen 
Stelle hinter dem Satze zurückbieibt, den sie erhaiten haben würden, 
wenn sie in einer früher von ihnen bekieideten Stelle verblieben und 
erst zum 1. April 1929 befördert worden wären, oder dass sie in der 
früheren Stelle bei dem nächsten Aufsteigen nach dem 1. April 1920 
früher einen höheren oder geichen Grundgehaltssatz erreicht hätten, als 
es in der neuen Sielle der Fall sein würde, so ist das BDA. so festzu- 
setzen, als wenn sie erst im Laufe des 1. April 1929 unter Berücksichti- 
gung von 8:3 Abs. 5 BDEG. (vgl. Zitfer 37, 39) in die neue Stelle 
eingerückt wären. Für Beamte, die zum 1. April 1920 in eine Stelle 
befördert werden, die in einer höheren- Besoldungsgruppe als die bishen 
von den Beamten bekleideten Stelle vorgesehen ist, wird das BDA. 
unter Berücksichtigung von $ 3 Abs. 5 so festgesetzt, als wenn sie 
erst im Laufe des 4. April 1929 in die neue Stelle eingerückt wären. 


47 (1) Sind ganze Gattungen von Beamten in höhere Besoldungs- 
gruppen gehoben, so behalten sie ihr bisheriges BDA., sofern sich für 
sie bei Anwendung der Bestimmungen im $& 25 Abs. 3 BDEG. nicht 
ein noch günstigeres BDA. ergibt. 

(2) Sind dagegen Beamtengattungen, die am 31. März 1920 unter 
gleicher oder verschiedener Amisbezeichnung in der gleichen Gehalts- 
klasse vereinigt ‘waren, so getrennt worden, dass ein Teil in einer niedri- 
geren Beso'dungsgyuppe zurückgeblieben ist, so sind die in die ge- 
hobenen Gruppen eingereihten Beamten so anzusehen, als wenn sie am 
1. April 1929 aus der niedrigeren Gruppe in ihre jetzige Stelle befördert 
worden wären. Ihr BDA. ist deshalb nach Ziffer 46 neu festzusetzen. 

(3) Demnach sind anzusehen, als wenn sie am 1. April 1920 befördert 
worden wären, z. B.: 

a) bis d) . . . © ® [2 . . » >» 

e) Kulturoberbausekretäre usw. 

f) Gartesinspekioren, Kulturobersekretäre, Kulturoberbausekretäre usw, 

£) bis ) . Pr * » . ” . . . 2) . 

{i) Ueber die Neufestsetzung des BDA. entscheidet in Zweifelsfällen 
der Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzminister. 

49. Allen planmässigen Beamten, auch wenn sie sich nicht mehr in 
ihrer ersten planmässigen Stelie befinden, wird das BDA. soweit vor- 
gerückt, wie es vorgerückt wäre, wenn Ziffer 29 bis 22 schon zur Zeit 
ihrer ersten p’anmässigen Anstellung gegolten hätten. Hiernach muss 
in. jedem Falle, in dem einem planmässigen Beamten nach Ziffer 20 
bis 22 eine längere nichtplanmässige Dienstzeit auf das BDA. anzurechnen 
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ist, als ihm nach Nr. 16 der. bisherigen Gehaltsvorschriften oder nach 
den älteren Vorschriften und nach der älteren Verwaltungsübung tat- 
sächlich angerechnet worden ist, zur richtigen Ermittlung”’des am 1. April 


:192) anzunehmenden BDA. festgesieilt werden, wie sich das. BDA. bei 


der ersten pianmässigen Anstellung und bei allen etwa inzwischen 
erfolgten Beförderungen und Versetzungen nach dem jeweils geltenden 
Rechte gestaltet hätte, wenn Zilier 29 bis 22 bereits gegolten hätten. 
Dabei ist die nichtplanmässige Dienstzeit, von welcher der fünf und 
vier Jahre übersteigende Teil auf das BDA. anzurechnen. ist, so zu 
berechnen, wie ‘wenn Ziffer: 140 ff. bereits gegolten hätten. 


50%. Die am 31. März 1920 im Amte befindiich gewesenen Beamten, 
fie durch die Anmerkungen 1 zur Besoldungsgruppe 2, 1 zur Besoldungs- 
gruppe 3, 1 zur Besoldungsgruppe 4 sowie 1 zur Besoldungsgruppe 5 
für ihre Person die Bezüge einer höheren Besoldungsgruppe zu erhalten 
haben, erhalten in dieser Besoldungsgruppe das volle BDA. ihrer 
Beim Inkrafttreten des BDEG. bekleideten Stelle. 


52. (1) (Anm. 1 zur Besoldungsgruppe 7): Diejenigen in der 
Besoldungsgruppe -7 aufgeführten Beamten, die am. 31. März 1920 in 
einer: Stelle der Gehaltsklassen 21 bis 23 und 54 Nr. 6 des Gesetzes, 
betreffend die Bereitstellung von Mitteln zu Diensteinkommensverbesse- 
rungen vom 26. Mai 1909 (G.S. S. 85), planmässig angestellt waren, 
erhalten, sobald sie in den Gehaltsklassen 14 bis 23 und 54 Nr. 6 jenes 
Oesetzes nach einer für die erwähnten Gehaltsklassen 21 bis 23 und 54 
Nr. 6 abgelegten Prüfung oder in einer Eingangsstelle der Besoldungs- 
gruppe 7 des BDEG. eine Dienstzeit von insgesamt zehn Jahren 
zurückgelegt haben, für ihre Person im Wege der Aufrückung die 
Bezüge der Besoldungsgruppe 8. 


(2) Das BDA. der auf Grund des Abs. 1 nach Gruppei 8 zu besolden- 
den Beamten ist so festzusetzen, wie wenn sie am Ersten des Monats, 
in dem die verlangten zehn Dienstjahre vollendet werden — frühestens 
aber am 1. April 1920 — in eine Stelle der Gruppe 8 befördert wären. 

Derse'b: Tag ist für den Beginn der Bezüge aus Gruppe B massgebend. 


(3) Die verlangten zehn Dienstjahre beginnen, wenn die in Abs. 1 
genannte Prüfung vor Erreichung einer der Gehaltsklassen 14 bis 23 
und 54 Nr. 6 abgeiegt worden ist, mit dem Tage, von dem an der 
Beamte erstmals eine Stelle dieser Gehaltsklassen bekleidet hat, wenn 
jedoch die Prüfung nach Erreichung einer der Gehaltsklassen 14 bis 3 
und 54 Nr .6 abgelegt worden ist, mit dem auf den letzten Tag des 
Prüfung folgenden Tag, also nicht erst mit dem etwa späteren Tage 
der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Der Lauf der zehn Dienst- 
jahre beginnt jedoch spätestens — auch wenn keine Prüfung abgelegt 
worden ist — mit dem Eintritt in eine der Gehaltsklassen 21 bis 23 
und 54 Nr. 6. 


(4) Soweit die Aufrückung der in Betracht kommenden Beamten auf 
Grund der Verfügung des Finanzministers vom 21. Januar 1921 — 
B 1626 — bereits verfügt ist und demzufolge unrichtige Bezüge an- 
gewiesen sind, sind die betreffenden Verfügungen rückgängig zu machen, 
Die bis zum Erlasse der Verfügung vom 3. Mai 1921 — B 2066 — 
bereits gezahlten Bezüge können in Ausgabe verbleiben. Vom nächsten 
Gehaltszahungstermin. an dürfen jedoch nur die nach -dem anderweit 
festgesetzten BDA. berichtigten Bezüge gezahlt werden. 


Berücksichtigung von Ausbildungszeit auf einer 
Fachschute. 


64. (1) Die Zeit eines durch die Annahme- oder Prüfungsbedingungen 
vorgeschriebenen "Besuchs einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
technischen Fachschule oder eines diesen ersetzenden Hochschulbesuchs 
wird bis zur Höchstdauer von drei Jahren auf das BDA. angerechnet, 
soweit dadurch der Beginn des BDA. gegenüber den nicht technisch 
vorgebi!deten Beamten, welche in demselben Dienstzweig (Ziffer 22) und 
in derselben, Besoldungsgrüppe, im wesentlichen mit gleichen Dienst- 
vertichtungen. beschäftigt sind, nachweislich hinausgeschoben wird. 


(2) Ziffer 23 Abs. 3 gilt sinngemäss. 


(3) Abs. 1 und 2 gilt auch für die beim Inkrafttreten des BDEG. 
vorhanden gewesenen Beamten. 


Berücksichtigung militärischer Dienstzeit vor dem 
Kriege. 

73. (1) In sinngemässer Anwendung der Ziffern 65 bis 72 wird allen 
Beamten, mit Ausnahme der Militäranwärter, die vor dem Kriege 1914 
bis 1918 in Erfüllung der gesetzlichen Dienstpflicht zurückgelegte Militär- 
oder Marinedienstzeit bis zur Dauer eines Jahres auf das 
BDA. angerechnet, soweit durch die Militärdienstzeit die Einberufung oder 
die rechtzeitige Ablegung einer Prüfung nachweislich verzögert ist. 

(2).Der Fachminister kann im. Einvernehmen mit dem Finanzminister 
die Anrechnung dieses. Dienstjahres auch bei solchen Beamten oder 
Beamtengattungen zulassen, bei denen die Zurücklegung. dieses Dienst- 
jahres zu den Anstellungsbedingungen gehört 


Uebertritt von Lehrpersonen an Fach- und Fort- 
bildungsschulen aus dem nichtstaatlichen Dienst 
in den Staatsdienst. 

71. Beim Uebertritt von Lehrpersonen an nichtstaatlichen Fach- und 
Fortbildungsschulen in den Staatsdienst wird die im Volksschul-, Fach- 
und Fortbildungsschuldienst in planmässigen Stellen verbrachte Dienst- 
zeit dem unmittelbaren Staatsdienst gleichgeachtet. 

78. Ist das’ BDA, der in Ziffer 74 bis 77 genannten Beamten in der 
ersten planmässigen Stelle durch Anrechnung von Dienstzeit gemäss 
den zwingenden Bestimmungen für Staatsbeamte verbessert worden, so 
ist diese Verbesserung auch bei Festsetzung des BDA. im Staatsdienst 
zu . berücksichtigen. ’ 


2. Berechnung des AnwDA. und der AnwDZ. 
a) Beginn. ; ; 
140. (1) Das AnwDA. und die AnwDZ. beginnen mit dem Tage, mit 
dem der endgültig ia den Staatsdienst übernommene Beamte nach er- 





“Nr.9 


langter Befähigung für das Amt -die Anwartschaft erhalten hat, in eine 
entsprechende - planmässige Stelle -einzurücken,: soweit nicht: in diesen 
BV. etwas Abweichendes bestimmt-oder zugelassen ist. A 


(2) Wenn ein nichtplanmässiger Beamter den Dienst bei einer. Be- 
hörde mit dem Beginn eines. Monats antreten sollte, ihn aber, weil | 
der Erste des Monats ein Sonntag oder ein allgemeiner Feiertag war, 
erst am. darauffolgenden Werktag. angetreten hat, so ist der Beginn 
des AnwDA. und der AnwDZ. so festzusetzen, als wenn der Dienst 
am ersten Tage des Monats angetreten wäre. ; 


141. (1) Für alle in.regelmässiger Laufbahn anzustellenden Beamten 
des nichttechnischen Sekretariats-, Kassen- und Rechnungsdienstes sowie 
des Registraturdienstes gilt als Zeitpunkt für den Beginn des AnwDA.: 


a) bei den aus der Klasse der Zivilsupernumerare oder der  Justiz- 
anwärter hervorgehenden Beamten der Ablauf dreier Jahre seit’ 
Beginn des Vorbereitungsdienstes, soweit nicht der Vorbereitungs- 
dienst auf eigenen Wunsch des Beamten, wegen unzureichender 
Befähigung oder aus einem sonstigen in der Person des Beamten 
liegenden Grunde — ausgenommen Krankheit — über drei Jahre’ 
hinaus veılängert wird; N 1. 

b) bei den aus der Kiasse der Militäranwärter hervorgehenden 
Beamten der Tag der endgültigen Uebernahme in den Zivilstaa:s- | 
dienst, frühestens jedoch ein Jahr nach Beginn der Probe 
dienstzeit. R 


(2) Die Vorschrift des Abs. 1: gilt sinngemäss für die den dort 
genannten Beamtengattungen gleichartigen Beamtengattungen mit der 
Massgabe,- dass an Stelle des Zeitraums von drei Jahren. der in. den 
Ausbildungsvorschriften etwa vorgesehene kürzere Vorbereitungsdienst, 
mindestens jedoch der Zeitraum von einem Jahre, tritt. ee, ; 

(3) Für Beamte, für die eine ‚besondere Vorbereitung nicht vorge- ' 
schrieben ist, gilt als Beginn des AnwDA. und der. AnwDZ. der Tag 
der endgültigen Uebernahme in den, Zivilstaatsdienst, auch soweit sie ' 
nicht Militäranwärter sind. En 

142. In den von Ziffer 141 nicht getroffenen Fällen bleiben die’ 
besonderen Vorschriften über die Berechnung des AnwDA. und der 
AnwDZ. der anzustelienden Beamten unberührt, soweit sie nicht durch) 
diese BV. geregelt werden. N 


144. Von der nach Ziffer 151 ff. ‚angerechneten Zeit und, soweit 
eine solche nicht vorhanden ist, von dem AnwDA. und der AnwDZ. ’ 
ist bei den Beamten. der Besoldungsgruppen. 1 bis 8, die nicht unter‘ 
Ziffer 141 Abs. 1, 2 fallen, stets ein Jahr — bei Militäranwärtern und" 
Inhabern des Anstellungsscheins und Beamtenscheins ein halbes Jahr’ 
(183 Tage) — als Vorbereitungszeit abzuziehen. Das gilt auch, wenn" 
die angeordnete oder zugelassene Vorbereitungszeit mehr oder weniger! 
als ein Jahr — bei Militäranwärtern und Inhabern des Anstellungsscheins‘ ' 
und des Beamtenscheins mehr oder weniger: als ein hälbes Jahr — 
beträgt. : Ber et 

145. (1) Die vor dem vollendeten 20. Lebensjahre verbrachte Djenst- 
zeit wird weder auf das AnwDA. noch als AnwDZ. ee 4 

(2 Dies gilt nicht für die Beamten, die bis zum 1. April 1921 
als nichtplanmässige Beamte eingestellt worden sind hinsichtlich der Zeit, ! 
während der sie Tagegelder (Vergütungen) bezogen haben. 4 


146 Die Vorbereitungszeit der nichttechnischen Zivilanwärter ist 
grundsätzlich unentgeltlich abzuleisten, auch wenn vor derselben ‘eine 
Beschäftigungszeit liegt, die auf die AnwDZ. angerechnet wird.‘ Werden‘ ' 
in besonderen Fällen während der Vorbereitungszeit Vergütungen oder‘ 
widerrufliche Unterhaltszuschüsse gewährt, so werden, selbst wenn die 
Zuschüsse die Höhe der Mindestgrundvergütungen (Anl. 3 des BDEG,)' 
erreichen, die Fristen für das Aufrücken in den Orundvergütungsstufem 
der Anwärter nicht in Lauf gesetzt. 2 
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ec) Anrechnung-von Militär- und Marinedienstzeit | 


150. (1) Den Zivilanwärtern wird die in Erfüllung der gesetzlichen | 
H 


Dienstpflicht abgeleistete Militär- und Marinedienstzeit bis zur Dauer 
eines Jahres, allen Anwärtern wird die Zeit des Kriegsdienstes, eines’ 
dem Kriegsdienst nach Ziffer 70 und 71: gleichzuachtenden Dienstes‘ 
sowie eines nach Ziffer 32c bis f anzurechnenden Dienstes unbeschränkt” 
auf das AnwDA. und die AnwDZ. angerechnet, soweit sie nach dem; | 
tatsächlichen Beginn der Anwärterdienstzeit .abgeleistet sind. a 
(2) Sind sie vorher -abgeleistet, -so erfolgt: die. Anrechnung insoweit, 
als durch die Dienstleistung der. Beginn der AnwDZ. nachweislich ver 
zögert worden ist; Ziffer 65 bis 69 gelten entsprechend. E1 


Hy 


d) Anrechnung einer der Uebernahme ins Anwärter 
verhältnis unmittelbar voraufgegangenen Diensk 
zeit als Angestellter oder Hilfsbeamter. E 


151. Nach Massgabe der folgenden Bestimmungen wird auf das. 
AnwDA. und die AnwDZ. auch eine Beschäftigung gegen Lohn oder 
Schreibgebühren angerechnet, die im privatrechtlichen Vertragsverhältnis | 
eines Dienstverpflichteten geleistet ist, sofern der -Beamte mit Aussicht 
auf dauernde Verwendung ständig und hauptsächlich mit den Dienste | 
verrichtungen cines Beamten: betraut. gewesen ist (vgl. Ziffer .154) und 
diese Beschäftigung im unmittelbaren Anschluss .daran bei dem gleichen 
Dienstzweig zur Uebernalime in das Beamtenverhältnis geführt hat. Daber 
bleiben unberücksichtigt: Jr PER 

a) in den den Militäranwärtern ausschliesslich oder zum Teil vor. 


beha'tenen Stellen der Besoldungsgruppen 1 bis 6, die vor dem 

vollendeten 24. Lebensjahre zurückgelegte, Dienstzeit, 2 

b) in den übrigen  nichttechnischea Dienstzweigen und denjenigen ” 

technischen Dienstzweigen, für die ein Supernumerariat. vorge- ” 

schrieben ist, die vor dem vollendeten 29. Lebensjahre liegende | 
Dienstzeit, Er a ER a 

c) bei den. in ‚technischen. Dieıstzweigen beschäftigten Personen, 7 
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soweit sie «nicht bei o7 genannt sind, die vor Ablegung der für 
riebenen Prüfuug liegende Dienstzeit. »i 


die Anstellung vorgesc 








| 
| 
| 
| reichender 


152. (1) Inwieweit einem Anwärter eine Aussicht auf‘ dauernde 


| Verwendung eröfinet werden kann, regeln die einzelnen Fachminister 


"im Einvernehmen mit dem Finanzminister. Wird: einem Anwärter die 
Aussicht eröffnet, so ist dies aktenkundig zu machen. 


(2) Die Vorschrift des Abs. 1 tritt erst mit Wirkung vom 1. April 


1922 in Kraft. Unter welchen Voraussetzungen bei den bis dahin 


| eingestellten Anwärtern angenommen werden kann, dass sie mit Aussicht 


auf dauernde Verwendung beschäftigt ‘worden sind, bestimmt der Fach- 
Minister. ? 

153. (1) Ausser Betracht bleibt — unbeschadet der Vorschriften in 
Zitier 155 und 156 °— die Zeit, in ‘der die Uebernahme in das 
Beamtenverhältnis auf eigenen Wunsch des Angestellten, wegen unzu- 
Befähigung oder aus einem sonstigen in seiner Person 
liegenden Grunde — ausgenommen Krankheit — unterblieben ist. 


(2) Bei denjenigen Angestellten, die ohne die vorgeschriebenen Vor- 
bedingungen und ohne die vorgeschriebene Ausbildungszeit ausnahms- 
weise in das Beamtenverhältnis übernommen sind, bleibt ferner von der 
nach dem vollendeten 20. oder 24. Lebensjahr zurückgelegten Dienstzeit 
ein Zeitraum ausser Betracht, der der vorgeschriebenen Ausbildungszeit 
des Beamten entspricht, in dessen Stelle er angestellt wird, oder, wenn 
für diesen in’ der einen Verwaltung eine Ausbildungszeit nicht vorge- 
schrieben ist, eines gleich zu bewertenden Beamten einer anderen Ver- 
waltung, der eine. Ausbildungszeit zurückzulegen hatte. 


154. Dass der Anwärter ständig und hauptsächlich mit den Dienst- 
verrichtungen eines Beamten vertraut war, ist dann anzunehmen, wenn er 
vollbeschäftigt ‘worden ist, und zwar überwiegend mit Arbeiten, die 
seiner Ausbildung für die spätere Diensttätigkeit förderlich gewesen sind. 

155. (1) Zu der Annahme, dass die Beschäftigung im unmittelbaren 
Anschluss bei dem gleichen Dienstzweig zur Uebernahme in das — plan- 
mässize oder nichtplanmässige — Beamtenverhältnis geführt hat, ist es 
erforderlich, dass die Beschäftigung weder unmittelbar vor der Ueber- 
nahme in das Bearmtenverhältnis noch zu einer früheren Zeit erheblich 
unterbrochen worden ist. 

(2) Die vor einer erheblichen Unterbrechung liegende Beschäftigungs- 
zeit gilt nicht als Zeit einer nichtplanmässigen Beschäftigung. Ausnahmen 
sind nur mit Genehmigung des Fachministers im Einverständnis mit dem 
Finanzminister zulässig. 

(3) Als erhebliche Unterbrechung ist hierbei nicht anzusehen: 

a) die Zeit eines Militär- oder Marinedienstes, eines Kriegsdienstes 
(vgl. Ziffer 70 und 71) oder eines nach Ziffer 32c bis f anzu- 
rechnenden Dienstes, 

b) die Zeit vor und nach Ableistung eines unfer a) genannten 
Dienstes, wenn sie je einen Monat nicht übersteigt. 

ec) die Zeit einer Krankheit und eine angemessene Erholungszeit 

| nach einer . Krankheit, 4 

d) die Zeit eines mit Fortbezug der Entlohnung gewährten Urlaubs, 

e) die. Zeit eines Urlaubs olıne Entlohnung‘ von nicht mehr als 
einem „Monat, 

| f) die Zeit einer Unterbrechung ohne Urlaub von nicht mehr als 

einem Monat aus irgendeinem anderen billigerweise zu berück- 





sichtigenden "Grunde. 


(1) Von den Zeitabschnitten, die nach Ziffer 155 Abs. 3 nicht 
anzurechnenden 


156. 
als erhebliche Unterbrechung der auf die AnwDZ. 
| Beschäftigung anzusehen sind, werden angerechnet: 
die Zeiten unter a). in. entsprechender Anwendung der Ziffer 150 Abs. 1, 
die Zeiten unter d) auf das AnwDA. und die AnwDZ., 
die Zeiten unter 3 soweit sie. 99 Tage nicht überschreiten, auf das 

AnwDA. und die AnwDZ., darüber hinaus nur auf das AnwDA,, 
die Zeiten unter b), e) und f) weder auf das AnwDA. noch: die 
AnwDZ. 


(2) Zwischenzeiten von weniger ‚als. einer. Woche, die zwischen 
anzurechnenden Zeitabschnitten liegen, werden mitgerechnet. 


(3) Zeitabschnitte -der in. Abs... 1, 2 bezeichneten : Art atıs- 
genommen eine nach Ziffer 150. Abs...1 .anzurechnende Dienstzeit — 
dürfen höchstens mit insgesamt zwei‘ Jahren als AnwDZ. angerechnet 
werden. Diese Einschränkung bezieht sich nicht auf das AnwDA. 


157. (1) Auf das AnwDA. und die AnwDZ. wird die zur Erlangung 
einer "Stelle der Besoldungsgruppe 6 oder 7 herkömmlich im Bureau-, 
Kassen- oder Registraturdienst vor der Einberufung in den Staatsdienst 
bei einer. Behörde der. betreffenden Verwaltung oder bei sonstigen 
Dienststellen des Reichs-, Staats- oder Kommunaldienstes verbrachte Zeit 
angerechnet, insoweit sie nach Erfüllung der allgemeinen Zulassungs- 
bedingungen für die Laufbahn zurückgelegt und der : Ausbildung des 
| Anwärters für die spätere Diensttätigkeit förderlich gewesen ist. Dass 
die Tätigkeit eine entgeltliche war, ‚ist. ‚nicht. Voraussetzung für die 
Anrechnung. Die Altersgrenze Ziffer 151 Satz 2 findet Anwendung. 


(2) Abs. 1 gilt auch für die. beim Inkrafttreten des BDEG. vorhanden 
gewesenen Beamten. 


158. Die vorstehenden Bestimmungen "finden entsprechende An- 
wendung, wenn der Beamte nicht im vertraglichen Dienstverhältnis, 
| sondern als Hilfsbeamter ohne Anwärtereigenschaft angenommen war. 


'b) Den wissenschaftlichen Assistenten gleichge- 
stellte Konstruktions-, Betriebs- und Oberinge- 
| nieure an den technischen Hochschulen. 


‚ 164. (1) Die Bestimmungen unter Ziffer 163 Abs. 1 bis 6 finden 
aut die den wissenschaftlichen Assistenten gleichgestellten Konstruktions-, 
ı Betriebs- und Oberingenieure sinngemäss Anwendung mit Ausnahme der 
| Bestimmung unter 4, soweit sie sich auf die- Zeit der: privaten Tätigkeit 
Yerstieckt. RI: 

(2) Die nach 'Erfüllung der Bedingungen unter- Ziffer 163 -Abs. 1 
Satz 2 ausgeübte private Tätigkeit kann, soweit sie zwei ‚Jahre übersteigt, 
ı mit. dem. darüber‘ -hinausgehenden Zeitraum "bis zur Höchstdauer. von 
|ßieben. jahren auf das Vergütungsdienstalter ‘angerechnet werden. 
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165. Zu Ziffer 163 und 164: (1) Für die Anrechnung von Kriegs- 
dienstzeit gelten Ziffer 65 bis 71 entsprechend. 


(2) Die Beschäftigung- in einer entsprechenden Stellung an: den 
Universitäten Frankfurt a. M. und Köln und an der Technischen 


Hochschule in Danzig wird derjenigen, an den staatlichen preussischen 
Hochschulen gleichgestellt, 


Die Besoldungsvorschriften treten mit Wirkung ab 1. April 
1920 in Kraft. Einige unserer Anträge haben, wenn auch. voll- 
kommen ungenügend, in dem Wortlaut der Ziffer 64 und 154 
Berücksichtigung gefunden. 


Vollkommen unverständlich ist es uns, weshalb nach Ziffer 
151 zu c) bei den in technischen Dienstzweizen beschäftigten 
Personen die vor Ablegung der für die Anstellung vorgeschriebenen 
Prüfung liegende Dienstzeit bei Festsetzung des Anwärter- 
dienstalters unberücksichtigt bleiben sol, während sonst nur 
die Dienstzeit vor dem vollendeten 20. Lebensiahre nicht be- 
rücksichtigt wird. Man wird zunächst die volle Auswirkung 
dieser Ausführungsbestimmungen abwarten müssen. um je nach 
= Ergebnis dieser Auswirkungen weitere Schritte zu unter- 
nehmen. 








Rundschau 


OD OD 








Beamtenrecht 


Das Gesetz, betreiiend Einführung einer Altersgrenze, vom 
15. Dezember 1920 hat in den letzten Wochen die gesamte Be- 
amtenschaft lebhaft beschäftigt und verschiedentlich zu längeren 
Debatten in unseren gesetzgebenden Körperschaiten und in der 
gesamten Beamtenpresse geführt. Wir glauben deshalb im 
Sinne unserer beamteten Kollegen zu handeln, wenn wir nach- 
stehend den Wortlaut dieses Gesetzes, kurz „Ueberalte- 
rungsgesetz“ genannt, zum Abdruck bringen: 


„9. 1. Unmittelbare Staatsbeamte, soweit sie nicht richterliche Beamte 
oder Lehrer an den wissenschaftlichen. Hochschulen sind, und Volks- 
schullehrer treten mit dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres 
zunächst folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Gesetzes in den 
Ruhestand. 


$ 2. (1) Richterliche Beamte treten mit dem auf die Vollendung 
des 68. Lebensjahres zunächst folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft 
Oesetzes in den Ruhestand. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die Lehrer an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden. 

$ 3. (1) Dieses Gesetz findet auch auf Beamte Anwendung, die 
sich im einstweiligen Ruhestande befinden. 

(2) Jedoch bleiben die vermögensrechtlichen Ansprüche der auf 
Grund des $& 32 des Gesetzes über die Landeskulturbehörden vom 
3. Juni 1919 (Gesetzsamml. $S. 101) in den einstweiligen Ruhestand 
versetzten Beamten mit der Massgabe unberührt, dass an die Stelle 
des "Wartegeldes ein Ruhegehalt gleicher‘ Höhe tritt. 


$ 4. Dieses Gesetz findet auf Hofbeamte im Sinne des :$ 1 der 
Verordnung über die Versorgung der Hofbeamten und. ihrer Hinter- 
bliebenen vom 10. März 1919 (Gesetzsamml. $. 45) Anwendung. 

8 5. (1) Volksschullehrer im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen 
Beamten, auf die das Gesetz, betreffend die Pensionierung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksschulen, vom 6. Juli 1885— 
10. Juni 1907 (Gesetzsamml.: S. 298 und S. 133) Anwendung findet. 

(2) Richterliche Beamte im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen 
Beamten, auf die das Gesetz, betreffend die Dienstvergehen der Richter 
und die unfreiwillige Versetzung derselben auf eine andere Stelle oder 
in den Ruhestand, vom 7. Mai 1851 (Gesetzsamml, S. 218) Anwendung 
findet, und die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts sowie die Mit- 
glieder des Landeswasseramts. 

$6. Das Gesetz findet auch Anwendung : auf die Lehrer und 
Lehrerinnen an den- von Patronaten unterhaltenen höheren Schulen, an 
den‘ höheren Mädchenschulen und an den städtischen Mittelschulen. 

8 7, (1) Auf Staatsminister findet dieses Gesetz keine Anwendung. 

(2) Dasselbe gilt von den Beamten der evangelisch-kirchlichen 
Verwaltung. 

(3) Auf die unmittelbaren Staatsbeamten und Volksschullehrer in der 
Provinz Oberschlesien findet das Gesetz bis auf weiteres keine An- 
wendung. 

88. Auf Antrag des Fachministers kann. das. Staatsministerium für 
einen einzelnen Beamten die Wirkung der im $ 1 dieses Gesetzes 
vorgeschriebenen Altersgrenze bis zu einem späteren Zeitpunkte, jedoch 
nicht über.den Zeitpunkt hinaus, der nach $ 1 massgebend wäre, wenn 
dort. die Altersgrenze auf das 68. Lebensjahr festgesetzt wäre, hinaus- 
schieben, wenn das Interesse des Staatsdienstes die Fortführung des 
Amtes durch ihn erfordert. 

$ 9. Die Bestimmungen dieses Gesetzes können durch Orts- (Pro- 
vinzial- oder anderes) Statut auch für Kommtunalbeamte in Kraft 
gesetzt - werden. - 
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& 10. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1921 in Kraft und 


findet zu diesem Zeitpunkt auch auf diejenigen Beamten Anwendung, die 
die Altersgrenze bereits überschritten haben. 


Berlin, den 15. Dezember 1920. 
Die Preussische Staatsregierung. 
gez. Braun. gez. Fischbeck. gez. Haenisch. gez. Oeser. gez. Lüdemann.” 


Besoldungsfragen 


Allgemeine Vorschriften über den Begriii „Besoldungs- 
dienstalter“. Vom Reichsminister des Innern ist hierzu folgender 
Erlass herausgegeben worden: 


1. Für Beamte derselben Besoldungsgruppe gilt als Anfangs- 
tag des allgemeinen Dienstalters der Tag des ersten Ein- 
rückens in eine der Stellen der in Betracht kommenden 
Besoldungsgruppe. 

2. Ist ein Beamter mit rückwirkender Kraft in eine Stelle 
eingewiesen, so ist nicht der Tag der Verfügung, sondern 
der rückwärtige für die Einweisung in die Stelle be- 
stimmte Tag massgebend. 


3. Verschiedenartige Vorbildung begründet für das allge- 
meine Dienstalter der Beamten einer Besoldungszruppe 
keinen Unterschied. 


4. Sind Beamte an demselben Tage in eine Besoldungsgruppe 
eingerückt, so hat, sofern das Einrücken von dem Be- 
stehen einer Prüfung abhängig gemacht war, derjenige 
das höhere allgemeine Dienstalter, der ıie Prüfung zu- 
erst bestanden hatte, in anderen Fällen, d. h. wenn das 
Einrücken in die Besoldungsgruppe von einer Prüfung 
nicht abhängig ist, derienige, dem ein höheres allgemeines 
Dienstalter in der vorhergehenden Besoldungsgruppe zu- 
stand. Hat ein Beamter eine Besoldungsgruppe über- 
Sprungen, so ist er so zu behandeln, ais wenn er - am 
gleichen . Tage zunächst in die übersprungene und dann 
in die höhere Besoldungsgruppe eingetreten wäre. 


5. Sind am 1. April 1920 auf Grund der Besoldingsordnung 
Beamte in einer Besoldungsgruppe zusammengetroffen, die 
bis dahin verschiedenen Rangklassen oder Besoldungs- 
gruppen angehört haben, so gehen die Angehörigen der 
friiher höheren Gruppe denen der früher niederen Ransklasse 
oder Besoldungsgruppe vor. Etwa hierbei sich ergebene 
Härten sind durch Sonderfestsetzung des allgemeinen 
Dienstalters von Fall zu Fall zu regeln. Die Sonderfest- 
setzung ist bei der zuständigen obersten Reichsbehörde 
zu beantragen. 


6. Bei ausserplanmässigen Beamten richtet sich die Reihen- 
folge bei gleichzeitigem Dienstalter in der Regel nach 
dem Tage der bestandenen Prüfung. 


Beamtenbewegung 


Wo steht der Feind? Viele Kollegen können es immer noch 
nicht einsehen, dass das „Wohlwollen“, welches ihnen von 
ihren Vorgesetzten entgegengebracht wird, sehr häufig nur ein 
scheinbares ist. Wie diese Kreise in Wahrheit denken, 
geht aus folgender Notiz hervor, die wir der „Zeitschrift des 
Bundes höherer Beamter“ entnehmen: 

„Au die Ministerien des Reichs und Preussens! 
„ den 26. April 1921. 

Der Gesamtvorstand des „Bundes höherer Beamter“ hat in seiner 
Sitzung vom 25. April 1921 beschlossen, der Reichsregierung und den 
Ministerien folgendes mitzuteilen: 

Vorstand und Rechtsausschuss haben sich seit längerer Zeit mit der 
Frage der Beamtenvertretungen beschäftigt. Da fortgesetzt neue Ent- 
würfe veröffentlicht werden, war es jedoch bis jetzt noch nicht möglich, 
zu alıen Entwürfen abschliessend Stellung zu nehmen. Wie: wir hören, 
solten in den nächsten Tagen wieder Verhandlungen der Regierung über 
diese Fragen einsetzen. Deshalb beehren wir uns, ergebenst davon’ 
Kenntnis zu geben, dass der. Gesamtvorstand des B.h.B. einstimmig 
eine gleichmässige Vertretung der Gruppen der Beamten des höheren, 
des mittleren und des unteren Dienstes in den Beamtenvertretungen für 
unerlässlich erachtet und dass er mit'einer an Einstimmigkeit grenzenden 
Mehrheit ein Mitbestimmungsrecht der DER WEFEITIENNECH unter allen 
Umständen ablehnt. 

Wir bitten, diese Mitteilung zu zwei. der wichtigsten Punkte berück- 
sichtigen zu wollen und behalten uns vor, zu allen übr rigen Punkten 
der verschiedenen Entwürfe demnächst. in einer besonderen Eingabe 
Stellung zu nehmen. 

Der Vorstand. 


(Unterschriften.y“* 


Nahezu einstimmig lehnen diese hohen Herren Beamten 
jegliche Mitwirkung der Beamtenschaft bei der Regelung ihrer 
Dienstverhältnisse ab, weil sie nur auf diese Art hoffen, die 
süssesten Trauben für sich zu erwischen. 


“ “ . “ 


g Nr; 9 


Behördenangestellte r | 


Aufwandsentschädigungen für Betriebsräte, An Nr. es Pe: 


„Freien Beamtenrundschau* vom 24. v. Mts. haben wir einen 


Erlass betr. „Tagegelder der Mitglieder von Be- 

triebsvertretungen“ bekanntgegeben. Inzwischen ge- 

langte hierzu noch ein Rumdschreiben des Reichsiinanz- 

ministeriums an die einzelnen Ressorts Zu unserer Kenntnis, das 

folgenden Wortlaut hat: 

Der Reıichsminister für Finanzen, 
1.G 51721. 


Berlin, den 11. Mai 1921. 


ı 





Das gefällige Schreiben vom 28. Februar 1921 —. . Bk/Sg. — dürfte durch | 


mein Rundschreiben vom 18. April d. J., 1.G. 52486, von dem ich einen Ab- 
druck beifüge, gegenstandslos geworden. sein. ‚Ich darf dabei bemerken, dass 
die in diesem Rundschreiben aufgeführten Tagegeldersätze eba3nso wie die in 
Ziffer 9 meines Rundschreibens I G. 4202 vom 14. Februar 1921 festgele.i n 
Sätze keineswegs willkürlich gewählt sind, sondern den Tagegeldersätzen der 
Beamten der Besoldungsgruppen I—V jeweils entsprechen. 

Dadurch, dass die hinsichtlich der Tagegelder für Beamte geltenden Be- 
slimmungen als ent-prechend anwendbar bezeichnet sind, .ist die Möglichkeit 
gegeben, dass durch den Verwaltungschef im Einzelfalle ein Zu- 
schuss zu dem Tagegeld bewilligt werden kaun, wenn der Nadh- 
weis geführt wird, dass dem Betriebsratsmitglied notwendige 
Unkosten in höherem Betrage entstanden sind, 

Dagegen wird der festzesetzte Tagegeldsatz auch dann gewährt, 
wenn die wirklich entstandenen Unkosten geringer sind. Zur Erlangung des 
Tagegeldorsatzes bedarf es daher eines Nachweises, in welcher 
Höhe Unkosten entstanden sind und ob sie als notwendig im Sinne des 
8 36 BRG. anzusehen sind, überhaupt nicht, wenn das Rei ch als, kösten- 
tragungspflichtiger Arbeitgeber in Frage kommt. 

Ich darf noch bemerken, dass als notwendige Kosten der Geschäftsführung 
des Betriobsrates lediglich die durch die Abwesenheit vom Wohnort bedingten 
Mehrkosten anerkannt werden können, dass daher demgemäss der Minder- 
aufwand am Orte der gewöhnlichen Wirtschaftsführung infolge der Anwesenheit, 
der namentlich bei der Unverheirateten in der Regel in der Höhe der ge- 
wöhnlichen Beköstigung anzusehen sein wird, eine entsprechende Berücksichti- 
gung erfahren muss, Im Auftrage: gez. v. Schlieben. 


Aus anderen Verbänden 


„Adeka“ (Arbeitsgemeinschaft Deutscher kommunaler Ar- 
beitnehmer). Der Ortsverband Berlin des Deutschen Ge- 


werkschaftsbundes hat in einer seiner letzten Sitzungen 
die Grundlagen einer Arbeitsgemeinschaft beschlossen, ' 


die diejenigen Verbände umfasst, die, ihrer Zusammensetzung 


entsprechend, Beamte, Angestelite und Arbeiter, die n Kom- 


munalverwaltungen tätig sind, in sich vereinigt. Die 
Gründung einer solchen Arbeitsgemeinschaft ist nunmehr er- 
folgt. Die Arbeitsgemeinschaft umfasst zunächst nachfolgend 
aufgeführte Verbände: 


A. Gesamtverband Deutscher Angestellten-Gewerkschaften: 


1. Reichsverband deutscher. Bureau- und Behördenangestellter, 


2. Verband der weiblichen Handels- und Bureauangesteilten, 
3. Neuer Deutscher Techniker-Verband (Gemeindetechniker), 
4,.Bund angestellter Chemiker und Ingenieure, 5. Deutsche£ 
Werkmeister-Bund. 

B. Gesamtverband der christlichen 
Strassenbahner, 7. Deutscher Verband für die berufliche Kranken- 
und Wohlfahrtspfiege, 8. Deutscher Gärtner-Verband, 9. Ge- 
werkverein der Heimarbeiterinnen, 10. Zentralverband der 
Nahrungs- und Genussmitielindustrie-Arbeiter Deutschlands. 


Nachfolgend aufgestellte Richtlinien sollen mit dem 


Arbeitsprogramm der „Adeka“ bekanntmachen: 


1. Die Arbeitsgemeinschaft, die die unterzeichneten Ver- e 
bände umfasst, tätigt alle Verhandlungen (Tarifabschlüsse) mit 


Gewerksitanc 
Deutschlands: 6. Zentralverband der Gemeindearbeiter und’ 


u 
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den Kommunalbehörden. 2. Zu den Verhandlungen mit den Bei} 
hörden entsenden stets diejenigen Verbände ihre Vertreter, i 


deren Berufsgruppen zur Beratung stehen. 3. Beginn wie auch 1 


Beendigung jeder Verhandlung sind der Geschäftsstelle mitzu- 


teilen. Von- den jeweiligen Verhandlungen ist ein. Sıtuations- 


bericht, von jedem abgeschlossenen Tarif ein Druckexemplar an 


die Geschäftsstelle abzuführen. 4. Bei allen Verhandlungen und ' 
dergleichen firmiert die Arbeitsgemeinschaft,. wobei sämtliche” ” 
Verbände einzeln aufzuführen wären. Ausgenommen hiervon |” 


ist jedoch ein Abdruck irgendwlecher Berichte im Organ eines 


Verbandes. Bei Abdruck abgeschlossener Tarife inı Verbands- 


organ sind stets sämtliche der „Adeka“ angeschlossenen Ver- 
bände aufzuführer. 5. Die Leitung der „Adeka“ obliegt einen 


Ausschuss von vier Personen, der paritätisch von den beiden" 
Gesamtverbänden zu stellen ist, und «der. in allen strittigen” 


Fragen entgültige Entscheidungen zu: fällen. hat. Dem Aus 


schuss ist ausserdem ‚ein: Vorsitzender. mit. den Reciign eines. 


Ausschussmitgliedes: beizugeben. 
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Beilage zur Deuischen Techniker-Zeitung 


Herausgegeben vom Bund der technischen Angsstellten und Beamten, Berlin NW 52, Weritstrasse 7 


Nummer 10 


Das „öffentlich-rechtliche Dienstver- 
hältnis“ | 


Der grösste Meinungskampf, der in der Beamtenfrage aus- 
getobt wird, dreht sich um die Erhaltung des „öffentlich-recht- 
lichen Dienstverhältnisses“ der Berufsbeamten. Und das Merk- 
würdigste hierbei ist, dass die Geister «sich nicht darüber einig 
sind, was eigentlich unter „Öffentlich-rechtliches Dienstverhält- 
nis“ zu verstehen ist. 

Die unentwegtesten Kämpfer für die Erhaltung des Berufs- 
beamtentums glauben an die Erhaltung des „Beamten“, wie er 
vor dem Kriege bestanden hat, einschliesslich der Bevormun- 
dung durch Disziplinargewalt in Dingen, die mit der pflicht- 
getreuen Erledigung der Dienstobliegenheiten nichts zu tun 
haben. Sie wollen „treue Selbsthingabe an das Amt mit Leib 
und Leben“ und ertragen gerne „eine völlig unzureichende Be- 
zahlung“, wenn sie sich nur als „Mitträger der Souveränität 
des Volkes“ fühlen können („Bayr. Staatstechniker-Zeitung“ 
vom 15. Mai 1921). Sie erwarten .alles von der Obrigkeit, 
auch, dass diese bedacht ist, die „Belange der Beamten zu 
wahren“, also die Interessen der Beamten zu vertreten. 

Auch die fortgeschrittenen Beamten, die eingesehen haben, 
dass die Stellung des Beamten durch die grossen wirtschaft- 
lich-politischen Umwälzungen eine andere geworden ist, und 
dass der Beamte infolgedessen neue grosse Aufgaben zu er- 
füllen hat, haben das Rätsel, die Stellung des Beamten mit der 
Forderung der Gegenwart in Einklang zu bringen. noch nicht 
gelöst. Wir wollen deshalb die Eigenarten der Beamtenstellung 
Revue passieren lassen, die bisher als besondere Merkmale an- 
gesehen wurden — um das herausnehmen zu können, was 
wirklich von Bedeutung für die weitere Entwicklung ist. 

Das Jahrbuch des Deutschen Beamten-Bundes, Heft 1/2 
(Aprill/Mai 1921), beantwortet die Frage „Wer ist öffentlicher 
Beamter?“ und kommt zu dem Ergebnis, dass eine grosse Reihe 
Merkmale, die bisher als integrierende Bestandteile des Be- 
amtencharakters angesehen worden sind, zum mindesten an- 
fechtbar ist: 


1. „Nicht jeder Träger eines öffentlichen Amtes ist zugleich 
Beamter, da die Begriffe Amt und Beamter sich nicht decken.“ 
Auch Schöffen, Geschworene und zu polizeilichen Handlungen 
ermächtigte Personen versehen öffentlich-rechtliche Geschäfte 
und geniessen den strafrechtlichen Beamtenschutz. 

2. „Nicht wesentlich ist die lebenslängliche Anstellung.“ 
Auch die auf Kündigung, Widerruf oder Zeit Angestellten sind 
häufig Beamte, 

3. „Beamter ist jeder, der an der Ausführung von Staats- 
hoheitsrechten mitwirkt.“ Dazu ist nicht erforderlich, daß die 
Beschäftigung sich schon unmittelbar als Betätigung der 
Staatshoheit selbst darstellt, sondern es genügt, dass der Be- 
schäftigte dem Träger des Hoheitsrechtes bei dessen Ausübung 
Hilfe leistet (z. B. technische und wissenschaftliche Beamte). 
Gleichgültig dabei ist, ob die Tätigkeit sich rein im inneren 
Dienst abspielt, also Dritten, insbesondere dem Publikum gegen- 
über, gar nicht in Erscheinung tritt. 

4. „Nicht wesentlich für den Begriff des Beamten ist ferner 
die Besoldung.“ Auch unbesoldete Personen können Beamte 
sein, z. B. Wahlkonsuln und Handelsrichter. 

Auch den Diensteid hält der Verfasser nicht für einen we- 
sentlichen Bestandteil des Begriffes „öffentlicher Beamter“, Nur 
in einem Punkte glaubt er ein Merkmal von Bedeutung sehen 
zu müssen, und zwar darin, dass „der Beamte, wenn er seinen 
Pflichten nicht nachkommt, wegen Dienstverzehen der Dis- 
ziplinar-Bestrafung verfällt“. „Das Wesentliche des öffentlich- 
rechtlichen Vertrages liegt also darin, dass ein Gewaltver- 
hältnis begründet wird. Wer dieses Gewaltverhältnis beseitigen 
Zen beseitigt das Charakteristikum des öffentlichen Berufis- 

eamten.“ 


Mag man sich zu diesen Ausführungen stellen wie man 
will, jedenfalls geht aus den wiedergegebenen Zitaten hervor, 
dass der Streit um das öÖffentlich-rechtliche Dienstverhältnis 
Gefahr läuft, in dem uferlosen Sumpf iuristischer. Wortfechte- 


Berlin, den 5. August 





1921 


reien zu landen, so dass es notwendig erscheint, dass der prak- 
tische Techniker das zu retten sucht, was zu retten ist. Des- 
halb wollen wir uns zunächst fragen, was sich an dem Dienst- 
verhältnis des Beamten gegenüber dem Zustande der Vorkriegs- 
zeit geändert und was sich davon erhalten hat. Wir wollen uns 
auch nicht, wie der Verfasser im Beamten-Jahrbuch. darin ver- 
lieren, dass wir ganz ausserhalb der Regel liegende Spezial- 
fälle in unsere Betrachtungen hineinziehen, sondern wir haben 
uns als Gewerkschaft — wie immer — mit den Interessen der 
Allgemeinheit, im vorliegenden Falle der Masse der Beamten, 
zu beschäftigen. In den Vordergrund unserer Betrachtungen 
sollen auch diejenigen Dinge treten, die von erster Bedeutung 
für das Leben und Wirken des Beamten sind. Und da er- 
scheint uns, selbst auf die Gefahr hin, als Materialist ver- 
schrien zu werden, die Bssoldungsfrage das Nächstliegende zu 
sein, abgesehen davon, daß ein pflichtgetreuer Beamter auch 
darüber zu wachen hat, daß seine wirtschaftliche Lage das 
Höchstmaß seiner Leistungsfähigkeit zuläßt. 


Die Besoldung des Beamten hat nun gegenüber der Vor- 
kriegszeit eine grundlegende Aenderung erfahren. Früher hatte 
der Beamte sein festes Einkommen, und war er einmal ange- 
stellt, so wusste er, was er an Besoldung für sein ganzes Leben 
zu erwarten hatte. Wie steht es aber heute? Grosse Teile 
seines Einkommens — Teuerungs- und Ortszuschläge — sind 
keine festen Bezüge mehr und haben einen beweglichen Cha- 
rakter angenommen. Deshalb ist der Beamte verpflichtet, nicht 
wie die „Bayr. Staatstechniker-Zeitung“ glaubt, gestützt auf 
das „edie unverletziiche Verhältnis“ zum Staat, darauf zu 
warten, dass das „Verwaltungsorgan“ den Ansprüchen der Be- 
amten gerecht wird, sondern er muss selbst, wie es auch in 
der Nachkriegszeit geschehen ist, mit allen gesetzlichen Mitteln 
für die Verbesserung seiner Lage kämpfen. Ja, noch mehr, 
der Beamte wird auch in die Arena wirtschaftlicher und politi- 
scher Kämpfe heraustreten müssen, da seine wirtschaftliche 
Lage wesentlich von den durch politische und wirtschaftliche 
Ereignisse abhängigen Valuta-Schwankungen beeinflusst wird. 
Der Nutzwert seines Einkommens ist im grossen Masse von 
den wirtschaftlichen und politischen Vorgängen ausserhalb des 
„Verwaltungsorganes“ abhängig geworden. Der neuzeitliche 
Beamte muss sich mehr um Wirtschaftspolitik und Politik: 
kümmern, als im alten Obrigkeitsstaat möglich war. 


Wenn man von der beweglich gewordenen Bemessung der 
Beamtenbezüge absieht, bleibt als Eigenart der Beaniten- 
besoldung nur das Anrecht auf lebenslängliche Besoldung übrig, 
und in Verbindung damit das Anrecht auf Altersversorgung, 
wie sie in der lebenslänglichen Anstellung begründet sind. 
Darin liegt aber unseres Ermessens das Haupt-Charakteristikum 
des Öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses, und es erscheint 
geboten, die Wirkung dieses Spezialrechtes der Beamten auf 
die Wirtschaftlichkeit der Staatsbetriebe und die gesamte volks- 
wirtschaftliche Ordnung zu untersuchen. 


Die Beamtenschaft klagt darüber, dass weite Kreise des 
Volkes eine Beamtenfeindschaft zeigen. Ich gehe wohl nicht 
fehl, wenn ich diese „Feindschaft“ darauf zurückführe, dass 
das Volk instinktiv den Unterschied empfindet, der in der ge- 
sicherten Stellung des Beamten einerseits und der nur durch 
Kampf zu behauptenden Existenz in der freien Wirtschaft an- 
dererseits liegt, und dass es — wenn auch falsche — Rück- 
schlüsse von der Unwirtschaftlichkeit der Staatsbetriebe auf die 
Leistungen der Beamten zieht. Die Beamtenschaft hat aber 
ein Interesse daran, dass vor aller Welt klargestellt wird, wo 
der Grund für die zweifellos geringere Leistungsfähigkeit der 
Staatsbetriebe zu suchen ist. Es wäre verkehrt, vor dieser 
Tatsache den Kopf in den Sand zu stecken, sondern es liegt 
im ureigensten Interesse des Beamten selbst, die grösstmög- 
lichste Klärung herbeizuführen. 


Es war wohl Ironie des Schicksals, dass die ersten Triebe 
der maschinellen grossindustriellen Volkswirtschaft vor etwa 
100 Jahren zu der gleichen Zeit aufgingen, als der rückschritt- 
liche Preussenminister Hardenberg den Grundstein für das 
bureaukratische Verwaltungsgebäude der Staatsbetriebe legte. 
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Wir sehen auf der einen Seite eine freie kühne Vorwärts- 
entwick.ung, reich an bunten Wechselfällen, aus aufen zu den 
herriichen technischen und wirtschaftlichen Schöpfungen der 
Jetztzeit — daneben der von juristischem Geist geleitete, durch 
ein Uebermaß von Paragraphen, Erlassen, Verfügungen behin- 
derte und schwerfällige Aufbau des Staatsorganismus. Auf der 
einen Seite der an keine festgelegten Regein gebundene freie, 
nach gesundem Menschenverstand entscheidende und mit ent- 
sprechender Verantwortung ausgestattete Techniker und Kauf- 
mann, auf der anderen Seite der Beamte, der in erster Linie 
bedacht ist, aus keiner der von oben gegebenen Richtlinien 
he: auszufallen, und grossen Teils die Erfüllung seiner Dienst- 
aufgaben vom Gesichtspunkte der Beobachtung der Vorschriften 
sieht. Es steht ausser Frage, dass in dem starren zwangläufi- 
gen Verwaltungssystem dem Beamten keine volle Ausnutzung 
seiner Leistungsfähigkeit und damit auch keine volle Befriedi- 
gung über seine persönliche Auswirkung möglich gewesen: ist. 
Der Beamte wird erst dann als Diener der Gesamtheit sein 
Bestes hergeben können, wenn alle in ihm  schlummernden 
Kräfte für seinen Dienst und für das Allgemeinwohl mobil ge- 
macht werden können. Es ist zu begrüssen, wenn man bei der 
Lektüre der Beamtenzeitschriften immer wieder lesen kann, 
dass der Beamte danach drängt, seine ganze Kraft einsetzen 
zu können. Für uns aber liest in diesen Bestrebungen des Be- 
amten der Beweis, dass er erkennt, dass eine Auswertung seiner 
Persönlichkeit im alter Verwaltungssystem nicht möglich ge- 
wesen ist, 

Was der Mensch als Arbeitskraft sein soll. das hat einmal 
der bekannte Nationalökonom Gustav Schmoller im Vergleich 
zur maschinellen Arbeitskraft gesagt: „Die Maschine ist ein 
Automat, der nur einfache, sich gleichmässig wiederholende 
Bewegungen ausführt. Der Arbeitsprozess muss Uniformierung, 
Mechanisierung vertragen — der Mensch aber hat 
Auge, Ohr, Hand, Seele und Geist!“ Mit Recht 
wehren sich die Beamten heute dagegen, dass man sie zur 
Maschine herabdrückt, dass man ihre Arbeit al!zusehr mecha- 
nisiert, dass man sie selbst zu stark klassifiziert und uniformiert. 
Mit Recht wehrt sich der Beamte dagegen, dass in dem allzu 
zwangläufiren Verwaltungsmechanismus seine geistigen und 
seelischen Kräfte grossenteils nicht angesetzt werden können. 
Seele und Geist, die dem Menschen den Triumph über alle 
irdische Wesen und über die Materie gebracht haben, farden 
in den Mauern der Staatsbureaukratie nur ein kümmerliches 
P'ätzchen. Bis in das letzte Aktenzivfelchen hinein musste 
alles zwangläufig gehen, dem menschlichen Geist und mensch- 
lichen Willen konnte kein grösserer Spielraum gegeben werden, 
wenn nicht der Mensch in diesem System dem bureaukratischen 
Arbeitsprinzip gefährlich werden sollte. Der Geist des freien 
Menschen hätte sich dem Paragraphen-Unretüm in dem Wex 
gestellt und den „geordneten Geschäftsgang“ der Staats- 
maschinerie gefährdet. Nur deshalb würde das Recht der freien 
Meinungsäusserung beschnitten, nur deshalb die weitgehende 
Gewalt des Disziplinargesetzes, die für gehorsame Pflicht- 
erfüllung und seelische Gemeinschaft des unteren Beamten bis 
zum obersten Verwaltuneschef zu sorgen hatte. Mit dem Dienst 
verkaufte der Beamte dem Staate seine Seele. Die gesi-herte 
Existenz und unkündbare Stellung trug mit dazu bei. dass der 
Beamte ohne grosse Teilnahme an dem grossen weltwirtschaft- 
lichen Geschehen vorüberging: 


Ich bin mir bewusst, dass ich mit dieser eh mir 
die Freundschaft der „Vorkriegszeitbeamten“ verscherzt habe. 
Ich hoife aber, dass ich. bei den Beamten, die es in der Neu- 
zeit zurechtgefunden und ihren neuen hohen Beruf für die Zu- 
kunft unseres Volkes erkannt haben, Verständnis finde. Nie- 
mand wird dem Beamten bestreiten, dass ihm als Diener des 
Staates eine höhere Auffassung von Pflichterfüllung eiren sein 
muss, dass er mehr als jeder andere, infolge seiner direkter 
Dienstleistung für sein Volk, das Bewusstsein haben muss, der 
Träger einer höheren Verantwortung zu sein. Das verpflichtet 
aber andererseits auch den Beamten, dafür einzutreten, dass er 
ein freier selbständiger Mitarbeiter am Geschick des Volkes 
wird. Und deshalb müssen wir es aussprechen, 
dass das bisberige Verwaltungssystem den 
Beamten als Menschen falsch behandelt hat, 
dasseseine falsche Behandlung gewesenist, 
wenn bereits beim Dienstantritt die Entloh- 
nung für seine Arbeitskraft während des gan- 
zen Lebens unveränderlich festgelegt, wenn 
ferner die persönliche Entwickelune- durch 
allzu weitreichende Disziplinarzewalt der 
vorgesetzten Behörde gehemmt worden ist. 

Nicht allein als Volkswirt, sondern als Vertreter des Be- 
amtentums selbst müssen wir betonen, dass an einen Wieder- 
aufbau und an eine grundlegende Reform unseres Wirtschafts- 


lebens ohne die tätige Mitwirkung der. Beamtenschaft und ohne 
die volle Ausnützung ihrer Arbeitskraft nicht gedacht werden 
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kann. Deshalb müssen wir uns auch die Frage vorlegen, in- 
wieweit zu diesem Zwecke die Reform des ö: fentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses des Beamten notwendig ist. 


Wie bekannt, glauben schwerindustrielle ‘Kreise eine Lö- 
sung dieser Frage im Abbau des Beruisbeamtentums g>funden 
zu haben. Der Beamte muss die Gefahren erkennen, die ihm 
von dieser Seite drohen und deshalb von seiner Seite für 
eine allen Teilen gerecht werdende Reform eintreten. 


Wir haben als wesentlichen Bestandteil des Beamten- 
charakters die lebenslängliche Anstellung und die Disziplinar- 
gewalt seiner vorgesetzten Behörde erkannt.- Die Frase ist 
nun, können wir diese beiden Bestandteile des öffentlich-recht- 
lichen Dienstverhältnisses aufrechterhalten. 
deutschen Voik den hochwertigen neuzeitigen Beamten geben 
wollen, den es braucht. 


Dass das Disziplinargesetz reformbedürftizg ist, darüber 
dürfte heute allgemein kein Zweifel mehr bestehen. Auch dar- 
über herrscht Klarheit, dass ‘die Disziplinargewalt nicht weiter 
reichen darf, als es die pflichtgemässe Erfüllung der eigent- 
lichen Dienstobliegenheiten veriangt. Auch dass der Beamte, 
besonders der politische Beamte, Rücksichten auf seine Stellmg 
als Träger der Staatshoheitsrechte nehmen muss. dürfte als 
eine Selbstverständlichkeit angesehen werden. Jedenfai!s inuss 
das neue Disziplinarrecht dem Beamten volle Entwicklungs- 
freiheit in beruflicher, wirtschaftlicher und politischer Hinsicht 
sichern. Damit wäre der Boden geschaffen, auf dem der Be- 
amte sich entwickeln kann. 

Doch die Möglichkeit der Entwicklung ist die Entwicklung 
noch nicht selber. Das werden wir nur erreichen, wenn der 
einzelne Beamte seiner Leistung entsprechend bewertet wird. 
Die „freie Bahn dem Tüchtigen“ muss geöfinet werden, 'sie 
muss geöffnet werden in der ganzen Bedeutung des Wortes, 
die Bahn soll nicht allein frei werden durch Schaffung von 
freier Aufstiegsmöglichkeit im Rahmen der Verwaltung, in der 
der Beamte zufällig tätiz ist, sondern auch über die Grenzen 
des Ressorts hinaus. Z. B. der technische Eisenbahnsekretär, 
der ais Architekt.im Siedlungswesen in einer Dierststelle Her- 
vorragendes geleistet hat, soll die Möglichkeit haben, sich um 
ein Dezernat in der Staatshochbauverwaltung bewerben zu 
können. Die Verwirklichung dieses Gedankens verlangt aber, 
dass die lebenslänglicke Anstellung nicht mehr an das Ressort 
gebunden ist, und dass der Beamte -im Falle der Aufkündizung 
seines Dienstes in seiner bisherigen Stellung zwecks Ueber- 
nahme eines anderen Staatspostens seine erworbenen. Rechte 
auf lebenslängliche Anstellung und Ruhegehaltsversorgung un- 
verkürzt behält wie es auch schon immer bei der Versetzung 
von höheren Beamten von einem Verwaltungszweige zum ai- 
deren üblich war. 


Auch im engeren Kreise der Dienststelle muss der alte Ge- 
danke der Gleichmacherei innerhalb einer Besoldunssklasse 
fallen. Auch hier müssen die höheren Leistungen durch höhere 
Bewertung anerkannt werden. Dem Beamten. der gelernt hat, 
auf Orden, Titel oder sonstige Ehrenbezeichnungen des ver- 
flossenen Kaiserreiches zu verzichten, muss die Neuzeit eine 
bessere Anerkennung geleisteter Dienste bieten. und das ist 
die der persönlichen Leistung entsprechende Entlohnung. 

“ 


Als Ergebnis unserer Ausführungen kommen wir zu fol- 
genden Leitzedanken: 

Der Wiederaufbau unserer Volks- und Staatswirtschait 
verlangt eine Reformierung des gesamten Verwaltungswesens, 
besonders auch im Hinblick auf die noch in den Besitz der All- 
gemeinheit überzuführenden Privatbetriebe (z. B. Sezialisierung 
des Kohlenbergbaus). 

Diese Reform liegt im Interesse des Beamten selbst, da sie 
seine Entwicklung zum freien Staatsbürger und selbständigen 
Mitarbeiter am Wiederaufbau bringt. 

Hierbei handelt es sich nicht allein darum. das Verwaltunes- 
system als solches, sondern auch das System der Menschen- 
behandlung zu reformieren, und zwar durch Reform des Dis- 
ziplinarrechtes und der Beamtenbesoldune. 

Der Begriff des „öffentlich-rechtlichen“ Dienstverhältnisses 


spielt in diesem Zusammenhang eine untergeordnete Rolle, be= 


sonders schon deshalb. weil mit dem Begriff keine feste Form 
des Charakters der Beamtenstelliing verbunden ist. 

Das „feste“ Dienstverhältnis des Beamten aus der Vor- 
kriegszeit ist durch den Krieg und seine Auswirkungen bis auf 
das Anrecht auf lebenslängliche Besoldung erschüttert. 


Die Reform der Beamtenstellung zwecks Erreichung höherer 
Wirtschaftlichkeit der Staatsbetriebe ist durchführbar, ohne das. 
Recht auf lebenslängliche Staatsanstellung anzıtasten. Für den 
Veriust der früher festen lebenslänglichen Realansprüche und 


im Interesse der Allgemeinheit sind dem Beamten neue Rec De. 
zu gewähren; 


wenn wir dem 
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1. Volle Staatsbürgerfreiheit, um seinen Einfluss auf de Ge- 
staitung der politischen und wirtschaftlichen Verhäitnisse 
zu sichern; 

2. Mitbestimmungsrecht an der Gestaltung der Verwaltung, 
in der er beschäftigt ist; 

3. Mitbestimmungsrecht an der Gestaltung der aligemeinen 
Dienstverhältnisse, 


Diese drei Forderungen bedeuten Einschränkung der Dis- 
ziplinargewalt der vorgesetzten Behörde und Schaffung von 
Beaintenräter mit mindestens denselben Rechten wie sie beim 
Betriebsrätegesetz den Arbeitern und Angestellten gegeben 
worden sind. 

4. Diiferenzierte Bewertung der Leistung des einzeinen durch 

Gewährung von Leistungszuschlägen. 

5. Recht auf Aufstiegsmögiichkeit nach Leistung bis in die 
höchsten Aemter. 
6. Recht auf Freizügigkeit ohne Verlust des Rechtes aui 
lebenslängliche Anstellung und Ruhegehalt. 
* 


Was in diesen Sätzen niedergeiest ist, bedeutet den Kern- 
punkt der Reform des Berufsbeamtentums. nicht Abbau alter 
Rechte, sondern neue Rechte! Das ist das. was dem Beamten 
gegeben werden muss. Er muss ein seiner Kraft bewusster 
freier Mitbürger werden, er muss das Recht und den Willen 
haben, weit über seinen Dienstbereich hinaus an dem Neubau 
unseres Staatszebäudes, an dem Wiederaufbau unserer Voks- 
wirtschaft und an der Gesundung unseres Volkes tatkräftig 
mitzuarbeiten. Dann wird ein neuer Geist in die Amtsstuhen 
einziehen. Die alten Glieder werden sich recken. ein neues Be- 
amtenzeschlecht wird heranwachsen, getraren von grossen 
Hofinuneen, beseelt von Lebensmut und bereit, alle Kräfte für 
das Allgemeinwohl einzusetzen. Gröttrup. 


Die Not der Diätare 


Wohl kaum eine Volksklasse hat bei Kriegsende grössere 
Hofinung auf die Neuordnung der Verhältnisse gesetzt als die 
Beamtenschaft. Waren doch bereits während des Krieges die 
Beamten durch die Verschiebung der Wirtschaftsverhältnisse in 
äußerste Not geraten. Durch den Diktatfrieden auf der einen, 
die Wirtschaftswirren auf der andern Seite ist die Entwertung 
des Geldes immer größer geworden. Arbeiter und Privatange- 
stellte haben durch zielbewußte Tätigkeit ihrer Organisationen 
ihre Finkommensverhältnisse wenigstens annähernd der Teue- 
rung anpassen können. Der Beamte hat allgemein erst im ver- 
gangenen Jahre eine teilweise Aufbesserung seiner Bezüge er- 
halten. Daß diese Aufbesserung im Verhältnis zu dem Einkom- 
men recht kläsıch ist, beweisen die fortgesetzten Aktionen der 
Beamtenvertretungen. 

Es sei das Elend der breiten Masse nur gestreiit — Ge- 
hälter von 800 Mark für verheiratete Beamten sind gar nicht 
selten Man vergleiche damit die Gehälter beispielsweise der 
Maschinenschreiberinnen privater Betriebe, beachte die Vor- 
und Ausbildung, die verschiedenen Prüfungen, die den Leidens- 
weg der Beamten wie Kilometersteine die Landstraße umsäu- 
men. Fs ist bereits wiederholt von unserm Bund darauf hinge- 
wiesen worden, daß das Existenzminimum erst mit den höheren 
Jahresklassen der Gruppe VII beginnt, die breite Masse der Be- 
amten es also selbst im Höchstgehalt nicht einmal erreicht. 

Was von den Beamten gesagt wurde, gilt in verschärfter 
Form für die Diätare. Das Einkommen der Diätare wird auf 
Grund des Bescidungsgesetzes prozentual nach dem Anfangs- 
einkommen derienigen Besoldungsgruppe festgesetzt, in die der 
Diätar zur ersten Einstellung gelangt. Also erhält der Diätar 
nur einen Bruchteil des tief unter dem Existenzminimum lie- 
senden Einkommens des Beamten. Wenn auch die sozenannte 
Diätarzeit gesetzlich auf die Höchstzeit von 5 Jahren be- 
schränkt worden ist, so ist die bloße Beibehaltung der bisheri- 
gen Diätarbesoldung für die Regierung und Volksvertretung eine 
Schande sondergleichen. In Anbetracht der buchstäblichen Hun- 
gersnot ist die Art und Weise unverantwortlich, wie sich Regie- 
rung und Parlament Zugeständnisse zur Linderung der Not nur 
in erbittertem Kampfe abringen lassen. Es sei z. B. auf die so- 
genannte Ausgleichszulage für die neuernannten Werkführerdiä- 
tare hingewiesen. Diese Ausgleichszulaxge soll verhindern, dass 
sich der Werkführerdiätar schlechter steht, als er vor seiner 
Ernennung als Handwerker stand. Sie stelit die Differenz zwi- 
schen Arbeitereinkommen und Besoldungsgehalt dar. Da aber 
die Ausgleichszulage an dem nominellen Ziffernunterschied der 
beiden Einkommen gemessen wird, und das Arbeitereinkommen 
zur Zeitder Ernennung zum Diätar als Grund'aze der 
Berechnung gewählt wird, da ferner der Kaufwert infolge des 
dauernden Niedergangs der Markvaluta immer geringer wird — 
kaun die Ausgleichszulage nicht als gerechter Ausgleich ange- 
sprochen werden. 
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Welche Not beispielsweise in den Kreisen der Werkführer 
herrscht, mögen einige Beispiele zeigen. Der Werkführer-Diä- 
tar N. ist 38 Jahre a.t und Vater von 3 Kindern. Er wurde am 
1. 6. 20 ernannt, bezog bis zum 31. 5. 21 ein Bareinkommen nach 
Abzügen von 1134 Mark. Am 1! 6. 21 kam er in das zweite 
Diätariatsjahr mit 1287,76 Mark Bareinkommen. Ein zweiter 
Werkführer-Diätar ist verheiratet und 32 Jahre alt. Er bezieht 
ein Bareinkommen von 960 Mark (!). 


Es ist bezeichnend, dass der Diätar, der auf Grund seiner 
Leistung und seiner sonstigen Qualifikation zum Beamten in 
Aussicht genommen ist, bei dem „ordentlichen“ Diätar-Einkom- 
men weniger beziehen würde, als sein Arbeiterlohn be- 
tragen hat. 


So stehen sich ‘die Werkführerdiätare noch wesentlich 
besser als die übrigen Diätare, da ihr Einkommen durch die 
Ausgleichszulage etwa 200 Mark grösser ist. .als das der aus 
dem Angestelltenverhältnis hervorgegangenen Diätare. So un- 
glaublich es Aussenstehenden klingen mag, Diätargehälter von 
500 Mark, 600 Mark sind durchaus keine Seltenheit. 


Wenn schon irgendwo etwas im argen liegt, dann hat natür- 
lich such der Techniker seinen Anteil zu tragen. Den techni- 
schen Diätaren, bei denen es sich in der Regel um theoretisch 
und praktisch durchgebildete Kräfte handelt, hatte die Regie- 
rung zugedacht, im ersten Jahr von 40 Prozent des Grundge- 
halts ihr Leben zu fristen. Diese Zumutung konnte allerdings 
doch noch zurückgewiesen werden. Aber trotzdem ist das Diä- 
targehalt durchaus unzureichend geblieben. Der technische 
Büroaspirant 1. Klasse z. B. erhält das fürstliche Nettoeinkom- 
men von 946,85 Mark. Wohl bemerkt handelt es sich hier nicht 
um junze Leute, sondern in der Regel um Aspiranten in vorge- 
rücktem Alter, wobei ein Lebensalter von 35 Jahren und dar- 
über keine Seltenheit ist. 


Jedem Aussenstehenden, der nur einen Blick in das Elend 
wirft, das sich in der Beamtenschaft auftut, müssen die Haare 
zu Berge stehen. Man muss wirklich staunen über die Welt- 
iremdheit der verantwortlichen Regierung, die. die Beamten, 
auf deren Treue man nicht genug pochen konnte, schon in ihrem 
Nachwuchs derartig revolutioniert, dass die Folzen für den 
Staat unabsehbar sind. Am 15. Juli fand in Berlin eine Protest- 
versammlung von 5000 Diätaren statt. Es war ein einziger 
Hungerschrei aus vielen Kehlen, der da zu Ohren der Organi- 
sations- und Parteivertreiter schallte. Die Führerschaft hatte 
die Gewalt über diese hungernden Menschen vollständig ver- 
toren. So weit hat es die Regierung vetriehen dass der Nach- 
wuchs für die zukünftige Beamtenschaft nicht mehr glaubt, 
irgend etwas verlieren zu können und zu jedem Verzweiflungs- 
schritt bereit ist. Man wird die Diätare verstehen, wenn man 
bedenkt, dass sie einen Lohn beziehen, der sich von der Unter- 
stützung der Erwerbslosen nur um ein geringes unterscheidet. 
Die Regierung sollte sich dessen bewusst werden, dass hun- 
gsernde Menschen stets ein Herd unberechenbarer Volksaus- 
brüche sind, welche besonders verhängnisvoll werden können, 
wenn von diesen Menschen der Lauf der staatlichen Wirt- 
schaftsbetriebe abhängt. 

Wir verlangen eine sofortige Beseitigung der dem Staate 
unwürdigen Zustände, der Ausbeutung und Verelendung junger 
Arbeitskräite. Unser schwerringendes Volk braucht arbeits- 
freudige Beamte. Dadurch, dass man schon den Nachwuchs der 
Beamtenschaft hungern lässt, schafft man verärgerte, arbeits- 
unlustige Bearnte, die, wenn sie nach Jahren endlich ein halb- 
wegs auskömmliches Gehalt haben, durch die fortgesetzten Sor- 
gen moralisch zermürbt sind. Hier können nur radikale Mittel 
helfen. Weg mit dem ganzen Diätarunwesen! Deshalb fordern 
wir, dass der Beamten-Anwärter, Handwerker, Verwaltungs- 
beamter oder Techniker, solange nach Lohn- oder Gehaltstarif 
entlohnt wird, bis er in eine planmässige Stelle ein-ückt, die ihm 
ein Gehalt bietet, das seinem bisherigen Einkommen entspricht. 
Diese Forderung liegt nicht allein im Interesse der Diätare, der 
Beamtenanwärter der gesamten Beamtenschaft, sondern das ist 
eine Forderung, die wir im Interesse unseres Volkes _ stellen 
müssen, das für den Wiederanfbau seiner Volkswirtschaft 
arbeitsireudige, tatkräftige und selbstbewusste Beamten braucht- 

Für uns als Organisation ist aber das Beispiel der Diätare 
wieder eiuı Beweis, wohin ein Berufsstand geraten kann, wenn 
er nicht seine durch Orzanisation vereinte Kraft in die Wag- 
schale werfen kann. Denn in der oben erwähnten Versammlung 
zeigte es sich, ein wie geringer Prozentsatz dieser Diätare 
organisiert ist. Aber gleichwohl riefen sie nach dem Streik. Als 
ob man dieses gewerkschaftliche Kampimittel ohne gewerk- 
schaftliche Organisation und gewerkschaftliche — Erziehung an- 
wenden könnte! Solange die Diätare nicht: begriffen haben, 
dass sie sich ihren Berufsorganisationen anschliessen müssen; 
ist ihnen nicht zu helfen. 

Würschheim- Berlin. 
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Besoldungsfragen 


Das Pensionskürzungsgesetz. Der Reichstag hat am 18. De- 
zember 1920 eine Entschließung angenommen, nach welcher 
die Reichsregierung ersucht wird, bis zum 1. Juli 1921 eine 
Novelle zum Beamten- und Offizierspensionsgesetz vorzulegen, die 
eine Anrechnung des Einkommens der Pensionäre aus gewint- 
bringender Beschäftigung von einer bestimmten Höhe an auf 
die Pension vorsieht. 


Im Verfolg dieser-Entschließung hat 
ministerium einen Gesetzentwurf ausgearbeitet, 
genden Wortlaut hat: 


8 1. Bei Beamten, die mit Wirkung vom 1. April 1920 oder von 
einem früheren Zeitpunkt dauernd oder einstweilen in den Ruhestand 
versetzt oder unter Belassung des vollen Gehalts vom Amte enthoben 
sind, ruht bei einem reichseinkommensteuerbaren Jahreseinkommen ats 
gewinnbringender Beschäftigung ausserhalb des Reichs- oder Staats- 
dienstes im Sinne des $ 57 Nr. 2 Abs. 2 des Reichsbeamtengesetzes 
(Arbeitseinkommen) von mehr als 10000 Mark das Recht auf den Bezug 
des naolı $ 5 Abs. 1 des Pensionsergänzungsgesetzes vom 21. Dezember 
1920 gewährten Teuerungszuschlags und nach dessen Wegfall auf den 
Bezug des nacıt $ 1 des genannten Gesetzes gewährten Zuschusses zum 
Ruhegehalt oder Wartegeld bis zur Höhe von 50 v. H. des 10.090 Mark 
übersteigenden Betrages. 


An Stelle der 10000 Mark tritt, wern es für den Bezugsberechtigten 
günstiger ist, der Unterschiedsbetrag zwischen dem Diensteinkommen, 
das der Beamte im Zeitpunkte seines Ausscheidens in der zuletzt von 
ihm bekieideten Stelle im Sinne des Pensionsergänzungsgesetzes nach 
Massgabe der Besoldungsordnung vom 30. April — 17. Dezember 1920 
und des Gesetzes vom 22. Januar 1921 am Gehalt, Ortszuschlag und 
Teuerungszuschlag zu beziehen gehabt hätte, und den zustehenden Ver- 
sorgungsgebührnissen, wobei Kinderzuschläge nebst Teuerungszuschlag 
sowie Kriegs- und Verstümmelungszulagen ausser Kraft bleiben. 


das Reichsfinanz- 
welcher fol- 


Aendern sich Art und Höhe des Teuerlingszuschlags für die aktiven 
Beamten, so ist die Kürzungsgrenze neu zu berechnen. 


8 2. In gleicher Weise ($ 1) ruht bei den mit Wirkung von einem 
späteren Zeitpunkt als dem 1. April 1920 dauernd oder einstweilen in 
den Ruhestand versetzten oder unter Belassung des vollen Gehalts vom 
Amte enthobenen Beamten das Recht auf den Bezug des Teuerungszu- 
schiags und nach dessen Wegfall auf den Bezug der Hälfte des Ruhe- 
gehaits mit der Massgabe, dass an Stelie der 10000 Mark, wenn es für 
den Bezugsberechtigten günstiger ist, der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Diensteinkommen, das er im Zeitpunkte seines Ausscheidens aus 
dem aktiven Dienst an Gehalt, Ortszuschlag und Teuerungszuschlag be- 
zogen hatte, und den zustehenden Versorgungsgebührnissen ($ 1) tritt. 


Absatz 1 findet auch auf die im $ 22 des Besoldungsgesetzes vom 
30. April 1920 erwähnten Ruhegehalts- und Wartegeldempfänger Anwen- 
dung; der etwa an Stelle der 10000 Mark tretende Unterschiedsbetrag 
ist jedoch nach. 8 1 zu berechnen. 


& 3. Ist der nach‘ $ 1 der Kürzung unterliegende Zuschuss zum Ruhe: 
gehalt oder Wartegeld höher als die Hälfte der Summe dieses Zuschusses 
und des zugehörigen Ruhegenaits oder Wartegeldes, so unterliegt der 
Zuschuss nur in Höhe dieser Hälfte der Kürzung. 


8 4. In gleicher Weise ($S$ 1—3) ruht bei den nach dem Offiziers- 
pensionsgesetze vom 31. Mai 1906 und den entsprechenden älteren Ge- 
setzen, bei den nach dem Offiziersentschädigimgsgesetze vom 13. Sep- 
tember 1919 und dem Wehrmachtversorgungsgesetz abgefundenen Militär- 
personen das Recht auf den Bezug der Teuerungszuschläge sowie nach 
deren Wegfall auf den Bezug des Ruhegehaltszuschusses (8 1) oder der 
Hälfte des Ruhegehalts ($ 2) oder der Hälfte der Summe von Ruhegehait 
und Rıuhegehaltszuschuss ($ 3) bis zur Höhe von 50 v. H. des im’ $ 1 
bezeichneten Mehrbetrages. 


Ebenso*ruht auch das Recht auf den Bezug der Uebergangszulare 
und der Uebergangsgebührnisse nach $$ 2, 3 ‚des Offiziersentschädigungs- 
gesetzes, der Uebergangsgebührnisse nacı 4 $ 4 des Kapitulantenent- 
schädigungsgesetzes sowie der laufenden Uebergangsgebührnisse nach dem 
Wehrmachtversorgungsgesetz. 


8 5. Bei ehemaligen Kapitulanten, die ohne Rücksicht auf Dienst- 
beschädigung auf Grund von Dienstzeit Renten erhalten, ruht bei einem 
nach Ausscheidung dieser Renten verbleibenden reichseinkommensteuer- 
baren Jahreseinkommen aus gewinnbringender Beschäftigung ausserhalb 
des Reichs- oder Staatsdienstes im Sinne des $ 57 Ne. 2 Abs. 2 des 
Reichsbeamtengesetzes (Arbeitseinkommen) von mehr als 10000 M. das 
Recht auf den Bezug der Hälfte der Renten bis zur Höhe von 50 v. H. 
des 10000 M. übersteigenden Betrages. 
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86. Für den Zeitpunkt: der Einziehung, Kürzung und Wiederge- 
währung der Bezüge gelten die Vorschriften des $ 60 Abs. 1 und 3 des 
Reichsbeamtengesetzes, bei den nach dem Kapitulantenentschädigungs- 
gesetz abgefundenen Militärpersonen die Vorschriften des $ 13 dieses 
Gesetzes entsprechend. 


8 7. Für die Feststellung der Höhe des Einkommens im Sinne des 
$ 1 ist in der Regel die Veranlagung zur Reichseinkommensteuer zu- 
grunde zu legen. Die Steuerbehörden sind zu amtlicher Auskunft ver-+ 
pflichtet. 


8 8. Kommt neben einer Kürzung nach den vorstehenden Vor- 
schriften noch eine weitere nach anderen Gesetzen in Frage, so ist für 
die Reihenfolge, in der die Kürzungen vorzunehmen sind, das für den 
Bezugsberechtigten günstigere Ergebnis massgebend. 


I 
8 9. In Fällen, in denen sich aus den Vorschriften dieses Gesetzes 
besondere Härten ergeben, kann die oberste Reichsbehörde im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminister der Finanzen einen Ausgleich gewähren. 


8 10. Die Ausführungsbestimmungen zu diesen Gesetz erlässt der 
Reichsminister der Finanzen. 


$ 11. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1922 in Kraft, 


Anläßlich der Besprechung des Gesetzentwurfs im Reichs- 
finanziministerium am 18. Juni 1921, hat der Vertreter des 
Deutschen Beamten-Bundes diesen Entwurf aus 
nahestehenden Gründen, abgelehnt: 


Die Kürzung der Ruhegehälter, gleichviel unter welchen 
Voraussetzungen, ist eine Verletzung wohlerworbener Rechte, 
die jedoch durch Artikel 129 der Reichsverfassung gegen jeden 
Eingriff geschützt sind. Möglich wäre nur, das Gesetz für 
künftig eintretende Beamte anzuwenden. Das. wäre aber 
der erste Schritt zum Abbau des Berufsbeamtentums. Ist den 
Beamten erst ein Stück von ihren Grundrechten genommen, 
steht zu befürchten, daß weitere Maßnahmen zum Abbau des 
Berufsbeamtentums vielleicht bald nachfolgeen werden. Das 
Ruhegehalt ist ein Bestandteil des Gehalts der aktiven Beam- 
ten, das den Beamten als Ausgleich für die Gesamtheit ihrer 
Dienste gewährt wird. Es stellt einen während der Dienst- 
zeit nach den Grundsätzen der Rentenversicherung durch Zah- 
lung des verringerten Gehalts vom Staat zurückbehaltenen Ge- 
haltsteil dar. Mithim ist das Ruhegehalt begrifflich nur ein zeit- 
lich hinausgeschobener Teil des Gehalts. Diesen Standpunkt 
haben auch das Preuss, Oberverwaltungsgericht in seiner Ent- 
scheidung vom 26. Sepember 1885 und die zuständigen Re- 
gierungsstellen wiederholt vertreten. Bei der Beratung des 
zurzeit gültigen Besoldungsgesetzes hat ein Vertreter des’ 
Reichsfinanzministeriums erklärt, dass die Beamtengehälter mit 
den Arbeitslöhnen nicht verglichen werden können, weil ein 
Teil des Gehalts als Rücklage für das Ruhegehalt als vom 
Staate einbehalten zu betrachten sei. 


Das Reich kann sich aber auch das Gesetz wegen seiner 


. Kostspieligkeit nicht leisten; denn die geringe Entlastung, die 


für die Reichskasse eintreten könnte, steht in keinem Ver- 
hältnis zu dem grossen Aufwand an Arbeit und Kosten, der 
mit der Durchführung des Gesetzes verbunden wäre. Es 
müssten sämtliche Ruhegehalts- und Wartegeldempfänger fort- 
laufend kontrolliert werden, aber bei nur wenigen würde eine 
Kürzung zulässig sein. Die Ausgaben, die das Gesetz ver- 
ursacht, würden erheblich höher sein, als die Einnahmen, die 
sich aus den Kürzungen ergeben könnten. 


Behördenangestellte 


Schiedssprüche des Paritätischen Ausschusses. Wie 
bei allen Verwaltungen sind auch bei der: Post Strei- 
tiekeiten über die Eingruppierung nach dem Tarifver- 


trage dadurch entstanden, dass die Arbeitsleistung von 
Angestellten durch Bezugnahme auf die Eingruppierung der 
neben ihnen arbeitenden Beamten für nicht hochwertig erklärt 
wurde und aus verwaltungstechnischen Gründen die höhere 
Eingruppierung verweigert wurde. In einer Reihe von Fällen 
hat jetzt der Paritätische Ausschuss entschieden und trotz der 
Einwendungen des Ministerialvertreters Techniker in die 
Gruppen V und VI eingereiht. 


Ebenso lagen Streitfälle vor, bei denen technische An- 
gestellte als Posthelfer in Gruppe II eingereiht waren, die als 
Zeichner beschäftigt waren. In der Mehrzahl der Fälle ent- 
schied der Paritätische Ausschuss auf Einreihung nach 
Gruppe III, da es sich um zeichnerische Arbeiten handelte, 
die technische Durcharbeitung und eigenes Denken erforderten. 





Schriitleiter: i. V. A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, 
Rotationsdruik Möller & Borel GmbH., Berün SW 68. 
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Nummer 11 


Die Rechtsverhältnisse der auf Kündi- 


gung angestellten Beamten 


1. Allgemeines Anstellungsrecht. 

Zur Ausübung der Tätigkeit der Behörden, die entweder 
öffentliche Gewalt oder privatrechtliche Verrichtung ist, be- 
darf es der Ausführungsorgane, die entweder Bedienstete, d. h. 
auf Grund eines Privatdienstvertrages Angestellte, oder Beamte, 
d. h. auf Grund eines öffentlich-rechtlichen Dienstvertrages An- 
gestellte, sind. Es liegt vollständig im Ermessen der Anstel- 
lungsbehörde, welche Arten von Ausführungsorganen sie anstel- 
len will; eine Schranke ist nur insofern gezogen, als dass obrig- 
keitliche Funktionen nur von Beamten ausgeführt werden dür- 
fen. Die Anstellungsdauer ist entweder eine dauernde oder 
zeitige. Die Art der Anstellung liegt ebenfalls im Ermessen 
der Anstullungsbehörde, insofern das Gesetz (Verfassung) keine 
Schranke zieht, oder eine bestimmte Anstellungsart vorschreibt. 

Diesen allgemeinen Rechtszustand erhält die Reichsver- 
fassung aufrecht, indem deren Artikel 129 die lebenslängliche 
Anstellung vorsieht, soweit nicht durch Gesetz ein anderes be- 
stimmt ist. Die Verfassung will die lebenslängliche Anstellung 
als Regel haben und die auf Kündigung nur in Ausnahmefällen. 
Da nun:aber die Länder und Seibstverwaltungskörperschaften 
die Gesetze erlassen und nach den bisherigen Erfahrungen zu 
erwarten ist, dass die lebenslängliche Anstellung nur eine be- 
Schränkte sein wird, so bedarf es seitens des Reichs des Er- 
lasses von Grundsätzen, allgemeiner Richtlinien, durch die be- 
stimmt wird, in welchen Fällen von der lebenslänglichen An- 
stellung abgewichen werden darf. Die Anstellung auf Kündi- 
gung sollte in der Regel nur für eine bestimmte Zeitdauer der 
Anstellung auf Lebenszeit vorangehen. (Beamtenbewährungs- 
frist.) 


2. Rechtsverhältnis der auf Kündigung angestellten Beamten, 


a) Begriff. Als ein auf Kündigung angestellter Beamter 
ist derjenige anzusehen, der auf Grund einer Anstellung oder 
einer anderweitigen, gesetzlich geregelten, besonders geor.dne- 
ten Berufung eines öffentlichen Verbandes zur Dienstleistung 
verpflichtet, zugleich der öffentlich-rechtlichen Dienstgewalt die- 
ses Verbandes unterworfen ist und dessen Beamten-Dienstver- 
hältnis nur durch Kündigung beendet werden kann. Es ergibt 
sich hieraus der allgemeine Grundsatz, dass die auf Kündigung 
angestellten Beamten dieselben Rechte und Pflichten haben, wie 
die auf Lebenszeit angestellten Beamten, insofern nicht durch 
das Kündigungsrecht des Dienstherrn eine Abw eichung geschaf- 
fen wird. 

b) Entstehung des Beamtendienstverhält- 
nisses. Die hauptamtlich für den Dienst eines preussischen 
Kommunalverbandes gegen Besoldung angestellten Beamten er- 
halten eine Anstellungsurkunde ausgehändigt. Die Aushändi- 
gung der Anstellungsurkunde ist hier der die Beamteneigen- 
schaft begründende formale Akt ($ 1 KBG.). Die Reichsbe- 
amten erhalten bei ihrer Anstellung eine Anstellungsurkunde. 
{$ 4 RBG.) Auch hier ist nach der Rechtssprechung des Ober- 
verwaltungsgerichts (vergl. Urt. OVG. vom 15. Januar 1914, 
IAC. 184/13, PrVerBl. 1914 S. 560) der die Beamteneigenschaft 
begründende formale Akt angenommen worden, während das 
Reichsgericht auf dem Standpunkt steht, dass der Aushändigung 
der Anstellungsurkunde nur konstitutive Bedeutung zukäme, 
es nur auf den Anstellungswillen ankomme, wie es bei den 
unmittelbaren Staatsbeamten, die in der Regel eine Bestallungs- 
urkunde erhielten, der Fall sei. (Urt. RG. vom 20. Februar 
1914 IH 502/103, Entsch. Zivils. Bd. 84 S. 219). 

c) Uebergang der Anstellung 
digung“ in eine „lebehslängliche“ 
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gekehrt. Wird bei der Anstellung eines Beamten auf Kün- 
digung vereinbart, oder ist dies Gegenstand der ortsstatutari- 
schen Regelung, dass nach Ablauf einer gewissen Zeit eine end- 
gültige Anstellung auf Lebenszeit erfolgt, so handelt es sich 
um eine „Anstellung auf Kündigung vorerst“, Diese geht in 
eine Anstellung auf Lebenszeit von selbst über, insofern das 
Beamtendienstverhältnis auf Kündigung nicht rechtzeitig durch 
Kündigung beendet wird (vergl. Entsch. Bez.-Aus. Düsseldorf 
vom 10. Mai 1912 I C 1137 Kom.-Rundsch. Jahrg. V S. 458; 
Entsch. Bez.-Aus. Oppeln vom 2. Februar 1910, K. 09/217, Kom.- 
Rundsch. Jahrg. V S. 858; Entsch. OLG. Hamm vom 8. April 
1914, 1 U 222/13, Kom.-Rundsch. Jahrg. VII; vergl. auch Ent- 
Scheidung RG. Zivils. Bd. 37 S. 225; Urt. 19 Zivilk. LG. I 
Berlin vom 31. Januar 1914, RfGdb. Jahrg. XX S. 185). 

Wird ein auf Lebenszeit angestellter Beamter mit seinem 
Einverständnis in eine Stelle versetzt (z. B. befördert), mit der 
ortsstatutarisch eine Anstellung auf Kündigung verbunden ist, 
so gehen die Ansprüche auf Amtsbeendigung gegen seinen Wil- 
len im Wege des Disziplinarverfahrens unter, es tritt die Kün- 
digung als alleiniges Beendigungsmittel ein. (Vergl. Urt. RG., 
3. Zivilsen. vom 23. Oktober 1912; Bm. Jahrg. 1912 S. 347.) 

d) Vermögensrechtliche Ansprüche. Die ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche des Beamten resultieren aus dem 
Beamtendienstverhältnis. Das Gesetz zur Sicherung einer 
einheitlichen Regelung die Beamtenbesoldung vom 21. Dezem- 
ber 1920 (RGBl. 1920 S. 2117) will eine gleichartige Regelung 
der vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten des Reichs, 
der Länder und Gemeinden und untersagt deshalb eine gün- 
stigere Regelung. Dasselbe Ziel hat das preuss. Gesetz, betr. 
vorläufige Regelung verschiedener Punkte des Gemeindebeam- 
tenrechts, vom 8. Juli 1920 (Pr.G.S. 1920 S. 383). 

Die Vermögensrechtlichen Ansprüche sind Diensteinkoim- 
men. (Besoldung), Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge sowie 
Unfallrente (vergl. Art. 129 R. Verf). Zur Besoldung gehört 
Grundgehalt und Ortszuschlag, welche der Berechnung des 
Ruhegehaltes zu Grunde gelegt werden, neben Kinderzulagen 
und Teuerungszuschlägen. Die letzteren beiden erhalten Ruhe- 
gehalts- und Witwenbezugsempfänger ebenfalls. Das Gehalt 
ist keine Gegenleistung für geleistete Arbeitsdienste, sondern 
die einem. Beamten nach öffentlichem Recht zu gewährende 
Unterhaltungsrente (Urt. RG. vom 17. November 1916 III 227/18, 
Entsch. Zivils. Bd. 89 S. 104). Der Dienstherr ist verpflichtet, 
seinen Beamten nicht ziifermässig feste Bezüge zu gewähren, 
sondern diejenigen Mittel, die notwendig sind, um eine ange- 
messene Lebenshaltung zu ermöglichen (vergl. Bescheid des 
preuss. Min. d. Inn. vom 27. April 1921, Ta II 6087, Bm. Jahrg. 
X S. 6). 

Für die Reichsbeamten kommt in Betracht das Besoldungs- 
gesetz vom 30. April und 17. Dezember 1920 (RGBl. 1920 S. 
805 und 2075) nebst deren Ausführungsbestimmungen vom 21. 
März 1921 (RGBl. 1921 S. 257), das Pensionsergänzungsgesetz 
vom 21. Dezember 1920 (RGBl. 1920 S. 2109) nebst dessen Aus- 
führungsbestimmungen vom 9. Juni 1921 (RGBl. 1921 S. 886), 
das Reichsbeamtengesetz vom 18. Mai 1907 (RGBl. 107 S. 245), 
das Reichshinterbliebenengesetz vom 17. Mai 107 (RGBl. 1997 
S.:208), .das Unfallfürsorgegesetz vom 18. Juli 1901 (RGBl. 
1901 S. 211). 

Für die unmittelbaren preuss. Staatsbeamten sind mass- 
gebend: Das Beamtendiensteinkommengesetz vom 17. Dezem- 
ber 1920 (GS. 1920 S. 135), die Ausführungsanweisung des 
Finanzministers vom 21. Januar 1921 (Fin. Min. Bl. 1921 S. 33) 
und die Ausführungsbestimmımgen des preuss. Finanzministers 
vom 8. Juli 1921 (Fin. Min. Bl. 1921 S. 317) hierzu, das Zivil- 
ruhegehaltsgesetz vom 27. Mai 1907 (GS. 1907 S. 95), das Be- 
amtenruhegesetz vom 17. Dezember 1920 (GS. 1921 S. 214), 
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das Hinterbliebenenfürsorgegesetz vom 27. Mai 1907 (GS. 1907 
S. 9), das Unfallfürsorgegesetz vom 2. Juni 1902 und das 
Altersgrenzengesetz vom 15. Dezember 1920 (GS. 1920 S. 621). 


Für die preuss. Kommunalbeamten, soweit sie im Dienste 
der Stadtgemeinden und diesen gleichgestellten Gemeinden 
stehen, haben die Bestimmungen für. die unmittelbaren Staats- 
beamten Geltung (vergl. $ 12 KBG.). Die Regelung der Ruhe- 
gehaltsverhältnisse der Beamten der Landgemeinden ist der 
freien Entschlieung der Landgemeinde überlassen. Die auf 
Grund des $ 18 KBG. erlassenen Bestimmungen über die Ruhe- 
gehaltsverhältnisse stellen landesgesetzliche - Bestimmungen 
dar (Urt. KG. vom 11. Februar 1913, 11 U. 2294/12, KR. Jahrg. 
VI S. 544, ferner Entsch. RG. Zivils. Bd. 51 S. 62). 


e}) Die Beendigung des Beamtendienstver- 
hältnisses, Das Beamtendienstverhältnis ist in seinem 
Wesen nach etwas Dauerndes, das nur nach Massgabe der 
Gesetze oder der Anstellungsbedinzungen endet (Urt. RG. vom 
6. Dezember 1918, IH. 316/18, Entsch. Zivils. Bd. 94 S. 198). 
Der Art. 129% der Reichsverfassung und der Art. 79 der Preuss. 
Verfassung haben diesen Grundsatz übernommen, sie bestim- 
men, dass Beamte gegen ihren Willen nur unter den zesetz- 
lich bestimmten Voraussetzungen und Formen entlassen oder 
einstweilen oder dauernd in den Ruhestand: versetzt werder kön- 
nen. Dieienizge Instanz, welche die Anstellung vornimmt, muss 
auch die Amtsbeendigumg, also die Kündigung vornehmen (vgl. 
8 32 RBG.; S$ 94, 95 ALR., Il, 10; Gemeindeverfassungen). Die 
Gemeindevertretunz überschreitet ihre gesetzlich festgelesten 
Befugnisse, wenn sie über Geschäfte, die durch Gesetz dem 
Genieindevorsteher überwiesen sind, beschliesst. Es ist deshalb 
unzulässige, der Gemeindevertretung auf ortsstatutarischem 
Wege solche Befugnisse zu verleihen. (Entsch. OVG. vom 
26. März 1897, Entsch. Bd. 31 S. 123, vom 26. September 1916, 
Bd. 71 S. 135.) 


Hinsichtlich der Form schreibt der $ 9 KBG. für die städ- 
tischen Beamten vor, dass die Kündigung nur auf Grund eines 
Beschlusses des kollegialischen Gemeindevorstandes (Magi- 
strats) oder, wo ein solcher nicht besteht, eines aus dem Bür- 
germeister und den Beigeordneten (Schöffen, Ratsmännern) 
gebildeten Kollegiums erfolgen darf. Die formelle und mate- 
rielle Gültigkeit des Kollegialbeschlusses im Sinne des $ 9 ist 
wesentliche Voraussetzung zur Kündigung. Die etwa auf 
Grund eines Beschlusses der Gemeindevertretung (Stadtverord- 
netenversammlung) ausgesprochene Kündigung ist, selbst wenn 
die Gemeindevorstands-(Magistrats-}Mitglieder an dieser teilge- 
nommen haben, rechtsunwirksam, da die Formvorschrift des$9 
KBG. zwingender Natur ist. Die formelle und materielle Gül- 
tigkeit des Kündigungsbeschlusses unterliegt der Nachprüfung 
durch das Gericht, insofern ein vermögensrechtlicher Anspruch 
von der Wirksamkeit der Kündigung abhängig ist. Nicht der 
Nachprüfung unterliegen die Gründe zur Kündigung, wenn es 
sich um die Frage handelt, ob und wann der Beamte aus dem 
Amte ausgeschieden sei (vergl. Urt. RG. vom 24. Januar 1913, 
II 306/12. Kom.-Rundsch. Jahrg. VI S. 394). Es genügt der 
Beschluss allein zur Kündigung, nicht erforderlich ist die Auf- 
nahme eines Protokolls (Niederschrift) über die Beschluss- 
fassung (Urt. KG. 11 U. 4352/07, Kom.-Rundsch. Jahrg. VI S. 
372). Die Kündigung des Amitsverhältnisses ‘bedarf, um Wir- 
kungen zu äussern, der Erklärung gegenüber dem Beamten, der 
gekündigt werden soll, und ist daher für sie nur dasjenige 
massgebend, was dem Beamten gegenüber erklärt werden 
sollte und erklärt worden ist (vergl. Urt. OVG. vom 2. Februar 
1909 Entsch. Bd. 54 S. 464). Wenn die Mitteilung der Kün- 
digunz durch den Gemeindevorsteher, der kraft Vertre- 
tungsmacht die Gemeinde nach aussen hin zu vertreten hat, 
ausser seiner noch die Unterschrift eines Schöffen trägt, so 
wird die Kündigungserklärung durchaus nicht rechtsunwirksam 
(vergl. Urt. OVG. vom 14. Oktober 1913, HC. 204/12). Die 
Landgemeinden können ortsstatutarisch die Formvorschrift des 
8 9 KBG. einführen. (Urt. RG. vom 24. Januar 1913, III 306/12, 
Kom.-Rundsch. Jahrg. VI S. 394.) 


Gegen den Kündigungsbeschluss ist kein Rechtsmittel ge- 
geben; es ist in der Rechtsprechung anerkannt worden, dass 
die Anstellungsbehörde beliebig von ihrem Kündigungsrecht 
Gebrauch machen kann und es keiner Angabe der Gründe bedarf 
(Urt. RG. vom 23. Februar 1912, IH. 215/11. Mon. f. d. B. Jahrg. 
36 S. 377, Pr.Verw.Bi. 1912, S. 586; Entsch. OVG. vom 
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12. November 1907, Entsch. Bd. 51, S. 52). Aus diesem Grunde 
war der Beschwerdeweg bei der vorgesetzten Dienstbehörde 
als aussichtslos zu bezeichnen, der Beamte konnte die Gründe 
zur Kündigung als wnbekannt nicht mal widerlegen. Diesem 
Zustand machte das Versicherungsgesetz für Angestellte inso- 
fern ein Ende, als es die auf Kündigung angestellten Beamten 
nur dann von der Versicherungspflicht befreit, wenn eine 
gleichartige Fürsorge zeschaffen wird. Durch die Erlasse 
des preuss. Ministers des Innern. vom 23. November 1922 und 
24. Dezember 1912, 11. Mai 1913 und 22. Mai 1913 wurde an- 
geordnet, dass die Entscheidung darüber, ob die im Dienste 
einer Gemeinde bezw, Gemeindeverbandes beschäftigten Be- 
amten und Angestellten gemäss $& 9 Vers. Ges. f. Ang. als ver- 
sicherungsfrei anzusehen sind, den Landräten und den Regie- 
rungspräsidenten als Kommimalaufsichtsbehörde zustehen solle. 
Die Anwartschaft gilt biernach dann als gewährleistet, wenn 
die Kündigung von einem wichtigen Grund ($ 620 BGB.) ab- 
hängig gemacht und eine Instanz geschaffen wird, welche die 


Vorlage eines wichtigen Grundes nachzuprüfen hat. Als solche ° 


Nachprüfungsinstanz kommen die Kommunalverbandsaufsichts- 
organe, die Kreis- und Bezirksausschüsse, die ordentlichen 
Gerichte, der Vorstand des Reichsstädtebundes und des preuss. 
Städtetages in Betracht. Es ist dem Ermessen der Gemeinde 
anheimgestellt, welche Instanz sie von den genannten wählen 
will. Ausserdem muss dem Beamten ein unbedingtes Recht 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung zustehen. (Vergl. 
Erlass des Min. d. Inn. u. d. Fin. vom 7. November 1912, 
Min.Bl. H.G.B. 13 S. 79 für den Bereich der allg. Verwaltung; 


. Erl. d. Kultusmin. vom 2. Januar 1913, Min.Bl. H.G.B. 13 S. 82; 


Erl. d. Min. d. öffentl. Arb. vom 13. September 1912, Min.Bl. 
H.G.B. 12 S. 560; Erl. d. Min. f. H. u. Gew. vom 18. November 
1912, Min.Bl. HGB. 12 S. 561; Erl. d. Justizmin. vom 9. Dezem- 
ber 1912, Just.Min.Bl. 12 S. 409; Erl. d. Kriegsm. vom 29. März 
1913; Verf. des Reichskanzlers vom 16. Februar 1913.) 


Die Kündigung des Beamtendienstver- 
hältnisses kann somit eintreten: 


a) bei Vorlage eines wichtigen Grundes, 
also aus Gründen der Dienstzucht. Ein wichtiger 
Grund ist nur dann vorhanden, wenn er mit dem persönlichen 
Verhältnis der Vertragsschliessenden zu der vorzunehmenden 
Leistung oder mit dem persönlichen Verhältnis der Vertrags- 
schliessenden ztieinander zusammenhängt. Dies ist aber”nicht 
der Fall, wenn der Betrieb sich nicht mehr lohnend erweist. 
Es kann also die Aufgabe eines Betriebes kein wichtiger Grund 
sein, (Entsch. Zivils, Bd. 56 S. 372; vom 4. April 1907, VI 367106, 
J.W. 35 S. 813; Eutsch. RG. Zivils. Bd. 38 S. 115, J.W. 1901 
S. 209, 1906 S. 183; Urt. RG. vom 22. Januar 1904, III 425/03, 
Entsch. Zivils. Bd. 56 S. 372; vom 4 .April 1907, VI 367/06, 
Entsch. Bd. 65 S. 423; vom 14. November 1902, J.W. 1%3 
S. 11; vom 2. Febr. 1909, Recht 1909 Nr. 978, Kom. Rundsch. 


Jahrg. VI S. 577, Entsch. Kreisaussch. Teltow vom 17. März 


1914, A. I 935 — 10/04); Urt. RG. vom 29. Sept. 1903, IH 133/03, 
J.W. 32 S. 398.) Zu den obiektiven Verhältnissen des wichti- 


gen Grundes gehören u. a.: Veruntreuungen, unsittlicher Lebens- ? 


wandel, Ungehorsam, Faulheit, grobes Versehen, fortgzesetzte 
Trunkenheit, grobe Beleidigung des Dienstherrn, Misshelligkei- 


ten, die ein gedeihliches Zusammenarbeiten des Dienstherrm 


mit dem Angestellten ausschliessen, übermässiges Börsenspiel, 
Unterhaltung eines Konkubinats, Geschlechtskrankheit, unsitt- 
licher Verkehr nach den gegebenen besonderen Umständen, 
uneheliche Schwangerschaft, unbefugte Entfernung vom Amte, 
fortzesetztes Zuspätkommen zum Dienst u. a. (vergl. Staudinger 
VI. Aufl. II S. 1061, Urt. RG. vom 3. Juni 1904, IH 24/04, Urt. 
OLG. Frankfurt a. M. vom 28. Oktober 1903, Urt. LG. Berlin 
vom 22. April 1904, Urt. OLG. Darmstadt vom 25. Sept. 1903). 
Nicht gehören hierzu ein Liebesverhältnis zwischen 2 Ange- 


stellten eines Dienstherrn (Urt. LG. Görlitz vom 29. März ‘ 
1904) und Verletzung der Anstandspflicht im Briefverkehr nach 
Sachlage (Urt. OLG. Frankfurt a. M. vom 30. April 1913, 


JlI 412/13). Bei Beamten wird man dann einen wichtigen 
Grund als vorliegend annehmen müssen, wenn der Beamte seine 
Pflichten, die ihm sein Amt auferlegt, in einem solchen Masse 
verletzt, oder er sich durch sein Verhalten der Achtung, die 
sein Amt oder Beruf eriordert, in einem Grade unwürdig zeigt, 
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dass bei einem lebenslänglich angestellten Beamten das Ver- 


fahren zur Entlassung aus dem Dienste eingeleitet werden x 
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würde. Ob diese Unwürdigkeit vorliegt, hat nach freiem Fr- 
messen die Nachprüfungsinstanz zu entscheiden (vergl. Stenoegr. 
Ber. Reichstag 1890, Stenogr. Ber. Abzeord. Sp. 7826 zur Be- 
ratung des Vers. Ges. f. Ang.) Die Entlassung durch Kündigung 
im Juteresse der Dienstzucht bezweckt, ein förmliches Diszipli- 
narverfahren entbehrlich zu machen (vergl. $ 83 Abs. 1 Ges,, 
betr. Disziplinarvergehen vom 21. Juli 1852). Das Reichs- 
zericht hat nun sowohl in dem Urteile vom 19. Dez. 1911 
(ill. 87/11, Kom. Rundsch. Jahrg. V S. 272) ais auch in dem 
Urteile vom 13. Dez. 1912 {III 284/12, Kom. Rundsch. Jahrg. VI 
S. 328) den Standpımkt vertreten, dass die Kündigung aus 
disziplinellen Gründen den Verlust des Titels und des Ruhe- 


gehaltsanspruches gemäss $ 83 Dis.Ges. zur Folge habe. Der 
Verfasser kann sich dieser Ansicht nicht anschliessen. Nicht 
uniergeht der Anspruc# auf Unfallfürsorge, denn dieser An- 


spruch gehört nicht zu denjenigen, die kraft $ 165 Dis.Ges. unter- 
gehen sollen (vergl. $ 7 Beamtenunfallges.; Assmann „Betriebs- 
unfallfürsorge der preuss. Staatsbeamten“, Kom.-Rundsch. 
Jahrg. IV S. 515; v. Rheinbaben „Preuss. Dis.Ges.“ 1911, 
S. 165, 3d). Der Verlust des Titels kann aber auch nur Gezen- 
stand ‚des Disziplinarverfahrens sein, denn die Entziehung des 
Titels ist eine schwere Strafe, die eine Folge einer cehrlosen 
oder einer solchen Handlung ist, die den Träger des Titels zur 
Fortiührung des Amtes unwürdig macht. Ein Disziplinarver- 
fahren kann aber nicht mehr eingeleitet werden, wenn das 
Beamtendienstverhältnis bereits durch Kündirung beendet ist 
(Urt. OVG, vom 2. Febr. 1909, Entsch. Bd. 54 S. 464). Hieraus 
resultiert aber, dass die Kündigung aus disziplinellen Gründen 
an sich nicht den Verlust des Titels zur Folge haben kann, 
denn sonst brauchte nicht noch besonders ein Disziplinarver- 
fahren mit dem Ergebnis des Verlustes des Rechtes der Titel- 
führung AD. gegen dien bereits gckündigtien Beamten angz- 
sirebt werden. Die Bedeutung des $ 83 Dis.Ges. ist die, dass 
damit nicht erst das Kündigungsrecht verliehen wird, der Para- 
zraplı setzt vielmehr das Vorhandensein dieses Rechtes voraus 
und erklärt, dass sein Fortbestand durch das Dis.Ges. unberührt 
bleibt. Es ist deshalb zulässig, den Beamten, auch 'wenn er 
sich seines Amtes unwürdig zeigt, durch Kündigennz zu. ent- 
lassen; der Weg des förmlichen Disziplinarverfahrens braucht 
also nicht beschritten zu werden. Der auf Kündigung ange- 
stellie Beamte unterliegt aber trotzdem dem förmlichen Diszi- 
vlinarverfahren, es liegt nur im Ermessen der Angestellten- 
behörde, ob sie die Verurteilung des Beamten und die hieraus 
resultierende Nachwirkung herbeiführen will. Der Anspruch 
auf Ruhegehalt geht bei einer Kündigung aus disziplinellen 
Gründen mur deshalb unter, weil es an der Voraussetzung zum 
Ruhegehaltsansprach, der Erklärung zemäss 8 20 Zivilruhe- 
gehaltsgesetz fehlt, die Dienstunfähiekeit nicht Grund der Ent- 
kassung ist. Ist die Ruhegehaltsberechtigung bei #1 Kündigung 
ausgesprochen ımd stellen sich nach der Kündigung Verfehlun- 
gen heraus, die Grund zur Entlassung gewesen wären, dass 
muss „vor“ der Beendigung des Dienstverhältnisses durch Kün- 
digung das Disziplinarveriahren mit dem Endziele auf Verlust 
des Ruhegehaltes und des Titels eingeleitet werden. Nur dann 
kann dieser Erfolg eintreten. 

“b) aus anderen Gründen, insbesondere wegen 
Wegfalis. des Bedürfnisses wegen anderweitiger Einrichtung 
ung Gliederung der Behörden oder ihres Dienstes, falls hier 
nicht durch besondere Bestimmunzen anderweitise Vorsorge 
getroiien ist. Der Vorbehalt der Kündigung verfolgt gerade 
auch für solche Fälle den Zweck, den Behörden bei der Ent- 
scheidung der Frage der ferneren Verwendung oder Entlas- 
sung der unter dem Vorbehalt der Kündigung angestellten Be- 
amten freie Hand zu lassen. ‘ 

Hinsichtlich der unmittelbaren Staatsbeamten ist in einem 
solchen Falle, dass ihre Verwendung in der Staatsverwaltung 
nicht weiter stattfinden kann, weil das von ’% verwaltete 
Amt infolge seiner Umbildung der Staatsbehö aufhört, eine 
einstweilige Versetzung in den Ruhestand vorgesehen, wobei 
allerdings Anspruch auf Wartegekf nur bis zu dem Zeit- 


' punkte, für den die Kündigung frühestens zulässig wäre, zu- 


steht. Für die spätere Zeit kann den auf Kündigung angestell- 
ten Beamten Wartegeld bis auf die Höhe des gesetzmässizen 
Ruhegehalts bewilligt werden. Hat der eine planmässige Stelle 
innehabende Beamte 10 Dienstjahre, so ist er auf seinen Antrag 
hin mit Ruhegehalt in den Ruhestand zu versetzen (vergl. Ver- 
ordnung betr. die einstweilige Versetzung der unmittelbaren 


ung, 


Staatsbeamten in den Ruhestand, vom 26. Febr. 1919, G.S, 
1919 S. 33). 

Die Verordnung vom 26. Febr. 1919 kann durch besonderen 
Beschluss der Angestellteninstanzen auch auf Kommunalbeamte 
zur Anwendung gebracht werden. Aus dem $ 12 KBG. ist die 
Anwendbarkeit der Verordnung vom 26. Febr. 1919 keineswegs 
zu folgern, denn die „Versetzung in den Ruhestand wegen 
politischer Anschauung“, wie sie der $ 13 der Verordnung vor- 
sieht, ist dem Pensionsrecht fremd, dieses setzt stets dauernde 
Dienstunfähigkeit voraus. Will eine Gemeinde dennoch die 
Verordnung, auf ihre Beamten oder einzelne derselben Anwen- 
dung finden lassen, so muss sie dies ausdrücklich beschliessen, 
Tritt für eine solche Gemeinde eine Ruhegehaltskasse als Trä- 
gerin der Pensionslast ein, so hat sie dieser Kasse gegenüber 
keinen Anspruch in dieser Hinsicht. 

Für die lebenslänglich angestellten Reichsbeamten ist nach 
$ 24 des RBG. eine einstweilige Versetzung in den Ruhestand 
vorgesehen, und zwar wenn eine Reichsbehörde durch eine 
organische Massregel umgebildet, und infolgedessen das Amt, 
das der in den Ruhestand zu versetzende Beamte bekleidet, auf- 
hört. Es darf also kein Amt mehr vorhanden sein, das der 
Beamte bekleiden könnte, es sei denn, man müsste statt seiner 
einen anderen Beamten einstweilige in dem Ruhestand ver- 
setzen. Diese Bestimmung findet aber nicht auf Beamte An- 
wendung, die auf Kündigung angestellt sind; die Reichsregierung 
beabsichtigt auch nicht, eine der preuss. Verordnung vom 
26. Febr. 1919 entsprechende Regelung einzuführen. 

c) bein Eintritt der Altersgrenze 65. Lebens- 
jahr. Durch das Gesetz, betr. die Einführung einer Alters- 
grenze, vom 15. Dez. 1920 (G.S.1920 S. 621) ist angeordnet 
worden, dass die unmittelbaren Staatsbeamten, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben, in den Ruhestand zu treten 
haben kraft Gesetzes. Als Ziel dieser Massnahme wird verfolgt 
der Leberalterung der Beamten ein Ziel zu setzen und den Be- 
amtenstand in Frische zu halten; dem Nachwuchs freie Bahn 
und die Möglichkeit des schneHeren Aufrückens zu gewähren; 
die Gelegenheit zu schaffen, entsprechend der Umgestaltung 
des Staatswesens auch tüchtige, nicht aus der regelmässigen 
Laufbahn hervorgegangenen Kräfte in geeignele Aemter zu be- 
rufen. Diese Bestimmungen des Gesetzes können durch Statet 
auch für Kommunalbeamte in Kraft gesetzt werden. 

d) bei Versetzung in den Ruhestand Nach 
$ 12 des KBG. steht den städtischen und diesen gleichgestellten 
Beamten Anspruch auf Ruhegehalt nach den für die unmittel- 
baren Staatsbeamten geltenden Vorschriften zu, — wenn nicht 
mit Genehmigung des Bezirksausschusses ein anderes festge- 
setzt ist, — insofern sie «dienstunfähigz sind. Es kann orts- 
statutarisch festgelegt werden, dass der Nachweis der Dienst- 
unfähigkeit nicht erbracht werden braucht, wenn das 
65. Lebensjahr voilendet ist, 

Für die unmittelbaren Staatsbeamten kommt das Ziyil- 
gehaltsges. vom 27. Mai 1907 in Betracht, das bestimmt, dass 
jeder unmittelbarer Staatsbeamter, welcher sein Dienstein- 
kommen aus der Staatskasse bezieht, aus derselben ein 
lebenslängliches Ruhegehalt bezieht, wenn er nach einer Dienst- 
zeit von mindestens 10 Jahren infolge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geisti- 
gen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd wun- 
fähig ist und deshalb in den Ruhestand versetzt wird. Der 
Anspruch auf Ruhegehalt tritt auch dann ein, wenn bei einer 
kürzeren als 10jährigen Dienstzeit die Dienstunfähirkeit die 
Folge einer ‚Krankheit usw. ist, welche der Beamte bei Aus- 
übung des Dienstes oder aus Veranlassung desselben ohne 
eigene Verschuldung sich zugezogen hat. Die eingetretene 
Dienstunfähigkeit ist nicht Vorbedingung des Anspruches auf 
Ruhezehalt, wenn der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet 
hat. Diese Bestimmungen finden auf die auf Kündigung anze- 
steilten Beamten dann Anwendung, wenn sie eine planmässige 
Stelle bekleiden; sonst kann ihnen bei ihrer Versetzung in den 
Ruhestand ein diesbezgl. Ruhegehalt bewilligt werden. 

Die Dienstunfähigkeit ist Voraussetzung für die Versetzung in 
den Ruhestand und die erfolgt durch Kündigung des ayf Kündigugn 
angestellten Beamten. Hat der dienstinfähige Beamte einen 
Rechtsanspruch auf Ruhegehalt, dann ist das Ruhegehalt fest- 
zuseizen „nd dem gekündigten Beamten mitzuteilen (vergl. 

20 folg. Zivilruhegehaltsges, von Rheinbaben, preuss. 
Dis.Ges. II. Aufl. S. 356). Die Eutscheidung darüber, ob der Be- 
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amte dienstunfähig ist, liegt der zuständigen Dienststelle ob. 


Während dem lebenslänglichen Beamten die Möglichkeit ge- 
geben ist, seine Dienstunfähigkeit im Wege des Disziplinarver- 
fahrens feststellen zu lassen, gibt es für die auf Kündigung an- 
gestellten Beamten kein derartiges Rechtsmittel. Diesen Be- 


'amten. ist nur der Rechtsweg hinsichtlich. der Höhe des Ruhe- 


gehaltes oifen (vergl. $ 7 KBG., $ 23 Zivilruhegehaltsges., von 
Urteilen Urt. LG. II-Berlin vom 4. November 1910, 20. 577/09; 
Entsch. Prov. Rat d. Prov. Brandenburg vom 23. April 1913, 
©. P. 7820, Kom.-Rundsch. Jahrg. VI S. 56; Urt. RG. vom 
27. Mai. 1881; IV. Zivilsen., Gruchots Beiträge Bd. 26 S. 114; 
Urt. RG. vom 21. Juni 1911, J.W. 1911 S. 829 Nr. 53). Eine 
Grenze findet aber das Kündigungsrecht darin, dass die 
Kündigung nicht lediglich zu dem Zwecke eriolgen darf, um 
dem Beamten sein Recht aui Ruhegehalt zu entziehen. (Urt. 
RG. vom 13. Dez. 1912, 111 284/12.) Wird dieser Einwand er- 
hoben, so ist die richterliche Nachprüfung gegeben (Urt. RG. 
vom 23. Febr. 1912); gegeben würde auch sein die Schadens- 
ersatzklage wegen Beschädigung durch dolose Prozessiührung 
(vergl. Görres RBG. 1: Aufl. S. 28) neben der Klage wegen un- 
gerechtfertigter Bereicherung (&$ 812 BGB). 

Für die Reichsbeaniten kommen dieselben Grundsätze, wie 
sie fir die unmittelbaren preuss. Staatsbeamten im Zivilruhe- 
gehaltsges. festgelegt sind, zur Anwendung (vergl. $ 34, 34a, 
36, 37, RBG.). 

; 3. Reiormvorschläge. 

1. Jede Stelle, die zur Befriedigung eines dauernden Bedürf- 
nisses-dient,.mnss eine Beamtenstelle sein.. Für die 
Stelle des Beamten ist es somit unwesentlich, ob er obrigkeit- 
liche ‚Funktionen oder privatrechtliche Vorrichtungen ausübt. 

Die Zulässigkeit des Privatdienstvertrages soll nur auf 
diejenigen Stelien begrenzt bleiben, die wirklich zur Be- 
friedigung eines vorübergehenden Bedürfnisses dienen. 

2. Die Anstellung der Beamten erfolgt in der Regel -auf 
Lebenszeit. Durch Grundsätze im Sinne des Art. 10 der 
Reichsverfassung ist allgemein vorzuschreiben, in welchen 
Fällen hiervgn abgewichen werden dari. ; 

3, Die Anstellung auf Kündigung muss zeitlich be- 
grenzt werden. Sie soll in der Regel der Anstellung auf 
Lebenszeit vorangehen und geht stillschweigend 
in eine lebenslängliche über, falls nicht zw 'einem bestimmten 
Zeitpunkte das Beamtendienstverhältnis gekündigt worden ist. 

4. Die Kündigung darf nur ausgesprochen werden, wenn 
der Beamte sich für sein Amt als unfähig erweist oder 
aus Gründen der Dienstzucht, er also, falls er lebenslänglich 
angesteilt wäre, im Wege des Disziplinarverfahrens 
entlassen werden könnte. Den Kündigungsbeschluss kann nur 
ein Kollegium fassen. Gegen diesen Beschluss muss dem 
Gekündisten ein ähnliches Rechtsmittel gegeben sein, wie 
es den auf Lebenszeit ‚angestellten Beamten zusteht bei der be- 
absichtieten Entlassung’ gegen seinen Willen. 

5, Liegt Dienstunfähigkeit vor, so müssen dem auf 
Kündizung angestellten Beamten die gleichen Rechtsmittel zur 
Verfügung stehen, wie den auf Lebenszeit Angestellten. Es 
darf also die Entschsidung darüber, ob Dienstunfähigkeit vor- 
liegt, nicht allein im Ermessen der Anstellungsbehörde 
liegen, es muss vielmehr eine weitereinstanz geschaffen 
werden, welche bei Ablehnung des Antrages auf Pensionierung 
über: das Bestehen der behaupteten Dienstunfähigkeit ent- 
scheidet. 

Wird festgestellt, dass vor der Kündigung bereits Dienst- 
unfähigkeit vorlag, so muss trotz der Kündigung der 
Rechtsanspruch auf Ruhegehalt bestehen bleiben, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen zum Bezug von Ruhe- 
gehalt (Dienstzeit, Dienstbeschädigung) erfüllt sind. 

Hans Assmann. 


Grundrechte der Beamten und Zwangs- 


pensionierung 


Ueber den Umfang der „wohlerworbenenRechte 
der Beamten“ aufGrundder Reichsveriassung 
beriet am 25. Mai 1921 eine Sitzung des Unterausschusses für 
Beamtenfragen der „Gesellschaft für soziale Re- 
bo.r m“ Der Reierent, Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. 
Damme, stützte seine Ausführungen besonders auf den Ab- 
satz 1:des Artikels 129 der Reichsverfassung. Er interpretierte 
den Wortlaut dieses Absatzes: 
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„Die Anstellung der Beamten erfolgt auf 
Lebenszeit, ‘soweit nicht durch Gesetz etwas anderes be- 
stimmt ist. Ruhegehalt und Hinterbliebenen- 
versorgung werden gesetzlich geregelt. Die 
wohlerworbenen Rechte der Beamten sind 
unverletzlich, Für die vermögensrecht- 
= hen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg 
offen“ 


dahingehend aus, dass sich der Begriff der „wohlerworbenen 
Rechte“ beschränke auf die in den beiden vorher- 
gehenden Sätzen genannten Teile des Dienstverhältnisses. 
„Vermögensrechtliche Ansprüche“ könnten nicht in diesen 
Begriff einbezogen werden, was sich Schon aus der räumlichen 
Anordnung dieser Bestimmungen ergebe. Er vertrat weiter 
die Auffassung, dass aus der gewählten Zeitiorm der Worte 
„erfolgt“, „ist“ und „werden“ gefolgert®werden müsse, dass es 
sich hier um Bestimmungen für die Zukunft handle und 
somit für “den Begriff „wohlenworbene Rechte“ aus- 
schliesslich das bis zum 11. August 1919 (dem Tage 
der Verkündung der Reichsverfassung) geltende Beamtenrecht 
in Frage kommen könne. Er vertrat dann die Auffassung, dass 
das preussische Gesetz über die Zwangspensionic- 
rung der 65 Jahre alten Beamten einen Eingriff in „wohl- 
erworbene Rechte‘ darstelle und deshalb auch bereits ver- 
schiedene Anfechtungsklagen, besonders von zwangsweise pen- 
sionierten richterlichen Beamten. vorlägen, die sich auf das .alte 
Beamtenrecht stützen, wonach die „lebenslängliche Anstellung“ 
nicht durch Gesetz ‚beseitigt werden dürfe. Die Bestimmun- 
gen der Reichsverfassung in Artikel 129 „soweit nicht durch 
Gesetz etwas anderes bestimmt’ ist“ und in Artikel’ 104 
„die Gesetzgebung kann Altersgrenzen. festsetzen, bei 
deren Erreichung Richter in den Ruhestand treten“, könne nur 
Anwendung finden auf die nach dem 11. August 1919 zur 
Anstellung gekommenen Beamten. Me 

Von mehreren der anwesenden: Juristen und Gewerkschafts- 
vertreter ıwurde diesen Ausführungen mit Entschiedenheit ent- 
gegengetreten. :U.:a. führte der Vertreter unseres Bundes, 
Kollege Hornbostel, aus, dass der erste Absatz des Ar- 
tikels 129 der Reichsverfassung doch wesentlich anders aus- 
gelegt werden müsse, Im ersten Satz, „die Anstellung der Be= 
amten erfolgt auf Lebenszeit, soweit nicht durch Ge- 
setz etwas anderes bestimmt ist“, müsse das Hauptgewicht 
auf die Worte „auf Lebenszeit“ gelegt werden, die ge- 
wählte Zeitform müsse hierbei als nebensächlich  be- 
trachtet werden, da die Reichsverfassung doch kein Augen- 
blicksgesetz sei, sondern für lange Zeit Gültigkeit haben 
solle. Daraus folgere aber, dass die Bestimmung der Ver- 
fassung deutlich den Willen der Nationalversammlung zum 
Ausdruck bringe, dass die Anstellung „auf Lebenszeit“ für die 
Beamtenschaft die Regel bilden solle. Die Einschränkung 
des Nachsatzes „soweit nicht durch Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist“, nehme nur Rücksicht auf das Wahibeamtentum 
(z. B. der Bürgermeister) und die Verhältnisse der Beamten auf 
Probe sowie der Betriebsbeamten, die auf, Grund des Kommu- 
nalbeamtengesetzes leider noch mit Kündigung angestellt wer- ' 
den dürften. — Im zweiten Satz „Ruhegehalt und Hinterbliebe- 
nenversorgung werden gesetzlich geregelt“, sei das 
Hauptgewicht auf das Wort „gesetzlich“ zu legen, so dass der 
Satz für die Beamtenschaft die Garantie für eine ge- 
setzliche Regelung dieser Materie bedeute. — Ganz 
unhaltbar sei nach einer solchen Auslegung dann die Auffassung, 
dass nur die bereits vor dem 11. August 1919 „wohlerwor- 
benen Rechte“ durch die Verfassung geschützt seien, eine Auf- . 
fassung, die auch im Widerspruch stehe mit dem Gutachten 
des Reichsjiustizministers vom 7. Febr. 1921 (s. Nr. 5 
der „Freien Beamten-Rundschau“ S. 34). Der letzte Satz des 
Absatzes 1 bedeute nach dieser Defination nur eine Ergän- 
zunesbestimmung, die dem Beamten den „Rechts- 
weg“ für. sene „vermögensrechtlichen An- 
sprüche“ ausdrücklich gewährleisten solle. Nur eine solche 
Auslegung des: Artikels’ 129 könne dem Geistder Reichs- 
verfassung entsprechen, die doch nicht einschränkend, 
sondern aufbauend für die Zukunit wirken solle. 

Im Verlaufler Aussprache wurde ferner festgestellt, dass 
die Zwangspensionierung nicht im Wider- 
spruch zur Reichsverfassung steht, denn nach dem 
geltenden Recht bedeute die Versetzung in den Ruhestand 
nicht eine Beendigung des Anstellungsver- 
hältnisses als Beamter, das immer bis an sein Lebensende 
—_ falls er nicht förmlich ausgeschieden oder ausgeschlossen 
ist — -fortläuft. Das ergibt sich auch. daraus, dass ein pensio- 
nierter Beamter jederzeit: „reäktiviert‘ werden kann. Eine 
solche Wiedereinberufung bereits in den Ruhestand getretener 
Beamten ist auch in erheblichem Umfange während des Krieges 





















EEE ei, et a Tr Te m 





Nr. £ 11 


und bei ‚Einrichtung. der. Sondergerichte erfolgt. : Diese eigen- 
artige Rechtslage ergibt sich aus dem noch heute geltenden 
Beamtenrecht, das — in der Anschauungswelt einer versunke- 
nen Epoche begründet — nicht recht in Einklang zu bringen ist 
mit. einem .demokratischen Staatswesen und -den von freiheit- 
lichem Geist getragenen Bestimmungen der Reichsverfassung. 
Das alte. Beamtenrecht gründet sich.auf die Anschauung, dass 
der Beamte als „Diener des Staates“, d. h. der Staats- 
autorität, der Hoheitsgewalt des Fürsten unbedingten Re- 
spekt in „Treue und Gehorsam‘ entgegenzubringen habe und 
lediglich ausführendes Organ dieser Hoheitsgewalt sei. Diese 
Grundauffassung — noch verstärkt durch ein stark: nach mili- 
tärischen Grundsätzen aufgebautes System — passt nicht mehr 
zu, Art..130 der Reichsverfassung, wo es heisst: 
„Die Beamten sind. Diener der Gesamtheit, nicht 
einer Partei“ . . 

Die Reform eines Beamtenrechts, . dessen 
Fundament sich so grundlegend verschoben -hat, muss nunmehr 
allerschleunigst in. Angriff. genommen ‚werden. Jedenfalls ist 
aber daran festzuhalten, dass die Reichsverfassung als „neue- 
res Recht“ die mit ihr im direkten Widerspruch 
stehenden älteren. Bestimmungen aufhebt und dass darauf auch 
der alte juristische Grundsatz Anwendung findet: 

„Reichsrecht bricht Landrecht“. 

Wenn also das. preussische Gesetz über die Zwangs- 
pensionierung der 65jährigen Beamten formal recht- 
lichnicht anfechtbar ist, so ist diese Massnahme vom 
sozialpolitischen und voikswirtschaftlichen Standpunkt 
aus direkt zu, begrüssen. Die Freimachung der von über- 
alterten Beamten. besetzten Stellen für den — teilweise bereits 
seinerseits -erheblich: überalterten — Nachwuchs ist eine unbe- 
dingt notwendige Massregel zur. Erreichung einer Wirtschaft- 
lichkeit ;und: Reform der Verwaltung. Auch in: der Arbeiter- 
und Angestelltenversicherung ist jetzt — .auf.Drängen der Ge- 
werkschaften — :.die Altersgrenze für den Rentenbezug auf 
65 Jahre herabgesetzt worden, weil in diesem Lebensalter jeder 
Menseh ein: Anrecht aufieinen ruhigen Lebens- 
abend haben: soll; nachdem. er sein Arbeitspensim im Dienst 
der V:oolksgesamtheit -geleistet hat..:.Es liegt im: Interesse der 
Erhaltung der- Volkskraft, die Menschen nicht so 
lange auszunutzen, bis der letzte Tropfen geistiger und phy- 
sischer Kräfte aus ihnen herausgepresst ist: Allerdings gehört 
zum ruhigen; sorgenlosen Geriessen der wohlverdienten Ar- 
beitsruhe auch ein auskömmliches Ruhegehalt und 
leider muss. festgestellt werden, dass — wenigstens in den 
unteren und. mittleren Gruppen — diese Forderung längst 
nicht erfüllt ist. Bereits wiederholt ist betont worden, dass 
das aktive Gesamtgehält der Gruppen I-—VI nebst den un- 
teren Stufen der Gruppe VII noch unter dem Existenz- 
minimum liegt. Umsomehr bewegt sich‘ nun naturgemäss 
das Ruhegehalt unter dem Minimallchn, beträgt es doch im 
Höchstfall nur .% des aktiven Einkommens. Verschärfend tritt 
hinzu, däss die lange Spanne zwischen Anfangs- und Endge- 
halt der einzelnen Besoldungsgruppen den Beamten erst im 
verhältnismässig späten Lebensalter in den Genuss eines Ein- 
kommens bringt, das ihm die sorgenireie Führung eines eigenen 
Hausstandes ermöglicht. Die Kosten der Kindererziehung und 
dergl. bringen es sehr oft mit sich, dass der Beamte — bei der 
jetzigen Besoldung — im besten Lebensalter nur unter Ent- 
behrungen sein Dasein iristen kann und. vielfach noch ge- 
zwuugen ist, Schulden zu machen, die er erst. im späteren 
Lebensalter wieder abstossen kann. Diese Gründe lassen ver- 
ständlich erscheinen, wenn die zwangsweise Pensionierung von 
sehr vielen Beamten als grosse Härte empfunden wird, und 
es muss Aufgabe der Gewerkschaften sein, mit allem Nachdruck 
eine Verbesserung dieser Zustände zu erreichen. Es würde 
im Interesse einer Wirtschaftlichkeit der 
Verwaltung liegen, wenn — entsprechend dem Prin- 
zip der Bezahlung :nach der Leistung — auch die Beamten- 
besoldung sich so aufbaute, dass der Beamte bereits im 30. bis 
35. Lebensjahre in den Genuss einer auskömmlichen Besoldung 
zelangt. ‚Es könnte dann — entsprechend dem Sinken der Lei- 
stung — vom. etwa 60. Lebensjahre ab wieder ein Sinken 
der Besoldung eintreten, ohne dass diese Senkung die 
Höhe.des Ruhegehalts beeinflusst. Hand in Hand hier- 
mit muss eine der gesunkenen Kaufkraft des Geldes ange- 
passte Erhöhung der Ruhegehaltsquote gehen, 
so dass dem Beamten der Anreiz gegeben wird, vor restloser 
Ausnutzung seiner Kräfte freiwillig die Versetzung in den 
Ruhestand machzusuchen, um jüngeren Kräften Platz zu 
machen und.auch dadurch mitzuwirken an der Verjüngung 
des Beamtenkörpers im Interesse einer Wirtschaftlich- 
keit der‘ ‚Verwaltung. Die Festsetzung einer. Altersgrenze 
liegt somit im Interesse der Volksgesamtheit, das zu fördern 
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der Beamte in seinem Treueid auf die Reichsverfassung ‘fs. Art; 
130) gelobt hat, indem er sich in ihren „Dienst“ stellte. 

Auf das Schäriste zu verurteilen ist aber die — be- 
sonders in der Justizverwaltung eingerissene — Methode, die 
zwangsweise in den Ruhestand‘ versetzten Beamten sofort wie- 
der als Eingestellte weiter zu beschäftigen. Nicht nur, 
dass den alten Beamten vielfach eine Tätigkeit zugemutet wird, 
die in keinem Verhältnis zu ihren Kenntnissen und zu ihrer 
früheren Stellung steht, es hat auch die sehr bedenkliche Folge, 
dass die Einstellung von Angestellten und dadurch ein Abbau 
des riesigen Erwerbslosenheeres verhindert wird. 

An dem Gutachten des Reichsjiustizminl- 
sters vom 7. Februar 1921: (s. Nr. 5 der Freien Beamten- 
rundschau) ist — neben der Begriffsbestimmung der „wohler- 
worbenen Rechte“ — bemerkenswert die grundsätzliche Aut- 
fassung, dass ein „erworbenes Recht“ nur ein „subjekt}- 
ves Recht‘ einer „individuell bestimmten Person“ ist, d. h. ein 
Recht, das nur „in der Person des Berechtigten“ 
verwirklicht sein kann. Daraus ergibt sich mit aller Klarheit, 
dass der Begriff des Beamtenberufes an sich nicht haltbar ist. 
Die Beamtenschaft ist nicht ein Beruf für sich, sondern nur ein 
Sammelbegriff für eine Reihe von Personen, die an sich 
verschiedenen Berufsgebieten angehören und nur das Gemein- 
same haben, Jass sie’ unter das Beamtenrecht falien. Die Be- 
amteneigenschaft ist also nur eine andere Form des Anstel- 
lungsverhältnisses. Daraus ergibt sich besonders der Wider- 
sinn des Wortes, dass der „technische Beamte in erster Linie 
Beamter und dann erst Techniker“. sein soll. Vielmehr muss 
daran festgehalten werden, dass der Berufdas Primäre 
ist, und die Art des Anstellungsverhältnisses als Arbeiter, An- 
gestellter oder Beamter erst_in zweiter Linie Berücksichtigung 
zu finden hat. Der Techniker ist und bleibt inerster Linie 
Techniker, ob er nun zufällig Angestellter oder .Beamter 
ist. R Hornbostel. 

Der Vorstandsausschuss für. Behörden und. öffentliche Be- 
triebe hat sich gemeinsam. mit. ‚dem Arbeitsausschuss der 
Hauptfachgruppen am 12. d. M. mit vorstehendem Artikel be- 
schäftigt unter Berücksichtigung der auf ein Rundschreiben 
vom 7. 6. 21 eingegangenen Zuschriften der Lärides- und Be- 
zirksausschüsse aus dem Reiche. Die uns zur Beantwortung 
vorgelegten Fragen des Deutschen Beamtenbundes 

a) Halten Sie ein dem preussischen Gesetz entsprechendes 

Vorgehen im Reiche für wünschenswert? 

b) Wenn ja, welche besonderen Gesichtspunkte 'empfehlen 

Sie dabei zur Berücksichtigung? 
wurden ‘wie folgt beantwortet: 

Zu a) Nach eingehender Würdigung der juristischen Seite 
dieses Problems und der zu beachtenden volkswirtschaftlichen 
und sozialpolitischen Momente wird die Frage zu 1. betreffend 
Ausdehnung des preussischen Gesetzes (siehe Freie Beamten- 
rundschau Nr. 9) für wünschenswert gehalten. 

Zu b) werden nachstehende: Forderungen aufgestellt: 

1. Materielle Schädigung der-Beamten darf 
durch zwangsweise Versetzung ‘in den Ruhestand nicht er- 
folgen. Es muss daher in jedem Falle die Höchstpension 
gewährt werden ohne Rücksicht auf die Länge der Dienstzeit. 

2. Das Höchstgehalt und die Pensionsbezüge 
müssen auskömmlich sein. 

3. Fürdie Altpensionäreist der gleiche pro- 
zentuale Teuerungszuschlag zu fordern wie für die 
aktiven Beamten. j 

4. Weiterbeschäftigung von Altpensionären darf keines«e 
falls erfolgen. 


N TR 
oo Rundschau 00 


Der Bundesausschuss des Deutschen Beamtenbundes trat 
am 15. und 16. August in Berlin zusammen, um Stellung zu 
nehmen zu der Existenzsicherung des Beamtentums im Hinblick 
auf die gegenwärtige Lage, zu dem Entwurf eines Abkommens 
zwischen A.D.G.B., AfA-Bund und D.B.B. (siehe Nr. 29 der 
„D. T.-Z.“, Seite 268), sowie zu Grundfragen des Beamten- 
rechts und der Gewerkschaftserziehung, 

Die Verhandlungen standen von Anfang an unter dem Ein- 
druck der gescheiterten Besprechung mit den Eisenbahnarbeiter- 
organisationen vom 12. August über aufzustellende gemein- 
same Forderungen. Ueber diese Vorgänge wird im Hauptteil 
dieses Blattes kurz berichtet. 

Hinsichtlich : der  aufzustellenden Forderungen zur 
Besoldungsfrage wurde mit Rücksicht auf die beson- 
deren Verhältnisse der Beamtenschaft nach langwierigen Kom- 
missionsberatungen nachstehende Entschliessung angenommen; 
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Trotz der Erhöhung des Beamteneinkommens zu Beginn dieses Jahres 
stand damais schon fest, dass die Gehälter auch weiterhin unzureichend 
sein würden, wenn nicht eine namhafte Preissenkung einträte. Die Beamten- 
organisatiionen haben in den Verhandlungen vom Januar die Regierung 
nachdrückfich auf diesen Umstand hingewiesen. Ein Rückgang der 
Lebenshaltungskosten ist jedoch nicht erfoigt, sondern die Preise sind 
in der Zwischenzeit weiter gestiegen und haben jetzt eine noch nie 
dagewesene Höhe erreicht, die die unbefriedigende wirtschaftliche Lage 
der Beamten aufs äusserste verschärft hat. ; 

Eine solorlige ausreichende Erhöhung des Beamteneinkommens ist 
infolgedessen notwendig geworden. Es wird gefordert: 

1. Gewährung eines gleichen laufenden Teuerungsziü- 
schlages von ‘5000 M. jährlich für alle Beamten einschliess* 
fich der Diätare vom 1. Juli 1921 ab unter entsprechender 
Aufbesserung der Bezüge der Pensionäre und Hinterbliebe- 
nen sowie der im Vorbereitungsdienst befindlichen Anwärter. 

2. Gleichzeiige Beseitigung der Staffelung der Teue- 
rungszuschläge einschäessich derjenigen zu den Kinderzuschlägen 
nach Ortsklassen durch Festsetzung des allgemeinen Teuerungszuschlags 
auf 70 und des Teuerungszuschlags zu den Kinderzuschlägen auf 
200 Prozent. 

3. Einl.itung der gesetzgeberischen Vorarbeiten zur Umwan dlung 
des Teuerungszuschlags von 5000 M.in Grundgehalt. 

4. Zur dauernden Gesundung des Besoldungswesens muss ein den 
Verhältnissen entsprechender einwandfreier Massstab zur Anpassung 
des Beamteneinkommens an die gesunkene Kauf- 
kraft des Geldes ermittelt und jeweils rechtzeitig angewandt 
werden. 

Wenn jedoch die Wirkung der Besoldungserhöhung nicht, wie bisher 
immer, durch die weiter einsetzenden Preissteigerungen für die Beamten 
illusorisch gemacht werden soll, muss angesichts der als Folge der 
Reparationsiasten. und der allgemeinen wirtschaftlichen Lage bestimmt 
zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung gefordert werden, dass bei 
den in Aussicht stehenden Steuererhöhungen in erster Linie die trag- 
fähigen Schuitern zu belasten sind und dass die gesamte Wirtschafts- 
poliik mehr als bisher dem Gesichtspunkt eines gerechten Ausgleichs 
zugunsten der wirtschaftlich schwachen Bevölkerungsteile, zu deneu 
besonders die Beamtenschaft gehört, Rechnung zu tragen hat. 


Mit Rücksicht auf die Wirkungen der nach oben gestafielten 
Stenerabzüge fand nachstehende Zusatzentschliessung 
Annahme: 

Bei Bewiligung eines für alle Beamten gleichen Tewerungszuschlages 
tritt infolge der verschiedenen Steuerbelastung eine un- 
gleiche geldiche Endwirkung für die einzelnen Besoldungsgruppen ein, 
die unerwünscht ist, aber im Rahmen der jetzigen vorläufigen Forderung 
aus gesetzestechnischen und anderen Gründen nicht ausgeschaltet oder 
ausgeglichen werden kann. 

Der D.B.B. wird sich bei Erhöhung der Grundgehälter angelegen 
sein lassen, diese Wirkung zu beseitigen. 

Die Not der Diätare wurde durch einstimmige An- 
nahme nachstehender Entschliessung anerkannt: 

Der Bundesausschuss des Deutschen Beamtenbundes wendet sich mit 
Entschiedenheit dagegen, dass den Forderungen für die Diätare bisher in 
keiner Weise Rechnung getragen worden ist und die 
Verhandlungen in unerhörter Weise verzögert wurden. Die 
Not der Diätare hat seit langer Zeit eine Höhe erreicht, die einer 
sofortigen Abhilfe dringend bedarf, wenn nicht der Nachwuchs 
der deutschen Beamtenschaft der vollständigen Verzweiflung in die Arme 
getrieben werden sol. Der Bundesatsschuss richtet an die. Reichs- 
regierung das dringende und ernstliche Ersuchen, die 
Verhandlungen mit aller Beschleunigung zu En de zu 
führen, damit die Notlage der Diätare endlich beseitigt wird. 


Den Hilferufen der bayerischen Gemeinde- 
beamten gegen die Haltunz ihres Landtages wurde durch 
Annahme nachstehender Entschliessung entsprochen: 

Von der Reichsregierang und vom Reichstag ist zu fordern, dass bei 
Beschlussfassung über die kommenden Aufbesserungen der Gehäiter 
und Ruhegehälter zwingende Vorschriften erlassen werden, 
wonach auch den Beamten usw. der Länder, Gemeinden, Gemeinde- 
verbinde und sonstigen öffentlichen Körperschaften die gleichen 
Erhöhungen gewährt werden müssen. 

Bestimmungen, die eine Gleichstellung dieser Beamten mit den Reichs- 
beamten von der Leistungsfähigkeit der Länder, Gemein- 
den usw. abhängig machen, sind im Wege der Gesetzgebung gemäss 
Artikel 10 der Reichsverfassung für ungültig zu erklären. 

Soweit die bisherigen Einnahmen der Länder, Gemeinden usw. zur 
Deckung der entstehenden Mehrkosten nicht ausreichen, müssen ihnen 
vom Reiche entsprechende Mittel zugewiesen werden. 


Zum Schluss fand noch ein Entschliessung Annahme, die 
sich mit den eingangs erwähnten Differenzen mit dem Ver- 
kehrsbund und den christlichen Verbänden beschäftigt: 

Die Beamtenschaft lehnt es mit Rücksicht auf den heutigen Be- 
soldungsstand ab, die Anpassung ihrer Besoldung an die Teuerung in 
der Art mit den Arbeiterlohnerhöhungen verkoppein zu lassen, dass 
zwingend auf beiden Seiten undin allen Stufen ein 
nach Arbeiterstundenlohnsätzenerrechneter Mehr- 
betrag gewährt wird. 

Wenn auch die gegenwärlige Teuerungssteigerung alle Arbeitnehmer 
in gleicher Weise trifft, so kann doch nicht darauf verzichtet werden, 
die völlig unzulängliche Angleichung der Beamtengehälter an den ge- 
sunkenen Geldwert in der Vergangenheit, die zu giner unerträg- 
lich gewordenen Verarmung der Beamtenhaushalte geführt 
hat, jetzt endlich auszugleichen. Zahlreiche Beamte stehen in ihrer 
Besoldung noch heute hinter den Arbeitereinkommen zurück, ganz zu 
schweigen von dem Mindereinkommen in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit, das sie in den jetzigen Zustand der Ver- 
armung geführt hat, 





Es muss von den übrigen Arbeitnehmergruppen erwartet werden, dass 
sie in Würdigung dieser ihnen wohlbekannten Tat- 
sachan sich den gerechten Bestrebungen der Beamten- 
schaft nicht in den Weg stellen. Die Solidarität aller 
Arbeitnehmer in den gegenwärtigen und kommenden Notzeiten ist nur 
auf der Grundlage der Anerkennung sachlich gegebener 
Verschiedenheiten beiden Arbeitern, Ängestellten 
und Beamten zu erreichen. 


Bereits bei Beratung der Besoldungsfragen waren von _ 
den verschiedensten Seiten Bedenken gegen eine Be- 
handlung der Organisationsirage laut geworden, 
Die unsachgemässe Behandlung in der Tagespresse, die auch 
durch die Erklärung des A.D.G.B,, dass er „an den erwähnten 
Verhandlungen nicht beteiligt war und dass er zu der Höhe 
der notwendigen Forderungen überhaupt noch keine 
Stellung genommen“ habe, begegnete starkem Miss- 
trauen mit Rücksicht darauf, dass aus der Anwesenheitsliste 
vom 12. August nachgewiesen wurde, dass sich die Vertreter 
des Verkehrsbundes sämtlich als Vertreter des A.D.G.B. ein- 
gezeichnet hatte. Zu Beginn des zweiten Verhandlungstages 
fand daher eine sehr ausgedehnte Vorstandssitzung statt, in 
welcher die Meinungen heftig aufeinanderplatzten. Die Sitzung 
wurde am Mittag nochmals fortgesetzt und führte schliesslich 
zur Einbringung einer Entschliessung des Bundesvorstandes 
mit dem Ziele, die Erörterung über das bekannte Abkommen 
ganz von der Tagesordnung abzusetzen und die Beratung 
zu vertaxen. Zwar forderte die Reichsgewerkschaft der 
Eisenbahnbeamten und -anwärter nochmals die sachliche Be- 
ratung und den Abschluss des- Abkommens, fand aber nicht die 
erforderliche Unterstützung. Es gelangte dann mit grosser 
Mehrheit die nachstehende Entschliessung zur Annahme: 

Der Bundesausschuss anerkennt erneut die Notwendigkeit 
eines Zusammengehens des Deutschen Beamten- 
bundes mit der Angesteilten- und Arbeiterschaftin 
allen aus dem allgemeinen Arbeitnehmerbedürinis 
sich ärgebenden gemeinsamen Fragen und ist daher 
auch nach wie vor zum Abschluss von Abmachungen mit den in Frage 
kommenden Spitzenorganisationen bereit. Er billigt die Grundgedan- 
ken des zu diesem Zweck ihm vorgelegten Uebereinkommens als 
geeignet für die Herstellung engerer Beziehungen zu al len Spitzen- 
organisationen der Arbeitnelmerschaft, welche die organisato- 
rische und programmatische Selbständigkeit einer 
gewerkschaftlich geeinten deutschen Beamten» 
schaft anerkennen. 

Obwohl der Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafis- 
bundes diesen Grundsatz bisher ebenfalls stets vertreten 
hat, nahmen im Gegensatz hierzu der Deutsche Verkehrsbund 
und der Deutsche Eisenbahnerverband al Unterorganisatio- 
nen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes in ihren Presse- 
äusserungen, ganz besonders aber in den leizten Tagen bei den 
Verhandlungen über die Auistellung einheitlicher Gehalts- und Lohn- 
forderungen, im Namen des A.D.G.B. gegenüber den berechligten 
Forderungen der Beamtenschaft eine starr ablehnende und jeden Ver- 
handlungswillen entbehrende Haltung ein. Der Bundesausschuss 
kann daher in einer schriftlichen Vereinbarung mit 
dem A.D.G.B. eine ausreichende Garantie für die 
Wahrung der Beamteninteressen nicht erblicken, 
solange die ihm angeschlossenen Verbände sich 
als nicht ebenfalls formell dazu bekannt 

haben. 

Der Bundesausschuss beauftragt den Vorstand, die weitere Ent- 
wicklung abzuwarten, und vertagt die endgültige Erledigung 
der Angelegenheit bis zu dem Zeitpunkt, der dem Bundesvor- 
siande geeignet erscheint. 


Mit Annahme dieses Vertagungsantrages war die sach- 
liche Erörterung des Abkommens (siehe „D. T.-Z“ Nr. 29, 
S, 268) von der Tagung abgesetzt und die Verhand- 
lungen können somit vorläufig als gescheitert be- 
trachtet werden. : 

Der Bundesausschuss des A. D. G. B. der gleichfalls am 
16. August zusammengetreten ist, wird sich munmehr mit der 
Angelegenheit zu beschäftigen haben, und auch der AfA-Bund 
wird in nächster Zeit Stellung zu den sich hieraus ergebenden 
Folgerungen nehmen müssen. Nach Schluss der Aussprache 
gab Herr Dr. Waldmann als Vertreter des Bayerischen 
Beamtenbundes die Erklärung ab, dass sie zwar ein 
einizes Zusammengehen mit der übrigen Arbeitnehmerschaft für 
„erstrebenswert‘ hielten, aber eine Gefahr in einem Vertrags- 
abschluss mit einer „einseitig orientierten“ Organisation er- 
blickten. Der Bayerische Beamtenbund fordere daher gleich- 
zeitige Verhandlungen mit allen drei Spitzenorgani- 
sationen ‘der Arbeitnehmerschaft, sonst könne Bayern auf 
keinen Fall weiter mitmachen. Die Erklärung wurde ohne De- 
batte zur Kenntnis genommen. 

Darauf gelangte ein Antrag der Reichsgewerkschaft Deut- 
scher Fisenbahnbeamten und -anwärter zur Annahme. der sich 
mit der gewerkschaftlichen Sehulung der Be- 


amtenschait beschäftigt: 

Die durchaus unvolikommene Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Belange der Beamtenschaft durch die massgebenden Faktoren des 
Staates zwingt die deutsche Beamtenschaft zur eigenen Wahrung ihrer 
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berechtigten Interessen heute mehr denn je zu einer straff ge- 
leiteten gewerkschaftlichen Tätigkeit. 

Für alfe Handlungen des D.B.B. muss das wirtschaftliche Bedürfnis 
des Beamten als Arbeitnehmer im Staat und, gestützt auf die 
Solidarität der deutscher Beamtenschaft, der Wille, seine berechtigten 
Forderungen auch durchzusetzen, massgebend sein. 

Der Bundesausschuss beauftragt den Bundesvorstand des D.B.B,, 
im Benehmen mit den einzelnen Organisationen alle Vorkehrungen zu 
treffen, die geeignet sind, den D.B.B. innerlich zu festigen, 
gewerkschaftlich schlagfertig zu machen und alle 
ibm feindlichen Bestrebungen mit Erfolg zu be- 
kämpfen. 


Vom Bundesvorstand lag ausserdem noch mit einem Pro- 
grammentwwf für die „gewerkschaftliche Fort- 
bildung“ nachstehender Antrag vor, der gleichfalls ange- 
nommen wurde: 

Der Bundesausschuss erklärt sein Einverständnis mit den ihm im 
Aufirage des Bundesvorstandes von der Bundesleitung vorgelegten 
Richtlinien für die gewerkschaftliche Fortbildung 
2 im Rahmen des Deutschen Beamtenbundes tätigen Gewerkschafts- 

er. 

Zur Förderung aller in der Gewerkschaftsbewegung der Beamten für 
notwendig erachteten Bildungsbestrebungen ist unverzüglich eine der 
Presse-Abteilung des Deutschen Beamtenbundes anzugäüedernde Bil- 
dungszentrale einztrichten, die durch einen ats Vertretern der 
dem Deutschen Beamtenbund angeschlossenen Organisationen bestehenden 
Bildungsausschuss zu beraten ist. 

Für das Winterhalbjahr 1921 ist ein gewerkschaftlicher 
Vortragskursus vorzusehen, dessen Programm der Bildungsaus- 
schuss mit Beschleunigung aufzustellen hat. 


Zur Beamtenrechtsfrage fand nachstehende Ent- 
schliessung Annahme: 

Der Bundesausschuss betrachtet es als dringendes Erfordernis, dass 
ein den Bestimmungen der Reichsverfassung entsprechendes freiheit- 
fiches neues Beamtenrecht baldigst geschaffen wird, das die 
Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten in vollem Umfange neu re gelt 
und gemäss Artikel 10, Ziffer 3, der Reichsverfassung Grundsätze für 
die Regelung der Rechtsverhältnisse der Landes-, Kommunal- und 
Körperschaftsbeamten aufstellt, mit der Vorschrift, dass diese Regelung 
innerhalb einer bestimmten Frist nach Verabschiedung : des Reichs- 
gesetzes zu erfolgen hat. 

Das neue Beamtenrecht muss ausreichende, für alle Beamtengruppen 
gleichmässig wirksame Garantien der lebenslänglichen 
Anstellung, der Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung, ein den heutigen Rechtsanschauungen ent- 
sprechendes Dienststrafrecht, ausreichende Krank- 
heitsfürsorge enthalten und im ganzen so gestaitet sein, dass unter 
Aufrechterhaltung und umfassendem Ausbau des öffentlich-recht- 
lichen Charakters des Berufsbeamtentums alle Beamte in ihren 
Dienst- und Rechtsverhältnissen als freie, verantwortungs- 
freudige Mitarbeiter an den Aufgaben der staat- 
lichen Verwaltungen und Betriebe und als gleich- 
berechtigte Staatsbürger anerkannt und so in den 
Stand gesetzt werden, ihre Pflichten im Interesse 
Volkswohles zu erfüllen. 

Die schleunige Durchführung dieser Gesetzgebung duldet "keinen 
Aufschub mehr. Insbesondere muss die soforti ge Verab- 
schiedung des so fänge verzögerten Beamtenräte- 
gesetzes entsprechend den in Gemeinschaft mit dem All ge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbund vom Deut- 


schen Beamtenbund aufgestellten Forderungen 
verlangt werden. 


des 


Tagung der Arbeitsausschüsse der Hauptzrunpe „Behörden 
und öffentliche Betriebe“. Am 10. d. M. veremisten sich im 
Spiegelsaale des Nordwest-Hotels in Berlin die hierselbst an- 
sässigen Mitglieder der Arbeitsausschüsse fast sämtlicher Reichs- 
und Landesfachgruppen zu einer mehrstündigen Sitzung mit nach- 
stehender Tagesordnung: 


‘2. a) Stellung des Bundes zur Beamtenbewegung (Referent 
Gröttrup). 
b) Ausbau unserer 
T Hornbostel). 
2. Wahl eines Arbeitsausschusses der Hauptgruppe „Behör- 
der und öffentliche Betriebe“. 
3. Interessen der Beamten und Behördenangestellten an der 
Novelle zum Angestellten-Versicherungsgesetz (Referent 
Bürgermeister aD. Assmann). 


Erschienen waren 22 Arbeitsausschussmitglieder aus neun 
Reichs- und Landesfachgruppen, 3 Mitglieder des Bundesvor- 
standes und 5 Bundesbeamte der Abteilung „Behörden und 
öffentliche Betriebe“. Ausserdem nahm an der Tagung Herr 
Bürgermeister a. D. Assmann als Rechtsberater und Mit- 
arbeiter des Vorstandsausschusses für Behörden und öffentliche 
Betriebe teil. 

Nach Eröffnung der Tagung durch Kollegen Mahlow 
(Bundesvorstand) mit einem kurzen Hinweis auf den Zweck 
der Zusammenkunft gab zu Punkt 1a) Kollege Gröttrup zu- 
sammenfassend einen Ueberblick über die bisherige Entwicklung 
der Beamtenbewegung in unserem Bunde und ginz alsdann auf 
die augenblicklichen Verhältnisse innerhalb der Beamtenver- 
bände und deren Spitzenorganisationen ein. Insbesondere 
legte er unser Verhältnis zur Reichsarbeitsgemein- 


Fachgruppenorganisation (Referent 
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Schaft technischer Beamtenverbände (Rateb) 
dar, deren Bestrebungen, in ihren Reihen sämtliche beamteten 
Techniker gewerkschaftlich zusammenzuschliessen. mit aller 
Entschiedenheit entgegengetreten werden müsse. Zwecks ein- 
heitlichen Zusammenschlusses könnten nur Berufsorganisationen, 
aber keine Arbeitsgemeinschaften mit Arbeitgebern (wie sich 
dies durch den engen Anschluss der Rateb an den Reichs- 
bund Deutscher Technik — R.D.T. — ergeben hat) 
in Frage kommen, daher müsste auf engsten Zusammenschluss 
innerhalb unseres Bundes und auf bessere Erfassung aller Tech- 
niker in unseren Fachgruppen mehr als bisher hingearbeitet 
werden. 

Hieran anschliessend erläuterte Kollege Hornbostel 
zu Punkt 1b) der Tagesordnung die im Vorstandsausschusse 
für Behörden und öffentliche Betriebe gemeinsam mit der Ab- 
teilung für innere Angelegenheiten beratenen Wege und Ziele 
zur Erfassung aller bei den Reichs- und Staatsbehörden im Be- 
amten- und Angestelltenverhältnis befindlichen Techniker. Zu 
diesem Zwecke wäre in erster Linie genaueste Mitglieder- 
kontrolle innerhalb der einzelnen Fach- 
zruppen erforderlich, für die zur restlosen Erfassung aller 
ihnen angehörenden Mitglieder und zur Werbung noch iern- 
stehender oder falsch - organisierter Kollegen besondere Fach- 
eruppenkartotheken eingeführt werden sollen. Die Vorberei- 
tungen zur Durchführung aller dieser Massnahmen müssten auf 
eine breitere Basis gestellt werden. Es würde daher vom Vor- 
stande vorgeschlagen, einen Arbeitsausschuss aus Mit- 
gliedern verschiedener Fachgruppen der Hauptgruppe 
„Behörden und öffentliche Betriebe“ zu bilden, 
der nach Bedarf in allen wichtigen Fragen mit dem Vorstands- 
ausschusse zu gemeinsamen Beratungen zusammentreten solle. 

An der sich an vorstehende Referate anschliessenden län- 
zeren Aussprache beteiligten sich die Kollegen Lemnitz 
(Landesfacheruppe „Katasterwesen“), Hilke (Landesfach- 
gruppe „Staatshochbauverwaltung“), Tombrink und Rust 
(Reichsfachgruppe „Gemeinde- und Kreisverwaltungen“), Ma h- 
low und K. Werner (Bundesvorstand), Queisser, 
Gröttrup und Hornbostel (Abteilune Behörden und 
öffentliche Betriebe). Es wurde im einzelnen hierbei auf die 
Gründe hingewiesen, aus denen heraus heute noch vielfach die 
technischen Beamten unseren Bestrebungen ablehnend regen- 
überstehen, und planmässigere Aufklärungsarbeit durch die 
„D. T.-Z.“, Fachgruppenbeilagen, Rundschreiben der einzelnen 
Fachgruppen und dergleichen mehr gefordert. Allseitir zuge- 
stimmt wurde den Vorschlägen auf Schaffung von Fachgrurrer- 
kartotheken zur einheitlichen Durchführung des Fachgruppen- 
aufbaues. 

Im Anschluss an diese Aussprache wurden zu Punkt 2 der 
Tagesordnung Vorschläge zur Bildung des Arbeitsaus- 
schusses der Hauptgruppe „Behörden und 
öfientliche Betriebe“ von den einzelnen Fachgruppen 
gemacht, die zur Wahl folgender Kollegen für diesen Arbeitsaus- 
schuss führten: 


Haferkorn -— 
betriebe“, 
Hilke — Landesfachgruppe „Staatshochbauverwaltung“, 
Lemnitz — Landesfachsruppe „Katasterwesen“, 
Seidel — Reichsfachgruppe „Gemeinde- und Kreisver- 
waltungen‘, 
Tombrink — Reichsfachgruppe „Gemeinde- und Kreis- 
verwaltungen”, 
Tilly — Landesfachsruppe „Provinzialverwaltungen 
Preussens‘, 
Wazner 
waltung“. 
Unter Punkt 3 der Tagesordnung referierte Bürgermeister 
a. D. Assmann auf Grund eingehend von ihm angestellter 
Untersuchungen über die Interessen der Beamten und Behör- 
denangestellten an der Novelle zur Angestelltenversicherung 
und kam zu fest umrissenen Forderungen, die wegen Platz- 
mangels in der heutigen Ausgabe in einem besonderen Artikel 
in der nächsten Nummer der „Freien Beamtenrundschau“ be- 
handelt werden sollen. 


Reichsfachgruppe  „Reichseisenbahn- 





Reichsfachgruppe „Reichsvermörensver- 


Behördenangestellte 


Revision des Teiltarifvertrages. Nachstehend veröffent- 
lichen wir den Wortlaut der bisher vom Schlichtungsausschuss 
getroffenen Entscheidungen, soweit dieselben für unsere Mit- 
glieder in Frage kommen: 

Der besondere Schlichtungsausschuss zur 
Nachprüfung des Teiltarifvertrages für die 
Angestellten bei den Reichs- und den preussischen Staatsver- 
waltungen vom 4. Juni 1920 hat auf Grund der Verhandlungen 
vom 11., 12. und 13. Juli 1921 folgende Entscheidungen 
gefällt: 









































































De nen = rege nn nn men n no Tms en u e Lena me n mas 


80 FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 ‚Nr, 11 


80 u us 2 IRB BBEA MH Tone ST 


1. Die Vorschriften des Teiltarifvertrages über seine Nach- warten. Der $ 22 Abs. 2 sah also die Möglichkeit vor, das: 
prüfung begründen nur die Verpflichtung, die Folgerungen zu die Verhandlungen über den Manteltarif und die Geltungsdauer 
verwirklichen, die für die Angestellten aus der Aenderung der des Teiltarifvertrages erst nach der Nachprüfung der Bt 
Beamtenbesoldung gegenüber den Vorschriften des Reichsbe- amtenbesoldungsgesetze zum Abschluss kommen könnte: 
soldungsgesetzes vom 30. April 1920 und des preussischen Lediglich hierauf kann er bezogen werden; da diese Voraus 
Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 7. Mai 1920 zu ziehen setzung nicht eingetreten ist, konnte 8 22 Abs. 2 Satz ° 
sind. bei den Verhandlungen, die $ 22 Abs. 2 Satz 1 in Aussie':' 

Begründung: nahm, nicht zur Anwendung kommen; er verlor seine Bede' 

Streitig ist zwischen den Vertragsparteien, ob die mit rück- tung zugleich mit dem Abschlusse der Verhandlungen über © « 
wirkender Kraft zum 1. April 1920 vorzunehmende Nachprüfung Geltungsdauer des Teiltarifvertrages und ist damit überhau»' 
des Teiltarifvertrages, die nach der Durchführung der Nach- gegenstandslos geworden. Ueber diesen eben genannten Ze' 
prüfung des Reichsbesoldungsgesetzes und des preussischen punkt hinaus verlieh nun aber der $ 23 beiden Vertragspartei®' 
Beamtendiensteinkommensgesetzes stattzufinden hat, darauf zu das Recht, nach Durchführung der Nachprüfung der Beamte: 
beschränken sei, inwieweit die Aenderungen der Beamten- besoldung eine Nachprüfung des Teiltarifvertrages zu forde 
besoldung Aenderungen der Dienstbezüge der Angestellten nach Um diese im 8 23 vorgesehene Nachprüfung kann es sich jei' 
sich ziehen müssen, oder ob die Nachprüfung ‘über den durch also allein noch handeln. 
die Aenderungen in der Beamtenbesoldung gesteckten Rahmen Damit ergibt sich aber noch nicht, welchen Umifanz 
hinaus auf weitere Punkte zu erstrecken sei, in denen nach den diese Nachprüfung anzunehmen hat. In dieser Beziehung ent 
bisherigen Erfahrungen der Teiltarifvertrag nach den Anschau- nimmt der Schlichtungsausschuss den Anhalt für seine Fnt- 
ungen einer Vertragspartei als verbesserungsbedüritig sich er- scheidung daraus, dass nach dem 'gesamten Inhalte des T.i- 
wiesen hat. Auf seiten der Angestelltenorganisationen ist die tarifvertrages und den übereinstimmenden Erklärungen «v 
Stellung zu der Streitfrage keine einheitliche, da die Vertreter Vertragsparteien die Absicht dahin ging, die Dienstbezüge d«r 
des „Allgemeinen freien Angestelltenbundes“ (früher „Arbeits- Angestellten nach dem Massstabe der Leistungen und in m>r- 
gemeinschaft freier Angestelltenverbände“) hierbei nicht auf lichster Uebereinstimmung mit den in den neueren Besoldun 
der Seite der übrigen Angestelitenorganisationen stehen. Nach gesetzen den Beamten gewährten Bezügen zu regeln. Wenn 
der Auffassung der dem „Gesamtverbande deutscher Angestell- nun der $ 32 Abs. 2 des Reichsbesoldungsgesetzes und 
tengewerkschaften“ angehörigen Organisationen und des „Ge- Abs. 2 des preussischen Gesetzes vom 7. Mai 1920 für das 
werkschaftsbundes der Angestellten“ soll auf Grund des 8 23 gebnis der Nachprüfung rückwirkende Kraft zum 1. April !' 
des Teiltarifvertrages eine Nachprüfung in vollem Umfange vorsah, so konnte dem nur der Gedanke zugrunde liegen, r\ 
darüber vorzunehmen sein, inwieweit einerseits der Teiltarif- Mösglichkeit die Angestellten den Beamten gleich zu behank 
vertrag den Interessen der Angestellten überall gerecht wird, und es ist daraus zugleich die Beschränkung zu entnehr 
andererseits die mit ikm. erstrebte Angleichung der Dienst- dass die Nachprüfung die Folgerungen aus den in der Beam ®n- 
bezüse der Angestellten an die Beamtenbezüge gelungen ist. besoldung eingetretenen Aenderungen ziehen sollte, denn 
Die gleiche Ansicht vertreten die Vertreter des „Verbandes der insoweit lag begründeter Anlass vor, sie mit derse 
Eisenbahn chnilcer, de RE u des ee Rückwirkung auszustatten, die die Besoldungsgesetze vorsa 
bands der Wasserbaubediensteten“. a die letzteren sich da- i ara } : ‚a. die bi ei Vergütu 
bei auf die Bestimmung des $ 22 Abs. 2 Satz 2 des Teiltarif- Be nt sind u. ‚a ABSDIENGENES SEE 


vertrages stützen, müsste der Schlichtungsausschuss, für den „Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker, Katasteranwä 
die Entscheidung der Streitfrage. die Abgrenzung des seinet Vermessungstechniker“ 


Behandlung überwiesenen Streitstoffes darstellt, auch den In- A & .. a ES Bl 
& : : 5 e , ach Vergütungsgruppe VI zu überführen, und ist in Vergütu»: 
halt des $ 22 Abs. 2 in seine Erwägungen einbeziehen. gruppe VT eben 


Der Versuch, den übereinstimmenden Willen der beim Ab- ‚Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker, die sich durch 
schlusse des Teiltarifvertrages Beteiligten zu erforschen, ist sondere Leistungen aus Gruppe VI herausheben, 


ergebnisios geblieben. Die sehr eingehende Aussprache der Vermessungstechniker, die sich durch besondere Leistuns« 
Vertreter der Vertragsparteien am 1]. Juli und die Darlie- 2 
s aus Gruppe VI herauszuheben. 

‚zungen des vom Schlichtungsausschuss als Auskunitsperson „ 
gehörten Ministerialrats Haussmann., der als. Ver- Bezründung: 

treter des Herrn Reichsarbeitsministers den Vorsitz bei den In der preussischen Besoldungsordrung vom 7. Mai v2 
dem Abschluss des Teiitariivertiages vorhergegangenen Ver- waren aufgeführt bei der Ansiediungskommission und Je 
handlunsen geführt hat, haben erkennen lasseır, dass über die Jandwirtschaftlichen Verwaltung in der Gruppe V, ‚Vermessun©s- 
Bedeutung des N 22 Abs. 2 Satz 2 und ‚des 8 23 sowie ihr Ver- assistenten“, in der Gruppe VI „Vermessungssekretäre (bis) e1 
hältnis zueinander schon sehr bald nach dem 4. Juli 1920 Mei- Vermessungsassistenten)“; bei dem Finanzministerium in «e 
nungsverschiedenheiten aufgetreten sind. und haben wahr- Gruppe V „Katasterassistenten“, in der Gruppe VI „Katas'er 
scheinlich gemacht, dass eine völlige Uebereinstimmung über scekretäre (bisher Katasterassistenten)“. In der Besoldus 
das mit ihnen Gewollte zu keiner Zeit bestanden hat. Fs blied ordnung vom 17. Dezember 1920 sind eingereiht: Bei der =" 
daher nur übrig, die Bedeutung des 8 22 Abs. 2 und des $ 23 siediungskommission und der landwirtschaftlichen Verwaltui 


aus ihrem Wortlaut im Zusammenhalt mit den übrigen Bestim- „Vermessungssekretäre (bisher Vermessungsassistenten)“, 
mungen des Teiltarifvertrages und dessen erkennbaren Zielen Gruppe VI und als Aufrückungsstelle in Gruppe VH, beim Fin: 9: 
zu ermitteln. ministerium „Katastersekretäre (bisher Katasterassistenten)‘ | 


Die in dieser Richtung vorgenommene Prüfung des $ 22 Gruppe VI und als Aufrückungsstelle in Gruppe VII. Entsprech- 
Abs. 2 Satz 2 hat den Schlichtungsausschuss zu. dem Ergeb- sind jetzt im Teiltarifvertrage die Vermessungstechniker 
nisse geführt, dass diese Bestimmung in keinem sachlichen Zu- die Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker und Katasteranwäı'. 
sammenhange mit der im 8 23 enthaltenen steht und auch nicht in Vergütungsgruppe VI und, soweit sie sich durch besond: 
für die Abgrenzung des Umfangs der nach N 23 vorzunehmenden Leistungen daraus hervorheben, in Vergütungsgruppe vi 
Nachprüfung verwertet werden kann. 8 22 Abs. 1 regelt den überführen. Dabei ist der Schlichtungsausschuss der Auffassut. 
Zeitpunkt des Inkraittretens des Teiltarifvertrages. $ 22 Abs. 2 dass die Fassung des Teiltariivertrages keinen Anlass gibt, di 
Satz 1 betrifft seinen Ablauf, indem er die Geltungsdauer spä- jenigen Katasterhilisarbeitern und Katastertechnikern. die $ 
terer Vereinbarung vorbehielt und noch Verhandlungen darüber für die Uebernahme in die Beamtenlaufbahn in die Anwärto: 
beim Abschluss des Gesamttarifvertrages vorsah. Wenn jiste haben vormerken lassen, den Aufstieg in die Vergütung; 
Satz 2 des Abs. 2 fortfährt: „Jedoch sind Aenderungen in den gruppe VII zu versagen, da sie unter den Katastertechnike: 
Dienstbezügen der Angestellten nur zulässig, wenn und soweit  mitbegriffen sind. 
die im Reichsbesoldungsgesetz vom 30. April 1920 und im y 
preussischen Beamtendiensteinkommensgesetz vom 7. Mai 1920 Die Beamtenratswahlen im Verwaltungsbereiche d« 
vorgesehenen Diensteinkommen der Beamten abgeändert werden Reichseiseubahnverwaltung finden auf Grund eines besondere 
sollten,“ so wurde damit, wie sich „aus dem Worte .iedoch“  Erlasses vom 7. Mai 1921 am 6. und 7. September 1921 sta’ 
ergibt, der Verhandlungsstoff bei den späteren Verhandlungen Unser Bund hat mit dem „Deutschen  Eisenbahnerverbant 
über die Geltungsdauer des Teiltarifvertrages begrenzt. Eine zwecks Aufstellung gemeinsamer Wahllisten ein Abkomme 
Finbeziehung des Vergütungstarifs in diese Verhandlungen "dahingehend getroffen, dass der D. E.-V. unsere Kandidaten @ 
sollte nur. dann und insoweit zugelassen werden. als Aende- aussichtsreicher Stelle in seine Listen aufnimmt. Das Zusar 
rungen der Bezüge der Beamten erfolgt waren. Der $ 22 mengehen mit dem D. E.-V. entspringt der Erwägung, dass 
Abs. 2 Satz 2 stand also schon im Zusammenhang mit der Vor- erste: Linie die freigewc rkschaftliche Beamter 
schrift des $ 32 Abs. 3 des Reichsbesoldungsgesetzes und des bewezung gefördert werden muss. ‘ | 
8 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 7. Mai 1920, wonach beide Gesetze 7, Wir bitten unsere Mitglieder, die Wahlagitation des D, E.- 
alsbald einer Nachprüfung unterzogen werden sollten; denn nur in jeder nur möglichen Form zu unterstützen und in den Kreiss 
bei diesen Nachprüfungen waren Abänderungen der in den Ge- der ‚Beanitenschaft schon ietzt für die Listen des D. E.-V. ; 
setzen vorgesehenen Diensteinkommen der eamten zu irre 77 

Schriftleiter: i. V. Heinrich Hornbostel, Berlin. — Iodustriebeamten-Verlag GmbH., Berlia NW52, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 











un b Pa 











"die sowohl die Regierung als die Gewerkschaften 


Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 





Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 52, Werfistrasse 7 





Nummer 12 | Berlin, den 2. September 


Die Teuerungszulagen-Aktion 


_ Wir haben in der letzten Nummer der „D.T.-2“ vom 
26. August 1921 bereits mitgeteilt, dass die dem AfA-Bunde 
angeschlossenen Organisationen an die Reichsr und Preuss. 
Staatsregierung mit der Forderung auf Erhöhung der Bezüge 
der: Staatsangestellten herangetreten sind, und im einzelnen die 
Forderungen angegeben, (die den. Regierungen. unterbreitet 
wurden. 

Ausser dem AfA-Bunde hat auch der Deutsche Beamten- 
Bund zwecks Einleitung von Verhandlungen für die Beamten 
eine Eingabe an die Regierungen eingereicht, die sich inhaltlich 
im wesentlichen mit den Forderungen des AfA-Bundes deckt. 

Neben diesen beiden Spitzenverbänden beteiligten sich an 
der Teuerungsaktion die in Betracht kommenden, im Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbunde, im Deutschen Gewerkschafts- 
bunde und im Gewerkschaftsringe organisierten Verbände der 
Staatsbeamten, Angestellten und Arbeiter durch eine gemein- 
same Eingabe an die Reichsregierung. 

Während der AfA-Bund und der Deutsche Beamten-Bund 
eine gleichmässige Teuerungszulage für alle Vergütungsgruppen 
von 5000 M., gleichmässige Festsetzung des allgemeinen Teue- 
rungszuschlages auf 70 Prozent und des Teuerungszuschlages 
zu den Kinderzuschlägen auf 200 Prozent in allen Ortsklassen 
gefordert haben, haben die oben an dritter Stelle genannten 
Organisationen folgende KForderngen erhoben: Herauisetzung 
der Tewerungszuschläge zum Grundgehalt und Ortszuschlag in 
den Ortsklassen B bis E,„auf 70 Prozent, Gewährung einer 
gleichmässigen neuen Teuerungszulage von 3600 M. pro Jahr 
für alle Beamten einschliesslich der Diätare und Pensionäre, 
Erhöhung des Teuerungszuschlages zu den Kinderzulagen in den 


‚Ortsklassen B bis E auf 150 Prozent. 


Somit unterscheiden sich die von den verschiedenen Orga- 
nisationen aufgestellten Forderungen nur durch die Höhe der 
angestrebten Bezüge. Dagegen war in der prinzipiellen Grund- 
tendenz der Forderungen eine erfreuliche Uebereinstimmung zu 
verzeichfien, die sich darin äusserte, dass besonderer Wert auf 
die soziale Gestaltung der zu bewilligenden Teuerungszulagen 
gelegt wurde. Alle Organisationen waren darin einig, dass in 
Anbetracht der ausserordentlichen Not gerade in den unteren 
und mittleren Besoldungsklassen eine gleichmässige bestimmte 
Teuerungszulage gewährt werden müsste. Auch darin war 
man sich einig, dass die Differenzierung nach Ortsklassen als 
durchaus unzeitgemäss beseitigt werden muss. 

Es war vorauszusehen, dass die Regierung der einmütigen 
Kundgebung sämtlicher Organisationen der im Staatsdienste 
tätigen Arbeiter, Angestellten und Beamten stattgeben musste. 
Die Organisationen wurden am Montag, den 22. August, in das 
Reichsfinanzministerium zusammengerufen. Die Verhandlungen 
wurden geleitet vom Reichskanzler, der von einem grossen 
Stabe von Regierungsvertretern umgeben war. An diesen 
Verhandlungen nahmen auch der Reichsverkehrsminister und 
der Reichspostminister teil. Die schriftlichen Eingaben der 
Organisationen wurden von je einem Vertreter der Spitzenver- 
bände mündlich eingehend begründet. Die Regierung erklärte 
sich bereit, eine Erhöhung der Bezüge eintreten zu lassen. Das. 
Angebot der Regierung blieb jedoch wesentlich hinter den 
Forderungen der Organisationen zurück, Vor allen Dingen 
zeigte sich die Regierung vollkommen unzugänglich gegen- 


-über den Forderungen der Gewerkschaften auf Gewährung 


einer gleichmässigen - Zulage für alle Besolkdungsgruppen. Da 
andererseits die Gewerkschaften einmütig auf ihrer Forderung 
bestanden, drohte bereits am ersten Tage der Abbruch der 
Verhandlungen. Nur mit grösster Ueberwindung und um die 
Verhandlungen nicht von vornherein scheitern zu lassen, er- 
klärten sich die Organisationsvertreter bereit, nochmals in einer 
kleineren Kommission zu versuchen, eine Basis zu nen u 
reten 
könnten. Auch in diesen engeren Verhand'ungen, die sich ein- 
schliesslich der Verhandlungen der Unterhändler mit ihren Or- 
ganisationen über 8 Tage erstreckten, stand sich die einmütige 
Forderung der Gewerkschaften auf gleichhohe Zulage scharf 
der ausserordentlichen Hartnäckigkeit der Regierung auf 
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prozentuale Erhöhung der Bezüge gegenüber. Um den 
Gewerkschaften entgegenzukommen, grhöhte im Laufe der Ver- 
handlungen die Regierung ihr ursprüngliches Angebot annähernd 
um das Doppelte, machte auch gleichzeitig Zugeständnisse in 
Richtung der Angleichung der Ortszuschläge. Ausserdem war 
sie bereit, den bisher am schlechtesten weggekommenen Diätar- 
gruppen eine wesentliche Erhöhung ihrer Bezüge zuzusichern. 
Am Donnerstag, den 25. August, überreichte die Regierung als 
letztes Angebot fcigende Einzelerhöhung: 


1. Der Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und Ortszu- 
schlag für die planmässigen Reichsbeamten wird für die Orte 
der Ortsklasse A auf 93 v. H. für B auf 91 v. H. für C auf 
89 v. H., für D auf 87 v. H,, für E auf 85 v. H. festgesetzt. Diese 
Erhöhung entspricht einer Aufbesserung der Gesamtbezüge um 
132 bis 20 Prozent in den Ortsklassen A bis E. 

2. Die männlichen ausserplanmässigen Reichsbeamten er- 
halten zu ihrem bisherigen Diensteinkommen nebst Teuerungszu- 
Schiag einen weiteren Teuerungszuschlag in der Höhe, dass iür 
Diensteinkommen nebst Teuerungszuschlag das Diensteinkommen 
nebst Teuerungszuschlag eines planmässigen eamten der 
ersten Besoldungsstuie ihrer Eingangsgruppe ‚erfeicht. 

3. Die weiblichen ausserplanmässigen,„Reichsbeamten er- 
halten zu ihrem bisherigen Diensteinkosimen nebst Teuerungs- 
zuschlag einen weiteren TeuerungsZusch:ag bis zwr4Erreichung 
eines Gesamtbetrages, wie er sich ergeben würde, wenn unter 
Zugrundelegung des Teuerungszuschlags jür "die planmässizen 
Beamten sowie des Ortszuschlags fügcdie erste Be8öldungs- 
stufe ihrer Eingangsgruppe die Diätensätze betragen würden 
vom Beginn des 1. Dienstiahres ab 75 v.ik, des 2. 75 v.H,, 
des 3. 80 v. H., des 4. 80 v. H. des 5.,88-V, H., des 6. 90 v.H,, 
des 7. 95 v. H., des 8. 100 v. H, Na 

4. Die Teuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen werden 
in den Orten der Ortsklasse A auf 200, B und C auf 175, D und 
E auf 150 v. H. festgesetzt. 

5. Die vorgenannten Teuerungszuschläge 
1. August 1921 gewährt. 

6. Die Unterhaltszuschüsse im Vorbereitungsdienst werden 
erhöht. 

7. Eine Einhaltung der vorstehend bewilligten Erhöhungen 
zur Abdeckung noch nicht getilgter, seinerzeit gewährter Vor- 
schüsse wird nicht stattfinden. 

8. Für die Beamten, die vor dem 1. August 1921 aus dem 
Arbeiterstand in das Beamtenverhälinis übernommen -worden 
sind, iindet eine Anrechnung der aus Ziffer 1 sich ergebenden 
Erhöhung des Teuerungszuschlages auf die Ausgleichszulage 
nicht statt. 

Ferner werden vom 1. August 1921 ab auf die Ausgleichs- 
zulage nicht angerechnet: 

Erhöhungen der Bezüge iniolge Versetzung des Beamten in eine 
höhere, Ortsklasse; 

Erhöhungen der Bezüge infolge Versetzung des dienstlichen 
Wohnsitzes in eine höhere Ortsklasse; 

Erhöhungen der Bezüge infolge Anwachsens der Kinderzahl. 
Dagegen wird (auf die Ausgleichszulage) angerechnet: 
Erhöhung des Grundgehalts bei Aufrückung in eine höhere 

Dienstaltersstufe und bei Beförderung; 

Erhöhung des Ortszuschlags wegen des Uebertritts in eine 
höhere Ortszuschlagsgruppe; 

die durch die Regelung zu 2. und 3, bewirkte Erhöhung der 
Diätensätze; 

Erhöhung des Teuerungszuschiages, soweit sie auf die vor- 
stehend genannten Erhöhungen des Grundgehalts, Ortszu- 
schlags- und Diätengesetzes zurückzuführen sind. 

9, Für Angestellte finden die Ziifern 1, 4, 5 und 7 sinngemäss 
Anwendung. Gemäss Ziffer 2 werden die Bezüge der männ- 
lichen volljährigen Angestellten, — entsprechend den fünf ersten 
Sätzen der Zifier 3, die Bezüge der weiblichen volliährigen An- 
gestellten — in den ersten fünf Vergütungsstufen erhöht werden. 

Die Grundsätze unter Ziffer 8 finden sinngemässe Anwen- 
dung auch auf die persönlichen Zulagen der Angestellten der 
Reichsverwaltung gemäss 8 19 des Teiltarifvertrages vom 
4. Juni 1920 mit der Massgabe, dass Erhöhungen der Bezüge 
infolge Versetzung des dienstlichen Wohnsitzes in eine höhere 





werden ab 
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yrisklasse mit Wirkung vor dem für die Berechnung der per- 
inlichen Zulage massgebenden Stichtag auf die persönliche Zu- 
‚ge in Anrechnung zu bringen ist. 

10. Der bisherige Teuerungszuschlag für männliche Arbeiter 
über 21 Jahre wird ab 1. August pro Stunde um I Mark erhöht 
werden. Hierbei sind die den Beamten gewährten Erhöhungen 
der Kinderzuschläge bereits mitberücksichtigt. so dass der bis- 
herige Sozialiohn der Arbeiter eine Aenderung nicht eriährt. 

Fine Anrechnung auf die durch Tarifverträge oder sonstige 
Vereinbarungen bedingten persönlichen und besonderen Zulagen 
findet nicht statt, Die Festsetzung des Teuerungszuschlages jür 
Arbeiterinnen, für Arbeiter vom 18. bis 21. Jahre, für iugend- 
liche Arbeiter und Lehrlinge bleibt noch besonderer Vcreit- 
barung vorbehalten. 

11. Für Pensionäre und Hinterbliebene werden die aus der 
Erhöhung des Tewerungszuschlages nach dem P.E. G. (Pen- 
sionsergänzungsgesetz} Sich ergebenden Folgerungen gezogen, 
Die zur Durchführung der Massnalımen eriorderlichen Mittel 
werden hereitgesieilt. 

Die Regierung hatte sich inzwischen die Zusicherung des 
Reichsrates und der Führer der politischen Fraktionen dahin 
geben lassen, dass unter Voraussetzung der Zustimmung der 
beteiligten Organisationen die in Aussicht genommene Teue- 
rungszuage sofort an die Arbeiter, Angestellten und Beamten 
ausgezahit werde. Somit waren die Unterhändler vor die sehr 
schwerwiegende Frage gestellt, ob sie das Gesamtangebot der 
Regierung ablehnen sollten und damit die Auszahlung der so 
dringend benötigten Geldmittel auf Monate hinaus verzögern 


“durften. In Anbetracht der an sich vorhandenen weitgehenden 


Konzessionen der Regierung und unter Zurücksteliung aller 
schwerwiegenden Bedenken erklärten sich die Unterhändler 
bereit, zu versuchen, in den von ihnen vertretenen Organisa- 
tionen eine Zustimmung zu dem Angebot herbeizuführen. Am 
Dienstag, den 30. August, traten die Unterhändler sämtlicher 
Spitzenverbände nochmals zwecks Herbeiführung einer gemein- 
samen Stellungnahme zusammen... Aus den Berichten der ein- 
zelnen Organisationen war zu ersehen, dass es ausserordent.ich 
harter Kämpfe bedıurit hatte, um die Organisationsvertreter zu 
überzeugen, dass in Anbetracht der Zwangslage trotz aller Be- 
denken als einzige Möglichkeit die Annahme des Regierungs- 
angebotes übrigblieb. Einmütig wurde erklärt, dass das End- 
ergebnis der Unterhandlungen nicht ais befriedigend angesehen 
werden kann, dass insbesondere die den Beamten und Ange- 
stellten der unteren und mittleren Gruppen zugestandenen Zu- 
lagen durchaus unzureichend seien und nicht der Notlage ent- 
sprächen, die in diesen Gruppen vorherrscht. 

Am Mittwoch, den 26. August, wurde von den Vertretern 
der Spitzenverbände dem Reichsfinanzministerium die einmütige 
Stellungnahme der Organisationen bekanntgegeben. Auch bei 
dieser Gelegenheit wurde nicht unteriassen, die Regierung aui 
das eindringlichste davor zu warnen, auf dem bisher beschritte- 
nen unheilvollen Weze weiterzugehen und ihr ans Herz zu legen, 
endlich einmal den Forderungen sämtlicher Gewerkschaiten auf 
soziale Gestaltung der Einkommensbezüge der in den Staats- 
betrieben beschäftigten Arbeiter, Angestellten und Beamten 
Rechnung zu tragen. Im besonderen wurde bedauert, dass die 
Regierung in Verkennung der Notlage in den unteren Besol- 
dungsschichten nicht bereit gewesen ist, den Organisationen in- 
soweit entgegenzukommen, der von ihnen erhobenen Forderung 
auf Bewilligung eines Mindestbetrages an Treuerungszulage für 
alle Gruppen zuzustimmen. Gleichzeitig wurde erklärt, dass 
die Organisationen nach wie vor an ihrer Auffassung festhalten, 
dass eine grundsätzliche Umgestaltung der Besoldungsordnung 
unter Berücksichtigung der sozialen Forderungen dringend not- 
wendig ist. Dementsprechend wurde die Regierung auige- 
fordert, unverzüglich in eine Weiterbearbeitung der grundsätz- 
lichen Fragen einzutreten, so dass den Gewerkschaften Ge- 
legenheit geboten ist, auf einer gerechteren Grundlage, wie sie 
bisher von der Regierung geboten worden ist, die ferneren Ver- 
handlungen zu führen. 

Ferner wurde zum Ausdruck gebracht, dass das Reichs- 
finanzministerium dafür Sorge tragen möge, dass die Ausfüh- 
rung der nun einmal bewilligten Mittel in der loyalsten Form 
und auch mit möglichster Schnelligkeit erfolge. Der Vertreter 
unseres Bundes betonte im besonderen, dass gerade der Um- 
stand, dass die unteren und mittleren Beamten und Angestellten 
besondere Veranlassung haben, mit dem Ergebnis der Ver- 
handlungen unzufrieden zu sein, und dass die ausserordentlich 
geringen Beträge der Zulage es unmöglich gemacht haben, eine 
für längere Zeit wirkende Beruhigung in Jdiese,Beämtengruppen 
hineinzubringen. 

Die Vertreter des Reichsiinanzministeriums erklärten es 
ferner auf Anfrage für eine Selbstversiändlichkeit, dass die 
jetzt bewilligten Teuerungszulagen auch ihre Auswirkung auf 
die Gemeinde- und Staatsbeamten haben würden. 

Die Schlacht ist geschlagen, Es waren. heitige Kämpfe, 
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Wir zweifeln nicht daran, dass in den Kreisen der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten keine volle Befriedigung über das 
Endergebnis erreicht worden ist. Wir zweifeln auch nicht 
daran, dass in den Kreisen der Mitglieder ein grosser Unwille 
über die Erledieung der Tewerungsaktion vorherrschen wird. 
Besonders in den Beamten- und Angestelltenkreisen wird Ent- 
rüstung und Erbitterung zum Ausdruck kommen; und doch wer 
die Gesamtlage mit klaren Augen sieht, musste voraussehen, 
dass es heute unmöglich war, dem Widerstande der Regierung 
erfolgreicher die Spitze bieten zu können, als es geschehen ist, 
Solange die Beamtenschait in ihrer grossen Masse in Ver- 
bänden organisiert ist, die innerlich nicht stark  gemug sind, 
ihrem letzten Worte auch die Tat foigen zu lassen, denen nicht 
die gewerkschaftiichen Mittel zur Verfügung stehen, einen 
Kampf um höhere Besoldung bis zur letzter Konsequenz durch- 
zuführen, solange die Beamtenschaft nicht erkannt hat, dass sie 
sich durch eine engere Verbindung mit den Arbeitergewerk- 
schaften einen starken Büundeszgenossen schaften muss, — SO- 
lange wird sich die Regierung immer als die stärkere Partei 
betrachten, solange wird es der in der Regierung sitzenden 
solidarischen Geheimratsclique möglich sein, allen sozialen 
Forderungen der Beamtengewerkschaften erfolgreichen Wider- 
stand zu leisten. 
Auch der Verlauf dieser Tewerungsaktion muss für die Be- 
amtenschaft das Zeichen. sein, dass es höchste Zeit. ist, ihre 
Verbände zu wirklichen Gewerkschaften zu machen, denen nicht 
allein die notwendigen gewerkschaftlichen Mittel zur Verfügung 
stehen, sondern in denen bis hinab zu den Mitgliedern neuzeit- 
licher, seibstbewusster Geist, gepaart mit Entschluss- und. Tat- 
kraft, vorherrscht. 


Volksstaat und Beamtenschaft 


Wir entnehmen dem Heft 3/4 des „Beamten-Jehrbuches“ 
für Juni/Juli 1921 nachstehenden bemerkenswerten Artikel 
von Studienrat H Reintijes. 

Das seit Jahr und Taz fällige Beamtenrätegesetz ist jetzt 
in Gestalt einer „Vorlage über die Beamtenausschüsse“ vom 
Reichsrat angenommen worden und wird alsbald dem Reichs- 
tag zugehen. Ob das zu erwartende Gesetz bereits auf Grund 
dieser Vorlage ein „Markstein in der Entwicklung der deut- 
schen Beamtenschaft‘‘, wie der Reierent im Reichsrat sich aus- 
gedrückt hat, genannt werden kann, lässt sich erst nach genaue- 
rer Untersuchung entscheiden.*) Der dabei anzulegende Mass- 
stab erzibt sich im allgemeinen aus dem Charakter der demo- 
kratischen Republik, des sogenannten „ireien Volks- 
staates. 

Mit letzterem Wort geht es, wie mit vielen anderen. Je 
häufiger es gebraucht wird, um so stärker verwischt gich seine 
Bedeutung. . Sehr viele können sich. unter ihm nichts Klares 
und Bestimmtes vorstellen. In weitem Umiauge iriiit das lei- 
der auch bei nicht wenigen Beamten zu. Der Grund dafür 
ist zunächst in der bedauerlichen Tatsache zu suchen, dass 
viele Beanıtenkategorien, abgeschen von den traurigen ökono- 
mischen Verhältnissen, eine Aenderung ihrer Lage tatsächlich 
kaum erfahren haben. Ein grosser Teil der Be- 
amtenschaft fasst daher seine Stellung 
und seinen Daseinszweck heute nicht 
viel anders auf als vor dem Zusammen- 
bruch des früheren Regierungssystiems. 
Nichts ist demgegenüber besser geeignet, den heutigen Staat 
und die Stellung des Beaınten in ihm klar zu machen, als ein 
Rückblick auf die Staatsordnung, die vorher gegolten hat. Zu- 
gleich zeigt sich dabei, weshalb wir jetzt den Vol&ksstaat 
als etwas Natürliches und Notwendiges 
betrachten müssen. 

Nach der „oktroyierten“ preussischen Verfassung vom 
5, Dezember 1848, die bis zum November 1918 gegolten hat, 
war zu jedem gesetzgeberischen Akte die Uebereinstimmung 
des Abgeordnetenhauses, des Herrenhauses und des Königs er- 
forderlich. Der Einspruch des Königs liess 
ein Gesetz ohne weiteres scheitern. Ausser- 
dem "konnte die Regierung, deren Mitglieder lediglich vom 
Monarchen ernannt und entlassen wurden, Verordnungen mit 
Gesetzeskraft erlassen, wenn die „öffentliche Sicherheit“ oder 
„dringende Notfälle“ es ihrer Meinung nach erforderten. Be- 
rufung, Vertagung und Schliessung der Kammern war aus- 
schliesslich Recht des Königs. Das ter sei- 
nem Beiehl stehende Heer wurde nicht auf die Verfassung ver- 
eidigt, dagegen hatten nicht nur die Beamten, sondern auch 


"" »). Siehe Kritik in Nr. 9 der „Freien Beamtenrundschau“, 
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die Abgeordneten dem König Treue and Gehor- 
sam zu schwören, in dessen Hand die vollzienende 
Gewalt aui allen Gebieten vollständig gegeben war. — Nocll 
unumschränkter als im Innern war bekanntlich seine Stellung 
rach aussen. Fr allein hatte das Recht zu Kriegserklärungen, 
Friedensschiuss und Verträgen mit anderen Regierungen. 

Nicht viel anders als das preussische Staatsgrundgesetz 
sahen fast sämtliche zwei Dutzend im Deutschen Reiche gel- 
tenden Veriassungen und schliesslich die Reichsveriassung 
seibst aus. Sie waren Kompromisse des fürst- 
lichen Absolutismus mit den Ideen der 
Volkssoeuveränität und der politischen und sozialen 
Gleichheit aller Staatsbürger, wobei de monarchische 
Gewalt und die Interessen der oberen Stände, nament- 
lich des Adels, stark bevorzugt wurden. Während in 
den angelsächsischen und romanischen Ländern der moderne 
Staat von unten her, durch das Volk begründet worden war, 
hatten in Deutschland Regierungen, die sich im Vollbesitze der 
Macht befanden, vorsichtig zugeschnittene Verfassungen von 
oben herab „gewährt“ bzw. „oktroyiert“, wie das klassische 
preussiısche Beispiel zeigt. 

Ganz zu schweigen von der bunten Fülle meist volksfeind- 
licher Wahlrechtssysteme, trugen diese Konstitutionen einen 
bösen Keim des Verderbens dadurch in sich, dass sie die 
innere Einheit der Staaten weder begründen konnten noch 
wollten. Während in den auswärtigen Verfassungsstaaten das 
Pariament der Exekutive übergeordnet war und die Gesetz- 
gebung ihm ausschliesslich zustand, hatte man im Deutschen 
Reiche, vor allem aber im Staate Preussen, eine „Gleichord- 
nung“ und damit einen Gegensatz zwischen Re- 
gierung und Volksvertretwng konstruiert. Na- 
türlicherweise ergab sich daraus en entsprechender 
Gegensatz zwischen Volk und Beamten» 
schaft Aus diesem Grundübel erklärt sich so manches, 
woran das deutsche Volk und besonders der Beamte noch 
lange wird zu tragen haben. 

Gefügig und verirauensselig wie kaum ein, anderes Volk 
hat das deutsche die oben skizzierten Verhältnisse hingenom- 
men. Die Früchte seines Anteils an der neu aufblühenden 
Weltwirtschaft liessen es den Abgrund übersehen, dem es ge- 
rade durch die ungelösten Probleme dieser Weltwirtschaft zu- 
getrieben wurde. Das deutsche Volk hatte mehr 
Vertrauen auf seine Obrigkeit als Blick 
für die Tatsachen, auf denen sein Dasein 
berußkte. 

Mit der heutigen Reichsverfassung, die von der National- 
versammlung 'mit überwiegender Mehrheit angenommen 
wurde, und am 11. August 1919 in Krait getreten ist, haben die 
staatsrechtlichen Verhältnisse in Deutschland sich gründlich ge- 
ändert. Schon Artikel 1 zeigt, wie sich die Dinge in dieser Hin- 
sicht ins Gegenteil gewandelt haben: Der einst auf Kritik 
und Negatiön beschränkte Reichstag ist jetzt auf breitester de- 
mokratischer Grundlage der massgebende Faktor für 
das gesamte innen- und aussenpolitische Leben der Nation. Be- 
sonderes Gewicht erhält diese Tatsache durch die bedeutend 
erweiterte Zuständigkeit des Reiches, besonders auf verkehrs-, 
iinanz- und kulturpolitischem Gebiete. Obendrein wurde der 
Grundsatz aufgenommen: Reichsrecht bricht Landrecht. 

Die Bestimmungen über die Regierungs- und Verwaltungs- 
form erfahren, ganz abweichend von der Anlage der früheren 
Verfassung, eine beachtenswerte Ergänzung durch die Ab- 
schnitte über die Grundrechte und Grundpflichten der Deut- 
schen. Was hier über die Einzelperson, das Gemeinschafts- 
und Wirtschaftsleben sowie über Bildung und Schule gesagt 
ist, unterscheidet sich im grossen und ganzen erheblich von 
den geschriebenen und ungeschriebenen Normen aus der Zeit 
der Monarchie. An vielen Stellen tritt das Hinarbeiten auf 
Befreiung. bisher gebundener Kräfte und 
au Weckung der Selbstverantwortlichkeit 
zutage. So sucht die Verfassung ihren formalen Bestimmungen 
die durchaus unerlässlichen ethischen Voraussetzungen zu ver- 
mitteln. 

Diese neue Reichsverfassung ist keineswegs die Erfüllung 
eines planmässigen Strebens, nicht das Werk einheitlicher 
Kräfte, sondern das Ergebnis eines in den Verhält- 
nissen liegenden Zwanges. Es handelte sich um 
nicht mehr und nicht weniger als um: die Existenz des 
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deutschen Volkes als selbständige -Na- 
tion. Auf einer wesentlich anderen Grund- 
lage, als der in Weimar zustande gekom- 
menen,: wäre diese Existenz nicht: zu ret- 
ten gewesen. So kräitig jeder Deutsche von den Ereiz- 
nissen der letzten Jahre "geschüttelt wird, mehr als irgend- 
einen anderen gehen sie- den Beamten an. Sein: Beruf ver- 
bindet ihn un.nittelbar mit dem Staat, zieht ihn mitten in den 
Gang der Entwicklung hinein. Ideell ist die Stellung der Be- 
amtenschaft, wie in Wort und Schrift unzählige Male auseinan- 
dergesetzt. worden: ist, infolge des Wechsels vom Obrigkeits- 
zum Volksstaat, vom autokratischen zum parlamentarischen 
System usw., natürlich von Grund auf verändert. Dem steht 
jedoch die Tatsache gegenüber, dass die Beamtenschaft 
praktisch das ihr zukommende Mass von 
Freiheit und Selbstverantwortlichkeit im 
allgemeinen nicht erlangt hat. Die es angeht, 
wissen es selbst zu genau, als dass eine besondere Darlegung 
der Dinge hier geboten wäre. 


In Grunde genommen sind die Beamten selbst 
an diesem Stande der Dinge schuldig. Wie 
fast das ganze deutsche Voik, so glaubten auch sie nach dem 
Zusammenbruch, es werde ietzt alles Gute von selbst kom- 
men. Was kam, war aber an vielen Stellen nur wieder das 
alte System mit den alten Leuten. Sie stellten sich zunächst, 
wie wir mit Staunen gesehen haben, still und eilig „auf den 
Boden der Tatsachen“, nannten .sich in vielen Fällen sogar De- 
mokraten und Sozialisten und behaupteten manchmal oben- 
drein, sie seien das eigentlich im geheimen schon längst ge- 
wesen. Wohl mancher Leser hat solche Biedermänner kennen- 
gelernt, die, seitdem das Volk sich mühselig zu leidlich geord- 
neten Verhältnissen verholfen hat, wieder mit den alten An- 
sprüchen auftreten. Mit welchen Mitteln und aus welchen Be- 
werggründen diese Menschen sich die Demokratie zunutze 
machen und sie anderen vorzuenthalten suchen, ist ein Kapitel 
für sich. 

Jedenfalls hat die Beamtenschaft in hohem Masse eriah- 
ren, dass die formale Demokratie höchstens die Voraus- 
setzung abgibt für die ideele Hebung ihrer Lage und für 
die Schaffung würdigerer Arbeitsverhältnisse. Die Ver- 
fassungistfüruns wenigereine Gabe alseine 
Aufgabe. Wir müssen mit aller Entschiedenheit darauf drin- 
gen, dass die Gesetzgebung unzweideutig und restlos den Ralı- 
men anısfüllt, der im Staatsgrundgesetz gegeben ist. Wie weit 
wir in dieser Hinsicht noch zurück sind, beweist die Tatsache, 
dass immer noch’keine gesetzliche Regelung der Diszipli- 
narverhältnisse erfolgt ist und daher z. B. in Preussen 
das auf königlichen Verordnungen aus dem Jahre 1849, also der 
schlimmsten Reaktionszeit, beruhende skandalöse Disziplinar- 
gesetz von 1852 noch heute gilt, zum grössten Schaden für 
Staat und Beamtenschaft. Die Willkür, mit der die in den 
Zwischen- und Oberinstanzen herrschenden Elemente die kla- 
ren Bestimmungen des Artikels 199 der Reichsverfassung un- 
wirksam zu machen suchten und dadurch herausgeforderten 
neuen Anweisungen zum Trotz vielleicht noch suchen, zeigt, 
wie sogar die Ausführung unzweifelhafter Verfassungspara- 
gsraphen in jahrelangen Ringen erzwungen werden muss. 


Nichts ist lehrreicher für einen Beamten, als wenn er sich 
jetzt, da allen Ausflüchten durch Bürokratie begegnet werden 
kann, seine Personalakten auch tatsächlich vor- 
legen lässt. Abgesehen davon, dass ein gar nicht oder zu 
spärlich ausgeübtes Recht auch wieder verschwindet, kann 
man bei der Vornahme dieser Einsicht die schönsten Ent- 
deckungen machen. Es war z. B. in eitfem Falle alles, was der 


Technischen Beamten und Angestellten, die aus dem 


Verhand Deutscher Kullurfechniker 


zum Bunde übertreten, werden die in ihrem früheren 


Verbande gezahlten Beiträge in der Weise angerechnet, 
dass die Gesamtsumme der bisherigen Beitragszahlungen 
nach Massgabe der im Bunde festgesetzten Mindestbei- 
tragssätze rückwärts vom Uebertrittsmonat an gerechnet 
wird. 
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betr. Beamte an Zeitungsartikeln, auch solchen aus letzter 
Zeit, geschrieben "hatte, den Akten einverleibt worden. Ob 


diese Artikel, in: denen rein sachlich die ‘demokratische Staats- 
ordnung vertreten und ihr Ausbau gefordert wurde, als lobens- 
werte oder tadelnswerte Dokumente in Verwahrung genom- 
men'waren, mag der Leser selbst ergründen. Weiterhin stellte 
sich aber heraus, dass anonyme Briefe voll dummer und bös- 
artiser Klatschereien als wert befunden waren, zu den Akten 
genommen zu werden. Dem darin Angegriifenen hatte die in 
Frage kommende Behörde keines dieser Stücke je- 
mals vorgelegt oder ihr Vorhandensein irgendwie be- 
kanntgegeben. 

Alle Erfahrungen vor und nach der staatlichen Neuordnung 
müssen : vonder Beamtenschait genau beachtet werden, wenn 
sie bei dem jetzt schwebenden Gesetz über ihre Vertretungen 
(gemäss Art. 130 der Reichsveriassung) nicht zw kurz kommen 
will. ‘Das liegt sowolıl in ihrem Interesse, als in dem des Vol- 
kes. Das Wort „Yetat c’est moi“ hat freilich heute noch Gel- 
tung. Aber nur insofern es sich auf das ganze Volk bezieht, 
dem der Beamte nicht mehr als Werkzeug einer 
angeblich höheren Gewalt gegenübersteht, sondern 


dem er mitnandelnd und mitleidend angehört, 
Wir dürfen uns nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
schwersten innen- und. aussenpolitischen 


Auigaben noch zu lösen sind. Der Abgrund ist immer 
noch offen. Nur. der vorurteilsireie Blick für die reale Lage 
der Dinge wird an ihm: vorbeiführen. Schon in Anbetracht ihrer 
Kopizahl iällt der. Beamtenschait ebensoviel Einfluss wie Ver- 
antwortlichkeit dabei zu... Voll zur Geltung bringen 
kann siesich aber erst dann, wenn sie die ihr 
gebührenden Arbeitsbedingungen sich er- 
rungenhat. 


Die verfassungsmässigen Grundpflichten 


der Beamten | 
I. Die Grundpflichten nach früherer Verfassung. 


Das Grundgesetz oder die Veriassungsurkunde ist die feste 
Grundlage -für den Begriff jedes Staatgebietes, ohne eine solche 
Urkunde . fehlt es. an ieder Existenzberechtigung des Staates 
selbst als solchen. Gewisse Grundrechte und -pflichten der 
Beamten sind: in jeder Staatsverfassung enthalten. Dieselben 
finden entweder auf alle Beamten allgemein oder nur auf die 
Beamten. des Staates selbst Anwendung. Die Staats- 
veriassungsurkunde ist daher eine Haupt- 
rechtsquelle des Beamtenrechts: 

Die Veriassung des Deutschen Reichs vom 16. April: 1871 
bestimmte im Art. 18 die. Vereidigung der Reichsbeamten und 
im Art..50 die Verpflichtung der, Post- und Telegraphenbeamten, 
den. kaiserlichen Anordnungen Folge zu leisten, welche Ver- 
pilichtung im .Diensteid aufzunehmen war. Die. Verfassungs- 
urkunde für den preussischen ‚Staat vom 31. Januar 1850 ord- 
nete im Art. 108 die Eidesleistung der Treue gegenüber dem 
König. seitens. aller unmittelbaren - und mittelbaren Staats- 
beamten an.. Diese hatten .die gewissenhafte Beobachtung der 
Verfassung zw beschwören. Es ergibt sich also hieraus, dass 
diese beiden Veriassungen nur die allgemeine Grundpflicht 
„Treue, Gehorsam und Beobachtung der Verfassung“ enthielten. 


1. Die Grundpilichten während der verfassungsiosen Zeit. 


Von dem Treueid auf die alte Regierung wurden die Be- 
amten infolge der Staatsumwälzung am 9. November 1918 durch 
die Abdankungsurkunde des Königs von Preussen als solcher 
und: als Kaiser.vom :28. November 1918 entbimden. Hierdurch 
erhielt der im Dienst der neuen Regierung befindliche Beamte 
von selbst die Pilicht zur Dienstleistung, also auch die Treu- 
und Gehorsamspflichtt dem neuen Dienstherrn gegenüber. 
Diese Pilicht stand in keinem ursächlichen Zusammenhang mit 
der politischen Gesinnungsänderung, die auch dem Beamten 
als Staatsbürger kraft ausdrücklicher Erklärung der 
neuen Regierung gewährleistet worden war. 


Hl. Die Grundpilichten nach geltendem Verfassungsrecht. 


Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
12.. August 1919 übernahm daher die Eidespflicht, ebenso 
die: Verfassung der anderen Freistaaten. Neu aufgenommen ist 
in die Reichsverfassung die Haftpflicht der Beaınten, die durch. 
die zuständige ‚Gesetzgebung geregelt werden soll. 
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Die Grumdpiflichten sind: 

1. Diensteid (Treue und Gehorsampflicht). 

„Alle öffentlichen Beamten und Angehörigen der Wehr- 
macht sind auf diese Verfassung zu vereidigen. Das 
Nähere wird durch Verordnung: des  Reichspräsidenten ‚be- 
stimmt.“ (Art. 176 der Reichsverfassung.) 

„Die Beamten sind Diener der Gesamtheit, nicht 
einer Partei. Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politi- 
schen Gesinnung und die Vereinigungsireiheit gewährleistet.* 
(Art. 130.) 

Die Leistung des Diensteides soll vor der An- 
stellung, spätestens bei der Amtseinführung erfolgen. Die 
Eidesleistung ist eine aus dem Beamtendienstverhältnis sich er- 
gebende Dienstpflichtt. Die Eidesleistungsverwei- 
gerung -ist mithin eine Diensipflichtver- 
letzung. Der Staat kann daher auch von denjenigen Beam- 
ten, die der alten Regierung einen Diensteid geleistet hatten, 
einen neuen Eid (einen Nacheid) verlangen, der als Ergän- 
zungseid anzusehen ist. Der Art. 176 der R.Verf. verlangt 
eine Vereidigung ‘auf die Reichsverfassung. Die Norm des 
Eides ist durch die Verordnung des Reichspräsidenten vom 
14. 8: 19: „Ich schwöre Treue der‘ Reichsverfassung,“ festge- 
legt worden. 

Die Frage, ob die Leistung des tormule rt 
Ergänzungseides „Ich schwöre Treue ‘der : Reichs- 
verfassung®- von den Beamten der alten Regie- 
rung verlangt werden kann, ist von: dem Disziplinarhof -zu 
Hamburg dahin entschieden worden, dass die Regierung von 
dem, der als Beamter in ihre Dienste treten will, mit Recht 
verlangen könne, dass er sich durch einen Treueid ihr gegen- 
über dahin bindet, nichts zu unternehmen, was das Bestehen der 
Regierung gefährden könne. Wer’ sich durch diesen. Treueid 
nicht zur Regierung bekennen wolle, solle eben kein Beamter 
werden... Und wer in Kenntnis des zu leistenden Treueides sich 
habe anstellen lassen und hinterher die Leistung des Eides ver- 
weigere, verletze seine Dienstpflicht und könne disziplinarisch 
bestraft werden, Anders liege die Sache aber beim Wechsel 
der, Regierung hinsichtlich der Beamten der alten Regierung, 
die die. neue Regierung mit dem: Versprechen der Wahrung 
wohlerworbener Rechte übernommen habe.: Von diesen, die 
den Treueid auf die alte Regierung geleistet haben, könne ein 
Treueid auf die neue Regierung nicht gut verlangt werden, 
ohne dass in einzelnen Fällen ein Gewissenszwang ausgeübt 
werde. :Man werde nicht erwarten können, dass bei alten Be- 
amten mit. der: Verfassungsänderung auch eine Gesinnungsän- 
derung in politischer Beziehung eingetreten sei. Das Verlan- 
gen des Treweides- auf die jetzige republikanische Verfassung 
würde einem monarchisch . gesinnten Beamten gegenüber zu- 
gleich .das Verlangen nach : Aufgabe seiner politischen Gesin- 
nung bedeuten und damit gegen den Art. 130 Abs. 2 der Reichs- 
veriassung verstossen, der-den Beamten die Freiheit ihrer po- 
litischen : Gesinnung gewährleiste. Etwas anderes“ wäre es, 
wenn. nur-die Leistung des Treueides in der vorgeschriebenen 
Form, ohne.den Vorbehalt, dass die von den Beam- 
ten durch die Eidesform verlangte Treue zur Reichsverfassung 
nicht den Sinn haben könne, die Beamten. mit ihrer in- 


neren politischen Ueberzeugung in- Konflikt zw 
bringen — es werde vielmehr von den Beamten nur verlangt, 


dass sie sich unbeschadet ihrer inneren politischen ' IJeberzeu- 
gung in ihrem dienstlichen Verhalten auf den Boden des tat- 
sächlich geltenden Verfassungsrechts stellten -—- gefordert 
würde. ,.Jedach könnten ‚auch: dann bei den politisch anders 
denkenden Beamten Zweifel ‚auftauchen, ob eine Garantie für 


die Gewährung der politischen Gesinnungfreiheit 


nach Leistung des Eides wirklich vorhanden sei oder 
ob sie nicht doch, wenn sie es mit der Haltung des geleisteten 


Eides ernst nehmen wollten, auf Betätigung ihrer wahren: 
Ein Eid binde‘ 


inneren Gesinnung Verzicht. leisten müssten. 
immer das Gewissen, und daher müsse verlangt werden, dass 
der Eid eindeutig und in: jedem Wortlaut so klar ist; dass 
der. Eidespilichtige nicht in Gewissensnot käme 
Diese Forderung erfülle aber die: Fides- 
norm -„Ich .schwöre Treue der Reiec 
fassung“. nicht. ‘Eine dienstliche Anordnung zur: Eideslei- 
stung in .dieser Form, die einem unzulässigen Gewissenszwang 


zleichzuachten sei, könne daher: einem: Beamten nicht er- 


teilt werden. (Vgl, D.G.Z. Jahrg. 60, S. 257.) 2 


hsver-: 


2 
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Die preussische Verfassung legt — nebenbei- 
bemerkt —. den Inhalt des Eides im Art. 78 der Preussischen 
Verfassung wie folgt fest: 

„Jeder Staatsbeamte hat einen Eid dahin zu leisten, dass 
er das im übertragene Anıt unparteiisch nach bestem Wissen 
und Können verwalten und die Verfassung gewissenhaft be- 
obachten wolle.“ 


Die Verletzung des Beamtendienst- 
eides’ist nur dann eine Eidesverletzung im Sinne des St.GB., 
wenn der Beamte eine amtliche Versicherung auf 
Grund seines Diensteides abgibt. ($ 155 Abs..3 St.G.B.) Sonst 
stellt die Verletzung des Beamtendiensteides eine Verletzung 
einer Amtspilicht. dar und ist nach dem Disziplinarrecht 
zu beurteilen und zu ahnden. Der Inhalt des Beamtendienst- 
eides: ist eben nur ein Versprechen, seine ganze Kraft 
in den Dienst des Dienstherrn zu stellen und die hieraus resul- 
tiercnden ‘ Amtspflichten (Residenz-, Amtsführungs-, Treu- und 
(iehorsams-, : Amtserfüllungs-, Ehrerbietungs-, Achtungswürdire 
Gesamtlebens- und Amtsverschwiegenheits-Pilicht) zu erfüllen 
und die - Verfassung (politischen Rechte) zu beobachten. 

Durch den Art. 118 der R.Verf. wird auch dem Beamten 
freie Meinungsäusserung „innerhalb der Schranken 
der allgemeinen Gesetze“ gewährleistet, d. h. der Beamte, der 
seine Meinung äussern will, muss auch die allgemeinen Ge- 
setze »-beobachten und ist keineswegs mit Bezug auf seine Mei- 
nungsäusserung der Bestrafung wegen Verletzung der Gesetze 
entzogen. (Urt. Kammergerichts . vom 26. November 1920, 
932120. J. W.: 1921 S. 278.) Dieser freien Meinungsäusserung 
des: Beamten:wird aber durch Art. 130 Abs. 1 R.Verf. eine wei- 
tere Schranke gezogen durch die Pflichten, die ihm sein 
Amt auferlegt, .die er durch die Leistung des Beamtendienst- 
eides: ausdrücklich zu erfüllen verspricht. Der Beamte hat da- 
her, der:Regierung Gehorsam zu leisten und ihre Anordnungen 
zur - Durchführung zu bringen. Der. Beamte erfüllt hier den 
Yillen ‚der Gesamtheit (des Volkes) vertreten. durch die Re- 
gierung. „Die, R.Veri. hat an der Gehorsamspilicht des Beam- 
ten.nichts .ändern wollen, da ohne eine solche die Führung der 
Verwaltungsgeschäfte. undenkbar ist (vgl. Urt::der Reichsdiszi- 
plinarkammer zu..Potsdam. vom 6. Juni 1921: c/Ponfick).: Da- 
mit soll-aber. nicht gesagt sein, dass der Beamte auch, insofern 
er nicht zu den politisch -verantwortlichen Beamten gehört, die 
Pclitix.der Regierung, die wechselt und verschieden parteipoli- 
tisch orientiert sein kann, zu der seinigen machen muss. Er 
muss, aber: im.-Dienst mindestens seine abweichende Mei- 
nung gegenüber der Regierungspolitik zurückhalten und ıdie ihm 
übertragenen Amtspflichten ohne Rücksicht auf seine eigene 
politische Ueberzeugung treu und gewissenhaft erfüllen. 

Ausserhalb ‘des: Dienstes hat der Beamte :die 
Rechte des -Staatsbürgers,.der freien politischen 
Betätigung. Er braucht also nicht der Politik der Regie- 
rung zw.folgen, er muss aber die Verfassung beobachten, darf 
also keine Aenderung derselben auf nicht legalem Wege 
erstreben. . Bei.der Ausübung seiner parteipolitischen Tätigkeit 
ausser Dienst hat der Beamte derjenigen Rücksichten einge- 
denk zu: sein, die er infolge seiner Stellung als „Diener der 
tiesamtheit‘ der Staatsregierung schuldiz ist. ‚Hieraus resul- 
tiert die: Pflicht, sich von öffentlichen Aufreizungen für einen 
gewaltsamen Umsturz der bestehenden Verfassung fernzuhal- 
ten. Dei: Beamte darf sich eben mit der von der Staatsre- 
gierung..vertretenen Anschauung und Auffassung nicht derart in 
Widerspruch setzen, dass seine Tätigkeit die Massnahmen des 
Staates behindert. _ Selbstverständlich hat der Beamte ‘ das 
Recht,: am politischen Leben eine Kritik zu üben. Erst dann 
unterliegt ‚die Beurteilung seines Verhaltens dem. Disziplinarge- 
setz, wenn seinen Aeusserungen überhaupt nicht mehr der 
Charakter sachlicher Erwägungen und Erörterungen bei- 
gemessen werden kann. Ungehorsam  zegen die Anordnung 
einer Behörde kann unter Umständen, namentlich dann, wenn 
die Anordnung gegen ein Verbotsgesetz — also gegen die Ver- 
fassung — verstösst, eine Pflicht des untergeordneten Beanıten 
sein. „Der: Beamte kann natürlich auch seine abweichende An- 
sicht :seinem Vorgesetzten gegenüber in angemessener Form 
zum. Ausdruck ‚bringen. Er kann sich: auch schriftstellerisch 
betätigen und Kritik. üben. Der schriftstellerisch tätize Beamte 
muss-aber naturgemäss auf die Wirkung achten, die seine Aüs- 
führungen. in der: breiten Oefientlichkeit, der er sie übergibt, 
haben werden. Hierbei ist die Beschaffenheit des Leserkreises 
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zu berücksichtigen. --- Keinesfalls darf die Veröffentlichung 
eine derartige Verachtung der Staatsejnrichtungen zum Atıs- 
druck bringen, dass durch sie das Anschen ‚des Staates und 
seiner Einrichtungen erschüttert, — der Leser-direkt auigereizt 
wird. Andererseits ist aber der Beamte berechtigt und ver- 
pilichtet. als Diener der Gesamtheit, die bei seiner Amtsführung 
gemachten Beobachtungen und. . gewonnenen Eriahrungen zu 
benutzen, um duch - in weiteren. Kreisen auf Verbesse- 
rungsvorschläge hinzuwirken. Wenn solche Vorschläge 
erst durch eine scharfe Kritik sich Beachtung verschaffen 
können, so müssen die kritischen Zustände dennoch immer: in 
streng objektiver tatsächlicher Beleuchtung dargestellt werdet, 
Auch das Petitionsrecht steht dem Beamten zu: er dari 
cieses jedoch nicht dazu benutzen, um den dienstlichen Anord- 
nungen der. vorgesetzten Behörde. entgegenzuwirken oder in 
einer mit den dienstlichen oder staatlichen Interessen ıwnverein- 
baren Weise gegen den Staat oder die dienstvorgesetzte Be- 
hörde zu agitieren. 

Die Arbeitsniederlegung (Streik) ist das letzte 
Mittel bei, Verletzung der Verfassung, Gefährdung der Grund- 
rechte und der Existenzmöglichkeit der Beamten. Von .diesein 
äussersten Kampfimittel soll erst dann Gebrauch gemacht wer- 
den, wenn keine Möglichkeit mehr besteht, das Ziel auf ande- 
rem Wege zu erreichen. 


2. Haftpflicht. 

„Verletzt ein Beamter in Ausübung der 
ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
die ihm einem Dritten gegenüber oblie- 
gende Amtspfilicht, so trifit die Verantwortlichkeit 
grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in dercı 
Dienst der Beamte steht. Der Rückgriff gegen den Beamten 
bleibt vorbehalten. Der ordentliche Rechtswez darf nicht 
ausgeschlossen werden. Die nähere Regelung liegt der zu- 
ständigen Gesetzgebung ob.“ (Art. 131 der R.-Veri.) 

Unter Haftpflicht versteht man eine auf gesetzlicher 
Vorschrift beruhende Verpflichtung, einem Dritten den ihn 
durch ein zufälliges Ereignis, insbesondere auch durch ein Ver- 
schulden der von dem’ Verpflichteten zu vertretenden Person 
oder Tier oder Sachen verursachten wirtschaftlichen Schaden 
zu ersetzen. Die Haftung ist mithin eine solche für Personen- 
beschädigımgen (Tötung, Verletzung oder Erkrankung von Men- 
schen), für Sachbeschädigung (Beschädigung, Vernichtung oder 
Verlust von Sachen) und für Vermögensbeschädigung. Vor- 
aussetzung des Schadensersatzes ist grundsätzlich, dass -ein 
Vermögensschaden eingetreten ist. Den körperlich 
Verletzten steht jedoch neben dem Ersatze der Heilungskosten 
und Entschädigung für eine durch die Körperverletzung ver- 
ursachte Minderung der Erwerbsfähigkeit, vielfach auch ein 
Schmerzensgeld zu. Die Haftung der Beamten für 
Schäden, die sie in Ausübung ihres Amtes den Bürgern zufüg- 
ten, regelte zuerst die friederizianische Gesetzgebung. Im Gec- 
meinrecht entwickelte sich gleichfalls diese Beamtenhaftung. 
Diese prinzipielle Haitung des Beamten war entschieden eine 
Härte, die durch das BGB. beseitigt worden ist, das die pri- 
vatrechtliche Haftung ($ 839, 841) des Beamten regelt und in 
diesem Sinne auch die Haftung dem Dienstherrn ($ 31 u. 89) 
über weist. 

Die Haftung für in Ausübung der öfient- 
lichen: Gewalt -verursachten Schaden öüber- 


"liess das BGB. jedoch der landesherrlichen Regelung. (Art. 77, 


Einf. .G.::z. BGB.), abgesehen von .der Haftung aus &12 der 
Grundbuchordnung. Durch den Vorbehalt des Art. 77 Einf. G. 
zZ. BGB. wurde in Preussen nur im: Geltungsbereich: des Rhein. 
Rechtes Gebrauch. gemacht, indem im Art. 89. Nr. 2 des Ausf. 
G. z. BGB. vom 20. 9. 1899 (Bd. 1899 S. 177) von der dort 
ausgesprochenen Aufhebung des Rhein. BGB. .der- Art. 1384 
ausgenommen ist, „soweit er auf die Haftung des Staates, der 
(jemeinde und anderer Kommunalverbände für den von ihren 
Beamten in Ausübung der diesen anvertrauten Öfientlichen Ge- 
walt zugefügten Schaden Anwendung findet.‘ Nach dieser Vor- 
schrift bestand die Haftung der .Kommwunalverbände usw. im 
Gebiete des Rhein. Rechtes fort. (Ent. RG. Zivils. Bd. 54 
S. 19, Reich-Archiv 100 S. 135, J.W. Jahrgang 1905 S. 335.) 
Dagegen war sowohl im Geltungsbereiche des _preussischen 
A.L.R. als auch in den vormals gemeinrechtlichen Landesteilen 
eine gesetzliche Haftung nicht ‘anerkannt worden. (Urt. Ob. 
Trib. Bd. 69 S. 1, Entsch. RG. Zivils. Bd. 11. S. 209, Bd. 28 










































































86 FREIE BEANTENRUNDSCHAU. 1921 


S, 340, Bd. 33 S. 206, Bd. 51 S, 220). Dieser Rechtszustand 
entsprach nicht dem Wesen des Einheitsstaates, denn der Staa 
darf keine verschiedene Stellung für die Verantwortlichkeit 
seiner Beamten für Staatshoheitsakte in den einzelnen Landes- 
teilen einnehmen. Ein gesetzgeberisches Vorgehen war des- 
halb notwendig, zumal einige deutsche Bundesstaaten die Hai- 
tung in ihren Ausführungsbestimmungen zum BGB. anerkannt 
hatten, in Sachsen dies krait Gewohnheitsrechtes bereits der 
Fall war. Im April 1907 wurde die Frage einer gesetzlichen 
Regelung der Staatshaftung im Reichstage aus Anlass zweier 
zum Etat der Justiz heantragter Resolutionen erörtert. Dabei 
erklärten die Vertreter fast aller Parteien sich für die Einfüh- 
rung der Staatshaftung. Eine Meinngsverschiedenheit bestand 
nur darin, ob die Reichsgesetzgebung sich auf‘ die Regelung 
der Haftung des Reichs für die Reichsbeamten beschränken 
oder auch die Haftung der Finzelstaaten und anderer juristi- 
scher Personen des öffentlichen Rechtes für ihre Beamten 
grundsätzlich sich aussprechen sollte. Der Reichstag entschied 
sich im ersteren Sinne und hielt dann an dem Standpunkt fest, 
den die Reichsgesetzgebung durch den Art. 77 des Finführungs- 
gesetzes zum BGB. eingenommen hat. Wenn auch hiergegen 
seitens der preussischen Staatsregierung erhebliche Bedenken 
geltend! gemacht wurden, SO erkannte diese doch an, dass eine 
weit verbreitete Rechtsüberzeugung das Finstehen des Staates 
und anderer öffentlicher Verbände für Vergehen ihrer Beam- 
ten bei Ausübung obrigkeitlicher Befugnisse iorderte. 50 
wurde sowohl vom preussischen Staat als auch vom Reich je 


ein Gesetzentwurf in diesem Sinne eingebracht, in dem die 


prinzipielleH aftung des Reichs bezw. des Staates und 
anderer Körperschaften des öffentlichen Rechtes anerkannt 


wurde. Es entstand so das preussische Gesetz vom 
1. August 1909 und das Reichsgesetz vom 
22. Mai 1910, betreffend die Haftung der 


öffentlichen Verbände 
Ietzungen bei Ausübung der öffentlichen 
Gewalt. Bei. der Beurteilung der Beamtenhaftpflichtirage 
kommt :es darauf an, ob der Beamte den ersatzpflichtigen 
Schaden verursacht. hat: a) in Ausübung seiner Amtspflicht 
zum Nachteil seiner Anstellingsbehörde ($ 88ff II 10 ALR.), 
(Art. 77 Einf. G. z. BGB.), — b) in Ausübung der ihm anver- 
trauten öffentlichen Gewalt (Art. 77 Einf! z. BGB), — ce) in 
Ausübung einer Amtspflicht bei Vorhandensein eines Defekts 
(V. vom 24. Januar 1844), — ıd) in Ausübung der ihm anver- 
trauter privatrechtlichen Verpflichtungen ($ 839 fi BGB.) und 
e) als Privatmann (unerlaubte Handlung ($ 823 ii. BGB.) 


für Amtspflichtver- 


Der Ersatz des Schadens seitens des 
schuldigen Beamten gegenüber dem für 
ihn eingetretenen Dienstherrn (Staat oder 


Körperschaft des öffentlichen Rechtes) ist gegeben nach den 
Haftpflichtgesetzen vom 1}. August 1909 und 22. Mai 1910, nach 
welchen der Dienstherr die im $& 839 BGB. bestimmte Verant- 
wortlichkeit übernimmt anstelle des Beamten, der in Aus- 
übung der ihm anvertrauten öffentliehen. Gewalt vorsätzlich 
oder fahrlässig die ihm Dritten gegenüber obliegende Amts- 
pflicht verletzt. Die Voraussetzung für Ersatzansprüche gegen- 
über dem Beamten ist jedoch festgeselltes Verschulden. 
Hat der Beamte an dem Rechtsstreit gegen seinen Dienstherrn 
durch. Streitverkündigung nicht seilgenommen, so kann er im 
Regressverfahren den Beweis seiner Schuldlosigkeit selbständig 
tühren. Der Dienstherr kann von dem Rechte des Ersatzan- 
spruches Gebrauch machen, er muss es aber nicht. Hat 
der Beamte seinem Dienstherrn Ersatz geleistet, so steht ihm 
nach $ 841 BGB. der Rückgriff gegen den Mitschuldigen zu. 


Durch den Art. 131 der Reichsverfassung ist 
also grundsätzlich die Haftung der öffentlichen Verbände 
für Amtspflichtverletzungen bei Ausübung der öffentlichen Ge- 
walt und der Rückgriff gegen den schuldigen Beamten 
<owochl für das Reich als auch für sämtliche Gliedstaaten jest- 
gelegt worden und zwar, damit in dieser Richtung eine ein- 
heitliche Gesetzgebung erfolgt, wie es das Wesen des 
Reichs als Rechtseinheitsstaat verlangt. Es handelt sich aber 
hier nur um eine Richtschnur für die künftige Ge- 
setzgebung, das geltende Recht (preuss. Gesetz vom 
11. Mai 1842 in Verb. mit Ges. vom 1. August 1909, Rn. es, 
22. Mai 1911) bleibt mass£ebend, da der Art. 12 Abs. 1 Satz 3 
nicht unmittelbar wirkendes Recht enthält. Die Regelung 
bieibt also erst der zuklinftigen Gesetzgebung voibehaltet 
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(Urt. d. Gerichtshofs z. Eisch. d. Komp. Konil. vom 12. März 
1921 I. 580/20 PrVBl. 42 S. 340). 

Die Ausübung der öffentlichen Gewalt, d. h. jeder obrig- 
keitlichen oder doch unmittelbar auf Verwirklichung obrigkeit- 
licher Befugnisse von öffentlichen Beamten ausgeübten und zur 
Erfüllung dieser Aufgaben mit gewissen Zwangsbefugnissen ge- 
setzlich ausgetatieten Amtstätigkeit ist Voraussetzung, denn 
neben der öffentlichen Gewalt steht noch die privatrechtliche 
Verrichtung, welche beide das gesamte Gebiet der behördlichen 
Funktionen erschöpfen. (Vgl. Entsch. RG. Zivils. Bd. 91 
S. 274.) Hans Assmann. 


Die Baumeisterprüfungen im Freistaat 
Sachsen | 


„Steter Tropfen höhlt den Stein* So kam 
man sagen beim Rückblick auf die geschichtliche Entwicklung 
der Baumeisterprüfungen in Sachsen. Veranlassung dazu bietet 
eine neue Baumeister-Verordnung vom 11. April 
1921, die leider wiederum nur für den Freistaat Sachsen Gel- 
tung hat. Der Vereinheitlichung im Reiche stehen noch 
Schwierigkeiten und Hemmmnisse entgegen, die hauptsächlich 
durch Verwaltungspolitik der Länder verursacht sind. Hierauf 
soll im Rahmen dieses Aufsatzes nicht eingegangen werden, 
denn neben den Einzeliragen der Verwaltung in den Ländern 
wären auch Fragen des Finheitsschulgedankens, der Ergebnisse 
der Reichsschulkonferenz 1920, der Vereinheitlichung des 8€- 
samten technischen Bildungswesens, im besonderen des Bau- 
schulwesens, hinsichtlich Auinahmeanforderungen, Lelirplan, 
Ziel usw., zu erörtern. Bei den jahrelangen Arbeiten auf den 
Gebieten des technischen Bildungswesens haben wir klar ef- 
kannt, dass es möglich ist, ebenso wie. für ein Land, auch 
eine Normalisierung im Reiche einheitlich durchzuführen, ohne 
dabei Bodenständigkeiten und Besonderheiten bestimmter Wirt- 
schaftsgebiete vernachlässigen zu müssen. Die zunehmende 
wirtschaftliche Not wird die Lehrmeisterin sein, die zum Er- 
kennen und zur Vereinheitlichung führt. 


Das Abgangszeugnis einer Bauschule kann als Nachweis 
des abgeschlosseren Bildungsganges im Baufach nicht ange- 
sehen werden. Dem erfolgreichen Besuch der Bauschüle”nmiüss 
erst die Anwendung und Vertiefung der dort dargebotenen 
Anfangsgründe der bautechnischen Wissenschaften und Diszi- 
plinen in der Berufspraxis, auf Werk- und Bauplatz, im Büro, 
beim Meister und Künstler folgen. Hiernach erst: ist die Mör- 
lichkeit vorhanden, als Meister im Bauen den Nachweis zit 
erbringen. Nach derart umfassender Ausbildung kann es sich 
nicht handeln um eine Maurer- oder Zimmermeisterprüfung 
auf Grund der Gewerbeordnung, sondern um eine Baumeister- 
prüfung nach besonderer Prüfungsordnung, durch die tatsäch- 
lich der Nachweis der Meisterschaft im Bauen erbracht wird. 
Solche Grundsätze waren in Sachsen schon seit Jahrzehnten 
massgebend für die Zulassung zu diesen Prüfungen. 


Am 14. Januar 1842 wurden in Sachsen durch Verordnimg 
die Meisterprüfungen bei den Baugewerken und die Errichtung 
von Prüfungsbehörden für solche gesetzlich geregelt. Wäh- 
rend eines Zeitraumes von über 61 Jahren waren Aenderungen 
am Vorläufer der Baumeister-Verordnung nicht zu erreichen. 
Mit dem Bestehen der Meisterprüfung bei den Baugewerken 
war die Aussicht auf den selbständigen : Betrieb eines eigenen 
Baugeschäftes eng verknüpit. Warum sollte man sich die 
Prüfung erschweren, und auf Aenderung der Prüfungsverord- 
nung drängen? Dazu lag Veranlassung absolut nicht vor. Der 
Betrieb eines eigenen Baugeschäftes und möglichst die Ueber- 
nahme des vom. Vater betriebenen Unternehmens war das 
vorherrschende Leitmotiv iedes Prüflings. Aber die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse änderten sich im Verlauf der Jahre. 
Die rasche Entwicklung vom Agrar- zum Industriestaat ging 
auch an den Technikern des Baufaches nicht spurlos vorüber. 
Es entstanden Grossbetriebe des Baugewerbes, und damit 
Heere bautechnischer Anzestellter, verstärkt durch Ange- 
stellte und Beamte des Baufaches bei Reich, Staat und Ge- 
meinden. In Gemeinschaftsarbeit werden die technischen 
Angestellten, im Gegensatz zu der Arbeitgeberschaft, zu eifri- 
gen Förderern der Weiterbildung, damit zu Pionieren für Ver- 
tiefung bautechnischer Ausbildung. Vorschläge für Lehrpläne, 
den Anforderungen der Berufspraxis angepasst, werden Aus- 
gearbeitet, für Vermehrung der Semester wird lebhaft ein- 
getreten. Ein wnerquickliches Kapitel der Gewerkschaitsarbeit 
in einer Zeit, in der das „bewährte Alte“ für die Ewigkeit 
verankert schien. Waren die Lehrpläne den erkannten Be- 
rufsnotwendigkeiten schwer anzupassen, SO naturgemäss auch 
die Erfordernisse für ‘die Meisterprüfungen bei den Bau- 
gewerken. Endlich nach über 61 Jahren wurde vorgerannte 
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Verordnung vom 14. Januar 1842 abgelöst, nach jahrelangem 
Begründen und Ringen, durch eine Verordnung, die Baumeister- 
prüfungen und den Baumeistertitel betreffend vom 12. Fe- 
bruar 1903. 


Aın Sitze der Kreishauptmannschaften (Regierungsbezirke) 
werden Prüfungsbehörden gebildet, in denen dem vom Stadt- 
rat gewählten Juristen der Vorsitz eingeräumt wird. Ebenso 
werden die Beisitzer vom Stadtrat am Sitze der Prüfungs- 
behörde benannt. Fine Anpassung an die neuartigen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse, Berücksichtigung der verschieden 
gearteten Interessen und Aufgaben zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, wie auch der bei Behörden tätigen Bautechniker, 
kann nicht erreicht werden. Die Innungen der Baumeister be- 
nennen dem Stadtrat aus ihrer Reihe die Beisitzer. Das „be- 
währte Alte“ bleibt bestehen, einseitige Interessen finden stete 
Beachtung. Die technischen Angestellten werden weiter fern- 
gehalten vom Mitbestimmungsrecht in den eigenen Belangen. 
Die Arbeitgeber konnten den alleinigen Einiluss auf Gestaltung 
und Abhaltung Jer Baumeisterprüfung während fast dreiviertel 
Jahrhundert behalten. Durch Abänderung der Reichsgewerbe- 
ordnung am 30. Mai 1908 wurde auch eine Abänderung der vor- 
benannten Baumeister - Verordnung erforderlich, deren “ Ver- 
öffentlichung am 22. Januar 1909 erfolgte, die aber nur der 
Gewerbeordnung angepasste Bestimmungen über die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen im Maurer- und Zimmerhandwerk 
enthielt. Also auch damals vermochte man in der Zusammen- 
setzung der Prüfungsbehörde die veränderten wirtschaftlichen 
Verhälinisse noch nicht zu berücksichtigen. 


Bald nach der Heimkehr der Vorkämpier für die Reorgani- 
sation des technischen Bildungs- und Prüfungswesens aus dem 
Felde wurden die, über 4 Jahre unterbrochenen, Aufklärun- 
gen 1918 sofort wieder aufgenommen. In wiederholten Ein- 
gaben an die Volkskammer und Regierung legte man die Not- 
wendiekeiten für die unaufschiebbar gewordene Reorganisation 
der Prüfungsverordnungen dar. Nach zähestem Kampie 
erschien endlich in der zweiten Hälfte 1920 
ein Vorentwrri zu einer neuen Baumeister- 
Verordnung, der dem Butab, Gau Sachsen, zur Begut- 
achtıng vorgelegt wurde. Nach der alten Verordnung gab es 
eine Prüfungsbehörde für Tiefbau nicht. Tieibantechniker leg- 
ten die Prüfung vor den allgemeinen Prüfungsbcehörden ab, 
ohne damit die Berechtigung zur Führung der Bezeichnung 
„Baumeister“ zu erwerben. Erst nachträglich auf Ansuchen 
erhielten die geprüften Tieibantechniker diese Berechtigung 
durch Verleihung vom Ministerium des Innern. Diesen Mangel, 
der von den Spezialkollegen des- Tiefbaues berechtigt als Zu- 
rücksetzung empfunden ward, beseitigte der vorliegende neue 
Entwurf durch Gliederung in Prüfungsbehörden für. Hochbau- 
und Tieibauprüfungen. Neben anderen belanglosen Abänderungen 
war das die einzige wesentliche Verbesserung, sonst hielt der 
Fntwurf an der seitherigen Zusammensetzung der Prüfungs- 
behörde fest, entgegen unserer Forderung nach Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerbeisitzern. Auch der Jurist sollte nicht mehr 
an erster Stelle der Prüfungsbehörde angehören. Inschrift- 
jichen und mündlichen Einsprüchen erreichte 
der Bntab die Annahme seiner berechtigten 
Arbeitnehmerfiorderungen für den neu aus- 


gearbeiteten Verordnungsentwuri, der am 
1. Januar 1921 Gesetz werden sollte. 
Eine starke Verzögerung wurde herbei- 


geführt durch den Sächsischen Gemeinde- 
beamten-Bund (S.GB.) Ohne jede Vor- und Mitarbeit 
wusste letzterer einzugreifen, als nach eingehenden Beratungen 
vom Wirtschaftsministerium bestimmt war, dass die Beisitzer 
der Prüfunzsbehörden ven den Innungen der Baumeister und 
vom Butab, Gau Sachsen, dem Wirtschaftsministerium vorzu- 
schlagen seiem Mitteilmmgen an die Organe unseres Gaues 
Sachsen, zur Vorbereitung der Vorschläge für die Beisitzer 
der Prüfungsbehörden, waren das Zeichen zum Anfang der 
Mitarneit des S.GB. In Nr. il der S.G.B.-Z. streut er seinen 
Mitgliedern Sand in die Augen und rühmt sich, nach Ver- 
öffentlichung der neuen Baurneister-Verordnung vom 11. April 
1921, die eine nene, den Zeitverhältnissen besser angepasste 
Regelung bringe: 


„Bei dieser Regelung hat auch unsere Organisation durch 
gceirnete Aenderungsvarschläge an was Sächsische Wirt- 
schaitsministerinm mitgewirkt, insbesondere aber dabei er- 
reicht, dass von den vier vom Wirtschaftsministerium auf 
die Dauer von’ je fünf Jahren zu ernennenden, am Sitze der 
Prüiungsbebörde für Hochbau : wohnenden Baumeistern 
einer vom Sächsischen Gemeindebeamtenbund vorgeschlagen 
wird. In gleicher Weise haben wir auch das Recht erlangt, 
einen im Tiefbau ausgebildeten Baumeister in die Prüfungs- 
behörde für Tiefbau: vorzuschlagen.“ 
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Bei den Beratungen im Wirts 
ministerium, an denen neben Vertretern der techn 
Hochschule, der Staatsbauschulen, der alten Prüfungsbehörde 
der Gewerbekammern, des ‚B.D.A., der Arbeitgeber, auch 
Vertreter des Butab beteiligt waren, war der 
SGB. nicht vertreten. Unseren Vertretern sind auch 
„geeignete Aenderungsvorschläge für den Zeitverhältnissen 
besser angepasste Regelung der Baumeister-Verordnung“ des 
SGB. nicht bekannt geworden. Mithin bleibt als Mitarbeit 
des S.G.B. nur noch das nachträgliche Hineindrängen in die 
Prüfungsbehörden, die dadurch auf die doppelte Anzahl von 
Beisitzern angewachsen sind. Ein Erfolg, erreicht mit Mit- 
sliederzahlen, die in Wirklichkeit für die Baumeisterprüfungen 
absolut nicht in Betracht kommen können. Das tatsächliche 
Stärkeverhältnis zwischen wenigen bautechnischen Gemeinde- 
beamten im S.G.B. und ganzen Heeren von bautechnischen 
Angestellten der Privatindustrie, vereint mit Behördenange- 
stellten und Beamten des Baufaches, im Butab, würde dem 
Wirtschaftsministerium gezeigt haben, das Unrecht gleich- 
berechtigter Vertretung des S.G.B. mit dem Butab in den 
Prüfungsbehörden. Dem S.G.B. ist ein Täuschungsversuch 
mit der Mitgliederzahl in seiner „Abteilung der Techniker" ge- 
lungen. Es soll hier nicht erörtert werden, welche technischen 
Spezialberufe, die mit dem Baufach absolut nichts zu tun 
haben, als Folge von Uıxkenntnis der tatsächlichen Verhält- 
nisse, durch den S.G.B. zum Sachwalter der Baumeister- 
prüfungs-Angelegenheiten gemacht worden sind. Die Mit- 
wirkung des SGB. in den Prüfungsbehörden 
ist dem Butab nicht in die Glieder gefahren, 
wie im oben angeführten Artikel der S.G.B.-Z. gesagt ist, uns 
widerstrebt aber die wiederholt bekundete Charakterlosigkeit 
des S.C.B. 

Die Vollständigkeit der geschichtlichen Entwicklung erfor- 
dert die Festhaltung der angeführten Tatsachen. Eine Aus- 
einandersetzung mit dem S.G.B. wird damit nicht bezweckt. 


1. 


Der geschichtlichen Entwicklung der Baumeisterprüfungen 
in Sachsen lassen wir nın die wesentlichen Be- 
stimmungen der neuen Verordnung vom 
11. April 1921 folgen, die am 1. Juli d. J. in Krait ge- 
treten sind. 

Zur Abnahme von Baumeisterprüfiungen 
im Bauiach bestehen Prüfungsbehörden für die Be- 
zirke der Kreishauptmannschaften. Die Prüfungsbehörden ba- 
ben ihren Sitz an den Orten der Staatsbauschulen in Dresden, 
Leipzig, Chemnitz, Plauen und Zittau. 

Die Prüfung für Hochbau findet an jeder der fünf 
Stellen statt. Die Prüfung für Tieibau nur in Zittau. 

Jede Prüfungsbehörde für Hochbauprüfun- 
gen besteht: 

1. aus einem vom Stadtrat am Sitz der Prüfungsbehörde 
aus der Mitte seiner wissenschaftlich-techni- 
schen oder juristischen Mitglieder auf Widerruf er- 
nannten Vorsitzenden, 

2, aus einem vom Wirtschafitsministerium auf 
Widerruf ernannten wissenschaftlich gebilde- 
ten Architekten, 

3, au vier vom Wirtschaftsministerium auf 
die Dauer von ie fünf Jahren ernannten, am Siiz der 
Prüfunssbehörde wohnenden Baumeistern, von 
denen ie einer von der am Sitz der Prüfungsbehörde be- 
findlichen Baumeisterinnung, von dem Bezirksarbeitgeber- 
verband für das Baug&werbe im Freistaat Sachsen, von 
dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten, GauSachsen, und vom Sächsischen 
Gemeindebeamtenbund (Abteilung der Techniker) vorze- 
schlagen ist. 

Aus der Reihe der vom Gau Sachsen dem Wirtschafts- 
ministerium vorgeschlagenen Mitgliedern unseres 
Bundes sind ınter dem 13. Juni 1921 die nachstehend auf- 
geführten Kollegen in die Prüfungsbehörden ernannt worden: 

Chemnitz, Baumeister Albin Haase. 
Dresden, Stadtbaumeister Moritz Näiler. 
Leipzix, Baumeister Arthur Kahnt. 
Plauen, Baumeister Paul Pampel. 
Zittau, Baumeister Franklin Weidhase. 

Die Prüfungsbehörde für Tiefbauprüfungen 
ist nach derseiben Vorschrift zusammengesetzt. Gewählt 
wurde vom Bunde: 

Zittau, Baumeister Willy Miessler. 


-.- Zur Prüiung wird . nur zugelassen, wer 






































































































‚ehrzeit als Maurer oder Zimmerer zurückgelegt und 
die Gesellenprülung vor der Gewerbekammer oder einem 
Innungsprüfungsausschuss bestanden hat, 

b) mindestens fünf Jahre als Geselle, Bauführer oder Tech- 
niker bei Ausführung. von "Bauten praktisch (nicht ledig- 
lich zeichnerisch) tätig gewesen ist, 

c) das Reifezeugnis einer sächsischen Staatsbauschule oder 
einer vom Wirtschaftsministerium als in dieser Hinsicht 
gleichberechtigt anerkannten Bauschule besitzt, 

d) im Bezirk der Prüfungsbehörde innerhalb der letzten drei 
Monate seinen wesentlichen Wohnsitz gehabt hat und 

e) das sechsundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat. 


Das Wirtschaftsministerium kann von der 
ersten (a) und vierten (d) Forderung Ausnahmen bewil- 
ligen und das Reifezeuenis einer nicht anerkannten Bau- 
schule (c) für genügend erklären. 

Durch die Prüfung soll die Befähigung 
nachgewiesen werden: Bauwerke mittleren Umfangs 
zu entwerfen und deren Einzelheiten durchzuarbeiten, die Ar- 
beiten des Maurer- und Zimmerhandwerkes, die zugehörigen 
Veranschlagungen, Buch- und Rechnungsführungen selbständig 
zu erledigen und die Arbeiten der anderen bei der Herstellung 
der Bauwerke tätigen Handwerker, sowie deren Veranschla- 
gungen zu beurteilen, 

Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist 
bei der Prüfungsbehörde schriftlich anzubringen. Dabei ist die 
Erfüllung der Voraussetzungen zur Zulassung durch Zeugnisse 
nachzuweisen und eine kurze Darstellung des Lebenslaufes 
beizufügen. 

Als Prüfungsarbeit wird der Entwurf eines Bau- 
werks mittleren Umfangs verlangt. Für den Hochbau kann 
zum Beispiel ein Wohnhaus, Geschäftshaus, Gebäude für Ge- 
werbe oder Fabrikbetriebe, landwirtschaftliches Gehöft, Schul- 
haus oder ein anderes einfaches öffentliches Gebäude und für 
den Tiefbau kann zum Beispiel: eine Brücke, Beschleusungs- 
anlage, Strasse, Eisenbahnlinie - oder ein Wasserbauwerk als 
Aufgabe gezeben werden. Einzelheiten der Entwürfe sind nach 
den in der Aufgabe vorgeschriebenen Massstäben auszuarbeiten. 
und ein kurzer Erläuterungsbericht ist beizufügen. Für Teile 
des Bauwerks ist eine Massenberechnung nebst Kostenanschlag 
und eine Festiskeitsberechnung der grösseren Tragwerke in 
Stein, Holz, Eisen. und Eisenbeton durchzuführen. 

Die Arbeit wird besonders auf sparsame Baus 
weise, Beobachtung: der baupolizeilichen 
Vorschriften, ‚gute‘ Gestaltung, schlichte 
Formgebung und Zweckdienlichkeit des Bau= 
werksgeprüft. 

Die Fristfür die Anfertigung der Prüfunzs- 
arbeit beträgt vier Monate, sie kann nur ausnahmsweise 
und rur aus wichtigem Grunde. von der Prüfungsbehörde auf 
höchstens füuf Monate verlängert werden. 

Soweit es die Prüfungsbcehörde für erforderlich erachtet, 
kann sie den Bewerber vor der mündlichen rüfung noch 
eine audere schriftliche Arbeit unter Auf- 
sicht ausführen lassen. 


Die mündliche Prüfung erstreckt sich im allge- 
meinen auf folgende Gegenstände: 
A. Bei den Hochbau-Beflissenen und bei. den Tief- 


bau-Beflissenen: 
1. Rechtliche Vorschriften: Allgemeines Baugesefz für Sachsen 
und sonstige baupolizeiliche Bestimmungen. Die tür Baugewerbe- 
treihende wichtigsten Vorschriften der Gewerbeordnung, der Ärbeiter- 
versicherungsgesetze, des Betriebsräiegesetzes, des Strafgesetzbuches, 
des Wechselrechts, des Brandversicherungsgesetzes, des Wasser. 
rechts, des Grundstück- und Hypothekenrechts, der Unfallver- 
hütungsvorschriften, des Tarif- und Schlichtungswesens. 
2. Grund- und Unterbau: Bodenuntersuchungen, Baugrund- 
arten, Baugriben. Wasserhaltung und. Entwässerung. Abstecken 
der Bauwerke. Gründungsarten. Isolierung der Grundmauern, Abort- 


jur} 


anlagen, Beseitigung der. Fäkalien. . Kanalisation im Grundstück, 
Kana'gase. 
3. Die hauptsächlichsten Baustoffe: Ihre Einteilung, 


Eigenschaften, Gewinnung und Prüfung. Fehler und Schäden, Mitte 
zu, ihrer Vermeidung und Beseitigung. Die Verbindungsstoffe (z. B. 
die Mörtel). Beton. 
4. Statik der Baukonstruktionen und Festigkeits- 
lehre: Erd-, Wasser, Winddruck. Stützmauern, . Fabrikschorn- 
steine, Gewölbe, Träger, Stützen, Fachwerke, 
.- Baukonstruktionen: 
a) in Stein: "Mauern (Steinschnitt), Pfeiler, 
Decken, Fiusshöden, Treppen, Schornsteine, Gesimse; 
in Hoiz: Verbindungen, . Wände, Balkenlagen, verstärkte Balken, 
Hänge- und Sprengwerke, Dächer, Fussböden, Treppen, Absteifungen, 
Unterfahrungen, Anschuhungen, Gerüste, Schalungen; 


Bogen, Gewölbe, Wände, 


b) 
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Träger, Verankerungen, Stützen, 





c) in Eisen: Verbindungen, Rohre, 
Treppen, Dächer; 

d) in Eisenbeton: Platten, Balken, Plattenbalken und Stützen. 

6. Hilfsmaschinen bei Bauten: z. B. Hebe:, Pump- und 
Betonmischmaschinen. 

7. Bauleitung: Kostenanschläge und Kostenüberschiä,re, Preis- 

aufbau, Verdingungsarten, Uebernahme und Vergebung von Lieferun- 

gen, Abnahme und Abrechnung, Buch- und Kassenführung. 

B. Ausserdem bei den Hochbau-Beflissenen: 

8. Feuerungs-, Heizungs- und Lüftungsanlagen: Ver- 


brennungsvorgang, Brenndtoffe, Oefen- und Sammeiheizung, gewerb- 
liche Feuerungsanlagen. 


Ausbau: Dachdecker-, 
und Malerarbeiten, 
leitungen. 

. Ausserdem bei den Tiefbau-Beflissenen; 


. Brückenbau: Durchlässe, Brücken in Holz, Stein, Eisen und 
Eisenbeton. . Lehrgerüste. 


Klempner-, Tisch'er-, Schlosser-, Glaser- 
Blitzabletier, Be!euchtungsanlagen, Hauswasser- 


11. Feidmessen: Messgeräte und Instrumente, . Geländeaufnahmen, 
Horinzontal- und Vertikalmessungen, Absteckungen. 
12. Strassenbau (Landstrassen): Strassenfuhrwerke, Leistung der 


Zugtiere, Längsneigungen, Krümmungen, 
haltung der’ Strassen. Nebenanlagen. 
Städtischer Tiefbau: An- und Ausbau, Strassenbau, Ent- 
wässerung, Abwasserreinigung, Wasserversorgung der Städte, 
Eisenbahnbau: Querschnitte für Haupt- und Nebenbahnen. 
Aufbau der Dämme und Einschnitte. Konstruktion der Bettung, 
Trassierungselemente, Lösen des Bodens, Förderarten, Massenbe- 
rechnung und Massenausgleich. 

Eisenbahnoberbau: Geodätische Konstruktionsgrundlagen 
des Oberbaues. Die Hauptarten des Oberbaues, Kreuzungen und 
Weichen, Signale, Sicherungsanlagen. 

Wasserbau: Kreislauf des Wassers. Binnengewässer. Natürliche 
Wasserläufe, künstliche Wasserstrassen. Geodätische und hydro- 
metrische Ermittelungen, Fluss- und Kanalbau, 
Elektrotechnik: Das Wichtigste über die Schwach- und Stark- 


stromtechnik und deren Anwendungsgebiete im Tiefbau, insbesondere 
bei Bauhilfsmaschinen. 


Querschnitt, Bau und Unter- 


13. 
14. 


15. 
16. 


17. 


ft 
Für die Prüfung ist eine Gebühr von 400 M. zu entrichten, 
die zur Hälfte dem Gesuche um Zulassung beizufügen, zur 
Hälfte vor der mündlichen Prüfung zu erlegen ist. Die Gebühr 
für Wiederholung der mündlichen Prüfung beträgt 100 M. 
Zur Führung der Bezeichnung „Baumeister“ 
ist berechtigt, wer Y 
1. entweder die Prüfung nach der neuen Verordnung vom 
11. April 1921, 
2. oder die Abschlussprüfung an einer deutschen technischen 
Hochschule (erste staatliche Hauptprüfung oder Diplom- 
prüfung) im Hochbaufache oder im Tiefbaufache bestan- 
den hat, 
. oder die Bezeichnung „Baumeister“ nach 
vom. 12. Februar 1903, 
. oder nach der Verordnung vom 14. Januar 1842 erlangt 
hatte. 
Anderen Personen ist die Führung der Bezeichnung „Bau- 
meister“ und die Führung-von Bezeichnungen, die das Wort 
„Baumeister“ enthalten (zum Beispiel Stadtbaumeister, Tief- 
baumeister, Flussbaumeister), zur Vermeidung der in $ 360 
Zitier 8 des Strafgesetzbuches angedrohten Strafe untersagt. 


Baumeister A, Kahnt - Leipzig. 
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Wie man Stimmung gegen die Beamtenforderungen macht, 
beleuchtet grell nachstehende Notiz aus der „Deutschen Tages- 
zeitung“ vom-10. Juli 1921: 


Der Fremdenverkehr in Deutschland. Die amtlichen Ziffern zeigen, 
dass der Fremdenverkehr in Deutschland, besonders in Berlin und 
Bayern, in diesem Jahre erheblich zugenommen hat und im Steigen 
begriffen ist. Aus Bayern wird uns von verschiedenen Seiten berichtet, 
dass ein sehr starker Zukug stattgefunden hat und dass die Fest- 
besoldeten das allergrösste Kontingent an Besuchern stellen. Hand- 
werker, Kaufleute, Angehörige der freien Berufe sollen dagegen mehr und 
mehr verschwinden. Besonders auffallend ist die Zunahme der weiblichen 
Reisenden, in erster Reihe der Lehrerinnen und der weiblichen 
Angestellten bei Behörden, Vereinen, Korporatio- 
nen usw. die heute die Bäder besuchen. Diese und die 
männlichen Festbesoldeten mit ihren Familien sind es, die 
in neuerer Zeit in den meisten Fällen bei den Reisen den Ton angeben. 


Fehlt nur noch der „liebevolle“ Hinweis auf die Höhe 
der Fahrpreise, um die „Veerschwendungssucht“ der an- 
scheinend viel zugut bezahlten „Festbesoldeten“ in das 


richtige Licht zu rücken. Aber auch dieser Hinweis wird schon 
noch kommen. 
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}ie Altersgrenze alsGrund für die zwangs- 


eise Versetzung in den Ruhestand 


Nachdem wir in Nr. 11 der „Freien Beamtenrundschau“ 
bereits in cem Artikel „Grundrechte der Beamten und 
Zwangspensionierung“ von allgemeinen sozialpolitischen 
Gesichtspunkten aus das sogenannte „Ueberalterungs- 
gesetz“ (siehe Nr. 9 der „Fr. B. R.“) behandelt haben, 

bringen wir nachstehend eine juristische Betrachtung von 
Hans Assmann über die Zulässigkeit der zwangsweisen 
Versetzung in den Ruhestand. Die Schriftieitung. 


\. Die Beendigung des Beamtendienstverhältnisses im 
allgemeinen, 


Die Beendigung des Beamtendienstverhält- 
ılsses im weiteren Sinne kann nicht von selbst eintreten. 
ine Bestimmung, wonach das Beamtendienstverhältnis von 
‚eibst aufhört, wenn die Voraussetzungen, unter denen es be- 
rundet worden ist, wegfallen, ist dem Beamtenrecht fremd. 
> bedarf vielmehr zur Beendigung der Entlassung aus 

em Amt und der Auflösung des Dienstver- 
uältnisses als einer einheitlichen Handlung. 
» senügt also nicht die einseitige Entziehung des Amtes, d.h. 
der Pflicht zur Dienstleistung. Die Veränderung des Amts- 
und Dienstverhältnisses besteht in einer Beförderung in ein 
höheres Amt oder Versetzung in ein anderes Amt. Die Be- 
sndigung des Beamtendienstverhältnisses tritt ein durch 
\eı Tod, durch Ablauf des Dienstvertrages, durch Ver- 
‚etzung in den Ruhestand, durch Kündigung seitens 
Dienstherrn, kraft Disziplinarurteils, und auf Antrag des 


Joantten ohne oder mit Vorbehalt. 


Jas Recht auf Entlassung steht jedem Beamten 

‚ es ist dabei gleichgültiez, ob das Beamtendienstverhältnis 
'ebenslängliches oder für eine bestimmte Zeit dauerndes 

Der Antrag auf Entlassung ist eine öffentlich-rechtliche 

‚ imdigung, eine Entlassungsnachsuchung, die erst genehmigt 
erden muss. Bis zur Genehmigımg durch die zuständige 
telle hat der Beamte alle Rechte und Pflichten aus seinem 


enstverhältnis. 


Der Art. 129 der Reichsverfassung will den Beamten nun 
egen eine Veränderung des Beamtendienstverhältnisses 


eren seinen Willen sichern und schreibt in Absatz 


r, dass diese „nur unter den gesetzlich bestimmten Voraus- 
zungen und Formen“ erfolgen kann. Es wird hiermit der 
isher anerkannte Grundsatz, dass nämlich die Beendigung des 
‚amtendienstverhältnisses nur nach Massgabe der Gesetze 
der der Anstellungsbedingungen erfolgen kann (Urt. R.G. vom 
Dezember 1918, III. 316/18, Entsch. Zivils. Bd. 94 S, 198) zu 


nem verfassungsmässigen. 


Die Beendigung des Beamtendienstver- 
aitnisses gegen d&En Willen desBeamten kann 
iur nach Massgabe der Gesetze oder der Anstellungsbedin- 


zungen erfolgen (vgl. Urt. R.G. vom 6. Dezember 1918, 


316/18, Entsch. R.G. Zivils. Bd. 94 S. 198). Diesen allgemeinen 
Orundsatz hat die Reichsverfassung als veriassungs- 
mässiges. Recht der Beamten im Artikel 129 zum Ausdruck 


gebracht. Der Absatz 2 dieses Artikels lautet: 


„Die Beamten können nur unter den gesetzlich bestimmten 
Voraussetzungen und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, 
"instweilen oder endgültig in den Ruhestand oder in ein anderes Amt 


mil geringerem Gehalt versetzt werden.“ 


Dasselbe Recht findet man in der Preussischen Ver- 
'assung, und zwar im Artikel 79. Der Absatz 1 dieses Ar- 


tikels' lautet: 


„Die Staatsbeamten können wider ihren Willen nur unter ‚den 
»setzlich vorgeschriebenen Voraussetzungen und Formen entlassen, einst- 
eilig oder endgültig in den Ruhestand oder in ein anderes Amt mit 


i 





“eringerem Gehalt versetzt werden.“ 


Die Preussische Verfassung wiederholt den Art. 129 R.Veri,, 
/gehnt aber auch die gesetzlichen Voraussetzungen und Formen 
| für die endgültige Entlassung aus. Hieraus ist aber nicht zu 

schliessen, dass in der Reichsverfassung etwa ein Mangel in 
Lieser Hinsicht vorhanden sei; denn der Artikel 129 der Reichs- 
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verfassung regelt die Grundlagen des Beamtendienstver- 
hältnisses und trifft zweifellos damit auch die Beendigung des 
Beamtendienstverhältnisses, die endgültige Entlassung ohne 
Versetzung in den Ruhestand. \ 


IH. Die Dienstunfähigkeit als Grund der Versetzung in den 
Ruhestand nach geltendem Recht im allgemeinen. 


Die Voraussetzung für die Versetzung in 
den Ruhestand ist die Dienstunfähigkeit, die 
nicht zu verwechseln ist mit Berufsunfähigkeit. Dienstunfähig- 
keit liegt vor, wenn der Beamte infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte dauernd unfähig ist zur Erfüllung seiner Amts- 
pflichten. Dienstunfähigkeit besteht bereits, wenn eine nicht 
unerhebliche Verminderung der Leistungen stattgefunden hat. 
(Urt. O. V. G. vom 29, September 1908. D. 430 Entsch., Bd. 
53, S. 445/7.) Ueber das Vorliegen der Dienstunfähigkeit 
entscheidet in jedem Falle die Anstellungsbehörde, bzw. die 
hierfür zuständige Instanz. Die Versetzung in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit kann eine freiwillige 
oder zwangsweise sein. Für die letztere kommt das durch die 
Beamtengesetzgebung vorgeschriebene Verfahren in Betracht. 
Die Dienstunfähigkeitserklärung kann bei Nichtanerkennung der 
Annahme der Dienstunfähigkeit durch die Anstellungsbehörde 
durch den auf Lebenszeit oder auf bestimmte Zeit (Wahlperiode) 
angestellten Beamten im Wege des Verwaltungsverfahrens, 
nicht aber im ordentlichen Rechtswege nachgeprüft werden (vel. 
Urt. R. G. vom 14. November 1884, von Kamptz, Bd. I S. 29, 
vom 19. Dezember 1911, I. W. 1912 S. 161). Die Dienstunfähig- 
keitserklärung ist für den ordentlichen Richter bindend (Urt. 
R. G. vom 30. September 1898, R.G. Arch. 94, II 91). Bei den 
auf Kündigung angestellten Beamten endigt das Dienstverhältnis 
bei Vorliegen der Dienstunfähigkeit durch Kündigune. 

Unabhängig von der Versetzung in den Ruhestand ist der 
Anspruch auf Ruhegehalt, der nur dann gegeben ist, 
wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen, nämlich Dienstun- 
fähigkeit als Folge einer Krankheit, Verwundung oder sonstigen 
Beschädigung, welche der ruhegehaltsberechtigte Beamte bei 
Ausübung des Dienstes oder aus Veranlassung desselben ohne 
eigene Verschuldung sich zugezogen hat — oder wenn der Be- 
amte aus anderen Gründen dienstunfähig geworden ist und min- 
destens 10 Dienstjahre hat. Ausnahmen hiervon bestehen hin- 
sichtlich der Wahlbeamten (z. B. Bürgermeister, vergl. $ 14 
K.B.G.). Die Pensionierung eines Beamten schliesst seine 
etwaigen Ansprüche auf Gewährung des vollen Schaden- 
ersatzes nicht aus, insofern durch ein Verschulden des 
Dienstherrn die Dienstunfähigkeit herbeigeführt worden ist 
(Urt. R.G. vom 26. April 1895, vom 6. November 1903 v. Kamptz 
Bd. 1 S. 34; vgl. auch Assmann „Haftpflicht‘). 


Il. Das Lebensalter als Grund der Versetzung in den Ruhe. 
stand nach geltendem Recht. 


Vom sozialpolitischen ‘und wirtschaftlichen Gesichtspunkt 
aus wird durch das „Ueberalterungszesetz“ (siehe Nr. 9 der 
„Fr. B. R.“), also durch’ die Festsetzung eines be- 
stimmten Lebensalters als Voraussetzung für die Ver- 
setzung in den Ruhestand das Ziel verfolgt, der Ueberalterung 
der Beamten ein Ziel zu setzen und den Beamtenstand: in 
geistiger und körperlicher Frische zu erhalten, dem Nachwuchs 
ireie Bahn und die Möglichkeit des schnelleren Aufrückens zu 
bieten und ferner die: Gelegenheit zu schaffen, auch. tüchtige, 
nicht aus der regelmässigen Laufbahn hervorgegangene Kräfte 
in geeignete Aemter zu berufen (siehe Nr. 11 der „Fr. B: R.“). 
Das letztere Ziel kann allerdings auch dadurch erreicht werden, 
dass man tüchtigen, bewährten Beamten die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst verleiht. 

GesetzlicheBestimmungen, die für das zwanges- 
weise Ausscheiden der Beamten eine bestimmte Altersgrenze 
vorsehen, sind nicht neu. Man findet solche bereits in Oester- 
reich, Ungarn, Spanien, Schweden und Norwegen. Der Frei- 
staat Preussen hat sich diesem Vorbilde angeschlossen (65. Le- 
bensjahr). Die deutsche Reichsregierung hat dagegen hinsicht- 
lich der Reichsbeamten nur ein Rechtdes Beamten auf 
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Versetzung in den Ruhestand bei einer bestimmten Altersgrenze 
(65. Lebensjahr) geschaffen. 


A. Reichsbeamte, 


Die lebenslänglich angestellten Reichsbeamten, welche das 
65. Lebensjahr vollendet und eine mindestens zehniährige pen- 
sionsfähige Dienstzeit haben, können ihre Versetzung in den 
Ruhestand mit Anspruch auf Ruhegehaltszahlung bean- 
tragen, ohne den Nachweis der Dienstunfähigkeit zu er- 
bringen ($ 34a R.B.G.). Wird der. Antrag von der An- 
stellungsbehörde abgelehnt, so ist das Rechtsmittel der Be- 
schwerde gegeben ($ 155 R.B.G.). 

Um die Reichsbeamten, die das 65. Lebensjahr vollendet 
hatten oder bis zum 31. März 1920 vollendeten, zum frei- 
willigen Rücktritt in den Ruhestand zu veranlassen, ist 
durch Reichsgesetz vom 12. September 1919 (R.G. Bl. 1919, 
S. 1658) diesen Beamten eine Ruhegehaltserhöhung von 10 v. H., 
mindestens von 300 Mark zugebilligt worden. Ueber den Be- 
trag von °’/ooe des bei der Berechnung‘ des Ruhegehalts zu- 
gerunde zu legenden Diensteinkommens hinaus findet eine Er- 
höhung iedoch nicht mehr statt. 

Gegen seinen Willen darf einlebenslänglich 
angestellter Reichsbeamter, der das 65. Lebensjahr voll- 
endet hat und seine Inruhestandversetzung nicht freiwillig nach- 
sucht, nur dann in den Ruhestand . versetzt werden, wenn 
Dienstunfähigkeit vorliegt. Hat der Beamte im Falle der Ver- 
setzung in den Ruhestand Anspruch auf Ruhegehalt, 
dann liegt die Entscheidung bei. der obersten Reichsbehörde, 
welche die Befugnis zu solcher Bestimmung auf die höhere 
Reichsbehörde übertragen kann. Bei denjenigen Reichsbeamten, 
die eine Bestallung des früheren Kaisers oder des Reichspräsi- 
denten erhalten haben, ist de Genehmigung des 
Reichspräsidenten erforderlich ($ 60a, 54 R.B.G.). Vor 
der Entscheidung durch die zuständige Reichsbehörde ist der 
Beamte zu hören, ihm vor allem anheimzustellen, die Inruhe- 
standversetzung selbst zu beantragen. Da der Eintriti des 
65. Lebensjahres nur der ummittelbar vorgesetzten Behörde das 
Recht gibt, zu untersuchen, ob geminderte oder aufgehobene 
Dienstunfähirkeit vorliest, so muss sie die Dienstunfähigkeit 
nachweisen ($ 53 B.R.G.). In der Entscheidung über .die 
zwangsweise Versetzung in den Ruhestand ist die Höhe des 
ihm zustehenden Ruhegehaltes anzuführen ($ 55 R.B. G.). Gegen 
die Entscheidung steht dem Beamten das Rechtsmittel der Be- 
schwerde an die höhere Instanz zu. 

Hat der zwangsweise in den Ruhestand zu versetzende 
Beamte dagegen keinen RechtsanspruchaufRuhe- 
gehalt, weil die Voraussetzungen (10 Dienstiahre oder 
Dienstunfähigkeit infolge des Dienstes) nicht gegeben sind, dan 
erfolgt die zwangsweise Versetzung in den Ruhestand nur unter 
Beobachtung derjenigen Formen, die für das förmliche Diszi- 
plinarverfahren vorgeschrieben sind ($ 68 R.B.G.). 

Bei dem auf Kündigung angestellten Reichs- 
beamten endist das. Beamtendienstverhältnis gegen seinen 
Willen rechtlich nur durch Kündigung. Ein 65 Jahre alter Be- 
amter ist zwar vor der zwangsweisen Inruhestandsversetzung 
über die Gründe zu hören, er hat aber keinen Anspruch auf die 
Feststellung der Dienstunfähigkeit in den Formen des Disziplinar- 
veriahrens ($ 68, 54 R.B. G.). 

a) Hat der Beamte einen Anspruch auf Ruhe- 
gehalt, der abgesehen von den allgemeinen Voraussetzungen 
über die Vorlage der Dienstunfähigkeit und Dienstzeit nur dann 
gegeben ist, wenn der auf Kündigung angestellte Reichsbeamte 
eine planmässige Stelle bekleidet ($ 37 R.B.G.), so ist er noch 
über die Höhe des Ruhegehaltes und seine evtl. Einwendungen 
zu hören. Die Mitteilung über. die Inruhestandsversetzung muss 
dem Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses und die 
Höhe des Ruhegehaltes enthalten ($ 54 R.B.G.). 

by Hat der auf Kündigung angestellte planmässige Beamte 
keinen Rechtsanspruch auf Ruhegehalt, da er 
nicht planmässig eine Stelle bekleidet, so kann ihm ein Ruhe- 
gehalt bis auf die Höhe der durch das R.B.G. bestimmten Sätze 
bewilligt werden ($ 37 R.B.G.). (Sehluss folgt.) 


Der Angestelltenstreik bei den Altberliner 


Elektrizitätswerken 


Der Streik der Festangestellten der Altberliner Elektrizi- 
tätswerke, der am 12. September ausgebrochen war und noch 
am gleichen Tage zu einem siegreichen Ende geführt werden 
konnte, war ein Streik nicht um geldliche Forderungen, sondern 
um die Anerkennung eines vom Oberpräsidenten verbindlich 
erklärten Schiedsspruches, dem sich der Magistrat nicht fügen 
wollte. Er beendete eine fünfmonatige Auseinandersetzung mit 
dem Magistrat um die Rechtslage der Festangestellten der Alt- 
berliner Elektrizitätswerke, 

Für die Festangestellten dieser Werke bestand seit 1919 


‚ nötige Rückgrat zu zeigen. 


en 
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ein Tarifvertrag, an dem ausser den AfA-Verbänden (Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Zentralverband der An- 
gestellten und Deutscher Werkmeisterverband) und dem Ver- 
band der Heizer und Maschinisten auch der Verband der Kom- 
munalbeamten und -angestellten Preussens (Komba) beteiligt 
war. Dem Kommunalbeamtenverband war dieser Tarif schon 
seit langem ein Dorn im Auge, weil durch ihn auch die Dienst- 
verhältnisse ständig Angestellter geregelt waren. Denn der 
Komba wirkt überall mit allen Mitteln darauf hin, die ständig 
Angestellten dem Tariivertragsrecht zu entziehen, weil er in- 
folge ihrer vereinsmässigen Zusammensetzung nicht imstande 
ist, in den mitunter recht schwierigen Tarifverhandlungen das 
Der Komba benutzte deshalb die 
erste Gelegenheit, den Tarifvertrag zu kündigen, wodurch der 
Magistrat berechtigt war, auch die Kündigung gegenüber den 
anderen Verbänden auszusprechen. 

Seit April dieses Jahres wurde versucht, mit dem Magistrat 
einen neuen Tarifvertrag zu vereinbaren. Obwohl die Tarii- 
deputation des Magistrats sich nach langen Verhandlungen zum 
Abschluss eines neuen Vertrages bereit erklärt hatte, stellte 
sich der Magistrat, beeinflusst durch die Vertreter des Komba, 
auf den Standpunkt, dass die Angestellten der Werke ständig 
Angestellte im Sinne des Gesetzes vom 8. Jul; 1920 und der 
dazu ergangenen Ausführungsanweisungen des preussischen 
Ministeriums des Innern vom 6. Oktober 1920 seien und dem- 
gemäss für sie kein Tarifvertrag abgeschlossen werden dürie. 

Das genannte Gesetz bestimmt in seinem.$ 1 Abs. 1, dass 
„Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Komimunal- 
beamtengesetzes vom 30. Juli 1899 verpflichtet sind, die Be- 
soldung ihrer hauptamtlich angestellten Beamten .... der- 
gestalt neu zu regeln, dass die Bezüge dem Grundsatze des 
Beamtendiensteinkommensgesetzes ..... entsprechen“. 8 1 
Absatz 4 dehnt diese Bestimmungen „mit Ausnahme des Ruhe- 
gehalts und des Witwen- und Waisengeldes“ auch auf die 
„nach Gemeindebeschluss ... den Beamten gleich zu erachten- 
den ständig Angestellten und Anwärter“ aus. 

Zu dem Begriff „ständig Angestellte“ bemerken die Aus- 
führungen zu $ 1 Absatz 4 folgendes: 

Der Begriff dieser im Gemeindedienst stehenden Personen ist bei. ger 
Verschiedenheit ihrer Dienst- und Anstellungsverhältnisse in den einzelnen Ge- 
meinden noch kein allgemein feststehender. Die Bestimmung des Begriffs ist 
daher der Beschlussfassung der Gemeinden (Gemeindeverbände) über- 
lassen. Hierbei werden die Gemeinden (Gemeindeverbände) davon auszugehen 
haben, dass zu den ständig Angestellten alle diejenigen zu rechnen sind, die 
nach den gesamten Verhältnissen in der betreffenden Verwaltung der Be- 
friedigung eines dauernden Bedürfnisses dienen und sich in einer den bc- 
stehenden Amtseinrichtungen sich einfügenden amtsartigen Stellung befinden. 
Der Kreis der unter das Gesetz fallenden ständig Angestellten wird sich viel- 
fach mit dem derjenigen Arbeitnehmer decken, die nach $ 13 Abs.4 des Be- 
triebsrätegesetzes vom 4. Februar 1920 (R. G. Bl. S. 147 ff.) von der Geltung 
dieses Gesetzes ausgeschlossen werden können, vorausgesetzt, dass diese der 
Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses dienen. 


Gegenüber dem Standpunkt des Magistrats bezweifelten 
wir zunächst, dass die Festangestellten der Werke als ständig 
Angestellte im Sinne des Gesetzes anzusehen sind, und zwar 
deshalb, weil die wesentliche Voraussetzung dafür, das Vor- 
liegen eines Gemeindebeschlusses, fehlt. Denn bei 
der Haltung des Magistrats haben wir genug trübe Erfährungen 
mit der Rechtsunsicherheit der. Angestellten gemacht. Auch auf 
verschiedene Frazen im Laufe der Verhandlungen, ob der 
Magistrat wirklich gewillt sei, einen derartigen Gemeinde- 
beschluss zu veranlassen und dann demgemäss auch die über 
fünf Jahre im Gemeindedienst Beschäftigten in das Beamten- 
verhältnis zu überführen, haben wir keine Antwort erhalten 
können. > 

Ferner hat nach unserer Ansicht aber auch dans, wenn 
die Angestellten als ständig Angestellte anzusehen sind, der 
Magistrat nicht das Recht, Tariiverhandlungen abzulehnen. 
Denn das Gesetz regelt nur die Bezüge, d. h. die Gehalts- 
ansprüche, nicht aber die sozialen Bestimmungen. Allerdings 
bestehen verschiedene Gemeindebeschlüsse über die Dienst- 
und Anstellungsverhältnisse der Dauerangestellten; aber auch 
sie weisen erhebliche Lücken auf. Bei der Stadt Berlin sind 
nicht unsere Forderungen restlos erfüllt, die wir für die Siche- 
rung der Dauerangestellten erheben müssen. Wir haben des- 
halb ein lebhaftes Interesse daran, uns die Waffe des Tarif- 
vertrages, die wir in unserer Hand haben, um das Recht der 
Angestellten vertreten zu können, nicht aus der Hand winden 
zu lassen. Gemeindebeschlüsse sind recht schwierig von uns 
zu beeinflussen, da uns nur die Einwirkung: auf die politischen 
Parteien zur Verfügung steht, bei der allerhand partei-. 
politische Einflüsse mitsprechen. Bei einer tariflichen 
Regelung dagegen sind lediglich gewerkschaftliche Rücksichten 
massgebend. Unsere Stellung ist auch dadurch stärker, dass 
wir dem Arbeitgeber als gleichberechtigte Partei 
gegenüberstehen, während beim Ortsstatut immer nur ein ein- 
seitiger Beschluss der Körperschaften der Stadt, also des Arbeit- 
gebers, vorliegt. 
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Aus diesem Grunde bestanden wir auf dem Abschluss eines 
Tarifvertrages und riefen den Schlichtungsausschuss. an, nach- 
dem die Verhandlungen mit dem Magistrat  ergebnislos ver- 
laufen waren. In der ersten Sitzung bezweifelte der Vertreter 
des Magistrats, übrigens ein Mitglied des Kommunalbeamten- 
verbandes (1), die Zuständigkeit. des Schlichtungsausschusses 
überhaupt, und zwar auf Grund der Ausführungsbestimmungen 
des genannten Gesetzes zu 8 2, wo es in Absatz 5 heisst: 

Dem einzelnen Beamten usw. steht die förmliche Beschwerde nach $ 121 
a. a. OÖ. wegen seiner Einreihung in die Besoldungsordnung oder der Bemessung 
seiner Bezüge nicht zu. Wenn er glaubt, dadurch in wohlerworbenen Rechten 
geschädigt zu sein, hat er diese auf dem im $& 7 des Kommunalbeamtenge- 
setzes geordneten Wege, der auf Privatvertrag Angestellte auf dem 
ordentlichen Rechtswege, zu verfolgen. Der Zulässigkeit von Vor- 


stellungen und Beschwerden im Aufsichtswege steht diese Rechtslage selbst- 
verständlich nicht entgegen. 


_ _ Der Kommumalbeamtenverband und mit ihm der Magistrat 
iolgerten aus dieser Bestimmung, dass nur das Gericht eine 
Entscheidung in der Streitirage fällen könne, während wir der 
Auffassung waren, dass niemand aus einem Gesetz Rechts- 
ansprüche herleiten kann, dem er nicht untersteht, da der 
Magistrat es in der dazwischenliegenden Zeit vom 1. April bis 
Mitte Juli nicht für notwendig befunden hatte, einen Gemeinde- 
beschluss herbeizuführen. Ausserdem bezieht sich diese Be- 
stimmung nur auf den einzelnen Beamten und zwar nur 
dann, wenn er glaubt, „in wohlerworbenen Rechten geschädigt 
zu sein“. 


" Der Schlichtungsausschuss schloss sich auch unseren Aus- 
iührungen an und fällte nachstehenden Spruch: 


Berlin N 39, den 19. August 1921. 
Aktz. B. I. 11975. 21 (Sk. 177) Ju. 19. 8. 


Schiedsspruch. 
In Sachen 
1. Allgemeiner freier Angestelltenbund, 
2. Verband der Maschiristen und Heizer in Berlin, 
gegen 
den Magistrat Berlin, Spandauer Strasse, 


wegen Erneuerung des Tarifvertragsverhältnisses usw., hat der Schlichtungs- 
ausschuss Gross-Berlin in seiner heutigen Sitzung, an welcher teilgenommen haben: 


Dr. Feld, Rechtsanwalt 
Schmidt, Direktor \ 


unpart. Vorsitz. 
als Vertreter 


Hermann, Magistratsasses. der 
Dr. Clementz, Magistrats. J Arbeitgeber 
Ewert, Ingenieur als Vertreter 
Posner, Angestellter der 
Tenzer, Werkmeister Arbeitnehmer 


folgenden Schiedsspruch gefällt: 
Zwischen den Parteien ist ein Tarifvertrag abzuschliessen. 


Begründung: $1, Abs. 4 des Gesetzes.vom 8. 7. 20 bestimmt, dass mit 
Ausnahme des Ruhegehaltes und des Witwen- und Waisengeldes, die nach 
Gemeindebeschluss den Beamten gleich zu achtenden ständig Angestellten und 
Anwärter hinsichtlich der Regelung der Besoldung den von der Gemeinde 
hauptamtlich angestellten Beamten gleich zu behandeln sind. Es kann danach 
fraglich erscheinen, ob hinsichtlich solcher Angestellten der Abschluss eines 
Tarifvertrages zulässig ist, oder ob dieselben ohne weiteres der Besoldungs- 
ordnung unterstellt sind. Dies ist eine Frage öffentlich-rechtlicher Natur, 
hinsichtlich deren die Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses zweifelhaft 
sein könnte. 

Diese Frage braucht jedoch nicht entschieden zu werden. Denn unzweifel- 
haft ist zum Eintritt der Wirksamkeit des $1 Abs. 4 des Gesetzes erforderlich, 
dass ein Gemeindebeschluss ergeht, welcher einem Angestellten oder einer 
Gruppe von Angestellten die dargelegte Eigenschaft zuspricht. Der Schlichtungs- 
ausschuss war nicht im Zweifel darüber, dass der Wille der Gemeinde in dieser 
Hissicht nicht aus ihren sonstigen Handlungen gefolgert werden dürfte, sondern 
durch einen ausdrücklich dahingehend.en Beschluss kund getan sein 
muss. Unstreitig ist ein solcher Gemeindebeschluss bisher noch nicht ergangen. 
Andere gesetzliche Bestimmungen, aus denen zu folgern wäre, dass die den 
antragstellenden Verbänden angeschlossenen Arbeitnehmer zu der Antrags- 
gegnerin nicht in ein tarifvertragliches Verhältnis treten dürften, bestehen nicht. 
Nach der augenblicklichen Sachlage steht daher dem Abschluss eines 
Tarifvertragesnichtsentgegen. Da augenblicklich für diese Angestellten 
danach weder die Besoldungsordnung Anwendung findet, noch ein Tarifvertrag 
besteht, stand die Zweckmässigkeit des Abschlusses ausser Frage. 

gez.: Dr. Feld 
unparteiischer Vorsitzender 


ausgefertigt am 22. August 1921 
Jürgensen/Heise 


gez.: Neumann 
Protokollführer 


Dieser Schiedsspruch ist lt. Verkündung des unparteiischen Vorsitzenden 
einmütig gefasst worden. 


Der Magistrat, beeinflusst durch den Komba, unterwarf sich 
diesem Schiedsspruch nicht, obwohl die von ihm selbst be- 
nannten Arbeitgeber-Beisitzer laut Verkündigung des: unpar- 
teiischen Vorsitzenden selbst für den Schiedsspruch gestimmt 
haben. Es wäre unseres -Erachtens die moralische Verpflich- 
tung des Magistrats gewesen, sich einem solchen Schiedsspruch 
zu unterwerfen, für den seine eigene Vertretung: gestimmt hat. 
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Die Erregung der Angestellten über diese starrköpfige Hal- 
tung des Magistrats war eine ungeheure. Eine von etwa 1500: 
Angestellten besuchte Versammlung fasste am 9. September den 
Beschluss, sofort eine Urabstimmung über einen Streik vorzu- 


nehmen, Die Zeit des Streikbeginns festzusetzen, wurde dem 
Ermessen der Zentralstreikleitung und der Gewerkschaften 
überlassen. 


Um der Gefahr eines Streiks in den städtischen Werken, die 
eine ausserordentliche Rückwirkung auf das ganze Leben der 
Stadt zur Folge haben musste, vorzubeugen, hatten die. 
Organisationen sofort nach Bekanntwerden der ablehnenden 
Haltung des Magistrats die Entscheidung des Demo- 
bilmachungskommissars angerufen. Der Oberpräsi- 
dent als Demobilmachungskommissar der Provinz Branden- 
burg sprach nach nochmaliger Verhandlung mit den Parteien 
am 9. September die Verbindlicherklärung mit nachstehender 
Begründung aus: 

Abschrift, 


Der Obserpräsident als Demobil- 
machungskommissar für Gross-Berlin. 


Tageb.-Nr. D. M. Ila 58965. 
Betrifft: Akten Städtische Werke. 


Verbindlichkeitserklärung eines Schiedsspruches. 


Im Schiedsstreit 
1. Allgemeiner freier Angestelltenbund, Berlin SW 61, Belle-Alliance-Str, 7/10, 
2. Verband der Maschinisten und Heizer, Berlin SO16, Engelufer 14 


gegen 
Magistrat Berlin, Berlin C2, Spandauer Strasse 


wird der vem Schlichtungsausschuss Gross-Berlin am 
19. August 1921 


gefällte Schiedsspruch hiermit für verbindlich erklärt. 


Der Beschwerdegegner beruft sich zur Begründung des von ihm einge- 
nommenen Standpunktes, dass ein Tarifabschluss zwischen den Parteien nicht 
mehr erfolgen könne, zu Unrecht auf & 1 Absatz 4 des Gesetzes vom 
8. 7. 1920 betreffend vorläufige Regelung verschiedener Punkte des Gemeinde- 
beamtenrechts. Diese Bestimmung enthält indessen lediglich Vorschriften 
darüber, in welcher Weise die Entlohnung der den Beamten gleichzuachtenden 
ständig Angestellten und Anwärter festzusetzen ist. Darüber, in welcher Form 
diese Gehaltsfestsetzung. zu erfolgen hat, trifft $1 a. a. O. keinerlei Regelung. 
Insbesondere wird durch diese Bestimmung nicht die Möglichkeit ausgeschlossen, 
dass für die ständig Angestellten und Anwärter ein Tarifvertrag zum Abschluss 
gelangt, vorausgesetzt nur, dass die in dem Tarifvertrag getroffene Gehalts- 
regelung den Bestimmungen der Ziffer 1—4 des $1 a.a.O. entspricht. Auch 
die Ausführungsanweisung des Ministers des Innern vom 6. Oktober 1920 zu 
dem Gesetz vom 8. Juli 1920 (Ministerialblatt Seite 359 ff.) enthält keinerlei 
Bestimmung, aus der der Ausschluss einer solchen tarifvertraglichen Regelung 
zu folgern wäre. Hiernach ist es für die Frage, ob zwischen den Parteien ein 
Tarifvertrag zum Abschluss gelangen kann, ohne Bedeutung, ob die von den 
beschwerdeführenden Verbänden vertretenen Arbeitnehmer bereits durch einen 
Gemeindebeschluss den Beamten gleichgestellt sind oder nicht. Weiter kann 
aber auch in diesem Zusammenhange nicht auf die angeführte Ausführungs- 
anweisung zu $ 2 Absatz 5 Bezug genommen werden, da es sich in vorliegen- 
dem Falle nicht um die Frage handelt, ob ein einzelner Angestellter durch die 
von der Gemeinde getroffene Gehaltsregelung in wohlerworbenen Rechten ge- 
schädigt worden ist, sondern allgemein darum, auf welchem Wege die Gehalts- 
regelung der Angestellten zu erfolgen hat. 

afür, dass auch der Beschwerdegegner zunächst davon ausging, dass 
trotz des Gesetzes vom 28. Juli 1920 eine tarifvertragliche Regelung zwischen 
ihm und den beschwerdeführenden Verbänden getroffen werden kann, spricht 
auch der Umstand, dass der Beschwerdegegner zum 1. April 1921 trotz des 
inzwischen ergangenen Gesetzes vom 8. Juli 1920 zunächst seinerseits den 
Tarifvertrag nicht gekündigt hat, vielmehr seiner eigenen Erklärung nach zu 
dieser Kündigung erst durch die Kündigung veranlasst ist, die von einem 


Berlin W10, den 9. 9. 1921. 


: der auf Arbeitnehmerseite vertretenen Verbände, nämlich von dem Verband 


der Kommunalbeamten und -angestellten Preussens ausgesprochen worden ist, 

Steht auf diese Weise fest, dass ein neuer Tarifabschluss zwischen den 
Parteien des Schiedsstreits erfolgen kann, so erscheint aber auch ein solcher 
Tarifabschluss geboten. Wenn auch der Beschwerdegegner nach Ablauf des 
letzten Tarifvertrages vom 1. April 1921 ab noch nach den Bestimmungen 
dieses Vertrages verfährt, so haben doch die Angestellten ein berechtigtes 
Interesse daran, wieder zu einer festen Regelung für die Bedingungen ihres 
Arbeitsverhältnisses zu gelangen, deren Einhaltung nicht der Willkür des 
Arbeitgebers überlassen bleibt, vielmehr von den Arbeitnehmern erzwungen 
werden kann. Die Frage, wie nach Abschluss der allgemeinen neuen Be- 
soldungsordnung durch den Beschwerdegegner das Verhältnis zwischen den 
Parteien zweckmässigerweise zu gestalten sein wird, kann und braucht unter 
den jetzigen Umständen noch nicht beantwortet zu werden. 

Im öffentlichen Interesse erscheint es geboten, den Abschluss eines Tarif- 
vertrages, wie er nach den vorstehenden Ausführungen unbedingt zweckmässig 
erscheint, nicht der freiwilligen Verständigung zwischer den Parteien zu über- 
lassen, vielmehr die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches auszusprechen: 
Ueber die einzelnen Bestimmungen des Tarifvertrages, der hiernach zwischen 
den Parteien zum Abschluss zu gelangen hat, werden die Parteien sich unter- 
einander noch verständigen müssen. 

I. V.: gez. Unterschrift. 


i An den 
Allgemeinen freien Angestelitenbund Berlin SW, 61 
Ortskartell Gross-Berlin. Belle-Alliance-Str. 7-10. 
Die Entscheidung ergeht auf Grund der $$ 25, 28 der Verordnung vom 
12.- Februar 1920 (R. G. Bl. 218). Sie ist endgültig und kann durch Rechts- 
mittel nicht angefochten werden. 
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Auf Grund der Verbindlicherklärung- gelten zwischen den Parteien Dienst» 
verträge als abgeschlossen, die dem Inhalt des Schiedsspruches entsprechen. 
Es kann nunmehr im ordentlichen Rechtswege (vor dem. Gewerbegericht, 
Kaufmannsgericht usw.) auf Erfüllung des Schiedsspruches geklagt werden, 


Es zeigt sich also, dass der von uns eingenommene Rechts- 
standpunkt voll vom Oberpräsidenten geteilt worden ist. Es 
ist bemerkenswert, dass der Komba noch mit folgendem 
Schreiben die Entscheidung des Demobilmachungskommissars 
beeinflussen wollte: 


Berlin C.2, den 9. September 1921. 
Poststrasse 10-11, II. 


Verband der Kommunalbeamten 
und -angestellten Preussens e, V. 
Bezirksgruppe Berlin. 
Eilt sehr!!! Eilt sehr!!! 


Durch besonderen Boten. 
An den 


Herrn Oberpräsidenten als Demobilmachungskommissar 


Berlin W. 
Viktoriastrasse 24. 


Im Anschluss an unser Schreiben vom 20. 8. 1921 betr.: Ueberführung der 
Angestellten der Werke in die Besoldungsordnung, hören wir zu unserm grössten 
Erstaunen, dass gestern durch den Zentralverband der Angestellten (? d. Schriftl.) 
versucht worden ist, eine Entscheidung des Demobilmachungskommissars in 
obiger Angelegenheit durch Druckmittel zu erzielen. 

Es handelt sich hier zweifellos um eine Rechtsfrage, und müssen wir in der 
Herbeiführung eines Urteils in dieser Rechtsfrage durch das Druckmittel der 
Drohung mit sofort eintretendem Streik eine unerhörte Beeinflussung 
richterlicher Instanzen erblicken. Wenn es wahr ist, dass der Herr Demobil- 
machungskommissar sich dieser Drohung gebeugt hat, und wegen dieser 
Drohung eine Entscheidung bis 1 Uhr mittags fällen will, so müssen wir darin 
eine Beeinflussung richterlicher Instanzen erblicken. Ganz abgesehen davon, 
dass wir gegen ein solches Verhalten sofort den Beschwerdeweg be- 
schreiten würden, bitten wir hiermit dringend, den dortigen Standpunkt auf- 
zugeben und die Entscheidung mit derjenigen Ruhe und Würdigung richter- 
licher Instanzen zu treffen, die bei der Beurteilung dieser Materie notwendig ist, 

Wir bemerken noch ausdrücklich, dass nicht drängt, diese Entscheidung 
mit einer so ausserordentlichen Beschleunigung herbeizuführen, da es sich nicht 
um finanzielle Dinge handelt und die Beteiligten, die die Entscheidung absolut 
erwarten, finanziell in keiner Weise weder geschädigt noch aufgebessert werden. 

Auch wir wünschen, dass die Angelegenheit nicht verzögert wird, bitten 
aber dringend, dass sie unter Würdigung aller rechtlichen. Gesichtspunkte 
zustande kommt, i 

Der Vorstand: 


gez. Brinkmann Könitz 


Geschäftsführer. 


Durch dieses Schreiben hat sich der Komba selbst gerich- 
tet. Es ist das ein Vorgehen, wie man es Sonst nur von gel- 
ben Organisationen erwarten kann. Wir haben die Ent 
scheidung des Demobilmachungskommissars angerufen, um den 
Streik zu vermeiden, da wir gewillt waren, uns 
dem verbindlichen Spruch des Demobil- 
machungskommissars zu unterwerien. Die 
Phrase in dem Schreiben, dass sich der Demobilmachungs- 
kommissar unserer „Drohung gebeugt‘‘ habe, zeigt, wie fern 
jene Komba-Leute überhaupt der sozialen Bewegung stehen, 
ganz abgesehen davon, dass in dem Schreiben eine unerhörte 
Beleidigung des Demobilmachungskommissars liegt, der zugleich 
der Oberpräsident, also die Aufsichtsbehörde der Stadt Berlin, 
ist. 


Vorsitzender. 


Mit dieser Tat hatte der Komba aber nicht genug. Er 
wandte sich auch mit folgendem Schreiben an den Magistrat, 
der zu einer ausserordentlichen Sitzung am 10. September zu- 
sammenberufen war: 

Verband der Kommunalbeamten und 

Angestellten Preussens e. V. 

{Bezirksgruppe Berlin) 


An die 


Berlin C. 2, den 10. September 1921. 
Poststr. 10/11. 


Magistratsmitglieder! 


Zeitungsberichten entnehmen wir, dass der Magistrat Berlin angeblich 
heute in einer ausserordentlichen Magistratssitzung zu dem Antrage der 
S.P.D. — U.S.P.D. — Stadtverordnetenfraktionen, betr.: Erfüllung des 
Schiedsspruches des Gross-Berliner Schlichtungsausschusses, wonach für die 
städtischen Angestellten, die den AfA-Verbänden angehören, ein Tarifvertrag 
ebzuschliessen ist, Stellung nehmen will. — 


Hierzu erwähnen wir in letzter Minute noch folgendes: 


1. Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, dass die Angesteliten 
der Werke lediglich aus Rechts-Gründen in der Besoldungsordnung aufge- 


nommen werden müssen. 
2. Es liegt ein schwebendes Verfahren vor, und zwar, weil 


a) wir eine Feststellungsklage bei dem Herrn Oberpräsidenten ein- 
gereicht haben ; 

b) der von den AfA-Verbänden beschrittene Weg an den Herrn De- 
mobilmachungskommissar, selbst wenn eine Entscheidung desselben 
getroffen werden würde, noch nicht erschöpft ist, da das Reichs- 
arbeitsministerrum — das wir sofort anrufen würden — die letzte 


Entscheidung hat; 


c) wir auch gegen einen überstürzten Spruch des Herrn Demobilmachungs- 
kommissars gemäss beiliegendem Schreiben Einspruch erhoben haben. 
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Wir bitten daher, den erstmaligen Beschluss des Magistrats aufrechtzu- 
erhalten, nachdem die Angestellten in die Besoldungsordnung- einzureihen sind, 
Der Vorstand: 1 


Brinkmann 
Vorsitzender. 


Könitz 


1.Anlage 
Geschäftsführer. 


Die Einwände des Komba sind ausserordentlich faden- 
scheinig. Dass wir die Entscheidung des Demobilmachungs- 
kommissars angerufen haben, zeigt, dass auch wir uns ledig» 
lich auf den Rechtsboden gestellt haben. Die erwähnte 
Feststellungsklage des Komba beim Oberpräsidenten kann 
natürlich auch kein anderes Ergebnis als die Verbindlich- 
erklärung haben, da ja der Demobilmachungskommissar und 
der Oberpräsident die gleichen Personen sind. Der Einwand, 
dass der Arbeitsminister noch nicht angerufen sei, zeigt, dass 
die Herren des Komba von den sozialen Bestimmungen keine 
Ahnung haben; denn die Entscheidungen des Demobilmachungs- 
kommissars sind endgültig. Das Reichsarbeitsministerium hat 
mit ihnen gar nichts zu tun. 


Unbegreiflicherweise hat sich der Magistrat von diesem 
Schreiben des Komba. beeinflussen lassen und den. Beschluss 
gefasst, de Verbindlicherklärung des Demobil- 
machungskommissars abzulehnen. Die Empörung 
der Angestellten über diese Herausforderung des Magistrats war 
ins ungeheure gestiegen. Nachdem in der getrennt nach Or- 
ganisationen vorgenommenen Abstimmung sich überall eine 
Mehrheit von 95 Prozent für den Streik ergeben hatte, wurde 
für den 12. September der Streik erklärt. Auch die Gewerk- 
schaftskommission des A.D.G.B. sprach ihre Sympathie für 
den Streik aus. Die Vorbereitung zum Streik war sehr sorg- 
fältig getroffen, und als am Vormittag des 12. September die 
Angestellten ihren Dienst nicht mehr antraten, ‚erklärte die 
Arbeiterschaft einmütig, ohne die sachverständige Aufsicht der 
Werkmeister und Aufsichtsbeamten nicht die Verantwortung 
für die Stromversorgung der Stadt Berlin übernehmen zu 
können. Das hatte zur Folge, dass sofort beim Einsetzen des 
Streiks die gesamte Stromversorgung der Stadt unterbunden 
war und damit die Strassenbahn lahmgelegt wurde. Eine so 
weit einschneidende Massnahme, die noch durch die Solidarität 
der Arbeiterschaft mit den streikenden Angestellten wirksam 
unterstützt wurde, konnte natürlich nicht ohne Wirkung auf 
die Stadtgemeinde bleiben. Die Streikenden und ihre Ver- 
bände hatten dem Magistrat, ebenso auch dem Reichsarbeits- 
minister bereits vormittags telegraphisch ihre Verhandlungs- 
bereitschaft angeboten. Auf Wunsch des Oberbürgermeisters 
besann mittags 1 Uhr eine Verhandlung vor dem Handels- 
minister, als dem Vorgesetzten des Demobilmachungskom- 
missars, da der Magistrat der Meinung war, dass der Demobil- 
machungskommissar gar nicht berechtigt gewesen war, den 
Schiedsspruch für verbindlich zu erklären. Er musste sich in 
dieser Verhandlung, die unter dem Vorsitz des Staatssekretärs 
Dönhoff vom preussischen Handelsministerium und in An- 
wesenheit des Staatssekretärs Dr. Freund vom preussischen 
Ministerium des Innern (dem Ausarbeiter des Gesetzes vom 
8. Juli 1920 und der Ausführungsanweisung "vom 6. Oktober 
1920), sowie des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg und 
des Geheimen Regierungsrates Dr. W ulfi vom Reichsarbeits- 
ministerium stattfand, belehren lassen, dass seine Rechtsauf- 
fassung vollkommen abwegig sei. Die Vertreter der Ministerien 
erklärten dem Magistrat, dass gar keine Veranlassung vorläge, 
einen anderen Standpunkt einzunehmen, als ihn der Demobil- 
machungskommissar in der Begründung zur  Verbindlich- 
erklärung niedergelegt habe. Es wurde ihm ausserdem auch 
begreiflich gemacht, dass der Spruch des Demobilmachungs- 
kommissars rechtsgültig sei und keine Behörde, auch 
nicht das Reichsarbeitsministerium, diesen Spruch 
beeinflussen könne. 


Der Oberbürgermeister, der sich noch am Vormittag ge- 
weigert hatte, sofort eine Magistratssitzung einzuberufen, wurde 
jetzt durch das Eingreifen der Fraktionen bewogen, noch für 
den gleichen Abend den Magistrat zusammentreten zu lassen, 
In dieser Sitzung wurde nach ganz kurzer Debatte beschlossen, 
sich dem Spruch des Demobilmachungskommissars zu fügen 
und in sofortige Tarifverhandlungen unter Vorsitz des Reichs- 
arbeitsministeriums, wie es die Angestellten vorgeschlagen 
hatten, einzutreten. Im Anschluss daran fanden noch spät 
abends Verhandlungen im Reichsarbeitsministerium zwischen 
Vertretern des Magistrats und der Streikleitung statt, in denen 
der Beginn der Verhandlungen auf den folgenden Tag, den 
13. September, angesetzt wurde. Damit war das Streikziel 
erreicht. Die Angestellten erklärten sich bereit, mit grösster 
Beschleunigung die Stromversorgung Berlins wiederaufzu- 
nehmen, 


Der Magistrat hat also in ganz unbegreiflicher. Hartnäckig- 
keit einen Streik provoziert, der bei einigermassen gutem 
Willen hätte vermieden werden.können. Der: Schaden, - der des 
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Stadt erwachsen ist, beträgt mindestens 1% Millionen Mark, 
die allein auf das Konto des Magistrats und des hinter ihm 
stehenden Kommunalbeamtenverbandes geschrieben werden 
müssen. Der Kommunalbeamtenverband hatte es sogar iertig- 
gebracht, noch am Montag abends, während der Streik in 
voliem Gange war, eine Zuschrift an die Zeitungen zu sichten, 
in der der Streik als „wilder Streik“ bezeichnet wurde. 
Es sollte dadurch der Eindruck erweckt werden, als ob nur 
eine kleine radikale Gruppe den Streik provoziert hätte, wäh- 
rend in Wirklichkeit die Verhältnisse so lagen, dass von 
2500 ‚Angestellten etwa 1900 Mitglieder der beteiligten AfA- 
Organisationen, und von den restlichen 400 Komba-Mitgliedern, 
etwa 150 in Solidarität mit ihren Kollegen den ‚Betrieb ver- 
lassen hatten. Dieses Verhalten brandmarkt die Bezirksgruppe 
Gross-Berlin des Komba als gelbe Organisation. :Die Austritte 
aus dem Kommunalbeamtenverband und die Uebertritte in die 
ASA-Organisationen häufen sich in erheblichem Masse. Der 
Kommunalbeamtenverband, der ia in’'allen Situationen der ge- 
treue Ratgeber des Magistrats gewesen ist, hat in diesem 
Streik eine Schlappe erlitten, von der er sich sobald nicht 
wieder erholen wird. Er hat bewiesen, dass er auch nicht die 
geringste Ahnung von den Rechtsverhältnissen der Dauerange- 
stellten hat und dass’ er als Interessenvertretung von Ange- 
stellten überhaupt nicht mehr in Betracht kommt, 
* * % 

Wie es nicht anders zu erwarten war, ist vom Verband 
der Kommunalbeamten und -angestellten Preussens der Ver- 
such gemacht worden, unser Eintreten für den Abschluss eines 
Tarifvertrages dahin umzudrehen, dass wir Gegner des Berufs- 
beamtentums wären und gegen die Beamtenwerdung der An- 
gestellten arbeiteten. 


“ Demgegenüber sei hier folgende Stelle aus einem Schreiben 
unseres Bundes vom 28, Juni 1921 an den Magistrat wieder- 
gegeben, das gemeinsam vom Bundesvorstand und der Be- 
triebsverwaltung Magistrat Berlin unterzeichnet ist: 


„Wir stellen ausdrücklich fest, dass unser Bund der tech- 
nischen Angestellten und Beamten auf dem Standpunkt steht, 
dass es Pflicht der Gemeinde ist, überall dort, wo sich dauernde 
Stellen befinden, gemäss den Berliner Leitsätzen zur Besol- 
dungsreform Beamtenstellen zu schaffen. Dieser Grundsatz 
muss auch für die Werke gelten; er ist auch bereits bei den 
Berliner Gaswerken, wie bei den Gas- und Elektrizitätswerken 
der Vororte zum grössten Teile durchgeführt. Es kann unseres 
Erachtens nur eine Frage der Zeit sein, dass auch die Berliner 
BNLZIHEWETKe einer gleichartigen Behandlung unterworfen 
werden. 


Wenn wir jetzt zusammen mit den übrigen Angestellten- 
verbänden für den Abschluss eines Tarifvertrages bei den Ber- 
liner Elektrizitätswerken eintreten, so deshalb, weil gegen- 
wärtig noch keine Klärung darüber geschaffen ist, ob auch 
in den Berliner Elektrizitätswerken Beamtenstellen geschaffen 
werden sollen. Unbeschadet des bisher für die Angestellten 
der Elektrizitätswerke . bestehenden Tarifvertrages hätte der 
Magistrat gemäss den Leitsätzen zur . Besoldungsreform die 
Verpflichtung gehabt, ebenso wie in den übrigen Dienststellen 
auch in den Elektrizitätswerken festzustellen, in welchem Um- 
fange dauernde und planmässige Stellen vorhanden sind bzw. 
einzurichten wären. Der Magistrat hat nicht die Absicht be- 
kündet, Beamtenstellen für die Elektrizitätswerke zu schaffen. 
Deshalb müssen wir, solange keine Erklärung des Maeistrats 
vorliegt, dass mit dem alten Zustand gebrochen und in den 
Berliner Elektrizitätswerken ebenso wie bei allen übrigen Wer- 
kei Beamtenstellen geschaffen werden sollen, für den Ab- 
schluss eines Tarifvertrages eintreten, da die dortigen Ange- 
stellten unmöglich auf die vertragliche Regelung ihrer Dienst- 
verhältnisse verzichten können, ohne dass ein fester Beschluss 
über die Einrichtung von. Beamtenstellen vorliegt.“ 


Aus diesem Schreiben geht eindeutig hervor, dass wir 
grundsätzlich für die Ueberführung der Angestellten in das Be- 
amtenverhältnis eintreten, aber hier in diesem Falle dem Magi- 
strat gexenübertreten mussten, um die Angestellten nicht der 
Rechtsunsicherheit auszusetzen, in die sie der Maei- 
strat bringen wollte, 


Wir müssen von allen Behörden fordern, dass sie ihre 
ständigen Arbeitskräfte im Beamtenverhältnis an- 
stellen. Zwar erkennen auch. wir an, dass das geltende Be- 
amtenrecht viel Mängel aufzuweisen hat, die dringend beseitigt 
werden müssen. Auch das Beamtenrecht muss’ vom demokra- 
tischen Geiste erfüllt werden; alle Fesseln, die die persönliche 
Freiheit des Beamten beschränken. die der Durchführung des 
Grundsatzes „freie Bahn dem Tüchtigen“ gegenüberstehen, 
müssen fallen. Aber die im Beamtenrecht anerkannten Grund- 
sätze der Sicherung gegen willkürliche Kündigung und der aus- 
reichenden Versorgung für das Alter machen das Beamtenrecht 
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zu einem 30zial fortgeschrittenen Rechte gegenüber dem Privat- 
anzestelltenrecht. 

Neben dieser Anstellung im Beamtenverhältnis dürfen nach 
unserer Ansicht die Behörden von der Anstellung nach dem 
privaten Dienstvertragsrecht nur ‘insoweit Gebrauch machen, 
als es sich um Hiliskräfte für vorübergehende Arbeiten oder 
um Anwärter für die Beamtenlaufbahn handelt, Die Kategorie 
der ständig oder Dauerangestellten hat keine Berechtigung. 
Diese Angestellten müssen ins Beamtenverhältnis 
überführt werden. Mit der jetzigen Anstellungsart wird 
den Behörden nur die Möglichkeit gegeben, die sozialen Ver- 
pflichtungen, die ihnen aus der Beamtenanstellung erwachsen, 
zu umgehen. 

Unsere Gewerkschaftsarbeit muss in der Richtung liegen, 
die unklare Anstellungsart der ständig Angestellten zu beseiti- 
gen. Wir werden einmal die Gesetzgebung dahin zu beein- 
flussen haben, dass alle dauernden Stellen mit Beamten besetzt 
werden müssen, andererseits aber auch uns unserer gewerk- 
sehaftlichen Mittel bedienen. Im Tarifvertrag haben wir 
ein Mittel, um unsere Ansicht immer und immer wieder zur 
Geltung zu bringen. 

In dem zwischen unserem Bunde und der Stadt Berlin 
abgeschlossenen Tarifvertrage, der sich auf die bei der Stadt 
Berlin beschäftigten technischen Angestellten bezieht, „soweit 
sie nicht dauernd in planmässigen Stellen beschäftigt sind“, 
findet sich folgender Absatz: 

87 (Ueberführung in dauernde und planmässige Stellen). 

Die unter den Tarifvertrag fallenden technischen Angestellten sind 
spätestens nach einer Dienstzeit in der städtischen Verwaltung von 5 Jahren 
in eine dauernde und planmässige Stelle zu überführen, soweit eine solche 
frei ist, falls sie nicht mit vorübergehenden Aufeaben beschäftigt sind. 

Die planmässigen Stellen sollen nicht durch Neueinstellungen, sondern in 
der Regel aus den Kreisen der bereits auf Privatdienstvertrag angestellten 
technischen Kräfte, bei gleicher Fähigkeit und Eignung nach dem Dienstalter, 
Snenlalls auch unter Aufrückung in eine höhere Gehaltsgruppe besetzt 
werden, 


Würden in diesem $ 7 die Worte in Zeile 3 ‚in eine 
dauernde und - planmässige Stelle“ ersetzt durch die Worte „in 
eine Beamtenstelle“ und im zweiten Absatz die Eingangsworte 
„Die planmässigen. Stellen“ durch „Die Beamtenstellen“, so 
hätten wir durch die tarifvertragliche Bestimmung einen Zu- 
stand geschaffen, der allen Anforderungen genügt. Die Be- 
hörge hätte die Möglichkeit, von den Angestellten, die fünf 
Jahre in ihrem Dienste sind, die für die dauernde Anstellung 
Geeigneten als Beamte zu übernehmen; die Angestellten hätten 
die Aussicht, in Beamtenstellen einzurücken, falls dauernde 
Stellen bei der Behörde vorhanden sind. 

Es zeigt sich also, dass das Institut der ständig oder 
dauernd Angestellten in der Tat schon jetzt überflüssig ist, 
wenn nur der ernste Wille besteht, diese Zwischengruppe zu 
beseitigen. Aber leider ist der Wille nicht vorhanden, vielmehr 
das Bestreben bei der Behörde bemerkbar, eine Gruppe mit 
möglichst unklaren Anstellungsverhältnissen zu schaffen, die 
ihrer Willkür preisgegeben ist. Der von den Angestellten der 
Altberliner Elektrizitätswerke geführte Streik wird mit dazu 
beigetragen haben, die Frage grundsätzlich in Fluss zu bringen. 





Rundschau 


Besteuerung der widerruilichen Unterhaltszuschüsse und 
Bewertung von Dienstbezügen als Dienstaufiwand, Zu der 
Frage, ob die widerruflichen Unterhaltszuschüsse zum steuer- 
baren- Einkommen gehören, und ferner zu der Anregung, einen 
bestimmten Teil der Dienstbezüge der Beamten als Dienstauf- 
wand zu erklären, hat der Reichsminister der Finan- 
zen in der aus dem nachfolgenden Auszug sich ergebenden 
Weise Stellung genommen: 

Die Entscheidung der Frage, ob die den Supernumeraren 
oder ähnlichen im Vorbereitungsdienst befindlichen Beamten- 
anwärtern während der Dauer des Vorbereitungsdienstes in 
widerruflicher Weise als Unterhaltszuschuss, Beihilfe oder unter 
ähnlicher Bezeichnung gewährten Bezüge zum steuerbaren Ein- 
kommen gehören, insbesondere, ob sie sich als Arbeitslohn dar- 
stellen ($ 9 Ziff. 1 E.St.G.) und deshalb dem Steuerabzug 
unterliegen, ist Sache der Veranlagungs- und Rechtsmittel- 
behörden. Solange eine anderweitige Entscheidung dieser 
Frage im Wege der Rechtsprechung nicht ergangen ist, wird 
die Auffassung zu vertreten sein, dass diese Bezüge als Arbeits- 
lohn im Sinne des $ 9 Ziff. 1 E.St.G. anzusehen und daher dem 
Steuerabzug unterworfen sind. Zum Arbeitslohn im Sinne des 
8 9* E.St.G. gehören alle unter irgendwelcher Benennung ge- 
wälırten Bezüge der in öffentlichem Dienste beschäftigten Per- 
sonen. ‘Dass’ die Bezüge. nur:im Falle einer Bedürftigkeit ze- 
währt werden, ist dabei ohne Belang, Der Begriff der „Be- 
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dürftigkeit“ deckt sich auch keineswegs mit demjenigen der 
„Hilfsbedürftigkeit“ im Sinne des $ 13" E.St.G.; ebensowenig 
dürfte es sich hier um „Unterstützungen zum Zwecke der Aus- 
bildung“ ($ 13*) handeln. Der Anwendung der Befreiungsvor- 
schrift des $ 13'! stehen deshalb erhebliche Bedenken entgegen. 

Der Anregung, durch allgemeine Anordrung einen bestimm- 
ten Teil der Dienstbezüge der Beamten als Dienstaufwand zu 
bestimmen, kann ich nicht stattgeben. Eine solche Anordnung 
würde im Endergebnis zur Folge haben, dass das nach den 
früheren Landessteuergesetzen bestehende sogenannte Beamten- 
privileg, das durch das Reichseinkommensteuergesetz beseitigt 
worden ist, im vollen oder teilweisen Umfang wieder eingeführt 
würde, Eine solche Anordnung würde dem Willen des Gesetz- 
gebers, wie er sich in der Beseitigung des Beamtenprivilegs 
kundgibt, widersprechen. Dazu kommt, dass die Verhältnisse 
bei den einzelnen Beamten zu verschieden liegen, als dass all- 
gemein einheitliche Sätze für die Bemessung des als Dienstauf- 
wand anzusehenden Teils der Dienstbezüge sich rechtfertigen 
liessen. Ich darf hierzu bemerken, dass, falls eine Dienstauf- 
wandsentschädigung. nicht gewährt wird oder ein bestimmter 
Gehalts- oder Zulagenteil durch ausdrückliche Anordnung hierzu 
nicht bestimmt ist, die Beamten auf Grund der allgemeinen Be- 
stimmungen des $ 13 des Einkommensteuergesetzes die Mög- 
lichkeit haben, Werbungskosten vom Gesamtbetrag ihrer Ein- 
nahmen in Abzug zu bringen, da durch $ 34 Abs. 1 des Gesetzes 
die Bestimmungen des $ 13 a.a. ©. nicht ausgeschlossen . werden. 

Die Befürchtung, dass die Öffentlichen Beamten bei dieser 
Regelung gegenüber den Privatangestellten schlechter gestellt 
sein werden, dürfte unbegründet sein; denn nach Abs. 3 des 
8 34 a.a.0. ist die Veranlagungsbehörde an eine Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Höhe des 
Dienstaufwandes nicht gebunden; sie hat vielmehr zu prüfen, 
ob der vereinbarte Betrag den erforderlichen Aufwand 
übersteigt, und sie hat zutrefiendenfalls den Abzug des über 
den erforderlichen Dienstaufwand hinaüsgehenden Betrags nicht 
zuzulassen. Die Höhe des erfordezlichen Aufwandes richtet 
sich nach den Umständen des einzelnen Falles. Für die Ent- 
scheidung dieser Frage wird die Höhe des tatsächlich auf- 
gewendeten Betrags massgebend sein. 

Was im einzelnen Falle bei Beamten als Werbungskosten 
anzusehen und daher abzugsfähig ist, unterliegt der Entschei- 
dung der Veranlagungs- und Rechtsmittelbehörden. 


Beamtenrecht 
Beamtenrätegesetz. Auf Vorschlag seines Rechtsaus- 
schusses hat der. Bundesvorstand des Deutschen Be- 


amtenbundes beschlossen, nachstehenden Vorschlägen zur 
Ergänzung des Rätegesetzentwurfes des D. B. B. zuzustimmen. 

Die Erklärung des Bayerischen Beamtenbundes 
hierzu, als der in der Frage der Gesamt-Beamtenvertretungen 
(Beamtenkammer) führenden Organisation, haben ergeben, dass 
mit diesen Ergänzungsvorschlägen auch die Wünsche der An- 
hänger der Gesamt-Beamtenvertretung im Rahmen des Entwuris 
befriedigt sind. Nachdem nunmehr auch die in dem 'Beamten- 
räteausschuss an der Aufstellung des Entwurfs beteiligten Ver- 
treter des A. D. G. B. sich mit diesen Ergänzungsvorschlägen 
einverstanden erklärt haben, ist auch in dieser Frage eine rest- 
lose Einmütigkeit sowohl innerhalb der im Beamtenbund orga- 
nisierten Beamtenschaft, als auch der darüber hinaus hinter 
diesem Entwurf stehenden Beamten gewährleistet. Der Deut- 


sche Beamtenbund wird in den nach Wiederzusammentritt des 


Reichstages beginnenden Verhandlungen die Vorschläge als Er- 
eänzung seines Entwurfs mitvertreten. 
Ergänzung des Entwurfs desD.B.B. 

& 15. In Absatz 3 zu abzusehen“ anstatt 
abgesehen : werden“. 

& 44. Sofern Zentra!beamtenräte oder ein oberster Reichsbeamtenrat 
errichtet werden, sind deren Befugnisse und Zuständigkeiten durch Aus- 
führungsbestimmungen zu diesem Gesetz zu regeln, die für das Reich 
durch das Reichsministerium des‘ Innern, für die Länder. durch die 
zuständigen Ministerien der Länder, im Einvernehmen mit den gewerk- 
schaftlichen Berufsvereinigungen erlassen‘ werden. 

Ebenso können den Zentralbeamtenräten, sowie dem obersten Reichs- 
beamtenrat durch Verordnung der Reichsregierung bzw. ‘der Lan- 
deszentralbehörden nactı Zustimmung der Mehrheit der in der zuständigen 
gewerkschaftlichen Berufsvereinigungen ‚organisierten Beamten Aufgaben 
übertragen werden. 

V. 


„ochiussbestimmungen“ anstatt „Ausführungsbestimmungen“. 


& 53. a) Weitergehende Befugnisse und Rechte von bestehenden 
Beamtenräten und Schlichtungsausschüssen bleiben gewahrt. Ob die 
Voraussetzungen des Absatz 1 vorliegen, wird im Streitfall im Wege des 
Schlichtungsverfahrens entschieden. 


setzen: „ist „kann 


Die württembergischen Bürgermeister zur Beamtenräte- 
irage. In der „Schwäbischen Chronik“ vom 11. Juli 1921 ist 
ein Bericht veröffentlicht über die Landesversammlung des 
Württembergischen Ortsvorstehervereins, die am 9. Juli 1921 
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aus Anlass der gleichzeitig stattfindenden Landesversammlung 
des Vereins württ. Körperschaftsbeamter iM 
Schramberg tagte. Auf dieser Tagung sprach Oberbürger- 
meister Jäkle-Heidenheim über die Schaffung gesetzlicher Be- 
amtenvertretungen und machte "dann nachstehende „bemerkens-. 
werte“ Ausführungen: 

Die Schaffung sei wohl garantiert worden, aber es sei nicht viel geschehen, 
um die Bestimmungen in die Wirklichkeit zu übertragen. Innerhalb der deutschen 
Beamtenschaft sei eine Einigkeit zur Erzielung einer Organisation der Beamten- 
vertretung bis jetzt noch nicht erreicht. Fünf Entwürfe liegen vor, die,- offen 
estanden, nicht viel taugen. Wir müssen unter allen Umständen dafür sorgen, 
dass in Berlin eine Organisation vorhanden ist, die als gleichberechtigtes 
Organ in der Regierung mitzusprechen hat. Der Kampf geht um Beamtenräte 
oder Beamtenkammer, welche letztere der Bayerische Beamtenbund vertritt, 
während der Deutsche Beamtenbund sich für die Beamtenräte ein- 
setzt. Wenn das Rätesystem bis zum letzten Ende ausgedacht 
wird, so kommt man zu dem Ergebnis, dass dies zur Auflösung 
des Staates führen müsste. Dann wäre es auch vorbei mit der Lauter- 
keit des Berufsbeamtentums. Wir sind keine Lohnarbeiter, wir haben 
das Glück, im öffentlichen Dienst zu stehen. Man kann 
keinen Vergleich ziehen zwischen Betriebsrätesystem und Beamtenräten; das 
Rätesystem und das Beamtentum müssen sich meiden 
wie Feuer und Wasser. Unser niedergebrochenes. Vaterland braucht 
ein beständiges und in seinen wirtschaftlichen Bedingungen gesichertes 
Berufsbeamtentum. Wir müssen für die Beamtenkammer dieselbe Stellung 
verlangen, wie sie die Handelskammern, Handwerkskammer usw. haben. Die 
Versammlung stellte sich auf den Boden der Ausführungen des Redners und 
befürwortete die Beamtenkammer mit zentraler. Spitze. = 

Es ist eigenartig, dass der Kampf um die Beamtenkammer 
ausgerechnet von den Bürgermeistern in dieser ausgesprochenen 
Form erfolgt. Auch das gleichzeitige Zusammentreffen mit der 
Tagung des Vereins württ. Körperschaftsbeamter lässt immer- 
hin Rückschlüsse auf die Zusammensetzung dieser „Gemeinde- 
beamten-Gewerkschaiten“ zu. Dass das Rätesystem für die 
Beamtenschaft schliesslich „zur Auflösung .des Staates“ führen 
müsse, ist jedenfalls etwas ganz Neues, besonders wenn man 
bedenkt, dass das seit 1% Jahren bestehende Betriebsräte- 
system noch nicht derartige Folgen gehabt hat. Für die Be- 
amtenschaft in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer muss es 
jedenfalls ausserordentlich bedenklich erscheinen, wenn das 
Kammersystem ausgerechnet von den Stadtverwaltungen ge- 
fordert wird, Das Misstrauen gegen diese Art der Beamten- 
vertretungen kann durch solche Auslassungen nur noch ver- 
schärft werden. 


Die Rechtsgültigkeit des Ueberalterungsgesetzes vom 
15. Dezember 1920 (siehe Nr. 9 und 11 der „Freien Beamten- 
rundschau‘) ist in letzter Zeit Gegenstand einer Klage gewesen, 
die vor dem Landgericht I Berlin ausgeiochten worden ist. 
In einem Fall, wo 'es sich um einen zwangspensionierten 
Richter handelte, ist der Klage stattgegeben worden, da die 
Zwangspensionierung einen Eingriff in ein „wohlerworbenes 
Recht‘ darstellte. Zum Verständnis dieses Urteils muss man 
zurückgreifen auf Artikel 87 der alten preussischen Verfassungs- 
urkunde vom 31. Januar 1850, wo es heisst: 


„Die Richter werden vom -Könige oder in dessen Namen 
auf ihre Lebenszeit ernannt. 

Sie können nur durch Richterspruch aus 
Gründen, welche die Gesetze vorgesehen haben, ihres Amtes 
entsetzt oder zeitweise enthoben werden, Die vorläufige 
Amtssuspension, welche nicht kraft des Gesetzes eintritt, und 
die unfreiwillige Versetzung an eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand können nur aus den Ursachen 
und unter den Formen, welche im Gesetzan- 
gegeben sind, und nur auf Grund eines rich- 
terlichen Beschlusses eriolgen“ 


Hieraus ergibt sich, dass die Richter unter einem aı- 
deren Beamtenrecht standen, wie alle übrigen Reichs-, 
Staats- und Kommunalbeamten, für die die zwangsweise Ver- 
setzung in den Ruhestand ohne weiteres durch ihre Dienst- 
behörde ausgesprochen werden konnte. _ Die Zwangspensionie- 
rung richterlicher Beamter — soweit ihre Anstellung vor dem 
14. August 1919 erfolgte — ist also nicht möglich, da Artikel 129 
der Reichsverfassung die wohlerworbenen Rechte ausdrücklich 
gewährleistet. Dass diese Begründung für andere Be- 
amte nicht zutrifft, ergibt sich auch aus einem gleich- 
falls dieser Tage gefällten Urteil desselben Landgerichtes über 
den Klageanspruch : eines. zwangspensioniertten Studien- 
rates, der mitseiner Klage abgewiesen wurde, 
Wir werden in der nächsten Nummer der „Fr. B.-R.“ noch 
eine eingehende juristische Untersuchung über diese Frage 
bringen. ' 


Zur. Streikirage der Beamten. Die Meinungen über das 
Recht der Beamten, gegebenenfalls auch zu streiken, sind 
unter den Beamtenführern noch recht verschieden. Der 
Deutsche Beamtenbund erkennt den Beamtenstreik bekanntlich 
an, während der Bayerische Beamtenbund durch. seinen Syn- 
dikus Dr. Waldmann auf dem Bezirkstag die neue Formel ver- 
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künden liess; dass eine den Arbeitern ähnliche Kampforgani- 
sation für die Beamten schon im Hinblick auf ihr öffentlich- 
rechtliches Dienstverhältnis. undenkbar sei. ein Beamtenstreik 
daher abgelehnt werden müsse, Diesen Anschauungen setzt 
der in Beamtenkreisen bekannte Postverwalter Wolf in 
München folgende Thesen entgegen: 


1. Die Beamten stehen mit ihren sozialen und wirtschaft- 
lichen Sorgen nie im Kampfe gegenüber dem einen Arbeit- 
geber „Staatsregierung“, sondern in allen Fällen, auch wo dies 
nicht der Fall zu sein scheint, gegenüber den wirtschaftlichen 
und politischen Machiverhältnissen, wie sie durch die soziale 
Gliederung der Gesellschaft entstehen. An dieser Tatsache 
ändert ihr Verhältnis zum Staate, nämlich ihr Pflichtverhältnis, 
ihre Unwiderruflichkeit, ihr Recht auf Gehalt und Pension 
gar nichts. 

2. Da der Staat diese Machtverhältnisse nicht beherrscht, 
sondern selbst ein Ausfluss derselben ist, können die Beamten 
dieselben Gründe für die Forderung des uneingeschränkten 
Koalitionsrechtes geltendmachen. welche den Inhalt des $ 152 
der Gewerbeordnung rechtiertigen und womit die Gewerbe- 
treibenden die Koalitionsfreiheit haben, Arbeiter zu entlassen, 
diese, die Arbeit einzustellen, 

3. Dem Einwand, dass das Recht der Beamten auf Un- 
widerruflichkeit die Freiheit des Arbeitgebers Staat einschränkt, 
steht die ausreichende Schutzpflicht des Staates, das ist des 
ihn anerkennenden Volkes, gegenüber. Die Un- 
widerruflichkeit der Beamten, als im Staatsinteresse gegeben, 
ist ein solcher Bestandteil der Schutzpflicht. Die Unwiderruf- 
lichkeit kann daher als sittlicher Vorwurf zur Ablehnung des 
Streikrechtes der Beamten nicht verwendet werden. Die Be- 
amten Streiken ja gerade dann, wenn sie nach ihrer Meinung 
eine grobe, anders nicht abwendbare Pflichtversäumnis des 
Volkes oder eines zur Macht gelangten Teiles desselben 
gegenüber den Beamten festgestellt haben. \ 

4. Wo Freiheit herrscht, entscheiden sittliche Werturteile. 
Diese lassen sich aber nicht abwägen wie Gewichtsunterschiede, 
weshalb die Beamten mit allen staatlich Denkenden den Aus- 
bau aller rechtlichen Mittel zur Verhütung des Streikez fördern 
müssen. ” 

5. Noch weniger lassen sich jetzt schon bestimmte, einen 
Beamtenstreik rechtieriigende Fälle angeben, wie z.B. Auf- 
hebung des Beruisbeamtentums. Die derzeitiren Beamten 
hätten zunächst kein sittliches Recht, wegen einer 
drohenden Aenderung der bisherigen Beamtenvertragsverhält- 
nisse in den Streik zu treten; ebensowenig ‚wie die Verkehrs- 
beamten so motiviert streiken können, wenn aus zwin- 
genden Gründen die Posten und Bahnen enitstaatlicht würden. 
In beiden Fällen lägen zunächst konkrete Rechtsfälle vor, über 
die hinaus erst mit sittlichen Gründen nach Punkt 1 und 2 zu 
entscheiden wäre. 


Für die Regelung der Arbeitszeit der Beamten hat das 
Reichsarbeitsministerium am 5. August 1921 folgende Richt- 
linien erlassen: 


I. Jeder Beamte ist verpflichtet, seine volle Arbeitskraft 
in den Dienst des Reichs zu stellen. Er hat die ihm über- 
tragenen Arbeiten rechtzeitig ohne Rücksicht auf eine fest- 
gesetzte Dienststundenzahl zır eriedixen. 

2. Die Arbeit ist in der Regel an der Dienststelle und 
innerhalb der vorgeschriebenen Tagesdienstzeit zu erledigen. 
Die Dienstzeit beträgt wöchentlich mindestens 48 Stunden, So- 
weit der Dienst in blosser Diensibereitschaft besteht, ist die 
Zeit von 48 Stunden entsprechend zu erhöhen 

3. Der Arbeit an der Dienststelle und innerhalb -der vor- 
geschriebenen Tagesdienstzeit ist die Teilnahme an Sitzungen, 
Besichtigungen und dergleichen gleichzwachten. Soweit die Er- 
ledigung der Arbeit an der Dienststelle und in der vorge- 
schriebenen Tagesdienstzeit aus dienstlichen Gründen unzweck- 
mässig ist, kann eine anderweitige Regelung stattfinden. 

4, Die Tagesdienstzeit wird von jeder Behörde nach An- 
hörung der Beamtenvertretungen festgesetzt. Die Tagesdienst- 
zeit ist gerimidsätzlich in Vor- und Nachmittagsdienst zu teilen; 
nur dort, wo aus örtlichen oder sachlichen Gründen solche Tei- 
hıng unzweekmässig erscheint, kann durchgehend gearbeitet 
werden. 

5. Für eine Ueberschreitung der 48stündigen Wochendienst- 
zeit kann eine Vergütung nicht gewährt werden; ein Ausgleich 
durch Dienstbefreiung zu anderen Zeiten kann nachzelassen 
werden. 

6. Es ist anzustreben, dass die Tagesdienstzeit der an 
einem Orte beiindlichen Reichs-, Staats- und Gemeindebe- 
hörden gleichmässig geregelt wird. 


Arbeitszeit der Beamten. Die im Rechtsausschuss des 
Deutschen Beamtenbundes formulierten fünf Para- 
graphen über die Regelung der Arbeitszeit lagen am 6. Juli 


1921 dem Bundesvorstand des Deutschen Beamtenbundes zur 
Beschlussfassung vor und wurden nach kurzer Debatte mit 
einigen Aenderungen in folgender Form angenommen: 


« 8 1. Die wöchentliche Dienstzeit der Beamten beträgt höch- 
stens das Sechsfache des gesetzlichen Arbeitstages oder die monat- 
liche Dienstzeit das Sechsundzwanzigtache des gesetz ichen Arveitstages, 

$ 2. Als Dienstzeit gilt auch die Dienstbereitschaft und die not- 
wendige Dienstteistung einschliesslich der Dienstvorbereitung ausserlıalb 
der Diens!stelle. Näheres hierüber regeln Ausführungsbestimmungen, 
die der Zustimmung der zuständigen Beamtenvertretung bedürten. 

$ 3. 1. Der Sonntags- und Nachtdienst sind auf ein Mindestmass 
zu beschränken. 

2. Sie sina höher zu werten; Einzelheiten regeln Ausführungsbestim- 
mneen, die der Zustimmung der zuständigen Beamtenvertretung be- 
ürfen, 


3. Beginn und Ende der täglichen Dienstzeit, sowie der Pausen 
bedürfen der Zustimmung des Beamtenrats oder Vertrauensmannes. 

4. Die Dienstzeit ist grundsätzlich durchgehend. Eine geteilte 
Dienstzeit ist mit Zustimmung der Beamtenvertretung zulässig. 

5. Erfordert das Dienstbedürfnis eine Ueberschreitung der aut 
Grund des $ 1 festgesetzten Dienstdauer, so ist ein entsprechender 
Ausgleichs für die vierwöchige Gesamtdienstzeit herbeizuführen. 

6. Von den Ruhetagen müssen in jedem Monat mindestens zwei auf 
einen Sonntag fallen. 


8 4. Bei ausserordentlichem Bedürfnis ist jeder Beamte ver- 
pflichtet, über die festgesetzte Dienstzeit hinaus Dienst zu leisten. 
Ein Ausgleich hierfür ist in sinngemässer Anwendung des 8 3 Abs. 5 
herbeizuführen. 


$5. Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind alle früheren 
Bestimmungen über Regeiung der Dienstzeit aufgehoben. 

Den angeschlossenen -Fach- und Landesverbänden sollen 
vorstehende fünf Paragraphen, die auch den Beamtenvertretern 
im Reichswirtschaftsrat als Material zugeleitet sind, bei statt- 
findenden Beratungen als Richtlinien dienen. Der Rechts- 
ausschuss wird im übrigen bemüht sein, diese Richtlinien in 
dem kommenden Reichsbeamtengesetz zu verankern. 


Besoldungsfragen 


Wiederaufnahme der Teuerungsaktion durch den D.B. B. 
Der vom Bundesvorstand an die Bundesleitung erteilte Auftrag, 
ene Besprechung beim Herrn Reichspräsi- 
denten zur Wiederauinahme der Teuerungs- 
aktion nachzusuchen, ist am 13. September 1921 ausgeführt 
worden. An der Besprechung haben teilgenommen die Herren 
Flügel, Kugler, Falkenberg. Flügel gab in seinen 
einleitenden Ausführungen einen Ueberblick über die wirtschaft- 
lichen Nöte der Beamten und betonte die Notwendi gkeit 
einer - unverzüglichen Wiederaufnahme der Teuerungsaktion, 
Er wies u. a. auf die Schwierigkeiten hin, die sich sowohl in 
organisatorischer als auch staatspolitischer Beziehung aus 
einer ablehnenden Haltung der Regierung gegenüber den be- 
rechtigten Forderungen der Beamten ergeben müssen. Als- 
dann nahm Falkenberg das Wort zu eingehenden Darlezungen 
über de Artder Fortführung der Teuerungsaktion. Der 
Deutsche Beamtenbund fordere nach wie vor Sicherung eines 
Mindesteinkommens für alle Beamtengruppen, in- 
sonderheit aber für die Angehörigen der unteren Besoldungs- 
gruppen. Der Deutsche Beamtenbund vertrete keineswegs die 
Auffassung, dass die ausreichende Besoldung der unteren 
Gruppen auf Kosten der höheren Beamten erfolgen dürfe, halte 
es im übrigen aber nicht für gerechtfertigt, die berechtigte 
Forderung der Beamten der unteren Besoldungsgruppen auf 
Sicherung ihrer Existenz unerfüllt zu lassen. Um die dauernde 
Anpassung der Gehälter an die veränderten Preisverhältnisse 
zu gewährleisten, werde die laufende Angleichung der Kaufkraft 
des Einkommens an die Höhe (gleitende Skala) für dringend 
notwendig gehalten. Ob die Sicherung des Mindesteinkommens 
auf dem Wege der Aenderung der Grundgehälter oder durch 
andere Mittel zu erreichen sei, könne weiterer Besprechung 
vorbehalten bleiben. Die Hauptsache sei, dass der Beamten- 
schaft schnellstens geholfen werde. Aber auch wenn die Be- 
soldungsirage der Beamten in diesem Sinne gelöst werde, 
müsse ausserdem weitere Hilfe durch Umstellung der 
Wirtschaft von der Regierung gefordert werden. Schon 
jetzt bitte der Deutsche Beamtenbund, an der 
Lösung der grossen Wirtschaftsiragen in dem- 
selben Masse wie die übrigen Gewerkschaften der Arbeiter und 
Angestellten mitbeteiligt zu werden. Werden diese bei- 
den Forderungen des Deutschen Beamtenbundes nicht erfüllt, 
dann bestehe die Geiahr, dass die Besoldungsfrage organisa- 
torische Auswirkungen zeitige, die politische Gefahren 
in sich tragen düriten. Bei steigender Frbitterung der unzu- 
länglich besoldeten Beamtengruppen, namentlich der Ange- 





Feen. 





we 








96 FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 


hörigen der Besoldungsgruppen I bis VI, sei eine Radikalisierung 
der Beamtenschaft zu erwarten, die eine Schädigung der Volks- 
gesamtheit mit sich bringen und die Aufrechterhaltung eines 
arbeitsfreudigen Berufsbeamtentums in Frage stellen werde, 

Der Herr Reichspräsident antwortete in eingelen- 
den Darlegungen über die gemachten Ausführungen und be- 
kannte sich grundsätzlich zu dem von den Ver- 
tretern des D.B.B. geäusserten Standpunkt. 
Allerdings gab er zu bedenken, dass an eine Aenderung der Be- 
soldungsordnung im Augenblick wohl kaum gedacht wer- 
den könne wegen der gesetzgeberischen und auch poli- 
tischen Folgewirkungen, die eine so kurz nach der Verab- 
schiedung der Besoldungsgesetze vorzunehmende Aenderung 
auslösen würde, Er werde aber bemüht sein, die vorgetra- 
genen Forderungen bei der Reichsregierung zu 
unterstützen. Dem Herrn Reichskanzler werde er 
noch heute Mitteilung von dem Inhalt der 
Unterredung machen. 

Kugler machte noch ergänzende Ausführungen und schil- 
derte auf Grund positiver Angaben die Unmöglichkeit, 
namentlich für die Beamten der unteren Besoldungsgruppen, 
mit den ihnen zustehenden Bezügen sich und ihre Familie 
ausreichend zu ernähren. Auch er bat darum, dass 
die Regierung sich nicht auf ihr bisheriges Nein gegenüber der 
Forderung einer Mindestteuerungszulage für die Angehörigen 
der unteren Besoldungsgruppen beschränken, sondern recht- 
zeitig einsehen möge, dass gerade diesen Beamtengruppen 
schnellstens geholfen werden müsse, wenn 
nicht Zersplitterungen der Beamtenbewegung eintreten sollten, 
die nicht nur für die Beamtenschaft, sondern auch für die Ge- 
samtheit eine Schädigung ernstester Art be- 
deuten würden. 


Besoldung der Gemeindebeamten. In der Besoldungsordnung 
einer preussischen Stadt war die Bestimmung, aufgenommen 
worden, dass dem Sparkassenrendanten und dem Gegenbuch- 
führer ein Anteilam Reingewinn der Stadtsparkassen 
gewährt werden sollte. Diese Bestimmung verstösst, wie 
der preussische Minister des Innern in einem Erlass an die Ober- 
präsidenten mitteilt, gegen die Vorschrift des SidesReichs- 
sperrgesetzes vom 21. Dezember 1920, da sie eine 
günstigere Regelung der Beamtenbesoldung 
gegenüber den Vorschriften der Reichsbesoldungsordnung 
darstellt. Dieser Bescheid ist auch für die Betriebsleiter der 
Städtischen Werke von grundsätzlicher Bedeutung, da demnach 
auch die diesen Kollegen vielfach zugesicherten : Anteile am 
Reingewinn gegen das Sperrgesetz verstossen. Hierbei ist 
allerdings zu beachten, dass vor dem 1. April 1920 „wohlerwor- 
bene Rechte“ nicht geschmälert werden dürfen. 


Die Ruhestandsbeamten in den abgetretenen Gebieten. Da 
über die Pensionsansprüche der in den abgetretenen Gebieten 
wohnhaften Ruhestandsbeamten Zweifel entstanden waren, teilt 
der preussische Finanzminister zur Klärung der Rechtslage iol- 
gendes mit: 

„Die Pensionsansprüche der in den abgetretenen Gebieten 
wolhnhaften Ruhestandsbeamten, die nach Artikel 91 des Frie- 
densvertrages die deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, 
ruhen vom 10. Januar 1920 gemäss $ 27 des Zivilpensions- 
gesetzes. Ihre Pensionsansprüche leben wieder auf mit dem 
Rückerwerb der deutschen Staatsangehörigkeit, der nach. Ar- 
tikel 91 Abs. 3 des Friedensvertrages durch Option bzw. später 
nach Ablauf der Optionsfrist gemäss $ 13 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes durch Einbürgerung erfolgen kann. 

Für die Dauer des Aufenthalts in dem abgetretenen Gebiet 
erhalten die Ruhestandsbeamten Unterstützungen in Möhe der 
alten Pensionsbezüge nebst Kriegsbeihilie und deren 150prozen- 
tigen Erhöhung, die ihnen in polnischer Währung, neuerdings 
unter Berücksichtigung des vollen Valutaunterschiedes, gezahlt 
werden. Durch diese in polnischer Währung immerhin sehr 
erheblichen Unterstützungen dürfte das Auskommen der Ruhe- 
standsbeamten innerhalb Polens gesichert sein.“ 


Gesetz über eine erhöhte Anrechnung der während deS 
Krieges zurückgelegten Dienstzeit vom 4. Juli 1921. Der Reichs- 
tag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung 
des Reichsrats hiermit verkündet wird: 

Sat: 

Bei der Berechnung von Ruhegehältern und Renten nach dem Reichsbeamten- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18 Mai 1907 (R.G.Bl. 5 245), 
dem Oilfizierpensionsgesstz vom 31. Mai 1906 (R.G. Bl. S.565), dem Mann- 
schaftsversorgungsgesetz vom 31. Mai 1906 (R.G.Bl. S.593) und dem $ 7 des 











Nr. 13 . 


Pensionsergänzungsgesetzes vom 21. Dezember 1920 (R.G.Bl. S. 2109) wird 
zu der in dem Zeitabschnitt vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1918 im 
Reichs- oder Militärdienst wirklich verbrachten Zeit, sofern sie mindestens 
sechs Monate betragen hat, die Hälfte hinzugerechnet. 

Dies gilt nicht für 

1. die Zeit, die nach $ 46 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 88 50, 52 des Reichs- 
beamtengesetzes, den $$ 15 und 18 des Offizierpensionsgesetzes sowie 
dem $ 5 Abs. 2 und dem $ 8 des Manuschaftsversorgungsgesetzes als 
Dienstzeit angerechnet wird; ; 

2. die Dienstzeit, die in ein Kalenderjahr fällt, in welchem der Ver- 
sorgungsberechtigte als Kriegsteilnehmer den Anspruch auf Anrechnung 
eines Kriegsjahrs erworben hat; 

3. die Dienstzeit, die doppelt angerechnet wird. 


Halbe lage, die sich bei der Berechnung der Gesamtdienstzeit ergeben, 
werden nicht mıtgezählt, 
82. 


Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 1914 in Kraft. 
zahlungen für die Zeit vor dem 1. April 1920 finden nicht statt, 


Berlin, den 4. Juli 1921. 


Der Reichspräsident. 
Ebert. 


Nach- 


Der Reichsminister der Finanzen, 
Dr. Wirth, 


Beamtenbewegung 


Verbandstag Deutscher Post- und Telegraphenbeamten. Der 
Verband, dem etwa 150000 Mitglieder der unteren Gehalts- 
gruppen angehören, hielt vom 7. bis 10. September im „Deutschen 
Hof“, Luckauer Strasse, seinen Verbandstag ab. Neben inneren 
Organisationsfragen wurde die wirtschaftliche Frage und die 
daraus entspringende Not für die gesamte Bevölkerung und auch 
der Beamten der unteren Gehaltsklassen besprochen. In diesem 
Zusammenhang wurde das Verhalten der Regierung und des 
Deutschen 'Beamtenbundes bei der Verabschiedung der Teue- 
rungszuschläge kritisiert und bedauert, dass der Deutsche Be- 
amtenbund mit den anderen gewerkschaftlichen Spitzenorgani- 
sationen es nicht fertiggebracht haben, den Regierungsvorschlag 
umzuformen. Diese prozentual! gleiche Verabschiedung der 
Teuerungszuschläge hat es wieder ermöglicht, dass den höheren 
im Verhältnis reichlich, den mittleren mittelmässig und den 
unteren Beamten, die schon das gerinsste Gehalt haben, am 
wenigsten gegeben worden ist. Gefordert wurde unbedinst, 
dass alle die gleiche Summe als Teuerungszuschlag zu erhalten 
haben, weil alle die verteuerten Lebensmittel gleichmässig teurer 
bezahlen müssten. — Festgestellt wurde ferner, dass die Organi- 
sationen wohl als Verhandlungsfaktor anerkannt worden sind, 
dass sie aber ein Machtfaktor werden müssen, um die berechtig- 
den Forderungen der Kollegen durchzudrücken. Ein weitgehender 
Antrag des Berliner Bezirksvereins betrefis Anschlusses 
an den A.D.G.B. und der AfA wurde gegen eine grosse Min- 
derheit abgelehnt, ein anderer Antrag aber fordert, dass der 
Deutsche Beamtenbund Schritte . unternimmt, die ein Zu- 
sammengehenmitdenanderen Spitzenorgani- 
sationen, A. D. G. B. und AfA, ermöglicht Ein 
weiterer Antrag verlangt die Schaffung eines Streikfonds. 


In einer Entschliessung wird erklärt, „der immer an- 
massender auftretenden Reaktion die Stirne 
zu bieten“ und „gemeinsam mit der übrigen 
werktätigen Bevölkerung, wenn es erforder- 
lich ist, Verfassung und Republik mit allen 
Mitteln zu schützen.“ r 


Bücherschau 


Die Gemeinschaft. Organ des Deutschen Beamtenbundes. Verlag- 
Otto Eisner, Berlin S42, Oranienstr. 140/142. Preis am Postschalter 
viertelährlich 9 Mark, Einzelheft 1 Mark. Heft 23 der Haupt- 
ausgabe vom 1. September 1921 enthält fo'gende Aufsätze: 
Wochens:hau, von Albert Fa’kenberg. — Die amtiche Bekanntgabe des 
neuen Steterprogramms, von Otto Schreiter-Meerane. — Gesetz gegen 
Bodenpreissteirerung, von Dr. Heinz Potthoff-München. — Die Verhand- 
lungen über die Erhöhung der Teuerungszuiageı, voa Dr. Vöter. — 
Ueber Rückwirkung von Stellenverleihungen, Anrechnung von Waisenrente 
auf den Kinderzuschtag, Bodenreformfragen, sowie gutes Material für 
den Nachweis der gestiegenen "Teuerung enthält das Heft eine Reihe 
kürzerer Aufsätze. 

Hett 29 der Hauptaüsgabe vom $8. September 1921 
enthält folgende Aufsätze: Wochenschau, von Albert Fa’kenberx. — Be- 
amtenbildunss vesen, vor Jreyh Po>pe. — Das Heft entaäli weier 
eine Reihe von amtlichen Nachrichten über Festsetzung des Diätar,sen- 
dienstalters, Bezüge während der Vorbereitungszeit, die Teuerungszuschläge 
für die preussischen Beamten u. a., ausserdem die neuesten Eingaben 
des Deutschen Beamtenbundes an den Reichskanzler wegen der Wirt- 
schafts- und Steuerpolitik, sowie Meinupgsäusserungen aus Kollegenkreisen 
über die Bildung der Einheitsfront mit den’ Gewerkschaften. 7 
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Nummer 14 


Die AltersgrenzealsGrund für diezwangs- 


weise Versetzung in den Ruhestand 
(Schluss.) 
B. Preussische unmittelbare Staatsbeamte, 


Die 65jährigen unmittelbaren planmässig angestellten Staats- 
beamten, mit mindestens 10 Dienstjahren, haben Anspruch 
auf Inruhestandversetzung mit Ruhegehaltszahlung, 
ohne dass die Dienstunfähigkeit Vorbedingung ist. ($ 1 Abs. 3, & 2 
Zivilr.-Ges, vom 27. März 1892 in Fassung vom 27. Mai 1907.) 
Der Finanzminister gab im Abgeordnetenhaus während der Be- 
ratung die Erklärung ab: „Wir sind der Meinung, dass alle die- 
jenigen, welche 65 Jahre hinter sich haben, ihre Entlassung for- 
dern können, ohne dass dazu eine besondere Formalität oder 
irgendein Vorbehalt nötig wäre. Wir stehen also auf demselben 
Standpunkt, nämlich, dass die Behörde .ein bezügliches Gesuch 


nicht ablehnen kann“ (vergl. Abg.-H. Verh. S. 1193; Abg.-H. 


Komm. Ber. S. 2, Herrenh. Verh. S. 155). 

Gegen seinen Willen kann ein lebensläng- 
lich angestellter Beamter, der 10 Dienstjahre hinter 
sich hat, in den Ruhestand versetzt werden, wenn er das 
65. Lebensjahr vollendet hat und seine Versetzung in den Ruhe- 
stand nicht von selbst nachsucht. Erforderlich ist die An- 
hörungdesBeamten durch die vorgesetzte Dienstbehörde 
unter Beobachtung der Vorschriften der $$ 20 des Zivilr.-Ges. in 
der nämlichen Weise, wie wenn der Beamte seine Pensionierung 
selbst beantragt hätte. ($ 30 Zivilr.-Ges.) Dem Beamten, 
dessen Pensionierung in Aussicht genommen ist, ist die Höhe 
des voraussichtlich zu gewährenden Ruhegehalts nebst den für 
die Berechnung massgebenden Unterlagen mitzuteilen. 

Beim Vorliegen eines Widerspruches gegen die Verfügung 
oder falls ein Anspruch auf Ruhegehalt noch nicht erworben ist 
($ 1 Zivilr.-Ges.), ist die zwangsweise Versetzung in den Ruhe- 
stand nur in den Formen zulässig, die für das förmliche Dis- 
ziplinarverfahren vorgeschrieben sind. Es ist also als materielle 
Voraussetzung für eine solche Massnahme gegen den Willen 
des ruhegehaltsberechtigten Beamten die Dienstunfähigkeit 
nachzuweisen. Die zuständige Behörde kann auch bei den 
65jährigen Beamten die Versetzung in den Ruhestand nicht will- 
kürlich, sondern nur dann eintreten lassen, wenn sie nach 
pilichtgemässen Ermessen den Beamten für unfähig hält, seine 
Amtspflichten ferner zu erfüllen (vergl, Motive, $ 30 Zivilr.-Ges., 
88 88-93 Disz.-Ges.). 

egen seinen Willen kann ein auf Kündigung 
angestellter Beamter in planmässiger Stelle 
nur im Wege der Kündigung in den Ruhestand versetzt werden. 
Es kommen also die Bestimmungen des $ 30 Zivilr.-Ges. und 
der $$ 88-93 Disz.-Ges. nicht in Anwendung. Da nach einer 
Erklärung des Finanzministers im Herrenhaus (Herrenh. 1882 
Verh. S. 66, 68, 69) die 65 Jahre alten Beamten nur dann in den 
Ruhestand versetzt werden sollen, wenn sie dienstunfähig sind, 
so muss hieraus gefolgert werden, dass dies auch bei auf Kün- 
digung angestellten Beamten der Fall sein soll. In der Regel 
wird bei einem solchen Alter die. Ableistung von 10 Dienstjahren 
stets vorliegen. Solchen Beamten ist von der in Aussicht ge- 
nommenen Zwangspensionierung seitens der vorgesetzten 
Dienstbehörde Kenntnis zu geben und gleichzeitig der — vor- 
behaltlich der höheren Genehmigung -— ihnen voraussichtlich 
zu gewährende Ruhegehaltssatz mitzuteilen, auch eine etwaige 
Gegenerklärung entgegenzunehmen. Alsdann ist der behörd- 
liche Antrag auf Versetzung des Beamten in den Ruhestand 
unter Vorlegung der bezgl. Verhandlungen dem zuständigen 
Minister einzureichen und nach ergangener Entscheidung die 
im $ 24 Zivilr.-Ges. vorgesehene Bekanntmachung bei gleich- 
zeitiger ausdrücklicher Kündigung des Dienstverhältnisses zu 
dem im $ 24 Zivilr.-Ges. in Aussicht genommenen Pensionie- 
rungszeitpunkt — für den die vorbehaltene Kündigungsfrist nicht 
massgebend ist — zu bewirken. Rekurs an das Staats- 
ministerium ist‘ nicht zulässig (vergl. Min.-Erl. vom 12. und 
23. November 1873, Min. Bl: S. 874 S. 23 und 7: Min.-Erl. vom 
30. Oktober 1880, Min. Bl. 1880 S. 520; Min.-Erl. vom 22. Ok- 
fober 1884, bei Nr. 15 des Min.-Erl. vom 29. Juli 1884; 


Berlin, den 30. September 


1921 


Staatsmin.-Beschl. vom 9. Aprili 1874; vergl. auch Dutzmann 
„Pensionswesen“ S. 193). Liegt Dienstunfähigkeit und keine 
10 Dienstjahre vor, so ist dem Beamten nur zu kündigen. Es 
kann ihm aber ein entsprechendes Ruhegehalt gewährt werden 
(vergl. $ 83 S. 93 Disz.-Ges.). 

Den nichtplanmässigen, auf Kündigung an- 
gestellten Beamten kann bei ihrer Versetzung in den 
Ruhestand durch Kündigung ein Ruhegehalt bis auf Höhe der 
durch das Zivilr.-Ges. bestimmten Sätze bewilligt werden. 

Eine neue Rechtslage ist durch das Gesetz 
betr. Einführung einer Altersgrenze, vom 
15. Dezember 1920 (G. S. 1920 S. 621) geschaffen wor- 
den. (Siehe Nr. 9 der „Fr. B.-R.“ vom 22. Juli 1921.) Hier- 
nach treten kraft Gesetzes die unmittelbaren Staatsbeamten 
(insofern das Gesetz nicht für einzelne Klassen Sondervor- 
schriften vorsieht) mit dem auf die Vollendung des 65. Lebens- 
jahres zunächst folgenden 1. April oder 1. Oktober in den Ruhe- 
stand. Auf Antrag des Fachministers kann das Staats- 
ministerium für einen einzelnen Beamten die Altersgrenze bis 
zu einem späteren Zeitpunkte, jedoch nicht über dien Zeitpunkt 
hinaus, der massgebend wäre, wenn für den Beamten die Alters- 
grenze aui das 68. Lebensjahr festgesetzt wäre, hinausschieben, 
wenn das Interesse des Staatsdienstes die Fortführung des 
Amtes durch ihn fordert. 

In der Literatur sind nun Meinungsver- 
schiedenheiten darüber entstanden, ob diese 
Bestimmung nur auf die „nach“ dem Inkraft- 
tretender neuen Reichsverfassung angestell- 
ten Beamten Anwendung zu finden habe oder 
aufalleBeamten, ob nicht vielmehr hinsichtlich der letz- 
teren die wohlerworbenen Rechte, die verfassungsrechtlich ge- 
währleistet seien, verstossen würde. (Vergl. u. a. „Freie Be- 
amten-Rundschau“ Nr. 11 vom 19. August 1921 „Grundrechte 
der Beamten und Zwangspensionierung“; Pr. Verw: Bl. Jahrg. 42 
S. 421, Dr. Damme, „Die wohlerworbenen Beamtenrechte und 
das Altersgrenzengesetz“; S. 56 und 127 Beamtenjahrbuch, 
Jahrg. L) Von dem Verfasser ist hinsichtlich der nicht- 
richterlichen Beamten der allgemeine Standpunkt vertreten 
worden, die Anstellung auf Lebenszeit habe nicht die Bedeıu- 
tung, dass der Beamte während der ganzen Lebensdauer, also 
bis zu seinem Tode Beamter sein soll; sie könne nur den Sinn 
haben, dass er dauernd kraft öffentlich-rechtlichen Vertrages 
unkündbar angestellt sein soll, solange er die ihm obliegenden 
Aufgaben zu erfüllen in der Lage ist, also dienstfähig sei. 
Wenn nun kraft Gesetzes bestimmt werde, die Dientfähigkeit 
werde bei einem bestimmten Lebensalter als nicht 
mehr vollwertig angenommen, so sei dies ein hoheitsrechtlicher 
Akt, also eine Wiilensentschliessung des Dienstherrn, in dessen 
Ermessen es liege, zu entscheiden, ob die Dienstfähigkeit vor- 
liege oder nicht. Es würden die wohlerworbenen 
Rechte des Beamten gemäss Artikel 129 der Reichsverfassung 
nicht verletzt, denn das Dienstverhältnis werde durch einen 
gesetzlichen Grund, die Dienstünfähigkeit, beendet — sei es 
nun eine tatsächliche oder eine nach der Entscheidung der An- 
stellungsbehörde angenommene. Das subjektive Recht des Be- 
amten, „als Beamter angestellt zu sein“, habe das materielle 
Recht zur Voraussetzung, dass der Beamte dienstfähig sei. Fine 
Verletzung des wohlerworbenen Rechts könne nur da in 
Frage kommen, wo die Beamtengesetzgebung positive Bestim- 
mungen hinsichtlich des Lebensalters treffe, also eine zwangs- 
weise Versetzung in den Ruhestand dieserhalb ausschliesse, 
Die Rechtsprechung muss daher endgültige 
Klarheit schaffen, und zwar das Reichs- 
gericht. 

Soweit bekannt, schweben zurzeit mehrere Klagen im 
ordentlichen Rechtswege, welche in erster Instanz bereits ent- 
schieden sind. In dem einen Falle handelt es sich‘ um 
preussische Richter, die nach der früheren Preuss. 
Verfassung nicht gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt 
werden konnten. Das Landgericht I Berlin, 30. Zivil- 
kammer, führte aus, der Art. 104 R.-Verf. habe allerdings eine 
Altersgrenze auch für Richter eingeführt, die preuss. Verfassung- 
gebende Landesversammlung sei auch zum Erlass des Gesetzes 
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vom 15. Dezember 1920 befugt gewesen, das keine Verfassungs- 
änderung darstelle und nur als Vorläufer des besonderen Be- 
amtengesetzes anzusehen sei,. das in der neuen preuss. Ver- 
fassung der gewöhnlichen Gesetzgebung vorbehalten sei. Es 
müsste aber zu einer Verurteilung des Justizfiskus, zur Zahlung 
der Diiferenz zwischen Gehalt und Ruhegehalt, kommen, da 
der Kläger unter Herrschaft der preuss. Verfassung vom 31. Ja- 
nuar 1850 angestellt sei, das Altersgrenzengesetz vom 15. De- 
zember 1920 daher auch auf ihn keine Anwendung finden könne, 
(Vergl. „Fr. B.-R.“ Nr. 13 vom 16. September 1921, S. 94.) 

In einem anderen Falle handelte es sich um Mitglieder 
des preus=. Oberverwaltungsgerichts, deren 
Anstellung gemäss $ 18 Ges. betr. Verf. des Verwaltungsgerichts 
vom 3. Juli 1870 und’ 2. August 1880 „aui Lebenszeit“ erfolgt. 
Nach 88 24 und 25 dieses Gesetzes kann die Versetzung in den 
Ruhestand nur bei „dauernder Dienstunfähigkeit“ und zwangs- 
weise nur nach Massgabe des in diesem Gesetze geregelten 
Verfahrens durch Plenarbeschluss des 0.V.G. ausge- 
sprochen werden. Das Landgeric ht Potsdam, 3. Zivilk., 
tührte in seinem Urteil vom 12, Juli 1921 (6. 0.250'21, Pr. Verw. 
Bl. Jahrg. 42 S. 549) aus, für die Frage, ob durch das Gesetz 
vom 3. Juli 1870 und 2. August 1880 dem Kläger ein subiek- 
tives Recht auch auf Belassung in seinem Amte bis zum Ein- 
tritt der zesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen zugestanden 
sein solle, sei der Rechtsweg ausgeschlossen. Zu entscheiden 
sei nur über die vermögensrechtlichen Ansprüche, 
welche dem Kläger als wohlerworbene Rechte nur nach Mass- 
gabe der bereits angeführten Gesetze entzogen werden könnten, 
für welche der ordentliche Rechtsweg gegeben sei. (Ges. vom 
24. Mai 1861 G. S. S. 211, Art, 129 R. Verf. Art. 79 preuss. Veri.) 
Das Gericht verurteilte den preuss. Staatsfiskus auf Zahlung 
des Gehaltes, weil das Gesetz vom 15. Dezember 1920 mit den 
zu diesem Zeitpunkte dem Kläger bereits zustehenden „wohl- 
erworbenen Rechten“ im Widerspruch stehe und somit keine 
Anwendung finden könne. Es führt insbesondere aus, Art. 128 
R.-Verf. bestimme: „Die Anstellung der Beamten erjolgt auf Le- 
benszeit, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist. ..-. Die wohlerworbenen Rechte der Beamten sind un- 
verletzlich. Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Be- 
amten steht der Rechtsweg offen.“ Nach Art. 13 Abs. 1 
R.-Veri. könne das genannte Gesetz vom 15. Dezember 1920 
die auf Grund des Art. 129 Abs. I R.-Verf. begründeten, von 
dem Kläger hier im Rechtswege geitend gemachten Ansprüche 
nicht beeinträchtigen. Unter „wohlerworbenen Rechten“ seien 
alesubjektiven Rechte zu verstehen, die fürbestimmte 
Personendurcheinensie betrefiiendenRechts- 
akt berründet sind, gleichviel, ob dies durch ein für sie 
ergangenes Gesetz oder durch ein Rechtsgeschäit geschehen 
sei, und ob der hierdurch für sie begründete Anspruch ein pri- 
vatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher: sei. Es bedürfe keiner 
weiteren Ausführung, dass zu diesen „wohlerworbenen Rechten“ 
insbesondere das Recht des Beamten auf Bezug des ihm ver- 
lichenen Gehalts zu rechnen sei. (Vergl. das Gesetz vom 
24, Mai 1861.) Zweck und Entstehungsgeschichte des Art. 129 
ergäben aber, dass die Vorsehriit nicht. nur ein Programm für 
die künftige Gesetzgebung enthalten solle, sondern dass sie als 
geltendes Recht mit unmittelbarer Wirkung die „wohlerwor- 
benen Rechte“ der Beamten unter verfassungsmässige Garantie 
stellen solle. Daher sei durch Art. 129 eine Schmälerung der 


Rechte weder durch Verwaltungsakt noch durch die Landes- : 


gesetzgebung als zulässig anzusehen (Art. 13 R.-Veri.),. Ein 
solches, diese wohlerworbenen Rechte änderndes Landesgesetz 


‚könne für künftig anzustellende Beamte wirksam 
"sein, nicht aber die Rechte der bereits angestellten Beamten 


beeinträchtigen, welche etwaige wohlerworbene Rechte bereits 
durch den Verwaltungsakt ihrer Anstellung oder durch ein spä- 
teres Landesgesetz vor Erlass der Reichsveriassung erworben 
hätten. Die vom Kläger auf Grund der Gesetze vom 3. Juli 
1870 und 2. August 1880 wohlerworbenen Rechte würden auch 
nicht durch die Bestimmung des Artikels 129: „... soweit 
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist“ beeinträchtigt. 
Diese Bestimmung besage nur, dass eine Anstellung der Be- 
amten auf Lebenszeit erfolge, „soweit nicht durch Gesetz etwas. 
anderes bestimmt ist“, nicht wird, .d. h. es sollen die durch 
die bisherige Gesetzgebung -bestimmten Beschränkungen 
aufrechterhalten bleiben, und den Beamten allerdings keine ge- 
gen bisher erweiterten Rechte gegeben werden. Insoweit ie- 
doch nach den bisherigen Bestimmungen eine Anstellung der 
Beamten auf Lebenszeit erfolgt sei — und dieses sei bei dem 
Kläger der Fall —, könnten diese hiermit begründeten wohl- 
erworbenen Rechte diesen Beamten nicht mehr zenommen 
werden; eine derartige anderweite gesetzliche Regelung könne 
vielmehr nur für künftig anzustellende Beamte bestimmt wer- 
den. Ob etwa auf Grund der vor der R.-Verf. bestandenen Ge- 
setze die Einführung einer Altersgrenze wohl für die Kläger 
hätte erfolgen können, sei daher unerheblich, da es tatsächlich 
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bisher nicht erfolgt wäre. Nun bestimme Art, 104 R.-Verf.: 

„Die Gesetzgebung kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren 

Erreichung Richter in den Ruhestand treten.“ Auch diese Be- 

stimmung könne für die Entscheidung der hier streitigen 

Frage keine Bedeutung haben. Zunächst betreffe die Be-- 
stimmung des Art. 104 nur die Richter derordeuüt- 

lichen Gerichtsbarkeit, zu welchen die Mitglieder des 

O.V.G. nicht gehörten. Sodann beträfen de Art. 102 fi. R.-Veri. 

auch nur die Organisation der Rechtspflege, nicht aber die per- 

sönlichen Rechte der die Rechtspilege ausübenden Beannten, 
welche eben besonders in den Art. 128 bis 130 W.-Veri. I1estge- 

legt seien. Selbst aber, wenn man annehmen würde, dass 

durch Art. 104 für die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

eine Einschränkung der durch Artikel 129 gewährleisteten wohl- 

erworbenen Rechte bestimmt worden wäre, würde eine ana* 

loge Anwendung einer solchen rechtsverringernden _ Aus- 

nahmebestimmung auf die Mitglieder des 0. V.G. nicht als zu- 

lässig zu erachten sein. Es sei aber überhaupt anzunehmen, 
dass der die Organisation der Rechtspilege betreffende Art. 104 

R.-Verf. die Richter nicht hat schlechter stellen: wollen, als die 

übrigen Beamten, deren wohlerworbenen Rechte im Art. 129 

für unverletzlich erklärt worden seien. Es handele sich hier 

allein um die Entscheidung der Rechtsfrage, ob die Vorschriiten 

des Altersgesetzes vom 15. Dezember 1920 nach ihrem "Wort- 

laut „wohlerworbenen Rechten“ des Klägers entgegen- 

ständen. Es könne deshalb eine Berücksichtigung aller prak- 

tischen Gesichtspunkte, welche für den Erlass des genannten 
Gesetzes massgebend waren, oder auch der praktischen Folge- 

rungen, welche sich durch die Unwirksamkeit des Gesetzes auf 
alle bisher auf Lebenszeit angestellten Beamten ergeben, nicht 

in Betracht kommen. Das Altersgrenzengesetz vom 15. De- 

zember 1920 müsse vielmehr insoweit als unwirksam angesehen 

werden, als dadurch auch die vor seinem Frlass auf Lebens- 

zeit angestellten Beamten etwa betroffen werden. sollen. 


Die bisher zefällten Entscheidungen beschränken sich also 
lediglich auf besondere Einzelfälle, und, zwar aus den Kreisen 
der Richter, die nach dem alten Beamtenrecht eine Sonder- 
stellung einnehmen. Die obigen Begründungen können also 
keinesfalls verallgemeinert werden. 


C. Kommunalbeamte. un 


Hinsichtlich der 65jährigen Kommunalbeamten 
bestehen keine zwingenden Vorschrüten. Die Dienstunfähigkeit 
allein ist die Voraussetzung zur Inruhestandversetzung. Hin- 
sichtlich der auf Lebenszeit angestellten Beamten richtet. sich 
das Verfahren nach 8 95 Disz.-Ges. bzw. $ 20 Abs. 2 836 Abs..2 
Zust.-Ges., je nachdem es sich um städtische oder. ländliche 
Kommunalbeamte handelt. Das Beamtendienstverhältnis der 
auf Kündigung angestellten Beamten endiet nur durch Kündi- 
gung, zegen welche das Rechtsmittel der Beschwerde gegeben 
ist (vergl. Assmann, „Rechtsverhältnisse der auf Kündigung an- 
gestellten Beamten“, „Freie Beamten-Rundschau“ Nr. 11 vom 
19. August 1921). 


a) Versetzungin den Ruhestand aufAntrag. 
Nach $ 12 Abs. 3 des Kommunalbeamtengesetzes können 


die Städte die Bestimmung des Gesetzes vom 31: März 1832, 
betr. Abänderung des Pensionsgesetzes vom 27 März 1872 
(G. S. 1882 S. 133), in betreff der Beamten, welche das 65. Le- 
bensiahr vollendet haben, durch Ortsstatut auch für Kom- 
munalbeamte in Kraft setzen. Diesen städtischen Komimunal- 
beamten sind gleichgestellt die Beamten der Bürgermeistereien 
in der Rheinprovinz und der Aemter in der Provinz Westialen 
und die Gemeindeeinnehmer in diesen Provinzen, die Beamten 
der Kreis- und Provinzialverbände (vergl. 19, 21 
K.B.G.). Die Wahlbeamten (Bürgermeister usw.) fallen nicht 
unter diese ortsstatuarische Regelung, da nach 8 14 K.B.G. die 
bezel. Bestimmungen der Gemeindeverfassungen massgebend 
sind. Die Landgemeinden können die Anstellungs-, Ruhe- 
gehaltsverhältnisse ihrer Beamten ortsstatutarisch regeln, also 
auch hinsichtlich ihrer etwa 65 Jahre alten Beamten. 


p) Versetzunginden Ruhestand kraftGesetzes. 


Nach & 9 des Gesetzes, betr. die Einführung einer Alters- 
erenze, vom 15. Dezember 1920 können die Bestimmungen 
dieses Gesetzes durch Orts-, Provinzial- oder anderes Statut 
auch für Kommunalbeamte in Kraft gesetzt werden. 


Der deutsche Städtetaz hält den Erlass eines sol- 
chen Ortsstatuts für entbehrlich, da auf Grund des $ 12 
Abs. 3 K.B.G. die Zwangspensionierung von Gemeindebeamten, 
die für den Dienst nicht mehr geeignet seien, schon, jetzt er- 
reicht ‘werden könne, Darüber hinaus auch die dienst- 
fähigen Beamten über 65 Jahre ohne weiteres zu pensio- 
nieren, liege nicht im Interesse der Verwaltung, zumal bei der 
zeitigen Finanzlage der Gemeinden. Wolle man erreichen, dass 
jüngere Kräfte nicht zu lange auf Anstellung oder Aufrücken zu 
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warten haben, so könne man durch Schaffung neuer Beamten- 
stellen oder Umwandlung in höher gestuite Stellen Abhilfe 
schaffen. 3 Hans Assmann. 
Die sich aus vorstehenden juristischen Darle- 
gungen und den in Nr. 11 der „Fr. B.-R.“ vom 19.. August 
1921.im Artikel „Grundrechte der Beamten und Zwangspensio- 
nierung“ dargelegten sozialpolitischen Erwägungen 
ergebenden Forderungen an das neue Beamten- 
recht haben .wir im Anschluss an den zuletzt genannten Ar- 
tikel bereits bekanntgegeben. D. Schriftltg. 


Ausführungsbestimmungen zum Reichs- 


besoldungsgesetz 


Der $ 25 des Reichsbesoldungsgesetzes bestimmt über die 
Ausführungsbestimmungen folgendes: 
„Die Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz .erlässt der 


Reichsminister der Finanzen mit Zustimmung des Reichsrats. Sie sind 


dem Reichstag unverzüglich zur Genehmigung vorzulegen. In gleicher 
Weise ist der Reichsminister der : Finanzen ermächtigt, Bestimmungen 
für solche Fälle zu treifen, in denen die besondere Lage der Ver- 
hältnisse eine abweichende Regelung geboten erscheinen lässt.“ 


Der Reichsminister der Finanzen hat dementsprechend mit 
Zustimmung des Reichsrats die Ausführungsbestimmungen er- 
lassen und dieselben etwa Mitte April d. J. dem Reichstag zur 
Genehmigung vorgelegt. Der 23. Ausschuss des Reichstages 
hat in zwei Lesungen die Beratungen vorgenommen, nachdem 
den Organisationen der Beamten Gelegenheit gegeben war, Ab- 
änderungen vorzuschlagen, und mündliche Verhandlungen statt- 
gefunden hatten. Der 23. Ausschuss hat in der ersten Lesung 
eine ganze Reihe von Beschlüssen gefasst, die den berechtigten 
Forderungen der Beamtenschaft Rechnung tragen, hat diese 
jedoch infolge des Widerspruchs der Reichsregierung bei der 
zweiten Lesung wieder fallen gelassen, 

Zu den ersten Beschlüssen des 23. Ausschusses hat der 
Reichsminister der Finanzen durch folgendes Schreiben, an den 
Präsidenten des Reichstages gerichtet, Stellung genommen: 

„Zu meinen Bedauern hat der 23. Ausschuss für Beamtenangelegen- 
heiten in. der gestrigen Abendsitzung Beschlüsse gefasst, die für die 
Reichsregierung unannehmbar sind. Das gleiche ist von anderen bereits 
in Aussicht gestellten Anträgen zu erwarten. Hiernach muss ich mir 
vorbehalten, im Plenum eingehend zu den Beschlüssen des 23. Aus- 
schusses Stellung zu nehmen, so dass mit einer langwierigen Beamten- 
debatte zu rechnen ist, falls es nicht doch wider Erwarten gelingen 
sollte, im 23. Ausschuss zu einer Einigung zu gelangen. Euer Hoch- 
wohigeboren fühle ich mich verpflichtet, von dieser veränderten Sach- 
lage Kenntnis zu ‘geben. Ich bemerke noch, dass ich es sowohl "im 
Interesse der Verwaltung wie der Beamtenschaft und insbesondere auch 
aus alıgemeinen politischen Rücksichten ausserordentlich bedauern würde, 
falls die endgültige Verabschiedung der bereits am 13. M.. dem 
Reichstage zugegangenen Vorlage hiernach bis zum Herbst verzögert 
würde, Die Reichsregierung hat jedoch ihrerseits alles zur möglichsten 
Beschleunigung der Angelegenheit getan.“ 


Der 23. Ausschuss hat demzufolge, wie eingangs bereits 
erwähnt, die für die Beamtenschaft bedeutungsvollsten Be- 
schlüsse fallen gelassen und den Wünschen der Reichsregierung 
Rechnung getragen. Immerhin sind eine Reihe von Verbesse- 
rungen getroffen, welche durchzuführen allerdings als „Kann- 
Vorschriften“ vollkommen in die Hände der Ressorts gelegt 
worden sind, 

Den vorgeschlagenen Aenderungen ist der Reichstag, die 
Reichsregierung und der Reichsrat beigetreten, wodurch die 
Ausführungsbestimmungen zum Besoldungsgesetz endgültig in 
Kraft getreten sind. 

“ Nachstehend geben wir die wichtigsten Bestimmungen zur 
Kenutnis: 
A. Vorbemerkungen. 
1.—2....: 
B. Bezüge der planmässigen Beamten. 
3. ($ 1. Abs. 1 und 2) Die planmässigen Beamten erhalten: 
I. Grundgehalt, 
II. Ortszuschlag, 
II. Kinderzuschläge, 
IV. Teuerungszuschläge; 
in besonderen : Fällen 
V. sonstige Bezüge und Zulagen. 
Grundgehali und Ortszuschlag werden zusammen als Dienst- 
einkommen bezeichnet, 
I. Grundgehalt. 
a) Allgemeines. 
VAR 


13.—14....: 
15. ($ 11 Abs. 3 und 4.) Auf die Gewährung der Dienst- 
alterszulagen haben die planmässigen Beamten einen 


b) Diensialterszulagen. 


Rechtsanspruch, 


Der Anspruch ruht, solange ein. förmliches Disziplinarverfahren oder 
‚wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine 
Voruntersuchung schwebt. 


Führt das Verfahren zn Verluste des Amtes, so ist das zurück- 
behaltene Mehrgeha‘t nicht nachzuzahlen. Andernfalls sind die vor- 
enthaltenen Beträge nachzuzahlen. 

Führt ein straigerichtliches Verfahren zur Verurteilung wegen eines 
Verbrechens oder 'Vergehens ‘und ‘wird binnen dreier Monate nach 
Abschluss des strafgerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tat- 
sachen ein förmliches Disziplinarverfahren eingeleitet, so ruht der An- 
spruch auf Gewährung von Dienstalterszulagen auch während der 
Zwischenzeit. 

10-192... 


c) Allgemeines über das Besoldungsdienstalter. 

20. (85 Abs. 1 Satz 1 und 2, 8 6.) Das B.D.A. der planmässigen 
Beamten beginnt mit dem Tage der Anstellung in der jeweiligen 
planmässigen Stelle, soweit nicht im Bes.G. oder in diesen B.V. etwas 
anderes bestimmt oder zugelassen ist. Von diesem Zeitpunkt ab sind 
die Zeitabschnitte für das Verbleiben im Anfangsgehalt und für das 
Aufsteigen in die höheren Dienstaltersstufen zu rechnen. 

Das B.D.A. der Soldaten der Wehrmacht beginnt mit dem Tage 
des Dienstantritts. 


24. Zur Ermittlung des B.D.A. wird der Tag festgesetzt, mit 
dem das B.D.A. beginnt. Der Beginn des B.D.A. ist iu der Besol- 
dungsgruppe, in die der planmässig angestellte oder wiederangestellte 
Beamte zuerst eintritt, genau auf den betreffenden Kalendertag, nicht 
etwa auf den ersten Tag des betreffenden Monats, beim Uebertritt 
in eine andere Besoldungsgruppe auf den ersten Tag des betreffenden 
Monats festzusetzen. 

Ist eine Zeit auf das B.D.A. anzurechnen, so wird dessen Beginn 
entsprechend vorgerückt. Ist eine nach dem Beginne des B.D.A. zu- 
rückgelegte Zeit von der Anrechnung auf das B.D.A. ausgeschlossen, 
so wird dessen Beginn auf den entsprechend späteren Tag festgesetzt. 

Soweit anzurechnende Dienstzeiten nicht volle Jahre umfassen, sind 
sie nach Tagen zu berechnen, wobei jeder Monat mit der vollen Zahl 
seiner Tage anzusetzen ist. Mehrere getrennte Dienstzeiten sind ge- 
sondert zu behandeln. Bei der Zusammenrechnung werden 365 Tage 
als ein Jahr angesetzt, und zwar auch ‘dann, wenn bei den einzelnen 
Dienstzeiten Schaittage angerechnet sind. 

Beispiel: Wird ein Beamter am 1. Mai 1920 angestellt mit der 
Massgabe, dass ihm die Zeit vom 1. Oktober 1916 bis 15. Juli 1919, 
vom 1. Dezember 1919 bis 4. März 1920 und vom 1. April‘ 1920 ab 
auf das B.D.A. anzurechnen ist, so ergibt sich folgende Berechnung: 


1. Oktober 1919 bis 15. Juli 1919 . . 2 Jahre 288 Tage 
1.. Dezember 1919 bis 4. März 1920. . . a 
1. April 1920 bis 30. April 1920 ... . RER 


zusammen 2 Jahre 4i3 Tage 
a 48 Tage 

Der Beginn des B.D.A. ist vom 1. Mai 1929 um 3 Jahre 48 Tage 
vorzurücken und auf den 14. März 1917 festzusetzen. 

25, Auch wenn ein Beamter aus einem anderen Grunde als wegen 
Anrechnung einer Vordienstzeit auf das B.D.A. beim Eintritt in eine 
Besoldungsgruppe ein höheres als das Anfangsgehalt erhält oder das 
Anfangsgehalt weniger als zwei Jahre lang zu beziehen hat, z. B. im 
Falle der Z.53 (8 8 Abs. I), ist dies durch entsprechende Vor- 
rückung des Beginns des B.D.A. zu berücksichtigen (vgl. die Bei- 
spiele in Z. 54). 

26 





27. (85. Abs. 1 Satz 3.) Als. Zeitpunkt der planmässigen Anstel- 
lung (Z. 20) gilt der Tag, von dem ab der Beamte bei Verleihung 
der planmässigen Stelle — sei es. unwiderruflich, sei es auf Wider- 
ruf oder Kündigung — die damit verbundenen Dienstbezüge erhält. 
Die probeweise oder widerrufliche Uebertragung der Verwaltung einer 
planmässigen Stelle bleibt ausser Betracht, und zwar auch dann, wenn 
der Beamte während dieser Zeit das volle Stelleneinkommen bezogen 
hat. Jedoch gilt für Jen mit Vorbehalt einer Probezeit angestellten 
Beatuten der erste Tag des Monats seiner Bestätigung in der Stelle 
als Tag der Anstellung. 

283. Hat die Verleihung einer planmässigen Stelle sich infolge 
eines Versehens der Verwaltung verzögert, so kann zur Beseitigung 
einer hieraus bei der Festsetzung des B.D.A. sich ergebenden Härte 
die oberste Reichsbehörde im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen die entsprechende Vorrückung des B.D.A. verfügen. 

Die höheren Bezüge sind von dem Ersten des Monats an zu 
zahlen, in dem die Vorrückung verfügt wird. In besonderen Fällen 
Kann die oberste Reichsbehörde die Nachzahlung von dem Zeitpunkt 
an genehmigen, von dem an die Voraussetzungen für die Vorrückung 
gegeben waren, frühestens jedoch‘ vom Beginne. des Rechnungsjahrs 
an, in dem .die Vorrückung an zuständiger Stelle angeregt worden ist. 

Abs. 2 gilt auch bei sonstigen Vorrückungen des B.D.A., auf die 
der Beamte keinen Rechtsanspruch hat. 


Die Regierung gab hierzu folgende Erklärung ab: 

Die Fälle, dass sich die Verleihung einer planmässigen Stelle 
info!ge eines Versehens der Verwaltung verzögert hat, werden zu 
den Ausnahmen gehören. Ein Rechtsanspruch auf entsprechende Vor- 
rückung des :B.D,.A. kann nicht eingeräumt werden, da dies — ab- 
geschen von der Unmöglichkeit oder Schwierigkeit des Beweises — 
dem anerkannten Grundsatz des Beamtenrechts widersprechen würde, 
dass kein Beamter Anspruch auf Anstellung oder Beförderung hat. 
Nach & 11 des Abs. 2 des Besoldungsgesetzes sind auch die Ent- 
scheidungen der Verwaltungsbehörden über die Festsetzung des B.D.A. 
einer Nachprüfung im Rechtswege ausdrücklich entzogen. 

Ist. aber ein Versehen tatsächlich vorgekommen, so sind die 
Anträge auf Vorrückung des B.D.A. schon bisher mit allem Ent- 
gegenkommen behandelt worden. Dies wird von der Verwaltung auch 
in Zukunft geschehen. Insbesondere werden sachlich berechtigten 
Anträgen auch vom Reichsfinanzministerium keine Schwierigkeiten 
entgegengestellt werden. 


29. Eine durch den Reichshaushaltsplan neu geschaffene Stelle 
kann mit Rückwirkung bis zum Begiune des Rechnungsjatıres, eine 
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andere freie Stelle mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten ‚ver- 
liehen werden, wenn und solange der betreffende Beamte die Obliegen-, 
heiten der ihm übertragenen oder einer gleichartigen Stelle tatsäch- 
lich wahrgenommen hat. 

Auch ohne diese Voraussetzung kann eine freie Stelle mit Wirkung 
vom ersten oder einem sonstigen Tage des Kalendermonats an. ver- 
liehen werden, in dem die Verleihung verfügt wird. 

Eine Stelle, die dadurch rückwirkend .frei wird, dass ihr Inhaber 
eine andere Stelle rückwirkend übertragen erhält, kann mit Rück- 
wirkung von höchstens drei Monaten verliehen werden. 

Eine Verleihung mit rückwirkender Kraft darf hiernach grundsätz- 
lich nur für eine Zeit erfolgen, in der das Stelleneinkommen frei war. 
Eine so'che Verleihung soll nur in Ausnahmefällen zur Vermeidung 
besonderer Unbilligkeiten erfolgen. 

Durch die Verleihung einer Stelle mit rückwirkender Kraft wird 
dem ‘Beamten das Diensteinkommen der Stelle, nicht aber die be- 
treffende Beamteneigenschaft rückwirkend. zuerkannt. 


d) Anrechnung von ausserplanmässiger Dienstzeit auf 
das Besoldungsdienstalter. 


30..(8 33. Abs. 3.) Bei der Festsetzung des B.D.A. der Beamten, 
die vor dem 1. April 1929 als ausserplanmässige Beamte angenommen 
worden sind, ist von der Zeit, die im ausserplanmässigen Reichs- 
beamtenverhältnisse bei dem gleichen Dienstzweig zwischen: dem Be- 
ginne des. Diätariendienstalters und der ersten planmässigen Anstellung 
verbracht worden ist, bei Zivil- und Militäranwärtern der Teil auf das 
B.D.A. anzurechnen, der fünf Jahre übersteigt, bei den Post-, Tele- 
graphen-, Fernsprech- und Schreibgehilfinnen der Teil, der acht Jahre 
übersteigt. © 

Einer ausserplanmässigen Dienstzeit bei dem gleichen Dienstzweig 
ist die Zeit gleichzuachten, die nach Z. 239ff. auf das Diätariendienst- 
alter angerechnet wird. 

Abs. I und 2 gilt auch für die vom 1. April bis 30. Juni - 1920 
als aüsserplanmässige''Beamte eingestellten Post-, Telegraphen-, Fern- 
sprech- und Schreibgehilfinnen; vgl. Z. 220 Abs. 3. = 

Wegen des B.D.A. der. hochschulmässig vorgebildeten Beamten 


33. ($ 7.) Ob und wieweit zum Ausgleich von Härten die ausser- 
planmässige Dienstzeit in einem anderen Zweige des Reichsdienstes auf 
das B.D.A. angerechnet werden kann, bestimmt die‘ oberste Reichs- 
behörde im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen. 

Eine solche Anrechnung. kann nicht erfolgen, soweit sich dadurch 
für den betreffenden Beamten ein 'günstigeres B.D.A. ergeben würde, 
als- es im Durchschnitt diejenigen Beamten, in deren Eigenschaft er 


planmässig angestellt wird, bei gleichem Alter haben, wenn sie eine’ 


regelmässige ausserp'anmässige Dienstzeit nur in dem Dienstzweig zu- 
rückgelegt haben, in dem sie planmässig ‚angestellt werden. ‚Unter 
einem ‘gieichen Alter ist hierbei ein gleiches Prüfungsdienstalter, von 
der letzten oder vergleichbaren vorgeschriebenen Dienstprüfung an ge- 
rechnet, ‘oder, wenn dieser Vergleichsmassstab versagt, ein gleiches 
Lebensalter. zu verstehen. 

Die Anrechnung ist ferner ausgeschlossen, soweit schon durch die 
Anrechnung derselben Dienstzeit auf das Diätariendienstalter (Z.239 ff, 
eine Verbesserung des B.D.A. nach Z. 30 ($ 33 Abs. 3) einzutreten hat. 


e) Anrechnung von Dienstzeit ausserhalb des Reichs- 
beamtenverhältnisses auf das Besoldungsdienstalter. 


37. (8 7.) Ob ünd wieweit zum Ausgleich von Härten eine ausser- 
halb des Reichsbeamtenverhältnisses zurückgelegte Dienstzeit oder die 
Zeit einer praktischen Beschäftigung auf das B.D.A. angerechnet werden 
kann, bestimmt die oberste Reichsbehörde im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister der Finanzen. 

Die Anrechnung der Zeit, die nicht im Verhältnis eines Reichs- oder 
Landesbeamten verbracht ist, darf die Hälfte der Gesamtaufrückungs- 
zeit der Besoldungsgruppe nicht übersteigen, im der der Beamte plan- 
mässig angestellt wird. Darüber hinaus kann in besonderen Fällen eine 
Vorrückung des B.D.A. aus Billigkeitsgründen zugelassen werden. 

TER EE 

38. Z.37- gilt auch für die der vor dem 1. April 1920 plan- 
mässig angestellten Beamten. 

39. Nach Z. 37 Abs. 1 kann z. B. die Anrechnung einer im Landes-, 
Kirchen- oder Schuldienst oder bei einer sonstigen Öffentlichen Körper- 
schaft verbrachten Zeit in Frage kommen. Bei unmittelbarem Uebertritt 
aus dem Landesdienste gilt Z. 109 bis 115. 

Ferner kann nach Z. 37 Abs. 1 die Zeit einer praktischen Beschäfti- 
gung, z. B. in der Eigenschaft eines Arbeiters oder Angestellten oder 
in einem freien Beruf, auf das B.D.A. angerechnet werden. 

Soweit eine praktische Beschäftigung seitens der Behörden. a!s Vor- 
bedingung für die Uebernahme in den Beamtendienst gefordert wird, 
kann s’e ganz oder teilweise auf das B.D.A. angerechnet werden. 

Die Bestimmung in Z. 37 Abs. 1 ist jedoch eine Ausnahmebestim- 
mung, von der nur in besonders gearteten Fällen Gebrauch gemacht 
werden soll. Regelmässig hat bei Uebernahme von Angestellten, die 
nicht unter Z. 240 Abs. 2 ($ 10 Abs. 2) fallen, von Privatangestellten, 
Arbe'tern, Kaufleuten, Rechtsanwälten us’y. in planmässige Re’chsbeamten- 
stellen eine Anrechnung nicht zu erfolgen. 

40. Eine solche Anrechnung darf — vorbehaltlich der Bestimmung 
im Abs. 2 — nicht erfolgen, soweit sich dadurch für den betreffenden 
Beamten ein günstigeres B.D.A. ergeben würde, als es im Durchschnitt 
dieienigen Beamten, in deren Eigenschaft er angestellt wird, bei gleichem 
Alter haben, wenn sie eine regelmässige Dienstlaufbalın hinter sich haben. 
Was .hierbei unter einem gleichen Alter zu verstehen ist, bestimmt sich 
nach Z. 33 Abs. 2 Satz 2. 

Ist iedoch die Uebernahme des Beamten für das Reich von be- 
sonderem Wert, so kann darüber hinaus eine Anrechnung im Rahmen 
der Z. 37 insoweit erfolgen, dass der Beamte sich durch die Ueber- 
sahme nicht in seiner Vermögenslage — unter Berücksichtigung der 


‚Vorteile der lebens!änglichen Anstellung, der Pensionsberechtigung und 


Hinterbliebenenversorgung — versch!e:htert. Von der Ermächtigung in Z.37 


a er 
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Abs. 2 Satz 2 (8 7 Satz 2, 2. Halbsatz) soll hierbei nur in ganz be- 
sonderen Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden, _ a 
. Ziff. 33 Abs. 3 ‚gilt sinngemäss. 


f} Anrechnung von Militär-, Marinedienstzeit auf,das’ 


Besoldungsdienstalter der Militäranwärter. 
41.—52a..... 37 


g) Festsetzung des Besoldungsdienstalters beim 
Uebertrittineineandere Besoldungsgruppe. 

53. ($ 8 Abs. 1.) Beim Uebertritt aus einer Besoldungsgruppe in 
eine höhere erhält der Beamte stets den nächsthöheren Gehaltssatz. Er 
verbleibt in ihm die volle, für das weitere Aufsteigen im Gehalte 
vorgeschrieberie Zeit. Wäre er jedoch in der verlassenen 'Besoldungs- 
gruppe schon vor Ablauf dieser Zeit in den nächsthöheren Gehaltssatz 
aufgestiegen und damit in den Bezug eines Gehalts gelangt, das über 
das ihm in der neuen Gruppe gewährte hinausgeht oder ihm gleich- 
kommt, so steigt er auch in der neuen Besoldungsgruppe in den nächst- 
höheren Gehaltssatz bereits zu derselben Zeit, zu der er in der. ver- 
lassenen Gruppe aufgestiegen sein würde. RE 

4.55, > : 

56. (8 8 Abs. 2) Das B.D.A. darf bei einem Uebertritt in die 
nächsthöhere Besoldungsgruppe nicht‘ um. mehr als vier Jahre, beim 
Uebertritt aus. Gruppe XII :in Gruppe XIII nicht um. mehr als sechs 
Jahre verkürzt werden. Werden bei einer Beförderung ‚.Besoldungs- 
gruppen übersprungen, so ist das B.D.A. festzusetzen, wie wenn der 
Beamte zunächst in die dazwischenliegenden Gruppen eingetreten wäre. 

57.—58....% 

59. ($ 8 Abs. 3.) Beim Uebertritt aus einer höheren in eine 
niedrigere Besoldungsgruppe wird das B.D.A. in den durch Z: 61 
Abs. I und 2 nicht getroffenen Fällen durch die oberste Reichsbehörde 
im Einvernehmen mit dem Reichminister der Finanzen festgesetzt. 

60.—69.. .. . 


h) Neufestsetzung des’ Besoldungsdienstalters der 
beim Inkrafttreten des neuen Besoldüngsgesttzes 
vorhandenen Beamten. SER a IR 

7022 3% “ wart 

71. (8 24 Abs. 1 Satz 1.) Die zur Zeit des Inkrafttretens' des 
neuen Bes.G. im Dienste befindlichen Beamten werden in diejenige 
Dienstaltersstrufe der neuen Besoldungsgruppen eingereiht, die ihrem 
B.D.A. in dem Amte entspricht, das sie beim "Inkrafttreten des Bes.G. 
bekleiden. EIER 

Sie ‘behalten demnach — vorbehaltlich der Bestimmungen in Z. 72 
bis 101 — ihr bisheriges B.D.A. bei. een ee 

"72. ($ 24 Abs. 1 Satz 2) Werden durch das Bes.G. miehrere 
Klassen der bisheriren Besoldungsordnungen in einer Besoldungsgruppe 
vereinigt, sn ist die volle Dienstzeit, die der Beamte in den: ver- 
einigten Kıassen zurückgelegt ° hat, bei der Festsetzung des B.D.A. 
zu‘ berücksichtigen. ? CE : ie - BEER 

‘ Hat aıso ein Beamter unmittelbar hintereinander mehreren (alten) 
Gehaltsklassen angehört, die nunmehr’ in derselben (neuen) Besoklungs- 
gruppe vereinigt sind, sa ist das B.D.A. vom 1. April 1920 an so 
zu berechnen, wie wenn der Beamte während der ganzen Zeit, die 
er in den vereinigten Klassen ' zurückgelegt hat, in: derjenigen von 
diesen Klassen verblieben wäre, der er zuerst angehört. hat. 

73.—74..... ? 

75. (8 25 Abs. 1 und 2) Das B.D.A. derjenigen mit Wirkung‘ von 
einem früheren Tage als dem 1. April 1920 beförderten oder im 
dienstlichen Interesse versetzten Beamten, weiche .am- 1. April 1926 
ein geringeres pensionsfähiges Gehalt als in einer vorher von ihnen 
bekleideten Stelle, falls sie in dieser verblieben wären, nach den "neuen 
Gehaltssätzen zu beziehen haben würden, oder welche in der, vorher 
bekleideten Stelle bei dem nächsten. Aufrücken- eine höhere. ‚Gehalis- 
stufe erreicht haben würden, a!s dies in der neuen Stelle der, Fall 
sein würde, ist so festzusetzen, als wenn die Beamten vor.dem 1. April 
1920 nach Z. 71 Abs. 1 und. 72 Abs. 1 ($ 24 Abs. 1) in. die. ihrer 
früheren Stelle entsprechende Besoldungsgruppe eingereiht und sodann 
mit Wirkung vom 1. April 1920 in die neue Besoldungsgruppe befördert 
oder versetzt wären. x 

In gleicher Weise ist das B.D.A. aller mit Wirkung vom 1.., April 
1920 beförderten oder im dienstlichen Interesse versetzten Beamten fest- 
zusetzen, jr 

987.2 FE 

88. (8 27 Abs. 1.) Allen planmässigen Beamten wird, auch wenn 
sie sich in Beförderungsstellen befinden, das B.D.A. insoweit. vorge- 
rückt, wie es vorgerückt wäre, wenn Z. 30, 32 ($ 33 Abs. 3) und 
Z. 240 bis 251 (8 10) schon zur Zeit der ersten planmässigen. Anstel- 
lung gegolten hätten. 

89. Nach Z.88 ($ 27 Abs. 1) muss in jedem Falle, im dem 
einem p’anmässigen Beamten nach Z. 30, 32°($ 33 Abs. 3) eine längere 
ausserplanmässige Dienstzeit auf das B.D.A. anzurechnen ist, als ihm 
nach $6 Abs. 2 und 3 Bes.G. vom 15. Juli 1909 oder nach den 
älteren Vorschriften und nach der älteren Verwaltungsübung tatsächlich 
angerechnet worden’ ist, zur richtigen Ermittlung des ab 1. April 1920 


anzunehmenden B.D.A. festgestellt werden, wie sich das B.D.A. bei 


der ersten planmässigen Anstellung und bei’ allen etwa inzwischen 
erfo:gten Beförderungen und Versetzungen nach dem jeweils geltenden 
Beh gestattet hätte, wenn Z. 39, 32 (3 33 Abs. 3) bereits gegolten 
ätte. 

Dabei ist die ausserplanmässige Dienstzeit, von welcher .der fünf 
oder acht Jahre übersteigende Teil auf das B.D.A. anzurechnen ist, 
so ei berechnen, wie wenn Z. 240 bis 251 ($ 10) bereits gegolten hätte. 

90.—101..... 


i) Festsetzung des Besoldungsdienstalters beim 
En ler einandt von ausgeschiedenen Reichsbeamten. 
2.—118..... : 

m) Festsetzung des Besoldungsdienstalters in beson- 

deren Fällen. = 
119. Die Zeit eines durch die Annahme- und Prüfungsbedingungen 
vorgeschriebenen Besuchs einer staatlich oder staatlich anerkannten 
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technischen Fachschule oder eines diesen ersetzenden Hochschulbesuchs 
wird bis’ zur Höchstdauer von drei Jahren auf das B.D.A. angerechnet, 
soweit dadurch der Beginn des B.D.A. gegenüber den nicht technisch 
vorgebildeten Beamten, we!che in demselben Dienstzwei 3 und 
in derseiben ' Besoldungsgruppe‘ im wesentlichen mit: ‚gleichen ienst- 
verrichtungen: ‘beschäftigt sind, nachweislich hinausgeschoben wird. 

Z. 33 Abs. 3 gilt sinngemäss. 

Abs, 1 und 2 gilt auch für. die beim. Inkrafttreten des neuen Bes.O. 
vorhanden, gewesenen. Beamten. 
‚ , Beispieı zu Abs. 1: Eine Verwaltung beschäftigt technische und 
nichttechnische Obersekretäre der Besoldungsgruppe VII im wesentlichen 
mit, den g’eichen. Dienstverrichtungen, Von den Technikern wird eine 
um drei Jahre. ‚längere Ausbildung verlangt; hiervon werden durch- 
schnittfich. . acht, Monate. durch  frühzeitigere Anstellung wieder aus- 
geg.ichen. Die Verwaltung .ordnet an, dass der Beginn des B.D.A. 
der technischen. Obersekretäre in der Gruppe VII um zwei Jahre und 


.120. Tage vorgerückt wird. Es kann erforderlich werden, eine solche 


Regelung für verschiedene Jahrgänge gesondert durchzuführen. 


n) Schlussvorschriften über das Grundgehalt, 


135.—138. 12. . s 
2 H. -Ortszuschlag. und Dienstwohnungen. 


a) Allgemeinesüber den Ortszuschlag. 
139,—145..2..° i 
RE .. b) Ortszuschlagsgru en. 
146.—149..... BR 
c) Ortsklassen. 
150.158... 
ir ..d) Dienstwohnungen. 
159,—173... 20 EEE 
“ Ill. Kinderzuschläge. 

a) Zu-berücksichtigende Kinder. 

174, (8 16..Abs..1 Satz 1, Abs. 3 und 4, $ 13 Abs. 3 Satz 2.) Die 
Beamten erhaiten für jedes unterhaltsberechtigte Kind einen . Kinder- 
zuschlag. 

Unterhaltsberechtigt im Sinne des Abs. 1 sind: 

1. eheliche : Kinder; ; 

2..für ;ehelich. erklärte Kinder; 
= 3..aı Kindes Statt angenommene : Kinder; 
4. Stiefkinder; 
5..uneheliche Kinder, soweit der Beamte ihren Unterhalt bestreitet. 

Ein Beamter, der als Erzeuger eines unehelichen Kindes diesem 
Unterhalt gewährt, erhält den Kinderzuschlag. nur, wenn seine Vater- 
schaft .dureli ‚Urteil: festgestellt oder in einer öffentlichen Urkunde an- 
erkannt. ist. FE 

Verheirateten ‚weiblichen Beamten werden die Kinderzuschläge für 
gemeinsame Kinder nur gewährt, wenn der Ehemann. bei Berück- 
sichtigung- seiner sonstigen Verpflichtungen ausserstande ist, ohne Ge- 
fährdung des standesmässigen Unterhalts der Familie .diese zu unter- 
halten. 

175:—178.... . 


b) Höhe der Kinderzuschläge. 
179.190 a... .. 


$) Beginn, Aenderung und Wegfall von Kinder- 
? zuschlägen. 
191:.—193a...:. 


1948-206... ..+ ’ 

207: (830° Abs. 1 und 2.)' War das bisherige Diensteinkommen 
eines Beamten einschliesslich der bisherigen Teuerungszulagen am 
31. März 1920 höher als seine Bezüge auf Grund dieses Gesetzes am 
1. April 1920, so ist-ihm der Unterschiedsbetrag, soweit es sich um 
pensionsfähige Bezüge handelt, als pensionsfähiger Zuschuss, im übrigen 
ais nicht pensionsfähiger Zuschuss über den Reichshaushaltsplan bis 
zu dem Zeitpunkt weiterzugewähren, in dem er durch die Erhöhung 
in den neuen Bezügen ausgeglichen wird. Hierbei bleiben Erhöhungen 
der Kinderzuschläge und des Ortszuschlags insoweit ausser Anrechnung, 
als sie lediglich infolge einer Vermehrung der Kinderzahl, der Hinauf- 
setzung eines Ortes in eine höhere Ortsklasse oder der Versetzung 
an einen Ort einer höheren Ortsklasse eintreten. 

° “Der Ausgleichung nach Abs. 1 wird stets der höchste seit dem 
12 April 1920 in Geltung gewesene Hundertsatz des Teuerungszuschlags 
zugrunde gelegt. 

208.—215..:.. 


C. Bezüge der ausserplanmässigen Beamten. 
216.—217...,. 


IV. Teuerungszuschlag. 


I. Diäten. 


a) Höhe der Diätenbegrenzung der ausserplan- 

mässigen Dienstzeit. 

218.—219.,.. » 

220. (8 5 Abs. 2, > Abs. 1.) Die ausserplanmässige (diätarische) 
Dienstzeit darf fünf Jahre, bei Militäranwärtern vier Jahre, bei den bis 
zum Inkrafttreten des Bes.G. (d. h. vor dem 1. April 1920) ange- 
nommenen Post-, Telegraphen-, Fernsprech- und Schreibgehilfinnen acht 
Jahre nicht übersteigen. Diese Vorschrift tritt mit dem 1. April 1925 
in Kraft, 

Die Zahıt der einzustellenden Anwärter ist alljährlich von den 
zuständigen Ministern im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen festzusetzen. 

Abs. 1 Satz 1 gilt auch für die vom 1. April bis 39. Juni 1920 
als "ausserplanmässige Beamte eingestellten Post-, Telegraphen-, Fern- 
sprech- und Schreibgehilfinnen. 

221. (8 33 Abs. 2.) Bis zum Inkrafttreten von Z. 220 Abs. 1 
Satz 1 ($5 Abs. 2) erhalten, die  Zivilanwärter vom Beginne des 
sechsten, die Militäranwärter vom Beginne des fünften, die Post-, 
Telegraphen-, Fernsprech- und Schreibgehilfinnen vom Beginne des 
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neunten Diätariendienstjahres an Diäten entsprechend den Grund- 
gehältern derjenigen Beamten, in deren Eigenschaft sie beim regel- 
mässigen Verlauf ihrer Dienstlaufbahn zuerst planmässig angestellt 
werden, sowie den vollen Ortszuschlag, den diese Beamten beziehen; 
vgı. auch Z. 259. 

Unter Diätariendienstjahren sind die ‚Jahre vom Beginne des Diä- 
tariendienstalters (Z. 234) an zu verstehen. 

222.—225..... 

b) Dienstalterszulagen, 
226.—233. .... 


„ 
co) Allgemeines über das Diätariendienstalter und die 
ausserplanmässige Dienstzeit. 


234. Das .Diätariendienstalter beginnt mit dem Tage der Einstel- 
lung als ausserplanmässiger Beamter, soweit nicht im Bes.G. oder in 
diesen B.V. etwas Günstigeres bestimmt oder zugelassen ist. Von 
diesem Zeitpunkt ab sind die Zeitabschnitte für das Verbleiben in 
den Dienstaltersstufen zu rechnen. 

235. Als Zeitpunkt der ausserplanmässigen . Einstellung (Beginn 
der ausserp'anmässigen Dienstzeit) gilt derjenige Zeitpunkt, von dem 
ab der bisherige Anwärter nach erlangter Befähigung. zur Verwaltung 
Be Amtes in ein festes Verhältnis zur Verwaltung tritt und Diäten 
erhält. 

236. (8 24 Abs. 2.) Die allgemeinen Vorschriften über das B.D.A. 
der. planmässigen Beamten in Z. 21, 23 bis 26, sowie die Vorschriften 
in Z. 71 (8 24 Abs. 1 Satz 1) gelten sinngemäss für, das Diätarien- 
dienstalter und die ausserplanmässige Dienstzeit der ausserplanmässigen 
Beamten. . 

237.—238. ...» 


d) Anrechnung auf das Diätariendienstalter und als 
ausserplan mässige Dienstzeit. 


239. Die Militär- und Marinedienstzeit, welche Zivilanwärter nach 
Beginn der ausserplanmässigen Dienstzeit in Erfüllung der gesetzlichen 
Dienstpflicht abgeleistet haben, wird bis zur Dauer eines Jahres, 
die Zeit eines nach dem  Beginne der ausserplanmässigen Dienstzeit 
geleisteten Kriegsdienstes, dem Kriegsdienst nach Z. 129, 130 gleich- 
zuachtenden Dienstes oder nach Z. 49 anzurechnenden Dienstes wird 
unbeschränkt auf das Diätariendienstalter und als ausserplanmässige 
Dienstzeit angerechnet. 

Abs. 1-findet Anwendung, wenn diese Dienstzeiten vor dem Beginne 
der ausserplanmässigen Dienstzeit abgeleistet worden sind, wenn :und 
soweit dadurch die ausserplanmässige Einstellung nachweislich ver- 
zögert worden ist. Z. 125 gilt sinngemäss. 

240. (8 10.) Als Zeitpunkt für den Beginn der. diätarischen Be- 


"schäftigung. gilt bei .den Beamten, welche: ihre Laufbahn als Zivil» 


supernumerare oder in einem ähnlichen Verhältnis begennen und - be- 
stimmungsgemäss einen. Vorbereitungsdienst zu vollenden haben, sowie 
bei den als Post- und Telegraphengehilfen angenommenen Beamten 
der Ab:auf von drei Jahren seit dem Antritt des Vorbereitungsdienstes. 
Diese Zeit verlängert sich um so viel, als der Beamte die etwa vor- 
geschriebene Prüfung durch eigenes Verschulden verspätet abgelegt hat. 

Aıs diätarische Beschäftigung gilt auch eine volle Beschäftigung 
gegen Lohn oder Schreibgebühren, die der Beamte im privatrechtlichen 
Vertragsverhältnis eines Dienstverpflichteten geleistet hat, sofern .er 
mit Aussicht auf dauernde Verwendung ständig und hauptsächlich 
mit den Dienstverrichtungen : eines Beamten betraut gewesen ist und 
diese Beschäftigung in unmittelbarem Anschluss daran bei dem g!’eichen 
Dienstzweig zur Uebernahme in das Beamtenverhältnis geführt hat. 
Die vor dem vollendeten 20. Lebensjahre zurückgelegte Dienstzeit 
bteibt hierbei unberücksichtigt. 

241. Die Vorschrift in Z. 240 Abs. 1 (8 10 Abs. 1) regelt den 
Beginn des Diätariendienstalters und der ausserplanmässigen Dienst- 
zeit für alle in regelmässiger Laufbahn angestellten Beamten des Bureau- 
dienstes (des Sekretariats-, Registratur-, Kassen- und Rechnungs- 
dienstes) einschliesslich “ der nichttechnischen Obersekretärlaufbahnen des 
Betriebs- und Abfertigungsdienstes. 

Abs. 1 gilt sinngemäss für die den dort genannten Beamten- 
gattungen gıeichartigen Beamtengattungen, z. B. die Beamten der tech- 
nischen Obersekretärlaufbahnen, mit der Massgabe, dass an telle 
des dreijährigen Vorbereitungsdienstes der in den Ausbildungsvorschrif- 
ten etwa vorgeschene kürzere Vorbereitungsdienst tritt, der jedoch nicht 
weniger als ein Jahr betragen darf. Ä £ 

Äbs. 1 gilt z. B. auch für die nach dem 30. Juni 1920, nicht 
aber für die bis zu diesem Tage als ausserplanmässige Beamte ange- 
nommenen Post-, Telegraphen-, Fernsprech- und Schreibgehilfinnen; 
ebenso nicht für die Beamten der .Zahlmeisterlaufbahn des Heeres und 
der Marine. 

241 a.—243..... 

244. Eine Beschäftigung mit Aussicht auf dauernde Verwendung 
ist nur dann Anzunehmen, wenn der Anwärter bei der Aufnahme in 
das privatrechtliche Vertragsverhältnis in eine Bewerberliste eingetragen 
worden ist, oder wenn ihm eine dauernde Verwendung oder min- 
destens die Wahrscheinlichkeit oder Möglichkeit einer solchen — wenn 
auch unter bestimmten Voraussetzungen oder Bedingungen — aus- 
drücklich in Aussicht gestellt worden ist. 

Die Vorschrift des Abs. 1 tritt erst mit Wirkung vom 1. Oktober 
1920 in Kraft. Unter welchen Voraussetzungen bei den bis dahin 
eingestellten Anwärtern angenommen werden kann, dass sie mit Aus- 
sicht aut dauernde Verwendung beschäftigt worden sind, bestimmt die 
oberste Reichsbehörde. 

Eine Beschäftigung mit Aussicht auf dauernde Verwendung ist 
nicht anzunehmen bei Lohnangestellten, die nur für bestimmte wieder- 
kehrende Gelegenheiten angenommen sind (z. B. Sonntagsaushilfen). 

245. Dass der Anwärter ständig und hauptsächlich mit den Dienst- 
verrichtungen eines Beamten betraut war, ist dann anzunehmen, wenn 
er vollbeschäftigt worden ist, und zwar überwiegend mit Arbeiten, 
die sonst bei dem betreffenden Dienstzweig von planmässigen oder 
aüsserpianmässigen Beamten verrichtet werden oder zu der fraglichen 
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Zeit von pianmässigen oder ausserplanmässigen Beamten verrichtet 
worden sind. \ ' ; 

246.—247,..... = 

247a. Von der nach Z. 247 angerechneten Zeit und, soweit eine 


soiche nicht vorhanden ist, von dem Diätariendienstalter und der ausser- 
planmässigen Dienstzeit ist bei den Beamten der Besoldungsgruppe I 
bis VII welche nicht unter Z. 241 fallen, stets ein Jahr — bei 
Militäranwärtern und Inhabern des Ansteliunssscheins ein halbes Jahr 
(d. i., wenn nicht ein zusammenhängender Zeitraum in Frage kommt, 
183 Tage) — als Vorbereitungszeit abzuziehen. Dies gilt auch, wenn 
die angeordnete oder zugelassene Vorbereitungszeit mehr oder. weniger 
als ein Jahr — bei Militäranwärtern und Inhabern des Anstellungs- 
scheins mehr oder weniger a!s ein halbes Jahr — beträgt. Die .ab- 
zuziehende Vorbereitungszeit vermindert sich um die Zeit, die nur des- 
halb nicht auf das Diätariendienstalter und a!s ausserplanmässige Dienst- 
zeit angerechnet werden darf, weil sie vor dem vollendeten 20. Lebens- 
jahre zurückgelegt ist. 

249. Die vor dem vollendeten 20. Lebensjahre verbrachte Dienst- 
zeit wird stets als Vorbereitungszeit angesehen und weder auf das 
Diätariendienstalter, noch als ausserplanmässige Dienstzeit angerechnet. 

Abs. 1 gilt nicht für die Beamten, die bis zum 39. Juli 1920 als 
ausserpianmässige Beamte eingestelit worden sind hinsichtlich der Zeit, 
während weicher sie Diäten bezogen haben. » 

Bei den bis zum 39. Juni 1920 als ausserplanmässige Beamte einge- 
stellten Post-, Teiegraphen-, Fernsprech- und Schreibgehilfinnen bleibt 
bei Bemessung des Diätariendienstalters und der atsserplanmässigen 
Diensizeit von der Zeit einer Beschäftigung, die nach Z. 240 Abs. 2 
Satz 1 (8 10 Abs. 2 Satz 1) a's diätarische Beschäftigung gilt, nur 
die vor dem vollendeten 18. Lebensjahre. zurückgelegte Zeit unberück- 
sichtigt. Z. 247a gilt nicht. 

Zohan; 

252. Ob und wieweit zum Ausgleich von Härten die ausserplan- 
mässige Dienstzeit in einem anderen Zweige des Reichsdienstes, eine 
ausserha!b des Reichsbeamtenverhältnisses zurückge!egte Dienstzeit oder 
die Zeit einer praktischen Beschäftigung (ve!. Z. 39 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2) aut das Diätariendiensta!ter oder als ausserplanmässige Dienst- 
zeit oler nach beiden Richtungen angerechnet werden kann, bestimmt 
die oberste Reichsbenörde im Einvernehmen mit dem. Reichsminister 
der Finanzen. Z. 39 Abs. 3 gilt sinngemäss. 

Eise solche Anrechnung auf das Diätariendienstalter und a's ausser- 
planmässige Dienstzeit kann nicht erfolgen, soweit sich dadurch für den 
betreffenden Beamten ein günstigeres Diätariendienstalter oder eine 
längere .ausserplanmässige Dienstzeit ergeben würde, a's sie in Durch- 
schnitt diejenigen 'ausserplanmässigen Beamten, zu welchen er über- 
tritt, bei gieichem: Alter haben, wenn sie die seitherige ausserplan- 
mässgie Dienstzeit nur in demselben Dienstzweig zurückgelegt haben. 
Was hierbei unter einem ‚gleichen Alter zu verstehen ist, bestimmt 
sich nach Z. 33 Abs. 2 Satz 2. 

253.—285..... 

E. Schlussvorschriften. 

286.—288..... 

289. (8 35.) Die Ausführungsbestimmungen zum Bes.G. erlässt der 
Reichsminister der Finanzen mit Zustimmung des Reichsrats. Sie sind 
dem Reichstag unverzüglich zur Genehmigung vorzulegen. 

In g:eicher Weise ist der Reichsminister der Finanzen ermächtigt, 
Bestimmungen für solche Fälle zu treffen, in denen die besondere 
Lage der Verhältnisse eine ‘abweichende Regelung geboten er- 
scheinen lässt. 

Hierza nahm der Reichstag folgende Entschliessung an: 

den Herrn Reichsminister der Finanzen zu ersuchen: 

bei der Anwendung und Auslegung dieser Ausführungsbestim- 
mungen, soweit sich in grundsätzlichen Fragen Meinungsver- 
schiederheiten zwischen Beamten und der vorgesetzten Ver- 
waltungsbehörde ergeben, zwecks Verständigung mit den. be- 
teiligten Beamtenorganisationen zu verhandeln; 

ferner über Entwürfe von Verordnungen und Richtlinien, die 
von _den obersten Reichsbehörden zu diesen Ausführungs- 
bestimmungen erlassen werden sollen, mit den beteiligten Be- 
amtenorganisationen zu verhandeln. 

290.—291..... 


Wir wollen nicht unterlassen klar auszusprechen, dass auch 
bei der Schaffung der Ausführungsbestimmungen wieder deut- 
lich zum Ausdruck gekommen ist, dass die geset:gebenden Fak- 
toren sich über die wesentlichsten Wünsche der Beamtenschaft 
hinweggesetzt haben. Wir haben bereits wiederholt darauf hin- 
gewiesen, dass diese mangelhafte Berücksichtigung der Be- 
amtenschaft bei der Durchführung ihrer Forderungen darauf zu- 
rückzuführen ist, dass die Beamtenschaft sich nicht dazu ent- 
schliessen kann, ihre Organisationen so auszubauen, dass sie als 
BERNISCHENE Macht in die Wagschale geworfen werden 

Önnen. 

Es bleibt uns für heute nichts anderes übrig, als die Hoff- 
nung auszusprechen, dass auch der Beamtenschaft ihre heutige 
Ohnmacht zum Bewusstsein kommt, dass sie einsehen lernt, 
dass nur eine geschlossene gewerkschaftliche Macht, angelehnt 
an die Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften, imstande ist, 
die Entscheidungen der Regierung wesentlich zu beeinflussen. 

Dass bei der so skizzierten Sachlage die kleinste Beamten- 
gruppe, die der Techniker, ihre besonderen Wünsche nicht 
durchdrücken konnte, ist ohne weiteres verständlich, insbe- 
sondere, wenn wir darauf hinweisen, dass es gerade unter den 
Technikern noch manche kleinen Gruppen gibt, die glauben, 
ohne Verbindung mit der in unserem Bunde vereinigten grossen 
Masse aller Techniker ihre Sonderwünsche su verwirklichen. 
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Der Techniker wird infolge der weitgehenden „Kann“-Vor- 
schriften am stärksten zu leiden haben, und es wird schwerer 
Kämpfe bedürfen, um die „Kann“-Vorschriften in ministerielle ° 
„Muss“-Bestimmungen umzusetzen, Unser Bund hat, soweit 
nicht schon für einige Gruppen infolge ihrer . besonders : ge- 
lagerten Verhältnisse - entsprechende Schritte eingeleitet sind, 
den ersten Schritt hierzu bereits getan. Wir haben an das 
Reichsfinanzministerium und die in Frage kommenden Ressort- 
ministerien folgende Eingabe eingereicht: : 

„Es ist dem Herrn Minister bekannt, daß die ihm unterstellten 
Verwaltungen gezwungen waren, zur Lösung der ihnen obliegenden tech- 
nischen Aufgaben technische Arbeitskräfte aus dem privaten Wirtschafts- 
leben heranzuziehen. Ebenso dürfen wir die Kenntnis voraussetzen, daß 
diese Kräfte nicht etwa nur vorübergehenden Zwecken dienen, sondern 


daB sie zur Deckung eines dauernden Bedarfes an Spezialisten aus dem ° ı 


einen oder anderen technischen Gebiet eingestellt werden. 

Die Hecan:ieiung von Kräften aus der privaten Wirtschaft war 
deshalb notwendig, weil der Staatsbetrieb infolge seiner einseitigen Natur 
nicht geeignet ist, technische Arbeitskräfte mit hervorragenden. Allgemein- 
und Spezialkenntnissen — seien sie kunstgewerblicher Art, wie bei den 
Lithographen, konstruktiver, wie bei den Maschinen- oder Bauingenieuren, 
künstlerischer Art,. wie bei den Architekten, oder praktischer. Art, wie 
bei den Bauleitern — selbst heranzuziehen. Nur, derjenige Techniker wird 
den notwendigen Grad von Wirtschaftlichkeit in seiner Arbeit oder 
Fertigkeit oder künstlerischer Befähigung erreichen können, der aus den 
innen und vieiseitigen Erfahrungen einer freien Berufspraxis schöpfen 
ann. 

Die Begründung für das Ausgeführte geht daraus hervor, daß 
die Verwaltung seit Jahrzehnten und äuch heute noch in öffentlichen 
Ausschreibungen Architekten, Ingenieure, Lithographen und sonstige Tech- 


‚siker für erstklassige Facharbeiten sucht, für die hochqualifizierten tech- 


nischen Arbeiten in erster Linie nur die so herangezogenen Kräfte be- 
schäft und auch nur diese. damit beschäftigen kann, weil sie bereits eine 
längere Berufstätigkeit in der Privatpraxis ausgeübt haben. 

Wir dürfen deshalb aussprechen, daß es der Verwaltung ohne 
die aus der privater Wirtschaft herangezogenen technischen Arbeits- 
kräfte unmöglich gewesen wäre, die großen technischen Aufgaben zu 
lösen, die an sie herangetreten sind. Ebenso wird darüber keine Un- 
klarheit herrschen, daß auch in Zukunft ohne die obengenannten 
Arbeitskräfte die technischen Aufgaben der Verwaltung nicht erledigt 
werden können. 

Wir stellen somit fest: 

1. daß die. Heranziehung von technischen Kräften aus dem privaten 

Wirtschaftsieben ein Dauerzustand ist, 

2. daß die herangezogenen Techniker zur Befriedigung eines dauernden 

Bedürfnisses dienen. 

Daraus folgt, daß die Verwaltung, die ein Interesse daraı haben 
muß, alle dauernd beschäftigten Angestellten in das Beamtenverhältnis 
zu überführen, für Uebernahmebedingungen zu sorgen hat, die den tech- 
nischen Angestellten den Uebertritt in das Beamtenverhältnis einmal 
überhaupt mögich machen, dann aber auch — in  Ausehung des 
Lebensalters und der Leistung — mit der wirtschaftlichen Stellung des 
Tarifangestellten und der Stellung des gleichaltrieen Beamten aus der 
regelmäßigen Beamtenlaufbahn im Einklang stehen. 

Hierbei müßte mit in die Wagscha’e geworfen werden, daß die in 
Frage s'ehenden Techniker bei der Verwaltung ihre ‚Arbeiten ebenso 
selbständig leisten, wie sie es im privaten Erwerbsleben gewohnt gewesen 
sind — wenn auch diese Selbständigkeit bei der Verwaltung aus ver- 
waltungstechnishen Gründen nicht in entsprechender Weise in Er- 
scheinung tritt. 

Die Hochbauten, Ingenieurbauten, Betriebseinrichtungen usw. sind 
Produkte der schöpferischea, wissenscha‘t ichen, künstlerischen und kunst- 
gewerbüchen Fähigkeit der aus der Privatpraxis stammenden Techniker. 

Jedenfalls kann nicht bestritten werden, daß alle diese technischen 
Angestellten, die zum großen Teil erst mit dem 30. bis 35. Lebens- 
jahre in die Dienste der Verwaltung eingetretön sind und über eine 
gediegene theoretische und praktische Ausbildung verfügen, ein großes 
Maß von Kenntnissen und Erfahrungen in die Verwaltungen «mitbringen, 
das bei der Ucbernahme in das Beamtenverhältnis bisher in keiner 
Weise berücksichtigt worden ist, weil die Verwaltungen nicht geneigt 
waren, die für die Ansammlung der genannten Fachkenntnisse ver- 
brachte Zeit in irgendeiner Weise in Anrechnung zu bringen. 

Wir haben bereits bei früherer Gelegenheit darauf hingewiesen, 
daß die früher in das Beamtenverhältnis übergetretenen technischen 
Hilfskräfte nach dem heutigen Stande ihrer Besoldung eine Ein- 
kommenseinbuße von 6000 bis 8000 M. und höher jährlich zu ver- 
zeichnen haben, wobei noch zu berücksichtigen ist, daß die auf Privat- 
dienstvertrag tätigen Hilfskräfte der höheren Tarifgruppen selbstver- 
ständlich gar nicht daran denken können, sich nach den bisherigen 
Bestimmungen in die niederen Beamtengruppen einreihen zu lassen. 

Ein großer Teil technischer Hilfskräfte hat die schlechtbezahlten 
Beamtensteilen angenommen, weil spätere Besserstellung in Aussicht 
gestellt worden ist. Wir wollen - ünerörtert lassen, inwieweit die 
Nichterfüllung der berezhtigten Hoffnungen unserer Kollegen auf die 
Verhältnisse der Kriegszeit und Nachkriegszeit zurückzuführen sind. 
Wir können aber nicht unterlassen, auf die große Erbitterung hiuzu- 
weisen, die in den Kreisen der Techniker über die mangelhafte -Be- 
wertung. ihrer Arbeit herrscht. Ebenso müssen wir nachdrücklichst 
betonen, daß sich allmählich ein Notstand herausgebildet hat, der 
droht, für‘ die betroffenen Beamten und ihre Familien katastrophal 
zu werden. Wir gehen nicht zu weit, wenn wir sagen, daß keine 
Gruppe von Beamten mit einer in Anbetracht ihrer Arbeitsleistung 
und ihres Lebensalters so geringen Besoldung abgespeist worden ist. 
wie die Gruppe der Techniker, die aus den technischen Hilfskräften _ 
hervorgegangen ist. ’ 

Nach alledem erscheint es uns notwendig, daß schnellstens eine 
Aenderung geschaffen wird, und. daß jeder Weg beschritten wird, .der 
die obenbezeichneten. Mißstände beseitigen kann. TE var 
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Die. Ausführungsbestimmungen Z. 37 (siehe, oben) geben die Mög- 
lichkeit, nun endlich den obenbezeichneten Zustand zu beseitigen, daß 
erstklassige Arbeitskräfte im hohen Lebensalter mit den jüngsten Be- 
amten anderer Gruppen im Dienstalter gleichgestellt werden. Es steht 
für uns außer Zweilel, daß nicht nur eine Härte im Sinne der Z. 37 
vorliegt, sondern daß hier von einer ganz außerordentlichen Härte 
und einer grossen Ungerechtigkeit gesprochen werden muss. 

Des weiteren dürfte es nicht bestritten werden können — wir ver- 
weisen auf die immer wieder in den Zeitungen erscheinenden Anzeigen, 
nach denen erste Kräfte gesucht werden —, daß gemäß Z. 40, 
Abs. 2 die Uebernahme dieser Techniker in das Beamtenverhältnis 
fürs das Reich von ganz besonderem Wert gewesen ist. 

Ebenso muß anerkannt werden, daß die Techniker sich in einer 
„ganz besonderen Ausnahme“stellung befinden, so daß die Vorbedin- 
gungen auch. dieser Ziffer erfüllt sind. 

Da die bisherige Berufspraxis bereits als Vorbedingung für die 
Einstellung als Angestellter mit Privatdienstvertrag gefordert wurde, 
da iesner diese Berufspraxis auch eine Grundlage für die Dienst- 
leistungen als Beamter darstellt, dürfte kein Zweifel bestehen, daß 
auch. die Ziff. 39 Abs. 3 hier in Anwendung kommen muß, wenn 
die einzeinen Vorschriften der Ausführungsbestimmungen überhaupt ihren 
Zweck erlü.len sol.en. 

Demgemäß sprechen wir die bestimmte Erwartung aus, daß die 
2. 37, 39 und 40 im ganzen Ausmaß ihrer Bedeutung sowohl für 
die bereits in das Beaintenverhältnis überführten, wie für die noch im 
Privatdienstverhältnis stehenden Angesteliten bei ihrer Uebernahme in 
das Beamtenverhältnis angewendet werden. 

Wir hoffen, daß der Herr Reichsminister sich unserer Ansicht 
ansch'ießt, daß die Verwirklichung unseres Vorschlages nicht allein zur 
Beseitigung der großen Not!age der technischen Beamten dient, sondern 
auch im Interesse der Verwaltung selbst liegt. Wir glauben annehmen 
zu können, daß auch der Herr Reichsminister unserer Auffassung 
beitritt, daß es einen für den Staat unhaltbaren Zustand darstellt, wohl 
die in der außerhalb des Staatsdienstes ausgeübten Berufspraxis er- 
worbenen Kenntnisse der Techniker auszunutzen, ohne dafür .das ge- 
ringste Entgelt . zu leisten. 

Wir bitten demgemäß den Herrn Minister, baldigst die Heraus- 
gabe von Bestimmungen zu veranlassen, die unseren vorgetragenen 
Wünschen entsprechen.“ 

Ucber die Berechtigung der in dieser Eingabe zum Aus- 
drück gebrachten Forderungen der Techniker brauchen wir 
kein Wort zu verlieren. Nicht unerwähnt aber wollen wir 
lassen, dass es unserem Bunde gelungen ist, die obenbezeich- 
neten Techniker-Forderungen bei einer grossen Reihe von Kom- 
munalverwaltungen durchzusetzen. So hat z. B. der Magistrat 
Berlin in seiner Besoldungsordnung Ziff. 3 für die Einreihung 
in. die Gehaltsgruppen nachstehende Bestimmung aufgenommen: 

„Wenn nach dem Gruppenplane die Anzahl der Jahre der Berufs- 
praxis die Voraussetzung für die Eingruppierung ist, so gilt die Zeit des 
Abs.husscs des S.aatsexamens als Anfangstermin. Ist ein Examen nicht 
abge.egt, so..bleibt die vor dem 24. Lebensjahre zurückgelegte Tätig- 
keit außer Betracht. 

Weiter besagt die Besoldungsordnung unter II, Einreihung 
in di® Gehaltsstufen, Ziif. 1: 

„Die in Staats-, Gemeinde- und .Privatbetrieben in gleichwertiger 
Tätigkeit als Techniker zugebrachte Dienstzeit ist, soweit sie fünf Jahre 
übersieigt, voll anzurechnen. Die Anrechnung bedarf der Zustimmung des 
zuständigen Stadtbaurates.“ 


Wir sehen also, dass hier grundsätzlich die Anrechung der 
in der. Privatpraxis ausgeübten Tätigkeit verwirklicht worden 
ist, Wir werden keinen Schritt unversucht lassen, auch bei den 
Reichs- und Staatsbehörden die Anrechnung als eine unserer 
erundsätzlichen Hauptiorderungen für die Techniker zu ver- 
wirklichen. 

Dass nach Durchsetzung dieser Forderung auch eine An- 
rechnung der Dienstzeit in einem anderen Zweige des Reichs- 
dienstes auf das Besoldungsdienstalter gemäss $ 33 der Aus- 
führungsbestimmungen erfolgen muss, ist eine Selbstverständ- 
lichkeit. 
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" Auf dem Reichsbeamtentag der Deutschen Volkspartei ist 
an der ”parteipolitischen Durchseuchung der Beamtenschaft 
scharfe Kritik geübt worden. Auch wir vertreten die Auf- 
fassung, dass die Stellenbesetzung nicht nach parteipolitischen 
Gesichtspunkten, sondern in erster Linie nach den Fähigkeiten 
des Anwärters zu erfolgen hat. Die gleiche Neutralität, die in 
den Verwaltungen Leitmotiv für alles Handeln sein sollte, for- 
dern wir auch für die Beamtenbewegung. Auch sie gedeiht 
unseres Erachtens am besten, wenn sie sich freihält von partei- 
politischen Einschlägen und ihre Forderungen in Einklang mit 
den in der Reichsveriassung für die Beamtenpolitik enthaltenen 
Richtlinien bringt. Höchstes Staatsgesetz ist auch dem Be- 
amten die Verfassung. Er muss alles tun, sie zu schützen, 
denn er bleibt an erster Stelle Träger des Staatsgedankens. 
Der Schutz der Verfassung reicht deshalb auch für den Be- 
amten weit hinaus über die gleiche Aufgabe aller Partei- 
richtungen, Seltsam mutet es daher an, wenn nach der Kriti- 
-sierung der: politischen Durchseuchung der Beamtenschaft der 
Deutsche Beamtenbund wegen seiner Stellungnahme zu dem 
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politischen Mord als nicht „wirklich neutral“ bezeichnet wurde. 
Der Deutsche Beamtenbund hat „seine Empörung über ieden 
pclitischen Mord“ ausgesprochen (nicht etwa nur über den 
Mord an Erzberger!) und gleichzeitig die Regierung aufgeior- 
dert, dafür zu sorgen, dass die Verfassung nachieder 
Richtung geachtet und däss gleichmässig xeren jeden 
vorgegangen wird, der den friedlichen Wiederaufbau durch 
Versiitung des öffentlichen Lebens, die nicht einmal vor der 
Gemeinschaitsarbeit in den Verwaltungen haltmacht, hindert. 


Ist es nicht verwunderlich, dass jemand, der der Entpoliti- 
sierung des Beamtentums das Wort redet, sofort Kritik übt, 
wenn aus der Beamtenschaft selber jeder Methode des politi- 
schen Mordes entgegengetreten und die Achtung der Ver- 
fassung gefordert wird? Welche wirklich ernst zu nehmende 
politische Partei hätte auch nur die Möglichkeit, vor der Not- 
wendigkeit der Ablehnung aller Methoden der Gewalt die 
Augen zu verschliessen? Wenn aber alle Parteien diesen 
Standpunkt vertreten müssen fund auch wirklich vertreten 
haben!), dann wüssten wir wirklich nicht, warum dem Deut- 
schen Beamtenbunde wegen der Vertretung des gleichen Stand- 
punktes Verletzung der parteipolitischen Neutralität vorge- 
worfien werden könnte. Unseres Erachtens vergessen die „Kri- 
tiker“ immer wieder, dass der Deutsche Beamtenbund zwar 
parteipolitisch neutral sein muss, darum aber noch längst 
nicht unpolitisch ist. Er muss die Kraft finden, sich vor aller 
Augen zur Politik zu bekennen, wenn er nicht jede politische 
Bewertung einbüssen will. Gleichzeitig aber — und das sollten 
sich besonders die Kritiker gesagt sein lassen, die von Ver- 
letzung der parteipolitischen Neutralität immer gleich dann 
reden, wenn die politische Auffassung anderer Leute nicht 
ihrer eigenen parteipolitischen entspricht — dari .er. sich 
nicht von Richtungen ins Schlepptau nehmen lassen, aus eben 
demselben Grunde: um die ihm gezollte politische Anerkennung 
nicht zu verscherzen. 


Die parteipolitische Neutralität des Nationalen Beamten- 
verbandes, Der Nationale Beamtenverband entfaltet in der 
letzten Zeit eine rege Werbetätigkeit. Viel Anklang scheinen 
seine Lockungen allerdings nicht zu finden. Die Beamtenschaft 
ist heutzutage genügend gewerkschaftlich geschult, -um das 
wahre Wesen eines Gebildes zu erkennen, bei dem die gewerk- 
schaftlichen Bestrebungen nur dem Deckmantel für ganz anders- 
artige Ziele hergeben sollen. 


In ihrer Agitation betont die Leitung des Verbandes in 
erster Linie ihre parteipolitische Neutralität und nationale Ge- 
sinnung, ohne zu erkennen, dass sie sich mit dem Heraus- 
streichen dieser Tendenzen selbst die Daseinsberechtigung ab- 
spricht. Die Führer des Verbandes sollten doch erst einmal 
Aufklärung darüber zeben, was sie überhaupt unter diesen 
Schlagworten verstehen, Die Betätigung der nationalen Ge- 
sinnung ist überhaupt nicht Aufgabe einer Gewerkschaft als 
solcher. Tatsächlich handelt es sich doch darum, dass Volks- 
kreise, die seit der Revolution ihren Einfluss schwinden sehen, 
geschickt verstehen, ihren Kämpfen um die Wiedererlangung 
der alten Position ein nationalistisches Mäntelchen umzuhängen, 
um damit auch in den Kreisen auf Stimmenfang ausgehen zu 
können, die als Arbeitnehmer wirtschaftlich zu ihnen im Gegen- 
satz stehen. Die Deutung des Begriffes „nationale Gesinming“, 
wie sie den Führern des Nationalen Beamtenverbandes beliebt, 
bedeutet tatsächlich den ausschliesslichen Anschluss an be- 
stimmte politische Parteien. Wie sich das mit „parteipolitischer 
Neutralität“ verträgt, muss der Nationale Beamtenverband 
erst einmal erklären. Schliesslich kommt noch hinzu, dass den 
oben gekennzeichneten — noch immer einflussreichen — Kreisen 
die freiheitliche Stellungnahme des Deutschen Beamtenbundes 
schwer auf die Nerven fällt, und sie versuchen nun, die ein- 
heitliche Organisation der Beamtenschaft zu sprengen, um 
selbst im trüben fischen zu können. 


Besoldungsfragen 


Ausführungsbestimmungen zum preuss. B.D.E.G. Ueber 
die Ausführungsbestimmungen zum preuss. B. D. E. G. haben 
Beratungen der Beamtenorganisationen mit dem Ausschuss für 
Beamtenangelegenheiten des preuss. Landtages stattgefunden, 
Die uns von den Fachgruppen übermittelten Abänderungs- 
wünsche sind von unserem Vertreter dem+»Ausschuss gegenüber 
vertreten und begründet worden. 

Der Ausschuss des Landtages hat bereits in erster Lesung 
die Ausführungsbestimmungen beraten. Nach Lage der Dinge 
ist kaum zu erwarten, dass der preuss. Landtag über die für 
Reichsbeamte geltenden Bestimmungen hinausgeht. 


Besoldungsdienstalter für Katastersekretäre, - Der Preussische 
Finanzminister hat unterm 30, August 1921 K. V. 1./474 folgende 
Bestimmungen zur Anwendung der Besoldungsvorschriften ge- 
troifen; 
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Zur Herbeiführung einer gleichmässigen Anwendung der Preussi- 
schen Besoldungsvorschriften vom 8. Juli 1921 im Bereiche der Ka- 
tasterverwaltung bemerke ich folgendes: 


I. 

Zu Ziff. 144 und 151 zu c. Als Stichtag für die Ablegung 
der Prüfung der Bewerber um Katastersekretärstelen gilt für den Früh- 
jahrstermin der 1. April und für den Herbsttermin der 1. Oktober. 

Para I. 

Zu Ziff. 150. Für alle nach dem Frühjahrstermin 1914 zur 
Prüfung zugelassenen Katastertechniker ist in der anliegenden Nach- 
weisung A derjenige Prüfungstermin angegeben, auf den der Termin, 
in dem die Prüfung tatsächlich abgelegt ist, in Rücksicht auf die 
Teilnahme am Kriege oder auf die durch den Krieg bedingten Ver- 
hältnisse verbessert ist. Dabei ist bei denjenigen Katastertechnikern; 
die am 1. August 1914 der gesetzlichen Dienstpflicht genügten, die 
Zeit des Kriegsdienstes erst vom Ende der gesetzlichen zweijährigen 
Militärdienstzeit ab gerechnet. Diese Dienstzeit ist mithin noch nach 
Ziff. 150 mit einem Jahr anzurechnen, während eine Anrechnung 
der Kriegsdienstzeit allgemein nicht mehr erforderlich ist. 

Vorweg ist in der Nachweisung für diejenigen Kriegsteilnehmer, 


denen die Prüfung erlassen ist, der massgebende Prüfungstermin an- 


gegeben. 

Die Nachweisung wird, solange erforderlich, nach jedem Prüfungs- 

termine durch Nachträge fortgeführt werden. 
IIE. 

Zu Ziff. 151. Den vor dem 1. April 1909 in die Kataster- 
verwaltung eingetretenen Landmessern, die nach den bis zum Inkraft- 
treten der Geschäftsanweisung IV vom 31. Janyar 1910 geltenden Be- 
stimmungen zu Katasterlandmessern berufen worden sind, ist die in 
der Verfügung vom 8. Dezember 1896 — II. 14513 — vorgeschriebene 
praktische Beschäftigung bei katasteramtlichen Arbeiten nach Abiegung 
der Landmesserprüfung bis zu dem Zeitpunkte ihrer Uebernahme in 
das Beäuiteaverhältun auf das Anw.D.A. anzurechnen. _ 

IV. 

Zu Ziff. 159. Bei den aus dem Landmesserberufe hervorgegan- 
genen Beamten ist zu berücksichtigen: 

a) die einjährige praktische Beschäftigung vor dem Hochschul- 
studium ($ 5 zu 4 der Landmesserprüfungsordnung vom 4. Sep- 
tember 1882/12. Juni 1893), soweit sie nicht in das anschliessende 
Studienjahr hinübergreift; 

b) das zweijährige Hochschulstudium ($ 5 zu 5.a. a. O.); 

ec) für die_nach den Vorschriften der Geschäftsanweisung IV an- 
genommenen und ausgebildeten Landmesser die im $ 4 Abs. I 
a. a. O. vorgeschriebene Ausbildungszeit; 

d) als notwendige Prüfungszeit allgemein der auf das zweijährige 
Hochschulstudium folgende Monat April. ; 


N 
Zu Ziff. 160 Abs. 1. Vorbehaltlich der Einschränkung im Abs. 2 
Benenutgr ich, dass bei den in die Katasterverwaitung übergetretenen 
eamten die Dienstzeit oder die Zeit einer praktischen Beschäftigung 
als Landmesser in der landwirtschaftlichen oder in der Eisenbahn- 
bzw. Bauverwaltung der Beschäftigung in der Katasterverwaltung gleich 
zu erachten und auf das Anw.D.A. anzurechnen ist. 


Zu Ziff. 162. Eine unzureichende Befähigung des Katasterland- 
messers liegt dann vor, wenn er die Fachprüfung nicht in dem Termine 
bestanden hat oder besteht, zu dem er sich nach den jeweils geltenden 
Prüfungsvorschriften oder nach den Vorschriften unter Ziff. 9 der Ver- 
fügung vom 2. Februar 1910 — 11.424,1.674 — erstmaig melden 
konnte. 

Ziff. I gilt sinngemäss. 

Um die Feststellung zu erleichtern, ob die Fachprüfung rechtzeitig 
abgelegt ist, wird eine den Ausführungen zu Ziff. II entsprechende 
Nachweisung B für die Katasterlandmesser beigefügt. 

Bei denjenigen Katasterlandmessern, die die Fachprüfung gegen- 
wärtig noch nicht abgelegt haben, wird. von hier aus verfolgt werden, 
ob sie diese rechtzeitig ablegen, und gegebenenfalls das Erforderliche 
von Fall zu Fall veranlasst werden. 

Vi. 

Zum 15. November d. J. ist eine Nachweisung des Anw.D.A. 
und des B.D.A. aller Katasterbeamten des dortigen Regierungsbezirks 
nach dem Stande vom 5. Oktober d. J. als Sammelbericht nach fol- 
gendem Muster vorzulegen: I 
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Darin ist für Beamte, die sich nicht mehr in ihrer ersten plan- 
mässigen Stelle befinden, auch das B.D.A. in den vorhergehenden Be- 
soldungsgruppen anzugeben. 

Künftig ist in jedem Bericht über die Vereidigung eines Kataster- 
landmessers oder. Katasterdiätars, über die Ernennung eines Kataster- 
sekretärs und über die Uebertragung einer Aufrückungsstelle an einen 
soıchen anzuzeigen, auf welchen Tag das Anw.D.A. bzw. das B.D.A. 
festgesetzt ist. a 

VIH. 


Zur weiteren Erleichterung werden in der Anlage C einige Bei- 
spiele mitgeteilt. 

Diese Verfügung wird in der nächsten Nummer des Finanzministe- 
rialblatts veröffentlicht. 


I. A.: Kosswig. 
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Beihilfe für Beamte im besetzten Gebiet. Der Reichsminister der 
Finanzen gibt am 25. April 1921 — 1.G./53995 — bekannt: En 


„Nach der Entstehungsgeschichte der Bestimmungen über die Be- 34 


satzungszulage musste ihre volle Anwendbarkeit grundsätzlich. auf Be- 
amte beschränkt bleiben, welche sich am .16.: April 


1920 noch im»: 


Dienst befunden haben; Ruhegehaltsempfänger usw. sollten demnach 


für die Gewährung der Besatzungszulage ausser. Betracht bleiben. 
Es ist nun im Hinblick auf die zugelassene Rückwirkung. der Be- 
willigung bis zum 1. Januar 


bei Herausgabe meines Rundschreibens vom 16.' April 1920 — 1,G./1751 
Hg. 2. Ang. 


1920 die Frage aufgeworfen worden, 
wie bezüglich derjenigen Beamten hätte verfahren werden müssen, welche” 


— zwar verstorben oder in den Ruhestand versetzt 'waten, 


während eines Teiles des Zeitraumes vom 1. Januar bis 16. April 1920 er 


aber noch ihre amtliche Tätigkeit ausgeübt. hatten.- 


Der obigen Darlegung zufolge hätte meines Erachtens die Ber 


satzungszulage in solchen Fällen nicht nachgewährt werden sollen. 
Nachdem ich jedoch durch Umfrage bei den hauptbeteiligten Res- 
sorts festgestellt habe, dass tatsächlich abweichend verfahren worden 
ist, . wilı ich mich ergebenst damit einverstanden erklären, dass die 
Besatzungszulage in Fällen der gedachten Art den Beamten bzw. ihren 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen — diesen auch, solange Gnaden- 


bezüge gewährt werden — allgemein. gezahlt werden darf. 
Der letzte Absatz meines Rundschreibens vom 31. Juli 1920 — 
1.G./3627.Hg. — wird hierdurch nicht berührt.“ 


Behördenangestellte 


Auslegung des 8 7 Abs. 3 des Tarifvertrages vom 6. November 1920 
für die Angestellten bei preussischen Staatsverwaltungen. 
M.f.L. Geschäfts-Nr. IA V 1087. Berlin, den 12. Juli 1921. 
An die nachgeordneten Behörden. 

I. Nach &7 Abs. 3 des Tarifvertrages für die Angestellten bei 
den- Reichs- und. den preussischen Staatsverwaltungen vom 6. No- 
vernber 1921 wird den Angestellten „im Falle einer durch Unfall oder 
Krankheit verursachten Arbeitsunfähigkeit die. Vergütung - unter Abzug 


der reichsgesetzlichen Bar leistungen (Krankengeld, Hausge.d) weiter- 


gezahlt“. Diese Bestimmung ist dahin aufzufassen, dass im Falle der 
Gewährung von Krankenhauspflege zwar ein etwa daneben gewährtes 
Hausgeld, nicht aber der Geldwert der Krankenhauspflege von .der 
Vergütung abgezogen werden darf, weil bei den Tarifverhandlungen 


der Abzug ausdrücklich auf die reichsgesetzlichen Bar leistungen be- 


schränkt - worden ist. 
ll. Ferner ist der $ 7 Abs. 3 nicht dahin auszulegen, dass Bar- 


leistungen der Krankenkassen, auf die ein Angestellter auf Grund einer 


freiwilligen Versicherung unter Aufbringung aller 
Kosten — sei es bei einer reichsgesetzlichen Kasse oder einer pri- 
vaten Versicherüngsgeselischaft — Anspruch hat, von der Vergütung ab- 
zuziehen sind. 


I. A.: Eggert. 


Der Prozess der 42 dauerangestellten Techniker gegen den 
Magistrat Plauen i. V., über den wir in Nummer 6 der „Freien 
Beamtenrundschau‘‘ berichteten, hat sich nach den inzwischen 
eriolgten Feststellungen durch das Hinzukommen von Teuerungs- 
zulagen usw. zu einem noch grösseren Erfolg für die 
Kollegenschaft gestaltet. Die zur Auszahlung gelangte Summe 
beträgt nicht zwei Drittel von 120000 = 80000 M., sondern 


zweiDrittelvon 248 48850 = 165 659, — M.; gewiß‘ 


einschöner Erfolg des Rechtsschutzes unseres 
Bundes. Erfreulicherweise hat sich auch herausgestellt, 
dass die in unserer Notiz angedeutete Absicht des Rechts- und 
Verfassungsausschusses auf Kündigung der Kollegen zwecks 
Beseitigung des Dauerangestelltenverhält- 
nisses sich nur als die „Anregung“ eines Ausschussmiteliedes 
darstellte, die aber im Ausschuss keine Gegenliebe gefunden hat. 


Bücherschau 


Die Gemeinschaft. (Organ des Deutschen Beamtenbundes.) Verlag: 
Otto Elsner, Berlin S42, Oranienstrasse 140/142, Preis am _Post- 


schalter vierteljährlich 9 M., Einzelheft 1M. Heft 30 der Haupt-. 
‚ausgabe vom 15. September 1921 enthält folgende Aufsätze: 


Wochenschau von Hugo Kamossa. Die Bedeutung der Gehälter der 
höheren Beamten von Regierungsrat Dr. Berger. Der Weltgerichts- 


hof von Dr. Wehberg. Ferner enthält das Heft die amtlichen Ver- 


fügungen über Gewährung von erhöhten ‚Teuerungszuschlägen an An- 
gestelte, an nicht volljährige männliche Arbeiter und für weibliche 
Arbeiter. Eine Reihe von steuer- und wirtschaftspolitischen. Mittei- 


lungen, die Aufführung der Mitteilungen des Ständigen Ausschüsses : 


für Beamtenfragen im Preussischen Landtag, 


die Bekanntmachung über 


die Erhöhung des Ausgleichszuschlags in Preussen, die Ausschreibung ‘ 


von Stellen im Internationaleı Arbeitsamt und eine Reihe von Mit- 
gliederbeiträgen über Besoldungsfragen vervollständigen den Inhalt des 
Heftes. — Heft 3l der Hauptausgabe vom 22. Se 
1921 enthält fo!gende. Aufsätze: Wochenschau von. Albert. Falkenberg. 
Fachgewerkschaft und Deutscher Beamtenbund von D. Scharringhausen. 
Durch die Geldwertsteuer zur Steuergerechtigkeit von H. Hilpert, 
Ausserdem enthält des Heft die preussische Verordnung über die Ge- 
währung von Notzuschlägen zum Grundgehalt usw., einen Bericht über 
Verhandlungen beim Reichspräsidenten zur Wiederaufnahme der Teue- 
rungsaktion, einen Aufsatz über das Ziel der Provinzbeamtenbewegung, 


sowie eine Reihe von Abhandlungen steuer- und. wirtschaftspolitischer 


sowie standespolitischer Natur. 
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Kritisches zur Brotzulage 


Die erste Etappe in den Kämpfen der Reichsarbeiter, -an- 
gestellten und -beamten zur Begegnung der grossen sich ent- 
faltenden Teuerungswelle ist beendet. Die Organisationen, 
welche die Kämpfe durchgeführt haben, stehen dem End- 
ergebnis mit gemischten Gefühlen gegenüber. Sie erkennen an, 
dass manches Erfreuliche erreicht worden ist, so z. B. für die 
Diätare, und doch sind sie unzufrieden. Einmal weil die Zu- 
geständnisse der Regierung besonders für die unteren Besol- 
dungsgruppen weit hinter dem Erhofften und Notwendigen zu- 
rückbleiben. Dann aber auch, weil die Erhöhungen für die 
Beamten wieder gleichmässig prozentual erfolgt sind. Und 
schliesslich ist es auch noch nicht gelungen, die Staffelung der 
Zulagen nach Ortsklassen ganz zu beseitigen. 


Der Unwille der Organisationen über die Haltung der Re- 
gierung in diesen Punkten ist durchaus gerechtiertigt. Es ist 
erfreulich, dass sie geschlossen die Forderung nach endlicher 
Beseitigung der gleichmässigen prozentualen Zulage aufgestellt 
hatten. Die Reichsregierung hat in diesem Punkt nicht nach- 
gegeben, und zwar, wenn man Presseberichten glauben darf, 
aus Gründen der Gerechtigkeit. Demgegenüber behaupte ich, 
dass es nichts Ungerechteres als diese gleichmässige 'prozen- 
tuale Zulage gibt. Unter dem alten Regime gab es keine 
gleiche prozentuale Zulage. Zuerst erhielten diejenigen eine 
Zulage, die von der steigenden Not am härtesten getroffen 
wurden, Dann bezog man nach und nach alle Beamten ein, 
jedoch so, dass, je höher das Gehalt war, desto niedriger sich 
die Zulage belief. Dies Prinzip für die Gewährung der Teue- 
rungszulage war richtig. Es entsprach dem Zweck der Zu- 
lage, dem Volksempfinden und der Gerechtigkeit, und niemand 
hat damals daran gedacht, dagegen Sturm zu laufen. 


Der Vorschlag der. gleichen prozentualen Teuerungszulare 
tauchte erst bei den Vorberatungen zum neuen Besoldungs- 
gesetz auf, als damit gerechnet werden musste, sie auf Jahre 
hinaus bis zur Stabilisierung der Wirtschaftsverhältnisse wohl 
oder übel beizubehalten. In den ersten Richtlinien für die Be- 
soldungsreform hiess es von den Teuerungszuschlägen: „Sie 
sind in der Form eines veränderlichen, durch den Haushalt zu 
bestimmenden prozentualen Zuschlages zum Grundgehalt und 
zum Ortszuschlag zu gewähren.“ Also kein Wort von dem 
„gleichmässigen“ prozentualen Teuerungszuschlag, der wohl 
damals dem Verfasser der Richtlinien selbst als ungeheuerlich 
vorgekommen sein mag. Auch in dem zweiten Entwurf der 
Richtlinien war noch nichts von einem „gleichmässigen pro- 
zentualen“ Zuschlag zu lesen. Da setzten die bekannten unter- 
irdischen Kräfte ein, und, siehe da, in dem gedruckten Refe- 
renten-Vorentwurf erschien unter der Ueberschriit „IV. Teue- 
rungszuschläge“ im $ 20 der Satz: „Er wird nach gleichen 
Hundertteilen der erwähnten Bezüge bemessen.“ Trotzdem 
diese Bestimmung vom ersten Augenblick an auf das schärfste 
bekämpft wurde, war sie auch in der Vorlage der Reichs- 
regierung für den Reichstag enthalten. Mein Antrag, den jetzigen 
Gesetzestext, „Art und Höhe des Teuerungszuschlages werden 
durch den Reichshaushaltsplan bestimmt“, an Stelle jener Be- 
stimmung zu setzen, wurde bei der Beratung im Unterausschuss 
des Reichstags abgelehnt. Erst im Hauptausschuss, der aller- 
dings eine andere Zusammensetzung als der Unterausschuss 
zeigte, gelang. es mir, die gesetzliche Festlegung des gleichen 
prozentualen Teuerungszuschlages zu verhindern, Allerdings 
ahnte damals weder ich noch sonst ein Mensch, dass es ge- 
heimrätlicher Verbiegungs- und Verdrehungskunst gelingen 
würde, diese Bestimmung zum Schaden der Beamten anzu- 
wenden, wie es in der Staffelung der Teuerungszuschläge nach 
Ortsklassen geschehen Ist. 

In Konsequenz der von mir durchgesetzten Aenderung der 
Bestimmung über die Teuerungszuschläge im Text des Besol- 
dungsgesetzes hatte ich schon in der Nationalversammlung bei 
der Beratung der vorläufigen Regelung des Reichshaushalts für 


. 1920 einen Antrag auf Staffelung‘der Teuerungszuschläge nach 


der Höhe des Gehalts gestellt. In der Begründung sagte ich 
wörtlich: „Es entspricht unserer felsenfesten Ueberzeugung, 


Erscheint mit Nr. 41 der D. T. Z. 
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dass ein gleicher prozentualer Teuerungszuschlag eine boden- 
lose Ungerechtigkeit gegenüber den gering besoldeten Beamten 
ist.“ Aus.Gründen, die auf einem anderen Gebiet liegen, wurde 
ich damals gezwungen, den Antrag zurückzuziehen. : Ich ver- 
sprach aber, ihn im Reichstag erneut zu stellen. 


Dies Versprechen habe ich bei der bekannten Aktion wegen 
Erhöhung der Teuerungszulage im Dezember 1920 eingelöst. 
Jedoch wurde aus der Staffelung der Teuerungszulage nach 
Gehaltssätzen wieder nichts. Aus der Besoldungsfrage war 
im Reichsparlament eine hochpolitische Frage mit einer akuten 
Regierungskrisis geworden. Der Erfolg war, dass es bei der 
vom Kabinett Fehrenbach vorgeschlagenen Erhöhung der Teue- 
rungszuschläge für die Kinderzuschläge blieb. 


In der dann folgenden Aktion im Januar d. J. kam unter 
Missbrauch der erwähnten Bestimmung über die Teuerungs- 
zuschläge die Staffelung nach Ortsklassen unter Erhöhung der 
gleichen prozentualen Zuschläge zustande. Der Vorschlag der 
Reichsregierung stellte das Kompromiss dar, welches zwischen 
den Organisationen und ihr geschlossen worden war. Der 
Reichstag hatte dazu nur noch „Ja und Amen“ zu sagen und 
die notwendige Summe zu bewilligen. In der Materie selbst 
ist er gar nicht gefragt worden. Und wenn er hätte reden 
wollen, dann würde man ihm — nach einem alten guten Re- 
zept — erklärt haben, dass daran die ganze Aktion scheitere, 
So schwieg er vollständig, und zwar in allen seinen Teilen. 


Auch bei der eben abgeschlossenen Aktion liest ein Kom- 
promiss zwischen der Reichsregierung und den Organisationen 
vor. Die Organisationen haben, wenn auch widerstrebend und 
unter Protest, die Zugeständnisse der Regierung angenommen, 
Damit ist die Angelegenheit auch für den Reichstag erledigt, 
der wiederum nur noch „Ja und Amen“ zu sagen und die not- 
wendigen Mittel zu bewilligen hat. Diese Art der Erledigung 
der Besoldungsfragen zwischen dem Reich und seinen Beamten, 
Angestellten und Arbeitern ist der einzig richtige und vernünf- 
tige Weg, Es ist nur zu wünschen, dass alle Arbeitnehmer- 
fragen der im Dienst des Reiches Stehenden auf diese Art und 
Weise geklärt werden möchten. Wohl keinem der an den 
Verhandlungen Beteiligten ist der Gedanke gekommen, dass 
durch diese die Rechte oder die Würde des Reichsparlaments 
irgendwie beeinträchtigt werden oder das Berufsbeamtentum 
Schaden nehmen könnte. Aber jeder wird sich gesagt haben, 
dass der Reichstag durch diese Verhandlungen sehr entlastet 
wird. Der Reichstag hat nach wie vor das letzte Wort zu 
sprechen und somit das Recht, die Vereinbarungen nachzu- 
prüfen und sie anzuerkennen oder zu verwerfen. Er ist also 
trotz allem in seinen Rechten unbeschränkt. Es ist erfreulich, 
dass diese Art von Erledigung der Arbeitnehmeriragen der 
Reichsbediensteten nach ein paar zögernden Versuchen ieste 
Formen angenommen und sich zu einem brauchbaren gewerk- 
schaftlichen Mittel herausgebildet hat, eine Entwicklung, die ich 
als eine durchaus gesunde mit allen Mitteln gefördert habe. 


Wenn jetzt von verschiedenen Seiten darauf gehofft wird, 
dass der Reichstag in manchen Punkten eine andere Entschei- 
dung fällen möchte, so dürften diese Hofinungen enttäuscht 
werden. Die Reichsregierung kann sich mit vollem Recht dar- 
auf berufen, dass sie die Zusage der massgebenden Organisa- 
tionen hat, und der Reichstag, der immer wieder die Regierung 
auf den Weg der Verhandlungen mit den Organisationen ver- 
wiesen hat, wird nicht umhin können, das Abkommen zu respek- 
tieren. Hieraus mögen die Beamten erneut erkennen, was den 
Angestellten und Arbeitern schon lange klar ist, dass sie ihr 
Heil nicht mehr allein in den politischen Parlamenten zu suchen 
haben, sondern dass das Schwergewicht ihres Kampfes zur 
Verbesserung ihrer Lage In ihren Organisationen, also bei ihnen 
selbst lieg. Starke und geschlossene Organisa- 
tionen, durchdrungen von der Lebensauf- 
fassung des Arbeitnehmers und Verbrauchers, 
sind das Schicksal der Beamtenschaft Wenn 
also der Reichstag auch kaum etwas an dem Abkommen ändern 
wird, dürfte er doch nicht darum herumkommen, zu ilım Stellung 
zu nehmen. Dies ist notwendig, weil die sich in dem Abkommen 
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zeigende Tendenz bei der Erhöhung der Zulagen nicht der An- 
sicht aller Parteien entspricht, und um den weiteren Bemühun- 
gen der Organisationen nach einer gerechten und sozialen Be- 
soldung die Wege zu ebnen. Mit anderen Worten, der Reichs- 
tag wird in einer Willenskundgebung seine Ansicht darüber 
niederlegen müssen, in welcher Richtung sich nach seiner Mei- 
nung die weitere Besoldungspolitik der Regierung zu bewegen 
haben wird, — wobei allerdings vorausgesetzt bleibt, dass nicht 
eine neue Auflage der Sonderprüfungsfrage entsteht, die be- 
kanntlich nicht zur Ehre des Parlaments ausgefallen ist. Je- 
doch scheint nach meinem Dafürhalten diese Gefahr nicht zu 
bestehen, denn erstens ist die Frage der Erhöhung der Bezüge 
nach sozialen und gerechten Grundsätzen keine Sonderprüfung, 
und zweitens dürfte hinter jener ein anderes Aufgebot von 
Fordernden stehen als hinter der Sonderprüfung, 

Der Reichstag hat meines Erachtens die Pilicht, der Re- 
gierung klarzumachen, dass sich die in der Begründung zum 
Besoldungsgesetz s. Z. wiedergegebene Auffassung über die 
Tendenz der Teuerungszuschläge auf die Dauer nicht auirecht- 
erhalten lässt. Nach der Mäder-Külnemannschen Theorie geht 
diese Tendenz dahin, den Teuerungszuschlägen den Charakter 
einer Notstandshilfe abzusprechen, Sie behauptet vielmehr, dass 
die Teuerungszuschläge dazu da seien, die Kaufkraft der Mark 
aufzufüllen, und da die eine Mark ebenso entwertet sei wie 
die andere, muss logischerweise die Kaufkrait jeder einzelnen 
dem Beamten als Gehalt usw, gezahlten Mark gleichmässig auf- 
gefüllt werden, D. h. die Teuerungszuschläge müssen nach 
gleichen Hundertteilen berechnet werden. Der Generalleutnant 
z. D. Herhudt v. Rohden, der kaum in den Verdacht kommen 
dürfte, sich mit dem Proletariat zu identifizieren, schreibt in 
der. „Deutschen Zeitung“ u. a. folgendes: „Bei den Teuerungs- 
zuschlägen kommt es aber nicht darauf an, die aktive Arbeit 
zu belohnen, sondern tediglich darauf, die Existenz 
zuermöglichen.“ Und weiter: „Solange die Teuerung an- 
hält, muss der eine wie der andere sich die Existenzmittel zu 
denselben hohen Preisen beschaffen.“ Das ist Erkenntnis, die 
ganz meiner Auffassung und dem Empfinden der Massen der 
hungernden, gering besoldeten Beamten entspricht. Und so 
bestreite ich denn, dass der Teuerungszuschlag dazu da ist, die 
Kaufkraft jeder einzelnen Mark des Gehalts usw. aufzufüllen., 
In dem Grundgehalt und dem Ortszuschlag sind auch Dinge be- 
rücksichtigt, die zwar das Leben angenehm machen sollen, 
mit der eigentlichen Ermöglichung der Existenz aber nichts zu 
tun haben. Ich bestreite, dass der Teuerungszuschlag dazu da 
ist. auch die erhöhten Ausgaben für diese Dinge zu decken. 
Und dies um so weniger, als es noch immer Tausende und aber 
Tausende von Beamten gibt, deren Einkommen noch lange nicht 
zur Sicherung ihrer Existenz ausreicht. 


Die höheren Beamten, die übrigens die „bescheidene“ For- 
derung nach Erhöhung der gleichen prozentualen Zuschläge auf 
159 Prozent aufgestelit hatten, — wo ist die Gewerkschaft, die 
es ihnen nachmachen könnte?!? — pflegen bei jeder Gelegen- 
heit Fxtrawürste zu verlangen, und wenn ihnen diese einmal 
nicht gewährt werden, über Vergewaltigung und Majorisierung 
zu klagen, Sie übersehen dabei, dass sie es gerade sind, die 
mit ilırem Festhalten an dem gleichen prozentualen Zuschlag 
die grosse Masse aller anderen Beamten vergewaltigen und 
majorisieren. Erstaunlich und unbegreiflich bleibt es, wie diese 
auf die Dauer sich das gefallen lassen. Es muss endlich auf- 
geräumt werden mit den Argumenten, mit denen jene Herren 
gegen die Staffelung des Teuerungszuschlages operieren. 


Es ist nicht wahr, was immer behauptet wird, dass es nicht 
möglich ist, für die Zentral- und anderen Behörden in Berlin 
geeignete Beamte zu finden und nach Berlin zu versetzen, wenn 
diesen nicht eine Extrawurst gebraten wird. Den Beweis hier- 
für gab die bevorstehende Verlegung der zunächst von Brom- 
berg nach Berlin gekommenen Eisenbahndirektion Osten nach 
Frankfurt/Oder. Unter Führung der höheren Beamten wurde 
Himmel und Hölle in Bewegung gesetzt, um dies zu verhindern 
und in Berlin zu bleiben. 


Es ist nicht wahr, dass „alle“ höheren Beamten, wie der 
Sprachgebrauch behauptet, zu Handel und Industrie gehen, weil 
sie dort mehr verdienen. Abgesehen davon, dass wir viel zu 
viel höhere Beamte haben — z. B. stelite der Staatssekretär 
Teucke auf eine entsprechende Frage in einer Sitzung der Spar- 
samkeitskommission sofort und fürs erste fünihundert der 
höheren Postbeamten zur Verfügung —, sind Handel und In- 
düstrie gar nicht in der Lage — leider —, eine grössere Anzahl 
höherer Beamten aufzunehmen. Wen sie aber von diesen haben 


wollen, den holen sie sich, auch wenn man die Bezüge der 


höheren Beamten noch so hoch bemessen würde, Denn die 
Gehälter zu zahlen, welche Industrie und Handel ihren „Aus- 
erwählten“ bieten, wird dem Reich jetzt und immerdar unmög- 
lich sein. Und der Patriotismus allein ist, wie genügende Bei- 
spiele beweisen, nicht in der Lage, die Herren im Dienst des 
Reiches zu halten. 


ee 
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Und schliesslich sollte man doch endlich damit aufhören, den 
höheren Beamten, aus deren Mitte der demokratischen Republik 
unstreitig die schwersten Gefahren drohen, unentwegt zu be- 
scheinigen, dass man ohne sie nicht leben könne, dass sie sozu- 
sagen unersetzlich seien, Man lasse die Herren nur ruhig 
schreien, und man wird in abwartender, aber energischer Hal- 
tung in ganz kurzer Zeit erfahren, dass sie auch anders Können, 
Ueberdies darf endlich nicht übersehen werden, dass sie, die 
auch bei der letzten Aktion — da am meisten notleidend — 
als erste auf dem Plan waren, es durchaus verstehen, ihren 
Vorteil wahrzunehmen; es sei nur an die famose Aufwandsent- 
schädigung von 4800 M. jährlich erinnert, welche den „höheren“ 
Beamten der Reichsministerien vom Staatssekretär herab bis 
zum jüngsten Regierungsrat kürzlich bewilligt wurden, Zur- 
Begründung wurde hierbei angeführt, dass es für die Herren zu 
peinlich sei, die Ausgaben für Mittagessen usw. (bei längeren 
Sitzungen) zu liquidieren! 


Das alles muss einmal gesagt werden, und der Reichstag 
muss dementsprechend der Regierung den rechten Weg weisen, 
Dieser kann aber nur zu einer Staffelung der Teuerungszu- 
schläge nach Gehaltssätzen führen. Allein auf diesem Weg 
kommt man unter Berücksichtigung der Steuerpflicht der Zu- 
schläge der Gerechtigkeit am nächsten, die verlangt, dass jeder 
Beamter zur Ueberwindung der jeden gleich treffenden Teue- 
rung einigermassen den gleichen Betrag als Zuschlag zu seinen 
Bezügen erhält. Die Gewährung einer festen Summe als gleicher 
Zuschlag ist zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet. — 
Die gegebenen Punkte in der Gehaltsskala, an welchen der in 
den untersten Gehaltssätzen die höchsten Prozente aufweisende 
Zuschlag fällt, sind jene, wo der Ortszuschlag eine Erhöhung 
erfährt. Sogenannte Ueberschneidungen im Einkonimen ein- 
zelner Beamten sind zwar hierbei nicht zu vermeiden, sie 
können aber leicht ausgeglichen werden, wie die Erfahrung 
lehrt. Sachverständige des Reichsfinanzmi- 
nisteriums haben mir bestätigt, dass mein 
Vorschlag leicht und gut durchführbar sei. 


Wenn man nun fragt, weshalb denn das Reichskabinett an 
der gleichen prozentualen Zulage für alle Beamten festhält, so 
dürfte die Erklärung hierfür nicht schwer zu finden sein. Die 
Reichsminister sind schliesslich auch Menschen, die auf ihre 
Umgebung und die Beamten, mit denen sie täglich und stündlich 
in Berührung kommen, und auf deren Mitarbeit sie angewiesen 
sind, Rücksichtt nehmen müssen. Es kann den Ministern 
schlechterdings nicht verdacht werden, dass sie, nachdem das 
System des gleichen prozentualen Zuschlages nun einmal läuft, 
zu der vermeintlichen Benachteiligung ihrer Beamten nicht ihre 
Hand bieten. Deshalb muss die Anregung und der Wille zu 
einer Aenderung des bestehenden Zuschlagssystems von aussen. 
d. h. vom Reichsparlament kommen. Die Gewerkschaften einschl. 
Deutscher Beamtenbund haben unzweifelhaft zu erkennen ge- 
geben, dass der gleiche prozentuale Teuerungszuschlag für sie 
unerträglich geworden ist. Sie verlangen seine Staffelung nach 
gerechten und sozialen Grundsätzen, Hinzu kommt, dass die 
sozialistischen Parteien im Reichstag geschlossen: auf demselben 
Boden stehen. Und auch Mitglieder der Zentrumsfraktion und 
der Demokraten haben sich bereits mehrfach in gleichem Sinne 
ausgesprochen. Ein weiterer Beweis, dass diese‘ Parteien im 
Grunde gegen den gleichen prozentualen Zuschlag sind, ist ihre 
Mitwirkung bei der Beseitigung jener Bestimmung, die 
diese Art des Zuschlages im "Besoklungsgesetz verankern 
sollte. Somit dürfte es eigentlich nicht: schwer fallen, 
den Reichstag zu der gedachten Willenskundgebung zu veran- 
lassen und den Gewerkschaften für die nächste bald bevor- 
stehende Neuregelung des Teuerungszuschlages den Rücken zu 
stärken, Es geht beispielsweise wirklich nicht an, dass bei 
einer weiteren Erhöhung auf 100 Prozent — jetzt werden in 
Ortsklasse A 93 Prozent gezahlt — ein Beamter der Gruppe II 
4300 M. Gehalt + 2000 M. Ortszuschlag —=6300 M. und 100 Pro- 
zent, zusammen also 12600 M. und ein Beamter in Gruppe XII 
22.000 + 5000 — 27000 + 100 Prozent = 54 000 M. jährlich be- 
ziehen. Im übrigen muss der Reichstag verlangen, dass die 
Staffelung nach Ortsklassen verschwindet und den Beamten der 
untersten Gehaltssätze ein Mindesteinkommen zugesichert wird, 
das ihre Existenz ermöglicht. 


Schliesslich möchte ich noch betonen, dass ich durchaus 
nicht der Meinung bin, dass die höheren Beamten in den Grund- 
gehältern genügend hoch bezahlt seien, Dies trifit ebensowenig 
zu, wie es bei den anderen Beamten der Fall ist. Jedoch ist 
dies eine Frage, die nicht bei der Regelung des Teuerungszu- 
schlages zelöst werden kann. Auch ich bin der Ansicht, dass 
bei der allgemeinen Neuregelung der Beamtenbezüge, welche 
nach Beendirung der Steuergesetzgebung jällig sein dürfte, der 
Frage des Grundgehaltes eine ganz besondere Beachtung ze- 
schenkt werden muss. Jedoch sind Grundgehalt und Teeuerungs- 
zuschlag, wie gesagt, zwei ganz verschiedene Dinge. 

Willy Steinkopf, Mitglied des Reichstages. 
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„Wertschätzung“ technischer Arbeit! Eine eigenartige 
Auffassung von der Arbeit der Techniker scheint der Magistrat 
Gleiwitz zu haben, wie aus dem nachstehend mitgeteilten Ma- 
gistratsbeschluss hervorgeht: 

W.K. 1 1634. 21. — O. 3057. 
(Beglaubigte Abschrift.) 
Magistratsbeschluss. 

Der Magistrat hält die Bewilligung eines zwei- 
ten freien Nachmittags für Betriebsbeamte 
nicht für gerechtfertigt und nicht für an- 
gängige. Diese Vergünstigung ist lediglich für de Bureau- 
beamten eingeführt mit Rücksicht auf ihre sitzende 
L e benswej se. Betriebsbeamte, Techniker usw. die sonst 
während der Dienststuriden Gelegenheit haben, sich ausserhalb 
an Baustellen usw, längere Zeit zu bewegen, bedürien 
eines zweiten freien Nachmittags nicht. Bei 
der neuen Gehaltsaufbesserung soll dies noch geregelt werden. 


Gleiwitz, den 29. August 1921. 


Der Magistrat, 
gez. Miethe. gez. Jeenel. 


Abschrift zur Kenntnis. 
Gleiwitz, den 16. September 1921, 
Der Oberbürgermeister, Beglaubigt 
gez. Miethe, gez. Adler. 


Also der Magistrat von Gleiwitz schätzt die Arbeit der 
Bureaubeamten erheblich höher ein, als die der Betriebs- 
beamten und Techniker, denn die „sitzende Lebensweise“ dürfte 
kaum ausschlaggebend für die Bewilligung eines freien 
Nachmittags gewesen sein. Jedenfalls zeigt dieses Streiflicht 
wieder einmal, wie weit wir noch von einer gerechten Fin- 
schätzung technischer Arbeit auf seiten der Juristen und Ver- 
waltungsbeamten entfernt sind, und dass es noch angestrengter 
gewerkschaftlicher Arbeit bedarf, um unseren Forderungen An- 
erkennung und Gehör zu verschaffen. Mit dem Magistrat Glei- 
witz wird anlässlich der demnächst stattfindenden Tarifverhand- 
lungen ein sehr ernstes Wörtlein zu reden sein, — Diese Fälle 
stehen jedoch nicht vereinzelt da. Rs bedarf erhöhter Auf- 
merksamkeit unserer Kollegen, um derartige Vorkommnisse zu 
verhindern. Beim Techniker muss man doch mindestens mit 
in Berücksichtigung ziehen, dass sich seine Tätigkeit wesentlich 
mehr als die des Bureaubeamten nach den Erfordernissen des 
Dienstes und nach der Arbeitszeit der Arbeiterschaft richtet, 
so dass er oftmals gezwungen ist, in erheblichem Umfanze über 
die normale Dienstzeit hinaus tätig zu sein, also Ueber- 
stunden zu machen, für die eine Bezahlung auch nur in sehr 
seltenen Fällen vorgesehen ist. Es ist ein Gebot der Gerech- 
tigkeit, dass der Techniker für diese Ueberarbeit, die natür- 
lich auch mit geistiger Anstrengung verbunden ist, als Ent- 
Schädigung mindestens dieselbe Vergünstigung erhält, die der 
Bureaubeamte für seine „sitzende Lebensweise“ beanspruchen 
zu können glaubt, 





Beamtenrecht 


Ein Reichsminister gegen das einheitliche Beamtenrecht. 
Die Abg. Delius und Schuldt (Steglitz) hatten unterm 6. Sep- 
tember folgende Anfrage im Reichstag an die Regierung ge- 
richtet: 

„Nach den Bestimmungen der Reichsverfassung wird ein 
einheitliches Beamtenrecht für die deutschen Beamten vorge- 
sehen, Wiederholte Auslassungen verantwortlicher Stellen 
haben ausdrücklich die einheitliche Regelung in Aussicht ge- 
stellt. Die deutsche Beamtenschaft wartet seit Jahren auf die 
Neuordnung der Beamtenrechtsverhältnisse, Die preussische 
Regierung hat jetzt die Einbringung eines preussischen Diszi- 
plinargesetzes angekündigt. 

Wir fragen an, ob die Reichsregierunz nicht beabsichtigt, 


‚sei es im Rahmen des Beamtenrechtsgesetzes, sei es durch ein 


Reichsdisziplinargesetz, diese Materie einheitlich für das ganze 
Reich zı regeln Ein besonderes preussisches Gesetz würde 
die Einheitlichkeit stören.“ 


Darauf ist unter dem 22. September vom Reichsminister 
des Innern Dr. Gradnauer folgende schriftliche Antwort ein- 
gegangen: 


„Nach Artikel 128 Abs. 3 ‘der Reichsverfassung sind die 
Grundlagen des Beamtenverhältnisses durch Reichsgesetz zu 
regeln, und nach Artikel 103 der Reichsverfassung kann das 
Reich im Wege der Gesetzgebung Grundsätze für das Recht 
der Beamten aller öffentlichen Körperschaften aufstellen. Zur 
Schaffung eines einheitlichen Beamtenrechts für die deutschen 
Beamten ist das Reich nicht zuständig, somit auch nicht zur 
Schaffung eines alle deutschen Beamten erfassenden Disziplinar- 
gesetzes. 

Die Grundsätze für das Recht der Beamten aller Körper- 
schaften kann das Reich erst dann aufstellen, wenn es das neue 
Beamtenrecht für die Reichsbeamten fertiggestellt hat. Dieses 
ist in Bearbeitung; ein Disziplinargesetz für die Reichsbeamten 
ist im Reichsministerium des Innern entworfen und unterliegt 
zurzeit der Prüfung der obersten Reichsbehörden; nach Ab- 
schluss der Prüfung und nach Verhandlung mit den Beamten- 
organisationen wird der Entwurf dem Reichsrat und Reichstag 
vorgelegt werden. Es darf angenommen werden, dass. Preussen 
beim Erlass seines Disziplinargesetzes auf die Grundsätze des 
Reichsdisziplinargesetzes Rücksicht nehmen wird.“ 


Das ist eine sonderbare Auslegung der Reichsverfassung! 
Wenn die „Grundlagen des Beamtenverhältnisses“ durch Reichs- 
gesetz zu regeln sind, so heisst das doch, dass für die Reichs-, 
Länder- und Gemeindebeamten die gemeinsamen Grundlagen 
ihres Beamtenverhältnisses durch ein einheitliches Ge- 
setz geregelt werden müssen, das für alle Beamten gilt. Das 
schliesst nach dem Wortlaut der Reichsverfassung nicht aus, 
dass dieses einheitliche Beamtenrecht durch Sonderbestimmung 
des Reichs der Länder und Gemeinden ergänzt wird, wenn 
Sonderverhältnisse bestimmter Beamtengruppen dies erfor- 
derlich machen. Der von der Reichsreeierung einge- 
schlagene Weg ist nır dazu angetan, die Vereinheitlichung des 
Beamtenrechts zu unterbinden, 


Besoldungsfragen 


Verfügung des Preussischen Finanzministers vom 20, Junt 1921, 
betr. Beschäftigungstagegelder und Wohnungsbeihllfen 
(im Anschluss an die Runderlasse vom 26. November. 1919 — FMBl. 
S.491 —, 12. Januar 1920 — FMBl. S. 23 —, 30, August 1920 — 
FMBI. S. 307 —, 28. Dezember 1920 — FMBl. 1921 S. 10 —, 24. Ja- 
nuar 1921 — FMBl. S.89 —), 

(F.M. 1.C.2/437, 111.2/209, M.d.J. Ia, 1811). 

Für den Bereich der allgemeinen, inneren, Kreiskassen-, Kataster- 
und Hochbauverwaltung, der staatlichen Polizeiverwaltungen, der Land- 
jägerei und der Schutzpolizei wird mit Wirkung vom 1. Juli 1921 
ab, für den Betrieb der Schutzpolizei aber nur insoweit, als durch 
Sonderverfügung (z. B. für Kommandos mit Rücksicht aut gewährte 
Verpftegung und Unterkunft durch die Verwaltung der Schutzpolizel) 
nichts anderes vorgesehen ist, das nachstehende bestimmt: 


A. Beschäftigungstagegeld. 

Beamten, die vorübergehend ausserhalb ihres dienstlichen Wohn- 
sitzes bei einer preussischen unmittelbaren Staatsbehörde beschäftigt 
werden, sind Beschäftigungstagegelder nach folgenden Grundsätzen zu 
gewähren: N ; 

1. Planmässige und richtplanmässige Beamte mit Familie, die 
unter Beibehaltung ihres bisherigen Haushalts an ihrem dienstlichen 
Wohnsitz gezwungen sind, von ihren Familien getrennt zu leben, er- 
halten täglich 

a) in teueren Städten (vgl. Ziff. 8) 


bis zur Dauer von 6 Monaten: vom Beginne des 7. Monats ab: 


Stufe I (vgl. Ziffer 3) . .bis zu 30 M, bis zu 25 M,, 
S en TEE wi ” 
N en MO „nn 
a EN EP » „45, nn 40 
1} V . . . . f} . .- » 7} ” ” 50 ” 


b) in anderen Orten 
bis zur Dauer von 6 Monaten: vom Beginne des 7, Monats ab! 


Stu 12,3 ..,.0.2...00 NO pie zu 25 M,, bis zu 20 M, 
” I ° . > . . ge nd ..w ”» » ”„ ” „ 
” I: 2, ER RE RE  h ”» BES.) ” 
„» IV hd . . . . . . . 9» ” ”» ”„ n ” 
” V . ” . »„ 50 12 » ”„ 45 ”n 


2. Planmässige und nichtplanmässige Beamte mit Familie, die von 
ihren Familien nicht getrennt leben, und planmässige Beamte ohne Fa- 
milie erhalten, sofern nicht die Ziff. 11 Platz greift, täglich 


a) in teueren Städten 
während der ersten 2 Monate vom Beginne des vom Beginne des 


3. Monats ab 7. Monats ab 

Stufe I . 2.02. , bis zu25M, bis zu 20M, bis zu 15 M. 
» n . D . . . 77 „ 30 17) ” ” 25 ” ” ” 18 ”» 

” il BB ner ehren 35 ” ”»" 30 » »» 20 ” 

„ IV . . . « . ” „ 40 ” ”„ ” 35 ” ” ”» 25 ” 

» V > . ” . 0 . ” ” 50 ” }] ” 45 » „ ” 30 » 

b) in anderen Orten 

Stufe 1 ee ae bir zu Z0M, bis zu 15M. bis zu 12 M. 
ER = ae En IR, as 
”„ I FE a ” ”„ 30 ” Er} ” 20 ” »»” 18 ”» 

” IV . ” . . D 6} » 35 ” E13 » 25 ” ” ” 22 » 
» V . 4 . . v ” ” 45 ” ” ” 30 n ” n 28 ” 
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3. Den nichtplanmässigen Beamten ohne Familie kann ein 
Beschäftigungstagegeld bis zur Höhe von drei Vierteln der unter Ziff. 2 
aufgeführten Beträge gewährt werden. 


4. Es gehören von den in der Besoldungsordnung zum Beamten- 
diensteinkommensgesetze vom 17. Dezember 1920 (Q.-S. $. 135) auf- 
geführten Beamten: 








die Beamten mit 












festen Grund- | Mindestgrund- Einzeloehält 
gehaltssätzen | gehaltssätzen er rn 
in Gruppe in Gruppe IRZDEUDDE 
EEE RR DE INT IEN IP KREISE RE ET NETTES ET RT > 
zur Stufe I... ; 1—5 — —_ 
” ” u ee u 6—8 1 und 2 — 
” ”» IH . . R . . . 9—12 3 und 4 — 
” ” IV . . 1) . . . 13 5 III 
n ” V Na Ey re DT Retak) az | — IV und V 


5, Bei nichtplanmässigen Beamten ist das Beschäftigungstagegeld 
des planmässigen Beamten derjenigen Besoldungsgruppe zugrunde zu 
legen, in der der Beamte beim regelmässigen Verlaufe seiner Dienst- 
laufbahn zuerst planmässig angestellt wird. Als nichtplanmässige -Be- 
amte im Sinne dieses Erlasses gelten auch die im Vorbereitungsdienst 
befindlichen unbesoldeten Beamten (Supernumerare, Referendare, Bau- 
führer usw.); ihnen kann jedoch ein Beschäftigungstagegeld nur ge- 
währt werden, wenn sie auf Grund eines besonderen Beschäftigungs- 
auftrags auswärts tätig sind und ihnen hierfür eine Entschädigung 
nicht bereits zugebilligt ist. 


6. Beim Aufrücken eines Beamten in eine höhere Tagegeldstufe 
ist das höhere Tagegeld in der Regel von dem Tage des Aufrückens 
ab zu gewähren. Erfolgte das Aufrücken aber mit rückwirkender 
Kraft, so ist das höhere Tagegeld frühestens von dem. Tage ab zu 
ewähren, an dem dem Beamten die das Aufrücken in die höhere 
tufe bedingende Veränderung dienstlich bekanntgemacht worden ist. 


7. Die Reisetage scheiden bei den unter Ziff. 1 und 2 vorge- 
sehenen Zeitberechnungen aus. Für. diese Tage erhalten die Beamten 
die für Dienstreisen vorgesehenen Tagegelder (Rundverfüging vom 
5. Aprit 1921, FMBl. S. 216 und vom 25. Mai 1921, FMBl. 5. 260). 
Wird während der auswärtigen Beschäftigung der Beschäftigungsort 
gewechselt, so beginnt die Frist für die Gewährung der Höchstsätze, 
die für den Beschäftigungsort in Frage ‘kommen, stets von neuem. 
Im übrigen laufen die Monatsfristen von dem Tage des Beginns der 
Beschäftigung ab, 


8. Als teuere Städte gelten die in Ziff, II unseres Runderlasses 
vom 17. Juli 1920 — FMBl. S. 253 — aufgeführten Städte: Aachen, 
Altona, Berlin (Gesetz vom 27. April 1920 — G.-S S. 123 —), Bremen, 
Breslau, Coblenz, Cöln, Dortmund, Dresden, Düsseldorf, Duisburg, Essen, 
Frankfurt a. M., Hamburg, Hannover, Kiel, Königsberg i. Pr., Leipzig, 
Magdeburg, Mainz, Mannheim, München, Oppeln, Stettin, Trier. 


Soweit die für teuere Städte festgesetzten Beschäftigungstage- 
gelder im Einzelfalle für den Aufenthalt in Berlin nicht ausreichen, 
wollen wir auf Antrag einen Zuschuss bis zu 10 M. täglich gewähren. 


9, Unter „Familie“ im Sinne dieser Bestimmungen sind nicht nur 
Eliefrau, Kinder oder Eltern, sondern auch andere nahe Verwandte, 
Adoptiv- und Pflegekinder zu verstehen, sofern der Beamte ihnen in 
seinem Haushalt Wohnung und Unterhalt auf Grund einer gesetz- 
lichen oder sittlichen Verpflichtung gewährt. Dabei ist jedoch Vor- 
aussetzung, dass von dem Beamten ein eigener Haushalt geführt wird. 


10. Bei mehr tägigen Dienstreisen der Beamten, die vorübergehend 
ausserhalb ihres dienstlichen Wohnsitzes bei einer Behörde beschäftigt 
sind, ist ein Drittel der unter Ziff. 1, 2 und 3 vorgesehenen Be- 
schäftigungsgelder auf die bei Dienstreisen zustehenden Dienstreisetage- 
geider anzurechnen. 


11. Die ausserhalb ihres dienstlichen Wohnsitzes beschäftigten Be- 
amten, die täglich von ihrem Beschäftigungsorte nach ihrem bisherigen 
Dienstort zu ihren Familien fahren, können neben den Auslagen für 
die Fahrkarte der 3. Wagenklasse (Monats- oder Wochenkarte) zur 
Bestreitung der Mehrkosten der Verpflegung und der Bekleidung einen 
Zuschuss bis zum Höchstbetrage von 10 M. täglich erhalten. 
Bei Bemessung der Höhe des Zuschusses wird zu berücksichtigen sein, 
inwieweit der Beamte infolge seiner auswärtigen Beschäftigung ver- 
hindert ist, die Mahlzeiten zu Hause einzunehmen. Für die Tage, an 
denen der Beamte am Beschäftigungsorte nicht tätig ist, sondern bei 
seiner Familie verbleibt, ist der Zuschuss nicht zahlbar. Der Zuschuss 
darf längstens auf die Dauer eines Jahres vom Beginne 
der auswärtigen Beschäftigung ab gewährt werden. Sollten sich wider 
Erwarten Fälle ergeben, in denen mit Ablauf dieser Frist die Zahlung 
der Zuschüsse nicht eingestellt werden kann, so ist die Zubilligung 
ar in ganz besonders begründeten Fällen mit unserer Zustimmung 
zulässig. 


12. Für die Zeit eines Urlaubs sind den Beamten die Beschäftigungs- 
tagegelder bis zu drei Tagen zu belassen. Für die übrige Urlaubs- 
zeit werden nur die für die Beibehaltung der Wohnung am Beschäfti- 
gungsort erwachsenen tatsächlichen Auslagen bis zur Höhe der bis 
dahin gewährten Beschäftigungstagegelder erstattet. Den Beamten mit 
Familie, die während eines Urlaubs am Beschäftigungsorte verbleiben, 
können die Beschäftigungstagegelder auch während des Urlaubs ohne 
weiteres fortgewährt werden. 


i3. In Krankheitsfällen ist das Beschäftigungstagegeld nur dann 
weiterzuzahlen, wenn der erkrankte Beamte wegen Reiseunfähigkelt 
am Beschäftigungsorte verbleiben muss. Andernfalis können nur die 
durch die Beibehaltung der Wohnung am Beschäftigungsort erwachsenen 





FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 


‚stab 


Be a 


"Nr. 15 


tatsächlichen Ausgaben bis zur Höhe der bis dahin 


ij 

N 

ki 
1 
\ 


ewährten Be- ' 


schäftigungstagegelder erstattet werden, sofern die Krankheit von vor- 


übergehender Dauer und eine baldige Wiederaufnahme des Dienstes in 
absehbarer Zeit zu erwarten ist. 


14. Es wird noch besonders darauf hingewiesen, dass die in Ziff. 1, 
2, 3, 8 und 11 vorgesehenen Sätze Höchstbeträge darstellen, bis zu 
denen eine besondere Vergütung gewährt werden kann. Mit Rücksicht 


auf die gegenwärtige Finanzlage wird vorausgesetzt, dass die Verhält- 
nisse in jedem Einzelfalle genau geprüft werden und dass die vor- 


gesetzte Behörde die Höhe der Beträge nur nach Massgabe des tat- 
sächlichen Bedürfnisses bzw. 


wandes festsetzt. 
15. 


16. ‘Alle entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere die Rund- 
erlasse vom 9. Februar 1871 —  M.d.1.1.A.1866,F.M.1626 —, vom 
27. Juni 1873 — M.d.1.1.A.5610,F.M.8345 —, vom 12. August’ 1919 
— FMBI. S. 394 — und vom 3. Juni 1929 — FMBl. $. 226 — sind 
mit dem 30. Juni 1921 aufgehoben. 


17. Soweit auf Grund der bisherigen Bestimmungen höhere Ver- 
gütungen gewährt worden sind, wird von einer Rückforderung der zuviel 
erhaltenen Beträge abgesehen. (Schluss folgt.) 


In Zweifelsfällen ist unsere Entscheidung einzuholen. 


Behördenangestellte 


Vergütung für stundenweise beschäftigte Angestellte in den preussi- 
schen Staatsverwaliungen. 


Der preussische Finanzminister hat unter dem 24. Juni I. FT: mit 
Akt. Loc. 1853. Fin.Min. I. E 2030 M.d. folgendes bestimmt: / 


Der Teiltarifvertrag für die Angestellten bei den Relchs- und den 
ee Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 erfasst nur die voll- 
eschäftigten Angestellten, regelt dagegen nicht die Bemessung der 
Vergütung für die nicht vollbeschäftigten Angestellten. Mit Rücksicht 
darauf, dass die Verteuerung der Lebensbedürfnisse den gegenwärtigen 
Verhältnissen nicht mehr entspricht, wird für die Bemessung ihrer 
Vergütung mit Wirkung vom 1. Juli 1921. folgendes bestimmt: 


Die Festsetzung der Vergütung bei den höher qualifizierten, 
stundenweise beschäftigten Angestellten hat im Wege der freien Ver- 
einbarung im Einvernehmen mit dem obersten Verwaltungschef zu er- 
folgen. Sie darf keinesfalls bei einer Umrechnung auf Arbeitsstunden 
die in dem Teiltarifvertrag für die Angestellten bei den Reichs- und 
den preussischen Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920, für eine acht- 
stündige Tagesarbeit vorgesehenen Dienstbezüge der Vergütungsgruppe, 
in die vollbeschäftigte Angestellte einzureihen sind, übersteigen. 


Bei der Beschäftigung von stundenweise mit mechani- 
schen (Kanzlei-)Arbeiten beschäftigten Angesteliten ist ein 
Werkvertrag abzuschliessen und hierbei — soweit kein anderer Mass- 
egeben ist — eine bestimmte Stundenleistung zugrunde zu legen, 
für die ein Entgelt von 3,50 M. bis 4 M. zu gewähren ist. Diese 
Regelung hat sinngemäss auch auf solche Fälle Anwendung zu finden, 
in denen Beamte oder vollbeschäftigte und daher tariflich bezalılte 
Staatsangestellte ausserhalb ihrer Dieaststunden vorübergehend mit nicht 
zu ihrem hauptamtlichen Arbeitsgebiete gehörigen mechanischen (Kanzlei-) 
Arbeiten beschäftigt werden. Jedoch ist diese Massnahme im allgemeinen 
nur ausnahmsweise anzuwenden. In einer Zeit, in der die Arbeits- 
losigkeit einen immer grösseren Umfang annimmt, muss darauf Bedacht 
une werden, - die Ausgaben der Erwerbslosenunterstützung im 
nteresse der bedrohlichen Lage der Staatsfinanzen soweit als nur irgend 
möglich einzuschränken und die Not der Arbeitslosigkeit zu mildern. 
Es sind daher — sofern nicht besondere Umstände obwalten und es 
sich insbesondere um einen vorübergehenden Bedarf handelt — zur 
Erledigung derartiger mechanischer Arbeiten nicht Beamte oder voll- 
beschäftigte Angestellte, sondern in der Regel geeignete Arbeitslose 
und insbesondere Kriegsbeschädigte heranzuziehen. Hierbei wird aus- 
drücklich darauf hingewiesen, dass, wenn Beamte oder vollbeschäftigte 
Angestellte ausserhalb der Dienststunden mit nicht zu ihrem haupt- 
amtlichen Arbeitsgebiete gehörigen Kanzleiarbeiten beschäftigt werden, 
hieraus nicht etwa gefolgert werden darf, dass Ueberstunden, zu deren 
Leistung Beamte und Angestellte zur Erledigung der ihnen über- 
tragenen Dienstobliegenheiten nach der jeweiligen Geschäftslage ver- 
pflichtet sind, vergütet werden. Vorerwähnte Massnahme hat mit Ueber- 
stunden nichts gemein. Für diese bleiben nach wie vor die bisherigen 
Bestimmungen massgebend. Sie dürfen also nicht vergütet werden, 


Ziff. 3, letzter Absatz des Runderlasses vom 27. Januar 1919 — 
P.88. 11.1600 M.d.1.la2354 — wird hiermit aufgehoben. 


Bücherschau 


„Die Gemeinschaft.“ real des Deutschen Beamtenbundes.) Ver- 
lag: Otto Elsner, Berlin S42, Oraniensirasse 140/142. Preis am Post- 
schalter vierteljährlich 9 M., Einzelheft 1 M. Heft 32 der Hauptaus- 
gabe vom 29. September 1921 enthält neben der Wochenschau von Albert 
Falkenberg, in der u. a. die Beamtenrätewahlen im Bereiche der Eisen- 
bahnverwaltung und Angriffe deutschnationaler Art der „Deutschen 
Forstzeitung‘“ gegen den D.B.B. behandelt werden, einen Aufsatz 
„Durch die Geldwertsteuer zur Steuergerechtigkeit‘‘ (Schluss) von 
H. Wilpert. Ausserdem enthält das Heft Berichte über den Deutschen 
Mietertag, die Beamtentagung der Deutschen Volkspartei, über die 
leitende Lohnskala in Flensburg, sowie eine Reihe von Abhand- 
ungen vom gewerkschaftlichen Kampfplatz, ferner steuer- und witt- 
schaitspolitischer sowie beruflicher Art. 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 


Einladung zum 


Behördentechniker-Tag 


des Bundes der technischen Angestellten und Beamten 


Reichsfachgruppentag der Hauptfachgruppe Behörden und öffentliche Betriebe 
Montag, den 28.November 1921 (vorm. 9 Uhr), Deutsches Opernhaus, Charlottenburg, Bismarckstr.34-37 


Tagesordnung: 

1. Eröffnung durch den Bundesvorsitzenden Heinze. — Begrüssung der Behörden und Organisationen, 
— Wahl der Verhandlungsleitung. 

. Geschäftsbericht (Unsere Stellung zum Berufsbeamtentum — Arbeiter, Angestellte, Beamte: die 
drei Säulen der sozialen Bewegung). Ref. Händeler. 

. Die Berufsgewerkschaft der technischen Beamten. Ref. Gröttrup. 

» Die Forderungen der technischen Beamten an Gesetzgebung und Verwaltung. Ref. Queisser. 

. Techniker und Verwaltungsreform. Ref. Hornbostel. 

: Ber Ausbau der Fachgruppen der Behördentechniker im Butab. Ref. Quensel. 

, Anträge. 

. Wahl des Arbeitsausschusses der Hauptfachgrupps. 


DENN 


Oeffentliche Behördentechniker-Versammlung 
Montag, den 28. November 1921 (abends 7'/, Uhr), Stadthalle, Berlin, Haupteingang Klosterstr. 


Tagesordnung: 


1. Der Butab — die Einheitsorganisation der technischen Beamten. Ref. Erich Händelen 
2. Freie Aussprache. 


Reichsfachgruppentage 


Fachgruppe Gemeinde- und Kreisverwaltungen 
Dienstag, den 29. November, vorm. 9 Uhr 


Tagesordnung: 
» Ausbau der Fachgruppe und Aufstellung des Werbeplans. Ref. Dainas. 
. Die Stellung zu den Gemeindebeamten-Verbänden. Ref. Hornbostel. 
. Die Besoldungs- und Tarifpolitik der Kommunaltechniker.‘ Ref. Schramm. 
Anträge. 
Wahl des Arbeitsausschusses der Reichsfachgruppe. 


Fachgruppe Eisenbahnbetriebe 
Dienstag, den 29. November, vorm. 9 Uhr 


Tagesordnung: 
. Die Organisation der Eisenbahntechniker. Ref. Gröttrup. 
. Die Eisenbahntechniker in der Besoldungsordnung und im Tarifvertrag. Ref. Quensel. 
. Anträge. 
. Wahl des Arbeitsausschusses der Reichsfachgruppe. 


npupe 
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Fachgruppe Kulturverwaliung (Vermessungswesen) 


Dienstag, den 29. November, vorm. 9 Uhr 
Tagesordnung: 
1. Organisation und Aufbau der Fachgruppe. Ref. Queisser. ; . 2 
2. Vermessungssekretäre und Kulturamtszeichner in der Besöldungsordnung und im Tarifvertrag. Ref. Röpke, 
3. Anträge. 
4. Wahl des Arbeitsausschusses der Reichsfachgruppe. 


Anträge zu den Reichsiachgruppentagen müssen bis zum 21. November in der Hauptgeschäftsstelle eingegangen sein. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten 


Der Bundesvorstand. 
Heinze. Händeler. 
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Ein Vorstoss für eine bessere Regelung des Besoldungsdienstalters ; 
| | der technischen Beamten 


Dem Landtage liegen zurzeit die in Nr. 9 der „Freien 
Beamten-Rundschau‘“ veröffentlichten Ausführungsbestimmun- 
gen zu dem preussischen Beamtendiensteinkommengesetz zur 
Genehmigung vor. Wie wir weiter unten mitteilen, hat der 
Deutsche Beamtenbund dazu eine Reihe von Abänderungs- 
anträgen gestellt, an denen auch der Vertreter unseres Bundes 
im Besoldungsausschuss des Deutschen Beamtenbundes, Kol- 
lege Queisser, mitgearbeitet hat. Unsere Bemühungen, den 
Besoldungsausschuss des D.B.B. aber auch für eine Aende-. 
rung von Ziff. 25 Abs. 1 zu gewinnen, der das Besol- 
dungsdienstalter- betrifft, blieb jedoch erfolglos. Die 
Mehrheit des Ausschusses zeigte kein Ver- 
ständnis für die Forderungen dertechnischen 
Beamten. Da es sich hier jedoch um eine grundlegende 
Forderung der technischen Beamten handelt, auf die wir auf 
keinen Fali verzichten können, haben wir es erreicht, dass die 
andere Spitzenorganisation, der unser Bund angeschlossen ist 
— der AfA-Bund — sich bereit erklärt hat, unseren Antrag dem 
Landtage zu unterbreiten. Es ist erfreulich, dass der AfA- 
Bund mehr Verständnis für die Interessen der technischen 
Beamten gezeigt hat, als der Beamtenbund. 


$ 35 der Ausführungsbestimmungen lautet in der von der 
Regierung vorgelegten Fassung: 

„Ob und wieweit zur Vermeidung von Härten die Zeit praktischer 
Beschäftigung ausserhalb des Staatsbeamtenverhältnisses auf das B.D.A, 
angerechnet werden kann, wird vom Fachminister in Gemeinschaft 
mit dem Finanzminister bestimmt. Die hierbei anzurechnende Zeit darf 
die Hälfte der Gesamtaufrückungszeit der Besoldungsgruppe nicht über- 
steigen, in der der Beamte planmässig angestellt wird. Darüber hinaus 
können die genannten Minister in besonders gearteten Ausnahmefällen 
eine Vorrückung des B.D.A. zulassen ($ 3 Abs. 7 B.D.E.G.).“ 


Der vom AfA-Bund gestellte Antrag hat nun folgenden 
Wortlaut: 


Zitt. 25 Abs. 1 bitten wir zu streichen und dafür zu 
setzen: 

„25. (1) Den aus Arbeitern, Handwerkern und Ange- 
stellten hervorgegangenen und nach dem 1. April 1920 
angestellten Beamten ist die Zeit der im Reichs- oder Staats- 
dienst verbrachten Berufstätigkeit als ausserplanmässige 
Dienstzeit voll anzurechnen. 

Das Besoldungsdienstalter ist soweit vorzurücken, dass 
das Beamteneinkommen nicht hinter dem bei der planmässi- 
ern Anstellung bezogenen Lohn- bzw. Angestelltenein- 
kommen zurückbleibt. 

25. (2) Bei den vor dem 1. April 1920 angestellten Be- 
amten ist die Zeit der im Reichs- oder Staatsdienst ver- 
brachten Berufstätigkeit, ausschliesslich der ersten fünf Jahre, 
auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen. Die der Hilfs- 
beamtenzeit nachfolgende Aspiranten-, Diätar- oder in 
leicher Eigenschaft verbrachte Dienstzeit ist der Hilis- 
eamtenzeit anzurechnen. 

25. (3) Die Zeit der bei Gemeinden und Gemeindever- 
bänden, anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
Kriegsorganisationen und Privatunternehmungen. ausgeübten 
Berufstätigkeit sowie die nachweislich freier wissen- 
schaftlicher, künstlerischer oder sonstiger selbständiger Be- 
tätigung, wird, soweit sie vergleichbar mit der späteren Be- 
amtentätigkeit war, nach Ziff. 25 Abs. 1 und 2 auf das Be- 
soldungsdienstalter angerechnet. 

Als vergleichbar gilt die Tätigkeit, in der die Beamten 
in Ausbildung und Weiterbildung genügend Gelegenheit 
hatten, Dienste zu verrichten, die ihrer Beamtentätigkeit in 
Art und Ausbildung entsprechen.‘ 


Ziff. 25 Satz 2 wird Abs. 4. 


Die dem Antrag beigefügte Begründung führt fol- 
gendes aus: 


„Zur Lösung der technischen Aufgaben waren die Staats- 
verwaltungen gezwungen, technische Arbeitskräfte aus privaten 
Wirtschaftsbetrieben oder anderen Staatsverwaltungen heran- 
zuziehen. Dieses war notwendig, weil. der einzelne Staats- 
betrieb infolge seiner einseitigen Natur nicht geeignet ist, 
technische Arbeitskräfte mit hervorragenden Allgemein- und 
Spezialkenntnissen seien ° sie kunstgewerblicher Art, wie 
bei den Lithographen, konstruktiver, wie bei den ‚Maschinen- 
oder Baningenieuren, künslerischer Art, wie bei den Archi- 
tekten, oder praktischer Art, wie bei den Bauleitern — seibst 


digen Grad der Wirtschaftlichkeit in seiner Arbeit oder Fertig« } 


keit oder künstlerischer Befähigung erreichen können, der 
aus den reichen und vielseitigen Erfahrungen einer freien Be- 
rufspraxis schöpfen kann. 

Die Begründung für das Ausgeführte geht daraus her- 
vor, dass die Verwaltung seit Jahrzehnten und auch heute 
noch in ‚öffentlichen Ausschreibungen Architekten, Ingenieure, 


1 


Lithographen für erstklassige Facharbeiten sucht, für die hoch-, 


qualitizierten technischen Arbeiten in erster Linie nur die so 
herangezogenen Kräfte beschäftigt, und auch nur diese damit 
beschäftigen kann, weil, sie bereits eine längere Berufstätig- 
keit in der Privatpraxis ausgeübt haben. 


Wir stellen fest: 


1. dass die Heranziehung von technischen Kräften aus 
dem privaten Wirtschaftsleben ein Dauerzustand ist, 


2. dass ein grosser Teil dieser Techniker erst mit dem 
30. bis 35. Lebensjahre in die Dienste der Verwaltung ein- 
treten und eine gediegene theoretische und praktische Aus- 
bildung, ein grosses Mass von Kenntnissen und Erfahrungen 
in die Verwaltung mitbringen. Es ist für den Staat ein un- 
haltbarer Zustand, wohl die in der ausserhalb der jetzigen Be- 
schäftigungsbehörde ausgeübten Berufspraxis erworbenen 
Kenntnisse der Techniker auszunutzen, ohne hierfür das ge- 
ringste Entgelt zu leisten, 


3. dass die herangezogenen Techniker zur Befriedigung 
eines dauernden Bedürfnisses dienen. 


Daraus folgt, dass die Verwaltung, die ein Interesse daran 
haben muss, alle dauernd. beschäftigten Angestellten in das 
Beamtenverhältnis zu überführen, für Uebernahmebedingungen 
zu sorgen hat, die den technischen Angestellten den Uebertritt 
in das Beamtenverhältnis einmal überhaupt möglich machen, 
dann aber auch — in Ansehung des Lebensalters. und der 
Leistung — mit der wirtschaftlichen Stellung des Tarifange- 
stellten und der Stellung des gleichartigen Beamten aus der 
regelmässigen Beamtenlaufbahn im Einklang stehen.‘ 


Ueber die Bedeutung dieses Antrages ist an dieser Stelle 
nicht viel zu sagen; jeder technische Beamte weiss, wie er 
durch die Berechnung seines Besoldungsdienstalters gegenüber 
den Verwaltungsbeamten zurückgesetzt wird. Was nützt eine 
höhere Eingruppierung, wenn die finanzielle Wirkung durch 
die ungenügende Anrechnung. der privaten Dienstzeit wieder 
aufgehoben wird! 

Die Haltung des Besoldungsausschusses des D.B.B. zu 
dieser Frage ist wieder ein Beweis für die Richtigkeit unseres 
Grundsatzes, dass die technischen Beamten ihre Berufs- 
organisation dringend nötig haben. Die Stellung des techni- 
schen Beamten weicht infolge seiner ganzen Vorbildung und 
Tätigkeit erheblich von der des Verwaltungsbeamten ab. 
Darum finden die Forderungen. des technischen Beamten, die 
aus dieser besonderen Stellung heraus von ihm erhoben werden, 
bei den Verwaltungsbeamten nicht das genügende Verständnis, 
wie die Haltung des Besoldungsausschusses des D.B.B., der 
fast nur aus Verwaltungsbeamten besteht, wieder einmal schla- 
gend bewiesen ‚hat. Hätten wir jetzt keine besondere gewerk- 
schaftliche Organisation der technischen Beamter, dann würden 
die Technikerforderungen gar nicht mit Nachdruck in den 
Spitzenorganisationen verireten werden können; die grosse 
Masse der Verwaltungsbeamten würde schon dafür sorgen, dass 
die Sonderforderungen der Techniker gleich im Keime erstickt 
werden und gar nicht in die Spitzenkörperschaft gelangen. 
Nur durch die geschlossene gewerkschaltliche Organisation 
der technischen Beamten, wie sie in unserem Butab besteht, 
ist es überhaupt möglich gewesen, unsere Forderungen geltend 
zu machen. Dass der AfA-Bund die Anträge aufgenommen hat, 
ist nicht zum mindesten darauf zurückzuführen, dass der AfA- 
Bund ein Zusammenschluss von Berufs gewerkschaften ist. 
Wären auch alle technischen Beamten verbände zu einer 
einheitlichen Gewerkschaft vereisigt, danı würde 
auch ihr Einfluss im D.B.B. erheblich stärker sein als. jetzt, 
wo die einzelnen technischen Beamtenverbände als Glieder 
von Verwaltungsbeamten-Organisationen zu keinem geschlosse« 


heranzuzieten. Nur derjenige Techniker wird den notwen- nen. Auftreten fähig. sind. 
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Die neue Teuerungsbewegung 


Die von den Spitzenverbänden eingeleitete Teuerungsbewe- 
gung hat in den letzten Tagen bestimmtere Gestalt ange- 
nommen. Der Einwirkung aut die politischen Parteien war es 
zu verdanken, dass dem preussischen Landtage bei seinem 
Zusammentritt von verschiedenen Fraktionen Anträge unter- 
breitet wurden. Der Antrag der Zentrumsfraktion lautete 
folgendermassen: 

„Das Staatsministerium wird ersucht, angesichts der ungeheuren 
Teuerungsweile Massnahmen zu treffen, durch welche die staatlichen 
Beamten, Angesteilten und Arbeiter, die Geistlichen und die Lehrer, 
auch die im Ruhestand lebenden, sowie die in Betracht kommenden 
Hinterbliebenen in die Lage versetzt werden, sich mit den nötigen 
Wintervorräten zu versorgen. 

Bei diesen Massnahmen darf das unterscheidende Merkmal nur im 
Familienstand liegen.“ 

DieDemokraten beantragten im Ausschuss für Beamten- 
angelegenheiten, diesen Zentrumsantrag folgendermassen zu 
formulieren: 

Der Landtag wolle beschliessen, das Staatsministerium zu ersuchen, 

a) mit tunlichster Beschleunigung dem Landtage einen Entwurf vorzu«- 
legen, welcher eine g.eichmässige, den wirtschaftlichen Verhältnissen 
angepasste Erhöhung des Diensteinkommens der staatichea Beamten, 
Angestellten und Arbeiter unter Berücksichtigung ihres Familien- 
standes und mit rückwirkender Kraft, sowie eine entsprechende 
Erhöhung der Bezüge der Ruhegehaltsempfänger und Hinter- 
bliebenen vorsieht, 

b) die sofortige Auszahlung der hierfür bereitzustellenden Mittel vor- 
zubereiten, so dass unter allen Umständen die Empfangsberechtigten 
in die Lage versetzt werden, sich rechtzeitig mit den nötigsten 
Wintervorräten zu versorgen. 

Die Sozialdemokraten hatten ausserdem einen An- 
trag gestellt, der der dringendsten Not ein Ende bereiten sollte. 
Er hatte folgenden Wortlaut: 

„Der Landiag wolle besch.iessen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
den Beamten, Lehrern, Angestelten und Arbeitern, den Diätaren, Pen- 
sionären und Hinterb.iebenen soiort eine Beschaifungszulage von 3000 M. 
und für jedes Kind, soweit bisher Teuerungszulagen gezahlt werden, 
eine solche: von 500 M. zu gewähren.“ 

Der 12. Ausschuss des preussischen Landtages für Be- 
amtenangelegenheiten befasste sich am 18. Oktober mit diesen 
Anträgen. Im Verlaufe der Aussprache gab der preussische 
Finanzminister Saemisch folgende Erklärung ab: 

„Die Staatsregierung verfolgt mit wachsenderSorge, 
wie die mit der fortschreitenden Entwertung der Mark 
immer weiter steigende allgemeine Verteuerung der wich- 
tigsten Lebensbedürfnisse es den Beamten und Ange- 
stellten desStaates mehr und mehr erschwert, 
mitihren gegenwärtigen Dienstbezügen aus- 
zukommen. Diese Verteuerung schreitet in einem Zeit- 
masse fort, das bei der letzten Neuregelung der Bezüge nicht 
vorausgesehen werden konnte. (?) In ähnlicher Notlage wie 
die aktiven Beamten befinden sich de Ruhegehaltsemp- 
fänger und die Hinterbliebenen. Von der Regie- 
rung‘ wird anerkannt, dass hier durchgreifende Äb- 
hilfe dringend gebotenist. Eine weitere Anspannung 
des Systems der Ausgleichs- und Versorgungszu- 
schläge, die in Ortsklasse A die Höhe von 93 v. H. er- 
reicht haben, wird über hundert Prozent der Grundgehälter 
hinaus grundsätzlich bedenklich und deshalb nicht 
durchführbar sein. Es muss deshalb versucht werden, im Rah- 
men der Besoldungsordnung auf anderem Wege zu einer 
Neugestaltung der Bezüge zu kommen. Die Arbeiten dazu sind 


“im preussischen Finanzministerium bereits eingeleitet 


und_werden im engsten Einvernehmen mit dem 
Reichsfinanzministerium tatkräftig gefördert. Um 
aber das Zustandekommen der beabsichtigten Massnahmen 
nicht zu gefährden, muss ich es mir zur Stunde noch ver- 
sagen; über weitere Einzelheiten nähere Mitteilungen zu 
machen. Vielmehr muss zunächst der Abschluss der darüber 
zwischen dem Reich und Preussen schweben- 
den Verhandlungen abgewartet werden. Soviel kann 
jedoch schon jetzt gesagt werden, dass die Regierung alles 
daransetzen wird, um diese Angelegenheit, die wegen der 
engen Zusammenhänge mit dem Reich und den anderen deut- 
schen Ländern besonders pfleglicher Behandlung bedarf, 
rasch zum’ Ziele zu führen. Ich werde die Führer der 
Parteien zu einer Besprechung einladen, sobald die Ver- 
handlungen mit dem Reiche soweit gediehen sind, dass 
ich in der Lage bin, nähere Angaben über die Einzelheiten 
zu machen. 

Der Finanzminister erklärte hierauf noch weiter, dass 
die Verhandlungen mit dem Reich schon recht weit gediehen 
Tagen dem Ausschuss 
nähere Erklärungen über die Art der Regelung abgeben zu 
können. Die Regelung sei durchaus grosszügig gedacht; es 
sei selbstverständlich, dass die Massnahmen automatisch auf 
die Staatsarbeiter und Angestellten wirken würden. Nach 
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dieser Erklärung setzte der Ausschuss die weitere Beratung 
der Angelegenheit aus.“ 


Aus diesen Worten des preussischen Finanzministers geht 
hervor, dass die Regierung unter Anerkennung der drücken- 
den Notlage der Beamten jetzt grundsätzlich zur Erhöhung 
des Grundgehaltes bereit ‘ist und die Unmöglichkeit 
der Aufrechterhaltung des jetzigen Zustandes der Teuerungs- 
zulagen, der vor allem die pensionierten Beamten am haär- 
testen trifft, einsieht. Wie aus weiteren Verhandlungen zu 
entnehmen war, besteht bei der Regierung anscheinend ferner 
die Neigung, die Zahl der Besoldungsgruppen zu 
vermindern. Bei Wegfall einer oder mehrerer der untersten 
Besoldungsgruppen würden die Beamten der übrigen Gruppen 
um ebensoviele Gruppen aufrücken. Nach einer offiziösen 
Auslassung hofft man, „die Vorarbeiten mit den Beamtenorgani- 
sationen so weit fördern zu können, dass dann die Verabschie- 
dung der neuen Zulagen in den Parlamenten möglichst 
rasch erfolgen kann, damit die Beamten nicht, zu sehr in eine 
wirtschaftliche Notlage geraten und keine zu grosse Miss- 
stimmung unter ihnen Platz greift. In diesem Sinne arbeitet 
die Reichsregierung auch mit den Landesregierungen zu- 
sammen.‘ 


Die Spitzenorganisationen sind in den letzten Tagen nicht 
nur mit dem 23. Ausschuss des Reichstages und dem 12. Aus- 
schuss des .preussischen Landtages dauernd in Fühlung ge- | 
blieben, sondern haben sich auch zu gemeinsamen Beratungen 
zusammengeiunden, um der Regierung einheitliche Forderungen 
unterbreiten zu können. Bei Abschluss dieser Nummer der 
„D. T.Z.“ lag das Ergebnis der Beratungen noch nicht vor. 

” 


Die Arbeitsgemeinschaft der preussischen 
Beamten und Lehrer hatte zum 20. Oktober eine Aus- 
sprache ihres Geschäftsausschusses mit Abgeordneten fast aller 
Parteien herbeigeführt, an der auch unser Bund vertreten war. 
Den zahlreich erschienenen Abgeordneten wurde die dilato- 
rische Behandlung der preussischen Beamtenfragen geschil- 
dert. Allseits wurde die Notwendigkeit einer Besserung der 
Verhältnisse besonders in der Richtung anerkannt, dass die 
Staatsregierung vor der Erledigung allgemeiner und wich- 
tiger Beamtenfragen mit den Organisationen in Verbindung 
treten müsse, um sich durch diese über die Wünsche der 
Beamtenschaft zu unterrichten, 

Im Verlaufe der lebhaften Aussprache wurde ein Anzahl 
der zurzeit besonders im Vordergrunde stehenden Beamten- 
fragen erörtert. Einen breiten Raum nahm die Besprechung 
der jetzigen bedrängten wirtschaftlichen Lage der Beamten- 
schaft infolge der weiter um sich greifenden Teuerung ein. 

Die Abgeordneten glaubten versichern zu können, dass 
das Parlament sich mit allen Kräften dafür einsetzen würde, 











dass der Beamtenschaft sowohl ausreichende als auch ins- 
besondere schnelle Hilfe zuteil würde. 
00 Rundschau 00 

















Arbeitszeit der Beamten in Braunschweig. Am 28. Sep- 
tember fanden im Braunschweigischen Staatsministerium Ver- 
handlungen über die Regelung der Arbeitszeit der Beamten 
für das beginnende Winterhalbjahr statt, zu welchen unser 
Bund als Vertreter der technischen Beamten zugezogen war. 
Es wurde folgende Regelung vereinbart: Die Arbeitszeit be- 
ginnt in den Wintermonaten morgens 7!/, Uhr bis mittags 
1 Uhr und nachmittags 3 bis 74, Uhr, mit Ausnahme des 
Mittwochs und Sonnabends, an denen der Dienst von morgens 
7!/a Uhr bis nachmittags 1!/, Uhr geht. Die gesamte Arbeits- 
zeit beträgt hiernach wöchentlich 48 Stunden. 


Beamtenrecht 


Dienstbefreiungen von Beamten, Angesteliten und Arbei- 
tern zur Uebernahme öffentlicher Ehrenämter. Unterm 4. Juli 
1921 ist folgende allgemeine Verfügung (Nr. I. 80 für 1921) 
— M.f.L. Geschäfts-Nr. IB Ia 5488, II 5399, II 10476 — 
an die nachgeordneten Behörden ergangen: 

An die nachgeordneten Behörden. 

Die in meiner allgemeinen Verfügung 1.154/1920 vom 17. Dezember 
1929 Nr. IB Ia 11079) aufgestellten Richtlinien für die Befreiung von 
Beamten, Angestellten und Arbeitern vom Dienst zur Uebernatme 
öffentlicher Ehrenämter haben durch die später veröffentlichte Ver- 
fassung des Freistaats Preussen vom 30. November 1920 (G.-S. S. 543) 
eine Erweiterung erfahren: 

In Ergänzung der allgemeinen Verfügung vom 17. Dezember 1920 
sowie der alıgemeinen Verfügung Nr.1.7/1921 vom 18. Januar 1921 
wird deshalb folgendes bestimmt: 

1. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates und der Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes bedürfen nach Artikel 11 der Ver- 
tassung zur Ausübung der Tätigkeit als Abgeordnete des Landtags 
keines Urlaubs. Bewerben sie sich um einen Sitz im Landtag, so ist 
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Ihnen der zur Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu ge- 


währen. Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen. 

Für die Angesteliten und Arbeiter des Staates und der Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes sind somit hinsichtlich der Ausübung 
ihrer Tätigkeit als Landtagsabgeordnete die gleichen Grundsätze wie 
für die Beamten, also die unter 1 meiner 'vorerwähnten allgemeinen 
Verfügung vom: 17. Dezember 1920 angegebenen, sinngemäss anzu- 
wenden. 

Ebenso ist auf die Angestellten tumd Arbeiter‘ des Staates und der 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes für ihre. Tätigkeit als Walıl- 
kandila'en und Wahlhelfer bei den Landtagswahlen meine vorerwähnte 
alıgemeine Verfügung vom 18. Januar 1921 entsprechend anzuwenden, 

Hinsichtlich der Tätigkeit der Angeste.lten und Arbeiter als Reichs- 
tagsmitglieder verbleibt es bei dem bisherigen, unter Nr. 3 meiner 
alıgemeinen. Verfügung 1,154/1929 festgestellten Rechtszustand. 

2.. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates und der Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes bedürfen zur Ausübung der Tätig- 
keit als Mitglieder einer Provinzial-, Kreis- und Gemeindevertretung 
keines Urlaubs. Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen (Art. 75 der 
preussischen Verfassung). Diese Bestimmung bringt für die Tätigkeit 
der. Beamten, Angesleliten und Arbeiter des Staates und der Körper- 
schaften des Öffentichen Rechtes as Mitglieder einer Provinzial-, Kreis- 
und Gemeindevertretung ähnliche Grundsätze zum Ausdruck wie Art. 11 
für die Tätigkeit-- dieser Person als Landtagsabgeordnete. -Sie ist 
lediglich auf die Mitgliedschaft in Vertretungsorganen‘ der Pro- 
vinzen, Kreise und Gemeinden (Provinzialiandiag, Kreistag, Stadtverord- 
netenversammlung, Gemeindevertretung) zu beziehen. Dagegen bedürten 
die bezeichneten Personen zur Ausübung der Tätigkeit in Verwal- 
tungsorganen der genannten Körperschaften (Provinzial-, Kreis-, Stadt- 
ausschuss, Magistrat, Gemeindevorstand) eines Urlaubs. Die den. Mit- 
gliedern der Vertretungsorgane gewährte Dienstbefreiung erstreckt 
sich auf die Zeiträume, die durch die Teilnahme. an den Sitzungen 
des Vertretungsorgans oder zur Erledigung besonderer, dem Beamten 
usw. von dem Se.bstverwaltungsorgan erteiiter Aufträge (Besichtigungen 
und dergieichen) in "Anspruch genommen werden, Für . weitergehende 
Zwecke muss Urlaub eingeholt werden. 

Ein Anspruch auf Dienstbefreinng zum Zwecke der Vorbreitung 
der Walı zu den Vertretungsorganen der Selbstverwaltungskörperschaf- 
ten, wie er in Art. 11 zur Vorbereitung der Wahl als Landtagsabgeord- 
neter gegeben ist, ist den Beamten usw. nicht eingeräumt. 

1. V.: Ramm. 

Dar Parteitag der S.P.D. gegen das Sperrgesetz. Auf 
dem kürzlich stattgefundenen Parteitage der S.P.D. in Gör- 
litz wurde nachstekender Antrag der Ortsgruppe Frank- 
furt a. M. angenommen: 

„Der Parteitag wolle sich mit der Aufhebung 1. des 
Gesetzes zur Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beamtenbesoldung vom 1. Dezember 
1920, 2. der 88 355 Abs. 2—5, 356, 357, 358 und 359 befassen 
und den Fraktionen Auftrag geben, die Aufhebung bzw. Strei- 
chung schnellstens und mit allen Mitteln zu betreiben. 

Das sogenannte Sperrgesetz vom 21, Dezember 1920 ist 
ein Ausnahmegesetz und wird von allen in Betracht kommen- 
den Genossinnen und Genossen als ein schmähliches Mittel 
zur Niederhaltung berechtigter Lohnforde- 
rungen angesehen. Es durfte keinesfalls mit Unterstützung 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands angenommen 
verden und muss, nachdem sich sein Charakter als „Aus- 
nahmegesetz‘ zweifelsfrei erwiesen hat, mit allen 
Mitteln bekämpft und beseitigt werden. . 

Die Streichung der $$ 355 Abs. 2-5, 356 und folgende 
der RVO. ist durch die Volksbeauftragten versäumt worden 
und muss nunmehr im Interesse der Selbstverwaltung und des 
ungelinderten Ausbaues der Sozialversicherung ganz ener- 
gisch betrieben werden, um so mehr, als die fraglichen Be- 
stimmungen gegen die Stimmen der Sozialisten in die Reichs- 
versicherungsordnung hineingebracht sind.“ 

. Der Antrag wurde der Reichstagsfraktion über- 
wiesen. 












Auch ein Beitrag zum Beamtenrätegesetz. Auf dem, 15. Bun- 
destag des Bundes der Inspektoren und Amt- 
männer der Reichspostverwaltung wurde folgen- 
der Beschluss gefasst: 

Der Bundesvorstand wird ersucht, bei den in Betracht kommenden 
Faktoren machdrücklichst darauf hinzuwirken, dass der $ 14 des Re- 
gierungsentwurfes zum Beamienrätegesetz folgende Fas- 
sung erhält: 

„Die wahlberechtigten Beamtenn werden in vier Gruppen "ein- 
geteilt. Zu der ersten Gruppe gehören die Beamten der Besoldungs- 
gruppen I bis IV, zu der zweiten diejenigen der Besoldungsgruppen V 
bis VII, zu der dritten diejenigen der Besoldungsgrupnen VII bis X 
und zu der vierten die Beamten der höheren Beso!dungszruppen und die 
Beamten mit Einzelgehältern nach den Besoldungsordnungen .des Reichs 
und der Länder. Jede dieser vier Gruppen wählt eeson- 
dert in geheimer und unmittelbarer Wahl“ 

Kommentar überflüssig! 


Das Beamtenrecht für die Schutzpelizei. Der Reichs- 
verband der Polizeibeamten Deutschlands 
hielt am 20. Oktober im Lehrervereinshaus eine Konferenz 
aller Länderpolizeien Deutschlands ab, zu der auch Vertreter 
der Reichs- und Staatsbehörden und aller politischen Parteien 
erschienen waren. Nach einleitenden Worten des ersten Vor- 


-tember : 1921 


“Nr. 16 


sitzenden des Verbandes, Polizeimajor Bäcker, sprach Geh. 


"Admiralitätsrat Gress über „Beamtenrecht für die subventio- 


nierte staatliche Polizei“. In längeren Ausführungen wies er 
daraut hin, dass die vom preussischen Ministerium des Innern 
beabsichtigte Regelung der Austellungs- und Versorgungsver- 
hältnisse der Schutzpolizei keineswegs in Einklang mit den 
geitenden beamtenrechtlichen Bestimmungen zu bringen sei. 
Ebenso wie der folgende Redner, Generalsekretär Francke, 
betonte Geheimrat Gress, dass die erstrebte Sonderstellung 
der Polizeibeamten dazu führen. würde, dass ein im Interesse 
des Gemeinwohls tätiges Staatsorgan seiner eigentlichen Auf- 
gabe entzogen würde, wenn man die Polizeibeamten der Sorge 
um ihre wirtschaftliche Existenz nicht enthebe. Zum Schluss 
wurde eine Entschliessung angenommen, in der es heisst: 

„Die Tagung steilt erneut fest, dass die Dienstverhältnisse 
der Schutzpolizeibeamten eine Sonderstellung hinsichtlich ihrer 
beamtenrechtlichen Stellung weder bedingen noch rechtfertigen. 
Der Referenten-Entwurf sieht eine Entrechtungder Be- 
amtenschaft der subventionierten Polizei vor, die mit 
der Reichsverfassung nicht in Einklang. zu bringen ist. Der 
Entwurf wird daher aus polizeifachlichen und beamtenrecht- 
lichen Gründen abgelehnt und gefordert: 

1. Für die Beamtenschaft der vom Reich subventionier- 
ten staatlichen Polizeien unbeschränkt das gleiche Beamten- 
recht mit den übrigen Beamten. 

2. Schaffung eines einheitlichen, modernen Be- 
amtenrechts, das auch die Dienstunfall- und Krankenfürsorge 
für die gesamte Beamtenschaft nach gesunden sozialen 
Grundsätzen regelt. 

Der vorliegende Entwurf. wird von der Beamtenschaft 
lediglich als ein Versuch gewertet, das Berufsbeamtentum 
anzutasten.‘“ . 


Besoldungsfragen 


Keine einmalige Wirtschaftsbeihilfe, keine Vorschusszah- 
lung. Auf eine Anfrage des Abgeordneten Meyer-Herford im 
preussischen Landtag ist vom Finanzminister am 28. Sep- 
folgende Antwort erteilt worden: 

„Die kleine Anfrage Nr. 272 über die Gewährung einer 
einmaligen Wirtschaftsbeihilfe an die Beamten 
sehe ich durch die mit Zustimmung des Ständigen Ausschusses 
des Landtags erlassene Notverordnung vom 2. d. M. als er- 
ledigt an.“ 

Auf eine kleine Anfrage des Abg. Kleinmeyer Nr® 178 
betr. Gewährung einer Vorschusszahlung auf die Ge- 
haltsaufbesserungen hat der Finanzminister geantwortet, dass 
er sämtliche Behörden angewiesen habe, schleunigst die neuen 
Bezüge auszurechnern und ohne eine besondere Anwei- 
sung aut Grund der Besoldungstafeln auszuzahlen. Dadurch 
erübrigt sich — nach Ansicht des Finanzministerss — die 
Anweisung eines Vorschusses. 

Teuerungsmassnahme. Im preussischen Landtag ist unterm 
6. Oktober folgender Antrag der Abgeordneten Dr. Porsch 
und Genossen eingebracht worden: 

„Der Landtag wolle beschliessen: 

Das Staatsministerium wird ersucht, angesichts der tn- 
geheuren Teuerungswelle Massnahmen zu treffen, durch welche 
die staatlichen Beamten, Angestellten und Arbeiter, die Geist- 
lichen und Lehrer, auch die im Ruhestande lebenden, 
sowie die in Betracht kommenden Hinterbliebenen in 
die Lage versetzt werden, sich mit den nötigsten Win- 
tervorräten ztı versorgen. 

Bei diesen Massnahmen darf das unterscheidende Merk- 
mal nur im Familienstand liegen.“ 


Novelle zum preussischen Beamtendiensteinkommensgesetz. 


Gegen das am 17. Dezember 1929 von der preussischen Landes- - 


versammlung beschlossene Gesetz über das Diensteinkommen 
der unmittelbaren Staatsbeamten (B.D.E.G.) hat der Reichs- 
minister der Finanzen auf Grund des „Sperrgesetzes“ Ein- 
spruck erhoben, weil die in $ 3 Abs. 3 und $ 13 Abs. 2 
vorgesehene Anrechnung der Militärdienstzeit der Militär- 
anwärter über die reichsgesetzlichen Bestimmungen hinausgeht. 
Das preussische Staatsministerium hat deshalb in der jetzt 
dem Landtage zugegangenen Novelle eine Angleichung dieser 
Paragraphen. an die reichsgesetzliche Regelung vorgenommen, 

Ausserdem regelt die Novelle aber noch eine andere wich- 
tige Frage. Nach Artikeı IV des Gesetzes vom 24. März 192 
zur Aenderung des Einkommensteuergesetzes ist der $ 16 
Abs. 2 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 30. April 1920 dahin 
geändert, dass mit Wirkyng vom 1. April 1920 ab bei. der 
Berechnung der Kinderheihilten regelmässig ein Einkommens- 


betrag von 1500 M. freizubleiben hat. & 17 Abs. 1.des pretssi- 


schen Diensteinkommensgesetzes 
Fassung: 

„Ausser dem Diensteinkommen erhalten die Beamten Kinderbeihilfen 
in der Weise, dass für jedes Kind bis zum vollendeten 'vierzehnten 


hat aber jetzt folgende 









































































































































Lebensjahre monatlich 50 M. und bis zum vollendeten einundzwanzigsten 
| Lebensjahre monatlich 60 M. gezahlt werden. Für Kinder vom vier- 
A, zehnten bis zum einundzwanzigsten Lebensjahre wird die Kinder- 
komme nur gewährt, wenn das Kind kein reichssteuerpflichtiges Ein- 





kommen hat. Uebersteigt das Einkommen des Kindes den reichs- 
j/steuerireien Einkommensteil um weniger als den Betrag der Kinder- 
Beihilfe einschl. Ausgleichszuschlag ($ 18), so' wird die Kinderbeihilfe 
\ um den Betrag gekürzt, um den das eigene Einkommen des Kindes 
| ‚den reichsteuerfreien Einkommensteil übersteigt.“ 
| | Um das preussische Gesetz mit dem Einkommensteuer- 
‚ igesetz und der entsprechenden Bestimmung der neuen Reichs- 
‚Fa»esoldungsverschriften in Einklang zu bringen, wird deshalb 
‚hin der Novelle folgende neue Formulierung des Abs. 1 von 
8 17 vom zweiten Satz ab vorgeschlagen: 
Ei „Für Kinder vom 14. bis zum 21. Lebensjahre wird die Kinder- 
\beihilfe nur gewährt, wenn das Kind kein eigenes Einkommen von 
;tıehr als 1500 M. jährlich hat. Uebersteigt das eigene Einkommen 
des Kindes den Betrag von 1509. M. um weniger als den Betrag der 
\\Kinderbeihilfe einschliesslich Ausgleichszuschlag (8 18), so wird die 
‚Kinderbeihilfe um den Betrag gekürzt, um den das eigene Einkommen 
[Ades Kindes den Betrag von 1590 M. übersteigt. Als eigenes Ein- 
kommen des Kindes gilt auch das dem Beamten ‘kraft der elterlichen 
N utzniessung aus . Kindesvermögen zufliessende Einkommen.“ 
N Ausserdem wird aus dem gleichen Grunde $.17 Abs. 6 
\ folgendermassen neu gefasst: 

6. Die Kinderbeihilie fällt weg: 

a) mit dem Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die sonstigen 
Voraussetzungen für ihre Gewährung fortfallen, insbesondere das 
Beamtenverhältnis endigt, das Kind das 14. oder 21. Lebensjahr 
vollendet, stirbt oder eine Ehe eingeht, 

b) mit dem Ablauf des Monats, in dem das Kind nach. vollendetem 

14. Lebensjahr ein Einkommen bezieht, das den Betrag der 
Kinderbeihilfe einschliesslich Ausgleichszuschlag übersteigt. 

\ Zu diesen Bestimmungen der Novelle hat der Deutsche 
Eee erbund beantragt, in $ 7 Abs. 1 folgenden zweiten Satz 
| einzufügen: 
, „Für Kinder vom vollendeten 21. bis zum vollendeten 24. Lebens- 
jahre können Kinderbeihilfen nach dem Satze für Kinder über 14 Jahre 
F gewährt werden, wenn sie sich noch in der Schul- oder Berufs- 
" ausbildung befinden oder wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
erwerbsunfähig sind. Bei völliger Erwerbsunfähigkeit infolge unheilbarer 
Krankheit wird die Kinderbeihilfie auch über das 24. Lebensjahr hinaus 
weitergezahlt.“ 

Zur Begründung führt der D.B.B. folgendes aus: 
Nach dem Erlass des Preussischen Finanzministerss vom 
14. April 1921 können in gewissen Fällen Kinderbeihilfen in 
Höhe von 50 M. monatlich auch über das 21. Lebensjahr 
hinaus gewährt werden, jedoch nur für solche Kinder, die 
‘am 31, März 1920 über 21 Jahre alt waren. Für Kinder, 
die nach dem 31. März 1920 ihr 21. Lebensjahr vollendet 
haben oder noch vollenden, werden Kinderbeihilfen nicht ge- 
währt. In dieser unterschiedlichen Behandlung der über 
21 Jahre alten Kinder liegt einmal eine starke Benachteiligung 
derjenigen Beamten, deren Kinder 'erst nach dem 31. März 
1920 ihr 21. Lebensjahr vollendet haben. Dass diese Kinder 
ihre Berufsausbildung ‚noch nicht beendet haben, ist in vielen 
Fällen auch eine Folge des Krieges. Die Beamten leiden 
schwer darunter, dass ihnen die Kinderbeihilfe — meist kurz 
vor dem Abschluss der Berufsausbildung — entzogen wird, 
wenn die betreffenden Kinder das 21. Lebensjahr vollenden. 

Ausserdem beantragt der D.B.B. in 8 17 Abs. 2, der 
im einzelnen festlegt, für welche (ehelichen und unehe- 
lichen) Kinder und Stiefkinder die Kinderbeihilfe gewährt 
wird, hinzuzufügen: 

d) für Kindeskinder, deren Unterhalt dem Beamten obliegt, weil die 
Eltern der Kinder gestorben oder infolge unheilbarer Krankheit 
völlig erwerbsunfähig sind, 

e) für Pfiegekinder, für die nicht eine Vergütung von anderer Seite 
‘sewährt wird.“ 

Die Gründe, die zur Stellung dieses Antrags geführt haben, 
sind folgende: Es sind einzelne Fälle bekanntgeworden, in 
denen Beamte die verwaisten Kinder ihrer Kinder auf Grund 
gesetzlicher Verpflichtung _ unterhalten. Diese Verpflichtung 
stellt eine ungewöhnlich harte Belastung der betroffenen Be- 
amten dar, zumal, da Kinderbeihilfen in solchen Fällen dem 
Beamten nach dem jetzt geltenden Gesetz nicht gewährt wer- 
den können. Eine Aenderung des Gesetzes im Sinne un- 
seres Antrags liegt im dringenden Bedürfnis. 

Das gleiche gilt hinsichtlich solcher Waisen, die von 
Verwandten usw. als Pflegekinder angenommen worden sind. 
Hat der Beamte sich solcher Waisen, gleichviel, ob sie mit 
ihm verwandt oder nicht verwandt sind, angenommen, tnd 
unterhält er sie aus eigenen. Mitteln ohne Geldbeihiffen von 
dritter Seite, so sollten ihm auch für diese Pflegekinder die 
Kinderbeihilfen gewährt werden. 

Zu & 17 Abs. 6 bittet der D.B.B., in der neuen Fassung 
die Worte „oder eine Ehe eingeht‘ zu streichen. 

Zur Begründung dieses Antrags wird darauf hinge- 
wiesen, dass die Unterhaltspflicht auch hinsichtlich der ver- 
heirateten Töchter besteht, wenn der Ehegatte nicht imstande 
ist, seine Unterhaltspflicht zu erfüllen. Das Reichsbesoldungs- 
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gesetz sieht auch den Wegfall der Kinderzulagen nicht vor, 
wenn das Kind (Tochter) des Beamten eine Ehe eingeht. 
Dementsprechend lautet Ziff, 175 Abs. 2 der Ausführungs- 
bestimmungen zum Reichsbesoldungsgesetz: „Ein verheiratetes 
Kind gilt jedoch nur dann als unterhaltsberechtigt, wenn weder 
es selbst, noch sein Ehegatte, noch seine Kinder imstande sind, 
es zu unterhalten.“ Die gleiche Vorschrift ist in den Aus- 
führungsbestimmungen zum Teiltaritvertrage für die Angestell- 
ten (unter C Ziif. 30 Abs. 2) enthalten. 

Der D.B.B. hat anlässlich der Einbringung der Novelle 
auch eine Abänderung des $ 3 Abs. 2 des B.D.E.G. bean- 
tragt, der jetzt folgendermassen lautet: 

„Als Tag der planmässigen Anstellung gilt der Tag, 
von dem an das Diensteinkommen der Stelle bezogen wird, 
Durch den Staatshaushalt neugeschafieae Stellen können, 
auch wenn die Besetzung später ausgesprochen wird, bereits 
mit Wirkung vom Beginn des Rechnungsjahres verliehen wer- 
den, sofern der zu beleihende Beamte die Geschäfte der 
neugeschaffenen oder einer auderen gleichartigen Stelle be- 
reits von diesem Zeitpunkte an versehen hat.“ 

Hier soll das Wort „können“ durch das Wort „sind‘ er- 
setzt werden, damit aus der Kann-Vorschrift eine Muss-Vor- 
schrift wird. 

Es ist nicht einzusehen, dass, wenn der Beamte die Ge- 
schäfte. der neugeschaifenen oder einer anderen gleichartigen 
Stelle vom Beginn des Rechnungsjahres ab versehen hat, er 
nicht auch ‚das Stelieneinkommen von diesem Zeitpunkt ab 
beziehen soll. Die Muss-Vorschrift soll dem Beamten das 
Stelleneinkommen sichern. 


Ausführungsbestimmungen zum Preussischen Beamten- 
Diensteinkommengesetz. In Nr. 9 der „F.B.R.‘ veröffent- 
lichten wir die dem preussischen Landtage zur Genehmigung 
zugegangenen Ausführungsbestimmungen zum Pr. B.D.E.G. 
Der Landtag hat zu diesen Ausführungsbestimmungen noch 
nicht Stellung nehmen können, da er sich kurz nach Eingang 
der Vorlage vertagte. Dem jetzt wieder zusammengetretenen 
Landtage sind nunmehr vom D.B.B. nachfolgende Abände- 
rungsanträge unterbreitet worden: 

Zu Ziffer 12. Als Absatz 2 bitten wir einzufügen: 

„Hat die Verleihung. einer planmässigen Stelle sich infolge eines 
Versehens der Verwaltung verzögert, so ist zur Beseitigung der sich 
hieraus ergebenden Härte das B.D.A. entsprechend vorzurücken. Die 
höheren Bezüge sind von. dem‘ Zeitpunkte des Freiwerdens der Steile, 
frühestens jedoch vom Beginne des Rechnungs’ahres an, in dem die 
Vorrückung angeregt worden ist, nachzuzahlen.“ 

Begründung: Wir halten es für eine Selbstverständlich- 
keit, dass kein Beamter unter einem Versehen der Verwaltung 
leiden darf. Es erscheint uns daher aüch vom Gesichtspunkte 
der ungerechtfertigten Bereicherung aus geboten, dass die 
Verwaltung für das Versehen eines ihrer Beamten einsteht 
und dem von dem Versehen Betroffenen das Besoldungsdienst- 
alter nachträglich entsprechend vorrückt. Eine Nachzahlung 
von Beträgen über den Beginn des Rechnungsjahres hinaus 
wird indessen aus etatmässigen Gründen nicht in Frage 
kommen. 

Wir bemerken, dass Ziffer 28 der Ausführungsbestimmun- 
gen zum Reichsbesoldungsgesetze analoge Vorschriften enthält. 


Zu Ziffer 13. Der Ziffer bitten wir folgende Fassung zu 
geben: 

„1. Durch den Hatıshaltspian neugeschaffene Stellen sind, auch wenn 
die Besetzung später ausgesprochen wird, mit Wirkung vom Beginn des 
Rechnungsjahres zu verleihen, sofern der betreffende Beamte die Ge- 
schäfte der netgeschaffenen oder einer anderen gleichartigen Stelle 
bereits von diesem Zeitpunkte ab versehen hat. 

2. Eine aus irgendweichem Grunde freiwerdende Stelle kann mit 
rückwirkender Kraft grundsätzlich nur für eine Zeit verliehen werden, 
in der das Stelleneinkommen frei war, 

3. Die Rückwirkung sichert den Beamten insbesondere den früheren 
Bezug des Steileneinkommens und gegebenenfalls ein günstigeres Be- 
soldtingsdienstalter. Sie hat dagegen beispie sweise nicht die Bedeutung, 
dass bei einer Anstellung ausserhalb des bisherigen Beschäftigungsorts 
eine Mehraufwandsentschädigung für den Zeitraum der Mitwirkung zu ge- 
währen wäre oder die nach der Dienststellung abgestuften Tagegelder, 
Mehraufwandsentschädigungen oder ähnliche Bezüge nachträglich anders 
festzusetzen wären. 

4, Eine Stellenbesetzung mit rückwirkender Kraft darf nur mit Zu- 
stimmung des Beamten erfolgen, wenn er sich durch die Anstellung 
in seinen Bezügen verschlechtert.“ 

Begründung: Die Aenderung wird zum Teil durch die 
vorgeschlagene Aenderung der Ziffer 12 bedingt. Dann aber 
handelt es sich hauptsächlich darum, aus der Kannvorschrift 
im Absatz 1 eine Mussvorschrift zu machen. Wir sind der 
Ansicht, dass eine durch den Haushaltsplan neugeschaffene 
Stelle von dem Zeitpunkte an besetzt werden muss, von dem 
an ein Beamter die mit der Stelle verbundenen Obliegen- 
heiten wahrgenommen hat. Für eine Besetzung mit Rück« 
wirkung von höchstens drei Monaten Jiegt kein 
Grund vor. 


? 
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.. „Zu Ziffer 21. Wir bitten dem Absatz 1 folgende Fassung 
zu geben: 

„I. Eine Anrechnung der nichtplanmässigen Dienstzeit auf das 
B.D.A. ist insoweit ausgeschlossen, als sich die planmässige Anstellung 
auf eigenen Wunsch des Beamten oder wegen unzureichender Befähigung 
verzögert hat, Ist Krankheit Ursache der Verzögerung, so ist die Zeit 
um die sich die Anstellung verzögert hat, auf das B.D.A. anzurechnen.‘ 

Begründung: Nach der Regierungsvorlage soll eine An- 
rechnung auch dann nicht erfolgen, wenn sich die An- 
stellung aus einem „in der Person des Beamten“ 
liegenden Grunde verzögert hat. Diese Fassung erscheint 
uns als zu allgemein gehalten. Sie kann der Verwaltung eine 
Handhabe bieten, sogenannte „unbequeme‘“ Beamte in ihrem 
Fortkommen zu schädigen. 


Zu Ziffer 21 Absatz 4 der Regierungsvorlage: Wir bitten 
den letzten Satz folgendermassen zu fassen: 

„Eine Nachzahlung von Dienstbezügen findet aus diesem Anlass 
höchstens rückwirkend für die Zeit bis zum 1.4.1920 statt.“ 

Begründung: Da das B.D.E.G. rückwirkend vom 1. April 
1920 ab gilt, erscheint es uns recht und billig, auch von 
diesem Tage ab oder, falls die Anstellung nach dem 1. April 
1920 erfolgt ist, vom Tage der Anstellung ab die fälligen 
Beträge nachzuzahlen. Dass der Fachminister erst entscheiden 
soll, ob eine Nachzahlung überhaupt erfolgen soll, halten wir 
nicht für richtig. 


Zu Ziffer 73. Wir bitten Ziffer 73 folgende Fassung 
zu geben: 

„in sinngemässer Anwendung der Ziffern 65—72 wird allen Be- 
amten, mit Ausnahme der M.A. die vor dem Kriege zurückgelegte 
gesetzliche Militär- oder Marinedienstzeit voll auf das B.D.A. ange- 
rechnet, soweit durch die Militärdienstzeit die Einberufung oder die 
rechtzeitige Ablegung einer Prüfung nachweislich verzögert ist.“ 

Begründung: Die Anrechnung der gesetzlichen Dienst- 
pilicht nur bis zur Dauer eines Jahres wird. von allen Be- 
anen, die wirtschaftlich ausserstande waren, die Voraussetzun- 
gen für den Einjährig-Freiwilligendienst zu erfüllen, als eine 
Ungerechtigkeit. empfunden. Die Beschränkung der Anrechnung 
auf ein Jahr ist unsozial und eine nicht zu erklärende Härte 
für grosse Teile der Beamtenschaft. 

Zu Ziffer 144. Es wird Streichung beantragt. 

Begründung: Die Ziffer 144 muss von den Beamten, die 
nicht unter Ziffer 141 Absatz 1 und 2 fallen, als Benachteili- 
gung empfunden werden insofern, als die nach dieser Ziffer 
als Vorbereitungsdienst abzuziehende Zeit in Wirk- 
lichkeit keine Vorbereitungszeit ist. Dieses gilt insbesondere 
für die unter Ziffer 151c fallenden Beamtengruppen, deren 
Vorbereitungszeit nach den Ausbildungsvorschriften acht Jahre 
vom Tage des Eintritts in die Verwaltung beträgt. 

In Ziffer 150 Absatz 1 bitten wir zu streichen: „bis zur 
Dauer eines Jahres“, 

Begründung: Siehe zu Ziffer 73. 

4 Der Ziffer 151 Absatz c bitten wir folgende Fassung zu 
eben: 
© „Bei den in technischen Dienstzweigen beschäftigten Personen, soweit 
sie nicht bei b genannt sind, die vor der Vollendung des 21. Lebens- 
jahres liegende Dienstzeit.“ 

Begründung: Zu den unter c fallenden Beaimtengruppen 
gehören die Vermessungssekretäre der landwirtschaftlichen Ver- 
waltung und die Katastersekretäre. Für diese Beamtengruppen 
ist eine achtjährige Vorbereitungszeit für die Ablegung der 
Prüfung erforderlich. Nach Ablauf der achtjährigen Vorbe- 
reitungszeit kann die Prüfung abgelegt werden.. Infolge der 
damaligen recht ungünstigen Anstellungsverhältnisse oder der 
Ableistung der gesetzlichen Militärpflicht, in der Regel auch 
infolge der Arbeitsverhältnisse, welche dem Prüfling nicht die 
erforderliche Zeit liessen, sich ausreichend vorzubereiten, hat 
in sehr vielen Fällen die Prüfung nicht zum ersten zulässigen 
Termin erfolgen können. Der Prüfling war aber in dieser 
Zeit bereits vorwiegend mit den Dienstverrichtungen eines 
Beamten betraut. Es ist daher unbillig, als Zeitpunkt, von 
welchem ab eine Anrechnung von Dienstzeit erfolgt, den Tag 
der Ablegung der Prüfung zu wählen. 


Zu Ziffer 154 beantragen wir folgende Fassung: 

„Dass der Anwärter ständig und hauptsächlich mit den Dienstver- 
fichtungen eines Beamten vertraut war, ist dann anzunehmen, wenn er 
überwiegend mit Arbeiten, die seiner Ausbildung für die spätere Dienst- 
tätigkeit förderlich gewesen sind, beschäftigt wurde.“ 

Begründung: In verschiedenen Verwaltungen werden An- 
wärter aus Mangel an Arbeit nicht voll beschäftigt. Da der 
Anwärter hierauf keinen Einfluss hat, sieht die Beamten- 
schaft in der Nichtanrechnung dieser Zeit eine unbillige Härte, 


In Ziffer 155 Absatz 3 Buchstabe f bitten wir zu strei- 
chen: „Von nicht mehr als einem Monat“. 

Begründung: Besondere Umstände können die Zeitbe- 
stimmung zu schwerer Härte werden lassen. Da schon der 
„billigerweise zu berücksichtigende Grund“ der Entscheidung 
der Behörde überlassen bleibt, ist die Sicherung für die 
Behörde geschaffen. 
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Verfügung des Preussischen Finanzministers vom 20. Juni 1921, 
: betr. ie ya! Wohnungsbeihilten. 
Schluss.) ° 

B. Wohnungst ihliten, Not: 

1. An Stelle der in Ziff. 1 des Runderlasses vom 30. August 192 |: 
(FMBl. S. 307) vorgesehenen Sätze ist den versetzten Beamten (plar u 
mässigen wie nichtplanmässigen mit Ausnahme der im Vorbereitung: |, 
dienste befindlichen unbesoldeten Beamten — vgl, A. Ziff. 5 diese 
Erlasses —) die Wohnungsbeihilfe nach folgenden Höchstsätzen zu 


4 


gewähren: | 
a 
Beamten mit Familie Beamten ohne Familie" 

bei entgeltlicher Unter- | die am bisherigen Wohn. 

SER stellung der Möbel | ort einen eigenen Haus 

bei Fort- stand hatten N 


führung des vom ei 
Haushalts | während |Beginne des] während |vomBeginas 
am bisherig.| der ersten | 3. Monats | der ersten |des3 Monats 
Wohnort | 2 Monate ab 


2 Monate ab 





Stufe. ln. 0 20 15 12 12 10 
IR 1 HA 25 18 15 15 12 
5, DI, 39 20 18 18 15 
NRIV. A 35 25 22 22 18 
eV 45 30 23 28 24 


2. Die vorgesehenen Monatsfristen laufen von dem Tage ab, an 
dem der betrefiende Beamte nach der Versetzung seine Tätigkeit am 
neuen Dienstort aufgenommen hat. Für Beamte, die bereits vor der 
Versetzung am neuen Dienstort beschäftigt waren, rechnen die Monats- 
fristen vom Tage des Beginns dieser Beschäftigung ab. Im übrigen 
gilt die Ziff. 7 des Abschnitts A sinngemäss. 

3. An Stelle der Sätze in Ziff. 2 des Runderlasses vom 30. August 
1920 — FMBl. S. 310 — werden folgende Höchstsätze gewährt: 





Beamten Beamten 
mit Familie ohne Familie 

Tagessatz Tagessatz 

M. M. 
1 2 3 
a) ın teueren Städten: 

Stufe I. N BE 12 10 
INCBEHZ, R AS re 15 12 
”» II * . . . 18 15 
» IV . . . 22 13 
”» V . [ . [ . . 28 24 

b) in anderen Orten 
Stufe I, . ee > 10 8 
”» u ” “ ® . [2 “ . . 12 10 
PROB I ET RE 15 u 
PR RE Ve ra 18 16 
FR ER BEN ER ee a 24 20 


4. Die Sätze für teuere Städte sind nur dann zugrunde zu legen, 
wenn der neue dienstliche Wohnort zu den teueren Städten (Ziff. 8 
(Abschn. A) gehört. 

5. Die Vorschritten des Abschn. A 

Ziff. 4 und 5 Zugehörigkeit der Beamten zu den einzelnen Stufen, 


Sale Gewährung eines höheren Satzes bei Beförderung, 

, Berechnung der Zeiten, 

UNS Zugehörigkeit der Orte zu den teueren Städten, 
Abs. 2 Gewährung eines besonderen Zuschusses für Berlin, 

) Begriff der Familie, 

„ 10 Kürzung der Beihilfe bei mehrtägigen Dienstreisen, 

sell Vergütung für Beamte, die täglich zu ihren Fa- 

milien fahren, 

a. Gewährung bei Urlaub, 

3 Krankheitsfälle, 

„14 Höchstsätze, 

15‘ Zweifelsfälle, 


| Rückforderung 
sind hinsichtlich der Wohnungsbeihilfe sinngemäss anzuwenden. 


6. Die Entschädigung für Unterstellung der Möbel kann ohne 
Rücksicht darauf, an welchem Orte die Möbel gegen - Entgelt unter- 
esteilt sind, zugebilligt werden. Voraussetzung für die Gewährung 
leibt auch hier, dass der versetzte Beamte an seinem bisherigen dienst- 
lichen Wohnsitz einen eigenen Haushalt geführt hat. 


7. Wenn versetzte Beamte eine Notwohnung mit Kochgelegen- 
heit bezogen und nur einen Teil der Möbel gegen Entgelt unter- 
gestellt haben, kann eine Wohnungsbeihilfe nicht gewährt werden, 


8. Beamten ohne Familie, die am bisherigen Wohnort einen eigenen 
Haushalt hatten, kann die vorgesehene Beihilfe in voller Höhe nur 
dann gewährt werden, wenn der eigene Haushalt unter Beibehaltung 
einer Wirtschafterin am bisherigen Wohnort auf Kosten des Beamten 
weitergeführt wird. Ist die Wirtschafterin nicht beibehalten, sondern ent- 
lassen worden, so dürfen nur die Mehrkosten für die Beibehaltung der 
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Wohnung oder für die entgeltliche Unterstellung der Möbel in Grenzen 
der vorgesehenen Beihilfenbeträge bewilligt werden. Bei unentgeltlicher 
Untersteilung der Möbel ist keine Beihilfe zu gewähren. 

9. Beamte mit Familie, die ihre Möbel unentgeitlich untergestellt 
haben, können nur nach vorstehender Ziff. 3 des Abschn. B entschädigt 
werden, sofern die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. 

10. Die Ziff, 17 unseres Runderlasses vom 30. August 192) — 
FMBl. S. 307 — wird hinsichtlich der Beamten mit Familie dahin 
erweitert, dass dem ‚Wohnen im Gasthaus im Sinne dieser Vorschrift 
das Wohnen in Pensionen und irn möblierten Wohnungen ohne Küchen- 
benutzung gleichzustellen ist. 

11. Bei vorläufiger Dienstenthebung eines Beamten ist die ihm zu 
rechne Wohnungsbeihilfe bei der Berechnung des einzubehaltenen 

eiles des Diensteinkommens mit zu berücksichtigen. 

12. Etwaiger Mehrbedarf an Abdrucken ist spätestens bis 
zum 1. Juiı 1921 auf dem Bureauwege der Kalkulatur I des Preussi- 
schen Finanzministeriums anzumelden. 

Abdrucke für die staat.ichen Polizeiverwaltungen, die Hochbau- 
verwaltung, die Landjägerei und die Schutzpolizei liegen bei. 

Zugleich in Namen des Ministers des Innern. 
Der Finanzminister. I. A.: Schultz. 

(Vorstehende Bestimmungen finden sinngemäss Anwendung auf die 
Angestellten hinsichtiich der Bemessung der Entschädigungen nach & 5 
des Manteltarifs vom 6. November 192). D. Schritltg.) 


Rückforderung überzahlter Beträge. Die Abgeordneten 
Seppel und Steinkopf (SPD.) haben im Reichstage folgende 
Anfrage eingebracht: 

„Durch die Neufestsetzungen auf Grund der Ausführungs- 
bestimmungen zum Besoldungsgesetz Ziffer 246f ist das Be- 
soldungsdienstalter einer grösseren Anzahl von Beamten bis 
zu zwei Jahren und mehr verschlechtert worden. In- 
folgedessen werden Beträge bis 2000.— M. als überzahlt 
zurückgefordert. Die Beamten haben sich durch die in gutem 
Glauben ‘gezahlten und empfangenen Beträge nicht bereichert, 
sondern sie zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes verwendet. 
Sie sind nicht in der Lage, diese zurückzuzahlen. Die Durch- 
führung der Rückforderung würde ihre ohnehin grosse. wirt- 
schaftliche Notlage bedeutend verschärfen und sie der Ver- 
schuldung preisgeben. 

Wir fragen: Ist die Reichsregierung bereit, diese Beträge 
niederzuschlagen? Wir bitten um schriftliche Antwort.‘ 


Behördenangestellte 


Untirstellung der „Dauerangesteliten‘“ unter die Beamten- 
ausschüsse- Der Vorstand des Verbandes der Kommunalbeam- 
ten und Angestellten Preussens (Komba) beauftragt seine Orts- 
gruppen, in nächster Zeit überall den Antrag zu steilen, dass 

„die Angestellten den Betriebsvertretungen ent- 
zogen und den Beamtenvertretungen unter- 
stellt werden“, 


In Preussen ist dies leider ‚bezüglich aller Angestellten 
bei den Justizbehörden geschehen. Darüber triumphiert der 
Komba, und schreibt in der „Rundschau für Kommunalbeamte“ 
vom 3. September Nr. 36 Seite 715: 

„Wir ersuchen unsere Orts- und Kreisgruppen in den weni- 
gen Orten (!), wo die Dauerangestellten noch nicht durch den 
Beamtenausschuss vertreten werden, ihren Behörden den sehr 
vernünftigen Standpunkt des preussischen Justizministers zur 
Kenntnis zu bringen und erneut zu beantragen, dass für alle 
Dauerangestellten bei den preussischen Kommunalbehörden von 
dem 8 13 Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes Gebrauch gemacht 
wird.“ 

Wir haben bereits im April und Mai d. J. eingehend be- 
gründet, wie unsinnig dieser Standpunkt des Komba ist, und 
wie wenig er mit den Interessen der Angestellten in 
Einklang zu bringen ist. Lediglich organisations-egoistische 
Motive leiten den Komba bei diesen Weisungen. 

Mit der Unterstellung unter die Beamtenvertretung gehen 
den Angestellten alle Schutzbestimmungen des Betriebsräte- 
gesetzes bei Entlassungen usw. verloren. 


Tariivertrag oder Dienstverträge? Einzelnen Behörden 
scheint die Bindung durch Tarifverträge und das Verhandeln 
mit den Gewerkschaften, die bei derartigen Verhandlungen — 
zum Leidwesen der Behörden — stets versuchen, bessere Ar- 
beits- und Anstellungsbedingungen für die Kollegenschaft her- 
auszuholen, auf die Dauer unbequem und lästig zu werden. 
Gerade die Gemeindebehörden versuchen ietzt vielfach, die 
TarifvertragsverhandIngen zu umgehen und Einzelverträse mit 
den. Kollegen abzuschliessen. . Begünstigt wird dieses Streben 
durch die unzureichenden Bestimmungen im preussischen Ge- 
setz vom:8. Juli 1920 bezüglich der ‚„Ständigangestellten“ und 
die Haltung der Kommunalbeamtenorganisationen. Nachdem 
es uns erst vor ganz kurzer Zeit gelungen ist, in Berlin 
einen derartigen Vorstoss erfolgreich abzuwehren, wird uns 


“Jetzt ein ähnliches Vorgehen aus Breslau gemeldet. Wir 


warnen unsere Kollegen auf diesen, den Gemeindeverwaltungen 
angenehnieren Weg zu gehen, da ein Dienstvertrag, mag er 
noch so sehr günstig erscheinen, niemals ‘die Vorteile des Tarii- 
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vertrages ersetzen kann, auch wenn dieser Tarifvertra 
Rücksicht auf das Gesetz vom 8. Juli 1920 Besoldung 
nicht enthält, 

Das hervorstechendste Merkmal des Tarifivertrazges ist das 
Unpersönliche, das in seinem Abschlusse liest. Bei Ein- 
zeiverträgen ist der beireffende Kollege immer mehr oder 
minder auf die persönlichen Verhandlungen angewiesen. Er 
wird also unter dem Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse, 
zZ. B. bei Neueinstellungen nach langer Erwerbslosirkeit, sehr 
leicht bereit sein, auf anscheinend unwesentliche Bestimmungen, 
die sonst im Tarifvertrag geregelt sind, zu verzichten. Dazu 
kommt noch, dass der Liebedienerei und dem Strebertum 
durch solche Einzelverhandlungen natürlich Tür und Tor ge- 
öffnet sind, so dass die Unzufriedenheit und die Missgunst zwi- 
schen den einzelnen Kolleren in erheblichem Masse gefördert 
werden. Aber ganz abgesehen von diesen Nachteilen, die ja beim 
Formulieren von Normaldienstverträgen durch die 
Gewerkschaftsvertretung vermieden werden könnten, ist auch 
der beste Dienstvertrag nicht in der Lage, gewisse, sehr wich- 
tige Bestimmungen des Tarifvertrages zu ersetzen. Es ist zum 
Beispiel nicht möglich, in einen Dienstvertrag Bestimmungen 
hineinzunehmen, die dass Aufrücken des Angestellten in 
höhere Besoldungsgruppen oder die Ueber- 
führung des Angestellten nach einer bestimmten Dienstzeit 
indas Beamtenverhältnis regeln. Ferner lässt sich 
in einem Dienstvertrage niemals eine Bestimmung über die 
BerechnungdesBesoldungsdienstalters trefien. 
Die Kollegen würden also dann lediglich auf das Wohlwollen 
des Maeistrats bzw. . die Besoldungsbestimmungen anzewiesen 
sein. Ebenso steht es mit den Vereinbarungen von Bauzu- 
lagen und Aufwandsentschädisgungen, mit dem 
Erfinderschutz, Abkehrgeld bei ungerechtfiertigter 
Entlassung und dergleichen. Die wichtigste Bestimmung des 
Tarifvertrages endlich, nämlich die über einen Schlich- 
tungsausschuss für Streitigkeiten aus dem Ver- 
trage, über Streitfälle bei der Höhergruppierung und. der- 
gleichen, würde beim Abschluss von Einzelverträgen unbedingt 
fallen müssen, so dass die Kollegen dann überhaupt. gar nicht 
die Möglichkeit hätten, gegen eine ungerechtfertigte Eingruppie- 
rung mit Erfolg anzukämpfen. Es ist doch keine Seltenheit, 
dass der Angestelltenrat und der Beamtenausschuss bei Ver- 
handlunren mit dem Magistrat über die Höhergrupvierung 
irgendeines Kollegen nicht zu dem gewünschten Abschluss kom- 
men. Wenn dann kein tariflicher Schlichtungsausschuss oder 
eine Bewertungskommission besteht, ist der Kollege vollkom- 
men rechtlos, da der staatliche Schlichtungsausschuss für solche 
Finzelfälle nicht -angerufen werden kann. Aus all diesen 
Gründen müssen wir den Bestrebimgen der Behörden auf Abbau 
der Tarifverträge mit allen Mitteln entgegentreten. Wir müssen 
auch für die sogenannten Ständiganeestellten den Abschluss 





von Tarifverträgen mit aller Entschiedenheit fordern, 


da die verflossene Zeit gezeigt hat, dass wir auf eine solche 
zentrale Regelung ihrer Anstellungsbedinsungen nicht ver- 
zichten können. 

Burzaukratismus beim Zentralschlichtungsausschuss für Be- 
hördeniangestellte. Der schleppende Geschäftsgang vor dem 
Zentralschlichtungsausschuss für Behördenangestelite, der für 
Streitfragen aus dem Tarif für Behördenangestellte eingesetzt 
ist, gibt zu immer neuen Klagen Veranlassııng. Se wurde be- 
reits am 15. März d. J. dem Zentralschlichtungsausschuss eine 
Klage wegen der tarifwidrigen Behandlung einer Angesteliten- 
gruppe durch das Preussische Landwirtschaftsministerium vor- 
gelegt Die wiederholten Erinnerungen blieben vom Zentral- 
schlichtunesausschuss unbeantwortet. Selbst eine Be- 
schwerde an den Minister für Handel und Gewerbe blieb ohne 
Erfolg, der Minister gab sie „zuständigkeitshalber“ an den 
Oberpräsidenten von Brandenburg weiter. Die Angestellten 
müssen wegen dieses schleppenden Geschäftsganges des Zen- 
tralschlichtungsausschusses und des Bureaukratismus der Be- 
hörden leiden. Solange der Schiedsspruch des Zentralschlich- 
tungsausschussses nicht vorliegt, können sie nicht in den 
Genuss der ihnen tarifmässig zustehenden Bezüge gelangen. 
Die ihnen vom Landwirtschaftsministerium zugebilligten Be- 
züge tragen den derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
keineswegs Rechnung. 


Beamtenbewesung 


Eine Fachgruppenkonferenz der Staats- und Gemeinde- 
techniker, Fachgruppe des Gaugebiets Nordwes:deutschland, 
fand im Anschluss an den Gautag am 17. Oktober 1921 in 
Hamburg statt. Zu Punkt 1 der Tagesordnung „Bean:ten- 
bewegung und Fachgruppenaufbau‘ berichtete Kollege Horn- 
bostel-Berlin über den Stand der Verhandlungen zwischen 
dem Deutschen Beamten-Bund, AfA-Bund und -A.D.G.B. zum 
Abschluss eines Kartellvertrages und über die Gründe, die 
es bisher unmöglich ‘gemacht ‘haben, dieses Abkommen zu 
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einem Abschluss zu bringen. Er schilderte die Schwierigkeiten, 
die unserem Bunde hauptsächlich vom Preussischen Kommunal. 
beamten-Verband gemacht werden, besonders jetzt wieder an- 
lässlich des Streiks der Elektrizitätsangestellten in Berlin, bei 
dem der Komba mit den unerhörtesten Verdrehungen gear- 


beitet hat. Allen diesen Quertreibereien kann nur begegnet 


werden, wenn die Fachgruppen innerhalb des Bundes straff 
und fest organisiert seien und die nötige Werbearbeit unter 
den fernstehenden Kollegen leisten. Dazu gehört auch die 
Arbeit der „Faka“, die keineswegs eine überflüssige Organi- 
sation sei, sondern lediglich der in dem Abkommen zwischen 
A.D.G.B. und AfA-Bund im $ 2 Abs. 4 vorgesehene „Fach- 
ruppenausschuss‘“ der in gleichen Betrieben beschäftigten Ar- 
eitnehmer. Auch für die Staatstechnikerfachgruppe müsse der 
strafie Aufbau jetzt vorgenommen werden. Die Kollegen der 
einzelnen Fachgruppen sollen, nach dem Beschluss des Bun- 
desausschusses vom 20. und‘ 21. August 1921, sowohl örtlich 
wie bezirklich zusammengefasst werden. Die Leitung liegt 
in den Händen der Landes- und Reichsausschüsse, die durch 
ein Meldesystem ständig über die Mitgliederbewegung der 


einzelnen Fachgruppen auf dem laufenden gehalten werden _ 


sollen. Als Krönung des ganzen Aufbaues soll ein Behörden- 
technikertag erstmalig zum 28. und 29. November 1921 zu- 
samimentreten, der richtunggebend sein wird für unsere fernere 
Bundesarbeit für die bei Behörden beschäftigten Beamten und 
Angestellten. 

im Anschluss hieran erfolgte die Wahl der Delegierten 
zum Behördentechnikertag. 

Als dritter Punkt der Tagesordnung erfolgte nach einem 
kurzen Referat des Kollegen Hornbostel über Besoldungs- 
fragen und Tarifpolitik eine rege Aussprache über die Er- 
fahrungen bei der Revision des Gruppenplanes. Interessant 
waren besonders die Ausführungen der Vertreter der drei 
Hansastädte über die Einsprüche des Reichsfinanzministers auf 
Grund des Sperrgesetzes, über die demnächst ein ausführlicher 
Bericht in der „D.T.Z.“ erscheinen soll. 

Eine Reihe von Anträgen gelangte zur Annahme, die sich 
mit der Kartellpolitik sowie der Besoldungspolitik unseres 
Bundes beschäftigten. Die Aussprache bei allen Punkten ergab 
volles Einverständnis mit der bisherigen Politik unseres Bun- 
des. Bereits auf dem Gautage selbst war eine Entschliessung 
zum Beamtenrätegesetz angenommen worden, die den Ent- 
wurf der Reichsregierung auf das schärfste ablehnt und for- 
dert, dass die Verhandlungen im Reichstage auf der Grund- 
lage des vom Deutschen Beamten-Bund gemeinsam mit dem 
A.D.G.B. und AfA-Bund bereits im Dezember überreichten 
Entwurfes geführt werden. 


Behördentechnikertag Westdeutschland. Am 15. Oktober 
war im Bundeshaus zu Köln die Hauptfachgruppe „Behörden 
und öffentliche Betriebe‘ zu einem Gruppentag zusammen- 
getreten. Es waren neben den Vertretern des Gauvorstandes 
und Bundesvorstandes 23 Delegierte erschienen. Kollege Grött- 
rup behandelte die Stellung des Technikers in der Beamten- 
bewegung und den Fachgruppenaufbau des Bundes. Die Dis- 
kussion ergab im wesentlichen Zustimmung zu seinen Aus- 
führungen. Es wurde empfohlen, den Ortsverwaltungen Sach- 
ordner für die Einzeifragen der Behördentechniker zuzustellen, 
also je für Besoldung, Tarif, -Urlaub usw. (Dieser Wunsch 
wird durch die Ausdehnung des den Ortsverwaltungen bereits 
zugesteliten „Archiv-Registers‘, — das eine systematische 
Uebersicht über alle Veröffentlichungen der freigewerkschaft- 
lichen Bewegung enthält, — auf die Beamtenfragen erfüllt. 
Das Verzeichnis wird gegenwärtig bearbeitet und wohl am 
Schluss des Jahres fertiggestellt sein. Es werden dann monat- 
liche Ergänzungen dazu herausgegeben. Die Schriitleitung.) 
Da die Reichsvermögensverwaltung im besetzten Gebiet einer 
Spitze untersteht, wurde weiterhin angeregt, die Bezirksfach- 
gruppen für das ganze besetzte Gebiet dem Gau Westdeutsch- 
land zu unterstellen. Eine weitere Aussprache knüpfte sich 
an die Besatzungszulage an. Der Bundesvorstand wurde er- 
sucht, sofort an den D.B.B. heranzutreten, dass er für die 
Erhöhung der Besatzungszulage wirken möge. Die Besatzungs- 
zulage sei keine provinzielle Frage, sondern müsse von der 
Zentrale bearbeitet werden. Bezüglich der Richtung der Be- 
amtenbewegung wurde einstimmig folgende Entschliessung an- 
genommen: 

„Die Versammlung stimmt den bisherigen Massnahmen des Bundes, 
den D.B.B. an die freigewerkschaftliche Arbeitnehmerbewegung: anzu- 
gliedern, zu. Sie erwartet die Vorbereitung “und Schaffung einer frei- 
ewerkschaftlichen Beamtenorganisation für den Fall, dass die Verhand- 
ungen des A.D.G.B. und das AfA-Bundes mit dem D.B.B. sich zer- 
schlagen sollten.“ 

Dem Fachgruppenaufbau erteilte die Tagung ihre. Zu- 
stimmung. Nach dem Geschäftsbericht, der vom Kollegen 
Wiesenthal erstattet wurde, schreitet die Organisierung der 
Behördentechniker im Gau Westdeutschland kräftig vorwärts. 
Für den Behördentechnikertag in Berlin wurden als Delegierte 
gewählt: Schlattner-Aachen (Reichsvermögensverwal- 


tung), Franke-Köln (Gemeindetechniker), als Ersatzmänner 
Kregelow-Köln (Eisenbahntechniker), Maxeiner-Köln 
(Gemeindetechniker). 

Aus d:m Deutschen Beamtenbund. Bei der Bildung 
von Kreis- und Bezirkskartellen sind Weiterungen 
dadurch entstanden, dass Kreiskartelle verlangt haben, die 
bestehenden Ortskartelle sollten sich zunächst auflösen und 
ihre Ortsgruppen der angeschlossenen Fachgewerkschaft und 
dem Kreiskartell unmittelbar zuführen. j 

Dieses Verfahren entspricht nicht der gemäss 8 8 der 
Bundessatzung herausgegebenen Mustersatzung für die Pro- 
vinzkartelle. Der $ 4 dieser Satzung lautet: N 

„Ortskartelle können sich innerhalb des Provinzial-Kartells zu Be- 
zirks- oder Kreiskartellen zusammenschliessen. Die Bezirks- und Kreis- ‚ 
kartelle übernehmen die Vertretung im Hauptausschuss und zahlen die 
Beiträge. 

Bezirks- oder Kreiskartelle können ein Wirtschaftsgebiet umfassen 
und 'sind nicht an die politischen Grenzen innerhalb der Provinz 
gebunden.“ 

Hiernach wird durch ‘einen Zusammenschluss der Orts- 
kartelle zu einem Bezirks- oder Kreiskartell weder das Auf- 
gabengebiet des Ortskartells noch seine Selbständigkeit auf- 
gegeben Nur hinsichtlich der Vertretung im Hauptausschuss 
des Provinzialkartells und in der Beitragszahlung findet die im 
genannten Paragraphen vorgesehene, durch die Verhältnisse 
bedingte _Aenderung statt. Die Ortskartelle bleiben 
nach wie vor selbständig und regeln ihre Angelegen- 
heiten nach der Mustersatzung für Ortskartelle oder nach der 
im Sinne der darin enthaltenen Richtlinien aufgestellten Satzung 
des Ortskartells. 


„Gewerkschaftsarbeit‘‘ des Komba. In Nr. 43 der „Rund- 
schau für Kommunalbeamte‘“ vom 22. Oktober 1921 versucht 
Herr Ingenieur Brüggemann sich gegen unsere Feststellungen 
in Nr. 25 des „Technischen Gemeinde-Beamten“ vom 7. Okto- 
ber 1921 zu verteidigen und gleichzeitig die Komba-Politik 
zu verschönern. Es lohnt nicht, auf alle Einzelheiten des sieben 
Spalten langen Artikels einzugehen, aber festgehalten muss 
hier einmal werden, wie der Komba Angestellten- 
politik treibt. Herr Br. schreibt eingangs seiner Ausführungen: 

„Der „Komba“ hat nicht nötig, irgend eiwas zu ver- 
drehen, da ihm als neutraler Beamten gewerkschaft 
und Mitglied des Deutschen Beamtenbundes eine klare 
Marschroute vorgezeichnet ist.“ 

Der „Komba“ ist also eine „Beamtengewerkschaft“, was 
ihn aber nicht hindert, Angestellte — und zwar auch Hilfs- 
angestellte — zu organisieren, wo er sie findet. 

Wie vertritt nun der „Komba“ die Inter- 
essen dieser Angestellten? Er hat es im März d. J. 
abgelehnt, für die bei ihm organisierten 400 Angestellten 
der Altberliner Gaswerke — die nicht Dauerangestellte 
sind — mit uns gemeinsam einen Tarifvertrag 
abzuschliessen. Die „zarten Anspielungen‘ des Herrn 
Br. aut ein Heranziehen „aller beteiligten’ Verbände“ zum 
Abschluss eines gemeinsamen Tarifvertrages scheinen anzu- 
deuten, dass dieser Entschluss dem Komba inzwischen leid ge- 
worden ist. Aber man hilft sich, indem man mit Hilfe „be- 
freundeter‘‘ Magistratsvertreter nachstehenden Magistratsbe- 
schluss er—schleicht: : 

„Diejenigen Angestellten der städtischen Gas- und Elek- 
trizitätswerke und Häfen, die nicht unter den jetzt 
zur Verhandlung stehenden Tarifvertrag der 
Werkangestellten fallen, sind als ständige Ange- 
stellte in die Besoldungsordnung für die Beamten und stän- 
digen Angestellten einzureihen. 

Ihre Bezüge dürfen nicht hinter denjenigen der 
unter den Tarifvertrag fallenden: Angestell- 
ten der gleichen Kategorie zurückbleiben. 

Die bei den Gas- und Elektrizitätswerken dauernd be- 
schäftigten Beamten sollen ebenfalls nicht geringere 
Bezüge erhalten, als die unter den Tarifvertrag 
der Werkangestellten fallenden Angestellten 
der gleichen Kategorie“ 

So begrüssenswert dieser Beschluss wäre, wenn man ihn 
als erneuten Beweis für die Wechselwirkun £ 
zwischen Angestellten- und Beamtenbesol- 
dung betrachtet und daraus die zwingende Notwendigkeit 
eines einigen Zusammengehens der drei Arbeitnehmersäulen 
herieitet, so charakteristisch für die „Gewerkschaftsarbeit“ 
des „Komba“ ist er in diesem Falle. Er bedeutet nämlich 
nicht mehr und nicht weniger, als dass der Komba jetzt 
mühelos das Fett von der. Suppe schöpft, nachdem er "uns 
bei Erringung des Tarifvertrages und bei den Verhandlungen 
über seine Ausgestaltung in unerhörtester Weise in den 
Rücken gefallenist.Sosiehtdie Komba-Arbeit 
aus! Unfähig, bei der gewerkschaftlichen Durchsetzung des - 
Tariivertrages mitzuwirken, will er auf diese Weise, „hinten- 
herum‘, die Früchte unserer Gewerkschaftsarbeit mühelos ein- 
heimsen, um sie späterhin als seinen „erfolg“ hinzustellen! 
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Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 52, Werftstrasse 7 


Ein Protest gegen die Ausschaltung des 
Bundes 


„Bei den Besoldungsverhandlungen mit der Vereinigung der 
Städte und Gemeinden des Rheinisch-Westfälischen Industrie- 
gebiets war es dem Komba durch Vorspiegelung falscher 
Tatsachen gelungen, den Butab auszuschalten, so dass die 
Städtevereinigung die Verhandlungen lediglich mit dem Komba 
führte. Der Komba hat sich verschiedentlich dieses Erfolges 
gebrüstet, um dadurch Mitgliederfang zu betreiben. In der 
Tat haben einige schwankende Kollegen sich von diesem 
blenden lassen und haben dem Butab den Rücken 
gekehrt. 

Der Gautag für Rheinland-Westfalen hat sich am 30. Ok- 
tober mit dieser unerträglichen Verletzung der Koalitions- 
freiheit durch die Städtevereinigung beschäftigt und seiner 
Entrüstung in einer Entschliessung zum Ausdruck gebracht, 
die durch die Tagung der „Hauptfachgruppe Behörden und 
öffentliche Betriebe‘ am nächsten Tage noch besonders unter- 
strichen wurde und den folgenden Wortlaut hat: 


Entschliessung. 


„Der Behördentechnikertag des „Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten“, -Gau Rheinland-Westfalen, am 
31. Oktober 1921 in Essen, auf dem die Delegierten 
der technischen Beamten und Angestellten von sämtlichen 
Städten und Gemeinden des rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiets vertreten sind, stimmt der nachfolgenden Entschliessung, 
die der Gautag des Bundes am 30. Oktober einstimmig an- 
genommen hat, einmütig zu: 

„Der dritte ordentliche Gautag hat mit Befremden davon 
Kenntnis genommen, dass die Vereinigung der Städte und 
Gemeinden des rheinisch-westfälischen : Industriebezirks unter 
Führung des Oberbürgermeisters‘ Dr. Luther, Essen, es bis- 
her, trotz mehrmals an sie gerichteten Ersuchens, abgelehnt 
hat, die freigewerkschaftlichen Beamten- und Angestellten- 
gewerkschaften zu den mit dem Komba geführten Verhand- 
lungen hinzuziehen. — 

Der Gautag sieht in dieser Haltung der Vereinigung der 
Städte und Gemeinden des Rheinisch-Westfälischen Industrie- 


bezirks und insbesondere ihres Vorsitzenden Dr. Luther die 


Bekundigung einer offenen Gegnerschaft gegen die freigewerk- 
schaftlich organisierten Gemeindebeamten und Dauerangestell- 
ten. — Der Ausschluss ihrer Verbände von diesen Verhaud- 
lungen bedeutet einen Verstoss gegen das verfassungsgemäss 
gewährleistete Koalitionsrecht, gegen den der Gautag in aller 
Oeffentlichkeit den schärfsten Einspruch erhebt. Der Gautag 
erwartet, dass die Vereinigung der Städte und Gemeinden 
des Rheinisch-Westfälischen Industriegebiets ihre bisherige 
Stellungnahme umgehend nachprüft, und die kommenden Ver- 
handlungen mit „allen Gewerkschaften führt, die Gemeinde- 
beamte und Dauerangestellte organisieren, ohne Rücksicht auf 
ihre gewerkschaftliche Richtung.“ 

Mit besonderem Befremden nimmt der Behördentechniker- 
tag von der Tatsache Kenntnis, dass die Vertreter des Bundes 
heute vormittag zu einer Besprechung von Oberbürgermeister 
Dr. Luther und von seinem Stellvertreter, Bürgermeister 
Schäfer, nicht zugelassen wurden. — Dabei steht fest, dass 
die Städtevereinigung bereits am 13. Oktober um Verhand- 
lungen ersucht wurde und ausserdem bereits am 21. Oktober 
telephonisch eine mündliche Unterredung von uns gewünscht 


wurde. — Die Versammlung nimmt ferner davon Kenntnis, 


dass schriftliche Eingaben des Bundes an die Städtevereini- 
gung einfach unbeantwortet bleiben. — Die Versammelten 
erwarten von ihrer Bundesleitung, dass sofort Massnahmen 
in allen Städten eingeleitet werden, um die Verhandlungen 
mit der Leitung der Städtevereinigung herbeizuführen.“ — 


Von der Entschliessung des Gautages hat wider Erwarten 


die gesamte Presse im rheinisch-westfälischen Industriegebiet, 


die sonst oft den Einsendungen unseres Bundes gegenüber sich 
ablehnend verhält, ausführlich Notiz genommen. Als Erfolg 


konnten wir bereits verzeichnen, dass Verhandlungen zwischen 


Erscheint mit Nr. 45 der D.T. Z. 


11. November 1921 


der Städtevereinigung und unserem Bunde eingeleitet wur- 
den, die zum Ziele hatten, dass die Städtevereinigung be- 
schleunigt zu unserem Antrage auf Hinzuziehung zu den 
weiteren Verhandlungen Stellung nehmen wird. Um sämtliche 
Mitglieder der Städtevereinigugg über den wahren Sach- 
verhalt aufzuklären, haben wir ihnen folgendes Rundschreiben 
zugehen lassen: 


„Die Vereinigung der Städte und Gemeinden des rhei- 
nisch-westfälischen Industriegebiets hat zu den Verhandlun- 
gen über die Besoldungsreform lediglich den „Verband der 
Kommunalbeamten und Angestellten Preussens“ (Komba) hin- 
zugezogen, die freigewerkschaftlichen Verbände dagegen aus- 
geschaltet 

Zur Begründung unseres Protestes gegen diese Haltung 
der Städtevereinigung müssen wir folgende Tatsachen fest- 
stellen. — Die Besoldungsverhandlungen im Sommer 1920 
wurden von der Städtevereinigung mit dem „Gewerkschafts- 
bund der Kommunalbeamten und Angestellten Preussens“, Be- 
zirksverband rheinisch-westfälisches Industriegebiet, geführt. — 
Dieser Gewerkschaftsbund setzte sich aus folgenden Verbänden 
zusammen: 


1. Verband der Kommunalbeamten und Angestellten Preussens 
(Komba). 

2. Bund der technischen Angestellten und Beamten (Butab). 

3. Deutscher Werkmeister-Verband. 

4. Verband deutscher Berufsfeuerwehrmänner. 

5. Verband der Polizeibeamten Deutschlands. 

6. Deutscher Musiker-Verband. 


Ende vorigen Jahres ging dieser ‚Gewerkschaftsbund in 
die Brüche, da die fünf zuletzt genannten Verbände wegen 
ihrer freigewerkschaftlichen Richtung vom Komba bekämpft 
wurden. Von diesen Vorgängen wurde Herrn Oberbürger- 
meister Dr. Luther, dem Vorsitzenden der Städtevereinigung, 
unter dem 21. Februar 1921 Kenntnis gegeben und zugleich 
mitgeteilt, dass sich die obengenannten. fünf freigewerkschaft- 
lichen Organisationen mit dem „Zentralverband der Angestell- 
ten“ und dem „Gemeinde- und Staatsarbeiter-Verband“ zu 
einer „Freigewerkschaftlichen Arbeitsgemeinschaft kommunaler 
Arbeitnehmerverbände‘“ (Faka) zusammengeschlossen haben. 
Es wurde gebeten, diese Arbeitsgemeinschaft bei den Ver- 
handlungen über die Besoldungsreform, soweit die in ihr 
zusammengeschlossenen Beamten- und Dauerangesteliten in 
Frage kommen, hinzuzuziehen. Eine‘ Äntwort erfolgte auf 
dieses Schreiben nicht. Ebenso blieb ein Schreiben vom 
10. März 1921, in dem wir die Bitte wiederholten und die 
Vertreter für die an den Besoldungsverhandlungen interessier- 
ten Techniker, Werkmeister, Feuerwehrmänner und Musiker 
benannten, unbeantwortet, trotzdem noch in mündlicher Aus- 
sprache mit Herrn. Bürgermeister Schäfer die Gründe für die 
Hinzuziehung auch dieser freigewerkschaftlichen Verbände dar- 
gelegt waren. Auf unseren weiteren Protest vom 23. März 
1921 erhielten wir dann endlich ‘am 18. April 1921 die Ant- 
wort, dass unser Schreiben der Vollversammlung der Städte- 
vereinigung. vorgelegt werden wird. In dem Schreiben heisst 
es: „Sollte dann eine Verhandlung mit Ihnen für notwendig 
erklärt. werden, so würden diese dann später noch vor 
Fassung endgültiger Beschlüsse erfolgen.“ Seit- 
dem haben wir nichts mehr über den Stand der Angelegen- 
heit erfahren können, vielmehr wurden die - Verhandlungen 
über die Besoldungsreform lediglich mit dem Komba ge- 
führt-und am 28. Mai 1921 in Essen zum Abschluss gebracht. 


Aus dem uns bekanntgewordenen Protokoll über diese 
Vollversammlung der Städtevereinigung geht hervor, dass erst 
an diesem Tage, also am 28. Mai, der Vollversammlung unser 
Antrag vom 21. Februar unterbreitet worden ist, eine Tat- 
sache, die die absichtliche Ausschliessung unserer Verbände 
von den Verhandlungen wohl deutlich genug kennzeichnet. 
Die gesamte Vollversammlung lehnte damals die Hinzuziehung 
unserer Verbände zu den Verhandlungen ab, und zwar, wie 
wir aus dem Protokoll ersehen, af Grund einer falschen In- 
formation. Die Vertreter des Komba haben es so hingestellt, 
als ob die Verhandlungen mit dem obenerwähnten „Gewerk- 
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schafts-Bunde‘“ geführt worden wären. Auch in der Besol- 
dungsordnung vom 28. Mai, 1921 ist ausdrücklich als ' ver- 
handlungsführende Organisation der Beamten, der „Oe- 
werkschaftsbund der Kommunalbeamten- und Angestellten 
Preussens, Bezirksgruppe _rheinisch-westfälisches Industriege- 
biet“ bezeichnet. Dieser Gewerkschaftsbund bestand aber seit 
Dezember 1920 nicht mehr, was dem Vorstand der Städte- 
vereinigung auf Grund unserer obenerwähnten Schreiben auch 
bekannt war. Die Verhandlungen sind vielmehr vom’ Komba 
und einer kleinen Gruppe des „Verbandes deutscher Berufs- 
fenerwehrmänner“ des rheinisch-westfälischen Industriegebiets 
geführt worden. Alle übrigen Organisationen des früheren 
Gewerkschaftsbundes waren an den Verhand'nngen überhaupt 
nicht beteiligt. 


Aus dem genannten Protokoll geht aber ferner hervor, 
dass die Hauptversammlung sich deshalb zur Ablehnung un- 
serer Verbände entschlossen hat, weil die „Freigewerkschaft- 
liche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeitnehmer-Verbände‘‘ 
(Faka) es. auf Eriordern abgelehnt haben soll, sich über ihren 
Mitgliederbestand an Beamten und Angestellten bei den 
Städten und Gemeinden des rheinisch-westfälischen Industrie- 
biets auszuweisen. Auch diese Behauptung ist unrichtig. Wie 
wir jetzt nachträglich feststellen konnten, ist lediglich die 
örtliche Gruppe der Faka in Essen mit Schreiben vom 19. Mai 
1921 zur „Einreichung ihrer Mitgliederliste“ aufgefordert wor- 
den, ein Verlangen, dem die örtliche Faka-Gruppe nicht nach*- 
kommen konnte, weil darin wieder die einseitige Parteinahme 
gegen die freien Gewerkschaften zum Ausdruck kam. An 
unsere Bezirksverbände ist dieses Ansuchen nicht gestellt wor- 
den. Wäre es aber erfolgt, so hätten wir gegen dieses Ver- 
langen entschieden Einspruch erheben müssen. Nachdem 
im vorigem Jahre mit unseren Verbänden ver- 
handelt worden ist, muss es wundernehmen, 
dass man in diesem Jahre die Vorlegung der 
Mitgliederliste fordert, und zwar nur von 
den freigewerkschaftlichen Verbänden, nicht 
aber vom Komba, ganz abgesehen von der Tatsache, 
dass es nirgends üblich ist, die Aktivlegitimation zu Verhand= 
Jungen durch Einreichung der Mitgliederliste zu verlangen, 
an stets statistische Unterlagen als genügend angesehen 
werden. 


In mündlichen Verhandlungen mit der Leitung der Städte- 
vereinigung hatten wir daraut. hingewiesen, dass nach dem 
„Gesetz vom 8. Juli 1920 über die vorläufige Regelung ver- 
schiedener Punkte des Gemeindebeamtenrechis“‘, die Gemein- 
den und Gemeindeverbände verpflichtet seien, vor dem Erlass 
von Besoldungsordnungen die Organisationen der Beamten- 
und Dauerangestellten zu hören, so dass auch unsere frei- 
gewerkschaftlichen Organisationen unmöglich ausgeschaltet 
werden durften. Demgegenüber wies die Leitung der Städte- 
vereinigung. darauf hin, dass sie lediglich ein privater Zu- 
sammenschluss wäre, auf die dieses Gesetz keine Anwendung 
finden könne. Gleichwohl verpflichtet die Städte- 
vereinigungaberihre Mitgliederdie Verhand- 
lungen „für die örtliche Regelung als mass- 
gebend“ anzuerkennen. Wenn auch formal auf dem 
Wege der Anrufung der Aufsichtsbehörde gegen diese Hal- 


tung der Städtevereinigüng nichts zu erreichen ist, so muss _ 
die Ablehnung der Verhandlung mit den freigewerkschaftlichen- 


Organisationen als ein Verstoss gegen den Sinn des 
gesamten Gesetzes festgestellt werden. 

Aber auch praktisch dürfte die ablehnende Haltung der 
Städtevereinigung für unnötige Schwierigkeiten verursachen. 
Denn nach dem erwähnten Gesetz sind die einzelnen Oe- 
mieinden verpflichtet, alle Organisationen zu hören. Da bei 
den zentralen Verhandlungen die freien Gewerkschaften aus- 
geschlossen worden sind, müssen wir also an jede einzelne 
Gemeinde mit unseren Ansprüchen herantreten. — .Wie die 
von uns herbeigeführten Entscheidungen der Regierungs- 
präsidenten bewiesen, sind auch tatsächlich eine Anzahl Städte 
und Gemeinden durch die Aufsichtsinstanz zu diesen Ver- 
handlungen angehalten worden. Diese Städte und Gemeinden 
sind nun in der unangenehmen Lage, die Anhörung unserer 
Verbände entweder lediglich zu einer Scheinverhandlung zu 
machen, wenn sie die bindenden Beschlüsse der Städtevereini- 
gung befolgen wollten, oder sie müssen, wenn sie die von 
uns vorgebrachten Einwände wirklich sachlich prüfen, gegen 
die Beschlüsse der Städtevereinigung verstossen. Aus diesen 
Darlegungen ergibt sich, dass die Haltung der Städtevereini- 
gung gegen die freien Gewerkschaften auch nicht im Inter- 
esse der sachlichen Erledigung der Besoldungsordnung Hiegt. 

Nach - dieser Sachlage müssen wir es uns vorbehalten, 
überall dort, wo uns die Interessen unserer Mitglieder nicht 
gewahri erscheinen, durch Örtliche Verhandlungen unsere For- 
derungen geltend zu machen, und wenn diese Verhandlungen 
abgelehnt werden: sollten, durch Anrufung der Aufsichtsinstanz 


unser Recht zu wahren. — Da aber die Verhandlungen über ge- 
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wisse Punkte der Besoldungsordnung noch nicht abgeschlossen 
sind, halten wir es unbedingt für erforderlich, dass der unter- 
zeichnete „Bund der technischen Angestellten und Beamten“ 
zu weiteren zentralen Verhandlungen mit der Städtevereini- 
gung hinzugezogen wird, zumal eine Reihe der noch zu re- 
gelnden Fragen (Aufwandsentschädigungen, Feldzulagen, Aus- 
bildung von Vermessungstechnikern, Amtsbezeichnungen der 
Techniker, Ortsstatut) die technischen Beamten und 
Dauerangestellten im besonderen angeht. 


Wir bemerken ausdrücklich, dass unser Bund als die 
Berufsorganisation der Techniker, in seiner Fachgruppe 
Gemeinde- und Kreisverwaltdigen die grösste Zahl der tech- , 
nischen Beamten und Angestellten der Städte des rheinisch- 
westfälischen Industriegebiets — über 1000 — umfasst. — 
Wenn auch der Komba seit der Auflösung des erwähnten 
„Gewerkschaftsbundes“ technische» Beamte und Angestellte zu 
organisieren versucht, so ist unser Bund trotzdem die einzige 
Berufsorganisation der Techniker, die auch allein die Be- 
rufsfragen der Techniker bisher vertreten hat. — Es dürlte 
wohl bekannt sein, dass der „Bund der technischen Angestell- 
ten und Beamten“ mit seinen über 100000 Mitgliedern die 
Grossorganisation der technischen Beamten und Angestellten 
darstellt. Er ist für.die Angestellten dem „Allgemeinen freien 
Angestelltenbund‘“ (AfA-Bund), für die Beamten dem „Deut- 
schen Beamtenbund‘‘ angeschlossen. 


Wir bitten, aus allen diesen angeführten Gründen, den 
Vertreter Ihrer Stadt in der Städtevereinigung anweisen zu 
wollen, dahin zu wirken, dass in Zukunft die einseitige Stel- 
lIungnahme der Städtevereinigung gegen die freigewerkschaft- 
lichen Verbände, die Beamte und Dauerangestellte organisieren, 
unterbleibt und der unterzeichnete „Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten“ zu den weiteren Verhandlungen hin- 
zugezogen wird. — Am 13. Oktober hatten wir erneut einen 
dahingehenden Antrag an die Städtevereinigung gestellt, ohne 
eine Antwort eshalten zu haben. Auch unsere telephonische 
Anfrage am 21. Oktober blieb unbeantwortet, ebenso konnten 
persönliche Vorstellungen am 31. Oktober und am. 2. No- 
vember keinen Erfolg erreichen. Inzwischen ist aber trotz- 


dem wieder dreimal lediglich mit dem Komba verhandelt 
worden. 


Die einseitige Stellungnahme der SadRYErC EEE gegen 
die freigewerkschaftlichen Verbände müssen wir als einen 
Druck auf die Mitglieder betrachten, die sich zu unserer Ge- 
werkschaftsrichtung bekennen, denn durch unsere Ausschal- 
tung von den Verhandlungen sind tatsächlich, wie wir atis 
‚der uns vorliegenden Korrespondenz beweisen können, viele 
unserer bisherigen Mitglieder veranlasst worden, dem Komba 
beizutreten, der auch jederzeit in seinem Verbandsorgan darauf 
hingewiesen hat, dass nunmehr jeder Techniker sich im Komba 
organisieren müsse, da. unser Bund und die freien Gewerk- 
schaften von -der Städtevereinigung nicht anerkannt würden. 
-— Aufgabe der Städtevereinigung muss es unseres Erachtens 
sein, unter voller Wahrung des Art. 130 der Reichsverfas- 
sung, der das Koalitionsrecht der Beamten schützt, sich jeden 
Druck auf die Organisationszugehörigkeit der Beamten. und 
Dauerangestellten zu enthalten.“ 


Die verfassungsmässige Regelung des 
preussischen Beamtenrechts, insbeson- 
‚dere des Kommunalbeamtenrechts 


I. Die Rechtsquellen des preussischen 
Kommunalbeamtenrechts. 


Die Verfassungsurkunde für den preussi- 
schen Staat vom 31. Januar. 1850 bestimmt bereits, 
dass alle Preussen vor. dem Öesetze gleich und die öffentlichen 
Aemter, unter Einhaltung der von dem Gesetze festgestellten 
Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich sein 
sollten. Die Verfassung steilt auch die Regelung der besonderen 
Rechtsverhältnisse der Beamten durch Gesetz in Aussicht. 


Dieses verfassungsmässig gewährleistete. 
Beamtengesetz ist nicht erlassen worden — 
man hat nur einen Teil des Beamtenrechts durch einzelne 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse geregelt. Genau so, wie 
auf dem Gebiete des Kommunalverfassungs- und -verwaltungs- 
rechts keine einheitliche Regelung besteht, ist auch das preussi- 
sche Kommunalbeamtenrecht, mit Ausnahme einzelner Ge- 
biete, kein einheitliches, gemeinsames. 


Die Rechtsquellen des preussischen Kom- 
munalbeamtenrechts mussten daher auch ver- 
schiedenartige sein, für einzelne Materien 
des Beamtenrechts fehlen überhaupt geseitz- 
liche Bestimmungen. 
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‚ Als Rechtsquellen sind zu nennen: 


a) Die Verfassung der Kommunalbeamtenverbände, welche 
insbesondere. die Anstellungsverhältnisse und Befugnisse 
der Beamten und Angestellten regeln und durch das Zu- 

‚ständigkeits- und Landesverwaltungsgesetz vielfach ge- 
ändert, worden sind. Es sind dieses die Provinzial-, Kreis-, 
Städte- und Landgemeindeordnungen der verschiedenen 
Provinzen — also Provinzialrecht; 

b) das Kommunalbeamtengesetz vom 30. Juli 1899, welches 
den Zweck verfolgt, hinsichtlich der Anstellung der Kom- 
munalbeamten für die Zukunft, d. h. vom 1. Jantar 1900 
ab, klare Verhältnisse zu schaffen. Es regelt aber weder 
die Rechtsverhältnisse aller Kommunalbeamten, noch alle 
Rechtsverhältnisse der‘ Kommunalverbände; es beschränkt 
sich vielmehr in der Hauptsache nur aut die Regelung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der hauptamtlich ange- 
stellten, besoldeten Beamten der Stadt und diesen .gleich- 
gestellte Kommunalverbände. Das Gesetz selbst hat unter 
Ausschluss der Hohenzollerschen Lande für ganz Preussen 
Geltung; 

€) das Zweckverbandsgesetz vom 19. Juli 1011, welches die 
Rechtsverhältnisse der Zweckverbandsbeamten regelt; 

d) das Zivilruhegehaltsgesetz für die unmittelbaren Staats- 
beamten in der Fassung vom 2: Mai 1907, welches auf 
die ruhegehaltsberechtigten Kommunalbeamten Anwendung 
findet, insofern das Kommunalbeamtengesetz als primäre 
Bestimmung nichts anders festsetzt; 

:) das Gesetz betr. die Fürsorge für die Witwen und Waisen 
der unmittelbaren Staatsbeamten in der Fassung vom 
27. Mai 1907, das auch nur insoweit auf die Hinterbliebenen 
der ruhegehaltsberechtigten Kommunalbeamten Anwendung 
findet, als. das Kommunalbeamtengesetz keine abweichende 
Bestimmung enthält; 

f) das Disziplinargesetz für die nichtrichterlichen Beamten 
vom 21. Juli 1852, welches grundsätzlich auf die Kommunal- 
beamten Anwendung findet, insofern nicht die Kommunal- 
gesetzgebung etwas anderes bestimmt; 

g) das Beamtenhaftpflichtgesetz vom 1. August 1909; 

h) das Konfliktgesetz vom 13; Februar 1854; 

i) das preussische Allgemeine Landrecht; 

k) Statuten der Selbstverwaltungsgesetzgebung;; 

I) Einzelvereinbarungen zwischen Beamten und Kommunal- 
verbänden; 

m) das bürgerliche Gesetzbuch hinsichtlich der Haftung der 
Beamten ufd Mietsvorrechte; 

n) das Reichsstrafgesetzbuch hinsichtlich der- Verbrechen und 
Vergehen im Amte; 

0) die Gemeindesteuer-Beamtenrechts-Verorduungen v. 23. Sep- 
tember 1867 und 16. Juni 1909. 


Die Revolution müsste eine freiheitlichere 
Gestaltung des Beamtenrechts, wie sie schon 
längst erhofft, zur Folge haben, aus welchem 
Grunde auch eine Reihe von Grundrechten und 
-Pilichten der Beamten in der Reichsver- 
fassung vom 11. August 1919 zur Verankerung 
kamen. Wenn auch manche diesbezügliche Vorschrift der 
Reichsverfassung nicht ganz klar erscheint, so steht doch 
zweifelsfrei, dass nach 


a) Artikel 128 die Grundlagen des Beamtendienstverhält- 
nisses der Reichsbeamten durch Reichsgesetz zu regeln 
sind. 

b) Artikel 10 Ziffer 3 das Reich das Recht hat, Grundsätze 
für das Recht der Beamten aller öffentlichen Körper- 
schaften aufzustellen. 


Es ergibt sich hieraus, dass die Länder hinsichtlich der 
Gestaltung ihres Beamtenrechts volle Freiheit haben, insofern 
nicht die Reichsverfassung selbst zu beachiende Grundrechte 
enthält und das Reich nicht weitere Schranken durch Erlass 
von Grundsätzen zieht. 


Da nun inallen Ländern das Beamtenrecht 
neugestaltetwird,istesdringendnotwendig, 
dass das Reich umgehend die Grundsätze, die 
es. für erforderlich erachtet, auf Grund des 
Artikel 10 der Reichsverfassung erlässt, 
sonst kommt wieder die gewollte Einheits- 
regelungbestimmter Gebietenicht zur Durch- 
tührung, oder es müssen Abänderungen der 
neuen Gesetze erfolgen, was stets mitSchwie- 
rigkeiten verknüpft sein wird. 

Eine Abänderung bezw. Ergänzung der 
Rechtsquellen des preussischen Kommunal- 
beamtenrechts ist durch Massnahmen des 
Reichs bereits eingetreten, nämlich: 


a) durch Untergang des Gemeindesteuerrechts ist das Be 
amtensteuervorrecht weggefallen; 


b) durch Erlass des Reichssperrgesetzes vom 21. Dezember 
1920, das als ein Grundsatz im Sinne des Artikels 10 der 
Reichsverfassung anzusehen ist, ist eine einheitliche Re- 
gelung der Besoldung angestrebt worden, was zur Folge 
hatte, dass durch das preussische Gesetz vom 8. Juli 19% 
die Festsetzung der Besoldung der Kommumnalbeamten nach 
den Grundsätzen der staatlichen Regelung angefordert 
wirrde. Als kommunale Rechtsquelle kommen somit ferner 
in Betracht: 

1. Gesetz vom 8. Juli 1920, 

2. Beamtendiensteinkommensgesetz vom 17. Dez. 1920, 
3. Altpensionärgesetz vom 17. Dezember 1920, 

4. Reichs- und preussische Verfassung. 


H. Hemmung der preussischen Beamtengesetz- 
gebung durch das Reich. : 
Der Artikel 80 der Verfassung für den Freistaat Preussen 
vom 30. November 1920 bestimmt: 
„im übrigen wird das Beamtenrecht im Rahmen ’deg 
Reichsrecht durch Gesetz geregelt.“ 


„im übrigen“ heisst hier, dass die Regelung im Rahmen 
der Reichsbeamtengesetzgebung zu erfolgen habe, insoweit 
nicht die preussische oder Reichs-Verfassung bereits grund- 
legende Bestimmungen enthält. 

Die Regelung des preussischen Beamten- 
techts hat also zur Voraussetzung, dass das 
Reich erst das Reichsbeamtenrecht ent- 
sprechend Artikel 138 regelt. So lange dies 
nicht erfolgt, kann Preussen kein Beamten- 
gesetz erlassen. 


Hl. Regelung des preussischen Beamtenrechts 
durch „ein“ Gesetz. . 

Der Sinn des Artikel 80 der preussischen Verfassung kann 
nur der sein, dass ein Gesetz das gesamte Beamtenrecht regeln 
soll, ähnlich, wie dies .bereits durch das ältere, noch Geltung 
habende „Reichsbeämtengesetz‘ geschehen ist. Dieses Beamten- 
gesetz muss alles enthalten, was zum Beamtendienstverhältnis 
gehört, also Anstellung, Entlassung, Versetzung, wirtschaftliche 
und soziale Rechte. Man hüte sich davor, dass man 
wieder einzelne Materien durch Sonderge- 
setze regelt, wiees die Ankündigung von Vor- 
arbeiten zu Entwürfen bereits andeutet. 


IV. Gleichstellung der Kommunal- mit den 
Staatsbeamten. 

Wie mit der Besoldung begonnen, fahre man fort in der 
Gleichstellung der Kommunalbeamten mit den unmittelbaren 
Staatsbeamten in jeder Hinsicht. Abweichungen können nur 
hinsichtlich der Instanzen in Betracht kommen, die zur Durch- 
führung berufen sind. Dieses bereitet keine Schwierigkeit in 
der einheitlichen gesetzlichen Regelung, d. h, in dem Erlass 
eines Beamtengesetzes für Staats- und Kom- 
munalbeamte. Es dürfen unter keinen Um- 


ständen. wieder in der „Städteordnung“ das 


Recht der „städtischen“ Beamten und in den 
übrigen Kommunalverfassungen die Rechts- 
verhältinisse der übrigen Beamtenarten in so 
eingehender Weise zurRegelung kommen, wie 
es der Referentenentwurf zur neuen preussi- 
schen Städteordnung tut. Man schafft damit ver- 
schiedene Rechte, verschiedene Beamtenarten — Unzufrieden- 
heiten und Unklarheiten im Beamtenrecht selbst. Grundsatz 
muss nun einmal sein, wie. es auch verfassungsmässiger 
Wille ist; 
einBeamtengesetz. 

Zu der verschiedenartigen Behandlung des Kommiunal- 
beaintenrechts der preussischen ‚ Städte, wie es geplant: ist, 
wird in einem Sonderartikel Stellung genommen werden. 

Hans Assmann. 
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Beamtenrecht 


Zur Frage der Rechtsgültigkeit des ‚preussischen Zwangs- 
pension’zrungsgesetzes. Bei deu Erörterungen in der „Freien 
Be Kunıdochaue über das Zwangspensionierungsgesetz (siche 
„Freie Beamtenrundschau“ Nr. 9, Seite 67, vom 22. Juli 1921) 
ist wiederholt zum Ausdrick gekommen, dass in der Literatır 
und; auch in den Kreisen der Beamtenschaft, Meinungsver- 
schiedenheiten darüber. bestehen, cb das Altersgrenzengesetz 
nur auf die „nach“ dem Inkrafttreten der neuen Reichsver- 
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fassung ängestellten Beamten Anwendung zu finden habe, 
oder atıt alle Beamten, ob nicht hinsichtlich der „vor‘“ dem 
Inkrafttreten‘ des Gesetzes angestellten Beamten die „wohl« 
erworbenen Rechte‘, die verfassungsmässig gewährleistet seien, 
verletzt würden. Von Hans Assmann war hinsichtlich der 
richterlichen. Beamten der allgemeine Standpunkt vertreten, 
die: Anstellung auf Lebenszeit habe nicht die Bedeutung, dass 
der Beamte während der ganzen Lebensdauer, also bis zu 
seinem Tode, Beamter sein solle, es könne nur den Sinn 
haben, dass er dauernd kraft öffentlich-rechtlichen Ver- 
trages unkündbar angestellt sein solle, solange er die ihm 
obliegenden Aufgaben zu erfüllen in der Lage sei, also 
dienstfähig_sei. .Wenn nun kraft Gesetzes bestimmt 
werde, die Dienstfähigkeit wird bei einem bestimmten 
Lebensalter als nicht mehr vollwertig angenommen, so 
sei dies “ein höheitsrechtlicher Akt, also eine Willensent- 


schliessing des Dienstherrn, in dessen Ermessen es liege, zu, 


entscheiden, ‘ob ‘die Dienstfähigkeit vorliege oder nicht. Es 
würden die wohlerworbenen Rechte der Beamten 
nicht verletzt, denn das, Dienstverhältnis werde durch einen 
gesetzlichen . Grund, , die Dienstunfähigkeit, . beendet — sei es 
nun eine tatsächliche “oder..eine nach der. Entscheidung. der 
Behörde angenommene. Das subjektive Recht des Beamten, 
„als Beamter angestellt zu sein‘, habe das materielle Recht 
zur Voraussetzung, dass der Beamte dienstfähig sei. Eine 
Verletzung des wohlerworbenen Rechtes könne nur da in 
Frage kommen, wo die Beamtengesetzgebung positive Be- 
stimmungen hinsichtlich des Lebensalters treife, also eine 
zwangsweise Versetzung in den. Ruhestand dieserhalb aus- 
schliesse. Die Rechtsprechung müsse daher endgültige Klar- 
heit schaffen, und zwar das Reichsgericht. ; 


Das Landgericht Berlin und Potsdam hatte 
sich, wie bekannt, auf einen anderen Standpun kt ge- 
stellt, der Rechtsstreit schwebt noch und kommt vor. das 
Forum des Reichsgerichts. Denselben Standpunkt vertrat u. a. 
Dämme, Pr.V.Bl. S..21, Genzmer, D.T.Z: 26, S. 307, 
Triepel, A.Q.R. 40, S. 349, Mundt, Z. f. Pol. u. Verwb. 
29, S. 40. 


In Nr. 4 des Pr. Verw. Bl. Bd. 43, S. 37, untersucht 
Geh. Rat Professor Dr. Adolf Arndt-Marburg 
diese Frage und kommt zu dem von Ässmann 
eingenommenen Standpunkte. Er sagt u. a, dass 
das Altersgrenzengesetz nicht nur aut die Richter, sondern 
auf alle Beamten Anwendung zu finden habe und rechtsgültig 
sei. Allerdings heisse es in Artikel 129 der Reichsverfassung, 
dass die’ Beamten auf Lebenszeit anzustellen-seien. Das solle 
aber nur sagen: nicht auf Kündigung oder Widerruf, und 
ieder Beamte müsse wissen und wisse es, auch wenn er auf 

cbenszeit angestellt sei, dass, er sein Amt verliere, wenn er 

wegen geistiger oder körperlicher-Gebrechen oder wegen Alters 
unfähig sein werde, die Aufgaben seines Amtes zu erfüllen. 
Wenn dies. unstreitig richtig ‘sei, und wenn hiernach der 
Landesgesetzgeber Behörden ermächtigen könrie, Beamte wegen 
Schwäche. und Alters in den Ruhestand zu versetzen, so müsse 
er erst recht die Befugnis haben, dies selbst vorzunehmen. 
Zwar nehme der Gesetzgeber. keine Prüfung im Einzelfälle 
vor, er richte sich nach allgemeinen Erfahrungen und könne 
daher än ein gewisses Alter die Rechtsfolge knüpfen, dass 
wegen wahrscheinlicher Dienstunfähigkeit die Pensionierung 
stattfinden solle. Es stehe also die Pensionierung 
wegen Alters.krafit Gesetzes nicht im Wider- 
spruch zu der Lebenslänglichkeit der An- 
stellung. Bei der Beratung des G.V.G. 6, 8 wäre 
man darin einig gewesen ' und habe konstatiert, dass die 
Lebenslänglichkeit nicht entgegenstehe, wenn man wegen 
Alters durch Gesetz oder behördlichen Akt das Beamten- 
dienstverbältnis aufhebe und die Pensionierung . verfüge 
(vergl. RESSnLErL, Strafproz. (14) 1915. Laband 6) 
ll 477, Hamm, 1 Z. 1912. Sp. 13,, Habn, ‚Mate- 
rialien 753. 919. Arndt bezeichnet die Entscheidung des 
Landgerichts Berlin als Fehlspruch und vertritt wie Ass- 
mann die Ansicht, dass das Reichsgericht als endgültige 
Instanz wohl eine andere Entscheidung treffen werde. 


Anstellungsgrundsätze für Militäranwärter. Der Rechts- 
ausschuss im Vorstande des. Deutschen Beamten- 
bundes hat eine Reihe von Abänderungsanträgen aus- 
gearbeitet zu den „Grundsätzen für die Anstellung von zivil- 
versorgungsberechtigten Personen‘. Diese neuen Anstellungs- 

rundsätze erfordern auch unsere Aufmerksamkeit, da sie — 
in: Uebereinstimmung mit dem in Vorbereitung befindlichen 
neuen „Wehrmachtversorgungsgesetz‘‘“ — auch die Tech- 
nikerstellen ($ 6 Abs. 2 des ade‘ einbeziehen und 
in $ 3 Abs. 1) auch die „m Wege des Privatdienst- 
vertrages dauernd zu besetzenden Stellen“. 
Diese letztere Bestimmung hat bereits die „Arbeitsgemein- 
schaft der preussischen Beamten im D.D.D.“ 
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veranlasst, die Streichung dieser Bestimmung zu fordern 
mit nachstehender Begründüng:. , eo 

Nach dem jetzt vorliegenden Wehrmachtsversor- 
gungsgesetz $11 beschränkt sich . das Anrecht . der . ‚Versor- 
gungsberechtigten nur auf Beamtenstel ten, Die Erweiterung 
der . Angestelltengrundsätze. auf die Stellen im Privatdienstvertrag  er- 
scheint daher im Widerspruch zu dem Wehrmachtsversorgungsgeseiz 
zu stehen. Nach den: bisher gemachten Erfahrungen . werden. die, Ver- 
tragsstellen von Miitäranwärtern auch sehr wenig “begehrt, und ihre, 
Besetzung würde 'durch die ‚infolgedessen in grossem Umiange: er- 
forderiich werdenden Umschreibungen in einer für. den Dienstbetrag. 
unerträgichen Weise verzögert. 

Die Einbeziehung der „dauernd zu besetzenden“ An- 
gestelltenstellen in die Anstellungsgrundsätze für M ili- 
täranwärter zeigt wieder einmal in aller Deutlichkeit, 
wohin die „Angesielltenpolitik‘ ‚der Kommunalbeamtenverbände 
geführt hat. Wer „dauernd angestellt“ ist, soll 
Beamter werden! Auf Privatdienstvertrag dürfen nur 
Anstellungen für vorübergehende Aufgaben erfolgen 
oder kurzfristig als Uebergang in Beamtenstellen. 
Es ist zu begrüssen, dass der Magistrat Berlin bereits 
dazu übergegangen ist, wieder klare Verhältnisse in dieser 
Beziehung zu schaffen und. die ‚unhaltbare Zwitterstellung 
der „Dauerangestellten‘‘ zu beseitigen. Für Beamte-das 
Beamtenrecht, für Angestellte das bürger- 
liche Recht und den- Tarifvertrag, das ist die 
klare und reinliche Scheidung, die wir im‘ Interesse der 
Kollegenschaft fordern müssen. — Gegen die Einbeziehung der 
Technikerstellen wären Bedenken. kaum zu erheben, 
denn allzuviel Militäranwärter mit „fachtechnischer Vorbildung‘“ 
wird es auch in Zukunft kaum geben. Es.steht.nur zu be- 
fürchten, dass bei allzu bürokratischer Handhabung der Be- 
stimmungen die gleichen Erscheinungen zutage treten, : wie 
bei der Geschäftsführung des Fürsorgeamts für die 'Flücht- 
lingsbeamten, dass nämlich offene Stellen monatelang be-- 
schlagnahmt werden, obwohl gar keine geeigneten Bewerber 
vorhanden sind. ER BE Be Be ee 

“Wir lassen einige der wichtigsten Bestimmungen des Ent- 
wurfes nachstehend im Wortlaut folgen; = ERRE 
$ 1. Zivilversorgungsberechtigte | 


EN im Sinne dieser Grundsätze „sind 
die Inhaber eines Versorgungsscheines. Als solche gelten die Inhaber: 
a) des: Zivilversorgungsscheins "gemäss 88 15, 16 des Mannschaftsver- 

» sorgungsgesetzes: vom 31. Mai 19%. und gemäss $ 1. Abs. 4, 5,..7 

‘und 8 der Anstellungsgrundsätze für. den. ;Reichs- ‚und Staatsdienst 
.>:vom 20. Juni 1997 (Militäranwärter), : BEER ETRE 7 Er 
b): des. Zivildienstscheins. gemäss $ 10 des Wehrmachtversorgungsgesetzes 


VOR. .00..» (Zivildienstanwärter), ; EEE 
e) des Zivildienstscheins gemäss..... deS..... Voline... ‚(Zivildienst- 
-: »" anwärter), ? : Eur 


d).'des ‚Beamtenscheins gemäss $ 33 des Reichsversorgungsgesetzes vom 
“12. Mai 1920 .(Schwerbeschädigte). und :.. Fuer: 2 

e) des Angestelltenscheins $ 17 des Mannschaftsversorgungsgesetzes vom 
31. März 1906 (Anstellungsberechtigte) mit den sich aus den 85.4 
und 34 ergebenden Beschränkungen. ; HR a 


Die vorbehaltenen Stellem 

83. Mit Zivilversorgungsberechtigten ‚sind, nach ht gie der’ nach- 
stehenden Grundsätze vorzugsweise zu besetzen "die ihnen vorbehal- 
tenen Beamtenstellen und die im Wege des Privatdienst- 
vertrages dauernd. zu besetzenden Stelle #477, ; 


a) bei den Reichs-, Landes- und Provinzial- und Kommtinalbehörden, 
b) bei den Versicherungsanstalten für die Invalidenversicherung, 
c) bei der Reichsversicherungsanstalt für. Angestellte ($ 14 des_Ver- 
sicherungsgesetzes für Angestellte. vom 20. Dezember ) 1911), Kran- 
. kenkassen, Wasserwerken, Ländwirtschafts- und Handelskammern, 
Knappschaftsvereinem und denjenigen Betrieben, die im Gesetzeswege 
verstaatlicht oder entstaatlicht werden, soweit sie Ruhegehalts- und 
Hinterbliebenenversorgungsberechtigung bieten, er 
d) bei den Privateisenbahnen, j & 
e) bei den ständischen, kirchlichen oder solchen "Instituten, die ganz 
oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, eines Landes oder eiher 
Gemeinde unterhalten. werden. A 
8 4. Die Rechte der Inhaber des Anstellungsscheins (8 1c) be- 
schränken sich auf die Stellen, deren Obliegenheiten im wesent- 
lichen in mechanischen Dienstleistungen. bestehen 8 5b). 
Welche Stellen unter. diese. Bestimmung -fallen, wird für’ den Reichs- 
dienst von dem Reichsministerium des Innern im, Benchmen mit den 
zuständigen obersten Reichsbehörden, für den Landesdienst durch, die 
Landesregierungen, im übrigen durch die Aufsichtsbehörden bestimmt. 
8 5. Mit Ziyilversorgungsberechtigten sind ausschliesslich zu 
besetzen‘ 5 Mi; 
8) in allen‘ Dienstzweigen und bei allen Behörden die Stellen der 
Lohnschreiber, soweit deren * Inhabern lediglich die Besorgung des 
Schreibwerks und der damit: zusammenhängenden Dienstverrichtungen 
obliegt, . £ ES EN 5 
b) in: alien Dienstzweigen und ‚bei. allen . Behörden ‚sämtliche; ‚Stellen, 
deren Obliegenheiten im: wesentlichen in mechanischen 
Dienstleistungen bestehen, ® ee 
6. 1. Mindestens zur Hälfte mit. Zivilversorgungsberech- 
tigten sind zu besetzen: BT = Ye lg 
a) die nicht unter 5 fallenden Beamtertstellen der Gehältsgruppen IV 
bis’IX der der Besoldungsordnung des’ Reichs entsprechenden Be- 
soldungsordnungen in allen Dienstzweigen und "bei allen» Behörden 
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:-uhd,;Verwaltungen ($ 3), soweit sie für die Zivilversorgungsberech- 
tigten Eingangsstel.en (erste planmässige Anstellung) : sind, 
b) die hinsientlich der Beschäftigung gleichwertigen Stehen der dauernd 

"Angesteliten.' 

"2."Unter diese Bestimmung fallen auch Stellen dieser 
Art, -Tür"die -eine besondere wissenschaftliche oder 
techwische (auch fachtechnische) Vorbildung von den 
Auwärtern: gefördert wird, wenn Zivilversorgungs- 
berechtigte vorhanden sind, die diesen Bedingungen 
entsprechen.” Für- die Reichsverkehrs- und Reichspost- und Tele- 
graphenverwältung erfoigt besondere Regeiung im’ Einvernehmen mit 
dem "Reichsministerium des’ Innern. 

3. Bei Annahme von Diätaren gelten dieselben Grundsätze wie zu 
i und 2. j 

:8 7, Solen den Zivilversorgungsberechtigten gewisse Stellen ($_ 6) 
nicht zur Hälfte vorbeha.ten werde, s9 hat ein gerechter. Ausgleich, 
der der Genehmigung des Reichsministeriums- des Innern bedarf, in 
der Weise stattzwinden, dass andere. hinsichtich der "Beschäftigung 
und des Geha:ts‘ gleichweruige Stelien‘' desseiben : Geschäftsbereichs in 
entsprechender: Zahl" vorbena.ten werden. Ausnahmen bedürien des 
Einversändnisses des. Reichsministeriums, des Innern. 


& 8: 1, ‚Stelen oder Verrichtungen, die ais: Nebenanıt versehen 
werden, falen .nicht unter die Ansteilungsgrundsätze, dagegen macht 


es bei den Stel,en. keinen Unterschied, ob sie dauernd oder nur zeit- 
weise, besteheh öder andere Vergütung damit verbünden ist, ob die 
Anstellung auf Lebenszeit, auf Kündigung oder: sonst auf; Widerruf 
erfolete Herne ; 

2, Zuri vorübergehenden Beschäftigung als. Hilfsarbeiter 
oder "Vertreter sind Zivilversorgungsbereehtigte : vorzugsweise anzu- 
nehmen. -Eine : Besenäftigung ist nur dann. als :vorübergenend anzu- 
sehen,.. wenn sie voraussichtlich: nicht, länger als sechs Monate 
dauert. wird. 'Ausnaumen. bedürfen des Einverständnisses des Reichs- 
ininisteriums . des ‘Innern, 

8 3a. Die Besetzung der : Beförderungsstelien - mit Militäranwäriern 
hat anteilsmässig ‘im Verhäitnis. zu .den Eingangsstelien. unter Beach- 
tung (der für :die Belörderung geitenden: Bestimmungen zu erfoigen., 

8 176 Die -an.idie Bewerber. zu stelicaden Anforderungen sind von 
den: Anstelungsbehördem iestzuiegen. Dabei dürfen’ an Zivilversorgungs- 
berechtigte nieht- höhere Anforderungen gesielit werden, ais 
an ‚andere Bewerber. 

“ Kenntnisse über Fachwissen, die der Zivilversorgungsberechtigte sich 
erst während des Probedienstes aneignen kann, dürfen 
von' diesem: beistder: Einberufung zur Abieistung. des Probedienstes nicht 
gefordert : werden. ] er Yu Fe 

$ 18.:. Die Anstellungsbehörden dürfen Bewerbungsgesuche nur 
abichhen, wenn’ die ‚Bewerber körperlich oder: geistig für die be- 
treffende Stel.e ‘oder moralisch für ungeeignet zu erachten sind, Die 
Bewerbüng” darf nicht wegen Veberiüliung .der:Anwärter- 
liste zurückgewiesen werden, oder, wenn der Bewerber ein. bestimmtes 
Lebensälter Bereits überschritten hat «Ausnahme: siehe $ 54)... Im 
Falie der Ablehnung eiges Bewerbungsgesuches haben die Ansteliungs- 
hehörden:die' Pflicht; den’ Grund der Ablehnung‘ dem Bewerber : mit- 
zuteilen.. 

“g°2r. "Die Annahme der Bewerbung darf von der Beibringung.be- 
stimmter Schul- und sonstiger Zeugnisse nur abhängig: gemacht 
werden, weim”'es’ sich um Steilen handelt, für: die’ eine: besondere 
wissenschaftliche oder technische: Vorbildung erforder- 
lich ist,, Als besöndere wisseuschaftliche Vorbildung ist die auf Schule 
erlangte "allgemeine Bildung nicht. zu verstehen, 

$ 22. 1. Zivilversorgungsberechtigte können: zur Feststellung ihrer 
alleemeinen Bildung einer Prüfung unterzogen werden. Fachkennt- 
nisse. dürfen. in dieser Prüfung nur gefordert werden, 
wenn es. sich um Stellen der im $6 Abs. 2 gedachten 
Art handelt. Die-von Angehörigen‘ der Wehrmacht und der’ Schutz- 
polizei bestandenen .Abschlusspräfungen ‚der amtlichen Unterrichtskurse, 
sowie die abgelegten Prüfungen, die zur Anstellung als Oifizier bezw. 
Beamter der ‘Wehrmacht usw. berechtigen, sind als Nachweis der 
erforderlichen allgemeinen Bildung “anzusehen. 

‚2. „Zivilversorgungsberechtigte, deren Kenntnisse erst nach Eingang 
der Bewerbergesüche festgestellt werden müssen, sind hierzu nach der 
Reilienfolge ‚in der Bewerberliste‘ heranzuziehen. ‘Eine informatorische 
Beschäftigung. findet nicht statt, unter Umständen ist die Probedienstzeit 
zu verlängern. : 

8 27, Offene, den Zivilversorgungsberechtigten vorbehaltene Stellen, 
für. die keine.oder gar keine geeigneten Bewerber vor- 
gemerkt sind,:werden durch ein in der Regel wöchentlich erscheinen- 
des Amtsblatt (Anstellungsnachrichten) ‚während der ganzen. Dauer der 
Bewerbungsfrist mindestens bis zum Eingang der ersten Bewerbung be- 
kannt gemacht. 

838. Hat sich innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach ‚dem Tazre der ersten Veröfientlichung einer offenen Stelle in’ den 
Anstellungsrachrichten (8 31) ein geeigneter Bewerber bei der An- 
stellungsbehörde nicht gemeldet, so hat diese freie Hand in der 
Stellenbesetzung. 

$ 38, Die den Zivilversorgungsberechtigten vorbehaltenen Stellen 
dürfen ‘auch verliehen werden: 

a) nicht zivilversorgungsberechtigten Beamten, die 
einsiweiligin den Ruhestand versetztsind und Warte- 
gelder oder dem gleichzuachtende Einnahmen beziehen; 

5) nicht zivilversorgungsberechtigten Beamten oder 

Angestellten, die zu ihrem Dienst unbrauchbar oder entbehr- 

.; }ich geworden sind, und einstweilig oder dauernd in den 

""Ruhestand'versetzt oder entlassen werden müssten, 
wenn ihnen nicht eine den Zivilversorgungsberechtigten vorbehaltene 

= Stelle «verliehen ' würde; 

€) ehemaligen Zivilversorgungsberechtigten, die sich- in - einer auf 
4 1.Grund :ihrer ı Versorgungsansprüche erworbenen unkündbaren Anstel- 
‚3 „lung.($35).:befinden‘ oder. infolge Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 


2. Ayersetzt werden. sind: (8.53); 
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d) sonstigen Persomen, denen im Einvernehmen mit dem Reichs- 
ministerium des Innern durch die hierfür zuständigen Stellen aus» 
“fahmsweise die Ansteliungsberechtigung für eine bestimmte. Steile 
oder einen bestimmten Dienstzweig verliehen worden ist, weil ein 
besonderes dienstliches Interesse UYalür geltend gemacht werden 
kann; 

e) Arbeitern, die einen Unfall im. Betrieb oder in der Verwaltung 
erlitten haben oder Schwerkriegsbeschädigte sind, jedoch unter der 
Voraussetzung, dass die Anstellung nur im Bereiche desselben Be- 
triebs oder derseiben Verwaltung erfolgen darf, in der sie zur Zeit 
des Unfalis oder bei Schwerkriegsbeschädigten- vor der Einziehung 
zum Kriegsdienst beschäftigt waren, und nur insoweit, als für sie 
vor dein schädigenden Ereignis Aussicht auf Anstellung bestand, 
ist die Entscheidung der betreffenden Verwaltung massgebend.. Be- 
setzung darf nur erfolgen, wenn Zivilversorgungsberechtigte nicht 
vorgemerkt sind. 

8 39, Sollen Zivilversorgungsberechtigte, obwohl sie für eine offene 
Stelle vorgemerkt sind, oder sicht infolge Ausschreibung einer offenen 
Stelle gemeldet haben, trotz Eingang nicht berücksichtigt werden, : so 
hat die Anstellungsbehörde unter Anhörung der Beamtenvertretung vor 
der Uebertragung der Stelle an einen Zivilanwärter die Genehmigung 
der zuständigen Zentraibehörde einzuholen und gleichzeitig dem Reichs- 
ministeriitm des Innern entsprechende Mitteilung von der beabsichtigten 
Besetzung der Stelle‘ zu machen, damit diese in der Lage ist, etwaige Be- 
denken zur Sprache zu bringen. Im: Reichsiministerium .des Innern : ist 
ar Zentralstelle zur Ueberwachung der Anstellungsgrundsätze: einzu- 
richten. 


Besoldungsfragen 


Zur Erhöhung der Beamtengehälter. Vom Deutschen. Be- 
amtenbund wird uns geschrieben: 

Gegenüber den Mitteilungen von „zuständiger Stelle‘, dass 
durch die:neue Erhöhung der Beamtengehälter das Einkommen 
der untersten Gruppen auf das 13-14 Tache, das der mittleren 
Gruppen aut das 7fache und das der oberen Gruppen auf das 
5—6fache der Friedensbezüge gestiegen sei, ist . folgendes 
festzustellen; 

Das Bruttoeinkommen (Grundgehalt, Ortszuschlag “und 
Teuerungszuschlag, ohne Abzug der Steuern) nach der netten 
Regelung beträgt gegenüber dem Friedensstand ” 











Besoldungs- I ; | im Anfangsgehalt im Endgehalt 
" Gruppe ee is pegNier das Has 
3 Amtsgehilfe . 9,Afache 9 3fache 
HL, ie 109°, ATS 
Ver Kanzleisekretär , 84 „ 5% DT: 
vn Obersekretär 10,9 „ DI 
2 " Regierungsrat SMS 7.0: 
Xu Ministerialrat 2 1: 


Diese. Zahlen verringern sich noch, wenn man .die Wirkung 
der ‚Einkommensteuer in Betracht zZieht,. Es geht jedoch 
zweifelsfrei aus ihnen hervor, dass die Vervielfachung gegen- 
über. dem. Friedenseinkommen in den unteren " Besoldungs- 
ruppen keineswegs um so viel höher gegenüber den oberen 
esoldungsgruppen. ist, wie es nach der oben erwähnten Mit- 
teilung scheinen möchte. Ausserdem kann der Vergleich mit 
den Friedensgehältern schon aus dem Grunde kein zutreffendes 
Bild ergeben, weil gerade die Einkommen der unteren Be- 
soldungsgruppen bereits in Friedenszeiten viel zu gering waren. 
Der oben erwähnte Amtsgehilfe der heutigen Besoldungs- 
gruppe II ‚bezog zum Beispiel im Frieden 1200 M. im. An- 
fangs- und 1800 M. im Endgcehalt, dazu 480 M. Wohnungsgeld. 

Eine gerechte. Beurteilung können die neuen Gehalts- 
bezüge nur erfahren, wenn man die nach Abzug der Ein- 
kommensteuer tatsächlich verbleibenden Nettoeinkommen be- 
rücksichtigt. Diese betragen in den oben aufgeführten Gruppen: 











Anfangsgehalt Endgehalt 

Gruppe M M 

H 14 556 18 660 
I 16 176 21 684 
v 20 064 25 189 
vH 26.140 33 850 
XI 39980 46960 
XI 52 900 70660 


Diese Einkommen ergeben zum Beispiel -in der Gruppe 1 
einen Wochenverdienst von 281 M. im Anfangsgehalt und 
358 M. im Endgehalt, in der Gruppe Hl von 303 bzw. 417 M. 
Hierzu treten für Beamte mit Kindern noch die Kinderzu- 


schläge, die in allen Besoldungsgruppen gleich sind und 
betragen: ES 
für ein Kind bis zum 6. Lebensjahre ....... 2160 M. 
für ein Kind zwischen dem 6. und 14. Jahre... 2880 M, 
für ein Kind zwischen dem 14, und 21. Jahre... 3600 M. 


jährlich, Aus dieser Aufstellung dürite hervorgehen, dass auch 
jetzt noch die Bezüge der unteren Besoldungsgruppen im Ver- 
hältnis zu der ungeheuren Preissteigerung zur Bestreiturg 
der: Lebenshaltung keineswegs ausreichen. ' 
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Zuschüsse für die Beamten in Oberschlesien, Der preussische 
Finanzminister haft unterm 24. Oktober 1921 im „Staatsanzeiger‘ 
nachstehenden Erlass veröffentlicht: 

Erlass 5, ; 
betreffend einen Zuschuss bis zu 5M. für Beamte im 
oberschlesischen Abstimmungsgebiet, die Beschäf- 
tigungstagegelder oder Wohnungsbeihilfe beziehen 

(vgl. die Rundverfügung vom 20. Juni 1921 — Fin.-Min.-Bi. 

Seite 278 —). 

Für den Bereich der allgemeinen, Kreiskassen-, Kataster- und 
Hochbauverwaltung sowie der inneren Verwaltung eiuschliess.ich der 
staatlichen Polizeiverwaltung, Land;ägerei und Schutzpo.izei genehmigen 
wir im Hinblick aut die im oberschiesischen Abstimmungsgebiet ganz 
besonders gearteten Verhältnisse, dass den in dieses Gebiet vorüber- 
gehend abgeordneten Beamten vom 1, Juli 1921 ab bis auf wei- 
teres noch ein Zuschuss bis zu täglich 5 M. zu den mit unserer 
Rundverfügung vom 20. Juni 1921 — Fin.-Min.-Bi. 3. 278 — fest» 
gesetzten Beschäftigungstagegeldern gewährt wird. 

Ferner genehmigen wir, dass mit Wirkung vom 1. September 
1921 ab auch an die in das Abstimmungsgebiet oder ianerhalb des- 
selben versetzten Beamten, die eine Wohnungsbeihilte beziehen, hierzu 
ein Zuschuss bis zu 5 M. täglich gewährt wird. 

Bei Bemessung der Zuschüsse ist die Vorschrift in Ziff. A14 und 
B5 des Runderlasses vom 20. Juni 1921 — Fin.-Min.-Bl. S. 278 — 
zu beachten. 

Neben der 
zahlbar. 

Wir erstchen. ergebenst, die nachgeordneten Behörden mit ent- 
sprechender Weisung zu versehen. 

Berlin, den 24. Oktober 1921. 

Zugleich im Namen des Ministers des Innern. 
Der Preussische Finanzminister. 
1. An: Erythropel. 
An den Herra Oberpräsidenten der Provinz Oberschlesien in Bresiau, 


Wirtschaftsbeihilfe sind die Zuschüsse jedoch nicht 


Au!st'egsmöglichkeiten für preussische Beamte. In Nr. 18 
des „Staatstechnikers® vom 1. Juli 1921 teilten wir mit, dass 
die Organisationen von der preussischen Regierung fordern, 
die Entschliessungen q) und aa) zum Preussischen Beamten- 
diensteinkommensgesetz, welche bei dem vorliegenden Etat 
nicht berücksichtigt worden sind, durchzuführen. Ebenso haben 
einige Abgeordnete des Landtages entsprechende kleine An- 
fragen an die preussische Regierung gerichtet. 

Wir haben inzwischen festgestellt, dass von den technischen 
Beamten bei den Reichsverwaltungen, mit Ausnahme der Eisen- 
bahn, 10 Prozent in Gruppe VI, 42 Prozent in Gruppe. VII, 
321/, Prozent in Gruppe VII, 144, Prozent in Gruppe IX und 
1 Prozent in Gruppe X eingereiht sind. Bei der Reichseisen- 
bahnverwaltung befinden sich von den technischen Beamten 
in Gruppe VI 2 Prozent, in Gruppe VI 17 Prozent, in 
Gruppe VII 46 Prozent, in Gruppe IX 33 Prozent und in 
Gruppe X 2 Prozent. 

Demgegenüber ist die Einreihung der technischen Beamten 
bei den preussischen Verwaltungen zu 39 Prozent in Gruppe VI, 
39 Prozent in Gruppe VII und 22 Prozent in Gruppe VIII er- 
folgt. Die vermessungstechnischen Beamten Preussens befinden 
sich zu zwei Dritteln in Gruppe VI und einem Drittel in 
Gruppe VII. Wir verlangen von den Regierungssteilen, dass 
für die preussischen Verwaltungen dieselbe Quotisierung ange- 
wandt wird, wie im Reich, und dass ausserdem die infolge 
der Personalreform bei Post und Eisenbahn über diese Quoti- 
sierung erfolgte Aufrückung der Reichsbeamten entsprechend 
berücksichtigt wird. . 

Dem Drucke der Organisationen und des Parlaments nach- 
gebend, haben kommissarische Besprechungen im Kreise der 
preussischen Ressortvertreter stattgefunden mit dem Ziele, die 
preussischen Aufstiegsmöglichkeiten denen des Reiches anzu- 
gleichen. Die Anfragen im Landtage sind von der Regierung 
zunächst wie folgt beantwortet worden: 


Berlin, den 23. 
Eingegangen 25. 


Der Preussische Finanzminister 
Bes. 2262 Il 
An 


September 1921. 
September 1921. 


den Herrn Präsidenten des Preussischen Landtags. 


Bei den Beratungen des BDEG im Besoldungsausschuss der Landes- 
versammlung hat die Regierung zugesagt, dass de preussischen 
Beamten im Gehalt und in der Aufstiegsmöglich- 
keit nicht schlechter als die Reichsbeamten gestellt 
werden sollen. Die Gleichstellung im Gehalt ist durchgeführt. Die 
Gleichstellung in der Aufstiegsmöglichkeit ist noch nicht überall erreicht. 
Die Frage soll aber nachgeprüft werden. Zur Nachprüfung der preussi- 
schen Aufstiegsmöglichkeiten und zur Beratung einer etwa vorzunehmen- 
den Vermehrung der Aufrückungs- und Beförderungsstellen unter Weg- 
fall der entsprechenden Stellen in den Eingangsgruppen sind die er- 
forderlichen kommissarischen Besprechungen bereits eingeleitet. Das 
Ergebnis dieser Besprechungen wird nach Abschluss dem Beamten- 
ausschuss des Landtages vorgelegt werden, um diesem Gelegenheit zw 
geben, auch seinerseits in eine Nachprüfung der Angelegenheit ein- 
zutreten. Die kommissarischen Beratungen werden nach Möglichkeit 
beschleunigt werden. Ob noch für das -Rechnungsiahr 1921 neue Auf- 
stiees- und  Beförderungsstellen geschaffen werden können, lässt sich 
rur Zeit nicht überschen. 

Saemisch. 


sh 


: Kulturbausekretäre: 


Berlin, den 21.: September 1921. 
Eingegangen 27. September .1921. 


Der Finanzminister. 
Bes. 2287 II. 


den Herru Präsidenten des Preussischen Landtags. 


Bei den zur Zeit stattfindenden Beratungen im Haushaltsausschuss 
des Landtags ist von meinem Vertreter wiederholt zugesagt worden, 
dass in eine Nachprüfung der den preussischen Beamten zur Zeit ge- 
währten Aufstiegsmöglichkeiten eingetreien werden soll. 
Die dazu erforderlichen kommissarischen Besprechungen sind eingeleitet. 

Ob sich bei dieser Nachprüfung die Notwendigkeit ergeben wird, 
die Zahl: der Aufrückungsstellen in der Gruppe 7 für die Sekretäre 
(ehemalige Assistenten) der Gruppe 6 zu vermehren, lässt sich noch 
nicht übersehen. Wie dem Landtage bekannt ist, hat- der Herr Reichs- 
minister der Finanzen auf Grund des Besoldungssperrgesetzes gegen 
mehrere Bestimmungen des BDEG Einspruch eingelegt. Unter den 
beanstandeten Punkten befindet sich die Gewährung von Aufrückungs- 
stelien in der Gruppe 7 an alle Sekretäre der Gruppe 6, während im 
Reich von den Beamten der Gruppe 6 nur die am 31. März i920 vor- 
handen gewesenen -Sekretäre (ehemaligen Assistenten) von 6 nach 7 
aufrücken. können, wobei ausserdem das Aufrücken. von. ‚dem Be- 
stehen einer besonderen Prüfung abhängig gemacht ist, Es kann 
zweifelhaft sen, wieweit nicht in dem vom Reich beanstandeten Unter- 
schied eine Besserstellung der preussischen ‘ Sekretäre liegt, durch 
welche der angeblich geringere Prozentsatz der Aufrückungsstellen in 
Gruppe 7 mehr als ausgeglichen ist. Jedenfalls muss zunächst der 
Ausgang der Verhandlungen über den Einspruch abgewartet werden, 
ehe endgültir beurteilt werden’ kann, wieweit die Sekretäre des Reichs 
in ihrer Aufstiegsmöglichkeit tatsächlich besser gestellt sind als die 
'preussischen Sekretäre. 

Bei den kommissarischen Besprechungen über die Nachprüfung der 
Aufstiegsmöglichkeiten soll auch erörtert werden, unter welchen Be- 
dingungen den Kanzleibeamten der Uebertritt in den Bureaudienst als 
Sekretäre der Gruppe 6 ermöglicht werden kann. Es handelt sich hier 
um eine Organisationsänderung, die aus Gründen der Sparsamkeit (Ver- 
meidung neuer Stellen) bei denjenigen Verwaltungen, die bisher eine 
Sekretärstellen in Gruppe 6 haben, nur mit einem Wegfall, der ent- 
sprechenden Anzaht von Obersekrefärstellen ig Gruppe 7 zu erkaufen 
ist. Bis zur endgültigen Regelung dieser Frage können die. besonders 
befähigten Kanzleibeamten, die in Stellen des- Bürodienstes übertreten 
wollen, die vorgeschriebene Prüfung für eine Steile der Gruppe 7 
ablegen. Nach Ablegung der Prüfung werden sie nach verschieden 
langer Wartezeit sofort in planmässige Stellen übernommen, ohne vorher 
in das Anwärterverhältnis überführt zu werden. Von dem Erfordernis 
eines besonderen Befähigungsnachweises wird auch vor Einreihung in 
eine Stelle der Gruppe 6 nicht abgesehen werden können. Dabei 
wird aber zu prüfen sein, ob an Stelle der für die sonstigen An- 
wärter auf Stellen der Gruppe 6 vorgesehenen Prüfungen erleichterte 
‘oder abgekürzte Prüfungen treten können, und ob die Dauer der 
"Wartezeit bis zur Uebernahme in planmässigeg Stellen des Bürodienstes 
hier nicht verkürzt werden kann. I 

Saemisch. 


Zur vorstehenden Antwort des Preussischen Finanzministers 


‘bemerken wir, dass wir uns keineswegs mit der von ihm 


beabsichtigten Behandiung der Aufstiegsmöglichkeiten für die 
Beamten der Gruppen VI und. VIl einverstanden erklären 
können, und "ausserdem verlangen müssen, dass sämtliche auf 
Grund der Entschliessungen zum preussischen Diensteinkom- 
mensgesetz zu schaffenden Aufrückungsstellen mit rückwir- 
kender Kraft ab 1. April 1920 verliehen werden. 

Soweit bekaunt, beabsichtigt die Regierung, nachstehende 
Verteilung der Stellen für technische Beamte vorzuuehmen. 


Landesmeliorationen, Mcor-, Deich-, Ufer- und 
Dünenwesen. 


Bisheriger Zustand Entwurf der Rerierung 


Gruppe VI 102 Stella Gruppe VI 25 Stellen 
at 1 RT BR Per hai Mar 
Kulturoberbausekrefäre: „ VI 45 „ u. NIS 
a 1 1 ar | ya Nor age, 
” RX 3 


zusammen 226 Stellen Zusammen 226 Stellea 


Bauverwaltung. 


Pisheriger Zustand Entwurf der Regierurg 


Regierungsbausekr.: Gruppe VI 100 Stellen Gruppe VI 51 Stellen 
» SL Ym „’ AM: 2 = 
Techn. Regierungs- 
obersekretäre: N VEN 717 VII LOG En 
NEBEN ea - 


- IX 42 = 
zusammen 327 Stellen 


zusımmen 5327 Stellen 


Wasserbau 
Bisheriger Zustand 
Gruppe VI 84 Stellen 
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Entwurf.der Regieruag 
Gruree 42 Stellen 
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Regierungsbausekr. : 


Techn. Regierungs 
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zusammen 227 Stellen "Zusammen 27 Stellen 

Wir erwarten vom 12. Ausschuss des Landtages, welchem 

die Vorlage zur Begutzchtung vorgelegt wird, dass er sich 

den zum Ausdruck gebrachten berechtigten. Forderungen der 

technischen Beamten anschliessen und die Regierungsvorlagen 
entsprechend ändern wird. 
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Behördenangestellte 


Neuregehing der Bezüge für Angestellte, Die im Anschluss 
an die Teuerungsaktion für Beamte am 7. und: 8. November 
stattgefundenen ‚Verhandlungen der Organisationen mit der 
Regierung über die Neuregelung der Bezüge für Angestellte 
führten zu folgendem Ergebnis: 

Die volljährigen Angestellten erhalten von der 
6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungsgruppe ab die neuen Be- 
züge der Beamten (s. „Staatstechniker‘‘ Nr. 27). 

Die volljährigen Angestellten in den ersten fünf 
Vergütungsstufen erhalten die neuen Bezüge der Diätare (1. und 
2. Vergütungsstufe 95 Prozent, 3. Vergütungsstufe 98 Prozent, 
4. und 5, Vergütungsstufe 100 Prozent des Grundgehaltes für 

lanmässige Beamte plus vollem Ortszuschlag sowie 20 Prozent 
Se zum errechneten Grundgehalt und Orts- 
zuschlag). 

Die” Bezüge der Angestellten bis zum vollendeten 
21. Lebensjahr gestalten. sich folgendermassen: 


Bis zum vollendeten 15., Lebensjahr . . 30 Prozent 
” ”„ ” 164 » 2. 40 ”„ 
„ „ » 17, » REN 50 ” 
” » ”„ 18, „ » >» 60 > 
» > » 19. ” ... 70 » 
E) 7 ” „ 2). „ + 80 „ 
» » 21. ” . 90 „ 


» i+ 

der neuen Grundgehälter der planmässigen Beamten. Hierzu 
tritt der volle Ortszuschlag sowie 20 Prozent Teuerungs- 

zuschlag zum ÖOrtszuschlag und errechneten Grundgehalt. 
Nach dieser Regelung erhalten die jugendlichen Ange- 

stellten in Ortsklasse A folgende, Gesamtvergütung: 

Gruppe il IV V vi vi 
bisher (DD): MD) 0 dD AMD MM 
M. M. M. M. M, 
Bis zum vollendeten 15. Lebensjahr 7920 900 1020. — — 


ET " 16, x 9360 10800 19290  — IE 
A ee 27... 1040 12300 13260 14460 

IRRE a Be, 12120 13800 15480 16200 18240 
m 1... 13500 15300 17100. 17440 20160 
oe i Zr NERIEHE 14880 16500 18720 196°0 22080 
er £ FE 16260 18300 20340 21420 24000 


Die ‚Neuregelung tritt mit dem 1. Oktober d. Js. 
in Kraft. 

Die Auszahlung der neuen Bezüge soll in Kürze ertolgen, 
und zwar‘ dergestalt, dass die Mehrbeträge gegenüber dem 
bisherigen Einkommen für die Monate Oktober, No- 
vemberundDezemberineinerSumme zur Aus- 
zahlung gelangen, 

Wegen der Erhöhung der Bezüge für Lehrlinge wird 
im Laufe dieses Monats eine besondere Vereinbarung getroffen. 


Anrufung des Paritätischen Ausschusses, Anlässlich der 
Neuregelung der Bezüge für Angestellte wurde 
zwischen den vertragschliessenden Pärteien eine Ausschluss- 
frist für die Anrufung des Paritätischen Ausschusses vereinbart. 

Der $ 8 des Teiltariivertrages erhält als neuen Absatz. 3 
folgende Ergänzung: 

„Die Anurufiung des Paritätischen Aus- 
schusses ist nur binnen 6 Wochen nach er- 
folgter schriitlicher Mitteilung an den An- 
gestellten über seine Einreihung indie Ver- 
gütungsgruppen zulässig. Für Einreihungen 
vor Abschluss dreses Abkommens esstreckt 
sieh diese Frist bis B5. Januar 1922. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

‚. Wir machen darauf aufmerksam, dass nach dieser Verein- 
barung alle bisher noch vorhandenen Streitigkeiten über die 
Einreihung bis spätestens 15. Januar 1922 dem Paritä- 
tischen Ausschuss vorgelegt werden müssen. 


Beamtenbewegung 


Der freigewerkschaftliche Zusammenschluss der französi- 
schen Beamtenschait, Der in Düsseldorf abgehaltene Kongress 
des AfA-Bundes verdankt seine überragende Bedeutung zwei 
Umständen. Der eine ist die vollzogene Tatsache eines engen 
Bündnisses mit den: Arbeitergewerkschaften, die in Form eines 
Vertrages dem Kongress unterbreitet wurde. Der zweite ist 
zwar vorerst nur noch eine Hoffnung, die aber, mit grossem 
Nachdruck betont, die Möglichkeit einer Verwirklichung in 
absehbarer Zeit durchblicken liess; diese bezieht sich auf den 
Anschluss der Beamtenschaft an die freigewerkschaitliche Be- 
wegung, damit sie als „Dritte im Bunde‘ das Lager der 
Arbeitnehmer zu einem geschlossenen Ringe zusammenschliesst. 

; In dieser Erwartung ist es erfreulich, den Kongressbericht 


‚von Ende September des Gewerkschaftsbundes der Beamten- 


Schaft (Federation Nationale des Syndicats de Fonctionnaires) 
inFrankreich zu: lesen: Was nämlich in Deutschland 
nur eine Hoffnung und Möglichkeit, ist dort bereits Tatsache. 
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Ein sehr bedeutender Teil der Beamtenschaft 
ist dort freigewerkschaftlich organisiert, in 
enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften der Arbeiter 
und Angestellten und dem Gewerkschaftsbund. Die reaktio- 
nären Regierungen suchten mit aller Gewalt die gewerkschaft- 
liche Organisation zu verhindern, und auch der Ende September 
abgehaltene Kongress musste noch von gerichtlichen Vertol- 
gungen berichten, die die Beamtenschaft infolge der Um- 
wandlung der Beaintenverbände in freie Gewerkschaften zu 
erdulden hatte. Diese hat aber ihre Widerstandskraft- dadurch 
nicht eingebüsst. Im Kongress wurde eine grosse Anzahl von 
beruflichen und Gehaltsfragen und das Problem einer Ver- 
waltungsreform erörtert, worüber wir hier wegen Raummangels 
nicht ausführlicher berichten könuen. Das Recht und die 
Notwendigkeit zur freigewerkschaftlichen 
Organisation wurde in bündigen Beschlüssen dargelegt; 
nur aut diese Weise kann.sich die Beamtenschaft für die Um- 
gestaltung der Volkswirtschaft erspri@sslich betätigen. Die Be- 
amtenschaft will keine Politik machen, sie will jedoch bei 
Wahlen nur Kandidaten unterstützen, welche die von ihr im 
allgemeinen Interesse unterbreiteten Wünsche unterstützen. — 
Das Hauptgewicht der Besprechungen wurde auf die Frage 
des Verhältnisses zwischen Arbeiter- und Angestelltengewerk- 
schaften einerseits und den Beamtengewerkschaften anderer- 
seits gelegt. Es ist die Möglichkeit der Aufstellung eines 
gemeinsamen Programms bejaht worden. Besonders 
ausführlich wurde die Rolle des Wirtschaftsrats der 
Arbeit (Conseil' &conomique du. travail) erörtert, welcher 
sich im Schosse des Gewerkschafitsbundes für die fachkundige 
Ausarbeitung von Wirtschaftsplänen im Interesse der Arbeit 


' und des Gemeinwohls betätigt, und aus Hand- und Kopf- 


arbeitern, unter letzteren Ingenieure und Intellektuelle, zu- 
sammengesetzt ist. Diese Einrichtung ist ein besonders gutes 
Bindeglied zwischen Hand- und Kopfarbeitern. und deswegen 
empfahl der Kongress die weitere Betätigung dieses Wirt- 
schaftsrates, trotz der schweren Krise, in der sich des 
französische Gewerkschaftsbund: zurzeit befinde, Der Ge- 
werkschaftsbund der Beamtenschaft will an 
diesen Arbeiten grossen Anteilnehmen. 


Zum Vertrag mit dem Deutschen Beamtenbund, Die am 
16. September 1921 in Gemeinschaft mit den städtischen Be- 
triebsräten und dem städtischen Gesamtbeamtenrat tagende 
Arbeitsgemeinschaft der städtischen. Beamten, Angestellten und 
Arbeiter zu Rostock,, die gebildet ist aus Vertretern 1. der 
Fachabteilung Kommunalbeamte im Beamtenbund für Mecklen- 
burg-Schwerin (Landesorganisation des DBB.), 2. der ört- 
lichen Fachgruppen der städtischen Angestellten, a) des Zen- 
tralverbandes der Angestellten, b) des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten, c) des deutschen Werkmeisterver- 
bandes und 3. der Ortsgruppe Rostock des Staats- und Ge- 
meindearbeiterverbandes, beschäftigte sich eingehend mit dem 
von den drei: Spitzenorganisationen. ADGB., AfA-Bund und 
DBB. beabsichtigten Organisationsabkommen und. sprach 'leb- 
haft ihr Bedauern: darüber aus, dass es den Spitzenorgani- 
sationen bisher nicht‘ möglich gewesen ist, die gefundene 
einigende Grundlage so zu verwenden, dass daraui die für 
das heutige Wirtschaftsleben im Interesse aller Arbeit- 
nehmer durchaus nötige Gemeinschaftsarbeit auf- 
gebaut werden. kann. Nachdem in der Praxis — so auch in 
zweijähriger Zusammenarbeit in Rostock — sich herausgestellt 
hat, dass dort, wo in den Betrieben des Reiches, der Staaten 
und Kommunen Beamte, Angestellte und Arbeiter 
gemeinsam (unter Wahrung ilirer Organisationsselbständig- 
keit) ihre wirtschaftliche Lage zu bessern und dem Arbeit- 
geber eine geschlossene Front entgegenzubriugen versuchen, 
auf den Gebieten: 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer in allen ihren Angelegen- 

heiten, Vereinheitlichung und Demokratisierung der Ver- 

waltung, Besoldung und Entlohnung, 
Resultate erreicht wurden, die in Orten, wo die Gewerk- 
schaften getrennt marschieren, nicht zu verzeichnen sind, 
fordern wir unsere Spitzengewerkschaften ADGB., AfA-Bund, 
DBB. auf, im Interesse aller Schichten der arbeitenden Be- 
völkerung baldigst ein Abkommen zu treffen, das 
die uneingeschränkte Gemeinschaitsarbeit vorsieht bzw. möglich 
macht. 

Rostock, den 16. September 1921. 

Arbeitsgemeinschaft der städtischen 
Arbeiter, Angestellten und Beamten. 


Der preussische Minister des Innern gegen Beamtengewerk- 
schaften, Die Beamten der Schutzpolizei haben erkannt, dass 
sie, um ihre Rechte als Beamte wirksam verteidigen zu können, 
sich in einer grossen einheitlichen Gewerkschaft mit allen 
anderen Polizeibeamten zusammenschliessen müssen. Der 
preussische Minister des Innern befürchtet nun anscheinend, 
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dass dirrch diesen. Zusammenschluss in einem Verbande 
die Beamten in die Lage.kämen, sich gegen Anmassungen der 
Regierung oder reaktionärer Vorgesetzter zu wehren. Er 
richtete deshalb an den Verband‘ der Polizeibeamten Preussens 
folgendes Schreiben: 

„Die durch meinen Erlass — II J. 1329 — vom 28. Juli 
1921 erfolgte Anerkennung des Landesverban- 
des Preussen der Schutzpolizeibeamten als Berufsorgani- 
sation war eine durch die Entwicklung der Dinge hervor- 
hervorgerufene Notwendigkeit, da bei weitem die grösste 
Zahl der Schutzpolizeibeamten in diesem Verbande zu- 
sammengeschlossen war. 

Darüber hinaus erkenre ich jedem Verbande selbstver- 
ständlich das Recht zu, für die allgemeinen Interessen der 
ihm angehörenden Beamten einzutreten. ; 

Die anscheinend im Gange befindliche Umgestaltung einer 
'‘Atızahl von Polizeibeamtenorganisationen wird übrigens unter 
Umständen auch eine Abänderung meiner bis-« 
herigen Stellungnahme zur Folge haben. 

gez. Dominicus.“ 


Der Herr Minister des Innern droht also ziemlich deutlich 
mit der Entziehung der Vereinigungsfreiheit für 
die Schupobeamten, wenn die Bestrebungen zur Bildung der 
Einheitsgewerkschaft weitergehen. Kennt der Herr 
Minister den Art. 130 der Reichsvertassung, der 
Ir Freiheit ausdrücklich auch den Beamten gewähr- 

eistet? 


Auch die Polizeibeamten! In der Mainzer „Volkszeitung“ 
vom 20. September 1921. findet sich nachstehender interessan- 
ter Bericht über eine Vertreterversammlung der „Fach- 
gruppe Gemeindepolizei“ der Gewerkschaft 
Hessischer Gemeindebeamten in Frankfurt 
a. Main: 

„Unter anderem wurde die Bildung einer Landesfach- 
gruppe beschlossen und hierzu der geschäftsführende Vorstand 
gewählt. Es muss hervorgehoben werden, dass sich unter den an- 
wesenden Vertretern der Gedanke bemerkbar machte, ganz energisch 
gegen das Gebaren des Vorstandes der Gewerkschaft Hessischer 
Gemeindebeamten, der ja leider die Fachgruppe der Gemeinde- 
polizei noch angehört,- Front zu machen. Denn nach den. Aus- 
führungen des seitherigen Vertreters der Landesfachgruppe hat uns 
der obengenannte Vorstand nicht sitz- und stimmberechtigt 
anerkannt, und bei der Aufstellung der Richtlinien zur 
Besoldungsordnung noch nicht einmal zu Rat gezogen. 
Ist es denn möglich, dass ein Bürgermeistersekretär 
oder irgendein anderer Berufsbeamter bei der Auf- 
stellung der Richtlinien zur Besoldungsordnung die 
Fachgruppe der Hessischen Gemeindepolizei voll und 
ganz vertreten kann? Neia! Dieses kann nur durch einen Ver- 
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treter der genannten Fachgruppe geschehen. Aus diesem Grunde wurde 


beschlossen, noch einmal, aber auch das letztemal, bei dem Vorstand 
des Gewerkschaftsbundes Hessischer Gemeindebeamten vorstelig zu wer- 
den, um die Sitz- und Stimmberechtigung in dem Vorstand zu er- 
halten. Es erweckt den Anschein, als wenn die Fachgruppe der Ge- 
meindepolizei von dem betreffenden Vorstand a's milchende Kuh 
betrachtet würde, denn es heisst: Beitrag zahlen, und das andere sind 
unsere Sachen. Die Fachgruppe der Gemeindepolizei ist in dem Ge- 
werkschaftsbund ein grosses zahlendes Glied, und. auf dieses gestützt, 
elang es auch dem sog. Bureaupersonal, sich über die vierte 
jruppe hinaus einztrangieren, und den Gemeindepolizeidiener liess man 
in der dritten Gruppe und sogar in den E-Orten in der zweiten 
Gruppe sitzen. Diese Umstände zwingen die Fachgruppe der Gemeinde- 
pölizei, alles zu versuchen, das Versäumte nachzuholen. oder ihren 
Anschluss da zu machen, wo ihre Fachimteressen in den 
Vordergrund gestellt werden.“ 

Das sieht nicht gerade nach „harmonischem Zusammen- 
arbeiten“ im Hessischen Gemeindebeamtenbund aus! Unsere 
Technikerkollegen können wohl auch ein Lied von der „Po- 
litik“ dieser „Gewerkschaft“ singen. 


Einheitsverband oder Berufsverband? “Das Programm der 
Kommunisten („Rote Fahne“ Nr. 476, 18. Oktober 1921); 


„Wir Kommunisten haben uns von jeher mit aller Schärfe 
und in aller Klarheit für die Schaffung vonIndustrie- 
organisationen eingesetzt, 'd. h., dass die bestehenden 
Berufsorganisationen derartig umgebaut werden, dass in einem 
Unternehmen, in einem Industriezweig auch nur eine ge- 
werkschaftliche Arbeiterorganisation in Frage kommen kann, 
Gerade die gegenwärtige Zeit zeigt noch weit mehr als bisher 
die Notwendigkeit einer derartigen Umgestaltung der Ge- 
werkschaften..... Deshalb: Hinweg mit dem kleinlichen Be- 
rufskastengeist, hinweg mit. dem starren Festhalten 
an veralteten Organisationsformen und — Schaffung von In- 
dustrieverbänden.‘‘ 


Wie schreiben die Kommunalbeamten-Ver- 


bände? 
In der „Rundschau für Kommunalbeamte“ Nr. 2/1921 steht 
auf S. 23 zu lesen: 
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„Eine Vermeidung der Ausprägung starker Gegensätze 
zwischen Gruppen der Kommiünalbeamten und ‚angestellten 
ist nur möglich, wenn diese gemeinsam ineinem Ver- 


.‚bande unter Herstellung von Fachgruppen am gemeinsamen 


Ausgleich finden, um dann die ein- 
dem Arbeitgeber gegenüber vertreten 
zu können: im anderen Falle wird der Arbeitgeber den einen 
gegen den anderen ausspielen. Eine Verankerung der Aus- 
schüsse und Räte in einer Einheitsgewerkschaft gewährleistet 
ebenfalls ein einheitliches Auftreten “gegenüber dem Arbeit- 
geber und hiermit eine einheitliche und erhebliche Stosskraft. 
Eine Absonderung in verschiedenen Organisationen muss zum 
Standesdünkel und Berufsdünkel und zu Klassen- 
gegensätzen führen, ohne dem einen oder dem anderen Be- 
rute die Sicherheit zu bieten, dass durch eine solche Absonde- 
rung seine Belange besser gewahrt werden: keine Ueberlegung 
oder Erfahrung lässt einen anderen Schluss zu.‘ 


So diametral entgegengesetzt auch sonst Kommunisten 
und Kommunalbeamten-Verband sein mögen, in 
diesem Fall sind sie sich merkwürdig es Ihr gemeinsames 
Ziel lautet: Zertrümmerung der Berufsgewerk- 
schaften! 


Verhandlungstisch einen 
heitlichen Forderungen 


Sogar der „Neue Deutsche Techniker-Verband“ gegen den 
„Komba‘“, 
Nr. 18 seiner Verbandszeitschrift vom 15. September 1921 einen 
Ergänzungsvorschlag zum Besoldungsplan der „Musterbesol- 
dungsordnung“ des Komba vom 28. Mai 1921 für das Rheinisch- 
Westfälische Industriegebiet (siehe Nr. 18 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ vom 1. Juli 1921). Wenn auch der Er- 
gänzungsvorschlag lediglich eine Abschrift unserer eigenen 
Vorschläge darstellt, so interessieren uns doch nachstehende 
Begleitzeilen des N.D.T.V.: „Diese Musterbesoldungsordnung, 
die für die einzelnen Kommunen keinerlei Zwang bedeutet, ist 
von der Rheinisch-Westfälischen Städtevereinigung be- 
zeichnenderweise unter alleiniger Hinzuziehung des Komba 
aufgestellt worden. Darausistesalleinerklärlich, 
dass ünsere technischen Kollegen nicht ge- 
nügend berücksichtigt wurden, dass man die 
Kommunalangestellten und Beamten _alle über eiren Er 
schor.‘“ Also sogar diese gelbe Zwergorganisation (siehe 
Nr. 36 der „D.T.Z.“) ist mit den „Erfolgen“ des Komba 
nicht zufrieden. Wie muss es da erst in der „Technikerfach- 
gruppe‘ des Komba selbst aussehen? 


' Der Arbeitsausschuss der Hauptfachgruppe „Behörden und 
öffentliche Betriebe‘ unseres Bundes hielt gemeinsam mit 
dem Vorstandsausschuss am 14. Oktober eine 
ab, in der zunächst - ein Geschäftsbericht gegeben 
wurde, dem folgendes zu entnehmen ist: 


In der Zeit vom 1.—14. Oktober, also in 14 Tagen, wurden ” 
von den Beamten der Behörden-Abteilung 37 Sitzungen wahr-. 


genommen. Das sind im Durchschnitt täglich etwa 3, von 
denen viele den ganzen Tag in: Anspruch genommen haben, 
Es fanden Besprechungen statt im „Deutschen Beamtenbund‘“ 
über die Ausführungsbestimmungen zum preussischen Beamten- 


Diensteinkommensgesetz und über die Neuordnung der Be- 
amtenbesoldung. In der „Arbeitsgemeinschaft preussischer Be- 
amten‘“ wurden die Aufstiegsmöglichkeiten für die preussischen 


Beamten verhandelt. Im Reichsverkehrsministerium, im Reichs- 
schatzministerium, im Justizministerum und im Reichsarbeits- 


Sitzung 


Der Neue Deutsche Techniker-Verband bringt in 


ministerium fanden zum Teil mehrmals Besprechungen in Einzel- 


angelegenheiten statt. — Unter den Tagungen befanden sich 
auch mehrere der Arbeitsausschüsse Eisenbahnbetriebe, Pr. 


Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung, Landesfachgruppe 


Katasterwesen, eine Provinzialtagung der Vermessungssekretäre 


und eine Versammlung der Fachgruppe „Katasterwesen“ in 


Erfurt. Hierzu kommen noch eine ganze Reihe weiterer 
Sitzungen und Verhandlungen, die Behördentechniker betreffen, 


Sitzungen des Schlichtungsausschusses zur Revision des Tarifs 


für die Angestellten bei Behörden, Verhandlungen vor dem 
Paritätischen Ausschuss und Sitzungen der Betriebsräte bei ver- 
schiedenen Ministerien. 


dungskommission der Provinzialverwaltung Brandenburg statt- 


gefunden. 


Die Ausschüsse beschäftigten sich ‘ferner mit der Frage 


des Besoldungsdienstalters der Techniker, die ın 
einer besonderen Sitzung weiterbesprochen werden soll, ünd 


mit der Herausgabe von Druckschriften für die Werbe- 
tätigkeit. 


. 


tungsreform wurde eine Unterkommission gebildet, und” 


in diese die Herren Tilly, Assmann, Sauernheimer, Otto Wer- 


ner, Händeler und Hornbostel gewählt. Weiter wurden die Vor-’ 


bereitungen für den Behördentechnikertag 


und 29. November getroffen und die Tagesordnung festgesetzt 
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Nummer 18 








Die letzte Neuregelung der Besoldung 


Ueber ihr Ergebnis viel zu reden hat keinen Zweck. 
Oben reibt man sich zufrieden die Hände und beglückwünscht 
einander zu dem ungeahnten Erfolg, in der Mitte ist man 
enttäuscht und verärgert, und unten macht sich eine böse 
Verbitterung geltend. Und mit Recht. Das Gleichgewicht der 
Besoldungsskala ist verloren gegangen. In demselben Masse, 
wie man oben freigebig gewesen ist, hat man unten und in 
der Mitte geknappst. 


Eine Aenderung ist von allen Parteien des Reichstags 
verlangt worden. Sie wird und muss bald kommen und sol 
die Beseitigung der soeben begangenen Ungerechtigkeiten 
bringen. Hieraut müssen sich Parlament und Gewerkschaften 
von vornherein einstellen. D. h. man muss die Fehler und 
ihre von der Regierung gegebenen Begründungen öffentlich 
festnageln, sie entkräften und so zum Ueberbordwerten reit 
machen. Dass dies geht, hat die Praxis gezeigt. Man denke 
nur an die Staffelung des Teuerungszuschlages nach Orts- 
klassen und die unterschiedliche Besoldung der männlichen 
und weiblichen Diätare unseligen Angedenkens. 


Will man so vorgehen, dann muss man für die kommende 
Aktion zwei Vorgänge unterscheiden, die sich aus der letzten 
Bewegung herausgeschält haben. Einmal, die Einstellung der 
höheren beamten zu der Besöldungsfrage, zweitens die Frage: 
Gewriitschaften und Regierung. 


Bezüglich der Besoldung ‘der höheren Beamten will ich 
ganz offen zugeben, dass sie auch heute noch keinestalls zu 
hoch ist. Wili man die Vorkriegsgehälter zum Vergleich 
heranziehen, so ist die Besoldung sogar ungenügend. Aber 
kann denn jemand behaupten, dass dies bei allen anderen 
Beamten nicht ebenso der Fall ist? — Und die höheren 
Beamten werden doch für sich allein nicht in Anspruch 
nehmen wollen, dass ihnen die gleiche Lebenshaltung wie 
vor dem Kriege vom Reich oder Staat garantiert werde. 
Der Hinweis aut die prozentual stärkere Gehaltsaufbesserung 
der unteren Gruppen ist nichts weniger als stichhaltig. Diese 
stärkere Steigerung der Bezüge der unteren Gruppen ist 
nur ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit, denn sie sind. es 
gewesen, die unter dem Kaiserreich für einen Hundelohn 
arbeiten mussten. Ausserdem müssen, sie notwendigerweise 
essen und sich kleiden, um arbeiten zu können, und bekannt- 
lich liegt der Schwerpunkt der Teuerung in den Bedürfnissen 
des täglichen Lebens. Dies und nur dies wird bei ihrer 
Besoldung berücksichtigt. Die Beschränkungen, welche den 
höheren Beamten durch die nicht gleich hohe prozentuale 
Bemessung ihrer Gehaltserhöhung auferlegt wird, trifft aber 
nicht die Ausgaben des täglichen Lebens, sondern Ausgaben, 
die man unter dem Ausdruck „Kulturausgaben“ zusammen- 
fassen kann. Und hierin haben sich alle Bevölkerungskreise 
einschränken müssen, es sei denn, dass sie zu der edlen 
Zunft der Schieber und Kriegsgewinnler gehören. Im übrigen 
aber scheint für diese Kulturausgaben, deren Berechtigung nie- 
mand bestreitet, auch heute noch ziemlich viel übrig zu blei- 
ben, wenn man sich die Nettobeträge der Gehälter — also 
nach Abzug der Steuern — ansieht, wobei zu beachten ist, dass 
die Beträge in Gruppe II das Leben eines Beamten mit seiner 
Frau ermöglichen sollen. 


‚Es erhalten: 


Anfangsgehalt ı Endgehait: 


Gruppe U 14 556 18.060 
„ IHM 16 176 21634 
5 V 20.064 25 180 
BEL WEI 25 140 33 850 
„ XI 39 989 46 959 
#3. Al] 52900 70660 


Man wird zugeben müssen, dass hiernach die Kultur- 
ausgaben auch. dann noch möglich und erträglich sind, wenn 
in den unteren und mittleren Gruppen die angemessene Be- 
soldungserliöhung nachgeholt wird. 





25. November 1921 








Ich bin hier der Gepflogenheit der Reichsregierung gefolgt 
und habe die Nettobeträge der verschiedenen Oruppen ane 
gegeben, um den Beweis zu erbringen, dass die Kulturausgabeg 
der sozial Höherstehenden durchaus nicht unberücksichtigt 
geblieben. Diese Art der Beweisführung ist aber talsch, 
wenn es sich darum handelt, einen Vergleich zwischen der 
Be geslen Steigerung der Gehälter gegenüber der Vor- 
riegszeit zu ziehen, wie es die Reichsregierung z. B. in 
der Begründung zur letzten Besoldungsvorlage tut. Dort liest 
der erstaunte Leser, dass die Beamten nach Abzug der Steuern 
einschliesslich der Kinderzulagen für 2 Kinder im Alter von 


6 bis 14 Jahren und einschliesslich des Teuerungszuschlages 
erhalten: 
Gruppe Il das 13,81 fache des Vorkriegsgehalts, 

u „ III ” 13,40 „ „ » 

” IV „ 12,80 „ ” ” 
” V „ 10,76 „ ’ ’ 
„ VI ’ 7,45 » ” ” 
>» vu „ 7,08 ” ” [£} 
= VERS 06,91 > ; 
„ IX „ 6,56 iz} » tr 
» X „ 6,06 23 Ei ” 
” XI 2) 5,79 „ ” s 
» XI ”„ 6,38 » 12 ” 
“ AUS OT0rH s ES 
”„ B3 „ 4,95 ” „ » 

Die Berechnung stimmt und stellt sich aut den ersten 
Blick als eine tolle Ungerechtigkeit dar. Und doch ist gie 
tatsächlich eine Irreführung der Oeffentlichkeit. 

Zunächst müssen, will man der Objektivität näher 


kommen, die Kinderzulagen bei dem Vergleich ausscheiden, 
weit durch ihre Einbeziehung das Bild der Besoldungsskala 
sofort schief wird. Zum Vergleich dürten nur herangezogen 
werden: Grundgehalt, Ortszuschlag und der zu diesen ge- 
hörige. Teuerungszuschlag. Ausserdem, und das ist das wich- 
tigste, dart nicht mit Nettobeträgen operiert wer- 
den, sondern es müssen die Bruttozahlen erscheinen. Mit 
andern Worten, man kann nicht sagen, „der Beamte erhält 
heute nach Abzug der Steuern soundsoviel; also hat er 
soundsovielmal mehr als 1914“. Nein, die Frage muss lautens 
„Was erhält der Beamte heute ohne Abzug der Steuern, 
und wie stellt sich das Ergebnis zu seinem Vorkriegsgehalt?“ 
Es ist doch ein Unding, die heutige schärtere Besteiterung 
der höheren Einkommen einfach übergehen zu wollen. Na- 
türlich müssen die hochbezahiten Beamten mehr Steuern 
zahlen als die geringbezahlten und auch viel mehr zahlen 
als vor dem Krieg. Jedoch trifft dies nicht alle Volksgenossen 
gleich? — Abgesehen von gewöhnlichen, hohen und höchsten 
Steuern- und Kapitalschiebern. — Wie soll Reich oder Staat 
dazu kommen, den höheren Beamten die Steuern ersetzen zu 
wollen? Sind den Herren die Steuern zu hoch, so mögen sie 
sich daran erinnern, dass es im Deutschen Vaterland Personen 
und Parteien gibt, denen der -Krieg noch nicht lang. genug 
gedatiert hat und sich — — bei diesen bedanken. Haben dıe 
oberen Gruppen das entsprechende Einkommen, so müssen 
sie auch die vorgesehenen Steuern zahlen, und zwar ohne 
sich daraut zu berufen, dass sie früher weniger zahlen 
brauchten. Dass dadurch ihr Einkommen stark geschmälert 
wird, ist vielleicht unerfreulich, lässt sich aber nicht ändern. 
Von dieser einzig richtigen Ansicht ausgehend zeigt sich fol- 
gendes Bild. 

Nach dem Bruttoeinkommen — also ohne Abzug der 
Steuern — berechnet, ist das Vorkriegsgehalt eines ver 
heirateten Beamten ohne Kinder nach der letzten Besoldung“ 
ordnung erhöht worden: 


Im Anfangsgehalt Im Endgehalt 


Gruppe lum das 9,4 9,3 fache, 
” II „ „ 10,5 10,7 ”» 
» » » ‚4 7,7 » 
” vi ” ” 10,9 1,5 ” 
» xl „ „ 17,5 7,0 ” 
KU: ns, zul 


b2 


Also 
der noch nicht 6fachen Erhöhung obenl 


ı - 


’ ’ 7,5 ” 
nichts von der fast l4fachen Erhöhung unten und 
Und mit Erstaunen 
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muss man sich fragen, weshalb die Regierung denn eine 
derartige Berechnung weder aufmacht noch der Oeffentlich- 
keit ofer dem Parlament unterbreitet, und nur mit frisierten 
Nettoberechnungen operiert. Die Frage ist nicht schwer zu 
beantworten. Es soll bei nächster Gelegenheit ausgiebig und 
reichlich geschehen. 


Ein zweites Argument, das bei der letzten Neuregelung 
der Bezüge wieder eine grosse Rolle spielte, war die angeb- 
liche Flucht der höheren Beamten aus dem Reichs- und 
Staatsdienst. Ich habe mich mit dieser Frage schon mehr- 
fach öffentlich befasst und nachgewiesen, was es mit dieser 
Flucht eigentlich aut sich hat. an hat diese Mär von in- 
teressierter Seite verschiedentlich benutzt, um mehr heraus- 
zuschlagen — leider mit Erfolg. So z. B. bei der Ministerial- 
zulage, der steuertreien Aufwandsentschädigung von 4800 M. 
für die Herren Referenten in den Ministerien und jetzt wieder 
bei der Besoldungsregelung. Es ist also erforderlich, dieser 
Legende mit schärferen Mitteln zu Leibe zu rücken. Gewiss 
kann die Abwanderung. eines sehr tüchtigen, leitenden Be- 
amten für die Reichsregierung ein schmerzlicher Verlust sein. 
Unbestreitbar gibt es ausserordentlich tüchtige Kräfte, an 
deren Erhaltung der Regierung viel liegen muss. Doch trage 
ich mich, ist es richtig und angebracht, diese verhältnismässig 
wenigen hervorragenden Köpfe als Vorspann für die Ge- 
haltsforderungen einer ganzen Beamtenkategorie zu benützen? 
— Leider wird es aber so gemacht, und die zum Vorspann 
genonimenen „Prominenten“ kommen dabei zu kurz. Sie 
sollten sich deshalb nicht dazu hergeben. Und es geht auch 
nicht an, aut die ausserordentlichen Leistungen einiger Weniger 
die Besoldung einer ganzen Klasse aufzubauen. Hier muss 
ein anderer Weg gegangen werden, und der weist auf: be- 
sondere hohe Zulagen für besonders wertvolle Kräfte hin. 
Ich bin gewiss kein Freund des Zulagewesens und würdige 
alle Bedenken, welche gegen die Gewährung von, Zulagen 
sprechen. Jedoch glaube ich, dass es hier keinen anderen 
Ausweg gibt. Reden Regierung und Parlament bei Bewilligung 
dieser Zulagen mit — auch bezüglich der Person — so glaube 
ich, ist einer Vetternwirtschaft und Korruption der Riegel 
vorgeschoben. Und im übrigen soll jeder gehen, dem es 
nicht passt. In welchem Umfange diese Flucht in die Privat- 
industrie überhaupt eingetreten ist, darüber sich ausführlich 
zu ätıssern, werde ich der Reichsregierung beim nächsten 
sich bietenden Anlass Gelegenheit geben. Ich bin überzeugt, 
dass die Regierung sie mit Freuden ergreifen wird, schon um 
durch den Nachweis der Massenflucht" der höheren und — 
neuerdings auch — gehobenen mittleren Beamten die Not- 
wendigkeit der durchgeführten Besoldung der oberen Gruppen 
klarzulegen. Es wird sich dann ja zeigen, ob zu der „Massen- 
flucht‘* etwas zu sagen bleibt oder nicht. 


Und nun die Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften 
und der Regierung. Es ist verhandelt worden, das stimmt. 
Zuerst ging es sogar verhältnismässig gut; Herr Kühnemann 
war nämlich in Leipzig zu einem Termin des Reichsschieds- 
gerichts. Doch sofort merkte man seine starke Hand, als 
er zurückgekehrt war und in die Verhandlungen eingritt. 
D. h. eigentlich hat er offiziell garnicht eingegrifien. Er war 
im Gegenteil sehr stil. Aber hinter den Kulissen, bei der 
Beratung der Regierungsvertreter unter sich, ist er sicher 
äusserst aktiv gewesen. Man merkte es den anschliessenden 
Regierungsvorschlägen an. Aber auch sonst war Kühnemanns 
Geist spürbar. Besonders beim starren Festhalten an dem 
Srche prozentualen Teuertngszuschlag. Gegenüber der Er- 
lärung der Regierung, dass sie über diese Frage garnicht 
verhandele — ebensowenig über die Frage des Mindest- 
ER ie —, blieb den Gewerkschaften nichts 
anderes übrig, als den Bruch zu verkünden oder gegen andere 
Konzessionen nachzugeben. Sie haben dies getan, weil es 
das einzig Mögliche in der Situation war. In Seen Stadium 
zeigte sich aber der Unterschied zwischen den Verhandlungen 
der Gewerkschaften mit der Regierung und der Reichstags- 
kommission. Während bei jenen Verhandlungen die Gewerk- 
schaften vor dem „entweder oder‘ standen, hätte die Reichs- 
tagskommission kraft des ihr zustehenden Rechts auch Be- 
schlüsse fassen und durchsetzen können, welche den Wün- 
schen der Regierung zuwiderliefen *®), 


*) Wir können dem Verfasser in dieser Ansicht nicht. zustimmen. 
Wie wir in unserem Aufsatz in Nr.46 der „D.T.Z.“ (Seite 423) „Die neue 
Beamtenbesoldung“ ausführten, konnten sich bei der gegenwärtigen politi- 
schen Laye die Spitzergewerks:haf en von einem Appel’ an den Reichstag 
keinen Erfolg versprechen, da die hinter der Regierung s ehenden Parteien 
keine anderen Beschlüsse hätten fassen können, wenn sie nicht die Demission 
des Kabinetts heraufbeschwören woliten. Eine solche Regierungskrise 
wäre der Beamtenbesoldung wegen von den Regierungsparteien aber nicht 
berbeigeführt worden; es wäre also lediglich bei einer Demon- 
atration der Parteien geblieben, ohne dass für die Beamtenschaft 
Erfolge erzielt worden wären. Die Schriftleitung. 


Weshalb das nicht nachträglich geschah, ist bekannt, 
edoch bleibt die Frage zu erörtern, ob und in welcher 
eise es möglich ist, in Zukunft bei gleichem Verhalten der 

Regierung den Reichstag im gegebenen Augenblick aktiv 
in Erscheinung treten zu lassen, um einerseits berechtigten 
Forderungen der Gewerkschaften Nachdruck zu verleihen, 
andererseits den Abbruch der Verhandlungen und die daraus 
entstehenden Folgen zu verhüten, Keinesfalls aber dari seitens 
der Regierung wie bisher operiert werden, dass dem Reichs- 
tag garnichts anderes übrig bleibt, als zu schlucken — nicht 
etwa, was die Gewerkschaften wollen, sondern was sie, will. 


Ebensowenig geht es an, den Reichstag. deshalb auszu- 
schalten, weit man keine „Lohnkommission‘ aus ihm machen 
will— wie dies von einer Seite gesagt wurde. Der Reichsta 
hat so viele Besoldungsangelegenheiten aller Art geregelt, un 
noch nie ist er zu einer „Lohnkommission‘“ geworden. Als 
letzte Stelle, die über die Beamtenbesoldung entscheidet, muss 
er das Recht behalten, auch in die Materie hineihzusieigen; 
besonders wenn zwischen der Regierung und den Gewerk- 
schaften oftensichtliche Gegensätze klaffen. Das liegt ım 
Interesse der Gewerkschaften selbst, die allerdings den geeig- 
neten Augenblick zur Anrufung des Reichstages nicht ver- 
passen dürfen. 


Nur eine „Gewerkschaftsvertretung“, die auch an den 
Verhandlungen teilnahm, war mit ihrem Verlaut ausserordent- 
lich zufrieden. Das war der „Bund höherer Beamten“. Tat- 
sächlich haben seine Vertreter, soweit sie anwesend waren, sich 
an keiner Debatte beteiligt. Was sollten sie auch sagen? — 
Besser als die Regierungsvertreter ihre Interessen wahrnahmen, 
konnten sie es wirklich nicht machen, Durch etwaiges Reden 
hätten sie nur dies oder jenes verkorksen können. Es soll 
damit nicht etwa gesagt werden, dass die Regierungsvertreter 
Interessenpolitik getrieben haben. Gott bewahre! Sie haben 
sicher in vollster Objektivität gehandelt. Es ist lediglich die 
Feststellung der Tatsache, dass sich die Interessen der höheren 
Beamten. diesmal mit den Absichten der Regierung. so ziem- 
lich deckten. Das kann doch vorkommen, ‘ebenso wie es 
möglich ist, dass z. B. die Regierung diese oder jene Kategorie 
durch ihre Angebote überrascht, weil sie über das Erhofite 
hinausgehen. Kurz und gut, es war nicht schwer zu erraten, 
was die zufriedenen Gesichter der Vertreter der höheren Be- 
amten im Gegensatz zu jenen der besorgten Gewerkschafts- 
vertreter sagten. ( 


Der „Bund höherer Beamten‘ . scheint: im übrigen zu 
meinen, die Gewerkschaften haben sich nur um .die Ent- 
lohnung der Arbeiter, Angestellten und ‘der Beamten der 
Gruppen I bis VIII oder allenfalls IX zu kümmern, und was 
daraut folgt, das gehe sie nichts an. — Diese Auffassung 
ist vollkommen abwegig. Natürlich werden die Gewerk- 
schaften nicht verlangen, dass oben von den Angeboten‘ der 
Regierung abgestrichen wird: Das widerspricht dem fewerk- 
schaftlichen Grundsätzen. Jedoch haben sie darauf zu achten, 
dass die oberen Gruppen „nicht davon laufen‘. Ob die Be- 
amten der oberen Gruppen den Gewerkschaften ein Mandat, 
ihre Interessen zu vertreten, gegeben haben oder nicht, spielt 
gar keine Rolle. Die, Besoldung der. höheren Beamten hat 
zu der Besoldung der unteren und mittleren Beamten stets 
in einem gewissen Verhältnis gestanden. Dafür ist der Be- 
amtenkörper einheitlich und homogen. Und so soll es auch 
bleiben. Aut dieser Grundlage ist die ganze Besoldung auf- 
ebaut. Die Gewerkschaiten haben deshalb garnicht das 
echt, dort oben fünt gerade sein zu lassen, sonderm sie 
haben im Gegenteil die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, 
die Besoldung der unteren und mittleren Gruppen in das 


richtige Verhältnis zu der oben freiwillig oder unfreiwillig 


gewährten zu bringen. Dies umsomehr, wenn unten die 
Lebensmöglichkeit nicht gesichert ist. Das gehört mit zur 


Interessenvertretung der unteren und mittleren Gruppen. Die 


Besoldung, wie sie jetzt zustande gekommen ist, lässt dies 
richtige Verhältnis vermissen; das Gleichgewicht in der Be- 
soldungsordnung ist zum Uebergewicht der oberen Gruppen 


“geworden — und das ist unerträglich. 


Die nächste Regelung der Besoldung wird — wie ge- 
sagt — nicht lange auf sich warten ‚lassen. Einmal wird die 
immer mehr anschwellende Preistreiberei dies nicht zulassen, 
zum anderen dart sich das Uebergewicht der oberen Gruppen 
in der Besoldungsskala nicht einnisten. Der Kampt un seine 
Beseitigung dart nicht nachlassen oder verstummen. Schon 
jetzt sollten sich die Gewerkschaiten über ihre kommenden 
Forderungen klar werden. Diese müssten lauten: Erhöhung der 
Grundgehälter der unteren und mittleren Gruppen und Aus- 
gleich der Teuerung unter endlicher Beseitigung des 
gleichen prozentualen Teuerungszuschlages. 
Es ist wirklich staunenswert, wie die breiten Massen der 
unteren und mittleren Beamten dies jahrelange Unrecht er- 
tragen können. Manches ist durch ihren einmütigen Willen 
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— Es muss glücken! Die politischen Parteien im Reichstag 
von den Demokraten bis zu den Kommunisten verlangen es. 
Jetzt eiu wuchtiger Vorstoss der Gewerkschaften, getragen 
von dem einmütigen Willen der Masse der Beamten, und — 
der gleiche prozentuale Teuerungszuschlag muss weichen. 


Willy Steinkept. 


Beamtenausschüsse, Betriebsräte und 


Gewerkschaften 


Die Aufgaben der Betriebsräte sind durch das Gesetz vom 
17. Februar 1920 fest umrissen, während für die Beamten- 
ausschüsse — ausser in Bayern, Württemberg und einigen 
Ressorts der Reichsregierung — teste Regelungen noch nicht 
bestehen. Eine der grössten Schwierigkeiten bei Festlegung 
des Aufgabenkreises bietet wohl die Abgrenzung zwischen 
Beamtenausschüssen und Betriebsräten einerseits und den Ge- 
werkschaften andererseits. Die Betriebsvertretungen sind nur 
zu leicht geneigt, ihre Macht zu überschätzen und in das 
Auigabengebiet der Gewerkschalten einzugreiien. Schliesslich 
führt das zu einer gänzlichen _Beiseiteschiebung und Kalt- 
stellung der Gewerkschaften, also zum Betriebsegoismus im 
Gegensatz zur Solidarität aller Arbeitnehmer. Diese Bestre- 
bungen müssen. mit Naturnotwendigkeit: zu einem Fiasko 
‚führen, . wie in den Jahren 1919/20 die Bemühungen zur 
Schaffung einer selbständigen Räteorganisation. 


Bei den Betriebsräten ist nunmehr nach  Ueber- 
windung dieser — besonders von linksradikaler Seite geför- 
‚derten — Rätezentralen die Eingliederung in den Aufbau der 
Gewerkschaften und eine Abgrenzung der beiderseitigen Auf- 
gabengebiete erfolgt, und zwar in der Weise, dass die all- 
gemeine tarifliche Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
‘durch die Gewerkschaften erfolgt, die mehr internen Be- 
triebsangelegenheiten durch die Angestellten- und Arbeiter- 
'räte. Wenn auch hier noch gelegentliche Uebergritfe vor- 
kommen — wie erst in diesen Tagen der von den Betriebs- 
räten ohne Mitwirkung der Organisationen begonnene wilde 
Streik der Berliner Gasarbeiter —, so hat sich: doch im allge- 
meinen, ein reibungsloses Zusamimenarbeiten ergeben. 


Bei den Beamtenansschüssen ist leider eine ähn- 
liche klare Trennung noch nicht zu erreichen gewesen. Zum 
Teil liegt dies an den völlig unzureichenden gesetzlichen 
Grundlagen und dem verständlichen Widerwillen der Behörden 
‚gegen die Mitwirkung der Gewerkschaften, zum Teil aber 
auch an der fehlenden gewerkschaftlichen Schulung der Be- 
amten und einem gewissen Organisationsegoismus, der aus 
dem Streben der Beamtenschaft nach Betriebsorganisationen 
(Behördengewerkschaften) entspringt. Seine schönsten Blüten 
hat dieses  letztgenannte Bestreben in Bayern (Beamten- 
kammern) und Württemberg (Beamtenbeiräte) getrieben, wo es 
mit Hilfe willfähriger Behörden gelungen ist, Verordnungen 
über. Beamtenvertretungen herbeizuführen, die zum Organi- 
sationszwang und Terror gegen Andersdenkende ausgewachsen 
sind. Da zu den „Kammern“ und „Beiräten‘“ ausschliesslich 
organisierte — und’ zwar nur im Gemeindebeamtenverband 
organisierte — Beamte wahlberechtigt sind, wird jede Koali- 
tionsfreiheit praktisch unterbunden. Es liegt nun natürlich 
auch im Interesse dieser Behördenorganisationen, den Kammern 
und Beiräten möglichst viel Aufgaben zuzuweisen, da diese 
Einrichtungen — durch den Wahlmodus — Organe der Ge- 
werkschaften sind und sich ausserdem hierdurch die Mög- 
lichkeit bietet, die anderweitig organisierten Beamten von 
jeder Interessenvertretung auszuschalten und an die Wand 
zu drücken. Also reinster Organisationsterror, der noch wirk- 
sam unterstützt wird: durch die Behörden, die von den 
7 r r Gewerkschaften nichts wissen wollen und lieber mit 
„inren Beamten“ verhandeln, weil sie dann leichteres Spiel 
haben. Wenn sich ein Beamtenausschussmitglied in solchen 
Verhandlungen einmal im Interesse seiner Kollegen etwas 
hervorwagt, ist es selbstverständlich eine Kleinigkeit, ihn auf 
etwaige „Schwierigkeiten“ bei der eigenen Beförderung zart- 
fühlend hinzuweisen oder ihn durch beschleunigte Beförderung 
mundtot zu machen. Das geht aber nicht bei einem ausser- 
halb des Amtes stehenden Organisationsvertreter, und so ist 
der Widerwille der Behörden gegen diese Unterhändler nur zu 
sehr verständlich. 

Ebenso verständlich ist es aber auch, dass die Aus- 
schaltung der Gewerkschaften nicht im In- 
teresse der Beamten liegt. Die Beamten. müssten viel- 
mehr mit allem Nachdruck fordern, dass grundlegende Ver- 
handlungen, z. B. bei Festlegung der neuen Besoldungs- 
ordnung, durch de Gewerkschaften geführt werden. 
Der Beamtenausschuss hat dann lediglich beratende Aufgaben 
und späterhin die Eingruppierung der einzelnen Beamten in 
die festgelegten Gruppen vorzunehmen. Ein solches Vorgehen 
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"schon. beseitigt worden — sollte es hier nicht möglich seın? 


liegt im Interesse der Beamten und auch der Behörden selbst, 
weil das jetzt beliebte System ständig zu Einsprüchen der‘be- 
nachteiligten Beamten und häufigen Klagen im Verwaltungs- 
streitverfahren bezw. vor den Schiedsinstanzen führt. Die 
Heranziehung der Organisationen zu solchen Verhandlungen 
mit den Kommunen ist in Preussen ohne weiteres auf 
Grund des Gesetzes vom 8. Juli 1920 möglich, in anderen 
Staaten bedarf es dazu nur des einmütigen und energischen 
Wollens der Beamtenschaft. Leider scheint es aber daran 
erheblich zu fehlen, sonst wäre die heute so vielfach beklagte 
Ausschaltung der Beamtengewerkschaften 
unmöglich. does beginnt es in weiten. Kreisen der 
Beamteuschaft auch in dieser Hinsicht erheblich zu dämmern. 
So meldet ein Zeitungsbericht über den am 8. November in 
Duisburg abgehaltenen Bezirkstag der Kommunalbeamten 
Rheinland-Westfalens (Komba): „Ein anderer Punkt behandelt 
das Verhältnis der Gewerkschaften zu den Be- 
amtenausschüssen. Die Versammlung war in ihrer 
Mehrheit der Meinung, dass erfolgreiche Arbeit nur 
innerhalb der Organisationen geleistet werden 
könne und eine andere Handhabung nur zur Zersplitterung 
führe.“ Auch bei den Kommunalbeamten bricht sich der 
gewerkschaitliche Gedanke Bahn; an uns ist es nun, nicht 
nachzulassen und den Gewerkschaftsgedanken in immer weitere 
Kreise zu tragen, damit es zwischen Beamtenräten und 
Gewerkschaften zur gleichen erquicklichen Zusammen- 
arbeit kommt, wie sie bereits zwischen Betriebsräten und 


Gewerkschaften besteht. Horchosten 
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Die Verkleinerung des Beamtenapparates in Oesterreich, 
Die Regierung hat ein Staatsbeamten-Abbaugesetz 
eingebracht, das einen Teil des Gesamtprogramms des Staats- 
ministeriums bildet. Von allen im Staate freiwerdenden Be&- 
amtenposten wird so lange nur jede zweite Stelle wieder- 
besetzt, bis die Gesamtzahl der in dem betreffenden Dienst- 
zweige vorhandenen Posten um ein Viertel vermindert ist. Die 
Staatsangestellten sind verpflichtet, sich auf Grund einer Ver- 
fügung des zuständigen Ministeriums in einem anderen Dienst- 
zweige verwenden zu lassen bei Androhung der sofortigen 
Versetzung in den Ruhestand. Für die Beamtenaufnahme wird 
eine voliständige Sperre auf die Dauer von drei Jahren vor- 
gesehen. Im Falle des freiwilligen. Austritts erhält der Beamte 
je nach der. Dauer der Dienstzeit eine einmalige Abferti- 
gung in der Höhe von einem bis drei Jahresgehältern be- 
willigt. Die gegenwärtige Zahl der Staatsangestellten beträgt 
264 000. 


_. Verbandstag der Bundesangestellten der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Der Verbandstag der Angestellten der 
Zentralbehörden (National Federation of Federal Employees) 
fand am 12. bis 16. September in New Orleans statt. Es wurde 
unter anderem festgestellt, dass die Regierung rund 50 000 
Personen zu Gehältern beschäftigt, die ein angemessenes Aus- 
kommen nicht ermöglichen; dass für die gleiche Arbeit zehn 
bis zwölf verschiedene Gehaltssätze bestehen, dass Wissen- 
schaftler und hochqualifizierte Beamte mancher Gruppen 
weniger beziehen als ein ungelernter Arbeiter; dass Hunderte 
von Stellen unbesetzt bleiben, weil die dafür vorgesehenen 
Gehälter qualifizierte Kandidaten nicht befriedigen können, 
dass die besten Stellen durch politische Einflüsse und nicht 
nach dem Grade der Befähigung besetzt werden. 

Die Forderung .des Verbandes fasste der Vorsitzende wie 
folgt zusammen: Einheitliche Politik _in bezug auf Einstellung 
und Arbeitsbedingungen mit Hilfe einer Zentralstelle und der 
Möglichkeit, gegen Entscheide Berufung einlegen zu können; 
einheitliche Gehaltssätze entsprechend den Lebenskosten und 
unter Berücksichtigung der Vorkenntnisse und Erfahrung, Ein- 
stellung, Beförderung und Entlassung auf Grund genauer 
Feststellungen durch die zuständigen Kommissionen; gleiche 
Bezahlung und Behandlung für beide Geschlechter. 


Beamtenfragen und Demokratisierung der Verwaltung. 
Mitte November tagte der Reichsbeamtenbeirat der Sozial- 
demokratischen Partei Deutschlands in Berlin und der Partei- 
tag der Demokratischen Partei in Bremen, die sich beide 
mit Beamtenfragen beschäftigten. Während letzterer sich nur 
in einem Antrag mit der Demokratisierung der Verwaltung 
beschäftigte, nahm der Beamtenbeirat der S.P.D. in zwei- 
tägigen Verhandlungen eingehend zu den hauptsächlichsten 
Forderungen der Beamten Stellung. Steinkopf forderte die 
Erhaltung eines tüchtigen, vorgebildeten Beamtentums. Der 
Satz im Görlitzer Parteiprogramm „Sicherung und Ausbau 
der Rechte der Beamten‘ sei als Grundlage für ein Aktions- 
programm gedacht. In diesem sei zu fordern: 
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1. Sicherung und Ausbau der beruflichen, der staatsbürgerlichen und 
wirtschaftlichen Rechte der Beamten, einschliesslich des Koalitions« 
rechtes. 

2. Anpassung der Einkommensverhältnisse an die jeweilige Wirtschafts- 
lage. 

3. Gesetzliche Mitbestimmung der Beamtenräte bei der Regelung des 
Dienstbetriebes. 

4. Anerkennung der Beamtengewerkschaften als wirtschaftliche Inter- 
essenvertretungen. 

5. Schaffung eines freiheitlichen Beamten- und Disziplinarrechts. 

6. Freier Aufstieg der Beamten lediglich auf Grund ihrer Befähigung. 

7. Oeffnung der Beamtenlaufbahn alien _Volksgenossen. 

8. Ersetzung der leitenden monarchistischen durch republikanische 
Beamte. 


An dem Entwurf zum Bearmtenrätegesetz wurde kritisiert, 
dass er. den Beamten ein eigentliches Mitbestimmungsrecht 
nicht gewähre. Was das Disziplinarrecht betrifft, so sei 
schwer verständlich, warum die Bestimmung der Verfassung 
nicht zur Geltung gebracht würde. 

Weiter wurde ein Antrag angenommen, der sich gegen 
die Versuche wendet, den Achtstundentag auch in. den Be- 
trieben des Staates und der öffentlichen Körperschaften zu 
durchbrechen. 

In einem. Aufruf werden :die Verbraucherkreise, insbe- 
sondere die Beamten, aufgefordert, gegen- die unerhörte Be- 
wucherung der Verbraucher mit den schärfsten Mitteln vor- 
zugehen. 

Sowohl der Reichsbeamtenbeirat der S.P.D, als auch. der 
Demokratische Parteitag fordern die Durchdringung der Ver- 
waltung mit verfassungstreuem Geist und zur Verwirklichung 
dieser Forderung die Entfernung aller Beamten, die die Demo- 
kratisierung unterbinden. Der Demokratische Parteitag fordert 
ferner Schutz aller verfassungstreuen Beamten gegen Ver- 
unglimpfung und gesellschaftiichke Aechtung wegen ihrer 
politischen Anschauungen. Der Beamtenbeirat der S.P.D. wie 
auch der Demokratische Parteitag verlangen freien Aufstieg 
der Beamten lediglich auf Grund ihrer Befähigung. 

In der Frage der neuen Gehaltsregelung fordert der Be- 
amtenbeirat der S.P.D. in einer energischen Entschliessung 
Revision der Besoldungsordnung und Ausgleichung der grossen 
Unterschiede zwischen den Gehältern der höheren und denen 
der unteren Beamten. 


Die Verminderung der Beamten, Im Reichstagsaus- 
schuss für Beamtenangelegenheiten wurde eine 
allgemein gefasste Entschliessung eglerk (D.Nat.) und 
eine Entschliessung Morath (D.Vp.) mit bestimmten Ein- 


. zelvorschiägen vorgelegt, die beide eine Verminderung der Be- 


amten bezwecken. 

Abg. Morath begründet seine von der Fraktion der 
Deutschen Volkspartei beschlossenen Forderungen auf Ein- 
stellungssperre von Beamten und Entlassung überzähliger An- 
gestellter. Unberührt soll die Einstellung von versorgungs- 
berechtigten Militärpersonen und Kriegsbeschädigten bleiben. 


Nach längerer Aussprache wurde der Antrag Morath abge- 
lehnt, der Antrag Deglerk mit einigen Zusätzen ange- 
nommen. 

Er lautet: die Regierung zu ersuchen, die Einstellung 
von Beamtenanwärtern in allen Zweigen der Reichs- 
verwaltung bis zur Beratung des Reichshaushalts für 1922 zu 
untersagen und die freiwerdenden planmässigen Beamten- 
stellen unbeschadet der Rechte der ausserplanmässigen Be- 
amten nach Möglichkeit mit Wartegeldempfängern 
und Beamten aus den abgetretenen Gebieten 
zu besetzen. 


Die Beamitenstellen im Rheinland. Die von dem Abge- 
ordneten Dr. Quaatz im Reichstag gestellte Anfrage bezüglich 
des folgenden Schreibens der Beratungsabteilung . Duisburg, 
wird wie folgt beantwortet: 

Der Ortsdelegierte der Besatzungsabteilung in Duisburg 
hat unter dem 5. September 192i an den Oberbürgermeister 
von Duisburg das nachstehende Schreiben gerichtet: 

„Einer Anordnung des kommandierenden Generals des Brücken- 
kopies Duisburg Folge gebend, teile ich ergebenst mit, dass von jetzt ab 
alle Beamten, die neu ernannt werden, aus den besetzten 
Gebieten der Rheinprovinz kommen müssen. 

Abgesehen von ganz besonderen Einzelfällen werden in dem 
Brückenkopf nur noch Ernennungen, Versetzungen, Beförderungen usw. 
von Beamten, die aus diesen Gegenden stammen, bestätigt werden. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diese Entscheidung zur Kenntnis 
der in Frage kommenden Behörden bringen wollen, 

Der Ortsdelegierte. 
Unterschrift.“ 

Die Reichsregierung hat gegen diese Massnahme bei den 
Regierungen der Besatzungsmächte in Paris, London und Brüs- 
sel Einspruch erhoben und die Aufhebung der Anordnung ver- 
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langt. Ebenso ist bei dem kommandierenden General der Be« 
satzungstruppen im Brückenkopf Düsseldorf Einspruch erhoben 
worden. 

Eine endgültige Antwort dieser Stellen ist noch nicht eine 
gegangen. Dr. Köster. 


Ein Opfer des Butab! Unter dieser Ueberschrift finden wir 
in Nr. 31 der „Bayerischen Gemeindebeamten- 
zeitung‘ nachstehende Notiz: N 


„Der Bezirksbauassistent des Bezirks K. in Südbayern, Vertreter des 
Bezirksbaumeisters, war seit 9 Jahren vom Bezirk K. angestellt, Er 
hat es, obwohl er seit 5 Jahren Mitglied des „Butab“ ist, 
nicht fertiggebracht, die Sicherung nach Art. 7b der 
Gemeindeordnung zu erlangen. Jedes Jahr wurde ihm ein 
neuer Anstellungsvertrag zur Unterschrift vorgelegt und von ihm unvor- 
sichtigerweise unterzeichnet, so dass ein Ablauf der dreijährigen Frist des 


Art. 77b nicht möglich war. Nach 9 Jahren ist es nun eingetreten, dass 


der Bezirk K. dem unentwezt unvorsichtigen Butabmitglied kündigte, 
Nun kam er zu uns bzw. dem Vorsitzenden des Landesverbandes bayer. 
Bezitksbaumeister, unserem Unterverhband, um sich aus der Patsche 
ziehen zu lassen. Natürlich ist das nicht so ohne weiteres möglich, es 
konnte aber doch erreicht werden, dass die Kündigung zurückgenommen 
und das Verbleiben im Dienst ‚bis 1. Mai: 1922 gestattet wurde. 

Der Vorfall mag manchem Anlass zum Nachdenken geben über 
das Beamtenrecht der Unwiderruflichkeit.“ 


Diese Aufmachung der Notiz über das an sich scharf 
zu verurteilende Vorgehen des Bezirksamtes 
Kempten ist ein Stück Demagogie, das wir selbst dem Zen- 
tralverband der Gemeindebeamten Bayerns — der uns in 
dieser Richtung wahrlich nicht verwöhnt hat — nicht zugetraut 
hätten. Unser Mitglied hat nämlich im Vertrauen auf ge- 
gebene Versprechungen seiner Behörde die Unterzeichnung der 
alljährlich neuen Anstellungsverträge gegen den ein- 
dringlichsten Rat unseres Landesausschusses 
vorgenommen. Unter diesen Umständen wäre ihm als — Mit- 
glied des Zentralverbandes genau das gleiche passiert. Wenn 
der Kollege die Ratschläge der Organisation nicht beachtet, 
nutzt natürlich auch die vorzüglichste Interessenvertretung 
nichts. Die Schädigung des Kollegen aber auch noch agita- 
ar auszuschlachten, ist — gelinde ausgedrückt — eine 

erfidie. : 
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Elftausend Wartegeldempfänger. Im Reichstagsausschuss 


für Beamtenangelegenheiten kam.zur Sprache, dass ein Ge- 


‚setzentwurf über de Verwendung von Warte- 
geldempfängern in Vorbereitung ist. Bei dieser 


Gelegenheit teilte der Leiter der Zentralausgleichsstelle mit, 
dass an ehemaligen Heeres- und Marinebeamten, sowie an 


Beamten aus den abgetretenen Gebieten noch 110009 Warte- = 
geldempfänger vorhanden sind, von denen nur 6000. Aussicht 


haben, in absehbarer Zeit etatsmässig angestellt zu werden. 
Der Ausschuss erklärte sich auf Anregung damit einver- 


standen, dass noch vor der Lesung des Haushaltsgesetzes für 


1922 Gelegenheit zu eingehender Erörterung dieser Fragen im 
Ausschuss gegeben werden müsse. ‘ 


Reisekostenverordnung für die Reichsbeamten, 


Auf Grund des $ 18 des Reichsbeamtengesetzes in der Fassun 
yom 18. Mai 1907 (Reichs-Gesetzbl, $. 245) wird im Einvernehmen mit 


‚dem Reichsrat verordnet, was folgt: 


Ste 
Die Reichsbeamten erhalten bei Dienstreisen Tage- und Ueber- 
nachtungsgelder sowie Ersatz der verauslagten Fahrkosten. 


$2. 
-1. Das volle Tagegeld beträgt für die Beamten 


a) der Stufe : 24 Mark 
b) „ FE | Ge TR 
t) 2, a HI a ee Se a 
ERDE EEIV ARE Re SE ee 


©), Ve ar aa 
2. Es gehören 


a) zur Stufe I die Beamten der Besoldungsgruppen AI bis V (Be- 
soldungsgesetz vom 30. April 1920, R.-G.-Bl. $. 805, 


in der Fassung vom 17. Dezember 1920, R.-G.-Bl. 


Seite 2075), 
b) „ ,„ Il die Beamten der Besoldungsgruppen AVI bis VIH, 
©) „ „ Il die Beamten der Besoldungsgruppen AIX bis XI, 
d) „  .„ IV die Beamten der Besoldungsgruppen AXII und die 
Beamten mit Einzelgehältern BI bis BIV, 
€) »  „». V die Beamten mit Einzelgehältern B5 bis B7.r 


3. Bei Dienstreisen, die an demselben Kalendertag angetreten und be- i 
endet werden und nicht mehr als 3 Stunden dauern, wird ein Achtes 


des vollen Tagegeidsatzes und bei Dienstreisen von mehr als.3, jedoch. gr: 


nicht über 8 Stunden, die-Hälite des vollen Tagegeldsatzes gewährt. 
.. 4. Erstreckt sich die Dienstreise. auf zwei oder mehrere Tage, so ist 
das Tagegeld für den Hin- und Rückreisetag nach den. Bestimmungen 
des vorstehenden Absatzes je besonders mit der Massgabe zu berech- 
nen, dass ein volles Tagegeld zu gewähren ist, wenn die Hinreise von 


6 Uhr nachmittags angetreten oder die’ Rückreise nach 12 Uhr mftags- 


beendet wird, 
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‚. » Bei mehreren Reisen an einem Kalendertage wird jede Reise für 
sich entschädigt. Es darf jedoch für einen Kalendertax nicht mehr als 
ein volles Tagegeld und, wenn die Reisen zusammen nicht über 
8 Stunden gedauert haben, nicht mehr als die Hälfte des Tagegeldes 
gezahlt werden. 

6. Für Versetzungsreisen erhalten alle Beamten mindestens ein volles 
Tagegeld. 

83, 


1. Für jedes auswärtige Nachtquartier bei Dienstreisen wird den 
Beamien ein Uebernachtungsgeld in Höhe der Hälfte der imt 82 Abs. 1 
vorgesehenen Tagegeider gewährt. 

2. Entsprechendes gilt auch für Nächte, die der Beamte, ohne ein 
Nachtquartier zu nehmen, zur Reise selbst verwendet, sofern die Hin- 
reise vor 3 Uhr morgens angetreten oder die Rückreise nach 2 Uhr 
morgens beendet wird.. Das Uebernachtungsgeld wird nicht gewährt, 
wenn die Reise lediglich zur Vornahme von Dienstgeschäften während der 
Nacht ausgeführt wird. 

3. Das Uebernachtungsgeld nach Abs. 2 entfällt, wenn den Beamten 
die auge Benutzung des Schlafwagens entstandenen Kosten. erstattet 
werden. 

4. Wird den Beamten bei auswärtigen Dienstgeschäften ein Nacht- 
quartier von Amts wegen zur Verfügung gestellt, so bestimmt die oberste 
Reichsbehiörde. im Benehmen mit dem Reichsminister der Finanzen, in- 
wieweit eine Kürzung des Uebernachtungsgeldes einzutreten hat. 

5. Bei Versetzungsreisen ist den Beamten für den Tag der Ankunft 
am neuen Dienstort ein nach Abs. 1 zu bemessendes Uebernachtungsgeld 
zu gewähren. 

84. 


1. Für Wegestrecken, die bei Dienstreisen auf Eisenbahnen, Schiffen 
oder sonstigen öffentlichen regelmässigen Verkehrsmitteln zurückgelegt 
werden, sind den Beamten an Fahrkosten die wirklich erwachsenen 
Auslagen einschliesslich der Kosten für Beförderung und Versicherung 
des notwendigen Gepäcks zu erstatten. 


2. Es sind berechtigt -zu benutzen: 

a) die II. Schiffs- oder III. Wagenklasse: 

% die Beamten der Stufen I und II, 

b) die I. Schiffs- oder II. Wagenklasse: 
die Beamten der Stufe IM und aus Stufe IV die Beamten 
der Besoldungsgruppen AXII und BI, 

©) die I. Schiffs- oder: I. Wagenklasse: 
die übrigen Beamten. 


3.. Sind an einem auswärtigen Dienstgeschäfte mehrere Beamte 
beteiligt und ist ihr Zusammenreisen in einer Schiffs- oder Wagen- 
klasse aus dienstlichen Gründen veranlasst, so dürfen auch die Beanıten, 
die sich einer niedrigeren Schiffs- oder Wagenklasse zu bedienen hätten, 
die höhere «Schiffs- oder Wagenklasse* benutzen. Ausserdem kann für 
weite und besonders anstrengende Reiser die Benutzung ‘einer höheren 
nehmigt "werden. : 

4. Für Wegestrecken. ‘die nicht auf Eisenbahnen, Schiffen oder 
sonstigen Öffentlichen regelmässigen Verkehrsmittein zurückgelegt werden 
können, wird für jedes angefangene Kilometer des Hin- und Rückwegs 
ein Betrag von 1 Mark gewährt. War der Beamte durch besondere Um- 
stände genötigt, sich .eines Fuhrwerkes zu bedienen, so .werden ihm 
in angemessenen Grenzen die Unkosten ersetzt. 

5. Weitere Nebenkosten, insbesondere beim Zu- und Abgang zu 
und von ‘der Eisenbahn, werden in angemessenen Grenzen erstattet. 

6. Der‘ Nachweis über die Höhe der entstandenen Auslagen wird 
R allgemeinen durch die pflichtmässige Versicherung des Beamten ge- 
ührt. 

5 


Die Benutzung eines Kraftfahrzeugs sowie eines Luftverkehrsmitteis 
richtet sich nach den vom Reichsminister der Finanzen zu erlassenden 
Bestimmungen. 

86. 


Eırfordert eine einzelne Dienstreise einen Aufwand, der durch die 
Tage- und Uebernachtungsgelder nicht gedeckt werden. kann, oder einen 
sonstigen aussergewöhnlichen Aufwand, so kann die oberste Reichs- 
behörde einen Zuschuss oder eine Pauschvergütung bewilligen. 


87. 
Bei Dienstgeschäften am dienstlichen Wohnsitz sowie ausserhalb in 
tingerer Entfernung als 2 Kilometer von dessen Ortsgrenze werden 


ediglich die wirklichen Auslagen erstattet, wenn sie durch aussergewöhn- 
liche Umstände gerechtfertigt sind. 


88. 

1. Für Beamte, denen ein Amtsbezirk überwiesen ist oder die durch 
die Art ihrer Dienstgeschäfte zu häufigen Dienstreisen genötigt werden, 
können an Stelle der in $ 2 bis 4 vorgesehenen Vergütungen anderweitige 
Beiräge durch die oberste Reichsbehörde im Benehmen mit dem Reichs- 
minister der Finanzen festgesetzt werden. 

2.: Keine Vergütung nach $2 wird gewährt bei. auswärtigen 
Dienstgeschäften, die zur regelmässigen Dienstaufgabe des Beamten ge- 
hören. Ist. der Beamte genötigt, an auswärtigen Orten ein Nacht- 
Quartier zu nehmen, so kann ihm ein Uebernachtungsgeld bis zu dem 
im 8 3 bezeichneten. Betrage gewährt werden. 


89. 

Beamte, die für Dienstreisen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben oder 
in ihrem Einkommen eine Pauschsumme für Tagegelder oder Fahr- 
kosten oder‘ für die Unterhaltung von Fahrzeug oder Pferden :be- 
ziehen, erhalten Tagegelder oder Fahrkosten nur darmn, wenn- sie ausser- 
halb ihres Amtsbezirkes Dienstgeschäfte erledigen und der Ort des 
Dienstgeschäfts nicht weniger als 2 Kilometer von der Grenze des Amts- 
bezirkes entfernt ist. 


 Wagenklasse im einzelnen Falle von der vorgesetzten Behörde ge- 


- {0% 
iv, 


Werden Beamte, die nach den $$ 8 und 9 eine Pauschsumme be- 
ziehen; wegen: Urlaubs oder sonstiger Verhinderung vertreten, so bestimmt 


die ‚vorgeseizte Behörde, ob eine Kürzung der Pauschsumme zu er- 
folgen, hat und inwieweit die Entschädigung für. die Stellvertreter 
aus dem Betrag, um den die Pauschsumme gekürzt wird, zu be- 
streiten ist. 

s 11. 


Für Dienstreisen von Beamten, welche sich im Vorbereitungsdienste 
befinden, werden Tage- und Uebernachtungsgelder sowie Fahrkosten dann 
nicht gewährt, wenn die Reisen lediglich zum Zwecke der Ausbildung 
dieser Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall ist, entscheidet die Be- 
hörde, von welcher der Auftrag zur Reise erteilt wird. Im übrigen kön- 
nen ihnen Reisekosten nach Masseabe der näheren Bestimmungen des 
Reichsministers der Finanzen gewährt werden. 


& 12. 

1. Planmässige Reichsbeamte, die vorübergehend ausserhalb ihres 
dienstlichen Wohnsitzes bei einer Behörde beschäftigt werden, oder 
die sich sonst zu auswärtigen Dienstgeschäften an demselben Orte vor- 
aussichtlich länger als 4 Wochen aufhalten, erhalten neben ihrer Be- 
soldung eine Vergütung, deren Höhe der Reichsminister der Finanzen 
in Anlehnung an die Sätze des 8 2 festsetzt. 

2. Für ausserplanmässige Reichsbeamte bestimmt in den Fällen des 
Abs. 1 die oberste Reichsbehörde im Benehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen die Höhe der Tagegelder. 

3. Für die Dauer der Hin- und Rückreise erhalten die Beamten 
die in $ 2 und 3 für Versetzungsreisen festgesetzten Tage- und Ueber- 
nachtungsgelder. 

4. Im übrigen findet für den Beschäftigungsort $ 7 sinngemässe An- 
wendung. 

8 13. 


‚ Die Vorschriften dieser Verordnung finden auf die vorübergehend im 
Reichsdienst beschäftigten Beamten der Länder, Gemeinden und anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften entsprechende Anwendung. 


8 14. 

1. Die 88 1 bis 6 der Verordnung finden auch auf die Dienstreisen 
der Soldaten der Wehrmacht so lange sinngemässe Anwendung, bis 
für diese eine neue Reiseordnung erlassen ist. Der Begriff der Dienst- 
reise bestimmt. sich nach den bisher für die Wehrmacht geltenden 
Vorschriften. 

2. Nehmen Soldaten bei Dienstreisen an der Heeresverpflegung teit, 
so regelt sich die Abfindung mit Tagegeld nach den vom Reichswehr- 
minister und dem Reichsminister der Finanzen im Benehmen mit dem 
Reichsrat zu treffenden besonderen- Bestimmungen. 


8 15. 

1. Der Reichsminister der Finanzen wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Reichsrat Bestimmungen zur Ausführung dieser Ver- 
ordnung zu erlassen, die Beträge der 88 2, 3 und 4 den jeweiligen Ver- 
hältnissen anzupassen sowie sonstige ergänzende Anordnungen zu treffen. 
Fürdie Vornahme von Dienstreisen nach nahegelegenen Orten, nach be- 
sonders teuren Orten oder nach :Orten ausserhalb des Reichsgebiets 
kann der Reichsminister der Finanzen mit Zustimmung des KReichs- 
rats eine anderweite Regelung vornehmen. 

2. Die auf Grund des Abs. 1 erlassenen Bestimmungen sind für 
die Ansprüche der Reichsbeamten gleicherweise massgebend wie diese 
Verordnung. 

$ 16. 

1. Das Inkrafttreten dieser Verordnung bestimmt der Reichsminister 
der Finanzen. 

2. Gleichzeitig werden die $$ 1 bis 16 der Verordnung, betreffend 
die Tagegelder, die Fuhrkosten und die Umzugskosten der Reichsbeaimten 
vom 8. September 1910 (Reichs-Gesetzbl. S. 993) aufgehoben. 

3. Soweit in bestehenden Vorschriften auf Vorschriften der Ver- 
ordnung vom 25. Juni 1901 (Reichs-Gesetzbl. S. 241) oder vom 8. Sep- 
tember 1910 (Reichs-Gesetzbl. S. 993) verwiesen ist, treten die ent- 
sprechenden Vorschriften dieser Verordnung und die dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen an deren Stelle. 


Berlin, den 14. Oktober 1921. 


Der Reichspräsident 
Ebert 
Der Reichsminister der Finanzen 
Dr. Wirth. 


Vergütungen für Dienstreisen nach le Orten, 
Der Reichsminister der Finanzen hat am 24. Oktober 1921 
— IbB. 70101 — folgendes bekanntgegeben: 


Im Hinblick darauf, dass nach der demnächst in Kraft 
tretenden neuen „Reisekostenverordnung für die Reichsbeam- 
ten“ für Wegstrecken, die bei Dienstreisen auf Eisenbahnen, 
Schiffen oder sonstigen öffentlichen regelmässigen Verkehrs- 
mitteln zurückgelegt werden, den Beamten an Fahrkosten die 
wirklich erwachsenen Auslagen erstattet werden, erkläre ich 
mich unter Aufhebung .meiner Rundschreiben vom 31. De- 
zember 1918 — 1Kg. 24135 — und vom 1. Februar 1920 
—1B.54Hg.— damit einverstanden,’ dass mit Wirkung vom 
1.. November 1921 ab der $ 2 der Bestimmung des Reichs- 
kanzlers über die. Festsetzung von Pauschvergütungen für 
Dienstreisen nach nahegelegenen Orten vom 30. November 
1911 (R.-G.-Bl. S.967) folgende Fassung erhält: 

5-3; 

1. Als Vergütung für allgemeine Kosten erhalten die 
Beamten der S 
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Stufe I, umfasst die Beamten der Bes.-Gr. AI—-V 10M. 
„» 1, umfasst die Beamten der B.-Gr. AVI-VIl 13, 
„ MI, umfasst die Beamten der B.-Gr. AIX—XI 15 „ 
„ IV, umfasst die Beamten der B.-Gr. AXHI und 

die Beamten mit Einzelgehältern BI—B4. 185., 
». .V, desgleichen mit Einzelgehältern B5—-B7.. 20 „ 


2. Neben der Vergütung sind den Beamten die wirklich 
erwachsenen Fahrtauslagen Für die benutzte und ihnen nach 
$ 3 der Verordnung vom 8. September 1910 (R.-G.-Bl. S. 993) 
zugebilligte Wagen- oder Schiffsklasse zu erstatten. 

3. Eine besondere Vergütung für Zu- und Abgang wird 
nicht gewährt. 

Mit Rücksicht aut die hiernach eintretende grundsätzliche 
Aenderung in der Abfindung der Beamten bei Dienstreisen 
nach nahegelegenen Orten wird dem in den Bestimmungen 
des Reichskanzlers vom 30. November 1911 mehrfach erwähn- 
ten Begriff „Pauschvergütung‘“‘ eine dem neuen $ 2 ent- 
sprechende Auslegung zu geben sein. 

Soweit die Beamten infolge der in der Zwischenzeit mehr- 
fach eingetretenen Erhöhung der Personentarife bei Dienst» 
reisen nach nahegelegenen Orten höhere als die bisher fest- 
gesetzten Pauschvergütungen haben aufwenden müssen, wer- 
den ihnen die Mehrkosten gemäss $ 4 der genannten Bestim- 
müng des Reichskanzlers vom 30. November 1911 (R.-G.-Bl. 
S. 967) zu erstatten sein. 


Besoldungsfragen 


Die Regelung der Beamtenbesoldung. Der Ausschuss für 
Beamtenangelegenheiten des Preussischen Landtages verabschie- 
dete in der dritten Lesung die Ausführungsbestimmungen zum 
Beamtendiensteinkommensgesetz. Angenommen wurde ein An 
trag, durch den das Staatsministerium ersucht wurde, sobald 
als möglich einen Plan darüber vorzulegen, wie es ermöglicht 
werden soll, die Bestimmungen durchzuführen, wonach die An- 
wärterdienstzeitnicht über fünf Jahre, bei Mili- 
täranwärtern nicht über vier Jahre betragen soll. Die Staats- 
regierung wurde in einem weiteren Antrag ersucht, bei der 
Reichsregierung aut eine Gleichstellung der Ruhe- 
gehaltsempfänger und Hinterbliebenen mit denen 
Preussens hinzuwirken. Ferner wurde die Regierung ersucht, 
den Volksschullehrern usw. die Bezüge am Fälligkeitstage zu 
zahlen. Es wurde lebhaft über verspätete Auszah- 
lung der Bezüge geklagt. 
Regierungsvertreter können die Nachzahlungen jetzt 
zeitig eriolgen. 


recht- 


Behördenangestellte 


Revision des Tarifvertrages. Aus drucktechnischen Grün- 
den ist die Drucklegung der Sprüche des besonderen Schiich- 
tungsausschusses noch nicht möglich gewesen. Da beabsichtigt 
ist, die Verkündung und Herausgabe der Sprüche zugleich 
stattfinden zu lassen, ist die Verkündung auf Dienstag, den 
29. November, verschoben worden, 


Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Regelung der Bezüge 
der jugendlichen Angestellten vom vollendeten 15. bis zum 
vollendeten 17. Lebensjahre, der Lehrlinge und der Abänderung 
des Vergütungstarifs zum Teiltarifvertrage vom 4. Juni 1920, 


8 1. Jugendliche Angestellte vom vo:!lendeten 15. Lebens- 
jahre erhalten zu ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- 
und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis 
zur Erreichung eines Gesamtbetrages, wie er sich. ergeben 
würde, wenn unter Zugrundelegung des im $ 1 des zweiten 
Ergänzungsabkommens genannten Teuerungszuschlags sowie 
des Ortszuschlags für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungs- 
gruppe nachfolgende Grundvergütungssätze anzuwenden wären: 

Bis zum vollendeten 


16:2%4427°47: 
Lebensjahre 
Vergütungsgruppe 1. . . » . ...2300 M. 253) M, 
e DE ä ER Se 1er 24.01 
& IA #2109..5 2970 „ 
IV ee 2900 4 3190 „ 
z V. 3100 , 3410 - 


3 2. Lehrlinge erhalten zu ihrer bisherigen Grundvergütung 
nebst Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis 
zur Erreichung einer Gesamtsumme, die beträgt: 








im 1. | im 2 im 3, 
Lehrjahre % 
in Ortsklasse. A 2400 M 3000 M. 40 M. 
a “ B 2300:3% 290. 3970. , 
> c 2290 „ 28.0. 3800 5 
D 2100 „ 2700 „ 3709 „ 
a j E 2000 „ 2609 „ 360) „ 
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Nach den Erklärungen der - 





Nr. 18 


:& 3. Die vorgenannten Teuerungszuschläge werden vom 
1. August 1921 ab gewährt. 

8 4. Die Vereinbarungen in den 8$ 7 und 8 des zweiten 
Ergänzungsabkommens bleiben auch für dieses Ergänzungs- 
abkommen in vollem Umfange in Geltung. 


8 5. In den Vergütungstarif zum Teiltarifvertrage vom 
4. Juni 1920 werden eingereiht: 
a) mit Wirkung vom 1. April 1920 ab 
in Vergütungsgru ppe Il: „Hilfsrestauratoren bei den 
staatlichen Kunstmuseen““, 
in Vergütungsgruppe IV: „Restauratoren bei den 
staatlichen Kunstmuseen‘‘; 


b) mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab 2 


rn) 
I 
$ 
ar 
Ei 
a 
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in Vergütungsgruppe IV: „Soziale Hilfsarbeiterinnen 
und Polizeifürsorgerinnen mit besonderer theoretischer und 
praktischer Vorbildung auf dem Gebiete der Wohlfahrts- 
pflege‘‘ und 

in Vergütungsgruppe V: „Soziale Hilfsarbeiterinnen 
und Polizeifürsorgerinnen mit besonderer theoretischer und _ 
praktischer Vorbildung auf dem Gebiete der Wohlfahrts- 
pfiege, sofern sie sich in. mehrjähriger Praxis bewährt 
haben und die. staatliche Anerkennung. als Wohlfahrts- 
pfiegerin besitzen.“ 


“ Dienstbezüge der Lehrlinge vom 1. Ausust 1 ab —D 


“ € zusammen) 






























































(a Grundvergütung, b bisheriger und weiterer Teuerungszuschlag, x 
Ortsklasse | _ ___  — 
im ersten Lehrjahre | im zweiten Lehrjahre | ım dritten Leh:jahre 
be ee 
a | 1 vuU | 1334 | 1650 
A b 1409 1650 2350 
B 240 300 - se 
a Yyu 1250 1 250 : 
B b 1400 1.650 ; 2350 
Bi 2360 290 3 900 ä 
a 805 ı 150 I s5u 
:C b 1490 1 650 2350 
eh 2200 780 ; 4 800 = 
a 1350 
D b 2350 
c 3700 
a 120 A 
E b | 230 R 
c 3600 3 
3 


Durch die inzwischen erfolgte ‚Neuregelung der Bezüge, I 
die in der letzten Nummer des „Staatstechnikers‘‘ veröffent- 7! 
licht ist, ist das Abkommen bereits überholt. 


mr 


ne . mn a ssusnssbeinissussnisssnscitundundiguibsene I F 2 

Dienstbezüge der jugendlichea Angestellten vom 1. August 1921 ab ü 

b) Ortszuschlag, 
d!i zusammen 

— 

in einem Orte der | in einem Lrte der | in ei em Orte der 





| 


a) Grundvergütung, c) bisheriger und weiterer Teuerungszuschlag, Bi 
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3 
Ortsklısse A Ortsk’a se B Ortsklasse C 4 
Vergütunge-e ———— m] Se 
gruppe bis zum voll: ndeten | bis zum vollendeten | bis zum vollendeten E 
16: ul 16: 194% 162,1 AR, 
Lebens ahre Lebens’ahre Lebensjahre i 
al ı80 | 180 ir40 | 1840 1840 | 1840 
b 2000 | 2009 16% 1600 1400 1400 
I sl e| 4459 | 490290| 4009 44'830] 3753 | 4187,70 7 
di 8299 | 872,90] 7449 | 7 8830| . 6993 | 7427,70 $ i 
| a! 2000 | 20600 2000 | 2000 
b]I 2500 | 2500 1700 | 1700 
u ce] 510 | 5632,50 „4238 | 47050 °° 
—l_ 0... | - -——- 2 i 
Be) d| 96.0 |1013250 7938 i 
| a| 2160 | 2160 a 
| b 2:00 2509 “ 
m e| 5376 | *897,10 \ 
| d 10036 | :0 557 1% 8 826 30 4 
al 2320 | 232u iÄ 
b| 3000 | 3009 E 
IV e 6067 | 6:26 70 407 
d| 1387 |11946 70| 10123 | 10 676 90 9809,10 
al 248) | »480 2.480 480° 
bl 3W0 | =u0 2 400 we! 
vl c| 6293| 689130] *62» 5159 | 744,90 
d| 11773 |12371 30 9639 11022490 | 


Fa. 


a% 





Nr. 18 














m m  — 
in enem Orte der [in einem O:te der 
Ortikla:se D Ortsklasse E 
Vergätungs |. 
gruppe bis zum volienieten | bis zum volle .deien 


16. | 78 3655 





Lebensjahre Lebensjahre 
a | :310 ı 1850 | 1840 | 184: 
b | 1200 | 1200 | 1000 ! 1000 
I | e | 3505 | 3455,10] 3265 | 3690,50 





6545. | 697510| 615 | 653 ‚50 
2000 ! 2000 200 | 2x0 
1450 | 1450 20 | 120 
3936,50| 4:04 | 3645 | 410750 


d 
a 
b 
e 
d | 738650: 78°4 | 6845 
a 
b 
[4 
d 





7267,50 
GRID mn mr ea men 


2160 2160 2:60 2160 
14°0 1450 1200 1 295 h 
4150,50, 4 655,405 3855 4 354,50 


7714,50 








m 





7"60, 01 826 401 72:5 























ia1l230 | 2320 2324. | 2320 
b | 1700 | 1700 | 14 | 1400 
IV e | 4582 | 512430] 425 | 4771,50 
a | scor | 911430] 7955 | + 491,50 
a | 2480 | 240 | 2480 |! 2480 
b I 1700 1700 14u0 1400 
Vıceia76 | 53750] 4445 | 5018,50 
| d | 8976 | 9355,70| 8325 | 8898,50 
Beamtenbewegung 


“Der Vorstand des Deutschen Beamten-Bundes hat In 
eur Sitzung vom 7. November 1921 folgende Beschlüsse 
gelasst: 


Die Bundesleitung wolle der Reichsregierung alsbald er- 
klären: 

„Der Deutsche Beamtenbund als die gewerkschaftliche 
Spitzenorganisation der deutschen Beamtenschaft erwartet von 
der neuen Regierung, dass die Forderungen der Be- 
amtenschaft aut beamtenrechtlichem und wirtschaft- 
lichem Gebiet endlich erfüllt werden. 

Er ersucht die neue Regierung, unverzüglich dafür Sorge 
zu tragen, dass dauernd eine Anpassung der Gehäl- 
ter an die Kaufkraft der Mark erzielt wird. 

Er ersucht sie ferner, zu veranlassen, dass das in. der 
Verfassung in Aussicht gestellte Beamtenvertre- 
tungsgesetz und die Reform des Disziplinar- 
rechts zur Verabschiedung kommen.“ 


Die Aufnahme des Deutschen Försterbundes 
musste abgelehnt werden, da Ziffer 4 der Organisations- 
richtlinien des Deutschen Beamtenbundes der Aufnahme ent- 
gegensteht. 

Der Organisationsausschuss wird beauftragt, in eine Nach- 

rüfung der Örganisationsrichtlinien des 
Deutschen Beamtenbundes einzutreten, 

Der Aufnahmeantrag der Gewerkschaft Deut- 
scher VolksiIcehrer und -lehrerinnen wurde gleich- 
falls aus organisatorischen Gründen abgelehnt. 


Eine Technixerversammiung des Komba in Berlin, Der 
Komba hatte in den letzten Wochen in Berlin eine 
fieberhafte Agitation entfaltet, um die Gemeindetechniker für 
seine Organisation zu gewinnen. Er streute die Nachricht 
aus, dass Hunderte von Mitgliedern unseres Bundes zu ihm 
übergetreten seien, und verbreitete dieses Märchen auch durch 
vertrauliche. Rundschreiben in ganz Preussen. Durch seine 
Verbindung mit dem „Reichsbund der Gemeindebeamten“ 
wirkte er auch darauf hin, dass die Tartaren-Nachricht durch 
das ganze Reich ging, nunmehr sei auch die Hochburg des 
Butab in der Berliner Gemeindetechnikerbewegung gestürmt. 
Für jeden, der die tatsächlichen Verhältnisse kannte, lag es 
auf der Hand, dass es sich nur um ein Agitationsmanöver des 
Komba handelte. Denn trotz der Gewissenlosigkeit, mit der 
der Komba den Streik bei den Altberliner Elektrizitätswerken 
für seine Bestrebungen ausgenutzt hatte, und trotz der Un- 
wahrheiten, die er über unseren Bund systematisch ausstreute, 
waren nur etwa 50 Bundesmitglieder zu ihm übergetreten, eine 
Zahl, die bei den- fast 3009 Mitgliedern, die unsere Fachgruppe 
‚Gemeindetechniker in Berlin zählt, kaum ins Gewicht fiel. 

Bisher hatte der Komba seine Wühlarbeit nur in ge- 


schlossenen Sitzungen getrieben, in denen es nicht möglich 


En 





war, den über unsere Bewegung verbreiteten Unwahrheiten 
entgegenzutreten. Am 21. November hatte er sich aber zum 


“ersten Male in die Oeffentlichkeit gewagt. Es war von ihm 
“eine Versammlung nach der 


Stadthalle, einem der 
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grössten Vortfagssäle Berlins, einberufen worden. Bezeich- 
nenderweise hatte der Komba zu dieser Versammlung nur 
unter der Hand durch seine Vertrauensleute einladen lassen. 
Er wardte sich nur an solche Kollegen, bei denen er eine 
Beeinflussung durch die Versammlung für möglich hielt. Da 
wir zu unseren Versammlungen stets die führenden Mitglieder 
des Komba eingeladen und ihnen eine volle Redefreiheit zu- 
gestanden hatten, glaubten wir es uns nicht nehmen lassen 
zu Sollen, auch zu dieser Versammlung unsere gesamte Mit- 
gliedschaft aufzufordern. Auch fürchteten wir, dass die ver- 
traulichen Einladungen nicht genügten, den Versaminlungs- 
raum zu füllen. Angesichts der hohen Saalmiete wäre das 
recht bedauerlich gewesen. Wir liessen Einladungen drucken 
in denen wir zur Charakterisierung der „Gewerkschaftsarbeit“ 
des Komba folgendes schrieben: 

Am 8. Januar 1921 schrieb Ingenieur Könitz in Nr. 2 der „Rund- 
schau für Kommunalbeamte“; 

» » . Darüber hinaus hat der ‚Butab‘ einen Eingruppierungsplan 
aufgestellt, der.— das darf man ruhig aussprechen — die tatsäch- 
lichen Verhältnisse und Möglichkeiten übersicht und 
jeden sachgemässen Vergleich unterlässt.“ 

Und wie schen unsere Forderungen aus? 

Wir forderten, dass der Techniker mit abgeschlossener Fachschulbil- 
dung in die Gruppe VII, nach fünfjähriger Berufspraxis in die Gruppe VIH 
eingereiht wird und dass ihnen weiter der Aufstieg in alle höheren 
Gruppen freisteht. 

Diese Forderungen überstiegen damals nach Könitz und des Komba 
Ansicht „die tatsächlichen Verhältnisse und Möglichkeiten“. Der Komba 
hat auf seinem Verbandstage in Königsberg beschlossen, dass 
die Techniker nach fünfjähriger Berufspraxis in die Gruppe VII, also 
eine Stufe tiefer, eingereiht werden solien. 

Nach Einreichung und Bekanntgabe unseres Grup- 
penplans hat der Komba aus agitatorischen Motiven seine 
Forderungen gleich um drei Gruppen erhöht. Bei seiner geringen 
Mitgliederzahl unter den technischen Beamten wusste er im ‚voraus, dass 
der Magistrat seine Forderungen niemals ernst nehmen konnte. Aber der 
Komba erhielt dadurch die Möglichkeit, nachher in seiner „Rund- 
schau“ (siehe Nr. 43 vom 22. Oktober 1921) schreiben zu können: 

„Der ‚Butab‘ hat uns bei Begründung unserer gerechten Tech- 
nikereingruppierung schmählich im Stich gelassen. 

Er hat es für nötig gehalten, mit seinen Forderungen bei den Ver- 
handlungen mit dem Magistrat zwei Gruppen unter unseren 
eingehend begründeten Forderungen zu bleiben.“ 

So sieht die Gewerkschaftsarbeit des Komba aus! 


Unserer Einladung waren weit über 1000 Bundesmit- 
glieder -gefolgt, während — wie sich in der Versammlung 
zeigte — der Komba kaum mehr als ein Dutzend Anhänger 
aufgebracht hatte. Der Referent des Komba — unser früheres 
Bundesmitglied Brüggemann — hatte seine Ausführungen 
darauf abgestimmt, dass der Komba bei der Besoldungs- 
reform höhere Forderungen als der Bund auf- 
gestellt hätte, so dass er die Technikerinteressen besser wahr- 
nehme als der Butab. Es war unseren Rednern ein leichtes, 
diese Verdrehung abzutun, da wir bei der Aufstellung unserer 
Forderungen von Anfang an festgelegt hatten, dass die Tech- 
niker I. Klasse — als Kerngruppe — den Stadt- 
sekretären gleichgestellt werden sollen, und dass 
jede Höhergruppierung der Stadtsekretäre auch eine Höher- 
gruppierung der Techniker I. Klasse zur Folge haben müsse. 
Wenn die Stadtsekretäre nach den Forderungen des Komba 
in die Gruppen IX und X eingereiht werden, so müssen auch 
den Technikern I. Klasse — d. h. den Kollegen mit Fach- 
schulprüfung — die gleichen Gruppen zugestanden werden. 
Den Glanzpunkt des Abends bildete die Rede des Herm 
Direktors Ehrmann vom Komba, der die Techniker auf- 
forderte, in die Fachgruppe „Technik“ des Komba ein- 
zutreten, um dort „eine kompakte Masse zu bilden, damit 
sienichtvon den Verwaltungsbeamten an die 
Wand gedrückt werden.“ Diese Worte Ehrmanns 
lösten in der Versammlung ein stürmisches Gelächter 
aus. So fiel es Kollegen Händeler leicht, darauf hinzuweisen, 
dass ja gerade das das Argument sei, weshalb wir die Be- 
rufsorganisationdertechnischen Beamten tor- 
dern. Denn wenn die Techniker sich im Komba organisieren, 
werden sie von der Masse der Verwaltungsbeamten an die 
Wand gedrückt, während sie in einer besonderen Berufs- 
organisation ihre Forderungen ungehemmt von an- 
deren Einflüssen vertreten können. In der Debatte war 
von den verschiedensten Rednern die Zersplitterungsarbeit des 
Komba gehörig gegeisselt worden. Die Versammelten gaben 
ihrer Entrüstung lebhaft Ausdruck. Während die Redner 
des Komba nur vereinzelt Beifall hatten, wurden die Aus- 
führungen unserer Redner von stürmischem Beifall begleitet. 
Sehr zum Leidwesen des Komba schloss die Ver- 
sammlung mit einem stürmischen „Hoch“ auf 
unseren Bund, unter dem die Bundesmitglieder den Ver- 
sammlungsraum verliessen. So musste der 
Komba-Referent auf sein Schlusswort ver- 
zichten, da keine Zuhörer mehr anwesend 
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waren. Die Versammlung des Komba ist somit zu einer 
machtvollen Kundgebung für die Einheits- 
front der Gemeindetechniker im Bund der 
technischen Angestellten und Beamten ge- 
worden. 


Behördentechnikertag Rheinland-Westfalen. Am 31. Okto- 
ber fand in Essen eine Tagung unserer Hauptfachgruppe „Be- 
hörden und öffentliche Betriebe“ statt, auf der alle Behörden 
des Gaues Rheinland-Westfalen vertreten waren. Ueber die 
tfreigewerkschaftliche Beamtenbewegung reie- 
rierte Händeler, Berlin. Hierzu lag folgende Entschliessung 
vor, die einstimmig angenommen wurde: 


„Der Behördentechnikertag des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten, Gau Rheinland-Westfalen, am 31. Oktober 192i in 
Essen, stellt sich auf den Boden der Massnahmen, die der Bund in der 
Zusammenarbeit mit den übrigen Verbänden des „Allgemeinen freien An- 
gestelitenbundes“ und des „Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes® 

etröffen hat, um als dritte grosse Säule in der Arbeitnehmer- 

ewegung neben den freigewerkschaftlichen Spitzen- 
organisationen der Angestellten und Arbeiter, die Beamten» 
bewegung aufzubauen. ; 

Solite der „Deutsche Beamtenbund“ nicht bereit sein, sich an die 
Seite des „Allgemeinen freien Angestelltenbundes“ und des „Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes“ zu stellen, muss eine besondere 
freigewerkschaftliche Beamtenbewegung ins Leben ge- 
rufen werden.“ 

Weiter wurde gegen die Ausschaltung des Bun- 
des bei den Besoldungsverhandlungen mit der Vereinigung 
der Städte und Gemeinden des rheinisch-westfälischen Indu- 
striebezirks in Ergänzung der bereits vom Gautag angenomme- 
nen Entschliessung folgende Protestkundgebung beschlossen: 


„Der Behördentechnikertag des „Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten, Gau Rheinland-Westfalen, am 31. Oktober 1921 in Essen, 
auf dem auch die Delegierten der technischen Angestellten und Be- 
amten von sämtlichen Städten und Gemeinden des rheinisch-westfälischen 
Industriegebiets vertreten sind, stimmt der nachfolgenden Entschliessung, 
die der Gautag des Bundes am 31. Oktober einstimmig angenommen hat, 
einmütig zu: 


„Der. 3. ordentliche Gautag hat mit Befremden davon Kenntnis 
genommen, dass die Vereinigung der Städte und Gemeinden des 
rheinisch-westfälischen Industriebezirks, unter Führung des Oberbürger- 
meisters Dr. Luther, es bisher, trotz mehrmals an sie gerichteten 
Ersuchens, abgelehnt hat, die freigewerkschaltlichen Beamten- und An- 
gestelltengewerkschaften zu den mit dem Komba geführien Verhand- 
lungen hinzuzuziehen, 

Der Gautag sieht in dieser Haltung der Vereinigung der Städte 
und Gemeinden des rheinisch-westfälischen Industriebezirks und ins- 
besondere ihres Vorsitzenden Dr. Lutiier die Bekundung einer offenen 
Gegnerschaft gegen die freigewerkschaftlich organisierten Gemeinde- 
beamten und Dauerangesteliten. Der Ausschluss ihrer Verbände von 
diesen Verhandlungen bedeutet einen Verstoss gegen das verfassungs- 
gemäss gewährleistete Koalilionsrecht, gegen den der Gautag in alier 
Oeffentlichkeit den schärfsteit Einspruch erhebt. Der Gautag erwartet, 


dass die Vereinigung der Städte und Gemeinden des rheinisch-westfä- 


lischen Industriegebiets ihre bisherige Stellungnahme umgehend rach- 
prüft und die kommenden Verhandlungen mit alien Gewerkschaften 
führt, die Gemeindebeamte und Dauerangestellte organisieren, ohne 
Rücksicht auf ihre gewerkschaftiiche Richtung.“ 

Mit besonderem Befremden nimmt der Behördentechnikertag von der 
Tatsache Kenntnis, dass die Vertreter des Bundes heute vormittag zu 
einer Besprechung von Oberbürgermeister Dr. Luther und von seinem 
Stellvertreter, Bürgermeister Dr, Schäfer, nicht zugelassen wurden. 
Dabei steht fest, dass die Städtevereinigung bereits am 13. Oktober um 
Verhandlungen ersucht wurde und ausserdem bereits am. 21. Oktober 
telephonisch eine mündliche Unterredung von uns gewünscht wurde. Die 
Versammlung nimmt ferner davon Kenntnis, dass schriftliche Eingaben an 
die Städtevereinigung einfach unbeantwortet bleiben. Die Versammelten 
erwarten von ihrer Bundesleitung, dass sofort Massnahmen in allen 
Städten eingeleitet werden, um Verhandlungen mit der Leitung der Städte- 
vereinigung herbeizuführen.“ 

Als Delegierte für den Behördentechniker- 
tag am 23. November in Berlin wurden gewählt: 

1. Krauskopf, Wesel (Reichsverm.-Verw.). 'Stellvertn: 

Wypukol, Arnsberg (Kataster). 

2. Dippel, Düsseldorf (Kulturverw.-Vermess.). Stellvertr.? 

Jansen, Essen (Eisenbahn). 

3. Eulgem,- Essen (Gem.-Techn.). Stellvertr.: Stender, 
Essen (Gem.-Techn.). 

4. Hunger, Hagen (Gem.-Techn.). Stellvertr.: Spies, Elber- 
feld (Gem.-Techn.). 


Die Fachgruppe der Gemeindetechniker in Dresden nahm 
in ihrer Versammlung vom 14. Oktober 1921 folgende Ent- 
schliessungen an: 


I. Die letzte Erhöhung der Teuerungs- 
zuschläge beseitigt die die drückende Notlage der Beam« 
ten- und Angestelltenschaft in keiner Weise. Reichsregierung, 
Reichsrat undReichstag haben die wirklichen Verhältnisse 
nicht anerkannt oder nicht anerkennen wollen. Er 











Eine durchgreifende Regelung, die der fortschreitenden’ 
Entwertung des Geldes standhält, ist nicht gefolgt. 2 
Die dringend notwendige Festsetzung eines 
Mindestbesteuerungszuschlages ist wieder- 
um unterblieben. ” 
Die ungerechte Staffelung des Teuerungs=« 
zuschlages und der Kinderzulagen nach Orts 
klassen bleiben bestehen. Du $ 
Gegen diese unheilvolle Besoldungspolitik er 
heben die im Butab zusammengeschlossenen technischen An« 
estellten und Beamten schärfsten Einspruch. Die’ 
undesleitung wird aufgefordert, in. Gemeinschaft mit dem 
AfA-Bund und Deutschen Beamtenbund unverzüglich alle 
Schritte zu tun, um eine befriedigende Regelung der wirt- 
schaftlichen Lage der Beamten- und Angestelltenschaft herbei- 
zuführen. 


Grundsatz muss sein; 

1. Angleichung der Gehälter und Löhne an die Weltmarkt- 
preise, 

2. Einheitliche Besoldung für Stadt und Land unter Beseiti- 
gung der Ortsklassen. ; 


II. Bei jeder Regelung der Beamten- und Angestellten- 
gehälter wird von den Regierungen mit Nachdruck auf die 
allgemeine Finanznot des Reiches und der Länder 
hingewiesen. ER 

Der aufreizende Luxus und das ee 
Wohlleben gewisser Schichten der Bevölkerung, die zu 
beobachten der Beamten- und Angestelltenschaft Tag für Tag 
Gelegenheit geboten ist, stehen dazu im schroffsten Ge- 
gensatz. Zur vollen Erfassung der hier vor- 
handenen Steuerquelilen hat es der Staat bisher noch 
nicht gebracht. Die Steuergesetze sind bis jetzt, wie 
auch der Reichskanzler anerkannt hat, nur.beiden Lohn- 
und Gehaltsempfängern restlos durchge- 
führt worden. 

Wir fordern, dass die Regierung sofort andieallge- 
meine Durchführung der Steuergesetze her- 
angeht, nur so erhalten Reich, Staaten und Gemeinden die, 
Mittel zu Erfüllung der Aufgaben für-das Gemeinwohl. -» 


En 


Die „Gewerkschaft der Hessischen Gemeindebsamten“ 
bringt in Nr. 21 der „Hessischen Gemeindebeamten-Zeitung“ 
vom 1. November 1921 nachstehenden „rührenden‘“ Aufrufs 


Technisches Betriebspersonal. 
Die Gewerkschaft der Hessischen Gemeindebeamten ist zurzeit mit 
der Revision der Besoldungsordnung  beschäfügt. Die verschiedensten 
Kategorien von Beamten sind schon mit ihren Forderungen in die” 


Oeffentlichkeit getreten, nur die Techniker schweigen noch, da 


sie den unbedingt nötigen, einheitlichen Zusammen,” 
schluss nech nicht gefunden haben. Die Techniker waren 
in den Richtlinien des M. d. LE vom SW: annar 1921 vernach- 
lässigt worden, und die Techniker in Betrieben von Landgemeinden 
werden auch bei der Revision wieder zu kurz kommen, wenn 
sie nicht selbst mit den entsprechenden Forderungen an die. Gewerk- 
schaftsleitung herantreten. Mit einer durchgreifenden Titelbereinigung 
muss es wieder erreicht werden, dass die Technikerden. 
Verwaltungsbeamten gieichgestellt werden, denen sie 
vor der neuen Besoldungsregeiung gleichstanden. Die 
Techniker selbst müssen dann die Vorschläge ausarbeiten, um die ein- 
zelnen Koliegen entsprechend ihrer Arbeitsleistung in den Besoldungsplan 
einzureihen. E 

Innerhalb der Gewerkschaft ist die Notwendiskeit einer Techniker- 
fachgruppe anerkannt. Diese Fachgruppe zustande zu bringen, ist für 
die Techniker ein Gebot der Stunde. Es ist höchste Zeit, jede "ver- 
lorene Woche schädigt die Techniker für lange Zeit hinaus! 

An alles technische Betriebspersonal der Städte und Landgemeinden 
bis zum Betriebsleiter hinauf ergeht die Aufforderung, zum 
Zwecke eines sofortisen Zusammenschlusses sich an .... zu wenden, 
dort die Adressen niederzulegen und evtl. schon Obmänner der 
einzelnen Betriebe namhaft zu machen, die zu einer ersten 
Besprechung zusammenzurufen wären. 


Die „Gewerkschaft“ irrt sich! Die Techniker „schweigen“ 
nicht, weil ihnen der „einheitliche Zusammenschluss‘ (nämlich 
in der „Gewerkschaft‘‘) fehlt, sondern weil sie es vorziehen, 
mit Rücksicht auf die ganz richtig gekennzeichneten „Ver- 
nachlässigungen‘ im Januar, ihren Weg als Landesfach- 
gruppe unseres Bundes allein zu gehen, damit nicht 
wieder der unerwünschte Einfluss der „Gewerkschaft Hessi- 
scher Gemeindebeamten‘ den. umgekehrten „Erfolg“ zeitigt. 


Zur Beachtung! Obleute der. Provinzial-, Landes- und 
Reichs-Fachgruppen der „Behördentechniker“ müssen’ 
BE von unserem Bund herausgegebene „Bundespost“ 
esen. 7 

Wir fordern hiermit alle Obleute, soweit sie die Bundespost 
nicht bereits als Vertrauensmann erhalten, auf, die Zusen- 
dung durch ihre Ortsverwaltung bei uns zu. beantragen. 
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Der Behördentechnikertag 


Der erste grosse Behördentechnikertag — der Reichs- 
tachgruppentag der Hauptgruppe. Behörden 
und öffentliche Betriebe — trat am 28. November 
1921 im Deutschen Opernhaus. in Charlottenburg zusammen. 


Die Arbeitsausschüsse der mehr als 29 Fachgruppen der 
Behördentechniker des Bundes sowie etwa 50 Delegierte der 
Staats- und Gemeindetechniker -aus allen deutschen Ländern 
hatten sich zu -ernster Arbeit zusammengefunden. In An- 
erkennung der Bedeutung der Versammlung hatten zahlreiche 
Staatsbehörden Vertreter ‘entsandt. Der Reichspräsident hatte 
sich durch da$ Reichsverkehrsministerium vertreten lassen. 
Ferner waren das Reichspostministerium, das Reichsschatz- 
ministerium, das Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten, das Ministerium für Wiederaufbau, der Landesdirektor 
der Provinz ‚Brandenburg, die Stadt Berlin, ausserdem die 
Reichstags- und Landtags-Fraktionen der politischen Parteien 
und eine- grosse Zahl von Beamten-, Angestellten- und Ar- 
beiter-Organisationen ‚vertreten. 


Der Bundesvorsitzende Heinze-Berlin eröffnet die Ver- 
sammlung und’ begrüsst die zahlreich erschienenen Gäste und 
Delegierten. Der ‚Bund der technischen Angestellten und Be- 
amten habe seinerzeit bei der Verschmelzung — als Erbteil 
des alten. D.T:V, — die. Organisation der technischen Be- 
amten übernommen und habe die Arbeit im alten Geiste, aber 
durchtränkt von neuen, fortschrittliichen Gedanken, -fortgeführt. 
Es gälte heute” zu den grossen allgemeinen Beamtenfragen 
und. den Fragen. der technischen Beamten.im besonderen. Stel- 
lung zu nehmen. 

Nach ‘Verlesung der Anwesenheitsliste ‘werden als Ver- 
handlungsleiter «Rohr-Berlin und Wettengel-Hamburg 
gewählt. 

Dittmer vom Verband der Gemeinde- und 
Staatsarbeiter. weist in seiner Begrüssungsansprache, auf 
die bisherige -Entwicklung der Beamtenbewegung hin. Er er- 
hofit stärkere Durchsetzung der Beamtenschaft mit freigewerk- 
schaftlichen Gedanken, damit die Möglichkeit des einheitlichen 
Zusammenwirkens des grossen Heeres aller Schafienden an 
dem : Aufbau eines wirklich sozialen Gemeinwesens gegeben 
werde. 

Grossmann, .als Vertreter des Allgemeinen Verbandes 
der Bankangestellten, überbringt die Grüsse der freigewerk- 
schaftlichen -Bankangesteliten. 


Hierauf nimmt Händeler-Berlin das Wort zu seinem 


Geschäftsbericht. 


Der Bund hat das Organisationsprinzip des alten D.T.V. 
übernommen, dass tächnische Angestellte und Beamte 
in einer einheitlichen Organisation. zusammen- 

eschlossen werden müssen, um die besonderen Interessen der 
Techniker gegenüber der Verwaltung und den Behörden durch- 
zusetzen. 

Der D.T.V.: war: vor dem Kriege die einzige Organisation, 
die Beamte auf gewerkschaftlicher Grundlage zusammenschloss, 
und die damals ‚schwerste Anfeindungen seitens der Behörden 
zu überstehen hatte. Nach der Revolution wurde der gewerk- 
schaftlichen Organisation der Beamten kein Hindernis mehr in 
den Weg gelegt: ‚Inder neuen Reichsverfassung wurde auch 
den. Beamten die  ‚„Vereinigungsfreiheit‘“ gewährleistet. Die 
im Deutschen  Beamtenbund zusammengeschlossenen Verbände 
haben demgemäss in ihr Programm die Anwendung aller ge- 


werkschaftlichen Mittel, einschliesslich des .Streiks, aufge- 
nommen. Selbstverständlich wird von dieser Waffe nur im 
alleräussersten Falle, wenn die Existenz der Beamtenschaft 
bedroht ist, Gebrauch gemacht werden dürfen. 


Neben der Organisation des Butab nach Ortsgruppen, sind 
Fachgruppen der Behördentechniker geschaffen worden, die 
sich eng an den Organisationsaufbau der Reichs-, Staats- und 
Landesbehörden anlehnen.- Die Aufteilung der Behördenfach- 
gruppen nach den verschiedenen Ressorts und Ländern ist not- 
wendig, um die Zusammenarbeit mit den übrigen Beamtenver- 
bänden zu ermöglichen. 


Wenngleich die Techniker gegenüber den anderen Beamten 
nur eine Minderheit darstellen, muss für sie grundsätzlich die 
gleiche Arbeit geleistet werden, wie in den übrigen Beamten- 
organisationen. Der Bund ist für die Angestellten dem .AfA- 
Bund angeschlossen und für die Beamten dem Deutschen Be- 
amtenbund. Durch die Zusammenarbeit mit den drei Spitzen- 
verbänden ist es möglich, zu allen Fragen der Beamtenpolitik 
von unserem Standpunkte aus Stellung zu nehmen. Durch 
unsere Beteiligung am Beamtenräte-Ausschuss des Deutschen 
Beamtenbundes haben wir beispielsweise versucht, den Ausbau 
der Beamtenräte zu beeinflussen. Im gleichen Sinne wirkten 
wir auch im AfA-Bund und konnten durch das Zusammen- 
arbeit auch mit dem A.D.G.B. eine mächtige Front für, die 
freiheitliche Ausgestaltung des Beamtenrätegesetzes schaffen. Bei 
den Tarifverhandlungen für die Behördentechniker, die sich 
wesentlich schwieriger gestalten als Verhandlungen in der Pri- 
vatindustrie, hat unsere Organisation die Führung gehabt; ein 
Erfolg ist auch die Einsetzung des Schlichtungsausschusses. 


Der Redner wandte sich dann den Bestrebungen zu, die 
auf die 


freigewerkschaftlicheBeamtenbewegung 


hinzielen, Neben den Einzelfragen waren auch viele grund- 
sätzliche Fragen zu lösen. Als der Bund gegründet 
würde, war die Gruppierung in der Angestelltenbewegung noch 
nicht so scharf herausgearbeitet. In der Arbeiterbewegung be- 
standen schon immer die drei Grundrichtungen: die freigewerk- 
schaftliche Arbeiterbewegung, die Hirsch-Dunckersche und die 
christliche. Diese drei Richtungen bildeten sich nach und nach 
auch in der Angestelltenbewegung heraus. Die freigewerk- 
schaftliche Angestelltenbewegung hat von jeher den Grund- 
satz der 


parteinolitischen Neutralität 
hochgehalten. Durch die Nürnberger Tagung der freien Ar- 
beitergewerkschaften im Jahre 1919, auf der diese sich eben- 
talls aus der parteipolitischen Bindung herauslösten, war e8 
möglich, mit den freien Arbeitergewerkschaften zu engerem 
Zusammenarbeiten auf parteipolitisch und religiös neutraler 











Die Wahlen zur Angestellten- 
versicherung sind der Prütstein 
des AiA-Gedankens. — Darum: 


Werbt für die Liste 
des AfA - Bundes! 
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Grundlage zu kommen. Vom reinen Arbeitnehmerinteresse 
ausgehend, sind wir zu. unserem Programmsatz von dem 


„unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit‘“ 
gekommen. Auch die Beamten brauchen ein wirtschaftliches 
Programm; denn, gerade jetzt schen wir wieder, dass die Er- 
höhung der Gehälter keinen Zweck hat, wenn sie immer wieder 
durch Preissteigerungen überholt wird. (Sehr richtig!) 

Der Deutsche Beamtenbund hat bisher ein klares wirt- 
schaftliches Programm nicht herausgearbeitet. Das Kredit- 
angebot der Industrie, das mit der Forderung nach der Pri- 
atisierung der Eisenbahn verbunden wurde, zeigt, dass auch 
der Beamte ein hohes Interesse an den Fragen der Wirtschafts- 
politik haben muss. 

Das Grosskapital muss seiner Natur nach ein Gegner des 

sozialen Staatsunternehmens sein. 

Gerade der Beainte, der nur die Interessen der Allgemeinheit 
vertreten soll, muss die Interessen der. Allgemeinheit den In- 
teressen des Privatkapitals voransetzen. Es war erfreulich, dass 
es uns auf der Bundesausschuss-Sitzung des D.B.B. im März 
1929 gelungen ist, eine Resolution des Inhalts durchzusetzen, 
dass in der Wirtschaft 

„stets das Allgemeinwehl den Interessen des Kapitals voran- 

zusetzen ist“. 


Insofern besteht kein programmatischer Gegen- 
satz mehr zwischen dem D.B.B. und unserem 


Bund. Leider machen sich nun Bestrebungen im Deutschen 
Beanitenbund geltend, die an Steile des Wortes von der 
„parteipelitischen Neutralität“ völlige „politische‘ Neu- 
tralität setzen möchten. Von einer politisch neutralen 
Gewerkschaftsbewegung zu sprechen ist ein Unding. Denn jede 
Gewerkschaftsarbeit muss Stellung nehmen zur Sozialpolitik und 
zur Wirtschaftspolitik. Eine politisch neutrale Gewerkschafts- 
bewegung könnte nur eine üble Tariimaschine sein. Die gleiche 
Richtung, die die Beamten von aller Politik fernhalten will, 
arbeitet auch gegen das Zusammengehen mit unserem Bund. 
Man sucht den Deutschen Beamtenbund allen Gewerkschafts- 
richtungen gegenüber unabhängig zu erhalten. Das ist nicht 
möglich, denn es bestehen ja tatsächlich schon die christlichen 
und die Hirsch-Dunckerschen Beamtenorganisationen. Dr. Höfle, 
der frühere Direktor unseres Bundes, *der später Direktor des 
D.B.B. wurde, rang, sich zu der Erkenntnis durch, dass, wie 
bei: den Arbeitern und Angestellten, auch bei den Beamten 
naturnotwendig die 
Entscheidung für eine der drei grossen Richtungen 

erfolgen müsse. Auf Grund seiner parteipolitischen Einstellung 
gab er den Anstoss zur Schaffung der christlichen Beamten- 
bewegung, die sich inzwischen aus kleinen Anfängen immer 
weiter entwickelt. Die christliche Gewerkschaftsbewegung ver- 
tritt den christlichen und nationalen Gesichtspunkt. Sie ist 
nicht, wie oft behauptet wird, parteipolitisch neutral, denn 
sie hat erst kürzlich mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck ge- 
bracht, dass sie sich gegen alle nichtbürgerlichen 
Parteien wendet. Das bedeutet aber die Zersplitterung der 
Gewerkschaftsbewegung. (Zustimmung.) 

Die freigewerkschaftliche Richtung. stellt jedem Mitgliede 
seine parteipolitische Betätigung frei, Sie verlangt nur, dass 
es sich innerhalb der Gewerkschaftsarbeit par- 
teipolitisch neutral verhält. Wir haben lebhaft versucht, 
den freigewerkschaftlichen Gedanken in den Beamten- 
kreisen durchzusetzen. Im vorigen Sommer wurde von dem 
Führer des Kommunalbeamten-Verbandes der Gedanke ver- 
treten, dass die enge Verbindung zwischen dem preusisschen 
Kommunalbeamten-Verband und dem Butab, wie sie in dem 
Gewerkschaftsbund der Kommunalbeamten unter Abgrenzung 
der Werbegebiete geschaffen war, richt weiter bestehen könne, 
da der Butab eine freigewerkschaftliche Organisation sei. Der 
tatsächliche Grund für diese Haltung des Kommmmnalbeamten- 
Verbandes war sein Wunsch, die Techniker in seinen Reihen 
zu organisieren. Durch die Konstruierung dieses Gegensatzes 
zwischen freigewerkschaftlicher Organisation und den Verbän- 
den des D.B.B. waren wir gezwungen, in die Abwehr zu 
treten. Wir schlossen uns damals mit den übrigen auf frei- 
gewerkschaftlichem Standpunkt stehenden Verbänden in den 
Kommunen zu der „Faka“ (Freigewerkschaftliche 
Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeitneh- 
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merverbände) zusammen, in der besondere Gruppen: für 
die Vertretung der Beamteninteressen, der Angestellteninter- 
essen und der Arbeiterinteressen gebildet wurden. Die ge- 
werkschaftspolitische Entwicklung veranlasste uns, die Arbeit 
der Faka etwas zurückzustellen. Es wurden Verhandlungen 
eingeleitet zwischen D.B.B., AfA-Bund und A.D.G.B.,, um eiue 
Einheitsfront der Arbeiter, Angestellten und Beamten herzu- 
stellen. Sie stiessen auf ausserordentliche 
Schwierigkeiten. Aber schliesslich gelang es doch, einen 
Entwurf zu forınulieren, der sich auf den Grundgedanken der 
freigewerkschaftlichen Arbeit aufbaut. Wer erste Gesichtspunkt 
war, dass das Interesse der Allgemeinheit. den Privatinter- 
essen des Kapitals voranzugehen habe. Der zweite Punkt 
war der, dass alle Organisationen sich verpflichten, -die Ver- 
fassung zu verteidigen. Leider stellten sich dann im Laufe der 
Zeit neue Schwierigkeiten heraus, die zur 

Zurückstellung des Abkommens seitens des D.B.B. 
führten. Die reaktionäre Richtung, die das Zusammenwirken 
mit den freigewerkschaftlichen Organisationen bekämpft, hat 
sich seitdem im D.B.B. immer stärker durchgesetzt, so dass 
man jetzt kaum noch”über das Abkommen verhandeln will. 
Am 13. Dezember wird der Bundesausschuss des A.D.G.B. 
tagen, um zu den Verhandlungen mit dem D.B.B. Stellung 
zu nehmen. Wir können nicht länger die Verantwortung dafür 
tragen, dass der freigewerkschaitliche Geist in der Beamten- 
schaft unterdrückt wird. Die Vorgänge bei der letzten Teue- 
rungsaktion zeigen, dass für die unteren und mittleren Be- 
amten auf dem bisherigen Wege nichts erreicht werden konnte. 
Die Beamtengewerkschaften hätten einem solchen Angebot ganz 
entschiedenen Widerstand entgegensetzen müssen. Der D.B.B. 
konnte das nicht, weil seine Organisation nicht fest genug 
gefügt ist. (Sehr richtig!) | 

Es muss unbedingt dahin gewirkt werden, dass wir eine 
fest entschlossene, freigewerkschaftlich organisierte Beamten- 

schaft 

bekommen. Deshalb werden wir versuchen, eine entschieden- 
gewerkschaftliche Beamtenbewegung zu schaifen, wenn mäg- 
lich mit dem Deutschen Beamtenbund, sonst 
ohne ihn. Die Zahl der Beamten, die heute schon auf irei- 
gewerkschaftlicher Grundlage stehen, ist dreimal so gross, 
als diejenige, die damals Dr. Höfle zu der christlichen Be- 
amtenbewegung zusammenschliessen konnte. Stellen wir unsere 
Organisation auf dieselbe Grundlage wie die christliche, dass 
Beamte und Behördenangestellte im einer Spitze zusammen- 
geschlossen werden, dann können wir mit einer Zahi von 
mehr als 209000 bereits jetzt freigewerkschaftlich organisierten 
Mitgliedern beginnen. (Lebhafter Beifall!) Ueber diese, Situa- 
tion muss sich der D.B.B. klar werden. 

Wir empfehlen dem heutigen Behördentechnikertag fol- 
gende Entschliessung zur Annahme: 


„Der Behördentechnikertag wolle 
beschliessen: 


Da die Beamtenpolitik nur im Rahmen der allge- 
meinen Arbeitnehmerpolitik betrieben werden kann, 
müssen die Gewerkschaften der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten ungeachtet ihres gesonderten Zusammenschlusses in 
eigenen Spitzenverbänden und der selbständigen Vertretung der 
besonderen Ziele der Arbeiter, Angestellten und Beamten in 
allen gemeinsamen Fragen zusammenwirken. 
Denn nur wenn Arbeiter, Angesteilte und Beamte. zu‘ einheit- 
lichem Handeln zusammengeschlossen. sind, können die ge- 
meinsamen sozialen und wirtschaftlichen Ziele der Arbeit- 
nehmer erreicht werden. 

Der Behördentechnikertag begrüsst deshalb die Bestrebun- 
gen des A.D.G.B. und AfA-Bundes, mit dem Deut- 
schen Beamten-Bund eine enge Zusammen- 
arbeit herbeizuführen, bedauert es jedoch, dass der 
D.B.B. diesen Verhandlungen anscheinend Schwierig- 
keiten in den Weg legt, Im Gegensatz zu der parteipolitisch 
gebundenen Hirsch-Dunckerschen und christlich-nationalen Ge- 
werkschaftsbewegung ist sowohl: der D.B.B. als auch die, 
im A.D G.B. und AfA-Bunde verkörperte freie Gewerk- 
schaftsbewegung auf dem Grundsatz der parteipoliti- 
schen und religiösen Neutralität aufgebant, so 
dass kein Hinderungsgrund für das Zusammengehen dieser 
drei Spitzenverbände besteht. Auch die Gegensätze, die 
ursprünglich zwischen dem D.B.B. einerseits und dem 
A.D.G.B. und AfA-Bund andererseits in der Einstellung zu 
den Wirtschaftsproblemen bestanden hatten, sind auf der 
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Tagung, des Bundesausschusses des D.B.B. vom 7. und 
8. März hinweggeräumt worden, indem der D.B.B. sich 
ebenfalls zu dem Grundsatz bekannt hat, dass in „der Wirt- 
schaftspolitik stets das Allgemeinwohl den Privatinteressen 
vorzusteHen ist“. -Damit hat auch der D.B.B. erklärt, dass 
er die Gemeinwirtschaft gegenüber den pri- 
vatkapitalistischen Einflüssen fördern will. 

Der Behördentechnikeriag erwartet vom Bund, dass er 
nachdrücklichst auf den D.B.B. im Sinne einer 
Zusammenarbeit mit dem A.D.G.B. und AfA- 
Bund im Interesse der gesamten Arbeitnch- 
merbewegung einwirkt.“ 


Es ist ein beliebtes Mittel derjenigen Kreise, die mit 
allen Kräften das Bündnis zwischen A.D.G.B.,, AfA-Bund und 


-D.BB. zu hintertreiben’ versuchen, die freien Gewerkschaften 


und damit unseren Bund zu verdächtigen, dass wir „Gegner 
des Berufsbeamtentums““ seien. Das Wort „Berufsbeamtentum“ 
an sich ist allerdings nur ein Schlagwort, denn es bedeutet 
ursprünglich nur die  Herauskehrung des Gegensaizes 
zum Wahlbeamtentum. Im_Laufe der gegen uns be- 
triebenen Hetze ist dann die Ausiegung des Beamtentums als 
„Beruf an sich‘ hineingelegt worden. Das ist natürlich ein 
Unsinn, denn ebensowenig wie es einen „Berufsarbeiter‘‘ oder 
einen „Berufsangestellten‘ gibt, ebensowenig gibt es einen 
„Berufsbeamten“. Der Berufdes Beamten ist Techuiker, 
Lokomotivführer, Verwaltungsbeamter usw. Die Beamteneigen- 
schaft ist lediglich die Anstellungsart. (Sehr richtig!) 


Unsere Stellung zum Beamtentum 


wird durch unsere. freigewerkschaftliche Richtung bestimmt. 
Wir betrachten das Beamientum als eine {m sozialen Sinne 
fortgeschrittene Form des Arbeitnchmertums, die wir auf keinen 
Fall verlieren wollen. (Lebhafte Zustimmung.) Unsere Grund- 
gedanken zu den grossen Beamtenfragen sind in folgenden 
Leitsätzen niedergelegt: 


1. Das Beamtenverhältnis ist für die Öffentlichen 
Arbeitgeber — Reich, Staat und Kommune — als An- 
stellungsgrundlage beizubehalten, nicht nur weil die 
Beamtenrechte in der Verfassung verankert sind, sondern auch, 
weil in dem Beamtenrecht nach Beseitigung seiner rückschritt- 
lichen Bestimmungen auch eine ferigeschrittenere Form des 
Arbeitnehmerrechtes zu erblicken. ist. 


2. Bei der in der Verfassung vorgesehenen Neureglung der 
Grundlage des Beamtenverhältnisses ist der Grundsatz zu 
verwirklichen, dass dass Beamtenrecht nur ein Teil 
eines einheitlichen Arbeitsrechts sein kann. 
Dem Gesetzbuch der Arbeit, das in seinem allgemeinen Teil 
die für alle Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen umfasst, 
ist neben den besonderen Bestimmungen für Arbeiter und 
Angestellte das aus ihren besonderen Dienstverhältnissen sich 
ergebende Recht der Beamten anzugliedern. 


3. Als Grundlage des Beamtenverhältnisses haben _die 
öffentlich-rechtliche Natur des Dienstvertrages, 
die Pensionsberechtigung und die lebenslängliche An- 
stellung zu gelten. 


a) Die öffentlich-rechtliche Natur 
amtenverhältnisses ist durch 
Ges Arbeitgebers begründet. Während die Rechtsverhältnisse 
zwischen privaten Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch den 
Gesetzgeber, also durch einen Dritten, geregelt werden, be- 
stimmt der Arbeitgeber Staat in seiner Eigenschaft als Gesetz- 
geber die Rechtsverhältnisse zu’ seinen eigenen Arbeitnehmern 
selbst. 


b) Die Pensiousberechtigung verwirklicht die 
Forderung des Anspruchs auf auskömmliche Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung, die für alle Arbeitnehmer zu erheben 
ist. Deshalb ist das heutige Pensionsrecht der Beamten nicht 
nur beizubehalten, sondern weiter auszubauen ‚und darüber 
hinaus auch den privaten Arbeitnehmern der gleiche Rechts- 
anspruch zu gewähren. Wenn an Stelle des Kapitaldeckungs- 
verfahrens der. Arbeiter- und  Angestellten-Versicherung die 
Aufbringung der Mittel durch das Umlageverfahren aus. den 
laufenden Steuereinnahmen tritt, so ist die Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
auf die gleiche Grundlage gestellt, und kann der Pensions- 
anspruch auch bei Aenderung des Dienstverhältnisses gewähr- 
leistet werden.. Dadurch würde die Freizügigkeit der Be- 
amten ermöglicht und die Vorbedingung für den freien Auf- 
stieg der Tüchtigen gegeben sein. Erworbene Versorgungs- 
ansprüche dürfen durch eine Auflösung. des Dienstverhältnisses, 
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die öffentlich-rechtliche Stellung. 
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auch wenn diese auf Grund eines Disziplinarverfahrens erfolgt, 
nicht verloren gehen. 


ec) Die lebenslängliche Anstellung ist ein Aus- 
fluss des Rechtes auf Arbeit und Lebensunterhalt, das für jeden 
Voiksgenossen zu erstreben ist. Um aber den Beamten die 
volle Entfaltung ihrer Kräfte zu 'ermöglichen, muss ihnen der 
Ueberiritt in eine andere Stellung auf rechtlicher Grundlage 
gesichert werden. Die Durchführung des. Leistungsprinzips 
bedingt aber andererseits, dass ebenso wie jedem Beamten 
das Recht auf Aufstieg gemäss seinen Leistungen gegeben 
sein muss, ein Beamter beim Versagen seiner. Leistungen 
in eine für ihn geeignete Stelle versetzM werden kann. Durch 


das Mitbestimmungsrecht der Beamtenräte ist der Beamte 
gegen willkürliche Beurteilung durch die Vorgesetzten zu 
schützen. 


4. Alle Bestimmungen des Beamtenrechts, die die freie 
Entialtung der Persönlichkeit hindern, sind 
zu beseitigen. Die Disziplinarbefugnisse der Vorgesetzten sind 
eng zu begrenzen und an die Mitwirkung der Beaintenräte 
zu binden. Die Disziplinargerichtsbarkeitistin 
die allgemeinen Arbeitsgerichte einzuglie- 
dern, in denen Kammern für Arbeiter, Angestellte und 
Beamte zu bilden sind. 

Die in diesen Leitsätzen niedergelegten Gedanken müssen 
in die Oeffentlichkeit hinausgetragen und immer wieder zur 
Diskussion. gestellt werden. Auch das Beamtenrecht muss 
durchdrungen werden von dem freiheitlichen Geist, in dem 
allein unser Staatswesen wieder aufgebaut werden kann. Dar- 
um ist es für uns eine Lebensnotwendigkeit, die freigewerk- 
schaftliche Beamtenbewegung zu schaffen, damit unsere Ge- 
danken verwirklicht werden zum Segen und Heil des deut- 
schen Beamtenkörpers und des ganzen deutschen Volkes, 
(Stürmischer Beifall.) 


* 


In der Diskussion ergreift Oberingenieur Binding als 
Vertreter der Reichsgewerkschaft deutscher 
Eisenbahnbeamten und -anwärter das Wort. Er 
glaubt auf. Grund seiner Eriahrungen und mit Rücksicht aiit 
die Psyche der Beamten, zu vorsichtigem Abwarten mahnen 
zu müssen. Die’ freigewerkschaftliche Säule könne nicht ohne 
Fundament aufgerichtet. werden. Die freigewerkschaftlichen 
Gedanken müssten erst langsam in der Beamtenschaft zur 
Reife kommen. Gegenwärtig könne eine Kampferklärung ver- 
hängnisvoll werden. 

Oberingenieur Ullmann-Dresden wünscht im Gegen- 
satz dazu eine scharfe Kampfstellung gegenüber den Gewerk- 
schaften, die trotz ihres Namens nicht den richtigen gewerk- 
schaftlichen Geist hätten. Wenn es jetzt nicht endlich gelänge, 
die Einheitsfront der Techniker auf freigewerkschaftlicher 
Grundiage herzustellen, dann würde es niemals mehr ‚mög- 
lich sein, den Techniker so vorwärtszubringen, wie er es 
verdient. 

Lohausen-Berlin weist auf die grosse Gefahr der 
Amerikanisierung der Eisenbahn hin. Es wäre höchste Zeit, 
dass die Beamienschaft sich endlich an die Seite der übrigen 
Arbeitnehmerschaft stellt. Nur eine geschlossene Arbeitneh- 
merfront kann der drohenden Gefahr der Ueberwutherung der 
Eisenbahn mit fremdem Kapita! entgegenwirken. 

Heinze-Berlin bezweifelt, dass es möglich sei, den 
Deutschen Beamtenbund unter seiner jetzigen Führung zur 
Anerkennung der freigewerkschaftlichen ‚Grundsätze zu brin- 
gen. Auf diejenigen Beamten, die die freigewerkschaftlichen 
Gedanken ablehnen, könne natürlich kein Zwang ausgeübt 
werden. Aber die schon jetzt .freigewerkschaftlich geschul- 
ten Beamten müssen sich offen zu dieser Richtung bekennen. 

Baumann-Kaiserslautern überbringt Grüsse aus der 
Pfalz und freut sich über die hier geführte entschiedene 
Sprache. Der Butab sei im Reiche als „sozialdemokratische‘‘ 
Organisation verschrien. Viele Beamte richten ihre gewerk- 
schaftliche Ueberzeugung nach der jeweiligen politischen Si- 
tuation ein. Wenn solche Beamte. dem Bunde den Rücken 
kehren, so sei das kein Verlust für den Bund. Den unteren 
und mittleren Beamten müsse durch Schaffung einer frei- 
gewerkschaftlichen Beamtenbewegung das Rückgrat gestärkt 
werden. 

In seinem Schlusswort weist Händeler-Berlin darauf 
hin, dass Keineswegs von einer „übereilten‘® Entscheidung ge- 
sprochen werden könne. Seit seinem Entstehen pendelt der 
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D.B.B. hin und her und kann sich zu keiner klaren Stellung- 
nahme aufraffen. Der A.D.G.B. hat in der Hoffnung, den 
D.B.B. an die ‚Seite der freigewerkschaftlichen Angestellten 
und Arbeiter zu bekommen, seinerzeit den Plan, eine 'eigene 
freigewerkschaftliche Beamtenbewegung zu schaffen, zurück- 
gestellt Jetzt handelt es sich nicht mehr um eine Zerschla- 
gung der einheitlichen Beamtenbewegung, denn tatsächlich be= 
stehen schon neben dem D.B.B. die beiden anderen Richtungen 
der christlichen und Hirsch-Dunckerschen Beamtenschaft. Wie 
brennend notwendig die Einigkeit der freigewerkschaftlichen 
Arbeitnehmer ist, Zeigt auch das Kreditangebot der Indu- 
strie, das von seiten des D.B.B. eine entschiedenere Abwehr- 
stellung erfordert hätte. Wir können die Verhetzung, die von 
verschiedenen Organisationen des D.B.B. gegen die freige- 
werkschaftliche Richtung getrieben werde, nicht länger mit 
ansehen. Der D.B.B. muss sich jetzt entscheiden! ‘ Dazu 
wird unser Technikerbund zu seinem Teile mitwirken. Denn 
wir haben den freigewerkschaftlichen Gedanken in der tech- 
nischen Beamtenschaft gepflegt und sind so 
Pioniere der Gewerkschaitsbewegung 

in der Beamtenschaft gewesen. Auch in ‘der jetzigen Lage 
heisst es ‘darum: Techniker als Pioniere voran! (Lebhafter 
Beifall.) 

Die vorgetragenen Entschliessungen werden EIS HmDUE arl- 
genommen. 

Dann nimmt Architekt Hornbostel-Berlin das Wort 
zu seinem Referat: 


Techniker und Verwaltungsreform. 


Die Verwaltung im Volksstaat hat lediglich die Auf- 
gabe, das Zusammenleben der zu einem Staatswesen zusam- 
mengeschlossenen Menschen in geordneten Bahnen zu regein. 
Die Entwicklung des Volksstaates zum Obrigkeitsstaat 
in den verflossenen Jahrhunderten brachte es mit sich, ‚dass 
die Staatshoheit immer weiter hinausgriff über ihr eigentliches 
Aufgabengebiet und eingriff in das Wirtschaftsleben des Vol- 
kes. Es wurden ihm grosse Wirtschaftsunternehmungen, die 
sich zu. Monopolbetrieben ausgestalteten, angegliedert. In voll- 
ster Verkennung der grundsätzlich. andersgearteten Struktur 
und: Aufgaben dieser Betriebe wurden nun nach und nach 
die Verwaltungsgrundsätze der Hoheitsverwaltung auch auf 
die Wirtschaftsbetriebe übertragen. Die Einführung des 
Etatszwangs schränkte die Beweglichkeit ein und brachte 
die Wirtschaftsbetriebe in Abhängigkeitvonden Par- 
hamenten, die nach der ganzen Art ihrer Zusammensetzung 
ihre Entscheidungen nicht immer frei von parteipolitischen Ge- 
sichtspunkten treffen. Das systematische Ertöten des Ver- 
antwortlichkeitsgefühls des Beamtenkörpers "im 
Obrigkeitsstaat erwies sich für die Wirtschaftsbetriebe als 
schwerer Schaden. Die damit Hand in Hand gehende Sche- 
matisierung der Besoldung war gleichfalls einer 
der schwersten Fehler. Während in einem Wirtschaftsbetrie- 
be das Leistungsprinzip im Vordergrunde hätte stehen 
müssen, wurde die Besoldung nach Prüfungen und Dienst- 
alter aufgebaut. Die Leitung der Betriebe kam überdies noch 
in die Hände von Juristen und Verwaltungsbeamten, der Tech- 
niker war nur Sachberater. Mit Naturnotwendigkeit musste 
in die Verwaltung der Betriebe ein bureaukratischer 
Geist einziehen, der letzten Endes mit dazu beitrug, diese 
Wirtschaftsunternehmungen — in Verbindung mit den Schä- 
den der Kriegswirtschaft — unrentabel zu machen. ' 

Die Wirtschaftsbetriebe müssen wieder von der reinen 

Verwaltung: getrennt werden, 
sie müssen  losgelöst werden von dem Etatszwang 
und “den parteipolitisch ausgerichteten Parlamenten. Sie 
müssen Wirtschaftsparlamenten unterstellt wer- 
den. Die :kameralistische Buchführung und Verwaltung 
muss durch eine kaufmännische und, technische _ Ge- 
schäftsführung ersetzt. werden. Das bedeutet keine Ge- 
fährdung des Beamtentums, denn wir wollen die 
Wirtschaftsbetriebe als Ööffentlich-rechtliche Be- 
triebe gestalten, damit sie wie bisher ihre Arbeitnehmer 
auch weiterhin als Beamte anstellen können. Die Leitung soll 
In Händen eines Verwaltungsrats liegen. Hand in Hand mit eincr 
Dezentralisierung der Betriebe muss die Hebung 
ses Verantwortlichkeitsgefühls des einzelnen gehen. Es wird 
höchste Zeit, dass endlich das schon seit zwei Jahren ver- 
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heissene Beamtenrätegesetz herauskommt, damit durch 
die Beamten- und Betriebsräte allen Arbeitnehmern die Mög- 
lichkeit gegeben ist, bei der Aufstellung von Reform- und 
Ersparnisvorschlägen mitzuwirken. 

Die gleichen Grundsätze gelten ing enae auch für die 
reine Verwaltung. Auch hier muss die Schematisierung 
beseitigt werden. Die viel zu viclen Kontrollinstanzen, die 
grösstenteils doppelte Arbeit leisten, müssen abgebaut werden. 
In Verwaltung und Betriebe muss 

kaufmännischer und technischer Geist 

einziehen. Das bedeutet Beseitigung des Juristen- 
monopols, nicht die Beseitigung des Juristen an sich. 
Es wäre falsch, an die Stelle des Juristenmonopols das Tech- 
nikermonopol setzen zu wollen. Wir fordern nur die Gleich- 
berechtigung der Techniker. Der Jurist hat. be- 
reits erkannt, dass er sich umstellen muss. Auch in den 
Programmen der Verwaltungsschulen finden wir die Forde- 
rung nach technischen Lehrfächern. Auch der Techniker muss 
sich mehr als bisher mit "Gesetzeskunde und Verwaltungs- 
technik befassen. Der Techniker — gestählt im 
Wirtschaftskampfe — ist der berufene Füh- 
rer unserer Wirtschaft. Die Besetzung der leitenden 
Stellen muss- daher mit Technikern erfolgen, die im Wirt- 
schaftsieben bereits Erfahrungen gesammelt haben, nicht wie 
bisher mit Technikern, die der Staat für seine besonderen 
Zwecke einseitig herangebildet hat. 

Vor hundert Jahren war unser. Vaterland in ähnlicher 
Lage wie jetzt. Damals erkannte schon Freiherr vom Stein 
die Notwendigkeit eines freieren Geistes in der Verwaltung 
und schuf die preussische Städteordnung, die leider später in 
bedauerlichem Masse verwässert wurde. Damals schrieb Gnei- 
senau: :„Die neue Zeit braucht mehr als Titel und Perga- 
mente — die neue Zeit braucht Tat und’ Kraft.“ Dieser 
Ausspruch gilt auch heute wieder und darum: 


Techniker hinein in die Verwaltung! 
Dem Techniker die technischen Betriebe! 
% 
Die Ausführungen des Referenten wurden mit lebhaften 
Beifall aufgenommen. 
Im: Anschluss an diese: Ausführungen sprach ‚der bekannte 
Volkswirtschaftler Dr. Kuczynski über 


Oeffentliche Betriebe und 


Reichsfinanzen. 


Er ging von dem Ansinnen der Schwerindustrie aus, . die 
Eisenbahnen dem  Privatbetriebe wieder zuzuführen. Wäre 
das deutsche Volk nicht ‚seit Jahr und Tag bis weit in die 
Kreise der Arbeiterschaft hinein durch die Stinnes-Presse 
vergiftet, es hätte die ‚Forderung des Reichsverbandes so 
schnell und so eindeutig beantwortet, wie seinerzeit Götz 
von Berlichingen die Forderungen des Reichshaupt- 
mannes. (Lebhafte Zustimmung.) 

Auch im Eigentum des Reichs könnten in der Eisenbahn 
privatwirtschaftliche Grundsätze durchgeführt werden. Aber 
wohin würde es führen, wenn unsere Reichseisenbahnverwal- 
tung sich wie ein unkontrollierter Privatbetrieb lediglich durch 
Gewinnrücksichten leiten liesse? Ganze Industrien würden 


zerstört, ganz grosse Bezirke um die nötigen Rohstoffe und 


Lebensmittel gebracht werden. Die deutsche Volkswirtschaft, 


würde. dahinsiechen. Es muss der volkswirtschaft- 
liche Gesichtspunkt im. Gegensatz zum privatkapi- 
talistischen bestehen bleiben. Auch in. Privatunternehmen 
gibt es immer wieder einzelne Abteilungen, die -mit Unter- 
bilanz arbeiten. Oder glaubt irgend jemand, dass die Zei- 
tungsabteilung des Herrn Stinnes Ueberschüsse abwerfe? 
Die Hauptsache ist, dass der Reichshaushalt wieder in Ord- 


nung kommt, und das kann durch starkeHeranziehung 


des Besitzes ‘geschehen, Aber gerade ‚ die Kreise, die 
sich bisher gegen jede Besitzbesteuerung gewehrt haben, sind 
es ietzt, die die Reichseisenbahnen in ihre Gewalt bekommen 
wollen. 


Grundlage 
die Reichseisenbahnen wieder reritahler zu gestalten. 


Die Sfaatsbahnen hätten auch, im. Jahre 1913. überhaupf. 
keinen Ueberschuss .erzielt, wenn damals der ‚Verkehr ‚so: gu 


Es ist die Möglichkeit gegeben, auch. auf der jetzigen. 
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riig, die Arbeitszeit so kurz, die Kohle‘ so teuer und schlecht, 
die. Verkehrssteuer ‘so hoch gewesen wäre wie 1920. Aber 
trotzdem liegt jetzt eine schwere Schuld der Eisenbahnver- 
waltung an den schlechten Finanzen vor, nicht weil die 
Personalausgaben unvernünftig hoch sind, wie oft fälschlich 
behauptet wird, sondern weil die sachlichen Ausgaben eine 
eh skandalöse Höhe erreicht haben (Zustimmung.) 
ie 
Ausbeutung durch die Schwerindustrie 

durfte die Verwaltung nicht solange dulden, ohne energi- 
sche Gegenmassnahmen zu ergreifen. Sie hätte sich 
entweder zur eigenen Erzeugung oder zur Heranziehung aus- 
ländischer Konkurrenz entschliessen müssen. Die bisherige 
Taktik der Verwaltung, die Preissteigerung fatalistisch hinzu- 
nehmen und sie durch nachträgliche Tariferhöhungen ausglei- 
chen zu wollen, kann niemals ein Eisenbahndefizit beseitigen. 
Es muss als unerhört bezeichnet werden, dass die Schwer- 
industrie es wagen durfte, die Ankündigung der Erfassung 
der Sachwerte durch das Reich damit zu beantworten, dass 
sie ihrerseits die Sachwerte des Reiches für sich zu erfassen 
sucht. 


Die Regierung muss jetzt die Macht der Schwerindustrie 
brechen 


und muss wissen, dass sie dabei die gesamte Arbeitnehmer- 
schaft hinter sich hat. (Lebhafter Beifall.) 


Landtagsabgeordneter Lüdemann (Finanzminister a. D.) 
wendet sich sodann gegen die Bureaukratisierung der Ver- 
waltung und die Herrschaft des formal-juristischen Denkens. 
Zwei besonders kultivierte Typen in der Verwaltung waren 
der alles wissende Assessor und der Militäranwärter., Die 
richtigen Personen müssen an die richtige Stelle gestellt, 
der Einfluss des Technikers in den Wirtschaftsbetrieben muss 
gehoben werden. — Gerade in den Eisenbahnbetrieben muss 
der 

Techniker grösseren Einfluss 


bekommen als bisher, damit das Streben nach höchster 
Wirtschaftlichkeit Hand in Hand geht mit dem Stre- 
ben nach technischer Vollendung. Dann wird es auch ge- 
lingen, die Eisenbahn zu höherer Rentabilität zu führen. 
Wir hoffen, dass die Tagung dazu beiträgt, dem Techniker 
die richtige Stellung im Staatsleben einzuräu- 
men.. (Beifall.) 


Reichstagsabgeordneter Steinkopf bestätigt die Aus- 
führungen Dr. Kuczynskis, dass auch- bei den Etatsberatungen 
- die persönlichen Ausgaben stark diskutiert, die sachlichen 
. Ausgaben aber immer kürzerhand abgetan würden. Die Be- 
. strebungen nach grösserer Sparsamkeitin den Be- 
trieben scheiterten zum Teil auch andem Widerstand 
der Behörden selbst, beiden hohen und höch- 
sten Beamten, die sich nicht in die Karten 
sehen lassen wollten. Es müsste ein Techniker ‚und 
ein Verwaltungsbeamter mit Vollmacht ausgestattet werden, 
um die Betriebsverwaltungen eingehend auf die Möglichkeit 
sparsamer Wirtschaft hin zu prüfen. Weiterhin macht der 
Redner bemerkenswerte Ausführungen aus seıner Mitarbeit 
im. 23. Ausschuss über den gegenwärtigen Stand der Ver- 
handlungen über das Beamtenrätegesetz. Er hofit 
auf eine. Ausgestaltung in unserem Sinne, wenn die Orga- 
nisationen stark blieben und die Beamtenschaft im entscheiden- 
den Augenblick selbst wie ein Mann auftreten würde. (Bei- 
fall.) 

Architekt Kaufmann-Berlin berichtet über die Arbeit 
in der Sozialisierungskommission, die aufgeior- 
dert sei, Wege zu zeigen, um aus dem gegenwärtigen Chaos 
herauszukommen. Einer der Führer des Reichsverbandes der 
deutschen Industrie habe sich dahin geäussert, dassdie ganze 
Wirtschaft in Europa zusammengebrochen 
sei und nur aufgebaut werden könne durch einen starken 
kapitalistischen internationalen Konzern. 
(Hört, hört!) Man müsse darum nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in Ungarn, in der Tschechoslowakei, in Rumä- 
nien die Eisenbahn in die Hand bekommen, weil’nur ein sol- 
cher internationaler Konzern das ganze Eisenbahnwesen, ein- 
schliesslich des deutschen, organisieren und fruchtbar machen 
könne. In welchem Umfange die Steigerung der Sachaus- 
gäben auf. die Privatindustrie zurückzuführen sei, gehe aus 


folgender Gegenüberstellung hervor. Die Reparatur einer Lo- 
komotive in einer Reparaturwerkstätte der Eisenbahnverwal- 
tung erforderte 2000 Arbeitsstunden, die gleiche Reparatur 
habe auf der Schichauwerft 6000 Arbeitsstunden erfordert. 
Ebenso seien die Preise für die anderen Materialausgaben 
in viel höherem Masse gestiegen äls die Löhne und “Gehälter. 
Die Beamtenverbände im besonderen müssten sich stärken, 
um bei der kommenden Reorganisation der Eisen- 
bahnverwaltung mitzuwirken. Im Jahre 1914, als der 
Feind an den Grenzen stand, hat der Staat von jedem Staats- 
bürger sein Höchstes, sein Leben und seine Gesundheit, ver- 
langt. Jetzt kann der Staat mit demselben Recht verlangen, 
dass die Besitzenden ihren Besitz für das Vaterland hergeben. 


Der Vertreter des Reichsverkehrsministeriums, Regierungs- 
rat Fauteck, ersuchte, aus seinem Schweigen zu den Aus- 
fühıungen der Vorredner nicht falsche Schlüsse zu ziehen. 
Er sei vom Reichsverkehrsminister zu irgendwelchen Erklä- 
rungen nicht ermächtigt. 


Werner-Berlin als Vertreter der technischen Be- 
amten im Bergbau wendet sich ebenfalls gegen das 
Kreditangebot der Industrie und erklärt sich für 
energische Verteidigung des Berufsbeamtentums, 


In seinem Schlusswort fordert Hornbostel noch ein- 
maı dıe Bewirtschaftung der staatlichen Be- 
triebe nach wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten. Einstimmige Annahme, fanden sodann folgende 


Leitsätze zur Reiorm der inneren Verwaltung: 


1. Ziel der Verwaltungsreform ist die Erreichung des be- 
sten Wirkungsgrades des Verwaltungsapparates, um 
die wirtschaftlichste und damit auch die sparsamste Ar- 
beit zu sichern. 

2. Zur Erreichung dieses Zieles muss 
a) die Leistungsfähigkeit eines jeden Beamten zur gröss- 

ten Entfaltung gebracht und 
b) die beste Form der Organisation, d. h. des Zusammen- 
wirkens der: Einzelkräfte, gefunden werden. 

3. Zu 2a: Die Leistungsfähigkeit des einzelnen 
Beamten wird gehoben 
a) durch die beste Vorbildung für seinen Beruf, 

b) durch Stärkung seines Verantwortlichkeitsgefühls, 

c) durch freie Aufstiegsmöglichkeit für den Tüchtigen, 

d) durch ausreichende Besoldung, 

e) durch Beseitigung aller die freie Entfaltung der Per- 
sönlichkeit hemmenden Fesseln. 

4. Zu 3a: Da der Staat nicht nur in seinen Wirtschafts- 
betrieben, sondern auch in seinen Verwaltungen mit dem 
Wirtschaftsleben in enger Berührung steht, muss auf die 

raktisch-wirtschaftliche Vorbildung der 
eaniten mehr als bisher Wert gelegt werden. Die Vor- 
bildung auf den technischen Fachschulen ist darum mindestens 
der Vorbildung auf den höheren Lehranstalten, die Ausbil- 
‘dung auf den technischen Hochschulen der Ausbildung 
auf den Universitäten gleichzustellen, so dass auch dem 
Techniker die Stellen geöffnet werden, die bis jetzt nur 
den Verwaltungsbeamten und Juristen vorbehalten sind, 
Der praktisch-wirtschaftliche Geist des Technikers wird 
ein Gegengewicht gegen den formal-bureaukrätischen Geist 
des reinen Verwaltungsbeamten und Juristen bilden. 


5. Zu 3b: Das Verantwortlichkeitsgefühl des 
einzelnen Beamten ist. durch seine Mitwirkung bei der 
Gestaltung des Dienstbetriebes zuheben. Den "Beamien- 

. räten sind deshalb auch hinsichtlich des Dienstbetriebes 
die gleichen Rechte wie den Betriebsräten zu gewähren. 
Das System der Reglementierung von oben muss durch 
die selbständige, arbeitsfreudige Mitwirkung jedes einzel- 
nen Beamten abgelöst werden. 

6. Zu 3c: Die Leistungsfähigkeit des Beamten wird 
dann auf das höchste gesteigert werden, wenn dem Tüch- 
tigen der freie Aufstieg gesichert ist. Nicht das 
abgelegte Examen, sondern lediglich die tatsächliche Lei- 
stung und Fähigkeit muss für das Aufrücken in höhere 
Stellen entscheidend sein. Es muss den Beamten darum 
auch der Uebergang zu einer anderen Behörde und die 
Beurlaubung zur Tätigkeit in Privatbetrieben ermöglicht 
werden, damit jeder Beamter zur höchsten Entfaltung 
seiner Kräfte angespornt wird. 

71. Zu 3d: Um die Arbeitsfreudigkeit der Beam- 
ten voll zur Geltung zu bringen, muss ihnen eine aus- 
reichende Besoldung gewährt werden, die die 
besten Kräfte des ganzen Volkes zum Eintritt in die Be- 
amtenlaufbahn anreizt. Die Spannung unter den Besol- 
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dungsgruppen muss derart sein, dass auch durch die 
Besoldung der Antrieb zum Aufstieg in eine höhere Stel- 
lung gefördert wird. Für die Einreihung in die einzelnen 
Besoldungsgruppen sollen nicht Vorbildungs- und. Dienst- 
altersprinzip, sondern die Leistungen ausschlaggebend sein. 

®. Zu 3e: Alle hemmenden Fesseln, die dem Be- 
amten noch durch ein veraltetes Beamtenrecht auferlegt 
sind, müssen beseitigt werden, damit sich der 
Beamte ausserhalb und innerhalb seines Dienstes als freier 
Staatsbürger bewegen kann. 

9. Zu 2b:* Die beste Form der Organisation muss 
a) für die Verwaltung, 

b) für die Betriebe 
nach verschiedenen Grundsätzen gefunden werden. 

10. Zu 9a: Innerhalb des bestehenden Verwaltungs- 
systems muss zur Erreichung einer grösseren Lei- 
stungsfähigkeit 
a) die Zahl der Behörden verringert, 

b) die Kornpetenzen der. einzelnen Behörden schärfer ge- 
geneinander abgegrenzt, 
ce) durch Dezentralisation die Verantwortung der unteren 

Behörden gehoben, 

d) die Arbeitsmethode den Errungenschaften der Bureau- 
technik angepasst werden. 

11. Zu 10a und b: Durch Verringerung der Zahl 
der Behörden und schärfere Abgrenzung 
ihrer gegenseitigen Kompetenzen können 
nicht nur unmittelbar, sondern auch mittelbar Kräfte ge- 
spart werden, die jetzt durch die mehrfache Bearbeitung 
der gleichen Angelegenheiten in Anspruch genommen wer- 
den. 

12. Zu 10c: Die Dezentralisation der Behörden er- 
möglicht einen Abbau der Kontrollinstanzen, die erforder- 
lichenfalis durch Organe der Selbstverwaltung 
ersetzt werden können. Sie wird durch eine zu grösserer 
Selbstverantwortlichkeit durchgebildete Beamtenschaft ge- 
fördert. 

13. Zu 10d: Durch Anwendung der in Privatbetrieben 
herausgebildeten Arbeitsmethoden (Diktat, 
Schreibmaschine, Durchschlagsverfahren, Registraturverfah- 
ren) kann, wiederum mit Hiife einer zu grösserer Selb- 
ständigkeit befähigten Beamtenschaft, eine Unsumme von 
Arbeitskräften erspart werden. 

14. Zu 9b: Für die Betriebe des Reiches, der Länder 
und der Kommunen muss das bisherige bureaukratische 
Verwaltungssystem durch ein kaufmännisch-technisches er- 
setzt werden. Die Betriebe sind deshalb 
a) einer selbständigen kaufmännisch-techni- 

schen Leitung zu unlerstellen, die durch eine be- 

sondere Selbstverwaltungskörperschafi kontrolliert wird, 
b) aus dem Etat herauszunehmen. An Sieile der kamera- 
listischen Buchführung ist die kaufmännisch-technische 

Buchführung einzuführen. 

Gemäss dem öÖffentlich-rechtlichen Charakter der Be- 
triebe ist ungeachtet dieser Aenderungen der Öffent- 
lich-rechtliche Charakter der Beamten- 
anstellung beizubehalten. 


a 


In der Nachmittagssitzung nimmt ‚Ingenieur Gröttrup 
das Wort zu seinem Referat 


Die Berufsgewerkschaft 


der technischen Beamten. 
Der Butab, die Einheitsberufsgewerkschaft 
der Techniker, organisiert die Techniker aus der freien 
Wirtschaft und den Verwaltungsbehörden in einer Organisation, 
weil die gemeinsamen Beruisinteressen der Techniker, auch 
für den technischen Beamten, die primären sind. So haben 
alle Techniker das gleiche Interesse an der technischen Aus- 
bildung, in der auch eine weitgehende volkswirtschaftliche und 
ökonomische eingeschlossen werden muss, damit der Techniker 
bei der Umgestaltung des Wirtschaftsiebens und der Staats- 
verwaltungen eine führende Rolle übernehmen kann. Ganz 
besonders in den Betriebsräten und in den kommenden Be- 
amtenräten wird der Techniker seine zahlenmässige Minderheit 
durch höheres Wissen und durch reichere Kenntnisse wett zu 
machen haben. Nur durch seine 
Einheitsgewerkschaft, 
in der die Techniker der Industrie mit den Technikern der 
öffentlichen Betriebe ihre Erfahrungen gegenseitig. austauschen 
können, wird der Techniker die grosse Aufgabe erfüllen kön- 
nen, der befruchtende Uebertrager neuer Ideen von dem einen 
Wirtschaftsbetrieb in den anderen zu sein. Mit der Erfüllung 
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seiner wirtschaftlichen Aufgaben gewinnt der Techniker in 


seiner Bedeutung im Wirtschaftsleben. Er wird eine ganz 
andere Wertschätzung erfahren, wie es bisher der Fall gewesen 
ist. -Mit der ideellen Bewertung wird die reale Bewertung 
Hand in Hand gehen. Auch die Besoldung des‘ Behörden- 
technikers ist abhängig von Angebot und Nachfrage. Die Be- 
wertung der technischen Arbeit bei den Verwaltungen wird eine 
höhere sein, wenn auf dem freien Arbeitsmarkt der Techniker 
eine gesuchte Ware ist. Die höhere volkswirtschaftliche und 
ökonomische Verwendung, die höhere ideelle und reale Bewer- 
tung des Technikers bilden aber die Grundlage für seine wirt- 
schaftliche Stellung, ganz gleich, ob er in der Industrie oder 
bei der Behörde tätig ist. Es liegen somit dieselben zwin- 
genden Gründe für den Techniker vor, sich ebenso wie die 
Arbeiter und Angestellten in einer 
Berufsgewerkschaft 

zusammenzufassen. Die Arbeitergewerkschaften haben bisher 
den Bestrebungen äuf Organisierung nach dem Wirtschaftsfach 
des Betriebes erfolgreich Widerstand geleistet. Wenn die Beamten 
die Organisationstorm als Fachgewerkschaft, die ihr 
Werbegebiet auf einen bestimmten Betrieb und auf alle in 
diesem Betrieb tätigen Arbeitnehmer, ohne Ansehung des Be- 
rufes, erstreckt, gewählt haben, so ist das nur historisch be- 
gründet, indem sie nach dem Kriege die früher bestehenden 
Gruppen- und Grüppchen-Verbände weiter ausgebaut haben. 
Damit haben aber die Beamten auch die alten Fehler mit 
übernommen, die sich durch einseitigen Gruppen-Egoismus und 
mangelndes Solidaritätsgefühl kundtiun. Die -Beamtenzeitungen 
geben hierfür hinreichend Beweise. Aus diesem Grunde wird 
es dem Techniker in den grossen Beamtenverbänden niemals 
gelingen, sich durchzusetzen. Ebenso zeigt sich innerhalb der 
Techniker-Gruppen selbst, wie der Redner, an Hand von Zi- 
taten aus verschiedenen Beamtenzeitungen nachweist, dass das 
Zusammengehörigkeitsgefühl vollständig fehlt. Nur im Bunde 
der technischen Angestellten und Beamten, wo der Diplom- 
ingenieur wie der Zeichner in gleicher Weise seine Interessen 
zur Geltung bringen kann, war es bisher möglich, die gesamte 
Technikerschaft zu einem gesunden Solidaritätsgerühl zu er- 
ziehen. 

Der Butab unterscheidet sich von den Beamtenverbänden 
durch seine 

freigewerkschaftliche Richtung. 

Während die Beamtenverbände sich bisher, nicht dazu aufraifen 
konnten, ein klares wirtschaftliches Bekenntnis abzulegen, 
erstrebt der Bund die Umgestaltung unseres Wirtschaftslebens 
unter Ausschaltung des Profitgedankens in eine nur im All- 
gemeininteresse geführte Wirtschaft. 


Ein grosser Teil der Beamten glaubt in der Reichsarbeits- 
gemeinschaft technischer Beamtenverbände innerhalb des 
Reichsbundes deutscher Technik, seine wirtschaft- 
lichen Ziele erreichen zu können, ohne zu berücksichtigen, dass 
der Reichsbund für den Abbau des Achtstundentages, für hohe 
Konsum- und -Umsatzsteuern, für die freie Wirtschaft eintritt. 
Auch die christlichen Gewerkschaften stehen zu unseren For- 
derungen in entschiedenem Gegensatz. Ihrem Programm des 
christlichen Solidarismus kann man mit mehr Recht 
den Vorwurf des Materialismus machen. Wir treten ein jür 
den Solidarismus der gesamten Menschheit. 


Der Wirtschaftskörper der Menschheit ist krank. Nach 
dem belgischen Dichter Maurice Maeterlinck gleicht 
die Menschheit einem Kranken, der sich bisher un- 
suhvoll auf seinem Lager umhergewälzt hat. Der Wirtschafts- 
philosoph Rathenau bezeichnete nach. dem Kriege die 
Menschheit als einen Menschen, der auf dem Todesbette liegt. 
jeder ist verpflichtet, in seinem Wirkungskreise der Mensch- 
heit zu Hilfe zu kommen. Auch die Behördentechniker können 
an ihrem Teil an der Besserung der menschlichen Zustände 
beitragen durch ihre freigewerkschaftiiche Einheitsorganisation. 
Das Heilmittel ist der Glaube an die Verwirklichung unseres 
Strebens, der Glaube an eine glücklichere Zukunft der 
Menschheit. 

%x 

Im Anschluss an das Referat wird folgende Entschliessung 
angenommen: 

„Der Bundesvorstand wird beauftragt, mit grösster Be- 
schleunigung eine Broschüre herauszubringen, die alle Gründe 
zusammenfasst, aus denen die technischen Beamten der Ein- 
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heitsgewerkschaft: der Techniker —: dem Butab — ange- 
hören müssen. Mit dieser Broschüre ist eine grosszügige 
Propaganda unter den Behördentechnikern einzuleiten.“ 


Die Wahlen zum Arbeitsausschuss der Hauptfachgruppe 


Behörden und öffentliche Betriebe haben folgendes Ergebnis: 
Rohr — Gemeinde und Kreisverwaltung, Seidel — Ge- 
meinde- und Kreisverwaltung, Tilly — Provinzialverwaltung, 
Haferkorn — Eisenbahnbetriebe, Lemnitz — Kataster- 
wesen, Hilke — Staatshochbauverwaltung, Stock — Reichs- 
vermögensverwaltung, Dipl.-Ing. 'Sauernheimer — Ge- 
meinde- und Kreisverwaltung, Struwe — Wasserbauver- 
waltung. 

Bei Fragen, die für eine Fachgruppe von besonderer Be- 
deutung sind, sollen deren Vertreter zu den Beratungen des 
Arbeitsausschusses hinzugezogen werden. 


Hierauf wird über eine grosse Anzahl von 


Anträgen, 


die von verschiedenen Landes-, Bezirksfachgruppen und Orts- 
verwaltungen eingegangen sind, verhandelt *). 

Zwei Dringlichkeitsanträge, betreffend die Dienstbe- 
zeichnungen und angemessene Entschädigung der- 
jenigen Angesteliten, die unverschuldeterweise ihre Stel- 
lung innerhalb der Reichsverwaltung wechseln, werden dem 
neugewählten Arbeitsausschuss überwiesen. Diejenigen Änträge, 
die sich auf die Beamtenbewegung, das Beamtenrecht, . Besol- 
dungs- und Eingruppierungsfragen beziehen, werden durch die 
Annahme der zu den betrefienden Referaten angenommenen 
Entschliessungen als. erledigt betrachtet. 

Zwei Anträge, die von den Spitzenorganisationen energische 
Schritte zwecks Abschlusses des Beamtenrätegesetzes 
fordern, werden einstimmig angenommen. 

Ein weiterer Antrag, der Anrechnung der Fach- 
schulzeit, der Berufstätigkeit in privaten Betrieben und 
der Militärzeit verlangt, wird in Uebereinstimmung mit der 
vorliegenden Entschliessung zum Besoldungsdienstalter dem Ar- 
beitsausschuss zur Berücksichtigung überwiesen, ebenso ein 
Antrag, der sich mit der Frage der Betriebsrats- 
wahlen bei den Staatsbehörden beschäftigt. 

Dem Ausschuss für technisches Bildungswesen werden An- 
träge, die sich mit dem Baumeistertitel, mit der An- 
erkenzung der Mittelschulabgangsprüfung, Ver- 
tretung des Butab in den Prüfungskommissionen, 
sowie mit der Frage der Berufsbezeichnungen be- 
schäftigen, zur weiteren Verfolgung überwiesen. 

Eine längere Debatte knüpft sich an einen Antrag, der 
Beseitigung des Sperrgesetzes fordert. Er wird 
dem Vorstande zur Berücksichtigung und zur Verwertung im 
gegebenen Moment überwiesen. 

Angenommen wird weiterhin ein Antrag, der Protest da- 
gegen erhebt, dass der Verband der Kreise und Ge- 
meinden für die Provinz Sachen und der Frei- 
staaten Anhalt und Braunschweig zur Beratung 
der Beamtenfragen keine Vertretung des Butab hinzugezogen 
habe, ebenso ein Antrag, der energische Massnahmen bei der 
Regierung für endlicke Auszahlung der Bezüge for- 
dert, die den Staatstechnikern seit dem 1. April 1920 zustehen. 

Weitere Dringlichkeitsanträge, die sich mit der Erhö- 
hung der Besatzungszulage, mit der Gleichstellung 
der auf Privatdienstvertrag angestellten Tech- 
niker mit den Beamten beschäftigen, werden dem Vorstande 
zur Berücksichtigung überwiesen. 

Ein Antrag, der gegen die Schlechterstellung der nicht- 
etatsmässigen Beamten (Beamtenanwärter) in Bayern 
gegenüber den Beamtenanwärtern im Reiche protestiert, sowie 
ein Antrag, der die Leitung der Wohnungsämter und 
städtischen Badeanstalten durch Techniker fordert, 
werden einstimmig angenommen, 

Ein Antrag, der für die künftigen Behördentechniker- 
Tagungen zwei Tage vorgesehen haben will, wird geschäfts- 
ordnungsmässig dem Bundesvorstande überwiesen. 

Sodann begründet Händeler eingehend folgenden Dring- 
lichkeitsantrag zur 


*") Die wichtigsten Anträge sind im Wortlaute am Schluss des 
Berichts wiedergegeben. 
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Beitragsfrage: 

„Der Behördentechnikertag erkennt an, dass infolge der 
allgemeinen Preissteigerung sowohl die sachlichen als auch 
die persönlichen Ausgaben des Bundes erheblich gewachsen 
sind und dass deshalb gemäss der allgemeinen Gehalts- 
erhöhung weitere Beitragsklassen in die Satzun- 
gen eingefügt werden sollen. Der Beschluss des Bundes- 
ausschusses, Beitragsklassen von 23 M. und 39 M. neu ein- 
zufügen, wird deshalb als notwendige Massnahme 
zur Sicherung der Schlagfiertigkeit unseres 
Bundes anerkannt. 

Der Behördentechnikertag kann die hier und da geätusser- 
ten Ansichten, dass de Beamten geringere Bei- 
träge als die Angestellten der Industrie, des Baugewerbes 
und des Bergbaues an den Bund zahlen sollen, nicht für 
gerechtiertigt erachten. Wenn auch die Beamten nicht 
in dem gleichen Masse wie die Angestellten die Kampf- 
einrichtungen des Bundes in Anspruch nehmen, so sind auf 
der anderen Seite doch Bundesmittel in erheblichem Masse 
für die Förderung der Sonderfragen der beamteten Tech- 
niker notwendig.“ 

tedner führte unter anderem aus: Jene Preissteigerungen, die 
auf das Budget jedes einzelnen wirken, wirken in gleichem 
Masse auf den Haushalt der Gewerkschaften ein. Der Bund 
hat immer zu den ersten Angestellten-Organisationen gehört, 
die, wenn sie etwas für notwendig erkannt haben, ihre Ent- 
schliessungen trotz entgegenstehender Schwierigkeiten durch- 
setzten. Der Bund muss seine Schlagkrait erhalten und stärken, 
damit er den grossen Anforderungen, die in der Gegenwart 
und Zukunft an ihn gestellt werden, in vollem Masse gerecht 
werden kann. Die Tagung zeige, dass auch die Behörden- 
techniker im Bunde eine kraftvolle Interessenvertretung haben, 
der sie Mittel zur Weiterarbeit in gleichem Sinne zur Ver- 
fügung stellen müssen. 

Nach kurzer Debatte, in der von verschiedenen Rednern 
ein warmer Appell an die Opferfreudigkeit der Mitgliedschaft 
gerichtet wird, wird die Entschliessung einstimmig an- 
genommen. 

a 


Sodann erstatteie Queisser sein Referat über die 


Forderungen der technischen Beamten. 


Die jetzige Stellung des Technikers in der Verwaltung 
und in den Öffentlichen Betrieben sowie die in den beabsich- 
tigten gesetzlichen Bestimmungen erlolgte Bewertung zeigt 
wiederum eine 

Zurücksetzung _des Technikers 
und somit eine Minderbewertung technischer Arbeit gegenüber 
anderen Beamtenberufen. 

Die Ursachen zu dieser Minderbewertung liegen zum Teil 
bei den technischen Beamten selbst insofern, als sie sich 
zu einem erheblichen Teil in Verbänden von Verwaltungs- 
beamten organisiert haben, die der Wertschätzung technischer 
Arbeit nicht nur fremd, sondern ausgesprochen feindlich gegen- 
überstehen. Die Grundursache zu dieser Minderbewertung ist 
aber in dem die Verwaltung beherrschenden formal-bureau- 
kratischen Geist des reinen Verwaltungsbeamten und Juristen 
zu suchen, welcher die Beamtengruppen nicht nach Befähi- 
gung und Leistung, sondern ausschliesslich nach Vorbildung und 
der Anzahl abgelegter Examen bewertet. Der Verwaltungs- 
beamte und Jurist beherrschen nach wie vor die Verwaltung 
und bevormunden den Techniker. Redner begründet folgende 
Entschliessung zur 

Einstufung der technischen Beamten: 

„Der Behördentechnikertag erhebt mit aller Entschieden- 
heit Protest gegen die ungerechte Bewertung tech- 
nischer Arbeit seitens der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten und der Verwaltungen, wie sie in der heutigen Stellung 
und Besoldung des Technikers ihren Ausdruck findet. 

Er fordert, dass den Technikern bei der kommenden 
Besoldungsreform eine gerechtere Bewertung zuteil wird. Ins- 
besondere müssen die von den Verwaltungsbeamten über- 
nommenen irreführenden Amtsbezeichnungen, 
welche bei der letzten Besoldungsreform eines der grössten 
Hindernisse für eine bessere Bewertung der Techniker waren, 
durch eine die Tätigkeit klar kennzeichnende Be- 
rufsbezeichnung ersetzt werden. 

Unter Aufrechterhaltung unserer grundsätzlichen Forderun- 
en wird verlangt, dass die in den bestehenden gesetzlichen 

estimmungen gegebenen Möglichkeiten einer gerechteren Be- 
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wertung des Technikers durch Aufstieg in höhere 
Gruppen voll ausgenutzt werden. Der Umfang der Bene 
stellen darf nicht durch schematische Feststzungen der Stel- 
len in den Haushaltsplänen bestimmt werden, sondern muss 
den sachlichen Bedürfnissen Rechnung tra- 
gen. Die diesem Grundsatz etwa entgegenstehenden Schwie- 
rigkeiten sind schleunigst durch Personalreform und auf dem 
Wege der Organisation unter ausschlaggebender Mitwirkung 
von technischen Fachleuten zu beseitigen. 

Von Preussen wird entsprechend den Entschliessungen 
des Landtages zum Pr. B.D.E.G. erwartet, dass nunmehr die 
Aufstiegsmöglichkeiten aller technischen Beamten der preussi- 
schen Verwaltung in vollem Umfange den Aufstiegsmöglich- 
keiten der Reichsbeamten mit rückwirkender Kraft ab 1. April 
1920 anzugleichen sind. 

Der Behördentechnikertag lehnt eine Ausdehnung der 
sogen. Bewährungsprüfung auf technische Beamte ab. 
Aus der Tatsache, dass die betreffenden technischen Beamten- 
gruppen in ungerechter Bewertung ihrer Leistungen die glei- 
chen Amtsbezeichnungen wie Verwaltungsbeamte führen und 
infolgedessen in ihrer Besoldung bisher mit diesen gleich- 

estellt waren, kann nicht der Schluss gezogen werden, die 
für Verwaltungssekretäre unberechtigterweise im Reiche ein- 
eführte Bewährungsprüfung auch auf die technischen Beamten 
in Preussen zu übertragen.“ 

Die Berufsausbildung und die Beamtenlaufbahn muss nach 
einheitlichen Gesichtspunkten geregelt werden. Das Schwer- 
gewicht ist auf die technische und somit praktisch wirtschaft- 
liche Ausbildung zu legen. Ein grosses Hindernis für die Be- 
wertung der ‚Techniker ist und bleiben auch die von den Ver- 
waltungsbeamten übernommenen 

irreführenden Amtsbezeichnungen 
und das übermässige Prüfungswesen. Wir verlangen daher, 
dass die Amtsbezeichnungen durch eine die: Tätigkeit klar 
kennzeichnende Berufsbezeichnung ersetzt werden, und dass 


alle überflüssigen Prüfungen beseitigt werden. 


Trotz dauernder und eindringlicher Vertretung haben unsere 


grundsätzlichen Forderungen keine Verwirklichung gefunden. 
Wir müssen uns zunächst darauf beschränken, die in den 
gesetzlichen Bestimmungen enthaltenen Möglichkeiten einer ge- 
rechteren Bewertung der Techniker in vollem Umfange aus- 
zunützen. Diese sind gegeben in der Aufforderung des Reichs- 
tages an die Regierung, für technische Beamte aller Art 
Aufstiegsmöglichkeiten in grösserem Umfange 
zu schaffen, und in den Ausführungsbestimmungen zum Be- 
soldungsgesetz, die zulassen, dass die in Privatbetrieben, bei 
anderen Verwaltungen, Kommunen und sonstigen Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts verbrachten 


Berufsjahre im vollen Umfange auf das Besoldungsdienstalter 
angerechnet 
werden können. 


Mit der letzteren Regelung sind unsere Forderungen 
noch nicht verwirklicht, da die Anrechnung der Berufstätig- 
keit in Privatbetrieben usw. in das Ermessen des obersten 
Verwaltungschefs gestellt wird. Wir’ sprechen die bestimmte 
Erwartüng aus, dass die in den Besoldungsvorschriften be- 
stehenden Bestimmungen zur Beseitigung von Härten in vollem 
Umfange ihrer Bedeutung bei der 

Berechnung des Besoldungsdienstalters 
für Techniker angewandt. werden. Es ist deshalb folgende 
Entschliessung zu empfehlen: 

„Der Wert der technischen Arbeit ist abhängig von. der 
Berufserfahrung des Technikers. Für die Behörden ist 
daher der Wert der Dienstleistung des Technikers nicht nur 
von der Erfahrung abhängig, die er sich in der Verwaltung 
selbst erworben hat, sondern auch von den im privaten 
Wirtschaftsleben oder bei anderen Behörden erworbenen Er- 
fahrungen. Deshalb wird gefordert, dass dem Techniker 
diese Berufstätigkeit in vollem Umfange auf 
das Besoldungs- und Vergütungsdienstalter 
angerechnet wird. 

Der Behördentechnikertag bedauert, dass trotz der wieder- 
holten und eindringlichen Vertretung dieser Forderung durch 
den B.t.A.B. dieser Grundsatz in den gegenwärtigen Besol- 
dungsbestimmungen noch nicht im vollen Masse durchgeführt 
ist. Er erwartet aber, dass auf Grund der Ziffern 37, 39, 40 
der Ausführungsbestimmungen zum R.B.G., der Ziffern 25 
und 160 zum Pr.B.D.E.G. und des $ 6 Abs. 6 des Teil- 
tarifvertrages vom 4. Juni 1920, durch die die Beseitigung 
von Härten bei der Berechnung des Besoldungsdienstalters 
ermöglicht ist, schon jetzt in der Praxis nach dem von uns 


> 


aufgeführten Grundsatz verfahren wird, so dass eine volle 
Anrechnung der in Privatbetrieben, bei Kommunen oder sonsti- 
en Körperschaften des öffentlichen Rechts verbrachten Berufs- 
jahre auf das Besoldungs- und Vergütungsdienstalter statt- 
findet. Die in der Ziffer 141 c und 144 der Ausführungsbestim- 
mungen zum Pr.B.D.E.G. liegende besondere Härte ist da-- 
durch zu beseitigen, dass unter sinngemässer Anwendung der 
Ziffer 35 und 116 und unter Berücksichtigung des Härte- 
aragraphen der Beginn des Anwärterdienstalters nicht auf den 
ag der für diese Laufbahnen vorgeschriebenen Prüfung fest- 
gesetzt wird, sondern dass. das Anwärterdienstalter bei den 
technischen ‚Beamten ohne Fachschulbildung, insbesondere bei 
den vermessungstechnischen Beamten, nach spätestens acht- 
jähriger Beschäftigung, bei den übrigen technischen Beamten 
vom Tage der Berufsfertigkeit an zu rechnen ist.‘ 
Unhaltbare Zustände sind ferner bei den Technikern, 
welche auf Privatdienstvertrag angestellt sind, dadurch ge- 
schaffen, dass sie trotz zehn-, fünfzehn- und mehrjähriger 
Beschäftigung seitens des Staates entlassen worden sind oder 
entlassen werden können. Es sind deshalb folgende Grundsätze 
zu vertreten: 


„Zur Bewältigung der den öffentlichen Betrieben obliegen- 
den technischen Aufgaben haben die Verwaltungen zahlreiche 
technische Arbeitskräfte aus dem privaten 
Wirtschaftsleben herangezogen. Diese Angestellten 
haben in zehn-, fünfzehn- und mehjähriger Dienstzeit oft den 
grössten Teil ihrer Arbeits- und Lebenskraft im Dienste der 
Allgemeinheit verbraucht. Reich, Staat und Gemeinde haben 
sich aber diesen Angestellten gegenüber den Verpflich- 
tungen entzogen, deren Erfüllung sie ihren übrigen 
Arbeitnehmern, nämlich den Beamten, gegenüber als selbst- 
verständlich ansehen. 

Der Behördentechnikertag verlangt von Regierung und 
Parlament sofortige Massnahmen, die diesem unhaltbaren Zu- 
stande ein Ende machen. Als geeignet‘ werden vor allen 
Dingen vorgeschlagen: 

Auffüllung des Beamtenkörpers vorzüglich aus den Reihen 
dieser Angestellten. 

Uebernahme aller Techniker, deren Dienstleistung zur Be- 
friedigung eines dauernden Bedürfnisses dient, ins Beamten- 
verhältnis. 

Festsetzung einer Beschäftigungsdauer, nach welcher spä- 
testens die Uebernahme zu erfolgen hat. 

In Fällen, wo eine Uebernahme nicht möglich ist, Ge- 
währleistung eines Abkehrgeldes, welches in einem ange- 
messenen Verhältnis zur Länge der Dienstzeit stehen muss. 
Bei Wechsel in andere öffentliche ' Stellen Uebernahme der 
erworbenen Rechte.‘ 

Alle diese Forderungen werden aber erst dann verwirklicht 
werden können, wenn wir uns mit dem ganzen Schwergewicht 
unserer gewerkschaftlichen Macht die Beseitigung der jede 
freie Entwicklung hemmenden formal-bureaukratischen Verwal- 
tungsform und deren Ersetzung durch eine vom technisch- 
wirtschaftlichen Geist durchdrungene Verwaltungsform zum 
Ziele setzen. (Beifall.) 


In der anschliessenden Debatte teilt Oberingenieur UIl- 
mann-Dresden die in Sachsen aufgestellten Forderungen 
mit, deren eine sei, dass der nichtakademische Techniker in 
der Beförderungsstellung dem akademischen Techniker in der 
Anfangsstellung gleichgewertet werde. Bormann-Bremen be- 
richtet über die in Bremen jetzt abgeschlossene Besoldungs- 
ordnung, die für die Techniker verschiedene‘ Erfolge aufweise._ 
Clausen-Schieswig weist auf die Gefahren des $ 151c hin. 
Krümbügel-Hamburg weiss von schönen Erfolgen in Ham- 


burg, die nur dem energischen Vorgehen der Gruppe Staats- 


techniker zu verdanken seien, zu berichten. Kurt Werner- 
Berlin erblickt eine Gefahr darin, dass bei der Umstellung der 
Staatsbetriebe die besten Stellen von Technikern aus 
der Privatindustrie besetzt würden. Die beamteten 
Techniker sollten ihr Augenmerk darauf. richten. 

In seinem Schlusswort führt Queisser die Erfolge in 
Sachsen vor allem darauf zurück, dass dort zuerst die Fragz 
der Berufsbezeichnung gelöst worden sei, wonach sich 
die übrigen. Fragen der Besoldungsordnung von selbst zur Zu- 
friedenheit gelöst hätten. Ziffer 15lc stelle die preussischen 
Beamten unter ein Ausnahmerecht. Gegenwärtig könne nur im 
Rahmen der Ausführungsbestimmungen eine bessere Regelung 
erzielt werden. Die Revision des Teiltarifvertra- 
ges sei jetzt abgeschlossen. 

Die vorgelegten Entschliessungen werden darauf einstim- 
mig angenoinmen. 
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Eine Anfrage, wie der Bund sich zu. der Organisation 
der höheren, Beamten stelle, wird ganz entschieden 
dahin beantwortet, dass der Bund nicht höhere, mittlere und 
untere Beamte, sondern nur Techniker kenne. Jede Sonder- 
organisation diene nur dazu, die eine Gruppe gegen die andere 
auszuspielen. 

Damit war die reiche Tagesordnung bis auf das Referat 
von Quensel „Der Ausbau der Fachgruppen der 
Behörd’tentechniker im Butab“, das zur Behandlung 
an den am folgenden Tage stattfindenden Fachgruppentagungen 
zurückgestellt wurde, erschöpft. Mit einem Hoch auf den Bund 
und in der neugestärkten Ueberzeugung, dass der Bund die 
stärkste Vertretung der Behördentechniker darstelle, wurde 
die Tagung geschlossen, die sich zu einer eindrucksvollen 
Kundgebung für die freigewerkschaftliche Bewegung der tech- 
nischen Beamten und Behördenangestellten gestaltet hat. Der 
Abend wurde mit einer 


öffentlichen Versammlung 
in der Berliner Stadthalle geschlossen, in der Händeler 
über das Thema: „Der Butab — die Einheitsorga- 
nisation der.technischen Beamten“ sprach. Der 
Reichsbund der Kommunalbeamten hatte seine Hauptführer ats 
dem Reiche herangeholt, um unseren Bundesrednern entgegen- 
treten zu können. Sie holten sich aber eine entschiedene Ab- 
sage der Teilnehmerschaft. 
* “ 
ED ] 
Die wichtigsten vom Behördentechnikertag behandelten 
Anträge haben folgenden Wortlaut: 


Antrag Ortsverwaltung Duisburg-Meiderich: 
Der Technikertag wolle "beschliessen, die Staatsregierung zu er- 
suchen, die Betriebsratswahlen zu dem umgeänderten $S 9 der Ver- 
ordnung vom 3. Mai’ 1920 des Betriebsrätegesetzes für die Staats- 
behörden umgehend :in die Wege zu leiten. 
(Angenommen.) 


Antrag Bezirksfachgruppe Preuss. Kataster- 
wesen, Stettin (in abgeänderter Fassung): 

Der Behördentechnikertag des B.t:A.B. beschliesst, bei Eingruppie- 
rungen der Vermessungstechniker auf Grund von Besoldungsordnungen 
oder Tarifverträgen bei Reichs- und. Staatsbehörden oder Kommunal- 
verwaltungen darauf hinzuwirken, dass die abgelegte Abschlussprüfung 
an den staatlichen Fachschulen für Vermessungstechniker (angegliedert 
an die staatlichen  Baugewerkschulen) als abgeschlossene .Mittelschul- 
bildung anerkannt wird. 

(Angenommen.) 


Antrag Gemeindetechniker Hallea. S.: 

Der  Behördentechnikertag nimmt mit Entrüstung davon Kenntnis, 
dass der Verband der Kreise und Gemeinden für die Provinz Sachsen 
und der Freistaaten Anhalt und Braunschweig in Magdeburg zur Be- 
ratung der Beamtenfragen zur Vertretung der technischen Beamten. 
trotz ’entsprechender Anträge, den: Bund der technischen Angestellten 


und Beamten, Gauverwaltung Mitteldeutschland, Halle a. S., durch 
welchen 90 Prozent der organisierten technischen Beamten vertreten 
werden, nicht zugelassen hat, und erwartet, dass‘ in .der nächsten 


Vorstandssitzung des Verbandes der Kreise und Gemeinden ein Beschluss 
gefasst wird, dass der B.t.A.B. zur Vertretung der _ technischen 
Beamten anerkannt .und in Zukunft zu alleı Beratungen über Beamten- 
fragen hinzugezogen wird, 

(Angenommen.) 


Antrag der 
halle a.S.: 
Der Reichsfachgruppentag wolie mit allen ihm zu Gebote stehen- 
def Mitteln versuchen, den Staatstechnikern zu: den ihnen seit 1. April 
1920 zusitchenden Bezügen (Nachzahlungen) zu verhelfen, und die Re- 
gierung darauf hinzuweisen, welche Schädigung durch die Verschleppung 
bezw. langwierigen Verhandlungen den Betroffenen entstanden sind. 
(Angenömmen.) 


Antrag der Fachgruppe Behörden und öffent- 


liche Betriebe des Gaues Westdeutschland: 


Der Behördentechnikertag wolle beschliessen, die Bundesleitung zu 
beauftragen, sich’ mit ‚ihrer gauzen Kraft für die vom Landesverband 


Fachgruppe Staatstechniker 


heinland. des Deutschen Beamten-Bundes geforderte Erhöhung der 
Besatzungszulage einzusetzen. Diese Erhöhung ist lediglich durch die 


besonderen Teuerungsverhältnisse des besetzten Gebietes bedingt, und es 
kann von Beamten und Behördenangestellten nicht verlangt werden, 


“ dass sie bei ihrer unter der Besatzung besonders anstrengenden und 


schwierigen Tätigkeit auch noch materielle Einbusse haben. 


(Angenommen.) 


Antrag Ortsverwaltung Giessen: 

Es ist beim - Reich und den -Gliedstaaten darauf hinzuwirken, dass 
auch Mittelschuitechniker und gleichzuerachtende Techniker als Referenten 
bei den Zentralbehörden Verwendung und Anstellung finden. 

Der Missstand, dass nur höhere Beamten ‘über das Wohl und 
Wehe der Mittelschultechniker befinden, führt zu einseitigen, bureau- 
kratischen . Entscheidungen. Ebenso wie die Volksschullehrer Referenten 
aus'iiren Reihen in: der 'Regierung haben, muss‘ dies auch bei den 
Mittelschultechnikern .dürchführbäar ‘sein. Die reichen praktischen Er- 
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fahrungen mancher Mittelschultechniker in zentralen Stellen 
werten, kann nur im Interesse der Allgemeinheit liegen. 
(Angenommen.) 


Antrag Weissgerber und’ Seidler, Dresden: 

Die technischen Angesteliten der Reichsvermögensämter (diese sind 
neuerdings aufgegangen in Heeresbaaämter und Reichsbauämter) werden 
aus den jeweils zur Verfügung stesenden Bauführungskosten der Bau- 
fonds bezahlt. Diese Gepfiogenheit ist jahrzehntelang geübt worden, 
insbesondere bei den früheren Militärbauämtern. 

Durch diese Einrichtung macht sich bei Ablauf eines jeden Bau- 
fonds eine Kündigung der aus den Bauführungskosten besoldeten Tech- 
niker erforderlich. Es ist daher oft vorgekommen, dass Kollegen, 
die jahrzehntelang bei’ genannten Reichsbehörden in Dienst stehen, 
jeden Monat eine Kündigung ihrer Stellung unterschreiben ‚mussten, 
Seibstverständlich ist dieser Zustand ausserordentlich traurig für die Be- 
troffenen, und er verstösst gegen die guten Sitten. 

Wenn beispielsweise ein Privatunternehmen seinen Beamten nach 
Erledigung eines jeden Auftrages kündigen wollte, würde das Gericht 
der Firma diese Massnahme verbieten. 

Mit allen Mitteln muss darauf hingewirkt werden, dass die Re- 
gierung diese Zustände beseitigt. Es muss eine Einrichtung geschaffen 
werden, durch die die langjährig beschäftigten, bestens bewährten An- 
gestellten nicht immer durch ihre Notlage zur Unterschrift von Kündi- 
gungen gezwungen werden, sondern sie müssen eine gesicherte Position 
bekommen. Es könnte ein besonderer Fonds geschaffen werden, aus 
dem sie dauernd besoldet werden können. Durch: die jahrzehntelange 
Notwendigkeit der technischen Angestellten der Reichsbaubehörden ist 
hinreichend dargetan, dass sie auch in Zukunft gebraucht werden. 

Dass eine Aenderung im gewünschten Sinne möglich ist, beweisen 
die Zustände im Freistaat Sachsen. Hier wurden- früher die gleichen 
oben beschriebenen Kündigungen ausgeführt, doch in den letzten 
Jahren ist im Staatshaushalt ein besonderer Titel für Besoldung der 
technischen Angesteliten mit gutem Eırfolg eingesetzt worden. Was 
bei der Regierung des Freistaates Sachsen möglich’ ist, muss auch: bei 
der Reichsregierung, den guten Willen der massgebendef Stellen vor- 
ausgesetzt, möglich sein. Eine Schädigung der Reichsfinanzen kommt 
dadurch nicht in Frage. 

Von den technischen Angesteliten der Reichsvermögensämter und der 
Heeresbauämter von Dresden wird daher folgender Antrag im Sinne 
aller technischen Angestellten „der Reichsbaubehörden gestellt: 

„Der Behördentechnikertag wolle die Entschliessung trefien,: dass 
vom. B.t.A.B. mit allen zur Verfügung . stehenden Mitteln darauf 
hingewirkt wird, den bestehenden Zustand, indem den technischen An- 
gestellten nach Ablauf eines jeden Baufonds gekündigt wird, zu ändern 
in der Form, .dass bei dem Reichshaushalt, gleich wie bei dem Säch- 
sischen Staatshaushalt, ein besonderer Titel eingerichtet wird, aus dem 
die technischen Angestellten der Reichsbaubehörden besoldet werden 
können. Der alte Stamm Techniker, der dem Reiche seit Jahrzehnten 
dient, will dadurch- nur die gleiche gesicherte Position erreichen, die 
die Privatangestellten der Industrie haben.“ 


Der Bund wird beauftragt, im gleichen Sinne auch für die unter 


zu Ver- 


den gleichen Verhältnissen leidenden Angestellten der Preussischen 
Ar Staatsbauverwaltung und der Wasserbauverwaltung zu 
wirken. 


(Angenommen.) 


Antrag Kaiser und Seidler, Dresden: 


Der B.t.A.B. sowie der D.T.V. haben stets den Standpunkt ver- 
treten und verfochten, dass die Behördentechniker im Angestellten- 
verhältnis mit der Zeit von den Behörden in die entsprechenden Be- 
amtenstellen übernommen werden sollen. 

Diesem Wunsche wurde die Verfügung des Herrn Reichsschatz- 
ministers II 7/3162. 20. vom 18. Juni 1929 zu einem Teil gerecht, 
als diese bei jedem Landesfinanzamt R.Sch,Abt. zwei Hochbautechniker 
zur Vebernahme in das Beamtenverhältnis zugelassen hatte. Da etwa 
25 Landesfinanzämter bestehen, sollte dieser Vorteil doch wenigstens 
50 Hochbautechnikern zugute kommen. 

Im September 1920 fanden für die Bewerber die Bausekretariats- 
prüfungen statt, letztmalig nach den alten Bestimmungen, . mit. der Zu- 
sicherung der Anstellung nach bestandener Prüfung und Einreihung 
in planmässige Beamtenstellen, sobald hierzu der Bedarf vorliegt. Bei 
jedem Landesfinanzamt wurden nur zwei Bewerber zur Prüfung zu- 
gelassen. 

Seit diesen Prüfungstagen im September 1920 geschah nichts 
weiter, als die Veröffentlichung einer Verfügung (im. „Schatzamtsblatt‘ 
Nr. 23 vom 19, März 1921 Ziffer 382. unter „Bausekretariatsanwärter‘‘), 
nach der der Herr Reichsfinanzminister seine Zustimmung zur "An- 
stellung der geprüften Anwärter vorläufig nicht gebem konnte, 
Die geprüften Anwärter sollten daher vorzugsweise. vor sonstigen An- 
gestellten im Angestelitenverhältnis weiterbeschäftigt werden. 

Nach dieser Entscheidung ist über die Zukunft der geprüften Bau- 
sekretäre nichts mehr bekannt geworden, so dass :nunmehr, nach reich- 
lich einem Jalıre, angenommen werden muss, dass die Zusicherungen “in 
der Verfügung des Herrn Reichsschatzministers vom 18. Juni 1920 in 
Vergessenheit geraten könnten. 

Auf Grund des Vorstehenden stellen wir, auch zugleich im 
teresse der übrigen 48 Kollegen, folgenden Antrag: 

„Der Behördentechnikertag wolle von der Verfügung des Herrn 
Reichsschatzministerss I 7/3162. 29. vom 18. Juni 1920 Kenntnis 
nehmen, wonach im ganzen Reiche eiwa 50 FHochbautechniker nach 
bestandener Bausekretariatsprüfung im September 1920 in das Bk- 
amtenverhältnis überführt werden sollten, und. dahin wirken, dass die 
zugesagte Anstellung nun .erfolgt, oder vor der zu erwartenden 
Umstellung der Reichsvermögensämter die Zukunft der genannten be- 
rücksichtigt oder sichergestellt werde.“ 

Es wird gebeten, über die Entscheidung dieses ‚Antrages Bescheid 
nach hier geben zu wollen, oder . die Stellungnahme des Behörden- 
technikertages in der „Techniker-Zeitung“ bekannt zu geben. 

(Angenommen.) 


In- 
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Antrag LandesfachgruppeGemeindetechniker 
Thüringen: 

Das Sperrgesetz vom 21. Dezember 1921 hat sich in der Praxis als 
ein Asısnahmegesetz gegen eine bestimmte Volksklasse, nämlich die 
Gemeindebeamienschaft, ausgewirkt. Das Sperrgesetz ist ein Mitiel zur 
Unterbindung jeglicher Gehalts- und Lohnforderungen der kommunalen 
Arbeitnehmerschaft und hat damit seinen Charakter als Ausnahme- 
gesetz erwiesen, 

Der B.t.A.B. wird hierdurch beauftragt, mit allen in Frage 
kommenden Organisationen dahin zu wirken, dass dieses Ausnahme- 
gesetz schnellstens wieder beseitigt wird und die kommunalen Arbeit- 
nehmer das freie Verfügungsrecht über ihre Arbeitskraft wieder er- 
langen. 

° Dem Bundesvorstand zur Berücksichtigung überwiesen.) 
Antrag LandesfachgruppeGemeindetechniker 

Thüringen: 

Die immer mehr verwärtsschreitende Emanzipierung der Beamten- 
schaft verlangt gebieterisch, dass der Deutsche Beamtenbund 
den durch einen Teil seiner Führer umgehängten „neutralen“ Mantel 
abstreift und sich eingliedert in die freigewerkschaft- 
liche Arbeitnehmerbewegung. 

Die Interessenvertretung aller technischen Beamten, der B.t.A.B., 
wird beauftragt, im Einvernehmen mit dem AfA-Bund und dem 
ADG.B. auf der früher festgelegten Basis mit dem 'D.B.B. zur 
Erreichung des obigen Zieles erneute Verhandlungen aufzunehmen. 
Sollten sich dieselbeı wieder zerschlagen, so wird erwartet, dass die 
Spitzenorganisationen, AfA-Bund und A.D.G.B. unverzüglich die Grün- 
dung einer freigewerkschaftlichen Beaintenorganisation einleiten. Dia 
erforderlichen Vorarbeiten sind schon jetzt zu erledigen. 

(Durch Entschliessıng als erledigt erklärt.) 
Antrag Bezirksfachgruppe 

niker Cassel: : 

Der Pehördentechnikertar wolle beschliessen, den Bundesvorstand 
zu beauftragen, bei der Reichsregierung auf baldige Ausarbeitung und 
Voriage eines einheitlichen, freiheitlicken Beamtenrechts für alle Be- 
amten vorstellig zu werden. ; 

(Angenommen.) 

Antrag LandesfachgruppgGemeindetechniker 

Thüringen: 

Die Interessenveriretung der Behördentechniker Deutschlands des 
B.t.A.B. wird beauftragt, nunmehr endlich im Einvernehmen mit dem 
AfA-Bund, dem A.D.G.B. und dem D.B.B. energische Schritte ein- 


Kommunaltech- 


zuleiten, dass das Beamtenrätegesetz nach der Vorlage der genannten 


Spitzenorganisationen im Reichstag zur Verabschiedung kommt. Es 
dar? kein gewerkschaftliches Mittel unversucht bleiben, um endlich die 
Beanıtenschaft als Dienerin des Volksganzen in den Besitz eines voll- 
komntenen Mitbestimmungsrechts zu setzen. Hierdurch wird die Demo- 
kratisierung der Verwaltung in erster Linie gefördert und ein Stütz- 
punkt für die Republik geschaffen. 

{Angenommen.) 

Antrag Bezirksfachgruppe 
niker Cassel 

Der Behördentechnikertag wolle beschliessen, den Bundesvorstand 
zu beauftragen, bei den massgebenden Reichssteilen nachdrücklich auf 
schleunige Verabschiedung des Beamtenrätegesetzes zu dringen. 

{Angenommen.) 

Antrag der Landesfachgruppe Staatstechni- 
ker Thüringen: 

Der B.t.A.B. wolle bei den zuständigen Reichs- und Länder- 
Ministerien vorstellig werden, dass in die Prüfungskommissionen der 
staatlichen und städtischen Baugewerkschulen auch Vertreter des B.t.A.B. 
gewählt werden, ebenso wie dies dem Verbände der Baugewerksmeister 
ermöglicht wurde. 

(Dem Bildungsausschuss zur Berücksichtigung überwiesen.) 
Antrag der Fachgruppe Gemeindetechniker 

Gross-Berlin: 

Die am 283. November 1921 auf dem Behördentechnikertage ver- 
sammelten Mitglieder der Hauptfachgruppe Behörden und öffentiche Be- 
triebe halten es im Interesse des Ansehens der Technikerschaft für 
wünschenswert und geboten, den gereiften und erfahrenen Baube- 
flissenen die Bezeichnung „Baumeister“ nicht länger vorzuenthalten. Sie 
verurteilen es, dass — im Gegensatz zu Sachsen — in den meisten 
Ländern, vor allem in Preussen, bisher nur die akademisch vorge- 
bildeten Techniker nach der zweiten Staatsprüfung die Bezeichnung 
„Baunieister“ führen durften, während sonstigen, selbst hervorragendsten 
Vertretern der Technik diese Anerkennung ihrer Tätigkeit versagt blieb. 
Die Mitglieder des neuen Arbeitsausschusses der Hauptlachgruppe „Ber 
hörden und öffentliche Betriebe“ werden daher mit der Aufgabe betraut, 
in dieser Frage die Arbeit mit dem Bundesvorstandsausschuss für Bil- 
dungsfragen aufzunehmen, um im ganzen Reiche zu einer einheitlichen 
Regelung zu kommen. 

(Dem Bildungsausschuss zur Berücksichtigung überwiesen.) 

* * 


Kommunaltech- 


* 
Im Anschluss an den Behördentechnikertag fanden am 
29. November noch Fachgruppentagungen statt, und 
zwar 
der „Reichsfachgruppe Gemeinde- und Kreis- 
verwaltungen‘“, 
der „Reichsfachgruppe Reichseisenbahnbe- 
triebe“, und 
der „Landesiachgruppe Preuss. 
waltung (Vermessungswesen)‘, 
über deren Verhandlungen in den einzelnen Fachgruppen- 
beilagen in nächster Nummer der „D.T.Z.“ berichtet wird. 


Kulturver- 


- liegt. 


Nr. 19 


“ 


Sprüche des Schlichtungsausschusses 


zur Revision des Teiltarifvertrages 
1. Nach dem Abs. 2 wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt: ” 


(3) Die Zeit des Besuchs einer staatlichen oder staatlich an- 
erkannten technischen Fachschule oder eines diesen ersetzenden 7| 


Hochschulbesuchs wird, sofern der Besuch einer Fachschule 
regelmässige Voraussetzung für die Berufsausübung des Au- 
gestellten ist und soweit er nach dem vollendeten einundzwan- 
ziesten Lebensjahre liegt (vgl. Abs. 5), bis zur Höchstdauer 
von 3 Jahren auf das Vergütungsdienstalter angerechnet. 


il. Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4, der bisherige Abs. 4 


wird Abs. 5 und erhält die Fassung: - 

(5) Die! nach den Abs. 1 bis 4 anzurechnende Zeit beginnt 
in den Vergütungsgruppen X bis XIII mit der Vollendung des 
fünfundzwanzigsten, in den Vergütungsgruppen HI bis IX mit 
der Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahrs, bei den 
in Gruppe IX nicht mit * versehenen Angestellten jedoch mit 
der Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahrs. 


ii. Nach dem Abs. 5 wird folgender Abs, 6 neu eit- 
gefügt: 

(6) Angestellten mit abgeschlossener Hochschulbildung, tür 
deren Berufsausübung abgeschlossene Hochschulbildung regel- 
mässipre Voraussetzung ist, wird die Zeit: 

a) einer der Vorbereitung für das Hochschulstudium dienen- 
den praktischen Beschäftigung, sowgit sie nicht in den 
Hochschulferien abgeleistet ist, Fr 

b) der vorgeschriebenen Dauer des Höchschulstudiuns, 

c) der nachfolgenden Vorbereitungszeit im Reichs- oder 
Staatsdienst oder gleichartige Berufstätigkeit, 

d) der notwendigen Prüfungszeit, 
soweit die Gesamtsumme der zu a) bis d) genannten Zeiten 
vier Jahre übersteigt, auf das Vergütungsdienstalter an erech- 
net, und zwar auch dann, wenn die hiernach anzurechnende 
Zeit vor der Vollendung des fünfundzwanzigsten. Lebensjahres? 


IV. Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden Abs. 8 und 9,7 
b) Zug 1, 
Dem Abs. 3 wird folgender Satz 2 hinzugefügt: Pair 
Hat die Ehefrau wegen völliger Erwerbsunfähigkeit des 
Fhemanns allein für den Unterhalt der Familie zu sorgen oder 
ist sie zur ehelichen Gemeinschaft nicht verpflichtet, so kann 


ihr vom obersten Verwaltungschef der volle Ortszuschlag”' 


bewilligt werden. 
LVZ UNSs 
Abs. 3 und 4 werden Abs. 4 und 5; neu eingefügt wird 
als Abs. 3: 3 


(3) Bei Angestellten mit eigenem Hausstand, die versetzt | 
sind und ihren Hausstand infolge äusserer Umstände (Woh-" 


nungsmangel, Hemmungen im Güterverkehr) an dem Orte, 
an den sie versetzt sind, nicht innerhalb eines Monats einrichten” 
können, gilt für die Dauer der Fortführung des Hausstandes 
an dem bisherigen Wohnort dieser als dienstlicher Wohnsitz 
im Sinne des Abs. 1. 


Neufassung des Vergütungstarifs. 
Vorbemerkung. 


1. Die Vergütungsgruppen haben die Bezeichnungen Ill, 
IV usw. bis XII erhalten, statt bisher I, II usw. bis Xl, um? 
die Uebereinstimmung mit den Bezeichnungen der entsprechen- 
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den Gruppen der Beamten-Besoldungsgesetze herbeizuführen. } 


2. Die im Vergütungstarif durch * gekennzeichneten- Stellen 
sind den Angestellten, welche die dafür "bestimmten Voer- 
aussetzungen erfüllen, in solchem Umfang zugänglich zw 
machen, dass die Angestellten im ganzen nicht ungünstiger 
gestellt sind als die vergleichbaren Beamtengruppen derselben 
Verwaltung hinsichtlich der für sie vorgesehenen Aufrückungs“ 
und Beförderungsstellen. ’ 

Vergütungsgruppe IN. ö 

Technische Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätig- 
keit. i 

Angestellte im Bureau-, Registratur, Kassen- und Buch 
haltereidienst mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit, Bureau, 
Kassen-, Buchhalterei- und Registraturhilfskräfte mit vorwie- 


’ 


' 


gend ‚mechanischer Tätigkeit bei der ‚Preussischen Staatsbank' ' 


und der Preussischen Zentralgenossenschaftskasse,; Angestellte 
ohne Fachausbildung mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit 


‚bei Büchereien, Archiven, Akademien, Museen und anderen’ 
wissenschaftlichen Anstalten, Schreiber für Hand- und Mäschine= } 
schreiben, auch solche, die. Stenogramme aufnehmen, Oeko- 


nomieschreiber bei den Haupt- und Landgestüten, Magazin- 
hiliskräfte, Krankenbesucher, ‚Präparatoriunen bei. der Polizei- 
verwaltung. a 


- 
” 
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Nr. 19 





Taucheraufseher, Brieitaubenpfleger, Hundedressurgehilfen, 
| Packmeister, Waffenmeistergehilfen, Instrumentenprüfer bei der 


\Seewarte, Tierpfleger beim militärischen Veterinär-Unter- 
 suchungsbeamte. 
Vergütungsgruppe IV. 

Technische Angestellte: a) mit -einfacherer Tätigkeit, b) 
mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit bei mehrjähriger prak- 
fischer Erfahrung und’ entsprechenden Leistungen *, Zeichner 
sowie technische Aushelfer der Eisenbahn, soweit nicht nach 
Gruppe Ill eingereiht, Laboranten, Handwerksmeister und 
Untermeister. 

Angestellte im Bureau-, Regisirafur-, Kassen- und Bich- 
haltereidienste: a) mit einfacherer Tätigkeit, b) mit vorwiegend 
mechanischer Tätigkeit bei mehrjähriger praktischer Erfahrung 
und entsprechenden Leistungen *, Bureau-, Kassen-, Buch- 
halterei- und Registraturhilfskräfte bei der Preussischen Staats- 
bank und bei der Preussischen Zentralgenossengehaftskasse: 
a} mit einfacherer Tätigkeit, b) mit vorwiegend mechanischer 
Tätigkeit, die aber besondere Bewährung oder Vertrauens- 
würdigkeit fordert oder der Tätigkeit der Geldzähler bei der 
Staatsbank gleichwertig ist, Bureauhilfsarbeiterinnen bei der 
Reichsbank, perfekte Stenotypisten, Kanzleiangestelite, Rechner 
und andere Angestellte der statistischen Aemter mit ein- 
facherer Tätigkeit bei Büchereien, Arch'ven, Akademien, Mu- 
seen und anderen wissenschaftlichen Anstalten, Hilisgeldzähler 
bei der Reichsbank. 

Hilisschiffsführer, Hiffsbaggerführer und ‚Hilfsmaschmisten 
aut Binnenfahrzeugen in der Tätigkeit von beamteten Schiffs- 
führern, Baggerführern und Obermaschinisten nach dem Preussi- 
schen Beamten-Diensteinkommensgesetze, Fernsprechgehilten, 
Ferndrucker, Telegraphisten und Funkentelegraphisten, lesrtere 
beiden, soweit nicht in Vergütungsgruppe V oder VI, Krapiken- 
besucher mit mehrjähriger praktischer Erfahrung und ent- 
sprechenden Leistungen, Magazin- und Lagerverwalter, Ballon- 
aufseher, Ballonobergehilfen, Park- und Kunstgärtner bei der 
Gestütverwaltung, Fabrikpflegerinnen und Fürsorgerinnen, ge- 
prüfte Kindergärtnerinnen, Haltekinder-Aufsichtsdamen, Gehil- 
innen der Arbeitsvermittlungsstelle für die staatlichen Stick- 
schulen, Assistentinnen der staatlichen Stickschulen, Futter- 
meister fitr Hunde. 

Vergütungsgruppe V. 

Technische Angestellte a) mit einfacherer Tätigkeit bei 
mehrjähriger praktischer Erfahrung und entsprechenden Lei- 
stungen*, b) mit schwierigerer Tätigkeit, soweit nicht ander- 
weitig eingereiht, Laboranten mit mehrjähriger Erfahrung und 
entsprechenden Leistungen’, Nautische Bureaugehiifen, Werk- 
meister und Maschinenmeister bei der Reichsbank, Muster- 
zeichnerinnen :bei der Arbeitsvermittlfingsstelle für die staat- 
lichen Stiekschulen, Angestellte im Bureau-, Kassen- und Buch- 
haltereidienst, a} mit einfacherer Tätigkeit bei: mehrjähriger 
praktischer Erfahrung und entsprechenden Leistungen”, b) mit 
schwierigerer Tätigkeit, soweit nicht anderweitig eingereiht, 
Argesteilte im Bureau-, Buchhalterei- und Registraturdienst 
bei der Preussischen Staatsbank und bei der Preussischen 
Zentralgenossenschaftskasse mit einfacherer Tätigkeit, die sich 
durch besondere Leistungen aus der Gruppe IV herausheben, 
Rechner und andere Angestellte der statistischen Aemter, a) mit 
einfacherer Tätigkeit bei mehrjähriger praktischer Erfahrung 
und entsprechenden Leistungen*, b) mit schwierigerer Tätig- 
keit, fremdsprachliche Stenotypisten und Stenotypisten in be- 
sonderen Verftrauensstellungen, Kanzleiangestellte für schwieri- 
gere Arbeiten und Kanzleiangestellte in der Tätigkeit von 
Registraturassisienten der Preussischen Denn 
Hiliskräfte für Rechnungen und tabellarische Zusammenstel- 
lungen bei den meteorologischen Instituten und bei dem geo- 
dätischen Institut, Angestellte bei Büchereien, Archiven, Mu- 
seen, Akademien und anderen wissenschaftlichen Anstalten nach 
mindestens einjähriger Praktikantenzeit ausserhalb der vor- 
geschriebenen Fachausbildung für den mittleren Bibliotheks- 
dienst, Rechnungsführer bei den Lazaretten, bei der Gestüt- 
verwaltung und bei der Domärenverwaltung, Lazarettinspekto- 
ren bei kleineren Lazaretten (bis zu 50 Betten) **), Prüfer der 
Postüberwachungsstellen bis zu 2 Dienstjahren im Postüber- 
wachtmgsdienste, Uebersetzer für nicht seltene Sprachen bei den 
Postüberwaehungsstellen, Telegraphisten und Funkentelegraphi- 
sten in der Tätigkeit von Telegraphenassistenten, Hiffslehrer an 
der Funkerschule, Gehilfen der Hauptagenturen im Bereiche der 
Seewarte, Beobachter, Flugzeugführer, Hilfsschiffsführer, Hilfs- 


*) Die Vergütungssätze der Gruppe V erhalten auch diejenigen 
Kanzleiangesteliten der Gruppe IV, die am 31. März 1920 bei der 
Verwaltung vorhanden waren und an diesem Tage eine gleichartige 
Berufstätigkeit von mindestens 5 Jahren ausgeübt haben. Hierbei ist 
Kriegsdienstzeit der Berufstätigkeit in vollem Umfang gleichzuerachten. 


**) Die am 31. März 1920 vorhanden gewesenen Lazarettinspektoren 
bei kleineren Lazaretten erhalten die Bezüge der Vergütungsgruppe VI. 
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baggerführer und Hilfsmaschinisten .in der. Tätigkeit, a) von 
beamteten Kapitänen und Maschinenmeistern nach dem Preussi- 
schem Beamten-Diensteinkomnfensgesetze, b) von beamteten 
Schiffsführern (für kleinere Seefahrzeuge} und von Schiffs- 
maschinisten nach dem Reichsbesoldungsgesetze, Angestellte 
in Stelten von dritten Seemaschinisten und dritten Seesteuer- 
leuten, Kipperattiseher, Lager- und Magazinvorsteher, Turn- 
lehrerinnen, leitende Fabrikpflegerinnen mit Fachschulbildung 
in besonders grossen Betrieben, Fürsorgerinnen bei der Polizei- 
verwaltung, geprüite Kindergärtnerinnen in gehobener Stel- 
lung, Leiterinnen der Stiekschulen, Leiter der Webereilehr- 
werkstätten, Botanische und zoologische Assistenten und tech- 
nische Unterrichtsgehilfen bei den landwirtschaftlichen Lehr- 
anstalten, Wirtschaftsassistenten und -gehilfen bei der Gestüt- 
verwaltung und bei der Domänenverwaltung, Brennerei- und 
Moikereiverwalter bei der Domänenverwaltung, Moorvogt- und 
Moorverwaltergehilfen, Dressurmeister für Hunde und Brief- 
tauben. 
Vergütungsgruppe VI. 

Technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit- 
telsehwibildung oder gleichwertige Kräfte mit entsprechender 
Tätigkeit, Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker, Katasteran- 
wärter, Vermessungstechniker, Technische Bureaugehilfen der 
Eisenbahnverwaltung, Gartenbautechniker, Hilfstechniker der 
Marineverwaltung, Werfthilistechniker und nautische Bureau- 
gehilfen mit gleichwertiger Tätigkeit, Assistenten der Falsch- 
geldsachverständigen be: der KReichsbank, Hilfslithographen, 
Hilfsphotographen, Hiliskartographen, Hiliskupferstecher, Werk- 
meister und Maschinenmeister mit berufsmässiger Ausbildung, 
soweit nicht anderweitig eingereiht, Werkmeister bei gewerb- 
lichen Fachschulen, Eichmeister, Techniker bei der Reichs- 
anstalt für Mass und Gewicht, Technische Assistenten an 
wissenschaftlichen Instituten. 

Kanzleivorsteher, Buchhalter, Korrespoendenten und andere 
Angesteilte im Bureau-, Registratur- und Kassendienst mit 
gründlichen Fachkenntnissen, Angestellte im Bureau-, Kassen- 
und Buchhaltereidienst bei der Preussischen Staatsbank und 
bei der Preussischen Zentralgenossenschaftskasse mit ein- 
facherer Tätigkeit bei gründlichen Fachkenntnissen, durchaus 
selbständigen Leistungen und einem höheren Masse von. Ver- 
antwortung, Angesteilte der statistischen Aemter mit gründ- 
lichen Fachkenntnissen, Rechenhilfskrätte bei den Sternwarten 
und bei dem astronomischen Recheninstiiute, Lektoren, soweit 
nicht in Gruppe VII eingereiht, Angestellte bei Büchereien 
und Archiven des Reichs mit Fachausbildung für den mitt- 
leren Bibliotheksdienst und gleichwertige Kräfte mit ent- 
sprechender Tätigkeit, Lager- und Magazinvorsteher mit be- 
sonderer Verantwortung, Telegraphisten und Funkentelegra- 
phisten in der Tätigkeit von Telegraphensekretären, Funker- 
meister in der Tätigkeit von Telegrapkensekretären, Haupt- 
agenturvorsteher der Scewarte, Sportlehrer, soweit nicht in 
Gruppe VIE eingereiht, Assistenten und Lehrer für Waffen 
und Munition bei den Waffenschulen, Abteilungsleiter der 
Postüberwachungsstellen, soweit nicht in Gruppe VII oder 
VIii eingereiht, Prüfer mit kaufmännischer oder wissenschaft- 
licher Ausbildung bei den Postüberwachungsstellen, sowie 
andere Prüfer mit der Fähigkeit, geschäftliche oder finanz- 
technische Transaktionen selbständig. zu beurteilen, bei ent- 
sprechender Tätigkeit, Prüfer der Postüberwachungsstellen 
nach zweijähriger Dienstzeit im Postüberwachungsverkehre, 
Uebersetzer für seltenere Sprachen bei den Postüberwachungs- 
stellen, Lazarettinspektoren bei grösseren Lazaretten, Hilis- 
schifisführer, Hiffsbaggerführer ‘Und Hilfsmaschinisten in der 
Tätigkeit a) von beamteten Schiffskapitänen und Schifisober- 
maschinisten nach dem Preussischen Beamten-Dienstein- 
kommrensgesetze, b) von beamteten Schiffskapitänen und 
Sckıffsobermaschinisten nach dem Reichsbesoldungsgesetze, 
Wirtschaftsinspektoren bei der Gestütverwaltung und bei der 
Domätienverwaltung, Domänenverwalter, Moorvögte und Moor- 
verwalter, Obstverwertungstechniker, Leiterin und Buchlalterin 
der Arbeitsvermittlungsstelle für die staatlichen Stickschulen, 
Wirtschaftsgehilfinnen bei dem Handels- und Gewerbeschulen 
für Mädchen in Rheydt und Potsdam, Leiter der Weberei- 
lehrstätten, soweit sie sich durch erfolgreiche schultechnische 
und langjährige praktische Erfahrungen -aus .der Gruppe V 
herausheben, Rechnungsführer bei den gewerblichen Fach- 
schulen. 

Vergütungsgruppe VI. 


Technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit- 
telschulbildung mit mehrjähriger praktischer Erfahrung und 
entsprechenden Leistungen sowie gleichwertige Kräfte mit ent- 
sprechenden Leistungen *, Katasterhilfsarbeiter, Katastertech- 
niker, die sich durch besondere Leistungen aus der Gruppe VI 
herausfieben, Vermessungstechniker, die sich, durch besondere 
Leistungen aus der Gruppe VI herausheben, Bauassistenten 
der. Eisenbahnverwaltung, Lithographen, Photographen, Karto- 
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graphen, 'Kupferstecher, Hilfstechniker der Marineverwaltung 
mit mehrjähriger praktischer Erfahrung und entsprechenden 
Leistungen *, Werfthilfstechniker und nautische Bureaugehilien 
mit gieichwertiger Täügkeit mit mehrjähriger. praktischer Er- 
fahrung und entsprechenden Leistungen *, Hilfsarbeiter für 
Konstruktionsbureau bei der Marine, Obermeister, Technische 
und nautische Angestellie der Seewarte, Betriebsingenieure der 
Hauptwerkstatt für Postkraftwagen, Technische Hilfsassistenten 
in gehobener Stellung. 

Buchhalter, Korrespondenten und andere Angestellte im 
Bureau, Registratur- und Kassendienste mit gründlichen Fach- 
keuntnissen in selbständiger Tätigkeit *, Angestellte im Bu- 
reau-, Registratur- und Kassendienste mit gründlichen Fach- 
kenntnissen und selbständigen Leistungen in der Tätigkeit von 
Oberscekretären, selbständige. Buchhalter, die Bilanz ziehen, 
Disponenten und selbständige Korrespondenten, Angestellte der 
statistischen Aemter mit gründlichen Fachkenntnissen in selb- 
ständiger Tätigkeit, Abteilungsleiter bei statistischen Aemtern, 
kaufmännische Hilfsarbeiter der Reichsbank, Abteilungsleiter 
der Postüberwachungsstellen Berlin, Dresden, Emmerich, Frank- 
furt a.” M., Freiburg i. B,, Hamburg, Karlsruhe, München, 
soweit sie nicht als Leiter der Bankabteilung in Gruppe V!H 
eingereiht sind, Leiter der Postüberwachungsstellen, soweit 
nicht in Gruppe VIII oder IX eingereiht, Leiter der Post 
prüfungsstellen, Lektoren mit besonderen Fachkenntnissen, An- 
gestellte in Büchereien, Archiven, Akademien, Museen und ande- 
ren wissenschaftlichen Anstalten Preussens mit Fachausbildung 
für den mittleren Bibliotheksdienst und gleichwertige Kräfte mit 
entsprechender Tätigkeit, Dolmetscher, die die Diplomprüfung 
am Seminar für orientalische Sprachen in Berlin abgelegt haben 
oder über gleichwertige Kenntnisse verfügen, Funkenmeister in 
Stellen von besonderer Beder{ung, Lazarettinspektoren bei grösse- 
ren Lazaretten mit mehrjähriger praktischer Erfahrung und ent- 
sprechenden Leistungen, Gruppenleiter bei der Schiffahrtsab- 
teilung und den. Schiffahrtsgruppen der Schifiahrtsabteilung, 
Leiter der Betriebe und Abdwicklungsstellen der Schiffahrts- 
abteilung, Schiffahrtsverständige bei den Eisenbahndirektionen, 
Verkehrskontrolleure bei der Schiffahrtsabteilung, Stellvertre- 
ter der Schiffahrtsbeauftragten, Ermittlungsbeamte des Reichs- 
schatzininisteriums,; Sportlenrer mit besonderen praktischen und 
wissenschaftlichen Erfahrungen und Kenntnissen, Wirtschafts- 
oberinspektoren. bei der Gestütverwaltung, Lehrer in der Stel- 
lung. von Volksschullehrern, -Inspektoren bei den staatlichen 
Erziehungsanstalten (Polizeiverwaltung), Weinkontrolleur bei 
der staatlichen Nahrungsmittel-Untersuchungsanstalt, Hilis- 
schiffsführer, Hilfsbaggerführer und Hilfsmaschinisten in der 
Tätigkeit von beamteten Seekapitänen und Maschinenbetriebs- 
leitefrn des Preussischen Beamten-Diensteinkommensgesetzes, 
Angestellte in. Stellen von ersten Seemaschinisten und ersten 
Seesteuerleiten, - Baggermeister, Werkmeister mit berufsmässi- 
ger Ausbildung: an besonders wichtigen Dienststätten, Werk- 
meister: bei gewerblichen Fachschulen mit besonderen Leistun- 
gen *, Werkmeister bei gewerblichen Fachschulen mit Lehr« 
tätigkeit (Fachlehter). 

 Vergütungsgruppe VIH. 

Technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit- 
telschulbildung, die sich durch besondere Leistungen ats der 
Gruppe VI herausheben, sowie gleichwertige Kräfte bei ent- 
sprechender Tätigkeit *, Architekten und Ingenieure mit abge- 
schlossener technischer Mittelschulbiidung und viersemestrigem 
Besuch einer technischen Hochschule oder Kunstakademie, 
denen diese Dienstbezeichnungen amtlich verliehen sind, und 
Angestellte mit gleichwertigen Leistungen bei entsprechender 
Tätigkeit, Bauassistenten der Eisenbahnverwaltung. mit mehr- 
jähriger praktischer Erfahrung und entsprechenden Leistungen, 
Hilfsarbeiter für Konstruktionsbureau bei der Marine mit 
langjähriger praktischer Erfahrung und entsprechenden Leistun- 
gen, Landmesser, Artillerie-Trigonometer, Falschgeldsachver- 
ständiger bei der Reichsbank. 

Selbständige Buchhalter, Disponenten und Korrespondenten 
und andere Angestellte im Bureau-, Registratur- und Kassen- 
dienste, die sich durch besondere Leistungen aus der Gruppe 
VII herausheben *, Abteilungsleiter bei statistischen Aemtern, 
deren Tätigkeit besondere Bewährung erfordert *, ständige 
Hilfsarbeiter bei der Reichsbank, Rechnungskontrollangestellte 
in leitender Stellung, Angestellte bei Büchereien, Archiven, 
Akademien, Museen und anderen wissenschaftlichen Anstalten 
Preussens mit Fachausbildung für den mittleren Bibliotheks- 
dienst mit der Tätigkeit beamteter Bibliothekobersekretäre, 
stellvertretende Leiter der Postüberwachungsstellen Berlin, 
Dresden, Emmerich, Frankfurt a. M., Freiburg 'i. B, Ham- 
burg, Karlsruhe, München, Leiter der Postüberwachungssteilen 
Breslau und Köln, Leiter der Bankabteilung der Postüber- 
wachungsstellen Berlin, Breslau, Dresden, Emmerich, * Frei- 
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burg i. B., München, Mooradministratoren, Lehrer für Waffen 
und Munition bei den Waffenschulen, Reitlehrer bei den Wafien- 
schulen, Kommandoführer der Erfassungsabteilung des Reichs- 
schatzministeriums, : Leiter der Fürsorgestelle für Ansiedler im 
Bereiche der Ansiedlungskommission, Tierärzte in der Tätig- 
keit von Veterinären, Angestellte in Stellen von Seekapitänen 
nach dem Reichsbesoldungsgesetze. 


Vergütungsgruppe IX. 

Technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit- 
telschulbildung sowie gleichwertige Kräfte bei entsprechender 
Tätigkeit in besonders verantwortlicher Stellung *, Architekten 
und Ingenieure mit abgeschlossener technischer Mittelschul- 
bildung und viersemestrigem Besuch einer technischen Hoch- 
schule oder Kunstakademie, denen diese Dienstbezeichnungen 
amtlich verliehen: sind, mit mehrjähriger praktischer Erfah- 
rung und entsprechenden Leistungen *, selbständige Buchhalter, 
Disponenten und Korrespondenten und andere Angestellte im 
Bureau-, Registratur- und Kassendienst in besonders verant- 
wortlicher Steliung  *, vereidete Landmesser (abgeschiossene 
Hochschulbildung), Hilfsredakteur beim Reichs- und Staats- 
anzeiger, Lehrer bei den Waffenschulen, die die frühere mili- 
tärtechnische Akademie mit Erfolg besucht haben, Leiter der 
Postüberwachungsstellen Berlin, Dresden, Emmerich, Frank- 
furt a. M, Freiburg i. B, Hamburg, Karlsruhe, München, 
Chemiker- bei den Auslandsfleischbeschaustellen, Wirtschafts- 
dirigent bei. der. Gestütverwaltung, Domänenadministratoren, 
Tierärzte in der Tätigkeit von Oberveterinären, Tierärzte (ab- 
geschlossene Hochschulbildung). 


Vergütungsgruppe X. 

Wissenschaftliche und technische Angestellte mit abge- 
schlossener Hochschulbildung sowie gleichweriige wissenschaft- 
liche, technische, kaufmännische. und sonstige Angestellte. mit 
entsprechender Tätigkeit*), Nahrungsmitteichemiker bei den 
Auslandsfleischbeschaustellen, Chemiker bei der Bade- und 
Brunneuverwaltung in Ems, Geistliche, Schiflahrtsbeauftragte, 
Leiter der Erfassungsabteilung des  Reichsschatzministeriums 
bei kleineren Dienststellen ohne Aussendienst, Vorstand der 
deutschen Heeresbücherei München, Lehrer an gewerblichen 
Fachschulen in der Tätigkeit beamteter Oberlehrer an gewerb- 
lichen Fachschulen, Kaufmännischer Direktor bei der Bade- 
und Brunnenverwaltung in Ems, Leiter der Geschäftsstelle der 
Kommission zur Aufteilung der Domäne Dahlem. 


Vergütungsgruppe XI. 

Wissenschaftliche und »technische Angestellte mit abge- 
schlossener Hochschilbildung und g?eichwerüge wissenschaft- 
liche, technische, kaufnfännische und sonstige Angestelite: 
a) in besonders verantwortlicher selbständiger Tätigkeit bei den 
Ministerien und gleichgestellten Behörden, b) mit langjähriger 
Erfahrung oder besonderen Leistungen bei. den anderen Be- 
hörden *, Schiffahrtbeauftragte in Breslau und, Duisburg, Stell- 
vertreter-Vorstände der Schiffahrtsgruppen, Leiter der Erfas- 
sungsabteilung des Reichsschatzministeriums bei grösseren 
Dienststellen mit Aussendienst. 


. Vergütungsgruppe XI. 

Wissenschaftliche und technische Angestellte mit abge- 
schlossener Hochschuibildung und gleichwertige wissenschaft- 
liche, technische, kaufmännische und sonstige Angestellte bei 
den Ministerien, die sich durch hochwertige Leistungen aus 
der Gruppe XI herausheben**, Gruppen-, Sektions- und Ab». 
teilungsleiter bei den Reichsmittelbehörden, Vorstände der 
Schiffahrtsgruppen, Stellvertretender Leiter‘ der Schiffahrisab- 
teilung, Leiter der Erfassungsabteilung des Reichsschatzmini- = 
steriums bei grösseren Dienststellen mit Aussendienst, die sich” 
durch hochwertige Leistungen aus Gruppe XI herausheben. 


Vergütungsgruppe XII, 7 
Gruppen-, Sektions- und Abteilungsleiter bei den Mini- 
sterien. 


*) Angestellte in der Tätigkeit von Regierungsamtmännern und: Me- 
dizinalamtmännern der Besoldungsordnung III des Besoldungsgesetzes 
vom 17. Dezember 1929 erhalten. die Biezüge der Grappe IX. IR 

**) Hierzu gehören ausserdem auch die. Angesteliten der Zentral-"” 
behörden des Reichs, die am 31. März 1920: fe 

a) unter dem Gruppen-, Sektions- oder Apteilungsleiter selbständig” 

arbeiteten, ns 

b) ein Vergütungsdienstalter: von: mindestens 8 Jahren in Vergütüungs-? 

gruppe X und XI gehabt hätten, a 
jedoch mit der Massgabe, dass ihre Zahl sich in jeder Zentralbehörde 
nach der Zahl derjenigen Beamten bestimmt, die auf Grund der Füss- 
note 2 zu Gruppe XII des Besoldungsgesetzes vom 17. Dezember 1920° 
mit Wirkung vom 1. April 1920 in die Gruppe XII befördert worden sind, 
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Wo bleibt der „Rateb“? 


Der Besoldungsausschuss des Deutschen 
Beamtenbundes hat es abgelehnt, die Forde- 
rungen unseres Bundes für das Besoldungs- 
dienstalter der Techniker zu vertreten. Wir 
waren daher gezwungen, diese Forderungen für die technischen 
Beamten durch den AtA-Bund beim 23. Ausschuss des 
Reichstages einbringen und vertreten zu lassen. (Siehe Nr. 16 
der „Freien Beamten-Rundschau‘ vom 28. Oktober 1921.) 

Im Besoldungsausschuss des D,B.B., der den Forderungen 
der technischen Beamten so wenig Verständnis entgegen- 
brachte, sitzen in der Mehrzahl Verwaltungsbeamte 
als Vertreter der grossen Betriebsorganisa- 
tionen, die „auch Techniker‘ organisieren und mit ihren 
„Technikerfachgruppen“ der „Rateb“ angeschlossen 
sind. Hier war eine Gelegenheit zu zeigen, dass die „Rateb‘ 
nicht nur ein papiernes Programm hat und dass die 
Behörd:ngewerkschaften gewillt sind, den mit soviel Drucker- 
schwärze verkündeten „Programm-Forderungen“ 
der „Rateb‘ Rechnung zu tragen. Sie haben — wie zu 
erwarten war — schmählich versagt und damit crneut 
den Beweis geliefert, dass die „Interessenvertretung 
der Techniker durch die „Rateb“ weiter 
nichts,ist, als eitel Spiegelfechterei. Die Zer- 
splitterung der Techniker in die vielen kleinen Fachgruppen 
der einzelnen Behördenorganisationen ist das beste Mittel, 
die Techniker mundtot zu machen, denn die 
„Rateb“ kann nach ihrem ganzen Aufbau niemals Einfluss 
auf die Gewerkschaftsarbeit dieser Organisationen gewinnen. 


Technikerforderungen kann nur eine 
Technikergewerkschaft vertreten! 


Die neue Teuerungsaktion 


Kurze Zeit nach Abschluss der Oktober-Regelung traten 
die Spitzen-Gewerkschaften — Deutscher Beamten-Bund, All- 
gemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher Gewerk- 


schaftsbund, Deutscher Gewerkschaftsiing und Allge- 
meiner freier Angestellten- (AfA-)bund 
— erneut zwecks Beratung der abgeschlossenen Teue- 
rungsaktion und gleichzeitiger Aufstellung neuer 


Forderungen zusammen. Eine von den Spitzengewerk- 
schaften eingesetzte Siebener-Kominission einigte ‘sich auf die 
nachstehend veröffentlichten Forderungen. 

‚Am Sonnabend, dem 3. Dezember, wurde die Vorlage der 
Siebener-Kommission durchberaten. Ueber die Berechtigung 
der Forderungen herrschte bei alien Spitzen-Organisationen 
kein Zweifel. Das hervorstechendste Moment der Verhand- 
lung war ein Rückblick des Sprechers der freien Gewerk- 
schaften, Scheffe, vom Deutschen Eisenbahnverband. 
Dieser machte darauf aufmerksam, dass die Teuerungsaktionen 
in der bisherigen Art nicht weiter durchgeführt werden 
könnten. Es wäre gewerkschaftlich nicht tragbar, wenn die 
aufgestellten Forderungen nicht wenigstens angenähert durch- 
gesetzt würden. Bisher habe die Regierung mit 
Erfolg damit gerechnet, dass die Beamten 
in ihren Forderungen letzten Endes immer 
wieder zurückweichen und ihre ua uSatz- 
lichen Forderungen fallenlassen. Das ginge nicht 
so weiter! Die Beamten-Verbände müssten sich darüber klar 
sein, dass eine erneute Aktion nur dann Zweck habe, wenn 
sie bereit wären, auch bis zur letzten Konsequenz 
durchzuhalten. Die Tragweite der jetzigen Aktion sei 
nicht zu übersehen, wenn man’daran dächte, dass sowohl bei 
der Regierung als auch bei der Industrie letzten Endes der 
Eindruck befestigt würde, dass man mit den Beamten- 
verbänden machenkönne, was man wolle. Wenn 
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die Beamten sich diesmal nicht durchsetzten, so sei dies 
von den übelsten Folgen im Kampfe gegen die 
Privatisierung der Staatsbetriebe. 


Auch der Vertreter der christlichen Gewerk- 
schaften schloss sich diesen Ausführungen Scheffels an. 
Der Deutsche Beamten-Bund liess durch 
Remmers erklären, dass auch seinerseits die 
Absicht bestände, die bessere soziale Staffelung der 
Grundgehälter auf jeden Falldurchzusetzen. Kugler 
vom Deutschen Beamten-Bund wies darauf hin, dass die Mit- 
glieder der Verbände unter allen Umständen durchhalten 
wollen, „komme was da wolle“. Wir freuen uns über 
die allseitig zum Ausdruck gebrachte feste Haltung und hoffen 
dass dieses Mal die Beamtenschaft nicht wieder enttäuscht 


wird. 
® “ 
* 


Die Eingabe der Spitzengewerkschaften. 


Berlin, den 3. Dezember 1921, 
An das 
Reichsfinaazministerium 
Berlin. 

Seit der mit Wirkung vom 1. Oktober d. Js. vorgenommenen 
Erhöhung der Bezüge der Beamten, Angestellten und Arbeiter 
des Reichs, der Länder und der Kommunen ist eine weitere, 
durch die ausserordentliche Preissteigerung hervorgerufene Ver- 
schärfung der Notlage in den genannten (*®;ppen eingetreten, 
die noch in diesem Monat und zwar vor Weihnachten die 
Zuwendung ausreichender Mehrbeträge dringend. notwendig 
macht. : 

Die letzte Neuordnung der Beamtenbesoldung stand unter 
dem Druck der äussersten Notlage der’ Beamten und hat 
infolgedessen bei der Eile, mit der sie vorgenommen wurde, 
nicht zu einem befriedigenden Ergebnis geführt. Dies gilt 
namentlich von dem Verhältnis der Einkommen und insbe- 
sondere der Grundgehälter der einzelnen Besoldungsgruppen 
zueinander. Auch das System des Teuerungszuschlages, der 
in seiner jetzigen Form des gleichen Prozentsatzes nicht den 
Ansprüchen auf eine sozial-gerechte Gestaltung der Besoldung 
entspricht, kann nicht länger beibehalten werden. 

Ausgehend von diesen Erwägungen überreichten die unter- 
zeichneten Organisationen dem Reichsfinanzministerium fo!- 
gende Forderungen mit dem dringenden Ersuchen, ungesäumt 
in Beratungen darüber mit den Vertretern der Organisationen 
einzutreten. 


; Beamte. 

1.. Es ist eine Aenderung der Grundgehälter nach der in 
der Anlage 1 beigefügten Aufstellung vorzunehmen. Die Auf- 
stellung geht davon aus, dass die jetzige Skala der Grund- 
gehälter deshalb unrichtig ist, weil die Abstände insgesamt, so- 
wie zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen zu gross sind, 
Es ist deshalb eine Korrektur im Sinne einer Verringerung 
dieser Abstände durch Annäherung der Grundgehälter der 
unteren und mittleren Besoldungsgruppen 'an die oberen not- 
wendig. 

2. Eine Aenderung in der Höhe des Teuerungszuschlages 
ist nach der gleichfalls in Anlage 1 mitgeteilten Weise vor- 
zunehmen. Das von uns vorgeschlagene System verfolgt den 
Zweck, die untersten Einkommensteile jedes Beamten in stär- 
kerer Weise der Teuerung anzupassen, als die oberen und 
damit der Notlage der unteren und mittleren Einkommens- 
gruppen gerecht zu werden. 

3. Im Zusammenhang mit der Aenderung der Grundge- 
hälter muss selbstverständlich eine Verschiebung der Orts- 
zuschlagsgrenzen eintreten, wofür ebenfalls die Anlage 1 unsere 
Vorschläge 'enthält. 

4. Für die Diätare muss ebenfalls eine der Neuregelung 
des Einkommens der planmässigen- Beamten entsprechende 
Verbesserung ihrer Bezüge eintreten. 

5. Für die Beamten im Vorbereitungsdienst, deren Auf- 
besserung nach Massgabe der Oktoberregelung‘ immer noch 
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auf sich warten lässt, ist diese Verbesserung : beschleunigt 
durchzuführen. Darüber hinaus ist sofort und zwar im 
Rahmen der jetzigen Aktion die notwendige Anpassung an 
die neu aufzusetzenden Bezüge der Beamten vorzunchmen. 
Die grosse Not, in die diese Gruppen durch die verzögerte 
Behandlung der August- und Oktoberregeiung gebracht worden 
sind, macht es den Organisationen zur Pflicht, diesmal auf der 
gleichzeitigen . Regelung für die Beamten im Vorbereituigs- 
dienst unbedingt zu bestehen. 

6. Für die im Vertragsverhältnis beschäftigten nicht unter 
den Tarifvertrag fallenden Personen. (Landpostboten in 
Württemberg, Bahnagenten, Postagenten usw.) ist ebenfalls 
eine durchgreifende Verbesserung der Bezüge vorzunehmen, 
da deren Vergütungen den heutigen Teuerungsverhältnissen 
keineswegs mehr entsprechen. 

7. Im Rahmen der Oktoberaktion wurde den Örga- 
nisationen eine besondere Verhandlung über die Regelung der 
Ausgleichszulage für die aus dem Lohnverhältnis hervorge- 
gangenen Beamten zugesagt. Die Besprechung und damit 
die Regelung dieser Angelegenheit hat noch nicht stattge- 
$unden. Es wird gefordert, dass diese Frage im Rahmen der 
jetzigen Aktion endgültig. geklärt wird. Wenn, nach den 
Mitteilungen der Regierung, eine Weiterzahlung der Ausgleichs- 
zulage nach dem jeweiligen Stand des Lohntarifs nicht in 
Frage kommen sollte, wäre durch entsprechende Festsetzungen 
des Besoldungsdienstalters für die genannten Gruppen ein 
Ausgleich zu schaffen. 

8. Die volle Auswirkung der Neuregelung für die aktiven 
Beamten auf Pensionäre und Hinterbliebene muss angesichts 
der grossen Not gerade dieser Gruppen vorgenommen werden. 
Besonderer Nachdruck wird hierbei von den Organisationen 
auf die beschleunigte Auszahlung der Mehrbeträge gelegt. Im 
übrigen wird gefordert, dass die schon bei den letzten Ver- 
handlungen in Aussicht genommene Ausgleichung des Reichs- 
pensionsergänzungsgesetzes an die entsprechenden Gesetze der 
Länder (Preussen, Bayern) nunmehr alsbald vorgenommen 
wird. Wir haben schön bei den letzten Verhandlungen auf 
die Gefahr einer Benachteiligung für die Pensionäre und 
Hinterbliebenen der Länder und Gemeinden hingewiesen, die 
sich aus dem Artikel 5 des Gesetzes vom 11. November 
ergeben kann. Tatsächlich würde die sofortige und strikte 
Durchführung dieses Artikels für einen Teil der genannten 
Pensionäre und Hinterbliebenen eine Verringerung ihrer Be- 
züge bedeuten. Mr 

II. Angestellte. 

t. Uebertragung der für die Beamten in Anlage 1 auf- 
gestellten Forderungen in :vollem Umfange auf die unter 
den Reichsteiltarifvertrag fallenden Angestellten. 

2. Entsprechende Erhöhung der Gehaltssätze für Jugend- 
liche und Lehrlinge. 

Hl. Arbeiter. 

1. Erhöhung der Grundlöhne um 4,30 M. pro Stunde in 
allen Lohngruppen und Ortsklassen. (Nach Anlage 2.) 

2. Erhöhung des Kinderzuschlages auf die den Beamten 
gewährten Sätze. 

3. Neuregelung der Bezüge der weiblichen Bediensteten, 
der jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge. 

4. Erhöhung aller übrigen Zuschläge für auswärtige. Be- 
schäftigung, bei Uebernachtung, für Nachtarbeit und Beamten- 
dienst (Bahnarbeiter, Telegraphenbauarbeiter, Kraftwagen- 
führer usw.) 

5. Sofortige Neuregelung der Ortsklasseneinteilung für 
Arbeiter. Die Ortsklassenzuteilung der Bahnunterhaltungs- und 
der Telegraphenbauarbeiter muss nach dem Dienstsitz der 
Bahnmeisterei bezw. des Telegraphenbauamts erfolgen. 

6. Bereitstellung entsprechender Reichsmittel zur Erhöhung 
der Bezüge der Rentenempfänger. 


IV. Gemeinsame Forderungen. 

1. Bereitstellung von Reichsmitteln für Länder und Ge- 
meinden, um die Durchführung einer der Reichsregelung ent- 
sprechenden Erhöhung der Bezüge der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
sicherzustellen. 

2. Beginn der Neuregelung mit Wirkung vom 1. Oktober 
d. Js. und rascheste Auszahlung der Mehrbeträge noch vor 
Weihnachten. 

Deutscher Beamtenbund. 
Die dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund 
angeschlossenen Verbände. 
Die dem Deutschen Gewerkschaftsbund angeschlossenen 
Verbände. 


Die dem Gewerkschaftsring angeschlossenen Verbände. 
Allgemeiner freier Angestelltenbund. 
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I1| 13 500] 14 100| 14 700| 15 300} 15900] 16505| 7 000 
it} 15 500] 16 2:0] 19900] 17500] 18.100] 18 709] 77 300 { 
IV | r7500| 18 300} 19 100| 19900| 20 7.0| 21400] 22100} 2200| 23510 
V | 20090] 20 350 
ViF22500| 23 500 
VI | 25 000) 26 100 
VDE | 27 500) 28 900 
IX | 30600] 31 500 
x 133000] 34 709 
XI] 36 000) 37 806 
XI | 42 00) 45 090 
XI | 53 C00| 60 000 





24 500| 25 500] 26 4u0] 27 300] 2306| 29 100) 3000 
27205] 28 360| 29400] 30 309] 31 200] 32 100| 33 000 
39 330] 31 700] 32900] 34199) 35 300] 3% 500 

33600| 34 500|-36 0005 37500) 33 750). 40:+-00 

33400] 38 160] 39 800| 41 200] #600; 411.00 

33 600| 41.400) 43 200| 45 00%] 46500| 43 Ov0 

43000) 51.000} 53.090} 55 000] 57 000 

67000| 75 000} &0 000 > 


Teuerungszuschliag. 
bis zu einem Einkommensteil (Crundgeha't und Ortszuschlag) 
von 5000M. ....=50% 
für weitere 5000 (über 15 000 bis 20 060) ee ie 40, 
N ;. 500) ( „20609 „. 25 000) a ä wA==130,07, 
für jeden weiteren Einkommensteil über 2300 ae IE 


Ortszuschlag 





Oris- bis über 15000 über 17500 über 22500 über 25560 über 33509 über 

klasse 15500 b. 17500 b. 2250 b. 25500 b. 33505 bh: 42509  4:3500 
A 3200 2000 4800 5600) 6405 7200 8009 
B 2400 3000 3600 4200 4800 510 6090 

EG 2000 2500 3600 3500 099 4500 090 .: 
D 1600 2000 2400 2809 3203 3500 40900 
E 1200 1500 1300 2:00 2409 2:6) 3009 


Anfangsgehälter. 


Gefordertes Einkommen Bisherig Finkommen Diiferenz 1—2 


Gruppe Insges. Abz. Steuern In:ges. Abz. Steueın .. nstes. Abz Steuern 
\ 22750 20630 12813. 11680 3910 8 950 
li 24880 22440 15845 1438 909% 8060 
m 27480 24520 17 640 16 000 9849 850 
IV 3145) 27620 19200 17 940 11 659 9 680. 
V 35 740 30 800 21 960 19 320 3 780 10 910 
VI ı 38. 760 32 920 23 166 299:0 15 609 11 950 
vu 41720 34.895 25 920 - 23 260 15800 11635 
vis 56650 38.069 29280. 25960 17 40 {2100 
"IX 49 680 39 260 32 830 28 70) 16 800 11 160 
x 53 280 42 860 37 689 32170 15 60 : 3619 
xl 578490 44359 446490 36°00 13 200 7550 
Alu 65 040) 48 310 54 241 42 370 10 820 5940 
Au 79 120 56.045 73 209 52 727 524 325 
Endgehälter. 
Gefordertes Einkommen Bisherig Einkonmen Diff-renz 1-2 ° 
Gruppe insges. Abz. Steuern Insges. Abz. Steuern nsge: Abz Steuern 
I 29500 26120 19200 17400 10 300 8720 
Hu 33140 23885 21 360 19 350 11 780 95%5 
IH 36 360 31240 23760 21510 12 600 9 739 
IV 30920 34375 25920 .23260 15000 11115 
V 45 480 37 340 28 080 250 17 469 12.40 
v 492150 39620 31089. 27/356 13 200 12279 
VH 53280 41860 34680 39050 18 600 11819 
vi 60440 45780 39840 33679 20 603 15 189 
IX 62610 4593) 45810 37540 16 800 9390 
x 68400 50080 53040 41710 15 369 3370 
xt 73200 52720 62409 46 780 10.80) 5.940 
x 84000 58660 73000 55360 6.00) 309 
xl 111600 73780 105 6.0 70450 6 005 * 300 
Ortsklasse A. Anltage2 
Lohn>ruppe TISCH iu IV V vi vu 


Tariflehn . . .».. 650 6,30 6,10 5,80 5,60 54) 5,3) 
Teuerungszauschleg . 2,49 2,40 2,40 2,49 2,8) 2,40 2,40 


Gef. Zulage . . . 4.30 4.30 4,30 4,30 430 430 4,30 
Ges Lohn . . .„ 1320 13.— 12,80 12,50 42,30 12,10. 12,— 
pro Jahr . 2. ee 2 00. . 31 948,80 29 952,— 
Ortsklasse B 
Lohngruppe 1 u In ıV v v vi 
Taritlohn - °-. . 630. 6,10 5, 5,60 5,40 523 73,103 
Teuerungszuschlagg . 2,20 2,20 2,20 220 2.20 2,20 2,20 
Gef. Zulage . . „ 430 4.30 430 4,50 430 4°0 430 
Ges. Lohn . . . . 1280 12,60 1240 12,10 11,90 11,:0 11,60 - 
pro Ja hr. .» 2 000.0. 30 950,49 23 953,60 
Ortsklasse €. 
Lohngruppe ) H ul IV V vi vu 
Tarillohn . » „ » 610 5,90 5,70 5,40 5,20 LE Wi) 
Teuerungszuschleg . 2— 23— 2,— 2,— 2.— 2— 2-2 
Get. Zulage ö . 430 4,30 4,30 4,30 4,30 430 430 
Ges, Lohn ! .. 77. 120 1220 12,—. 11,70 ..,31,50.2. 11,30 10 200m 
pro Jahr. » 22 en 0... 29 952,— 27 955,20 °F 
OrtsklasseD. Br 
Lohngruppe I n IH iv V N va zz 
Tariflohn . ... . 580 _ 3,60 5.40 510 4% 470 4,60 . 
Teue ungszuschlag 1.80 18 1,80 1.80 yr 1,80 10° 
Gef Zulage . .... 430 430 4,30 ) 4,30 430 430° 
Ges. Lohn . . . .1,% 17,70 11,50 1120 11,— 10,80 0,70 
pro Jehr. 1.2. 0.0.0 0.0.50, 270 26 307,— 


Anlage] 


21 700| 22 550] 23 400] 24250} 25 00} 23 750] 2650. , 


x | 
| 





E 


EEE 





N, 


F 





m 
N 



































































Nr. 20. 


OrtsklasseE 


 Lohngruppe I ii 1 iv V vi vi 
 Tariflohn . ... 550 530 510 480 460 440 430 
Teuerungszuchleg . 1,0 1,60 160 160 1,0 1,60 1,60 
Gef. Zulage. . . . 4,30. 4,30 430 4,3 4,50 420 4,30 


Ges. Loha . . 11,49 11,20. 11,— 10970 1050 10,30. 10,20 
we ar ei21 420, 25 459,20 


Das Beamtenrätegesetz im Ausschuss 


Der 23. Ausschuss des Reichstages hat mit der Beratung 
des Entwurfes eines „Gesetzes über Beamtenver- 
tretumgen“ begonnen. Die Materie ist schwierig, und dass 
der Ausschuss seine Sache sehr ernst nimmt, beweist die Tat- 
sache der viertägigen ausgiebigen Generaldebatte. Sie war 
fruchtbar, wenn auch noch vieles ungeklärt geblieben ist und 
harte Kämpfe um die Kardinalforderungen nicht zu umgehen sein 
werden. Erster Erfolg: Rückzug der Regierung auf der ganzen 
Linie! Ihn kräftig auszunützen, ist die nächste Aufgabe, 

Bei. der Beurteilung des Gesetzentwurfes muss man sich 
hüten, ihn einer Partei deshalb in die Schuhe schieben zu wollen, 

eil der Parteiminister verantwortlich gezeichnet hat. ‘Das, was 
dem Reichstag schliesslich vorgelegt wurde, hat einmal mit dem 
Entwurf des demokratischen Ministers Koch kaum noch etwas 
gemein. Zum anderen ist es notwendig, immer wieder darauf 
hinzuweisen, dass der sozialdemokratische Minister seinen Namen 
nur auf Drängen seiner Fraktionsfreunde unter den Entwurf 
setzte, damt die Sache endlich an den Reichstag und zur” Bera- 
tung kommen konnte. Wäre es nach ihm gegangen, dann-hätte 
Dr. Gradnauer den Entwurf zurückgezogen, was aber eine Ver- 
tagung der Frage um ein Jahr bedeutet haben würde. 

Unter diesen Umständen, die jedem Parlamentarier bekannt 
sind, war es bedauerlich, dass ein Abgeordneter der Dt. Volks- 
partei es nicht unterlassen konnte, bei der Kritik des Entwurfes 
als reaktionär auf seine angeblich demokratisch-sozialdemokra- 
tische Abstammung hinzuweisen. Reaktionär! — Man möchte 
sagen, dies Wort ist noch viel zu gelinde, Fasst man aber seine 
Kritik in dieses Wort zusammen, so drückt man damit derien- 
igen Körperschaft, welche den Kochschen-Entwurf — der an und 
für sich schon sehr unbefriedigend war — zu dem gemacht hat, 
was er heute ist, den Stempel auf. Und das ist der Reichsrat. 
Reaktionär bis auf die Knochen. 


Naturgemäss schwenkte die Generalaussprache, die übrigens 
toch nicht beendet ist. sofort in die. Erörterung der Hauptiraren 
ein,. wobei auch die Fragen des Berufsbeamtentums und des 
Streikrechtes eine grosse Rolle spielten. 


Der Name „Beamtenvertretungen“ bzw. „Beam- 
tenausschüsse“ gefällt den Linksparteien nicht- Sie wollen 
die „Beamtenräte“, wie sie auch von den Spitzenorganisationen 
geiordert werden, Zentrum und Dt. Volksparteiler erklären, dass 
sie auf den Namen keinen entscheidenden Wert legen, doch halten 
sie die „Beamtenausschüsse“ "für besser. Allerdings, so etwa 
äusserten sich die Herren Allekotte (Ztr.) und Morath (Dt. Volks- 
partei), sei ihr Widerstand gegen die ‚Beamtenräte“ durch 
die Erklärung des Berichterstatters Steinkopf (Soz.), „dass 
das Gesetz die Beamten als Arbeitnehmer er- 
fassen und sie in die ideelle Front aller.Ar- 
beitnehmer einrangieren wolle, erheblich gestärkt 
worden. Dass die Deutschnationalen die „Räte“ nicht mitmachen 

‚würden, verstand sich von selbst. Abgeordneter Vogel sprach 
‚von einem üblen Beigeschmack und erklärte schliesslich: „Ich 
kann die Begriffe „Berufsbeamter“ und ‚Ar- 
‚beitnehmer“ nicht miteinander vereinigen“ 

Schon In dieser wichtigen, wenn auch nicht grundsätzlichen 

Frage schien sich zwischen den Anschauungen der beiden Zen- 
“Hrumsabgeordneten Allekotte und Dr. Höfle 'eine Spaltung 
zu zeigen. die sich später auch bei anderen Fraren bemerkbar 
‘machte. -Man hat das Gefühl, dass Herr Dr. Höfle mehr den 
Ansichten der Linksparteien zuneigt, während Herr Alle- 
'kotte mit der Dt. Volkspartet zu marschieren. gedenkt. 
"Sollte sich dies bestätigen und die inzwischen erfolgte Verstär- 
kung des Ausschusses von 21 auf 28 Mitglieder keinen Ausgleich 
‚der vermuteten Gegensätzlichkeiten bringen, dann wäre u. U. 
‚mit recht schweren Komplikationen zu rechnen, die 

zu den grössten Besorgnissen Veranlassung 

geben könnten - 

| So traten diese verschiedenen Ansichten, wenn auch in sehr 
vorsichtiger Form, bei der Frage des Mitbestimmungs- 
rechts und der Gruppenwahl in Erscheinung. Während 
‚Herr Dr. Höfle. zusammen mit allen anderen Abgeordneten von 
der Dt. Volkspartei bis zu den Kommunisten das Mitbestimmungs- 
recht verlangt, kann sich Herr Allekotte dazu.noch-nicht ent- 
schliessen. Ausser der Frage der Gefährdung der Be- 
trlebsleitung,indie niemand eingreifen will, stellt Herr 
Allekotte die Uebernahme der Verantwortung und 
der Haftung durch die Beamtenausschüsse heraus. Erklärun- 
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gen, dass der Beamtenausschuss innerhalb des Rahmens einer 


ordnungsmässigen Geschäftsführung verantwortlich sei und die: 


Frage der Haftbarkeit im Hinblick auf den ehrenamtlichen Cha- 
rakter der Tätigkeit des Ausschusses aus der Diskussion aus. 


scheiden könne, sich in der Praxis auch noch nie Schwierigkeiten ° 


ergeben hätten, haben die Bedenken des Abg. Allekotte nicht 
zu zerstreuen vermocht. Trotzdem aber verlangt auch Herr 
Allekotte Schlichtungsausschüsse, eine Forderung, an 
deralle Parteien vonder Dt. Volkspartei bis zur äussersteit 
Linken grundsätzlich festhalten. 

Ueber den Inhalt des Mitbestimmungsrechtes 
gehen die bisher gehörten Meinungen der Parteien noch ziemlich 
auseinander. Einig Ist man sich nur darüber, dass die parla- 
mentarische Verantwortlichkeit des Ministers 
und auch die Rechte des Reichstages nicht be- 
rührt werden dürfen: Während aber die Dt. Volks- 
partei das Mitbestimmungsrecht auf ganz konkrete Fälle 
beschränkt haben will, verlangen Herr Dr. Höfle und die De- 
mokraten, dass trotz der Schlichtungsausschüsse die letzte 
Entscheidung beim Minister liegen soll, was wieder- 
um den sozialdemokratischen Parteien ungenügend erscheint! Es 
lässt sich nicht verkennen, dass dies der schwierigste Punkt 
ces ganzen Gesetzes ist. Man hat versucht, eine Verständigunes- 
brücke dahin zu bauen, dass man den Sprüchen der Schlich- 
tungsausschüsse keine bindende Kraft beilegen, sondern 
sie nur als moralisches Druckmittel betrachten will, 
Ein Vorschlag, dem die Ressortvertreter, wenn auch zögernd und 
vorsichtig, zustimmten. Dass diese Frage schon geklärt ist, 
wird niemand behaupten wollen. Es scheint, als ob noch Unklar- 
heiten über die praktische Durchführbarkeit der Forderung be- 
stehen, die erst in der weiteren Diskussion erörtert werden 
inüssen, 

Von der Dt.-Nationalen Volkspartei erklärte Herr Vogel, 
dass er noch keiner Weg sähe, auf dem das Mitbestimmungsrecht 
verwirklicht werden könne. Deutlich war aus seinen Worten 
herauszuhören, dass er ja ganz gerne möchte, aber nicht recht 
kann. Die Worte „Staatsnotwendigkeit“ und „Autorität“ kehr- 
ten in seinen Ausführungen auffallend oft wieder. Dies war 
auch in einer programmatischen Erklärung der Fall, die Herr 
Abg, Deglerk im Namen der Deutschnationalen Fraktion 
abgab. In dieser lehnte er völlig das Mitbestim- 
mungsrecht und Schlichtungsausschüsse als 
unvereinbar mit dem Berufsbeamtentum und’ 
der Würde des Beamten ganz offen ab. 

A propos, diese Erklärung provözierte ein kleines Intermezzo, 
das sehr bemerkt wurde und aMerlei Schlüsse zulässt- Als Herr 
Abg. Deglerk, der Vorsitzende des 23. Ausschusses, seine 
programmatische Erklärung an Hand eines Manuskriptes vor- 
gelesen hatte, meldete sich der Abe. Vogel zur Geschäftsord- 
nung und fragte, für wen diese Erklärung abgegeben worden sei. 
Es wurde ihm von Herrn Deglerk erwidert, dass er die 
Erklärung im Namen der Deutschnationalen Fraktion abgegebe:: 
habe, worauf Herr Vogel. meinte, dass er davon ja 
gar nichts wisse. Doch man soll sich nicht in Familien- 
angelegenheiten mischen. . 

Die Frage der Wahlen hat in der Debatte auch schon 
einen grossen Raum eingenommen. Der Regierungsvertreter 
vo: Reichsministerium des Innern, Min.-Rat Daniels, ist 
hierbei in einer üblen Lage. In der Vorlage des Ministers Koch 
war die allgemeine, direkte und geheime Wahl vorgesehen. Die 
Begründung dazu war so gut, dass der Berichterstatter des 
23. Ausschusses dieser Begründung zur Ablehnung der Gruppen- 
wahl nichts hinzuzufügen brauchte. In der Reichstagsvorlage 
ist nun die Gruppenwahl vorgesehen und auch begründet, und 
Herr Min.-Rat Daniels hat die wenig beneidenswerte Aufgabe, 
seine eigene Begründung in der Reichsratsvorlage durch seine 
Begründung in der Reichstagsvorlage widerlegen zu müssen. 
Der Weg zu den allgemeinen Wahlen wird ihn hoffentlich bald 
aus diesem Zwiespalt befreien. Bedauerlich ist nur, dass ausser 
den Dt.-Nationalen auch die Abgeordneten der Dt. Volkspartei 
und Herr Abg. Allekotte — wie es schien, wieder im Gegen- 
satz zu Herrn Dr. Höfle — für die Gruppenwahlen ein- 
traten. Ihr Leitgedanke ist wohl der, kleineren, aber wichtigen 
Beamtengruppen in den Beamtenausschüssen eine Vertretung zu 
sichern, die ihrer Bedeutung entspricht. Eine. Majorisierung 
dieser Gruppen wollen aber, auch die anderen Parteien und Herr 
Dr. Höfle nicht haben, nur sind sie der Ansicht, dass deshalb 
das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht nicht durchbrochen 
werden darf, Nach ihrer Meinung ist es Sache der Wahl- 
ordnung, den richtigen. Wahlmodus zu finden, um einer Majo- 
risierung kleiner Gruppen vorzubeugen. Es ist zu hoffen, dass 
sich die Mehrheit des Ausschusses zu dieser Ansicht bekennen 
wird, und auch die Regierung will, wenn Anzeichen nicht 
trügen, auf diesen Boden treten, der übrigens durch 
den Beamtenräteerlass des Reichsverkehrsministers schon vor- 
bereitet Ist. 
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Bei der Debatte über den Aufbau der Räte, stellte 
sich der Berichterstatter auf den Standpunkt, dass neben obli- 
gatorischen Orts-, Bezirks- und Hauptbeamten- 
räten auch die Bildung von Gesamt- und gemein- 
samen Beamtenräten — für den Bereich einer oder melı- 
rerer Gemeinden — und dem Wunsch der Spitzenorganisationen 
entsprechend von Zentralbeamtenräten ‚für Reich und 
Länder zugelassen werden müsste. Die Beamtenkam- 
mer sei abzulehnen und dort, wo sie bestehe, aufzulösen. 
Ueberraschenderweise wurden die Zentralräte ausser von 
der S-P.D. von allenanderen Parteien abgelehnt. Auch 
die Kammern lehnten alle Parteien mit Ausnahme der Dt.-Natio- 
nalen und des Zentrums ab. Während sich aber Dr. Höfle eine 


Verbindung des instanzenmässigen Aufbaues der Beamtenräte , 
mit dem Kammergedanken, die Kammer also als eine Art Zen- 


tralrat vorstellt, wollen die Dt.-Nationalen den rei- 
nen Kammergedanken verwirklicht sehen. Dem Abg. 
Vogel,.der sich‘ sehr stark für die Schaffung von Beamten- 


kammern als der „Würde des Beamten mehr entsprechend“: 


einsetzte, wurde die Feststellung nicht erspart, dass die grosse 


Postbeamtenorganisation, deren erster Vorsitzender er. im Be-. 


zirk Berlin sei, unbedingt die Beamtenräte verlangt. „Gegen 
meinen Willen,“ rief Herr Vogel dazwischen. — Im übrigen 
wollen die Dt.-Nationalen die ganze Einrichtung aus finanziellen 
Gründen. auf das unbedingt Notwendige beschränkt wissen. Zu 
der Frage der obligatorischen Bezirksausschüsse, die sonst all- 
gemein verlangt werden, nahmen sie keine Stellung. 


In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage der Unter- 


stellung der Beamten der Öffentlichen Körper- 
schaften unter das Gesetz eingehend besprochen. 


nung durchführen, während die Mehrheit des Ausschusses um- 
zgekehrter. Ansicht ist. : Nur die Deutschnationalen — und das 
Zentrum für die Diener-der katholischen Kirche — waren der 
Ansicht, dass eine Unterstellung dieser Beamten unter das Ge- 
setz:nicht erforderlich sei. Der Herr Abg: Vogel begründete 
diese Stellungnahme damit, dass für ihn der Begriff 
„Beamter“ mit dem Begriff der „Staatshoheit“ 
zusammenhänge. (!) Dies treffe aber bei den öffentlichen 
Körperschaften nicht zu. 
griff „Beamter“ „verwaschen“ werde. 


Sehr lebhafte Auseinandersetzungen hat auch die Frage der: 


Stellung des Vorgesetzten zum Beamtenrat hervor- 
gerufen. Die: Regierungsvorlage verlangt bekanntlich, dass der 
Vorgesetzte zu jeder Sitzung Zutritt hat und in ihr jederzeit 
das Wort ergreifen kann. Aller@ings erklärte die: Regierung, 
dass sie es eigentlich gar nicht. so bös gemeint habe. 
da sie sich in dieser Frage ebenso wie in der Frage der vollen 
Immunität der BeamtenratSmitglieder der geschlossenen 
Front aller Parteien gegenübersah, 
Man wird eine Verständigung finden. 


Leider bot sich dasselbe Bild nicht bei der Frage der im 
Entwurf vorgesehenen Geheimhaltung der Vorgänge 
in: den Sitzungen, der fehlenden Betriebsversamm- 
Jung und der völligen Ignorierung der Gewerk- 
schaften. Während die Linksparteien unbedingt auf der Zu- 
lassung der Gewerkschaften, der Betriebsversammlung und auf 
ihrem Recht, von dem Beamtenratsmitgliedern Rechenschaft zu 
fordern, bestehen, glauben die Rechtsparteien mit 
der Regierung, dass die Teilmahme der Ge- 
werkschaftsführer und die Betriebsversamm- 
lung vollkommen überflüssig und-die Geheimhaltung 
aller ‘Vorgänge in den Beamtenratssitzungen zum Schutz der 
„Unabhängigkeit“ der Mitglieder dringend erforderlich seien. 
Hiernach hätte also der Wahlkörper einer 
Behörde 
nen Beamtenrat zu wählen, und Im “übrigen 
ginge ihn die ganze Geschichte nichts am. Es 
erscheint unverständlich, wie man eine derartige Auffassung 
gewinnen kann. Doch wir stehen ja — diesmal glücklicher- 
weise — erst am Anfang der Beratungen, und menschliche An- 
schavungen sind wandelbar. — 


Diese und noch andere Fragen sind diskutiert worden. Das 
bisherige Ergebnis ist eine von dem Vertreter des Reichs- 
ministers des Innern zunächst unverbindlich. abgegebene Erklä- 
rung, die — wie bereits oben erwähnt — einen Rückzug 
der Regierung auf der ganzen Linle darstellt. 
Ein. Frohlocken hierüber wäre verfrüht, denn wenn die Aus- 
sprache die Parteien und die Regierung auch einander näherge- 
bracht hat, lassen sich die in den Kardinalfragen trotzdem vor- 
handenen Schwierigkeiten nicht übersehen. Auch ist die vom 
Regierungsentwurf. abgelehnte und "vom. Berichterstatter zur 
Forderung erhobene Frage der Mitwirkung der Beamtenräte bei 
der Erfüllung des Betriebszweckes, die Frage der Gewährung 
gleicher Rechte wie bei den Arbeitern und Angestellten, über- 


Die Re-- 
gierung will diese Unterstellung von Fall zu Fall durch Verord-: 


Es bestehe die Gefahr, dass der Be-. 


Und° 


lenkte sie ein. 


lediglich alle paar Jahre einmal sei- 


haupt die Frage der von der Regierung mit Feuereifer bestrit- 
tenen Analogie mit dem Betriebsrätegesetz noch vollständig, 
offen. Es hat sich in der Diskussion die Uebung herausgebildet;: 
die „Gefährdung des Berufsbeamtentums“ immer dann in den‘ 
Vordergrund zu schieben, wenn man gegen die Forderung der 
Beamten nichts mehr zu sagen weiss. ‘Beweise für diese „Ge- 
fährdung“ konnten allerdings von keiner Seite angeführt werden 
Seitens der S.P.D. wurde im Gegenteil ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, dass sie das Berufsbeamtentum stützen will und die 
in der Praxis herausgebildeten Kriterien des Berufsbeamten, 


ie lebenslängliche Anstellung, den Anspruch auf Ruhegehalt und 


Hinterbliebenenfürsorge und die öffentlich-rechtliche Stellung, an- 
erkenne. Sehr bemerkt wurde, dass seitens der Dt. Volkspartei, 
deren Mitglied Stinnes als der Urheber der. Gedanken zur Pri- 
vatisierung der Staatsbetriebe gilt, der Schutz des Berufsbeam- 
tentums stark betont wurde. 

Die U.S.P. hatte einen Antrag eingebracht, den Entwurf zu- 
rückzuziehen und die Beamten alsdann einem verbesserten Be=. 
triebsrätegesetz zu unterstellen. Ueber den Antrag ist noch nicht 
abgestimmt worden, jedoch unterliegt es keinem Zweifel, dass 
er abgelehnt wird. Seine Annahme würde nichts mehr und 


nichts weniger als eine Vertagung des Beamtenrätegesetzes _ 


auf unabsehbare Zeit bedeuten, was zu verantworten der U.S.P. 
überlassen bleiben muss. — Die Kommunisten, welche in den 
ersten beiden Sitzungen überhaupt fehlten, haben sich an der 
Beratung noch.mit keinem Wort beteiligt. 


Zusammengefasst: Eine kleine Annäherung ist erfolgt, doch‘ | 


viele Ffagen sind noch zu lösen, und — das Mitbestimmungs- 


recht und die Schlichtungsausschüsse sind die grössten unter 


ihnen- Willy Steinkopf. 


Klärung in der Beamtenbewegung 
Am 13. Dezember tritt der Bundesausschuss des All- 


gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes unter - Teil- 
nahme des AfA-Bundes zu einer Tagung zusammen, 
die auch zur - Frage der Beamtenbewegung Stellung 


nehmen. soll. In diesem bedeutungsvollen Augenblicke 
ist es angezeigt, sich noch einmal den Gang der bisherigen 
Verhandlungen vor Augen zu halten. a 

Als nach der Gründung des Deutschen Beamtenbundes die 
damalige Generalkommission der Gewerkschaften, der jetzige 
A.D.G.B., zu der Frage der Beamtenorganisationen Stellung. 
nahm, ‚wurde in Verhandlungen mit dem Vorstand des Be- 
amtenbundes, an denen auch Vertreter der wichtigeren, ihm’ 
angeschlossenen Beamtenvereinigungen teilnahmen, vereinbart, 
dass, wenn der D.B.B. seine Verbände in gewerkschaftlichem 
Sinne umgestalten würde, der A-D.G.B. von der Gründung 
besonderer Beamtengewerkschaften absehen wolle. Es war 
bereits damals in Aush genommen, 


„dass es zweckmässig erscheine, die Örga- 
nisationen der Industriearbeiterschaft, der 
Angestellten und Beamten in je einer Zen- 
tralstelle zu vereinigen. Diese drei Zentral» 
stellen sollten- dann eine Arbeitsgemein- 
schaftbilden zur Erledigung der Fragen und 
zur Wahrnehmung der. Interessen, die für. 
ale drei Arbeitnehmergruppen gemeinsam 
sind.“ 2 i 
Auf Grund dieser Aussprachen hat der A.D.G.B. damals 
beschlossen, „bis zur völligen Klärung der Ansichten dem 
D.B.B. gegenüber eine neutrale Haltung einzu- 
nehmen“ Am 20. August 1919 wurde dementsprechend der 
weitere Beschluss gefasst, „Beamtenorganisationen, die sich 


7 


rn 


zum Anschluss gemeldet haben, vorläufig nicht aufzunehmen‘. 


Das Jahr. 1920 hat wenigstens, soweit die satzungsgemässe 


- Formulierung der seitens des A.D.G.B. an den D.B.B. gestellten 


Forderungen in Betracht kam, einen Fortschritt ‘ gebracht. 


Die Satzungen. des D.B.B. und eines Teiles seiner Orga-. 


nisationen 'sind so geändert worden, dass sie vom gewerk- 
schaftlichen Standpunkte aus einwandfrei sind. Bei einem 
anderen Teile der Beamtenverbände ist aber auch noch nicht‘ 
einmal diese Aenderung vollzogen worden: sie sind auch’ 
satzungsgemäss nach wie vor Vereine. 

Während so äusserlich eine Annäherung an die freigewerk- 
schaftliche Bewegung vollzogen wurde, waren aber andererseits 
an führender Stelle im D.B.B. Kräfte tätig, die auf keinen 


Le: 


| 


Fall eine enge Verbindung mit den. freien Gewerkschaften ° 


\ . 


wollten und den Versuch machten — trotz der von der grossen 
Masse der Beamtenschaft geforderten engen Zusammenarbeit 7 


der Beaintengewerkschaften mit den freien Gewerkschaften. der 
Arbeiter und Angestellten — den .Beamtenbund im _reaktionären 


x 


A 


Sinne zu beeinflussen. Hier musste eine Klärung 


erfolgen. 


Es wurden deshalb vom -AD.G.B. und. AfA-Bunde Ver- 4 
handlungen mit dem Vorstand des D.B.B. aufgenommen, die 7 
zur, Formulierung folgender Vereinbarung führten: 
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EEE TEE EEE EEE EEE EEE ee EEE: 


„Zur wirksamen Vertretung der gemeinsamen .Interessen der Ar- 
beiter, Angestellten und Beamten vereinbaren die unterzeichneten Spitzen- 
organisationen ‘unter Wahrung ihrer vollen Selbständigkeit’ und unter 
Ausschluss aller parteipolitischen und religiösen Bestrebungen folgende 
Abmachungen: 


1. ‘Die drei. Spitzenorganisationen verpflichten sich und die ange- 
schlössenen: Verbände, in der Wahrung der gemeinsamen Arbeitnehmer- 
interessen zusammenzuwirken, 


‚Jede: Organisation hat ihr eigenes Programm. selber durchzuführen. 
Beschlüsse über gemeinsame Handlungen sind auf dem Wege der Ver- 
ständigung herbeizuführen. 


2. Alle: beteiligten Verbände erkennen ihren organisatorischen. Besitz- 
stand gegenseitig an und werden sich jedes agitatorischen Eingriffs 
in die Mitgliedschaft eines anderes beteiligten Verbandes enthalten. 


Organisatorische Streitigkeiten sollen in Wege gütlicher Schlichtung be- 


hoben, bestehende Unstimmigkeiten baldigst beseitigt werden. 


3. Die beteiligten Verbände stehen auf dem Boden der demo- 
kratisch-republikanischen Verfassung des Deutschen Reiches. Sie ver- 
pflichten sich, jeder Verletzung und jeder ungesetzlichen Aenderung 
dieser Verfassung im Reich und in den Ländern geschlossen entgegen- 
zutreten, aber. jede politische und religiöse Ueberzeugifig in ihren 'Mit- 
gliederkreisen: unbestritten zu dulden. 


4. Für die Stellungnahme zu wirtschaftspolitischen Fragen und eine 
gemeinsame Einwirkung auf. die Wirtschaftspolitik durch" die Beamten-, 
Angesiellten- und Arbeiterverbände ist richtunggebend die Lage der 
Mitglieder, als Arbeitnehmer und Verbraucher. 


Erster. Grundsatz in der Wirtschaftspolitik soll sein, dass steis 
das Allgemeinwohl den Privatinteressen voranzustellen ist. 


5. Diese Vereinbarung. gilt auch für die örtliche und bezirkliche 
Gliederung der beteiligten Spitzenorganisationen sowie für die _Fach- 
gruppen der angeschlossenen Verbände, soweit Beamte, Angestellte 
und 'Arbeiter in Betrieben und Verwaltungen den gleichen Arbeitgebern 
unterstehen.“ 


Es gelang in der Vorstandssitzung des D.B.B. vom 6. Juli 
durchzusetzen, dass der Vorstand dieser Vereinbarung gegen 
3 Stimmen seine Zustimmung gab und sie als Antrag dem 
Bundesausschusse des D.B.B. unterbreitete. Auf der Bundes- 
ausschüss-Sitzung vom 15. und 16. August wurde aber diesem 
Abkommen ‚nicht die Zustimmung gegeben, vielmehr folgende 
Entschliessung angenommen: 


„Der Bundesausschuss anerkennt erneut die Notwendigkeit eines 
Zusammengehens des Deutschen Beamtenbundes mit der  Angestellten- 
und Arbeiterschaft in allen. aus dem allgemeinen Arbeitnehmerbedürfnig 
sich ergebenden gemeinsamen Fragen und ist daher auch nach wie 
vor zum Abschluss von Abmachungen mit denin Frage 
kommehden Spitzenorganisationen bereit. Er billigt 
die Grundgedanken des zu.diesem Zweck ihm vworge- 
legten-Uebereinkommens als geeignet für die Her- 
stellung. engerer Beziehungen zu allen Spitzenorganisationen 
der Arbeitnehmerschaft, welche die organisatorische und programmatische 
Selbständigkeit einer gewerkschaftlich geeinten deutschen Beamtenschaft 
anerkennen. 


Obwohl der Vorstand des Allgemeinen Deutschen : Gewerkschafts- 
bundes: diesen "Grundsatz ‚bisher ebenfalls stets vertreten hat, nahmen 
im : Gegensatz hierzu der -Deutsche Verkehrsbund und der Deutsche 
Eisenbahnerverband als Unterorganisationen des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in ihren Presseäusserungen, ganz besonders aber 
in den letzten Tagen bei den Verhandlungen über die Aufstellung 
einheitlicher Gehalts- und Lohnforderungen, im Namen des A.D.G.B. 
gegenüber ‚den berechtigten Fordeurngen der Beamtenschaft eine starr 
ablehnende und jeden Verhandlungswillen entbehrende Haltung ein. 
Der Bumndesausschuss kann daher in einer schriftlichen Vereinbarung 
mit dem A.D.G.B. eine ausreichende Garantie für die Wahrung der 
Beamteninteressen- nicht erblicken, solange die ihm angeschlossenen Ver- 
bände sich, ihrerseits nicht ebenfalls formell dazu bekannt haben. 


Der. Bundesausschuss beauftragt den Vorstand, die weitere Ent- 
wicklung „ abzuwarten, und vertagt die endgültige Erledigung der 
Angelegenheit bis zu dem Zeitpunkt, der-dem Bundes- 
verstande geeignet»erscheint. 


Am 18. August nahm bereits der Ausschuss des A.D.G.B. 
zu dieser Entschliessung Stellung und präzisierte seine Haltung 
folgendermassen: 


„Der Bundesausschuss des A.D.G.B. hat von der Entschliessung 
des D.B.B. Kenntnis genommen. Er hält nach: wie vor unter Auf- 
rechterhaltung der früheren Beschlüsse an der ' Auffassung fest, dass 
das : vorgelegte Abkommen ‚der beiderseitigen Vorstände eine geeignete 
Grundlage ‚für ein Zusammengehen der drei Spitzenorganisationen bildet. 
Er erwartet baldige Wiederaufnahme der vom D.B.B. 
in. Aussicht gestellten Verhandlungen. Sollte in an- 
emessener Frist eine, Vereinbarung nicht zustande- 

ommen, so wird der Vorstand: des A.D.G.B. beauf- 
tragt, mit den beteiligten Verbänden und dem AfA- 
Bund’in Verhandlungen zu treten, um die Grundlage 
für eine gewerkschaftliche Beamtenbewegung im An- 
schluss: an den A.D,G.B. und AfA-Bund zu schaffen.“ 


“ Anfang‘ Oktöber schien es, als ob die ins Stacken ge- 
erhandlungen wieder aufgenommen würden. as 
Vorstandsmitglied des D.B.B. Lange trat auf dem AfA-Kongress 
in Düsseldorf am 2. Oktober warm für das Zusammengehen 
des Beamtenbundes mit dem freien Arbeiter und Angestellten 


ein. Aber schnell wurde diese Aussicht von der bereits oben 


gekennzeichneten Richtung im D.B.B. wieder genommen. Es 
wurde folgende Erklärung in der Tagespresse verbreitet: 

„Die auf Grund einer ungenauen und unzutreffenden Bericht- 
erstattung an die Begrüssungsworte eines Vertreters des D.B.B. auf 
der Tagung des AfA-Bundes in Düsseldorf in einem Teile der Tages- 
presse bekundete Auffassung ist, soweit ‚sie das Verhältnis des D.B.B 
zu ‚den Gewerkschaften berührt, unzutreffend.- Für die Leitung des 
D.B.B. ist der Beschluss der letzten Tagung des Bundesaus- 
schusses massgebend, der einen einseitigen An- 
schluss an eine der bestehenden Gewerkschafts- 
richtungen verbietet.“ 

Diese Erklärung “stellt nichts anderes als eine grobe 
Irreführung der Oeffentlichkeit dar; denn von 
den letzten — hier gesperrt wiedergegebenen — Worten steht 
nichts in “dem. Beschluss des Bundesausschusses’ des D.B.B. 
Wie kann die Leitung des D.B.B. in dieser Weise die 
Beschlüsse des‘ Bundesausschusses umdrehen? Mit aller Deut- 
lichkeit zeigt sich hier, wie einige Personen in der Leitung 
des D.B.B. mit allen Mitteln, auch wenn sie nicht ein- 
wandfrei sind, die Annäherung des D.B.B. an die freien 
Gewerkschaften hintertreiben wollen. 


Man weiss in jenem Kreise ganz genau, was man will, 
und versteht es, auch diejenigen, die ursprünglich Anhänger 
des Abkommens waren, in seinen Bann zu zwingen. Im 
Vorstand des D.B.B. waren es vor allem die Vertreter der 
Reichsgewerkschaft der Eisenbahnbeamten, die die Annäherung 
an die freien Gewerkschaften wollten. Jetzt hat der Vorstand 
der Reichsgewerkschaft aber folgende Entschliessung ange-' 
nommen: 


„Der geschäftsführende Vorstand der Reichsgewerkschaft gibt die 
bestimmte Erklärung ab, dass er niemals die Hand zu einem einseitigen 
Abkommen mit nur einer parteipolitisch orientierten Organisation 
geben wird.“ & 


Die gesperrten Worte sind auch in der Zeitschrift der 
Reichsgewerkschaft gesperrt wiedergegeben. ‘Was wollen sie 


besagen? Wenn Worte einen Sinn haben, doch nur: die 
freien Gewerkschaften ° sind  parteipolitisch orientiert, also 


können wir als parteipolitisch neutrale Beamtenorganisation 
uns nicht mit ihnen verbinden. 


Gegen diese Auffassung muss der schärfste Protest er- 
hoben werden; Das. ist die Argumentation der Feinde 
der freien Gewerkschaften, die unsere Bewegung als 
parteipolitisch — sozialdemokratisch — kommunistisch hinstellen, 
um so alle parteipolitisch anders Eingestellten von der freien 
Gewerkschaftsbewegung fernzuhalten. Unsere Bewegung ist 
ebenso wie’ die des.D.B.B. auf parteipolitisch neutraler Grund- 
lage aufgebaut. Wir fragen niemand nach seiner Parteizuge- 
hörigkeit, sondern alle Arbeitnehmer gehören in die ein- 
heitliche Gewerkschaftsbewegung hinein. 


Das ist der gegenwärtige Stand der Verhandlungen. Wir 
haben noch einmal im letzten Augenblick den Versuch ge- 
macht, den D.B.B. zur Fortführung der Verhandlungen zu 
bewegen, indem wir für die Vorstandssitzung des D.B.B. vom 
9, Dezember den Antrag gestellt haben, die Stellungnahme zu 
dem Abkommen mit A.D.G.B. und AfA-Bund auf die Tages- 
ordnung zu setzen. Von dem Ausgange dieser Verhandlungen 
wird dann wesentlich die Entscheidung des Ausschusses des 
A.D.G.B. und des AfA-Bundes, die am 13. Dezember fallen 
soll, abhängen. 


Ein Angriff auf die lebenslängliche An- 
stellung 


-Einen recht ernsthaften Angriff auf die in Artikel 129 
der ‚Reichsverfassung verankerte „lebenslängliche“ An- 
stelling der Beamten hat sich die vom Provinziallandtag 
und Provinzialausschuss gebildete Besoldungskommission für 
die Revision der Besoldungsordnung der Beamten der Pro- 
vinzialverwaltung Branden kurs geleistet. Nach 
dem im März d. j erhaltenen Auftrage hatte die Besoldungs- 
kommission endlich im Oktober ihre Arbeiten so weit gefördert, 
dass die durch Gesetz vom. 8. Juli 1920 — nun einmal 
vorgeschriebene — „Anhörung‘‘ der Beamtenvertretungen er- 
folgen konnte. Dass es sich hierbei nur um die Erledigung 
einer „Form‘ handelte, wurde mit erfrischender Deutlichkeit 
gleich zu Anfang vom Vorsitzenden zum Ausdruck gebracht, 
nachdem es vor Beginn dieser Prozedur bereits zu einer 
„Geschäftsordnungsdebatte‘ über die Zulassung unseres Ge- 
werkschaftsvertreters, des Kollegen Hornbostel, kam. Die 
Kommission äusserte ihr lebhaftes Missbehagen über die Teil- 
nahme eines Gewerkschaftssekretärs „wie bei Tarifverhand- 
lungen,“ da sie nur mit „ihren Beamten‘ zu verhandeln’ 
wünsche. In einer Sonderberatung wurde dann aber doch 
„ausnahmsweise“ die Zulassung gestattet und die „Anhörung‘ 
erfolgte in etwa zehn stündiger ae wobei die Kom- 
missionsmitglieder nur Fragen stellen, aber keine 
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„Die Beamten der Provinzial-Verwaltung Brandenburg erblicken ia 
den Vorschlägen der Besoldungskommission eine Abänderung der gelten- 
den Besoldungsvorschriften zuungunsten der Beamtenschaft mit dem 
Ziele, den Abbau des Berufsbeamtentums anzubahnen und 
damit eine Verletzung des ihnen durch die Reichsver- 


Meinung äussern — durften, wie aus einer gelegent- 
lichen Andeutung des Vorsitzenden hervorging. 


Als Ergebnis dieser langwierigen Verhandlungen wurde 
dann am 23. November der Entwurf zu einer „Besoldungsord- 
nung“ bekannt, der die beteiligten Gewerkschaften veran- 
lasste, schleunigst eine grosse Protestversammlung 
auf den 25. November — einen Tag vor Zusammentritt des 
Prozinziallandtages — einzuberufen. Die Kommission hatte es 
fertig bekommen, die bisher 24 Paragraphen umfassende Be- 
soldungsordnung auf 3 (drei) Paragraphen zu „verkürzen“, 
Der Kuriosität halber bringen wir den gesamten Entwurf nach- 
stehend im Wortlaut: 

: 81. Ra E 

Die Besoldung der Brandenburgischen Provinzialbeamten regelt 
sich nach dieser Besoldungsordnung und dem angehängten Besoldungs- 
lan, im übrigen nach den jeweilig für die unmittelbaren Staats- 
eenten geltenden Vorschriften. 

Provinzialbeamte im Sinne dieser Besoldungsordnung sind die p!an- 
mässig angestellten Beamten. und die Stellenanwärter. { 

Planmässig angestellte Beamte sind solche, denen durch Aushändi- 
gung einer Anstellungsurkunde eine im Haushaltplan der Provinz vor- 
gesehene Dienststelle auf Kündigung, auf Zeit oder auf Lebenszeit 
übertragen worden ist. Stellenanwärter sind die nicht planmässig 
angestellten Beamten, die auf Probe, zu vorübergehenden Dienst» 
leistungen oder zur Vorbereitung durch Aushändigung einer Anstellungs- 
urkunde als Beamte angenommen worden sind. 

Angestellte, denen lediglich die Beamteneigenschaft verliehen ist, 
fallen nicht unter diese Besoldungsordnung. 

8 2. 

Die planmässige Anstellung findet nicht vor dem vollendeten 
25. Lebensjahre statt; ihr hat in der Regel eine Probezeit von 
einem Jahre vorauszugehen. 

Auf das Besoldungsdienstalter wird eine vor dem vollendeten 
24. Lebensjahre liegende Zeit nicht angerechnet. 

Die Anstellung erfolgt auf Kündigung. Die Kündi- 
gung ist nur zum Vierteljahresersten zulässig und an die Innehaltung 
einer dreimenatisen Frist gebunden. ! 

Die Anstellung kann (! D. Schr.) von Gruppe 6 (sechs. D. Schr.) 
an nach fünfjähriger Bewährung des Beamten in einem 
planmässigen Beamtendienstverhältnis, aber nicht vor seinem voll- 
endeten 30. Lebensjahre, in eine Anstellung auf Lebenszeit, umge- 
wandelt werden. 

8 3. 
Wert und Prüfung der Sachbezüge, soweit sie nicht als Dienst- 


aufwand anzusehen und deshalb unentgeltlich zu gewähren sind, setzt an . 


Hand der vom Provinzialausschuss festzustellenden Richtlinien eine Kom- 
mission fest. 

Diese besteht aus dem Landesdirektor als Vorsitzender, zwei vom 
Provinziallandtag und zwei vom Provinzialausschuss zu wählenden Mit- 
gliedern. Gegen die Entscheidung der Kommission. steht jedem Mit- 
gliede (also nicht etwa den Beamten.- D. Schr.) die Anrufung des 
Provinzialausschusses offen. ; 

Ueber den Umfang der Verpflichtung zur Entnahme von 
Sachbezügen entscheidet der Landesdirektor. 

Für ärztliche Hilfe durch den im Hauptamt tätigen Anstaltsarzt, 
welche für Beamte und deren Familien gewährt wird, findet eine 
Kürzung des Bargehaltes nicht statt. 

Das Interessanteste — und allerdings auch Unerfreulichste 
— an dieser „Besoldungsordnung“ ist unstreitig $ 2, zu dessen 
restlosem Verständnis man noch Ziffer 3 der besonders fest- 
gelegten „Beschlüsse der Besoldungskommission‘‘ betrachten 
muss. Dieser Beschluss lautet: 

„Die Zahl der Beamtenstellen wird durch den Haushaltsplan fest- 
gesetzt und ist auf Tätigkeiten obrigkeitlicher Natür 
und soweit einzuschränken, als die besondere Art des Anstalts- 
betriebes die Anstellung als Beamten erfordert“ 

Man kann unmöglich annehmen, dass die Besoldungs- 
kommission sich der Tragweite dieser Vorlagen, die praktisch 
einen vollständigen Abbau des Beamtentums in der 
Provinzialverwaltung bedeutet, nicht bewusst gewesen ist. Die 
Kommission bestand nämlich aus 5 Staatsbeamten und 
1. Angestellten einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, und 
zwar dem Regierungspräsidenten von Potsdam, 
2 Landräten, 1 Superintendenten, 1 Lehrer 
und 1 Berufsgenossenschaftsangestellten — 
Dass bei so ‚vielversprechender‘ grundsätzlicher Arbeit von 
den übrigen Wünschen betr. Aufrückungsmöglich- 


keit, Besoldungsdienstalter, Berufsbezeich- 


nungen usw. auch nicht ein einziger Berücksichti- 
gung gefunden hat, bedarf hiernach keiner besonderen Be- 
tonung. 

Die Erregung unter der Beamtenschaft entlud sich dann 
in der Protestversammlung am November, in 
der nach Referaten des Vorsitzenden Ganschow von der 
„Gewerkschaftlichen Vereinigung der Provinzialbeamten‘ und 
unseres Kollegen Hornbostel, deren Ausführungen sich 
die Vertreter des Zentralverbandes der Provinzialbeamten, des 
Deutschen Beamten-Bundes, des Deutschen Werkmeisterver- 
bandes und des Bundes deutscher Militäranwärter anschlossen, 
ung folgende Entschliessung zur Annahme ge- 
angte: 


samtenbund auferlegt?“ 


fassung gewährleisteten Grundrechts lebensläng- 
licher Anstellung. Bei der einschneidenden Bedeutung era = 
planten Aenderung ist darauf zu dringen, dass mit den Gewerk-« 
schaften über die Vorschläge der Besoldungskommission nochmals 
in mündliche Verhandlungen eingetreten wird. Die nur schrift- 
lich und bei der Kürze der verfügbaren Zeit nur in grossen Zügen 
niedergelegte Erwiderung könne nicht als genügende 
Anhörung der Beamtenvertretungen im Sinne des 
Gesetzes vom 8. Juli 1920 gelten,“ F 


Det am 26. November tagende Provinziallandta 
hat diesem Protest Rechnung getragen und die 
Vorlage an den Provinzialausschuss zurück- 
verwiesen, der nun nochmals mit den Gewerkschaften ver- 
handeln soll. Der Angriff auf.die Beamtenrechte 
wäre also vorläufig abgeschlagen. Bei den kom- 
menden Besprechungen im. Provinzialausschuss werden wir 
aber — durch diese Erfahrung gewitzigt — mit Entschieden- 
heit verlangen, dass "nicht wieder eine formale „Anhörung“ 
der Gewerkschaften erfolgt, sondern dass auch wirklich ver- 
handelt wird. Hb. — 








00 Rundschau 00 





Der zweite Angestelltenstreik bei den Altberliner, Elektri- 
zitätswerken, über dessen Verlauf wir im Hauptteil dieser 
Zeitung berichten, hat den „Komba“ ganz aus dem Häuschen 
gebracht. Nicht etwa weil wir gestreikt haben — das ist dies- 


-mal ganz Nebensache —, sondern weil wir Erfolg ge- 


habt haben, und zwar einen Erfolg, der über die Be- 
amtenbesoldung hinausgeht, der das ganze hohle 
Gewerkschaftsgebahren des „Komba“ blosslegt. Denn erstens 
haben wir seine wiederholte Behauptung — dass wir Keines- 
falls mehr erreichen würden, als die Beamtenbesoldung — 
durch unsere Gewerkschaftsarbeit Lügen gestraft: Zwei- 
tens bekommt er es jetzt mit der Angst, dass seine Mitglieder 
jetzt auch von ihm den Abschluss eines ähn- 
lich günstigen Tariivertrages fordern könnten, 
widrigenfalls sie scharenweise wieder in den — Zentralverband \ 
der Angestellten abwandern. Drittens ist er erbost, dass er 
sich jetzt offenkundig vor aller Welt vondemverhassten 
„Butab“ ins Schlepptau nehmen lassen muss, denn 
durch unsere Arbeit haben wie einige Zugeständnisse im Tarif- 
vertrag erreicht, die — auch ohne den Magistratsbeschluss vom 
1. Oktober (s. Nr. 16 der „Fr.B.R.“ vom 28. 10. 21, S. 116) — ihre 
Rückwirkung auf die Beamtenbesoldung haben 
müssen. Die Angestellten der -Elektrizitätswerke sind also der 
Stosstrupp gewesen für die gesamte Berliner Be- 
amtem- und Angestelltenschaft. Auch damit ist 
wieder — im Gegensatz zu den Behauptungen des „Komba“ — 
der Beweis für die Richtigkeit unseres Organi- 
sationsprinzips erbracht, Beamte und Behördenangestellte 
in einer Organisation zusammenzufassen, gemeinsame Inter- 
essen nicht gegeneinander sondern im Einverständnis 
miteinander zu verfechten. 


Die Angst vor diesen Folgen hat sich nun if einem 
geradezu hilflosen Artikel „Was soll.in Berlin wer- 
den?“ in Nr. 49 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ Luft 
gemacht- Der Artikel ist so hervorragend, dass wir ihn am 
liebsten im Wortlaut unseren Mitgliedern bekannt geben würden, 
wenn wir hier soviel Platz hätten. Der Komba fragt: „Was 
soll nun werden?“ und zwar den Magistrat, das Reichs- 
arbeitsministerium, den Demobilmachungskommissar, das Reichs- 
finanzministerium, nur nicht — uns. Den „Butab“ fragt 
er lediglich, „wie er seine Handlungsweise mit-den Pflichten ver- 
einbaren will, die ihn die Mitgliedschaft im Deutschen Be- 
Die Frage ist köstlich! Zunächst 
geht dem D.B.B. dieser Tarifstreit gar nichts an, dein es 
handelt sich hierbei nicht um Beamte oder „ihnen gleich zu er- 
achtende Ständigangestellte,“ sondern nach ‘dem klaren Wort- _ 
laut des Tarifvertrages um Angestellte, die „nicht 
der Besoldungsordnung als Ganzes (Leitsätze 
und Gruppenplan) unterliegen“ 


Der Komba hätte lieber — statt alle Ministerien und den 
Magistrat zum Schutz der anscheinend geheiligten Beamten- 
besoldung aufzurufen — lieber uns fragen sollen: „was nun?“ 
Statt dessen spielt der Komba den Schützer der „Gerechtig- 
keit“,der „Staatsnotwendigkeiten“, der „politischenZweckmässig- 
keit“, sogar des „Reichssperrgesetzes“! Eine eigene 
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Sprache für seine „Arbeitnehmer-Gewerkschait“, 
selbst wenn es eine Beamtenorganisation ist! Diese Sprache ist 
tatsächlich nur zu entschuldigen mit der masslosen Be- 
stürzung über den Streikeriolg. Bei einigermassen 
suhiger Ueberlegung hätte sich nämlich der Komba sehr gut die 
von ihm in alle Welt hinausgeschrieene Frage „was nun?“ 
selbst beantworten können. Da er aber nun einmal 
keine Gewerkschait ist, müssen wir wohl etwas nach- 
helfen. Die Antwort ist nämlich sehr kurz: „Wir werden 
unsere Forderungen für die Beamten auf den 
Streikerfolg aufbauen!“ 


Ist denn das wirklich so schlimm? Wo steht im Be- 
amtendiensteinkommensgesetz, dass das Be. 
soldungsdienstalter nicht mit dem 21. Lebens- 
jahr beginnen darf? Soweit uns bekannt, hat der Komba 
jaauch selbs# schon diese Forderung beim Magistrat gestellt. 
Oder war das nur Spiegelfechterei für die Mitgliedschaft? Hat 
der Komba selbst nicht an die Bewilligung im ernst geglaubt 
und auch dort nur den „starken Mahn“ — gespielt? 

Sind „einjährize Aufrückungsstufen“ eine 
„zünstigere Regelunz“ im Sinne des. Sperr- 
gesetzes? Es kann doch dem Herrn Reichsfinanzminister 
ganz gleichgültig sein, ob die Berliner” Gemeindebeamten alle 
zwei Jahre 2000 Mark oder alle Jahre 1000 Mark Gehaltszulage 
bekommen, am Schluss ist doch beides gleich. — Da eine solche 
Regelung bei allen Altberiner Werken schon seit zwei Jahren be- 
steht, lohnt es sich wirklich nicht, darüber zu zetern. 

Und die „Erreichung des Höchstgehaltes 
in 13 bis 14 Jahre#“ ? Zunächst- einmal sei festzestellt, 
dass auch än der Beamtenbesoldung von Gruppe 8 an aufwärts 
das Höchstgehalt in. 14 Jahren erreicht wird- Weshalb sollen 
die Gruppen 1—7 denn absolut schlechter gestellt sein und 16 
Jahre warten? Wir haben es nun einmal-— im Gegensatz zum 
Komba — umgekehrt gemacht und für die unteren Gruppen, 
die ohnehin schon kaum auskommen, die Aufrückungszeit auf 
13 Jahre zusammengedrückt. Das ist jedenfalls sozialer, als die 
3eamtenbesoldung — die doch wirklich nicht das Ideal einer Be. 
soldung ist — und dem Komba nur zur Nachahmung zu 
empiehlen. 

Schliesslich noch die „Auszahlung ‘einer 
Ausgleichssumme von 500 Mark“ fürdieunteren 
Gruppen ab 1. Oktober 1921? Wir erinnern uns dunkel, 
als ob der Komba vor 3 Wochen bereits von den Beamtenermr=«: 
1-6 einen ähnlichen Auftrag erhalten hätte! Die Nachzahlung 
sollte mindestens 2000,— Mark betraren und bis zum 26. Novem- 
ber 1921 erfolst sein, sonst würde am 28. November 
die untere Beamtenschaft in den — Streik 
treten! Wir haben am 29. November wirklich gestreikt, 
haben aber von einem gleichzeitigen Kampi des „Komba“ nichts 
bemerkt! Sollten wir diesen „Riesenkampi“ der Gruppen 
1—6 übersehen haben? Oder hat der „Komba“ etwa wieder — 
beschwichtigt? 

Der Komba droht-auch in diesem Artikel 
wieder mit den Streik, wenn seine gerechten 
Forderungen nicht schleunigst erfüllt wer- 
den. In den höchsten Tönen fordert er „Rechenschaft“ vom 
Magistrat. Was von solchen Drohungen zu halten ist, haben 
wir ia nachgerade zur Genüge gesehen. Zum Streik gehören 
nämlich zwei, eine Leitung und eine Mitgliedschaft, 
die aueh tatsächlich durchhäflt. 


Das „Spiel“ mit dem Beamtenstreik. Vor etwa drei Wochen 
haben de Kommunalbeamten Gross-Berlins {Be- 
so:dungsgruppe 1-6) in einer grossen Versammlung in der 
„Hasenheide“ die Forderung auf sofortige Auszahlung einer Bei- 
hilfe von Mk. 2000,— erhoben und den Kommiinalbeamten-Ver- 
band beauftragt, falls bis zum 26. November die Auszahlung 
nicht erfolgt sei, am 28. November die Urabstim- 
mung über einen Streik vorzunehmen. 

Die Auszahlungistnichterfolgt, die Urab- 
stimmung aber auch nicht! 


Am 2. Dezember waren auf Einladung des Provinzial- 
kartells Berlin des Deutschen Beamten-Bun- 
des im gleichen Saale wieder Scharen von Beamten anwesend, 
um einen Vortrag des Bundesdirektors Remmers über die 
neue Besoldungsregelung entgegenzunehmen. Auch hier wurde 
wieder die Forderung auf eine Mindestnachzahlung von 2000 
Mark für das letzte Vierteljahr erhoben: In der Aussprache 
forderten fast alle Redner eine Urabstimmung über 
die Annahme oder Ablehnung des Regierungs- 
angebots in den Gewerkschaften vornehmen zu lassen. Die 
Acusserung eines Redners, dass das Streikrecht nicht 
verliehen werde, sondern dass derjenige, der es sich 
pimmt, es auch hat, fand tosenden Beifall, 

Zum Schluss gelangten Entschliessungen zur Annahme, In 
denen u. a. eine sofortige Revision der Grundgehälter nach so- 





zialen Gesichtspunkten mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 und 
die unverzügliche Auszahlung der sich hieraus ergebenden Be- 
träge gefordert wird, so dass unter allen Umständen noch vor 
Weihnachten eine grössere Summe in die Hände der Beamten 
gelangt. Sollten die Rexierungsstellen bei kurzfristigen Ver- 
handlungen keine grundlegende Erklärung abgeben, so sind sofort 
vom - Deutschen Beamtenbund plannässig Vorbe- 
reitungen zur Urabstimmung über einen evtl. 
Streik vorzunehmen. 

Auch hier wird es wohl bei der Entschliessung bleiben. 
Denn nach dem Verhalten des Deutschen Beamtenbundes im 
Dezember vorigen Jahres ist nicht zu erwarten, dass er die Be- 
amten zur Anwendung dieses gewerkschaitlichen Mittels im 
Sinne der Berliner Entschliessung aufrufen wird. Vor einem 
Jahre hatte sich der. Vorstand des D.B.B. noch nicht den Be- 
schluss seines eigenen Bundesausschusses durchgeführt. Er hatte 
zwar bereits die Vornahme der Urabstimmung 
beschlossen, ist jedoch zwei Tage später — als 
es Ernst zu machen galt— schmählich wieder 
umgefallen. Man sollte doch endlich aufhören, in den Krei- 
sen dieser Beamten-„Gewerkschaften“ ständig mit Drohungen 
zu operieren, von denen man doch niemals ernstlich Ge. 
brauch zu machen gedenkt. So!che Drohungen wir- 
kefi auf die in Betracht eds Stelien doch höchstens 
lächerlich! 


Beamtenrecht 


Urlaub aus besond:ren Anlässen. Der Reichsschatzminister 
und der Reichsminister der Finanzen haben nachstehenden 
Erlass herausgegeben: 

Die Herren Präsidenten werden . hierdurch ermächtigt, 
ausserhalb des bestimmungsmässigen Erholungsurlaubs und 
ohne Anrechnung auf diesen aus besonderen Anlässen, wie 
z. B. Umzug gelegentlich einer Versetzung, Todesfall, Ver- 
tretung von Beamtenvereinigungen auf aus- 
wärtigen Tagungein und dergleichen, unter Beschrän- 
kung auf das unbedingt notwendige Mass Urlaub zu gewähren 
und diese Befugnis, insoweit es sich um Urlaub bis zur 
Höchstdauer von 3 Tagen handelt, den Vorstehern.. der 
unmittelbar nachgeordneten Behörde zu übertragen. 


Besoldungsfragen 


Ortsklassenverzeichnis. Die uns in dieser Angelegenheit 
übermittelten Wünsche der Ortsverwaltungen und Fachgrunne-: 
sind dem Gutachterausschuss für die Ortsklasseneinteilung des 
DE übermittelt und von diesem nachdrücklich vertreten wor- 

en. ° 

Ueber den Stand der Verhandlunzen ist uns vom D.B.B. 
folgende Mitteilung‘ zuzegangen: 

„Die dreiwöchigen Verhandlungen im  Reichsfinanz- 
ministerium sind nunmehr nach einer Dawersitzung, die erst früh- 
morgens #5 Uhr ihr Ende erreichte, zum Abschluss gekomm: 
Wenn es auch nicht gelungen ist, in allen Punkten zufrieden- 
stellermde Ergebnisse zu erzielen, so möchten wir doch hervor- 
heben, dass gegenüber dem Entwurfe des Stat. Reichsamtes 
grosse Zugeständnisse von seiten der Regierung gemacht worden 
sind. Für die Nachzahlungen, die ab 1. April 1920 erfolgen, dürfte 
der grösste Teil der Beamtenschaft in Frage kommen. Da die 
Verhandlungen streng vertraulich geführt sind, so sind wir heute 
leider noch nicht in der Lage, Mitteilungen über Einzelheiten 
machen zu können. 

Die Sachlage ist nunmehr folgende: In etwa acht Tazen dürfte 
der Reichsrat zu dem Entwurf des R.F.M. Stellung nehmen. Da 
Vertreter der einzelnen Länder an allen Verhandlungen beteiligt 
waren, so hofft die Regierung, dass im Reichsrat keinerlei Ver- 
zögerungen entstehen. Die Vorlage wird dann sofort dem Reichs- 
tage zugehen. Die Regierung setzt voraus, dass auch der Reichs- 
tag Seine Zustimmung geben wird, ohne noch in langwierige 
Einzelberatungen einzutreten. Sollte das nicht der Fall sein, 
so würde sich die Erledigung noch monatelang hinziehen. Wir 
müssen unsererseits Wert darauf legen, dass die Nachzahlung der 
nicht unbedeutenden Beträge schnellstens erfolgt, und auch die 
Regierung hat die Absicht, diese Nachzahlung noch vor Weih- 
nachten möglich zu machen. 

Sobald die Verhandlungsergebnisse gegenseitig verglichen 
sind und die Druckvorlage an den Reichstag gehen kann, werden 
wir in einer Flugschrift eine eingehende Darstellung über den 
Verlauf der ganzen Angelegenheit und über die erzielten Ergeb- 
nisse herausgeben. Wir machen schon heute auf das Erscheinen 
dieser Flugschrift Nr. 6 des Deutschen Beamten-Bundes, die wir 
zum Selbstkostenpreise (etwa 2 Mk.) abgeben können, aufmerk- 
sam und empfehlen rechtzeitige Vorbestellung.“ 

‘Wir bitten, mit dieser Notiz die an uns gerichteten Anfragen 
als erledigt anzusehen. 
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Besoldung 
Deutsche Beamten-Bund hatte 


wiederbeschäftigter Wartegeldbeamten. Der 
eim Reichsminister der Finan- 


zen die Ausdehnung des $ 23 der Reichsbesoldungsordnung 


auf die in den einstweiligen Ruhestand versetzten technischen 
Beamten beantragt, die in niedrigeren Gruppen untergebracht 
worden sind, denen sie früher angehört haben. Der Reichs- 
finanzminister hat mit Nr. I B 61. 934 vom 12. September 
1921 nachstehenden Bescheid gegeben: 

„Auf de Ausführungen über die eg rd der in den einst» 
welligen Ruhestand versetzten technischen Beamten in Stellen vom 
gleichem Range und Diensteinkommen beehre ich mich ergebenst zu 
erwidern, dass ich unter Würdigung der bestehenden schwierigen Ver- 
hältnisse zu meinem lebhaften Bedauern aus grundsätzlichen Erwägungen 
nicht ia der Lage bin, meinen Standpunkt hinsichtlich der Auslegung 
der in $ 23 Bes.-Ges. aufgestellten Voraussetzung „aus dienstlichen 
Rücksichten“ zu ändern. Es muss daran festgehalten werden, dass 
6 3 nur Platz greifen kann, wenn dienstliche Rücksichten die Ver- 
wendung In Stellen von geringerem Diensteinkommen erforderlich machen. 
Sowelt „persönliche Gründe“ vorliegen, scheidet & 23 a.a.O. aus. 

Diese ‚Auffassung findet auch in der Begründung zu $ 24 — jetzt 

23 — des Bes.-Ges. ihre Stütze, wo als Beispiel erwähnt wird, „dass 

amte mangels geeigneter planmässiger Stellen nicht ihrem bisherigen 
Ihre Weiterverwendung zur reibungslosen Gestaltung des Dienstes. er- 
Diensteinkommen entsprechend untergebracht werden konnten, obwohl 
forderlich war.“ 

Aus dieser Stelle der Begründung ist klar ersichtlich, was 
er Gesetz unter „dienstlichen Rücksichten‘‘ verstanden wissen 
will. 


Behördenangestellte 


Getrennte Haushaltsführung. Der Reichsminister 
der Finanzen hat am 7. November 1921 — Ib B 69372 — 
folgendes bekanntgegeben: 

„Unter Bezugnahme auf mein Rundschreiben vom. 20. Fe- 
bruar 1921 — 1G 6345 — betr. die Versetzung von Änge- 
stellten, erkläre ich mich damit einverstanden, dass mit 
Wirkung vom 1. November 1921 ab den aus dringenden dienst» 
lichen Gründen versetzten Angestellten mit Familie, die infolge 
der Versetzung gezwungen sind, von ihren Familien getrennt 
zu leben, folgende monatlich nachträglich zahlbare Entschädi- 
gungen gewährt werden: 

a) den Angestellten der Vergütungsgruppen I—-VI. 450 M. 

b) den übrigen Angestellten . . . . 2... .... 600 M, 
Gleichzeitig gestatte ich mir zu bemerken, dass die Ver- 
setzung von Angestellten sowie die Gewährung von Umzugs- 
kosten und Entschädigungen für getrennte Haushaltsführung 
nur nach vorheriger Genehmigung der obersten Reichsbehörde 
erfolgen darf. Ich weise hierbei erneut darauf hin, dass die 
dienstliche Notwendigkeit einer Vu eines Angestellten 
nur dann als gegeben angesehen werden kann, wenn die Be- 
schäftigung des Angestellten an dem neuen Orte aus dringen- 
den dienstlichen Gründen notwendig ist und. wenn sich an 
diesem Orte Angestellte mit annähernd gleichen Leistungen 
nicht auf dem Arbeitsmarkt gewinnen lassen. Demgemäss wird 
regelmässig die Frage der Versetzung zu verneinen sein, wenn 
Angestellten, die bei ihrer bisherigen Dienststelle entbehrlich 
geworden sind, an anderer Stelle’ Gelegenheit gegeben wird, 
ein neues Dienstverhältnis zu begründen. 

Wenn die für eine Versetzung von Angestellten gegebenen 
Voraussetzungen von der obersten Reichsbehörde als erfüllt 
angesehen werden, bedarf es meines Einverständnisses zu der 
Versetzung sowie zur Gewährung von Umzugskosten und von 
Entschädigungen nicht.“ 


Besatzungszulage, Für Angestellte bei Behörden, welche 
in der Zeit vom 16. April 1920 bis Anfang dieses Jahres bei 
Behörden im Dienst gewesen sind, ist die nachstehende Ver- 
fügung des Reichsfinanzministers betreffend Besatzungszulage 
von Wichtigkeit: 

„la Anpassung an mein Rundschreiben vom 22. Februar 

» J. — L. G. 6083 Sg. — erkläre ich mich ergebenst damit 
einverstanden, dass auch denjenigen Angestellten, welche beim 
Bekanntwerden meines. Rundschreibens vom 16. April vorigen 


Par — 1.0. 1351 Hg. II. Ang — im Dienst gestanden 


aben und demzufolge in den Genuss der Besatzungszulage ge- 
treten sind, aber beim Bekanntwerden meines Rundschreibens 
vom 17. Februar d. J. — I. G. 2153 — bereits ausgeschieden 
waren, die Unterschiedsbeträge an Besatzungszulage, die in- 
folge der Einstufung von Orten in höhere, Teuerungsklassen 
nach dem letztgenannten Rundschreiben fällig werden, auf 
ihren Antrag bewilligt werden dürfen, wenn dit Antrag bis 
spätestens 3l. Dezember d. J. gestellt wird. 
Der Reichsfinanzminister. 
(1. B. 57292. vom 21. Januar 1921.)% 


Wir bringen diese Verfügung nochmals in Erinnerung, 
da der Termin am 31. d. M. abläuft. 
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Beamtenbewegung 


Dem Behördentechnikertag am 28. November lagen — 
ausser den in Nr. 19 der „Freien Beamten-Rundschau‘‘ vom 
2. Dezember 1921 veröffentlichten — noch nachstehende An- 
träge zur een vor: 
Antrag der Landesfachgruppe Gemeindetech« 

niker Thüringen: : 

Der Butab wird beauftragt, bei der Reichsregierung dahin zu 
wirken, dass eine gründsätzliche Entscheidung E- t wird, dass die 
technische Mittelschulabgangsprüfung als sogen. schwere Prüfung, welche 
für die Obersekretärlaufbahn und die Eingangsstellung in Oruppe 7 
des R.B.G. erforderlich ist, anerkannt wird. Die Vermessungstechniker 
sind irt der Uebergangszeit vom, Autodidakten zum Mittelschultechniker 
den letzteren gleichzustellen. 

S rn Arbeitsausschuss und Bildungsausschuss ais Material über- 
wiesen. 
Antrag. Bezirksfachgruppe. 
niker Cassel: 

Der Behördentechnikertag wolle beschliessen, den Bundesvorstand 
zu beauftragen, dem Landtag zur Beratung der Ausführungsbestim- 
mungen zum Preussischen Beamtendiensteinkommensgesetz einen An- 
trag einzubringen, durch welchen Anrechnung der Fachschulzeit, der 
Berufstätigkeit in privaten Betrieben und der Militärzeit auf B.D.A. 
und auf Pensionsdienstalter gefordert wird. 

‚(Soweit noch nicht durch Entschliessungen erledigt, dem Arbeite- 
ausschuss zur Berücksichtigung überwiesen.) 
Ad der Fachgruppe Staatstechniker Halle 
a. Saale: 
Der Behördentechnikertag wolle mit aller Kraft dahin wirken, 


Kömmunaltech- 


„dass das Besoldungsdienstalter der festangestellten technischen Beamten 


einheitlich geregelt wird. Die ungerechten starken Gegensätze in den 
heutigen Altersstufen müssen unter allen Umständen beseitigt werden. 
Es sind Normen anzustreben, wobei etwa das 25. Lebefißjahr als An- 
fangsgrenze anzunehmen wäre. Eine grosse Mehrheit der technischen 


Beamten hat früher längere Jahre in Privatbetrieben ihre technische " 


Tätigkeit ausgeführt und ist erst in den reiferen Jahren mit grösserer 
Berufserfahrung zu den Verwaltungen gekommen. Die technischen Be- 
amten sind dadurch gegenüber den jüngeren Kollegen, welche zeitig zu 
den Verwaltungen gekommen sind, sehr im Nachteil, ebwohl beide Teile 
gleiche Ausbildung genossen haben. Noch schlimmer wirken die Verhält- 
nisse gegenüber den Verwaltungsbeamten. Derartige Härten unter 
Kollegen und gegenüber den Verwaltungsbeamten müssen unter allen 
Umständen zu beseitigen erstrebt werden. , 
(Durch Annahme der Entschliessungen erledigt.) 
Antrag der Landesfachgruppe Gemeindetech- 
niker Thüringen: 
Der 8 7 des Reichsbesoldungs-Gesetzes vom 20. April 1920 ist 


in die Besoldungsordnungen der Länder und Gemeinden übernommen. 


Dasselbe gilt auch für die Ausführungsbestimmungen vom 17. Dezember 
1920 zum R.B.G. vom 20. April 1920 (88 33 und 37). 

Nach $ 7 des RB.G. „kann die Zeit praktischer Be- 
echäftigung auf das Besoldungsdienstalter angerechnet werden.“ 
Die zur Anrechnung gelangende Zeit „darf die Hälfte der Ge- 
samtaufrückungszeit der Besoldungsgruppe nicht über- 
steigen, in der der Beamte planmässig angestellt wird; darüber 
hinaus kann in besonderen Fällen ein Vorrücken des B.DsA. 
aus Billigkeitsgründen zugelassen werden.“ 

Diese „Darf- und Kann-Bestimmung“ wird dem Behördentechniker 
bei der‘ Berechnung seines B.D.A. immer zum Nachteil. Der Techniker 
muss sich erst auf seine Kosten eine gediegene Ausbildung "aneignen 
und Erfahrungen sammeln, ehe er bei einer Behörde „verwendungs- 
fähig“ ist. Seine Anstellung erfolgt deshalb immer im späten Alter, 
In den geitensten Fällen vor dem 35. Lebensjahre. Der Verwaltungs- 
beamte dagegen wird kostenlos bei der Behörde ausgebildet. Seine Än- 
stellung erfolgt durchweg mit dem 21. Lebensjahre. Wenn nun dem 
Techniker. im Alter von 35 Jahren die „Hälfte-der Gesamtaufrückungs- 
zeit“ — acht Jahre — auf das B.D.A. günstigstenfalls angerechnet 
wird — was die Praxis nicht bestätigt —, so wäre die endgültige An- 
stellung mit 27 Jahren erfolgt. Das ist gegenüber dem Verwaltungs- 
beamten eine finanzielle Schädigung, denn dem Techniker gehen sechs 
Jahre seiner praktischen Ausbildung, in- der er Erfahrungen sammein 
musste, um sie bei der Behörde nutzbringend anzuwenden, verloren. 
Der Staat, das Reich und die Gemeinde zieht also die Vorteile von der 
in der Privatpraxis verbrachten Dienstzeit. Hieraus erwächst die Ver- 


flichtung für die Behörde, dass alle in der Praxis: verbrachten Dienst- 


jahre auf das -B.D.A. in Anrechnung gebracht werden. Die bisher 
gemachten Feststellungen beweisen. das Gegenteil. 

Der Bund der technischen Angesteliten und Beamten wird als 
alleinige Interessenvertretung aller Behördentechniker Deutschlands be- 
auftragt, mit allen Mitteln bei der Reichsregierung, den Ländern und 
den Gemeinden dahin zu wirken, dass die zwischen dem Anstellungs- 


termin und dem 21. Lebensjahre liegende praktische Beschäftigung 


ausserhalb der Behörde dem Techniker voll auf sein B.D.A. an- 


gerechnet werden muss. Ein entsprechender Wortlaut ist im Be- 
soldungsgesetz und den Ausführungsbestimmungen zur Aufnahme zu 
beantragen. 

(Durch Annatıme der Entschliessungen erledigt.) 
Antrag der Landesfachgruppe 

niker Thüringen (in abgeänderter Fassung): 

Der B.t.A.B. wolle darauf hinwirken, dass ‚bei den Reichs-, Länder» 
und Kommunalverwaltungen einheitliche Richtlinien für zeitgemässe Vor- 
bildungs- und Anstellungsbedingungen, sowie Dienstvorschriften und 
Berufsbezeichnungen für die Behördentechniker. geschaffen werden. 

{Dem Arbeitsausschuss als Material überwiesen.) 
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Nummer 21 


Die neue Teuerungsaktion der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter der 
Staatsbetriebe 


Wir haben in Nr. 49 der „Freien Beamtenrundschau“ 
die Eingabe veröffentlicht, die die Spitzenorganisationen bei 
der Regierung eingereicht haben. 


Die Reichsregierung hat uns am 13. Dezember durch 
den Reichsfinanzminister den nachstehenden Bescheid zu- 
kommen lassen, der an Schärfe selbst die Stellungnahme 
eines. privaten. Arbeitgebers übertreffen dürfte: 


Der Reichsminister der Finanzen. Berlin W 66, den 13. Dezember 1921, 
I B 75 487. Wilhelmplatz 1. 


Zum Schreibeu vom 3. Dezember 1921. 


Das au die Reichsregierung. gerichtete Schreiben des Deutschen Be- 
amtenbundes und der übrigen mitunterzeichneten Spitzenverbände der Be- 
amten, Arbeiter und Angestellten vom 3. Dezember, betreffend die Fr- 
höhung der Dienstbezüge, ist vom Herrn Reichskanzler zuständig- 
keitshalber an mich abgegeben worden. Es ist hier am 8. Dezember 
eingegangen. und zum Gegenstand einer eingehenden sachlichen Prü- 
fung gemacht „wörden. 

Ich_seae” mich zu meinem Bedauern nicht in der Lage, auf der 
Grundlage der in diesem Schreiben enthaltenen Vorschläge in Verhand- 
lungen fit den Spitzenverbänden einzutreten. 

Die Dienstbezüge der .Beamten sind durch das Reichsgesetz vom 
21. Noveinber, also erst vor wenigen Wochen, grundlegend neu geregelt 
worden. Die diesem Reichsgesetz entsprechenden Aenderungen der 
Landesgesetze haben bisher nur zu einem. ganz geringen Teil vorge- 
nommen werden können. Gleichwohl wird schon jetzt wieder eine Er- 
höhung der Beamtenbezüge und der zugleich mit ihnen geregelten Bezüge 
der Arbeiter und Angestellten unter grundsätzlicher Abänderung des Be- 
soldungsgesetzes gefordert. Dabei muss besonders auffallen, dass die 
selben Verbände, die jener‘ Neuregelung mit Wirkung ab 1. Oktober 
zugestimmt haben, nun unter Beiseiteschiebung des eben erst abge- 
schlossenen Abkommens wiederum eine Neuregelung ab 1. Oktober 
verlangen. 

Ein Versuch, die Notwendigkeit von Gehalts- und Lohnerhöhungen in 
dem geforderten Ausmasse näher zu begründen, ist in dem Schreiben 
vom 3. Dezember nicht unternommen worden. Weder die Ergebnisse der 
Teuerungsstatistik, noch die Vergleichungen mit den Bezügen der Ange- 
hörigen freier Berufe — wenn man einige wenige besondere Stellen ausser 
Betraght lässt — rechtfertigen die neuen Forderungen. Die Nachprüfungen 
und Berechnungen der jüngsten Zeit haben vielmehr ergeben, dass die 
Arbeiterlöhne. des Reichs im allgemeinen selbst in den grösseren Städten 
— von Konjunkturindustrien abresehen — die Lohnhöhe der im Privat- 
dienst stehenden Arbeiter noch durchaus halten, und in den mittleren 
und kleineren Städten sogar nicht unerheblich überschreiten. Trotzdem 
werden für die grosse Mehrzahl der Beamten Erhöhungen von mehr als 
50 v. H., in manchen Fällen sogar mehr als 70 v. H. der vor wenigen 
Tagen neu festgesetzten Gesamtbezüge, und für die Arbeiter ein Lohn- 
zuschlag von 4.30 M. für die Stunde, d. i. ebenfalls eine Erhöhung 
von 48—73 v.H. der neuen Gesamtbezüge, gefordert. Bei Bewilligung 
dieser Forderungen würde sich der Gesamtmehraufwand des Reichs, 
der Länder und der Kommunen auf 50-60 Miliiarden Mark berechnen. 

Die Forderungen lassen die gebotene Rücksichtnahme auf die allge- 
meine Volkswirtschaft, auf andere Kreise der Bevölkerung, auf die 
Finanzlage des Reichs und auf unsere auswärtige Lage vermissen. Es 
ist mir daher, wie ich schon eingangs. erwähnt habe, nicht möglich, 
sie als Grundlage für neue Verhandlungen anzusehen, 

Seibstverständiich verfolge ich, entsprechend der von der Reichs- 
regierung stets eingerommenen Haltung und in Uebereinstimmung mit den 
in der Entschliessung des Reichstags vom 11. November 1921 nieder- 
gelegten Wünschen ständig und aufmerksam die wirtschaftliche Lage 
der Bearftten, Arbeiter und Angestellten des Reichs. Ich werde deshalb 
von mir aus rechtzeitig die als möglich und angemessen erscheinenden 
Vorschläge machen und hierüber mit den Spitzenverbänden in Verbindung 
treten, wie ich andererseits stets bereit bleibe, geeignete Vorschläge als 
Grundlage für Besprechungen entgegenzunehmen. 


gez. Hermes, 


Die letzte Neuregelung der Beamten-, Angestellten- und 
Arbeiterbesoldung hat keine Seite -zufriedengesteilt. Auf diese 
Tatsache wurde die Regierung bei den Erklärungen der 
Spitzenorganisationen gelegentlich ihrer Zustimmung zu dieser 

euregelung klar und ausdrücklich hingewiesen. “ Ausserdem 


haben auch die politischen Parteien bei Verabschiedung der 


Vorlage im Reichstag die baldige Beseitigung der unsozialen 
und ungerechten Gestaltung der Neuregelung gefordert. Um 


Erscheint mit Nr. 51 der D. T.Z. 
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so merkwürdiger ist das jetzt in der Antwort der Regierung 
ausgedrückte Erstaunen, dass dieselben Verbände, die seiner» 
zeit ihre Zustimmung gegeben haben, „schon jetzt wieder“ 
eine Erhöhung der Beamtenbezüge forderten, 

Die Spitzenorganisationen hatten auf Grund ihrer  bis« 
herigen Erfahrungen davon abgesehen, eine bis in Einzel 
heiten gehende Begründung für die neue Eingabe einzureichen, 
Das veranlasste den Herrn Reichsfinanzminister zu der Be- 
merkung, dass die Notwendigkeit der Erhöhung von seiten 
der Spitzenverbände nicht zu begründen versucht worden sel. 

Wenn der Reichsfinanzminister aus diesen Gründen schon 
selbst die Verhandlungen ablehnte, so war das ein Ver- 
fahren, das sich die Spitzenorganisationen unter keinen Um- 
ständen gefallen lassen konnten, auch wenn der Reichsfinanz- 
minister die wenig. tröstliche Zusicherung machte, dass er 
„von sich aus rechtzeitig die als möglich und angemessen 
erscheinenden Vorschläge machen und hierüber mit den 
Spitzenverbänden in Verbindung treten will“. 

In Anbetracht dieser Haltung des Reichsfinanzministers 
wurden sich die Spitzenverbände in einmütiger Aussprache 
darüber klar, dass sie auf jeden Fall darauf bestehen müssen, 
dass Verhandlungen stattfinden und keineswegs gewillt sind, 
die in dem Schreiben zum Ausdruck kommende Brüskierung 
einzustecken. In diesem Sinne wurden nachfolgende Schreiben 
dem Reichskanzler und dem Reichsfinanzminister übersandt: 


An das 
Reichsfinanzministerium. 


Zum Schreiben vom 13. Dezember 1921 -- No. Ib. 75 437. 


Von dem oben erwähnten Schreiben die 
Organisationen heute Kenntnis erhalten. 

Sie ersuchen den Herrn Reichsfinanzminister dringend, die Vertreter 
der Organisationen unverzüglich noch im Laufe dieser Woshe zu einer 
mündlichen Aussprache über die in Rede stehende Angelegennet zu 
empfangen. 

In der Anlage geben wir ergebenst Kenntnis von einen gieichzeilig 
an den Herrn Reichskanzler gerichteten Schreiben. 


haben unterzeichneten 


An den 
Herrn Reichskanzler. 
Die unterzeichneten Organisationen gestatten sich, in der Anlare 
Abschrift eines Schreibens des Herrn Reichsfinanzmiuisters, das ihnen 


als Antwort auf die Eingabe vom 3. d. M. zugegangen ist, ergebenst 
zur Kenntnis zu bringen. 

Wir können nicht annchmen, dass die darin vertretene Ansicht, 
in Verhandlungen mit den Organisationen deshalb nicht. einzutreten, weil 
ihre Forderungen vom Reichsfinanzministerium nicht als geeignete Grund- 
lage angesehen werden, die Zustimmung der Reichsrezieruing und die 
Billigung des Reichstages findet. 

Wir waren und sind noch bereit, die von uns aufgestellten Forde- 
rungen zu begründen, wie das bisher bei derartigen Anlässen der Fall 
war. Die Möglichkeit hierzu wäre. uns durch die Ablehnung jeglicher 
Verhandlungen genommen. Ein solches Verfahren war bisher nicht 
üblich und muss daher von uns als durchaus aussergewölnlich empfunden 
werden. 


Wir haben daher den Herrn Reichsfinanzminister in dem gleich- 
falls abschriftlich beigefügten Schreiben um die Aufnahme von münd- 
lichen Verhandlungen ersucht. 

Durch diese Protestschreiben ist die Anbahnung der Ver- 
handlungen inzwischen erreicht worden, ohne dass jedoch ein 
durchschlagender Erfolg bis jetzt durchgesetzt werden konnte, 
Denn seit der Aufstellung der Forderungen durch den Deut- 
schen Beamtenbund — die den anderen Spitzenverbänden 
übrigens erst nachträglich bekanntgeworden sind, so 
dass sie mit Rücksicht auf die bereits erfolgte Veröffentlichung 
in ihren wesentlichen Bestandteilen übernommen werden 
mussten — sind verschiedene Umstände eingetreten, die von 
der Regierung geschickt gegen die Beamtenforderungen ver- 
wertet wurden. Vor kurzer Zeit hat das Reich seine Zahlungs- 
unfähigkeit in bezug auf die Reparationsverpflichtungen dem 
Ausland gegenüber erklärt. Die Ende vorigen Monats ein- 
setzende sprunghafte Preissteigerung der Gegenstände des täg- 
lichen Bedarfs hat ausserdem nicht die Entwicklung genommen, 
die allgemein angenommen werden musste u. a. m. Der ver- 
öffentlichte zahlenmässige Vorschlag der Organisationen war 
auf eine Reihe von Voraussetzungen aufgebaut, die heute nicht 
mehr zutreffen. Der Vorschlag kann daher nicht mehr aufrecht- 
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Reichsrund Deutscher Tenik und Beusheamtentun. 


1. Nach Nr. 50 der „Mitteilungen des Reichsbundes 
Deutscher Technik‘ vom 10. Dezember 1921 hat die Reichs- 
arbeitsgemeinschaft technischer Beamten-Verbände (Rateb) 
den Reichsbund Deutscher Technik zur Stellungnahme 
' in der Frage des Berufsbeamtentums aufgefordert. 

Die Antwort lautet: „Der Vorsitzende des Reichs- 
bundes Deutscher Technik, Herr Dahl, Mitglied des 
Reichswirtschaftsrates, erklärte, dass der Vorstand des 
Reichsbundes Deutscher Technik noch nicht zu diesen 
Fragen Stellung genommen habe!! Er persönlich meine, 
dass das Berufsbeamtentum „im allgemeinen‘ bestehen 
bleiben solle, 

2. In derselben Nummer der „Mitteilungen des 
Reichsbundes Deutscher Technik“ schreibt rofessor 
: F. Herbst: „Der heutige Staat hat überall das Inter- 
esse an der Unterbringung möglichst zahlreicher Arbeits- 
kräfte in Stellen mit fester Besoldung gezeigt. Und die 
feste Besoldung ist und bleibt eben in ihrer schematischen 
Durchführung ein Unding für einen Betrieb, der wirt- 
schaftlich arbeiten soll.“ 
























erhalten werden, insbesondere schon um deswillen nicht, weil 
durch die neue, mit Wirkung vom 1. Januar 1922 ab be- 


schlossene Einkommensteuer-Regelung die Einkommen der 
oberen Gruppen eine nicht unerhebliche indirekte Erhöhung 
der Gesamtbezüge erfahren haben. Durch die neue Steuer- 
regelung verringert sich die Steuer wie folgt: 
Bei einem Einkommen bis 24000 M. um — M. 
„ ’„ „ ” 30 000 ” 9 600 „ 
> „ „ 2 35 000 b] ”„ 1350 „ 
’ ” F2) „ 30 000 „ „ 2350 ” 
, »’ „ ” 50 000 „ „ 5100 > 
’ „ 3 s 60 000 z ” 8100 ” 
”„ „ ’ ”„ ‚0 000 „ „ 10 600 E 
„ s „ „ Su L90 » „” 13 100 2] 
sr ’ ” „ 90.000 ” ” 15 200 „ 
he 8 5 NO IT AO 


Man sollte im allgemeinen bei der Bemessung der Ein- 
kommen die Steuer unberücksichtigt lassen, aber die Regierung 
hat in ihrem Gesetzentwurf zur Neuregelung der Besoldung 
die unverhältnismässig hohen Einkommen der oberen Be- 
soldungsgruppen gegenüber. den mittleren und unteren mit 
dem seinerzeit geltenden Steuerabzug begründet. Aus der Tat- 
sache, dass diese Begründung nicht praktisch wird, ist die Re- 
gierung gezwungen, der von den Organisationen nach wie vor 
geforderten gerechteren sozialen Gestaltung des Besoldungs- 
gesetzes nachzukommen und die Bezüge der unteren und 
mittleren Besoldungsgruppen zum mindesten auf eime Höhe 
zu bringen, die den Beamten dieser Gruppen das nackte Leben 
ermöglicht. Die Regierung wird aber auch schon um des- 
willen den Weg beschreiten müssen, um den Gewerkschaften 
die neue Einkommensteuer-Regelung tragbar zu machen. Dass 
eine Neuregelung der Bezüge der Beamten notwendig ist, be- 
stätigt auch die Massnahme der Regierung, den verhei- 
rateten Beamten und Aueeaveen der Orts- 
klasse A und B, soweit letztere dureh das neue 
Orstsklassenverzeichnis nicht höher eingestuft 
wurden, ein Monatsgehalt als Vorschuss noch 
vor Weihnachten auszuzahlen. Wir sind grund- 
sätzliche Gegner einer jeden Vorschusswirtschaft und müssen 
der Regierung die volle Verantwortung für diese Anordnung 
überlassen, insbesondere für die unterschiedliche Behandlung 
nach Ortsklassen und Familienstand. Die Organisationen sind 
sich nach eingehenden Beratungen darüber klar geworden, dass 
die in dem Antrag vom 3. Dezember zum Ausdruck gebrachte 
Forderung auf eine gerechtere soziale Gestaltung 
der Grundpebatter und Aenderungen des Teue- 
rungszuschlages im vollen Umfange aufrecht- 
erhalten werden muss. Der Vorschlag über die 
zahlenmässige Auswirkung dieser grundsätzlichen Forderung 
kann im Hinblick auf die neu hinzugetretenen, eingangs bereits 
el Momente keine Verhandlungsgrundlagen mehr 

ilden. 


Da die Durchführung dieser Forderungen eine gesetz- 
genetische Massnahme bedingt, die im Hinblick auf die 
ertagung ‘der Parlamente von der Regierung als in Bälde 
durchzuführen nicht möglich bezeichnet wird, muss, um die 
anerkannte ausserordentliche Notlage der unteren und mitt- 
leren Beamtengruppen zu beseitigen, eine Uebergangsmass- 
nahme geschafien werden. Es kann erwartet werden, dass 
die Regierung sich unter dem. Drucke der Organisationen zu 
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Verhandlungen bereit finden wird. Der Kampf wird aber 
diesmal ausserordentlich schwer sein und nur 
dann siegreich zu Ende geführt werden kön- 
nen, wenn die gesamte Beamtenschaft bereit 
ist, auch bis zur letzten Konsequenz durch- 


zuhalten. 
Ei 


In einer äussert stürmisch verlaufenen Versammlung der 
Post- und Telegraphenbeamten der unteren Gruppen am 
20. Dezember in der „Neuen Welt“ in Berlin wurde folgende 
Entschliessung angenommen: 


„Die Versammlung wolle beschliessen, dass die Bezirks- 
gewerkschaft Berlin der Post- und Telegraphenbeamten bei 
dem Deutschen Beamtenbund durch ihre Spitzenorganisation 
sofort darauf hinwirkt, dass bei Ablehnung der Forderungen 
des Deutschen Beamtenbundes, insbesondere der Anrechnung 
des bezahlten Vorschusses auf die Gehaltserhöhung, die Ur- 
abstimmung unter der Beamtenschaft eingeleitet wird. Sollte 
die Urabstimmung vom Deutschen Beamtenbund innerhalb 
acht Tagen abgelehnt werden, hat die Bezirksgewerkschaft 
Berlin die Urabstimmung sofort im Anschluss daran selbständig 
vorzunehmen.“ 
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Rundschau 


Die Amtssprache, Das Reichsarbeitsministerium hat kürz- 
lich. Richtlinien über die Amtssprache herausgegeben, in denen 
es heisst: 

1. Dersprachliche Ausdruck muss klar und 
unzweideutig sein. Vorschriften, die beachtet werden 
sollen, müssen so gefasst sein, dass sie jeder — auch der 
weniger Gebildete — verstehen kann. Wer klar denkt, drückt 
sich auch klar aus. 

2. Die Sprache soll einfach sein. Ein Kanzlei- 
stil, der sich in verzierten und verschnörkelten Formen gefällt, 
ist ebenso abzulehnen wie jede andere Stilkünstelei. 

3. Die richtig gehandhabte Spracheiistein 
Kunstwerk. Wohlklanz der Worte muss sich mit Eben- 
mass und Satzbau verbinden. Lange Schachtelsätze zerstören 
das Fbenmass ebenso sehr wie zerhackte Sätze. Worte, die 
fehlen können, ohne den Sinn des Satzes zu ändern, sind Tort- 
zulassen. Kürze ist unangebracht, wenn sie Unklarheit ver- 
ursacht. 

4. Fremdwörter, die zwanglos dürch deutsche Worte 
ersetzt werden können, haben keine Daseinsberech- 
tigung. 

Diese Richtlinien des Reichsarbeitsministeriums sind sehr 
zu begrüssen, sie kommen aber reichlich spät. Die „Amis- 
sprache‘ der Behörden kann nicht einfach genug. sein, da die 
Aehrzahl der Bevölkerung die amtlichen Auslassungen sonst 
nicht versteht. Es wäre dringend zu wünschen, wenn sich alle 
Behörden endlich eines besseren „Antsstils“ = befleissigen 
würden, d. h. wenn sie einfach — deutsch sehrei- 
ben würden! 


00 





„Miesbacher Anzeiger‘ und Beamte. In einer Versammlung 
hatten die Beamten: gewagt, an ihrer bisherigen wirtschaft- 
lichen Lage Kritik zu üben und Forderungen zu steilen. Dass 
Staatsbeamte heute das gleiche tun wie die Arbeiter und 
Angestellten, hat den „Miesbacher Anzeiger“ voll- 
ständig aus dem Häuschen gebracht. Er kritisiert dieses Ver- 


Butch und Berufsheumtentum. 


Be- 









Einstimmig angenommene Leitsätze auf dem 
hördentechnikertag des Butab am 28. November 192L: 


Das Beamtenverhältnis ist für die öfient- 
lichen Arbeitgeber — Reich, Staat und Kommune — als 
DNSISTLUD EU beizubehalten, nicht nur 
weil die Beamtenrechte in der Verfassung verankert sind, 
sondern auch weil in dem Beamtenrecht nach Beseiti- 
gung seiner rückschrittlichen Bestimmungen eine fort- 

eschrittenere Form. des Arbeitnehmerrechtes zu er- 
licken ist. 

Als Grundlage des Beamtenverhältnisses haben die 
öffentlich-rechtliche Natur des Diensivertrages, 
die Pensionsberechtigung und die lebensläng- 
liche Anstellung zu gelten. 


















ist und somit das grösste Recht hat, seinen ganzen Einfluss 








Relchstund Deutscher Technik und | 
Leistungen des Eisonhahn-Bopsang'e, | 


(„Mitteilungen des Reichsbundes Deutscher Technik“ Nr. 50 
vom 10. Dezember 1921.) 

„Wenn man dazu berücksichtigt, dass die Leistungen 
der Eisenbahn nicht unerheblich zurückgegangen sind — 
schon die ee rukeoe des Bahnnetzes infolge der Ge- | 
bietsabtrennungen fällt hier ja erheblich ins Gewicht —, 4 
so erkennt man, dass das Verhältnis zwischen Angestell- 
tenzahl und Leistung bei der Bahnverwaltung in un- 
verhältnismässig grossem Masse heraufgegangen ist.“ 

















halten der Beamtenschaft und macht daran anschliessend 


folgende, sicherlich zur Erheiterung 
dienenden Bemerkungen: 


„Unsern Bauern kommt es so vor, dass, überhaupt alles, 
was aus dem Ganzen und dem Einzelnen herausgequetscht 
wird, an das ungeheure Beamtenwanzenheer hinausgeschmissen 
wird. Fünfmal soviel Beamte wie im Frieden, sechsmal, 
achtmal soviel — und nichts oder wenig leisten. Das sind 
nicht mehr die Diener und Förderer des Staates, das sind die 
Parasiten, und jede Prodiktion ist schon aufgefiressen, wo sie 
richtig in Erscheinung kommt. . 

Geht’s den jungen Herren wirklich schlecht, die als Schrei- 
ber 18000 M. haben, 8000 M. mehr wie ein verdienter General- 
major, und die den ganzen Tag mit der Zigarette in der 
Schnauze herumlaufen ? 

Für die Landwirtschaft ist immer Geld da!? Nein, von 
der Landwirtschaft kommt immer Geld her. 

Wer zahlt die ungeheuren Tarife der Post und der Eisen- 
babn, zu den Steuern und Lasten, Abgaben und Kranken- 
kassen ? 

Warum kostet ein Sack Kunstdünger, Samengetreide, Kar- 
tofieln so blödsinnig viel? Weil hundert Schmarotzer bezahlt 
werden müssen, bis 10 richtige Arbeiter und Beamte ihr Geld 
kriegen können.“ 


Wir fragen uns: Sollten die rechtsgerichteten Beamten 
Bayerns, die den freien Gewerkschaften mit einer fanatischen 
Feindschaft gegenüberstehen, beim Lesen dieser Kritik des 
ultrarechtsstehenden Blattes nicht herausfühlen, welch’ gewal- 
tiger Fortschritt in der Stellung des Beamten nach dem Kriege 
ee worden ist? Söllte nicht auch den „Beamten alten 

chlages“ — die laut „Bayr. Staatstechniker-Zeitung“ Nr. 15 
sich zurücksehnen nach dem „alten edlen, unverletzlichen Ver- 
hältnis‘ zwischen Staat und Beamten, in dem der Beamte nur 
„selbsthingabe an das Amt mit Leib und Seele“ kennt, und 
in dem er „dem Verwaltungsorgan‘ überlässt, die „Beamten- 
Belange zu wahren“ — nicht Gedanken kommen, wohin 
letzten Endes ihre Sehnsucht führt? 


unserer Mitglieder 


Wertvolles Gutachten über die steuerliche Benachteiligung 
des Festbezahlten. In Heft 7/3 des „Beamtenjahrbuchs‘“, der 
von A. Falkenberg herausgegebenen Monatsschrift des 
Deutschen Beamtenbundes, ist der Wortlaut des von Prof. 
Dr. Bühler in Münster für den Deutschen Beamtenbund 
erstatteten Gutachtens über die Benachteiligung der 
Festbezahlten in der neuen Reichssteuer- 
gesetzgebung abgedruckt. Das auf aussergewöhnlicher 
Sachkenntnis beruhende und mit absolut zuverlässiger Wissen- 
schaftlichkeit abgefasste Gutachten spricht im ersten Teile 
über die Benachteiligung der Festbezahlten durch die Wir- 
kungen des Einkommensteuersystems. Ueberzeugend und an 
der Hand einwandfreien statistischen Materials wird dargelegt, 
dass sich die Auffassung. von der unbedingten Gerechtigkeit 
der Einkommensteuer im Hinblick auf den Festbezahlten nicht 
verteidigen lässt, vor allem deshalb, weil die Durchführung 
der Einkommensteuer den Festbesoldeten gegenüber harte 
Wirklichkeit, ganzen grossen Gruppen der übrigen Steuer- 
pflichtigen gegenüber jedoch mehr oder weniger nur Schein 
ist. Dazu fügt das Gutachten eine Reihe weiterer Tatsachen, 
die alle die Benachteiligung des Festbesoldeten nur noch ver- 
schlimmern. Weiterhin wird nachgewiesen, wie selbst die 
Steuern vom Vermögen und Vermögenszuwachs den Festbe- 
zahlten vor anderen Ständen benachteiligen, und da- 
mit leitet das Gutachten über zu der wichtigen Frage der 
Ueberwälzbarkeit direkter und indirekter 
Steuern. Aus der gründlichen Erörterung dieser ungemein 
wichtigen Frage kommt Prof. Bühler zu dem durch unbe- 


‚streitbare Tatsachen gestützten Schluss, dass der Festbezahlte 


als Nurkonsument, dem jede Gelegenheit zur Abwälzung von 
‚Steuerlasten genommen ist, immer und überall der Leidtragende 


FREIE BEAMTENRUNDSCHAU 1921 


nn 











nn nn 


geltend zu machen, ‚die Steuerpolitik in Bahnen zu weisen, 
in denen wenigstens die pröbste Benachteiligung seiner ohne- 
hin wirtschaftlich gefährdeten Existenz vermieden wird. Im 
unvermeidlicken Kampfe in. dieser Richtung ist das Gutachten 
Prof, Bühlers eine äusserst schlagkräftige Waffe für die Fest- 
bezahlten. 


Zur Proletarisierung der Berufe. Die qualifizierten Be» 
rufe — das sind diejenigen Berufe, die eine gründliche Fach- 
ausbildung erfordern — ernähren immer weniger ihren Mann, 
während das Glücksrittertum mühelos Triumphe feiert. Das 
ist das unfehlbarste Mittel und das beste Zeichen kulturellen 
Niedergangs. Wenn man z. B. die Beamtenbesoldung zum 
Beweise heranziehen will, so ergibt sich bei Umrechnung der 
heutigen Bezüge in Vorkriegswerte unter Bewertung von 
15 Papiermark gieich einer Vorkriegsmark für die Ortsklasse B 
folgendes Bild: 

Gegenwärtiges Rein- 
Sinkommen (nach Ab- Heuts also Weniger- 
Besöldengs- Einkommen 1914 zug der Steuern, um- Einkommen in Gold- 


grurpe gerechnet in Gold- mark gegenüber der 
Dun Vorkriegszeit 
M, M h 

l 1855 997 863 
u 1860 1227 633 
14 1860 1371 489 
IV 2160 1186 674 
V 2400) 1502 858 
vI 4230 1782 2448 
vi 4630 1971 2659 
Vin 4830 2227 2603 
IX 5130 2498 2632 
X 8120 2823 5297 
xl 8720 3171 5549 
Xu 9320 3743 5977 
xl 13260 4754 3506 


Die Beamten sind also seit 1914 in den meisten Besol- 
dungsgruppen um weit mehr als 50 v. H. in ihrem Fin- 
kommensstande gesunken, was um so bedenklicher ist, als 
schon die Vorkriegseinkommen der Beamten mehr als dürftig 
geworden waren. Aehnlich sind die Verhältnisse bei den 
Technikern. Die Folge davon ist eine zum Teil starke 
Massenabwanderung dieser Berufsangehörigen in Berufe, in 
denen eine bessere Anpassung an die Geldwertverhältnisse 
stattgefunden hat. 

Eine solche Umstellung in ihrem Fache geschulter Kräfte 
aut Berufstätigkeiten, für die sie keine gründliche Vorbildung 
und Sachkenntnis mitbringen, muss natürlich von grossem 
Nachteil für unsere ganze wirtschaftliche und kulturelle Ent- 
wicklung werden. 

Aber auch ohne dass eine Abwanderung stattzufinden 
braucht, bringt die ungerechte Würdigung qualifizierter: Be- 
rufsarbeit mit Naturnotwendigkeit grosse Nachteile und Ge- 
fahren mit sich. Eine Berufstätigkeit, die sich im Vergleich 
mit anderen Berufen nicht mehr lohnt, schafft keine Be- 
friedigung und wird nicht mit der Gründlichkeit und Sorgfalt 
geleistet, wie sie für jede Tätigkeit Voraussetzung sein muss. 
Gerade dadurch hat früher die deutsche Arbeit der Welt 
die Hochachtung abgerungen. Zumal für den Beamtenberuf 
sind Berufsireude, Pflichtbewusstsein, Zuverlässigkeit und Un- 
bestechlichkeit die erste Voraussetzung. E 

Die ungenügende Besoldung zwingt natürlich die. Be- 
amten und Angestellten, sich nach Nebenerwerb umzusehen, 
was ebenfalls auf die eigentliche Berufstätigkeit zurückwirkt 
und den freien Berufen eine unerwünschte Konkurrenz be- 
reitet. 

Alle diese Gefahren sind von den nichtbeamteten Volks- 
kreisen bisher nur selten erkaunt und gewürdigt worden. 
Es ist. eins der ersten Gebote des Wiederaufbaues, dass sich 
die Volksgesamtheit bewusst wird, dass auf dieser Entwick- 


Buith und Personal der Eisenbahnen. 
Aus dem Referat von Dr. Kuczynski auf dem Be- 
hördentechnikertag am 28. November 1921: 


„Die Staatsbahnen hätten auch im Jahre 1913 über- 
haupt keinen Ueberschuss erzielt, wenn damals der Ver- 
kehr so gering, die Arbeitszeit so kurz, die Kohle so 
teuer und schlecht, die Verkehrssteuer so hoch gewesen 
wäre wie 1920. Aber trotzdem liegt jetzt eine schwere 
Schuld der Eisenbahnverwaltung an den schlechten Fi- 
nanzen vor, nicht weil die Personalausgaben 
unvernünitig hoch .sind, wie oft fälschlich 
behauptet wird, sondern weil die sachlichen 
Ausgaben eine geradezu skandalöse Höhe er- 
reicht haben.“ 
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lungslinie unsere Kultur, unsere Arbeit und unsere Volkswirt- 
schaft zugrunde gerichtet werden. Aus dieser Erkenntnis ergibt 
sich von selbst die Folgerung, dass man auch den Beamien 
und: Angestellten nicht mehr das streitig macht, was ihnen, 
der Markentwertung entsprechend, notgedrungen zuerkannt 
werden muss. 


Deutscher Gewerkschaitsbund und Reiorm der Eisenbahn. 
Der christliche Deutsche Gewerkschaftsbund hat eine Denk- 
schrift „Vorschläge zur Sanierung der Eisenbahn‘ heraus- 
gegeben. Seine Vorschläge laufen darauf hinaus, das Eisen- 
bahnunternehmen in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln, 
deren Aktien verteilt werden sollen: 


1. an die Eisenbahninteressenten (Industrie, Landwirtschaft, 

Handel und Arbeitnehmerschaft, ; 

2. an die Eisenbahnbetreibenden einschliesslich der Arbeit- 
nehmerschaft der Eisenbahn, 
3. an das Reich und die Länder. 

Ausserdem wird die Verminderung des Personalbestandes, 
die Ausdehnung der Akkordarbeit und Ablösung der aus dem 
Staatsvertrag über den Uebergang der Staatsbahnen ‚an das 
Reich eingegangenen Verpflichtung gefordert. Die christliche 
Spitzenorganisation glaubt, dass auf dem Wege der Er- 
fassung der Sachwerte das Finanzprogramm nicht gelöst wer- 
den kann, und ist geneigt, auf das Kreditangebot des. Reichs- 
verbandes der deutschen Industrie einzugehen. 

Die christliche Gewerkschaftsbewegung ist also bereit, 
durch die Umwandelung der Eisenbahnen in eine Aktiengesell- 
schaft den ersten Schritt zur Privatisierung derEisen- 
bahnen und zum Abbau des 
tums“ zu tun. So arbeiten die „christlichen‘‘ Gewerkschaften 
dem Grosskapital in die Hände. Nachdem sie in der Frage der 
Gewinnbeteiligung sich bereits auf die Seite des Grosskapitals 
gestellt hatten, war allerdings auch nichts anderes mehr 
von ihnen zu erwarten. Aber was sagen die Beamten im 
christlichen Lager zu dieser christlichen „Beamtenpolitik‘“? 


„Soziales Verständnis‘ einer Stadtverwaltung. Dem „Bay- 
reuther Tagblatt‘ vom 27. Oktober 1921 entnehmen wir 
nachstehenden Bericht aus einer Stadtratssitzung vom 26. Okto- 
ber 1921: 

Der Techniker Grässl, ein geborner Bayreuther, hat um vor- 
übergehende Beschäftigung beim Städtischen Bauamt nachgesucht. Da 
jedoch mit aller Entschiedenheit zur Entlastung des Stadtsäckels 
auf einen Abbau des Personals hingearbeitet werden muss, ‘nit 
vorübergehender Beschäftigung von Praktikanten die Stadt auch noch 
keine besonders guten Erfahrungen gemacht hat, schlägt Referent die Ab- 
lehnung des Gesuches vor. Vom Bauamt selbst wird die Anstellung 
des jungen Mannes gewünscht. Unter dem Vorbehalt, dass Grässl nur auf 
drei Monate gegen eine Entschädizung von 39) M. im Monat be- 
schäftigt. würde, erklärt sich Stadtrat Panzer mit der Anstellung ein- 
verstanden. Schliesslich ergibt die Abstimmung die Ablehnung des Ge- 
suches mit allen gegen 10 Stimmen. Sollte ‚jedoch Grässl ohne Ent- 
schädigung, lediglich zu informatorischen Zwecken, um eine An- 


stellung nachsuchen, so würde dagegen keine Erinnerung erhoben 


werden.“ 


Es ist kaum anzunehmen, dass das Bauamt die Anstellung 
befürwortet hätte, wenn keine Arbeit vorhanden wäre. Die 
Einstellung „ohne Entschädigung‘ bedeutet also eine Ausbeu- 
tung der Notlage des jungen Kollegen, der wahrscheinlich 
seine erste Stellung sucht. Interessant ist dabei, dass die gleiche 
Stadtratssitzung, die so energisch für die „Entlastung des Stadt- 
säckels‘“ gewirkt hat, in einem Atemzuge nachstehende An- 
träge genehmigt: 

„Wie alljährlich, wird auch dieses Jahr am 2. November am Grabe 
des Herzogs Alexander von Württemberg ein Kranz niedergelegt. — Von 
der OÖffiziersvereinigung der 7er Vereine ist die Stadt zu dem am 12. 
und 13. November stattfindenden 7er Tag eingeladen, Einigen- zum 
Ausdruck gebrachten Wünschen (Beflaggung der Häuser, zur 
Verfügungstellung von Girlanden u. dgl) wird die Stadt 
nachkommen.“ 


Kommentar überflüssig! 


Gründung eines Landesarbeitgeberverbandes bayerischer 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Bisher war eine Anzahl 
nordbayerischer Städte zu einheitlicher Gestaltung der Lohn- 
und Gehaltsverhältnisse ihrer Angestellten und Arbeiter zu 
einem Arbeitgeberverband zusammengeschlossen. Im Laufe von 
zwei Jahren wurden in wiederholten Verhandlungen mit den 
Organisationen der Angestellten und Arbeiter deren. Rechts- 
verhältnisse nach einheitlichen Gesichtspunkten für die ange- 
schlossenen «ordbayerischen Gemeinden in rechtsverbindlicher 
Weise festgelegt. Insbesondere ist auch im Zusammenwirken 


mit dem bayerischen Versörgungsverband eine Alters- und. 


Hinterbliebenenversorgung für die Arbeitnehmer geschaffen 
worden, die sich eng an die Versorgungsrechte der Staats- 
und Gemeindebeamten anschliesst. Mehr und mehr machte 
sich auch unter den süd bayerischen Städten das Bedürfnis 
nach’Gründung eines Arbeitgeberverbandes geltend. ° Die Vor- 
standschaften des Bayerischen Städtebundes und des Nord- 
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bayerischen Arbeitgeberverbandes hatten deshalb die bayerischen 
Städte- und Gemeindeverbände auf den 5. Dezember zu einer 
gemeinsamen Beratung über die Gründung eines Landesarbeit- 
geberverbandes bayerischer Gemeinden und Gemeindeverbände 
ins Münchener Rathaus eingeladen. Mehr als 60 bayerische 
Städte und Gemeindeverbände waren der Einladung gefolgt. 
Das Referat erstattete Rechtsrat Keller-Bayreuth. Nach ein- 
gehenden Verhandlungen konnte die Gründung des Landes- 
verbandes vollzogen werden; 59 Städte und Gemeindeverbände 
erklärten sofort ihren Beitritt zu dem „Landesarbeitgeber- 
verband bayerischer Gemeinden“. Der Stadtrat München wird 
Bi in einer seiner nächsten Sitzungen zu der Frage Stellung 
nehmen‘ 


Beamtenrecht 


Das Beamtenrätegesetz im Reichstag. Im Beamtenausschuss 
des Reichstages: erhielt der $ 1 des Beamtenrätegesetzes 
folgende Fassung: 


„Für alle Beamten des Reichs, der Länder, der Gemeinden, 
Gemeindeverbände sowie der Körperschaften. des öffentlichen 
Rechts sind zur Wahrnehmung ihrer Interessen und zur. Unter- 
stützung der. Verwaltungen in der Erfüllung ihrer .wirtschaft- 
lichen Aufgaben bei den Behörden und Dienststellen, je nach 
dem Aufbau der Verwaltungen, Orts-, Bezirks- und Haupt- 
beamtenräte zu errichten. — Bestehen zwischen der untersten 
und höchsten Instanz mehrere Zwischeninstanzen, so ist nur 
bei einer von diesen ein Bezirksbeamtenrat einzurichten. — 
Die Reichsregierung und die Landesregierungen können‘ nach 
Verhandlung mit dem zuständigen Hauptbeamtenrat von. der 
Errichtung von Bezirksbeamtenräten absehen. — Die Reichs- 
regierung und die Landesregierungen können ‘Beamte der 
Körperschaften des ölfentlichen Rechts nur mit Zustimmung. des 
zuständigen Hauptbeamtenrats von der. Unterstellung “unter 
dieses Gesetz befreien. — Mit Zustimmung des zuständigen 
Hauptbeamtenrats kann bestimmt werden, dass gewisse Beanite 
oder Beamtengatttingen von der Anwendung dieses Gesetzes 
oder einzelner Bestimmungen ausgenommen werden.‘ 

Beim $ 2 erläuterte Ministerialrat Daniels den Begriff 
„Beamtenanwärter‘“ als gleichbedeutend mit „Stellenanwärter‘; 
„Beamte in. der Ausbildung‘ und „Diätare“, die auf. Ver- 
leihung einer planmässigen Stelle warten, würden oft fälschlich 
„Beamtenanwärter‘ genannt. „Beamtenanwärter‘ seien die- 
jenigen in der Reichs- (Staats- usw.) Verwaltung beschäftigten 
Arbeitnehmer, die noch nicht die Eigenschaft eines Beamten 
haben, die aber nach nachweisbarer Absicht der Reichs- usw. 
Verwaltung Beamte werden sollen. . Im Gegensatz zu .den 
Beamtenanwärtern ‚stehen die Arbeitnehmer, die Aussicht auf 
Uebernahme in die Reichs- usw. Verwaltung haben ($ 13 Abs. 4 
des Betriebsrätegesetzes). Hierunter seien diejenigen Arbeit- 
nehmer zu verstehen, die nicht Beamte oder Beamtenanwärter 
seien, und für die die Absicht der Reichs- usw. Verwaltung, 
sie in den Beamtendienst zu übernehmen, nicht nachweisbar ist, 
bei denen jedoch nach den - vorliegenden besonderen :Um- 
ständen oder den üblichen Umständen die spätere Uebernahme 
in das Beamtenverhältnis in Betracht kommt. \ 

Nach längerer Erörterung wurde der $ 2 des Gesetzes 
mit einer redaktionellen Aenderung angenommen. $ 3 un- 
verändert. 


Besoldungsfragen 


Aecnderungen zum preussischen Diensteinkommensgesetz. 
Der Landtag hat am 19. November 1921 foigende Aenderung 
des D.E.G. beschlossen: 


In:$.17 erhalten-.Abs. 1:.und Abs H- folgende 


Fassung: 

(1) Ausser dem Diensteinkommen erhalten die Beamten Kinder- 
beihilfen in der Weise, dass für jedes Kind‘ bis zum ' vollendeten 
sechsten Lebensjahre monatlich 40 M., bis zum vollendeten -vierzehnten 
Lebensjahre monatlich 59 M. und bis zum vollendeten einundzwanzigsten 
Lebensjahre monatlich 69 M. gezahlt werden. Für Kinder vom  vier- 
zchnten bis zum einundzwangzigsten Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe 
nur gewährt, wenn das Kind kein eigenes Einkommen von mehr als 
1500 M. jährlich hat. Uebersteigt das eigene Einkommen des Kindes 
den Betrag von 1500 M. um weniger als den Betrag der Kinder- 
beihilfe einschl. Auszleichszuschlag ($ 18), so wird die Kinderbeihilfe um 
den Betrag gekürzt, um den das eigene Einkommen des Kindes den 
Betrag von 1500 M. übersteigt, Als eigenes Einkommen des, Kindes 
gilt auch das dem Beamten kraft. der elterlichen Nutzniessung ‚aus 
Kindesvermögen zufliessenden Einkommen. 

(6) Die Kinderbeinilie fällt weg: 

a) mit dem’ Ablauf des Kalendervierteijahres, in dem die sonstigen 
Voraussetzungen für ihre Gewährung wegfallen, “insbesondere das 
Beamtenverhältnis endigt, das Kind das‘ vierzehnte oder einund- 
zwanzigste. Lebensiahr vollendet, stirbt oder eine Ehe eingeht, 

b) mit dem Ablauf des Monats, in: dem das Kind nach vollendeten 
vierzehnten Lebensjahre. ein Einkommen bezieht,. das den Betra 
von ‚1509 M. um mindestens den Be:rag der Kinderbeihilfe einsch 
Ausgleichszuschlag übersteigt. | 
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Die Ausführungsbestimmungen zum preussischen Reamton- 
diensteinkormmensgesetz, Die von uns in Nr. 9 der „Freien 
Beaniten-Rundschau‘‘ vom 22, Juli veröffentlichten preussische 
Ausführungsbestimmungen sind vom Landtag mit nachstehen- 
den für uns wesentlichen Aenderungen angenommen: 

22. Wieweit die Dienstzeit bei Kommunalbehörden oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts auf das B.D.A, 
angerechnet wird, bestimmt der Fachminister in Gemeinschaft mit 
dein Pinasziisisier. 

(2) Aıs eine bei dem gleichen Dienstzweig verbrachte Dienstzeit ist die 
bei derselben Verwaltung zurückge.egte Dienstzeit anzusehen. 

(H)=Es. sokl auch regelmässig die Anwärter- 
diensizeit bei einem-anderen Dienstzweig ange- 
rechnet werden, wenn die Beschäftigung eine 
gleichartige und für den neuen Dienstzweig för- 
derliche gewesen ist (z. B. Kassendienst, Kanzlei- 
dienst, Amtsgehilfendienst, Vermessungsdienst 
bei den einzelnen Verwaltungen). In Zweifelsfällen - ent- 
scheidet der Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzminister. 

23. (1) Eine Anrechnung im Sinne der Ziffern ® und 2 
darf nicht erfolgen, soweit sich dadurch für den betreffenden Beamten 
ein günstigeres B.D,A. ergeben würde, als es ein Beamter der regei- 
mässigen Laufbahn mit gleichlanger Gesamtdienstze:t bei regelrechtem 
Aufstieg besitzt. Statt der Gesamtdienstzeit kann auch das Prüfungs- 
dienstaler oder das Anwärterdienstalter zum Anhalt genommen werden, 
wenn &5 einen ‘sicheren Vergleichsmassstab abgibt; letzten Endes das 
Lebeasalter; x 

(2) Die Anrechnung ist ausgeschlossen, soweit schon durch die 
Anrechnung derselben Dienstzeit auf das Anwärterdienstalter eine Ver- 
besseruiny .des- B.D.A. nach Ziffer 29 einzutreten hat. 

25.. Wieweit. zur Vermeidung von Härten die Zeit praktischer Be- 
schäftigung. ausserhalb des Staatsbeamtenverhältnisses auf das B.D.A. 
algerechnet werden kann, wird von dem Fachminister in Gemein- 
schaft “mit dem Finanzminister ‚bestimmt. Die hierbei anzurechnende 
Zeit ‚darf die Hälfte der Gesamtaufrückungszeit der Besoldungsgruppe 
n.cht übersteigen, in der der Beamte’ planmässig angestellt wird. Darüber 
hinaus ‚können. die genannten Minister in besonders gearteten Ausnahme- 
fällen, eine .‚Vorrückung des B.D.A. zulassen ($-3 Abs. 7 B.D.E.G.). 

26... (1) Als praktische Beschäftigun g im Sinne der Ziffer 25 
kommt grundsätzlich nur eine Tätirkeit z. B. inder E igenschaftt 
eines Arbeiters oder Angestellten im Reichs-, Lan, 
des-, Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienst oder 
ineinem freien Berufe in Frage, die der Tätigkeit des Beamten 
in‘ der Stelle, in der die Anstellunz erfolgt, gleichwertig und förderlich 
gewesen ist, 

180... Soweit durch künftige Gesetzesänderungen oder durch eine 
Aenderung der. Reicksbesoldungsvorschriften ergänzende oder abweichende 
Bestinmungen notwendig. werden, sind sie vom Finanzminister in Ein- 
vernehmen mit dem etwa beteiligten. Fachminister zu erlassen. Diese Be- 
sliimmungen sowie grundsätzliche Entscheidungenüber 
die Anwendung der B.V. sind bei der nächsten Gelegenheit 
dem Landiage vorzulezen, ebenso die Ergänzungsbestim- 
mungen, ‘die sich nach den B.V, aus Sonderrege- 
lungen für einzelne Verwaltungszweige ergeben. 


Hierzu ist zu bemerken: 


Die Neufassung der Nr. 22 hat.gegenüber der Regierungs- 
vorlage eine weitgehendere — im Sinne unserer an den Land- 
tag gerichteten Anträge, — Anrechnung der Berufszeit bei 
anderen Dienstzweigen des Staates gebracht. Ausserdem ist 
die Tätigkeit bei Kommunalbehörden oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes anzurechnen; lediglich, wie weit diese An- 
rechnung erfolgt, ist der Entscheidung des Fachministers in Ge- 
meinschaft mit dem Finanzminister vorbehalten. Dasselbe gilt 
für die nach Nr. 25 anzurechnende Zeit praktischer Beschäf- 
tigung ausserhalb des Staatsbeamtenverhältnisses. 


Ausser den beschlossenen Aenderungen der Ausführungs- 
bestimmungen hat der Landtag u.a. folgende Entschliessung 
gefasst: 

‚das Staaisministerium zu ersuchen, den Teil II der Ausführungs- 
anweisung des Finanzministers vom 21. Januar 1921 über die Ver- 
scrgungsgebühruisse der Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebenen dem Landiage ebenfalls zur Nachprüfung vorzulegen, 

ferner: für die Beamten mit eigenem Hausstand, die gezwungen: sind, 
ihren ‚bisherigen Dienstort in den abgetretenen und besetzten Gebieten zu 
verlassen, für ‚die. Zeit der Führung eines doppelten Haushalts eine 
Regelung zu, treffen, durch die eine Schädigung der Beamten ver- 
mieden wird, 

und:.bei Verleihung von Aufrückungsstellen grundsätzlich das Dienst- 
alter zugrunde zu legen; bei ausnahmsweiser Abweichung hiervon ist. die 
zuständige Beamtenvertretung zu hören, der auch die Gründe der Ab- 
weichung mitzuteilen sind. 


Zur Ortsklasseneinteilung. Die Verhandlungen des Reichs- 
finanzministeriums mit den Gewerkschaften haben ihr Ende er- 
reicht. Drei Wochen hatten die Sitzungen von frühmorgens 
bis spätabends gedauert, um das Gesetz noch vor Weihnachten 
dem Reichstag zur rechtzeitigen Beschlussfassung vorlegen 
zu können. Gegenüber dem Notgesetz sind eine Anzahl Ver- 
besserungen vorgenommen worden, die. den Beamten der jewei- 
ligen Ortsklasse erhebliche Nachzahlungen noch 
vor W-eihnachten bringen werden. Leider sind nicht alle 
berechtigten Wünsche erfüllt worden, denn die Sitzungen 
waren ja nur eine Mischung von Verhandeln und Diktieren 
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seitens‘ des Reichsfinanzministeriums. Dadurch hat der Ent- 
wurf noch manche Ungerechtigkeit und Härte 
aufzuweisen,.die einer baldigen Beseitigung bedürfen. 
Man hat sich im Reichstag. dahin geeinigt, das Gesetz 
in seiner vorliegenden Form zunächst zu verabschieden, jedoch 
eine aus Reichstags- und Reichsratsmitgliedern zusammen- 
gesetzte Kommission zu bilden, die die noch vorhandenen 
Härten durch eine Nachprüfung, die bis spätestens 
1. März 1922 beendet sein muss, beseitigen soll. Die Aus- 
zahlung der nachzuzahlenden Beträge wird somit für die 
meisten Orte noch vor Weihnachten ermöglicht. 
, Bezüglich der Auszahlung der auf Grund des Gesetzes 
zu erwartenden Nachzahlungen für die Angestellten hat der 
Reichsfinanzminister am 16. Dezember folgenden Erlass (I B 





75524) herausg@ßeben: 

„Nachdem der Reichstag nunmehr dem Entwurfe des Gesetzes 
über die Aufstellung des neuen Ortsklassenverzeichnisses seine Zustim- 
mung erteilt hat, darf ich bitten, die nachgeordneten. Dienststellen als- 
bald anzuweisen, die Ortszuschläge auch für die Angestellten nach dem 
neu aufgestellten Ortsklassenverzeichnisse zu berechnen. Das neue Orts- 
klassenverzeichnis gilt mit 'rückwirkender Kraft vom 1. April 1920, 

Ich bitte dafür Sorge zu tragen, dass die aus der Höherreihung 
von Orten sich ergebenden Mehrbeträge und die daraus folgenden Er- 
höhungen der nach Ortsklassen abgestuften Teuerungszuschläge mit mög- 


lichster Beschleimigung und nicht später als an die Beamten gezahlt 
werden. 


In Anwendung des Artikels II Abs. 3 des Gesetzes können Nach- 
zahlungen an Angestellte, die vor Verkündung des Gesetzes 
aus dem Reichsdienst ausgeschieden sind, nicht erfolgen. Nur 
wenn ein Angestellter vor Verkündung des Gesetzes während der Dauer 
des Dienstverhältnisses verstorben ist, haben die Nachzahlungen an die 
Hinterbliebenen im Sinne des $ 7 Ziffer 5 des Tariivertrages vom 
6. November 1920 zu erfolgen. Falls der Aufenthalt der Empfangsberech- 
tigten nicht ermittelt ist, können Anträge abgewartet werden. 

Im Interesse der Beschleunigung der Auszahlung der den Ange- 
stellten nachzuzahlenden Beträge darf ich darauf hinweisen, dass vom 
Preussischen Finanzministerium Tabellen für die Errechnung der Mehr- 
beträge aufgestellt worden siad, weiche von der Reichsdruckerei bezogen 
werden können. Im Reichsfinanzministerium werden diese Tabellen 
nicht vorrätig gehalten. Im Auftrage: gez. Unterschrift.“ 


Ein ähnlicher Erlass ist auch vom preussischen Finanz- 
minister herausgegeben. 

Wegen. dieser Erlasse haben wir an den 
Finanzminister sowie an den Reichsminister 
nachstehendes Schreiben gerichtet: 


„Nach der dortseitigen Verfügung vom 16. Dezember 1921 
— Nr. I,B 75524 — können in Anwendung des Artikels I 
Abs. 3 des Gesetzes über die Aufstellung des neuen Orts- 
klassenverzeichnisses Nachzahlungen an Angestellte, die vor 
Verkündung des Gesetzes aus dem Reichsdienst ausgeschieden 
sind, nicht erfolgen. 

In dieser Verallgemeinerung kann nach unserer Auffassung 
der Artikel II Abs. 3 des Gesetzes auf die Angestellten nicht 
angewendet werden. Zahlreiche Angestellte sind nicht frei- 
willig aus dem Reichs- und Staatsdienst ausgeschieden, sonden:; 
durch Auflösung von. Dienststellen oder Verringerung des 
Personals entbehrlich geworden und deshalb zur Entlassung 
gekommen. Die Beamten solcher Dienststellen sind ander- 
weit untergebracht worden, so dass ihnen hieraus ein Nach- 
teil nicht entsteht. Die sinngemässe Anwendung der Be- 
stimmungen des Gesetzes auf die Angestellten führt zu der 
Konsequenz, dass zum mindesten den nicht freiwillig aus- 
geschiedenen Angestellten die Nachzahlungen zustehen. 

Wir bitten, die angezogene Verfügung vom 16. Dezember 
1921 dahin abändern zu wollen, dass sie den oben wieder- 
gegebenen Verhältnissen Rechnung trägt. Grösstmögliche -Be- 
schleunigung ist hierbei geboten.“ 


preussischen 
der Finanzen 


Kinderbeihilfen. Der Preussische Finanzminister hat unterm 
20. Oktober 1921 (I. D. 1/1988) folgende Verfügung erlassen: 


„Es sind Zweifel hervorgetreten über die Bestimmung in Ziffer 119 
der P.B.V. vom 8.. Juli 1921 und unter III Nr. 4 des Runderlasses 
vom 3. September 1921 — I. 3372 —, wonach auf die Kinderbeihilfe 
Waisengeld anzurechnen ist, welches für ein Kind, für das einem Be- 
amten oder. Ruhegehaltsempfänger oder einer Witwe eine Kinderbeihilfe 
zusteht, auf Grund eines Versorgungsgesetzes des Reichs, des Staates 
oder eines, der Länder gezahlt wird. Zur Behebung dieser Zweifel wird 
folgendes bemerkt: ’ 

1. Hat ein Beamter die Witwe eines Reichsbeainten, eines Staats- 
beamten, eines Beamten der Länder, eines Volksschullehrers oder eines 
Gemeindebeamten mit Kindern unter 21 Jahren geheiratet, so hat das 
Reich, der Staat, das Land oder die Gemeinde die Verpflichtung, 
die Kinderbeihilfe neben dem Waisengeld weiterzugewähren, da die 
Verpflichtung, für die eigenen Kinder des verstorbenen Beamten zu 
sorgen, die ältere und nähere ist. Die Kinderbeihilfe steht diesen Kindern 
als Kindern ihres leiblichen Vaters zu und wird dem gesetzlichen Vertreter 
der Kinder gezahlt. Sie fällt bei diesen Kindern, die durch Verheiratung 
der Mutter zu „Stiefkindern“ geworden sind, weder durch die Wieder- 
verheiratung noch durch den Tod der Mutter weg. 

2...Hat ein Beamter. eine Witwe geheiratet, die nicht unter Nr, 1 
fallende . Bezüge aus. Mitteln .des. Reichs, der Länder, anderer öffentlicher 
B. eine Kinderbeihilfe, ein Waisen- 
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geld, eine Walsenrente, eine laufende Unterstützung usw. bezieht, so wird 
diese Einnahme auf die dem Beamten für die „Stiefkinder“ zustehende 
Kinderbeihilfe auch bei Kindern unter 14 Jahren voll angerechnet. 

3, Stirbt ein Beamter, der unter 21 Jahre alte eigene Kinder und 
unter 21 Jahre alte Stiefkinder hinterlässt, so ist wie folgt zu verfahren: 

a) Für die eigenen Kinder wird ohne Rücksicht auf das Waisengeld 

nach & 24 B.D.E.G. die Kinderbeihilfe neben dem Waisengeld 
rezallt, da das Waisengeld nur den Ersatz für die Dienstein- 
otinkuahariige des Beamten biidei, ebeuso wie neben diesen zu 
Lebzeiten des Beamten im Regelfall Kinderbeihilie gezahlt ist, ist 
sie nach seinem Tode neben dem Waisengeld zu zahlen. 

b) Wird für die „Stiefkinder‘“, weil sie leibliche Kinder eines Be- 
amten sind (Fall zu 1), neben dem gesetzlichen Waisengeld eiie 
Kinderbeihilfe gezahlt, so bezieht der gesetzliche Vertreter der 
Kinder diese Kinderbeihilfe auch weiter; dagegen wird für sie 
in ihrer Eigenschaft als „Stiefkinder‘“ des veßßtorbenen Beamten 
nicht noch ausserdem Kinderbeihilfe gezahlt, vie atch ihr ver- 
storbener Stiefvater für sie keine Kinderbeihilfe bezogen hat. 
Werden für die „Stieikinder“ dagegen nicht unter Nr. 1 fallende 
Bezüge aus Mitteln des Reichs, der Länder, anderer öffentlicher 
Verbände oder anderer Arbeitgeber, z. B. eine Kinderbeihilfe, ein 
Waisengeld, eine Waisenrente, eine laufende Unterstützung usw. 
gezahlt (Fall zu 2), so wird diese Einnahme auf die der Witwe 
aus der Staatskasse zustehende Kinderbeihilfe auch für Kinder 
unter 14 Jahren voll angerechnet. 


€ 


— 


4. Ist ein Beanıter im Kriege gefalieı oder an den Felgen des 
Krieges gestorben, und hat er eigene eheliche Kinder unter 21 Jahren 
hinterlassen, für die Kriegswaisengeld oder neben dem Kriegswaisen- 
geld eine Kinderbeihilfe gezahlt wird, so werden diese Einnahmen auf die 
für die Kinder aus der Staatskasse zu zahlenden Kinderbeihilfen auch für 
Kinder unter 14 Jahren voll angerechnet. ‚Eine Anrechnung auf das 
den Kindern bis "zum 18. Lebensjahre zahlbare staatliche Waisengeld 
findet dagegen nicht statt.“ 


Wohnungsbeihilfen. Der Preussische Finanzminister und 
der Minister des Innern haben unterm 19. Oktober 1921 — 
F.M. IC. 2. 2479. III. 2. 501, M. d. J. Ia 1. 1271 — folgende 
Verfügung betr. „Erstattung der Wohnungsbeihilfen für in den 
Dienst der Länder, Gemeinden, Kommunalverbände und son- 
stiger öffentlichen Körperschaften übergetretene Fleeres-, Ma- 
rine- und Kolonialbeamte‘‘ rückwirkend vom 14. Juli erlassen: 

„Der Herr Reichsminister der Finanzen hat sich unter dem 14. Juli 
1921 — 1. b. B. 57201 — damit einverstanden erklärt, dass den durch 
die Umgestaltung des Staatswesens oder aus Anlass des Friedens- 


vertrages entbehrlich gewordenen Heeres-, Marine- und Kolonialbeamten, 
um ihnen in Anbetracht der schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse den 
Uebertritt in den Dienst der Länder, Gemeinden, Kommunalverbände und 
sonstiger 


öffentlichen Körperschaften zu erleichtern, Entschädigungen 







in Ortsklasse B 





in Ortsklasse A 





in Ortsklasse C 


Nr. Pr 


für die Heeres- usw. Beamten, die aus dem eingangs erwälinten Anlass 
seit dem 14. Juli 1921 in den Dienst der Länder usw, übergetreten sind 
und jetzt oder später aus diesem Anlass noch überfreten werden.“ 


Widerrufliche Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vor- 
bereitungsdienst. Der Reichsminister der Finanzen hat unter 
1.B. 70417 — II p 12454/13042 — II p 14687 am 8. No- 
vember 1921 nachstehenden Erlass zu den Ausführungsbestim- 
mungen zu Ziffer 248 der Besoldungsvorschriften heraus- 
gegeben: 

Allgemein. 


Der Vorbereitungsdienst ist grundsätzlich unentgelt. 
lich abzuleisten; die Beamtenanwärter haben die Kosten für ihren 
Lebensunterhalt während dieser Zeit selbst zu bestreiten. Die Zubilligun 
von widerruflichen Unterhaltszuschüssen (Ziffer 248 Besoldungsvorschrit- 
ten) eriolgt im Interesse der Erhaltung des Beruisbeamtentums ledig- 
lich mit Rücksicht auf die herrschenden aussergewöhnlichen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse. 

I. Ziviianwärter. 
Zivilanwärter können als widerruflichen Unterhaltszuschuss erhalten 
a) Grundvergütung: 
im 1. Jahre des Vorbereitungsdienstes bis zu 5 v. H, 
im 2. Jahre des Vorbereitungsdienstes bis zu 65 v, H. 
im 3. Jahre des Vorbeteitungsdienstes bis zu 75 v; H. (10 v. H. una 
bis zu 5 v. H. besonderer Teuerungszuschuss) 
des nach dem Besoldungsgesetz vom 30. April 1920/17. Dezember 1920 
zu bemessenden Anfangsgrundgehalts derjenigen Besoldungsgruppe, in 
der sie beim regelmässigen Verlauf ihrer Dienstlaufbaln zuerst plan- 
mässig angestelit werden; bei Anwärtern, die beim regelmässigen Verlauf 
ihrer Dienstiaufbahn in einer höheren als der Gruppe VII zuerst plan- 
mässig angestellt werden, gelten als Höchstbeträge die vorstehenden 
Hundertsätze des Anfangsgrundgehalts der Gruppe VIII; 


b) Ortszuschlag: 
im 1. Jahre des Vorbereitungsdienstes bis zu. 55 v. H, 
im 2. Jahre des Vorbereitungsdienstes bis zu 65.v. H, 
im 3. Jahre des Vorbereitungsdienstes bis zu 75 v. H. 
des zu dem — unter a genannten — Anfangsgrundgehalt gehörenden 
Ortszuschlagsatzes des Besoldungsgesetzes vom 30. April 1920/17. De- 
zember 1920; 

ec) Teuerungszuschläge zu a und b nach dem den plan- 
mässigen Beamten nach dem Stande vom 1. August 1921 gewährten 
Hundertsatze von 93 v. H. in Ortsklasse A, 91 v. H. in Ortsklasse B 
usw. — vergleiche Gesetz, betreffend die Feststellung eines zweiten 
Nachtrags zum Reichshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1921, vom 
12. Oktober 192i. (Reichs-Geseizbl. S.. 1235) —. 


Die Höchstsätze betragen demnach beispielsweise für die 
Gruppe VII: 





in Ortsklasse D in Ortsklasse E 


im 1. Jahr | im 2. Jahr } im 3. Jahr | im 1. Jahr } im 2. Jahr |im 3 Jahr } im 1. Jahr | im 2. Jahr | im 3. Jahr | im 1. Jahr | im 2. Jahr | im 3. Jahr | im 1, Jahr | im 2. Jahr [in 3. Jahr 

















M. MN: ME Ru M Mm | _M. M. M. | .M. M. M. M. M. 
Es WERD 4.030 4650 | 3410 4630 4650 3410 4.030 4 650 3410 14030 4650 3410 4.030 4.650 
his: 1650 1950 2250 | 1320 1560 i 800 1100 1 300 1500 935 11105 1275 719 9:0 4° 1.050 
e 2. ..147058 |] 55614] 6417 | 4304,35 | 5085,95 5869,5| 40139 | 4743,7| 5473,5 | 3 780,15 [4 467,451 5 154.75| 3 553 4199 4845 
Zusammen .| 9 765,8 |11 541,4] 13317 | 9034,3 | 10 676,9} 12 319,5 | 8 523,9 1100:3,7 | 11 623,5 [8125,15 | 9 602,45} 11 079,754 7 733 9 139 \ 10 545 
(Wohnungsbeihilfen) nach Massgabe des Reichsgesetzes vom 21. Mai 1920 Ein Rechtsanspruch aufden Unterhaltszuschuss 
(R.G.Bl. S. 1061) und den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen ist nicht begründet. Die Gewährung kann somit, — ‚was, dem 
aus Reichsmitteln gewährt werden, sofern und solange die sonstigen Anwärter bei der Bewilligung ausdrücklich zu eröffnen ist — jederzeit, 


Voraussetzungen des Gesetzes auf sie zutreffen. Der Herr Reichs- 
minister der Finanzen ist hierbei von der Annahme ausgegangen, dass 
sich nunmehr die Länder, Gemeinden usw. mehr als ‘bisher an der 
Unterbringung der überzählig gewordenen Heeres- usw. Beamten betei- 


licen werden, und hat gleichzeitig gebeten, dann dafür zu sorgen, dass - 


diesen Beamten möglichst bald eine Wohnung am neuen Dienstorte zu- 
gewiesen wird, andererseits aber auch die Beamten anzuhalten, sich selbst 
unausgesetzt und. eifrigst um eine Wohnung zu bemühen. 


Die Entschädigungen nach dem vorbezeichneten Gesetz sind diesen 
Beamten im Bereiche der allgemeinen, Kreiskassen-, Kataster- und Hoch- 
bauverwaltung sowie der inneren Verwaltung einschliesslich der staat- 
lichen Polizeiverwaltung, der 
schussweise monatlich nachträglich durch die Behörden zu zahien, bei 
denen die Beamten beschäftigt oder angestellt sind. Der Herr Reichs» 
finanzminister wünscht, dass die gezahlten Beträge seitens: dieser Behörden 
unmittelbar bei der der früheren Dienststelle der Beamten zuletzt vor- 
gesetzten Reichsbehörde halbjährlich zur Erstattung angefordert werden. 
Die Anforderung der für die Monate April bis September gezahlten 
Beträge hat in der ersten Hälfte des Monats Oktober j. J., der für 
die Monate Oktober bis März gezahlten Beträge in der ersten Hälfte 
des Monats April’ j. J. zu erfolgen. 


Die zum Reichsgesetz vom 21. Mai 1920 ergangenen Ausführungs- 
bestimmungen des Herrn Reichsministers der Finanzen vom 26. Juni 1920 
— I. B. 6881 Hg. — (Amtsblatt der Reichsfinanzverwaltung S. 335 if.) 
und vom 25. Mai 1921 — I. b. B. 57500 Abschn. B. — (ebenda 
S. 152ff.) decken sich im wesentlichen mit den diesseitigen Rund- 
erlassen vom 30. August 1920 — F.M.Bl. S. 307 — und vom 29. Juni 
1921 -- F.M.Bl. S. 278ff. —. 
versetzter Beamter wird noch auf den Runderlass des Herrn Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 23. Juli 1921 — IH. 7. 1689 —, den ich, 


der Finanzminister, unter dem 2. September 1921 — 1. D. 2. 879 ff. — 
mitgeteilt habe, verwiesen. 

Da der Herr Reichsminister der Finanzen eine rückwirkende Kraft 
der Massnahme nicht beigelegt hat, gelten die vorstehenden Bestimmungen 


Landjägerei und der Schutzpolizei vor- . 


Wegen vorzugsweiser Unterbringung 


auch nach bereits erfolgter Bewilligung, 'anderweit festgesetzt oder 
gänzlich wieder eingestellt werden. 

Die Anwärter sind zur Rückzahlung des erhaltenen 
Unterhaltszuschusses verpflichtet, wenn. sie innerhalb dreier 
Jahre nach Beendigung der Vorbereitungszeit aus dem Reichsdienst 
ausscheiden. Als Ausscheiden gilt auch der Uebertritt in den 
Dienst eines Landes, einer Gemeinde usw. Die Verpflichtung 
zur Zurückzahiung des Vorschusses ist vor seiner 
Bewilligung bzw. Neuregelung. von dem Anwärter 
schriftlich anzuerkennen; Anwärter, die die vorbehaltlose 
Anerkennung der Verpflichtung verweigern, dürfen einen Unterhalts- 
zuschuss künftig nicht mehr erhalten. 

Die Zahlung des Unterhaltszuschusses erfolgt nur im Falle des 
Bedürfnisses. Bei der Prüfung des Bedürfnisses ist wohlwollend 
zu verfahren und ein peinliches Eindringen in die Privatverhältnisse 
des Anwärters oder des zum Unterhalt an sich verpflichteten Angehörigen 
des Anwärters zu vermeiden. 

Da die oben angegebenen Sätze Höchstbeträge darstellen, 
bleibt es dem Verwaltungschef in jedem Falle überlassen, unter den 
Höchstsätzen zu bleiben oder überhaupt keinen Unterhaltszuschuss zu 
gewähren. Hierbei würde zu berücksichtigen sein, ob die im Vor- 
bereitungsdienste befindlichen‘ Beamten im Haushalt von Angehörigen 
Unterkunft und Verpflegung erhalten oder nicht. 

Bei den im Vorbereitungsdienst befindlichen. Beamten, die im Haus- 
halt von. Angehörigen Unterkunft und Verpflegung erhalten, ist zu- 
nächst zu unterscheiden, ob es sich um den elterlichen Haushalt handelt. 
In diesem Falle ist im allgemeinen kein Unterhaitszuschuss zu gewähren, 
es sei denn, dass sich die Eltern nachgewiesenermassen in so schwie- 
rigen wirtschaftlichen Verhältnissen befinden, dass sie nicht in der Lage 
sind, den vollen Aufwand zu bestreiten. Erhält ein im Vorbereitungsdienst 
befindlicher Beamter Unterkunft und. Verpflegung bei anderen An- 
gehörigen (z. B. im Haushalt eines Bruders, Schwagers usw.), so ist zu 
berücksichtigen, dass letztere nicht verpflichtet sind, seinen vollen Unter- 
halt zu bestreiten; andererseits ist aber zu erwägen, dass er sich dech 


D . 
DE "VER 


ee AS re u nn re 





U 


an 


zn ee 2 7 m 

















wohı In allen Fällen besser steht als ein voliständig auf sich selbst an- 

ewiesener Beamtenanwärter. Dem ist je nach Lage des einzelnen 
alles Rechnung zu tragen, etwa durch Bewilligung eines Unterhalts- 
zuschusses. der den wirtschaftlichen Verhältnissen sowohl der im 
Vorbereitungsdienst befindlichen Beamten als auch seiner Angehörigen an- 
zupassen ist. In beiden Fällen soll die Höhe des Unterhaltszuschusses 
in der Regel die vollen Sätze nicht erreichen. 


Anwärtern, die nicht ausschliesslich oder über- 
wiegend zu ihrer»Vorbereitung beschäftigt sind, 
vielmehr im Interesse der Verwaltun bereits eine 


volle Arbeitskraft ausfüllen — namentü wenn sie kraft 
besonderen Auftrags zur Stellvertretung, Aushilfe oder Erledigung be- 
sonderer Dienstgeschäfie usw. verwendet werden —, werden im all- 


“ * ” . ’ 4 
gemeinen beim Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen die vollen 


unter a ‚bis c angegebenen Beträge zu gewähren sein. 


Der Unterhaltszuschuss ist nur für die Dauer der tatsächlichen Be- 
schäftigung im Reichsdienst zu bewillisen. Er darf jedoch, sofern die 
massgebenden Vorbedingungen unvermindert erfüllt sind, 


a) während des vorgesehenen regelmässigen Erholungsurlaubs und 
während eines etwa unter Sonderumständen gewährten aussergewöhnlichen 
Urlaubs von höchstens gleicher Dauer, 

b) in Krankheitsfällen bis äusserstens 26 Wochen 
ungekürzt weitergezalilt werden. Hierüber hinaus darf die Zahlung 
nur mit Einverständnis der obersten Reichsbehörde in ganz besonders 
gestalteten Notfällen eintreten. 


Wenn auch der Unterhaltszuschuss für eine dreijährige Ausbildung 
vorgesehen ist, so kann, wenn kürzere Ausbildungszeiten verlangt werden, 
doch nur mit der Bewilligung der für das erste Ausbildungsjahr vor- 
geschenen Sätze bzw. eines Teiles derselben begonnen werden. 


Sofern der Ausbildungsgang nicht nur bei einer Reichsbehörde, son- 
dern auch anderwärts (z. B. bei einer Landesverwaltung) abgeleistet 
wird, ist der Unterhaltszuschuss während der Beschäftigung bei der 
Reichsbehörde unter‘ Berücksichtigung der Gesamtausbildungszeit zu be- 
wiligen; es kann also, wenn nur das dritte Ausbildungsjahr bei einer 
Reichsbehörde abgeleistet wird, ein Unterhaltszuschuss bis zur Höhe des 
für das dritte Jahr vorgesehenen Betrags gewährt werden. ... 


Zivilanwärter, die vor Beginn und nach Beendi- 
gung ihrer er lichen Ausbildungszeitals Hilis. 
arbeiter auf Privatdienstvertrag beschäftigt wer- 
den, sind nach den Tarifbestimmungen für die An- 
gestellien bei den Reichs- und preussischen Staats- 
verwaltungen abzufinden. 


I. Beamte mit Fachausbildung. 


Beamtenanwärtern, die auf Grund ihrer vor dem Eintritt bei 
der Verwaltung liegenden Vor- und Ausbildung sogleich eine volle 
Arbeitskraft darstellen und lediglich wegen der Bestimmung in Ziffer 
241 a der Besoldungsvorschriften nicht zu Diätaren ernannt werden 
können, darf eine Vergütung, die sich wie folgt zusammensetzt, gewährt 
werden: 

a) Grundvergütung: 9 v. H. (70 v. H. und bis zu 20 v.H. 
besonderer Teuerungszuschuss) des nach dem Besoldungsgesetz vom 
30, April 1920/17, Dezember 1920 zu bemessenden Anfangsgrundgehalts 
derjenigen Besoldungsgruppe, in der sie beim regelmässigen Verlauf 
Ihrer Dienstlaufbahn zuerst planmässig . angestellt werden, wobei die 
Gruppe VIII wiederum die Grenze bildet (vgl. 1a); 

b) Ortszuschlag: 90 v.H. (80 v.H. und 10 v.H. besonderer 
Teuerungszuschuss) des zu dem — unter a genannten — Örundgehalt 
gehörenden Ortszuschlagsatzes des Besoldungsgesetzes vom 30. April 
1920/17. Dezember 1920; 

ec) Teuerungszuschläge zu a und b nach dem den plan- 
mässigen Beamten uach dem Stande vom 1. August 1921 
gewährten Hundertsatze (vgl. Ic). 


Diese Vergütung gilt nicht als Unterhaltszuschuss. 


Gemeinsame Bestimmung. 


Die Zivil- und Militäranwärter sowie die Beamten mit Fachausbil- 
Gung können neben den Unterhaltszuschüssen usw. die nach dem Be- 
soldungsgesetz vom 30. April 1920/17, Dezember 1920 zuständigen vollen 
Kinderzuschläge und die dazu gemäss dem Gesetze, betreffend die Fest- 
stellung eines 2. Nachtrags zum Reichshaushaltsplan für das Rechmungs- 
a 1921, vom 12. Oktober 1921 (Reichs-Gesetzbl. S. 1285) zahlbaren 
'enerungszuschläge erhalten. 


Sonstiges. 

Die widerruflichen Unterhaltszuschüsse werden monatlich nach- 
träglich gezahlt. Soweit sie nicht einen vollen Monat umfassen, 
sind sie tageweise — nach der wirklichen Zahl der Tage — zu be- 
rechnen. 

Falls auf Grund besonderer Anordnung einzelnen Anwärtern der 
Unterhaltszuschuss usw. bisher bereits monatlich im voraus gewährt 
worden ist, darf er beim Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
den bisherigen Empfängern für ihre Person weiterhin monatlich im 
voraus gezahlt werden. 


Die Unterhaltszuschüsse sind für die einzelnen Empfänger stets 
In einem Betrage anzuweisen, nicht etwa getrennt nach Grundvergü- 
tung, Orts-, Kinder- und Teuerungszuschlägen. 


Sämtliche für die Zeit seit dem i. August 1921. an Beamte im 
Vorbereitungsdienst etwa gezahlten Unterhaltszuschüsse, Vergütungen usw. 
and auf die netten Beträge anzurechnen. Soweit die seit diesem 
Zeitpunkt nach den bisherigen Bestimmungen gezahlten die neuen Beträge 
überschreiten, kann seitens der Ressorts von der Wiedereinziehung des 
Unterschieds abgesehen werden. 


Wenn die für 1921 vorgesehenen Haushaltsmittel zur Gewährung 
vor Unterhaltszuschüssen usw. für deren Bewilligung in Grenzen der 
neuen Sätze nicht ausreichen, sind die Mehrbeträge überplanmässig zu 
verausgaben. 
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Aus dieser Verfügung geht hervor, dass die Beamten- 
anwärter mit Fachausbildung — darunter sind in erster Linie 
die technischen Anwärter zu verstehen — eine Vergütung 
erhalten, die nicht als Unterhaltszuschüss anzusehen ist. Das 
heisst, dass die Vergütung nicht ‚widerruflich und als rechtlich 
eriassbare Entlohnung zu betrachten ist. 

Dagegen hat der Anwärter ohne Fachausbildung nach Aut- 
fassung des Reichsfinanzministeriums auf den gewährten Unter- 
haltszuschuss keinen Rechtsanspruch, sondern seine Ver- 
gütung soll widerruflich und rückzahlungspflichtig sein, wenn 
der Anwärter aus dem Reichsdienst in den ersten drei Jahren 
nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes austritt. Diese Wi- 
derruflichkeit und Rückzahlungspflicht sind auch auf die An- 
wärter ausgedehnt, „die nicht ausschliesslich oder überwiegend 
zu ihrer Vorbereitung beschäftigt sind, vielmehr im Interesse 
der Verwaltung bereits eine volle Arbeitskraft ausfüllen.“ Hier 
hat zweifellos das Reichsverkehrsministerium einen rechtlich 
streitbaren Standpunkt eingenommen. Nach unserer Auffassun 
hat der Anwärter unbedingt rechtlichen Armen 
auf Vergütung für die im Interesse der Ver- 
waltung verbrauchte Arbeitskraft — sei sie 
nunteilweiseoderganzin Anspruch genommen. 
Wir werden uns mit der gegenteiligen Auffassung des Reichs- 
finanzministeriums noch eingehender zu beschäftigen haben. 


L 


_ Am 3. Dezember wurde vom Reichsfinanzministerium den 
Spitzenverbänden folgende Neuregelung der Sätze zugestanden, 
die ab 1. Oktober 1921 in Kraft treten: 


I. Die Zivilanwärter erhalten als widerruflichen Unier- 
haltszuschuss: 


im 1. 2. 3. Vorbereitungsjahr 
50 Prozent 55 Prozent 60 Prozent Grundvergütung, 
50 Ei 5 60 ” Ortszuschlag, 

.> 20 ® 20 F Teuerungszuschlag 
aus den entsprechend erhöhten Sätzen des Besoldungsgesetzes. 


Die Militäranwärter erhalten während ihrer informatorischen Be- 
schäftigung ebenfalls bis zu 60 Prozent der vorgenannten Sätze. 


I. Beamte mit Fachausbildung usw. sowie die 
Militäranwärter während der Probedienstzeit erhalten unter den 
in vorstehendem Erlass dargelegten Voraussetzungen je 35 Prozent der 
Grundvergütung und des Ortszuschlages sowie 20 Prozent des Teuerungs- 
zuschiages. Dazu kominen für alle Gruppen die vollen Kinderzuschläge, 


Es erhalten demgemäss: 




























Zivilanwärter: M. M. M 
im ersten Jahre . . . 8820 10 989 12 360 14 640 
„» zweiten „ N kr 9702 12 073 14 256 16 104 
„ dritten „ 10 584 13 176 15 552 17 568 





Beamte mit Fachausbildung | 14994 | 18666 | 22032 


Die Organisationen erklärten diese Regelung als nicht 
befriedigend und werden ihre weiterreichenden orderungen 
nicht fallen lassen. 





Ein erschütterndes Bild der Geldentwertung in Oesterreich 
gibt die uns kürzlich von der „Gewerkschaft der Unterneh- 
mungs-Angestellten der Gemeinde Wien‘ übermittelte Besol- 
dungsordnung der Stadt Wien vom 3! August 1921, die 
wahrscheinlich auch schon inzwischen wieder überholt ist. 
Danach erhalten die mittleren technischen Angestellten ein 
Gehalt im ersten und zweiten Dienstjahre von 46080 Kr, 
steigend in 17 Stufen bis zum 31. Dienstjahre auf 167580 Kr. 
die Angestellten mit Hochschulbildung ein solches von 47 166 
bis 225840 Kr. — Dazu kommt für jeden Angestellten eine 
Teuerungszulage von 72000 Kr, Die Kinderzulagen betragen 
4200 Kr. Für Ueberstunden werden je nach der Gehalts- 
höhe -45—72 Kr. vergütet. 


Beamtenbewegung 


„Bund Preussischer Verwaltungsbeamter“. Unter diesem 
Namen haben sich mit dem Sitz in Berlin der Berufsverein 
höherer Verwaltungsbeamter E. V. und der Verband der 
staatlichen Verwaltungs-Obersekretäre und Anwärter Preussens 
(Sitz Breslau) zusammengeschlossen. 


Die Forderungen der höheren Beamten. Der Reichs- 
bund höherer Beamten hatte Anfang dieses Monats 
Gelegenheit, seine Wünsche dem 23. Ausschuss des Reichs- 
tages vorzutragen. Während sämtliche Spitzengewerkschaften 
das Ergebnis der letzten Teuerungsaktion für unbefriedigend 
halten, weil die den unteren und mittleren Beamten gewährten 
Bezüge durchaus nicht dem sozialen Notstand in diesen 
Kreisen entsprechen, während ferner nach Ansicht der grossen 
Masse der Beamtenschaft bei der. letzten Teuerungsaktion 
gerade die höheren Besoldungsgruppen am besten wegge®- 
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kommen sind, glaubt der Reichsbund höherer Beamten auch 
jetzt noch, nachstehende Forderungen auf weitere Differen- 
zierung der Gehälter aufstellen zu müssen: 

1. Der Reichsbund höherer Beamten fordert grundsätzlich, dass die 
Gesamtbezüge aller Beamten so hoch zu bemessen sind, dass sie 
der Kaufkraft des Vorkriegseinkommens entsprechen. Damit soll 
die bisher erreichte Höhereingruppierung besonders der Beamten 
der unteren und mittleren Besoldungsgruppen nicht gefährdet wer- 
den. Bei der Berechnung ist die Reichsindexziffer zugrunde zu 
legen, die auf alle Lebeasbedürinisse auf der Grundlage des un- 
eingeschränkten Verbrauchs vom Juli 1914 zu erweitern ist. 

2. Auf dem von der Reichsregierung neuerdings eingeschlagenen 
Wege, die Schädigungen, die für die Beamten der oberen Gehalts- 
stufen durch die unsozial wirkende Verringerung der Spannungen 
zwischen den Grundgehältern der einzelnen Besoldungsgruppen ein- 
getreten sind, zu beseitigen, ist fortzuschreiten. Bei der Fest- 
setzung der Grundgehälter ist die verschiedenartige steuerliche Be- 
lastung der Dienstbezüge zu berücksichtigen. 

3. Der Teuerungszuschlag ist vierteljährlich entsprechend der Reichs- 
indexziffer des vorhergehenden Vierteljahres auf einen für alle 
Besoldungsgruppen gleich hohen Hundertsatz festzustellen. ’ 

Eine grössere Differenzierung im Einkommen kann allen- 

falls — das dürften auch die höheren Beamten wissen — nur 
von volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten aus gefordert 
werden. Es ist unverständlich, wie die höheren Beamten 
nach der letzten Tewerungsregelung noch von einer 
„unsozial wirkenden Verringerung der Spannung zwischen 
den einzelnen Besoldungsgruppen“ sprechen können. Alige- 
meiner Grundsatz ist für jeden soziak empfindenden Menschen, 
dass man zunächst demjenigen gibt, der nach Brot hungert, 
und dass erst nach Deckung der nackten Leibesnotdurft die 
Kulturbedürfnisse zu befriedigen sind. Es muss auf die übrige 
Beamtenschaft empörend wirken, wenn solche einfachen sozialen 
Gedanken bei den Forderungen der höheren Beamten keine 
Berücksichtigung finden. 


Reichsbund Deutscher Berufsbeamten. Als dritte Säule der 
nationalen Berufsverbände ist laut Geschäftsbericht der natio- 
nalen Berufsverbände neben den Arbeiter- und Angestellten- 
Organisationen der „Reichsbund Deutscher Berufsbeamten” — 
hervorgegangen aus dem „Nationalen Beamten-Bund“ — ge- 
gründet worden. 

Die nationale ‚„Gewerkschafts‘‘bewegung steht in einem 
scharfen Gegensatz schon zu den christlichen Gewerkschaften, 
wie sie sagt, weil „die christlichen Gewerkschaften auf die 
abschüssige Bahn nach links (Gemeinwirtschaft, Klassenkampf 
und Internationale) gezogen worden seien“. „Besonders 
schmerzlich‘“ wurde bei den nationalen Verbänden empfunden, 
„dass ein führender Mann des Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfen-Verbandes, Habermann, den Vorsitz des Internatio- 
nalen „christlichen“ Angestellten-Bundes, Sitz Paris, übernahm, 
der auch die nationalistischen Angestellten-Verbände der En- 
tente umfasst.‘ 


In Anbetracht dieser Auffassung den christlichen 
Gewerkschaften gegenüber ist es kein Wünder, dass der 
Reichsbund Deutscher Berufsbeamten es sich zur Aufgabe 
emacht hat, „die Entwickelung des Deutschen Beamten- 
undes zum Bundesgenossen der sozialdemokratischen Gewerk- 
schaften durch das bewährte Mittel: der Konkurrenz-Organi- 
sation und der Kritik von aussen zu verhindern und die 
deutsche Berufsbeamtenschaft als solche und (!) vor dem 
Versinken in die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften zu 
bewahren.“-— Er will „die demokratische gleichmacherische 
Oesinnung, den Klassenkampf und den Internationalismus‘ 
durch „vaterländischen und wirtschaftsfriedlichen Geist‘ in Ge- 
meinschaft mit den nationalen Arbeiter- und Angestellten-Ver- 
bänden ersetzen., Von seinem Standpunkt aus hat sich also der 
Reichsbund Deutscher Berufsbeamten jedenfalls eine gewaltige 
Aufgabe gesteckt, die in keinem Verhältnis zu seiner Mit- 
gliederzah 


Wir können uns den Ausführungen des Vorsitzenden des 
Nationalen Beamten“Verbandes, Reichstagsabgeordneten Geiss- 
ler, nur anschliessen, wenn er sagt, dass „der Weg, den der 
Reichsbund Deutscher Berufsbeamten zu gehen hat, noch weit 
sein wird“. Für uns, die wir wissen, dass auch die Beamten- 
schaft heute gewerkschaftlich denkt, ist es sicher, dass 
das Ziel des Nationalen Beamten-Verbandes — selbst unter 
der Bezeichnung als „Reichsbund Deutscher Berufsbeamten‘ 
— niemals-erreicht wird. 


Komba-Arbeit. Unser Mitglied, der Stadtbaumeister der Stadt 


Norden (Ostfriesland), der als leitender Beamter des dortigen 


Stadtbauamtes die umfangreichen baulichen Angelegenheiten der) 
Stadt zu erledigen und zu beaufsichtigen hat, ausserdem auch‘ 


noch künstlerisch tätig gewesen ist, sollte in Gruppe 7 der Besol- 
dungsordnung eingereiht werden. Er ist dann bei der Revision 
zusammen mit den Obersekretären und Rendanten nach 
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Gruppe 8 der Besoldun SOLRnUUS ekommen, mit Aufstiegs- 
möglichkeit nach 15 Jahren nac ruppe 9. Unser Kollege 
hat diese Eingruppierung nicht als berechtigt anerkannt und 
Einspruch dagegen erhoben, Der Magistrat war be- 
reit, sich den Gründen anzuschliessen, - und 
wollte einstimmig dem Antrage des Stadtbaumeisters auf 
Eingruppierung nach Gruppe 9 stattgeben, sah dann aber 
wieder davon ab, wer die Kombabeamten droh- 
ten, dann sämtlich ihre Zustimmung zur Be- 
soldungsordnung zurückzuziehen und wei- 
tere Schritte zu tün. Durch dieses ungewerk- 
schaftliche Vorgehen des Komba wurde also weder für die 
eine noch für die andere Partei etwas erreicht, der Stadtbau- 
meister ist in Gruppe 8 verblieben, der Regierungspräsident 
von Aurich hat „natürlich“ die Höhergruppierung abgelehnt, 
und das alles, trotzdem der Komba selberin den 
Richtlinien der Bezirksgruppe Hannover für 
Stadtbaumeister die Gruppe 9 gefordert hat. 
Also auch hier wieder das Bild, das wir schon so oft re- 
gistrieren konnten, dass die Kombaleitung mit schönen Redens- 
arten und grossen Programmen die Interessenvertretung der 
Techniker anpreist, dass aber die unteren Organe auch nicht 
im entferntesten daran denken, diesen Paro- 
len Folge zu leisten, sondern nach wie vor Miss- 
gunst und Neid der Verwaltungsbeamten den Techniker 
herunterdrücken. Für unseren Kollegen in Norden 
ist es jetzt wertvoll, dass er nicht Kombamitglie d ist, 
denn sonst würde der Komba die Klage beim Bezirksausschuss 
auf Grund des. $ 7 des: Kommunälbeamtengesetzes vom 
30. Juli 1899 durchfechten müssen gegen seine eigenen 
Mitglieder. 


Bücherschau 


„Der soziale Niedergang der deutschen Beamtenschaft“. Von Wil- 
helm Schröder und Paul Lockenvitz. Die neueste Flugschrift 
des Deutschen Beamtenbundes behandelt in ihrem ersten Teil die wirt- 
schaftliche Entwickelung der Beamtenschaft in der Vorkriegszeit, während 
des Krieges und der Nachkriegszeit. In ihr wird klar das Zurück- 
bleiben der Beamtenwirtschaft gegenüber der Steigerung des Volks- 
reichtums der Vorkriegszeit und das rasende Sinken während .des 
Krieges und der Nachkriegszeit gezeichnet, _Der 2. Teil zeigt den 
hierzu im scharfen Gegensatz stehenden wirtschaftlichen Aufschwung 
von Industrie, Landwirtschaft und Handel. Die Wege und Ziele zur 
Gesundung der Beanıtenwirtschaft, die im 3. Teil dargelegt werden, 
weisen die Beamtenschaft darauf hin, mehr als bisher sich um die 
grossen Fragen der Wirtschaftspolitik zu bekümmern. Das Zusammen- 
gehen mit den andern Arbeitnehmergewerkschaften wird eingehend be- 
handelt. Die ganze Schrift ist für die. Beamtenschaft und für, die 
andern Arbeitnehmer ein Mahn- und Weckruf, die Dinge nicht” wie 
bisher treiben zu lassen, sondern entscheidenden Einfluss auf die Wirt- 
schaftsgestaltung unseres Volkes zu gewinnen, damit nicht ausschliess- 
lich die unteren Schichten die Hauptlast des Versailler Vertrages zu 
tragen haben, sondern auch unter den gegebenen Verhältnissen wenig- 
stens ein einigermassen erträgliches Dasein führen können. Das Heit 
kann in seiner geschmackvolien Ausstattung zum Preise von 2 Mark 
zur weitesten Verbreitung warm empfohlen werden. Es ist gegen’ Vor- 
einsendung des Betrages zu beziehen durch die Geschäftsstelic des 
Deutschen Beamtenbundes, Berlin S42, Oranienstr. 140-142, 


Taschenbuch für Kommunalpolitiker, herausgegeben von Victor 


Noack. Verlag: Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW68, Linden- 
strasse 3. Subskriptionspreis bis 1. Januar 1922 — 14,099 M. (später 
18,09 M.). 


Das Buch bringt bei einem Umfange von 340 Seiten eine Reihe, 
von grundsätzlichen Artikein über Kommunalpolitik, die es 
auch für unsere Mitglieder. zu ‚einem wertvollen Nachschlagewerk 
machen. So bringt es u.a. Aufsätze von Staatsminister a. D. Paul 
Hirsch über Staat und Gemeinde, M. d. R. Wilhelm 
Keil (Ludwigshafen) über Finanzen, von Prof. Dr. ing. Her- 
mann Jansen über Städtebau, A. Ellinger-Hamber 
über Bauwirtschaft, Ministerialrat Hans Krüger (R.A.M. 
über Wohnungsgesetzgebung, Victor Noack über Woh- 
nungsmangel. Der Berliner - Stadtbaurat Alfons Horten 
schreibt über Wirtschaftsform der Werkbetriebe, Gas- 
anstaltsdirektor Dr. ing. Kurt Liese in Ludwigshafen über Be- 
triebstechnik und Regierungsbaumeister Hans Baumann im 
R.V.M. über Verkehrsprobleme. Auch der Bund hat zwei 
Mitarbeiter an dem Buch gestellt; Koilege Hornbostel hat einen 
Beitrag geliefert über die Organisationen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. der Kommunen, Koliege Kaufmann über 
Tarif- und Besoldungspolitik. Ausserdem sind bemerkens- 
werte Aufsätze über Kommunalpolitik, Schulpolitik, 
Fach- und Fortbildungsschulwesen und. dergl. 
un ee schreibt Dr. Kuczynski über Kommunalsta- 

istik. 

Das Taschenbuch ist in seiner Zielrichtung nicht auf. ein- 
seitige Parteiinteressen, sondern auf fruchtbare Kommunal- 
politik eingestellt und somit auch,für jeden, der sich mit diesen Fragen 
beschäftigt — ganz gleich, . welcher 
zu empfehlen. \ 

Bestellungen sind direkt an den Verlag zu richten, können 
jedoch auch durch den Industriebeamten-Verlag erfolgen. 
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Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 

"in kommunalen und sonstigen Selbst- 

verwaltungskörpern 


Nummer 1 | 


Der „Komba“ auf dem Kriegspfad 


In ihrer Nummer vom 25. Dezember 1920. beschäftigt 
sich die. „Rundschau für Kommunalbeamte“- gleich in 
vier Aufsätzen. mit der- Gründung der „Faka“ und 
insonderheit mit unserem Bunde, ein Zeichen, wie sehr 
diese ' Gründung dem „Komba“ auf die Nerven. gefallen 
ist, obwohl er so tut, als ob die „Faka“ für ihn nichts be- 
deutee Ehrmann und Scheibig sind auf dem Plan er- 
Schienen, Könitz, der sich vom Bundesmitglied zum 
Bezirksbeamten des „Komba“ entwickelt hat, fehlt leider noch 
in der Reihe; aber er ist bereits — allerdings ohne Nennung 
seines Namens — apostrophiert, indem Ehrmann -sich daraui 
beruft, dass „zahlreiche Mitglieder sozialistischer Parteien... 
auf dem Standpunkt stehen, dass die neutrahe Gewerk- 
schaft für die Beamten durchaus das richtige ist“. Wir 
glauben, dass es dem „Komba‘“ schwer fallen dürfte, ausser 
Herrn Könitz noch mehr Anhänger dieses Gedankens aufzu- 
zählen, wenn er nicht. das Taschenspielerkunststück macht, 
„neutral“ und „parteipolitisch neutral“ zu verwechseln. Was 
unter „parteipolitischer Neutralität‘ zu verstehen ist, haben 
wir ausführlich ‘im letzten Heit des alten Jahrgangs der 
„D. T.-Z.“ auseinandergesetzt, dort auch bewiesen, wie un- 
sinnig es ist, eine Gewerkschaft schlechthin als „neutral“ er- 
klären zu wollen. Eine Auseinandersetzung darüber mit den 
Führern des „Komba“ ist zwecklos, weil sie ihre ganze Ar- 
beit ja nur auf die Unklarheit, die über die Begriffe „neu- 
tral“ und „parteipolitisch neutral‘ besteht, :eingestellt haben, 
wie sie denn auch immer wieder-die Behauptung aufstellen, 


dass wir die „Beamtengewerkschaiten in das Fahrwasser be- 


stimmter politischer Parteien‘, womit die sozialdemokratischen 
Parteien gemeint sind, ziehen wollten. Mit derartigen partei- 
politischen Verdächtigungen lässt sich am einfachsten arbeiten; 
sie bedingen nur die nötige Skrupellosigkeit, da man sich des 
Erfolges sicher zu sein zlaubt — denn Herr Ehrmann. stellt 
beiriedigend fest, dass der „Zeitpunkt“ „wohl kaum ungünsti- 
ger gewählt werden“ konnte. Fürwahr, wenn politische Par- 
teien hinter unserer Bewegung ständen, hätten sie sich den 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ausgewählt! Aber unsere 
freigewerkschaftliche Bewegung ist unabhängig von allen poli- 
tischen „Parteien und hat darum mit parteipolitischen Erwä- 
gungen nichts zu tun. Wir handeln nur nach gewerk- 
s£ehaitlichen Grundsätzen. Und da meinen wir aller- 
dings, dass die gegenwärtigen wirtschaftlichen Zustände vor 
allem den Beamten die Augen darüber geöffnet haben, dass 
die derzeitige Wirtschaftspolitik unhaltbare Zustände herbei- 
geführt hat, indem die Lebensmittel fortgesetzt vertexert, da- 
gegen den Beamten die zeiorderten Gehaltserhöhungen abge- 
iehnt werden. 

Um die Beamten von der Folgerung abzuhalten, die die 
ireien Gewerkschaften aus dieser engen Verbindung der Lohn- 
und Wirtschaftspolitik gezogen haben, dass die Gewerkschaften 
sich nämlich intensiv um die Wirtschaftspolitik küm- 
mern, und dass deshalb die Gewerkschaften der Arbeiter, An- 
gestellten und. Beamten zusammengehen müssen, sucht 
Ehrmann den Beamten einzureden, dass bei einem Zusammen- 
gehen mit den freien Gewerkschaften „das Beruisbe- 
amtentum in die Binsen geht“. 

Genau so wie die :Harmonieverbände der Angestellten 
versucht haben, eine Scheidewäand zwischen den Arbeitern und 
Angestellten aufzurichten — auch mit dem Argument, dass die 


‚Arbeiter die Gegner der Angesiellten seien — genau so ver- 


suchen es Ehrmann, Scheibig und Genossen jetzt, den Beamten 
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einzureden, dass die Arbeiter und Angestellten ihre Gegnen 
seien. Wir aber meinen, dass, bei allen Sonder interessen, 
die jede Gruppe hat, doch alle drei Gruppen soviel Gemein- 
sames haben, dass sie eng zusammenarbeiten müssen. 
Sonderinteressen einer Gruppe haben nur dann Berechtigung, 
wenn sie nicht auf Kosten der anderen Gruppe erreicht 
werden. Das war bisher unser Standpunkt in der Angestellten- 
bewegung, das ist auch unsere Ansicht über die Beamtenbe- 
wegung. Wir denken nicht daran, die Grundlagen des Berufs- 
beamtentums zu beseitigen, etwa deswegen, weil die Ange- 
stellten und Arbeiter nicht die lebenslängliche Anstellung und 
die Pensionsberechtigung haben; wir sind aber andererseits der 
Ansicht, dass auch die übrigen Arbeitnehmer eine Sicherung 
gegen Kündigung erhalten müssen, wenn sie zehn Jahre bei 
einem Arbeitgeber tätig sind, dass auch ihnen eine der Pension 
der Beamten entsprechende Altersversorgung zusteht. Das ze- 
bietet die soziale Gerechtigkeit. Wer sich auf diesen Boden 
stellt, wird die drei Arbeitnehmergruppen der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten nicht als Gegner, und ihre Organisatio- 
nen nicht als „Organisationsgegner‘ hinstellen können, wie es 
Ehrmann wieder tut. 

Aber es soll ja eben der Zwesk, die Beamten der irei- 
gewerkschaitlichen Bewegung fernzuhalten, erreicht werden. 
Und für diesen Zweck sind alle Mittel recht. Herr Ehrmann 
bezweifelt darum unsere Erklärung, wir ständen in der Frage 
der Beamtenrechte auf dem Boden der Reichsveriassunsg, mit 
folgenden Worten: R 

„Eine solche Erklärung ist etwa soviel wert, wie eine 
solche von Mitgliedern gewisser politischer Parteien, die, 
nach ihrer Stellung zur Republik beiragt, die Antwort geben, 
dass sie ‚fest auf dem Boden der gegebenen Tatsachen‘ 
stehen.“ 

Nach der Parteizugchörigkeit von Herrn Ehrmann liegt 
zwar eine eigentümliche Ironie in diesem Satz; aber wir müssen 
ihm ia schon glauben, dass seine Partei mit der Abgabe dieser 
Erklärung sich um ein klares Bekenntnis zur Republik herum- 
gedrückt hat. Wir jedoch haben in unserer Stellung zum Be- 
ruisbeamtentum nicht erklärt, dass wir uns auf den Boden der 
gegebenen Tatsachen stellen, sondern für das Beruisbe- 
amtentum die in der Reichsveriassung ver- 
ankerten Rechte anerkennen. Deutlicher kann die 
Erklärung doch wohl nicht abgegeben werden, 


Technischen Beamten und Angestellten, die aus 


Gemeindebeamten-Verbänden zum 
Bunde übertreten, 
wird die Zeit ihrer Mitgliedschaft in den Gemeinde- 


beamten-Verbänden auf die Mitgliedschaft im Bunde 
angerechnet. Die durch Mitgliedschaft im früheren 
D.T.V. und B.t.i.B. sowie im Bunde erworbenen 
Mitgliederrechte leben wieder auf. 
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„Gewerkschaits“arbeit im: Zentralverband der Gewmeinde- 
beamten Bayerns. Bekanntlich hat sich die bayerische Regierung 
noch bis zum letzten Tage gegen das — inzwischen beschlossene — 
Sperrgesetz gewehrt, was. wohl nicht zum wenigsten 
mit auf das Betreiben der bayerischen Beamten und des Land- 
tages, der für sein Etatsrecht fürchtete, zurückzuführen ist. 
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2 DER :TECHNISCHE :GEMEINDEBEAMTE 1921 


Aus welchen Gründen aber die bayerischen Gemeinde- 
beamten das Sperrgesetz ablehnen, enthüllt mit drastischer 
Deutlichkeit ein Artikel in’ Nr. 34/35 der „Bayerischen Ge- 
meindebeamten-Zeitung“, in der sich der Vorsitzende des Zen- 
tralverbandes, der „bajuvarische“ Landtagsabg. Jehle, 
freundschaftlichst auseinandersetzt mit dem Reichstagsabg. 
Gerstenberger, Der letzte Teil dieses für die „gewerk- 
schaftliche“ Auffassung des Herrn Jehle ausserordentlich be- 
zeichnenden Artikels lautet: 

Liborius Gerstenberger ist "doch auch Bayer und wird trotz seines Aufent- 
halts in Berlin doch hoffentlich noch tayerisch fühlen. Und aus diesem Ge- 
fühle heraus wird er wohl verstehen, dass sich Bayern gegen die geplante 
preussische Zwangsjacke mit aller Entschiedenheit aufbäumt. Bayern 
hat des Segens aus Preussen nun wahrlich genug, und es würde Herr Reichs- 
tagsabgeordneter Gerstenberger etwa, wenn einmal die Beratungen des vom 
Reichsministerium des Innern geplanten revolutionären Beamten- 
rätegesetzes begonnen haben werden, sehen, dass es noch Bayernherzen 
gibt, die mit aller Kraft sich gegen den preussischen Unsinn, möge 
er sich in einem Sperrgesetz oder in einem Rätegesetz äussern, auflehnen 
werden. Wir wollen uns nicht, ob wir Beamte sind oder Staatsbürger, voll- 
ständig unter die Fuchtel des Berliner Wasserkopfes stellen und 
wollen uas nicht von dem heute noch Berlin durchflutenden 
revolutionären Sinn durchseuchen lassen. Wir in Bayern sind 
Gottlob zu einer einigermassen vernünftigen Auffassung zurück- 
gekehrt und betrachten deshalb von Bayern aus die Dinge ganz anders, als 
sie von den Berliner Fritzen aus beurteilt und aufgefasst werden, und 
in diesem Kampf gegen die Unitarisierung hoffen wir den Reichstags- 
abgeordneten Gerstenberger auf unserer Seite zu sehen. 

Herr J. scheint sich gar keine Gedanken darüber zu machen, 
wie bodenlos beleidigend derartige Auslassungen auf die doch 
nicht allein aus „Berliner Fritzen“ bestehenden Reichstags- 
abgeordneten wirken müssen. Wir möchten wirklich einmal 
wissen, wie seine eigenen Landsleute und Parteigänger im 
Reichstag und in der Reichsregierung darüber denken. Mit 
solchen: Tfraden macht man keine Gewerkskhafts- 
arbeit, das ist reinste Parteipolitik und Eigen- 
brödelei schlimmster Sorte. 

Dass Herr J. sich ausser gegen das Sperrgesetz auch aus 
Leibeskräften gegen das — übrigens jetzt endlich in einem 
vom Deutschen Beamtenbund und Allg. deutschen Gewerk- 
schaftsbund unter Mitwirkung der AfA aufgestellten Entwurf 
vorliegende — „revolutionäre Beamtenrätegesetz“ 
wehrt, ist bei seiner oben 'enthüllten. Gesinnung verständlich, 
um so mehr er auch noch für seine Monopolherrschaft in der 
Bayerischen Gemeindebeamtenkammer fürchten .muss. Ganz 
abgesehen davon, dass von „revolutionärem“ Geist im Be- 
amtehrätegesetz wirklich nichts zu verspüren ist, dürfte diese 
Aeusserung Jehles doch wohl hinlänglich zeigen, was für Ziele 
vom Zentralverband der Gemeindebeamten Bayerns verfolgt 
werden. Man nennt das Beamtenrätegesetz, das sich. genau 
an das Betriebsrätegesetz anlehnt, „revolutionär“, zeigt 
also dadurch, dass man die wenigen Rechte, die das Betriebs- 
rätegesetz gewährt, bereits als „revolutionär“ ansieht. 
Krasser konnte sich das reaktionäre Wesen dieses Verbandes 
unter seiner gegenwärtigen Leitung nicht offenbaren. . 


Der „Schutzionds“. des Zentralverbandes der Gemeinde- 
beamten Bayerns. Die Aufbringung des „Schutzfonds“, zu 
dem jedes Verbandsmitglied satzungsgemäss 100. M. 
zahlen muss, scheint dem Verband. allerlei Schwierigkeiten 
zu machen. Droht doch Herr Jehle in einem Flugblatt vom 
17. Dezember 1920 — wohl als Beitrag zur Weihnachtsbe- 
scherung — unverblümt mit Anrufung der „Gerichte, 
wenn jetzt nicht bald Zahlung erfolgt. Es spricht nicht gerade 
für die „Verbandsdisziplin“ des Zentralverbandes, der sich jetzt 
stolz „Gewerkschaft“ nennt, wenn man in solcher Art die 
„Opferfreudigkeit“ heben ‚muss. Ob es wohl viel Mitglieder 
gibt, die „Verständnis für die Sache“ haben? — Für unsere 
zurzeit noch doppelt organisierten Kollegen bemerkenswert ist 
jedoch ein Satz des Rundschreibens, der lautet: „Der Be- 
trag bleibt Eigentum des Einzahlers; er wird 
mit 3 Prozent verzinst und nach 10.Jahren mit Zinsen zu- 
rückbezahlt.“ Also eine Art Zwangsanleihe bei der Mit- 
gliedschaft. Jedenfalls geht aber hiernach der Betrag auch 
beim Ausscheiden eines Mitgliödes nicht verloren, 
da er auf Grund der „Schutziondskarte* — allerdings erst 
nach 10 Jahren — zurückbezahlt wird. 


Die Techniker im Braunschweigischen Gemeindebeamten- 
verband haben es trotz ihrer Führerschaft in demselben auch 
bereits bereuen müssen, dass sie dem Bunde seinerzeit aus 
falsch verstandener Solidarität mit den Verwaltungsbeamten 
den Rücken gekehrt haben. Technikerfiorderungen 
lassen sich eben nur durch eine Technikerorganisation 
durchsetzen, wofür der kürzlich von uns abgeschlossene. Staats- 
techniker-Tariivertrag für das Land Braunschweig den besten 
Beweis liefert.: Die „Wertschätzung“, deren sich die Techniker 
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‚ordnung der Stadt Braunschweig hervor. 


T 


im Br. G. B. V. erfreuen, geht am besten aus der Besoldungs- 
In dieser sind ein- 
gereiht in 
Gruppe 6: 1 Bauverwalter, 1 Bauassistent. 

- Gruppe 7: 22 Bauassistenten. e 

Aufrückungsmöglichkeiten gibt es nicht, 
Berechnung des Besoldungsdienstalters erfolgt vom 
Tage der Anstellung ‘ohne Anrechnung früherer Beruisjahre. 

Zwei auf Privatdienstvertrag angestellte Techniker erhal- 
ten nach Klasse II der Aushilfsbeamten monatlich 1050 M., 
Ledige davon 80 Prozent. 

Unter den „Bauassistenten“ der Gruppe 7 Sind Techniker, 
die schon lange Jahre im Dienste der Stadt‘ Braunschweig in 


“verantwortungsreichen Stellen stehen und die ausserdem auf 
„eine langjährige Berufspraxis zurückblicken können. 


Gewerkschaitsarbeit für Techniker im — Sächsischen Ge- 
meindebeamtenbund. Bei der Stadt Oschatz (Einwz. 11 000) 
sind sämtliche technischen Beamten im S. G. B. B. organisiert. 
Durch unsere Ortsverwaltung wird uns nun der Gruppenplan 
übermittelt, nach dem die Beamten wie folgt eingereiht sind: 
Gruppe V: 1 Wassermeister, 1 Bauaufseher. 

Gruppe VI: 1 Bauamtsassistent. 


-Gruppe IX: 1 Gaswerksdirektor, 1 Stadtbaumeister, 1 Elektrizi- 


tätswerksdirektor. 

Das Aufrücken in die nächsthöhere Besoldungsgruppe 
erfolgt nach Durchlaufen der ganzen Grundgruppe und nach 
Erfüllung des 48. Lebensjahres. Auf Grund dieser 
„loyalen“ Bestimmung ist bereits der Bauamtsassistent nach 
Gruppe VII „befördert“ Kommentar überflüssig! 


Aus den Gruppen 


Ein Fachgruppentag im Rheinisch-Westfälischen Industrie- 
bezirk hat am Sonnabend, den 18. Dezember 1920, in Essen 
stattgefunden, Nach den einleitenden Referaten der Vertreter 
auf dem Reichsfachgruppentage in Berlin am 12. Dezember 
über die Gründung der freigewerkschaftlichen Ar- 
beitsgemeinschaft kommunaler Arbeitnehmer- 
verbände (Faka) setzte eine lebhafte Aussprache ein. 

Dabei zeigte es sich, dass wohl bei einigen Städten von 
einem erspriesslichen Zusammenarbeiten mit den Kommunal- 
beamten innerhalb. des Gewerkschaftsbundes die Rede sein 
konnte, dass aber bei den meisten Gemeinden die 
Techniker bei den Kommunalbeamten keine 
Unterstützung ihrer Forderungen gefunden, 
sondern diese vielmehr die Forderungen der Techniker aufzu- 
halten und zu hintertreiben gesucht hatten. 

Wenn auch lebhaft bedauert wird, dass gerade im gegen- 
wärtigen Augenblick die „Einigkeit“ innerhalb der kommunalen 
Beamtenschaft aufgegeben werden musste, so erhofft man doch 
in Zukunft erspriesslichere wirtschaftliche Resultate im Zu- 
sammengehen mit den vorgenannten freigewerkschaitlichen Ar- 
beitnehmergruppen zu erzielen. Ein Beispiel zeige Hagen, wo 
die Meister mit Unterstützung der Arbeitergruppen eine 
weit bessere Einreihung in die Besoldungsklassen er- 
reichten wie die Techniker. 


Die Vertreter erklärten sich hierauf mit der Neubildung der _ 


Arbeitsgemeinschaft einverstanden und versprachen, alles zu 
tun, was in ihren Kräften stehe, um in der neuen Arbeitsge- 
meinschaft mit den Führern der übrigen Gruppen .eine er- 
spriessliche Arbeit zu ermöglichen. _ 

Eine der wichtigsten Aufgaben soll.ferner auch die Einbe- 
ziehung aller auf dem Boden der fortschrittlichen Entwicklung 
stehenden Elemente innerhalb der Verwaltungsbeamtenschaft 
in der „Faka“ sein; die Vertreter werden sich daher energisch 
dafür einsetzen müssen, dass an allen Orten freigewerk- 
schaftliche Ortsgruppen der Verwaltungs- 
beamten gebildet werden. : 


An z ei en die fünfgesp. Millimeter-Zeile oder deren Raum 60 Pf. 


Rabatt bei 3 Aufnahmen 10°/,, bei 6 Aufnahmen # 


150/,, bei 13 Aufnahmen 20%,, bei 26 Aufnahmen 309/,. 


- Aelterer Mellorationstechniker 


mit Erfahrungen im Tiefbau, der selbständig in Vorflut- und Wasser- - 
bauarbeiten ist, für Spreewald ebiet sofort gesucht. Längere Tätigkeit 
bei Verwaltungen Bedingung. Gehalt nach Gruppe V des Reichsteiltarif- 
vertrages für Angestellte mit Aussicht auf spätere feste Anstellung bei 


Bewährung. 
. Kreisbauamt Calau N./L. 
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Nummer 2 


Jetzt wird’s Ernst! 


Der Komba hat sich von seinem Schrecken erholt. Er lässt 
in der Neujahrsnummer seiner „Rundschau“ alle seine „Grössen“ 
aufimarschieren und widmet dem ff} Butab gleich die ganze 
Nummer! 

Ein „erfolgreiches und gutes neues Jahr“ wünschen wir uns 
und der Faka auch, aber es sieht etwas merkwürdig aus, wenn 
man sich selber zum neuem Jahr beglückwünscht; bisher war 
cs üblich, dass das „die anderen“ taten. Die Schriftleitung des 
Kompba irrt sich aber, wenn sie glaubt, ihre „Rundschau“ würde 
von „den Gegnern mit Unbehagen erwartet“; wir jedenfalls 
freuen uns auf jede neue Nummer, besonders wenn sie so aus- 
sieht wie die vorliegende, 

Die Rede Scheibigs auf dem Verbandstage in Königs- 
berg 1920 — die übrigens auch noch im Zeichen des „Gewerk- 
schaftsbundes“ stand — können wir mur voll und ganz unter- 
schreiben, wenn es nicht eben bloss eine Rede wäre, der die 
entsprechenden Taten nicht: gefolgt sind. Nur in einem 
Punkte weichen wir ab von Scheibigs Ausführungen: wir sind 
nämlich der Meinung, dass die Grenze für die „rücksichtslose 
Vertretung der Mitgliederinteressen“ nicht nur erreicht ist, 
wenn diese „gegen das Allgemeinwohl, das Staatsinteresse“, ver- 
stösst, sondern auch dann, wenn die Allgemeinheit ihre Pflich- 
ten gegenüber der — an die Gesetze gebundenen — Beamten- 
schaft soweit vergisst, dass diese nicht mehr lebens- 
Jähig ist. 

Im zweiten Artikel macht uns dann Herr Garbe- Eiber- 
feld mit seinen „Sorgen und Hoffnungen“ bekannt. Der Artikel 
scheint schon etwas „abgelagert“ zu sein, denn Herr Garbe 
müsste doch längst wissen, dass „das Bestreben, zur Förderung 
des politischen Rätesystems die Gewerkschaften zu zerschlagen“ 
längst als erledigt und abgetan zu betrachten ist, da die über- 
grosse Masse der deutschen Arbeiterschaft diesen Unsinn nicht 
mitmacht. Oder sollten wir uns in seinen gewerkschaftlichen 
Kenntnissen so geirrt haben? Sollte Herr G. wirklich nicht 
wissen, dass 'auch eine „[reie“ Beamtenbewegung nie- 
mals dazu führen kann, diese Bewegung „politischen Par- 
teien und Parteirichtungen dienstbar zu machen und sie zudem 
Zweck einzugliedern in das System der Arbeiter- und Ange- 
stelltengewerkschaften“? Sollte er wirklich nicht wissen, 
dass auch die „freie“ Arbeiter- und: Angestelltenbewegung par- 
teipolitisch neutral ist? Herr Garbe hat doch als 
Führer der rheinisch-westfälischen Gemeindebeamten fast ein 
Jahr.lang in engster Zusammenarbeit mit den freigewerkschaft- 
lichen Führern der Techniker, Werkmeister und; Feuerwehrleute 
gestanden. Hat er dabei auch nur ein einzizes Mal iest- 
stellen können, dass diese in gewerkschaftlichen Din- 
gen die Interessen irgendeiner politischen Partei fördern 
oder vertreten? — Aber Herr G. muss doch wohl wissen, wem 
er solche Märchen auftischen darf; sein Urteil über die Be- 
amtengewerkschaften ist geradezu vernich- 
tend, wenn er schreibt: „Gewerkschafts- und Parteibonzen 
flüstern aufhorchenden Beamten zu, dass Nachahmung des 
Vorbildes der Arbeitergewerkschaften, dem die Angestellten fol- 
gen mussten (?), auch für die Beamten das Richtige sei, Wer 
durch eigene Betätigung in Beamtengewerkschaften weiss, wie 
sehr es dort fehlt an Zielklarheit trotz glänzender 
Organisationsgabe, wie wenig Zukunftsblick vor- 
handen ist trotz Verstandesschärie, wie gross die Neigung 
zur Zersplitterung gerade in der Beamtenschaft ist, der 
wird ernstlich besorgt sein, dass grössere Beamten- 


gruppen sich zu dem Irrglauben (?) verleiten lassen werden, 







Berlin, den 14. Januar 1921 
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die schematische Uebertragung des Systems der Ar- 
beitergewerkschaften auf die Beamtengewerkschaften sei eine 
Tat zur Neubildung grosszügiger Organisationslinien.“ Ja, Herr 
Garbe, wer will denn die Beamtenschaft zu diesem „Irrglauben“ 
verleiten? Haben nicht de Beamtengewerkschaften 
einschliesslich des „Komba“ das System der Arbeiter- bzw. 
Angestelltengewerkschaften längst ireiwillig übernommen? 
Die „Zielklarheit“, den „ Zukunftsblick“ aber wollen 
wir ia gerade hineinbringen in die Beamtengewerk- 
schaften. Wenn es gelingen sollte, die ganze Beamtenschaft 
für den freigewerkschaftlichen Gedanken zu gewinnen, wären 
wir die ersten, die diese Entwicklung begrüssen würden. 

Als nächster Werber für den „Komba“ tritt dann de Jonge- 
Hannover auf den Plan, Sein Artikel „Die Stellung des Tech- 
nikers im Komba“ ist teilweise so beherzigenswert, dass wir 
einige markante Sätze unseren Kollegen im Wortlaut über- 
mitteln (s. unten). Die Ausführungen über die jetzige 
Stellung des Technikers in der Verwaltung und seine 
Forderungen könnten wir auch in die „Techniker-Zeitung“ 
bringen. Unverständlich ist uns mır, wie Herr de Jonge glau- 
ben kann, diese Forderungen: und Wünsche durch den 
Komba durchzusetzen. Wir haben doch in den Kollegen- 
kreisen genug Erfahrungen gesammelt, um zu wissen, dass 


Technikerforderungen nur durch eine reine Techniker- 
gewerkschaft durchgesetzt werden können, und: dass die 
Verwaltungsbeamten sich stets gegen die Gleich- 
stellung der Techniker mit den Verwaltungsbeamten mit aller 
Macht gew.ehrt haben. Wir sind auch heute noch der Mei- 
nung, dass der Komba nur deshalb Techniker usw, organisiert, 
um sie leichter „nundtot‘“ machen zu können, um die stei- 






























Achtung! Gemeindetechniker! 


„Der Kampf nach gleicher Bewertung 
mit den Verwaltungsbeamten erfordert 
daher festen Zusammenschluss aller 
Techniker der Gemeinden. Jede Ab- 
sonderung einzelner Gruppen muss als eine 
Zersplitterung derKräfte dem Techniker- 
stande schaden.“ 

„Es ist den Interessen der Techniker 
bisher nicht dienlich gewesen, dass sie bei 
den Verhandlungen über die Besoldungsreform und 
die Tariffragen für die Hilfsangestellten mit den 
Vertretern verschiedenerGewerkschaften 
antraten und schon hierbei, in schlechtem Ge- 
gensatz zu den Verwaltungsbeamiten, die 
übliche Zersplitterung der Techniker 
zeigten.“ 

„Die Organisation der Techniker 
war ins Stocken geraten. Jetzt hat sie 
wieder freie Bahn.“ 

So schreibt de Jonge-Hannover in Nr.1 der „Rund- 
schau für Kommunalbeamte‘ vom 1. Januar 1921. Eine bessere 
Begründung unseres Bundesstandpunktes konnten wir uns 
gar nicht wünschen] 

Es gibt nur 


eine Einheitsgewerkschaft 
der Techniker, unsern Bund! 
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gende Anerkennung des Technikerss wieder herunter- 
drücken zu können. Daran ändert sich nichts, wenn jetzt 
— aus agitatorischen Gründen — mal wirklich etwas für die 
Techniker getan wird. Herr de Jonge irrt auch, wenn er glaubt, 
dass die „Gruppe und Vorbildung der nun einmal in grösse- 
rer Zahl vorhandenen Verwaltungsbeamten und -ange- 
stellten den Anhalt und Massstab für die Eingliederung 
der Techniker“ abgeben könnte. Das Sperrgesetz 
und das Gesetz vom 8. Juli haben einen solch engen Zu- 
sammenhang zwischen den Reichs-, Staats- und Kommunal- 
beamten hergestellt, dass der höchste Wert auf eine Aner- 
kennung der Techniker im Reichs- und Staatsdienst 
gelegt werden muss. Dann fällt die Einwirkung auf die Ge- 
meinden bedeutend leichter. Aus diesen Gründen brauchen wir 
einheitliche, festgefügte Reichs gewerkschaften, 
deren Wort bei den massgebenden Stellen ins Gewicht fällt. Die 
Abwanderungder TechnikerindieVerwaltungs- 
beamtenorganisationen ist die Zersplitterung, die auf 
das schärfste bekämpft werden muss. 

Im nächsten Aufsatz über „die Besoldungsregelung“ leistet 
sich Herr Stadtrat Dr. Frankenstein-Stettin, der an- 
scheinend in den letzten 14 Tagen schon wieder- vergessen hat, 
dass es auch einmal einen „Gewerkschaftsbund“ gab, 
das Kunststückchen, die ganze Arbeit dieses Bundes und die 
durch ihn erreichten Erfolge beim Gesetz vom 8, Juli nebst Aus- 
führungsanweisungen dem „Verband der Kommunalbeamten 
und -angestellten Preussens“ zuzuschreiben. Da die Darstellun- 
gen teilweise direkt unwahr sind, haben wir die Schrift- 
leitung auf Grund des Pressgesetzes zu einer Berichtigung auf- 
gefordert. 

Der fünfte Artikel, von Stadtsekretär Kurt Rohloff- 
Berlin, behandelt „Sozialdemokratische Politik und neutrale Be- 
amtengewerkschaft“. Vom Standpunkte des Sozialdemo- 
kraten geschrieben, ist der Aufsatz gar nicht so abwegig; un- 
verständlich ist es aber, den Zusammenhang herzustellen zwi- 
schen den Beschlüssen des Weimarer Parteitages 1919 der 
S. P.D. und den nachstehenden Ausführungen: „Wir Sozial- 
demokraten (S. P. D.) wissen uns mit dem „Komba“ darin einig, 
dass die verschwommene Haltung des „Butab“ in 
der Frage des Berufsbeamtentums auf das schärfste 
zu verurteilen ist.“ Dass unsere Stellung zum Berufsbeamten- 
tum jemals angezweifelt werden könnte, haben wir uns tatsäch- 
lich nicht träumen lassen, nachdem wir seit-etwa 35 Jahren 
in der Beamtenbewegung aktiv tätig sind, und zwar zu einer 
Zeit, wo selbst der „Zentralverband der Gemeindebeamten“ noch 
in den Kinderschuhen steckte. Im weiteren Verlaufe des Ar- 
tikels folgen dann Ausführungen über das „Ueberwiegen der 
Nichtbeamten“ im Butab, über die „Faka“ und- den vermeint- 
lichen „Irrtum,, dass sich beamtenrechtliche Interessen und die 
Tarifinteressen der Arbeiter und freien Angestellten auf eine 
gleiche gewerkschaftliche Formel bringen 
liessen“. Weshalb das nicht möglich sein soll, vermögen wir 
wirklich nicht einzusehen. — An diese Bemerkung schliesst sich 
unmittelbar wieder eine Betrachtung über „parteipoliti- 
sche Neutralität“, deren innerer Zusammenhang mit dem Vor- 
stehenden wohl nur dem „Eingeweihten“ verständlich ist. Oder 
sollte etwa eine bestimmte Absicht dahinter stecken, dass die 
Betrachtungen über „ozialdemokratische Politik“ 
mit „[reigewerkschaftlich“ zusammengeworfen wer- 
den? Dann würde allerdings auch der Schluss eine eigene Deu- 
tung erfahren, in dem Herr Rohloff die Kundgebung des A, D. 
G. B. gegen den Aufruf der 3. (kommunistischen) Internationale 
zur Sprengung der „gelben“ Gewerkschaftsinternationale be-= 
nutzt, um zu beweisen, dass die freien Gewerkschaften kein 
Recht haben, den Komba als „gelb“ zu bezeichnen, 

Beim Ueberblick über diese Artikelreihe mutet es jedenfalls 
ganz eigenartig an, wenn dann in der gleichen Nummer der 
„Rundschau“ unter „Verbandsnachrichten“ in einem Arbeits- 
programm für die Ortsgruppen plötzlich der Satz steht: „An 
die Stelle de festen Bundesverhältnisses zwi- 
schen den im Gewerkschaftsbund zusammengeschlossenen Orga- 
nisationen muss eine lose Arbeitsgemein- 
schaft treten.“ Diese „Arbeitsgemeinschaft“ soll dann wohl 
den Tummelplatz abgeben für die „nege Werbe- und 
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Agitationstätigkeit“ für die „Einheitsgewerk- 
schaft aller Kommunalbeamten und -angestellten“? Mit sol- 
cher „Hintenherumpolitik“ dürfte der Komba wenig Glück 
haben. Eine solche „Arbeitsgemeinschaft“ könnte jedenfalls nur 
dann in Frage kommen, wenn sich die betreffenden Ortsgruppen 
des Komba klar und unzweideutig zum freigewerk- 
Schaftlichen Programm erklären, in vollster Soli- 
darität mit. den freigewerkschaftlichen Organisationen der Ar- 
beiter und Angestellten. 





Rundschau 


Beamtenbesoldung 


Anrechnung des Ortszuschlages bei Berechnung des Ruhe- 
gehalts für preussische Kommunalbeamte. Der preussische Mi- 
nister des Innern hat am 3. November 1920 den Ober- und 
Regierungspräsidenten nachstehende Verordnung zugehen lassen: 

„Die Bestimmung, dass der Berechnung des Ruhegehalts für Kommunal- 
beamte der Ortszuschlag in tatsächlicher Höhe zugrunde zu legen ist, ist 
in die mit Erlass vom 9. Oktober d. J. herausgegebene neue Ausführungs- 
anweisung zum Gesetz vom 8. Juli d. J. auf Antrag der Vertreter der Verbände 
örtlicher Gemeinden aufgenommen worden, deren Beamte den Ortszuschlag 
sämtlich nach ‘den Sätzen einer und derselben Ortsklasse beziehen. 
Die Bestimmung soll keineswegs ausschliessen, dass in den weiteren Kommunal- 
verbänden, deren Beamte in Orten verschiedener Ortsklassen angestellt 
sind und daher den Ortszuschlag nach verschiedenen Sätzen erhalten, bei der 
Bemessung des Ruhegehalts der Ortszuschlag entsprechend der Bestimmu 
im 8 3 Abs. 2 des Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 7. Mai d. ]J. na 
einem für den betreffenden Kommunalverband zu errechnenden Durchschnitts- 
betrage angerechnet wird.“ 


In der bekannten Ausführungsanweisung vom 6. Oktober 
1920 ist bestimmt: 

„Der Ortszuschlag ist nach den staatlichen Sätzen zu ge- 
währen und der Berechnung des Ruhegehalts in tat. 
sächlicher Höhe zugrunde zu legen“, während im $.16 
Abs. 3 (1) des Beamtendiensteinkommensgesetzes für die 
Staatsbeamten bestimmt wird, dass bei der „Berechnung des 
Ruhegehalts“ der Ortszuschlag „mit dem im $ 3 Abs. 2 des be- 
zeichneten Gesetzes vermerkten... Durchschnittssatz 
angerechnet“ wird. Dieser Durchschnittssatz entspricht etwa 
dem Ortszuschlag der Ortsklasse C, so dass die Ausführungsan- 
weisung vom 6. Oktober 1920 für de Gemeindebeamten 
der Ortsklassen A und B eine günstigere Regelung enthält. An 
diesem Zustand ändert auch obige neue Verordnung nichts. 
Betroffen werden nur die Beamten der Landkreise und Provia- 
ztalverwaltungen, soweit sich die Verwaltungsstellen auf Orte 
verschiedener Ortsklassen verteilen, 


Noch einige Gruppenpläne. 
Görlitz. Einwohnerzahl 84.000, 

Werkmeister, 1 Bautechniker, 1 Vermessungstechniker, 2 Garten- 
bautechniker, 1 Zeichner .(ohne Fachschulprüfung). 

3 Maschinenmeister, 6 Bau- und Veresmenikiein. 8 Bau- 
techniker, 1 Gartenbautechniker (mit Fachschulprüfung, nach 
8jähriger Tätigkeit Aufrücken nach ge 7) 

1 Stadtgeometer, 2 Garteninspektoren, 3 Bautechniker. 

3 Betriebsingenieure, 6 Stadtbaumeister, 
sekretär, T Architekt, 1 ee: j R . 

1 Vermessungsdirektor, 1 Oberlandmesser, 1 Gartendirektor, 

1 Direktor des Gaswerks, 1 Regierungsbauführer. 

1 Direktor des Elektrizitäts-Werkes, 2 Magistratsbauräte, 

1 Stadtbaurat. 


‚Hamburg. Einwohnerzahl 1000000. 
Zeichner. 

Technische Sekretäre (ohne Fachschulprüfung). 
Technische Obersekretäre, Techniker, Bauaufseher, Bauzeichner 
(mit abgeschlossener Fachschulbildung). 
Oberbausekretäre, Architekten, Ingenieure, technische Hilfsarbeiter 

(wie zu VII, sowie mit nicht abgeschlossener Hochschulbildung), 
9: Technische Inspektoren, Landmesser, Garteninspektoren, 


0oD 00 








Gruppe 5: 
u 6: 


1 Vermessungsober- 


E 10: Bauräte, Diplom-Ingenieure. 
» 12: Oberbauräte. 
» 13: Baudirektoren. 

Einzelgeh.: Oberbaudirektoren. 


Aus dem Bunde 


Die Auseinandersetzung mit dem „Komba“. Wir sehen uns 
leider genötigt, einen grösseren Teil des „Techn. Gem.-Beamten“ 
der Auseinandersetzung mit dem „Komba“ zu widmen. Diese 
Polemik gewinnt aber wesentlich an Bedeutung auch für die 
nicht preussischen Kollegen dadurch, dass sie uns Gelegenheit 
gibt, die grundsätzlächen Unterschiede zwischen un- 
serer freigewerkschaftlichen Auffassung und der der Gemeinde- 
beamtenverbände überhaupt aufzurollen. Die Aufsätze liefern 
also wertvolles Werbematerial für alle Kollegen! 
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Grundsätzliches 


In der „Rundschau für Kommunalbeamte“ spricht Ehr-“ 
mann in einem Artikel „Verdrehungskünste und Grundsätze“ 
den Wunsch aus, den „Kampf .. . auf das Gebiet des Objek- 
tiven, des Grundsätzlichen, der abweichenden gewerk- 
schaftlichen Auffassung“ zu verlegen und zu ver- 
suchen, „mit der Krait der Idee, statt mit Verdächtigung 
und Unterstellung unredlicher Absichten den Gegner aus dem 
Felde zu schlagen“. Wir meinen, dass das selbstverständlich 
ist, stellen aber fest, dass diese Worte Ehrmanns dann die Pole- 
mik der „Rundschau für Kommunalbeamte“ selbst verurteilen, 
deren gröbste Verdrehungen und Unwahrheiten wir weiter unten 
richtigstellen, ohne uns im Interesse unserer Leser weiter 
auf eine Polemik indieser Art und Weise, wie sie vom Komba 
beliebt wird, einzulassen. 

Hier gehen wir nur auf das Grundsätzliche ein. Und das 
ist die Frage, ob eine Beamtengewerkschaft sich ebenso wie 
die Arbeiter- und Angestelltengewerkschaiten um wirtschafts- 
politische Fragen kümmern, so dass sich demsemäss auch bei 
den Beamtengewerkschaften der freigewerkschaftliche Grund- 
Satz durchsetzen muss. Die „Vogel-Strauss-Politik“ der Kom- 
munalbeamtengewerkschaften, das überängstliche Vermeiden 
jeder Stellungnahme zu den brennendsten Wirtschaftsfragen — 
die gerade die Arbeitnehmer, also auch die Beamten, im aller- 
höchsten Masse angehen — muss mit Naturnotwendigkeit dazu 
führen, dass in der Mitgliedschaft dieser Organisationen eine 
unüberwindliche Scheu vor allem Platz greift, was auch nur 
von weitem zufällig an Programmiorderungen irgendwelcher 
politischen Parteien anklingt. Wir fassen allerdings unsere 
„parteipolitische Neutralität“ nicht so auf, dass wir ohne 
Stellungnahme zu den grossen Wirtschaftsfragen unseres Volkes 
den „Kopf in den Sand stecken“ müssen ünd jede Programm- 
forderung ängstlich zu vermeiden "haben, die zufällig auch 
eine politische Partei aufstellt oder aufgestellt hat. Wir sind 


trotzdem „parteipolitisch neutral“, weil wir uns bei unserer 


Sielungnahme niemals darum kümmern, welche Partei nun 
zufällig diese gleichartige Forderung erhebt. Die Beurteilung 
von Wirtschaftsiragen ist aber auch in erheblichem 
Masse unabhängig von Parteiprogrammen (verel, den 
„Otienen Brief“ eines dentschnationalen Mitgliedes unseres Bun- 
des in Nr. 25 der „D. T.-Z.“). Wir verweisen nur auf die Be- 
urteilung der Kohlensowzialisierungsirage — also 
eines reinen Wirtschaftsproblems —, bei der sich innerhalb 
fast aller Parteien die Meinungen zum Teil ganz schroff 
gegenüberstehen. Befürworter der Kohlensozialisierung 
gibt es nämlich nicht nur in den sozialdemokratischen Parteien, 
sondern auch im Zentrum und bei den Demokraten. Fine wei- 
tere reine Wirtschaftsfrage, mit der sich u. FE auch die 
Gemeindebeamten sehr intensiv zu beschäftigen hätten, ist die 
Vorlage zu einem Kommunalisierungsgesetz. 

Auch die Beamtengewierkschaften müssen zu diesen 
Wirischaftsiragen eine klare Stellung einnehmen, sie 
müssen zielbewusste und entschlossene Arbeit- 
nehmerpelitik zur „Wahrung und Förderung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen‘ gemäss Art. 159 der Reichsver- 
fassung treiben. Tun sie es nicht, dann sind sie eben 


keine Gewerkschaften, sondern Standesvereine, 


die als einzigen Zweck die „Erhaltung des Berufsbeamten- 
tums“ auf ihre Fahne geschrieben haben und.diese einzige 
Aufgabe mit allen Mitieln einer üblen Konjunkturpolitik 
betreiben, ie nach der gerade herrschenden Strö- 
mung. 


emeindeheam 


Berlin, den 21. Januar 1921 
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12. Jahrgang 


Falsch ist es, wenn die „Beamtengewerkschaf- 
ten“ glauben, „ohne jeden Schaden für den Erfolg ihrer Arbeit 
mit Rücksicht auf die andersgearteten Rechtsverhältnisse sich 
auf diejenigen wirtschaftlichen, sozialen und ideellen Fragen 
beschränken“ zu können, „an deren Lösung der Beamte als 
solcher unmittelbar interessiert ist“. Falsch ist es, 
wenn weiter behauptet wird, dass ihm ‚zur Mitarbeit an allen 
anderen, allgemeinen Fragen — — —, wenn nicht sein Amt, so 
seine politische Partei genügend Möglichkeiten“ bietet. 
Die heutigen politischen Parteien sind nach ganz anderen Grund- 
sätzen aufgebaut, nehmen Stellung zu allgemeinen politischen, 
kulturellen und ethischen Fragen, die das Gebiet der Volkswirt- 
schait — das uns als Gewerkschafter allein inter- 
essiert — gar nicht berühren, so dass es durchaus keine Selten- 
heit ist, dass man mit den wirtschaftlichen Forderungen 
einer Partei sehr; wohl übereinstimmen kann, ohne dabei sleich- 
zeitig auch die politischen .und kulturellen Forderun- 
gen zu begrüssen. Die Parteien sind eben keine Be- 
rufsorganisationen, 

Alle Arbeitnehmer, ob Arbeiter, Angestellte oder Beamte, 
haben das gleiche Interesse an diesen Wirtschaftsiraren. Und 
darum gehören sie zum Aufgabengebiet Jer Gewerkschaften, 
auch zu dem‘ der Beamtengewerkschaften. Darüber hilft kein 
Mundspitzen hinweg; hier muss gepfiffen werden! Hier heisst 
es zubekennen,ob man für oder gegen die gemeinsamen 
wirtschaitlichen Interessen aller Arbeitnehmer ist, oder ob man 
zuliebe oder zuleide von politischen Parteien sich scheut, auf 
das Wirtschaitsgebiet zu treten, ob man also parteipoli- 
tisch neutral ist, wie die freien Gewerkschaften, oder in 
Abhängigkeit von politischen Parteien verfarren will. 

Arbeiter, Angestellte und Beamte müssen gemeinsam wirken. 
Das jetzt leider noch vielfach vorhandene Misstrauen der Ar- 
beiter und Angestellten gegen die Beamten beruht gerade dar- 
auf, dass sich der Beamte der früheren Zeit ängstlich von der 


Der Komhn geden die Besoldunes- 
forderungen der Techniker? 


Ingenieur Könitz schreibt in der „Rundschau für Kommunal- 
beamte“ Nr. 2, Seite 23: 

». . .. Darüber hinaus hat der ‚Butab‘! einen Ein- 
gruppierungsplan aufgestellt, der — das darf man ruhig 
aussprechen — die tatsächlichen Verhältnisse und Mög- 
lichkeiten übersieht und jeden sachgemässen Vergleich 
unterlässt.“ 

Und wie sehen unsere Forderungen aus? 

Wir fordern, dass der Techniker mit abgeschlossener Fach- 
schulbildung in die Gruppe VII, nach Sjähriger Berufspraxis in 
die Gruppe VIII eingereiht wird und dass ihnen weiter der 
Aufstieg in alle höheren Gruppen freisteht, 

Diese Forderungen übersteigen nach Könitz und des Komba 
j ‚Ansicht „die tatsächlichen Verhältnisse und Möglichkeiten“. Der 
Komba hat auf seinem Verbandstage in Königsberg beschlossen, 
dass die Techniker nach 5jähriger Berufspraxis in die Gruppe VI, 
also eine Siufe tiefer, eingereiht werden sollen. 


So sieht die Arbeit des Komba für die Techniker aus! 


Darum, Techniker, heraus aus dem Kombul 
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übrigen Arbeitnehmerschaft absonderte. In diesen Be- 
strebungen wurde er auch noch kräftig vom alten Regime unter- 
stützt,.das dafür sorgte, dass der Beamte durch Titel und Orden 
aus dem „übrigen Volk“ „hervorgehoben“ wurde, damit die 
Beamtenschaft ihr Hungerdasein nicht in Vergleich zu den übri- 
gen Arheitnehmergruppen bringen sollte. Dieser Standes- 
dünk'el hat niemals eine Berechtigung gehabt. Er wird aber 
weiter von den Beamtengewerkschaften Ehrmannscher Richtung 
gepflegt. Gegen diesen Geist wehren wir uns. 
Hornbostel. 


Verdrehungen und Unwahrheiten 


Unter dieser Ueberschrift werden wir von jetzt ab kurz die 
Verdrehungen und Unwahrheiten richtigstellen, die vom Ver- 
and der Kommunalbeamten "und -angestellten Preussens 
Komba) sowie von den übrigen reaktionären Kommunal- 
beamtenverbänden über unseren Bund und die Freige- 
werkschaftliche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeitnehmer- 
verbände (Faka) verbreitet werden. 

* 


Der Komba behauptet in seiner „Rundschau“ Nr..2, dass die 
an den Bund „bisher nicht angeschlossenen beamteten Tech- 
niker zum grössten Teil“ uns „wegen grundsätzlicher Abwei- 
chung‘ von unserem :„wirtschaftspolitischen, klassenkämpferi- 
schen Gewerkschaitsprogramm fernbleiben“. Diese Behauptung 
ist völlig aus der Luft gegriffen. 

Wahr ist, dass unser Bund, der sich bereits auf seinem 
Gründungstage zum „unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Ka- 
pital und Arbeit“ bekannt hat, mehr Gemeindebeamte in seinen 
Reihen zählt, als der frühere D. T. V., der den Grundsatz des 
Klassenkampfes noch nicht so klar in seinem Programm heraus- 
gearbeitet hatte. R 

- Der Komba behauptet weiter, dass unserem Bund „seit 
Juni nicht wenige Mitglieder aus gleichem Grunde den Rücken 
gekehrt haben“ und dass wir „weitere Abwanderung bei der 
jetzigen Auseinandersetzung‘‘ voraussehen. 

Wahr ist, dass die seit dem Juni zu verzeichnenden Aus- 
tritte zum grössten Teil laut der aufgenommenen Statistik auf 
die ausserordentliiche Beitragserhöhung zurückzuführen 
sind, dass aber diese Verluste bereits durch die Neueintritte 
wieder eingeholt worden sind. Bei der Behauptung, dass noch 
eine „weitere Abwanderung‘ erfolgen werde, ist beim Komba 
der Wunsch Vater des Gedankens. 

» 


Der Komba behauptet, „dass die Frage der parteipolitischen 
Neutralität gerade“ ünter unseren „Beamtenmitgliedern seit die- 
sem Bundestage lebhaft erörtert worden ist, und dass es nicht 
an Stimmen gefehlt hat, die ihr lebhaftes Unbehagen mit der 
Entwicklung der Dinge bekundet haben, woraus sich die bereits 
erwähnten Austritte herleiten“. Auch diese Behauptung ent- 
behrt jeder Grundlage. 

Wahr ist vielmehr, dass die Bundestagsbeschlüsse die fast 
restlose Zustimmung der Bundesmitglieder gefunden haben. Uns 
ist von dem „lebhaften Unbehagen‘ gerade unter den „Beamten- 
mitgliedern‘“ nichts bekanntgeworden. 

| 

Der Komba behauptet, „dass die grosse Masse der Arbeiter 
und freien Angestellten beamtenfeindlich (übrigens hat der 
Druckfehlerkobold in der; Rundschau daraus „beamitenfreund- 
Jich‘“ gemacht; die Wahrheit bricht sich also doch Bahn!) sei, 
weil sie in ihnen (zu Unrecht) eine bevorrechtigte Klasse sieht“, 

Diese Behauptung wird auch dadurch nicht wahr, dass sie 
von dem Komba zum .... zigsten Male wiederholt wird! 

Wahr ist, dass die freigewerkschaitliche Arbeiter- und An- 
gestelltenbewegung die Rechte der Beamtenschaft in vollem 
Umfange anerkennt und gar nicht daran denkt, ihr Rechte zu 
nehmen. Der Gedanke, dass eine Arbeitnehmerschicht einer an- 
deren Vorteile, die sie erlangt hat, gewissermassen aus Neid 
nehmen will, kann überhaupt nur in Köpfen entstehen, die den 
Gedanken der Solidarität aller Arbeitnehmer 
noch nicht begriffen haben. 


Im Organ des Komba behauptet Dr. Frankenstein-Stettin, 
dass „das Gesetz vom 8. Juli 1920 ebenso wie „der Fall der 
Ausführungsanweisung vom 2. August 1920“ und die „Protest- 
kundgebungen in Berlin, im rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet und in anderen Grossstädten“ eine Arbeit des „Verbandes 
der Kommunalbeamten und -angestellten Preussens“ gewesen 
seien. Die gleiche Behauptung wird von Könitz aufgestelt. 


Wahr ist, dass die genannten Protestversammlungen nicht. 


einseitig vom Komba, sondern vom Gewerkschaftsbund, also 
atich von unserem Bunde, veranstaltet worden sind. Bezüglich 
der Berliner Versammlung weiss das Dr. Frankenstein auch 


führer des Gewerkschaftsbundes, 


% 
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“bestimmt; denn er hat neben Händeler in der Versammlung 


gesprochen. Diese Unwahrheit ist also wider besseres Wissen 
gesagt. 
Wahr ist ferner, dass die gesamte sozialpolitische Tätigkeit 


für die Kommunalbeamten nicht einseitig von dem Komba, son- + 


dern vom Gewerkschaftsbund, also auch unter Beteiligung un- 
seres Bundes, geleistet worden ist. Ehrmann hat als Geschäfts- 
dessen 1. - Vorsitzender 
Scheibig und dessen 2. Vorsitzender Händeler als Ver- 


treter unseres Bundes war, gehandelt; ‘er ist zu zwei Dritteln 


aus den Beiträgen des Gewerkschaftsbundes besoldet worden, 


also nur zu einem Drittel vom Komba. 
= [2 


Könitz schreibt: „Nicht ich bin schwankend gewesen, 
sondern das Gebilde des „Butab“ hat eine solche buddhistische 
Seelenwanderung durchgemacht, dass ich als ein auf Grund 
einer bis 1913 zurück gedruckt vorliegenden, nachweisbar ein- 


® heitlichen gewerkschaftlichen Anschauung Stehender unmöglich 
dem „Butab‘ meine Kräfte weiter leihen konnte.“ 


Da er es wieder hören will, stellen wir erneut fest, dass 
Könitz aus dem Reichsausschuss der Gemeindetechniker unseres 
Bundes und dann auch aus ihm selbst ausscheiden musste, weil 
ihm einstimmig ein Misstrauensvotum wegen seiner 
Neigung zum Kommunalbeamtenverband ausgestellt worden 
war und sich. herausgestellt hatte, dass er von den gewerk- 
schaftlichen Grundsätzen keinen Begriff hatte. Nieht "Könitz ist 
gegangen, sondern er ist gegangen worden. 

* 


Könitz beruft sich für seine Forderung, dass alle Techniker 
sich dem Komba anschliessen sollen, auf den Faka-Auiruf des 
Verbandes der Gemeinde- und Staatsarbeiter, in dem es heisst: 
„Der Beweis ist erbracht, dass dort, wo die öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften als Arbeitgeber in Frage kommen, nur die 
Einheitsorganisation der Arbeitnehmer die genügende Stärke 
entwickeln kann, um diesem stärksten einheitlichen Unterhehmer 
ein Paroli zu bieten.“ 

Die. Einheitsorganisation der kommunalen Arbeitnehmer ist 
die Faka, weil sie Arbeiter, Angestellte und Beamte vereinigt. 
Der Komba will aber die Beamten von den übrigen Arbeitneh- 
mern trennen; er betont den unüberbrückbaren Gegensatz zwi- 
schen Beamten, Angestellten und Arbeitern. 

- x 


Der Komba beruft sich auf ein „aus den eigenen Kreisen der 
Feuerwehrleute stammendes Flugblatt‘, das sich gegen die Faka” 
und für den Komba ausspricht. 

Wahr ist, dass dieses Flugblatt mit Hilfe des Komba heraus- 
gegeben worden ist. x 

Könitz behauptet, dass Heinzein einer AfA-Versammlung 
zuHändeler gesagt habe: „Ich glaube, es war seinerzeit 
falsch, dass wir die Gruppe D der technischen Gemeinde- 
beamten und -angestellten dem Deutschen Technikerverband 
angliederten.“ 

:Das ist eine Lüge von Könitz. Eine solche oder eine ähn- 
liche Aeusserung ist nie gefallen. Jedem, der Heinze und Hän- 


- deler kennt, liegt das Lächerliche einer solchen Behauptung von 


Könitz auf der Hand. Könitz straft damit auch zugleich‘ seine ° 
eigene Prahlerei, er kenne die Entwicklung des D. T. V., Lügen, 
* 2 


Könitz beruft sich auf eine Auseinandersetzung mit unserem 
Kollegen Mahlow anlässlich des Verbandstages in Königsberg, 
bei der Könitz erklärte, er sei Sozialdemokrat, wende sich aber 
dagegen, dass die Gewerkschaften sich zum wirtschaftlichen 


„Sozialismus bekennen. 


Er verschweigt, dass ihm bei dieser Gelegenheit Mahlow 
erklären konnte, dass er, Mahlow, nicht. Sozialdemokrat, son- 
dern Demokrat sei und doch den wirtschaftlichen Sozialismus 
vertrete und demgemäss auch in der Gewerkschaft für ihn 
wirke. j 

* : 3 

Der Komba behauptet, dass vor der Gründung des Gewerk- 
schaftsbundes „fast alle Kommunaltechniker“ dem -Komba an- 
gehörten und „z. T. im ‚Butab‘ doppelt organisiert“ waren. 

Wahr ist, dass der grösste Teil der Kommunalteehniker: im 
Butab organisiert war und nur ein Teil von ihnen noch im‘ 
Komba doppelt organisiert war, und zwar aus einer Zeit, als 
der Komba keine Gewerkschaft, sondern nur ein Verein 
war. Diese Doppeltorganisierten haben jetzt fast restlos ihre 
Mitgliedschaft im Komba aufgegeben; nur ein verschwindend 
kleiner Teil ist im Komba verblieben. i 

* 


Der Komba behauptet, dass seit dem 1. Juli 1920 „eine un- 


geheure Werbetätigkeit des Butab‘ unter den Kommunaltech- | 


nikern eingesetzt habe, so .dass „der Butab vertragsuntreu ge- 
worden ist“, - Er 
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Wahr ist, dass wir keinerlei besondere Werbetätigkeit 
unter den Kommunaltechnikern entfaltet haben. Von einer Ver- 
tragsuntreue kann nicht die Rede sein, da die Satzung des Ge- 
werkschaftsbundes einwandfrei festgelegt hatte, dass in Zukunft, 
also nach dem 1. Juli 1920, jedes neu eintretende Mitglied in 
die Gewerkschaft seiner Berufsgruppe gehört. 


Der Komba ist aber vertragsuntreu geworden, da 
er diese Bestimmung zu beseitigen trachtete 
Hy damit den Gewerkschaftsbund gesprengt 

at, 


* 


Könitz behauptet: „In Bielefeld waren doppeltorganisierte 
Techniker vor dem 1. Juli 1920 rechtmässig vom Butab zum 
„Komba“ übergetreten; der Butab forderte das Ausschliessen 
dieser Techniker aus dem Komba.“ 


Wahr ist, dass wir uns beschwerdeführend an den Komba 
gewandi hatten, weil diese Techniker nicht doppelt organisiert 
waren. Auf diese in den ersten Julitagen ergangene Beschwerde 
waren im Oktober die „Ermittlungen“ des Komba „noch nicht 
abgeschlossen“. Aber Könitz „behauptet“ ... 

E 3 


—Könitz schreibt: „In einem Schreiben an die Bezirksgruppe 
Berlin vom 10. September 1920 erklärt die Hauptxeschäftsstelle 
des Butab, dass er eine Vertretung der Komba-Techniker ir 
Fachausschüssen des Butab für überflüssig erachtet, da alle 
Techniker durch den Butab vertreten würden: — also ein 
glatter Bruch der Richtlinien des Gewerkschaftsbundes.“ 


Eine besondere Vertretung der 20 Komba-Techniker bei 
den mehr als 2000 Butab-Technikern in Berlin halten wir nach 
wie vor für überflüssig. Die Nichtbeachtung der Richtlinien 
des Gewerkschaftsbundes lag aber auf seiten des Komba, .der 
die in der Satzung vorgeschriebene Genehmigung des Gewerk- 
schaftsbundes zur Einrichtung einer Fachgruppe für Techniker 
nicht eingeholt hat. Wir konnten also die satzungswidrig 
eingerichtete Fachgruppe nicht als bestehend ansehen. 


Die Technik im neuen Berlin‘) 


Die durch Gesetz vom 27. April 1920 erforderlich gewordene 
Umwandelung eines Konglomerates von 94 Einzelgemeinden 
verschiedenster Grösse und Form (8 Städte, 59 Landgemeinden, 
27 Gutsbezirke) zu einem einheitlichen Verwaltungs- 
körper mit zentraler Leitung stellte die neue Stadtgemeinde 
Berlin vor eine Aufgabe von ungeahnter Schwierigkeit. Die 
Technikerschaft von Gross-Berlin sah hier zum ersten Male 
die Möglichkeit, in mustergültiger Form unseren Grundsatz: 
„Die technischd Verwaltung dem Terchniker“ 
zur Durchführung zu bringen. Sofort nach Zusammentritt der 
neugewählten Stadtverordnetenversammlung boten. wir daher 
in einer Eingabe vom 28. Juli 1920 für die Durchberatung der 
technischen Ressorts unsere Mitarbeit an, die gern angenommen 
wurde. Wir hatten in der Eingabe (siehe Nr. 18 des „Techn, 
Gemeindebeamten“ für 1920) zunächst die Forderung nach fünf 
technischen Stadträten — Magistratsmitgliedern — erhoben. 
Bei der Wahl des Gesamtmagistrats wurden jedoch nur vier 
Fachstadträte für die technischen Dezernate gewählt, da die 
politischen Stadtverordnetenfraktionen auch den Magistrat ent- 
sprechend den politischen  Machtverhältnissen zusammengesetzt 
sehen wollten und der fünfte Fachstadtrat das Gesamtbild zu 
verschieben drohte. Man entschloss sich daher, das Dezernat 
»» Wohnungs- und Siedlungswesen“ einem politischen Stadtrat 
=. unterstellen mit einem Fachmann als „Generaldirektor“ zur 

eite. ' 

Nachdem. also unsere erste grundsätzliche Forderung fast 
restlos durchgedrungen war, ergab sich die zwingende Not- 
wendigkeit, bis ins einzelne gehende Vorschläge für den inne- 
ren Aufbau’ dieser grossen Zentraldezernate zu machen, wobei 
auch noch Rücksicht genommen werden 'musste auf den Aufbau 
der 20 Verwaltungsbezirke, in die das neue Stadtgebilde zer- 
legt ist. Es wurden daher aus dem Kollegenkreise die tüchtig- 
sten Kräfte entsprechend der Einteilung_der Zentraldezernate 
ausgewählt, die sich zu den Spezialberatungen der einzelnen 
Verwaltungszweige in Unterausschüsse gliederten. In diesen 
Arbeitsausschüssen wurde eingehend die Materie nach allen 
Richtungen hin durchberaten, die Forderungen formuliert und 
an die Dezernatskommission weitergeleitet. Diese stimmte die 
einzelnen Ergebnisse gegeneinander ab und stellte an Hand 
eines ausgearbeiteten graphischen Organisationsplanes die Vor- 
schläge für das gesamte Dezernat zusammen, Am 3. und! 4. No- 


*),Die Denkschrift: „Die Technik im neuen Berlin“ ist im Industrie- 
beamtenverlag G. m. b. H, Berlin NW 52, Werftstr. 7, im Druck erschienen, 
Preis des Werks 15,— M. einschl. Porto. ' Allen Kollegen Gemeindetechnikern, 
sowie den Örtsverwaltungen mit Gemeindetechnikerfachgruppen wird die 
Beschaffung der Broschüre dringend empfohlen. 
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vember fanden dann in Gegenwart der leingeladenen neuen 
Stadtbauräte sowie der Vertreter der befreundeten Arbeiter- 
organisationen und des Gesamtbetriebsrates sowie mehrerer 
Stadtverordneten die Abschlussberatungen für jedes *inzelse 
Dezernat statt. Damit war die schwierigste Arbeit, die mo- 
natelang alle beteiligten Kollegen in angestrengtester Tätigkeit 
vereinigt hatte, geleistet. Das gesamte Material wurde nım 
einer engeren Kommission zur redaktionellen Zusammenschweis- 
sung und Verarbeitung überwiesen, die ihre Riesenaufgabe in 
knapp 14 Tagen erledigte, so dass die 62 Druckseiten mit acht 
Organisationsplänen umfassende Denkschrift „Die Technik 
im neuen Berlin“ am 20. November 1920 der Oeiient- 
lichkeit. übergeben werden konnte. 

Die Denkschrift behandelt zunächst in knappen grundsätz- 
lichen Ausführungen die Gesichtspunkte, aus denen heraus die 
Vorschläge ausgearbeitet werden mussten, Alsdann werden 
in bestimmten Richtlinien die Aufgaben‘.der Zentralin- 


stanzen — Magistrat, Stadtverordnetenversammlung, Depu- 
tation, Referente, Hauptburaus und Direktionen — grundlegend 
umrissen. Es folgen die Spezialvorschläge für 


die Hochbaudeputation, 

die Tiefbaudeputation, 

die Verkehrsdeputation, 

die Deputation für Maschinen und Werke. 

die Deputation für das Wohnungs- und Siedlungswesen, 
die Deputation für die Güter und Forsten. 

Nachdem die Zentralinstänzen in dieser Weise behandelt 
sind, wird der Aufbau der 20 Bezirksbauämter, die als 
ausführende Verwaltungsorgane zu betrachten sind, ein- 
gehend spezialisiert. Die Bezirksbauämter werden eingeteilt 
in die erforderlichen Haupt- und Unterabteilungen, entsprechend 
den Zentraldeputationen. ; 

Nachdem in kurzen, knappen Zügen — stichwortartig — 
der gesamte Aufbau der technischen Verwaltung zur Darle- 
gung gekommen ist, folgen nunmehr noch eingehende Be- 
sprechungen verschiedener Gebiete, deren Zentralisation „nicht 
nur eine Zusammenfassung darstellt, sondern auch im gewissen 
Sinne einen Neuaufbau bedingt.“ So werden im einzelnen 
behandelt: 

1. die Kanalisationswerke, 

2. das Vermessungswesen, 

3.. das Siedlungs- und Wohnungswesen, 

4. das gesamte Verkehrswesen, F 
5. das Maschinenwesen und die Werke und 

6. der Regiebaubetrieb. 

Bei Ausarbeitung dieser Vorschläge gingen wir in erster 
Linie von dem Bestreben aus, „tatkräftig dabei mitzuwirken, 
den städtischen Betrieben zur höchsten Stufe der 
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit zu 
verhelfen und sie damit wieder zu einem Rückgrat der 
städtischen Finanzen zu machen“, Um dieses Ziel zu 
erreichen, müssen wir als weitere Grundforderung aufstellen. 
dass „die Verwaltungen der technischen Betriebe — von der 
praktischen Tätigkeit des Technikers im wei- 
testen Sinne des Wortes durchdrungen werden, und zwar 
anallen hierzu geeigneten Stellen“, 

Unsere Berliner Fachgruppe — die in geschlossener Front 
90 Prozent aller Berliner Techniker umfasst — hat mit dieser 
Denkschrift ein Werk geschaffen, das geeignet ist, weit über 
die Grenzen der Stadt Berlin hinaus als Muster für die Reor- 
ganisation der städtischen Verwaltungen und Betriebe zu wir- 
ken Selbstverständlich ist mit Ueberreichung der Broschüre 
an-die Stadtverordneten und Magistratsmitglieder nun nicht mit 
einem Schlage alle Arbeit erledigt. Wenn auch schon vieles in 
der zentralen Verwaltung nach unseren Wüfschen und: Richt- 


We der „Kombn“ die Techniker vertritt: 


Ingenieur Könitz schreibt in der „Rundschau für Kommunal- 
beamte“ Nr. 2, Seite 23, zur Denkschrift des Bundes über „Die 
Technik im neuen Berlin“: 

1. +. . Dann aber tritt eine Ueberspannung der Aus- 
schaltung von Verwaltungsbeamten aus den technischen 
Gebieten ein... . .“ 


So fällt der Komba den Forderungen der Tech- 
niker in den Rücken und verlangt danzanoch, dass 
sich die Techniker bei ihm organisieren! — 


Wir fordern jedoch trotz Komba: 


Die technischen Gebiete nur den Technikern, 
nicht den Verwaltungsbeamten! 
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linien aufgebaut ist, so sind doch die sehr wichtigen Bezirks- 


ämter noch wicht gebildet, und es wird noch mancher Klein- 
arbeit beiütien, che wir restlos unsere Forderungen erfüllt 
sehen. I&der Tag führt uns unserem Ziele näher, und wir werden 


es erteichen, wenn wir weiter — wie bisher — einig und ge- : 


sNossen. Zusammenstehen und allen Sonderwünschen und Son- 
Herbestfebungen ebeiso energisch entgegentreten, wie den Ein- 
mischumgsversuchen der Verwaltungsbeamten, die um ihre alte 
Monopolstellung fürchten. Wir müssen endlich einmal. loskom- 
men von der immer schlimmer einsetzenden Bureaukratisierung 
der technischen Verwaltungen und Betriebe.* wir brauchen 
„irische Luft“ in den muffigen Amtsstuben. Nach kaufimän- 
nischen und technischen Gesichtspunkten wollen wir 
neu aufbauen zum Besten der städtischen Finan- 
zen. Hb— 


Ist der technische Beamte zuerst Beamter 


und dann erst Techniker ? 


In Nr. 51 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ stellt der 
Preussische Verband der Kommunalbeamten und -Angestellten 
nachstehende Behauptung auf: 

„Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass auch der 
kommunale Techniker in erster Linie Kommunalbeamter 
ist und erst in zweiter Linie Wert auf die Verbindung mit 
ausserhalb.des Kommunaldienstes beschäftigten Technikern 
legen wird. Im übrigen finden die dem „Komba“ ange- 
schlossenen Techniker ausser in der Fachgruppe „Techniker“ 
die Förderung der besonderen Technikerbelange in der 
Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände 
(„Rateb“), der der „Komba“ mit seinen technischen Mit- 
eliedern seit der Gründung angeschlossen ist und in der er 
tatkräftig mitarbeitet.“ 

Wir haben uns bereits wiederholt im „Technischen Ge- 
meindebeamten“ mit der Frage beschäftigt, ob der Techniker 
zuerst Beamter und erst dann Techniker ist oder umgekehrt, 
und sind dabei zu dem Schluss gekommen, dass wir Techniker 
die Verbindung mit den Beruiskollegen der Privatindustrie 
und beim Reich und Staat auf keinen Fall verlieren dürfen. Der 
Widersiun, der in den Worten des Komba liegt, ergibt sich auch, 
sobald wir den Vergleich einmal auf andere Technikergruppen 
anwenden. Wir würden dann letzten. Endes dahin kommen, 
dass der auf Privatdienstvertrag angestellte Techniker der In- 
dustrie in erster Linie „Angestellter“ und dann erst Techniker 
ist, so dass also seine gegebene Organisation der „Zentralver- 
band der Angestellten“ sein würde, Dann wäre auch der 
Maurer, Tischler, ebenso wie der Schlosser usw. in erster 
Linie „Arbeiter“ und die grossen Berufsorganisationen der Ar- 
beiterschaft wären sinnlos und könnten sich zu einer einzigen 
verschmelzen. Wir überlassen es dem Urteil unserer Koilegen 
selber, ob sie sich aus einer derartigen Veraligemeinerung der 
Angestellten- oder Beamtenbewegung Eriolg versprechen kön- 
nen. Wenn der Komba dann weiter glaubt, dass „die Forde- 
rung der besonderen Technikerbelange durch die „Rateb“, die 
übrigens Seit einiger Zeit dem „Reichsbund deutscher Technik“ 
korvporativ angeschlossen ist, erfolgen könne, so können wir 
auch das Urteil hierüber getrost unseren Mitgliedern überlassen. 
Die gewerkschaftlichen Forderungen der technischen 
Beamten, die in den Besoldungsordnungen ihren Ausklang 


% 


finden, würden dann immer Aufgaben des Komba blei-. 


ben und der Kontrolle der Verwaltungsbeamten 
unterworfen werden. Denn sowohl „Rateb“ wie 
„Reichsbund“ sind keine gewerkschaßftiichen Zu- 
sammenschlässe, sondern reine Fachverbände, die nur 
die allgemeinen Berufs- und Standesinteressen för- 
dern wollen. 

Wenn sich aber jetzt die „Rateb“ etwa unter dem Einfluss 
des Kommunalbeamtenverbandas zu einer gewerkschaftiichen 
Organisation umbauen würde, so trüge sie damit nur neue 
Zersplitterung in die Reihen der Technikerschaft-kinein, 
die nur zu emer Schwächung der einheitlichen Techniker- 
bewezung führen könnte. Das Sperrgesetz schweisst die 
Gemeindetechniker aber untrenubar mit den Kollegen. bei Reich 
und Staat zusammen, Nur durch die engste Zusammenarbeit 
aller Techniker können ihre berechtigten Forderungen ver- 
wirklicht und der Zurücksetzung des Technikers’im Ver- 
waltungsdienst ein Ende bereitet werden. 

Die Verwaltuingsbeamten-Organisalionen suchen nur des- 
halb die Te@hfiker und andere Berufsgruppen an sich heran- 
zuziehen, um sie durch die Mehrheit mundtot machen und die 
alteMonopolstellung des Verwaltungsbeamteiü 
auch in den technischen Betrieben und Bureaus ungehindert 
noch weiter ausbauen zu können. Die Technikerschaft hat aber 
ein grosses Interesse daran, die weitere Stärkung des Ver- 
waltımgsbeamten im Verwaltungsapparat zu hindern, und 


Nr. 3 


das kann nur geschehen in einer Gewerkschaft, die in sich- 
geschlossen diesen Bestrebungen energischen Widerstand ent- 
gegensetzt. _ Auch die Bemühungen, die fortschreitende 
Bureaukratisierung der Behördenbetriebe zu 
beseitigen und auch diese nach wirtschaftlichen, kauf- 
männischen und technischen Gesichtspunkten aufzubauen, kön- 
nen nur durch eine freie Gewerkschaft Verwirklichung finden. 
Für de Technikerschaft bei den Kommunalverwaltungen 
dürfte daher ein Zweifel über ihre Organisation gar nicht mehr 
aufkommen können. Nur in Zusammenarbeit mit den. frei- 


‚gewerkschaftlich gerichteten Organisationen der Arbeiter, An- 


gestellten und Beamten in der „Faka“ können die berechtigten 
Forderungen der Kommunaltechniker zur Anerkennung gebracht 
werden, \ 








Rundschau 


Fin Entwurf zu einem „Brandschau-Gesetz“ ist im preussi- 


00 O0 








_schen Staatsministerium in Vorbereitung und den Städten und 


Landkreisen zur Begutachtung zugegangen. 
Der Inhalt des Gesetzes wird in der Einleitung zusamımen- 
fassend erläutert: 


„Zum Zwecke der Ermittelung und Abstellung feuergefähr- 
licher Zustände hat in Stadt- und Landgemeinden und Guts- 
bezirken eine regelmässig wiederkehrende Brandschau- durch 
ständige, amtlich verpflichtete Sachverständige (Brandschauer) 
stattzuiinden. 

Die Brandschau ist in Stadigemeinden Aufgabe der ört- 
lichen Polizeiverwaltung, in Landgemeinden und Gutsbezirken 
des Landrats. Die Kosten der Brandschau sind; von den Stadt- 
und Landgemeinden und Gutsbezirken zu tragen.“ 

Die Organisation des Brandschauamts ist in der Weise vor- 
gesehen, dass Baupolizeibeamte, Bezirksschorn- 
steinfieger und Vertreter der Ortsieuerwelhr ge- 
meinsam im regelmässigen Turnus von zwei Jahren eine ein- 
gehende Besichtigung aller Gebäude und Feuerungsanlagen vor- 
nehmen. Ueber jede vorgenommene 
„Brandschaubericht” aufzunehmen, aus dem vorgeiundene Män- 
gel und das zur Abstellung Veranlasste ersichtlich sind. 

Fine derartige Einrichtung dürfte in ähnlicher Form in grösse- 
ren Städten bereits heute bestehen, Eine zwingende Not- 
wendigkeit zur‘ gesetzlichen Regelung liegt iedoch für die 
kleineren Landgemeinden zweifellos vor. Bedenklich erscheint 
uns aber für die Brandschauämter der” Landkreise, dass an 
Stelle der sonst genannten „Baupolizeibeamten“ hier als Teil- 
nehmer an der Brandschau ‚ein Bausachverständiger” auize- 
führt ist. Die Kreisbaumeisterstellen sind in der Regei mit 
Tiefbau- und-Kulturtechnikern besetzt, enisprechend den Haupt- 
aufgaben der Kreisbauämter. Zur Ausübung der Baupolizei und 
Brandschau erscheint aber der Hoch bautechniker auf Grund 
seiner Fachausbildung entschieden geeirneter, und man ist aus 
dieser reinen Zweckmässigkeitsirage — mitunter allerdings auch 
aus Ersparnisgründen — heraus vielfach in ländlichen Bezirken 
dazu ,übergegangen, die Prüfung der Gebäude auf Stand- und 
Feuersicherheit einem im Bezirk ansässigen Maurer- oder Zim- 
mermeister zu übertragen. Diese — natürlich vollkommen als 
„Bausachverständige“ anzuerkennenden — Bauhandwerker sind 
aber auf Erwerb angewiesen und daher nur zu leicht geneigt, 
mit Rücksicht auf ihre Kundschaft — die ländlichen Bauhsrren 
— £in oder auch mal beide „Augen zuzudrücken“. Das dürfte 
aber ‚nicht dem Sinne des Gesetzgebers entsprechen. Wir haben 
daher dem Volkswohlfahrtsministerium: gegenüber unsere Be- 
denken in diesem Punkte geltend gemacht und gebeten, die 
Worte „ein Bausachverständiger“ zu ersetzen durch „der Kreis- 
baupolizeitechniker (Hochbautechniker)“. - 

Bei diesem Vorschlage haben wir uns — ausser von Vor- 
stehendem — auch mit von der Erwägung leiten lassen, dass die 
zu bewältigende Arbeit bei ihrem Umfänge kaum von dem 
jetzigen Personal der Bauämter noch nebenher mitgeleistet 
werden kann, Durch eine Vorschrift dieser Art würden aber 


‚die Landratsämter veranlasst, noch einen oder mehr. Hochbau- 


techniker für die Aufgaben des Brandschauers einzustellen, und 
dadurch könnte die Zahl der — infolge Daniederliegens der 
Bautätigkeit — in erschreckendem Masse stellenlosen Hochbau- 
techniker wenigstens etwas herabgsemindert werden. a 


Besoldungsordaungen 


Die Dienstverhältnisse der „Ständig“-Angestellten haben im 
Ortsstatut der Stadt Quedlinburg vom5. Juni 1913 eine 
beachtenswerte Regelung erfahren. In 8 6 Abs, 4 ist bestimmt, 
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digung angestellten Beamten „einen Anspruch darauf gewähren“ 
kann, dass ihre Entlassung nur bei Vorliegen eines wich- 
tigen Grundes erfolgt, wenn sie sich 10 Jahre im Dienste 
der Stadt bewährt haben. Auf diese Zeit können „in ander- 
weitigem Dienst zugebrachte Jahre mit: Finwilligung des 
Angestellten angerechnet werden“. Ängerechnet werden anf das 
Besoldungsdienstalter die bei Behörden — jedoch nicht in 
Privatbetrieben — zugebrachten _ Berufsdienstjahre.-- — Die 
Dauerangestellten haben nach $$ 10 und 11 „Anspruch auf 
Gewährung von Ruhegehalt“, wenn ;der Angestellte 
das Alter von 65 Jahren vollendet hat oder nach mindestens 
10 im Dienste der Stadt Quedlinburg zugebrachten -Jahren 
zur Ausübung seines Berufes dauernd unfähig ist. Das Ruhe- 
gehalt entspricht den Sätzen der Beamten. 


Noch einige Gruppenpläne. 
Quedlinburg. Einwohnerzahl 27.000. 


Gruppe 6: 3 Meister, 1 Bauamtsassistent, 
Ka 7: 2: Öbermelster, 1 Tiefbautechniker. 
3 8: 1 Stadtbaumeister, - 1 Stadtbauführer, 2 Betriebsingenieure, 
1 Beleuchtungsinspektor. 
„ 10: 1 Schlachthofdirektor. 
„ 12: 2 Stadtbauräte. 
N Wandsbek. Einwohnerzahl 38009. 
Gruppe 5: Technische Assistenten (Zeichner). 


5, 6: 2 Bauführer, 3 Techniker. 


= 7: 3 Oberbauführer, 6 Techniker (nach 8 Berufsjahren). 
= 8: 1 städtischer Baumeister, 1 Garteninspektor, 2 Betriebsingenieure. 
»„. 31: 1 Bauinspektor. 
„ .12: 1 Baurat, 1 Betriebsdirektor. 
Barmen. Einwohnerzahl 162000. ' 
Gruppe 5: 12 Zeichner und Meister. 
„ 6: 20 ältere Zeichner und Obermeister, 8 Techniker {unter 25 Jahren). 


7: 58 Bausekretäre und Betriebsführer. 

8: 52 Ingenieure und Architekten. 

9: 30 Stadtbaumeister, Landmesser, Ingenieure und Architekten. 

8 Stadtbaumeister, Oberlandmesser und Oberingenieure. 

4 Bauinspektoren. 

22: en nein, & 
sönigsberg i. Östpr. 

Bar P} Zeichner. B ;: 

» 6: 44 Techniker (ohne Fachschulprüfung bzw. als Anfangsstellung). 


Einwohnerzahl 285 000. 


5 7: 26 Stadtoberbausekretäre, 5 Stadtgeometer, 46 Techniker (m't 
ı - Fachschule nach 7 Berufsjahren). h 
u 8: 2 Betriebsingenieure, .18 Stadtoberbausekretäre, 2 Stadtgeometer, 


20 Techniker. 
9: 8 Ingenieure. 
Berechnung des Besoldungsdienstalters erfolgt vom 23. Lebensjahre ab. 
Merseburg. Einwohnerzahl 26000, 
Grupps 5: 1 Vermessungsassistent, 1 Bauassistent (nach 4jähriger Dienstzeit 
Bausekretär). 
R 6: 3 Bautechniker. 
= 8: 2 Stadtoberbausekretäre. 
9: 1 Diplomingenieur, 1 Landmesser. 


E 10: 2 Direktoren der Städtischen Werke, 1 Vermessungsdirektor, 
1 Stadibaumeister. 
-„. 12: 1 Stadthaurat. 


Die Berechnung des Besoldungsdienstalters erfolgt für die Gruppen 1-5 
vom 21. Lebensjahr, von Gruppe 6 ab vom 24. Lebensjahr. eichartige 
Tätigkeit vor dem Eintritt bei ei Stadt wird voll angerechnet, sofern sie 
nach dem 21., aber vor dem 40. Lebensjahre liegt. 

Rosenheim in Bayern. Einwohnerzahl 17 500. 


Gruppe 4: 2 Stadtaufseher und Stadtpolier (nach 10 Dienstjahren, nach 5). 
2: 7: 1: Wohnungsinspektor. 
= 8: A technischer Stadtobersekretär, 
„.. 10: 1 Stadtbaurat. 
Stargard in Pommern. Einwohnerzahl 30000, 
Gruppe 6: 7 Betriebsassistent, 1 Betriebstechniker. 
is 7: 2 Stadtbausekretäre, 2 Vermessungstechniker, 2 Bautechniker. 


>, 8: 1 Diplomingenieur. 

«. Bei Berechnung des Besoldungsdienstalters werden frühere Berufsdienst- 
jahre nach dem 25. Lebensjahre dergestalt angerechnet, dass auf drei Lebens. 
jehre eine Dienstalterszulage entfällt, d. h. also mit ?/, der Gesamttätigkeit 


Aus anderen Verbänden 


Der Komba und das Sperrgesetz. Der Verband der Kom- 
misalbeamten und -angestellten Preussens- stellt es in Nr. 52 
seiner „Rundschau“ so hin, als ob er allein auf eine Verbesserung 
des Sperrgesetzes hingewirkt habe, und schreibt: 

„Alle Anträge,. die der „Komba“ bei den Reichstags- 
fraktionen zur erträglichen Gestaltung des Sperrgesetzes ge- 
stellt hat, verzeichnet der Butab, freilich ohne die Zusammen- 
ange zu erkennen, in seinem Bericht über das Sperrgesetz 
als Verbesserungen. — Dass er bescheiden genug ist, zu ver- 
schweigen, dass er an der Formulierung der Vorschläge keinen 
Anteil hatte, gefällt uns an ihm.“ 

Wir nehmen daraus also zunächst zur Kenntnis, dass der 
„Komba“ auch Anträge zum Sperrgesetz gestellt hat, die keine 
Verbesserungen darstellen sollten, Fürwahr, eine dem Komba 
würdige Arbeit! Gewiss haben wir an der Formulierung 
solcher Vorschläge keinen Anteil gehabt. Wohl aber 
haben wir direkt und durch unsere” freigewerkschaftlichen 
Spitzenorganisationen mit den zuständigen Parteivertretern 
über die Verbesserung des Gesetzes verhandelt und sind sogar 
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so unbescheiden zu behaupten, daß auch unsere Finwirkung 
auf die gesetzgebenden Faktoren eine Verbessermg des Ge- 
setzes zur Folge gehabt hat. Uebrigens stellt es eine geradezu 
bodenlose Anmasung des „Komba“ . dav, wenn’ er ”be- 
hauptet, dass alle Verbesserungen, die das Sperrgsetz im 
Unterausschuss des Reichstages — dennn nur von 
diesem haben wir in unserm Bericht gesprochen — Auf „seite 
Anträge“ zurückzuführen seien. Das werden die überzeugtesten 
Anhänger des „Komba“ selbst nicht glauben. Uebrigens ze- 
statten wir uns, den Herrn F. E. darauf aufmerksam zu machen, 
dass diese Anträge in einer Vorstandssitzung des Gewerk- 
schaftsbundes unter tätiger Mitwirkung eines 
Butab- und eines Feuerwehr-Vertreters zustande 
gekommen sind und dass Herr Ehrmann in seiner Eigenschaft 
als auch von uns mitbesoldeter „Geschäfts- 
führer des Gewerkschaftsbundes“ die Arbeit ge- 
leistet hat, die er zu leisten hatte. 

Aehnlich liegt es auch bei den gewerkschaftlichen Aktionen 
zur Beseitigung der bekannten Ausführungsanweisung vom 
2. August 1920, die sämtlich unter der Flagge des Gewerk- 
schaftsbundes — dem bekamntlich Herr Scheibig als 
1. Vorsitzender, Kollege Händeler als 2, Vorsitzender und 
Herr Ehrmann als besoldeter Geschäftsführer 
angehörten — geleitet wurden. 

Eine wahrheitswidrige Entstellung ist es ferner, wenn be- 
hauptet wird, dass wir „widerspruchsioss den vom „Komba“ 
namens des Reichsbundes der Kommunalbeamten 
und angestellten Deutschlands unternommenen 
Schritten gegen das Sperrgesetz nach Form und Inhalt zu ge- 
stimmt haben sollen. Wahr ist vielmehr, dass wir an 
diesen Schritten nicht beteiligt sein konnten, da wir Bbe- 
kannilich nicht dem Reichsbund angeschlossen sind, und dass 
daher unsere „Zustimmung“ zu Schritten, auf die wir nicht die ge- 
ringste Einwirkung hatten, niemals auch nur nachee- 
sucht worden sein kann. Dadurch hätten wir dann ia den 
— gegeneinenausdrücklichen Beschluss des Ge- 
werkschafsbundes erfolgten — Beitritt des „Komba“ 
zum „Reichsbund‘ nachträglich gutheissen müssen, was uns 
natürlich niemals eingefallen ist. 


Spiegeliechterei. In Nr. 52 der „Rundschau für Kommunal- 
beamte“, dem Organ des Verbandes der Kommunalbeamten und 
-angestellten Preussens, lesen wir in einer Bekanntmachung üher 
die Beamitenforderungen folgendes: 

„Regierung und Volksvertretung und auch die Oeffentlichkeit 
müssen überzeugt werden, dass die aufgestellten Forderungen 
in jedem Teile innerlich berechtigt und so massvoll gehalten sind, 
wie es die Rücksichtnahme auf die schwierige Finanzlage des 
Reichs und der Volksgesamtheit erfordert: sie müssen aber 
auch wissen, dass es der Beamtenschaft leid 


ist, mit volkswirtschaftlichen Binsenwaähr- 
heiten über ungesunde Papiergeldwirtschaft 
und über notwendige Produktionssteigerung 
sich in ihrer unbeschreiblichen Not abspei- 
sen,. sich von höchsten Regierungsstellen 
mit hochfahrenden, bewusst boshaften,. auf 


Herabsetzung abzielenden Redensarten brüs- 


kieren (siehe die Begründung zum Sperr- 
gesez) oder in der öffentlichen Meinung als 
Urheber der Finanzzerrüttung stempeln zu 
lassen. 


Täusche man sich über den Ernst der 'Lage nicht: Not 
bricht Eisen und kennt kein Gebot! Wer will Verzweiflungs- 
taten, die der Hunger, die das Anschauen der unterernährten, 
vom Nötigsten entblössten Kinder gebiert, mit papiernen War- 
nungen unterbinden? Wer die Berliner Beamtendemonstra- 
tionen am 12. Dezember gesehen hat, wer den Dingen im 
rheinisch-westfälischen Industriebezirk nähersteht, der sieht 
und fühlt, dass sich’s vor den Dämmen, die besonnene Führer 
aufrichten und schützen, aufbäumt, dass die Flut ansteigt und 


an den Dämmen frisst. Wie lange werden sie halten? — Und 
was wird dann? — Die Beamten wollen nicht 
streiken, sie wollenleben und schaffen für 


das Wohl: des Landes und Volkes.“ 

Diese koniusen Zeilen sind von F. E., also von Ehrmann, dem 
Direktor des Komba unterschrieben, dem Manne, der in der ent- 
scheidenden Sitzung des Deutschen -Beamtenbundes am 11. De- 
zember sich mit allen Mitteln'gegen den Streik, ja selbst gegen 
die Urabstimmung gewehrt hat. In Worten ist er bereit, die 
stärksten Seiten anzuschlagen, wenn es ans Handeln geht, dann 
knickt er aus Angst vor der eigenen Courage zusammen. 
Typisch ist der Satz: „Die Beamten: wollen nicht streiken, sie 
wollen leben und schaffen für das Wohl des Landes und Volkes.“ 
Aber was dann, wenn man sie, wie Ehrmann oben selbst 'be- 
stätigt, nicht Leben lässt? Dann kennt eben „Not kein 
Gebot“, dann ist der Streik das letzte Mittel der 
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Abwehr. Aber vor dieser Logik scheut Ehrmann zurück; 
denn er rechnet sich zu den „besonnenen Führern‘“, die „Dämme 
aufrichten“; -wir fürchten nur zu, sehr, dass er von der Flut hin- 
weggsspült wird. 


Proben von der Kampiesweise des Komba. Von Komba- 
Seite ist eine Zeitungskorrespondenz mit folgender „Nachricht“ 
versorgt worden: 

„Die Faust ander Gurgel des Steuerzahlers. 

Fine neue Interessengemeinschaft, die „Faka“, hat sich 
gebiide. Was heisst „Faka“? Etwa Faust an der Kehle 
kommunaler Anstalten, So könnte es sehr wohl sein, wenn 
man den Zweck dieser neuen Verbindung nach ihrem wahren 
Werte bemisst. „Faka“ bedeutet nämlich die Zusammen- 
fassung der in kommunalen Betrieben beschäftigten Arbeiter, 
Angestellten und Beamten oder mit dem gegebenen Namen 
bezeichnet: „Freie Arbeitsgemeinschaft kommunaler Ange- 
stellten“. Sie soll nach ihren Gründungsbestimmungen die 
gemeinsamen Interessen aller in kommunalen Betrieben Be- 
schäftigten vertreten. Die Hauptgründer sind der Verband 
der Gemeindearbeiter, die AfA (Arbeitsgemeinschaft freier 
Angestelltenverbände) und verschiedene Beamtengruppen. 
Recht bezeichnend ist es, dass nicht nur der Gemeindearbeiter- 
verband an erster Stelle marschiert, sondern dass auch über- 
all die Arbeiter in dieser Interessengemeinschaft als erste 
genannt werden. Das entspricht ja allerdings durchaus der 
heutigen Ideologie, wonach der Arbeiter über den Angestell- 
ten und Beamten zu herrschen habe. Mit einer vernünftigen 
Betriebsverfassung und -leitung hat eine solche Terminologie 
allerdings nichts gemein. Man kann sich also darauf gefasst 
machen, dass in der nächsten Zeit. die finanziell schwer er- 
schöpften Gemeinden noch mehr als bisher geschröpft werden 
sollen, wobei natürlich letzten Endes die vielfach weit schlech- 
ter entlohnten Steuerzahler die Leidtragenden sein werden.“ 

Jedes Wort der Kritik an diesem Machwerk ist unnötig. Es 
richtet sich von selbst. 

In ähnlichem Sinne schreibt Kurt Rohloii-Berlin 
„Rundschau für Kommunalbeamte“: 

„Faka“ müsste eigentlich „Fakir“ = „Freigewerkschaft- 
liche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Irrtümer“ heissen, 
denn es ist ein Irrtum zu glauben, dass sich beamtenrecht- 
liche Interessen und die Tarifinteressen .der Arbeiter und 
freien Angestellten auf eine gleiche gewerkschaftliche Formel 
bringen liessen.‘ 

Und dieser Herr Rohloff, der so die. Beamten gegen die 
Angestellten und Arbeiter ausspielt, betont dann noch in einem 
Atemzug, dass er Mitglied der S. P. D. sei, Höher geht’s 
nimmer! . 2; 


Eine Anmassung. Der „Reichsverband der Deut- 
schen Kreisbamten“ hat es fertiggebracht, uns im Früh- 
jahr’bei den Verhandlungen mit dem Verband Preussischer Land- 
kreise über die Besoldungsordnung der Kreisverwaltungen aus- 
zuschalten (siehe Nr. 12 des „Technischen Gemeindebeamten“). 
Im Laufe der Auseinandersetzungen hierüber schien es, als ob 
der „Reichsverband der Deutschen Kreisbeamten“ mit uns zu 
einer Verständigung über die Interessenvertretung der Techniker 
gelangen würde. Wir schrieben daher am 21. Juli 1920 an den 
Vorsitzenden des Reichsverbandes und wiesen darauf hin, dass 
wir nicht beabsichtigen, in sein Interessengebiet einzugreifen, 
dass wir es aber für zweckmässig hielten, wenn wir uns über 
gemeinsame weitere Schritte bei der Revision der Besoldung 
„einigen“ könnten. Wir schlugen vor, dass „wir uns über die 


in der 


Forderungen der Techniker grundsätzlich verständi-. 


gen, und dass in Zukunft bei Verhandlungen, bei denen die Ein- 
gruppierung technischer Beamter in Frage kommt, auch unser 
Bund beteiligt ist“. Auf diesen Vorschlag erhielten wir unterm 
13. Oktober 1920 ein Schreiben des Reichsverbandes, das wir 
unseren Mitgliedern nicht vorenthalten wollen: 


„Reichsverband 2 
der Swinemünde, den 13, Oktober 1920, 
Deutschen Kreisbeamten. 
An den 
Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Abt. Kommunaltechniker 
Berlin NW52, 
i Werftstrasse 7. 

Auf das gefl. Schreiben vom 2l. 7. 20, 

Nach der Satzung des Deutschen Beamtenbundes dürfen Beamte nicht 
doppelt organisiert sein. Es müssen somit zwischen den einzelnen Fachgewerk- 
schaften klare Grenzen innegehalten werden. Die technischen Kreisbeamten 
gehören in die einzige dem Deutschen Beamtenbund ange- 
gliederte Fachgewerkschaft der Kreisbeamten, dem 
„Reichsverband der Deutschen Kreisbeamten“. Sollten dennoch vereinzelte 
technische Kreisbeamte Mitglieder des dortigen Bundes sein, so müssen wir 


Nr. 3: 


diese Kollegen ihrem selbstgewählten Schicksal überlassen 
Die Interessen unserer Mitglieder vertreten wir nachdrücklichst, gleichviei 
welcher Beamtengattung dieselben angehören. Die Bezugnahme auf den 
Reichsarbeitsminister betrifft lediglich Angestellte und nicht Beamte. Zu Ver- 
handlungen über Kreisbeamtenbesoldung andere Verbände heranzuziehen, liegt 
für uns ein Anlass nicht vor. Wenn einige wenige Kursendeites 
aus egoistischen Gründen geglaubt haben sollten, nicht mit den 
übrigen Kreisbeamten gemeinsam für die wirtschaftliche Besserstellung kämpfen 
zu müssen, so muss es denen überlassen bleiben, ihr vermeintlich 
"besseres Fortkommen auf dem von ihnen gewählten Wege durchzusetzen, So- 
fern aber technische Angestellte in Frage kommen sollten, welche als 
Ständig-Angestellte änerkannt worden sind, stellen wir ergebenst anheim, mit 
uns von Fall zu Fall in Verbindung zu treten, Wir werden in diesem 
Falle selbstverständlich gern mit dem Bunde zusammenarbeiten. 
Hochachtungsvoll 
Der Verbandsvorsitzende. 
gez. Krüger.“ 

Nach diesem Schreiben sind natürlich weitere gütliche 
Verhandlungen zwecklos. Unsere Mitglieder bei den Kreisver- 
waltungen werden dem „Reichsverband‘“ seine Anmassung am 
besten dadurch beantworten, dass sie die „wenigenAussen- 
seiter“, die noch im Reichsverband organisiert sind, 


-- nunmehr dort herausholen, und dass die Doppelt organisierten 


schleunigst ihren Austritt erklären. Wie der Kreisbeamten- 
verband die Interessen der Techniker „nachdrücklichst“ 
vertritt, ist in Nr. 12 des „Techn. Gemeindebeamten“ für 1920 
bereits hinreichend gekennzeichnet, 


Aus dem Bunde 


Ein Bezirksiachgruppentag der Provinzen Ost- und West- 
preussen fand am 9, Januar in Königsberg statt, auf wel- 
chem fast sämtliche Orts- bzw. Kreisgruppen der Gemeinde-, 
Kreis- und Provinzialtechniker aus dem ganzen Bezirk vertreten 
waren. 

Bei Besprechung des Reichsgruppentages und der Gründung 
der „Faka“ ergab sich, dass der „Gewerkschaftsbund“ 

in Ostpreussen in den meisten O.-V. infolge Weige- 
rung der Kommunalbeamten überhaupt nicht 
zustande gekommen ist, so z. B. in Danzig und 
Insterburg. Allgemeine Zustimmung. fand das Vorgehen 
der Ortsgruppe Elbing, wo sämtliche Vertreter der freige- 
werkschaftlichen Verbände die Mitarbeit im Beamten- 
ausschuss niedergelegt und dem Magistrat angezeigt 
haben, ‘dass von jetzt ab nicht mehr der B.-A., sondern der 
Ortsausschuss der „Faka“ die Interessenver- 
tretung der Techniker, Werkmeister, Feuerwehrleute usw. 
sei. Nach reger Aussprache wurde nachstehender Beschluss 

efasst: 4 

x „Die am 9. 1. 21 in Königsberg tagende Bezirksfachgruppentagung der 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialtechniker West- und Ostpreussens beschliesst, 
dass fortan ein Zusammenarbeiten mit der Komba und anderen Kom- 
munalbeamten-Verbänden, soweit sie nicht der freigewerkschaftlichen Richtung 
angehören, a bzulehnen ist. 
Beamtenausschuss, die Vertretung der technischen Be- 
amten und Angestellten hat fortan durch die Faka zu erfolgen.“ 

Anschliessend erfolgte eine Besprechung über das Sperr- 
gesetz und seine Wirkungen auf die Besoldungsordnungen, 
sowie über einen Bezirkstarifvertrag für Ostpreussen. : 

In den Bezirksausschuss wurden gewählt: 


als Gemeindetechniker: - Bönke-Königsberg, 
Arbeits- 
Ausschuss 


Hermann-Allee 18 
Trossert-Königsberg 
Luckmann-Königsberg 
Graske Elbing 
Simoleit-Insterburg 
als Kreistechniker: 
Faltin-Lyck 


als Provinzialtechniker: Schoefer-Königsberg. 


Am Abend vor der Tagung fand eine sehr gut besuchte Ver- 
sammlung der Gemeindetechniker statt, an welcher auch ein er- 
heblicher Teil der z. Zt. im Komba organisierten Kollegen sowie 
der Unorganisierten teilnahm. Kollege Hornbostel-Berlin sprach 
über das Thema 
amtenbewegung“. ; 


Keine Kenntnis d.Eisenbeton- 
berechnung erforderlich: 
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Der technische Jemein 


ÄUNDNDIIBININIBIRSIIRIRINIDIIANLLLRRRLDLINILABDRLDRERLBDORROREDLDLDDRRDEBRBDDRRRDDBRTIDRTRBERERLEREIN 
Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 

in kommunalen und sonstigen Selbst- 

verwaltungskörpern 


Nummer 4 | ai 


Der Sächsische Gemeindebeamten-Bund 
gegen „Butab“ und „Faka“ 


Es sind night die schleohtesten Früchte, 
an denen die Wespen nagen! Soviel Ehre 
ist der Gewerkschaftsbewegung in den Spalten 
der „Sächsischen Gemeindebeamten-Zeitung“ 
noch ‘nicht zuteil geworden, wie in Nr. 1 vom 3. Ja- 
nuar 1921. Nach einem Bericht über „Die Lage am Jahres- 
anfange“ folgt „Die „Faka“. „Die Eigentümlich- 
keiten der Arbeitnehmer-Grossorganisatio- 
nen“ werden. dazwischen dem Leser auseinandergesetzt, um 
„zum Ende des Kommunalbeamtenkartells“ 
überzuleiten. Zum Schluss bringt die Rundschau noch die 
Lösung einer etwas: missglückten Konstruktionsaufgabe: Wie 
der „Butab“ eine Abfuhr des ‚Komba“ konstru- 
iert. Es ist reichlich viel, was damit den an solche Kost 
nicht gewöhnten Mitgliedern des Sächsischen Gemeindebeam- 
ten-Bundes (S. G. B.) auf einmal zugemutet wird, aber schliess- 
lich muss die Leitung des S. G. B. ia wissen. was sie ihren 
Mitgliedern bieten darf. Wäre die ganze Lage in unserem 
jetzigen Wirtschaftsleben: nicht so bitter 'ernst, könnte man die 
Angelegenheit mit reinster Freude auf sich beruhen lassen; da- 
mit erweisen:wir aber der Allgemeinheit einen schlech- 
ien Dienst. Und so leid es uns “tut, müssen wir zu ‘den von 
Angst und Not diktierten: wilden Ausbrüchen des S.:G. B. Stel- 
Jung nehmen. hr 


„InderLage am Jahresanfange“ beginnt bereits 
die Erzeugung künstlichen Glorienscheins und 
die Selbstbeweihräucherüng. Dort wird behauptet, 
das sächsische Gemeindebeamten-Besol- 
dungsgesetz sei „lediglich das Werk dieses 
Bundes“ — der Einheitsgewerkschaft der sächsischen Ge- 
meindebeamten?. Wir haben allerdings’ angenom- 
men, dabei habe neben anderen Faktoren auch 
die Landesregierung: mitgewirkt: Sollte. der 
Arbeitgeberverband sächsischer Gemeinden ‘vor dem S. G. B. 
die Segel gestrichen'haben? «Wenn aber die:Behauptung wahr 
sein würde, hätte der S. G. B. damit die volle Verantwor- 
tung übernommen und damit auch die Schuld für alle die 
Ungerechtigkeiten, denen die Techniker im Ge- 
meindedienst ausgesetzt sind. Dann wäre auch der S. G. B. 
schuld an der grossen Zahl der anhängigen Besoldungs strei- 
tigkeiten, besonders aus den Reihen der technischen 
Gemeindebamten. .Der Satz „Dieses Gesetz ist de- 
diglich das Werk des S.6.B.‘%: enthält nicht nur 
eine Anmassung, sondern- zugleich auch das Bekennt- 
nis dasg der 3.G.B. auf Schleichwegen tätig 
war. Uns sind die Schleichwege nicht unbekannt ge- 
blieben, auf denen seine Getreuen Eingaben an die Re- 
gierung vom ordnungsgemässen Wege abzuleiten wuss- 
ten, um. durch _Verschleppungskünste die Harmoniepläne 
des S. G. B. in die Tat umzusetzen und nun am Ende an- 
massende. Behauptungen, wie die vorstehende, in das Land 
hinauszuposaunen. 

- . Dass. der S. G. B. für grundlegende gewerkschaftliche Not- 
wendigkeiten kein Verständnis aufzubringen vermag, war uns 
bekannt. Dass er aber von der modernen Gewerkschaftsbewe- 
zung so wenig Ahnung hat, wie die entstellenden und aus dem 
Zusammenhange. gerissenen Darstellungen über die „Faka“ 
zeigen, hatten wir doch nicht erwartet. Seine eigene „Ge- 
schäftelhuberei‘“, in der er die besten Erfahrungen be- 






sitzt, Versucht er auch uns zu unterschieben. Wir haben ein- 


mal den mühevollen Versuch gemacht, uns auch mit dem 
S. G, B. über eine Interessengemeinschaft zu verständi- 
gen. Wir mussten bald merken, dass wir es mit einem ehr - 
lichen Verhandlungskontrahenten nicht zu tun hatten. Die 
für ein reibungsloses Zusammenarbeiten unerlässliche Tren- 


nung der Werbegebiete war dem ‘egoistischen Krämer- 
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sinn dieses Bundes nicht genehm, und aus Angst vor möglichen 
Mitgliederverlusten opierte er den gewerkschaftlichen Ge- 
meinschaftssinn. Wer ist „vorwiegend Ge- 
schäitsmann“ und auf welcher Seite liegt das 
gewerkschaftliche Gerechtigkeitsgefühl?. Auf 
dem Bundestage in Zwickau im Voriahr wusste der S. G. B. 
das Drängen seiner Mitglieder aus Technikerkreisen. zur Bil- 
dung der Einheitsfront durch ein Kartellverhältnis, hintanzuhal- 
ten und durch Verschleppung des Antrages auf Abwege zu lei- 
ten. Wie man:mit Anträgen aus Technikerkreisen in die- 
sem Bunde umspringt, das zeigt in grösster Klarheit der Be- 
richt über die 16. Sitzung des Bundesvorstandes 
im Stadthaus zu Leipzig vom 18. Dezember 1920, 
Ziffer 20, wo der Antrag des Sonderausschusses der technischen 
Beamten auf „Bildung einer Arbeitsgemeinschaft mit dem Bu- 
tab“ dem Gesamtvorstand überwiesen wird, d. h. Akte: Pa- 
pierkorb. Gleichzeitig wird aber in Ziffer 21 die Ausdehnung 
des Schiedsgerichts auf den „Verband der Licht- und Wasser- 
fachbeamten“ — also auf einen ausgesprochenen ‚Harmonie- 
verband, der Arbeitgeber und Arbeitnehmer brüderlich vereint 
— genelfimigt. Die Techniker müssen endlich einsehen, dass 
im S.“G. B.: kein Platz für sie vorhanden ist. Dem S.G. B. 
gilt der Wille der Arbeitgeber und deren 
„Wohlwollen“ mehr als der |Wille der Träger 
der Organisation, wovon der Taschenkalender dieses 
Bundes wunderbare Beispiele in Hülle und Fülle liefert. 

Die langjährigen bitteren Erfahrungen mit allen Gemeinde- 
beamtenverbänden zeigten die Unzuverlässigkeit dieser „Auch- 
Gewerkschaften“ im grellsten Licht, so däss wir im Interesse 
unserer Selbsterhaltung und Selbstachtung uns von ihnen 'irei- 
machen mussten in dem Augenblicke, wo wir das Vertrauen 
verloren hatten.. Unter Ausschluss ijedweder „geschäfts- 
männischer. Rücksichten“, getragen‘ von höhen 
Idealen und Verantwortung’ gegen die Arbeit- 
nehmerschaft bei den Kommunalverwaltun- 
gen, haben wir, den Notwendigkeiten unserer Zeit folgend, die 
freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschait 
kommunaler Arbeitnehmerverbände gegrün- 
det. .Wohl vorbereitet traten wir nach gründlichen Vorarbei- 
ten auf den Plan. Kein Wunder, wenn die Gemeindebeamten- 
verbände vor Angst ratlos geworden sind und. nur mit konfusen 
Anschuldigungen auf den Kampfplatz treten. 

An verschiedenen Orten des Reiches bestan- 
den bereits lange vor der Faka-Gründung Arbeitsgemein- 
schaften zwischen Arbeitern, Angestellten 
und Beamten, deren erfolgreiche Arbeit die Zweck- 
mässigkeit und Notwendigkeit der erfolgten Gründung einwand- 
frei darlegen. Es soll auch wiederholt vorgekommen sein, 
dass‘ die Gemeindebeamten-„Gewerkschaften“ diese: Arbeits- 
gemeinschaften zwischen allen Arbeitnehmern :innerhalb der- 
selben Gemeinde gelegentlich mit vor ihren Wagen zu spannen 
versuchten, um dann bei passender Gelegenheit entgegen- 
gesetzt zu handeln und erfolgversprechende Gemeinschafts- 
arbeit auf’Schleichwegen zu sabotieren. i 

Die Abhandlung über die Faka in-der S. G. Z. zeugt: be- 
sonders von riesiger Angst vor unserer „Werbewoche“. ‘Nun, 
die 'Werbewoche ist vorbei, uns ist aber nirgends bekanntge- 
worden, dass sich einer unserer Referenten beim „Sturmlauf“ 
gegen die S. G.'B. „wehe getan“ hat, wie’ Herr Schubert voör- 
sofglich befürchtete. Im Gegenteil hat sich während des gan- 
zen Verlaufes unserer von glänzendem Erfolge begleiteten, ein- 
drucksvolen Werbeveranstaltungen auch nicht 
einerder Führer des S.G.B. herausgewagt. Dem- 
nach müssen wir annehmen, dass diese Führer mit den Aus- 
führungen unserer Referenten über „Techniker und Wie- 
deraufibau“ einverstanden sind. Oder sollten sie sich 
etwa nicht getraut haben, Auge in Auge Rede und Antwort 
zu stehen? Die Techniker haben jedenfalls erkannt, dass 
der Platz der technischen ‘Angestellten und 
Beamten im Gemeindedienst nur im Butab, 
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in der freien Einheitsgewerkschaft. aller 
Teetrniker sein kann, nicht aber im S. G. B, dem 
Umterdrüücker fortschrittlichen, technischen Geistes in den 
Gemeindeverwaltungen, dem ungerufenen und uner- 
wünschten „Sachwalter“ der Angelegenhei- 
ten der Techniker im sächsischen Gemeinde- 


dienst, 
„Gerechtigkeitssinn und demokratisches Gleichberechti- 
gungsgefühl“ verraten auch die verzerrten Darstellungen 


über die vorläufig in Aussicht genommene Zusammen- 
setzung des Zentralausschusses der Faka nicht. 
Damit unterstreicht der S. G. B. nur erneut seine uns ja zur 
a bekannte dünkelhafte Selbstüberhebung. 

Jene Kreise ‘sind eben mit “klarem Sinn für Gewerkschafts- 
gedanken nicht belastet. An erster Stelle hat die Faka gemeitn- 
schaftliche Arbeitnehmerinteressen zu vertreten, und die 
besonderen Beamtenangelegenheiten werden nach wie vor, ge- 
mäss dem: Grundgesetz des Butab, für die beamteten 
Techniker durch die Fachgruppe der Gemein- 
detechniker, mit Orts-, Bezirks-: und Landesausschüssen, 
wahrgenommen. Für Verwaltungs- und Kassen- 
beamte, die freigewerkschaftliche Denkweise beherrscht, und 
denen daher der Raum in den alten Gemeindebe- 
amtenverbänden allmählich zueng wird, ist die 
entsprechende Organisation in Vorbereitung, die sich der Faka 
eingliedern wird. 

In .den : Auseinandersetzungen „gegen Butab und Faka“ 
nimmt das Märchen von der in unseren :Kreisen propa- 
giertten Abschaffung des -Berufsbeamtentums 
einen ganz erheblichen Umfang an, und unschwer vermag man 
zu erkennen, dass die längst widerlegten Begründungen eigen- 
süchtigen Zwecken dienen sollen. Die Angst der Bun- 
desleitung soll nach Kinderart auf folgsame und 
brave Mitglieder übertragen werden. Es erübrigt sich, 
diese absichtlichen Entstellungen 'der klarsten Gedankengänge 
wiederholt richtigzustellen. Die Rechte der Berufs- 
beamten sind in Artikel 129 der Reichsver- 
fassung vom 11. August 1919 festgelegt. Daran 
gedenkt auch die Faka nicht zu rütteln. Jedoch 
erfordert soziaier Gemeinschaftssinn,. dass der ge- 
sicherte Lebensabend Gemeingut jedes Ar- 
beitnehmers und jedes Volksgenossen .wer- 
den muss. .Die veinseitig egoistischen Interessen 
des S. G. B. gestatten es ihm nicht, sich loszulösen von der 
reinen bureaukratischen Auffassung über das Wesen und den Be- 
griff menschlicher. Arbeit. Rechte, die er in selbstver- 
ständiicher Anmassung für sich in Anspruch: nimmt, 
bekämpft er, sobald sich auch andere Berufsstände um 
Verbesserung ihrer sozialen Lage ‘abmühen. 

Näch bekarintem 'Rezept wird. die parteipolitische 
Neutralität unseres Bundes in Zweifel gezogen und 
die des S. G, B. dagegen beschönigt und in bekannter Weise 
herausgestrichen. ‚In seinen Reihen soll sich jeder 
eine politische Partei nach seiner Anschau- 
ung auswählen dürfen!“ Was diese Schönfärberei im 
Zusammenhange mit unserem Bunde zu tun hat? Man sucht, 
nicht vorhandene Gegensätzlichkeiten zu konstruieren. Auch 
im Butab hat kein Mitglied ein parteipoli- 
tisches Bekenntnis abzulegen. Die vom S. G. B. 
gerühmte Freiheit ziert auch unsere Mitgliedschaft. : Die Dinge 
liegen aber anders,:in-der parteipolitischen Ver- 
dächtigung liegt System. Sie war einschreck- 
haftes Mittelder alten Zeit, das auch durch die Bureau- 
kraten in die neue Zeit: herübergerettet wurde. Der S. G, 
B. verkörpertaber die alte Zeitund weiss, wie 
man das Wort von der „parteipolitischen Neu- 
tralität*“ amwenden und auslegen muss, um auf 
schreckhafte Gemüter Eindruck zu machen. 
Legt Ihr‘s nicht aus, so legt Ihr’s unter! Und in diesem Sinne 
wendet der S.G. B. diese alten Verdächtigungenals 
Kampfmittel an, nicht zuletzt zum Schaden der Ar- 
beitnehmer in ihrer Gesamtheit und zur Freude des 
ohnehin mächtigen Arbeitgeberverbandes 
sächsischer Gemeinden. Damit beweist er nur von 
neuem seine gewerkschaftliche Unreife und Unzuverlässigkeit. 
Er kann nicht unser Weggenosse sein, wir müssen endlich her- 
auskommen aus der unklaren und.verschwommenen Luft die- 
ser angeblichen „Gewerkschaften“, die es noch immer fertig- 
bringen, Gegensätze zu konstruieren zwischen dem 
„allgemeinen Wirtschaftsprogramm“ und einem beson- 
deren „Beamten- Wirtschaftsprogramm“. Ist die Not un- 
seres Volkes nicht etwa gemeinsame Not? Glauben die 
Beamtenverbände etwa noch immer, ‘als Vertreter bevor- 


Nr. 4 


rechteter Klassen ihre Sonderpolitik treiben zu können? 
Was hat eine solche Politik- für Zweck, wenn jeder neuen 
Teuerungszulage eine Steigerung der Lebensmittel- und Kleider- 
preise um das Vielfache folgt? . Die „Reform unseres Wirt- 
schaftslebens“ erfordert aber alle Kräfte zu gemein- 


.samer Arbeit, und deshalb gehören Arbeiter, Ange- 


stellte und Beamte zusammen in eine einheitliche 
Front. - Die Gemeindebeamten-Verbände sind es, die 


‘von vornherein jedem Fortschritt entgegengearbeitet 
haben, die jeder Stellungnahme zu Wirtschaftsfragen ängstlich . 


ausgewichen sind. “Und das ist es was uns zu 
ihrem Gegner mache 
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Rundschau 


Verdrehungen und Unwahrheiten. In der Komba-Versamnm- 
leng in Erfurt am 9. Januar 1921 hat Herr Ehrmann, der 
verbandsdirektor des „Komba“, sinngemäss behauptet, der 
Bund habe „in Berlin die Gewissensfreiheit der Kombaanhän- 
ger soweit mit Füssen getreten, dass ihnen Anfang Januar er- 
klärt sei, wenn sie „nicht zum Butab herüberkämen, würden 
tie bei der durch die Zusammenlegung notwendigen Umgriüp- 
piertng nicht vertreten werden und ihre Entlassung erfolgen“, 
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Die gleiche Behauptung stellte Herr Könitz am 21. Januar 


1921 in der Berliner Versammlung auf. 

Selbstverständlich haben wir gar kein Interesse dar- 
an, Kombamitglieder irgendwo und irgendwie zu ver- 
treten, noch dazu in Berlin, wo von etwa 2800 Gemeinde- 
technikern etwa 2400 Bundesmitglieder und nur etwa 260 Kom- 
bamitglieder sind. Solche Eigenbrötler überlässt man ihrem 
selbstgewählten Schicksal. : Dass aber einem Kompbamitgliede 
mit Entlassung gedroht sein soll, wenn er nicht zum 
Butab übertrete, ist eine glatte Erfindung, die nur 
zur Verleumdung des Bundes ausgestreut wird. 


Dem Komba, ist jedes Mittel recht, wenn es nur seine 
Zweck erfüllt, nämlich, den Butab irgendwie in Misskredit 
zu setzen. Es ist ihm dabei ganz gleichgültig, ob die Kritik, 
die er in seine „Rundschau“ übernimmt, aus den Veröffent- 
lichungen der 3. (Moskauer) kommunistischen Inter- 
nationale — siehe Nr. 2 der „Rundschau“ betr. „gelbe“ Gewerk- 
schaften — oder aus den Spalten der schwerindustriel- 
len „Post“ stammt. So veröffentlicht er in Nr. 3: seiner 
Verbandszeitung eine Notiz der letztgenannten Zeitung, die 
sich mit dem Austritt des Steigers Werner aus der soge- 
nannten „Verständigungs“kommission (siehe: Nr. 37 der D. T. 
zZ, Seite 398/399) beschäftigt und von einer angeblichen. Miss- 
stimmung in den Kreisen der: „Bergbaubeamten“ spricht. Wir 
nehmen es der „Post“ wirklich nicht übel. dass sie über den 
Austritt unseres Kollegen Werner aus der „Verschleppungs- 
kommission“ erbost ist und die. „Missstimmung“ ‚nun hierüber 
künstlich bei den Bergbaukollegen hervorrufen möchte. 
Wir nehmen es auch dem Komba nicht übel, dass er von 
den Verhältnissen im Bergbau keine Ahnung hat. obschon es 
auch ihm — im Interesse seiner Mitglieder — not täte, wenn 
er sich um die Frage der Sozialisierung des Kohlen- 


bergbaues, die jedenfalls für das Volksganze — also auch 


die Beamten — von riesengrosser Bedeutung- ist. 
etwas mehr bekümmerte. - Es könnte aber dem Komba gar 
nichts schaden, wenn er — bevor derartige Notizen unter der 


Ueberschrift: „Wie der Butab seine eigenen Beamtenmitglieder 
behandelt“ in die Welt hinausgehen — sich einmal. verzewis- 
serte, ob die „Bergbaubeamten“ tatsächlich Beamte 'sind; «Es 
handelt sich nämlich hierbei zum weitaus überwiegenden Teil "| 
um Angestelite auf Privatdienstvertrag, und nur um sehr, 


sehr wenige Beamte der staatlichen Bergwerke. Aber um 


solche „Kleinigkeiten“ 


reissen zu können. 
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kümmert- sich der Komba nicht; er ° 
„macht“ sich eben sein Material, um unseren Bund .herunter- 7? 
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Nummer 5 


„Gewerkschaftsarbeit“ des Komba! 


Es ist ‚dem  Preussischen :Kommunalbeamten - Verband 
gelungen, den bisherigen Geschäftsführer des Verbandes 
deutscher Berufsieuerwehrmänner, Herrn 
Laaser, zum Verrat an der von: ihm. selbst mit- 
begründeten Gewerkschaft, der er über 10 Jahre vorge- 
Standen hat, zu bewegen: Laaser ist am 1, Februar 1921 
als Verbandssekretär in die Dienste des Komba 
getreten. Wir wollen keine Kritik üben an dem Verhalten 
Laasers, der wahrscheinlich bald genug erfahren wird, dass 
seine „Gesinnungstüchtigkeit“ nicht viel Begeisterung unter 
seinen Kollegen hervorrufen wird. Aber wir müssen hier ein- 
mal iestnageln, mit welch schmutzigen Kampimitteln 
der Komba arbeitet. Uns ist allerdings diese Art nichts Neues, 
hat doch eine leitende Persönlichkeit des Komba schon im 
vorigen Sommer versucht, auch unsere Kollegen Händeler 
und Hornbostel zum Uebertritt zu bewegen. Er hat da- 
mals von beiden Kollegen eine- glatte Abfuhr erfahren und 
sich dann mit unserem früheren Charlottenburger Vertranens- 
mann, Herrn Könitz, begnügt, der dem Bunde abtrünnig ge- 
worden war und sich zu einem begeisterten Komba-Apostel 
unter Ableugnung seiner freigewerkschaftlichen Ueberzeugung 
entwickelt hatte. Ein trauriges Zeichen für die „Gewerkschafts- 
moral“ der Komba-Leitung. .- Jede Kritik würde nur. ab- 
schwächend wirken. 
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Wie malt in diesem Kopie sich die Welt? Anlässlich 
einer Gerichtsverhandlung vor dem Amtsgericht Gerres- 
heim erkärtte der Bürgermeister Melies von 
Benrath, dass ein Techniker sich doch nicht mit den 
Gemeindesekretären aui „eine Stufe stellen‘ könne, 
er sei „doch nur Dachdecker und Maurer“, der dann 
hinterher „so eintechnisches EXamen gemacht“ habe. 
Es erscheint überflüssig, noch zu erwähnen, dass es sich bei 
den beiden „Vergleichsobiekten‘ um einen Fachschulabsolven- 
ten der Baugewerkschule Münster i. W. der seit 12 Jahren 
die Baupolizeigeschäfte leitet, und einen Sekretär im ungefähr 
gleichen Alter handelt, der mit Volksschulbildung als Lehrling 
und. Assistent: bei der gleichen Verwaltung seine „Ausbildung“ 
genossen hat, ohne irgendeine Verwaltungsfachschule besucht 
zu «haben. 

Der Vorfall zeigt aber von neuem, mit welchen 'Wider- 
sachern wir zu rechnen haben und welche Riesenaufgabe noch 
vor uns liegt, um „im Zeitalier der Technik“ die technische 
Arbeit überall nach ihrem‘ vollen Werte zur Anerkennung zu 
bringen. 


Besoldungsordnungen 


Zur Eingruppierung der Laboratoriumstechniker. Die Ein- 
gruppierung der Laboratoriums- und Chemotechniker in den 
Besoldungsplan ist deshalb etwas . schwierig, weil ein einheit- 
licher Ausbildungsgang für diese Kollegen nicht besteht. Es 
gibt tüchtige Chemotechniker, die‘niemals eine Fachschule be- 
sucht haben, sondern, nachdem sie eine längere Lehrzeit in 
irgendeinem Laboratorium durchgemacht haben, sich durch 
Selbststudium so weiterbildeten, dass sie für vollwertige Chemo- 
techniker anzusehen sind. 

Ausser diesen Autodidakten sind Kollegen vorhanden, die 
staatliche Techniken absolviert und Privatchemieschulen be- 
sucht haben oder sich an städtischen Fortbildungsanstalten aus- 
gebildet haben. Es ergibt sieh aus dieser verschiedenartigen 
Vorbildung die Forderung, dass die Eingruppierungen der Labo- 
ratoriumstechniker, Chemotechniker, Laboranten und Labora- 
toriumsassistenten nur auf Grund bestimmterer Leistungen er- 
folgen kann. Nach den Aufstellungen des Reichs-Beruisaus- 
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schusses der Laboratoriumstechniker wird von dem Kollegen, 
der — gleichwertig dem Fachschulabsofventen — in die Aniangs- 
stellung der Besoldungsordnung, d. h. Gruppe 7, einzureihen ist, 
als Leistung gefordert: 

Sachgemässe Entnahme von Proben, Anleitung für die ordnungsmässige 
Zubereitung derselben zur chemischen Untersuchung. Herstellung der gebräuch- 
lichsten Normallösungen und sonstiger Reagenzien. Anfertigung von Analysen 
auf dem Gebiet der Mass- oder Gewichtsanalyse, oder einzelner qualitativer 
Ermittlungen. (Ueber die Arbeiten auf physikalischem oder bakteriologischem 
Gebiet können ins einzelne gehende Richtlinien nicht festgelegt werden.) 

Das weitere Aufrücken erfolgt dann entsprechend den 
Grundsätzen, die für die Techniker mit Fachschulbildung auf- 
gestellt sind. Für die Grundstellung der Gruppe 8 wäre dann 
als Mindestleistung zu fordern: n 

Massanalysen verschiedenster ‚Art, Acidimetrie, Reduktions-, Oxydations- 
oder Fällungsanalysen. Gewichtsanalyse: Bestimmung einzelner Bestandteile 
von Betriebsprodukten, Kontrollbestimmungen im Betriebe (Gaswerk, Wasser- 
werk oder Kanalisation‘ resp. anderweitige Dienststellen, Berechnung der aus- 
geführten Analysen.) 

Für die. gehobene Stellung der Grupe 9 müsste der Labo- 
ratoriumstechniker nachstehende Anforderungen erfüllen: 

Ausführung jeglicher Analysen, selbständige Beurteilung und Begutachtung 
sämtlicher Arbeiten und geschäftsmässige Erledigung derselben. _ Ausführungs- 
möglichkeit von Arbeiten, die sich selten wiederholen. Selbständige Ueber- 
wachungskontrolle des Werkbetriebes. 

Bei der verhältnismässig geringen Zahl von Chemotech- 
nikern, die im Kommunaldienst bei den Gasanstalten und Unter- 
suchungsämtern beschäftigt sind, werden die vorstehenden 
Richtlinien im allgemeinen genügende Handhabe bieten. Bei 
besonders schwierigen Fällen ist es angezeigt, den Sachverhalt 
unter eingehender Begründung unserm Reichs-Berufs- 
ausschuss der Laboratoriumstechniker zu 
unterbreiten und von diesem ein Gutachten über den beson- 
deren Fall einzufordern. 


Noch einige Gruppenpläne. 
Bitterfeld. Einwohnerzahl 18 000, 
Gruppe 5: 1-Gartenbautechniker (nicht voll ausgebildet). i 
7:.1 Stadtbautechniker, 1 Gaswerks-Betriebstechniker (Aufstiegsmög- 
lichkeit nach Gruppe 8 vorgesehen). 
: 1 Stadtbauführer (mit Aufstieg nach Gruppe. 9). 
: 1 Stadtbaumeister, 1 Gaswerksdirektor (mit Gewinnbeteiligung 
und freier Dienstwohnung). 
Villingen i. Baden. Einwohnerzahl 13000. 
Gruppe 4: 2 Bauaufseher, 1 Rohrmeister, 1 Brunnenmeister, 1 Obermaschinist, 


” 


5 6: 1 Gasmeister, 1 Techniker beim Elektrizitäts-Werk. 
23 7:.1 gepr. Werkmeister, 1 Vermessungssekretär. 
” 9: 1 Betriebsleiter des Elektrizitäts-Werks (nach vier Dienstiahren 
nach Gruppe 10). 
» 10: 1 Stadtbaumeister, 1 Obergeometer. 
Cuxhaven. Einwohnerzahl 15 000, 
Gruppe 7: 1 technischer Obersekretär, 3 Techniker. 


= 8: 1 Oberbausekretär. 
Aschersleben. 
1 Gaswerkstechniker, 1 Bautechniker, 1 Vermessungstechniker. 
1 Betriebssekretär des Gaswerks, 1 Bausekretär, 1 Vermessungs- 
techniker. 
2 Oberstadtbausckretäre. 
1 Landmesser. 
Herne i. W. Einwohnerzahl 63000. 
2 Strassenmeister. 
1 Stadtbauassistent, 1 Vermessungsassistent, 
1 Gartentechniker, 1 Revisor. 
:. 3 Vermessungssekretäre, 7 Stadtbausekretäre, 4 Bautechniker, 
5 Stadtoberbausekretäre. 


3 Bautechniker, 


32 9: 1 Garteninspektor, 1 Landmesser, 
„ 10: 2 Stadtbaumeister, 1 Oberlandmesser, 
Ingolstadt. Einwohnerzahl 27 000, 
Gruppe 5: 1. Werkmeister. 
‚ 6: 2 Techniker, 2 Bausekretäre, 
7 7: 1 Oberbauführer. 
FR 8: 1 Oberbauführer. 
Grossenhain. Einwohnerzahl 12800. 
Gruppe 5: 1 Bauaufseher (Strassenmeister-Anw.) 
6: 1 Tiefbautechniker. 
” 7: 1 Betriebsamtsassistent, ‘1 Stadtbauamtsassistent, 
y 9: 1 Stadtbaumeister, 
„ 10: 1 Betriebsdirektor. 





München. Einwohnerzahl 650000. 


Gruppe 5: 22'Stadtzeichner, Gartenmeister (unter 26 Jahren), 8 Techniker. 


s 6: 47 Stadttechniker, Gartenverwalter, Baukontrolleure, 45 Techniker 
(im Alter von 26—30 Jahren). 
r T: 79 Stadtbauverwalter, Gartenoberverwalter, 25 Techniker (über 
; 30 Jahre). 
” 8: 98 Stadtingenieure, technische Inspektoren. 
35 Stadtbaumeister, technische Oberinspektoren. 


bauamtmänner (Hochschultechniker). 
„ 11: 11 Stadtoberbauamtmänner. 
„ 12: 16 Stadtbauräte. 
„ 13: 5 Stadtoberbauräte. 
Bei Berechnung des Besoldungsdienstalters der Gruppen 5—7 werden alle 


“Berufsjahre angerechnet nach Abzug von drei Jahren seit Ablegen der 
Fachschulprüfung, jedoch nicht vor: dem’ 2t. Lebensjahr. Das-Aufrücken von. 


Gruppe 5 nach 6 erfolgt automatisch mit dem 26, Lebensjahr, von 
Gruppe 6 nach 7 mit dem 30. Jahr. — Der ungeprüfte Techniker wird 
nach sechs Berufsjahren dem geprüften Techniker gleichgestellt. 
Neustadt a. Hdt. Einwohnerzahl 20000. 
Gruppe T: 1 Bausekretär. 
et 93 2 technische Obersekretäre. 
Höchst a. Main, Einwohnerzahl 30000. 
Gruppe 6: 1 Tiefbautechniker, 1 Vermessungstechniker, 
R“ 7: 1 Architekt, 7 Bauführer, 2 Bautechniker. 
n 8: 1 Architekt, 2 Bautechniker, 
Pforzheim. Einwohnerzahl 75000. 
Gruppe 5: 5 Bauaufseher, Maschinenmeister, 3 Zeichner. 
6: 19 Werkmeister, Maschinenmeister, Zeichner, 3 technische Sekretäre 
ohne Fachschulbildung). 
. 7: 18 Bau- und Vermessungssekretäre. 
” 8: 7 Oberbau- und -vermessungssekretäre, Ingenieure. 
Fri 9: 11 Oberbausekretäre, Iigenieure, Architekten, Revisoren, 
» 10: 4 Oberingenieurse (Abteilungs-Vorsteher). 
»„ 11: 5 Oberingenieure: 
„ 13: 4 Amtsvorstände. 
Weissenfels a. Saale. Einwohnerzahl 34000. 
Gruppe 5: 1 Zeichner. 
ET 7: 3 Techniker (mit mehr als drei Dienstjahren). 
» 8: 5 Stadtbauführer (nach weiteren fünf Dienstjahren), 1 Bauamts- 
2 obersekretär. 
” 9: 3 Architekten, Ingenieur, Landmesser. 
» 10: 1 Vermessungsdirektor, Stadtbaumeister. 
„ 12: 1 Stadtbaurat, 
Moers a. Rhein. Einwohnerzahl 27000. 
Gruppe 6: 1 Vermessungsassistent (vorl. Eingr.). 
» . 7: 3 Vermessungs- und technische Stadtsekretäre, 1 Architekt, 
8: 3 Architekten. 
„ 10: 3 Stadtlandmesser, Stadtbaumeister, Ingenieur, 
„» . 13: 1 Stadtbaurat. 


Tarifverträge 


Tariivertrag Regierungsbezirk Oppeln. Nach langwierigen 
Verhandlungen ist es gelungen, für die Angestellten unter 
21 Jahren eine Erhöhung des Teuerungszuschla- 
gas von 50 Prozent auf 75 Prozent und für. die Angestellten 
fiber 21 Jahre eine solche von 50 Prozent auf 80 Prozent zu 
erreichen. Die Kinderzulagen werden nach den erhöhten 
Sätzen der Staatsbeamten gezahlt. 


Aus anderen Verbänden 


Eine Komba-Versammilung in Erfurt unter Hinzuziehung 
der „technischen Kollegen, Werkmeister, Feuerwehrleute“ hat 
am Sonntag, den 9. Januar, stattgefunden. Der Verbandsdirek- 
tor des Komba, Ehrmann, sprach über „die neutrale Be- 
amtengewerkschaft“ in fast zweistündigen Ausführungen, Sein 
Referat bewegte sich im allgemeinen in den aus der „Rund- 
schau“ bekannten Anschauungen, die wir in der letzten Num- 
mer des „Technischen Gemeindebeamten“ bereits ausgiebig 
erörtert haben. Seine Ausführungen näherten sich ganz er- 
heblich denen der „Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine“. Ais 
erster Diskussionsredner sprach unser Gauleiter, Kollege 
Blumenschein-Halle, dessen Ausführungen die Komba- 
Anhänger wiederholt durch Zwischenrufe zu stören versuchten, 
obschon unsere zahlreich erschienenen Kollegen während des 
mehr als zweistündigen Vortrages von Ehrmann musterhafte 
Disziplin bewahrt hatten. Nach kaum 20 Minuten Rededauer 
erklärte plötzlich der Vorsitzende, dass er unserem Gegenrefe- 
renten nur noch weitere 10 Minuten bewilligen könne. Auf 
unsere Vorstellung, dass man ein zwei Stunden langes Referat 
nicht in 30 Minuten beantworten könne, hielt der Verhandlungs- 
leiter jedoch diktatorisch — öhne die Versammlung zu befra- 

en — an seiner „Bestimmung“ fest, da wir „nur Gäste in der 
Versammlung“ seien. (Man vergleiche .die Butab-Versammlung 
in Berlin, wo der Korreferent des Komba unbeschränkte Rede- 
zeit zugebilligt‘ erhielt und den Ausführungen des Kollegen 
Händeler in einstündiger Rede gegenübertrat.) — Diesen Stand- 
punkt fassten unsere Kollegen mit Recht als eine Verge- 


——— 


9; 
n 10: 20 Stadtbauamtmänner (Mittelschultechniker). 41 Stadt- 
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‚waltigung unserer Meinungsfreiheit ‚auf und verliessen 
"unter Protest geschlossen den Saal. Der allge- 


meinen Erregung über diese „Diktatur“ hatten sich, auch meh- 
rere Verwaltungsbeamte angeschlossen, so dass zwei 
Drittel der Teilnehmer den Raum verlassen hat- 
ten und Ehrmann sein Schlusswort vor dem Rest seiner „Ge- 
treuen“ jetzt unwidersprochen — aber auch ohne Wirkung — 
halten konnte. Ehrmann hat also durch das ungeschickte Ver- 
fahren der Versammlungsleitung das Gegenteil von dem er- 
reicht, was er eigentlich wollte. Leider sehen wir uns aber 
dadurch gezwungen, unseren Standpunkt jetzt in einer — 
demnächst stattfindenden — Gemeindetechniker-Versammlung 
noch nachträglich zum Ausdruck zu bringen,. während wir uns 
bei besserer „Regie“ des Komba‘ die Kosten ‘dieser Versamm= 
lung hätten sparen können. 


Auch der „Gewerkschaftsbund der Hessischen Gemeinde- 
beamten“ eröffnet den Kampf gegen die freien Gewerkschaften. 
Allerdings macht er es sich recht bequem, indem er näch- 
stehendes Rundschreiben an seine Ortsverwaltungen versendet: 
: Gewerkschaftsbund ? 
der Hessischen Gemeindebeamten ‘Darmstadt, den 14. Januar 1921. 

Sehr geehrte Herren Kollegen! 

Es wird empfohlen, sich die Nummern 52 und 1 der Rund- 
schau für Kommunalbeamte und Angestellte (Organ des Verbandes 
der Kommunalbeamten Preussens), Berlin W 50, Ansbacher Str. 42-43, zum 
Preise von 30 Pf. für die Nummer zu bestellen, in denen über das Verhältnis 
zu dem Bund techn. Angestellten und Beamten und den freigewerkschaftlichen 
Organisationen eingehend berichtet wird. h 


Weiter wird gebeten, die Bundesleitung von allen besonders interessierenden 


Berichten über Beamtenfragen, die in den dortigen Tages- und Fachzeitungen 


erscheinen, in Kenntnis zu setzen. 
Mit Bundesgrussi! 
. A.: (gez) Hille. 
Das Rundschreiben ist charakteristisch für die gewerk- 
schaftliche „Selbständigkeit“ des hessischen „Gewerk- 
schaftsbundes“, 


Aus dem Bunde | 


Bezirksiachgruppentag des Gaues Nordwestdeutschland. 
Am 23. Januar cr.- fand in Altona eine Bezirkskonferenz der 
schleswig-holstein- u, hannoverschen Gemeindetechniker des Gau- 
gebiets Nordwestdeufschland statt. Von einem Teil der. er- 
schienenen Vertreter wurden wieder die bekannten Klagen über 
mangelnde gewerkschaftliche Schulung der Komba-Vertreter und 
den Widerstand des Komba gegen die Forderungen der Tech- 
niker unterstrichen. Ausser in Altona ist es nirgends zu einer 
richtigen Zusammenarbeit gekommen. — Nach einer €@ingehen- 
den Aussprache über die Beschlüsse .des Reichsfachgruppen- 
tages am 12. Dezember 1920 wurde nachstehende Entschliessung 
einstimmig angenommen: 


„Der Bezirksfachgruppentag der Fachgruppe Gemeindetechniker des 


Gaues Nordwestdeutschland hält die Auflösung des Gewerkschaftsbundes der 
Kommunal-Beamten und -Angestellten Preussens für eine Notwendigkeit. Er 
begrüsst die Bildung der „Faka“ und ersucht die Ortsverwaltungen es :Gaues, 
unverzüglich örtliche Arbeitsgemeinschaften zu bilden, damit in allen Orten 
eine schlagfertige, freigewerkschaftliche Arbeitnehmervertretung 
geschaffen wird.“ 

Es folgte dann noch eine rege Aussprache über die Be- 
soldungsordnung und das Sperrgesetz sowie einen Reichsmantel- 
oder Bezirkstarif. 

In den Bezirksausschuss - wurden gewählt: für Ge- 
meindetechniker: Bleibtreu - Altona-Bahrenfeld, Burg- 
strasse 25, Höhl-Altona, Müller-Wandsbek, Kobarg-Kiel, Dreller- 
Schleswig; für Provinzialtechniker: Waäalter-Heide. 


Berlin. Am 21. Januar d. J. sprach Kollege Händelerin 


einer Vollversammlung der Gemeindetechniker Gross-Berlins 
über den Zusammenschluss der „Faka“. Diese Versammlung 
war von etwa 1000 Kollegen besucht, darunter. 100 Mitgliedern 
des „Komba“. In der Diskussion traten der Direktor des 
Komba — Ehrmann —, sowie der Geschäftsführer für Gross- 
Berlin — Könitz — dem Redner- entgegen, erfuhren aber sowohl 
von den Diskussionsrednern, ‘wie auch von dem Referenten im 
Schlusswort eine gründliche Abfuhr. Die vom Vorstand vor- 
gelegte Entschliessung wurde gegen eine Stimme angenommen, 


obwohl etwa 100 Komba-Mitglieder anwesend: waren, h 


Die Entschliessung lautet: 

„Die am 21. Januar 1921 im Margareten-Lyzeum von etwa 1000 Technikera 
besuchte Versammlung lehnt einmütig die Politik des preussischen Kommunal- 
beamten-Verbandes (Komba) ab und spricht der Bundesleitung nach wie vor 
ihr uneingeschränktes Vertrauen aus. 

Sie erklärt sich nach den eingehenden Referaten der Bundes- und Komba- 
vertreter mit der Gründung der „Faka“ einverstanden und gelobt treues Fest- 
halten am Bundesprogramm und den Richtlinien der freigewerkschaft- 
lichen Beamtenbewegung.* f 





Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, 
ü Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Nummer 6 


Was ist die „F aka“? 


Was wir erwartet, ist eingetreten. Fin Sturm der Ent- 
rüstung -hat sich im reaktionären Lager erhoben, nicht weil 
Arbeiter und Angestellte sich zu gemeinsamer Front zusammen- 
geschlossen haben — die Zusammenarbeit des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Allgemeinen freien 
Angestelltenbundes hat die Oeffentlichkeit bereits daran ge- 
wöhnt —, sondern weil auchBeamte erklärt haben, in Zukunft 
Hand in Hand mit der Arbeiter- und Angestelltenschaft arbeiten 
zu wollen. Das war für den Teil der Beamtenschaft, der schon 
die stille Hoffnung. hegte, bald das Ziel der alten Abgesondertheit 
ihres Standes ‚von allen demokratischen und sozialen Strömun- 
gen wieder. erreicht zw haben, etwas Unerwartetes. Die 
gesamte reaktionäre Presse, der jede Demokratisierung der 
Verwaltung ein Dorn im Auge ist, wurde mobil gemacht, um 
die „Faka“ zu bekämpfen, vor allem wieder mit dem Hauptziel, 
um ihr die Beamtenschaft fernzuhalten, Vor der Revolution 
hatte man es einfach, mit dem roten Tuch zu schwenken und die 
Beamten auf ihren Eid, den sie dem Könige geschworen hätten, 

. von jedem Zusammengehen mit der übrigen Arbeitnehmerschaft 
abzuhalten. Jetzt ist ihnen. dieses Kampimittel genommen; 
denn die Verfassung hat auch den Beamten das uneingeschränkte 
Koalitionsrecht gegeben. Aber statt dessen hat man einen 
neuen Popanz gefunden, den man den Beamten entgegenhält: 
Kommunismus, Spartakismus, Bolschewismus. Und so wird 
denn auch schleunigst.in der Presse, die jede freigewerkschaft- 
liche Bewegung bekämpft, die „Faka“ als eine Ausgeburt der 
bolschewistischen Hölle hingestellt, in der die Kommunal- 
beamtenschait schmoren soll. Dass die „Faka“ auch gegründet 
wurde, um gerade. de zersetzenden Finilüsse der Moskauer 
kommunistischen Gewerkschaftszerstörer abzuwehren, : hindert 
sie ja nicht an der Aufstellung. solcher wahrheitswidriger Be- 
hauptungen. : 


Da man sich aber nicht ganz sicher ist, ob diese partei- 
politische Hetze ihr. Ziel erreicht, wird den Beamten mit der 
Erzählung graulich gemacht, dass durch die „Faka“ „das Be- 
ruisbeamtentum und die Beamtenrechte (lebenslängliche An- 
stellung, Ruhegehalt)“ bedroht würden. Alle gegenteiligen Ver- 
Sicherungen unsererseits werden einfach ignoriert. Als Beweis 
führt man an, dass der Zentralausschuss der „Faka“ „aus drei 
Arbeitervertretern, zwei Angestelltenvertretern und drei wei- 
teren Vertretern, die eine energische Vertretung der Beamten- 
grundrechte keinesfalls gewährleisten‘, zusammengesetzt sei. 


Diese Darstellung macht sich in demagogischer Weise die 
Unkenntnis über das Wesen der „Faka“ zu nutze. Denn mit 
derselben Argumentation könnten die Arbeiter und Angestellten 
auch sagen, dass die Arbeiter- und Angestellteninteressen in der 
„aka“ nicht genügend: vertreten würden, Die „Faka“ ist aber 
gar nicht dazu da, um die Arbeiter- oder Angestellten- oder 
Beamteninteressen zu vertreten, sondern um die gsemein- 
Samen Interessen aller drei Gruppen wahrzunehmen. Für die 
Vertretung der Sonderfragen der drei Gruppen sind Son- 
der referate für die Arbeiter-, für die Angesteilten- und die Be- 
'. amteniragen eingerichtet, sind ferner im besonderen die zu- 
'. ständigen Organisationen und weiter die Spitzenverbände der 
‘Arbeiter, Angestellten und Beamten zuständig. 


Das Wesen der „Faka“ geht am klarsten aus der nach- 
stehenden schematischen Darstellung hervor: 










- Berlin, den 11. Februar 1921 
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Die Verbände der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
haben sich zu drei Säulen zusammengeschlossen. Die Arbeiter- 
gewerkschaften bilden den A. D. G.B. (den Allgemeinen 
deutschen Gewerkschaftsbund), die Angestellten- 
gewerkschaften den AfA-Bund (den Allgemeinen freien 
Angestelltenbund), die Beamtengewerkschaften den 
Beamtenbund. Dies sind die drei Säulen der, Arbeit- 
nehmerbewegung, die die Zukunft auch organisatorisch unter 
einem einheitlichen Dache, der freigewerkschaftlichen Arbeit- 
nehmerbewegung, zusammenfassen soll. Diese drei Pfeiler 
dürfen nun aber, um ihren Zweck zu erfüllen, nicht für sich 
isoliert stehenbleiben, sondern müssen in den einzelnen  Stock- 


werken miteinander verbunden werden. ‘ Wiein jeder 
Industrie Arbeiter und Angestellte — trotzdem sie getrennt 
organisiert sind — zusammenwirken, so ist auch in jedem Be- 


hördenzweig eine Zusammenarbeit von Arbeitern, Angestellten 
und Beamten erforderlich, wenn nicht jede Gruppe an einem 
andern Strang ziehen soll, so dass sich -Arbeiter, Angestellte 
und Beamte gegenseitig befehden. Darum haben wir unsere 
Freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeit- 
nehmer ins Leben gerufen. Sie ist keine Spitzenorganisation; 
wie A.D.G.B., AfA-Bund und Beamtenbund, sondern ein Quer- 
schnitt durch alle drei Gruppen, eine Arbeitsgemein- 
schaft, die die notwendige Zusammenarbeit zwischen den 
drei Gruppen sichert. 

Diese Darlegungen zeigen, wie töricht die Angriffe der Kom- 
munalbeamtenverbände gegen die „Faka“ sind, deutet aber auch 
auf den eigentlichen Bewezgrund dieser Hetze hin. Man will 
unter allen Umständen die Beamtenschaft von der Berührung 
mit der Arbeiter- und Angestelltenschaft fernhalten, weil nur 
eine von der freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerschaft streng 
abgesonderte Beamtenschaft die Gewähr bietet, die Demokrati- 
sierung und damit auch die Sozialisierung der Verwaltung zu 
verhindern. Man fühlt das Bollwerk der Reaktion bedroht. 
Darum der vereinigte Ansturm gegen die „Faka“! 

Erich Händeler, 
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Brauchen wir die vielen Amtsbezeich- 


nungen ? | | 
Den nachstehenden Artikel unseres Kollegen Kling -Schöne- 
berg, der uns bereits seit einiger Zeit vorliegt, bringen wir als 
schätzenswerten Diskussionsbeitrag zu der gerade jetzt — auch 
mit Rücksicht auf das Sperrgesetz — ausserordentlich aktueilen 
Frage. Bemerkenswert ist es hierbei, dass auch in den Kreisen der 
Verwaltungsbeamten z. Zt. ähnliche Gedankengänge erörtert werden, 
so neuerdings von Garbe-Elberfe!d in Nr. 5 der „Rundschau für 
Kommunalbeamte“ vom 29. Januar 1921. Die Schriftitg. 
Die weitgehenden Aenderungen der bisherigen Amtsbezeich- 
nungen der Reichs- und Staatsbeamten, die gelegentlich der 
Neuregelung der Gehälter und der damit verbundenen Zusam- 
menlegung der Besoldungsklassen vorgenommen wurden, sind 
in der Presse vielfach ironisch kommentiert worden, Ohne 
Zweifel sind manche der Wünsche, die durch die Reform ihre 
Erfüllung fanden, berechtigt gewesen. Darüber hinaus kann 
matt sich indessen des Eindrucks nicht erwehren, dass in der 
Tat des Guten zu viel geschehen ist und noch weiter geschieht. 
Fin lehrreiches Beispiel hierfür ist die Besoldungsreform 
für die Gemeindebeamten Gross-Berlins. Die früheren mittleren 
Beamten erscheinen in der neuen Besoldungsordnung in 
6 Klassen, während sie — von Ausnahmen. abgesehen — bisher 
in den: meisten Gross-Berliner Gemeinden in 3—4 Klassen unter- 
gebracht waren. Ungeteilten Beifall hat diese Lösung nicht 
gefunden. Zum Teil wenigstens’ erschien sie indessen, berechtigt 
durch die dringende Notwendigkeit, den früheren „unteren“ Be- 
amten. den Aufstieg in die Klassen der „mittleren“ Beamten zu 
erleichtern. Gerechterweise konnte auch letzteren «nun eine 
Aufstiegsmöglichkeit nicht versagt werden. Die gefundene Lö- 
sung hat immerhin auch einiges Gute: Sie fördert das Streben 
nach Vervoilkommnung, um die höheren Klassen zu erreichen, 
und lässt den weniger Glücklichen wenigstens die Hoffnung auf 
die Zwischenklasse. Sie gewährt dem jungen Beamtenanwärter 
die Aussicht, auf seinem Weg vom Assistenten zweiter Klasse 
bis zum Obersekretär erster Klasse die Freude nicht wie bisher 
drei- oder viermal, sondern sechsmal zu geniessen. Damit 
hätte man sich aber begnügen sollen. Es wäre nicht nötig ge- 
wesen, Hoffnung und Freude nun gleich ins Quadrat zu erheben 
und zu der winkenden Aussicht auf höhere Bezahlung die Aus- 
sicht auf wunderschöne Amtsbezeichnungen hinzuzufügen. 


Hier wurden nun schon von unten herauf Veränderungen 
verlangt. Man kann sich leicht vorstellen, welche Schwierigkeit 
es bereiten und welches Ergebnis erzielt werden musste, bis, 
getreu dem alten geheiligten Brauch, für iede Klasse eine Be- 
zeichnung gefunden war. Glücklicherweise wurde die ganze 
Frage nicht wie bei Reich und Staat mit der Besoldungsreform 
verbunden und ist vor anderen dringenderen Aufgaben noch in 
den Hintergrund getreten. Die Vorschläge sind gemacht, die 
Entscheidung aber steht noch aus. - Inzwischen scheinen sich, 
wenn auch erst vereinzelt und schüchtern, die Widerstände in- 
nerhalb der Beamtenschaft zu regen. So fragt Heft H. Doye£- 


Nikolassee in der letzten Nummer des Organs des Kommunal- 


beamten-Verbandes Gross-Berlin, „was es uns nützt, wenn die 
Titelbäume in den Himmel wachsen“. Er sagt mit Recht, dass 
die Beamtenschaft selbst den Schaden habe, wenn sie sich mit 
hochtrabenden Amtsbezeichnungen lächerlich mache. 


Als Gross-Berliner Techniker kann ich mich diesem Protest 
der Verwaltungsbeamten aus vollem Herzen anschliessen. Auch 
die Vertretung der Technikerschaft hat, anstatt zu sagen: „Nein, 
den Unfug machen wir nicht mit,“ ihrerseits Vorschläge gemacht, 
die hinter den Vorschlägen der Vierwaltungsbeamten kaum 
zurückbleiben. Auf Einzelheiten einzugehen, kann ich mir ver- 
sagen, da sie für-die Nichtberliner Leser dieses Blattes kaum 
von Interesse sind. 


Dagegen möchte ich zu der Frage der Titel und Amtsbe- 
zeichnungen im allgemeinen einiges sagen. Die Nutzanwendung 
auf die besonderen Verhältnisse ergibt sich dann von selbst. 


Die Freude an schönen Titeln ist nach meiner Auffassung ein. 


suggestives Gefühl. Es kommt hierbei weniger auf Verstand 
oder Weltanschauung, als auf die Empiänglichkeit des Mediums 
an« Es können also der Beeinflussung sehr kluge Menschen 
unterliegen, ebenso auch stramme Demokraten, denen das 
Gleichheitsgefühl sonst im Blute liegt. Der Umfang des Titel- 
wesens ergibt sich im allgemeinen aus der Staatsform. Deutsch- 
land war von jeher ein guter Nährboden für seine Verbreitung. 
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Diese wurde gefördert durch die Unsitte, nicht nur Beamte, 
sondern in reicher Fülle alle möglichen Privatpersonen, Rechts- 
anwälte, Aerzte, Kaufleute, Privatgelehrte und Künstler, Land- 
wirte und Industrielle, in. Form von Rats- oder Geheimrats- 
titeln zu beglücken. Je grösser die Freigiebigkeit, desto stärker 
das Begehren. So. kommt es, dass in dem einen Staat eine 
Sitte sich breitmacht, der man in anderen Staaten verständnisios 
und kopfschüttelnd gegenübersteht. 

Die neue Staatsform hat nun damit aufgeräumt. Es gibt 
in Zukunft keine Titel und Orden mehr. Nach dem Aussterben 
der derzeitigen Titelträger wird es keinen Rechtsanwalt mehr 
geben, der Justizrat, keinen Kaufmann mehr,.der Kommerzien- 
rat ist. Fs ist gut so. Auch dies wird zur Versöhnung der 
Klassen beitragen, die uns so sehr nottut. Und es wird die Zeit 


kommen, wo man die vergangenen Herrlichkeiten ebenso be- 


spötteln wird, wie wir dies heute schon in bezug auf veraltete 
Anredeformen oder in bezug auf den sogenannten Kurialstil tun. 
Leider hat die Zeitströmung vor den Amtstiteln (Amtsbezeich- 
nungen) halt gemacht. Hier scheint die chinesische Mauer zu 
sein, über die man nicht hinüberkann. Diesseits der Mauer 
hängt, wie das Beispiel in Reich und Staat und in den Gemeinden 
zeigt, der Zopf länger als vordem herunter. Und doch wäre die 
Gelegenheit günstig gewesen, ihn mindestens eines gehörigen 
Stückes seiner Länge zu berauben. Es ist doch nicht zu be- 
zweifeln, dass durch den Wegfall neuer Titelverleihungen die 
noch bestehenden im Wert fallen werden. Der Suggestion, dass 
es etwas Herrliches sei, einen Titel zu besitzen, wird eben die 
Quelle verstopft. Es kann gar nicht ausbleiben, dass dadurch 
das Titelwesen in deutschen Landen eine rückläufige Bewegung 
vollziehen wird. Diese rückläufige Bewegung wird sich auto- 
matisch auch auf die Amtstitel ausdehnen, und auch sie werden 
von dem Kursrückgang betroffen. Wenn dies heute noch nicht 
in die Erscheinung tritt, so liegt das daran, dass Wertverände- 
rungen solcher Art eine gewisse Zeit brauchen, um sich aus- 
zuwirken. 


Es ist eigentlich zu bedauern, dass die Beamtenschaft, die 
in politischer und gewerkschaftlicher Betätigung so erstaunliche 
Fortschritte gemacht hat, in dieser Frage der Zeitströmung keine 
Konzessionen machen will und so sehr an dem alten Kram hängt, 
Nach meiner Auffassung (man .mag mich schelten oder steinigen 
deswegen) hätte sie keinen Aufbau, sondern einen gehörigen 
Abbau verlangen sollen. Früher war es üblich und in manchen 
kleinen und mittleren deutschen Staaten und Städten war dies 
bis in die neueste. Zeit der Fall, durch Freigiebigkeit an Titeln 
die Knauserei an Entlohnung zu verdecken. Wünschen wir 
heute etwa schönklingende Amtstitel, um die wirtschaftlichen 
Nöte damit zu verbrämen? 

Herr Doye sagt in seinen Ausführungen sehr hübsch: „Der 
Grosskaufmann nennt sich Kaufmann und stolz führt auch sein 
jüngster Kommis diese Bezeichnung. Der eine entbehrt nichts 
und der andere ist auch glücklich.“ Er hätte nicht bei dem ein- 
zigen Beispiel stehen bleiben sollen. Man denke sich die Ein- 
teilung bei einer grossen Bühne etwa so: Bühnengehilfe, Bühnen- 
assistent, Hilfsschauspieler, Schauspieler, Oberschauspieler, 


Erster Darsteller, Erster Hauptdarsteller. Es wirkt komisch und 


könnte trotzdem verlangt werden, damit sich der Hauptdarsteller 
von dem letzten Schauspieler entsprechend abhebt, Statt dessen 
nennen sich beide „Schauspieler“. Der eine entbehrt nichts und 
der andere ist auch glücklich. Oder der Ewigkeitswerke schaf- 
fende Künstler: er, nennt sich einfach Bildhauer; und stolz führt 
der Grabsteinfabrikant dieselbe Bezeichnung. 

Eine Ersetzung der jetzigen Amtstitel der Beamten durch 
eine einfache Berufsbezeichnung (Verwaltungs-, technischer, 
Betriebs-, Kassen-, Steuer-, Wohlfahrtsbeamter) müsste an sich 
durchzuführen sein. Wenn sich heute jemand ausserdienstlich 
„Beamter“ nennt, dann ist 10 gegen 1 zu wetten, dass ihn nur 
irgendein Grund abhält, seinen eigentlichen Amtscharakter zu 
nennen. Wenn das Wort „Beamter“ als Sammelbegriff die Be- 
deutung des Wortes „Kaufmann“ bekäme, dann brauchte sich 
kein Beamter mehr den Kopf zu zerbrechen, wie er in Adress- 


büchern, Meldebogen und Fremdenlisten seinen eigentlichen Be- 
Man könnte dem entgegenhalten, - 


rufsstand am besten verdeckt. 
dass keine Veranlassung vorliege, der Eitelkeit und’ der Gross- 
mannssucht Kouzessionen zu machen. Der Einwand wäre be- 
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rechtigt, wenn es sich hierbei immer nur um diese wenig schönen 


Eigenschaften handelte. 


In Wirklichkeit ist. vielfach sehr ..be- 
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rechtigte Unzufriedenheit mit der Amtsbezeichnung’ die Ursache. 
Darauf komme ich noch zurück, 

Der Zweck, eine möglichst weitgehende Annäherung an die 
Gepilogenheiten der freien Berufsstände herbeizuführen, könnte 
indessen statt durch eine radikale Ersetzung der Amts- durch 
einfache Berufsbezeichnungen auch durch ein kombiniertes Ver- 
fahren erreicht_werden. Man würde sich hierbei nicht obige 
Beispiele der reinen Berufsbezeichnung, sondern andere Beispiele 
aus dem freien Erwerbsleben zum Muster nehmen, wo noch 
unterschiedliche Benennungen Brauch sind, wenn auch nicht 
entfernt in der unendlichen Fülle als im Beamtenleben. Ein 
Städtisches Bauamt beispieisweise, das heute aus einem Bau- 
inspektor, einen Oberingenieur, zwei Ingenieuren, drei Bau- 
Sekretären, vier Bauassistenten und einem Zeichner besteht, 
würde dann aus einem „techniächen Amtsvorstand“ oder „Direk- 
tor“ und 11 „technischen Beamten“ bestehen. Im Notfall könnte 
man noch — aber nur für den inneren Dienst, nicht nach aussen 
— den’ ersten oder die beiden ersten Beamten entsprechend den 
lokalen Bedürfnissen „Vorsteher“ oder „Abteilungsvorsteher“ 
oder ähnlich nennen. Der Amtsvorstand würde dann etwa dem 
Direktor, der Vorsteher dem Prokuristen einer Aktiengesellschaft 
entsprechen. Bei dieser Lösung ‘würde ces nicht darauf an- 
kommen, auch noch eine weitere Unterbenennnung einzuführen, 
falls ein dringendes lokales Bedürfnis vorliegen sollte, da es 
sich ja nur um den inneren Dienst handelt, nach aussen aber die 
Bezeichnung „technischer Beamter“ für alle gilt. 

Ich bin mir natürlich bewusst, dass der Verwirklichung sol- 
cher Gedanken noch erhebliche Hemmnisse entgegenstehen, 
Hemmnisse, die namentlich in der historischen Entwickelung und 
den überkommenen Auffassungen weiter Kreise der Beamten- 
schaft wurzeln. Bei den Technikern — beamteten und nicht- 
beamteten — ist einer einheitlichen Berufsbennung (wie bei den 
Kaufleuten) von jeher die Berufszusammensetzung aus akade- 
mischen und nichtakademischen Elementen hindernd im Wege 
gewesen, Aehnlich ist es bei den Verwaltungsbeamten. Hier 
komnit neben der Zusammensetzung aus akademischen und 
nichtakademischen Gliedern die bisherige Trennung in mittlere 
und untere Beamten und — mehr als bei den Technikern — 
die ganze historische Entwickelung des Titel- und ‚Amtstitel- 
wesens zur Geltung. Es wäre vor allem nötig, zu brechen mit 
der bisherigen Auffassung, dass nicht die Persönlichkeit, das 
Nass von Wissen und Können, sondern der verbriefte Amtstitel 
den Mann macht. Das gilt für alle Gruppen ohne Unterschied. 
Aussehen aber müsste die Frkenntnis naturgemäss von den 
akademischen Kreisen. Sie könnte ihnen um so leichter iallen, 
als ihnen das gewaltige Rüstzeug der akademischen Bildung und 
Staatsexamen nach wir vor zur Seite stünden. Die anderen 
Kreise würden.dann, wenn mich nicht altes täuscht, in der Mehr- 
zahl gern und willig folgen. Das Opfer, die äussere Kennzeich- 
nung der akademischen Vorbildung im Amtstitel zu entbehren, 
müsste allerdings gebracht werden. Praktisch würde es nur 
verhältnismässig kurze Zeit dauern, weil bei meinem zweiten 
Vorschlag bei der Erreichung einer leitenden Stelle auch äusser- 
lich eine Heraushebung eintreten würde. 

Zu befürehten ist indessen, dass- gerade in diesem Punkte 
sich-einer Verwirklichung des Gedankens ernste Schwierigkeiten 
entgegenstellen würden. - Widerstände wären ferner zu er- 
warten von dem Teil der Beamtenschaft, der die Freude an den 
Amtstiteln noch nicht verloren oder der die wirklich ehrliche 
Ueberzeugung von ihrer Notwendigkeit hat. Die Zeit ist 
wohl noch nicht reif für eine durchgreifende Reform auf diesem 
Gebiet. Was aber mindestens schon heute geschehen kann und 
was unser aller Ziel sein sollte, das ist: Auswüchse zu ver- 
hüten, die Amtsbezeichnungen auf das geringste Mass zu be- 
schränken. Ich habe schon erwähnt, dass es im Rahmen des 
bestehenden Systems Fälle gibt, wo Unzuiriedenheit mit der 
beigelegten Amtsbezeichnung berechtigt ist. Berechtigt ist 
z. B., wenn Magistrats- und Schuldiener sich gegen diese Be- 
nennungen sträuben. Berechtigt ist, wenn ein Assistent — zu 
deutsch Gehilfe — in reiferen Jahren sich nach einer anderen 
Bezeichnung. sehnt. Berechtigt ist auch, wenn ein Techniker 
nicht ewig Techniker heissen möchte. Es wäre nicht berechtigt, 
wenn „Techniker“ ebenso wie „Kaufmann“ eine- Sammelbezeich- 
nung für den ganzen Stand wäre. So lange man aher da mıntr 
nur einen bestimmten Berufsteil versteht, wird nur der jüngere 
Berufsgenosse diese Bezeichnung noch mit Stolz führen wollen. 
Es ist ein Gebot der Gerechtigkeit, diesen Gruppen zu einer Be- 
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zeichnung zu verhelien, die ein niederdrückendes Gefühl bei 
ihnen nicht auslöst. Leider aber führt das ganze System dazu, 
dass diese verbesserten Bezeichnungen einiger unteren und 
mittleren Gruppen nach oben weiterwirken, Amtstitel sich auf 
Amtstitel häuft und schliesslich die „Titelbäume in den Himmel 
wachsen“. Das System trägt in sich den Keim zu immer weite- 
ren Auswüchsen. 

Hier solite der Hebel angesetzt werden. Man breche resolut 
mit dem alten Brauch, jeder Besokdungsklasse eine besondere 
Bezeichnung zu geben. Das ehrwürdige Alter dieses Brauches 
ist weder ein Beweis seiner Nützlichkeit, noch ein Grund für 
seine Unabänderlichkeit. Seine Durchbrechung würde nicht 
nur modernem Empfinden entsprechen, sondern auch bestehende 
Reibungsflächen glätten und damit zur Näherbringung der ein- 
zelnen Gruppen beitragen. In’ den grösseren Privatbetrieben 
gibt es wie bei uns differenzierte Entlohnung. Man wird aber 
selbst in solchen Betrieben, die — sagen wir — vom Titelwesen 
etwas infiziert sind, vergeblich nach unseren ähnlichen differen- 
zierten Dienstbezeichnungen suchen. Die Nuancen kommen dort 
eben in der Bezahlung, nicht aber in der Benennung zum Ausdruck. 

Vielleicht wäre es nützlich, wenn unsere Führer in den 
Gewerkschaftsspitzen sich der Sache annehmen und Richtlinien 
herausgeben würden, die den unteren Gewerkschaftsorganen als 
Anhalt für ihre Vorschläge zu dienen hätten. Die Richtlinien 
könnten ruhig eine gewisse Elastizität besitzen für lokale Ver- 
schiedenheiten. Ich bin mir bewusst, dass meine Anregungen 
Zustimmung auf der einen, Skepsis und Ablehnung auf der an- 
deren Seite erfahren werden. Finden die beiden ersten”Vor- 
schläge einer entschiedeneren Lösung der Frage keinen Anklang, 
so hoife ich doch, dass dem letzten zemilderten Vorschlag ein 
gleiches Schicksal nicht beschieden sein und dass ich auch an 
die Kollegenschaft nicht vergeblich appelliert haben möge. 
Der Umstand, dass bei den Reichs- und Staatsbeamten die 
Neuregelung bereits erfolgt ist, darf kein Hinderungsgrund 
sein. Es ist nicht nötig, dass wir Gemeindebeamten alles, was 
von dort kommt, sei es gut oder schlecht, unbesehen nach- 
machen müssen. Machen wir es doch einmal umgekehrt. Ueber- 
nehmen wir mal die Führung, xeben wir mal ein gutes Bei- 
spiel. Das gute Beispiel müsste auch dort Beachtung finden, 
würde auch dort einem neuen Geist die Wege ebnen. Es kommt 
nicht darauf an, ob diese Wirkung alsbald oder erst nach ein 
paar Jahren erzielt würde, 
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Streiflichter. Nachstehende Berichte, die aus einem einzigen 
Gau entstammen, zeigen, mit welchen Schwierigkeiten wir bei 
der Eingruppierung der Techniker zu rechnen haben: 

Rendsburg. Der „Stadtbausekretär“ leitet das Bauamt 
in der Amtsstellung eines Stadtbaumeisters, also mit ganz selb- 
ständigen Befugnissen. Bei Festsetzung der Besoldungsordnung 
war gefordert worden, dass dieser Bansekretär mit Rücksicht 
auf seine Tätigkeit mindestens in Klasse 8 der Besoldungs- 
ordnung einzureihen ist. Demgegenüber machte der Magistrat 
geltend, dass der Stadtbausekretär höchstens in Gruppe 7 kom- 
men könne, weil der „Herr Polizeikommissar“ in Gruppe 8 sei, 
und der Bausekretär doch unmöglich mit diesem „gieich- 
gestellt“ werden könne. 

Stade. Bei den Magistratssitzungen ist der Stadtbaumeister 
mit beratender Stimme anwesend. Als es bei Beratung über 
die letzte Besoldungsreform auch an die Frage der Ein- 
gruppierung der Techniker kam, bat man den Herrn Stadtbau- 
meister als „beiangen“ den Raum.zu verlassen, obwohl 
er der einzige war, der einigermassen Sachkenntnis über die 
Leistungen seiner Techniker aufzubringen vermochte. Die 
Komba-Vertreter brachten es nicht über das Herz, hiergegen 
Einspruch zu erheben. 

Brunsbüttelkoog. Einen eigenen Begriff von der Wert- 
schätzung technischer Arbeit scheint der Landrat der Kreise 
Norder- und Süder-Dithmarschen zu haben. Fr 
ausserte nämlich in einer Sitzung des Kreisausschusses, wo zur 
Sprache kam, dass die Gemeinde Brunsbüttelkoog ihren Tech- 
niker in die Gruppe :7 der Besoldungsordnung mit Aufrückungs- 
möglichkeit nach 8 einreihen wolle, dass der Techniker „höch- 
stens nach Gruppe 5 gehöre mit Aufrückungsmöglichkeit nach 6“, 


® Dadurch fühlte sich die Gemeindeverwaltung so eingeschüchtert, 


dass sie dem Techniker — entgegen ihrem vorherigen Ver- 
sprechen — in die Gruppe 6 eingereiht hat, mit Aufrückungs- 
möglichkeit nach 7. Dieser Vorschlag geschah im Einver- 
nehmen mit den Komba-Vertretern. Der Landrat 
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hat nun auch noch gegen diese Gruppierung Einspruch erhoben, 
und der Regierungspräsident in Schleswig wird jetzt darüber 
zu entscheiden haben. 

Kiel. Die Anrechnung ‚der privaten Beruisjahre auf das 
Besoldungsdienstalter bei der Behörde jand einen erbitterten 
Gegner in einem der technischen Stadträte, der übrigens selber 
nicht im Kommunaldienst, sondern bei der Marine seine 
frühere Berufstätigkeit ausgeübt hat. Daraufhin sagte ihm unser 
Vertrauensmann, dass er doch auch nicht im Gemeindedienst 
gross geworden sei; wenn er zur Privatindustrie überwechsie, 
für die er ebenfalls keine Praxis aufzuweisen habe, müsse er in 
logischer Folgerung seiner eigenen Ausführungen auch wieder 
mit »dem-_„Anfangsgehalt eines Fachschulabsolventen in der 
niedrigsten Besoldungsgruppe anfangen“. Der Stadtrat gab 
seinen Widerstand sofort auf, da er die Richtigkeit dieser Be- 
weisführung einsah. 


Tarifverträge i 


Reichsmanteltarif für Kommunalangestellte. Auf das 
Schreiben der Angestelltenverbände vom 1. Dezember v. J: an 
den „Arbeitgeberverband deutscher Gemeinden und Kommunal- 
verbände“ (siehe Nr. 37 des „Technischen Gemeindebeamten“) 
hat dieser nach langem Ueberlegen am 25. Januar an. uns die 
Aufforderung ergehen lassen, unsere aufgestellten Vorbedin- 
gungen noch einmal nachzuprüfen, da beim Arbeitgeberverbande 
„erhebliche Bedenken bestehen, die Annahme der gestellten Be- 
dingungen — — — dem in Kürze zusammentretenden Vorstande 
zur Annahme zu:empfehlen“. :Er begründet diese Bedenken 
damit, dass „die Verhältnisse der ständig Angestellten in ver- 
schiedentlichster Hinsicht anderweitig. bereits geregelt“ seien 
und dass „die uneingeschränkte Bestimmung der Aufrechterhal- 
tung günstigerer örtlicher Bedingungen den Zweck: eines Reichs- 
manteltarifes, d. h. die möglichste Vereinheitlichung 
der Arbeitsbedingungen zunichte machen“ würde. 

Mit diesen Begründungen sagt uns der Arbeitgeberverband 
nichts Neues, denn wir hatten die gleichen Einwände bereits 
in der Verhandlung vom 12. November 1920 erörtert. Schon 
damals haben wir darauf hingewiesen, dass die „Verhältnisse 
der ständig Angestellten“ in Preussen allerdings durch das Ge- 
setz vom 8. Juli 1920 — aber nur in geldlicher Be- 
ziehung — geregelt sind, dass aber im übrigen irgendwelche 
bindenden, gesetzlichen Vorschriften über die allgemeinen- 
Dienstverhältnisse dieser Angestelltengruppe noch nirgends ge- 
geben sind. Die uns inzwischen zugegangenen Mitteilungen 
zeigen, cass gerade mit der Bezeichnung als „ständig Ange- 
stellter“ in manchen Orten in unglaublich leichtiertiger Weise 
umgegangen wird (nur um Betriebsrätegesetz und Tarifvertrag 
zu umgehen), so dass wir es mit unserer Pilicht als Interessen- 
vertretung nicht vereinbaren können, diese „verschiedent- 
lichsten“ Verhältnisse nicht wenigstens auf. eine bestimmte 
rechtliche Mindestformel zu bringen. — An einer „Ver- 
einheitlichung der Arbeitsbedingungen“ durch einen 
Normaltarifvertrag haben wir aber nur dann Interesse, wenn 
die bereits bestehenden günstigsten Tarifverträge als 
Grundlage für den Abschluss des Reichstariivertrages genom- 
men würden. Da iedoch der Arbeitgeberverband bereits in der 
ersten Verhandlung den Gegenentwurf des Zentralverbandes als 
Verhandlungsbasis ablehnte und nur auf der Grundlage des 
Reichsmanteltariifs für Staatsangestellte weiterverhandeln 
wollte, können wir auch auf den Vorbehalt des „Bestchen- 
bleibens günstigerer örtlicher und bezirklicher Regelungen“ 
nicht verzichten, da wir es nicht unseren Mitgliedern zumuten 
können, einen schlechteren Vertrag als massgebend an- 
zuerkennen als den, den sie selbst unter geschickter Ausnutzung 
örtlicher Machtverhältnisse sich geschaffen haben. Zu einer 
solchen Massregel, die nur Verärgerung und Verbitterung in 
grossen Mitgliederkreisen hervorrufen würde, können wir jeden- 
falls unsere Hand nicht bieten. 

Aus diesen Erwägungen heraus erklärten die Vertreter der 
drei Spitzenorganisationen der Angestellten (AfA, G. d. A. und 
G. d. A. G.) in einer Konferenz am 3. Februar einmütig, 
auf jeden Fall an den Bedingungen des. gemeinsamen Schrei- 
bens vom 1. Dezember 1920 festzuhalten. Gleichzeitig ist 
jedoch jetzt der Arbeitgeberverband ersucht worden, bis .spä- 
testens zum 1. März eine bindende Erklärung darüber abzu- 
geben, ob er bereit ist, mit uns auf dieser Grundlage zu ver- 
handeln. Anderenfalls müssen wir die Verhandlungen als ge- 
scheitert betrachten und zur Weiterführung der jetzt stockenden 
örtlichen und Bezirksverhandlungen auffordern. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. In Nr. 8des Reichs- R 


Arbeitsblattes sind nachstehende Bekanntmachungen ver- 
öffentlicht: 
- IL Anträge auf Verbindlicherklärung für 
e) Nachtrag vom 10. 12, 20 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 5. 5. 20 zwischen dem Arbeitgeberverband der kommunalen 


Nr. 6 


Selbstverwaltungen des Regierungsbezirks Breslau und den Angestellten- 


verbänden für das Gebiet des Regierungsbezirks ureslau. | 


Einspruchsfrist vis 15. 2. 20, 
II. Ausgesprochene Verbindlicherklärungen für > 

a) Tarifvertrag vom 26. 4. 20 zwischen dem Arbeitgeberverband, der 
Kommunalverwaltungen des nicht zum Abstimmungsgebiet gehörenden 
Teiles des Regierungsbezirks Oppeln und den Angestelltenverbänden 
für das Gebiet des nichtbesetzten Teiles des Regierungs- 
bezirks Oppeln mit Wirkung vom 15. 11. 20. 

b) Tarifvertrag (gültig seit 1. 4. 20) zwischen dem Verband der Kreise 
und Gemeinden in der Provinz Sachsen und im Freistaat Anhalt und 
den Angestelltenverbänden für das Gebiet der Provinz Sachsen, 
mit Ausnahme des Regierungsbezirks Merseburg und des Freistaats 
Anhalt, mit Wirkung vom 1. 10. 20 


‚Ueber die rechtliche Wirkung der Erklärung eines 
Tarifvertrages für „allgemeinverbindlich“ . bestimmt 
$ 2 Abs. 1 der Verordnung über Tarifverträge vom 23. Dezem- 
ber 1918 (R. G. Bi. S. 1456/1918): 

„Das Reichsarbeitsamt kann Tarifverträge, die für die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen des Berufskreises in dem Tarifgebiet über- 
wiegende Bedeutung erlangt haben, für allgemeinverbindlich  erkiären. 
Sie sind dann innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereichs für Arbeits- 
verträge, die nach der Art der Arbeit unter den Tarifvertrag fallen, auch dann 
verbindlich im Sinne des $ 1, wenn der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer 
oder beide an dem Tarifvertrage nicht beteiligt sind.“ 


Nach dem Kommentar von Giesbertsund Sitzler er- 
langen die „vertraglich geschaffenen Tarifbestimmungen“ durch 
die Verbindlicherklärung : die „Bedeutung eines ’allge- 
meinverbindlichen Arbeitsrechts“, ohne dass 
dabei die „bisherige vertragliche Verpflichtung“ beseitigt wird. 
Diese vertragliche Verpflichtung tritt jedoch erst „wieder in 
Erscheinung, wenn die allgemeine Verbindlichkeit aufgehoben 


wird“. Ferner’ brauchen weder der einzelne Arbeitgeber noch . 


Arbeitnehmer Mitglied der vertragschliessenden Vereinigungen 
sein; sobald eine solche Verbindlicherklärung ausge- 
sprochen wird, gelten die Bestimmungen des Tarifvertrages für 
alle Arbeitsverträge, die „nach der Art der Arbeit“ unter 
diese Bestimmungen fallen. So gilt z. B. jetzt der oben unter 
IIb aufgeführte Tarifvertrag als rechtsverbindlich für alle 
Gemeinden und Landkreise der Provinz 
Sachsen (mit Ausnahme des Reg.-Bez, Merseburg), auch 
wenn die einzelne Gemeinde oder der einzelne Kreis nicht 
Mitglied des Arbeitgeberverbandes ist. Ebenso gilt der 
gleiche Vertrag auch -für alle Angestellten, die bei Ge- 
meinde- oder Kreisverwaltungen dieses Gebiets beschäftigt 
sind, auch wenn sie nicht Mitglied einer der vertrag- 
schliessenden Organisationen sind, wenn sie nur nach der Art 
ee Arbeit unter eine der Gruppen des Tarifvertrages 
allen. 

Die Wirkung. des „allgemeinverbindlichen Tarifvertrages“ 
auf die einzelnen Arbeitsverträge äussert sich in der Form, däss 
die „Tarifbestimmungen“ mit „unabdingbarer Kraft an 
die Stelle abweichender Vereinbarungen des Arbeitsvertrages“ 
treten, „auch wenn diese schon vor Beginn der allgemeinen 
Verbindlichkeit getroffen waren“. Das bedeutet, dass alle Re- 
gelungen des Arbeitsverhältnisses, die durch die Bestimmungen 
des Tarifvertrages berührt werden, mit dem Zeitpunkt der: Ver- 
bindlicherklärung als aufgehoben zu betrachten sind. 
An ihre Stelle treten die im Tariivertrage formulierten Arbeits- 
bedingungen, die „unabdingbar“ sind, also nicht durch Aab- 
weichende Regelungen ersetzt werden dürfen, soweit nicht 
durch den Vertrag selbst Ausnahmen (z. B. hinsicht- 
lich örtlich abweichender, günstigerer Vereinbarungen) zu- 
gelassen sind. 

Ein „allgemeinverbindlicher Tarifvertrag‘ geht aber „nicht 


nur abweichenden Einzelvereinbarungen, sondern auch ab- 


weichenden Tarifverträgen vor“, d. h. also, dass 
auch örtlich abweichende Tarifverträge, die vielleicht schon 
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zwischen einzelnen Orten und einzelnen Organisationen des ° 
räumlichen „Tarifgebiets‘“ abgeschlossen sein sollten, in genau 


gleicher Weise wie Einzelverträge als aufgehoben zu betrach- 


ten sind, soweit nicht im verbindlichen Vertrage oder in ” 


der Verbindlicherklärung selbst (siehe . oben 
zu Ib „Reg.-Bez. Merseburg und Freistaat Anhalt“) Ausnahmen 
ausdrücklich zugelassen sind. 

Die Aufhebung der Verbindlichkeit des Tarifvertrages 
kann nur durch das Reichsarbeitsamt erfolgen, und zwar erioigt 
dieselbe meist auf Antrag der Parteien bei Kündigung des Ver- 


trages. Jedoch kann auch die Aufhebung ohne solchen Antrag 7 


erfolgen, wenn nach Ueberzeugung des Reichsarbeitsamts die > 
Tarifbestimmungen „den Zeitverhältnissen nicht mehr ent- 


sprechen”. 1 
Aenderungen des Tariivertrages auf Grund 


TER ES 


von Vereinbarungen der Vertragsparteien sind nicht ohne wei- 


teres gleichfalls allgemeinverbindlich, sondern bedürfen einer 


neuen Verbindlicherklärung durch das Reichsarbeitsamt (siehe 4 


oben unter Ia). x 


N 














Nr. 6 


Aus anderen Verbänden 


Ein Dutzend Kläffer haben sich jetzt auf unseren Bund ge- 
stürzt, -Die Kommunalbeamtenverbände der einzelnen Länder — 
in.so. viel einzelne Verbände möchte man ,auch die Techniker 
zersplittern, damit sie geschlossen nicht mehr zur Geltung kom- 
men — sind ob der Gründung der „Faka“ aufs äusserste empört 
und giessen die Schale ihres Zorns vor allem über den bösen 
„Butab“ aus.. Und da in der Arbeitgeberpresse durch eine ge- 
schickt eingeleitete Hetze unser Kollege Aufhäuser als der 
Inbegriff alles Bösen in der letzten Zeit hingestellt worden ist, 
heisst ‘es, dass auch Aufhäuser „der Gründer der Faka“ ist, 
wobei natürlich in echt „parteipolitischer Neutralität“ die Partei- 
zugehörigkeit des Kollegen in den Vordergrund geschoben wird. 
Nun hat zufällig Aufhäuser mit der „Faka“-Gründung gar nichts 
zu tun, zufällig gehört auch dem Zentral-Ausschuss der „Faka“ 
kein einziges Mitglied der Partei des Kollegen Aufhäuser an, -— 
aber das tut nichts, es wird lustige darauflos gelogen. Etwas 
bleibt doch hängen. Das ist die Methode, mit der die Kommunal- 
beamtenverbände uns bekämpfen. Aber sie können eben nichts 
dafür, da sachliche Argumente ihnen nicht zur Verfügung 
stehen, 

Selbstverständlich ist es uns unmöglich, all den Unsinn zu 
widerlegen und richtigzustellen, der in den Zeitschriften und 
Versammlungen dieser Verbände und Verbändchen verzapit wird. 
Dazu reicht unser Raum nicht aus und wäre uns auch zu schade, 
da er sachlicher Arbeit zur Verfügung stehen soll. 


Rückgratlosigkeit oder — Heuchelei. Der Sächsische Ge- 
meindebeamten-Bund antwortet bereits in Nr. 3 der „Sächsi- 
schen Gemeindebeamten-Zeitung“ vom 1. Februar 1921 auf un- 
sern Artikel in Nr. 4 des „Technischen Gemeindebeamten“ vom 
28. Januar 1921, ein Zeichen, wie ausserordentlich wichtig ihm 
diese Auseinandersetzung ist. Der S. G. B. „bedauert“ aller- 
dings lebhaft, den Platz in seiner Zeitung „zur Abwehr des 
Schmutzes“ hergeben zu müssen, aber es mutet dann etwas 
eigentümlich an, wenn unsere durchaus sachlichen Zeilen mit Be- 
merkungen ‚wie nachstehende beantwortet werden: „Bei einem 
grossen Stabe von Gewerkschaftsbonzen, einem 
Heere ‚von Angestellten und einem Gewerkschafts!- 
palaste in Berlin ist es allerdings nicht sonderlich verwunder- 
lich, dass dem gewerkschaftlichen Erfolge der finanzielle 
Reingewinn des Unternehmens vorangehen muss.“ Der 
S. G. B. hat es allerdings wohl kaum nötig, bei seinem „Um- 
fange“ an Mitgliedern viel Gewerkschaftsbeamte einzustellen, 
aber bereits sein preussischer _Bruderverband. der Komba, 
kommt ohne „Bonzen“ und „Paläste“ auch schon leider nicht 
mehr aus. 

Das Interessanteste an dem Artikel sind die „Richtlinien“ 
des S. G. B. auf Seite 40, die folgendermassen lauten: 

„In dieser Gewerkschaft (S. G. B.) wollen wir: 

1. als geschlossene Einheitsfront gegenüber den Vertretungskörpern der 

Gemeinden, des Landes und des Reiches die sozialen, wirtschaftlichen und 


beruflichen Interessen unserer Mitglieder mit allen gewerkschaftlichen Mitteln 
vertreten und fördern; 

2. Kampf führen gegen Wucher- und Schiebertum; 

3. durch geeignete Massnahmen und genossenschaftlichen Zusammenschluss 
gemeinsam mit den nichtbeamteten Arbeitnehmern einen Abbau der Preise, 
eine Hebung der Kaufkraft des Geldes und die Aenderung der jetzigen, das 
weitere Hinabsinken aller Festbesoldeten begünstigenden Wirtschaftspolitik 
anstreben; 

4. durch eine vernünftige Gehaltspolitik dafür sorgen, dass, soweit die 
auf dem Alimentationsprinzip aufgebauten Besoldungsgrundsätze dies zulassen, 
jeder seinen Leistungen und Fähigkeiten entsprechend angemessen besoldet 
wird, mindestens aber das als wissenschaftlichen Begriff fest umschriebene 
Existenzminimum gewährt erhält; 

5. dass die Dauerangestellten wirtschaftlich und rechtlich den Beamten 
und Anwärtern gleichgestellt und nach spätestens fünfjähriger Warteze't in 
das Beamtenverhältnis übergeführt werden; 

6. ganz besonders aber im’ Gegensatze zur Faka, die dazu mit ihren aus 
drei Arbeitervertretern, zwei Angestelltenvertretern und drei weiteren 
Vertretern, die eine energ’sche Vertretung der Beamtengrundrechte keinesfalls 
Bram leirten, zusammengesetzten Leitung gar nicht in der Lage ist, das 

erufsbeamtentum und die Beamtenrechte (lebenslängliche Anstellung, Ruhe- 
gehalt)-schützen und erhalten; 

. 7. durch Herbeiführung vor modernen freiheitlichen Beamtenvertretungen 
in einem Beamtenrätegesetz auf wirksame Weise die Demokratisierung der 
Verwaltung und damit des ganzen Volkes betreiben; 

8. Stellung nehmen zu allen wirtschaftspolitischen Fragen, an denen wir 
als Beamte interessiert sind.“ 


Wenn man’s so hört, dann könnt es leidlich scheinen! (Auf 
die Entstellung unter 6. gehen wir an anderer Stelle ein.) Aber 
nun lesen wir dazu, was dieselbe Zeitschrift an anderer Stelle 
schreibt: 

„Was verstehen wir unter einer solchen Neutralität? .. . 
Ist sie Enthaltsamkeit von jeder Politik in der Gewerkschaft? 
Das wäre undenkbar, denn eine Gewerkschaft wird immer poli- 
tisch handeln müssen. Aber esheisst Enthaltsamkeit 
vonallen Dingen, in denen die politische An- 
Schauung der Gewerkschaftsmitglieder we- 
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sentlich auseinandergeht, weil die politischen 
Parteien, denen die Mitglieder angehören, in 
diesen Dingen verschiedene Grundauffassun- 
genhaben.“ 

Wenn die Gewerkschaftsarbeit so aufgefasst wird,: so ist 
das ganze oben wiedergegebene Programm des S. G. B, nur 
eine einzige Phrase. Denn Ziele bedingen auch Wege. 
Wenn man auf die Auffassung der politischen Parteien Rück- 
sicht nimmt und alle Fragen ausscheidet. die den Konflikt mit 
irgendeiner Partei heraufbeschwören könnten, so kann man 
nämlich zu keiner wirtschaftspolitischen Frage Stellung 
nehmen, weil die Parteien in wirtschaftspolitischen Fragen him- 
melweit auseinandergehen. Das, was hier verkündet wird, ist 
keine parteipolitische Neutralität, sondern Abhängigkeit 
schlimmster Art. Parteipolitisch neutral sein, heisst, lediglich 
vom Standpunkt der Mitgliedschaft zu allen wirtschaflichen 
Fragen Stellung zu nehmen und ohne Rücksicht auf die Ziele der 
verschiedenen politischen Parteien diesen als richtig erkannten 
Standpunkt zu vertreten. Was der S. G. B. und mit ihm die 


übrigen Kommunalbeamtenverbände verkünden, ist Rück- 
gratlosigkeit, Grundsatzlosigkeit, Unent- 
schlossenheit, wenn nicht: Heuchelei. Denn die 


angebliche Neutralität gegenüber den politischen Parteien ist 
nicht gegenüber der Sozialdemokratie vorhanden, nicht gegen- 
über dem Sozialismus, der mit allen Mitteln bekämpft wird. 
Da gilt mit einem Male der oben aufgestellte Grundsatz von der 
„Neutralität“ nicht mehr. 


Auch der Zentralverband der Gemeindebeamten Bayerus 
beschäftigt sich in seiner Verbandszeitung Nr, 3 vom 20. Ja- 
nuar 1921 mit der „Faka“. Als Einleitung stellt er die Be- 
hauptung auf: „Wer die Geschichte der deutschen Beamten- 
organisationen kennt, weiss, dass nichts so sehr den Einfluss 
und die Bedeutung der Beamtenverbände geschwächt hat, als 
der Umstand, dass die Beamten sich lediglich nach den Sonder- 
heiten ihrer Tätigkeit innerhalb des ganzen Beamtenstandes 
organisierten.“ Das ist eine Verdrehung! Nicht dass sie Sich 
nach den verschiedenen Berufen organisierten, war der Grund 
ihrer Ohnmacht, sondern dass sie sich nach Besoldungsgruppen 
voneinander absonderten, dass die „höheren“ Beamten die 
„mittleren“, die „mittleren“ die „unteren“ mit Ueberhebung be- 
trachteten, und dass jede Gruppe wieder unter sich in ver- 
schiedene Grüppchen gespalten war, die einander nicht als vol 
ansahen. Die Berufsorganisation*beruht auf ganz anderer 
Grundlage. Sie umfasst alle Berufsangehörigen, gleichviel, 
in welcher Besoldungsgruppe sie sich befinden. Durch die Be- 
rufsorganisation wäre die: Beamtenschaft ebensowenig ge- 
Schwächt worden, wie die Arbeiter- und Angestelltenschaft: 
denn deren Verbände sind zum überwiegendsten Teile solche 
Berufsorganisationen. Aber alle geschichtlichen Betrachtungen, 
die in den Kommunalbeamtenverbänden gelegentlich zum besten 
gezeben werden, verraten immer wieder, wie:wenig die sich 
jetzt „Gewerkschafter“ nennenden Leute vom Wesen der Ge- 
werkschaft verstehen, weil ihnen eben iede gewerkschaftliche 
Schulung fehlt. 


Die Entrüstung des Zentralverbandes der Gemeindebeam- 
ten Bayerns ist vor allem darauf zurückzuführen, dass wir 
unsere Mitglieder veranlassen wollen, ihre Doppelorganisation 
aufzugeben. Der bayrische Gemeindebeamtenverband beruft 
sich darauf, dass bei den Verhandlungen im vorigen Sommer 
„die bayrischen Techniker in Gegenwart eines Vertreters des 
Butab aus Berlin erklärten, dass sie mit dem Vorgehen der 
Berliner’ Zentrale in Berücksichtigung der Verdienste des bayri- 
schen Zentralverbandes nicht einverstanden seien“, Das ist 
nicht wahr. Es ist vielmehr bei den Verhandlungen nur zum 
Ausdruck gekommen, dass die bayrischen Verhältnisse nicht 
mit den norddeutschen gleichmässig zu behandeln seien. 
Diesen Wunsch nach einer Sonderbehandlunge der ab- 
weichenden bayrischen Angelegenheiten, die ja nur auf das 
durch eine Hintertreppenpolitik zum Monopol des bayrischen 
Gemeindebeamtenverbandes gemachte Beamtenkammergesetz 
zurückzuführen sind, haben wir durch die vorläufige Ueber- 
nahme der Beitragsleistung für den Gemeindebeamtenverband 
Rechnung getragen. Selbstverständlich kann das nur ein Ueber- 
gangszustand sein, da unsere bayrischen Gemeindetechniker 
ihre Interessen im Rahmen des. Bundes selbst wahrnehmen 
können, ohne am Gängelband des Gemeindebeamtenverbandes 
zu laufen, der sich so gern als alleinige Gewerkschaft 
aufspielen möchte, während er unserem Bunde gnädigst die 
Rolle eines Berufsvereins gestatten möchte. Wir aber iordern, 
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bei den Wahlen zur Gemeindebeamtenkammer als selbständige 
Technikerorganisation neben dem bayrischen Gemeinde- 
beamtenverband anerkannt zu werden, genau so, wie ja auch 
in München der Staats- und Gemeindearbeiterverband bereits 
als Wahlkörper anerkannt ist. Es ist also noch nicht einmal 
etwas Neues, was wir fordern. ‘Ferner möchten wir den bayri- 
schen Gemeindebeamtenverband, der ja — soweit uns bekannt 
-—— auch noch Mitglied des Deutschen Beamtenbundes ist, dar- 
auf hinweisen, dass nach der Satzung des Deutschen Beamten- 
bundes vom 27. Oktober 1920 Doppelorganisation un- 
zulässig ist und möglichst schnell beseitigt werden soll. 
Wir vermögen auch nicht einzusehen, weshalb die Kollegen 
Techniker, die heute schon in den Gemeindebeamtenkammern 
als Vertreter des Gemweindebeamtenverbandes 
sitzen, nicht ebensogut als Mitglieder unseres Bundes, — die 
sie ja nebenbei auch noch sind, — dort auftreten können. Die 
Arbeit für die technischen Gemeindebeamten Bayerns wird 
ietzt bereits von unseren Bundesmitgliedern geleistet; weil sie 
aber infolge des Wahlzwangs gleichzeitig Mitglieder des Ge- 
meindebeamtenverbandes sind, behauptet dieser Verband, dass 
er die Arbeit leiste. Deshalb haut auch die Entschliessung der 
Gemeindetechniker von Speyer, die der bayrische Gemeinde- 
beamtenverband glückstrahlend veröffentlicht, vollkommen da- 
neben. Denn es ist nicht wahr, dass der Zentralverband alle 
die errungenen Vorteile auf sein Konto zu buchen hat, sondern 
es kommt ein grosser Teil der für die Techniker herausgeholten 
Errungenschaften auf das Konto der im Zentralverband mit- 
wirkenden Bundeskollegen. Wenn auch der Bund als 
Wahlkörper zur Gemeindebeamtenkammer anerkannt ist, be- 
steht gar keine Berechtigung mehr für die Behauptung, dass 
der Butab nicht in der Lage sei, den $ 66 des Gemeindebeamten- 
besoldungsgesetzes und das „gesetzlich garantierte Schieds- 
gericht“ auch auf seine Mitglieder anzuwenden, Denn unter 
den von der Gemeindebeamtenkammer zu _ernennenden 
21- Schiedsrichtern und 10 Ersatzmännern „sollen die hauptsäch- 
lichsten Berufsuntergruppen vertreten sein“ ($ 3 der Kreis- 
Wir haben also ein gutes Recht dar- 
auf, auch Techniker und zwar Bundesmitglieder, unter 
diesen 21. Schiedsrichtern zu haben. 

Zu einer „Verabredung“ über die Doppelorganisation liegt 
nach vorstehendem natürlich keinerlei Grund vor. Wir sehen 
uns aber gegenüber den wahrheitswidrigen Behauptungen in der 
Gemeindebeamtenzeitung gezwungen, darauf Pa dass 
das bei den Verhandlungen im Sommer entworfene „Abkofnmen“ 
von uns niemals sanktioniert ist und auch vom Ausschuss des 
Zentralverbandes der Gemeindebeamten Bayerns abgelehnt 
wiirde. 

Was der „Komba“ seinen Mitgliedern vorzusetzen wagt. 
Nummer 6 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ enthält fol- 
gende Notiz: 

„Die Freudeam Streik. Auf einer Versammlung der Ortsgruppe 
Erfurt des „Bundes der technischen Angestellten und Beamten“ am 13. Januar 
d. J. stellte der Redner dieses Bundes, Geiser-Dresden, mit Bezug auf die 
Sozialisierung folgende Forderungen und Programmziele — sinngemäss — auf: 

m. » Die freien Organisationen werden das Wirtschaftsleben so heein- 
flussen, dass es zum Stillstand kommt .. .“ 

„ . „ Die radikale Welle „AfA“ wird vor dem Gensralstreik nicht zurück- 
schrecken .. .“ 

uw. . Gemeinsame Arbeit mit den politischen Parteien, die die, Voll- 
sozialisierung wollen .. .“ (Anm.: Das wollen nur die U, S. P. D. und die 
Kommunisten.) 

„m. .Lohnaufbesserungen sind Nebensache, der „Bund 
der technischen Angestellten und Beamten“ hat höhere ideale Ziele, nämlich 
die ee des Wirtschaftslebens auf sozialistischer Grundlage . . .“ 

Unser Verband („Komba“) betrachtet es im Gegensatz zu diesem „Butab"- 
Programm als eine seiner Hauptaufgaben, den Beamten und Dauerangestellten 
ein auskömmliches Gehalt und wirtschaftliche Sicherung zu erringen, damit sie 
sich freudig und mit aller Kraft, sowohl im Rahmen ihrer amtlichen Funktionen, 
wie ausserhalb ihres Amtes als freie Staatsbürger und Anhänger gleichviel 


welcher politischen Partei am Wiederaufbau unseres Wirtschaftsiebens be- 
teiligen können, damit es nic ht zum Stillstand kommt, sondern mehr und 


mehr gesundet. Dr. Ha“ 
Dass unser Kollege Geiser derartigen blühenden Unsinn, 
wie er ihm hier — wohlweislich heisst es „sinngemäss“, weil 


der anonyme Finsender sich seiner selbst nicht ganz sicher ist 
— in den Mund gelegt wird, nicht gesagt hat, liegt für jeden, der 
unsere und die freigewerkschaftliche Bewegung kennt, klar auf 
der Hand. Die angeblichen Zitate können nur dem Kopf eines 
Komba-Mitgliedes entsprungen sein, das auch nicht den gering- 
sten Schimmer von den aufgeworfenen Fragen hat oder dem die 





“teur der 


Nr. 6 
Angst vor der „radikalen Welle AfA“ (!!) bereits phantasieren 
lässt. Und dann schwenkt der „parteipolitisch neutrale“ Redak- 
„Rundschau“, der Dr. der Staatswissenschaften 
Haneld, noch das rote Tuch: „Das wollen nur die U.S.P.D. 
und die Kommunisten“, obwohl er weiss oder doch wissen 
müsste, dass die kommunistischen Parteien Gegner des So- 
zialisierungsvorschlages I, also der Vollsozialisierung des Berg- 
baues sind, die beiden sozialdemokratischen Parteien, also auch 
die S. P. D., aber dafür sind. Doch das würde ja die Wirkung 
abschwächen! 


Weise Neutralität. Wir lesen im „Behörden-Angestellten“, 
dem Organ des Zentralverbandes der Angestellten für seine 


Mitglieder im Behördendienst: 


„Der im Fahrwasser der Deutschen Volkspartei schwiin- 
mende Vorstand "des Verbandes der Kommunalbeamten treibt 
seine nach aussen immer und immer wieder betonte politische 
Neutralität sogar so weit, dass er sich ınit einer längeren Vor- 
schlagsliste für die Aufstellung der Kandidaten zur Landesliste 
für die preussischen Landtagswahlen an eine sozialistische Par- 
tei wendet. Wie mag dem armen Herrn Ehrmann, der so tapfer 
den Zentralverband der Angestellten als sozialistisch schmält, 
zumute gewesen Sein, als er seine Unterschrift unter die Vor- 
schlagsliste setzte? Oder sollten die Herren Ehrmann, Scheibig 
nun mit einem Male Sozialdemokraten vom Schlage der Könitz, 
Rohloff usw. geworden sein? U. A. w. &, Herr Stadtrat 
Dr. Ehrmann!“ 


Der Zentralverband der Gemeindebeamien Bayerns und die 
Angestellten. Auf unsere Notiz in Nr. 1 des „Technischen Ge- 
meindebeamten“ geht uns aus Kreisen der Münchener Ma- 
gistratsangestellten nachstehende Mitteilung zu, die wir unseren 
Mitgliedern nicht vorenthalten wollen, da: sie‘ charakteristisch 
für das Wesen aller Gemeindebeamten-Verbände ist: 

„Der Z.-V. der Gemeinde hbeamten bzw. die Gewerkschaft der 
Gemeindebeamten München organisiert nicht allein nur Beamte, sondern auch 
Angestellte der Gemeinde aller Berufe, Er entledigt dieser 
ihrer Beiträge, fordert auch 100 M. Kampffonds, behandelt sie aber als Mit- 
glieler 2. Kl. und zwar in der Weise, dass diese bei wichtigen Gelegenheiten, 
wie Abstimmung zur Besoldungsordnung, Wahl zur Gemeindebeamtenkammer: 
nichtstimmberechtigt sind. Das hat zwar die Dummen, die nicht 
‘alle werden, sehr verdrossen, sie sind aber in der Mehrzahl dabei geblieben, 
um sich für nichts weiter aussaugen zu lassen. Wegen Nichtzahlens der 
100 M. wird ihnen mit dem Rechtsanwalt gedroht usw. Ferner wurden diese 
Mitglieder 2. Kl., wenn sie eine „gewerkschaftliche“ Vertretung benötigen, 
jählings von dieser „Auch-Gewerkschaft“ im Stiche gelassen. Die 
Kriegsteilnehmer (Angestellte) stellten die Ffage, ob der Z.-V. überhaupt ihre 
Interessen mitvertreten will, was direkt v erneint wurde. Sie haben des- 
ha’b dem Z.-V. sofort den Rücken gekehrt. Der Beitrag war umsonst ge- 
leistet. Bei einer Kündigung rührt sich trotz Einspruchs des Betriebsrates der 
Z-V. nicht. In einem Fall hat dann der Zentralverband der Angestellten sich 
des Verlassenen angenommen (war 7 Jahre bei der Gemeinde). Das nur 
einige Beispiele. Als Gewerkschaft können daher weder der Z.-V. der Ge- 
meindebeamten noch die Münchener Gemeindebeamten- „Gewerkschaft“ ange- 
sprochen werden. Die M. G.-B-Gew. wurde des öfteren schon als Harmonic- 
verband oder gar als „Einkaufsgenossenschaft für billige Salzheringe“ hin- 


gestellt.“ 


Kommentar überflüssig! a 


Gemeindebuumeisterstelle. 


der Industriegemeinde Wiebelskirchen mit rund 9000 Seelen ist voraus- 
sichtlich in Kürze zu besetzen. Erforderlich ist längere i 
Erfahrung in allen Zweigen des Hoch- und Tiefbaues, insbesondere 
gute Kenntnisse auf dem Gebiete des Kleirwohnungswesens. Erwünscht 
ist einige Kenntnis des Gasfaches, da Stelleninhaber die Verwaltung 
des Gaswerkes übernehmen soll. Energische und umsichtige Persönlich- 
keiten kommen nur in Frage. Die Vergütung war bisher nach Gruppe 9 
der staatlichen Besoldungs-Ordnung. 

Anstellung zunächst auf einjährige Probedienstzeit. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnissen sind bis zum 
15. Febiuar d. J. an den Unterzeichneten einzureichen. ' 

Persönliche Vorstellung vorab nicht gewünscht. 


Wiebelskirchen, den 26. Januar 1921. : 
Der Bürgermeister. 
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Nummer 7 


Die Baupolizei in Gross-Berlin 


Die Bildung der Stadtgemeinde Gross-Berlin macht auch die 
Neugestaltung der Verwaltung der städtischen Baupolizei, die 
einheitliche Zusammenfassung der zurzeit verschieden verwal- 
teten Baupolizeiämter dringend erforderlich. Verfehlt war es 
bisher, den polizeilichen Charakter der Baupolizei be- 
| sonders in den Vordergrund zu rücken und deshalb bei ihr Be- 
| ziehungen mit dem Polizeipräsidium herzustellen; ver- 
jehlt istesaber auch, die Baupolizei in sich selbständig 
zu gestalten und sie dem Wohlfahrtsministerium 
direkt zu unterstellen, nur zu dem Zweck, um jeglichen Einfluss 
der städtischen Körperschaften auszuschalten und sie unter 
Leitung von Juristen zu belassen. 

Beiden Bestrebungen lagen falsche Voraussetzungen zu- 
grunde sowie eine Missverkennung des Charakters und der Auf- 
gaben der städtischen Baupolizei. 

Zunächst ist es notwendig, festzustellen, dass die städtische 
Baupolizei vor allem eine durchaus technisch e Behörde ist; 
| das polizeiliche und iuristische Moment ist erfahrungsgemäss 

bei ihr ganz gering und kommt daher erst in zweiter Linie. 
Die Baupolizei hiesse besser „Städtisches Bau- 
prüfungsamt“ Die Aufgaben der Baupolizei sind einer- 
seits technisch-konstruktiver Art; sie bestehen ferner in der 
technischen Durchführung der Bauordnungsvorschriften, sie er- 
fordern aber vor allem eine Berücksichtigung von: kaufmännisch- 
wirtschaftlichen, gewerblichen, künstlerischen und städtebau- 
lichen Gesichtspunkten. Die Baupolizei kann sich also keines- 
Sjalls von der Stadtverwaltung loslösen, wenn 
sie nützliche, fruchtbringende Arbeit leisten soll; sie darf nicht 
| wie ein Fremdkörper innerhalb der städtischen Organe wirken; 
| sie muss im Gegenteil bei aller Wahrung ihrer Selbständigkeit 
| als städtische Behörde zur Erzielung einer den städtischen Ver- 
| hältnissen angepassten Bauordnung sowie einer in Ueberein- 
stimmung mit dem Bebauungsplan aufgestellten Bauklassen- 
einteilung — alsa zwecks Berücksichtigung städtebaulicher 
Grundsätze — in Fühlung zu einem städtischen Baudezernat ge- 
bracht werden. Fachmännisch erscheint ihre selbständige An- 
| lehnung an das neugegründete technische Dezernat für Städte- 
| bau und Siedlungswesen*) am richtigsten. Denn die 
städtische Baupolizei soll in dem neuen Gemeinwesen nicht nur 
eine polizeilich abwehrende, sondern vor allem eine auf- 
bauende Tätigkeit ausüben, zum Nutzen der gesamten Be- 

‘ völkerung und des Baugewerbes von Gross-Berlin. Die polizei- 
liche Exekutive der Baupolizei könnte wie bisher dem Ober- 
bürgermeister unterstehen, der sie seinerseits an die Bauamts- 
verstände weitergibt. 


Der technisch städtebauliche Geist wird bei der Baupolizei 
jedoch erst dann zur Geltung kommen, wenn die Baupolizei in 
Gross-Berlin endlich einen technischen Leiter erhält. 
Auf dieser Hauptforderung muss mit allem Nachdruck bestan- 
den werden. Die Baupolizeibeamten Deutschlands haben den 
technischen Leiter auf ihrer letzten Tagung vor kurzem ein- 
stimmig verlangt. Alle grossen Verbände des Baugewerbes in 
Gross-Berlin sowie die Beamten der Baupolizei daselbst stehen 








*) Auszug aus der Broschüre „Die Technik im neuen Berlin“, S. 33 
unter „3. Die Deputation für Siedlungs- und Wohnungswesen“ 
(vergl. Nr. 3 des „Technischen Gemeindebeamten“ f.. 1921): 

„In enger Verbindung mit dem Städteplan und Bebauungsplan steht das 
Bauordnungswesen und die Baupolizei. Die Anordnung der Bauzonen und die 
Verbesserung der Bauordnung kann nur in Verbindung mit der Abteilung für 
Bebauungspläne geschehen. Die Baupolizei hat die Aufsicht und die Beratung 
über die Bauten, passt technisch also ganz in den Rahmen dieses Dezernats. 
Ein Zweig der Baupolizei, die polizeiliche Exekutive, könnte dem Oberbürger- 
meister unterstellt werden, der sie an die Vorstände der Baupolizeiämter in 
den Bezirken weitergibt. Ueberwiegend in der Baupolizei ist der 
technische Charakter. Sie bedarf demzufolge auch eines technischen 
Leiters. Durch Uebernahme in die städtische Verwaltung wird die Bau- 

lizei zukünftig die Aufgaben haben, auf die Herstellung guter zweckmässiger 
auten hinzuwirken, die bei sparsamer Einfachheit der Äesthetik und dem 
Städtebau genügen,“ 





Der technische ( 


Berlin, den 18. Februar 1921 


emeindeheamfe 
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geschlossen hinter dieser Forderung. In zahlreichen Gross- 
städten ist die Baupolizei längst städtisch und mit einem tech- 
nischen Leiter versehen. Berlin hinkt anderen Städten in dieser 
Hinsicht nach. Für den bisherigen iuristischen Leiter, der noch 
vom Polizeipräsidium übernommen ist, bietet sich durch Aus- 
tausch an anderer Stelle Beschäftigung im Stadtdienst genug. 
Es wäre Sparsamkeit am unrechten Fleck, seinetwegen die 
richtige Gestaltung der Baupolizei in städtischem und 
technischem Sinne zu behindern. Für die Bürgerschaft und 
das Baugewerbe stehen zu grosse Werte dabei auf dem Spiel, 
als dass man sie durch verstaubte, polizeilich-juristische Eng- 
herzigkeit alten Stils knebeln könnte. Es darf wohl erwartet 
werden, dass Stadtverordnetenversammlung und Magistrat in 
Verbindung mit dem Volkswohlfahrtsministerium den obigen be- 
rechtigten Forderungen nunmehr entsprechen. 


— m, 
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Die Bedeutung des Technikers für Staat und Gemeinde. 
Die „Bayrische Staats-Zeitung“, die „Münchener Post“, die 
„Schwäb. Volksztg.“ u. a. gaben nachstehende Zuschrift eines 
Mitglieds unseres Bundes wieder, die wir, weil sie die kurz- 
sichtige Stellung von Staat und Gemeinde zur Wertung des 
Technikers auch vom Gesichtspunkte der Allgemeinheit 
kennzeichnet, hier wiedergeben: 


Der fast auf allen Gebieten unseres Wirtschaftslebens immer 
deutlicher in die Erscheinung tretende Rohstofimangel verlangt 
kategorisch, dass die vorhandenen Quantitäten von Rohstoffen 
zu möglichst hochwertigen Qualitätswären verarbeitet werden. 
Anderseits ist grösste Sparsamkeit bei der Verwendung des Ma- 
terials geboten. Zusammenfassend kann daher gesagt werden, 
dass unter denkbar geringem Aufwand an Material, als auch an 
maschineller und menschlicher Energie möglichst grosse Kapital- 
werte geschaffen werden sollen. Beides hat die planmässige 
wissenschaftliche Erforschung der Materialbeschaffenheit und 
der Bearbeitungsmethoden als auch die systematische und prak- 
tische Anwendung der Ergebnisse dieser Untersuchung zur Vor- 
aussetzung. Von jeher war der Techniker mit der Lösung dieser 
wichtigen Probleme betraut, ohne dass es diesem Berufe auf der 
anderen Seite gelang, sich die Anerkennung zu verschaffen, die 
ihm auf Grund seiner enormen Bedeutung für unser Wirtschafts- 
leben zukommt. 

Staat und Gemeinde als Arbeitgeber sind ganz beson- 
ders bemüht, ingänzlicher Verkennungdes Wertes 
der technischen Arbeit für die Staats- und Gemeinde- 
betriebe, diese Anerkennung zu versagen. Diese Tatsache 
kommt ganz besonders in den abgeschlossenen T ariiverträgen, 
als auch in der Besoldungsordnung zum Ausdruck. In 
den weitaus meisten Fällen wird der Techniker gehaltlich 
schlechter gestellt, wie die entsprechenden Kategorien der Ver- 
waltungsbeamten und Angestellten. Ferner stellt der Modus, 
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nach welchem die Berechnung der Dienstiahre erfolgt, wonach 
beispielsweise die praktische Tätigkeit in privaten Betrieben 
vor Antritt des Staats- und Gemeindedienstes gänzlich unberück- 
sichtigt bleibt, eine grosse Härte für die technischen Staats- und 
Gemeindebeamten und Angestellten dar. Hierzu ist zu bemer- 
ken, dass die von dem einzelnen Techniker gesammelten prak- 
tischen Erfahrungen dem Staat oder der Gemeinde ganz ausser- 
ordentlich zugute kommen, wobei nur einmal auf das Bauwesen 
und das damit in Zusammenhang stehende Wohnungsproblem 
hingewiesen wird. Es erscheint deshalb am Platze, einmal auf 
die nachteilige Wirkung einer solchen Behandlung der techni- 
schen Staats- und Gemeindebeamten und Angestellten hinzu- 
weisen. Abgesehen von der zweifellos durch eine solche Ver- 
kennung der ‘technischen Arbeit eintretende Herabminderung 
der Arbeitsfreudigkeit der einzelnen Techniker, wird sich jeder 
Vater, wenn er vor die Frage der Berufswahl seines Sohnes 
gestellt wird, überlegen, ob er diesen einem Berufe, der so wenig 
Anerkennung findet-und anderseits so. erhebliche Ausbildungs- 
kosten fordert, zuführt. Sollen die weittragenden Folgen einer 
solchen Auffassung für unser Wirtschaftsleben verntieden wer- 
den, so müssen sich Staat und Gemeinde ent- 
schliessen,ihre Auffassung, diesie offensicht- 
lich von der technischen Arbeit häben, einer 
Revision zu unterziehen. Soll der Weltruf der deut- 
schen Techniker wieder erobert werden, so muss die unerläss- 
liche Voraussetzung hierfür die richtige Anerkennung und die 
richtige Bewertung der technischen Arbeit unbedingt gegeben 
sein. Nur dann: wird sich das Heranziehen eines geeigneten 
Nachwuchses an Technikern- und Ingenieuren ermöglichen lassen. 


Eine recht „neugierige“ Stadtverwaltung scheint der Ma- 
gistrat in Gollnow zu sein, der in Nr. 49 der Schwartzschen 
Vakanzen-Zeitung zum 1. Januar 1921 einen Stadtbau- 
meister zu dem fürstlichen Gehalt der Gruppe 8 (acht) der 
staatlichen Besoldungsordnung süchte. Einem Bundeskollegen, 
der sich um die Stelle bewarb, wurde ein vier Aktenseiten 
langer, gedruckter Fragebogen zur Ausfüllung übersandt, der an- 
scheinend noch aus der „guten, alten Zeit‘ übernommen ist. Jeden- 
falls deuten die eingehenden Fragen nach dem „Militärverhältnis“ 
einschl. der ‚militärischen Betätigung“, „Beförderung“, dem 
jetzigen „Titei (Rang)“ und nach. der „vorgesetzten Dienst- 
behörde“ und dem „ietzt zuständigen Bezirkskommando“ darauf 
hin. Abgesehen von diesen „Schönheiten“ des Fragebogens 
halten auch wir ey von wesentlicher Bedeutung für die Beurtei- 
lung der praktischen Erfahrung eines zukünftigen Stadtbau- 
meisters, wenn die Stadtverwaltung ganz genau informiert ist 
über die „Mädchennamen der Mutter und Ehefrau“, den „Stand 
des Vaters“, über „Konfession“, „Orden und Ehrenzeichen“ und 
„Bestrafungen“. Etwas eigenartig berühren aber die eingehende 
Frage nach etwaigen „Schulden“ (bejahendenfalls mit „beson- 
derem Verzeichnis“ und den „nötigen Erklärungen“), nach 
etwaigem „Vermögen“ und den „gegenwärtigen Gehaltsbezügen“. 
Und alle diese Angaben soll dann den Bewerber auch noch „der 
Wahrheit gemäss und nach bestem Wissen und Gewissen“ aus- 
füllen und bekräftigen. — Wenn auch die Stürme der neuen Zeit 
an dem etwas abseits vom Weltgetriebe belegenen pommer- 
schen Landstädtchen vorübergebraust sein sollten, etwas mehr 
Anpassung an den Geist des heutigen Deutschland sollte man 
auch von dem Magistrat in Gollnow erwarten dürfen. 


x 


Aus anderen Verbänden 


„Was ist daran schuld,“ dass’die Techniker bisher 
noch nicht die richtige Einschätzung bei der 
Besoldungsreform gefunden haben? Der Säch- 
sische Gemeindebeamtenbund antwortet hierauf in 
Nr. 2 seiner Verbandszeitung vom 17, Januar 1921 auf Seite 31: 

„Das lässt sich mit wenigen Worten sagen: 

1. Die Gleichgültigkeitder Techniker, mitder 
sie allen verwaltungsmässigen und politischen Dingen gegen- 
überstehen, die auch dazu führte, dass sich die Techniker im 
Gegensatz zu den übrigen Beamten erst verhältnismässig spät 
zu Standesvereinen zusammenfanden, um ihre Belange gemein- 
sam in die Hand zu nehmen. 

2. Die Mannigfaltigkeit ihrer Ausbildung, die viele Techniker 
leider zur Selbstüberhebung, und zur unrichtigen Einschätzung 
des Wertes anderer Berufsgenossen und damit zur gegen- 
seitigen Bekämpfung bis zur Selbstzerflei- 
schung verleiten. Diese Zerfahrenheit der technischen Kreise 
hat erst in allerjüngster Zeit erfreulicherweise etwas nachge- 
lassen, nachdem sich die Amtsgenossen in Berufs- und Standes- 
vereinen kennen und schätzen gelernt hatten. Allerdings ist auf 
diesem Gebiete der Zusammenfassung aller Tech- 


Nr R- 


niker zu einem einheitlichen Körper noch recht 
viel Arbeit zu tun übrig, die wohl des ‚Schweisses der Edlen 
wert‘ . ist.“ ee 

Das sagt der. Sächsische Gemeindebeamtenbund, der 'in 
einem Atemzuge mit diesen Ausführungen die weitere 
ZersplitterungderTechnikerschaft in ein Dutzend 
Beamtenorganisationen fordert. Er beweist damit, dass er die 
Techniker zur Ohnmacht bringen will, um die unbe- 
quemen Forderungen unserer Kollegen desto sicherer herab- 
drücken zu können. 


Lügenfeldzug. Unter dieser Ueberschrift leugnet der 
Komba, wie es auch nicht anders zu erwarten war, ab, dass 
er die Kollegen Händeler und Hornbostel durch das Angebot 
von. Beamtenstellen an sich zu fesseln versucht hat. Herr 
Ehrmann muss ein recht kurzes Gedächtnis haben, wenn 
er diese Tatsachen „von Anfang bis zu Ende eine glatte Er- 
findung“ nennt. Er hätte auch sicher die Verhandlungen mit 
Daaser „vergessen“, wenn nicht dieser frühere Geschäfts- 
führer des Verbandes deutscher Berufsfeuerwehrleute bereits 
beim Komba angestellt worden wäre. So muss er diese 
schmutzige Handlungsweise zugeben, allerdings wieder unter 
Hinzufügung einiger Unwahrheiten, von denen nun allerdings 
nicht feststeht, ob sie vom Komba oder von Laaser ausgehen. 
Danach soll Laaser ein erklärter Gegner der Faka-Gründung 
gewesen sein, derselbe Laaser, der nach dem Protokoll der 
Tagung des Feuerwehrverbandes in Cassel gesagt. hat: 


„Mein persönliches Ideal ist die Zusammenarbeit von Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern in einer Gewerkschaft, wie 


wir es Gott sei Dank bei uns im Verbande haben. ... Für. 
uns kann es nicht zweifelhaft sein, nach welcher Richtung hin * ; 


wir uns orientieren müssen, zumal sie uns ja durch die Ver- 
bindung mit der AfA und dem Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaftsbund, welche gewerkschaftliche Organisationen sind, ge- 
geben ist. .... Lassen Sie sich bei Ihren Entschlüssen leiten 
von den vier Hauptpunkten einer ‘iewerkschaft: Solidarität, 
Disziplin, Ueberzeugungstreue und Opfermut.“ 


Und der Mann ging dann mit seiner Ueberzeugungstreue 
zum Komba und bekämpft den AfA-Bund und den A.D.G.B,, 
nachdem er dem Vorstandsbeschluss zur Gründung der Faka 
zugestimmt und noch am 16. 12. 20 in Magdeburg einen 
Vortrag für die Faka gehalten hatte. Der Mann ist gerichtet! 


Den Gegenhieb gegen uns sucht nun der Komba mit der 
Behauptung zu führen, „dass der Butab zwei badische Tech- 
niker, die Vorsitzende von Ortsgruppen des Zentralverbandes 
(der Gemeindebeamten) sind, insgeheim hat als seine Verbands- 
beamten anwerben wollen, um dadurch unter den badischen 
Technikern Boden zu gewinnen“. Diese Behauptung ist der 
Gipfel der Perfidie! Gewiss haben wir mit zwei badischen 
Kollegen in diesem Sinne gesprochen, und zwar mit zwei Kol- 
legen, die Mitglieder unseres Bundes sind. Aller- 
dings gehören sie, wie viele badische Kollegen, auch dem 
Zentralverband der Gemeindebeamten an. Das ändert aber an 
der Tatsache nichts, dass es unsere Mitglieder sind, von denen 
eines sogar. unserem badischen Landesausschuss bisher ange- 
hörte, also auch an führender Stelle in unserem Bunde stand. 


Mit solchen Mitteln arbeitet der Komba. Aber die Ueber- 
schrift der Notiz hiess ja auch: Lügenfeldzug! 


Aus dem Bunde a 


Der technische Beamte in der städtischen Besoldungs- 
ordnung. Unter diesem Titel hat die Gauverwaltung West- 
deutschland gemeinsam mit Ortsverwaltung und Fachgruppe 


‚Köln eine Denkschrift über die Lage der Gemeindetechniker bei 


der Stadt Köln herausgegeben. Es wird darin die Bedeutung 
des Technikers in der Stadtverwaltung dargelegt, aber auch 
gleichzeitig gezeigt, wie der Techniker gegenüber dem Ver- 
waltungsbeamten zurückgesetzt ist. Im Friedenszeiten über- 
stieg in Köln der städtische ‚Ingenieur und Architekt den da- 
maligen Oberstadtsekretär im Endgehalt um 200 M. Jetzt ist 
der „Stadttechniker“ mit dem Stadtsekretär anscheinend gleich- 
gestellt, in Wirklichkeit aber nicht, da der frühere Stadtsekretär 
jetzt Oberstadtsekretär und der frühere Oberstadtsekretär jetzt 
„Oberstadtsekretär als Bureauleiter“ ist. Ferner wird. der 
Stadtsekretär der Besoldungsgruppe VII zwangsläufig nach 
10 Jahren Oberstadtsekretär, während sich in der Gruppe VII 
Techniker. befinden, die mehr als 15 Jahre im Dienste der Stadt 
tätig sind! So hat der Komba die Interessen der Techniker 
vertreten! Die Denkschrift entwirft in Anlehnung an die vom 
Butab aufgestellten Grundsätze einen Eingruppierungsplan und 
fordert die Hinzuziehung des Butab bei den bevorstehenden 
Verhandlungen. 
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Der „gewerkschaftliche“ Sächsische 


emeindebeamtenbund 


Unsere sächsischen Kollegen: haben sich in den letzten 
Wochen wiederholt mit dem technikerfeindlichen und ungewerk- 
schaftlichen Verhalten des S.G.B:; befasst. Sie haben in der 
Werbewoche ein Flugblatt an die Gemeindetechniker Sachsens 
gerichtet, dass die Tätigkeit und gewerkschaftliche Qualifikation 
des 5. G. B. scharf unter die Lupe nahm, wie wir uns auch in 
Nr. 4 des „Technischen @emeindebeamten“ mit der gleichen 
Sache befasst haben. Unter der Ueberschrift: „Butab“ und 
„aka“ befasst sich nun die Nummer 3 vom 1. Februar 1920 der 
„sächsischen Gemeindebeamtenzeitung“ mit dem obenerwähnten 
Flugblatt. Wer aber glaubt, der S. G. B. wagte eine sachliche 
Widerlegung der berechtigten Angriffe unseres Bundes, der ist 
von dieser Erwiderung bitter enttäuscht. Getreu den Methoden 
seiner gelben Brüder in der Angestelltenbewegung betet der 
S. G. B. all die Anwürfe gegen unseren Kollegen Aufhäuser, der 
übrigens bis jetzt an den Autseinandersetzungen in der Beamten- 
bewegung unbeteiligt war, nach unter dem Motto: Nur immer 
tüchtig verleumden, etwas wird schon hängen bleiben. 

Mit Argumenten aus der „Deutschen Werkmeisterzeitung“ 
glaubt der S. G. B. den bösen „Butab“ -totschlagen zu können. 
Aufhäuseraversucht er als blutdürstigen U. S. P. D.-Mann hinzu- 
stellen, der die freigewerkschaftliche Angestellten- und Beamten- 
bewegung in parteipolitisches Fahrwasser bringen wolle. Der 
Verfasser der Entgegnung in der „S. G. Z.“ weiss sehr genau, 
dass Aufhäuser nicht nur 1918 sich ganz entschieden für die 
parteipolitische Neutralität der Gewerkschaften ausgesprochen, 
sondern auch heute noch mit mindestens derselben: Entschieden- 
heit für die parteipolitische - Neutralität der freien Gewerk- 
schaften ständig eintritt und auch selbst danach handelt. Be- 
wusst entstellt der S. G. B. die Tatsachen, nur weil er damit 
glaubt, den technischen Gemeindebeamten ein Köderungsmittel 
hinwerfen zu können, damit sie von dem schändlichen Verrat 
des S. G..B. an den Technikerinteressen nichts merken sollen. 

Und dann singt der S. G.B. ein hohes Lied auf seine Leistun- 
gen. Er habe die Techniker bei allen Verhandlungen vertreten, 
er habe versucht, mit uns eine gemeinschaftliche Tätigkeit auf- 
zunehmen. Sehr richtig gesteht er dabei allerdings ein, dass 
das nur von Fail zu Fall, d. h. dann geschehen sollte, wenn der 
S. G. B. die Techniker al$ Vorspann für seine Dienste benötigte. 

Bewusst unterlässt es aber auch hier der S. G. B. folgendes 
zu sagen: 

Im November 1919 wurde wegen. evil. Abgrenzung der 
Werbegebiete und Eingehen von Gemeinschaftsarbeit an den 
damals auf dem Wege zur Gewerkschaft befindlichen S. G. B. 
herangetreten. Es wurde zunächst in Vorverhandlungen einge- 
treten und dabei beschlossen, bis zum Abschluss der endgültigen 


' Verhandlungen eine gegenseitige Bekämpfung zu unterlassen. 
' Was tat der S. G. B.? Am gleichen Tage trat sein damaliger 
| Führer Liebau in einer Versammlung gegen unseren Bund auf. 
' -— Im März 1920 fanden erneut Verhandlımngen statt. 

. rektor Schubert nahm unsere Vorschläge entgegen und wollte 
. sie seinem Vorstande schnellstens unterbreiten. 
der S. G. B.? Er liess uns ohne jede Nachricht und wollte so 


Der Di- 
Was aber tat 


nur verhindern, dass wir, solange die Besoldungzsreform 
 Schwebte, mit ihm zu einer Klärung kommen, denn er fürchtete 
unsere positive Arbeit, die ihm die Werbemöglichkeit unter den 
technischen Gemeindebeamten genommen hätte. Mehrfach von 
uns und dem Sächsischen Polizeibeamtenverband gemahnt, blieb 
jede Antwort des S. G. B. aus. Was aber tat er in der 
Zwischenzeit? 
| Von uns an die Sächsische Regierung gerichtete Eingaben 
wusste der S.. G. B. vom ordnungsgemässen Wege abzubrineen 
und masste sich das Recht der Begutachtung an. Das ist von 
‚uns einwandfrei festgestellt und dem S. G. B. unterbreitet wor- 
den. Dem war natürlich die Aufdeckung seines ungewerkschaft- 
lichen Verhaltens äusserst unangenehm, und er brachte schleu- 
nigst wieder das Märchen von seinem Willen zur Verständigung 
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zum Ausdruck. Direktor Schubert wollte bei seiner nächsten 
Anwesenheit in Leipzig selbst auf unserer Geschäftsstelle vor- 
sprechen, was natürlich nicht geschah, trotzdem er noch eine 
schriftliche Bestätigung \dieser Unterredung durch unsere Leip- 
ziger Geschäftsstelle erhielt. 

In seinem „Butab und Faka“ überschriebenen Wutausbruch 
vermeidet es natürlich der S. G. B., sich auf diese Kernpunkte 
einzulassen, obwohl wir sie schon in unserem Flugblatt be- 
tonten. Gerade das Verhalten bei der Behandlung der Bundes- 
eingaben an die Sächsische Regierung stempelt aber den S.G.B. 
zu deutlich zur gelben Organisation. 

Wer die Dinge kennt, dem kann der „S. G. Z.“-Artikel nur 
ein Lächeln ob der Dreistigkeit abringen, wenn man bedenkt, 
dass in diesem uns Lüge usw. vorgeworfen wird, lediglich zum 
Verdecken der gewerkschaftlichen Unzuverlässigkeit desS.G.B. 


Rundschau 
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Tarifverträge 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge... InNr.9 des „Reichs- 
Arbeitsblattes“ sind nachstehende Bekanntmachungen 
veröffentlicht: 

I, Anträge auf Verbindlicherklärung für 
zwei Nachträge vom 6. 7. 20 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
"vom 5 5.20 zwischen dem Arbeitgeberverband der kommunalen Selbst- 
verwaltungen des Regierungsbezirks Breslau und den Angestelitenver- 
bänden (Butab u. D.W.V.) für das Gebiet des Regierungs- 
bezirks Breslau. Einspruchsfrist bis 1. 3. 21. 
II. Ausgesprochene Verbindlicherklärung für e 
arifvertrag vom 25. 10. 20 zwischen dem Arbeitgeberverband der 
Gemeinden und Kommunalverbände des Regierungsbezirks Liegnitz und 
den Angestelltenverbänden für die Angestellten bei den Verwaltungen 
der Gemeinden und Kornaalverieinde für das Gebiet des 
Regierungsbezirks Liegnitz mit Wirkung vom 1. 1. 21. 


Ueber. die : rechtliche Wirkung der Verbindlicherklärung 
vergl. Nr. 6 des „Techn. Gemeindebeamten“, sowie die Notiz 
in Nr, 2 der Beilage „Recht und Rechtspraris“ zur „D. T. Z.“ 


Aus anderen Verbänden 


Neue Amtsbezeichnungsvorschläge des preussischen Kom- 
munalbeamten-Verbandes. In Nr. 8 der „Rundschau“. veröffent- 
licht der Komba einen ganz neuen Vorschlag über Amtsbezeich- 
nungen, die an keiner Stelle mit der Reichsbesoldung kolli- 
dieren (mit Rücksicht auf das Sperrgesetz). Die Vorschläge 
sind besonders für die Techniker so schön, dass wir sie zur 
allgemeinen Kenntnis unserer Mitglieder bringen. Als zukünf- 
tige Amtsbezeichnung wird vorzeschlagen für: 


Besoldungsgruppe I: Bauamtsgehilfe, 
en I: Bauschafier, 
= II: Bauwart, 
ZN IV: Bauwerkmeister, 
I V: Bauhilisführer, 
a VI: Baumitführer, 
ki VII: Bauführer, 
di VII: Bauverwalter, 
a IX: Bauamtmann, 
a X: Bauratmann, 
35 XI: Baurat, 
= XU: Bauratsherr. 


Weiter geht’s nicht, weil in Gruppe XIII der Herr „Bürger- 
meister“ erscheint, der — natürlich — den Verwaltungsbeamten 
vorbehalten bleibt. Die Tafel enthält — wie ein Blick zeigt — 
etwas ganz Neues. Von geradezu „klassischer Schönheit“ sind 
die neuen Vorschläge für die Gruppen V und VI. Die dort auf- 
geführten Amtsbezeichnungen haben auch noch den grossen 
Vorzug, dass man die einzelnen Silben nach Belieben umstellen 
kann,. etwa in „Hilfsbauführer‘“, „Bauführergehilfe“, „Mitbau- 
führer“, „Mittelbauführer“ usw.! Wir sind dem Komba natürlich 
ausserordentlich dankbar für seine „sachverständige‘“ Mitarbeit, 








denn unsere Phantasie war tatsächlich etwas ins Stocken ge- 
raten. Wir würden aber doch empfehlen, diese „Amtsbezeich- 
nungea”“ mindestens unter Gebrauchs-Musterschutz 
stellen zu lassen, damit nicht etwa von anderer Seite der „Er- 
folg“ dieser Glanzidee dem Komba streitig gemacht werden 


kann. 


Wie der „Komba“ für seine Techniker arbeitet. Am 
16. d.M. fand in Königsberg eine Fachgruppensitzung der 
Komba-Techniker statt, zu der auch unsere Mitglieder eingeladen 
waren. Der 1. Vorsitzende des Ortsvereins, Stadtobersekretär 
Behrendt, erstattete Bericht über die Beratungen des 
Beamten-Ausschusses mit dem Magistrat über die Revision 
der Besoldungsordnung, wobei er als „sehr 


lobenswert“ bezeichnete, dass es „diesmal bei den Bera- 


tungen mit dem Magistrat zu keinem Kampfe zwischen 
Verwaltungsbeamten und Technikern gekommen‘ sei. Hierzu 
hätte vor allem „eine Erklärung des Bürgermeisters Dr. Gör- 
deler-beigetragen, wonach der Magistrat nicht ge- 
willt sei, weitergehende Forderungen zu be- 
willigen“ Diese „weitergehenden Forderungen“ waren 
natürlich die der Techniker, deren Ablehnung durch 
den Magistrat also der Komba-Vorsitzende noch als „sehr 


-jobenswert“ bezeichnete. Als in der Aussprache dann Kol- 


lege Naumann darauf hinwies, dass diese Aeusserung des 
Bürgermeisters gar keinen Grund dafür hätte bilden dürfen, 
dass die Komba-Vertreter sich nicht mit aller Macht für die 
Forderungen ihrer Technikermitglieder hätten ein- 
setzen müssen, wurde er wiederholt vom Versammlungsleiter 
„zur Sache“ gerufen und auf Punkt 2 der Tagesordnung: „Or- 
ganisations- und Standesfragen‘“ verwiesen. Nachdem man 


unseren Kollegen Naumann gezwungen hatte, seine Kritik 


abzubrechen, wurde nichtsdestoweniger dem. Komba-Mit- 
glied Goltz ohne Einspruch gestattet, in demagogischer Weise 
über unseren Bund herzuziehen und die Stellung des früheren 
Butib-Vorsitzenden, jetzigen preussischen Finanzministers Lüde- 
mann, zum Sperrgesetz anzugreifen. Zur grossen Ueberraschung 
unserer ‚Kollegen wurde jedoch bei Punkt 2 der Tagesordnung 
flach Bekanntgabe eines Rundschreibens über Fachgruppenauf- 
bau und einem Referat über eine geplante Verwaltungsakademie 
ingarkeine Aussprache eingetreten, so.dass also prak- 
tisch jede berechtigte Kritik abgewürgt war. Als sich jetzt 
unser Kollege Bräuniger zur Geschäftsordnung zum Wort 
meldete, um auf das Unparlamentarische dieser Handlungsweise 
hinzuweisen, wurde ihm eröffnet, dass er wohl „anwesend 
bleiben“ könne, aber keinerlei Veranlassung vorliege, ihn 
‚irgendwie das Wort zu erteilen“, Daraufhin zog 
er.vor, die Versammlung zu verlassen. 

Nach den bisherigen Berichten (s. auch Erfurt in Nr. 5 
des „Techn. Gemeinedbeamten“) scheint diese-Methode bei den 
Komba-Ortsgruppen allgemeine Uebung zu sein, um Kri- 
tiken und gründliche Aussprachen planmässig zu verhindern. 
Fürchtet der Komba etwa von einer solchen Aussprache Mit- 
gliederverluste? Oder fürchtet er die Auf- 
klärung seiner Mitglieder? 


Aus dem Bunde 


Bezirkskonferenzen der sächsischen Gemeindetechniker fan- 
den am 13.d. M. in Dresden und Chemnitz statt. Beide 
en waren von den Ortsfachgruppen der betreffenden 
Amtshauptmannschaften fast vollzählig beschickt.. Bei der Aus- 
$prache über die Besoldungsordnungen ergab sich, dass gerade 
die am stärksten unter dem Einfluss des Sächs. Gemeinde- 
beamten-Bundes stehenden Techniker in Riesa am schlech- 
testen abgeschnitten haben. Allgemeine Zustimmung fand 
die Gründung der „Faka“, durch die endlich eine starke Macht- 
position als Gegengewicht gegen die rückschrittlichen Bestre- 


“bungen des Sächs. Gemeindebeamten-Bundes geschaffen wird. 


Mit Hilfe der „Faka“ wird es auch gelingen, dem Techniker in 
den Besoldungsordnungen der Städte den gebührenden Platz zu 
verschaffen. 


Eine Bezirkskonferenz der nordbayerischen Gemeindetzch- 
niker fand am 13. Februar in Nürnberg statt. Am Vorabend 
war eine öffentliche Versammlung einberufen, an welcher ausser 
den Delegierten u. a. auch der Stadtsyndikus und mehrere Stadt- 
räte teilnahmen. Kollege Hornbostel sprach über „Be- 
soldungsordnung und Sperrgesetz“. Die Aus- 
sprache ergab ein geradezu erschreckendes Bild von 
der Interessenvertretung der Techniker durch den bayerischen 
Gemeindebeamten-Verband. Fast in allen Orten ist der Tech- 
niker in die Anfangsgruppe V (fünf) eingereiht worden, und 
nur wenige Kollegen in besonderen Stellungen sind bis in 
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Gruppe VII (sieben) gelangt. Die Kreisschiedsgerichte "sind 


vielfach noch nicht in Tätigkeit getreten, obschon Hunderte von 
Beschwerden vorliegen. Einmütig wurde den Ausführungen des 
Referenten zugestimmt, als dieser den Erfolg bei den. Besol- 
dungsordnungen als eine Frage der Organisation be- 
zeichnete, und dass für die Techniker einzig und allein eine 
festgefügte geschlossene Technikergewerkschaft 
als Interessenvertretung in Frage kommen könne, die wieder 
ihrerseits in engster Arbeitsgemeinschaft mit den übrigen frei- 
gewerkschaftlichen Beamten-, Angestellten- und Arbeiter- 
Organisationen steht. ‘Durch Zersplitterung in Dutzende von 
Betriebsverbänden lässt sich niemals eine durchgreifende 
Wirkung erzielen, am wenigsten an zentraler Stelle bei Re- 
vision der Reichsbesoldung, mit deren Ausfall jetzt das 
Sperrgesetz auch die Gemeindetechniker auf das innigste 
verbindet. Die Delegiertenversammlung, auf welcher nahezu 
alle nordbayerischen Städte und die Pfalz vertreten waren, 
fasste hierzu einstimmig nachstehenden Beschluss; 

Die Delegierten der Gemeindetechniker Bayerns und der Pfalz vom Bund 
der technischen Angestellten und Beamten beauftragen ihre Gauleitung, allen 
Stadtverwaltungen Bayerns die in der Tagung vom 13. Februar 1921 
beschlossenen Kevin rorsilkge zur Besoldungsordnung baldigst zu unter- 
breiten und mit allem Nachdruck zur Durchführung zu bringen. 


Eine rege Aussprache knüpfte sich auf der Konferenz an 


das Referat des Kollegen Hornbostel über „Die freige-. 


werkschaftliche Beamtenbewegung“. Allgemein 
kam die Unzufriedenheit mit den jetzigen Verhältnissen, beson- 
ders mit dem vom Gemeindebeamten-Verband ausgeübten Or- 
ganisationszwang, zum Ausdruck- Der Bund wurde 
beauftragt, schleunigst auf: Grund der zum Teil bereits einge- 
gangenen Reverse die nötigen Schritte zu unternehmen. Zur 
Gründung der „Faka“ wurde nachstehende Resolution ein- 
stimmig angenommen: 


Die am 13. Februar 1921 im L’\dwigstorzwinger in Nürnberg tagende: 


Bezirkskonferenz der nordbayerisc-$n Gemeindetechniker erklärt sich nach. 
eingehender Aussprache einverstanden mit den Massnahmen der Bundesleitung 
besonders hinsichtlich der Gründung der „Freigewerkschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeitnehmerverbände“ 
Auen ie erblickt die einzige Möglichkeit zur Durchführung der Techniker- 
orderungen im engsten Zusammenschluss aller technischen Angestellten und 
Beamten in einer Einheitsgewerkschaft aller Techniker. Die 
Forderungen der freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer lassen sich nur verwirk- 
lichen im engsten Zusammenarbeiten mit den gleichgerichteten 
Organisationen der übrigen Arbeitnehmerschaft, i 


Die Gründung der Ortsausschüsse der „Faka“ wird nunmehr 
auch in Bayern schleunigst in Angriff genommen werden, da- 
mit schon bei den kommenden Revisionen der Besoldungs- 
ordnungen die Arbeit für die technischen Beamten aufgenommen 
werden kann. 


Rundschreiben für Kommunaltechniker sind bisher erschienen 
und den Ortsverwaltungen zugegangen: 


An alle Ortsverwalturgen: ; 
Nr. 36 vom 27. 4. 20 betr. Adressen der Vertrauensmänner, 
»„ 83 „ 20.10.20 „ Versand der Rundschreiben, 
BeB8 nr 511.205 ee es 
„ 9 „ 5.11.20 „ Besoldungsordnungen mit Fragebogen, 
„ 95 „ 19.11.20 „ Reichs-Manteltarifvertrag der Kommunal- 
angestellten, 
„101 „ 15. 12.20 „ Ausscheiden aus dem Gewerkschaftsbund 
und Gründung der Faka, i 
„103 „.31. 12.20 „ Oertlicher Ausbau der Faka, 
„104 „ 31. 12.20 „> Entwurf eines Beamtenrätegesetzes, 
„105 „ 24. 1. 21 ,„ Reichsberufsausszhuss der Techniker im Woh- 
nungsaufsichtsdienst, Besoldungsord- 
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„106 „ 26. 1. 21 „ Zustellung der Rundschreiben. 


Landesfachgruppe Preussen: 


Nr. 1 vom 20. 10. 20 betr. Gesetz vom 8. Juli 1920 nebst Ausführungs- 


anweisung vom 6. 10. 20. 


Die Obmänner unserer Fachgruppen müssen im Besitz 
des obigen Materials sein, um alle Kollegen eingehend unter- ° 


richten zu können. 


Fehlende Rundschreiben sind sofort von ° 


der O.-V. anzufordern und allen Mitgliedern zur Kenntnis” 
zu bringen. In Zukunft wird das Erscheinen jedes Rundschrei- 


bens auch in der „D. T.-Z.“ bekanntgegeben werden. ö 
Wichtige Schriiten für Kommunaltechniker. 


sind zu beziehen: ; 
Reichs-Besoldungsordnung. Von Dr. Höfle, M. d.R. Preis 4M. 


Preussische Beamten - Besoldungsordnung mit Beamten-Altruhe- 


ee Makler Von Ebersbach und Müller. Preis 6 M. 
Beamten- 
Knappmeysr. Preis 8M. 


Die Technik im neuen Berlin, ein Beitrag zur Organisation der tech- i 


nischen Depu'ationen der Stadtverwaltung. Preis 15 M. 


ensionsgesetz für Reich und Preussen. Von Reichsmilitäranwalt 


Durch dem 
Industriebeamtenverlag, Berlin NW52, Werftstr.7, 


Die Anschaffung wird allen Fachgruppen dringend empfohlen, 





Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68, 
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Nummer 9 


Unsere Stellung zum Berufsbeamtentum 


Die Presse der reaktionären Kommunalbeamtenverbände und 
die sie unterstützende reaktionäre Tagespresse führt den Kampf 
gegen die Faka vor allem mit der Behauptung, dass die frei- 
gewerkschaftlichen Verbände der Angestellten und Arbeiter 
Gegner des Berufsbeamtentums seien, so dass die Beamten und 
mit ihnen auch die Dauerangestellten der Gemeinden die Faka 
bekämpfen müssten. Wir haben an dieser Stelle bereits und 
ebenso: die einzelnen Verbände in ihren Organen diese Be- 
hauptung zurückgewiesen, allerdings vergeblich, da sie immer 
und immer wieder von unseren Gegnern wiederholt wird. 


Um alle Unklarheiten zu beseitigen, legen wir deshalb an 
dieser Stelle unsere Stellung zum Berufsbeamtentum noch ein- 
mal fest. 


Für uns sind zunächst die Artikel 128 bis 130 der Reichs- 
verfassung massgebend. Sie lauten: 

„Art. 128. Alle Staatsbürger ohne Unterschied sind nach Massgabe der 
Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihren Leistungen zu den 


öffentlichen, Aemtern zuzulassen. Alle Ausnahmebestimmungen gegen weib- 
liche Beamte werden beseitigt. 


Die Grundlagen des Beamtenverhältnisses sind durch Reichsgesetz zu 
regeln. 


Art. 129. Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit 
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenenversorgung werden‘ gesetzlich geregelt. Die wohlerworbenen Rechte 
der Beamten sind unverletzlich. Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten steht der Rechtsweg offen. 


Die Beamten können nur unter den gesetzlich bestimmten Vorausse 
und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, einstweilen oder endgültig 


in den Ruhestand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt versetzt 
werden. 


Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis muss ein Beschwerdeweg und die 
Möglichkeit eines Wiederaufnahmeverfahrens eröffnet sein. In die Nachweise 
über die Person des Beamten sind Eintragungen von ihm ungünstigen Tat- 
sachen erst vorzunehmen, wenn dem Beamten Gelegenheit gegeben war, sich 


über sie zu äussern. Dem Beamten ist Einsicht in seine Personalnachweise zu 
gewähren. 


Die Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die Offenhaltung 
des Rechtsweges für die vermögensrechtlichen Ansprüche werden besonders 
auch den Berufssoldaten gewährleistet. Im übrigen wird ihre Stellung durch 
Reichsgesetz geregelt. 

Art, 130. Die Beamten sind Diener der Gesamtheit, nicht einer Partei. 

Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politischen Gesinnung und die 
Vereinigungsfreiheit gewährleistet. 

Die Beamten erhalten nach näherer 
besondere Beamtenvertretungen.“ 


Diese "Bestimmungen über das Beamtentum werden von den 
freien Gewerkschaften voll anerkannt, und zwar nicht nur des- 
halb, weil;sie in.der Verfassung,stehen und darum als gegebene 
Tatsachen . hingenommen werden müssen; die Vertreter der 
freien Gewerkschaiten in der Nationalversammlung haben viel- 
mehr Aufbauend bei diesen Verfassungsbestimmungen mit- 
gewirkt, : 

Unsere Stellung zum Berufsbeanitentum erschöpft sich also 
nicht in der Anerkenntnis, dass den Beamten die wohlerworbe- 
nen Rechte garantiert werden, sondern wir wollen positiv an 
dem Ausbau des Beamtenverhältnisses mitarbeiten. 


Nur sind wir uns — und darin unterscheidet sich die frei- 
gewerkschaftliche von der reaktionären Beamtenpolitik — dar- 
über klar, dass die Rechte der Beamtenschaft nicht im Ge gen- 
satz zu der übrigen Arbeitnehmerschaft vertreten werden 
können, sondern dass die Beamtenpolitik im Rahmen 
der allgemeinen Arbeitnehmerpolitik betrieben 
werden muss, :Wir wollen keine Beamtenschaft, die sich ak 
eine Kaste hermetisch gegen alle anderen Schichten abschliesst, 
die für sich Sonderrechte fordert und sie der übrigen Arbeit- 
nehmerschaft streitig macht, — sondern eine Beamtenschait, die 
sich als Glied der gesamten Arbeitnehmerschaft fühlt, der die 
Arbeiter und Angestellten keine wohlerworbenen Rechte 
nehmen wollen, die aber auch ihrerseits den Arbeitern und An- 
gestellten eine Hebung ihrer sozialen Lage gönnt. 


tzungen 


reichsgesetzlicher Bestimmung 
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12. Jahrgang 


Das Berufsbeamtentum beruht auf der lebenslänglichen An- 
stellung, die darum gegen alle Angriffe, verteidigt werden muss. 
Beamte, die bei einem Wechsel der Regierung der Gefahr aus- 
gesetzt wären, ihrer Stellung verlustig zu gehen, um den Partei- 
gängern der neuen Regierung Platz zu machen, würden in; ihrer 
Unabhängigkeit ernstlich bedroht sein; denn nicht in der partei- 
politischen Gesinnung, sondern in der fachlichen Tüchtigkeit liegt 
der Wert des Berufsbeamtentums. Von der Stellung der Re- 
gierung dürfen nur die eigentlichen politischen Beamten 
abhängig sein, die dazu berufen sind, die Richtung” der jeweiligen 
Regierung zu vertreten. . Die lebenslängliche Anstellung der 
Beamten steht nicht im Gegensatz zu den Forderungen, die die 
übrige Arbeitnehmerschaft für sich erhebt. Wir brauchen auch 
im Arbeitsrecht eine Sicherung gegen Kündigung für diejenigen 
Arbeitnehmer, die eine Reihe von Jahren auf einer Dienststelle 
tätig gewesen sind. Wer sich auf seinem Posten bewährt hat, 
soll nicht der Laune seiner Vorgesetzten preisgegeben sein, soll 
nicht befürchten dürfen, dass er im Alter auf die Strasse gesetzt 
wird, um jüngeren Kräften Platz zu machen. Nur Verfehlungen 
im Sinne des Disziplinarrechts der Beamten oder des „wichtigen 
Grundes“ im Sinne des bürgerlichen Rechts sollen dann ein 
Entlassungserund sein dürfen. Zwischen den Interessen der 
Beamten und denen der übrigen Arbeitnehmer sind: hier also 
keine Gegensätze vorhanden. 


Ebenso verhält es sich mit der Pensionsfrage. Es denkt 
niemand daran, die Pensionsrechte der Beamten zu schmälern. 
Wohl aber müssen wir den Ausbau der Invaliden- und Ange- 
stelltenversicherung dahin fordern, dass auch der übrigen Ar- 
rei eine ausreichende Altersversorgung zewährt 
wird. 

Dass durch eine solche Entwicklung die scharfe Grenze, die 
jetzt zwischen den Beamten und den übrigen Arbeitnehmern ge- 
zogen ist, verwischt wird, soli nicht bestritten werden; aber 
das ist kein Schaden, sondern ein Vorteil für die Beamten- 
schaft. Denn es schwindet für den Beamten der Zwang, nun 
unbedingt auf seinem Posten ausharren zu müssen, auch wenn 
er die innere Befriedigung nicht findet. Falls ihm seine 
Pensionsansprüche nicht verloren gehen, wird er bereit sein, 
auch an anderer Stelle zu wirken, wenn er seinen Fähigkeiten 
und Leistungen entsprechend dort iruchtbringender tätig sein 
kann. Die Freizügigkeit auch der Beamtenschaft ist das 
‚hohe Gut, das damit errungen wäre und eine Verwirklichung 
des jetzt nur auf dem Papier stehenden Grundsatzes „Freie 
Bahn dem Tüchtigen‘“, 


Und hier kommen wir zu dem Grundunterschied zwischen 
der freigewerkschaftlichen und der reaktionären Beamtenpolitik. 
Wir fordern, dass mit der Demokratisierung der Ver- 
waltung Ernst gemacht wird; denn nur, wenn sie verwirklicht 
ist, wird dem Tüchtigen der Aufstieg auch in die höchsten 
Stellen offenstehen. Das heisst nicht, dass wir die zum Ausweis 
(der Fähigkeiten notwendigen Prüfungen aufheben wollen. Für 
jeden Beruf ist zwar ein entsprechender Bildungsgang notwendig; 
aber es soll auch dem, der diesen Weg nicht gegangen ist, son- 
dern sich auf andere Weise die erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten erworben hat, der Zugang nicht um deswillen ver- 
sagt werden, weil er die geforderten Zeugnisse nicht aufzır- 
weisen vermag. Nicht die Examina, sondern die Leis tungen 
sollen die Grundlage auch für die Besetzung der Beamtenstellen 
bilden. Das heisst „Demokratisierung der Verwaltung“, dass 


jedem auch der Aufstieg zu den höchsten Beamtenstellen . er- 
möglicht wird. 


Es liegt nach diesen Darlegungen wohl auf der Hand, dass 
die Angriffe auf die „Faka“, sie wolle das Berufsbeamtentum 
beseitigen, nur Demagogie schlimmster Art sind, um die Be- 
amtenschaft von der Berührung mit den Angestellten und Ar- 
beitern fernzuhalten. Allerdings will die freigewerkschaftliche 
Bewegung nichts mit einer Beamtenschaft zu tun haben, die 
nach dem Muster des alten Regiments eine für sich abge- 
schlossene Kaste sein will, mit Ueberhebung auf das übrige Volk 
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"politisch vollbracht hatte: Die Zusammenschweissung der aus- 
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herabblickt und sich als Hort aller reaktionären Bestrebungen 
fühlt. Wohl aber sind wir der Ueberzeugung, dass die Beamten- 
schaft, die unseres demokratischen Volkswesens würdig sein 
will, sich an die Seite der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
stellen muss, um im Rahmen der allgemeinen Arbeitnehmerziele 
ihre besonderen Interessen wahrzunehmen. 


Das Siedlungswesen der Gemeinde Berlin 


Als seinerzeit der Butab seine grosse Denkschrift verfasste 
über den Begriff und . Umfang des gesamten bau- und wirt- 
schaftstechnischen Organismus, der für eine Riesenstadt neu- 
ordnend zu klären war, gab er auf dem Gebiet des Siedlungs- 
wesens besonderen und eigenen Gedankengängen Raum, die er 
in ernster fachmännischer Arbeit auf Grund reicher Erfahrung 
seiner Mitglieder den städtischen Körperschaften zu- übergeben 
und anzuempfehlen sich wohl erlauben durfte und auch musste, 
Inzwischen ist die Richtigkeit der Auffassung des Butab nicht 
bestritten worden, soweit ernste und sachliche RED USCHN 
Beurteilung in Frage kommt. 

Damals schon war der Butab genötigt, eine chips als 
gegeben hinzunehmen. Die Dezernate für Hochbau, Tiefbau, 
Verkehr und Werke standen fest. Ein fünfter Stadtbaurat für 
das Siedlungswesen konnte nicht mehr gewählt werden. ‘Der 
Butab trug also dieser Gegebenheit Rechnung und griff den da- 
mals ' auftauchenden Gedanken eines Generaldirektoriats für 
Siedlungswesen auf, damit die von ihm für unbedingt erforder- 
lich gehaltene Schaffung einer Zentralstelle für das Siedlungs- 
wesen der Verwirklichung nähergebracht werden könnte. 

Unter dem Leiter dieser Zentralstelle verstand die Denk- 
schrift des Butab einen Generaldirektor für das gesamte Sied- 
lungswesen. Und unter diesem gesamten Siedlungswesen wurde 
richt nur die Schaffung von Flachbauten und Kleingärten be- 
sritfen. Die Auffassung war grösser und dehnte sich auf die 
ganze umfassende Tätigkeit städtebaulicher Art aus, in .der 
Ueberzeuguns, dass das Ziel einer dergestalteten Arbeit letzten 
Endes ist, allen Bewohnern Berlins im Laufe der Zeit durch 
Neubau und schliesslich durch Sanierung alter Stadtteile eitr- 
wandireie Wohnungen zu schaffen. Mit der Erfüllung des 
\Wohnbedürinisses in möglichst idealer Weise geht aber Hand 
in Hand die Schaffung eines guten Bebauungsplanes, die Vor- 
haltung der nötigen zusammenhängenden Freiflächen, die all- 
mähliche Umorganisierung und Ausgestaltung von Geschäfts-, 
Industrie- und 'Wohnstätten — mit einem Wort: Siedlungs- 
wesen, also Stadtbau unter dem Gesichtswinkel des weit- 
schauenden Massstabes von Gesundheit, Wirtschaftlichkeit und 
Schönheit. So sollte also dieses Siedlungsamt folgende Unter- 
dezernate aufweisen: 

1. Bebauungsplan mit Bauordnungswesen- und 

2. Baupolizei, 

3. Bodenpolitik und‘ Grundstückswesen, 

4. Wohn- und. Kleinhaussiedlungswesen mit zentraler Ent- 
wurfsbearbeitung und Leitung einschl. Regiebau. 

5. Wohnungsamt, 

6. Garten- und Parkwesen. 


Der Leiter des Gesamtdezernates sollte also die technische 
und künstlerische Instanz für den Fortschritt im gesamten Stadt- 
bau sein und im räumlichen Organismus der Stadt auch bau- 
was (die Schaffung der Einheitsgemeinde 


einanderfallenden Teile der Riesenstadt, Er sollte eine Stellung 
erhalten, in der er sich das Gewissen für den besten Stadtbau 
bewahren konnte, Einerlei, ob es sich um Flachbau, Hochbau, 
Industriebau, Geschäftshaus und Hochhaus handelt, eine Stel- 
lung, in der er unabhängig vom kleinlichen und politischen Wan- 
del der Zeiten aus Pflicht und' Recht mit klarer Folgerichtigkeit 
auf das letzte Ziel der gesunden und schönen Stadt hinarbeiten 
könnte durch Neubau, Ausbau und Sanierung. 

So kam der Butab zu seinen Organisationsvorschlägen auf 
Grund ernster Beratungen, die aus der Erkenntnis der Sachlage 
mit allerdings starker Folgerichtigkeit den sachlichen Schluss 
zogen, dass diese Stellung eines Generaldirektors auf Grund 
der fast zwangsläufig sich ergebenden Koordinierung der ge- 
nannten Unterdezernate eine derartige sein müsse, dass er ohne 
Schaden an seiner zusammenfassenden Arbeit dennoch in dau- 
ernder und nutzbringender Fühlung mit. den übrigen technischen 
Dezernaten stehen könne zum Wohle der Gesamtheit. 
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Bislang ist diese führende Idee in den Vorschlägen der Bu- 
tab-Denkschrift nicht genügend erkannt und berücksichtigt wor- 
den. Die technischen Fachleute warten noch immer auf die ge- 
bührende Einflussnahme der technisch leitenden Idee im Sied- 
lungswesen. Soilte man seitens der städtischen Behörden, wie 
es einmal schien, tatsächlich die Absicht der Verwirklichung 
der genannten Vorschläge gehabt haben, dann kann zurzeit eine 
um so grössere Abweichung von allen ernsten und technisch 
sachlichen Rätschlägen einer grossen Organisation und nahezu 
eine absichtliche Auflösung des im ursächlichen technischen Zu- 
sammenhang _ stehenden Arbeits- ‘und Pflichtenumfanges . im 
Siedlungswesen festgestellt werden. Eine Deputation unter 
einem politischen Stadtrat ist dem Siedlungswesen als Spitze 
gegeben. Das Arbeitsgebiet, das den Vorschlägen des Butab 
nicht nahekommt, wird von drei Ausschüssen erledigt. Aber 
sowohl den Ausschüssen als der Deputation fehlt der technische 
Berater mit Stimmberechtigung. 

Sicherem Vernehmen nach sollen demnächst als Leiter die- 
ser als Unterdezernate anzusprechenden. Arbeitsgebiete des 
Siedlungsdezernats in seiner ietzigen noch nicht kon- 
sequent abgerundeten Form Baudirektoren fun- 
geieren. Es wären also gemäss der ietzt vorliegenden Drei- 
teilung zunächst drei technische Unterleiter zu bestellen: für 
Bebauungspläne, für Siedlungswesen und für Wohnungswesen. 
Dagegen ist nichts zu sagen; im Gegenteil wäre dieser b£ab- 
sichten Massnahme die grösstmögliche Schnelligkeit der 
Erledigung zu wün;khen, damit endlich im technischen Sinne 
ein Anfang gemacht wird und. ein Heraustreten aus der Lethar- 
gie ewiger Erwägungen erfolgt. Denn mit Erwägungen und 


Reden allein kommen wir nicht weiter; es muss technisch ge-. 


arbeitet werden; jeder Tag, der ein technisches Dezernat ohne 
technische verantwortliche Spitze sieht, ist ein Verlust für die 
Gesamtheit. 

Der Butab darf gemäss der Bedeutung der in seiner Or- 
ganisation befindlichen kommunalen Gruppe wohl erwarten, dass 
seine Vorschläge Berücksichtigung finden. In einigen beson- 
deren Punkten seien sie noch: einmal zusammengefasst: 

1. Technische Fachleiter für. alle Unterdezernate, 

sprechend (der eingangs aufgestellten Uebersicht. 

2. Feste Zusammenfassung dieser Unterdezernate gemäss 
der Denkschrift des Butab durch einen technischen Gene- 
raldirektor. 

3. Einfügung der Deputation für Grundeigentum und Boden- 
politik in das Siedlungsdezernat, also nicht Angliederung 
dieses Arbeitsgebietes an die Finanzdeputation. 

4. a) Schaffung eines grösseren zentralen Entwurfs- 

Ausführungsbureaus im speziellen 
dezernat. hai 

b) Zentrale Orgänisation der. Regiebaubetriebe. 

c) Engeres Zusammenarbeiten des Siedlungsunterdezer- 

nates mit dem Unterdezernat für Bebauungspläne, 

5. Einordnung -des+generellen Bauordnungswesens in die Ab- 
teilung für. Bebauungspläne: und sinngemässe Anlehnung 
der praktischen Bauberatung und Bauaufsicht (Baupolizei) 
an das Gesamtsiedlungsdezernat. 

.„. Dieser grundsätzlichen Art der Vorschläge hat die kom- 
munale Organisation überdies solche für .die Personalfage bei- 
gegeben. Nur auf dieser Grundlage glaubt man sich in, nach- 
denklichen und eingeweihten: Kreisen in der Lage, ein Zusam- 
menarbeiten aller Unterdezernate herbeiführen zu können. "Der 
Butab verfügt über die nötige Einmütigkeit im grossen Umriss 
und die erforderliche Einirkeit in Sonderfragen und anerkennt 
weniger die äusserliche Art der Staffelung der Stellen nach der 
Seite des mit jeder höheren Stelle verbundenen Einflusses als 
die Art und das Mass der Verantwortlichkeit, die jede vorher- 
gehende Stelle in sich trägt. 

Einspruch muss jedoch in diesem Rahmen dagegen erhoben 
werden, dass dem früheren Wohnungsverband ein besonderes 
Privileg bei der Stellenbesetzung oder. bei: der Uebernahme 


und 
Siedlungsunter- 


aller Beamten ohne Auswahl allein: in das Siedlungsamt ein- ß 


geräumt wird, was bisher unter Zurücksetzung Berlins und der 
Vororte geschehen ist. 


Durch das vorstehende Schreiben wird erneut auf die Denk- 


schrift des Butab und auf ihre fachmännischen undi sach- 


gemässen Vorschläge hingewiesen und ihnen hiermit der-Sinn 
und der Wert eines’ offiziellen Antrages gegeben, hinter dem 7 
die kommunale Organisation des Butab inihrer Gesamtheit steht. = 
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Gemeindebeamtenverband oder Berufs- 


organisation der Techniker 


Die „Sächsische Gemeindebeamten-Zeitung“ 
bringt in Nr. 4 auf Seite 61 einen fettgedruckten Aufruf mit der 
Ueberschrift: 

„Achtung! Gemeindetechniker! 

Der Inhalt des Aufrufes ist so charakteristisch für den Un- 
terschied in unseren Auffassungen über die Organisation der 
Techniker, dass wir ‚nachstehend einmal die einzelnen Thesen 
des Aufrufes in unserem Sinne beleuchten wollen: 

„Der Kampf nach gleicher Bewertung mit den Verwaltungs- 
beamten“ (vergl. ‚Der technische Gemeindebeamte‘ Nr. 2) erfordert 
tätige, zielbewusste Mitarbeit an allen Fragen, die den Berufs- 
beamten bewegen. Es ist falsch, sich abzusondern, oder gar 
aus der Beamtengewerkschaft auszuscheiden “ 

Durch den eingeschobenen Hinweis auf unsere Zeitung soll 
der Eindruck eines Zitates erweckt werden. Wir bringen da- 
her zum Vergleich nachstehend den richtigen Wortlaut des 
Satzes in Nr. 2 des „Technischen Gemeindebeamten“: 

„Der Kampf nach gleicher Bewertung mit den Verwaltungs- 
beamten erfordert daher festen Zusammenschluss 
aller Techniker der Gemeinden. Jede Absonderung ein- 
zelner Gruppen muss als eine Zersplitterung der Kräfte dem 
Technikerstande schaden.“ 

Es ist schon ein reichlich starkes Stück, aus einer Notiz die 
ersten 8 Worte herauszunehmen und den Rest des Satzes dann 
vollständig umzuformen! 

_ ‚Zur Sache selbst stellen wir fest, dass es eine vollständige 
Verkennung der Tatsachen ist, -wenn angenommen wird, wir 
kämpften nur um „gleiche Bewertung mit den Verwaltungs- 
beamten“. Wir kämpfen um viel mehr, nämlich um die An- 
erkennung des Wertes technischer Arbeit. Und 
dieser Kampf kann mit Erfolg nur geführt werden durch eine 
Berufsorganisation der gesamten Technikerschaft. Gerade 
die unzureichenden Erfolge bei der Revision der Reichs- 
besoldungsordnung — die durch das Sperrgesetz jetzt 
auch massgebend für die Besoldung der Kommunalbeamten ist 
— haben uns gezeigt, dass die jetzige Zersplitterung 
der Technikerschaft in Dutzende von Betriebsorgani- 
sationen der Gemeinde- und Staatsbeamten der schwerste 
Hemmschuh für unsere Bestrebungen ist. Die in durchaus 
ähnlicher Lage befindliche Lehrerschaft hat durch ihr ge- 
schlossenes Auftreten in reinen Berufs organisationen 
ungleich bessere Ergebnisse erzielt. Das bedeutet dabei 
Gurchaus keine „Absonderung“. Zu gemeinamer Arbeit bieten 
Arbeitsgemeinschaften und Kartelle win fausreichendem Masse 
Gelegenheit. 

Den Interessen der Gemeindetechniker war es bisher nicht 
dienlich, dass sie sich weniger als Beamte, denn als Techniker fühlten. 


Dadurch entwerten siedie Verwaltungsarbeit, die sie zum 
grossen Teil mit leisten. 


Die Arbeit des Technikers in der Verwaltung ist in erster 
Linie technischer Natur. Wenn die Techniker „zum 
grossen Teile Verwaltungsarbeit mitleisten“, so ergibt sich dar- 
aus, dass die langwierige und kostspielige Ausbildung des Tech- 
nikers, die ihn ohne weitere Schulung gleichzeitig zur 
Ausübung eines grossen Teiles des Werwaltungsdien- 
stes befähigt, durch eine „gleiche Bewertung mit den Ver- 
waltungsbeamten“ nicht in ausreichendem Masse abgegolten 
ist. Diese Ueberlegung rechtfertigt vielmehr eine höhere 
Eingruppierung im Besoldungsplan. 

Der Einfluss der Techniker in unserem Bunde muss mit 
allen Mitteln gefördert werden. Nur so kann der Techniker zu 
Recht und Änsehen kommen. 

Der „Einfluss der Techniker“ in den Betriebsorganisationen 
der Gemeindebeamten kann niemals mehr sein als der einer 
verschwindenden Minderheitsgruppe, deren Interessen- 
vertretung mehr oder weniger von dem guten Willen der 
Mehrheitsgruppe — nämlich den Verwaltungsbeamten — 
abhängig ist. Nur. eine- von diesem „guten Willen“ un- 
abhängige, starke Fachgewerkschait sichert dem 
Techniker eine seiner Bedeutung im Wirtschaftsleben ent- 
sprechende Stellung. 

Es gibt nur eine Sächsische Gemeindebeamtengewerk- 
schaft, das ist unser Bund! 

Das stimmt nicht ganz, denn es gibt noch mehr Gewerk- 
schaften, in denen. Sächsische Gemeindebeamte bereits seit 
langen Jahren organisiert sind, z. B. unsern Bund. Aber 
neben der „Sächsischen Gemeindebeamtengewerkschaft“ 
gibt es auch noch eine Preussische, Bayerische, 


Badische, Württembergische, Hessische, 
Braunschweigische, Thüringische, Anhalti- 
sche, Lippische, Oldenburgische, Mecklen- 


burgische:.usw., ausserdem noch einen Reichsverband der 
Kreisbeamten, einen Zentralverband der Provinzial- 


DER TECHNISCHE GEMEINDEBEAMTE 1921 
































































27 


beamten und ein gutes Dutzend Staatsbeamtencewerk- 
schaften, die alle Techniker organisieren möchten, um die 
Technikerschaft möglichst zu zersplittern und die Durch- 
setzung ihrer gerechten Forderungen zu verhindern. Wenn 
die Technikerschaft diesen Lockungen nachgibt, haben alle diese 
zahllosen Gewerkschaften bei der nächsten Revision der Reichs- 
besoldung ‘als „Auch-Interessenvertretung‘“ der Techniker das 
Reeht, uns dareinzureden, um die Technikerforderungen besser 
„angleichen“, d.h. herunterdrücken zu können. 
In diesem muss. der Techniker eine Macht darstellen, wie sie der 
Technik in den Zeiten des Wiederaufbaues zukommt 
Die Technikerschaft ist eine Macht, die von 
überragendem Einfluss auf den Wiederaufbau unseres Wirt- 
schaftslebens sein wird. Sie ist diese Macht aber nur dan n, 
wenn sie sich nicht in Dutzende von Gemeinde- und Staats- 
beamtenorganisationen zersplittert und dadurch selbst 
zur Ohnmacht verurteilt, sondern..wenn sich alle 
Techniker in Reich, Staat und Kommunalverwaltung mit 
den Kollegen der Privatindustrie zusammenfinden in einer star- 
ken Reichsgewerkschatt. Es liegt daher im ureigensten 
Interesse der Technikerschaft, wenn die Kollegen im Kommunal- 
dienst auch den noch falsch organisierten Kollegen im 
Reichs- und Staatsdienst Aufklärung bringen über unsere Be- 
strebungen und dahin wirken, dass bei der nächsten Revision 
der Besoldungsordnungen nur noch eine einzige machtvolle 
Interessenvertretung der Behördentechniker gegeben ist, näm- 
lich die 
Einheitsgewerkschaft aller Techniker, 
der Bund der technischen Angestellten und 

















Beamten. Hb— 
a0 Rundschau 00 
Besoldungsordnungen 


Zum preussischen Gesetz vom 8. Juli 1920 hat der preus- 
sische Minister des Innern mit nachstehendem Schreiben noch- 
mals gegen die Gepflogenheiten einzelner Regierungspräsidenten 
Stellung genommen, die sich beharrlich weigerten, gegen zu 
niedrige Eingruppierungen von” Kommunalbeamten 
Einspruch zu erheber. Wir entnehmen der Nr. 4 des „Kreis- 
beamten“: 

„Der Minister des Innern 

IVa II. 928 II 

Ich habe die Beschwerden vom 29, November v. ]. zus'ändigkeitshalber 
gemäss $ 177 der Kreisordaung dem Herrn Oberpräsidenten in Königsberg 
zur Entscheidung abgegeben und dabei auf die Beachtung folgender Gesichts- 
punkte noch besonders hingewiesen: 

Nach der Ausführungsanweisung vom 6. Oktober 1920 zu dem Gesetz 
vom 8. Juli» 1929 soll eine Schlechterstellung der Bezüge der Gemeinde- 
beamten gegenüber den Bezügen der entsprechenden Gruppen der Staats- 
beamten ausgeschlossen sein. Im übrigen ist es Sache der Selbstver- 
waltung der Gemeinden und Gemeindeverbände, darüber zu befinden, 
welche Besoldungsgruppen: der Staatsbeamten im Einzelfalle bei der Be- 
soldungsregelung ihrer Kommunalbeamten zum Vergleich heranzuziehen sind. 
Es muss sich jedoch bei diesem Vergleich im Einzelfall um eine wirklich 

leichwertige und vergleichbare Tätigkeit handeln, wobei der 
Oeeetinhalt der tatsächlichen Pflichten und Dienstgeschäfte des be- 
teiligten Beamten massgebend ist. Innerhalb dieser Grenzen sind die Selbst- 
verwaltungskörperschaften bei der Besoldungsregelung frei. 
Im Auftrage: gez. Mulert.“ 


Nachdem das Sperrgesetz jede günstigere Eingruppie- 
rung untersagt hat, muss wenigstens mit allem Nachdruck für 
gleichwertige Eingruppierung gesorst werden. Jede zu 
niedrige Einklassierung muss sofort nach Massgabe. der 
Landesgesetzgebung beanstandet werden. 

Nach einer weiteren Verfügung vom 17. Jamuar 1921 — 
IVa. I. 49 — fallen auch die Wartegeld-Empfänge 
unter das Gesetz vom 8. Juli 1920. 


Die Rechtsverhältnisse der Dauerangesteliten. Wie not- 
wendig es ist, die rechtlichen Verhältnisse der durch das 
preussische Gesetz vom 8. Juli 1920 den Beamten „gleichzu- 
erachtenden* Dauerangestellten mit bindender Kraft 
durchgreifend: zu regeln, zeigt nachstehendes Schreiben des Ma- 
gistrats Berlin vom 19. Februar 1921: 

Zum Schreiben vom 5. 2 21 Nr. 381/20 A. K. pers. . 

Den Beamten binterbliebenen steht auf Grund des Ortsstatuts vom 
10. 3. und 14. 5. 1908 betr. Anstellung und Pensionierung der Kommunal- 
beamten $ 7 ein Anspruch auf das Gnadenvierteljahr zu. Den gleichen 
Anspruch haben die Arbeit er hinterbliebenen auf Grund des Tarifvertrages 
vom 15. 6. 1920 8 11 letzter Absatz, die Hinterbliebenen der Hilfskräfte 
auf Grund der Verfügung vom 9, 10. 1920 ].-Nr. 546 G.-B. 2a/20 Nr. 2. 

Den Festangestellten steht ein solcher Anspruch nicht 
zu, dem’Äntrage kann daher nicht sta'tgegeben werden. 

- Wir ersuchen, die Beteiligten in Kenntnis zu setzen. 
Im Auftrage: gez. Miersch. 
Beglaubigt: gez. Krauss, Stadtsekretär. 


Aus vorstehendem Schreiben ergibt sich, dass sogar bei den 
weitgehenden sozialen Bestimmungen der Stadt Berlin die 


Berlin, den 9. Februar 1921. 
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„Festangestellten“ in diesem Punkte schlechter gestellt ° 4. Techniker, die bei Einführung der neuen Amtsbezeichnun- 


sind, -als selbst: die Arbeiter und Hilfskräfte. Es ist also un- 
bedingt notwendig, entweder durch Ortsstatut und Kollegien- 
beschluss oder aber durch Abschluss . eines entsprechenden 
Mantel-Tarifvertrages alle diese Rechtsverhältnisse zu klären. 


Gruppenplan. 
Oberhausen (Rhid). Einwohnerzahl 104000. 
Gruppe 5: 1.Hilfstechniker (Zeichner). 
6: 1 Strassenmeister (nach zwei Jahren Gruppe 7), 1 Vermessungs- 
techniker. 
7: 11; technische Stadtsekretäre, 3 Techniker. 
“ 8: .4 technische Oberstadtsekretäre, 1 Gartenarchitekt. 
9: 4 technische Oberstadtsekretäre, A Stadtbaumeister, 1 Brand- 
inspektor, 2 Landmesser, 1 Architekt. 3 
0: 1 Stadtbaumeister, 1 Oberlandmesser. 
1: 3 Betriebsdirektoren. 


= 


1 
Seril;: 
Berlin. Die Beratungen mit dem Magistrat über die neuen 
Amtsbezeichnungen sind in der Kommission abge- 
schlossen. : An: den Beratungen nahmen vier Faka-Vertreter 
(zwei Techniker, ‘ein Werkmeister,: ein Feuerwehrvertreter) 
teil. Einigung erfolgte auf folgender Grundlage: 


Gruppe A.; Techniker. 
Gemeinde Staat 
2 _ 
IV 3 = 
Ile 4  Stadtbau-Assistenten und Stadtbetriebs-Assistenten (früher 
Zeichner und Bauaufseher usw.) 
Ib 5 Städtische Techniker 
Ill a 6. Stadttechniker 
IIb 7 :Stadtbauführer 
IIa 8. Stadtingenieur, Stadtarchitekt 
Ic 9 Stadtbaumeister, Stadtoberingenieur (für die 
Betriebe) - 
Ib - 10 Stadtbauamtmann, Stadtbaurat (als Dezernent oder 
in ähnlichen Stellen), Städtischer Betriebsdirektor 
Ia 11 Wie 10 
S. Gr. I 12  Stadtbaudirektor 
S..Gr. HH 13 Wie 12 
: B. Verwaltungsbeamte, 
V 2 » Stadtamtsgehilfe 
IV 3  Stadtverwaltungsgehilfe 
Iie 4  Stadtassistent 
IIIb 5: 'Stadtverwaltungssekretär 
Illa 6 Stadtsekretär 
IIb 7. Oberstadtsekretär 
Ha 8 Stadtinspektor 
Ic 9 . Stadtoberinspektor 
Ib 10 Stadtverwaltungsrat (ohne Dezernat Stadtamtmann) 
Ia 11 Wie 10 
S. Gr. I 12 Stadtverwaltungsdirektor 
S: or. 1: 33 Wie 12 


Hierzu sind von uns in der Kommission folgende Anträge 
gestellt und angenommen: 

1. Wird ein Techniker vorwiegend mit Verwal- 
tungsarbeiten beschäftigt, die seine eigentliche Berufs- 
tätigekeit in-den Hintergrund treten lassen, so dass event. eine 
Technikerbezeichnung nicht zutrifft bzw. Anwendung finden 
kann, so erhält ein derartig beschäftigter Techniker die -Amts- 
bezeichnung des gleichgestellten Verwaltungsbeamten mit der 
Vorbezeichnung „technischer“, 

2. Die für dic Techniker geforderten Amtsbezeichnungen 
sind gestellt unter der Beachtung der für die Verwaltungs- 
beamten beschlossenen Amtsbezeichnungen. 

Aendern sich die Amtsbezeichnungen der Verwaltungs- 
beamten, dann: tritt hierdurch zwangsläufig: eine entsprechende 
Aenderung der Amtsbezeichnungen der Techniker ein. 


Amtsbezeichnungen in Rheinland-Westfalen. Am 29. Januar 
fanden in Düsseldorf. Verhandlungen zwischen dem technischen 


“ Dezernenten und den Vertretern des Bundes technischer Ange- 


stellten und Beamten unter dem Vorsitz des Beigeordneten 
Gusen, Düsseldorf, statt, um eine Vereinfachung in der Amts- 
bezeichnung der technischen Gemeindebeamten innerhalb der 
Besoldungsordnung zu erreichen. Es wurden folgende Richt- 
linien festgelegt, die den Städtevertretern vorgeschlagen wer- 


den sollen: 

Richtlinien 
zur Feststellung einheitlicher Amtsbezeichnungen 
für. die Kommunaltechniker des rhein.-westf. Industriegebietes. 


1, Für die neuen Amtsbezeichnungen sollen nur Berufs- 
bezeichnungen gewählt und bisherige den Beruf nicht ge- 
nügend kennzeichnende, Amtsbezeichnungen vermieden 
werden. 

2. Das Wort „Ober“ soll bei den neuen Amtsbezeichnungen 
auf ein Mindestmass beschränkt bleiben. 

3. Für iede der Besoldungsgruppen von „5“ aufwärts soll 
möglichst eine besondere Grundbezeichnung . festgelegt 
ori die Sonderbezeichnungen durch örtliche Regelung 

zulässt. 


gen schon eine solche führen, die nach den neuen Vor- 
schlägen für eine höhere Gehaltsgruppe vorgesehen ist, 
wie der, der sie selbst angehören, behalten ihre bisherige 
Amtsbezeichnung. Bei Neubesetzung solcher Stellen sind 
aber die Amtsbezeichnungen einzuführen, die zwischen den 
Vertretern der Vereinigung der Gemeinde- und Kommunal- 
verbände des rheinisch-westfälischen Industriegebietes und 
den Vertretern der Kommunalbeamten und -angestellten 
. dieses Gebietes festgelegt werden. E 
5. Den Technikern mit abgeschlossener Fachschulbildung 
sind gleichzustellen: 
a) die Vermessungstechniker nach den ersten 8 Jahren 
ihrer Berufsausbildung (davon 4 jährige Lehrlings- und 
4 jährige Gehilfenarbeit); 
b) die Gartentechniker, die die Abschlussprüfung an einer 
staatlichen Gartenbauschule bestanden haben, oder 
gleichwertige Leistungen ausweisen können. 
a 
Amtsbezeichnungen 





Besold.- Forderungen für die 
Gruppen] Grundbezeichnung | Sonderbezeichnung | Fiugeuppüereege 
a TEE] 


"5, ]Stadtbauaufseher | Stadtbauaufseher a) Technische Kräfte ohne 
(UlaD) F Stadtbetriebsaufs. |handwerksmässige Vorbildung 
Stadtzeichner in Anfangsstellungen. 

b) Technische Kräfte ohne 

Fachschulbildung für Bureau.od. 

) Betrieb, die nur mit zeichne- 

{ rischen Arbeiten beschäftigt 
werden, in Anfangsstellung. 


6. | Stadtbauwart Stadtbauwart a) Technische Kräfte ohne 
(ü E) Stadtbetriebswart | handwerksmässige Vorbildung, 
Stadtzeichner nach 5 'Berufsjahren. 

b) Technische Kräfte ohne 
Fachschulbildung für Bureau od. 
Betrieb, die nur mit zeichne- 
rischen oder mechanischen Ar- 
beiten beschäftigt werden, nach 
8 Berufsjahren. 

e) Technische Kräfte ohne 
Fachschulbildung, die mit ein- 
fachen technischen Bureau- oder 
Betriebsarbeiten _ beschäftigt 
werden in Anfangsstellungen, 

d) Technische Kräfte mit 
- ; | handwerksmässiger Vorbildung 

in ‚Anfangsstellungen. 


7. | Stadttechniker Stadtbautechniker a) Techhische Kräfte ohne 
‘(Ib _F) Stadtbetriebstechn. | abgeschlössene Fachschulbil- 
Stadtvermessungst | dung, die mit einfachen techn, 

Stadtbauführer Bureau- oder Betriebsarbeiten 


oder Bauleitungen beschäftigt 
werden, nach 5jähr, Berufsarbeit. 

b).: Technische Kräfte mit 
handwerksm. Vorbildung nach 
5 jähr. Berufsarbeit, 

c) Techniker mit abge- 
schlossener Fachschulbildung in 
Anfangsstellungen. 


8. I Stadtingenieur Stadtingenieur Techniker mit abgeschloss. 

(la 6) Stadtbetriebsing. | Fachschulbildung nach 5 jähriger 

Stadtarchitekt Berufsarbeit oder techn! Kräfte 

mit anderer Vorbildung, die 

gleichwertige Leistungen auf- 

weisen,. im Bureau oder im 
Betrieb. 


9, |Stadtoberingenieur| Stadtoberingenieur| a) Techniker aus Gruppe 8 
(G III Stadtlandmesser | mit gröss. Berufsyerantwortung. 
b) Techniker mit abge- 

schlossener Hochschulbildung 

(auch Landmesser in Anfangs- 
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£ stellungen). 
10. |Stadtbaumeister |Stadtbaumeister a) Techniker mit abge- 
(GI) Wohnungsdirektor | schlossener Hochschulbildung 


Stadtoberlandmess [nach 3jähriger Berufsarbeit. . 
b) Landmesser nach 7jähr. 
Berufsarbeit. 
c) Techniker mit anderer 
Vorbildung bei gleichwertiger 


Sera. Verantwortung. f 
11. |Stadtbaurat Stadtbaurat Techniker mit abgeschloss, 
GII Hochschulbildung oder anderer 
K) 2 Vorbildung als Abteilungsleiter, 
12. |Stadtbaurat Stadtbaurat Leiter der techn. Aemter. 
Stadtoberbaurat 


(u,höh.)} Stadtoberbaurat 
f. d. Dezernenten | f.d. Dezernenten 


Aus anderen Verbänden | 
Die Probe aufs Exempel. Die „Rundschau: für Kommunal- 


beamte“ und die anderen Gemeindebeamtenblätter haben ihre 


Angriffe auf den Butab in ihren letzten Nummern vor allen Dingen 
mit den Aeusserungen des Deutschen Werkmeisterverbandes in 
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seinem Streit mit dem AfA-Bund begründet. 
sie alle Widerlegungen, die von seiten des AfA-Bundes aus- 
gingen, unterschlagen. Nachdem nun der Streit zwischen dem 
Deutschen Werkmeisterverbande und dem AfA-Bunde jetzt 
zur Zufriedenheit beider Teile. beigelegt ist, sind wir ge- 
spannt, ob nun die Gemendebeamtenzetiungen auch die 
Einigungsbdingungen bekanntgeben werden? Nach den 
Erfahrungen, die wir bisher mit diesen Blättern gemacht 
haben, müssen wir das bezweifeln; denn jenen Blättern 
ist es nicht um die Wahrheit, sondern nur um das Herunter- 
reissen des Gegners. zu tun, 


„Grundsatzpolitik“ des Sächsischen  Gemeindebeamten- 
bundes. In Nr, 3 der „Sächs. Gemeindebeamten-Zeitung“ vom 
1. 2. 21 lesen wir auf Seite 40 in einem „Butab und Faka“ über- 
schriebenen Artikel: 


„Esist Lüge, wie überhaupt das ganze Butab-Flugblatt 
eine einzige grosse Angstlüge ist, dass die kürzlich geplante 
Teuerungszulagenaktion. des Deutschen Beamtenbundes infolge 
der gewerkschaftlichen Unzuverlässigkeit der Gemeindebeamten- 
bünde im Reiche schmählich zunichte gemacht worden ist. 
Die Wahrheitist, dass die freien Gewerkschaf- 
tendem Deutschen Beamtenbundinden Rücken 
gefallen sind. Sie haben bei der Dezemberaktion erklärt, 
dem Deutschen Beamtenbund auf seinem Wege (Urabstimmung 
— Streik) nicht folgen zu können. Das kann natürlich der 
Butab nicht wissen, denn sein Vertreter war „zufällig“ in der 
entscheidenden Sitzung im geschäftsführenden Vorstande des 
Deutschen Beamtenbundes nicht anwesend. Wenn jemand den 
Deutschen Beamtenbund zur Ohnmacht verurteilt, so sind es 
die freien Gewerkschaften und die Beamten in ihnen, die eine 
einheitliche Beamtenbewegung zersplittern, Die .Ireien 
Gewerkschaften waren es auch kürzlich wie- 
der, unter deren Druck sich der Deutsche Beamtenbund mit 
der unsozialen Staffelung des Teuerungszu- 
schlages nach Ortsklassen und ohne Rücksicht auf Besol- 
dungsgruppen und Existenzminimum erklären musste. Gerade 
diese letzte Aktion hat gezeigt, dass es eine Unmöglichkeit ist 
und stets zum Nachteile der Beamten ausschlägt, Arbeiter-, An- 
gestellten- und Beamtenfragen in dieser Form miteinander zu 
verbinden.“ 

Zu diesen Auslassüngen hätten wir 'vorerst zu bemerken, 
dass unser Vertreter „zufällig“ doch anwesend war und in 
logischer Folgerung aus den Beschlüssen des Beamtentages so- 


Natürlich haben 


‚gar mit den Vertretern der Eisenbahner und Justizbeamten für 


die Urabstimmung eingetreten ist:(s. auch unsere Notiz in Nr. 37 
der D.T.Z. 1920). ‘Die übrigen. Ausführungen widerleet 
der S.G.B. selbst durch nachstehende Notiz in Nr.!4 der 
„Sachs. Gemeindebeamten-Zeitung“ vom 16. 2. 21 auf Seite 66: 
„Zusammenarbeit von Beamten- und Arbei- 
tergewerkschaften. Der Reichsfinanzminister Dr; Wirth 
hat in der Sitzung des Hauptausschusses des Reichstages vom 
20. Januar 1921 folgendes erklärt: ‚Zum ersten Male haben sich 
Beamte, und Arbeiter zu einer Parallelaktion zusammenge- 
schlossen und dabei die Unterstützung der grossen Spitzen- 
verbände gefunden. Diesem gewaltigen Drucke 
habe die Regierung so rasch nachgeben müssen, 
dass keine Zeit blieb, Verhandlungenmit den 
parlamentarischen Körperschaften zu führen. 
Dieser Vorgang sei als Zeichen einer neu angebrochenen Zeit 
zu betrachten. Die Beamtenbewegung sei eine Folge der Welt- 
katastrophe dieses Krieges, und das Zusammentreffen mit der 
Arbeiterbewegung schaffe den’ Beamten und Arbeitern eine 
starke Machtposition; deswegen mussten weit- 
gehende Zugeständnisse gemacht werden“ 


So strait sich der S.G.B. selbst Lügen! 


Schwindelmanöver. _ Der. preussische Kommunalbeamten- 
Verband behauptet in Nr, 8 seiner „Rundschau“, dass „seit De- 
zember 1920 Hunderte von Technikern und Berufs- 
feuerwehrmännern unserem Verbande (d. h., dem Komba) neu 
beigetreten sind und dass wohlbegründete (? Die Red.) Aussicht 
besteht, dass diese Hunderte bald in die Tausende gehen 
werden“. An anderen Stellen wird von einer „Massen- 
ilucht der Techniker aus dem Butab“, besonders im 
rheinisch-westfälischen Industriebezirk, gefaselt.. Die Kollegen 
sollen sich angeblich jetzt davon „überzeugt“ haben, dass der 
Butah die zelobte parteipolitische Neutralität nicht mehr: inne- 
halten wolle. Ar anderen Orten ist behauptet worden, der 
Bund habe in Berlin mur noch 1400 Mitglieder, 1000 Koliegen 
seien dagegen jetzt zum Komba übergegangen. Und so geht es 
lustig weiter! Eine Schwindelfabrik grössten Stiles scheint ins 
Leben gerufen zu sein, um unsere Kollegen in ihrem Vertrauen 
zum Bund. wankend zu. machen, und dann im. Trüben fischen 


‚in Rheinland-Westfalen aus. 





































































DER TECHNISCHE  GEMEINDEBEAMTE 1921 29 
BR ET ge ee euer een ng ST ernennen een 2 ee 1 SE REEERRERRGFEEL.L A 


‚zu.können. Selbstverständlich muss dabei nicht nur der — in- 
zwischen beigelegte — Konflikt zwischen Werkmeister-Verband 
und AfA das Material liefern, sondern: man sucht es sich aus 
allen Ecken und Enden zusammen, ohne viel Skrupel, aus wel- 
cher Quelle es stammt. Die Angriffe des 'christlichen „Neuen 
D. T. V.“, des G. d. A., der Arbeitgeberpresse, der Kommunisten 
— das alles wird in unkontrollierbaren Gerüchten von Mund zu 
Mund getragen, ohne dass die Urheber festzustellen sind. 


An all diesen „Nachrichten“ ist auch nicht ein wah- 
res Wort. Nirgends sind Massenaustritte vor- 
gekommen, im Gegenteil wächst unsere Mitglie- 
derzahl von Tag zu Tag, besonders hier in Berlin, 
wo nach jeder Versammlung der Komba-Techniker neue Bei- 
trittsanmeldungen zum Bunde erfolgen. Genau sosSiehtes 
Gewiss sind einzelne 
Austritte erfolgt, eine unvermeidliche Erscheinung bei jedem 
neuen Ereignis im . Gewerkschaftsleben. : Aus Missverständnis, 
aus Verärgerung und anderen kleinlichen Gründen verlassen 
indifferente Mitglieder die Fahne ihrer Gewerkschaft, teilweise 
schon aus Angst vor den nun einmal unvermeidlichen Ausein- 
andersetzungen mit ihren Kollegen. Aber aus dem Uebertritt von 
zwei Mitgliedern macht der Komba nach berühmten Mustern 
gleich den Uebertritt — einer ganzen Ortsgruppe! Dabei. ist 
auch noch zu berücksichtigen, dass der Komba zu den „iech- 
nischen Beamten“ auch z. B. die Heizer in den :Krankenhäusern, 
ia, überhaupt alle Beamten rechnet, die in den Gemeindeetats 
als technisches Personal im weitesten Sinne des Wortes be- 
zeichnet werden, von denen wir aber bei uns im Bunde nur 
einen Bruchteil organisieren. 


Es ist bedauerlich, dass diese Auseinandersetzung von dem 
Komba mit solch kleinlichen, wiedrigen Mitteln geführt 
wird. Aber es zeigt uns, wie sehr man auf der Gegenseite die 
Machtposition unseres Bundes erkannt hat, die wir 
durch die „Faka“ erlangt haben. Es miss doch jedem Den- 
kenden auffallen, dass sich ' der. „mächtige Komba“ 
mit seinen „über 100.000 Mitgliedern“ so emsig um die klei- 
nenMinderheiten der Techniker und Feuerwehrleute usw. 
bemüht! Das muss doch seinen Grund haben! Der Komba 
fühlt seinen Thron wackeln, der ihm bisher die Allein herr- 
Schaft. in den Kommunalverwaltungen sicherte. Er glatıbte, 
uns mit einer Handbewegung abtun zu können, und muss jetzt 
zu Seinem Schrecken erkennen, dass. die einige und Te 
schlossene Technikerschaft in Arbeitsgemeinschaft 
mit den übrigen freigewerkschaftlichen Örganisationen- -ein 
Machtfaktor ist, mit dem. selbst ‘der „Komba“ rechnen 
muss. Und; gegen diese Erkenntnis setzt er sich mit: allen 
Mitteln eines bedrohten Autokraten zur Wehr! 
Das ist des Pudels Kern! Gelingt es ihm jetzt, Sprengpulver 
hineinzubringen in die Technikerschaft und einen erheblichen 
Teil herüberzuziehen, wird er recht bald seine Autokrätie wie- 
der ausüben zum Schaden der Technikerschaft. 
Das ist die Gefahr, die uns bedroht und auf die jeder Kollege 
immer wieder hingewiesen werden muss. Wer die Demo- 
kratie der Verwaltung will, wer es ernst mit seinem 
Beruf als Techniker, als: Pionier beim Wiederaufbau 
unseres Wirtschaftslebens meint, -kann und! darf 
niemals eineSchwächung unseres Bundes dulden. 


Der Provinzialbeamten-Verband als Schützling der Behörde? 
Zu dieser Frage könne man sich tatsächlich reranlasst ‘sehen, 
wenn man sieht, mit welch „liebevoller“ Fürsorge z. B. der 
Landesdirektor der Provinz Brandenburg diesen Verband 
unterstützt gegenüber dem Eindringen anderer Gewerkschaften. 
Ein Vorfall der letzten Zeit wirft da ein recht eigenartiges 
Licht auf: diese Verhältnisse, Die technischen‘ Beamten der 
Provinzialverwaltung Brandenburg sind — bedauerlicherweise —— 
zum grössten Teil doppelt organisiert, und der Landesdirektor 
hatte es somit recht bequem, alle besonderen Techniker- 
forderungen abzulehnen mit dem Hinweis, dass unser‘Bund nicht 
mehr als Interessenvertretung in Frage kommen könne, nach- 
dem die „Gewerkschaftliche Vereinigung. der Provinzialbeamten“ 
— der ja die Techniker auch mitangehören: — bereits als: Orga- 
nisation „gehört“ sei. Unzufrieden mit dieser Behandlung hatte 
ein. grosser Teil der technischen -Beamten ‚unserem Bund eine 
schriftliche Aktivlegitimation eingereicht: :und-:ihn mit : ihrer 
alleinigen Interessenvertretung beauftragt.: Der. Landesdirektor 
—. weit entiernt davon, nunmehr den -Bund bei: Technikerfragen 
heranzuziehen — hat diese. ihm:. üibergebene Aktiv-Vollmacht 
schleunigst an — die „Gewerkschaftliche Vereinigung‘ (einen 
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Zweigverband des Zentralverbandes der Provinzialbeamten) zur 
Kenntnis weitergegeben und um Stellungnahme 
zu diesem Vorgehen „seiner Mitglieder“ gebeten. Der liebe» 
volle Hinweis auf die „Einigkeit der Provinzialbeamten‘“ und der 
Wunsch, nur mit „einer Organisation“ zu verhandeln, kenn- 
zeichnen zur Genüge den Zweck dieser mehr als eigenartigen 
Haltung. — Wie nannte man doch früher und auch noch jetzt 
Organisationen, die sich solch „verständnisinniger“ Unter- 
stützung seitens der Arbeitgeber erfreuten? Da 
ist es jedenfalls kein Wunder, wenn die „Erfolge“ dieser an- 
geblichen „Gewerkschaft“ unsere Kollegen nicht befriedigen. 
Bei dieser Sachlage ist auch die eigenartige Auffassung des 
Landesdirektors nicht gerade verwunderlich, wenn. er uns auf 
die Ueberreichung der Aktiv-Vollmacht antwortet, dass er als 
„berufene Interessenvertretung der Beamten nur den Be- 
amten-Ausschuss“ anerkennen könne. Wir haben auf 
Grund des Artikels 159 der Reichsverfassung zunächst einmal 
den preussischen Minister‘ des Innern um seine Meinung über 
diese merkwürdige Haltung gefragt und hoffen, dass dieser dem 
Herrn Landesdirektor die notwendige „Rechtsbelehrung“ zuteil 
werden lässt. 


Der „Reichsverband der Deutschen Kreisbeamten“ und die 
Techniker. Am 26. Januar hat eine Besprechung des Reichs- 
verbandes mit dem „Verband preussischer Landkreise“ über 
Annahme, Ausbildung und Prüfung der Be- 
amtenanwärter stattgefunden. Wir entnehmen dem Pro- 
tokoll dieser Besprechung in Nr. 3 des „Kreisbeamten“ Seite 28 
nachstehende Zeilen: h 

„Für die Kreisbaumeister wird in Zukunft 
inder Regel Hochschulbildung gefordert. In 
Ausnahmefällen sollen die Kreise davon ab- 
sehen können“ 

Getreu dem Worte „freie Bahn dem Tüchtigen“ 
will also der Reichsverband jetzt — nachdem die Kreisbau- 
meister grösstenteils bei ihm ausgeschieden sind — den 
Aufstieg zum Kreisbaumeister dem Mittelschu ltechni- 
ker versperren. Wir haben von dieser Organisation 
nichts anderes erwartet. Ob ietzt endlich die noch immer bei 
dem „Reichs“verbändchen organisierten bzw. doppeltorgani- 
sierten Techniker sehend werden, wohin ihre „Inter- 
essenvertretung“ steuert? — Jedenfalls ergibt sich aus diesem 
Beschluss, dass den Vertretern der Kreisbeamten zum mindesten 
iede Sachkenntnis über die jetzige Besetzung der Kreisbau- 
meisterstellen und das Aufgabengebiet der Kreisbauämter ab- 
geht. 


Wie sie schwindeln! Der „Zentralverband der 
Gemeindebeamten Bayerns E. V.“ hat seiner Orts- 
eruppe Augsburg nachstehendes Schreiben zugehen lassen; 
Zentralverband der Gemeindebeamten München, den 3. 2. 21. 

Bayerns E. V. . 
An die 
Augsburger Gemeindebeamten-Gewerkschaft 
Augsburg. 

Die Verhandlungen, die zwischen dem Münchner Vertreter des Butab und 
uns hinsichtlich der bevorrechteten Vertretung der Mitglieder des Butab statt- 
gefunden hatten, wurden bekanntlich in der Hauptausschusssitzung vom 
33. Oktober 1920 schon als erledigt deshalb betrachtet, weil der 
Hauptausschuss des Verbandes sich nicht in der Lage fühlte, den Wünschen 
der Herren nachzukommen. Das Vorgehen des Butab, „wie die Art seiner 
Propaganda hat es uns dann erst recht verboten, weiterhin mit der Frage uns 
zu beschäftigen. Wir können Ihnen also erklären, dass einzig und allein das 
in der Nr. 3 geschilderte Verhalten des Butab den Grund zum 
Abbruch der Verhandlungen bildete. 


Mit Verbandsgruss! 
gez. Frohmader. 


R Also „einzig und allein“ die Gründung der Taka und 
die Forderung des Reverses bildeten den „Grund zum Ab- 
bruch der Verhandlungen“, denn von etwas anderem ist. in 
Nr. 3 der „Bayerischen Gemeindebeamten-Zeitung“ keine Rede. 
Kann uns der Zentralverband vielleicht darüber aufklären, 
woher er schon am 23. Oktober 1920 die erst im 
Dezember 190 erfolgte Gründung der „Faka“ 
und den erst im Januar .1%1 herausgegebenen 
„Revers“ kannte? 

Aber wie sieht denn die Sache in Wirklichkeit aus? 
Am 9. November 1920 wurde uns der Beschluss des Zentral- 
ausschusses der -Beamtenkammer vom 23. Oktober 1920 mitge- 
teilt, in dem es u. a. heisst: „Der Wunsch, bei Behandlung von 
Fragen, die dig Techniker berühren, jeweils einen Vertreter der 
Techniker zuzuziehen, kann seitens der Kammer nur soweit 
möglich erfüllt werden und nur durch beauftragte Techniker, 
die Kammermitglieder sind, zur Ausführung kom- 
men.“ Mit dieser Auffassung stand allerdings unsere Forderung 
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im Widerspruch. Wir hatten nämlich verlangt, dass ein Ver- 
treter unseresBundes bei Beratung von Techniker- 
forderungen zugezogen werden sollte, und zwar ein Ver- 
-treter, der unabhängig vonallen Nebeneinflüssen 
mit Energie die Forderungen unserer Kollegen vertreten würde. 
Das wollte aber der Zentralverband nicht zugestehen, weil es 
in der Tendenz des Beamtenkammergedankens liegt, die 
Gewerkschaften als Interessenvertretung auszu- 
schalten. Das geht auch hervor aus der Antwort der Orts- 
kammer München auf unseren Antrag, bei Aufstellung der 
Forderungen zur Besoldungsordnung mit einer- Kommission un- 
seres Bundes zu verhandeln. Die Ortskammer lehnte diesen 
Antrag ab mit der Begründung, dass „nur sie allein die ge- 
setzliche Interessenvertretung der Gemeinde- 
beamten“ sei. 
Es ist nun aber eine glatte Unmöglichkeit für die Tech- 
“niker, sich diesem Diktat zu unterwerfen, da eriahrungsgemäss 
die Verwaltungsbeamten nicht mit der nötigen Unvoreinge- 
nommenheit und Objektivität über Technikerforderungen zu 
urteilen pflegen, so dass unsere berechtigten Wünsche fast nir- 
gends Berücksichtigung gefunden haben. Es ist auch ganz un- 
haltbar, dass nur die Technikermitglieder der Kammer als 
alleinige Interessenvertretung angesehen werden sollen, 
Da die Wahl der Kammerdelegierten auf sechs Jahre er- 
folgt, ist auch mar keine Gewähr mehr dafür vorhanden, 
dass dieser Kalkge nun tatsächlich noch vom Vertrauen 
der Kollegenschaft getragen ist. Da aber die Wahl 
im Rahmen des Zentralverbandes eriolgen muss, kann ein 
solcher Kollege auch niemals von der Techniker- 
minderheit zum Rücktritt gezwungen werden. Der ganze 


Widersinn dieser Zustände ergibt sich auch daraus, dass es un- 


möglich ist, einen Kollegen, der nach seiner Wahl: die Gewerk- 
schaftszugehörigkeit wechselt, zum Austritt aus der Kammer zu 
veranlassen, trotzdem seine ganze Wählerschaft nicht mehr 
hinter ihm steht. 

Ausser diesen Erwägungen ist noch zu berücksichtigen, 
dass die Wahlordnung zur Gemeindebeamtenkammer einen 
Organisations zwang zugunsten des Zentralverbandes ausübt, 
im Gegensatz zur Reichsverfassung, die ausdrücklich 
allen Staatsbürgern die Koalitionsfreiheit gegeben hat, Wir 
haben versucht, mit dem Zentralverband der Gemeinde- 
beamten auf gütlichem Wege zu einer Einigung über diese 
Frage zu kommen. Der Zentralverband hat -diese Verständi- 
gung nicht gewollt, er hat uns in die Rolle eines „Fach- 
‚beraters“, zu einer „Organisation Il. Klasse“ zurückdrücken 
wollen. Er wolite alleinherrschend sein und keine 
Götter neben sich dulden. Wir konnten es mit unserer Selbst- 
achtung und mit der ‚Interessenvertretung unserer Mitglieder 
nicht vereinbaren, auf diesen Weg zu gehen. Wir sahen uns 
dadurch aber auch gezwungen, nunmehr unsere gleich- 
berechtigte Anerkennung’ als selbständige Ge- 
werkschaft mit aller Energie durchzusetzen, und 
dazu soll uns der bekannte „Revers“ helfen. 


Vorsicht! Unter dieser Ueberschrift erlässt der Zentral- 
verband der Gemeindebeamten Bayerns am Kopie der 
Nr. 7 seiner Verbandszeitschrift nachstehende fettge- 
druckte Warnung: ’ 

„Gross-Berliner Organisationen berufen unter verschiedenen Vorwänden auch 
in Bayern Gemei ndebeamten-Versammlungen ein mit dem aus- 
gesprochenen Zwecke, für ihre Verbände Stimmung zu machen ‚und unsern 
Verband, den wir so notwendig brauchen, zu zerschlagen. Wir ersuchen 
dringend der Geschäftsstelle von all solchen Versuchen umgehend tele- 
graphisch Nachricht zu geben. Es wird dann sofort ein Verbands- 
vertreter, wenn möglich auch der Vorsitzende, dorthin abreisen. 

Unsere Organisation darf durch Berliner Posten- 
jäger nicht gestört werden.“ 


Unsere Nürnberger Konferenz am 13. Februar und die 
Versamlungen in Nürnberg und Würzburg scheinen 


Herrn Jehles „allerhöchstes“ Missfallen erregt zu haben. Es 


ist nın einmal so, dass wir nicht nur eine „Gross-Berliner“, 
sondern eine Reichsorganisation sind, die auch "eine ganze 
Anzahl bayerischer Gemeindebeamten — nämlich 
Techniker — in ihren Reihen hat, ein Umstand, der Herrn J. 
ganz genau bekanntist. Er wird uns doch wohl nicht 
im Ernste verwehren wollen, Mitglieder versammlungen 
auch in Bayern abzuhalten. Wir werden in nächster Zeit 
wieder eine Reihe solcher Versammlungen in Bayern abhalten, 
und zwar voraussichtlich in der Zeit vom 16.—22. März. in 
mehreren Orten, darunter am 19. Märzin München. Um 
Herrn J. Gelegenheit zur Aussprache zu geben, werden wir 
alle diese Veranstaltungen als öffentliche Gemeinde- 
beamten-Versammlungen einberufen. und ihm — zur 
Ersparnis der Telegrammkosten — Zeit und: Ort jeder Ver- 
sammlung rechtzeitig vorher schriftlich mitteilen. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH,., Berlin NW 52. 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. h 




























































Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 
“in kommunalen und sonstigen Selbst- 
verwaltungskörpern 










Nummer 10 


Ein weiterer Beitrag zur Siedlungsfrage 


„Das deutsche Volk muss siedeln oder untergehn!“ Diese 
Aufgabe muss auch von der neuen Stadtgemeinde Berlin in 
entsprechendem Ausmasse gelöst werden. Es ist daher wohl 
zu verstehen, dass der Aufbau des Siedlungswesens in Berlin 
nicht nur die Köpfe der beteiligten Berufsgruppen stark be- 
schäftigt, sondern weit darüber hinaus vor allen Dingen die 
politischen Parteien gerade dem Siedlungsproblem erhöhte Auf- 
merksamkeit und Sorge zuwenden. Seitens der Techniker- 
schaft ist ja durch die Denkschrift des Butabs „Die Tech- 
nikim neuen Berlin“ ein klarer und zweckmässiger Auf- 
bau empiohlen worden. In der Nummer 9 dieser Zeitschrift 
beschäftigt sich weiterhin ein eingehender Aufsatz mit dem 
Siedlungswesen in der unverkennbaren- Absicht, ‘noch in letz- 
ter Stunde darzutun, was not tut und wias vermieden werden 
muss. Fast gleichzeitig ist bei der Berliner Stadtverordneten- 
versammlung seitens der Deutschen Demokratischen Partei ein 
Antrag zur Siedlungsfrage eingegangen, der auf den ersten Blick 
den Anschein erweckt, als ob er sich nahezu mit den Forde- 
rungen der Technikerschait deckt. Der Antrag lautet: 

„Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschliessen, den Magistrat zu 
ersuchen! 1, eine: restlose Zusammenfassung aller für eine vorausschauende 
Siedelungs- und Wohnungswirtschaft Berlins unentbehrlichen Arbeitsgebiete — 
Siedelungswesen mit Bebauungsplan- und Vermessungswesen, Kleingarten- und 
Freiflächenwesen, Bauordnung und Baupolizei, Wohnungswesen, Grundstücks- 
verwaltung — sofort herbeizuführen; 2. dem politischen Stadtrat, der Vor- 
sitzender der Zentraldeputation des Wohnungs- und Siedelungswesens und der 
einzelnen Ausschüsse sein soll, einen technischen Generaldirektor zur Seite zu 
stellen, dem fachtechn'sche Direktoren zu unterstellen sind; 3. unverzüglich 
alle Massnahmen in die Wege zu leiten, die auf eine sofortige Vorbereitung 
für (die neue Bauperiode und eine rationelle Erfassung und Verteilung des ver- 
fügbaren Wehnraumes hinzielen.“ 

Ein Vergieich mit dem Artikel in Nr. 9 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ ergibt, dass bei der Aufzählung der Arbeits- 
gebiete, die im Siedlungswesen zusammengefasst werden sol- 
len, im demokratischen Antrag das Vermessungswesen 
mit aufgeführt ist. Diese Forderung widerspricht nicht nur der 
Mehrheitsmeinung der Fachleute des Vermessungswesens, son- 
dern auch der Ansicht der Technikerschaft im allgemeinen. Es 
liegt unseres Erachtens auch nicht die’ geringste Notwendigkeit 
vor, das Verniessungswesen dem Siedlungswesen anzugliedern, 
da hierdurch weder der Umfang noch das Tempo des Siedelns 
berührt wird. Die vermessungstechnischen Arbeiten für die 
Siedinngen werden von dem Vermessungsamt bei grösserem 


Umfang durch Abordnung besonderer Abteilungen erledigt: 
meistens jedoch “werden die Vermessungen als Vorarbeiten 


für Strassenbau, Kanalisation und dergleichen Zwecke im ene- 
sten Zusammenhange mit dem Tieibau, mit welchem das 
Vermessungswesen bis ietzt in einer Deputation vereinigt ist. 
zu lösen sein.’ Die für Siedlungen zu leistenden Vermessungs- 
arbeiten stellen iedoch inmerhin nur einen bescheidenen Bruch- 
teil des gesamten Arbeitsgebietes des Vermessungswesens dar. 
Infolge soleher geringen Berührungspunkte können doch nicht 
wichtige Disziplinen einfach dem Siedlungswesen angehängt 
werden. Dann müsste man nämlich so ziemlich alle. Arbeits- 
gebiete der städtischen Verwaltung, z. B. Kanalisation, Gas, 
Wasser, Verkehr, Stassenbau und — nicht zu vergessen — 
auch die Finanzdeputation in dem Siedlungswesen zusammen- 
fassen. Es ist natürlich ausserordentlich unzweckmässig, das 
Siedlungswesen unnötig zu überlasten; damit ist 
das Ziel,schnell arbeiten zu können, nichtzuerrejchen. 
Aus solchen gründlichen Erwägungen heraus hat denn auch die 
Technikerschaft aus der Fülle ihrer Erfahrungen nur die im 
besagten Aufsatz der Nummer 9 dieser Zeitschrift vorgemerk- 
ten Arbeitsgebiete zu vereinigen empfohlen, und es muss selır 
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energisch dagegen Verwahrung eingelegt werden, das Vermes- 
sungswesen dem Siedlungskörper änzugliedern. 

Aus den gleichen Erwägungen heraus muss auch davor ze- 
warnt werden, das gesamte Grundstücksamt der Sied- 
lung anzugliedern. Wir brauchen bei der Siedlung eine neu- 
zeitliche, fortschrittliche Bodenpolitik, und da erscheint 
es sehr unzweckmässig, das Siedlungswesen auch noch mit der 
gesamten Verwaltung des städtischen :Grundbesitzes zu 
belasten. 

Die Bearbeitung der Bebauungspläne und Bauordnungs- 
fragen soll zurzeit durch ein Städtebauamt unter dem 
Dezernat des Ssadibaurates für den Tiefbau in der Depu- 
tation für das Wohnungs- und Siedlungswesen erfolgen. Diese 
Verbindung des Stadtbauamtes mit dem Tiefbau ist notwendig, 
da die Bebauungspläne, besonders der Stadtbauplan,- mit 
Strassenbau, Brücken-, Tunnel-, Hafen- und dergleichen Batt- 
ten untrennbar mit dem Tiefbau verknüpit ist. Es erscheint da- 
her zweckmässig, das Städtebauamt .in der heutigen Form sich 
erst einmal auswirken zu lassen, Zum mindesten wäre es aber 
keinesfalls wie die anderen Arbeitsgebiete unter den gefor- 
derten Generaldirektor zu stellen, sondern es müsste auf 
ieden Fall selbständig arbeiten, damit die Forderungen der an- 
deren technischen. Gebiete nicht hinter die siedelungstechnischen 
Gesichtspunkte zurückgedrängt werden. 

Durch die Annahme des demokratischen Antrages würde 
zweifellos der von der Technikerschaft vorgeschlagene Ge- 
samtaufbau der technischen Dezersate zerstört werden! 
Die finanzielle Wirkung, die durch die Schaffung des Postens 
eines Generaldirektors eintritt, dürfte nicht erheblich 
ins Gewicht fallen. Es ist jedoch sehr zu überlegen, ob dem 
Generaldirektor überhaupt noch das Wort geredet werden 
kanı, wenn — wie es nach dem demokratischen Antrage 
scheint — dieser nur eine Neuauflage des ehemaligen Ver- 
bandsdirektors von Gross-Berlin darstellen soll. 


3 Rundschau 


Besoldungsordnungen 


Zur Revision der Besoldungsordnungen der Gemeinden 
Bayerns hat die Gaugeschäftsstele München im Auftrage 
der am 12. Februar in Nürnberg sStattgefundenen Vertreter- 
konferenz der bayerischen Gemeindetechniker (siehe Nr. 8 des 
„Technischen _ Gemeindebeamten“) eine Eingabe an sämt- 
liche bayerischen Städte eingereicht, in weicher sie 
eine bessere Bewertung der technischen Bildung, Arbeits- 
leistung und Verantwortung und demgemäss eine bessere 
Eingruppierungs der beamteten Techniker 
iordert. 

Die Einstufung der Techniker mit Absolutorium einer Baı- 
schule oder gleichwertigen Schule soll in den ersten vier Be- 
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Nr..10-. 





rafsiahren bzw. vor Vollendung des 25. Lebensiahres in 


Öruppe 6, nach vier Beruisiahren bzw. nach Vollendung des 
25. Lebensiahres in Gruppe 7 und nach weiteren acht Berufs- ° 


jahren eine Ueberführung nach der Gruppe 8 erfolgen. Die 
Absolventen der höheren Staatslehranstalt Nürnberg und der 
höheren - Maschinenbauschule - Würzburg: sollen: "sofort in 


_ 


Gruppe 7 eingereiht und nach vier. Berwisiahren in Gruppe 8 


überführt werden. r 


Die weitere Vorrückung in höhere Gruppen soll ent- 
sprechend der 1% tigkeit bzw. nach den vorhandenen Stel- 
len erfolgen. 

Ferner wird gefordert, dass die im Privatdienst zugebrach- 
ten Berufsjahre, sofern sie gleicher Art waren, als Dienstiahre 
in vollem Umiange angerechnet werden. 

Zum Schluss wird noch auf die einheitliche Durchführung 
der Amtsbezeichnungen, wie sie vom gleichen Bunde dem 
bayerischen Städtebund unterbreitet wurde, hingewiesen (siehe 
Nr. 32/33 des „Technischen Gemeindebeamten“). 

Begründet werden diese Forderungen damit, dass die Nicht- 
anrechnung der Berufsiahre in Privatbetrieben eine ‘-grosse 
Härte für die technischen Gemeindebeamten darstellt, obwohl 
die im Privatdienst gesammelten praktischen Erfahrungen bei 
Uebernahme inden Gemeindedienst der Gemeinde ausser- 
ordentlich zugute kommen. ° Desgleichen wird darauf. hin- 
gewiesen, dass der Dienst des beamteten, geprüften Tech- 
nikers eine besondere Fachausbildung erfordert, die sehr er- 
hebliche Kosten verursacht. Diese Kosten- müssen von 
dem Techniker oder seinen Angehörigen getragen werden, 
während der Verwaltungsbeamite, der in die gleichen Gruppen 
eingereiht ist, nicht allein seine Ausbildungskosten nicht selbst 
zu tragen hat, sondern auch noch die Berufsjahre bzw. Dienst- 
iahre von der Ablegung seiner Stadt- und Marktschreiber- 
prüfung an angerechnet erhält. Dabei ist die technische Ar- 
beit keine gleichbleibende oder mechanische, sondern eine um- 
fangreichere und verantwortungsvollere, wie der Techniker 
überhaupt gezwungen ist, sich über die Fortschritte auf dem 
technischen Gebiete zu. unterrichten, um die ihm gestellten, 
täglich wechselnden Aufgaben lösen zu können. Wenn der be- 
amtete Techniker deshalb ene Höherstellung gegen- 
über dem Verwaltungsbeamten und eine An- 
rechnung seiner Berufispraxisim Privatdienst 
fordert, so dürfte dies von allen gerecht denkenden Menschen 
vollauf anerkannt werden. 


Aus den Fachgruppen 


Der Landesausschuss der Gemeindetechniker Sachsens hat 
sich in seiner Sitzung vom 5. Januar mit den für die Revision 
der Besoldungsordnung aufzustellenden Forderungen beschäf- 
tigt. Zunächst wurde berichtet, ‚dass von der Regierung eine 
entsprechende Vertretung unserer Organisation in dem auf 
Grund des Besoldungsgesetzes gebildeten Schiedsamt ge- 
fordert ist, da die bisherige Spruchpraxis unter Führung des 
Sächsischen Gemeindebeamten-Bundes in ieder Weise als 
technikerfeindlich bezeichnet werden muss. Als Amts- 
bezeichnungen sollen gefordert werden für Gruppe VI: 
Stadtbauführer; für Gruppe X: Stadtbauamtmann; für Gruppe XI: 
Stadtbaudirektor. 

Ein Bezirkstag des Gaugebietes Hannover-Braunschweig 
fand am 30. Januar in Hannover statt. Vertreten war der 
grösste Teil der Kommunaltechniker-Fachgruppen des Gau- 
gebietes. Nach eingehenden Referaten der Kollegen Horn- 
bostel-Berlin und Scholz-Hannover und lebhafter Aus- 
sprache, in der besonders die Kollegen von Hildesheim ihre 
durch restlose Erfassung aller Gemeisidetechniker einschl. der 
Akademiker erreichten Erfolge hervorloben, ergab sich ein- 
mütige Zustimmung zu dem. Gedanken des Zusammen- 
schlusses aller freigewerkschaftlichen Organisationen der kom- 
munalen Beamten, Angestellten und Arbeiter in der „Faka“. 
Anschliessend erfolgte eine Aussprache über die Revision 
der Besoldunssordnungen: mit Rücksicht auf das 
Sperrgesetz und die hierbei aufzustellenden Forderungen. Die 
Wahl des Bezirksausschusses ergab für Gemeinde- 
techniker: Zappe-Hannover, Heinrich-Heine-Platz 2 (Be- 
amter), Hinrichs-Hannover-Linden (Angestellter), Roh-de- 
Hildesheim (Dauerangestellter), Langbein-Bielefeld (Be- 
amter); für Kreistechniker: Warnecke-Celle. 

Der Vorsitzende schloss die Versammlung mit einem Appell 
an alle Kollegen, nicht eher zu ruhen, bis auch der letzte 
Techniker unserem Bunde beigetreten sei, da 
die Tagung den klarsten Beweis geliefert habe, dass nur der 
iesteste Zusammenschluss aller Techniker den Erfolg sichere. 

Eine Bezirkskonierenz der Fachgruppe Rheinland-Westialen 
fand am 29. Januar in Düsseldorf statt. Die Konferenz be- 
schäftigte sich u. a. mit den anscheinend vom Komba ausge- 








streuten, wilden Gerüchten über „Massenaustritte aus 
dem Butab“. Die Aussprache ergab, dass den anwesenden 
Vertretern von etwa 30 der grössten Ortsgruppen über eine 
Austrittsbewegung von dem geschilderten Umfange auch nicht 
das geringste bekanıt war. Wohl seien einige wenige 


* Kollegen infolge " momentaner Verwirrung durch die Ueber- 


schwemmung mit Schwindelnachrichten zum 
Komba übergetreten. Allgemein kam die Meinung zum Aus- 
druck, dass diese „verirrten Schäflein“ den Weg schon wieder 
zurückfinden würden, wenn sie merkten, dass ihr Beispiel 
nicht ansteckend wirkt, und wenn sie erst die nötigen Kost- 
proben vom „Wohlwollen“ des Komba .erhalten haben. — 
Ferner kam zur‘ Sprache, dass in verschiedenen Ortsgruppen 
von den Kombamitgliedern der Wunsch auf Einstellüng der 
gegenseitigen Werbetätigkeit und Einführung eines 
„Burgiriedens“ laut geworden ist. Die Erfüllung dieses 
Wunsches ist selbstverständlich nur möglich auf Grund der in 
den „Faka-Mitteilungen‘“ gegebenen Richtlinien. 

Organisation der Gemeindetechniker im Gau Nordwest- 
deutschland. Der Bezirksausschuss hat nachstehendes Rund- 
schreiben zur Versendung gebracht, mit dem er die Werbe- 
arbeit im Gaugebiet einzuleiten gedenkt: „Nachdem nunmehr 
die Gemeindetechnikerkonferenz für das preussische Gebiet 
unseres Cques anı 23. Januar in Aitona und die Staats- und 
Gemeindetetnikerkonierenz in Oldenburg am 13. Februar 
stattgefunden hat, ist es uns xelungen, ein klareres Bild über die 
Verhältnisse in den verschiedenen Ortsgruppen zu gewinnen. 
Es wurde aui beiden Tagungen eine Reihe von Mängeln iest- 
gestellt, die wir durch eiirige Arbeit ausgleichen müssen. Der 
Bezirksausschuss der Gemeindetechniker hat auch schon zu 
den Fragen Stellung. genommen und die nötige Grundlage für 
die Weiterarbeit geschäfien. 

Auf beiden Konferenzen sind eingehend die Gründe erör- 
tert worden, weshalb es Ehrenpflicht eines jeden technischen 
Beamten und Angestellten im Staats- und Gemeindedienst ist, 
dem Bunde beizutreten. Wir haben dort durch eingehende 
Besprechung erkannt, dass viele Kollegen nur deshalb ieru- 
stehen, weil sie diese Ehreupflicht teilweise nicht begriffen 
haben bzw. weil es an den Möglichkeiten fehlte, sie in indi- 
vidueller Weise für uns zu gewinnen. 

Wir beabsichtigen, diese individuelle Werbetätigkeit nun- 
mehr mit Nachdruck aufzunehmen, wollen deswegen von der 
schematischen Propaganda durch Druckschriften absehen und 
an diese Kollegen in Briefen, die auf die besonderen Verhält- 
nisse zugeschnitten sind, herantreten. Diese Arbeit wird vom 
Bezirksausschuss der Gemeindetechniker, für unser Gaugebiet 
von den ehrenamtlich tätigen Kollegen, vorgenommen werden. 
Der Bezirksausschuss wird es als seine besondere Aufgabe be- 
trachten, die Kollegen im einzelnen auf das Irrige ihrer. Hand- 
lungsweise und auf das Schädigende für den ganzen Berufs- 
stand wie für den einzelnen selbst aufmerksam zu machen. 

Um diese Aufgabe durchführen zu können, bittet der Be- 
zirksausschuss, ihm. mögliehst umgehend alle Adressen. von 
Kollegen, bei denen noch eine Aufforderung zum Beitritt in den 
Bund auf fruchtbaren Boden fallen könnte, mitzuteilen. 





Aus drucktechnischen Gründen erscheint diese Beilage von 
jetzt ab nur alle 14 Tage, dafür aber in einem Umjang von 
4 Seiten, 


Jüngerer 


Vermessungstechniker 


der gut zeichnet, zum 1. 4. 21 oder früher in Dauerstellung gesucht. 
Gehalt nach neustem Tarif, bei guten Leistungen mehr. Wohnung und 
Verpflegung‘ wird nachgewiesen. Gefl. Angebote mit Zeugnisabschrift 
und kleiner Zeichenprobe erbittet 

PAUL BEIER, Wittenberge (Pdm.), Perleberger Strasse 66. 





Für das Kreisvermessungsamt werden gesucht: 


1. ein Landmesser. 


Bewerber müssen besonders in Fortschreibungs- und Strassen- 
schlussvermessungen erfahren sein. Erwünscht sind Kenntnisse 
in der Aufstellung von Fluchtlinien und Bebauungsplänen, . 
Wegeprojekten und der Bearbeitung kulturtechnischer Aufgaben. 


2. ein Techniker für Innendienst. 


Bewerber müssen vollständig mit der häuslichen Bearbeitung von 
Fortschreibungsvermessungen, insbesondere Schlussvermessun- 
gen vertraut, gute Zeichner, Schrift- und Zahlenschreiber sein, 


Anstellung des Landmessers und Technikers erfolgt auf 
Privatdienstvertrag. Bewerbungen mit Lebenslauf, - Zeugnis- 
abschriften und kleiner Probezeichnung der Bewerber zu 2, 
sind unter Angabe (der Gehaltsansprüche sofort an das unter- 
zeichnete Amt zu richten. 


Saarbrücken, den 28. Februar 1921. 3 
Schlossplatz 8, Kreisvermessungsamt. 
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Ein Fachgruppentag der Preussischen 
Provinzialtechniker 


fand am 6. März in Berlin statt. Der „Zentralverband“ der 
Provinzialbeamten hatte mit nachstehendem Schreiben an 
seine Ortsgruppen den Auftakt zu der Tagung gegeben: 


Zentralverband der Beamten und Angestellten Berlin W10, den 23. 2. 1921, 
der preussischen Provinzialverwaltungen. Matthäikirchstr. 20/21, 


Der Bund technischer Angestellten und Beamten entwickelt eine ausser- 
ordentlich scharfe Propagandatätigkeit, um die Provinzialtechniker aus unserm 
Zentralverbande herauszunehmen und bei sich zu organisieren. Zum 6. März 
1921 hat er eine Provinzialtechnikerkonferenz nach Berlin einberufen, in 
welcher auf die Tagesordnung als Punkt 1 gesetzt ist: 

„Organisationsfragen (Stellungnahme zur freigewerkschaftlichen 
Beamtenbewegung .und zum Provinzialbeamtenverband).“ 

Die technischen Beamten gehörten zum grossen Teil aus der Zeit, als der 
Bund technischer Angestellten und Beamten lediglich ein Fach- und Standes- 
verein war, diesem noch an. Nachdem der Bund technischer Angestellten und 
Beamten jedoch als Gewerkschaft sich mit der AfA (Arbeitsgemeinschaft freier 
Angestelltenverbände) und anderen freigewerkschaftlichen Verbänden zur „Faka“ 
(Freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft kommunaler Arbeitnehmer) zu- 
sammengesch'ossen und als Programmpunkt herausgeste/lt hat: 

„Zuführung der kommunalen Techniker zu den Gewerkschaften der so- 
genannten freigewerkschaftlichen Richtung mit bewusster, von 
‚den Führern ausgesprochener Änlehnung an be- 
stimmte politische Parteien“ 
muss unbedingt eine Klärung der Frage eintreten, da es nicht angängig ist, 
dass Beamte als Angehörige einer parteipolitisch neutralen Beamtenorgani- 
sation zugleich Mitglieder einer freigewerkschaftlichen Organisation ın it 
parteipolitischer Tendenz sind, die das Bestreben hat, die neutrale 
Organisation zu sprengen. 

Wir bitten in den Kreisen der Provinzialtechniker Propaganda für das 
Verbleiben bzw. den Eintritt in unsere Gewerkschaft und für den Austritt aus 
dem Bund technischer Angestellten und Beamten zu machen. 

Der Deutsche Beamtenbund wird sich in der Sitzung des Bundesaus- 
schusses am 7. und 8. März 1921 mit dem Antrag des leiiksanten, 
bundes (Komba) beschäftigen, den Butab aus dem Deutschen Beamtenbunde 
wegen seiner freigewerkschaftlichen Haltung als unverein- 
bar mit den Organisationsgrundsätzen des Beamtenbundes auszuschliessen. 

Wenn man auch die Anhänglichkeit der Techniker an ihren alten Berufs- 
verein nicht ausser acht lassen darf, so muss ihnen klar vor Augen geführt 
werden, dass sie in einer gegensätzlichen Stellung zu den 
anderen Beamten der Provinzen nie und nimmer das 
erreicht hätten, was sie im Einvernehmen mit diesen 
Beamten erreicht haben und noch erreichen werden. 

Ueber die Kämpfe, die sich zwischen dem Gewerkschaftsbund der 
Kommunalbeamten (Komba) und dem Butab abspielen, verweisen wir auf die 
„Rundschau für Kommunalbeamte“ von Nr. 51, 1920 ab, 


Jazer,l. Vorsitzender. Martin, 1. Schriftführer, 
Diese „Warnung“ ist in ihrem ersten Teil ein Musterbei- 


‚spiel von Verdrehung oder — Unkenntnis (?) über die 


Entwickelung unseres Bundes und der „Faka“. Wir richten 
hiermit an den Provinzialbeamten-Verband 
öffentlich die Frage, woher er das Zitat über 
den angeblichen „Programmpunkt“ der Faka 
entnommenhat. Sollte da vielleicht eine „Verwechse ung“ 
zwischen den Zeitschriften des Komba und der Faka statt- 
gefunden haben? Im übrigen überlassen wir die Beurteilung 
des Machwerks getrost unseren Mitgliedern. Aus dem Bericht 
über die Tagung des Bundesausschusses des D. B. B. in der 
„Freien Beamtenrundschau‘“ ‚haben unsere Mitglieder gesehen, 
dass der Komba mit seinem Antrage kein Glück gehabt hat. 

Trotz dieses vielversprechenden Auftaktes war der grösste 
Teil der Provinzialverwaltungen vertreten. — Zu Punkt 1 der 
Tagesordnung (s. oben) erstattete Kollege Hornbostel 
Berlin das Referat, ausgehend von dem Gesichtspunkt, dass 
Erfolge bei den Besoldungsordnungen stets eine Frage der 
Organisation seien. 

Die richtige Wahl der Gewerkschaft sei für die Techniker 
entscheidend für ihre Eingruppierung in den Besoldungsplan. 


Die Aussprache ergab, dass ein grosser Teil der technischen 


Provinzialbeamten nicht Mitglied des „Zentra'verbandes“ 
ist, sondern — zum Teil — in kleineren Einzelvereinen ein 
Sonderleben führte, soweit sie nicht bereits dem Bunde ange- 
hören. In diese Kreise soll der grosse Gedanke der geeinten 


Technikerschaft in erster Linie getragen. werden. Da- 
neben muss jedoch den falsch oder doppelt organisierten Kol- 
legen ebenfalls nachdrücklich das Falsche ihres Tuns nahege- 
bracht werden. Zu diesem Punkt wurde nachstehende Ent- 
schliessung einmütig angenommen: 


„Die Provinzialtechniker-Konferenz erblickt in der Ein- 
heitsgewerkschaft aller technischen Angestellten und 
Beamten die gegebene Interessenvertretung der Techniker 
im Provinzialdienst und ersucht den B. t. A. B. mit allen 
Mitten auf den restlosen Zusammenschluss 
aller Provinzialtechniker hinzuwirken. Die Or- 
ganisation im Provinzialbeamten - Verband, 
ebenso wie die unhaltbare Doppelorganisation sind 
zu verwerfen.“ 


Als 2. Punkt der Tagesordnung erfolgte eine Aussprache 
über die Erfahrungen bei den Besoldungsordnungen 
und unsere Forderungen für die demnächst vorzunehmen- 
den Revisionen. Für die — mit Rücksicht auf das -Sperrgesetz 
— wichtige Reform der Amtsbezeichnungen wurde in 
Anlehnung an die Forderungen in Nr. 39 des „Techn. Gemeinde- 
beamten“ nachstehende Regelung angenommen; 

für Gruppe 7: Landesbauführer, 

für. Gruppe 8: Landesingenieur, Landesarchitekt, 

für Gruppe 9: Landesoberingenieur, 

für Gruppe 10: Landesbaumeister, 

für Gruppe Il: Landesbaumeister in gehobenen: Stellen, 
für Gruppe 12: Landesbauräte. 

Der Bund wurde. beauftragt, entsprechende Forderungen 
baldigst -allen Provinzialverwaltungen zu unterbreiten. 

Als 3. Punkt wurde der Gesetzentwurf über die „Auto- 
nomie der Provinzen“, der dem Bunde zur Stellung- 
nahme zugegangen ist, besprochen. Koll. Schoefer -Königs- 
berg referierte über den Gesetzentwurf. : Die weitere Aus- 
sprache ergab wichtige Hinweise für den weiteren Ausbau 
unserer Organisation und besonders der Fachgruppe Pro- 
vinzialtechniker unseres Bundes. 








Do Rundschau oo 





Tarifverträge 


Haben die Angestelltenräte das Recht, Tarifverträge abzıt- 
schliessen? In letzter Zeit mehren sich die Fälle, besonders bei 
den Kommunalverwaltungen, dass die Angestelltenrätefür 
die Arbeitnehmerschaft des Betriebes Tarifverträge mit 
den Gemeindebehörden abschliessen. Meistens 
handelt es sich um eine ganz schematische UÜebertragung des 
Tarifvertrages für die Reichs- und Staatsbehördenangestellten, 
an denen nur in den seltensten Fällen Veränderungen vor- 
genommen werden. Dieser Tarifvertrag, der ja nur für die 
Angestellten der Reichs- und Staatsbehörden ab- 
geschlossen ist, passt nun aber nicht ohne weiteres auf die 
kommunalen Verhältnisse. Am allerwenigsten trägt er den 
besonderen Anforderungen und Leistungen der Kommunal- 
techniker Rechnung. Selbstverständlich haben die Behör- 
den ein gewisses Interesse an dieser Art des „Tarifabschlusses“, 
denn sie ersparen sich dadurch das immerhin Zeit in Anpruch 
nehmende Verhandeln mit den Angestelltenorganisationen. Da- 
zu kommt noch, dass in den meisten Fällen die Angestellten- 
vertretungen — aus begreiflichen Gründen — ihrem Arbeit- 
geber gegenüber nicht mit der Entschiedenheit auftreten, wie 
es ein von der Behörde unabhängiger Organisationsvertreter 
tun würde. Schon aus dieser einfachen Erwägung heraus liegt 
es aber durchaus nicht im Interesse der Angestellten, auf die- 
sem Weg zu gehen, und schon aus diesem Grunde müsste 
eine derartige „Regelung“ entschieden verhindert werden. 



























Aber nach dem klaren Wortlaut des Betriebsrätegesetzes 
sind die Angestelltenräte auch zum Abschluss solcher Verträge 
gar nicht beiugt. Die Aufgaben des Angestelltenrates 
sind im $ 78 des B.R.C. festgelegt, wo im Absatz 2 dem An- 
gestelltenrat lediglich die Aufgabe zuerteilt wird, „m Beneh- 
men mit den beteiligten wirtschaftlichen Ver- 
einigungen der Arbeitnehmer bei der Regelung der Löhne 
und sonstigen Arbeitsverhältnisse mitzuwirken“. Hieraus 
ergibt sich schon mit aller Klarheit, dass diese Aufgabe nur im 
Benehmen mit der wirtschaftlichen Vereinigung, d. h. also 
der Organisation durchgeführt werden darf. Herr Re- 
gierungsrat Dersch vom Reichsarbeitsministerium ‚schreibt 
hierzu in seinem Kommentar: „Für die gesetzlichen Betriebs- 
vertretungen des B.R.G. (Betriebsräte, Arbeiter- und Angestell- 
tenräte, Betriebsobleute) ist die Tarifberechtigung hier- 
nach zu verneinen. Ob sie überhaupt die obenerwähnte 
Parteifähigkeit zum Tarifabschluss besitzen würden, kann daher 
dahingestellt bleiben. Aber auch sie dürfte zu verneinen 
sein, da die Betriebsvertretungen keine gesetzliche Ver- 
einigung der. Arbeitnehmer, sondern . gesetzliche 
Vertretungen der Arbeitnehmerschaft sind, und die Arbeit- 
nehmerschaft selbst trotz dieser gesetzlichen Vertretung noch 
keine Vereinigung im Sinne des $ 1 der Verordnung vom 
23. Dezember 1918 diaarstellt“. Ausserdem ist auch noch im & 8 
des B.R.G. bestimmt: „die Befugnis der wirtschaftlichen Ver- 
einigungen von Arbeitern und Angestellten, die Interessen ihrer 
Mitglieder zu vertreten, wird durch die Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht berührt“, Der Abschluss eines Tarif- 
vertrages ist aber nach der Vereinbarung vom 15. Novem- 
ber 1918 in der „Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen 
und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands“ 
{siehe „Deutschen Reichsanzeiger“ Nr. 273, 18. 11. 1918) Auf- 
gabe der wirtschaftlichen Vereinigungen, d. h. der 
Gewerkschaften. 

Ans dem Vorhergesarten ergibt sich, dass Tarifverträge, die 
zwischen Angestelltenräten und den Behörden abgeschlossen 
sind, nur den Rechtscharakter privater Verträge besitzen, also 
nicht unter das Tarifvertragsrecht fallen. Sie sind somit ohne 
weiteres aniechtbar und brauchen von den Arbeitnehmern 
nicht als verbindlich für die Regelung ihrer Arbeits- 
und Dienstverhältnisse angesehen zu werden. 


Gewerkschaftliche Arbeit des Komba. Am 19. März fanden 
im Prenzlau Tarifverhandlunsen für die Angestellten des Ma- 
gistrats statt. Am Verhandlungstisch sass neben den freige- 
werkschaftlichen Organisationen ein Vertreter des Komba. Der 
hielt sich von vornherein für verpflichtet, die Position des Ar- 
beitrebers zu stärken und erklärte, die von den freigewerk- 
schaftlichen Verbänden im Vertragsentwurf aufgestellten For- 
derungen seien zu weitgehend und könnten nicht 
erfüllt werden, einige davon wären für ihn 
unannehmbar. Eine Verhandlungspause wurde dann von 
unserem Vertreter benutzt, um dem Komba-Mann eine Lektion 
über die Wahrnehmung von Arbeitnehmer-Interessen und tak- 
tisches Verhalten bei Tarifverhandlungen zu halten, wodurch 
dann Gott sei Dank erreicht wurde, dass dieser merkwürdige 
Angestellten-Vertreter im weiteren Verlauf der Verhandlungen 
den Mund hielt. Eine Erklärung für seine ursprüngliche 
Stellungnahme fand sich bald. Der Komba hatte mit der Ver- 
tretung der Angestellten-Interessen ausge- 
rechnet den Beamten betraut, der dienstlich 
die Personal-Angelegenheiten bearbeitet, 
vollkommen im Fahrwasser des Arbeitgebers schwimmt und 
selbstverständlich dessen Stellung vertritt. Auch eine Auf- 
jassung über gewerkschaftliche Arbeit! 


Allgemeinverbindliche Tariiverträge. Der Reichsarbeits- 
minister hat uns unterm 10. März 1921 mitgeteilt: 

„Der Bund der technischen Angestellten und Beamten in Berlin NO 18, 
E'binger Strasse 20, hat beantragt, den zwischen ihm und dem Magistrat 
Berlin am 23. Juni/12. Juli 1925 abgeschlossenen Tarifvertrag zur Regelung 
der Gehalts- und Anstellungsbedingtingen der bei der Stadt Berlin beschäftigten 
technischen Angestellten für das Gebiet der Einheitsgemeinde 
Berlin gemäss $ 22 der Verordnung vom 23 Dezember 1918 (Reichsgesetz- 
blatt 5.1456) für allgemeinverbindlich zu erklären. 

Einspruchsfrist: 15 April 1921.“ : 


Im „Reichsarbeitsblatt“ Nr. 11 ist unter der Rubrik „Aus- 
gesprochene Verbindlicherklärungen“ ver- 
Öffentlicht als Zusatz zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
für die Provinz Sachsen (siehe Nr. 6 des „Technischen Ge- 
meindebeamten‘) „die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich 
nicht auf de Beamtenanwärter“, 
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Nr. 11 


Aus anderen Verbänden 


Der Deutsche Werkmeister-Verband hatte infolge der -be- 
kannten Differenzen im AfA-Bund bisher noch keine endgültige 
Stellung zur Gründung der „Faka“ eingenommen. Nach- 
dem die Stellung zum AfA-Bund nunmehr zur Zufriedenheit 
beider Teile geklärt ist, nimmt der D. W.-V. in Nr. 8 seiner Ver- 
bandszeitung nun auch zu dieser Frage in einem längeren Ar- 
tikel.„Wie organisieren sich die Werkmeisterin 
Gemeindebetrieben?“ das Wort. Nach einem histo- 
rischen Ueberblick über die Haltung des D. W.-V., in dem er 
sich klar und eindeutig für die Berufsorganisation aus 
den gleichen auch wiederholt von uns dargelegten Gründen aus- 
spricht, schliesst er. sich unserem Vorgehen bei Auflösung des 
preussischen „Gewerkschaftbundes“ an. Er schreibt dann: 


.„Der Verband der kommunalen Beamten und Angestellten 
treibt erneut lebhafte Agitation bei unseren Mitgliedern. Er 
versucht, die Kollegen von ihrer Berufsorganisation 
abzubringen uud ihnen aus den neuen Vorgängen klarzumachen, 
dass sie nuX mit den übrigen Gemeindebeamten eine Inter- 
essenvertretuäg finden können. Es sind also nur agi- 
tatorische und egoistische Motive, die diese Ge- 
werkschaftler bestimmen, sich jetzt der Werkmeister annetmen 
zu wollen. Wenn unsere Kollegen zur vollen Be- 
deutungslosigkeit-herabsinken wollten, dann 
würden sie diesen Lockungen folgen können. Da aber die Werk- 
meister ein Interesse daran haben müssen, ihre Wiinsche zur 
Geltung zu bringen, bleibt auch in Zukunft das Motiv für die 
Organisation die Zusammenfassung jeder Berufsgruppe in die 
für ihre Interessen tätige Organisation. Der Deutsche 
Werkmeister-Verband hat bisher stets den 
Grundsatz der Berufsorganisationin den Vor- 
dergrund gestellt und wird deshalb auch in Zukunft an 
diesem Gedanken festhalten. Darüber müssen sich die Kollegen 
klar sein. Es ist endlich erreicht worden, dass die Doppel- 
organisation der Werkmeister beseitigt ist, dass sie sich eine 
starke Organisation im Werkmeister-Verband und seiner für 
sie eingerichteten Fachgruppe geschaffen haben. Diese Ar- 
er werden sich die Kollegen nicht zerstören 

assen.“ 


"Weiter wendet sich dann der D. W.-V. in scharfen Worten 
gegen das Vorgehen des Komba in Berlin,: wo er durch eine 
Eingabe an den Magistrat und die Stadtverordneten versuchte, 
sich als „alleinige Organisation der Beamten und 
Dauerangestellten‘“ hinzustellen und alle Berufsorganisationen 
auszuschalten. „Es wäre der Organisationszwang, 
ausgehend vom Verband der kommunalen Beamten und An- 
gestellten Preussens, während im Deutschen Reich auch heute 
noch die Koalitionsfreiheit besteht.“ 


Die Besprechung über die „Faka“ konnte in der letzten Ver- 
tretersitzung des AfA-Bundes am 14. Februar infolge Zeitman- 
gels keine endgültige Klärung bringen... Der. AfA-Vorstand ist 
jetzt mit der Regelung beauftragt, die in nächster Zeit zu er- 
warten ist. Nach der Stellung des D. W.-V. zum Kompba, die 
auch in nachstehenden Schlussworten zum Ausdruck kommt, 
kann die Entscheidung nicht zweifelhaft sein. 


„Eine wirkliche Interessenvertretung finden die Kollegen im 
Gemeindedienst nur in ihrer Berufsorganisation. 
Wenn sich hier die Gesamtheit zusammenfindet, dann müssen 
auch dieBehördendenD. W.-V.alsalleinigeln- 
teressenvertretung für die Werkmeister an- 
erkennen; der Komba mag das wollen oder nicht. Deshalb 
Bent einig in eurer Berufsorganisation, folgt nicht dem Rück- 
schritt. : 

Die alten preussischen Regierungsorgane sind über ihren 
reaktionären Schritt noch nicht hinaus. Sie würden es wohl 
begrüssen, nur eine „Beamten“-Organisation zur Seite zu 
haben, die ihnen keine Arbeit macht, wenn nur den in Betracht 
Kommenden die richtigen Tite] verliehen werden. Mit 
neuen Titeln können die Werkmeister nichts anfangen. Sie ver- 
langen Bewertung ihrer Leistung für den Be- 
trieb und dementsprechende Bezahlung. Beruis- 
pflicht und Berufstreue hat noch stets bei den 
Werkmeistern gegolten. Darum halten sie auch treu 
zu ihrer Organisation vor allen Dingen.“ 


Der Reichsbund der Kommunalbeamten gegen die 
Organisationsgrundsätze des Deutschen Beamten - Bundes, 
Am 12. und 13. Februar d. J. hat in München eine Vor- 
standssitzung des „Reichsbundes der Kommunal- 
beamten und Angestellten Deutschlands“ ge- 
tagt, in der auch der Entwurf einer Satzung des Reichsbundes 
zur Beratung gestanden hat. Nach dem Bericht in Nr. 3 der 
„Hessischen Beamtenzeitung“ ist dort einmütig der Beschluss. 
gefasst worden, dass: 
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„nur die Einheitsorganisation der Gemeindebeamten 
die aliein richtige Vertretung der Gemeindebeamten 
sein kann. Damit ist eine Kartellierung mit anderen 
Verbänden, die Gemeindebeamte organisiet haben, aus- 
geschlossen,d.h. enekorporative Aufnahme ander- 
weiiig gewerkschaitlich organisierter Gemeindebeamten in 
den keichsbund oder die Landesgewerkschaiten ist nicht 
zulässig. Die Gemeindebeamten müssen sich daran er- 
innern, dass sie als Beamte und Bedienstete der Gemeinde 
lediglich in der Gemeindebeamtengewerk- 
schaftihre Vertretung finden. Dieser Beschluss ist im all- 
gemeinen und insbesondere für Hessen insofern von Wichtig- 
keit, als damit ein Kartellverhältnis zum Butab 
und ähnlichen Verbänden nicht möglich ist.“ 


Mit diesem Beschluss hat sich der „Reichsbund der Kom- 
munalbeamten“ — vorausgesetzt, dass der Bundestag in Wei- 
mar zugestimmt hat— ausserhalb derRichtliniendes 
„Beutschen Beamten-Bundes“ gestellt. Absatz 3 
dieser am 27. Oktober 1920 beschlossenen „Richtlinien für die 
Örganisaton des D. B.-B.“ lautet: 


„Die Gewerkschaften des D. B.-B. sollen alle Beamten 
eines Berufszweiges (Post, Eisenbahn, Justiz, Finanz, Ver- 
waltung, Kommunalverwaltung, Lehrer usw.) von unten bis 
oben als Einzelmitglieder, wenn nötig, unter Bildung von 
Fachgruppen umfassen. Die gewerkschaftliche Gliederung 
erfolgt senkrecht über alie Beamtengruppen. Bis zur Er- 
reichung dieses Zieles sind die in einer Ver- 
waltung bestehenden Beamtenorganisatio- 
nen zusammenzufassen. (Arbeitsgemein- 
schaften, Gewerkschaftsbünd e.)“ 


In Verfolg dieser Richtlinien haben wir stets versucht, mit 
den Gemeindebeamtenorganisationen aller Länder in eine Ar- 
beitsgemeinschaft einzutreten. In Preussen ist uns das un- 
nöglich gemacht worden durch das vertraxsbrüchige Ver- 
halten des Kommunalbeamten-Verbändes. Ebenso ist es in 
anderen Ländern nicht zu einem Zusammenschluss gekommen, 
weil sich die Kommunalbeamtenverbände dagegen sträubten, 
uns als gleichberechtigte Gewerkschait anzuerkennen. 
Nur in Hessen war es bereits zu einem Gewerkschaitsbund 
xekommen. Am 5. Februar d. J. hat der Vorstand des „Gewerk- 
schaftsbundes Hessischer Gemeindebeamten“ einen Beschluss 
gefasst, wonach: „gewerkschaftliche Landesfachgruppen (z. B. 
Butab) korporativ aufgenommen werden können. Der Ver- 
tretung der einzelnen Fachgruppenin dem Vorstand 
des Gewerkschaftsbundes mit Stimmrecht 
wird der $ 32 der Satzung gerecht“. 


Durch den obigen Beschluss des „Reichsbundes“ dürfte 
jetzt auch der Hessische Gewerkschaftsbund wieder in Frage 
gestellt sein. Die Gemeindebeamtenverbände haben also be- 
wiesen, dass sie eine Einigung m#t unsnicht wollen, 
und dass wir daher den Weg, den wir in der „Faka“ beschrit- 
ten haben, weitergehen müssen. Man scheint sich allerdings 
im Reichsbund nicht ganz einig geworden zu sein, oder sollte 
aus den nachstehenden Zeilen des Berichtes etwa die „Angst 
vor der eigenen Kurage“ zum Ausdruck kommen? Der Ge- 
werkschaftsbund der Hessischen Gemeindebeamten schreibt 
nämlich bei der Besprechung des Reichsbundbeschlusses: 

„Es ist damit aber inkeiner Weiseirgend eine 
Kampfstellung gegen die übrigen Arbeitnehmerorgani- 
sationen eingenommen worden, im Gegenteil soll nach wie 
‚vor in gemeinsamen Fragen auch mit den übrigen 
Arbeitnehmerorganisationen zusammengegangen wer- 
den.“ 

Selbstverständlich haben wir gar keine Veranlassung, uns 
auf solche Kompromisse einzulassen. Unsere Stellung ist durch 
das Zusammengehen mit den übrigen freigewerkschaftlich ge- 
richteten Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenorganisationen 
stark genug, so dass wir auf die Mitarbeit der Kommunal- 
beamtenverbände sehr gut verzichten können, solange diese 
sich nicht bequemen, den Standpunkt der Berufsorgani- 
sation anzuerkennen. Einen Organisationszwang, 
wie ihn die Reichsbundleitung beabsichtigt, lehnen wir jeden- 
falls mit aller Entschiedenheit ab. Noch haben wir nach Ar- 
tikel 159 der Reichsverfassung eine Koalitionsfreiheit, 
und wir denken gar nicht daran, diese aufzugeben, nur weil es 
den Führern der Gemeindebeamtengewerkschaften nun einmal 
so passt, : 


„Dies Kind, kein Engel ist so rein... ....“! In Nr. 11 der 
„Rundschau für Kommunalbeamte“ wehrt sich der preussische 
„Komba“ gegen den von uns erhobenen Vorwurf der „schmutzi- 
gen Handlungsweise“, indem er mit dem Brustton des sekränk- 
ten Biedermannes schreibt: 

„So behaupten wir denn nochmals, dass Verhandlungen mit Händeler 
und Hornbostel, in denen ersucht ist, sie durch das Angebot 
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von Beamtenstellen an den „Komba“ zu fesseln, nie geführt 
sind — und dass derjenige, der das Gegenteil behauptet, bewusst 
die Unwahrheit spricht“ 


Also, es sind wieder einmal die bösen „Butab-Bon- 
zen“, die durch „ügellosesSchimpfen“ — getreu nach 
Komba-Ausdrucksweise — den „anständigen Gegner" 
auf das schlimmste „angepöbelt‘ haben, und zwar angeb- 
Hich aus Aerger darüber, dass „den betrübten Faka-Loh- 
gerbern die Felle bereits heute in erheblichem Umfange 
weggeschwommen“ sein sollen. Nach diesen Kostproben wer- 
den sich unsere Mitglieder schon ein Bild darüber machen 
können, wie tief der Vorwuri gewirkt haben muss. wenn der 
Komba so sehr seinen „Gesinnungsanstand“ verleugnet. Wie 
sagt doch das alte Sprichwort?: „Freund, du hast un- 
recht, denn du wirst zornig.“ — Aber sehen wir uns 
doch einmal den obigen Satz genau an. Wir hatten ze- 
schrieben: 

In Nr.5 des „Technischen Gemeindebeamten“: 

» +» . . hat doch eine leitende Persönlichkeit des „Komba* schon im Sommer 
versucht, auch unsere Kollegen Händeler und Hornbostel zum UVebertritt 
zu bewegen“ 

In Nr. 7 der gleichen Zeitung: 

».. . dass er die Kollegen Händeler und Hornbostel durch das Angebot 
von Beamtenstellen an sich zu fesseln versucht hat.“ 


Auf ausdrücklichen Wunsch des Komba haben wir in Nr.7 
auch den Namen dieser „leitenden Persönlichkeit“ genannt. 

Das waren also unsere Behauptungen. Damit die obige 
Komba-,Widerlegung“ genau verglichen, ergibt, dass der 
Komba die Richtigkeit unseres Vorwurfes gar 
nicht bestreitet, Er behauptet nämlich lediglich, dass 
„Verhandlungen.... nie geführt sind‘! Ja, soweit 
haben wir es allerdings nie kommen lassen! 
Und so ungeschickt sind auch diese Herren nicht, gleich mit der 
Tür ins Haus zu fallen. Es ist lediglich bei Andeutungen 
geblieben. Vielleicht stärkt es aber Herrn Ehrmanns Gedächt- 
nis, wenn wir ihm die damalige Antwort des Kollegen Hb. ins 
Gedächtnis rufen. Er sagte auf die „zarte Andeutung“ des 
Herrn E. nämlich: „Dann hätten die Techniker ein 
Recht, mich einen Gesinnungslumpen zu nen- 
nen, nach dem, was ich bisher gesagt und ge- 
schriebenhabe.“ 


„Fort mit dem Beruisbeamtertum! — Das ist die Losung 
der Faka.“ Mit diesen Worten umrahmt die „Rundschau für 
Kommunalbeamte“ folgentle Notiz: 

in cer Nr. 1 vom 19. januar d. J. brıngt „Der Behörden-Angestellte“, das 
Organ des „Zentralverbandes der Angestellten“ (Z. d. A.), der bekanntlich der 
„Faka‘ angeschlosse: ist und ihr eigentliches Rückgrat bildet, an hervorragender 
Stelle einen Artikel über „Das Berufsbeamtentum im Volksstaat“. Um die 
besondere Aufmerksamkeit der Mitglieder und Leser auf diesen Artikel zu 
lenken, hat ihn die Schriftleitung des Z d. A. mit einem besonderen zustimmen- 
den Geleitwort versehen, deckt ihn also auch inhaltlich nach jeder Richtung. 

Es heisst dert u. a.: 

„Die Arbeitsleistung ist Dienst für die Gemeinschaft, also muss auch 
gleiches Arbeitsrecht für alle Arbeitnehmer (Beamte, Angestellte 
und Arbeiter) gefordert werden.“ — 

"»... Im genossenschaftlich organisierten Volksstaat dienen nicht nur 
die von Beamten geleisteten Dienste zur Förderung des Gemeinwoh’es, sondern 
die Arbeit jedes Volksgenossen dient dem gesel'schaftlichen Fortschritt. 
Damit entfallen auch alle Voraussetzungen der Beibehaltung 
eines aus dem Zeitaiter des Fürstenabsolutismus überliefe ten Begriffes des 
sich im wesentlichen ım persönlichen Treu- und Gehorsamsverhältnis gegenüber 
dem Staatsoberhaupt erschöpfenden Staatsdienertums.‘ — 

». « . Das einseitige hoheitsaktliche Gewaltsverhältnis der Beamten- 
stellung muss durch ein Vertragsverhältnis abgelöst werden. Veiträge im 
Volk:»staat dürfen aber nicht nur den Schutz einzelpersönlicher Inter ssen zum 
Inha't haben, sondern sie haben in erster Linie de: S-hutz ın! der Förl runz 
des Gemeinwohls zu dienen. In seiner gegenwärtigen Form dient 
das Beamtenverhältnis in erster Liuie dem Einzelinteresse.‘ — 

». .. Lebenslängliche Anstellung, Vorausleistung des Dienst- 


einkommens haben die innere Berechtigung verloren * — 


Hier zeigt sich die ganze Niedrigkeit, mit der der Komba 
den Kampf gegen die Faka führt. Die Notiz ist zu einer Zeit 
gedruckt worden, als der verantwortliche Leiter des Komba 
bereits von dem Inhalt des Leitartikels in Nr. 9 des „Techni- 
schen Gemeindebeamten“, der den „Mitteilungen der Faka“ ent- 
nommen ist, Kenntnis hatte. Unser Kollege Händeler hatte 
Ehrmann diesen Aufsatz in einer Versammlung in Charlotten- 
burg vorgelesen, als Ehrmann wieder einmal den Vorwurf er- 
hoben hatte, die Faka wäre eine Gegnerin des Berufsbeamten- 
tums. Obwohl Ehrmann und Könitz sich in dieser Versamm- 
lung sonst andauernd durch passende und unpassende Zwischen- 
rufe bemerkbar zemacht hatten, schwiegen sie sich aus, als 
Händeler an sie die Frage richtete, ob sie nun endlich in ihrer 
Zeitschrift der Wahrheit die Ehre geben und diese unzwei- 
deutige Stellung der’Faka für das Berufsbeamtentum bekannt- 
geben würden. Erst nach einer Wiederholung der Frage er- 
klärte Ehrmann mit einem vielsagenden Lächeln, er wisse es 
noch nicht! Und jetzt haben wir die Erklärung für diese 
Hinterhältigkeit. Das Organ des Komba spricht wieder die 
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Unwahrheit aus: „Fort mit dem Berufsbeamtentum. Das ist die 
Losung der Faka.“ Was soll man zu diesem Lug und Trug 
sagen? 

Zur Klarstellung nur ‘folgendes: In dem oben zitierten Auf- 
satz handelt es sich nicht um eine Aeusserung der Faka, son- 
dern um einen Aufsatz aus der Zeitschrift des Zentralverbandes 
der Angestellten, und zwar nicht um eine Aeusserung der 
Schriftleitung, sondern um einen DiskusSionsartikel, 
der ausdrücklich als ein solcher von der Schriftleitung bezeich- 
net worden war, als „Anregung zueinemklärenden 
Gedankenaustausch“. Der Aufsatz beschäftigt sich mit 
der Frage, wie das Beamtenrecht in das allgemeine Arbeit- 
nehmerrecht eingegliedert und von seinem sozialen Inhalt er- 
füllt werden kann. Der letzte vom Kombablatt zitierte Satz 
lautet demgemäss auch folgendermassen: 

„Lebenslängliche Anstellung, Vorausleistung des Dienstein- 
kommens haben die innere Berechtigung verloren bei Aus- 
gestaltung eines Arbeitsrechts, das nicht Ge- 
walt und Willkür, sondern sachliches, auf un- 
parteilicher Erkenntnis sich stützendes Er- 
messen entscheiden lässt.“ 

Die gesperrten Worte, durch die das Zitat einen ganz an- 
deren Sinn erhält, hat die „Rundschau für Kommunalbeamte“ 
einfach unterschlagen. Der verantwortliche Redakteur 
der Rundschau, Dr. Haneld, hat also eine Fälschung 
begangen. 

Im „Komba“ kriselts? Wir entnehmen der Nr. 10 der 
„Gewerkschaft“, dem Organ des „Verbandes der Ge- 
meinde- und Staatsarbeiter“, nachstehende inter- 
essante Notiz: 

Berlin. Am 28. Februar hielt der „Verein der Festbesoldeten“, der dem 
Verband der Kommunalbeamten angeschlossen ist, seine Generalversammlung 
ab. Nach Erledigung ‚sonstiger Angelegenheiten wurde ein Antrag, der die. 
Auflösung des Vereins der Festbesoldleten und dessen Anschluss an unsern Ver- 
band forderte, stark umkämpft. Schliesslich einigte man sich, in der nächsten 
Generalversammlung, die in ungefähr 14 Tagen stattzufinden habe, den Antrag 
als ersten Punkt auf die Tagesordnung zu setzen. Der Geschäftsführer Könitz 
und die übrigen Vertreter des „Komba“ versuchten vergeblich die Situation zu 
retten. Weder Angriffe auf die „Faka“, insbesondere auf unsere Organi- 
sation und den Bund der technischen Beamten, noch der wiederholte 
Hinweis darauf, dass die Kom'a-Vertreter künftig das Interesse der Mit- 
glieder besser wie bisher wahrnehmen werden, vermochten die Anwesen- 
den freundlich zu stimmen. Nach den . Ausführungen unseres Kollegen 
Rochowski stellten die’ Komba-Helden ihre Angriffe ein. Sie begnügten 
sich ‘damit, unsere Organisation um Gnade anzuflehen, die Einheits- 
front des Komba nicht zu untergraben. Rochowski betonte, dass uns eine 
Zersplitterung der Arbeitnehmerfront fernliege. Es sei daher not- 
wendig, dass der Verein in seiner vollen Geschlossenheit zu unserem Verband 
übertrete und nicht, wie von einzelnen Kollegen beabsichtigt, den Uebertritt 
sögleich und vereinzelt zu vollziehen. Bemerkenswert sind noch die Aus 
führungen einiger Vereinsmitglieder, die mit Entrüstung feststellten, dass es 
dem Komba in einem Zeitraum von 19 Monaten nicht möglich war, 
den gestellten Anträgen der Festbesoldeten beim Magistrat Gehör zu 
verschaffen. Mit Recht fragten sie, was eine solche Organisation, deren 
Vertreter die Mitglieder an der Nase herumführen, nützen könne. Erst 
jetzt sche man den Fehler, der seinerzeit getan wurde, indem man den 
Lockungen des Komba nachgab und den Uebertritt vom Verband der 
Gemeinde- und Staatsarbeiter zum Komba vollzog. Es sei dafür Sorge zu 
tragen, dass allen Vereinsmitgiiedern der schwere Fehler mit äusserster 
Deutlichkeit vor Augen geführt werde, damit sie zur gegebenen Zeit für den 
Uebertritt zur alten Organisation stimmen. Dass den Komba-Ver- 
tretern bei dieser Sachlage unangenehm zumute war, lässt sich am Ende ver- 
stehen; aber schliesslich haben 'sie ja den Zustand selbst hervorgerufen. Aus 
dem geschaffenen Dilenma werden dem Komba auch Bettelbriefe an die Ge- 
meinden und Magistrate, die neugeschaffene „Faka“ nicht zu den Verhandlungen 
zuzulassen, nicht heraushelfen. Der Zerfall des Komba ist nicht 
länger mehr aufzuhalten. Auch die Beamten haben die richtige Erkennt- 
nis gewonnen, dass nur die freigewerkschaftliche Arbeitsgemein- 
schaft kommunaler Arbeitnehmerverbände, die die gemeinsame 
Front aller Arbeiter, Angestellten und Beamten bildet, den wirt- 
schaftlichen Forderungen dieser Gruppen Rechnung zu tragen imstande ist. 

Die Unterbeamten scheinen wach geworden zu sein! Wann 
werden es die Techniker, Werkmeister, Feuerwehrleute, die 
noch im Komba ihr Heil erblicken? 

Der „Reichsverband der deutschen Kreisbeamten“ und die 
Techniker. Unter dieser Ueberschrift hatten wir in Nr. 9 des 
„Technischen Gemeindebeamten“ Mitteilung gemacht von den 
neuen Richtlinien dieses Verbandes über de Annahme usw. 
von Beamtenanwärtern. Die „Richtlinien“ scheinen 
auch in den Mitgliederkreisen des „Reichsverbandes” stark ver- 
schnupft zu haben, denn in Nr. 5 des „Kreisbeamten‘“ erscheint 
eine ‚etwas gewundene Notiz mit .der bezeichnenden Ueber- 
schrift: „ur Beruhigung.“ Zunächst teilt der Reichs- 
verband mit, dass es sich lediglich um eine „vorläufige 
Besprechung zwischen der von dem Reichsverband gewählten 
Kommission und dem Geschäftsführer des Verbandes der 
Preussischen Landkreise“ gehandelt habe, Wir haben inzwischen 
beim Verband der Landkreise festgestellt, dass diese Mitteilung 
stimmt, müssen aber bemerken, dass ‘dies mit keinem 


Worte in der ersten Notiz in Nr. 3 des „Kreisbeamten“ auch 


Nr. 11 


nur angedeutet ist. Nach der fraglichen Notiz musste der 
Eindruck erweckt werden, als ob es sich um feste Ab- 
machungen handelte Das ist Irreführung der 
Oeffentlichkeit! Seine „eigenartige“ Stellungnahme zur 
Frage der Kreisbaumeister begründet der Reichsverband 
wie folgt: TE 

„Auch aus den Kreisen der Kreisbautechniker wird bemängelt, dass 
in Zukunft für den Kreisbaumeister in der- Regel Hochschulbildung 

efordert werden soll. Es ist dies bisher lediglich ein Vorschlag aus 

reisbaumeisterkreisen, der auch nur eine Hebung des Standes und 
dadurch eine bessere Einstufung für die Zukunft im Auge hat. Auch hierüber 
ist das letzte Wort noch nicht gesprochen. Weder der Reichsverband noch der 
Verband der Preussischen Landkreise haben endgültig zu dieser Angelegenheit 
Stellung genommen. D:e beunruhigten technischen Boilesen müssen sich aber 
eines gesagt sein lässen: Wenn man für den Kreisbaumeister z. B. 
die Einzeihung in Gruppe 10 fordert, so ist das ein Vergleich 
mit dem Regierungs- und Baurat. Wir können es nicht verhindern, 
wenn Kı>ise beim Freiwerden von Stellen aus dieser Eingruppierungsforderung 
ihrerseits die Forderung nach Hochschulbildung herleiten.“ 

Wir halten nach diesen Auslassungen den Vorwurf „man- 
gelnder Sachkenntnis“ voll und ganz aufrecht, trotz des 
„Pflästerchens“, das den Mittelschultechnikern im folgenden 
Satz gegeben wird: | 

„Wir befürchten aber keineswegs, dass die grosse Zahl derjenigen Land- 
kreise, welche bisher bei der Anstellung der Kreisbaumeister dem mittleren 
Techniker den Vorzug gegeben haben, in Zukunft diese aus 
praktischer Erwägung hergele tete Uebung aufgeben werden.“ 


Die oben wiedergegebene Begründung zeigt zunächst, dass 
die Vertretung der Kreisbautechniker beim „Reichsverband“ 
zum mindesten in Händen liegt, die einseitig zugunsten der 
akademisch vorgebildeten Kreisbaumeister arbeitet und darüber 
die Interessen der Mittelschultechniker gröblichst ver- 
letzt. Wir sind nämlich der Meinung, dass ein tüchtiger 
Mittelschultechniker in der Stellung eines Kreisbau- 
meisters den Vergleich mit dem „Regierungs- und Baurat“ der 
Gruppe 10 (d. h. dem früheren „Regierungsbaumeister“ in An- 
fangsstellung) durchaus nicht zu scheuen hat. Das 
ist keine Ueberhebung, sondern nur eine selbstverständliche 
Betonung des Grundsatzes: „Freier Aufstieg nür nach 
der Leistung bis in die höchsten Gruppen des Besol- 
dungsplanes.“ Dass dieser Grundsatz, der den Grundstock zur 
Demokratie der Verwaltung bilden muss, nicht so 
ohne weiteres Eingang finden wird in die Gedankengänge des 
im schematischen Prüfungs- und Formelwesen erstarrten Bureau- 
Kratismus, ist uns verständlich. Wir müssen es aber ablehnen, 
einen Vertreter dieser letzteren Richtung als Vertreter von 
Technikern anzuerkennen. 2 


Herr Oberamtmann Jehle — kneiit! Der Bayerische 
Gemeindebeamten-Verband hatte in Nr. 7 seiner 
Verbandszeitung öffentlich vor „Berliner _Posteniägern‘ ge- 
warnt (siehe Nr. 9 des „Technischen Gemeindebeamten“). Wir 
hatten daher den. Vorsitzenden des Verbandes schriftlich 
zu einer Öffentlichen Gemeindetechnikerver- 
sammlung am 19. März nach München eingeladen, da- 
mit wir die strittigen Fragen einmal in vollster Oeffentlichkeit 
und vor der gesamten Mitgliedschaft erörtern und klären 
konnten. Ausser der schriftlichen Einladung erfolgte aueh 
noch am Sonnabend eine Bekanntmachung in den Tageszeitun- 
gen. Zum grossen Erstaunen der gut besuchten Versammlung 
war iedoeh weder Herr Jehle noch sonst ein Ver- 
treter des Zentralverbandes erschienen. Wir können 
also nur annehmen, dass Herr J. eine Auseinander- 
setzung Auge in Auge mit unsscheut. Es ist ja auch 
viel leichter, uns hinterrücks anzugreifen. Einen Bericht 
über die Bezirkskonferenz bringen wir in nächster Nummer. 
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Nummer 12 


Die soziale und rechtliche Stellung der 
Dauerangestellten! 


Den Unterschied zwischen „Dauer(Ständig)angestellten“ 
und „Hilfsaugestellten‘“ bei den Kommunalverwaltungen kannte 
man vor dem Kriege nicht. Angestellte auf Privatdienstvertrag 
gab es in den Verwaltungsabteilungen der Kommunen 
nur in sehr beschränktem Masse, - Der Nachwuchs für die Ver- 
waltungslaufbahn wurde durch junge Leute gestellt, die als Lehr- 
linge eintraten und in einer mehrjährigen Lehrzeit in den städti- 
schen Bureaus unter Zuhilfenahme von Abendkursen oder durch 
Selbststudium sich die notwendigen. Kenntnisse zur Ablegung der 
Assistenten- und Sekretärprüfung aneigneten. Privatangestellte 
kannte man eigentlich nur indentechnischen Betrieben, 
wo. beim Auftauchen jeder grösseren Aufgabe oder beim Frei- 
werden einer etatmässigen Stelle eine Ausschreibung vorge- 
nommen und dann unter den Bewerbern der tüchtigste ausge- 
wählt wurde. Der Nachwuchs für ‘die Beamtenstellen ergab 
Sich dann aus den Kreisen der Angestellten auf Privatdienst- 
vertrag. Infolge der Geringschätzung, die im allgemeinen dem 
Techniker von seiten des Juristen und Verwaltunzsbeamten zu- 
teil wurde, und auch infolge der für unbedingt notwendig erach- 
teten Möglichkeit des. öfteren Weechsels .in der Besetzung der 
Technikerstellen wurden möglichst wenig ‘technische Beamten- 
stellen geschaffen. Daher kam es, dass auch vor dem Kriege 
technische Angesteilte auf Privatdienstvertrag mitunter 10 bis 
15 Jahre’ in der Verwaltung tätig waren, ohne dass an die Be- 
Schaffung einer ausreichenden Zahl. von Beamtenstellen für 
diese dauernd besetzten Posten gedacht wurde. 2 


‚ Als dann im Laufe des Krieges die Kommunalverwaltungen 
durch die -Zwangswirtschaft gezwungen wurden, in grösserem 
UmfangeKriegswirtschaftsstellen einzurichten, reichte 
der vorhandene -Apparat an: Beamten, Beamtenanwärtern und 
Angestellten nicht aus. Eine grosse. Anzahl von Angehörigen 
der kaufmännischen und anderer Berufe wurde in den 
städtischen Dienst gestellt. Die lange Lebensdauer dieser — ur- 
sprünglich nur als.vorübergehende Einrichtung gedachten — Wirt- 
schaftsstellen auch über das Kriegsende hinaus bewirkte, dass 
diese Eindringlinge sich mehr und mehr in den Behördenapparat 
einlebten. Den in der Verwaltung bereits vor dem Kriege täti- 
gen Beamtenanwärtern und Angestellten erwuchs so mit einem 
Male eine Konkurrenz, mit der sie nicht gerechnet hatten. 
Anstatt nun hieraus die Folgerung. zu ziehen, dass durch Aus- 
nutzung ihrer doch unbestreitbar älteren Erfahrung und durch 
Anspannen aller Kräfte — zum Besten der Verwaltung — der 
Wettbewerb mit dieser Konkurrenz aufgenommen werden 
ınüsse, fühlten sich die alteingesessenen Anwärter, die bisher die 
Anwartschaft auf Beamtenstellen als ihre Domäne betrachtet 
hatten, in „wohlerworbenen Rechten“ geschädigt. Sie wehrten 
sich gegen die Eindringlinge dadurch, dass sie für sich die Be- 
zeichnung als „Dauerangestellte“ in Anspruch nahmen und den 
neuen Kräften die Bezeichnung „Hilfsangestellte“ zuwiesen. Auf 
diese Weise wurde ein künstlicher Wall zwischen beiden Kate- 
gorien errichtet zu dem einzigen Zweck, das Eindringen „Unbe- 
fugter“ in die Beamtenlaufbahn zu verhindern. Die Dauerange- 
stellten. fanden bei diesen Bestrebungen natürlich die Unter- 
stützung der Beamten in wesentlichem Masse, da auch den Ver- 
waltungsbeamten der alten Schule jede Neuerung im Betriebe 
aus der Seele verhasst war. So bildete sich mit der’ Zeit ein 
sehr scharfer Gegensatz heraus zwischen Beamten und Dauer- 
angestellten auf einer und den sogenannten Hilfsangestellten auf 
der anderen Seite.. Der Gegensatz führte zu einem offenen 
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Kampf, bei dem auf beiden Seiten leider nicht immer mit der 
notwendigen Objektivität gearbeitet wurde. Nach dem Geschil- 
derten ist es begreiflich, dass unter den künstlich unterdrückten 
und mit allen Mitteln aus der Verwaltung ferngehaltenen „Hilfs- 
angestellten“ ein starker Widerstand gegen ihre erbitterterr 
Widersacher — die Verwaltungsbeamten — laut wurde, der 
gelegentlich auch ‘in. der überradikalen Forderung der Ab- 
Schaffung des Berufsbeamtentums seinen: Ausdruck fand.. Aus 
ganz anderen Gründen wurde die Technikerschaft in den 
Kommunalverwaltungen in diesen Wettlauf um die Bezeichnung 
„Dauerangestellter“ hineingezogen. Bei den Technikern war.es 
das verständliche Streben nach einer gesicherten Stel- 
lung, nachdem die Aussicht auf Finrücken in Beamtenstellen 
durch die oben: geschilderten Verhältnisse ausserordentlich er- 
schwert worden war. 

Von, den Gemeindebeamtenverbänden wurde dann auch noch 
die Auslegung des Begriffs „Daterangestellter“ als „Beamten- 
anwärter“ in die. Debatte geworfen, und leider liessen sich sehr 
viele mit dieser durch nichts gerechtfertigten Unterschiebung 
in die Irre führen. .Die Gemeindeverwaltungen jedenfalls 
haben an eine Gleichstellung dieser Begriffe und an die damit ver- 
bundene Ausschaltung des freien Wettbewerbs in ihrer Mehrzahl 
nicht gedacht. Am klarsten geht dieses hervor aus einem 
Schreiben des Magistrats der Stadt Elbing vom I6, 2, 21, in 
dem klipp und klar ausgesprochen wird, dass die Daterange- 
stellten weder als „ausserplanmässige Beamte“ noch als „Be- 
amtenanwärter“ zu betrachten seien. — Die Kommunalverwal- 
tungen benutzten vielmehr diese Auslegung. vielfach nur. dazu, 
um die Bestimmungen: des Besoldungsgesetzes bezüglich des 
80prozentigen Ortszuschlages auch auf die Dauerangestellten 
anwenden zu können. Die Auslegung der Gemeindebeaniten- 
verbände führte also nur zu einer finanziellen Schädi- 
gung dieser Angestelitengruppe, ohne dass ihr dafür in anderer 
Weise weitergehende Zusicherungen gegeben waren. Nur in 
wenigen Stadtverwaltungen — z.B. des rheinisch-westfälischen 
Bezirks — ist durchgesetzt worden, dass nach 5 oder 10 Be- 
schäftigungsjahren jeder Angestellte und Arbeiter der städti- 
schen Verwaltung in den Genuss erschwerter Kündigungsbedin- 
gungen tritt und eine Anwartschaft auf Ruhegehalt erhält. 
Ferner ist im preussischen Gesetz vom 8. 7. 20 die Bestimmung 
aufgenommen, dass die Ständigangestellten ebenso wie die Be- 
amten nach den Grundsätzen der Staatsbesoldungsordnung zu 
bezahlen sin. Im übrigen ist jedoch die rechtliche und 
soziale Stellung der Dauerangestellten, abeesehen von einigen 
lokalen Regelungen, vollständig ungeklärt, und seit 
mehr als Jahresfrist bemühen sich die beteiligten Verbände, eine 
klare Definition dieses Begriffes zu erreichen. 

Der Zentralverband der Angestellten will dieses Ziel durch 
Abschluss von entsprechenden Tarifverträgen erreichen, 
während die Gemeindebeamtenverbände durch Ortsstatu te 
die Regelung anstreben. Ueber diese Frage schreibt der „Zen- 
tralverband der Angesteliten“ in Nr. 21/20 seiner Zeitschrift „Der 
freie Angestellte“: 

„Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, dass der 
Abschluss von Tarifverträgen auch für die Dauer- 
angestellten durchaus nicht gegenstandslos geworden: ist. 
Dabei befinden wir uns in Uebereinstimmunx mit dem Reichs- 
arbeitsministerium, das in seinem Bescheid vom 
5. Oktober 1920 darüber’ sagt: 

„Auf das gefällige Schreiben vom 28, August 1920. 
Es bestehen keine Bedenken. dass wie bisher Tarifverträge zwischen den 
in Betracht kommenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden zur Regelung 


der Gehalts- und : Anstellungsbedingungen der Angestellten bei Behörden 
abgeschlossen und — sofern solche Tarifverträge überwiegende Bedeutung für den 
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Berufskreis im Tarifgebiet erlangt haben — für allgemeinverbindlich erklärt 
werden. In welchem Umfange „ständig“ Angestellte, soweit sie 
den Beamten gleichzuachten sind, auszunehmen sind, würde 
im Einzelfalle zu prüfen- sein.“ : 

Der Verband der Kommunalbeamten und Angestellten 
Preussens bemerkt dazu aber in Nr. 11 seiner „Rundschau”; 

„Wir haben durch Besprechung mit den betreifenden Re- 
ferenten im Reichsarbeitsministerium festgestellt, dass bei der 


Abfassung des Bescheides versehentlich die für Preussen nun” 


einmal geltenden gesetzlichen Bestimmungen ausser acht ge- 
lassen worden sind. 

Das Reichsarbeitsministerium- bestätigt uns das mit iol- 
gendem Schreiben: 
Der KReichsarbeitsminister 

VID. Gen. 9/H Ang. 

„Das Reichsarbeitsministerium hat nicht beabsichtigt, in den für Preussen 
bestehenden Zustand, wie er durch das Gesetz vom 8. Juli 1920 gegeben ist 
irgendwie einzugreifen. Hiernach finden für „ständig“ Angestellte 
die auf Grund des genannten Gesetzes nach Gemeindebeschluss den Beamten 
gleichzuachien sind, die im Gesetz vorgeschenen Bestimmungen 
Anwendung.“ 

Es steht also auch für das Reichsarbeitsministerium fest, 
dass „ständig“ Angestellte nicht von dem Tarifvertrag erfasst 
und auch nicht unter einen für allgemeinverbindlich erklärten 
Tarifvertrag gestellt werden können. Der Z. d. A. wird also 
mit seiner Forderung, alle Dauerangestellten in den Tarifvertrag 
einzubeziehen, kein Glück haben.“ 

Vergleicht man die beiden sich anscheinend widersprechen- 
den Auskünfte des R. A. M. vom 5. Oktober 1920 und 26. Fe- 
bruar 1921, so kommt man zu dem überraschenden Ergebnis, 
dass das R. A. M. in „salomonischer Weisheit“ gar keine 
Entscheidung gefällt hat: Denn beide Schriftstücke 
sprechen nur Selbstverständlichkeiten aus, ohne irgendeine posi- 
tive Stellungnahme. 

Es ist selbstverständlich, dass Tarifverträge für 
Behördenangestellte mach wie vor abgeschlossen 
werden können, es ist aber ebenso selbstverständlich, dass da- 
bei für die „ständig Angestellten“ die „im Gesetz vor- 
gesehenen Bestimmungen Anwendung“ finden müssen. 
Das ist tatsächlich auch schon im ersten Bescheid ausge- 
drückt, und zwar im letzten Satz, denn in welchem Um- 
fanze die ständig Angestellten, die „den Be- 
amten gleiehzuachten“ sind, von den Bestimmungen 
eines Tarifvertrages „auszunehmen“ sind, lässt sich immer 
nur „im Einzelialle“, d. h. nach den landesgesetzlichen 
Bestimmungen und den Gemeindebeschlüssen, prüfen. Der Kom- 
munalbeamten-Verband haut daher mit seiner Schlussfolgerung 
gänzlich daneben. Er vergisst nämlich, dass ein Tarif- 
vertrag nicht nur die Besoldung regelt, sondern auch die 
sozialen Bestimmungen des Arbeitsvertrages. 
Das preussische Gesetz vom 8. Juli 1920 nebst Ausführungs- 
anweisung vom 6. Oktober 1920 regelt aber z. B. mit bindender 
Kraft nurdie Besoldung der sich in einer „amtsartigen 
Stellung‘ befindlichen und zur „Befriedigung eines dauernden 
Bedürfnisses“ angenommenen Dauer- oder Ständigangestellten. 
Was unter „amtsartiger Stellung“ zu verstehen ist und wer 
somit als „Dauerangestellter‘‘ zu betrachten ist, wird aber der 
Entscheidung der Gemeindebehörden überlassen, also 
dem Wohlwollen des Arbeitgebers, dem es auch vom Gesetz- 
geber freigestellt ist, die sozialen und rechtlichen Verhältnisse 
der Dauerangestellten nach seinem Gutdünken durch „Ge- 
meindebeschluss“ zu regeln. 

Diese Frage spielte auch bei den Beratungen der Organi- 
sationen mit dem preussischen Ministerium des Innern vor Er- 
lass der Ausführungsanweisung vom 6. Oktober 1920 eine 
grosse Rolle. Der Minister lehnte es damals ab, dem Drängen 
der. Gewerkschaftsvertreter nachzugeben und gleich bei dieser 
Gelegenheit klipp und klar zu formulieren, wer als „Dauer- 
angestellter in amisartiger Stellung“ anzusehen ist und wie 
die allgemeinen Anstellungsverhältnisse dieser Angestellten be- 
schaffen sein müssten. Er glaubte, diese Frage nicht mit dem 
Besoldungsgesetz verquicken zu dürfen, und hatte auch 
Bedenken wesen des bekannten „Selbstverwaltungsrechts“ der 
Kommunen. Inzwischen sind num überall die Besoldungsrege- 
jungen der Kommunalverwaltungen zu einem gewissen Ab- 
schluss gelangt. Fast überall sind auch durch Körperschafts- 
beschluss „Ständig- oder Danerangestellte“ namhaft gemacht, 
deren zgeldliche Entlohnung nach dem Gesetz vom 
8. Juli 1920 der Beamtenbesoldung entspricht. Ueber die 
rechtliche und seziale Stellung dieser Ankestellten 
sind aber in fast jeder Stadt, in jedem Landkreis andere 
Bestimmungen getroffen, so dass auf diesem Gebiet das tollste 
Durcheinander herrscht! „Dauerangestellte“ mit vier- 
wöchiger Kündigungsfrist sind keine Seltenheit! 

Nach unserer Aufiassung ist als „Dauerangestellter“ 
anzusehen, wer fünf Jahre im Dienste einer Be- 
hörde steht und sich in einer dauernden und 


Berlin, den 26. Februar 1921, 


DER TECHNISCHE GEMEINDEBEAMTE 1921 


planmässigen Stelle befindet. Diese Angestellten 
sollen aber nicht nur in der Besoldung den Beamten 
gleichgestellt werden, sondern. sie sollen auch nach unserem 


- Willen 


1. nur kündbar sein aus einem wichtigen 
Grunde im Sinne desB. G. B, der inder Person 
des Angestellten liegt, und zwar soll die Kündt- 
gungsfirist mindestens drei Monate be- 
tragen, 

2. Anspruch auf Ruhegehalt, Witwengeldu. dergl. 
ingenau der gleichen Höhe wie die Beam- 
ten haben, 

3. in allen übrigen sozialen Verhältnissen (Ur- 
laub, Gehaltszahlung usw.) ebenfalls den Beamten gleich- 
gestellt sein und 

4. nach spätestens weiteren Jahren in das 
unkündbare Beamtenverhältnis übernom- 
men werden. j 

Die Verwirklichung dieser Forderungen kan 
nun natürlich auf zweierlei Weise erfolgen, und zwar 
entweder durch 'Ortsstatut und Kollegien- 
beschluss (also im Sinne des Kommunalbeamten-Verbandes), 
oder durch Tarifvertrag (also im Sinne des Zentral- 
verbandes der Angestellten). Der letztere Weg ist überall 
da gangbar, wo -die obigen Forderungen noch nicht durch 
ein Ortsstatut oder dergl. rest los und befriedigend er- 
füllt sind, und das ist leider noch in sehr vielen Kommunal- 
verwaltungen der Fall. Im Zweifelsfalle könnte man sogar der 
Meinung sein, dass der Tarifvertrag zur Durchführung dieser 
Regelung der bessere Weg ist, denn ein Tarifvertrag, hinter 
dem die Macht einer starken Organisation steht, wird meistens 
bessere Bedingungen erreichen Können, als eine Besoldungs- 
ordnung, die doch immerhin nur einseitig von den 'Körper- 
schaiten — also dem Arbeitgeber — festgesetzt wird, wein 
auch die: Organisationen dabei vorher „zu hören“ sind. Das 
„Hören“ bedingt noch lange nicht — Erfüllen! Ein Tarifvertrag 
muss aber immer auf beiden Seiten wenigstens annehmbar 
erscheinen, sonst wird er eben nicht abgeschiossen. 

Die angeblichen Unsicherheiten des Tarifvertrages, die 
darin bestehen, dass bei Ablauf wieder ein neuer Kampf um die 
sozialen Bestimmungen einsetzen könnte, haften der Besoldungs- 
ordnung, die bei Aufstellung jedes Haushaltsplanes ohne wei- 
teres revidiert werden kann, mindestens im gleichen Masse 
an. In beiden Fällen ist ein Anspruch auf „wohlerworbene 


Rechte“ seitens der Dauerangestellten jedenfalls in 
Sinne des Beamtenrechts nicht aufrechtzuerhalten; sie 
könnten immer nur im Wege der Privat klage 


durchgefochten werden. Daraus ergibt sich aber auch der 
ganze Widersinn dieser erst. während des Krieges entstande- 
nen Anstellungsart überhaupt, die zum ersten Male im 
Gesetz vom 8, Juli 1920 in einer amtlichen Verordnung er- 
wähnt wird. 

Die beste Lösung wäre unzweifelhaft die baldigste Beseiti- 
gung des Begriffs „Dauerangestellte“ durch Ueberführung dieser 
Angestellten in das Beamten verhältnis. Dann wäre wieder 
eine klare Unterscheidung zwischen Beamten nd Ange- 
stellten in den Kommunalverwaltungen möglich, eine Tren- 


nung, die auch im Hinblick auf das Betriebsrätegesetz E. 


und das zu erwartende Beamtenrätegesetz dringend zu 
wünschen ist. Die Gemeindebeamtenverbände vertreten heute 
den Standpunkt, dass die Dauerangestellten als „Beamter- 
anwärter“ im Sinne des $ 13 Abs. 4 des B.R. G. zu betrachten 
sind und daher zu den Beamtenausschüssen zu wählen hätten. 
Diese Auslegung findet nach dem vorstehend Gesagten im Be- 
triebsrätegesetz keine Stütze. Nach der Verordnung der Reichs- 
regierung zu $ 13 des Gesetzes vom 14. 4. 20 sind nämlich 


Arbeitnehmer den Beamten nur gleichzustellen, „sofern sie als 
einzelne dauernd mit einer grossen Zahl von Be-5 


amten zusammen arbeiten“. Es ist also nicht die Stellung 


als Beamtenanwärter oder Dauerangestellter massgebend, son- 


dern die Beschäftigung innerhalb einer bestimmten Arbeitneh- 


mergruppe. Es ist deshalb auch in der gleichen Verordnung 7 
zu $ 13 Absatz 1 des B.R.G. bestimmt, dass auch Beamte? 


zum Betriebsrat wählen können, wenn sie „als einzelne 


dauernd mit einer grossen Anzahl von Arbeitnehmern (d.h. Ar- 2 
beitern und Angestellten im Sinne des B.R.G) zusammen 7 


arbeiten“. Die Wahl zum Beamtenausschuss hat zurzeit für die 


Dauerangestellten aber auch ausserordentlich bedenkliche Seiten. ® 









IE 


Bei dem durch die missliche Finanzlage der Kommunen hervor- @; 


gerufenen „Sparsamkeitsbetrieb“ werden neuerdings mehr und 


mehr Entlassungen und Kündigungen von Angestellten vorge- 
nommen, wobei 'vor- den -Dauerangestellten durchaus nicht halt- 











gemacht wir. Den Beamtenausschüssen iehlt 
dannaber jede rechtliche Handhabe zur Erhe. 
bung eines Einspruches, ja überhaupt zur Mit- 
wirkung bei der Kündigung dieser Kollegen, 
sofern nicht durch besonderes Ortsstatut dem Beamtenausschuss 


eiwa weitergehende Rechte gewährt sind, wie es die Verord- 


nung vom 24. 3. 19 vorsieht. Ein sehr krasser Fall stand kürz- 
lich in Kiel vor dem Schlichtungsausschuss zur Verhandlung, 
Dort war 37 Angestellten der verschiedensten Bureaus gleich- 
zeitig gekündigt worden, darunter auch mehreren sogenann- 
ten „Daucrangestellten“. Der Beamtenausschuss war nicht in 
der Lage, irgend etwas für diese Dauerangestellten zu tun, viel- 
mehr musste der Betriebsrat, unterstützt durch den Z. d. A. 
— trotzdem die Dauerangestellten Komba-Mitglieder waren — 
die Vertretung auch dieser Kollegen vor dem Schlichtungsaus- 
schuss übernehmen. (Es ist bei diesem Falle auch noch be- 
zeichnend, dass der Komba als Gewerkschaft zur Vertretung 
der Interessen dieser Kollegen auch nicht einer Finger gerührt 
hat.) Jedenfalls ist es von einer gewissenhaften Vertretung 
nicht zu verantworten, die Dauerangestellten bei dem Fehlen 
jeder rechtlichen Grundlage für ihr Angestelltenverhältnis jetzt 
dem Schutz des Betriebsrätegesetzes zu entziehen. 

Aus vorstehenden Ausführungen ergibt sich somit, dass die 
Stellung der sogenannten Dauerangestellten in der jetzigen Form 
einfach unhaltbar ist. Sie ist nur eine Ze rsplitterung der 
Behördenarbeitnehmer, die dauernd Unirieden innerhalb der An- 
gestelltenschaft machen wird und die dadurch die Angestellten 
ihrer stärksten Waffe, der Einigkeit, beraubt. Sie 
ist aber weiter auch nur ein Mittel, den Behörden die Ver- 
ringerung des Beamtenstabes zugunsten einer künd- 
baren Zwischenschicht von sogenannten Daueranze- 
stellten zu erleichtern. Wenn die Entwicklung in der Weise 
weitergeht, wie es jetzt den Anschein hat, so wird der Dauer- 
angestellte bald das sein, als was ihn sein Name bei genauer 
Definition eigentlich bezeichnet, nämlich als einen Kollegen, der 
„dauernd Angestellter“ pleibt nnd niemals Aussicht 
auf Uebernahme. in das Beamtenverhältnis hat. Die Gemeinde- 
beamienverbände, die ja den „Schutz des Berufsbeamtentums“ 
glauben als ihre Domäne gepachtet zu haben, erweisen in Wirk- 
lichkeit der Beamtenschaft durch die Propagierung dieser Art 
der Anstellung einen sehr schlechten Dienst, da sie selbst auf 
diese Weise mit zu einem Abban des so ängstlich geschützten 
Berufsbeamtentums beitragen 

Hornbostel. 
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Besoldungsordnungen 


Tagegeldsätze bei Dienstreisen für die technischen Be- 
amten und Angestellten der Stadt Rüstringen (50000 Ein- 
wöhner, Ortsklasse B) betragen bei Reisen im Inlande: bei Orts- 
abwesenheit bis zu 6 Stunden 12 M. Tagegeld, von 6 bis 9 Stun- 
den 23,50 M., von 9 bis 12 Stunden 47,25 M.. über 12 Stunden 
71 M., in Grossstädten mit mehr als 300. 000 Einwohnern 91 M. 
UVebernachtungsgeld beträgt allgemein 45 M. Dazu 
kommt noch Fahrtverzütung IL Klasse, 





Hof i. Bayern. Die Eingruppierung in den Besolidungsplan 


ist wie folgt vorgenommen: 
Gruppe V: Bauzeichner ohne Fachschulprüfung, Bauaufseher, Maschinen- 
meister. 
5 VI: Bauzeichner mit Fachschulbildung. 


A VII: Bauführer, Installationstechniker. 


'S VII: Oberbauführer. 

+ IX: Stadtbaumeister (als Abteilungsleiter für Hochbau, Tiefbau 
BaupolizeiÄ, Wohnungsamt). 

» X: Bauingenieure (gehobene Stellen für Stadtbaumeister, mittlere 
Techniker), Architekten, Bauamtsassessoren (nach 8 Dienst- 
jahren Gr. X1.) 

” XI: Bauamtmänner. 

x X: Werksdirektoren. 

5 Xi: Bauräte, 5 


Aus anderen Verbänden 


Werbetätigkeit des Komba unter Inanspruchnahme dienst- 
Bcher Einrichtungen? Dass die Gemeindebeamtenverbände 
nur deswegen noch mit so niedrigen Beiträgen auskommen, 
weil sie in starkem Masse die dienstlichen Einrichtungen für Ver- 
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bandszwecke in Anspruch nehmen, war uns längst bekannt. 
Dass es aber mit solcher Unverirorenheit geschieht, wie nach- 
stehendes Rundschreiben der Ortsgruppe Köln des „Komba“ 
ausweist, ist immerhin ein sehr starkes Stück. Das Schreiben 
lautet: 
„Komba“, Köln, Stadthaus, Zimmer 521. 
Her:n Dienststellen-Vorstcher I RR 
Der Verband der Kommunalbeamten Preussens, Ortsgruppe 
Köln (Konba), bat am 20. Oktober 1920 und am 1. Januar 1921 um Vor- 
lage einer Liste, aus der die dort beschäftigten Herren hervorgehen 
sollen. Ferner soll diese Liste den Dienstgrad dieser Herren enthalten und 
schliesslich die Angabe, wer von den genannten Herren Mitglied 
des Komba ist. Da der geschäftstührende Vorstand dieser Listen dringend 
bedarf, bitten wir um die Aufstellung derselben bis Samstag dieser Woche 
bemüht zu bleiben. Ein sich ausweisender Bote wird die Liste abholen. 
Für die bisherige Unterstützung danken wir herzlich und hoffen, 
auch diesmal keine Fehlbitte getan zu haben. 
Mit amtsfreundlichem Gruss 


IL A.: gez. Küppers. 


Ist der Behörde von diesem Treiben ihrer Beamten etwas 
bekannt? Und was sagt sie dazu? 


1. März 1921. 


Die Techniker im Provinzialbeamtenverband. Das von uns 
in Nr. 11 des „Technischen Gemeindebeamten“ veröffentlichte 
Rundschreiben des „Zentralverbandes der — _ ._ Provinzial- 
beamten“ wird am besten xlossiert durch nachstehende Rand- 
bemerkung, die uns von einem Kollegen übermittelt wurde, Er 
apostrophiert die Worte des Rundschreibens: „was sie (die 
Techniker) im Einvernehmen mit diesen Beamten (d. h. 
den Verwaltungsbeainten) erreicht haben und noch er- 
reichen werden“, wie folgt: 

». .. nämlich garnichts. Ich werde heute schlechter bezahlt als 
der Anstaltsgärtner oder ein Oberpfleger. Trotz meiner 27 
technischen Berufsjahre, wovon 21 Jahre im Dienste der Behörde 
als Bauführer, örtlicher Bauleiter und jetzt Baukommissar in 
mühevolier Arbeit zurückgelegt sind, erhalte ich 7760,— M. Grundgehalt, 
der Gärtner 7900,— M., die nichttechnischen Beamten aber 8700,— bis 
11109,— M. Grundgehalt!“ 


Jeder Kommentar würde nur abschwächen! 

Der Zentralverband, der jetzt plötzlich auch sein gutes Herz 
für die Angestellten entdeckt hat, hat seine Werbearbeit 
mit ähnlich „wahrheitsliebenden“ Rundschreiben auch bei diesen 
nen, sich aber bisher überall eine glatte Abfuhr 
geholt. 


Aus dem Bunde 


Die Technik im nexeu Berlin. Am Freitag. den 18. März, 
hatte die Betriebsverwaltung des Magistrats Berlin eine Mit- 
gliederversammlung nach der Aula des Margareten-Lyzeunms 
einberufen, um zu den Schwierigkeiten Stellung zu nehmen, die 
sich der Organisation des neuen technischen Gross-Berlin eut- 
gegenstellen. 

Das Haupitreierat hatte Kollege Aufhäuser übernommen. 
Redner ging einleitend auf die historische Entwickelime der 
Gemeindeverwaltung ein. Der Gedanke der Steinschen Reiornı 
war, -alle Schichten des Voikes an der Selbstverwaltung der 
Städte zu beteiligen. Die nach der Steinschen Periöde cin- 
setzende Reaktion hat aber die Durchführung dieses Grund- 
Satzes verhindert, und erst der Revolution ist es zu verdanken 
gewesen, dass die Teilnahme der breiten Schichten: unseres 
Volkes an der Selbstverwaltung der Städte wieder hergestellt 
wurde. Diese Mitarbeit unserer produktiven Kräfte ist jetzt 
umso mehr nötig, als zu den reinen verwaltungzstechnischen Auf- 
gaben der Gemeinden wirtschaftliche in nie geahntem Umfange 
hinzugetreten sind. Diese wirtschaftlichen Auigaben der Ge- 
meinden können natürlich auf juristisch-bureaukratischer Grund- 
lage nicht erfüllt werden. Fs muss vielmehr der technisch- 
wirtschaftliche Geist in die Verwaltunz der T”ommtnen seinen 
Einzug halten. Diesem Grundsatz ist leider bei der Reorgani- 
Sation der Gross-Berliner Verwaltung nicht Rechnung zetragen 
worden. Zwar hat die Denkschrift des Bundes über die Bildung 
des neuen technischen Gross-Berlin in den weitesten Kreisen 
Anerkennung gefunden. Er musste Anerkennung finden, weil 
keinen anderen Plan ent- 


man diesem Plan der Fachmänner 






Technischen Beamten und Angesieliten, die aus 


Kommunalbeamien- Verbänden 


zum Bunde übertreten, 


wird die Zeit ihrer Mitgliedschaft in den Kommunal- 
beamten-Verbänden auf die Mitgliedschaft im Bunde 
angerechnet. Die durch Mitgliedschaft im früheren 
D. T.V. und B. t. i. B. sowie im Bunde erworbenen 
Mitgliederrechte leben wieder auf. 
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gegenstellen konnte. Aber es besteht jetzt die Gefahr, dass 
diese Arbeit wieder sabotiert wird. Was nutzt uns die schönste 
Bsethovensche Symphonie, wenn sie nicht zu spielen ver- 
standen wird, was nützt der Schönste technische Plan, wenn 
die, die ihn durchführen sollen, nichts von ‚ihm verstehen. 
Ueberall sehen wir, dass der Jurist in ausgedehntem Masse in 
die einflussreichsten Stellen ‘gesetzt wird, während man der 
Mitwirkung der Techniker entraten zu können glaubt. Es wird 
eine Verwaltungsbureaukratie gefestigt, die der Entwicklung 
des technischen Gross-Berlin die schwersten Fesseln anlegt. 
In den Bezirken dominiert der Jurist, während der Techniker 
zurückgedrängt wird. Am schlimmsten steht es bei der De- 
putation für das Siedlungs- und Wohnungswesen, an deren 
Spitze ebenfalls ein Jurist gestellt ist. Unter Führung der 
Juristen will man das Siedlungswesen jetzt sogar zum Ver- 
kehrsdezernat legen, wahrscheinlich um den alten unglück- 
seligen Zweck- und Wohnungsverband in neuer Auflage aui- 
jeben zu lassen. Aehnlich liegt es bei der Deputation für Werke. 
Auch dort versucht der Verwaltungsbeamte den Techniker zu- 
rückzudrängen. Bei der Verkehrsdeputation hat man den Orga- 
nisationsvorschlag der Techniker im wesentlichen voll berück- 
sichtigt, aber den Techniker ziemlich kaltgestellt. 
versucht der Jurist, den Ausschlag zu geben, während man die 
Techniker, die jahrelang die wirtschaftlichen Unterlagen be- 
arbeiten, völlig ausschaltet. Auch die Organisation der Güter 
und Forsten ist jetzt einem Juristen übertragen worden. Der 
als Berater gedachte Jurist soll der Leiter werden, während 
die Vorstände der Aemter, die Techniker sind. an den Sitzun- 
gen nur nach Bedarf teilnehmen dürfen. Redner warnt drin- 
gend, auf diesem Wege weiter fortzufahren. Es muss den 
masszebenden städtischen Stellen mit aller Eindringlichkeit der 
Mahnruf entgegenschallen:-So geht es nicht weiter. Die tech- 
nisch-wirtschaftliche Leitung gehört dem Techniker, nicht dem 
Juristen, wenn nicht: das gesamte Gemeindewesen Schaden 
erleiden soll. Die Oekonomisierung der Verwaltung kann nur 
mit dem Techniker erfolgen, sonst verfallen wir der Bureau- 
kratisierung. : Redner schloss mit dem Hinweis darauf,. dass 
gerade diese Gedanken das gemeinsame Vorgehen von Ar- 
beitern, Angestellten und Beamten nahelegen. : 


An das Referat schloss sich. eins Aussprache an, an der 
sich die Kollegen Rohr, Heller und Direktor Rehmer 


beteiligten, die aus ihrem Tätigkeitsbereich die Ausführungen, 


des Redners ergänzten. Das Schlusswort nahm darauf Kollege 
Fr forderte, dass mit der Demokratisierung der 
Verwaltung nun endlich Ernst gemacht werden müsse, wenn 
nicht das neue Berliner Gemeinwesen unter dem Bureau- 
kratismus die schwersten Schäden erleiden solle. Der juristisch- 
bureaukratische Geist. der sich auch im neuen Berlin breit- 
mäche, sei noch ein Erbstück des alten Regimes. Die Bureau- 
kratisierung der Stadtverwaltung erfordert, dass der Aufbau 


von unten eriolge unter lebendiger Anteilnahme jedes einzelnen: 


Arbeiters, Angestellten und Beamten. ‘ Dann werde es auch 
gelingen, bei Durchführung‘ des Grundsatzes „Freie Bahn dem 
Tüchtigen“ die fähigsten Köpfe an. die Spitze zu bringen. 

Es wurde einstimmig folgende Entschliessung angenommen: 

„Der Vorstand der Betriebsverwaltung Maeistrat Berlin 
des Bundes der technischen Angesteliten und Beamten wird 
seitens der Versammlung beauftragt, im Sinne der heutigen 
Ausführungen beim Magistrat Berlin für. die Anerkennung der 
Technik und Techniker zu wirken.“ 


Der Komba in der Klemme! Die Versammlung, über die 
wir vorstehend berichtet haben, hat in den Berliner Gemeinde- 
technikerkreisen und bei den städtischen Körperschaften erheb- 
liches Aufsehen erregt.. Die Fachgruppe Gemeindetechniker 
Gross-Berlin hat im Anschluss daran in einem Rundschreiben 
foigenden Aufruf erlassen: 

Aufruf 
anunsere Techniker-Kollegen auf der Komba-Seite. 


Auch an Euch, Ihr Techniker-Kollegen der Komba-Seite, wendet sich der 
Artikel auf Seite 3 uf. dieses Rundschreibens. 

Der Kampf gegen unseren alten Erbfeind — die Verwaltungsbureaukratie — 
ist neu entbrannt, 

Schwerer denn je lastet der Druck einer in bezug auf die Techniker 
rückständigen Verwaltung auf uns. 

Wollt Ihr Techniker-Kollegen auf der Komba-Seite tatenlos beiseitestchen ? 

Nein, das darf nicht sein! 

Ihr müsst Solidaritätüben! 

Deshalb verlangen wir. von Euch, dass Ihr Eure Organisation ver- 
anlasst zu gleichen machtvollen Kundgebungen gegen den technikerfeindlichen 
Geist der Verwaltungen, wie wir es tun. 

Der Kanıpf hat erst begonnen; weitere grosse Kundgebungen werden 
in immer breiterem Masse folgen, 


Rückt eininunsere Frontl 
Uebt Solidaritätl 
Denn zunächst seid Ihr Techniker. 


Auch dort- 


Nr. 12 


; Wir sind gespannt, wie die Handvoll der im Komba organi- 
sierten Techniker sich nun gegenüber den Verwaltungsbeamten 
in ihrem Verbande durchsetzen wird. 


Eine Landesiachgruppe der oldenburgischen Gemeinde- 
techniker fand am 13. Februar 1921 in Oldenburg statt. 
Es erfolgte eine gründliche Aussprache über die Organisations- 
und Besoldungsfragen, sowie die Möglichkeit einer regen 
Werbetätigkeit unter den fernstehenden Kollegen. ‘In den 
Landesausschuss wurden gewählt: Bohländer, Rüstringen, 
Zukerstr. 70; Imken, Oldenburg i. Freitt.; Quatmann, 
Varel i. Old. 

Die schönen Erfolge unserer Rüstringer Fachgruppe bei 
der Besoidungsrefiorm werden am besten den Kollegen zeigen, 
wo der Erfolg für die Technikerschaft zu finden ist. 


Die Bezirksifachgruppe des linksrheinischen Gebietes hielt 
am 27. Februar und 13. März Fachgruppentagungen in Köln 
ab zur Besprechung der schwebenden Organisationsiragen 
und der für die Revision der Besoldungsordnungen aufzu- 
stellenden Forderungen. Kollege Schweisfurth-Elber- 
feld erstattete als Mitglied des Reichisachgruppen-Ausschusses 
Bericht über die neuesten Vorgänge im Organısationsieben und 
die Gründung der Faka. U. a. geisselte er auch die demago- 
gische Art der Kampfführung durch den Komba, der z. B, jetzt 
mit dem „grossen Erfolg“ einer Komba-Technikerversammlung 
in Essen krebsen gehe, ohne dabei zu erwähnen. dass der 
Saal auf Parole des Komba schon eine Stunde vor Beginn mit 
den gesamten Verwaltungsbeamten der Stadt besetzt wurde. 
In lebhafter Aussprache wurde festgestellt, dass Einigkeit 
herrscht über die Verurteilung der Komba-Politik und über den 
gesunden Grundgedanken der Faka. Die bedauerlichen Ueber- 
tritte in Düsseldorf, Bona und Düren seien nur eine Folge der 
mangelnden Aufklärung über den Zweck und die Ziele der 
neuen Arbeitsgemeinschaft. Jedenfalls sei von uns alles ver- 
sucht worden, um mit den Gemeindebeamten zu einer vernüni- 
tigen Zusammenarbeit zu kommen, :aber die Gräössenwalın- 
Politik des Komba schädige letzten Endes nicht uns, sondern 
die Gesamtheit, und deswegen sei es notwendig, die Auf- 
klärungsarbeit auch in die Kreise der Verwaltungsbeamten zu 
tragen. Der freigewerkschaftliche Gedanke beginne auch in 
diesen ‘Kreisen bereits Fuss zu fassen und muss von. uns tat- 
kräftigst: unterstützt werden. — Für die. Revision der Besol- 
dungsordnungen wurde beschlossen, -die Forderungen der rhei- 
nisch-westfälischen Kollegen (s.-Nr. 9 des „Techn. Gem.-B.“) 
in Verbindung mit den Forderungen in Nr. 39 der „D. T.-2* 


zu übernehmen und durchzusetzen. — In den Bezirksausschuss: 
-Maxeimer-Köln, . 


wurden gewählt: Franken und 
Mülter-Coblenz, Plandenberg-Crefield, Weidmann- 
Trier und Andreas.-Düren. 4 


"Ferner würde noch beschlossen, bei der Regierung die nö- 
tigen Schritte zur Einrichtung von Vermessungs tech- 
niker-Lehrkursen an der Baugewerkschule in Köln zu 
unternehmen. 


Hochhuutechniker. 


Zur vorübergehenden Beschäftigung wird ein älterer, erfahrener 
Arckitokt oder Hoohhbautechniker auf Privatdienstvertrag bei gegen- 
seitiger vierwöchentlicher Kündigung sofort gesucht. Bewerber müssen 
mindestens eine Baugewerkschule besucht haben, längere Erfahrungen 
in der Aufstellung von Werkplänen, Kostenanschlägen usw. aufweisen 
können und im Kleinwohnungsbau (Siedelungen) durchaus erfahren sein, 

Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnissen, sowie 
Angabe der Gehaltsansprüche, des Eintrittstermines sind möglichst bald 
einzureichen. Spätere Weiterbeschäftigung ist bei Bewähruug nicht 
ausgeschlossen. ! 

Hofheim a. Ts. den 22. März 1921.. 


Der Magistrat. 


In Beamten- und Offizierskreisen hervorragend 
















eingeführte Versicherungsgesellschaft mit allen Sparten, 
sucht für Gross-Berlin unter der Beamtenschaft 


stille Vermittler 


gegen angemessene Vergütung. Angenehme Tätigkeit. 
Bei Lust und Liebe zur Sache feste, steigende Einnahme. 

Anfragen unter J. E. 13575 an Rudolf Mosse, 
Berlin SW 19. | - 
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für die technischen Angestellten und Beamten 

:- in kommunalen -und-sonstigen  Selbst- 
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nummer: 13. 


Betriebsorganisation oder Berufsgewerk- 
schaft 


Im ganzen"Reich sind‘ jetzt; Versammlungen’ an der -Tages- 
ondnung, ‘in denen "Ein scharfer, ‘wenig erhebender, aber den 
-Teehnikern aufgezwungener Kampf - darum tobt: ,Wo.orga- 
nisieren- sich "die :Gemeindetechniker?* Von 
beiden Seiten, vom. Bund der. technischen Angestellten und Be- 
amten einerseits, von den Gemeindebeamtenverbänden anderer- 
seits- wird: das schwerste Geschütz in Gestalt der: ersten Ge- 
werkschafter aufgefahren, die nunmehr mit ‘allen. Mitteln der 
Rhetorik, «== hier: klares Herausarbeiten: ünserer zielbewussten 
Arbeit, —:dort:liebenswürdiges Entgegenkommen‘der mimosen- 
haft keuschen *Beamtenseele; — das Auditsrium zu‘ gewinnen 
versuchen. 4 


Es .ist wahrlich nicht. erhebend, in. diesen den Technikern . 


widerwärtigen . Streit. aktiv einzugreifen, :aber-es scheint‘ not- 
wendig, „einen--Gedanken „mehr: zu betonen; - der - für-- einen 
grossen \ Teil’ der: ‘Kollegen: in- dieser Frage dasentschei- 
dende Moment bildet:- 

Was will der „Komba“? 

Was-ist der „Butab“? 

"Der „Komba“ und‘ mit ihm. alle übrigen Gemeindebeamten- 
verbände wollen sein eneOrganisationsämtlicher im 
Gemeindedienst tätigen Beamten:und Dauer- 
angestellten: ohue ‚Rücksicht auf. ihren speziellen. Beruf, 
der- „Butab“- ist-die Gewerkschaft dernur mit-technischer 
. geistiger)-Arbeit.Beschäftigten, aber unab- 
„hängigdavon, wesietätig sind und in welcher.Eigen- 
Schaft: als.-Beamter..oder, Angestellter; bei Anören oder in 
Privatbetrieben. Stellen. wir. nunmehr. an ‘einen. Unbefangenen 
die-Frage: Wohin. wird es-.den. Techniker. bei.einem: seh: 
schluss mehr: ziehen? Soll ’er. 'sich.von seinen: Berufskollegen 
trermen und: sich: nunmehr. je nach seiner "Stellung: im :Privat- 
betrieb oder: bei der ‘Behörde, hier - wieder - weiter sich aui- 
lösend' in Reichs-, Staäts- und Gemeindebeamte, mit den son- 

stigen.dort tätigen Kräften, seien,;es im Privatbetrieb..die ‚kauf- 
männischen Angestellten, bei den Behörden: die Verwaltungs- 
 beainten, Betriebsbeamten, Schwestern, Schuldiener .usw.,. einen 
Zusaminenschlttss:. bilden, ..oder. sollen wir ‘Techniker eine ‚homo- 


gene Berufsorganisation bilden, die: nur-ilhre speziellen Belange: 


als Beamte oder Privatangestellte für sich behandeln: und .aus- 
zugleichen suchen, iin übrigen aber darauf bedacht sind, ständig 
mit vereinten Kräften an dem- Ausbaut ihres gemeinsamen 
Berufes zu arbeiten! Ersteres will der „Komba‘, das letztere 
wir, und darüber dürfte wohl.bei niemandem ein: Zweifel herr- 
schen, dass: unsere Entscheidung in dieser. Frage. nur. in einer 
Bejahung "der "Fachgewerkschaft “ausklingen "kann. : Dieser 
Hauptfraze gegenüber ist. alles andere zwar nicht von neben- 
sächlicher Bedeutung, tritt.aber mehr in den. Hititergrund diesem 
Elementargrundsatz gegenüber. 

Denken wir doch die Forderung des. „Komba“ . zu Ende, 
dann heisst dies: nichts anderes,. als die; Existenzberechtigung 
des Bundes. der Techniker einfach zu vernelnen, uns‘ bei den 
Gemeinden in den „Komba“ einzugliedern, in Privatbetrieben 
mit den kaufmännischen Angestellten, den Werkmeistern. Haus- 
dienern usw.. eine gänzlich neue, bisher noch nicht gegründete 
Gewerkschaft zu bilden, das gleiche bei den Staats-, ebenso bei 
den Reichsbehörden zu tun. ‘Der Gedanke ist so abenteuerlich, 
dass man .ein: Lächeln. schwer: unterdrücken kann. Uud das 
alles nur, just weil.die Verbände der-Kommunalbeamten es sich 
nun einmal so denken? Sollte die Technikerschaft seit nahezu 
40 Jahren einen vollständig falschen Weg gegangen sein? Die 


Deriechnische (emeindebeam 







Berlin, den 22. April 1921 


Kommunalbeamtenverbände werden schliesslich "doch einsehen 
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müssen, dass es besser tut, diese absurde Idee gründlich fallen 
zu lassen, und sich in „Verband der Kommunalverwal- 
tungsbeamten“ umzutaufen, um dann als zielbewusste Be- 
rufsorganisationen in Arbeitsgemeinschaft mit den 
übrigen Fachgewerkschaften. tatkräftig zusammenzuwirken. 

-...Soll: man. noch. einmal zum .soundsovielten Male alle .die 
Gründe*aufzählen, die den Techniker einfach zwingen, auch 
als Beamter: mit seinen” anderen -Berufskollegen Hand in Hand 
zu gehen, sollen wir „weiter bis ins einzelne immer. wieder an- 
führen, - dass .erst..in . zweiter :Linie ‚Fragen. erörtert werden 
können: und dürfen, die unsere ‚Stellung als Beamter. betrefien? 
Tagtäglich machen -wir die Erfahrungen am eigenen Leibe, dass 
wir. einfach gar nicht anders. können, als den. Weg.zu gehen, 
wie.er vor_dem- — .erst:nach: der Revolution erfolgten -— 
Ausbau der Beamtenorganisationen für den Techniker ‘ganz klar 
lag. Es ist nun neuerdings von Verwaltungsbeamten,. die leider 
mit unseren Verhältnissen gar-nicht vertraut‘ sind; versucht 
worden, diesen klaren” Weg” zu-verwischen. Leider haberr’sich 
einzelne Kollegen bereits einfangen lassen, aber es muss 
einmal’ klar herausgesagt werden, dass. es sich bei den: dem 
„Komba“ zuneigenden Technikern: mit: wenigen Ausnahmen: um 
beamtete Techniker handelt, die mit ihrer Urkunde in -der 
Tasche iede Solidarität vergessen haben und nur die.„billigste““ 
Organisation wählen, weil „mania schliesslich irgendwo orga- 
nisiert sein muss“. Sie sagen sich selbst zum "Trost, für sie 
selbst sei jede‘ Arbeit, die dem Ausbau. und der Wertung un- 
seres technischen. Berufes gewidinet ist, erledigt. Was: gehen 
diese : ‚Kollegen‘ noch‘ die „anderen“ “an; Hauptsache: ist für 
sie, dass: sie selber lebenslänglich versorgt sind, was mit den 
anderen. geschieht und: um was sie streben, ist ihnen völlig 
gleichgültig! 

Ja, ist denn mit der Erlangung der „Urkunde“ nunmehr 
unsere Arbeit erschöpft? Ist damit- der Kampf um die Aner 
kennung.technischer. Arbeit: erledigt? Tut der Fr senienschlum 
aller Berufsgenossen dann nicht: mehr: not? Was nützt es 
dent dem ’technischen Beamten, wenn er in kleinen Zirkeln ein- 
mal zusammenkomınt, und hier ınd da mal einen „Antrag“ her- 
ausbringt? Die Aufgabe, dem Techniker im’ öffentlichen Leben 
— nicht nur im der Besokdungsordnung — die Wertung zu ver- 
schaffen, ‘die ihm gebührt, ist so gross, dass alle Kräfte 
zusammengerafft werden müssen. Der. technische 
Beamte "hat doch im Interesse. seines Nachwuchses und des BC- 
samten Volkes mitzuarbeiten am: Ausbau des technischen :Schu!- 
wesens, an der. Ausdehnung unseres, Berufes auf. bisher  ver- 
schlossene „Gebiete, " an .der- Verstärkung des Einflusses ‘ der 
Technik bei’ der Öffentlichen Wirtschaftsführung; in der Ver- 
waltung-usw.; alles dies’sind Dinge, die nur in einer Binheits- 
gewerkschaft der Techniker zu lösen sind, niemals 
bei einer Zersplitterung in zahllose Gemeinde- und Staats- 
beamtenorganisationen 

Das eine .bleibt. jedenfalls unumstössliche Wahrheit:- „Der 
Berufistes,derunseint.“. Wir wollen gern den:idealen 
Zielen unserer Gewerkschaft nachstreben, nicht dem kleinlichen 

Eroismus des „Komba“, und. .dabei. verzichten wir. gern -auf 

Naturen vom Schlage eines Ephialtes! GC. Seidel, 


Die Fachgruppe der 
Gemeindetechniker 


Zur Nacheiferung! 


in Gera hat einen Betrag von 422,50 M. als freiwillige 


Spende für den Bund gesammelt, und zwar aus Anlass 
der Eingruppierung der technischen Angestellten in den 
Tarifvertrag der Behördenangestellten für Thüringen. 
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Zum Unterbringungsgesetz. In Nr. 32/33 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ machten wir Mitteilung von unseren Bemü- 
hungen, eine erträglche Handhabung des preussischen Unterbrin- 
gungsgesetzes vom 30. März 1920 wenigstens insofern zu er- 
reichen, dass das Fürsorgeamt der Umwandlung von Dauer- 
angestelltenstellen in Beamtenstellen keinen Widerstand mehr 
entgegensetzt. DasFürsorgeamt hat damals unseren Vorstellun- 
gen wenigstens insoweit nachgegeben, dass es am 12. Sentember 
1920 erklärte, dieser Umwandlung keinen Widerstand ent- 
gegensetzen zu wollen, soweit vordem 1. April1920 ent- 
sprechende bindende Gemeindebeschlüsse gefasst sind. Die 
„Amtlichen Nachrichten des Fürsorgeamtes für Be- 
amte aus den Grenzgebieten“ bringen nun in Nr. 10 vom 
12. März 1921 eine Entscheidung des Oberfürsorge- 
amtes, die zu der obigen Erklärung des Fürsorgeamtes im 
krassen Widerspruch steht. Die Entscheidung lautet: 
(Umwandlung von Stellen). Das Oberfürsorgeamt hat eine Beschwerde 
gezen eine Entscheidung des Fürsorgeamtes, das Stellen, die durch Um- 
wandlung geschaffen werden, als unter das Unterbringurigsgesetz 
fallend. bezeichnet und ihre Anmeldung gefordert hatte, zurück gewiesen, 

und zwar mit folgender Begründung: 

Die städtischen Kollegien in N. beschlossen am 11. Dezember 1919, 
mehrere Stellen, die bisher von im Angestelitenverhältnisse stehenden Personen 
verwaltet wurden, in Beamtenstellen umzuwandeln, falls die Regierung diese 
Umwandlung und die Uebertregung der Stellen an die bisherigen Stelleninhaber 
genehmigen würde. Zu diesen Stellen gehören auch die von den Angestellten. 
N. und N. seit vielen Jahren verwalteten Stellen. Die Genehmigung 
der Rezierung, welche für erforderlich erachtet wurde, weil die Absicht der 
städtischen Kollegien in N. mit den Bestimmungen über die Besetzung von 
Beamtensteilen durch Militäranwärter nicht im Einklang ru stehen schien, wurde 
beantragt, aber verweigert. Inzwischen trat am 31. März 1920 das Uhnter- 
bringungsgesetz in Kraft und infolgedessen machte der Regierungspräsident 
die Stast N. darauf aufmerksam, dass die beiden neuen Beamitenstelien dem 
Fürsorgeamt angemeldet werden müssten. Die Stadt N. suchte über diese 
Frage die Entscheidung des Fürsorgeamtes nach, und dieses entschied am 
7. Oktober 1920 dahin, dass die Toren Stellen beiihrer Schaffung 
als planmässige Beamtenstellen zwecks öffentlicher Be- 
kanntgabe angemeldet werden müssen. Die hiergegen 
vom Magistrat in N. eingelegte Beschwerde ist un- 
begründet. r 

Nach & 4 des Unterbringungsgesetzes sind die Körperschaften ($ 1) ver- 
pflichtet, „jede freie, frei werdende oder neu zu schaffende Stelle“ unverzüglich: 
anzumelden. Die mit N und N. besetzten Stellen sind nicht frei, so- 
langesieunverändert bleiben. Sobald sie jedoch inBeamten- 
stellen umgewandelt werden, werden sie „neu zu schaffende® 

tellen, die noch nicht mit der Stelle entsprechenden In- 
habern besetzt sind und unterliegen daher der Anmeldepflicht. Ob diese 


ta.sächlich eintreten wird, hängt von dem Entschlusse der Beschwerdeführerin 
a). Zurzeit ist sie noch nicht eingetreten, da der Umwandlungsbeschluss der 
städtischen Kollegien unter der Bedingung gefasst ist, dass die Ueber- 
tragung der Stellen an deren jetzige Inhaber ven der Regierung ge- 
nehmigt wird und die Erfüllung dieser Bedingung weder 
erfolgt noch zu erwarten ist. Da die Entscheidung des Fürsorge- 
amtes die Anmeldepflicht der beiden Stellen auch nur für den Fell „ihrer 
Schaffung als planınässige Beamtenstellen“ ausgesprochen hatte, so entsprach 
sie der Rechtslage. Hayessen. 


Zunächst also hat das Oberfürsorgeamt die Entscheidimg 
des Fürsorgeamtes vom 12, September 1920 wieder au igehe- 
ben, denn im obigen Falle war die Beschlussfassung vor dem 
i. April 1920, nämlich am 11. Dezember 1919, erfolgt. Die „Be- 
gründung“ im zweiten Absatz ist aber von einer juristi- 
schen Spitzfindigkeit, die ihresgleichen sucht. Das 
Oberfürsorgeamt trennt wieder die Stellevom Inhaber, 
ohne zu berücksichtigen, dass beides untrennbar miteir- 
ander verbunden ist. Die ganze Unlogik ergibt sich 
schon aus dem vorletzten Satz der „Begründung“, aus dem 
klar ersichtlich ist, dass das Oberfürsorgeamt eine wirklich 
freie Stelle, diedurch Flüchtlinge besetzt wer- 
den kann (und das ist doch wohl der ganze Zweck des Un- 
terbringungsgesetzes), nicht erhalten hat. Es ist einzig 
und allein verhindert worden, dass zwei Angestellte die Be- 
amtenurkunde ausgehändigt erhielten, und zwar Angestellte, die 
„seit vielen Jahren“ in ihren Stellen tätig sind. Oder 
sollte das „Fürsorgeamt“ etwa einen Teil seiner Aufgabe darin 
erblicken, dass es die einheimischen Dawerangestellten aus rei- 
nem Bureaukratismus an der Aufrückung in Beamtensteilen hin- 
dert, auch wenn kein Vorteilfür die Flüchtlings- 
beamten daraus erwächst? Jedenfalls werden wir die Ent- 
scheidung des Staatsministeriums über diese etwas 
reichlich „weltfreımte“ Entscheidung herbeiführen, 


Zum preussischen Gesetz vom 8. Juli 1920 hat der Minister 
des Innern nachstehende Verordnung herausgegeben: 
Der ae Berlin, den 25. Februar 1921. 
Nachdem an die Stelle des Beamtendiensteinkommengesetzes und des 
Beamtenaltruhegehaltsgesetzes vom 7. Mai 1920 (Gesetzsamm]. S. 191 und 260) 
das Beamtendiensteinkommengesetz und das Beamtenaltruhsgehaltsgesetz vom 














‘17. Dezember 1920 (Gesetzsamml. 1921 $. 135 und 214} getreten sind, kann 
kein: Zweifel darüber bestehen, dass auch bei der Durchfü rung des Geseizes, 
‚ betreffend vorläufige lung verschiedener Punkte des Gemeindebeamter- 


“rechts, vom 8. Juli 1920 (Gesetzsamml. S. 383) an die Stelle der im $ 1 dieses 


tzes angezogenen Gesetze vom 7. Mai 1920 die Gesetze vom 17. De- 
zember 1920 zu treten haben. Im Auftrage: gez. Stölzel. 

Damit sind auch formale Einwände gegen die weitere 
Anwendbarkeit des Gesetzes beseitigt. Das Gesetz nebst Aus- 
führungsanweisung ist den preussischen Ortsverwaltungen im 
Wortlaut mit Rundschreiben der Landesfachgruppe vom 
20.10.1920 zugegangen. 


Wer ist Beamtenanwärter? In Nr. 10 des „Reichsarbeits- 
biattes“ führt der Regierungsrat im Reichsarbeitsministerium 
Dr.Flatow in einem Artikel „Ein Jahr Betriebsrätegesetz“ aus: 

„Der Ausschluss der Beamtenanwärter (neben den Beamten) von dem 
Arbeitnehmerbegriff des Betriebsrätegesetzes zwang zu dem Versuch einer 
Bestimmung des staatsrechtlich in keiner Weise feststehenden, im Sprachgebrauch 
in der verschiedensten Weise angewendeten Begriffes des Beamtenanwärters. 
In einer preussischen Ressortbesprechung wurde schliesslich, um wenigstens 
eine einheitliche Anwendung für die preussischen Verwaltungen sicherzustellen, 
folgender Begriff aufgestellt: Beamtenanwärter sind „die bei einer Ver- 


waeltung im Dienst befindlichen Arbeitnehmer, die noch nich! 


die Eigenschaft eines Beamten haben, dieaber nach nachweis- 
barer Absicht der Verwaltung Beamten werden sollen.“ Die Folge 
dieser Abgrenzung wird sich u.a im. der Verleihung des Wahlrechts zu den 
Beamtenräten an die damit von dem Kreis der Arbeitnehmer im Sinne des 
Betriebsrätegesetzes ausgeschlossenen Personen erweisen.“ 


N Hierzu schreibt die „Rumdschau für Kommunalbeamte“, 
r. 13: i 

„Wir können dieser Begriffsbestimmung durchaus zustimmen. Für uns 
ergibt sich daraus insbesondere ganz klar, dass alle ständi Angesteliten 
bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
Beamtenanwärter zu betrachten sind. Und daraus folgt wieder 
— den Schluss zieht auch Dr. Flatow —, dass sie ihre Vertretung 
durch die Beamtenräte zu finden haben. * 


Wir haben bereits in der vorigen Nummer des „Technischen 
Gemeindebeamten‘ klargelegt, eine wie zweischneidige Mass- 
nahme es ist, wenn man die Dauerangesteilten als Beamten- 


anwärter bezeichnet und unter die Beamtenräte bzw. Beaniten- 


ausschüsse stellt. Das ist aber auch gar nicht der Sinn der 
Ausführung Dr. Flatows, da er ausdrücklich schreibt, dass er als 
Beamtenanwärter nur den Arbeitnehmer. ansehen will, der „nach 


nachweisbarer Absicht der Verwaltung Beamter wer-. 


den soil“. Diese Bezeichnung würde also höchstens auf solche 
Dauerangestelite zutreffen, die von ihrer Verwaltung eine ein- 
wandfreie Erklärung darüber haben, dass sie in kurzer Zeit in 
das Beamteiverhältnis übernommen werden. Das ist aber nur 
ein kleiner Teil der als „Dawerangestellte“ bezeichneten Ar- 
beitnehmer. 


Der Geschäftsgang der Kreisschiedsgerichte in Bayern be- 
wegt sich in einem derart schleppenden Tempo, dass wir Ver- 
anlassung genommen haben, uns einmal nach den Gründen 
zu erkundigen, die es verschuldet haben, dass seit den Monat 
Dezember v. J. vorliegende Beschwerden bis heute noch 
nicht zur Verhandlung gekommen sind. Vom Kreis- 
sehiedsgericht Bayreuth ist daraufhin unserer Ge- 
schäftsstelle Nürnberg eine Antwort zugegangen, in der uns 
eröffnet wird, dass „Termin anberaumt werden wird, sobald die 


Sachen verhandlungsreif sind“, und dass „über 100, 


Beschwerden vorkegen“, Weiter wurde uns ein Schreiben im 


Durehschlag übermittelt, das allerdings charakteristische Auf- 


schlüsse über die Arbeitsweise dieser Schiedsgerichte gibt. Es 
heisst darin: 
Vom 
Vorsitzenden des. oberfr. Kreis- 
schiedsgerichtes für Gemeinde-und 
Bezirksbeanite in Bayreuth. 


„Der Verein fragt an, ob er auf einen Äntrag wegen der erhöhten Kinder- 
zulage in kürzester Zeit ein Urteil des Schiedsgerichtes erwarten dürfe, und 
gibt dabei der Auffassung Ausdruck, dass der Gemeindebeamte nicht 
schlechter gestellt werden dürfe, als der Gemeindearbeiter dem es möglich sei, 
ein Urteil des Gewerbegerichtes innerhalb längstens 48 Stunden zu bekommen. 

Nach Lage der Sache kann ich nicht in Äussicht stellen, das ein Antra 
des Vereins in einer auch nur annähernd so kurzen Zeit durch Sheruc 
vorbeschieden sein wird. Die G ünde sind folgende: 

Zunächst wird zur Herbeiführung einer möglichst einheitlichen Recht- 

rechung der acht Schiedsgerichte eine grundsätzlicheBespreehung 
z Vorsitzenden der bayerischen Kreisschiedsgerichte atattfinden, für die vor- 
erst Termin für 20. 2. 21 in Aussicht genommen ist Ich halte eine solche 
Besprechung für unerlässlich, wenn nicht die Rechtsprechung der Schieds- 
gerichte zerflattern und damit das Ansehen dieser Gerichte von Anfang an ge- 
schädigt werden soll. Auch die Gemeindebeamtenkammer, von der die En 
ladung zu dieser Besprechung auszegangen ist, teilt diese Auffassung. Vor 
der erwähnten. Besprechung kann und will ich also keine Sitzung des 


Kreisschiedsgerichtes einberufen. 
Einer A „ven Anträ binnen 48 Stunden“ stehen aber auch 
7 Abs. 6 $ 8 Abs. 2 der Kreisschiedsgerichtserdnung hindernd im 
ege. Hiermach muss: 


1. in jedem Zeitpunkt der Verha a. eine gütliche Erledi- 


gung der Streitpunkte angestrebt werden, vor allem also wohl vor Anbe- 


raumung des Termins; 


Nr. 13 4 


% 


reussens als 


Bayreuth, den 12, Februar 192}.. 
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Nr. 13 


2. jeder Antrag den: übrigen Beteiligten vor der Terminsbestimmung 
zur Aeusserung mitgeteilt werden. 

Beim Vollzug der letzteren Anordnung muss ich der Gegenseite eine 
angemessene Frist geben, da die Gegenäusserung eine Beschlussfassung 
der beteiligten Gemeinde- und Bezirksorgane voraussetzt, Verhandlungen über 
die Möglichkeit und Art der Deckungsfrage notwendig macht und ähnliche 
Beschlüsse erfordert, die bei der Verfsssung der Distrikte und Gemeinden 
nicht binnen weniger Tage herbeigeführt werden können. 

Ferner ist bei Anberaumung eines Verhandlungstermins zu berücksichtigen, 
dass die Beisitzer von auswärts geladen werden müssen und dass als Sitzungs- 
tage nur die Montage bestimmt sind, ein Umstand, der allein schon die 
Erledigung von Anträgen „binnen 43 Stunden” unmöglich macht. 

Schliesslich darf ich nicht unerwähnt lassen, dass eine so überstürzte 
Behandlung von finanzielleinschneidenden Anträgen ohne aus- 
reichende Tastyewähnuig für die Gegenseite nur dazu führen könnte, die 
Kreisschiedsgerichte als einseitig zu diskreditieren. 

Auch muss ich betonen, dass 2 bis jetzt schon vorliegenden über 
hundert Beschwerden zur Erledigung in wöchentlich einem 


Sitzungstag mehrere Monate in Anspruch nehmen 
werden...“ 


So optimistisch, in „48 Stunden“ eine Entscheidung zu er- 
warten, waren wir ja niemals. Wir hatten aber erwartet, dass 
doch mindestens innerhalb von 4-6 Wochen eine solche Be- 
schwerde erledigt werden könnte, um so mehr, als die Kreis- 
schiedsgerichte It. Verordnung „am 1. November 1920 in 
Tätigkeit treten“ sollten. Jetzt müssen wir aber erfahren, dass 
z.B. die Beschwerden von Selb und Kulmbach nach mehr als 
3 Monaten noch nicht „verhandlungsreif" sind. 
Wenn die Erledigung der gesamten vorliegenden 100 Fälle in 
dem gleichen Bureaukratentempo weitergehen soll, wird der 
letzie Fall wohl im Oktober herankommen, und dann natür- 
lich die rück wirkende Kraft immer schwieriger heraus- 
zuhoien sein. 

Jedenfalls müssen wir mit allem Nachdruck ein etwas be- 
sehleunigteres Verfahren und — damit verbunden — 
etwas weniger bureaukratische Handhabung der Ge- 
schäftsführung fordern. Sollte trotzdem eine schnellere Ab- 
wicklung nicht möglich sein, sind eben mehr Schieds- 
gerichte einzusetzen. Auf keinen Fall darf die Erledigung 
der ae igpehen schwebenden Streitfälle noch länger verschleppt 
werden | 


Aus dem Schlummer erwacht. Der Magistrat Bielefeld ist 
durch die freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft kommunaler 
Arbeitnehmerverbände unsanft aus dem Schlummer gerissen 
worden. Der dort gebildete Ortsausschuss der Faka hatte dem 
Magistrat von seiner Konstituierung Mitteilung gemacht und 
seine Hinzüziehung zu den Verhandlungen über die Besoldung 
usw. gefordert. Darauf hat der Magistrat mit folgendem 
Schreiben geantwortet: 
Der Magistrat Bielefeld, den 11. 3, 1921. 
N:.LV.C. 4 

An 
die Freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschaft 
kommunaler Arbeitnehme: verbände 
Ortsausschuss Eislefeld 
z, Hd. des Herrn Obmannes G. Reuter 
Hier 

Marktstr. 8, 

Auf den gefl. Antrag vom 19. v. M. teilen wir ergebenst mit, dass wir 
von der Ermächtigung des Herrn Ministers des Innern rer machen werden, 
gemäss den Bestimmungen der Preussischen Staatsregierung für die Bildung 
und Aufgaben der Beamtenausschüsse für die bei der Stadt Bielefeld be- 
schäftigten Beamten und Dauerangestellten einen Beamtenausschuss zu bilden, 
bei dessen Wahl die dort organisierten sich beteiligen können, Dieser 
Besmtenausschuss Kr als Vertretung der Beamten und Dauerangestellten, mit 
dem wir verhandeln werden. Die Hilfsangestellten werden durch den 
Betriebsrat vertreten. gez. Stapenhorst, Oberbürgermeister. 


Es ist gut, dass der Magistrat am die Verfügung des Mi- 
nisters des Innern vom 24. März 1920 über die Bildung der Be- 
amtenausschüsse bei den Stadtverwaltungen erinnert worden 
ist. Bis jetzt hat der Beamterausschuss trotz des „mächtigen‘ 
Komba sich nicht gerührt. Es freut uns. dass die Bildung der 
Faka gleich diesen Erfolg erzielen konnte, 

Aber wenn der Bielefelder Magistrat meint, durch die Bil- 
dung des Beamtenausschusses um die für ihn vielleicht unan- 
gzenehmen Verhandlungen mit der Faka herumkommen zu kön- 
nen, so befindet er sich doch auf dem Holzwege. Denn ebenso 
wie durch die Betriebsräte die Gewerkschaften nicht auisgeschal- 
tet werden, sondern ihr verfassungsmässiges Recht gewahrt 
bleibt, so werden auch die Gewerkschaften bei der Vertretung 
der Beamteninteressen nicht durch die Beamtenausschüsse aus- 
geschaltet. Das Bestehen eines Beamtenausschusses beseitigt 
nicht den Artikei 159 der Reichsverfassung, der die Vereini- 
gungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und 
Wrischaftsbedingungen festlegt. Auch der Magistrat wird 
diese Verfassungsbestimmung anerkennen müssen. Ausserdem 
ist aber noch in der Ausführungsanweisung des Preussischen 
Ministers des Innern vom 6. Oktober 1920 zum Gesetz vom 
8. Juli 19%20 über die Besoldung der Gemeindebeamten aus- 
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drücklich festgelegt, dass die beteiligten Orranisationen 
zu hören Sind, wenn diese es wünschen. Ueber diese Bestim- 
mung wird sich der Bielefelder Magistrat auch nicht hinweg- 
setzen können. 


Wertschätzung technischer Arbeit. In dem pommerschen 
Städtchen Treptow a. Rega (S500 Einwohner) versieht ein 
Mittelschuitechniker die Stelle eines Stadtbaumeisters. Da ihm 
eine Hilfe nicht zur Seite steht, obliegt ihm also nicht nur die 
Aufsicht über sämtliche Hoch- und Tiefbauarbeiten des Ma- 
gistrats, Sondern auch die Festsetzung der Bebauungspläne, 
Fluchtlinienpläne, sowie die baupolizeiliche Prüfung aller Bau- 
gesuche und auch die architektonische Begutachtung der Bau- 
entwürfe. Ferner muss er noch Unterricht ann der gewerblichen 
Fortbildungsschule mit erteilen. Der Stadtbaumeister unter- 
steht direkt dem Magistrat. — Die Stadt Treptow hatte den 
Kollegen, trotz seiner gewiss umfangreichen Tätigkeit und sei- 
ner umfassenden Fachkenntnisse, in die Besoldungsgruppe VII 
eingereiht. Im Auftrage des Kollegen hatten wir gegen diese 
Eingruppierung beim Magistrat Einspruch erhoben Diesem 
Einspruch hat sich der Regierungspräsident im -Stetiin an- 
geschlossen und die Eingruppierung nach VII vorgeschlagen, 
mit der. Begründung, dass die Tätigkeit über diejenige der in 
Gruppe VII stehenden technischen Obersekretäre hinausgehe. 
Der Bezirksausschuss in Stettin hat in einer Sitzung am 21. Ia- 
nuar 1921 diesen Einspruch abgelehnt und die Eingruppie- 
rung des Stadtbaumeisters in Gruppe VII als angemessen ge- 
halten. Als Begründung wird angeführt: 


„Es kann nicht anerkannt werden, dass die in der Ein- 
spruchsschrift näher beschriebene Tätigkeit des 
Stadtbaumeisters über diejenige der technischen Regierungsober- 
sekretäre bei der staatlichen Batıverwaltung hinauseinge Er 
hat auch keine höhere Ausbildung genossen, 
die ihn befähigte, schwierigere technische 
Aufgaben,als diedentechnischen Regierungs- 
obersekretären obliegenden zu lösen Durch 
die Verleihung des Titels „Stadtbaumeister“ 
haben die städtischen Körperschaften dem 
persönlich tüchtigen gegenwärtigen Inhaber 
der Stellelediglich eine persönliche Anerken- 
nung für seine bisherige Tätigkeit zuteilwer- 
den lassen“ 


Also der Bezirksausschuss ist der Meinung, dass die Aus- 
bildung das allein Massgebende sei, um eine schwierigere tech- 
nische Aufgabe zu lösen. Es scheint dem Bezirksausschuss 
gar nicht bekannt zu sein, dass auch die technischen Regierungs- 
obersekretäre (früher Regierungsbausekretäre) Aufstiegsmöz- 
lichkeiten in die Gruppen VII und IX haben. Wie Ironie aber 
muss es anmuten, wenn der Bezirksausschuss nachlier aner- 
kennt, dass der Titel „Stadtbaumeister‘“ dem Kollegen für seine 
persönliche Tüchtigkeit verliehen sei, trotzdem wird ihm die 
Aufrückung nach Gruppe VIH, die sogar der Regierunegspräsident 
für richtig hält, verweigert. Aus der Entscheidung des Bezirks- 
ausschusses spricht der Geist, der auch in der Begründung zum 
Sperrgesetz bei seiner Einbringung lag. Es ist der Widerwillen 
der Verwaltungsbeamten des Reiches und Staates gegen eine 
angemessene Bewertung technischer Arbeit und besonders die 
Bewertung der Techniker im Kommunaldienst. Selbstverständ- 
lich ist mit dieser Entscheidung noch nicht das letzte Wort 
gesprochen, aber der Vorgang zeigt uns, welchen Wert wir auf 
die richtige Besetzung der Bezirksausschüsse legen müssen, da- 
mit auch in diesen Körperschaften der Techniker Anerkennung 
findet. 


Besoldungsordnungen 


Altona (Elbe. Am 23. März wurde die endgültige Ein- 
zruppierung der Beamten durch die Stadtverordneten verab- 
schiedet. Die geforderte Revision der Amtsbezeichnun- 
gen konnte nicht restlos durchgeführt werden, weil die leider 
ziemlich starke Komba-Fachgruppe Einspruch er- 
hoben hatte. Die Eingruppierung ist erfolgt: 

Gruppe VI: Werkmeister, : 

technische Stadtsekretäre (früher technische Magistrats- 
sssistenten). 

Maschinenbetriebsmeister (früher Maschinenmeister), 

technische Stadtobersekretäre (früher Baukommissare, 
technische Magistratssekretäre), 

Wohnungspfleger (früher Wohnungswarte). 

Die Beamten der Gruppe VII, die am 31. März 1920 planmässig 
angestellt waren, erhalten nach zehnjähriger Dienstzeit für ihre 
Person die Bezüge der Gruppe VIH. 

Gertenmeister, 
Stadtarchitekten } (früher technischeMagistrats- 


Stadtingenieure z 
technische Stadtinspektoren obersekretäre), 


Si; VB: 


„ VI: 
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Gruppe IX: Landnesser, { 

Stadtbaumeister, Architekten, 

technische Stadtoeberinspektoren (früher wie Gruppe vi), 
Landmesser, 

Brandinspektor, 


» X: 


technische Hilfsarbeiter. nach Ablegung- der. Il. a (nach ® 


‚zehn Jahren Gruppe Xi). 
n XI: Betriebsdirektoren, 
® fagistratsbauräte, 


x Gumbinnen. Die: Stadt hat. am :20..9. 20 cine Besoldungs- 
vorschrift für ihre‘ Angestellten _ erlassen, --Die - Techniker sind 
danack ‘alle in Gruppe. Vil der Beamtenbesoldung. eingereiht. 


Das Besoldungsdienstalter‘ beginnt mit dem Tage des Eintritts : 


in den städtischen- Dienst, jedoch . frühestens vom 22.. Lebens- 
jahre ab. ‘Die. vor der Anstellung zurückgelegte Zeit einer 
gleichartigen Beschäftigung‘ kann voll angerechnet werden. 
Kriegsdienstzeitnach-dem 22. Lebensjahr: wird voll angerechnet. 


Frankenberg i.Sa. Die Eingruppierung ist wie folgt vor- 
genommen: 

Gruppe VI: 

a PPS a 

„ vi 

” X: 


Strassenmeister. 

Elektrizitätswerkstechniker. 

Stadtbaumeister (früher Stadtbauassistenten), 
Stadtbauinspektor (früher Stadtbaumeister). - 


-T arifverträge 


5 Die .-Verhandkıngen über nen Defeat für Kom- 
munalangestellte sind . gescheitert. --Auf unser. Schreiben: vom 
3.-Februar: (Nr. b des „Techn. Gemeindebeamten“) hat uns 


der Arbeitgeberverband am 5. März mitgeteilt, dass er „grund- 


sätzlich“ zu Verhandlungen’ bereit ist, „sofern die beiden Be- 
“dingungen 


a) -uneiugeschränkte Aufrechterkaltung 
dingungen ‚und. : 

») Einbeziehung: .der.- 
Tarifvertrag 

fallen gelassen werden“, 


Die beteiligten ‘Spitzenorganisationen. der Angestellten sind 
daratıf' nochmals: zu "einer: Beratung zusammengetreten: und 
haben einmütig zum’Ausdrück gebracht, dass sie von diesen 
beiden. Bedingungen. nicht abgehen können.‘ Fs ist des- 
kalb.am 17. März dem. Arbeitgeberverband mitgeteilt worden, 
‚dass die Organisationen „bedauern, der Ueberzeugung : Aus- 
‚druck geben. zu 
menden Haltung des Vorstandes des : Arbeitgeberverbandes 
‚deutscher “Gemeinden. -und Kommtunalverbände die : Tarif- 


örtlich günstigen. Be 
sogenannten - Dauerangestellten in - den 


‚verhandlungen gescheitert sind“. 


Die Verkandlungen- über einen Reichsmanteltarif- 


-verirag sindalso:cabgebrochen und damit-nach monate 


langem Hinauszögern wieder: die Bahn: frei: für. die Weiter- 
führung der Verhaudlungen-über. Bezirks- und Orts- 


"manteitzrife. . 8 


Aus anderen Verbänden 


Die Kommunalbeamtenverbände in der Zwickmühle. Von 
den Komminalbeamtenverbänden wird: der-Fang von Mitrlie- 
dern der. Berufsverbände — Techniker, : Werkmeister,: Feuer- 
wehrmänner, Poiizei-, Sparkassenbeamten usw, — damit berrie- 
ben, dass darauf iingewiesen wird, auch in den Kommunal- 


.bamtenverbänden würden Fachgruppen für Techniker usw. ge- 
- bildet. 


Was hinter diesem :Versprechen steckt, zeigt ein Dis- 
kussionsartikel in Nr. 6 der „Sächs. Gemeindebeamten-Ztg.“: 
„Die Verwaltungsbeamten: wehren sich. gegen die Ueberorzani- 
sation“, durch die nur ein heilloser Wirrwarr hervorgerufen 
wird. Die charakteristische Stelle des Artikels lautet: 

„Ueberall, be: sonders in der - öffentlichen Verwaltung, 'strebt man nach 
einer Vereinfachung des Verweltungswesens, Beseitigung von Zwischen- 
instanzen zwecks Abkürzung des Instanzenweges und Verringerung der Ver 
Nach dem .Greulichschen Vorschlage sollen wir in unserer 


Beamtengewerkschaft gerade das Gegenteil tun. Man mache sich nur 


einmal klar, wieviel Instanzen es dann in unserer Organisation geben würde, 


1. In jedem grösseren Orte mehrere Ortsfachgruppen mit ihren 
Ortsfachgruppenausschüssen, 

2. ebensoviel Bezirksfachgrupren mit ihren Ausschüssen, 

3. etwa.16 Landesfachgruppenausschüsse, nebenher 

4. die bisherigen Bundesortseruppen mit ihrem Vorstande, 

5. die bisherigen Bundesbezirksgruppen mit den Bezirksvrrständen, 

6. die Bu: adesleitung mit Bundesvorstand und Gesamtvorstand,* 


Diese Darlegungen zeigen, dass es organisatorisch unmög- 
lich ist, durch Fachgruppenbildung die Interessen der einzelnen 
Doch selbst wenn sie durchgeführt wären, 
würden es machtlose Gebilde sein, da sie — isoliert von 


ihren übrigen Berufskollegen — sich gar nicht gegen die starke 


[4 


“Beamte’erhielten dazu Urlaub. 
Jung wurde nach längerer’ Debatte als unzuständig xzeschlos- 


des Komba berief nun. (diesmal 


nüssen, dass infolge der-wenig entgegenkom- 


"Nr. 13 


Gruppe der Verwaltingsbeamten durchsetzen können.“ Die An- 
gehörigen der. besonderen Berufe gehören in die Berufs- 
'gewerkschaften, . wo. die . „sachverständige Bearbeitung . ihrer 
Fachgruppenfragen“ - jedenfalis am besten und gründ- 


lichsten erfolgt. . Der Interessemrausgleich und die.not- . 


‚wendige‘ Zusammenarbeit'kann durch die Arbeitsge mein- 
schaft der Berufsorgahisationen “herbeigeführt 
werden. 


" “Eine Probe von der gewerkschaftlichen Zuverlässtgkel 
des Komba wird uns von der O.-V, Düren (Rhid.) Keneidet 
Dort war im Frühjahr . vorigen Jahres. eine -Interessen- 


gemeinschaft.aller kommunalen: Arbeitneh- 


mer zur Durchsetzung der Besoklungsforderungen der. Be- 
amten’ mit grosser Begeisterung“ ins Leben gerufen worden. Die 


Forderungen wurden durch Streikandrohung mit Hilfe der ° 


Arbeiter durchgesetzt. "Diesen klingenden. Erfolg‘ rechnete 
sich dann — nach bekanntem Muster — der Komba als ur- 
eigenstes Verdienst an. 


Sodann Sollte "aber die trier im "August ? 
Die Inter- 


vorigen Jahres eine’ eigenartige Probe’ bestehen. 
‚essengemeinschaft "hatte ‘dem Oberbürgermeister einen  Be- 
chluss übermittelt; worin- seine‘ persönliche Haltung den  Ba- 
amten gegenüber kritisiert und’ missbilligt wurde. "Der Ober- 
'bürgermeister verhandelte hierauf- hinler “dem Rücken der In- 
-teressengemeinschaft mit : dem stellvertretenden Vorsitzenden 


des Komba, und et Iud drei Stunden vor der von der In-. 
angesetzten - Viersammlung um:5 "Uhr : 
“nachmittags sämtliche Beamten und’ Angesteliten zur Stellung- : 


“teressengemeinschaft: 


‘nahme in den’ Stadtverordneten-Sitzun gssaal. Sämtliche 


Diese Versanm- 


‚sen. Um 8: Uhr billigte die Vollversammlung der Iiteressen- 
"gemeinschaft den “übermittelten” Beschluss 'mit ‘grosser Maiori- 


tät. Die Arbeitervertreter, wie auch die "Angesteiltenvertreter 


‘erklärten jedoch die Verbindung für "aufgelöst. 
Komba der Interessengzemeinschaft 
Rücken gefallen war. 


weil’der 
in den 
Der stellvertretende Vorsitzende 


Komba) wieder. im Auftrage des Oberbürgermeisters eine neue 
‚Versammlung ein, welche die Angestellten nach. dreistündiger 
‚Debatte geschlossen verliessen. Der Rest‘der zurückgebliebenen 
‚Beamten nahm dann. eine Abstimmung vor, welche eine Mehr- 


‚heit ergab, die den. Beschluss der-gewesenen Interessengemein- 
Der Verrat des Koinba_zeitigte: Massen- ° 


‚schaft missbilligte. 
‚austritte und eine. Spaltung auch der: - Verwaltungsbeamten. 


Beamten- oder Stadtratsvertretung? 
Auffassung von dem Zweck der "Gemeindebeamtenkammern 


scheinen die Vertreter des Zentralverba ndes der Ge- ° 
meindebeamtenin Bayern zu haben. Soll dainTürth> 
die Revision der. Besoldungsordnung -vorgenorimen werden, um 


vorschriitsgemäss die © bestehenden ' falschen Einstuivunven 


richtigzusielen  Personal- und Sachreferat schlaren 


vor, die technischen Sekretäre (Bauverwalter) in-Gruppe VI 


(sieben) und. .die --tecknischen 'Obersekretäre *in- Gruppe: VII 


‚(acht) "einzureihen. Und run reschteht‘ das Unlanklche: die 
-Beamtenkammer (allerdings die famose 'Einrichtune des 
Herrn Jehle) beantragt für die technischen 


Grupre VII (sieben)! Es braucht‘ wohl nicht erst betont zu 
werden, dass dieser „sachverständige* Vorschlag ‘vom Per- 
sonalreferat sofort aufgegriffen und. zum Antrag erhoben: wor- 
den ist. Ein schlarenderer Beweis dafür, dass alles, was .der 


-Z. d. G. für die Interessenvertretung der:technischen Beamten ° 


- zu tun vorgibt, nichts als eitel Wortfechterei ist, hätte 


- wohl kaum erbracht werden können ' Jedenfalls ist es ein recht 


eigenartiges Verhalten eines „Beamtenvertreters“, eine nied- 
.rigere Eingruppierung vorzuschlagen, als sie der Arbeit- 


-geber selbst für richtig hält! Werden den im Zentralverband 


-der Gemeindebeamten Bayerns organisierten Kolleren endlich 
die Augen aufgehen, wohin sie mit einer solchen „Interessen- 
“vertretung‘“ kommen? 


Aus dem Bunde 


Rundschreiben Nr. 20 vom 29 März 1921 betr. 
1. Reichsmanteltarif für Kommunalangestellte, 
2. der Terror der Gemeindebeamtrn-Verb”r.de, 
3. Steliengesuche in CTeimeindebeamten-Zeitungen 
ist allen O.-V. zur sofortigen Weitergabe an den Vertrauensmann der 
Kommunaltechniker zugegangen. 





.. Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Rein. Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,., Berlin SW 68, 


persönlich, ohne Firma (des 


: Eine” 'eigentüntliche 


Sekretäre ° 
Gruppe VI (sechs) ‘und: für die technischen Obersekretäre 
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Nummer 14 


Die soziale 153 rechtliche Stellung der 


Dauerangestellten 
H. 


Die ungeklärten Rechtsverhältnisse der ständig (Dauer-) 
Angestellten haben auch den. Preussischen 
Städtetag veranlasst, sich mit diesem Problem zu beschäf- 
tigen. Anlass hierzu bot das preussische Gesetz vom 8. Juli 
1920, in dem plötzlich dieser neue Begriff auftauchte. Der 
Preussische Städtetag hat mit anerkennenswertem Scharfblick 
gleich entdeckt, dass sich hier eine günstige Gelegenheit bot, 
die Angestelltenschaft in zwei rivalisierende Interessengruppen 
zu zersplittern und gleichzeitig de unbequemeBin- 
dung der Tarifverträge loszuwerden. Er hat in einer 
Sitzung vom 1. November 1920 die nachstehenden Richt- 
linien beschlossen und den Mitgliedstädten zur Beachtung 
übersandt: 


„Eine .tunlichst :weitherzige Auslegung des Be- 
griffs der : ständig Angestellten und: eine. dementsprechende 
Ausdehnungdieser Gruppeistzuempfehlen. Die 
Frage, in welchem Umfange- ein dauerndes Verwaltungsbedürf- 
nis, besteht, und. .in welcher Anzahl daher. Personen in das 
„Ständig-Angestellten-Verhältnis“ zu überführen sind, - kann 
jedoch nur. nach den Verhältnissen und Bedürfnissen der einzel- 
nen Stadtverwaltung. in ihrer Gesamtheit von den Organen der 

Gemeinde selbst richtig. beurteilt werden. 

. Eine Bindung der Gemeinde dahin, dass Sie alle- Angestell- 
ten mit einer gewissen Mindestbeschäftigungsdauer -(z. B. ein 
Jahr) als einem dauernden Bedürfnis dienend zu ständig An- 
gestellten machen muss, ist als zu weitgehend abzulehnen. 


Um für die Zukunft den Kreis der ständig Angestellten ge- 
genüber den lediglich aushilfsweise beschäftigten Hilfskräften 
klarabzugrenzen, ist den Gemeinden’ die Einführung eines 
formellen Unterscheidunssmerkmals für diese 
Angestelltengruppe zu empfehlen. Nach $ 1 Abs. 4 des Ge- 
setzes wird durch Gemeindebeschluss bestimmt, wer als stän- 
dig angestellt zu gelten hat; .es empfiehlt sich jedenfalls, für die 
Zukunft mit. diesen Personen Dienstverträge ahzuschliessen, 
die den ausdrücklichen Hinweis auf die "Anstellung als ständig 
Angestellter im Sinne des Gesetzes vom 8. Juli 1920 enthalten. 


In materieller Hinsicht empfiehlt es ’sich, die Gesamtheit der 
ständig Angestellten durch eine möglichst einheitliche und gleich- 
mässige Ausgestaltung ihrer Anstellungsverhältnisse (Ein- 
beziehung in die Besoldungsordnung, etwaige 
Pensionsanwartschaft sowie Beschränkung 
der Kündbarkeit, Herausnahme aus den Be- 
triebsvertretungen unter Ueberweisung zu 
den Beamtenausschüssen: $ 13 Abs. 4 des Betriebs- 
rätegesetzes) zu einer innerlich gleichartigen gegenüber den 
Beamten einerseits, den Hilfskräften anderer- 
seits sich abgrenzenden Gruppe auszugestalten. 

Wenn auch der Kreis derjenigen Angestellten, die nach $ 13 
Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes aus dem Kreise der Arbeit- 
nehmer im Sinne dieses Gesetzes ausgeschieden und den Be- 
amtenvertretungen überwiesen -werden. können, teilweise über 
den Kreis der ständig. Angestellten im Sinne des Gesetzes vom 
8. Juli 1920 hinausgehen: kann, so wird er sich doch vielfach 
mit ihm decken; jedenfalls werden sämtlich. Angestellten im 
Sinne des Gesetzes vom 8.. Juli,1920 unter die Bestimmung des 
813 Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes fallen, und 
es wird sich empfehlen, für sie von dieser Bestimmung Gebrauch 
zu machen. 

Der Abschluss von Tarifverträgen für die unter die 
Besoldungsrefonrm fallenden ständig. Angestellten dürfte — ab- 
gesehen von der rein juristischen Frage — als zweck- und 
gegenstandslos zu. bezeichnen. sein, da der Haupt- 
bestandteil jeder eigentlichen tariflichen Regelung, die Re- 
selung der Dienstvergütung, bereits. von den materiellen 
und formellen Bestimmungen :des Gesetzes vom 8.: Juli 1920 er- 
fasst und gleichsam auf öffentlich-rechtliche Grundlage gestellt ist. 









| Berlin, den 6. Mai 1921 
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Eine Anhörung auch der Vereinigungen der An- 
gestellten vor Festsetzung der Bezüge auf Grund. des $ 1 
Abs. 5 des Gesetzes vom 8, Juli 1920 erscheint jedenfalls dann 
angezeigt, wenn nach den tatsächlichen örtlichen 
Verhältnissen eine nennenswerte Anzahl der 
ständig Angestellten den Angestelltenverbänden angeschlossen 
ist.“ 

Nach Absatz 4 der Richtlinien wird also zur Regelung der 
Anstellungsverhältnisse „empfohlen“; 


1. Einbeziehung in die Besoldungsordnung — die einzige 
Massnahme, die das Gesetz vom 8. Juli 1920 zwingend 
vorschreibt; 

„etwaige“ Pensionsanwartschait; 

„Beschränkung“ der Kündbarkeit; 

Herausnahme aus den „Betriebsvertretungen“ unter Ueber- 
weisung zu den „Beamtenausschüssen“. 


Zu Punkt 2 und 3 ist zunächst bemerkenswert die ausser- 
ordentlich „vorsichtige‘“ Formulierung. Wie es nämlich in der 
Praxis damit aussieht, kennzeichnet: treffend die in Nr. 7: des 
„Kreisbeamten“ (Organ des „Reichsverbandes der Deut- 
schen Kreisbeamten“) vom 10. April veröffentlichte „M uster- 
besoldungsordnung für Dauerangestellte in den 
Kreisverwaltungen der Provinz Sachsen“ deren $ 11 
lautet: 

„Dienstverhältnis der Dauerangestelliten. 

Das Dienstverhältnis der Dauerangesteilten kann nur gekündigt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Für die Kündigungsfristen 
gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(88 621, 622, 626). | 

Den Dauerangestellten ist das Einspruchsrecht gegen die Kündi- 


gung gegeben 
Die Beiträge für Ruhegehalts- und Hinterbliebenenver- 
sorgung werden von der Anstellungsbehörde getragen.“ 


PDD 


Eine solche „Regelung“ ist jedenfalls im höchsten Grade 
ungenügend, denn ein „wichtiger Grund“ kann nach ‘der 
heutigen Rechtsprechung auch z. B. in einer „Betriebs- 
einschränkung“ erblickt werden, also in einer Massnahme, 
die ganz im Ermessen des Arbeitgebers liegt und gegen die 
der Beamtenausschuss (siehe Punkt 4) jedenfalls keiner- 
lei-Massnahmen treffen kann. Ein. „wichtiger Grund“ würde 
aber ohne weiteres vorliegen, wenn die augenblicklich im 
sozialpolitischen Ausschuss des Reichstages - zur Beratuag 
stehende Vorlage Gesetz werden sollte — woran durchaus nicht 
zu zweifeln ist —, nach der zur Unterbringung der auf Wartegeid 
stehenden Reichsbeamten aus Heer, Marine und Kolonien (dar: 
unter 4000 mittlere technische Beamte), der Flüchtlingsbeamten 
aus: den abgetretenen Gebieten und der Militäranwärter -im 
weitestzgehenden Masse Angestelltenstellen freige- 
macht undin solche fürobengenannte Beamte um- 
gewandelt werden sollen.- Nach der bisherigen Spruchpraxis 
des Reichsarbeitsministeriums gilt in diesem Falle noch nicht 
einmal- der Schutz der Verordnung vom 12. Februar 1920, da 
„Entlassungen von Angestellten zum Zwecke 
der Einsteilung von Beamten, Militäran- 
wärtern und sonstigen Versorgungsbereck- 
tigten“ nach wiederholten Schiedssprüchen „keine Ent- 
lassungen zur Verminderung der Arbeitneh- 
merzahl“ im Sinne des $ 12 dieser Verordnung 
sind und mithin ohne Beachtung der $$ 12 und 13 vor- 
genommen werden können. Wo bleibt da der besondere 
„Schutz‘‘ der Dauerangestellten, wenn nur die Bestimmungen 
der $$ 621, 622 und 626 des B. G. B. massgebend sein sollen? 
Wenn dann noch in $ 16 der gleichen „Musterbesoldungsord- 
nung“ bestimmt: wird, dass die Dauerangestellten ihre Dienst- 
bezüge „monatlich im voraus‘ erhalten sollen, wird die 
Stellung noch bedenklicher, denn bekanntlich ist nach $ 621 
B:G.B. bei monatlicher Gehaltszahlung bereits vierzehn- 
tägige Kündigung zulässig. Wenn die Kündigungsmöglich- 
keit nicht ausdrücklich auf einen „wichtigen Grund“, der 
in der Person des Angestellten liegt, beschränkt 
bleibt, ist jede solche Klausel nichts wie Spiegelfechterei. 
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Wie sieht es dann mit dem „Einspruchsrecht gegen die 
Kündigung“ aus, wenn die „Herausnahme aus den Betriebsver- 


tretungen (Arbeiter- und Angestelltenräte) unter Ueberweisung“ 


zu den Beamtenausschüssen“ erfolgt ist? Hierüber schreibt 
Dr. Georg Flatqaw, ‚Regierungsrat im Reichsarbeits- 
ministerium, in seinem neuesten Kommentar zum Betriebsräte- 
gesetz — das erst am 28. Februar d. J. unter Berücksichtigung 
der „zahlreichen Bescheide des Reichsarbeitsministeriums“ er- 
schienen ist — als Erläuterung zu $ 13: 

„Umgekehrt empfiehlt es sich, gewisse Gruppen von Arbeitnehmern den 
Beamtenv-rtretungen einzugliedern, wenn diese Arbeitnehmer voraussichtlich in 
absehbarer Zeit Beamte sein werden, den Beamtendienstordnungen 
unterliegen und sich selbst als Beamte fühlen (? d. Red.), oder wenn sie 
wenigstens gleiche oder ähnliche Arbeiten wie die Beamten verrichten. Diese 
Personen verlieren nach einer rechtlich schwer anfechtbaren Auf- 
fassung durch ihre „Versetzung“ u. a. den Schutz des Mitbe- 
stimmungsrechts, da der Beamtenrat für sie nicht den 
Schlichtungsausschuss anrufen kann. Daher ist es geboten, 
von dieser Vollmacht nur in ganz zwingenden Fällen Gebrauch zu 
machen und die Arbeitnehmerverbände vor dem Erlass der 
Verordnungen hinzuzuziehen, um so jede unnötige Beunruhi- 
gung dieser Arbeitnehmerschichten zu vermeiden.“ 


Flatow warnt also ziemlich eindeutig vor einer „weit- 
herzigen Auslegung“ des $ 13 B.-R.-G., und die obigen Aus- 
führungen geben ihm nur zu sehr recht. Jedenfalls zeigen auch 
diese Ueberlegungen, dass der „Abschluss von Tarifi- 
verträgen für die unter die Besoldungsreform fallenden 
ständig Angestellten“ durchaus nicht „zweck- und 
gegenstandslos“ ist, da die rechtlichen und sozialen Ver- 
hältnisse dieser neuen Angestelltengruppe —abgesehen von der 
Entlohnung — dringend einer Festlegung bedürfen. An die Er- 
wirkung einer Ministerialverordnung oder dergl. ist jedenfalls 
unter den heutigen Verhältnissen nicht zu denken, es wäre auch 
sehr fraglich, ob dieselbe so ausfallen könnte, dass sie unseren 
Wünschen gerecht wird. Und die Regelung den Kommunal- 
verwaltungen durch Erlass von Ortsstatuten zu überlassen, er- 
scheint angesichts solcher „Musterordnungen‘ — wie die obige 
für die Kreisverwaltungen der Provinz Sachsen — milde gesagt, 
ausserordentlich bedenklich. 

Vor allen Dingen muss aber nachdrücklichst davor ge- 
warnt werden, ohne eine ausreichende Sicherung 
des Anstellungsverhältnisses im Sinne unserer 
Forderungen in Nr. 12 des „Technischen Gemeindebeamten“ 
den Schutz der $$ 84 und 87 des Betriebsräte- 
gesetzes aufzugeben, lediglich auf Grund leichtiertiger 
— aus verbandsegoistischen Motiven diktierten — 
Versprechungen einiger Beamtenorganisationen, die nach oben- 
stehendem gar nichtin der Lage sind, für die Ange- 
stelltenschafit irgend etwas zu erreichen. 

Hornbostel. 





no: Rundschau jafsı 





Die Nachprüfung von Bebauungsplänen. In Nr. 11 des 


- „Reichsarbeitsblattes“ wird folgende Notiz veröffentlicht: 


„Der Bebauungsplan bildet die Grundlage jeder Stadtent- 
wicklung. Seine wirtschaftliche Gestaltung erfordert heute bei 
den wachsenden Kosten für Strassenbau, Kanalisation usw. be- 
sondere Aufmerksamkeit. Durch Weglassung überflüssiger Wege 
und Strasser, durch Einschränkung der Strassenbreiten. durch 
die Art der Befestigung und andere Massnahmen können be- 
trächtliche Summen erspart werden, die besser der För- 
derung des Wohnungsbaues zugeführt werden.- Der 
Preussische Minister für Volkswohlfahrt hat 
daher in einem Erlass an die Regierungspräsidenten eine Nach- 
prüfung aller Bebauungspläne angeregt und auf die Bedeutung 
solcher Ersparnisse bei der Gestaltung der Fiuchtlinienpläne 
hingewiesen. Wenn auch bei grösseren Städten im allgemeinen 
diese Rragen bessere Beachtung finden, weil die zuständigen 
Bauämter mit erfahrenen Fachleuten besetzt sind, so wird doch 
auch hier bisweilen eine Aenderung älterer Bebauungspläne für 
dieinder Entwicklung begriffienen Stadtgebiete erforder- 
lich sein. Während früher solche Pläne nicht zu selten aus- 
schliesslich von Tieibauern bearbeitet worden sind, 
fordert der Erlass ausdrücklich aus künstlerischen Gründen, im 
Hinblick auf die architektonische Gestaltung und Erhaltung des 
Stadtbildes, dann aber auch im Interesse des Wohnungswesens 
selbst, die entscheidende Bearbeitung durch hochbautech- 
nische Sachverständige. Bei kleineren und mittleren 
Städten, wo es für diese Aufgaben an geeigneten Kräften iehlt, 
fällt der Aufsichtsbehörde in erhöhtem Masse die Pflicht der Be- 
ratung und Einwirkung bei Aufstellung und Beurteilung von Be- 
bauungsplänen zu.“ 

Der Erlass ist zu begrüssen. Er sagt zwar lediglich Wahr- 
heiten, die von neuzeitlichen Städtebauern seit geraumer Zeit 
anerkannt sind. Dass "sie aber auch amtlich- endlich einmal 
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deutlick benannt und zur unbedingten Richtschnur erhoben wer- 
den, ist ein Segen. Hoffentlich wird den überbreiten „Pracht- 
Strassen“ und den „Schmuckplätzen“ — alias beim Strassen- 
schneiden übriggebliebenen Geländezwickeln — nun endgültig der 
Laufpass gegeben. Vielleicht dämmert jetzt in den entlegensten 
Stadtbauämtern allmählich die Erkenntnis, dass die vier grund- 
legenden Dinge im Stadtbau: Verkehr, Wirtschaitlichkeit, Ge- 
sundheit und Schönheit — weder durch eine Höchstsumme von 
jährlich gepflasterten Quadratmetern, noch durch Ausschlach- 
tung der Grundstücke, noch durch Pflanzung einer Reihe von 
Bäumen oder von ein paar gelben oder roten Blumen inmitten 
eines dem Publikum entzogenen Rasenteppichs („Das Betreten 
ist verboten!“), noch durch Lokomotivenhäuser an spitzwink- 
lizsten Bauecken erreicht werden. Wir sagen: Hoffentlich gibt 
der Erlass jetzt der Vernunft Gelegenheit zur Arbeit. — Der 
B.t.A.B. hat alle die jetzt ministeriell dargelegten Gedanken 
seinerzeit eingehend berücksichtigt, als er seine grosse Denk- 
schrift über die Organisation der technischen Dezernate im 
neuen Berlin verfasste und dabei das Siedlungsdezernat aus 
solchen grundlegenden Ueberlegungen heraus logisch zu einem 
leistungsfähigen technischen und künstlerischen Organisations- 
körper zusammeniasste, (Vgl. hierzu auch: „Das Siedlungs- 
wesen der Gemeinde Berlin“ in Nr. 9, 1921, d. BI.) 
Stadtkölnische Taktik. Es wird Zeit, unsere gesamten tech- 
nischen Koliegen auf Vorgänge bei dem Liegenschafts- 
amtder Stadt Köln aufmerksam zu machen. An diesem Amt 
sind seit längerer Zeit eine grosse Reihe von sogen. technischen 
Hilfskräften beschäftigt, die zur Zeit des alten Tarifvertrages 
für die Hilfskräfte der Stadt Köln, der für die technischen Hilfs- 
kräfte ausserordentlich minderwertig war, vergebliche Anstren- 
gungen gemacht haben, von der Stadtverwaltung fest über- 
nommen zu werden. Nachdem ein neuer Tarifvertrag ab- 
geschlossen wurde, der infolge der Mitarbeit unseres Bundes 
für die technischen Angestellten wesentlich günstiger war, und 
die Angestellten nunmehr ihre Bezahlung nach dem neuen Ta- 
rif verlangten, hiess es plötzlich, die Uebernahme würde sehr 
bald, und zwar mit einer entsprechenden Rückwirkung erfolgen. 
Lange war die Stadtverwaltung zu einer Zahlung nach dem 
Hilfskräftetarif nicht zu bewegen und berief sich immer wieder 
darauf, dass die Auszahlung der höheren Bezüge an die be- 
trefienden Angestellten keinen Zweck habe, da ia bei der Ueber- 
nahme unbedingt Zurückzahlung erfolgen müsse; denn das Ge- 


halt der Festübernsmmenen werde nicht so hoch sein. Erst ° 


nachdem von Bundesseite aus energisch eine Sitzung des im 
Tarifvertrage vorgesehenen Schiedsamtes gefordert wurde, be- 
quemte man sich zur Auszahlung der zustehenden Bezüge. Auf 
der andern Seite bedanken sich diese technischen Hiliskräfte 
natürlich für eine rückwirkende Uebernahme mit geringeren Be- 
zügen. Da aber die Stadtverwaltung mit Gewalt sparen will, 
versucht man jetzt auf andere Art und Weise unsere Kollegen 
kleinzukriegen. Man stellt nämlich neue Vermessungstechniker 
bei der Stadtverwaltung ein und versucht so die alten, bewähr- 
ten technischen Hiliskräite mit der Zeit überflüssig zu machen. 
Wir bitten daher im Interesse der Kölner Kollegen beim Liegen- 
schaftsamt, sich vor Bewerbungbeider Stadt Köln 
unbedingt mit unserer Gauverwaltung West- 
deutschland, Köln, Beethovenstrasse 12, in Verbindung 
zu setzen. 


Besoldungsordnungen 


Peine. (Einwohnerzahl 17000.) Die Revision der Besol- 
dungsordnung ist abgeschlossen und zeitigte für unsere Kollegen 
nachstehendes erfreuliche Resultat: 

Gruppe 7: 1 Techniker des Wohnungsamtes. 
„. .8: 2 Bauführer. 
n 9: 2 Stadtbauführer. 
» . 10: 1 Architekt. 

Es ist also gelungen, die beiden Stadtbauführer — die ur- 
sprünglich in Gruppe 7 eingereiht, durch rührige Arbeit der Orts- 
gruppe unseres Bundes bei der vorläufigen Regelung nach 
Gruppe 8 gebracht werden konnten (vgl. Nr. 37, 1920, des 
„Technischen Gemeindebeamten“) — nach Gruppe 9 hinauf- 
zubringen. Endlich eine angemessene Bewertung der 
technischen Arbeit, obwohl gerade in Peine mit den schwersten 
Widerständen von seiten der Komba-Ortsgruppe gearbeitet 
wurde (vgl. Notiz unter „Aus anderen Verbänden‘). 


Tarifverträge 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. In Nummer 13 des 
„Reichs-Arbeitsblattes“ sind nachstehende Bekannt- 
kanntmachungen veröffentlicht: 

I. Anträge auf Verbindlicherklärung für 
zwei Nachträge vom 20 Januar 1921 zum allgemeinverbindlichen 
Manteltarifvertrag mit Vergütungstarif vom 25. Oktober 1920 zwischen 
dem Arbeitgeberverband der Cemeinden und Kommunalv-rbände des 
rag Liegnitz und den Angestelitenverbänden für das 
Gebiet des Regierungsbezirks Liegnitz. Einspruchsfrist 
bis 30. April 1921. N 





en 











des Komba. 


Nr. 14 


U, Ausgesprochene Verbindlicherklärungen für 

a) Nachtröge vom 6. Juli 1929 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 5. Mai 1920 zwischen dem- Arbeitgeberver"and der kommunalen 
Seibstverwaltungen des+Regierungsbezirks Br-slıu in Reichenbach in 
Schles. und dem Bund der technischen Anges ell -n und Beamten und 
dem Deutschen Werkmeisterverband für das i «b -t des Regierungs- 
bezirks Breslau, mit Wirkung vom 1, Ok ob: 1920. 

b) Nachtrag vom 10. Dezember 1929 zum allgeın. in ‚erbindlichen Tarifver- 
vertrag vom 5. Mai 1920 zwischen dem Arbeitgeberverbard der 
kommunalen Selbstyerwaltungen des Regierungsbezirks Breslau in 
Reichenbach in Schles. und den Angestelltenverbänden, dem Bund der 
technischen Angestellten und Beamten und dem Deutschen Werk- 
meisterverband für das Gebiet des Regierungsbezirks Bres- 
lau mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, 


Aus anderen Verbänden 


Wie der Komba Technikerinteressen vertritt. Eine Kost- 
probe von der neuerdings vielgerühmten „Interessenvertretung 
der Techniker“ im Kommunalbeamten-Verband hat ein Kollege 
— Bausekretär einer mittleren Stadt im linksrheinischen 
Gebiet — erhalten. Er hat hierüber am 13. April 1921 seiaer 
Ortsverwaltung einen Brief geschrieben, den wir nachstehend 
zur Kenntnis bringen, da er von allgemeinem Wert ist: 


„Nachdem mir dank der hervorragenden Interessenver- 
tretung durch den Butab, insbesondere die Ortsverwaltung, 
endgültig die Stelle des Bausekretärs beim Stadtbauamt über- 
tragen worden ist, möchte ich nicht verfehlen, dem Bunde 
sowie allen beteiligten Organen nochmals meinen herzlichsten 
Dank auszusprechen. Ich habe bei dieser Gelegenheit wieder 
erkennen müssen, dass nur eine Organisation, der Butab, die 
Interessen der Technikerschaft restlos vertritt: Jede Schön- 
färberei liegt mir fern, ich bekenne ganz offen, was der Orts- 
verwaltung, sowohl als auch der Gaugeschäftsstelle bekannt 
ist, dass ich mich in einzelnen Fällen nicht immer der Ansicht 
der Bundesleitung angeschlossen habe. Aber es wird in allen 
Vereinen und Verbänden immer vorkommen, dass die per- 
sönliche Ansicht einzelner Mitglieder in diesem oder jenem 
Sonderfall nicht ganz mit den getroffenen Massnahmen des Ver- 
bandes übereinstimmt. Der Kernpunkt ist jedoch, dass durch 
die eingeleitete Massnahmen unter allen Umständen die Inter- 
essemder gesamten Mitglieder restlos gewahrt werden und 
keine Schädigung der Verbandsangehörigen eintritt. Dieser 
Aufgabe ist der Butab bisher nach jeder Rich- 
tung gerecht geworden. Konkurrenzverbände stellen 
dies jedoch in Abrede, und besonders der Komba kann sich hier 
nicht genugtun, den in der Kommunalverwaltung beschäftigten 
Technikern den Butab als die Organisation hinzustellen, welche 
am allerwenigsten die Interessen ihrer Mitglieder zu wahren 
versteht. Ich persönlich musste mich gerade von dem Gegen- 
teil überzeugen. 

Gerade zu einer Zeit, in der ich — wie vielleicht viele Kol- 
legen — an meiner Organisation zweifelte, traten auch Werber 
des Komba an mich heran mit der Aufforderung, mich diesem 
Verbande anzuschliessen. Obwohl die ganze Art der Mit- 
gliederwerbung auf mich einen etwas komödienhaften 
Eindruck machte, schloss ich mich dem Verbande ai. Der 
Werber war der damalige Vorsitzende der hiesigen Ortsgruppe 
In Lockungen aller Art wurden- dem Techniker 
weitgehende Unterstützungen versprochen. Besonders wurde 
mir in einer Weise, welche mich lebhaft an den Betrieb 
eines Jahrmarktes erinnerte, erklärt: „Der Komba tritt 
restlos für den Techniker ein. Der Komba strebt die Schaffung 
vermehrter Beamtenstellen an. Der Komba fordert Uebernahme 


‚der im Kommunaldienst beschäftigten Techniker in das Be- 


amtenverhältnis.‘“ Diesen Forderungen wird der Techniker ohne 
Bedenken zustimmen. Wenn ich jedoch heute noch an das da- 
mals gegebene Versprechen des Kombavertreters denke, so 
fallen mir immer die Weisen des Trompeters von Säckingen ein: 
Behüt’ dich Gott, es wär’ so schön gewesen. 

Als mir durch die Uebertragung von Dienstgeschäften, die 
bis dahin von einem beamteten Techniker wahrgenommen wur- 
den, die Einrückung in eine Beamtenstelle ermöglicht wurde, 
war es gerade der Kombavertreter, welcher, wie er 
sich ausdrückte, mit „allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln“ 
hiergegen Sturm lief. Den dramatischen Höhepunkt er- 
reichte die vorzügliche Interessenvertreitunz des Komba in einer 
Versammlung am 4. September 1920, in welcher der Komba- 
vertreter sich mit der Bemerkung „und: jetzt, meine Herren und 
Damen, muss ich persönlich werden“, dazu hinreissen liess, 
die kühne Behauptung aufzustellen, dass ein annähernd 
30jähriger Techniker die Geschäfte eines Be- 
amten auch nicht vertretungsweise führen 
könne. Dann kam der persönliche Angriff, wobei mir u. a. 
Missbrauch der Amtsbefugnis vorgeworfen wurde. Als ich dann 
um die Worterteilung bat, um zu den persönlichen An- 
griffen Stellung zw nehmen, wurde mir kurzerhand die 
Redefreiheit entzogen.- Ich zog natürlich für mich 
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hieraus die Folgerung und erklärte sofort.meinen Austritt aus 
dem Komba. Zu dem ganzen Verhalten des Komba ist meines 
Erachtens jeder weitere Kommentar überflüssig. 


Nachdem anfangs dieses Jahres in der Verwaltung der Ge- 
danke Platz griff, mir nach annähernd dreivierteljäh- 
riger Führung der Dienstgeschäfte endgültig die Sekretär- 
stelie zu übertragen und auch ein entsprechender Antra £ 
des Butab bei der Verwaltung vorlac, nahm der Kampf 
wieder krassere Formen an. Wie mir von Kollegen mitgeteilt 
wurde, gingen von demselben Herrn, der früher weitestzehende 
Unterstützung der Technikerschaft zusicherte, 
Bestrebungen aus, durch die „bewährte“ Kombaorganisation da- 
hin zu wirken, dass die seither voneinem Techniker 
innegehabte Stelle einem Verwaltungsbeam- 
ten übertragen werden sollte. Inwieweit dies zutrifft, 
kann ich nicht beurteilen. Für mich steht fest, dass der 
Komba hier nicht nur Technikerinteressen 
nicht vertreten hat, sondern auch das Ansehen des 
Technikers nach aussen hin in unverantwort- 
licher Weise auis äusserste geschädigt hat. 
Persönliche Gründe müssen hier unter allen Umständen aus- 
geschaltet bleiben. 


Ich kann daher nur allen Kollegen das eine zurufen: Haltet 
fest an eurer bewährten Organisation, dem 
Butab, da nur er eure Interessen als Gross- 
organisation der Technikerschafitrestlos ver- 
tretenkann“ 


Wie der Komba Statistik macht. Der Komba versucht in 
Nr. 12 der „Kommunalbeamtenrundschau“ vom 19. März 1921, 
Seite 146, unter „Kleine Nachrichten“ „Die Falle und Fälle 
des Butab“, in der ihm eigenen Art „nachzuweisen“, dass der 
Komba jetzt die Mehrzahl der Techniker ir Industriegebiet.organi- 
siert habe; dem Komba sollen jetzt 1940 Techniker angehören, dem 
Butab aber nur 513. U. a. sollen in Düsseldorf 89 Butabtech- 
niker zum Komba übergetreten sein. Zu diesem „Nachweis“ 


.wird von unserer Bezirksfachgruppe des Industrierebiets dar- 


auf hingewiesen, dass wir im November 1920 eine Bezirks- 
vertretertagung der im rhein.-westi. Industriebezirk belegenen 
Gemeindetechniker-Ortsfachgruppen unseres Bundes abgehalten 
haben. Auf dieser. Tagung waren fast sämtliche Ortsfach- 
gruppen des Bezirkes mit insgesamt 1035 eingeschriebenen Mit- 
gliedern vertreten. Nach unseren Feststellungen fehlte nur die 
Vertretung von rund 100 Mitgliedern, so dass im November 
1920 eine Mitgliederzahl von rund 1135 Mitgliedern vorhanden 
war. Auf dieser Tagung wurde auch festgestellt, dass durch 
die Abschaffung der Doppelorganisationen am 1. Juli 1920 uns 
etwa rund 250 Mitglieder verlorengegangen waren. Bei dem 
grössten Teil dieser verlorengegangenen Mitglieder, die sich für 
den Komba entschieden hatten, war nicht die entschiedene ge- 
werkschaftliche Haltung unseres Bundes massgebend, sondern 
die wesentlich gerinzeren Beiträge des Komba. Gleichzeitiz 
konnte aber auch im November iestgestellt werden, dass un- 
sere Mitgliederzahl seit der Entscheidung im Juli wieder ge- 
wachsen war. 

Ende Januar 1921 hielten wir abermals eine Bezirkstagung 
der Kommunaltechniker ab, auf der dieselben Ortsgruppen wie 
im November vertreten waren. Auf dieser Tagung musste aller- 
dings festgestellt werden, dass tatsächlich in Düsseldorf Aus- 
tritte in grösserem Umfange erfolgt waren, während im übrigen 
die Mitgliederzahlen nur geringe Abnahmen aufwiesen. Ver- 
treten waren diesmal 985 Mitglieder, es fehlte die Vertretung 
von 90 bis 100 Mitgliedern, so dass der Mitgliederbestand rund 
1075 betrug. Mithin war also in der Zeit von November 1920 
bis Ende Januar 1921 eine Abnahme von 60 Mitgliedern zu ver- 
zeichnen. In einigen Orten, in. denen bisher schon Fachgruppen 
des Butab und Komba bestanden, konnten wir sogar mit Mit- 
gliederzgewinn aufwarten. In Düsseldorf war anfänglich die 
Lage vom ganzen Bezirk am gefährlichsten, weil man ‚es dort 
verstanden hatte, die Führung teilweise einzufangen. Nachdem 
aber unser Kollege Schweisfurih vor einer sehr gut besuchten 
Fachgruppenversammlung des Bundes, in der auch die Gegner 
in vollem Umfanze zu Worte kamen, über die Lage gesprochen 
hatte, hat sich auch die grosse Mehrzahl der Düsseldorfer Kol- 
legen wieder in geheimer Abstimmung für den Bund entschieden. 
Wir hatten in Düsseldorf vor dem Konflikt mit Komba 194 Mit- 
glieder. 54 davon sind zum Komba übergetreten und 139 ge- 
hören auch jetzt noch dem Bunde an. Ä 

Die Kollegen ersehen aus vorstehendem, wie falsch die 
Meldung des Herrn Dr. H. ist. Was nun die Richtigkeit der in 
dem gleichen Artikel angegebenen Zahl von 1940 Technikern, 
die im Komba organisiert sein sollen,-anbetrifit, so ist dazu zu- 
nächst zu bemerken, dass es sich hierbei nicht um Techniker 
oder auch nur um Angestellte oder Beanite, die technische Ar- 
beiten verrichten, handelt, sondern zur Hälfte um Personen, 
die allerdings in technischen Betrieben tätig sind, aber nicht als 
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Techniker, Es gehören hierzu u. a.: Tierärzte, Hallenmeister, 
Schirrmeister, Strassenreinigeraufseher - usw., also alles An- 
gestellte und Beamte, die in unseren Bund gemäss seiner Satzung 
nicht aufgenommen: werden können. Es steht fest, dass die so- 
genannten Fachgruppen des Komba mitunter nur zur Hälfte aus 
Technikern bestehen. 


„Unwahrhaitige_Kolportageberichterstattung“ wirit uns der 
preussische Komba in Nr. 17 seiner „Rundschau‘ vor. Der in 
Hannover .erscheinende „Volkswille“ hatte in seiner Aus- 
gabe vom 6. April 1921 eine von unserer Gaugeschäftsstelle 
eingesandte Notiz. gebracht, die sich mit dem in unserem Rund- 
schreiben Nr. 20 unter der Ueberschrift „Der Terror der Ge- 
meindebeamtenverbände“. geschilderten Vorgang beschäftigte. 
Die Bezirksgruppe Hannover des Komba hat dem „Volkswillen“ 
eine „Berichtigung‘“. gesandt, in der behauptet wird. dass „die 
Beschuldigungen des Butab völlig aus der Luft gegriffen und 
unwahr seien“ und dass der Komba „derart terroristische 
Werbemittel‘ nicht brauche. 

Wir stellen hiermit fest, dass die Bezirksgruppe 
Hannover des Komba unter dem Schutz des Pressgesetzes 
eine falsche ‚Berichtigung“ abgegeben hat. denn die 
Drohung, dass „diejenigen, welche sich nicht dem 
Komba anschliessen würden, eines Tages vor ver- 
schlossenen Türen stehen würden“. ist tatsäch- 
lich in einer Komba-Versammlung von dem Vorsitzenden ge- 
fallen, allerdings nicht in Hannover. sondern in dem — 
2 Stunden davon entfernten Peine. wofür der Nachweis 
jederzeit erbracht werden kann. Wer treibt nun „un- 
wahrhaftige Kolportageberichterstattung‘‘? 


Und. wieder Herr Jehle! Der Führer des „Zentral- 
verbandes der Gemeindebeamten Bayerns“ ist 
auf die Freigewerkschaftler schlecht zu sprechen. Kein Wun- 
der, wenn so von allen Ecken und Enden an seinem Thron ge- 
rüttelt wird, wie die nachstehende Notiz der „Münchener Post“ 
vom 27. April 1921 beleuchtet: 


„In einer vom Deutschen Verkehrsbund einberufenen allge- 
meinen Strausenbahnerversammlung, die den grossen Hofbräuhans- 
saal dicht gefüllt hatte, sprach Reissner über das Thema: „Deutscher Ver- 
kehrsbund oder Münch‘ ner Gemeindebeamtengewerkschaft.* Der Referent be- 
sprach einleitend die Entwicklung der Münchener Strassenbahnerbewegung 
und den jüngst gemachten Versuch, Zusammenschlussverhandlungen mit der 
Beamtengewerkschaft anzubahnen. Die enge Interessenzeme'nschaft und die 
unbedingte Notwendigkeit solidarischen Zusammenwirkens zwischen der Ar- 
beiterbelegschaft und den Fahrbediensteten ‘der Strassenbahnbetriebe wurde 
eingehend gewürdigt und überzeugend nachgewiesen Sehr scharf wandte sich 
der ‚Referent: gegen: das von der Beamtergewerkschaft beim Personal in Um- 
lauf. gebrachte Agitationsmärchen, dass der Deutsche Verkehrsbund den 
Strassenbahnern die Beamteneigenschaft nehmen w'll und deren In’eressen 
weniger gut wahrnehmen könnte als eine Beamtengewerkschaft. Verwerflich 
sei es auch, dass die-Beamtengewerkschaft sehr wohl die 
Hilfe der Arbeiter annimmt, wenn es gilt, Kastanien aus 
dem Feuer zu holen — siehe Arbeitszeit und Freifahrts- 
wesen —, es aber sonst hochnäsig ablehnt, Organisationsfragen gemeinsam 
mit Arbeitern zu diskutieren.. Die Entscheidung für die Münchener Strassenbahn- 
beamten könne also nicht lauten: Abkapselung und Lokali- 
sierung und damit Selbstverurteilung zur Ohamact in der 
Münchener Gemeindebeamtengewerkschaft, sondern: Solidarität und 
aktionsfähiger Zusammenschluss mit allen deutschen Strassen- 
bahnern im Deutschen Verkehrsbund. 

Die Führer der: Beamtengewerkschaft, die Herren 
Jehble, Dr. Stägmeier und Thoma, waren durch einge- 
schriebenen Brief zur Versammlung eingeladen, zogen 
es aber vor, den besseren Teil der Tapferkeit zu wählen, sich mit der bezeich- 
menden Ausrede, dass auch Arbeiter an der Versammlung teilnähmen, um 
die öffentliche Auseinandersetzung herumzudrücken und nicht zu 
erscheinen. 

Es sprachen deshalb in der Diskussion nur Befürworter des freigewerk- 
schaftlichen Organisationsgedankens und des Verkehrsbundes.* 


Bezeichnend ist die Feststellung im zweiten Absatz, dass 
auch .hier wieder: — genau wie bei unserer Versammlung 
vom 19. März (siehe Nr. 11 des „Techn. Gemeindebeamten“) — 
Herr Jehle vor der öffentlichen Aussprache geknif- 
fen hat. In seinen „vertraulichen Rundschreiben“ ist er nach- 
her um so — „tapferer“. Es ist ja dort bedeutend ungefähr- 
licher, vor den „Gewerkschaftssekretären der freien Gewerk- 
schaften“ zu warnen, weil keiner da ist, der die entsprechende 
Antwort erteilt. 


Grundsatzpolitik! Die „Hessische 
zeitung“ schreibt in Nr. 6 vom 31. März 1921: 


„Ursprünglich in den Gründungstagen aus Mangel an Erkenntnis und 
Mangel an Erfahrungen als Bund von Gewerkschaften gedacht, wollte 
der. .erste Satzungsausbau die Einheitsgewerkschaft der hessischen 
Gemeindebeamten schaffen. Dies scheiterte an dem entschiedenen Widerspruch 
der Mitglieder der bereits bestehenden Fachgewerksch“ften und — — ward der 
Gewerkschaftsbund hessischer Gemeindebeamten in der vorläufigen Satzung 


Beamten- 





Nr. 14 


sanktioniert. — — — Da kam der Weimarer Bundestag, der grundsätzlich der- 
artige Landesgewerkschaftsverbände verwarf und nur als Beamtenorganisation 


die neutrale Landes-Einheitsgewerkschaft anerkennt.“ 
2, 


Also nach haltlosem Hin- und Herschwanken 
zwischen Gewerkschaftsbund oder Einheitsgewerkschaft beugen 
sich die hessischen Gemeindebeamten jetzt willenlos dem Diktat 
der preussischen und bayerischen Vertreter in Weimar! Dem- 
entsprechend wird auch wohl die Beamtenpolitik dieser „Ein- 
heitsgewerkschaft‘“ werden! Und solch „„schwankenden Ge- 
sta!ten‘“ sollten wir-die Interessenvertretung der Techniker an- 
vertrauen? Sollte das „ungesunde Misstrauen“ aus den Kreisen 
der Techniker, über das der Hess. G.-B.-B. klagt, nicht doch 
seine Berechtigung haben? 


Aus dem Bunde 


Die schädlichen Wirkungen der Doppelorganisation haben 
unsere Kollegen in Sachsen zu spüren bekommen. Es war 
den Bemühungen ‘unserer Landesfachgruppe gelungen, beim 
Wirtschaftsministerium 'eine zeitgemässe Abänderung der 
Baumeister-Prüfungsordnung vom 12. Febr, 1903 
und 22. Jan. 1909 zu erreichen, wobei unsere Vorschläge voll 
anerkannt wurden. Es war dann vom Ministerium bestimmt; 
dass de Baumeisterinnung und unser Bund die Mit- 
-glieder für die Prüfungskommissionen vorschlagen sollten, die 
dann vom Ministerium nur zu bestätigen waren. Leider ist von 
einigen doppelt organisierten Kollegen dieser schöne Erfolg 
sofort dem — Sächsischen Gemeindebeamten - Bund übermittelt 
worden, der dann beim Wirtschaftsministerium eine Aenderung 
herbeiführte dergestalt, dass ausser den ‘obengenannten Fach- 
Organisationen auch der Sächs. Gem.-B.-Bund und der 
— : Arbeitgeberverband für das Baugewerbe 
Vorschläge machen konnten. Wenn es sich hier auch um Posten 
handelt, deren Besetzung nach rein fachmännischen 


Gesichtspunkten .erfolgt, so ist doch ausserordentlich bedenklich, 


dem S.G.-B.-B. ein Vorschlagsrecht zu überlassen, da er kaum 
eine Fachorganisation für Techniker ist: Den 
S.G.-B.-B. fehlt doch auch jeder: Zusammenhang mit den Kol- 
legen im Baugewerbe undim Staatsdienst, die an der 
Wahl dieser Beisitzer doch mindestens das gleiche 
Interesse haben. 


In München ist es gelunzen, einen schweren Vorstoss des 
Stadtrates, der die Entlassung der gesamten nicht- 
etatsmässigenTechniker bezweckte, durch energisches 
Eingreifen des Bundes abzuwehren. Der Stadtrat hatte allen 
Kollegen einen neuen Dienstvertrag zur Unterschrift vorgelegt, 
dessen Kernpunkt der $ 10 war: : 

„Das Dienstverhältnis ist beiderseits mit monatlicher Kündigung auf den 
letzten jeden Monats kündbar, endet aber auch ohne Kündigung 
am 3l. Januar 1922.* ö 


Das bedeutete also die Zumutung auf Abschluss eines be- 
fristeten Arbeitsvertrages zum Zwecke der Um- 
gehung des $ 84 des Betriebsrätegesetzes und 
somit eine schwere Schädigung der Kollegen, da der Betriebs- 
rat ebenso wie der Schlichtungsausschuss damit ausgeschaltet 
worden wären. Dem entschiedenen Auftreten unseres Bundes 


ist es dann gelungen, den Stadtrat zur Fassung nachstehenden 


Beschlusses zu veranlassen: 3 

Gegenstand: München, den 25. April 1921. 

Dienstverträge für nichtetatsmässige Techniker. Er 
Beschluss des Personalsenates . 

Anlässlich einer Besprechung zwischen Personalreferent und der 
Organisation der Techniker in Sachen Dienstverträge fast der 
Personalsenat in heutiger Sitzung nach eingehender Aussprache folgen- 
den Beschluss: 

I. An der Befristung der Dienstverträge wird weiterhin festgehalten. 

I. Fünf Monate vor Ablauf des Dienstvertrages ist zu 

prüfen, ob eine weitere Verwendung möglich ist. 

III. Wenn ein Dienstvertrag nicht drei Monate vor Ablaufder 
Frist erneuert wird, hat der ausseretatsmässige Techniker mit 
Ablauf des Vertrages aus städtischen D'ensten auszuscheiden 

IV. Diejenigen ausseretatsmässigen Techniker, welche vor I. Januar 1921 
bereits fünf Jahre in stäatischen Diensten stehen, erhalten 
innerhalb jenerVertragsfrist für ihre Personeine drei- 
monatige Kündigungsfrist. 

V. Bei Kündigungen von ausseretatsmässigen Technikern sind die Dienst- 
zeit und‘ die persönlichen, . wirtschaftlichen sowie 
sonstigen Verhältnisse besonders zu berücksichtigen in 
der Weise, dass Techniker mit geringerer Dienstzeit in erster Linie zur 


Abstellung kommen. 
Stadtrat (P.S) : 
gez. Küfner. gez. Schubert. 


Damit ist bereits eine wesentliche Milderung der 
Bestimmung erreicht. Inzwischen läuft unsere gleichzeitig ein- 


gereichte Klage beim Gewerbegericht weiter, und es steht zu 


erwarten, dass auch noch Punkt I dieses Beschlusses eine be- 
friedigende Aenderung erfährt. u 
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Nummer 15 


Der „Komba“ gegen die Techniker 


„Bearbeitung der Personalien der Techniker durch tech- 
nische Beamte.“ So lautet die Programmiorderung (A. 5) der 
„rReichsarbeitsgemeinschaft technischer Be- 
amtenverbände (Rateb)“, die der .preussische Kom- 
munalbeamten-Verband (Komba) laut Erklärung in Nr, 19 der 
„Rundschau“, Seite 309, angeblich „durchaus billigt“ und 
die er durch seine Mitarbeit „an führender Stelle“ in der Rateb 
vorgibt, mit durchsetzen zu wollen, die er aber durch seine 
Organe bekämpfen lässt. Nachstehende Dokumente be. 
weisen diese Doppelzüngigkeit des Komba: f 


Beamtenkammer der Stadt Berlin 
! Bezirk 1-6 Berlin, den 24. März 1921 
Teb. Nr. 95/20 V. B. A. gen. Neue Friedrichstr. 80. 
An den Magistrat 
z. Tid. des Herrn Stadtsyndikus Lange. 

Betr. Uebertragung der personalen Geschäfte in den Hochbau- 
und Tieibauämtern bzw. -Deputationen an die dort be- 
schäftigten Techniker. 

Nach den neuesten Bestimmungen sollen die Personal- 
angelegenheiten der obengenannten Dienststellen den 
dort beschäftigten Technikern bzw. Stadtbau- 
sekretären übertragen werden. 

Wir halten dieses für eine Zurücksetzung der Ver- 
waltungsbeamten, die. bisher die Personalangelegen- 
heiten in diesen Dienststellen ausgeführt haben. Wir haben uns 
wegen dieser Angelegenheit an Herrn Stadtbaurat Hahn 
gewandt und gebeten, von einer derartigen Einteilung Ab- 
stand zunehmen. Dieses Schreiben ist bisher unbeant- 
wortet geblieben. 

Inzwischen ist die Einteilung auch auf die Bauämter über- 
tragen worden, so dass auch dort die Bureaubeamten ausge- 
schaltet werden sollen. In den Reihender Verwaltungs. 
beamten hat sich aus den geschilderten Umständen eine 
ausserordentliche Beunruhigung ergeben, die 
unseres Erachtens auch vollkommen berechtigt ist. 

Wir bitten um Herbeiführung eines Magistratsbeschlusses, 
dass den Verwaltungsbeamten wie bisher diese An- 
gelegenheiten zur Bearbeitung überwiesen werden, während 
den Technikern die Hauptaufgabe, das Pro- 
jektieren und Entwerfen, überlassen werden 
muss. 


Steingräber, Vorsitzender. Stox, Geschäftsführer. 


Beamtenkammer der Stadt Berlin 
Bezirk 1-6 Berlin, den 4. April 1921 
Teb. Nr. 93/20 V.B. A. gen. Neue Friedrichstr. 80. 
An den Magistrat 
z. Hd. des Herrn Stadtsyndikus Lange. 

Zu unserem Schreiben vom 24. März 1921 übersenden wir in 
der Anlage einen Bericht in der bezeichneten Angelegenheit. 

Wir erkennen die von dem örtlichen Beamtenausschuss 
(Nichttechniker) in Gemeinschaft mit dem Vorsteher des Tief- 
baubureaus, Herrn Oberstadtsekretär Günther, erhobenen, 
ausführlich begründeten Bedenken gegen die Besetzung der 
Stellen der Stadtsekretäre mit Technikern in jeder Hin- 
sicht als berechtigt an und stellen deshalb die Forde- 
rung, den in der Tiefbaudeputation geplanten Massnalımen die 
Genehmigung zu versagen. 

Wir nehmen hierbei Bezug auf die Verfügung der Tieibau- 
deputationen vom 23. März 1921 — Teb. Nr. B40 BI 21 —, 
welche wir in Abschrift beifügen. 

Gleichzeitig bemerken wir, dass im Kanalbureau bereits 
mehrere Betriebsaufseher in die Stellen der 
Bureaubeamten eingestellt worden sind. Wir 
halten den Zustand unter diesen Umständen für ausserordentlich 
bedenklich und bitten, wie bereits in unserem Schreiben vom 
24. März 1921 ausgeführt, um die Herbeiführung eines Magistrats- 
beschlusses, dass die Arbeiten der Verwaltungs- 
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beamten auch nur diesen übertragen werden, 
während den Technikern ihre Aufgaben zu ver- 
bleibenhaben. Stox, Geschäftsführer. 


Beamtenkammer der Stadt Berlin 
Bezirk 1-6 Berlin, den 4. April 1921 
Tagb. Nr. 436/20 B. K. spez. Neue Friedrichstr. 80. 
An Herrn Stadtbaurat Hakn 
Stadthaus. 

Ihrem Wunsche gemäss übersenden wir den. anliegenden 
Bericht in der darin näher bezeichneten Angelegenheit. 

Wir erkennen die von dem örtlichen Beamtenausschuss in 
Gemeinschaft mit dem Vorsteher des Tiefbaubureaus, Herrn 
Oberstadtsekretär Günther, erhobenen, ausführlich begründeten 
Bedenken gegen die Besetzung der Stellen der 
Stadtsekretäre mit Technikern in jeder Hin- 
sicht als berechtigt an und stellen deshalb die For- 
derung, von den geplanten Massnahmen Ab- 
stand zunehmen. Stox, Geschäftsführer. 


Die Berliner „Beamtenkammer“ ist eine Art Beamten- 
ausschuss, deren Neuwahl auf demokratischer 
Grundlage bevorsteht, die aber in ihrer jetzigen Form 
und Zusammensetzung ganz als Organ des Komba anzı- 
sehen ist, mit dessen Bezirksgruppenleitung Gross-Berlin bis 
vor kurzem noch Personal-Union bestand, in der aber auch 
jetzt noch die führenden Komba - Mitglieder sitzen. Be- 
zeichnend ist auch, dass unser Vertreter im geschäfts- 
führenden Vorstand dieser „Beamtenvertretung” nicht ein 
Wort von der Absendung obiger Schreiben erfahren hat. 
— ÖObige Eingaben sind ausserdem noch durch Entsendung 
einer Deputation der Verwaltungsbeamten verstärkt wor- 
den, an der bedauerlicherweise sogar ein Komba-Tech- 
niker teilgenommen hat. 

Nach Ansicht dieser Herren ist also der Techniker nicht in 
der Lage „die verwaltungstechnischen Ange- 
legenheiten betr. die Anlegung, Pilasterung 
und Unterhaltung der Strassen — — — die Er- 
teilung der Genehmigung zur Benutzung der 
Strassen — — — den Bau und die Unterhaltung 
der Brücken — — — usw. zu erledigen — — — 
Erkennt nicht das öffentliche und das Privat- 
recht, namentlich dasB. GB, — — — das Bau- 
fluchtliniengesetz, das Enteignungsgesetz, 
das Grundbuchgesetz. — — —“ 

Kurz und gut, er kennt überhaupt nichts. Ueber diese 
Wissenschaften verfügt nur der Oberstadtsekretär und evtl. 
noch der Stadtsekretär, und dann gibt es hierfür keine geeig- 
neten Menschen mehr. 

Kann treffender der Beweis dafür erbracht werden, dass 
alles Gerede des Komba, er wolle auch die Interessen der Tech- 
niker vertreten, nur eitel Gerede ist, um Mitglieder- 
fangunterden Technikern zutreiben? Angesichts 
dieses Vorstosses des Komba gegen die Technikerinteressen 
wagt es der Schriftleiter der „Rundschau für Kommunalbeamte“, 
der Dr. der Staatswissenschaiten Fritz Haneld, 
in Nr. 14 seiner Zeitung, auf Seite 190, zu schreiben: 

„Die höhere Einschätzung der technischen Wissenschaften 
und ihrer Jünger in der Dirigierung unserer Volkswirtschaft an 
führender Stelle wie in den ausführenden Organen der öfient- 
lichen Verwaltung ist daher ein Gebot des Staatswohles.“ 

Wir sind dabei, diese Worte in die Tat umzu- 
setzen, während der Komba nur schöne Worte macht, 
um den Technikern Sand in die Augen zu streuen. Wenn es zur 
Ausführung kommen soll, siegt doch wieder die alte Verwaltungs- 
büreaukratie. Es kann eben niemand aus seiner Haut. 
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Nr. 155 


ll a ee ee seen er 


„Durchdringung der Verwaltung mit technischem Geiste,“ 

Das ist die Forderung der Stunde! Wir stehen auf den 
ersten Stufen einer Entwicklung, die noch mit unge- 
heuren Widerständen zu kämpfen hat. Die obigeu 
drei Briefe zeigen klar, wounsere Hauptwidersacher 
zu finden sind. — Und dabei gibt es immer noch Kollegen, 
die glauben, in einem Verbande, der in seiner Mehrheit aus so 

oder ähnlich denkenden Herren besteht, Technikerforde- 
rungen durchsetzen zu können? Nein, Kollegen! ! 

Nur ein grosser, starker Verband, der ‘ohne Rücksicht auf 
andere Mitgliedergruppen allein die Interessen des 
Technikers vertritt, kann unsere Forderungen 
zum Siege führen. 

Deshalb: Techniker, heraus aus den Gemeindebeamtenver- 
bänden und hinein in eure Berufsorganisation, den 


Bund der technischen Angestellten und Beamten! 


Ein Beitrag zur Verwaltungsreform 


Den preussischen Provinzialverwaltungen und Provinzial- 
landtagsabzeordneten ist eine Denkschrift über „Die Tech- 
nikerin der Provinzialverwaltung“ zugegangen, 
deren Inhalt wir nachstehend im Auszuge wiedergeben, da die 
darin enthaltenen Gedankengänge für alleKommunalver- 
waltungen zutreffen und somit grundsätzliche Be- 
deutung haben. 

Die Denkschrift geht aus von dem bekannten Beschluss der 
Reichsregierung, eine Verringerung des Beamten- 
körpers durch schematisches Eingehenlassen von einem 
Viertel der Beamtenstellen (siehe Nr. 1 und 3 der „Freien Be- 
amten-Rundschau‘“) herbeizuführen mit dem Ziele, Erspar- 
nisse in der Verwaltung zu erreichen. 

Der Einsicht, dass gespart werden muss, wird sich heutiges- 
tags niemand verschliessen können. Der von dem Reichsrat 
vorgeschlagene Weg dürfte aber nur dann zu einem das Wohl 
der Allgemeinheit fördernden Ziele führen, wenn es gelingt, 
trotz der Verminderung des Beamteupersonals dieselben 


- Leistungen mit dem zurückgebliebenen Be- 


amtienkörper zu erzielen. Das dürfte jedoch bei dem heu- 
tigen System — besonders in der technischen Verwaltung — 
eine glatte Unmöglichkeit sein. Die dringend Ba: 
digen Ersparnisse in der Verwaltımg Können nur erreicht we 

den durch eine zweckmässige Reiorm der Verw nz 
auf der Grundlage, dass die Arbeitsfreudigkeit jedes 
Beamten durch Zuweisung von Arbeitsgebieten, 
die seinen Fähigkeiten entsprechen und durch Anerkennung 
seiner Leistungen auch nach aussen hin aufs äusserste 
angespornt wird. Wie wenig diesem Gesichtspunkte bisher 
Rechnung getragen ist, und wie sehr dadurch die Schafiensfreude 
und die Leistungen der Beamten zum Schaden der Allgemein- 
heit gelitten haben, hat mit Bezug auf die staatliche Bauver- 
waltung der Landtagsabgeordnete Garnich in der Preussischen 
Landesversammlung am 29. November 1920 treffend geschildert. 

Der „mittlere“ technische Beamte kann mit noch 
grösserm Recht diese Ausführungen sich zu eigen machen, 
denn — während die Tätigkeit des leitenden Baubeamten immer- 
hin gelegentlich in die Erscheinung tritt und Würdigung findet 
— ist der mittlere technische Beamte nach wie vor das „Stief- 
kind der-Verwaltung“, da ihm bei dem heutigen System keine 
Möglichkeit gegeben ist, seine Leistungen so in den Vor- 
dergrund zu bringen, wie es ihrer Bedeutung entspricht. 

In der dienstlichen Praxis erstreckt sich die Tätigkeit der 
leitenden höheren Beamten in der Regel aui die repräsen- 
tative Vertretung nach aussen hin, sowie auf die Kennzeichnung 
der leitenden Gesichtspunkte. Die Ausarbeitung der Projekte 
und Einzelheiten, die Umsetzung und Anpassung der aufgestellten 
„leitenden Gesichtspunkte“ in und an die Wirklichkeit ist Auf- 
gabe der schöpierischen Kräfte des mittleren technischen Be- 
amten. Diese stille Tätigkeit der mittleren Techniker findet nun 
leider nicht die entsprechende Würdigung. Ist es doch dem 
mittleren Beamten nicht gestattet, seine ureigensten geistigen 
Schöpfungen auch mit seinem Namen zu unterzeichnen. Da- 
durch wird der Eindruck hervorgerufen, als ob seine Tätigkeit 
bei der Bearbeitung der Projekte und der Ausführung der Bauten 
ven ganz untergeordneter Bedeutung sei. Diese Auffassung 
wird noch gestützt durch die unzutreffenden und vielfach dirckt 


herabsetzenden Amtsbezeichnungen der mittleren tech- 


nischen Beamten. 


Die Besoldungsreform der Kommunen, aui welche 
die mittlere technische Beamtenschaft bezüglich der richtigen 
Wertung ihrer Leistungen durch entsprechende Amtsbezeich- 
nung und Eingruppierung grosse Erwartungen gesetzt hatte, 
folgt aber bedauerlicherweise wieder den alten Ueberlieferungen. 
Auch hier finden wir entsprechende Amtsbezeichnungen und die 
uneingeschränkte Möglichkeit des Aufstiegs nur in seltenen 
Fällen. Das Gros der mittleren Techniker ist — wenigstens 
bei den meisten Verwaltungen — in die Gruppen 7 
und 8 der Besoldungsreform eingereiht. Demgegenüber muss 
nunmehr eine rückhaltlose Anerkennung der 
Leistungen auch der mittleren technischen Beamtenschaft 
und demnach grundsätzlich im Besoldungsplan die Einreihung 
nur nach der Leistung und Befähigung verlangt 
und jedem Techniker der Aufstieg in alle 
Gruppen des Besoldungsplanes gewährleistet 
werden. 

Die Leistungsfähigkeit des einzelnen unter 
Berücksichtigung seines Fleisses muss das 
einzig Ausschlaggebende sein bei seiner Be- 
wertung. Dabei kommt es weniger darauf an, wie die 
Leistungsfähigkeit erworben wurde. Es steht fest, dass der alte 
Praktiker in den meisten Fällen mehr wert ist als der junge 
Theoretiker. Auf der andern Seite führen naturgemäss gute 
theoretische Unterlagen mit kürzerer Praxis leichter zur voll- 
endeten Leistung, während der Weg über die lange Praxis be- 
schwerlicher und, wenn nicht gleichzeitig die theoretischen 
Kenntnisse genügend erweitert werden, auch begrenzt ist. Das 
darf aber nicht dazu führen, dass man das Einrücken in be- 
stimmte Gruppen einer Besoldungsordmung oder in be- 
stimmte Stellen von einer ganz bestimmten Vor- 
bildung zwingend abhängig macht. Nirgendist 
es mehr nötig, für den Leistungsfähigen die 
Bahnnach obenfreizu machen als beim Tech- 
niker. 

Man wird zwar die Vorbildung nicht als Massstab für 
die Unterscheidung der einzelnen besonderen Gruppen ver- 
missen können, aber bei gleichwertigen Leistungen 
wird auch denjenigen der Eintritt in eine höhere Besoldungs- 
klasse nicht verwehrt werden dürfen, die nicht den vor- 
gzeschenen regelmässigen Bildungsgang aulfzu- 
weisen haben. Der Wert des Technikers wirdnicht 
durch Schulbesuch und Prüfungen bestimmt, 
sondern durch seine praktischen Leistungen. 

Das Einrücken in höhere Stellen dari in Zukunft nicht mehr 
allein nach Massgabe der abgelegten Examina vorgenommen 
werden, sondern darf nur auf Grund der Leistu ng® enin 
der Praxis erfolgen. 

Jedenfalls muss mit allem Nachdruck vor einer schem a- 
tischen Nachahmung der Eingruppierung des preussi- 
schen Staates gewarnt werden. Abgesehen von den anders 
eelagerten Verhältnissen, macht sich auch bei den Staatsbeamten 
in erheblichem Masse die wachsende Unzufriedenheit mit der 
Eingruppierung in den Besoldungsplan, in der nun einmal die 
Wertschätzung des Technikers und seiner Arbeit N beredten 
Ausdruck findet, bemerkbar. 

Es ist auch nicht — wie bereits erwähnt — angängig, die 
produktive Tätigkeit des Technikers mit dem Massstab 
des Verwaltungsbeamten zu messen. Der Techniker 
kann die mit seinem Dienst zusammenhängenden Verwaltungs- 
arbeiten miterledigen, während der Verwaltungsbeamte 
nicht in der Lage ist, technische Arbeit zu leisten. Er mag sich 
unter Umständen durch andauernde Beschäftigung mit techni- 
schen Angelegenheiten einige technische Kenntnisse aneignen, 
wird aber niemals das Urteil erlangen können, das der Tech- 
niker durch seine fachliche Berufsausbildung und seine Praxis 
besitzt. Und dieser Gesichtspunkt muss bei Wertung der techı- 
nischen Tätigkeit voll und ganz berücksichtigt werden. 

Der Techniker gehört aber auch zu denjenigen Beamten, 
welche bei Untüchtigkeit den Kommunalverwaltungen den 
grössten materiellen Schaden zufügen können, bei richtiger 
Auswahl am richtigen Platz aber auch von unschätz- 
barem Vorteil für die sparsame Verwendung der 
Etatsmittel sind. Es ist hierbei auch noch zu berücksich- 
tigen, dass der Techniker, der es mit den Eriordernissen seines 
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Dienstes ernst meint, sich laufend über alle neuauftauchenden 
Bauformen und Ausführungsarten unterrichten muss. Das Privat- 
leben des Technikers ist in einem erheblichen Masse auszefüllt 
mit Arbeit an der Vervollkommnung seines technischen Wissens 
und Könnens Die Technik kennt keinen Stillstand und der Tech- 
niker, der auf der Höhe bleiben will, muss in seinen Musse- 
stunden Schritt halten mit der Entwicklung der technischen 
Wissenschait, will er nicht in ganz kurzer Zeit zum mechani- 
schen Zeichner herabsinken. Die technische Arbe#t ist niemals 
reine Bureau- und, Aktenarbeit. Es gehört zum mindesten eine 
ständige theoretische Fortbildung mit dazu, die naturgemäss nur 
ausserhalb der Dienstzeit geleistet werden kann. 

Unter den gleichen misslichen Verhältnissen stehen auch die 
auf Privatdienstvertrag angestellten Tech- 
niker der Bawbureaus. Auch bei ihnen leiden Arbeitsireudig- 
keit und der Drang nach Vervollkommnung unter dem Man sel 
an Anerkennung ihrer verantwortungsvollen Tätigkeit. 
Alle — sowohl Beamte als auch Angestellte — fühlen sich unı 
die Früchte ihrer Arbeit gebracht dinch ein System, das nur 
den Leiter der Abteilung als „Schöpfer“ ihrer eigensten Ideen 
der Oeiientlichkeit und der Verwaltung gegenüber in die Er- 
scheinung treten lässt. Die, Stärkung der Persönlichkeit durch 
Zuerkennung des Rechts, Zeichnungen und Schrift- 
sätze eigener Produktion auch selbst zu unterschrei- 
ben, und damit verbunden eine starke Hebung des Ver- 
antwortlichkeitsgefühls, können für Verwaltung und 
Allgemeinheit nur von Vorteil sein. Auch der oft beklagte 
Einfluss der Verwaltungsbeamten auf die Amtsgeschäfte der 
Techniker führt nur zu ihrer Verärgerunz und oft zu Ueber- 
grifien, die der Gesamtheit nicht selten schädlich sind. Die 
Tätigkeit des Verwaltungsbeamten lässt sich sehr leicht so ab- 
grenzen, dass solche Missgriffe vermieden werden. Durch eine 
mehr selbständige Stellung des Technikers im 
Rahmen des Dienstbetriebes wird viel gebessert werden können. 
Für die technischen Angestellten muss unbedingt die Gleich- 
stellung mit den technischen Beamten in dem 
Gruppenplan der Besoldungsordnung erreicht werden. Die Fin- 
gruppierung muss nach den gleichen Gesichtspunkten wie bei 
den Beamten erfolgen, da die Tätigkeit und Ausbildung beider 
keinen Unterschied aufweist. Die mehr bureaumässige Tätigkeit 
des einen wird ausgeglichen durch die in grösserem Umfange 
praktische Tätigkeit des anderen. Für die technischen Ange- 
stellten ist auch unbedingt die Schaffung einer ausreichen- 
den Zahl von Beamtenstellen zu fordern. Es ist un- 
leugbar eine Härte, Angestellte bei Behörden 10 Jahre und mehr 
auf Privatdienstvertrag zu beschältigen, ohne irgendwelche 
weitergehende Sicherung gegen Kündigung und ohne die Ge- 
währ eines gesicherten Lebensabends. Hier handelt es sich nur 
um die Wiedergutmachung eines Unrechts, das der Techniker- 
schaft seit Jahrzehnten zugefügt worden ist, indem man den 
Techniker gewissermassen als „notwendiges Uebel“ betrachtete, 
über dem ständig das „Damoklesschwert“ der Kündigung schwe- 
ben musste. 


Zusammenfassend ergibt sich aus vorstehenden Dar- 
legungen, dass die  Technikerschaft die einzige Mög- 
lichkeit zur Erzielung von Ersparnissen in der Ver- 


waltung in der Durchführung einer grosszügigen Ver- 
waltungsreform und in der Demokratisierung 
der Verwaltung erblickt. Der ungehemmte Auf- 
stieg jedes Tüchtigen nur nach der Leistung, 
die stärkste Heranziehung befähigter mitt- 
lerer Techniker zu den Aufgaben des soze- 
nannten „höheren“ Dienstes und — damit ver- 
bunden — die Stärkung des Verantwortlichkeits- 
gefühls und der Ansporn zur Entfaltung der 
höchsten Leistung und des vollsten Könnens 
sind die Mittel, die alleineine sparsameund zweck- 
entsprechende Verwendung der durch die 
Steuerzahler aufizebrachten Mittel gewähr- 
leisten und dadurch geeignet sind, den Aufbau unseres 
Wirtschafitslebens zu fördern. Die in der Vor- 
kriegszeit künstlich aufgerichteten Scheidewände 
zwischen Akademikern und Nichtakademikern, zwischen Fach- 
schulabsolventen und Autodidakten haben niemals eine 
Berechtigung gehabt. Die sich aus der verschiedenartigen 
Vorbildung ergebenden Unterschiede verwischen sich eriah- 
rungsgemäss in der Praxis sehr rasch, und es ist daher durch 
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nichts gerechtiertigt, diese Unterscheidungen künstlich durch die 
scharie Absonderung im Gruppenplan oder gar — bei Einreihung 
in gleiche Gruppen — etwa durch verschiedene Amtsbezeich- 
nungen (bzw. Titel) zu erhalten. Das führt nur zur Verärgerung 
und zu Reibereien, die nicht im Interesse des Betriebes liegen 
und auf die Arbeitsfreudigkeit lähmend einwirken. 

Die Eigenart unseres Berufes, von der die obigen Aus- 
führungen nur ein ganz gedrängtes und bei dem knappen 
Raum naturgemäss lückenhaftesBild geben, findet leider in 
der Oefientlichkeit und damit auch in der Verwaltung nicht die 
genügende Würdigung. Es würde: wesentlich zur Förderung 
dieses Verständnisses beitragen, wenn den Personalreferenten 
(d. h. den Verwaltungsbeamten oder Juristen) ein Tech- 
niker als Korreierent für die Besonderheiten des ge- 
samten technischen und Hand werkerpersonals 
zur Seite gestellt würde, und wenn auch ‘den Landesbauräten, 
die einem in ihrer Bedeutung längst anerkannten wichtigen 
Zweige der Verwaltung vorstehen, die Miteliedschaft im Landes- 
direktorium nicht länger vorenthalten wird. Die Baubeamten 
müssen durch Erweiterung ihrer Zuständigkeit 
und Gewährung grösserer Selbständigkeit 
einen Wirkungskreis erhalten, der ihre Arbeitsfreudigkeit we- 
sentlich erhöht. 

Die Darlegungen schliessen mit einem weiteren Zitat aus 
der vorher angezogenen Landtagsrede des Abgeordneten 
Garnich, dessen Ausführungen sich auch der Abgeordnete 
Rösler angeschlossen hat. Es entspricht unseren Wünschen, 
wenn Garnich ausführt: 


„Wir müssen uns aber sagen, dass es mit Wünschen 
allein und mit dem-vieliachen Lobe, das den Lei- 
stungen unserer Techniker hier in diesem Hause und auch 
ausserhalb immer wieder gespendet wird, auf die Dauer 
nicht mehr getan ist, sondern dass unsere tech- 
nischen Beamten mit Fux und Recht verlan- 
gen können, dass die Anerkennung ihres 
Wollens und Könnens nun auch endlich ein- 
mal durch die Tat geschieht“ 

Hornbostel. 


Rundschau 00 


Die soziale und rechtliche Stellung der Dauerangestellten 
bei den Kommunalverwaltungen. Die beiden Aufsätze in Nr. 12 








und 14 des „Technischen, Gemeindebeamten“ sind mit 
einigen Ergänzungen als Flugschrift Nr. 7 unseres 
Bundes im Sonderdruck erschienen und den Ortsverwal- 
tungen in einem Exemplar zugegangen. Die Flugschrift 
stellt eine zusammeniassende Untersuchung 
über die Rechtsverhältnisse dieser Angestellten- 


gruppe dar unter Beleuchtung der Anwendbarkeit des Tarif- 
vertragsrechts und des Begriffs „Beamienanwär- 
ter“. Ferner wird die Stellung zu Angestelltenrat 
bzw. Beamtenausschuss geklärt. Die Schrift gehört in 
die Hand jedes Angestelltenrats bei einer Kommunal- 
verwaltung. Sie muss ausserdem allen denen zugestellt werden, 
die unserem Bunde den Rücken gekehrt haben. 
weil sie glaubten, als „Dauerangestellte‘“‘ die Gewerkschaft und 
den Angestelltenrat nicht mehr nötig zu haben. Durch die all- 
gemein gehaltene Form der Darlegungen, die nicht ausschliess- 
lich auf Technikeriragen beschränkt ist, trifft die Schrift auch 
die Verhältnisse der Verwaltungs-Dauerangestellten und 
muss auch dort verbreitet werden. Der Bedari ist schleu- 
nigst bei der Hauptgeschäftsstelle des Bundes anzumelden. 


Aus anderen Verbänden 


Der Badische Gemeindebeamten-Verband und die „Faka“., 
Auch der Badische Gemeindebeamten-Verband hat in seiner 
Zeitschrift vom 1. Februar gegen die „Faka“ Stellung genom- 
men und sich zur Berründung seines Standpunktes auf seine 
Zusammenarbeit mit dem Gemeinde- und Staatsarbeiterverband 
berufen. „Wir glauben,“ schreibt er in seinem Organ, „dass 
in Baden der Boden für die „Faka“ nicht gegeben ist, und neh- 
men an, dass der Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, 
welcher gestern noch mit uns zusammen Anträge an den Städte- 
verband gerichtet hat, und die bevorstehende Besoldungsreform 
in Gemeinschaft mit uns bearbeiten will, es nicht auf eine Zer- 
splitterung in der Beamtenbewegung abgesehen hat. Wir sind 
mit dem Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter alsbald ins 
Benehmen getreten,“ 
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schein zu erwecken, als ob der Gemeinde- und Staatsarbeiter- 
Verband in Baden nichts von der „Faka“ wissen wolle. Dem 
ist aber nicht: so. 


eine Landestazung stattgefunden. Die Fühlungnahme des Gs- 


DER TECHNISCHE GE 


Diese Darstellung ist nur darauf zugeschnitten, den An- dessen Unterverbänden, den Techniker im günstigsten Falle als 


Ra 


„Assistenten des Landmessers“ ohne eigene Verantwortung 


Vielmehr ist die „Faka“ bereits ‚überall in 
den badischen Städten gegründet worden; es hat sogar bereits 


meinde- und Staatsarbeiterverbandes mit dem Badischen Ge- 


meindebeamtenverband war nur eine durchaus lose; es war 
lediglich ein Abkommen über die Abgrenzung der Werbegebiete 
getroffen worden. Dieses Abkommen ist nunmehr vom Ge- 
meinde- und Staatsarbeiterverband gelöst worden. 


‚Selbstverständlich sind diese organisatorischen Vorgänge 


ohne Einfluss auf ein etwaiges gemeinsames Vorgehen der Re- 


gierung und den Gemeinden gegenüber. Der Unterschied gegen- 
über dem früheren Zustand ist nur der, dass der Gemeinde- 


beamtenverband jetzt mit allen Verbänden der „Faka”, also 
auch mit unserem Butab, bei solchen Aktionen gemeinsam vOr- 
gehen muss; also nicht mehr nach Belieben die eine oder an- 
dere Organisation der „Faka” ausschalten kann. 


Die Organisation der Vermessungstechniker im Kommunal- 
dienst. Mit dieser Frage beschäftigte sich u. a. die am 6. März 
1921 in Magdeburg tagende Hauptversammlung der Lan des- 


fachgruppe preuss. Landmesserim Kommunal- 


dienst des „deutschen Vereins für Vermessungswesen“. In 


dem in der „Zeitschrift für Vermessungswesen“ erschienenen 


Sitzungsbericht heisst es: 

„Eine Verbindung mit den Vermessungstechnikern ist anzu- 
streben. doch ist dies erst möglich, wenn eine Vereinigung 
der gesamten kommunalen Vermessungstech- 


niker sich gebildet hat und diese bereit ist, mit der Fach- _ 


gruppe in eine Arbeitsgemeinschaft zu ‚treten. Die Fachgruppe 
ist bereit, die Bestrebungen der Techniker, soweit sie be- 


rechtigt sind, zu unterstützen, sie kann dieses jedoch erst 
dann, wenn eine Verbindung auf dem Wege der 


Arbeitsgemeinschaft hergestellt ist.“ - 
Dieser Beschluss scheint auf den ersten Blick eine an- 
nehmbare Basis für ein Zusammengehen zu bieten, denn eine 
„Vereinigung der gesamten kommunalen Vermessungstechniker“ 
bestehtbereitsinder Fachgruppeder Gemeinde- 
und Kreistechniker unseres Bundes, in der die Ver- 
messungstechniker noch besonders - durch den Reichs- 
berufsausschuss für Vermessungswesen eriasst 
werden. Die Sache bekommt aber ein anderes Bild, wenn ma 
weiter in dem Bericht liest: 5 
„Für den gewerkschaftlichen Anschluss der 
kommunalen Landmesser wurde nach eingehender Erörterung 
der augenblicklichen Lage der Komba als Unterglied des 
1B.B. als 
Komba umfasst die grosse Mehrzahl der Beamten, mit denen 
der Landmesser im Kommunaldienst zusammenarbeitet, er ist 
ein Glied des D.B.B., zu dem auch die im staatlichen Dienst 
befindlichen Landmesser grösstenteils gehören, und ausserdem 


zweckmässigste Organisation anerkannt. Der 


ist der überwiegende Teil der kommunalen Landmesser bereits. 


im Komba schon jetzt organisiert. Beschlossen wurde, 
‘den Kollegen der Fachgruppe den Komba als gewerk- 
schaftliche Anschlussorganisation zu empieh- 
len.“ 

Dass auch unser Bund dem D.B.B. (Deutscher 
Beamten-Bund) amgehört, scheint den Landmessern 
nicht — bekannt zu sein. Und allzuviel Erfahrungen über die 
„Interessenvertretung“ der Landmesser durch den Kommunal- 
beamten-Verband scheinen die „bereits schon jetzt‘ dort Organi- 
sierten auch noch nicht gesammelt zu haben, sonst wäre der 
Beschluss vielleicht anders ausgefallen. Uns interessiert diese 
„Empfehlung“ aber hauptsächlich im Zusammenhang mit dem 
obigen Beschluss. Demnach wäre also eine „Arbeitsgemein- 
schaft“ erst möglich, wenn entweder alle Vermessungstechniker 


im Komba oder ineinem besonderen Vereinchen- 


sich finden würden. Dafür dürfte allerdings wenig Gegenliebe 
bei den Kollegen vorhanden sein; denn die Technikerschaft ist 
froh, endlich die unglückselige Zersplitterung überwunden zu 
haben. Sie ist inzwischen auch bereits viel zu innig mit ihrer 
Einheitsorganisation verwachsen, um deren Vorzüge gegenüber 
den früheren Zuständen nicht klar zu erkennen. 


Abgesehen von dieser organisatorischen Klippe ist aber 
noch ein eigenartiger — Haken in obigem Beschluss. Es würde 
uns Sehr interessieren, zu erfahren, wieweit denn eigentlich 
nach Ansicht dieser Landmesserfachgruppe die „Bestrebungen 
der Techniker — — berechtigt sind?“ Bekanntlich zehen. 


in diesem springenden Punkte der Technikerbewegung die Mei- ° 


nungen sehr weit auseinander. Während ein grosser Teil der 
Landmesser,. und mit ihm führende Männer im D.V.V. und 


können, 
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sehen wollen, verlangen die Techniker, dass ibnen die- seit 


- Jahrzehnten ausgeführten mittelschultechnischen . Arbeiten als. 
eigene, auch der Oeftientlichkeit gegenüber, 


anerkannt werden. Auch die ' genannten Landmesser- 
kreise sollten erkennen, dass es nicht zur Hebung ihres Standes 
beitragen kann, wenn sie auf der einen Seite die Forderungen fi 


auf akademisches Studium dauernd weiter spannen 


auf der anderen Seite aber den Landmesser bis zu einem hohen 

Prozentsatz mit Arbeiten - beschäftigen, die keine Aka- 

demikerarbeiten sind. Es ist deshalb verständlich, wenn 

andere akademische Kreise den Landmesser nicht als vollwertig 
anerkennen wollen. Ueber diesen Punkt muss vor allen Dingen a 
eine Verständigung erreicht werden. Solange in den leitenden _ 
Kreisen der Landmesser hier kein Entgegenkommen gezeigt wird, 2 
ist für die Techniker etwas Erspriessliches aus einer Arbeits- 

gemeinschaft irgendwelcher Art nicht zu erwarten. Es mus _ 
vielmehr allen Landmessern nachdrücklichst kKlargemacht. wer- er 
den, dass sie ihren VorteilnichtineinerAbsonderung R 
gegenüber den Technikern und im Gegensatz zu ihnen erreichen 3 
sondern dass nur ein verständnisvolles 
Hand-in-Handarbeiten in unserer grossen Einheits- 
organisation den Erfolg in sich trägt, auch für die Landmesser. 


Der Verband Deutscher Licht- und Wasseriachbeamten hat 


Ab 


-_ nach übereinstimmenden Notizen in mehreren Gemeinde- 
beamten-Zeitungen — seine gewerkschaftliche Be- 


tätigung eingestellt und will nur noch als Berufs- Bi 
berater tätig sein. Er hat angeblich seinen Mitgliedern „emp- 
fohlen“, in de Gemeinde-Beamten-Verbände ein- x 
zutreten, und will dann nur noch die halben Beiträge 'er- \ 
‚heben. — Damit hat sich also praktisch die Liquidation 
eines „Verbandes“ vollzogen, dessen Existenzberechti- MR 
gung von uns niemals anerkannt werden konnte, weil er nur, auf 

die Eigenbrötelei einiger technischer Kollegen spekulierend, die 
Zersplitterung der Technikerschaft förderte. 
Durch sein „Testament“ hat er jetzt die Bestätigung dafür gee- 
geben, dass er die Grundbegriffe von gewerkschaftlicher . 
Betätigung. für Techniker und Werkmeister noch a) 
nicht gelernt hat. E33 = 


Aus dem Bunde 5 En 


Eine Bezirkskonfierenz der schlesischen Kommunaltechniker 
fand am 27. Februar in Breslau statt. Vertreten waren ale _ 
grösseren Ortsfachgruppen von Nieder- und Mittelschlesien und j 
dem unbesetzten Teil Oberschlesiens. Besprochen wurden die 
schwebenden Organisations- und Besoldungsfragen, wobei volle 
Einmütigkeit erzielt wurde. Alsdann erfolgte die -Wahl eines 
Bezirksausschusses, zu dessen Obmann Kollege Prinz, Bres- «+ 
lau, Brandenburger Strasse 27, bestimmt wurde. N 


Eine Landesfachgruppentagung der Gemeindetechniker 
Württembergs und Badens fand am 17. April 1921 in Stutt- 
gart statt. Die von allen grösseren Ortsgruppen beschickte ; 
Konferenz befasste sich in angeregten Aussprachen mit Organ- \ 


VAR 
4 A. 


sations- und Besodungsfragen sowie mit der Werbearbeit unter 
‚den zersplitterten Gruppen der Gemeindetechniker. Zur Frage { 
der Beamtenvertretungen (Beamtenräte oder Beamtenkammern) | 
‘wurde nach eingehender Debatte nachstehende Entschlies- 
sung gefasst: i a Ey 5 

„Die am 17. April 1921 in Stuttgart tagende Delegierten- Ü 

versammlung der Landesfachgruppe „Gemeindetechniker* des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten von Würt- 
temberg und Baden lehnt grundsätzlich für die Be- Ri. 
amtenvertretung den Gedanken des Kammersystems 
ab. Sie fordert, dass der Entwurf des Beamtenräte- 
gesetzes des Deutschen Beamtenbundes und des Allge- Ä 
inch Gewerkschaftsbundes zur. Durchführung. ge- 
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Offener Brief 


Herrn Landtagsabgeordneten Jehle 


1. Vorsitzender des Zentralverbandes der Gemeindebeamten 
Bayerns und der Baysrischen Zentral-Beamtenkammer 
in München. 


Am 21. März 1921 haben wir Ihnen als Mitglieder 
Ihrer Organisation nachstehendes Schreiben mit der 
Bitte um Veröffentlichung in der „Bayerischen Gemeinde- 
beamten-Zeitung“ zugestellt in der Hoffnung, dass Sie — mit 
Rücksicht auf die auch in Ihrem Verbande organisierten Tech- 
niker — auch einer objektiven Darstellung über Ihren 
Sireit mit dem Butab Raum geben würden. 

Wirhaben uns geirrt! Sie wollen keine oDb- 
jektive Stellungnahme, sondern nır en Herunter- 
reissendes Gegners. Wir sehen uns daher gezwungen, 
auf diesem Wege Aufklärung zu schaffen! 


Wir schrieben Ihnen: 
In den Nummern 3 und 5/6 der „Bayerischen Ge- 
meindebeamten-Zeitung“ sind zwei Angriiie zegen 


den Butab und die Faka veröffentlicht, die nicht gerade von 


obiektiver Beurteilung der Sachlage zeugen. Anscheinend sind 
die bisherigen Vorgänge sowohl auf dem Gebiete der Beamten- 
bewegung, wie der Techniker im sveziellen, dort missverstanden 
worden. Wir beabsichtigen, mit nachstehenden Ausführungen 
diese Irrtümer aufzuklären und bitten Sie, unseren Ausführungen 
ebenfalls in der „Bayerischen Gemeindebeamten-Zeitung“ Raum 
zu geben. Als Mitglieder Ihres Verbandes glauben 
wir ein Recht auf diesen Anspruch zu haben und bitten, die 
Veröffentlichung bis spätestens zum 15. April erfolgen zu lassen, 
da wir uns sonst gezwungen sehen, die übrigen Mitglieder 
Ges Zentralverbandes der Gemeindebeamten Bayerns auf andere 
Weise aufzuklären. 

Der Kernpunkt der Auseinandersetzung zwischen Zentral- 
verband und Bund der technischen Angestellten und Beamten 
(Butab) ist unseres Erachtens die Frage, ob 


Betriebsorganisation’ oder Beruisverband 


die geeignetere Form für die Interessenvertretung notorischer 
Minderheiten innerhalb der Bewegung sind. Während Sie sich 
zusammen mit den übrigen Kommimalbeamtenorganisationen auf 
den Standpunkt stellen, dass eine Betriebsorzanisation die beste 
Interessenvertretung aller Gemeindebeamten und -ansestellten 
ist, hält der Butab an der Berufsorganisation fest. Fr hat sich 
niemals dagegen gewehrt, mit den Organisationen der übrigen 
Beamten und Angestellten der gleichen Verwaltung in einem 
Karteliverhältnis zusammen die 


einheitliche Front gegenüber dem Arbeitgeber 


aufzunehmen. Der Butab ist der Meinung, dass die Tech- 
nikerschaft den Zusammenhalt mit den Kolle- 
gen im Reichs- und Staatsdienst sowie in der 
Privatindustrie nicht entbehren kann Das 
Sperrgesetz zwingt die Gemeinden zur Anlehnung an die 
Reichsbesoldungsordnung. Deshalb ist es dringendstes Erfor- 
dernis für die Technikerschaft, auf die Reichs- und Länder- 
besoldung Einfluss zu gewinnen, damit dort der technischen Ar- 
beit die Anerkennung zuteil wird, die sich in Form von Be- 
soldung ausdrückt. Dieser Druck kann natürlich nur ausgeübt 
werden durch eine starke in sich geschlossene Technikergewerk- 
schaft, ähnlich der der Lehrerschaft, aber niemals 
durch zersplitterte Grüppchen, die in den einzelnen 
Verwaltungsorganisationen verschwinden. Dass diese 
Schlussfolgerung richtig ist, beweist die 


Revision der Reichsbesoldungsordnung, 


die dem Techniker nicht die erwünschte Anerkennung gebracht 
hat, und zwar nur einzig deswegen, weil der Technikerin 
Dutzenden von Organisationen zersplittert 
ist und die Betriebsorganisation mit Rücksicht auf die über- 
grosse Zahl ihrer Verwaltungsbeamten-Mit- 
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glieder nicht mit dem nötigen Nachdruck für die Interessen 
der Minderheiten eintreten konnte. Um eine gerechte Be- 
wertung technischer Arbeit zu erreichen, bedarf es auf jeden 
Fall ausserordentlicher Selbstlosigkeit von 
seiten der Gemeindebeamten, und solange der egoistische Grund- 
zug im Menschen noch überwiegt, vermögen wir an diese 
Selbstlosigkeit nicht zu glauben. Dass wir recht haben mit un- 
serenı Misstrauen, zeigt uns auch der Vollzug der Besoldungs- 
ordnung in Bayern selbst. Die kürzlich in Nürnberg stattge- 
fundene Konferenz der nordbayerischen Gemeindetechniker im 
Zusammenhang mit den aus einer grossen Anzahl anderer 
bayerischer Städte vorliegenden Berichten ergibt ein geradezu 
erschreckendes Bild über” die Verständnislosigkeit, 
mit der die Verwaltungsbeamten sowie die Verwaltung seiber 
der technischen Arbeit gegenüberstehen. In der alten Reichs- 
besoldung waren ıdie Volltechniker in Gruppe VI als Anfangs- 
gruppe einzgereiht. Nach der Revision beginnt die Besoldung in 
der Gruppe VIL In fast allen bayerischen Städten und Land- 
gemeinden erscheinen jedoch vollwertige eriahrene 
Techniker in der Besoldungsgruppe V, und mur 
ganz wenigen ist es gelungen, bis in die Gruppe VI zu ge- 
langen. Die Kreisschiedsgerichte hätten erheblich weniger 
Arbeit, wenn wir auf etwas mehr Hilfe der Kollegen im 
Verwaltungsdienst hätten rechnen können. Wenn also die Tech- 
niker sich danach schnen, aus der Betriensorganisation, d. h. 
dem Zentralverband der Gemeindebeamten, wieder herauszu- 
kommen und in ihrer Berufsorganisation ihre Interessenver- 
tretung erblicken, so liegt das an den Kollegen Ge- 
meindebeamten selber, die in einer ganzen Reihe von 
Orten die Tendenz bekundet haben, die Technikerschaft 
möglichst niedrig zu halten. 


Wie schon oben zesagt, ist diese Absonderung in Berufs- 
gewerkschaften durchaus kein Grund, nun die 


einheitliche Front vor dem Arbeitgeber 


aufzugeben. Im Gegenteil, in Arbeitsgemeinschaften. in denen 
alle Organisationen als gleichberechtiste Kontra- 
hentenmihre Ansicht und ihre Stimme in die Wagschale werfen 
können, ist jedenfalls bedeutend mehr Gewähr für die Sicher- 
stellung der Minderheiten geboten. Der Butab hat versucht, 
mit dem Zentralverband zu einer Rinigung auf dieser Grund- 
lage zu kommen. Es fanden im Juli vorigen Jahres Verhand- 
lungen statt zwischen Vertretern beider Organisationen; aber 
der Führer des Zentralverbandes wollte kein 
Kartellverhältnis, wie es der Bund erstrebte, eingehen, 
sondern forderte die Einzelmitgliedschaft aller "Mitglieder in 
seinen Ortsgruppen. Der Bund sollteledixlich als Fach- 
berater den Technikern Rat und Unterstützung leihen, im 
übrigen durfte er dafür von seinem Organisationsbeitrag die Bei- 
träge zum Zentralverband abgeben. So hatten wir uns aller- 
dings die Einigung auch nicht gedacht. Wir waren der Mei- 
nung, dass der Bund als Organisation der Techniker in allen 
Orten mit der Technikerfachgruppe in ein Kartellver- 
hältnis zum Zentralverband der Gemeindebeamten treten 
würde zwecks gegenseitiger Unterstützung in allen 
Angelegenheiten. Die gerade jetzt erfolgte 


Neugründung der Freigewerkschaftlichen Arbeitsgemeinschaft 
kommunaler Arbeitnehmerverbände (Faka) 


zeigt, dass der Techniker-Bund gar kein zu unter- 
schätzender Bundesgenosse gewesen wäre Diese 
Regelung, die allein den Wünschen der Technikerherrschaft ge- 
recht werden konnte, hat der Zentralverband der 
Gemeindebeamten verhindert. Es war selbstver- 
ständlich, dass der Bundesvorstand einem solchen „Abkommen“ 
nicht zustimmen konnte, denn es wäre unverantwortlich ge- 
handelt gewesen, diesen Kollegen den Mitgliedsbeitrag abzu- 
nehmen, ohne dass der Bund in der Lage war, irgendwie ge- 
werkschaftliche Arbeit für seine Mitglieder zu leisten. Da hätte 
es auch genügt, wenn die Kollegenschaft sich die „Techniker- 
Zeitung“ auf der Post abonniert hätte, 
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Bei den Verhandlungen im Juli hatte der Zentralverband der. 
Gemeindebeamten einen Vorteil, der sich aus seiner ee: & 


Stellung zur Gemeindebeamtenkammer 


DER TECHNISCHE GEMEINDEBEAMTE 19217 


ergibt. Wir erkennen gern an, dass es allein das Verdienst des 


Herrn Jehle ist, im Januar 1919 von dem damaligen Minister- 
präsidenten Kurt Eisner den Erlass über die Gründung der 
bayerischen Gemeindebeamtenkammer zu erreichen. Damit hat 


Herr Jehle zweifellos als erster Führer einer Gemeindebeamten- 
schaft es erreicht, dass die Gemeindebeamten des Landes Bayern 


in einem bestimmten abgegrenzten Rechtsverhältnis 


zum Staate standen. Dieses Rechtsverhältnis hat immerhin 
den bayerischen Gemeindebeamten wesentliche Vor- 
teile gebracht gegenüber den nicht in gleicher Lage befind- 


inzwischen darüber aufgeklärt: haben, dass die Arbeits-. 


uape nachdrücklich vertreten konnte, die nicht auf dem. Boden 
.der Betriebsorganisation stehen. Es berührt sehr eigentümlich, 


Er 


wenn in dem Artikel in Nr. 5 versucht wird, eine durchaus 
ernst zu nehmende Sache in lächerlichem Tone zu be- 
handeln. Wir glauben nicht, Herr Jehle, dass Sie sich dadurch 
viele Anhänger unter den von. Ihnen geführten Beruisgruppen 
erworben haben. Die Schriften der „Faka“ dürften auch Sie . 


-gemeinschafit der Arbeiter, Angestellten und 


lichen Kollegen der anderen Länder. Aber Herr Jehle hat nach- 


her den Fehler gemacht, im Widerspruch zur Reichs- 
verfassung, die ausdrücklich die 


Koalitionsireiheit für jeden Deutschen 
gewährleistet, den 
Koalitionszwang für die Gemeindebeamten 


einzuführen: Wer nicht Mitglied des Zentralverbandes war, 
hatte kein Wahlrecht zur Beamtenkammer und 
ging somit sämtlicher Rechte der Einwirkung auf die Besoldungs- 
ordnung und auf seine übrigen Dienstverhältnisse verloren. 
Der Bund, der vor dem Erlass des Beamtenkammergesetzes im 
Deutschen Techniker-Verband 


sämtliche Gemeindetechniker Bayerns 


restlos bei sich vereinigt hatte, wurde durch diese Ent- 
wickelung ausgeschaltet. Die Kollegenschaft hatte jedoch 
nicht die Absicht, dem ihnen liebgewordenen Verband untreu zu 
werden, um so mehr, als auch die Erfahrungen sowohl der 
früheren Jahre wie auch jetzt bei der Besoldungsordnung ihnen 
zeigte, dass der Zentralverband nicht restlosihre 
Forderungen erfüllen würde und könne. Sie 
mussten sich aber der geschaffenen Zwangslage fügen und 
erreichten, dass der Bundesvorstand unter Berücksichtigung 
dieser besonderen Verhältnisse sich ‘bereit erklärte, die 


Beiträge der doppelt Organisierten 


zu übernehmen. Dass er entsprechend den Wünschen der 
Kollegenschaft dabei den Zweck verfolgte, als gleichbe- 
rechtigte Organisation neben dem Zentralverband als 


Wahlkörper zur Gemeindebeamtenkammer 


anerkannt zu werden, ergibt sich aus den obigen Darlegungen 
von selbst. Der den Technikern zur Unterschrift vorgelegte 
Revers, den Sie in Nr. 3 Ihrer Zeitung veröffentlicht haben, 
bedeutet nichts anderes, als den Ausdruck der Unzufirieden- 
heitmitder geschaffenen Zwangsorganisation 
der bayerischen Gemeindebeamten und soll nır dem Zwecke 
dienen, bei der Beamtenkammer oder beim Ministerium des 
Innern darauf hinzuwirken, dass die Koalitionsfreiheit auch in 
Bayern wieder hergestellt wird in der Art, dass alle Organi- 
sationen, de Beamte im Gemeindedienst organisieren, 
als Wahlkörper zur Beamtenkammer anzuerkennen 
sind. Dass diese Bestrebungen nicht allein dem Bunde eigen- 
tümlich sind, geht auch schon aus dem Streitfalle mit dem 
Nürnberger Staats- und Gemeindearbeiter- 
verband anlässlich der Gründung der Gemeindebeamten- 
kammer im Januar vorigen Jahres hervor. Es ist nun einmal 
nicht abzuleugnen, dass die in der Faka zusammengeschlossenen 
Organisationen ebenfalls eine erhebliche Anzahl 
von Gemeindebeamten organisiert haben, und dass man 
bei der Zusammenstellung einer solchen wichtigen Interessen- 
veriretung, wie es die Beamtenkammer ist, nicht grosse Gruppen 
von Mitgliedschaften einfach ausschalten kann, wenn sie sich 
nicht dem Zwange der Organisation im Zentralverband fügen. 
Da ja jetzt das Reich sich auf den Standpunkt eines 


Beamtenrätegesetzes 


gestellt hat, mit dessen Entwurf sich der Reichsrat bereits be- 
schäftigt, dürfte die Frage bald auch in Bayern in unserem 
Sinne geklärt werden. 

Aus den vorstehenden Darlegungen geht hervor, dass von 
einem „hinterhältigen Ueberfall“ garkeine Rede 
sein kann, da Verhandlungen über gemeinsame Interessenver- 
tretung nicht mehr schwebten, nachdem auch der Verbands- 
ausschuss des Zentralverbandes in seiner Sitzung vom 23. Ok- 
tober 1920 das Abkommen vom Juli seinerseits abge- 
lehnt hatte, 

Nachdem also jede Aussicht auf gütliche Ver- 
ständigung mit dem Zentralverband gescheitert war, 
blieb dem Technikerbund natürlich nichts anderes übrig, als sich 


andere Bundesgenossen 
zu suchen, mit denen er gemeinsam die Interessen der Berufs- 


Beamtenein 
drinzendes Erfordernis unserer heutigen Zeit 


ist. Gerade die Vorgänge bei der letzten Erhöhung der 
Teuerungszulagen haben klipp und klar bewiesen, dass der 
Deutsche Beamtenbund zur Machtlosigkeit verurteilt ist, wenn 
er in der vom ihm betriebenen Absonderungspolitik weiter ver- 
harrt. Hat doch der ReichsfiinanzministerDr. Wirth 
im Reichstagsausschuss ausdrücklich erklärt, dass es nur dem 
gewaltigen Drucke der mit den Eisenbahnbeamten ver- 
bündeten Arbeitergewerkschaften zu verdanken ist, 
dass überhaupt so rasch und durchgreifend eine Er- 
höhung der Teuerungszulagen für de gesamte deutsche 
Beamtenschaft erreicht wurde. Diese Tatsache beweist, 
dass der Weg, den die - 


freigewerkschaftliche Arbeitsgemeinschait kommunaler Arbeit- 
nehmerverbände (Faka) 


beschreitet, der richtige ist. Arbeiter, Angestellte und Be- 


-amte sind alle Arbeitnehmer und haben als solche genau 


Dias 


dieselben wirtschaftlichen Interessen. Sie gehören 
deswegen zusammen in eine gemeinsame Front. Dabei 
ach es gar keine Rolle, ob die eine oder die andere Gruppe 
in der Minderheit ist, sondern die einzeinen Beamten-, Ange- 
stellten- und Arbeitergruppen behalten auch in der Faka nach RE 
wie vor ihre Selbständigkeit, nur dass sie in Zukunft nicht 
mehr allein ihre Forderungen zu vertreten haben — ein 
Weg, dessen üble Erfahrungen uns noch jahrelang nachschleppen 
werden —, sondern dass in Zukunft alle drei rap von Ar- Ä 
beitnehmern 

solidarisch in geschlossener Front 


dem Arbeitgeber gegenüber jede Forderung der einzelnen Be- Ei 
ruisgruppe stützen und vertreten. 


Die Zusammensetzung des Vorstandes der Faka. besteht ar 
aus drei Vertretern des Arbeiterverbandes und damit aus den 
Vertretern der unteren Beamtenschaft, die auch im 
Staats- und Gemeindearbeiterverband organisiert ist, ferner aus 
zwei Vertretern des Zentralverbandes der Angestellten, der-. 
auch Dauerangestellte organisiert, sowie aus je einem 
Beamtenvertreter des Technikerbundes, des Werkmeisterver- 
bandes und des Feuerwehrverbandes. Bei einer solchen Zu 
sammensetzung werden aber gerade die Interessen der Beamten + 
und Dauerangestellten in erheblich höherem Masse gewahrt, 
als es im Zentralverband der Gemeindebeamten für diese Grup- 
pen jemals möglich ist. Die weitere Entwicklung wird 


zeigen, dass der vom Bund > Weg der einzig 


richtige ist und den nötigen “ 
Erfolg auch für die Beyınienseaie 2 


schon bringen. wird. Inzwischen hat sich auch das Verhältnis 
des Deutschen Werkmeisterverbandes zur Afa restlos geklärt, 
so dass auch die Zusammenarbeit mit vollen Kräften wieder 
aufgenommen ist. Die vollständig erundlosen Verdäch- 
tigungen gegen den Kollegen A ufhäuser düriten auch 
nicht gerade dazu geeignet sein, die Achtung vor dem Zentra 
verband der Gemeindebeamten in den. Kreisen .der Techniker 
und Bundesgenossen noch besonders zuheben. 
Dass die neue Arbeitsgemeinschaft gar nicht dara n 
denkt, irgend welchen parteipolitischen Erwägungen 
nachzugehen, braucht nicht besonders betont zu werden. Der 
Standpunkt der freien Gewerkschaften wird auf. der nächsten 
Bundesausschuss-Sitzung des Deutschen Be- 
amtenbundes ja auch dort zu einer regen Debatte kom- 
men, und wir hoffen, dass auch diese Aussprache objektiv. 
und sachgemäss in. der „Bayrischen Gemeindebeamten- 
Zeitung‘ ihre Würdigung finden "wird. 


Hochachtungsvoll Y 
(gez) Jordan-Fürth. Ho rsch elt- München. 2 






























IE Re je , 


Bo 


Der ‚Offene Brief an Herrn jehle“ ist ale Fiugblatt " Gedrucke 
unter Hinzufügung eines Aufklärungssatzes über das Wesen der „Faka“ und 
über „Unsere Stellung zum Berufsbeamtentum“. Das Flugblatt ist 
allen Ortsverwaltungen Bayerns und der Pfalz in 20—50 Exemplaren zu- 
gegangen und muss schnellstens unter die Gem eindebeamte 
verteilt werden, besonders aber unter die Techniker, die unserm Bunde nicht. 
mehr angehören. Weiterer Bedarf kann bei den Gaustellen. en N 
berg, Saarbrücken und in der Hauptgeschäftsstelle angefordert werden.g E 
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Das Mitwirkungsrecht des Angestelltenrats bei Behörden. 
Bei. der städtischen Verwaltung in Guben war durch Ver- 
einbarung mit Beamtenausschuss und Angestelltenrat vom 
1. Oktober 1920 ab durchgehende Arbeitszeit festgelegt. Die 
Beamten und Angesteliten wünschten diese Arbeitszeit auch im 
Sommer beizubehalten, während der Magistrat die geteilte 
Arbeitszeit forderte. Da eine Einigung nicht zustande kam, 
hat der Magistrat dann am 24. März diktatorisch die 
geteilte Arbeitszeit sowie die Einführung der 48-stündigen 
Arbeitswoche verfügt. Der Angestelitenrat hat daraufhin den 
Schlichtungsausschuss in Guben angerufen unter 
Berufung auf die $$ 75 und 78 Ziff. 2 des Betriebsräte-Gesetzes. 
Der Schlichtungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 2. April 
1921 der Beschwerde des Angestelltenrats stattgegeben und ent- 
schieden, dass die Verfügung, da sie eine völlig einseitize Fest- 
setzung der Arbeitszeit bedeutet, als zu Recht bestehend 
nicht anerkannt werdenkann. 


Zur Durchführung der 48-Stunden-Woche. In Nr. 5 der 
„Mitteilungen des deutschen Städtetages“ findet sich auf 
Seite 190 nachstehende Notiz: 

„Der preussische Städtetag hat an das Preussische Staatsministerium nach- 
stehende Eingabe gerichtet: 

Aus den Kreisen unserer Mitgliedsstädte sind öfter Klagen laut geworden, 
dass die Vorschriften über die 48-stündige Wochenarbeitszeit der Staatsbeamten 
in den Provinzstädten nicht genau durchgeführt werden, was dann auch 
auf die Beamtenschaft der kommunalen Verwaltungen rückwirkt. 
Die Bestrebungen der Kommunalverwaltungen auf genaue Durch- 
führung der 48-stündigen Arbeitszeit begegnen dadurch er- 
heblichen Schwierigkeiten. 

Wir erlauben uns hiervon Kenntnis zu geben mit der ergebensten Bitte, 
die genaue Einhaltung der erlassenen Vorschriften den Staats- 
behörden in den Provinzen erneut zur Pflicht zu machen.“ 

Wir verweisen auf die in Nr. 1 der „Freien Beamten-Rund- 
schau“ abgedruckten „Richtlinien für die Regelung der Arbeits- 
zeit“, nach deren Ziffer 4 die Festlegung nur „nach Anhörung 
der Beamtenvertretungen“ erfolgen kann. Für die Angestellten 
bedarf es ausserdem der Zustimmung des Angestelltenrats. 


Ueber Kommunalisierung und Betriebsiorm schreibt in Nr. 17 
der „Kommunalen Praxis“ Fr. Schmidt, Gröbers: 

„Von den Gegnern der Kommunalisierung wird darauf hinee- 
wiesen, dass der öifentliche Betrieb lediglich eine Verteuerung 
jür den Verbraucher bedeute und deshalb zu verwerien sei. Es 
wird für die angebliche Ueberiegenheit des Privatbetriebs auf 
den Umstand aufmerksam gemacht, dass die Staats- und Ge- 
meindeunternehmungen — die man fälschlich als „sozialisierte“ 
Betriebe anspricht — nicht einmal imstande seien, ihre Unkosten 
zu decken und Zuschüsse erforderten. Es wird aber dabei ganz 
ausser acht gelassen, dass die öffentlichen Unternehmungen 
die Preispolitik der Privatbetriebe, die gestiegenen Unkosten mit 
Gewinnzuschlägen auf die Verbraucher restlos anzuwälzen, nicht 
mitgemacht haben. Die Unkosten sind gegen früher auf etwa 
das 12- bis 15fache gestiegen. Hätten die öffentlichen Betriebe 
(Eisenbahn, Post, Gemeindeunternehmungen) ihre Tarife auf das 
12- bis 15fache erhöht, dann hätte sich diese Erköhung im Wirt- 
schaftsleben in ganz unerträglicher Weise bemerkbar gemacht. 
Schon allein dadurch, dass die öffentlichen Betrieve die uferlose 














‚Preispolitik des Privatkapitals nicht mitgemacht und dadurch in 


die allgemeine Preissteigerung hemmend eingegriffen haben, 
haben sie ihre Daseinsberechtigung bewiesen. Trotzdem ist nicht 
zu verkennen, dass die öffentlichen Unternehmungen in Betrieb 
und Organisation Mängel aufweisen, die der Privatbetrieb nicht 
kennt und die die Ergebnisse der öffentlichen Unternehmungen 
ungünstig beeinflussen. Dabei will ich aber bemerken, dass es 
auch Privatbetriebe gibt, die in bezug auf Organisation, Betriebs- 
führung usw. erheblich zu wünschen lassen. Es ist hier auch 
nicht alles Gold, was glänzt. Als erheblichen Mangel sehe ich 
es an, dass die Gemeindebetriebe viel zu sehr von der Ge- 
meindeverwaltung abhängig sind. Dadurch wird Organen. 
denen ein gutes Verständnis für die Feinheiten der Geschäfts- 
und Betriebsführung abgehen muss, eine Vormundschaft über- 
tragen, welche lähmend die verantwortlichen Leiter wie über- 
haupt das ganze Unternehmen beeinflusst. Ebensowenig wie 
Sozialisicrung Staatsbetrieb bedeutet, ebensowenig bedeutet 
Kommunalisierung Gemeindebetrieb. Die Erzeugung soll aller- 
dings in die Hände der Allgemeinheit gelegt werden, dabei soll 
sie aber frei von der bureaukratischen Staats- oder Gemeinde- 
verwaltung sein. Dadurch, dass den im Unternehmen be- 
schäftigten Angestellten und Arbeitern em -Mitbestim - 


mungsrecht eingeräumt wird, soll eine lebendige Anteil- 
nahme am Produktionsprozess und ein Pilichtgefühl gegenüber 
der Allgemeinheit in ihnen erweckt werden. Solange dies Ziel 
nicht erreicht ist — also in der Uebergangszeit —, kann auch 
der Öffentliche Betrieb gewisse privatkapitalistische Methoden 
nicht entbehren. In erster Linie ist die Organisationsirage zu 
lösen, und hier muss es heissen: Los von der Gemeindever- 
waltung. Nach Lage der heutigen Gesetzgebung müssen die 
Gemeindeunternehmungen von den Gemeindeorganen (Magistrat 
und Stadtverordnete) verwaltet werden: die zulässigen Ver- 
waltungsdeputationen oder -kommissionen sind immer wieder 
vom Magistrat und den Stadtverordneten abhängig. Dieser 
Mangel ist schon früher erkannt worden, indem man für Ge- 
meindeunternehmungen besonders privatwirtschaftliche Rechts- 
formen (Aktiengesellschaft, G. m. b. H.) gewählt hat oder sogar 
mit dem Privatkarital sogenannte gemischt-wirtschaftliche 
Unternehmen gründete. Durch den letzten Ausweg stellen sich 
die Kommunen geradezu ein Armutszeu £nis aus, denn was 
das Privatkapital kann, sollte bei einigermassen Unternehmungs- 
geist die Konuimune auch können. Glaubt man denn im Ernst, 
dass das Privatkapital sich nur zur Förderung der Gemeinde- 
interessen beteiligt? Es will verdienen, und dabei kommt die 
Gemeinde gewöhnlich ins Hintertreffen. Durch die Gesetz- 
gebung ist die Bahn freizumachen, dass die Gemeinde- 
unternehmunzgen von der Gemeindeverwaltung 
losgelöst werden. Das geschieht dadurch, dass es zulässig sein 
soll, für die Gemeindeunternehmungen besondere Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes zu gründen 
Die Gemeinde spielt dann nur noch den Geldgeber (Aktionär), 
wobei vorzusehen wäre, dass sich auch die Verbraucher durch 
Geldeinlagen an dem Unternehmen beteiligen können. Das 
Unternehmen erhält eine Geschäftsleitung und einen Aufsichts- 
rat, die in bezug auf Betriebsführung und Preispolitik von der 
Gemeindeverwaltung unabhängig sind. Es müsste zulässig sein, 
verschiedene Unternehmungen, z. B. Gas-, Elektrizitäts-, Wasser- 
werke, Strassenbahnen, in einer Körperschait zu vereinigen, um 
dadurch die Geschäftskosten zu vermindern. Ein solches Unter- 
nehinen wird betrieblich ganz anders wirken können. Näch 
meinen Erfahrungen liegt bei den Gemeindebetrieben in bezug 
auf Materialeinkauf und -verwaltung, Kalkulation und Kontrolle 
der Betriebskosten usw. vieles im argen, und das ist gerade der 
Punkt, wo zur Besserung der Geschäftsergebnisse der Hebel an- 
gesetzt werden kann und muss.“ 
Ei 


Im Zusammenhang mit vorstehenden Auslassungen sind fol- 
gende Ausführungen von Interesse, die wir der Nr.4, 1921, der 
„Mitteilungen des deutschen Städtetages“ entnehmen: 


„Ueber die Frage, ob für werbende Betriebe Etats. aufge- 
steilt werden, hat die Zentralstelle des Deutschen Städtetages im 
Januar 1921 eine Rundfrage veranstaltet. Als Ergebnis 
wurde festgestellt, dass von 168 antwortenden Stadtverwal- 
tungen 151 Haushaltspläne für alle werbenden Betriebe aufstellen 
und nur 17 für alle oder einige Werke von der Aufstellung ab- 
sehen. Städte, die ihre Betriebe in Gesellschaftsform überführt 
haben, sind hierbei nicht berücksichtigt. Einige Städte glauben 
von der Etatsaufstellung nicht absehen zu dürfen, obwohl sie 
sich dessen bewusst sind, dass sie für deninneren Be- 
trieb der Werke wenig oder gar keinen Wert 
hat. Allgemeine Gründe für die Beibehaltung der Etats werden 
zumeist nicht angegeben. Im besonderen ist hervorzuheben: 


Braunschweig schreibt: „En Voranschlag bei 
den Werken ist im Hinblick auf die schwankenden Preise ohne 
Bedeutung. Er bildet die Grundlage für die’ kameralistisch 
aufgestellte Jahresrechnung der Stadthauptkasse. Das finanzielle 
Ergebnis der werbenden Werke stellen die städtischen Behörden 
nach Schluss des Rechnungsiahres auf Grund einer nach kauf- 
männischen Grundsätzen aujigestellten Bilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung fest. Diese Massnahme ist aber 
nur für die richtige Bemessung der Preise von Gas und Wasser 
und die Klarstellung der Finanzlage der Werke von Bedeutung.“ 

In Eisenach wird der Voranschlax schon wegen der Ge- 
nehmigzung der Gehälter durch die Stadtverwaltung für un- 
entbehrlich gehalten. Trotz der Etatsaufstellung bedürfen 
Ueberschreitungen keiner besonderen Nach- 
bewilligung, wenndie Mehkrausgaben durch Mehreinnahmen 
gedeckt sind. 
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In Elberfeld wurde mehrere Jahre hindurch kein Etat 
für die Werke aufgestellt. Aui Auregung der Stadtverordneten 
ist die Auistellung jedoch wieder aufgenommen. 

Von der Aufstellung von Etats sehen ab die Stadtver- 
waltungen: 

Ansbach, Berlin-Wilmersdorf {städt. Fleisch- 
halle), Bielefeld (bereits seit 1912), Bocholt, Bremer- 
haven, Cöthen, Duisburg, Düren (Gas-, Wasser-, 
Elektrizitätswerk und Sparkasse), Düsseldorf (Strassen- 
bahnen ab 1. April 1921), Erlangen, Freising, Hamm, 
Heriord (Sparkasse), Herne, Jena, Kempten, Wal- 
denburg (Stadibank)., 

Als Gründe für die Abschafiuag der Voranschläge werden 
angegeben: Vereiniachung, da für den inneren Betrieb 
der Werke die kauimännische Buchführung doch 
nicht enibehrt werden könne (Jena und Duisburg), die 
Möglichkeit, auch innerhalb des- Geschäftsjahres sich einen 
Ueberblick über die Geschäftslage zu verschaffen 
Kempten) die Unmöglichkeit, den Etat einzu- 
halten (Ansbach, Töthen), zrössere Beweg- 
lichkeit in der Betriebsleitung in bezug auf Aus- 
nutzung günstiger Konjunktur, besonders billiger Ankauf grösse- 
ser Warenmengen (Bielefeld). 

Die Schwierigkeit, den Zusammhang mit der Stadtkasse bei 
Fehlen eines Voranschlages herzustellen, vermeidet Bocholt 
Gadurch, dass die Veberschüsse erst im folgenden Jahre an die 
Stadtkasse abgeführt werden. 

Soweit nicht seit Abschaffung des Etats zu kurze Zeit ver- 
flossen ist, um ein Urteil zu haben, hat sich nach Ansicht 
der Stadiverwaltungen die Abschaliiung be- 
währt“ 


Besoldungsordnungen 


Gehaltsiabelle. Der Ortsbeamte Schawer des Zentral- 
verbandes der Angestellten in Frankfurt (Main) hat sich 
die Mühe gemacht, in einer Tabelle sämtliche Gehälter 
und Gehaltsstufien der Beamtenbesoldung sowie 
des Reichsbehörden-Tarifvertrages auszurech- 
nen. Die Tenerungszuschläge sind nach den neuesten Bestim- 
mungen ermittelt, die Ortszuschläge sind ebenfalls gleich bei- 
gefügt, so dass es an Hand der Tabelle jedem Angestellten und 
Beamten möglich ist, sein Jahresgekalt, Vierteliahresgehalt oder 
Monatsgehalt einfach abzulesen. Auf der Rückseite sind 
die wichtigsten Bestimmungen aus dem Reichstarif nnd der 
Besoldungsordnung, sowie über das Besoldungsdienst- 
alter, Ortszuschläge, Kinderzuschläge und für 
den Urlaub enthalten. Die Gehaltstabelle ist nach Ortsklassen 
getrennt, und zwar für jede Ortsklasse besonders, 
zu beziehen. Der Preis beträgt 2 M. pro Stück. Unsere Orts- 
verwaltung Frankfurt (Main), Goetheplatz 5, ist 
gern bereit, Bestellungen zu vermitteln. Bei Aufgabe von Be- 
stellungen muss die Ortsklasse angegeben werden. 


Aus anderen Verbänden 


Verband Deutscher Beruisiewerwehrmänner, Die Verbands- 
leitung des Verbandes Deutscher Beruisteuerwehrmänner hatte 
durch den Beitritt des Verbandes zum A.D.G.B. und zur Faka 
viel Opposition erfahren. Das zab Veranlassung, für den 
3. und 4 April nach Magdeburg einen ausserordentlichen 
Verbandstag einzuberufen. Die der Taka angeschlossenen Ver- 
bände hatten Vertreter entsandt. Der Kassierer konnte über 
ein Vermögen von 292511,18 M. am 1. April 1921 berichten. 
Nach einem Bericht über „Organisationsfragen“ des Verbands- 
vorsitzenden, der die Notwendigkeit des Anschlusses an 
A.D.G.B. und Faka darlegte, referiefte der Geschäftsführer 
der Faka, Händeler vom Bund, über die Fakabildune. Für 
und Wider kamen in der Diskussion reichlich zum Wort. Der 
Verbandstag beschloss hierauf mit 32 gegen 10 Stimmen bei 
4 Enthaltungen folgende Resolution: 

„i. Der 8, ausserordentliche Verbandstag begrüsst 
den Anschluss des Verbandes an den Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbund. Der 
Anschluss wird dem Verband nach aussen und innen den 
erforderlichen starken Rückhalt geben und ist geeignet, die 
Frreichung seiner Ziele kräftig zu fördern. — 2. Der Ver- 
bandstag erkennt die Notwendigkeit der Bildung 
der Faka an und macht es allen Ortsgruppen des Ver- 
bandes zur Pflicht, sich den örtlichen Fakabildungen anzu- 
schliessen und mit allen Kräften an der Arbeit der örtlichen 
Ausschüsse mitzuwirken. Der Verbandstag sieht in dem 


-“ Schriftleiter: i, V. Otto Schweitzer, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, __ 





Zusammenschiuss der Arbeiter. Beamten 
und Angestellten zu gegenseitiger Unterstützung der 
Interessenvertretung und Erreichung sozialer Ziele, wie er in 
der Faka zum ersten Male in grösserem Umfang in die Er- 
scheinung tritt, einen verheissungsvollen Anfang 
für die eriolgreiche Arbeitnehmerpolitik 
der Zukunft. — 3. Zeigen sich in einzeinen Ortsgruppen 
bei der Bildung der Faka Schwierigkeiten, die nicht bei den 
Ortisgruppen selbst liegen, so wird der Vorstand beauftragt, 
die Verhältnisse eingehend zu prüfen und eine angemessene 
Uebergangszeit festzusetzen.“ 
Der Zusammenarbeit mit anderen Verbänden an der reichs- 
einheitlichen Regelung des Feuerschutzes {Scha- 


fung eines Reichsbrandschutzamtes und Landesfeuerwehrräte). 


wurde zugestimmt. Der Aufbau der gesamten Feuerschutzein- 
richtungen auf Öffentiich-rechtlicher Grundlage ist zu fordern. 
Der Verband steht auf dem Standpunkt, dass sich die Feuer- 
wehrvertretung im Reich nach den Versicherungsgebieten der 
öffentlichen Feuerversicherungsanstalten gliedern muss. Dieser 
Gliederung müsste ‚sich auch die Gesetzgebung für den Feuer- 
schutz anpassen. Die Feuerwehrvyertretung ist ebenso zu be- 
handeln wie die Beiriebsvertretungen anderer Wirtschafts- 
gruppen. Der Verbandstag erhob schärfsten Protest gegen die 
erfolgte Reduzierung der Berufsfeuerwehr in Glogau, sowıe 
gegen die beabsichtigte in Maunheim und Frankfurt 2.0. Wenn 
auch die finanzielle Not der Städte nicht verkannt werden soll, 
so ist es aber gerade in heutiger Zeit dringend notwendig, 


die Rohmaterialien sowie Produktionsstätten. auf Grund der 


wirtschaftlichen Notlage, vor Vernichtung durch Feuer zu be- 
wahren. Zur Deckung der Kösten des Feuerschutzes sind die 
Nutzniesser der Arbeit der Feuerwehren, die Feuer ver- 
sicherungsgesellschaften, heranzuziehen. — Der 
bisherige Vorstand wurde wiedergewählt. 


Aus dem Bunde 


Eine Bezirkskonierenz der südbayerischen und Pfälzer. 


Gemeindetechniker fand am 20. März in München 
statt. Am Vorabend wurde eine Öffentliche Versamm- 
dung veranstaltet, zu der auch die F achgewerkschaft 


des Zentralverbandes der Gemeindebeamten Bayerns und der 
Vorsitzende, Herr Jehle, schriftliche Einladungen erhalten 
hatten. Bezeichnenderweise war kein Vertreter. er- 
schienen, was allseitig Erstaunen und Bedauern hervorrief, da 
die von uns gewünschte öffentliche Auseinandersetzung 
dadurch verhindert wurde. Die gut besuchte Versammlung, in 
welcher Hornbostel-Berlin über „Besoldungs- und Orga- 
nisationsiragen“ und Bender- München über die „Besoldung 
der bayerischen Gegteindetechniker“ sprach, zolite beiden Reie- 
renten lebhaften Beifall. Auch die anwesenden Vertreter des 
Stadtrats München gaben ihrer Zustimmung Ausdruck. 

Zu der Konferenz hatten fast alle grösseren Orte Süd- 
bayerns und der Pfalz Delegierte entsandt. An das Referat 
des Kollegen Hornbostel über „Betriebs- oder Berufsorganisation 
und Kartellverhältnisse‘“ schloss sich eine lebhafte Aussprache 
an, wobei der bekannte „Revers“ eine grosse Rolle spielte, 
Besonders die Piälzer Kollegen verteidigten temperamentvoll 
den Standpunkt der Speyerer Ortsgruppe, ohne allerdings die 


Veröffentlichung des Schreibens in der „Bayer. G.-B.-Z“ zut- 


heissen zu können. Die Diskussion ergab eine Reihe von miss- 


verständlichen Auffassungen, die restlos geklärt wurden. Es 


wurde lebhaft bedauert, dass die Pfälzer die selbstverständliche 
Pflicht der Solidarität mit den rechtsrheinischen Kollegen so 
wenig beachtet hätten. 
nachstehende Resolution einstimmig angenommen: 


„Die am 20. 3. 21. in München tagende Bezirkskonferenz der südbayerischen 


und pfälzischen Gemeindetechniker erklärt sich nach eingehender Aussprache 


einverstanden mit dem Vorgehen der Bundesleitung, besonders hinsichtlich 


der besseren Eingruppierung in die Besoldungsordnungen, der Gründu ng 
der Faka, sowie dem Bestreben, den Bund als die einzig richtige Inter- 
essenvertretung der Gemeindetechniker zur Anerkennung zu bringen, 
Sie erblickt die einzige Möglichkeit zur Durchsetzung der berechtigten — 
leider noch vielfach verkannten und bekämpften — Technikerforderungen im 
engsten Zusammenschluss aller Techniker. Die Forderungen der 
freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer lassen sich nur verwirklichen in engster 
Zusammenarbeit mit den gleichgerichteten Organisationen der 
übrigen Arbeitnehmerschaft. 


Im weiteren Verlauf der Tagung erfolgte dann noch eine 
Aussprache über die zur Durchsetzung unserer Forderun- 
genfürdie Revisionder Besoldungsordnungen 
einzuschlagenden Wege, sowie über die Gründung von Orts- 
kartellender Faka, die nunmehr — ausser in Nürnberg, 
Fürth und einigen anderen nordbayerischen Städten — auch in 
Augsburg vollzogen ist. Allseitig wurde betont, dass trotz der 
vorhandenen grossen Widerstände auch in Bayern der frei- 


ewerkschaftliche Gedanke mehr und mehr an Boden gewinnt. 


N Ne.16° 


Nach Schluss der Aussprache wurde 
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Nummer 17 


Die Stellung der beamteten Techniker 
zum Bunde 


Nachstehende Zeilen sollen dazu dienen, unseren beamteten 
Technikern einmal einige bittere, aber leider nur zu beher- 
zigenswerte Wahrheiten zu sagen. 


Immer wieder muss man feststellen, dass gerade beamtete 
Techniker alle möglichen Vorkommnisse benutzen, um- ihrer 
Berufsorganisation, dem Bunde der technischen Angestellten 
und Beamten, den Rücken zu kehren, Es zeigt sich des öfteren, 
dass aus rührigen Bundesmitgliedern — solange 
sie sich noch im Angestellten verhältnis befinden — 
Bundesbekämpfer werden, nachdem ihnen, hauptsäch- 
lich durch organisatorische Arbeit des Bundes, die Be- 
amtemeigenschaft übertragen ist. Gerade auch bei den 
Kommunaltechnikern wurde die Bildung des „Gewerkschafts- 
bundes der Kommunalbeamten und -angestellten“,. sowie auch 
die Auflösung dieses Gewerkschaftsbundes dazu benutzt, 
unter allen möglichen Einwendungen und Verdächtigungen sich 
von der Berufsorganisation abzuwenden, um dann anderen 
Verbänden und Verbändchen beizutreten, die sich eine Ver- 
tretung der Technikerinteressen zu eigen machen wollen oder 
wenigstens vorgeben, es zu tun. Aber wie diese „Vertretun- 
gen“ aussehen, besonders in der Zukunft sich gestalten werden 
und müssen, darüber dürfte sich jeder Techniker, der das Ge- 
werkschaftsleben und die darin vorkommende Behandlung der 
Berufsinteressen kennt und durchdenkt, wohl ein klares Bild 
machen können. 

Welche Argumente werden da alle ins Feld geführt, um den 
Austritt aus dem Bunde zu rechtfertigen!? Hauptsächlich wird 
die „Verletzung der parteipolitischen Neutralität“ in den Vor- 
dergrund gestellt mit der Begründung, der Bund segle im 
Schlepptau gewisser politischer Parteien, Andere können sich 
mit dem „unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit“ bzw. mit den „radikalen Forderungen des Bundes“ nicht 
einverstanden erklären; wieder andere finden heraus, dass durch 
das Vorgehen des Bundes bzw. der AfA-Vereinigung die „pa- 
triotischen oder nationalen Tendenzen“ verletzt werden. Die 
„Faka-Bildung“ ist für andere ein Stein des Anstosses geworden, 
und schliesslich kommen: noch jene, welchen die „Beiträge zu 
hoch“ sind. Diesen letzteren muss wenigstens nachgesagt wer- 
den, dass sie sich ehrlich ausgesprochen haben. Viele andere 
aber suchen den wirklichen Grund ihres Austritts, «der meistens 
ebenfalls auf die Höhe der Beiträge zurückzuführen ist, unter 
Angabe vorbenannter oder ähnlicher Gründe zu verschleiern. 
Aber allen diesen Kollegen muss gesagt werden, dass sie den 
wahren Sinn ihrer Berufsgewerkschaft durchweg noch 
nicht begriffen haben. Sie scheinen den Zweck der Ge- 


werkschaften nur darin zu erblicken, eine möglichst hohe Ent- 


lohnung ihrer Mitglieder herbeizuführen. Dass aber die Be- 
rufsgewerkschaften noch so manche andere Aufgaben erfüllt 
haben, und ihre Arbeit zum grössten Teile gerade der Förderung 
der Berufsinteressen in wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht dient, haben diese Kollegen infolge man- 
gelnder gewerkschaftlicher Einsicht noch nicht begriffen. 


Sie haben wohl erkannt, dass sie als Angestellte in die 
Berufsorganisation gehörten, da ia die Gewerkschaften den 
Aufbau. der Tarifverträge im grossen Masse beeinflussen; dass 
sie aber auch ihre Stellung als Beamte der Berufsorganisation 
mit zu verdanken haben, — da nur diese dafür wirkt, dass 
gerade für den Techniker, dem die Einrückung in Beamten- 
stellen stets erschwert wurde, eine ganze Reihe von Beamten- 
stellen geschaffen wurden, — scheinen sie nicht zu wissen oder 
wollen sie nicht wissen. Es wird vielfach behauptet, die An- 
Stellungen oder Beförderungen wären „sowieso gekommen“, da- 
durch dokumentieren diese Kollegen nur, dass sie die Gewerk- 
schaftsarbeit, welche an leitenden Stellen geleistet wird und die 
als Grundlage für örtliche Verhältnisse dient, gar nicht kennen. 

Es beweist wieder, dass es nicht nur genügt, einer Gewerk- 
schaft anzugehören, sondern dass es auch unbedingt nötig 
ist, sich aufs engste mit dm Wesender Gewerkschaft 
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vertraut zu machen, um ihren ureigensten Zweck erfassen 
zu können. Gerade von den Kollegen inBeamtenstellun- 
gen, die .doch vielfach schdn im reiferen Alter sind, müsste man 
voraussetzen, dass sie sich mit ihren Berufs- und Gewerkschafts- 
iragen soweit befasst hätten, um zu erkennen, dass die Techniker 
geschlossen in ihre Berufsorganisation ge- 
hören, dass besonders sie, die es der Gewerkschaftsarbeit mit 
verdanken müssen, dass sie in gesicherter Stellung sich befinden, 
auch ihr Scherflein dazu beitragen, dass die Standesinteressen 
— die Anerkennung der technischen Leistungen — gefördert 
werden und dass dies nur geschehen kann durch die Berufs- 
organisation, da nur sie die technischen Belange gegen- 
über anderen Berufsgruppen in richtiger und würdiger Weise 
zu vertreten weiss. 

Es muss auf jeden Fall aufs schäriste verurteilt 
werden und zeugt von dem eigennützigen Charakter eines Kol- 
legen, wenn er, nachdem er sein Ziel erreicht hat, 
nunmehr der Berufsorganisation den Rücken kehrt. Fr 
müsste im Gegenteil, wenn soziales Denken ihm inne- 
wohnt, jetzt erst recht sich sagen, dass er nunmehr besser 
denn je in der Lage ist, zur Unterstützung der Berufsbestrebun- 
gen Seinen Beitrag. zu opfern, um dem ganzen sozialen 
Streben nach Kräften zu nützen und dadurch die Kollegen, 
welche noch in hartem Kampfe um eine gesicherte Berufs- 
stellung sich befinden, tatkräftig zu unterstützen. Aber 
auch in den Reihen unserer Kollegen findet man leider viel 
Egoismus und wenig soziales Empfinden. 

Um nun auf die vorerwähnten Ausführungen, welche als 
Begründung für den Austritt aus dem Bunde ins Feld geführt 
werden, zurückzukommen, sei zunächst erwähnt, dass man dem 
Bunde immer wieder das Zusammengehen mit bestimmten po- 
litischen Parteien zum Vorwurf machen möchte. Wer 
den Zusammenhang zwischen Politik und Gewerkschaftsarbeit 
nicht erkannt hat, weiss in der Regel auch die Wirtschafts- 
politik von der Parteipolitik nicht klar zu scheiden. Parteipoli- 
tische Neutralität wird identifiziert mit allgemeiner Neutralität 
auf jedem politischen Gebiete. Auf Einzelheiten einzugehen, 
würde hier zu weit führen. Bezüglich des Zusammenhanges 
zwischen „Gewerkschaftsarbeit und Politik“ sei auf die Aus- 
führungen Händelers auf Seite 418 und 419 der „Deutschen Tech- 
niker-Ztg.“ Nr. 39/1920 und auf die Ausführungen des Kollegen 
Schnautz auf dem letzten Bundestage (,„D. T. Z.“ Nr. 19, S. 181) 
verwiesen. Hier‘ sei nur erwähnt, dass eine Gewerk- 
schaft ohne Politik keine Gewerkschaft ist. 
Ebensowenig kann aber eine zielklare unabhängige Be- 
rufsgewerkschaft auf irgendeiner bestimmten Partei- 
richtung aufgebaut sein, da sie dann ihre Forderungen na- 
türlich immer den Parteigrundsätzen anpassen: müsste, Dabei 
wäre sie aber nie in der Lage, allen im Berufe Tätigen gerecht 
zu werden, da diese den verschiedensten politischen Parteien 
angehören. Eben durch den abweichenden Standpunkt der po- 
litischen Parteien in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen 
lassen sich einheitliche Forderungen von einer Gewerkschaft, 
welche nach einer bestimmten parteipolitischen Richtung orien- 
tiert ist, nicht aufstellen und durchführen. Dies kann nur ge- 
schehen durch eine freie unabhängige Berufs- 
gewerkschafit, eine Gewerkschaft, die alle in Beruf Täti- 
gen in sich vereinigen kann, ohne Rücksicht auf das parteipoli- 
tische und religiöse Bekenntnis des einzelnen, die frei ist von 
parteipolitischen Nebeneinflüssen und zielklar und 
unabhängig ihre Forderungen vertritt: 

Die Bildung der ‚„Freigewerkschaftlichen Arbeitszemein- 
schaft kommunaler Arbeitnehmer“ finden verschiedene Kollegen 
im Kommunaldienst als ihren Beamten interessen entgegen- 
stehend, es wird dieser Vereinigung von der Presse der reaktio- 
nären Kommunalbeamtenverbände die „Bekämpfung des Berufs- 
beamtentums‘“ vorgeworien. Wer dient der Erhaltung und För- 
derung des Berufsbeamtentums wohl -mehr, eine Organisation, 
die einer Einheitsfront von Arbeitern, Angestellten und Beamten 
angehört, und de Beamtenpolitik im Rahmen der 
allgemeinen Arbeitnehmerpolitik. betreibt, die 
aufklärend bei den breiten Volksmassen wirkt, um hier das 





1 





R 2 ze , TREvOR r .- og - zen a Paz Ta za Pe 
BEE ES! \ Ba ET ee 3 ü Re N EN A Kae SEO TESTRRTER g27 


58 DER TECHNISCHE GEMEINDEBEAMTE 1921. N > 1,0 Nr 


richtige Verständnis für die Beamtenpolitik zu wecken und zu a 
„BD Rundschau 00 
die sich hermetisch gegen alle andern Schichten abschliesst, und 4 Das Rreischledsgerichi Bayreuik oma als Ba 
"Bekanntlich bestimmt $ 3 der bayerischen Kreisschiedsgerichts- 


fördern, die auch bereit ist, für Hebung der sozialen Lage der 
Angestellten und Arbeiter mitzuwirken, oder eine Organisation, 


sich nur allein der Förderung ihrer Sonderrechte widmet, 
wodurch sie selber einen Gegensatz zu ‘den andern Arbeit- 
nehmerorganisationen schafft? Die Folge einer solchen Politik 
-— wie die letztgenannte — muss mit Naturnotwendigkeit sein, 
dass die Arbeiter- und Angestelltenschaft der Beamtenpolitik 


gleichgültig, wenn nicht sogar feindlich gegenübersteht. Da- 
gegen ist durch die Vereinigung in der „Faka“ eine Einheits- - 


front der Arbeitnehmer gebildet, durch welche die 
Forderungen der einzelnen Gruppen von einer grossen, star- 


ken Masse unterstützt werden Die Notwendigkeit. 


dieses Zusammenschlusses beweist die Erklärung des Reichs- 
finanzministers Dr. Wirth in der Sitzung des Haupt- 
ausschusses des Reichstages vom 26. Januar 1921: 


„Zum ersten Male haben sich Beamte und Arbeiter zu einer 
Parallelaktion zusammengeschlossen und dabei die Unterstützung 
der grossen Spitzenverbände gefunden. Diesem gewaltigen 
Drucke habe die Regierung soraschnachgeben müssen, 
dass keine Zeit blieb, Verhandlungen mit dem parlamentarischen 
Körperschaften zu führen. Dieser Vorgang sei als 
Zeichen einer neu angebrochenen Zeit zu be- 
trachten. Die Beamtenbewegung sei eine Folge der Welt- 
katastrophe dieses Krieges, und das Zusammentrefien 
mit der Arbeiterbewegung schaife den Beam- 
ten und Arbeitern eine starke Machtposition; 
Be mussten weitgehende Zugeständnisse gemacht wer- 

en.“ 


Sehen wir uns die Lehrerbesoldung an, für welche die 
Besoldungsklassen 7, 8 und 9 festgelegt worden sind; die Lehrer 
verdanken den Erfolg dem geschlossenen Vorgehen aller Grup- 
pen in einer einheitlichen freien Berufsorganisation. 
Aber auch sie stehen auf dem Boden der Weckung und Pflerung 
einheitlicher Beziehungen zwischen Lehrerschaft und Volk. Sie 
bekennen sich zu dem Grundsatz: „Den Ausschlag im deutschen 
Volke werden in Zukunft immer die Arbeiter geben“. Das be- 
weist auch der Beschluss des Deutschen Lehrerver- 
eins vom Mai dieses Jahres, im Deutschen Beamten-Bund für 
eir Zusammengehen mit den Organisationen der Ange- 
stellten und Arbeiter einzutreten. Es gehört allerdings ein Ver- 
tiefen in politische und gewerkschaftliche Grundsätze 
dazu, um die richtigen Zusammenhänge zu er- 
fassen und für die Zukunft nutzbringend zu gestalten. 

Dass auch die Beamtenschaft sich allmählich auf etwas 
„radikalere‘ Forderungen wird: einstellen müssen, und somit der 
Kampfistellung des Bundes immer näher kommen, dürften selbst 
dem Unerfahrensten die letzten Vorgänge bei der Besoldungs- 
regelung und ‘der Teuerungszulagenerhöhung gezeigt haben. 
Auch das Sperrgesetz wird uns immer mehr auf diesen 
Weg zwingen. Oder glauben die Kollegen, dass man unsere 
berechtigten Forderungen, welche in erster Linie de beamte- 
ten Techniker betreffen, erfüllen würde ohne gewerkschaft- 
lichen Kampi? Gerade jetzt ist es notwendiger denn je, die 
Berufsinteressen einheitlich zu vertreten durch eine starke 
Beruisorganisation. 

Die Neuanmeldungen zum - Bunde aus den Kreisen der 

Staatstechniker beweisen, dass sich hier die Erkenntnis 
immer mehr durchringt, dass unsere Position nur gefestigt und 
gefördert werden kann in einer freien Berufsgewerks:haft: aber 
gerade bei den beamteten Kommunaltechnikern findet man 
immer wieder welche, die der wirklich anerkannten Berufsorga- 
nisation den Rücken kehren. Diesen Kollegen möchte ich zum 
Schluss zurufen: Jeder prüfe und erwäge genau, ob nicht haupt- 
sächlich egoistische Gesichtspunkte ihn leiten, ob die 
Gründe zum Austritt wirklich berechtigt sind! Ich 
glaude, wer wirklich sozial denkt, wem Achtung und Anerken- 
nung seines Berufes etwas gilt, der wird auch über manche Be- 
denken hinwegkommen. Es ist jedenfalls der Achtung und An- 
erkennung unseres technischen Berufes nicht dienlich, und die 
Vertretung unserer Forderungen wird sehr erschwert, wenn 
Techniker anderen Verbänden angehören, welche nur 
über kleine Technikergruppen verfügen und zunächst 
überwiegend andere Interessen zu vertreten 
haben. 
Wenn in der Organisationsbewegung sich Ereignisse er- 
geben, welche nach dem Ermessen irgendeines Kollegen nicht 
gutzuheissen sind, dann kann dem ganzen Stande doch nur da- 
mit gedient werden, dass die Angelegenheit mit klarer Be- 
gründung als geharnischter Protest bei der Bundesleitung 
angebracht wird. Aber als eine Verletzung der 
Standesbestrebungen muss es bezeichnet werden, 
wenn man — meistens in Verkennung der Sachlage — einfach 
der Organisation den Rücken kehrt. 


J. Hücking, Gelsenkirchen, - 
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ordnung, dass unter den von der Gemeindebeamten- 
kammer zu ernennenden 21 Schiedsrichtern und 10 Ersatz- 
‚männern „die hauptsä chlichsten Berufsgruppen 
vertreten sein“ sollen. Am Montag, den 23. Mai fanden 


‘nun vor dem Kreisschiedsgericht in Bayreuth die ersten 


Verhandlungen über die Beschwerden technischer Gemeinde- 
beamten wegen falscher Eingruppierung in die Besoldungs- 
»ordnung statt. Die Vertretung der beamteten Kollegen wurde 
von unserer Gaunebenstelle Nürnberg auszeführt. 

Vor Eintritt in die Verhandlung wurde an den Vorsitzenden. 
die Frage gestellt, wieviel Techniker sich unter 
den Beisitzern des Schiedsgerichts beiinden, 
da die Techniker ein sehr erhebliches Interesse daran haben, 
dass ihre Angelegenheiten vor einem sachverständigen 
Schiedsrichterkollegium verhandelt werden. Der Vorsitzende 
stellte fest, dass unter den gesamten Beisitzern sich nicht 
ein einziger Techniker befand. Er gab zu, dass unser 
Wunsch, die Beschwerden. vor einem sachverständigen Kol- 
legium behandeln zu lassen, berechtigt sei; das wäre aber 
leider unmöglich. Es wurde dann vom Koll. Behschnitt 
der Antrag gestellt, die Angelegenheit an ein wenigstens zum 
Teil mit Technikern besetztes Schiedsgericht zu verweisen. Bei 
der Besprechung dieses Antrages ergab sich, dass sich un- 
terden durch Vermittlung des Zentralvervban- 
des der Gemeindebeamten von den Gemeinde- 
beamtenkammern ernannten 21 Schiedsrich- 
tern und 10 Ersatzleuten nicht ein einziger 
technischer Gemeindebeamter befindet, und 
unserm Antrag infolgedessen nicht stattgegeben werden konnte. 
Es bestehe lediglich die Möglichkeit, dass die neu autzu- 
stellenden 11 Ersatzleute aus den Reihen der Tech- 
niker entnommen würden. 

Besser hätte die Behauptung des Herrn Jehle, dass der 
Zentralverband der Gemeindebeamten die alleinige Vertretung 
sämtlicher Gemeindebeamten sei, dass er insbesondere auch 
die Interessender Techniker besser zuwahren 
wisseals der Butab, nicht widerlegt werden können. 
Die Tatsache, dass sich unter dem gesamten Schiedsrichter- 
kollegium nicht ein einziger technischer Gemeinde- 
beamter befindet, beweist, dass der Z. d. G. alle Wünsche und 
Forderungen der Techniker einfach dadurch zu sabotieren 
sucht, dass er ihnen auch nicht die allermindeste Ver- 
tretung .zugesteht. Es muss als eine Anmassung ohne- 
gleichen betrachtet werden, dass die Verwaltungsbeamten über 
die Fähigkeiten des Technikers entscheiden wollen, obwohl 
ihnen für (die Beurteilung der technischen Tätigkeit jede Vor- 
aussetzung fehlt. 

Der Vorsitzende des Schiedsgerichtes sah deu auch 
die völlig unhaltbare Auffassung des Z. d. G. in dieser An- 
gelegenheit ein (die auch — wie eingangs erwähnt — gegen 
8 3 der Schiedsgerichtsordming verstösst) und gab nach 
etwa einstündiger gesonderter Beratung des Schiedsgerichtes 
die Erklärung ab, dass bei Aufstellung der neu zu 
wählenden li Ersatzleute die Techniker weit- 
gehend berücksichtigt werden müssten. 

wurde unsererseits abgelehnt, vor einem Schiedsgericht 
zu verhandeln, dessen Urteil durch keinerlei Sachkenntnis ge- 
trübt ist. Wir haben infolgedessen Aussetzung des Ver- 
fahrens bis nach Behebung des jetzigen unhaltbaren Zu- 
standes beantragt und dem Zentralverband der Ge- 
meindebeamten sofort unter Bezug auf die am 18. Mai 


1921 vom Staatsministerium angeordnete Zuwahl von 11°Ersatz- 


männern die Namen von 12 Kollegen aus dem Bezirk des. 
Schiedsgerichts Bayreuth namhaft gemacht mit der Forderung, 
sie als Ersatzmänner zu benennen, Gleichzeitig ist jedoch auch 
beim Staatsministerium des Innern der Antrag ein- 
gebracht, den Bund das Vorschlagsrecht für die 
technischenBeisitzer im Verordnungswege zu über- 
tragen,da wir nach diesem Vorfall naturgemäss kein Ver- 
trauen mehr in die Unparteilichkeit der Be- 
amtenkammern setzen können: 


Die Angestellten können zu den Beamtenausschüssen 
wählen. Unter dieser Ueberschrift schreibt die ee 
Gemeindebeamten-Zeitung“ in ihrer Nr. 9 vom 2. Mai 1 

„Damit ist ein alter Wunsch unserer Dosen 
angestellten (? D. R.) erfüllt, wenn es auch lange ge- 
währt hat, bis unsere Bemühungen Erfolg hatten. $ 13 Abs. 4 
des Betriebsrätegesetzes lautet: 

„In gleicher Weise kann bestimmt werden, dass bestimmte Gruppen von 
Arbeitnehmern, die Aussicht auf Uebernahme in das Beamten- 
verhältnis haben oder die in den Behörden mit gleichen oder ähnlichen 
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Arbeiten wie die Beamten oder Beamtenanwärter beschäftigt werden, nicht als 
Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes zu betrachten sınd, wenn ihnen bei 
der Bildung von Beamtenvertretungen (Beamtenräte, Beamtenausschüsse) die 
gleichen Rechte gewährt sind, wie den Beamten.“ 


Die dazu ergangene Verordnung sagt: 


„Nach $ 3 der Verordnung des Arbeitsministerlums vom 
18. März 1920 (Nr. 64 der „Sächsischen Staatszeitunz” vom 
19. März 1920) steht das Recht, für die öffentlichen Behörden 
der Gemeinden und deren Betriebe Bestimmungen gemäss $ 13 
Absatz 4 des Betriebsrätegesetzes zu treffen, dem Ministerium 
des Innern zu. Im Einvernehmen mit dem Arbeitsministerium 
überträgt es dieses Recht auf die Stadträte, Stadtzemeinde- 
räte und Gemeinderäte. Zu den Anordnungen, .die hiernach ge- 
troffen werden sollen, ist jedoch die Genehmi gung der 
Gemeindeauisichtsbehörde — Kreishauptmannschaft, 
Amtshauptmannschaft — erforderlich. Wird sie versagt, so ent- 
scheidet auf Antrag eines der Beteilizten das Ministerium 
des Innern endgültig. Dieses behält sich auch vor, 
die in Betracht kommendem Beschlüsse der Gemeindebehörden 
jeder Zeit ausser Krait zu setzen. 

Es wird noch darauf hingewiesen, dass in der Regel nur 
solche Arbeitnehmer den Beamten gleichgestellt wer- 
den sollen, die — von den Voraussetzungen des $ 13 Abs, 4 des 
Betriebsrätegesetzes abgesehen, die stets erfüllt sein müssen — 
als einzelne dauerndin einer grossen Zahlvon 
Beamten zusammenarbeiten und die mit einer dahin- 
gehenden Massnahme einverstanden sind. 

Dresden, den 2. April 1921. 

Ministerium des Innern.“ 


Zu beachten ist bei dein Ministerial-Erlass besonders der 
letzte Satz. Die ungeregelten Rechtsverhältnisse der 
„Dauerangestellten“, die in Nr. 12 und 14 des „Techn. Ge- 
meindebeamten“ und: in der Fhugschrift Nr. 7 unseres Bundes 
eingehend beleuchtet sind, sollten jeden Kollegen veraniassen, 
von diesem Recht nur dann Gebrauch zu machen, wenn ein- 
deutige OÖrtsstatute über die rechtliche Stellung 
vorliegen. 


Ein überraschendes Ergebnis zeitirte bei der Stadt Halle an 
der Saale die Neuwahl des Beamtenausschusses der Beamten 
mit oder ohne fachmännische Vorbildung. Von den wahlberech- 
tisten technischen Beamten sind 49 im Butab und 25 im Komba 
organisiert, dazu kommen noch die ebenfalls im Komba orga- 
nisierten - Steuer- und Gebührenerheber, Boten usw. mit 
65 Wählern, mithin 40 Butabmitglieder gegen 99 Kombawähler, 
Abgegeben wurden an gültigen Stimmen 98, von denen unser 
Kandidat Michelbach zum allseitigen Erstaunen — 83 er- 
hielt. Der Kombatechniker Körber wurde Ersatzmanıı mit 
79 Stimmen. Das gleiche Bild ergab die Wahl des zweiten Ver- 
treters, auch hier erhielt unser Kandidat Schröder 58, der 
Komba-Kollege Schade nur 57 Stimmen. Somit sind in den 
Beamtenausschuss beide Butab-Kandidaten gewählt 
— mit den Stimmen der Komba-Kollegen — und 
der Komba musste sich mit den beiden Sitzen der Steuer- 
erheber und Boten begnüzen 


Besoldungsordnungen 


Memel. Die laut Friedensvertrag Litauen zugesprochene 
Stadt Memel hat ihre Techniker, die sämtlich Mitglieder unseres 
Bundes sind, wie folgt in den der Reichsbesoldung angepassten 
Gruppenplan eingereiht: 

Gruppe VI: 1 Bausekretär 
na VII: 3 Bauobersekretäre 
g IX: 1 Stadtbaumeister 
> X: 1 Magistratsbaurat. 


Für die nichtbeamteten Techniker sind Einzelgehälter mit 
unserer O.-V. vereinbart, und zwar erhalten: 


Br Zeichner 224..02,.21200 M. monatlich 
7 Techniker 1400-—1550 „ £: 
1 Diplom-Ingenieur . 1700 ” > 


Hannover. Mit dem Magistrat sind für die Eingruppierung 
der Techniker nachstehende Eingan gsgruppen ver- 
einbart: 

für technische Kräfte: 


mit handwerksmässiger Vorbildung - Gruppe V 
ohne abgeschlossene Mittelschuibildung . DVI 
mit abgeschlossener Mittelschulbildung REN 
desgl. und 4 Semester Hochschulbildung as Vill 
mit abgeschlossener Hochschulbildung . . ri IX 
desgl. und zweite Staatsprüfung . aeg BELUR: 


Peine. Zu unserer Notiz in Nr. 14 wird uns von der O.-V. 
Peine mitgeteilt, dass es auch noch gelungen ist, den Techniker 
des Wohnungsamtes — trotz schwersten Widerstandes des 
Komba — nach Gruppe VII zu bringen. Damit sind jetzt 
sämtliche Techniker der Stadt Peine in die Gruppen VII 
bis X eingereiht. 


Tarifverträge 


Altgemeinverbindliche Tarifverträge, Im „Reichsarbeits- 
blatt“ Nr. 16 ist unter der Rubrik „Ausges prochene 
Verbindlicherklärung“ veröffentlicht: 

„Zusatz für Tarıfvertrag vom 20. Januar 1921 zwischen dem Arbeitgeber- 
verband der Gemeinden und Kommunalverbände des Regierungsbezirks 
Liegnitz in Liegnitz und dem Zentralverband der Angestellten, Reichsver- 
band deutscher Bureau- und Behördenangesteliten; Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten; Deutscher Werkmeister-Verband für die Angesteilten 
der Gemeinden und Kommunalverbände, Die Verbindiicherklärung erfolgt als 
Nachtrag zu dem allgemeinverbindlichen Mantel-Tarifvertrag mit Vergütungs- 
tarif vom 25. Oktober 1920 mit Wirkung vom 1, Januar 1921“ 


Die Gemeinden und Kreisverwaltungen des Freistaats 
Braunschweig haben sich zu einem erheblichen Teil an den 
Arbeitgeberverband der Kreise und Gemeinden der 
Provinz Sachsen und des Freistaats Anhalt angeschlossen. 
Damit gilt der Tarifvertrag, der im vorigen Jahr nur ais Ge- 
haltsteil auf der Grundlage des Reichsteiltarifes abge- 
schlossen wurde, auch für diese Bezirke. Die Verbindlich- 
erklärung erstreckt sich allerdings nur auf das Gebiet der 
Provinz Sachsen, mit Ausnahme des Regierungsbezirks 
Merseburg, so dass nicht dem Arbeitgeberverband anze- 
schlossene Gemeinden oder Kollegen, die unserer Organisation 
nicht angehören, in den neu angegliederten Gebieten auch 
keine Bezahlung nach dem Tarifvertrag beanspruchen 
können. Vor allen Dingen sind sie nicht in der Lage, das 
tariflicke Einigungssamt in Magdeburg anzurufen. 
Die Verhandlungen über einen Manteltarifve rtirag, zu 
dessen Abschluss sich der „Arbeitgeberverband der Kreise und 
Gemeinden der Provinz Sachsen und der Freistaaten Anhalt 
und Braunschweig“ grundsätzlich bereit erklärt hat, werden in 
nächster Zeit beginnen. Wie uns mitgeteilt wird, sollen auch 
bereits mit Gemeinden des Regierungsbezirks Han- 
nover Verhandlungen über ihren Beitritt zum Arbeitgeber- 
verband schweben. Im Interesse unserer Mitglieder müssen 
wir jedoch darauf aufmerksam machen, dass die dem Arbeit- 
geberverband neu beitretenden Gemeinden nicht ohne weiteres 
auch den Tarifvertrag des Arbeitgeberverbandes zur Anwen- 
dung bringen dürfen, sofern am Ort eine bessere tarifliche Re- 
gelung bereits besteht. 


Der Bezirksvertrag für den Reg.-Bez. Oppeln ist vom 
Arbeitgeberverband der oberschlesischen Kommunen am 14. Mai 
zum 30. Juni 1921 gekündigt worden. Der Arbeitzeber- 
verband betont ausdrücklich, dass er lediglich eine Ab- 
änderung des $ 6 Abs. 1 wünscht dahingehend, dass „an Stelle 
der 45stündigen wöchentliche Arbeitszeit eine 48stündige 
wöchentliche Arbeitszeit vereinbart wird“. Anderweitige Aende- 
rungen beabsichtigt er nicht vorzuschlagen. Fr erklärt, zu 
der Kündigung „gezwungen“ zu sein, nachdem gütliche Ver- 
handlungen über diesen Punkt von den Angestelltenorgani- 
sationen abgelehnt sind. 


Schwerin. Für die technischen Ratsangestellten der Stadt 
Schwerin ist ein Tarifvertrag abgeschlossen worden, der sich 
zwar an den Landestarif für die nichtständigen Angestellten 
des Freistaats Mecklenburg anlehut, aber wesentliche Verbesse- 
rungen aufweist, auch hinsichtlich der Eingruppierung, wobei 
zum Teil bis zu sechs Dienstiahren mehr angerechnet sind. Be- 
sonders bemerkenswert sind nachstehende Bestimmungen des 
Vertrages: 


$ 2. Die Feststellung, ob es sich um einen technisch en 
Angesteliten handelt, die Einreihung einzelner Angestellter 
in die Besoldungsgruppe und die Festsetzung des Dienst- 
alters bzw. die Bestimmung des Anfangsgehalts „er- 
folgt nach dem Vorschlag einer Bewertungskommission 
durch die städtischen Körperschaften. 

$ 3. Die Bewertungzskommission setzt sich zu- 
Sammen aus zwei Vertretern des Rats, drei Vertretern der Tech- 
niker und dem Vorgesetzten des betreffenden Technikers. 

Der Vorgesetzte ist beim Elektrizitätswerk, der Strassen- 
bahn, dem Wasserwerk der betreffende Direktor, beim Hoch- 
bau der Stadtbaumeister, beim Tiefbau der Stadtbaurat und 
beim Vermessungsfach der Stadtingenieur, 

Bei Stimmengleichheit ist das Resultat mit Angabe der 
Stimmenzahl dem Rat mitzuteilen. 

$ 4, Sämtliche Techniker erhalten neben dem durch 
den Tarif vorgesehenen Gehalt als Entschädigung für den 
MehrverbrauchanKleidung eine feststehende monat- 
liche Zulage (Bauzulage) von je 75 M. 

Die günstige Gestaltung des Vertrages — der übrigens neben 
der Unterschrift unseres Bundes auch die des Ortsaus- 
schusses der Faka trägt — ist ermöglicht worden durch 
die unermüdliche und verständnisvolle Mitarbeit des Stadtbau- 
meisters Hamann, der sich tatkräftig für die Kollegen ein- 
Setzte, 
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Aus dem Bunde ; 


Die Landesfachgruppen Staats- und Gemeindetechniker des 
Saargebiets haben in einer am 30. April stattgefundenen Sitzung 
die Zusammenlegung ihrer Landesausschüsse 
beschlossen, Der neugewählte Vorstand setzt sich nunmehr zu- 


sammen: 
Techn Stadtsekretäirc Berlin-Saarbrücken 
Architekt (Saar-Reg.) Simon- & 
Kreistechniker Naumann- „ 
Bausekretär Zimmer-Dudweiler 
Baupolizeitechniker Pilz-Saarlouis 
Techn. Stadtassistent Pieroth-Saarbrücken und 
Hochbautechniker Riedel-Saarbrücken, 


Eine Bezirkstagung der hessischen Gemeindetechniker fand 
am 17. April in Cassel statt. Kollege Heinz e- Berlin reie- 
rierte über die „Gründung der Faka und die freigewerkschaft- 
liche Beamtenbewegung“. In der Aussprache — an der sich 
als Gäste auch freigewerkschaftlich gesinnte Verwaltungs- 
beamte beteiligten — wurde nachdrücklichst betont, dass eine 
baldige Klärung des Verhältnisses der Verwaltungsbeamten 
zum A.D.G.B. und AfA-Bund unbedingt notwendig sei. — Zu 
Punkt 2: „Sperrgesetz und Besoldungsordnung“ berichtete 
Kollege Jordan- Frankfurt a. M. — Zum Schluss wurde ein 
Bezirksausschuss gewählt mit dem Sitz in Cassel; 
als Vorsitzender wurde Kollege Müntner- Cassel, Parkstr. 50, 
als Schriftführer Kollege Blanke-Cassel, Orleansstr. 38, be- 
stimmt. 


Eine Bezirkskonferenz der „Freigewerkschaftlichen Arbeits- 
gemeinschaft kommunaler Arbeitnehmerverbände“ (Faka) fand 
am 22. Mai d. J. in Düsseldorf statt. Auf dem Verbands- 


tage des „Verbandes deutscher Berufsfeuerwehrmänner” war 


der Wunsch nach einer solchen Konierenz im rheinisch-west- 
fälischen Industriegebiet laut geworden, weil: gerade hier der 
Fakabildung besonders auf seiten des „Deutschen Werkmeister- 
Verbandes“ und des „Verbandes deutscher Berufsieuerwehr- 
männer“. gewisse. Bedenken entgegenstanden. Achtundsechzig 
Vertreter aus Rheinland - Westfalen, Pialz und Hessen 
waren anwesend, ausserdem je ein Vorstandsmitglied der be- 
teiligten fünf Organisationen. Ferner war auch .der Zentralvor- 
stand des preussischan Kommunalbeamten-Verban- 
des sowie der Bezirksvorstand des Komba vom rheinisch- 
westfälischen Industriegebiet eingeladen, und zwar auf Wunsch 
des „Verbandes deutscher Berufsfeuerwehrmänner“, ‘da man 
hoffte, dass auch in diesen Kreisen das Interesse an der Ein- 
heit des Han d elns der verschiedenen Organisationen 
gegenüberder Städtevereinigung noch nicht völlig 
geschwunden sei. Der Komba hat aber die angebotene Ver- 
ständigungabgelehnt. Er war nichterschienen. 

Nach einem Referat des Geschäftsführers der Faka, Koilegen 
Händeler-Berlin, und eingehender Aussprache über Zweck 
undZiele der Faka wurde die nachstehende Entschliessung 
einstimmig angenommen: 


„Der Zentralausschuss der Faka wird aufgefordert, an die Gaustellen 


und Ortsgruppen der für die Fakabildung in Betracht kommenden Verbände 
des Industriegebietss und in Rheinland-Westfalen ein Rundschreiben zu er- 
lassen, in dem zur möglichst umgehenden Bildung der Bezirks- und 
Ortsausschüsse der Faka aufgefordert wird, um vor allem in den 
weiteren örtlichen Verhandlungen über die Besoldungsreform 
ein gemeinsames Zusammengehen der im AfA-Bund zusammen- 
geschlossenen Verbände zu sichern.“ 


Es kam zur Sprache, dass die Städtevereinigung des rhei- 
nisch-westfälischen Industriegebietess mit dem Komba _ allein 
Richtlinien über die Besoldungsordnung vereinbart haben soll, 
die nicht einmal den gerechten Wünschen der Verwatiungs- 
beamten entsprechen, viel weniger aber den Interessen der 
technischen Beamten. Die Sonderverhandlungen des 
Kamba mit der Städtevereinigung — an denen der Bund nicht 
beteiligt war — bedeuten also zweifellos einen Misserfolg 


des Komba auf der ganzen Linie, und wir dürfen mit Ge-. 
nugtuung feststellen, dass zu der Zeit des verflossenen „Ge - 


werkschaftsbundes der Kommunalbeamten und -Ange- 
stellten Preussens“ solche Misserfolge, die an eine Nieder- 
lage grenzen, nicht zu verzeichnen waren. — Dem Ge- 


werkschaftsbund wurde aber durch ‘das Verhalten des Komba, 


über das wiederholt an dieser Stelle berichtet wurde, das Grab 
gegraben. — Was nun der Komba in zentralen Verhandlungen 
mit der Städtevereinigung verdorben hat, muss durch ört- 
liche Verhandlungen wieder ausgeglichen werden. Es liegt 
jetzt im dringendsten Interesse aller technisch und handwerks- 
mässig vorgebildeten Beamten, mit allen zur Verfügung stehen- 
den Mitteln auf die örtlichen Verhandlungen einzuwirken. — 
Die von der Städtevereinigung im Einvernehmen mit dem Komba 
beschlossenen „Richtlinien“ sind keine bindenden Vor- 
schriften für die einzelnen Städte, so dass durch inten- 
sive Arbeit .an den einzelnen Orten der durch: die schwache 
Haltung des Komba verursachte Misserfolg noch ausgeglichen 
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werden kann. — Die Konferenz war sich darüber ei dass 
dieses Ziel von’ den einzelnen Verbänden natürlich nicht erreicht 
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nig, dass 


werden kann, sondern dass es dazu der geschlossenen 
Haltung aller in der Faka vereinigten Organi- 
sationen bedarf. — Die sämtlichen Fakaverbände ver- 


pflichteten sich deshalb, sofort an allen Orten — wo 6S 


nicht schon geschehen — die Ortsausschüsse der 
Faka ins Leben zu rufen. — Der Ortsausschuss hat ie 
einen Referenten für Arbeiter-, Angestellten- 
und Beamtenfragen zu bestellen. u ee 
Nach Bildung der Ortsausschüsse haben diese den Stadt- 
verwaltungen sofort Mitteilung von ihrer Gründung zu machen 
und örtliche Verhandlungen zu verlangen. — Um etwaigen Ein- 
wänden der Gemeindeverwaltungen entgegenzutreten, dass die 
Faka, weil sie neben den Beamten auch Hilfsangestellte und 


Arbeiter organisiere, bei der Besoldungsordnung nicht als Ver. n 


handlungsfaktor in Betracht käme, wird empfohlen, alle: Schritte 
für die Beamten unter der Bezeichnung „Faka, Beamten- 


gruppe“ zu unternehmen und ausserdem noch die Namen der- 


jenigen Verbände hinzuzufügen, die am Orte Beamte oder 
Dauerangestellte organisiert haben. Zee 

Ueberall dort, wo die örtliche Fakabildung nicht zustande 
kommen sollte, muss von unserem Bunde allein vorgegangen 







werden, um unbedingt wenigstens die Zulassung unserer Orga- 


nisation zu den örtlichen Verhandlungen zu erreichen. Unser 
Bund hat im „Deutschen Beamtenbund“ an führender Stelle beim 
Zustandekommen der Besoldungsordnungen für Reich und Staat 
mitgewirkt. Auf Grund der Ausführungsanweisungen des Mi- 
nisters des Innern vom 6. Oktober 1920 zu dem Gesetz vom 
8. Juli 1920 betr. „Vorläufige Regelung verschiedener Punkte des 
Gemeindebeamtenrechts“ (siehe Rundschr. Nr. 1 der Landesfach- 
gruppe vom 20. Oktober 1920) ist nach $ 1 Abs. 5 bei Regelung 
der Besoldungsordnungen der Kommunalverwaltungen die Orga- 
nisation in allen Fällen zu hören, wenn sie es wünscht. 


— Es kommt hinzu, dass auf Grund der Artikel 130 und 159 


der Reichsverfassung allen Beamten die „Vereinigungsfrei- 
-heit“ gewährleistet ist. Wenn aber eine Gemeindeverwaitung 
unsere Vertreter: bei- den Besoldungsverhandlungen ausschliesst 
"und einseitig mit dem Komba verhandelt, übt sie einen Organi- 
sationszwang aus, indem sie die technischen Beamten und An- 
gestellten, die in unserem Bunde organisiert sind, indirekt zwingt, 


dem Komba beizutreten. Ein solches Verhalten würde einem 


Verstoss gegen die Verfassung gleichkommen. 
Von der Bildung der Ortsausschüsse der Faka Ist der Zen- 


tralleitung der Faka in Berlin NW52, Werftstr. 7, 


alsbald Mitteilung zu machen, die auch über alle sonsti- 
gen örtlichen Vorgänge auf dem laufenden gehalten werden 


muss. Zu den angesetzten Verhandlungen mit den Gemeinde- 


verwaltungen empfiehlt es sich, Vertreter unserer Gauleitungen 
zur Unterstützung hinzuzuziehen. ur SE 


Die Konierenz wählte zum Schluss eine Kommission, die die 


Gründung der Bezirksausschüsse der Faka in Rheinland-West- 


falen in die Hand zu nehmen hat. Ihr gehören an Gorbracht- 
Düsseldorf (Staats- und Gemeindearbeiter-Verband), Koch- 


Barmen (Zentralverband der Angestellten), Wegertbofi- 


Elberfeld (Feuerwehr-Verb.), Pohlmann-Düsseldorf (Werk- _ 


meister-Verband) und Schweisfurth-Elberfeld (Butab). 


Von unserer Gauverwaltung Rheinland-Westfalen wird uns - 


zu dem vorstehenden Berichte mitgeteilt, dass in ihrem Be- 


reiche mit der Bildung der Ortsausschüsse der Faka bereits 
begonnen wurde. In einer Stadt des rheinisch-westfälischen 


Industriegebietes sollen bei Bildung des Ortsausschusses deshalb 


Schwierigkeiten entstanden sein, weil der Ortsvorsitzerde einer 
der angeschlossenen Verbände sich öffentlich als „Gegner des 


Berufsbeamtentums“ ausgesprochen haben soll. _ Wenn die 


. 


Aeusserung auch nur die Wiedergabe einer persönlichen 
Anschauung ist, so halten wir es doch für erforderlich, diese 
Anschauung aufs schärfste zu bekämpfen. Der örtlichen Faka- 
bildung entstehen ‘durch solche Aeusserungen die grössten 
Schwierigkeiten. Wenn in solchen Fällen die Ortsverwaltung 
des betr. Verbandes nicht unzweideutige Massnahmen gegen 
derartige Aeusserungen unternimmt, können wir unseren Kolle- 
gen selbstverständlich nicht zumuten, mit diesem Verbande am 
Orte eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden. Wir bitten, Vor- 
kommnisse dieser Art sofort den zuständigen Gaugeschäftsstellen 


und der Zentralleitung der Faka in Berlin ausführlich zu be 


richten, damit entsprechend bei den Zentralvorständen einge- 


griffen werden kann. Ueber unsere Stellung zum Be- 


meindebeamten“ ausführlich geschrieben. Der Artikel ist auch 


-in Nr. 1 des an die Funktionäre versandten „Mitteilungsblatts 


der Faka“ zum Abdruck gelangt und dadurch programmatisch 
für alle der „Faka“ angeschlossenen Organisationen geworden 
Selbstverständlich muss von den örtlichen Organen erwartet 
gern, dass sie sich gleichfalls diese Ausführungen zu eigen 
machen. ET: a 
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-rufsbeamtentum haben wir in Nr. 9 des „Techn. Ge- 
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Nummer 18 


Die neue Besoldungsordnung des ‚Komba‘ 
für das rhein.-westfälischeIndustriegebiet 


Der Bezirksausschuss des Komba im R. W. I. hat in 
monatelangen Beratungen — unter Ausschluss unseres 
Bundes sowie des Werkmeisterverbandes — mit der Ver- 
einigung der Städte und Gemeinden des R. W. I. über eine 
neue Besoldungsordnung verhandelt. ' Die Verhandlungen 
kamen am 28. Mai zum Abschluss. Man hat jedoch 14 Tage 
gebraucht, um das vorliegende Ergebnis herauszubringen. Wir 
gehen wohl nicht fehl, wenn wir annehmen, dass der 
„glänzende“ Abschluss mit Ursache der Verzögerung gewesen 
ist. Um so mehr wollen wir jetzt bestrebt sein, dieses vom 
Komba so lange gehütete Geheimnis in die Kreise unserer 
Mitglieder -hineinzutragen. Die Vereinigung der Städte und 
Gemeinden des R. W. I. ist mit Hilfe des Komba zurzeit pe- 
müht, die beschleumigte Anmahme 4des Ergebnisses 
durch die Stadtverordnetenversammlungen zu erreichen, be- 
vor die  Beamtenschaft eingehend dazu 
Stellung genommen hat. Letzteres ist aber um so 
mehr notwendig, als nicht nur unsere Mitglieder, die an 
den Verhandlungen nicht- beteiligt waren, fordern müssen, dass 
sie dazu Stellung nehmen können, sondern auch die Ver- 
waltungsbeamten bisher nicht Gelegenheit hatten, 
an Hand des Verhandlungsergebnisses sich über die Wirkung 
der Annahme klar zu werden. Die Komba-Führer haben 
ohne Vorbehalt das Verhandlungsergebnis unter- 
schrieben, d. bh, ohne den gewerkschaftlicken 
Brauch zu wahren, vor dem Abschluss ihre Mit- 
glieder unter Vorlage des Verhandlungsergebnisses ab- 
stimmen zu lassen. Dieses ist um so bedauerlicher, 
als der Verhandlungsausschuss’ der Städte vereinigung mit 
gutem Beispiel vorangegangen ist und in der letzten Sitzung 
erklärt hat, dass zu den getroffenen Vereinbarungen noch die 
Zustimmung der Vollversammlung der Stääte- 
vereinigung einzuholen sei. Diese Zustimmug ist auch vor 
Abgabe der endgültigen Unterschrift bei der Vollversammlung 


der Städtevereinigung am 21. Mai eingeholt worden. Dem- 
gegenüber ist festzustellen, dass der grösste Teil der 
Mitglieder des Komba heute noch uninformiert ist. Eben- 


so hat auch — leider — der Bezirksleiter des Verbandes 
Deutscher Berufsfeuerwehrmänner des. rheinisch-westfälischen 
Industriegebietes gehandelt, der gemeinschaftlich 
mit dem Komba den früheren Gewerkschaftsbund wieder 
aufleben liess, um nach aussenhin den Eindruck zu erwecken, 
‚als ob die gesamte Kommunalbeamtenschaft wieder zu ein- 
heitlichem Handeln zusammengeschlossen sei, trotzdem nur eine 
knappe Mehrheit seiner Mitglieder im R. W. I. hinter ihm 
steht und ganze ÖOrtsgruppen, wie Dortmund und Elberfeld, 
ihm die Gefolgschaft versagten. Durch diesen neuen. so- 
genannten Gewerkschaftsbund, in : dessen Verhandlungs- 
kommission für die Erledigung der Besoldungsordnung als 
Vertreter der Komba-Techniker technischer Stadtsekretär 
Zimmermann aus Essen mitgewirkt hat. ist die neue Be- 
soldungsordnung zustande gekommen. 

Die zur Faka gehörenden Organisationen, die Kommimnal- 
beamte und Dauerangestellte organisiert haben, hatten von 
Anfang an an die Städtevereinigung den Antrag gestellt, zu 
Verhandlungen hinzugezogen zu werden. Die Städtevereinigung 
hat diese Zulassung abgelehnt und in Aussicht gestellt, 
nach Abschlüss mit dem Komba in eine Sonder- 
verhandiung einzutreten, auf die wir nach dem erfolgten Ab- 
schluss natürlich keinen Wert mehr legen. Eine gesetz- 
liche Handhabe, unsere Hinzuziehung zu verlangen, war nicht 
gegeben, da die Städtevereinigung eine lose private Vereinigung 
ist, auf die die Aufsichtsbehörden keinen Einfluss haben. Anders 
steht es jedoch jetzt mit der beabsichtigten Einbringung der 
Vorlage «der einzelnen Sadtverwaltungen an die 
Stadtverordnetenversammlungen. Hier müssen wir unter allen 
Umständen verlangen, dass den gesetzlichen Bestim- 
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mungen entsprochen wird. Wir ersuchen daher unsere 
Gruppen an den einzelnen Orten, sich sofort unter Berufung 
auf das „Preussische Gesetz vom 8. Juli 1920 betr. vorläufige 
Regelung verschiedener Punkte des Gemeindebeamtenrechts“ 
und der hierzu ergangenen Ausführungsbestimmungen ' des 
Ministers des Innern vom 6. Oktober 1920 (Gesetzsammlung 
Seite 383) — siehe Rundschreiben vom 20. Oktober 1920 der 
Landesfachgruppe Kommunaltechniker — schriftlich an 
ihre Stadtverwaltungen zu wenden und örtliche Ver- 
handlungen zu fordern. da nach dem vorstehend er- 
wähnten Gesetz vor Abschluss von Besoldungsordnungen 
die in Frage kommenden Organisationen in allen Fällen zw 
hören sind, wenn sie es wünschen. 

Der Komba, der seine Forderungen nach der eigenen 
Mitwirkung bei den Besoldungsverhandlungen mit dem vor- 
stehenden Gesetz begründete, hat aber trotzdem unter der 
Flagge des neuen, sogenannten Gewerkschaftsbundes. die Zu- 
ziehung unserer Organisationen hintertrieben. Für 
sich selbst nimmt der Komba Gesetz und Verfassung in 
Anspruch, um "aber im gleichen Atemzuge unskren Or- 
ganisationen die verfassungsmässigen und gesetzlichen Rechte 
abzusprechen. Wir haben den Eindruck, dass die neue 
Besoldungsordnung unter einer bewussten Irreführung 
seitens der Komba mit der Städtevereinigung zustande ge- 
kommen ist. Die Städtevereinigung hätte sich wahrscheinlich 
zu Verhandlungen mit diesem neuen Gewerkschaftsbund nicht 
bereitgefunden, wenn sie geahnt hätte, welche Schwierigkeiten 
hinterher dadurch entstehen, dass zu den Beratungen nicht 
alle Verbände hinzugezogen wurden, die die Verhandlungen 
zefordert haben und verfassungsmässig und gesetzlich Mit- 
wirkung beanspruchen können. Sollten nun einzelne Städte 
ihre DBesoldungsordnungen ohne unsere Hinzuziehung be- 
schliessen, trotzdem unsere Gruppen dagegen vorgegangen 
sind, dann muss von den Organisationen sofort Einspruch bei 
dem Regierungspräsidenten und, falls dies nicht wirken ssilte, 
bei dem Minister des Innern erhoben werden. Wo Gruppen 
mehrerer Verbände, die der Faka angehören, örtlich in Frage 
kommen, ist ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen. Falls 
die Fakabildung am Orte durchgeführt ist, ist der Orts- 
ausschuss der Faka dazu verpflichtet. Wo ein Orts- 
ausschuss noch nicht besteht, ist durch Bildung eines vor- 
läufigen Ausschusses vorzugehen. 

Wir fordern unsere Zulassung zu Verhandlungen nicht nur 
des Prinzips willen, sondern hauptsächlich deshalb, weil die 
neuen Vereinbarungen zwischen Komba und Städtevereinigung 
besonders den Berufen, die wir organisieren, auch 
nicht annähernd Rechnung getragen haben. 
Unsere Gruppen laufen bereits alle Sturm gegen diese neue 
Besoldungsordnung. In vielen Städten haben auch die 
Komba-Mitglieder das unzulängliche dieser . Be- 
soldungsordnung erkannt und herausgefunden, dass die grosse 
Masse der Beamten und Angestellten kein Interesse an der 
Durchführung des Abschlusses hat, weil sie nicht besser 
wie bisher, sondern zum Teil schlechter gestellt worden 
sind. Ausserdem würden neu eintretende Beamten in Zukunft 
gegenüber bisher erheblich benachteiligt werden. 


Auch die Verwaltungsbeamten werden all- 
mählich erkennen müssen, ‘wie notwendig eine straffe, 
freigewerkschaftliche Organisation ist, 


Gerade diese Vorgänge haben aber auch wieder den Beweis 
erbracht, dass die richtige Organisationsfiorm die Berwvis- 
organisation ist und nicht die Betriebsorganisation, die 
nicht in der Lage ist, mit der erforderlichen Sachkenntnis für 
die Interessen der einzelnen Berufe einzutreten. 


Die „Musterbesoldungsordnung“ selbst enthält nun fast 
in- jedem Paragraphen Bestimmungen, die gezen- 
über den bestehenden Verhältnissen geradezu eine Ver- 


schlechterung bedeuten, so dass es eigentlich unverständ- 
lich ist, weshalb dieser neue „Gewerkschaftsbund“ nicht lieber 
auf die Unterschrift verzichtet hat. um die Re- 
gelung lieber örtlichen Verhandlungen zu überlassen. — 
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So enthält $ 3 die Bestimmung, dass die Anstellung und Be- 
soldung in Gruppe 7 in Zukunft abhängig zemacht wird 
von dem Bestehen der Fachprüfung. Dazu bestimmt 
eine Fussnote: 

„Die vorstehenden Vorschriften finden auch Anwendung auf kauf- 
männische und technische Beamte und Angestellte, auf die technischen 
Beamteı mit der Massgabe, dass an die Stelle der Fachprüfung die Ab- 
gangsprüfung der Baugewerk- oder Maschinenbauschule oder, 
soweit diese nichtin Frage kommt, eine gleichwertige und verwaltungs- 
seitig als solche anerkannte Prüfung zu {reten hat.“ 

Dieser Absatz ist in dieser Form gänzlich unzu- 
zseichend. Es müssen mit den Verwaltungen Vereinbarungen 
getroifen werden, durch die eine Auslegung dieses Ab- 
satzes unzweideutig feststeht und welche Beamten- 
gruppen sich dieser Prüfung zu unterziehen haben. Dabei 

ind. die Ausbildungsgelegenheiten, die neben Bau- und 
Maschinenbauschule für alle Nichtverwaltungsbeamten bestehen, 
zu berücksichtigen, da ausser den Technikern (z. B. Ver- 
messungstechniker, Gartenbautechniker) auch noch die Kauf- 
leute, Bankbeamte; Werkmeister, Feuertwehrmänner usw, jn 
Frage kommen können. — In $ 9 wird dem Magistrat (Bürger- 
meister) — also dem Arbeitgeber — die endgültige 
Entscheidung über die Festsetzung der Beträge für 
Dienstwohnung und sonstige Naturalbezüge übertragen. — 

Eine wesentliche Verschlechterung besonders für 
die Techniker bedeutet aber die schematisch aus der Staats- 
besoldungsordnung übernommene Bestimmung über die Be- 
rechnung des Besoldungsdienstalters in $ 10 Abs. 4: 

„Wie weit sonst in einzelnen Fällen die Dienstzeit in einem anderen 
Zweige des Gemeindedienstes, in anderer öffentlicher Verwaltung oder 
die Zeit einer für die kommunale Berufstätigkeit nutzbringenden Beschäftigung 
ausserhalb des Beamten- oder Angestelltenverhältnisses zur Vermeidung von 
Härten auf das Besoldungsdienstalter angerechnet werden kann, bedarf be- 
sonderer Festsetzung. 

Die Anrechnung der in privatem Dienst verbrachten Zeit auf das 
Besoldungsdienstalter darf die Hälfte der Gesamtaufrückungszeit der 
Besoldungsgruppe nicht übersteigen, in der der Beamte oder An- 
gestellte planmässig angestellt wird. Darüber hinaus sind in besonders 
gearteten Fällen Ausnahmen zulässig. 

Die Anrechnung bis zur „Hälfte der Gesamtaufrückungs- 
zeit‘ — d. h. bis höchstens zu acht Jahren — ist für die 
Techniker eine ganz unzulängliche Regelung Es muss 
bei den örtlichen Verhandlungen mit allem Nachdruck darauf 
hingewirkt werden, dass die frühere Berufstätigkeit voll zur 
Anrechnung gelangt, da die Stadtverwaltung ja aus den in 
früheren Stellungen gesammelten Berufserfahrungen Nutzen 
zieht. — In $ 19 wird der Magistrat (Bürger- 
meister) zum Erlass von Ausführungsbestimmungen er- 
mächtigt, ohne dass hierbei eine Mitwirkung des Beamten- 
ausschusses vorgesehen ist. 

Zum „Besoldungsplan“ ist zw bemerken. dass er 
wieder nach Titulaturen aufgebaut ist und nicht nach den 
von uns geiorderten Grundsätzen der Berufs bezeichnune, 
Durch die Titulaturen, wie sie in dieser Besoldungsordzung 
nach dem staatlichen Muster festgesetzt sind. haben alle auf 
Grund der Besoldungsordnung neu anzustellenden Beamten 
wesentliche Verschlechterungen zu erwarten. 
Während ietzt z. B. schon alle vorhandenen Boten min- 
destens in Gruppe 3 eingereiht sind, bekommen nunmehr die 
Boten den Titel Stadt- und Amtswachtmeister, verblejben 
aber in Gruppe 3, ja, Sie können sogar als Stadt- und Amts- 
boten in Gruppe 2 eingereiht werden. Die Wächter und 
Wärter müssen aus Gruppe 1 verschwinden, da Beamte mit 
derartig niedrigen Gehältern überhaupt ‚unmöglich und zuch 
heute bei keiner Siadt mehr vorhanden sind. Es besteht jedoch 
die Gefahr, dass in Zukunft, falls derartige Benennungen vor- 
genommen werden, auch entsprechende Einreihungen erfolgen. 
Von Gruppe 6abwärts wird die später anzustellende 
Beamtenschaft in allen Gruppen um 1-2 Stufen schlecsh- 
ter gestellt, als es bei den bisher angestellten Beamten der 
Fall war. Für die vorhandenen Beamten ist 
Stufen überhaupt keine Verbesserung zu erwarten, 
Die Techniker müssen vor allen Dingen an den Berüfs- 
bezeichnungen festhalten, wie sie zwischen den technischen 
Dezernenten der grossen Städte des rheinisch-westfälischen In- 
dustriegebietes und den Vertretern der gesamten Tech- 
nikerschaft am 29. Januar 1921 in Düsseldorf festzeleet worden 
sind. Diese Richtlinien sind in Nr. 9 des „Technischen Ge- 
meindebeamten“ vom 4. März 1921 abgedruckt. Sie sind durch 
ein Schreiben des Herrn Beigeordneten Geusen aus Düssel- 
dorf im Auftrage der technischen Dezernenten der grossen 
Städte des rheinisch-westfälischen Industriegebiets vom 14. Fe- 
bruar 1921 dem Vorsitzenden der Städtevereinizung, Herrn 
Oberbürgermeister Dr. Luther, Essen, zur Annahme empichien 
worden. Dem Vertreterder TechnikerdesKomba 
war es noch nicht einmal möglich, diese For- 
derungen durchzusetzen, obwohl auch :-die Komiba- 
Techniker sich seinerzeit auf diese Richtlinien geeinigt hatten. 


“Wir 


lichen Regelung der Beamtenbesoldung vom 21. 


in diesen | 


Y Yo Zu en Fe m P” Eee Br Some 
ERENTO TEINEHTENTE 
r er, »% a, ve F 2 


Nr. 38°. - 


Alles in allem hat die Eigenbrötelei des Komba, 
der so ungewerkschaftlich Organisationsstreitigkeiten vor dem 
Arbeitgeber zum Austrag brachte, herrliche Früchte getragen. 
Kein Wunder, dass die letzte Komba-Rundschau Nr. 26 sich nur 
in geheimnisvollen Andeutungen über „vertrauliche Mitteilun- 
gen“ ergeht, die den Orts- und Kreisgruppen des R. W. J. die 
„Erläuterungen und Anleitungen für die örtliche Durchführung‘ 
geben sollen. ‘Wir verstehen vollkommen die „naheliegenden 
Gründe“, die ein näheres Eingehen: auf „Einzelheiten“ dem Komba 
die offene Stellungnahme in der „Rundschau“ verbieten. 
hätten allen Grund, uns üßer das unheimliche 
Fiasko des Kompba bei dieser Besoldungsordnung, das 
er selbst verschuldet hat, weidlich zu freuen, wenn nicht die 
Angelegerheit im Interesse unserer Kollegen so bitter ernst wäre. 
Wir sind ja glücklicherweise nicht gebunden wie der Komba, 
der jetzi seinen Ortsgruppen zu allem Schaden auch noch 
empfiehlt, diese „Musterordnung“ unverändert dvwrch- 
zusetzen und Abänderungen nicht zuzustimmen. Wir 
haben im Gegenteil alle Veranlassung, jetzt in vollster 
Deffentlichkeit unseren entschiedensten Protest geltend 
zu machen und mit allen Mitteln eine bessere Gestaltung 
der Besoldungsordnung durchzusetzen. Wir werden auch dahin 
wirken müssen, dass der in Nebenbestimmung VII vorgesehene 
„Gutachterausschuss“ nicht etwa Privileg des Komba wird, 
sondern dass die am Streitiall beteiligte Gewcrk- 
schaft auch die Beisitzer stellt. 
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Ausführung des Besoldungssperrgeseizes. Im Ministerial- 
blatt für die Preussische Innere Verwaltung Nr. 7 vom 1. uni 
1921 ist nachstehende Bekanntmachung veröffentlicht: 


- „Der Herr Reichsministerder Finanzen hat in 
Ausführung des Reichsgesetzes zur Sicherung einer einheit- 
Dezember 
1920 (R.G.B!. S. 2117) das in Abdruck beilolgende Rundschreiben 
an die Landesregierungen vom 27. April ıd. J. — IB. 55 306 — 
erlassen, das ich hiermit zur gefl. Kenntnisnahme und Beachtung 
mitteile. Durch die im ersten Absatz dieses Rundschreibens 
gegebene Auslegung des Reichsgesetzes ändert sich entspre- 
chend die Ausführungsanweisung vom 6. Oktober 
1920 (M.Bl. S. 359) zu $ 1, Abs. 1-3 ‘des Gesetzes vom 
8. Juli 1920 (GS. S. 383), hinsichtlich des dort über die Zu- 
grundelegung des Ortszuschlags bei der Berechnung des 
Ruhegehalts Bemerkten. 


Berlin, den 17. Mai 1921. iV a. I. 380. 
Der Minister des Innern. i 
L.VGRreund. 
An die Ober- und Rexierungspräsidenten. N 
% 


Es ist mir wiederholt zur Kenntuis gelangt, daß in Vor- 
schriften der Gemeinden und sonstigen öffentlichen 
Körperschaften über Regelung der Wartegelder, 
Pensionen und Hinterbliebenenbezüge neben 
dem ‘Grundgehalt der tatsächlich bezogene Ortszuschlag 
— nicht wie bei Reichs- und Landesbeamten der Durch- 
schnitt des Ortszuschlages der fünf Ortsklassen — bei der 
Berechnung der Pension usw. berücksichtigt wird. Das bedeutet, 
soweit die Ortsklassen A und B in Frage kommen, eine günsti- 
gere Regelung im Sinne des $ 1, Absatz 1, im Zusammenhange 
mit $$ 2 und 13 des Besoldungsgesetzes (vom 30. April 1920), 

Ich beehre mich, dies unter Beziehung auf $ 9 B. SP.G. 
(vom 21. 12. 20) zur Kenntnis der Regierungen der Lähder zu 
bringen. u 

Aus verschiedenen hierher gelangten Mitteilungen habe 
ich ferner ersehen, daß die von den Gemeinden und sonstigen 
öffentlichen Körperschaften vorgenommene Einreihung 
ihrer Beamten von den staatlichen Aufsichtsbe- 
hörden wnter der Begründung abxzeändert worden ist, 
daß die Gemeinde- usw. Beamten im Vergleich zu angeblich 
gleichartigen Landesbeamten zu niedrig eingestuft seien. 
So ist in mehreren Fällen die Einreihung von Gemeindesekretä- 
ren kleiner Gemeinden, die nur im Besitze der Volksschul- 
bildung sind und zur Erlangung ihrer Anstellungsfähigkeit 
keinerlei Prüfung abeeleet haben, in die Gruppe VI 
deshalb als zu niedrig beanstandet worden, „weil auch die 
Sekretäre der staatlichen Behörden in die Gruppe VII eingewie- 
sen worden seien.“ Das gibt mir Veranlassung, darauf hinzu- 
weisen, daß für die Aufsichtsbehörde bei der Einreihung von 
Gemeinde- usw, Beaniten nicht die bisherige Amts- 
bezeichnung als Vergieichsmaßstab zugrunde gelegt wer- 
den darf. Für die Beurteilung der Gleichwertiekeit von Ge- 
meindebeamten einerseits und Reichs- oder Landesbeamten an- 
dererseits muß vielmehr in erster Linie die Art, die Schwierig- 


u 











Nr. 18 
keit und Verantwortlichkeit des Amts unter besonderer 
Berücksichtigung der hierfür geforderten 


Vor- und Ausbildung, der nachzuweisenden 
Prüfungen sowie der beruflichen Fortbildung 
von ausschlaggebender Bedeutung sein. 

Diese Gesichtspunkte werden von den Aufsichtsbehörden 
bei der Nachprüfung der Besoldungsordnungen der Gemeinden 
und öffentlichen Körperschaften sorgfältig gerenein- 
anderabgewogen werden müssen. Es wird Fälle.geben, 
in denen Beamtengattungen trotz verschiedener Vor- 
bildung gleich zu werten sind, weil de zleichen 
dienstlichen Anforderungen an sie gestellt wer- 
den. Es kann aber umgekehrt auch Beamtengattungen xeben, 
die hinsichtlich der Art, Schwierigkeit und Verantwortlichkeit 
des Amts vergleichbar sind, trotzdem aber verschieden bew£r- 
tet werden müssen, weil von der einen Gattung eine wesentlich 
schwierigtre, längere und kostspieligere 
Ausbildung verlangt worden ist, Jedenfalls ist die An- 
sicht, daß alle bisherigen Sekretäre in die Gruppe VII einzu- 
gliedern seien, unmöglich. Die Gruppe VII ist — mit der aus 
der Anmerkung 1 zur Anlage 1 ersichtlichen Uebergangsmaß- 
nahme — grundsätzlich nur die Stelle der doppelt 
geprüften und der aus einer besonders schweren 
Prüfung großen Fachprüfung erster Klasse) 
hervorgegangenenSekretäreund Obersekre- 
täre. 

Zur Vermeidung fortgesetzter unerwünschter Berufungen 
dari ich ergebenst anheimsteilen, die Aufsichtsbehörden auf vor- 
siehende Punkte hinzuweisen. 


Berlin, den 27. April 1921. 
I. B. 55 306. 


Der Reichsminister der Finanzen 
l. A.: (Unterschrift). 


An die Regierungen der Länder.“ 
* 
* 


Wenn auch mit diesem Erlaß klar zum Ausdruck gebracht 
ist, daß die geprüften Mittelschultechniker — denen wohl 
miemand abstreiten wird, daß sie eine „besonders 
schwere Prüfung“ abgelegt haben — ihre Eingangs- 
stellung. in Gruppe VII (sieben) der Besoldungsordnung 
haben, so muß doch gegen den Geist des Erlasses entschieden 
Einspruch erhoben werden, da er jede Bewertung der prak- 
tischen Leistung und Erfahrung unterbindet und 
die Eingruppierung ausschließlich von der „Vorbildune“ und 
den abeelerten „Prüfungen“ abhäneig macht, 


*% 


Ein wichtiger Erlass des preussischen Ministers des Innern 
zum Gesetz vom 8. Juli 1920. Nachdem durch den Erlass vom 
25. Februar 1921 Val. 20 — (s.Nr.13 des „Techn. Gemeinde- 
beamten“) festgestellt war, dass das neue Preussische Beamten- 
diensteinkommensgesetz vom 17. Dezember 1920 auch auf die 
Kommimalbeamten und -angestellten Anwendung zu finden hat, 
sind verschiedentlichStädte und Gemeinden dennoch nicht an 
eine Neuregelung der Besoldungsordnungen heran 
getreten mit der Begründung, dass zunächst die preussischen 
Ausführungsbestimmungen zum Besoldungssperr- 
gesetz des Reiches abgewartet werden müssten. Auch haben 
sich einzelne Kommunalaufsichtsbehörden auf den 
Standpunkt gestellt, dass sie für eine Genehmigung der auf 
Grund des Gesetzes vom 17. Dezember 1920 abgeänderten 
oder neu aufgestellten Besoldungsordnungen nicht zustän- 
dig seien, da ihnen nach $ 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 8, Juli 
1920 nur die erstmaligen Besoldungsvorschriften vorzu- 
legen seien. 

Der nachstehend abgedruckte Erlass — den wir Nr. 25 der 
„Rundschau für Kommunalbeamte“ entnehmen — beseitigt 
nunmehr auch diese Zweifel und bestimmt gleichzeitig, welche 
Behörde zur Genehmigung im Sinne des $ 9 Abs. 1 des 
Besoldungssperrg’esetzes vom 21. Dezember 1920 zu- 
stnädig ist. 

Der Minister des Innern. 
IVa. 1. 375, Berlin, den 15. Mai 1921. 

Auf ergänzende Nachtragsbeschlüsse der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, durch welche die auf Grund des Gesetzes vom 8. Juli 1920 
(Gesetzsamml. S. 383) erlassenen Besoldungsvorschriften mit den Grundsätzen 
des Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 17. Dezember 1920 (Gesetzsamml. 
1921, S. 135) in Einklang gebracht werden, wobei übrigens die Vor- 
schriften des Reichsgesetzes zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der 
Beamtenbesoldung vom 21. Dezember 1921 (R.G.Bl. S. 2117) in sachlicher 
Hinsiht mit zu beachten und anzuwenden sind, haben die Verfahrvor- 
schriften des $ 2 Abs. 2ff des Gesetzes vom 8. Juli 1920 Anwendung zu 
finden, da derartige Ergänzungsbeschlüsse keine „neuen Vorschriften“, 
„Neuregelungen“ oder „Abänderungen“ im Sinne der 88 9, 3 des Reichs- 
gesetzes vom, 21. Dezember 1920 (Sperrgesetz, d. Red.) darstellen. 

Dagegen sind Beschlüsse, bei denen es sich um neue Besoldungsvor- 
schriften, Neuregelungen oder Abänderungen im Sinne dieser reichsgesetz- 
lichen Vorschriften handelt, sofern nicht die kestehenden Gesetze ein anderes 
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Verfahren oder andere Zuständigkeiten für die Genehmigung vorschreiben, zur 
Erteilurg der nach $ 9 Abs. 1 des Reichsgesetzes vom 21. Dezember 1920 
erforderlichen Genehmigung der zuständigen Aufsichtsbehörde vorzu- 
legen, die für diese Fälle als Genchmi gungsbehörde hiermit 
bestimmt wird, f 

Zu der im zweiten Absatz des Berichtes aufgeworfenen Frage bemerke 
ich, dass die Nachprüfung der auf Grund des Gesetzes vom &. Je 1920 
beschlossenen Besoldungsordnungen auf ihre Uebereinstimmung mit den Grund- 
sätzen des Beamtendiensteinkommengesetzes vom 17. Dezember 1920 auch 
dann Aufgabe der Gemeinden usw. ist, wenn die Besoldungs- 
ordnungen in einem Einspruchsverfahren gemäss & 2 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 8, Juli 1920 festgesetzt worden sind. N ötigenfalls 
haben die Aufsichtsbehörden darauf hinzuwirken, 
dass solche Nachprüfung stattfindetund entsprechende 
ergänzende Nachtragsbeschlüsse gefasst werden. 


In Vertretung: Freund, 


Besonders der letzte Absatz des Erlasses ist für uns von 
Wichtigkeit, da in demselben eindeutig ausgesprochen ist, dass 
die Nachprüfung der im vorigen Herbst aufgestellten Be- 
soldungsordnungen nunmehr auf Grund des Besoldungsgesetzes 
vom 17. Dezember 1921 in Angriff genommen werden muss, 


Ein Gesetzentwurf zur vorläufigen Regelung der Gemeinde- 
beamtenbesoldung im Staat Thüringen ist zurzeit im Thüringi- 
scher Ministerium des Innern in Bearbeitung. Der Gesetz- 
entwurf lehnt sich im wesentlichen an das preußische Gesetz 
vom 8. Juli v. J. an. In der Begründung heißt es. daß die 
Klagen der Gemeindebeamten über zu schlechte Besoldun« 
darauf beruhen: „daß die zurzeit im den Thürinzischen Gemein- 
den geltenden Vorschriften unzulänglich sind, indem sie 
den Gemeindeveriretungen bei der Festsetzung der Besoldung 
der Gemeindebeamten fast völlig freie Hand lassen.“ 
Also auch das Thüringische Staatsministerium hat eingesehen, 
daß es notwendig ist, die Gemeinden zu einer anzemessenen 
Bezahlung ihrer Beamten durch ein Gesetz zu veranlassen. 
Es will daher, ebenso wie in Preußen, die Gemeinden ver- 
pflichten, ihre Beamten mindestens ebenso zu bezahlen, 
wie die gleichartigen Staatsbeamten. Unser 
Landesausschuß hat zum Gesetzentwurf am 18. 5. dem Mini- 
sterium als Zusatz zu $ 3 (Einrcihung in die Besoldungsgruppen) 
vorgeschlagen: „Sie erfolgt auf Grund der tatsächlichen 
Arbeitsleistung und nicht nach der Bezeichnung oder 
dem Titel des Beamten.“ Ueber die weiteren Verhandlungen 
werden wir berichten. 


Die Beamtenausschusswahlen der Stadt Halfe, über die 
wir bereits in Nr. 17 des „Technischen Gemeindebeamten“ be- 
richteten, haben zu einem noch grösseren Erfolg für 
den Bund geführt, als es nach dieser Notiz den Anschein haben 
könnte. Nach den uns zugegangenen Mitteilungen ist es- dem 
Komba noch nicht einmal gelungen, einen Stellvertreter in den 
technischer Beamtenausschuss zu bekommen. Es waren zwei 
Mitglieder zum Beamtenausschuss zu wählen, wozu vom Butab 
und Komba ie eine Liste aufgestellt war. Weahlberechtigt 
waren insgesamt 130 Beamte, davon 40 Mitglieder des Bundes; 
25 technische Beamte nebst den übrigen 65 wahlberechtigten 
Steuer- und Gebührenerhebern, Boten, Aufsehern usw. waren 
im Komba organisiert. Bei der Wahl entfielen 83 Stimmen. 
auf die Liste. des Bundes und 40 Stimmen auf die Liste des 
Komba, so dass sowohl als aktive Beamtenausschussmitglieder 
wie als Stellvertreter je zwei Butab-Kollegen ge- 
wählt sind, und derKomba überhauptkeinenTech- 
niker in den Beamtenausschuss hineinbekommen hat. Auch 
die Kollegen Körber und Schade, die in Nr. 7 genannt 
waren, sind Butab-Mitglieder. Die Wahl hat natürlich den 
Vorstand des Komba in Halle ausserordentlich ange- 
griffen, so dass dieser sich veranlasst sah, in seiner Monats- 
schrift vom Juni d. J. in bitteren Tönen über das „mangelnde 
Solidaritätsgefühl“ zu klagen. Interessant ist aus dem Rund- 
schreiben nachstehende Bemerkung: 

„Es muss hierbei noch hervorgehoben werden, dass unsere Rundschau in 
letzter Zeit jedem Mitgliede im Ueberfluss Gelegenheit gegeben hat, unser 






Flugschrift Nr.7 des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten behandelt - 


Die soziale und rechtliche Stellung der Dauer- 
angestellten bei den Kommunalverwaltungen 


Die Flugschrift muss überall dort — wo die Verhältnisse 
der Dauerangestellten nicht einwandfrei im Sinne unserer 
Forderungen durch Ortsstatut geklärt sind — allen Dauer- 
anstellten bei den Verwaltungen zugestellt werden. 

Anforderungen sind umgehend bei der Hauptgeschäfts- 
stelle aufzugeben, damit die Höhe des Nachdrucks bestimmt 
werden kann. 
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Verhältnis zum Butab kennen und beurteilen zu lernen. Ausserdem 


darf nicht unerwähnt bleiben, dass die Gruppen der Steuer- 
erheber und Boten noch besonders auf ihre Verbandspflichten 
aufmerksam gemacht worden waren. (Hört! Hört! D. Red.) 

Es ist gegen die Wahl Einspruch eingelegt worden. Sollte eine noch- 
malige Wahl angeordnet werden, so wird man hoffen dürfen, dass die ersten 
und vornehmsten Pflichten der Mitglieder einer Gewerkschaft 


— Solidarität und Disziplin — nicht nur leere Worte bleiben, - 
sondern zur Tat werden, andernfalls eine Gewerkschaftsarbeit — Gemein- 


schaftsarbeit — in unserer Ortsgruppe nicht geleistet werden kann.“ 


Womit die Kombagruppe ihren „Einspruch“ gegen die Wahl 
pesründen will, dürfte ihr selbst nicht ganz klar sein. Wir 
önnen aber auch einer nochmaligen Wahl in voller Ruhe ent- 
gegensehen, da es dem Komba kaum gelingen dürfte, in- 
zwischen noch einige zugkräftigere Kandidaten aufzutreiben. 


Besoldungsordnungen 


Memel, In unserer Notiz in Nummer 17 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ ist ein bedauerlicher Irrtum unterlaufen in- 
sofern, als wir die Stadt Memel als zu Litauen gehörig 
bezeichnet hatten. Wir kommen dem. Wunsch der Memeler 


Kollegen gern nach und stellen hier. ausdrücklich fest, daß die. 


Stadt Memei nicht Litauen zugesprochen ist, sondern als 
selbständiges Gebiet unter dem Protektorat 
des Völkerbundes steht. Ferner muss es bei den Ge- 
hältern für die nichtbeamteten Techniker heissen: 7 Techniker; 
1400 bis 1650 Mark monatlich. 


Tarifverträge 


Königsberg (Ostpr.). In dem am 16. Juli 1920 mit dem Ma- 
gistrat der Stadt Königsberg abgeschlossenen Tarifvertrag war 
in $ 3 bestimmt worden, dass das Besoldungsdienstalter nach 
denselben Grundsätzen, die für städtische Beamte gelten, be- 
rechnet werden soll. Da Ausführungsbestimmungen zur Be- 
soldungsordnung für Beamte und Anwärter noch nicht beraten 
waren, unsere Kollegen aber auf Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters drängten, wurden durch Magistratsbeschluss vom 
9, September 1920 Ausführungsbestimmungen zur Festsetzung 


des Besoldungsdienstalters herbeigeführt. Auf Grund dieses 


Magistratsbeschlusses wurde dann auch das Besoldungsdienst- 
alter für die technischen Angestellten berechnet. Am 14. Ok- 
tober 1920 erfolgte die Herausgabe der Ausführungsbestimmungen 
zur Besoldungsordnung für Beamte und Anwärter, durch die 
bei Berechnung des Besoldungsdienstalters eine Verschlech- 
terung gegenüber dem Magistratsbeschluss vom 9. September 
1920 eintrat. Trotzdem wurde unseren Kollegen das Gehalt in 
der alten Höhe weitergezahlt. Erst als man im Januar 1921 
bei der Uebernahme eines Angestellten in das Beamtenver- 
hältnis merkte, dass dieser unter Bezugnahme auf die Aus- 
führungsbestimmungen vom 14. Oktober 1920 ein zu hohes 
Gehalt bezog, wurde man aufmerksam und prüfte die Ge- 
hälter aller technischen Angestellten nach, wobei sich dann 
auch ganz natürlich ergab, dass fast überall das Besoidungs- 
dienstalter zu günstig berechnet war. Der Magistrat stellte 
sich nun auf den Standpunkt, dass die zuviel gezahlten Beträge 
von den Kollegen zurückerstattet werden müssten. Da es sich 
bei einzelnen Kollegen um eine Summe von über 2000 Mark 
handelte, lehnten wir diese Forderung ab. Darauinin wurde 
seitens des Magistrats auf die Rückzahlung der 600 M. überstei- 
genden Summen verzichtet, aber auch dies wurde von uns mit 
der Begründung, dass- uns eine Aufhebung des Magistrats- 
beschlusses vom 9. September 1920 nicht mitgeteilt worden sei, 
‚abgelehnt. Der von uns angerufene Schlichtungsausschuss ent- 
schied unter dem 27. Mai einstimmig: „Die Ausführungsdestim- 
mungen vom 14. Oktober 1920 bezüglich der Berechnung des 
»esoldungsdienstalters treten für die technischen Angestellten 
von dem Lohnzahlungstermin in Kraft, welcher auf den Zeit- 


punkt folgt, in welchem jedem einzelnen die anderweite Fest-: 


setzung seines Besoldungsdienstalters nach Massgabe des $ 3 
letzter Absatz des Tarifvertrages vom 16. Juli 1920 bekannt- 
gemacht wird. Eine Rückzahlung für die vergan- 
gene Zeit ist ausgeschlossen.“ Durch. diesen 
Schiedsspruch sind die Kollegen vor der Rückzahlung von rund 
45000 Mark bewahrt geblieben. 


Aus anderen Verbänden 


Thüringen. Der Obmann unserer Landesfachgruppe, Kollege 
Dörnemann-Gera, hat zum Zwecke einer Statitik über 
die Eingruppierung der Techniker eine Rundirage an die 
Kollegen der anderen thüringischen Städte ergehen lassen. Das 
veranlasst den Vorstand des „Zentralverbandes der Gemeinde- 
beamten Thüringens“ zu nachstehender Veröffentlichung in 
Nr. 8 der „Thür. Gemeindebeamten-Zeitung“: 
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Zur Beachtung. ER j° u 
Wie uns bekanntgeworden ist, hat der. Vorsitzende. des Beamtenaus- 
schusses der Stadt Gera, Herr Dörnemann, an die Beamtenausschüsse der 


“thüringischen Orte Anfragen über die Besoldungsverhältnisse und die 


Organisation der technischen Beamten gerichtet. 

Nach unseren Feststellungen hat der Beamtenausschuss Gera Herrn 
Dörnenann zu diesem Schritt nicht ermächtigt. Es gewinnt vielmehr den 
Anschein, als ob Herr Dörnemann, der Angehöriger des „Butab“ (Bund 
der technischen Angestellten und Beamten) ist, die Anfrage rein 
persönlich von sich aus hat ergehen lassen, um dann wahrscheinlich 
auf Grund der eingeholten Auskünfte Mitgliederfang für den „Butab“ 
zu betreiben. ERS 

Wir bitten die Vorstände unserer Ortsgruppen dringend, auf die Beamten- 
ausschüsse einzuwirken, damit die Beantwortung dieser Anfragen überhaupt 
unterbleibt, ; Be; ER 

Der Vorstand 


des Zentralverbandes der Gemeindebeamten Thüringens. & 


Die im zweiten Absatz enthaltenen Unterstellungen sind 
unwahr. Anscheinend hat man aber im Zentralverband erheb- 
liche Angst vor einer zusammenfassenden Veröffentlichung dar- 
über, wie er bisher die Technikerinteressen ver- 
treten hat. : 


Aus dem Bunde 


Ein Landesiachgruppentag der württembergischen und badi- 
schen Gemeindetechniker fand am 17. April in Stuttgart 
statt. Kollege Zoller-Stuttgart berichtete über „Die Würt- 
tembergische Besoldungsordnung und die Forderungen der Tech- 
niker“. In der Aussprache kam die lebhafte Unzufriedenheit 
mit dem Vorgehen der Gemeindebeamtenorganisationen zum 
Ausdruck, die es verstanden haben, überall die Verwaitungs- 
beamten zum Schaden der Techniker zu bevorzugen. So finder 
z.B. in Stuttgart die mittleren Verwaltungsbeamten ihre Spitzen- 
stellung in den Gruppen 11 und 12, während der mittlere Tech- 
niker nicht über Gruppe 9 aufsteigen kann. Nur aus Konstanz 


. 


konnten bessere Erfolge berichtet werden, weil dort alle Kolle- 


gen restlos im Bunde organisiert sind. —. Kein Wunder, 
dass das nachfolgende Referat des Kollegen Hornbostel- 
Berlin über ‚Betriebsorganisation oder Berufsgewerkschaft“ 
sowie über die freigewerkschaftliche Beamtenbewegung, leb- 
hafteste Zustimmung fand. Leider stellen sich hier ebenfalls er- 
hebliche Schwierigkeiten in den Weg, die ihre Wurzel in der 
offenbaren Begünstigung der Gemeindebeamtenverbände durch 
die Behörden haben. Hat es doch auch in Württemberg der 
Zentralverband der Gemeindebeamten verstanden, eine Ver- 
ordnung über „Beamtenbeiräte“ durchzusetzen, die eine Monopol- 
stellung für ihn bedeutet (s. Nr. 4 der „Freien Beamten-Rund- 
schau“). Die Verhältnisse liegen hier also ähnlich wie in 
Bayern, und der Fachgruppentag beschloss ‘daher, einen ent- 
‚sprechenden Antrag an den Bundesvorstand zu stellen, um die 
Mitglieder für die Uebergangszeit bis zum Erlass einer reichs- 
gesetzlichen Regelung der Beamtenrätefrage dem Bunde er- 


- halten und gleichzeitig die Werbetätigkeit unter den 


fernstehenden Gemeindetechnikern aufnehmen zu können, Der 
Antrag, dem der Bundesvorstand in seiner Sitzung vom 30, Mal 
inzwischen die Genehmigung erteilt hat, lautet: 


= „Der. Landesfachgruppentag der Gemeindetechniker Würt- 

‘ tembergs und Badens beantragt auf Grund der Verordnung 
über Beamtenbeiräte die Genehmigung zur Doppelorga- 
nisation nach dem Vorbild Bayerns, also Anrechnung der 
Beiträge zum Gemeindebeamten-Verband auf «en Bundes- 
beitrag gegen Unterzeichnung eines entsprechende 
Reverses“ At 


Zur Frage „Beamtenräte oder Beamtenkammern“ wurde 
“nachstehende Entschliessung einstimmig angenommen, die auch 
der Tagespresse zur Veröffentlichung übergeben ist: ER 


„Die am 17. April 1921 in Stuttgart tagende Delegierten- 
versammlung ° der Landesfachgruppen „Gemeindetechniker“ 
des Bundes der technischen Angestellten und Beamten von 
Württemberg und Baden lehnen grundsätzlich für die Be- 
amtenvertretungen den Gedanken des Kammer- 
systems ab. Sie fordern, dass der Entwurf des Be- 
amtenrätegesetzes des Deutschen) Beamtenbundes und 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes zur 
Durchführung gelangt“ 2 A ET 


Zum Schluss wurde eine Neuwahl der Landesaus- 
schüsse vorgenommen, und zwar würden. bestimmt: “ 
für Baden: Münchebach-Karlsruhe (Obmann), Schröder-Konstanz, 

» In den Birken-Freiburg, Kilthau-Mannheim, Putzier- 

Heidelberg, er a 
für Württemberg: Zoller-Stuttgart (Obmann), Georgi-Stuttgart, Maier. 
Bieberach, Mangold- Gmünd, | TE 
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Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 

in kommunalen und sonstigen Selbst- 

verwaltungskörpern 


Reform der Anstellungsverhältnisse der 


technischen Gemeindebeamten 


Die Behördenorganisation beruht auf den Re- 
formen der Stein-Hardenberg’schen Periode, welche die Grund- 
lage der durch das Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juni 1883 
und das Zuständigkeitsgesetz vom 1. August 1833 gleichmässig 
geordneten allgemeinen Landesverwaitung bildet. Neben diesen 
letzteren Rechtsquellen kommen hauptsächlich noch die Ver- 
fassungen der. kommunalen Selhstverwaltungskörperschaften in 
Betracht, die für den preussischen Freistaat nicht einheitlich, 
sondesn grundsätzlich provinziell geregelt sind (Provinzial-, 
Kreis-,Städte- und Landgemeindeordnungen). Es besteht bei 
der bevorstehenden Verwaltungsreform der Grundsatz, den 
gleichartigen öffentlichen Körperschaften eine gleiche Verfassung 
zu geben. 

Die Landesverwaltung wird ausgeübt von den Zentral- 
behörden, den Mittel- und den Unterbehörden. Die kommunale 
Selbstverwaltung steht dagegen den Provinzen, Kreisen und 
politischen . Gemeinden zu. Diese Selbstvenwaltungskörper- 
schaften Sind zwar integrierender Teil des Staates selbst, be- 
sitzen aber als solche körperliche Rechte und eigene Organe. 
Die Selbstverwaltungskörperschaften die- 
nen Zur Erfüllung gesellschaftlicher, wirt- 
schaftlicher und politischer Aufgaben neben 
der allgemeinen Landesverwaltung. Während 
der Schwerpunkt der Staatsverwaltung bei den Zentral- und 
Mittelbehörden ruht, bilden die Gemeinden das eizentliche Ge- 
bie! der Selbstverwaltung, deren Vorteile man auf die Kommıu- 
nalverbände, die durch Vereinigung - mehrerer Gemeinden zu 
Kreisverbänden und durch Vereinigung mehrerer Kreisverbände 
zu Provinzialverbänden geschaffen sind, übertragen hat. Die 
Verhältnisse des Verwaliungsorganismus beruhen auf dem 
Grundsatz .der Ueber- und Unterordnung. Die Ueberordnung 
kann eine allgemeine oder die eines Dienstvorgesetzten sein, 
und man spricht daher von übergeordneten, gieichgeordneten 
und nachgeordneten bzw. von dienstvorgesctzten Behörden. 

Ein Staatsaufsichtsrecht musste geschaffen werden, damit 
der Staat in der Lage ist, eine Kontrolle darüber auszuüben, 
ob die Selbstverwaltungskörperschaften auch ihre Verwaltung 
nach den Bestimmungen der Gesetze führen und diese im ge- 
ordneten Gange gehalten wird. Zu diesem Zwecke sind der 
Staatsaufsichtsbehörde durch Gesctz bestimmte Mittel zur 
Durchführung der Anordnungen zugesprochen worden. 


Dieser Rechtszustand ist durch den Arti- 
kel 127 der Reichsverfassung gewährleistet 
worden, der besagt: „Gemeinden und Gemeindeverbände 
haben das Recht der Selbstverwaltung innerhalb der Schranken 
der Gesetze.“ Der Art.76 der preuss. Verfassung besagt: „Den 
politischen Gemeinden und Gemeindeverbänden wird das Recht 
der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten unter der gesetz- 
lich geregelten Aufsicht des Staates gewährleistet.“ 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf jede 
Selbstverwaltungskörperschafteiner Anzahl 
Organe. Dieselben sind entweder „verfassungsmässiee“ Or- 
gane, die in Dienstunterordnung unter die Kommunalverfassung 
Kraft eines speziell auf ihre Person bezüglichen öffentlichen 
Aktes (Wahl oder Ernennung) Geschäfte der Selbstverwaltung 
zu besorgen haben, oder dissen Hauptorganen unterstellte 
„Ausführungsorgane“. Die letzteren zerfallen in Beamte und 
Bedienstete. 

Welche und wie viele Stellen für Ausführungs- 
organe die Selbstverwaltungskörperschaft schaffen will, 
hängt von. dem Umfange der Geschäfte ab, es ist also voll- 
ständig dem Ermessen der Gemeinde oder des Gemeinde- 
verbandes überlassen. Wenn auch die Aufsichtsbehörde nicht 
vorschreiben kann, in welcher Weise der innere Geschäftsgang 
einzurichten ist, so kann sie doch kraft ihres Aufsichtsrechts 
von der Gemeinde verlangen, dass diese zuverlässige Beamte 
oder Bedienstete oder im Wege des Privatdienstvertrages An- 
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gestellte beschäftigt (Urt. O.V.G. vom 17. Dezember 1901, 
Min.-Bl. i. Verw. 1901 S. 48). Eine Beschränkung in der Stel- 
lenbesetzung bringt nur das Unterbringungsgesetz vom 
30. März 1920 (G.-S. 1920 S. 63) und dessen Ausführungs- 
bestimmungen vom 18. Mai 1920. Hinsichtlich der Besol- 
dung kommt das Sperrgesetz vom 21. Dezember 1920 (R.G.Bl. 
1920 S. 2117) und Gesetz, betr. vorläufige Regelung verschie- 
dener Punkte des Gemeindebeamtenrechts, vom 8. Juli 1920 
(G.-S. 1920 S. 383) mit den Ausführungsbestimmungen vom 
6. Oktober 1920 in Verbindung mit den Erlassen vom 17. Mai 
1921 — IVa 380 —, vom 15. Mai 1921 — IVa I 375 — und vom 
28. Februar 1921 — IVa 120 — (vgl. Nr. 13 und 18 Techn. 
Gemb. 1921) in Betracht, wonach den hauptamtlich angeste!l- 
ten, besoldeten Beamten, dien Dauerangestellten und Anwärtern 
eine Besoldung zu gewähren ist, die den Bezügen nach den 
Grundsätzen des Beamtendiensteinkommengesetzes vom 17. De- 
zember 1920 entsprechen. Die Festsetzung der Bezüge hät 
nach Anhörung der Beamtenvertretung und erforderlichenfalls 
der beteiligten Beamtenorganisationen zu erfolgen. Abgesehen 
von der Genehmigungspilicht der Besoldungsordnungen steht 
der Aufsichtsbehörde ein Einspruchsrecht zu. 

Nach geltendem Rechte sind den Landgemeinden vollstän- 
dig die Anstellungsbedingungen überlassen, den 
Städten und diesen gleichgestellten Selbstverwaltungskörper- 
schaften ist nur die Verpflichtung auferlegt, obrirkeitliche 
Funktionen durch Beamte ausüben zu lassen; im übrigen hänst 
es von ihrem Ermessen ab, ob sie die anderen Stellen mit 
Beamten ouer Angestellten besetzen will. Der $ 8 des BK.G. 
bestimmt, dass die Anstellung der städtischen Beamten grund- 
sätzlich auf Lebenszeit zu erfolgen hat, falls nicht im Wege der 
ortsstatutarischen Regelung oder im Einzelfalle mit Genehmi- 
gung der Staatsaufsichtsbehörde eine Anstellung auf Kündigung 
erfolgt. Hinsichtlich der Anstellung der Betriebsbeamten ist es 
derı Ermessen der Gemeinde überlassen (vgl. Tech. Gemb. 
Jahrg. VII Nr. 7 S. 5). 

Es fragt sich nun, hat 
preuss. Staatsverfiassung irgendwelchen 
Einfluss auf diesen augenblicklichen, die 
Gemeindetechniker benachteiligenden 
Rechtszustand? 

Der Art. 80 der preuss. Verfassung bestimmt, dass das 
Beamtenrecht im Rahmen des Reichsrechts durch Gesetz 
zu regeln ist; es soll also ein neues Beamtenrecht geschaffen 
werden. Die Grundsätze hierzu können im Wege der 
Reichsgesetzgebung aufgestellt werden (Art. 10 Ziff. 3 R.Verf.): 
Die Grundlagen des Beamtendienstverhältnisses 
sind nach Art. 128 der Reichsverfassung durch Reichsgesetz 
zu regeln, und nach Art. 129 der Reichsverfassung hat die 
Anstellung der Beamten auf Lebenszeit zu erfolgen, so- 
weit nicht durch Gesetz ein anderes bestimmt ist. Die Ver- 
fassung setzt also den Begriff „Beamter“ voraus oder will ihn 
erst durch Gesetz regen. Hauptmerkmal ist, dass 
die verfassungsmässigen Grundrechte nur 
für die hauptamtlich angestellten, besolde- 
ten Beamten in Betrachtkommen, esfehltan 
einer Bestimmung, in welchen Fällen Berufs- 
beamte angestellt werden müssen. Keinesfalls 
darf man es den Ansteliinstanzen (Dienstherren) weiterhin 
überlassen, darüber zu entscheiden, in welchen Fällen sie Be- 
rufsbeamten- oder Angestelltenstellen schaffen will, wie es 
bisher der Fall ist. 

Die Tätigkeit des gesamten Gebietes be- 
hördlicher Funktionen ist entweder öffent- 
liche Gewalt oder privatrechtliche Verrich- 
tung. Unter öffentliche Gewalt fällt jede obrigkeitliche oder 
doch unmittelbar auf Verwirklichung von Öffentlichen Beamten 
ausgeübte und zur Erfüllung dieser Aufgaben mit gewissen 
Zwangsbefugnissen gesetzlich ausgestattete Amtstätigkeit -im 
Gegensatz zur amtlichen Besorgung wirtschaftlicher  (privat- 
rechtlicher) Angelegerheiten der öffentlichen Körperschaft. Als 
Beamter ist nur derjenige anzusehen, der auf Grund einer 
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Anstellung oder einer anderweitigen gesetzlich geregelten Be 
sonders geordneten Berufung eines öffentlichen Verbandes zu 


Dienstleistungen verpflichtet und zugleich der OT IE 
nter 


ıichen Dienstgewait dieses Verbandes unterworfen ist 
Anstellung ist die nach Willenseinigung mit dem Dienstverpflich- 
teten durch die zuständige Stelle erfolgte Berufung zu ver- 
stehen; sie muss, soweit gesetzliche Vorschriften über ihre 
Form bestehen, in dieser Form erfolgen, andernfalls genügt jede 
Form, welche den Willen ‚hinreichend zum Ausdruck bringt, 


Auf die Tätigkeitsart kommt es also nicht an, es steht mit- 
„gesetzlich anzu= 


hin auch nichts im Wege, 
ordnen“, die mit der Erledigung privatrecht- 
licher Verrichtung beauftragten Personen 


mit Beamteneigenschaft zu versehen, d. h. sie: 


wie Beantte zu behandeln, ihnen deren Rechte und Pflichten zu 
geben. Es muss dahin gestrebt werden, dass jede Stelle, die 
zur Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses dient, „Beamten- 
stelle‘ werden muss, die jetzigen Dauerangestellten also fort- 
fallen. 

Einen Unterschied zwischen staatlichen Aufgaben und 
eigenen Aufgaben der Selbstverwaltungskörperschait zu machen, 
wäre in diesem Falle Formalismus, und es wird nicht bestritten 
werden können, dass die Arbeitsleistungen der . sogenannten 
Verwaltungsbeamten und die der Betriebsbeamten, jetzigen 
Dauerangestellten. 
nen Arbeitsgebieten liegen, aber zur Erfüllung der Aufgaben 
ein und derselben Seibstverwaltungskörperschaftl dienen, 
Gleiche Arbeitsleistung, gleiche Rechte! Dieser allgemeine 
Grundsatz muss auch das zukünftige Beamtenrecht in freiheit- 
licher Gestaltung durchwehen. Hans Assmann. 


Anstellung und Versorgung der Kommu- 
nalbeamten in Elberfeld 


Nachstehend geben wir das Ortsstatut und dem Gemeinde- 
beschluss der Stadt Elberfeld zur Ausführung des Gesetzes 
betr. die Anstellung und Versorgung der Kommunalbeamiten be- 
kannt, wie sie am 19. April 1921 von der Stadtverordneten- 
versammlung nach längeren Verhandlungen zwischen dem Be- 
amtenausschuss und der Stadtverwaltung angenommen worden 
sind. Aus den Beschlüssen geht hervor, dass in Eiberield vor- 
bildlich gearbeitet worden ist: ist doch darin fast alles 
enthalten, was wir zur Anstellung auch der Techniker gefordert 
haben. Alle bisherigen Beschränkungen für die Angestellien 
und Beamten der technischen oder Betriebs-Verwaltungen sind 
damit gefallen. Die Teilung in Ortsstatut und Gemeindebesch.uss 
hat deshalb stattgefunden, weil die Bestimmungen, die im Ge- 
meindebeschluss als Ergänzung zum Ortsstatut enthalten sind, 
aus rechtlichen Gründen nicht in das Ortsstatut hineingebracht 
werden konnten. Die Genehmigung des Ortsstatuts durch den 
Bezirksausschuss ist mzwischen erfolgt. 


Ortsstatut 
zur Ausführung des Gesetzes betreffend die Anstellung und 
Versorgung der Kommunalbeamten vom 30. Juli 1899. {Gesetz- 
. Sammlung Seiie 141.) 

Auf Grund des $ 10 der Städteordnung für die Rheinprovinz 
vom 15. Mai 1856 wird zur Ausführung des Gesetzes, betreffend 
die Anstellung und Versorgung der Kommunalbeamten, vom 
30. Juli 1899 (Gesetz-Sammluag Seite 141), folgendes Ortsstatut 


erlassen: Artikel 1. 

Gemäss $ 9 des angezogenen Gesetzes wird, abgesehen von 
Ausnahmen (ausgenommen von dieser Regelung sind die Mit- 
glieder des städt. Orchesters, Mitglieder und Angestellte des 
Stadttheaters, der Bahnunternehmungen, Zeitungsuniernehmun- 
gen, Stadthallen und Wirtschaften, sowie etwaige Gutsverwal- 
tungen), die in einze!nen Fällen nach Anhörung der Beamten- 
vertretung mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde festgesetzt 
werden können, von dem Grundsatz der Ansiellung der Beamten 
auf Lebenszeit insofern abgewichen, als diese erst nach fünf- 
jähriger Dienstzeit bei der Stadt Elberfeld und nicht vor voll- 
endetem 30. Lebensjahre erfolgt. Die Kündigungsfrist beträgt, 
solange eine Kündigung zulässig und nichts abweichendes fest- 
gesetzt ist, drei Monate. 

Artikel 2. 

Alle zur Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses erfor- 
derlichen nicht im Arbeitsverkältnis ‚stehenden vollbeschäft'gten 
Personen sollen in der Regel entsprechend Artikel 1 beamt!ich 
angestellt werden. Falls die beamtliche Anstellung ausge chlos- 
sen sein soll, beispielsweise bei vorübergehender Beschäftigung 
und bei besonderen wissenschaftlichen und künstlerischen 
Dienstleistungen, bedarf es einer entsprechenden Vereinbarung 
bei der Annahme nach Anhörung der Beamtenvertiretung, 


ee De Zu zz 


‚dienstliche Gründe eine Abweichung erfordern. 


gleichwertige sind, sie zwar auf verschiede- 


Die beamtliche Anstellung soll nach vollendetem 5, Die. 
jahre, aber nicht vor dem 25. Lebensjahre, erfolgen, falls nıcht 
Die auf das 
Besoldungsdienstalter zur Anrechnune kommende, bei Behörden 


oder im Privatdienst verbrachte Dienstzeit soll auch bei Be- 


messung der vorstehenden Wartezeit berücksichtigt werden. 


Artikel 3. 

Die Gehaltszahlung erfolgt vierteljährlich im voraus; bei 
Beamten, die mit geringerer als dreimonatiger Kündigungsfrist 
angestellt sind, jedoch höchstens für einen der Dauer der Kün- 
digungsirist entsprechenden Zeitraum. 

Artikel 4. 

Jeder Beamte ist verpflichtet, sich in ein anderes Ant von 
nicht geringerem Rang und nicht geringerem planmässigen 
Diensteinkommen versetzen zu lassen. 2 

Artikel 5. 

Gemäss $ 12 des angezogenen Gesetzes wird bestimmt: 

1. Bei Beamten, welche das 65. Lebensjahr voliendet haben, 
ist einge retene Dienstunfähigkeit == Vorbedingung des An- 
spruchs auf Ruhegehalt. 

2. Sucht ein Beamter, weicher: das 65. Lebensjahr voll- 
endet hat, seine Versetzung in den Ruhestand nicht nach, so 
kann diese nach Anhörung des Beamten und der Beamten- 
vertretung durch Beschluss der Stadtverordneten-Versammiung 


„in der nämlichen Weise verfügt werden, wie weni der Beamte- 


seine Pensionierung selbst beantragt hätte. 
Artikel 6. » 

Das Ruhegehalt des Oberbürgermeisters und der besoldeten 
Beigcordneten beträgt, solange nicht gesetzlich etwas Günsti- 
geres bestimmt ist, nach sechs sjähr iser Dienstzeit als Oberbürger- 
meister oder Beigeordneter ein Viertel des Gehalts, steigt für 
jedes weitere Dienstjiahr in diesen Stellungen bis zum vol’ende- 
ten 12. Dienstjahr um t/sa und von da ab jährlich um */so, bis 
zum Höchstbetrage von 4 des Gehalts. 

Ist das sich danach ergebende Ruhegehalt geringer a's der- 


jenige Betrag, der sich nach den geltenden staatlichen Peinsio- 


nierungsgrundsätzen bei Anrechnung der im Staats- oder aus- 
wärtigen Gemeindedienst zurückselerten Dienstjahre (also zur- 
zeit nach 10 Dienstjahren ?%/go, steigend jährlich um */so bis zum 
vollendeten 30, Dienstiahre und von da ab jährlich um tlıso bis 
zum Höchstbetrage von */so des Diensteinkommens) ergeben 
würde, so wird dieser letztere Betrag als Ruhegehait gewährt, 


Artikel 7. 


x 


Die Witwen und Waisen der ruhegehaltsberechtigten Be- 


amten erhalten Witwen- und Waisenzeld gemäss $ 15 des Kom- 
munalbeamtengesetzes, mit der Massgabe, dass in die Sielie 
des dort für das Witwengeld festgesetzten Höchstsatzes der für 
die Witwen unmittelbarer Siaatsbeamten vorgeschriebene 
Höchstsatz tritt. 

Artikel 8. 


Für die Beamten, 
gestelltenversicherungsgese'zes vom 20. Dezember 1911 An- 
wendung findet, gelten folgende Bestimmungen: 

1.- Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten werden na ‚den 
Vorschriften des Angestelltenversicherungssesetzes gewährt, so- 
weit sie für den Beamten oder seine Hinterblieberen vorteil- 
hafter sind, als die sonst massgebenden Fürsorgebestimmwagen. 
Der Berechnung der Renten wird dabei das Gehalt mindestens 
in derienigen Höhe der Gehaltsklasse ($ 16 des Gesetzes) zu- 
gerunde gelegt. der das tatsächliche Stelleneinkommen des Be- 
amten zu der Zeit entspricht, zu der er versicherungsirei ge- 
stellt wurde. 

2. Den kündbar angestellten Beamten darf nur aus einem. 
wichtigen Grunde im Sinne des $ 626 BGB. gekündigt werden. 
Gemäss $9 Absatz 2 des Kommunalbeamtengesetzes vom 30. Juli 
1899 kann die Kündigung nur nach einem Beschluss des aus dem 
Oberbürgermeister und den Beigeordneten gebildeten Kollegiums 
erfolgen. Dagegen kann der Beamte binnen einer Ausschluss- 
frist von 14 Tagen nach der Zustellung der Künd’gung gegen 
diese Beschwerde bei dem Regierungspräsidenten einlegen. 


» Artikel 9. 
Die einem Beamten oder seinen Hinterbliebendp: nach den 


Reichsversicherungsgesetzen zufliessenden Bezüge werden SO- 


wohl auf das Gehalt, als auch auf das Ruhegehalt und die Hin- 


terbliebenenrente insoweit angerechnet, als die Versicherungen 
erfolgt sind aus Anlass der Beschäftigung bei der Stadt Elber- 
feld oder auf Grund früherer Dienstverhältnisse, die bei der 
Feststellung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit in Anrechnung 
gekommen sind. 

Jeder zur Anstellung kommende Beamte _ ist verpflichtet, 


auf welche der $ 1 Absatz I des An- 


die städtische Verwaltung gegebenenfalls darauf aufmerksam zu 


machen, dass er zurzeit noch pflichtmässig einer Reichsversiche- 
rung angehört. Der Verwaltung bleibt es überlassen, die Ver- 
sicherung dann fortzusetzen oder nicht. Verzichtet die Ver- 
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waltung auf diese Fortsetzung, so kann der Beamte sich durch 
eigene Weiterversicherung den späteren Genuss der Rente 
sichern. 

Wenn der Beamte die Beachtunr Jieser Bestimmung ver- 
säumt oder wenn durch sein Verschulden die Anwartschaft 
auf solche Leistungen verloren gegangen oder nicht erworben 
ist, oder wenn er oder seine Hinterbliebenen die zur Erlan- 
gung ihnen zustehender Leistungen nötigen Schritte trotz Auf- 
forderung der Stadt Elberield unteriassen, so kann die An- 
rechnung derienigen Bezüge erfolgen, die bei Beachtung der 
bestehenden Bestimmungen zuständig gewesen waren. Bezü.e, 
die dem Beamten aus freiwilliger Versicherung zuiliessen, 
scheiden bei der Anrechnung aus, 

Artikel 10. 

Sämtlichen Beamten, die nach der Reichsversicherungs- 
ordnung krahikenversicherungspflichtig sind, wird im Krankheits- 
falle ein Rechtsanspruch auf das volle Gehalt oder Ruhegchalt 
oder ähnliche Bezüge für die Dauer von 26 Wochen vom Be- 
ginn der Krankheit an zewährt. 


Artikel 11. 

Anstellungsbedingungen, welche für die Beamten günstiger 
sind, als die in diesem Ortsstatut vorgesehenen, können in je- 
dem einzelnen Falle von der Stadiverorduetenversammiung 
beschlossen werden. 

Artikel 12, 

Dieses Ortsstatut tritt am 19. Aprii 1921 in Kraft. Die 
bisher bestehenden abweichenden Bestimmungen werden mit 
dem gleichen Zeitpunkt ausser Krait gesetzt. 


Gemeindebeschluss 
zur 
Ausführung des Gesetzes vom 30. Juli 1899, beireiiend die 
Anstellung und Versorgung der Konimunalbeamten. 


Zur Ausführung des Gesetzes vom- 30. Juli 1899, betreffend 
die Anstellung und Versorgung der Kommunalbeamten, hat die 
Stadtverordneten-Versammlung am 19, 4, 1921 folgendes be- 
schlossen: 

Artikel 1. 

Als ruhegehaltsfähige Dienstzeit wird allen städtischen Be- 
amıten und Dauerangestellten, unbeschadet der über die An- 
rechnung der Militärdienstzeit bei Miltäramwärtern geltenden 
Bestimmungen, auch die Zeit angerechnet, welche sie vor ihrer 
Anstellung als Beamter oder Annahme als Angesiellter der 
Stadt Elberieid vom Beginn des 18. Lebensiahres ab 

a) bei der Stadt Elberfeld im Vertrags- oder Arbeitsverhältnis, 
b) im Reichs- im Staatsdienste oder im Dienste eines deut- 
schen Kommunalverbandes oder einer anderen öffentlichen 

Korporation sowohl im Vertragsverhältnis wie in beamt- 

licher Stellung oder im festen Arbeitsverhältnis 
zugebracht haben, sofern nicht bei der Ansicllung ein anderes 
ausdrücklich beschlossen wird. 

Der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit wird auch bei den nicht 
aus dem Stande der Militäranwärter hervorgeranzeren Beamten 
die Zeit des aktiven Militärdienstes hinzugerechnet. 

Von der im Privatdienst verbrachten Dienstzeit wird die 
auf das Besoldungsdienstalter angerechnete Zeit auch bezüglich 
der Ruhegehaltsfähigkeit mit berücksichtigt. Ueber die An- 
rechnung weiterer Jahre der Privatdienstzeit vom vollendeten 
18. Lebensjahre ab muss bei der Einstellung Vereinbarung ge- 
troifen werden, unter Berücksichtigung der etwa eintretenden 
Aufgabe der Alngestelltenversicherung. 

Allen Beamten und Festangesteilien, die während der 
Kriegszeit im städtischen Dienst gestanden haben, wird die 
Kriegszeit bei der Berechnung des Ruhegehalis doppelt an- 
gerechnet, ganz gleich, ob sie im Heeresdienst gestanden haben 
oder nicht: Als Kriegsdienstzeit gilt die vom Reich als solche 
festzyeseizte Zeit. Jeder Zeitabschnitt darf dabei nur einmal 
berücksichtigt werden. 

Den Beamten der Berufsfeuerwehr wird ihre Dienstzeit, 
während der sie Mitglieder der Berufsfeuerwehr waren, andert- 
haibfach angerechnet. Hierbei wird die Kriegszeit nicht noch- 
ma!s berücksichtigt, 

Artikel 2, 

Hinterlässt ein Ruhegehaltsempfänger eine Wiiwe oder 
eheliche oder legitimierte Nachkommen, so wird das Ruheechalt 
noch für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate 
iGnadenvierteljahr) unter Anrechnung des vor dem Tode des 
Beamten fällig gewordenen Betrages gezalilt. Die Zahlung er- 
fclet im voraus in einer Summe. 

An wen die Zahlung erfolgt, 
meister. 

Die Zahlung kann auf Beschluss der Stadtverordneten- 
Versammlung auch dann stattfinden, wenn der Verstorbene Ver- 


bestimmt der Oberbürger- 
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wandte der aufsteigenden Linie, Geschwister, Geschwisterkinder 
oder Pilegekinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend 
gewesen ist, in Bedürftigkeit hinterlässt, oder wenn und so- 
weit der Nachlass nicht ausreicht, um die Kosten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


Das Witwengeld besteht in 50 Prozent desjenigen Ruhe- 
gehalts, zu welchem der Verstorbene berechtigt gewesen ist 
oder gewesen sein würde, wenn er am Todestage in den 
Ruhestand versetzt wäre, Der Mindestbetrag des Witwengeldes 
soll in der Regel auf 1500 Mark bemessen werden, während 
der Höchstsatz auf 12000 Mark erhöht werden kam. Das 
Waisengeld beträgt für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit 
des Todes des Beamten zum Bezuge von Witwengeld berech- 
tigt ist, bis zum vollendeten 18. Lebensjahre ?/s des Witwen- 
geldes. Für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zum 
Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt ist, beträrt das 
ee bis zum vollendeten 18. Lebensjahre % des Witwen- 
geldes. 

Der Gesamtbetrag des Witwen- und Waisengeldes darf den 
Betrag des Ruhegehalts nicht übersteigen, zu dem der Ver- 
storbene berechtigt zewesen sein würde, 


Dieser Beschluss soll auch auf die bereits vorhandenen 
Witwen und Waisen Anwendung finden. 


Artikel 3. 

Die Anstellungs- und Besoldungsverhältnisse pp. der Be- 
amtinnen und weiblichen Dauerangestellten im Falle ihrer Ver- 
heiratung richten sich nach den vom preussischen Staate für 
seine Beamtinnen in dieser Beziehung wrlassenen Vorschriften. 


Artikel 4. 

Die am 1. April 1900 bereits im Dienste der Stadt Eiber- 
feld befindlich gewesenen Beamten sollen der Wohltaten des 
Kommunalbeamtengesetzes vom 30. Juli 1899 bzw. der von der 
Stadtgemeinde Elberfeld hierzu erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen in demselben Uimfanze teilhaftig sein, wie die nach dem 
Inkrafttreten des Kommunalbeamiengesetzes angestellten Be- 
amten. 

Elberfeld, den 19. April 1921. 

Der Oberbürgermeister. 
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Das Kreisschiedsgericht Bayreuth ohne technische Beisitzer. 
Auf unsere Beschwerde wegen des in Nr. 17 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ mitgeteilten Vorganges hat die Baye- 
rische Gemeindebeamtenkammer uns unter dem 
9, Juni 1921 nachstehende Antwort zuteil werden lassen: 

Zur Zuschrift vom 31. Maı 192l an den Zentra:verband der Gemeindebeamten 
Bayerns beehren wir uns Ihnen mitzuteilen, dass wir nach Rücktritt des 
techn. Verwalters Hopf, Hof, als Schiedsrichter sofort das Schieds- 
gericht veranlasst haben, den Ersatzmann einzuberufen. Nachdem sich unter 
denselben kein Vertreter der techn. Eeamten befand, haben wir auf 
Aır gung des Herrn Schiedsgerichtsvorsitzenden bereits unsere Kammer- 
En are: Oberfranken beaufiragt, dafür zu sorgen, dass unter den neuzu- 
ernennenden Ersatzmännern diese Beamtengruppe entsprechend vertreten 
ist Die von Ihnen vorgeschlagenen Beamten haben wir den ein- 
schlägigen Abteilungen zur Berücksichtigung mitgeteilt 

_ Der Vorstand. 
(1. A.: Unterschrift). 


Die nach $ 3 der Schiedsgerichsordnung vor- 
geschriebene „Berücksichtigung“ der hauptbeteiligten Berufs- 
gruppen ist also nach dieser Mitteilung vom Zentralverband 
der Gemeindebeamien Bayerns dadurch eriolgt, dass ein ein- 
ziger technischer Beamter als Beisitzer zum Kreis- 
schiedsgericht namhaft gemacht worden ist. und nachdem 
dieser zurücktrat, war niemand mehr vorhanden. Eine solche 
Behandlung entspricht keinesfalls der Bedeutung und dem Um- 
fange der Techrikergruppe, und wir werden daher unseren 
Anspruch auf das Vorschlagsrecht für die technischen 
Beisitzer, den wir bereits beim Staatsministerium des Innern 
erhoben haben, weiter geltend machen, 


Entlassung von Gemeindebamten in Bayern. Die Dienst- 
entlassung eines berufsmäßigen widerruflichen Gemeindebeamten 
kaın entweder durch einen Dienststrafbescheid (Art. 187. 168 
Gemeinde-Ordnung) auszesprochen oder unter Umgangnahme 
von einem Dienststrafverfahren im Were der Lösunz des 
Dienstverhältnisses durch Kündigungsbeschluß (Art. 77b a.a.O.) 
herbeigeführt werden. Der Dienstgemeinde steht im einzelnen 
Falle vollkommen frei, weiche aieser beiden Maßnahmen sie 
ergreifen will. Unter einem „wichtigen“ die Kündigung r«cht- 
iertirenden Grunde im Sinne des Ärt. 77b Abs. I sind auch 
dienstliche Verfehlungen zu verstehen, die an sich dienstsirai- 
lich geahndet werden könnten. (Entsch. des Bayr. Verwal- 
tungsgerichtshois v. 22. 10. 20 — II. 44/20.) 
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Der Begriff „Gemeindebeamier“ !n Bayern. Unter den 


Begriff des. Gemeindebeamten fallen alle Personen beiderlei 


Geschiechts, welche auf Grund. einer nach den geltenden Nor- 
men vorgenommenen öffentlich - rechtlichen ‘Wahl ‘oder Er- 


nennung durch die zuständigen gemeindlichen Vertretungskörper 


Dienste irgendeiner Art einer Gemeinde leisten, seien sie ehren- 
amtliche oder. beruismässige, unentgeltliche oder entge:.tliche, 
vorübergehende oder auf Dauer berechnete, höhere oder nie- 
dere. Zu den Gemeindebeamten gehören demnach auch die Ge- 
meinde- und Polizeidiener. Bürgermeister und Gemeinde- 
diener haben als Organ der Ortspolizei die Verpflichtung, für 
die Verkehrssicherheit der Ortswege zu sorgen und alie. Ver- 
kehrshindernisse zu. beseitigen oder beseitiren zu lassen. oder, 
falls dies nicht möglich sein sollte, für entsprechende Warnung 
der : verkehrenden Bevölkerung und hinreichende Beleuchtung 
der Weee an der sicherheitsgefährlicher Stelle Sorge zu traren. 
Diese Verpflichtung besteht für sie nicht nur gegenüber dem 
Staat und den vorgesetzten Dienststelien, sondern auch gegen- 
über jedem Dritten. Zur Begründung einer Verletzung ‚der dies- 
bezüglichen Amtspflichten ist jedoch der Nachweis nötig, daß 
die betreffenden Gemeindebeamten von der Verkehrsstörung 
rechtzeitige Kenntnis hatten. (Entsch. des Bayr. Verwaltungs- 
gerichtshofs v. 10. 11. 20 — I. 99/16.) 


Einen interessanten Beitrag zur Frage der „Dauerange- 
stellten“ lieferte eine Unterredung mit dem ersten Bürger- 
meister der Stadt Prenzlau am 23. Juni d. J. Der Herr 
Bürgermeister gab unumwunden zu, dass sich die „Dauerange- 
stellten“ beim Magistrat Prenzlau in nichts von den 
„Hilfsangestellten“ unterscheiden. ausser dass 
sie nach der Besoldungsordnung der Beamten bezahlt werden, 
während die Hilfsangestellten einen besonderen Gehaltsplan 
haben, der zurzeit z. B. für einen 30 jährigen Bureaugehilfen 
eine Bezahlung von 427 M. monatlich vorsieht. Dass die 
Eingruppierung der Dauerangesteliten in dem Besokdungsplan 
sehr eigenartig vorgenommen sein muss, ergab die Aeusserung 
des Herrn Bürgermeisters, dass die Hilisangestellten — für 
die die Einführung der Reichstarifverträge gefordert wurde —, 
nun aber nicht etwa auf Grund dieses Behördentarifes besser 
bezahlt werden dürften als die Dauerangestellten. Unser Orga- 
nisationsvertreter machte dem Herrn Bürgermeister kiar, dass 
der Reichstarif in genauer AnlehnungandieBeamten- 
besoldung zustande gekommen wäre, und dass eine solche 
Befürchtung vollkommen ungerechtfertigt wäre, es sei denn, 
dass irrendwo im Besoldungsp! an der Beamten und Dauer- 
angestellten erhebliche „Fehler“ unterlaufen seien. Die Kün- 
digungsverhältnisse der Dauerangestellten beim Magistrat 
Prenzlau sind genau die gleichen, wie die der Hilfs- 
angestellten, und der Bürgermeister definierte, dass es sich 
eigentlich nur um Angestellte handele, die in einer dauern- 
den Stelle seien, die aber sonst durchaus keine Vor- 
rechte gegenüber den Hilfsangestellten besässen, Die Dauer- 
angestellten gehören — mit Ausnahme der im Bund organi- 
sierten Techniker — sämtlich dem Komba an, und es scheint 
uns, als ob die Ortsgruppe Prenzlau des Komba, ehe sie sich 
um die Vertretung der unorganisierten Hilfsangestellten 
kümmert, zunächst einmal für eine angemessene Vertretung der 
im eigenen Verband organisierten Beamten und „Dauerange- 
stellten‘ Sorge tragen solle. 


Dias soziafe Verständnis einiger Stadtverwaltungen scheint 
in neuester Zeit bedenklich gelitten zu haben. So finden wir in 
den „Amtlichen Nachrichten des Fürsorgeamtes für Beamte 
aus den Grenzgebieten“ ein Stellenangebot, mit dem der Ma- 
eistrat von Bad Orb einen Stadtbaumeister mit vollständig 
abgeschlossener Baugewerkschulbi.dung für Hoch- und Tief- 
bau, mit langjährigen Erfahrungen auf allen Gebieten des 
städtischen Bauwesens nebst Kenntnissen der Mieterschutz- 
zesetzgebung und - Wohnungspflege sucht, gegen eine Bezah- 
lung nach Gruppe 6 der Be amtenbesoldung. Gegen ein solches 
Angebot kann nicht scharf genug Stellung genommen werden, 
um so mehr, als es den wegen ihres Deutschtums aus Polen 
und den westlichen Grenzgebieten vertriebenen und geflüch- 
teten Beamten gemacht wird. : Diesen Kollegen, die sich ohne- 
hin schon in erheblicher Notlage befinden, ein solches Angebot 
zu machen, widerspricht zum mindesten den guten Sitten. Wir 
haben das Fürsorgeamt sofort darauf aufmerksam gemacht, 
dass wir von ihm erwarten müssen, dass das Beamtendienst- 
einkommengesetz vom 7. Dezember 1920 und das Preussische 
Gesetz vom .8. Juli 1920 — wonach Gemeindebeamte nicht 
schlechter. bezahlt werden dürfen. wie Staatsbeamte — Be- 
achtung findet, und dass das Fürsorgeamt in Zukunft die Auf- 
nahme derartig unzureichender Angebote ablehnt. 

In der gleichen Nummer wird auch noch vom Magistrat 
Hörde ein Strassenmeister angefordert, von dem praktische 


 Aebtkdung im Tiefbau gefordert ih und bei ‚dem besond 
Wert auf Erfahrung in Bau und Erhaltung von 'Strassenkanälen 

























































































gelegt wird. Dass man nebenbei auch noch Befähigung. für 


- kleinere schriftliche Arbeiten fordert. ist selbstverständiich. 


Auch für diese Stellung will der Magistrat Hörde nur die Be- 


‚soldung der Gruppe 6 gelten lassen. 


Wir werden in Zukunft ein scharfes Augenmerk er dere 


-artige Veröffentlichungen des Fürsorgeamtes haben und, falls 
"unsere Beschwerde nicht den gewünschten Erfolg haben sollte, 
die nötigen Schritte ergreifen, um das Fürsorgeamt zu veran-. 
lassen, dass es bei seiner sozialen Tätigkeit nicht die gesetz- 
lichen Bestimmungen ausser acht lässt, 


Gleichstellung der fürsorzeberechtizten Änzecten ER 
den Beamten. Die „Faka“ hatte am 11. Februar 1921 in einer 
Eingabe das preuss. Finanzministerium auf den Wider- 


‚spruch aufmerksam gemacht, der darin liegt, dass die aus 


Polen vertriebenen Dauerangestellten wohl hinsichtich der 
Unterbringung auf Grund des Gesetzes vom 31. März 


-1920 gleichgestellt sind, aber nicht bezüglich Gewährung der 


Umzugskosten und der Weiterzahlung des Gehalts bis zur Er- 
langung einer anderen Stellung. Wir hatten darauf hingewiesen, 


dass es doch nur recht und: billig sei. wenn derart langgediente 
-Angestelite auch voll und ganz mit den Een res 
behandelt würden. 


Diesem berechtigten Wunsche hat jetzt das Plus 


. Ministerium — nach anfänglichem Sträuben — mit nachsfehen- 
‚dem Erlass Rechnung getragen: “ 


Der Preuss. Finanzminister 


F. J. 1672. Berlin C2, den 29. Juni 1921. 


Ich bin damit einverstanden. dass die für die vertriebenen 
mittelbaren Staatsbeamten aufgestellten: Grundsätze x 


‚über die Gewährung von Unterstützungen 


a) zur Bewerkstelligung des Umzuges nach: er 
; Zufluchtsorte. 
b) zur Bestreitung des Lebensunterhaltes bis 
zur anderweitigen Unterbringung. 
mit Wirkung vom 1. April 1921 ab auf diejenigen a nge- 


stellten sinngemäss angewendet werden. die nach dem 


Unterbrinzungsgesetz unterbringungsberechtigt sind. 
Bei Berechnung der Unterstützung zu b) ist jedoch nicht das 
Beamtendiensteinkommengesetz, sondern der Teiltarif- 
vertrag vom 4. Juni 1920 zugrunde zu legen. Von den 
Angestellten, die die Staatsunterstützung nach diesem -Erlasse 
in Anspruch nehmen, ist eine Erklärung zu fordern, worin sie 
sich verpflichten, die ihnen auf Grund des Unterbringungs- 
gesetzes übertragene Stelle mindestens 1 Jahr lang zu be- 
Ballen. oder die empfangenen Unterstützungen zurückzuzahlen, 


Im Auftrage: Unterschrift. i 
An das Fürsorgeamt für Beamte. Aa 


An die 
Freigewerkschaftliche Arueiisgembins hatt kommunaler i 
Arbeitnehmerverbände. er 
Abschrift übersende ich zur gefälligen Kenntnis auf die Eih- 
gabe vom 11. Februar 1921 mit dem Ersuchen, den Mitunter- 


- zeichneten der Eingabe entsprechende Nachricht zu geben. Die 
Ausdehnung der Unterstützungsmassnahmen auf andere als 


unterbringungsberechtigte Angestellte lässt 
sich angesichts der Finanzlage Preussens nicht ermöglichen. 
Angestellte, die von der Staatsunterstützung hiernach ausge- 
schlossen sind, müssen auf die Hilfe des Roten Kreuzes ver- 


wiesen werden. Im Auftrage: Unterschrift, 


Danach erhalten jetzt Umzugskosten und Wartegeld ae: % 


gemäss $ 2 des Unterbringungsgesetzes vom 30. März 1920 den 


Beamten gleichgestellten Angesteliten — d. h. diejenigen Ange- 
stellten, die seit 10 Jahren ununterbrochen im Kommunaldienst 
tätig gewesen sind, und zwar 5 Jahre in der letzten — - durch 
die Flucht verlorenen — ‚Stellung. \ a r 
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Nummer 20 


Die Aufgaben des Technikers im 
Wohnungsaufsichtsdienst 


Die Zahl der Gemeinden, die vor dem Kriege bereits ein 
Wohnungsamt förmlich eingerichtet hatten. war nicht gross, 

Die Wohnungsämter selbst beschäftigen sich hauptsächlich 
mit Wohnungsaufsicht und Wohnungspflege. Die Wohnungs- 
beschaffung, die Wohnungserhebung (Statistik), der Wohnungs- 
nachweis treten als unmittelbarer Zweig des Wohnungsamtes 
mehr oder ‚weniger in den Hintergrund. Die Wohnungsaufsicht 
und die Wohnungspflege wurden auserdem in sehr vielen Ge- 
meinden ausgeübt, ohne dass Wohnungsämter in ihnen bestan- 
den. Mit diesen beiden Zweigen wurden fast ausnahmslos mitt- 
lere Techniker beschäftigt, abgesehen von sozialpolitisch g=- 
bildeten Frauen, die in einiger Städten dies Gebiet auch er- 
folgreich, aber wohl nie allein, sondern meistens gemeinsam mit 
Technikern bearbeiteten. Die Techniker haben nach dem über- 
einstimmenden Urteil der massgebenden Stellen in dieser Be- 
schäftigung sich in jeder Hinsicht ausserordentlich gut bewährt. 
Sie allein waren imstande, eıne entsprechende Wohnungsange- 
legenheit von Anfang bis zum Ende zu bearbeiten; während bei 
Nichttechnikern, soweit sie in dieser Arbeit tätig waren, 
schliesslich doch einmal ein technisches Gutachten bei irgend- 
einem Techniker eingeholt werden musste, konnte bei dem in 
der Wohnungsaufsicht tätigen Techaiker in jedem Falle hierauf 
verzichtet werden, da er ja selbst dafür zuständig ist. 

Das erforderliche sozialpolitische Verständnis besitzt der 
Techniker einmal, weil er meistens selbst den Kreisen ent- 
stammt, die der Wohnungsaufsicht unterkegen, dann aber auch, 
weil er durch seine praktische Ausbildung und praktische Tätig- 
keit fortwährend mit den betreffenden Kreisen in innige Ver- 
bindung getreten ist, ihre Anschauungen und Bedürfnisse 
genau kennt und deshalb seinen Klienten das  weitest- 
gehende Verständnis entgegenbringt. Ein Techniker, der nicht 
das erforderliche sozialpolitische Verständnis besitzt, kann in 
dieser Tätigkeit Befriedigung nicht finden und wird sie daher 
bald wieder aufgeben. 

Das Gebiet der Verwaltungsarbeit, das mit seiner Tätig- 
keit in der Wohnungsaufsicht ferner verbunden ist, ist dem 
Techniker natürlich etwas neu gewesen, aber er hat es cben- 
falls gemeistert, nicht zum Schaden der Verwaltungsarbeit, 
denn da er unbefangen an sie herantrat, hat er seine eigenen 


"Gedanken und Anschauungen hineingetragen und dadurch zur 


Vereinfachung des Schreibwerks, auf die immer grösster Wert 
gelegt wird, seinen erheblichen Teil beigetragen. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, dass der Techniker sich wohl die nötige 
Fertigkeit in der Verwaltungsarbeit aneignen kann, dagegen 
kaum der Verwaltungsbeamte das erforderliche technische 
Wissen, 

Der Techniker hat durch seine Tätigkeit im Wohnungs- 
aufsichtsdienst es soweit gebracht, dass die Frage, ob Tech- 
niker oder Verwaltungsbeamter für diesen Dienst zuständig sei, 
für die allermeisten Gemeinden gar nicht besteht, sie halten 


es für selbstverständlich, dass nur der Techniker hierfür in 


Frage kommt, und es ist ja auch selbstverständlich. Dass der 
Mittelschultechniker in den meisten Fällen den Vorzug vor dem 
Hochschultechniker hierbei erhält, ist auch geläufig, denn es 
ist ja in jedem Fall praktische Tätigkeit damit verbunden, die 
nur an Ort und Stelle verrichtet werden kann und der lang- 
jährige praktische Ausbildung vorangegangen sein muss, um 
ordnungsmässig erledigt werden zu können. 

Während des Krieges, im März 1918, ist in Preussen das 
Wohnungsgesetz erlassen. Dies Gesetz schreibt den Gemein- 
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den, welche über 100000 Einwohner besitzen, die Frrichtung 
eines Wohnungsamtes vor. Den Gemeinden, ‚welche 50.000 bis 
100 000 Einwohner haben, kann die Errichtung eines Wohnungs- 
amtes zur Pilicht gemacht werden. Dies, aber hauptsächlich 
die Wohnungsnot, ist Veranlassung gewesen, nach dem Kriege 
Wihnungsämter im weitesten Umfange, man kann behaupten 
in jeder grösseren Gemeinde, zu errichten. Welches ist nun 
die Tätigkeit der Wohnungsämter und von wem wird sie am 
zweckmässigsten verrichtet? 


Der Hauptzweig des Wohnungsamtes ist zurzeit infolge 
der grossen Wohnungsnot der Wohnungsnachweis. Ihm liegt 
die Verteilung der vermietbaren Wohnungen unter die Woh- 
nungssuchenden ob. Infolge der Knappheit der vermietbaren 
Wohnungen besteht- eine sehr wichtige Arbeit des Wohnungs- 
nachweises darin, die Anträge der Wohnungssuchenden darauf- 
hin zu prüfen, ob sie als dringlich, sehr dringlich oder weniger 
dringlich anzusehen oder ob sie abzulehnen sind. Dies kann 
nur durch sorgfältige örtliche Prüfung der Wohnungsverhält- 
nisse des betreffenden Antragstellers geschehen, und hierfür 
kommt nur ein Techniker in Frage; nur er kann feststellen, ob 
die Wohnung solche Mängel hinsichtlich ihrer Lage, Beschaffen- 
heit, Grösse usw. aufweist, dass dem Antrag des Wohnungs- 
suchenden entsprochen werden muss; nur der Techniker kann 
einwandfrei ermessen, ob etwaige Mängel sich nicht doch ohne 
grössere Kosten und Umstände abstellen lassen, so dass die 
Wohnung wieder brauchbar wird und der Antragsteller in ihr 
verbleiben kann. 


Die Verteilung der vermietbaren Wohnungen lässt sich vom 
Dienstzimmer aus allein nur in den seltensten Fällen bewerk- 
stelligen. Es muss meistens an Ort und Stelle geprüft werden, 
für welche Familie die betreffende vermietbare Wohnung in 
Betracht kommt, es muss ferner geprüft werden, ob die Kla- 
gen, welche Wohnungssuchende über eine ihnen zugewiesene 
Wohnung führen, oder die Gründe, die sie zur Ablehnung der 
angebotenen Wohnung veranlassen (Höhe des Mietpreises, 
Feuchtigkeit, zu geringe Grösse, sonstige Mängel usw.), berech- 
tigt sind. Wer kann das besser beurteilen, als ein Techniker, 
end möglichst derjenige, der im Dienstzimmer mit den betref- 
fenden Wohnungssuchenden selbst verhandelt hat? Häufig 
lässt sich ein Wohnungsantrag dadurch erledigen, dass dem 
Antragsteller, dem seine Wohnung zu klein ist, ein Raum oder 
mehrere Räume zugewiesen werden; nur der Techniker ist 
berufen, an Ort und Stelle in einem Hause die Wohnungsver- 
hältnisse sämtlicher Parteien zu prüfen und zwischen dem 
Hausbesitzer und seinen Mietern zu verhandeln, wenn es nötig 
ist, den Wohnraum im Hause so zu verteilen, dass jeder Mieter 
gleichmässig viel erhält. 

Da die vermietbar gewordenen Wohnungen nicht aus- 
reichen, um die dringendsten Wohnungsgesuche zu erledi- 
gen, müssen neue Wohnungen geschafien werden. Dies ge- 
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überzähliger Räume grosser Wohnungen, durch Einbau von 


Wohnungen in Dachgeschossen, Lager-, Fabrik- und sonstigen 
Gebäuden usw. Dass die Vorbesichtigungen, die Einrichtung. 
usw. nur unter Mitwirkung von Technikern erfolgen kann, is# 
selbstverständlich. Der Techniker nur kann beurteilen, welche 
?äume man einem Inhaber einer grossen Wohnung zumuten 
kann, abzugeben, und er kann auch die Auswahl unter den 
Räumen so treffen, dass sich eine Wohnung aus ihnen zweck- 
mässig und einfach schaffen lässt und dass das Mieteini- 
zungsamt bei der Beschwerde des Betroifenen gegen das Woh- 
nungsamt sich den Anordnungen des Wohnungsamtes an- 
schliessen kann. 

Der Techniker des Wohnungsamtes kann bei Einrichtung 
‚on Wohnungen in Dachgeschossen, in Lagergebäuden, Fa- 
briken usw., wenn sie seitens der Stadt erfolgt, die erforder- 
lichen Pläne und Kostenanschläge anfertigen, die Arbeiten ver- 
geben, ihre Ausführungen überwachen, die Abrechnung er- 
\edigen, überhaupt die ganze Herstellung der Wohnung bis 
zur Vermietung vollständig ausführen, was zuf Vereinfachung 
sehr beiträgt. Und wenn die Stadt nur einen Zuschuss zu der 
Einrichtung der Wohnung gibt, die Einrichtung selbst aber 
vom Eigentümer vorgenommen wird, ist gleichwohl Ueber- 
wachung der Arbeiten seitens des Wohnungsamtes eriorder- 
iich, und das Wohnungsamt kann diese Ueberwachung nur 
durch Techniker wahrnehmen lassen, die dabei gleichzeitig 
auch auf Befolgung der baupolizeilichen Bestimmungen sehen 
können. 

Wohl bei den meisten Mieteinigungsämtern ist die Ein- 
richtung getroffen, einen Beamten des Wohnungsamtes zur Aus- 
kunftserteilung bei den Sitzungen zuzulassen. Da es sich hier- 
bei fast nur um technische Auskünfte handelt, die entweder so- 
fort oder nach vorauigegangener Besichtigung, mit der das 
Wohnungsamt beauftragt wird, erteilt werden müssen, komm& 
als Vertreter des Wohnungsamtes bei dem Mieteinigungsamt 
nur ein Techniker in Frage. Recht häufig handelt es sich dabei 
um Feststellung von Mietwerten und um Beurteilung der An- 
pernessenheit von Zuschlagsiorderungen gemäss $ 10 der 
Höchstmietenverordnung. Diese Schätzungen werden ja nie 
anders als von Technikern vorgenommen und können- auch nur 
von Technikern gemacht werden. Das Mieteinigungsamt 
könnte sich ja der Privatgutachter bedienen, aber die Eriah- 
tung hat gelehrt, dass die Parteien meistens die Schätzung 
vom Wohnungsamt gemacht haben wollen, als einer Behörde, 
zu deren Sachlichkeit sie das meiste Zutrauen haben. Bei dem 
Wohnungsamt einer nur mittelgrossen Stadt wird regelmässig 
ein Beamter nur mit Erledigung von Aufträgen des Miet- 
einigungsamtes beschäftigt, und dies kann nur ein Techniker 
sein. 

Die zwischen Vermieter und Mieter abgeschlossenen Miet- 
verträge bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit meistens der Ge- 
rehmigung des technischen Wohnungsamtes. Dieser Genehmi- 
gung muss u. a. auch eine Prüfung des Mietpreises vorausgehen, 
es kann daher die Genehmigung der Mietverträge auch nur 
einem Techniker des Wohnungsamtes übertragen werden, da 
nur ein Techniker in der Lage ist, die zu berücksichtigenden 
Umstände so gegeneinander abzuwägen, dass weder Mieter 
noch Vermieter benachteiligt werden. 


Vielfach wird von Wohnungsuchenden eine andere Woh- 
nung gewünscht, weil ihre jetzige Wohnung irgendwelchen be- 
sonderen Anforderungen nicht entspiichte Der Techniker gc- 
winnt durch eine Besichtigung leicht das richtige Bild davon, 
welch eine Wohnung für diese Wohnungsuchenden in Frage 
kommt. Daher ist der Techniker bei jeder nur einigermassen 
dem Bedürfnis angepassten, vom Wohnungsamt eingerichte- 
ten Tauschabteilung am rechten Piatze. Durch seine Tätigkeıt 
dort werden den betreffenden Wohnungsuchenden viele un- 
nütze Gänge zu Besichtigungen von Wohnungen erspart, da 
ihnen vom Techniker nun nur für sie geeignete Wohnungen 
zum Tausch benannt werden. In ähnlicher Weise ist bei dem 
“ausch zwischen Einheimischen, die nach auswärts ziehen 
müssen, und Auswärtigen, die wegen ihres Berufs, ınioige von 
Versetzungen usw. zuzuziehen gezwungen sind, die Mitarbeit 
des Technikers notwendig. 

Für die Aufstellung der so notwendigen Statistik über Woh- 
nungsbewegung, Gewinnung und Neuherstellung von Wohnun- 
gen usw, eignet sich der Techniker besonders. da er mit dem 
unbedingt nötigen technischen Verständnis hieran arbeiten kann, 
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Ist die Gemeinde so klein, dass nicht durchwez nur Tech- 
niker hauptamtlich beim Wohnungsamt beschäftigt werden 
«können, dass man auf andere nicht technisch gebildete Kräfte, 
die nur zeitweise im Wohnungsamt arbeiten. zurückgreifen 
muss, so wird doch der Techniker als Voıstand des Wolı- 
nungzsamtes nicht entbehrt werden können, und für ihn, der die 
Kräfte anleitet und auch den Ueberblick über die gesamte 
Wohnungsarbeit haben muss, kommt nur der Mittelschul- 
techniker in Frage. ns 

Derjenige Zweig des Wohnungsamtes, der zurzeit infolge 
der grossen Kosten, die die Vornahme von baulichen Aende- 
rungen verursacht, am wenigsten gepilest werden kann, ist 
die Wohnungsaufsicht. Es sind aber überall auf Grund des 
Wohnungsgesetzes Wohnungsordnungen erlassen, doch leiderist 
ihre restlose Durchführung zurzeit unmöglich und wird auch 
in den nächsten Jahren unmöglich sein. Für die Ausübung der 
Wohnungsaufsicht nach der Wohnungsordnung mit ihren durch- 
weg technischen Bestimmungen, die überdies genaue Kenntnis 
der baupolizeilichen Bestimmungen voraussetzen, wenn nicht 
Widersprüche entstehen sollen, kann wohl nur der Techniker 
in Frage kommen. Allerdings ist auch ein gewisses Mass von 
sozialpolitischem Verständnis erforderlich. Der Techniker hat 
dies in den meisten Fällen infolge seines ganzen Bildungs- 
ganges, wie schon oben ausgeführt. Was ihm daran fehlt, 
zwingt ihn seine Tätigkeit, sich anzueignen, und er eignet sich 
dieses leichter an, als der Nichttechniker, auch wenn er Sozial- 
politiker ist, sich das eriorderliche technische Wissen aneignen 
kann, abgesehen davon, dass dem letzteren die praktische tech- 
nische Erfahrung völlig abgeht. 

Die zurzeit mögliche Wohnungsaufsicht ist besonders 
schwierig auszuführen. Man darf nichts vom Hausbesitzer ver- 
langen, 'was letzterem auszuführen augenblicklich nicht möglich 
ist. Aber das, was möglich und unbedingt nötig ist, muss ver- 
langt werden, um die Häuser vor völligem Veriall zu schützen 
und um die Wohnungen nicht allmählich unbewohnbar werden 
zu lassen. Es erfordert ein grosses Mass von technischem 
Wissen, um hier die Grenze zu finden, und dies kann nur der 
Techniker besitzen. Die Gemeinden werden dazu übergehen 
müssen, den 'weniger bemittelten Hausbesitzern, die ja wohl in 
der Mehrzahl sind, zur Ausführung von unbedingt nötigen Aus- 
besserungsarbeiten an ihren Häusern verzinsliche und tilgbare 
Darlehen zu gewähren. Mit den Mitteln muss aber sparsam’ 
umgegangen werden, und daher bedarf ein Darlehnsantrag sehr 
sorgfältiger sachverständiger Prüfung durch den Techniker des 
Wohnungsamtes, der durch örtliche Besichtigung feststellen 
kann, ob die vom Hausbesitzer geplanten Ausbesserungen not- 
wendig und zweckmässig sind, ind ob die Umstände so liegen, 
dass die Gewährung eines Darlehns gerechtiertigt erscheint. 
Der Techniker kann nach Ausführung der Arbeiten ieststellen, 
ob diese ordnungsmässig erfolgt ist und ob die Auszahlung 
des Darlehns geschehen kann. Sal 

Augenblicklich und voraussichtlich noch längere Zeit wird, 
wie oben ausgeführt, infolge der grössten Wohnungsnot an 
völlige Durchführung der Wohnungsordnung durch Wohnungs- 
aufsicht nicht gedacht werden können. Um so wichtiger ist 
es daher, die Wohnungen der minderbemittelten Stände, die 
jetzt ja meistens räumlich unzulänglich sind, darauihin zu über- 
wachen, dass ihr Bewohnen mit möglichst wenig Schäden an 
Gesundheit, Sittlichkeit usw. der Bewohner verbunden ist. 
Daher sollte eine taktvolle Wohnungspflege nicht unterlassen 


‚werden, durch welche der Sinn für Ordnung und Sauberkeit dr 


bei den Bewohnern geweckt wird und welche den Bewehnern 
verständnisvoll zur Seite steht, um ihr Wohnungselend zu mil- 
dern. Man behaupte nicht, dass nur Frauen hierfür in Frage 
kommen. Gewiss gibt es eine grosse Anzahl von Frauen, die 
auf diesem Gebiet sich als sehr brauchbar eı wiesen haben, aber. 
die Zahl der Techniker, die sich hiermit beschäftigt haben, ist 
grösser. In der Wohnung werden bei der Besichtigung ge- 
wöhnlich die weiblichen Bewohner angetrofien, und erfahrungs- 
gemäss lassen sich diese vom Mann meistens lieber beraten, 
als von einer Geschlechtsgenossin. Vielfach ist zur Prüfung - 


der Klagen, die dem Wohnungspfleger bei der Besichtigung 


vorgetragen 'werden, auch technisches Verständnis notwendig, 


das der Techniker des Wohnungsamtes besitzt; er kann auf 


die Klagen eingehen, erwirbt sich dadurch das Vertrauen der 
Bewohner, der Mieter sowohl wie der Hausbesitzer, unddaher 
ist auch in der Wohnungspflege der Techniker durchaus au 

seinem Platze. RN 
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Für die Staatsregierung ist die Frage, ob der Techniker 
oder der Nichttechniker für das Wohnungsamt zuständig ist, 
auch längst entschieden. Mit der Aufsicht über die Wohnungs- 
ämter und der Beurteilung aller mit den Wohnungsangelegen- 
heiten verbundenen Fragen ist bei jedem Regierungsbezirk in 
Preussen ein Bezirkswohnungskommissar beauftragt, und diese 
Posten sind von Technikern besetzt. 

Es liegt im Interesse des Technikerstandes, mehr aber 
noch im Interesse des Allgemeinwohls, darauf hinzuarbeiten, 
dass die Stellen beim Wohnungsamt vorzugsweise von mitt- 
leren Technikern besetzt werden. Die Techniker sind berufen, 
wirksam und tatkräftig zu arbeiten, jetzt an der Linderung und 
Beseitigung der grossen Wohnungsnot, später an der fort- 
währenden Verbesserung der Wohnungsverhältnisse und He- 
bung der Wohnsitten, der Lösung der Wohnungsfrage, die in 
der sozialen Frage der Gegenwart hauptsächlich im Vorder- 
grunde steht. Langbein-Bieleield. 











Rundschau 


Regelung der Fuhrkosten- und Dieüstaufw ands-Entschädi- 
gungen für den Bereich der bisherigen Stadtgemeinde Berlin. 
Die von unseren im Gemeindedienste beschäftigten Kollegen 
lang erwartete Vorlage hierüber ist nın endlich 
verabschiedet worden. Vorweg muss bemerkt werden, 
dass diese Vorlage unseren seinerzeitigen Forderungen nicht 
restlos nachgekonmen ist, da sie nur für den Bereich der bis- 
herigen Altberliner Verwaltung Geltung hat, doch ist zu be- 
achten, dass sie jedenfalls nach Erledigung der Beratungen des 
neuen Gruppenplanes für Gross-Berlin sofort einer Neubera- 
tung unterzogen ‘werden wird. 

Raummangels wegen ist es nun leider nicht möglich, den 
ganzen Wortlaut der Bestimmungen nebst den dazugehörigen 
Zusammenstellungen hier bekanntzugeben. Wir müssen uns 
heute auf einen kurzen Auszug aus den Bestimmungen nebst 
Angabe'der uns Techniker in den Zusammenstellungen haupt- 
sächlich interessierenden Gruppenbezeichnungen und Kostensätze 
beschränken. Allen denjenigen Fachgruppen und Betriebsver- 
waltungen im Reich? jedoch, die gern das ganze Material ken- 
nen lernen wollen, stellen wir auf Aniordern jederzeit das 
„Rundschreiben Nr. 5 vom 15. 7. 21 unseres Bezirksausschusses 
Gross-Berlin der Fachgruppe der Gemeindetechniker“, in dem 
diese Bestimmungen vollständig abgedruckt sind, zur Verfügung. 

Zitter 1 enthält Angaben über den Geltungsbereich, wäh- 
rend in Ziffer 2 festgelegt ist, welche bisherigen besonderen 
Ausgaben und Auslagen durch die neu festgesetzten Entschä- 
digungen abgegolten sind. Ziffer 3 gibt näheren Aufschluss über 
die Ferm der Gewährung von Fuhrkostenentschädigung. In 
Ziffer 4 und 5 ist ausführlich dargelegt, wie die Zahlung der 
Fuhrkosten- und Dienstaufwandsentschädigungen und der Bau- 
zulagen für die Beamten und Angestellten zu erfolgen hat. 
Ziifier 6 bestimmt, dass für kleinere Dienstreisen im Sinne 
einer allgemeinen Bestimmng des Magistrats über Tagegelder 
und Reisekosten vom 14. 6. 1906 und 8. 9. 1906 die bestehenden 
bzw. neu zu erlassende Bestimmungen gelten sollen. Ziifer 7 
regelt die Entschädigungen für die in den Altberliner Anstalten 
ausserhalb Altberlins tätigen Beamter und Angestellten. In 
Ziffer 8 ist festgesetzt, dass diese newen Bestimmungen rück- 
wirkende Kraft vom 1. Oktober 1919 ab haben. Ausserdem 
werden hier noch ausführliche Anweisungen zur-sofortigen Zah- 
lung der bereits fällig gewordenen Beträge gegeben, des- 
gleichen auch in welcher Form die Verrechnung bereits ge- 
zahlter Beträge zu erfolgen hat. Ziffer 9 regelt die Zuständig- 
keit für Entschädigungen in Zweifelsfällen, und in Ziffer 10 wird 
bestimmt, dass die neuen Bestimmungen sinngemäss auch für 
Hilfskräfte gelten, sofern sie in gleichartigen Stellungen wie 
Beamte und Angestellte beschäftigt werden. Die den Bestim- 
mungen beigegebenen Zusammenstellungen sind unterteilt in 

I. Bau- und technische Verwaltungen, 

U. Allgemeine :Verwaltung und verschiedene [Verwaltungs- 

zweige. & 

Uns. Techniker interessiert nur Teil I. Dieser gliedert sich zu- 
nächst horizontal in elf verschiedene städtische Verwaltungs- 
Aweige und vertikal in 23 Gruppen, beginnend mit den Ver- 
tretern der Stadtbauräte und den Vorstehern der technischen 
oder Revisionsbureaus und endigend mit den Rohrmeistern der 
Licht- und Wasserwerke. Dazwischen sind dann der Reihe 
nach zunächst die Vorsteher der Bauämter, Baumeister, Archi- 
tekten, Bausekretäre, Techniker, Wohnimgspfleger, Bauauf- 
seher, ferner die Direktoren, Abteilungsvorsteher, Ingenieure, 
Chemiker, Inspektoren bei den Werken und schliesslich die 
Landmesser, Vermessungstechniker, Revisoren, Kontrolleure, 
Aufseher, Hilfsarbeiter, Dirigenten usw. bei den Werken, bei 
der Feuerwehr und der Baupolizei aufgeführt. 
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Die für die einzelnen Gruppen festgesetzten Entschädigungen 
gelten für a) Fuhrkosten, b) Dienstaufwand (einschl. Zehrungs- 
kosten) und bewegen sich zu a) — Fuhrkosten — mit verein- 
zelten Ausnalımen zwischen 800—1200 M., soweit feste Ent- 
schädigungssätze in Frage kommen. Bei der Mehrzahl der 
Gruppen müssen jedoch die Fuhrkosten entsprechend den tat- 
sächlich hierfür verbrauchten Beträgen laufend liquidiert wer- 
den. Nur in ganz wenigen Fällen werden Strassenbahn-Zeit- 
karten für einige bzw. auch für alle Linien an Stelle von Fuhr- 
kosten verausgabt. 

Zu b) — Dienstaufwand — gelten fast durchweg Pauschal- 
sätze von 600 M. Nur in ganz wenigen ‚Fällen betragen diese 
Entschädigungen 1080 M. oder 90 M. monatlich, in welchen 
Beträgen dann allerdings auch gleich die Bauzulagen mit ent- 
halten sind. 


Tarifverträge 
Tarifvertragsabschlüsse in der Provinz Brandenburg. Nach 
langwierigen, mehrmonatlichen Verhandiungen sind nun end- 


lich die Tarifabschlüsse für die technischen Angesteilten 

a) bei den Kreis- und Gemeindeverwaltungen im Regierungs- 

bezirk Potsdam, 

b) beim Magistrat der Stadt Frankfurt (Oder) 
mit dem zuständigen Arbeitgeberverbande bezw. dem Magistrat 
zustande gekommen. Es ist uns bei den Verhandlungen gelun- 
gem, die vonsunseren Kollegen s. Zt. aufgestellten Forderungen 
fast restlos”durchzusetzen. 


Aus anderen Verbänden 


Wie der „Komba“ Technikerinteressen vertritt. Bereits 
in Nr. 15 des „Technischen Gemeindebeamten“ haben wir in 
einem ausführlichen Artikel — Der „Komba‘ gegen die Tech- 
niker — einige Dokumente über die Doppelzüngigkeit des 
„Komba“ und über seine Wertschätzung des Technikers ge- 
bracht. Wir sind heute wieder einmal in der angenehmen 
Lage, unseren Kollegen nachstehend einige weitere sehr inter- 
essante Dokumente zu unterbreiten: 

Berlin, den 19. März 1921. 


Im Gemeindeblatt Nr. 11, vom“ 13. März 1921- sind vom Aus- 
schuss für das Wohnungswesen drei zu besetzende Inspektorenstellen 
zur Bewerbung ausgeschrieben. 

Da die Deputation für Wohnungswesen von den seinerzeit aufge- 
stellten Grundsätzen, die Inspektorenstellen ausschliesslich mit bau- 
technisch vorgebildeten Personen zu besetzen, abgewichen ist, so stellt 
der Beamtenausschuss auf Anregung einzelner Mitglieder der Organi- 
sationskommission der Deputation für Wohnungswesen den Antrag, die 
ausgeschriebenen Inspektorenstellen mit geeigneten Bureaubeamten zu 
besetzen. Dadurch würde auch der unerquickliche Dualismus zwischen 
Bureauleiter und Inspektor, wie er sich jetzt leider immer mehr und 
mehr breit macht, zugunsten der Verwaltung beseitigt werden. 

Begründung: 

Die Bautätigkeit in den Wohnungsinspektionen wird allmählich nach- 
lassen und schliesslich ganz aufhören, weil die städtischen Fonds nahezu 
erschöpft sind und Reich und Staat nicht in der Lage sein dürften, so 
reichlich, wie bisher, Mittel zur Verfügung zu stellen. Selbst wenn 
dies der Fall sein sollte, so hat die Erfahrung gelehrt, dass es nicht 
erforderlich ist, nur Wohnungsinspektoren mit bautechnischer Vorbildung 
anzustellen. Beispieisweise ist. die 5. Inspektion mit Frl. Haase und 
früher die 6. Inspektion mit Frl. Dr. Hoffmann als Inspektoren besetzt 
worden. Auch der jetzige Inspektionsleiter der 6. Wohnungs-Inspektion, 
Herr Dr. Ehrenberg ist wohl Ingenieur, aber kein Bautechniker. 

Die Tätigkeit der Wohnungsinspektoren ist zum grössten Teil eine 
rein bureautechnische bzw. soziale. Bei den meisten Inspektionen liegt 
die technische Betriebsaufsicht in der Hand des Inspektoren-Stellver- 
treters, eines im Baufach erfahrenen Beamten. 

Da den Technikern reiche Barmittel der Behör- 
den zur Verfügung standen und sie gewohnt sind, 
aus dem Vollen zu schöpfen, so ist ihnen vielfach 
inökonomischer Hinsicht der Sinn für solide Spar- 
samkeit verloren gegangen. Heute aber, wo das Spar- 
samkeitsprinzip mehr betont werden müss als je, wird sich die Besetzung 
der Inspektorenstellen mit Verwaltungsbeamten ganz besonders segens- 
reich erweisen. (Hört, hört! D. Red.) 

Zum Vergleich sei awf die Wohnungsämter der früheren Vororte, 
insbesondere Neukölln und Cöpenick hingewiesen, wo diese Stellen aus- 
schliesslich mit Verwaltungsbeamten besetzt sind und sich in diesen be- 
währt haben. 

Schliesslich mag nicht unerwähnt bleiben, dass der bekannte Na- 
tionalökonom, Professor Dr. Jastrow, in seinen Vorlesungen an der Berliner 
Universität, Verwaltungsakademie, immer wieder betont, dass, -wie die 
Erfahrung lehre, nicht Techniker, sondern Verwaltungsbeamte an der 
Spitze einer Verwaltung stehen müssen, um einen glatten und geregelten 
Geschäftsgang zu gewährleisten. 

Aus vorstehend genannten Gründen bitten wir, die Unterzeichneten, 
die z. Z. zu schaffenden Wohnungsinspektorenstellen mit Bureaubeamten 
zu. besetzen. Der Beamtenausschuss der Verwaltungsbeamten, 

gez. Bleschke, Gessler, Geske. 


Urschriftlich 
der Deputation für Siedlungs- und Wohnungswesen, z, Hd. des Herra 
Stadtrat Wutzky, ie 
er, 


befürwortend weitergereicht. 
Wir schliessen uns dem Äntrage an. z 
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Nach unseren Erfahrungen führt die Besetzung einer leitenden Stelle 


in einem Bureau mit einen nicht verwaltungstechnisch ausgebildeten 
Beamten zu einer Verteuerung des Betriebes, weil dann doch noch ein - 
Dieser Luxus muss bei den 
heutigen Finanzverhältnissen, wo alles zur Sparsamkeit drängt, unbedingt 
Ausserdem führt die Besetzung der 
Techniker nur zur Erschwerung 


Verwaltungsbeamter angestellt werden muss. 


vermieden werden. 
Stelle mit einem 
des Dienstbetriebes. 
Berlin, den 24. März 1921. 
Beamtenkammer der Stadt Berlin. 
Vorsitzender: gez. Steingräber. 
Geschäftsführer: Unterschrift I. V. 
Durch die Kreissruppe I—VI des Komba. 


Gegen vorstehende Ausführungen wurde sofort nach Be-: 


kanntwerden durch folgends Schreiben Einspruch erhoben: 
Tgb. Nr. 1474/21, Kr./Sch. 
An die Deputation für Siedlungs- und Wohnungswesen, 
d. des Herrn Stadtrat Wutzky, ; 
hier. 
In einem Schreiben vom 19. März 1921, 


lungs- und Wohnungswesen weitergereicht worden ist, bitten die Herren 
Bieschke, Gessler und Geske die- neuzuschaffenden Inspektorenstellen mit 
Bureaubeamten zu besetzen. Wir bemerken hierzu folgendes: 

Wie aus der beigefügten Abschrift ersichtlich, sind die genannten 


drei Bureaubeamten nicht berechtigt, sich als Beamtenausschuss zu be- 
dass in dem 


zeichnen. Wir erlauben uns ferner, darauf hinzuweisen, 
seinerzeit gemeinsamen vom Betriebsrat und Beamtenausschuss aufge- 


stellten Organisationsplan zum Ausdruck gebracht worden ist, dass die 


technische Vorbildung in der Grundiage für den Leiter der 


Wohnungsinspektion sein soll. 


Regel 


Die in der Begründung des erwähnten Antrages enthaltenen. Be-. 
hauptungen sind derartig oberflächlich und haltlos, dass sich ein Eingehen ‘ 
Bezeichnend ist es jedoch, dass nach der Auf- 


darauf u. E. erübrigt. 
fassung der Antragsteller die Tätigkeit der Wohnungsinspektoren zum 
grössten Teil eine rein bureautechnische ist. Wir sind der Meinung, 
dass es allein der Anwendung technisch-wirtschaftlicher Grundsätze zu 
verdanken ist, wenn das Berliner Wohnungsamt, trotz der vorhandenen 
Schwierigkeiten, nicht unerhebliche Erfolge in der Behebung der Woh- 
nungsnot -aufzuweisen hat. Betriebsrat 

gez. Kreft, 2. Vorsitzender 

gez. Huttanus, Schriftführer. 


3 Berlin, den 9. April 1921, 
An die Beamtenkammer, 
hier. 


Dem örtlichen Beamtenausschuss der Deputation für Wohnungs- - 


wesen ist bekannt geworden, dass ein Antrag des Bleschke, Gessler und 
Geske vom 19. März 1921 betr. Besetzung von zwei Inspektorenstellen 
mit der Unterschrift „Beamtenausschuss“ durch die Beamtenkammer 
an den Ausschuss für Wohnungswesen gerichtet worden ist. Dem 
örtlichen Beamtenausschuss ist von diesem Schreiben nichts bekannt, 
auch nicht von ihm unterschrieben worden. 

Wir ersuchen, in Zukunft die Kollesen auf die missbräuch!iche Ver- 
wendung des Namens „Beamtenausschuss“ aufmerksam zu machen und 
bitten um Zurückziehung des genannten Antrages evtl. 
desselben. gez. . Kaufmann 

Obmann des Beamtenausschusses. 


Gleichzeitig wurde gegen diesen Vorstoss der „Komba“- 
Seite in einer sofort einberufenen Betriebsversammlung Stel- 
lung genommen. 
nehmer an dieser Versammlung scharf alle Bestrebungen auf 
Einführung juristisch-bürokratischer Verwaltungsmethoden in 
den Wohnungsämtern. Die Folge dieses“ energischen Wider- 
standes unserer Kollegen waren dann nachstehende Schreiben: 
Beamtenkammer der Stadt Berlin. Berlin, den 20. April 1921. 

Tgb. Nr. forr20 B.K. gen. Neıte Friedrichstr. 80 

An die Betriebsgruppe Wohnungsamt 
z. Hd. des stellv. Obmanns Herrn Kreft 
Wohnungsamt. 
Sehr geehrter Herr Kollege! 

Zu Ihrem Schreiben vom 12. April d. 
Ihr "Gespräch mit unserem Vorsitzenden, Herrn Kollegen Steingräber, 
haben wir versucht, den Antrag der Kollegen Bleschke, ‚Gessler, Geske 
zurückzunehmen, haben jedoch erfahren, dass er inzwischen an den 
Stadtverordneten Hölz weitergegeben worden ist. Wir haben daraufhin 
an Herrn Stadtrat Wutzky das abschriftlich beigefügte Schreiben ge- 
richtet und glauben hiernach die Angelegenheit als erledigt betrachten 
zu dürfen. Mit kollegialem Gruss 
Anlage. gez, Unterschrift 


ir Geschäftsführer i. V, 


er von der weiteren Verfolgung der Angelegenheit Abstand zu nehmen 


sondern nur kurz feststellen, 
unserer Bundeskollegen dieser neue Vorstoss gegen die Tech- 


Berlin, den 9. April 1921. 


das von der Kreisgruppe » 
- I—VI des Komba und der Beamtenkammer an die Deputation für Sied- 


. seren Forderungen entspricht, 


digung der Tätigkeit des Technikers 
Berichtigung 


In einer Entschliessung verurteilten die Teil- 


J. und in Anknüpfung an . 


> SR 


und sie als erledigt zu betrachten. Die "Antragsteller sind von uns 

über dieses Schreiben benachrichtigt- und aufgefordert, nötigenfalls 

erneute Anträge, jedoch ohne unsere Vermittlung, zuzustellen. 

gez. Steingräber gez. Rothe 
Vorsitzender Geschäftsführer i. V, 


Wir wollen diesen Dokumenten mänk weiter hinzufügen, 
dass durch die Wachsamkeit 


niker vollkommen misslungen ist. Heute sitzen bereits zwei 
Bundeskollegen in diesen heiss umstrittenen Stellen. " 


Unsere Enthüllungen über die Misserfolge des Kondba bei 
den Beratungen der Besoldungsordnung für Rheinland und West- 
falen sind der „Rundschau für Kommunalbeamte“ derartig unan- 
genehm, dass sie nur in einer kurzen Notiz, „Aus Neid“ über- 
schrieben, dazu Stellung nimmt, während sie sonst auf jede 
Acusserung unseres Bundesorgans mit spaltenlangen Aufsätzen 
erwidert. Angeblich kann der Komba „auf Einzelheiten heute 
noch nicht eingehen, um nicht Interessen unserer Kollegen zu 
gefährden“, 

Wir sind neugierig, Set zu vernehmen, welche Interessen 
der Kommunalbeamtenschaft gefährdet sein sollen. wenn man 
gegen eine Besoldungsordnung, die nicht im entferntesten un- 
in aller. Oeffentlichkeit Sturm 
läuft. Aber es ist ja fraglich, was der Komba unter „unsere 
Kollegen“ versteht. Wenn er damit die Verwaltungsbeamten 
meint, so mag er vielleicht recht haben; die Technikerinteressen 
sind aber bei diesen ganzen Verhandlungen aufs schwerste VEer- 
letzt worden. 


Aus dem Bunde 


Der Bezirksausschuss Gross-Berlin der Fachgruppe Ge- 
meindetechniker bringt in seinem „Rundschreiben Nr, 5“ unter 
der Ueberschriit „Gefahr im Anzuge!“ einen sehr be- 
merkenswerten Mahnruf an seine im Gemeindedienste tätigen 
Kollegen, insbesondere aber an alle heute leider immer noch 
auf der Gegenseite — im „Komba“-Lager — stehenden Tech- 
niker. Wir glauben, dass dieser Mahnruf nicht nur für unsere 
Berliner Mitglieder in kommunalen Diensten, sondern auch für 
alle übrigen Kollegen im Reiche von grösster Bedeutung ist, - 
und halten es daher für erforderlich, die wichtigsten Stellen 
dieses Mahnrufes hier zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. 
Einleitend wird darauf hingewiesen, dass vor Neuberatung des 
Gross-Berliner Gruppenplanes, dessen Neuordnung auf Grund 
der staatlichen Besoldungsordnungen zu schnelister Erledigung 
drängt, die Feststellung der Amtsbezeichnungen erfolgen muss, 
Nur dann wird es möglich sein, zu einer gerechten BE 
im Ge- 
meindedienst im Vergeich zu der des Kollegen im Staatsdienst 
zu gelangen. Im Hinblick auf die von den Gemeinden stets an- 
gewendeten Vergleiche mit den im Staate viel. zahlreicher vor- 
handenen Berufsbezeichnungen (Titeln) besteht immer die 
grosse Gefahr, dass solche Vergleiche gewaltige Schädigungen 
unserer Kommunaltechniker im Gefolge haben. Nicht der Titel, 
sondern die tatsächliche Leistung im Amte ist und bleibt für 
uns allein massgebend. Vom „Komba“ haben wir hierbei nach 
allen bisher gemachten Erfahrungen keine grosse Unterstützung 
zu erwarten. Man vergleiche nur das in Nr. 18 des „Technischen 
Gemeindebeamten“ vorhandene Material, aus dem so recht der ° 
rückschrittliche Charakter des „Komba“ hervor- 
leuchtet. 
Der Verfasser des von uns hier angezogenen: Mahnrufes 
geht dann weiter auf den Zustand bei der ersten Berliner Be- 
soldungsreform ein und erinnert an die damalige Geschlossen- 
heit der Gemeindetechniker. Heute liegen die Verhältnisse 


leider anders; denn die Technikerschaft hat sich durch die teil- 


weise Spaltung, bei der ein — wenn auch nur geringer — 
Bruchteil unserer Kollegen in das Lager unseres natürlichen 
Gegners abwandern zu müssen geglaubt hat, ihres mächtigsten 
Einflusses beraubt. Diese Erscheinung genügt vollauf zur - 
Stärkung unseres Verhandlungsgegners, des Magistrats. Darum. 
ergeht erneut der Mahnruf an alle Kollegen, auch an die, die auf 
der Gegenseite stehen, für diekommemden neuen Ver- 
handlungen die Techniker-Reihen wieder zu 





Beamtenkammer der Stadt Berlin. 


Berlin, den 20. April 1921. 
Tgb. Nr. 167/20 B. K. gen. 


Neue Friedrichstr. 80 


An die Deputation für das Siedfungs- und Wohnungswesen 
z. Hd. des Herrn Stadtrat Wutzky, 


b5 

R 

h 

| | | 

8 | j\ hier 

"IRRE j Poststrasse 16 

H i f | 

| jr 


Schliessen. Der Techniker kann und datfsich 
nicht den Luxus der Zersplitterung leisten. 4 
Es wird sich auch bei den meisten Verhandlungen wieder alles 

um die Gleichstellung des Technikers mit dem. 

Stadtsekretärin jeder Beziehung drehen. re : 
der neuen Zeit, in der wir leben und auf die wir als Gemeinde- 
techniker stets grosse Hoffnungen setzten, scheinen allmählich 37 % 
wieder die Zustände der Vorkriegszeit Platz zu greifen. B. 
der Technikerherrschensollte,da NOcKben 

in verstärkter Position der Bürokrat! ° 
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£ Wir haben mit Anschreiben vom 24. März ds. Js. einen. Antrag 
Fi der Bureaubeamten Bleschke, Gessler und Geske an die Deputation zu 
Ihren Händen weitergegeben und sehen nach Aeusserung des örtlichen 
Beamtenausschusses des” Wohnungsamtes zu der Sache uns gezwungen, 


infolge eines Formfehlers den Antrag zurückzuziehen. Wir, ersuchen, 
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Der erste Vorsitzende des Verbandes der Kommunalbeamten 
und Angestellten Preussens und des Reichsbundes der Kom- 
munalbeamten Deutschlands- ist auf dem Verbandstage des 
Komba zu Barmen plötzlich verschieden. 

Waren wir auch Organisationsgegner, so müssen wir doch 
anerkennen, dass in diesem Manne und Kollegen die gesamte 
Beamtenschaft einen ihrer Besten vorzeitig verloren hat. 

Vornelm im Charakter, selbstlos im Wollen und von hohem 
Idealismus beseelt. 

Ein solcher Kollege wird auch in unserem Gedächtnis seine 
Stätte behalten, 





Technische Berufsgewerkschaft oder 


Betriebsorganisation ? 


Man unterscheidet in der Gewerkschaftsbewegung zwei 
Arten von Organisationen — die Berufsgewerkschaft und die 
Betriebso: ganisation. 

Die Berufsgewerkschaft nimmt nur Angehörige ein und des- 
selben Beıufes auf, also ausschliesslich Maurer oder ausschliess- 
lich Techniker oder ausschliesslich Verwaltungsbeamte. Die 
Betriebsorganısation nimmt alle Arbeiter, Angestellten und Be. 
amten des Fachzweiges auf, in dem sie beschäftigt sind, 
wobei es unwesentlich ist, ob die Gewerkschaft nur eine der 
drei Arbeitnehmergruppen oder dieselben zusammenfassend 
organisiert. Die Beruisgewerkschaft begrenzt also 
ihr, Werbegebiet auf die Berufsangehörigkeit, dehnt 
es aus auf die Berufsangehörigen aller Betriebe — die Be- 
triebsorganisatior begrenzt ihr Werbegebiet auf die 
Betriebe eines Fachgebietes, dehnt es aber aus auf 
alle Arbeitnehmer, dabei ohne Rücksicht auf die 
Berufsangehörigkeit. Als letztere Art von Organi- 
sation sind ohne Zweifel die grossen Organisationen der Eisen- 
bahner, Post- und. Genieindebeamten usw. anzusprechen. Aber 
auch die Staatsarbeiter- und Staatsbeamtenorganisationen wie 
die Reichsgewerkschait, die sich auf mehrere Verwaltungs- 
zweige erstrecken, sind unter die Betriebsorganisationen einzu- 
reihen. Auch sie gehören, wenn man nicht den ganzen Staats- 
betrieb nach seinem gleichartigen Aufbau und seiner Zugchörig- 
keit zu einem und demselben Arbeitgeber „Staat“ als ein ein- 
heitliches Ganzes auffassen will, nach der verschiedenen be- 
zuilichen Zusammensetzung ihrer Mitglieder zu den Betriebs- 
organisationen. 

Die letztere spielte vor dem Kriege eine unbedeutende 
Rolle. Die Arbeiter, die Bahnbrecher für die gewerkschaft- 
liche Bewegung, haben von vornherein die Form der Berufs- 
gewerkschaft gewählt, und es braucht wohl nicht hinzugefügt 
zu werden, dass historisch genommen die Berufsgewerkschaft 
als die durch Jahrzehnte hindurch bewährte Organisationsform 
anzuerkennen ist. Wenn man das nach der imposanten Ent- 
wicklung der Berufsgewerkschaft etwas unverständliche Empor- 
blühen der Betriebsorganisationen verstehen will, dürfte der 
Hinweis genügen, dass sie nennenswerte Bedeutung nur bei 
den Angehörigen der Staats- und‘ Kommunalbetriebe gewonnen 
hat. Da.ferner nicht zu leugnen ist, dass gerade für ‘diese Ar- 
beitnehmergruppe infolge der langjährigen Beschränkung des 
Vereinigungsrechtes und des Rechtes auf freie Meinungsäusse- 
rung die allgemeinen wirtschaftlichen und gewerkschaftlichen 
Dinge Neuland gewesen sind, so kann man die sogenannten 
„rachgewerkschaften“ der Staatsbetriebe als Organisationen 
ahsehen, die jedenfalls auf einem vom gewerkschaftlichen 
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Standpunkte aus gesehenen ungepflügten Boden entstanden sind. 
Die „Fachgewerkschaften‘“ sind nun aber einmal da, und jede 
Berufisgewerkschaft wird mit dieser Tatsache zw rechnen ha- 
ben. Das kann sie aber nicht hindern, auf die Nachteile hinzu- 
weisen, die die Organisierung in Fachgewerkschaften bzw. 
Betriebsorganisationen mit sich bringt. 

Durch die Fachgewerkschaften erhalten die Arbeitnehmer 
eines Betriebes zwei — räumlich genommen — gleichartig be- 
grenzte Vertretungen, neben der Organisation selbst die gesetz- 
liche Arbeitnehmervertretung, den Betriebsrat. Wir haben also 
zwei Arten von Vertretungen, die beide aus der Arbeit- 
nehmerschaft ein und desselben Betriebes hervorgegangen sind, 
und die räumlich wie sachlich die gleichen Aufgaben, die Inter- 
essenwahrnelimung der Betriebsangehörigen zu lösen haben. 
EsfehltdagegenderBetriebsorganisationdie 
Verbindung mit den Berufsangehörigen an- 
derer Betriebe vollständig, trotzdem zwei- 
fellos grosse gemeinsame Berufsinteressen 
vorhanden sind. 


Wir Techniker beklagen uns darüber, dass wir im Wirt- 
schaftsleben wie in der Staatsverwaltung wohl als gute tech- 
nische Arbeitstiere eingeschätzt, aber nicht unserer Leistungs- 
fähigkeit entsprechend gewertet werden. Wir Techniker sind 
davon überzeugt, dass ein zeitgemässer Umbau und Wieder- 
aufbau unseres Wirtschaftslebens wie des Verwaltungswesens 
nur möglich ist, wenn mehr technischer Geist in das durch 
Juristen bis in das letzte Aktenzipfelchen hinein verbureaukrati- 
sierte Systeni einzieht. Wir Techniker fühlen uns kraft unserer 
Berufstätigkeit, die uns bei jedem Schritt die Frage der Wirt- 
schaitlichkeit und Rentabilität der von uns eingeschlagenen 
Wege vorlegt, dazu berufen, auch an der Verwaltungsreform 
und der grossen Wirtschaftsreform als gleichberechtigte Mit- 
arbeiter neben Juristen, Volkswirtschaftern, Politikern mitzu- 
wirken. 

Wirtschaftliche Besserstellung des Tech- 
nikers, mager stecken, wo erwill,beimStaat 
oderim Privatdienst, Hebung seines Ansehens 
gegenüber anderen Berufen, Stärkung seines 
Einflusses im engeren Wirkungskreise, wie 
beider Lösungder grossen Zeitfragen— diese 
grossen Aufgaben wird er erfolgreich nur 
durchführen können, wenn er es vermeidet, 
seine Kräfte in allen möglichen Fachorgani- 
sationen zu zersplittern, wenn er sich davor 
bewahrt,in Organisationen mit überwiegend 
berufsfremden Elementen unterzutauchen, 
wenn er seine zahlenmässige Minderheit in 
deneinzelnenBetriebenaufhebtdurchZusam- 
menfiassung aller Technikerin einer einzigen 
grossen Berufisorganisation. 

Gerade der technische Gemeindebeamte hat besondere Ver- 
anlassıng, diese einzige Möglichkeit, als Techniker zur Geltung 
zu kommen, zu erkennen. Die Kommunalbeamtenverbände be- 
haupten, dass der technische Beamte in erster Linie Beamter 
und in zweiter Linie Techniker sei. Bei objektiver Betrachtung 
wird auch dem Beamten klar werden, dass der Beamten- 
charakter nicht etwa gleichbedeutend mit „Beruf“ ist, sondern 
nur die Art seines Anstellungsverhältnisses, seines Dienst- 
vertrages mit dem Arbeitgeber „Staat oder Gemeinde“ be- 
zeichnet. Der Beamte der Vorkriegszeit hatte ein gewisses 
Recht, sich als besonderen Stand gegenüber den anderen Volks- 
gruppen anzusehen. Sein Arbeitsgebiet, seine Dienststellung, 
seine Laufbahn, sein Einkommen waren eindeutig festgelegt. 
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Die festen Formen des Dienstvertrages waren ganz besondere 
Merkmale des Beamtencharakters. Er unterschrieb mit der 
Annahme der festen Anstellung seinen für das ganze Leben 
unveränderlichen Dienstvertrag. 

Wie steht es aber heute? Ein grosser Teil des Beamten- 


einkommens, Teuerungs- und Ortszuschläge sind beweglich und 


Gegenstand gewerkschaftlicher Forderungen geworden — wie 
beim Arbeiter und Angestellten! Die Kaufkraft seines Gesamt- 
einkommens ist sehr grossen Schwankungen unterworfen und 
von den wirtschaftlichen und politischen Vorgängen ausserhalb 
seines „Dienstbereiches‘“ abhängige geworden. Der Beamte hat 
somit auch allgemein wirtschaftliche und politische Forderungen 
zu stellen — wie der Arbeiter und Angestellte! Demgemäss 
beanprucht auch er. Mitbestimmungsrechte bei der Festsetzung 
seines Dienstverhältnisses — wie der Arbeiter und Angestellte! 

Wir stellen somit fest, 
amten nicht mehr wie früher fest umrissene Existenzmöglich- 
keiten bietet und dass sein Arbeitnehmercharakter sich in den 


Grundzügen wenige von demjenigen der Angestellten und Ar-- 


beiter abhebt. Mit dieser Auffassung stehen ıwir nicht allein. 
Auch die Fachorganisationen haben sich ihr nicht verschliessen 
können. So schreibt z. B. Dr. Höfle in den „Mitteilungen des 


Gesamtverbandes deutscher Beamten- und Staatsangestellten- 


Gewerkschaften“ vom 18. April 1921: 


„Es muss der deutschen Beamtenschaft hoch angerechnet werden, 
dass sie völlig im Dienste der Allgemeinheit aufgegangen ist und ganz 
vergessen hat, ihre eigenen Interessen herauszusteilen. Aber diese Selbst- 
verfeugnung ändert nichts daran, dass die volkswirtschaftlichen Grund« 
lagen des Beamten die gleichen sind, wie die des Arbeiters und 
Angestellten. Alle diese Gruppen sind auf Grund eines Dienstverhältnisses 
tätig und müssen mit dauernder wirtschaftlicher Unselbständigkeit rechnen. 
Dass der Beamte auf Grund einer öffentlich-rechtlichen Anstellungs- 
urkunde tätig ist, der Arbeiter und Angestellte dagegen auf Grund eines 
privaten Arbeitsv ertrages, ist für das Wesen des Dienstverhältnisses ohne 
grundsätzliche Bedeutung. Auch dadurch, dass der Beamte selbst ein 
Teil des Volkes ist, das für iha gleichzeitig Arbeitgeber ist, wird die 
Arbeitnehmereigenschaft des Beamten nicht gestört.“ 


Wir könnten noch eine ganze Reihe von Zitaten aus den 
Zeitschriften der Beamtenorganisationen hinzufügen, die unsere 
Auffassung von der Stellung der Beamten bestätigen. Es ist 
nur bedauerlich, dass die Beamtenorgani- 
sationen aus ihren Feststellungen nicht die 
einzig mögliche Schlussfolgerung ziehen, 
dass der Beamtencharakter an sich keinen 
Grund dafür abgibt, die Beamten als solche 
trotz der verschiedenartigen Berufszuge- 
hörigkeitineinerInteressenorganisation zu- 
sammenzufassen. Diese Schlussfolgerung würde die 
Frage der Beamtenorganisierung im Sinne der Berufsgewerk- 
schaften ohne weiteres klären, wenn nicht die oben geschilderte 
Entstehung und das Vorhandensein der Fachgewerkschaften und 
der an sich verständiiche Verbandsegoismus dieser Organi- 
sationen im Wege ständen. 

Wertvoll für uns Berufsgewerkschaften ist auf jeden Fall, 
dass die Beamtengewerkschaften mit uns darin einig sind, dass 
auch der Beamte — einst in „königlicher‘‘ Isolierung durch 
seine gesicherte Existenz ohne Interesse für die wirtschaftlichen 
Vorgänge ausserhalb des Betriebes — heute genau so wie der 
Arbeiter und Angestelite um seine Lebensbedingungen und um 
wirtschaftliche Rechte kämpfen muss. Die 'neuzeitliche Ent- 
wicklung hat auch den Beamten gezwungen — und wenn es 
noch so gegen seine Natur geht —, in die Arena gewerkschaft- 
licirer, wirtschaftlicher und politischer Kämpfe zu treten. Er 
ist der natürliche Bundesgenosse des Angestellten und des Ar- 
beiters geworden. Der Angestellte, dessen Dienstver- 
hältnis durch die soziale Gesetzgebung, durch Siche- 
rung von Pensionsansprüchen, durch Einschränkung der Ent- 
lassungsrechte des Arbeitgebers, durch tarifliche Festsetzungen 
der Besoldung nach Tätigkeit und Alter immer festere 
Form annimmt, wird ganz überwiegend die gleichen Interessen 
haben wie der Beamte. Vor allen DingenistdieBe- 


wertung der Leistung wenigervonderArtdes. 


Dienstverhältnisses als von der beruflichen 
Tätigkeit abhängig, und deshalb müssen die 
Kämpfe um höhere Entlohnung der Angehöri- 
gen desselben Berufes, Beamten und Ange- 
stellten voneiner und derselben Berufsorga- 
nisationgeführt werden. Deshalb gehören alle Tech- 
niker ineine Einheitsorganisation. Nur um die all- 
gemeinen Arbeitnehmer-Interessen zu vertreten, ist eine Ver- 
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dass der Dienstvertrag des Be-. 





Nr. a 


auig der Berufsorganisationen durch Kartellieru n g zu 


erstreben. Auch können selbstverständlich auf demselben Wege 


„die speziellen Beamteninteressen wahrgenommen werden, wie 
es unser Bund durch Kartellverhältnis mit dem Deutschen 


Beamtenbund gezeigt hat. 
Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit der gesamten Ar- 


‚beitnehmerschaft ist bereits Allgemeingut der Angestellten und 
Arbeiter geworden. 
' danke Fuss gefasst, darin sind wir uns auch mit den Betriebs- 


Auch bei der Beamtenschaft hat dieser Ge- 


Organisationen einig. Nur die Wege, die wir gehen, sind ver- 
schieden. Zusammenfassend aus dem Vorhergesagten ist unser 
Weg durch folgende Leitgedanken vorgeschrieben: 

1. Die Betriebsorganisation ist zu ver- 
werfen, da sie aus dem historischen Rah- 
men der gesamten Gewerkschaftsbewegzung 


herausfällt und die notwendige Fühlung 
mit den Beruwfsangehörigen der anderen 
Wirtschaftsbetriebe vermissen lässt. 


2. Der Dienstvertrag des Beamten bie- 


tet an sich, und besonders wegen seines 
neuzeitlichen beweglichen Charakters, 
keinen genügenden Grund, die Beamten 


(Verwaltungsbeamten und Techniker) ohne 
Ansehung ihres Berufes 
amtenorganisationen zusammenzwiassen. 

3. Die spezialberuflichen Interessen 
überwiegen auch beim Beamten die ge- 
meinsamen Betriebs- 
teressen. Die beruflichen Interessen sind 
in erster Linie von den Berufsorganisa- 
tionen zu vertreten, während die gemein- 


samen Interessen durch Kartellierung mit 


anderen Verbänden und durch die gesetz- 
lichen Betriebsvertretungen wahrgenom- 
men werden können. Gröttrup. 


Besoldung und Teuerung 


Obwohl die Regelung der Enilohnung 
trägen und Ausführungsbestimmungen noch nicht völlig durch- 
geführt ist, macht sich die Notwendigkeit, die Probleme aufs 
nene aufzurollen, bereits geltend. Während 
dieses Jahres eine gewisse Stabiliserunge der 
eine Senkung der Kosten der Lebenshaltung herbeigeführt 
wurde, da der Preisnachlass auf der einen Seite, z.B. Textil- 
waren, Fleisch, durch weitere Preiserhöhungen auf der anderen 
Seite, wie Kartoffeln, Beleuchtung, Bahntarife usw., ausge- 
glichen wurde), zeigen die Indexziffern für den Monat Juni 
den Beginn einer einsetzenden Aufwärtsbewegung der Preise, 
die weiterhin im Juli sich fortsetzte. 


Die Erhöhung des Brotgetreidepreises um über 50 Prozent, . 


die eine noch stärkere Steigerung des Brotpreises zur Folge 
haben muss, 


steuern (Zucker-, Kohle-, Tabaksteuer usw.), die Auswirkungen 
des Gesetzes über die Mietszinsbildung, werden eine weitere 
Verteuerung der Lebenshaltungskosten in bisher nicht ge- 
kanntem Umfange herbeiführen. Wenn wir es hierbei auch als 
unsere Aufgabe betrachten, soweit wie möglich auf eine Ueber- 


in besonderen Be- 


und Anstellungsin- 


für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter nach den neuen Gesetzen. Tarifver-. 


im Frühjahr‘ 
Preise 
auf verschiedenen Gebieten eingetreten war (ohne dass damit 


die bereits in Bearbeitung befindlichen oder in. 
Aussicht gestellten Erhöhungen einer Reihe von Verbrauchs- 


tragung der Lasten auf die in erster Linie zahlungsfähigen Be- 


völkerungsschichten hinzuwirken, so kann, im ganzen be- 
trachtet, doch heute schon übersehen werden, dass sich auch 


eine weitere Belastung der minderbemittelten Bevölkerungs-. 


kreise der Arbeitnehmerschaft nicht wird vermeiden lassen. 
Dem ständig verfolgten Ziel der Erhöhung des Realeinkommens 


wird daher schon in nächster Zeit eine Aktion für die nominale 


Erhöhung der Einkommen an die Seite treten müssen, 


Da das Ausmass der bevorstehenden Teuerungswelle heute. 


noch nicht übersehen werden kann, so kann es sich selbstver- 
ständlich ietzt auch noch nicht darum handeln, heute schon 
Forderungen in bestimmter begrenzter Höhe aufzustellen. Je- 
doch kann heute schon gesagt werden, dass die Anpassung des 
Einkommens, soweit Beamte und Staatsangestellte in Frage 
kommen, keineswegs in einer weiteren Erhöhung des Teuerungs- 


zuschlages wird gesucht werden dürfen. Jede Heraufsetzung des 


Prozentsatzes des Teuerungszuschlages, besonders wenn da- 


. bei nicht gleichzeitig ein Mindestsatz zur Sicherung der ger'nest 


besoldeten Gruppen aufgestellt wird, hat im Zusammenhang 
mit der Abstufung.nach Ortsklassen eine fortschreitende Störung 
des ganzen Besoldungssystems zur Folge, das heute schon 
bereits bedenklich ins Wanken geraten ist. 


ur un: 
Fe 2 7} 
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Man wird vielmehr neben der Beseitigung 
der Differenzierung des Teuerungszuschla- 
ges nach OÖrtsklassen eine Erhöhung der 
Grundgehälter selbst als einzige möglichen 
Weg ins Auge fassen müssen So wie die Dinge 
heute liegen, kann unsere wirtschaftliche Lage allgemein und 
im besonderen die Teuerung nicht als vorübergehender Zu- 
stand betrachtet werden. Auf die Besoldung der 
Beamten und Staatsangestellten hat das die 
Wirkung,dassdiesen Verhältnissen auch nicht 
mit Maßnahmen begegnet werden kann.dieiih- 
rem Wesen nach einen vorübergehenden Cha- 
rakter tragen, sondern dass eine grundsätz- 
liche Anpassung stattfinden muss. Dabei wird je- 
doch die kommende Aktion sich davor hüten müssen. allzuviel 
grundsätzliche Fragen, die nicht absohıt notwendiz mit dem 
augenblicklichen Ziel einer Sanierung der Be- 
soldungsverhältnisse zusammenhängen, mit der zu- 


‘ nächst zu lösenden Aufgabe zu verbinden. “ 


Trotzdem der Reichskanzler With in seinen Reden 
im Reichstage und Reichswirtschaftsrat anerkannt hat, dass 
die aus der Annahme des Ultimatums folgende namhafte Fr- 
höhung der steuerlichen Belastung des deutschen Volkes und 
die damit verbundene allgemeine Teuerung Massnahmen not- 
wendig machen wird, um die Einkünfte der dadurch geschaffe- 
nen Lage anzupassen, wird man sich doch darüber nicht hin- 
wegtäuschen dürfen, dass es schwierirer Kämpfe bedarf, um 
die nın zu treffenden Massnahmen auch so zu gestalten, dass 
sie den Verhältnissen tatsächlich Rechnung tragen. 

Um dieses zu erreichen, wird es mehr denn 
je nötig sein, daß die drei grossen Arbeit- 
nehmersäulen Arbeiter, Angestellte und Be- 
amte in voller Solidarität ihre gemeinsamen 
Forderungen erheben, darüber hinaus aber 
zu verhindern suchen, dass nunmehr die 
Schraube ohne Ende wieder einsetzt und — 
um die zerrütteten Wirtschaftsverhältnisse, 
unter welchen einzig und allein die Arbeit- 
nehmerschaft Unermessliches erleidet und 
immer mehr verelendet, zu beseitigen — ver- 
langen, dass schnellstens mit der gerundsätz- 
lichenUmgestaltungunserer Wirtschaft Ernst 
gemacht wird. Queisser, 
m m ——————— 
Do Rundschau 00 
m m 

Teuerungsaktion für Angestellte und Beamte. Um einen 
Ausgleich gegenüber der stetig anwachsenden Vertenuerung der 
Lebenshaltungskosten herbeizuführen, sind die dem AfA-Bund 
angeschlossenen Organisationen an die Reichsregierung und 
Preuss,. Staatsregierung mit dem Ersucken um sofortige Ver- 
handlungen herangetreten, um die Einkünfte der Angestellten, 
insbesondere der jugendlichen und in den unteren Verrütungs- 
gruppen befindlichen, welche schon heute weit unter dem 
Existenzminimum entiohnt werden, einer sründlichen Nach- 
prüfung zu unterziehen. 

Bei der Prüfung der Frage, nach welchen Grundsätzen eine 
Erhöhung der Einkommen zu erfolgen hat, sind einmütig folgende 
Forderungen vertreten worden: 

1. Vereisheitlichung des Teuerungszuschlages für alle Orts- 
klassen auf 70 Prozent, 

2. Vereinheitlichung der Kinderzularen auf 150 Prozent, 

“3. Verringerung der Ortsklassen von fünf auf drei, 

4. Erhöhung der Grundgehälter in allen Gruppen und Stufen 
un einen der eintretenden Teuerung entsprechenden 
gleichmässigen Betrag. 

Eine einmalige Beschaffungsbeihilfe und eine Erhöhung des 
bisherigen Teuerungszuschlages, welche nicht den Interessen 
der Angestellten entsprechen, werden abge!ehnt. 

Gleichlautende Beschlüsse sind auch unter unserer Mit- 
wirkung für die gesamte deutsche Beamtenschaft im Deutschen 
Beamten-Bunde gefasst worden. 


Regelung des Streikrechts in öfientlichen Betrieben in — 
Kanada. Wir entnehmen den „Presse-Mitteilungen des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes‘‘ nachstehende Notiz: 

In der kürzlich beendeten Session des Landtages des kana- 
dischen Bundesstaates Quebec wurde ein Gesetz angenom- 
men, das eine Regelung dies Streikrechts der Polizei- und Feuer- 
wehrmannschaften, sowie der bei der Wasserversorgung und 
der Schuttverbrennung beschäftigten Arbeiter anstrebt. 

Für Streitigkeiten, in Gemeindebetrieben mit mindestens 
zehn Beschäfigten wird das Zwangsschiedsgerichts- 
veriahren vorgeschrieben, soweit es sich um Lohnfragen, 
Arbeitszeit: oder infolge Zugehörigkeit zu einer Organisation er- 
folgten Entlassung handelt, 


- glieder angehören. 


Der Unternehmer, welcher eine Aussperrung vornimmt, ohne 
den Streitfall dem Schiedsgericht unterbreitet zu haben, wird 
mit einer Strafe von mindestens 100 bis zu 1000 Dollar für jeden 
Tag der Aussperrung bedroht, während der Streikende, wenn 
er das Gesetz übertritt, täglich 10 bis zu 50 Dollar Strafe zahlt. 
Wer Streik oder Aussperrung propagiert oder fördert, kann zu 
einer Busse von 50 bis 1000 Dollar verurteilt werden. 

Anträge auf Errichtung eines Schiedsgerichtes sind an das 
Arbeitsministerium zu richten. Anträge des Unternehmers 
müssen vom Bürgermeister oder dessen Stellvertreter gegen- 
gezeichnet sein, solche der Arbeiter, die organisiert sind, von 
zwei ihrer Funktionäre, welche von der Mehrzahl der Mit- 
glieder der betr. Organisation oder von einer ausserordent- 
lichen Versammlung, die mit mindestens dreitägieer Frist ein- 
berufen wurde, gewählt wurden. Aehnlich haben nichtorgani- 
sierte Arbeiter zu verfahren, wenn sie einen Antrag auf Ein- 
setzung eines Schiedsgerichts stellen wollen. 

Ordnungsgemäss beantragte Schiedsgerichte hat der Mi- 
nister innerhalb fünf Tagen einzusetzen. Sie sollen 
aus je einem Vertreter der beiden Teile bestehen. Diese Ver- 
treter bestimmen selbst ein drittes Mitglied. Kann hierüber 
innerhalb zwei Tagen Einigkeit nicht erzielt werden, so be- 
stimmt der Minister das dritte Mitglied. Er hat ein gleiches 
Recht in bezug auf die Bestimmung der Vertreter der Parteien, 
wenn diese ihren Vertreter nicht innerhalb fünf Tagen nach 
Aufforderung benennen. 

Die Beschlüsse des Schiedsgerichts sind dem Minister inner- 
halb fünf Tagen mitzuteilen. Eine Abschrift desselben ist an 
das Archiv des staatlichen Einigungs- und Schiedsgerichtsamtes 
einzureichen. 


Ein „Verein der Unorganisierten“ hat sich beim Maeistrat 
Prenzlau gebildet und seine Interessenvertretune — nach 
Angabe des Bürgermeisters — dem „Verein der Gemeinde- 
beamten und Angestellten Prenzlau“ übertragen. Dieser „Ge- 
meindebeamtenverein“ ist nichts anderes als die Ortsgruppe 
Prenziau des „Preussischen Kommunalibeamten-Verbandes“, die 
unter Leitung des Herrn Oberstadtsekretärs und Personal- 
reierenten steht. Wie dieser Herr Angestellteninteressen ver- 
tritt, haben wir bereits in Nr. 9 des „Technischen Gemeinde- 
beamten“, Seite 34, hinreichend gekennzeichnet. Begreiflich, 
dass bei einer solchen Vertretung der Hetr Bürgermeister 
grossen Wert darauf legte, auch zu den jetzt wieder neu auf- 
genommenen Tarifverhandlungen diesen „Angestelltenvertreter“ 
zuzuziehen. Die beteiligten Organisationen haben selbst- 
verständlich _ Protest gegen einen solchen „Tarifvertrags- 
kontrahenten“ eingelegt mit dem Erfolge, dass der Herr Bürger- 
meister seinen — begreiflichen — Wunsch zurückzog. 


Aus anderen Verbänden 


Der N.D.T. V. als Vertreter der Techniker abgelehnt. Der 
N. D. T. V. sucht seit einiger Zeit dadurch billige Lorbeeren zu 
ernten und Propaganda für sich zu machen, dass er sich überall 
in die Tarifverhandiungen hineingedrängt, auch dann, wenn über- 
haupt keine Mitglieder in der betreffenden Branche hinter ihm 
stehen. 

Diesen Versuch machte er auch kürzlich bei den Verhand- 
lungen über die Besoldungsordnung der Beamten der Stadt 
Saarbrücken. In Nr. 13 seines Organs jammert er nun 
darüber, dass sein Vertreter von unseren Kollegen hinauskom- 
plimentiert wurde. Wir würden ihn sein Klagelied allein singen 
lassen, wenn wir uns nicht genötigt sehen würden, einige allzu 
grobe Verdreliungen des N. D. T. V. richtigzustellen. Bei der 
Stadt Saarbrücken sind etwa 115 technische Angestellte und 
Beamte beschäftigt, die fast restlos unserem Bunde als Mit- 
Die dem N. D. T. V. angeschlossenen tech- 
nischen Beamten und Angestellten der Stadt Saarbrücken dürf- 
ten sich kaum auf ein halbes Dutzend belaufen. 

= 


Tiefbautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, welcher Erfahrung in der 
Aufstellung und Veranschlagung von Strassenbauprojekten, W asser- 
versorgung und Kanalisation besitzt, mit Sicherheit die bezüglichen 
Niveliemente und örtlichen Vermessungen usw aufnehmen kann, flott 
zeichnet und evtl. einige Erfahrungen im Hochbau besitzt, für das 
hiesige Gemeindebauamt sofort gesucht. Die Anstellung erfolgt 
auf Privatdienstvertrag gegen beiderseitige dreinonatige Kündigung. 
Gehalt nach Grüppe 7 der Gemeindebeamtenbesoklungsordnung für 
das Saargebiet zuzügl. Saar- und Wirtschaftszulage; Ortsklasse A. 
Ausführliche Bewerbungen und beglaubigte Zeugnisabschriften sowie 
Angabe des frühesten Eintrittstermins sind umgehend nach hier 
einzureichen. 


Wiebeiskirchen/Saar, den 3. August 1921. 


Der Gemeindebaumeister. 
Eifler. 
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Der Protest -gegen die Beteiligung des N.D.T. V.-Ver- Ib 2. unter Verwerfung des Regierungsentwurfes ein Be- 


treters wurde nicht bei Eröffnung der Verhandlungen, wie der 
N.D. T. V. fälschlich schreibt, sondern in der Vorbesprechung 
der Beamten unter sich eıhoben. Es ist auch nicht wahr, dass 
der N.D. T. V.-Vertreter als Vertreter des Gedag an den Ver- 
handlungen teilgenommen hat, sondern er hat die Verhandlungen 
verlassen, weil er nicht als Vertreter des N. D. T. V. aner- 
kannt wurde. 


Wenn in dem Bericht des N. D. T. V. weiter darüber ge- 
klagt wird, dass von uns, statt praktische Gewerkschaftsarbeit 
zu leisten, hier ein Terror ausgeübt wurde, so sei darauf hin- 
gewiesen, dass alle gewerkschaitlichen Erfolge für die tech- 
nischen Angestellten durch die praktische Gewerkschaitsarbeit 
des Bundes erzielt sind. Auch bei den in Rede stehenden Ver- 
handlungen ist es der Tätigkeit unseres Vertreters zu ver- 
danken, dass die Feuerwehrleute nicht, dem Wunsche des Bür- 
germeisters entsprechend, 48 bzw. 36 Stunden hintereinander 
Dienst haben, sondern dass es bei der 24stündigen Arbeitszeit 
bleibt. 

Unsere bisherigen Erfolge wollen wir uns aber im Inter- 
esse der technischen Angestellten nicht durch die Zersplitterungs- 
arbeit des N. D. T. V. verpfuschen lassen, der schon auf Grund 
seiner ganzen gelben Vergangenheit in erster Linie Vorspann- 
dienste für die Wahrung der Unternehmerinteressen leisten 
wird. Deshalb werden wir überall den N. D. T. V. als Ver- 
treter der technischer Angestellten bei den Tarifverhandlungen 
ablehnen: und wir sind hierzu um so .mehr berechtigt, als 
hinter ihm keine Mitglieder stehen. die ein Recht für sich in 
Anspruch nehmen können, an Tarifverhandlungen beteiligt zu 
sein. Wir finden uns da in bester Uebereinstimmung mit sei- 
nem grossen Bruder, dem D. H. V., der in seiner bisherigen 
Praxis ebenfalls jede Beteiligung der kleinen Verbändchen der. 
Handlungsgehilfen an Tarifverhandlungen abgelehnt hat. 


Aus dem Bunde 


In Altona tagte am Sonntag, den 17. Juli 1921, der Be- 
zirksausschuss der &emeindetechniker Nordwest- 
deutschlands (Preussen und Hansestädte) und behandelte 
in der Hauptsache Fragen des Beamten- und Angeste ll- 
ten-Rechts. : 

Fs wurden Entschliessungen angenommen, die 


1. einen der Jetztzeit entsprechenden Ausbau des 


Beamtenrechts fordern und sich gegen den Abbaw des 


Berufsbeamtentums wenden, 


amtenrätegesetz fordern, in welchem das Mit- 
 bestimmungsrecht der Beamten und der paritä- 
tische Schlichtungsausschuss verankert sind 


3. die Zurruhesetzung der 65jährigen Be- 


 amten aus sozialen und wirtschaftlichen Gründen gutheissen, 


4. die die Aufhebung des Begriffs der Dauerange- 


stellten durch Ueberführung derselben in das Beamten- 

. verhältnis fordern, Sr ; 

5 eine Anpassung der Gehälter an die Teue- 
ee (besonders auch in den kleineren Städten) 
ordern. 


Fachgruppe Staats- und Gemeindetechuiker des Saargebiets. 


- Am 23. Juli fand eine Versammlung der Fachgruppe Saar- 
gebiet statt, zu der Mitglieder aus fast allen Ortsverwaltungen 
erschienen waren. Die Tagesordnung befasste sich mit den 
schwebenden Besoldungsfragen. Die Tätigkeit der Gauleiter 
wurde gutgeheissen und anerkannt. Die Aussprache über den 
Punkt Organisationsfragen ergab, dass es — auch mit Rück- 
sicht auf die kommenden Besoldungsverhandlungen für die übri- 
gen Gemeinden — für die Beamten und Angestellten der Saar- 
regierung unbedingt erforderlich ist, eine regere Tätigkeit 
innerhalb der Fachgruppe zu entfalten. 


Bis spätestens 15. August haben die Ortsverwaltungen des 


Saargebiets eine namentliche Liste, getrennt nach Gemeinde-, 
 Kreis- und Staatstechnikern, einzureichen und einen Vertrauens- 
mann namhaft zu machen. Sa. 


Ihren ersten Erfolg im Saargebiet konnte die Faka bei der 


"Stadt Saarbrücken erreichen. Vom Bürgermeister war bean- 
tragt, die Dienstzeit der Feuerwehr von 24 Stunden auf 48 
Stunden hintereinander heraufzusetzen. Zu den Verhandlungen 
war die für Beamtenfragen bestimmte Kommission olıne Organi- 
sationsvertreter eingeladen. Trotz anfänglichen heftigen Wider- 
spruchs des Bürgermeisters wurde unser erschienener Gauleiter 
als Vertreter der Faka zugelassen. Es gelang diesem auf Grund 
seiner durchschlagenden Ausführungen, den Bürgermeister dazu 
zu bringen, (dass er seinen Antrag zurückzog. Ein Antrag 
von gleicher Seite auf Heranziehung der Feuerwehrleute zu den 
Kosten der Dienstkleidung wurde nach der Ausführung unseres 
Vertreters zwecks Materialsammlung zurückgestellt. 


Dienstaufwandsentschädigungen bei der Stadt Berlin. Im 


Anschluss an unsere Notiz in Nr. 30 des „Techn. Gem.-B.“ geben 
wir nachstehend eine tabellarische Uebersicht über die Regelung 
der am meisten interessierenden Beamten- und Angestellten- 
_ gruppen: 3 Es 


Bau- und technische Verwaltungen. 





Hochbau Tiefbau Feuer 


a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten 2 


Gruppen- 
bezeichnung 


b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b 


Zehrungs- Zehrungs- Zehrungs- Zehrungs- 
sta. kosten) kosten) kosten) 


M. M. M. M. 





Vorsteher eines Bau- ]a) 800 a) 800 a) 1000 a) 800, b) 600| : 
amts sowie des |b) 600 b) 600 b) 600 einschl. der 
Betriebsamts der b vertraglichen 


Wasserwerke und Entschädig. 
dessen ständiger von 400 
Vertreter 

Stadtbausekretäre und ja) 1000 a) 1000 a) 1500 B 
«Assistenten im b) 600 b) 600 b) 600 
Aussendienst 

Stadtbausekretäreund |a) liquidieren ja) liquidieren ja) liquidieren ja) 800 a 
-Assistenten, Tech- b) 90 montL*)|b) 360 für Be-|b) 600 b 
niker I: Kl, Woh- urteilung der| 12 Baurevis. 
nungspfleger und Gefahren- : | 7 Bausekret. 
Schwestern beim klassen; 6 techn. 
Wohnungsamt im 1 Techniker | Hilfsarbeiter 
Aussendienst (Bau- und 1 Bau- 
stellen) sekretär 

Techniker II. Klasse, |a) liquidieren a) liquidieren _ _ a 
(Zeichner), b) % montl*) J 

Bauaufseher, Woh- 


nungspfleger 


*) Bauzulage. 








Schriftleiter: i. V. Heinrich Hornbostel, Berlin. — Für 
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Be- u. Ent- 
Baupolizei wässerungs- 






den Anzeigenteil verantwortlich: i. V. Ewald Bote, Berlin. — Industriebeamten-Verl 
Rotatioasdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 68, j CREME FT 


Wohnung Kanalisation | Erleuchtung Wasser Strassenbahn 


Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten | a) Fuhrkosten 
Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- | b) Dienstauf- 
wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. wand (einschl. | wand (einschl. | wand (einschl. 
hrungs- Zehrungs- Zehrungs- | 


Zehrungs- Zehrungs- Zehrungs- 
kosten) kosten) kosten) kosten) kosten) 


M. M. M.  M. M. 










1. Vorsteber Wr $ 


des Betriebs- 
amts 
a) 1000 Be; 
b) 600 
2. Vertreter 5 4 
zu 1 ö 
a) 1000 
b) — 
— Kr — — wm 
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Zur Reform des Münchener Wohnungs- 
amtes 


Das schon seit dem Jahre 1911 eingerichtete Münchener 
Wohnungsamt entspricht auch heute noch nicht überall den 
vom Techniker an solche Einrichtung zu stellenden Forderun- 
gen. Unser Kollege Horschelt hat daher am 21. Juli 1919 dem 
Münchener Magistrat eine Reihe Reformvorschläge überreicht, 
die, obschon sie nur teilweise Berücksichtigung gefunden ha- 
ben, für den Aufbau der Wohnungsämter grösserer Städte von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Wir bringen daher nach- 
stenend die Reformvorschläge ‘unseres Kollegen Horschelt "zum 
Abdruck. 

Das dem Referat VII unterstellte Wohnungsamt soll wie 
alle anderen städtischen Amtsstellen und Betriebe einer ein- 
gehenden Reform unterworfen werden. Die Umgestaltung des 
Amtes ist in umstehender Entwurfsskizze übersichtlich dar- 
gestellt. 

Das Wohnungsamt soll mehr Selbständigkeit für seine tech- 
nischen Arbeiten erhalten und unabhängiger vom Stadtbauamte 
werden, weil das Wohnungsamt selbst Techniker hat, die fähig 
sind zu beurteilen ob sich Räume für. Wohnungseinbauten 
eignen oder nicht, und wie hoch sich die Kosten usw. belaufen. 

Bisher war es üblich, wenn ein Raum usw. vom Techniker 
des Wolnungsamtes für Einbauten zır Notwohnungen geeignet 
befunden wurde. die Vorlage zum Stadtbauamt weiterging zur 
Prüfung, Anfertigung der Skizze und der Kostenberechnung. 

Die Zeit, die dabei verstrich, war in den meisten Fällen 
4—6 Wochen, oftmals sogar 8—12 Wochen, .ıweil das Stadt- 
bauamt nicht die Zeit dazu hatte und auch nicht das nötige 
Interesse; ja das Bauamt liess sich in einem Falle sogar vom 


* Hausbesitzer wieder von dem Einbau abbringen und zerstört 


dadurch wieder die Arbeit des Wohnungsamtes und musste 
ven neuem angegangen werden. Dann ging der Entwurf, 
Prüfung. und Kostenanschlag wieder zum Wohnungsamt zur 
Feststellung, ob sich der Einbau in der vorgeschlagenen Weise 
rentiert und dieses erteilte dann den Ausführungsauftrag an das 
Stadtbauamt. 

Dieses Hin und- Her könnte erspart werden und die Not- 
wohnungen würden schneller erstehen, wenn sie nach dem 
Sinne des Antragstellers ausgeführt werden, weil sich das Woh- 
nungsamt doch von Anfang an mit der Materie befasste. 

1. Wohnungsnachweis, 
wird bereits ausgeübt. Die hierfür notwendige Reform wird 
vom Wohnungsamte vollzogen, da es innere Angelegenheit 


‚des Wohnungsamtes ist. 


2. Wohnungsstatistik, 
wird schon ausgeübt. Sie bildet die Grundlage, um die Richt- 
linien für die Wohnungspolitik zu geben. 

3. Wohnungsinspektion. 

Die Aufgaben der Wohnungsinspektion liegen auf techni- 
schem, wirtschaftlichem: und sozialem Gebiet. Wohnungs- 
aufsicht und -pflege sind Unterabschnitte der Wohnungs- 
inspektion. Die organisierte, systematische Wohnungsaufsicht 
verschafft der öffentlichen Verwaltung allein einen genauen 
ständigen Ueberblick über den Wohnungsmarkt und eine Ein- 
sicht in die Wohnungsverhältnisse, weil der Wohnungsinspektor 
sich von den Zuständen im Wohnungswesen - fortwährend 
Kenntnis verschafft und Missstände fernhält und beseitigt. Ein 


"Augenmerk wird er auch auf die Verbesserung der Wohnungs- 


verhältnisse, hauptsächlich der Minderbemittelten werfen und 
die Einhaltung der Wohnungsordnung überwachen. Der Zweck 
der Wohnungsaufsichtt und -pflege ist die Beseitigung 
nicht einwandfreier Wohnungsverhältnisse, hauptsächlich in 
sittlicher, gesundheitlicher und technischer Beziehung. Das 


"Schlafstellenwesen wäre ebenfalls einer strengen Kontrolle zu 


unterwerfen, ebenso diejenigen Räume, die. den Dienstboten 


und Gewerbegehilfen als Wohn- und Schlafräume zugewiesen 
-sind. Die Wohnungsaufsicht 
"institutlon, sondern muss eine Einrichtung der öffentlichen 


darf‘ nicht “eine Polizei- 











-Berlin,.den 26. August 1921 
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Wohlfahrtspflege sein und von technischen Berufsbeamten 
mit sozialer und volkswirtschaftlicher Kenntnis im Hauptamte 
ausgeübt werden. Zur Unterstützung können Wohnungs- 
pfleger bzw. -pilegerinnen beigezogen werden. Die Seele der 
Wohnungsaufisicht sind natürlich die beamteten Wohnungs- 
inspektoren, auf ihnen ruht die Arbeit. Nach der Art, wie sie 
ihr Amt auffassen und durchführen, wird auch der Erfolg der 
ganzen Einrichtung ausfallen. Sie müssen die Fähigkeit haben, 
sich in die Lage des kleinen Mannes hineinzuversetzen und 
ruhiges, festes Auftreten zeigen, mit den Leuten in freundlich- 
wohlwollender Weise verkehren, damit er als Freund und Be- 
rater erscheint. 

Die Schaffung dieser Stellen ist noch von anderer Seite 
angestrebt worden und wird sich der Stadtrat noch eingehen- 
der mit dieser Sache befassen müssen. 

Es wäre ausserdem wünschenswert, eine 5- oder 7-Teilung 
der Stadt vorzunehmen, ohne das Amt selbst zu dezentrali- 
sieren. Die kommende Volks- und Wohnungszählung gäbe 
eine genaue Grundlage zur Teilung. An die Spitze eines jeden 
Teilbezirkes wird ein Mittelschultechniker gesetzt, der bekannt- 
lich durch seine Praxis grosse Organisationsfähigkeit besitzt 
und dem einige Leute zur Beihilfe gegeben werden. Dadurch 
wäre es möglich, ‚jeden Bezirk schnell und ganz zu erfassen 
und kennen zu lernen, so dass man täglich von allen Verände- 
rungen und Neuheiten usw. seines Bezirkes unterrichtet ist. 
Meine persönliche Ansicht, die ich mir während meiner lang- 


Jeder 


Gemeinde-, Kreis-, Provinzialtechniker 
muss die 


Deutsche Techniker-Zeitung 


- Ausgabe IV für Kommunaltechniker - 
mit den wöchentlich wechselnden Fachbeilagen: 


„Der Technische Gemeindebeamte‘“ 
„Freie Beamtenrundschau“ 

„Recht und Rechtspraxis‘' 
„Blidung und Unterricht‘ 
„sozialwirtschaftliche Rundschau‘ 


lesen. Die Zeitung bringt neben wichtigen sozialpoli- 
tischen und volkswirtschaftlichen Aufsätzen wichtige 
Erlasse und Gesetzesvorlagen fortlaufend nebst 


Material üher die Einstufung in Besoldungsord- 
nungen, Tarifverträge usw., das jeder Kollege im 
eigenen Interesse 

sammeln muss, 


Die Zeitung ist für Bundesmitglieder 

kostenlos, 
da der Betrag für das Postabonnement von den Monats- 
beiträgen abgezogen wird. Aber auch Nichtmitglieder 
sollten die Zeitung halten wegen ihres Inhalts, der für 
Techniker der Kommunalverwaltungen von höchstem 
Werte ist. 

Wer die D.T. Z. regeimässig liest, wird von selbst 
ein rühriges Mitglied unseres Bundes zum Besten der 
gesamten Technikerschaft und seiner ER wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage. 


Werbt für die „Deutsche Techniker-Zeitung‘“. 
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bringen. Es könnte allerdings dagegen gehalten werden, dass 
» die Häuserverwaltung in engster Fühlungnahme mit dem Hypo- 


ER 


 thekenwesen arbeiten muss, damit dieses jederzeit von. den 
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statistik Beratung 


Wobärnge- 


Wohnung:-€ | 
Sand: mar lärsorge, Sied- 
lungswesen 


Inspektion 


Häuserverw. et- u. Hyp- 


jährigen Praxis gebildet habe, ist die, dass mit wenigen guien 
Leuten im Verhältnis mehr geleistet wird, als mit vielen, allen 
möglichen Leuten. Eine gute Organisation eines Amies kann 
trotz der grossen Zahl der zu benötigenden Arbeitskräfte diese 
aber auch wirklich — bei gleicher Leistung — verringern. 


4. Wohnungsfürsorge und Siedlungswesen 


Die Wohnungsfürsorge fasst alle Fragen in sich, die mit 
der Förderung des Wohnungsbaues zusammenhängen, Sie soll 
bezwecken, dass den in wirtschaftlicher Hinsicht auf schwachen 
Füssen stehenden Voiksklassen eine genügende Anzahl 
von einwandfreien Wohnungen zur Verfügung steht. Wo 
und wie diese Fürsorge am besten ausgeübt wird, das 
dürfte Sache des Wohnungsamtes sein, da dieses sich über 
die örtlichen Verhältnisse stets unterrichten wird. Auch für 
die Unterbringung von kinderreichen Familien muss besonders 
Sorge getragen werden. Die grösste Not der kinderreichen Fa- 
milien ist die Beschaffung und Erhaltung einer menschen- 
würdigen Wohnung, für sie wird die Sorge mit jedem Kinde 
vermehrt. Insbesondere muss die Gemeinde alle Organisatio- 
nen, die sich mit Wohnungs- und Siedlungsangelegenheiten be- 
fassen, unterstützen und sogar geeigneten Boden schaffen, um 
dem Mangel an Kleinwohnungen durch Anlage von Siedlungen 
zu ‚steuern. Eine grosse finanzielle Unterstützung. von Staat 
und Gemeinde muss helfend eingreifen. Siedlungen können am 
besten dort errichtet werden, wo für ausreichenden Verdienst 
für die Bawohner oder für den nötigen Verkehr zur Erlangung 
eines Verdienstes gesorgt wird. Es muss eine Wiederbelebung 
der Bautätigkeit und eine tunlichste Vereinfachung und Ver- 
billigung der Bauweise unter Rücksichtnahme auf Gesundheit 
und Sicherheit angestrebt werden. Es soll auf vorstädtische 
Siedlungen insbesonders auf die Schaffung und Erhaltung klein- 
bürgerlichen Besitzes und Wohnstätten, womöglich mit wirt- 
schaftlicher nutzbringender Bodenfläche iür alle Schichten des 
Mittelstandes und der Kriegsbeschädigten, die auf den deut- 
schen Boden eine Art Bluthypothek haben, sowie Förderung 
gemeinnütziger, der Ansiedlung dienender Einrichtung hin- 
gearbeitet werden. 





5.Häuserverwaltung und Schätzungen. 


Durch die Errichtung von Wohnbaracken, den Einbau von 
Notwohnungen, in von Privaten abgemieteten Räumen, wie 
Läden, Werkstätten und Stailungen usw. sowie desgl. in 
staatlichen und der Krongutverwaltung obliegenden Gebäuden 
nd der Erbauung stadteigener Häuser musste eine eigene Ab- 
teilung im Wohnungsamt geschaffen werden. Die Abteilung hat 
die Aufgabe, die Mietverträge abzuschliessen für die abge- 
mieteten Räume einerseits und die von den Mietern bezogenen 
Notwohnungen usw. andeıerseits. Auch die rechtzeitige Be- 
zahlung der Mieten, das Einhalten der Hausordnung, sowie der 
zum Unterhalt gehörenden Arbeiten fallen in das Arbeitsgebiet 


. dieser Abteilung, was die Tätigkeit von sechs männlichen und 


einer weiblichen Angestellten beansprucht. Ein weiterer tech- 
nischer Beamter führt die Schätzung zur Belehnung der zweiten 
Hypotheken aus. Diese. Abteilung dürfte auch noch lange nach 
Ueberwindung der Wohnungsnot ihre Tätigkeit ausüben oder 
überhaupt nicht einzustellen brauchen, Es ist nun zu prüfen, ob 
nicht die schon bestehende städtische Häuserverwaltung dem 
Wohnungsamte anzugliedern ist und. unter eine Leitung zu 


Veränderungen der Belastung usw. unterrichtet werden kann. 
Dieses Zusammenarbeiten kann aber auch vom Wohnungsamt 
aus ermöglicht werden. Da die städtische Häuserverwaltung 
Wohnungen selbständig vermietet und Wohnungsbauten aus- 


führt, wäre der Einheitlichkeit halber eine Zusammenlegung 


wünschenswert. 3 
6. Miet- und Hypothekeneinigungsamt, 


besteht bereits und dient durch sein Wirken dem allgemeinen 
Wohl. Es wäre zweckdienlich, dieses dem Wiohnungsamte an- 
‚zugliedern, um die grossen und vielseitigem Erfolge und Kennt- 
nisse, welche dort erworben wurden, auch dem Wohnungsamte 
nutzbar zu machen. Fine einheitliche Leitung wäre hier sehr 
zu begrüssen, :Um den Wohnungsbau nicht vollständig in die 
Hände von Spekulanten fallen zu lassen, hat sich der Hypo- 
thekenschutz gebildet, da der Wohnungsbedarf nur noch ver- 
einzelt durch das solide Baugewerbe gedeckt ıwurde. Dadurch 
entstand eine wngesunde Ueberproduktion an grossen Woh- 


nungen. Es mehrten sich die Zwangsversteigerungen neuer 


Wohngebäude sehr stark, die Leidtragenden waıen in den 
“meisten Fällen die Baugewerbetreibenden und Bauhandwerker, 


7. Baw- und Hypothekenberatung. 


Fs besteht die "Notwendigkeit, auch eine Bauberatungs- 
stelle zu errichten, die unmittelbare praktische Beeinflussung 
und Beratung auf dem Gebiete des Bebauungsplanes, der Bau- 
ordnung und der Bauausführung bei Behörden und Privaten 
veranlasst. Man findet um so eher bereitwilliges Entgegen- 
kommen, als im weiten Umfange der Wille zur Besserung der 
Missstände schon geweckt ist und die Bauberatungsstelle ein 
wichtiger Faktor einer gesunden Wohnungspolitik ist. Die 
Aufgabe ist, zu Baupreiekten, Bebauungsplänen usw., die von 
Behörden, Körperschaften, Privaten usw. oder anderen Bau- 


_ beratungsstellen zur Begründung überwiesen ‚werden, sich gut- 


achtlich zu äussern und nötigenfalls Abänderungsvorschläge 
auszuarbeiten. Eine Betätigung aus der den Privatarchitekten 
usw, eine Schädigung erwachsen könnte, muss vermieden wer- 
den. Die Bauberatungsstelle kann auf Grund der Wohnungs- 
statistik angeber, welche Art von Wohnungen am notwendig- 
sten ist und in welchem Stadtteil diese oder jene Grösse von 
Wohnungen Bedürfnis ist oder von welchen Geschäftsräumen 
am meisten Nachfrage besteht. Sie kann Bauunternehmern mit 
Rat und Tat zur Seite stehen, wie deren Pläne die Lokalbau- 
kommission erhalten oder bei deren Ablehnung und Abände- 
rung am besten möglich ist. Ferner wie die Lage des Hauses 
zum ‘Grundstück und die Wohnungen im Hause selbst in 
gesundheitlich einwandireier Beziehung sein sollen und die 
Ausführung mit den geringsten Kosten betätigt werden kann. 
Zum Zwecke der Verbesserung .der Bawwerke auf dem Gebiete 
des Kleinwohnungsbaues gili es, helfend und fördernd einzu- 
greifen. Die Bauberatung komm®t in der Hauptsache nur bei 
unberufenen und wenig Berufenen zur Anwendung, um bauliche 
und wirtschaftliche Erleichterungen zu erreichen. Ferner soll 





die Bauberaiungsstelle Abbildungen und Entwürfe vorbild- 


licher Bauten, auch der heimatlichen Bauweise sammeln und 
verbreiten, damit eine gute Bauweise durch Vorträge-und Aus- 
stellungen gefördert wird. Die Mittel müssen von Staat 
und Gesneinde gemeinschaftlich aufgebracht werden. Bei der 


‚Bauberatung muss, wie auch bei allen Wohlfahrtseinrichtungen - 


jeder polizeiliche Charakter ängstlich vermiedın werden, weil 
sie sich nur dann das nötige Vertrauen enwirbt. 


8 Möbelfürsorge. » 

Die Stadtverwaltung hat den Versuch unternommen, die 
Möbelfürsorge dem Wohnungsamte anzugliedern, um, in Ver- 
‚bindung mit diesem, Minderbemittelten billige Möbel, ja sogar 
ganze Wohnungseinrichtungen zu beschaffen. Das war not- 
wendig in Anbetracht der ständig steigenden Lebensmittel- 
preise, die es einem grossen Teil der Bevölkerung ımmöglich 
machte, Geldexg zurückzulegen, womit die Ausgaben für grössere 


Anschaffungen bestritten werden könnten. Dazu kommt, dass. 


auch die Möbelpreise ganz gewaltig gestiegen sind. Es wäre 
aber ein sehr ungesunder Zustand, wenn junge Eheleute ihren 
Hausstand sofort mit einer beträchtlichen Schuldenlast be- 


.-ginnen, indem sie sich von einem mehr oder weniger guten 


Abzahlungsgeschäft abhängig machen. Für die nicht mit 
Glücksgütern gesegneten Familien, Beamten und Angestellten, 
ist diese Fürsorge von Bedeutung, da sie nicht den .oft sehr 
‚starken Erpressungen dieser Geschäfte ausgesetzt zu sein 
brauchen. Dies soll den Kunden dieser Fürsorge erspart blei- 
ben, indem die Verpflichtung: der Kreditfähigkeit angepasst wird 


und die Interessen der Schuldner gewahrt bleiben, trotzdem. 


.dass auf den Eigentumsvorbehalt nicht ganz verzichtet wird. 


‘Es dürfte dem allgemeinen Verlangen ‚Rechnung getragen wer- 
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den, die Möbelfürsorge, auch ‘wenn die Kalamität überwunden 
ist, weiter besiehen zu lassen, damit deren  erspriessliche 
Tätigkeit auch später weiteren Kreisen zugute kommt. 


9, Wohnungsnot. 

Mir wurde oft die Frage gestellt, wie kam die Wohnungs- 
not und wie kann eine solche vorhanden sein, wo doch der 
Krieg so viele Opfer gefordert? Es bestand doch schon vor 
dem Kriege eine Knappheit, ja Mangel an mittleren Wohnungen 
und hauptsächlich an Kleinwohnungen. Die Zahl der Wohnun- 
gen hat sich während des Krieges nicht verringert, jedoch die 
Menschen sind weniger geworden. Es könnte also kein Woh- 
nungsmangel bestehen, wenn nicht schon früher die Wohnungs- 
verhältnisse verbesserungsbedürftig gewesen wären. Die un- 
zähligen Kriegstrauungen und der Umstand, dass, wenn ein 
Familienoberhaupt im Felde gefallen, dessen Haushalt dadurch 
noch lange nicht aufgelöst ist, haben die Frage noch zum 
Kernpunkte gemacht. Wer auf seinem eigenen Tische gezessen 
hat, hat nicht Lust, dauernd wieder an einem fremden Tisch 
Platz zu nehmen. Lieber nimmt man eine eigene Wohnung, 
als dass man in einem anderen Haushalt verschindet. Die 
Demobilnachung, die ja ganz anders vor sich zegangen ist. 
wie sie von militärischer Seite aus bei normalen Zuständen 
zedacht war, das allzu rasche Zurückfluten der Heeresmassen 
nach den grossen Garnisonstädten und der Umstand, dass nach 
der Entlassung die Mehrzahl in diesen Städten blieb und sich 
dem flachen Lande fernhielt, haben das Wiohnungselend noch 
mehr heraufbeschworen. Mit welchen Mitteln und Vorkehrun- 
gen wird nun der Wohnmgsnot gesteuert und was ist der Weg, 
um Herr dieser Lage zu werden? Fast möchte es mir schei- 
nen, dass der Staat und die Stadt zu spät mit der Fürsorge 
eingesetzt, weil ja schon vor dem Kriese für die Art der ietzt 
hauptsächlich gesuchten Wohnungen ein grosser Mangel be- 
standen hat. Etwas entschuldigend ist ja, dass der Staat das 
grosse Augenmerk auf den Krieg lenken musste und die Bau- 
materialien beschlagnahmte.. Um die Lente möglichst rasch 
unterzubringen, errichtete man vorerst Massenquartiere, die 
aber bald mieder anigehoben wurden. Die Hersteilmg von 
Kabinenwohnungen und Aufstellen von Baracken, der Finbau 
von Notwohnungen in Läden, Gararen usw. konnten nicht ge- 
nügen, um die Zahl der Wohnunzssuchenden merklich zu mil- 
dern. Die Banordnmg wurde gemildert, so dass man die 
Dachgeschosse mehr ausbauen konnte. Mittel für die Mehr- 
kosten des Bamaufwandes wurden bereitgestellt. Zivil- und 
Zwangseinguartierungen mussten vorgenommen werden. Die 
Icerstehenden grossen Wohnungen und Einfamilienhäuser wur- 
den einer Teilung unterzogen, und selbst diese einschneidenden 
Verordnungen und Eingrifie in die Rechte der Hausbesitzer 
wnd Mieter führen nicht zur gänzlichen Abstellung der Woh- 
nungsnot. Am einfachsten und leichtesten könnte man dem 
Wohnungselend Einhalt bieten, wenn man alle hier nicht beruf- 
lich Gebunderen dorthin verweist, wo die Arbeitskräfte bitter 
notwendig gebraucht werden, wie bei der Landwirtschaft, bei 
der Kultur- und am meisten bei der Kohlenförderung. Dadurch 
könnten wir nicht nur unser Wirtschaftsieben heben und för- 
dern, auch die Wohnungsnot ganz wesentlich erleichtern und 
dem so sehr in Mitieidenschaft gezogenen Staats- oder Stadt- 
säckel mehr Schonung awferlegen. er Wohnungsnot im all- 
gemeinen kann aber nur durch eine stark in Kraft treiende 
Bautätigkeit abgeholien werden, Bei der Herstellung von 
Bauten spielen hauptsächlich drei Faktorem, billiges Bauland. 
billige Baukosten und Baugeld und die Beschaffung der Bau- 
stoffe die wichtigste Rolle. Die Vertenerung des Grund und 
Bodens durch Spekulationsgeschäfte bildet das erste Hindernis. 
Die unheilvolle Wirkung des Wohnungselends ist zum grossen 
Teil auf den Missbrauch unseres heutigen Bodeurcchtes zu- 
rückzuführen. Es ist eine Parzeilierung des Grundbesitzes und 
der Ausbau des Kleinbesitzes eines der. dringendsten Erforder- 
nisse. Wir müssen Wege schaffen, dass jeder die Mittel zum 
Fortkommen im bürgerlichen Lebeüu finden. kamı, Siedlungs- 
politik ist auch Ernährimgsirage, und nicht nur eine des Auf- 
stieges, «weil daran alle Klassen Interesse haben. 


Horschelt- München. 


Rundschau 


Die rechtliche Stellung der bayerischen Gemeindebeamten 
geiährdet. Im Besoldungsausschuss des bayerischen Landtags 
hat der Abgeordnete Schäffer einen Antrag eingebracht, der 
den Gemeindeverbänden die Möglichkeit geben soll, bei „man- 
geinder Leistungsfähigkeit“ ihre Beamten schlechter zu besol- 
den als die entsprechende Staatsbeamtengruppe. Dieses Vor- 
gehen führt natürlich zu ganz unhaltbaren Zuständen, und der 
Deutsche Beamtenbund hat sich auch in seiner letztem Bundes- 
ausschusssitzung veranlasst gesehen, mit Entschiedenheit hier- 
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gegen Stellung zu nehmen (s. Bericht in Nr. 11 der „Freien 
Beamtenrundschau“). Die Annahme dieses Antrages würde 
nicht, nur die Besoldungsordnung ungünstig beeinflussen, son- 
dern auch die Rechtsprechung der Kreisschiedsgerichte voll- 
ständig illusorisch machen. Nachdem also die Gemeinde- 
beamtenkammer durch den bekannten Erlass des bayerischen 
Ministeriums (s. Nr. 6 der „Freien Leamtenrundschau”) bereits 
machtlos geworden ist, will’ man jetzt auch die Kreisschieds- 
gerichte zur Bedeutungslosigkeit verurteilen und damit die 
Gemeindebeamten wieder in den alten Zustand der „gott- 
gewollten Abhängigkeit“ zurückführen. Gegen ein derartiges 
Verfahren der bayerischen Reaktion muss mit aller Entschieden- 
heit Protest eingelegt werden. Der Kampf der bayerischen 
Gemeindebeamten um Erhaltung und Sicherstellung ihrer Rechte 
ist der Kampf der gesamten deutschen Gemeindebeamten- 
schaft. 


Besoldungsordnungen 


Unsere Forderungen für die Strassen- und Wegebaubeamten 
bei den Provinzialverwaltungen. Im Mai d.J. haben wir ailen 
Pıovinzialverwaitungen und Provinziallandtagen eine Denk- 
schrift zugehen lassen über den „Techniker in der Provinzialver- 
waltung“ (s. Nr. 15 des „Techn. Gem.-B."). Die. in uieser 
Schrift aufgestellten Forderungen sind nun in den Kreisen der 
Wegebaubeamten nicht überali richtig aufgefasst worden. Es 
hängt das zusammen mit den In den einzelnen Provinzen 
ausserordentlich verschiedenen Anstellungsbedingungen und 
dem verschiedenartigen Aufgabenkreis dieser B:-iuisgrunne. 
Auf Antrag der hessischen Wegebaubeamten haben 
wir deshalb einen Nachtrag zur Denkschrift herge:tellt, der 
unsere grundsätzlichen Forderungen unter Berücksichtigung der 
besonderen Berufsverhältnisse nochmals festlegt, Der Nach- 
trag fordert; 

Gruppe 6. 
1. Technische Provinzial- und Kreisbeamte ohne Fachschulbilduug bzw. 
mit handwerksmässiger Vorbildung. 
2.desgl. mit abgeschlossenem Lehrgang 
Anfangsstellung. 


einer Wegebauschule aıs 


Gruppe 7. 

1. Provinzial- und Kreiswegebaubeamte mit abgeschlössenem Lehrgang 
einer Wegebauschule nach 10 Dienst’ahren. 

2. desgl. mit abgeschlossener Bildung einer staatlich anerkannten vier- bis 
sechssemestrigen Baugewerkschule oder technische Kräfte mit anderer 
Vorbüduig bei gleichwertigen Leistungen als Anfangsstellung. 

Gruppe 8. 

Provinzia!- und Kreiswegebaubeamte mit abgeschlossener Fachschu- 
bildung nach fünfjähriger Berufspraxis oder technische Kräfte mit 
anderer Vorbildung bei gleichwertigen Leistungen. 

Gruppe 9. 

Desgl. wie zu 8), soweit die Wegebaubeamten gleichzeitig die 
hochbau- ımd versicherungstechnischen Dienstgeschäfte der Provinzial- 
Feuerversicherungsanstalien führen. 

Zu 7) 1. wird die Amtsbezeichnung Oberstrassenmeisier, 

2. die Amtsbezeichnung Landesbauführer, 

„ 8) u. 9) die Amtsbezeichnung Landes-Oberbauführer 

gefordert. 


Der Nachtrag steht auf Anfordern in entsprechender An- 
zahl für die Wegebaubeamten der Provinzialverwaltunsen zur 
Verfügung. Bestellungen sind baldigst bei der Hauptge- 
schäftsstelle einzureichen. 


Freistaat Sachsen. Zwecks einheitlicher Regelung der Ver- 
hältnisse der ständigen technischen Angestellten dergestalt, 
dass diese als „nichtplanmässige Beamte“ geiührt und in der 
Bezahlung, Kündigung, Krankheitsfällen und Ruhegehalt ‘den 
planmässigen Beamten gleichgestellt werden, ist mit dem 
Sächsischen Gemeindetag in Verbindung get:eten worden. 

Nachdem die Staatsbeamtenbesoldung dem Landtag zur 
Beratung zugegangen war, liess das Ministerium des Innern 
die Gemeindebeamtenorganisationen, darunter natürlich auch 
unseren Bund, zu Verhandlungen über die „Richtlinien für die 
Aufstellung und Genehmigung der Gemeindebeamtenbesoldungs- 
vorschriften“ einladen. Die erste Sitzung fand am 24, Mai 
statt, der eine zweite Sitzung am 6. Juli folgte. Unser Bumd 
war vertreten durch die Kollegen Müller (Gaunebenstelle 
Leipzig), Seidler-Leipzig und Schulz-Dresden. Die 
Kollegen vertraten mit Entschiedenheit die vom Butab aufge- 
stellten Forderungen und verlangten für jede Gruppe grundsätz- 
liche Anfangs-, Grund- und Beförderungsstellung. Auch für die 
Kollegen in kleineren Orten, in denen nur eine Beamtenstelle 
vorhanden ist, wurde Auf:ücken in den Besoldungsgruppen 
verlangt. Das erstere sagte die Regierung im Rahmen der in 
den Haushaltplänen vorgesehenen Stellen zu, das letztere 
wurde abgelehnt. 

Vor allem wurde durch unsere Vertreter verlangt, dass in 
dem auf Grund: der Richtlinien errichteten Schiedsge icht neben 
dem Sächsischen Gemeindetag (als Arbeitgeberorranisation) 
nicht mehr allein der Sächsische Gemeindebeamtenbund, son- 
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dern allgemein die Gewerkschaften der Gemeindebeamten, also 
auch unser Bund, vertreten sein müssten. Gegen den Willen 
des S.G.-B. und des Sächsischen Gemeindetages wurde hierfür 
eine Aenderung in dem Entwurf der Richtlinien durch den 
Vorstoss unserer Kollegen erzielt. — Im: Anschluss an diesen 
Erfolg ist übrigens ein Schreiben der Faka-Verbände. und des 
Deutschen Verkehrsbundes an ‘den Sächsischen Gemeindetag 
gerichtet worden, damit nun das Weitere über die Vertretung 
in dem Schiedsgericht festgelegt wird. Dieser Schritt hat jetzt 
den Erfolg gezeitigt, dass zunächst eine mündliche Verhand- 
lung mit dem Geschäftsführer des Sächsischen Gemeindetags 
und der Faka-Verbände, sowie dem Deutschen Verkehrsbund 
stattfindet. 

In der Sitzung am 6. Juli wurde dann die Einreihung der 
technischen Beamten in den Besoldungsplan verhandelt. Die 
Kollegen Müller und Seidler begründeten auch hierbei die 
Butab-Forderungen und verlangten Einreihung nach Leistung 
ohne Rücksicht auf Vorbildung, Anfangsstellung für Techniker 
in Gruppe VII, Festlegung der Anfangsstellung auf die ersten 
fünf Berufsiahre, Einfügung der Bezeichnung „Geometer“ neben 
„Landmesser“ und Einreihung nach folgendem Plan: 

Gruppe VI: Zeichner mit gewerblicher Ausbildung. 

5 VIl: Techniker in Änfangsstellung und Zeichner mit gl. Leist, 
VIN: Ingenieure, Techniker (nach 5 Jahren) und „ „ » 

Ri IX: Oberingenieure, Oberbaumeister und Zeichner „ „ 

= X: Oberingenieure und Oberbaumeister in Stellen von be- 
sonderer Bedeutung. 

5 Xl: Bauamtsvorstände. 


Kollege Seidler forderte weiter, dass der Begriff „ab- 
geschlossene technische Mittelschulbildung“ nur als Massstab 
für die Leistungen angelegt werden soll. 

Der Regierungsvertreter erklärte sich mit Gruppe VI als 
Anfangsstellung der Mittelschultechniker einverstanden, obwohl 
der Reichsfinanzminister bei den Staatstechnikern dagegen 
Einspruch erhoben habe. 

Der Begriff Anfangsstellung auf fünf Jahre auszudehnen, 
wurde abgelehnt, im übrigen alle Forderungen um ie eine 
Gruppe zu hoch bezeichnet. Dem ist natürlich widersprochen 
worden. Besonders deutlich wurde dem Regierungsvertreter 
entgegengetreten, als er die Auffassung vertrat, dass für einen 
Mittelschultechniker in Gruppe X die höchste erreichbare Stufe 
zu finden sei. Nach einer Reihe anderer Einreihungsvorschläge, 
besonders auch für. die technischen Lehrer an städtischen Fach- 
und Gewerbeschulen, die aber abgelehnt wurden, weil die tech- 


nischen Lehrer unter .die Bestimmungen des Wirtschafts- 


ministeriums fallen, zu deren Einhaltung die Gemeinden sich 
verpflichtet haben, wurde folgendes Ergebnis erzielt: 
Gruppe V: Strassenmeister in grösseren Gemeinden, Vermessungsassistenten. 


” : Strassenmeister in Stellen von besonderer Bedeutung, Vermessungs- 
sekretäre, Geometer, soweit nicht in VII 
= VII: Beeidete Landmesser, Geometer, soweit nicht in VI, Zeichner mit 


kunstgewerblicher Ausbildung, Techniker mit abgeschlossener 
techn. Mittelschulbildung, Baumeister, Ingenieure, soweit nicht in VII. 

»„ VII: Beeidete Landmesser in gehobener Stellung, Geometer in gehob. 
Stellung, Baumeister, Ingenieure, Techniker, soweit nicht in VII, 
technische Inspektoren. 

- IX: Oberbaumeister, Oberingenieure, Oberlandmesser, Obergeometer, 
Betriebsleiter und Direktoren in mittleren Werken, 

“ X: Oberstadtbaumeister und Oberingenieure, beide als Abteilungs- 
leiter, Stadtvermessungsräte als Beförderungsstelle für beeidete 
Oberlandmesser, Stadtarchitekten, 

N Xl: Technische Beamte in gehobenen Stellen, Direktoren der grossen 
Betriebe. 

» XlIl: Direktoren besonders grosser Werke. 

»  XlIll: Direktoren der grössten Werke, 


Unsere Vorschläge, Baumeister und Ingenieure in 
Gruppe VI zu streichen, ebenso in Gruppe VII der Zusatz 
„soweit nicht in Gruppe VII“ wurden abgelehnt. 

Der weitere Gang der Besoldungsverhandlungen wird ab- 
hängen von dem Erfolg, der bei der Widerlegung des Finspruchs 
des Reichsfinanzministeriums gegen die Einreihung der sächsi- 
schen Staatsbeamten erzielt wird. 

Für die Hilfs- und Privatdienstvertragsangestellten bei den 
städtischen Betrieben ist vom Landesausschuss der Gemeinde- 
techniker ein Tarifentwurf vorbereitet worden, der den Be- 
zirksausschüssen zur Stellungnahme zugesandt, beim Arbeit- 


geberverband sächsischer Gemeinden aber noch nicht ein- 


gereicht wurde. 


Saarbrücken. Die Besoldungsordnung ist nach schweren 
Verhandlungen nunmehr zu Ende geführt und von dem Stadtrat 
bis auf einige Aenderungsanträre unseres Bundes, die einer 
Kommission überwiesen wurden, angenommen. Unsere Gatu- 
leitung hat, selbst von den Verwaltungsbeamten anerkannt, her- 
vorragenden Anteil an dem Zustandekommen dieser Ordnung. 
Die wesentlichen Punkte, die für Angestellte und Beamte von 
Bedeutung, sind .durchgebracht worden, was der zähen Arbeit 


des Bundes zuzuschreiben ist. Die Verhandlungen wurden vom 
amtenverein, dem Beamtenausschuss, dem Butab und dem Zen- 
tralverband der Angestellten, dem Reichsverband der Büro- und 
Behördenangestellten einerseits und dem Bürgermeister bzw. 
hinzugezogenen Stadträten andererseits geführt. Der N.D.T.V,, 
der in der ersten Sitzung auch erschien, wurde mit Erfolg von 
uns abgelehnt, da für die Vertretung der Techniker nur unser 
Bund in Frage kommt. Bemerkenswert ist, dass der Bürger- 
meister für die endgültige Besprechüung bzw. für Beamtenfragen 
die Organisationen unter allen Umständen ablehnen wollte. Auf 
Grund unseres energischen Eintretens hat der Stadtrat be- 
schlossen, dass zu allen Verhandlungen, selbst bei der Ein- 
gruppierung der Geschäftsführer der Butab hinzuzuziehen ist. 
Da die Besoldungsordnung Muster für die übrigen Gemeinden 
des Saargebietes werden soll, ist unser Erfolg von besonderer 
Bedeutung. — Sobald die obengenannten Aenderungsanträge 
erledigt sind, werden wir näheres berichten, 


Haspe i. Westfalen. In den Besoldungsplan sind eingereiht: 
In Gruppe V: 1 Wohnungsaufseher, 1 Bauaufseher (nicht technisch gebildet) 
a „.. Vl: 1 Stadtgärtner 
= „ IX: 1 Stadtbauingenieur, 2Stadtbauführer, 1 Landmesser, 1 Architekt. 
e » .XI: 1 Direktor des städtichen Gas- und Wasserwerks 
> » XIH: Technische Beigeordnete (Leiter des Stadtbauamts). 


Forderungen des AfiA-Bundes für die Angestellten bei den 
Reichs- und Staatsbehörden. Die dem AfA-Bund angeschlosse- 
nen Organisationen, Bund der technischen Angestellten und Be- 
amten, Zentralverband der Angestellten, Deutscher Werk- 
meister-Verband und allgemeiner Verband der Deutschen 
Bankangestellten, welchen die weitaus grösste Zahl der bei 
den Behörden beschäftigten Angestellten angehören, sind bereits 
am 5. August 1921 an die Reichs- und preuss. Staatsregierung 
herangetreten und haben verlangt, dass im Hinblick auf die er- 
hebliche Brotverteuerung und die daraus entstehende Verteue- 
rung anderer Lebenshaltungskosten verbunden mit der Wir- 
kung, die die Erhöhung bestehender bezw. die Binfühnung 
neuer Steuern ausüben wird, die Einkünfte der Ange- 
stellten, insbesondere der jugendlichen und in den unteren 
Vergütungsgruppen befindlichen, welche schon heute weit unter 
dem Existenzminimum entlohnt werden, einer gründ- 
lichen Nachprüfung zu unterziehen sind. 

Der Reichs- und preussischen Staatsregierung sind folgende 
Forderungen unterbreitet worden, die sich im wesentlichen mit 
den Forderungen des Deutschen Beamten- 
bu = es (siehe Nr. 11 der „Freien Beamten-Rundschau“, S.78) 
decken: 

1. Für alle Angestellten, einschliesslich der jugendlichen und 
derjenigen in den ersten 5 (Vergütungsstufen, Gewährungeines 
gleichen laufenden Teuerungszuschlages von 
5000 M. jährlich; 

2. gleichmässige Festsetzung des allgemeinenTeue- 
rungszuschlages auf 70 Prozent und des Teue- 
rungszuschlages zu den Kinderzuschlägen- auf 
200 Prozent in allen Ortsklassen; - 

3. sofortige Auszahlung der zum Teil noch immer rück- 
ständigen Be üze, we'che sich aus der vor.äufigeen Höherstufung 
einer Anzahl von Orten sowie derjenigen Bezüge, welche sich aus 
den bisher ergangenen Schiedssprüchen des für (die Revision 
des Teiltarifvertrages eingesetzten Schlichtungsausschusses ergeben; 

4. die neuen Gehaltssätze treten mit dem 1. Juıi 1921 in Kraft; 

5. sofortige Aufnahme von Verhandlungen mit den vertragschliessenden 
Organisationen zwecks Umwandlung des Teuerungszu- 
schlages von 5000 M. in Grundgehalt. 

Es dürfte sich empfehlen, nunmehr sofort auch bei 
allen Kommunalverwaltungen und Selbstverwal- 
tungskörperschaften entsprechende Forderungen zu erheben, 
und zwar für Angestellte und Beamte. um die Ein- 
heitlichkeit der Bewegung im ganzen Reich zu sichern. 
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Beilage zur D.T.Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
in kommunalen und sonstigen Selbst- 
verwaltungskörpern 





Nummer 23 


Oberamtmann Joseph Jehle f. 


Der erste Vorsitzende des Zentralverbandes der Gemeinde- 
beamten Bayerns und der Bayerischen Gemeindebeamten- 
kammer — der Mitbegründer und zeitweilige Führer des Reichs- 
bundes der deutschen Gemeindebeamten — ist nach längerem 
schweren Leiden in München verschieden. 

Er war im Organisationsleben unser schärfster Gegner, der 
unseren Bund. mit Zähigkeit und Ausdauer bekämpite, um uns 
zauz und gar aus der Gemeindebeamtenbewegung hinauszu- 
drängen. Wir hätten gewünscht, dass dieser Kampf von vorn- 
herein und immer mit Sachlichkeit und Objektivität geführt 
würde, 

Wir erkennen gern an, dass Herr Jehle es in bewegter Zeit 
verstanden hat, durch die Schaffung der Bayerischen Gemeinde- 
beamtenkammer und der Kreisschiedsgerichte für die bayerischen 
Gemeindebeamten ein Recht zu schaffen, wie ein Gleiches noch 
heute für keine andere Beamtengruppe erreicht ist; ungeachtet 
der Rückschläge, die auch seinem Werk die Reaktion in letzter 
Zeit zugefügt hat. 

Nach Erich Scheibig nun auch Joseph Jehle! — 
Die deutsche Gemeindebeamtenschaft hat in kurzer Zeit z w ei 
ihrer besten Führer verloren. 





Die Antwort Dr. Höfles auf den Verbands- 


tagsbeschluss des preussischen Komba, 


den „Organisationsfrieden“ auch mit den „Christlich-nationalen“ 
Gewerkschaften herbeizuführen und eine gleiche Vereinbarung 
wie mit dem A.D.G.B. und AfA-Bund auch mit dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund zu treten, ist inzwischen eingegangen. Die 
„Komba-Rundschau* veröffentlicht empört in ihrer Nr. 35 unter 
der Ueberschriitt „Die Mauiwurfsarbeit der CHrist- 
lichenGewerkschaften“ nachstehendes Schreiben, das 
der Gedag an die ihm parteipolitisch nahestehenden Gemeinde- 
vertreter usw. zur Versendung gebracht hat: 


„Gesamntverband Deutscher Beamten- und 
Staatsangestellten-Gewerkschaften. 
(Deutscher Gewerkschaftsbund.) 


Berlin SW 11, den 27. Juli 1921. 
Dessauer Strase 15. 
Herrn 


Gemeindevertreter 9.32... 


Sehr geehrter Herr! 

Der Gesatmtverband Deutscher Beamten- und Staatsan- 
gestellten-Gewerkschaften, der, wie Ihnen bekannt, ein Teil 
des Deutschen Gewerkschaitsbundes ist, beabsichtigt in der 
nächsten. Zeit eine Kommunalbeamten-Gewerk- 
Schaft ins Leben zu rufen. Wir haben nun das Bestreben, 
nicht zuerst die Gewerkschaft mit wenigen Herren zu gründen 
und dann mühsam ein Mitglied nach dem andern zu werben, 
sondern wir wollen möglichst mit einer grösseren Zahl von 
Mitgliedern gleich an die Oeffentlichkeit treten. Wir richten 
daher an Sie wie an alle Gemeindevertreter, von denen wir 
wissen, dass sie uns nahestehen, die ergebene Bitte, uns 
AdressenvonsolchenGemeindebeamten mitzu- 
teilen, von denen man den Umständen nach annehmen muss 
oder kann, dass sie sich unserer neu zu gründenden Kommu- 
nalbeamtengewerkschaft anschliessen werden. 

Sehr dankbar wäre ich Ihnen, wenn Sie uns die Adressen 
möglichst bald zukommen lassen wollten. 


Mit vorzüglicher Hochachtung! 
gez. Dr. Häfner“ 





Berlin, den 9. September 1921 


DELERLLDERNIRISLIDTRLIDIUDLGRRKLEREDIDLEDDEERUTIDDEELLIEELLL TREE IE RUE ERROR TRDDEHBERL KREISE FED 
Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


12. Jahrgang 


Glaubt der Komba und mit ihm der Reichsbund der Ge- 
meindebeamten wirklich, dass der Deutsche Gewerkschäftsbund 
seine mit riesigen Kosten ins Leben gerufene selbständige Be- 
amtenbewegung und seine systematische Wühlarbeit (siehe 
„Adeka“ in Nr. 9 der „Freien Beamten-Rundschau“) aufgeben 
wird, um einen faulen „Organisationsfrieden“ an Stelle einer 
zielbewussten Anhängerschaft einzutauschen? Herr Fhrmann 
hat doch selber auf dem Verbandstage des Komba in Barmen 
(s. Bericht in Nr. 33 der „Rundschau“) die Worte des „christlich- 
nationalen Führers“ — nach seinen Andeutungen ist offenbar 
Dr. Höfle gemeint — wiederholt: 


„Wir haben Sie bisher in Ruhe gelassen, aber auch über 
Ihnen waltet das unabänderliche Geschick der 
Zerteilung in zwei Lager, dem entrinnen Sie so 
wenig, wie die Arbeiter und Angestellten diesem Geschick 
entronnen sind. — Vorläufig glauben wir noch, dass Sie ge- 
Schlossen zuunsherüberko mmen: wenn wir das 
einmal nicht mehr glauben können, wird der Augenblick woh! 
da sein, wo wir uns auch mit Ihnen zu beschäftigen haben.“ 


Dieser „Augenblick scheint also den Herren im anderen 
Lager jetzt gekommen zu sein, und die Zersplitterungs- 
arbeit setzt — wahrscheinlich weil Herrn Dr. Höfle (nach Ehr- 
manns Ansicht) die „Beamtenseele“ fehlt — mit allen sattsam 
bekannten Mittelchen auch bei den Kommunalbeamten ein. 
Täuschen wir uns nicht! Der Komba wird alleinaufsich 
gestellt niemals diese „Maulwurfsarbeit aufhalten können, 
noch dazu bei dem gänzlichen Mangel an einem zielkiaren ec- 
werkschaftlichen Programm. Uns scheint, als ob der Komiba 
jetzt mehr denn je aktive und starke Bundesge- 
noSsSen nötig hätte und dass der Verbandstagsbeschluss doch 
wohl einer eingehenden Revision bedarf. 

Hornbostel 


Die Neuregelung der Teuerungszulagen 
für die Behördenangestellten im Reichs- 
dienst 


Anschliessend an den Abschluss der Verhandlungen der 
Teuerungszulagen für die Beamten und Arbeiter fanden im 
Reichsfinanzministerium Verhandlungen zwischen der Regierung 
und den Vertretern der Organisationen über die Auswirkungen 
der Beamten-Teuerungszulagen auf die Angestellten statt. 
Diese Verhandlungen sind am Dienstag, den 6. d, M., zum Ab- 
schluss gekommen. Wir geben nachstehend das abgeschlossene 
Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Ausführung 
des $ 16 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 und der Ver- 
einbarung mit den Organisationen über Aufbesserung der Be- 
züge der Reichsbeamten einschliesslich der Pensionäre und 
Hinterbliebenen, Angestellten und Arbeiter vom 25. August 1921 
bekannt: 

$ 1. Der Teuerungszuschlag zur Grundvergütung und zum Ortszuschlag 
für die Angestellten der Reichs- und preussischen Staatsverwaltungen mit 
einem Vergütungsdienstalter von mehr als 5 Jahren wird 

für die Orte der Ortsklasse A auf 93 vom Hundert 


” ” ” ” » ” 1 ” ” 


”».» ” » ”„ c „ 89 ” ” 
nn» ” ” ” D ” 87 ” ” 
”» ” ” ” E ” 85 ”» ” 


festgesetzt. 


82. Die männlichen volljährigen Angestellten mit einem Vergütungs- 
dienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten in allen Vergütungsgruppen zu 
ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen 
weiteren Teuerungszuschlag bis zur Erreichung des Gesamtbetrages von Grund- 
vergütung, Orts- und Teuerungszuschlag, wie er einem Angestellten der 6. Ver- 
gütungsstufe der gleichen Vergütungsgruppe zusteht. 

$ 3. Dieweiblichen volljährigen Angestellten mit einem Vergütungs- 
dienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten zu ihrer bisherigen Grund- 
vergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiterea Teuerungs- 
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zuschlag bis zur Erreichung eines Gesamtbetrages, wie er sich ergeben würde, 
wenn unter Zugrundelegung des im & 1 genannten Teuerungszuschlages sowie _ 


folgende Grundvergütungssätze anzuwenden wären: 


im 1. % 3: 4. 5. Dienstjahre 
Vergütungsgruoppe 1 3680 3910 4140 4370 4600 M. 
> I 4000 4250 4500 4750 5000 „ 
5 1 4320 4590 4860 5130 5400 „ 
Pr IV 4640. 4930 5220 5510 5800 „ 
Y v 4960 5270 5580 5890 6200 „ 
> VI 5440 5780 6120 6460 6800 „ 
B Vi 6080 . 6460 6840 7220 7600 „ 
” vn 6720 7140 7560 7980 8400 „ 
„ X 7760 82455 8730 9215 9700 „ 
” x 8960 9520 10080 10640. 11200 „, 
Er XI. 10560..11220. 11880 12540 13200 „ 


8 4. Jugendliche Angestellte vom vollendeten 17. Lebensjahre 
ab bis zum vollendeten 21. Lebensjahre erhalten zu ihrer bisherigen Grund- 
vergütung nebst Ort- und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag 


bis zur Erreichung eines Gesamtbetrages, wie er sich ergeben würde, wenn - 


unter Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teuerungszuschlags sowie des 
Ortszuschlags für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungsgruppe nachfolgende 


Grundvergütungssätze anzuwenden wären: 


Bis zum vollendeten 18, 19. 20. 21. Lebensjahre 


Vergütungsgruppe 1 2760 2990 3220 3450 M. 
® H 3000 3250 3500 3750 „ 
4 11 3240 3510 3780 4050 „ 
” IV 3480 3770 4060 4350 „ 
” V 3720 4030 4340 . 4650 „ 


$ 5. Die Teuerunaszuschläge zu den Kinderzuschlägen werden in den 

Orten der Ortsklasse A auf 200 vom Hundert 
” Buw,C ” 175 ” ” 
miwEr Er, a festgesetzt. 

$ 6. Die vorgenannten Teuerungszuschläge werden vom 1. August 1921 
ab gewährt. 

8 7. Eine Einbehaltung der vorstehend festgesetzten Erhöhungen zur Ab- 
deckung noch nicht getilgter, seinerzeit gewährter Vorschüsse findet nicht statt. 

$ 3 Eine Anrechnung der aus & 1 und 5 sich ergebenden Erhöhungen 
des Teuerungszuschlages auf persönliche Zulagen der Angestellten gemäss 
& 19 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 findet nicht statt. 

Ferner werden vom 1. August 1921 ab auf solche Zulagen nicht 
angerechnet: 

a) Erhöhungen der Bezüge infolge Versetzung des Angestellten in eine 
höhere Ortskiasse; 

b) Erhöhungen der Bezüge infolge Eipreihung des dienstichen Wohnsitzes 
des Angestellten in cine höhere Ortsklasse, sofern die Einreihung mit 
Wirkung nach dem für die Berechnung der persönlichen Zulage massgeb- 
lichen Stichtag erfolgt; 

ec) Erhöhungen der Bezüge infolge Anwachsens der Kinderzahl, 


Dagegen werden angerechnet: 

d; Erhöhung des Grundgehaltes bei Aufrückung in eine höhere Dienst- 
eltersstufe und bei Beförderung; 

e) Erhöhung des Ortszuschlages wegen des Uebertritts in eine höhere 
Ortszuschlagsgruppe oder infolge Einreihung des dienstlichen Wohnsitzes 
in eine höhere Ortsklasse mit Wirkung vor dem für die Berechnung der per- 
sönlichen Zulage massgeblichen Stichtag; 

f) die durch die Regelung in den $$ 2, 3 und 4 wirksam werdende Er- 
höbung der Grundvergütungssätze für Angestellte mit einem Vergütungsdienst- 
alter von weniger als 5 Jahren und für jugendliche Angestellte; 

g) Erhöhungen des Teuerungszuschlags, soweit sie auf die unter d, e und f 

enannten Erhöhungen des Grundgehaltes sowie des Ortszuschlags und der 
(angenommenen) Grundvergütungssätze zurückzuführen sind, 

$ 9. Die Regelung für die unter den Teiltarifverttag vom 4. Juni 1920 

fallenden Lehrlinge bleibt vorbehalten. 


Zur Erläuterung weisen wir darauf hin, dass das Abkom- 
men zwei Arten von Teuerungszulagen umfasst: den 
Teuerungszuschlag gemäss $$ 1 und 5, der allen 
Angestellten gleichmässig zukommt, und die Teuerungs- 
zuschläge gemäss $$ 2, 3 und 4, die nur Angestellten- 
gruppen nit einem Versütungsdienstalter von weniger als 
5 Jahren als besondere Zulage zugedacht sind. Während die 
Teuerungszulage nach $$ 1 und 5 allen Gruppen unverkürzt 
gegeben werden, werden die besonderen Zulagen nach $8 2, 
3 und 4 auf etwa vorhandene Aussgleichszulagen (für Ange- 
stellte nach $ 19 des Teiltarifvertrages) angerechnet. Der $8 
des Angestellten-Abkommens enthält somit einmal eine Be- 
stätigung der bereits im Teiltarifvertrag vereinbarten Bestim- 
mungen, dann aber auch die neuen Bestimmungen, dass die 
besonderen Zulagen nach $$ 2, 3 und 4 wie die Erhöhung des 
Grundgehaltes auf die Ausgleichszulage angerechnet werden, 
und zwar in ihren vollen Auswirkungen, d. h. zuzüglich der 
sich aus den besonderen Zulagen ergebenden Teuerungszu- 
schläge. Im Gegensatz zum Teiltarifvertrage wird nach $ 8e 
die Erhöhung des Ortszuschlages wegen des Uebertritts in eine 
höhere Ortszuschlagsgruppe oder infolge Einreihung des dienst- 
lichen Wohnsitzes in eine höhere Ortsklasse auch dann auf die 
Ausgleichszulage angerechnet, wenn diese Erhöhung „vor dem 
für die Berechnung der persönlichen Zulage massgeblichen 
Stichtag“, d. h. rückwirkend vor dem 1. April 1920, einge- 
treten ist. : r 

Zur Erleichterung. und schnelleren Durchführung der. Aus- 
zahlung der Teuerungszuschläge hat das Reichsfinanzministerium 
Tabellen auigestellt, die in Carl- Heymanns Verlag, 
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‚Berlin W 8, Mauerstrasse 43-44, im Laufe dieser Woche er- . 


des Osbszuschlages für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungsgruppe nach- schienen sind. 


Diese Tabellen können durch unsere‘ Haupt- 


‚geschäftsstelle zum Selbstkostenpreise bezogen werden. 


Die Ueberwindung der Bureaukratie 


Wir entnehmen der „Nürnberger Zeitung“ vom 6. August 1921 
nachstehenden Aufsatz, der auch für uns von lebhaftem Interesse 
ist, da Bestrebungen auf Loslösung der Betriebe von der Verwaltung 
sich z. Zt. fast überall bemerkbar machen. 


„In der Hauptausschusssitzung des bayerischen 
Städtebundes, die am 1. August 1921 in Nürnberg statt- 
fand, wurde unter anderem die Bildung eines „Kachaus- 
Schusses für die technischen Betriebe und 
Aemter der bayerischen Städte“ einstimmig be- 
Schlossen. Das Referat erstattete Baurat Dr. Wal’her-Nürn- 
berg, der bereits in der vorjährigen Hauptausschusssitzung- in 
Wüzburg die Anregung dazu gab. Er wies einleitend auf die 
allgemeine Finanznot der Gemeinden und die Bedeutung der 
technischen Betriebe und Aemter im Haushaltsplan der Städte 
hin, sowie darauf, dass die Ueberschüsse der rentierlichen Be- 
triebe nicht mit der Geldentwertung gewachsen sind, ja manche 
sich zu Zuschussbetrieben entwickelten. Es ist deshalb ein 
dringendes Gebot der Zeit, auch andere Mittel und Wege zu 
suchen, um deren Wirtschaftlichkeit auf ein höchstmögliches 
Mass zu steigern. Ein Vorbild dazu gibt die Privatwirtschaft 
und insbesondere deren neuere Entwicklung. Der genannte 
Fachausschuss im Städtebund soll in der gleichen Richtung 
führend,‘ zusammenfassend und fördernd "für die technischen 
Betriebe und Aemiter der bayerischen Städte wirken und sich 
dabei der wertvollen Mitarbeit der Fachvereine und sonst be- 
teiligter Kreise bedienen. Er soll Anregungen des Städte- 
bundes und der Städte entgegennehmen und behandeln, selbst 
Probleme aufrollen und bearbeiten und im wahren Sinne des 
Wortes ein Arbeitsausschuss im Dienste aller Mitgliedsstädte 
sein. Um arbeitsfähig zu sein, soll er nicht zu gross sein. 


“Vom Referenten wurde ein Siebenerausschuss vorgeschlagen mit 


einem Bürgermeister als -Vorsitzenden, einem Finanzfachmann 
und fünf sowohl in der Privat- als in der öfientlichen Wirtschaft. 
erfahrenen. Technikern verschiedener Fachrichtungen 
Nach dem Vorschlag des Referenten soll der Fachausschuss 
zunächst folgende Probleme und Aufgaben prüfen und dann 
gegebenenfalls in Behandlung nehmen: 1. Die Organi- 
sation der technischen Betriebe und Aemter 
der Städte und ihre Vertretung im Rahmen 
der Stadtverwaltung, sowie -insbesondere die Frage 
einer Loslösung von derselben mit dem Ziel der Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung und Betriebsführung und der 
Erreichung der höchsten Stufe wirtschaftlicher Entfaltung in 
Angleichung an. die Gepflogenheiten und die neuere Entwick- 
lung in der Privatwirtschaft. Dabei wurde erwähnt. dass der 
Zug der Entwicklung und die Meinung weiter Fachkreise dahin 
zu gehen scheint, die grossen Werke der Städte 
in die Privatrechtsform einer A.-G oder 
G. m. b. H. überzuführen, wobei noch Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen, ob hierbei auch Privatkapital beteiligt 
werden und aus welchen Personenkreisen sich der Aufsichts- 
rat zusammensetzen soll. (Dass hier die Städte die Mehr- 
heit nicht verlieren dürfen, erscheint uns eine Selbstver- 
ständlichkeit. Die Red. der „Nürnbg. Ztg“) 2. Die un- 
zureichende Wirtschaftlichkeit besonders kleinerer Werke lässt 
die Frage aufwersen, ob es nicht vorteilhaft ist, gleich- 
artige Werke mehrerer Städte in eine mehr 
oder minder enge Interessenverbindung zu 
bringen 3 Die gemeinsame Beschaffung von 
allerwärts benötigten Materialien und Ge- 
brauchsartikeln im grossen mit dem Ziel, billig einzukaufen. 
Vielleicht liesse sich ‚dies am umfassendsten durch Bildung einer 


‚ Interessengemeinschaft in irgendeiner Form für sämtliche tech- 


nischen Betriebe und Aemter der bayerischen Städte bewerk- 
stelligen. Es könnten dann in verschiedenen Städten, auch für 
die umliegenden, grössere Läger von häufig benötigten Ma- 
terialien und Gebrauchsartikeln gehalten werden. In gegebenen 


Fällen könnte sogar dazu übergegangen werden, Produktions- 
stätten zu erwerben, oder sich finanziell an solchen zu beteili- 
gen, um auf die Preisbildung einen entsprechenden Einfluss aus- 


üben zu können. (Vorbild: Metallwarenfabrik Dux in Frank- 
furt a. M. und die Nebenprodukten - Verwertungsgesellschaft 
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Deutscher Gaswerke, ebenfalls in Frankfurt a. M.) 4. Voraus- 
setzung für den Grossbezug mancher Dinge ist de Normali- 
sierungundTypisierungvon Gebrauchsgegen- 
ständen. Hier wäre der Anschluss an den vor einigen 
Jahren gegründeten und sehr erspriesslich wirkenden Normen- 
ausschuss der deutschen Industrie in Berlin zu suchen. 5. Die 
Vereinheitlichung der Vergebungsbedingun- 
gen und Vertragsgrundlagen für alle Städte 
würde deren Position bei Vergebungen stärken und zugleich 
eine Unsumme von Kopf- und Handarbeit und Kosten ersparen. 
Letzteres würde auch bei einer Vereinheitlichung von Ge- 
schäftsbüchern und Formularen, sowie von Ordnungs- und Po- 
lizeivorschriften für städtische Betriebe und Aemter zutreffen, 
fesser auch bei einer Vereinheitlichung von Tariiformen, be- 
sonders beim Strombezug. 6. Eine gleichartige Auf- 
stellung der Haushaltspläne für die städtischen Be- 
triebe und Aemter würde ein klares, übersichtliches und ver- 
gleichbares Zahlenbild ergeben, das noch manche FErsparnis- 
möglichkeiten ausschöpfen liesse. 7. Die Aufstellung von 
Richtlinien für die Höhe der Abschreibunes- 
sätze und der Anlagewerte, besonders unter Berücksich- 
tigung der Geldentwertung, wäre wünschenswert. 8. Des- 
gleichen eine gleichartige Behandlung vonBe- 
amten- und Arbeiterangelegenheiten. 9. Eine 
Förderung der Durchführung von Sparmassnah- 
men, eine fortlaufende Bekanntgabe anderwärts verwert- 
barer technischer und organisatorischer Verbesserungen durch 
Rundschreiben, die Vornahme: statistischer Ermittlungen wären 
weitere Aufgaben. 10. Endlich sollte der Fachausschuss auch 
ene Sammel- und Auskunftsstelle für alle Anee- 
legenheiten technisch-wirtschaftlicher Natur der Gemeinden 
werden und den Gemeinschaftsgedanken auch auf den wirt- 
schaftlichen Gebieten pflegen.“ 


Rundschau 


Ein Gesetzentwurf über Selbstverwaltung der Kommunen 
in Sachsen ist von der sächsischen Regierung. fertiggestellt und 
soll noch im Herbst dem Landtage zugehen. Wir entnehmen 
der „Velkszeitung“ hierüber nachstehende Mitteilung: 


„Der Entwurf eines Gesetzes für de Gemeindeord- 
nung und Bezirksverwaltung im Freistaate 
Sachsen stellt eme Vereinheitlichung der 
Rechtsquellen auf kommunalem Gebiete dar und gewährt 
der Selbstverwaltung den weitesten Spielraum. Der Entwurf 
beabsichtigt, de Amtshauptmannschaften zu kom- 
munalisieren. Durch den Ausbau der Selbstver- 
waltung der Gemeinden und Verbände wird künftig eine 
Reihe von Aufgaben der bisherigen Aufsichtsorgane wegfallen. 
Ein Teil dieser Organe wird überflüssig werden, zum Bei- 
spiel de Kreishauptmannschafiten. Künftig soll jeder 
stimmberechtigte Einwohner Bürger sein, ein besonderes 
Bürgerecht also ‚weder erworben noch verliehen werden 
können. In ieder Gemeinde soll nur ein Gemeinderat 
sein, der aus besoldeten und unbesoldeten Mitgiiedern besteht 
und vom Bürgermeister geleitet wird. Jedoch will der 
Entwurf, dass der Bürgermeister nicht allmächtig, sondern nur 
ausführendes Glied des Gemeinderates sein soll. Für 
die Gemeindewahl ist die einheitliche Wahl im ganzen 
Lande an einem Tage mit unmittelbar anschliessender Wahl des 
Bezirksrates vorgesehen. Der Gemeinderat soll auf 
drei Jahre gewählt werden, Der Bürgermeister und die 
besoldeten Gemeinderatsmitglieder werden auf sechs Jahre ze- 
wählt. Künftig sollen Gemeinderatsmitglieder wegen 
Aecusserugen in den Sitzungen strafrechtlich nicht 
mehr zur Verantwortung gezogen werden können. 
Der Gemeinderat teilt seine Aufgabe mit den Ausschüssen. 
In diesen soll de Bevölkerung in weitestem Masse zur 
Mitarbeit an den Aufgaben der Gemeinde herangezogen 
werden, Der Bürgermeister wird vom Gemeinderat gewählt. 
Drei Monate nach seinem Zusammentritt müssen sich auch die 
Bürgermeister zur Neuwahl stellen. Die bisherigen Bezirke 
der Amtshauptmanschaften werden beibehalten, aber die 
Amtshauptmannschaften hören auf, als staatliche Behör- 
den zu existieren. Wie der Bürgermeister, so muss sich auch 
der Amtshauptmann zur Wahl stellen.- An Stelle der bisherigen 
Bezirksversammlung tritt der Bezirksrat, dem der Bezirks- 
hauptmann vorsteht. An Stelle des Bezirksausschusses 
treten drei Ausschüsse, -ein-Verfassungs-, ein Ver- 
yaltungs- und ein Wohlfahrtsausschuss, denen 
alle Ortsgesetze, Haushaltspläne usw. wvorgelest werden 
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müssen. Ein Bestätigungsrecht der Beamten 
sollesinZukunftnichtmehr zeben, wohl aber die 
Möglichkeit, säumige Gemeinden zur Pilıchtertüllung zu 
bringen. Die Auflösung eines Gemeinderates soll dem 
Ministerium vorbehalten bleiben, während der Bezirks- 
rat nur durch Landesgesetz aufgelöst werden kann. 
Die Vereinigung von Rittergütern soll in Zukunft mit der 
Gemeinde erfolgen, mit der sie hauptsächlich durch die 
Wohnstätte und Betriebsräume verbunden sind.“ 

Der Gesetzentwurf bedeutet eine wesentliche Verbesse- 
rung des heute noch sehr rückständigen und veralteten sächsi- 
schen Gemeinderechts. Das Gesetz wird auch auf die Ver- 
hältnisse der Gemeindebeamten von Einfluss sein, schon 
die Beseitigung des Bestätigungsrechts für die Beamten be- 
deutet einen Fortschritt auf dem Wege zur Demokrati- 
sierung der Verwaltung. 


Ein „zweijähriger Krieg“ um die Koalitionsfreiheit ist dieser 
Tage beendet worden. Der Kreistag des Kreises Wetzlar 
hatte am 30. September 1919 beschlossen: „die berechtigte Ver- 
tretung der Angestellten wird in dem Bunde der Privat- 
angestellten bei Behörden gesehen“. Dieser Be- 
schluss bedeutet einen schweren Verstoss gegen die durch Ar- 
tikel 159 der Reichsveriassung geschützte :Koalitionsireiheit, 
um so mehr der berüchtigte gelbe „Reichsverband“ in Wetz- 
lar gar kein Mitglied hatte. Der zur Entscheidung 
angerufene Reichsarbeitsminister hatte auch der Beschwerde 
zugestimmt und in dem Beschluss „eine unberechtigte Ein- 
schränkung des Koalitionsrechts der Angestellten erblickt“. 
Trotzdem war es nicht möglich, den Kreistag’ zu einer forınellen 
Aufhebung dieses Beschlusses zu bringen. Erst jetzt nach er- 
iolgter Neuwahl ist endlich am 26. Juli 1921 nachstehender Be- 
schluss gefasst worden: 

„Der Kreistag nimmt zur Kenntnis, dass in dem Kreis- 
tagsbeschluss vom 30. Dezember 1919 eine Beeinträchtigung 
des Koalitionsrechtes der Angestellten des Kreises nicht 
beabsichtigt ist und lässt den Angestellten 
in bezug auf ihre Interessenvertretung 
volle Freiheit.“ 

Zu einer formalen Aufhebung des alten Beschlusses hat 
sich der Kreistag also auch diesmal noch nicht aufschwingen 


Jeder 
Gemeinde-, Kreis-, Provinzialtechriker 


muss die 


Deutsche Techniker-Zeitung 


- Rusgabe IV für Kommunaltechniker - 


mit den wöchentlich wechselnden Fachbeilagen: 


„Ber Technische Gemeindebeamte“ 
„Freie Beamtenrundschau‘' 

„Recht und Rechtspraxis‘ 
„Bildung und Unterricht‘ 
„sozialwirtschaftliche Rundschau“ 


lesen. Die Zeitung bringt neben wichtigen sozialpoli- 
tischen und volkswirtschaftlichen Aufsätzen wichtige 
Erlasse und Gesetzesvorlagen fortiaufend nebst 
Material üher die Einstufung in Besoldungsord- 
nungen, Tarifverträge usw. das jeder Kollege im 
eigenen Interesse 

sammeln muss. 


Die Zeitung ist für Bundesmitglieder kostenlos, da der 
Betrag für das Postabonnement in Höhe von 5.— M. 
vierteljährlich von den Monatsbeiträgen abgezogen wird. 
Aber auch Nichtmitglieder sollten die Zeitung halten 
wegen ihres Inhalts, der für Techniker der Kommunal- 
verwaltungen von höchstem Werte ist. 

Wer die D. T.Z. regelmässig liest, wird von selbst 
ein rühriges Mitglied unseres Bundes zum Besten der 
gesamten Technikerschaft und seiner eigenen wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage. 


Werbt für die „Deulsche Techniker-Zeilung‘“. 
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können, aber der Nachsatz des neuen Beschlusses zeigt, dass Weise zur Kor rueide wine ae sie ee. 


der neue Kreistag den alten Beschluss nur als ‚irommen teil vor der aus Profitgier geborenen Rachsucht des Unter- H 
Wunsch‘ wertet, aber nicht gewillt ist, daraus Folgerungen zu nehmertums schützt. Ei 
ziehen. Letzteres ist allerdings auch dem alten Kreistag schon Im Oberlahnkreis in Weilburg Schikt ‘die Zeit stilleestanden % 


Sa er Befallen, A weil a Den trotz. dieser gu haben. Dort ist seit dem 1. Juli ein Kollege als Bautechniker 
starken Begünstigung durch die Behörde — dank der rührigen auf dem Kreisbaumt tätig, der mit einer Monatsverzütung 
Arbeit unserer Kollegen — nach wie vor keine Mitglieder un von 674M.(inWorten: Sechshundertvierundsieben- 
Wetzlar finden konnte. zig Mark) „entlohnt“ wird. Der Kollege ist 28 Jahre alt und 
Ein „sozialdenkender“ Arbeitgeber scheint der Stadtrat des - verheiratet. Seinem begreiflichen Wunsch auf anderweitige Ge- 
kleinen oberfränkischen Städtchens Arzberg zu sein, nach haltsregulierung hat man jedoch in der Sitzung des Kreisaus- 
einem Rechtsschutzfall zu urteilen, der vor kurzem den Rechts: “schusses am 8. August kein Verständnis entgegenbringen können. 
ausschuss des Vorstandes beschäftigte. Den Mitgliedern des Kreisausschusses in Weilburg scheint dem- 
Die Stadt Arzberg hat im August 1920 einen Bundeskol- nach von einer Teuerung im Reich noch nicht allzuviel bekannt- 
legen zum Stadtbaumeister gewählt, der sich jedoch bald durch geworden zu sein. Jedenfalls werden wir uns dieser „rückstän- 
Vornahme von Abstreichungen an den von den Tinteruchruer Tr e diren“ Herren sehr — liebevoll annehmen müssen, um ihnen bei- 
eingereichten Rechnungen „unbeliebt“ machte. Besonders zwei * zubringen, dass man Techniker nicht mehr zu einem derartigen 
3 en re sind, Se 3 Hungerlohn beschäftigt. 
auf seine Entiernung hin ies hatte zur Folge, dass, obwo 
ihm vorher noch seitens der Stadt volle Anerkennung zuteil _ Besoldungsordnungen 
wurde, plötzlich zum 1. November 1921 seine Kündigung er-- Grünberg i. Schles. (24000 Einw.) Die eva Er von 
folgte. Infolge persönlicher Differenzen hat er dann den Dienst der Regierung genehmigte Besoldungsordnung weist 
vorzeitig aufgegeben. Die Stadt lehnt es ab, ihm bereits nachstehende Eingruppierung auf: 
jetzt ein Zeugnis zu erteilen; ohne dieses Zeugnis st _ Gruppe 5: 1 Wassermeister, 2 Strassenmeister, Gruppe 8: 
es ihm aber unmöglich, sich anderweit um Stellung zu bewer- 2 Stadtbauführer, 1 Baupolizeisekretär, Gruppe 9: I Stadtbau- 
ben. Die Rechtsprechung darüber, ob ein Zeugnis bereits bei meister, Gruppe 10: 1 Gasanstaltsdirektor, Gruppe RES: Stadt- 
Kündigung oder erst bei Beendigung des Dienstverhältnisses be-  baurat. 1 
ansprucht werden kann, ist geteilt. Da aber in diesem Falle Damit ist es veiüneen, bei der Revision nochmals eine a 
die Auffassung vertretbar ist, dass mit dem Aufhören der Tätig- Verbesserung gegenüber der vorläufigen Eingruppierung 
keit des Angestellten der Abgang bereits vollzogen ist, so hat (siehe Nr. 37/1920 des „Techn. Gemeindebeamten“) zu erreichen. He 


z 


der Ausschuss beschlossen, der grundsätzlichen Entscheidung © Abgeschlossene Besoldungsordnungen, die bereits die Geneh- = 
wegen Rechtsschutz für die Klage auf sofortige Aus- Pasung der Aufsichtsbehörde gefunden haben, müssen schleu- 
stellung des Zeugnisses zu bewilligen. gst der Hauptgeschäftsstelle gemeldet 


Ganz abgesehen von ren Rechtslage ist es jedoch ein den, damit durch Veröffentlichung in der „D.T.-Z.“ den noch 
aussergewöhnlich starkes Stück, einen gewissenhaften Ange- jn Verhandlungen stehenden Ortsgruppen Material geliefert 
stellten zu entlassen, weil er sich im Interesse der Ge- werden kann. — Durch die Gauverwaltungen werden auch in 
samtheit und der städtischen Finanzen beim Un- nächster Zeit wieder Fragebogen zur Versendung kommen, 
ternehmertum „missliebig“ gemacht hat. Von einer Stadtver- die aber nur für fertig abgeschlossene Besoldungs- 
waltung — die doch auch die Interessen der wegktätigen Be- bedingungen benutzt werden sollen ‘und statistischen 
völkerung zu vertreten hat — muss zum mindesten erwartet Zwecken der Hauptgeschäftsstel'e sowie zur Vorberei- 
werden, dass sie ihre Angestellten und Beamten nicht auf dee _ tung der am 1. April 1923 zu erwartenden Revision des 


: -Besoldungsgesetzes dienen werden. 
ER i Tarifverträge : - = 
A i : Eschwege. Mit dem Magistrat ist am 13. August eine ee 
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: : f  einbarung getroffen, nach der der Tarifvertrag vom 10. Juni 

RE ; 191 mit dem Hessisch-Nassauischen Wirt- 

\ ; "schaftsverband auch für die Angestellten der Stadt 

‚Eschwege gilt. Der Tarifvertrag baut sich auf der Grundlage 

des Reichsbehördentarifs auf, jedoch. ist es gelungen, rück- 

| i ° _ wirkend ab 1. Juli 1921 eine sozialere Staffelung der Teuerungs- 

! i  zuschläge zu erreichen. Der bisher (für Ortsgruppe D) 60 OR 

: ; _ zent betragende Teuerungszuschlag wird für 4 
Gehälter bis 9000 M.. . . . um 6 Prozent, 

= von 9000 bis 12000 MD 

a über 12.000: M:2... 7,202 Snbehr 

z Ferner wurde protokollarisch festgelegt, dass gekündigten u 

Angestellten Abkehrgeld nach dem Erlasse des Reichsfinanz- i 
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"Aufgaben der Wohnungsämter 


Die Tätigkeit der Wohnungsämter hat im Vergleich zur 
Tätigkeit in den Vorkriegsjahren eine erhebliche Erweiterung 
erfahren. Nicht nur Wohnungspflege und Wohnungsaufsicht sind 
ihre Arbeitsgebiete (siehe Wohnungsgesetz vom 28. März 1918), 
darüber hinaus ist ihnen die Bewirtschaftung des vorhandenen 
und des in bestehenden Gebäuden zu schaffenden Wohnraumes 
übertragen worden. Die Aufgaben aus dem Wohnungsgesetz, 
Wohnungsaufsicht und .-pflege, werden gerade in: der Zeit 
grosser Wohnungsknappheit besonders intensiv zu betreiben 
sein, da nur so die Möglichkeit besteht, eine Verminderung des 
vorhandenen Wohnraumes durch Verfall der Wohngebäude zu 
verhindern. Die Erfassung aller nur möglichen Wohngelegen- 
heiten in bestehenden Gebäuden ist als eine Massnahme anzu- 
sehen, die neben der notwendigen Neubautätigkeit zur Minde- 
rung der Wohnungsnot beitragen muss. Neben diesen Auf- 
gaben, also Wohnungsbeschaffung und. Wohnungserhaltung, geht, 
gleichmässig aus Wohnungsgesetz und Zwangswirtschaft her- 
geleitet, die Verteilung des gegebenen Wohnraumes, der Woh- 
nungsnachweis, 

Voraussetzung für die Erfüllung der geschilderten Aufgaben 
ist eingehende Kenntnis der Gesamtlage des Wohnungsmarktes, 
wie des Wohnungswesens und genaue Registrierung der Ver- 
hältnisse aller Wohnungen. Die zahlenmässige Erfassung der 
Wohnverhältnisse geschieht durch die Wohnungsstatistik, die 
genaue Aufzeichnung der Verhältnisse und des Zustandes der 
einzelien Wohnungen durch den Wohnungskataster. Beide, 
Wohnungsstastistik und Wohnungskataster, müssen in gleicher 
Weise wie die oben gekennzeichneten Aufgaben von den Woh- 
nungsämtern durchgeführt werden, da sie das Material zu deren 
Erfüllung bringen. Sie werden aber vor allem auch die Grund- 
lage für die Zukunftsarbeiten der Wohnungsämter, die durch 
zukünftige Mietpreis- und Mietsteuergesetzgebung notwendig 
werden, bilden. Hier wird es Aufgabe der Wohnungsämter 
sein, sich gutachtlich über die Höhe der Mietgrundpreise, wie 
über Notwendigkeit und Kosten der Instandhaltungsarbeiten zu 
äussern. Sie werden ferner auch durch einen genau ausgear- 
beiteten Kataster an der Durchführung des Gesetzes über die 
Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues 
mitzuwirken haben. Wohnungskataster und Mietkataster werden 
wertvolles Material für die städtebauliche Entwicklung 
bilden.. Soweit Wohnraum ohne eigentliche Neubauten, z. B. 
durch Ausbauten, Anbauten, Aufstockungen vorhandener Ge- 
bäude, noch zu schaffen ist, werden die Wohnungsämter hier. die 
Wege zu weisen haben, zum Teil auch selbst Ausbauten vor- 
nehmen und Finanzierungsmöglichkeiten geben, iedenfalls die 
Bezuschussung regeln müssen. Sobald gemäss dem Schätzungs- 
gesetz Schätzungskammern eingerichtet werden, müssen die 
Wohnungsämter durch ihren Wohnungskataster die Unterlagen 
dafür bereitstellen. Die Regelung des Realkredits für gross- 
städtische Wohngebäude, insbesondere auch für zweitstellige 
Hypotheken, wird die Mitwirkung der Wohnungsämter ver- 
langen. Sollte eine Veränderung der Besitzverhältnisse des 
städtischen Grundbesitzes in der Richtung einer Vergenossen- 
schaftiichung des Hausbesitzes oder weitergehend einer Ueber- 
führung des Privatbesitzes in den Gemeindebesitz vorbereitet 
werden und eintreten, so werden die Wohnungsämter die fach- 
technische und organisatorischen Grundlagen hierfür bieten 
müssen. 

Der Aufgabenkreis der Wohnungsämter für Gegenwart und 
Zukunft ist wohnungstechnischer, wohnungswirtschaftlicher und 
sozialer Natur. Das Verwaltungsmoment tritt dabei vollständig 
in den Hintergrund und kann nur für die ordnungsgemässe und 
im Rahmen der Gemeindeverwaltung sich bewegende Abwick- 
lung der Geschäfte in Betracht kommen. Die Aufgaben selbst 
sind so. ausgesprochen wohnungstechnische und wohnungswirt- 
schaftliche, dass ihre restlose Durchführung in ihren Haupt- 
teilen sich nur unter technischer Leitung und mit technischem 
Personal durchführen lässt. : In den Wohnungsämtern werden 
deshalb alle Aufgaben, soweit sie nicht rein sozialer und ledig- 
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lich bureautechnischer Art sind, unter der Leitung von Tech- 
nikern auszuführen sein, die neben ihrer technischen Fachaus- 
bildung wirtschaftliche Kenntnisse und soziales Verständnis be- 
sitzen müssen. In erhöhtem Masse ist dies grundätzlich für die 
leitenden Stellen zu verlangen. ‚Als selbstverständlich muss der 
Besitz der für die Durchführung der Aufgaben notwendigen 
rechtlichen und ' verwaltungstechnischen Kenntnisse und Erfah- 
rungen für den an leitender Stelle stehenden Techniker voraus- 
gesetzt werden. 


Dr.-Ing. S. Wiener, Berlin. 


Die Organisation des Berliner Wohnungs- 
amtes 


Die Zusammenlegung der 93 Einzelgemeinden zu einem 
grossen einheitlichen Stadtbezirk Berlin machte auch - eine 
gründliche Neuorganisation des Wohnungswesens notwendig. 


Vom Ausschuss für das Wohnungswesen wurde Ende Dezember 
1920 ein Organisationsbureau gebildet, das die Aufgabe hatte, 
unter tätiger Mitwirkung der Angestellten und Beamten Vor- 
schläge für diese Riesenarbeit aufzustellen. Das Bureau setzte 
sich aus vier Technikern, zwei Verwaltungsbeamten und. vier 
Verwaltungsbeamten und -angestellten zusammen. Das Ergebnis 
der Beratungen war eine umfangreiche Geschäftsanweisung, die 
wir mit nachstehendem auszugsweise wiedergeben: 


Ueber die sachliche Zuständigkeit des Wohnungsamtes ist 
niedergelegt: 

Das Wohnungsamt hat die Aufgabe, auf Grund des preussi- 
schen Wohnungsgesetzes vom 28. März 1918 die Wohnungsauf- 
sicht und Wohnungs£flege zu übernehmen und nach der Woh- 
nungsmangelverordnung des Reichskanzlers vom 23. September 
1918, ergänzt durch das Reichsgesetz über Massnahmen gegen 
Wohnungsmangel vom 11. Mai 1920, Massnahmen zur Be- 
hebung der Wohnungsnot zu treffen, sowie bei der Durchführung 
der Mieterschutzverordnungen mitzuwirken, die im allgemeinen 
in den Mieteinigungsämtern ihre rechtliche Entscheidung und 
verwaltungsmässige Erledigung finden. Das Wohnungsamt hat 
daher für die Beschaffung des notwendigen Wohnraumes in vor- 
handenen Gebäuden und die Unterbringung der Wohnung- 
suchenden zu sorgen, die Wohnungen nach den Bestimmungen 
des Wohnungsgesetzes zu beaufsichtigen und die statistische 
Erfassung aller Wohnräume sowie Berichterstattung über die 
Wohnungsverhältnisse vorzunehmen. Zur Erfüllung dieser Auf- 
gaben gliedert sich der Aufgabenkreis der Wohnungsämter in 
vier Hauptgruppen: 

Wohnungsbeschaffung, 
Wohnungsnachweis, 

Wohnungsaufsicht und Wohnungsflege, 
Wohnungsstatistik und Wohnungskataster. 


Die Verwaltung der Wohnungsämter untersteht der Depu- 
tation für das Siedlungs- und Wohnungswesen des Magistrats 
Berlin, in welcher ein. besonderer Ausschuss für Wohnungs- 
wesen gebildet ist. Unter der Leitung des Vorsitzenden dieser 
Deputation und des Ausschusses steht das Hauptwoh- 
nungsamt, das die gesamten Aufgaben der Wohnungswirt- 
schaft und Wohnungspolitik zentral bearbeitet. 

Das Hauptwohnungsamt gliedert sich in folgende 
Abteilungen: 

Abteilung 1. 

Verwaltung Erledigung aller verwaltungstechnischen 
Arbeiten der Zentrale, Personalien der Zentrale der Wohnungs- 
ämter, der Bezirkswohnungsämter und der Wohnungsämter in 
den Unterbezirken, Bearbeitung des Haushaltvoranschlages, 
Prüfung aller ausgeführten Bau- und sonstigen Arbeiten in 
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= BER a. ne ie ee Dr re ur FE Ge Ne 
Üinanztechnischer und wirtschaftlicher Beziehung in Gemein für Berlin vom 22. April 1919, sowie die baupolizeilichen Ver« R 
schaft mit der technischen Abteilung, © Ofdnungen vom, 15. August 1897 nebst Nachträgen. Im Woh-_ 
Rechtsangelegenheiten. Juristische Beratung und. nungsgesetz ist im Artikel VN $ 1 bestimmt, welche Woh- 
Auskunft für sämtliche Bezirkswohnungsämter und Wohnungs-. nungen ‘und Räume der Wohnungsaufsicht: unterliegen und ° 






® ämter, Bearbeitung allgemeiner Rechtsfragen, Mitarbeit bei Ge- ‚welche Anforderungen an Bauart und, baulichen Zustand zu 
hf 4. setzen und Verordnungen über Wohnungspflege, Wohnungsfür- stellen sind. re > 
| u sorge und Wohnungsbewirtschaftung, = Zur Durchführung der Wohnungsaußicht sind regelmässig 
I Abteilung 2. i 5 Dlanmässige Besichtigungen aller nach der Wohnungsordnung 
Wohnungsnachweis.. Ausarbeitung von Richtlinien. der Wohnungsaufsicht unterliegenden Wohnungen und Wohn- 
für den Zuzug von auswärts, sowie für Nachweis, Tausch und faume vorzunehmen, Reihenfolge und Auswahl . der Woh-.. 
Ueberweisung von Wohnungsbedüritigen, Verteilung und Aus- Nungen bestimmt der Wohnungsamtsleiter. In erster Reihe _ 
gleich der Wohnungsbedürftigen auf die Bezirkswohnungsämter, - Sollen die Wohnungen besichtigt werden, deren schlechter Zu- 
Beschaffung Yon Räumen für Behörden, fremde Missionen und ° stand dem Wohnungsamt aus Anlass anderer amtlicher Prü- 
dergleichen. ER RR fungen oder durch Anzeige des Mieters, der- Baupolizei oder 
Soziale Angelegenheiten. Richtlinien für die der Fürsorgestellen bekannt werden. Es ist ferner bei jeder aus 
Prüfung der Wohnbedürftigkeit und der sozialen Wohnungs- anderen Gründen — Wohnungsvergebung, Beschlagnahme, Aus- 
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ei pflege, Stiftungen. bau usw. — vorzunehmenden Wohnungsbesichtigung die Woh- 
x A E Abteilung 3, nung auch in wohnungspflegerischer Hinsicht zu prüfen, i 
FE r Di Technische Aufgaben. Aufstellung von Richtlinien Geht eine Anzeige über mangelhaften Zustand einer Woh- 


i er; und Ausarbeitung von Vorschlägen, sowie Kontrolle über die ‚hung ein oder ergibt sich bei der Bearbeitung eines Antrages 
Durchführung von Massnahmen zur Erhaltung, Verbesserung . auf Zuweisung einer Wohnung oder bei Meldung der frei- 
A und Vermehrung von Wohnungen, Beschaffung von Unterlagen "werdenden oder freigewordenen Wohnung die Notwendigkeit 
# Da | für Geldanforderungen, Verteilung von Bauzuschüssen und Ver- „der technischen Wohnungspflege, so verfügt der Wohnungsamts- 
H er; bindung mit der Finanz- und der statistischen "Abteilung, tech- leiter oder sein Vertreter an das zuständige Revier die Vor- 
s nische Gutachten. tahme der Prüfung. Zu der Besichtigung, die durch einen Tech- 

Beschlagnahme. Ausarbeitung von Richtlinien in  niker der. Revierinspektion vorgenommen wird, ist der Eigen- 


| % Fihlungnahme mit den Abteilungen für Rechtsangelegenheiten tümer a ee a en 

ne Ki und Statistik, Verhandlungen mit Reichsstellen und anderen Be- * BERESNC SE Ge Er nn „PraSDP- AU GuEhenE 

f 3) hörden, Nachprüfung von Beschwerden, welche Aenderungen ege eine Linigung zu erzielen. eber die Tätigkeit in der 

| | der Beschlagnahmegrundsätze hervorrufen können. Wohnungsaufsicht Bes: ven ige Reviertechniker Kisten, Er 

Ä führen, in welche die besichtigten Wohnungen eingetragen 

} Abteilung 4. g ‚werden. Ausserdem ist für das Wohnungskataster eine Mängel- 

| Organisationsbureau. Ausarbeitung und Prüfung karte mit Nachprüfungsbericht auszufertigen und ein Statistik- 
# 4 von Vorschlägen aller Art, die auf organische Fortentwicklung blatt auszustellen, 

ha a des gesamten Betriebes hinzielen, Formularentwürfe, Ueber- Aufgabe der sozialen Wohnungsfürsorge ist die 
| E Ei wachungsstelle zur Durchführung der von der Zentrale heraus- _ Prüfung der Wohnungen und Wohnverhältnisse, ob und inwie- 
y2 N gegebenen Anweisungen, Entwurf von Nachrichten an die Presse weit sie den hygienischen und sittlichen Anforderungen genügen, $ 
Be # und von Erwiderungen auf Pressenotizen, Sammlung der für und die Durchführung "und Abhilfemassnahmen zur Beseitigung 
= den Dienstbetrieb wichtigen Nachrichten und Erfahrungen, so- schwerer Schäden. Sie tritt im allgemeinen als Ergänzung der 
Bi: wie deren Auswertung für die Bezirkswohnungsämter. technischen Wohnungspflege ein, wenn die Ursache schlechter 
‚E | Statistik und Wohnungskataster. Sammlung _Wohnverhältnisse nicht in technischen Mängeln der Wohnung, E: 
Bi Be und Verarbeitung des gesamten Materials der Wohnungs- und sondern in ihrer falschen Benutzung und den ungünstigen 
'bi Betriebsstatistik, Bearbeitung des Jahresberichts, Schaffung Sozialen Umständen zu suchen sind, die zu gesundheitlichen & 
i Rı eines Wohnungskatasters. Schäden führen. Daneben setzt die soziale Wohnungsfürsorge R | 
u Me Die Bezirksämter sind ausführende Organe für die Zur Unterstützung des Wohnungsnachweises ein, wenn der 3 
Bu: | vom Hauptwohnungsamt ausgegebenen Richtlinien und Wei. Wunsch nach einer anderen Wohnung infolge der Wohnungsnot 3 
‘#0 e Sungen, sie sind ihm verantwortlich für die Durchführung der Nicht erfüllt werden kann, durch soziale ‚Massnahmen aber de 
Bi: Pr angeordneten Massnahmen. Das Gebiet der Stadtgemeinde „Wohnverhältnisse n der ‚alten Wohnung erträglicher zu ge- 4 
Y N | Gross-Berlin ist in 20 Bezirksämter eingeteilt. Von jedem dieser  Stalten sind. s As 

‘Die Bezirksämter wird gemeinsam mit der Bezirksversammlung Die soziale Wohnungsfürsorge üben Wohnungsfürsorge- 


(Stadtverordnete) eine Wohnungskommis sion gebildet, Finnen aus, die in den sozialen und gesundheitlichen Fragen ein- 
welche die eingehenden Gesuche von Wohnungsbedürftigen gehende Kenntnisse haben, daneben aber auch den technischen 
nachprüft und sämtliche über das Bezirkswohnungsamt und die und wirtschaftlichen Verhältnissen Verständnis entgezenbringen. 


Wohnungsämter eingehenden Beschwerden in Fühlung mit dem Sie sind — ebenso wie die Techniker, die mit Ausübung der.’ 4 
Bezirkswohnungsamt bearbeitet und als Gemeindebehörde end- Wohnungsaufsicht betraut sind — unmittelbar dem Wohnungs- I 
gültig erledigt. amtleiter unterstellt. Die Wohnungsfürsorgerin hat vor allem a 
Unter den Bezirkswohnungsämtern werden nach Bedarf Mit den Wohnwägstechnikern ihres Amtes Zusammen zu ar- | 
Wohnungsämter eingerichtet. Die Wohnungsämter — wo solche beiten, muss aber auch Verbindung mit den anderen Fürsorge- 
nicht notwendig’ sind, die Bezirkswohnungsämter — sind in Stellen und sozialen Organisationen halten. - 5 | 
Wohnungsnachweis und einzelne Reviere eingeteilt. Der Woh- Die Wohnungsfürsorge setzt ein, wenn nach Besichtigung | 


nungsnachweis arbeitet ungeteilt für das ganze Wohnungsamt, von Wohnungen oder aus Anlass eines Wohnungsgesuches durch | 
während die Unterteilung in Reviere eine ' bessere Erfassung den nichttechnischen Prüfer oder den Reviertechniker oder‘ ==: 
und Bearbeitung der einzelnen Wohnungsangelegenheiten er- aber von Wohlfahrtsorganisationen Missstände ausgesprochen 
reichen soll. sozialer Natur gemeldet waren und wenn gesundheitliche oder 
Aus den sehr umfangreichen Einzelbestimmungen über die ‚Sittliche Schäden vorhanden sind. Die Wohnungsfürsorgerin 
Geschäftsführung der einzelnen Abteilungen und Aemter ent. führt eine Pflegekartei und muss täglich eine Sprechstunde im 
nehmen wir noch kurz nachstehende Zeilen über die technisch Wohnungsamt abhalten. en 
Wohnungsaufsicht und die soziale Wohnungsfürsorge: Die in einem solchen Riesengebilde, wie es die neue Stadt-. 
Die Ausübung der technischen Wohnungsauf- gemeinde Berlin darstellt, getroffenen Einteilungen und ’Or- 
sicht, die selbstverständlich in den Händen von Technikern ganisationen werden natürlich nicht ohne weiteres auf die Ver- 
liegt, bezweckt die Beseitigung von baulichen Missständen in hältnisse anderer Stadtverwaltungen übertragen werden können. 
den Häusern und Wohnungen und die Anleitung der Bevölkerung Jedoch wird sich. bei zweekentsprechender. Zusammenfassung 


zu pfleglicher Benutzung der Wohnungen, sowie zur Wahrung von Abteilungen und Aufgabengebieten auch aus dem vor 
der in gesundheitlicher und sittlicher Hinsicht zu stellenden An- stehend nur in kurzen Abrissen wiedergegebenen Organisations- 
forderungen. Die rechtlichen Grundlagen für die Wohnungsauf- plan der Berliner Wohnungsämter manches Brauchbare für 
Sicht sind Artikel 5—7 des preussischen Wohnungsgesetzes vom eine Neuordnung der Wohnungsämter anderer Städte finden. 
28. März 1918 und die nach ihm erlassene Wohnungsordnung Dabei ist zu beachten, dass es in Berlin gelungen ist, die Lei- 
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tung der Wohnungsinspektionen und Wohnungsämter aus- 
schliesslich in die berufenen Hände von Technikern zu legen, 
und zwar überwiegend auch hier. bei weitem der Mittelschul- 
techniker, die nach dem im einleitenden Aufsatz und in früheren 
Ausarbeitungen niedergelegten Erfahrungen die grösste Eignung 
für die Aufgaben des Wohnungsamtes infolge ihrer beruflichen 
Ausbildung haben. 


Die Regelung des Wohnungstausches 
zwischen den Städten 


In der gegenwärtigen Zeit kommen die Fälle häufiger dena 
ie vor, dass Arbeiter und Angestellte ihre Arbeitsstätte ausser- 
halb des Wohnortes ihrer Familie aufschlagen müssen. Viele 
Arbeiter sind infolge des Daniederliexens verschiedener In- 
dustriezweige gezwungen, einer anderen Beschäftigung nachzu- 
gehen, doch in den meisten Fällen können die Angehörigen in- 
folge der herrschenden Wohnungsnot nicht mit nach der neuen 
Arbeitsstätte ziehen, und es kommen durch die Führung eines 
doppelten Haushalts hohe Aufwendungen für den einzelnen in 
Frage. Die einzige Möglichkeit der Beschaffung einer Wohnung 
in einem anderen Ort ist in der gegenwärtigen Zeit der Ver- 
schlechterung des Wohnungsmarktes nur durch den Tausch ge- 
geben. 

Dass dieser Wohnungsaustausch nicht privatim  vorge- 
nommen werden kann, erscheint nach den gemachten Erfal- 
rungen im Wohnungswesen wohl selbstverständlich. Die Or- 
ganisation muss einer das Öffentliche Vertrauen - besitzenden 
Stelle übergeben werden. 

Ueber diese für das Wohnungswesen sobe- 
deutsame Frage hat unser Bundesmitglied, 
der Wohnungsinspekvor Liemich, der Vor- 
stand des Geraer Wohnungsamtes, vor einiger 
Zeit in einem Artiket in der Zeitschrift für 
Wohnungswesen eine interessante Abhand- 
lung geschrieben und an der Hand von Ta- 
bellen praktische Vorschläge gegeben Es 
heisstin dem Artikelu.a:: 

„Wie viele Städte, so hat sich auch Gera mit dem Tausche 
von Wohnungen nieht nur-innerhalb_der Stadt selbst, sondern 
mit dem Tausche zwischen verschiedenen Städten beschäftigt. 
Gelegentlich einer Sitzung der Vereinigung der Thüringer Woh- 
nungsämter in Erfurt habe ich auf die in Gera gemachten FEr- 
fehrungen hingewiesen. In vielen Fällen war es nicht möglich, 
einen Tausch direkt durchzuführen, und doch lag uns daran, den 
Beteiligten zu helfen. «Wir haben erfreulicherweise viele Städte 
gefunden, die in gleicher Weise, wie Gera vorgingen, sich also 
nicht nur mit einem direkten Tausche beschäftigten, sondern mit 
einem anderen Verfahren befassten. 

Zur Erläuterung dienen die nachstehenden Beispiele: 

EIER EEE Schulze. 
Braunschweig Seydel. 


Angenommen, der Mieter Seydel aus Braunschweig müsste 
aus bestimmten Gründen in Gera untergebracht werden, eine 
Wohnung, die durch Zusammenlegung eines Haushalts frei ge- 
worden ist, entspräche seinen Verhältnissen, und er beabsich- 
tige, sie zu mieten. Das Wohnungsamt B. müsste sich dann 
auf Ansuchen des pp. Seydel mit dem Wohnungsamte Gera in 
Verbindung setzen. Konnte Gera keinen Mieter namhaft 
machen, der nach B. übersiedeln will, so wäre in diesem Falle 
ein Tausch nicht durchführbar. Um nun einen Tausch in dieser 
Form durchführen zu können, ist es erforderlich, zu weiteren 
Mitteln zu greifen und wie folgt zu verfahren: Gera müsste vom 
Wohnungsamt zu B. eine Bescheinigung erbitten, woraus cer- 
sichtlich ist, dass B. einen Mieter aufnehmen will, sobald diesen 
Gera namhaft macht, und zwar auch ‘sofort nach erstatteter 
Meldung, denn B. hat hierdurch den Vorteil, dass unmittelbar 
nach Uebersiedlung des pp. Seydel nach Gera die Wohnung 
wieder anderweit vermietet werden kann. Gera gibt eine Woh- 
nung frei, hat aber dafür ein Guthaben. i 

In Gera-wurden seit dem 15. Juni 1920 etwa 40 Tauschfälle 
erledigt (direkter Tausch), bei denen zwei bis fünf Städte be- 
rührt wurden. Ferner hat Gera in etwa 15 Fällen Mieter ver- 
schiedener Städte Deutschlands aufgenommen und Bescheini- 
gungen von den zuständigen Wohnungsämtern erhalten. 

Wichtig ist dabei, dass Anordnungen höheren Orts ge- 
troffen werden, und dass vor allen Dingen alle das Tauschgebiet 
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berührenden Bestimmungen einheitlich gehandhabt werden. In 
letzter Zeit. sind wohl schon Tauschvermittlungsstellen in 
Tätigkeit getreten. Auch in Erfurt ist eine Tauschvermittlungs- 
stelle geschaffen worden, die das gesamte Material sämtlicher 
Städte und Ortschaften Thüringens erfassen und in nächster Zeit 
ihre Tätigkeit aufnehmen wird. Dieser Tauschvermittelungs- 
stelle werden sämtliche Städte und Ortschaften bzw. die einge- 
setzten Wohnungsämter alle diejenigen Mieter anzeigen, die 
nach auswärts verziehen wollen. Diese Tauschstelle Erfurt 


“beabsichtigt, mit anderen, bereits bestehenden Tauschstellen in 


Verbindung zu treten, um nach und nach das gesamte Material 
der gesamten -Tauschstellen Deutschlands erfassen zu können, 
und gerade darin liegt der Wert. Nach meiner Ansicht wäre 
es von grossem Vorteile, wenn alle bestehenden Tauschstellen 
Deutschlands (soweit diese für einen bestimmten Staat 
oder ein grösseres Gebiet noch nicht bestehen, müssten sie ins 
Leben gerufen werden) wieder vereinigt und das Material an 
eine Zentralstelle weitergegeben werden, die eventuell dem 
Deutschen Städtetag oder der Vereinigung deutscher Wohnungs- 
ämter in Berlin angegliedert werden könnte, Je grosszügiger 
und je schneller: gearbeitet wird, um so grösser wird der Fr- 
folg sein.“ 


Der Deutsche. Städtetag hatte es bisher 
abgelehnt, eine interkommunale Wohn ungs- 
austauschstelle zu errichten. Er gab jedoch 
auf Grund der gemachten Anregungen, insbe- 
sondere der Anregungen Liemichs, seinen 
Standpunkt auf. Die Vereinigung deutscher 
Wohnungsämter, Geschäftsstelle Berlin W50, 
Augsburger Strasse 61 (die die Mehrzahl der bestehenden 
städtischen Wohnungsämter umschliesst), teilt jetzt der Presse 
mit, dass sich die Vereinigung unter Förderung durch den Deut- 
schen Städtetag entschlossen habe, einen Wohnungsanzeiger 
herauszugeben. Mittels dieses soll der Wohnungsaustausch von 
Ort zu Ort unter Mitwirkung der örtlichen Wohnungsämter in 
unparteiischer, dem Einflusse spekulativer und ausbeuterischer 
Interessen entzogener Weise in geregelte Bahnen geführt 
werden. Die durch diese Neuregelung für die grosse Zahl der 
Beteiligten erwachsenden Vorteile sind wohl den Lesern klar. 
Vorbedingung ist, dass die Behörden und Instanzen möglichst 
wenig bureaukratisch arbeiten. Wenn bisher all denjenigen, die 
gezwungen waren, sich infolge der Veränderung der Arbeits- 
stätte in einem anderen Orte eine Wohnung zu suchen, Auf- 
wendungen entstanden, wenn überhaupt die Möslichkeit be- 
stand, eine Wohnung zu bekommen, so wird jetzt eine wesent- 
liche Erleichterung eintreten. Fortan wird sich ieder Betreffende 
einfach an das Wohnungsamt bzw. die Gemeindebehörde seines 
Wohnsitzes zu wenden haben, wo ihm gegen eine mässige Ge- 
bühr die Möglichkeit gegeben wird, sich mit einem Tausch- 
lustigen an einem Ort, wohin er ziehen will, in Verbindung zu 
setzen, 














Rundschau 


Die verwaltungstechnische Ausbildung der Techniker im 
Kommunaldienst wird vom technischen Obersekretär Letsch, 
Görlitz, in Nr. 38 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ S, 763 
in einem längeren Artikel behandelt. Der Artikel geht von der 
Erkenntnis aus, dass der Techniker im Kommunaldienst zu einem 
gewissen Grade immer auch Verwaltungsarbeiten mit zu er- 
ledigen habe, und dass es daher notwendig sei, ihm auch die 
Kenntnisse auf diesem Gebiete zu vermitteln. Er ist der Auf- 
fassung, dass deswegen für die Kommunaltechniker ähnlich so 
wie für die Verwaltungsbeamten Fortbildungskurse eingerichtet 
werden müssen, damit es möglich wird, die „Techniker einer 
den Verwaltungsbeamten gleichzuachtenden Prüfung zu unter- 
ziehen und ihnen den Aufstieg aus nachgeordneten in ge- 
hobenere Stellen freizumachen“. - Der Verfasser der Notiz 
scheint im Laufe seiner langjährigen Tätigkeit im Kommunal- 
dienst das Selbstbewusstsein als Techniker ganz erheblich ver- 
loren zu haben, sonst müsste ihm doch wohl das Gefühl dafür 
beim Niederschreiben dieser Zeilen gekommen sein, dass der 
Techniker absolut nicht notwendig hat, sich dem Verwaltungs- 
beamten unterlegen zu fühlen und erst auf dem Umwege über 
eine Verwaltungsprüfung in gehobenere Stellen zu kommen. 
Es ist eine bedauerliche Unterschätzung unseres berufstech- 
nischen Könnens und der gründlichen und langwierigen Aus- 
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bildung auf der Berufsfachschule, wenn .diese Vorbedingungen, 
die ein vollwertiger Techniker ohne weiteres "erfüllt haben 
muss, nicht mindestens zu den gleichen Ansprüchen berechtigen, 
wie es die Verwaltungsbeamten auf Grund ihrer kostenlosen 
Ausbildung fordern. Technisches Wissen und Können stellt sq 
hohe Anforderungen an den Mensche ‚ dass es ohne weiteres 
berechtigt ist, den Techniker und den Verwaltungsbeamten 
ebenbürtig, wenn nicht gar überlegen gegenüberzustellen. Der 


Verfasser scheint auch mit den Bestrebungen unserer Schul- 


abteilung und den langjährigen Bemühungen des alten deutschen 
Technikerverbandes gar keine Fühlung gehabt zu haben, sonst 
müsste er wissen, dass wir bereits seit Jahren die Einführung 
von Vortragskursen über allgemeine Gesetzeskunde in den 
Lehrplan der Baugewerkschulen gefordert und teilweise er- 
reicht haben. Die Gebiete des „Submissions- und Arbeiterwohl- 
fahrtswesens“ werden bereits seit langem auf den Baugewerk- 
schulen mitbehandelt. Wenn-das nicht in gleichem Masse auf 
dem Gebiete des Wohnungswesens der Fall war, so deswegen, 
weil eine eigentliche Wohnungsgesetzgebung erst seit dem 
Jahre 1918 besteht. Die von ihm gerügten Mängel in der Aus- 
bildung des Vermessungstechnikers sind durch die mühevolle 
Arbeit unseres Bundes jetzt ebenfalls beseitigt. Ist es doch 
gelungen, den preussischen Minister für Handel und Gewerbe 
endlich zu veranlassen, dass Fachschulen für Vermessungs- 
techniker geschaffen werden. Mit Rundschreiben unseres 
Reichsberufsausschusses für Vermessungswesen vom 3. Sep- 
tember 1921 ist allen Ortsverwaltungen der Lehrplan der Fach- 
schule für Vermessungstechniker übermittelt worden, Ausser- 
(dem sollen jedoch auch an allen Baugewerkschulen und son- 
stigen geeigneten Lehranstalten Abendkurse für Vermessungs- 
techniker eingerichtet werden, die geeignet sind, die Lücken 
im Ausbildungsgang dieser Kollegen zu ergänzen. 

Es wäre falsch, diese Ausbildungskurse lediglich auf die 
|iKommunaltechniker zu beschränken, da im Staatsdienst und 
auch in der Privatpraxis die Kenntnis der Verwaltungsgesetze 
unbedingte Notwendigkeit ist. Es ist daher zwecklos, an die 
kommunalen Verwaltungsschulen derartige Lehrgänge an- 
zugliedern. Diese Aufgaben können nur gelöst werden in ge- 
meinsamer Arbeit mit der gesamten Technikerschaft. Die Be- 
sonderheiten der Kommunalverwaltungen sind nicht so erheb- 
licher Art, dass dafür eigene Lehrgänge notwendig wären, ist 
doch schon in zahlreichen Fällen bewiesen worden, dass die 
Techniker vollauf in der Lage sind, sich in kurzer Zeit die ver- 
waltungsmässige Erledigung der in ihr Fachgebiet schlagenden 
Arbeiten anzueignen, ohne dass dazu besondere Kurse not- 
wendig wären. Der strebsame Kollege wird immer in der Lage 
sein, seine Kenntnisse auf diesem Gebiet durch Selbststudium 
zu ergänzen, und es ist daher eine durchaus überflüssige Auf- 
icrderung an die Kommunaltechniker, „ebenfalls eine gründliche 
Aus- und Fortbildung auf dem Spezialgebiete der kommunalen 
technischen Arbeitszweige“ fordern zu wollen. Es ist eine über- 
ilissige Aufforderung an die Kommunaltechniker, zeigen zu 
sollen, dass sie „bereit und fähig sind, über ihre Stellung hinaus- 
zuwachsen, ihre Kräfte zu erproben und voll und ganz in den 
Dienst der Gemeinde und damit des ganzen Volkes zu stellen“, 
Die Technikerschaft hat es bisher an Arbeitsfreudigkeit noch 
keineswegs mangeln lassen, und es ist bedauerlich, dass sich 
„Kollegen“ bereit finden, den Bestrebungen der Verwaltungs- 
samten, die den Techniker nicht als vollwertigen Arbeits- 
genossen ansehen wollen, noch zu unterstützen und damit den 
Wert technischer Arbeit herabzusetzen. 


Aus anderen Verbänden 


Der Zentralverband der Beamten und Angestellten der 
preussischen Provinzialverwaltungen hat am 4. und 6. Juni d.)J. 
seinen 3. Vertretertag in Hildesheim abgehalten. Auf der 
Tagung war nur ein einziger Technike r als Delegierter 
vertreten, und dieser war ausserdem noch unser Vertrauens- 
mann und Obmann unserer Landesfachgruppe, der bereits sei- 
nen Austritt angemeldet hat. Auch diese Tatsache ist wieder 
ein Zeichen dafür, dass die Technikerschait im Provinzial- 
beamtenverband keine geeignete Interessenvertretung hat, denn 
sie muss sich ihre Richtlinien von einer Vertreterkonferenz vor- 
schreiben lassen, in der sie keinen Sitz und keine Stimme hat. 
Trotzdem hat der Vertretertag eine Entschliessung angenom- 
men, in dem sich der Provinzialbeamtenverband stolz als 
„einzige Vertretung der Beamten in Besoldungsfragen“ be- 
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zeichnet und natürlich als einziger die Verhandlungen führen 


‚will. : Ein solches Verfahren widerspricht nicht nur dem Ar- 


tikel 159 der Reichsverfassung, sondern auch dem bekannten 
preussischen Gesetz vom 8. Juli 1920, das bekanntlich allen be- 
teiligten Organisationen das Recht gibt, ihre Wünsche bei der 
Besoldungsreiorm geltend zu machen. Wir werden nach wie 
vor unsere Forderung in dieser Richtung erheben. Bei Ab- 
fassung des Protokolls ist übrigens der Redaktion des 
„Provinzialbeamten“ ein kleiner „Irrtum“ unterlaufen. Die 
Entschliessung hat nämlich nicht „einstimmige Annahme“ ge- 
funden, sondern sie ist gegen eine Stimme, nämlich die unseres 
Kollegen, angenommen worden. Auch das dürfte den Kollegen 
im Provinzialdienst zu denken geben. Interessant ist aus dem 
weiteren Bericht die Debatte darüber, ob der Provinzial- 
beamtenverband eine „Gewerkschaft“ ist und sich auch so 
nennen will. Dahingehende Anträge wurden bezeichnender- 
weise sämtlich abgelehnt. Bei dieser Sachlage ist es nicht 
weiter verwunderlich, wenn auch bei Besprechung des Abkom- 
mens mit dem A.D.G.B. hauptsächlich an der Anerkennu g der 
„republikanisch-demokratischen“ Reichsverfassung Anstoss ge- 
nommen wurde, obschon die Provinzialbeamten den Eid auf 
diese Verfassung geleistet haben und deshalb allein schon ver- 
pflichtet sind, ihr die Treue zu halten, ganz abgesehen davon, 
dass gerade die Beamtenschaft alle Veranlassung hätte, für die 
demokratische Verfassung der deutschen Republik einzutreten. 
Hat doch erst diese Verfassung den Beamten zum Menschen 
und gleichberechtigten Staatsbürger gemacht, nachdem er vor- 
her willenloses Werkzeug in der Hand der Staatsautorität war. 

Es wird jetzt nun endlich Zeit, dass die technischen Beamten 
auch aus diesen Gründen dem Zentralverband den Rücken 
kehren, um ihrer Berufsorganisation, unserem Bunde, beizu- 
treten. In dem Kündigungsparagraphen, der in der Satzung 
dieses Zentralverbandes enthalten ist, besteht kein ‚linderungs- 
grund zur sofortigen. Austrittserklärung. Denn ein wichtiges 
Urteil in der Frage des Kündigungsparagraphen, den auch Ge- 
werkschaftsbünde (G. d. A. und Gedag — Gewerkschaftsbnud 
der Angestellten und Gesamtverband Deutscher Angestellten- 
verbände) in ihren Satzungen haben, hat am 4. Juli d. J. das Amts- 
gericht Berlin-Mitte in einer derartigen Streitsache zefällt. Ein 
Mitglied des Vereins Deutscher Kaufleute E. V. (ietzt Gewerk- 
schaftsbund der Angestellten) war zum Zentralverband der An- 
gestellten übergetreten. Der Verein Deutscher Kaufleute klagte 
gegen dieses Mitglied auf statutengemässe Beitragszahlung bis 
zum Jahresschluss. — Das Gericht hat die Klage, gestützt auf 
$ 152 der Gewerbeordnung, kostenpflichtig abgewiesen. Die 
Begründung lautete: „Ein Verein, der sich mit Erlangung günsti- 
ger Lohn- und Arbeitsbedingungen befasst, darf den Austritt 
nicht erschweren, auch dann nicht, wenn er neben diesen Aui- 
gaben noch den Betrieb einer Sterbe-,; Begräbniskasse usw. 
unterhält. Dem Beklagten stehe der Rücktritt aus 
dem klägerischen. Verein ‚deshalb iederzeit 
irei.“ “Die betreffenden Paragraphen in den Statuten sind des- 
halb rechtsungültig. — Danach kann ein Mitglied jeder- 
zeit austreten oder zu einer anderen Berufsorganisation über- 
treten. Dieses Urteil trifft, auch den gleichen Paragraphen 
in den Satzungen des Zentralverbandes der Provinzial- 
beamten. Dem Uebertritt :der Kollegen in den Bund steht 
also nichts mehr entgegen. 
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Nummer 25 / 12. Jahrg. Erscheint mit Nr. 40 der D.T.Z. Berlin, 7. Oktober 1921. 


Ein Meisterwerk der Verdrehungskunst! ee a naeh ontor tiere Finrelnung 
Der Preussische Kommunalbeamten-Verband hat das Un- Ueberfü hrung indas Beamtenverhältnis!“ well 
glaubliche fertiggebracht — nachdem er 14 Tage gebraucht hat, wir Magistrat und Stadtverordnetenversammlung zu einem 
um sich.von seinem Schrecken zu erholen — den Angestell- derartigen Beschlusse nicht zwingen konnten, denn die Stadt- 
tenstreik bei den Altberliner E lektrizitäts- gemeinde Berlin hat z. Zt. überhaupt keine ordnungmässige 
werken, über den wir in Nr, 13 der „Freien Beamtenrund- Stadtverordnetenversammlung, sondern nur noch eine provl- 
schau“ vom 16. September berichteten, umzudichten in einen sorische, die lediglich Dringlichkeitsgeschäfte erledigt bis zu 
„Angriffgegen das Be rufsbeamtentum“. Es ist der am 16. Oktober erfolgenden Neuwahl, Wir mussten also da- 
dem Komba angesichts unseres lückenlosen Materials nicht leicht mit rechnen, dass ein Gemeindebeschluss in dieser Richtung, 
gefallen, diese Verdrehung zustande zu bringen. Er macht auch selbst wenn er unter dem Drucke des Streiks zustande ge- 
jetzt in den beiden in Berlin verbreiteten Flugblättern, ebenso kommen wäre, von der Aufsichtsbehörde bzw. der neuen Stadt- 
wie in seinem Artikel in Nr. 40 der „Rundschau für Kommunal- verordnetenversammlung als ungültig erklärt werden konnte, 
beamte“ noch nicht einmal den leisesten Versuch, sachlich so dass wir dann tatsächlich einen monatelangen Kampf 
unsere Ausführungen zu widerlegen, ebenso wie er bisheute umnichts geführt hätten. Wir haben bereits am 28. Juli 1921 
es noch nicht fertiggebracht hat, unsere Artikel über die im Einvernehmen mit dem Vorstand unserer 
„Soziale und rechtliche Lage der Dauerange- Grossberliner Fachgruppe Gemeindetechniker 
stellte n“ in den Nr. 12 und 14 des „Technischen Gemeinde- “den Magistrat gegenüber unseren Standpunkt nachdrücklichst 
beamten“ vom 8. April, resp, 6. Mai 1921 sachlich zu festgelegt. Einen Auszug aus diesem Schreiben haben wir in 
widerlegen. Es würde zu weit führen, alle einzelnen Ver-- Nr. 13 der „Freien Beamtenrundschau veröffentlicht, Es ist 
drehungen und Entstellungen des Berichtes wiederzugeben und jedenfalls eine unerhörte Demagogie, wenn der 
richtigzustellen. Der erschöpfende Bericht in der „Freien Be- Komba jetzt in seinem Artikel in der „Rundschau für Kommunal- 
amtenrundschau“, der sich auf das vorliegende Aktenmaterial beamte“ dieses Zitat einfach unterschlägt und dafür ein 
stützt, ist unanfechtbar. Wir müssen jedoch einige der paar andere Absätze des gleichen Artikels setzt, und zwar Dar- 
gröbsten Entstellungen berichtigen. legungen, die erst nach dem Streik geschrieben sind und die 

Der Kommunalbeamten-Verband schreibt: „Am 12. Sep- unsere grundsätzlichen Anschauungen nochmals begründen. 
tember d. J. streikte ein Teil der technischen Angestellten bei Es ist ferner geradezu unverständlich, wie der Komba schreiben 
den Altberliner Gas- und Elektrizitätswerken .... weil der Ma- kann, dass „der Oberpräsident und auch das angerufene 
gistrat sie in die Besoldungsordnung der Beamten einreihen und Handelsministerium und das Ministerium des: Innern 'ent- 
zu Beamten machen wollte.“ Diese Behauptung ist deckten, dass eine Besoldungsordung der Be- 
wissentlichmwnwahr. Der Komba' weiss ganz genau, dass amten auch die Form eines Tarifvertrages 
der Magistrat die Angestellten zwar in die Besoldungsordnung haben könne“. Soll man an diesem Satz nun die Dummheit 
der Beamten einreihen wollte, aber nicht daran gedacht oder die Unverfrorenheit des Artikelschreibers mehr be- 
hat,siezuBeamten zu machen, Der Magistrat wollte wundern! Es ist niemals bei den ganzen Verhand- 
noch nichteinmalden Gemeindebeschluss herbei- lungen von Beamten die Rede gewesen, sondern stets nur 
führen, der diese Kollegen zu „Ständigangestellten“ von Angestellten und den Rechtsverhält- 


im Sinne des Gesetzes vom 8. Juli 1920 macht. Das hätte nämlich 
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reits über 5 Jahre in den Diensten der Stadt beschäftigt ist, und 
zu diesem Beschluss hat sich der Magistrat inden5 Mo- 

#” Der Kommunalbeamten-Verband schreibt in Nr. 40 der 
„Rundschau für Kommunalbeamte‘“ Seite 799: 


„Die Selbständigkeit und die Sonderheiten des Tech- 
nikerberufes können sich in der Fachgruppe „Techniker“ 
des „Komba“, die in Berlin schon tausend Mitglieder 
zahlt, in Preussen die Zahl der im „Butab“ Orga- 
nisierten weit übertrifft, voll auswirken.“ 











































































schwingen können. Es handelte sich also gar nicht um 
eineAbwehrdes Beamtenverhältnısses, wie der 
Komba seine Mitglieder und unsere Kollegen gern glauben 
machen möchte, sondern tatsächlich um einen Kampf gegen 
die beabsichtigte Rechtlosmachung der An- 
gestellten, die erreicht werden sollte durch Unterstellung 
unter die Gehaltsbestimmungen der Besoldungsordnung ohne 
irgendeine andere Sicherung der sozialen Bedingungen ihres 
Anstellungsverhältnisses, Dass es so ist, gibt übrigens der 
Komba einige Zeilen weiter unten selbst zu, indem er schreibt: 
„Die Schuld, dass es soweit überhaupt kommen konnte, trägt 
freilich der Magistrat Berlin, der ...die Ausführung 
seiner früheren Beschlüsse und des Gesetzes vom 
8. Juli 1920 immer wieder verzögerte.“ Hierbei hat 
der Komba allerdings vergessen, welch unheilvolle Rolle er 
selber bei den Verhandlungen der letzten Monate gespielt hat, 
denn der Komba betrachtete es noch immer als einen Vorzug, 
das Anstellungsverhältnis so zu regeln, wie es der Magistrat 
beabsichtigte. Er unterstützte also hinter dem Rücken 
der kämpfenden Gewerkschaften und auf Schleichwegen den 
Magistrat bei seinen Bemühungen, die Angestellten zu 
entrechten. DerKombaistalsodereigentliche 
Schuldige an diesem Streik, da er noch bis zur letzten 
Minute die Halsstarrigkeit des Magistrats geschützt hat, nach- 
dem alle Instanzen, einschliesslich der zuständigen Ministerien, 
gegen ihn entschieden hatten. Diese Rechtslage hat der 
Kombanochmit keinem Worte widerlegenkönnen, 
und darum hilft alle Verleumdung des Zentralverbandes der An- 
gestellten, der Faka, des Butab nicht herum. Wir konnten 










Wir fordern hiermit den Kommunalbeamten-Verband 
öffentlich auf, den Wahrheitsbeweis für seine Behauptung, 
dass er in Berlin tausend technische Angestellte und Beamte 
zu seinen Mitgliedern zählt, und dass in Preussen diese Zahl 
über die der in der Fachgruppe „Gemeinde und Kreisverwal- 
tungen“ im Butab Organisierten hinausgeht, vor einer un- 
parteiischen Instanz anzutreten. Wir sind bereit, an Hand 
unserer Kartothekkarten den Gegenbeweis zu führen. Vor 
dieser unparteiischen Stelle wird sich auch erweisen, dass der 
Komba zu seiner Fachgruppe „Techniker“ alle möglichen in dem 
Etat der Gemeinden unter der Bezeichnung „technisches Per- 
sonal“ zusammengefassten Mitglieder zählt, die wir nicht als 
Techniker ansehen und infolgedessen auch nicht organisieren. 
Die Organisation der technischen Beamten und Angestellten, die 
technische Arbeit im Gemeindebetriebeleisten, ist und bleibt der 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. 





















































































“ berechtigten — 


nissen der Dauerangestellten, und da haben wir 
allerdings einen Schiedsspruch des Oberpräsidenten in seiner 
Eigenschaft als Demobilmachungskommissar für Grossberlin er- 
halten, im dem zum Ausdruck kommt, dass das Gesetz vom 


für die übrigen sozialen Bestimmungen sehr wohl ein Tarit- 
vertragauchfür Ständi«e (Dauer)- Angestellte 
abgeschlossen. werden.'k’ahn..-Dass der Komba 


keinen Wert darauf legt, diese-empfindliche Nieder“ 
lage seinen Mitgliedern bekanntzugeben, ist verständlich, "hat 


doch der Komba stetsıdie Anschauung: vertreten, dass-Tarifver- 
träge für Ständigangestellte nicht abgeschlossen werden dürfen. 
Ob die ‚Angestellten „auf. diesem Wege auch.nur einen Pfennig 
mehr--erhalten,-als.die--Besoldungsordnung.ihnen--bieten -würde“, 
ist eine Frage, die abhängt von dem Abschluss eines Tarifver- 
trages und dem Druck, den die abschliessende Gewerkschaft 
dahintersetzen kann. .Es ist sehr wohl möglich, durch eine 
bessere Berechnung des Besoldungsdienstalters, 
durch Festlegung eines Abkehrgeldes bei unfreiwilligem 
Ausscheiden, durch Formulierung günstiger Urlaubs- und 
Kündigungsbedingungen Vorteile beidem ge- 
schickten Abschluss eines Tarifvertrages her- 
auszuholen, die nicht nur finanziell, sondern auch vom allgemeinen 
volkswirtschaftlichen Standpunkte aus von Vorteil für die An- 
gestellten ‚sind. Ist es doch sogar in Berlin möglich gewesen, 


. auf Grund eines Tarifvertrages Hunderte von 


Berliner Technikernim Zeitraumeines Jahres 
indasBeamtenverhältnis zuüberführen. Diese 
Vorteile des Tarifvertrages kann natürlich der Komba nicht in 
Rechnung stellen, weil er infolge seiner vereinsmässigen Zu- 
sammensetzung, seiner mangelnden gewerkschaftlichen Schulung 
und Erfahrung gar nicht imstande ist, vorteilhafte Ta- 
rifiverträge abzuschliessen. 
Es war zu erwarten, dass der Komba diese Gelegenheit 
nicht unbenutzt vorübergehen lassen würde, um in -die festge- 
schlossene Technikergruppe beim Magistrat Berlin Zwie- 
spalt zu säen, deren Einigkeit und die dadurch erreichten 
Erfolge ihm schon lange ein Dorn im Auge war. Leider ist es 
ihm auch gelungen, bei einigen reaktionären und wankelmütigen 
Kollegen mit seinen Lockungen zu einem kleinen Erfolge zu 
kommen, und mit Behagen druckt er in dem obigen Artikel den 
„Offenen Brief‘ eines solchen Ueberläufers ab, des Ingenisurs 
Brüggemann (Mitglied der Neuner-Kommission und Vor- 
sitzender des Beamtenausschusses Tiefbau, früher Mitglied des 
Vorstandes der Betriebsverwaltung Magistrat Berlin). Mit 
welchen Mitteln dieser Kollege geworben ist, unterschlägt 
hezeichnenderweise der Kommunalbeamtenverband in seiner 
„Rundschau“. Der Vollständigkeit halber bringen wir daher 
nachstehenden Brief zum Abdruck: 
Verband der Kommunalbeamten 


und -angestellten Preussens E.V. 


Bezirksgruppe Berlin. Berlin C2, 22. September 1921. 


Poststrasse 10/Ih 
Herrn‘ Ingenieur Brüggemann 
E =R : Berlin C2, 
Stadthaus (Tiefbaudeputation.) 
Sehr geehrter Herr. Kollege! 

Wir bestätigen, dass Ihnen in Zukunft in unserer Gewerkschaft 
bei den Verhandlungen der Neunerkommission mit dem Magistrat in 
Sachen der neuen Besoldung die gleiche Stelle eingeräumt wird, die 
Sie bisher beim Bund der technischen Angestellten und Beamten 
innehatten. Sie werden demzufolge als ständiges Mitglied au den 
Besoldungsverhandlungen teilnehmen, um die Technikerinteressen” mit 
uns vertreten zu können. 

Ferner sichern wir Ihnen vollständig selbständige, von anderen 
Beamtengruppen nicht beeinflusste Arbeit in unserer Fachgruppe „Tech- 
niker“ zu. Der weitere Ausbau der bereits bestehenden Fachgruppe 
ist in die Wege geleitet, so dass ein Eigenleben der Technikerkollegen 
innerhalb dieser Fachgruppe möglich ist. 

Mit Verbandsgruss! 
Der Vorstand. 
gez, Brinkmann, Vorsitzender. gez. 


Charakteristisch für den „Offenen Brief“ und die 
Anschauungswelt seines Verfassers ist die Begründung der 
Fahnenflucht des Herrn Brüggemann: 

„Ich habe auch keine Lust, mich weiter von Bun- 
desbeamten führen zu lassen, die von der Technik 
nach ihrer Vorbildung auch nicht die leiseste Ahnung 
haben können“ 


Mit dieser Anschauung geht Herr Brüggemann zum 
„Komba“, also zu einer Organisation,inderen 
Leitung überhaupt kein Techniker sitzt! Oder 
haben die Herren Ehrmann usw. etwa plötzlich „die leiseste 
Ahnung von Technik“ bekommen? Sollte es Herrn Brüggemann 
wirklich nicht bekannt sein, dass von unseren 15 — allein stimm- 
ehrenamtlichen Bundesvorstandsmitgliedern 
sieben heamtete Behördentechniker, und von unseren 75 Bun- 
desbeamiten 71 Techniker sind? 


Könitz, Geschäftsführer. 
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-./:Wem er dann weiter schreibt? ° 
„irgendwelche wichtige 
. nach Genehmigung dur 3 
 gistrat Berlin“ ausgeführt werden. — Man hatte also nicht erst .die 
8. Juli 1920 lediglich die Besoldung regelt, und dass” 


Pr ne Er a 
u: BEE 
Beschlüsse einer Betriebsgruppe können nur 
den Vorstand der „Betriebsverwaltung Ma- 


ellungnahme des Vorstandes der Betriebsverwaltung abgewartet, son- 
dern über seinen Kopf den Streik beschlossen“, u. u. 
so beweist das, dass er trotz seiner oben ( ..@ . .) angegebenen 
Eigenschaften. die. Satzumgen. unseres Bundes bis heute 
„wech » nicht kennt. Beschlussinstanz jür 
Streiks in unserem Bunde ist Tedielich der 


x 





"Bundesworstand. Die-örtlicheFachgruppenleitung musste 


—selbstverständlich -gehört werden, 
dem Streik in, „fünfstündiger. Diskussion“ geschehen, | Der 
„Beschluss des Bundesvorstandes ist in der. Generalversammlung 
am Donnerstag, den 15 September #921 im Deutchen Hoi von 
den Mitgliedern gebilligt. worden. BI 


"Wie wenig Herr Brüggemann’ die Bundespolitik und die 
Grundsätze unseres Bündes in sich aufgenommen hat, beweisen 


Das--ist-am- Sonntag- wor- 


auch seine Angriffe gegen die AiA-BPolitik :des Bundes : 


und seine Ausführungen über die Vereinheitlichung des Tarif- 
wesens bei der Stadt Berlin. Bezeichnenderweise. lässt der 


Artikel in der „Kommunalbeamtenrundschau“ ‚auch diesen Ab- 


satz wieder aus, der die gewerkschaftliche Unfähigkeit des 
Herrn Brüggemann bescheinigt. Er lautet nämlich: 

„Dei Abschluss nur eines „AfA“-Tarifs 
Ansicht nach eine glatte «Unmöglichkeit. Für: die: nicht 
dauernd Angestellten muss bei ‘der Stadtgemeinde  Gross-Berlin ein 
Tarifvertrag, abgeschlossen werden, der von allen beteiligten 
Verbänden, nicht nur dem „AfA“-Bund, getätigt wird. 
Nur auf diesen Wege wird man zu einheitlichen Besoldungen kommen, 
die dringend erforderlich sind.“ | 


Also. Harmonieduselei in. schönster Form, ohne Rücksicht 
darauf, dass bei der Stadtgemeinde Berlin die Angesteliten 
zu etwa 99 Prozent in AfA-Verbänden organisiert sind. Oder 
solte der Komba etwa in diesen Zeilen eine Anspielung auf 


seine eigene Tarifpolitik erblicken und sie deshalb fort- 


gelassen haben? > 


Ganz abgesehen davon, erschöpft sich aber doch die 
AfA-Politik nicht in Tarifverträgen-und Besol- 
dungsforderungen. Wir haben den Zusammenschluss 
mit den gleichgerichteten Angestelitengewerkschaften im AfA- 
Bund gesucht und gefunden, weil es uns nur so möglich ist, 
zu den grossen Wirtschafisproblemen unserer Zeit 
Stellung zu nehmen und Einiluss auf die Sozialpolitik 
zu erlangen. Es wäre ein kurzsichtiger Standpunkt, wenn die 
Gewerkschaftspolitik sich lediglich auf die Erringung 
höherer Löhne und besserer Ansteliungsverhältnisse beschrän- 
ken wollte. Was nützt es, wenn den Angestellten, Beamten 
und Arbeitern eine Teuerungszulage gegeben wird, die — ehe 
sie zur Auszahlung gelangt — schon wieder aufgezehrt ist 
durch die ständig wachsende Teuerung? Was nützt es, wenn 
unsere Notenpresse im Eilzugstempo weiterarbeitet, ohne dass 
Deckung für diese neuen Papierwerte vorhanden ist? . Wir 
haben vom gewerkschaftlichen Standpunkt als Arbeitnehmer 
und Verbraucher alles Interesse daran, diesen Uebelständen 
abzuhelfen. Dazu brauchen wir aber Einwirkung auf 
die Wirtschaftspolitik unseres -enzeren Vaterlandes 
und darüber hinaus Einfluss auf die Weltwirt- 
schafitspolitik, denn nur dann ist es möglich, unsere 
Valuta zu keben und damit den Reallohn der Arbeit- 
nehmerschaft zu erhöhen. Dieser zrosse Gesichts- 
punkt hat uns dazu geführt, uns im AfA=Bund zusammen- 
zuschliessen und dürch diesen auch den Zusammenschluss mit 
dem Allgemeinen Deutschen Gewerschafts- 
bund und dem Internationalen Gewerkschafts- 
bund zu suchen und zu finden. Dieser Gesichtspunkt hat 


auch den Deutschen Beamten-Bund veranlasst, am. 


16. und 17. März die bekannte Entschliessung Zur Wirtschaits- 
politik (siehe Nr. 4 der „Freien Beamtenrundschau“ vom 


18. März 1921) zu fassen und einen  Verständigungsweg zu 


suchen, der ein Zusammenarbeiten mit den 
grossen Spitzenorganisationen der Arbeiter 
und Angestellten ermöglicht. Neben diesen Wirtschafts- 
fragen sind es die Fragen der Sozialpolitik, die den Zu- 
zusammenschluss der Angestellten-, Beamten- und Arbeiterver- 
bände in grosse Spitzenorganisationen zu einer zwingenden 
Notwendigkeit machen. Die Beeinilussung der ge- 
setzgebenden Körperschaften im Reich und in den 
Einzelstaaten kann nicht durch eine Einzelorganisation erfolgen, 
sondern durch verständnisinniges Zusammenarbeiten 
gleichgerichteter Verbände. 
Richtlinien unserer -AfA-Politik, die auch den Deutschen Be- 
amten-Bund — und mit ihm den KommunalbeamtenSerband — 
über kurz oder lang an unsere Seite zwingen. werden. Es 
wäre kurzsichtig, aus kleinen Unstimmigkeiten heraus, die ge- 
legentlich bei einzelnen Führern oder einzelnen Gruppen in dieser 


f 


ist meiner: 


Das sind die grossen 
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Riesenkoalition aufgeworfen werden, das ganze Gebilde der ver- 
einigten Angestellten- und Arbeiterschaft zu zerschlagen. Der- 
artige Unstimmigkeiten müssen durch eine Verständigung aus- 
geglichen und abgeschliffen werden. So ist es uns auch ge- 
lungen, die gesamten AfA-Gewerkschaften auf eine gemeinsame 
Linie in der Stellung zum Berufsbeamtentum zu 
bringen, die wir bereits in dem Leitartikel in Nr. 9 des „Tech- 
nischen Gemeindebeamten‘ vom 4. März 1921 zum Abdruck 
gebracht haben. Es ist also kein leeres Phrasengedresch, wie 
es der Komba gern hinstellen möchte, wenn wir von allen 
Behörden fordern, dass sie „ihre ständigen Ar- 
beitskräfte im Beamtenverhältnis anstellen“ 
sollen. Die im Beamtenrecht verankerten Grundsätze der 
Sicherung gegen Kündigung und der Altersversorgung machen 
das Beamtenrecht — unbeschadet mancher Mängel — zu einem 
sozial fortgeschrittenen Rechte gegenüber dem 
Rechte des Privatangesteliten. Im wohlverstandenen Interesse 
unserer Mitglieder fordern wir daher die Ausdehnun £ 
dieses Rechtes auf einem möglichst grossen 
Kreis der Behördenarbeitnehmer, d. h. also eine 
möglichst weitgehende Ueberführung in das Be- 
amtenverhältnis. Gleichzeitig erstreben wir die Aus- 
gestaltung des Privatangestelltenrechtes in 
der Richtung einer möglichsten Annäherungandas Be- 
amtenrecht und damit eine Vereinheitlichung des 
sozialen Rechtes aller Arbeitnehmer. Wie-man 
angesichts einer solchen Steilung von einer „Antibeamten- 
politik des AfA-Bundes“ sprechen kann, wird wohl ständiges 
Geheimnis des Komba und seiner Anhänger bleiben. 


Wir müssen Aber bei dieser Gelegenheit an den Preussi- 
schen Kommunalbeamten-Verband, ebenso wie an die übrigen 
Gemeindebeamten-Verbände auch einmal die Frage richten, wie 
sie denn eigentlich zu der Ausgestaltung des künf- 
tigen Beamtenrechts stehen. Die Gemeindebeamten- 
verbände haben bisher stets vermieden, auf diesen kitz- 
lichen Punkt mit irgendeinem Worte einzugehen. In keiner 
ihrer Zeitschriften sind bisher die grossen Rechtsprobleme er- 
örtert worden, die wir seit einem halben Jahr in der „Freien 
Beamten-Rundschau“ zur Diskussion stellen. Bisher hat noch 
keine der Kommunalbeamten-Zeitungen den 
Mut gefunden, zur Zwangspensionierung gründlich 
Steilung zu nehmen, wie es von uns in zwei langen Artikeln 
geschehen ist. Erschöpftsichetwa die Politik der 
Kommunalbeamtenverbände in der Konser- 
vierung des alten bestehenden Sonderrechts, 
oder scheuen sie sich, Stellung zu nehmen zu 
dengrossen Problemenunserer Zeit und ihre Mit- 
glieder aufzukiären über die Gedankenzänge, die augenblicklich 
im Schosse der Beamtenschaft erörtert werden müssen? 
Hat der Komba bereits an irgendeiner Stelle seiner Rundschau 
eine juristisch und sozialpolitisch begründete Erklärung über 
die rechtliche Stellung der Dauerangestellten 
abgezeben? 

Der- Komba wird sich schwer hüten, auf diese Fragen ein- 
zugehen und eine klare und erschöpfende Antwort zu erteilen. 
Es ist ja viel leichter, mit Verleumdungen und 
Entstellungen zuarbeiten,als sachliches Ma- 
terialzubringen. Esisttiefbeschämend für unsere 
Bewegung, dass der Komba bei dieser „Arbeit“ noch Helfers- 
helier findet in den Reihen der Techniker selber. Noch beschä- 
mender ist es aber, wenn sich dazu Kollegen hergeben, wie die 
neueste Eroberung des Komba, das ehemalige Mitglied unseres 
Fachgruppenausschusses für Gross-Berlin, Herr Brü £gge- 
mann, der in dieser Eigenschaft noch am 15. Juli 1921 die 
nachstehenden Sätze aus einem Rundschreiben unserer Orts- 
fachgruppe als seine Anschauung mitgedeckt hat: 


„Die erste Besoldungsreform fand uns Techniker rest- 
los geeint unterder Flagge des „Butab“, 


Wir lehnten es seinerzeit ab, gemeinsam mit den Verwal- 
tungsbeamten unsere Gruppierungen vornehmen zu lassen und 
erreichten es, dass lediglich gemeinsam für alle Gruppen ein 
Mantelpian aufgestellt wurde, und innerhalb dieses Rahmens 
konnten wir vollkommen selbständig operieren und 
fast restlos unsere jahrzehntalten Forderun- 
gen durchsetzen. 

Der letzte Vorstoss der Kollegen von der Verwaltunes- 
beamtenseite wurde durch eine machtvolle Kundgebung und ein- 
drucksvolfe Denkschrift unseres Bundss im jetzten Augenblick 
abgewehrt, und unser damaliger Einfluss beim Stadtparlament 
sorgte letzten Endes dafür, dass wir unsere Positionen halten 
konnten. 

So war es damals, heute ist es anders! 


Die Technikerschaft hat sich selbst ihres 
mächtigen Einflusses beraubt durch die voll- 
zogene Spaltung, 
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Ein geringer Bruchteil unserer Koilegen hat es für gut be- 
funden, in das Lager unserer natürlichen Gegner 
überzugehen, und das genügt zur Stärkun g unseres 
Verhandlungsgegners, des Magistrats. 

Vergessen ist, dass wir bei der ersten Besoldungsordnung 
den Beweis erbracht haben für die Stärke, die für uns Tech- 
niker in der reinen Berufsorsanisation liegt. 

Sie zu erhalten muss unser vornehmstes Ziel sein, wenn 
anders wir nichtdauernd Schaden nehmen wollen, 
Deshalb dieser Mahnruf 
an alle Kollegen, auch an die, die auf der Gegenseite stehen. 
Nicht etwa, dass unsere Reihen wanken, O nein! Wir stehen 
fest. Aber wir fordern alle unsere Kollegen auf, ganz ener- 
gisch zu werben unter unseren Kollegen, die auf der 
Kombaseite stehen. Sie müssen wieder zu uns. Zeigt ihnen 
das Material, das euch die „D. T.-Z.“ und diese Rundschreiben 
bieten in ihren letzten Nummern und vorher. ”Wir müssen 
wieder unsere Reihen restlos schliessen, noch 

vor def entscheidenden Verhandlungen. 

Der Techniker kann und darf sich nicht den Luxus der Zer- 
splitterung leisten.“ Hornbostel. 


Die Revision des Teiltarifvertrages für 
die Reichs- und Staatsbehörden 


Die Verhandlungen über die Revision des Teiltarifvertrages 
unterscheiden sich von den Verhandlungen beim erstmaligen 
Abschluss des Vertrages grundsätzlich dadurch, dass es jetzt 
nicht mehr darauf ankommt, programmatische Forde- 
rungen aufzustellen und diese mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln zu verfechten, sondern, dass auf Grund des $ 23 des 
abgeschlossenen Vertrages ein Rechtsanspruch der 
Angestellten vorliegt, der ihnen die gleichen Verbesserun- 
gen zusichert, wie sie sich für die Beamten aus der Aenderung 
der Besoldungsordnung ergeben. Dieser Umstand ergibt in- 
sofern ein geändertes Bild, als es jetzt darauf ankommt, ein- 
wandfrei festzustellen, wo eine Beamtengruppe eine Verbesse- 
rung erfahren hat und wie diese Verbesserung auf die vergleich- 
bare Angestelltengruppe zu-übertragen ist. Die Folge davon ist 
wieder, dass die Vorschläge, die von den Organisationen ein- 
gereicht werden, sehr wohl hinter ihren programmatischen 
Forderungen zurückstehen können, eventuell sogar zurück- 
stehen müssen, ohne dass deshalb die grundsätzliche Forderung 
für künftige. Verhandlungen fallen gelassen ist. 

Der Tarifvertrag ist’ in seinem Eingruppierungssinn aus- 
schliesslich auf dem Leistungsprinzip auigebaut, d. h,, 
der Angestellte wird ohne Rücksicht auf seine Vorbildung oder 
sein Dienstalter in die Gruppe eingereiht, die der für die Er- 
füllung seiner Aufgaben geforderten Leistung entspricht, wäh- 
rend die Gruppeneinteilung der Besoldungsordnung von Vor- 
bildung und Dienstalter abhängig ist. Diese ver- 
schiedenartige Bewertung von Angestellten und Beamten, die in 
derselben Verwaltung, ja in derselben Dienststelle, nebenein- 
andersitzen, hat natürlich für beide Kategorien zu ganz ver- 
schiedenen Ergebnissen geführt. Die Aenderung der Besol- 
dungsordnung hatte das Eingruppierungsverkältnis zugunsten 
der Beamten verschoben. Da jedoch jetzt die Revision des 
Tarifvertrages die für die Beamten erzielten Verbesserungen 
auf den Angestellten überträgt, ist zu erwarten, dass das alte 
Verhältnis wiederhergestellt wird. .Bald nach Abschluss des 
Tarifvertrages haben die Ressorts versucht, durch die Heraus- 
gabe von Ausführungsbestimmungen die ireie Aufstiegsmöglich- 
keit der Angestellten zu unterbinden. Dieser Plan musste miss- 
glücken, da für die Entscheidung des bei Eingruppierungsstreitig- 
keiten zuständigen Paritätischen Ausschusses nur der Wortlaut 
des Tarifvertrages massgebend sein konnte. 

Die‘ neu zu erwartenden Schwierigkeiten sind der Grund 
für den harten Widerstand, den die Ressorts jedem Vorschlag 
der Organisationen über die Aufrückung der Angestellten ent- 
gegensetzen. Zunächst wurde versucht, für die Techniker über- 
haupt jede aus der geänderten Besoldungsordnung folgende 
Verbesserung abzulehnen. Da sich jedoch dieser Standpunkt, 
der besonders scharf vom preussischen Finanzministerium 
vertreten wurde, nicht halten liess, richtete sich bei den letzten 
Verhandlungen der Hauptangriff gegen die Freiheit der Auf- 
rückung. Man behauptete, der Beamte habe persönlich keinen 
Rechtsanspruch auf die Aufrückung, folglich könne auch für die 
Angestellten kein Rechtsanspruch geltend gemacht werden und 
die Durchführung der aus der Tarifänderung sich ergebenden 
Aufrückungen wäre ausschliesslich Angelegenheit des ie- 
weiligen Verwaltungschefs, Unser Bundesvertreter 
machte dagegen geltend, dass der Angestellte ja keinen Rechts- 
anspruch auf Anstellung in einer bestimmten Stelle habe, dass 
er wohl aber nach dem Tarifvertrag Anspruch auf Ent- 
lohnung nach der in seiner Stellung von ihm 
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gefordertenLeistung habe. Der Schlichtungsausschuss 
hat sich unserer Auffassung angeschlossen, so dass auch 
dieser Angriff der Ressorts im Sande verlaufen ist, 

"Bei der Aenderung der Besoldungsordnung ist im Reich 
und in Preussen in gleicher Weise nach drei verschiedenen 
Methoden verfahren. 

l. Ganze Gruppen sind durch das Gesetz gehoben worden. 

2. Die Gesamtheit der in einer Gruppe befindlichen Be- 
 amten ist durch das Gesetz unter gleichzeitiger Aenderung 
der Amtsbezeichnung in eine höhere Gruppe gehoben worden. 
3. Durch organisatorische Massnahmen jst die Gesamtzahl 

der in einer Gruppe vorhandenen Beamten auf mehrere 

Gruppen, zum Teil unter Aenderung der Amtsbezeichnung, 

verteilt worden. 


Diese drei Methoden müssen nach unserer Anschauung bei. 


der Revision in foigender Weise angewendet werden: 

1. Wird eine Beamtengruppe gehoben, so wird die ver- 
gleichbare Angestelltengruppe in gleiche r Weise”gehoben, 

2. Wird eine Beamtengruppe unter Aenderung der Amts- 
bezeichnung gehoben, so wird, da mit dieser Höherhebung 
eine Qualifikationsänderung nichtverbunden 
ist, die entsprechende Angestelltengruppe ohne Aende- 
rung der Gruppenbezeichnung ebenfalls gehoben, 

3. Werden bei der Durchführung organisatorischer Mass- 
nahmen die Beamten einer Gruppe auf verschiedene Gruppen 
verteilt, so ist bei Angestellten so zu verfahren, dass die 
Masse der Angestellten nach Massgabe der Leistung sich im 


gleichen Verhältnis auf die entsprechenden Gruppen. 


verteilt. Das bedingt, dass für die <inzelnen Gruppen neue 
Bezeichnungen geschaffen werden, die eine der Vertei- 
lung der Beamten entsprechende Eingruppierung der Ange- 
stellten ermöglichen. 


Das Verfahren unter 1. ist für die beamteten Vermessungs- 

techniker und Katastertechniker angewandt worden. Die Folge 
ist, dass die angestellten Kataster- und Vermessungstechniker 
automatisch in gleicher Weise um eine Gruppe aufrücken, ohne 
dass eine Aenderung in den Gruppenbezeichnungen des Tarif- 
vertrages erforderlich ist. Das Schiedsgericht hat bereits ent- 
sprechend entschieden. Ebenso liegen die Verhältnisse bei den 
Photographen, Lithographen ‘und Kupferstechern. 
‘ Das Verfahren unter 2. ist z., B. angewendet worden bei 
den technischen Beamten der Physikalisch-technischen Reichs- 
anstalt und der Reichsanstalt für Masse und Gewichte. Der 
angestellte Techniker war in Gruppe III des Teiltarifvertrages 
dem technischen Sekretär bei diesen Verwaltungen in Gruppe V 
der Besoldungsordnung 1 gleichgestellt, In der Besoldungs- 
ordnung 2 kehrt zwar der Techniker der Reichsanstalten in 
Gruppe V wieder, Aus der Begründung, die jedoch die Reichs- 
regierung seinerzeit für die Aenderung der Besoldungsordnung 
gegeben hat und aus dem Nachtragsetat für das Jahr 1920 er- 
gibt sich jedoch, dass dieser beamtete Techniker der frühere 
Mechaniker in Gruppe IV ist, während der technischer Se- 
kretär der Gruppe V jetzt in Gruppe VI erscheint. Für den 
angestellten Techniker muss also ebenfalls die Aufrückung in 
die höhere Gruppe verlangt werden. 

Bei den technischen Beamten mit abgeschlossener techni- 
scher Mittelschulbildung ist ausschliesslich nach den unter 
2. und 3. angegebenen Normen veriahren worden. Der tech- 
nische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mittel- 
schulbildung war verglichen mit dem in Gruppe VI befind- 
lichen technischen Sekretär. Der technische Se- 
kretärderGruppe VI ist jedoch als Obersekretär 
nach Gruppe VII aufgerückt. Die Amtsbezeichnung: „tech- 
nischer Sekretär“ erscheint zwar immer noch in Gruppe VI, 
doch die unter dieser Bezeichnung in Gruppe VI erscheinenden 
Sekretäre sind die früher in Gruppe V befindlichen technischen 
Assistenten, von denen auch noch 60 Prozent nach VII ge- 
hoben sind. Als Grundstellung des technischen Ange- 
stellten mit abgeschlossener technischer Mittelschulbildung ist 
demnach Gruppe VII anzusehen. Nun haben sich allerdings 
die Fiöherstufungen aus der Aenderung der Besoldungsordnung 
nur auf die planmässigen Beamten erstreckt, die Beamten im 
Ausbildungsdienst und die Diätare sind von ihnen nicht erfasst 
worden. Es muss also zugegeben werden, dass auch der an- 
gestellte Techniker in den ersten Jahren nach Absolvierung 
der Fachschule in Gruppe VI verbleibt. Entsprechend haben 
wir bei unseren Vorschlägen die Formulierung für Gruppe VII 
gefasst, nämlich, dass hier der Techniker erscheint, der sich 
In mehrjähriger Praxis bewährt hat 

Die weitere Höherstufung der technischen Beamten in die 
Gruppen VIII und IX ist durch organisatorische Massnahmen er- 
folgt, und zwar ist man hier im Reich und in Preussen ver- 
schieden vorgegangen, 


Obersekretäre ausnahmslos in die 








Im Reich sind die frükeren Sekretäre (die Obersekretäre 
der Besoldungsordnung 2’im Verhältnis 3 zu 2 zu I auf die 
Gruppen VII, VII und IX verteilt. Bei dieser Verteilung sind 
aber die aufgerückten Beamten der Gruppe VI (frühere As- 
sistenten der Gruppe V) miterfasst, so dass die ehemaligen 
ruppe VII 
und IX überführt sind. Dem früheren technischen Obersekre- 
tär der Gruppe VII ist. gleichgestellt worden der technische 
Angestellte, der sich durch praktische Erfahrungen 
und besondere Leistungen aus Gruppe VII her- 
vorhebt. _Es kann also künftig dieser Angestellte genau wie 
der entsprechende Beamte nur in den Gruppen VII und IX 
erscheinen. 


Bei den nach Gruppe IX aufgerückten technischen Beamterr 
ist mit dieser Aufrückung die Verleihung besonderer Aufsichts- 
befugnisse verbunden. Es sollen diese. Aufrückungen in erster 
Linie nach der Qualität und erst im zweiter Linie nach dem 
Dienstalter erfolgen. Es muss also entsprechend für den tech- 
nischen Angestellten eine Bezeichnung gewählt werden, die zum 
Ausdruck bringt, dass mit der von ihm zu verrichtenden Dienst- 
leistung besondere Verantwortung in techni- 
scher Beziehung verknüpft ist. 


In Preussen sind mittlere Beamte der Gruppe IX noch 
nicht vorhanden, doch werden zurzeit Erwägungen angestellt, 


in welchem Umfange Aufrückungsstellen geschaffen werden, _ 


22 preussischen Beamten den Reichsbeamten gleichzu- 
stellen. 


In einzelnen Gruppen des Teiltarifvertrages erscheinen 
neben den Berufsbezeichnungen Dienstbezeichnungen : (techni- 
sche Bureaugehilfen und Bauassistenten der Fisenbahn, Werft- 
hilistechniker und nautische Bureaugehilfen, Hilfsarbeiten für 
Konstruktionsbureau bei der Marine). Diese Dienstbezeich- 
nungen umfassen Techniker verschiedener Leistungsfähigkeit, 
von denen jedoch der Dienstbezeichnung entsprechend, be- 
stimmte Mindestleistungen verlangt werden. Das Auftreten der 
Dienstbezeichnung bedeutet also nur, dass durch sie die Ein- 
gangsstellung des Angestellten festgelegt ist, während er im 
übrigen, je nach Leistung, den vollen Anspruch auf Einpruppie- 
rung in höhere Gruppen erheben kann. Die Bezeichnungen 
„technischer Bureaugehilfe“ und „Werithilfstechniker‘“ umfasst 
ganz allgemein Techniker mit abgeschlossener technischer 
Mittelschulbildung. Er erscheint also genau, wie der Mittel- 
schultechniker überhaupt, in den ersten Jahren seiner Beschäf- 
tigung in der Gruppe VI und rückt, nachdem er sich in mehr- 
jähriger Praxis bewährt hat, nach Gruppe VII auf. Der An- 
Spruch auf Höherstufung indie Gruppen VIH 
und IX wird ihm durch die Dienstbezeichnung 
nicht genommen. Der Bauassistent und Hilfsarbeiter- bei 
Konstruktionsbureaus bezeichnen dagegen Techniker; die sich 
durch ihre Leistungen über Gruppe VII hervorheben und ihre 
Eingangsstellung in VII finden müssen, 

Die Bezeichnungen „Architekten und Ingenieure“ der 
Gruppe VII sind in Parallele ‘gestellt zu den beamteten In- 
genieuren der Eisenbahnverwaltung, Die Bezeichnung „Inge- 
nieur“ erscheint zwar in Gruppe VIII der Besoldungsordnung 
nach wie vor. Die Durchführung der Reichstagsentschliessung 
zu Gruppe VII ist jedoch bei der Eisenbahnverwaltung so er- 
folgt, dass „die Zahl sämtlicher in den Gruppen VI; VIN 
und IX vorhandenen Beamten einschliesslich der aus Gruppe VI 
aufgerückten zusammengefasst ist und durch die sogenann.e 
Sechstelung so auf diese Gruppen verteilt ist, dass die bereits 
in einer höheren Gruppe befindlichen bei der. Beförderung zuerst 
berücksichtigt worden sind. Infolgedessen sind die ehe- 
maligen beamteten Eisenbahningenieure aus- 
nahmslos als Oberingenieure nach Gruppe IX auf- 


gerückt, während die jetzt in Gruppe VII erscheinenden ° 


Eisenbahningenieure ehemalige Obersekretäre sind, die die for- 
mellen Vorbedingungen für die Gruppe VII (Ablegung einer 
besonderen Prüfung) nicht erfüllt haben. Da nun die Dienst- 
und Altersverhältnisse der angestellten Architekten und Inge- 
nieure dieselben sind, wie die der beamteten, müsste auch für 
sie die gleiche Forderung — Gruppe IX — aufgestellt werden, 
Da jedoch für künftige Anstellung von Eisenbahningenieuren 
nach den Angaben der Eisenbahnverwaltung auf die Erfüllung 
der Vorbedingungen nicht verzichtet wird, kann auch im. Tarif 


die Bezeichnung „Architekt“ und „Ingenieur“ aus Gruppe VII. 


nicht vollkommen verschwinden. Der künftig in -derartige 
Dienstverrichtungen Einzustellende wird zunächst in 
Gruppe VIII erscheinen müssen, und nur, soweit er sich 
bereits in mehrjähriger Praxis bewährt hat, nach 
Gruppe IX aufrücken. Soweit dieser Architekt und Inge» 
nieur dem Akademiker gleichzustellen ist, hat er natürlich An- 
spruch auf gleiche Bewertung. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Hän deler, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 52, 
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Besoldungsordnung oder Tarifverträge ? 


Unter dieser Ueberschrift gibt die „Rundschau für Kommu- 
nalbeamte‘ eine Aeusserung des Berliner Stadtrats Hugo 
Poetzsch (S.P.D.) im „Vorwärts“ (Nr. 445.vom 21. Sep- 
tember 1921) wieder, um sie als Zeugen gegen uns zu ver- 
wenden. Auch wir wollen sie unseren Mitgliedern unterbreiten: 


„In der Stadtverordnetenversammlung und auch anderswo 
ist der ablehnende Beschluss des Magistrats über die Frage 
des Tarifvertrages für die Angestellten der städtischen Werke 
sehr scha er verurteilt worden. Ob der Standpunkt 
der Mehrheit des Magistrats richtig war oder nicht und welchen 
Gründen sie dabei gefolgt ist, will ich hier nicht erörtern. 
Nun wird aber den sozialdemokratischen Magistrats- 
mitgliedern darüber hinaus noch ein weiteres Vergehen zur 
Last gelegt. Sie sollen, indem sie gegen die Vereinbarung 
eines neuen Tarifvertrages und für die Eingruppierung der 
Angestellten in den Beamtenbesoldungsplan stimmten, gegen 
einen gewerkschaftlichen Grundsatz verstossen haben, den 
Grundsatz nämlich, dass Freigewerkschaft- 
ler und Sozialisten stets für den Abschluss 
von Tarifverträgen eintreten müssen. 


Diese Auffassung ist durchaus abwegig. Wie hat sich 


- der Tarifgedanke in der Arbeiterschaft entwickelt? Nun, 


zunächst fand er innerhalb der Gewerkschaften 
selbst eine grosse Gegnerschaft. Erst nach und nach 
setzte er sich durch in den eigenen Reihen und schliesslich 
auch bei den. Unternehmern. Diese zu Tarifverträgen zu 
zwingen, ist nicht so leicht gewesen; in vielen Industriezweigen 
hat es hartnäckige Kämpfe um die Anerkennung dieses Grund- 
satzes gegeben. Die Schwerindustrie war erst in der Kriegs- 
zeit an den Verhandlungstisch zu bringen. Gegenüber dem 
Unternehmertum war und ist es selbstverständliche, gewerk- 
schaftliche Pflicht, für den Tarifvertrag einzutreten als das 
Bessere im Gegensatz zu gänzlicher Vertragslosigkeit, zu 
jener vielgerühmten manchesterlichen „Freiheit des Indivi- 
duums“, die in Wirklichkeit den einzelnen Arbeiter in die voll- 
ständige Abhängigkeit vom Unternehmer bringt. 

Liegt hier ein solcher Fall, einsolches Be- 
streben vor? 

Keineswegs! Der Magistrat wollte ja ebenfalls kor- 
porative Verträge mit den einzelnen Angestelltengruppen ab- 
schliessen. Er wollte sie in das Beamtenverhältnis überführen; 
in ein Vertragsverhältnisalso, das noch vielenger, 
ich möchte sagen, viel intimer ist, und das den Angestell- 
ten noch mehr Vorteile bietet. Die Beamtenbesol- 
dungs- und die sonstigen Beamtenverhältnisse. werden, obwohl 
es noch an einem Beamtenrecht fehlt, nicht aufoktroyiert, 
sondern kommen heute ebenfalls nur durch einen Vertrag, 
durch gegenseitige Verhandlungen zustande. 


Nun haben alterdings die Angestellten das Recht, zu sagen, 
wir wollen nicht Beamte werden, wir ziehen es vor, in einem 
losen Vertragsverhältnis zu bleiben. Was den Magistrat ver- 
anlasste, den entgegengesetzten Standpunkt einzunehmen, waren 
rein praktische Erwägungen. Nicht die. Rechte der An- 
gestellten wollte er schmälern, sondern sie in Uebereinstim- 
mung bringen mit denen der Beamten. Es ist ein unhalt- 
barer Zustand, eine Quelle dauernder Konflikte, wenn 
von zwei Personen, die ganz die gleiche Stellung ein- 
nehmen und ganz die gleiche Arbeit verrichten, eine 
jede anders’ bezahlt und behandelt wird. Die Beamten 
in den betreffenden Stellungen, die übrigens in der Mehrzahl 
sind, können nicht gezwungen werden, in ein freies Arbeits- 
verhältnis zu treten. Und es geht nicht an, dass man nur 
die Vorteile beider Richtungen in Anspruch nimmt, ohne die 
als Aequivalent gegenüberstehenden Verpflichtungen anzuer- 
kennen. Und es geht.ferner nicht an, dass die Kosten für 
den Interessenkampf zweier Organisationen von der 
Allgemeinheit. getragen werden. 

Aber wie 'man zu diesem allen auch stehen mag, es kann 
den sozialistischen Mitgliedern: des Magistrat, die gegen den 
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Abschluss eines neuen Tarifes sich ausgesprochen haben, nicht 
der Vorwurf gemacht werden, gegen einen gewerkschaftlichen 
bzw. sozialistischen Grundsatz "verstossen zu haben.“ 

Dass der Komba aber auch die Antwort auf diese Aus- 
führungen bringt, haben wir von ihm bei seiner bekannten 
Demagogie allerdings nicht erwartet. Wir wollen sie deshalb 
zur Ergänzung hier zunächst wiedergeben: 


„In der Morgenausgabe des „Vorwärts“ vom 21. September 
vefsucht Herr Stadtrat Hugo Poetzsch den Standpunkt der 
Mehrheit des Magistrats zu verteidigen gegenüber den An- 
griffen der nen ersamlune und der Presse in 
der Frage des Tarifvertrages für die Angestellten der städti- 
schen Elektrizitätswerke, Gaswerke und der. Häfen. Aus der 
Abhandlung des Herrn Poetzsch geht zunächst einmal her- 
vor, dass er noch immer nicht begriffen hat, um was es sich 
eigentlich bei diesem Streik drehte. Zunächst einmal ist daran 
festzuhalten, dass für die Arbeitnehmerschaft des Magistrats 
genau so gut, wie für die Arbeitnehmerschaft privatindustrieller 
Unternehmungen eine klare und gesunde Rechtsbasis zu for- 
dern ist. Es ist aber eine vollkommene Verkennung der Sach- 
lage, wenn Herr Poetzsch glaubt, dass der Magistrat auch 
nur die Absicht gehabt hätte, den Werksangestellten eine solche 
Rechtsbasis zu geben. Der Magistrat hat nämlich niemals 
bei den. Verhandlungen in *der Tarifdeputation, vor dem 
Schlichtungsausschuss und vor dem Demobilmachungskommis- 
sar. auch nur mit einem Worte seinen unzwei- 
deutigen Willen zum Ausdruck gebracht, dass 
er die Werksangestellten in das Beamtenverhältnis überführen 
wolle. Er hat vielmehr stets erklärt, dass er beabsichtige, diese 
Personen als „Dauerangestellte“ zu betrachten und 
deswegen keinen Tariıvertrag mehr abschliessen zu wollen. 
Das bedeutet aber etwas ganz anderes. Den 
Dauerangestellten steht nicht das Beamtenrecht zur Seite, son- 
dern lediglich einige Bestimmungen des Pr. Gesetzes vom 
8. Juli 1920, die ihre Entlohnung nach den Grundsätzen der 
Beamtenbesoldung regelt. Ueber die soziale und rechtliche 
Stellung dieser Art von Angestellten ist in dem ganzen Ge- 
setze kein Wort enthalten. Das ist der Kernpunkt der ganzen 
Streitirage. Dazu kommt noch, dass der Magistrat in den 
zurückliegenden 5 Monaten auch noch nicht den leisesten Ver- 
such gemacht hatte, den im Gesetz vom 8. Juli 1920 zwingend 
vorgeschriebenen ‚„Gemeindebeschluss‘‘“ herbeizuführen. Es 
hätten also, wenn der Abschluss eines Tarifvertrages nicht er- 
zwungen worden wäre, überhaupt keine rechtlichen Grund- 
lagen für das Anstellungsverhältnis der in Betracht kommenden 
Angestelltengruppe bestanden. Die Frage der Entlohnung spielt 
hierbei eine ganz untergeordnete Rolle. Es ist zum mindesten 
sehr eigenartig, dass die Mitglieder des Magistrats 
über diese Grundfragen so wenig informiert 
waren, trotzdem der mit Magistratsbeisitzern besetzte Son- 
derschlichtungsausschuss nach mehrstündiger Be- 
ratung einstimmig entschieden hat, dass bei der in 
vorstehenden Ausführungen kurz gekennzeichneten Sachlage 
ein Tarifvertrag unbedingt abzuschliessen ist. 
Die Stadträte hätten doch wohl über diesen Schiedsspruch 
und seine Begründung etwas stutzig werden müssen. 

Aber geradezu unverständlich ist es, wie sozialistische 
Stadträte und Freigewerkschafter es fertig bringen konnten, 
den Spruch des Demobilmachungskommissars, der die Ver- 
bindlicherklärung des bekannten Schieds- 
spruches aussprach, auch noch abzulehnen. Das 
bedeute allerdings einen Schlag ins Gesicht nicht nur für 
die Angestelltenschaft, die im Tarifkampf stand, sondern auch 
für die Gewerkschaften selber, die mit allen Mitteln darauf 
Halten, dass in der Privatindustrie die Sprüche des Demobil- 
machungskommissars durchzuführen sind. Wenn der Magi- 
Strat der Stadt Berlin es fertig bringt, einen verbindlich er- 
klärten Schiedsspruch abzulehnen, wie soll man dann dem 
„Verband Berliner Metallindustrieller‘‘“ noch einen Vorwurf 
machen können? 

Das war die Ursache und der innere Grund zum. Streik 
der Berliner Werksangestellten. Irgendwelche Organisations- 
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streitigkeiten oder Interessenkämpfe verschiedener Organisa- 
tionsrichtungen haben hierbei gar keine Rolle gespielt. Das 
eine derartige Verdächtigung überhaupt noch auftauchen kann, 
zeigt nur, in wie bedauerlich grossem Umfange es dem Kom- 
munalbeamtenverband, der sich bei diesem Streik durchaus 
in den Richtlinien gelber Gewerkschaften bewegt hat, ge- 
lungen ist, Einfluss auf die Haltung der einzelnen Magistrats- 
mitglieder zu gewinnen. Vielleicht öffnen die letzten Presse= 
notizen des Kommunalbeamtenverbandes über die „Schind- 
luder“-Politik der Angestelltengewerkschaften auch diesen 
Herren die ga : 


Aus dies&n Darlegungen geht mit aller Deutlichkeit hervor, 


dass Stadtrat Poetsch — wie leider noch manches andere . 


Magistratsmitglied — sich garnicht eingehend mit der Streit- 
frage beschäftigt hat; hätte er es getan, dann würde es ihm 
klar geworden sein, dass wir nicht gegen die Beamten- 
werdung, sondern gegen die Rechtlosmachung der 
Angestellten der Altberliner Werke Front gemacht haben. 
Hätte ein Magistratsbeschluss vorgelegen, dass die Ange- 
stellten ins Beamten verhältnis überführt werden sollten, so 
wäre es etwas anderes gewesen. Aber ein solcher Be- 
schluss lag nicht vor, war auch nicht in Aus- 
sicht gestellt. Man wollte diese’ Angestelltengruppe viel- 
mehr nur als „ständig Angestellte“ hinstellen, um sie dadurch im 
Gehalt unter die Besoldungsordnung zu bringen, ohfie 
ihnen die Rechte der Beamten zu feben. 

Es ist bezeichnend, dass der Komba 'bisher noch nicht den 
Spruch des Schlichtungsausschusses, noch nicht die Verbind- 
licherklärung des Demobilmachungskommissars veröffent- 
licht hat! Noch nichts seinen Lesern davon erzählt hat, dass 
der Oberpräsident und die Beauftragten des Handelsministers, 
des Ministers des Aeussern und des Arbeitsministeriums sich‘ 
auf unsere Seite gestellt und gegen den Magistrat ent- 
schieden haben! So sieht die Wahrheitsliebe auf dieser Seite 
aus! 

Warum hat der Komba, da er nun einmal beim Zitieren 
aus dem „Vorwärts“ angelangt ist, nicht auch die weiteren 
Aeusserungen des „Vorwärts“ über seine eigene Haltung wieder- 
gegeben? So schreibt der „Vorwärts“ unter Nr. 433: 

„Da kam denn mitten in diese Abstimmung der Streikbeschluss 
der städtischen Werksangestellten, der diesen gewissermassen aufge- 
zwungen wurde durch das Verhalten des Magistrats, der 
den Einflüsterungen des Kommunalbeamten-Verbandes 
folgte, und so einen für allgemein verbindlich erklärten Schiedsspruch 
zugunsten eines Tarifabschlusses mit den Werksangestellten brüskierte, 
nachdem er den Schiedsspruch selber bereits abgelehnt hatte.“ 

Und an anderer Stelle des „Vorwärts“ heisst es: 

„Wir können bei dieser Gelegenheit nicht umhin, auch über den 
Verband der Kommunalbeamten, den Komba, ein Wort zu verlieren. 
Diese Organisation hat vor und während des Streiks in 
hohem Masse gegen die Interessen der Angestellten 
verstossen. Am Montag mittag verbreitete sich durch W.T.B. 
eine Mitteilung, die von der bürgerlichen Presse mit völligem Behagen 
abgedruckt wurde und ihr Veranlassung gab, über den „wilden Streik“ 
zu zetern. Wenn der Verband der Kommunalbeamten behauptet, der 
Berliner Magistrat müsste den betreffenden Bediensteten, die sich bereits 
in der Besoldungsordnung befinden, „ihre wohl erworbenen Rechte 
rauben“, so ist das eine Irreführung. Keiner‘ der Streikenden 
hat verlangt, dass diejenigen Festangestellten, die, wie in den Be- 
ziiken 7 bis 20 bereits der Besoldungsordnung eingereiht sind, nun 
aus dieser heraus und in den Tarifvertrag hineingenommen werden 
müssten. Der ganze Streit zwischen dem Magistrat und seinen Fest- 
angestellten dreht sich um das Gebiet der ehemaligen Stadt 
Berlin. Das hat natürlich- auch der Komba gewusst, -und um so mehr 
ist es zu bedauern, dass er dem Bürgertum Waffen gegen seine eigenen 
Kollegen und die gesamte Arbeiterschaft lieferte.“ 

Wie der Komba seine Hand im Spiele hatte, zeigt folgende 
von ihm an die Berliner Presse versandte Notiz, die die ge- 
schmackvolle Ueberschrift „Warum man mit den Berlinern 
Schindluder trieb“ trug: 

„Ueber die eigentlichen und tieferen Ursachen des Streiks in den 
städtischen Betrieben am Montag dieser Woche dürfte die grosse 
Mehrheit der Berliner Bevölkerung noch nicht genügend unterrichtet 
sein. U. E. haben unsere Mitbürger jedoch unbedingt ein Anrecht 
darauf zu wissen, wen sie für die ihnen durch den unerwarteten Aus- 
stand entstandenen tausenderlei Unbequemlichkeiten, unnötigen Geld- 
ausgaben, Gefahren und — man denke an die Einwirkung auf die 
Krankenhäuser und die ärztliche Fürsorge — den Verlust von 
lieben Angehörigen verantwortlich zu machen haben. Eswist 
durchaus richtig, wie bereits eine Berliner Lokalkorrespondenz vermutete, 
hämlich, dass es sich lediglich um eine Machtprobe des „Zentral- 
verbandes der Angestellten“ bezw. seiner Spitzorganisation, des sogen. 
AfA-Bundes handelte. Der „Verband der Kommunal-Beamten und -An- 
gestellten Preussens e.V.“ hatte auf Grund der Bestimmungen des 
Kommunalbeamtengesetzes vom 8. Juli 1920 die Ueberführung der 
Dauerangestellten der Altberliner Werke in das Beamtenverhältnis und 
ihre Eingruppierung in die staatliche Besoldungsordnung beantragt. Der 
Magistrat hat dem auch zugestimmt. Dieser Umstand löste .nun bei 
dem „Zentralverband der Angestellten“ die Befürchtung aus, dass ein 
Teiı der ihm bisher als Mitglieder angehörenden Angestellten der ge- 

nannten Betriebe sich nunmehr dem Beamtenverbande anschliessen 
würde, und um das zu verhindern und auf die Entschliessung der be- 
hördlichen Instanz einen Gegendruck auszuüben, brach er fristlos den 
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Streik vom Zaune.  Krassem Organisationsegdismus des. Angestellten- 


‚verbandes /haben somit die Beriiner Bürger den Streiküberfall mit 
allen seinen schädlichen Begleiterscheinungen und Folgen zu verdanken.“ 
Nachdem hier an-dieser Stelle und in der „Freien Beämten- 
rundschau“ die Ursachen des Streiks eingehend dargelegt wor- 
den sind, können wir uns die Widerlegung der in diesem Wasch- 
zettel enthaltenen Verdrehungen und Entstellungen ersparen. 
"Welchen Zweck diese Notiz. verfolgt, ist aber treffend vom 
„Vorwärts“ (Nr. '442) erkannt worden, den leider auch der 
‘Komba diesmal’ wieder-nicht zitiert hat. Er schreibt: — 

‚. „Nachdem nun endich ‚der Streit erledigt ist, konmt der „Komba“ 
hinterher und sucht den Zentralverband samt der „Afa“ in jeder 
Weise in der Oeffentlichkeit zu verdächtigen. Durch die 
-K.K.-Korrespondenz hat er bereits den Streikenden unterstellt, dass sie 
‚lediglich aus _organisatorischem Konkurrenzstreit gegen den „Komba‘“ 
gehandelt hätten. Jetzt will er in der Presse zeigen: „Wie man mit 
den Berlinepn Schindiuder trieb.“ Was er in dieser Notiz dem Zentral- 
verband der Angestellten zum Vorwurf macht, Krassen - Organisations- 


egoismus, scheint den „Komba“ selber bei seinem unverständlichen- Vor- 
gehen zu leiten. 


“Was sollen diese Treibereien bedeuten? Wenn der „Komba“ glaubt, 
dadurch beweisen zu können, dass er nicht, wie wir am 4. August 
behaupteten, „im Fahrwasser der Deutschen Volkspartei“ 
schwimmt, dann irrt er sich. Im übrigen sei allen Mitgliedern des 
„Komba“ verraten, dass ein gedeihliches Zusammenarbeiten zwischen 
ihrem Verband und der freigewerkschaftlich organisierten Hand- und 
Kopfarbeiterschaft so lange nicht möglich sein - wird, solange die 
„Schriftleitung der Rundschau für Kommunalbeamte“ aus Leuten besteht, 
die ihre Lebensaufgabe in der Bekämpfung der freien Gewerk- 
schaften sehen“ e ver re 

Die Haltung des Komba in dieser Frage erfährt durch die 
oben zusammengestellten Dokumente eine eigenartige Beleuch- 
tung. So handelt nur eine gelbe Organisation. Man be- 
zeichnet solche Verbände als gelb, die sich. weil sie von 
‚den Arbeitgebern abhängig sind, bei Lohnstreitigkeiten auf die 
Seite der Arbeitgeber stellen. Das liegt hier vor. Vor dem 
Schlichtungsausschuss war es ein Mitglied des Komba, 
das den Standpunkt des Magistrats in» einer Weise vertrat, als 
ob Magistrat und Komba eins wären. Nun kann es ja bei den 
Behörden vorkommen, dass ein Organisationsmitglied in einem 
bestimmten Falle auch als Vertreter der Behördeninteressen 
auftritt. Dann muss man aber von ihm die grösste Unpartei- 
lichkeit und Zurückhaltung erwarten. Dieser Magistratsver- 
treter arbeitete aber mit Argumenten, die ihm von den Komba- 
mitgliedern, die der Verhandlung beiwohnten. noch während 
der Verhandlungen zugeflüstert wurden! 

Und dann diese Pressauslassungen, die mit lauter Unwahr- 
heiten und Verdrehungen arbeiten und €s auch wirklich iertie- 
gebracht haben, dass ein Teil der Presse gegen die Streiken- 
den Stellung nahm. Der Komba war genau darüber unter- 
richtet, dass ein verbindlicher Schiedsspruch vor- 
lag, also alle Wege gegangen waren, die in der Verordnung des 
Reichspräsidenten für einen Streik in lebenswichtigen Betrieben 
festgelegt sind, er wusste es genau, dass alle in den Streik- 
ordnungen der Verbände festgelegten Regeln innegehalten 
worden sind. Trotzdem spricht er von einem „wilden Streik“. 
Das ist eine Unehrlichkeit, die wirklich 
ihresgleichen sucht. Der Komba war ferner genau 
darüber unterrichtet, dass die Steikenden sich zur Fortfüh- 
rung aller Notstandsarbeiten bereit erklärt haben. und dass 
lediglich der Magistrat die Schuld trug, wem 
sie nicht überall durchgeführt werden konnten. | 

Und gestützt auf diese Verdrehungen und Entstellungen, ver- 
sucht der Komba jetzt Sturm gegen unseren Bund zu laufen, 
indem er ihn weiter verdächtigt, dass er ein Gegner des Be- 
rufsbeamtentums wäre, Wir, die wir die Intetessen der tech- 
nischen Beamten, gerade hinsichtlich ihrer Beamtenrechte, 
aufs entschiedenste vertreten haben, die wir gerade gegen die 

Zurücksetzung der Techniker bei der Beamtenwerdung seit 
jeher angekämpft haben, sollen Gegner des Berufsbeamtentums 
sein! Wir, die wir schon im alten D.T.V, einen lebhaften 
Kampf für die Beseitigung der Kündbarkeit der Betriebsbeamten 
- geführt: und ihre lebenslängliche Anstellung zefordert und in 
vielen Fällen erkämpft haben, als der Zentralverband der Gei 
meindebamten, der Vorgänger des Komba, dieser Frage gleich- 
‚gültig gegenüberstand, werden in dieser Weise verdächtigt! 
Wir, die wir gerade durch die geschickte Formulierung unseres 
Technikertarifvertrages ‚bei der Stadt Berlin dahin gewirkt 
haben, dass hunderte unserer Kollegen -aus dem unsicheren Zu- 
stande, in dem sie sich befanden, befreit und in das Beamten- 
verhältnis überführt worden sind, sollen Gegner des Beamten- 
tums sein! RT 

Aber der Komba muss ja die Wahrheit verdreben, 

wenn er den Beweis führen will, dass die Techniker in seinen 
„Verband hineingehören. Denn sonst würde es allen Technikern 
offenbar werden, dass nur die Berufs organisation ‚der tech- 
nischen Beamten und Angestellten ihre wahre Vertretung sein 
kann, nicht aber die gemischte Organisation, in der sie von der 
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Masse der Verwaltungsbeamten unterdrückt. werden. Indem 2 
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man unseren Bund. aber als Gegner der Beamten hinstellt, 
glaubt man, die technischen Beamten für sich einfangen zu 
können. Man sucht sie jetzt dadurch zu ködern. dass man bei 
den Vorschlägen die Techniker möglichst hoch gruppiert. Wie 
man in Wirklichkeit die Techniker im Komba einschätzt, zeigt 
der Beschluss des Verbandstages des Kombain 
Königsberg im vorigen Jahre, wonach der Tech- 
niker in Anfangsstellung in - die Gruppe VI, aber erst nach 
Siähriger Praxis in die Gruppe VII gehören soll. Es ist eben 
weiter nichts als Stimmenfang,: nichts anderes als 
krasser Organisationsegoismus. der den Komba 
zum Kampf gegen unseren Bund treibt, nicht aber das Interesse 
am Wohlergehen der Techniker. Denn man rechnet dort ganz 
richtig: Ist es erst einmal gelungen, die Macht unseres Tech- 
niker-Bundes als Organisation der. Gemeindetechniker zu 
brechen, sind einmal erst die Techniker im Komba. dann ist 
es nicht mehr nötig, für die Techniker. einzutreten. weil die 
kleine Zahl der Techniker unter der grossen Masse der Ver- 
waltungsbeamten verschwinden wird und kein Organ mehr hat, 
um ihre Forderungen zu vertreten. H 


Welche Rechtswirkung hat die Verleihung der 
Beamteneigenschaft auf das Dienstverhältnis der 
zur „vorübergehenden Dienstleistung“ angenom- 
menen Behördenangestellten ? 


Das Recht zur Anstellung von Ausführungsorganen 
ist, wie an anderer Stelle bereits eingehend erörtert worden 
ist, ein Teil des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden. Die 
Gemeinde kann daher bestimmen, welcher Art von Behörden- 
angestellten und welche Anzahl sie anstellen will. Eine 
Schranke ist nur insofern gezogen worden, als Angestellte, 
denen die Ausübung obrigkeitlicher Funktionen obliegt, mit 
Beamteneigenschaft angestellt werden müssen; die Anzahl der 
Ausführungsorgane richtet sich naturgemäss nach dem Umfang 
der Aufgaben, welche eine Gemeinde zu erfüllen hat. 

Das preussische Kommunalbeamtengesctz 
ändert an dem Anstellungsrecht nichts, es will nur die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der hauptamtlich 
angestellten, besoldeten Kommunalbeamten 
regeln. Voraussetzung hierfür ist, dass der Wille zur An- 
stellung mit Beamteneigenschaft nach aussen hin kundbar ge- 
macht wird, die Aushändigung der Anstellungsurkunde ist der 
die Beamteneigenschaft im Sinne des K.B.G. begründende 
formale Akt. 

Die Tatsache, dass die beamteten Stellen zur Befriedigung 
eines „dauernden Bedürfnisses‘“ dienen, führte zu der Not- 
wendigkeit, auch Rechtsnormen für diejenigen 
Stellen aufzustellen, deren Inhaber zwar 
obrigkeitliche Funktionen auszuüben haben, 
aber nur zur Befriedigung eines „vorüber- 
gehenden Bedürinisses‘“ dienen, „deren Tätigkeit 
also von vornherein zeitlich und sachlich begrenzt ist“. Es 
bestimmt daher der $ 2 des K.B.G.: 

„Die. Rechtsverhältnisse ‘der zu vorübergehenden Dienstleistungen 
angestellten Beamten, unterliegen den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes nur insoweit, als dies ausdrücklich vorgesehen ist. 

Die Anstellung dieser Beamten erfolgt nach $ 1 Satz 2,“ 

Die zur vorübergehenden Dienstleistung 
angestellten Beamten erhalten also "eine An- 
stellungsurkunde ausgehändigt, wodurch ihnen 
persönlich die Beamteneigenschaft verliehen wird. Hierdurch 
werden sie Beamte, welche die Pflichten der Beamten 
voll und ganz, aber nicht deren Rechte haben, denn diese 
sind nach $ 2 K.B.G. ausdrücklich festgelegt. Diese Rechte 
sind enthalten im: 

a) 8 6 K.B.G. nach welchem über die Art und Höhe der 
Reisekostenentschädigung, welche den Kom- 
munalbeamten, einschl. der im 8 2 Abs. 1 erwähnten, 
bei Dienstreisen zugebilligt werden sollen, die Kommunal- 
verbände Vorschriften erlassen können. Kommen solche 
in Fällen, in welchen ein- Bedürfnis der Regelung besteht, 
nicht zustande, so kann die Aufsichtsbehörde die erforder- 
lichen. Vorschriften erlassen, welche so lange in Geltung 
bleiben, bis andere Bestimmungen seitens der Kommunal- 
verbände getroffen sind, 


Die Vorschriften der Kommunalverbände über Art und 
Höhe der Reisekostenentschädigung können sowohl als Re- 
gulativ wie als Ortsstatut erlassen werden. 

b) 87 K.B.G, nach welchem dem Kommunalbeamteın, 
einschl. der im $ 2 Abs. 1 erwähnten, der Rechtsweg 
hinsichtlich der streitigen vermögens- 
rechtlichen Ansprüche aus ihrem Dienst- 
verhältnisse gegeben ist. 


Der Witwe eines. zur. vorübergehenden. Dienstleistung, 
angestellten Beamten steht somit nicht der Anspruch auf 
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dass Gnadengehalt des Verstorbenen zu. Aus dem 
Charakter der vorübergehenden Anstellung ergibt sich weiter, 
dass die Rechte der Beamten auf Pension und 
Hinterbliebenenbezüge fortfallen, die beam- 
teten Angestellten also sozialversicherungs- 
Peach Fig sind, und im übrigen der Inhalt des 

ienstvertrages der freien Vereinbarung 
unterliegt, insoweit nicht Sondergesetze 
zwingende Rechtsnormen enthalten. (Vgl. $ 10,13 
Betriebsrätegesetz, Beamtendiensteinkommensgesetz, in Ver- 
bindung mit Gesetz vom 8. Juli 1920.) Die Anstellungsbedin- 
gungen sind in die Anstellungsurkunde aufzunehmen (öfientlich- 
rechtlicher Dienstvertrag). 

Das Kommunalbeamtengesetz enthält im $ 10 Absatz 2 
die Bestimmung, dass die Städte und die diesen gleich- 
gestellten Gemeinden und Kommunalverbände bei Beamten, 
die zu vorübergehenden Dienstleistungen be- 
schäftigt werden, die Regelung der Annahmebedingungen 
vor dem Antritte der Beschäftigung vorzunehmen haben. 
Es soll, hierdurch denjenigen Streitigkeiten vorgebeugt werden, 
welche über die Frage entstanden sind, ob das Beschäftigungs- 
verhältnis eines zur Aushilfe angenommenen Beamten ein 
lediglich vorübergehendes sei oder nicht. Die zu- 
vorige Regelung der Annahmebedingungen bei vorübergehender 
Dienstleistung ‘wird den Gegenstand der Beschäftigung und 
die oraussichtliche Dauer derselben neben den vermögens- 
rechtlichen Momenten zu umfassen haben. (Privatdienstvertrag.) 

Es soll noch darauf hingewiesen werden, dass man die Stel- 
lung des Dauerangestellten im Sinne des Ge- 
setzes vom 8. Juli 1920 dadurch zu stärken glaubt, dass 
man diesem die persönliche Beamteneigenschaft 
verleiht. DieseÄnsieht istirrig; denn man macht 
dadurch den Dauerangestellten wohl zum Be- 
amten mit sämtlichen Pflichten, gibt ihm 
aber nicht dessen Recht.. Man stellt ihn damit unge- 
fähr den Beamten gleich, die zur vorübergehenden Dienst- 
leistung angestellt werden. Dem „persönlich beamteten“ Dauer- 
angestellten wird nicht das soziale Recht, Pension 
und Hinterbliebenenversorgung, gegeben; er muss vielmehr 
Angehöriger der Angestelltenversicherung bleiben, obgleich 
in-der Gewährung des Beamteneinkommens schon ein Abzug 
liegt, den die Anstellungsbehörde für sich als Rücklage für 
die späteren Pensionsbezüge, die er gar nicht erhält, in An- 
spruch rimmt. Will man dem Dauerangestellten schon Be- 
amteneigenschaft verleihen, so mache man ihn auch zu einem 
auf Kündigung angestellten Beamten im Sinne des 81. K,B/G, 
der nicht nur sämtliche Pflichten, sondern auch sämtliche 
Rechte besitzt. Assmann. 











00 . Rundschau oa 
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Der Komba und die Dauerangestellten. In der letzten 
Nummer des „Technischen Gemeindebeamten“ haben wir dem 
Preussischen Kommunalbeamten-Verband vorgeworfen, dass 
er niemals „an irgendeiner Stelle seiner Rundschau juristisch 
und sozialpolitisch“ zur rechtlichen Stellung der Dauerange- 
stellten sich geäussert habe. Wir entdecken ietzt. dass dieser 
Vorwurf nur zum Teil berechtigt ist. Der Komba hat nämlich 
doch bereits einmal Stellung genommen und seine Forderungen 
für die Dauerangestellten formuliert, allerdings beileibe nicht 
in der „Rundschau für Kommunalbeamte“, damit alle Mitelieder 
diese Stellungnahme erfahren und evtl. Krıtik daran üben 
könnten, sondern nur in dem Geschäftsbericht, den der Vor- 
stand dem Verbandstage erstattet hat. Dieser Gefchäftsbericht 
stand bezeichnenderweise auch nicht in der „Rundschau für 
Kommunalbeamte“, sondern nur in Heft 4 der „Schriftenreihe 
des Komba“. Hat der Komba vielleicht die Kritik zefürchtet? 
Auf dem Verbandstag sind jedenfalls lediglich zwei Anträge an- 
genommen worden, die nach spätestens 5iähriger einwandfreier 
Tätigkeit und nach vollendetem 25. Lebensjahre die Verleihung 
der Beamteneigenschaft und nach 10jähriger Dienstzeit die An- 
stellung als Beamter auf. Lebenszeit fordern. Sollte etwa zum 
Ausdruck kommen, dass auch dem Verbandstag die im Ge- 
schäftsbericht enthaltenen Forderungen als unzwlänglich er- 
schienen sind? Der Komba stellt für die Dauerangestellten auf 
Seite 14 des Geschäftsberichtes nachstehende Programmfor- 
derungen auf: 
1. Gehaltszahlung im voraus: wie bei den Beamten. 
2, Kündigung nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes 
nach _$ 626 B.G.B. : 





3. Ruhegehaltsberechtigung und _ Hinterbliebeifenversorgung 
wie bei den Beamten, 
4. Gleichstellung der weiblichen mit den männlichen An- 


gestellten. 
+» Zulassung aller ‚Dauerangestellten zu den Prüfungen, er- 
leichterte Prüfungen für die Uebergangszeit. 
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6. Befreiung von der Angestellten- und Krankenversicherung,. 


nach Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen durch die’ 
“ Anstellungsbehörde. 

7. Verleihung der persönlichen Beamteneigenschaft, auch-wenn - 
die Stellen nicht in Beamtenstellen umgewandelt werden, 
Diese Forderungen müssen allerdings unsere scharfe Kritik 

hervorrufen, denn sie bedeuten nicht im geringsten eine Sicher- 
stellung der Dauerangestellten, wie wir sie mangels einer an- 
deren Rechtsgrundlage unbedingt fordern müssen. 


Grundes. Er beschränkt diese Forderung aber nicht auf die 
Person des Angestellten, wie wir es in den in Nr. 12 des. 
„Sechnischen Gemeindebeamten“ vom 8. April 1921 aufgestellten. 
Richtlinien getan haben. Nach der Kombafassung ist vielmehr 
auch die Kündigung zulässig beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes, der in der Art des Betriebes liegt, also volle 


Der Komba 
fordert in Punkt 2 lediglich das Vorliegen eines wichtigen 


"Kündigungen und Versetzungen, si: ee ae Schtiäh- 


 tungsstellen ‚bei mangelhafter Eingruppierung und dergleichen. 


dem ° Beamtenausschuss unterstellt: 
‘verwirklichen, wenn man. nicht gleichzeitig die Forderung er- 
hebt, dass auch für die ESPRRBESteL EEE ein ‚Manteltarif abzu- 
; schliessen ist. | 


zum — Z. 8. 


Ueberantwortung an die Willkür der Gemeindebehörden. Nicht . 


einmal die dreimonatige Kündigungsfrist hat der Komba für 
notwendig gehalten, er ist also schon zufrieden. wenn die 
Kündigung monatlich erfolgt. 


In Punkt 6 fordert er Befreiung von der Angestellten- und B: 
im Deutschen 


Krankenversicherung, während er gleichzeitig 
Beamtenbund einen Gesetzentwurf vertritt. der die Kranken- 
fürsorge auch für Beamte fordert. 
gestelltenversicherung ist bei einer 
Formulierung der Kündigungsforderung ebenfalls eine 
ordentlich gefährliche Massnahme, ganz abgesehen davon, dass 
nach unserer Auffassung auch der Beamte alles Interesse daran 
hat, die Angestelltenversicherung freiwillig weiterzuleisten 
und sich dadurch einen Zuschuss zur späteren Pension zu 
verschaffen. 

Die Verleihung der „persönlichen Beatmteneigen 
in Punkt 7 ist aber jedenfalls der grösste Unfug, der in den For- 
derungen des Komba enthalten ist. Diese Forderung kann doch 
nur den Zweck haben, die Dauerangesiellten in den Glauben. 
an eine Sicherheit ihrer Rechtsverhältnisse zu 
keinesfalls begründet ist. Die „persönliche Beamteneigenschaft“ 
wurde und wird noch vielfach gerade ganz vorübergehend an- 
gestellten Arbeitnehmern verliehen, wie zum Beispiel den Nacht- 
wächtern der kleinen Gemeinden, die eine gewisse obrigkeit- 
liche Befugnis ausüben müssen. Es wird wohl niemand be- 
haupten, dass diese Nachtwächter etwa lebenslänglich ange- 
stellte Beamte sind, im Gegenteil, die Gemeinden haben von 
ieher sehr viel Wert darauf gelegt, die Anstellungsverträge so 
leicht lösbar wie nur möglich zu gestalten. : 
“ Wenn bei so unzureichenden Forderungen der Komba dann 
aber in Punkt 1 die Gehaltszahlung im voraus fordert, so ist das 
eine direkte Schädigung der Angestellteninteressen. Nirgends 
in seinen Programmforderungen ist eine wirkliche Sicherung 
enthalten, sondern die Kommunen haben nach wie vor das 
Recht, ieden dieser „Dauerangestellten“ auf die Strasse zu 
setzen, sobald es ihnen beliebt. Wenn dann der Angestellte 


sein Gehalt bereits im voraus erhalten hat, steht er vollständig 


mittellos auf der.Strasse und kann sehen, wie er sich über die 
nächste Zeit hinweghilft, bis er in irgendeiner Privatstellung 
wieder das dort nachträglich. gezahlte Gehalt erhält. Die An- 
gestellten werden dadurch in eine wirkliche Notlage gepresst, 
die aber dem Komba natürlich gleichgültig sein kann, denn 
wenn die Entlassung von der Behörde erfolgt ist, tritt der 
Kcmba ia nicht mehr für ihre Interessen ein. weil sie ja keine 
Gemeindeangestellten mehr sind. Auch diese Forderung des 
Komba beweist wieder, dass er nicht das geringste Verständnis 
für Angestellteninteressen hat, dass er auch nicht über 
sehen kann, wie die Rechtsverhältnisse der Angestellten sind 
und welche enorme Sicherung in einem Tarifvertrag enthalten 
ist. Wir können uns mit der-Einrichtung von Dauerange- 
stelltenstellen als Uebergangsmassnahme — als Endziel fordern 
wir die Ueberführung aller Dauerangestellten in das Beamtenver- 
hältnis — nur dann befreunden, wenn durch Ortsstatut zwin- 
gend unsere Forderungen erfüllt werden, die wir bereits in 
Nr. 12 des „Technischen Gemeindebamten“ und in unserer 
Flugschrift Nr. 7 - aufgestellt haben. Wir fordern. dass der 
Dauerangestellte nur unter nachstehenden 
gestellt wird. Er soll: 


1.nur kündbar sein aus einem wichtigen Grunde im 
Sinne des B.G.B,, der in dee Person des Angestellten 


liegt, und zwar soll die Kündigungsfrist mindestens 
drei Monate betragen, 
2. Anspruch auf Ruhegehalt, Witwengeld u. dergl. in 
genau der gleichen Höhe wie die Beamten haben, 
3.in allen übrigen sozialen Verhältnissen (Urlaub, Ge- 
haltszahlung usw.) ebenfalls den Beamten gleichgestelt sein und 
4.nach spätestens weiteren 5 Jahren in das unkünd- 
bare Beamtenverhältnis ernommen werden. 


Darüber "hinaus brauchen wir aber unbedingt das Mit- 
bestimmungsrecht des Angestelltenrates (Betriebsrates) bei 


Die Befreiung von der An- 
derartig‘ unzueichenden 
sser- 


schaft‘ 


wiegen, die 


Diese letzteren. Errungenschaften lassen sich aber nicht ver-. 
‚wirklichen, wenn man, dem Verlangen des Komba entsprechend, 


die Dauerangestellten „dem Betriebsrätegesetz\ entzieht und sie 
Sie lassen sich auch’ nicht 


Tarifverträge 


Die Bezahlung von Veberitundenarbeit für die dein Reichs- 
tarif unterstehenden Angestellten ist nach einem Schiedsspruch 
des Zentralschlichtungsausschusses beim Reichsarbeitsministe- 

I. 87° — nunmehr wie folgt geregelt: 

; Schiedsspruch. 

. 1. Die Grundsätze des B.G.B. über Ausiegung. von Verträgen nach Treu 
und Glauben finden auf die Auslegung des Tarifvertrages 
für die Angestellten bei den Reichs- und den 
BERSEBISCHER Staatsbehörden Anwendung. 

2. Ziffer 3 des $ 2 des genannten Tarifvertrages ist hiernach wie 
folgt auszulegen: 

a) Bei ausserordentlichen und dringenden Bedürfnissen: ist Kr 

“  Angesteilte grundsätzlich verpflichtet, auch über die festge- 

setzte Zeit hinaus ohne besondere. Vergütung zu arbeiten. 

b) Eine Vergütung ist auch in diesem Fa.le geschuldet, wenn und 
soweit im Laufe von 2 Wochen mehr ais 24 Ueberstunden 
auf Verlangen der Dienststelle geleistet werden. 

c) Eine Vergütung ist auch dann geschuidet, wenn und soweit 
von einer Behörde regelmässige Ueberstundenarbeit über 
die Dauer von 2 Wochen hinaus, namentiich zur Bewältigung 
von ausgedehnten -Sonderaufgaben angeiordert und 
geleistet werden. Diese von der 3. Arbeitswoche an ge. 
leisteten Sonder überstunden sind ihrer vollen Zahl nach 
zu vergüten. 

d) Die Vergütung für die vergütungspflichtigen _ Ueberstunden 
ist nach Stunden zu bemessen unter Zugrunde: egung des Ge- 
samteinkommens mit einem Aufschlag von 25 Pro.ent. 

Angefangene halbe Stunden werden als volle haibe Sande 
gerechnet. 3 

gez. Geilenberg, Ober-Reg.-Rat. 

„» Reg.-Rat Dr. Henkendorff. 7 

» Walter Kranz. 5 

gez. Dr. Caesar, 

unparteiischer Vorsitzender i.V. 


gez. Max Scholz. 

K. Oettekind. 
Fritz Wechsung. 
gez. Plöhn, . 

Schriftführer, 


Aus anderen Verbänden 


Der Antrag Schäffer im bayerischen Landtage, der in seinem 
Enderfolg eine Rechtlosmachung der bayer. Gemeindebeamten 
"bezweckte (s. Nr. 22 des „T.G.-B.“ vom 26. August) hat in 


den bayerischen Gemeindebeamtenkreisen einen Sturm der Ent- 


wenigstens soweit abzuschwächen, 


[ 


2 finanztechnischen 
Bedingungen an- 


‚dem 
stand beim Staatsministerium vorstellig geworden und hat dort 


‚schlechter zu besolden, dann würde eine Erbitterung 


rüstung hervorgerufen. Auch in den Kreisen der Gemeinde- 
techniker sind sofort Protestyersammlungen einberufen. Ausser- 
ist unser Landesausschuss zusammen mit dem Gauvor- 


in persönlicher Aussprache mit dem in Frage kommenden Reie- 
renten sowie in Aussprachen mit führenden Landtagsabgeord- 
neten versucht, den Antrag zu Fall zu bringen oder doch 
dass eine Gefahr für die 
Gemeindebeamtenschaft nicht mehr besteht. Die Rückwirkung 


dieses Antrages, falls er tatsächlich im bayerischen Landtage 


zur Armahme gelangen sollte, würde von unberechenbaren 


‘ Folgen auch .auf die übrigen Länder sein. Wenn es einmal zur 


Norm werden sollte, dass „mangelnde Leistungsfähigkeit der 
Gemeinden“ einen Grund bildet, die Beamten und Angestellten 
in die 
Kreise der Kleinstadt- und Landbeamten hineingetragen werden. 
die von den unheilvollsten Wirkungen für unser Wirtschaits- 
leben sein muss. Denn bei der heutigen Finanzmisere 





5 


der Städte kann mangelnde Leistungsfähigkeit bald von ieder 
Gemeinde geltend gemacht werden, die nicht im Besit> eines E 


‘Gas- oder Elektrizitätswerkes ist, mit dem sie ihre Finanzen 


wieder etwas aufbessern kann. Jedenfalls ist es undenkbar. 
‚die Beamtenschaft hungern zu lassen. weil die Städte mit ihren 


zu einem Ziele gelangen. 


Für Fiechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leider; heile ich unter Garantie mit meinem 


vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben.. - Eine Flasche genügt. / Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


ra IFA ORDUNARE 23, Sprechstunden - 9—1N und 3—4 Uhr . 


Auseinandersetzungen mit dem Reich nicht 
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Kommunalisierung oder Privatwirtschaft? 


in den letzten Nummern des „Berliner Tageblattes“ wird 
in mehreren Artikeln der Standpunkt vertreten, dass die 
kommunalisierten Betriebe und Werke der Stadt Berlin 
unrentabel seien und dass es deshalb unbedingt erforderlich 
sei, diese Betriebe in eine gemischtwirtschaftliche 
Form zu überführen. In einem der Artikel wird der Vor- 
schlag gemacht, eine Vereinheitlichung des Berliner Ver- 
kehrswesens herbeizuführen und zu diesem Zweck die Berliner 
Strassenbahn an das Privatkapital zu verpachten. 
Wir ‚müssen zunächst einmal feststellen, dass die der Stadt- 
verwaltung gemachten Vorwürfe über eine Misswirtschaft in den 
siädtischen Betrieben ungerechtfertigt sind. Die Städtischen 
Elektrizitätswerke, die noch aus früherer Zeit her eine 
kaufmännisch und technisch durchgebildete Leitung und Verwal- 
tung haben, haben im letzten Jahre bei guter Instandhaltung ihrer 
Anlagen einen Ueberschuss von 90 Millionen Mark er- 
bracht. Bei den Städtischn Gaswerken betrug dieser 
Ueberschuss 15 Millionen Mark, wobei zu berücksichtigen ist, 
dass man den Gaspreis aus sozialen Motiven, nämlich mit Rück- 
sicht aut. die arbeitende Bevölkerung der Stadt Berlin, ver- 
hältnismässig niedrig gehalten hat. Hinzu kommt allerdings, 
dass bei den Altberliner Gaswerken noch einzelne Werke 
im Betriebe sind, die mit veralteten und deswegen kostspieligen 
Einrichtungen arbeiten. Die Strassenbahn hat noch heute 
unter den Nachwirkungen des Krieges zu leiden. Es rächt sich 
jetzt die Entziehung jeglichen Materials für diese Betriebe 
zum Besten der Kriegsindustrie. Dadurch sind die Schienen 
und das Fahrmaterial in so grossem Umfange heruntergewirt- 
schaftet, dass die Kosten für Ausbesserungsarbeiten und Ma- 
terialbeschaffung jeden Ueberschuss verschlingen. Hinzu 
kommen noch gewisse politische und persönliche Widerstände, 
die systematisch darauf hinarbeiteten, dem Privatkapital Ein- 
fluss auf die städtischen Betriebe zu verschaffen. Es handelt 


‚sich hier um genau dieselbe Erscheinung, die wir in Reich 


und Staat zu beobachten hatten, den sogenannten „Geheimrats- 
geist“, der die Verfügungen der Spitzenbehörde und ihre 
Anregungen aus innerem Widerstreben heraus sabotiert. 


Die Ueberführung der Werke in eine gemischtwirtschaft- 
liche Betriebsform oder auch die Verpachtung an das Privat- 
kapital bedeutet naturgemäss eine schwere Schädigung 
der im Betriebe tätigen Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten. Die beabsichtigte privatkapita- 
listische Leitung wird natürlich keineswegs gewillt sein, den 
‚Arbeitnehmern so weitgehende soziale Rechte zu gewähr- 
leisten, wie es die Stadtgemeinde getan hat. Die für jeden 
städtischen Arbeitnehmer, geltende Ruhegehaltsordnung, die 
Ueberführung in das unkündbare Beamtenverhältnis sind Vor- 
teile der kommunalisierten Betriebe, die bei namhaften Einfluss 
des Privatkapitals naturgemäss verschwinden werden. Dass es 
so ist, beweist uns eine Entschliessung der technischen Kollegen 
aus Königsberg, wo man mit der Ueberführung der 
Betriebe in selbständige Betriebsgesellschaften unter Kontrolle 
der Stadt schon einige Erfahrungen gemacht hat. Die Ent- 
schliessung lautet: 


„Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung sind städtische 
Betriebsverwaltungen, die dem sanitären Interesse der ganzen Ein- 
wohnerschat (Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke und Strassenbahn) dienen, 
in selbständige Unternehmungen in Form von G.m.b.H. 
umeewandelt und so dem Einfluss der Stadtverordnetenversammlung 
entzogen worden. Wenn auch nach $ 2 der Verwaltungsgrundsätze für 
die Geschäftsführung dieser Gesellschaften die Rechte der Arbeiter, An- 
gestellten und Beamten bestehen bleiben sollen, so müssen wir dennoci 


Der iechnische JemeindeDeam 
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feststellen, dass damit ein allmählicher Abbau des Berufs. 
beamtentums — vorläufig nur der Gasanstalt — verbunden Ist, 
da nach Abschiebung eines Teiles der Büro- und Kassen- 
beamten zum Magistrat bei eintretenden Pensionierungen 
und Todesfällen von Beamten die freigewordenen Stellen 
durch Angestellte besetzt werden, Fin jederzeit ge- 
kündigt werden kann. Durch die Unverantwortlichkeit dieses 
Personals, das dem steten Wechsel unterworfen ist, müssen natürlich 
Betriebe, bei deren Vernachlässigung die Gesundheit der ganzen Be- 


® 


völkerung in Frage gestellt wird, besonders leiden, da die Folgen erst 
nach längerem Zeitraum sich ‚bemerkbar machen, während auf der 
anderen Seite besonders in der ersten Zeit mit den durch Ver- 
minderung des Personals gemachten Ersparnissen geprunkt wird. Aus 
diesen Gründen hält die Königsberger Beamtenschaft den vom Magistrat 
vorgeschlagenen Weg als nicht dem Interesse der Allgemein- 
heit dienend.* 


Diese Entschliessung zeigt bereits, dass auch in Königs- 
berg, wo noch ein weitgehender Einfluss der Stadtverwaltung 
durch den Uebergabevertrag gesichert ist, systematisch die 
Beamtenstellen eingeschränkt werden. Wir haben vor einem 
Jahre schon einmal in Berlin eine ähnliche Situation gehabt, 
die allerdings infolge der damaligen politischen Konstellation 
nicht so gefährlich war wie die heutige. Damals propagierte 
der Stadtbaurat Horten die gemischtwirtschaftliche Betriebs- 
form. Wir sind ihm damals mit aller Entschiedenheit 
entgegengetreten, weil wir der Meinung sind, dass ein solches 
Gewaltmittel durchaus noch nicht notwendig ist, um 
den gerügten Missständen abzuhelfen. 


Zunächst müssen wir fordern, dass für die städtischen 
Werke und Betriebe Irdiglich kaufmännische und 
technische Gesichtspunkte massgebend sein dürfen. 
Die kameralistische Verwaltung, der Einfluss des Juristen und 
Verwaltungsbeamten auf die Leitung der Werke muss rest- 
los beseitigt werden, dann wird sich schon manche Hem- 
mung in der heutigen Geschäftsführung von selbst beseitigen. 
Es wird aber dann auch möglich sein, die Gewinne, die immer- 
hin noch aus den Werken herausgeholt werden, so anzuwenden, 
wie es im Interesse der Bevölkerung notwendig ist, nämlich 
zu einer Erneuerung der teilweise veralteten Einrichtungen. 
Ein erheblicher Teil der jetzigen Einkünfte der Werke tritt 
doch nur deswegen nicht in die Erscheinung, weil er bei der 
kameralistischen Bewirtschaftung einfach in der Kasse der 
städtischen Verwaltung verschwindet. Die Durchdrin- 
gung derstädtischen Betriebe mit kaufmänni- 
schem und technischem Geist bedeutet Aus- 
nutzung aller Betriebseinrichtungen unter 





Wer ist Geoner des Berufshenmtentums ? 
Wer für die Kommunalisierung eintritt, schafit da- 
mit die Möglichkeit, Beamtenstellen zu schaffen. 


Das tut unser Bund! 


Was iut dagegen der „Komba“? 


Er ist über die „Rateb” dem „Reichsbund destscher 
Technik“ angeschlossen, der für eine Ueberführung 
der Städt. Werke und Betriebe in die ge- 
mischt-wirtschaftliche Betriebsiorm ein- 
tritt, Er fördert also den Einfluss des Privat- 
kapitals und damit den 


Abbau des Berufsbeamtentums. 
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auch Abstossung 
bezw. Erneuerung 


aus nicht notwendig 


kapital zu machen. ö; 

Wir hätten gewünscht, in diesem Kampfe, der nicht nur die 
Interessen des Technikers angeht, auch die übrigen Arbeit- 
nehmerorganisationen der Stadt Berlin restlos aut unserer 
Seite zu sehen. 
dass der wohl 
band der Kommunalbeamten und -Angestell- 


ten Preussens, sich diesen Bestrebungen gegenüber voll- 


ständig passiv verhält. Dadurch, dass der Komba es 
ablehnt, zu solchen Wirtschaftsfragen Stellung zu nehmen, 
weil er Angst hat, die „Einheit seiner Mitgliedschaft hierdurch 
zu gefährden‘,-schaltet er sich nicht nur bei Vertretung solcher 
Fragen aus, sondern er unte rstützt noch passiv das 
Privatkapital bei der Entrechtung der Ange- 
stellten und Beamten. Der „Komba“ ist bekanntlich 
mit seiner Technikerfachgruppe über die „Rateb“ (Reichs- 
arbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände) dem 
„Reichsbund. deutscher Tech nik‘ angeschlossen,’ 
der schon in. seiner ganzen Zusammensetzung ein starkes 
Ueberwiegen der Arbeiterinteressen zeigt und der ‚auch wieder- 
holt eindeutig für die gemischt-wirtschaftliche 
Betriebsform der gemeinnützigen Werke einge- 
treten ist. Auch durch diesen Anschluss fördert der Komba 
wiederum die Interessen des Privatkapitals zum 
Schaden seiner eigenen Mitglieder Es genügt 
nicht, in Zeitungsartikeln und schönen Reden die Erhaltung 


und den Ausbau des Berufsbeamtentums zu vertreten, sondern . 


die Zeit erfordert gebieterisch, dass alle Beamtenor ga- 
nisationen vom Standpunkte des Arbeitnehmers und Ver- 
brauchers aus eindeutig eintreten fürKomm unalisie- 
rung und Sozialisie rung, also für die Ueberführung 
der gemeinnützigen Betriebe und Werke in die Gemeinwirt- 
schaft. Eine solche‘ Politik schafft erst de Voraussetzu n- 
gen, aut die sich das Beamtentum aufbaut. Wir müssen nicht 
nur vom Preussischen Kommunalbeamtenverband, sondern auch 
ven den anderen Beamtenorganisationen erwarten, dass sie sich 
diesen Forderungen der Zeit anpassen und aktive Beamten- 
politik treiben, auch auf die Gefahr hin, dass es einmal ein 
paar 1000 Mitglieder kostet, die auf Grund ihrer partei- 
politischen Zugehö rigkeit nicht einsehen wollen, 
dass die Forderungen auf Sozialisierung und Kommunalisie- 
rung in voller Wahrung der satzungsgemässen 
parteipolitischen Neutralität lediglich vom 
Arbeitnehmerstand punkt aus aufgestellt sind. 


- 


Die neue Teuerungsbewegung 


Zur Führung der Verhandlungen über die Gestaltung der 
Einkommen. der. Arbeiter, Angestellten und Beamten in Reich 
und Preussen haben die in Frage kommenden 5 Spitzenorgani- 
sationen eine zwanziggliedrige Verhandlungskommission ein- 
gesetzt, zu welcher der A.D.G.B. und AfA-Bund 8 Ver- 
ireter, der D.B.B. 5 Vertreter, der Deutsche Gewerkschafts- 
Bund 5- Vertreter und der Gewerkschaftsring 2 Vertreter dele- 
Ba Von- unserem Bunde: hat Kollege Queisser an den 
'erhandlungen- teilgenommen. 

Das erste Mal konnte die erfreuliche Tatsache verzeichnet 
werden, dass Arbeiter, Angestellte und Beamte geschlossen 






Neue Tewerungszulagen hetingen nene Kämpfe! 


Zeichnet für den Kampifonds des Bundes! 


Kampffondsmarken zu 5 und 10.M. sind von allen Ver- 


trauensmännern, Ortsverwaltungen, Gauverwaltungen und in der 
Hauptverwaltung erhältlich. : Be 









rationellster Verwertung der zur Verfügung. 
stehenden Mittel und Kräfte; das bedeutet natürlich 
unwirtschaftlicher Betriebe 
veralteter Betriebseinrich- 
tungen. Diese Forderung lässt sich aber auch verwirklichen 
in einem kommunalisierten Betriebe. Es ist dazu durch- 
‚ aut Kosten der Arbeitnehmer das sehr. 
zweifelhafte Experiment der Ueberantwortung an das Privat: 


Wir müssen jedoch mit Bedauern feststellen, 
am meisten interessierte Verband, der Ver- 





wi 
br. 


in einer Einheitsfront standen, we  Tand 
nachstehenden, der Regierung unterbreiteten, Forderungen: 
Berlin, den 26. Oktober 1921. 

An die Reichsregierung _ 


Berlin. 
Der Deutschen 


stetige und sprunghafte Preissteigerung der Lebensmittel 
_Bedarfsartikel folgende Forderungen ergebenst zu unterbreiten: ' 


Be A. Für die Beamten.- 
1. Eine zeitgemässe, den 


sowie des Teuerungszuschlages nach Anlage A 


in dreifacher Höhe der gesetzlichen Grundbeträge zu gewähren. 


lichen Diätare, 


== 4. Festsetzung der Bezüge der Beamten im Vorbereitungsdienst (Ver- 


ordnung vom 23. August 1920), und zwar 
für Zivilanwärter 
für Militäranwärter und 
Beamte mit Fachausbildung . 100 Prozent 
der Bezüge der Diätare, 
5. Volle Auswirkung der unter 


regelung auf Ruhestandsbeamte und Beamtenhinterbliebenen. 


99 Prozent, 


6. Neuregelung der Grundsätze für die Berechnung "des Besoldungs- 
rderungen in ge- 


> 


dienstalters, insbesondere bei. Aufstieg und’ .Befö 
rechter, einfacher und übersichtlicher : Weise, 


B. Für die Angestellten... I 
‚ 1. Uebertragung der für 


tarif fallenden Angestellten. 


2. Entsprechende Erhöhung der Gehaltssätze für Jugendliche und 


Lehrlinge. 


3. Volle Anwendung des Reichsteiltarifes auf. die gegen Privat- 


dienstvertrag angesteliten Personen. 
"CH, Tür die Arbeiter. 
1. Eine ‚Erhöhung der Grundlöhne von 


2.60. M. pro Stunde in Ortsklas® A 
2.70 BD 


„ „ » » „ 2 
2.80 „ » Hy „ vn L 
2.90 7, „ » ) ee 9) 


3.00 


’ 







welche. ihren Ausdruck. fand in 


Teuerungsverhältnissen entsprechende Er- 
höhung des Grundgehaltes und eine Neuregelung des Ortszuschlages 


2. In allen Ortsklassen und Besoldungsgruppen ist ein Kinderzuschlag 
3. Die, Neuregelung der Diätenordnung im Sinne der ab 1. August 
1921 getroffenen Vereinbarung und auf der Grundlage der unter 1 


durch Anlage A geforderten Neuregelung der Einkommensverhält- 
nisse, Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes für die weib- 


Ziffer 1. und 2-eforderten Neu- 


die Beamten unter Ziffer A aufgestellten 
Forderungen in vollem Umfange auf die unter den Reichsteil- 


z » „ 2) „ ’ = a 8 R 
2. Gewährung eines Kinderzuschlages nach den deı Kindern der Be- 


amten gewährten Sätzen. 


3. Neuregelung der Bezüge der weiblichen Bediensteten, der jugend- 


lichen Arbeiter und der Lehriinge. ; ER 
4. Bereitstellung entsprechender Reichsmittel zwecks der notwendigen 
+ Erhöhung der Bezüge der Rentenempfänge,. ° = % 
5. Erhöhung aller übrigen nicht nach Prozenten berechneten Zuschläge, 
für auswärtige Beschäftigung, bei Uebernächtung, für Nachtarbeit 
und Beamtendienst, ER ie 
h .D. Gemeinsame Forderungen, Zah Pe: 
" 1. Erhöhung der Besatzungszulage um 120 Prozent bei g’eichzeitiger 
Regelung der Ueberteuerungszuschläge für die Grenz- und ‚Industrie- 
Behläte: 3 i & ee SCHE 


2. Sicherung des Achtstundentages. _ 


3. Den Betriebs- und Beamtenräten ist das nötige" Mass von Bewe- - 


 gungsfreiheit und das unumgänglich notwendige Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrecht zu sichern. Be nz 


4. Entsprechend dem vom Reichstag- wiederholt. aufgestellten Grund- 


satz, wonach die Bezüge im Reich, in den Ländern und in den 
Gemeinden gleiche sein sollen, sind die deı Ländern vom Reich 
zu gewährenden Zuschüsse dergestalt. zu erhöhen, dass sie zur 
Entlastung leistungsschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände aus- 
reichen. Diese Unterstützung ist den Ländern . zur Pflicht zu 
machen, / b } 
- 9. Geeignete Massnahmen zur 
'  Tascheren Anpassung der Bezüge des Personals an’ die fortschreitende 
Teuerung. Wir ersuchen, unmittelbar im“ Anschluss an die” Be- 
Tafungen über die jetzt vorzunehmende Erhöhung der Bezüge mit 
uns in Verhandlungen über diese_ Frage einzutreten, ER 
6. Die erhöhten Bezüge treten für alle Bediensteten ab 1. Oktober 1921 
in Kraft. 2 TE a. = 
Namens der dem u - a 
Allgemeinen Deutschen Gewe chaftsbund ange- 
schlossenen Organisationen, EN BR 
i. A. gez. Scheffel; Boa Fer 
des Deutschen Beamten-Bundes, 
.» gez. Kugler; : 5 


- gez. Süss; - BE; 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes, ; 


gez. Diem; 
des Gewerkschaftsringes; 
gez. Scaruppe. at: 
Die von 


Ss 


welcher auch die zwischen den einzelnen Gruppen. bestehenden 


vo. 


Erhöhung des Ortszuschlages in allen Klassen und Stufen um. 
Ferner wurde ein einheitlicher. Teuerungszu- 


Herbeiführung einer leichteren und 


des AfA-Bundes, ee 


| ‚ den Organisationen aufgestellte -Besoldungsskala 3 
„sah neben einer erheblichen Erhöhung der Grundgehälter, in 





Reichsregierung gestatten sich. die unterfertigten 
Organisationen. unter Hinweis auf die Unzulänglichkeit der im August 
d. J. vorgenommenen Erhöhung der Einkommensverhältnisse des Per- 
sonals der Reichs- und Staatsbetriebe und in Rücksichtnahme auf die 


und aller 
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schlag für alle Besoldungsgruppen und alle Ortsklassen von 
0600 M. jährlich gefordert. Der Vorschlag der Organisationen 
soilte den Beamten der unteren Besoldungsgruppen ein Gesamt- 
Bruttoeinkommen von ungefähr 20000 M. sichern, welches nach 
Abzug der Steuern ein Monatseinkommen von rund 1520 M. 
gewesen wäre. Wird von diesem Betrage ein Aufwand von 
100 M. für Wohnungsmiete in Abzug gebracht, verbleibt zur 
Fristung des Lebens ein Betrag von 46 M. täglich, welches 
als das Minimum des zum Leben Notwendigen angesehen 
werden muss. SER 
Die Regierung lehnte den Vorschlag der Organisationen ab, 
insbesondere wandte sie sich gegen die Einführung eines nomi- 
nell gleichen Teuerurigszuschlages oder eines Mindestteuerungs- 
zuschlages mit dem ausdrücklichen Bemerken, dass hierdurch 
eine erhebliche Nivellierung gegenüber den höheren Gehältern 
eintreten würde, die nicht mehr verantwortet werden könne, 
Nach langen, schwierigen Verhandlungen, welche ausser 
mit der Regierung, auch mit dem 23. Ausschuss des Reichstages 
geführt werden mussten, wurde nachstehende Vereinbarung 
getroffen: 
Gehal!stabelie der Beam!en nach der Neuregelung mit Wirkung vom 
1. Okiober 1921. 
A Grundgehälter in Hunderten (z.B, 159 — 15 900 M.) 

Anlargs;ebalt nach 2 4 6 8 10 12 14- 16 Jahren 

1 75 81 87 93 995,610: CHO1=@118.° 120 

Il 100304 18. 1127 116 ° 120- 124 127.190 

Hi 1 119052 325° 7130: = 1342. 4387 %..142- 146. 180 
227071357 MO. 144 448 182 1.156; 160 

v Bea 7143,77 150 7.4156 °,458. 2.162 5 4166 170 

v! 145 152 N | 17° 18 139 19 

vi CO 546974177 32185 7.193, 20. 209 217°: 225 
vii 180 192 . 204 216: 298 240 250 260: : 
70772357 .27.240 7... 255..5.:2%0- 285 300. 10 
E68 7.286. - 304 : 922... 338.354. 370 
Xi 300 320 340 360 380 400 420 440 


x 389 415 450 480 510 549 570 —_ 
x 530 600 679 740 290 —_ _ = 


B. Ortszuschiage 








1171 11; 


Grundgehalt 
bis 11500 über 11500 über 12700 über 15200 über16%0 über25500 über383000 





Or'zk’asse bis 12700 bis 15200 bis 16900 bis 25500 bis 38000 
A 3200 4100 4800 5600 6400 7200 8000 
b 2490 3500 3600 4200 4800 5400 6000 
rt 2000 2500 -0C0 3500 * 4000 4500 5000 
D 1660 2000 2400 2800 3200 3600 4000 
Er: 1200 1500 1800 2100 240) 2700 3000 


C. Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und Ortszuschlag 20 /,. 
D Kinderzuschlag. 





Für Kinder bis zr%6 14 21 Jahren 
150 200 250 M. pro Monat, 
F. Veuerungsz schlag zum Kinderzuschlag 29 %,. . 


F.Miätenordnung... 

Die Diätenordnung selbst wird nicht verändert. Im Wege des Etat- 
yesetzes wird zu den Sätzen der Diätenordnung ein Teuerungszuschlag gezablt, 
soda-s: das Gesamteinkommen beträgt: 

Für mänol. und weibl. Diätare mit 5 Jahren Diätariät 95, 95, 98, 100, 100%, 
de, Anlangsgehalts der Eingangsstufe. FR 

Für weibl Diätare mit. 8 jähr gem Diätariat (Post- und-Telegraphenver- 
waltung) 80, 85, 90, 95, 95, 98, 100 100°/, des Grundgehalts ihrer Eingangsstufe, 

Die Regelung derjenigen Fragen, welche nicht unmittelbar 
mit der Besoldungsordnung in Verbindung stehen .(z. B. Be- 
satzungsbeihilfe), bleibt weiteren Verhandlungen vorbehalten. 
Das Ergebnis über die Gestaltung der Besoldungen wird bei 
grossen Teilen der Beamtenschaft keine Befriedigung auslösen. 
Die neuen Gehaltsstaffelungen zeigen, dass die Forderungen 
der Beamtenschaft auf Gewährung eines Mindestteuerungszu- 
schiages, der für alle Gruppen der, gleiche ist, nach wie vor 
erhoben werden muss. 

Bei Schluss der Redaktion lagen weitere Ergebnisse über 
die Entlohnung der Angestellten und Arbeiter noch nicht vor. 
00 


ic Rundschau 


Eine bemerkenswerte Entscheidung zum Sperrgesetz hat 
der Bezirksausschuss zu Arnsberg am 4. Oktober 1921 
in Sachen der angefochtenen Besoldungsordnung der Stadt 
Dortmund gefällt. Der Regierungspräsident hatte eine Be- 
stimmung der Bes.O. beanstandet, die den Beamten die auf 
Grund der ersten Regelung gewährten Bezüge gewährleisten 
wollte. Die Entscheidung lautet: 


Der Bezirksausschuss, - Abteilung I, zu Arnsberg hat in seiner 

Sitzung am 4. Oktober 1921 beschlossen, den Einspruch des Re- 

ierungspräsidenten zu Arnsberg gegen die Besol- 

nn der» Stadt Dortmund vom 20. Juni 1921 als 
unzulässig zurückzuweisen. — 
Gründe: 

Um der ‚Vorschrift des $ 3 des Reichsgeseizes zur Sicherung einer 
einheitlichen Regelung der Beamtenbesoldung vom: 21. Dezember 1920 
zu genügen, hat die Stadt Dortmund die Besoldung ihrer Beamten 
neu geregelt und die betrefiende Besoldungsordnung vom 20. Juni 1921 
dem Regierungspräsidenten eingereicht, welcher sie mittels Einspruchs 
beim Bezirksausschusse angefochten, hat. — Nach Vorschrift .des $ 9, 
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Absatz 1 a. a. OÖ. bedürfen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 


Besoldungsvorschriften, bevor sie in Kraft treten, der Genehmigung 
der obersten Landes- bzw. von dieser zu bestimmenden Aufsichts- 
behörde. — Als solche ist durch Erlass des Ministers des Innern vom 


19. Mai 1921 die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde bestimmt. Wird 
diese Genehmigung versagt oder bestehen Meinungsverschiedenheiten 
über die von der Aufsichtsbehörde verlangten Aenderungen, so kann 
nach Vorschrift des Abs. 3 a. a. O..die Gemeinde 'die Entscheidung 
eines Landesschiedsgerichtes ancufen. — Einspruch beim Be- 
zirksausschuss, wie solcher nach dem Gesetz vom 8. Juli 1920 (G.-S. 
S. 383) vorgesehen war, ist demnach gegen die zur Neuregelung der 
Besoldung auf Grund des vorerwähnten Reichsgesetzes erlassenen Vor- 
schriften nicht zulässige. — 

Musste daher der ‘Einspruch als unzulässig verworfen werden, so 
erübrigt sich ein Eingehen auf die Sache seibst. Es sall jedoch zu 
dem allein noch streiiigen Punkte des Einspruchs bezüglich der ver- 
langten Streichung des $ 21 Abs. 3 der Besoldungsordnung folgendes 
bemerkt worden: 

Der Bezirksausschuss, der gegebenenfalls auf Grund des 8 7 des 
Kommunalbeamtengesetzes über vermögensrecht.iche Ansprüche 
der Dortmunder Beamten auf Grund der alten Besoldungsordnung vom 
2. August 1920 zu entscheiden haben würde, ‘vermag der Auffassung 
des Regierungspräsidenten, das die Beamten, die nach der 
alten Besoldungsordnung besser gestellt sein würden, 
als nach der neuen, keinen Rechtsanspruch auf die 
höheren Bezüge haben, nicht zu teilen. — Das Gesetz be- 
treffend die vorläufige Regelung verschiedener Punkte des Gemeinde- 
beamtenrechts vom 8. Juli 1920 bezweckte nach Ansicht des Bezirks- 
ausschusses nicht, wie der Regierungspräsident annimmt, eine nur 
provisorische Regelung der Besoldung. — ‚Die Ueberschrift 
sollte vielmehr nur zum Ausdruck bringen, dass vorläufig nur einige 
Punkte des Gemeindcebeamtenrechts, nämlich die Besoldung, 
das -Dienstalter der Militäranwärter und die Anrechnung des Kriegs- 
dienstes geregelt werden, im übrigen aber die ‘umfassende Regelung 
des Beamtenrechtes einem späteren Gesetz vorbehalten bleiben 
sollte. — 

Bezüglich der Besoldungsvorschriften bestimmt sodann der 82 Abs. 3 
ausdrücklich, dass sie, wenn Einspruch nicht erhoben ist oder der Ein- 
spruch seine Erledigung gefunden hat, in Kraft treten. — Dieses 
Inkrafttreten muss zur Folge haben, dass die Besol- 
dungsvorschriften rechtliche Wirkungen erzeugen, also 
vermögensrechtliche Ansprüche für die Beamten be- 
gründen. — Nach ausdrücklicher Vorschrift des $ 3 Abs. 1 des mehr- 
fach “angeführten Reichssperrgesetzes behalten aber die Beam- 
ten, die vor der Neuregelung einen Rechtsanspruch 
auf höhere Bezüge hatten, ihre wohlerworbenen Rechte, 
— Diese Rechte würden ihnen auch verbleiben, wenn das im Gesetz 
nicht besonders bestimmt wäre. — Denn nach allgemeinem Rechts- 
grundsatz haben Gesetze keine rückwirkende Kraft, falls sie sich solche 
nicht besonders beilegen. — 

Der streitige $ 21, der mit der angeführten Vorschrift des & 3 
des Sperrgesetzes übereinstimmt, besteht demnach nach Ansicht des 
Bezirksausschusses zu Recht. — 

Der Bezirksausschuss, Abteilung I zu Arnsberg. 


gez. Frhr. Quadt. 
Bai.C. 11. 265/21.6.u.7. 
Besoldungsordnungen 


Automatische Angleichung der Teuerungsbezüge der Ge- 
meindebeamten an die der Staatsbeamten, Wir entnehmen 
Heft 44 der „Kommunalen Praxis‘ nachstehende Notiz: 

„Preussen (Besoldung, Gemeindebeamten-): Die „Kleine 
Anfrage‘ der Abg. Meyer (Herford) und Genossen über 
Komba-Arbeit für Techniker 

In Nr.43 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ finden 
wir auf Seite 872 in einem Bericht über die Vorstandssitzung 
der Bezirksgruppe Gross-Berlin vom 7. Oktober 1921 nach- 
stehende Notiz: 

„Anträge dertechnischen Fachgruppe der 
Bezirksgruppe. 1. Geschäftsstelle für die technische 
Fachgruppe: 

Es wird beschlossen; Aus Gründen der zurzeit unter 
den Teehnikern nötigen Propaganda ist der 
Bezirksgruppenvorstand damit einverstanden, dass ein 
Mitglied der Bezirksfachgruppe Technik, Betrieb und Verkehr 
sich dem Bezirksgruppen-Geschäftsführer zur Auskunfts- 
erteilung täglich in der Zeit von 11—12 Uhr zur Ver- 
fügung stellt.“ 


- Also der Vorstand gestattet gnädigst, dass sich 
ein „Mitglied der Bezirksfachgruppe Technik, Betrieb 
und Verkehr” zur Auskunitserteilung „zur Ver- 
iügung stellt“! Und auch das nur, weil „zurzeit“ 
eine Propaganda unter den Technikern für nötig ge- 
halten wird! — Wenn also diese Notwendigkeit 
iortiällt, oder die „Propaganda“ ergebnislos: bleibt, ist 
auch die Auskunftsstelle — überilüssig! 


Komba -,Arbeit’! 
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Technischen Beamten und Angestellten, die aus 


Kommunalbeamten-Verbänden 


zum Bunde übertreien, 


wird die Zeit ihrer Mitgliedschaft in den Kommunäl- 
beamten-Verbänden auf’die Mitgliedschaft im Bunde 
angerechnet. Die durch Mitgliedschaft im früheren 


D. T.V. und B. t. i. B. sowie im Bunde erworbenen 
hitgliederrechte leben wieder auf. 









Gleichstellung der Gemeindebeamten mit den Staatsbeamten 
(Nr. 151 der Drucksachen des Landtags) wird, wie der amt- 


liche preussische Pressedienst mitteilt, vom Minister des Innern . 


folgendermassen beantwörtet werden: „Die Gemeinden sind 


auf Grund des preussischen Gesetzes vom 8. Juli 1920 bes 


treffend vorläufige Regelung - verschiedener Punkte des Ge- 
meindebeamtenrechts verpflichtet, ihre Beamten entsprechend 
den Grundsätzen des preussischen Beamtendiensteinkommens- 
gesetzes zu besolden. Da der Ausgleichszuschlag 
einen Teildes Beamtendiensteinkommens bil- 
det, verpflichtet eine Erhöhung des Aus- 
gleichszuschlags durch den Staat auchdie Ge- 
meinden zur Erhöhung des den Gemeindebe- 
amten zustehenden Ausgleichszuschlags, so- 
weit diese Erhöhung zu einer Gleichstellung des Dienstein- 
kommens der Gemeindebeamten mit dem der unmittelbaren 
Staatsbeamten erforderlich ist und im Rahmen des Reichs- 
sperrgesetzes vom 21. Dezember 1920 bleibt. Es darf aber 
nicht verkannt werden, dass im Laufe des Rechnungsjahrs not- 
wendig werdende Gehaltsaufbesserungen die Bereitstellung ders 
erforderlichen Mittel angesichts der ohnehin äusserst bedräng- 
ten Finanzlage der meisten Gemeinden auf grosse Schwierig- 
keiten stossen und eine vorübergehende Verzögerung der 
Durchführung zur Folge haben kann. Nur hierauf ist auch im 
Falle der Stadt Halle die Verzögerung der Gehaltsaufbesserung 
zurückzuführen. Die Stadt, die ihre rechtliche Verpflichtung 
stets anerkannt hat, hat im übrigen die auf Grund des staat- 
lichen Notzuschlags von 17 Prozent erforderlich gewordenen 
Aufbesserungen bereits im März d. J. und inzwischen auch die 
neuesten, infolge der letzten Erhöhung der staatlichen Notziu- 
schläge erforderlich gewordenen Aufbesserungen bewilligt. Be- 
sondere Massnahmen zum Schutze der Rechte der Gemeinde- 
beamten in dieser Hinsicht sind nicht erforderlich, zumal 
auch $3 des Gesetzesvom& Juli 1920 eine aus- 
reichende Handhabe bietet, um die Erfüllung 
der gesetzlichen Verpflichtungen durch die 
Gemeinden auch im Einzelfall zu Sichern“ 


Aus anderen Verbänden 


Der Komba und die Techniker. Der Koniba setzt alle Mittel 


ein, um die Techniker für seinen Verband zu werben. Er richtete 
in seinem Verbandsorgan, der „Rundschau für Kommunal- 
beamte‘‘, eine Spalte für „Techniker“ ein, die im wesentlichen 
mit Polemik gegen unseren Bund ausgefüllt ist, ab und zu aber 
sogar technische Artikel bringt! Und was für welche! 
Planlos wird mit der Schere hier und da ein Auschnitt gemacht. 
Aber weil wir keine technischen Artikel bringen, — in der rich- 
tigen Erkenntnis, dass eine technische Zeitschrift nicht einen 
Brocken bald aus diesem, bald aus jenem Fachgebiete der 
Technik ihren Lesern hinwerfen kann, wenn sie nicht mit Recht 
als dilettantenhaft bezeichnet werden soll, — muss die „Rund- 
schau für Kommunalbeamte“ dem Butab den Rang ablaufen. 
Jetzt geht der Komba sogar noch einen weiteren Schritt. 
In Nr. 37 der „Rundschau für Kommunalbeamte“ finden wir 
folgende Anzeige: 
Wir suchen zum möglichst baldigen Eintritt 
einen Verbandssekretär für unsere Hauptgeschäftsstelle 
und 
einen hauptamtlichen Geschäftsführer (Bezirkssekretär). 
Der Verbandssekretär muss Techniker, der Bezirkssekre- 
tär besonders auf dem Gebiete des Beamtenrechts durch- 
aus erfahren und möglichst mit den Verhältnissen bei den 


Kommunalverwaltungen in der Provinz Sachsen vertraut sein. # 


Bewerbungen sind unter Beifügung von Lebenslauf und 
Zeugnisabschriften an die Hauptgeschäftsstelle Berlin W50, 
Ansbacher Strasse 42/4311, umgehend einzureichen. Anstel. 
lungsbedingungen und Gehaltsansprüche. sind anzugeben. 

Verband der Kommunalbeamten und -angestellten 

Preussens e. V. 


Es wird ein erfreuliches Wirken für diesen Techniker sein, 
wenn er aus nächster Nähe zusehen kann, wie die Verwaltungs= 
beamten die Techniker stets an die Wand zu drücken suchen, 
Teen ee Ma ai 


Verantwortliches Schriftleiter: i. V, Heinrich Hornbostel, 
















































































Aus dem Bunde | 
Zur Beachtung! ö 


Briefanschriften unserer Reichs-, Landes- und Bezirksfach- 
gruppen. ar 


A. Reichsfachgruppe „Gemeinde- und Kreisverwaltungen"s 
Berlin NW52, Werftstrasse 7. 


Landesfachgruppe Anhalt: E. Kunze, Dessau, Bismarckstr, 21, 


5 Baden: Carl Münchenbach, "Karlsruhe, Dur- 
lacher Allee 55. 
n Bayern: Karl Horscheit, München, Lerchen- 


feldstrasse 32. 
Bezirksfachgruppe Oberbayern: Karl Horschelt, München, Lerchen- 
feldstrasse 32. 


* Niederbayern: Franz Hutter, Landshut #. Ds 

Bauhofstrasse. 
ee Schwaben: Witty, Augsburg, Stadtbauamt, Reisin- 

ger Strasse 13. 

. Oberiranken: Hans Hörl, Hof i. B, Weissen- 
burgstrasse 3, 

Pr Mittelfranken: Jordan, Fürth, Luisenstrasse 2, 

1% Unterfranken: Vogel, Würzburg, Wohnungsamt, 


Sophienstrasse 13. 
5; Oberpfalz: Binder, Regensburg, Badstrasse 50. 
Landesfachgruppe Hansastädte: 
Lübeck: Lammers, Lübeck, Fleischhauerstrasse 50. 
Hamburg: Thiede, Hamburg, Eilbecker Weg 194, 
Bremen: Bormann, Bremen, Isarstrasse 52, 
Landesfachgruppe Hessen: Schuch, “Offenbach-Bürgel, Sec- 


strasse 6. E 

- Mecklenburg: Schlinker, Schwerin i. M., 
Schelfstrasse 20. ' 

Y Oldenburg: F. Bohländer, Rüstringen, 


Göckerstrasse 70, 
Landesfachgruppe Preussen: Berlin NW52, Werftstrasse 7. 
Bezirksfachgruppe Brandenburg: Berlin C, Schlosspl. 7IH (Marstall). 


r Hannover: Zappe, Hannover, Heinrich-Heinepl. 2, 

en Hessen: Müntner, Cassel, Parkstrasse 51. 

r Linksrheinisch: Anton Franken, Köln-Ehrenfeld, 

Philippstrasse 68. 

= Pommern: Assmann, Stettin, Heinrichstrasse 50. 

Ostpreussen: Bönke, Königsberg, Hermann-Allee 18. 

An Rheinland-Westfalen: Spiess, Elberfeld, Juliusstr. 13. 

” Saargebiet: Ludw. Berlin, Saarbrücken, Kaiser- 
strasse 25. n 

r Sachsen: Dieckow, Halle a. S., An der Univer- 
sitätsstrasse 17 II. 

e Schlesien: Schwerin, Breslau, Alsenstrasse 26. 

r Obersch'esien: Franz Degenhardt, Ratibor, O.-Schl., 
Viktoriastrasse 8. 

n: Sch'eswig-Holstein: Bleibtreu, Altona-Bahrenfeld, 


Burgstrasse 23. 
Landesfachgruppe Sachsen: Kahnt, Leipzig-Schleussig, Stieg- 
litzerstrasse 2. 

Bezirksfachgruppe Kreishauptmannschaft Leipzig: P. Seid!er, Leipzig- 
Möckern, Eckardstrasse 18, 
Dresden:»P. Günther, Dres- 
den-N., Neu!änderstr. 169, 
Chemnitz: A. Scheller, Chem- 
nitz, Fürstenstrasse 12. 
Bautzen: Löwe, Hörnitz bei 
Zwickau, Nr. 140, ; 
Zwickau: R. Ranek, Plauen 
i.V., Neues Rathaus, Zim- 
mer 234, 
Landesfachgruppe Württemberg: Zoller, Stuttgart, Johan- 

cu nesstrasse 56. 
B. Landesfachgruppe „Preussische Provinzialverwaltungen“;: 
Berlin NW52, Werftstrasse 7. \ 
Provinz Brandenburg: Tilly, Berlin-Zehlendorf, Kamphausenstrasse 16 
(Beamtenfragen); Weichert, Berlin, Klixstrasse 4 (Ange- 
stelltenfragen). f Sr 

» Hannover: Fritz Pape, Hannover-Linden, Beihlehemstrasse 18, 

» Hessen-Cassel: Bindel, Cassel, Königstrasse 

»  Hiessen-Nassau: Fleinert, Wiesbaden, Niederwallstr. 10. 

» Ostpreussen: Schoefer, Königsberg i. Pr., Yorkstrasse 53, 

& Pommern: Gaunebenstelle Stettin, Bismarckstrasse 9. 
2 Rheinland: Max Gensel, Düsseldorf, Kolumbusstrasse 4. 

» Sachsen: Arno Knauth,- Erfurt, Blumenstrasse 6. 

» Schlesien: M. Grüning, Neustadt (Schl.). 
»  Schleswig-Holstein: E. Walter, Heide 1. Holst., Schumacher- 
strasse 14. ' 


» Westfalen: Zinow, Münster i. W., Landeshaus, Zinımer 84, 


„ >} 
” ”» 
” ” 


„ ”„ 





Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
4 vielbewährten Flechtenheil n8—14 Tagen. 
5 Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. 7 Preis 25 Mark. 

F. Müller, Heilkundiger, Bremen 
Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. 
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Beilage zur D.T.Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
in kommunalen und sonstigen Selbst- 
verwaltungskörpern 


Nummer 28 / 12. Jahrg. 





Das Anstellungsrecht der preussischen 


Kommunalverwaltungen 


Nach $ 56 Ziff. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
(östl. Prov.) erfolgte die Anstellung, soweit es sich nicht 
um vorübergehende Tätigkeit handelte, auf Lebenszeit. 
Die Unterbeamten, welche nur mit mechanischen Dienstleistun- 
gen betraut waren, konnten jedoch auf Kündigung angenom- 
men werden. Der $ 56 a. a. O. hat nun aber keineswegs die 
Anstellung aller im Dienste der Stadtgemeinden Beschäftigten 
algemein zwingend regeln wollen, denn die Gesetzgebung be- 
fasste sich nur mit den Anstellungsverhältnissen der als Be- 
amten im Dienst der Stadt angesteliten Personen (vgl. Urt. 
R.G. vom 20. Dezember 1912, III 172/12). Es kann deshalb 
nicht anerkannt werden, dass es unter Herrschaft der Städte- 
ordnung vom 30. Mai 1853 den Städten etwa verwehrt ge- 
wesen wäre, für nicht obrigkeitliche Leistungen die 
erforderlichen Kräfte statt im Wege der Anstellung als Be- 
amte auf Grund des bürgerlich-rechtlichen Dienstvertrages als 
Angestellte zu gewinnen. Nicht uur auf dem Gebiet der 
mechanischen Dienstleistungen, sondern auch auf dem der 
Technik und der wissenschaftlichen Mitarbeit hat es stets 
eine Reihe von Tätigkeiten gegeben, die entgeltlich geleistet 
wurden und für die die Städie geeignete Personen im Wege 
des bürgerlich-rechtlichen Dienstvertrages angenommen haben. 
Es sei nur darauf hingewiesen, dass in kleinen Städten mit 
eigenem Krankenhaus die erforderlichen Aerzte durch einen 
solchen Vertrag angestellt wurden. Lediglich mit Beamten, 
und zwar lebenslänglich angestellten Beam- 
ten, mussten nach $ 56 St.O. alle diejenigen Stellen be- 
setzt werden, deren Inhaber obrigkeitliche Obliegen- 
heiten, wenn auch untergeordneter Art, zu erfülien hatten. 
Zwischen beiden Gruppen standen diejenigen, die, ohne zu einer 
solchen Täliskeit berufen zu sein, doch Geschäfte erledigten, 
die zur Förderung staatlicher und städtischer Aufgaben be- 
stimmt waren, und die in der Regel von Bramten versehen 
wurden (vgl. Urt. R.G. vom 10. Februar 1895, Entsch. Zivils. 
Bd. 37.8. 232). Solche Angestellte konnten zunächst durch bür- 
gerlich-rechtlichen Diens!vertrag angenommen werden. Es hing 
dann nur von der Gestaltung des Dienstverhältnisses im Laufe 
der Zeit ab; ob — namentlich, wenn die Tätigkeit des Ange- 
gestellten sich jahrelang fortgesetzt hatte — anzunehmen war, 
dass beide Teile sich über de Umwandlung des bürger- 
lich-rechtiichen Dienstverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches 
Beamtenverhältnis einverstanden waren. Es ergibt sich 
hieraus, dass „vor“ dem Inkrafttreten des preuss. 
Kommunalbeamtengesetzes auf Grund eines Privat- 
vertrages Angestellte, die keine „obrigkeitlichen Funktionen“ 
verrichteten — namentlich also die Techniker — überhaupt 
keine Beamteneigenschafterwerben konnten; 
diese musste ihnen vielmehr ausdrücklich verliehen 


werden. 
Das preussische Kommunalbeamtengeselz 
vom30. Juli 1899 stellte den allgemeinen Grundsatz auf, dass 


die Beamteneigenschaft nur durch die Aushändigung der An- 
stellungsurkunde begründet wird. Während den Landgemeinden 
die Regelung der Anstellungs-, Besoldungs- und Pensionsver- 
hältnisse ihrer Beamten und Angestellten überlassen worden 
war, enthielten die 88 8-15 K.B.G. für die Beamten der 
Stadtgemeinden den allgemeinen Rechtssatz, dass als Be- 
amte diejenigen angestellt werden mussten, die „obrigkeit- 
liche Funktionen‘ ausüben, und zwar entweder auf Lebens- 
zeit oder Kündigung. Der $ 8 verleiht den Städten das 
Recht, neben den mechanischen noch andere Funktionen des 
Amtsorganismus durch kündbare Beamten versehen zu 
lassen. Die Städte können die in Betrieben tätigen Per- 
sonen als Angestellte (Techniker) anstellen, es sei denn, 
dass diese Personen obrigkeitliche Befugnisse 
oder eine kommunale Verwaltungstätigkeit 
‚ausüben. Zum Begriff eines Beamten gehören obrigkeitliche 
Funktionen. Zu diesen rechnet aber nicht jede Tätigkeit, 
die im Interesse der Stadt liegt, oder für die Wohlfahrt der 
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Einwohner bestimmt ist. Namentlich sind — nach dem Sinn 
des Gesetzes — industrielle, technische, wissenschaftliche und 
künstlerische Betriebe nicht als „öffentlich-rechtlich“ anzu«- 
sehen. Beschliesst eine Stadt die Anstellung von Betriebs- 
beamten, so erfolgt deren Anstellung kraft Gesetzes auf Kündi- 
gung, falls eine lebenslängliche Anstellung nicht ausdrücklich 
gewollt ist. (Vgl. $ 8 Abs. 2 K.B.G.; Entsch. R.G. Zivils. 
d. 31 S..203, Bd. 37 _S. 23, Entsch. O.V.G. Bd. 20 S. 128, 
Bd. 27 S. 431, Bd. 22 S. 68; Urt. Bez. Aussch. Potsdam vom 
27. Mai 1913 S. 11 20%) Es ergibt sich hieraus, dass auch 
nach dem Inkrafttreten des K.B.G. es nach gelten- 
dem Rechte von dm Ermessen der Gemeinden ab- 
hängt, ob sie dem Techniker und Personen mit gleich- 
angst Tätigkeit „Beamteneigenschaft‘“ beilegen wollen oder 
nicht. 

Das Versicherungsgesetz für Angestellte 
hat insofern eine Einwirkung auf das Dienstverhältnis der Be- 
amten und Behördenangestellten, als es Versicherungsfreiheit 
vorsieht, sobald eine Anwartschaft auf Ruhegeld 
oder Hinterbliebenenrente im Mindestbetrage nach 
den Sätzen einer vom Bundesrate festzusetzenden Gelhalts- 
klasse gewährleistet ist (vgl. $$ 9, 10, 16 V.E.A.). Durch die 
Erlasse des preussischen Ministers des Innern vom 23. No- 
vember, 21. Dezember 1912 und 11. und 22. Mai 1913 ist 
die gemäss Abs. 3 8 9 V.f.A. bezüglich der Befreiung von 
der Versicherungspflicht zu treffende Entscheidung für die in 
Betrieben oder im Dienste eines Gemeindeverbandes oder einer 
Gemeinde beschäftigten Beamten und sonstigen Angestellten 
aut de Kommunalaufsichtsbehörden übertragen. 
Bei den auf Kündigung angestellten gilt, abgesehen von den 
allgemeinen Bedingungen, die Anwartschaft als gewährleistet, 
wenn die Kündigung nur beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes erfolgen &arf, oder einer bestimmten Instanz zur 
Nachprüfung unterliegt. Versicherungsfrei sind ferner die im 
Vertragsverhältnis bediensteten _ Beamtenanwärter, deren 
Uebernahme in das Beamtenverhältnis mit 
Sicherheit zu erwarten ist. 

Das Gesetz vom 8. Juli 1920 greift in das Besol- 
dungsrecht der Gemeinden ein, da es ähnlich wie das Reichs- 
sperrgesetz anordnet, dass die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände im Sinne des K.B.G. verpflichtet sind, die Besol- 
dung ihrer hauptamtlich angestellten Beamten nach den Grund- 
sätzen des Beamtendiensteinkommensgesetzes für unmittelbare 






















Wertschätzung technischer Arbeit 
durch Verwaltungssekretäre. 


Die Arbeitsgemeinschait deutscher Sekretärverbände 
schreibt in Nr. 11 ihres Organs vom 25. Oktober 1921: 
„Das, was der Techniker auf dem Zeichenbrett leistet, 
leistet der Sekretär im Bureaudienst durch Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen. Das, was der Techniker in 
der Mathematik leistet, leistet der Bureausekretär bei 
Aufstellung von Kostenrechnungen, Erstattungsberech- 
nungen usw. Es gibt eben keine Unterschiede zwischen 
den Leistungen der einzelnen Sekretärklassen. Es gibt 
aber auch keinen Unterschied zwischen den Leistungen 
eines Sekretärs und eines Obersekretärs. Gleiche 
Leistungen aber erfordern gleiche Bezahlung.“ 
Da diese Ausführungen eindeutig die Auffassung der 
Verwaltungsbeamten über die Beweriung der technischen 
Arbeit zeigen, ist jeder Kommentar überflüssig. Darum; 


Heraus aus den Gewerkschaften _ 
der Verwaltungsbeamten, 


hinein in die Einheitsorgunisation aller Techniker, 


den 


Bund der technischen Angestellten und Beamten! 









































































































































































Staatsbeamte zu regeln. Im Abs. 4 des $ 1a. a O. ist nun 
esagt, dass, die Bestimmungen hinsichtlich der Besoldun 
Oründechalt Ortszuschlag, Kinderzulagen, Teuerungszuschlag 
auch aut die „nach Gemeindebeschluss den Beamten 
zuachtenden ständig Angestellten und 
ter Anwendung“ finden. ; 
Nach vorstehendem kommen also für die 
Anstellung im Kommunaldienst zwei Möglich- 
keiten in Betracht, und zwar a) als Beamter 
bzw. Beamtenanwärter, b) als Angestellter. 


nwär- 


Beamtenanwärter sind — nach der Begriffsformu- . 


lierung des preussischen Kabinetts — die „bei einer öffent- 
lichen Verwaltung (Behörde) im Dienste befindlichen Arbeit- 
nehmer, “die noch nicht die Eigenschaft eines Beamten’ 
haben, die aber nachnachweisbarer Absicht der Be- 
hörden Beamte werden sollen“. Nach der Ausführungsanwei- 


sung des preussischen Ministers des Innern vom 6. Oktober 


1920 zum Gesetz vom 8. Juli 1920 gehören zu den „Anwärtern 
im Sinne des Gesetzes“ „auch die zum Nachwuchs für den 
Beamtenkörper bestimmten noch im Vorbereitungsdienst und 
in der Ausbildung begriffenen Personen, die noch nicht als 
Beamte auf Probe oder diätarisch angestellt sind“, Das Rechts- 
verhältnis der Beamtenanwärter zur Anstellungsgemeinde ist 
daher das eines Angestellten kraft bürgeriich-rechtlichen 
Dienstvertrages, sie fallen jedoch nicht unter das Betriebs- 
rätegesetz (vgl. $ 10 B.R.G.) und unter das Gesetz für An- 
gestelltenversicherung. Für sie ist in Abs. 4 des $ 1 des Ge- 
setzes vom 8. Juli 1920 lediglich eine Bestimmung getroffen 
worden über die Art der Entlohnung, nämlich dahin- 
gehend, dass die Bezüge den Grundsätzen der Beamten zu 
entsprechen haben. Im übrigen sind die Beschäftigungsbedin- 
gungen vor dem Antritt der Beschäftigung durch Privatver- 
trag zu regeln. Für die Laufbahn des Kommunaltech- 
nikers kommt die Einstellung als „Beamtenanwärter‘‘ über- 
haupt nicht in Frage. Der Techniker bedarf zur Vollendung 
seiner Berufsausbildung ausser der praktischen Tätigkeit noch 
einer theoretischen, die den Besuch einer Fachschule oder 
technischen Hochschule erfordert. Da die Beamtenanwärter 
der Verwaltung nach gewisser Zeit schon „Beamteneigen- 
schaft“ verliehen erhalten können (vgl. $ 10 Abs. 2 K.B.G.), 
von welchem Zeitpunkt ab bereits ihr Ruhegehaltsdienstalter 
läuft, ist der Techniker infolge seiner Fachausbildung den 
Verwaltungsbeamten gegenüber stets im Nachteil, da die Be- 
rufsausbildungszeit noch nicht kraft Gesetzes bei der Pen- 
sionierung mit zur Anrechnung gelangen muss. 

Als Beamte sind diejenigen anzusehen, die auf Grund 
einer Anstellung oder einer anderweitigen gesetzlichen, be- 
sonders geordneten Berufung eines öffentlichen Verbandes zu 
Dienstleistungen verpflichtet und zugleich der öffentlich- 
rechtiichen Dienstgewalt dieses Verbandes unterworfen 
sind. Das Dienstverhältnis ist also ein öftentlich-rechtliches. 
Die Anstellung ist die nach Willenseinigung mit dem Dienst- 
‚pflichtigen durch die zuständige Stelle verfügte Berufung, die 
in der im $ 1 und 2 KBG. festgelegten Form (Anstellungs- 
urkunde) zu erfolgen hat. Die rechtlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse: der Beamten sind gesetzlich geregelt und 
sind ein Ausfluss des öffentlich-rechtlichen Dienstvertrages. 
Das Beamtenverhältnis kann bei den auf Lebenszeit angestellten 
Beamten nur im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens 
und bei den auf Kündigung angestellten Beamten nur bei Vor- 
lage eines nachzuprüfenden wichtigen Grundes durch Kündi- 
gungsausspruch erfolgen. Die Beamten fallen nicht unter das 
Angestelltenversicherungs- und das Betriebsrätegesetz, für sie 
ist ein besonderes Beamtenvertretungsgesetz in Aussicht ge- 
nommen. 

Als Angestellte sind diejenigen Personen zu be- 
zeichnen, die auf Grund eines bürgerlich-rechtlichen 
Dienstvertrages in dem Dienst einer Persönlichkeit des öffent- 
lichen Rechts stehen, deren Beziehungen also lediglich privat- 
rechtlicher Art sind. Die: Behörden-Angestellten unter- 
liegen somit insbesondere auch nicht dem Dienststrafrecht. Die 
sozialen Rechte der Angestellten sind durch die Reichsver- 
sicherungsordnung bezw. das Angestelltenversicherungsgesetz, 
die Einkommen- und Arbeitsbedingungen in der Regel durch 
Tarifvertrag geregelt. Ueber den Rechtscharakter der soge- 
nannten „Dauerangestellten“ gehen die Meinungen aus- 
einander. Unter Zugrundelegung der von einzelnen Gemeinden 
und besonders den kommunalen Beamtenorganisationen vertre- 
tenen Anschauung müss‘e man den Begriff „Dauerangestellte“ da- 
hin definieren, dass sie „Quasibeamte“ sind, d. h. etwa Angestellte, 
denen man für die Ehre, in der Besoldungsordnung aufgeführt 
zu werden, das ihnen gewährleistete soziale und wirtschaftliche 
Recht (Tarifrecht) verkürzt hat. Diese Anschauung ist aber 
eine irrige, und zwar aus folgenden Gründen: 

. , Die Funktionen der Behörden sind obrigkeitliche (öffent- 
liche Gewalt) und wirtschaftliche (privatrechtliche). Die Tätig- 
keit auf den einzelnen Gebieten ist entweder eine dauernde 
oder eine vorübergehende. Man unterscheidet daher auch nach 
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Aah Ve aut dem Gebiet der Tätigkeit der öffentlichen 
ewalt: re Ver n% 
a) Ständigangestellte mit Beamtenei enschaft = lebenslänglich 

oder auf Kündigung angestellte Beamte (hauptamtlich, be- 

soldet im Sinne des KBG. 8 1 KBG.) . 
b) Nichtständigangestellte mit Beamteneigenschaft (Hilfskräfte) 

= zur vorübergehenden Dienstleistung angestellte Beamte 

($ 2, 10 KBG.). 

In Analogie muss man daher auch dieselbe Einteilung nach 
der Art des Bedürfnisses auf dem Gebiete der übrigen Be- 
hördentätigkeit vornehmen können. Es gäbe dann 
a) Ständigangestellte ohne Beamteneigenschaft — Dauerange- 

stellte und 

b) Nichtständigangestellte ohne Beamteneigenschaft = Hilfs- 
kräfte zur Erledigung von Geschäften vorübergehender Art. 

Es ergibt sich aus dieser Ueberlegung die Begriffserklärung: 

„Dauerangestellte sind solche auf Grund eines Privat- 
dienstvertrages im Dienst: der Gemeinde Angestellte, die 
als Beamte angestellt werden müssten, falls mit -ihrer 

Dienststelle obrigkeitliche Funktionen verbunden wären.“ 

Mit dieser Begriffserklärung deckt sich auch vollständig 
die der Ausf. Anw. zum Gesetz vom 8. Juli 1920, denn’ hier. 
wird zu $ 1 Abs, 4 gesagt: 

„Der Begriff dieser im Gemeindedienst stehenden Personen ist bei 
der Verschiedenheit ihrer Dienst- und Anstellungsverhältuisse in deı ‚ein- 
zelnen Gemeinden noch kein feststehender. Die Bestimmung des Begriffs 
ist daher der Beschlussfassung der Gemeinden überlassen. Hierbei werden 
die Gemeinden davon auszugehen haben, dass zu den „ständig Ange- 
stellten“ alle diejenigen zu rechnen sind, die nach den gesamten Ver- 
hältnissen in der betreffenden Verwaltung der Befriedigung eines dau- 
eruden Bedürfnisses dienen und sich in einer den. besieienden Amts- 
einrichtungen sich einfügenden amtartigen Stellung befinden. 


Der Kreis der unter das Gesetz fallenden ständig" Angestellten wird ' 


sich vielfach mit dem derjenigen Arbeitnehmer decken, .die nach $ 13 
Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes von der Geltung dieses Gesetzes aus- 


geschlossen werden können, vorausgesetzt, dass diese der Befriedigung 


eines dauernden Bedürfnisses dienen.“ s 

Nach der Verordnung zur Ausführung des Betriebsräte- 
gesetzes vom 14. April 1920 sind in der Regel „nur solche 
Arbeitnehmer den Beamten gleichzustellen, die Aussicht 
auf Uebernahme in das Beamtenverhältnis 
haben oder die in den Behörden mit gleichen oder ähnlichen 
Arbeiten beschäftigt werden, sofern sie als einzelne dauernd 
mit einer grossen Anzahl von Beamten zusammenarbeiten.“ 

In der Ausführungsanweisung heisst es weiter: j 

„Einen Zwang zur Gewährung von Ruhegehalts- und Hinterbliebenen- 
versorgung für diese Gruppen von Gemeindebediensteten (ständig Ange- 
stellten und Beamtenanwärter) enthält das Gesetz nicht, es schliesst aber 
die. Oewährung derselben auch nicht aus.“ re 

Aus dem kiaren Worilaut der Ausführungsanweisung- einer- 
seits und dem Erlass des Ministeriums des Innern-vom 11. Mai 
1921 (IV a. II 445) geht hervor, dass das Gesetz vom 8. Juii 
1920 nur Richtlinien enthält, nach denen die Entlohnung 
der ständig Angestellten festzusetzen ist, und dass es dem 
freien Ermessen der Gemeinden anheim gestellt ist, 
durch Gemeindebeschluss diejenigen Angestellten zu bezeichnen, 
die sie als ständig Angestellte ansehen und deren Entlohnung 
sie nach den gegebenen Richtlinien regeln will. Ob sie diesen 
Angestellten Beamteneigenschaft verleihen will, steht ganz in 
ihrem Ermessen. Nur dann, wenn sich aus der Art und Dauer 
der Beschäftigung von Angestellten und aus den Beschlüssen 
der Gemeinde bei ihrer Anstellung ergibt, dass ihnen die 
Anerkennung als Ständigangestellter im Sinne des $ 1 Abs. 4 
des Gesetzes vom 8. Juli 1920 zu Unrecht vorenthalten wird, 
kann wegen erheblicher Verletzung dieser Vorschrift auf Grund 


des $ 3 a.a.0. eine entsprechende Ergänzung der mangel- 


haften Besoldung von Aufsichtswegen herbeigeführt werden. 
Dem einzelnen Angestellten selbst steht hinsichtlich 
seiner Besoldung nur der Weg offen, der ihm vom 
Gesetz ausdrücklich gegeben ist, und dass ist für die Ständig- 
angestellten ohne Beamteneigenschaft der ordentliche 
Rechtsweg. Es steht dem einzelnen Ständigangestellten 
ohne Beamteneigenschaft daneben noch das Recht. zu, im 
Wege der Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde feststellen zu 
lassen, ob er nicht mit Beamteneigenschaft angestellt, ihm 
also eine Anstellungsurkunde ausgehändigt werden musste, 
weil er obrigkeitliche Funktionen ausübt. 

Es handelt sich noch um die Frage, müssen die Gruppen 
der ständig Angestellten hinsichtlich ihrer Besoldung in der Be- 
amtenbesoldungsordnung aufgeführt werden oder kann die Fest- 
setzung der Besoldung innerhalb der gesetzlich gegebenen 
Grenzen auch in dem Tarifvertrag, der die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der übrigen Angestellten regelt, erfolgen? Regelt. 
man die Besoldung der Ständigangestellten ohne Beamten- 
eigenschaft in der Beamtenbesoldungsordnung, dann kann dieses 


nur eine egelung hinsichtlich der Entlohnun $ sein; im 
er 


übrigen unterliegen die sonstigen wirtschaftlichen hältnisse 
SrH: Regelung durch einen Tarifvertrag und es müsste dieses 
in der 
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werden. Soll dies jedoch nicht erfolgen, dann müssen den 
Ständigangesiellten auch die Rechte der Beamten voll 
und ganz gegeben werden, d. h. sie müssen Beamten- 
eigenschait erhalten. Die Ausführungsanweisung weist ja 
aui die Gewährung von Ruhegehalts- und Hinterbliebenenver- 
sorgung ausdrücklich hin. Zweckmässiger ist es aber und 
es liegt im Interesse der Ständigangestellten ohne Beamten- 
eigenschait, wenn diese dem Tarifvertrag unterliegen und in 
diesem dann die Besoldung innerhalb der Grenzen geregelt 
wird, wie es das Gesetz vom 8. Juli 1920 vorschreibt. Es 
muss als ein Unding bezeichnet werden, wenn man eine 
„neue Art von Angestellten‘-schaffen will, wodurch das Be- 
amtenrecht nicht nur noch komplizierter gemacht wird, sondern 
auch gewisse Rechte der Angestellten an sich einer Kürzung 
unterliegen, was der Gesetzgeber auch sicher nicht gewollt 
hat. Es sollte anscheinend vielmehr nur den Gemeinden unter 
Wahrung ihres Selbstverwaltungsrechts eine Anregung gegeben 
werden, die Dauerangestellten als „Beamte auf Kündigung“ 
anzustellen, wie sie es nach der ganzen historischen Entwick- 
lung des Anstellungsrechts bereits konnten. 


DieForderungenandasneue Beamtenrecht 
müssen daher sein: 

1. Alle Ausführungsorgane einer Gemeinde, die zur 
Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses dienen, 
müssen als Beamte angestellt werden. Es muss also der 
Unterschied in dem Charakter der Anstellungsleistung, ob 
öffentliche Gewalt oder wirtschaftliche Tätigkeit, fortfallen. 
Es darf kein Unterschied mehr zwischen Verwaltungs- oder 
Betriebsbeamten im weiteren. Sinne gemacht werden, denn 
die Arbeitsleistungen sind gleichwertige und dienen ein und 
derselben Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben, auf welchem 
Gebiete sie auch liegen mögen. 

2. Alle Angesteilten, die der Befriedigung eines vor- 
übergehenden Bedürfnisses dienen, müssen als An- 
gestellte auf Grund eines Privatdienstvertrages zur Anstellung 
gelangen. 

Ein vorübergehendes Bedürfnis ist allgemein anzunehmen, 
wenn es sich um eine Beschäftigungszeit bis zu einem Zeit- 
raum von einem Jahre handelt. 

3. Beamtenanwärter müssen nach einem bestimmten Zeit- 
raum in eine Beamtenstellung übernommen werden eund zwar 
unter besonderer Berücksichtigung der Militäranwärter. Die 
als Anwärter abgeleistete Dienstzeit sowohl als auch eine 
testzusetzende Zeit, welche Beamte zu ihrer berufs- und fach- 
schulmässigen Ausbildung - ausserhalb des Gemeindedienstes 
durchmachen müssen (Techniker und dergl.) ist als ruhe- 
gehaltsfähige Dienstzeit anzurechnen und bei der Festsetzung 
des ersten Besoldungsdienstalters zu berücksichtigen. 

Die Reichsverfassung willeine Neureglung 
des Beamtenrechts, die preussische Verfassung ordnet 
die Neureglung des preussischen Beamtenrechts im Rahmen 
des Reichsrechts an; erforderlich ist es aber, dass diese Neu- 
reglung bald erfolgt und zwar im demokratischen Geist, damit 
endlich dieses unsichere, ımerträgliche, zu fortwährenden Rei- 
bereien Veranlassung gebende längst veraltete Beamtenrecht 
vom Jahre 1899 beseitigt wird! Hans Assmann. 


Bürgermeister a. D, 


Beamtenstellen in den Ältberliner 


Elektrizitätswerken 


Die im Anschluss an den Angestelltenstreik bei den Alt- 
berliner Elektrizitätswerken (über den wir in Nr. 13 der 
„Freien Beamtenrundschau‘“ vom 16. September 1921 und in 
Nr. 25 und 26 des „Technischen Gemeindebeamten“ berichte- 
ten) geführten Verhandlungen haben zu einem überraschen- 
den Ergebnis geführt. Der Magistrat Berlin hat sich endlich 
am 29. Oktober zu dem Schritt entschlossen, den: wir im 
Aprii bereits von ihm gefordert haben, nämlich Beamten- 
stellen in den Altberliner Elektrizitätswer- 
ken zu schaffen und den jetzt beschäftigten Angestell- 
ten die UVUeberführung in das Beamtenverhält- 
nis anheimzustellen. Hätte der Magistrat diesen Beschluss vor 
einem halben Jahr gefasst, wären uns die ganzen Kämpfe er- 
spart geblieben, obschon sie auch jetzt nicht zwecklos ge- 
wesen sind; haben sie doch dazu beigetragen, mit der unhalt- 
baren Zwitterstellung der „Ständigangestellten‘ endgültig auf- 
zuräumen. 

Im Vordergrund der Erörterung stand bei den Tarifver- 
handlungen immer wieder die Frage, die wir durch die 
Schiedssprüche und den Streik entschieden glaubten, näm- 
lich ob die Angestellten der Städtischen Elektrizitätswerke 
„Ständigangestellte‘‘ seien oder nicht. Der Magistrat konnte 
sich nicht entschliessen, seine entgegenstehende Meinung fallen- 
zulassen und die Begründung des Schiedsspruches vom 19. 
August als richtig anzuerkennen. Es wurde zunächst ver- 
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sucht, auf der Grundlage der Beamtenbesoldung zu ver- 
handeln, ohne jedoch zu einer beide Teile befriedigenden 
Lösung zu kommen. Deshalb wurde im Einverständnis beider 
Parteien ein Schiedsgericht im Arbeitsministerium angerufen. 
Dieser Schlichtungsausschuss tagte am 27., 28, 29. Oktober 
unter dem Vorsitz der Herren Landgerichtsrat Sello, Unter- 
staatssekretär von Möllendorf und Finanzminister a. D. 
Lüdemann. Am zweiten Verhandlungstage wurde auf Grund 
zweier — wahrscheinlich vom Komba inspirierter — Schrei- 
ben des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg, der dem 
Schiedsgericht empfahl, nicht „über die Sätze der Besoldungs- 
ordnung hinaus“ zu gehen, ein Spruch gefällt, der die Be- 
gründung des Schiedsspruchs vom 19. August 1921 als richtig 
bezeichnete; die Angestellten der Altberliner Elektrizitäts- 
werke seien keine Ständigangestellten und könn- 
ten somit ihre Tarifverhältnisse ohne Rücksicht auf die Be- 
amtenbesoldung regeln. Am Schlusse der Verhandlungen wurde 
dann ein Schiedsspruch gefällt, der eine vollständige 
Durcehbrechung der Besoldungsordnung dar- 
stellt. Es wurde lediglich die Gehaltshöhe der Besoldungs- 
ordnung beibehalten, jedoch der Beginn des Besol- 
dungsdienstalters (der bekanntlich bei den Beamten 
auf das 25. Lebensjahr festgesetzt ist) für die den Besoldungs- 
gruppen 2 und 3 entsprechenden Tarifgruppen auf das 18. Le- 
bensjahr, für die den Gruppem 4 und 5 entsprechenden auf das 
19. Lebensjahr, für die Gruppe 6 (entsprechend Tarifgruppe 4) auf 
das 20. Lebensjahr, von da an aufwärts auf das 21. Lebens- 
jahr festgesetzt. Ausserdem wurde die Aufrückungszeit 
der einzelnen Gruppen: von 16 auf 13 Jahre herabgesetzt mit 
einjähriger Staffelung, wobei die einzelnen Gehaltszulagen 
in den Altersstufen möglichst nach vorn gelegt werden sollten. 
Dazu kamen die gleichen Teuerungszuschläge wie 
bei den Beamten. Dieser Schiedsspruch machte es dem Ma- 
gistrat natürlich ausserordentlich schwer, seinen früheren Be- 
schluss zur Durchführung zu bringen, dass die nicht unter den 
Tarifvertrag fallenden Ständigangestellten und Beamten die glei- 
chen Bezüge erhalten sollten (siehe Nr. 16 „Fr. B.-R.“). Er 
entschloss sich daher, der unheilvollen Wechselwirkung einen 
Riegel vorzuschieben und erliess in Verfolg seines Beschlusses 
vom 29. Oktober 1921 nachstehende Verfügung an die De- 
putation der Städtischen Werke: 


Magistrat. 
Tgb,-Nr, 563 Gb. 3/21. Berlin, den 1. November 1921. 


Wir ersuchen ergebenst, alsbald festzustellen, welche von den Fest. 
angestellten der dortigen werbenden (d. i, auf Gewinnerzielung gerich- 
teten) Werksbetriebe eine Regelung ihres Dienstverhältnisses durch den 
neu abzuschliessenden Werktarifvertrag wünschen, und welche dagegen 
ihre Aufnahme in die Besoldungsordnung (Gruppenplan) für Beamte 
und Festangestellte und nach Zurücklesung der vorgeschriebenen Be- 
dingungen ihre Anstellung als Beamter erstreben. 

Diejenigen Festangestellten, die den Wunsch auf Aufnahme in den 
Gruppenplan aussprechen, gelten nach den Beschlüssen des Magistrats 
nunmehr als der Besoldungsordnung für die Beamten und Festangestellten 
unterstellt; es ist das ihnen schriftlich mitzuteilen. Sobald die Voraus- 
setzungen zutreffen, ist ihre Ueberführung in das Beamten- 
verhältnis vorzubereiten. Zur Vornahme der formellen Eim 
reihung in den Gruppenplan sind die in Frage kommenden Ange- 
stellten alsbald nach Kategorien und innerhalb dieser nach ihrer Zahl 
und ihrer Tarifgruppe unserem Generalbureau anzuzeigen. Wir werden 
daraufhin vorbehaltlich der schwebenden Neuordnung des Gruppenplans 
die Aufnahme der betreffenden Festangestellten in den zurzeit in Kraft 
befindlichen Gruppenplan der Beamten und Festangestellten bewirken und 
dorthin mitteilen, welchen Gruppen die in Frage kommenden Personen 
zugeteilt worden sind. Alsdann ist dort mit Wirkung vom 1. April 1921 
die Anweisung der Bezüge zu bewirken, nötigenfalls ungeachtet der Etats- 
überschreitung. 

Ferner ist, soweit es noch nicht geschehen sein solite, bei den etwa 
jetzt schon in den Gruppenplan eingereihten Festangestellten, die fünf 
Jahre lang nach Ablauf, des 24. Lebensjahres als Festangestellte tätig 
sind, alsbald die Anstellung als kündbare Betriebsbeamte in die Wege zu 
leiten. Dabei sind die Leitsätze für die Besoldungsreform und die wei- 
teren einschlägigen Verfügungen zu beachten. Sobald wir die Ein- 
ruppierung der erst jetzt im den Beamtengruppenplan übertretenden 
estangestellten dorthin mitgeteilt haben, ist bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen auch deren Anstellung als kündbare Betriebs- 
beamte zu bewirken. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass auch für die dortigen 
nichttechnischen Angestellten der werbenden Betriebe (Bureaudienst. 
Unterbeamtendienst) zunächst nur die kündbare Anstellung in Frage 
kommt. Diese kann nach den geltenden Bestimmungen erst nach 15- 
jähriger Festangestelltentätigkeit nach Vollendung des 24. Lebensjahres 
in ein lebenslängliches Beamtenverhältnis umgewandelt werden. 

Die obige Verfügung bezieht sich nur auf die Alt-Berliner Betriebe. 
Abschrift haben die Direktion der Gas- und Elektrizitätswerke erhalten, 


gez. Ritter. 
begl. Krause, Oberstadtsekretär, 


Der Magistrat hat gleichzeitig beschlossen, dass in Zu- 
kunft NeueinstellungenvonBeamtenindenWer- 
ken nicht mehr stattfinden sollen, .dass vielmehr 
alle Neueingestellten ihre Entlohnung nach dem Tarifvertrage 
finden. Das bedeutet anscheinend die Schaffung einer „ab- 










































u! 


nn 


en 


EN 2 er ee ep Te 


nen 


ROTEN. EEE EEE EUER nn 


= 


= 


'$ u | 
A z x 
FR N 


er. “ BLLR 
4 r 2 
> B „»+ 





DER TECHNISCHE. GEMEINDEBEAMTE 1921 





sterbenden‘‘ Beamtengruppe. Der Magistrat beabsichtigt, auch - Gruppe 9: B 






Betriebsingenieur. 





in anderen Verwaltungen wieder klare Verhältnisse zu schaffen, EZ. Leiter von mittleren Bauäimtern 38 7 A —_ 
d. h. er will die jetzt vorhandenen ‘Ständigangestellten so bald A ; <) geprüfte Landmesser als Oberlandmeser , ° A, 
als möglich in das Beamtenverhältnis überführen, für die übri- Anmerkung: 


gen gilt nach wie vor der Tarifvertrag. In Zukunft werden 
also beim Magistrat Berlin — genau so wie früher — nur noch 
Beamte und Angestellte vorhanden sein. In Verfolg obiger 
Verfügung haben wir unseren Kollegen bei den Elektrizitäts- 
werken natürlich sofort empfohlen, sämtlich ihre 


Einverständniserklärung mit der Ueberfüh- 


rungindasBeamtenverhältnisabzugeben. Für 
die noch nicht in das Beamtenverhältnis einzureihenden Kol- 
legen werden wir einen Manteltarifvertrag auf der 
Grundlage. der Besoldungsordnung abschliessen, 
wie ein solcher bereits für die übrigen Gemeindetechniker der 
Stadt Berlin besteht. Damit ist endlich die Einheitsfront der 
Gemeindetechniker in ganz Gross-Berlin gebildet. Ausserdem 
sind die verleumderischen Angriffe des Komba in sich zusam- 


‚mengebrochen. Wir werden zu gegebener Zeit schon darauf 


hinwirken, dass der Magistratsbeschluss, in Zukunft keine Neu- 
einstellungen mehr vornehmen zu wollen, einer Revision unter- 
zogen wird. Jedenfalls werden wir nicht dulden, dass eine 
freiwerdende Beamtenstelle durch einen Angestellten wieder be- 
setzt wird. Hb—. 
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Anerkennung technischer Arbeit in — Thüringen. Vom 
Landesausschuss Thüringen wird uns mitgeteilt, dass unsere 
Bundeskollegen, Wohnungsinspektor Paul Liemich-Gera 
und Geometer Fritz Dörnemann-Gera, als Beiräte 
indas Thüringische Wirtschaftsamt, Abt. Woh- 
nungswesen bzw. ee, gewählt worden sind. Auf 
die Tätigkeit des Kollegen Liemich, dessen Wirken es z. B. 
gelungen ist, die Regelung des Wohnungstausches zwischen 
den Städten herbeizuführen, haben wir bereits in Nr. 24 
des „Technischen Gemeindebeamten‘ vom 23. September 1921 
hingewiesen. Kollege Dörnemann ist der Obmann unserer 
Landesfachgruppe Thüringen. 


Besoldungsordnungen 


Die Thüringer Gemeindebeamtenbesoldung. Die Verhand- 
lungen wegen der Besoldungen der Gemeindebeamten Thü- 
ringens zwischen dem Verband Thüringer Städte, 
dem Zentralverband der Gemeindebeamten Thüringens, dem 
Bund der technischen Angestellten und Be- 
amten und dem Verband der Polizeibeamten Thüringens sind 
beendet. Der Zweck der Verhandlung war, Richtlinien zu 
schaffen, nach denen die einzelnen Städte die Besoldung der 
Gemeindebeamten vornehmen können. Von uns wurde beab- 
sichtigt, nicht: nur Richtlinien, sondern feste Vereinbarungen 
zu schaffen. ‘Dieses ist nicht gelungen, da der Vertreter. des 


Städteverbandes darauf hinwies, dass das gegen ihre Satzungen 


verstossen und die Städte unter Berücksichtigung der Selbst- 
verwaltung sich nicht daran kehren würden. Wir hatten am 
19. Oktober an die Kollegen der 7 grösseren Städte Thürin- 
gens nochmals eine kurze Uebersicht gesandt und von einigen 
noch Aenderungsvorschläge erhalten. Die Vorschläge beziehen 
sich alle nur auf Aenderung der Amtsbezeichnungen. Ueber 
diesen Punkt ist in den ganzen Verhandlungen sehr viel 
gesprochen worden. Der Städteverband will für die technischen 
Beamten dieselben Amtsbezeichnungen annehmen, wie sie für 
die Staatsbeamten festgelegt werden. Danach gilt für die Bau- 
techniker leider zunächst die Amtsbezeichnung Sekretäre, für 
die Vermessungstechniker werden die Amtsbezeichnungen erst 
festgelegt, wenn sich der Staat geäussert hat. Die Richtlinien 
sind demnach folgende: y 
Gruppe 5: a) Technische Beamte ohne Fachschulbildung —. 


Vermessungsbeamte .— 
Gruppe 6: a) Betriebstechniker mit Fachschulbildung BE 
Betriebsleiter: in kleinen Betrieben Er 
b) Bausekretäre mit abgeschlossener technischer Mittel- 

schulbildung en :. 

c) Vermessungsbeamte E 

Oruppe 7: a) Betriebstechniker mit Fachschulbildung A. 
Betriebsleiter in kleinen Betrieben A 

b) Bausekretäre mit abgeschlossener technischer Mittel- S 
schulbildung A, 
Oberbausekretäre mit abgeschlossener technischer Mit- 

telschulbildung ' _ EB: 

Leiter von kleinen Bauämtern BE 

c) Vermessungsbeamte A. 

Oruppe 8: a) Betriebsleiter in mittleren Betrieben A. 
Betriebsingenieure Er 

b) Oberbausekretäre A. 

Leiter in kleineren Bauämtern A. 

Leiter in mittleren Bauämtern E 

€) geprüfte Landmesser = 


Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, - ER 
Industriebeamten-Vorlag GmbH., Berlin NW 52, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlia SW 68, z 


. Tarifverträge 
die verschiedenen, Ergänzungsabkommen wesentlich verändert 
_ Diese Anlage enthält ausser den bisher zwischen den Vertrags- 


‚(Abteilung Behörden und öffentliche Betriebe) nach hier auizu- 


-Landesfachgruppe Thüringen: Dörnemann, Gera, Friedrich- 


u Gruppe 6b: Aufrücken nach Gruppe 7 erfolgt nach einer 
Berufszeit von 10 Jahren und Bewährung. eakiehen 
Zu Gruppe 6c: Falls der Staat eine andere Dienstbezeichnung 
für Vermessungsbeamte einführen sollte, bleibt entsprechende Re- 
gelung vorbehalten. = 
Zu Gruppe 7c: Grossen Städten wird es überlassen, eine Spitzen- 
stelle für Vermessungsbeamte in Gruppe 8 zu schaffen. 
E. = Eingangsstelle, a 
Sp. = Spitzenstellung. 
A. = Aufrückungsstelle, » 
Die Verhandlungen sind für den Bund von den Kollegen 
Horn-Erfurt und Dörnemann-Gera wahrgenommen worden. — 
Das Ergebnis ist genau dasselbe wie beim Besoldungsplan des 
Staates Thüringen. Für die Bautechniker ist besonders zu be- 
achten, dass sie. nach einer Berufszeit von 10 Jahren un« 
bedingt in Gruppe 7 einzureihen sind. Durch diesen Passus 
werden wohl fast sämtliche Kollegen nach Gruppe 7 versetzt 
werden. Die endgültige Verteilung in die einzelnen Gruppen 
bleibt nun den Verhandlungen des Beamtenausschusses mit dem 
Magistrat überlassen. Dabei ist zu beachten, dass die Tech- _ 
niker unbedingt die Hinzuziehung der Gewerkschaft fordern 
müssen, mit dem Hinweis, dass die Richtlinien des Städte- 
verbandes nur einen grossen Rahmen darstellen sollten 
und die Techniker die Anerkennung und Bewertung ihrer 
Tätigkeit in der Stadtverwaltung auch bei der Besoldung gt- 


S 


. würdigt wissen wollen, Wir müssen uns immer darauf stützen, 


dass die Richtlinien nur eine Grenze nach unten für 
die Eingruppierung darstellen und dass es unserer gewerk- 
schaftlichen Tätigkeit überlassen bleiben muss, wenn möglich, 
für die Kollegen bei den Gemeinden noch Verbesserungen- 
herauszuholen. Vor allen Dingen ist darauf zu achten, dass 
der Besoldungsplan auch die Schaffung von Spitzenstellen zum 
mindesten bei den grösseren Städten vorsieht und dass wir 
auch dort Techniker in Gruppe 9, evtl. auch 10 hineinbringen. 
Der erste Schritt zur Regelung der Gemeindebeamtenbesoldung 
unter Mitwirkung des Bundes ist damit getan. Es gilt nun, 
“die Richtlinien auszuwerten. _ 
Es wird sich dabei zeigen, ob die Kollegen, die ihre Ver- 
tretung nur im Bunde sehen, richtiger handeln als: die Kolle- 
gen, die heute immer noch glauben, im Zentralverband der 
Thüringer Gemeindebeamten bleiben zu müssen. Wenn die 
Techniker von vornherein ihre Wünsche nur durch den 
Bund vorgebracht hätten, und nicht auch unsere eigenen 3 
Kollegen dem Zentralverband der Thüringer Gemeindebeamten 


5 


‘die Interessenvertretung der Techniker übertragen hätten, so 


wären vielleicht die Richtlinien für die Techniker noch besser ; 
ausgefallen. > 


RÄT 


Revision des Teiltaritvertrages für Behördenangestellte, 
Zwischen dem Schlichtungsausschuss, den Gewerkschaften und 
der Regierung ist vereinbart, die bisherige Anlage zum Teiltarif- 
vertrag (Gruppenplan), welche durch die Revision sowie durch 


ist, durch eine vollständig neue Anlage zu ersetzen. 
parteien getroffenen Vereinbarungen auch da Ergebnisder 


Revision mit Begründung. Um die Gesamtzahl der 
Auflage festzustellen, bitten wir, sofort Bestellungen 
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geben. Der Preis, welcher sich nach der Höhe der Gesamt- 
auflage bemisst, steht noch nicht fest, 


Aus dem Bunde 


Briefanschriften unserer Reichs-, Landes- und Bezirksfach- 
gruppen. (Berichtigung zu Nr. 27 des „Techn. Gem. B.“) 
Landesfachgruppe Sachsen: 27 ; 27 

Bezirksfachgruppe: Kreishauptmannschaft Dresden: Friedrich Stolhn, 
Dresden, Dornblüthstr. 35,1. , 


strasse 76. 
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Für Flechten-Kranke! 
Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. / Preis 25 Mark, 
F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


Grosse Krummenstrasse 23, Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. 
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derechnisch 


“fassung (Städteordnung) geregelt. 
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Der zweite Reichsfachgruppentag der 
Kommunaltechniker 


trat — im Anschluss an den Behördentechnikertag — am 
29. November 1921 im Bundeshause ii Berlin zusammen. 
Während der Behördentechnikerfäg am vorhergehenden Tage 
sich vorwiegend mit Fragen der allen Behördentechnikern 
gemeinsamen Beamtenpolitik unseres Bundes beschäftigt hatte, 
war dieser Tag mehr der Spezialaussprache über die beson- 
deren Fragen der Kommunalbeamten und dem 
inneren Ausbau der Fachgruppen gewidmet. Die 
Beratungen wurden- leicht beeinflusst durch den am gleichen 
Tage einsetzenden Streik der Berliner Elektrizitätswerksange- 
stellten — über den wir im Hauptteil dieser Zeitung berichten 
—, der auch infolge Behinderung einzelner Referenten zu einer 
Umstellung der Tagesordnung zwang. 

Anwesend waren die Vorstandsmitglieder Heinze und 
Schöberlein, der gesamte Arbeitsausschuss der 
Reichsfachgruppe, sowie 27 Delegierte aus allen 
Gauen des Reichs. Die Leitung der Verhandlung lag in den 
Händen der Kollegen Berlin-Saarbrücken, Seidel-Char- 
iottenburg und Bleibtreu- Altona.” 

Als erster Referent erhält der juristische Beirat der Be- 
hörden-Abteilung, Bürgermeister a. D. Hans Assmann das 
Wort zu seinem Vortrag: 

„Beamte und Angestellte als Ausführungsorgane im 

geltenden und neuen Beamtenrecht Preussens.“ 

Bereits nach der Städteordnung vom 30. Mai 1853 sind 
die Ausführungsorgane vom Magistrat angestellt 
worden und zwar entweder auf Grund eines öffentlich-rech- 
!ichen Dienstvertrages als Beamte oder eines privat-rechtlichen 
Vertragsverhältnisses als Angestellte. Das preussische Kom- 
munalbeamtengesetz vom 30. Juli 1899 hat hieran nichts ge- 
ändert. Dem freien Austellungsrecht ist nur insofern eine 
Schranke gezogen, als der Magistrat verpflichtet ist, die- 
jenigen Stellen mit Beamten zu besetzen, deren Aufgaben 
„obrigkeitliche‘ sind. Auch das preussische Gesetz 
vom 8. Juli 1920 habe keine neuen Ausführungs- 
orgate, die „Daucrangestellten‘“ schaffen wollen. Es habe 
vielmehr nur die CGiemeinden anregen wollen, diejenigen An- 
gestellten, die einem dauernden Bedürfnis dienen, auch 
in das Beamtenverhältnis zu überführen — abgesehen von der 
Gleichstellung in der Entlohnung (Besoldung) mit den 
gleichartigen Beamten. Der Referent ging dann eingehend 
auf die Rechtsverhältnisse der Dauerangesteilten und der für 
vorübergehende Dienstleistung Angesteliten ein und wies naclı, 
dass diese Angestellten, selbst wenn man ihnen die „persön- 
liche Beamteneigenschaft“ verliehe, nur sämtliche Pilichten 
der Beamten hätten, nicht aber deren Rechte. Es müsse daher 
darauf gedrungen werden, dass in der neuen Beamtengesetz- 
gebung und in den Gemeindeverfassungen als Aus- 
iührungsorgane nur Beamte und Angestellte 
neben den Arbeitern in Betracht kämen. 

Ein neues, durch. die Verfassung gewährleistetes Be- 
amtenrecht könne der Freistaat Preussen erst dann 
schaffen, wenn das Reich vorangegangen sei (Art. 30 


Pr. Verf.,, Art. 128, Ziffer 3, Art. 10 Reichsverf.). Das Be- 
amtenrecht dürfe nur 

„ein“ einheitliches Beamtengesetz 
sen, das grundsätzlich alle Rechte und Pflichten 
sämtlicher unmittelbarer und mittelbarer 
Staatsbeamten regele. Im neuen Beamtenrecht müsse 
man de Kommunalbeamten den unmittelbaren 


Staaisbeamten gleichstellen. Eine Sonderregelung 
sei nur hinsichtlich derjenigen Beamten vorzunehmen, die 
ausserhalb des allgemeinen Beamtenrechts 
ständen, wie z. B. die Wahlbeamten (Magistratsmitglieder und 
dergl.). Deren Ausnahmerechte seien in der Gemeindever- 
Alle Ausführungsorgane, 
die einem dauernden Bedürfnis dienten, müsse man als „Be- 
amte‘“ anstellen, es<müsse also die ungieichartige Be- 
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handlung der Techniker gegenüber den Ver- 

waltungsbeamten fortfallen, denn die Arbeits- 

leistungen seien gleichartige und beide dienten ein und dem- 
seiben Dienstherrn (Gemeinde). Gieichgültig sei es daher, 
auf welchem Gebiete die Arbeitsleistungen lägen, ob sie 
obrigkeitliche oder wirtschaftliche seien. Alle Ausführungs- 
organe, die der Befriedigung eines vorübergehenden Bedürf- 
nisses dienten, müssten als Angestellte auf Privatdienstvertrag 
zur -Anstellung gelangen. Ein vorübergehendes Bedürfnis sei 
allgemein dann anzunehmen, wenn die Beschäftigungsdauer 
nicht über 1 Jahr hinausginge. Man müsse die Be- 
amtenanwärter nach einer bestimmten Zeit in eine Bearmten- 
steile übernehmen, die Militärdienstzeit und die Zeit der 
berufs- und fachschulmässigen Ausbildung, die insbesondere 
der Techniker ausserhaib des Gemeindedienstes durchmachen 
müsse, müsse als besoldungs- und ruhegehalts- 
fähige Dienstzeit berücksichtigt werden. 

- Die nzue Städteordnung 

läge im Referentenentwurf bereits vor, sei den kommunalen 

Arbeitgeberverbänden, nichtaberden Arbeitnehmer- 

verbänden, den Beamtenorganisationen, zur Stellungnahme 

vorgelegt worden. Es müsse daher gefordert werden, dass 
derartige Gesetzentwürfe, die sich mit Beamtenfragen be- 
schäftigten, auch den Beamtenorganisationen zu- 
gestellt würden. An die neue Städteordnung selbst sei ins- 
besondere die Forderung zu stellen, dass das Anstellungs- 
recht der Gemeinde festgelegt würde, dass die Beamtenver- 
tretung nicht nur „zu hören‘ sei, sondern ihr ein Mit- 
wirkungsrecht gegeben würde, und über ihren Einspruch 
ein Schiedsgericht zu entscheiden habe. Für die Be- 
stellung eines Ämtes müsse die Befähigung für die Ver- 
waltung des Amtes und nicht die Ablegung von irgendwelchen 

Prüfungen ausschlaggebend sein. Es müsste der Grund- 

satz „Dem Tüchtigen freie Bahn“ Zur Durchführung ge- 

langen und kein Vorrecht der Assessoren geschaffen werden, 
wie es im Referentenentwurf wiederum der Fall sei. Die Be- 
fähigung zum Amte eines Bürgermeisters z. B. sei für alle 

Berufe die gleiche, sie könne auch nicht von der Einwohner- 

zahl abhängig gemacht werden. Im übrigen erfordert die 

Verwaltung einer Bürgermeisterstelle in einer kleineren oder 

mittleren Stadt in den meisten Fällen umfassenderes und po- 

sitiveres Können als in einer Grossstadt, wo dem Bürger- 
meister eine grosse Anzahl von Spezialisten und Berufs- 
beratern zur Verfügung steht. Wo und wie man seine 

Kenntnisse erwerbe, ist gleichgültig. Wer die 

Verantwortung hat, muss diese auch nach 

aussen hin vertreten. Die Grundgedanken des Re- 

ferats sind niedergelegt in nachstehenden 
Leitsätzen zur Neuregelung des Beamtenrechts: 

1. Soforüge Regelung des Beamtenrechts durch das’ Reich, damit die 
Länder in die Lage versetzt werden, ihr Landesbeamtenrecht zu 
erlassen (Art. 10 Ziffer 3 der Reichsverfassung). 

2. Regelung des preussischen Beamtenrechts in- „einem“ Gesetz, 

3. Forderungen an das Beamtenrecht: 

a) Gleichstellung der Kommunalbeamten mit 
amten. 

Eine Sonderregelung ist nur hingichtlich derjenigen Kom- 
munalbeamten vorzunehmen, die. ausserhalb des allgemeinen Be- 
amtenrechts stehen (Wahlbeamten). 

b) Regelung des Ansteilungsrechts der 
Gemeindeverbände. 

Beamte müssen zur Ansteliung gelangen, falls die betreffenden 
Stellen zur Beiriedigung eines „dauernden“ Bedürfnisses dienen. 
Ein vorübergehendes Bedürfnis legt nur dann vor, wenn es 
sich um eine Beschäftigung von weniger als einem Jahr handelt. 
In einem solchen Fälte können Angesteilte auf Grund eines 
privatrechtlichen Dienstvertrages zur Anstellung geiangen. Be- 
amtenanwärter müssen nach einem bestimmten Zeitraum in eine 
Beamtensteliung übernommen werden. Die Anwärterzeit die Mili- 
tärdienstzeit und die Zeit, die zur fach- und berufsmässigen 
Ausbildung notwendig ist, muss auf das Besoldungsdienstalter 
und die ruhegehaltsfähige Dienstzeit zur Anrechnung geiangen, 


4, Forderungen an die preüssische Städteordnung: 
a) Regelung des Anstellungsrechts (vgl. 3b). 









| Erscheint mit Nr. 49 der D. T.Z. _Beriin, 9. Dezem 
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linien auszuarbeiten, die darauf hinzielen, durch systemati sche 
Ausbildung des Technikers mit dazu beizutragen, dass er 
- bei allen Behörden und öffentlichen Betrieben die Verwaltungs- 
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b}Mitwirkung der Beamtenvertretu ng und  Entschei- 
dung durch ein Schiedsgericht im Falle eines Einspruchs: 
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e) Die Befähigung. für die Verwaltung eines Amtes ist für 


die Berufung eines Beamten massgebend, nicht die Abschluss- 


prüfung einer Schule oder eine Staatsprüfung. 


d) Eine gleiche Amtsbezeichnung für alle ordentlichen Ma- 


gistratsmitglieder, massgebend darf nicht die Besoldung oder die 
Einwohnerzahl sein (Oberbürgermeister, Bürgermeister, Stadtrat, 
Stadtbaurat). 


f) Berufung von ausserordentlichen Magistratsmitgliedern durch Ge- 
meindebeschluss für die Erledigung von Seonderaufträgen mit der 


Amtsbezeichnung Magistratsrat (Baurat und dergl.). 


g) Die Leitung von technischen Deputationen und 


Betrieben ist Technikern zu übertragen. Be 
h) Die Mitglieder, der Deputationen sind vom Magistrat zu er 


nennen, diesem steht auch das Recht der Versetzung und Ent- 


lassung aus solchem Amte zu. 


in der Diskussion ergänzen die Kollegen Baumann- 


Kaiserslautern und Horschelt-München die Ausführungen 
Assmanns unter Hervorhebung der bayrischen Verhält- 
nisse, die etwas anders als in Preussen liegen. Die Städte- 
ordnung und auch das Beamtenrecht sind m Bayern weiter 
fortgeschritten und neuzeitlicher gestaltet, Hier haben auch 
die Beamten durch die Gemeindebeamtenkammer ein Mit- 
bestimmungsrecht, die Beamtenkammern haben das 
Vertretungsrecht in den Stadtverordneten- 
versammlungen, allerdings nur bei den Beratungen, 
während man sie bei den Abstimmungen ausschalten ‚will. 
Ausserdem sind bereits Schiedsgerichte für die ein- 
zelnen Kreise. errichtet, die aus drei Bürgermeistern, drei 
Beamtenvertretern und einem unparteiischen Vorsitzenden be- 
stehen. Die bisherigen Erfahrungen lassen ein verhältnis- 
mässig günstiges Urteil über die Tätigkeit der Kreisschieds- 
gerichte zu. Baumann fordert, dass der Techniker sich 
mehr als bisher auch mit der Verwaltungsteehnik 
beschäftigt, um die Konkurrenz mit dem Juristen in den lei- 
tenden Verwaltungsstellen aufnehmen zu können. 
Gerade in der heutigen Zeit überwiegen die technischen Auf- 
gaben einer Stadtverwaltung die reinen Verwaltungsgeschäfte 
einer Stadt in so hohem Masse, dass auch in die Siellungen 
der Bürgermeister befähigte Techniker hineingehören. 

Krumbügel-Hamburg führt aus, dass es an den Tech- 
nikern selber liegt, wenn sie so wenig durchdringen. Der 
Techniker verbeisst sich in der Regel zu sehr in sein eigent- 
liches Fachgebiet, er kümmert sich zu wenig um öffentliche 
Angelegenheiten und um Wirtschaftsprobleme. Er verlässt 
sich viel zu sehr auf die Arbeit seiner grossen Organisation, 
statt selber mitzuhelfen an ihrem und seinem eigenen Auf- 
stieg. Graske-Elbing steht dem Entwurf der neuen 
Städteordnung sehr skeptisch gegenüber. Der Techniker wurde 
in der alten Städteordnung als Bürger zweiter Klasse be- 
handelt, und auf die Wiedergutmachung dieses Unrechtes 
muss daher grösster Wert gelegt werden. 

Schweisfurth-Eiberield Tordert, dass 
zur neuen Städteordnung schleunigst auch den Beamten- 
organisationen zur Begutachtung vorgelegt wird, um 
die wieder übernommenen alten Bestimmungen, die ein Hemm- 
schuh für die freiheitliche Entwicklun bedeuten, ‘endlich zu 
beseitigen. Alle Verwaltungsarbeit, da mit der technischen 
Arbeit in unmittelbarer Verbindung steht, muss auch von 
Technikern geleistet werden, das gilt auch für die Besetzung 
der Personalreferentenposten für die technische 
Verwaltung. *® 


Krieg-Hildesheim fordert für die Leitung der Woh-. 


nungsämter Techniker. 
In der weiteren Diskussion, an der sich fast alle Dele- 


heiten) — übernehmen kann. 


der 


der Entwurf 


arbeit in den technischen Aemtern, Dienststellen 
usw. — soweit sie mit der technischen Arbeitin un- 
mittelbarer Verbindung steht (also auch Personalangeiegen- 
Auf diese Weise wird ein wichtiger 
Schritt ‘getan, die bureaukratische Verwaltung durch die technisch- 
wirtschaftliche abzulösen.“ ; z 

Anschliessend hieran erhält Kollege Schramm-Essen 
das Wort zu seinem Referat: Fi Bu Zu 


„Besoldungs- und Tariipolitik der Kommunaltechniker', 


Während vor dem Kriege jeder Verwaltungskörper das 
Recht hatte, seine Beamten so zu bezahlen, wie es ihm be- 


‘liebte, hat die neuere Gesetzgebung hierin eine grundlegende 


Vor dem Kriege wurden zwar auch 


Aenderung gebracht. 
nach den Grund- 


die Kommunalbeamten teilweise schon 


‚sätzen der Staatsbeamten bezahlt, teilweise waren sie auch 


besser besoldet, aber in den weitaus meisten Fällen erreichten 
sie auch nicht annähernd die Bezüge der Staatsbeamien. 


‚Durch das preussische Gesetz vom 8. Juli 1920, dem ähnliche 


Gesetze in den übrigen Stä@ten gefolgt sind, wurde endlich 
im. Prinzip die Gleichstellung der Kommunal- 
beamten mit den Reichs- und Staatsbeamten 
erzielt. 
gewerkschaftliche Schulung der Kommunalbeamten — er- 
reichte Höhergruppierung der Kommunalbeamten einzelner 
Städte über die Gruppierung der Staatsbeamten veranlasste 
dann den Reichsfinanzminister zur Einbringung des „Ge- 
setzes zur einheitlichen Regelung der Be- 
amtenbesoldung (Besoldungssperrgesetz)“ 
vom 21. Dezember 1920. Das Sperrgesetz ist lediglich dazu 
bestimmt, der Eingruppierung einen Riegel nach oben vor- 
zuschieben, während die Landesgesetze im allgemeinen die 
Begrenzung nach unten vorsahen. Allerdings dürfen so- 
genannte „wohlerworbene Rechte‘ nicht geschädigt werden, 
es ist also unmöglich, einen bereits vor dem 1. April 1920 
zu günstig gruppierten Beamten herunterzubringen. Leider 
berücksichtigen die Aufsichtsbehörden bei ihren Entscheidun- 
gen sehr selten die ganz anders gearteten Auf- 
gabengebiete der Kommunalverwaltung und 
Kommunalbeamtenschaft. Für die Eingruppierung dari 
nicht die Amtsbezeichnung massgebend sein, sondern die tat- 
sächliche Leistung. Dieser Gedanke ist auch im 
reussischen Gesetz vom 8. Juli zum Ausdruck gebracht. 
ährend der Nachwuchs der Verwaltungsbeamten meistens 
durch jüngere Leute gestellt wird, die als Lehrlinge oder An- 


wärter in den Verwaltungsdienst eintreten und dort ihre Be- 


rufsausbildung erhalten, werden für die Technikerstellen im 
allgemeinen nur Kollegen mit langjähriger Berufspraxis ein- 
gestellt. Zur Erreichung der Gleichstellung des Technikers 


‚mit dem Verwaliungsbeamten muss daher unter allen Um- 


ständen gefordert werden, dass. die abgeschlossene 
Fachschulbildung der schweren Prüfung des 
Verwaltungsbeamten gleichgestellt ist. Der 
Techniker mit abgeschlossener Fachschulbildung ‚muss also 
seine Fingangsstufe in Gruppe VII haben, Techniker 
mit grösserer Berufserfahrung gehören in die Gruppe VII 
und darüber. ? 
Wir fordern daher für die 


Eingruppierung der Kommunaltechniker: 


Technische Kräfte ohne Fachschulbildung bzw. mit hand- 
werksmässiger Vorbildung für Bureau oder Betrieb, die nur 
mit zeichnerischen oder mechanischen Arbeiten beschäftigt 
werden, in Anfangsstellungen. 


Gruppe V: 


Die angeblich — wahrscheinlich durch die bessere 


nz 


a re 


ch er 


gierten beteiligen, kommt die Uebereinsti mmung mit \» VI: Technische Kräfte ohne Fachschulbildung bzw. mit hand- 
den vorstehenden Forderun gen einmülg zum werksmässiger Vorbildung für Bureau oder Betrieb, die nur 
Ausdruck. mit zeichnerischen oder mechanischen Arbeiten beschäftigt | 
In seinem Schlusswort betont Assmann, dass man werden, nach 8 Berufsjahren. | 
vor allen Dingen nach eiffem guten Reichs-Beamten- BE nie Kraut Se a sh Be oh Earn: 
recht streben müsse. Die Zersplitterung in 22 Einzelgesetz- Betri a De MIR SSU8R 
S er ee Be etriebsarbeiten beschäftigt werdea, in Anfangsstellungen. 
gebungen wäre für die Beamtenschaft ein unhaltbarer Zustand, » VII: Technische Kräfte ohne abgesshlossene Fachschulbi- 


Die Besoldung der Beamten darf keinesfalls 
abhängig gemacht werden von der Leistungs- 
fähigkeit der Gemeinden, da die Finanzkraft der 
Gemeinden durch das Reich gelähmt ist. Nach längeren jü- 
ristischen Ausführungen, die demnächst ausführlich in der 
D.T.Z. behandelt werden, gelangt nachstehender Antra g 
einstimmig zur Annahme: 

„Die im Referat und den Leitsätzen niedergelegten Richt- 
Enien sin! dem Arbeitsausschuss der Hauptfachgruppe Behörden 
und Öötientliche Betriebe als Material zu überweisen.“ 

Ferner wird nachstehender Antrag der Fachgruppe Ge- 
neindetechniker Gross-Berlin einstimmig angenom- 
men: x 

„Die am 29, November 1921 auf .dem Reichsfachgruppentage 
versammelten Obmänner der Reichsfachgruppe Gemeinde- und Kreis- 
verwaitungen beauftragen den Arbeitsausschuss, wnverzüglich Richt- 


dung, die mit einfachen technischen Bureau- oder Betriebs- 
arbeiten beschäftiist werden, nach 8 Berufsjahren, 


| 


oder technische Kräfte mit anderer Vorbildung bei 


gleichwertigen Leistungen. 
Techniker mit abgeschlossener 
Anfangsstellungen. 
Den Technikern mit 
Die Vermessungstechniker nach den ersten 
8 Jahren ihrer Berufsausbildung 
und 4 jährige Gehilfenpraxis). Rn 
Die Gartenbautechniker, die eine staatliche Gar- 
tenbauschile absolviert haben oder gleichwertige Leistungen 
aufweisen. VER NE 2 
Die Laboratoriumstechniker (Chemiker, Labo- 
ranten) nach den ersten 8 Berufsjahren (einschliesslich 


Lehrzeit oder Ausbildung auf staatlichen nicht anerkannten 
Fachschulen). : Se 





Fachschulbildung, in 3 


5 R ‚abgeschlossener. 
Fachschulbildung sind gleichzustellen 


(davon 4jährige Lehrlings- 
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Entsprechend diesen Grundsätzen sind die Techniker 

der a er Gruppen In den Besoldungsplan einzu- 
reihen. Das weitere Aufrücken erfolgt entsprechend 
den Grundsätzen, die für die Techniker mit Fachschul- 
bildung massgebend sind. 
Techniker mit abgeschlossener Fachschulbildung, nach 
5jähriger arbrN ee oder technische Kräfte mit 
anderer Vorbildung, die gleichwertige 
Leistungen aufweisen, Betrieb. 


Gruppe VIll: 


in Bureau oder 


» IX: Techniker der Gruppe VII mit grösserer Berufserfahrung. 

* X: Techniker mit abgeschlossener Hochschulbildung und 
Landmesser, Techniker mit anderer Vorbildung bei 
gleichwertigen Leistungen. 

» XI: Techniker mit abgeschlossener Hochschulbildung 
oder Techniker mit: anderer Vorbildung als Abtei- 
lungsleiter, 

» Xi: Desgl. als Leiter grösserer Abteilungen, 

„» Xlll: Desgl. in Sonderstellen. 


In dieser Aufstellung ist zwar die Vorbildung als Mass- 
stab angelegt; jedoch nur zum Erkennen der Ein- 
gangsstellung. Im übrigen soll die Besoldung und Auf- 
rückung nicht nach der Vorbildung erfolgen, sondern ledig- 
lich nach der Leistung jedes einzelnen. Diese Forde- 
rungen lassen sich auch unter Berücksichtigung des Sperr- 
geseizes sehr wohl verwirklichen, wobei allerdings Wert ge- 
legt werden muss auf die Regelung der Amtsbezeichnungen, 
die den Beruf als Techniker zum Ausdruck bringen. Dabei 
ist grundsätzlich jeder Vergleich mit den Amtsbezeichnungen 
der  Verwaltungsbeamten auszuschalten. Allerdings werden 
diese Berufsbezeichnungen nicht in jedem Bezirk einheitlich 
sein können, da der „„Bauführer“ z. B. in Norddeutschland 
eine ganz andere Bedeutung hat wie im Süden. Dort bedeutet 
er einen Techniker mit ausgereifter Berufserfahrung, während 
er in Süddeutschland die Bedeutung. eines Bauaufsehers etwa 
hat. Es lassen sich somit einheitliche Regelungen für die 

Amtsbezeichnungen der Techniker 
nicht aufstellen. In Rheinland-Westfalen 
fordert für 

Gruppe V: Stadtbauaufseher. 
„ VI: Stadtbauwart. 


ist ge- 


„ _Vll: Stadttechniker oder Stadtbauführer. 
„ VIII: Stadtingenieur oder Stadtarchitekt. 
» IX: Stadtoberingeaieur. 

A X: Stadtbaumeister. 

„. XI: Stadtbaurat. 


„ XII: Stadtoberbaurat. 

Wir haben es bei den Beratungen in Rheinland-Westfalen 
allerdings erleben müssen, dass die technischen De- 
zernenten, also die Fachleute, unsere Forderungen durch- 
aus unterstützten, dass aber die Stadtverwaltungen, also 
die Juristenund Verwaltungsbeamten, für unsere 
Wünsche gar kein Verständnis zeigten. Eine wesent- 
liche Rolle bei der Eingruppierung der technischen Beamten 
und Angestellten spielt das 

Besoldungsdienstalter 

eine Frage, die zum Unterschied von den Reichs- und Staats- 
besoldungsvorschriften für die Techniker der Kommunen 
grundsätzlich anders geregelt werden muss. Die 
„Kann vorschriit‘‘ der Ausführungsbestimmungen zum Reichs- 
besoldungsgesetz muss für die Techniker der Kommunalver- 
waltungen eine „Muss vorschrift‘“‘ werden. Wir haben auch 
bereits in diesem Sinne bei den züständigen Ministerien Schritte 
unternommen. Es ist jedoch notwendig, dass bei den örtlichen 
Besoldungsregelungen grösstes Gewicht auf diese 
Frage gelegt wird. 

Für die Angestellten werden die Besoldungs- und 

Rechtsverhältnisse durch 

Tarifverträge 
geregelt. Hierbei spieit auch die Frage der Dauerange- 
stellten, die wiederholt in der „D.T.Z.“ behandelt ist, eine 
wesentliche Rolle. Bei diesen Tarifverträgen ist besonderes 
Gewicht zu legen auf Einfügung einer ähnlichen Bestimmung 
wie im $ 7 des Berliner Tarifvertrages, wobei darauf zu 
achten ist, dass als „dauernde und planmässige Stellen“ nur 
eine Beamtenstelle in Betracht kommt. Der $ 7 lautet: 
Die unter den Tarifvertrag fallenden technischen Angestellten sind 
spätestens nach einer Dienstzeit,in der städtischen 
erwaltung von5 Jahren in eine dauernde und plan- 
mässige Stelle zu überführen, soweit eine solche frei ist, 
falls sie nicht mit vorübergehenden Aufgaben beschäftiet sind. 
Die _planmässigen .Stellen sollen nicht durch Neueinstellun- 
gen, sondern in der Regel aus den Kreisen der bereits auf Privat- 
dienstvertrag angestellten technischen Kräfte, bei gleicher Fähigkeit und 
Eignung nach dem Dienstalter, gegebenenfalls auch unter Aufrückung 

in eine höhere Gehaltsgruppe besetzt werden. 

Weiter fordern wir für die Angestellten der Kom- 
munen en Abkehrgeld 
als Ersatz für die fehlende lebenslängliche Anstellung und die 
Pensionsberechtigung. Das Abkehrgeld ist im $ 15 des Ber- 
liner Tarifvertrages ebenfalls vorbildlich geregelt, wobei zu 
bemerken ist, dass durch dieses Abkehrgeld die. Bestimmungen 


S 





der $$ 84 bis 87 des Betriebsräte-Gesetzes nicht 
berührt werden. Es ist also sehr wohl möglich, dass ein 
Angestellter das Abkehrgeld aus beiden Vorschrifter er- 
hält. Der $ 15 des Berliner Vertrages lautet: 

‚ Bei seinem unfreiwilligen Ausscheiden vor Vollendung des 15.Dicust- 
jahres bei der Stadt erhält jeder technische Angestellte ein Abkehr- 
geld, es sei denn, dass er durch sein Verhalten einen wich- 
tigen Örund zur Entlassung gegeben hat. Das Abkehrgeld 
beträgt nach einem Jahr ein Zwölftel der Jahresbezüge 
und erhöht sich bis zum Ablauf des fünften Jahres mit jedem: 
Jahr um ein weiteres Zwölftel. Die Zwölftel werden von den 
Bezügen des letzten Dienstjahres berechnet. Hierzu treten bei 
weiterer Dienstzeit von einem oder mehr vollen Jahren die seit Abiauf 
des fünften Dienstjahres von dem Angestellten gezahlten 
Versicherungsbeiträge. 

Von den Kommunalverwaltungen wird immer wieder ver- 
sucht, den Reichstarif für die Angestellten der 
Reichs- und Staatsbehörden auch für die Angestell- 
ten der Kommunalverwaltungen zur Anwendung zu bringen, 
meistens ohne Einleitung von Verhandlungen mit 
den Angestelltenorganisationen. Dieses Beginnen muss unter 
allen Umständen unseren schärfsten Widers pruch her- 
ausfordern, da es sich ja dann nicht mehr um einen Tarit- 
vertrag zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber handelt, son- 
dern nur um die einseitige Vorschrift des Arbeit- 
gebers. Die Verhältnisse in den Kommunalverwaltungen sind 
auch derart abweichend von denen bei Reich und Staat, dass 
wir eine automatische Uebernahme der dort geltenden Be- 
stimmungen entschieden ablehnen müssen. Es sind daher in 
jedem Fall vor Einführung einer tariflichen Besoldung Ver- 
handlungen der Stadtverwaltung mit den An- 
gestelltenorganisationen anzubahnen. 


(Schluss folgt.) 
m ——— 
0D Rundschau ao 


Kommt die nsue preussische Kommunalverfassung? Im 
„Berliner Tageblatt“ vom 27. November ist eine Unterredung 
mit dem preussischen Minister des Innern, Severing, ver- 
öffentlicht, der wir nachstehendes entnehmen. Auf eine An- 
frage, welche Aufgaben im Verwaltungsbereich des 
Ministeriums des Innern als die dringlichsten 
zu bezeichnen seien, erteilte der Minister folgende Auskunft: 

„soweit es sich um gesetzgeberische Aufgaben handelt, 
sind de kommunalen Verfassungsgesetze die 
dringlichsten Angelegenheiten des Ressorts. Landge- 
meindeordnung und Städteordnung sind im 
Entwurf schon seit langem fertiggestellt. 
Sie sind noch nicht an den Landtag gebracht worden, weil 
eine sichere Mehrheit nicht vorhanden war, und tinter 
den obwaltenden Umständen die Beratung sehr mühevoll 
und zeitraubend geworden wäre. Es ist meine Absicht, 
vor der Einbringung der Vorlage, wenn irgend angängig, 
‘vorher eine Verständigung über die Grundzüge im inter- 
fraktionellen Ausschuss des Landtags herbeizuführen. Auf 
diese Weise besteht die Aussicht, die parlamentarische Be- 


Der „Aomba“ kneift! 


Der „Komba“ hat unsere „Oeifentliche Aufforde- 
rung“ vom 7. Oktober 1921 (Nr. 25 des „Techn. Gemeinde- 
beamten“) zur Erbringung des Wahrheitsbeweises für 
seine Mitgliederzahlen bis heute nicht beantwortet. 
Oder muss er sich etwa erst selbst durch seine Rund- 
irage in Nr. 42 der „Rundschau” vom 15. Oktober die 
Unterlagen für seine wiederholt mit so unerhörter 
Dreistigkeit hinausposaunten Mitgliederzahlen 
beschaffen? Zunächst ist es natürlich unerhört, mit 
Zahlen zu operieren, die man selbt nicht kennt und also 
nicht beweisen kann, ausserdem ist aber dieser Frage- 
bogen keine Grundlage für den Beweis, den wir fordern. 
Denn in der Komba-Fachgruppe „Technik, Betrieb und 
Verkehr" werden zahllose Unterbeamte und die Bureau- 
beamten der Werke erfassi, die wir gar nicht organi- 
sieren, nach einer Notiz in Nr. 43 der „Rundschau“ ge- 
hören dazu sogar die — Forstbeamten. Das Schweigen 
des „Komba“” ist der beste Beweis für seine dema- 
gogische Agitationsweise und seine Ohnmacht, 
Techniker zu organisieren. 


Techniker vertreten kann nur 
eine Technikergewerkschaft! 
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ratung- abzukürzen und die Fertigstellung der Gesetze zu 
beschleunigen. Wenn man bedenkt, dass die Vertreter der 
Städte und Landgemeinden schon im Winter 1919 gewählt 
sind, dann wird sich niemand der Erkenntnis verschliessen, 
dass hier eine Aenderung dringend erforderlich 
ist. Wenn nicht unvorhergesehene Si wieriokeited eintreten, 
könnte mit: einer Verabschiedung der Gesetze schon im 
Frühjahr gerechnet werden, der in möglichst kurzer 
Zeit daun die Neuwahlen für Stadt- und Land» 
gemeinden folgen müssten. Ä 

Was die ErweiterungderSelbständigkeits- 
rechte der Provinzen anlangt, die ursprünglich durch 
ein besonderes Gesetz geregelt werden sollte, so besteht bei 
den Koalitionsparteien schon Uebereinstimmung darüber, dass 
diese Frage bei der Fertigstellung der Provinzialord- 
nung ihre Erledigung finden soll.“ 

Dass die Entwürfe zur neuen Städteordnung, Land» 
semeindeordnung und Provinzialordnung „schon seit langem 
ertiggestellt‘‘ sind, ist kein Geheimnis mehr, haben sich 
doch Städtetag und Reichsstädtebund bereits vor 
längerer Zeit damit beschäftigt. Wir zweifeln aber sehr stark 
daran, dass diese Gesetzesvorlagen „im Frühjahr‘ so glatt 
zur Erledigung kommen, denn es wird sicher dabei zu leb+ 
haften Auseinandersetzungen darüber kommen, dass das 
Ministerium wohl die Arbeitgeber vereinigungen der Kom» 
munen gehört hat, aber den Organisationen der 
Arbeitnehmer — und besonders der Beamten 
— die Zustellung der Entwürfe zur Mitarbeit 
beharrlich verweigert. Das sieht sehr wenig nach 
„Demokratie“ aus! Ein erheblicher Teil der rechtlichen 
Stellung der Beamten innerhalb der Verwaltung wird durch 
diese Gesetze verankert, und an der Gestaltung dieser Be 
stimmungen müssen die Gewerkschaften mitgewirkt haben. 


Ansufung des Landesschiedsgerichts in  Besoldungsange- 
legenheiten. Im ‚„Ministerialblatt für die Preussische innere Ver- 
waltung vom 1. November 1921 finden wir unter Nr. 330° 
nachstehenden Erlass: =, 

„Es sind Zweifel darüber laut geworden, ob nicht Gemeinden und 
öffentliche Körperschaften, über deren Besoldungsordnungen und. Be- 
schlüsse schon vor Errichtung des nach $ 9 Abs. 3 des Reichsgesetzes 
zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der Beamtenbesoldung (Be- 
amtensperrgesetz) vom 21. Dezember 1920 (RG.Bl. S. 2117) zu Bilden- 
den Landesschiedsgerichts nicht im Sinne ihrer Anträge 
befunden worden ist, des Rechtes zur Anrufung des Landes-, 
schiedsgerichtes verlustig gehen könnten. Abgesehen davon, 
dass es den Beteiligten unbenommen ist, gegen die Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde erster Instanz Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
zweiter Instanz zu erheben, bleibt auch das Recht zur An- 
rufung des Landesschiedsgerichts in jedem Falle 
gewahrt da die Frist zu seiner Ausübung noch gar 
nicht zu laufen begonnen hat, und da, um jeden Zweifel 
in dieser Beziehung auszuschliessen, auch das in Vorbereitung be- 
findlicne preussische Gesetz über das Landesschiedsgericht eine aus- 
drück’iche Vorschrift erhalten wird, welche die Anrufung auch noch. 
für zurückliegende Fälle ermöglichen wird. Ich ersuche er 
gebenst, hiernach die beteiligten Kommunalverbände entsprechend ” zu 
verständigen, sofern die gedachten Zweifel hervortreten. EN 

Berlin, den 21. Oktober 1921. IVa. I. 1353, 

Der Minister des Innern. 1. V.: Freund. 
An die Ober- und Regierungspräsidenten.“ | 

Was sich der Herr Minister wohl gedacht haben ınag, als 
er diese Verfügung herausgab? Ein volles Jahr nach 
Inkrafttreten des Sperrgesetzes ist das Gesetz 
über die Preussischen Landesschiedsgerichte noch immer „in 
Vorbereitung‘! Sollen die Gemeindebeamten etwa mit 
der endgültigen Regelung ihrer Besoldung bis zur 
nächsten Revision am 1. April 1923 warten? 


Aus anderen Verbänden a 


Der Komba schreibt (Blütenlese aus einem einzigen 
Artikel in Nr. 48 der „Rundschau für Kommunalbeamte* 


‘“ vom 26. November 1921): 


. „Uns ist nicht bekannt, dass wir Hilfskräfteorga- 
nisieren, wo wir sie finden — — —“ 
Ist der Komba-Leitung unbekannt, Br 
dass z. B. in Prenzlau seine Ortsgruppe ohne unser 


Wissen und Willen einen Tarifvertrag für etwa 


20 bei ihm organisierte Hilfsangestellte nachträglich mit 
unterschrieben hat, nachdem die vorherigen Verhandlungen ' 
lediglich durch unseren Bund und den — Zentralverband der 
Angestellten erfolgt sind? Be 5 
Der Komba schreibt: i e 
»— — — — Dagegen haben wir festgestellt, dass der 
„Butab“, vereinigt mit dem Zentralverband der Angestellten, 
uns stetsim Wege war, wenn wir für die noch nicht 
in das Beamtenverhältnis übergeführten Dauerangestellten 
etwas. tun wollten.“ 
Hat der Komba-vergessen, 
dass unser Bund es war, der im vorigen Jahre durch 


—— 
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Unterstellung der technischen Angestellten der Altberliner G as“ 
werke unter unseren Tarifvertrag den Aufsichtsratsbeschluss 
der Werke vom Jahre 1915 — der die Schaffung von Be- 
amtenstellen in’ den Städtischen Werken unterband — durch- 
brochen hat? Hat er vergessen, dass es erst durch 





diesen Tarifvertrag möglich war, von 120 Tech- 
nikern der Gaswerke 110 ins Beamtenverhältnis zu überführen, 
weil & 7 dieses Vertrages einen Rechtsanspruch darauf gibt? 


Li 


Hat er vergessen, dass er erst, nachdem wir das 


„Eis gebrochen habtea auch seine „Hilfsange- 


stellten“ bei den Gaswer 
Beamten machen konnte? 
Der Komba schreibt: 
‚Beide Verbände fürchteten, Mitglieder zu ver- 
ieren — — —“ - 
Weiss der Komba wirklich sicht, . 
dass wir in Berlin mehr Beamte als Angestellte bei der 
Stadtgemeinde organisiert haben? > 
Der Komba schreibt: a 
„Von den rund 1200 Angestellten der Gaswerke haben sich 
„nur neun‘ für einen freien Tarifvertrag ausgesprochen.“ 
Weiss der Komba nicht, 
dass von diesen 1200 zunächst nur 800 überhaupt in Betracht 
kamen, und dass diese 800 auf Anraten unseres 


en zu Dauerangestellten und 


Bundes und des — Zentralverbandes der An- 


gestellten sich für die Besoldungsordnung in Verbindung 
mit einem Manteltarifvertrag — wie wir ihn seit zwei Jahren 
haben — entschieden haben? ER 
Der Komba schreibt: 
„Butab“ empfiehlt — — — seinen Mitgliedern, „so- 
fort ihre Einverständniserklärung mit der 
Ueberführung in das Beamtenverhältnis ab- 
zugeben, — — — —. Auch ohne diese Weisung 
ihrer Organisation hätten die Butab-Mitglieder das 
für sie einzig Richtige gewählt.“ eg 
Das.ist ein Musterbeispiel für die unfaire 
Kampfweise des Komba: enn wir Weisungen er- 
Si lassen, die auch vom „Komba“ als richtig aner- 
annt werden müssen, sind sie — nach Ansicht des Komba 
— überflüssig, weil unsere Mitglieder schon von 
selbst das Richtige .gewählt hätten! — Sicher hätte 
es dem Komba besser in den Kram gepasst, wenn. 
wir die gegenteilige Erklärung abgegeben hätten. Wir 
haben es nicht getan, weil wir eine Organisation von Ange- 


‚stellten und Beamten sind, die die Interessen beider 


Gruppen vertritt. u Y 
Der Komba schreibt: er . 
„In welch’ schwieriger Lage sich gerade die Behördentech- 
. niker des „Butab‘“ befinden, beweist u. a. auch der 
Kelinerstreik in Berlin. — — — auf die Schwierig- 
keiten, die sich für die beamteten Mitglieder des 
„Butab“ ergeben hätten, wollen wir hinweisen, wenn die 
Gewerkschaftskommission der „AfA“ taisäch- 
lich zum Generalstreik aufgerufen hätte, — — — 
Behördentechniker! Wolltet Ihr denn mitstreiken? — 
Ihr konntet es einfach nicht, wenn Ihr Euch nicht unnötig 
in unabsehbare Schwierigkeiten bringen wollte.“ =. 


Das ist der Gipfel der Heuchelei! — Selbst 
der „Kelinerstreik‘ muss herhalten, um die „Beamtenfeindlich- 
keit‘ des „Butab‘‘ zu beweisen. — Der Komba weiss, 
dass wir dem „AfA-Bund‘ nur mit unseren auf Privatdienst- 
vertrag angestellten Mitgliedern angehören, dass wir für unsere‘ 
„beamteten Mitglieder“. dem’ Deutschen Be- 
amten-Bund angeschlossen sind, für diese also die General- 
streikparole gar nicht iu Frage gekommen wäre. Noch” 
schlimmer ist aber, dass er einer seit Wochen umihre 
Existenz ringenden Angestelltengruppe in 
den Rücken fällt, indem er ihr die Solidarität ver- 
weigert und die Unterstützung dieser Kollegenschaft für” 
„unnötig“ erklärt. : | 

Damit hat sich der Komba endgültig Sein 
Urteil gesprochen: so handeln nur „gelbe Ge- 
werkschaften‘“! 7.- er = er 
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i Für Fiechten-Kranke! 
4 Knoien-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. - Eine Flasche genügt, - Preis 25 Mark, 
F. Müller, Heilkundiger, Bremen # 
Grosse Krummenstrasse 2%. Sprechstunden: 3—1 und 3-4Uhr B. 
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‚Der zweite Reichsfachgruppentag der 


Kommunaltechniker (Schluss.) 


Im. Anschluss an die Ausführungen des Kollegen Schramm 
erhält dann Kollege Schweisfurth-Elberfeld das Wort 
zu seinem Referat: 


„Unsere Stellung zu den Gemeindebeamtenverbänden.“ 


Im engsten Zusammenhang mit der Frage der Gemeinde- 
beamtenbesoldung steht für uns Techniker auch die Frage 
unserer Stellung zu den anderen Gemeindebeamtenverbänden. 
Es muss gleichzeitig hierbei die Frage erörtert werden, wie 
‚wir in der Lage sind, uns durchzusetzen, denn die Ver- 
wirklichung unserer Besoldungsforderungen 
istinhohem Masse mit eine Frage der Orga- 
nisation. Es kommt nicht darauf an, was in dem einen 
oder dem anderen Orte Gutes erreicht wird, sondern was im 
ganzen Reich erreicht werden konnte. Der Behörden- 
‚technikertag hat auch diese Frage bereits gestreift und hat 
gezeigt, dass wir die Verwirklichung unserer Forderungen 
nur in einer einheitlichen Berufsgewerkschaft 
erreichen können und im engsten Kartellverhältnis mit den gleich- 
gefichteten Arbeiter-, Angestellten- und Beam- 
ten-Organisationen. Die Kommunalbeamtenverbände 
sind heute entschiedene Gegner eines Zusammenarbeitens 
mit den Arbeitern und Angestellten, und zwar scheinen diese 
Bestrebungen vorwiegend von Preussen auszugehen, wo ja auch 
die Führung des „Reichsbundes der Kommunalbeamten“ liegt. 
Es ist nicht zuviel gesagt, wenn wir diese veränderte Stellung- 
nahme auf politische Einflüsse zurückführen, Jeden- 
falls ist die freigewerkschaftliche Richtung unserer Organisa- 
tion nur ein Vorwand zur Bemäntelung der reinen or- 
oe mseunistischen Motive, die diese Be- 

ne oben zum Kampf gegen unseren Berufsverband 
treiben. Der Gedanke der Berufsorganisation macht sich aller- 
dings in letzter Zeit auch in den Kreisen der Gemeindebeamten- 
verbände bemerkbar, und zwar sind es durchweg Gruppen, 
die — wie auch wir — fürchten, durch die zahlenmässige 
Ueberlegenheit der Verwaltungsbeamten erdrückt zu werden. 

Wir sehen diese Entwicklung bei den Sparkassen- 
beamten und neuerdings auch bei den Forstbeamiten. 
Die Zersetzungserscheinungen in den grossen Industrieorgani- 
sationen der Kommunalbeamten äussern sich auch noch in den 
Sonderbestrebungen der einzelnen Besoldungsgruppen. Die un- 
teren Beamten fühlen sich schlecht vertreten durch die Gross- 
organisationen, sie bilden Sondergruppen, wählen sich eigene 
Vorstände, und so entstehen Staaten im Staate, die dem Or- 
ganisationsprinzip der Kommunalbeamtenverbände noch einmal 
recht gefährlich werden können. 

Leider hat es auch ein grosser Teil der Techniker noch 
immer nicht eingesehen, dass er in diesen Organisationen nie- 
mals tatkräftige Unterstützung finden kann. "Es sej.nur daran 
erinnert, dass der preussische Kommunalbeamtenverband bis 
heute noch nicht seinen Verbandstagsbeschluss von Königsberg 
vom August 1920, der die Einrichtung von besonderen Tech- 
nikerfachgruppen vorsah, durchgeführt hat. Solange unsere 
Organisation noch als Beamtenorganisation besteht, brauchen 
wir allerdings nicht zu befürchten, dass die Kommunalbeamten 
unsere Interessen vernachlässigen. Wenn es jedoch den Ver- 
waltungsbeamten gelingen sollte,. die Berufsorganisation zu 
zerschlagen, so dass die scharfe, treibende Konkurrenz unseres 
Bundes fortfällt, werden sie absolut kein Interesse mehr 
an den Forderungen der Techniker zeigen. Ihre 
Versprechungen sind lediglich als Leimruten zu werten; es wird 
sofort anders werden, sobald die Kommunalbeamtenverbände die 
Alleinherrscher sind. Deswegen müssen wir auch die in Süd- 
deutschland zutage getretenen Bestrebungen bei den Wahlen 
zur Beamtenkammer und zu den Beamtenbeiräten auf das 
entschiedenste bekämpfen. 

Es hat auch keine Bedeutung, wenn in Baden oder 
Braunschweig Techniker an der Spitze dieser Organisationen 
stehen; denn das Organisationsprinzip ist falsch und wird 
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— sobald einmal die Besoldungsregelungen in den Hintergrund 
treten — in sich zusammenfallen. Zur sachlichen Arbeit über 
grössere sozialpolitische Fragen sind diese Ver- 
bände wegen ihrer aus allen Berufsschichten zusammenge- 
setzten Mitgliedschaft gar nicht fähig. 

Trotzdem wir diese Fehler erkannten, haben wir es immer 
wieder versucht, mit ihnen auf einer ehrlichen Grundlage zum 
friedlichen Zusammenarbeiten zu kommen. Es ist aber un- 
denkbar, eine solche Zusammenarbeit stattfinden zu lassen, 
wenn nicht die 


Werbegebiete eine klare Abgrenzung 


erfahren, da sonst die fortwährenden Uebergriffe einer Organi- 
sation in das Werbegebiet der anderen zu Reibereien führen 
die jede sachliche Zusammenarbeit ausschliesst. Wir sind 
noch heute bereit, mit den Beamtenorganisationen friedlich 
zusammenzuarbeiten, wenn sie unser Programm der 


ireigewerkschaftlichen Berufsorganisation 


anerkennen und die Vertretung der Technikerfor- 
derungen dem Bunde überlassen. Wir wollen nicht Tech- 
niker gegen Verwaltungsbearmte ausspielen, sondern uns gegen- 
seitig verstehen lernen und unterstützen, wir wollen uns aber 
nicht als kleine Minderheit in den Fachgruppen der 
Kommunalbeamtenverbände zersplittern und erdrücken lassen. 
Wenn die Kommunalbeamtenverbände bereit sind, auf dieser 
Grundlage ehrlich mit uns zusammenzuarbeiten, werden 
sie uns an ihrer Seite finden. 

Es wird alsdann in die gemeinsame Aussprache über 
beide Referate eingetreten. 

Dörnemann-Gera macht Ausführungen über die 
Schwierigkeiten bei der Besoldungsregelung in Thüringen, 
wo trotz des einheitlichen Gross-Thüringen immer noch die 
sieben Gebietsregierungen und die sieben ver- 
schiedenen Gesetzgebungen bestehen. Auch hier hat bei der 
Eingruppiering und der Revision der Besoldungsordnung die 
Zersplitterung der Techniker eine unheilvolle Rolle gespielt. 
Der Gemeindebeamtenverband hatte für die Tech- 
niker die Gruppe V (fünf) der Besoldungsord- 
nung als Eingangsstufe für ausreichend erachtet! Es ist jetzt 
mit unsäglicher Mühe gelungen, wenigstens die Eingangs- 
stufe VI zu erreichen mit Aufrückung nach zehnjähriger 
Berufstätigkeit in Gruppe VII. Die Doppelorganisation 
ist vielleicht noch schädlicher als die Organisation der Tech- 
niker im Gemeindebeamtenverband. 

Bleibtreu-Altona führt aus, dass in den grösseren 
Städten Nordwest-Deutschlands die Eingruppierung 
der Techniker in die Gruppen VII, VII, IX durchgeführt sei. 
Das Besoldungsdienstalter beginnt in der Regel mit dem 
25. Lebensjahr. Leider ist es in Altonanichtgelungen, 
auch die technischn Amtsbezeichnungen durchzu- 
setzen, weil de Technikerfachgruppe des Kom- 
munalbeamten-Verbandes gegen diese For- 
derung arbeitete. 

Müntner-Cassel:-Bei der Revision der Besoldungsord- 
nung ist erreicht worden, dass die Techniker im Verhältais 
von 2:2 :1 in die Gruppen VI, VII und IX eingereiht 
werden, von Gruppe IX rücken 10 Prozent auf nach Gruppe X. 
Die „Faka“ hat bei diesen Verhandlungen ganz gut mit 
dem „Komba‘“ zusammengearbeitet. 

Rohr-Berlin: Ein reibungsloses Zusammen- 
arbeiten mit den Verwaltungsbeamtenist bei 
den jetzigen Differenzen kaum möglich. Die 
freig@werkschaftliche Gemeindebeamtenbe- 
wegung muss endlich zur Tat werden. 

Dieckow-Halle unterstützt diese Ausführungen und 
weist hin aut den schweren Konflikt, der beim Magistrat 
Halle bezügl. Einführung der geteilten Arbeitszeit 
entstanden ist. Bei dieser (ielegenheit hat sich der Komba 
durchaus nicht wie eine Gewerkschaft benommen. 

Ausführungen des Kollegen Kuchenbecker- Danzig, 
dass bei den Beamten noch immer eine gewisse Ueber- 
hebung gegenüber deu Angestellten sich bemerk- 
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bar mache und dass auch der Bund auf die Organisierung de: 
technischen Beamten nicht so .sehr viel Wert: legen solle, 
begegneten lebhaftem Widerspruch. Es wird anerkannt, 
dass die Verhältnisse in Danzig, wo die Techniker infolge 
des Widerstandes der Verwaltungsbeamten nur in der 
Gruppe VI ihre Eingangsstellung haben, ausserordentlich 
schwierig seien, um so mehr als dort auıch die Gesetzgebung 
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zwar wegen des gewährleisteten 


gesicherten Lebensabend. Wir. lege 
en W 








; ert darauf, dass möglichst vi ele u: serer 
ollegenin das Beamtenverhältnis überführt 
werden. Wir haben von jeher den Grundsatz vertreten, dass 
man Beamte, Angestellte und Arbeiter nicht gege nein- 


ander ausspielen darf, sondern dass alle drei Gruppen in 


noch rechtim argen liege. — Aber auf die Organisation gegenseitigem Einvernehmen gemeinsam die 


von Beamten muss der Bund heute mehr denn je Wert legen, _ 
da es zur Durchführung der dringend notwendigen ® 
Verwaltungsreform unbedingt erforderlich ist, auch 


in der Beamtenschaft den freigewerkschaft- _ 


lichen Geist zu pflegen. “er 
Bohländer-Rüstringen. unterstreicht die letzten Aus- - 





führungen und weist darauf hin, dass nur die gegen- 
seitige Unterstützung von Angestellten und. 
Beamten den Erfolg in sich trage. Fe 
Auf eine Anfrage macht Kollege Hornbostel Aus 
führungen über die Arbeiten der „Faka“ im letzten Jahre. Die 
„Faka“ (Freigewerkschaftliche - Arbeitsgemeinschaft . kommu- 
naler. Arbeitnehmerverbände) ist im Dezeinber vorigen Jahres. 
gegründet worden mit dem ausgesprochenen Zweck, die 
„Ausbreitung des freigewerkschaftlichen 
Gedankens unter den kommunalen Arbeitern, 
Angestellten und Beamten“ zu fördern. Im Mits 
teilungsblatt Nr. 1 der Faka ist ausdrücklich ihr Charakter 
als Kampforganisation für eine freigewerk- 
schaftliche Beamtenbewegung festgelegt. Dieser 


Kampt musste naturgemäss zurückgestellt werden, als der 


A.D.G.B. und AfA-Bund im März d. J. den Beschluss fassten, 
mit dem „Deutschen Beamten-Bund‘ nochmals in Verhande 
lungen über einen Anschluss des gesamten Be- 
amtenbundes einzutreten. Selbstverständlich wäre es auch 
uns erwünschter gewesen, den gesamten Deutschen Beam- 
ten-Bund und damit auch die Kommun albeamten- 
verbände zu einem Anschluss andie freigewerk- 
schattliche Richtung zu gewinnen. Wir haben daher 


Hintergrund treten lassen, um die Verhandlungen der Spitzen- 
organisationen nicht zu stören. Wir haben uns beschränkt 

auf die Unterstützung der uns angeschlossenen Gruppen bei 
der Neuregelung der Beamtenbesoldung. Darüber hinaus haben 
wir jedoch niemals unseren ureigensten Gründungszweck aus 
dem Auge verloren, sondern sind ständig und eifrig bemüht 
pewesen, diese Verhandlungen vorwärtszutreiben. Es geht 

aber auch aus den wiederholten Berichten in der „U: 7.20 

und’ aus dem Geschäftsbericht des Kollegen Händeler 
aut dem Behördentechnikertag hervor, welche , 


Schwierigkeiten in diesen Verhandlungen besonders beim 


Deutschen Beamten-Bunde zu überwinden waren, und wes- 
halb die Verhandlungen bis heute noch nicht zu einem Ab» 

schluss gelangt sind. Wir glauben jetzt allerdings am Ab- 
schluss dieser Entwicklumgen zu stehen, und erwarten, dass 
die nächsten Tage die Entscheidung in einer oder der ande- 

ren Richtung bringen. Mag sie ausfallen, wie sie wolle, auf 
jeden Fall muss die Faka bis in die kleinste Orts- 
verwaltung durchgebildet werden und immer 
stärker und kräftiger zum Ausbau kommen. 
Kommt es zum Abschluss der bekannten Vereinbarung, dann 
bildet die „Faka“ den in dem Abkommen zwischen A.D.G.B. 
und AFA-Bund vorgesehenen Arbeitsausschuss der 
verwandten Fachgruppen der Arbeiter und Ange- 

stellten in kommunalen Verwaltungen und Betrieben und. 
braucht sich nır zu gemeinsamer Arbeit mit den 

Gemeindebeamtengruppen zusammenzuschliessen. 

Kommt. es nicht zum Abschluss, dann bildet die „Faka“ den 


Grundstock für die freigewerkschaftliche Gemeindebeamten- 
bewegung, Re 
dann muss sie selber die Werbekraft entfalten, die erforder- 
lich is, um auch die Gemeindebeamten ins frei- 
gewerkschaftliche Lager hinüberzuziehen. Wo die. „Faka4 
Örtlich gebildet ist, hat sie sich im letzten Jahre sehr gut 
entwickelt, sie hat überall die etwa vorhandenen Irrtümer 
in der Grundanschauung und etwaige Reibungsflächen zwischen - 
den drei Gruppen der kommunalen Arbeitnehmer ausgeglichen 
und beseitigt und die gemeinsame Front der drei 
Arbeitnehmersäulen hergestellt. — Wir dürfen uns . 
auch durch gelegentliche, etwas überradikal anmıutende Aus-. 
lassungen einzelner undisziplinierter und unverantwortlicher 
Vertreter anderer Organisationen nicht in unserm Ziel beirren 
lassen. Meistens sind solche nicht im Interesse der Be- 
wegung liegenden Ausführungen auf mangelnde Sachkenntnis 
zurückzuführen. Entsprechende Aufklärung wird derartige 
Differenzen leicht beseitigen. — Nach unserer Auffassung 
ist das Beamtenrecht — trotz vieler Mängel, deren 
Beseitigung wir mit Nachdruck betreiben — immer noch ein. 
sozialeres Recht als das der Privatangestellten, und 


I der Mitgliedschaft auf Schritt und Tritt behält. © 
diesen Oründungszweck der „Faka“ mehr und mehr in den a 


‚wird nach kurzer Debatte dem Reichsausschuss zur Be- 


ordzungen im Reiche zu sammeln und in knapper, gedrängter 


‚Die Art der Veröffentlichung bzw. Auswertung des einzufor 
 dernden Materials wird der Beschlussfassung des Arbeitsau 


„Aulbau der Fachgruppen undAuistellung desWerbeplanes 


gewissem Sinne vorbildlich gewesen ist für die neuen Besti 


erforderlichen Schritte tun, um ihre Forderungen an Gesetz- 
‚gebung und Verwaltung zu verwirklichen. Deswegen organi- 
sieren wir .auch - ee 
Angestellte und Beamte in einer Organisation, I: 

denn das Anstellungsverhältnis kommt erst in zweiter Linie, 
während der gemeinsame Beruf als Techniker 
uns in allen Berufsfragen zusammenschweisst. 3 
In der weiteren Aussprache fordert Horsch elt- München 
einen weiteren Gaubeamten für Süddeutschland zur Bearbei- 
tung der Gemeindetechnikerfragen. Die übrigen Kolle- 
gen weisen in den folgenden Ausführungen unter Berück- 


a 
Emm ee 


 sichtigung der besonderen Verhältnisse ihrer Landesgebiete, 


immer wieder.darauf hin, dass bei dem schlechten Zu- 
sammenarbeiten mit den Gemeindebeamten, 
die sich stets mehr als die Vertre ter der Stadt- 


‚verwaltung denn als Arbeitnehmer fühlen und das „Wohl- 


wollen der Behörde“ keinesfalls verscherzen wollen, der Zu- 
sammenschluss mit den freigewerkschäft- 
lichen Organisationen der Arbeiter und An- 
gestellten unbedingt erfolgen muss, da nur so die nötige 
Rückendeckung gegen die Bestrebungen der Verwaltungs- ; 
bureaukratie gefunden werden kann. ; “5 Far k; 
. Im Schlusswort weist der Bundesvorsitzende Heinze 
nochmals darauf hin, dass die Arbeit unseres Bundes in 
‚erster Linie ehrenamtliche Arbeit sen “muss. 
Auch der Bundesbeamte ist machtlos, wenn ihm nicht die 
Koliegenschaft zur Seite steht, und wenn er nicht — beraten: 
von seinen ehrenamtlichen Mitarbeitern — die Fühlung mit 
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” 
.. Im Anschluss hieran wird der Antrag des Bezirks- 
ausschusses Hessen-Nassaı: Ro: RE ER EN, 
„Die am 29. November versammelten Obmänner der Reichsfach- - 
gruppe „Oemeinde- und Kreisverwaltungen“ beauftragen den neugewähl- 
ten Arbeitsausschuss, zur Neuregelung der Beamtenbesoldung im Jahre 
1923 die Forderungen aufzustellen, dass fü‘ Techniker mit technischer: 
Mittelschulprüfung die Gruppe 8 als Eingangsgruppe ge 
schaffen wird, die Gruppen 9 und 19 als Beförderungsstellen, Gruppe 11 


y 


als Spitzenstellung“ e 


dem: Arbeitsausschuss der Reichsfachgruppe als Material über- 
wiesen. ; BE SE 

Ein Antrag 
Schusses: RR 

„Der Reichsfachgruppentag ‘der Gemeinde- und Kreisverwaltungen 
wolle beschliessen, den Bundesvorstand zu ersuchen, fernerhin für alle 
Koliegen, die den Wunsch haben, Beamte zu werden, nur solche Butab- 
oder AfA-Taritverträge mit den Gemeindebehörden abzuschliessen, in 
denen der $7 des Berliner Tarifvertrages (siehe Re- 
ferat Schramm) verankert ist“ ne: ET 





des Reichsfachgru p pen- Aus- 










rücksichtigun g und beschleunigten | Behandlung über- 
wiesen. BERN x ERS 
; Bi Antrag des Bezirksausschusses Rhein- 
and: Er BA 


„Der Reichsfachgruppentag Gemeinde- und Kreisverwaltungen beauf 
tragt den Bund, die bis jetzt abgeschlossenen Bes oldungs- 
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Form in einen Heft herausgeben zu wollen, damit ein. Ueberblick der 
Eingruppierung der Techniker in den einzelnen Städten gewonnen 

werden kann“ Se En SL 
wird nach einer Aussprache, in der besonders: die auss 

ordentlichsehleppende Erledigung solcher - Rund 
fragen durch die rtsverwaltungen bzw. Ortsfachgru 
rügt wird, der Hauptgeschäftsstelle als Anregung üb 


® 


schusses überlassen. : San m Pe Fr 
em Anschluss hieran erhält Kollege Hornbostel da 
Wort zu seinem Referat über x 


Die Fachgruppen der Kommunaltechniker sind ‚auf Grund 
der im August beschlossenen Ausführu ngsbestimmu 
gen zur Satzung aufzubauen. Der von ‘uns bereits i 
vorigen Jahre durchgeführte Fachgruppenaufbau wird sich 
im grossen und ganzen in diesen Rahmen einfügen, da er ir 






















mungen. Die in einer Verwaltung zusammenarbeitenden Ko 
legen bilden eine Betriebsverw altung mit einem Ver- 
trauensmann an der Spitze. Die Betriebsverwaltungen eines 
Ortes schliessen sich zu einer Ortsfach gruppe zusam-. 
men, an deren Spitze ein Obmann steht, wenn die Gruppe 
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nicht über 20 Mitglieder stark ist, Bei grösseren Gruppen wird 
ein Fachgruppenausschuss gebildet, dessen Mitglieder eine 
zweckentsprechende Arbeitsverteilung vornehmen. Die Orts- 
fachgruppen schliessen sich mit denen am gleichen Orte be- 
findlichen Ortsfachgruppen der Staatstechniker zusammen zu 
einer Ortsfachgruppe „Behörden und öffent- 
liche Betriebe“. Diese örtlichen Fachgruppen werden 
dann in den grösseren Staaten in Bezirksfachgruppen zusam- 
mengeschlossen, und zwar jede Fachgruppe in sich. Bei den 
Gemeindetechnikern wird die Zusammenfassung in der Regel 
nach. Landes- oder Gaugebieten erfolgen können, während bei 
den Staatstechnikern Rücksicht genommen werden. muss auf 
den Behördenaufbau. So wäre es z. B. sinnlos, die Eisenbahn- 
techniker ohne Rücksicht auf ihre Direktionszugehörigkeit etwa 
nach Gaugebieten zusammenzufassen. Die Zusammenarbeit der 
Bezirksfachgruppen — in kleineren Staaten der Ortsfachgrup- 
pen — erfolgt inLandesfachgruppen, und hier findet 
dann auch wieder ein Zusammenschluss mit den Fachgruppen 
der Staatstechniker statt. Die Spitze des Fachgruppenaufbaues 
bildet die Reichsfachgruppe, deren Vertre.erversamm- 
lung wir heute hier haben. Sie wählt sich einen Arbeits- 
ausschuss, der im engsten Einvernehmen mit der Haupt- 
geschäftsstelle. die Fragen der Reichsfachgruppe bearbeitet 
und für den Bundesvorstand vorbereitet. 

Die Fachgruppen selbst sind nicht Beschluss- 
instanzen, sondern beratende Körperschaften, 
die nur ihre ureigensten Interessengebiete bearbeiten sollen. 
Gemeinsame Bundesfragen werden nach wie vor in den Orts. 
verwaltungen erörtert, in deren Händen auch das Ver- 
waltungswesen liegt und die die Beschlussinstanzen für ört- 
liche Angelegenheiten bilden. Die en gste Zusammen- 
arbeit der Fachgruppen mit den Ortsverwal- 
tungen und der rege Besuch ihrer Versamm- 
lungen ist Ehrenptlicht jedes Mitgliedes. Die 
Bezirks- und Landesfachgruppen arbeiten mit den Gauverwal- 
tungen Hand in Hand. Nur die engste Fühlung mit der ge- 
samten Bundesarbeit kann die notwendige Klärung 
über unsere Bundesziele bringen: und die Kollegen befähigen, 
in dr Werbearbeit allen gegnerischen Angrif- 


ien erfolgreich entgegenzutreten. 


Die 
Werbzarbeit 
ist Aufgabe der Fachgruppe und ihrer Ausschüsse. Vor allen 
Dingen muss darauf hingewirkt werden, dass unsere „Deut- 
sche Techniker-Zeitung“ — anerkanntermassen eines 
der bestgeleiteten Gewerkschaftsorgane, die wir heute haben 
— in möglichst weiten Kreisen bekannt und 
gelesen wird. Mindestens muss jedes unserer Mitglieder 
ständiger Abonnent und aufmerksamer Leser 
der Zeitung sein. Sie liefert so ausserordentlich viel sachliches 
Material, das gerade auch bei der Werbearbeit ausgewertet 
verden muss. Allerdings brauchen wir auch in noch grös- 
serem Umfange wie bisher die Mitarbeit der Lan- 
des- und Bezirksausschüsse an unserm Gewerk- 
Schaftsorgan. Wir müssen regelmässig Berichte aus al- 
len Landesteilen bringen und vor allen Dingen die in 
den einzelnen Ländern gerade brennenden Fragen auch in 
der „D.T.Z.“ behandeln. Kurze Notizen und Aufsätze über 
die Allgemeinheit interessierende Vorgänge und Gesetzesvor- 
lagen müssen sofort der Hauptgeschäftsstelle zugeleitet 
werden, und zwar — wenn irgendmöglich — in druckferti- 
ger Form, damit die Zentrale von der Umarbeitung 'ent- 


lastet wird. Wir sind bereit, von solchen Nummern .der 
„Deutschen Techniker-Zeitung“, die eine besonders akute 
Frage behandeln, Einzelnummern für Werbe- 


zwecke zur Verfügung zu stellen. Es hat nun aber keinen 
Zweck, diese Werbung etwa durch die Post vorzunehmer ; 
die mündliche Aussprache ist viel besser geeignet 
zur Aufklärung über, unsere Bundesarbeit und Bundesziele. 
Wir müssen daher erwarten, dass alle ehrenamtlich in der 
Fachgruppe tätigen Kollegen auch in der Werbearbeit 
im grössten Umfange tätig sind. Wie in einzelnen 
Orten und Bezirken Werbearbeit organisiert werden muss, lässt 
Sich nicht von hier aus nach einem „Schema“ regeln, das 
muss „individuell“ für jeden Ort anders behandelt werden. 
Ueber dieser Kleinarbeit dürfen wir aber keinen Augenblick 
die grossen Ziele unserer Organisation aus den 
Augen verlieren. Wir dürfen uns nicht auf „Kirchturmspolitik‘“ 
beschränken, sondern jeder einzelne muss an seinem Teile 
mithelfen am Ausbau unserer Reichsfachgruppe 
‚Gemeinde- und Kreisverwaltungen“ zum 
besten der Gemeindetechnikerschaft. 

Im Anschluss an diese mit lebhafter Zustimmung aufge- 
nommenen Ausführungen erfolgt die 


Neuwahl des Arbeitsausschusses der Reichsfachgruppe. 


Gewählt werden durch Zuruf die bisher bereits dem Arbeits- 
ausschuss angchörenden Berliner Kollegen Rohr, Seidel, 
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Sauernheimer, Rust und Senst, Bei wichtigen Fragen 
sollen ausserdem die Kollegen Schweisfurth- Elberield 
und Kahnt-Leipzig hinzugezoren werden. Zu diesem Ar- 
beitsausschuss treten noch die jeweils dem Bundesvor- 
stande angehörenden Mitglieder der Fachgruppe. 

Nach Erledigung einiger kurzer Anfra gen, die unter 
Punkt „Verschiedenes“ eingebracht werden, wird die Sitzung 
abends 7,30 Uhr geschlossen. Die Tagung ergab einmütige 
Uebereinstimmung der Vertreter aller Landesteile mit 
den Richtlinien und der Arbeit unseres Bun- 
des. Sie ergab aber auch wertvolle Anregun gentürdie 
Weiterarbeit zum besten unserer Organisation und da- 
mit. der gesamten Gemeindetechnikerbewegung. — Auch der 
diesjährige Reichsfachgruppentag hat wieder ezeigt, dass 
der Fachgruppenaufbau unseres Bundes den Be- 
dürfnissen der Gemeindetechniker voll und ganz Rechnung 
trägt, und dass wir auf dem beschrittenen Wege zielbewusst 
dahin streben, unsere aufgestellten Forderungen für die He- 
bung ats Technikerstandes und die Anerken- 
nung des Technikersin Verwaltung und Wirt- 
schaft in die Wirklichkeit umzusetzen. Das am Schluss 
der Tagung ausgebrachte „Hoch“ auf unsere grosse 
Technikerorganısation bedeuieie für die anwesenden 
Obmänner aller Reichs- ‚und Landesfachgruppenausschüsse 'das 
Geimöbnis, auf dem beschrittenen Wege auch weiter fort- 








zugehen und mit allen Kräften mitzuarbeiten an dem 
Aufbau der einheitlichen Berufsgewerkschaft 
der Techniker. Hb. 

ef.) Rundschau 00 
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Besoldungsordnungen 
Cassel, Die Eingruppierung der Techniker 
massen erfolgt: 
Gruppe IV: Bauaufscher, Obergärtner, Maschinisten. 
Stadtbauassistenten, Oberbauauiseher, Gartenmeister, 
führer, Obermaschinisten. 














ist folgender- 


Fr Werk- 


B VI: Stadtbausckretäre, Werkmeister, Maschinenmeister. 
» VN: Stadtbauführer, technische Staätobersekretäre. 
„ VI: Stadtoberbauführer, Beiriebsinspektoren. 
5 IX: Stadtbaumeister, Landmesser, 
Stadtingenieure und Stadtarchitekten {ohne 
abgeschlossene Hochschulbildung). ; 
Er X und: X!: Stadtingenieure und Stadtarchitekten (mit abge- 


schlossener Hochschulbildung oder Nachweis Deson- 
terer Befähigung), 
Magistratsbauräte, Oberlandmesser. 
».. XI: 2. Stadtbaurat, 
Einzelgeh.: Stadtoberbaurat, Direktoren der Werke. 





Aus anderen Verbänden 


Der Württembergische Gemeindebeamtenverband als „in- 
teressenvertretung‘‘ der Vermessungstechniker. In Nr. 20 der 
„Württembergischen Gemeindebeamten-Zeitung“ vom 20. Sep- 
tember 1921 finden wir nachstehende Notiz: 


Grundsätze für die Anstellung und Besoldung der unständig 
steliten Vermessungstechniker im Körperschaftsdienst. 
(Vorgeschlagen vom Zentralverband württembergischer Gemeinde- und 
Körperschaftsbeamten im Einverständnis mit der Fach- 
gruppe der Oberamtsgeometer und Vermessu ngs- 
techniker.) 
1. Bildungsgang. 

Als Vermessungstechniker gilt, wer eine dreijährige Lehrzeit bei 
einem vereidigten Landmesser zurückgelest hat. Daneben ist eine 
gewisse theoretische Ausbildung, die durch Teilnahme an Fa ch- 
kursen oder durch.Selbststudium erworben werden kann, 
Voraussetzung der Anerkennung als Vermessungstechniker. 

2. Anstellungsverhältnis und Besoldung. 

Spätestens nach beendeter Lehrzeit tritt der Vermessüungstechniker 
in ein unmittelbares, öfientlich-rechtliches Dienstverhältnis zur Körper- 
schaft ein. Er erhält bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres die Be- 
züge als Voranwärter, entweder nach den staatlichen Sätzen oder nach 
den Hundertsätzen der sich auf eine mittlere Dienstprüfung  vorbe- 
reıtenden Gehilten im Körperschaftsdienst, jedoch berechnet aus dem 
Anfangsgrundgehalt der Gruppe V ($ 14 der Vollzugs- 
verfügung zum Körperschaftsbesoldungsgesetz). Mit dem Beginn des 21. 
Lebensjahres wird der Vermessungstechniker um Beamtenanwär- 
ter der Gehaltsgruppe V im Sinne des Körper- 
schaftsbesoldungsgesetzes ($ 10 Bes.-Ordn, und 815 V.V) 
bestellt. In der Bestellung zum Beamtenanwärter ist 
die Verpflichtung zur späteren planmässigen An- 
stellung bei der betreffendef Körperschaft nicht 
enthalten (vgl. $ 15 Abs. 7 V.V. zur K.B.O.). 


Begründung. 

Obwohl die Oberamtsgeometer die Verantwortung für die Arbeiten 
der Vermessungstechniker zu tragen haben, so ist doch die Tätigkeit 
der Vermessungstechniker nicht denkbar, ohne dass ihr ein gewisses 
Mass von Vertrauen von seiten der Oberamtsgeometer. und der Oeffent- 
lichkeit entgegengebrach® wird. Damit ist die geforderte öffentlich» 
rechtliche Anstellung der Vermessungstechniker begründet. 
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Den Körperschaften muss daran gelegen sein, tüchtige Kräfte zu 


gewinnen und iestzuhalten. Der Staat und die grösseren Städte haben 


diese Gesichtspunkte längst erkannt und haben Beamten- und Beamten- 
anwärterstelen für Vermessungstechniker gescha’fen. Etwa die Hälfte 
aller in Württemberg vorhandenen Vermessungstechniker befindet sich 
bereits in Beamten- oder Beamtenanwärterstellen beim Staat, bei grösseren 
Städten, vereinzelt auch bei sonstigen Körperschaften. Es ist im. In- 
teresse der Körperschaften gelegen, die Anstellungsverhältnisse für ihre” 
Vermessungstechniker in geregelte Bahnen zu leiten, dies um so mehr, 
als die Besoldung im Beaintenverhältnis keine höhere: ist, als ausser- 
halb desselben. j 

Die vorgeschlagenen Grundsätze treffen ohne Zweifel’ das Rich-‘ 
tige, denn einerseits soll den Körperschaften 
durchweg zugemutet werden, ihren Vermessungs- 
technikern definitive Ansteilung in Aussicht zu 
stellen, andererseits aber ist es notwendig, das Dienstverhältris der 
Vermessungstechniker so zu gestalten, dass die Anrechnung ihrer Dienst- 
zeit auf das Pensionsdienstalter bei etwaiger späterer Anstellung als Be- 
amier gesichert ist. 

Bezüglich der Besoldung der Vermessungstechniker wird darauf hin- 
gewiesen, dass die Verordnung des Staatsministeriums, betreffend die 
Gebühren der öffentlichen Feldmesser vom 183. August 1921, den in 
den Richtlinien vorgeschlagenen Gehaltssätzen nicht entgegensteht, viel- 
mehr finden die aufzuwendenden Gehälter durch die gesetzlichen Ge- 
bührensätze reiche Deckung. Die öffentlich-rechtliche Anstellung bietet 
zudem noch die Möglichkeit, die Befreiung der Vermessun gs» 
sechniker von den reichsgesetzlichen Versiche- 
rungen zu erreichen. 

Diese „Richtlinien“ bedeuten für die Vermessungstechniker 
eine erhebliche Verschlechterung gegenüber dem Kör- 
perschaftsbesoldungsgesetz. Wir haben es durch unsere Ge- 
werkschaftsarbeit erreicht, dass auch jetzt im Reichstarif 
der Behördenangestellten die Vermessungstechniker 
ihre Eingangsstellung in Gruppe VI finden, und 
der Zentralverband hält „im Einverständnis mit der Fachgruppe 
der Oberamtsgeometer und Vermessungstechniker“ die Ein- 
gruppierung in V für ausreichend. Wieviel „Vermessungs- 
techniker‘ mögen da wohl ihr Einverständnis erklärt haben? 
Ausserdem haben wir es an mehreren Orten — auch in Würt- 
temberg — bereits durchgesetzt, dass die Vermessungstech- 
niker mit grösserer Berufserfahrung in Gruppe VII eingereiht 
sind. Alle diese Errungenschaften macht &$ 2 der „Grundsätze“ 
zunichte. Der letzte Satz desselben Abschnittes bedeutet weiter 
nichts, als dass die Vermessungstechniker niemals Be- 
amte werden können, und stellt eine vollständige Verschleie- 
rung des $ 15 Abs. 7 V.V. zur K.B.O. dar. Die Begründung 
im vorletzten Absatz zeigt den Körperschaften und 
übrigen Behörden direkt den Weg, den sie. 
gehen müssen, um die Vermessungstechniker 
als Beamte fernzuhalten. Hier hat der württember- 
gische Geometerverein einen vollen Sieg errungen. Der Ver- 
messungstechniker soll, solange er lebt, Beamtenanwär- 
ter bleiben, dann soll den Vermessungstechnikern noch jede 
Möglichkeit genommen werden, jemals Anspruch auf Alters- 
versorgung zu erlangen (siehe letzter Satz der Begründung). 
Die Bemerkung über die Besoldung der Vermessungstechniker 
nach den Gebührensätzen für die öffentlichen Feldmesser 
vom 27. August 1921 (R.G.Bl. Nr. 41) scheint eine weitere 
Brücke zur Umgehung der Beamtenbesoldung und damit der 
Beamteneigenschaft darzustellen. Die Grundsätze stellen also 
das gerade Gegenteil dar von dem, was wir vom. 


Butab seither gefordert und vertreten haben. Wir- 


müssen gegen derartige „Grundsätze“ den allerschärf- 
sten Protest erheben, erwarten aber auch von den württem- 
bergischen Gemeindetechnikern, dass sie aus diesem Meister- 
stück der „Gewerkschaftsarbeit“ des Gemeindebeamtenver- 
bandes endlich die Folgerungen ziehen und dieser Organisation 
den Rücken kehren. 


Komiba-Arbeit. Die Stadt Hildesheim baut ab. Sie hat 
beschlossen, eine Reihe von Angestellten, und zwar merkwürdi- 
gerweise von Dauerangestellten, zu entlassen 
Darunter befindet sich — ebenfalls merkwürdigerweise — 
der Vertrauensmann unserer dortigen Fach- 
gruppe, der seit 11 Jahren im Dienste der Stadtgemeinde 
steht und dem wiederholt unter Berufung darauf, dass er 
ja „Dauerangestellter“ sei, die Ueberführung ins Beamten- 
verhältnis „wohlwollend zugesichert“ ist. Die Harinlosigkeit 
dieser Kündigung, die übrigens auch noch unter Umgehung 
des Betriebsrates erfolgt — trotzdem der Kollege Betriebs- 
ratsmitglied ist —, können wir nicht einsehen; es wird daher 
mit allen Mitteln gegen die geplante Entlassung vorgegangen 
werden. Gleichzeitig mit unserem Kollegen ist aber auch 
noch neun Verwaltungsgehilfen gekündigt, die im 
Vertrauen auf die Parole des Komba ihre Vertretung nicht 
mehr dem Betriebsrat, sondern dem Beamtenaus- 
schuss übertragen haben, der bekanntlich (siehe Nr. 14 
des „Techn. Gem.-B.“ vom 6. Mai 1921) nicht in der 

age Ist, den Schlichtungsausschuss für sie 
anzurufen und das Abkahnreid gemäss $ 87 des B.R.G. 
für sie zu erwirken. — Wenn sie nun vielleicht auf Grund 
der Verordnung vom 
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sollten, ergäbe sich das kuriose Bild, dass ae 


nicht / 


12. Februar 1920 Einspruch erheben ' 
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 Mund- 
anwälte die gleichen Vertreter des Komba erscheinen müssten, 
die in ihrer Eigenschaft als Bureauvorsteher der Entlassung 
dieser neun Kollegen zugestimmt haben. Das Ganze nennt man 


Personalreiorm“, wie sie der Komba-Preussen versteht. Die 
” = 


‚ neun Verwaltungsgehilfen werden also ein Opfer der falschen 


Komba-Politik für die Dauerangestellten werden, wenn. sie 
nicht noch schleunigst dem -— Zentralverband der Angestellten 
beitreten. — Komba-Arbeit! En: 


Aus dem Bunde 


Erfolg unserss Protestes gegen die Ausschaltung des 
Bundes in den Besoldungsverhandlungen mit der Vereinigung 
der Städte und Gemeinden des Rheinisch-Westfäli- 
schen Industriegebietes, Unser energischer Protest, 
über den wir ausführlich in Nr. 17 der „Freien Beamtenrund- 
schau“ vom 11. November d. Js. berichteten, hat einen 
vollen Erfolg gehabt. Der Bund ist als Ver- 
handlungsfaktor anerkannt und hat bereits am 
Mittwoch, den 7. Dezember 1921, mit der Städtevereinigung 
gemeinsam mit den übrigen Verbänden, die Kommunalbeamte 
und Dauerängestellte organisieren, die erste Verhandlung ge- 
führt. Es werden jetzt nacheinander eine Reihe von Verhand- 
lungen über die Anwärterbesoldung, die Dienst- 
auiwandsentschädigung, die Aussendienstzu- 
lage, das Besoldungsdienstalter, die Ausbil- 
dungs- und Aufrückungsmöglichkeiten der 
Vermessungsbeamten, die Amtsbezeichnun- 

den Erlass von Ortsstatuten und andere Einzel- 


en 
gen geführt werden. In den Verhandlungen mit der Städte: 


vereinigung wird unser Bund durch die Kollegen Schweis- 
furth-Elberfeld, Schramm-Essen vertreten. 









Nähere In- 


formationen gehen unseren Vertrauensleuien im Bereiche der 
Rheinisch-W estfälischen Städtevereinigung durch unseren Gau 


Rheinland-Westfalen zu. 


Unser Erfolg ist mit in erster Linie dem aktiven: Ein- 


schreiten unserer Kollegen in den 


grossen Städten des 
‚Rheinisch-Westfälischen Industriegebietes zu verdanken. Durch 


Entschliessungen und persönliche Rücksprachen mit den Stadt- 


verwaltungen haben wir keinen Zweifel mehr darüber auf- 
kommen lassen, dass die im Bund organisierten 
technischen Kommunalbeamten es sich unter 
keinen Umständen länger gefallen lassen, wenn ihre 
Berufsorganisation, 
vereinigung 


an die Wand. gedrückt wird. Wenn unsere 


Kollegen in den Ortsverwaltungen des Rheinisch-Westfälischen 
Industriegebiets so wie in der letzten Zeit zusammenhalten 


und somit den- Unterhändlern unseres Bundes einen festen 
Rückhalt schaffen, werden auch die kommenden Verhand- 
lungen mit der Rheinisch-Westfälischen Städtevereinigung uns 
ein gutes Stück unseren Zielen näher bringen. - 
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Verpackung zum Selbstkostenpreis, 
Verlangen Sie Pre isliste Nr. 13, 


C. Fr. Köbele 


Spirituosen - Likörfabrik 






Anzeigen 
die fünfgespait. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 60 Pf. Rabatt 

bei3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- 
nahmen 15/,, bei 13 Aufnahmen 
2%, bei 26 Aufnahmen 30%,. 










= hemalige Absolventen der Bau- 

gewerkschule Buxtehude werden 

um Angabe ihrer und sonstiger 
bekannter Adressen gebeten. 
Alt-Herren-Verelnigung 

der Baugewerkschule Buxtehude. 

I A Kröger, Lüneburg, Dammstrassa 11. 


Verlangen Sie aufklären- 
des Materıal über die 


Industriebeamten- 


Sparbank 


e.G.m.b.H. 


Berlin NW 52, Werttstr, 7. 
Mitglieder! |Langenargen a.B. 








Nr. 79. 


kauft bei unseren Inserenten! 










Für Fiechten-Kranke! 


Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
vielbewährten Flechtenrheil in8—14 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt, - Preis 25 Mark, 
F, Müller, Heilkundiger, Bremen 
rosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: I—10 und 3-4 Uhr. 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


Nummer 1 


Der Schiedsspruch in der Tarifstreitfrage 
der technischen Bergbauangestellten im 
Ruhrrevier | 


Der Tarifvertrag vom 24. März 1920 wies in verschiede- 
nen Punkten wesentliche Mängel auf, deren Beseitigung ange- 
strebt werden musste. Auch schnellten die Preise aller Be- 
darisartikel wider Erwarten in die Höhe, so dass die Ein- 
kommenssätze, insbesondere der niedrig bezahlten Angestell- 
ten, bei weitem nicht mehr ausreichten. Der Tarifvertrag 
musste daher am erstmöglichen Kündigungstermin, und zwar 
zum 1. Oktober, gekündigt werden. Während der wochen- 
langen Vorarbeit der Tarifkommission drängten die Mitglieder 
auf ein gemeinsames Vorgehen sämtlicher Verbände, Diesem 
Drängen wurde seitens der Tarifkommission des AfA-Bundes 
stattgegeben und die übrigen Verbände hinzugezogen. Anfangs 
Oktober konnte bereits ein einheitlicher Tarifentwurf, unter- 
schrieben von sämtlichen in Frage kommenden Verbänden, beim 
Zechenverband eingereicht werden. Am 25. Oktober begannen 
die , Tarifverhandlungen. Diese gestalteten sich äusserst 
schwierig, zumal der Zechenverband von den Bestimmungen 
des bisherigen Rahmenvertrages grundsätzlich nicht abweichen 
wollte. In der entscheidenden Plenarverhandlung am 26. No- 
vember 1920 kamen’ die Verhandlungen zum Scheitern. Das 
Angebot des. Zechenverbandes lautete: 75 M. Gehaltserhöhung 
auf der, ganzen Linie, 100 M. Hausstandsgeld, Erhöhung des 
Kindergeldes von 50 M. auf 100 M. und Erhöhung der Revier- 
steigerzulage von 100 M. auf 150 M. monatlich.. Dieses Ange- 
bot entsprach nicht im entferntesten den Forderungen der An- 
gestelltenverbände. Eine Einigung war unmöglich, und es kam 
zum Abbruch der Verhandlungen. 

Die Angestelltenverbände riefen :sofort das Reichsarbeits- 
ministerium zwecks Einsetzung eines Schiedsgerichts an. Das 
Reichsarbeitsministerium beauftragte den Herrr Reichskom- 
missar Mehlich mit der Bildung des Schiedsgerichts. Beide 
Parteien wurden vom Reichskommissar aufgefordert, je 3 Bei- 
sitzer, die an der Tarifstreitsache nicht beteiligt sein durften, 
zu bestellen. Der Zechenverband benannte die Herren Dr. 
Hoff, Düsseldorf, Dr. Woltmann, Oberhausen, und As- 
sessor Grieving, Berlin. Die Angestelltenverbände be- 
nannten die Herren Steiger Werner, Berlin (AfA), 
Hoube, Aachen (G. d. A.) und Betriebsführer Ku- 
bach, Mitteldeutschland (R. d. B.). Die Parteien traten unter 
‘dem Vorsitz des Herrn Reichskommissars Mehlich am 18. De- 
zember 1920 zur Einigungsverhandlung unter Teilnahme der 
vorbenannten Beisitzer zusammen. Die Angestelltenvertreter 
begründeten ihre Forderungen nochmals eingehend und reichten 
ihre Gehaltsansprüche ein, die den Einkommenssätzen der kauf- 
männischen Zechenangestellten (einschliesslich Pauschale) ent- 
sprachen, Da die Arbeitgeber die Diskussion über 
die Gehaltsforderung sozusagen ablehnten, war das 
Schiedsgericht gezwungen, eine Entscheidung zu fällen. Die 
Entscheidung bezog sich zunächst auf die Gehaltssätze (siche 
Schiedsspruch Ziffer 1 und 2). Während einige Verbände nach 
Bekanntgabe des Schiedsspruches für sofortige Ablehnung des- 
selben eintraten, beantragte der AfA-Bund auch eine Ent- 
scheidung über die Punkte Sonntags- und Ueberarbeit usw. 
Nach anfänglichem Zögern fand sich das Schiedsgericht: bereit, 
auch darüber zu entscheiden. Inzwischen zog der Zechenver- 
band seine im Laufe -der Tarifverhandlungen gemachten Zu- 
geständnisse nochmals ausdrücklich zurück. Der endgültige 
Schiedsspruch lautet; 
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3. Jahrgang 


1. Diejenigen Angestellten, die an den vertraglichen Ueber- 
Schichten nicht teilnehmen können, erhalten als Ausgleichs- 
zulage 4 Prozent ihres Monatsgehaltes für jede von der 
Belegschaft auf der Schachtanlage verfahrene ganze 
Pflichtüberschicht, 

2. Auf die im Tarifvertrage vom 24, März 1920 ($ 17) vor- 
gesehenen Gehaltssätze und die seitdem in der Arbeits- 
gemeinschaft beschlossenen Zulagen ist eine weitere Zu- 
lage von 90 M. monatlich zu zahlen; ausgenommen sind 
die Lehrlinge, deren Gehalt entsprechend um 50 M...er- 
höht wird. 

3. Den Parteien wird empfohlen, an den bisher getrofferien 

.. Vereinbarungen festzuhalten. 2 

4. Sonntagsarbeit. Sonn- und gesetzliche Feiertage sind für 
alle Angestellten grundsätzlich arbeitsfrei. Notwendige, 
von der Verwaltung angeordnete Sonn- und Feiertags- 
arbeit muss geleistet werden. Diese Arbeit ist mit es 
des Monatsgehaltes — auf die Stunde umgerechnet — 
zuzüglich 25 Prozent Aufschlag zu bezahlen. 

5. Der $ 8 bleibt in seiner alten Fassung bestehen. 

6. Sollten etwaige weitere Streitpunkte bestehen, so wird 
den Parteien ‚empfohlen, darüber alsbald Vereinbarungen 
zu trefien. 


7. Die Zulagen zu 1. und 2. werden rückwirkend vom 1. Ok- 
tober ab gezahlt. 

8. Br Erklärungsfrist läuft am 27. Dezember 1920 abends 
ab. 

Die Vertreter des AfA-Bundes hielten es für richtig, die 
endgültige Entscheidung über Annahme oder Ablehnung 
dieses Schiedsspruchs den Mitgliedern zu über- 
lassen. Dieser Auffassung konnten auch die anderen Ver- 
bände nicht gut widersprechen. Am 22. Dezember 1920 hielten 
alle in Frage kommenden Verbände Vertrauensmännerversamm- 
lungen ab, um über den Schiedsspruch entscheiden zu lassen. 
Die dem.AfA-Bund angeschlossenen Verbände tagten gemein- 
sam in der Tonhalle zu Bochum. Ueber 1000 Schacht- 
vertrauensleute waren anwesend. Nach kurzer Dar- 
stellung des Sachverhalts setzte die Aussprache ein, an der sich 
Vertreter der verschiedensten Berufsgruppen beteiligten, Nach 
anfänglicher Meinungsverschiedenheit griff allmählich die Auf- 
dassung Platz, dass der Schiedsspruch zwar die- 
jenigen, die an den Pflichtüberschi-chten 
regelmässig teilnehmen, nicht befriedige, 
jedoch den übrigen Berufsgruppen, die keine 
Pflichtüberschichten verfahren können, 
einen finanziellen Ausgleich bringe, der aus 
sozialen Gründen anerkennenswert sei. Auch die Steiger 
sprachen sich im Interesse der Tagesangestellten für die An- 
nahme des Schiedsspruches aus, obgleich sie vielfach der 
Ueberzeugung waren, dass. sie im eigenen Interesse anders 
hätten handeln sollen. Die Versammlung gestaltete sich da- 
durch zu einer machtvollen Kundgebung für die 
Solidarität und die Einigkeit aller Berufs- 
gruppen im Bergbau. 


Kollege Steiger Sichtermann, Buer, brachte eine Ent- 
schliessung ein, in der die Annahme des Schiedsspruchs- aus- 
gesprochen wird. In der Entschliessung wird natürlich auch 
die vom Zechenverband geübte Tarifpolitik entschieden ver- 
urteilt, weil sie darauf hinzielt, die einzelnen Angestellten- 
gruppen auseinanderzutreiben. Die Absicht des Zechenverban- 
des gründlich zu durchkreuzen, wird Aufgabe des AfA-Bundes 
sein. Die mühevolle Arbeit der Tarifkommission und der Or- 
ganisationsvertreter des AfA-Bundes wurde von allen An- 
wesenden anerkannt. Die einstimmig angenommene Ent- 
Schliessung lautet: 
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‘Die am 22. Dezember 1920 in der „Tonhalle“ zu Bochum tagende, von 
mehr als 1000 Schachtvertrauensleuten des AfA-Bundes besuchte Versammlung, 
in der sämtliche Schachtanlagen des Ruhrgebiets vertreten sind, erklärt den 
am 18. Dezember 1920 gefällten Schiedsspruch in der Tarifstreitigkeit der tech- 
nischen Angestellten für ungerecht, da er die technischen Angestellten geringer 
bewertet als die kaufmännischen, i $ 

Wenn die technischen Angestellten des Bergbaues sich trotzdem zur An- 
nahme des Schiedsspruches bereit erklären, so tun sie es lediglich, weil ‚sie 
sich der hohen Verantwortung: gegenüber der Volksgesamtheit bewusst- sind. 
Mit, Rücksicht auf die ausserordentliche Bedeutung des. Kohlenbergbaues für 
den Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens glauben die Versammelten es im 
Augenblick trotz der ungenügenden Bewertung ihrer Arbeit nicht verantworten 
zu können, die technischen Bergbauangestellten zum Streik aufzurufen und da- 
mit den Ruhrkohlenbergbau stillzulegen. Sie nehmen deswegen den Schieds- 
spruch schweren Herzens an. Selbstverständliche Voraussetzung für die An- 
nahme des Schiedsspruches ist, dass alle, im Laufe der Tarifverhandlungen mit 
dem Zechenverband getroffenen Vereinbarungen bestehen bleiben. ; 

Die Versammelten protestieren aber auf das entschiedenste gegen die 
vom Zechenverband geübte Tärifpolitik, die eine Nichtachtung der von den 
technischen Angestellten geleisteten Arbeit zum Ausdruck bringt. 

Die gegenwärtigen Missstände in der Besoldung der Angestellten des 
Bergbaues sind begründet in dem Ueberschichtenabkommen. Die Versammelten 
forde deswegen von ihren Vertretern, dass sie bei der Neuregelung des 
Ueberschichtenabkommens unter allen Umständen für eine Beseitigung be- 
stehender Ungerechtigkeiten sorgen. 


Der G. d. A. (Gewerkschaitsbund der Angestellten) 


hat ebenfalls den Schiedsspruch angenommen. Dagegen 
hat der Reichsverband deutscher Bergbau- 
angestellten, der sich im Laufe der Versammlung 


beim AfA-Bund und G..d. A. nach der Stimmung erkundigte, 
den Schiedsspruch nach Bekanntwerden des Abstimmunzs- 


ergebnisses abgelehnt. Ein Risiko hat er dabei allerdings nicht -_ 
- reichende Bezahlung. Die Nivellierung durch den Tarifvertrag, 


auf sich genommen, da er zahlenmässig. keinerlei Bedeutung 
im Ruhrbergbau besitzt. Man kann neugierig sein, ob er auch 
tatsächlich die Konsequenzen aus seinem Beschluss zieht. Der 
„Gedag“ (Gesamtverband deutscher Angestellten-Gewerk- 


schaften) hat sich ein Loch offen gelassen. Er hat weder an- 


genommen noch abgelehnt (Schaukelpolitik). Die redaktionelle 
Fertigstellung .des Vertrages erfolgt am 3. Januar. 1921. 


Grundsätzliches zu den Tarifverhand- 


lungen im Ruhrrevier ai 

Am 23. April 1920 ist in Nr. 7 des „Technischen Gruben- 
beamten“ ein Artikel mit einer ähnlichen Ueberschrift erschie- 
nen. Sie lautete: „Grundsätzliches zu den Tarifverhandluingen 
im Braunkohlen- ımd Kalibergbau“. Am Schlusse dieses 
Artikels wurde gesagt: 

„Die Angestellten werden deshalb bei übertriebenen For: 
derungen weniger erhalten, als es ihnen bei Aufstellung von der 
wirklichen Sachlage entsprechenden Forderungen und bei ge- 
schickter Verhandlungsleitung gelingen wird.“... „Wenn in 
der Zukunit die Forderungen der Angestellten sich in den 


Grenzen bewegen, die bei richtiger Beurteilung der gesamten 


Lage als erreichbar erscheinen, werden auf jeden Fall grössere 
Erfolge erzielt,. als wenn durch unsinnige Forderungen die 
Schwierigkeiten verstärkt werden. Die Angestellten sollen 
sich daher die Organisationen sehr genau darauf ansehen, in- 
wieweit sie imstande sind. die Wirklichkeit zu beurteilen.“ 

Die Ursachen, die uns damals. veranlassten, die Tarifver- 
handiungen des mitteldeutschen Bergbaues grundsätzlich zu be- 
handeln, sind jetzt im Ruhrrevier, wenn auch in etwas anderer 
Form, ebenfalls in Erscheinung getreten. Und da wir es für 
eine der Hauptgrundlagen erfolgreicher Gewerkschaftsarbeit 
halten, die Dinge klar und nüchtern zu sehen und über sie, auch 
wenn sie uns nicht angenehm sind, offen zu sprechen, so wollen 
wir auch heute wieder einmal die Sachlage grundsätzlich nach 
den verschiedenen Seiten hin beleuchten. 

Durch den Abschluss: des Ueberschichtenabkommens sind 
Verschiebungen in dem gegenseitigen Verhältnis der Einkommen 
der verschiedenen Bevölkerungsschichten und der einzelnen An- 
zestelltengruppen auf den Bergwerken eingetreten, die volks- 
wirtschaftliche Nachteile mit sich bringen. Unter unseren heu- 
tigen, durch den Lebensmittelmangel bedingten Verhältnissen 
wird der Preis der Lebensmittel im Ruhrrevier höher, wenn das 
Einkommen einzelner Schichten der Bevölkerung steigt. ° Da- 
durch, dass die Bergarbeiter unter Tage und auch: die Steiger 
und Fahrhauer auf Grund der von ihnen -veriahrenen Ueber- 
schichten, für die sie 100 Prozent Aufschlag erhalten, ihr Ein- 
kommen gegenüber den anderen erheblich erhöhten, waren sie 
in der Lage, auf dem Lebensmittelmarkt als die Kaufkräftigsten 
aufzutreten. Die Preise zogen natürlicherweise an. Alle die 
anderen Schichten, deren Gehalt in normalen Zeiten von dem 
Einkommen der unter Tage Beschäftigten nicht oder nur wenig 
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' kann die Stunden des Arbeiters mit denen des Beamten nicht 
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"abwich, die aber infolge des Nichtveriahrens von Ueberschich- 
ten jetzt 4—-500 Mark pro Monat weniger verdienten, wodurch 
‚das frühere Verhältnis vollständig verschoben wurde, gerieten 
‚in die grösste Bedrängnis. Ihr Einkommen ‚hatte an Kaufkrait 
zuviel verloren. Diese Sachlage, die bereits unter der Arbeiter- 
‚schaft zu’ ganz erheblichen Auseinandersetzungen geführt hat, 
lag vor, als die Angestellten im Ruhrrevier an die Aufstellung 
der neuen Forderungen für den Abschluss‘ des’ neuen Tariiver- 
‚trages herantraten. Hierbei wäre nun grundsätzlich die Frage 
zu untersuchen gewesen, weiche Wünsche bei der Aufstellung 
der Forderungen hauptsächlich zu berücksichtigen seien. Vom 
Tarifvertrag verlangte man bisher im allgemeinen, die Gehälter 
‚sollen in der betreffenden Industrie entsprechend den Preis- 
steigerungen erhöht werden. Dabei aber sollen die gegensei- 
tigen Unterschiede in der Höhe des Einkommens, die sich wäh- 
rend der Friedensjahre herausgebildet haben, gewährt bleiben. 
Diese Begründung der Forderungen ist die rein rechnerische. 
Je mehr sich aber die Preise erhöhen, je höher das Fxistenz- 
nıinimum steigt, um so schärfer tritt bei den Verhandlungen das 
soziale Moment in den Vordergrund. Der Tarifvertrag muss 
jetzt vor allem jene Forderungen erfüllen, die bloss das Fxistenz- 
minimum sichern, die vor dem Verhungern schützen sollen. Dass 
der eine jetzt drei- bis viermal soviel erhalten soll wie der 
andere, weil es früher so war, wird von den Verhungernden 
“ nicht mehr verstanden. ‘Sie verlangen ohne Rücksicht auf das 
gegenseitige frühere Verhältnis mindestens eine zum Leben aus- 


die von den oberen Schichten so beklagt wird, ist nicht, wie 
es immer hingestelit wird, eine Folge der Tarifverträge, sondern 
eine Folge unserer vom Lebensmittelmangel regierten Zustände. 
Bei der Aufstellung der. Forderungen wird deswegen heutigen 
Tages die Frage, -sollen rechnerische Gründe auf Grund der 

Friedensverhältnisse oder sollen soziale Gründe den Ausschlag 

zeben, immer wichtiger. ke 
Mit diesen Fragen hat.man sich jedoch bei der Aufstellung 
der Forderungen im Ruhrrevier nicht grundsätzlich beschäftigt. 

Es wäre ja doch nicht möglich gewesen, eine Einigung zu er- 
zielen, da der Egoismüs der einzelnen Schichten bezw. einzelner 
Personen noch zu gross ist. Ausserdem hat die gewerkschaft- 
liche Schulung die Menschen noch nicht so vollständis 'erfasst, 

‚dass eine kluge rechnerische, vorausschauende Ueberlegung die 
Sonderinteressen vollständig in den Hintergrund drängen kann. 
Ferner wollen sich die einzelnen Organisationen in der Höhe 
der Forderungen gegenseitig überbieten, um bei ihren Mit- 
gliedern als der Verband zu erscheinen, der-die Interessen der 4 
Angestellten am besten wahrnimmt.. Je kleiner der Kläffer, _ 
um so mehr wird der Mund vollgenominen; das ist heute das. 

Leitmotiv- der kleinen Verbände. „Sie tragen ja keine Verant- 

" wortung, wenn es zu Kämpfen kommt; sie können nur dabei Ver- 
dienen, wenn es ihnen: gelingt, eine grössere Organisation auf 
eine Bahn zu locken, die sich als schief erweist. Der Reic hs- 
verband der Bergbauangestellten, der im Rubr- 
revier nur Untertagsbeamte zu seinen Mitgliedern zählt (bei der 
geheimen Arbeitskammerwahl hat er ca. 400 Stimmen erhalten, 

— :man ersieht daraus, wie stark er im Ruhrrevier ist), stellte 
2. B. folgende Rechnung für die Forderungen auf: Der Hauer 
arbeitet 7 Stunden und verdient im Durchschnitt pro Schicht 
55 M. Der Steiger arbeitet dagegen acht Stunden; er muß 3 


3 


also "jzmal 55M. = 62,85M. pro Schicht erhalten. Normaler- 
weise erhält der Steiger anfangs 20 Prozent mehr als der 
Arbeiter, folglich muß er pro Jahr (300 X 62,85) + 20 Prozent 
vals Anfangsgchalt erhalten, d. s. genau gerechnet 22626 Mark. # 
Grossmütig bat sich aber der Reichsverband mit 22560 Mark 
zufrieden gegeben. Auf Grund dieser Zahl, zu der dann noch 
die gesamten, tariflichen Zulagen, wie Untertageszulagen, 
Reviersteigerzulagen, jährliche Steigerungssätze usw. kommen, 
‚ganz abgesehen vom Ueberschichtengeld, wurden dann dee 
Forderungen der anderen Gruppen aufgebant. ee ee a ı 
Wir mussten aus Opportunitätsgründen, trotzdem wir diese @ 
Begründung nicht anerkennen konnten, uns auf den Boden dieser - 
Forderungen stellen. Zur Sache selbst sei jedoch gesagt: Man 


nach Stunden vergleichen und den Schichtlohn des Hauers 
°/, mal nehmen, um den Schichtlohn zu ermitteln, der der Be- 
rechnung für die Steiger zugrunde zu legen ist. Eine Schicht 1 
bleibt eine Schicht. Denn die Arbeit, die der Steiger vom Be 
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gioun seiner Arbeitszeit bis zum Ende seiner Arbeitszeit zu 
leisten hat, ist ein in sich selbst geschlossenes Ganze. Genau 
so wenig, wie man die eine Stunde, die er im Durchschnitt 
länger arbeitet als der Arbeiter, als zu bezahlende Ueberarbeit 
betrachten kann, genau so wenig kann man auch den Lohn des 
Arbeiters °/, mal nehmen, um den dem Steigerverdienst - zu- 
grunde zu legenden Schichtlohn zu erhalten. Die Schicht der 
Grubensteiger umfasst eben acht Stunden. Es gibt zwar Leute, 
die diese Ansicht für hirnverbrannt halten; Dr. Herwegen 
vom Reichsverband deutscher Bergbauangestellter gehört hier- 
zu. Er schwört darauf, daß der Steiger ®/, Arbeiterschichten 
regelmässig verfährt. Wer aber ernst genommen sein will und 
nicht das Odium der übelsten Demagogie auf sich nehmen will, 
darf. dieser Rechnung. nicht folgen. 


Wir gönnen ohne weiteres den Steigern das hohe Einkom- 
men, und’ wer, wie Schreiber dieses, jahrzehntelang für die In- 
teressen der Steiger eingetreten ist, sollte wirklich über den 
Verdacht erhaben sein, die Interessen der Steiger nicht zu 
wahren; aber mit solchen Rechnungen dient man unserem 
Stande nicht, Das muss unzweideutig ausgesprochen werden. 
Es bedeutet auf jeden Fall eine schwere Schädigung unseres 
Steigerstandes, wenn derartig egoistische, demagogische Rech- 
nungen aufgestellt werden und der Steigerstand diese Zahlen 
vertritt. Hier darf es nur eines geben, und das ist eine ganz 
entschiedene Ablehnung. Wir sind bisher noch im allge- 
meinen als sachlich und nüchtern denkende Menschen angesehen 
worden, die gerade infolge ihrer. täglichen Beschäftigung in der 
Grube mit Lohn- und Gedingefragen ein sehr feines Gefühl für 
Anständigkeit in diesen Fragen gehabt haben. Sobald wir aber 
als gesamter Stand uns: solche" Dinge zu eigen machen, geht 
unser guter Name ausserordentlich schnell verloren, was auf 
die Dauer zu schweren Schädigungen führen muss, Wer das 
Gogenteil behauptet, wie es z. B. Dr. Herwegen tut, besorgt 
die Geschäfte unserer Gegner, die das grösste Interesse daran 
haben, die Steiger zu isolieren. In dem Augenblick, wo wir 
durch solche demagogisch begründete Forderungen uns bei der 
Allgemeinheit und auch bei der Bergarbeiterschaft ins Unrecht 
setzen, geht unsere Macht ausserordentlich schnell in die Brüche. 
Die Zahl derjenigen, die auf Grund der jahrelangen schlechten 
Behandlung, das Unterducken gewohnt sind und sofort zusam- 
menknicken, wenı. es hart auf hart geht, d. h. wenn wir auf uns 
allein angewiesen sind, ist verhältnismässig gross. Eine Be- 
lastungsprobe unserer Solidarität, wenn es sich darum handelte, 
uns nicht nur. gegen den Unternehmer, sondern auch gegen die 
Bergarbeiterschaft durchzusetzen, würde zu einem schrecklichen 
Fiasko unseres Standes führen. Das sollten sich vor allen 
Dingen jene unserer Mitglieder merken, die so gläubig hinhören, 
wenn vom Reichsverband von der grossen Macht der Steiger 
gesprochen wird, die sie allein ausüben können, 

Die AfA hat sich den Forderungen des Reichsverbandes 
angeschlossen; es war für ums der am wenigsten gefährliche 
Weg, aus der Situation herauszukommen. Wir durften vor dem 
Abschluss der Tarifverhandlungen im Interesse der den Unter- 
nehmern gegenüber zu wahrenden Einigeit nicht mit anderen 
Forderungen kommen, die zu Auseinandersetzungen geführt 
hätten, an denen unsere Gegner ihre Freude, die Angestellten 
jedoch den Schaden gehabt hätten. Unsere Forderungen wären 
sicher auch noch über das hinausgegangen, was uns der 
Schiedsspruch gebracht hatte, aber auf unserer Basis wäre sach- 
licher und sicher erfolgreicher verhandelt worden, als es so der 
Fail gewesen ist. Wir sahen aber auch voraus, dass der Gang 
der Ereignisse uns die Gelegenheit geben würde, der Angestell- 
tenschaft zu zeigen, wer ihre zuverlässigste Interessenvertre- 
tung; ist. 

Am: 18. Dezember d, J. fänd in Essen die im Bericht über 
die Tarifverhandlungen erwähnte Schiedsgerichts- 
sitzung statt, nachdem sich die vorherigen Verhandlungen 
zerschlagen hatten. In diesen war bisher auf dem Boden rech- 
nerischer Grundlagen verhandelt worden, und das soziale 
Moment hatte kaum eine Rolle gespielt. Die vor dem Zu- 
sammentritt des Schiedsgerichtes versuchten Einigungsversuche 
schlugen fehl, weil die Höhe der Forderungen und das Angebot 
der Unternehmer in gar keinem Verhältnis zueinander zu brin- 
gen waren. Dr, Herwegen forderte eine Gehaltszulage von 
5210 M. auf das Anfangsgehalt des Steigers, die Unternehmer 
boten 900 M. 
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Das Schiedsgericht musste nun entscheiden. Es hat zuerst 
das soziale Moment berücksichtigt. Durch die Zahlung der 
Ueberschichtengelder. ist eine Verteuerung der Lebenshaltung 
eingetreten, die ausgeglichen werden musste, Es muss 
von uns offen eingestanden werden, dass das Ueberschichten- 
abkommen mit der Bestimmung der doppelten Bezahlung der 
Ueberschicht zu inneren Spannungen in der Gesamtbevölkerung 
und nicht zum wenigsten in der Angestelltenschaft geführt hat, 
so dass es auf die Dauer unerträglich werden musste, wenn 
nicht eine Milderung erfolgt. Deshalb wurde ein Ausgleich 
vorgesehen, der im Grunde weiter nichts bedeutet, als dass er 
die doppelte Bezahlung der Ueberschicht in eine einfache um- 
wandelt. Man gibt jetzt die 100 Prozent Aufschlag auch an 
diejenigen, die die Ueberschicht nicht verfahren haben. 


Es gibt viele Gründe, um dieses ungerecht erscheinen zu 
lassen, Aber es lässt sich sozial rechtfertigen, und es ist von 
allen Uebeln dasienige, welches dem Geist der Zeit am meisten 
gerecht wird. Besser wäre es gewesen, wenn sich die Ange- 
stellten vorher unter sich über eine Regelung auf dieser sozialen 
Basis verständigt hätten, denn dann hätten sich gewisse Folgen, 
die sicherlich eintreten, wenn die Ueberschichten aufhören und 
die Zulagen dann wegfallen, schon jetzt berücksichtigen lassen. 

Aber es gilt im Gewerkschaftsleben genau so wie im sonsti- 
gen Leben:. „Nur durch Schaden wird man klug.“ Vielleicht 
macht sich der eine oder der andere Kollege einmal darüber 
Gedanken, wie hätte gehandelt werden müssen, damit die An- 
gestellten kommenden Zeiten des Kohlenüberflusses in besserer 
Position gegenüberstehen, als es nach diesem Abkommen der 
Fall ist. 

Die andere Frage, die im Schiedsgericht verhandelt werden 
sollte, war die Frage der Gehaltszulagen, Die Unternehmer 
boten 75 M. Die gesamte Zulage für die nicht Ueberschichten 
Verfahrenden betrug '/s des Einkommens =4 Proz. pro Ueber- 
schicht. Das war für den schlechtestbezahlten Meister 'in 
Anfangsstellung ca, 220 M., für den bestbezahlten Tagesbeamten 
ca. 290 M. pro Monat. Aus dem Gang der Verhandliffgen .war 
zu ersehen, dass eine höhere Gehaltszulage für alle Gruppen 
als 75 M. kaum Aussicht auf Annahme. hatte. Trotzdem wurde 
ein Antrag auf 125 M. eingebracht, der eingehend mit der ge- 
ringen Zulage begründet wurde, die die Steiger erhalten. Dieser 
Antrag wäre durchgegangen, wenn der Beisitzer, den der 
Reichsverbandi der Bergbauangestellten ge- 
stellt hatte, dafür gestimmt hätte. Ihm war es noch zu wenig, 
weshalb er sich bei der Abstimmung der Stimme enthielt. Da- 
mit war dieser Antrag gefallen, denn auch die Stimme des 
Reichskommissars konnte ihn, da ein Arbeitnehmer den Antrag 
nicht unterstützte, nicht zur Annahme bringen. Es ist dann 
ein Vermittelungsvorschlag auf 90 M. Zulage zur Annahme 
gelangt. _ 

Sämtliche technischen Angestellten des Ruhrreviers können 
sich aber beim Reichsverband der Bergbauangestellten bezw. 
dem von ihm gestellten Beisitzer, dem Betriebsführer Kubach 
aus Zwickau, bedanken, dass sie heute 35 M. Gehalt pro Monat 
weniger bekommen. Kennzeichnend für die weitgehende Ver- 
wirtung der Geister im den Kreisen des Reichsverbandes ist 
aber besonders, dass sie dieses Verhalten nachher noch für 
richtig hielten, weil es doch ganz gleichgültig sei, ob sie die 
paar „Märker“ mehr oder weniger erhalten. Für den einzelnen 
sind es 35 M.; für die gesamten 25000 technischen Angestellten 
im Ruhrrevier sind ’es im Monat 875000 M. Da aber dieser 
Betrag vom 1. 10. 1920 an gewährt wird, sind es 2 625000 M., 
die die Angestelltenschaft zu Weihnachten ausgezahlt bekommen 
hätte, wenn der Vertreter des Reichsverbandes nur die 
allereinfachsten Grundlagen gewerkschaftlichen Denkens befolgt 
hätte, Die hetzerische Demagogik eines Dr. Herwegen 
trägt die Schuld solchen tungewerkschaftlichen Denkens. Ein 
Beisitzer aus unseren Kreisen, der so handelte, wäre für uns 
erledigt. Kinder machen; es so, dass sie sagen: „Wenn ich nicht 
mehr bekomme, dann will ich gar nichts.“ Aber in der Gewerk« 
schaftsbewegung bedeutet 'diese Haltung einen ungeheuren 
Schaden. An jedem Monatsersten können sich die technischen 
Angestellten beim Geldempfang des Reichsverbandeser- 
innern, der ieden einzelnen um 35 M. betrogen hat. Die vielen 
Unternehmerinserate in dem Verbandsorgan des R. d. B.,: die 
ihn überhaupt'nur am Leben erhalten, sind nach diesen „Erfolge“ 
ein glänzendes Geschäft für die Kapitalisten geworden. 
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Um der Se doch. in etwas noch gerecht. zu werden, N 


wurde im Schiedsgericht der Antrag gestellt, ihre Gehälter um 
150.M.. zu erhöhen. Auch dieser Antrag fand keine Annahme. 
Der gefällte Schiedsspruch ist an anderer Stelle wiedergegeben. 
Wir wissen, wie wenig dieser Schiedsspruch den Win- 
schen gerecht geworden ist; wir wissen aber weiter, dass es 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen keinen Schiedsspruch 
geben kann, der .alle zufriedengestellt hätte... Noch missgönnt 
der eine Stand dem anderen zu sehr jeden Vorteil. Wenn heute 
die_ Ueberschichten wegfallen, wenn weder die Steiger das 
doppelte Ueberschichtengeld, wenn die anderen die 4 Prozent 
für jede verfahrene Pilichtüberschicht nicht mehr erhalten wer- 
den (wenn das Einkommen eines jeden um 2-—-600 M. niedriger 
sein wird), wenn die Vorteile, die heute ein Kollege dem anderen 
nicht „gönnt, nicht mehr vorhanden sind, dann ist der Tarif- 
vertrag in sich selbst wieder gerechter. Aber dann kann die 
gesamte Angestelltenschaft des Bergbaues viel schärfer die 
schlechten Zeiten spüren; dann braucht keine Angestelltengruppe 
mehr neidisch auf die anderen zu blicken. Ob es aber schöner 
und besser sein wird als jetzt? Die Antwort dürfte nicht 
schwer fallen. Die dann kommende Not wird die Angestellten 
zu der Erkenntnis bringen, dass die durch den Schiedsspruch 
getroffene Lösung noch das kleinere Uebel gewesen ist. 
Leider konnten wir infolge des Verhaltens der kleinen Ver- 
bände nicht schon jetzt Vorsorge treffen, um beim Wegfallen 
der Ueberschichten in einer besseren Position zu stehen. Hof- 
fentiich bringen diese Zeilen die Kameraden im Bergbau zü einer 
sachlichen Diskussion über das damit angeschnittene Problem. 
Eine Klärung dieser Dinge würde es uns ermöglichen, in Zu- 


kunft unseren Standpunkt unbeeinflusst von diesen demago-' 


gischen kleinen Verbänden beizubehalten. Denn sobald wir die 
Gewissheit haben, dass unsere Mitglieder gewerkschaftlich klar- 
und weitblickend genug sind, um unsere von diesen kleinen 
Verbänden abweichende Stellung zu verstehen, ist unsere Posi- 
tion eine viel.bessere geworden. 

Der &chiedsspruch ist von der AfA und vom G. dı A. ange- 
nommen, vom R. d. B. A. und den christlichen Bünden abge- 
lehnt worden. Wir bedauern es aufrichtig, dass der Tarif- 


vertrag für alle Angestellten Geltung hat und. nicht nur für die. 


Aitglieder derjenigen Verbände, die auf seinem Boden stehen. 
Der Zechenverband sollte jetzt mit uns abschliessen und ‘den 
Reichsverband und die Christlichen zu den alten Sätzen draussen 
lassen, dann. könnten diese einen kleinen Anschauungsunterricht 
darüber erhalten, was man unter dem Zwange der Verhältnisse 
als grosse Organisation gewerkschaftlich billigen muss, wenn 
man der Wirklichkeit gerecht werden will. Aber der Zechen- 
verband rechnet sehr genau und schon aus Dank für die vielen 
Millionen, die ihm bei diesen Verhandlungen durch den Reichs- 
verband geschenkt worden sind, zieht er ihn wieder hinzu und 
unterstützt ihn. Das alte Wort: „Teile und herrsche“ weiss er 
zu schätzen. Deshalb wird sich der Reichsverband weiter mit 
radikalen Worten gegen den Tarifvertrag wenden, aber er wird 
gewerkschaftliche Mittel gewerkschaftliche Mittel sein lassen, 


ke wege geklärt.. ‚Die ee unserer  Verkraehes 


 Schiedsspruches ist einstimmig erfolgt. 
‚ordentlich erfreuliches Zeichen und berechtigt ‚zu den. besten 


männer über den Schiedsspruch ist in dem Sinne gefallen, wie 
sie im Interesse der Gesamtbewegung liegt. Die Annahme des 
Das ist ein ausser- 


. Hoffnungen. für eine geistige Konsolidierung: unserer. Bewegung. 


Auch am Schlusse .dieses Artikels möchten wir: nochmals darauf 


‚hinweisen, ‚was schon im Anfange gesagt worden ist, dass für 
‚die Angestellten am meisten erreicht wird, wenn sich in der 


Zukunft ihre Forderungen in den Grenzen ‘bewegen, die bei 


richtiger Beurteilung der gesamten Lage .als erreichbar er- 


; scheinen. Die Angestellten sollen sich daher, die. Organisationen 


sehr genau daraufhin ansehen, inwieweit sie imstande sind, die 
Wirklichkeit zu beurteilen, ; G.:W e rner. 


Zur F rage der An der Koblen- 


‚gewinnung 


— Auf Grund einer vom Vorläutigeh Reichswirtschaffärat an- 
genommenen Resolution, wonach in jedem Kohlenrevier eine. 
Kommission aus drei Arbeitgebern und drei Arbeitnehmern zur 
Prüfung der betriebstechnischen und bergtechnischen Verhält- 
nisse eingesetzt werden soll, ist Anfang Oktober 1920 eine 


sölche Kommission vorerst für den Ruhrbezirk gebildet worden. 


Diesem bergtechnischen Ausschuss für 
Ruhrbezirk gehören an: 
Overthun, Dortmund; 


den 
als Vorsitzender Oberbergrat 
als Arbeitgebervertreter: Bergassessor 


‚Fickler, Derne, Bergassessor Brandi, Dortmund,- Bergwerks- 


direktor Knepper, Bochum; als Arbeitnehmervertreter: Abge- 
ordneter Rossmann, Bochum, Fritz Walter, Essen-West, und 
Steiger Halbfell, Buer-Scholven; als Vertreter des Reichswirt- 
schaitsministeriums Herr Osterroth und Reichskommissar 


- Mehlich. ü 


und seine Mitglieder werden sich ‚freuen, dass sie ebenfalls ‘die - 


durch den Tarifvertrag gewährten Zulagen erhalten. Sicher 
aber schimpft mancher von ihnen bei den nächsten Lohnzah- 
lungen; über die 35 M,, die ihm infolge der Stellungnahme seines 
Vertreters im Schiedsgericht weniger gezahlt werden. 

Auch wir sehen in dem Schiedsspruch vieles Ueble; aber 


Der erste Teilberichk: dieses Bet. liegt jetzt vor, und 
wir entnehmen daraus folgendes: 
Der Ausschuss hat vorab die folgenden als für die Hebung 


‚der Förderung und die Besserung ihrer Beschaffenheit beson- 


Ian, wichtigen Fragen behandelt: 





Heranziehung von Arbeitskräften, 2. Ein-der: Mehr- 


nel 3. Anlernung und Ausbildung. von Bergleuten, _ 
4. Reinheit des Fördergutes, 

Der Ausschuss hat eine Reihe von Besprechungen mit Ver: 
waltungen und Betriebsräten solcher Schachtanlagen abgehalten, 
auf denen Erfahrungen bezüglich obiger Punkte NOTUEREIE um 
sich ein klares Bild machen zu können: 

1. Heranziehung von Arbeitskräften Bei 
der Frage der ale yr:- von Arbeitskräften ist zu unter- 
scheiden zwischen der Rückführung gelernter Bergleute und 
der Herbeischaffung neuer, ungeschulter Kräfte. Die ersteren 
und unter diesen vor allem Lehr- und Vollhauer, können zurzeit 
im Ruhrbezisk in erheblichem Umfang angelegt- werden. Fin 
nicht unerheblicher Teil gelernter Bergarbeiter scheint nach 


dem Osten abgewandert zu sein, aus Gründen, die zum Teil in 
dem Wunsch nach einer. besseren Versorgung mit :Lebens- 


mitteln zu suchen sein mögen, die zum grösseren Teil aber rei 
den Arbeitern polnischer Abstammung politischer Natur sein 
werden. Die Zahl der abgewanderten polnischen Hauer wird 
allein von der Zeche Victor, deren Belegschaft zu 70 bis 


75 Prozent aus Arbeitern polnischer Abstammung. besteht, für 


ihre drei Schachtanlagen auf 400-450 angegeben. Bemerkens- 


wert ist jedoch, dass ein Teil dieser Abgewanderten bereits 


zurückgekehrt ist und dass die Rückwanderung anhält. B 
Ein anderer Teil an gelernten Bergleuten ist in andere Be- 


es freut uns doch, dass sich in unseren Kreisen der gewerk- 


schaftliche Geist schon soweit durchgerungen hat, um zu er- 
kennen, dass es unter den gegenwärtigen Zuständen’ nicht rat- 
sam ist, in einen Lohnkampf einzutreten. Wir fürchten den 
Kampf-sicher nicht, wenn das Ziel den Kampf lohnt. Wir. wür- 
den es aber im gegenwärtigen Augenblick für unklug halten, 
diesen Kampf zu führen. Die Zukunft unseres Wirtschafts- 
lebens liegt düster und schwarz vor uns. An die Gewerk- 
schaften werden ‚in Kürze Aufgaben herantreten, von, deren 
Schwere sich nur wenige ein Bild machen können. Für diese 
kommenden Kämpfe die Schlagkraft zu wahren, die allgemeine 
klare Erkenntnis der Dinge zu stärken und die Finigkeit zu 
erhalten, ist jetzt die Hauptsache. Jetzt hätte ein Kampf viel- 
leicht Augenblickserfolge gebracht; er hätte vielleicht die 
grosse Auseinandersetzung begonnen, der wir nicht mehr aus 
dem Wege gehen können. Aber er wäre verfrüht und ein Nach- 
teil für uns gewesen. Noch sind die Dinge nicht ausgereift, 
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rufe abgewandert, jedoch im Industriebezirk sesshaft geblieben, 
Ursache war dazu das Verlangen nach höherem Verdienst oder ‘ 


leichterer Arbeit; auch hat sich eine Reihe von Bergleuten 


dem Kleinhandel und dem Schiebertum zugewandt. Schätzungs- 4 


weise sollen 6000-8000 im Ruhrgebiet ansässige, gelernte 


Bergleute noch in anderen Berufen tätig ‚sein, und es muss’der 


Frage der Rückführung dieser Gruppe von Arbeitern ernsthafte 2 
Beachtung geschenkt werden, da es sich in. der Hauptsache ag Sr | 


ältere, erfahrene Hauer handelt. 

Als Mittel zur Wiedergewinnung dieser Arbeitskräfte, wer- 
den von Arbeiterseite genannt: 1, Verkürzung der Ar- 
beitszeit im Bergbau; 2. bessere Entlohnun 
der. Berkarbeiter:3. Reform der Knappschafts 
gesetze und 4 DESCHITREUAE des Klein- 


-handels. 


Im Ausschuss war man sich darüber einig, dass die. Br EN 


ringe Differenzierung zwischen der Arbeitszeit 


im Bergbau und der in anderen leichteren Berufen der I 
HB auptgrund für die Abwanderung aus dem Bergbau ist. Die, 3 























"tatsächlich vorliegend bestätigt wird, 


Nr. 1 


Frage-der Arbeitszeitverkürzung hat der: Ausschuss nicht näher 
erörtert, da die Sechsstundenschicht-Kommission dieselbe aus- 
führlich behandelt hat. 

Von seiten der Bergarbeiter wird immer wieder auf das 
Vorliegen grösserer Verdienstmöglichkeit, vor 
allem in der Eisenindustrie, dann aber auch im Baugewerbe 
behauptet. Genaue Zahlen über die in den mit dem Bergbau 
in Wettbewerb treteriden Berufen tatsächlich gezahlten Löhne 
liegen dem Ausschuss nicht vor. Es müssten in einwandfreier 
Weise die tatsächlichen Verhältnisse festgestellt und erforder- 
lichenfalls versucht werden, zu erreichen, dass die in den in 
Frage kommenden Industrien gezahlten.Löhne in eine gewisse 
Beziehung zueinander gebracht werden. 

In eineErörterung über die Zweckmässigkeit einer Reform 
der Knappschaftsgesetzgebung einzutreten, hält 
sich der Ausschuss nicht für zuständig. _ 

Besondere ‘Bedeutung legt der Ausschuss der Frage des 
Freimachens der Hauer von unproduktiven 
Arbeiten bei: Die in. dieser, Angelegenheit angestellten 
zahlenmässigen Erhebungen sind noch nicht abgeschlossen. Es 
herrscht aber schon jetzt Einverständnis darüber, dass Hauer 
nach Möglichkeit nır mit reiner Hauerarbeit beschäf- 
tigt werden. sollen; 

- Bezüglich der Heranziehung newer ungeschulter Arbeits- 
kräfte kann es zweifelhaft sein, ob nicht die im engeren Ruhr- 
Kohlenbezirk vorhandenen und noch hinzukommenden Erwerbs- 
losen den Bedarf der Zechen an Arbeitern, der sich für 1921 
auf insgesamt 65—70 000 Mann’ beziffert, zu decken vermögen. 
Bei verschiedenen nördlichen und südlichen Randzechen über- 
steigt die Nachfrage das Angebot aus der näheren 
Umgebung; so dass für diese Zechen die Frage der Heranziehung 
neuer Arbeitskräfte erhebliche Bedeutung erhält. Da diese 
Angelegenheit auch eine Transportfrage ist, hat sich’ der Aus- 
schuss .dieserhalb mit den zuständigen Fisenbahndirektionen in 
Verbindung gesetzt und dort die Zusage erhalten, dass im Be- 
darfisfalle die erforderlichen Arbeiterzüge eingelegt werden. 
Den betreffenden Zechen ist schon jetzt anheimgestellt wor- 
den, entsprechende Anträge an die zuständige Eisenbahndirck- 
tion zu stellen. 

Ein- oder Mehrschicht-Förderung. Bei der 
Frage der Erörterung der Einschichtiörderung können dieienigen 
Schachtanlagen unbeachtet bleiben, bei denen die Rücksicht 
auf die Lebensdauer und auf besondere technische Schwierig- 
keiten eine Vermehrung der Belegschaft und die Einlegung einer 
zweiten Förderschicht verbietet. Die Verwaltungen der übrigen 
Zechen: haben sich nach dem vorliegenden oberbergamtlichen 
Material grundsätzlich mit der Einlegung bezw. dem Ausbau 
der zweiten Förderschicht nach Ueberwindung der bisher ent- 
gegenstehenden Schwierigkeiten, die zum Teil mit der Unzu- 
länglichkeit von Betriebseinrichtungen, in der Hauptsache aber 
mit dem‘ Mangel an geeigneten Arbeitern begründet werden, 
einverstanden erklärt. 

Von seiten der Arbeitnehmer wird behauptet, dass auf einer 
Reihe von Schachtanlagen die zweite volle Förderschicht be- 
reits unter den vorliegenden Verhältnissen eingelegt und damit 
eine Steigerung. der Förderung erzielt werden könnte. In 
Verbindung damit ist der Vorwurf erhoben worden. dass die in 
Frage kommenden Betriebsverwaltungen aus wirtschait- 
lichen Gründen die Einrichtung der zweiten 
Förderschicht dadurch verzögerten, dass sie der 
Ausführung der noch erforderlichen baulichen und technischen 
Aenderungen nicht den nötigen Nachdruck gäben oder die sich 
anbietenden gelernten und ungelernten Arbeitskräite abwiesen. 


‘In erheblichem Umfange besteht die Einschichtförderung noch 


bei drei grösseren Bergwerksgesellschaften (Köln-Neu-Essener, 
Essener und Mülheimer Bergwerksverein). 

Der Hauptvorzug des Einschichtsystems liegt in der Kon- 
zentrierung und‘ Verringerung der unproduktiven Arbeiten in 
der Förderung und dem Tagesbetriebe sowie in der besseren 
Ausnutzung der Fördereinrichtungen und der Aufbereitung, 

Einer der Hauptnachteile, der von Arbeitnehmerseite 
im Ausschuss diesem System nachgesagt und der auch von 
den Betriebsräten der‘obigen drei Gesellschaften als 
ist der 
durch: das Vollsetzen der Förderwagen .in der Mittagsschicht 
bedinstte Wagenmangel zum Beginn der Früh- 
Schicht. Ein weiterer Nachteil wäre der durch die Ueber- 
lastung der Kompressoren bei der Einschichtförderung verur- 
sachte Mangelan Druckluft, über den auf einigen An- 
lagen ebenfalls geklagt worden ist. 

Abgesehen von den durch die Beseitigung der obigen tech- 


nischen Mängel zu erwartenden Vorteilen muss nach Ansicht der 


Arbeitnehmervertreter des Ausschusses die volle zweite 
Förderschicht ohne Rücksicht auf eine für-die Ueber- 
gangszeit zu erwartende Verringerung Her Wirtschaftlichkeit 
des Betriebes auch” deswegen eingeführt werden, um 
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die im Bergbau vorhandene Arbeitsmöglichkeit voll auszunutzen 
mit Rücksicht auf die bestehende grosse Arbeits- 
losigkeit und auf dasErfordernis der Steigerung 
der Förderung, 

Anlernung und Ausbildung von Bergleuten. 
Das der Steigerung der Förderung entgegenstehende Haupt- 
hindernis ist der Mangel an gelernten Bergleuten, vor allem 
an Hauern. Dieser Mangel kann durch die Rückgewinnung ge- 
lernter, aber in anderen Berufen tätiger ' Bergarbeiter, durch 
die Befreiung der Hauer von unproduktiven Arbeiten und durch 
die‘ zurückkehrenden Abwanderer nur zum Teil beseitigt wer- 
den. _ Man. muss daher versuchen, Bergleute systematisch 
schneller zu Hauern anzulernen. Nach der Lohnordnung für das 
rheinisch-westfälische Steinkohlenrevier. muss ieder Arbeiter, 
bevor er zum Lehrhauer aufrückt, wenigstens drei Jahre unter 
Tage und davon mindestens ein Jahr im Gedinge einer Kamerad- 
schaft vor Stein oder Kohle gearbeitet haben Zur selbstän- 
digen Ausführung von Hauerarbeiten dürfen nach bergpolizei- 
licher Vorschrift nur solche Personen zugelassen werden, die 
das 21. Lebensjahr vollendet, sowie mindestens drei Jahre unter 
Tage gearbeitet haben und während dieser Zeit wenigstens ein 
Jahr mit Hauerarbeiten beim Steinkohlenbergbau unter der 
Aufsicht eines selbständigen Hauers beschäftigt gewesen sind, 

Es kommt nun nicht so sehr darauf an. selbständige Hauer 
zu Schaffen und das bergpolizeilich vorgeschriebene Lehrjahr 
abzukürzen, als darauf, den Gedingeschlepper und 
Lehrhauer schneller und besser mit der eigentlichen 
Kohlenarbeit vertraut:zu machen. Diese lungen 
Leute, welche die Bergarbeit schon seit Jahren kennen und mit 
ihren Gefahren vertraut sind, müssen in einem besonderen ab- 
gekürzten Verfahren zu Kohlenhauern ausgebildet werden, Es 
sind Schon Ansätze zur besonderen Ausbildung von Schleppern 
vorhanden, indem ältere Kameradschaften, in denen mehrere 
selbständige Hauer nebeneinander beschäftigt sind, auseinander- 
gezogen und jüngere Lehrhauer eingeschoben werden. Damit 
diese eingeschobenen Arbeitskräfte nun nicht doch wieder nur 
mit Nebenarbeiten beschäftigt werden, weil der Hauer aus 
Rücksicht auf seinen Lohn dieses Bestreben hat, soll durch ent- 
sprechende Erhöhung des Gedinges für solche Kameradschaften 
die Verwendung des Lehrhauers vor dem Stoss gesichert 
werden. 

Grösseren Erfolg für normale Verhältnisse verspricht sich der 
Ausschuss von der Einrichtung von Lehrkamerad- 
sehaiten. Ein bis zwei ältere, erfahrene Hauer solien mit 
vier auszubildenden, _ hierzu. besonders geeigneten Lehrhaitern 
zusammengelegt werden und diese in abzekürztem Verfahren, 
vielleicht 4—6 Monaten, zur eigentlichen Kohlenarbeit ange- 
lernt werden. Voraussetzung ist hierbei, dass sowohl Lehrer als 
auch Schüler in ihrem Lohn nicht zu kurz kommen. Die Zahl 
der einzurichtenden Lehrkameradschaften hängt von den be- 
stehenden Verhältnissen ab. Auf einer Schachtanlage mit 
10 Steigerrevieren, in denen ie eine Lehrkameradschaft besteht, 
können -bei sechsmonatiger Lehrzeit etwa 80 Hauer ausgebildet 
werden, 

Die Betriebsräte haben sich überall für die Ein- 
richtung solcher Lehrkameradschaften .ausge- 
sprochen. Die Betriebsverwaltungen ziehen zum Teil das oben 
angeführte Auseinanderziehen älterer Kameradschaften bzw. 
Einschieben jüngerer Lehrhauer den Lehrkameradschaften vor. 

Parallel mit der Errichtung von Lehrkameradschaften läuft 
die Einführung von Ausbildungskursen für 
Ortsälteste, wie dies auf Gewerkschaft Victor bereits 
durchgeführt worden ist. Der Unterricht in dieser soge- 
nannten Hauerschule ist ein praktischer und theore- 
tischer. Praktisch werden die Schüler, die aus den älteren 
Lehrhauern ausgewählt sind, zu je 6 vor Ort durch einen er- 
fahrenen Hauer ausgebildet; der theoretische Unterricht wird 
über Tage von einem besonders dazu geeigneten Steiger in 
anderthalb Wochen erteilt. Die Schüler erhalten einen Schicht- 
lohn in Höhe des Hauerdurchschnittlohnes. Die Bergleute 
bringen dieser Hauerschule lebhaftes Interesse entgegen, das 
in den zahlreichen Meldungen zur Teilnahme an dem Kursus 
zum Ausdruck. kommt. Ein abschliessendes Urteil über diese 
Einrichtung kann heute noch nicht gefällt werden, da dieselbe 
noch zu jung ist. 

Es muss hierbei ausdrücklich betont werden, dass die weitere 
Anlegung ungelernter Arbeiter bedingt ist durch das Anlernen 
von Hauern. 

Reinheit des Fördergutes. Nach den bisher vor- 
genommenen Befahrungen scheint es allerdings festzustehen, 
daß die Reinheit des Fördergutes fast überall nachgelassen hat. 
Ueber die ‚Gründe hierfür-bestehen in gewissen Punkten Mei- 
nungsverschiedenheiten. - Während die Mehrzahl der Betriebs- 
räte die Hauptschuld dem zu niedrigen Gedinge, der vermehr- 
ten Einstellung ungelernter Arbeiter, dem Abbau schlechterer 
und dünnerer Flöze und anderen Dingen zuschiebt, auf die der 
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Bergarbeiter keinen Einfluss hat, Gründe, die von den Verwal- 
tungen zum Teil als stichhaltig anerkannt werden, 
Mehrheit der Verwaltungen das Grundübel in dem. verringerten 
Verantwortungsgefühl der Bergleute. ‘ 

. Erhebungen über weitere Fragen, die mit der Steigerung 
der Förderung im Zusammenhang stehen, sind im Gange. Sie 
sind aber noch nicht soweit gediehen, dass darüber berichtet 
werden kann. 


Wirtschaftsfragen 


Für die Vollsozialisierung. In einer am 5. Dezember 1920 
in Köln abgehaltenen gutbesuchten Versammlung der Angestell- 
ten des linksrheinischen Braunkohlenreviers, unter Teilnahme 
der Arbeitermitglieder der Betriebsräte, wurde nach einem 
Referat des Kollegen Werner über die „Sozialisierung des 
Kohlenbergbaues“ nachstehende Entschliessumg wnge- 


tommen: 

„Die versammelten Angestellten des rheinischen Braunkohlenreviers 
erklären gemeinsam mit den Betriebsräten, dass sie die sofortige Sozialisierung 
des Kohlenbergbaues fordern. Gründe für ein längeres Hinausschiebten der 
nötigen Massnahmen können die Versammelten nicht anerkennen, da sie selbst 
als direkt Beteiligte am besten in der Lage sind, zu beurteilen, ob die 
Sozialisierung sofort durchführbar ist.“ 


Reichskalirat. In der am 17. Dezember 1920 unter dem 
Vorsitz des Herrn Geheimen Justizrats Kempner abgehalte- 
nen Vollsitzung des Reichskalirats wurde beschlossen, dass 
doppelt gereinigtes Chlorkalium und schwefelsaures Kali (nahe- 
zu chemisch reine Produkte) als Kalisalzfabrikate im Sinne des 
$ 1 der Durchführungsvorschriften zum Kaliwirtschaftsgesetz 
anzusehen sind, und dass eine Prüfung darüber anzustellen ist, 
wie hoch die Zuschläge für die Raffination, die dem Inlands- 
verkaufspreise der vorgenannten Kalisalzfabrikate zuzuschlagen 
sind, zu bemessen sind. Ausserdem wurde in der Frage einer 
Aenderung hinsichtlich der. Spannung der Prozentzahlen der 
einzelnen Kalisalzsorten auf Grund der zwischen dem Deutschen 
Kalisyndikat G. m. b, H. und den kandwirtschaftlichen Körper- 
schaften gepflogenen Verhandlungen der Beschluss gefasst, 
dass fortan die Spannungen wie folgt festgesetzt werden: 

bisher: in Zukunft: 
für Düngesalze 


mit 20 bis 22 v.H. K,O auf 18 bis 22 v.H. K,O 
mit 30 bis 32 v.H. K,O auf 28 bis 32 v.H. K,O 
mit 40 bis 42 v.H. K,O auf 38 bis 42 v.H. KsO 


.. In der Frage der Gewährung von Teuerungszulagen an 
Knuappschaftsinvaliden, an Witwen und Waisen von Kalibere- 
arbeitern, sowie an invalidisierte Angestellte, Witwen und 
Waisen von Angestellten der Kaliindustrie aus Mitteln, weiche 
von der Kaliindustrie bereitgestellt werden, bestand Einver- 
stänmdnis darüber, dass die bisher in Aussicht genommenen be- 
souderen Teuerungszulagen für die Zeit vom Ok- 
tober bis einschliesslich Dezember 1920, die in allerletzter Zeit 
zur Auszahlung gelangt sind, zu niedrig bemessen 
sind; es wurde in der Angelegenheit eine besondere Kom- 
mission eingesetzt, die mit der grössten Beschleunigung höhere 
Sätze für besondere Teuerungszulagen für den vorgenannten 
Zeitraum festsetzen soll, damit die Auszahlung der erhöhten 
Teuerungszulagen noch vor dem Weihnachtsfest erfolgen kann. 
Wegen des zurzeit herrschenden Mangels an Eisenbahn- 
transportwagen in der Kaliindustrie und seiner Folgen, sowie 
kinsichtlich der Frage über die Ursachen der. Stockungen in 
der Kaliindustrie und ihrer Folgen, wurde beschlossen, so 
schnell wie möglich entsprechende Denkschriften zu verfassen, 
die dann allen zuständigen Behörden, den Parlamenten usw. 
zur Kenntnis mit dem Ersuchen, für die wirtschaftlichen In- 
teressen der Kaliindustrie einzutreten, unterbreitet werden 
sollen. Ueber den vom Reichswirtschaftsministerium mitge- 
teilten Schiedsspruch des Reichsarbeitsministeriums vom 
20. November 1920 zu der Frage der Erhöhung der Arbeiter- 
löhne in der Kaliindustrie und über den vom Arbeitgeberver- 
band’ der Kaliindustrie gegen die Entscheidung des Schlich- 
tungsausschusses eingelegten Einspruch wurde in eine Erörte- 
rung eingetreten. ; 2 
. Ferner wurde seitens des, Reichskalirats der Standpunkt 
vertreten, dass es für die Sonderstellung des Deutschen Kali- 
syndikats als alleiniger Verkäufer von Kalisalzen und Kali- 
salzfabrikaten nach dem Auslande notwendig ist, für die Kali- 
industrie eine besondere Stelle zu besitzen, die der schnelle- 
ren und sachverständigen Erledigung der Ausfuhranträge 
wegen dem Reichskalirat als Selbstverwaltungskörper anzu- 
gliedern ist. Hinsichtlich der Frage der Erhebung einer 
Ausfuhrabgabe für Kalisalze und der Verwendung dieser 
Einkünfte zu sozialpolitischen Zwecken bestand Einverständnis 
darüber, dass die Angelegenheit bis zum Eingang weiterer 
Nachrichten vom Reichswirtschaftsministerium abgesetzt wird. 
Die Frage der Einführung von Saisontarifen für Dünge- 


sieht die 
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mittel sowie der Gewährung von Vergütungen seitens des “ 


Deutschen. Kalisyndikats bei frühzeitiger Bestellung von Kali- 
Salzen, die Frage der Zulassung der Angestellten des Reichs- 
kalirats und der Kalistellen zu der vom Deutschen Kalisyndikat 
geschaffenen Pensionskasse wurden vertagt, da weitere Vor- 
beratungen stattfinden sollen. BA; $, TEE 


‚Aus den Gruppen 


- Fachgruppe Bergbau, Bezirk Ruhrgebiet, Die Fachgruppe 
Bergbau, Bezirk Ruhrgebiet, tagte am 18. Dezember 1920 in 
Essen-Ruhr. Sämtliche Ortsverwaltungen, soweit sie Bergbau- 
mitglieder haben, waren durch Delegierte vertreten. Auf der 
Tagesordnung standen: 1. Der Aufbau der Fachgruppe Berg- 
bau im Bund; 2, Wahl des Fachgruppenausschusses Bergbau, 
Bezirk Ruhrgebiet. Ausserdem standen noch einige andere” 
akute Fragen zur Erörterung. Besonderer. Wert wurde auf die 
Wahl des Bezirks - Fachgruppenausschusses gelegt, da diese 
Körperschaft weitgehende Befugnisse hat. Bei der Wahl wur- 


dei die einzelnen Berufsschichten im Bergbau berücksichtigt. 


und die führenden Kollegen der verschiedensten Gruppen ge- 
wählt, so dass den Wünschen der Mitglieder in jeder Hinsicht 
Rechnung getragen worden ist. Der Bezirks-Fachgruppen- 
ausschuss für das Ruhrgebiet setzt sich nunmehr aus folgenden 
Kollegen zusammen: 
1. Steiger Fritz Dahihoff, Bottrop; 
Stellvertreter: Steiger Lüning, Osterfeld. 
. Fahrhauer Maurer, Hamborn; . 2 
Stellvertreter: Fahrhauer Klee, Scholven. 
. Bauführer Todenhöfer, Gladbeck. ; 
Stellvertreter: Maschinentechniker Tenhaeff, Gladbeck. 
. Steiger Weiland, Dortmund; z 
Stellvertreter: Steiger Voss, Lünen. 
. Kokereiassistent Brands, Bottrop; . : 
Stellvertreter: Oberkoksmeister Brandsmöller, Bochum. 
. Maschinensteiger Kortmann, Hordel bei Eickel; 
Stellvertreter: Maschinensteiger Fengels, Eickel. 
. Steiger Bäter, Homberg (Niederrhein); 
Stellvertreter: Steiger Weitz, Mörs. 
. Markscheidergebilfe Press, Mülheim-Heissen; 
Stellvertreter: Markscheidergehilfe Passens, Herten. 
. Meister Welsing, Essen; 
Stellvertreter: Meister Kleerbaum, Bottrop. 
. Vermessungstechniker Schauerte, Hamm; 
Stellvertreter: Vermessungstechniker Hackert, Essen. 
11. Laboratoriumstechniker Steinmetz, Lünen. . 
Stellvertreter: Steiger Waldhecker, Herten. 

In den Arbeitsausschuss, der in der Hauptsache die Geschäfte der Bezirks- 
fachgruppen zu bearbeiten hat, sind folgende Kollegen aus der Mitte des 
Bezirksausschusses gewählt: . 

1. Steiger Dahlhoff, Bottrop. 

2. Fahrhauer Maurer, Hamborn, 
3. Bauführer Todenhöfer, Gladbeck. 
4. Steiger Weiland, Dortmund, 

5. Meister Welsing, Essen, 


Bei Wiedergabe des Vorstehenden geben wir der Hoffnung 
Ausdruck, dass in allernächster Zeit auch in den übrigen Berg- 
baubezirken der Fachgruppenaufbau entsprechend den in 
Nr. 38 des „Technischen Grubenbeamten“ veröffentlichten 
Richtlinien durchgeführt wird und wir baldigst darüber berich- 
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‘ten können. 


. Aus dem Saarrevier. Am 19. Dezember fand in Saar- 
brücken eine Versammlung der technischen Angestellten aus 
den Markscheidereien statt, Nach Ausführungen des Kollegen 
H, über die Notwendigkeit der Organisation und Zweck und 


. Ziele unseres Bundes, erklärten sich 25 nicht organisierte Kol- 


legen einstimmig für den Eintritt in unseren Bund. Es wurde 
gleich eine „Untergruppe Vermessungswesen“ der Bergbau- 


gruppe gebildet und ein Fachgruppenvorstand gewählt. Der 


Anschluss weiterer Kollegen ist mit Sicherheit zu erwarten. 
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Nummer 2 





Zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues 


Je mehr und je länger man sich mit dem Problem der 
Sozialisierungg des Kohlenbergbaues beschäftigt, um so mehr er- 
kennt man die Notwendigkeit einer Umänderung der bisherigen 
Bergbauwirtschaft in der Richtung zentraler Bewirtschaftung. 
Vor allem sind es zwei Probleme, die in der letzten Zeit von 
Woche zu Woche mehr hervorgetreten sind und die Ueberzeu- 
gung von der Notwendigkeit der Sozialisierung mehr und mehr 
verstärkten, 


Einmal ist es die Frage der Kohlenpreise. In der 
heutigen Zeit des Kohlenmangels spielt die Höhe des 
Preises für die Möglichkeit des Absatzes keine Rolle. 
Unsere Volkswirtschaft legt jeden Preis an, um  über- 
haupt Kohlen zu erhalten. Von diesem Gesichtspunkt aus ist 
auch die Stellungnahme einer Reihe von Bergbauunternehmern 
verständlich, die für eine weitere Erhöhung der Kohlenpreise 
eintreten. Von ihnen wird der Standpunkt vertreten, man muss 
den Preis nehmen, den man bekommen kann; denn allein hier- 
durch wird dem Bergbau das nötige Geld zugeführt, um wirk- 
lich grosszügig die Produktion erhöhen zu können. Nach ihrer 
Meinung kann der Bergbau auf die Hilfe des Staates beim 
Wohnungsbau verzichten; man braucht sich keine Sorgen um 
nicht genügende Einführung technischer Erneuerungen und Ver- 
besserungen im Betrieb zu machen, wenn die Unternehmer die 
Preise bekommen, die die Volkswirtschaft bereit ist zu zahlen. 
Der technische Stand der Bergwerke würde nach ihrer Ansicht 
ein bedeutend besserer sein, als es unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen der Fall ist, wenn die Kohlenpreise höher wären. 
Diese Richtung, die für die-freie Preisentwickelung im Bergbau 
eintritt, ist bereits im Jahre 1919 durch den Erlass des Kohlen- 
wirtschaftsgesetzes in die Verteidigungsstellung gedrängt wor- 
den. Ihre Wünsche wurden durch den Erlass des Gesetzes 
zur Aussichtslosigkeit verurteilt. Denn die Preisbestimmung 
trifft nach dem Gesetz der Reichskohlenverband; ferner steht 
dem Reichswirtschaftsminister ein Einspruchsrecht zu, wenn das 
öffentliche Wohl durch die Preise gefährdet wird. 

Die andere Richtung, die die freie Preisbildung im Bergbau 
bekämpft, die die Festsetzung der Preise in dem Rahmen zu 
halten versucht, der den Erfordernissen der gesamten Volks- 
wirtschaft entspricht, lässt sich von grösseren allgemeinen Ge- 
Sichtspunkten leiten, Die Frage, welche von beiden Richtungen 
die alleinseligmachende Wahrheit vertritt, lässt sich dahin be- 
antworten, dass der bisher gefundene Mittelweg der beste 
Kompromiss war. Sicher hätte sich der Geldbeutel der Unter- 
nehmer und wahrscheinlich auch der technische Stand der 
Werke besser gestanden, wenn die freie Preisbildung sich durch- 


"gesetzt hätte; aber andererseits wäre die Krise im Lande viel 


schärfer geworden, denn die Preissteigerung hätte noch ganz 


andere schärfere Formen angenommen, wenn die Kohlenpreise 


ohne jede Begrenzung klettern konnten. Alle jene Schichten, 
die nicht in der Lage sind, ihr Einkommen zu erhöhen, wären 
noch mehr als es ohnehin schon der Fall gewesen ist, unter die 
Räder gekommen. Dieser Kampf zwischen den zwei Richtun- 
gen ist heute noch nicht beendet; jedoch die Entwickelung un- 
serer gesamten wirtschaftlichen Lage beginnt bereits das Kampi- 
feld zu verschieben und andere wichtigere Dinge in den Vorder- 
grund zu rücken. Heute hält die Reichsregierung die Erhöhung 


j der Kohlenpreise für eine volkswirtschaftliche Gefahr, die in der 





gegenwärtigen Zeit des Niederganges zu einer weiteren Ver- 


Schärfung der Krise führen müsste, Deshalb erhebt auch das 
Wirtschaftsministerium gegen die Preiserhöhungen Einspruch 










Berlin, den 14. Januar 1921 | 





Grudendbeamie 


ANNIE TITTEN 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 





3. Jahrgang 





und lässt die Kohlenpreise in den grossen Revieren auf der 
Höhe, die sie seit einigen Monaten einnehmen. 


Diese Stellungnahme des Reichswirtschaftsministeriums wird 
durch die Wahrung der Interessen der Allgemeinheit bedingt; sie 
birgt aber Gefahren für den Bergbau in sich, die auf die Dauer 
nicht zu unterschätzen sind. Diese Gefahren aber sind es, die eine 
Aenderung unserer Wirtschaftsweise im Bergbau notwendig 
machen, denn die Preisfestsetzung, wie sie heute gepflogen 
wird, entspricht nicht den Grundsätzen und Regeln, die im 
Interesse der geregelten Fortführung des Bergbaubetriebas 
liegen. Die Kohlenpreise in den verschiedenen Revieren richten 
sich nach den verschiedenen Selbstkosten. Diese Selbstkosten 
aber sind hauptsächlich von der Leistung pro Mann und Schicht 
abhängig. Die Höhe der Löhue war vor dem Kriege in den 
verschiedenen Revieren sehr verschieden; sie ist aber infolge 
der Teuerungsverhältnisse viel gleichmässiger geworden. So 
verdienten z. B. die Arbeiter in Niederschlesien und in den 
kleineren Revieren etwa 66 Prozent von dem Lohn des Ar- 
beiters im Ruhrrevier. Heute ist der prozentuale Unterschied 
viel geringer geworden. Die Lohnhöhe in Verbindung mit der 
Leistung pro Mann und Schicht ist aber für die Selbstkosten- 
höhe massgebend, denn die Lohnkosten betragen etwa 60 Pro- 
zent der Selbsikosten. Vergleicht man zwei Reviere, wie z., B. 
das Ruhrrevier mit dem Waldenburger Revier, in denen die 
Leistung pro Mann und Schicht 0,5 bzw. 0,3 t beträgt, so ergibt 
sich, dass bei einem Durchschnittsiohn von 50 M. pro Schicht 


50 
= 10 M, 


0,5 
50 ' 

im Waldenburger Revier 53 — 166,66 M. betragen. 

Aehnlich liegen die Verhältnisse auch in jedem Revier 

selbst. So haben wir im Ruhrrevier Werke mit einem Fifekt 

von 0,8 t pro Mann und Schicht, während andere nur mit einem 

Eifekt von 0,35 t arbeiten. Dann betragen die Selbstkosten im 


im Ruhrrevier die Lohnselbstkosten pro Tonne 


50 50 
ersten Falle —— = 62,50 M., im zweiten Falle = — 142,82 M. 
0,8 0,35 


Diese verschiedenen Lohnselbstkosten einmal zwischen den 
Werken im selben Revier, zweitens zwischen den verschiedenen 
Revieren bergen in der heutigen kapitalistischen Wirtschafts- 
weise grosse Gefahren in sich. In der heutigen Wirtschaft 
macht allgemein das Werk mit den schlechtesten Selbstkosten 
die Preise. Kann es seine Produkte nicht mehr absetzen und 
seine Selbstkosten nicht mehr erniedrigen, muss es seinen Bs- 
trieb schliessen. Nun brauchen wir heute die Kohlen so not- 
wendig, dass kein Betrieb geschlossen werden darf. Die Preise 
werden aber infolge des Kohlenwirtschaftsgesetzes für das ein- 
zelne Revier gleichmässig festgesetzt. Dabei werden nicht mshr 
wie früher die Selbstkosten der schlechtesten Werke zugrunde 
gelegt, sondern infolge der schärferen Nachprüfung versucht 
man mehr und mehr die Durchschnittsselbstkosten im gesamten 
Revier den Kohlenpreisen zugrunde zu legen. Dabei kommen 
natürlich die schlechten Werke zu kurz. Sie müssen ihre Kohlen 
zu Preisen liefern, die unter dem Selbstkostenpreise liegen. 
Dieser Zustand ist nun nach den verschiedensten Richtungen 
hin unhaltbar. Einmal werden die Unternehmer versuchen, 
ihre Selbstkosten möglichst hoch zu gestalten, d. h. sie zu 
frisieren, um auf Grund der Unterlagen höhere Preise zu er- 
zielen. Dieses Bestreben war schon immer vorhanden. Welche 
Wichtigkeit der Klarstellung der Selbstkosten innewohnt, gekt 
z. B. schon daraus hervor, dass der Vorschlag Rathenau der 
Sozialisierungskommission auf dem Grundgedanken aufgebaut 
ist, die ‚Selbstkosten im Bergbau durchsichtig zu gestalten. 
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Aber alle Versuche, die Selbstkosten der Werke eines Reviers 
durch, Nachprüfung zu erhalten, werden Stückwerk bleiben, 
denn die Kontrolle der Selbstkosten ist äusserst schwer, da 
jeder Unternehmer seine Selbstkosten hoch. erscheinen lassen 
will. Und trotz aller aufgewandten Mühe und Arbeit wird es 


nicht gelingen, einwandfreie Unterlagen für dem durchschnitt- - 


lichen Selbstkostensatz im gesamten Reviere zu erlangen. Das 
Gefühl, unnötige, nutzlose Arbeit zu leisten, macht sich bei den 
Beteiligten immer mehr bemerkbar. Zweitens bringt es diese 


Art der Preisiestsetzung mit sich, dass die Werke mit hohen " 


Selbstkosten verlottern müssen, denn die Unternehmer werden 


‚den Betrieb nicht stillegen, um nicht alles zu verlieren, sie wer- 


den auf bessere Zeiten hoffen. Sie werden aber während dieser 
Zeit nichts in den Betrieb hineinstecken; alle vorhandenen Re- 
serven aufzehren und den Betrieb mehr und mehr verlottern 
lassen. In diesem Zustande befinden wir uns zum Teil schon 
heute, trotzdem aller Wahrscheinlichkeit nach die. Durch- 
schnittspreise noch hoch genug sind, um die Durchschnitts- 
selbstkosten zu decken und trotzdem noch einen Gewinn übrig 
zu behalten. Aber privatkapitalistisch ist mit dem Begriff 
Durchschnittsgewinn und Durchschnittsselbstkosten nichts an- 
zufangen, da jeder Betrieb nach seinen eigenen finanziellen 
Verhältnissen betrieben wird. Aus diesen Schwierigkeiten ver- 
sucht man heute schon herauszukommen, indem man sogenannte 
Ausgleichskassen schafft, d. h. ‘dass den Werken mit hohen 
Selbstkosten Zuschüsse gewährt werden, um sie überhaupt am 
Leben zu erhalten. Mit’ diesen Zuschüssen sind aber jene 
Unternehmer nicht einverstanden, die diese Zuschüsse in die 
Ausgleichskasse leisten müssen. Und sie machen gegen eine 
„Prämie auf die Faulheit“, wie sie die Ausgleichsgelder be- 
zeichnen, bei jeder Gelegenheit Front. 


Es ist nun eine sehr ernste Frage, ob sich unsere gesamte 
Volkswirtschaft diesen Zustand auf die Dauer zefallen lassen 
kann, ob sie die schweren Schädigungen, die daraus resultieren, 
d. h. die Verlotterung der schlechten Werke nd die sicher. 
kommende Verringerung und Verteuerung der Förderung, nicht 
hindern muss. Um aber aus diesem Zustande herauszukommen, 
gibt es nur ein Mittel, und dieses Mittel ist die zentrale Ab- 
rechnung aller Werke, die allein einwandfreie Unterlagen über 
die Durchschnittsselbstkosten gewährleistet, richtige Preise und 
senügende Instandhaltung der Werke ermöglicht. Nur wenn 
eine zentrale Stelle imstande ist, jene Werke, die mit hohen 
Selbstkosten arbeiten, technisch nachzuprüfen und Missstände 
im Betriebe abzustellen, ist die Zuschusswirtschaft, wie sie 
das zentrale Abrechnungsverfahren für schlechte Werke in 
sich birgt, einwandfrei zu gestalten. 
Schaftung ist nur durch die Sozialisierung des Bergbaues zu 
erreichen. Die weitestgehende Selbstkostenkontrolle im Be- 
triebe, die Ermöglichung produktiver Höchstleistungen im ein- 
zelnen Werk, die: finanzielle Abrechnung aller Werke eines 
Revieres an einer gemeinsamen Stelle liegt im Interesse der 
zesamten Volkswirtschaft. Deswegen ist die Sozialisierung so 
dringend notwendig, 


Die Verschiedenheit der Selbstkosten in den verschiedenen 
Revieren birgt aber noch andere Gefahren in sich, Wir stehen 
gegenwärtig in Deutschland noch im Zeichen der Kohlennot; 
für die anderen Industrieländer ist die Kohlennot bereits vor- 
über. Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis auch wir in 
Deutschland genügend Kohlen haben. Dann aber sind die Re- 
viere mit den schlechten Leistungen, mit den hohen Kohlen- 
preisen diejenigen, die von der Krise am härtesten betroffen 
werden. Dort ist mit einem Rückgang bzw. Stillstand der 
Werke zu rechnen, dort werden sich Folgen bemerkbar machen, 
die wir im Interesse unseres gesamten Wirtschaftslebens ver- 
meiden müssen. Wir sind ein ganz armer Staat geworden, wir 
müssen versuchen, mit unseren Naturschätzen sparsam zu wirt- 
schaften, um so viel als möglich die Bevölkerung in den ver- 
schiedenen Bergbaurevieren am Leben zu erhalten. Das ge- 
lingt uns aber nicht, wenn wir weiter die bisherige Kohlenpreis- 
festsetzung beibehalten, die die Kohlenpreise in. den schlech- 
testen Bergrevieren um 150 bis 200 M. höher festlegt, wie ın 
den Revieren mit hoher Leistung. Das kann man in Zeiten des 
Kohlenmangels tun, in Zeiten des Kohlenüberilusses führt dieser 
Zustand zu wirtschaftlichen Katastrophen in den Bergrevieren 
mit schlechten geologischen Verhältnissen. Die Angestellten und 
Arbeiter in den Braunkohlenrandrevieren, in Frankfurt, Forst, 


Dörlitz, Kassel,. im Westerwald, in den Steink 


ermöglichen, festgelegt werden. 


Diese zentrale Bewirt-* 






men 


ohlenrevieren 
Waldenburg, Zwickau, Aachen und Oberbayern stehen vor einer 


Krise, wie sie sich. schwerer kaum vorstellen lässt, wenn un- 
.sere bisherige Preispolitik beibehalten wird. Sie stehen in dem 


Augenblick des Kohlenüberflusses vor zwei Fragen: entweder 
‚werden die Werke stillgelegt, oder sie müssen mit ihren Löhnen 
heruntergehen, dass den Arbeitnehmern schwarz vor den Augen 
wird. 177 SR DAT: 

Diese Gefahr lässt sich nur durch tie Sozialisierung, d. h. 
durch die gemeinsame Bewirtschaftung unserer Kohlenschätze 


beseitigen. Nur, wenn sich der Selbstkostensatz für den ge- 


'samten deutschen Kohlenbergbau einwandfrei feststellen lässt, 
kann ein gemeinsamer Durchschnittspreis; der nach den ver- 


- Schiedensten Richtungen hin ausgebaut werden kann und der 


den Betrieb aller Werke ermöglicht, der aber auch der gesamten 
bergbautreibenden Bevölkerung Löhne gewährt, die das Leben 
Jeder Arbeiter und Ange- 
stellte im Bergbau, der nicht mit Blindheit geschlagen ist, muss 
aus diesem Grunde mit aller Entschiedenheit für die Soziali- 
sierung eintreten. Denn auch die Reviere mit niedrigen Selbst- 
kosten werden die Krise mit aller Schärfe zu spüren bekom- 
men, wenn in den schlechten Revieren Arbeiterscharen übrig 
werden, die das Arbeiterangebot in den guten Revieren ver- 
mehren. 

Der zweite Grund, warum die Sozialisierung gefördert wer- 
Gen muss, liegt in der Höhe der Kosten begründet, die heute 
für neue Anlagen, Erweiterungsbauten und für den Ausbau der 
Werke aufzuwenden sind. Von den Unternehmern, und zwar 
von den gleichen Herren, die im Bergbau‘ für die freie Wirt- 
schaft schwärmen, wird die Aufbringung der hierzu notwendigen 
Mittel für eine leichte Sache gehalten, wenn sie die Kohlen- 
preise hoch genug stellen können. Sie ‚vergessen dabei ganz 
und gar, dass es eine ganze Reihe von Unternehmern gibt, die 
diese ihnen dann zufliessenden Gelder nicht in den Betrieb und 





nicht für neue Anlagen aufwenden, sondern als Gewinn aus-. 


zahlen. Einen Weg, die höheren Preise nur an diejenigen Unter- 
nehmer zu zahlen, die sich verpflichten, sie wieder dem Be- 
triebe zuzuführen, gibt es in unserer Wirtschaft noch nicht. 
Äls im vorigen Jahre der Vorschlag gemacht wurde, ähnlich 
wie für das bergmännische Siedelungswesen Gelder für den 
Neubau von Anlagen aufzubringen, und zwar pro Tonne 18 M., 
die in einen Fonds fliessen sollten, aus dem dann die. Gelder an 
jene Unternehmer gezahlt werden sollten, die das Geld für 
neue Anlagen brauchten, lehnten ‚die, Unternehmer diese „Sozia- 
lisierung von hintenherum“ ab. : In der Zwischenzeit ist aber die 
Gefahr der Nichterrichtung neuer Anlagen. immer ‘grösser ge- 
worden, denn bei der heutigen Preisgestaltung ist sehr: wenig 
Aussicht vorhanden, dass neue Werke errichtet werden. Früher 
konnte eine Gesellschaft die Gelder leichter aufbringen, da die 
aufzubringenden Beträge im richtigen Verhältnis zu den vor- 
handenen Anlagen standen, Heute aber kostet eine. neue Schacht- 
anlage 400—500 Millionen Mark, wofür man früher ca, 25 An- 
lagen herstellen konnte, . Wer sich dieses Problem nach allen 
Seiten hin: durchdenkt, wird erkennen, wohin dieser Zustand auf 
die Dauer führen muss. Wir können unseren Bergbau nur tech- 
nisch auf der Höhe halten und genügend ausbauen, wenn wir 
die Kosten für neue Anlagen auf die 
verteilen. 


wesen, der Privatwirtschaft 


Widerstand der Besitzer der gleiche 
ein Solcher Vorschlag nicht mehr gemacht. 
deren Kreise durch die drohenden Gefahren 
aufmerksam geworden, und nun gehen deren Pläne noch viel 
weiter. Jetzt ist es nur noch die Sozialisierung, die helfen kann. 

Es wäre zu wünschen, wenn sich unsere Kollegen über diese 


Dinge einmal in ihren Mitgliederversammlungen unterhielten und 





in den Betriebsratsaussprachen diese Probleme behandelten, Die 
sachlichen Ueberlegungen, die sich bei der Besprechung Fr 
Dinge ergeben, sind das beste Werbematerial für die Notwendig- 
keit der Sozialisierung, 


In der Aussprache zeigt es sich, welche 


gesamte Kohlenförderung 
Im Anfang des vorigen Jahres wäre mit der Er- 
hebung von 18 Mark pro Tonne die Möglichkeit vorhanden ge- 
den Ausbau zu ermöglichen. -Da- 
mals lehnten die Besitzer dies ab; heute ist es zu, spät. Denn 
die Gefahren sind viel grösser geworden, und trotzdem der 
geblieben ist, wird..ihnen | 
Jetzt sind die an- | 
aufgeschreckt und 
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riesigen Gefahren in diesen. Zeiten des Zusammenbruches die 


privatkapitalistische Wirtschaft im Bergbau in sich birgt. Jeder 
darüber Nachdenkende muss zu dem Schluss kommen, dass die 
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Sozialisierung kommen muss, wenn der Zusammenbruch gemil- 
dert werden soll. Verhindern lässt er sich nicht mehr voll- 
ständig, denn einmal sind wir schon mitten drin und ausserdem 
sind die Sünden des Privatkapitalismus nicht mehr wett zu 
machen. Aber das Allerschlimmste kann noch und muss ver- 
hindert werden, G. Werner, 


Bergbaufragen in der Preussischen 


Landesversammlung 


Am 9, bis 11. Dezember 1920 verhandelte die Preussische 
Landesversammlung über den Etat der Preussischen Berg-, 
Hütten- und Salinenverwaltung. Die Beratung des Preussi- 
schen Bergetats verdient ünsere weitestgehende Beachtung, da 
der Bergbau Preussens eine vorherrschende Stellung im Deut- 
schen Reiche einnimmt. Wie bei früheren Beratungen, so 
wurde auch diesmal von den verschiedensten Parteien eine 
Reihe den Bergbau betreffender Wünsche und Forderungen vor- 
gebracht und ausserdem die Verhältnisse der Preussischen 
Staatszechen besprochen. Ein von der Regierung einge- 
brächter Entwurf eines Gesetzes zur Aufschliessung von Stein- 
kohlen gab zu einer ausgedehnten Debatte über die Sozialisie- 
rung des Kohlenbergbaues Veranlassung. Da der stenogra- 
phische Bericht bisher noch nicht erschienen ist, müssen wir 
uns bei der Besprechung der Verhandlungen auf das vorliegende 
knappe Material beschränken. 

Zunächst wurde eine Novelle zum Preussischen Berggesetz 
angenommen, wonach die bisher von den Sicherheitsmännern 
und Arbeiterausschüssen versehenen Aufgaben und Pflichten 
den Betriebsräten übertragen werden. Der Gesetzgeber ging 
bei der Einbringung dieser Novelle von der unseres Erachtens 
richtigen Erwägung aus, dass die Beteiligten, einsichtig genug 
se’'n würden und nur solche Betriebsratsmitglieder, die den An- 
forderungen hinsichtlich der Berufserfahrung genügen, mit det 
verantwortungsvollen Aufgaben der Sicherheitsmänner be- 
trauen. Die Annahme der Novelle ist von geringer praktischer 
Bedeutung; es wird vielmehr nur ein seit Inkrafttreten des Be- 
triebsrätegesetzes bestehender Zustand bestätigt. 

Mit der grossen Aussprache über den Haushalt der Bergver- 
waltung wurde die Beratung über den Gesetzentwurf zur Auf- 
schliessung von Steinkohlen verbunden. Dieses Gesetz hat fol- 
genden Wortlaut: 

81. Der $ 2 Abs.4 des Allgemeinen Berggesetzes für die. Preussischen 
Staaten vom 24. Juni 1865 (Gesetzsamml. S. 705) in der Fassung des Gesetzes 
vom 18. Juni 1907 (Gesetzsamml. S. 119) wird durch folgende Vorschrift 
ersetzt: 

Für Felder von bestimmter Ausdehnung in den Provinzen Sachsen, Hannover 
und Hessen-Nassau, im Regierungsbezirke Liegnitz sowie im Bereiche der 
Wealdenablagerung kann der Staat das ihm nach Abs. 1 zustehende Recht zur 
Aufsuchung und Gewinnung der Steinkohle an andere Personen in der Weise 
übertragen, dass der andere im Falle eines verleihungsfähigen Fundes die Ver- 
leihung des Bergwerkseigentums an den Staat herbeizuführen hat, wogegen 
dieser sich verpflichtet, dem anderen die Ausbeutung des Bergwerks ganz oder 
teilweise unter bestimmten Bedingungen zu überlassen. Die demgemäss ge- 
‚geschlossenen Verträge bedürfen der Genehmigung des Ministers für Handel 
und Gewerbe und des Finanzministers. Sie sind der Landesversammlung vor- 


zulegen. 
8 2. Dieses Gesetz tritt dree Wochen nach der Verkündung in Kraft. 


Mit diesem Gesetz wird der durch die im Jahre 1907 ange- 
nommene Novelle zum Berggesetz aufgestellte Grundsatz, wonach 
das Recht zur Aufsuchung und Gewinnung von Steinkohle aus- 
schliesslich dem Staate zusteht, durchbrochen. Das Gesetz von 
1907 wurde seinerzeit geschaffen, um einen Wall gegen die 
Monopolisierung des Bergbaues in privatkapitalistischen Händen 
aufzuwerfen, dagegen bedeutet das neue (Gesetz eine Er- 
weiterung der privatkapitalistischen Bergbauwirtschaft. Dies 
in einer‘Zeit, in der die überwiegende Zahl der Bergarbeiter 
und grosse Teile des Volkes die Ueberführung des Kohlenberg- 
baues in die Gemeinwirtschaft verlangen Wenn es sich auch, 
wie die Regierung behauptet, lediglich um kleinere Vorkommen 
handelt, so kommt es doch hierbei auf die Tendenz der Gesetz- 
gebung an, die Tendenz ist in diesem Falle offensichtlich die, 
den Privatkapitalismus im Bergbau zu stärken. Dabei steht es 
aber noch gar nicht fest, ob tatsächlich nur kleine Vorkömmen 
in Frage kommen. Bezeichnend für die Stellung der Regierung 
in dieser Frage ist ferner, dass wertvolle grosse Braunkohlen- 
ablagerungen, die in fiskalischen Forsten liegen, an Privatkapi- 
talisten in allerneuester Zeit abgegeben worden sind. Dies ist 
eine gar nicht genug zu verurteilende Handlungsweise, da die 
Reichsverfassung ausdrücklich den Vorbehalt der Uebernahme 
des Besitzes solcher Mineralien auf das Reich macht. 

Das Steinkohlenbergbaugesetz wurde gegen die Stimmen der 
sozialistischen Parteien mit unwesentlichen Aenderungen ange- 
nommen, nachdem der Antrag des Abgeordneten Husemann, dass 


"das Recht der Aufsuchung und Gewinnung der in dem Gesetz 


angeführten Steinkohlenvorkommen nur; 
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„an Gemeinden oder Unternehmungen, deren Anteile sich 
überwiegend im Besitze von Gemeinden oder Kommunal- 
verbänden befinden,“ 

verliehen werden dürfe, von den bürgerlichen Parteien abre- 
lehnt worden war. Minister Fischbeck gab einen Ueberblick 
über die Gesamtlage im Bergbau nach dem Ausscheiden der 
Saarbetriebe. Er stellte fest, dass im laufenden Jahr gegen- 
über 1919 auf dem Gesamtgebiete der Kohlenförderung eine be- 
merkenswerte Verbesserung eingetreten ist; bei den Braun- 
kohlen ist sogar gegenüber der Friedensförderung eine wesent- 
liche Steigerung zu verzeichnen, In seinen Ausführungen über 
die Sozialisierung ‚des Bergbaues bekannte sich Fischbeck als 
ein scharfer Gegner jeder Sozialisierung.. Nach der vom 
Preussischen Handelsministerium bisher betriebenen Bergbau- 
politik, welche nicht auf die Beseitigung des für die gesamte 
Wirtschaft so verhängnisvollen Privatkapitalismus, hinausläuft, 
sondern die Beibehaltung der „freien“ Wirtschaft anstrebt, 
kann uns die gegnerische Stellung des Ministers Fischbeck zur 
Sozialisierung nicht weiter verwundern. 

Die Verwaltung der Staatszechen wurde in der Aussprache 
einer Kritik unterzogen, da diese Frage im engsten Zusammen- 
hang, mit dem Sozialisierungsproblem steht. Es wurde bedauert, 
dass die Staatsbergbauverwaltung zegenüber den von Unter- 
nehmern erhobenen Angriffen, dass die Staatszechen nicht 
leistungsfähig sind und nicht rentabel arbeiten, kotistant sich 
ausschweigt, anstatt sich offen über die grosse Frage zu äussern, 
ob man von einer Unrentabilität sprechen kann und wenn ja, 
ob es am System liegt oder an Personen, Falls die erhobenert 
Vorwürfe stimmen, hätte die Bergbauverwaltung längst Ver- 
besserungsvorschläge einbringen müssen. Inwieweit die kurz- 
sichtige bureaukratische Geschäftsführung der Bergbauver- 
waltung ungünstig auf die Rentabilität des Staatsbergbaues ein- 
wirkt, zeigen verschiedene von dem Abgeordneten Hu& an das 
Licht der Oeiffentlichkeit gezogene Verträge, welche die Staats- 
zechenverwaltung mit der Privatindustrie abgeschlossen hat. 
Ein Vertrag mit der Firma Thyssen hat dieser viel Geld ein- 
gebracht, der Bergbauverwaltung aber grosse Zuschüsse auf- 
erlegt; ein anderer mit der Direktion von König Ludwig abge- 
Schlossener _ Vertrag bedeutet für die Staatszechenverwaltung 
einen Verlust von 5 Millionen Mark. Aus dem Vertrag mit dem 
Ibbenbürener Werk, der 25 Jahre läuft, ist dem Staate allein 
im letzten Jahre ein Verlust von etwa 3 Millionen Mark ent- 
standen. 

Nach Schluss der zweiten Lesung wurde der Haushalt der 
Bergbauverwaltung unverändert angenommen, 

Durch die in der letzten Zeit mehrfach erfolgten Seilbrüche 
und das damit verbundene Abstürzen von Förderkörben, sowie 
durch die hohe Unfallziffer im Bergbau veranlasst, hatte der 
Abgeordnete Hug folgenden Antrag eingebracht. der einstimmig 
angenommen wurde: 

„Die verfassunggebende Preussische Landesversammlung wolle beschliessen: 
die Staatsregierung zu ersuchen, auf die Bergbehörden einzuwirken, dass 
unter Hinzuziehung der Betriebsräte: 

1. sofort eine scharfe Untersuchung der Förderschächte, Förder- 
körbe, Fangvorrichtungen und Förderseile auf ihre Sicherheit 
und Haltbarkeit erfolgt, 

2. alle Vorkehrungen getroffen werden, um die Unfallgefahren im Berg- 
bau so weit als irgend möglich zu beseitigen und Leben und Gesundheit 
der Bergarbeiter sicherzustellen. 


Ueber das Ergebnis der Untersuchung ist der Landesversammlung ein 
Bericht vorzulegen,“ 


Ein Antrag des Abgeordneten Porsch, der sich mit der 
Sicherheit bei, der Seilfahrt befasst und ebenfalls angenommen 
wurde, lautete: : 

„Die verfassunggebende Preussische Landesversammlung wolle beschiiessen: 

die Staatsregierung zu ersuchen, auf die Bergbehörden einzuwirken, dass 

1, etwaigen Anträgen auf Erhöhung der Geschwindigkeit bei der Seilfahrt 
im Bergbau nicht stattgegeben wird, 

2. eine Ueberlastung des Förderkorbes bei der Seilfahrt unterbleibt, 

3. eine wesentlich schärfere Untersuchung der Förderseile auf ihre Haltbarkeit 
erfolgt.“ 


Der bisherige Uebelstand, dass die Beamten der Staats- 
zechen für die durch das Spa-Abkommen zu verfahrenden 
Pflichtüberschichten keine Entschädigung erhalten, ist durch An- 
nahme folgenden Antrages beseitigt worden: 

„Die verfassunggebende Preussische Landesversammlung wolle beschliessen: 
die Staatsregierung zu ersuchen, den staatlichen Bergwerksbeamten 
des Bergwerksdirektionsbezirks Recklinghausen vom 1. August 1920 ab für 
die durch das Spa-Abkommen notwendig gewordenen Pflichtüber- 
schichten monatlich eine ausserordentliche Vergütung zu gewähren, die 
den den vertraglich Angestellten gewährten Zuwendungen entspricht. 

Dieselben Vergünstigungen erhalten die Staatsbeamten der übrigen 
staatlichen Bergwerke beim Vorliegen der gleichen Voraussetzungen.“ 


Damit wurden die Beratungen über: den Bergetat abge- 
schlossen. Aus den stattgehabten Verhandlungen lassen sich die 
verschiedensten Schlüsse ziehen. Die vom Abgeordneten Hue 
vorgebrachten’Verträge sind nur ein kleiner Ausschnitt von den 
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vorhandenen Missständen in 
sie bilden eine Ergänzung zu 


fell in seiner Denkschrift über die bergfiskalischen Anlagen im 


Bezirk Recklinghausen aufgedeckten 
kratische Verwaltungssystem 
Stand. Die Staatszechen könnten bei richtiger Betriebs- und 
Geschäftsführung eine Einnahmequelle für den Staat darstellen 
und nicht wie heute Zubussen erfordern. 
Preussischen Bergbauverwaltung, der vor dem Ausbruch der 
Revolution herrschte, hat sich bis heute noch nichts geändert, 
dazu kommt, dass gegen die neueren sozialpolitischen Einrich- 


Schäden. Dieses bureat- 


tungen im Bergbau von der Staatszechenverwaltung genau so, 


Sturm gelaufen wird, wie von 
Stellung des Ministers Fischbeck zur Sozialisierung zeigt, dass 
von dieser Seite die Forderung auf eine grundlegende 
Aenderung der Produktionsform und der Stellung der Arbeit- 


den Privatunternehmern. 


Position, wie die gesetzliche 
Aufsuchung und Gewinnung 
neuester Zeit erfolgte Auslieferung grosser, in den fiskalischen 


Forsten liegender Braunkohlenvorkommen an den Privatkapita- 
lismus beweisen, 


Uebertragung des Rechtes 


m —————— i 


O0 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Kohlenpreiserhöhungen. In Zukunft werden wir laufend die 
Kohlenpreise und deren Aenderungen veröffentlichen, damit 


unsere Mitglieder einen besseren Ueberblick über unser Wirt- 
schaftsleben gewinnen. 


Auf Grund der am 29. November 1920 gefassten Beschlüsse 
des Reichskohlenverbandes gelten ab 1. Dezember 1920 fol- 
gende Brennstoffverkaufspreise je Tonne einschl, 
Kohlen- und Umsatzsteuer. 

1. Für den Eschweiler Bergwerksverein im 
Aachener Steinkohlenrevier: 


00 








Magerkohlen: M. 
I. Sorte = Stücke . . . . AR TE HERE 276 
1. „ .a= 700%, Stücke, Rest Grus Durchm. 20 mm . 256 
1. »..cb — 50 %Y% „» 3 ” ” 20 „e* 243 
N. „..c/Hla= 25 0%, Stücke, „ B 202%, 230 
IM. „ b= Grus Durchm. 20 mm . ALER 226 
Anthrazitnuss I Se EEE er, RAD 
- ERBE BEE a A SEE IRA 
ei HL. 7%; TÜREN ET 
r IV BR RT A 
Perlkohlen . EEE RE ERTIERT FEN . 256 
Feinkohlen nis er lee BEREIT a RT 255 
Halbfettkohlen: M. 
Il. Sorte a = 70%, Stücke, Rest Nüsse FE ee IT g 
11. » b = 50 {0} » n » . . ® = . ar} 267 3 
Ne I ee BE ee a ae RER A 
BR BR a ER En 5 Ne ZA 
SalsH7r I He Ne a ee 7 
„ IV RE ER ae I 288 
Feinkohlen EEE nA NEE NETT TR Ce HE Da EYE 255 
Fettkohlen: M. 
I. Sorte = Stüke . . , , BR A A AT 276 
BEER = 50°/, Stücke, Rest Nüsse . . N 1 7 
1. „ c/Alla = 300, Stücke, Rest Nüsse ; A 240 
Nuss ne Se es ER Re, > 320 
„ II e ® “ “ E [} . . ® . “ Ds . . 320 
Sale FREE RE RE u 
Ve ern eı EEE Re 
Feinkohlen ange BR BE se ie de ri 7 ee pe 260 
Hochofenkoks , RE RSENEg Be a NE EETTD 
Giessereikoks . , , r ee De x te 380 
Koksasche wc . Ra NER el . 140 
Brechkoks I/II ER TEEN N . 405 
= EL RE ADRIER 22363 
für Eier- und Vollbriketts aus Magerkohle,. , , ee. . 400 
für Eier- und Vollbriketts aus Halbfettkohlen , Re A 
2. Für die Gewerkschaft Zeche Nordstern im 
Aachener Steinkohlenrevier: M. 
Förderkohle A RR EEE Ge 
Gewaschene Nuss- und Kokskohle FOR car 398 
Grosskoks s . . . . . . . . .. 480 
Brechkoks I bis III . EEE ENTE 
Koksgrus . . ,, ee ee ETERTOR 


3. Niederschlesisches Kohlensyndikat G.m.b.H.: M. 
Briketts von Hans Heinrich und Wenzeslaus . 450 





ist einfach ein unhaltbarer Zu=: 


In dem Geist der. 


der 
von Steinkohlen und die in aller- . 





4. Sächsisches Steinkohlensyndikat G. m. ER 


#3: Oelsnitzer Werke Vereinsglück my 
rar, Gaspechstücke N En N IND % . 5 PER 2 2 : . 313,80 y 
Nussstücke REN Th see EN DR re Kr 308,49 ’ 
Waschwürfel I N ee ee ee BE Le 
» IH EINE Te og A wei, 311,10 = 7 
Waschknörpel I NT ee Re e De ER 309,90 4 
” I . . [} ® . A . f} 1} “ ® 4 WET 306,— 
Waschnuss I yo. sene FE rs a a Pa 304,50. 
Waschkları el AT A 300, 


Am 29. Dezember 1920 tagte der Reichskohlenver.- 
band in gemeinsamer Sitzung mit dem Grossen Ausschuss des 
Reichskohlenrates. Es standen im wesentlichen die 
Schon in der vorigen Sitzung gestellten Preiserhöhungs- 
anträge zur Beschlussfassung. £ 
- Zu Beginn der Beratungen erklärte der Vertreter des Re:chs- 
wirtschaftsministers, die Reichsregierung sei nicht in der Lage, 
ihre Stellung grundsätzlich zu ändern und jetzt eine generelle. 
Preisveränderung vorzunehmen, sie habe aber nichts dagegen, 
einzelne Veränderungen, eintreten zu lassen, so besonders für 
Sachsen und Bayern, wo die Preiserhöhung lokaler Natur sei, 
und ferner für Rheinland, Kassel und einige ostelbische Rand- 
. teviere, wo besondere Verhältnisse gegeben seien. Der Ver- 
treter, Staatssekretär Hirsch, führte zur Begründung aus, es 
werde nicht verkannt, dass die Lage des Bergbaues, insbeson- 
dere auch des rheinisch-westfälischen, nicht leicht sei. Es sei 
aber durchschlagend die allgemeine Wirtschaftslage. Es er- 
scheine der Augenblick zu einer Veränderung der Politik unge- 
eignet, weil auf dem gesamten. Weltmarkte der Absatz stocke, 
ein Zustand, der nicht verschlimmert werden dürfe, Wesentlich 
mitwirkend sei dann, dass erhofft werde, dass die im Gange he 
findlichen Verhandlungen in Brüssel uns vielleicht ermöglichten, 
in einer Form an ‘dem Preisabbau tellzunehmen. Hinzu komme 
schliesslich, dass auch mit Rücksicht auf Lohnbewegungen und 
die sonstige äussere Lage es nicht zweckmässig sei, Verände- 
Tungen vorzunehmen. . ee! EG 
Dieser Erklärung entsprechend. gestaltete sich das Ergebnis. 
der Sitzung. Es wurden erhöht:. 
1. die Preise des Sächsischen Steinkohlensyndikates um 13 M 
Rohkohlen, die anderen Sorten im Verhältnis zur Rohkohle; ; 
. die Pechkohlenpreise des Bayerischen Syndikates um 19 80 M. die Tonne; 


. die Brikettpreise des Rheinischen Braunkohlensyndi ates um 12 M. die 
Tonne; ; 


. die Preise der Kasseler Briketts um 18 M. die Tonne; 


. die Preise der Frankfurter Gruppe um 18 M. die Tonne Briketts, um 9M, 
die Tonne Rohbraunkohlen;; ; 


die Preise der Görlitzer Briketts um 9 M. die Tone, Te 


Die Preiserhöhungen gelten ab 1. ‚Januar 1921. Sie ver- 
stehen sich ausschliesslich Steuer und sind begründet zu 1, und 
2. durch Lohnerhöhungen, zu 3, durch Lohnerhöhungen und » 
Unterbilanz, zu 4. bis 6. durch Unterbilanz der Werke. 

Ueber diese Preiserhöhungen hinaus wurde beschlossen, zu 
erhöhen: E ge 
1. die Preise des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikates um 19,50M. die 

Tonne Fettförderkohlen, die anderen Sorten im bisherigen Verhältnis dazu; 
2. die Preise des Niedersächsischen Kohlensyndikates, ausser dem Steinkoh’en- 

werk Plötz, um 16,40 M. die Tonne F ettförderkohlen, die anderen Sorten 
im bisherigen Verhältnis dazu; “ % ; fe 
die Preise für Förderkohle der Preussischen Berginspektion Ibbenbüren 
ausserdem um 10. M. die Tonne; N n 
3, die Preise des Ostelbischen und Mitteldeutschen Braunkohlensyndikates, 


und zwar die Brikettpreise um 6 M. die Tonne, die Rohkohlenpreise um. 3 
2 M. die Tonne; ; 


#. die Rohkohlenpreise des Rheinischen Braunkohlensyndikates um 2 M, die a 


» die Tonne 
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Tonne; 
zu 2. bis 4. wegen Lohnerhöhungen, 


„ Diese letzten Beschlüsse wurden jedoch von dem Vertreter 
des Reichswirtschaftsministers aus den zu Anfang angeführten 
Gründen beanstandet. Sie sind daher nicht wirksam dk Sr 


Treuhandstellen. - Nach den Beschlüssen einer Besprechung - 
vom 9. November 1920 gelten folgende Bestimmungen 
über die Geschäftsführung und Berichterstat- 
tung der Treuhandstellen:- ö - 


1. Die Treuhandstelle stellt über die in ihrem Bereich er- 
wachsenden Verwaltungsausgaben € 








































wenn es nicht innerhalb vier Wochen 
nach der Einreichung des Haushaltsplanes ausgeübt ist. N Sr 

2. Alle sechs Monate, erstmals bis zum 15. Januar 1921, © 
sind dem Reichsarbeitsministerium durch die Reichsarbeitsge- 
meinschaft für den Bergbau Uebersichten einzureichen, die fol 
gende Angaben enthalten müssen: RETTEN 





























Nr. 2 


a) eingelaufene Mittel, 

b) verausgabte Mittel, 

€) Anzahl der Wohnungen, für welche Beihilfebescheide erteilt 
sind, Höhe der bewilligten Beträge, 

d) Anzahl der begonnenen Bauten, 

e) Uebersicht über den Fortschritt der Bautätigkeit, 

f) Anzahl der bezogenen Wohnungen, 

£) Angabe über besondere Vorkommnisse. (z. B. Personal- 
verhältnisse, Streiks usw.), 

h) besondere Erfahrungen (z. B. neue Bauweisen, ausserge- 
wöhnliche Ersparungen oder Ueberschreitungen bei der 
Bautätigkeit), 

j) beantragte Massnahmen oder Bestimmungen zur Durch- 
führung der Bergmannssiedlungen. 

Auf Verlangen des Reichsarbeitsministeriums ist auch ausser- 
halb dieser Termine jederzeit durch die Reichsarbeitsgemein- 
schaft für den Bergbau Auskunft über den Stand der Bauarbeiten 
zu geben. Die in Betracht kommenden Belege sind auf Ver- 
langen mit vorzulegen. 

3. Nach Schluss des Geschäftsjahres ist dem Reichsarbeits- 
ministerium durch die Reichsarbeitsgemeinschaft für den Berg- 
bau ein Abschluss über die Einnahmen und Ausgaben der Treu- 
handstellen des abgelaufenen Geschäftsiahres vorzulegen. 
Sozialpolitik 

Neuregelung der Sonderzulagen für Bergarbeiter. 
Reichs- und Staatskommissar Mehlich wird geschrieben: 

„Bei der Erneuerung des Ueberschichtenabkommens ist 
den Bergleuten bis zur besseren Versorgung mit Lebensmitteln, 
insbesondere mit Brot, u. a. eine Wurstzulage zugestanden 
worden. Das Brot ist inzwischen zweifellos besser geworden, 
auch sonst ist in der Lebensmittelversorgung eine gewisse Er- 
leichterung eingetreten. 

Ausser den Einkünften aus dem 5-Gold-Mark-Fonds, die 
restlos zur besseren Versorgung ider Bergarbeiter verwandt 
werden, hat das Reich noch erhebliche Beträge zur Ver- 
besserung der Lebenshaltung der Bergarbeiter aufgewendet, Die 
zun Verfügung. stehenden Mittel reichen jedoch nicht aus, um 
bei der eingetretenen Verteuerung der Lebensmittel die Sonder- 
zuweisungen in der früheren Höhe aufrechtzuerhalten. Allein 
durch die Ausgaben der Wurst in dem bisherigen Umfange ent- 
steht ein monatlicher Fehlbetrag von 50 bis 60 Millionen Mark. 

Um diesen Fehlbetrag wenigstens herabzumindern, musste 
vom 20. Dezember ab eine Neuregelung insofern eintreten, als 
die Lieferung von 150 Gramm Frischwurst wegfällt, auf die 
bisher schon von den Bergarbeitern kein erhebliches Gewicht 
gelegt wurde. Die Dauerwurst wird in der Menge von 350 
Gramm weitergeliefert, ebenso die 200 Gramm Förderprämien- 
speck und die Ueberschichtenleistungen; jedoch mussten aus dem 
erwähnten Grunde die Preise für Wurst, Speck und Schmalz um 
3 Mark erhöht werden. 

Bei dieser Neureglung bleibt noch ein erheblicher Betrag 
der aufzuwendenden Mittel ungedeckt. Ihrer Notwendigkeit wird 
sich auch die Bergarbeiterschaft nicht entziehen können, zumal 
die Reichsregierung versichert, nach wie vor ihr möglichstes 
zu tun, um die Bergarbeiterschaft durch Gewährung von 
Sonderzuweisungen und Bedarfsgegenständen in den Stand zu 
setzen, die Arbeitsleistungen zu vollbringen, die auf Grund des 

“ Spa-Abkommens und im Interesse des Wiederaufbaues unseres 
Wirtschaftslebens erforderlich sind.“ 


Knappschaftliches 


Hauptversammlung des Allgem. deutschen Knappschaitsver- 
bandes in Regensburg. Die „Bergarb.-Ztg.* berichtet: Vom 
13. Dezember ab tagte in Regensburg die Hauptversammlung des 
Allgem. deutschen Knappschaftsvereins. Aus allen Bergrevieren 
Deutschlands waren sowohl die Vertreter der Arbeitnehmer. wie 
Arbeitgeber erschienen, um zu der wichtigen Frage, welche auf 
der Tagesordnung stand, Stellung zu nehmen. Vor der. Haupt- 
versammlung hatte sich schon eine Kommission mit vorliegenden 
Entwürfen zur Schaffung eines Reichsknappschaftsgesetzes und 
Reichsknappschaftsvereins beschäftigt. Die Hauptversammlung 
war sich nach langer Debatte darüber einig, dass sowohl das 
Knappschaftsgesetz wie der Reichsknappschaftsverein baldigst 
ins: Leben gerufen werden. 

Den. Vorsitz der Verhandlungen führte Herr Geheimrat 
Dr.-Ingenieur Weidtman, der es in ausgezeichneter Weise ver- 
- stand, widerstrebende Interessen zu vereinigen und sie dahin 
zu lösen, dass einig dahin gestrebt wird, schnellstens die Vor- 
arbeiten zu erledigen und den Forderungen und Wünschen der 
Knappschaftsmitglieder gerecht zu werden. Eine Kommission 
aus je 7 Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer wurde 
bestimmt, um die noch strittigen Fragen. zu untersuchen und 
dann einen Bericht zu. geben, der in den Gesetzentwürfen Auf- 
nahme finden dürfte, 
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Die Arbeitnehmer fordern, dass im Reichsknappschafts- 
verein Steigerungssätze von 4-6 Mark gewährt werden, ferner 
eine Erziehungsbeihilfe für die Kinder der Invaliden, eine Alters- 
pension für die, welche mindestens 25- Jahre auf Bergwerken 
beschäftigt waren, bei einem Lebensalter von 50 Jahren. Auch 
wird Kindergeld für die Kinder dieser Alterspensions-Empfänger 
gefordert, dazu Witwenpension in erhöhtem Masse wie bisher 
und ausreichende Erziehungsbeihilfe, 

Nach den Berechnungen der in der Hauptversammlung an- 
wesenden Versicherungsmathematiker und deren beiläufiger Be- 
rechnung auf Grund des Anwartschafts-Deckungsverfahrens 
dürfte, wenn diese Forderungen im Reichsknappschaftsverein 
durchgeführt werden sollen, ein ungefährer Beitrag von monat- 
lich 100 Mark notwendig sein, wovon die Hälfte auf die Werke, 
die andere Hälfte auf den Arbeitnehmer entiiele, 

Besonders über diese Vermögensdeckung entspann sich 
eine längere Aussprache. Von verschiedenen Rednern, besonders 
dem Gewerkschaftssekretär Wissmann, wurde betont, dass in 
normaler Zeit ein solcher Beitrag kaum aufzubringen sei und 
deshalb ein anderes Deckungsverfahren gewählt werden müsse, 
Ferner wurde man sich auf dieser Tagung noch nicht einig über 
die Forderung auf Pensionierung nach einem gewissen Lebens- 
und Dienstalter., 

Da im Reichsknappschaftsverein sämtliche heute bestehen- 
den Knappschaftsvereine aufgehen würden und sie nur noch als 
Geschäftsträger des neuen Vereins fungieren, wurde von den 
anwesenden Knappschaftsdirektoren darauf gedrängt, den Be- 
zirksgruppen die Rechtsfähigkeit zuzugestehen. Auch über die 
Bildung der verschiedenen Bezirksgruppen, deren 12-20 in 
Deutschland bestehen sollen unter der Führung und Aufsicht 
des Re’chsknappschaftsvereins, herrschen noch Meinungsver- 
schiedenheiten. Jeder Knappschaftsverein, der über einige 
tausend Mitglieder verfügt, möchte als Bezirksgruppe weiter- 
bestehen bleiben, doch müssen bei .der Bildung des Reichs- 
knappschaftsvereins, darüber war sich die Hauptversammlung 
klar, alle Bestrebungen, die eine zu grosse Dezentralisation mit 
sich bringen würden, auf die Seite gestellt werden. 

Die Hauptversammlung war von 130 Delegierten beschickt, 
und da dieses Parlament sich über die strittigen Fragen doch 
schlecht einigen würde, schlug Herr Geheimrat Dr.-Ingenieur 
Weidtman vor, eine 14gliedrige Kommission zu wählen, pari- 
tätisch zusammengesetzt aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 
welche die Aufgaben, die noch zu erledigen sind, lösen soll. 
Diese Kommission wird die Vorschläge, die aus den Reihen der 
verschiedenen Knappschaftsvereine ihr zugesandt werden, zu 
prüfen haben und darüber entscheiden, ob es möglich ist, sie 
zu berücksichtigen. Jedenfalls wird die Vierzehner-Kommission 
im Februar 1921 wieder zusammentreten können, und steht dann 
zu erwarten, dass die vorliegenden Entwürfe zum Reichsknapp- 
Schaftsgesetz und Reichsknappschaitsverein vervollständigt 
werden, so dass sie reif sind, dem Reichstag zuzugehen. Auch 
die Angestellten werden in allernächster Zeit dazu Stellung 
nehmen und ihre Wünsche und Forderungen unterbreiten. Es 
steht zu hoffen, dass im Jahre 1921 der schon so lange ersehnte 
Reichsknappschaftsverein und das Reichsknappschaftsgesetz in 
Kraft tritt und damit ein Reformwerk geschaffen ist, auf welches 
das neue Deutschland stolz sein kann. 

Dem Herrn Geheimrat Dr.-Ingenieur Weidtman, der seine 
ganze Kraft in den Dienst dieses Reformwerkes gestellt hat, ist 
es besonders zu verdanken, wenn es baldigst vollendet wird. 

Am Schluss der Hauptversammlung wurde noch eine Er- 
klärung angenommen, die bezwecken soll, die Freizügigkeit der 
Saarbergarbeiter sowie der angrenzenden deutschen Bergreviere 
zu garantieren. Die Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

„Die unterzeichneten Organisationen fordern die Aufrechterhaltung der 
Freizügigkeit für die Mitglieder der Knappschaftsvereine des Saargebietes. Mit 
Rücksicht darauf, dass hierfür das Verbleiben der Knappschaftsvereine des Saar- 
gebietes im Rückversicherungsverband und im deutschen Knappschaftsverband 
die notwendige Voraussetzung: ist, erklären die Unterzeichneten im Auftrage 
ihrer Mitglieder, dass sie sich für weiteres Verbleiben im Rückversicherungs- 
verbande und im deutschen Knappschaftsverbande einsetzen. 

Nach Schaffung des Reichsknappschaftsvereins muss dieser in die Rechte 
und Pflichten des Rückversicherungsverbandes und des allgemeinen deutschen 
Knappschaftsverbandes den Saarknappschaftsvereinen gegenübertreten, falls 
ein Aufgehen dieser Vereine in den Reichsknappschaftsverein nicht möglich 
sein sollte. 

Die Einführung der Frankenwährung bei den Saarknappschaftsvereinen 
dürfte dem Verbleiben beim Rückversicherungsverbande nicht im Wege stehen. 
Für den Verband der Bergarbeiter Deutschlands: 

G. Wissmann. H. Reimann. 
Für den deutschen Metallarbeiterverband: Fritz Schäfer. 
Für den Gewerkverein christl. Bergarbeiter und christl, Metallarbeiter: 
M. Carius. A. Wegener.“ 


Es steht zu hoffen, dass die französische Regierung die 
Wünsche der Saarbergarbeiterschaft in dieser Beziehung be- 
rücksichtigt, denn auch die Direktion der Saarbergwerke wird 
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erkennen, dass ein Vertragsverhältnis, wenn nicht der direkte 
Anschluss an den Reichsknappschaftsverein möglich ist, grosse 


Beruhigung in den Kreisen der Bergarbeiter und knappschafts-. 


versicherten Hüttenarbeiter mit sich bringen werde. 

‚ Wir können nur dem Wunsche Ausdruck verleihen, dass die 
Arbeiten der Kommission dazu führen, dass sowohl die Forde- 
rungen der Bergarbeiter erfüllt werden, wie auch Rücksicht 
zu nehmen ist auf die Bedenken, welche von seiten der Knapp- 


schafts-Direktoren in der Hauptversammlung geltend gemacht 


wurden, 
Arbeitsgemeinschaften 


Die Wahlen zu den Kaliuntergruppen. Das Ergebnis der An- 
gestelltenwahlen zu den Kaliuntergruppen am 1, Dezember ist 
uns nun endlich zugegangen und wir veröffentlichen nachstehend 
das Stimmenverhältnis und die Zusammensetzung: 

Kaliuntergruppe Hannover. 
Liste I (G. d. A. und Gedag) 793 Stimmen 
Listell (AfA) 2». » 461 Stimmen 


Mitglieder: Stellvertreter: 
Wilhelm Offel Fuhrmann 
Hermann Gropp Alfred Bindseil 
Nettelmann Meyer 


Bernhard Vahle (AfA-Bund) Albert Busch (AfA-Bund) 
Adolf Cron (AfA-Bund) Hermann Ruhmer (AfA-Bund) 
Kaliuntergruppe Magdeburg. 
Liste I 561 Stimmen 
Liste Il 406 Stimmen 
Mitgliedelr: Stellvertreter: 
Ernst Kutz . Louis Fritsche 
Friedrich Henze August Sandau 
Paul Soblik Gödecke 
R., Wagner (AfA-Bund) Josef Alkämper (AfA-Bund) 
A. Kelle (AfA-Bund) Baudach (AfA-Bund) 
Kaliuntergruppe Eisenach. 
Liste I 276 Stimmen 
Liste II 224 Stimmen 


Mitglieder: . Stellvertreter; 
Will Höhne 
Harz (AfA-Bund) Bolze (AfA-Bund) 
Wegener Lösche 
W.Sommer (AfA-Bund) Riggers (AfA-Bund) 
Hildebrandt Sandau 
Kaliuntergruppe Halle. 
Liste I 300 Stimmen 
Liste I 75 Stimmen 
Mitglieder: Stellvertreterg 
Romeike Herm. Lüttich 
Kurt Laurig Adolf Schöne 
August Ohle Otto Sommerberg 
Jeier Heimeshoff 


Neumann (AfA-Bund) Stute (AfA-Bund) 
Kaliuntergruppe Nordhausen, 
Liste I 351 Stimmen 
Liste II 173 Stimmen 


Mitglieder: Stellvertreter: 
Georgi Ehrike 
Erfurth Kaempfer 
Kuck eBurg Pressler 


Wagn Röder 
Wörner (AfA-Bund) Arnold (AfA-Bund) 

Im ersten Augenblick mag es bei manchen den Eindruck 
erwecken, als ob der AfA-Bund bei den Wahlen ganz besonders 
schlecht abgeschnitten habe. Dem kann man nicht ganz zu- 
stimmen. Vor allen Dingen ist zu bedenken, dass der AfA-Bund 


im Kalibergbau fast nur technische Angestellte organisiert hat; 


die kaufmännischen Angestellten stehen zum grössten Teil den 
freigewerkschaftlichen Gedankengängen noch fern. Die Wahlen 
beweisen aber die von uns schon mehrfach besprochene Er- 
scheinung, dass die freigewerkschaftliche Organisation im Kali- 
bergbau, wie überhaupt im gesamten mitteldeutschen Bergbau, 
noch am schwächsten ist. Wir glauben jedoch als sicher an- 
nehmen zu dürfen, dass mit der besseren Organisierung unserer 
gewerkschaftlichen Arbeit im Bergbau und der sicher kommen- 
den klareren gewerkschaftlichen Erkenntnis unter den dortigen 
Angestellten das nächste Ergebnis besser sein wird. In keinem 
Bergbauzweig liegen die Verhältnisse so schlecht wie in der 
Kaliindustrie; nirgends führen die Arbeitgeber eine so masslose 
Sprache. In den übrigen Bergbaubezirken, wo sich der freige- 
werkschaftliche Gedanke unter den Angestellten bereits mehr 
durchgesetzt hat, hat sich auch die Lage der Angestellten merk- 


‚lich gebessert. 


Betriebsräte 


UVeberschichten zur Kohlenversorgung Minderbemittelter. 
Der „Bergarbeiter-Ztg.“ entnehmen wir: In einer Versammlung 
der . Betriebsräte aller. Organisationen des linksrheinischen 
Braunkohlenreviers nahmen diese zu der Frage Stellung, ob 
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An: Anbetracht des unkoheuken Minzeii% an Breinnaloält bei 
der minderbemittelten Bevölkerung Sonntagsschichten Ver- 
fahren werden sollten, die eine bessere Belieferung ermöglichen. 
Nach zweimonatigen Verhandlungen hat der Reichskommissar 
endlich seine Zustimmung erteilt, dass einmalig für den Monat 





Dezember die Förderungsmenge einer Sonntagsschicht für den 
genannten Zweck aus der Zwangsbewirtschaftung freigegeben 
. werden soll.:. Den Bergarbeitern und ihren Organisationen soll 


weitestgehendes Kontrollrecht - über die Verteilung gegeben 
werden. Mit dem Handel ist eine Vereinbarung erfolgt, dass 
er alle Briketts, die ab Lager geliefert werden, für die Dauer 
von vier Wochen zum Preise von 9 M. pro Zentner abgibt. 
In Köln erfolgt die Kontrolle auf Grund der Brotbücher. Mehr 
als drei Zentner wöchentlich ‘werden nicht abgegeben. Die 
geförderte Menge, die etwa 15000 Tonnen betragen wird, soll 
auf das ganze Wirtschaftsgebiet verteilt werden. Für Köln 
kommen etwa 8250 Tonnen in Frage. Der Redner des Abends, 
Gewerkschaftssekretär Kreibohm, bezeichnete die Lösung der 
ganzen Frage nicht als ideal, da die Freigabe auch für die Zu- 
kunft erfolgen, der Händlergewinn ausgeschlossen und die Kon- 
trolle durch die Bergarbeiter noch viel schärfer werden müsse. 
‚In der regen Aussprache kam zum Ausdruck, dass das 
Menschlichkeitswerk der Bergarbeiter auch andere Produ- 
zentenkreise (Landwirtschaft) zu gleichem Handeln veranlassen 
möge. Die Versammlung erklärte sich dann grundsätzlich be- 
reit, jeden Monat eine Sonntagsschicht zugunsten der minder- 
bemittelten Bevölkerung zu verfahren, falls der Reichskom- 
missar sich einverstanden erklärt, dass die geförderten Mengen 
dem genannten Zweck zugeführt werden. Die bereits geneh- 
migte Schicht ist schon verfahren worden. 


Gewerkschaftsarbeit 


Verbindlicherklärung des Holzmeistertariis. Der zwischen 
dem Arbeitgeberverband der deutschen Grubenholzindustrie im 
Verein deutscher Holzhändler „Grubenholzbörse“ E. V. in Essen 
und. der Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände, Ab- 
teilung Bergbau, am 30. Juli 1920 abgeschlossene Tarifvertrag 
zur Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen der Zechen- 
holzmeister ist, soweit sie nicht unter den Tarifvertrag für 
technische Angestellte der Zechen fallen, für das Gebiet der Re- 
gierungsbezirke Düsseldorf, Arnsberg und die Kreise. Reckling- 
hausen Stadt und Land, Buer, Coesfeld, Münster Stadt und 
Land, Beckum, Lüdinghausen und Warendorf gemäss $ 2 der 
Verordnung vom 23. Dezember 1918 (Reichsgesetzbl. S. 1456) 
für allgemeinverbindlich erklärt worden. Die allgemeine Ver- 
bindlichkeit beginnt mit dem 15. Oktober 1920. 


Zu den Tariiverhandlungen Oberlausitz. In der Sitzung der 
paritätischen Kommission zur Vorbereitung von Tarifverträgen 


und Gehaltsvereinbarungen am 23. Dezember 1920 in Görlitz 


wurde die Konstruktion einer vergleichenden Statistik der Be- 
züge der Angestellten in der Oberlausitz besprochen, Diese 
ist so aufgestelit, dass die Bezüge eines unverheirateten Be- 
amten von 25 Jahren, eines verheirateten Beamten von 30 
Jahten mit 5 Dienstjahren und eines verheirateten Beamten von 
35 Jahren mit 10 Dienstjahren und zwei Kindern angeführt 
werden. In diesen Aufstellungen werden die Gehaltssätze nebst 
Zulagen, Kindergeld und Deputate vollständig erfasst, sodass eine 
vergleichende Basis vorhanden ist. Sämtliche Anwesende, auch 
die Vertreter der Angestellten erklären sich mit der ‚Aufstellung 
einer solchen Statistik einverstanden. 

Es wurde beschlossen, nach Klärung der Senftenbärast Vers 


hältnisse, wo bekanntlich die Angestelltenorganisationen nach 


Ablehnung der Forderungen um Aufbesserung der Einkommen 


durch die Arbeitgeber das Arbeitsministerium angerufen haben, 
‚eine zweite Sitzung der paritätischen Kommission stattfinden 3 


zu lassen. Wir werden darüber berichten. 


Entlohnung der elsässischen und holländischen Bergärkielter! 
Nach der „Bergarbeiter-Zeitung“ beträgt im elsässischen Kali- 
bergbau nach dem im November 1920 abgeschlossenen Tarif- 
vertrag der Hauer-Durchschnittslohn 25 Fr, pro Schicht; davon 
erhalten die Lehrhauer 90 Proz., die Förderleute SO Proz. und 
die Schlepper 75 Proz. Nach dem heutigen Kursstand. unserer 
Mark steht der durchschnittliche Hauerlohn im dortigen Kali- | 
gebiet auf 125 M. 

Im holländischen Bergbau betrug im dritten Quartal 1920 
der Durchschnittslohn der Gesamtbelegschaft 7,23 Gulden pro® 
Schicht, das sind nach deutschem Geldwert rund 160 Mm 


Bücherschau u 


Der Siegeriänder Erzbergbau, von Bruno. Krae Volks 
wirt R. D. V., Essen, Verlag Deutsche Bergwerkszeitung, Gm. 
b. H., Essen, Preis 8M. — Die Schritt bezweckt, einen Ueber- 
blick über die Entwicklung, Lage und Bedeutung des Eisen- F 
erzbergbaues an der Sieg zu geben. 









































































LA 





Der techn 


IIBANRUERBUIIKDDERUREIIDDDAEHTIUNDAOBAEEELIRRDDDDDEBEBLIUDLLLEOB LADE LLBDAD AU DARKEDIIINIE 
Beilage zur D. T.Z. | 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 





Nummer 3 





Errichtungeines Stellennachweisesfür die 
Angestellten im Braunkohlenbergbau 


Diese Angelegenheit ist im „Technischen Grubenbeamten“ 
bereits mehrfach behandelt worden. Wir sind nunmehr in ‚der 
Lage, über die Abschlussverhandlungen zu berichten. Am 
30. Dezember 1920 tagte in Magdeburg eine gemeinsame 
Sitzung der von der GruppesBraunkohlenbergbau, Abteilung für 
Angestellte, der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau gewählten 
sechsgliedrigen Kommission mit den Vertretern des Landes- 
arbeitsamtes, für Sachsen-Anhalt, um die Richtlinien für den 
Stellennachweis im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau schrift- 
lich niederzulegen. Wie dies in ähnlichen Fällen oftmals ge- 
schieht, so versuchten auch hier die Arbeitgeber die obliga- 
torische Einführung eines Stellennachweises für den Braun- 
kohlenbergbau noch in letzter Minute zu verhindern. Erst nach 
der Erklärung des Direktors des Landesarbeitsamtes, dass der 
Stellennachweis auch ohne die Genehmigung der Arbeitgeber 
errichtet werden würde, gaben sie ihren Widerstand auf. 

Nunmehr wurden unter Berücksichtigung der von Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerseite vorgebrachten Wünsche Verein- 
barungen getroffen, und vom Direktor des Landesarbeitsamtes 
die Ausarbeitung von Richtlinien über einen Melde- und Be- 
nutzungszwang sowohl für Arbeitgeber als auch für Arbeit- 
nehmer zugesagt. Nach Fertigstellung sollte das Ganze der 
Gruppe Braunkohlenbergbau zur 2 ie vorgelegt 
werden. 

In ihrer Sitzung am 6. d. M, befasste "Sich die Arbeits- 
gemeinschaft, Abteilung ‚Angestellte, mit dieser Angelegenheit 
und stimmte folgenden Richtlinien über die Stellenvermittlung 
für Angestellte im Braunkohlenbergbau zu: 

1. Die Durchführung der Vermittlung von kaufmännischen 
und technischen Angestellten für den mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau untersteht einem paritätisch zusammengesetzten 
Fachausschuss bei dem Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt, der 
aus nr an den Tarifverträgen beteiligten Verbänden gebildet 
wir 

2. Der Fachausschuss hat zunächst die im Bezirke allge- 
mein 'zu verwendenden einheitlichen Vordrucke für die Ver- 
mittlung (Fragebogen) zu genehmigen. 

3. Das*Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt stellt in zu- 
reichender Anzahl die Fragebogen für die offenen Stellen den 
Arbeitgeberverbänden (zur Weiterleitung an die Betriebe) und 
“ die Fragebogen für Stellensuchende den Angestelltenverbänden 
(zur Abgabe an ihre’Mitglieder) zur Verfügung. Ausserdem 
halten die örtlichen Arbeitsnachweise und das Laudesarbeitsamt 
die Vordrucke vorrätig. 

4, Ein anfordernder Betrieb gibt den Bedarf für jede 
offene Stelle auf einem Vordruck dem zuständigen örtlichen 
Arbeitsnachweise auf. (Zwei Vordrucke erwünscht.) 

5, Ist dem örtlichen Arbeitsnachweise die Besetzung einer 
ihm 'angemeldeten offenen Stelle innerhalb ‘drei Tagen nicht 
möglich, gibt er den Vordruck unter Mitteilung der etwa schon 
dem Betriebe genannten Bewerber an das Landesarbeitsamt 
Sachsen-Anhalt weiter. 

6. Ein Stellensuchender reicht dem zuständigen Arbeits- 
nachweis drei gleichmässig ausgefüllte Vordrucke ein. 

7. Von den drei Vordrucken eines Stellensuchenden reicht 

der örtliche Arbeitsnachweis, ausser. wenn sofort eine Unter- 
bringung möglich ist, innerhalb 24 Stunden zwei dem Landes- 
arbeitsamt Sachsen-Anhalt weiter unter Mitteilung, welchem 
Betrieb etwa der Bewerber bereits genannt ist. 
* 8, Auch nach Abgabe der Vordrucke bleibt der Arbeitsnach- 
weis um Erledigung der Meldung bemüht. Jede dann noch ge- 
tätigte Vermittlung wird sofort drahtlich dem Landesarbeits- 
amt gemeldet. 


sche Grundenbeamie 







Berlin, den 91. Januar 1921 





‘beamten“.) Anscheinend sieht der D. H. V. durch 
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3. Jahrgang 


9. Die Ausgleichstätigkeit des Landesarbeitsamtes erstreckt 
sich auf den eigenen Bezirk und in Fühlung mit anderen 
Landesarbeitsämtern auf deren Gebiete. 

10. Eine mit Hilfe des Landesarbeitsamtes getätigte Ver- 
mittlung wird statistisch verwertet durch den Arbeitsnachweis, 
in dessen Bezirk die offene Stelle lag. 

11. Das Landesarbeitsamt ist verpflichtet, zu vom Fach- 
ausschuss festgesetzten Fristen den beteiligten Verbänden Tätig- 
keitsberichte zuzuleiten. 

Ueber die Einführung eines Melde- und Benutzungs- 
zwanges entspann sich eine lebhaite Debatte, in der die 
Arbeitgeber erklärten, dass sie einem Benutzungszwange unter 
keinen Umständen zustimmen könnten. Sie fanden auch diesmal, 
bezeichnenderweise, von den, Vertretern des „Gedag“ unter Füh- 
rung des Herrn Walz vom D.H. V., lebhafte Unterstützung. 
(Vgl. auch den Artikel in Nr. 38 des „Technischen Gruben- 
die Ein- 
führung des Melde- und Benutzungszwanges seine Felle be- 
reits fortschwimmen, weil dann sein eigener Stellennachweis im 
Braunkohlenbergbau überflüssig werden würde. Jedenfalls wäre 
es dann nicht mehr so leicht möglich, bei den einzelnen Werken 
vorzugsweise D.H.V.-Lälte unterzubringen, wie das be- 
kanntlich bisher öfters der Fall gewesen ist. Diese Herren 
machten sogar Miene, auch den Meldezwang zu Falle zu 
Bringen. Die Vertreter des AfA-Bundes kamen durch‘dieses 
Verhaltens des D. H. V. in eine kritische Lage und sie waren ge- 
zwungen, folgendes zu erklären: 


„Grundsätzlich ist an dem Benutzungszwange für die Stellen- 
vermittlung der Angestellten im Braunkohlenbergbau festzu- 
halten. Da wir aber die Schwierigkeiten, die sich bei einer 
sofortigen Einführung des Benutzungszwanges ergeben, ein- 
sehen, sind wir mit der vorläufigen Einführung des Melde- 
zwanges einverstanden, behalten uns aber vor, nach einem 
bestimmten Zeitraum, in dem Erfahrungen über die Arbeit des 
Stellennachweises und seine Auswirkung gesammelt worden 
sind, auf die Einführung des Benutzungszwanges zurückzu- 
kommen.“ 

Diese Erklärung der Vertreter des Afa-Bundes war durch 
das angestelltenfeindliche Verhalten des Vertreters des D. H. V. 
notwendig geworden, da andernfalls das ganze mühsam aufge- 
baute Werk noch in letzter Minute zum Scheitern gekommen 
wäre. 

Die Arbeitgeber stimmten der Einführung des Meldezwanges 
zu, und es wurden daraufhin nachstehende Richtlinien 
über die Benutzung des Stellennachweises für 
Angestellte desmitteldeutschen Braunkohlen- 
bergbaues getrofien, 

8 1. Die Benutzung der Angestelltenvermittlung, ist allen 
Braunkohlenwerken und allen Angestellten ohne Rücksicht auf 
ihre Verbandszugehörigkeit gestattet. 

$ 2. Die Mitglieder der an den Tarifverträgen beteiligten 
Arbeitgeberverbände sind verpflichtet, jeden Badarf an techni- 
schen und kaufmännischen Angestellten, soweit deren Arbeits- 
bedingungen durch die Tarifverträge geregelt sind, dem Arbeits- 
nachweis anzumelden und jede geschehene Einstellung anzu- 
zeigen, ohne Rücksicht darauf, ob die Einstellung durch Ver- 
mittlung des Arbeitsnachweises erfolgt ist oder nicht. 

$ 3. Die Miglieder der an den Tarifverträgen: beteiligten 
Angestellten-Verbände sind verpflichtet, dem’ Arbeitsnachweis zu 
melden, sobald eine von ihm bei dem Arbeitsnachweis einge- 
reichte Bewerbung hinfällig geworden ist. 

Damit der Stellennachweis über den gesamten Braunkohlen- 
bergbau Deutschlands ausgedehnt wird, sind bereits. Verhand- 
lungen mit allen zuständigen Landesarbeitsämtern . aufge- 
nommen worden. - Nach: Abschluss :dieser- Verhandlungen 
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werden wir an die in Frage kommenden 


baldmöglichst den Kali- und Erzberzbau dem Stellennachweis 


anzugliedern, um auch dort zu geordneten Verhältnissen in der 2 ER skelts tes Munsbrand> und grösseren Industrieformat 271,30 Mo 


Besetzung von offenen Stellen zu kommen. 

Zusammenfassend ist über die Errichtung des Stellernaehs 
weises: und die hierüber sepflogenen Verhandlungen zu b& 
merken, dass durch das Verhalten des Vertreters des D. H. V. 


das Zustandekommen eines Stellennachweises, der den Erwar- 


tungen sämtlicher Angestellten voll entspräche, verhindert 
worden ist, 


glaubt nämlich der D. H. V. noch weiterhin im trüben fischen 


zu können: — Im Interesse sämtlicher Angesteliten kann die 
Handlungsweise des D.H. V.-Vertreters gar nicht genügend ge- 
brandimarkt werden. Er hat wiederum einmal den Beweis er- 
bracht, dass der D. H. V. bei der Entscheidung über prinzipielle 


Fragen nicht auf seiten der Angestellten steht, sondern Arbeit- 


geberinteressen vertritt. 
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Wirtschaftsfragen 


Erweiterung des Stumm-Konzerns. Zwischen dem Essener 


Bergwerks-Konzern König Wilhelm und der zum Stumm-Kon- 


zern gehörenden Gewerkschaft Minister Achenbach ist es zu 
einenı Gemeinschaftsvertrag gekommen, der einen neuen Weg 
zeigt, wie die Hindernisse überwunden werden, die der Angliede- 
rung eines Unternehmens an das andere entgegenstehen. Der 
Gemeinschaftsvertrag hat im wesentlichen folgenden Inhalt: 
Achenbach garantiert den Aktionären von König Wilhelm 


für die 25jährige Vertragsdauer eine Mindestdividende von 


25 Prozent für die Aktie und 20 Prozent für die Vorzugsaktie; 
der Melhirzewinn nach angemessenen Abschreibungen und Rück- 
stellungen wird an die König-Wilhelm-Aktionäre voll verteilt, 
Achenbach ist unter Bürgschaft der Gebrüder Stumm G.m.b.H. 


verpflichtet, König Wilhelm alle für Betriebserweiterungen not-. 


wendisgen Mittel als Darlehen tunkündbar zur Verfügung zu 
stellen. Neuanlagen werden Eigentum von König Wilhelm. 
Achenbach verpflichtet sich, nach Ablauf von zehn Jahren das 
gesamte Vermögen von König Wilhelm nach dem jeweiligen 
Stande vom 1. Januar 1931 bis 31. Dezember 1945 zu einem 
Preise zu übernehmen, der in dem 25fachen Betrage der in den 


letzten fünf Jahren vor der Uebertragung gezahlten Durch- 


Schnittsdividende besteht, mindestens aber in einem Betrage, 
der die Ausschüttung von 6009 M. für iede Aktie und 7250 M. 
für en Vorzugsaktie ermöglicht. Voraüssetzung hierfür ist, 
dass die Generalversammjung von König Wilhelm einen: solchen 
Beschiass mit Dreiviertelmehrheit fasst. Das dürfte allerdings 
gegen den Willen von Stumm. nicht möglich sein. Dafür darf 
aber auch, jeder einzelne Aktionär nach Ablauf von zehn Jahren 
die Abnahme seiner Aktien unter den gleichen Bedingungen ver- 
langen... König Wilhelm bleibt in Geschäftsform und ÖOrgani- 
sation unverändert. Zwei Stumm-Mitglieder — Generaldirektor 
und Bergassessor Karl Haarmann-Brambauer und General- 
direktor Theodor Müller-Neunkirchen — werden in den Aufsichts- 
rat von König Wilhelm gewählt. Diese beiden Herren haben — 
darin liegt der neue Konstruktionsgedanke >- ein Vetorecht bei 
solchen Aufsichtsratsbeschlüssen, die Eigentum, Zweckverände- 
rungen usw. der Gesellschaft betreffen. Für Massnahmen oder 
Unterlassungen, die durch diese beiden Aufsichtsratsmitglieder 
verschuldet werden und der Gesellschaft nachweislich Verluste 
bringen; haften Gebrüder Stumm G. m. b. H 


Die Ruhrkohleniörderung im Dezember 1920. 
vorläufigen täglichen Anschreibungen stelit sich die Kohlen- 
förderung des Ruhrreviers (einschliesslich der linksrheinischen 
Zechen) im Monat Dezember in 25'/, Arbeitstagen auf 7,99 
Mill. Tonnen. Da sich die vorläufige Schätzung erfahrungs- 
gemäss bei der endgültigen Feststellung allgemein um 200.000 t 
erhöht, so wäre mit einer Förderung von etwa 8,2 Mill. Tonnen 
oder arbeitstäglich mit etwa 324750 t zu rechnen. Im Monat 
November war in 24% Arbeitstagen eine Gesamtiörderung von 
8031711 t zu verzeichnen oder eine arbeitstärliche Förderung 
von 331 205 t. 


Neue Preiserhöhung für Stein- und Braunkohlen, Auf Grund 
der am 29. Dezember 1920 gefassten Beschlüsse des Reichs- 
kohlenverbandes gelten ab’ 1. Januar 1921 folgende Brenn- 
stoifverkaufspreise je Tonne einschliesslich Kohlen- 


"und. Umsatzsteuer: 
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 Arbeitgeber- . 
verbände herantreten. Weiterhin wird es unser Bestreben sein, 


Durch die Auslassung des Benutzungszwanges 
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Delsnitzer Werke, 
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Vollversammlung des Metallwirtschaitsbundes vom 17, 
zember .1920. Eingeladen werden stets alie ordentlichen und 
stellyeriretenden Mitglieder . des Metallwirtschaftsbundes. 
Stimmberechtigt ist jeweils das ordentliche Mitglied oder dessen 
korporativ bestimmter Stelivertreter, letzterer nur in Abwesen- 
heit des ordentlichen Mitgliedes, Im Falle, dass Sachverstän- 
dige oder Spezialinteressenten, nämlich solche, über deren An- 
träge verhandelt werden soll, ausdrücklich, und zwar nur im 
Einvernehmen mit den Verbänden eingeladen werden,- haben 
diese Diskussionsrecht, jedoch kein Stimmrecht. Darüber hin- 
aus soli die Geschäftsleitung berechtigt sein, auf jeweiligen be- 
sonderen Antrag interessierter Firmen bis zu einem Höchstmass 
von 30 Firmen einzuladen, welche aisdann berechtist sind, 
einen Vertreter zu enisenden. 

In der Vollversammlung des Metallwirtschaftsbundes am 
17. Dezember wurde beschlossen: 


„Die bisherigen Beschlüsse des M: W. B. für die 
bieiben für Januar und Februar 1921 bestehen. 


De- 


Ausfuhr 


Entsprechend den Beschlüssen des M, W. B. vom 26, August. 


1920 wird bestimmt, dass 50 Prozent der am 15. Dezember 1020 
bei den Firmen vorhandenen Zinkzünderlegierung, Aluminium- 
iegierung und Aluminiumabfälle unter den am 8. Juli 1920 Test- 
gesetzten Bedingungen zur Ausfuhr freigegeben werden. 

Die Ausfuhr von Hartzink wird in Höhe von 50 Prozent der 
jeweiligen Produktion ab 1. Dezember d. J. rückwirkend se- 
stattet unter der Voraussetzung, dass die Hartzinkhersteiler sich 
Bereit erklären, zu paritätisch gleichen Preisen (Frachtbasis 
Herstellungsöort) den Bedarf an Hartzink innerhalb Deutschlands 
zu decken. Es wird bestimmt, falls vom Ausland nennenswerte 
billigere Offerten vorliegen, der Einfuhr von Hartzink bis zur 
nächsten Sitzung keine Schwierigkeiten zu machen. Vom Me- 
tallwirtschaftsbund werden die Bestände vom 1. Dezember auf- 
genommen und die Einbehaltung derselben in Deutschland von 
iım kontrolliert. 


An Remeltedzink werden 33'/s Prozent der am 15.. De- 
zember 1920 bei Produzenten und Händlern vorhandenen Be- 
stände zur Ausfuhr zugelassen. Die Genehmigung zur Ausfuhr 
wird jedoch davon abhängig gemacht, dass der Nachweis er- 
bracht wird, dass die am 15. Dezember 1929 vorhandenen Be- 
stände bei der im November 1920 vorgenommenen Bestands- 
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erhebung nicht verschwiegen wurden. Bei einem Wechsel der 
Eigentümer in der Zeit zwischen Besfandei itfnahme und dem 
Stichtag (15. Dezember 1920) ist die Identität vom neuen E igen- 
tümer nachzuweisen, 

Nur insoweit «ls Bestände vorhanden waren, die mangels 
Keuntnis des Lagerortes vom M. W. B. nicht erfragt wurden und 
aus diesem Grunde nicht gemeldet sind, sollen dem Eigentümer 
als unter dem 15. Dezember 1920 angerechnet werden. 

Die Ausfuhr von Kupiervitriol wird bis auf weiteres ver- 
boten. Ueber Anträge auf Verlängerung abgeilaufener Ausfuhr- 
bewilligungen für Kupiervitriol entscheidet die Vollversammlung. 
Hierbei ist ausschlaggebend, ob trotz verlängerter Ausfuhr- 
gsenehmigung die deutsche Landwirtschaft ausreichend beliefert 
werden kanı. 

Bei Ausfuhr von mindestens 50 Tonnen Zinkasche muss wie 
bisher der gleiche Inhalt an Zink in Form von Rohblende einge- 
führt werden. Bei kleineren Mengen darf an Stelle des Inhaltes 
an Zink eine gleiche Menge eines anderen für Deutschland not- 
wendigen Metalles in Form von Rohmetali oder. Erz eingeführt 
werden. 2 

Für auf hüttenmännischem Wege aus Altinaterial, 
Krätzen und Hartblei gewonnenes Weichblei werden 
nächsten zwei Monate 50 Prozent der 
ireigegeben. 


Elektrische Gruben lokonmiotiven im Steinkohlenbergbau, 
Nach einer vom. Dampikessel-Ueberwachungsverein der Zechen 
im Oberbergamisbezirk Dortmund bei all en Steinkohlengruben 
dieses Bezirks veranstalteten Umfrage ergibt sich, wie die Zeit- 
schriit „Glückauf” mitteilt, über den Anteil der verschiedenen 
Arten von Grubenlokomotiven an der Kohlenförderunz unter 
Tage das Bild der folgenden Zahlentafel: 


Äschen, 
für die 
Produktion zur Ausfuhr 


RE Mittiere Be- 
1 ına . \ 
Be- & triebskosten 


o „x insges, einer Loko- für 1 Nutz- 

Artder = re motive  tonneukiliomtr, 
Lokomotiven N To tonaen- Nutztonnen- 1919 19i4 

kilomtr, kllemeter (in Pf.) 

Elektrische mit Fahrdraht 681 26 748 979 77386717 87840 45,20 - 10,40 
= „ Akkumulator, 55 1326006 23743053 68058 96,60 15,20 
Druckluft-Lokomstiven 624 14983 6239 27755770 44482 79,36 1695 
Benzol-Lokomotiven 721 13826 243 25038 499 31954 84,27 19,67 





Zusammen 2281 56884852 131 923.039 _ = ni 


Die Zahl der elektrischen Grubenlokomotiven ist also erheb- 
lich grösser als die der beiden anderen Arten, der Druckluft- und 
Benzollokomotiven; die gesamten durch die elektrischen 
Grubenlokömotiven geförderten Nutzleistungen sind aber sogar 
wesentlich grösser als die aller anderen Lokomotivarten zu- 
sammengenommen. Die durchschnittlichen Einzelleistungen der 
elektrischen Grubenlokomotiven sind eben um etwa 175 bezw. 
um 100 v. H. grösser als die der Druckluit- und Benzollokomo- 
tiven, so dass die elektrische Kohlenförderung unter Tage die 
weitaus vorherrschende ist, und das mit Recht, denn hinsichtlich 
der Betriebskosten stehen wenigstens die elektrischen Gruben- 
lokomotiven mit Fahrdraht um fast 50 v. H. günstiger als die 
anderen, 


Die Koblenwirtschaft Grossbritansiens hat auch stark unter 
dem Kriege gelitten, obgleich die britischen Bergleute unver- 
eleichlich besser ernährt wurden wie ihre deutschen Kameraden. 
Auch nach dem Kriege bleibt die Förderzifier ganz bedeutend 
hinter der von 1913 zurück, wonach sich auch die Ausfuhr und 


die Abgabe von Bunkerköhle (Dampfschifikohle) richten muss. 
„Ian Millionen ‚Tonnen betrugen: 

1913 1914 1915 1916 1917 1918 1919 

Förderung . 287,41 265,64 253,18 256,35 248,47 227,11 229,00 

Ausfuhr, . .. 73,40 5904 4354 38,35 37,80 3417 38,47 

Bunkerkohle . 21,03 1854 13,63 12,99 10,23 8,76 12,092 


Für 1920 rechnet man mit einer Förderung von 243 Millio- 
nen Tonnen. Diese bedeutende Minderförderung bei grösserer 
Belegschaft ist auch eine Folge des Krieges. 


Amerikanische Kohle in Europa. Die „Bergarbeiter-Ztg.“ 
Schreibt; Aus Paris "kommt die Nachricht, dass nun 
amerikanische Kohle in grossen ‚Mengen, angeblich monat- 
ich 700 000 Tonnen, nach Fran} kreich komme. Der Preis 
sol sich auf 16 Dollar cif. Bordeaux stellen, . gegen 
32 Dollar im Herbst d. J. Dies wären etwa 1100 Mark nach 
unserer gegenwärtigen Valuta (70 M. der Dollar, gegen 4,20 M. 
vor dem Krieget),. Ferner soll das amtliche französische 
Kohlenbureau dem englischen Kohlenamt mitgeteilt haben, der 
Preis von 80 Schilling (englischer Exportpreis) könne seitens 
Frankreichs nicht mehr gezahlt werden, worauf der Preis auf 
57 Schilling ermässigt worden sei. Das wären immerhin noch 
etwa 700 M. nach dem gegenwärtigen Valutastand, Selbst ein 
Kohlenpreis von 80 Schilling (etwa 980 M.) wäre noch 'erheb- 
lich niedriger als der genannte amerikanische Kohlenpreis. Aus 
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der Meldung geht Ahärdinds nicht hervor, ob der englische 


Kohlenpreis ab englischer Hafen oder einschliesslich “der 
Schiffsfracht zu verstehen ist. Jedenfalls: ist die starke Zufuhr 
amerikanischer Kohle nach Europa eine beachtliche Tatsache. 
Holland empfing im Oktober 420 627 Tonnen aus Amerika, gegen 
147 263 Tonnen im September. Die Schweiz erhält monatlich 
über 100 000 Tonnen amerikanischer Kohle. Wir erleben so das 
Schauspiel, dass deutsche Kohle, für die Entente, den Rhein 
abwärts nach Rotterdam oder Antwerpen transportiert wird 
und auf diesem Wege den amerikanischen Kohlentransporten 
begegnet, die rheinaufwärts an die Schweiz geliefert werden! 
Die Kohlenförderung in den..Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika ist zurzeit höher als je zuvor. Sie betrug 1919 nur 
rund 544,26 Millionen Tonnen (86,2 Anthrazit, 458 Weichkohle), 
1918. waren es 678,21 Millionen, Tonnen, 1917 rund 651,4, 1913 


rund 570 Millionen Tonnen. .Der Ausfall in 1919 wurde durch _ n 


die Streiks verursacht. Nordamerika hat also während des 
Krieges eine enorme Zunahme der Kohlenförderung gehabt. 


Seine überseeische Kohlenausfuhr betrug im 1.- Halbiahr 1920 


bereits 12 Millionen Tonnen, gegen 16,4 im ganzen Jahre 1919. 
Die Schiffsfrachten sind stark gefallen, ‘so dass sie nun pro 
Tonne bis Rotterdam, Antwerpen und den französischen atlan- 
tischen Häfen nur noch 9,50 bis 10 Dollar betragen. 


Knappschaftliches 


Zur Reform des Reichsknappschaitsgesetzes. Vor uns liegt 
nın das Produkt der Verhandlungen, die die dazu bestimmte 
Kommission in Regensburg gepflogen hat. Auf den Inhalt des 
Entwurfs hier einzugehen, erübrigt sich dadurch, dass wir allen. 
im Bergbau tätigen Kollegen Gelegenheit geben. wollen, dazu 
Stellung zu nehmen. Zu diesem Zwecke finden in allen Berg- 
baurevieren Deutschlands in der nächsten Zeit Versammlungen 
statt, in denen ein mit der Angelegenheit vertrauter Kollege refe- 
rieren wird. Wir bitten alle Kollegen, für guten Besuch dieser 
Versammlungen Sorge zu tragen, damit wir die neuen Verhand- 
Jungen in Berlin mit der Meinung unserer im Beruf stehenden 
Kollegen befruchten können. 


Ein Vorschlag zur Linderung der Not der Knappschafts- 
rentner- Die vier Bergarbeiterorganisationen haben am 30. De- 
zember 1920 an das Reichswirtschaftsministerium eine Eingabe 
um Erhebung einer Ausfuhrabgabe für Kali und deren Verwen= 
dung zu sozialpolitischen Zwecken, besonders zur Linderung der 
Notlagg der Knappschaftsrentner gerichtet. Die Eingabe ist wie 
folgt begründet: 


„Die Ausfuhr von Kali ist eine enorme, und wäre es an- 
gebracht, dass bei den heutigen hohen Preisen, die vom Aus- 
land, gemessen an unserem Valutastand, gezahit werden, eine 
Ausfuhrabgabe erhoben wird. 


Der Gesamt-Kaliabsatz allein für die Landwirtschaft im 
Auslande betrug im Jahre 1919 1681186 dz Reinkali. Für 
Industriezwecke wurden 68512 dz Reinkali ausgeführt, Diese 

. Menge überstieg erheblich die Ausfuhrmenge des ‘Vorjahres 
und ist im Jahre 1920 eine weitere Steigerung eingetreten. 
Es steht zu erwarten, dass der Kaliabsatz sich im Jahre 1921 
noch günstiger gestaltet. 


‘Der Gesamt-Absatz an Reinkali betrug im Jahre 1919 


8120624 dz. Bei Erhebung einer Ausfuhrabgabe, die man 
nicht zu niedrig setzen dürfte, würden bedeutende Mittel frei 
werden, die dazu dienen müssten, die Notlage der Knapp- 
schaftsrentner zu mildern, da die bisher von den Kaliwerks- 
besitzern gewährten Zulagen nicht ausreichen, die Knapp- 
schaftsinvaliden, -Witwen und’ Waisen vor der Äussersten 
Not zu schützen. Würden die Mittel, die sich aus den Aus- 
fuhrabgaben ergeben, noch zu weiteren sozialpolitischen 
Zwecken reichen, so könnten sie auch für Arbeiterwohnungen 
und Erholungsstätten verwendet werden.“ 


Dem Reichskohlenrat und dem Reichsarbeitsministerium 


ist die Eingabe gleichfalls zugegangen mit dem Ersuchen, die- 


selbe in Anbetracht der Notlage der Knappschaftsrentner zu 
unterstützen. 


Arbeitsgemeinschaften 


Richtlinien für die Einstellung von Arbeitnehmern im Me- 
tallerzbergbau. In der Sitzung der Kommission der Arbeits- 
gemeinschaft Metallerzbergbau vom 11. Dezember 1920, die 
sich mit der Aufstellung von Richtlinien für die Einstellung von 
Arbeitnehmern in den Betrieb gemäss $ 78 Ziffer 8und $ 81 des 
Betriebsrätegesetzes zu befassen hatte, wurden folgende Richt- 
a vereinbart: 


. Massgebend für die Einstellung von Arbeitern und Ange- 
stellten sind 
a) vor allem anderen der Bedarf des Werkes unter Be- 
rücksichtigung des Beschäftigungsgrades; 


b) die körperliche und berufliche Fignung des. Einzu- 
:  stellenden für die zu besetzende Stelle. 
..2. Der Familienstand und der bisherige Wohnsitz des einzu- 
- stellenden Arbeiters und Angestellten darf nicht ent-_ 
scheidend sein. Bei sonst gleicher Eignung sind: orts- 
ansässige Arbeiter und Angestellte und solche mit unter- 
haltsbedürftigen Angehörigen zu bevorzugen. 
3. Die Einstellung des Arbeitnehmers darf nicht von seiner 
politischen, militärischen, konfessionellen oder gewerk- 


schaftlichen Betätigung, von der Zugehörigkeit oder Nicht- 


zugehörigkeit zu einenı politischen, koniessionellen oder 
beruflichen Verein oder einem militärischen . Verband ab- 
hängig gemacht werden. 

4. Die Einstellung darf nicht von der Zugehörigkeit zu einem 
bestimmten Geschlecht abhängig gemacht werden, vor- 
behaltlich der gesetzlichen und bergpolizeilichen gesum: 
mungen. 

5. Die Einstellung von- -Kriegsbeschädigten erfolgt RN Be- 
rücksichtigung der einschlägigen gesetzlichen‘ und behörd- 
lichen Bestimmungen. 

6. Von jeder erfolgten Neueinstellung ist dem Arbeiter- oder 
Angestelltenrat innerhalb 8 Tagen Mitteilung zu machen; 
Verlegungen gelten nicht "als Neueinstellung. 

7. Einstellungen, die auf einer gesetzlichen, tarifvertraglichen 

; oder durch Schiedsspruch eines Schlichtungsausschusses 

oder einer vereinbärten Einigungs- oder Schiedsstelle auf- 
. „erlegten Verpflichtung beruhen, gehen den Richtlinien ‚in 
' jedem Falle vor. 

8. Bei einem Verstoss gegen diese Richtlinien finden die Be- 

stimmungen der $$ 82 und 83 des Betriebsrätegesetzes 

Anwendung. 

Durch diese Richtlinien wird die gleichzeitige Verpilich- 

tung des Arbeitgebers aus” $ 74 des‘ etriebsrätegesetzes 

nicht berührt. 


Richtlinien für die Einstellung von Angestellten im mittel. 
deutschen Braunkohlenrevier. Am 6. Januar 1921 fand in Halle 
eine Sitzung der von der Arbeitsgemeinschaft Braunkohlenberg- 
bau, Abteilung für Angestellte, gewählten zwölfgliedrigen Kom- 


wo 


mission statt, um Richtlinien für die Einstellung von Angestell- 


ten gemäss $ 78 des Betriebsrätegesetzes zu vereinbaren. Die 
Beratungen hatten folgendes Ergebnis: z 


Gemäss $ 78 Ziffer 8, $$ 81 bis 83 des Betriehkrätegkseies 4 
‚sind heute in der laut Beschluss des Abteilungsausschus- 
ses für "Angestellte der Gruppe Braunkohlenbergbau vom 3.De- 
zember 1920 eingesetzten Kommission die nachstehenden Richt- 
“Jinien über die Einstellung von Angestellten für 
die Reviere Anhalt, Bitterfeld, Borna, Cassel, Halle und Magde- 
burg vereinbart worden, zu deren gewissenhaftester Innehal- 
‚tung, sich die in Betracht kommenden Verbände verpflichten. 

1. Die nachstehenden Richtlinien erstrecken sich auf alle 
Angestellten im Sinne des $ 12 des Betriebsrätegesetzes. 

$ 2. Grundsätzlich ist vor jeder Neueinstellung von der 
‚ Werksleitung zu prüfen, ob nicht der zu besetzende Posten von 
“ einem bereits im Betriebe beschäftigten Angestellten, der über 
die nötige Befähigung und Eignung verfügt, für den die Ver- 
setzung aber eine wirtschaftliche oder soziale Besserstellung 
bedeuten würde, ausgefüllt werden kann. Ergibt sich diese 
Möglichkeit, so ist im gleicher Weise bei der Besetzung 
des hierdurch frei werdenden Postens zu verfahren. bis eine Be- 
setzung durch Kräfte des eigenen Betriebes ausgeschlossen ist. 
Eine Versetzung gilt nicht als Neueinstellung. 

3. Die Auswahl der Einzustellenden hat. sofern hiche? in 
den nachstehenden Richtlinien etwas anderes bestimmt wird, 
grundsätzlich nur unter Berücksichtigung der Leistungsfähig- 


“keit und der Tüchtigkeit des Einzelnen zu erfolgen. Insbeson- 
dere darf die Einstellung nicht von der politischen, militärischen, - 


konfessionellen oder gewerkschaftlichen Betätigung des Einzu- 
stellenden oder von einer Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig- 


keit zu einem bestimmten Geschlecht, einem politischen, kon- 


fessionellen oder beruflichen Verein oder einem militärischen 
Verbande oder von der Nichtüberschreitung einer bestimmten 
Altersgrenze abhängig gemacht werden. E: 

Der Familienstand und der bisherige Wohnsitz des. Anzu- $- 
‚stellenden darf nicht entscheidend sein. 


Zur Erzielung von Ersparnissen dürfen bet en Einstel- 


lung jüngere Arbeitskräfte zum Schaden älterer nicht bevor 
zugt werden. 

8 4. Bei der Einstellung von "Lehrlingen ist davon auszu- 
gehen, dass nicht durch eine zu grosse Zahl die Erreichung des 
Lehrzieles zu sehr beeinträchtigt wird. Im übrigen gelten für 
die Einstellung von Lehrlingen die in den einzelnen Tarifver- 3 
trägen des Bergbaus vereinbarten Bedingungen. u\ 

5. Grundsätzlich unstatthaft ist die Einstellung von kur | 


ländern, sofern deren Staaten durch Erlass von. Einwanderungs- + 


‚verboten die Einstellung ‚deutscher Angestellter “unmöglich if 
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machen. Keine Ausländer im Sinne dieser Richtlinien sind 
solche deutschstämmigen Personen, welche vor. dem: Friedens- 
Schluss in den vom Deutschen Reich abgetretenen Gebieten 
heimatberechtigt waren und das deutsche Staatsbürgerrecht 
besassen. ns u 

Ferner ist unstatthaft die Einstellung von Angehörigen an- 
derer Berufe, die die Beschäftigung nur als Nebenerwerb aus- 
üben wollen. Ausgeschlossen sind auch Anstellungen zur Probe, 
sowie zur vorübergehenden Aushilfe, beide, insoweit sie zu un- 
günstigeren als den tariflichen Bedingungen vorgenommen wer- 
den sollen. 

8 6. Die Einstellung von Schwerbeschädigten erfolgt unter 
Berücksichtigung der einschlägigen gesetzlichen und behörd- 
lichen Bestimmungen. 

$ 7. In allen Fällen, in denen zufolge von Betriebserweite- 
rungen die Einstellung einer grösseren Zahl von Angestellten 
erforderlich sein sollte, wird sich der‘Arbeitgeber gemäss den 
Bestimmungen des $ 74 des Betriebsrätegesetzes unverzüglich, 
nachdem er den Beschluss der Betriebserweiterung gefasst hat, 
mit dem Angestelltenrat in Verbindung setzen. Sofern hierbei 
nicht besondere Vereinbarungen getroffen werden, sollen auch 
- Een Fällen diese Richtlinien sinngemäss: Anwendung 

n. 

$ 8..Um dem Angestelltenrat die Ueberwachung der Durch- 
führung dieser Richtlinien und die Innehaltung der im $ 82 des 
Betriebsrätegesetzes vorgesehenen Frist zu ermöglichen, ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, dem Angestelltenrat innerhalb von 
fünf Arbeitstagen nach Vertragsabschluss von ieder erfolgten 
Anstellung unter Bekanntgabe der Personalien. der Stellung im 
Betriebe und.der tariflichen Bedingungen Kenntnis zu geben, 


Lebensmittelzuwendungen für veriahrene Ueberschichten im 
Braunkohlenbergbau. In der Sitzung des Ausschusses der Gruppe 
Braunkohlenbergbau der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau am 
3. Dezember 1920 teilte die Geschäftsleitung mit, dass’im Braun- 
kohlenbergbau durch den Kohlenaufpreis bisher über 40 Millionen 
Mark aufgebracht worden seien. Diese Mittel waren ursprüng- 
lich zur Beschaffung von Lebensmitteln für Bergarbeiter über 
die rationierten Mengen hinaus gedacht. Bis jetzt seien in den 
Braunkohlengebieten aber nur Lebensmittelmengen im Werte 
von 4 Millionen 108000 Mark geliefert worden; wo das. übrige 
Geld geblieben sei, entziehe sich der Kenntnis der Geschäfts- 
leitung. Der Gruppenausschuss: beschloss daraufhin. an das 
Reichsarbeits- und Reichswirtschaftsministerium mit der Bitte 
um Aufschluss über den Verbleib der Gelder heranzutreten. 
Gleichzeitig ‚wurde das Ersuchen gestellt, die Verwaltung der 
Gelder sowie die Beschaffung der Lebensmittel einer Körper- 
schaft, ähnlich der Treuhandgesellschaft bei dem Bergmanns- 
siedlungswesen, zu übertragen, wodurch die Verwendung dieser 
Gelder zur Besserung der Lebensbedingungen der Bergarbeiter 
in den Bezirken, in denen sie aufgebracht worden sind, gewähr- 
leistet wird. Sollte den Wünschen der . Arbeitsgemeinschaft 
nicht entsprochen werden können, dann müsse der Kohlenauf- 
preis fallen gelassen werden.. Weiterhin wurden die beiden Mi- 
nisterien gebeten, einen Teil des aus dem Spa-Abkommen ent- 
springenden 5-Gold-Mark-Fonds zur Verbilligung der Artikel für 
Lebensbedürfnisse (Lebensmittel, Textilwaren, Schuh- und Le- 
derwaren) der Braunkohlen-Bergleute aufzuwenden. 

Zur Regelung dieser Angelegenheit fand am 5. Januar 1921 
eine Besprechung mit den Ministerien statt, wobei sich ergab, 
dass an Zuwendungen aus dem 5-Gold-Mark-Fonds an Braun- 
kohlen-Bergarbeiter nicht gedacht werden könne, da diese Gel- 
der vertragsmässig nur für die Bergleute der Steinkohlengruben 
verwendet werden dürfen. Ueber die Verwendung der sich er- 
gebenden Mittel aus dem Aufpreise für Braunkohlen sei seiner- 
zeit festgelegt worden, dass diese nur den -Schwer- und 
Schwerstarbeitern im Braunkohlenbergbau. bei Verfahren von 
Ueberschichten zum Zwecke der Mehrförderung zugute kommen 
sollten. Der Begriff Schwer- und Schwerstarbeiter sei während 
des Krieges festgelegt und auch auf die Braunkohlen-Bergleute 
ausgedehnt. worden. Da aber das Dreischichtensystem, das 
überall bestehe, ein Verfahren von Ueberschichten im Braun- 
kohlenbergbau untunlich erscheinen lasse und die Sonntage zu 
grösseren Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten benutzt wür- 
den, müsse eine Definition für den Begriff Mehrleistung! gefunden 
werden. Die Sonntagsreparaturarbeiten könnten ‘als Ueber- 
schichten im Sinne des Abkommens angesprochen werden, wenn 
dadurch eine Mehrförderleistung tatsächlich erzielt wird, 

Man einigte sich dahin, dass für-einen längeren Zeitabschnitt 
der Leistungseffekt ermittelt werden soll (z. B. für das erste 
Halbjahr 1920); die in der nachfolgenden Zeit, erzielte höhere 
Leistung wird dann als Ueberschichtenarbeit im Sinne des Ab- 
kommens gewertet, wenn der Arbeitnehmer die regelmässigen 
Schichten verfahren hat. „Entsprechende Vorschläge zur Weiter- 
arbeit auf dieser Basis sollen von der Gruppe Braunkohle aus- 


. gearbeitet und dem Reichsarbeitsministerium unterbreitet wer- 
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den. Ueber den weiteren Verlauf der Verhandlungen werden 


“wir berichten. 


Auf die Anirage eines Vertreters vom D. H. V., ob auch 
kaufmännische Angestellte in dieses neue Abkommen einbezogen 
würden, erklärte der Vertreter des Reichsarbeitsministers, dass 


- die kaufmännischen Angestellten bei der Zuwendung von billigen 


Lebensmitteln für Ueberschichten nicht in Frage kommen, da 
sie nicht unter den Begriff Schwerstarbeiter fallen. 


Aus dem Berufe 


Ein schlechter Beruisberater, 
ter H, der zwei künstliche Unterarme besitzt, daher 
100 Prozent erwerbsunfähig ist, hat. sich auf der Zeche 
Königsgrube um eine Steigerstelle beworben. Um seine Hand- 
schrift zu zeigen, hat ihm der Berufsberater für Schwerkriegs- 
beschädigte von der Berufsknappschaft Sektion 2 zu Bochum 
folgende Erklärung in die Feder diktiert: 

„Verbindlichen Dank spreche ich der Verwaltung der Zeche Königsgrube 
aus für meine ÄAnlegung, Ich halte es für selbstverständliche Pflicht, die mir 
aufgetragenen Arbeiten unter Aufbietung der mir zu Gebote stehenden Kraft 
gewissenhaft sauszufübren, dabei die mir gegebenen Anweisungen dankbar ent- 
egenzunehmen. Eines würdigen Betragens innerhalb und ausserhalb des 
Betriebes und Dienstes werde ich mich in meinem eigenen Interesse befleissigen 
und Weisungen willig Folge leisten. Einer zechenfreundlichen Gesinnung kann 
sich die Zechenverwaltung versichert halten. Ich bin damit einverstanden, dass 
meine Entlohnung nicht in Form eines Monatsgehaltes, sondern in Form eines 
Schichtlohnes erfolgt. Ich beanspruche nicht, nach Tarif entlohnt zu werden, 
sondern spreche der Zechenverwaltung die entsprechend der diesbezüglichen 
Bestimmung des Lohntarifs bestehende Berechtigung zu, mich nach meiner 
Leistung zu lohnen. 

Ich bitte die Zechenyerwaltung, auf meinen durch Unfall verursachten 
körperlichen Zustand Rücksicht zu nehmen und Nachsicht walten zu lassen, 
wenn einstweilen mein Können hinter meinem Willen zurückbleibt.“ 


Ueber diesen; Vorgang liesse sich ein Buch schreiben. Wir 
wollen jedoch nur einige Gesichtspunkte herausgreifen. Ein- 
mal, dass der Berufsberater der Knappschaftsberuisgenossen- 
schaft Sektion 2 einem zu 100 Prozent Erwerbsuniähigen emp- 
fiehlt, eine) Steigerstellung einzunehmen. Wenn NH. diese Stellung 
erhält und es passiert ihm etwas in der Grube, müsste man 
dem Berufisberater wegen fahrlässiger Körperverletzung mo- 
natelang hinter schwedischen Gardinen Zeit geben,.über seine 
Handlung nachzudenken. Sein Diktat zeigt weiter, dass er 
die Unternehmerpsyche sehr genau kennt; denn im allgemeinen 
und besonders auf Zeche Königsgrube ist zechenfreündliche 
Gesinnung - die beste Empfehlung für eine Anstellung. Dem 
Kriegsbeschädigten H. gönnen wir es, wenn er Beschäftigung 
findet. Wir können es auch verstehen, dass er diese Erklärung 
abgegeben hat. Vielleicht hat er sich innerlich selbst darüber 
geschämt. Es ist aber auch nicht unwahrscheinlich, dass unter 
den Folgen der Kriegsverletzung auch sein Rückgrat etwas an 
Steifheit verloren hat. 

Wir sind der Meinung, dass der Betriebsrat der Anlage 
schon! aus Sicherheitsgründen sich sehr genau mit der Beschäf- 
tigung von H. als, Steiger befassen muss. Von der Tätigkeit 
eines Steigers, die durch körperliche Gebrechen grade im ent- 
scheidensten Moment ausserordentlich beeinflusst werden kann, 
hängt nicht nur seine, sondern auch die Sicherheit der Beleg- 
schaft mehr oder minder ab. Am verwunderlichsten aber ist 
es, dass der Berufsberater der Knappschaftssektion 2 hiervon 
nichts zu wissen scheint. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Gehaltsbewegung der Angestellten des Nieder-Lausitzer 
Braunkohlenreviers. In Nummen 38 des „Techn. Grubenbeamten“ 
vom 24. Dezember 1920 teilten wir mit, dass die Verhandlungen 
über eine Erhöhung der Angestelltengehälter, die am 17, De- 
zember in Senftenberg stattgefunden hatten, infolge des viel zu 
niedrigen Angebots der Arbeitgeber resultatlos verlaufen waren. 
Die Spitzenorganisationen der Angestellten hatten daraufhin so- 
fort beim Reichsarbeitsminister die Einsetzung eines Schiedsge- 
richts zwecks Entscheidung-über die Gehaltsforderungen bean- 
trast. Da die Erregung unter den Angestellten der Nieder- 
Lausitz immer mehr stieg und die Einberufung des beantragten 
Schiedsgerichts sich auffallenderweise verzögerte, wurde unser 
Bund am 4. Januar beim Reichsarbeitsministerium vorstellig und 
ersuchte unter Hinweis auf die begreifliche Erregung der Ange- 
stellten nochmals dringend um schnellstes Zusammentreten des 
Schiedsgerichts. | 

Bei dieser Rücksprache stellte sich heraus, dass der Arbeit- 
geberverband der Nieder-Lausitz bis zum 4. Januar es nicht für, 
nötig gehalten hatte, auf die Anfrage des Reichsarbeits- 
ministeriums, ob die Arbeitgeber mit der schiedsgerichtlichen 
Regelung der Angestelltenforderungen einverstanden seien, eine 
Anwort zu geben. Dieses lässige Verhalten der Unternehmer 
gegenüber: den Forderungen ihrer Angestellten ist sehr zu ver- 
urteilen; es zeigt, welches Interesse diese Herren den berech- 


Ein Schwerkriegsbeschädig- 
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Herzen liege, für ein Wert -beizumessen ist. 





tigien Wünschen der Angestellten entgegenbringen und beweist , 
weiterhin, was den ständigen Versicherungen der Arbeitgeber, 
dass ihnen die wirtschaftliche Lage ihrer Angesteliten sehr am 
Es steht nunmehr 
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h KA unzweifelhait iest, dass die Unternehmer des Nieder-Lausitzer itglied nieder und nalım seine Hauertätigkeit wieder auf, Dann ee 
# Ei Braunkohlenreviers Verschleppungspolitik betrieben haben, trat der gesamte Betriebsrat einschliesslich Ergänzungsmitglie- 
# Pin Durch die Initiative des Bundes ist dieses Manöver durchk euzt. der zurück und es machte sich eine Neuwahl erforderlich. Die $ 
LP worden. "- Belegschaft wählte R. in den zu bildenden Wahlvorstand: 

ı Das Schiedsgericht wird.am 17. Januar in Berlin tagen. Die _ Diesen Aniass benutzte die Zeche, R. am 31, Dez. 1929 die Ent- 

Erregung der Angestellten ist, wozu die Verzögerung der Ver-  lassung zuzustellen. BR nr N aus. MOORE 

handlungen wesentlich. beigetragen hat, mittlerweile ‘bis zur Am 3. Januar d. J. trat die Belegschaft der Schachtanlage 

Siedehitze gestiegen. Wer die wirtschaftliche Lage der Ange- " Rosenblumendeile in den Ausstand und ersuchte die Werksver- 

| stellten kennt, wird ihr Verhalten verstehen, Die Lebensbedin-_  waltung um Verhandlungen. Die Vertreter .der ‚Bergarbeiter- 

gungen in der Nieder-Lausitz unterscheiden sich in keiner Weise . verbände erschienen jedoch vergeblich; denn die Werksverwal- 
| von denen Gross-Berlins; an mancl en Orten der. Nieder-Lausitz, tung blieb einfach weg, Ein Vertreter des ‚Oberbergamtes, der 

ü mit besonders starkem industriellen Einschlag, sind die Verhält- - vermittelnd eingreifen sollte, musste aus ‚diesem Grunde eben- 
| nisse sogar schlechter. Es ist deshalb kein Wunder, dass die An- - dalls wieder umkehren. Darauhfin fassten die Belegschaften der 
N gestellten eine durchgreifende Aufbesserung ihrer Einkommen vier Schachtanlagen des Mülheimer-Bergwerksvereins den Be- 

verlangen, um der gänzlichen Verelendung zu entgehen. An der schluss, am 4. Januar in den Streik zu treten, und appellierten 

h Lage der Angestellten hat auch die von verschiedenen: Werken an'die Solidarität der Angestellten.. 5 ER 

j gezahlte Weihnachtsgratifikation so gut wie nichts geändert, und 2 Die technischen und kaufmännischen Angestellten des Kon- 

sie sind deshalb gezwungen, an der von ihnen auigestellten For- ° . zerms hielten nun eine Versammlung unter Hinzuziehung der 0#% 

derung einer 45prozentigen Gehaltsaufbesserung festzuhalten. ganisationsvertreter der drei in Frage kommenden AfA-Ver- 

Die. Arbeitgeber könnten es ruhig unterlassen, unter Be- "bände, des Alten Bergarbeiterverbandes und der- Arbeiter- 

ii a zufung auf die angeblich schlechte Geschältslage die Höhe der betriebsratsmitglieder ab.‘ Nach Klarstellung des ganzen Sach- - 
Ei) 6; Gehaltsforderung anzufechten; denn nach dem Bericht des Nie- verhaltes gaben die AfA-Organisätionsvertreter die Erklärung 
Bi i deriausitzer Bergbauvereins hat sich das Geschäftsiahr 1920 ge- ab, dass die im AfA-Bund organisierten Angestellten sich mit 
B:; n zenüber 1919 günsüg gestaltet. Auch weisen die Abschlüsse "den Arbeitern solidarisch erklären und ebenfalls am 4, Januar 
Ei Be verschiedener Werke auf alles andere als eine schlechte Ge- "die Arbeit niederlegen! würden, falls der Streik vom Alten Berg- 
MW b schäftslage hin. ‚ arbeiterverband gebilligt wird, Auch die kaufmännischen An- 
Ei N Schiedsspruch für den Kalibergbau! Nachdem es die Arbeit- rsieliten schlossen sich dieser Erklärung an, obwohl sie von e 
Ei. ü geber abgelehnt hatten, über die Gehaltsiorderungen der Ange-. Ihrem Verhande wegen der Kürze der Zeit noch keinen Be- +3 
‘SE ” stellten im Kalibergbau zu verhandeln, blieb uns nur der Weg Scheid hatten, : ET N ee 
'W zum Reichsarbeitsministerium, das für den MH. Januar ein . Sämtliche Arbeiter und Angestellte traten am 4. Januar in 
' Schiedsgericht zusammenberief, Die beiden Parteien, sowohl den Ausstand. Infolge der Abschlagszahlung wurden die kaui- _ 

4 Arbeitzeber als auch Arbeitnehmer, waren sich von vornherein _iännischen Angestellten nach: halbtägigem Streik von den Or- 
a bewusst, dass es ein hartnäckiger Kampf sein würde, und dass . ganisationen wieder in die Betriebe geschickt. Am zweiten 
is es das Acussersie aufzubieten galt. Das Ministerium hatte in Streiktage bequemte sich die Werksverwaltung, dem Drängen 

N Erkenntnis dieser Tatsache auch Sachverständige des Kalisyndi- nach Verhandlungen stattzugeben. Das Ergebnis war dürch- 4 

142 kats, des Reichskalirates und der Lehnprüfungsstelle geladen,  schlagend. Der entlassene Arbeiter R. wurde unter Nach- 

r die ihr Urteil mit in die Wagschale werien sollten. Die Arbeit- . zahiung Seiner versäumten ‘Schichten wieder eingestellt. Aller- 
geber erklärten von vornherein mit allem Nachdruck, dass die dings bleibt die Entscheidung des Schlichtungsausschusses be- 
wirtschaftliche Lage des Kalibergbaues eine Gehaltserhöhung Stehen, so dass R. als Betriebsausschussmitglied einstweilen aus- 

j auch im kleinsten Umfange nicht zulasse. Sie suchten zu be- _ ‚scheidet. : a a er 
B ‚weisen, dass die allgemeine Wirtschaftslage eine Verschlechte- ‘Die Solidarität der Arbeiter und Angestellten zum Schutze 
Bi rung scit dem letzten Tariiabschiuss nicht erfahren habe und gegen die Willkür des Arbeitgebers hatte einen vollen Erfolg 
Ei; die Forderungen der Angestellten ungerechtfertigt seien. Dem-  davongetragen. Sr , 
EN‘: u 


® 


gegenüber erklärten die Angestielltenvertreter, sie könnten 
unter keinen Umständen zugeben, dass die Kosten der Lebens- 
haltung gefallen seien, die Angestellten befänden sich vielmehr 
in derartig schlechten Verhältnissen, dass eine Gehalisaufbesse- 
rung unbedingt notwendig sei, Nach Anhörung der Sachver- 
ständigen, die in ihrem „unparteiischen“ Urteil die Lage der 
Kaliindusirie schwarz in schwarz malten, zog sich das Schieds- 
gericht zur Beratung zurück, 

Nach etwa dreistündiger Beratung wurde ein Spruch fol- 
genden Inhalts verkündet:. 

Für alle Angestellten unter A. B und C der Gehalts- 
taiel des Tarifvertrages über die Dienst- und Finkommens- 
verhältnisse der Angestellten im Kalibergban vom 5. Auzust 
1920 werden ab i. Dezember 1920 folgende Zuschläge gezahlt: 

Bis zum vollendeten 24. Lebensiahr jährlich 300 M., vom 
24. bis zum vollendeten 28. Lebensjahr iährlich 1200 M., über 
28 Jahre jährlich 1800 M. 

Bei diesem Erkenntnis ging das Schiedsgericht davon aus, 
dass die Notlage gerade der älteren und verheirateten Ange- 
stellten hervorragend berücksichtigt werden müsse, Die Be- 
zahlung der jüngeren Angestellten sei meist ausreichend. 

Wir haben bereits in unserem Rundschreiben vom 12. Ja- 
nuar an die Vertrauensleute die Annahme der Sätze empfohlen, 
und es steht zu erwarten, dass auch die Arbeitgeberseite ihren 
Mitgliedern die Annahme vorschlagen wird, besonders, da der 
Schiedsspruch eine einstimmige Kundgebunzr des Schieds- 
gerichtes darstellt. Empfehlenswert erscheint uns die Annahme 

besonders auch aus dem Grunde, weil die Gehaltserhöhung nicht 
siuppenweise abgestuft ist, sondern gleichmässig allen Ange- 
‚stelltenkategorien zuteil wird. : 


Soelidaritätsstreik der Angestellten beim Mülheimer Berg- 
werksvereim Das Betriebsausschussmitglied R. (Alter Berg- 
arbeiterverband) der Zeche Rosenblumendelle hatte die Feit- 
ausgabe auf der Zeche verhindert, weil nur. für einen geringen 
Teil der Belegschaft Fett vorhanden war und bei einer. Ver- 
teilung die Mehrzahl der Belegschaft deshalb unbefriedigt ge- 
blieben wäre. Die Zechenverwaltung betrachtete dieses Vor- 
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Zur Einstellung von Fahrsteigern. Getreu den Beschlüssen 3 
unserer Fachgruppe Bergbau Ruhrrevier, wehren sich die dor- 
‚tigen Kollegen gegen die Neuschaffung von Fahrsteigerstellen. _ 
‚Sie stellen sich auf den Standpunkt, dass ein Fahrsteiger für jede 
_ Förderschicht, der den Betriebsführer zu vertreten hat, genügt. 
Kürzlich sollten auf der Zeche Johann Deimelsberg in ‚Steele 
neben zwei vorhandenen Fahrsteigern noch zwei weitere ein- 
‚gestellt werden. Hiergegen erhob der Betriebsrat Einspruch. 
. Trotzdem stellte die Zechenverwaltung einen ‚Fahrsteiger, und 
. zwar ein Bundesmitglied ein. Im Interesse der. prinzipiellen 
“Klarstellung haben sich unsere Kollegen ebenfalis gegen die 
_ Einstellung ausgesprochen. Es kam zu Verhandlungen beim 
Reichskommissariat, bei denen Vertreter unserer und der Berg- 
‚arbeiterorganisation anwesend waren. Im Verlauf ‚der Sitzung - 
wurde der Einstellung zugestimmt, da der Betriebsführer aus-. 
 drücklich erklärte, dass er für den unterirdischen Bstrieb so gut 
"wie gar nicht mehr in Frage käme, weil er schon zu alt sei, 
= Es wurde nachstehender Vergleich zwischen Bergwei 
"verwaltung und Organisationen getroffen: GR 
„Die Organisationsvertreter und die Mitglieder des Be. 
triebsausschusses stehen nach wie vor auf dem Standpunk 
dass das System der Fahrsteiger für den Bergbau nicht not 
wendig. ist. a ee 
0, Nach Anhörung des Herrn Betriebsführers K. erklären sie 
Sich jedoch mit der Anstellung des Fahrsteigers B. einver 
standen, wenn letzterer dem Betriebsrat gegenüber die Er- 
 klärung abgibt, dass er bestrebt sen wird, das verlorene Ver 
trauen der Arbeiter und Angestellten wiederzugewinnen. 
Herr Betriebsführer K. verspricht, dass durch die An- 
stellung des Fahrsteigers B, an der bisherigen Selbständigkeit 
der Steiger nichts geändert werden soll, Bei Beförderung von 
. jüngeren Steigern zu Reviersteigern muss es der Verwaltung 
. überlassen bleiben, das Gedinge auch durch einen Fahrsteiger 
. fesisetzen zu lassen, bis dass die beförderten Steiger ei 
.. gewisse Uebung. und Selbständ’gkeit erlangt haben, 
Die Anstellung eines weiteren Fahrsteigers ist einstw len 
nicht beabsichtigt.“ ' it RE RE 
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Beilage zur D. T. Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 








Nummer 4 


Neuregelung des Bergschulwesens 


Der Handels- und Gewerbeausschuss der Preussischen 
Landesversammlung hat in den letzten Wochen seine Beratungen 
über den Entwurf eines Gesetzes über die Bergschulvereine be- 
endet und den Entwurf in ergänzter Form dem Plenum zur An- 
nahme empfohlen. Obgleich wir schon seit langem auf eine Re- 
form des Bergschulwesens gedrängt haben, wollen wir nicht 
verhehlen, dass, nachdem die Bearbeitung des Gesetzes sich 
so lange verzögert hat, vor Verabschiedung dieses Gesetzes 
erst das Resultat der Frage der Sozialisierung des Kohlenberg- 
baues hätte abgewartet werden müssen. Trotzdem soll aber 
nicht verkannt werden, dass mit der Annahme des Gesetzes 
in der vom Ausschuss vorgeschlagenen Fassung unser Bergz- 
schulwesen einen grossen Schritt nach vorn macht. Ohne etwas 
zu beschönigen, katın gesagt werden, dass an dem Zustande- 
kommen .dieses Gesetzes die Bergarbeiter- und Angestellten- 
‘verbände erheblichen Anteil haben. Schon im Oktober 1919 
hat der Bergschulausschuss unseres Bundes Leitsätze über eine 
Bergschulreform aufgestellt, und. wir können mit Genugtuung 
feststellen, dass diese Leitsätze zum Teil durch den vorliegen- 
den Gesetzentwurf verwirklicht worden sind. Dass nicht sämt- 
liche damals niedergelegten Leitsätze in dem Gesetz zur Gei- 
tung kommen, liegt daran, dass hier nur ein Rahmengesetz, 
welches sich hauptsäthlich mit: der finanziellen Sicherstellung 
und der Leitung der Bergschulen befasst, geschaffen worden ist. 

Das Gesetz lautet in der vom Ausschuss vorgeschlagenen 
Fassung: 

Entwurf eines Gesetzes über die Bergschul- 
vereine., 

$ 1. : Bergschulvereine bedürfen zur Erfüllung ihres Ver- 
einszweckes der Genehmigung des Ministers für Handel und 
Gewerbe. 

8 2. Die Genehmigung wird erteilt, wenn 

1. durch die Vereinssatzung den Bergbehörden ein Aufsichts- 
recht in mindestens dem Umfang eingeräumt ist, wie es 
ihnen nach dem Gesetze wegen Verwaltung der Bergbau- 
hiliskassen vom 5. Juni 1863 (Gesetzsamml. 5. 365) gegen- 
über den Bergbauhiliskassen zusteht, 
die Erfüllung des Vereinszweckes finanziell gesichert er- 
scheint und 

3. durch die Vereinssatzung die Verwaltung der Bergschule 

einem Bergschulvorstand übertragen ist, der sich in an- 
gemessenem Verhältnis aus Vertretern der Bergbehörden, 
der Bergwerksbesitzer, der Bergschullehrer, der Angesteli- 
ten, deren Nachwuchs auf der Bergschule herangebildet 
wird, und der Bergarbeiter zusammensetzt. Die Zahl 
der Vertreter der Bergwerksbesitzer und 
die Zahl der Vertreter der Angestellten 
und Bergarbeiter muss die gleiche sein. 

Die Vertreter werden von den ÖOrgani- 

sationen der Unternehmer und Arbeitneh- 

merin Vorschlag gebracht. 

8 3. (1) Die Genehmigung bewirkt, dass auch die Besitzer 

im Vereinsbezirke belegener Bergwerke, die nicht dem Verein 
und auch nicht einer Bergbauhilfiskasse angehören, nach dem 
‚ für die Mitgtieder geltenden Massstabe zu Beiträgen. an den 
Verein herangezogen werden können. Was in dieser Hinsicht 
als Vereinsbezirk anzusehen ist, bestimmt der Minister für Han- 
dei und Gewerbe. 

(2) Den Bergwerken werden alle nicht unter bergpolizei- 
licher Aufsicht stehenden Mineralgewinnungen gleichgestellt. 
Dem Minister für Handel und Gewerbe bleibt es vorbe- 
halten, imbesonderen Fällen Befreiungen sol- 
cher Betriebe vonder Beitragspflicht eintre- 
ten zu lassen. 


to 


Berlin. den 28.. Januar 1921 


sprechende Bestimmungen zu treffen. 
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3. Jahrgang 


(3) Die Beiträge der Nichtmitglieder können nach Fest- 
setzung durch das ÖOberbergamt im Verwaltungszwangsver- 


fahren beigetrieben werden. 


$ 4. Werden Bergschulen von Vereinen ohne die nach $ 1 
erforderliche Genehmigung unterhalten, so sollen sie nach Ab- 
lauf einer angemessenen Frist durch Gesetz auf den Staat über- 
geführt werden, 

5. Bergbauhilfskassen bedürfen einer Genehmigung nach 
$ I’ nicht. Sie haben in ihren Satzungen dem $ 2 Nr. 3 ent- 
Die Bestimungen: im $ 3 
finden auch auf sie Anwendung. 

$ 6.-Die $$ 1 und 4 gelten auch für die Unterhaltung von 
Bergschulen durch eine Einzelperson oder durch mehrere Einzel- 
personen, die keinen Bergschulverein bilden. In diesen Fällen 
kann die Genehmigung erteilt werden, wenn die Erfüllung der 
Voraussetzungen des $ 2 entsprechend zesichert erscheint. 

$ 7. Die Ausführung dieses Gesetzes liegt dem Minister für 
Handel und Gewerbe ob. 

$ 8. Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Verkündung 
in Kraft. 

Von sämtlichen Paragraphen des Gesetzes beansprucht der 
$ 2 unser grösstes-Interesse, da derelbe sich in seinem dritten 
Absatz‘ mit der Zusammensetzung des Schulvorstandes,“dem 
die Verwaltung der Bergschule übertragen ist, befasst. Die Zu- 
sammensetzung des Schulvorstandes ist deshalb von grösster Be- 
deutung, weil derselbe die Satzungen der betreffenden Berg- 
schule aufstellt, welche die Bestimmungen über praktische Tätig- 
keit vor Besuch der Schule, Aufnahme, Art des Lehrganges usw, 
enthalten. Mit dem bisherigen Zustand, dass neben Vertretern 
der Bergbehörden und dem Schuldirektor .die die Mehrzahl bil- 
denden Bergwerksbesitzer über Bergschulfragen bestiminten, 
ist aufgeräumt worden. In Zukunft haben die technischen 
Grubenbeamten und Bergarbeiter genau soviel Sitze im Berg- 
schulvorstand inne, wie die Bergwerksbesitzer. Dadurch, dass 
die Vertreter von den Arbeitnehmerorganisationen in Vorschlag 
gebracht werden, liegt die sichere Gewähr, dass fähige Kollegen 
in den Schulvorstand entsandt werden. Die Neubildung der 
Schulvorstände erfolgt nach Inkrafttreten des Gesetzes. 

Mit dieser Regelung glauben wir, wird es möglich. sein, 
eine ganze Reihe bestehender Missstände an den Bergschulen zu 
beseitigen und Ungerechtigkeiten in Zukunft zu verhindern. 
Wir verweisen an dieser Stelle nur auf das heute herrschende 
einseitige Vorgehen bei der Aufnahme zur Schule und auf die 
Schwierigkeiten, welche den Bergschülern bei einer Betätigung 
im freigewerkschaftlichen Sinne gemacht werden. Inwieweit 
unser Vertreter im Verein mit den im Schulvorstand: vertretenen 
Lehrern durch Auswertung ihrer praktischen Erfahrungen im 
Betriebe auf etwaige engere Anpassung des Lehrplanes an die 
Praxis hinwirken können, soll in diesem Rahmen wegen der 
Raumfrage nicht erörtert werden. Dass aber in dieser Richtung 
viel Nützliches geschehen kann, steht ohne weiteres fest, 

Unsere Aufgabe muss es nun sein, bei Neubildung der 
Schulvorstände möglichst viele Sitze für uns zu gewinnen. Die 
Frage der Steigerung‘der Produktion. im Bergbau, insbesondere 


‚der Kohlenförderung, steht im engsten Zusammenhang mit der 


Heranbildung eines gutgeschulten Nachwuchses für die techni- 
schen Grubenbeamten; hauptsächlich muss jedem dazu fähigen 
Bergarbeiter der Besuch der Schule ermöglicht werden. Nur 
dann wird es gelingen, die vorhandenen tüchtigen Kräfte für das 
Wohl der Allgemeinheit dienstbar zu machen. Das bedingt 
aber, dass ein der Zeit angepasster Zug die Bergschule be- 
herrscht, und in den Schulvorstand müssen deshalb Kollegen 
entsandt werden, denen eine Bergschulreform wirklich am 
Herzen liegt. 
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Uebersicht der bestehenden Bergschulvereinigungen und der von ihnen unterhaltenen Bergschul 





. ‚Die 
Bezeichnung eye 
der Vereinsbezirk der gründet 
Bergschulvereinigun Bergschule| im 
e im w ’ 5 ‚|. Jahre 


2. Niederschlesische Stein- 
kohlen-Bergbau -Hilfskasse 
in. Waldenburg 





Reg.-Bezirk Breslau und 
Liegnitz 








3. Eislebener Bergschulverein, 


EV Psben Oberbergamtsbezirk Halle 






4. Clausthaler Bergschulver- | 


Oberbergamtsbezirk 
ein, E.V. in Clausthal 


Clausthal 










Oberbergamtsbez. Dortmund 
m. Ausnahme d. Bezirks d. ehe- 
maligen Bergamts Ibbenbüren 


5. Westfälische Berggewerk- 
schaftskasse in Bochum 















Gruppe von Steinkohlenberg- 
werken in der Umgebung 
von Essen 


6. Essener Bergschulverein, 
E.V. in Essen 










Die zum Oberamtsbez. Bonn 
gehörenden Teile der Provinz | 
Westfalen u. d. Rheinprovinz 


7. Siegener Bergschulverein, 


V. in Siegen Siegen 


Dillenburg | 1858 


*) Zahlen für 1913, da die neueren Zahlen nicht normal sind, 







8. „Bergschule, E.V.“ in Dil- 


lenburg Reg.-Bezirk Wiesbaden 










9. Verein der . Steinkohlen- 
werke des Aachener Be- 
zirks, E.V. in Aachen 






Reg.-Bezirk Aachen 





Gruppe von Steinkohlenberg- 
werken auf der linken Seite | 
des Niederrheins 


10. Niederrheinischer  Berg- 
schulverein, E.V. in Mörs 








Eng verknüpft mit der Bergschulreform ist die Einführung 
der Pilichtfortbildungsschule für sämtliche jugendlichen Arbeiter 
im Bergbau, die bereits am 1. April 1921 erfolgen soll. Wir 
werden uns in einem späteren Artikel- eingehender mit der‘ 
Fortbildungsschulfrage befassen. Durch die Massnahmen wird 
das gesamte Schulwesen im Bergbau in neue, fruchtbringende 
Bahnen geleitet und die technischen Grubenbeamten sind: in 
allererster Linie berufen, an dem Aufbau dieses grossen Werkes 
mitzuhelfen., : 

Wichtig an dem vorliegenden Gesetz ist noch, dass ausser 
den Bergwerken auch die nicht unter bergpolizeilicher Aufsicht 
stehenden Mineralgewinnungen zur Entrichtung von Beiträgen 
zwecks Unterhaltung der Bergschulen zwangsweise herange- 
zogen werden können. Das Bestehen der Bergschulen ist also 
iinanziell auf alle Fälle gesichert. 

Aus der abgedruckten Uebersicht der bestehenden Berg- 
schulen ist zu ersehen, über welche Landesgebiete sich der zu 
jeder Schule gehörige Vereinsbezirk erstreckt. Die Abgrenzung 
der Bezirke soll ausser für die Bergschulen Siegen und Dillei- 
burg auch in Zukunft beibehalten werden. Der Bezi:k Sie- 
gen wird wahrscheinlich zugunsten Dillenburgs etwas ver- 
kleinert werden. 


Aus der Reichsarbeitsgemeinschaft 
Bergbau 


Am 21. Januar d. J. tagte die Reichsarbeitsgemeinschaft 
Bergbau. Auf der Tagesordnung standen folgende Punkte: 
1. Abschaffung des Eichungszwanges für Förderwagen, 2, Tarif- 
liche Zugehörigkeit der auf den Zechen beschäftigten Bau- 
arbeiter, 3. Verhältnis des Reichsverbandes deutscher Bergbau- 
angestellten in Essen und des Verbandes kaufmännischer 


Grubenbeamten in Bochum zur Reichsarbeitsgemeinschaft für 
den Bergbau, 4. Wohnungsbaufragen, 5. Verschiedenes. 





Erz, Braun- 


1. OberschlesischerBergschul- nn Steinkohle RED: 
verein, E.V. in Beuthen Reg.-Bezirk Oppeln 15 


und Kalisalz 


Clausthal EB Ss 


Erz, Braunkohle, 









‚Bergschule Zahlder # 
ER zug : 
Me eis ini IE Lehrkräfte im Be ern Bemerkungen 
+ chüler*) Haupt- | Neben- | vor-. ER: 
} Bergbau auf amte | amte |schulen 


Der Bergschulverein ist 1920 von 
der Oberschlesischen Steinkohlen- 
Bergbauhilfskasse abgezweigt. 


Steinkohle, 
Erz 









kohle, Stein- 










Steinkohle, 
tein- und Kali- 











"Steinkohle 





Die von dem Hambomer Berg- 
schulverein eingericht. Bergschule 
ist1919 v.der Westf. Berggewerk- 
schaftskasse übernommen worden. 
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Die Bergvor- und Stei ule 
in Wetzlar ist 1920 mit der Berg- 


kohle, Dach- schule in Dillenburg vereinigt 
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Punkt 1 wurde zurückgestellt, da die Arbeitsgemeinschait 
in Rheinland-Westfalen noch keine Stellung zur Abschaffun g 
des Eichungszwanges für Förderwagen genom- 
men hat. Unsere Stellungnahme, die zwar in der Verhandlung 
keine Rolle gespielt hat, die wir aber schon früher zum Aus- 
druck gebracht haben, geht dahin, dass der Eichungszwang für 
Förderwagen infolge Einführung der Betriebsräte in Wegfall 
kommen kann. Sobald sich Betriebsleitung und Betriebsrat dar- 
über einig geworden, dass alle Wagen gleich gross sein müssen, 
ist der Eichungszwang nicht mehr notwendig, denn der Gedinge- 
satz wird nicht nach Hektolitern oder Zentnern, sondern pro 
Wagen berechnet, wobei die Grösse als 1 angenommen wird. 
Treten Aenderungen in der Grösse der Förderwagen ein, weiss. 
jeder Lehrhauer innerhalb ganz kurzer Zeit genau Bescheid, wie- 
viel Schaufeln Kohlen er in den grösseren Wagen mehr hinein- 
werfen muss. Dann aber wird der Betriebsrat schon gezwungen 
werden, Einspruch zu erheben. Das ist ganz unabhängig da- 
von, ob die Eichungi durchgeführt wird oder nicht. Auch das 
Kranzladen ist eine Frage freier Vereinbarung und hat mit den 
Eichungszwang nichts zu tun, 
beamter schon aus Gründen der Praxis heraus den ‚Eichungs- 
zwang als etwas Nebensächliches und Unnötiges ablehnen. Be 


Zu Punkt 2, der die tariflicheZugehörigkeit der: 
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Deswegen soll jeder Gruben- 


mens 


auf den Zechen beschäftigten Bauarbeiter br 


trifft, war die allgemeine Ansicht der Reichsarbeitsgemeinschaft, 
dass die ständig im Bergbau beschäftigten Bauarbeiter unter den 
Bergarbeitertarif, die aber mit Neubauten beschäftigten vom. 
Unternehmer oder vom Werk gestellten Maurer als im reinen 


re 
bj 


Bauberuf tätig unter den Bauarbeitertarif fallen sollen. Etwas i 


anderes liegt die Sache mit den im- Tiefbau beschäftigten Ar- 
beitern, die von Tiefbauunternehmern zur Beseitigung des Ab- 
raumes gestellt werden. Mehrere dieser Fälle sind vom Mittel- 
deutschen Arbeitgeber-Verband im Braunkohlenbergbau zwecks 
gerichtlicher Feststellung, wohin die da beschäftigten Arbeiter 3 
gehören, vor das Gericht gebracht worden, so dass in abseh- 
barer Zeit eine Entscheidung gefällt wird. Die Gutachten des 
Preussischen Handelministeriums sind, soweit bekannt, in dem 
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Sinne gehalten, dass die Arbeiter unter den Bergbautarif fallen. 

Die gleiche Ansicht wurde in der Reichsarbeitsgemeinschaft von 
a Seiten, d. h. von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ver- 
reten. 

Punkt 3 betraf die Aufnahme des Reichsverban- 
desderBergbauangestellten und des Verbandes 
kaufmännischer Grubenbeamten in die Reichs- 
arbeitsgemeinschait. Die Vertreter dieser Orzanisationen waren 
erschienen, um für ihre Zulassung einzutreten. Sie wurlen ie- 
doch zur Verhandlung nicht zugelassen, da wir Einspruch er- 
hoben. Die Reichsarbeitsgemeinschaft hat sich den früheren 
Standpunkt wieder zu eigen gemacht, eine Zulassung dieser Ver- 
bände könne erst erfolgen, sobald sie einer der drei Spitzen- 
organisationen beigetreten sind. In der Aussprache 
wurde weiter darauf hingewiesen, wie sich in Zukunft die Ver- 
hältnisse in den einzelnen: Bezirken gestalten sollen. Kollege 
Werner vertrat hierbei den auch von den anderen: Spitzen- 
organisationen nicht widersprochenen Standpunkt, dass in den 
Revieren, in denen diese Verbände ausschlaggebend stark ver- 
treten sind, wie z.B. der Verband der kaufmännischen Gruben- 
beamten im Ruhrrevier und der Reichsverband deutscher Berg- 
_ bauangestellten in Zwickau, eine Ausschaltung dieser Verbände 

von Tarifverhandlungen nicht in Frage komme, dass dagegen 
in den anderen Revieren, wo sie zahlenmässig nicht ins Gewicht 
fallen, ihre Ausschaltung von den Spitzenorganisationen ohne 
weiteres angestrebt werden wird. Auf die von Herrn Direktor 
Wiskott aus dem Ruhrrevier gestellte Frage, ob das auch 
für die Verhandlungen im Ruhrrevier für technische Angestellte 
zuträfe, erwiderte Kollege Werner, dass diese Frage im 
Ruhrrevier nach taktischen Gesichtspunkten entschieden werden 
müsse und dass er heute noch nicht sagen könne, was dort 
nächste ‚Woche geschieht. Wir halten es für etwas Selbstver- 
ständliches, dass in allen Bezirken darauf hingearbeitet wird, 
den Reichsverband bei den Verhandlungen auszuschalten. Wir 
glauben, wenn den Mitgliedern des Reichsverbandes diese Sach- 
lage klar vor Augen geführt wird, dass sie sich im Interesse 
. der Gesamtbewegung einer der drei grossen Spitzenorgani- 
Sationen anschliessen wwerden. 


Zu Punkt 4 wurden von dem Geschäftsführer der Reichs- 


arbeitsgemeinschaft die nachstehenden Zahlen über die Bau- 
tätigkeit im Jahre 1920 bekanntgegeben. 








Wohnstätten- Bezuschusste Im Bau begriffene ee 1920 
Verband Wohnungen Wohnungen EEE 











Baer te auf 5600 5048 850 
(einschl. d. fertigen) | (fertig weitere 300) 

BEHowitzs nn. ar, _ 2140 überwiegend 
(einschl. der Werks- bezogen 

wohnungen) 

Niederschlesien . .. 479 534 272 
(318 fertiggestellt) 

Zwickau | 600 316 284 

Aachen . AB 239 191 — 

Barsinghausen . . . 31 14 1 

En EIER 1051 1019 824 

Senitenberg . . . . 1012 968 501 

Köln Ste — 360 keine 

München, ..-. s. .... 285 200 


285 
(einschl. d. fertigen) 


Unter Verschiedenes wurden weniger wichtige Dinge be- 
handelt. 

Zu erwähnen ist jedoch noch, dass am Tage vorher der 
Ausschuss _ der Arbeitsgemeinschaft für das Wohnungswesen, 
d. h. die Berufungsinstanz für Beschwerden über die Ver- 
teilung der aus dem Sechs-Mark-Fonds stam- 
menden Baugelder tagte. Aus den umfangreichen Ver- 
handlungen, die von morgens früh bis abends 6 Uhr währten, 
seien einige ‘der interessantesten Fälle wiedergegeben: 

Eine, Braunkohlengrube, deren Schächte im Bayerischen 
liegen, deren Arbeiter jedoch zum Teil in Hessen wohnen, 
wünschte .klargestellt zu haben, ob das Münchener Syndikat 
zum Wohnungsbau in Hessen Gelder beisteuern müsse. Die 
Kommission war der Ansicht, dass jedes Syndikat selbst zu 
bestimmen hat, wo gebaut wird. 

Ferner wurde mitgeteilt, dass einzelne Werke, die lang- 
fristige Lieferungsverträge mit Abnehmern abgeschlossen haben, 
die Sechs-Mark-Abgabe nicht abliefern. Die abnehmenden Ver- 
braucher lehnen. auf Grund der Verträge die Zahlung von 6 Mark 
ab. Die Frage ist noch nicht einwandfrei geklärt: aus den Ver- 
handlungen ging jedoch hervor, dass sich die Juristen selbst 
noch nicht darüber einig sind und dass hier wieder einmal ein 
Fall _vorliege, wo juristische Tüftelei und Buchstabenauslegung 
über das normale Rechtsempfinden triumphieren möchte. 

Weiter standen zur Verhandlung .15 Fälle aus dem 
Zwickauer Revier, wo man sich allgemein klarüber be- 
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- schwerte, dass man in Zwickau das sogenannte Fuchsgraben- 

gelände ausserordentlich stark bezuschusst habe. trotzdem 
dieses Gelände Senkungsgebiet sei; ausserdem inmitten Indu- 
strieanlagen liege. Die hiermit zusammenhängendin Fälle 
‚ wurden allesamt zurückgestellt. Der Ausschuss will in den 
nächsten Tagen das Fuchsgrabengelände besichtigen und eine 
Entscheidung. fällen, ob es den Voraussetzungen entspricht, die 
an Bergmannssiedelungen zu stellen sind. Zu dieser Besich- 
‚tigung sind auch die Vertrauensmänner der Arbeiter-Verbände 
im dortigen Revier geladen. Von uns konnte leider niemand 
in. Vorschlag gebracht werden, da die Zwickauer Kollegen leider 
keiner der Spitzenorganisationen angeschlossen sind. 


Bergarbeiter-Tagung 


Vom 14. bis 17. Januar d. Js. tagten in Berlin im Abgeord- 
netenhaus der Vorstand 'und die Bezirksleiter des Deutschen 
Bergarbeiter-Verbandes. An den Verhandlungen nahmen, so- 
weit Punkte besprochen wurden, die für die Grubenbeamten 
von Interesse sind, unser Kollege Werner'als Gast teil, denn 
gerade durch die Teilnahme an solchen wichtigen grundsätz- 
lichen Besprechungen‘ über die gewerkschaftliche Arbeit im 
Bergbau lässt sich die für die Zusammenarbeit von Angestell- 
ten und Arbeitern so ausserordentlich wichtige Ueberein- 
stimmung erreichen-. Aus der umfangreichen Tagesordnung 
sind besonders erwähnenswert die Verhandlungen über den 
Stand und den Fortgang der Sozialisierung des Kohlenberg- 
baues, die allgemeine Lage im Bergbau unter Berücksichtigung 
der letzten Lohnbewegungen und ob ein gemeinsames Vor- 
gehen aller Bezirke in der Lohnfrage nötig sei, die Stellung- 
nahme zu Moskau und die Lohn- und Ernährungsverhältnisse 
auf Grund der verschiedenen Abkommen. Ueber die gefassten 
Beschlüsse geben nachstehende Resolutionen Auskunft: 


1. Zur Bergbausozialisierung: 

„Die am 14. Januar und folgende Tage in Berlin tagende Konferenz des 
Gesamtvorstandes und der Bezirksvertretungen des Verbandes der 
Bergarbeiter Deutschlands erklärt, dass der Bergarbeiter- 
verband an dem Beschluss seiner Generalversammlung in Bielefeld (1919) über 
die Sozialisierung des Bergbsaues und an der gleichgerichteten 
Entschliessung des Internationalen Bergarbeiterkongresses in Genf (1920) 
festhält. 

Wir verstehen unter Sozialisierung die Uebertragung der 
vollen Verfügungsgewalt über die Gewinnung und Verteilung der 
Bodenschätze auf eine durch die Reichsgesetzgebung berufene Ver- 
tretung des Volksganzen. Die in jüngster Zeit rapide fortgeschrittene 
privatkapitalistische Vertrustung der Bergbauindustrie bedroht die Inter- 
essen des Volksganzen im wachsenden Masse. Der unbedingt nötige Schutz 
der öffentlichen Interessen gegen die privatkapitalistisch-mono- 
polistische Beherrschung unserer wichtigen obstoffindustrie ist der Haupt- 
grund für unsere Sozialisierungsforderung. Sie ist keine „spezielle Berg- 
arbeiterfrage“, sondern eine Volksangelegenheit. Die Unternehmer- 
vorschläge beabsichtigen keine Sozialisierung, aber eine ausserordentliche 
Unterstützung der privated, gemeingefährlichen Ver- 
trustungsbestrebungen. Der Vorschlag, „Kleinaktien“ RE Si 
will die krasse mammonistische Gewinnsucht noch verstärken. Der Ver- 
band lehnt dasentschieden ab! Von der Reichsregierung 
fordern wir, dass sie das am 5. August und 22, September 1920. gegebene 
Versprechen, einen Gesetzentwurf, der die tatsächliche 
Sozialisierung des Bergbaues bezweckt, einzubringen, ohne weitere 
Verzögerung einlöst.“ 


2. Stellungnahme zu Moskau: 


„Die von politischen und wirtschaftlichen Reaktionären bedrohten Interessen 
der Arbeiterklasse können nur wirksam gestützt und gefördert werden durch 
einen engsten Zusammenschluss der Arbeiter. Wer diesen Zu- 
sammenschluss hindert und stört, arbeitet für die Reaktionäre. Unser Verband 
ist nach seinem Statut eine von allen politischen Parteien unabhängige Organi- 
sation. Sie fordert deshalb von keinem Mitgliede ein parteipolitisches Glaubens- 
bekenntnis und bietet darum Raum für alle Berufsgenossen. Der Verband 
kann seine Aufgabe, die Interessen der Bergarbeiter zu wahren und zu fördern, 
aber nur erfüllen, wenn alle Mitglieder aus freiem Entschluss stets gewerk- 
schaftliche Disziplin und kameradschaftliche Solidarität üben. Dagegen ver- 
suchen die von Moskau kommandierten kommunistischen Zellenbauer mit den 
verwerflichsten Mitteln das Gefüge der Gewerkschaft zu sprengen. Die 
schlimmste Uneinigkeit und Spaltung soll systematisch herbeigeführt werden. 
Auch der Frevel, jede wirtschaftliche Forderung der Arbeiter zu partei- 

olitischen kommunistischen Aktionen zu gebrauchen, gehört zum moskowitischen 
De neorrelaun. Wir fordern unsere Kameraden auf, überall mit Energie 
den bösartigen Spaltungsbestrebungen entgegenzu- 
treten, da deren Ziel ist, die Bergarbeiter zu zersplittern und sie so 
widerstandslos dem Kapital auszuliefern. Wenn sich Ver- 
bandsmitglieder an der Bildung kommunistischer Keimzellen zur Sprengung 
unserer Orsantnatien beteiligen sollten, so müssen diese Leute rücksichtslos 
nach unserm Statut als Verbandsschädiger behandelt werden. Auch die Teil- 
nahme unserer Betriebsräte an den von kommunistischen ‚‚Zellenbauern“ unter 
irgendeinem Vorwande errichteten Konferenzen und ER MESSE a begünstigt 
die Zersplitterungsarbeit der Moskowiter und muss daher unter allen Um- 
ständen unterbleiben.‘ 


3. Zur Lohn- und Ernährungsfrage: 
„Die Konferenz protestiert ae gegen die tendenziöse Auf- 
machung der Lohnstatistik aus dem Bergbau. Bei dem Abschluss der 
Ueberschichtenabkommen herrschte allseitig darüber Uebereinstimmung, dass 
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die Ueberschichtenverdienste ausserordentliche Vergütungen für ausserordent- 
liche Leistungen darstellen, dass also die Entlohnung für die Ueberarbeit 
als ausreichend für die Bestreitung des Lebensmittelunterhalts -sein sollte, 
Darum hätten die Ueberschichtenverdienste ausserhalb der statistischen Verrech- 
nung bei den Durchschnittslöhnen zu bleiben. Neuerdings werden trotzdem 
in den werkseitig gelieferten Unterlagen für die amtliche Lohnstatistik die 
Ueberschichtenlöhne und auch die wirtschaftliche Beihilfe mitverrechnet. In 
der Oeffentlichkeit wird dadurch der falsche Eindruck einer reichlichen 
Entlohnung und dementsprechend guter wirtschaftlicher Lage der Bergarbeiter 
erweckt. Tatsächlich ıst diese Lage nicht vorhanden. Die Preise für unsere 
Lebensbedürfnisse sind wieder gestiegen, obgleich die Weltmarktpreise erheb- 
lich fielen. Die Bergleute müssen neuerdings auch die ihnen mit Hilfe der 
hierfür bestimmten Fonds (Fünfgoldmarkprämie und Kohlenpreiszu- 
schlag) gelieferten Nahrungsmittel erheblich teurer bezahlen. Ausserdem sind 
diese Zulagen in jüngster Zeit gekürzt worden. Seit dem Abbau der Zwangs- 
wirtschaft sind diese Preise nicht, wie versprochen, gefallen, sondern weiter 
gestiegen. Unter diesen Umständen sind neue Lohnforderungen nur zu be- 
greiflich. Die Konferenz fordert entschieden, dass die Bergarbeiterorganisationen 
an der Mitverwaltung der nur für die Verbesserung der Lebenshaltung der 
Bergarbeiter bestimmten Geldfonds beteiligt werden. Die Konferenz protestiert 
ferner gegen das bisherige Verfahren der Regierung, diese Gelder zum Einkauf 
der Lebensmittel an die Zechenbesitzerverbände zu überweisen, und fordert, 
dass der Einkauf und die Verteilung dieser Lebensmittel den konsumgenos- 
senschaftlich en Organisationen übertragen werde,“ 


Ueber die Stellung der Bergarbeiter zur Sozialisierung ist 
durch die Resolution eine scharfe Klärung erfolgt. Der Satz: 
„Wir verstehen unter Sozialisierung die Uebertragung der vol- 
len Verfügungsgewalt über die Gewinntng und Verteilung der 
Bodenschätze auf eine durch die Reichsgesetzgebung berufene 
Vertretung des Volksganzen“, zeigt den Kernpunkt der ganzen 
Frage. Zur Resolution über Moskau lässt sich nur sagen, dass 
sie den Standpunkt des A. D. G. B. und des AfA-Bundes wie- 
dergibt. 

In der dritten Resolution ist die Forderung von der grössten 
Bedeutung: „dass der Einkauf und die Verteilung dieser Le- 
bensmittel (fünf Goldmark für Spakohlen und zwei Mark für 
jede Tonne sind die zur Verfügung . stehenden Gelder) den 
konsumgenossenschaftlichen Organisationen übertragen wer- 
den“. — Falls die Regierung diese Forderung erfüllt, bedeutet 
dies eine Stärkung der Genossenschaftsbewegung, deren Trag- 
weite nicht zu unterschätzen ist. Auch dies ist ein Schritt auf 
dem Wege zur praktischen Sozialisierung. 

Am 18. Januar 1921 fand ähschliessend an diese Konferenz 
eine Sitzung mit Vertretern der anderen Gewerkschaften statt. 
In dieser wurden die Differenzen behandelt. die sich bei der 
Organisierung der im Bergbau Tätigen durch die verschiedenen 
Organisationen ergeben. Hierbei wurde auch die Frage der 
Bildung einer. Industrieorganisation für den Bergbau unter- 
sucht. Ferner wurde darüber gesprochen, wie die freigewerk- 
schaftlichen Mitglieder und Betriebsräte im Bergbau in Hinblick 
auf die Bergbausozialisierung zusammenzufassen Seien. Auf 
Grund der Aussprache wurde eine Kommission gewählt, die 
diese Punkte eingehend erörtern soll; vom Bund wurde Kollege 
Peters als Vertreter in der Kommission bestellt. 
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TEE EGEREREEREEEN 
Wirtschaftsfragen 


Erhöhung der Kaliinlandspreise um 50-55 Prozent gefordert, 
Das Kalisyndikat hat unter dem 15. Januar einen Antrag an den 
Reichskalirat auf Erhöhung der Kaliinlandspreise um 50 bis 
55 Prozent gestellt. Zur Begründung des Antrags wird u. a. aus- 
geführt, dass die Gestehungskosten im letzten Jahre derart ge- 
stiegen wären, dass die Inlandspreise nur noch 50 Prozent der 
Betriebskosten deckten. Auf 21 Werken seien bereits Arbeiter 
entlassen worden und auf 46 Werken hätten wöchentlich ein bis 
zwei Feierschichten eingelegt werden müssen. 

Das „Berliner Tageblatt“ wendet sich in Nummer 30 in län- 
geren Ausführungen gegen die Forderung des Kalisyndikats und 
schreibt unter anderem: 

nDie Begründung, ‘welche die Kaliindustrie ihrer Forderung gibt, enthält 
wesentliche Lücken. Um Mitte 1920 sollen die Betriebskosten durch die 
Inlandspreise nur mit 60 Prozent, Ende 1920 nur mit 50 Prozent gedeckt 
worden sein. Um die Betriebskosten welcher Werke handelt es sich da? Es 
kann sich da nur um einen Durchschnitt zwischen vermutlich auch heute selbst 
bei Inlandsverkäufen noch rentierenden und nicht mehr rentierenden Werken 
handeln, und es kommt natürlich alles darauf an, wie das Syndikat zu der 
von ihm errechneten Zahl gekommen ist. Dazu hätte sich das Syndikat sehr 
eingehend äussern müssen, wenn dieser ‚Begründung‘ der Wert einer Begründung 
zuerkannt werden sollte. Ferner: Das Syndikat schreibt, die Auslandserlöse 
hätten die Inlandsverluste im Jahre 1920 mit 88 Prozent gedeckt. Da die 
‚Inlandsverluste‘, wie oben ausgeführt, bei den einzelnen Werken eine ganz 
verschiedene Grösse haben, so ist auch mit dieser Angabe nichts anzufangen, 


Es sei dann aber auch daran erinnert, dass die Abschlüssse der Kaliindustrie ” 


für 1919 glänzend waren. Damals hatte man also die Möglichkeit, für kom- 
mende schlechtere Jahre vorzusorgen. Weiter: Dass die Krisis auf dem Welt- 
markt, insbesondere die Preisrückgänge und Absatzstockungen für Baumwolle 
und Getreide, den Export der Kaliindustrie ungünstig beeinflussen wird, darf 
man als sicher annchmen. Es sind aber auch da wiederholt — und zwar aus 
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„nicht genügend entgegenkomme, dass es aber 
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Kreisen der Kalüindustrie selbst — Auschuldigungen gegen die Preispolitik des 
Syndikats erhoben worden, dass es mit seinen Auslandspreisen den Abnelimera 
nügend Absatz haben könnte, 
wenn es eine massvollere Preispolitik einschlagen würde. Man wird 

jedenfails die Entwicklung des uns 1921 erst einmal abwarten müssen, bevor 
man sich zu so erheblichen Preis:ugeständnissen an das Syndikat entschliesst.“ 


Der „Vorwärts“ schreibt in Nummer 31 zu dieser Frage: 

„Also: weil In- und Ausland wegen der hohen Preise kein Kali mehr 
kaufen können, weil die Landwirtschaft dabei auf den Hund kommt, weil die 
Werke bei der Absatzstockung infolge der hohen Preise stillegen oder Feier- 
schichten einlegen müssen — darum nicht etwa Preisabschläge, um den Absatz 
zu beleben, sondern Preiserhöhungen! 

Wenn die Arbeitnehmer im Reichskalirat wollen, dass die Betriebe ganz 
stillgelegt werden, können sie nichts Besseres tun, als dem Antrag zustimmen. 
Und wenn die Landwirte wollen, dass Kali überhaupt zum Luxusartikel wird, 
brauchen sie nur ebenso zu verfahren. Bedeutet doch eine Preiserhöhung be: 
der gegenwärtigen Marktlage nichts anderes als den Verzicht auf den Absatz. 
Und es ist bezeichnend genug, dass ein Unternehmertum, das oft genug An- 
spruch auf Autorität erhebt, es überhaupt wagt, mit derartigen Vorschlägen an 
eine verantwortliche Körperschaft heranzutreten.“ 

Wir werden in der nächsten Nummer unserer Zeitung einen 
Artikel über die Krisis in der Kaliindustrie bringen und dabei 
Stellung zu der Preispolitik des Kalisyndikats nehmen. 


Die Textil- und Schuhwarenlieferungen an die Bergarbeiter 
und Bergbauangestellten. Vom Reichs- und Staatskommissar 
Mehlich wird uns geschrieben: En 

„Als die. Verhandlungen in Spa dem Deutschen Reiche die 
drückende Verpflichtung zu erhöhten Kohlenlieferungen auferlegt 
hatten, trat die Reichsregierung an die Bergarbeiter heran, um 
eine wirksamere Gestaltung des Ueberschichtenabkommens 
herbeizuführen. Nach zweitägigen Verhandlungen wurde in der 
Arbeitsgemeinschaft am 19. August 1920 Uebereinstimmung er- 
zielt, dass das Abkommen vom 8. März 1920 auf allen Zechen 
im vollen Umfange wieder durchgeführt werden sollte, Dabei 


‚sagte die Regierung eine Zuweisung von Lebensmitteln, Tex- 


tilwiaren und Bekleidungsgegenständen zu. deren Preis aug 
der von der Entente in Aussicht gestellten Prämie von 5 Gold- 
mark pro Tonne verbilligt werden sollte. Inzwischen hat die 
Entente, soweit Bekleidung in Frage kommt, hiergegen Einspruch 
erhoben, so dass die Verbilligung aus Reichsmitteln erfolgen 
muss. Die Verteilung wurde einer 
übertragen. 

Die Ueberschichten nahmen bald einen bedeutenden Auf- 
schwung; betrugen sie in der Woche vor dem Abschluss des 


Abkommens noch 261 303, so stiegen sie bis zur letzten Novem- . 
Dazu kommen noch wöchentlich etwa. 


berwoche auf 410 193. 
55 000 Sonntagsschichten, für die ebenfalls die Ueberschichten-. 
vergünstigungen zugesagt sind. 


Die Kommission für die Beschaffung der Textil- und Schuh- 


waren nahm ihre Arbeit alsbald auf und stellte zunächst den 
dringlichsten Bedarf fest. 
sehen: Gruben- und andere Hemden, Socken und Strümpfe für 


paritätischen Kommission 


Für die Anschaffung wurden vorge- , 


Frauen und Kinder, Stoffe für Leib- und Bettwäsche, Unter- 


röcke, Kinderkleider usw., Grubenschuhe und Strassenschuh- 
werk für Männer, Frauen und Kinder. Dieses Programm 
wurde später noch erweitert auf wollene Unteriacken, Unter-. 
hosen und Wolle, Handtuch- und Schürzenstoffe,. 

‚Die Vergebung der Aufträge erfolgte anlässlich von Ein- 
kauistagen, deren erster von der Reichsstelle für Textilwirt- 
schaft in Berlin veranstaltet wurde. Die weiteren Einkaufs- 
tage fanden in Dortmund und Essen statt. Es stellte sich bald 
heraus, dass diese Art der Vergebung zewisse Nachteile mit 
sich brachte. Vor allem erwies sich die Anwesenheit der an- 
bietenden Geschäftsleute als sehr hinderlich. Daher wurde das 
ausschliessliche Recht des Angebots den amtlichen Landes- 
auftragsstellen übertragen, die mit der Industrie ihres Landes 
in engster Verbindung stehen. Des weiteren wurde die Arbeit 
der Kommission erschwert durch die grosse Zahl von Ange- 
boten, die ausserhalb des Rahmens der beabsichtigten Käufe 
lagen. Dieser Umstand führte zu der eingehenden Erwägung 
einer Typisierung der in Betracht kommenden Waren. Mit 
Hilfe des Herrn Gutachters jst schliesslich ein Anfang dazu 
gemacht worden, so dass die spätere Vergebung der Aufträge 
einen glatteren Verlauf nahm, zumal die Landesauftragsstellen 
sich immer mehr auf den wirklichen Bedarf einstellten. 

Der für Textilien und Schuhwaren zur Verbilligung aus- 
geworfene Betrag von rund 100 Millionen Mark eestattete 


einen Einkauf in Höhe von rund 300 Millionen Mark: Dafür 


sind aufgewendet für Konfektion (Hemden, 'Unterhosen, Strick- 
jacken, Handtücher, Bettwäsche) 33 Prozent, für Meterware 30 
Prozent, für Socken und Strümpfe 3 Prozent, für Wolle 3,7 
Prozent und für Schuhe 30 Prozent. 
Aufträge waren in erster Linie natürlich die kaufmännischen 


Gesichtspunkte der Güte und Preiswürdigkeit der Waren aus- 
schlaggebend. Dabei wurde aber auch Gewicht darauf gelegt, 
dass die Reichsteile, die besonders unter der Arbeitslosigkeit . 


litten, vorzugsweise Berücksichtigung fanden. 


Bei der Vergebung der 
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Was die Verteilung anbetrifft, so hatte sich die Kom- 
mission zunächst mit dem Verteilungsschlüssel zu befassen. Es 
wurde beschlossen, die Kaufberechtigung für die Ueberschicht 
für männliche Erwachsene auf 10 M. für die Frau auf 5 M. und 
für das Kind auf 3 M. festzusetzen, so dass also die Bezugs- 
berechtigung, auf die verbilligten Verkaufspreise bezogen, bei 
einem Bergmann-mit Frau und 2 Kindern 21 M. oro Ueber- 
' schicht beträgt. Die Berechtigung wird in einer Kaufkarte ein- 
getragen, die den Bezugsberechtigten bei der Ausgabestelle 
ausweist. Die, Zahl der Kaufberechtigten hat gegen die 
ursprüngliche Annahme eine über alles Erwarten grosse Aus- 
. dehnung genommen, Es hängt das mit der Einbeziehung der 
Sonntagsschichten der Untertagearbeiter in die Vergünsti- 
guhgen, aber vor allem mit der erheblichen Belegschaftsver- 
mehrung zusammen, Trotzdem wird an der Höhe der Bezugs- 
berechtigung nichts geändert zu werden brauchen. 


In die örtliche Verteilung glaubte die Kommission sich nicht 
einmischen zu sollen. Es wurden nur die Verkaufsaufschläge 
jestgesetzt. Im übrigen wurde die Verteilung dem Einverneh- 
men der einzelnen Zechenverwaltungen mit ihren Betriebs- 
zäten überlassen. 

Verkaufs nicht erfolgt, entscheidet der Vorsitzende nach den 
von der Kommission festgestellten Grundsätzen. Erhebliche 

Beschwerden 'waren nicht zu verzeichnen. Die Abgabe selbst 
konnte wegen der durch Verkehrsschwierigkeiten, Streiks usw. 
“entstandenen Verzögerung der Lieferungen erst im Dezember 
beginnen, da möglichst überall zugleich damit angefangen 
werden sollte. Gegenwärtig ist der Verkauf lebhaft im Gange. 
"Die Nachfrage nach Meterware ist besonders gross, weniger 
die nach köonfektionierter Ware. Strassenschuhwerk wird all- 
gemein wesentlich mehr begehrt als Grubenschuhzeug, dessen 
"Absatz, wenn auch mit Unterschied, durchweg recht mässig ist. 


Nach Beendigung dieser Aktion wird es zweilellos gelungen 
‚sein, den allerdringlichsten "Wäsche- und Schuhbedarf für die 
bergmännische Bevölkerung des Ruhrbezirks zu befriedigen, 
und zwar zu Preisen, die ganz erheblich unter denen liegen, 
‚die die übrige Bevölkerung bezahlt. Es muss daneben die Berg- 
'arbeiterschaft mit besonderer Genugtuung erfüllen. dass diese 
organisierte Bedarisdeckung zahlreichen Arbeitern anderer Be- 
'zufe wieder Beschäftigung und damit Brot gibt. So ist erreicht, 
dass der Bergmann nicht nur durch die Kohle. die er fördert, 
sondern auch durch seinen Verbrauch zu einem hervorragenden 
Träger des wirtschaftlichen Aufbaus wird. Ohne Uebertreibung 
kann gesagt werden, dass die Ueberschichtenvereinbarung vom 
39. August und ihre Durchführung eine Tat von hoher volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung darstellt.‘ 

* 
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| Wir haben den Artikel des Reichs- und Staatskommissars 
Mehlich unVverkürzt wiedergegeben, ohne uns mit den gemachten 
Ausführungen über den Einkauf und die Verteilung der ver- 
'billigten Textil- und Schuhwaren zu identifizieren. -Wir ver- 
weisen vielmehr auf die von der Tagung des Deutschen Berg- 
arbeiterverbandes am 15. d.M. gefasste Entschliessung (siehe 
Bericht in dieser Nummer), wonach der Einkauf und die Ver- 
teilung der auf Grund des Ueberschichtenabkommens zu lie- 
iernden Lebensmittel den konsumgenossenschaftlichen Organi- 
Sationen zu übertragen ist; dasselbe gilt für die obengenannten 
Textil- und Schuhwaren. 


Der mitteldeutsche Braunkohlenbergbau im Monat Dezem- 
ber 1920. ‘Im Gebiet des mitteldeutschen Braunkohlenberg- 
baues betrug die Rohkohlenförderung im Monat Dezember nach 
vorläufigen Erhebungen 6929681 To. die. Brikettherstellung 
1472859 To. Im. Vormonat belief sich die Rohkohlenförderung 
auf 6721861 To. und die Brikettherstellung auf 1424809 To. 
Es hat mithin die Rohkohlenförderung im Dezember gegen 
den Vormonat eine Steigerung-von 314 Prozent 
und die"Brikettherstellung eine Steigerwig von 34 Pro- 

ent erfahren. Im Dezember 1919 belief sich die Rohkohlen- 
rderung auf 5980773 To., die Brikettherstellung auf 1 130 812 
To.; gegenüber. dem Monat Dezember des Voriahres hat die 
Rohkoblenförderung mithin eine. Steigerung von. 15,9. Prozent 


und die Brikettherstellung eine Steigerung von--30,2 Prozent 
erfahren, 
Betriebsräte 


Wahlrecht und Wählbarkeit der Obersteizer zum Betriebs- 
zat. In Nummer 35, des „Technischen Grubenbeamten“ vom 
3. Dezember 1920 haben. wir eine Auslegung des Betriebsräte- 
gesetzes durch das Oberbergamt Breslau veröffentlicht, 
"wonach den Obersteigern Wahlrecht und. Wählbarkeit zum 
Betriebsrate abgesprochen wurde. Wir haben diese sonderbare 
Auslegung des Betriebsrätegesetzes zur. weiteren Verfolgung 
der freigewerkschaftlichen  Betriebsräte- 
zentrale übermittelt und sind nunmehr in der Lage, eine von 
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Nur wenn eine Einigung über die Art des: 
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uns herbeigeführte‘ Entscheidung sowie zwei frühere Entschei- 
dungen des Reichsarbeitsministeriums über diese 
Frage unseren Mitgliedern zur Kenntnis zu geben. 

Der Reichsarbeitsminister. Berlin, den 14. Januar 1921. 
Auf das Schreiben vom 22. 12. 1920. 

‚In der Anlage übersende ich ergebenst Abschrift zweier früheren Bescheide 
in ähnlichen Angelegenheiten; hiernach schliesst die Tatsache, dass ein An- 
gestellter die Einstellungs- und Entlassungsbefugnis bloss bezüglich der Arbeiter 
besitzt, nach meiner Auffassung die Angestellteneigenschaft nach $ 12 B.R.C. 
noch nicht aus. Ob jemand Geschäftsführer und Betriebsleiter ist, ist aller- 
dings nur auf Grund der im Einzelfall zu prüfenden tatsächlichen Verhältnisse 
zu entscheiden, 

Die Zuerkennung der Angestellteneigenschaft trotz der Befugnis, Arbeit- 
nehmer der anderen Gruppen (hier also rbeiter) einzustellen und zu entlassen, 
ist auch deswegen unbedenklich, weil in den Fragen des eigentlichen Dienst- 
verhältnisses die Gruppenräte zuständig sind; daher kann aus der Betriebsrats- 
ugeangkäit von Arbeitern und An estellten, die zueinander im Unter- 
ordnungsverhältnis stehen, keinerlei Bedenken hergeleitet werden. 

1. V, gez.-Dr. Geib. 
An die gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale. 

Anlage 1. 
Der Reichsarbeitsminister. 

LER, 642, 0% 

Die von Ihnen erwähnten Betriebsingenieure und Obermeister sind wahl- 
berechtigt, weil sie nur einen Teil der ihnen unterstellten Arbeitnehmer ein- 
zustellen und zu entlassen haben und weil sie in der Regel auch wohl nicht 
zu den „Geschäftsführern“ und „Betriebsleitern“ gehören. 

Anlage II, 
Der Reichsarbeitsminister. 
l A. 884... 

Ich teile Ihre. Auffassung, wonach — vorbehaltlich Abweichungen im 
Einzelfalle — im allgemeinen die Betriebsführer und Obersteiger im Bergbau 
nicht „Geschäftsführer“ oder „Betriebsleiter“, sondern Angestellte im Sinne 
des B.R.G. sind. Nach dem Willen der gesetzgebenden Faktoren sollte die 
Arbeitneh nereigenschaft eher ausdehnend als einengend auszulegen sein. 

Im Auftrage: Feig. 

Aus diesen Entscheidungen des Reichsarbeitsministeriums ist 
ohne weiteres klar zu erkennen, dass Obersteiger in den aller- 
meisten Fällen die Wahlberechtigung und Wählbarkeit zum 
Betriebsrat besitzen, denn höchst selten steht dem Obersteiger 
neben der Befugnis zur Annahme und Entlassung von Arbeitern 
dasselbe Recht gegenüber Angestellten zu. Wir ersuchen 
unsere Mitglieder, bei allen entstehenden Streitfälten in dieser 
Frage sich auf vorstehende Entscheidungen zu berufen. 


Berlin, den 3, März 1920. 


Berlin, den 26. März 1920. 


Gewerkschaftsarbeit 
Erhöhung der Angestelitengehälter im Nieder-Lausitzer 
Braunkohienrevier. Die seit einigen Wochen schwebenden Ver- 


handlungen über die Gehaltsforderungen der Niederlausitzer 
Bergbauangestellten sind am 22. Januar in Berlin auf dem Wege 
der Einigung beendet worden, so dass ein Zusammentretem des 
von den Spitzenorganisationen beantragten Schiedsgerichts sich 


erübrigte. Gemäss den getrofienen Vereinbarungen betragen 
nunmehr die Gehälter für technische Angestellte pro Jahr: 
a) Grube: 

Gruppe: 1 a RR a Ye ER | . . ee oe. 08 . 18 600 M. 
n tb 0 a A RT . » .o. ever, 0m 19009 »„ 
„ 1e . . » . [7 ® . [} . [ . . 19500 » 
” 2 ° ° .oe > eo. 0 2 2-0. 8 18000 „ 
» 3a ... er er‘ 0) ° ” ” ..0 0 e 16800 ” 
pl Share RR FEERS 15%0 „ 
Re, MN EEE N EA OS pl 
b) Abraum: 

EHURBET ERS lee. a cc eine Be 10, LBR0IN M 
„ 1b ” Be D . tr 0 2 0° 19000 „ 
NE ER ER EN IRRE LL 
„ 2 . . . . . » [ . “ . » » 18000 „ 
” 3 ° v » . ” . ” . L . [2 v [2 . 15%0 » 
» 4 L} [7 . [2 . [2 . . [0 [2 . . [3 » 14 700 „ 

c) Fabrik: 
wie Abraumbetrieb. 
d) Sonstige technische Angestellte: 

DB TE UOTE NET ENTE RU Me 
“ ZN DIRT AT RE ET 11400 14100.175 
RS ER N ereen IT 

Ingenieure: 

Gruppe: se ta er re 5900. ME 
» 2 « r . 2 . « [) uo,* . . . ‘ E} » 16 800 » 
a En 2 1000; 
i e) Ziegeleibetriebe: 

rame: Io a ne 3 ae ene us Te ve 16800 M. 
1) 1b . ® . * “ . “ . . 18000 7} 
" Fe 18600 „ 


Erhöht worden sind ferner: 


Veberstundenpauschale: a 
b 


. von 105 auf 130 M. pro Monat 
115 „ 150, „ „ 


il PR RER ET DER TE 
Kindergeld ht Pe ee 02 74 102,7 50 ” 100 ” ” ” 
Hausstandsgeld »...4 +... 4, 0»: 00.9: 45041 9 » 


Sonstige frühere Vereinbarungen sind unverändert ge- 


blieben. Weiter ist iestgelegt worden; 


N 
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Die vorstehenden Vereinbarungen gelten rückwirkend "ab 


1. Januar 1921; die vor Weihnachten an die Angestellten ge- 


zahlte Gratifikation darf nicht angerechnet werden. Diejenigen 
Werke, die keine Weihnachtsgratifikation gezahlt haben, haben 
dies in Höhe eines Monatsgehalts nachzuholen. 

In der Erkenntnis, dass vorstehende Gehaltssätze das 
Aeusserste darstellen, was zu erreichen war. haben die an- 
wesenden Vertreter der drei Spitzenorganisationen den Ver- 
einbarungen zugestimmt, 


Schiedsspruch in den Lohnverhandlungen der Bergarbeiter 
des mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues. Der zur Schlichtung 
der schwebenden Lohnstreitigkeiten im mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau vom " Reichsarbeitsministerium eingesetzte 
SEN NE BDIRCHESGS fällte am 15. Januar folgenden Schieds- 
spruch: 

„1. Es wird eine Schichtlohnerhöhung von 3,50 M., in deir 
Randrevieren von 3,30 M. gewährt. Die Differenzierung der: 
Frauen und. Jugendlichen bleibt den Tarifvertragsparteien 
überlassen. 

2. Es wird den an der Produktion beteiligten Schicht- 
löhnern bei Erreichung der Normalleistung eine Prämie von 
2,50 M. gewährt. 

Anmerkung zu Ziffer 1: 

Der Schlichtungsausschuss ist bei Festsetzung des Lohn- 
zuschlages für die Randreviere von der Auffassung ausge- 
gangen, dass die im Schiedsspruch vom 30, Oktober 1920 fest- 
gesetzte Spanne von 5 Prozent zwischen den Löhnen der 

. Kern- und Randreviere allmählich zu erweitern sei.“ 


Zur Kohlenpreisfrage in Oberschlesien. An die Interallierte 
Kommission in Oppeln haben die unterzeichneten Organisatio- 
nen am 11. Januar 1921 nachstehendes Schreiben gerichtet: 

Die Arbeitsgemeinschaft der Arbeiter und die ÄAngestellten-Gewerkschaften 
aller Richtungen befassten sich heute erneut mit der Kohlenpreiserhöhung, die 
seitens der Interalliierten Kommission trotz Protest der unterzeichneten Ver- 
bände in Kraft getreten ist. 

Die Versammelten müssen auf dem Standpunkt verharren, den sie am 
19. Dezember 1920 in einer Resolution eingenommen und der Interalliierten 
Kommission zur Kenntnis gebracht haben. 

Wir müssen die Kohlenpreiserhöhung als unbegründet zurückweisen, bis 
durch die Interalliierte Kommission begründeter Aufschluss hierüber gegeben 
worden ist. 

Wir bitten darum die Interalliierte Kommission möge in Bälde über das 
Material Aufschluss geben, das der Arböitpehänierband ; als Begründung der 
Kohlenpreiserhöhung vorgelegt hat. Wir werden davon unser weiteres Vor- 
gehen abhängig machen, 

Die unterzeichneten Verbände erklären sich bereit, jederzeit zwecks 
mündlicher Besprechung bei der Interalliierten Kommission vorstellig zu 
werden, und bitten um baldige Nachricht, wenn eine solche genehmigt ist. 

Wir sind zu diesem Vorgehen verpflichtet, weil die allgemeine Autraguc 
im ganzen oberschlesischen Bezirk eine ausserordentlich grosse ist, Wir ver- 


. fehlen nicht, mit allem Nachdruck darauf hinzuweisen. 


Bezirkskartellder freienGewerkschaften, 
Paul Cepernik. 


Bezirkskarteil der christlichen Gewerk- 


Bezirkskartell 
Allgemeiner freier Angestellten-Bund. 
Martin Seitz. 


er a Gewerkschaftsverband 
Vabana H deutscher Angestellten-Gewerkschaften, 


der deutschen Gewerk-Vereine H.-D. SE BEE. 
Hermann Griese. ' 'Gewerkschaftsbund der Angestellten. 
Politische Berufs-Vereinigung. Vollmann. 
Johann Jondro. 
Polnischer Zentralverband. _ 
Josef Adamek, 


Kartell polnischer Organisationen für 
Kopfarbeiter. 
Ludwig Macijewski. 


Zur Frage der üblichen technischen und schriftlichen Ar- ° 


beiten auf Grund des Tarifvertrages der oberschlesischen Berg- 
werks- und Hüttenindustrie. Der $ 7 des Tarifvertrages, abge- 
schlossen am 10. Juli 1920, besagt, dass durch die in den Ge- 
haltsstaffeln festgelegten Gehälter für technische Betriebsange- 
stellte auch die seither üblichen technischen und schriftlichen 
Arbeiten abgegolten sind. Die Forderungen zu diesem Tarifver- 
trage wurden im Dezember 1919. dem Arbeitgeberverband unter. 
breitet. SR 

Die Angestelltenorganisationen hatten also die technischen 
und schriftlichen Arbeiten durch die Gehaltssätze als abgegolten 
angesehen, die damals. üblich gewesen sind. -Im Frühjahr ver- 
gangenen. Jahres wurde ein neuer Arbeitertarifvertrag abge- 
schlossen, der eine starke Vermehrung der schriftlichen Arbeiten 
nach sich zog. Aus diesem Grunde hat sich unser Bund! an die 
Tarifschlichtungsstelle gewandt, um eine Bezahlung der entstan- 
denen Mehrarbeiten herbeizuführen. Am 5, Januar 1921 ist. die 


Tarifschlichtungsstelle zur Erledigung dieser Frage zusammen- u ap M.B. Kiwi. : I | 

getreten, . $ en $ .D. D BR 

Der stellvertretende Vorsitzende, Dr. Feuerstein, legte auf Beilt en guten Erfol Berlin SW63, Friedrichstr. 204. 1: 
das Wort „üblich“ den Hauptnachdruck, um damit zu beweisen, ROANEBOCOHHECHEUHHODLOTOLTOCOD # 
dass lediglich der Charakter der Arbeit hiermit erfasst ist: da Ks 
a Te m Te a Pi) 
Schriftleiter: G. Werner, Berlin. — Für den Anreigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlia NW 52, B) 

Kotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW68 =» MEERE 
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der Charakter der Arbeit aber derselbe geblieben sei, könne von 
einer Sonderbezahlung keine Rede sein. Unser Gaubeaniter, 
Koilege Seitz, der die Interessen unserer Bundesmitglieder ver- 
treten hat, legte dagegen die Hauptbetonung auf das Wort seit- 
her“, da dadurch zweifelsohne eine zeitliche Begrenzung der zu 
leistenden üblichen technischen und schriftlichen Arbeiten festge- 
legt ist. Weiter wurde darauf hingewiesen, dass durch Ver- 
fahren der Ueberschichten — das Ueberschichtenabkommen ist 
im Monat Dezember von der Interalliierten Kommission unter- 
zeichnet worden — wiederum eine wesentliche Erhöhung der 
schriftlichen Arbeiten nach sich zieht, wie wir dies in Rhein- 
land-Westfalen feststellen konnten, so würde nach Ansicht des 
Vorsitzenden und der Arbeitgeber auch diese Mehrarbeit durch 
die Tarifgehälter abgegolten sein. Zuletzt wiesen wir darauf 
hin, dass die technischen Angestellten; als einzigen Reichtum ihre 
Arbeitskraft besitzen, die sie verkaufen müssen. Auf der an- 
deren Seite setzen wir aber voraus, dass die Arbeitgeber. an- 
ständig genug sind, sich von seiten der wirtschaftlich schwä- 
cheren Angestelltenschaft keine Geschenke machen zu lassen. 
Nach langen schwierigen Verhandlungen ist es zu; folgendem 
Schiedsspruch gekommen, den wir zum grössten Teil dem ebenso 
energischen als auch sachlichen Auftreten unserer Mitglieder, 
die als Beisitzer in der Tarifschlichtungsstelle mitgewirkt haben, 
verdanken können: 

„Es ist. nicht möglich, allgemein den Begriff der seither üblichen technischen 
und schriftlichen Arbeiten des & 7 Abs. 7 dem Charakter der Arbeit nach ohne 
vorherige statistische Umfrage festzulegen. Ein Ersatz dieses Begriffes bezüg- 
lich der Bezahlung dieser Arbeiten über eine bestimmte Höchstdauer hinaus 
durch die Festlegung des Zeitumfanges zu geben, ist aus technischen Gründen 
innerhalb der oberschlesischen Bergwerks- und Hüttenindustrie nicht angängig. 
Es ist lediglich festgestellt worden,- dass die neuen Arhöitartarıt 
verträge im Zusammenhang mit den obengenannten, seither üblichen Arbeiten, 
eine gewisse Mehrarbeit eines Teils der technischen Betriebsangestellten mit 
sich gebracht haben. Diese Mehrarbeit hat einwandfrei die Belagführer ge- 
troffen, die mindestens 50 Mann führen. Diesen sollen für die Zeit vom 
1.Oktober 1920 ab bis 31. März 1921 13 Ueberstunden für den Monat bezahlt 
werden, soweit diese noch nicht abgegolten sind. Eine Bezahlung der bezüg- 
lichen Ueberstunden vor dem 1. Oktober 1920 findet nicht statt. - 


Auf Grund dieses Schiedsspruches haben wir also die Mög- 
lichkeit, die Mehrarbeiten, die durch Verfahren der Ueber- 
schichten entstehen, besonders bezahlt zu bekommen, da hier- 
durch lediglich die Mehrarbeiten vergütet werden, die durch 
den neuen: Arbeitertarif den technischen Angestellten im Bergbau 
und der Schwerindustrie entstanden sind. 





Wir nehmen an, dass dieser bedeutungsvolle Schiedsspruch | 


auch für, die Bundeskollegen in den anderen Bergbaugebieten 
Deutschlands von Interesse sein dürfte, | i 


Bekanntmachungen 


Es ist eine Vereinbarung mit dem Zentralverband der An- 


gestellten dahingehend getroffen worden, 
trolleure bei der Aufnahme in eine Organisation dem Zentral- 
verband überwiesen werden, da diese nach der Art ihrer Tätig- 


keit einem- kaufmännischen Verbande angehören müssen. | 
Wir bitten unsere. Kollegen, bei der. Neuaufnahme von Mit- ' 


gliedern dies berücksichtigen zw wollen. 
Bücherschau 


dass. Markenkon- 


Hilfsbuch für den Bergingenieur im Laboratorium von Bergdirektor 


K. Croy, erschienen in A. Hartlebens Verlag in Wien und Leipzig. 
10 M. und 20 Prozent Verlagszuschlag. Das vorliegende Werk soll in Berg- 
und Hüttenlaboratorien Tätigen als Änle‘tung dienen. Verfasser ‘hat daher 


auf Grund seiner Erfahrungen im We:kslaboratorium die Anleitungen für die 


am häufigsten vorkommenden Arbeiten im vorliegenden Buche zusammen- 


geselt und hofft, damit ein willkommenes Nachschlagebuch für das Werks- 


aboratorium geschaffen zu haben. Eine Reihe vorzüglicher Abbildun en, 
reichhaltiger Tabellen und sonstiger Zusammenstellungen unterstützen den Text 


des Werkes, das als wirklich der Praxis dienende Arbeit weiteste Verbreitung 


findet. 
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Der Technisc 


Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


Nummer 5 


Kalipreise 


In den Industrie- und Handelszeitungen sowie im Handelsteil 
aller führenden Blätter findet man seit Monaten Notizen und 
Artikel über die Verhältnisse in der Kaliindustrie, die sich melhır 
oder minder mit der Frage beschäftigen, ist die Preispolitik des 
Kalisyndikats die richtige oder ist sie falsch. Sehr scharf stossen 
die verschiedenen Meinungen aufeinander, und es ist wirklich 
nicht so leicht, sich ein klares Bild der Sachlage zu machen; 
denn gerade auf dem Gebiete der Kalipreise spielen die ver- 
schiedenen Interessengegensätze eine Hauptrolle bei der Stel- 
lungnahme zur Preisirage. Jede Richtung aber ist imstande, ihre 
Ansicht mit sehr gewichtigen Gründen zu stützen. 


Um die bisherige Preispolitik zu verstehen, muss auf die 
Vergangenheit zurückgegriffen werden. Man unterscheidet 
Inlands- und Auslandspreise, die durch den Gang der Entwicke- 
lung entstanden sind), Der Absatz von Kali musste erst durch 
eine weitgehende wissenschaftliche und kaufmännische Propa- 
ganda geweckt und erweitert werden, denn vor einem halben 
Jahrhundert war es ausser wenigen Wissenschaftern nur weni- 
gen Menschen bekannt, welche Wirkungen durch die Kali- 
düngung. erzielt werden können. Deutschland verfügte nun 
über ein Weltmonopol in der Kaligewinnung. Einmal wurde es 
hierdurch veranlasst, im: Inlande auf die Wichtigkeit dieses Mo- 
nopols und:die der Kalidüngung hinzuweisen und so den Absatz 
im Inlande‘. erheblich zu steigern; ausserdem aber konnte es 
vom Auslande; wo der Absatz im Verhältnis zur Bodenfläche 
viel langsamer stieg, höhere Preise erzielen. Wie der Absatz 
systematisch gehoben: worden ist und welche Folgen im Absatz 
durch den Krieg entstanden sind, zeigt die nachstehende Tabelle: 


Reinkali in dz 


Jahr Gesamtabsatz Deutschland Ausland 
1880 685 797 | _ - 

1890 . 1223 019 _ 2 

1900 3.036 099 _ 

1910 8 578 826 4187 436 4391 390 
1911 9 399 269 4 1798 385 4 600 884 
1912 10 092 187 5 285 650 4 806 537 
19153-: 11 103 694 6 042 828 5 060 866 
1914 - 9039 883 5 378.092 3 661 791 
1915 6797 764 5 671 235 1126 559 
1916 8.839 760 7250 437 1589 323 
BILT.. 10 042 814 8 714 776 1328 138 
1918 10 016 643 8 597 164 1419 497 
1919 8 120 024 6 370 326 1 749 698 


Bis zum Jahre 1913 hat sich der Absatz infolge der syste- 
matischen Propaganda sehr gleichmässig und stetig entwickelt. 
Der Krieg hat diese Entwickelung in schroffster Weise unter- 
brochen. Auf Grund dieser bekannten gleichmässigen Steigerung 
des Absatzes wäre es richtig gewesen, den Bau neuer Werke 
nur insoweit vorzunehmen, dass der Mehrabsatz gedeckt und 
eine genügende Reserve geschaffen wurde. Aber eine solche 
planmässige Regelung ist in der ungehinderten freien kapita- 
listischen Wirtschaft nicht möglich. Dem Kapital winkte im 
Kalibergbau eine gute Verzinsung, deshalb drängte es auf Er- 
richtung neuer Werke, Bis zum Jahre 1910 waren die Besitzer 
der bestehenden Werke in der Lage, der neuen Konkurrenz 
durch Erschwerung des Absatzes zu begegnen und die grössten 
Auswüchse hintanzuhalten. Als aber im Jahre 1910 das 
Gesetz vom: 25. Mai jedem neu entstehenden Werke bei Er- 
füllung gewisser Bedingungen einen bestimmten Absatz (Quote) 
Sicherte, entstand im Kalibergbau ein Gründungsfieber, welches 
vcn gewissen kapitalistischen Gruppen’ noch besonders gestärkt 
wurde, um unter Ausnutzung des Börsenspieltriebes viele uner- 
fahrene kleine Leute zur Hergabe ihrer Spargroschen zu ver- 
ahlassen und sie durch Börsenmanöver um Hab und Gut zu 
bringen: Dadurch wurde ‘eine ausserordentlich starke Ver- 
mehrung der Schächte herbeigeführt. Die Entwickelung zeist 
iolgeude Tabelle: 
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Berlin, den 4. Februar 1921 
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Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


3. Jahrgang 


Jahr Anzahl der Werke 
1910 . . . . . v 0} o . . [} . . 68 
SHISHA LE N. RR 1 
1912 . “ . [} D ® ® . ° ” “ . 116 
1913 . ERSERER: . EEE | 7 | 
1914 . « 9° 2) “ . . [ . [} “ ” . 194 
III HELD HS RAN Me 
1918 . N Re N PR a 


Diese Entwickelung war schon unter normalen friedlichen 
Verhältnissen sehr ungesund. Sie hätte früher oder später 
zu Schwierigkeiten führen müssen, auch wenn der Krieg mit 
seinen Folgen nicht gekommen wäre. Das hätte auch das Syn- 
dikat nicht verhindern können. Dieses hat zwar den scharfen 
Preiskampf, der in der kapitalistischen Wirtschaft nach dem 
Gesetz von Angebot und. Nachfrage volkswirtschaftliche Aus- 
wüchse beseitigt, unterbunden. Dadurch hat es die Gesundung 
verhindert und die Zustände mehr und mehr verschlimmert, so- 
mit sie zu einer Gefahr werden lassen, die jetzt, nachdem der 
Krieg vorbei und als Folge eine erhebliche Absatzstockung 
eingetreten ist, in ausserordentlich scharfer Form in Erschei- 
nung tritt. Unsere ohnehin schwierige wirtschaftliche Lage, 
in der wir uns infolge des Krieges befinden, erleidet dadurch 
weitere Verschlechterungen. 

Die vor und während des Krieges gepflogene Preispolitik 
des Kalisyndikats, die Auslandspreise höher als die Inlands- 
preis zu halten, war verständlich und richtig, denn die Leiter 
des Syndikats sagten sich, der Absatz der Salze im Auslande 
hängt nicht von der Preisirage ab, sondern ist eine Frage der 
Propaganda. Im gleichen Masse, wie es gelingt, Landwirte im 
Auslande von der Richtigkeit der Kalidüngung zu überzeugen, 
genau im gleichen Masse steigt der Absatz; geringe Preis- 
differenzen spielen keine Rolle. Und wenn man die ausser- 
ordentlich regelmässige Steigerung des Auslandsabsatzes an- 
sieht, muss man dieser Ansicht des Syndikates einen sehr 
grossen Teil von Berechtigung zuerkennen. Diese Preispolitik 
hat es jedenfalls ermöglicht, dass man die Inlandspreise iahre- 
lang, und zwar vom 1. Juni 1910 bis 1. Oktober 1916, auf 
gleicher Höhe hat halten können. Erst dann hat eine Stei- 
gerung eingesetzt, die bis zum Anfang dieses Jahres zwischen 
4—500 Prozent schwankt. 

Nun ist im Auslandsabsatz eine Veränderung eingetreten. 
Einmal hat Deutschland seine Monopolstellung verloren. Durcu 
den Verlust der elsässischen Werke konkurriert das fran- 
zösische bzw. elsässische Kali mit dem deutschen und hat na- 
türlich alles Interesse daran, besonders jetzt im Anfang; aut 
dem Weltmarkt festen Fuss zu fassen. Es ist zwar vorläufig 
nicht imstande, einen zrösseren Teil des. früheren Auslands- 
absatzes zu liefern, aber schon das Vorhandensein dieser Kon- 
kurrenz verschiebt die Machtverhältnisse und: bringt den frü- 
heren Monopolbesitzer gegenüber dem Abnehmer in eine atı« 
dere Lage. Ausserdem aber ist vor allen Dingen in Nord- 
amerika infolge des Aussetzens der Propaganda für die Kali- 
düngung, die während des Krieges zwischen -Deutschland und 
Amerika sogar zur systematischen Bekämpfung führte, eine 
Aenderung der Meinung der Landwirte eingetreten. Nachdem 
dort mehrere Jahre das deutsche Kali dem Markte ferngeblie- 
ben, hat man, um die Farmer nicht zu beunruhigen, diesen 
erklärt, die Kalidüngung sei nicht so notwendig gewesen, als 
man es früher immer dargestellt habe. Es gehe mit einer viel 
geringeren Düngung. Und tatsächlich sind‘ auch trotz der feh- 
lenden Kalidiüngung Ernten erzielt worden, die man als Re- 
kordernten bezeichnen kann. Die Nachfrage nach Kali ist denn 
auch erheblich zurückgegangen. 

Nun stehen sich in der Beurteilung der Sachlage mehrere 
Meinungen gegenüber. Die eine Richtung sagt, gehen wir 
jetzt mit dem Auslandspreisen herunter, machen wir allzugrosse 
Konzessionen, müssen wir den entstandenen Schaden für immer 
tragen, denn eine Erhöhung der ausländischen Preise wird 
nicht wieder stattfinden, nachdem sie einmal heruntergegangen 
sind. Diese Richtung sagt weiter, nur die hohen ausländischen 
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Preise versetzen uns auch fernerhin in die Lage, die Inlands- 


preise verhältnismässig niedrig zu halten. Der Absatz im Aus-' 


land ist nicht von der Höhe des Preises, sondern von einer 


Umgestaltung der öffentlichen Meinung vor allem in Nord-", 


amerika abhängig. 


Die andere Richtung dagegen steht auf dem Standpunkt, . 
wir haben jetzt in Deutschland die Monopolstellung verloren; 
wir müssen jetzt versuchen, durch billige Preise wieder den, 
) Welche von bei- 


Absatz nach Nordamerika zu ermöglichen. 
den Richtungen hat recht? 


Die Stellung, welche 'man nun zu dieser Frage einnimmt, 


ist: von der grössten Bedeutung für die Beurteilung der In- 
landspreise. 5 


Der Inlandspreis, der augenblicklich für die Kalisalze gen 


zahlt wird, deckt nach der Angabe der Unternehmer nicht 
mehr die Selbstkosten. Diese Angabe ist unseres Erachtens so 
zu verstehen, dass infolge der verschiedenartigen Verhältnisse 


' aui den Werken und der prozentualen geringen Aunutzung, der 


Leistungsfähigkeit der. Anlagen- dieses zutrifit. Es wird aber 
sicher eine Reihe sehr leistungsfähiger Anlagen mit guten: Sai- 
zen geben, "die bei voller "Beschäftigung und vollster Aus- 
nutzung aller betrieblichen und technischen Möglichkeiten die 
Salze auch zu den heutigen Kosten noch mit Gewinn liefern 
könnten. Man würde diesen niedrigen :Inlandspreis weiter bei- 
behalten können, wenn man im Auslande die bisherizen höheren 
Preise erzielte, die ja auch verhältnismässig viel schwanken, 
d.h. geschwankt haben und auch in Zukunft schwanken werden, 
weil Aenderungen der Valuta von ausserordentlichem Einfluss 
auf die Höhe der hereinkommenden Geider für ins‘ Ausland 
gelieferte Kalisalze sind. ‘Ist man jedoch bereit, im Auslande 
Konzessionen zu machen und in der Preisfrare nachzureber, 
d. h. mit den Preisen herunterzugehen, wird sich eine Fr- 
höhung der Inlandspreise nicht umgehen lassen. 


Es ist nun ausserordentlich schwer für den objektiv die 
Preisifrage Prüfenden, eine Stellung einzunehmen, die sich ent- 
schieden für die Richtigkeit der einen oder der anderen Mei- 
nung einsetzt. Soweit sich bis jetzt in unseren Kreisen ein 
Urteil darüber bilden lässt, wird in der Zukunft die 
Preisirage nach rein kaufmännischen Ge- 
sichtspunkten geregelt werden müssen, wobei 
die Grundsätze zu befolgen sind, die andere 
Industrien bei der Preisfestsetzung befolgen, 
diein Konkurrenz mit ausländischen Werken 
steben und die für Inland und Ausland lieiern. 
Die Sonderstellung, die der Kalibergbau bisher eingenommen 
hat, ist weggefallen, und er muss sich jetzt in freier Konkurrenz 
auf dem Weltmarkte behaupten Die Möglichkeit hierzu ist 
vollständig vorhanden. Die sich jetzt erhebenden Klagen über 
die Umänderungen, die infolge des Krieges und des Verlustes 
der Monopolistellung entstanden sind, werden von den Kreisen 
erhoben, die ihre Kapitalinteressen bedroht sehen, weil sie im 
ircien Preiskampfe die wirtschaftlich Schwächeren sind. Diese 
wirischaftlich Schwachen, die dem sumpfigen Boden des Bör- 
sevspiels überhaupt nur die Möglichkeit des Wachstums ver- 
danken, sind Parasiten am Volkskörper, denn sie haben schon 
bisher die technisch und wirtschaftlich höchste Ausnutzung 
dcs Kalibergbaies verhindert. 
blickenden nur darum handeln, wieder zu gesunden geschäft- 
lichen Verhältnissen, die technische Wirtschaitlichkeit mit ge- 
sunder Preisgestaltung verbinden, zurückzukehren. Diese 


Ziele sind volkswirtschaftlich richtig und werden sich deshalb 


auch gegen alle aus theoretischen Grundsätzen heraus erho- 
benen Bedenken durchsetzen. Dass hierdurch viele Teile un- 
seres Volkes zum Leiden kommen, ist bedauerlich, wird 
sich. aber nicht ändern lassen. Die Frage, wie sich die 
höchste technische Wirtschaftlichkeit im-Kalibergbau erreichen 
lässt, wird auch beantwortet werden. Das Problem der So- 
zialisierung des Kalibergbaues soll ja die Antwort auf diese 
schwierige Frage geben. G. Werner. 


Teilgutachten des Bergtechnischen Aus- 
schusses über die Wohnungsfrage im 
Ruhrkohlenrevier 


Wir geben nachstehend den Bericht des Bergtechnischen 
Ausschusses unverkürzt wegen verschiedener darin enthaltenen 


‘ sehr beachtenswerten Momente wieder, ohne uns mit allen 


Einzelheiten zu identifizieren. 


Der durch Erlass vom 2. Oktober 1920 — VIII Nr. 4608 — 
eingesetzte Bergtechnische Ausschuss hat im weiteren Fortgang 
seiner Untersuchungen Stellung genommen zu der Frage der 
Unterbringung von Bergarbeitern und legt seine Auffassung 


DER: TECHNISCHE 'GRUBENBEAMTE 1921 


‚Schaftsvermehrung 
unverheirateten Arbeitern, 


Es kann sich für den Weiter- . 


wenn sie sich im Jahre 1921: schon auswirken soll. 
Seit 1914 lag im Ruhrrevier‘ die Bautätigkeit, soweit der 
Wohnungsbau in Frage kömmt, völig still. Erst seit Inkraft- 
treten der Verordnung über das Siedlungswesen im Bergbau 
wurden in sehr bescheidenen Umfange Bergarbeiterwohnungen 
gebaut. Die Belegschaftszahl des rheinisch-westfälischen Berg- 
baues überragt heute diejenige .der Vorkriegszeit um etwa 
150 000. 


haibe Million Menschen. Hinzu kommt, dass: die übrige, sehr 
entwickelte Industrie. des: Ruhrreviers infolge der- Umstelluns 
der letzten zwei Jahre beträchtliche Arbeiterinengen angezogen 
hat, die den Wohnungsmarkt belasten. Der: Bergbaubezirk 


‚ist daher in“einem Masse übervölkert, wie kein anderes’ Revier 


und keine Grossstadt Deutschlands. 


Diese Erwägungen führten vor Jahresfrist zu der Inangritf- 






“über die Wohnungsirage nachstehend in einem Teilgutachten 
‚ ‚nieder, weil die notwendige Beschleunigung der Bautätigkeit 
' im Ruhrrevier rechtzeitige Dispositionen : erforderlich macht, 


Einschliesslich der Familienangehörigen bedeutet das 
‘ sein Anwachsen der Bergarbeiterbevölkerung um etwa ‚eine 


Ki 


N a a 


nahme einer Siedlungstätigkeit in den Bergbaubezirken, von 


der man sich damals eine. rasche Besserung auf dem Woh- 


‚nungsmarkte versprach. Die gehegten ‚Erwartungen haben 
sich jedoch nicht erfüllt. Bei einer Kohlenpreiserhöhung von 
‘6 M. je Tonne für den Wohnungsbau im Bergbau rechnete man 
damals mit etwa 30000 .bis 36 0006 M. Baukosten für ein Fin- 
familienhaus von 70 Quadratmeter Wohnfläche. : Bei einer 
durchschnittlichen Monatsförderung von etwa 7 Millionen Ton- 
‚nen im Ruhrrevier hätte man nach Abzug des Selbstverbrauchs 
‚der Zechen mit der Erbauung von etwa 13000 Wohnungen 
rechnen dürfen. Man nahm ferner an, dass die Zechen in 
‚grösserem Umifange aus eigenen Mitteln würden bauen können. 


A re 


rei 


Aa 


‚Die. beängstigende Steigerung der Baukesten hat jedoch - 
alle diese Erwartungen über den Haufen geworfen. Die Folge E} 


ist, dass die Baukosten für die Siedlungshäuser sich tm ‚un- 


Diese Entwicklung der Baustofipreise hat die Sied- 


lungstätigkeit im Ruhrrevier in einer so nachteili-. 


gen Weise unterbunden, dass sie zu einer Gefahr 
für die Entwicklung der Kohlenwirtschaftt 
wird, die von der Unterbringung einer ausreichenden Arbeiter- 
zahl abhängig ist. Sie hat ferner ganz unverkenabar die Bau - 
tätigekeit der Zechen aus ihren’cigenen Mit- 
teln in unheilvoiler Weise beeinflusst. Man kann daher ohne 
weiteres mit dem Ausfall von mindestens 15000 
Wohnungen rechnen, die ohne diese nachteilige Entwick- 


im, Jahre 1920 gebaut worden wären & 
. Die ‚Belegschaftsziffer des Ruhrbergbaues ist aber seit 


Ende 1919 .um etwa 50000 Köpfe angewachsen und damit auch 
Die bisherige Beleg- 


die Dringlichkeit der Unterbringung. 


erfolgte aus berufsfremden, grösstenteils 
sänger ein Unterkommen fanden, und immer ein fluktuierendes 
Element bilden werden. 


dient. Diese Arbeiterschichten verwachsen. erfahrungsgemäss 


nur zum geringen Teil mit dem Bergbau, der im Interesse der 


die weit überwiegend als Kost- 


Dem Bergbau ist damit wenig ge- R 


‚lung der Baustoffpreise aus Öffentlichen und privaten Mitteln 


J 


Fördersteigerung und der Wirtschaftlichkeit Gewicht darauf = 


legen muss, einen ausreichenden Stamm 


Zahl der in der Kohlengewinnung Tätigen 


Ssc3s- 3 
hafter Arbeiter zubekommen, aus welchen sich die 
(Hauer) 


schnellstens heranbilden lässt. Die Betriebe sind fast 


alle mit unproduktiven Arbeitern überfüllt. Ihre beliebige Ver- 


‚mehrung ist vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit aus ge- 
da sie zur Steigerung der Förderung nieht 


4 


sehen unrationell, 
nennenswert beitragen können und: 


die Wirtschaftlichkeit des 
Betriebes herabdrücken. 


Es muss daher mit allen Mitteln dar- 


an gearbeitet werden, die Anzahl der Hauer absolut und re- 


lativ erheblich zu vermehren. - 
Wohnungsnot ist aber eines 











nisse, die dieser Absicht im Wege stehen, weildie Aus- 
Hauern eine mehr- 


lese für die Ausbildung zu 
jährige Tätigkeitim Bergbau unter Tage,.als 
Sesshaftigkeit zur Voraussetzung hat. 


. Die Anzahl der von der Treuhandstelle Essen für das Jahr! 


1920 bewilligten Wohnungsbauten beträgt insgesamt 5331, die 
zum erhesiichen Teil noch im Bau begriffen sind... Dabei ist 
bereits über die ireigegebene zehnprozentige Reserve. die zu 

Verfügung der Reichsarbeitsgemeinsczhait, 
stand, verfügt, sowie über die Mittel, die 


ee der Treuhandstelle für den Ruhrbergbau überwiesen 

sind. ‘ Ki 
Nach den durch Fragebogen des Ausschusses auf 24 

Schachtanlagen gewonnenen Resultaten über den Wohnung: 


Gruppe Bergbau. 
aus dem Vorschuss 
von 300 Millionen Mark für Bergbausiedlungen seitens des 


‚gefähr das Dreifache gesteigert haben. | 
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bau ergibt sich folgendes Bild, das die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Massnahmen recht anschaulich zeigt: 

Es sind. Wohnungen im Bau 4609 auf insge- 
samt 80 von 249 Schachtanlagen. 

. Geplant ist .die Erbauung. von 11731 Wohnungen 
auf 79 Schachtanlagen. Davon entiallen 1760°Woh- 
nungen auf 35.Schachtanlagen, die aus Werksmitteln 
gebaut werden solien. Für 10717 . Wohnungen, von allen ge- 
planten, erwartet man die Mittel von der Treu- 
handstelle Essen,. die aber nach der Höhe der auf- 
KR Enden Mittel kaum zur Hälfte finanziert werden 

önnen. 


24 Schächte haben in geringem Umiange 
gebaut, teils: aus Öffentlichen, teils aus eigenen Mitteln. Sie 
planen aber nichts weiter, da sie bei der Unzuläng- 
lichkeit der öffentlichen Mittel keine Aussicht auf Berück- 
sichtigung haben und bei der Lage des Kapitalmarktes und der 
Höhe der Baustoifpreise aus eigenen Mitteln keine weitzren 
Versuche unternehmen können. 82 Schächte bauen 
nichts und planen auch keine Bauten, weil sie 
selbst nicht in der Lage sind und keine Hoffnungen auf eine 
Berücksichtigung durch die Treuhandstelle” haben, bei der zu- 
nächst 63000 Wohnungen angefordert waren. 


Die Aussichten, mit.den heutigen Mitteln den. Wohnungs- 
bau zu beschleunigen und dadurch die Steigerung der 
Kohlenfiörderung zu erleichtern, sind also ganz 
trostlos, 


Das einzige Hindernis, um in raschem. Tempo zu einer 
grösseren Zahl von Bergmannswohnungen zu kommen, ist die 
unzureichende Finanzierung der Treuhand- 
stelle und die Kapitalknappheit der Bergwerksunternehmun- 
gen. Für den Fall, dass eine ausreichende Finanzierung so 
rechtzeitig gesichert werden könnte, dass die not- 
wendigen Dispositionen hinsichtlich der Materialeindeckung, er 


- Bauarbeiterbeschaffiung, des Grunderwerbs und der Bauplan- 


genehmigung auf der neuen finanziellen Grundlage noch xe- 
tofien werden könnten, so wäre die Treuhandsteile Essen nach 
dem Urteil ihres Leiters, Herrn Professor Knipping, in der 
Lage, im Jahre 1921 bis zu 15000 Wohnungen neu zu 
bauen, 

Diese Zähl erachtet der Bergtechnische Ausschuss als die 
Mindestgtenze dessen, was gebaut werden 
muss, wenn unter Berücksichtigung der sonstiren von ihm 
empfohlenen Massnahmen technischer und  organisatorischer 
Natur eine ausreichende Steigerung der Kohleniörderung er- 
reicht werden sol. Ohne. die Erreichung dieser 
Mindestgrenze im Wohnungsbau würden jedoch 
die übrigen empfohlenen Massnahmen, besonders hinsichtlich 
der Ausbildung, zum Teil wirkungslos bleiben. 

Ueber die ‘Art der Finanzierung glaubt sich der Berg- 
technische Ausschuss eines Urteils enthalten zu sollen, weil 
es einmal ausserhalb des Rahmens seiner Aufgaben liegt, dann 
aber auch, weil darüber in seinen eigenen Reihen eine ein- 
heitliche Anschauung nicht zu erzielen ist. Bezüglich der bei- 
den nächstliegenden Wege lehnt ein Teil der Ausschüssmit- 
glieder den Gedanken der ausreichenden Erhöhung des 
Kohlenpreises für Siedlungszwecke ab, ein an- 
Gerer Teil hat Bedenken gegen eine Anleihe, und 
zwar hinsichtlich der Durchführbarkeit und der Zugkraft, Ob 
einer dieser Wege gangbar, oder ob ein dritter gangbar ist, 
möchte der Ausschuss daher nicht entscheiden, indem er dies 
berufeneren Stellen überlässt. 


Von Bedeutung scheint iedoch dem Bergtechnischen Aus- 
schuss zu sein, dass die bisherige Wohnungsver- 
mehrung, die aus der Kohlenpreiserhöhung erzielt wurde, 
auch noch nicht. restlos der Bergarbeiter- 
bevölkerung zugute gekommen ist. Die bis- 
herigen Erfahrungen zeigten, dass ein Teil der Wohnungen, die 
von. bergbaulichen Siedlern geräumt werden, von Nicht- 
bergleuten bezogen werden. Auch die Verordnung, 
die den Bergrevierbeamten ein. Einspruchsrecht gegen die Be- 
setzung solcher Wohnungen durch Nichtbergleute einräumt, 
fand in solchen Fällen keine Beachtung. Wird dieser 
Praxis kein ausreichender Damm entgegengesetzt, so wird die 
bergbauliche Siedlungstätigkeit zum Teil wirkungslös und die 
ausgeworfenen Mittel kommen : tatsächlich den Angehörigen 
des Bergbaues -und damit der Kohlenwirtschait nicht zu- 
gute. Es wäre daher empfehlenswert, die Anzeige- 
pflicht des Hausbesitzers beim Freiwerden der Woh- 
nung, die ein Bergmann inne hatte, unter Strafiandro- 
hung zu stellen, zumal die Mieteinigumgsämter in der Regel 
vor. eine vollendete Tatsache gestellt sind. Die Möglichkeit, 
dass die Bergbau-Aufsichtsbehörden in allen Fällen ihr Ein- 
spruchsrecht geltend machen können, muss unter allen Um- 
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ständen. durch 
sichert werden. 

Der ‚Ausschuss hat ferner festgestellt, dass in den Werks- 
wohnungen von 57 Schächten noch 6835 Nicht- 
bergleute bzw. Familien wohnen. Fs müsste dar- 
aui hingewirkt werden, diese Wohnungen allmählich für Berg- 
bauangehörige freizumachen. 

Erschwert wird die Siedlungstätizkeit nach Ansicht des 
Ausschusses insbesondere auch durch die unverkennbare 
Ueberorganisation, die durch den Aufbau zweier 
komplizierter Organisationen entstanden ist, die 
sich in alien Fällen gegenseitig lahmlegen und die 
Bauvorhaben erschweren und verzögern. 

Zusammenfassend ist also der Bergtechnische Ausschuss 
der Auffassung: 

1. dass im Jahre 1921 im Ruhrrevier mindestens 15 000 Bergmanns 
wohnungen erbaut werden und dass die finanziellen “Grundlaren 
dafür unter allen Umständen, um die Ausführung. zu ermöglichen, bis 
zum 15. Januar 1921 geschaffen werden müssen; 

2. dass ferner eventuell durch Schaffung von Strafbestimmungen 
gegen Uebertretung der Anzeigepflicht der Hausbesitzer Vorsorge ge- 


schaffen werden muss, dass die von bergmännischen Siediern verlassenen 
Wohnungen dem Bergbau erhalten bleiben; 

3. dass die von Nichtbergleuten bewohnten Werkswohnungen 
in möglichst vollem: Umfange mit Bergarbeiterfamilien besetzt 
werden, ‚und dass 

4.. die aus der bestehenden Ueberorganisation entstehenden Erschwerungen 
und Verzögerungen durch geeignete Massnahmen beseitigt werden. 


vorstehend vorgeschlagene Anzeigepflicht ge- 
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Knappschaftliches 


Werden die aus Elsass-Lothringen ausgeschiedenen Knapp- 
schaftsmitglieder übernommen? .Um die Frage zu klären, ob 
den aus Elsass-Lothringen ausgewiesenen Kollezen die von 
ihnen in den dortigen Knappschaftsvereinen erworbenen Rechte 
von den innerhalb des Reichsgebietes liegenden Knappschafts- 
kassen angerechnet werden, haben wir uns mit den zuständigen 
Stellen in Verbindung gesetzt. 

Nach Mitteilung des Allgemeinen Deutschen Knappschafts- 
verbandes haben über diese Frage Verhandlungen zwischen 


der deutschen und französischen Regierung . stattgefunden 
und sind dahingehend Abmachungen getroffen, dass den 
in Elsass-Lothringen ausgeschiedenen Mitgliedern der dor- 


tigen Knappschaitsvereine alle erworbenen Rechte erhalten 
bleiben sollen. Die französische Regierung hat es aber bisher 
abgelehnt, die Abmachungen zu ratifizieren und ein im Friedens- 
vertrag vorgesehenes Schiedsgericht anzurufen. Das Ergebnis 
dieser Verhandlungen muss nun erst abgewartet werden, ehe 
eine gültige Auskunft erteilt werden kann.. Das eine steht aller- 
dings schon fest, dass eine Uebernahme der Mitglieder 
derjenigen Vereine, die dem zwischen den deutschen Knapp- 
schaftsvereinen 1917 abgeschlossenen Freizügigkeitsvertrag 
nicht beigetreten sind, nicht möglich sein wird. Diesen 
Mitgliedern bleiben nach den Abmachungen nur die in den 
elsass-lothringischen Knappschaftsvereinen erworbenen Rechte 
erhalten, wohin sie dann auch später ihre Ansprüche zu richten 
haben. 

Sobald über die Frage ein Uebereinkommen mit der franzö- 
sischen Regierung vorliegt, werden wir darüber berichten. 


Versicherungsgrenze und Invalidität. Kollege Sauerwein 
aus Bochum schreibt uns: 

Am 15. September fand zu Nürnberg die 123, Sitzung des 
Genossenschaitsvorstandes der Knappschaftsberufsgenossen- 
schaft statt. Als Punkt 6 stand auf der Tagesordnung: „Ausdeh- 
nung der Versicherungspflicht auf Betriebs- und "Bureaubeamte 
mit einem Jahresarbeitsverdienst bis zum Betrage von 35 000 M. 
Man kam zu folgendem Beschluss: Auf Grund der Bundesrats- 
verordnung vom 15. November 1917 hat der Vorstand der 
Knappschaftsberufsgenossenschaft die Versicherungspflicht der 
Betriebs- und Bureaubeamten, vom 1. Januar 1920 ab bis auf ein 
Jahreseinkommen von 25000 M. ausgedehnt.“ 

Mit Rücksicht auf die weiteren eingetretenen Steigerungen 
des Einkommens der Zechenangestellten hat dann der Genossen- 
schaftsvorstand gemäss $ 19 Absatz 2 der Satzung in schrift- 
licher Einzelabstimmung einstimmig beschlossen, die Erwei- 
terung der Versicherung gemäss $ 548 Ziffer 3 R. V.O, mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1920 ab auf Betriebs- und Bureaubeamte aus- 
zudehnen, deren Jahresarbeitsverdienst den Betrag von 35 000M. 
nicht übersteigt. 

Den Werken wird empfohlen, in Zweifelsfällen die freiwillige 
Versicherung unter dem Vorbehalt anzumelden, dass sie nur 
dann in Kraft tritt, wenn das Einkommen die Versicherungs- 
grenze von 35 000 M. übersteigt. 
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Was bedeutet der Beschluss. für uns Grubenangestellten? 
Jeder Kollege, der ein monatliches Einkommen von 2917 M. be- 
zieht, hat die Versicherungsgrenze überschritten. Er steht ausser- 
halb der Sozialversicherung. Stösst ihm ein Unfall zu und 
wird er in einer Heilanstalt untergebracht, so kann er die Kosten 
für die Unterbringung selbst bestreiten, wenn der Allgemeine 
Knappschaftsverein nach $ 67 seiner Satzungen die Tragung der 
Kosten ablehnt. Die Ablehnung erfolgt aber meistens, wenn der 
Patient von der Heilanstalt aus den Antrag auf Tragung der 
Kosten stellt. Es ist zu empfehlen, den Antrag durch einen An- 
gehörigen sofort mündlich zu stellen oder der Vertrauensmant 
übernimmt dieses Amt. Verpflichtet ist der Knappschaftsverein 
nicht. Da das Einkommen durch das Ueberschichtenwesen er- 
reicht wird und eben das Existenzminimum für einen Familien- 
vater ist, so ist der Kollege, wenn ihm ein Unfall zustösst, bei 
den hohen Krankenhauskosten der Verelendung preisgegeben. 
Tritt Berufsunfähigkeit oder Tod ein, so bezieht der Kollege 
oder dessen Hinterbliebenen nur die karge Knappschaftspension, 
von der dann die Krankenhauskosten noch gezahlt werden 
sollen. Als letzter Ausweg bleibt dann die Wohlfahrtsfürsorge 
(früher Armenkasse). 

Warum gibt man uns Kopfarbeitern in der Sozialver- 
sicherung eine Sonderstellung? 


Wirtschaftsfragen 


Lage des deutschen Bergbaues im Monat Dezember 1920. 
Nachstehend veröffentlichen wir einen Auszug aus dem in 
Nr. 7 des „Reichs-Arbeitsblattes“ erschienenen Bericht über die 
Wirtschaftslage der deutschen Industrie im Dezember 1920. 

Im Bergbau zeigt die Lage keine Veränderung. Im Stein- 
kohlenbergbau wird nach wie vor aufs angespannteste gear- 
beitet. Die Ruhrkohlenförderung betrug bis zum 28. Dezember 
7,1 Millionen Tonnen gegen 7,5 Millionen Tonnen im November. 
Eine Steigerung der arbeitstäglichen Leistung wie im Vor- 
monat ist im Dezember also trotz des weiteren Verfahrens von 
Ueberschichten nicht erreicht worden. Es ist allerdings zu be- 
rücksichtigen, dass der November in den meisten Jahren eine 
besonders intensive Leistung ergibt. Wahrscheinlich wäre ein 
Zurückbleiben der arbeitstäglichen Förderleistung nicht einmal 
zu verzeichnen gewesen, wenn nicht die Wagengestellung sich 
im Dezember ausserordentlich ungünstig gestaltet hätte. Es 
wurden durchschnittlich bis zum 24. Dezember 20780 t Wagen 
gegen 20860 t im November gestellt. Die  Fehlziffern sind 
ausserordentlich gestiegen; sie betrugen z.B. am 18. Dezember 
8742 t und hielten sich seit dem 22. stets über 6000 t zegen 
5468 t im November. Trotz der angeordneten scharfen Sperr- 
massnahmen der Eisenbahnverwaltung war die Gestellung und 
Verteilung der Leerwagen auf die einzelnen Schachtanlagen in- 
folge mangelhaften und stossweisen Zulaufs so unregelmässig, 
dass betriebliche Schwierigkeiten für die Zechen nicht aus- 
bleiben konnten. Die Erzeugung musste auf die Hakden gestürzt 
werden, die Lagerbestände stiegen im Ruhrbezirk bis zum 
31, Dezember auf 882 869 t gegen 415 000 t am 27. November. 
Die Ueberfüllung der Halden nötigte bereits einige Zechen des 
Ruhrreviers, Feierschichten einzulegen; so mussten 
der ganzen Belegschaft der Schachtanlage Westerholt drei 
Feierschichten wegen manzelnder Kohlenab- 
fuhr auferlegt werden. Die Verschärfung der Trans- 
portschwierigkeiten führte zur Einsetzung einer Kommission 
von Eisenbahnsachverständigen der beteiligten Länder England, 
Frankreich, Deutschland und Belgien. Der aussergewöhnliche 
niedrige Wasserstand des Rheins im Dezember hatte zu einer 
Uebernahme fast aller Wassertransporte auf die Fisenbahn ge- 
nötigt und die Ueberiastung der Schienenstränge zu Ver- 
stopfungen geführt; die zur Behebung angeordneten Sperren 
konnten aber nur vorübergehend kleine Erleichterungen bringen, 
Unter den: Transportschwierigkeiten hatte die Versorgung des 
süddeutschen Brennstofimarktes ganz besonders zu leiden, Ja: 


.die grossen Rheinkähne kaum mehr als '/s ihrer sonstigen Lade- 


fähigkeit einnehmen konnten. Auch die Versorgung aus Mittal- 
deutschland, Schlesien und Böhmen, die in jüngster Zeit durch 
Zuführung ansehnlicher Mengen Braunkohlenbriketts wesent- 
lich für den süddeutschen Markt geworden war, ging durch: den 
Wagenmangel zurück. 

Im oberschlesischen Steinkohlenbergbau ist es in der 
ersten Dezemberhälfte gelungen, die tägliche Förderleistung zu 
steigern, obwohl das Ueberschichtenabkommen, das nach drei- 
monatigen Verhandlungen Anfang Dezember vereinbart wurde, 
noch nicht in Kraft treten konnte. Erst die ersten Januartage 
brachten die Nachricht, dass die Botschafterkonferenz in Paris 
das Ueberschichtenabkommen in der oberschlesischen Berg- 
und Hüttenindustrie genehmigt hat. Nach dem Fachblatt 
„Industriekurier“ stellte sich im Dezember die durchschnitt- 
liche Tagesleistung in Oberschlesien auf 112029 t gegen etwas 
über 108000 t im November. Die Produktionssteigerung wurde 
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dabei durch unzureichende Wagengestellung stark behindert; 


es fehlten von 220840 der benötigten Wagen 38389, Von den 
2,6 Millionen Tonnen Gesamtförderung an 24 Arbeitstagen des 
Dezember konnten nur 1,6 Millionen Tonnen mit der Bahn ab- 
transportiert werden. 
nach Polen, zugenommen hat, wurde der Inlandsversand am 
stärksten durch den Versandrückgang, der insgesamt eintrat, 
beeinträchtigt. Die Haldenbestände im oberschlesischen Stein- 
kohlenbergbau sind von 422000 t am 13. November auf 
497000 t am 11. Dezember und 536 146 t am 31. Dezember ge- 
wachsen, 

Ueber die Lage des Braunkohlenbergbaues im Dezember 
1920 haben wir bereits in Nr. 4 des „Techn. Grubenbeamten“ 
berichtet. 

Die Eisenerzgruben, die eigene Kohlengruben besitzen oder 
in der Hauptsache mit elektrischer Kraft arbeiten, konnten 
ihren Betrieb im bisherigen Umfange aufrechterhalten. Ver- 


. schiedene andere Gruben litten jedoch stark unter geringer 


Kohlenanlieferung und grossem Wagenmangel, so dass die 
Eisensteinförderung im Dezember ungünstig beeinflusst wurde: 
Die Spakohlenlieferung, welche die deutsche Industrie vornehm- 
lich der Qualitätskohle und des Koks beraubt, zwingt die Hüt- 
ten zu ausschliesslicher Verhüttung hochwertigen Eisensteins. 
Die inländischen Erzgruben, die geringwertige Sorten fördern, 
unterliegen infolgedessen starken Einschränkungen wegen 
Absatzmangels. Das gilt besonders für die Gruben des Lahn- 
und Dillgebietes, Nach Zeitungsmeldungen sind in besonders 
erzreichen Gegenden des Siegerlandes Schürfversuche gemacht 
und verschiedene stillgelegte Bergwerke wieder im Betrieb ge- 
bracht worden. 

Die Lage des Kalibergbaues ist, wie in den vorhergehenden 
Herbstmonaten, auch im Wintermonat Dezember im ganzen 
durchaus unbefriedigend gewesen. Die deutsche Landwirtschaft 
hat mit Düngesalzaufträgen zurückgehalten, und auch für die Aus- 
fuhr waren nur wenig Aufträge zu erledigen. Die Läger der ver- 
sandbereiten Erzeugnisse sind beträchtlich angewachsen. Das 
gleiche gilt für die Nebenerzeugnisse der Kaliindustrie. Finer 
der Reichs-Arbeitsblatt-Berichte hebt hervor, dass die Fin: 
legung einer dritten Schicht erfolgte, um die gewonnenen Roh- 
Salze, für die kein Absatz und keine Lagermöglichkeit bestand, 
fabrikatorisch zu verarbeiten und auf diese Weise eine 
Streckung der Lagerräume zu erzielen. Vielfach wird wegen 
Absatzmangels an einem Tage der Woche’ nicht ‘gearbeitet. 
Eine Reihe von Werken liegt völlig still, und andere Schächte 
sollen stillgelegt werden, so 10 Schächte des Kalikonzerns Win- 
tershall im Werratal. 


Kohlenpreiserhöhung. Auf Grund des Beschlusses des Reichskohlenver» 
bandes vom 29. Dezember 1920 gilt ab 1. Januar 1921 folgende Aenderung 
der Brennstoffverkaufspreise des Niedersächsischen Kohlensyndikats je Tonne 
einschliesslich Kchlen- und Umsatzsteuer: Preussische Berginspektion I Ibben- 
büren: Förderkohlen 225 M. 


Ein Koblensyndikat in Holland. Der „Frankf. Ztg.“ wird 
geschrieben, dass ein Kohlensyndikat für alle privaten und 
staatlichen Gruben in Holland errichtet werden soll. Die Haupt- 
ursache des Zusammenschlusses ist der Wunsch, angesichts der 
bevorstehenden Aenderungen auf dem holländischen Kohlen- 
markt eine einheitliche regelmässige Preisfestsetzung herbei- 
führen zu können. Die vermehrten Zufuhren von Kohle nach 
Holland haben zur Folge gehabt, dass in hächster Zeit die 
Zwangsbewirtschaftung für Kohle zur Auflösung gelangt und 
an deren Stelle der freie -Kohlenmarkt treten wird. 
sammenhang hiermit wird 'das zentrale Verrechnungskontor. 
für Brennstoffe vom 1. Januar 1921 ab seine Preise derart er- 


mässigen, dass sie in Uebereinstimmung gebracht werden mit °) 
In den ersten elf Monaten 


den Kohlenpreisen am freien Markt. 
des Jahres 1920 betrug die Gesamtproduktion 4,1 Millionen 


Tonnen gegen 3,5 Millionen Tonnen. Man rechnet mit einer Ge- 
samtproduktion für 1920 von 4,5 Millionen Tonnen gegen 3,3 j 


Millionen Tonnen im Jahre 1919, 


Ein unterer Grubenbeamter zur Sozialisierunge. In der 
„Dortmunder Zeitung“ Nr.12 vom 8. Januar 1921 ist ein Artikel 
enthalten mit der Ueberschrift „Bergarbeiterschaft und Kohlen- 
sozialisierung“. Der Verfasser ist ein unterer Bergbeamter, 
von dem die Schriftleitung sagt, er sei durchaus’ sozial ge- 
richtet, habe ein nüchternes Urteil über die wirtschaftlichen 


Verhältnisse im Bergbau und er könne deshalb ein obiektives 


Urteil abgeben. 
dann gesagt: 
„Ihnen ist sicherlich die Stellungnahme der AfA bekannt, die eine be. 


Ueber die Stellung der Beamtenschaft wird 





Da der Auslandsversand, besonders der ° 


Im Zu- 
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schleunigte Sozialisierung fordert. Damit ist die Ansicht der'Beamten gegeben | 
und gekennzeichnet, wenigstens der unteren Beamten. Für sich persönlich er- 


hoffen die Beamten auch keine grossen Vorteile, nur ist da der Hass gegen 
das Kapital, gegen die Besitzenden intensiver. Sie wollen die Gewinne der 
Allgemeinheit zugeführt sehen, nicht aber einigen Privatleuten. die ja zum 
grössten Teil keine Verbindung mit dem Bergbau haben.“ ‘. 
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In diesem Urteil ist von dem grossen Hass der Angestell- 
ten gegen die Besitzer die Rede. Jetzt ernten die Unterneh- 
mer die Früchte, deren Samen sie mit ihren Prämienentzie- 
hungen, mit ihrem In-die-Grube-Jagen, mit ihrer schlechten 
Behandlung der Beamten gesät haben. Der Schreiber hat aber 
vergessen, dass unter den Grubenbeamten, infolge ihrer prak- 
tischen Erfahrungen.und ihrer guten technischen Schulbildung, 
die Erkenntnis gekommen ist, dass der sozialisierte Bergbau 
nicht nur produktiver, sondern auch viel menschlicher zestal- 
tet werden kann, als es die Unternehmer bisher beliebten. 
Hass gegen die Besitzer und volkswirtschaitliche Erkenntnis 
von der Nützlichkeit der Sozialisierung sind wirklich die Un- 
terlagen, auf denen sich die Entschlossenheit für die Durch- 
führung der Sozialisierung aufbaut. Man wird daher auch in 
diesem Falle wieder sagen können, dass die frühere böse Saat 
letzten Endes doch noch gute Früchte bringt. 


Gesetzliche Interessenvertretungen 


Reichskalirat. In der am 21. Januar 1921 unter dem Vorsitz 
des. Herrn Geheimen Justizrat Kempner abgehal- 
tenen Vollsitzung des Reichskalirats wurde beschlossen, im 
Hinblick auf die gegenwärtig - herrschenden Teuerungsverhält- 
nisse die Kostenbeiträge, die aus Fonds des Reichskalirats im 
Sinne der Bekanntmachung vom 16. Februar 1920 den für die 
Ausführung von Kalisalzanalysen zugelassenen Versuchsstatio- 
nen und Handelschemikern gewährt werden, von 9 M. auf 
18 M. mit Wirkung vom 1, Januar 1921 ab zu erhöhen, _ 

Ferner wurde der Entwuri einer Abänderung der Bekanni- 
machung des Reichskalirats vom 6. Dezember 1919, betreffend 
Veröffentlichung des Gesellschaitsvertrages des Deutschen Kali- 
syndikats G. m. b. H. vom 16. Oktober 1919 und der Anlage 
(Stammeinlage der Gesellschafter) hierzu angenommen. NHier- 
nach erhöht sich das Stammkapital der Gesellschaft von 
1500000 M. auf 1532400 M. Auch wurde die Abänderung der 
Bekanntmachung vom 21. Dezember 1920, betreffend! Anwen- 
dung des Kaliwirtschaftsgesetzes auf die bei der Weiterverar- 
beitung von. Chlorkalium und schwefelsaurem Kali gewonne- 
nen Kalisalziabrikate, wonach in diesen Vorschriften die Worte 
„nahezu chemisch reine Produkte‘ zu streichen sind, unter Zu- 
billigung von Auischlägen zu den gesetzlichen Inlandshöchst- 
preisen für die Raffination des Chlorkaliums und schweiel- 
sauren Kalis: genehmigt. 

Der Eingabe des Deutschen Kalisyndikats wegen Stellung 
eines Antrages bei der Reichsregierung auf alsbakdige Auf- 
hebung der Bekanntmachung vom 10. Januar 1913, betrefiend 
Verbringen von Kalisalzen zu Inlandspreisen auf jenseits der 
Grenze belegene Grundstücke zum Zwecke der Düngung, so- 
iern diese Grundstücke von innerhalb der Grenze belegenen 
Wohn- und Wiärtschaftszgebäuden aus bewirtschaftet werden, 
wurde im Hinblick aui den zur Zeit m ungeheuerem Umfange 
bestehenden Schmuggel mit Kalisalzen stattgegeben. 


Es wurde die Ersatzwahl eines zweiten stellvertretenden 
Beisitzers der Kalilohnprüfungsstelle erster Instanz im Sinne 
der Durchführungsvorschriften zum -Kaliwirtschaftsgesetz vor- 
genommen. Sodann wurde der Vollversammlung Mitteilung 
von der Genehmigung des Nachtragsvoranschlages für 1920 und 
Veranschlages für 1921 über die Einnahmen und Ausgaben des 
Reichskalirats und der. Kalistellen seitens des Herrn Reichs- 
wirtschaftsministers, sowie von der Beschlussfassung des Haus- 
haltsausschusses wegen verschiedener Einrichtungen in Rech- 
nungsangelegenheiten Kenntnis gegeben. 

Ueber den Stand der Frage wegen Uebertragung der Be- 
jugnis zur Ausstellung von Ausfiuhrbewilligungen in Kaliange- 
legenheiten an die Geschäftsstelle des Reichskalirats und der 
Angelegenheit wegen Gewährung von besonderen Teuerungs- 
zulagen aus dem von der Kaliindustrie bereitgestellten 10-Mil- 
lionen-Fonds an Invaliden, Witwen und Waisen von Kaliberg- 
arbeitern sowie an invalidisierte Angestellte, Witwen und 
Waisen von Angestellten der Kalindustrie wurde berichtet. 


Der Kassenverwaltung wurde die Entlastung hinsichtlich 
der Rechnung für das Teiliahr 1919 erteilt. Zu den von der 
Reichsregierung angeregten Aenderungen einzelner bestehen- 
der Gesetzesbestimmungen beziehungsweise zu den von der 
Geschäftsleitung des Reichskalirats für erforderlich gehaltenen 
Ergänzungen :der bestehenden Durchführungsvorschriften wurde 
Stellung genommen, 


Auf den Antrag des Deutschen Kalisyndikats G. m, b. H. 
vom 15. Januar 1921 wegen Erhöhung der Inlands- 
preise für Kalisalze und Kalisalzfabrikate wurde in Erwä- 
gung, dass der Reichskalirat in Aussicht nimmt, eine etwaige 
Preiserhöhung vom 24. Januar 1921 ab rückwirkend in Kraft 
treten zu Jassen, beschlossen, die Beschlussiassung 
über den vorgenannten Antrag des Deutschen Kalisyndikats 


auf den 1. Februar 1921 zu vertagen. 
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Arbeitskammer für den Ruhrbezirk. In der am Dienstaz, 
den 25. Januar 1921 im Rathaussaal zu Essen abgehaltenen 
Gesamtsitzung der Arbeitskammer für Jen Koh- 
jenbergbau des Ruhrgebiets wurde nochmals zu dem vom Fazh- 
und Fortbildungsschulausschuss aufgestellten Entwurf über 
Richtlinien des Lehrlingswesens in Bergwerksbetrieben Stellung 
genommen. . 

Die Arbeitskammer (Arbeitgeber-, Arbeiter- und Angze- 
sielltengruppe) erklärte sich nach kurzer Debatte einmütig für 
die Annahme des vorgelegten Entwurfs. Es wurde beschlossen, 
den Entwurf nunmehr den gesetzlichen Organen zur Durchfüh- 
rung einer einheitlichen Regelung des gesamten Lehrlings- 
wesens in Bergwerksbetrieben zu unterbreiten. In erster Linie 
soll angestrebt werden, vom Handelsministerium die Befugnis 
zu erhalten, dass die Arbeitskammer Prüfungen vor ihren Prü- 
fungsausschüssen mit der gleichen Wirkung vornehmen kann, 
wie es das Handwerk auf Grund der Vorschriften der Gewerbe- 

rdnung zu tun in der Lage ist, damit den Prüflingen, wenn sie 
vor einem von der Industrie eingesetzten Prüfungsausschuss die 
Prüfung ablegen, auch die sämtlichen gesetzlichen Rechte zır- 
kommen, die den übrigen Handwerkslehrlingen nach Ablesung 
der Prüfung zustehen. Der Entwurf sieht im wesentlichen 
eine einheitliche Regelung des gesamten Lehrlingswesens in 
Bergwerksbetrieben vor. Es wird ein besserer schriftlicher 
Lehrvertrag für das Handwerk im Bergbau gefordert, damit 
eine gute Fachausbildung und das Bestehen der Gesellen- und 
Meisterprüfung gewährleistet ist. Die Lehrzeit beträgt in allen 
im Bergbau vorkommenden Handwerksberuien drei Jahre. Bei 
Beendigung der Lehrzeit, vor der Entlassung aus der Lehre, 
hat der Lehrling sich der Gesellenprüfung vor dem zuständiren 
Prüfungsausschuss zu unterziehen. Zuständig ist der von dei 
Arbeitskammer zu errichtende Prüfungsausschuss, in dessen Be- 
zirk der Betrieb des Lehrherrn gelegen ist. Handwerks- und 
Bergbausachverständige bilden den Prüfungsausschuss,. Die 
Prüfung hat sich auf die im Bergbau auszuführenden handwerks- 
mässigen Arbeiten zu erstrecken. Die Arbeitskammer für den 
Kohlenbergbau hat die Prüfungsordnung für die Gesellenprü- 
fung: zu erlassen. 

Weiter beschäftigte sich die Kammer noch mit der: Frare 
über Aufhebung der Berggewerbegerichte. Die 
Kammer sprach sich für die völlige Abschaffung der Bergge- 
werbegerichte und ihre Unterstellung unter die allgemeinen Ge- 
werbegerichte aus. Folgende Entschliessung wurde einstimmig 
angenommen und beschlossen, dieselbe dem Preussischen Han- 
delsministerium in Berlin zw übersenden. 

Die Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets beschliesst, den 
Preussischen Handelsminister zu ersuchen, die auf Grund der $$ 1 und 82 des 
Gewerbegerichtsgesetzes erlassenen Bestimmungen über die Errichtung von 
N enter aufzuheben. Gleichzeitig soll dahin gewirkt werden, dass 


bei Erledigung der Streitfragen aus dem Bergbau nur Vertreter des Bergbaues 
als Beisitzer zugezogen HB: 


Nähere Begründung bleibt den einzelnen Gruppen vorbehalten, 


ZueinemAntrage der Technischen Nothilie 
vom 23. Dezember 190 wurde ebenfalls Stellung ge- 
nommen. In dem Antrage wird die Arbeitskammer gebeten, 
durch Verhandlungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
den Umfang der bei jeder Art von Streiks unbedingt zu leisten- 
den Notstandsarbeiten im Kohlenbergban festzulegen und die 
angeschlossenen Organisationen auf die Einhaltung der hierfür 
zu treffenden Abmachungen zu verpilichten, 

Nach kurzer Aussprache über diesen Punkt der Tagesord- 
nung erklärten die anwesenden Vertreier : einmütig, dass für 
diese Frage die Arbeitskammer nicht zuständig sei. 


Der missglückte Feldzug des „Reichsverbandes deutscher 
Bergbauäangestellter“ im Ruhrbezirk. Nachdem am 15. Dezen- 
ber 1920 über die Forderungen der Bergbauangesteilten des 
Ruhrkohlenbeckens der bereits veröffentlichte Schiedsspruch 
gefällt worden war und die in Frage kommenden Spitzenorgani- 
sationen angesichts der allgemeinen Lage ihr Einverständnis zu 
diesem Spruch erklärten, zlaubte der „Reichsverband deut- 
scher Bergbauangestellter‘‘ den Zeitpunkt für gekommen, gegen 
die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung, die bekannt- 
lich im Ruhrgebiet führend ist, anzurennen. Ein Verleum- 
dungsfeldzug allerschlimmster: Art wurde von dem „R. d. B.“ 
gegen uns in Wort und Schrift eröffnet. Wir haben uns be- 
reits in Nummer 1 des „Technischen Grubenbeamien“ in einem 
längeren Artikel mit dem oben angezogenen Schiedsspruch be- 
fasst und dabei die falsche Grundlage der Forderungen des 
„R. d. B.“ nachgewiesen, so dass ein nochmaliges Eingehen 
sich erübrigt. Verschiedene in den letzten Wochen an uns ge- 
riehtete Zuschriften aus Kollegenkreisen beweisen, dass die 
von uns eingeschlagene Taktik die richtige gewesen ist. 

Aber der Feldzug des „R. d. B.“ ist elend zusammen- 
gebrochen. Aus der Fülle-des uns vorliegenden Materials nur 
einige Fälle, 
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Unsere Ortsgruppe in Horst-Emscher hatte um 16. Ja- 


nuar eine erweiterte Mitgliederversammlung einberufen, in der 


Kollege Steiger Sichtermanr über „Technische Angestellte und 
\Viederauibau“ referierte und bei dieser Gelegenheit das Be- 


tragen des „R. d. B.“ kennzeichnete. -In der Diskussion sprach” 


ein Mitglied des „R. d. B.“ gegen seinen Verband und 
forderte alle Kollegen auf, in die freien Gewerk- 
schaften einzutreten. Der‘ Erfolg blieb natürlich nicht aus. 


Eine besondere Rolle spielt der Führer des „R. d. B.“, Dr. phil. . 


Herwegen. 
in seinen Schriften verleumdete er unseren Kollegen Bauer und 
andere führende Personen des AfA-Bundes. Was in der Ar- 
beiterbewegung kommunistische Wirrköpfe machen, 


der demagogischsten Weise an die niederen Instinkte der: Mas- 
sen appellieren, versucht dieser Herr mit den Bergbauangestell- 
ten. Ein Koniunkturpolitiker wie die meisten der ‚heutigen 
„Rrradikalen“. Früher gelb und heute der typische wildgewar- 
dene Spiesser. Und leider fallen auf den Doktortitel und die 
grosse Geste so viele unserer Kameraden herein und merken 
es gar nicht, welches Armutszeugnis sie unserem Stande da- 
dırch ausstellen, Wir haben bisher die Grubenbeamien ivr 
nüchterner und klarer gehalten, um sich vor einem solchen 
Herrn, der jedem ehrlich und gerade denkenden Steiger auf 
die Nerven fällt, an der Nase herumführen zu lassen. Lang- 
sam beginnt es jetzt zu dämmern, aber die Ablehnung müsste 
doch in ganz anderer Weise erfolgen. Nach oftmals vergeb- 
lichen Mühen gelang es endlich unserem Kollegen Bauer, diesen 
Herrn Dr. phil. in einer Versammlung in Herwest-Dorsten zu 
stellen, wo es dann zu einer grundsätzlichen Aussprache über 
die Tarifverhandiungen kam. Das Resultat dieser Ausein- 
anderseizung war der sofortige Uebertritt 
13 Mitgliedern des „R. d. B“ zum Butab. 
Kommentar erübrigt sich. 

Wir möchten noch einmal kurz auf folgendes hinweisen. 
Kollegen führt euch die Naturgeschichte des „R. d. B.“ vor 
Augen. Wenn ihr seine Entstehnug und seinen Werdegang 
verfolet, wenn ihr das freundliche Entgegenkommen der 
Zechenbesitzer. gegenüber dem „R. d. B.“ mit der Behandiung, 
die der freigewerkschaftlichen. Angestelltenbewegung von die- 
ser Seite zuteil wird, verzleicht, so werdet ihr finden, dass der 
„R- d. B.“ trotz seines Radikalismus Sabotage an der Ge- 
werkschaftsarbeit verübt, d. h. im Interesse der Unternehmer 
arbeitet. Denkt daran, dass die Arbeitgeber im Hinblick auf 
die drohende Sozialisierung und die gesamte Tarifbewegung 
ein grosses Interesse an dem Zerschlagen eurer jetzt einiger- 
massen geschlossenen Front haben. Lasst euch nicht beirren 
durch das überradikale Auftreten des „R. d. B.“. Wehrt euch 
gegen jede Zersplitterung, sonst seid ihr ohnmächtig bei den 


Jeder 


grossen Auseinandersetzungen mit dem machtvollen Zechen- - 


kapital. 
Gewerkschaftsarbeit 


Das endgültige Ergebnis der Tariiverhandlungen im Ruhr- 
revier. Die geldlichen Bezüge ab I. Oktober 1920 sind folgende: 
Gehaltserhöhung für alle Angestellte „pro Monat 90.— M. 


„ Lehrlinge 50.— „ 


Hausstandsee!d für Verheiratete und gleichgestellte Ledige „ „. 10— , 
Kinderge'd je Kind und Monat EEE WA EN LO. 
Revierstsiserzulage im Monat . . 2.2... 02002. 130-5 
Wohnungszeldzuschuss beträgt für Steiger und ihnen f. d. übrigen 
h gleichstehende Angestellte Angestellten 

f. Orte d. Ortsteuerungsklasse A 89 —M. 70.— M. 
nm ” ” B 7. ” 60.— ff} 
»" „ ” = 60.— ” 50 — v9 
Die bisherige Schichtzuiage von 450 M.und besondere Teuerungszusch'ioe 

von 75.— M. werden (vom Januar.d. J. ab), zu einer monatlichen Pauschale 


von 209 — M. zusammengefasst Dieser Betrag ist bei der Berechnung der 
Ueberschichten mit hineinzurechnen. 


Ueber Absatz I des Schiedsspruchs vom 18. Dez. 1920 (siehe D. T. Z. 


Nr. 1 v. 7. 1. 21) besteht zwischen den vertragschliessenden Parteien Ueber- 
einstimmung über folgende Auslegung: Sofern Angestellte über Tage mit den 
auf Grund der Pflichtüberschichtenabkommen zu zahlenden Ueberschichtenver- 
gütungen im einzelnen Monat die auf Grund des Schiedsspruchs vom 18. Dez. 1920 
zu zahlende Ausgleichszulage nicht erreichen, ist mindestens diese Ausgleichs- 
zulage zu zahlen. 

Die seit Oktober v. J. verfahrenen Pflichtsonntagsschichten werden nach- 
gezahlt. Sonntagsschichten fallen nicht unter das Pflichtüberschichtenabkommen. 

Die Lebensversicherungssumme ist für Steiger und im Range gleichstehende 
Angestellte auf 15000 M., für alle übrigen Angestellten auf 19000 M erhöht. 
Die Angestellten müssen nun dafür sorgen, dass die neuen Versicherungen so 
schnell wie möglich abgeschlossen werden. Eine rückwirkende Prämienzahlung 
ist hier nicht möglich. Angestellte, die bisher schon die neue Lebensversiche- 
fungssumme abgeschlossen haben, erhalten den neuen Prämienanteil bereits 
für den Monat Januar d. ]. 

Einige Bemerkungen aus dem protokollarischen Zusatz: 

Bei Totgeburten ist; die Wochenbeihilfe in demselben Umfange zu ge- 
währen, in dem sie die Knappschaft bezahlt, 
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_ erhalten für den betreffenden Monat die Untertagezul 


ir 
5) 


“ 


die mit‘ 
radikalen Phrasengeklingel und grösstem Lungenaufwand im 


- werden. 
nächsten Jahres gekündigt werden. 


von: 


Es sollte 


stattgefundenen Verhandlungen über Revision der Gehaltssätze 
‚der auf den Zechen beschäftigten Holzmeister führten zu keiner 


Einigung, so dass der AfA-Bund das Reichskommissariat ‚ZUM 


Vermittlung anrufen musste. Die Einigungsverhandiungen un- 


Zu Hauptgruppe II: Die Uebertagsangestellten, die monatlich 
_ zur Hälfte ihrer Schichten unter Tage verfahren, erhalten für den be- 
treffenden Monat die Hälfte der Untertagerulagen. Die Uebertageangestellten, 
die mehr als die Hälfte ihrer Schichten im ‘Monat unter Tage Dienst tun, 


age gan. ’ 
Zu Punkt Kinder- und Hausstandsgeld: Für EN Grund gesetz- 


‚licher Adoption angenommene Kinder wird Kindergeld gezahlt. Sind mit der 
Adoption Einkünfte verbunden, werden diese Einkünfte 
- angerechnet. 


auf das Kindergeld 
Die Arbeit von Mädchen im elterlichen Haushalt ist nicht ‚als Berufs: 


r & . ausbild hen. 
In öffentlichen Angestelltenversammiungen und n.nas An senen 


Erhaiten Kinder im Siane des betreffenden Paragraphen ein Einkommen 


‚ unter 100 M. monatlich, so ist die Differenz zwischen dem Einkommen und 
dem Kindergeld zu zahlen. 


Urlaub: Der Urlaub beträgt nicht Wochen- sondern Arbeitstage, und 
zwar 6—12 und 12-13 Arbeitstage. Hierzu ist noch eine protokollarische 
Erklärung über den Uriaub der aus dem Arbeiter- in das Angestelltenverhält- 
nis übergetretenen Arpveitnehmer vorgesehen. Sa ARE e 

Krankfeiern: Das volle Einkommen wird während der ersten 3 Monate 
der Krankfeierzeit gezahlt. Darüber hinaus für weitere 13 Wochen die bisher 
üblichen Sätze. 3 ’ , 

Kündigung des Tarifvertrages: Die Kündigung des Rahmentarifs 


und der Gehaltstafel kann getrennt erfolgen, Die Gehaitstafel kann erstmalig 


am 1. März mit vierwöchiger Kündigungsfrist zum 1. April d. J. gekündigt 
Der Rahmenvertiag kann erstmalig am 31. Dezember zum 1. April 


‚ein Viertel 





Die Tarifverhandlungen der Angestellten im ostdeutschen 


Braunkohlenbergbau. Am Mittwoch, den 26. Januar 1921 fanden 
in Frankiurt a. Oder die Verhandlungen mit dem Arbeitgeber- 


‚verbande des Vereins der. ostdeutschen Braunkohlenbergwerke 
zwecks Anpassung der Angestelltengehälter an die verteuerte 


Lebenshaltung statt. Bei früheren Verhandlungen hatten die 
Arbeitgeber jedes Entgegenkommen glatt abgelehnt. Deshalb 


hatten wir uns an das Reichsarbeitsministerium zwecks Bildung 


eines Schlichtungsausschusses gewandt. Da durch den Schieds- 
spruch in den Lohnstreitigkeiten der Arbeiter des Braunkohlen- 
bergbaues und den mittlerweile getätigten Neuabschluss für die 
Angestelltengehälter im Niederlausitzer Braunkohlenbergbau 
eine neue Lage entstanden. war, empfahl das Reichsarbeits- 


Einigung zu machen ohne Schlichtungsausschuss. 


Dieser An- 
regung wurde beiderseits Folge gegeben. FE 


Die Arbeitgeber boten für alle Angestellten einen Gehalts- 
‚zuschlag in Höhe der durch den Schiedsspruch festgelegten S: 
(Jährlich 1740 M.) Nach längeren 


Lohnzulagen der Arbeiter. 


Verhandlungen erhöhten sie ihr Angebot 
ai für..die, Gruppe: 1.5; 7, 2 a Sen 
u 


”» ” 23 ® = = ® e.! 7 HER ei “ h ” ” ” ” 
» TR || Re Be 
festgelert we.den: ; 


„das Hausstandsgeld . . . . PL... 


m 


. auf 125 M. monatlich 
das Kindergeld. . . . . . - RER are 


hr 4 - ” ”» 
Es hatte sich dann folgendes Bild ergeben: 
Anfangsgehälter. 
Forderung Differenm 


Senftenberger | Senftenberger 


Sät.e Sätze abzüglich Arbeitgeber | rung und An- 
| 5 Prozent - Erle gebot'; 
- Betriebsführer 18600 17670 3660... u BO 
19060 18050 17070 22,980. 07 
19500 18525 17545 . 980 : 
Steiger .. ... 16 80:1 15960 15 165 IR 
Aufseker .. . 14700 13965 13 355 610 


Das ist rund 10 Prozent weniger als die Senitenberger Sätze. 
Wir konnten dazu unsere Zustimmung nicht geben und waren 
deshalb genötigt, die Verhandlungen abzubrechen. ö 


Das 


Reichsarbeitsministerium wurde neuerdings 


schäftigten Zechenholzmeister. Die zwischen AfA®@Bund und Ar- 
beitgeberverband der deutschen Grubenholzindustrie, Essen, 


ter dem Vorsitz eines. Vertreters des Reichskommissariats fan- 
den am 26. Januar d.J. statt. Hierbei wurden wesentlich höhere 


_ Gehaltssätze erzielt, als die Grubenholzbörse vor der Vermitt- 


lungsaktion zugestehen wollte. 
Die neuen Gehaltssätze betragen ab 


1: Januar 1921: 


700.1: ae Aa 
EIN In Dee 


‚Angebot der zwischen Forde- 


re ee, 


um 
schnellste Einberufung des Schlichtungsausschusses gebeten, 
Revision der Gehaltssätze der bei Unternehmerfirmen be- 


ur 


' ministerium den Vertragskontrahenten einen neuen Versuch zur 


ee Er EEE 











Aniangsgeh. Steigerungen Endgeh. 
Klasse I .. . 1764 10 X 210 - - 197490 
“Klasse I 2.217940 10 X 210 20.040. = 
"Klasse II . . . 18240 10 X 210. 20 340 - 


In diesen Sätzen sind Wohnungsgeld, Kindergeld usw. en 
halter. Die Pauschale für Ueberstunden beträgt im Höchsts 
monatlich 200 M. i RR Kiez 
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Der technische Grubenbeamte 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


Nummer 6 


Wahl der Beisitzer des Berggewerbe- 
gerichts Dortmund am 9. März 1921 


‚- „Nach einer Anordnung des preussischen Ministers für 
Handel und Gewerbe vom 16. Dezember 1920 über die 
Verfassung und Tätigkeit des Berggewerbegerichts Dort- 
mund scheiden sämtliche jetzigen Beisitzer des Berg- 
gewerbegerichts Dortmund, auch soweit ihre Amtsdauer 
noch nicht abgelaufen ist, spätestens am 31. März 1921 
aus ihrem Amte aus. Die Neuwahl der Beisitzer findet 
am 9. März 1921 statt.’ 

Die angezogene Anordnung bringt wesentliche Aen- 
derungen des Berggewerbegerichtswesens mit sich, die 
auch für die technischen. Grubenbeamten von grösster 
Wichtigkeit sind. Zur Teilnahme an den Wahlen berech- 
tigt sind Arbeiter und Arbeiterinnen, die das 20. Lebens- 
jahr vollendet und im Bezirk des Berggewerbegerichts 
Wohnung oder Beschäftigung haben. Als Arbeiter im 
Sinne der Anordnung gelten auch Betriebsbeamte, 
Werkmeisterundmithöherentechnischen 
Dienstleistungen betraute Angestellte, 
sofern ihr Jahresverdienst an Lohn oder 
Gehalt 30000 M. nicht übersteigt. Wählbar 
als Beisitzer sind diejenigen, die das 30. Lebensjahr voll- 
endet haben. Die Wahl der Beisitzer ist unmittelbar und 
geheim; sie erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältnis- 
wahl. 

Das Berggewerbegericht Dortmund ‘besteht aus 
20 Kammern, zu denen 528 Beisitzer, ie zur Hälfte Arbeiter 
und Arbeitgeber, zu wählen sind. "Entsprechend den 
20 Kammern sind 20 Wahibezirke vorgesehen. Für jeden 
Wahlbezirk ist der. Bergrevierbeamte zum Wahlkommis- 
sar bestimmt, neben dem ein Wahlausschuss bestellt wird. 
Innerhalb der Wahlbezirke bilden die selbständigen 
Betriebsanlagen Stimmbezirke, deren Abgrenzung vom 
Wahlkommissar in den Wahlausschreiben noch bekannt- 
gegeben wird. Die Wahlordnung ist die gleiche wie bei 
den Betriebsratswahlen. Vorschlagslisten sind bis späte- 
stens eine Woche nach dem ersten Tage des Wahlaus- 
schreibens beim Wahlkommissar einzureichen. 

Wir werden uns in der nächsten Nummer unserer 
Zeitung mit der Neuregelung des Berggewerbegerichts 
Dortmund und insbesondere mit den Fragen, die uns tech- 
nische Grubenbeamten angehen, näher beschäftigen. 


Rückblick auf die Tarifverhandlungen 


im Ruhrrevier 


Mehr als drei Monate: waren notwendig, um den neuen 
Tarifvertrag der technischen, Beirgbauangestellten zum Ab- 
schluss zw bringen. Der bisherige Vertrag lief am 1. Oktober 
1920 ab. Am 25. Oktober 1920 wurden die Tarifverhandlungen 
aufgenommen, am 24. Januar 1921 kamen sie zum Abschluss. 
Die Vorkommnisse während der Verhandlungszeit sind für die 
Zukunft ausserordentlich lehrreich. Es soll daher hier ein kur- 
zer Ueberblick gegeben werden, damit alle diejenigen, die es 
angeht, selbst ihre Schlussfolgerungen ziehen können. 

Der Kampf um den Tarifvertrag hatte ‘diesmal Formen 
angenommen, die alles Bisherige in den Schatten stellen. An- 


| Berlin, den 11. Februar 1921 | 
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3. Jahrgang 


statt alle Kräfte zu konzentrieren, um sie der Geschlossenheit 
der Arbeitgeber entgegenzuwerfen, bekämpfen sich die Ange- 
stelltenverbände und boten so das traurige Bild der Zersplitte- 
rung. Dem „Reichsverband deutscher Bergbauangestellter‘ 
sollte es vorbehalten bleiben, die Tarifverhandlungen für agi- 
tatorische Zwecke mit den denkbar schmutzigsten Mitteln aus- 
zunützen. Mitglieder des R. d. B. haben uns selbst erklärt, sie 
hätten alles auf eine Karte gesetzt: Entweder 
derR.d.B. kommt hoch oder er geht kaputt. Man 
betrachtet also die Organisation lediglich als Selbstzweck und 
nicht als Mittel zum Zweck. Die Angestellten sind dabei die 
Leidtragenden. 

Wie haben sich die Dinge abgespielt: Anlässlich der Kün- 
digung des Tarifvertrages brachten die Bergbauangestellten 
allgemein den Wunsch zum Ausdruck, dass unbedingt versucht 
werden müsste, einen einheitlichen Tarifentwurf sämtlicher in 
Frage kommenden Organisationen zustande zu bringen und dem 
Zechenverband gegenüber eine gemeinsame Front zu bilden. 
Diesem Wunsche wurde Rechnung getragen. Schon bei der ge- 
meinsamen Ausarbeitung des Emtwurfes stellte sich heraus, dass 
in grundsätzlichen Fragen Gegensätze zwischen den Verbän- 
den bestanden, z. B. in der Frage des Mitbestimmungsrechtes, 
Im-Interesse der Einigkeit stellten wir unsere weitergehenden 
Wünsche zurück, so dass ein einheitlicher Rahmentarifentwurf 
zustande. kam. 

Als die Gehaltsfrage aufgerollt wurde, hielt der R. d. B. 
die Zeit für gekommen, eine Bewertungstheorie zu entwickeln, 
die ihm geeignet schien, Stimmung unter den Bergbauangestell- 
ten zu erwecken. ‚Diese Theorie hat übrigens nicht einmal 
den Reiz der Neuheit. Im Entwurf des erster Tarifvertrages 
vom 21. Januar 1919 hatte die Fachgruppe Bergbau unseres 
Bundes die Gehaltsskala aufgebaut auf der Grundlage des 
Hauerdurchschnittslohnes. Diese Forderun« musste beim Ab- 
schluss des damaligen Tarifvertrages aus den verschiedensten 
Gründen fallen gelassen werden. Die beruflichen Vertreter 
des AfA-Bundes hatten daher auch diesmal erhebliche Beden- 
ken, die Theorie zu unterstützen, drangen aber mit ihrer An- 
Sicht nicht durch. 

Gewerkschaftspolitik ist mehr als andere die Kunst des 
Möglichen. Die voraufgegangenen Tarifabschlüsse, soweit sie 
den Tarifabschlüssen der Bergarbeiterverbände unmittelbar 
folgten, zeitigten immer ungefähr das gleiche finanzielle Er- 
gebnis, wie bei den Bergarbeitern. Eine Ausnahme machte 
der Tarifabschluss der Angestelltenverbände am 24. März 1929. 
Damals erhielten die Bergarbeiter nachträglich eine Schicht- 
zulage von 5,50 M., die den Angestellten nicht zugute kam. 
Der Zechenverband behauptet allerdings heute noch, dass diese 
Lohnerhöhung in dem Angestelltentarif vom 24. März ein- 
kalkuliert worden sei. Wir bestreiten das. 

Wollten wir also den Boden der Wirklichkeit nicht verlassen, 
so mussten wir die letzte Lohnerhöhung der Bergarbeiter und 
die damals den Angestellten nicht zugute gekommenen 5,50 M. 
als Grundlage unserer Forderung nehmen. Da das nicht ge- 
schah, war es von vornlıerein schon ziemlich klar, dass die 
Verhandlungsbasis für die Gehaltsfrage in der Form, wie sie 
die Tarifkommission auf Vorschlag des R. d. B. gewählt hatte, 
die denkbar ungeeignetste sein würde. Der Gang der Tarif- 
verhandlungen bestätigte das. 


Als die Gehaltsirage beim Zechenverband aufgerollt wurde, 
überliessen wir die Begründung zunächst dem R. d. B., damit 
er Gelegenheit bekam, seine Bewertungstheorie dem Arbeit- 
geber vorzutragen. Auf die stundenlange Begründung erklärte 
der Vertreter des Zechenverbandes, das seien allgemeine Aus- 
führungen, womit er nichts anfangen könne.. Die Angestellten 
mögen doch endlich klar zum Ausdruck bringen, was sie eigent- 
lich wollen, welche Forderungen sie haben. Als er hieraui 
immer noch keine klare Antwort erhielt, machte er zunächst ein 
Angebot von 50 M. monatlicher Gehaltserhöhung für alle An- 
gestellten» 75 M. Kindergeld und 75 M. Hausstandsgeld. Nach 
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einer längeren Debatte erkl 
ten Sätze um je 25 M. zu erhöhen. Darüber hinaus glaubte er 
auf keinen Fall gehen zu können. Dieses Angebot entsprach 
nicht im entferntesten den Forderungen der Angestellten, so dass 
es selbstverständlich ‚abgelehnt werden musste. Damit war der 
Abbruch der Verhandlungen gegeben. 


Die .AfA-Vertreter unternahmen jedoch nochmals den’ Ver- 
such, die Verhandlungen in Gang zu halten ‘und nannten dem 


Zechenverband nunmehr eine absolute Zahl, sie forderten 260M. - 
Gehaltserhöhung für alle technischen Angestellten. Der Zechen-. 


verband nahm das Angebot entgegen und zog sich zurück. Nun 
wurde unser Vertreter, der im Einvernehmen mit den anderen 
beruflichen AfA-Vertretern die Zahl genannt hatte, vom R.u:B: 
‚heftig angegriffen, indem ihm der Vorwurf gemacht wurde, die 
Zahl sei zu niedrig und entspräche nicht der eigentlichen theo- 
retischen Forderung. In Wirklichkeit aber lagen die Dinge so, 
dass der Zechenverband auf die vom R. d. B. begründete For- 
derung gar nicht eingegangen war, so dass es galt, eine Zahl zu 


nennen, die einigermassen mit dem äussersten: Angebot des. 


Zechenverbandes ins Verhältnis gebracht werden konnte, um 
weitere Verhandlungen zu ermöglichen. Uns erschien ein Ab- 
bruch der Verhandlungen mindestens für verfrüht. Wesentliche 
Punkte der Gehaltstafel waren noch unerörtert geblieben. So 
z. B. die  Steigerungsjahre der Markscheidereigehilien, Tech- 
niker und Laboratoriumsangestellten. Diese Steigerungsiahre 
mussten nach unserer. Auffassung. wesentlich herabgesetzt wer- 
den. Wir wussten, dass durch Verhandlungsabbruch diese 
Dinge unter den Tisch fallen würden. Deshalb hatten wir un- 
bedingt ein Interesse an der Fortführung der Verhandlungen. 
Von. der Entscheidung eines Schiedsgerichts versprachen wir 
uns nicht viel, da eine derartige Entscheidung oft mehr Nach- 
teile als Vorteile in ‚sich. birgt. Andere Verbände vertraten 
allerdings die gegenteilige Ansicht, indem sie mit dem Vorsatz 
von vornherein in die Verhandlungen gingen, die Tariffrage 
letzten Endes durch ein Schiedsgericht zum Abschluss bringen 
zu lassen. 

‘Unser Vertreter hat auf Wunsch mehrerer ehrenamtlicher 
Vertreter der AfA dem Zechenverband noch ausdrücklich mit- 
seteilt, dass in der von ihm genannten Forderung von 260 M. 
die bisher gewährte Schichtzulage von 4,50 M. und die beson- 
dere Teuerungszulage von 75 M. selbstverständlich nicht ent- 
halten seien. Die Differenz zwischen dieser Forderung und der 
theoretischen Bewertungsiormel bestand in der Ausseracht- 
lassung der Sonderberechnung der achten Stunde für Untertags- 
angestellte. Ganz abgesehen davon, dass der Zechenverband 
diese Sonderberechnung grundsätzlich wiederholt ablehnte, 
hatten auch wir erhebliche Bedenken dagegen, weil die achte 
Stunde als Ueberstunde der Untertagesangestellten bei den 
Uebertagesangestellten in Wegfall gekommen wäre, denn über 
Tage gilt die achtstündige Schicht als Normalarbeitszeit. 


Aber auch die vom AfA-Bund gestellte Forderung von 
260 M. wurde vom Zechenverband abgelehnt, weil sie ihm viel 
zu hoch war. Den Verbänden blieb nichts anderes übrig, als 
das Reichsarbeitsministerium zwecks Einsetzung eines Schieds- 


gerichts anzurufen. 


Am 18. Dezember 1920 fällte das vom Reichsarbeits- 
ministerium eingesetzte Schiedsgericht den in Nr.1 der 1:17. 


Beilage, „Der technische Grubenbeamte“ bekanntgegebenen 


Schiedsspruch. Auch in dieser Schiedsgerichtssitzung wäre es 
noch möglich gewesen, unter dem Vorsitz des Herrn Reichs- 
kommissars durch Einigungsverhandlungen die strittigen Punkte 
zu klären. Der Versuch wurde gemacht- Fr missglückte aber, 
weil die Beschlüsse der gemeinsamen Tarifkommission eine Be- 
weglichkeit der Verhandlungstaktik nicht zuliessen. Das Er- 
gebnis der Schiedsgerichtssitzung hat gezeigt, wie man es nicht 
machen soll. Der R. d. B. machte den Vorschlag, eine Kom- 
mission zum Reichsarbeitsministerium zü ‘schicken, um eine 
Aenderung des Schiedsspruchs zu erwirken. Obwohl wir eine 
solche Fahrt nach Berlin zunächst für überflüssig hielten, da 
das ‚Reichskommissariat keine ‚untergeordnete, sondern eine 
nebengeordnete Stelle des Reichsarbeitsministeriums ist, erklär- 
ten wir uns schliesslich mit dem Vorschlage einverstanden. Die 
Verhandlungen im Reichsarbeitsministerium haben auch, wie 
vorauszusehen war, kein positives Ergebnis gezeitigt. Das geht 
schon daraus hervor, dass ein Vertreter des Reichsarbeits- 
ministeriums am Ende der Besprechung erklärte, man brauche 
ja nur in Ziffer I des Schiedsspruchs die 4 Prozent zu streichen, 
dann sei der ganze Streit aus der Welt geschafft. Wir er- 
klärten ihm, dass dann die Angestellten allerdings gar nichts 
mehr von dem Schiedsspruchr hätten. 

Am 22. Dezember nahmen sämtliche Verbände zu dem 
Schiedsspruch Stellung. Während AfA und G. d. A. den 
Schiedsspruch annahmen, wurde er vom R. d. B. und vom 
G. d. A. G. aus formalen Gründen angefochten. Nun begann 
der R. d. B. den Kampf gegen die beiden Spitzenverbände, die 
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ärte er sich bereit, die obengenann- d 
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den. Schiedsspruch angenommen hatten, den er in der unan i 
‚Ständigsten und verlogensten Weise Auhriea em 
_ Der R..d. B. gab eine Flugschrift heraus unter dem Titel: 
„Der Kampf um die "Angestelltenwertung“ "und .bewarf darin 
‚insbesondere die AfA-Vertreter derart mit ‚Schmutz, dass wir 
‚es uns versagen müssen, auf all’ die persönlichen Anzapfungen 
‚und Verleumdungen auch“ nur mit einem Worte einzugehen. 
Hierfür ist uns unser Bundesorgan zu schade. Was die sachlichen 
Anwürfe angeht, so muss hervorgehoben ‚werden, dass wir alle 
. Veranlas$ung hatten, an die anderen Verbände die 
‚Frage zurichten,obsieimFalleder Ablehnung 
‚des Schiedsspruches durch die. Vertrauens» 
leute bereit sein würden, die Konsequenzen zu 
ziehen und vom letzten gewerkschaftlichen 
Mittel, dem Streik, Gebrauch zu machen. Die 
Antwort der Verbände-war vollkommen unzu- 
länglich. Sie -beriefen sich ‚auf den Beschluss einer in 
Gelsenkirchen abgehaltenen öffentlichen Versammlung. Dass ein 
Beschluss einer örtlichen‘ Versammlung‘ für die Organisations- ° 
deitungen und für die Angestellten des gesamten Ruhrreviers 
‚selbstverständlich nicht massgebned sein kann, dürfte jedem 
‚Gewerkschafter einleuchten. Wir aber mussten aus der Ant- 
wort entnehmen, dass die Verbände als- solche nicht bereit“ 


‘waren, die Konsequenzen einer Ablehnung des Schiedsspruchs 


zu tragen. Das war für uns mit ausschlaggebend bei der Ent- i 


scheidung -über Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruchs. 
Wer die ganze Sachlage gründlich überlegt, wird zugeben 
müssen, dass bei der Auswirkung des Schiedsspruchs’drei Be- 
‚zufsgruppen verschiedenartig davon- betroffen werden. Eine 
Berufsgruppe erhält die Ausgleichszulage für Pflichtüberschich- 
ten, die sie nicht verfahren kann. Das sind Angestellte, die an 
der Förderung nicht beteiligt sind. Eine zweite Berufsgruppe 
erhält im Gegensatz zu früher jegliche Sonntagsärbeit bezahlt 
(Angestellte der kontinuierlichen Betriebe), und die dritte, die 
Steiger, haben lediglich 90 M. monatliche Gehaltserhöhung er- 
reicht. Diese drei Gruppen standen in der Frage des Kampfes 
nicht zusammen, sondern einander gegenüber. Wer diese Tat- 
sache übersieht, treibt ein verantwortungsloses Spiek Urn 
- Ausserdem spielte die Zeit eine Rolle. Monatelanges Warten 
war nicht mehr am Platze. In verschiedenen Ländern des Kon- 
tinents wurden bereits Löhne und Gehälter um 15 bis 20 Prozent. 
herabgesetzt. Dieser Vorgang bleibt ‘natürlich nicht ohne Ein- 
Aluss auf den Weltmarkt. Darum war es notwendig, dass der 
Tarifvertrag recht bald zum Abschluss kam. re Re 
Der R. d. B. liess alle diese Erwägungen unberücksichtigt, 
warf seine Schmutzschrift unter die Massen. Dr. Herwegen zog 
mit seinem Stab von Ort zu. Ort und predigte den Bergbau- 
angestellten das alleinseligmachende Heil seiner Tarifpolitik. 
Nur wenige sind auf seinen Leim gekrochen. Und diesen weni- 


gen braucht man noch nicht einmal eine Träne nachzuweinen, 


Es gibt eben Angestellte, die da glauben, be- 
guemer durchs Leben zu‘ kommen durch 
Kriechen und Speichellecken als durch cha- 
rakterfestes Auftreten. Das Auftreten des R. d. B. 
‚anlässlich dieser Tarifverhandlungen war nichts anderes als 
agitatorisches Machwerk und Spiegelfechterei! Er 
- Am 6. Januar 1921 traten die Verbände mit dem. Zechen- 
verband zusammen zwecks Abschluss des Tarifvertrages auf 
der Grundlage des Schiedsspruches. Wie nicht anders zu er- 
‚warten war, fand sich auch der R. d. B. ein. Er gab die Er- 
klärung ab, dass er nur unter Vorbehalt verhandeln bzw. unter- 
schreiben könne. Dieser Erklärung schloss sich der Vertreter 
des N. D. T. V. ebenfalls an. Obwohl der Zechenverband zu- 
nächst den Vorbehalt ablehnte, erklärte er sich schliesslich doch ° 
bereit, den Vorbehalt gelten zu lassen, falls AfA und G. d. A. 
sich damit abfinden würden. Diese beiden Spitzenorganisationen 
konnten in Anbetracht der Situation nicht anders, als zu er- 
klären, dass die Verhandlungen unter diesen Umständen nur 
zwischen Zechenverband und den Verbänden weitergeführt 
werden könnten, die den Schiedsspruch angenommen haben. 
Hierauf erwiderte der Zechenverband, dass, da auch ein Mit-_ 
glied der Reichsarbeitsgemeinschaft einen Vorbehalt gemacht : 
habe, weitere Verhandlungen unmöglich seien. Somit waren die: 2 
Verhandlungen wieder gescheitert. ER SR 
Schon in der -Sitzung am 6, Januar zweifelten wir daran, | 
dass der Vertreter des N.D.T.V. auch für den Gesamtverband a 
deutscher Angestelltengewerkschaften autorisiert sei. Wir gingen 
den Dingen auf den Grund, und unsere Feststellungen bestätigten 
unsere Zweifel. Der G. d. A. G. veranlasste den Vertreter des 
N. D. T. V. zu einem gemeinsamen Vorgehen mit uns und dem 
G: d. A. Alle drei Spitzenorganisation n beantragten beim 
Zechenverband die beschleunigte Einberufung einer Sitzung der 
Bezirksarbeitsgemeinschaft. Diese Sitzung fand am 24. Januar 
statt. Zu unserem Erstaunen mussten wir feststellen, dass der - 
Zechenverband auch den F 
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Bergbauangestellter“,.dessen Aufnahme in die Reichs- 
arbeitsgemeinschaft noch vor zwei Tagen abgelehnt war, ein- 
geladen hatte. Allein diese Tatsache beweist, dass der Zechen- 
verband im R. d. B. sein Schosskind sieht. Was wir eingangs 
dieser Verhandlung erlebten, kennzeichnet den'R. d. B. in seiner 
nackten Form. Sein Vertreter bat den Zechenverband, zunächst 
seinen Vorbehalt gelten zu lassen, erklärte aber hinterher, er 
wäre bereit, vorbehaltlos,d.h.alsobedingungslos, 
den Tarifvertrag zu unterzeichnen, wenn der 
Zechenverband sagen würde, er könne den Vorbehalt nicht 
gelten lassen. Da der Z. V. den Vorbehalt nicht gelten lassen 
wollte, sondern bedingungslose Unterwerfung forderte, fiel 
der R.d. B. um. In diesem Augenblick zerplatzte die agita- 
torische Seifenblase des R. d. B. in ein Nichts. Alle Einsprüche 
der Spitzenverbände gegen die Zulassung des R. d. B. blieben 
eriolglos. 

Vier Wochen lang wurde gegen’ die AfA-Verbände mit den 
denkbar schmutzigsten Kampfmitteln gekämpft, weil sie den 
Schiedsspruch angenommen hatten. Derselbe Verband, der den 
Bergbauangestellten begreiflich machen wollte, er hätte den 
einzig richtigen Weg- eingeschlagen, indem er den Tarifvertrag 
aus formalen Gründen angefochten hatte, schreckte im 
gegebenen Augenblick vor den Konsequenzen seiner Tat zurück 
und unterwarf sich bedingungslos! Ein ‘Schauspiel für Götter! 


Der formale Einspruch war eben nur ein elendes Blendwerk, 
sonst nichts! “Am letzten Verhandlungstage, als der Tarifvertrag 
zum Abschluss kam, erfuhren win vom Herrn Reichskommissar, 
dass der Einspruch seitens des Reichsarbeitsministeriums als un- 
gerechtfertigt zurückgewiesen sei. Wie sagt doch Schiller? 


„In den Ozean schifft mit tausend Masten der Jüngling, 
Still, auf gerettetem Boot, treibt in den Hafen der Greis.“ 


Wir empfehlen allen Kollegen, aus den Vorgängen ihre 
eigenen Schlüsse zu ziehen. Eine Anzahl Mitglieder des R.d.B. 
haben die Komödie durchschaut und sind zu uns übergetreten. 
Bemerkenswert ist, dass gerade die Ausein- 
andersetzung zwischen R.d,B. und AfA in Her- 
vest-Dorsten, am Sitz des Vorsitzenden des 
R.d.B, 13 Mitglieder des Verbandes uns zu- 
führte. Die Ernüchterung greift immer mehr um sich. Viele 
Kollegen sehen heute schon ein, dass nur praktische Ge- 
werkschaftsarbeit zum Ziele führen kann. Unser Kampf 
ist grundsätzlicher Art und richtet sich daher nicht gegen Per- 
sonen, sondern vor allem gegen das System, das die arbeitende 
Menschheit bisher am Aufstieg gehindert hat. Wollen wir 
den Kampf um die Menschenrechte erfolgreich 
weiterführen, so müssen vor allem auch die 
Bergbauangestellten zu der Erkenntnis kom- 
men,dasssiesichfreigewerkschaftlich zu or- 
ganisieren haben; denn nur die freien Ange- 
stelltengewerkschaften ‘haben sich als Ziel 
die Befreiung der Arbeitnehmerschaft vom 
Drucke desKapitals gesteckt! 


August Bauer. 
& 


Der Bezirksausschuss der Fachgruppe Bergbau Ruhrgebiet 
unseres Bundes hat sich am 29. Januar 1921 mit den Tarif- 
verhandlungen beschäftigt und in nachstehender Entschliessung 
seine Stellung zu dieser Frage zum Ausdruck gebracht: 


„Die am 29; Januar 1921 in Essen tagende Sitzung des Fach- 
gruppenausschusses Bergbau, Bezirk Ruhrgebiet des B. t. A. B., 
an der die Verhandiungskommission des B. t. A. B. und atıch 
die Stellvertreter des Fachgruppenausschusses teilnahmen, er- 
klärt sich mit den Massnahmen und dem Verhalten der Organi- 
sationsvertreter des Bundes bei den letzten Tarifverhandlungen 
einverstanden. Die Entstellungen und Verdrehungen des R.d.B. 
verurteilen die Versammelten auf das schärfste, denn sie sollen 
lediglich dazu dienen, den technischen Angestellten- des Berg- 
baues Sand in die Augen zu streuen, um Agitation treiben zu 
können. Die Interessen der technischen Angestellten des Berg- 
baues werden ernsthaft nun. von der AfA wahrgenommen. 
Ihren Vertretern sprechen die Versammelten daher ihr Ver- 
trauen aus.“ 


Der neue Tarifvertrag für dietechnischen 
Angestellten des Ruhrkohlenbergbaues 


In der Nr. 5 des „Technischen Grubenbeamten“ haben wir 
unter’ der Ueberschrift „Das endgültige Ergebnis der Tarifver- 
handlungen im Ruhrrevier“ nur die Gehaltserhöhungen ver- 
öffentlicht, und. wir bringen deshalb nachstehend eine Gesamt- 
aufstellung .der neuen Gehälter und sonstigen Bezüge zur 
besseren Orientierung für unsere Kollegen. 


DER TECHNISCHE GRUBENBEAMTE 1921 33 


2 


" Der Tarifvertrag vom 24. Januar 1921 wurde auf der 
Grundlage des am 18. Dezember :1920 gefällten: Schiedsspruchs 
vereinbart. 


Ziffer I des Schiedsspruches lautet: „Diejenigen Angesteliten, 
die an den vertraglichen Ueberschichten nicht teilnehmen 
können, erhalten als Ausgleichszulage 4 Prozent 
ihres Monatsgehaltes für jede von der Belegschaft auf 
der Schachtanlage verfahrene ganze Pflichtüberschicht.“ 

Ueber Ziffer 1 dieses Schiedsspruches besteht zwischen den 
vertragschliessenden Parteien Uebereinstimmung über folgende 
Auslegung: „Sofern Angestellte über Tage mit den auf Grund 
der Pflichtüberschichtenabkommen zu zahlenden Ueber- 
schichtenvergütungen im einzelnen Monat die auf Grund des 
Schiedsspruches vom 18, Dezember 1920 zu zahlende Ausgleichs- 
zulage nicht erreichen, ist mindestens diese Ausgleichs- 
zulage zu zahlen.“ 


Gehaltstafel 
Das Einkommen besteht aus: 

a) Gehalt (gleich den in der Gehaltstabelle festgesetzten Ge- 
haltssätzen einschliesslich der Untertagezulage, jedoch aus- 
schliesslich Reviersteigerzulage). 

b) Wohnung. 

. €) Feuerung, 
d) Kinder- und Hausstandsgeld. 


Anfangsgeh. Steigerungen Endgeha't 
Grubensteiger R .. 16080 M. 8x 350 M. 18880 M. 
Fahrhauer ee ER RE E 14.580. %5..:8%X 275, 16 780, 
Maschinen- und Elektrosteiger . . . . 16080 „ 8X 350 „218.880, 
Technische Schicht- und Versandmeister . 15080 „ 8X 325 n...2327.680%,, 
Fördermaschinisten, Gruppe A. . . . 14180 „ 9X250 „ 16430 „ 
2 KEREBE 2 720.0.018:780.755-9,%250. 5, 16030 
Meister, Gruppe A . 38 825214 580 7577.9,%7250°2377, 216.890 2 
R EB 14180 „ 9%X250 , 164390 . 
‚5 22 CH, 13:780.0,%.2.9.2°.290 72.516.030 
Markscheidergehilfen 
Gruppe A, Erste Markscheidergehilfen 14280 „ 13X300 „ 18780 x 
» B, Zweite = 6780 „ 5X600 „ 
5x50) „ 
107xX3507577.13.7800° 
Erste Vermessungstechniker er 714 280: 0 18% 300°, 7187806 
Zweite r und Zeichner 6780 „ 5X600 „ 
5xX500: „ 
10X350 „ 15780 „ 
Maschinenbauführer und Bauführer , 16080 „ 5xX500 „ 20080 „ 
Maschinen- und Bautechniker 
a) mit Fachschulbildung . 14180. „  5xX220 „ 
8X 350 „ 18080-, 
b) gleichwert.Techn. ohne Fachschulbild. 14180 „ 5X220 „ 
8xX350 „ 18080° „ 
Zeichner.s% ...., 6180 „  S5X60) „ 
5xX50) „ 
10X290 „ 14580 „ 
Kokereiassistenten . . . 2.2. 16080 „ 8X350 „ 18880 „ 
Koksmeister, Benzolmeister usw. 12:1807%.2:9% 2304577.164303, 
Laboratoriumstechniker 
a) mit Fachschulbildung u. gleichwertige 
Angestellte nach 10jähriger Praxis. 14180 „ 5%X220 „ 
8X 350 „ 1808 „ 
b) Laboranten mit 8jähriger Praxis ,„ 9180 „ 4xX60 „ 
10X300 „ 14580 „ 
Lehrlinge im ersten Jahre ... . .... 2 0 Re RBH EN 
> »„ zweiten „ es CE 2109 „ 
> » dritten 5 a N Fe i 260) „ 
= „ vierten. „ 360) „ 


Zu ‘den Gehältern der Untertagesangestellten kommt eine 
monatliche Untertageszulage von 100 M. Erste: Markscheider- 
gehilfen erhalten 50 M., zweite Markscheidergehilfen 25 M. 
monatliche Untertageszulage.. Die Uebertageangestellten, die 
monatlich % bis zur Hälfte ihrer Schichten unter Tage verfahren, 
erhalten für den betreffenden Monat die Hälfte der Untertage- 
zulage. Uebertageangestellte, die mehr als die Hälfte ihrer 
Schichten im Monat unter Tage Dienst tun, erhalten für den 
betreffenden Monat die Untertagezulage ganz. - 


Die Reviersteigerzulage beträgt 150 M. monatlich. 
erhalten arbeitstäglich 6 M. 


Das Gehalt der weiblichen Angestellten ist 15 Prozent ge- 
ringer als das der männlichen Angestellten. 


Die in der Gehaltstabelle aufgeführten Beträge sind Mindest- 
beträge. Schon bestehende höhere Sätze dürfen nicht gekürzt 
werden. 

Die bisher neben den Gehältern gezahlte Schichtzulare von 
4,50 M. und besondere monatliche Teuerungszulage von 755 M. 
werden zu einer monatlichen Pauschale von 200 M. zusammen- 
gefasst. Bei Angestellten unter dem zwanzigsten Lebensjahre 
beträgt die Pauschale 175 M., bei Lehrlingen 150 M. Diese 
Sätze gehören zum Gehalt und sind bei der Berechnung der 
Ueberschichten mithineinzurechnen, 
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Kindergeld beträgt je Kind monatlich 100 :M. und das 
Hausstandsgeld ebenfalls 100 M. pro- Monat. 


Die Arbeitszeit der Untertageangestellten entspricht 
der Schiehtdauer der Untertagearbeiter, mit der Massgabe, dass 
die Abfahrt mit dem letzten, die Ausfahrt unmittelbar vor dem 
ersten Korbe der 'Seilfahrt der Belegschaft erfolgt: Die ge- 
samte Arbeitszeit darf arbeitstäglich 8 Stunden nicht: über- 
schreiten, . 

Die Arbeitszeit der Angestellten über Tage beträgt arbeits- 
täglich 8 Stunden. 

Sonntagsarbeit. Sonn- und gesetzliche Feiertage 
sind für alle Angestellten grundsätzlich arbeitsirei. Notwendige 
von der Verwaltung angeordnete Sonn- und Feiertagsarbeit muss 
geleistet werden. Diese Arbeit (bei allen Angestellten) ist mit 
*/ss des Monatsgehaltes auf die Stunde umgerechnet zuzüglich 
25 Prozent Aufschlag zu bezahlen. 


Der Urlaub beträgt bei Steigern und im ‘Range gleich- 
stehenden Angestellten 12 Arbeitstage und steigt mit jedem Jahr 
um einen Tag bis zur Höchstdauer von 18 Arbeitstagen. Bei 
allen übrigen Angestellten beträgt er 6 bis 12 Arbeitstage. Bei 
Angestellten, die aus dem Arbeiter- in da& Angestelltenverhältnis 
übertreten, wird im ersten Jahre der Arbeiterurlaub, falls dieser 
höher ist als der Angestelltenurlaub, gewährt. 

Krankfieiern. Die Fortzahlung des vollen 
Einkommens erfolgt während der ersten drei Monate 
der Krankheit. Bei längerer Krankheit wird für. die Dauer von 
13 Wochen der eineinhalbfache bzw. zweifache Betrag des ge- 
setzlichen Krankengeldes als Zuschuss bezahlt. 


Die Lebensversicherungssumme ist für Steiger 
und im Range gleichstehende auf 15000 M., für alle übrigen 
technischen Angestellten auf 10000 M, erhöht. 

Das Wohnungsgeld wird entsprechend der Orts- 
teuerungsklassen A, B und C der Staatsbeamten gewährt, und 
zwar Klasse A SO M.B 70 M,c€C so M. für Steiger und ihnen 
gleichstehende Angestellte, Für die übrigen Angestellten werden 
in jeder Klasse 10 M. weniger zezahlt. 


Der Vertrag tritt mit dem ersten Oktober 1920 in Kraft. 


Der Rahmenvertrag kann erstmalig am 31. Dezember 
1921 mit dreimonatiger Kündigungsfrist zum 1. April 1922 ge- 
kündigt werden. Unabhängig davon kann die Gehaltstafel 
erstmalig am 1. März zum 1. April 1921 gekündigt ‘werden, 
Hier gilt die vierwöchentliche Kündigungsfrist. 

Die vertragschliessenden Verbände sind mit der Verbind- 
icherklärung des Tarifvertrages einverstanden. 


Tagung des Internationalen Bergarbeiter- 
komitees 


Am 24. Januar 1921 fand in London eine Sitzung des Inier- 
nationalen Bergarbeiterkomitees statt, an der Vertreter Gross- 
Britanniens, Deutschlands, der Tschechoslowakei, Frankreichs 
und Belgiens teilnahmen. Die Vertreter der übrigen Landes- 
organisationen waren durch Passschwierigkeiten und ausanderen 
wichtigen Gründen an der Teilnahme verhindert: Nach Erledi- 
sung verschiedener geschäftlicher Angelegenheiten beschäftigte 
sich das Komitee in mehrstündiger Besprechung mit der Lage 
der Bergwerksindustrie in den einzelnen Ländern. InBelgien 
ist die Kohienförderung bereits wieder auf den Stand von 1913 
angelangt. Der allgemeine industrielle Geschäftsgang ist nieder- 
gehend, die Zahl der Arbeitslosen nimmt zu. 2. Det. £Tross- 
britannische Kohlenbergbau leidet an! Absatzmangel, da die 
grossen kohlenverbrauchenden Industrien ihre Betriebe er- 
heblich eingeschränkt haben und jetzt noch einschränken. Die 
Ausfuhr erfolgt mit erheblichen Preisnachlässen. Infolgedessen 
werden in den britischen Kohlenrevieren höchstens 513 Schich- 
ten, manchmal bloss 3 bis 4 Schichten pro Woche veriahren, 
Auch die französische Kohlenförderung ist im 
Steigen begriffen. Die im Krieg zerstörten nordiranzösischen 
Zechen sind aber erst zum geringen Teil wieder betriebsfähig, 
Die Kohlenversorzung der Industrie ist im allgemeinen wieder 
normal, da grosse Kohlenmengen aus Amerika, England und 
Deutschland eingeführt werden. 


Von den deutschen Vertretern, Husemann und Hue, wurde 
dargelegt, dass die deutschen Industrien vorwiegend unter 
Kohlenmangel leiden; verschiedene Gruppen seien nur mit 45 bis 
50 Prozent ihres Kohlenbedarfs versorgt. Wegen des schlechten 
Wasserstandes der Binnenflüsse und infolge Waggonmangels 
hätten sich grosse Haldenbestände angesammelt, was aber kein 
Zeichen von ausreichender Bedarfisdeckung sei. Zwei Millionen 
Tonnen bester Kohle müssten monatlich an Frankreich, Belgien 
und Italien geliefert werden. Nun solte die Lieferung noch um 
200 000 Tonnen erhöht werden und die für die Verbesserung der 
Ernährung der Bergleute nötige Fünigolkdmarkprämie solle fort- 





.. 





fallen. In Deutschland machten die Bergleute Ueber- 
Schichten, damit die Ententekohle geliefert werden könne. 
Es sei ein unerträglicher Zustand, dass in den britischen Kohlen- 
distrikten die Bergarbeiter eingeschränkte Arbeitszeiten hätten 
wegen Absatzmangel, die deutschen Bergleute aber noch immer 
Ueberschichten machen. sollten. Dieser Zustand werde auch 
sicherlich noch ungünstigere Verhältnisse für die britischen, 
französischen und belgischen Kameraden zur Folge haben. Die 
Bergarbeiterinternationale müsse eintreten ‘für ein 
Arrangement, das im Interesse der intern ationalen Berg- 
arbeiterschaft liege und doch den europäischen Wiederaufbau 
begünstige, Ze 2 
Nachdem die tschechoslowakischen Delegierten 
die kritischen Industrieverhältnisse in ihrem Lande geschildert. 
und die Darstellung der deutschen unterstützt hatten, nahm das 
Komitee einstimmig folgende, von den Belgiern und Fran- 
zosen vorgeschlagene Resolution an: SATTEL 
„Das Internationale Bergarbeiterkomitee, tagend in London, hat den 


F Bericht der deutschen Delegierten über die Lage der Industrie in ihrem Lande 


empfangen und daraus entnommen, dass im Ruhrgebiet etwa 900000, in Ober- . 
schlesien etwa 300000 Tonnen Kohlen auf Lager enommen werden mussten, _ 
welche sehr benötigt sind für den inländischen Versand und für die Erfüllung 
des Vertrages von Spa. Diese grossen Lagerbestände sind das Resultat ver. 
schlechterter Transportverhältnisse (niedriger Wasserstand und Waggonmangel). 
Das Komitee nimmt ferner Kenntnis von der Tatsache, dass die deutschen 
Bergleute Ueberschichten machen, während ihre Nahrungsmittelzulagen: ver- 
ringert wurden. In Uebereinstimmung mit der Erklärung der deutschen 
Delegierten ist das Komitee der Meinung, dass die Anhäufung von Kohlenvor- 
räten in den meisten Ländern mit Kohlenförderung das Resultat der industriellen 
Krisis in der ganzen Weit ist und dass es nicht erlaubt sei. einen solchen 
anormalen Zustand zu begünstigen. Die Transportmöglichkeiten müssen verbessert 
und die Valuta muss befestigt werden. Ueberzeitsrbeit kann die Produktion 
nicht dauernd heben, weil die Gesundheit der Arbeiter schwer ‚geschädigt 
wird. Das Komitee protestiert gegen einen solchen- Zustand und fordert die 
Regierungen auf zu einer internstionalen Aktion, durch welche bessere öko-- 
nomische Verhältnisse geschaffen werden in Evropa. Die Bergarbeiter in allen 
Ländern werden aufgefordert, die Ueberzeitarbeit zu beschränken. Eine Er- 
höhung der Produktion muss erreicht werden durch die Verbesserung der 
Produktionstechnik, aber nicht durch Verlängerung der Schichtzeit. Das Inter- 
nationale Arbeitsbureau (Genf) wird aufgefordert, ein internationales Kontroll- 
amt einzusetzen für die Beaufsichtigung aller für den Wiederaufbau der Welt- 
wirtschaft notwendigen Rohmaterialien.“ - 


Das Komitee besprach ferner die Frage der Soziali: 
sierung des Bergbaues. Die Berichters:atter der ein- 
zelnen Länder teilten mit, bis zu welchem Stande diese An- 
‚gelegenheit gedichen ist. Die britischen . und französischen 
Kameraden erklärten, dass sie ihre Propaganda fortsetzten. 
Dem französischen Parlament ist ein von Arbeiter- 
abgeordneten vertretener Gesetzesvorschlag eingereicht, der 
die Bergbausozialisierung fordert. Der belgische Arbeits- 
minister Wanter hat sich für eine Sozialisierung ausge- 
sprochen, die in ihren Grundzügen mit den Richtlinien der deut- 
schen Sozialisierungskommission übereinstimmt. In der 
Tschechoslowakei besteht bereits ein Betriebsrätegesetz 
mit bedeutsamen Vollmachten der Belegschaftsvertreter; zur- 
zeit wird die Einbringung eines Sozialisierungsgesetzes dis- 
kutiert. Deutscherseits wurde auf die ausführliche Be- 
richterstattung in Genf verwiesen. Die britische "Miners- 
federation steht auf dem Boden des in Genf einstimmig 
beschlossenen Statuts der Bergarbeiterinter- 
nationale, in dem es heisst, ihr Zweck sei: „Abschaf- 
fungdesKapitalismusund die Nationalisierung 
oder Sozialisierung der Bergwerksindustrie“ 


Am Schluss dieser Besprechung gelangte folgende, von allen 
Delegationen unterstützte Resohition zur Annahme: i: 


„Die in London gemäss den Beschlüssen des im August 1920 in Genf 
eabgehaltenen Kongresses einberufene Sitzung des Internationalen Bergarbeiter- 
komitees erklärt, dass die Sozialisierung des Bergbaues für jedes ind von der 
grössten Wichtigkeit ist. Sie nimmt den derzeit in ganz Europa zutage 
tretenden heftigen Widerstand der Kapitalisten gegenüber diesem Vorschlag 
zur Kenntnis und appelliert an die Arbeiter, ihre Tätigkeit zugunsten des 
soztalisierten Betriebes des Bergbaues zu verdoppeln und fordert die öffentliche 
Meinung auf, bei den Regierungen der verschiedenen Länder darauf zu dringen, 


ein Gesetz vorzulegen, um diesen Vorschlag durchzuführen. Das Komitee ruft a 
alle angeschlossenen Organisationen auf, keine neuen Verein! arungen mit 


ihren Unternehmern einzugehen, die die Wirkung haben könnten, der Durch- 
führung der Beschlüsse des Genfer Kongresses Abbruch zu tun.“ : 


Die nächste Sitzung des Komitees soll am 12. April in I 
Brüssel stattfinden und weiterhin wurde beschlossen, die nächste 
Tagung des Internationalen Bergarbeiterkongress am 8. August 


‚und folgende Tage in Köln abzuhalten, 


Aus der Besprechung über die Frage der Sozialisierung geht 


hervor, dass die Sozialisterung des Kohlenbergbaues nicht bloss 


von den deutschen Bergarbeitern ‚gefordert und als einziges 
Mittel, das den Wiederaufbau der. Weltwirtschaft verbürgt, an- 
gesehen wird, sondern dass diese Bestrebungen auch unter den 
Bergarbeitern aller übrigen Länder mit dem gleichgerichteten 
Ziele vorhanden sind. Damit fallen viele Argumente der dent- 
schen Sozialisierungsgegner in sich zusammen. : ; ER 
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Wirtschaftsfragen 


Ablehnung der Preiserhöhung für Steinkohle. Der Reichs- 
kohlenverband und der grosse Ausschuss des Reichs- 
kohlenrats hatten sich in ihrer heutigen Sitzung erneut mit 
dem Antrag auf Kohlenpreiserhöhung beschäftigt. Für das 
Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat wurde eine Preis- 
erhöhung von 25 M. pro Tonne beantragt unter Bezugnahme 
auf bereits früher gestellte Anträge und auf die Ergebnisse von 
durch den Reichskohlenverband und das Reichswirtschafts- 
ministerium vorgenommenen Selbstkostenberechnungen, die, 
wie der offizielle Bericht sagt, allerdings unter Berück- 
sichtigung eines erheblichen Abschreibungssatzes auf Einrich- 
tungen für den Monat Oktober, einen Minderertrag von 12 bis 
15 Mark pro Tonne ergeben hätten. Der Antrag fand gegen 
eine Stimme Annahme, \ 

Staatssekretär Prof. Dr. Hirsch erhob im Auftrage der 
Reichsregierung gegen diesen Beschluss aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles Einspruch. Die Reichsregierung habe im Sinne 
eingehender Erörterungen die Tatsachen geprüft, die zu dieser 
Stellungnahme führten. Entscheidend für die Haltung der Re- 
gierung sei die Erwägung, wie sie auch in der heutigen Sitzung 
von zwei Vertretern des Verbrauches hervorgehoben worden 
sei, auf dem Weltmarkte sowohl als auch in Deutschland würde 
eine innerhalb des allgemeinen Preisrückganges und Absatz- 
mangels vorgenommene Kohlenpreiserhöhung in diesem Zeit- 
punkte den Arbeitsmarkt und die Industrie unerträglich be- 
lasten. In der Aussprache wurde die Begründung für die Ab- 
lehnung der Preiserhöhung als ungenügend bezeichnet, und es 
fand ein Antrag Annahme, dass in Kürze eine Vollversammlung 
des Reichskohlenrates einberufen werden solle, in welcher die 
Reichsregierung ihre Haltıng in der Kohlenpreisfrage eingehend 
darlegen solle. 

Ein Antrag des niedersächsischen Kohlen- 
syndikats auf Preiserhöhung von 18,40 M. pro Tonne fand 
ebenfalls Annahme; er wurde indes mit der gleichen Begriün- 
dung durch den Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums 
beanstandet. Ein Antrag des mitteldeutschen und westelbischen 
Braunkohlensyndikats auf eine Preiserhöhung von 370 Mark 
pro Tonng Rohkohle und 12,70 M. pro Tonne wurde schliesslich 
angenommen, nachdem ein Antrag auf eine weitergehende 
Preiserhöhung von 5 bzw. 19,70 M. mit Einspruch bedroht und 
darauf zurückgezogen wurde. 


00 








Preiserhöhungen für Braunkohlen.. Auf Grund der Be- 
schlüsse des Reichskohlenverbandes vom 28. Januar 1921 geiten 
ab 1. Februar 1921 folgende Brennstoifverkaufspreise je Tonne 
einschliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer: 

Für Brennstoffe des Mitteldeutschen Braunkohlensyndikats. 


Briketts. 


Briketts (Hausbrand- und grössere Industrieformate) M. 204,60 
Kleine Industriebriketts . . . 2... Sy Er TA60 
Briketts der Gew. Humboldt-Wallensen . „ 207,70 
Briketts des Casseler Reviers ERRTEN E99. 248.70) 
Brikettspäne DIE I SET REES 1% 153,50 
; Nasspresssteine, 

Nasspresssteme . . . . M. 189, — 


Bei Lieferungen aller Brikettsorten,. Brikettspäne und Nasspresssteine nach 
Empfangsplätzen nördlich und westlich der Strecke Torgau--Eilenburg—Halle— 
Oberröblingen am See— Querfurt Vitzenburg— Reinsdorf— Bretleben — Griefstedt 
einschl, der an dieser Linie gelegenen Stationen; Luftlinie Griefstedt — Hohe- 
nebra—Bahnlinie Hohenebra — Sondershausen — Wolkramshausen —Leinefelde — 
Eschwege—Malsfeld, einschl. der an diesen Eisenbahnlinien gelegenen Stationen 
erfolgt die Lieferung auf Frachtgrundlage Luckenau. Bei Lieferungen nach 
dem Gebiete rechts der Elbe im Süden begrenzt durch die Bahnlinie Witten- 
berge — Neustadt a. d. Dosse — Paulinenaue, ausschliesslich der an dieser Linie 
gelegenen Stationen auf Frachtgrundlage Senftenberg. 


Rohkohlen 1t= etwa 14 hl). 
Mitteldeutsches Gebiet. 


Förderkohle M. 59,60 
Siebkohle . „ 65,50 » 
Stückkohle . „ 11,50 


Die Rohkohlen aus Werken des Geiseltais und aus Werken der A. Rie- 
beckschen Montanwerke im Oberröblinger Revier werden auf Frachtgrund- 
lage Frankleben verkauft. 


Magdeburg-Helmstedter Revier. 


Förderkohle u Nee M. 7ı ‚so 
RE N EN a GE ID a len wer NEE u san 78,60 
Stückkohle . . .. . ERLERNEN EEE REN 
Förderkohle I . . M. 78,60 ) Gruben Friederike, 
Siebkohle I . „86,50 ( Emma und Prinz 
Stückkohle I „ 94,30 } Wilhelm 
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Anhalter Revier. 


a) Tiefbauwerke. 


Förderkohle M. 71,50 3 Gruben Marie-Preusslitz, 
Siebkohle » 78,60 Solvayhall, Franzkohlen- 
Stückkohle . ». 85,30 3 werk, Leopold-Edderitz 


b) Tagebauwerke, 


Förderkohle M. 59,60 
Siebkohle % „65,50 Grube Coswig in Anhalt 
Stückkohle . . . nal 


Casseler Revier, 
Förderkohle , , 


a a N REN ee OR 
Siebkohle , N » 109,50 
Stückkohle ,„ . BR SR RE TR re IT 
Grudekoks. 
Grudekoks . , a ER M. 262,— 
Die Lieferungen von Nachterstedter, Margarete- und Pfännerschaftskoks 


en auf Frachtgrundlage Luckenau, 
ür Erzeugnisse aus braunschweigischen, 


anhaltischen und altenburgischen 
Werken erhöht sich der Preis um den Betrag 


der Landessteuern. 


Für Brennstoffe des Ostelbischen Syndikats, 
Niederlausitzer Gruppe. 


Briketts im Haüsbrand- und grösseren Industrieformat M. 204,69 
Briketts im kleineren Industrieformat RE EN 1) 
Brikeltspäne En 5 „ 153,50 
Nasspresssteine . . . . . 3 „BI 
Förderkohle , .. . . „2316810 
Siebkohle „' R »„ 65,50 
Stückkohle » 72,30 
Staubkohie gr 6 ” 55,80 
Frankfurter Gruppe. 
Briketts im Hausbrand- und grösseren Industrieformat M. 290, — 
Briketts im kleineren Industrieformat » 300,—: 
Brikettspäne H » 217,50 
Nasspresssteine . . „ 271,30 
Förderkohle . . „98,80 
Siebkohle . . . „207,50 
Stückkohle . . „116, 
Staubkohle . . „.. 95,30 
Forster Gruppe. 
Briketts im Hausbrand- und grösseren Industrieformat M. 235,— 
Briketts im kleineren Industrieformat . . 40245, — 
Brikettspäne . N a DR IT EN BL EP, 
Nasspresssteine ä sehe 3 ».,218,29 
Förderkohle . . . „ 76,10 
Siebkohls „84,30 
Stückkohle „92,40 
Staubkohle a en 
Görlitzer Gruppe. 
Briketts im Hausbrand- und grösseren Industrieformat M. 246,— 
Briketts im kleineren Irdustrieformat n 256,— 
Biikettspäne ! „ 184,50 
Nasspresssteine . . „229,20 
Förderkohle . . » 68,40 
Siebkohle . . »„ 76,30 
Stückkohle Ve Ei RER 28 „84,60 
sEsuhkohlens nu ee te „64,60 


Für den Brennstoffverkauf frei Eisenbahnwagen ab oberrheinischen Um- 
schlagplätzen dürfen ab 1. Februar 1921 bis auf weiteres folgende Zuschläge 
je Tonne zu den ab Werk geltenden Brennstoffverkaufspreisen erhoben werden: 


Für Brennstoffe des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats, 


Kohlen Koks 
1. Bingen—Mainz—Kastel— Gustavsburg— Gerns- 
heim — Worms — Manxheim — Rheinau — 
Kadwisshafen wur. Mc net. NL 5,2 91500 M. 98,40 
2. Frankfurt a. M. — Offenbach (einschl. Werft- 2 
und Mainkanalgebühren) . = 2 2 2 2.2.» 95,80 »„ 10390 
SırkKarlstuhe —- Speyer: 2. a\eo.2 es innn. 109 „ 112,90 
4. Lauterburg Re N a ee „ 123,40 
Bemreehle Strassburg. fi. a N 0 134,50 „ 143,40 
Für Brennstoffe des Rheinischen Braunkohlensyndikats, 
Briketts 
1. Bingen — Kostheim — Weisenau — Mainz — Gustavsburg - . M. 89,75 
2. Mannheim — Rheinau — Worms — Ludwigshafen . » x» 02 nn B3— 
3. Frankfurt a M. — Offenbach (einschl. Mainkanalgebühren) . „ 97,25 
4. Karlsruhe — Speyer — Leopoldshafen . © » 2 2 2.2.2». 106,25 
BE auferburgiy. Ko mae  N, „ 116,— 
6. Kehl— Strassburg . EB SR RE Ne a ae ah LE 
Diese Zuschläge dürfen nicht überschritten werden, sofern der Käufer 


keine Kreditgewährung oder sonstige besondere Leistungen des: Verkäufers 
in Anspruch »nimmt. Soweit hiernach weitere Zuschläge zulässig sind, sind sie 
für jede einzelne Leistung in den Rechnungen besonders anzugeben. 


Sonstige Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Reichskohlenverbandes. 
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Wie durch die Sozialisierung gespart werden kann. Wir 
haben gegenüber den Behauptungen, dass mit,der Sozialisierung 
eine Vergrösserung. des Beamtenapparates eintreten -würde, 
ständig hervorgehoben, dass gerade in dieser Hinsicht durch 
die Soziälisierung viel gespart werden ‘könne, indem der vor- 
handene Beamtenstab auf das notwendige Mass verkleinert 
würde; denn ausschlaggebend ist im sozialisierten Bergbau die 
Produktion ‚und das Betriebsinteresse, und alle anderen Momente 
scheiden von vornherein aus. Die Sozialisierungsgegner haben 
ihre Behauptung aus der Luft gegriffen und bleiben jeden Be- 
weis dafür schuldig. An den Beispielen, die wir laufend ver- 
öffentlichen werden, wird aber ieder sachverständige Gruben- 
beamte ersehen, dass durch die Sozialisierung bei verschiedenen 
Stellen an Beamten gespart werden kann. : 

Die Steinkohlenzeche Helene-Amalie besteht aus zwei 
Schachtanlagen mit je 2000. bis 2400 Mann Belegschaft. Die 
Oberaufsicht über beide Anlagen haben: 2 technische und ein 
kaufmännischer Direktor, ausserdem 1 Gruben- und 1 Maschinen- 
inspektor. Für jede einzelne Schachtanlage sind an Ober- 
beamten zu verzeichnen: 1 Betriebsführer, 1 Obersteiger, vier 
Fahrsteiger, 1 Fahrsteigerdiensttuer und 1 Wettersteiger. Dem 


stehen gegemüber auf Helene 10 und Amalie. 14 Reviersteiger. 


Aus den Zahlen ergibt sich, dass den 10 bzw. 14 Reviersteigern 
ie 8 Beamte, nicht gerechnet die Direktoren und Inspektoren, 
direkt übergeordnet sind. Das ist ein durchaus: ungesundes Ver- 
hältnis,-welches auf eine Verteuerung der Betriebskosten hinaus- 
läuft. Unseres Erachtens müssten auf jeder Schachtanlage fünf 
Oberbeamte wegfallen. Desgleichen können die Zahlen der 
Direktoren und Inspektoren ganz ‘erheblich vermindert werden. 

Auch hinsichtlich der Betriebsführung sind Mängel vor- 
handen. Obgleich die Amalie eine Doppelschachtanlage ist, geht 
die Seilfahrt nur in einem Schacht um. Heute beansprucht die 
Seilfahrt 40 Minuten, bei Benutzung beider Schächte könnte 
ein Gewinn an produktiver - Arbeitszeit von mindestens 20 bis 
25 Minuten erzielt werden. 

Ausserdem herrscht auf der Zeche chronischer Hole: 
Pressluft- und Wassermangel sowie eine ‚sehr schlechte Wetter- 
wirtschaft. 

Die angeführten Beispiele sind. handgreifliche Beweise einer 
schlechten Betriebsführung und einer damit verbundenen Ver- 
teuerung und: Erschwerung des Betriebes. 


Reichskalirat. In der am 1. Februar 1921 unter dem Vorsitz 
des Herrn Geheimen Justizrat Dr. Kempner abge- 
haltenen Vollsitzung- des Reichskalirats wurde in der Haupt- 
sache der Antrag des Deutschen Kalisyndikats G. m. b. H. vom 
15. Januar 1921 wegen Erhöhung den Inlandspreise für Kalisalze 
und Kalisalzfabrikate, dessen Beschlussfassung in der Voll- 
sitzung am 21. Januar vertagt worden war, erörtert. Nach ein- 
gehender Beratung wurde der Antrag mit .Stimmengleichheit 
abgelehnt. Gegen die Preiserhöhung stimmten sämtliche 11 Ver- 
‚treter der Arbeiter und Angestellten sowie die 4 Vertreter der 
landwirtschaftlichen Verbraucher. Letztere glaubten im 
Hinblick darauf, dass bei den fortgesetzt sich erhöhenden Pro- 
duktionskosten der Landwirtschaft ohne Erhöhung der Preise 
für die hauptsächlichsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse, na- 
“ mentlich für Getreide, die Erhöhung der Inlandspreise für Kali- 
salze eine weitere Steigerung der Selbstkosten bedeuten würde, 
zurzeit die Zustimmung zu dem Antrage des Deutschen Kali- 
syndikats versagen zu müssen. Auch könne von ihnen nicht 
die Befürchtung unterdrückt werden, dass eine Kalipreiserhöhung 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen einen weiteren Rückgang 
der Verwendung von Kalisalzen zu Düngungszwecken seitens 
der deutschen Landwirtschaft zur Folge haben würde. 

Nach den Erklärungen der Vertreter der Arbeiter im 
Kalibergbau könnte trotz Würdigung der von der Kaliindustrie 
als Begründung für die Preiserhöhung geltend gemachten Ge- 
sichtspunkte erst dann für den Antrag eingetreten werden, wenn 
feste Abmachungen mit den Arbeitgebern die Gewähr dafür 
bieten, dass bei den ungeheuer hohen Lebensmittelpreisen den 
Arbeitern im Kalibergbau eine weitere, über die durch den für 
verbindlich erklärten Schiedsspruch vom 21. November 1920 be- 
reits zugestandene Steigerung noch hinausgehende Erhöhung der 
Arbeiterlöhne gesichert ist. Es wurde darauf hingewiesen, dass 
die Braunkohlenbergleute jetzt schon bedeutend höhere Löhne 
erhalten. 

Von .den Vertretern des Kaligrosshandels wurde 

darauf hingewiesen, dass für den Handel in erster Linie mässige 
* Preise von Wert sind. Da jedoch der Verlauf der Erörterung 
über den Antrag des Deutschen Kalisyndikats auch nicht den 
geringsten Anhalt für die Annahme mangelnder Begründung der 
Preiserhöhung gezeigt habe, vielmehr im Gegenteil allerseits die 
ungeheuere Schwierigkeit für das Bestehen der Kaliindustrie 
anerkannt worden sei, so habe die Allgemeinheit das grösste 
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’des Kalisyndikats wurden ‚unter Bezugnahme auf das in 


- Reviere zu gross, um in der vorgeschriebenen Zeit auf Schlag- 


» Eine solche Arbeit, die ein event. Schlagwetterunglück verhin- ” 
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‚Inte esse daran, ia Kaliindustrie- unter allem mständen n. 
und lieferfähig zu erhalten. Daher könne dem Erhöhung:antrag 
‚Seitens des Handels die Zustimmung nicht versagt werden. , 
"Von den Vertretern der Kaliwerksbesitzer und 





der Begründung zum Antrag beigebrachte Zahlenmaterial noch 
eingehende Angaben, abgesehen von Unterlagen bezüglich des 
die Kaliindustrie geradezu ruinierenden Inlandsgeschäfts, über 
‚die missliche finanzielle Lage .des weitaus grössten Teiles der 
Kaliwerke sowie über den vollständig daniederliegenden Ab- 
satz nach dem Auslande gemacht. Die Ausfuhr nach Amerika 
Sei bereits seit längerer Zeit gleich Null. Das übrige Ausland, 
in dem sich die durch den Friedensvertrag entstandene elsässi- 
sche Konkurrenz sehr bemerkbar mache, halte mit Ankäufen 
sehr zurück. Ausserdem wurde auf die für die deutsche Kali- 
industrie im Auslande, besonders in Amerika, durch die lagern- 
den unabgesetzten Kalisalzmengen verursachten Verbindlich- 
keiten hingewiesen. 

Die durch den für verbindlich erklätten Schiedsspzuch- für 
die Kaliindustrie entstandene Mehrausgabe an Arbeitslöhnen be- 
laufe sich auf rund 42 Millionen Mark, zu deren Tragung. oder 
gar weiteren Erhöhung die Industrie erst nach Gewährung 
einer Preiserhöhung Stellung nehmen könne. Ausserdem stehe 
noch die Entscheidung über den Schiedsspruch hinsichtlich. der 
Frage der Erhöhung der Gehälter der Angestellten im Kaliberg- 
bau aus, so dass der Industrie gegebenenfalls dadurch noch 
weitere Ausgaben erwachsen würden. 
. Die Beschlussfasung über die Richtlinien für die Aesiahr 
bewilligungen in Kaliangelegenheiten wurde gegen den Wider- 
spruch der Arbeitervertreter, — die Arbeitervertreter verlan- 
gen paritätische Besetzung des Ausschusses nach den Abmachun- 
gen in der Reichsarbeitsgemeinschaft, während es nach der 
Meinung der Mehrheit des Reichskalirats sich nicht um die‘ 
Errichtung einer Aussenhandelsstelle handelt, — dem 2, Aus- \R 
schuss des Reichskalirats übertragen. 

Vorstehenden Bericht geben wir unseren Mitgliedern zur 
Kenntnis und verweisen dabei auf den in Nr. 5 des „Techn. 
ee: erschienenen Artikel „Kalipreise“. vom Koll, 
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Sozialpolitik 


Die Verwaltung der Zeche Königsgrube und der Betriebsrat. Pe 
Auf Grund verschiedener Meldungen über Unstimmigkeiten der 
Wetterkontrolle beschloss der Betriebsrat einstimmig, eine 
aussergewöhnliche Befahrung der Reviere vorzunehmen. Das 

esultat dieser Befahrung war eine Bestätigung der Richtigkeit 
der Klagen über die Wetterkontrolle.. Auf die einzelnen Er- 
gebnisse kann wegen Platzmangel hier nicht eingegangen wer- 
den. Aber bezeichnend ist das Verhalten des Betriebsführers Z. 
zu dieser Angelegenheit, indem er dem Vorsitzenden des Be- 
triebsrates erklärte, dass die Befahrung nur vorgenommen wor- 
den sei, um sich von der produktiven Arbeit zu drücken; mit 
anderen Worten gesagt, Faulheit der Betriebsratsmitglieder vor- 
liege. Wir wollen an dieser Stelle nicht erörtern, ob die Wahr- 
nehmung der Rechte und Pflichten des Betfiebsrates durch 
dessen Mitglieder produktive Arbeit darstellt, denn unvernüni- 
tige Menschen sind schwer zu überzeugen. Dass etwas faul ist, 
mag schon stimmen, aber nicht bei den Betriebsratsmitgliedern, Bi 
sondern in der Betriebsleitung. u 

Der Betriebsrat hat in kurzer Zeit festgestellt, dass in drei ei 
Fällen überhaupt keine Wetterkontrolle‘ vorgenommen wurde, 
bevor die Belegschaft angefahren ist. Der $ 149 der Berg- 
Polizeiordnung scheint für die Betriebsleitung der Königsgrube 
nicht von) Belang zu sein, weil man demselben so wenig Beach- 
tung beilegt- Nach Feststellung des Betriebsrates sind einige 
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wetter kontrolliert zu werden. Wenn dieser Missstand nicht 
beseitigt wird, so werden wir in ganz.kurzer Zeit eine Schlag- 
wettererplosion, wie im Jahre 1918, erleben. Ausserdem sollte 
‚als warnendes Menetekel das vor einigen Wochen stattgefundene 
Schlagwetterunglück im sächsischen Steinkohlenbergbau ‚der 
Betriebsleitung vor Augen schweben. } 
Aus dem Vorstehenden kann es der Fachmann wohl ver- i 
stehen, wenn der Betriebsrat aussergewöhnliche Befahrungen 
vornimmt. Will ein Betriebsrat die Interessen der Belegschaft 
richtig wahrnehmen, so ist es seine Pflicht, in Dingen, bei denen 
Menschenleben auf dem Spiel stehen, ganz energisch zuzugreifen, 




























dern kann, ist unseres Erachtens im höchsten Masse produktiv. ei 
Weiterhin möchten wir die Bergbehörde ersuchen, den geschil- 
derten Vorgängen auf Zeche Königsgrube etwas nähere Auf- 
merksamkeit zu widmen und: insbesondere den. Betriebs- 
führer Z. auf seine Pflichten aufmerksam zu machen. - 
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zelnen Wirtschaftszweige ausgegangen, 
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Nummer 7 


Die Entwicklung der Nationalisierungsbe- 
strebungen im englischen Kohlenbergbau 


Es ist bekannt, dass die Haupttriebkräfte der englischen 
Arbeiterbewegung sich immer in den Gewerkschaften 
zusammengefunden haben. Die politische Agitation im Arbeiter- 
Interesse dagegen ist auch bis in die Jüngste Zeit ziemlich 
schwach geblieben; 1893 wurde die Independant Labour Party 
als erste Arbeiterpartei gegründet, 1900 die Labour Party, doch 
erst 1906 zog der erste Kandidat der Arbeiterpartei ins Unter- 
haus ein. Im übrigen schloss sie sich, innerhalb des Zwei- 
parteisystems verbleibend, der Politik -der Liberalen an. Eine 
bewusste, eigene Politik der Vertretung des Arbeiterinteresses 
dagegen hat sie im Parlament kaum getrieben, noch es bei der 
immer geringen Zahl (zuletzt 40) von Abgeordneten tun können. 

So blieben die Verbände der Arbeitnehmer, die Gewerk- 
schaften, die eigentliche Stätte, von der aus für Erhaltung 
und Besserung der Stellung des Arbeiters gearbeitet wurde. 
Es kann hier nur festgestellt werden, dass dieser Situation 
die geringe Bekanntschaft mit marxistischen Gedankengängen 
zugrunde liegt, wie auch die — trotz aller Kritik — doch zu- 
stimmende Haltung, die auch der englische Arbeiter gegenüber 
dem Staat und seiner demokratisch-parlamentärischen Fasson 
einnimmt. Das Bewusstsein von dem im kapitalistischen System 
unabänderlich liegenden Gegensatz zwischen Kapital und Ar- 
beit, zwischen Arbeitgeber -und Arbeitnehmer, das von An- 
fang an die deutsche Arbeiterbewegung beherrscht hat, ist 
dort nur ganz allmählich wach geworden. Immer haben die 
englischen Gewerkschaften mehr für die momentane Unter- 
stützung -ihrer Angehörigen in Krankheits- und Notfällen, als 
Streik- und Arbeitslosigkeitskassen, für die Verteidigung ihres 
Lebensstandards und die Besserung der Lohnverhältnisse ge- 
leistet, als dass sie ihr Ziel in einer Abschaffung des grund- 
legenden sozialen Gegensatzes erkannt hätten. 

So kommt es, dass die englischen .Bergarbeiter schon vor 
dem Kriege den Achtstundentag (gerechnet vom Augenblick der 
letzten Einfahrt bis zu dem der ersten Ausfahrt, was, wie eine 
Enquete von 1919 ergeben hat, oft eine allerdings erheblich 


„längere Arbeitszeit bedeutete) zugestanden erhalten hatten. 


Gegenüber dieser Errungenschaft aber fehlte dem Kampf der 
Bergarbeiter lange Zeit das einheitliche grosse Endziel der Er- 
reichung des sozialistischen Gemeinwesens und Arbeitssystems. 
Erst um die Anfänge des 20. Jahrhunderts wurden Tendenzen 
wirksam, die eine Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse for- 
derten, um so endgültig den Kapitalismus zu beseitigen. 


Die Gesellschaft der Fabier, eine Vereinigung linksstehender 
Gelehrter und Sozialreformer, die sich Ende vorigen Jahrhun- 
derts zusammentat, um eine Reform des Wirtschaftslebens und 
der sozialen Verhältnisse zu propagieren, stellte zuerst das Ideal 
eines Staatssozialismus auf. An Stelle des einzelnen 
privaten Unternehmers und Arbeitgebers sollte der Staat die 
Produktionsmittel in Besitz nehmen. Dadurch würde sowohl die 
schlechte soziale wie materielle Stellung der Arbeitnehmer- 
wie die Ausbeutung der konsumierenden Gesamtheit 
durch die Konkurrenz und Profitmacherei der Unternehmer ge- 
bessert werden. j 


Dieser Gedanke der Verstaatlichung der Produktionsmittel 
ist der Inhalt der englischen Nationalisierungs-Be- 
wegung. Während bei uns die Forderung der „Vergesell- 
Schaftung der Produktionsmittel“ zunächst aber ihre Gesamtheit 
betrifft und die Teilübernahme einzelner Industriezweige von 
da aus nur als Weg zur Verwirklichung des Gesamtideals ze- 
fordert wird, ist England von dieser Verstaatlichung der ein- 
sie allein nahmen 
Interesse wie Agitation in Anspruch. 

So ist es neben der wichtigen Frage der Nationalisierung 
des Bodens die Verstaatlichung des Transport- und Versiche- 
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8. Jahrgang 


rungsgewerbes, neuerdings der Elektrizitätsversorgung, 


vor 
allem die Nationalisierung des Kohlenbergbaus, die die 
Oeffentlichkeit Englands beschäftigt. Die Bergarbeiterföderation 
ist einer der wenigen bedeutenden Arbeiterverbände Englands, 
die über die momentan begrenzte Interessenvertretung hinaus- 
geht, indem sie ein grosses allgemeines Programm über die 
Ausgestaltung und die Zukunft ihres Industriezweiges entwickelt 


hat. Das Ziel dieser Umgestaltung ist schlechthin als soziali- 
stisch zu bezeichnen. Sie nahmen den oben angedeuteten Ge- 
danken des Staatssozialismus auf. Die wissenschaftlichen 
Hauptvertreter dieser Idee sind das Ehepaar Web b, die Seele 
der Fabischen Gesellschaft, bekannt durch. ihre grundlegender 
Arbeiten über das englische Gewerkvereinswesen. Dieser von 
den Webbs gepredigte Staatssozialismus ist „die eigentliche 
Theorie der englischen Sozialisten“ — d.h. wenigstens bis kurz 
vor dem Kriege, wo seit etwa 1912 syndikalistische Tendenzen 
aus Frankreich und Amerika und auch marxistische Vorstellun- 
gen die englische Bewegung neu zu beeinflussen begannen. 


Ganz dem Gedanken der Verstaatlichung der Kohlengruben, 
wie sie jener Webbsche Staatssozialismus fordert, entspricht 
darum der Vorschlag, den die Bergarbeiterföderation 1912 vor- 
brachte. Sie suchte damals, ihrer Agitation der Nationalisierung 
eine feste Grundlage zu schaffen, indem sie einen Entwurf 
zu einem Gesetz über die Nationalisierunge‘der 
Mineralien und Bergwerke veröffentlichte. Dieser 
Plan, der von da an das Programm der ganzen Nationalisie- 
rungsbestrebungen Seitens der Bergarbeiter wurde, verlangt die 
Enteignung des Privatbesitzes an Kohlenlägern wie Bergwerks- 
betrieben zugunsten des Staates. Wichtig dabei, und’ später 
noch näher zu betrachten, ist, dass im englischen Bergrecht der 
Grundherr der Eigentümer auch der unter seinem Grundbesitz 
befindlichen Mineralläger ist, Die eingehende Behandlung die- 
ser Frage, die wir später im Zusammenhang erörtern werden, 
würde übrigens interessante Rückschlüsse auf gegenwärtig bei 
uns diskutierte Projekte gestatten. Die Bill der Bergarbeiter- 
iöderation verlangte also Staatseigentum an den Gruben, da 
damit private Ausbeutung und unproduktive Krafit- und Wert- 
verschwendung zu Lasten der Verbraucher vermieden werden 
können, Dieser letzte Vorwurf der Unwirtschaftlichkeit des 
privatkapitalistischen Betriebes erklärt sich vor allem auch da- 
durch, dass eine starke Konzentrations- und Syndizierungs- 
bewegung, wie beiuns, der englischen Kohlenindustrie unbekannt 
ist. Die Leitung des verstaatlichten Kohlenbergbaus wollte der 
Bergarbeiter-Entwurf einem. Kohlenministerium übertragen. 


Den gleichen Gedanken, nur durch die Einsetzung von Bei- 
räten der Arbeiterschaft für den Minister und die Revier- und 
Bergwerksleitungen ergänzt, vertritt der Plan. den Sidney 
Webb 1916 veröffentlichte. Während des Krieges war in ge- 
wissem Sinne nämlich der Kohlenbergbau der Willkür der pri- 
vaten Leiter entzogen und unter Staatskontrolle, verbunden 
mit einer 95 prozentigen Gewinnbesteueruing der Kapitalisten, 
gebracht worden. Doch sollte ihnen das Eigentumsrecht nach 
dem Kriege zurückerstattet werden. Webb kam nun angesichts 
dieser Situation und der Frage der Abtragung der finanziellen 
Kriegslasten auf seinen staatssozialistischen Gedanken zurück. 
Zusammen mit der Nationalisierung anderer Industriezweige, vor 
allem der gleichfalls staatlich kontrollierten Eisenbahnen, 
empfahl er die Verstaatlichung des Kohlenbergbaus, um, wie 
er vorrechnete, mit den Ersparnissen an nationalen Werten 
die Finanzlage so leicht wieder in Ordnung bringen zu können, 
(Diese Manifeste sind unter dem Titel „Wie bezahlen wir den 
Krieg?“ bei Duncker & Humblot deutsch erschienen.) 


Selbstverständlich bestehen im englischen Publikum grosse 
Schichten, deren Interessen bei dieser Aufhebung von Privat- 
eigentum empfindlich geschädigt würden, und die deshalb mit 
allen Mitteln die Agitation der Arbeiter zu vereiteln und zu ver- 
dächtigen suchten. Die Bergarbeiter aber, die ihr Interesse in 
einer Bekämpfung des Priwateigentums und des Unternehmers 
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wohl erkannt hatten, hielten hartnäckig an ihrer Forderung fest, 
besonders seit ihnen nach Kriegsende wieder grössere Bewe- 
gungsfreiheit zuteil geworden war. Sie griffen zum Streik. 
Und obwohl sie jedesmal auch die Teuerung zu Lohnforderungen 
zwang und sie ihr altes Ziel des Sechsstundentages auch jetzt 
nicht ausser acht gelassen haben,-steht im Hintergrund all die- 
ser Bewegungen immer doch ihr altes umfassendes Ziel: die 
Aufhebung des Gegensatzes zwischen Arbeitnehmer und! -geber, 
die Abschaffung des Privateigentums und die Uebertragung des 
Eigentums an den Produktionsmitteln auf die Gesellschaft. Im. 
Frühjahr 1919 brach der erste dieser grossen Streiks aus. Die 
Regierung setzte eine Kommission ein, die über die Forderungen 
der Bergarbeiter und ihre Abhilfe berichten sollte. . Diese So- 
genannte Sankey-Kommission nach ihrem Vorsitzenden 
Sankey, in der u.a. Webb, Hodges, Smillie und Herbert Smith 
von der Bergarbeiterföderation sassen, gab Gutachten ab, die 
sich, abgesehen von dem selbstverständlich antisozialistischen 
Votum der Unternehmer, für die Nationalisierung der Kohlen- 
bergwerke aussprachen. Auch sie enthalten Staatseigentum an 
den Kohlenlägern und Bergwerken mit Verwaltung durch einen 
staatlich kontrollierten Apparat unter Beteiligung der Arbeiter. 
(Ueber die Bestimmungen dieses interessanten und wichtigen 
Sozialisierungsberichtes soll in einem weiteren Artikel ge- 
sprochen werden.) 


Denn trotz des anderen Namens und trotzdem uns vielleicht 


listisch erscheinen mag, müssen. doch die Bestrebungen der 


„Nationalisierung“ als gleichlaufend mit „Sozialisierung“ be- 


zeichnet werden, 


Auch diese Vorschläge sind von der kapitalistischen Gesell- 
schaft wie der Regierung Englands als undurchführbar und 
„unverei inbar mit dem Gedeihen der Industrie“ zurückgewiesen 
worden. Sind auch zurzeit die Agitationen etwas verstummt, 
so dürfen wir doch wohl bestimmt hoffen,- dass die englischen 
Bergarbeiter ihr grosses Ziel nicht aus dem Auge verlieren wer- 
den. Sind sie auch spät erwacht; so sind sie sich doch der Ver- 


antwortlichkeit und Notwendigkeit ihrer Politik bewusst. Und. 


die Bewegung ihrer deutschen Kameraden, die unter soviel 


schwierigeren Umständen ihrem Ideal des Sozialismus treu’ 


bleiben, werden sie nicht boykottieren helfen, indem sie das 
gemeinsame Ziel vergessen. . 


Denn — und das ist das Gemeinsame der Sozialisierungs- 
wie der Nationalisierungsbestrebungen, so_ verschieden auch 
zum Teil Ursprung wie Form gewesen sein mögen — sie wollen 
beide hinausführen über den Gegensatz, der Arbeiter und Unter- 
nehmer trennt, die einen rechtios macht, um die anderen auf 
Kosten der Gesamtheit herrschen zu lassen. Und obwohl die 
beiden Völker zueinander nun in diesem selben Gegensatz 
von Herrschenden und Unterlegenen stehen, werden die Arbeiter 


als gleichberechtigt zusammenstehen wollen im Streit für die 


innerpolitische und daraus auch aussenpolitische Aufhebung die- 
ses sozialen Kampfes. Hier liegt das Gemeinsame, die Mensch- 
heitsaufgabe beider, von Nationalisierung und Sozialisierung. 
Und dieses Gemeinsame, nicht der oder jener formale 
Unterschied, ist das Bedeutsame. Dr. -%M 


Mahnwort an die Bergbauangestellten 
Ueber den Sinn der Gewerkschaitsbewegung herrscht un- 


ter den Bergbauangestellten vielfach eine eigentümliche Auf- 


fassung. Viele befinden sich in dem Glauben, sie hätten gegen- 


über ihrer gewerkschaitlichen Organisation keine andere Ver- 


pflichtung, als bestenfalls regelmässig ihre Beiträge abzuführen. 
Im übrigen aber sei die Organisationsleitung (und der Ver- 


trauensmann) dazu da, den Gewerkschaftskampf allein zu füh- 


ren. Sie begreifen vielfach noch nicht, dass das Leben ein 
steter Kampf ist, wo jeder Schritt uns streitig gemacht 


wird, und wo der einzelne in diesem Daseinskampf nur dann 


etwas gilt, wenn er seine Kraft verbindet mit den gleichgerich- 
teten Kräften seiner Mitmenschen. “Jede mühsam errungene 


Freiheit muss, wenn sie Bestand haben soll, täglich von neuem 


erkämpft und gefestigt werden. Wer glaubt, auf seinen Lor- 
beeren ausruhen zu können, wird bald merken, dass er Schritt - 
für Schritt rückwärtsschreitet. 


Der Kenner der wirtschaftlichen Verhältnisse der Bergbau- 


angestellten vor dem Kriege und während des Krieges weiss, 


wie die Entwicklung dieser Berufsschicht ihren Verlauf ge- 


nommen hat. Das Los der Bergbauangestellten war - früher 
geradezu jämmerlich. Sie wurden in dem Dünkel grossgezogen, 
eine „bessere“ Berufsklasse zu sein. Dabei waren sie den 


Zechenherren auf Gedeik und Verderb ausgeliefert: Ihre Ar- 


RL \ ht Steigerverbandes und die Wernersche Broschüre „Wie die 
die reine Verstaatlichung der Bergwerke nicht als sozia- - 


war dem damals ins Leben gerufenen Steigerverband beschie- 


- kennenzulernen. Die Novemberrevolution von 1918 


mer, kein Gewerkschafter dachte in dem Augenblick daran, 


FE: SE LO E 
beitszeit war unbegrenzt. Die Beralianzı lag im Belieben des 7 
Arbeitgebers, da nur ein Teil vom Einkommen ‘garantiert war, 
während der andere Teil (Prämien, Gratifikationen usw.) ieder- 
zeit gekürzt werden konnte. Einen rechtlichen, Anspruch auf 
Urlaub gab es ebenfalls nicht. Kurzum, die Angestellten hatten 
nicht nur ihre Arbeitskraft, sondern ihr eigenes Ich an den 
Unternehmer verkauft. 


„Vogel friss oder stirb!‘“ Das war das Schicksal deter, 
die sich in dem Wahn wiegten, etwas Besonderes zu sein, 
"Tag und Nacht-‚mussten sie ihrem Arbeitgeber zur Verfügung 
stehen, dabei die denkbar schlimmsten: Beleidigungen und Schi- 
kanen über sich ergehen lassen. Jede eigene Willensäusserung 
wurde gewaltsam unterbunden. Es gab nur eins: entweder 
Unterwerfung unter das Diktat .des kapitalistischen 
Zechenherrn oder Aufgeben der Stellung. 3 


' Viele gibt es, die vermöge ihres kurzen Gedächtnisses be- 
reits heute alles vergessen haben, ihrem Arbeitgeber wieder 
schmeicheln und somit denen in den Rücken fallen, die ihre 
ganze Kraft dafür einsetzen, um die entschwundene Zeit nicht 
wiederkehren zu lassen. Wer sein Gedächtnis etwas aui- 
frischen will, der möge einmal die Fachschriften des damaligen 
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Wetter schlagen‘ durchlesen. 


ern 


Es dürfte noch in aller Erinnerung sein, wie der erste Ver- 
such zum organisatorischen Zusammenschluss, gestützt auf die 
Macht der Solidarität, missglückte. Nur ein schwaches Leben 


den, weil die Macht des Kapitals zu stark und das Rückgrat 
der Mehrzahl der Grubenangestellten zu schwach war, um der 
"Macht zu trotzen. Die notwendigen Voraussetzungen der Or- 
‚ganisationsfähigkeit der Bergbauangestellten fehlten, so dass 
das hoifnungsvolle Werk keine Macht wurde und der Willkür 
des Arbeitgebertums Tür und Tor geöfinet blieh. e 


Dieser kurze Rückblick auf die hinter uns liegenden Zu- 
stände ist notwendig, um die Psyche der Bergbauangesteliten 
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brachte zwar einen entscheidenden Um-° 
schwung, sie ist aber nicht imstande gewesen, 
die Denkart der Bergbauangestellten für. 
immer zu ändern. Zu Tausenden strömten sie damals? 
allerdines in die freigewerkschaftlichen Organisationen, um ihre 
soziale und wirtschaftliche Lage zu bessern und um nicht mehr. ) 
in das alte Joch hineingezwängt zu werden. Die Revolution 
war allerdings ein politischer, Vorgang. Aber kein Arbeitneh-_ 







sich als Hüter der politischen und parteipolitischen Neutralität 
aufzuspielen.. Für alle galt nur, die unbeschränkte Macht der 
bisher alleinherrschenden Klasse durch die Solidarität des ge-"! 
'samten arbeitenden Volkes zu brechen. Der Ruf der Mehrheit” 
des Volkes nach Mitbestimmung im Produktionsprozess über- 
tönte alles. Anders wäre. ja auch das Beireiungswerk nicht 
möglich gewesen. Be 


Doch jetzt, wo es gilt, die errungene Freiheit zu festigen: a 
erblicken viele ihre Hauptaufgabe darin, peinlichst über die Ein-"! 
“haltung der parteipolitischen Neutralität zu wachen. Dabei wird’ 

viefach Politik und Parteipolitik noch nicht einmal 
auseinandergehalten. Es muss auch an .dieser Stelle einmal 
klar ausgesprochen werden, dass eine gewerkschaftliche Or- 
ganisation, wenn sie nicht zur Bedeutungslosigkeit herabsinken 
will, auf eine positive Mitwirkung in wirtschafts- und sozial- 
politischen Dingen unter keinen Umständen verzichten kann. 
Das Verhältnis zwischen Gewerkschaft und Politik hat sich eben 
gegenüber der Vorkriegszeit wesentlich geändert. n 


Die neue deutsche Reichsverfassung vom 11. August 1919, 
worin die Koalitionsfreiheit (Artikel 159), die Gleichberechtigung 
der Arbeiter und Angestellten gegenüber den Unternehmern 
(Artikel 165) gewährleistet ist, macht es den Gewerkschaften 
zur Pflicht, sich für die Verwirklichung dieser Rechte einzu- 
setzen. Die Gewerkschaften wären überflüssig, wenn‘ sie keine 
Einfluss ausüben wollten auf die Ausgestaltung des Betriebs- 
‚rätegesetzes, des Reichsknappschaftsgesetzes, Reichsberg- 
 gesetzes, Arbeiter- und Angestelltenrechts u. a. m. Das alles 
sind Gesetze, die nur im Interesse der Arbeitnehmerschaft- ge- 
schaffen werden sollen. Da die Gewerkschaften die wirtschai 
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lichen Interessen der Arbeitnehmer wahrzunehmen haben, müs- 
sen sie also die Ausgestaltung dieser Gesetze beeinflussen kön- 
nen. Damit ‚geraten sie aber in das politische Gebiet. 

Eine weitere Frage ist nun die Ausgestaltung der Macht 
der Arbeitnehmer Je grösser die Macht, desto 
grösser der Einfluss. Aus diesem‘Grunde haben sich 
gleichgerichtete Angestelltenverbände zu Arbeitsgemeinschaften 
zusamnengeschlossen. Die Arbeitsgemeinschaiten haben sich 
dann wieder mit den gleichgerichteten Arbeitergewerkschaften 
Kartelliert. So: entstand zwischen dem AfA-Bund und dem All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund ein Kartellverhältnis. 
Auf diese Weise wird erst eine gleichgerichtete Beeinflussung 
der wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetze ermöglicht. Da 
aber die Kapitalsmacht international gegen die Arbeitnehmer- 
schaft gerichtet ist, haben sich die Arbeitnehmer aller Länder 
verständigen müssen und im internationalen Gewerkschaftsbund 
ihre Macht vereinigt. 


Diese Tatsachen, die viele Bergbauangestellten nicht ver- 
stehen, oder nicht verstehen wollen, werden als Vorwand be- 
nutzt, um gegen die freigewerkschaftlichen Organisationen 
Sturm zu laufen. Ein Zeichen, dass viele Kollegen noch nicht 
verstanden haben, weiche Wege notwendig sind, um die Ar- 
beitnehmerschaft vor Unterdrückung und Versklavung zu be- 
wahren. Drei Worte sind es, die die herrschende Klasse be- 
nutzt, um die Arbeitnehmer auseinanderzutreiben: politisch, 
konfessionell und national. 


Diese Worte sind tatsächlich geeignet, Verwirrung anzu- 
richten, solange die Arbeitnehmer nicht die grossen Zusam- 
menhänge der Wirtschaft einigermassen zu überschauen ver- 
mögen... ‚Dahingegen finden ‘es viele Bergbauangestellte un- 
bedenklich, wieder in die technischen Grubenbeam- 
tenvereine einzutreten, um dort in Harmonie mit ihren Ar- 
beitgebern die reaktionäre Gesinnung zu hegen und zu pflegen. 


Die Wochenschrift „Der Bersbau“, Nr. 4 vom 27. Januar 
1921, gibt über die Tätigkeit dieser Vereine Aufschluss. Dort 
wird über Festlichkeiten berichtet, die im Laufe des Monats 
veranstaltet worden sind,, wobei von Zechendirektoren begei- 
sterte Wahlreden gehalten wurden. Dort hat man: den Berg- 
bauangestellten begreiflich gemacht, dass nur, falls das Er- 
gebnis der Preussenwahl gut bürgerlich ausfällt, eine Besse- 
rung der Valuta und damit eine Besserung unserer wirtschaft- 
lichen Lage zu erwarten sei. Nur dann würde es möglich 
sein, aus dem Sumpie, in den wir geraten sind, wieder heraus- 
zukommen. Zum Schluss wurde dann begeistert das Lied 
„Deutschland, Deutschland über alles“ angestimmt. Diese Fest- 
lichkeiten erinnern so recht an die Vorkriegszeit, wo den Gru- 
benbeamten die gleiche Gelegenheit geboten wurde, für einige 
Stunden ihr trauriges Schicksal zu vergessen, um dann hinter- 
her wieder als willenlose Werkzeuge ihrer Arbeitgeber in blin- 
dem Gehorsam die schlimmsten Schikanen über sich ergehen. 
zu lassen. Ob sich die Teilnehmer dieser Veranstaltungen wohl 
Gedanken darüber gemacht haben, welchen Zweck die tech- 
nischen Grubenbeamtenvereine verfolgen? Nach dem obigen 
Bericht zu urteilen, handelt es sich doch um rein politische Ver- 
anstaltungen. Es ist sehr- merkwürdig, dass sich bei diesen 
Anlässen niemand gegen den Bruch der parteipolitischen 
Neutralität gewandt hat. 


Die technischen Grubenbeamtenvereine veriolgen eben 
einen ganz bestimmten Zweck. Die Grubenbeamten sollen all- 
mählich umgeschult werden, damit sie den Gegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit nicht mehr erkennen, Wenn Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zusammen Feste feiern, so mag dabei Har- 
monie möglich Sein. Wenn aber die Organisationsvertreter 
sich mit den Arbeitgebern an den Verhandlungstisch setzen, um 
über die Arbeits- und Gehaltsbedingungen der Angestellten Ab- 
machungen zu treffen, so stellt sich schon im. erstendAugen- 
blick heraus, dass unüberwindliche Interessengegensätze be- 
stehen. Die geringste Gehaltsaufbesserung erfordert harte Aus- 
einandersetzungen. Das kleinste Zugeständnis muss dem Ar- 
beitgeber abgerungen werden. Nicht allen Kollegen dürfte es 
bekannt sein, dass die Arbeitgeber unseren Forderungen, die 
sich auf Aenderung der Arbeitsbedingungen beziehen, sich 
stets mit dem Bemerken entgegenstemmen, über die ge- 
setzlichen Bestimmungen könne unter keinen 
Umständen hinausgegangen werden. Daraus er- 
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gibt sich für die Gewerkschaften stets die Schlussfolgerung, zu 
versuchen, auf die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
Einfluss zu gewinnen. Wir wären also mit unserer Tarifpolitik 
am Ende, wenn wir uns der Politik enthalten wollten. Das 
muss zunächst jeder Bergbauangestellte begreifen lernen. Wir 
binden uns an keine politische Partei, doch darf dabei nicht 
übersehen werden, dass manche Parteien es grundsätzlich ab- 
lehnen, unsere wirtschaftlichen Forderungen in den Parlamenten 
zu vertreten. Wenn wir uns deshalb vorwiegend nur an solche 
Parteien wenden, die uns ihre Unterstützung zusagen, so ist das 
durchaus erklärlich. 


Wenn es die Bergbauangestellten ernst meinen mit ihren 
eigenen Interessen und mit denen ihrer Familien, so müssen 
sie. sich über diese Dinge klar werden, die mit unserer Inter- 
essenvertretung zusammenhängen. Das Anwachsen der tech- 
nischen Grubenbeamtenvereine und die bald lächerlich an- 
mutende Besorgnis um die Wahrung der parteipolitischen Neu- 
tralität beweist, dass die Kollegen aus der Vergangenheit wenig 
gelernt haben. Wenn die Gleichgültiekeit weiter um sich 
greift, gehen wir der Unterjochung langsam, aber sicher wieder 
entgegen. Schon heute scheuen Zechendirektoren nicht davor 
zurück, zu sagen, dass sie bald wieder das Heft allein in der 
Hand haben würden. Das kann und wird nicht geschehen, 
wenn .das arbeitende Volk es nicht zulassen will, Nach vor- 
wärts muss der Blick gerichtet sein. Jeder Arbeitnehmer, ins- 
besondere jeder Bergbauangestellte muss sich seiner Klassen- 
lage bewusst sein und alles daransetzen, dass es vorwärts- 
geht. Unser Ruf muss lauten: Heraus aus den tech- 
nischen Grubenbeamtenvereinen und sonsti- 
gen Harmonieverbänden! Hineinin die freien 
Gewerkschaften! August Bauer. 


Neues auf dem Gebiete des Sprengens 


in der Grube 


Das Sprengen von Kohle ist die wesentlichste Möglichkeit 
zur Hereingewinnung derselben. Mit der Verbesserung der 
Bohrer und Bohrmaschinen (besonders durch die Einführung 
der Bohrhämmer) in Verbindung mit guten Sprengstoffen nahm 
die Sprengarbeit in der Grube einen immer grösseren Umfang 
an, und die Kosten für Sprengstoffe wuchsen ganz bedeutend, 
so dass sie heute im Ruhrkohlengebiet 2—3 M. ie Tonne ge- 
förderte Kohle betragen dürften. Es liegt nun sehr nahe, zu ver- 
suchen, einen Teil der Sprengstofikosten zu ersparen. 

Einen Weg, der dieses ermöglicht, hat man ietzt dadurch 
gefunden, dass man ein Luftpolster zwischen Sprengladung und 
Besatz schaltet, so dass also der Besatz nicht wie früher un- 
mittelbar auf den) Sprengstoff gestampft wird. DaS Verfahren 
ist folgendermassen: Man bringt die Sprengladung in gewohnter 
Weise derart ein, dass die Schlagpatrone in die Mitte der 
Sprengladung gebracht wird. Sodann setzt man auf den 
Sprengstoff ein Hölzchen von folgender Form === und 
hierauf guten Besatz, so dass also zwischen Ladung und 
Besatz ein Luftpolster entstanden ist. Das Hölzchen soll eine 
Länge von etwa 15 cm haben und von der Dicke eines Blei- 
Stiftes sein. - Ein Uebel bei diesem Verfahren ist noch das 
Hölzchen, weil es brennbare Substanz ist und Herstellungs- 
kosten verursacht. Der Weg, das Luftpolster auf einfachere 
Art herzustellen, muss noch gefunden werden. 


Die Vorteile bei einem derartigen Verfahren sind folgende: 
ein Drittel Sprengstoffersparnis, fast gar keine Nachschwaden, 
grösseren Stückkohlenfall und geringere Erschütterung des 
Nebengesteins und des Ausbaues. Man benutzt also z. B. an- 
statt bisher 6 Patronen 4, statt 5 Patronen 3 usw. und natürlich 
das Luftpolster. 

Es ist bekannt, dass ein Sprengstoff desto besser explodiert, 
ie fester er eingeschlossen ist. Beim Sprengen von Kohle 
kommt es nun nicht so sehr auf eine Zertrümmerung in kieinste 
Teile an, als auf ein Abdücken der Vorgabe insoweit, dass sie 
eingeladen werden kann. Bei dem hier beschriebenen Ver- 
fahren wird durch das Luftpolster die Wirkung des explodieren- 
den Sprengstoffes von einer zerschmetternden zu einer lang- 
sam schiebenden umgewandelt, woraus sich die gleich guten Wir- 
kungen bei geringerer Sprengstofimenge und grösserem Stück- 
kohlenfall erklären lassen. Die Ursachen der besseren Nach- 
schwaden bedürfen noch eingehender Untersuchung, während 
die geringere Beanspruchung des Nebengesteins und: des Aus- 
baues ohne weiteres aus der geringeren Lademenge entspringen, 

Bei der grossen Bedeutung. dieser Frage sollten auf allen 
Zechen sofort Versuche in dieser Richtung gemacht werden, 
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Wirtschaftsfragen | 

Die Kohlenproduktion Deutschlands im Jahre 1920. Das 


Statistische Reichsamt veröffentlicht folgende Angaben über die 
Kohlenproduktion des Deutschen Reiches: 


Deutsches Reich ohne 


Saarrevier und Pfalz - Steinkohlen Braunkoblen 
1920 131 346 722 111.633 763 
1919 107 690 608 93 843 344 
1918 158 186 916 100 662 641 
1917 154 409 185 95 552 615 
1913 173 620 067 87 116 343 


Die Produktion von Koks betrug im Jahre 1920 25177039 t 
geren 21 205689 t im Jahre 1919. Presskohlen aus Steinkohlen 
wurden produziert 4938 279 t gegen 4.002 846 t im Jahre 1919; 
Presskohlen aus Braunkohlen 24 281 577 t gegen 19 716473.t im 
Jahre 1919. Im Monat Dezember 1920 wurden gefördert: Stein- 
kohlen 11926292 t gegen 9935 813:t im Jahre 1919; Braun- 
kohlen 10 109 764 t gegen 8255589 t im Dezember 1919. 


Absatzstockung im Saarkohlenbergbau. Die „Deutsche 
Bergw.-Ztg.“ schreibt: Auf den Saargruben werden nach Mit- 
feilung der französischen Werksverwaltung zunächst am 31. Ja- 
nuar und am 5. und 7. Februar Feierschichten eingelegt, da in- 
folge der weltwirtschaftlichen Krise eine Absatzstockung einge- 
treten ist und die Haldenbestände bereits überfüllt sind. Die 


‚Krise wird als vorübergehend angesehen, da Verhandlungen im 


Gange sind, um Saarkohle nach der Schweiz und Italien auszu- 
führen. Auch mit Deutschland sollen Verhandlungen schweben, 
um auf dem Wege des Austausches von Ruhrkohle Süddeutsch- 
land mit Saarkohle zu versorgen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Abschluss der Tarifverhandlungen im Oberlausitzer Braun- 
kohlenbergbau. Die Gehaltstafel zum Angestelltentarif für den 
Oberlausitzer Braunkohlenbergbau war von den Spitzenorgani- 
sationen zum 31, Dezember 1920 gekündigt worden. In der 
ersten Sitzung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter zur 
Regelung der Angestelltenforderungen am 6. Dezember 1920 
wurde eine Kommission gebildet, die die Vorarbeiten in der 
Tarifirage erledigen sollte. In der Kommission wurde "man 
sich aber darüber klar, dass erst das Ergebnis der Verhand- 
lungen über die Forderungen der Angestellten im Senitenberger 
Braunkohlenrevier abgewartet werden müsse, bevor eine end- 
gültige Regelung für die Oberlausitz möglich sei. 

Die Tarifstreitickeiten in der Niederlausitz wurden bekannt- 
lich am 22. Januar 1921 auf dem Wege der Einigung beendet; 
die Angestellten erhielten eine nennenswerte Erhöhung ihrer 
Einkommensbezüge. Anschliessend an diese Beilegung fanden 


am 1. und 2. Februar in Görlitz Verhandlungen für das Ober- 


lausitzer Revier statt. 

Die Arbeitgeber machten in dieser Sitzung folgendes An- 
sebot: Die Gehälter sollen erhöht werden für Betriebsführer auf 
2400 M., für Steiger mit Schulbildung auf 2200 M., für Steiger 
ohne Schulbildung und Aufseher auf 2000 M. Gleichzeitig er- 
klärten die Arbeitgeber, dass nach ihrem Dafürhalten eine 
Gleichstellung der kaufmännischen und technischen Angestellten 
nicht am Platze_ wäre und eine Differenzierung der Gehalts- 
zuschläge zwischen diesen Angestelltengruppen nötig sei. 

Da das Angebot der Arbeitgeber um rund 10 Prozent hinter 
den neuerdings vereinbarten Senitenberger Gehaltssätzen zu- 
rückblieb, lehnten die Arbeitnehmervertreter das Angebot als 
zu niedrige ab; die Differenz zwischen Senftenberg und Ober- 
lausitz betrug früher nur 3 Prozent. Aus «dieser Erwägung 
heraus forderten wir eine weitere Zulage von 1000 M. auf jede 
Gruppe. Nach langwierigen Verhandlungen machten die Arbeit- 
geber am zweiten Sitzungstage folgendes Angebot: 


Technische Angestellte:. 


Gruppe 1: Betriebsführer,welche Vorgesetzte bis zu 50 Arbeiternsind M. 17 250.— 

” ”» ” nn 100 ” ” M. 17600. — 

* ne ir über 100 718.000, 

Gruppe 2: Steiger mit Schulbildung . a .„.M. 15500.— 

> ohne F BIT. ER RE NLA 700.-- 

Gruppe 3: Aufseher . : ER LI . 1% .£-M. 13 600,— 

Ziegelei: 
Betriebsführer je nach Grösse des Betriebes M. 15 550.— 
” „ ” „ ” ” 5 M. 16 500.— 
Technische Bureauangestellte:. 

Diszu=LB Jahren. "4.2.8 22 RE 9 EN 000, 
18 bis 22 Jahre ; M. 10 000.— 
DRS seta Jahre er en, M. 12 800.— 
selbständig arbeitende Techniker M. 15 800.— 
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Kaufmännische Angestellte: 


Gruppe 1 M. 17250.— bis M. 17 850.— 


e ı 1 DE line 

a) 1 a EN 

EV 3. ee ee ea a NE BO 

»” V di m ER | ee R . . 0. . . M. 9 7090.— 

73 VI tere Dei 6. IB AT n e Na are M. 8 200.— bis M. 8 600.— 

Lehrlinge: ; 

Imperäten Jahr. 2° 0 10° 2.00 Made WE 2 
„ Zweiten „ a nn ER a 210.— ; 
„ dritten „ . His Re M. 280.— 


Die sozialen Zulagen, wie Kinder- und Hausstandsgeld, wurden wie die 
Senftenberger Sätze festgelegt auf: — 


Kindergeld . . - Re Ent M. 1200.— und 5 
Hausstandsged . . » 2 2.2.20. M. 1800.— pro Jahr. 
“ Die Ueberstundenpauschale wurde erhöht auf: 
fißBetriebsführer °. 0... 0 su on SM. en 
für Werk- und Maschinenmeister . . . . . M. 150.— und 


für sonstige Angestellte . . . . 2. 2... M.  130.— monatlich. + 


Die Arbeitgeber begründeten dieses Angebot mit der 
schlechten Geschäftslage des Oberlausitzer Braunkohlenberg- 
baues und erklärten, an die äusserste Grenze ihrer Leistungs- 
fähigkeit herangegangen zu sein. Falls die Angestellten diesem 
Angebot nicht zustimmen würden, wären sie damit einver- 
on die ganze Angelegenheit einem Schiedsgericht’ zu unter- 

reiten. : : 

Die Angestelltenvertreter nahmen in eingehender Beratung 
Stellung zu dem Angebot der Arbeitgeber und erklärten sich für 
Annahme der vorstehenden Gehaltssätze. Ausschlaggebend für ° 
ihre Haltung war die starke Depression, welche heute den Wirt- 
schaftsmarkt beherrscht. 


‘ Schiedsspruch in den Tariistreitigkeiten der Angestellten 
des Ostdeutschen' Braunkohlenreviers. Wie wir in Nr. 5 des 
„Technischen Grubenbeamten“ berichteten, hatten die am 26. Ja- 
nuar in Frankfurt a. O. stattgefundenen Verhandlungen mit dem 
Arbeitgeberverband infolge des zu niedrigen Angebots der Ar- 
beitzeber zu keinem Endergebnis geführt. Gezwungen durch 


das starrsinnige Verhalten der Arbeitgeber hatten die Spitzen- 


organisationen sich sofort an das Arbeitsministerum zwecks 
Einsetzung eines Schiedsgerichts gewandt. 
Am 9. Februar 1921 tagte dieses Schiedsgericht unter dem 
Vorsitz des Regierungsrats Dr. Tiburtius- Die Verhandlungen 
waren sehr schwierig. _ Die Arbeitgeber glaubten nicht über . 
ihr früheres Angebot hinausgehen zu’ können, d. h. sie wollten 
die bisherige fünfprozentige ‘Differenz zwischen den Gehältern 
der Niederlausitz und dem Ostdeutschen Revier vergrössern; 
ihr Angebot bedeutete die Erweiterung der Spannung zwischen 
den genannten Gehaltssätzen auf 10 Prozent. Unsere Vertreter 
lehnten aber ganz strikt das Angebot der Unternehmer ab. 
Da eine Einigung nicht zustande kam, wurde ein Schieds- 
spruch gefällt, der wie folgt lautet: ’ 
1. Die Spanne zwischen den Grundsätzen der Gehaltsbezüze 
der Angestellten des Ostdeutschen und des Niederlausitzer 
Braunkohlenreviers wird auf 7% Prozent festgesetzt, 


2. Die Sätze für die Ueberschichtpauschale, Hausstandsgeld, | 


Kindergeld der Angestellten des Ostdeutschen Braun- 
kohlenbergbaus werden den Sätzen des Niederlausitzer 
Braunkohlenbergbaus gleichgestellt. N" 
3. Diese Erhöhungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 192 
in Kraft. 
4. Die Parteien haben bis zum 21. Februar 1921 zu erklären, 
ob sie den Schiedsspruch annehmen oder ablehnen. 


„Wie die Gehaltstafel auf Grund des vorstehenden Schieds- 


A. 


N Barum tere 


spruchs für das Ostdeutsche Revier sich gestalten wird, geht 


aus einem unsern Vertrauensleuten bereits zugegangenen Rund- 
schreiben hervor. Infolge Platzmangels sind wir leider nicht 
in der Lage, die Gehaltstafel hier an dieser Stelle zu bringen. 

- Obgleich der Schiedsspruch die gestellten Erwartungen der 
Angestellten nicht erfüllt, indem die Gehälter für -Ostdeutsch-. 


land 7%. Prozent hinter denen der Niederlausitz bleiben, emp- 


fehlen wie unseren Mitgliedern die Annahme des Schieds- 
spruchs. ‘Der Schiedsspruch ist mit Stimmenmehrheit gefasst 
worden; daraus geht hervor, dass die als Beisitzer fungierenden 
Angestelltenvertreter dagegen gestimmt haben. ? 
Indem wir die Annahme des Schiedsspruchs 


uns aufgestellten Forderungen, sondern nur ein Zurückstellen 


= 


x 
B 


a ee 


| unseren 
Mitgliedern empfehlen, bedeutet das kein Aufgeben der von’ 


auf eine gewisse Zeit., Sobald sich die hentige schlechte Lage 


auf dem Wirtschaftsmarkt wieder zebessert haben wird, wer- 


den wir erneut versuchen, den berechtigten Wünschen der An- 
gestellten des Ostdeutschen Braunkohlenreviers Geltung zu ver- 


schaffen. 


durch das radikale Auftreten gegnerischer Verbände in der Ge- 


haltsfrage nicht irreführen zu lassen. 


Die Erfahrung hat bis- 


her immer gelehrt, dass diese Verbände niemals die Konse- 
quenzen aus ihrem radikalen Auftreten ziehen. = 


Wir möchten unsern Kollegen noch empfehlen, sich. ° 
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Tariiverhandlungen Mitteldeutschland. Am 3, 4. und 
5. Februar fanden in Halle (Saale) die Verhandlungen zum Ab- 
schluss eines neuen Tarifvertrages für die Angestellten 
des Mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues (Bergbaureviere An- 
halt, Bitterfeld, Borna, Magdeburg, Halle) statt. Von seiten der 
Angestelltenorganisationen wurde versucht, das Grimmaische 
Revier mit zu erfassen, doch wurde dieses von den Arbeit- 
gebern abgelehnt und Sonderverhandiungen für das dortige Re- 
vier in Aussicht gestellt. 

In dreitägiger Verhandlung wurde der Entwurf durchbera- 
ten, doch konnte über eine Reihe von Punkten des Rahmen- 
tarifs keine Einigkeit erzielt werden. Insbesondere lehnten die 
Arbeitgeber ab, einer Umgruppierung der Angestellten zuzustim- 
men. Ein Gehaltszuschlag wurde geboten für die Gruppen 1 und 
2 der Gehaltstafel unter Ia, b, c, d und II eine jährliche Zu- 
lage von 1800 M., für die Gruppen 3 und 4 der Gehaltstafel 
unter la, b, c, d und II eine jährliche Zulage von 1600 M., für 
die Gruppe 4 unter Id und 5 unter II eine jährliche Zulage von 
1200 M. Kinder- und Hausstandsgeld sollen unverändert blei- 
ben. Die Dienstalterszulagen sollen auch ferner nur 120 M. 
und die Stellenzulagen nur 300 M. betragen. Die Vertreter 
der Angestellten sahen sich nicht in der Lage, diesem Angebote 
zuzustimmen, und man einigte sich, die strittigen Punkte in einer 
zweiten Lesung des Tarifivertrages, welche am 14. Februar be- 
ginnen soll, aus der Welt zu schaffen. 


Stellennachweis für Angestellte des Braunkohlenbergbaues. 
Vom Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt in Magdeburg erhielten 
wir mehrere 100 Exemplare der Fragebogen, welche zur Be- 
nutzung des Stellennachweises eingeführt sind. Diese liegen in 
unserer Geschäftsstelle der Abteilung Bergbau in Halle (Saale), 
Mühlweg Nr. 44, aus, wo sie von den Kollegen angefordert 
werden können. Ausserdem sind die Fragebogen zu bekommen 
auf dem Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt, Magdeburg, Breite 
Weg 22, Landesamt für Arbeitsvermittlung, Dresden, Kanzlei- 
gässchen 1, Landesarbeitsamt Niedersachsen, Hannover, Schiller- 
strasse, ferner bei den Arbeitsämtern Magdeburg, Königstrasse, 
Halle, Salzgrafenstr. 2, Erfurt, Anger 39/40, Eisleben, bei den 
Arbeitsnachweisen Bitterfeld, Zeitz, Weissenfels, Merseburg, 
Elsterwerda, Querfurt, Hohenmölsen, Cöthen, Droyssig und 
Teuchern. 

Wir bitten die Kollegen, im Bedarisfalle den Stellennach- 
weis zu benutzen. Wir werden nach wie vor bemüht bleiben, 
den Stellennachweis auszubauen. 


Knappschaftliches 


Zur Frage des Reichsknappschaitsgesetzes. Am 10. Februar 
fand wiederum eine Besprechung mit Herrn Direktor Heimann 
vom Reichsknappschafts-Versicherungs-Verband wegen der Zu- 
sammensetzung der Kommission zur Beratung der die Ange- 
stellten betreffenden Bestimmungen des Reichsknappschafts- 
gesetzes Sowie der Satzungen des Reichsknappschaftsvereins 
statt. Es handelte sich hier um folgendes: 

Zu den Beratungen sollte auch ein Vertreter des Verbandes 
deutscher Knappschaftsbeamten hinzugezogen werden. (Gegen 
diese Hinzuziehung war von den Vertretern der drei Spitzen- 
organisationen Einspruch erhoben worden, weil dieser Verband 
keiner der drej Spitzenorganisationen angehört, weil ausserdem 


- die Angestellten der Knappschaftsvereine zum grossen Teile 


Organisationen angehören, die durch die drei Spitzenverbände 
vertreten werden. Darüber wurde am 10. Februar verhandelt. 
Ein Erfolg ist diesem Einspruch nicht beschieden gewesen, da 
eine Verzögerung der Verhandlungen entstanden wäre, wenn 
wir auf unserem Einspruch verharrt hätten. Wir haben uns des- 
halb mit der Hinzuziehung, und zwar unter Protest einverstan- 
den erklärt. Die Kommission setzt sich jetzt aus Vertretern 
der drei Spitzenorganisationen zusanımen, ferner werden aus 
dem Ruhrrevier Steiger Buschmann, aus dem Saarrevier 
Steiger Schuster, beide Mitglieder der AfA, hinzugezogen: der 
G. d. A, stellt den Vertreter für Oberschlesien, der G. D. A. G. 
für Mitteldeutschland, ‘der Verband der Knappschaftsbeamten 
ebenfalls einen Vertreter. Weiterhin soll als Sachverständiger, 
Bergarbeitersekretär Wissmann- vom Deutschen Bergarbeiter- 
verband, den Verhandlungen beiwohnen. Der Entwurf, ent- 
haltend die Bestimmungen, betr, die Angestellter im Reichs- 
knappschaftsgesetz und Reichsknappschaftsverein, wird bis Ende 
Februar fertiggestellt sein und soll Anfang März beraten werden. 

Soweit die einzelnen Bezirke uns noch keinen Vertreter 
benannt haben, der in seinem’ Bezirk die Knappschaftsfragen 
bearbeitet, bitten wir um Mitteilung. Wir werden ausserdem 
sofort nach dem Erscheinen die Bestimmungen veröffentlichen. 


. Generalversammlung des Brandenburger Kaappschaits- 
verein. Am 11. Januar 1921 tagte in den Räumen des Ver- 
waltungsgebäudes die Generalversammlung des Brandenburger 
Knappschaftsvereins. Derselben lag eine reichhaltige Tages- 
ordnung zugrunde. 
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Als Punkt 1 der Tagesordnung lag der 5. Nachtrag zur 
Satzung des Brandenburger Knappschaftsvereins vor. Der 
Sprecher der Arbeitnehmervertreter machte darauf auimerksam, 
dass ‚In anderen Knappschaftsvereinen die Unternehmer namhafte 
Beträge zur Unterstützung der Invaliden, Witwen und Waisen 
den Knappschaftsvereinen zugeführt hätten, während die Herren 
Arbeitgeber im Brandenburger Knappschaftsverein noch nichts 
getan hätten, abgesehen von einigen kleineren Unterstützungen 
während des Krieges auf einzelnen Werken. Die Arbeitgeber- 
vertreter erklärten sich daraufhin bereit, von dem Aufwand, der 
für die Teuerungszulagen für die Invaliden, Witwen und: Waisen 


. notwendig ist, drei Fünftel zu tragen, während zwei Fünftel von 


den Arbeitern getragen werden sollen. 

Nach diesem Resultat erhalten gemäss $ 152 des neu be- 
schlossenen Nachtrages die Invaliden, Witwen und Waisen, 
deren Jahreseinkommen weniger als 6000 M. beträgt, zu der 
ihnen satzungsgemäss zustehenden Pension eine monatliche 
Teuerungszulage. Diese beträgt, wenn die Pensionierung vor 
dem 1. Januar 1921 festgesetzt worden ist, für die Invaliden 
90 M., Witwen 65 M., Vollwaisen 25 M., Halbwaisen 20 M. Ist 
die Pensionierung nach dem 1. Januar 1921 erfolgt, erhalten die 
Invaliden 60 M., Witwen 45 M., Vollwaisen 20 M., Halbwaisen 
15 M. Die Teuerungszulage wird bis zum 31. Dezember 1921 
gewährt. Die Kosten werden auf die Pensionskassenmitglieder 
und Werke dergestalt umgelegt, dass die Werke drei Fünftel und 
die Arbeiter zwei Fünftel der Kosten tragen. 

Den Invaliden und Witwen, die den Pensionskassen mehrerer 
Knappschaftsvereine angehört haben, wird die Teuerungszulage 
nur in demselben Verhältnis gewährt, in dem der den Branden- 
burger Knappschaftsverein belastende Pensionsanteil zur Ge- 
samtpension steht. Der Vorstand ist ermächtigt worden, mit 
anderen Knappschaftsvereinen zu vereinbaren, dass die 
Teuerungszulage voll von dem Verein gezahlt wird, der die 
Pension festgesetzt hat. 

Weiter hielt Knappschaitsdirektor Herzer einen Vortrag 
über das bevorstehende Reichsknappschaftsgesetz und den 
Reichsknappschaftsverein. Seine Ausführungen atmeten sehr 
viel Partikularismus. Er kann sich immer noch nicht damit ab- 
finden, dass es möglich sein soll, knappschaftliche Verhältnisse 
im Interesse der Allgemeinheit einigermassen einheitlich zu ge- 
stalten. Der Arbeiterschaft ist mit der Zerrissenheit im Knapp- 
schaftswesen nicht gedient. 


Aus dem Bunde 


Im Zwiekau-Lugau-Oelsnitzer Steinkohlenrevier haben die 
AfA-Verbände unter den Bergwerksangestellten keine Mitglie- 
der. In diesem Bezirk gehören die zirka 1300 Bergwerksange- 
stellten dem Reichsverband deutscher Bergbauangestellten an. 
Am Sonntag, den 6. Februar, fand in Zwickau, am Mittwoch, 
den 9. Februar, in Lugau und Oelsnitz eine Versammlung statt, 
in der Kollege Werner vor den Betriebsräten und den Ange- 
stellten des dortigen Bergbaus- über die „Sozialisierung des 
Kohlenbergbaus“ referierte. Vom Reichsverband waren Dr. Her- 
wegen und Betriebsführer Kubach mit zahlreichen Anhängern 
erschienen. Ihre Absicht, die Versammlung zu sprengen, miss- 
glückte, so dass es gelang, die grundsätzliche Frage, warum die 
Angestellten des Zwickauer Reviers sich einer der grossen 
Spitzenorganisationen anschliessen müssen, zu klären. Einige 
Mitglieder wurden gewonnen, so dass auch in diesen Bezirk 
jetzt Bresche geschlagen ist. Viele der Anwesenden sind 
nach den Ausführungen sehr nachdenklich nach Hause gegan- 
gen, woraus mit Sicherheit gehofft werden kann, dass in ab- 
sehbarer Zeit auch dort die Angestelltenschaft sich einer zen- 
tralistischen Organisation, d. h. die technischen Angestellten dem 
Bund, die kaufmännischen Angestellten dem Zentralverband, 
anschliessen werden. 


Saarland. In der Zeit vom 16. bis 31. Januar fanden unter 
den Grubenbeamten im Gau Saarland eine Reihe von Werbe- 
und Aufklärungsversammlungen statt. Die Lage der Gruben- 
beamten und den Stand der Organisationsfragen im Saarland hat 
Kollege Rauchholz, der Obmann der Fachgruppe Bergbau, im 
„Techn. Grubenbeamten, Nr. 37, 1920 der „D.T.Z.“, genügend be- 
leuchtet. Derselbe Kollege wird auch in Zukunft dann und 
wann über die Fortentwickelung weiterberichten. Es ist im 
Saarland nur eines notwendig: die Aufklärungsarbeit. Den 
meisten Kollegen fehlt der Begriff der Gewerkschaft überhaupt, 
und so war es denn Aufgabe des seitens der Zentrale nach dort 
entsandten Kollegen M. die Aufklärungsarbeit einzuleiten, 
Ausser dem Besuch der einzelnen Ortsverwaltungen und führen- 
den Kollegen fanden eine Reihe erweiterter Mitgliederversamm-, 
lungen statt, in denen Kollege M. über das Thema: „Die freien 
Gewerkschaften, ihre Ziele und der Stand ihrer derzeitigen Ar- 
beiten“ referierte. Die Ausführungen dürften dazu beigetragen 
haben, die in den Köpfen der Grubenbeamten noch spukende 
Unklarheit zu beseitigen. In einer am 31. Januar in Saar- 
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brücken stattgehabten Delegiertentagung der Fachgruppe Berg- 
bau wurde der Kollege O. Schuster in die Kommission zuf 
Beratung von Angestelltenfragen im Reichsknappschaftsgesetz 
gewählt. Es wird Aufgabe des Bundes sein, dafür zu sorgen, 
dass die Bewegung im Saarland besser ausgebaut und gestärkt 
wird, damit die mit der französischen Bergwerksdirektion an- 
gebahnten Verhandlungen bald zu einem vollen Erfolg für unsere 
Bundesarbeit führen. 


Im Dill-Lahn-Erzbergbau fanden eine Reihe von Versamin- 
lungen statt. Die Arbeit unter den Grubenbeamten wird ganz 
besonders dadurch ärschwert, dass die Betriebe meist kleinere 
bis zu 200 Mann Belegschaft sind, sehr zerstreut und oit von 
Verkehrswegen völlig abgeschlossen liegen. Kollege M. der 
auch hier mit der Arbeit betraut war, konnte nur zwei Betriebs- 
verwaltungen besuchen, hielt aber ausserdem an drei ver- 
schiedenen Orten Versammlungen ab. Unsere Bewegung hat 
jedoch auch unter den Grubenbeamten in diesem Bezirk festen 
Fuss gefasst. Es muss jetzt die Fachgruppe besser ausgebaut 
werden, damit der dortigen Grubenbeamtenbewegung ein feste- 
rer Halt gegeben wird. 


Gesetzliche Interessenvertretungen 


Die Arbeitnehmergruppe der Arbeitskammer für das Ruhr- 
gebiet zur Frage der Berggewerbegerichte. In den am Sontn- 
abend, den 5. und Dienstag, den 8. Februar 1921 in Essen ab- 
gehaltenen gemeinschaftlichen Sitzungen der Arbeiter- und 
Anzestelltengruppe der Arbeitskammer für den Kohlen- 
bergbau des Ruhrgebiets wurde nochmals zu der Frage 
über Aufhebung der Berggewerbegerichte 
Stellung genommen. Zu dem Beschluss der Gesamt-Arbeits- 
kammer vom 25. Januar 1921 wurde von den Vertretern der 
beiden vorgenannten Gruppen gegen die Stimme des Vertreters 
der oberen Bergbeamten nachfolgende Begründung angenommen 
und beschlossen, dieselbe dem Preussischen Handelsministerium 
in Berlin zu übersenden: 

„In der Spruchpraxis der Berggewerbegerichte, die schon 
in der Vorkriegszeit zu berechtigten Klagen seitens der Berg- 
arbeiter Anlass gegeben hat, ist eine Besserung durchaus nicht 
eingetreten In den meisten Fällen werden die Arbeitgeber im 
Bergbauberuf von juristisch vorgebildeten Personen vertreten, 
denen gegenüber die fast vollständig gesetzesunkundigen Ar- 
heiter im Nachteil sind. Die Vorsitzenden der Spruchkammern 
haben sich trotzdem in ihrer Mehrzahl auch jetzt in der Zeit 
der Gemeinschaftsarbeit noch nicht dazu entschliessen können, 
Angestellte der gewerkschaftlichen Organisationen als Prozess- 
vertreter zuzulassen. Ja, selbst Arbeiter wurden, sofern sie 
nochmals ihre Arbeitskameraden zu vertreten suchten, als Pro- 
zessvertreter nicht zugelassen. Die Arbeitnehmerschaft be- 
zeichnet ein derartiges Vorgehen als ein rückständiges Ver- 
halten. 

Die Urteile der Spruchkammern des Berggewerbegerichts 
sind oft geradezu unverständlich und lassen auf offene Partei- 
nahme für die Arbeitgeber schliessen. Von objiektiver Behand- 
lung der Streitfälle durch die Vorsitzenden kann keine Rede 
mehr sein: 

wenn Tarifbestimmungen einseitig zugunsten der Arbeitgeber 
ausgelegt werden, 

wenn der Vorsitzende sich weigert, den Streitgegenstand zu 
verhandeln, obwohl die Zuständigkeit der Spruchkammer 
vorliegt, 

werm der Vorsitzende nach Eingang einer Erklärung der be« 
klagten Zeche dem Kläger die Zurücknahme der Klage an- 
heimsteilt (was der Kläger als eine Beeinflussung seines 

Willens empfinden muss), 

wenn der Vorsitzende die Zeugen der Zeche vernimmt, da- 
gegen die vom Kläger benannten und vom Gericht geladenen 

Zeugen trotz Ersuchens des Klägers nicht vernimmt, 

wenn dazu auch noch der Vorsitzende, der häufig verwandt» 
schaftlich, immer aber beruflich und gesellschaftlich den 

Arbeitgeberkreisen nahesteht, die Arbeitgeber und deren 

Vertreter liebenswürdig begrüsst, die Arbeiter aber häufig 

barsch anfährt und dergleichen „mehr, 


Ueberhaupt wurde vielfach die Wahrnehmung gemacht, dass 
die Bestimmungen der Zivilprozessordnung von den Vorsitzen- 
den der einzelnen Spruchkammern einseitig zugunsten der Ar 
beitgeber gehandhabt wurden. 

Aber auch noch aus anderen Gründen ist die Aufhebung der 
Berggewerbegerichte erforderlich: 
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Bei Schaffung des Gewerbegerichtsgesetzes waren die be- 
sonderen Verhältnissa des Bergbaues in Nichtfachkreisen wenig 
geklärt. Auch im Bergbau entsprang das Arbeitsrecht dem in- 
dividuellen Vertrage. Wenn im Gewerbegerichtsgesetze für 
den Bergbau der $ 82 geschaffen wurde und von dem Rechte 
dieses Paragraphen die Landesbehörden für einzelne Berg- 
reviere Gebrauch gemacht haben, so mag das dem damals 
vorhandenen Bedürfnis entsprochen haben. 


_ An Stelle des individuellen Arbeitsrechts ist nunmehr durch 
Schaffung der Arbeitsgemeinschaften und der Tarifverträge im 
Bergbau das kollektive Arbeitsrecht getreten. Die Tarifverträge 
haben gesetzliche Anerkennung erhalten. Im Bergbau sind da- 
durch die Arbeitsrechtsverhältnisse vereinfacht und geklärt. 


Aus diesen Erwägungen heraus liegt für die Beibehaltung 
des $ 82 des Gewerbegerichtsgesetzes kein Grund mehr vor. 

Die Arbeitnehmergruppe der Arbeitskammer für den Ruhr- 
kohlenbergbau fordert daher, unter Aufhebung des $ 82 des Ge- 
werbegerichtsgesetzes die Behandlung der aus dem Bergbau 
sich ergebenden Streitfällae den örtlichen Gewerbegerichten zu 
übertragen.“ 


Nach der ‚von den Arbeitgebern der Arbeitskammer be- 
schlossenen Stellungnahme zu den Berggewerbegerichtswahlen 
Dortmund ist die Wichtigkeit dieser Wahlen nicht von der Be- 
deutung, wie wir in der vorigen Nummer angenommen hatten. 


Aus anderen Verbänden . 
Der „Reichsverband deutscher Bergbauangestellter“ und die 


-Schwerindustrie. Aus dem Ruhrrevier wird uns geschrieben: 


Der Reichsverband deutscher Bergbauangestellter hätte es gar 
zu gern gesehen, wenn die Angestellten den Schiedsspruch ab- 
gelehnt und gestreikt hätten. Dr. Herwegen sollte der Treiber 
sein, auf den dann die Schuld fällt; denn der Streik hätte sich 
nicht gegen die Unternehmer, sondern gegen die Regierung ge- 
richtet, die einer Kohlenpreiserhöhung hätte zustimmen müssen. 
Den Nutzen hätten die Unternehmer, während die Oefientlich- 
keit die Angestellten für die Kohlenpreiserhöhung verantwortlick 
machte, was für die Organisation ganz erhebliche nachteilige 
Folgen haben müsste. Aus Wut darüber, dass dem „R. d. B.* 
sein Plan nicht gelungen ist, fällt er jetzt über den Bund und 
seine Führer her und arbeitet dabei nach dem Grundsatz: 
Verleumde nur fest darauf los, es bleibt doch etwas hängen. 
Man versteht es aber jetzt auch, warum er von den Unter- 
nehmern in der Arbeitsgemeinschaft gehalten wird. Allem An- 
schein nach sind wieder Leute wie Hansch und Bayer an 
der Arbeit, in deren Reihen Dr. Herwegen zu stellen ist. 


Auch wird jetzt das Interesse der Unternehmer für die 
Verbandszeitung des „R. d. B.“, den „Bergbauangestellten“, ver- 
ständlich. Unzählige Inserate von schwerindustriellen Firmen 
sind in dieser Zeitschrift zu finden. Wäre nun der „R. d. B.“ 
wirklich das, was er immer mit radikalen Phrasen angibt zu 
sein, nämlich die beste Interessenvertretung der Bergbauange- 
stellten und der grösste Feind der Zechenbesitzer, so würden 
die Arbeitgeber dem „R. d. B.“ wohl kein Geld in Form von 
Inseraten zuwenden. Aber die Unternehmer wissen ganz genau, 
dass diese Inseratengelder die beste Kapitalsanlage sind, indem 
sie glauben, durch Stärkung deg „R. d. B.“ die Einheitsfront der, 
Bergbauangestellten zersplittern zu können; dann würden ia 
die heute sehr hohen Insertionskosten vervielfacht zurück- 
fliessen. Diese Art, willfährige Arbeitnehmerorganisationen zw 
unterstützen, ist aber zu alt und schon zu oft durchgeführt, um 
nicht sofort durchschaut zu werden. 


Das Interesse und die warme Anteilnahme der Unternehmer 
an dem Gedeihen des „teuren R. d. B.“ sind nach den letzten 
Vorkommnissen zu offenkundig, um nicht auch dem rück- 
ständigsten Grubenbeamten die Augen zu Öffnen. 


Bücherschau 


Neues Arbeitnehmerrecht\ im Bergbau. Die Berggesetznovelle, be- 
treffend das Arbeiterrecht vom 18. Dezember 1920 mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Allgemeinen Berggesetzes und des Gewerbeg erichtsgesetzes, 
den Tarifverträgen, der Arbeitsordnung und Richtlinien zum Betriebsrät 


sowie mit einem Anhang, enthaltend die Berggesetznovelle über die Auf- 
schliessung von Steinkohlen vom 11. Dezember 1920. Herausgegeben von 
Dr. jur. Wilhelm Schlüter, rechtskundigem Mitgliede des Oberbergamts ia 


Dortmund. Dortmund, Verlag Hermann Bellmann. 79 Seiten. Preis 8,50 M, 
und Teuerungszuschlag. 


Wir können die Anschaffung dieses Büchleins unseren Kollegen wärmstens 


empfehlen, da es ausserordentlich viel gutes Material enthält. 
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Nummer 8 


Aus der Bergbeamtenbewegung im 
Saargebiet 


Wir haben am 17. Dezember 1920 in Nummer 37 des 
„Technischen Grubenbeamten“ einen Artikel „Die Bergbeamten- 
bewegung im Saarrevier“ veröffentlicht, der sich mit der Ge- 
schichte des Verbandes der technischen Bergbeamten an der 
Saar und den Ursachen des Zusammenbruches dieses Ver- 
bandes befasst. Dieser Artikel gab dem früheren ersten Vor- 
sitzenden des Bergbeamtenvereins, Herrn Fahrsteiger Graus, 
Veranlassung, uns eine Entgegnung, die auch in verschiedenen 
Tageszeitungen des Saarlandes erschienen ist, zur Veröffent- 
lichung zu übersenden. Wir bringen seine Veröffentlichung 
mit einer Nachschrift und empfehlen gleichzeitig den Kollegen 
die gewissenhafte Lektüre. Gerade die Geschichte des Ver- 
bandes der technischen Grubenbeamten der Staatswerke im 
Saarrevier zeigt auf das deutlichste, wie eine kleinere Or- 
ganisation im engen Bezirk Gutes leisten kann, wie sie aber 
bei der Lösung von wichtigen Fragen, deren Beurteilung aus 
dem engen Gesichtskreis in falscher Weise erfolgt, zugrunde 
geht. Dieses Argument sollte gerade den Reichsverbändlern 
im Zwickauer Revier entgegengehalten werden, die immer so 
sehr auf ihre Unabhängigkeit von allen grossen gewerkschaft- 


lichen Organisationen pochen. 
= 


In eigener Sache. 


in Nr. 37 des „Technischen Grubenbeamten“ vom 17. De- 
zember 1920 ist eine Zuschrift über die „Bergbeamtenbewegung 
im Saargebiet“ veröffentlicht. In dieser Zuschrift ist mein 
Name mehrfach erwähnt und mit den Ausführungen der Zu- 
schrift in Verbindung gebracht. Der Schreiber der Zuschrift 
zehörte offenbar nicht zum früheren Vorstande des „Verbandes 
der Bergbeamten an der Saar“. Denn die Darlegungen weichen 
sehr erheblich von den tatsächlichen Vorgängen der Beamten- 
bewegung im Saargebiet ab. Ich möchte daher eine kurze 
Schilderung der Vorkommnisse im Saarrevier geben, wie ich 
sie sehe: 

Die Organisation der Saarbrücker Bergbeamten befasste 
sich während des Krieges und; nach demselben fast ausschliess- 
lich mit wirtschaftlichen Fragen. Daneben wurden allerdings 
die kulturellen Forderungen, wie Ermächtigung der Berg- 
schulen zur Erteilung des Einj.-Freiw.-Zeugnisses, Hebung der 
Lehrtätigkeit an den Bergschulen und soziale Fortbildung des 
Standes, nicht vergessen. An wirtschaftlichen Vorteilen er- 
reichte der Verband der Saarbrücker Bergbeamten eine Er- 
höhung der Belohnungen von 300 M. vor dem Kriege auf 
1160 M. während des Krieges, -eine Sonderheit, die keine Staats- 
beamtenklasse aufzuweisen hatte. Nach dem Kriege hat der 
Verband erreicht, dass die Steiger, die vor dem Kriege mit der 
Assistentenklasse auf einer Stufe standen, den Obersekretären 
aller Verwaltungen in der Besoldungsordnung gleichgestellt 
wurden. 

Bei der französischen Bergverwaltung vermittelte der Ver- 
band der Saarbrücker Bergbeamten bei der Uebernahme der 
Saargruben seitens der französischen Regierung im Januar. 1919 
den Steigern ein pensionsfähiges Einkommen von 17400 M. 
Endgehalt und durchschnittlich 1500 M. Wohnungsgeld, also 
rund 19000 M. Gleichzeitig gab es monatlich 100 M. Kinder- 
zulage gegen 25 M. vorher, 50 M.-Kleidergeld gegen nichts 
vorher und 10 t Freikohle, sowie monatlich durchschnittlich 
150 M. Prämie. Das alles hatten die Steiger in Saarbrücken zu 
einer Zeit, als der Bergarbeiter noch 750 bis 800 M. monatlich 
vendiente. Das ganze Saargebiet redete damals von der ausser- 
gewöhnlichen Bezahkıng der Grubenbeamten, und die Arbeiter- 
führer sprachen ihre unverhohlene Verwunderung ob dieser 
Erfolge aus, Dazu kam, dass der Fahrsteiger jährlich im Ge- 
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samteinkommen nur 1800 M., der Obersteiger als Betriebsführer 
nur 3600 M. über dem Steiger stand. So hatte man im Saar- 
gebiet im ganzen Grubenbeamtenstand einen sozialen Ausgleich 
erreicht, wie er sonst nirgends zu finden ist. 

Dies alles durch den „Bergbeamtenbund im Saargebiet“, 
dem sämtliche Bergbeamte angehören. Dieser Bund wurde ge- 
bildet, um in völliger Geschlossenheit. die günstigsten Ueber- 


trittsbedingungen zu erreichen. Seinen Zweck hat der Bund 
sanz erfüllt. 
Mit den Bergarbeiterorganisationen unterhielt der Berg- 


beämtenverband zeitweise Besprechungen, die auf eine mög- 
lichste Verringerung‘ der beim rauhen Grubenbetriebe unver- 
meidlich bleibenden Reibungspunkte zwischen Beamten und 
Arbeitern abzielten. Die Arbeiterführer bestätigten, dass die 
Klagen der Arbeiter über Beamte sich fortlaufend verringerten 
Nur auf solche Versöhnungspolitik und ein eventuelles Zu- 
sammengehen in gemeinsamen Fragen, wie Bergschule, Berg- 
polizei, war die sogenannte Arbeitsgemeinschaft mit den Ar- 
beiterorganisationen zugeschnitten und gewollt. 

Ueber Ziele und Einfluss der Bergbeamienorganisation war 
deren Vorstand sich stets klar. -An einen Streik war nie ge- 
dacht. Wohl haben wir, um unserer verlangten Uebertritis- 
bedingungen sicher zu sein, der französischen Verwaltung 
erklärt: „Wenn Sie uns diese Bürgschaften nicht gewähren, 
dann verlangen wir von der- preussischer Regierung unsere 
geschlossene Zurückziehung. Die preussische Regierung hat 
kein Recht, uns als preussische Beamten Ihnen zur Dienst- 
leistung zu übergeben.“ Als die französische Bergverwal- 
tung in dem wichtigen Punkte des Nachwuchses keinesfalls 
nachgeben wollte, rieien wir die gerade zu dieser Zeit ein- 
gesetzte Saarregierung zur Vermittelung an. Hierzu bedienten 
wir uns zur Vermittelung des Vorsitzenden des Wirtschafts- 
rates im Saargebiet, Herrn Kossmann. Früher konnten wir die 
Saarregierung nicht anrufen, weil sie nicht da war. Sie ver- 
handelte mit uns und vermittelte uns tatsächlich die Erfüllung 
des Wesentlichsten unserer Forderungen. 

Von einer Diktatur der französischen Bergverwaltung dem 
Bergbeamtenverbande gegenüber war keine Rede, es sei im 
Gegenteil, anerkenmend hervorgehoben, dass in durchaus loyaler 
Weise verhandelt wurde. 

Mit der Bewegung der übrigen Beamtenschaft des Saar- 
gebietes, mit welcher die Bergbeamten im „Beamtenbund des 
Saargebietes“ korporativ zusammengeschlossen waren, hatte 
die Bewegung der Bergbeamten nichts zu tun. Als der Berg- 
beamtenverband seine Sache ordnete, forderte er in einem von 
mir schriftlich überreichten Antrage an den Beamtenbund des 
Saargebietes die gesamte Beamten- und Lehrerschaft zu soli- 
darischem Vorgehen auf. Das wurde abgelehnt mit dem Hin- 
weis, dass die Grubenbeamten als zukünftige Vertragsbeamten 
ihre Fragen besonders erledigen müssten. Als die Uebertritts- 
fragen der allgemeinen Beamtenschaft mit der deutschen Re- 


gierung verhandelt wurden, erhielten wir nie Einladungen dazu. 


Die Bergbeamten erledigten ihre Fragen mit der französischen 
Bergverwaltung, die allgemeine Beamtenschaft wickelte ihre 
diesbezüglichen Sachen mit der Saarregierung ab. Die all- 
gemeine Beamtenschaft trat hierbei in (den Streik. Die Berg- 
beamten beteiligten sich daran lediglich, weil sie Korporativ 
dem Beamtenbund angegliedert waren. Aus rein organi- 
satorischer Disziplin. Hätten die Grubenbeamten in diesem 
Falle anders gehandelt, dann wäre ihnen ewig Verrat und Feig- 
heit und Betrug an der mitorganisierten Beamtenschaft vor- 
geworfen worden. Es war ein schwerer Schritt für uns. Aber 
wir haben der Orsganisationsdisziplin und der Standesehre alles 
geopfert. Wenn irgend etwas bei dem Beamtenstreik mit Ar- 
beitern hätte vereinbart werden sollen, dann war das Sache 
des allgemeinen Beamtenbundes. 

Vom Bergbeamtenverband war von vornherein der Be- 
schluss gefasst worden, dass im Falle eines Gereralstreikes die 
Bsteiligung selbstverständlich sei. Das war überall bekannt. 









Nachdem der Vorstand entlassen worden war und. die 
französische Bergverwaltung mit entlassenen Beamten nicht 
verbkandelte, schlugen wir provisorische Vorstandswahlen vor, 
damit ein Vorstand gewählt werde, der wieder verhandeln 
könne. Die erwähnte Besprechung mit den Gewerkschaften 
wurde vom alten Vorstand nicht angeregt. Ein Beschiuss, wo- 
nach die neuen Vertreter sich einer starken Gewerkschaft an- 
schliessen sollten, wurde nicht gefasst. Auch erging eine der- 
artige oder ähnliche Anweisung nie. 


PaulGraus. 
1 


Nachsatz zur Zuschrift des Fahrsteigers Pau! Graus, 


Wenn man die Zuschrift: des früheren Vorsitzenden ‚des 
Bergbeamtenbundes im Saarrevier, Fahrsteiger Paul Graus, 
durchliest, so erinnert man sich unwillkürlich an die mannig- 
faltigsten Ausführungen rechtsstehender Politiker, die nach 
dem Kriege, immer und immer wieder, den in allen Stücken 
glänzenden Aufschwung des Deutschen Reiches unter der Mon- 
archie schilderten, aber nie sachlich und rechtlich die Gründe 
und Ursachen beleuchteten, die uns den unglücklichen Krieg mit 
seiner schrecklichen Endkatastrophe gebracht haben. Es soll nicht 
verkannt werden, dass der Verband technischer Bergbeamten 
seinerzeit eine auf der Höhe stehende Organisation war; er 
konnte es sein, weil fast alle Bergbeamten restlos in ihm ver- 
treten waren. Bis zum Kriege hat der Verband auch erspriess- 
liche Arbeit geleistet. Aber von dieser Zeit ab war es nicht 
mehr möglich, mit den -übrigen Organisationen, die auf einer 
viel breiteren Plattform sich bewegen konnten, auch nur an- 


nähernd Schritt zu halten. So kam es auch, dass die Gehälter. 
bzw. Bezüge der Bergbeamten während und nach dem Kriege. 


— unter der preussischen Regierung — in keinem Verhältniss 
standen zu den Löhnen der Arbeiterschait. Es genügt wohl, 
wenn auf die Ausführungen bezüglich wirtschaftlicher Vor- 
teile der Bergbeamten im Kriege gesagt wird, dass das Gehalt 
der Beamten während der ganzen Dauer des Krieges und! hoch 
darüber hinaus unverändert bestand; auch dann noch, als die 
Arbeiterschaft schon bis zu 300 Prozent Lohnerhöhung er- 
hielt. Die Belohnungen — besser Prämien — wurden erhöht, 
auch wurden Teuerungszulagen gezahlt, aber wie gesagt, in 
ganz ungenügender Weise, und vor allen Dingen immer viel zu 
spät. Wenn die Not in den Beamtenfamilien den Höhepunkt 
längst überschritten hatte, bequemte sich die Behörde, wieder 
eine Aufbesserung zu gewähren, die dann aber längst durch 
die stetig zunehmende Teuerung überholt war. Es war der 
allersparsamsten Beamtenfamilie während dieser Zeit nicht 
möglich, mit den Bezügen auszukommen; es mussten vielmehr 
in den meisten Fälen etwa vorhandene Spargroschen restlos 
aufgebraucht werden. Wenn der Artikelschreiber von einer 
„Sonderheit“ der Bergbeamten spricht, so überlasse ich das 
Urteil den Kollegen, die diese Zeit mit durchgemacht haben. 

Ueber die Vermittelung des Bergbeamtenbundes bezüglich 
Festsetzung der Gehälter durch die französische Grubenverwal- 
tung muss gesagt werden, dass damals, und auch heute noch, 
allgemein die Auffassung unter der Bergbeamtenschaft bestand, 
diese Sätze hätten bereits festgestanden, bevor die Burdes- 
leitung mit allen Bergbeamtengruppen über die Gehaltsfest- 
setzung unter sich klar war. Es muss allerdines anerkannt 
werden, dass sowohl Bergbeamten- wie Bergarbeiterschaft bei 
der. französischen Grubenverwaltung durchweg besser be- 
zahlt wurden, wie das bei den übrigen Angestellten und Ar- 
beitern des Saarlandes der Fall war. Diese Sonderstellung 
bzw. bessere Bezahlung besteht auch heute noch weiter; ob 
man dies Verdienst aber der Vermittelung der Bundesleitung 
zuschreiben soll, muss stark bezweifelt werden. Die Gründe 
hierfür liegen vielleicht doch auf. einem ganz 'anderen Gebiet. 

Die Uebertrittsbedingungen, die von der französischen 
Grubenverwaltung durch ein. Statut festgelegt, wurden anfäng- 
lich von dem Vorstand des Beamtenbundes sehr optimistisch 
aufgenommen. Dieser Optimismus schlug aber in den schwär- 
zesten Pessimismus um, nachdem von fachkundiger Seite die 
nötigen Aufklärungen gegeben wurden. Dies führte dann zu 
den erwähnten „Ludwigsparkversammlungen“ ‘mit dem im 
Artikel der „D. T. Z.“ vom 17. Dezember 1920 geschilderten 
Verlauf. 

Ueber Verhandlungen mit den Bergarbeiterorganisationen 
ist scheinbar Positives nicht zustande gekommen. Jedenfalls 
haben die Mitglieder des Beamtenbundes niemals etwas Be- 
stimmtes darüber erfahren. Eine angestrebte Arbeitsgemein- 
schaft ist nachträglich von den Arbeiterorganisationen fast 
durchweg abgelehnt worden. Von der Verringerung der Rei- 
bungspunkte zwischen Arbeitern und Beamten hat man am 
allerwenigsten in Dudweiler — dem Wirkungskreis des Artikel. 
schreibers — etwas gemerkt. 

Die Rolle, die der Vorstand des Bergbeamtenbundes beim 
Streik gespielt hat, wird am besten beleuchtet, wenn wir die 





Verfügung, die nach dem Streik von der französischen Gruben- 
verwaltung hinausgegeben wurde, ins Gedächtnis zurückrufen, 
In der Verfügung der Administration des Mines Domainelles 


Frangaises du Bassin de la Sarre, run 24. VIII. 1920, heisst es im“ 


Absatz 2 wörtlich: 

„Der Ausstand vom 7. August, der ohne Verhandlung und 
für eine unbestimmte Zeit ausgebrochen ist, bildet eine seitens 
der Angestellten unter erschwerten Umständen erfolgte Auf- 
lösung des Vertrages, die Aemter der in Frage kommenden 


Angestellten sind solcher Art, dass die Auswahl der 


wieder aufzunehmenden Personen besonderer Sorgfalt be- 
darf. Es können nicht alle Angestellten unbedingt wie- 
der aufgenommen werden, die den Dienstvertrag _auf- 
gelöst haben; da aber die Vertreter der An- 
gestellten vor der Kommission die began- 
gene Verfehlung bestimmt anerkannt und um 
milde Beurteilung gebeten haben, so sind die ein- 
zelnen Bälle wohlwollend zu prüfen. Die Generaldirektion soll 
beauftragt werden, in diesem Sinne die endgültige Liste der 
wieder aufzunehmenden Angestellten sofort aufzustellen.“ 

Was Herr Graus hier von einer Diktatur redet, ist mir 
unverständlich; es ist jedenfalls in dem Artikel vom 17. De- 
zember 1920 nicht die Rede davon, dass die französische Berg- 
verwaltung nicht in durchaus loyaler Weise mit dem: Verband 
verhandelt hat. 

Die weiteren Ausführungen des Artikelschreibers über die 
Bewegung der übrigen Saarstaatsbeamten, die einmal mit den 
Bergbeamten als zukünftige Vertragsbeamte nichts zu tun 
hatten, die aber andererseits verlangten, dass die Bergbeamten 
aus rein organisatorischer Disziplin sich beim Streik solidarisch 
erklären müssten, ist mehr als unklar. Jedenfalls sah der Berg- 
beamtenbund, dass er durch die klägliche Rolle, die er bei dem 
Streik spielte, den Saarstaatsbeamten mehr geschadet wie ge- 
nützt hatte. Von einem Beschluss des Bergbeamtenbundes, 
dass im Falle eines Generalstreikes die Beteiligung von seiten 
der Bergbeamten selbstverständlich sei, 'war den allerwenig- 
sten Mitgliedern etwas bekannt. 


Weshalb Herr Graus sich heute so sehr sträubt, ZUZU=- _ 


geben, dass die Zertrümmerung des Verbandes 
technischer Bergbeamten von dem Vorstand 
desselben selbst ausging, ist ia wohl nicht schwer 


zu erraten. Aber wer sollte denn wohl. damals grösseres Inter- 
‚esse daran gehabt haben, die Parole auszugeben: Neuwahl eines 


linksorientierten Vorstandes und enge Fühlungnahme mit den 
Arbeitergewerkschaften, ‘als diejenigen, die den Verbandskarren 


-so .festgefahren hatten, dass er heute noch nicht wieder locker. 


geworden ist. Es muss einem jeden, mit den damaligen Ver-- 
hältnissen auch nur etwas vertrauten Kollegen, klar sein, dass 
eine derartige Anweisung nur vom engeren Vorstand des Ver- 


bandes der Bergbeamten ausgegangen ist. Es ist dies ebenso 
‚richtig, wie die ganzen Darlegungen in dem Artikel der 


»D. T. Z.“ vom 17.. Dezember 1920, auch wenn sie dem Ge- 
genschreiber, dem früheren ersten Vorsitzenden des Bergbeam- 
tenverbandes, nicht besonders zusagen. 


Die tödlichen Unfälle im preussischen 
Bergbau im Jahre 1919 


Aus der jetzt erschienenen Statistik des preussischen 
Handelsministeriums über. tödlich verlaufene Unglücksfälle im 
preussischen Bergbau im Jahre 1919 entnehmen wir: ° 

Das Jahr 1919, das erste volle .Friedensjahr, zeigt gegen- 
über den Voriahren absolut und relativ einen wesentlichen 
Rückgang der Unfailziffer bei starkem Anwachsen der ‚Beleg- 
schaitsziffer. Während im Jahre 1918 von 687 696 Beschäftigten 
2325 Personen oder auf 1000 Beschäftigte gerechnet 3,381 töd- 
lich verunglückten, kamen im Berichtsjahre von 847255 Be- 
schäftigten 1981 Personen oder: auf 1000 gerechnet 2,338 zu 
Tode. Es gilt dies jedoch nicht gleichmässig für alle Bergbau- 
zweige; während der Steinkohlen- und Erzbergbau in den ab- 
soluten und relativen Unfallziffern einen Rückgang aufweisen, 
ist im Braunkohlenbergbau die Zahl der tödlich Verunglückten 
im ganzen von 143 auf 234 gestiegen; ebenso zeigt sich bei der 
‚sonstigen Mineralgewinnung“ ein geringes Anwachsen der ab» 
soluten Unfallzifier. 

Was ‚die einzelnen Ursachen -der tödlichen Unfälle anlangt, 
so Zeigt sich auch hier mit wenigen Ausnahmen ein Rückgang 


in der Zahl der Verunglückten. Es verunglückten unter Tage 


1535. gegen 1903 Personen oder 3,077. gegen 4,467 v.T.; in Tage- 
bauen 99 Personen oder 2,081 gegen 2,397 v.T.; über Tage 347 
Personen oder 1,154 gegen 1,545 v.T. Bei den Verunglückungen 
unter Tage stehen an der Spitze die Verunglückungen durch- 
Stein- oder Kohlenfall, wodurch 631 Personen oder 1,265 v. Te2 
zu Tode kamen; es schliessen sich alsdann an die Unfälle in 
blinden Schächten und Bremsbergen mit 317 Persenen oder, 
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| in Gefahr zu laufen, abgewiesen zu werden. 


Nr. 8 


167° Personen oder 0,214 v. T,, 


0,014 v.T. und infolge Wasserdurchbruchs mit 1 Mann oder 
0,002 v.T.; ausserdem kamen durch sonstige Ursachen unter 
Tage noch 104 Personen oder 0,208 v.T. zu Tode. 

Für die Unfälle durch Schlagwetter und Kohlenstaub, durch 
Stein- und Kohlenfall, durch Schiessarbeit und elektrischen 
Strom ist die Zahl der tödlich und nicht tödlich Verunglückten 
in den Abschnitten II bis V des statistischen Teils im einzelnen 
ersichtlich gemacht. Was zunächst die Nachweisung der durch 
Schlagwetter und Kohlenstaub verunglückten Personen anlangt, 
so hat diese für das Jahr 1919 zum erstenmal eine Ergänzung 
dahingehend erfahren, dass hier auch die Verunglückungen durch 
Explosionen in Brikettfabriken aufgenommen worden sind. Die 
Gesamtzahl ‚der durch Schlagwetter und Kohlenstaub, verun- 


. glückten Personen beträgt danach: 


bei den *Schlagwetterexplosionen in Steinkohlengruben 95, 
«darunter 37 tödlich; 
bei den Schlagwetterexplosionen . in Stein- und Kalisalzberg- 
werken 1, darunter O0 tödlich; 
bei den reinen Kohlenstaubexplosionen 12, darunter 4 tödlich; 
bei den Explosionen in Brikettfabriken 54, darunter 14 tödlich; 
bei den Erstickungen in Schlagwettern 11, darunter 11 tödlich; 
d.h, 173, darunter 66 tödlich. } SER 
Durch Stein- und Kohlenfail verunglückten . 652. Personen 
gleich 0,770 v. T. tödlich und 15361 Personen gleich 18,130 v. T. 
nicht tödlich; durch die Schiessarbeit 107 Personer gleich: 0,126 
v.T. tödlich und 614 Personen gleich 0,725 v,T. nicht tödlich; 
durch den elektrischen Strom 64: Personen gleich 0,076 v.T. 
tödlich und 114 Personen gleich 0,135 v. T. nicht tödiich. 
Von grösseren Unfällen ist der preussische Bergbau im 


' Jahre 1919 glücklicherweise verschont geblieben. Als grössere 


Unfälle sind hervorzuheben die Kohlenstaubexplosion in der 
Brikettfabrik der Braunkohlengrube Elisabethelück bei Seniten- 
berg, bei der 9 Mann zu Tode kamen; die Schlagwetterexplosion 


auf Zeche Neumühl im Rheinland mit 8 tödlich Verunglückten; 
ı dje. Dampikesselexplosion auf dem Steinkohlenbergwerk Carl 


Victor, bei der ebenfalls 8 Personen zu Tode kamen und die 
Schlagwetterexplosion auf der Zeche Friedrich Ernstine, bei 


der 6 Mann tödlich verunglückten. 


Die vorstehende Statistik zeigt im ..allgemeinen erfreulicher- 
weise einen wesentlichen Rückgang der tödlichen Unfälle im 
Bergbau 1919 gegenüber den erschreckend. hohen Ziffern in der 
Kriegszeit. 

Das ist sicher nicht auf eine bessere Finsicht der Unter- 
nehmer nach Kriegsende zurückzuführen, denn In dem Wesen 
des Kapitalismus hat sich gegen früher nichts geändert. Viel- 
mehr scheinen die Ursachen auf anderem Gebiete zu liegen. 
Seit Beginn der Revolution ist in dem Verhältnis der Gruben- 
beamten und -arbeiter zueinander ein bemerkenswerter Um- 
schwung eingetreten. Gegenüber früher hat ein Vertrauens- 
verhältnis Platz gegriffen, welches dort am ausgeprägtesten ist, 
wo die freigewerkschaftliche Beamtenorganisation im Vorder- 
grund steht. Dass ein solcher Vorgang eine günstige Wirkung 
auf die Unfallziffer ausübt, liegt in der Natur des Bergbaues 
begründet und wird jedem Kenner der Bergarbeit einleuchten, 

Von viel grösserer Bedeutung scheint in diesem Zusammen- 
hange die Tätigkeit der Betriebsräte zu sein. Mit dieser Ein- 
tichtung ‚ist die Möglichkeit geschaffen, eine wirksame Kon- 
trolle der Betriebe vorzunehmen und Anregungen zur Verhütung 
von Unfällen an die richtige Stelle weiterzugeben, ohne dabei 
Wünschenswert 
wäre ein engeres Zusammenarbeiten der Bergbehörden mit den 
Betriebsräten und insbesondere mit den darin tätigen tech- 
nischen Grubenbeamten. Sicher könnten. beide Stellen sich in 
vielen Fällen gegenseitig unterstützen und damit wertvolie Ar- 


\ beit für die Gesundheit aller Arbeitnehmer im Bergbau leisten. 


Weiter scheint das freiere Arbeiten des einzelnen, weil der 
scharfe Druck der Unternehmer. nachgelassen hat, die Unfall- 
ziffer etwas herabgedrückt zu haben. Fine grosszügig geleitete 


 Aufklärungsarbeit unter den Belegschaften über die Gefahren 


des Bergbaues, wie bereits geplant, wird unzweifelhaft gute 
Resultate zeitigen. Angesichts der steten Neuanlegung zahl- 
reicher ungelernter Arbeitskräfte auf den Zechen ist das Moment 


| der Aufklärung von doppelter Bedeutung. 


Alles in allem kann man. sagen, dass schon ‚der schwache 
Einfluss der freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung auf 
den Produktionsprozess, wie er in.den vorhandenen sozialpoli- 
tischen Gesetzen zum Ausdruck kommt, sowie die gewerkschaft- 
liche Erziehung der. Mitglieder, wie auf viele andere Dinge, 
8o auch auf die Unfallzifiern günstig gewirkt haben. 

Zum Schlusse sei aber vor. allen Dingen darauf hingewiesen, 
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0,635 v.T., bei der Streckenförderung mit 162 Personen oder 
‚0,325 v.T., in Hauptschächten mit 1i8 Persanen oder 0,237 v. T, 
' bei der. Schiessarbeit mit 
durch Expiosionen und" böse bzw. matte Wetter mit je 44 Per- 
sonen oder 0,088 v.T., durch Maschinen mit 7 Personen oder 


dass die. sicherste und erfolgreichste Verminderung von Un- 
fällen erzieit wird, wenn jeder Angestellte und Arbeiter in Be- 
trieb zieibewusst und mit voller Erkenntnis daraui hinarbeitet, 
sich vor den drohenden Gefahren selbst zu schützen. Selbst- 
verwaltung, Selbsterziehung, Selbstschutz sind mehr wert als 
alle Verordnungen. Sie sind allein imstande, das Mindestmass 
an Unfällen auf die Dauer sicherzustellen. 


Die Lage des deutschen Bergbaues 
im Januar 1921 


Aus dem im „Reichsarbeitsblatt“ erschienenen Monatsbericht 
über die deutsche Wirtschaitslage entnehmen wir folgendes; 

Im Steinkohlenbergbau ist nach wie vor mit äusserster An- 
spannung und unter Verfahren von Ueberschichten gearbeitet 
worden. Im rheinisch-westfälischen wie im oberschlesischen 
Steinkohlenbezirk ist es gelungen, die tägliche Förderleistung 
im Januar wiederum zu erhöhen, und ‘zwar trotzdem die 
Eisenbahnbetriebslage verschiedentlich dazu zwang, Verkehrs- 
sperren zu verhängen, um den Leerwagenzulauf nach dem Ruhr- 
bezirk einzuschränken, d. h, aiso Massnahmen zu treffen, die 
für die Kohlenwirtschaftslage ausserordentlich einschneidend 
waren, da sie die Zechen zu erheblichem Haldensturz und teil- 
weise auch zu vorübergehender Einschränkung der Förderung 
zwangen. 

Die ‚tägliche Förderleistung im Ruhrgebiet hob sich nach 
dem Bericht der Handelskammer Essen und Mülheim-Ruhr gegen 
den Dezember von 308 423 auf 314609 Tonnen nach Feststellun- 
gen für die Zeit bis zum 25. Der starke Wagenmangel, der im 
Westen auch im Januar fortbestand, ist in erster Linie auf die 
noch immer bestehende und sich immer wieder ergebende Ver- 
stopiung der Güterbahnhöfe zurückzuführen; auch die noch 
während des grössten Teiles des Monats verringerte Kipper- 
leistung in den Ruhrhäfen wirkte störend auf Absatz und För- 
derung. Der Versand aui dem Wasserwege konnte noch nicht 
in vollem Umfang wieder aufgenommen werden. In der letz- 
ten Januarwoche wurden arbeitstäglich nur 16948 gegen 20 837 
in der Vorwoche gesteilt; die Fehlziifer schnellte von 3676 auf 
9445 empor. Die Förderung musste in verstärktem Masse auf 
die Halden gestürzt werden, so dass die Haldenbestände im 
Ruhrbezirk von fast 900000 Tonnen am 31. Dezember 1920 
auf 1,08 Millionen Tonnen anwuchsen, 

In Oberschlesien konnte an einzelnen Tagen infolge günsti- 
gerer Wagenstellung auch von den Halden verladen werden. 
Sie besserte sich hier durch glattere Rückläufe von Leerwagen 
aus dem Auslande. Die Förderung erhöhte sich infolge des 
Ueberschichtenabkommens mit den Belegschaften stärker als im 
Ruhrbezirk. Die durchschnittliche Tagesleistung stieg von etwa 
110000 Tonnen im Dezember auf 112000. Nach dem Bericht 
der Handelskammer Oppeln erhöhte sich'der Absatz zum Teil 
infolge der Verbesserung der Wagensteliung und der . Wieder- 
aufnahme der Oderschiffahrt, zum Teil auf-Grund der Mehrförde- 
rung bis zum 25. Januar um etwa 15 v. H. Im niederschlesi- 
schen Steinkohlenrevier, für das Januarziffern'noch nicht vor- 
liegen, erhöhte sich die Förderung im 'Monat Dezember um 
6,3 v. H. gegenüber dem November und’ um 12,7 v. H. zegen 
Oktober. Im Dezember wurde in Niederschlesien ‘bereits das 
Ueberschichtenabkommen von etwa drei Fünfteln der Gesamt- 
belegschaft des Bezirks eingehalten. Die Wagengestellung: hatte 
in Niederschlesien eine Fehlmenge von 18 v. H. der Anzefor- 
derten Wagen aufzuweisen. 

“ Für den mitteldeutschen Braunkohlenbergbau hatte sich im 
Monat Dezember dem November gegenüber eine Steigerung 
der Rohkohlenförderung um 3,1 v. H. und: der Brikettherstel- 
lung um 3,4 v. H. ergeben. Die Nachfrage nach Briketts und 
Rohbraunkohle war besonders bei den sächsischen Werken 
ausserordentlich stark gewesen. Im Januar brachte die im all- 
gemeinen milde Witterung “eine Verminderung des Brikett- 
verbrauchs. Der schwächere Abruf’ brachte 'es auch mit sich, 
dass der. Fortbestand des starken Wagenmangels sich nicht so 
hart fühlbar machte wie im Dezember. 

Im Erzbergbaüu ist die Arbeitslage im grossen und ganzen 
ziemlich unverändert. Nach wie vor bereitete die Kohlennot 
empfindliche Schwierigkeiten; verschiedene Betriebe mussten 
die teure amerikanische Kohle verwenden,. um: ihre Tiefbaue 
nicht ersaufen zu lassen. Erzgruben mit Stollenbetrieb werden 
weniger oder nicht direkt durch die Kohlennot betroffen, da 
sie sehr oft durch Strombezug oder Verbrennungsmotoren zu- - 
rechtkommen können, soweit angängig, zur Verfeuerung von 
Torf und dergleichen übergegangen. Der stockende Absatz 
vieler Gruben ist zum Teil .die Folge eines Zurückhaltens mit 
Käufen von Inlanderz in Erwartung von Preisrückgängen Die 
Stille auf dem Erzmarkt, die bereits die vorhergehenden Monate 
kennzeichnete, hat sich im Januar 'noch verstärkt. Bei dem 
grossen Angebot au anderen kalkigen Erzen ist das Verlangen 
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der rheinisch - westfälischen Hütten nach Ilseder Erzen stark 
gesunken. Der Absatz der Lahn- und Dillerze leidet fortgesetzt 
unter der ungenügenden Koksversorgung der örtlich gelegenen 
Hütten. Dagegen hat sich für Vogelsbergerze wieder Absatz 
nach Westfalen ergeben. Die Absatzschwierigkeiten für Rot- 
eisenstein, insbesondere für die geringwertigen Sorten, dauern 
dagegen fort. Förderung und Versand hielten sich im Januar 
in Abwicklung laufender Abschlussreste ungefähr auf der Höhe 
des Vormonats, Auch der Manganeisenerzbergbau leidet nach 
wie vor ausserordentlich, da bei der geringen Thomaseisen- 
erzeugung für diese Erze keine Nachfrage vorhanden ist. Der 
Absatz von manganhaltigem Brauneisenstein ging im Januar 
noch zurück,.und die Haldenbestände sind derart angewachsen, 
dass die Stillegung dieser Betriebe im Lahn- und Dillgebiet in 
der Mehrzahl nicht mehr hinauszuschieben sein wird. Für die 
Gruben des Siegerlandes hat sich die Lage gegen die Vormonate 
nicht geändert, In Schlesien sind ebenso wie in Westdeutsch- 
land die Hüttenwerke für die nächsten Monate mit Erzen reich- 
lich versehen. 

Der Kalibergbau leidet nach wie vor unter Absatzstockung. 
Nach den Berichten der Landesarbeitsämter Sachsen-Anhalt, 
Niedersachsen und Hessen-Nassau haben sich Kündigungen von 
Arbeitskräften nicht vermeiden lassen. Nach dem Bericht der 
Halberstädter Handelskammer haben bereits mehr als 20 Werke 
Arbeiter entlassen, und bej einer grossen Anzahl von Werken 
mussten Feierschichten eingelegt werden. Die Lagerbestände 
sind im Januar weiter gewachsen. Das Inlandgeschäft hat sich 
gegen Ende des Berichtsmonats nach dem Bericht der Halber- 
städter Handelskammer zwar etwas belebt, doch kann der In- 
tandsmarkt nur einen Teil der Erzeugung aufnehmen. Der Aus- 
landsabsatz der Kaliindustrie wird durch die auf allen Märkten 
der Welt bestehende Krisis beeintärchtigt. Die Verhandlungen 
mit amerikanischen Interessenten sind im Januar nicht zum Ab- 
schluss gekommen, 
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Wie man die Sozialisierung in Misskredit, bringen will. Die 
„Deutsche Kohlenzeitung“ vom 12. Februar d. J. bringt unter 
der Ueberschrift „Welche Gefahren die Sozialisierung in sich 
birgt“, Ausführungen, die an die Denkfähigkeit der Leser nicht 
die geringsten Anforderungen stellen. Jeder denkende Mensch 
muss über die Ausführungen den Kopf schütteln. Der Schreiber 
will den staatlichen Bergbau mit dem Privatbergbau vergleichen 
und nachweisen, dass der erstere viel weniger entwicklungs- 
fähig sei. Er vergleicht zu diesem Zweck den Staatsbergbau 
an der Saar und den Privatbergbau an der Ruhr und bringt fol- 
gende Tabelle: 

Der prozentuale Anteil der einzelnen Reviere an der Stein- 
kohlenförderung stellte sich wie folgt: 


Ruhrrevier Saarrevier 


1560. 2 +»... 46,6 Prozent 19,5 Prozent 
[E80 a ad 25 12,6 Ar 
TAI ET e  LDDZ = 9,4 EA 
Ei A sg 9,3 
201 37 20.2.0000, 000 z; 8,9 ir 


Damit soll gezeigt werden, dass der Staatsbergbau versagt. 

Dem Verfasser scheint es vollständig unbekannt zu sein, 
dass die Ausdehnung des Ruhrreviers und seine Bodenschätze 
etwas anderes sind als die des Saarreviers. Mit demselben 
Rechte kann man die Entwicklungsmöglichkeit der Schiffahrt auf 
dem Rhein und der Ems vergleichen und damit die Tüchtigkeit 
der Reeder am Rhein begründen, weil sie ihre Leistungen mehr 
gesteigert haben als die Reeder an der Ems. Und: mit 
solchem Unsinn glaubt man, die Sozialisierung in Misskredit zu 
bringen. 

Einfuhr ausländischer Kotilen. Die Frage der Einfuhr aus- 
ländischer Kohlen, insbesondere amerikanischer und englischer 
Kohlen, hat infolge des grossen Rückganges der Kohlenpreise 
im Ausland und der Seefrachten erhöhte Bedeutung gewonnen. 

Die Einfuhrfrage tauchte nach dem Kriege zuerst im Som- 
mer 1919 auf. Eine Regelung war unerlässlich, da damals die 
amerikanische Kohle, die nur in Frage kam, fünf- bis zehnmal 
soviel kostete, als die deutsche. Nach Anhörung von Sach- 
verständigen aus der Kohlenwirtschaft erliess der Reichs- 
arbeitsminister die anliegende, heute noch gültige Verordnung 
vom 8. September 1919. Die Verordnung gestattet die Einfuhr 
grundsätzlich und stellt sie: unter die Kontrolle des Reichs- 
kommissars für die Kohlenverteilung. Sie beschränkt den Kreis 
der Importeure im wesentlichen auf die vor dem Kriege mit 
der Einfuhr beschäftigt gewesenen. Die Einfuhrfirmen sollen 
unmittelbar an den Verbraucher liefern. Bezugsberechtist — 
auch für die unmittelbare Einfuhr — sollen nur solche Ver- 
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braucher sein, die ihrerseits für die Ausfuhr arbeiten, also De- 
visen schaffen, so dass die Kohleneinfuhr die deutsche Wirt 
schaft nicht belastet, sondern erleichtert. Daneben sind Gas- 
anstalten, Wasser- und Elektrizitätswerke (gedacht. war an 
solche an der Küste) als bezugsberechtigt genannt, Die Eisen- 
Lahn soll durch die Beförderung der Kohlen nicht erheblich in 
Anspruch genommen werden; also keine unwirtschaftliche Be- 
ne zum Schaden des Transports inländischer Kohle er- 
ahren. 

‚Um unnütze Starrheit zu vermeiden und die zweckmässige 
Handhabung der Verordnung zu ermöglichen, ist in der Ver- 
ordnung ein einfaches Kontrollsystem vorgesehen, und ausser- 
dem der Reichskommissar für die Kohlenverteilung berechtigt 
worden, nach seinem Ermessen aus wichtigen Gründen Aus- 
nahmen in jeder Beziehung zu gestatten. Durch die Kontrolle 
sollte nicht bloss dafür gesorgt werden, dass der Kreis der 
Bezugsberechtigten im Rahmen der durch die Verordnung ge- 
steckten Grenzen bleibe, sondern vor allen Dingen dafür, dass 
die ausländische Kohle als solche erkennbar bleibe, und nicht 
etwa deutsche Kohle sich in amerikanische verwandle, was bei 
dem grossen Preisunterschied natürlich nur zu nahe lag. Ein- 
geführt worden sind: N 


aus Amerika: aus England: 
Durchschnittswert Durchschnittswert I 
je t frei Grenze je t frei Grenze . 
1920 Tonnen M. Tonnen M. 8 
Peer ER RENE 93 1494.91 603 1190.65 

BBrUarlsı ee 1, 738998 3208.68 _ 5 _ 

ä zZ. « . . . .. « 13 968 1 696.33 3 208 1 988.59 - i 
Benlällen ie 266.6 re 1921.96 ‚ 131.2 1332.94 
an I 1632.11 N 500 1 216.65 
BOnna ee lie; | tkanca ae 0I 1 401.56 508 1140.— 
Juli EEE ES, N 1153.45 15 1088,— 
BRRuSE a ee ne 10 451 1569.70 15 1144.40 
September . . x. - . 65468 1 807.80 30 1140.— 
Oktober. » 2 2 2.2. 23740 2 023.08 iR Be | 
November . „2 .:2 ... 21814 2 064.70 wur . — y 
Dezember . UL iE 1447.94 5071 1006.50 


In den letzten Wochen sind die Anträge auf Einfuhrbewilli- 
gungen beim Reichskommissar für die Kohlenverteilung stärker 
eingegangen. Hinzugekommen sind solche auf holländische 


Amerikanische Kohle wird gegenwärtig zu 8 bis 9 Dollar ° 
pro Tonne cif Nordseehäfen angeboten, englische Kohle je nach 
Qualität zu 40 bis 50 sh., was beim heutigen Stande der Mark 
etwa 450 bis 550 Mark pro Tonne entspricht. Ruhrkohle kostet 
in Hamburg heute rund 275 Mark pro Tonne, die oberschle- 
sische in Stettin annähernd dasselbe. Dabei spricht vielfach 
für die ausländische, insbesondere die englische Kohle, die bes- | 
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sere Qualität. 5 
Zum Preise der ausländischen Kohle kommt heute noch die 
deutsche Kohlensteuer. Dieserhalb ist zu sagen: a 
Um denjenigen, die das Opfer bringen und ausländische 
Kolllen zum Vielfachen des Preises deutscher Kohlen kaufen, 
nicht auch noch die ausländische Kohle durch den gleichen pro- 
zentualen Kohlensteuerzuschlag, wie er für die deutsche Kohle 
gilt, noch zu verteuern, ist durch Beschhiss des Reichsrats vom 
13. November 1919 festgesetzt worden, dass bei der eened 
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der Steuer auf eingeführte Kohle die Umrechnung in deutsche 
Währung nach dem früheren Friedenskurs (20,40 M. für das. 
Piund Sterling, 4,20 M. für den Dollar) erfolgen soll. Dabei ist | 
der Reichsiinanzminister gleichzeitig ermächtigt worden, jeder- 
zeit allgemein anzuordnen, dass für die Umrechnung von frem- 
der Währung der zuletzt bekanntgegebene Inlandskurs mass- 
gebend sein soll. Zurzeit besteht aber noch die Umrechnung 
zum früheren Friedenskurs. Wenn also z. B. heute die eng- 
lische Kohle 40 sh. pro Tonne cif Hamburg kostet, so zahlt sie 
20 Prozent von 40 sh. = 8 sh, die zum Friedenskurs von 
1,02 M. einen Steuerbetrag von 8,16 M. ergeben, während die 
deutsche Kohle ungefähr 35 Mark zahlt. | Beh 
. Diese veränderten Verhältnisse bedingen £s nun, sich in der 
nächsten Zeit mit folgenden Fragen zu befassen: einmal ob eine 
Aufhebung der Einfuhrbeschränkung für Kohle erfolgen soll und '' 
zweitens, ob infolge der Verringerung der Preisspannung 
zwischen inländischer und ausländischer Kohle der Umrech- 
nungssatz für die Kohlensteuer geändert werden soll. Diese 
Fragen werden in nächster Zeit die massgebenden Stellen be- 
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schäftigen, und wir werden über den Ausgang berichten. 


Sozialpolitik 
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Auswahl der Lehrkräfie für die bergmännische Pilichtiort- 
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bildungsschulen in Rheinland-Westfalen. Kollege Sichter- 
mann schreibt uns zu dieser Frage: Am 1. April d. J. sollen 
bekanntlich die jugendlichen Bergleute des Ruhrreviers und vom 
linken Niederrhein im Alter von 14 bis 18 Jahren in die berg- 
männische Pflichtfortbildungsschule erstmalig eingeschult wer- 
den. Mit der Errichtung dieser Fortbildungsschulen wird end- 
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lich einem langgehegten Wunsche der Arbeitnehmer im Berg- 
bau und einem öffentlichen Bedürfnis entsprochen. Trägerin der 
Schulen ist im Ruhrrevier die Westlische Berggewerkschafts- 
kasse zu Bochum und für den Niederrhein der Niederrheinische 
Bergschulverein. Aufsichtsbehörden sind die zuständigen Ober- 
bergämter. Um allen beteiligten Kreisen einen Einfluss auf die 
Gestaltung der Schulen zu geben, ist den Aufsichtsbehörden 
ein Verwaltungsrat aus je drei Vertretern de Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bestehend, beigeordnet. Damit ist im grossen und 
ganzen der Weg zur Errichtung dieser Schulen geebnet.: Jetzt 
kommt es darauf an, das gewaltige Werk ins Leben zu rufen. 
Nun steht im Vordergrund der praktischen Durchführung die 
richtige Auswahl der nötigen Lehrkräfte. 

Die Zahl der schwlpflichtigen jugendlichen Bergarbeiter be- 
liefe sich nach dem Stande vom 1. Mai 1920 auf 34257, bei 
einer Gesamtbelegschaft von 454480 Mann. Berücksichtigt man 
die seit diesem - Zeitpunkt stattgefundene Belegschaftsvermeh- 
rung sowie die noch in Aussicht stehende Erhöhung der Beleg- 
schaftsziffern, so wird in den nächsten Jahren mit einer Ein- 
schulung von rund 36000 jugendlichen Bergleuten zu rechnen 
sein. Da die Schülerzahl einer Klasse im Durchschnitt die 
Zahl 30 nicht überschreiten soll, müssen also ca. 1200 Klassen 
errichtet werden. Hierfür sind unter der Voraussetzung, dass 
ein Lehrer den Unterricht in zwei Klassen übernehmen kann, 
600 Lehrkräfte notwendig. Unter Zugrundelegung des Lehr- 
planes und nach der Verteilung des Lehrstoffes sollen etwa 
75 Lehrer dem Kreise der Grubenbeamten, die übrigen Lehr- 
kräfte den Kreisen der Volksschul- bzw. Gewerbelehrer ent- 
nommen werden. 

Durch diese Verteilung wird die Mitarbeit der Gruben- 
beamten zu wenig sewürdigt.* Der Grubenbeamte, und unter 
diesen insbesondere der Steiger, wird am besten in der Lage 
sein, ein harmonisches Band zwischen Lehrer und Schüler her- 
zustellen, weil er grösstenteils aus den Schichten, denen die 
Schüler entstammen, hervorgegangen ist. Er kann sich infolge 
der genauen Kenntnis der Verhältnisse und der praktischen 
Arbeit am besten in die Seele der jungen Bergleute hineinver- 
setzen. Das hieraus sich ergebende natürliche Vertrauens- 
verhältnis zwischen Lehrer und Schüler ist eines der wich- 
tigsten Erfordernisse, wenn die Schule gedeihliche Arbeit leisten 
und den jungen Leuten eine gute Ausbildung geben soll. 

Unter den Grubenbeamten werden sicher genügend Kräfte 
zu finden sein, deren Wissen hinreicht, um als Lehrer an den 
Schulen mit Erfolg unterrichten zu können und die auch mit 
dem ernstlichen Willen und mit dem nötigen Verantwortungs- 
gefühl an der Lösung der grossen Aufgabe mitzuarbeiten be- 
strebt sind. Es<bleibt weiter die Frage offen, ob sie auch in 
pädagogischer Beziehung zum Unterricht geeignet sind. Aber 
auch diese Frage kann mit Ja beantwortet werden, wenn be- 
rücksichtigt wird, dass in den Bezirken 25000 Grubenbeamte 
tätig sind. Die Zahl der erforderlichen Lehrkräfte stellt also 
einen verschwindend kleinen Teil dar, und es dürfte nicht schwer 
sein, bei sorgfältiger Auslese genügend Lehrer zu finden, die 
allen Anforderungen genügen. Am besten kann die Auswahl 
mit Hilfe der Gewerkschaften gelöst werden. Vielleicht in der 
Weise, dass der Schulvorstand bzw. Verwaltungsrat sich von 
den zur Arbeitsgemeinschaft gehörenden Angestelltengewerk- 
schaften eine entsprechende Anzahl fähiger Beamter zur Aus- 
wahl benennen liessen. Durch das käufige Zusammenarbeiten 
in den Gewerkschaften zwecks Lösung aller möglichen, den 
Beruf betreffenden Fragen können wohl die Gewerkschaften 
für sich in Anspruch nehmen, wie keine andere Stelle über die 
Fähigkeiten der einzelnen Grubenbeamten informiert zu sein. 
Natürlich unfehlbar ist kein Mensch, und Irrtümer werden sich 
bei der Auswahl einstellen. Aber da ia die Lehrer in beson- 
deren Kursen für ihre Aufgabe vorbereitet werden sollen, liessen 
sich dabei schon etwaige bei der Auswahl gemachte Fehler 
schmerzlos beseitigen. 

Was hier von der Wahl der nebenamtlich tätigen Lehrer 
gesagt worden ist, trifft auch zum Teil auf die Auswahl und 
Anstellung der hauptamtlich tätigen Lehrkräfte zu. Bei Be- 
setzung dieser Stellen könnte in vielen Fällen auf die Gruben- 
beamten zurückgegriffen werden; hierbei ist vor allem an 
fähige invalide Beamte gedacht. Es wäre zu begrüssen, wenn 
die in diesen Zellen gegebenen Anregungen bei den in Frage 
kommenden Stellen genügend Beachtung iinden würden. 

* 


Zu den Ausführungen des Kollegen Sichtermann möchten 
wir hinzufügen, dass zu ihrem Inhalt noch keine Stellung von 
seiten des Bundes genommen worden ist. Die Ausführungen 
sollen die Unterlage weiterer Diskussion bilden. Von unserer 
Gaugeschäftsstelle in Essen sowie der Zentrale, Abt. Bergbau, 
Berlin, ist jedoch bereits in der Frage der Besetzung der Lehr- 
stellen an die in Betracht kommenden Behörden herangetreten 
worden. Es wurde uns dabei mitgeteilt, dass in diesem Jahr 
erstmalig die aus der Volksschule entlassenen ingendlichen 
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Arbeiter in die Fortbildungsschtle eingereiht werden. Der 
Unterricht sei in den ersten zwei Schuljahren nebenamtlich von 
Volksschullehrern zu erteilen, die in besonderem Lehrgange 
hierfür vorgebildet werden. Erst im dritten Schuliahr sollen 
für die eigentliche Berufskunde Grubenbeamte als Lehrer hin- 
zugezogen werden, deren Ausbildung ebenfalls in besonderen 
Lehrgängen erfolgen wird. 

Ob diese Regelung genügt, wird sich im Laufe der nächsten 
Zeit ergeben. Wenn nicht, wird sich die Notwendigkeit er- 
geben, Aenderungen vorzunehmen. 


Aufhebung der Berggewerbegerichte. Bekanntlich hat am 
25. Januar dieses Jahres die Arbeitskammer für den Kohlen- 
bergbau des Ruhrgebietes die Aufhebung der Berggewerbe- 
gerichte gefordert und diesen Beschluss, dem Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter zugestimmt hatten, dem Preussischen 
Minister für Handel und Gewerbe mit dem Ersuchen um Durch- 
führung übermittelt. Auf diese Eingabe ist seitens des Ministers 
am 8. Februar folgende Antwort eingegangen: 

„Von dem in der Gesamtsitzung der Arheitskammer am 25. Januar d. ]. 
gefassten Beschluss, betreffend Aufhebung der Berggewerbegerichte, habe ich 
Kenntnis genommen. Im Reichsarbeitsministerium wird zurzeit der Entwurf 
eines Arbeitsgerichtsgesetzes vorbereitet, der die Gerichtsbarkeiten in Streitig- 
keiten aus dem Arbeitsverhältnis regeln soll. In diesem Gesetz werden, wie 
nach den bisherigen Verhandlungen über den Entwurf anzunehmen ist, die 
Berggewerbegerichte keinen Raum finden. Damit wird dem in dem Beschlusse 
der Arbeitskammer ausgedrückten Wunsche Genüge geschehen. Der einheit- 
lichen reichrgesetzlichen Regelung der Arbeitsgerichtsbarkeit durch besondere 
Massnahmen vorzugreifen, verbietet sich durch die Natur der Sache 


gez. Fischbeck.“ 
Gewerkschaftsarbeit 


Die Tarifverhandlungen der Angestellten im Braunkohlen- 
revier Cassel. Die Gehälter der Angestellten des Cassler 
Braunkohlenreviers stützten sich bisher auf die für die Bergbau- 
kollegen des hallischen Reviers (Kernrevier) vereinbarten Ge- 
haltssätze. Folgende Abmachung bildete die Grundlage: 

„Der Mitteldeutsche Braunkohlentarifvertrag für Angestellte vom 31. März 
1920 gilt ab 1. April auch für den Bereich des Unterverbandes Cassel mit der 
Massgabe, dass von den Grundgehältern der Gehaltstafel ein Abzug von 
3 Prozent erfolgt. Dieser Abzug kommt .in Wegfall, sobald der Lohnunter- 


schied zwischen Kern- und Randrevier durch Schiedsspruch oder Vereinbarung 
beseitigt ist.“ 


Bei den nun neuerdings von den Angestellten eingereichten 
Forderungen, die Gehälter der herrschenden Teuerung anzu- 
passen, glaubten die Arbeitgeber, die bisherige Vereinbarungs- 
grundlage ändern zu müssen. Sie schlugen eine Abmachung 
vor, die in ihrem entscheidenden Teile lautet: 

„Unter der Voraussetzung, dass aus der Anlehnung an die hallischen Ver- 
einbarungen für die Zukunft nicht die Verpflichtung geforderd wird, derart'ge 
in den Kernrevieren für die Angestellten festgelegten Tarifvereinbarungen ohne 
weiteres für den Unterverband Cassel anzuwenden und unter der weiteren 
Voraussetzung, dass weitergehende Ansprüche von seiten der A:gesteliten 
nicht erhoben werden, sind die Arbeitgeber bereit, die hallischen Verein- 
barungen abzüglich 3 Prozent auch hier anzuwenden. 

Dabei wird aber ausdrücklich betont, dass nach dem für die Arbeiter 
ergangenen Schiedsspruch der Abstand zwischen den Kernrevieren und den 
Randrevieren auf 5 Prozent festgesetzt ist und dass die Arbeitgeber sich 
ausdrücklich vorbehalten, bei nächster Gelegenheit diesen Abstand auch auf 
die Angestellten zur Anwendung zu bringen.“ 


Die Angestellten lehnten den Vorschlag der Arbeitgeber mit 
Recht ab, da derselbe besagt, dass erstens das Prinzip der pro- 
zentualen Abschläge von Fali zu Fall seitens der Arbeitgeber 
geändert werden kann zu ungunsten der Angestellten und zwei- 
tens die Angestellten vorläufig keine weiteren Forderungen auf 
Erhöhung ihrer Gehälter stellen dürfen. Das letztere insbe- 
sondere bedeutet eine Bindung, die angesichts der Tatsache, 
dass zurzeit in Halle neue Tarifverhandlungen der Bergbaıu- 
Angestellten stattfinden, abgelehnt werden musste. 1 

In den nunmehrigen Verhandlungen am '14. Februar, die 
unter dem Vorsitz des Herrn Dr. Tiburtius vom Reichs- 
arbeitsministerium stattfanden, kam folgende Vereinbarung 
zustande: 

„i. Die Gehaltssätze, die in Halle im Dezember 1920 Gültigkeit hatten, 
werden mit einem 3prozentigen Abzug auch für das Randrevier in Cassel ge- 
zahlt, und zwar für die Zeit vom 1. November 1920 b's 3t. Januar 1921. 

2. Für die Zeit vom 1. Februar 1921 bis 39. April 1921 gelien zunächst 
ohne weiteres die vorhergehenden Sätze als verlängert, die Arbeitgeber sind 
jedoch bereit, sofort in Verhandlungen einzutreten, über eine Neugestaltung 
der Gehaltssätze über die angeführten drei Monate.“ 

Diese Vereinbarung stellt nur ein Provisorium dar, wenig- 
stens in ihrem zweiten Absatz, und wir schlagen deshalb unseren 
Kollegen vor, sie anzunehmen. Neue Verhandlungen über Er- 
höhung der Gehaltssätze finden am 21. Februar statt. Wir wer- 
den darüber Bericht erstatten. 


Warum der Tarifvertrag für die Schwerindustrie in Ober- 
schlesien nicht gekündigt wurde? Der jetzt für die Angestell- 
ten der oberschlesischen Schwerindustrie geltende Rahmentarif- 
vertrag enthält verschiedene Paragraphen, die durch die eigen- 
artige Auslegung der Tarifschlichtungsstelle als äusserst schädi- 


a. 
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gend für die Angestellten angesehen werden müssen, Alle Bun- 
desmitglieder sind sich darüber einig, dass der Tarifvertrag 
gekündigt werden muss. Es bleibt jedoch die Frage oifen, ob 
der gegenwärtige Zeitpunkt der dazu geeignete ist. Die Ent- 
scheidung über die überaus wichtige Frage wurde in die Hände 
einer am 29. 1. 21 stattgefundenen Vertrauensmännerkonferenz 
unseres Bundes gelegt. Nach eingehender Erörterung des Für 
und Wider sprachen sich die Vertrauensmänner mit 
überwiegender Mehrheitgegeneine Kündigung 
des Tarifvertrages aus. Ausschlaggebend für diese 
Stellung war die bevorstehende Abstimmung und die nach dieser 
eventuell eintretenden Umstände. 

Wenn nun in dieser Frage andere Verbände gegenteiliger 
Meinung sind, so kann uns das in unserer Haltung nicht wan- 
kemd machen . Wir sind uns der grossen Tragweite einer 
Kündigung im jetzigen Moment allzusehr bewusst und müssen 
deshalb ablehnen, ein Vabanquespiel mit dem Interessen der 
oberschlesischen Kollegen zu treiben. Wir lehnen es ab, jetzt 
einen Schritt nach vorn zu versuchen und dann eventuell einen 
grossen Sprung rückwärts machen zu müssen. Hervorgehoben 
sei noch, dass eine Aenderung der Gehaltsstaffel auch ohne Kün- 
digung des Gesamttarifvertrages möglich ist. 


Tarifabschiuss für die bei Unternehmerfirmen beschäftizten 
Zechenlampenmeister. Die Tarifverhandlungen wegen der bei 
Unternehinerfirmen beschäftigten Zechenlampenmeister fanden 
am 10. Januar dieses Jahres zwischen dem „Bund! der tech- 
nischen Angestellten und Beamten“ und den „Lampenfabrikan- 
ten“ statt. Es wurde vereinbart: Der zwischen dem Zechen- 
verband und den Angestelltenverbänden abgeschlossene Tarif- 
vertrag vom 24. Janwar 1921 nebst protokollarischen Erklärungen 
vom selben Tage wird im allgemeinen anerkannt. 

Zu$161ll. Hauptgruppe Ziffer 4 wurde festgelegt, 
dass ab 1. Januar dieses Jahres Lampenmeister, die Lampen- 
wirtschaften mit über 25000 berechneten Schichten führen, nach 
Gruppe B bezahlt werden sollen. Für die Ermittelung der 
Schichten sollen die im Januar 1921 verfahrenen Lampen- 
schichten massgebend sein. 

Als Beamtenausschuss für die Lampenmeister gilt der An- 
gestelltenausschuss der Zeche. 

Die Pflichtüberschichten sind von den Lampenmeistern mit 
zu verfahren und werden in der Höchstzahl von 4% geleisteten 
Schichten bezahlt. 

Den Meistern von elektrischen Lampenwirtschaften werden 
die Kleider in bisherigem Umfang gestellt. 


Aus den Gruppen 


Diiferenzen über die Sonderzulage im Niederlausitzer 
Braunkohlienrevier. Am 22. Januar 1921 kam bekanntlich in 
den Verhandlungen in Berlin über die Forderungen der An- 
gestellten des Niederlausitzer Bergbaues auf Erhöhung ihrer 
Einkommensbezüge auf dem Wege der freien Vereinbarung mit 
den Arbeitgebern eine Einigung zustande. Wir müssen jetzt 
leider feststellen, dass die Vereinbarung nicht in allen ihren 
Teilen von sämtlichen Unternehmern durchgeführt worden ist, 
Verschiedene Werke weigern sich, die in der Vereinbarung 
angeführte Sonderzulage in Höhe von mindestens einem Mo- 
natsgehalt zu zahlen. In Hinsicht auf das Verhalten dieser Ar- 
beitgeber wollen wir noch einmal hervorheben, dass sämt- 
liche Angestelltenvertreter, die an der Verhand- 
lung am 22. Januar 1921 teilnahmen, der einheitlichen Auf- 
fassung waren, dass die sogenannte Weihnachtsgratifikation 
mindestens in Höhe eines Monatsgehalts zu zahlen bzw. nach- 
zuzahlen ist. Dies ist auch zum Ausdruck gebracht worden, und 
von den Arbeitgebervertretern wurde dagegen kein Wider- 
spruch erhoben. Um so befremdlicher ist die Stellung der Ge- 
schäftsführung des Arbeitgeberverbandes in Senftenberg zu 
dieser Frage. In einem an uns gerichteten Schreiven wird) das 
Verhalten derjenigen Arbeitgeber, die mit der Zahlung der 
Somderzulage im Rückstand sind, gebilligt. Durch die jetzige 
Haltung der Arbeitgeber wird nur neue Erregung in die Reihen 
der Angestellten getragen, und wir erwarten deshalb, dass die 
Ag die eingegangene Verpflichtung schleunigst er- 
illen, 


Aus dem Kalibergbau. Nach Mitteilung des Verbandes der 
Bergarbeiter Deutschlands fanden über die Lage in der Kali- 
industrie zwischen Werksbesitzern und Arbeitervertretern am 
16. Febrwar Verhandlungen statt, die zu keinem befriedigenden 
Ergebnis führten. Beide Parteien erkannten die augenblicklich 
äusserst schwere Lage der Kaliindustrie an. Die Arbeiter- 
verireter erklärten sich zu ihrer Behebung bereit, wenn die seit 
Monaten schwebende Lohnfrage vorher geregelt würde. Die 
Arbeitgeber erklärten, dass ihnen nach dem Schwinden der Aus- 
sicht auf Preiserhöhung durch die Stellungnahme der Vertreter 
der. Arbeiter nichts anderes übrigbleibe, als durch Herab- 
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Bauer und Werner, loszuschlagen. Sein Wunsch ist, dass wir 





setzung der Selbstkosten die Unwirtschaftlichkeit der Industrie | 
nach Möglichkeit zu verringern. Von Arbeiterseite wird auf 
einer Reichskonferenz der Kaliarbeiter über den 
Lauf der Verhandlungen Bericht erstattet werden. 

Unser Kollege Werner, der zur Orientierung als Vertreter 


‚der Angestellten an dem angezogenen Verhandlungen teilnehmen '' 


wollte, wurde von den Arbeitgebern nicht zu- 
gelassen. Das ist recht bezeichnend! für die Stellung der | 
Arbeitgeber gegenüber den Angestellten. 


Wohnungswesen 


Zur Siedlungsirage im Ruhrbezirk. Nachstehendes Rund- 
schreiben des Direktors des Siedlungsverbandes Ruhrkohlen- '! 
bezirk bringen wir unseren Kollegen in den Treuhandstellen für | 
Bergmannswohnstätten zur Kenntnis: 

„Irotz des Rundschreibens des Herrn Verbands-Präsidenten vom 3.12.20, 
A. 2132, und meines ergänzenden Schreibens vom 23: 12. 20, U Nr. 74, in 
denen auf die Notwendigkeit sachgemässer Auswahl des Baugeländes für 
Bergmannswohnungen eindringlich hingewiesen war, ist aus den bisherigen 
Vorverhandlungen ersichtlich, dass bei den neuen Bauvorlagen der Bergmanns- 
siedelungen die grundlegenden Gesichtspunkte für die Auswahl des Geländes 
nur in er wenigsten Fällen Beachtung gefunden haben. Ich betone daher 
nochmals folgendes: 

1. Baugelände mitten im freien Felde ohne Zusammenhang mit dem 
Strassennetz ist im allgemeinen ungeeignet, besonders soweit es sich nur um 
wenige Wohnungen handelt und die alsbaldige weitgehende Vergrösserung der 
Anlage nicht gesichert ist. Der Ausbau der Strassen, die Hestllung der 
Versorgungs- und Entwässerungsleitungen erfordern Mittel, die zurzeit nicht 
aufgebracht werden können. 2 

2. Baustellen in starkbewegtem Gelände sind in vielen Fällen ebenfalls 
ungeeignet; die Baukosten erhöhen sich, Zu- und Ableitungen sind schwierig, 
ebenso die spätere Strassenunterhaltung. 

‘3. Baustellen in sumpfigem Gelände oder in Gebieten mit hohem Grund- 
wasserstand sind ebenfalls ungeeignet; durch die Fundierungs- und Entwässe- | 
rungsanlagen erhöhen sich die Baukosten; auch sind einwandfreie Keller- ! 
anlagen unmöglich. Ausserdem befinden sich innerhalb des Bezirks Flächen, | 
die später Entwässerungsschwierigkeiten haben werden. Der Verband legt sie 
im Einvernehmen mit der Emscher Genossenschaft fest. 2 

4. In fast sämtlichen Gemeinden sind an ausgebauten Strassen reichlich 

eeignete Bauplätze vorhanden, so dass diese Plätze in allererster Linie und ') 
ür die zunächst beabsichtigten Bauvorhaben fast ausschliesslich benutzt werden 
müssen. Sollten die erwünschten und erforderlichen Gartengrössen hierbei 
nicht erreichbar sein, so kann die Verwendurg ausgebauter  Namsare häufig { 
dadurch erreicht werden, dass die im Bauplane vorgesehenen, aber noch nicht } 
ausgebauten Paralleistrassen verschoben oder völlig aufgehoben worden. ; 

Im Benehmen mit dem Herrn Verbandspräsidenten und der Treuhandstelle ° 
werde ich bei der siedlungstechnischen Prüfung künftig im Interesse einer 
sachgemässen Förderung der Bergmannswohnungen jede den vorgenannten ’! 
Grundsätzen widersprechende Baustelle ablehnen. Die Unwirtschaftlichkeit, 
die sich im ersten Baujahre infolge der notwendigen Eile in vielen Fällen er- 
geben hat, kann weiterhin nicht mehr verantwortet werden. 4 

Um den Beteiligten möglichst unnötige Arbeit zu ersparen, werde ich im 
Benehmen mit der Treuhandstelle die Baustellen der Bezirksgesellschaften 
schnellstens örtlich besichtigen.“ I 


Aus anderen Verbänden ai 
Die niedrige Kampiesweise des ‚Reichsverbandes. deut) | 
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scher Bergbauangestellten“, Der ‚„R. d. B.“ hat die Tarifver- 
handlungen im Ruhrrevier zur Veranlassung genommen, nicht 
nur durch Broschüren, sondern auch in seinem Blatte gegen 
die führenden Kollegen im Bund, vor allem gegen die Kollegen 


in unserem Organ auf diese Dinge eingehen, um seinen Namen 
auch in jenen Bergbaubezirken bekanntzumachen, wo er noch °’ 
nicht bekannt ist oder schon wieder seine Mitglieder verloren " 
hat. Wir wollen ihm den Gefallen nicht tun, denn er ist zu un- 
bedeutend, um sich mit ihm über Dinge zu streiten, die von 

unserer Mitgliedschaft im Ruhrrevier als direkt Beteiligte als” 
in unserem Sinne geklärt angesehen werden. Das Geschrei: in 

der Zeitung des Reichsverbandes ist der beste Beweis, wie rich- ’! 
tig wir gehandelt haben, und wie gut die Lektion, die ihm er- ? 
teilt worden ist, gesessen hat. Ausserdem aber halten wir es’ 
nicht für notwendig, auf die Angriffe zu antworten, da der Ton 


und die Aufmachung so gehalten sind, dass jeder sachlich u 





kende diese Schimpfepistel angewidert beiseite legt. Wir kön- 
nen Dr. Herwegen weder im Ton noch in der Form mit” 
gleicher Münze dienen, da wir solche schmutzige Tätigkeit im 
Interesse der eigenen Arbeit nicht leisten mögen. $ 
Unsere Mitglieder bitten wir nur, unsere Arbeit zu wür- | 
digen und nach dieser zu urteilen, dann finden sie, wenn ihnen 
wirklich das Reichsverbandsblatt in die Hände fällt, sofort die 
richtige Instanz, um sich aus eigenem ein Urteil zu bilden. F 
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Nummer 9 


Zur Lage in der Kaliindustrie 


Wir haben in der letzten Zeit verschiedentlich die Ver- 
hältnisse in der Kaliindustrie behandelt. Nachdem am 1. Fe- 
bruar dieses Jahres der Reichskalirat den Antrag des Kali- 
syndikates auf-Erhöhung der Kaliinlandspreise um 50 bis 
55 Prozent abgelehnt hatte, war für jeden Einsichtigen: klar, 
dass die Unternehmer im Kalibergbau diese*Situation zu einem 
scharfen Vorstoss gegen die Arbeitnehmer benutzen würden. 
Wir haben im Laufe der letzten zwei Jahre Gelegenheit genug 
zehabt, die Art und Weise, wie ein Teil der Unternehmer im 
Kalibergbau die Zusammenarbeit mit den Organisationen be- 
liebt, kennenzulernen; wir wollen nur daran erinnern, wie sie 
bei der Besetzung des Reichskalirates die von den Angestell- 
tenausschüssen benannten. Vertreter in den Reichskalirat lan- 
cierten, die von den grossen Organisationen benannten aber ab- 
fallen liessen. Eine feine Schiebung, die sie aber bei allen ge- 
werkschaftlich klar Denkenden sofort ins richtige Licht gesetzt 
hat. Bei einer anderen Gelegenheit sagte einer von ihnen: 
„Wir halten uns an den Buchstaben“, trotzdem er zugab, dass 
wir sachlich im Recht waren; das bewies wiederum, was für 
ein Gegner das Unternehmertum im. Kalibergbau ist. 


Wir haben nun versucht, trotzdem wir an den offiziellen 
Verhandlungen’ im Reichskalirat nur indirekt beteiligt sind, 
trotzdem wir gerade die gesamte Lage der Kaliindustrie, die 
ihre Monopolstellung im Welthandel verloren hat, als ziemlich 
schwierig “betrachten, die Sachlage zu verstehen, um unseren 
Mitgliedern guten Rat erteilen zu können. 


Auf den Werken wird den Angestellten und Arbeitern 
ständig: vorgehalten, infolge der Ablehnung der Kalipreis- 
erhöhung durch die Arbeitnehmer seien die Werke nicht 
mehr in der Lage, ihre. Belegschaft auf der alten . Höhe 


zu halten und die durch den Schiedsspruch bestimmten Löhne 


und Gehälter zu zahlen. Die Unternehmer vergessen nur da- 
bei, die wahren Gründe zu sagen, warum die Arbeitnehmer die 
Erhöhung abgelehnt haben. Sie weisen nur darauf hin, dass 
die Arbeiter höhere Löhne erpressen wollen. Die im Reichs- 
kalirat sitzenden Arbeitnehmer waren sich ihrer Verantwortnug 
gegenüber der Allgemeinheit und auch gegenüber den von 
ihnen vertretenen Arbeitern und Angestellten. bewusst, als sie 
ablehnten. Sie haben genaue Unterlagen verlangt, um sich über 
die Wirkungen der Kalipreiserhöhung ein Bild machen zu kön- 
nen. Ihre Forderungen gingen dahin, genaue Auskunft über die 
finanzielle Lage der Werke zu erhalten, um sich über. die Not- 
wendigkeit und die Grösse der Erhöhung klar zu werden. Fer- 
ner verlangten sie Auskunit über die Aussenhandelspreise und 
das Aussenhandelsgeschäft. Sie wünschten Einsicht in den Etat 
des Kalisyndikates, und ausserdem forderten sie neue Lohn- 
verhandlungen, damit das alte Verhältnis zwischen den Löhnen 
der Kalibergarbeiter und der Braunkohlenbergarbeiter wieder- 
hergestellt würde. Diese Forderungen sind um so berechtigter, 
weil gerade die Unternehmer im Kalibergbau den Arbeitnehmern 
bisher jegliche Einsicht in die Verhältnisse der Industrie unter- 
bunden haben. Was nützt alle Beteiligung an den sogenannten 
Selbstverwaltungskörpern, wenn die Unternehmerschaft diesAr- 
beitnehmer nichts gewahr: werden lässt. Das Verhalten der Ar- 
beitgeber im Kalibergbau lässt aber: diese absichtliche Nicht- 
achtung, dieses bewusste Ausschalten der Arbeitnehmer beleidi- 
gend deutlich erkennen. Für die Teile. der Arbeitnehmerschaft, 
die energisch für die Mitarbeit der. Arbeitnehmer eintreten, war 
daher, als die Preiserhöhung im Reichskalirat gefordert wurde, 
‘der Augenblick gekommen, die ihnen von den Besitzern ab- 
sichtlich vorenthaltenen Rechte entschieden zu verlangen. 


Sie lehnten aber die Preise noch aus einem anderen Grunde 
ab. Die schlechte Lage der Kaliindustrie ist vor allem durch 
allzu grosse Vermehrüng der Schächte und die dadurch bedingte 
geringe Ausnutzung der Förderungsanlagen bedingt; denn hier- 
durch sind die unproduktiven Kosten volkswirtschaftlich ganz 
unnötig erheblich gesteigert worden. Schlechte Werke mit ge- 
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ringen Lägern werden in Betrieb gehalten, so dass die Selbst- 
kosten eine Höhe erreicht haben, die volkswirtschaftlich zum 
Skandal wird. 

Erhöht man jetzt die Preise im Inland, geht sofort der In- 
landabsatz herunter, die Beschäftigung der Werke wird noch 
schlechter. Damit wird aber die Krise im Kalibergbau nicht be- 
seitigt, denn diese Krise lässt sich nur beseitigen, wenn alle nicht 
rentablen Werke stillgelegt werden, wenn eine wetgehende Sanie- 
rung in der Kaliindustrie stattfindet. Wer etwas weiter sieht muss 
sich fragen: Wird durch die Preiserhöhung im Inland und die 
dadurch bedingte Verminderung des Absatzes die Stillegungs- 
aktion und damit die Entlassungen in der Kaliindustrie geför- 
dert oder wird sie vermindert? Diese Frage lässt sich nur da- 
hin beantworten, dass eine Erhöhung der Kalipreise die Ab- 
satzstockung im Kalibergbau vermehrt, was die als rücksichts- 
los bekannten Unternehmer im Kalibergbau nicht etwa dazu ver- 
anlassen wird, auf Grund der besseren Preise die Angestellten 
und Arbeiter zu behalten, sondern sie werden infolge der 
schlechteren Beschäftigung. erst recht die Zahl der Angestellten 
und Arbeiter vermindern. Deshalb bedeutet die Kalipreis- 
erhöhung im gegenwärtigen Moment . eine Verschärfung der 
Krise, die zu viel schlimmeren Wirkungen führen muss, als wenn 
durch die niedrigen Preise und den höheren Absatz nur jene 
Werke zum Stillegen kommen, deren hohe Selbstkosten den 
Betrieb nicht mehr rentieren. Diese Werke aber stillzulegen, 
liegt im volkswirtschaftlichen Interesse; eine Gesundung der 
Kaliindustrie kann nur erfolgen, wenn bei möglichst hohem Ab- 
satz die Werke mit hohen Selbstkosten aus der Produktion aus- 
geschaltet werden. 

Zwar schreien die privatkapitalistisch orientierten Unter- 
nehmer Zeter und Mordio wegen der Ablehnung der Kalipreise 
und reden ihren Arbeitern und. Angestellten vor, sie, die Ar- 
beitnehmer, würden wegen dieser Ablehnung entlassen. Die 
Unternehmer aber sagen nichts davon, dass der Absatz infolge 
der Erhöhung so weit zurückgehen würde, dass noch viel mehr 
Arbeiter und Angestellte entlassen werden müssten. 

Aus diesem Grunde haben die Arbeitnehmer im Reichskali-. 
rat die Verpflichtung, sich einen genauen Einblick in die ge- 
samten Verhältnisse der Industrie zu erzwingen; denn nur vor 
der Preiserhöhung haben sie ein Mittel in der Hand, einen 
Druck auf die Arbeitgeber auszuüben. Sind die Preise be- 
willigt, wird man sie genau mit der gleichen Nichtachtung be- 
handeln, wie es schon vorher der Fall gewesen ist. 

Die sofort nach der Ablehnung der Kalipreiserhöhung von 
den Unternehmern eingeleiteten Aktionen zur Entlassung von 
Arbeitern und Angestellten auf den‘ verschiedensten Werken 
haben von seiten der Organisationen die entschiedenste Ge- 
genwehr hervorgerufen. Wir haben unseren Vertrauensleuten 
sofort die Bestimmungen zugänglich gemacht, die auch in der 
vorigen Nummer der Zeitung veröffentlicht sind, um sich gegen 


Betriebseinschränkungen und Stillegungen zu wehren. Ausser- 


dem haben wir uns mit den Bergarbeitern verständigt um ge- 
meinsam mit diesen die Abwehraktion zu betreiben. Vertreter 
unserer Organisationen haben an den Sitzungen der Berg- 
arbeiterschaft am 13. und 18. Februar dieses Jahres in Magde- 
burg teilgenommen. Aus den dort gemachten Mitteilungen in- 
teressiert ganz besonders der. Bericht über eine Sitzung mit 
det Arbeitgebern am 16. . Februar. In dieser Verhandlung, aus 
der der Vertreter unseres Bundes, dessen Zulassung 
die Arbeiter wünschten, herausgewiesen wurde, un- 
terbreiteten die Arbeitgeber den Arbeitern eine 
Erklärung zur Annahme, die folgenden Wortlaut hatte: 
„Die Vertreter der Organisationen der Arbeiter gaben die Erklärung ab, 
dass sie die schlechte Lage in der Kaliindustrie durchaus anerkennen. Sie 
erklären sich daher bereit, dahin zu wirken, dass die Vertreter der Arbeiter 
sowohl im Reichskalirat, wie auch in den zuständigen Reichsministerien für 
eine ausreichende Erhöhung der In'andspreise, die Einführung einer neutral 
gelegenen einheitlichen Frachtparitätsstation, sowie dafür eintreten, dass die 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, wonach das Kalisy dikat in bestimm- 
ten Fällen einen Teil der Fracht den Empfängern zurückzuvergüten hat, auf- 
gehoben werden. ‚Die Preiserhöhung muss so beschaf:en sein, dass sie auch 
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Deckung für die Mehrbelastung bietet, welche der Kaliindustrie 
aus der Erfüllung des Schiedsspruches, der vor kurzem 
erfolgten Erhöhung der Broankohlenpreist und der bevorstehenden Erhöhung 
der Frachttarife erwächst. 

Die Vertreter der Arbeitgeber gaben die Erklärung ab, dass die gegen- 
wärtige Lage der Industrie die Weiterzahlung der jetzigen Löhne, insbesondere 
die Erfüllung des Schiedsspruches des Reichsarbeitsministeriums nicht ermög- 
liche. Sie erklären sich aber bereit, den Schiedsspruch zu erfüllen, wenn eine 
Preiserhöhung im Sinne der Erklärung der Arbeiter durchgeführt sei. 

„Im übrigen waren dıe Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter darüber 
einig, dass eine dauernde Gesundung .der Kaliindustrie nur auf dem Wege 
erreicht werden kann, den die dem zuständigen Reichsministerium bereits im 
August v. J. eingereichten Vorschläge des Reichskalirates zur Ergänzung des 
Kaliwirtschaftsgesetzes und seiner Durchführungsvorschriften abgegeben haben. 
Sie bedauern lebhaft, dass seitens des Ministeriums diesen Vorschlägen bisher 
nicht :nähergetreten ist.“ 


Als diese Erklärung, über die ein langer Artikel geschrie- 
ben werden könnte, da sie eine Bindung der Arbeiter in der 
schlimmsten Form bedeutet, abgelehnt wurde, gaben die Un- 
ternehmer folgende Erklärung ab; 

„Die Gegenerklärung der Vertreter der Arbeiter auf den heutigen Ver- 
mittelungsvorschlag bedeutet dessen Ablehnung. Sie ist für die Arbeitgeber 
unannehmbar. 

Der Standpunkt der Arbeitervertreter, nach welchem vor ihrer Zustimmung 
zu einer Preiserhöhung seitens der Arbeitgeber die Erfüllung des Schieds- 
spruches und eine darüber hinausgehende weitere Lohnerhöhung zugesichert 
werden müsse, macht es dem Kalisyndikat unmöglich, einen Antrag auf Preis- 
erhöhung 'beim Reichskalirat mit Aussicht auf Erfolg erneut einzubringen. Die 
Arbeitgeber sind daher zu ihrem Bedauern zu der Erklärung genötigt, dass 
ihnen nach dem Schwinden der Aussicht auf Preiserhöhung durch die heutige 
Stellungnahme der Vertreter der Arbeiter nichts anderes übrig bleibt, als 
durch Herabsetzung der Selbstkosten. die Unwirtschaftlichkeit der Industrie 
nach Möglichkeit zu verringern. Das bedeutet u. a. 

Stilllegung zahlreicher Werke, 
Einlegung: von Feierschichten, 
Verminderung der Belegschaften und 
sofortige Kündigung der. Lohntafel.“ 


Diese Erklärung ist eine glatte Kampfansage. ‘Die Kon- 
ferenz war sich darüber klar, dass es auf die Dauer im Kali- 
bergbau nur zu gesunden Verhältnissen kommen kann, wenn 
dieser Fehdehandschuh aufgenommen und an allen massgeben- 
den Stellen darauf ‚hingearbeitet wird, -zu einer vollständigen 
Sanierung im Kalibergbau zu kommen.. Es wurde für selbst- 
verständlich gehalten, dass diese Regelung unter weitestgehender 
Wahrung der Allgemeinheits- und Arbeitnehmerinteressen zu 
erfolgen habe und dass den Unternehmern, die sicher wieder 
hierbei ihre egoistischen Interessen in den Vordergrund! schie- 
ben würden, scharf auf die Finger gesehen werden müsse. 


In der Konferenz wurde folgende Resolution angenommen: 
„Die am 22. 2. 21 in Magdeburg tagen'e Reichskonferenz der Vertreter 
der Kaliwerksarbeiter Deutschlands aller Organisationsrichtungen und der 
Angestellten nimmt Kenntnis von den in der Sitzung vom 16.-Februar 1921 
abgegebenen zwei Erklärungen des Arbeitgeberverbandes für die Kaliindustrie. 

Sie erklärt dazu. folgendes: 

Die Erklärung I des Arbeitgeberverbandes fordert von den Organisations- 
vertretern der Arbeiter 

1.: Anerkennung der schlechten Lage der Kaliindustrie; 

2. Zustimmung zu einer Preiserhöhung bis zur Höhe von 500 Millionen 

Mark; 
3. das Eintreten für die Einführung einer zentral gelegenen einheitlichen 
Frachtparitätsstation ; 

4. die Aufhebung der gesetzlichen Bestimmungen über Zurückvergütung 
eines Teiles der vom Empfänger zu tragenden Frachten an das Kalı- 
syndikat; 

. das Eintreten für Quotenübertragungen und Werksstillegungen; 

: Verzicht auf die durch Schiedsspruch vom 20. Noveniber 1920 zu- 
erkannte und vom Reichsarbeitsminister für verbindlich erklärte Lohn- 
zulage ab 1. November 1920, 

Ausserdem aber droht der Arbeitgeberverband mit Lohnabzügen im Falle 
der Ablehnung der Preiserhöhung in Höhe von ca. 500 Millionen Mark. 

Die Erklärung II des Arbeitgeberverbandes lehnt jede Lohnerhöhung ab, 
Sie spricht die klare Drohung aus: 

1. Stilllegung zahlreicher Werke; 

2. Einlegung von. Feierschichten ; 

3.. Verminderung der Belegschaften und 

4. sofortige Kündigung der Lohntafel. ehe 

Die einseitig zugunsten der Arbeitgeber geforderte Erklärung I konnte für 
die Arbeitnehmervertreter keine Grundlage zu Verhandlungen sein. M.t dem 
Verhalten ihrer Vertreter erklärt sich die Konferenz einverstanden. 

Die Konferenz betrachtete die Erklärung II des Arbeitgeberverbandes als 
eine scharfe Kampfansage an die gesamte Arbeitnehmerschaft der Kaliindustrie, 

Die Konferenz verpflichtet die Organisationsvertreter aller Richtungen in 
der Kaliindustrie, sofort die geeigneten Gegenmassnahmen zu vergreifen. 

‚Trotz. der Kampfansage des Arbeitgeberverbandes erklärt sich die 
Konferenz bereit, ihre Vertreter zu erneuten Verhandlungen auf folgender 
Grundlage zu ermächtigen: 

1. Anerkennung des Schiedsspruches vom 20. November 1920; 

2. Angleichung der in der Kaliindustrie gezahltei Löhne an die der 

Braunkohlenarbeiter; 

3. Sanierung der Industrie durch entsprechende Massnahmen. 

Die Konferenz verpflichtet alle Arbeiter ‘und Angestellten in der Kali- 
industrie, in Anbetracht der ausserordentlich. ernsten Sachlage sich entschieden 
hinter ihre Organisation. zu stellen. Nur so ist.es möglich, zur Gesundung 
der Kaliindustrie und zu annehmbaren: Lohn- und Arbeitsverhältnissen zu 


gelangen.“ 
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Aus der Versammlung wurde ferner eine achtgliedrige Kom- ı 


mission gebildet, der auch ein Vertreter des Bundes (AfA) sowie 
ein Stellvertreter angehört, die alle notwendigen Schritte in die 
Wege leiten soll, um die Sanierungsaktion in der -Kaliindustrie 
in dem Sinne der Konferenz in die Wege zu leiten. Diese Kom- 
mission hat bereits verschiedentlich getagt und mit den zu- 
Ständigen Ministerien verhandelt. 

Neben dieser Aktion der Arbeiterschaft und der AfA sind 
auch die drei Spitzenorganisationen der Angestellten nicht müssig 
gewesen. In einer. am 24. Februar. in: Berlin: stattgefundenen 
Sitzung haben sie sich über die Lage in:der Kaliindustrie ver- 
Ständigt und sind. ebenfalls zu der Erkenntnis gekommen, dass 
eine Sanierung der Kaliindustrie nur erfolgen könne, wenn die 
Preiserhöhung möglichst vermieden wird... Es-wurde weiter be- 
schlossen, beim Reichswirtschaftsministerium eine Besprechung 
zu beantragen, in der die wirtschaftliche Lage;der Kaliindustrie, 
‚deren Preispolitik und die sich hieraus ergebenden Folgen für 
die Arbeitnehmer besprochen werden sollten. Das Zusammen- 
gehen mit den Arbeitern in dieser Frage wurde auch von den 
anderen Organisationen für rätlich gehalten; eine Ansicht, die 
wir im Interesse der gesamten Arbeitnehmerschaft, im ‚Kaliberg- 
bau nur begrüssen. konnten. In den nächsten Nummern werden 
wir. weiterberichten, wie. sich inzwischen: die Verhältnisse ge- 
staltet haben. Vor allem. aber: ist es notwendig, dass. jetzt die 
Betriebsräte die ihnen gesetzlich zustehenden Rechte: bei Still- 
legungen und Betriebseinschränkungen wahrnehmen und ‚auf 
diese Art und Weise Einblick in die Lage der einzelnen Werke 
erhalten. G.W. 


Untersuchung der Betriebsverhältnisse 
der staatlichen Bergwerke 


Die von Betriebsratsmitgliedern der, preussischen Staats- 
zechen erhobenen Beschwerden, die zum Teil unser Kollege 


‚Halbfell in. seiner „Denkschrift über die bergfiskalischen An- 


lagen im Bergwerksdirektionsbezirk Recklinghausen unter be- 
sonderer Berücksichtigung der preussischen Berginspektion V“ 
zusammengestellt hat, veranlassen die preussische. Landesver- 
Sammlung, einen ‘Ausschuss zur Untersuchung;der Betriebsver- 
hältnisse der staatlichen Bergwerke im Direktionsbezirk Reck- 


- Iinghausen einzusetzen. Die Ergebnisse der Untersuchung die- ° 
ses. Ausschusses sind in einem Bericht wiedergegeben, aus dem 
wir folgende wichtige Punkte, die das grösste Interesse unserer 


Mitglieder beanspruchen dürften, wiedergeben: ., :.. _ 
Ueber. die Behauptungen der Betriebsratsmitglieder .der 


Schachtanlagen Scholven, Zweckel, Möller und ‚Rheinbaben, ° 


dass vor Erwerbung oder. Anlage. dieser Zechen die preussi- 


sche Bergverwaltung sich nicht genügend über.die geologischen ”} 


Verhältnisse unterrichtet habe, kann sich der Ausschuss, da :die 


Meinungen der Bergbaukundigen über diese. Fragen erheblich - 


auseinandergehen, kein Urteil bilden..'. Die; schwierigen geologi- 
schen Verhältnisse beeinflussen den. Betrieb ‚ausserordentlich 
ungünstig, daran sei aber jetzt nichts mehr zu ändern. Es 
kommt jetzt nach Ansicht .des Ausschusses nur darauf an, die 
Betriebe technisch und kaufmännisch einwandfrei zu führen, und 
dazu empiehle sich vor allen Dingen, ein.vertrauens- 


volles Zusammenarbeiten zwischen Werks- 


leitungen und Betriebsräten. 3 re 
Durch seine Untersuchungen ist der Ausschuss zu. der Ueber- 


zeugung gelangt, dass die Leistung der Beamten, Angestellten { 
und ‚Arbeiter bei den Staatszechen des Bezirks. hinter denen in - 


der Privatindustrie nicht zurückstehe. : 


Die Frage. der Uebertragung von Arbeiten an 


besondere Unternehmer wurde in.allen Sitzungen auf 


‚jeder Schachtanlage besprochen. Ueberwiegend,. war man der 
Ansicht, dass für bestimmte Spezialarbeiten unter .und über Tage 
Unternehmerarbeit nicht zu. entbehren sei. , Die Betriebsräte ° 


vertraten aber zum Teil die gegenteilige Meinung. Auf den 


Möllerschächten beschäftigt die Verwaltung auch unter Tage 


keine Unternehmer. mehr. Die sozialen Schäden der - Unter- 
nehmerarbeit wurden auch von der Verwaltung: anerkannt und 
dersAbbau der Unternehmerarbeit nach.- Möglichkeit. zugesagt. 

Während. normalerweise die Unternehmerschichten zu. den 


Gesamtschichten in einem Verhältnis- von 1-2. vom. Hundert ° 


stehen, erreichen die Unternehmerschichten auf den. Schacht- 


anlagen Zweckel und Scholven eine bedeutend höhere Ziffer, 


unter Tage bis 6,1, über Tage bis zu 17, 19 und 24 vom 
Hundert. 


erscheinen diese Ziffern zu hoch. 


Eine Firma, Schnell. & Lüscher,- die auf- Inspektion ‚V. ara 
beitete, hat sich wegen erwiesener Vebervorteilun- 


gen im Jahre 1916 zur. Rückzahlung: von: :100.000 ‚Mark ver- 


stehen müssen. ‚Zu .der -Frage,. warum. die. 'Berginspektion i 
diese. Firma.trotzde’'m bis-19%0 weiterbeschäf- 


Auch unter Berücksichtigung. des Umstandes, ° 
dass die am Nordrand des Industriegebietes : liegenden. Zechen ° 
nicht immer Arbeiter so bekommen können, wie sie: wünschen, ° 
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tigt:habe, erklärte Herr Oberbergrät Frielinghaus, dass sich 
nach dieser Zeit die Firma streng kontrolliert wusste und keinen 
Anlass zu Beanstandungen gegeben habe. 

Die Kosten der Förderwagenreparatür durch Unter- 
nehmer bei der Berginspektion V erscheinen ausserordentlich 
hoch. Für Reparatur von 483 Förderwagen wurden 
in den ersten sechs Monaten des Jahres 1920 674 784,96 Mark 


* bezahlt, im Durchschnitt also für die Reparatur eines Wagens 


1397 Mark. Auch unter Berücksichtigung des Umstandes, 
dass von der Unternehmerfirma 81 nete Radsätze und 1242 neue 
Räder angebracht wurden, erscheint der Preis sehr hoch, wenn 
man vergleicht, dass die Förderwagenreparatur auf Bergmanns- 
glück’ in eigener Regie für den Wagen durch- 
schnittlich475 Mark kostete. Auffallend ist hier auch 
die Verwendung ‘von 1404 neuen Rädern bei 483 Wagen, die 
im ganzen nür. 1932 Räder haben. 

Die Uebertragung der Lampenbewirtschaftung an 
eine Unternehmerfirma auf Zeche Bergmannsglück wurde von 
dem Betriebsrat kritisiert, weil der Vertrag eine ungerecht- 
fertigte Bereicherung der Firma und eine schwere 
Benachteiligung des Werkes darstelle, die auf Westerhold durch 
eigene Bewirtschaftung vermieden werde. Der Unter- 
schied pro Lampenstunde betrug auf beiden Werken in der 
Zeit von Juli bis-Oktober 1920 43, 41, 15 und 18 Pfennig. 
Wenn auch der Unterschied zwischen der Selbstbewirtschaf- 
tung der Lampen und der Bewirtschaftung durch Unternehmer 
im einzelnen nur sehr gering ist, so kann natürlich bei 
Millionen von Lampenschichten im Jahre der Gesamtunterschied 
unter Umständen sehr. gross und wohl geeignet sein, den Fr- 
trag ungünstig zu beeinflussen. 

Eine andere Beschwerde des Betriebsrates von Bergmanns- 
glück konnte nicht geklärt werden. Danach wurden von der 
Zeche 10 Kisten Werkzeuge abgesandt, von denen der 
Betriebsrat annimmt, dass sie aus Vorräten des Werkes stam- 
men und auf unredliche Weise an ausserhalb des Werkes ste- 
hende Personen verschoben wurden. Es konnte durch Zeugen- 
vernehmung zweifelsfrei festgestellt werden, dass eine 
solche Sendung abgegangen sei, nicht aber von wem 
sie stammte und wohin sie ging. Die Angelegenheit soll unter 
Hinzuziehung des Betriebsrats von der Werksleitung weiter- 
verfolgt werden. 

Der Ausschuss befasste sich dann mit der Frage der Holz- 
bewirtschaftung. Eine Beschwerde in der Denkschrift von Halb- 
fell behauptet, dass durch den Bezug von rundem wie geschnit- 
tenem Holz vom Holzhändler den Verwaltungen ein fortlaufender 
grosser Schaden erwachse, der zu vermeiden sei. Auf Berg- 
mannsglück hat der Holzsteiger in den letzten Jahren einen 
Teil Schneideholz selbst: aus Rundhölzern geschnitten. Er 
gab darüber eine im allgemeinen: hicht angegriffene Aufstellung, 
wonach unter Berücksichtigung der eigenen Schneidekosten 
in der Zeit vom 1. Oktober 1919 bis 30. September 1920 eine 
Nettoersparnis von 150998 Mark durch das teilweise 


- Schneiden des Holzes erzielt wurde. Wenn alles Schneideholz 


für diese Anlage selbst geschnitten würde, ergäbe sich nach 
den Berechnungen des Holzsteigers eine Nettoersparnis 
vonetwasüber I Million Mark. Die Verwaltung auf 
Inspektion V Stand diesen Schneideversüchen ‘durchaus ableh- 
nend. gegenüber; die- von Bergmannsglück betonte, dass die 
Versuche mit ihrer Zustimmung vorgenommen seien. Es sei 
aber nicht möglich, alles Holz‘ selbst zu schneiden, weil dazu 
die Anlagen fehlten. Wenn man sie schaffen wollte, so würden 
sich die Holzhändler das nicht gefallen lassen, 
dass man von ihnen nur das Rundholz beziehe und daraus selbst 
schneide. ‘Von Mitgliedern des Ausschusses wurde darauf hin- 
gewiesen, das ein Monopol der Grubenholz- 
händler zum Schaden des Staates gebrochen werden müsse; 
man müsse auch energisch der Möglichkeit nachgehen, Gruben- 
holz aus den Staatsforsten in erster Linie den staatlichen Zechen 
züzuweisen. 

Holzhändier Küster, der Hauptlieferant der Staats- 
zechen, erklärte, dass in. Zukunft das Schneiden von Hölzern 
auf der Zeche wohl noch weniger in Frage kommen könne wie 
bisher, vielmehr müsse es infolge der Verteuerung der Frach- 
ten gleich am Gewinnungsplatz gesägt werden. En fügte hinzu, 
dass die Holzhändler auf die Rosinen in dem 
Kuchennicht verzichten könnten, d. h., dass sie auch 
geschnittenes Holz liefern müssten. ; 

Eine Beschwerde der Betriebsräte auf den Möllerschächten 
ging dahin, dass die Zeche Abschwarten nach Raummetern ab- 
nehme statt nach Quadratmetern, wie die Vereinbarung mit der 
Grubenholzkommission das vorsehe. An einem -Beispiel eines 
Waggons errechnet der Betriebsrat eine Differenz zu- 
gunsten der Lieferfirma von rund 300000 Mark 
im Jahr bei einem Bedarf von 10 Waggons im Monat. 

Bei der Befahrung auf Zeche Scholven schloss sich der Aus- 
schuss der Meinung seiner Fachleute an, dass an Stelle der hier 
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reichlich in den Querschlägen benutzten Verzugbretter soge- 
nannte Spitzen verwendet werden können, besonders da, wo 
kein Gebirgsdruck vorhanden sei. 

Aus den Reihen des Gesamtbetriebsrates wurden über die 
Bauverwaltung umfangreiche Klagen vorgetragen. Man 
verschiebe Ausgaben des Baubetriebs auf den Grubenbetrieb 
und lasse dadurch die Bauten in der Vermögensnachweisung zu 
niedrig im Wert erscheinen und belaste den Grubenbetrieb mit 
Ausgaben, die für ihn-gar nicht gemacht worden seien. Die 
Rentabilität des Grubenbetriebs werde damit 
künstlich herabgedrückt. Die auf diese Weise auf 
dem Grubenbetrieb errechneten Gelder gingen im Laufe der 
Jahre in die Millionen. Die Abrechnungszeichnungen, die den 
vorgesetzten Dienststellen und besonders der Oberrechnungs- 
kammer zugingen, seien besonders frisiert oder, wie der übliche 
Ausdruck dafür laute, „berlinfertig“ gemacht: eine Anzahl 
Kräfte sei dauernd damit beschäftigt, diese Abrechnungen 
„berlinfertig“ zu machen. Zahlreiche Beispiele werden von den 
Betriebsräten zum Beweis angeführt. 

Herr Regierungs- und Baurat van de Sandt erklärte, 
dass er diese Ausführungen im grossen und ganzen vollkommen 
unterstreiche. Es sei notwendig, den ganzen viel zu kleinlich 
gehandhabten Betrieb zu vereinfachen; so wie es jetzt gemacht 
werde, könne man nicht auf einen grünen Zweig kommen. Man 
müsse die oberen Instanzen in gewisser Beziehung verändern. 

Herr Präsident Raifeisen wies darauf hin, dass, wenn der 
Beschwerdeführer sich in jedem einzelnen Falle an die Di- 
rektion gewandt hätte, die Sache geändert worden wäre, Von 
den Beschwerdeführern und einem Ausschussmitglied wurde 
darauf angeführt, dass unter den früheren Verhältnissen die 
Angestellten und Beamten.nicht hätten wagen 
dürfen, sick über Vorgesetzte bei der Di- 
rektion zubeschweren. 

Die Klagen über Dampf- und Pressluftmangel 
wurden auf den meisten Schachtanlagen besprochen. Die Frage 
ist deshalb so wichtig, weil Luftmangel die Hauer zu 
stundenlangem Warten zwingt und den Fördereffekt 
ausserordentlich beeinträchtigen kann. Auffallend war, dass 
auf den Zechen Scholven und Zweckel je win neues Kesselhaus 
in den Uimfassungsmauern stand, weil der Fonds aufgebraucht 
und Geld für Vollendung des Daches und für die Kessel nicht 
mehr vorhanden war. Aus dem Protokoll: der Betriebsräte 
wurde nachgewiesen, dass inn vielen Betriebsrats- 
sitzungen die Frage des Dampf- und Luftmangels be- 
sprochen wurde. Auf Dampf- und Luftmangel sei der Bezug 
grosser Strommengen vom R. W. E. zurückzuführen zu einem 
Preise, der um rund 40 Pfennig höher lag als bei der Selbst- 
erzeugung. (Die Werksverwaltung von Möller gab hier eine 
Differenz von 25-30 Pfennig an) Die Betriebsräte 
waren der Meinung, dass vielfach die Speisewasser- 
reinigung rückständig, die Kondensatorrohre 
zerfiressen,. de Wanderrostanlagen ungenü- 
send seien usw. Einzelprüfungen hat der Ausschuss 
nicht vornehmen können, er hält aber eine schnelle und gründ- 
liche Prüfung der einschlägigen technischen Fragen, des tech- 
nischen Ausbaues der Werke, der Erweiterung . der Kessel- 
anlagen, der Anlagen zur Verfeuerung von minderwertigem 
Brennmaterial usw. für dringend : nötig, da von dem guten 
Funktionieren dieser Anlagen, von den Selbstkosten der erzeug- 
ten Dampfmengen schr viel für den Betrieb abhängt. 

Die Fragen der Gesteins- und Vorrichtungs- 
arbeiten wurden auf verschiedenen Schachtanlagen im wei- 
testen Masse besprochen. Grundsätzlich wurde allgemein zu- 
gegeben, dass auch hier die Ausschaltung der: Unternehmer- 
arbeiten wünschenswert sei. Die Zweckmässigkeit einzelner 
Arbeiten wurde eingehend, teils unter Befahrung der Gruben, 
besprochen. Der Ausschussgewannden Eindruck, 
dass die Mitglieder der Betriebsräte von dem 
ernsten Willen beseelt sind, die technischen 
Einrichtungen und Arbeiten und damit die 
Steigerung der Produktion fördern zu helfen. 
Es liegt dabei natürlich. die Gefahr. nahe, dass sie irgendeine 
Frage einseitig beurteilen, weil sie mangels Einblick in den Ge- 
samtbetrieb nicht, alle dabei in Frage kommenden Punkte über- 
sehen können. Daraus ergibt sich die Notwendig- 
Keit, diese Uebersicht der Betriebsräte über 
die Betriebsvorgänge zu erweitern und dabei 
nicht am Buchstaben des Gesetzes zu kleben, 
wenn ein anderes Verfahren das gegenseitige Vertrauen stärkt 
und damit den Betrieb günstig beeinflusst. 


Bei Besprechung verschiedener betriebstechnischer Fragen 
gewann der Ausschuss in manchen Fällen die Ueberzeugung, 
dass beim Eingehen auf die Vorschläge des Be- 
triebsrats ein vorheriges Durchsprechen dieser Fragen mit 
ihm sehr zweckmässig sein dürfte. Dazu sei natürlich erforder- 
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lich, dass auch der Werksdirektor, bei dem die letzte 
Entscheidung liegt, eine enge Fühlungnahme mit dem 
Betriebsrat aufrechterhält und nicht, wie auf der In- 
spektion V, ziemlich ein Jahrlang den Sitzungen des 
Betriebsrats fernbleibt. Der Direktor müsse auch 
seine Grube von innen kennen und darf sich nicht mit ein paar 
Befahrungen pro Jahr begnügen oder, wie auf Ibbenbüren, mit 


einer einzigen Befahrung pro Jahr. Mehrfach 


klagten die Betriebsräte darüber, dass von ihnen angeschnittene 
Fragen dieser Art ausweichend beantwortet wurden von Stell- 
vertretern und dann monatelang keine Erledigung fanden. 


Zu den über den Verkauf der Ziegeleiprodukte vor- 


gebrachten Beschwerden gab die Verwaltung zu, dass auf Grund 
grosser Abschlüse mit. Verlust verkauft worden _ sei. 
Neuerdings werde nur auf kürzere Abschlüsse verkauft, so dass 
in Zukunft ungünstige Verkäufe nicht mehr vorkommen dürften. 

Das peinliche Festhalten an Verträgen auch bei 
grundlegender Aenderung der Verhältnisse, wie es von der Ver- 
waltung der Staatszechen geübt wird, erscheint dem Ausschuss 
nicht immer ratsam. Bei dem Verkauf von Schwefel- 
kies auf Bergmannsglück habe.sich das erwiesen, indem durch 
Eingehen eines neuen Vertrages mit einer anderen Firma 
ein erheblicher Mehrerlös erzielt worden ist. 

In das Kapitel der ungünstigen Verträge fällt auch der 
Vertrag des Werkes Ibbenbüren mit dem Niedersächsi- 
schen Kraftwerk. Der Vertrag war für lange- Zeit vorgesehen 
und brachte 1919 nur 11,45 Mark für die Tonne Kohlen, wo- 
durch eine starke finanzielle Einbusse entstanden ist. 

Auf Inspektion II bemängelte der Betriebsrat, 
dass durch den Verkauf von Stückkohle als best- 
melierte Kohle der Zeche ein grosser Schaden entstehe, weil 
Stückkohle 17 Mark höher im Preise stehe, ‘ 

Die Besichtigung der einzelnen Anlagen ergab wesentliche 
Unterschiede in dem Aussehen der Zechenplätze und Magazine. 
Der Platz auf Scholven, Inspektion V, machte einen sehr 
unordentlichen Eindruck. Von drei wertvollen 
grossen Maschinenteilen, die dort seit langer Zeit in 
Wind und Wetter lagen, wussteniemand, wemsiege- 


hörten, ob der Zeche oder einem Unternehmer, dem sie etwa 


zur Verfügung gestellt sein könnten. Auf Waltrop zeigte der 
Betriebsrat auf dem Platz und im Schuppen Hunderte 
von Ventilen (Friedensware), die längst hätten repariert 
sein müssen, damit man sie an Stelle der minderwertigen Ersatz- 
ware hätte verwerten können. 

Bezüglich des Einkaufs der Materialien gingen 
die Wünsche der Betriebsräte dahin, dass die Steiger und 
die Beamten, die mit den Materialien zu arbeiten haben, 
vor dem Einkauf mehr als bisher zu Rate gezogen wer- 
den müssten. Fälle unzweckmässigen Einkaufs und des Ein- 
kaufs zu grosser Mengen bestimmter Ersatzmaterialien, die 


heute gar nicht mehr oder nur schwer verwertbar sind, wur- 


den teils bestritten, teils zugegeben oder festgestellt. Stellen- 
weise hatten die Betriebsräte recht mit ihrer Auf- 
fassung, dass unnötig viel Materialien lagern. 

Neben einer Reihe anderer Beschwerden wurde auf einen 
Uebelstand bei der Inspektion V hingewiesen. Dort 
werden für ein Bobine Flachseile zum Fördern benutzt. In 
folge des zu weiten Abstandes der Maschine vom Schacht über- 
schlägt sich das Seil zwischen Maschine und Seilscheibe, so 
dass dadurch die Litzen der Flachseile reissen. Betriebsrat 
und Maschinensteiger wünschen Rundseile, um Kosten zu sparen. 
Ein Flachseil kostet jetzt etwa 86000 Mark, sechs sind bis jetzt 
angeschafft, während der Umbau für Rundseilförderung etwa 
150000 Mark kosten würde. Der Ausschuss ist. der Meinung, 
dass nach solchen Erfahrungen die Experimente mit dem Flach- 
seil eingestellt werden sollten. - 

Bei Besprechung der Reorganisation der Verwaltung war 
entscheidend für die Arbeit des Ausschusses die Frage, ob die 
jetzige Organisation und Verwaltung hemmend auf die Ent- 
wicklung und den Ertrag einwirke und was hier gebessert wer- 
den kann. Der einfachste und klarste Aufbau scheint dem Aus- 
schuss der einer Aktiengesellschaft zu sein. 

Die Betriebsräte sprachen sich für eine Aktiengesellschaft 
aus mit einer Generaldirektion und Direktoren für die einzelnen 
Werke. Die Inspektionen und auch einzelne Dezernenten seien 


' dazwischen überflüssig. Durch die Schaffung von Direktionen 


für die einzelnen Werke, die selbständig arbeiten müssten unter 
der Generaldirektion, entstände ein Wettbewerb zwischen den 
Werken, der nur günstig wirken könne. 

Ein Vertreter der Staatsbeamten wies darauf hin. dass für 
die Staatsbeamten in: den umgestalteten Betrieben kein Platz 
mehr sein werde. Die Staatsbeamten würden dem 
keine Träne nachweinen und gern Vertrags- 
beamte werden. Sie möchten damit auch nicht warten 
bis zur völligen Reorganisation der Verwaltung, weil das zu 
lange dauern würde. 
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‚(November 87158 t) Kohlen. 


‘ Berufskleidung bei der Steuererklärung gemacht werden kann, 






= 24 
on Rundschau er EN 
m ——_RÖRÖRÖFIFZZzZz  — — — — —— 

Der Streik der Bergarbeiter und Angesteliten im Wurm- 
revier. Am 18. Februar 1921 traten 18000 ’Bergarbeiter und 
1000 Angestellte des Eschweiler Bergwerks-Vereins wegen SO- 
fortiger Entlassung des Betriebsratsvorsitzenden und anderer 
von der Direktion ergriffenen Massnahmen in den Streik. Die 
Vorgeschichte dazu ist folgende: f 

Im Rheinland ist es üblich, am Fastnachtstag zu feiern. 
Angesichts unserer schlechten wirtschaftlichen Lage glaubte der 
Betriebsrat mit Recht dafür eintreten zu müssen, dass im 
Interesse der Kohlenförderung an diesem Tage gearbeitet wird. 
Um einen gemeinsamen Beschluss des Betriebsausschusses aller 
zum Eschweiler Bergwerks-Verein gehörigen Zechen in dieser 
Frage herbeizuführen, versuchte der Vorsitzende des Betriebs- 
rates, Kollege Jöbges, am 19. Februar, da: die Zeit drängte, 
die Mitglieder des Betriebsausschusses telephonisch zu einer 
noch an demselben Tage stattfindenden Sitzung‘ zusammenzu- 
rufen. Bisher war dem Betriebsrat die Benutzung des Tele- 
phons immer gestattet gewesen, und von diesem Tage ab sollte 
auf einmal mit diesem Brauche gebrochen werden. Kollege J. 
hielt es aber doch im Interesse der Allgemeinheit für nötig, zu 


A 


 telephonieren. Daraus konstruierte die Direktion eine Gehor- 


Samsverweigerung und stellte beim Betriebsrat die Forderung, 
Kollege J. entlassen zu dürfen. Der Betriebsrat lehnte natür- 
lich rundweg das Ansinnen der Direktion ab. Nunmehr setzte 
sich die Direktion einfach über den Beschluss des Betriebsrates 
hinweg, entliess J. und ergriff ausserdem gleiche Massnahmen 
gegen andere Arbeitnehmer. 

In den anschliessend daran stattgefundenen Belegschafts- 
versammlungen nahmen sämtliche Arbeitnehmer zu dem Vor- 
gehen der Direktion Stellung und stellten Forderungen auf, die 
u. a. die Wiedereinstellung der entlassenen Arbeitnehmer und 
Aufnahme von Tarifverhandlungen für die Angestellien ent- 
hielten. Die Direktion lehnte sämtliche Punkte ab. Darauf 
traten die Belegschaften aller Zechen (Arbeiter und Angestellte) 
geschlossen in den Streik. 

In den am nächsten Tage unter Hinzuziehung der Organi- 
Sationsvertreter stattgefundenen Verhandlungen gab die Di- 
rektion nach und erklärte sich zur Annahme der beiden oben- 
genannten Punkte bereit, und damit erreichte der Streik sein 
Ende. | 

Wir möchten dazu bemerken: Dieser Vorgang ist ein Be- 
weis dafür, dass bei einem einheitlichen, solidarischen Vorgehen 
aller Arbeitnehmer Uebergriffe des Unternehmertums zurück- 
gewiesen werden können. Unter den heutigen Bestimnmmngen 
hat jede Belegschaft auf die Dauer die Direktion, die sie 
verdient. 


Wirtschaftsfragen & 


Produktionsstatistik der Saargruben im Jahre 1920. Die 
„Dtsch. Bergw.-Ztg.“ schreibt: Nachdem nunmehr die Förder- 
zahlen des Monats Dezember bekanntgeworden sind, ist es 
möglich, einen Ueberblick über die gesamte Produktion des 
Jahres 1920 zu geben. Die reine Förderung betrug im De- 
zember 873224 t (November 798093 t, Oktober 846 629 t), die 
Arbeiterzahl 71383 (November 71 270), der Selbstverbrauch der 


-Gruben und ihrer Arbeiter 97868 t (November 108585 t), die 


Lieferung an die Koksöfen der Gruben 29048 t (November 
30 170 t), an die Brikettfabriken der Gruben 1603 t (November | 
Ä 






2610 t). Zum Verkauf verfügbar waren 744 705 t (November ! 
662576 t). Auf den Halden lagen Ende Dezember 163993 151 










- Im Jahre 1920 wurden auf den Saargryben demnach ins- 
gesamt 9410433 t Kohlen gefördert, gegenüber 8537207 t im 
Jahre 1919. nee: en 


Sozialpolitik ae 


Zur Frage des Abzuges für Berufskleidung bei der Steuer- | 
erklärung für die Angesteliten in der Kaliindustrie. Auf die ver- 
schiedenen Anfragen aus Mitgliederkreisen, welcher Abzug für 












haben wir uns an den Arbeitgeber-Verband der Kaliindustrie ge- 
wandt, Ob über diesen Punkt bereits eine Entscheidung ge- 
troffen Sei und wie hoch dieser Abzug ist. Der Arbeitgeber- 
Verband lehnt es ab, sich mit dieser Sache zu befassen, da eine | 
derartige Regelung den Landesfinanzämtern obliege. Wir bitten 
um Mitteilungen, ob sich in der Praxis bereits gewisse Grund- 
sätze herausgebildet haben. Br u 

Bergbauschiedsgerichte in Tschechien. Die „Soziale Praxis“ " 
schreibt, am 10. November 1920 sei in der Tschechow-Slowakei 
das Gesetz vom 25. Februar 1920 in Kraft getreten, durch das. 
die "Bestimmungen des alten österreichischen Gesetzes vom 
14. August 1896 in modernem Geiste neu geregelt werden. 
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| Nach dem neuen Gesetz werden neun Bergbau-Schiedsgerichte 


errichtet, davon sechs in Böhmen, zwei in Mähren und eins in 
der Slowakei. Zur Kompetenz dieser Schiedsgerichte gehört 
die endgültige Entscheidung über Berufungen gegen Erkennt- 
nisse der Betriebsräte in.Lohn- und Gehaltsangelegenheiten, bei 
Disziplinarbeschwerden und Entlassungen sowie über Be- 
rufungen gegen Erkenntnisse der Revierräte — welche den Be- 
triebsräten gegenüber die höhere Instanz darstellen in 
Streitigkeiten zwischen einer Betriebsleitung und einem Be- 
triebsrate. Das Schiedsgericht entscheidet in Senaten, die für 
ieden Fall paritätisch aus je einem Vertreter der Unternehmer, 
der Angestellten und der Arbeiter zusammengesetzt sind, wozu 
noch ein Fachberater der staatlichen Bergbehörde kommt, der 
aber nur beratende Stimme erhält. Der Vorsitzende ist immer 
aus dem Richterstande zu wählen, und zwar durch die Beisitzer. 
Die Lösung dieser wichtigen Frage, die bei Schiedsgerichten ia 
immer mit der Person eng verknüpft ist, ist dem neuen Gesetz 
gut gelungen, um so mehr, als es die Einhelligkeit der Wahl 
durch mehrere Wahlgänge zu erreichen sucht. War die Wahl 
des Vorsitzenden nicht einhellig, so wird der Vorsitzende vom 
Minister für öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem 
Justizminister ernannt. Die Verhandlungen vor dem Schieds- 
gericht sind öffentlich und werden nach den Regeln der Zivil- 
prozessordnung, bei Disziplinarbeschwerden nach den Regeln 
der Strafprozessordnung durchgeführt. Mutwillige Prozess- 
führung wird durch Ordnungsstrafen geahndet. 


Die Löhne der im französischen Bergbau Beschäftigten, die 
Leistung und die Lohnkosten pro Tonne zeigt nachstehende 
Tabelle, die wir der „Zeitschrift für Wirtschaft und: Statistik“ 


entnommen haben: 
Durchschnittlicher Durchschnittliche Arbeitskosten 
Tagelohn tägliche Förderung ür 
Untertage- Arbeiter Untertage- Arbeiter 1 Tonne 
arbeiter ‚überhaupt arbeiter überhaupt 
EL RN 4,66 1009 721 6,46 
III 9550 5,01 944 672. 7,46 
19237 9023,96 5,40 978 695 7,77 
1914 9%, 75,88 4,94 975 668 7,39 
1915, ‘5,64 4,78 856 626 7,63 
1916 . . 6.35 5,49 916 610 9,00 
917... 37,83 6,92 870 634 10,91 
19182072, 511,15 10,12 827 564 17,94 
1919... .. 15,21 13,44 740 448 30,00 


Die Zahl der Bergarbeiter in den englischen Kohlenbezirken betrug: 
1918 1.008867 Mann 


ea, 4-191,3193,0, 
Die Förderung betrug: 

1918. . 2 « s » 227749 Millionen Tonnen 

III re 229 780 R: 2 


Die Leistung betrug: 
1918 . 224 t pro Mann und Jahr 
193.» » 


. “ o ® 


19197... 


Wohnungswesen 


Mitteldeutsche Treuhandgesellschaft für Bergmanns - Sied- 
lungen. Am 3, Februar 1921 fand in Halle (Saale) die Gene- 
ralversammlung der Mitteldeutschen Treuhandgesellschaft für 
Bergmanns-Siedlungen G. m. b. H., Halle, statt. Dem Jahres- 
bericht, welcher von dem Geschäftsführer gegeben wurde, ent- 
nehmen wir folgende Zahlen: 

Die Mitteldeutsche Treuhandgesellschaft für Bergmanns- 
Siedlungen ist am 28. April 1920 in Halle (Saale) gegründet wor- 
den. Das Verwaltungsgebiet der Treuhandgesellschaft umfasst 
folgende Braunkohlenreviere: Borna, Rositz-Meuselwitz,. Bitter- 
feld, Anhalt, Halle (einschliesslich Luckenau, Merseburg und 
Ober-Röblingen), Magdeburg, Cassel. Die Jahresförderung und 
Belegschaftsstärke in diesen Revieren werden am besten durch 


” » 


folgende Zahlen wiedergegeben: 
Förderung 192. 

Borna m. Grimma ,„ „ 5739442 t Rohkohle (Belegschaft etwa 12 300 Mann) 
Meuselwitz . . e 7375 234 „ A = Fr il EB 
Bitterfeld . » . o 7687979 „ n BEEEISONN 
Brhaltmar, ı, 0,15 -1246912-, > he , 2BS00R. 
Beeren er 42,131:059,,, r it er 4450 „ 
Luckenau . 2 14.75.769.035, „ en E „ml14850 :„ 
Merseburg. . & « „ 9093870 „ E „ 0213300: : „ 
OÖber-Röblingen .._ . „. 1407277 „ . = Be 2:330. 
Magdeburg F 7055470 „ a * a El Dre 
Basseh 0. >, 1 104 207 „ & 23500 ,, 


zusammen 48 610485 t Rohkohle (Belegschaft etwa 95 350 Mann) 


An Siedlungsbeiträgen sind im verflossenen Jahre eingegan- 
gen aus den einzelnen Revieren: s 

ma ern. 
Meuselwitz-Rosittz . . 
Bitterfeld-Anhalt . 


16 042 566.68 
13 804 736.93 „ 
6174 169.63 „ 


Halle. . . . 2439500.26 „ 
Luckenau 4S \ A, > 9080 181.39 ", 
Merseburg .-. . » . n Se 


Ober-Röhlingen . 


2451.157.27 „ 
Magdeburg. . . 


14 849 279,80 ,„ 


a ee a Se 
u 7 
. 008.09.“ 
er .. 
...2 000 0 
. 


. 21223831228 
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Gassel i a EN a RR me Are 1 620 841.20 M. 
An Bankzinsen sind eingegangen . ER he RR 53T 13H, 
69 237817.85 M. 
vom Reich wurde ein Vorschuss gewährt von 39 30V 000.— „ 
so dass insgesamt RT . 108 537 817,85 M, 


zur Verfügung standen. 


Die Bautätigkeit in den Revieren wurde in zwei Ab- 
Schnitte eingeteilt, und im ersten Bauabschnitt die Mittel für 
703 Wohnungen, im zweiten Bauabschnitt die Mittel für 
348 Wohnungen, insgesamt für 1051 Wohnungen, bewilligt. Diese 
verteilen sich auf die Reviere: Borna 181, Meuselwitz-Rositz 
223, Bitterfeld-Anhalt 90, Halle 28, Luckenau 130, Merseburg 
194, Ober-Röblingen 36, Magdeburg 150, Cassel 19. Demnach 
sind im Jahre 1920 insgesamt 1051 Wohnungen bevorschusst 
worden, 1019 wurden davon in Angriff genommen und 824 bis 
Ende ‚Dezember bezugsiertiggestellt. 

Die vorgelegte Jahresbilanz zeigt folgendes Ergebnis: 

Aktiva: 


ir Bankkonto A der Mitteldeutschen Privatbank 10 655 117.— M. 
. ” ” » 81 514.— ” 
EHER Lohmann nr 2% 595696335 
IV. & Bank für Handel und Industrie 5 901 7341.50 „ 
V. Kasse. . EEE DER RR 2 EL REN A 1481.78 „ 
VI. Debitoren a a az Se aa 46 549 003.— „, 

VI. Einrichtungsgegenstände . + 46 203.— M. 
an Abschreibungen . ” v.2.25:000.— 5, 21203 — „ 
Sa. 69 167 016.63 M. 

Passiva: 

I. Gesellschafter-Einlagen . . - « „e.. 28 000.— M. 
H. e -Vermöggen ... De 76198.78 „ 
Il. Siedlungsvermögen REEL 69 062 817.85 „ 


Sa. 69 167 016.63 M, 

3 An Hand dieser Feststellungen kann gesagt werden, dass 
die Arbeitsleistungen die gestellten Erwartungen übertroffen 
haben, und es wurde bereits von der Arbeitsgemeinschaft so- 
wohl wie auch vom Reichsarbeitsministerium zum Ausdruck 
gebracht, dass der Wohnungsbau im Bereich der Mitteldeut- 
schen Treuhandgesellschaft prozentual an erster Stelle steht. 


Gewerkschaftsarbeit 


Neuer Tarifvertrag für die Angestellten des mitteldeutschen 
Braunkohlenreviers. Nach siebentägigen, zum Teil sehr schwie- 
rigen Beratungen gelangten am 18. v. M. die Tarifverhandlungen 
für die Braunkohlenreviere Anhalt, Bitterfeld, Borna, Halle, 
Magdebung sowie für die Gewerkschaften Gustav in Dett- 
lingen und Humboldt bei Wallensen zum Abschluss. Die gröss- 
ten Schwierigkeiten ergaben sich bei den Verhandlungen über 
die Einführung einer Unfallversicherung. Die Arbeitreber lehn- 
ten eine derartige Einrichtung zuerst rundweg ab. Sie wiesen 
darauf hin, dass man im mitteldeutschen Bergbau nichts Be- 
sonderes damit schaffen könne und dass eine derartige Unfall- 
versicherung die kleinen, nicht so ertragfähigen Werke ungleich 
stärker als die grösseren und ertragreicheren belasten würde. 
Unser Vertreter regte deshalb an, eine Sicherstellung der Ange- 
stellten gegen Betriebs- und sonstige Unfälle durch den Braun- 
kohlen-Industrie-Verein herbeizuführen, um dann die-Unfallver- 
sicherung über den gesamten Braunkohlenbergbau auszudehnen, 
Auf den Einwand, dass man dann wenigstens 30 Millionen Mark 
dem Betriebskapital entziehen würde, erwiderte unser Ver- 
treter, dass die notwendige Summe durch Umlage auf die an- 
teilige Förderung aufgebracht werden müsse. Dann würden die 
grossen ertragfähigeren Werke stärker als die kleineren heran- 
gezogen und der Widerstand gegen eine Unfallversicherung 
damit um ein wesentliches vermindert. Man einigte sich dahin, 
dass die Arbeitgeber innerhalb ihrer Organisation für die Ein- 
führung einer Sicherstellung bei Unfällen eintreten sollten. Sei 
innerhalb dreier Monate kein befriedigendes Resultat zu er- 
zielen, dann würden neue Verhandlungen stattfinden. 

Ein weiterer Punkt, bei dem ein Einverständnis sehr schwer 
zu erzielen war, ist die Frage des Schlichtungswesens. Die 
Angestelltenorganisationen ‚legten Wert darauf, ein einheitliches 
Schiedswesen zu schaffen und die jetzige Schiedsstelle von 
der Arbeitsgemeinschaft Gruppe Braunkohlenbergbau' zu tren- 
nen. Die Arbeitzeber hesten schwere Bedenken gegen diesen 
Plan, erklärten aber schliesslich, dass sie grundsätzlich gern 
bereit seien, an einer Verbesserung des Schlichtungsverfahrens 
mitzuarbeiten, und eine Einigung erfolgte dahingehend, dass 
diese Frage in der Arbeitsgemeinschaft, Gruppe Braunkohlen- 
bergbau, endgültig geklärt werden soll. 

Erst am späten Abend des letzten Verhandlungstages wurde 
eine Einigung über die Gehaltstafel erzielt und dabei nach- 
stehende Gehaltssätze vereinbart: 

IL Technische Angestellte. 
a, b, c) Gruppe 1: 18000— 20400 M. d) Gruppe 1: 1800019500 M. 
».. 2: 16150—17 400. M. „2: 15450—16900 M. 


: 14950—15 350 M. 12 900— 13.900 M. 


EI re 
"4: 1420014500 M. 10 700=5x250M. 


no 3: 
= 4: 


”„ 













H. ee ge Angestellte. a 
1: 17700—20400. M, Lehrlingssätze : 
2: 15 750-1740) M. im ersten Lehrjahr . . . 200 M. 
„3: 14400-153300 M. 
4: 12 760—13 400 M. 
5: 10700 = 5x250 M, 
Hausstandsgeld 1800 M. jährlich für alle Klassen einheitlich. 
Dienstaiterszüulagen 10 x120 M; 
Kindergeld 1UV M, monatlich. 
Steilenzulage 420 M. jährlich, 


Verhandlungen über die Tariistreitigkeiten der Angestellten 
des Forster Braunkohlenreviers. Am 17. Februar 1921 fanden in 
Cottbus zwischen dem Arbeitgeber-Verband des Forster Braun- 
kohlenreviers und den Angestellten-Spitzenorganisationen Ver- 
handiungen statt, um die jetzigen Gehälter durch entsprechende 
Erhöhungen der herrschenden Teuerung anzupassen. Bei Ein- 
gang der Verhandlungen erklärten die Vertreter der Ange- 
stellten) dass vor dem Beginn der eigentlichen Beratungen 
über die Erhöhung der Gehaltssätze über folgende Forderungen: 

1. die Regelung der bestehenden Difterenz aus dem letzten Tarifnachtrag 
« bezüglich der 'Aufseher und jüngeren kaufmännischen und technischen 
Angestellien, 
die Gewährung :der auf Grund des alten bzw. im Zusammenhang mit 
$ 12 des jetzigen Tarifvertrages zu gewährenden Gratifikation in Höhe 
eines Monatseinkommens 
eine Einigung zu erfolgen habe. _ Die Arbeitgeber stimmten. zu, 
über diese beiden Punkte im Zusammenhang mit der neuen. Ge- 
haltstafel zu verhandeln. 

Nach getrennter Beratung. erklärten die Arbeitgeber, dass 
sie es: ablehnen müssten, unseren Wünschen bezüglich der Auf- 
seher usw. entgegenzukommen, ebenso wurde eine Verpflich- 
tung zur Zahlung der bis jetzt stets zu Weihnachten gewährten 
Gratifikation grundsätzlich‘ abgelehnt. Aber der Schwerpunkt 
liest im folgenden: Das Angebot der Arbeitgeber in der Frage 
der Erhöhung der :Gehaltssätze, blieb 10 Prozent hinter den 
für die Angestellten des Niederlausitzer Reviers geltenden Ge- 
hältern zurück; zahlbar ab 1. Februar 1921. Eine Verpflichtung 
für Abgeltung der zurückliegenden Monate wurde ebenfalls 


im dritten Lehrjahr. . . 300 M. 


». 


‘ nicht anerkannt. Nach nochmaligem Verhandeln erklärten sich 


die Arbeitgeber für eine Differenz von 7% Prozent gegenüber 
den Senftenberger Sätzen. Auch dieses Angebot wurde von 
den Fachgruppenvertretern des Forster Revieres energisch 'ab- 
gelehnt. Wir müssen die Stellung unserer Vertreter anerkennen, 
da in dem dortigen Revier rund 75. Prozent :der Braunkohlen- 
gruben Tiefbau betreiben, ausserdem die Flöze stark zur Selbst- 
entzündung neigen und mit Wassergefahr sehr zu kämpfen ist, 
so dass die technischen Grubenbeamten einen aufreibenden 
Dienst haben. 

Die Arbeitgeber waren zu einem weiteren Entgegenkommen 
nicht bereit, und daran -scheiterten schliesslich die Verhand- 
lungen. Angesichts dieses hartnäckigen. Standpunktes der Ar- 
beitgeber bleibt weiter nichts übrig, als .das Reichsarbeits- 
ministerium zur Entscheidung anzurufen, um ’eine für die Ange- 
stellten annehmbare Regelung herbeizuführen. 


Zuständige Schlichtungsausschüsse bei Kündigungen. Ein- 
zelne Vorfälle der letzten Zeit geben uns Veranlassung, die 
Kollegenschaft darauf hinzuweisen, dass bei Streitfällen über 
Kündigungen und: Entlassungen nicht die in dem Tarif- 
vertrage vorgesehenen Schiedsstellen, sondern 
die gesetzmässigen Schlichtungsausschüsse laut $ 87 des B.R.G. 
angerufen werden müssen. Die in dem Tarifvertrag vorge- 
sehenen Schlichtungs - Instanzen sind gerade in letzter Zeit 
wiederholt in. derartigen Fällen ‚angerufen worden. : Sie haben 
sich aber entsprechend: dem $ 87. des-B. R. G. auf den Stand- 
punkt stellen müssen, dass nicht sie, sondern die in den Kreisen 
errichteten gesetzmässigen Schlichtungsausschüsse die zustän- 
digen Instanzen sind. Wir machen die Kollegen darauf besonders 
aufmerksam, weil in einzelnen Fällen -durch Unkenntnis die 
Einspruchsfirist beim. Schiedsgericht ver- 
strichen war und deshalb die Rechte der BOUEErE nicht 
mehr vertreten werden konnten. 


Schulwesen 


Zur Reiorm des Bergschulwesens.. In Nummer 4 des 
„Technischen Grubenbeamten‘“ haben wir das Gesetz über die 
Neuregelung des Bergschulwesens veröffentlicht und kurz be- 
sprochen. Insbesondere haben wir auf den $ 2 dieses Gesetzes 
hingewiesen, wonach durch die Vereinssatzung die Verwaltung 
der Bergschule einem Bergschulvorstand zu übertragen ist, in 
dem die Zahl der Vertreter der Bergwerksbesitzer und die Zahl 
der Vertreter der Angestellten die gleiche sein muss. Wir er- 
fahren zu dieser ‘Angelegenheit, dass das Preussische Handels- 
ministerium die Oberbergämter aufgefordert hat, den Bergschul- 
vorstanden mitzuteilen, bei der Ausarbeitung der Satzungen die 
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Nr.9. . i 


Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen heranzuziöheh: 
Unsere Vertreter aus den verschiedenen Revieren haben wir 
aufgefordert, sich soiort mit den in Frage kommenden Stellen 
in Verbindung zu Seen damit unsere 0 Sehe berücksichtigt 
werden 


Aus dem Bunde | i 


-  Nachklänge ‚von dem Streik beim Mülheimer, Bergwerks- 
verein. Bekanntlich legte am 3. Januar 1921 die Belegschaft 
der Zeche Rosenblumendelle wegen Massregelung eines .Be- 
triebsratsmitgliedes die Arbeit nieder; die Belegschaften “(Ar- 
beiter‘ und Angestellte) der übrigen Zechen des. Mülheimer 
Bergwerksvereins schlossen sich am nächsten Tage dem Streik 
an. Der sofort angerufene Schlichtungsausschuss legte nach 
zwei Tagen den Ausstand bei, nachdem die Direktion die Ent- 
lassung zurückgenommen hatte. (Vgl. Nr. 3 d. „Techn. Gr.“) 
Für die Direktion schien die Angelegenheit trotz, Vergleich vor 
dem Schlichtungsausschuss aber nicht. erledigt zu sein. Für die 
nach . dem Streik  verfahrenen vier ‚halben Ueberschichten 
glaubte der Mülheimer Bergwerksverein den 100 prozentigen 
Zuschlag als Ersatz für die Streiktage in Abzug bringen zu 
können. Der Gesamtbetriebsrat beantragte Entscheidung beim 
Schlichtungsausschuss, und. letzterer verurteilte auf Grund des 


Ueberschichtenabkommens die Direktion zur Zahlung des Zu- . 


Schlags. Nach längerem Zögern führte dann der Mülheimer 
Bergwerksverein den Schiedsspruch. stillschweigend durch. 


Aus den Fachgruppen. _ - 


Aus unserer Fachgruppe im Ruhrkohlenbergbau. Am 
29. Januar fand unter Teilnahme der Stellvertreter sowie der 
Bergbaumitglieder des Bundesausschusses und des Gauvor- 
standes eine Sitzung des gesamten Fachgruppenausschusses 
Bergbau statt. Kollege. Halbfell erläuterte noch einmal kurz 
die Entstehung und den Zweck des Fachgruppenausschusses 
und wies auf die Bedeutung desselben und Seine Aufgaben 'hin. 

Die Wahl des geschäftsführenden Ausschusses, über die wir 
bereits berichtet haben, wurde bestätigt. Betrefis der Arbeits- 
teilung wurde beschlossen, bestimmte Spezialgebiete den ein- 
zelnen Mitgliedern des Geschäftsausschusses zu übertragen. Es 
soll erstrebt werden, mit den schon bestehenden Ausschüssen in 


ein enges Arbeitsverhältnis zu treten. Als’ Referent für das. 


gesamte Schulwesen wurde Kollege Dahlhoff gewählt, 
der aus” den Reihen der ÜbEipeD Kollegen. des Fachgruppen- 
ausschusses Spezialisten für Berg-, Bau-, Maschinen- sowie 
Hüttenschulen heranziehen soll-e Die Bildung eines besonderen 
Ausschusses für Sozialisierung wurde ıinterlassen, da sich mit 
dieser Frage der gesamte Fachgruppenausschuss bzw. Ge- 
schäftsausschuss befassen .soll. Als Referent für Betriebsrats- 
fragen wurde Kollege Weiland vorgeschlagen und bestätigt. 
Als Leiter der Sitzungen und als geschäftsführendes Mitglied 
des Geschäfts- und Fachgruppenausschusses. wurde Kollege 
Bauer bestimmt. 


Die Tagungen des; Geschäftsausschusses sollen in der Regel : 


jede Woche und die des Fachgruppenausschusses alle 2 Monate 
stattfinden. 

Nach Erledigung der geschäftlichen Angelegenheiten :be- 
fasste sich die Tagung noch mit der Tarifirage und der Kün- 
digung des Ueberschichtenabkommens. 


‚Für den zum Gau Rheinland-Westfalen gehörigen Siegener 


Erzberebau wird ein besonderer . Unterausschuss gebildet. 


-An unsere Mitglieder im. Braunkohlenbergbau, In den letz- 
ten ‚Monaten: haben die Einkommensbezüge, der Angestellten 
im.-Braunkohlenbergbau durch neue :Tarifverhandlungen teil- 
' Verschiedentlich : 
waren dazu langwierige Verhandlungen nötig, und dem ener-° 


weise beträchtliche Erhöhungen: erfahren, 


gischen Auftreten des Bundes ist es insbesondere zu verdanken, 


dass die Resultate einigermassen günstig für die Angestellten 
sich gestalteten. Wir bitten nunmehr unsere Kollegen, die zu 
zahlenden Organisationsbeiträge ihrem ge-° 


steigerten Einkommen anzupassen. Nur wenn 
jedes Mitglied: seine Pflichten in vollstem Masse‘ erfüllt, kann 


user Bund' seine grossen Aufgaben erfüllen und den Wünschen 


und Forderungen der Mitglieder Geltung verschafien, 


Technische Angestellte des Ruhrreviers! Jeden Monat. 


erhaltet ihr pro Mann 35 Mark, insgesamt 875 000 Mark: weniger 


an Gehalt ausgezahlt, weil der Reichsverband diese Erhöhung 
im Schiedsspruch ablehnte. Sie‘ war ihm zu -gering.. Am” 
31. Januar, nach viermonatlicher Laufzeit des Tarifes, sind es 
ca. 3500000 M., die euch .dieses . kindische . Verhalten des 3 


„Alles- oder-Nichts- Standpunktes kostet. 


das, sondern noch mehr wert. 


Den Unternehmern aber ist der Rckayprbeng nicht nur 
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: wie die verlangten Abschläge auf Frachtkosten bedeuten 


Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 












Nummer 10 


Die Situation in der. Kaliindustrie ist nach wie vor recht 
ungeklärt. Am 25. Februar‘ 1921 fanden im Reichsarbeits- 
ministerium Vorverhandlungen über die Verbindlichkeitserklä- 
rung des Schiedsspruches vom 11. Januar d. J. statt, an denen 
Vertreter des Kalisyndikats, des Reichswirtschaftsministeriums, 
der Arbeitgeber- und der Angestelltenorganisationen teilnahmen. 
In dieser Sitzung wurde noch einmal die ganze Lage der Kali- 
industrie aufgerollt, und die Arbeitgeber versuchten den Nach- 
weis zu führen, dass sie die durch eine Verbindlichkeitserklä- 
rung des Schiedsspruches für die Angestellterr entstehenden 
Lasten nicht tragen könnten. Die Arbeitgeber verlangten von 
den Angestellten, dass diese auf die schwierige Lage des Kali- 
bergbaues Rücksicht nehmen sollten, d. h. mit anderen Wor- 
ten, die Angestellten sollten ihre Forderungen fallen lassen und 
sich schliesslich mit Gehaltsabzügen abfinden, um die Kali- 
industrie zu sanieren. Die Angestelltenvertreter blieben die 
Antwort darauf nicht schuldig; sie verwiesen auf die unzeheuren 
Gewinne aus dem Auslandsgeschäft in den Jahren 1919 und 1920 
und erinnerten die Werksbesitzer daran, dass sie damals bei 
der guten Konjunktur auch nicht an die: schlechte Lage der 
Angestellten gedacht hätten.“ Auf die Frage, wie ‚hoch diese 
Gewinne sich belaufen haben, lehnten die Arbeitgeber eine 
klare Antwort ab. Auf das Verlangen der Angestellten, ze- 
naue Unterlagen über die Selbstkosten vorzulegen und den Ar- 
beitnehmerorganisationen einen Einblick in die Betriebsverhält- 
nisse zu geben, damit diese sich ein Urteil über die Notwendiz- 
keit einer Erhöhung der Kaliinlandspreise bilden können, erklär- 
ten die Arbeitgeber, dass es in den Betrieben gewisse Dinge 
zebe, die vertraulicher Natur wären. Also auch hier, wie bei 
allen früheren Verhandlungen, das gleiche Bild. Die Arbeitgeber 
verlangen kategorisch von den Arbeitnehmern, dass diese ohne 
Nachprüfung der Selbstkosten und sonstigen Dinge den An- 
trägen auf Preiserhöhung stattgeben. 

Unsere Vertreter hoben mit Recht hervor, dass die Er- 
höhung der .Inlandspreise mit der Verbindlichkeitserklärung des 
Schiedsspruches nicht das geringste zu tun habe. Die seiner- 
zeit aufgestellten Forderungen der Angestellten hatte .der 
Schicdsspruch bereits mit der schlechten Lage der Kaliindustrie 
m Einklang gebracht und die dann. festgesetzten Gehaltszu- 
schläge nicht von einer Preiserhöhung abhängig gemacht. Der 
Antrag des Kalisyndikats auf Erhöhung der Inlandspreise, so- 
für 
die Werksbesitzer einen Gewinn. von 500 Millionen Mark, wäh- 
rend die Erhöhung der Angestelltengehälter nach dem Schieds- 
spruch vom 11. Januar nur zirka 4 Millionen Mark pro Jahr 
ausmacht. Aus dieser Gegenüberstellung ergibt sich, dass die 
Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches vollständig wun- 
abhängig von dem Antrag auf Preierhöhung zu behandeln ist. 

Nach den uns zugezangenen Mitteilungen ist die Verbind- 
lichkeitserklärung bis heute noch nicht "erfolgt, der Reichs- 
arbeitsminist&r stellt darüber noch Erwägungen an. Wir möch- 
ten: dazu bemerken, dass die Angestellten der 'Kaliindustrie es 
nicht verstehen könnten, wenn der Reichsarbeitsminister die 
Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches, der den Ange- 
stellten eine so lächerliche Gehaltserhöhung bringt, nicht aus- 


sprechen würde. " 


Zu:r Stillegungsaktion der Kaliwerks- 
besitzer. Die Verwaltung des Salzbergwerkes „Einigkeit“ 
in Ehmen bei Fallersleben beabsichtigte den Betrieb infolge Ab- 
satzmangels teilweise stillzulegen und einen Teil der Arbeiter 
und Angestellten zu entlassen... Am 19. Februar :1921 ianden 
über diese Angelegenheit Verhandlungen mit der Werksleitung 
statt, an denen nur Vertreter der freien Angestellten-Gewerk- 
schaften teilnahmen. Das Resultat wär folgendes: 

Anstatt drei Feierschichten pro Woche, wie die Direktion 
beabsichtigt hatte, verfährt die gesamte Belegschaft in der 










| Berlin, den 11. März 1921 | 


Die Lage im Kalibergbau 
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‚3. Jahrgang 


Früh- und -Mittagsschicht nur ie dreivierel Schicht, das sind 
eineinhalb Feierschichten pro Woche. Die vorgesehenen Ent- 
lassungen der Arbeiter sollen mit dem Betriebsrat nochmals 
eingehend geprüft werden, um Härten zu vermeiden. Die be- 
reits ausgesprochenen Kündigungen zegen die Angestellten 
wurden restlos bis auf weiteres zurückgenommen. 
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Sozialpolitik 


Pensionskassen im Kalibergbau. Beim Kalisyndikat besteht 
eine Pensionskasse für die Angestellten, die durch Zuwendungen 
aus Syndikatsmitteln gespeist wird. Von den einzelnen Ange- 
stellten aus den fünf Revieren wurde der Wunsch ausge- 
sprochen, diese Pensiouskasse auf sämtliche Angestellte im 
Kalibergbau auszudehnen. Wir haben weitere Schritte in dieser 
Angelegenheit vorläufig abgelehnt, weil die Pensionsver- 
sicherung der Angestellten im Bergbau durch das Reichsknapp- 
schaftsgesetz gegenwärtiz zur Sprache steht. Wir möchten 
aber schon heute bemerken, dass wir prinzipielle Gegner aller 
dieser Werks- ind sonstigen ‘Sonderpensionskassen sind. 


Darf der Betriebsrat das Werkstelepkon benutzen? In 
Nummer 9 des „Technischen Grubenbeamten“ haben wir über 
einen Streik der Bergarbeiter und “Angestellten des Esch- 
weiler Bergwerksvereins im Wurmrevier berichtet. 
Der Grund zum Streik war die Entlassung des Betriebsrats- 
vorsitzenden wegen angeblichker Gehorsamsverweigerung; 
letztere. bestand darin, dass der Betriebsratsvorsitzende trotz 
Verbots des E. B. V. das Telephon benutzte, um eine Sitzung 
des Betriebsrats rechtzeitig zu ermöglichen. Die Direktion 
suchte bei dem Betriebsrat um die Genehmigung nach, den Vor- 
sitzenden des Betriebsrates zu entlassen. Da diese nicht erteilt 
wurde, schritt die Direktion zur fristlosen Entlassung. Durch 
den einmütigen Streik sämtlicher Arbeiter und Angestellten 
wurde die Zurücknahme dieser Massregelung erzwungen. 

Nunmehr versuchte die Direktion ihr Glück bei dem zu- 
ständigen Schlichtungsausschuss und beantragte dort die Ge- 
nehmigung zur Kündigung. Der Schlichtungsausschuss lehnte 
aber das Ansinnen der Firma ab und brachte dies in folgenden 
am. 22. Februar 1921 gefällten Spruch zum Ausdruck: 

„Der Schlichtungsausschuss hat zu prüfen, ob ein Grund zur Kündigung 
vorlag. Der Arbeitgeber stützt sich auf den Antrag zur Genehmigung der 
Kündigung auf ‘das Moment der Gehorsamsverweigerung in der Telephon- 
angelegenheit. Den Betriebsräten sind durch das Betriebsrätegesetz ziemlich 
scharf umrissene Rechte gegeben, und ist zu überlegen, ob diese Rechte miss- 
braucht sind. - Der Schlichtungsausschuss steht auf dem Standpunkt, dass die 
Benutzung des Telephons unter den heutigen Verhältnissen kein Missbrauch ist, 
da das-Telephon in der heutigen Wirtschaft kein Luxus, sondern ein Gebrauchs- 
gegenstand ist. Dazu war gewiss Eile geboten. Der Schlichtungsausschuss 
erblickt in dem Gebrauch des Telephons keinen Missbrauch. Ein Grund zur 
Kündigung lag nicht vor, Der Antrag wird deshalb abgelehnt.“ 


Durch diesen Schiedsspruch wird schon dokumentiert, dass 
die Betriebsräte zur Ausübung ihrer Rechte und Pflichten das 
Geschäftstelephon benutzen können. 

In einer ähnlichen Angelegenheit fällte die Bezirkswirt- 
schaftstelle der Stadt Chemnitz am 26. Januar 1921 folgenden 
Spruch: 

„Der Antragsteller war als Vorsitzender des Betriebsrates der Firma 
Rasmussen & Ernst berechtigt, am 28. 12. 20 auf Anruf des Bundes der 


technischen Angestellten mit dessen Vorsitzenden ein Ferngespräch zu 
führen.“ 


Aus der länseren Begründung zu vorstehender Entscheidung 
ist besonders hervorzuheben: 
„Die geschäftlichen Beziehungen des Betriebsratsvorsitzenden zu den 


wirtschaftlichen Organisationen der Arbeitnehmer des Betriebes sind so enge, 
dass auf Grund dieses engen Verhältnisses im Zweifel angenommen werden 
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muss, dass einem Gespräch zwischen Be ein NEE der. Geschäfts 2: 
Der Gebrauch des. 


führung des Betriebsratsvorsitzenden zugrunde liegt. 
Fernsprechers des Arbeitgebers muss daher dem Betriebsratsvorsitzenden zur 
Erledigung solcher Gespräche als Geschäftsbedürfnis - im Sinne des $ 36 
zuerkannt werden, wenn auch mit der Beschränkung des $& 36 nach Umfang 
und Beschaffenheit des Betriebes.“ 


 Gewerkschaftsarbeit 


Neuer Tariivertrag für die Angestellten des Mansielder 


Kupierschieier-Bergbaues. Am 22. Februar 1921 wurden die 
Verhandlungen zwischen der Mansfelder Kupferschieferbauenden 
Gewerkschait: und ‘den Spitzenorganisationen über Abschluss 
eines neuen Tarifvertrages nebst Gehaltstafel zu Ende geführt. 
Wegen Platzmangel ist es unmöglich, den gesamten Tarifvertrag 
hier zu veröfientlichen und cs sollen deshalb nur die wesent- 
lichsten Punkte herausgegrifien werden. 

Eine beachtenswerte Aetderung des Rahmentarifes steilt 
die neue Vereinbarung über eime besondere Schiedsstelle für 
die aus dem Tarit erwachsenden Streitigkeiten dar. Die neue 


B L: bis 30, April 1921 gilt, Kan man en nur von. ‚einer = 


- vorläufigen. Regelung sprechen. Bei den bald wieder "statt 


„‚Ändenden Verhandlungen muss cs deshalb unser Ziel sein, die ’ 


” Hauptforderung der Angestellten, das ist die Gleichstellung mit 
den hallischen Kollegen, durchzusetzen. Das setzt aber gute 


„Vorarbeit der Casseler Se arten den are teilten ihres 


evicrs voraus, 


: ar dem Bunde 


wu 


Saarabisches Allerlei. Zu der in Nummer 8 des „Tech- 


"nischen Grübenbeamten“ "veröffentlichten Zuschrift des’ Herrn 


Schiedsstelle steht unter der Leitung eines uwnparteiischen Vor- 


sitzenden und arbeitet löszelöst von der Arbeitsgemeinschaft 
Metallerzberzhau. Das Ueberstundenwesen wurde im Gegen- 
satz zu. anderen Tariien auf eine neue Grundlage gestellt, und 
zwar in der Weise, dass iede einzelne Ueberstunde an Wochen- 
und Sonntagen zu bezahlen ist. 
Ueberstundenregelung für technische Angestellte: 
für Kasse AI AU AU AW 
an Wochentagen . . . . .980 850 7.— 6,60 
an Sonntagen . 11.70 10.20 840 8.— - 
an hohen Festtagen 13.60 12.— 10.— 9.20 


Die Beträge setzen sich zusamen aus !/soo der Summe des 
Monatsgehaltes plus °/s der Dienstalterszulage in der betrefien- 
den Klasse zuzüglich 25 Prozent (Wochentäg), 50 Prozent 
(Sonntag) und 75 Prozent (Festtag) Aufschlag. 

Der Urlaub beträgt mindestens 8 Arbeitstage und steigt 
bis zur Höchstdauer von 15 Arbeitstagen; für die Angestellten 
in der Gruppe I und I beginnend mit 12 und steigend bis zu 
18 Arbeitstagen. 

Die Uniallentschädigung wurde um 10000 M. erhöht, so 
dass bei tödlichen Betriebsunfällen 30000 .M. und bei 100pro- 
zentiger Erwerbsunfähigkeit 40000 M. ausgezahlt werden. 

Die Gehaltssätze wurden für technische “Angestellte wie 
folgt geregelt: 

ÄAnfangsgeh. jährl. Zulage Endgehalt 

Klasse I Fahrsteiger usw. . . . .. 1475.— 3.7025 1600.— M. 
Ai » I Steiger, Hüttenaufs, usw. 1200,— 10 x 25 1450.— „, 
„ Hi Hilfssteiger usw. . . . „ 1000.— 12x15 1180.— „ 

» IV Vorarbeiter usw. . . . .. 950.— 10x15 1100.— ‚, 


Die im Grubendienst beschäftigten Steiger und Fahrsteiger 
erhalten ausserdem eine Untertagezulage von monatlich 100°’M. 
ns Be für Klasse 150 M., II 480 M., II und 

420 


Das Hausstandsgeld beträgt für verheiratete Ankesteilte Er 


150 M. pro Monat. 
Für iedes Kind bis zum vollendeten 15. Lebensiahre 100M. 


Neben dem Gehalt erhalten die Angestellten jährlich vor - 


Weihnachten als Gratifikation ein Monatsgehalt. Für ein nicht 
volles Dienstjahr wird die Gratifikation anteilig gezahlt. Bei 
Todesiällen ist den Hinterbliebenen ein Vierteljahresgehalt aus- 
a wobei der Sterbemonat nicht angerechnet werden 
arf. 


Abschluss der Tariiverhandlungen im Braunkohlenrevier 
Cassel. Ueber das Resultat der Tarifverhandlungen am 
14. Februar 1921 unter dem Vorsitz eines Vertreters des Reichs- 
arbeitsministeriums haben wir bereits in Nummer 8 des „Tech- 
nischen Grubenbeamten” berichtet. In Verfolg dieser Ver- 
handlungen traten am 21. Februar 1921 die Vertreter der 
Arbeitgeber "und der beteiligten Angestelltenorganisationen er- 
neut zusammen, um eine Regelung der Gehälter für die Zeit 
vom 1. 2. bis 30. 4. 21 zu treiien. Die Angestellten forderten, 
wie schon bei früheren Beratungen, die hallischen Grund- 
gehaltssätze abzüglich 3 


tragen. Die Arbeitgeber lehnten dies abermals ab. Nach län- 


geren Verhandlungen kam eine Vereinbarung zustande, die 


folgende Gehaltssätze vorsieht: 


Technische Angestellte in Grube, 
und Brikettfabrik: 
Unverheiratete: Hausstandsgeld: 
16 945—18 980 2100 
15 285—16 350 : 1950 
Gruppe 14 365—14 750 1700 16 065—16 450 
Gruppe 4: 13770-—14 060 1700 15 470—15 760 


Die früheren Vereinbarungen über soziale Zulagen, Ueber- 
stundenpauschale usw. bleiben in der alten Form bestehen. 


Abraum 


Verheiratete: 
19 045—21 080 
17 235-—18 300 


Gruppe 1 
Gruppe 2; 
3 


Proz. auf das Casseler Revier zu über- . 


-Besserstellung der Steiger 


nicht ausgeübt werden.“ 


heit zu haben, schreibt Herr G 


“Fahrsteiger Graus schreibt uns Kollege a en Krüger aus 


= Saarbrücken: u 5 


In eigener Sache verwahrt sich Her G. gegen eine dere 
Tatsachen zeübte Kritik seiner hiesigen Rolle (vergl. „Tech-. 
nischen Grubenbeamten“' Nr. 37 vom 17. Dezember 1920). Als. 


- Gründer der Berzbaufachgruppe unseres Bundes im Saargebiet 


stimme ich mit dem Kollegen R., dem Verfasser des ange- 
griffenen Artikels, in seinen Ausführungen vollinhaltlich überein. 


‚Herrn .G. Behauptung, er hätte Forderungen seines Verbandes 


vertreten, entspricht nicht den Tatsachen. Wie es gemacht 
wurde, sieht man jetzt an seinem Kollegen, dem Steiger Kr., 
der als christlicher Gewerkschaftssekretär unter Hinansetzung 
jezlichen Gewerkschaftscharakters seine Tätigkeit ausübt. Die 


kann Herr G. nicht als einen Erfolg auf sein Konto buchen. 
Wer unseren „Staatstechniker“ seinerzeit verfolgt hat, wird die 
unberechtiste Inanspruchrahme jenes Erfolges erkennen. Auch 
ist es eine haltlose Behauptung des Herrn Graus, dass das hohe 
Gehalt bei der. Grubenübernalinie durch seine Verbandsarbeit 
erreicht worden wäre. Der seinerzeitige Oberausschuss hatte 
wohl den Willen zur Lösung dieser Frage, aber w@sste nicht, 


wie er es anfangen sollte. In der ersten Versammlung im Kathıo- ) 


lichen Vereinshaus hoffte der Oberausschuss auf Entgegen- 
kommen in der Gehaltsiorderung (Punkt 6 von den 17 Punkten) 


„kein Beamter darf im Einkommen gegen den gleichartigen deut- 
Obwohl die Mitglieder unsere 
AfA-Bergbau-Fachgruppe zu dem Hauptausschuss 


schen Beamten zurückstehen“. 


hatten, wurde ihren Vertretern das mündliche Vorbringen ihrer % 
eingereichten Tarifforderungen verweigert. Weshalb? Weil 


wir gemäss unserer alten Forderung im Tarifentwurf vom Juli 


gewählt ° | 


1919 neben unberrenztem Höchstgehalt und allen am All 


Zulagen nebst Prämien 7800 M. Mindestgehalt für den unver- 
heirateten 25 Jahre alten Steiger verlangten, ohne eine beson- 
dere Fahrsteigerklasse einzusetzen. Von der anderen Seite 


waren für den Sekretär nur 7200 M. verlangt. Eines stärkeren ° 


Beweises dafür, dass Herr Graus im Unrecht ist, bedarf es 


wohl nicht. 


Wie war es mit dem Punkt 4 der 17 Forderungen: 
Zwang auf Erwerbung französischer Sprachkenntnisse darf 


französischen Unterricht. Das ist der Erfolg der falschen ge- 


werkschaftlichen Erziehung von Graus, Schneider usw. Die 


Folge davon ist, dass sogar Naturalisierungsbestrebungen im 
Gange sein sollen. Glückauf, wackere Sireiter! 2 


Auch wir können, mit Anerkennung von der ee ; 


Damals stellte man diese Forderung = 
auf und heute gehen diese Beamtenbündler hin und bitten um 


tung sagen, dass sie die Vertretungsbefugnis unserer rn 


sationsbeamten anerkannt hat. Wir würden uns aber schämen, 
wenn wir im Butab heute noch so verhandeln müssten wie 
früher. Der Bergbeamtenbund wurde gebildet, um Geschlossen 


Hauptausschuss ging kaputt, weil die verschiedenen Grüppehen 
nicht unter einen Hut’zu bringen waren. 


Dann spricht man noch von einer Versi ml im Sa 
gebiet. Auch davon kann keine Rede sein. h 
handenen Akten haben schon einmal in der denkwürdigen Lud- 
wigsparkversammlung das Gegenteil bewiesen, indem von der 


AiA-Bergbau-Fachgruppe gegen die Ausstreuung des Gerüchtes, “ 


wonach die mit uns angeblich in Arbeitsgemeinschaft stehende 


Arbeiter beider Richtungen mitstreiken würden, protestiert be: 


wurde. 


Auch die Darlegung über den allgemeinen Beamtenstrei Be 


ist zum mindesten eine Verlegenheitsausrede. Herr G. hat doch 
selbst anerkannt, als er bei der Direktion zu Kreuze an dass 13 
er einen Bombenfehler gemacht habe. 


Für heute genug desi Guten. Wir werden getekentiich Be. 
eininal auf die Sache zurückkommen und dabei gleichzeitig 
Herrn G. die Antwort darüber geben, was wir in den letzten 
Monaten für die Saarbrücker Grubenbeamten‘ 253 
aben. 
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Unsere noch vor- 


+ 


in der neuen Besoldungsreform 


Tat 
Nein, es muss heissen: Der 
























 Zechenlieblinge zu setzen. 
'Harmonieverbände haben bei der Schaffung des 
 Betriebsrätegesetzes und bei der praktischen Betätigung 


Beilage zur D. T. Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 
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Zur Betriebsratswahl im Bergbau 


In den kommenden Tagen und Wochen finden überall 
die Neuwahlen der Betriebsräte statt. Bereits die bis- 


 herige Tätigkeit der Betriebsräte hat gezeigt, dass 
| sie einen bedeutungsvollen Faktor in unserem Wirt- 
| schaitsleben und eine scharie Waffe zur Wah- 


rung der Rechte der Angestellten gegen- 
über dem Grubenkapital darstellen. In der 
richtigen Erkenntnis der Dinge versucht deshalb das Un- 
ternehmertum ständig, die Rechte der Betriebsräte zu be- 
schneiden, um diese dadurch zur Bedeutungslosigkeit zu 
verdammen. Einen besonders zähen Kampf führen 
die Werkbesitzer gegen dieienigen Be- 
triebsräte, die Mitglieder der AfA-Verbände sind, 
weil diese konsequent die Interessen der Angestellten 
vertreten. 


Jetzt, vor der Neuwahl, sind de Unternehmer 
bestrebt, Zwiespaltin die Reihen der An- 
gestellten zu säen, um Betriebsräte, die sich bis- 
her gut bewährt und rückgratiest gezeigt haben, bei- 
seite zu schieben und an deren Stelle 
Die Angesteliten- 


in den Betriebsräten gezeigt, dass sie nicht gewillt 


‚ sind, die Interessen der Grubenbeamten zu wahren. Bei 


der Lösung von grundlegenden Fragen stellen sich die 
Harmonieverbände auf die Seite der Unternehmer. Die 


'"Werkherren sind deshalb eifrig bemükt, möglichst viel 
' Vertreter dieser Verbände in die Betriebsräte hinein- 
' zubekommen. 


Gegenüber diesem angestelltenfeindlichen Treiben 


müssen die Grubenbeamten eine einheit- 
'4iche Front herstellen und bei den Betriebsrats- 
 ratswahlen geschlossen für 


die Liste der AfA-Verbände 


stimmen; 


Angestellte, lerni aus den: Vorgängen der letz- 
ten Zeit. Das Grubenkapitai will seine frühere Herrschaft 


‚wieder aufrichten. Gelingt dies, dann werden die Gru- 


benbeamten in die alte wirtschaftliche 


Abhängigkeit zurückgedrängt und sind auf Gedeih 
‚und Verderben den Zechenbesitzern ausgelieiert. Gegen 


diese Bestrebungen sind bisher nur die freien An- 


'gestelltengewerkschaften entschlossen auf 


getreten und werden dies auch in Zukunit rücksichtslos 
tun. 


- Es gilt aber nicht allein die Angriffe des Zechen- 
kapitals abzuwehren, sondern wir müssen auf der ein- 
geschlagenen Bahn weiter vorwärtsstreben, um. 
die jetzt geringe Freiheit der Grubenbeamten im Pro- 
duktionsprozess zu festigen und auszubauen. 


Darum, Kollegen, wollt ihr, dass die alten 
Zustände nicht wiederkehren; wollt ihr 
ferner, dass an die Stelle der heutigen, lediglich auf 
Profitgier eingestellten Wirtschaftsfiorm eine vom Ge- 
meinschaftssinn getragene Wirtschafts- 


form tritt, dann wählt einmütig im ureigensten 


Interesse die Liste der AfA-Verbände 


Berlin, den 18. März 1921 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 





3. Jahrgang 


Jeder tue seine Pflicht! Keiner bleibe 
der Wahi fern! Dann werden auch diesmal die 
Wahlen der Betriebsräte zu einem vollen Er- 


folg der freigewerkschafitlichen Organi- 
sationen führen. 


Ein Beitrag zum Kohlensozialisierungs- 
problem 


Als am 23. März 1919 das Kohlenwirtschaftsgesetz erlas- 
sen wurde, schlug man mit der Gesetzgebung eine Richtung 
ein, .die mit unerbittlicher Konsequenz zu weiteren Schritten 
auf diesem Wege der planmässigen Regelung des Bergbaues, 
d. h. zur Sozialisierung, zwingt. Schon während. des Krieges 
hatte der Reichskohlenkommissar infolge des Kohlenmangeis 
die Verteilung der Kohlen in die Hand genommen; das Kolh- 
lenwirtschaftsgesetz sah eine ähnliche Verteilung auch für die 
Zeit kommenden Kohlenüberflusses vor. Gleichzeitig übertrug 
man auch die Preisfestsetzung für die Kohlen: dem. : neuen 
Wirtschaftskörper, und seit Bestehen des Kohlenwirtschafts- 
sesetzes werden die Kohlenpreise für die einzelnen Reviere 
von zentraler Stelle aus bestimmt. Dieses Festsetzungsrecht 
wird in der Zukünft die Arbeitsverhältnisse noch mehr als bis- 
her auf das entSchiederiste beeinflussen, 

Vor: dem Kriege richtete sich der Kohlenpreis nach der 
Konkurrenz des Auslandes. Im Konkurrenzkampf war man ge- 
zwungen, im Inland Preise zu nehmen, die zuzüglich der 
Fracht- und Handelszuschläge mit den englischen Kohlen kon- 
kurrenzfähig waren. Diese Preise schwankten genau wie die 
jeder anderen Ware nach dem Angebot. Ausschlaggebend für 
die Preishöhe im Inland, d. h. fern von der Auslandskonkurrenz, 
war für Steinkohlen das syndizierte rheinisch - westfälische 
Steinkohlenrevier, für Braunkohlen die grossen Braunkohlen- 
reviere Rheinlands und Mitteldeutschlands.. Diese Bezirke 
konnten infolge ihrer Grösse und Leistunzsfähigkeit die an- 
deren Reviere zwingen, 
Preisen der vorgenannten Reviere anzupassen. Hierbei spielte 
natürlich auch die Art und die Verwendungsmöglichkeit der 
Kohle eine Rolle; aber alle diese Dinge waren nicht von aus- 
schlaggebender Bedeutung. 

Dieser gleiche Preis der Kohlen bedingte in allen Revieren 
gleiche Selbstkosten. Um aber in allen Revieren diese ver- 
hältnismässig gleichen Selbstkosten zu haben, war man infolge 
der verschiedenen Leistung in den verschiedenen Revieren ge- 
zwungen, die Löhne der Leistung anzupassen, woraus sich selir 
srosse Unterschiede in der Lohnhöhe ergaben. Im Bergbau 
bilden die Lohnkosten ewa 60 Prozent der’ Selbstkosten, so 
dass theoretisch bei gleichen Kohlenpreisen in den verschiede- 
nen Revieren und bei verschiedener Leistung in diesen Re- 
vieren wohl der gleiche Betrag pro Tonne an Lohnkösten ge- 
zahit werden konnte, die Lohnhöhe pro Schicht. jedoch ganz 
verschieden ausfallen muss. Im einzelnen Revier ist dieser 
durch die freie Wirtschaft bedingte Zustand nicht oder nur 'sehr 
wenig in die Erscheinung «etreten, da hier die Löhne der Ar- 
beitnehmer infolge der Wirkung von Angebot und. Nachfrage, 
noch mehr aber durch die Macht der Organisationen, die für 
gleiche Löhne im gleichen Revier eingetreten sind, auf der 
gleichen Höhe gehalten wurden. 

Betrachtet man die Kohlenpreise, Lohnkosten und 
die Höhe der Löhne in zwei Bergrevieren mit grossen Lei- 
stingsunterschieden, so ergibt sich für 1913 folgendes Bild: 


die Preishöhe ihrer Produkte den: 
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.. Im Ruhrrevier betrug .der Durchschnittsiohn 5,28 M., die 
Leistung pro Mann und Schicht 0,78 Tonnen, die Selbstkosten 
an Arbeitslöhnen 7,66 M., der Kohlenpreis 11,83 M. 


: Im Waldenburger Revier betrug der Durchschnittslohn. 
3,36 M., die Leistung 0,55 Tonnen, die Selbstkosten an Ar- 
beitslöhnen 6,10 -M;, der -Kohlenpreis :10,47 M. Mithin betrugen 
die» Lohnselbstkosten - im. Ruhrrevier- 57, in . Niederschlesien 
58 Prozent, trotzdem der Lohn im Ruhrrevier 57 Prozent höher 
war als in Niederschlesien, 


Selbstkosten und Kohlenpeis ‘waren Praktisch in allen Rei 
vieren mit gleicher Kohle ziemlich gleich, Leistung und. Lohn-. 
l:öhe waren verschieden. In diese Verhältnisse, ‘die sich im 
freien Spiel der Kräfte herausgebildet haben, und die sinn- 
gemäss  wiederkehren müssen, wenn das frühere freie Spiel 
der Kräfte wiederkehrt, wie'es von den Gegnern. der Soziali- _ 
sierung gewünscht wird, ist .nun durch:den Krieg : und seine 
Folgen. und durch das Sozialisierungsgesetz vom 23. März 1919 
eingegriffen worden. Einmal. ist die Preishöhe. für. die. Kohlen . 
der verschiedenen Reviere nicht mehr auf. Grund -des: freien: 
Preiskampfes festgesetzt worden, sondern in diesen Zeiten der 
Kohlennot, in denen Kohlen zu -jedem Preis vom Verbraucher 
gekauft wurden, wenn sie überhaupt zu bekommen waren, sind 
die Kohlenpreise auf Grund der von den Unternehmern angege- 
benen und nachgewiesenen Selbstkosten festgesetzt worden. 
Der Kohlenpreis ist aber dasienige Moment, welches im freien 
Spiel der Kräfte zwischen Revieren mit- gleichen -Kohlensorten ° 
nur um die Frachtdifferenzen schwanken kann. Wenn heute 
z. B. für. gleiche Kohlensorten sehr grosse -Preisunterschiede . 
festgestellt worden sind, so lassen sich diese in dem Augem- 
blick nicht mehr. halten, in dem Kohlenüberfluss vorhanden ist. 
So kostet z. B. die Tonne gieichwertiger Steinkohlen ab Werk 
etwa: 

im :Ruhrrevier "va sv ve ı nr» 225M. 
in Waldenburg Die Tabak ya A Kress Kl a Nigel Zar: | 285 M. 
‚in Zwickau FILTER ET 3 3930M. 
der. Waggon Brikett (10 oe | 
im Kölnischen Braunkohlenrevier « „ 1417 M, 
in Mitteldeutschland °. . © » x 5 » . 2146.M. 
in der Niederlauitz . s«» 2» 2. ."2146 M. 
im Frankfurter- Bezirk . % 7,7%: u 3000 M. 

Diese Kohlenrpeise decken nach den Nachweisungen der 
Unternehmer kaum noch die Selbstkosten. . Es ist bei diesen 
Preisen schon heute sicher, dass einzelne Werke mit. schlech- 
ten Leistungen mit diesem Durchschnittspreise nicht mehr be- 


‘stehen können und durch Zuschüsse aus sogenannten Aus- 


gleichskassen am Leben gehalten werden müssen. 


Diese hohen Selbstkosten sind zum grössten Teil eine Folge 
der durch die ausserordentliche Verteuerung der Lebenshaltung - 
bedingten Steigerung der Löhne. Diese Teuerung lässt es nun 
im Gegensatz zu früher nicht mehr zu, dass einzelne Reviere 
mit viel geringerer Lohnhöhe als andere nebeneinander be- _ 
stehen können, denn das Existenzminimum muss überall ge- 
sichert werden, und seine Höhe ist infolge.der.Not der Zeit in 
allen Revieren gleich gross geworden. Wenn man daher jetzt 
der Lohnfestsetzung im Bergbau diese unbedingt notwendige 
Lohnhöhe, das Existenzminimum, zugrundelegt, so müssen die 
Kohlenpreise in den verschiedenen Revieren infolge der ver- 
schiedenen Leistung verschieden hoch werden. Das steht aber 
im strikten Gegensatz zu dem Gesetz von Angebot und Nach- 
frage. In den Kreisen der Verbraucher, welche die durch die 
hohen Selbstkosten bedingten hohen Preise bezahlen sollen, 
wird sich ein Entrüstungssturm erheben, dem sicherlich nach- 
gegeben werden muss, weil er eine grosse Berechtigung hat, 
Kein Verbraucher wird es verständlich finden, wenn Kölner 
Briketts inklusive Fracht in Berlin um mehrere Hundert Mark 
billiger verkauft werden können als das mitteldeutsche Pro- 
dukt, und dass er gezwungen werden kann, diesen höheren 
Preis zu zahlen. Schon heute ist der Fall zu verzeichnen, dass 
oberschlesische Schieberkohlen in der Nachbarschaft des Wal- 
denburger Kohlenreviers um 60 bis 80 M. pro Tonne billiger 
angeboten werden, als die Waldenburger Kohle. Die -Ver- 
braucher fragen schon jetzt, was los ist. 


Daher steht schon in der allernächsten Zeit die Frage auf 
der Tagesordnung: Was soll werden? Sollen die Kohlenpreise 
in den schlechten: Revieren herabgesetzt: werden, und sollen 
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"die. dortigen Bergarbeiter. auf einen Ariehikehän. Teil res Ver- 
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dienstes verzichten, oder umgekehrt: müssen die Löhne be- 
stehen und die Kohlenpreise verschieden koch bleiben? Hier 
entsteht ein Interessengegensatz; hier tritt ein Konilikt auf, der 


jede Regierung zwingt, zu diesem Problem Stellung zu neh: 
„men. Der gleiche Konflikt-ist-bereits, wenn auch in kleinerem 
"Masse, in den einzelnen Revieren selbst entstanden, in denen 


einzelne Bergwerke nicht imstande sind, ‚mit den im Revier gc- 
zahlten Durchschnittspreisen ihre Selbstkosten zu decken. In 
‚diesem Falle hat man sich durch die Schaffung‘ von Ausgleichs- 


-kassen geholfen, indem die guten Werke einen Teil ihrer Gel= 


‘der dieser Kasse zuführen, und aus dieser dann’ die schlechten 
Werke unterstützt werden: "Im einzeinen Revier ist diese 
Praxis möglich. Sie wird aber in dieser Form nicht mehr mög- 
lich sein, wenn. der Ausgieich nicht nur zwischen den- Werken 
des einzelnen Reviers geschaffen wird, sondern dieser Ausgleich‘ 
sich auf alle deutschen Bergbaubezirke erstrecken soll. Die 
schlechten Reviere stillegen’ ist’ unmöglich; das kann unsere 
Volkswirtschaft nicht ertragen; das wäre eine Vergeudung' 
von Nationaleigentum, die ernsthaft-nicht diskutiert werden 
wird. Die Löhne der Bergarbeiter in diesen schlechten Be-' 
zirken so erheblich herabzusetzen, dass gie Selbstkosten in die» 
sen Revieren wieder die gleiche Preisiestsetzung mit den guten 


_ Revieren - ermöglichen, ist ebenfalls vollkommen ausgeschlos- ' 


sen; denn dann kann den Arbeitern das ErISteHZIDI En nicht 

mehr gesichert werden, 

- Aus diesem Zustand, der sich mit unerbittlicher Stärke‘ ent-, 
wickelt, gibt es nur einen Ausweg. Und das ist die Schaf- 

fung: einer Ausgleichskasse für das gesamte Deutsche ‚Reich, | 
Die Schaffung dieser Ausgleichskasse lässt’ sich jedoch prak- 
tisch nur ermöglichen, wenn der. gesamte -Kohlenbergbau von 

einer Stelle aus kaufmärmisch verwaltet wird. Nur eine Stelle, 

die einen klaren Einblick in die 'Selbstkosten der einzelnen Be- 
zirke erhält, die imstande ist, die Selbstkosten für den gesamten 

deutschen Bergbau genau zu ermitteln, und die auf’Grund dieser 


. Kenntnis die Durchschnittspreise für die gesamte Kohlenprodüuk- 


tion so festlegen kann, dass die gesamten Selbstkosten aller 
Reviere gedeckt werden, kahn einen gerechten Ausgleich vor- 
nehmen. Heute Haben wir dem Reichskohlenrat schon durch 
das Kohlenwirtschaftsgesetz die Preisiestsetzung übertragen; 


‘er musste die Preise auf Grund der Forderuhgen der einzelnen 


Reviere festsetzen. Jetzt haben sich die Zeiten ‘geändert. Schal 


in der nächsten Zeit wird 'sich ein berechtigter Sturm gegen diese 


Preisfestsetzung unter den Verbrauchern erheben, dem jede Res 


“ gierung Rechnung tragen muss. Will aber dann der Reichs] 


kohlenrat gleiche Preise für .das Reich festsetzen und Aus: 
gleichkassen bilden, die einen weitgehenden Eingriff in hen } 
bisherige Besitzrecht der einzelnen Werkbesitzer bedeuten, so 
wird jeder vernünftig: denkende Staatsbürger - sich : mit: der 
Frage befassen, wie dieser im Interesse unserer Volkswirtschaft 
notwendige Eingriff praktisch zu ermöglichen ist. Dieser prak- 
tische Weg ist die Weitertreibung der Sozialisierung in der 
Richtung, den Reichskohlenrat nicht bloss zum Träger des Ver- 
kaufs, sondern auch zum Träger der Produktion zu ‚machen. | N 
Und das ist praktisch die Sozialisierung. I 
Wenn in der nächsten Zeit an die Bersarheiterschlait dei 
leistungsschwachen Reviere die Frage herantritt, ob ilire Lohn- 
höhe herabzusetzen ist, um eine Stillegung der Werke zu ver 
hindern, dann kommt die Zeit der Entscheidung. - In diesem 
Augenblick wird die Frage der Sozialisierung zu einer Lebens- 
frege für weite Schichten unseres Volkes. Und keine Regierung 
und kein Parlament kann sich dann der Pflicht entziehen, im In- | 
teresse der Erhaltung der kleinen Reviere den Forderungen der 
sozialistisch gerichteten Arbeitnehmerschaft nachzugeben. +. 
G. Werner 
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Zur Sozialisierung im Kalibergbau 


In absehbarer Zeit wird sicher die Frage der Sozialisierung 
des Kalibergbaues in greifbare Nähe rücken. Mit kluger Vor- 
aussicht versucht man deshalb schon jetzt seitens der Arbeikd 
geber und leider auch seitens verschiedener Arbeitnehmer- 
gruppen (D.H.V., G.d.A. usw.), die Angestellten und Arbeiter 
der Kaliindustrie gegen die Sozialisierung aufzubringen, indem 
dieselbe in den dunkelsten Farben geschildert und als etwas 
Schädliches für die Arbeitnehmer hingestellt wird. Wie in an- 
deren Industriezweigen, so sind auch die Arbeitgeber in der 
Kaliindustrie bestrebt, durch Förderung des Gedankens - ‚der 
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ı"Gewinnbeteiligung. und des Kleinaktiensystems die Arbeitneh- 
‚mer in ihrer Industrie von der Forderung nach Volisozialisie- 
‚rung abzubringen und: für ihre kapitalistischen Interessen zu 
\ködern. Jeder Angestellte überlege sich einmal reiflich; was 
INene evtl. Gewinnbeteiligung eigentlich bedeutet und was 
Ictzten Endes bei Durchführung dieses Gedankens für den ein- 
zelnen herauskommt. Der Arbeitgeber wird immer den etwai- 
‚gen Gewinn mit den Gehältern in Einklang bringen, und so wird 
nicht nur kein Nutzen durch die Gewinnbeteiligung für die An- 
gestellten erzielt, sondern die” Arbeitnehmer werden weiter 
und vielleicht in noch grösserem-Masse dem Privatkapitälismus 
Frondienste leisten: müssen. : Denn ohne Zweifel werden die 
Unternehmer bei geschickter Handhabung des Kleinaktien- 
systems den Dividendenhunger der . Angestelltenaktionäre für 
| ähre Interessen zum Schaden dieser: Kleinaktionäre und der All- 
gemeinheit nutzbar machen. 


Wir müssen bestimmt verlangen, dass der Kalibergbau auf 
Schnellstem Wege sozialisiert wird. Gerade die heutige Krisis 
der Kaliindustrie drängt auf eine Ueberführung in die Gemein- 
| wirtschaft, Die heutige Förderung der Werke steht in keiner 
Weise mit ihrer Produktionsmöglichkeit im Einklang; die För- 
dereinrichtungen werden nicht im "entferntesten ausgenutzt. 
Dieser unnatürliche Zustand hat zur Folge, dass die Gestehungs- 
kosten eine ungeheure Höhe erreicht haben und in einem unge- 
sunden Verhältnis zu den Gesamtkosten stehen. An Hand eines 
| Beispieles soll gezeigt werden, wie hoch die Gestehungskosten 
unter dem heutigen Wirtschaftssystem sind, und um wieviel 
niedriger dieselben sein könnten, wenn die Sozialisierung durch- 
geführt wird. Ein kleines Werk (der Name spielt hierbei keine 
Rolle) mit 500 Mann Belegschaft hat 3 Direktoren, 1 für den 
ı technischen, 1 für den Fabrikbetrieb - und 1 kaufmännischen. 
| Sollte nun für einen solch kleinen Betrieb ein Direktor nicht 
vollauf genügen? Nach Ansicht von Fachleuten ganz bestimmt. 
Rechnet man nun sämtliche Bezüge zusammen, so könnten für 
"die beiden überflüssigen Direktoren pro Jahr mindestens meh- 
rere 100 000 Mark gespart werden. Auf diesem Werke würden 
sich dadurch die Gestehungskosten für 1 Wagen gefördertes 
Rohsalz bei normaler Förderzifier um 1 M. verringern. Die 
| Anwesenheit von 3 Direktoren wirkt aber auch meist noch in 
anderem Sinne. ungünstig auf die Höhe der Gestehungskosten. 
| Jeder der 3 Herren nimmt natürlich für sich in Anspruch, dass 
gerade er derjenige sei, der am unentbehrlichsten für das Werk 
(ist. Durch allerhand sich kreuzende Eingriffe in. den. Betrieb 
kommt dieses dann auch zum Ausdruck. Eine Anweisung über 
| die zu leistende Fördermenge jagt die andere, was schliesslich 
| zur Folge hat, dass der Betrieb ins Stocken gerät und Betriebs- 
ı störungen eintreten. Ein solches System verursacht hohe Un- 
| kosten, die bei einheitlicher Leitung vermieden werden können. 
| Jeder Direktor macht Experimente, gibt entsprechende Anwei- 
| sungen, wodurch ‘die Gestehungskosten unnötigerweise hocn- 
getrieben werden. 
| Die Kollegen auf den anderen Werken mögen nun einmal 
| die Verhältnisse ihres Betriebes einer Kritik unterziehen, und 
sie werden sicher viele Missstände- finden,. die, wenn. sie be- 
seitigt sind, die Gestehungskosten bedeutend herabsetzen wür- 
den. Natürlich ist es innerhalb dieses Wirtschaftssytems nicht 
= derartige Reformen durchzuführen; denn jetzt werden 
| 
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die technischen Grubenbeamten zur Mitarbeit bei der Regelung 
von Betriebsfragen nicht im entsprechenden Masse heranxe- 
zogen. Die Mitarbeit im technischen Betriebe zum Nutzen der 
Allgemeinheit kann. nur im sozialisierten. Bergbau erfolzen. 
Wir müssen-uns auch dann darüber klar sein, dass man später 
nur die tüchtigsten und befähigsten Leute mit - grosszügigem 
stellt... Die 
wie sie heute auf den einzelnen Werken 
gäbe ist, muss mit Stumpf und Stiel 


Organisationstalent an die Spitze der. Betriebe 
Vetternwirtschaft, 
gang und 
werden. 
Die Lösung der Krisis in der Kaliindustrie ist abhängig von 
einer Verminderung der Gestehungskosten. Dieses Ziel kann 
nur erreicht werden, wenn erstens die Produktionsmöglichkeit 
dem Absatz an Kalisalzen angepasst wird, indem eine Konzen- 
tration der Produktion erfolst, und zweitens durch rationelles 
Arbeiten auf den einzelnen Werken so billig wie möglich pro- 
| duziert wird. Solange aber das Gewinnstreben der Kuxen- 
|inhaber ausschlaggebend ist und diese ihr Finzelinteresse über 
| die Interessen der in dieser Industrie beschäftigten Arbeitnehmer 
"und der Allgemeinheit stellen, werden wir nicht zu einer Ge- 
sundung der Verhältnisse im Kalibergbau kommen. Es kommt 
‚noch hinzu, dass wir als Angestellte es nur mit Freuden be- 
grüssen können, wenn in unserem Industriezweig die Sozia- 
gelerung einsetzt und uns von dem ausserordentlich scharfen 
Druck der Kaliwerksbesitzer befreit. Dann erst werden wir 
gute Arbeitspedingungen und, was die Hauptsache ist, ein Mit- 
bestimmungsrecht über den Produktionsprozess erhalten. 
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Reh ° Rundschau oo 
ae _ _—— 
; Schiedsspruch in der Fräge der Bergarbeiterübersch;chten 
im Ruhrrevier, Der am- 11. März: im Reıchs- und Staaiskom- 
missariat Dortmund unter dem Vorsitz des Prof. Dr.E.Franke- 
Berlin für.den Ruhrbergbau erwählte Schlichtungsausschuss, be- 
stehend aus. den- Herren: Prof. E, Franke-Berlin, als Vor- 
sitzenden; Reg.-Rat Dr. Tiburtius vom Reichsarbeits- 
ministerium; Regierungs-Rat Berger vom Reichswirt;chaits- 
ministerium (als Unparteiische), Stiele-Duisburg, Dr. Mül- 
ler-Essen, H: ahrenholz-Hörde (als Arbeitgeberbeiräte); 
Becker-Giessen, Kemper - Mülheim -Ruhr, Biterse 
Betzdorf (als Arbeitnehmerbeiräte); Berghauptmann Schanz 

hi nt en Dr. Weisse und Reichs- 
aatskommissar ehlich: ’als "S ändi ällte 
folgenden Schiedsspruch: a 

1. Vom 15. März 1921 ab wird an vier Tageninder 
Sn Aöcchlüss an a ea lie Arbeitsschicht je 

nde VeberSchicht zu dem wöc ic - 
zusatz von 100 Proz. verfahren, RER ABIT Le 

2. In Verbindung damit wird folgender Lohnzusatz 
unter .und über Tage je Schicht gewährt: 8 'M. für alle über 
20jährigen, 7.M. für alle 18—20jährigen, 6 M. für alle 16- 
bis 18jährigen, 3 M. für alle 14—16jährigen. 

3. Den Parteien wird empfohlen, dass der vom Bezirks- 
kohlemverband durch Beschluss vom 30. Dezember 1919 zur Ver- 
besserung der Lebenshaltung der Bergarbeiter festgesetzte Be- 
trag von 2 Mark für die Tonne abgefahrener Kohlen den 
Arbeitern bar zur Verfügung gestellt wird. 

4. Für die vier Ueberschichten wöchentlich werden nach 
besonderen mit-der Reichsregierung zu treffenden Abmachungen 
ein Verbilligungsvorschlag zur Bezahlung von 250 
Gramm Fett, ausserdem für die über und unter Tage Arbeitenden 
einBrotzusatz von 375 Gramm gewährt. 

5. Dieses Abkommen kann vom 15. März 1921 ab von jeder 
der Parteien mit einer Frist von 14 Tagen am 1. und 15. jeden 
Monats gekündigt werden. 

Der alte Bergarbeiterverband und die Hirsch-Dunckerschen 
haben den Schiedsspruch abgelehnt, während der Gewerk- 
verein der christlichen Bergarbeiter und die polnische Berufs- 
vereinigung ihn angenommen haben. Man kann auf die weitere 
Entwicklung sehr gespannt sein. 


Wirtschaftsfragen 


Die Kohlenförderung des Ruhrbeckens im Januar 1921. Die 
Kohlenförderung des Ruhrbeckens (einschliesslich der links- 
rheinischen Zechen) hat betragen: 

Gesamtförderung Zahl der Arbeitstage 








arbeitstägliche Förderung 


Januar 1921... 8072912 t 24), 332 904 t 
ezember 1920 8 236 267 t 241/, 3261839 t 
November 1920 8031 711 t 241), 331 205 t 
Januar 1913. . 9 786.005 t 251/, 389 473 t 


Die Gesamtbelegschaft betrug Ende Januar 1921 537 399 
gegen 532798 Ende Dezember 1920, ist also um 4601 gestieren. 

Die Kohlenproduktion in Jugoslawien. In Jugoslawien wird 
keine hochwertige Steinkohle- gefördert. Lediglich die Kohle 
aus den Fünfkirchner Bergwerken (von Jugoslawien vorläufig 
besetzt) und die bei Zajecar und Dobra an der Donau geförderte 
Kohle erreicht annähernd die Qualität der englischen. Im übri- 
gen besitzt Jugoslawien nur Braunkchlenlager. Die beste Kohle 
in Slowenien befindet sich bei Zabukovice und Trifail. Im 
Jahre 1913 lieferten die slowenischen Kohlenbergwerke unge- 
fähr 17 Millionen Doppelzentner. Auch in Bosnien, wo sich die 
staatlichen Kohlengruben befinden, werden erhebliche Mengen 
gefördert. Im Jahre 1912 betrug die Förderung hier ungefähr 
7 Millionen Doppelzentner. Die beste bosnische Kohle stammt 
aus Kakali. In letzter Zeit wurden noch neue Kohlenbergwerke 
an anderen Stellen Bosniens und der Herzegowina eröffnet. 
Die kroatische Kohle bleibt hinter der slowenischen und bosni- 
schen sowohl an Quantität als an Qualität zurück. 


Sozialpolitik 

Kindergeld für Mädchen in Berufsausbildung. Gemäss 
$ 17 des Zechentarifs vom 24. Januar 1921 ist auch für Mäd- 
chen, die sich in Berufsausbildung befinden, das Kindergeld 
bis zum 18. Lebensjahre zu zahlen. In der Schiedsausschuss- 
Sitzung, Abteilung für technische Angestellte, am 28, Fe- 
bruar,d. J. sind hierfür folgende allgemeine Grundsätze ver- 
einbart: 

„Für das Vorliegen von Berufsausbildung bei weiblichen 
Familienangehörigen ist als Vorbedingung anzusehen, dass es 
sich um Erlernung eines Berüfes handelt, der die Betreiiende 
zu einem selbständigen Unterhalterwerb befähigt. 
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Für die Gewährung des Kindergeldes ist der Berufsaus- 
bildung allgemeine Schulausbildung gleichzuerachten. 

In beiden muss die Ausbildung die Lernende voll in An- 
spruch nehmen.“ h 


Wichtige Entscheidung für die technischen Grubenbeamten 
des Ruhrgebiets. Der Schiedsausschuss für Angelegenheiten der 
technischen. Angestellten im Ruhrkohlenbergbau traf am 14. Ja- 
nuar 1921 in Sachen Harpener Bergwerks-A.-G. wegen Zahlung 
einer besonderen Vergütung für die Fertigstellung der Journale 
und in Sachen Steinkohlenbergwerk Zoilverein wegen Aus- 
rechnung der Schichtenzettel durch Steiger folgende Ent- 
scheidung: 

„Wer Schiedsausschuss ist nicht in der Lage, die Einzelheiten von hier 
aus zu beurteilen. Grundsätzlich ist nach dem Tarifvertrag der Steiger 
verpflichtet, die mit seinem Dienst zusammenliegenden Ob- 
liegenheiten zu erledigen, soweit sie sich im Rahmen der acht- 
stundigen Arbeitszeit erledigen lassen. Es wird deshalb der Verwaltung 
und dem Angestelltenrat empfohlen, nochmals in Verhandlungen darüber unter 
sich einzutreten.“ 


Aus dem Berufe 


Protektion im rheinisch-westiälischen Bergbau. Wir möch- 
ten es nicht unteriassen, allen Konegen ım bergbau von einem 
bezeichnenden Vorgang auf*einer Schachtanlage des Essener 
Reviers zu berichten. 

im November v. J. wurde der eben von der Oberklasse 
der Bochumer Bergschule entiassene, im Ofiiızierskursus 
ausgebildete Steiger Herr X angestellt. Nach kaum 
viermonatiger Anwesenheit auf der betr, Anlage solite ıhm 
die Stelie eines Reviersteigers übertragen werden. Darob 
grosses Erstaunen bei den Sıeigern. Man kann das begreifen, 
wenn man bedenkt, dass gerade auf dieser Zeche die Beiör- 
derungsmöglichkeiten für die Steiger sehr schlecht sind, da 
die Anlage voll entwickelt und: mit einer Reviervermehrung 
kaum mehr zu rechnen ist. Nun fahren schon seit Jahren zwei 
früher durch akute Krankheit zurückgeseizte Reviersteiger in 
der Mittagsschicht, und die meisten Hilfssteiger blicken bsreits 
auf eine Dienstzeit von 6 bis 9 Jahren zurück. Es ist deshalb 
die Ansicht aller Kollegen, dass die Einschiebung des Herrn X 
eine grobe Rücksichtslosigkeit der Direktion gegenüber deren 
altbewährten Steigern darstellt. 

Beim Auftauchen des Gerüchtes über diese Protektionssache 
wurde am Sonnabend, den 26. Februar, der 1. Vorsitzende des 
Amgestelltenrats von den Kollegen beauftragt, mit dem ersten 
Direktor dieserhalb Rücksprache zu nehmen. Dabei wurde 
bezweckt, dass der Direktor erklärte, er wolle sich die Sache 
mit den massgebenden Stellen noch einınal überlegen. - Jeder 
versteht darunter, dass die Angelegenheit aus dem Stadium 
der vollendeten Tatsache in das der Erwägung zurückversetzt 
wurde. Diese Erklärung des Direktors, auf die man in Anbe- 
tracht des sonstigen Verhaltens dieses Herrn baute, sollte je- 
doch nur zur. vorläufigen Beruhigung der gekränkten Kollegen 
dienen, denn die Uebertragung des Reviers an Herrn X war 
umumstösslich, sie war ia die Folge eines Versprechens, her- 
rührend aus dem kameradschaftlichen Verhältnis, das zwischen 
Herrn Y und Herrn X aus der Zeit des Weltkrieges bestand. 
Dort im Trommelfeuer der Etappe sind so manche Beziehungen 
angeknüpft worden, deren Auswirkung wir jetzt zu spüren haben. 

Dieser Tage sollte nun der Günstling sein Revier über- 
nehmen. Die Steiger der Mittagschicht waren vollzählig zur 
Stelle, um gemeinsam mit denen der Morgenschicht zu einer 
Beratung zusammenzutreten, welche vor der Anfahrt der 
Morgenschicht stattfand. Einmütig waren die Kollegen beider 
Schichten der Ansicht, dass die Bevorzugung des Herrn X eine 
ungerechtiertigte Schädigung und Zurücksetzung der Kollegen 
der Mittagschicht bedeutet, die nicht ohne Protest hingenom- 
ınen werden darf. Eine Kommission von drei Mann wurde zu 
Herrn Assessor Y geschickt, welche ihm die Missbilligung 
seiner Handlungsweise auszusprechen hatte. Herr Assessor Y 
begründete die Unmöglichkeit der Zurücknahme seiner Anord- 
nung damit, dass dadurch Herr X persönlich getroffen und dann 
schliesslich die Konsequenz ziehen würde. Ja, dass der ge- 
schädigte, zurückgesetzte, gewöhnliche Steiger aus diesem 
Grunde zur Kündigung schritte, das ist ja nicht zu befürchten, 
da er ja doch nirgend anders mehr unterkommen könnte. Aber 
diese Avantageure des Bergbaus sind in der Lage, 
überall unterzukommen, denn es gibt noch viele Gönner vom 
Schlage des Herrn Y. Ein Hinweis auf die ruhmreiche Ver- 
gangenheit genügt und der Dienstvertrag liegt fertig. Wie 


‚heisst es doch schön: Dem Tüchtigen freie Bahn! 


Einen Vorteil hat die Misere gehabt. Die Kollegen aller 
Gewerkschaftsrichtungen haben die Empfindung gewonnen, dass 
nur Einigkeit imstande ist, der Entwertung unseres Standes 
entgegenzutreten. Die Arbeiterschaft sieht dem Helden schr 
misstrauisch entgegen, e 





Nr. li 


Aus all diesem ergibt sich wieder die Unzulänglichkeit des 
Betriebsrätegesetzes und die Notwendigkeit der Erweiterung 
der Zuständigkeit der Angestelltenräte in bezug auf das Mit- 
bestimmungsrecht. : 

Diese Tatsache halte sich jeder Gruben- 
beamte vor Augen bei der Neuwahl der Be- 
triebsräte. Gebt eure Stimme der AfA-Liste! 

Anerkennung von Lokomotivführern als Angestellte im 


Kalibergbau. Unsere Gauverwaltung Hannover - Braunschweig 
schreibt uns: 


„Das Oberversicherungsamt Clausthal teilte im vergangenen 
Spätherbst einer ganzen Reihe von Lokomotivführern im Kali- 
bergbau mit, dass ihre Mitgliedschaft in der Beamten-Abteilung 
auf einem Irrtum beruhe und sie deshalb in die Arbeiter- 
Abteilung versetzt würden. Soweit uns von den beteiligten 
Kollegen Anträge dazu übermittelt worden sind, haben wir Ein- 
spruch gegen diese Massnahme des Oberversicherungsamtes 
erhoben. Diese Einsprüche wurden von uns insbesondere mit 
den Ausführungen einer Entscheidung des Schiedsausschusses 
der Reichsversicherung für Angestellte (Nr. 197) begründet. 
In der daraufhin stattgefundenen Verhandlung gab dann auch 
gerade diese Präzedenzentscheidung den Ausschlag für die wei- 
tere Anerkennung der Lokomotivführer in der Beamten-Ab- 
teilung des Oberversicherungsamtes. Sämtliche an diesem 
Tage gefällten Entscheidungen in Lokomotivführerfragen (auch 
die der Mitglieder gegnerischer Verbände) wurden auf die von 


uns vorgelegte Entscheidung der Angestellten - Versicherung 
gestützt.“ 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarliverhandlungen im Aachener Steinkohlenrevier. Am 
2. März 1921 fanden zum zweiten Male Verhandlungen über 
Abschluss eines Tarifvertrages des Wurmbergbaues statt. Die 
Arbeitgeber nahmen Kenntnis vom den Forderungen der Ange- 
stellten und! erklärten nach 'sechseinhafbstündiger Beratung, 
dass sie in ihrem Kreise die Forderungen erst beraten müssten. 
Die Verhandlungen hinterliessen bei unseren Vertretern den 
Eindruck, dass die Arbeitgeber nicht gewillt sind, materielle 
Zugeständnisse zu machen. Auf der anderen Seite versuchen 
sie, Klauseln in den Rahmentarif hineinzubringen, die”eine Ver- 
schlechterung bedeuten. Die Erregung unter den. Angestellten 
des Wurmbergbaues ist wegen des Verhaltens der Arbeitgeber 
in der Tariffrage erheblich gestiegen. Auch verschiedene frühere 
Vorkommnisse, bet denen die Arbeitgeber 'ständig bestrebt 
waren, die Betriebsratsrechte und sonstigen Errungenschaften 
der Arbeitnehmer mit allen möglichen Mitteln zu schmälern, 
wirken hier noch nach. Wie in keinem anderen Bergbaubezirk 


kehren hier die Unternehmer den Herr-im-Hausestandpunkt 


hervor und versuchen, das alte Unterdrückungssystem so schnell 
wie möglich wieder einzuführen. Das einmütige Zusammen- 
stehen der Angestellten in der Betriebsratsstreitsache beim 
Eschweiler Bergwerksverein zeigt aber, dass sie-nicht gewillt 
sind, sich ihre Rechte nehmen zu lassen. Aendern die Unter- 
nehmer in der Tariffrage ihr starrköpfiges Verhalten nicht, so 
werden die Verhältnisse sich derartig zuspitzen, dass die An- 
gestellten zu Mitteln greifen, die den Werksbesitzern nicht an- 
genehm sein werden. Wir können deshalb nur raten, die bis- 
herige Verschleppungstaktik aufzugeben und den Forderungen 
der Angestellten beizeiten entgegenzukommen. 


Tarifliche Einreihung der Zechentechniker im Ruhrrevier. 
Der Tarifvertrag für die technischen Angestellten vom 24. Ja- 
nuar 1921 sieht in 8$ 8, 11 und 14 eine Regelung für zwei An- 
gestelltenarten vor, und zwar für Steiger und denen im Range 
Gleichstehenden, ferner für alle übrigen Angestellten. Damit 
die Durchführung des  Tarifvertrages einheitlich - geschieht, 
zählen wir hier die Angestelltengruppen, die. mit den Steigern’ 
in den angezogenen Paragraphen gleich erachtet werden, aus- 
drücklich auf: 

8 16, 2. Hauptgruppe, Tagesbetrieb 
Ziffer 1, Maschinen- und Elektrosteiger, 
» V Gruppe A, 1. Markscheidergehilfen, 
” = A, 1. Vermessungstechniker, - 
WIRVER SE A, Maschinenbauführer und Bauführer, 
“ B, a)b) Techniker. 
3, Hauptgruppe, Kokerei und Nebenproduktenbetrieb 
tuppe A, Kokereiassistenten, 
En C, a) Laboratoriumstechniker. 


Den hier aufgeführten Angestelltengruppen ist Urlaub, 
Wohnungsgeldzuschuss, Lebensversicherungsprämie in gleicher’ 
Weise zu gewähren wie den Steigern. 
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Der technische Grubenbeamie 
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Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


Nummer 12 


Die Gutachten der Sankey-Kommission 


Die Einsetzung der Sankey-Kommission (vgl. den Aufsatz 
über die Entwicklung der Nationalisierungsbestrebungen im 


englischen Kohlenbergbau in Nr. 7 des „Technischen Gruben- 


beamten“) erfolgte in einer akuten Krise im Frühjahr 1919, Die 
Grubenarbeiter forderten damals eine Lohnerhöhung und die 
Einführung der sechsstündigen Arbeitszeit. Gleichzeitig wurde 
erneut die Frage aufgeworfen, wieweit die Organisation des 
Kohlenbergbaues sowohl den technischen Ansprüchen einer 
Produktionssteigerung wie den sozialen der Arbeiterschaft ent- 
spreche. Das Gesetz zur Einsetzung einer Gutachterkommission, 
eben der unter Sankeys Vorsitz, gibt darum ihren Mitgliedern 
jegliche Vollmacht, Sachverständige, Grubenbesitzer und -ar- 
beiter sowie alle sonstwie interessierten Personen zu verhören 
"über die Lage im Kohlenbergbau. Ebenso sollte sie alle Pläne 
zur Umgestaltung der gesamten Organisation prüfen und Vor- 
Schläge ausarbeiten, die diese Fragen betreifen. Der Zwischen- 
berieht der Sankey-Kommission, den sie am 20. März 1919 ver- 
öffentlichte, betrifft in der Hauptsache jene Forderungen der 
Bergarbeiter. Dem Votum Sankeys schloss sich die Regierung 
wie der Bergarbeiterverband an, und auf dieser Grundlage, die 
denı Arbeiter ziemlich weit entgegenkam, wurde dann auch der 
Konflikt beigelegt. Für uns sind in diesem Zwischenbericht von 
bleibendem Interesse vor allem die wenigen Bemerkungen, die 
sich auf die Gesamtorganisation der Industrie beziehen. Denn 
durch sie wurde das Interesse an der Frage der Nationalisierung 


nen belebt. 


Die sehr gründlichen Zeugenverhöre hatten nämlich bereits 
ergeben, dass die Verhältnisse im Kohlenbergbau wie Kohlen- 
handel durchaus unzulänglich waren. Mit Recht klagten die 
Arbeiter, wie mangelhaft für ihre Sicherheit und Wohlfahrt ge- 
sorgt war. So fehlten fast auf allen englischen Gruben Bäder 
und Kleidertrocknungsräume; die Förderkörbe und sonstigen 
Transportmittel unter Tage sind nicht ausreichend und oft nicht 
gut imstande, dazu ergaben die Berichte über die Wohnungen 
der Bergarbeiter ein geradezu trostloses Bild. Durch den Krieg 
herrschte Mangel an Grubenholz und anderen Materialien, so 
dass die Förderleistung recht erschwert war. Und bei alle- 
dem blieben natürlich die Löhne hinter der allgemeinen Preis- 


steigerung zurück. 


Aber auch sonst zeigten die Zeugenverhöre, dass die Or- 
ganisation der Industrie und die Besitzverhältnisse nicht geeig- 
net waren, die höchstmögliche Kohlenproduktion zu sichern. 
Das englische Bergrecht bestimmt nämlich, dass der Besitzer 
des Grund und Bodens auch Eigentümer aller Erdschätze ist, 
die unter seinem Grundstück lagern. Nur für Gold- und Sil- 
beradern, die im Vereinigten Königreich nicht abgebaut wer- 
den, besteht seit dem 16. Jahrhundert ein königliches Regal. 
Dieses Besitzrecht des Bodeneigentümers an den Mineralien 
Aussert sich praktisch meist so, dass der abbauende Bergwerks- 
unternehmer ine Pachtsumme zahlen muss, die sogenannte 


Royalty, zu deutsch etwa: Mineralgerechtsame. Die Bemes- 


sung dieser Mineralgerechtsame erfolgt entweder nach der Zahl 
der geförderten Tonnen oder steigt und fällt in bestimmtem 
Verhältnis mit dem Verkaufspreis der Kohle ab Grube. Die 
Sankey-Kommission stellte fest, dass die englischen Bergwerke 
jährlich rund 6 Millionen Pfund Sterling für die Royalty an 
die Bodenbesitzer zu zahlen hatten, was etwa eine Belastung 
von 6 d pro Tonne ausmacht. Staatlicherseits unterliegt sie 
allerdings einer erheblichen Mineralgerechtsame- und Wert- 
zuwachsbesteuerung. Wichtiger aber ist, dass auf Grund dic- 
ser Rechtsbestimmung der Abbau unter Tage sich nach den 
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Besitzverhältnissen über Tage zu richten hat. Wenn nämlich, 
wie es öfter vorgekommen ist, ein Bodenbesitzer die Erlaubnis 
verweigert oder zu hohe Pachtsummen fordert, so müssen ganze 
Partien unter Tage stehen bleiben. Ferner wird oftmals die 
Vereinheitlichung von Pump- und Wasserhebungsanlagen un- 
terbunden, wie auch die Sicherheit der Arbeiter gefährdet. Dass 
diese Zustände die technische Entwicklung wie die Förder- 
menge erheblich gefährden, wurde allgemein zugegeben. Als 
Abhilfe sieht man die Uebertragung des Eigentumsrechtes an 
den Kohlenlägern auf den Staat. Dann werden wenigstens 
diese Hemmnisse einer vernünftigeren und einheitlich zu regeln- 
den Produktion fortfallen. Selbst die Bergwerkseigentümer 
haben sich in diesem Falle für die Aufhebung des Privateigen- 
tums ausgesprochen. 

Anders liegt das natürlich bei der Frage der Vergesell- 
schaftung der Bergwerke und sonstigen Produktionsmittel selbst. 
Auch hier hat die Sankey-Kommission gründliche Untersuchun- 
gen über die Zustände im Kohlenbergbau angestellt. (Eine ein- 
gehende Darstellung der Zeugenvernehmung wie eine Analyse 
der Berichte der Sankey-Kommission und einen Vergleich mit 
den deutschen Sozialisierungsplänen siehe in meiner dem- 
nächst in den Heften der Sächsischen Landesstelle für Ge- 
meinwirtschaft erscheinenden Arbeit.) Ganz im Gegensatz zu 
den deutschen Verhältnissen ist nämlich der englische Bergbau 
nicht in der Hand von ganz wenigen grossen Syndikaten, son- 
dern wird in mehr als 3000 Gruben von etwa 1500 Gesellschaf- 
ten, meist Aktiengesellschaften, oder Einzelpersonen betrieben. 
Natürlich bedeutet diese grosse Konkurrenz von den oft nur 
wenig fördernden Betrieben eine wungeheure Verschwendung 
an Energie und Werten. Auch der Abtransport wie der Koh- 
lenhandel selbst sind nicht einheitlich verwaltet und stellen ein 
völlig unwirtschaftliches Neben- und Gegeneinander dar. Die 
unglückseligsten Auswirkungen der freien Konkurrenz und des 
Einzelinteresses lasten schwer auf der Produktivität. Aehnlich 
steht es mit den Eisenbahnen zum Kohlentransport, die in Pri- 
vathand sind und oft Wagen ungeladen hin- oder herfahren las- 
sen, was natürlich ganz unwirtschaftlich ist. 

Diese Erfahrungen hatte die Sankey-Kommission ber?_3 
bei Abgabe ihres ersten Gutachtens gemacht, und so sagte auch 
ihr Mehrheitsbericht, dass die bisherige Verfassung der Kohlen- 
industrie verurteilt werden müsse und eine Besserung nur auf 
dem Wege irgendeiner Vereinheitlichung, sei sie privater oder 
gemeinwirtschaftlicher Art, zu suchen sei. Die zweite Sitzungs- 
periode von April bis Juni 1919 beschäftigte sich also mit der 
Frage, durch welche Organisationsform man das mangelhafte 
Arbeiten der Kohlenindustrie in Produktion wie Absatz beheben 
könne. Es handelte sich hier darum, nicht allein den Forderun- 
gen der Arbeiter nach einer besseren Befriedigung ihrer Inter- 
essen entgegenzukommen sondern ebenso sehr, eine Wirt- 
schaftsverfassung zu entwerfen, durch die die Produktion gestei- 
gert werden könnte. Uebrigens sind diese beiden Aufgaben 
nicht gar zu verschiedenen Ursprungs: denn, wie im Schluss- 
bericht Sankeys ausdrücklich betont ist, würde gerade durch 
eine Befriedigung der sozialen Bewegung der 
Produktionssteigerung am besten gedient. Der 
Schlussbericht der Sankey-Kommission enthält die Ant- 
wort auf diese Fragen. Er erschien am 20. Juni 1919 und zer- 
fällt in vier Sondervoten. Alle enthalten Organisationsvorschläge 
für den Neubau der Industrie. Die drei Arbeitervertreter Smil- 
lie, Hodges und Herbert Smith zeichneten mit den bekannten 
sozialistischen Theoretikern Web, Sir Leo Money und R. H. 
Tawney ein Votum, das iedoch nur aus einigen radikaleren 
Vorbehalten zu dem Plan, den der Präsident Sankey vorlegte, 


A 
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besteht. Einen Vorschlag brachten die Arbeitgebervertreter des. 


Kohlenbergbaus und der verbrauchenden Industrien ein. Nur 

einer von ihnen, Sir Arthur Duckham, ein bekannter Industriel- 

ler, entwarf einen eigenen Plan. Dr. L.M. 
(Schluss folgt.) 


ZurEinrichtung von Lehrkameradschaften 


In dem Bericht des Bergtechnischen Ausschusses für den Ruhrbezirk, 
den wir in einer der vergangenen Nummern unserer Zeitung gekürzt 
wiedergegeben haben, ist auch die Frage der Errichtung von Lehr- 
kameradschaften behandelt. Die Zeche Erin hat schon seit längerer Zeit 
Lehrkameradschaften zur Heranbildung von tüchtigen Hauern eingeführt, 
und nachstehend bringen wir den Bericht eines En von Zeche Erin, 
woraus hervorgeht, welche Erfahrungen auf dieser Zeche mit den Lehr- 
kameradschaften gemacht worden sind. Insbesondere verweisen wir auf 
die psychologische Wirkung, welche die Einreihung -und die Arbeit in 
Lehrkameradschaften auf die jungen Bergleute ausübt. Es: eröffnet sich 
hier für die freigewerkschaftlichen technischen Grubenbeamten ein weites 
Arbeitsfeld und eine für den Wiederaufbau unserer Wirtschaft frucht- 
bringende Tätigkeit. “ 

Auf der Anlage der Zeche Erin sind schon seit längerer 
Zeit Lehrkameradschaften zusammengestellt worden, um Hauer 
heranzubilden, weil infolge des Krieges eine Anzahl tüch- 
tiger Hauer und Lehrhauer nicht zurückgekehrt ist und zum 
anderen in der Nachkriegszeit ein bedeutender Abgang an ge- 
lernten Arbeitskräften zu verzeichnen war. Der Verlust an 
gelernten Bergleuten in der Nachkriegszeit ist wohl darauf zu- 
rückzuführen, dass durch die Einführung des Achtstundentages 
und die nicht entsprechende Verkürzung der Arbeitszeit im 
Bergbau ein grosser Teil der Bergarbeiter die gefährliche Gru- 
benarbeit mied und sich anderen Berufen zuwandte. Der: Zu- 
sammenbruch unserer Wirtschaft und insbesondere das Spa- 
Abkommen zwangen uns, nach Wegen zu suchen, wie unsere 
Kohlenproduktion gesteigert werden kann. 

Der starke Zustrom von Arbeitslosen aus den Grossstädten 
ins Ruhrgebiet nutzte nicht sehr viel; es musste vielmehr erst 
erwogen werden, auf welche Weise diese zugeströmten unge- 
lernten Arbeiter nutzbringend in die Kohlenproduktion einge- 
reiht werden konnten. Die Anlegung dieser ungelernten Ar- 
beitskräfte zwang zu einer Umstellung im Betriebe. Und' es 
wurde, um:dem"Mangel an Hauern abzuhelfen, zur Errichtung 
von Lehrkameradschaften geschritten. 

Allgemein kann gesagt werden, dass die Einführung der 
Lehrkameradschaften auf unserer Anlage gute Erfolge mit sich 
gebracht hat und nach den bisherigen Erfahrungen auch für die 
Zukunft gute Früchte tragen wird. Nachstehend! sollen die Vor- 
teile und das Arbeiten der beiden Lehrkameradschaften im 
Revier 8 wiedergegeben werden. 

Bei Errichtung der Kameradschaften stand im Vordergrund, 
dass nur die besten Lehrhauer und Gedingeschlepper einge- 
reiht werden durften. Als Arbeitspunkte wurden die unterhalb 
der Wettersohle liegenden Strebpfeiler in Flöz Blücher II ge- 
wählt und die Pfeiler mit ie 9 Mann belegt. Das Einfallen von 
22—-25° und die nicht gerade günstigen Abbauverhältnisse boten 
die grösstmögliche Aussicht, dass wirkliche Erfolge in Fr- 
lernung der Hauerarbeiten zu erringen waren. Das Gedinge 
wurde in beiden Pfeilern auch nach der Belegung mit den 
Lehrkameradschaften nicht erhöht. 

Das Verhältnis der Jungmannen zu ihren Vorgesetzten ist 
das denkbar günstigste. Vor der Zusammenlegung der jungen 
Leute wurde ihnen eingehend erklärt, welcher Zweck ins Auge 
gefasst sei und weshalb sie ausgebildet würden. Sie brachten 
alle ohne Ausnahme dem guten Gedanken. volles Verständnis 
entgegen. Das hat dann auch zur Folge, dass die Vorgesetzten 
nicht als Treiber, sondern als Lehrer und wohlmeinende Freunde 
anzesehen werden. Die angehenden Hauer sind..dann wirklich 
auch bestrebt, etwas zu lernen, und zu ihrer Ehre muss gesagt 
werden, dass sie in der Leistung nicht zurückstehen. Bei 
stehengebliebenem Gedinge und bei sehr guter Ausführung der 
Arbeit erzielte die Lehrkameradschaft des westlichen Pieilers 
im ersten Monat ungefähr dieselbe L£istung wie die Kamerad- 
schaft, die im Monat vorher vor diesem Ort arbeitete und aus 
regelrecht gelernten Leuten bestand. Im östlichen Pfeiler wurde 
leider durch eine plötzlich auftretende Störung die Leistung 
etwas herabgedrückt. Es konnte festgestellt werden, dass 
zwischen den Kameradschaften ein edler Wettbewerb bestand, 
und jede bestrebt ist, die andere zu überholen. 

Nicht zuletzt wird durch die Einführung der Lehrkamerad- 
schaften ein ideelles Ziel verfolgt. Jeder Vorgesetzte, und be- 
sonders der Grubensteiger, der ständig mit seiner Belegschaft 
zusammenarbeitet, weiss, dass durch den Krieg mit seinen Be- 
gleiterscheinungen unsere Jugend in sittlicher und; moralischer 
Beziehung sehr gelitten hat. Durch die Einreihung und die Ar- 
beit in den Lehrkameradschaften wird dem Vorgesetzten ein 
Mittel an die Hand gegeben, vorausgesetzt, dass er es ver- 
nünftig anwendet, erzieherisch auf die Jugend einzuwirken., 
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Fasst man alle Erfahrungen zusammen, die bisher mit den 
Lehrkameradschaften auf Zeche Erin gemacht worden sind, so 
kann man mit Recht sagen, dass überall dort; wo es möglich 
ist, derartige Einrichtungen geschaffen werden sollten; nur soll 
man sich dabei hüten, durch ein falsches Vorgehen Hass und 
Missgunst in die Kreise der organisierten älteren Kamerad- 
schaften zu tragen. Alle müssen von dem: Gedanken beseelt 


. sein, dass die Lehrkameradschaften eines der Mittel sind, un- 


sere zerbrochene Wirtschaft wieder aufzurichten, und vor allen 
Dingen auch dazu dienen, ein gesundes Vertrauensverhältnis 
zwischen Arbeitern und Angestellten im Bergbau herbeizu- 
führen. Pflicht aller freigewerkschaftlichen Grubenbeamten ist 
es, an dieser praktischen Aufbauarbeit mitzuwirken. 

G. Uedelhofen. 





00 Rundschau 00 
en ne nm nn mn 
Der holländische Steiger und seine Tätigkeit. Kollege 
Halbiell schreibt uns: Der junge aufstrebende Bergbau Hollands 
ist in betrieblicher Hinsicht von dem Westfalens kaum zu unter- 
scheiden. Neben der Gleichheit der geologischen Verhältnisse 
bringen Herkommen und Schulung der Beamten und die daraus 
resultierende übereinstimmende Anschauung über betriebstech- 
nische Einrichtungen die Aehnlichkeit der Gewinnungsmethoden 
und den gleichen Aufbau der Schachtanlagen mit sich. Eine 
Bergschule konnte natürlich erst entstehen, als Bergbau vor- 
handen war, und es mussten daher die Steiger aus anderen Be- 
zirken genommen werden; die Deutschen stellten hierbei das 
weitaus grösste Kontingent. Die jetzt bestehende Bergschule 
bildet die jungen Bergleute in zwei Lehrgängen (zwei Jahre 
Vorschule und zwei Jahre Bergschule) zu technischen Gruben- 
beamten aus. Die Lehrpläne und die angewandten Lehr- 
methoden stimmen mit denen unserer Bergschulen überein, so 
dass der junge holländische Steiger dem deutschen an Fach- 
kenntnissen gleichkommt. Die Tätigkeit der holländischen Stei- 
ger ist je nach den örtlichen Verhältnissen verschieden, stimmt 
aber im grossen und ganzen mit den von unseren Steigern aus- 
zuübenden Funktionen überein. Die Arbeitszeit der Beamten 
beträgt wie die Schichtzeit der Arbeiter acht Stunden. Ein Fahr- 
steiger beaufsichtigt mehrere Steigerabteilungen, ohne dass man 
sagen könnte, dass das Fahrsteigersystem zu einem Unwesen 
ausgewachsen wäre. Der Mangel an geschulten Steigern be- 
dingt eine grössere Anzahl Fahrhauer. Mit schriftlichen Ar- 
beiten ist der holländische Steiger etwas weniger als bei uns 
belastet. N 
Das Einkommen der Steiger setzt sich aus Grundgehalt und 
Förderprämie, letztere ist bei uns glücklicherweise in der dort 
noch geltenden Form überwunden, zusammen. Zwischen dem 
Einkommen der Steiger und dem Verdienst der Arbeiter be- 
steht nur ein geringer Unterschied. Die nicht der Leistung ent- 
sprechende Bezahlung sowie die Lösung vieler sozialer Fragen 
für die Angestellten müssten eigentlich hinreichen, sämtliche ° 
Bergbauangestellte zu einer straffen Organisation zusammen- 
zuschweissen. Hier zeigt sich jedoch der durch die einseitige 
Ausbildung hervorgerufene Mangel an volkswirtschaftlicher Er- 
kenntnis, ohne die der Gewerkschaftsgedanke nicht so leicht ° 
Fuss fassen kann. Ausser einer losen Vereinigung der Berg- 
bauangestellten. die auf gelbem Boden steht, ist von einer Or- 
ganisation nichts zu verspüren. Wie überall, so greift auch ° 
hier der Kapitalismus rücksichtsios und brutal ein, wenn sich 
irgendwelche Ansätze zur Bildung einer rein gewerkschaftlichen 
Vereinigung zeigen. Hinzu kommt, dass auch in Arbeiterkreisen 
der gewerkschaftliche Gedanke nur bei etwas mehr als einem 
Drittel der Bergarbeiter sich Bahn gebrochen hat. Und das 
wenige ist noch dazu arg zersplittert. Es gibt eine freigewerk- ° 
schaftliche, ein christlich-katholische, eine christlich-evangeli- 
sche, eine Hirsch-Dunckersche und eine gelbe Gewerkschaft, 
dazu noch einige Syndikalisten und sonstige Utopisten. Alles 
in allem ein recht trauriges Bild. £ 
An Arbeitnehmervertretungen auf. gesetzlicher Grundlage 
finden wir nur Arbeiterkontrolleure; auf vertraglicher Regelung 
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern beruht eine soge- 
nannte Kontaktkommission, die sich mit Streitigkeiten aus dem 
Betriebe, hauptsächlich Gedingestreitigkeiten, beschäftigt. Eine 
direkte Angestelltenvertretung existiert überhaupt nicht, so dass 
der einzelne Angestellte ziemlich vogelfrei ist. Ei 
Dieses an sich unerfreuliche Bild zeigt, dass überall dort, 
wo eine Gewerkschaft, die zielklar und bewusst den Kampf 
gegen das kanpitalistische Unternehmertum führt, fehlt, der An- 
gestellte gezwungen ist; eine unbedeutende Rolle als rechtloser 
und schlecht bezahlter Arbeitnehmer zu spielen. Dass solche 
Zustände nicht auch wieder im deutschen. Bergbau einreissen, 
ist eine der Aufgaben der freien Angestelltengewerkschaften, 
an deren Durchführung jeder Angestellte im eigensten Interesse 
verpflichtet ist, mitzuhelfen, 











































































' Wirtschaftsfragen 


| Aus der Kaliindustrie. In Verfolg der Verhandlungen, eine 
Sicherung gegen die durch die Einschränkungen und Stillezungen 

in der Kaliindustrie hervorgerufenen "Schädigungen herbeizu- 

führen, fand am 17. März d. J. eine Sitzung des 2, und 4. Aus- 

schusses des Reichskalirates statt, zur der ausser den Mitgliedern 
\ je ein sachverständiger Vertreter der drei Bergarbeiterorgani- 
‚ sationen und der drei Spitzenverbände der Angestellten ge- 
‘ laden waren. Im Verlaufe der gesamten Vorgänge hatte es sich 
gezeigt, dass die bei Stillegungen und Einschränkungen ange- 
rufenen Demobilmachungsbehörden die Kaliprüfungsstelle zur 
Begutachtung herangezogen haben. Um nun den Verbänden 
bei dieser Begutachtung einen weitergehenden Einfluss zu 
sichern, wurde beschlossen, die Kaliprüfungsstelle bei der 
Untersuchung der einzelnen Fälle durch drei Arbeiter und zwei 
Angestellte zu verstärken. Von den Verbänden sollen Gut- 
achter vorgeschlagen werden, die nach vorheriger Verständi- 
gung über die geeigrieten Personen zur Mitarbeit herangezogen 
werden. 

In den Verhandlungen zeigte sich, dass die im $ 85 des 
Kaliwirtschaftsgesetzes vorgesehenen Entschädigungen bei 
Stilegungen nicht gewährt werden, weil die Unternehmer die 
Werke nicht wegen der Quotenübertragung stillegen, sondern 
aus Mangel an Absatz und Mangel an finanziellen Mitteln. 

Je mehr wir an diesen Verhandlungen teilnehmen, um so 
mehr gelangen wir zu der Ueberzeugung, dass eine dauernde 
Gesundung der Kaliindustrie nur durch eine Sanierung erfolgen 
kann, die die höchste technische und wirtschaftliche Leistungs- 
| 





fähigkeit der einzelnen Werke gewährleistet. Wir haben des- 
halb in Verbindung mit dem Bergarbeiterverband in einem An- 
trag an die gesetzgebenden Körperschaften veranlasst, die im 





8 54 des Kaliwirtschaftsgesetzes vorgesehenen Ausführungs- 
‚vorschriften über Stillegungen baldmög.ichst, eventuell durch 
eine Notverordnung, zu erlassen. - Eine Klärung der gesamten 
ı Situation erfolgt ferner durch das jetzt von der Sozialisierungs- 
Kommission herausgegebene Gutachten über die Lage in der 
ı Kaliindustrie.„ In dem Votum Il, hinter dem die freigewerk- 
‚schaftlichen Vertreter stehen, wird auch der Weg gewiesen, 

auf welche Weise am zweckmässigsten eine Gesundung der 
 Kaliindustrie herbeigeführt werden kann. 


'"Knappschaftliches 


Die Angestelltenversicherung in dem kommenden Reichs- 
knappschaitsgesetz. Die vor einigen Monaten besprochenen 
Entwürfe zum _ Reichsknappschaftsgesetz und Reichsknapp- 

'schaftsverein regelten nur die Arbeiterfragen. Nunmehr sind 
ı auch die Entwürfe der Bestimmungen über die Angestellten- 
| versicherung in dem kommenden Reichsknappschaftsgesetz und 

Reichsknappschaftsverein erschienen, aus denen zu ersehen ist, 
| in welcher Weise die im Bergbau beschäftigten Angestellten in 
| die knappschaftliche Versicherung eingegliedert werden sollen. 

Sämtliche im Bergbau tätigen Angestellten, auch die bisher 
ı nach dem Reichsversicherungsgesetz für Angesteilte Ver- 
sicherten, fallen in Zukunft unter das Reichsknappschaftsgesetz 
bzw. gehören zum Reichsknappschäftsverein. In dem Reichs- 
' knappschaftsverein wird zur Durchführung der Pensionsver- 
sicherung eine besondere Angestelltenabteilung gebildet. Als 
Mitglieder in dieser Abteilung werden ohne Antrag alle Ange- 
| stellten (männliche und weibliche) aufgenommen, die der Ver- 
sicherungspflicht nach dem Reichsversicherungsgesetz für An- 
gestellte unterliegen. Es werden zwei Gruppen von Versicher- 
ten unterschieden: 
| 1. Angestellte, die mindestens 16 Jahre und nicht über vierzig 

Jahre alt sind und den gestellten Anforderungen über Ge- 
| sundheit genügen, d. h. von Krankheiten und Gebrechen 

frei sind, die einen früheren Tod oder eine frühe Berufs- 

unfähigkeit befürchten lassen. 

2. Angestellte, die über 40 Jahre alt sind oder den gestellten 
| Anforderungen über Gesundheit nicht genügen. 
| Die unter Ziffer 1 genannten Angestellten haben vollen An- 
| spruch auf alle knappschaftlichen Leistungen. Abweichend von 
ı den für die Arbeiterversicherung, vorgesehenen Mitgliederklassen 
‚werden für die Angestelltenmitglieder — getrennt für männliche 
und weibliche — Gehaltsklassen mit gestaffelten Beiträgen und 
| Leistungen gebildet. 

Die unter Ziffer 2 angeführten Angestellten haben nur An- 
spruch auf die reichsgesetzlichen Leistungen und geniessen so- 
‚ mit nicht die Sondervorteile der knappschaftlichen Versicherung. 
ie Satzung des Reichsknappschaftsvereins kann aber für An- 
gestellte, die das 40. Lebensiahr überschritten haben und be- 
rufsfähig sind, Ausnahmen zulassen. 

‘= Durch die Mitgliedschaft beim Reichsknappschaftsverein 
| werden bei der Reichsversicherung für Angestellte erworbene 
‚Anwartschaften erhalten und umgekehrt. Ebenso bleiben die in 
der Be ppschafllichen Arbeiterpensionskasse erworbenen Rechte 
‚erhalten. 





| 
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In allen Verwaltungsorganen des Reichsknappschaftsv r 
erhalten die Angestellten besondere Vertreingen: zur A 
digen Bearbeitung der sie betreffenden Versicherungsangelezen- 
heiten, wie das schon aus der Schaffung einer besonderen An- 
gestelltenabteilung hervorgeht. Neben Arbeiterältesten werden 
Angestellten-Knappschaftsälteste gewählt, auf die sich dann das 


gesamte Verwaltungswesen aufbaut. Die Angestelltenabteilung 
verwaltet ihr Vermögen besonders. 


Wir haben im vorstehenden nur einen gedrängten Auszug 
aus den Entwürfen über Angestelltenversicherung in der Knapp- 
schaft gebracht, eine eingehende Besprechung der Entwürfe 
wird in der nächsten Nummer unserer Zeitung ‚erfolgen, 


Gewerkschaftsarbeit 


Der Tarifabschluss für die bei Unternehmerfirmen beschäf- 
tigten Aufseher im Ruhrrevier wurde am 4. Februar d. J. zwi- 
schen dem Bund der technischen Angestellten und ’Beamten 
und einer von den Bergwerksunternehmerfirmen bestimmten 
Kommission getätigt. 3 

Der zwischen Zechenverband und technischen Angestellten- 
verbänden abgeschlossene Tarifvertrag vom 24. Januar 1921 
(einschliesslich protokollarischer Erklärungen) wird von den 
unterzeichneten Unternehmerfirmen, soweit diese auf Zechen 
des rheinisch-westfälischen Industriebezirkes Aufseher beschäf- 
tigen, in alen Punkten anerkannt mit der Massgabe, dass die 
Bezüge der Aufseher mindestens soviel betragen müssen, als die 
der im gleichen Dienstalter stehenden Fahrhauer derjenigen 
Zeche, auf der die Aufseher beschäftigt sind. Ausserdem er- 
hält der Aufseher für die selbständige Erledigung der erforder- 
lichen schriftlichen Arbeiten und für etwaige, im Anschluss an die 
Normaldienstzeit auszuführenden kleineren Nebenarbeiten eine 
monatiliche Stellenzulage von 100 M., sofern er durchschnitt- 
lich mindestens 20 Mann zu beaufsichtigen hat. Beträgt die von 
ihm zu beaufsichtigende Personenzahl durchschnittlich 40 Mann 
ni en, so erhält er eine monatliche Stellenzulage von 

Zusatz zuS$2desT.-V.: Der Angestelltenrat der Zeche 
gilt auch als Angestelltenrat für die Aufseher. 

Zusatz zu$ 14 des T.-V.: Der Wohnungsgeldzuschuss 
für Aufseher beträgt 70 M. monatlich. 

Wenn aus zwingenden Gründen die Verlegung eines Auf- 
sehers von einer Schachtanlage zur anderen durch) die Unter- 
nehmerfirma vorgenommen wird, hat der Aufseher bei Woh- 
nungswechsel Anspruch auf Erstattung der Umzugskosten seitens 
der Firma. 

Zusatz zu 18 des T.-V.: Die Schlichtung von Streit- 
fragen, die sich aus der Auslegung des Tarifvertrages und des 
Zusatzprotokolls ergeben, liegt einem Ausschuss ob, der aus 
drei Vertretern der Unternehmerfirmen, zwei Aufsehern und 
einem Vertreter des Bundes der technischen Angestellter und 
Beamten besteht. In Fällen, wo keine Einigung erzielt wird, 
steht es beiden Parteien frei, an den zuständigen Schlichtungs- 
ausschuss mit der Streitfrage heranzutreten. 

Zusatz zu $ 19 des T.-V.: Die im Zechentarif vom 
24. Januar 1921 vorgesehenen Bezüge werden ab 1. Oktober 
1920 gezahlt. Kündigungen und Erneuerungen der Gehalts- 
tabelle oder des Rahmentarifs vom 24. Januar 1921 gelten ent- 
sprechend auch für die bei den unterzeichneten Unternehmer- 
firmen beschäftigten Aufseher. 

Die zwischen Zechenverband und technischen Angestellten- 
verbänden getroffene Vereinbarung, wonach ’ die bisherige 
Schichtzulage von 4,50 M. und besondere Teuerungszulage von 
75 M. ab: 1. Januar 1921 zu einer monatlichen Pauschale von 
200 M. zusammengezogen ist, findet auch auf die Aufseher An- 
wendung. Die Pauschale ist bei der Berechnung der Ueber- 
schichten mit heranzuziehen. 

Die Auswertung der Ziffer I des Schiedsspruchs vom 
18. Dezember 1920 findet für die Aufseher, soweit diese an den 
vertraglichen Pflichtüberschichten nicht teilnehmen können, 
ebenfalls Anwendung. 

Das Zusatzprotokoll liegt in der Gaugeschäftsstelle des 
B. t. A. B., Essen, Adolistr. 12, und bei den Bergwerksunter» 
nehmerfirmen zur Einsicht aus, 


Aus dem Berufe 


Lehrgänge zur Ausbildung von Lehrschiessmeistern. Unsere 
Gauverwaltung Rheinland-Westfalen ‚hat eine diese Angelegen- 
heit betreffende Anfrage an die Westfälische Berggewerkschafts- 


a 


y 
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kasse gerichtet und darauf nachstehendes Antwortschreiben er- 
halten, aus dem zu ersehen ist, in welcher Weise die Ausbil- 
dung von Lehrschiessmeistern gedacht ist: 

Westfälische Berggewerkschaftskasse Boehum, den 14. Februar 1921. 

Auf Wunsch des Herrn Ministers für Handel und Gewtrbe wird die West” 
fälische Berggewerkschaftskasse zu Bochum nach Ostern mit Le ırgängen zur 
Ausbildung von Lehrschiessmeistern nach Massgabe folgender Grundsätze 
beginnen: 

„lL. Von jeder selbständigen Schachtanlage soll zunächst ein Schiessmeister 

als Lehrschiessmeister ausgebildet werden. 

2. Der Lehrsch'essmeister soll nach erfolgter Ausbildung seine Tätigkeit 
als Schiessmeister weiter ausüben, ohne dass ihm Aufsichts- 
befugnisse beigelegt werden. “ : 

3. Die besondere Tätigkeit der Lehrschiessmeister soll sich darauf 
beschränken, dass er 

a) neue Schiessmeister anlernt; 
b) neue Sprengstoffe und Zündmittel vor der allgemeinen Ein- 
führung auf der Grube ausprobt; 
c) bei Versagern, Auskochern und ungenügender Wirkung zu Rate 
ezogen wird; ' 
d) bei d% Aufklärung von Schiessunfällen mitwirkt. 

4. Die Ausbildung der Schiessmeister soll neben ihrer Arbeitsschicht in 
einem etwa achttägigen Lehrgang auf der Bergschule in Bochum erfo'gen 
und durch ein- bis zweitägige Vorführungen von Versuchen auf der 
Versuchsstrecke in Derne vervollständigt werden.“ 

Die Lehrgänge werden sich voraussichtlich über eine Zeit von drei Wochen 
erstrecken. Die Lehrschiessmeister werden während dieser Zeit an sieben ver- 
schiedenen Nachmittagen in sieben Doppelstunden durch einen Lehrer der 
Bergsehule unterrichtet und unterwiesen und an zwei Nachmittagen auf der 
Versuchsstrecke in Derne durch praktische Versuche belehrt werden. In einer 
Woche werden also drei Nachmittage für die Ausbildung beansprucht werden. 
Nach Bedürfnis können die Lehrgänge auch vormittags abgehalten werden. 

Zu einem Kursus werden jedesmal ungefähr dreissig Schiessmeister auf- 


WE Westfälische Berggewerkschaftskasse; 
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Aus anderen Verbänden 


Pimpel wichtig! Wer die Nummer des G. d. A. vom 
16. März d. J. liest, muss zu der Erkenntnis kommen, dass der 
G. d. A. allein die Organisation ist, die die Interessen der Berg- 
bau-Angestellten entschieden vertritt und der die Lösung der 
heutigen grossen Probleme im Bergbau allein zu verdanken 
ist. Dabei merkt man in Wirklichkeit herzlich wenig von der 
Arbeit des G. d. A. im Bergbau. Nachstehend seien nur einige 
Sätze wiedergegeben, die das-Wichtigtuen dieser Auchgewerk- 
schaft richtig kennzeichnen. 

Der Entwurf über die Satzung des Reichsknappschafts- 
vereins sieht bekanntlich besondere Vertretungen der Ange- 
en in allen Verwaltungsorganen vor. Dazu schreibt der 

„Der G.d. A, darf es als sein Verdienst bezeichnen, als einzige ÄAn- 
gestelltenorganisation diese Forderung erhoben zu haben; er darf es als einen 
ausserordentlichen Erfolg buchen, dass seine Bestrebungen insofern erfoigreich 

ewesen sind, als sie in dem letzten Entwurf des Reichsknappschaftsgesetzes 
Bereits Berücksichtigung gefunden haben “ 

Zu dem Gesetz über die Neuregelung des Bergschulwesens, 
das der G. d. A. nun endlich einige Monate zu spät veröfient- 
licht, bemerkt er: 

„Aus gem Ausschussbericht ergab sich die besonders beachtenswerte Tatsache, 
dass zu dem ganzen Gesetzentwurf überhaupt nur eıne Eingabe, nämlich die 
des G. d. A, eingereicht worden war “ 

Schon seit Monaten haben wir uns in längeren Artikeln 
mit der Krise in der Kaliindustrie beschäftigt. In seiner Zeitung 
vom 16. März befasst sich der G. d. A. ebenfalls mit dieser 
Angelegenheit und lässt hierbei sein Licht ganz besonders 
leuchten, indem er der erstaunten Mitwelt folgendes verkündet: 

„Der G. d. A. hat die Regierung ersucht, Verhandlungen zwischen den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern unverzüglich einzuleiten. Diesem Schritt 
haben sich nach anfänglichem Widerstreben auch der Gesamtverband der 
deutschen Angestelltengewerkschaften und die AfA angeschlossen.“ 

Ob die Mitglieder des G. d. A. nicht merken, wie sie be- 
schwindelt werden? 


Aus den Fachgruppen 


Aus dem Saarland. Zwischen den Vertretern unserer Orga- 
nisation und der französischen Bergwerksdirektion fand am 
3. März d. J. eine eingehende Besprechung’ über verschiedene 
die Grubenbeamten betreffende Fragen statt, die im allgemeinen 
einen günstigen Verlauf nahm. In dem Verhältnis unseres Bun- 
des zur Bergwerksdirektion kam eine Verständigung dahin- 
gehend zustande, dass die Direktion jederzeit bereit ist, über 
allgemeine Angelegenheiten und direkte Berufsfragen der Gru- 
benangestellten mit unseren - Vertretern zu verhandeln. An- 
schliessend wurden die verschiedensten Wünsche unserer Fach- 
vertreter besprochen. 

Die Direktion brachte zum Ausdruck. dass ein Abbau der 
Gehälter nicht vorgesehen ist; die Möglichkeit einer früheren 


Erreichung des Endgehaltes soll seitens. der Direktion nachge- 
prüft werden. Eine bessere Regelung der Urlaubsirage war nicht 
zu erreichen; jedoch soll nach Ablauf eines halben Jahres über 
diesen Punkt noch einmal verhandelt werden. Für die bei der 
Berechnung des Wohnungsgeldes bzw. Instandhaltung der Woh- 
nung auigetretenen Härten wurde Abhilie zugesagt. Der Kohlen- 
bezug soil in Zukunft in der Weise geregelt werden, dass anstatt 
Förderkohle Stück- oder Nusskohle in etwa *la der Menge verab- 
folgt wird. Ob für verfahrene Sonntagsschichten Freischichten 
zu gewähren sind, will die Direktion untersuchen und in aller 
Kürze ihre Meinung übermitteln. Zu dem Punkt Schulfragen 
wird von der Direktion in Erwägung gezogen, für Markscheider- 
gehilfen besondere Kurse einzuführen. Zum Schiuss wurde von 
unseren Vertretern die Prämienfrage angeschnitten, und die Di- 
rektion erklärte dazu, dass in Zukunft die besonderen Härten 
bei der Prämienbemessung in Fortiall kommen solıen. 


Zur Frage des Uebertritts der Beamten der Saargruben in 
preussische Dienste. Den Bergbeamten an.der Saar war durch 
einen Ministerialerlass ein bedingungsioser Uebertritt in preussi- 
sche Dienste gelegentlich der Uevernahme der Gruben durch 
den französischen Staat bis zum 31. Dezember 1920 gewähr- 
leistet. Auf dringenden Wunsch der Beamten setzte sich unser 
Bund mit Erfolg dafür ein, dass die Frist verlängert wurde, und 
zwar geschah diese Verlängerung erstmalig bis zum 
31. März 1921. 


Es ist zu verstehen, dass die Bergbeamten ein Interesse 
daran haben, auch fernerhin eine bedingungslose Uebertritis- 
möglichkeit zu haben, und so war es auch diesmal wieder un- 
sere Organisation, die auf»-Wunsch unserer Mitglieder alles ver- 
suchte, eine Ausdehnung der einmal gewährten Vergünstigung 
zu erlangen. Bereits am 28. Februar konnten wir berichten, 
dass prinzipiell eine Verständigung über die Verlängerung zu- 
standegekommen war, und dass aui Anregung unserer Vertreter ° 
für den 8. März eine Sitzung, zu der auch ein Vertreter vom 
N.D.T. V. hinzugezogen, anberaumt wurde. In dieser Sitzung 
kam nun eine Einigung zwischen ‘den Vertretern des Handeis- 
ministeriums und den beiden Organisationen dahin zustande, 
dass eine Verlängerung der Frist des bedingungsloseh Uebertritts 
bis zum 31. März 1922 zugesagt wurde. 

Ferner wurde noch vereinbart, dass die Ministerial- 
verfügung, nach welcher nach Ablauf dieser Frist in Zweifels- 
fällen das staatliche Fürsorgeamt über. die Uebernahme ent- 
scheiden soll, dahin geändert wird, dass dann der Kessortchef 
nach Anhören der örtlichen Organisationen für den Uebertritt 
die Entscheidung trifft. Bezeichnend für die gewerkschaftliche 
Tätigkeit des technischen Bergbeamtenverbandes, dessen geisti- 
ger Führer scheinbar noch immer der.sich rechtsrheinisch be- 
findliche ehemalige Vorsitzende Fahrsteiger Graus ist, dürfte 
sein, dass von seiten dieses Beamten bezügl. der Fristenver- 
‚längerung ein schriftlicher Antrag vorlag, der dahin ging, die 
Entscheidung über einen event. Uebertritt einer Kommission, 
bestehend aus drei „höheren“ Beamten und ehemaligen Saar- 
bergbeamten, die sich rechtsrheinisch befinden, zu übertragen. 
Da wir der Ansicht sind, dass für derartige Fragen nur die ört- 
lichen bzw. hiesigen Organisationen massgebend sein können, 
da doch wohl nur sie in der Lage sind, die Verhältnisse richtig 
zu beurteilen, lehnten wir natürlich diesen Vorschlag ab. 


Wir sind gewillt, mit unserem heutigen Arbeitgeber 
auszukommen, und haben ia auch feststellen können, dass die 
französische Bergverwaltung den Willen hat, mit unserer Or- 
eanisation über Wohl und Wehe ihrer Beamten zu verhandeln. - 
Deshalb müssen es sich die früheren Vertreter abgewöhnen, 
noch immer mit Ratschlägen bei der Hand zu sein, und es schon 
den Saarbergbeamten selbst überlassen, ihr Schifflein zu steuern. 
Auch nützen alle erlogenen Verdächtigungen parteipolitischer 
oder religiöser Art nichts, wir werden unseren bisherigen Weg, 
wie wir ihn im Saargebiet gegangen, weiter verfolgen. Denn 
nur praktische Arbeit leisten, zum Wohle unserer Mitglieder, 
ist unsere Parole, von der wir nicht abweichen werden. $ 
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Geschäftliche Mitteilungen. 


Der heutigen Nummer liegt ein Prospekt des Humboldt- 
Verlages in Gross-Tabarz über die Lehrmethode des bekannten 
Forschers für naturwissenschaftliche Psychologie, Hermann Krebs, bei, 
Diese Methode hat vor allem den Vorsng der Volkstümlichkeit, 


beruhend auf der leichtverständlichen Erklärung, die uns 
die Kräfte erkennen lässt, mit denen wir ims i 
unsere Fähigkeiten zur höchsten Entfaltung zu bringen. 

Energie, Mut, Selbstvertrauen, Schaffensdrang wird sich unweigerlich 
derjenige zu eigen machen, der die Anleitungen des Lehrsystems 
genau befolgt, 
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Nummer 13 


"Die Gutachten der Sankey-Kommission 


1. 


Gemeinsam ist allen Gutachten die Forderung der Verstaat- 
lichung des Obereigentums am Kohlenunterirdischen. Während 
die Bergarbeiter ausser in besonderen Bedürftigkeitsfällen 
jedoch jeden Anspruch auf Entschädigung ablehnen, schlägt San- 
key eine beschränkte Abfindung vor, während natürlich die 
Arbeitgeber eine sehr vorsichtige Behandlung der Expro- 
püerten fordern. Ihr Bericht — das Votum Duckhams ist 
Später zu behandeln — lehnt sonst jedoch alle weiteren For- 
derungen der Nationalisierung oder einer anderen Art der Ver- 
geselischaftung der Produktionsmittel scharf ab. Sie fürchten 
für die Produktivität der Industrie, falls an die Stelle des pri- 
vaten Eigentümers und Verwalters der Staat oder sonst eine 
gemeinwirtschaftliche Institution treten würde, und gehen sogar 
so weit, die sozialistischen Forderungen als völlig unbegründet 
kinzustellen, und erklären: „Die ständigen Bemühungen, die wirk- 
lichen Folgen der Verstaatlichung unter Bezugnahme auf solche 
Angelegenheiten zu verdunkeln, die, obgleich von höchster 
Wichtigkeit, nicht notwendig mit der Verstaatlichung verbun- 
den sind, zusammen mit der Tatsache, dass die Verstaatlichung 
nicht so sehr eine Forderung im Interesse der Nation, als viel- 
mehr ein Verlangen eines relativ kleinen Teiles der Gesamtheit 
unter Androhung eines Streikes ist, erwecken den Eindruck, 
dass die Verstaatlichung der Bergwerke mehr ein Parteitrick 
ist, wie eine Politik aus gemeinnützigen Gründen seitens der 
Führer des Bergarbeiterverbandes.* ($ 27.) Im übrigen ent- 
hält ihr Vorschlag zwar das Verlangen nach besseren Wohl- 
fahrtseinrichtungen (Wohnungsfürsorge, Bäder und Kleidertrock- 
tungsräume), ferner die Betonung der Notwendigkeit wissen- 
schaftlicher und technischer Untersuchungen, aber sonst organi- 
satorisch wenig Neues. Der alte Plan der Arbeitsgemeinschaft 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer wird aufgenommen, 
doch sind die Vollmachten, die den Arbeitervertretern in die- 
Sen paritätischen Gruben-, Revier- und Landesausschüssen zu- 
stehen, ganz unbefriedigend. Die Ausschüsse haben keinerlei 
exekutive Befugnis, sondern sind lediglich beratend, so dass 
eine tatsächliche Mitbestimmung der Arbeiterschaft über die 
Entwicklung ihrer Betriebe und der ganzen Industrie nicht in 
Frage kommt. _ 

Es wird aiso hier von den Arbeitgebern ieder Eingriff in 
die geltenden Verhältnisse des liberalen und privatwirtschaft- 
lichen Systems strikt von der Hand gewiesen. Zugänglicher 
einer Fortentwicklung zeigt sich dr Duckham-Bericht. 
Auch er verneint zwar die Notwendigkeit, die Produktions- 


“ mittel dem privaten Figentum zu entziehen und der Kontrolle 
- der Gesamtheit zu unterstellen. Auch er ist Anhänger des pri- 


vaikapitalistischen Wirtschaftssystems. Dagegen aber ist er 
einsichtiger als seine Standesgenossen hinsichtlich der Leistungs- 
fähigkeit der liberalen Wirtschaft. Er gibt zu, dass die 
grosse Anzahl unverbundener und heftig miteinander konkur- 
dierender Betriebe äusserst verschwenderisch wirtschaften 
müssen. Er verurteilt ebenso den geringen Grad technischer 
Ausrüstung und der. Verwendung vernünftiger, wissenschaftlich 
erprobter Methoden, wie schliesslich den völlig ungenügenden 
Ausbau der direkten Weiterverarbeitungsindustrien, z. B. einer 
zentralisierten Elektrizitätsversorgung oder der Fabrikation von 
Nebenprodukten, Koks und Stahlprodukten in Verbindung mit 
den Kohlenbergwerken. Alle diese Verschwendung von Brenn- 
stoff, die das Wirtschaftsleben Englands empfindlich schädigten, 
müsse. aufhören. Duckham fordert deshalb das Aufhören des 
Bestehens der vielen selbständigen und konkurrierenden Unter- 
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3. Jahrgang 


nehmungen. Sein Plan bedeutet die Einführung grosser privat- 
kapitalistischer Trusts in den Kohlenbergbau Englands. Das 
Land soll in eine kleine Anzahl von Revieren eingeteilt werden, 
und in jedem dieser Reviere die Bergwerksunternehmen ver- 
trustet werden. In den Aktien dieser Trusts — Revierkohlen- 
zentrale, District Coal Board, genannt — sind die Aktien sämt- 
licher einbezogener Unternehmungen umzutauschen, für die eine 
Mindestdividende von 4 Prozent seitens der Regierung zu ga- 
rantieren ist. Von einem etwaigen Gewinnüberschuss sind u. a. 
Mittel zur Verbilligung der Kohle bereitzustellen. Wenn eine 
Revierkohlenzentrale auf die Dauer nicht mit Gewinn arbeitet. 
so kann der Staat als Eigentümer der Kohlenläger sie selbst 
in Verwaltung nehmen. Den Arbeitern ist eine Vertretung im 
Direktorium der Revierzentrale zugesichert, ebenso wie neben 
einem System von Mindest- und Stundenlöhnen Beteiligung 
an guten Förderleistungen. Die Revierzentrale soll auch als 
Syndikat, d. h. als alleinige Verkaufsstelle für Kohle an die 
Händler, funktionieren, die Selbständigkeit der angeschlossenen 
Betriebe ist also beendet. Auch Duckham plant Grubenaus- 
schüsse der Arbeiter, die Vorschläge und Beratungen über die 
Arbeitsbedingungen innerhalb ihrer Grube zu erörtern haben, 
jedoch keine Lohnfragen. 


In allen diesen Vorschlägen sind die Betriebs- und Be- 
zirksräte nicht gedacht, um durch sie der Arbeiterschaft ein 
tatsächliches Mitbestimmungsrecht an der Entwicklung und Ver- 
waltung ihrer Industrie und Betriebe zu sichern. Anders liegt 
das beim Bericht Sankeys. Er stellt nämlich einen. Plan 
auf, nach dem die Kohlenindustrie auf den Händen des Pri- 
vatbetriebes in dia Hände der Allgemeinheit überführt werden 
soll. Im Prinzip ist er also, trotz einer Anzahl anderweitiger 
Einzelbestimmungen, ein Sozialisierungsprojekt, das dem deut- 
schen Verschlag durchaus an die Seite zu stellen ist. Sankey 
enteignet nicht nur die Mineralläger, d. h. die Royalty-Eigen- 
tümer, sondern auch die Bergwerke und die dazugehörigen An- 
lagen zegen angemessene Entschädigung. Der Staat wird der 
neue Eigentümer. Der weitere Plan bezieht sich nun auf die 
Verwaltung dieses „sozialisierten“, oder besser „nationalisier- 
ten“ Kohlenbergbaues. Der Sankey-Bericht will nämlich nicht 
wie der deutsche Plan einem industriellen Selbstverwaltungs- 
körper Verwaltung und Besitz übertragen. Eine solche Organi- 
sation hatte der Bergarbeiterverband zwar der Kommission vor- 
geschlagen, doch erwähnt das Schlussgutachten auch der So- 
zialisten und Arbeitervertreter diesen gildensozialistischen Ge- 
danken nicht mehr. Um nun die Gefahren einer Verbureaukrati- 
sierung der Industrie mit all ihrer Schwerfälligkeit und Un- 
wirtschaftlichkeit zu umgehen, wird der Betrieb der Industrie in 
die Hände von Räten gelegt. Das Land ist in Bezirke ge- 
teilt, an deren Spitze ein Revierbergwerksrat steht. Er — 
nicht eine Reichszentrale — bestimmt alle Fragen der Förde- 
rung, des Abbaues, der Neueröffnung von Gruben, kontrolliert 
die Preise wie die Lohnbemessung und: den Kohlenabsatz. Im 
Revierbergwerksrat sitzen neben acht Sachverständigen und 
Vertretern der Industrien vier von den Arbeitern gewählte Ver- 
treter. Sie sind auf drei Jahre gewählt und empfangen Gehalt. 
Erster und zweiter Vorsitzender sind vom Staat ernannt. 


Unter diesem Bezirksrat stehen die lokalen Bergwerksräte. 
Der Betriebsleiter der Grube, von dem eine Diplomausbildung 
verlangt wird, ist verantwortlich für seinen Betrieb wie für 
die Sicherheit der Arbeiter. Zu seiner Beratung tritt min- 
destens alle 14 Tage oder öfter ein Ortsbergwerksrat zusam- 
men. Er besteht aus 10 Mitgliedern, und zwar ausser dem Be- 
triebsleiter, seinem Vertreter und dem Prokuristen aus drei 
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vom Bozirksrat ernannten Mitgliedern. Die übrigen vier wer- 
den von den Arbeitern gewählt. Die lokalen Stellen unterstehen 
den allgemeinen Ausführungsbestimmungen, wie sie der Be- 
zirksrat anordnet. Die Arbeiter jeder Grube erhalten einen 
Anteil am Ertrage der Grube. 

Ueber den Bezirksbergwerksräten — Sankey schlägt etwa 
14 vor — steht dann noch der Bergbauminister ınd neben ihm 
ein: Landesbergwerksrat. Hier hinein sendet jeder Bezirksrat 
auf je 5 Millionen Tonnen Förderung (die englische Kohlenför- 
derung beträgt etwa 250 Millionen Tonnen) einen Vertreter, 
doch muss jeder Bezirk mindestens einen Vertreter haben. Aus 
seiner Mitte wird ein 18gliedriger Ständiger Ausschuss zur 
Ueberwachung der Bezirksratstätigkeit gewählt. Doch hat keine 
cieser zentralen Körperschaften — ausser bei allgemeinen Lohn- 
änderungen — mehr als überwachende und beratende Befugnis. 
Auch der Minister selbst trägt zwar als Mitglied der Regierung 
die Verantwortung für den Betrieb der Kohlenindustrie dem 


Parlamente gegenüber, hat aber nicht direkt die Richtlinien ' 


für -die Verwaltung zu erlassen. Der Schwerpunkt und das 
eigentlich ‚ausschlagzebende Zentrum der Verwaltung dieser 
nationalisierten Industrie liegt im Bezirk. Die Bedenken der 
Ensländer gegen jede straffe Zentralisation haben sich hier noch 
einmal Bahn gebrochen. Trotz dieser Abweichung von den 
deutschen Prinzipien der Sozialisierung stellt jedoch der San- 


key-Plan das Ende des Privateigentums und den Anfang einer 
für und durch die Allgemeinheit betriebenen, also sozialistischen = 


Wirtschaftsverfassung dar. 

Das haben auch die Arbeiter und Sozialisten an- 
erkannt und haben sich ausser ein paar Vorbehalten mit Sankey 
einverstanden erklärt. Sie verlangen nur eine stärkere Ver- 
tretung der Arbeiterschaft in den Bezirksräten und im Landes- 
rat und fordern die Nationalisierung auch der Koks- und Ne- 
benproduktengewinnungsanlagen, : die Sankey oiien liess. Die 
wichtigste Klausel jedoch protestiert gegen gewisse Erschwe- 
rungen von Arbeitseinstellungen, die Sankey für die nationali- 
sierte Industrie forderte. Sie wissen, dass die Arbeiter sich 
kaum mit einer Beschränkung des Streikrechtes einverstanden 
erklären werden. Als später jedoch die Regierung wenig Ent- 
gegenkommen zeigte, den Sankey-Plan ablehnte und Duckhams 
Plan zu. bevorzugen schien, liessen die Bergarbeiter ihre Vor- 
behalte fallen und erhoben den Sankey-Bericht zu ihrem Kampi- 
programm. Seither sind schon mehrere Streiks begonnen und 
beendet worden — die Frage der Nationalisierung jedoch 
schwebt noch. 

So befinden sich die englischen Bergarbeiter in einer ähn- 
lichen Situation wie die deutschen. Beide haben Vorschläge, 
für die sie einzutreten gewillt sind, beide stehen im Kampf gegen 
politische und wirtschaftliche Mächte, die sie hinhalten. 

Und ob nun diese Bewegungen unter dem Zeichen des San- 
key-Berichts oder der Sozialisierungsidee gehen mögen, so 
könnte doch vielleicht Kampf und Entscheidung der einen Ar- 
beitereruppe nicht so ganz ohne Einfluss auf Kampf und Ent- 
scheidung der andern sein. Denn trotz mancher Verschieden- 
heit sind doch beide Pläne aus dem gleichen Geist und dem 
Vertrauen auf die gleiche Idee entstanden; beide Vorschläge 
sind auf das grosse Ziel gerichtet, Arbeit und Leistung der Ge- 
samtheit nicht länger dem Einzelinteresse dienstbar zu machen. 

Dr. L.M. 
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Verleihung der Ehrendoktorwürde an den Bergschuldirektor 
Proiesser Heise in Bochum. Der Senat der technischen Hoch- 
schule zu Berlin hat am 25. Februar 1921 Herrn Bergrat Pro- 
fessor Fritz Reise in Bochum in Anerkennung seiner hervor- 
ragenden; Verdienste um die wissenschaftliche und) praktische 
Erforschung von Mitteln zur Erhöhung der. Sicherheit der Be- 


legschaften und der Betriebe beim Steinkohlenbergbau anläss- :. 


lich des 60jährigen Bestehens der ehemaligen Bergakademie 
Berlin, jetzigen Abteilung Bergbau an der technischen Hoch-. 
schule, die Würde eines Doktor-Ingenieurs ehrenhalber ver- 
iehen 

Wenn wir auch in verschiedenen grundsätzlichen. Fragen 
anderer Meinung wie Professor Dr.-Ing. h. c. Heise sind, so 
hindert uns das nicht, seine vorzüglichen menschlichen Eigen- 
schaften, sowie seine hervorragenden Verdienste um die Hebung 
der Bergtechnik und’ bei der Bekämpfung der Unfaligefahren 
im Bergbau rückhaltlos anzuerkennen, 
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:bei einem Vortrag in Bochum unter 
getreidestelle die Behauptung aufgestellt, dass die Verwaltung 
‘des sozialisierten Kohlenbergbaues mindestens 5000 Beamte 


bewiesen, 


den entsprechenden Tagen des Vormonats, niedriger. 


sand der Kohle auf der 
- unter schlechter werdendem Wasserstand. 


“Monat Januar: einen geringen Rückgang 


 Wirtschaftsfragen 3 


Bringt die Sozialisierung des Kohlenibesrhauss eine Bi 
amtesıvermehrung mit sich? Bergassessor Brandi hat kürzlich 
Hinweis auf die Reichs- 


mehr. eriordern würde, als heute angestellt sind. Trotzdem der- 


‚artige Behauptungen von uns schon oftmals widerlegt worden 
sitid, wird immer wieder von den Sozialisierungsgegnern ver- 
sucht, mit denı Popanz der Beamtenvermehrung vor der So- 


zialisierung 'gruselig zu machen. Wein. Bergassessor Brandi 
die Reichsgetreidestelle zum Vergleich heranzieht, so zeigt das 
recht wenig Sachkenntnis und beweist weiterhin, wie ober- 
flächlich die Gegenseite das Sozialisierungsproblem behamdelt 


und mit allerlei Schlagworten operiert, um die Allgemeinheit 


Jeder vernünftig Denkende weiss, dass der SOo- 
fiskalischer Betrieb wie die 


irrezuführen. 
zialisierte Kohlenbergbau Kein 


Reichsgetreidestelle sein wird, und; insbesondere die Struktur der 
Verwaltung im Bergbau eine ganz andere ist. 


Wir haben be- 
reits mehrfach hervorgehoben und das an Hand von Beispielen 
dass im sozialisierten“ Bergbau mindestens inenrere 
hundert obere Grubenbeamte (Assessoren, Direktoren, Inspek- 


toren usw.) zu entbehren sein werden. Hauptsächlich werden 


diejenigen oberen Beamten nicht mehr zu gebrauchen sein, die 


sich absolut nicht dem Geist der neuen Zeit anpassen können. 


Also gegenüber heute keine Beamtenvermehrung, sondern eine 
beträchtliche Verminderung des überflüssigen Beamtentums. 


Die Lage des deutschen Bergbaues im Monat Februar. Aus 
dem im „Reichsarbeitsblatt‘‘ vom 15. März erschienenen Monats- 
bericht über die deutsche Wirtschaftslage entnehmen wir 
folgendes: 

Im Steinkohlenbergbau des Ruhrreviers 
ist ebenso angespannt wie in den Vormonaten gearbeitet wor- 


‘den. Ueberschichten wurden in dem vereinbarten Umfang ver-. 
fahren. 
‘Handelskammer nicht unerheblich gebessert. 


Die Förderung hat sich nach Angabe der Essener 
"Nicht nur die ab- 
'solute Höhe der Förderungsziffer, sondern die tägliche durch- 
schnittliche Arbeitsleistung übertraf den Vormonat. In .der 


Die Wagen- 
gestellung war im Ruhrbezirk in der ersten Hälfte des Februar 
günstiger als im Januar, 
sich die Wagengestellung schlechter. Die Haldenbestände an 
‚Steinkohle waren in den ersten zwei Dritteln, ee en 
ie be- 
trugen z. B. am 19. Februar 445000 Tonnen gegen 531 000 
Tonnen am 22. Januar. Aehnliches gilt für Koks. Der Ver- 
Wasserstrasse litt im Berichtsmonat 


insbesondere die Versorgung des’ süddeutschen Brennstoff- 
marktes in der letzten Woche betroffen. 

"In Oberschlesien war die Wagengestellung im all- 
gemeinen’ günstiger. Die nach wie vor’ diingende Nachfrage 
nach Kohlen konnte trotz guter Ausnützung der Förderung und 
Verladefähigkeit nur zum Teil befriedigt werden. 


tagen des Februar eina Förderung von 
2,82 Mill. Tonnen an 24 Arbeitstagen im Januar erreicht. 
durchschnittliche Tagesleistung stellte sich auf 122257 Tonnen. 


Der Februar war in Oberschlesien frei von Ausständen der 
Der Absatz ging im Berichtsmonat 


Steinkohlenberzarbeiter. - 
nach dem Bericht der Handelskammer in Oppeln reibungsloser 
als im Januar vor sich. 


Zeit 
vom 1. bis 24. Februar (21 Arbeitstage) wurden 6,95 Mill; Tonnen 

gegen 6,21 Mill. Tonnen in den Zeit vom 1. bis 25. Januar (mit 
1944 Arbeitstagen) gefördert; die tägliche Arbeitsleistung stieg 
"demnach von 322784 Tonnen auf 329286 Tonnen. 


Im letzten Februardrittel gestaltete 


Hierdurch wurde 


Es wurde, 
wie das Fachblatt „Industrie-Kurier‘“ berichtet, an 23 Arbeits- 
2,81 Mill. Tonnen Beren s 

ie 





Auf dem Steinkohlenmarkt bee die Konkurfens auslän- 


den, und zwar nicht nur 
dern auch in Berlin. 
der Industrie mit ausländischer Kohle hat zu dem Plan geführt, 


discher Kohle, namentlich englischer, wieder fühlbar zu wer- 
auf dem westdeutschen Markt, son- 
Die Möglichkeit der besseren Versorgung 


die wegen der Kohlennot für etwa 40 000 Berliner Arbeiter ein- 


geführte Nachtschicht wieder aufzuheben. - Die ‚Verwendung 
englischer Kohle für die Berliner Elektrizitätsversorgung soll 
nach Zeitungsmeldungen nur eine . Verteuerung der Kilowatt- ° 


"stunde um 2 Pi. mit sich bringen. Auch im Ruhrrevier bemühte‘ = 


man sich, die verhältnismässig billig zu habende amerikanische‘ 3 


und englische Kohle zu verwenden, um damit die zu50v.H 
und mehr aus Mangel an inländischer Kohle NASE 
Leistungsfähigkeit der Betriebe zu heben. 

Der mitteldeutsche Brauukohlenberehan hatte im 





in der Rohkohlen- 


förderung und eine leichte - Steigerung der Brikettherstellung 


erfahren. 


Der Absatz an Rohkohle: wie an Briketts stieg im 


Januar nicht unbeträchtlich, hauptsächlich weil sich die Wagen- 


gestellung 


etwas günstiger gestaltete, so. dass es möglich war, © 
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nicht nur. die Briketterzeugung abzufahren, sondern auch von 
en teilweise stark angewachsenen Stapelbeständen erhebliche 
‚Mengen zu verladen. Im Februar scheint-nach den Berichten 
jan das „Reichs-Arbeitsblatt” die Lage im ganzen unverändert zu 
sein. Um die Jahreswende hatte im mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau ein& lebhafte Lohnbewegung eingesetzt. Die 
durch Schiedsspruch festgesetzten höheren Löhne traten am 
Kr Februar gleichzeitig mit einer Kohlenpreiserhöhung 'in Kraft. 
| Im Erzbergbau ist die Geschäftslage schlecht; da die 
i 





ausländischen Erze bei den Hütten stark angeboten werden und 
diese Erze höhere Gehalte als die zur Verfügung stehenden in- 
‚ländischen aufweisen, finden die Inlandsangebote nur wenig Be- 
achtung. Bei der allgemein rückgängigen Konjunktur werden 
ı die gelieferten inländischen Erze von den Hütten vielfach be- 
‚anstandet. Die. meisten deutschen Erzgruben müssen daher 
jetzt ihre Förderung auf Halde stürzen oder eine Einschränkung 
der Belegschaft vornehmen. Die Lage des Rot- wie des 
‚Brauneisensteinbergbaus des Lahn- und Dill- 
gebietes war im Februar ebenso ungünstig wie im Vormonat. 

Die Geschäftslage im Kalibergbau hat keine Besserung 
‚erfahren. Der Bedarf der deutschen Landwirtschaft und der 
teilweise durch die Besorgnis von Frachterhöhungen verstärkte 
Bezug im Inlande hat jetzt aber doch zu einer gewissen Ent- 
lastung der übergrossen Läger der einzelnen Werke geführt. 
Unter den obwaltenden Gestehungskosten und Preisverhältnissen 
ist damit aber keine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der Kaliwerke verbunden. Auslandsabsatz fehlt noch immer so 
gut wie vollständig. 


Der niederschlesische Steinkohlenbergbau im Februar 1921. 
Die Rohkohlenförderung des niederschlesischen Steinkohlen- 
reviers im Monat Februar 1921 bezifferte sich auf 405 442 Ton- 
nen, Ferner wurden laut „Industrie-Kurier“ 71207 Tonnen 
Koks und 7642 Tonnen Briketts gewonnen. Die Kohlenförderung 
‚ist durch die Ende Januar erfolgte Einstellung der Ueber- 
schichten gegenüber dem Vormonat um 23485 Tonnen gesunken. 
Die Eisenbahnwagengestellung wies eine Fehlmenge von 349 
Wagen gleich 1,2 v. H. der angeforderten 29 019 Wagen auf. 

Die Kohlenproduktion und die Kohlenausiuhr der Tschechs- 
‚slowakei im Jahre 1920. Die „Deutsche Bergw.-Ztg.” berichtet: 
Die Tschechoslowakei hat im Jahre 1920 -30,82 (im Vorjahre 
21,3, vor dem Kriege 37,4) Mill. t Kohlen gefördert, also 82 Pro- 
zent der Vorkriegsförderung gegen 73 Prozent im Vorjahre er- 
reicht. Von der Gesamtiörderung waren: 11,13 (Vorjahr 10,38, 
Frieden 14,57) Mill. t Steinkohle und 19,69 (Vorjahr 17,11, Frie- 
den 22,6) Mill, t Braunkohle. Die einzeinen Steinkohlenreviere 
förderten: Mährisch-Ostrau 7,48 (6,8 bzw. 9,8) Mill. t, Rossitz 
0,39 (0,38 bzw. 0,51), Kladno 1,9 (1,8 bzw. 2,5), Pilsen 0,9 
(1,0 bzw. 1,3) Mill. t. Von den Braunkohlenrevieren förderten: 
Brüx 14,77 (13,1 bzw. a Falkenau 4,4 (3,7 bzw. 4,1), die 
Slowakei 0,2 (0,15 bzw. 0,2) Mill, t. An Steinkohlenkoks wur- 
den 1,47 (1,39 bzw. 2,56) Mill. t produziert, an Steinkohlen- 
'briketts 0,07, an Braunkohlenbriketts 0,16 Millionen Tonnen. — 
An Steinkohlen wurden im Jahre 1920 ausgeführt 1134124 t 
(Vorjahr 1068 335 t), an Braunkohlen 3426 851 (2.686 217) t, an 
Koks 213650 (188.621) t, an Briketts 52158 t. Davon gingen 
mach Deutschland 28000 t Steinkohlen, 2368000 t Braunkohlen 
und 40 000 t Briketts, nach Oesterreich 522000 t Steinkohlen, 
1059000 t Braunkohlen, 142000 t Koks und 12000 t Briketts, 
nach Polen 570000 t Steinkohlen und 4000 t Koks, nach Jugo- 
Slawien 7000 t Steinkohlen und 4000 t Koks, nach Ungarn 5000 t 
Steinkohlen und 5000 t Koks, nach Rumänien 1000 t Steinkohlen 
und 4000 t Koks, nach Italien 1500 t Koks. 


| Uebertragung der Versorgung der Bergarbeiter mit ver- 
billigten Lebensmitteln im Ruhrbergbau auf die Bergarbeiter- 
Organisationen. In der Versorgung der Bergarbeiter mit ver- 
billigten Lebensmitteln aus dem Fünf-Goldmark-Fonds hatten 
Sich Missstände gezeigt. Die Bergarbeiterverbände forderten 
deshalb mehrfach ein Kontrollrecht bzw. Mitverwaltung des 
aur für die Verbesserung der Lebenshaltung der Bergarbeiter 
bestimmten Geldionds. Am 15. Febuar 1921 befassten sich in 
einer gemeinsamen Sitzung Vertreter des Reichswirtschafts- 
ministeriums, Reichsfinanzministeriums, Reichskommissariats, der 
Konsumgenossenchaften, der vier Bergarbeiterverbände und 
des AfA-Bundes mit dieser Angelegenheit und vereinbarten 
dabei Richtlinien, wonach der Einkauf und die Verteilung der 
Verbilligten Lebensmittel ° auf die Konsumgenossenschaften 
übertragen wird. Das Wesentlichste aus diesen Richtlinien ist 
folgendes; 

Die in der Arbeitsgemeinschaft vertretenen Berzarbeiter- 
ind Angestelltenverbände und das Reich beauftragen gemein- 
‚sam die Konsumvereine mit der Verteilung und die Grossein- 
<auisorganisationen der Konsumvereine mit der Beschaffung 
/der mittels Reichszuschuss verbilligten, an die Bergarbeiter 
abzugebenden Waren. Den Konsumgenossenschaften wird ein 
bestimmter zinsloser Kredit für die Zeit, als der Fünf-Goldmark- 
Fonds und der Zweimark-Fonds eingehen, zur Verfügung ge- 
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stellt. Zur Regelung des gegenseitigen Verkehrs errichten die 
Bergarbeiterverbände, die Grosseinkaufsorganisationen und die 
Konsumvereine je eine Zentralstelle. Die Waren sollen an die 
Bergarbeiter abgegeben werden zu einem Preise, der sich er- 
gibt aus Einkaufspreis plus 1 Prozent Einkaufsprovision plus 
Unkosten abzüglich Verbilligungsquote. Der in Frage kom- 
mende Preis und die für jede gewährte Einheit der abzu- 
gebenden Waren anzurechnenden Verbilligungsquoten sowie die 
Menge’der pro Kopf abzugebenden Waren werden von den 
Bergarbeiterverbänden gemeinschaftlich mit der Regierung und 
den Konsumvereinen festgesetzt. Zur Durchführung der ge- 
samten Versorgung wird ein aus Vertretern der beteiligten Or- 
sanisationen und der Regierung bestehender Hauptausschuss 
eingesetzt. 

Durch diese Vereinbarung ist mit dem bisherigen Verfah- 
ren der Regierung, die aus dem Ueberschichtenabkommen ent- 
springenden Gelder zum Einkauf der Lebensmittel an die 
Zechenbesitzerverbände zu überweisen, gebrochen worden. Es 
steht zu erwarten, dass mit dieser Regelung die entstandenen 
Missstände beseitigt werden. Zu bedenken ist allerdings, dass 
die vereinbarten Punkte nur dann Geltung bekommen, wenn 
die Ueberschichten weiter verfahren werden. Bekanntlich ist 
das Ueberschichtenabkommen gekündigt worden, und bei den 
darüber stattfindenden Verhandlungen wird 'es von dem Ent- 
gengenkommen der Regierung gegenüber den Forderungen der 
Bergarbeiter in der Sozialisierungsfrage usw. abhängen, in- 
wieweit in Zukunft noch Ueberschichten verfahren werden. 


Sozialpolitik 

Vorläufiges Ergebnis der Berggewerbegerichtswahl. Der 
„Bergknappe’” meldet: Das Ergebnis der Berggewerbegerichts- 
wahlen liest bis auf 15 Schachtanlagen vor. Von dei 
218772 abgegebenen gültigen Stimmen sind danach abge- 
geben für die Liste des Gewerkvereins 51317 Stimmen, 
für die Liste der freiem Gewerkschaften 99478, der pol- 
nischen Berufsvereinigung 17 224, der Hirsch-Dunckerschen 3668, 
der revolutionären Bergarbeiterunion 46518, der Syndikalisten 
567 Stimmen. An Mandaten würden hiernach erhalten: der 
Gewerkverein 58, die freien Gewerkschaften 129, die Polen 18, 
die „freie” Arbeiterunion 59. Der Gewerkverein der Hirsch- 
Duncker geht leer aus. Durch die noch fehlenden Resultate 
wird voraussichtlich in der Mandatsziffer keine wesentliche 
Aenderung eintreten. 


Einführung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit im Bergbau. 
Das Reichsarbeitsministerium teilt mit: „Das Reichskabinett hat 
die sofortige Einführung des Gesetzentwurfes betreffend die 
gesetzliche Höchstarbeitszeit im Bergbau unter Tage beschlossen. 
Hiermit wird die Regelung der Ueberschichten zu einer Frage 
lediglich der Produktions- und Lohnhöhe und entfällt der bei 
den Bergleuten zum Teil noch bestehende Verdacht, dass die im 
Schiedsspruch für das Ruhrgebiet vorgeschlagene Beibehaltung 
von vorläufig vier Ueberschichtstunden zu einer Wiederein- 
führung des regelmässigen Achtstundentages in dem Bergban 
unter Tage führen könnte.” : 

Soweit die Mitteilung des 'Reichsarbeitsministeriums. Wir 
wollen uns heute nicht damit befassen, inwieweit der Gesetz- 
entwurf mit einer Ueberarbeit im Bergbau in Verbindung steht 
und ob damit die ;Grundlage geschaffen ist, erneut Ueber- 
schichten zu verfahren; sondern wir bechränken uns lediglich 
auf die Tatsache, dass eine gesetzliche Höchstarbeit im Bergbau 
‘eingeführt werden soll. Wir haben uns sofort mit den mass- 
gebenden Stellen in Verbindung. gesetzt, um die Rechte der 
Grubenbeamten in dem neuen Gesetz zu wahren. 


Knappschaftliches 


Familienkrankenkassen beim Allgemeinen Knappschafits- 
verein zu Bochum. Der Allgemeine Knappschaftsverein über- 
nimmt vom 1. April d. J. ab auch die ärztliche und fachärztliche 
Behandlung der Familienangehörigen seiner Mitglieder. Freie 
Arznei wird nicht gewährt; dagegen trägt der Allgemeine Knapp- 
schaftsverein im Falle der Unterbringung von Familienange- 
hörigen seiner Mitglieder in einem Krankenhause auf die Dauer 
von sechs Wocher die Hälfte der Kosten. Die Mitglieder der 
Beamtenabteilung, soweit sie der Krankenkasse des A. K. V. 
angehören, fallen ebenfalls unter diese Regelung. Die meisten 
Bergbauangestellten aber gehören wegen Ueberschreitung der 
Gehaltsgrenze der Krankenkasse nicht mehr an, so’ dass sie vor. 
die Tatsache gestellt sind, die Kosten für ärztliche Behandlung 
ihrer Familienmitglieder selbst zu tragen. Unsere Geschäfts- 
stelle Gau Rheinland-Westfalen hat daher den A. K. V. Bochum 
ersucht, die Regelung so zu treffen, dass auch den Mitgliedern 
der Beamtenabteilung der Pensionskasse, die zwar nicht der 
Krankenkasse angehören, jedoch ‚gemäss $ 67 der Satzungen 
des A. K. V. freie Kur und Arznei 'erhalten, für ihre Familien- 
angehörigen freie Kur und Arznei gewährt wird. Darauf ging 
vom Aligemeinen Knappschaftsverein folgendes Schreiben ein: 
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„Bochum, den I. März 1921. 
An den Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Essen. 

Wir bestätigen den Empfang Ihres Schreibens vom 16. Februar d. J. 
betreffs freie Kur für die Familienangehörigen der Beamten Die Frage, 
auch für die Familien der Beamten freie Kur eingeiührt werden könne, ist 
schon mehrfach Gegenstand von Verhandlungen gewesen. Die Schwierigkeit, 
die dem am meisten entgegensteht, besteht ın dem allgemeinen Wider- 
stand der Aeoızte, ihrerseits bei der Einbeziehung dieser Fürserge in die 
Sozialversıcherung bei hochentlohnten und wirtschaftlich gutstehenden Beamten 
witzuwirken Sie machen geltend, dass diese Tätigkeit in manchen Gegeuden 
den Hauptteil der ihnen überhaupt verbleibenden Privatpraxis bildet. Wir 
ws»rden die Frage im nächsten Kur- und Satzungsausschuss nochmals zur Er 
örterung stellen und Ihnen alsdann weitere Nachricht geben. 

Die Verwaltung des Allg. Knapp.-Ver. 
Unterschrift.“ 


Nun haben wir uns an die freigewerkschaftlichen Arbeiter- 
vertreter im Kur- und Satzungsausschuss mit dem Ersuchen ge- 
wandt, die Angelegenheit in unserem Sinne zu vertreten. Darauf 
erhielten wir folgendes Schreiben: 

„Auf das gefl Schreiben vom 16. v. Mts. teilen wir ergebenst mit, dass 
die Frage der Familienhilfe für die Angehörigen der in der Krankenkasse 
nicht Versicherten am 8. d. Mts. in unserem Ausschuss besprochen worden ist. 
Dabei wurde festgestellt, dass die Ausdehnung auf die Familienangehörigen 
der Versicherten der Beamtenpensionskasse satzungsgemäss unzulässig ist, da 
8 67 der Satzungen den aktiven Mitgliedern der Beamtenabteilung, die in der 
Krankenkasse nicht versicheruungsberechtigt sind, sowie den pensionsberech- 
tigten Invaliden freie Kur und Arznei nur in dem Umfange des $ 15 der 
Satzung zusichert. Die Ermächtigung des Vorstandes durch die letzte General- 
versammlung zur Einführung der Familienhilfe bezieht sich aber ausschliesslich 
auf die Krankenkasse. 

Im übrigen bemerken wir, dass noch bei einer am 10. d. Mis. statt- 
gefundenen Besprechung mit den Vertretern der Aerzteschaft diese aus sich 
heraus die Beamtenfrage erneut angeschnitten, um sich zu vergewissern, dass 
sie nicht verpflichtet werden sollen, auch die Behandlung der Familien der 
höherentlohnten Beamten als Kassenleistung zu übernehmen. Die Aerzte 
erklärten das als eine Bedingung, ohne die sie die Behandlung der Familien- 
mitglieder nicht übernehmen würden. Sie begnügten sich mit dem Hinweis, 
dass die höherentlohnten Beamten durchweg aus der Krankenkasse aus 


getreten seien. Die Verwaltung des Allgemeinen Knappschaftsvereins.“ 


Damit ist die Forderung der Grubenbeamten momentan ab- 
gelehnt. Wir glauben, dass im neuen Reichsknappschaftsverein, 
dem alle im Bergbau tätigen Angestellten angehören werden 
und demzufolge stärkeren Einfluss in der Knappschaft haben, 
ei berechtigten Wünsche der Grubenbeamten erfüllt werden 

Önnen, 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Bericht der Tariischiedsstelle in der Niederlausitz. Die Ab- 
teilung für technische und kaufmännische Angestellte der 
Schiedsstelle „Niederlausitz* der Arbeitsgemeinschaft Bergbau, 
Gruppe Braunkohle, gibt einen Bericht über ihre Tätigkeit in 
der Zeit vom Mai 1919 bis Dezember 1920. Hiernach standen 
zur Verhandlung insgesamt 46 Anträge. Von diesen wurden 7, 
d. i. 15 Prozent, ohne Schiedsspruch durch Einigung erledigt; 
in 38 Fällen, d, i. 83 Prozent, war Schiedsspruch erforderlich. 
Laut Antrag wurden 16 Fälle entschieden, abgelehnt gegen den 
Antrag 21 Fälle; der Berufungsinstanz wurden 4 Fälle über- 
wiesen Es hat durchschnittlich alle sechs Wochen eine Sitzung 
stattgefunden. Bemerkenswert ist, dass auf je vier technische 
fünf kaufmännische Streitfälle kommen, 


Aus dem Berufe 


Amtsbezeichnung der technischen Beamten bei der preussi- 
schen Berg-, Hütten- und Salinen-Verwaltung. Nach der preussi- 
schen Besoldungsordnung sind: 

Bei den unteren Werksbeamten techn. Beamte nicht vorhanden. 
Mittlere Werksbeamte ohne abgeschl. Fachschulbildung in Gruppe VI 


Steiger, Maschinensteiger, Bausteiger, Grubensteiger, Gradiermeister, Siede- 
meister, Bohrmeister. 


Mittlere Werksbeamte in Gru VI ohne abgeschl. Fachschulbild 
führen dieselben Ba & achschulbildung 


Mittlere Werksbeamte mit abgeschl. Fachschulbildung in Gruppe 
VIH dieselben Bezeichnungen. e Re) og 

Obere Staatsbeamte (zweiter Klasse) in Gruppe VIII. Die technischen 
Grubenbeamten — Fahrsteiger, die techn. Betriebsbeamten — Maschinenwerk- 
meister. Die Bezeichnungen der unteren Gruppen kehren ausserdem auch 
hier wieder. Einfahrer, Obermeister bei Hütten. 

Obere Werksbeamte (erster Klasse) in Gruppe IX. Obersteiger, Maschinen- 
meister und Bauwerksmeister grosser Werke, Obermeister bei Hütten, 


Zur Unterbeamtenfrage im Ruhrbergbau. Es gibt immer 
noch Fälle, wo Arbeitnelimer weder nach dem Angestellten. 
noch nack dem Arbeitertarif bezahlt werden. Diese Zwitter- 
stellungen müssen unbedingt beseitigt werden. Die Frage, ob 
ein Arbeitnehmer auf Grund seiner Tätigkeit nach dem Ange- 
stelltenversicherungsgesetz versicherungspflichtig ist, muss, 
wenn zwischen Angestelltenrat und. Werksverwaltung keine 
Einigung erfolgt, vom Rentenausschuss der Reichs- 
versicherungsanstalt, Abt Angestelltenver- 
sicherung, Berlin-Wilmersdorf, entschieden wer- 
den. Entscheidet der Rentenausschuss, dass der Arbeitnehmer 
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nach dem Angestelltenversicherungsgesetz versicherungspilichtig 
ist, so ist er als Angestellter zu betrachten und als solcher zu 
bezahlen. In den protokollarischen Erklärungen zum Tarifver- 
trag vom 24. Januar 1921 zu $ 4 ist ausdrücklich festgelegt: 

„Wenn auf Antrag der Rentenausschuss einen Arbeitnehmer auf Grund 
seiner Tätigkeit nach dem Angestelltenversicherungsgesetz versicherungspflich ig 
erklärt, so sind bei allen Anträgen, die vor dem 1. juli 1921 gesteilt sind, 
Dienstjahre und Zurückverrechnung der Barbezüge einschliesslich der Wohnungs- 
eldzuschüsse von dem Zeitpunkt an festzusetzen, von dem der Arbeitnehmer 
die betreffende Tätigkeit ausübt, längstens jedoch vom 1. Juli 1919 ab. Für 
alie Auträge, die nach dem 1. Juli 1921 gestellt werden, gilt als Termin für 
die Nachverrechnung und Dienstaltersberechnung der Tag Antrages.“ 


Wenn also eine Rückverrechnung der Barbezüge stattfinden 
soll, müssen die Angestelltenräte die Anträge rechtzeitig beim 
Rentenausschuss einreichen. Anträge, die nach dem 1. Juli 1921 
beim Rentenausschuss eingehen, werden für die Rückverrech- 
nung nicht berücksichtigt. 

Aufgabe der in Frage kommenden Arbeitnehmer und der 
Angestelitenräte ist es, sofort Klarheit über die Zwitterstellungen 
herbeizuführen. - 


Aus den Fachgruppen 


AfA-Bergbautagung in Mitteldeutschland. Am 3. April 1921, 
vormittags 11 Uhr, findet in Halle im Restaurant „Drei Könige” 
eine Bergbaubezirkskonferenz der im AfA-Bund zusammen- 
geschlossenen Verbände statt, um zu den schwebenden Fragen 
im Kohlen-, Kali- und Erzbergbau Stellung zu nehmen. Unser 
Bund wird Vertreter aus allen Untergruppen des Bezirks zu 
dieser Konferenz entsenden. Der AfA-Tagung gehen gesonderte 
Beratungen der beteiligten Verbände voraus. 


Maschineusteiger, Elektrosteiger und Kokereiassistenten des 
Ruhrbezirks. Am 19. März fand in Wanne eine Vertrauens- 
männerversammlung obiger Gruppen. statt. Die Versammlung 
wurde besonders belebt durch einen Vortrag des Kollegen 
Sichtermann, Buer, über das Fortbildungs- und Fachschulwesen 
im Ruhrbezirk. Dieser Vortrag führte eine rege Aussprache 
herbei, bei welcher es sich zeigte, dass die Kollegen über dieses 
Problem tief und gründlich nachgedacht hatten. Zum Schluss 
der Aussprache wurde ein viergliedriger Ausschuss bestimmt, 
der das Material über die Schulfrage und der damit. zusammen- 
hängenden Weiterbildung sammeln und sichten soll. 

Von besonderer Wichtigkeit war die Aussprache über die 
weitere Organisation unserer Unterfachgruppe. Es wurde be= 
sonders betont, dass gerade. durch die rechtzeitige Bildung un- 
serer Gruppe viele Kollegen der Organisation erhalten geblieben, 
welche aus mancherlei Gründen sich vernachlässigt glaubten. 
Um die Werbekraft unserer Gruppe zu erhalten, ist es unbe- 
dingt erforderlich, dass auch weiterhin die Kollegen sämtlich 
am Ausbau mithelfen. Zu diesem Zwecke wurde beschlossen, 
dass die Vertrauensmänner an jedem dritten Sonnabend im 
Monat, nachmittags um 5 Uhr, im Restaurant Potthoff, Brau- 
haus Wanne, zusammenkommen. Daneben sollen nach Bedarf 
Vollversammlungen einberufen werden. Die Kollegen werdeu 
nun gebeten, in den einzelnen Ortsgruppen einen ärbeitsireudi- 
gen Kollegen zu bestimmen, welcher gewillt ist, sich voll und 
ganz unserer Sache zu widmen. Für alle Kollegen ist es Pilicht, 
dafür zu sorgen, dass aus jeder Ortsgruppe erstmalig am Sontn- 
abend, den 16. April, je ein Kollege bestimmt "anwesend ist. 
Zu begrüssen wäre es, wenn die Kollegen in den Ortsgruppen 
sofort einmal zusammenkämen und einen Koilegen als Ver- 
trauensmann wählten. Die Ortsgruppenvorsitzenden bzw. Fach- 
gruppenobmänner werden gebeten, dort, wo es geboten er- 
scheint, unsere Bestrebimgen zu unterstützen und besonders 
dafür zu Sorgen, dass obenerwähnte Vertatensmänner ge- 
wählt werden. Die Gewählten wollen ihre Adresse sofort Herrä 
Maschinensteiger Schulz, Meckinghoven, Castroper Str. 305, 


mitteilen. : Br. © 
Bekanntmachungen z 


Geheimrat Bennhoid, der bisher im Arbeitsministerium tätig 
war, übernimmt am 1. April an Stelle des zurücktretenden 
Berghauptmanns Scharf die Leitung des Halleschen Oberberg- 
amts. Bi 


Bücherschau 


Der „Bericht des Ausschusses zur Untersuchung der Betriebs 
verhältnisse der staatlichen Bergwerke im Direktionsbezirk [- 
hausen“ ist in Broschürenform, herausgegeben von dem Landtagsabgeordneter 
Limbertz, im Verlage der „Essener Arbeiterzeitung“ erschienen. 
Der Bericht befasst sich hauptsächlich mit der praktischen Tätigkeit der| 
Betriebsräte auf den fiskalischen Zechen, und es wird diesen darin ein 7 
glänzendes Zeugnis von dem parlamentarischen Untersuchungsausschuss aus 
gestellt. Die Denkschrift unseres Kollegen Halbfell über die bergfiskalischen 
Anlagen bildete zum grossen Teil die Unterlage für die Untersuchungen des 
Ausschusses. Wir können all denen, die sich über die fruchtbringende und 
vielseitige Arbeit unserer Betriebsräte im Bergbau unter den heutigen Ver 
hältnissen unterrichten wollen und besonders denen, die die Halbfellsche 
Schrift gelesen haben, die Anschaffung der interessanten und lehrreichen‘ 
Broschüre von Limbertz nur dringend empfehlen. a 
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"Wiederaufbau der Wirtschaft und Bil- 
dungsfragen im Bergbau 


„ . Die deutsche Wirtschaft ist durch den viereinhalbjährigen 
Krieg und den sogenannten Friedensvertrag mit seinen unerfüll- 
‚baren Lasten in einen Zustand geraten, der manchem Volks- 
genossen das Leben nicht mehr lebenswert erscheinen lässt, 
Aber nichts wäre verfehlter, als verzweifeln, denn trotz allem 
Unglück ist uns etwas geblieben, das uns niemand nehmen kann 
und das die Hoffnung auf eine bessere Zukunft aufkommen lässt, 
Nämlich die sichere Gewissheit, dass wir uns durch hochwertige 
‘ Qualitätsarbeit wieder emporarbeiten dürften. Bereits vor dem 
Kriege hat die deutsche Technik im Ausland grossartige Er- 
folge erzielt, und die Erscheinungen in dem letzten Monaten 
auf dem Weltmarkt lassen erkennen, dass die deutschen tech- 
nischen Erzeugnisse im Ausland ebenso wie früher begehrt wer- 
den und verschiedenfach im Wettbewerb den Sieg davongetra- 
gen haben. Schon dieses Moment allein beweist, dass im In- 
teresse der industriellen Weiterentwicklung Deutschland von 
der Weltwirtschaft richt ausgeschlossen werden kann. Hinzu 
kommt, dass die Ausschaltung eines 60-Millionen-Voikes direkt 
verheerend auf den Absatzmarkt wirken würde und deshalb 
einfach unmöglich ist, Unsere Aufgabe im gegenwärtigen Sta- 
dium, angesichts der ungeheueren Knappheit der Rohstoffe und 
des riedrigen Standes unserer Valuta, ist, Erzeugnisse zu schaf- 
fen, in denen viel und. hochwertige Arbeit steckt. _Voraus- 
setzung dafür ist eine leistungsfähige und gut durchgebildete Ar- 
beiter- nd Angestelltenschaft. Käme es nur auf die Anzahl! der 
Arbeitskräfte an, so wären wir. wohl imstande, allen Anforde- 
rungen zu genügen. Aber die heutige Zeit erheischt mehr, die 
Wiederaufrichtung unseres Wirtschaftslebens ist eine Frage der 
Erzeugung von Qualitätsarbeit, und wir müssen deshalb ver- 
Suchen, allen Arbeitnehmern insbesondere den iungen Leu- 
ten, neben einer guten fachlichen Ausbildung eine den Erforder- 
nissen genügende wissenschaftliche Ausbildung zu geben. Wir 
Sind uns darüber klar, dass innerhalb der heutigen Wirtschafts- 
ordnung unsere Forderung nicht erfüllt werden kann, weil der 
‚Kapitalismus in einer durchgreifenrden. Schulung aller Arbeit- 
‚nehmer eine Bedrohung seiner Herrschaft sieht. Das darf und 
‚Soli uns aber nicht abhalten, schon jetzt im Interesse des Wie- 
.deraufbaues auf die Heranbildung von Qualitätsarbeitern hinzu- 
wirken. 
Die Grundlage unserer Wirtschaft bildet die Kohle. Die Er- 
zeugung hochwertiger Fertigfabrikate hängt von dem Grad der 
‚Versorgung der Endindustrien mit Kohlen ab. Heute werden 
‚die Zwischen- und Endindustrien nur mit 50 und 60 Prozent ihres 
‚Bedarfs an Kohle versorgt. Deshalb ist es unumgänglich not- 
wendig, unsere Kohlenförderung in erheblichem Masse zu stei- 
gern. Nun haben aber die verflessenen Monate gezeigt, dass 
die Produktionssteigerung im Kohlenbergbau nicht allein eine 
‚Frage der Belegschaftsvermehrung ist, sondern von grösster Be- 
"deutung und geradezu die Vorbedingung für die weitere An- 
degung ungelernter Arbeiter ist das Anlernen von Hauern zur 
eigentlichen Kohlengewinnung. Die bergmännische Arbeit ist 
nicht, wie vielfach von Aussenstehenden angenommen wird, 
eine schematische und rein mechanische, die jeder neu angelegte 
"Arbeiter ohne besondere Ausbildung verrichten kann. Die 
‚eigentliche. Gewinnungsarbeit muss infolge des verschieden- 
‚artigen Gebirges und der vielseitigen Gefahren ganz systema- 
‚tisch wie jeder andere Beruf erlernt sein. Die Zeit drängt und 
‘die Not brennt uns auf den Nägeln. Wir müssen deshalb auf 
schnellsten Wege zu einer Steigerung der Förderung kommen 
“und können aus diesem Grunde nicht warten, bis im Laufe der 
mächsten Jahre der durch den Krieg und! aus anderen Ursachen 
"eingetretene Verlust an Hauern. von selbst ausgeglichen wird. 
‚Es muss durch Ausbau des Schulwesens und Einführung von 
besonderen Lehrkursen versucht werden, den jungen, fähigen Ar- 
beitern eine gute praktische und theoretische Ausbildung ange- 
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3. Jahrgang 


deihen zu lassen, um- auf diesem Wege den Stamm gelernter 
Bergarbeiter baldigst zu ergänzen. 


Im Ruhrgebiet ist man jetzt bestrebt, das Ziel auf die an- 
gedeutete Weise zu erreichen. Für den gesamten Steinkohlen- 
bergbau Rheinland-Westfalens ist das Bergschulwesen in neue 
Bahnen geleitet worden, und unser Bund bzw. die AfA dürfen 
für sich in Anspruch nehmen, hierbei tatkräftire und) wertvolle 
Mitarbeit geleistet zu haben. Mit dem 1. April d. J. begann 
die Einschulung der bergmännischen Jugend in die Fortbildungs- 
schule. Diese bergmännische Fortbildungsschule soll es als ihre 
Aufgabe ansehen, die Berufskunde in den Mittelpunkt des Un- 
terrichts zu stellen und: neben dem elementaren Fächern Buch- 
führung, Naturlehre, Staatsbürgerkunde, Volkswirtschaftsiehre 
und Sozialversicherung behandeln. Vor allen Dingen sollen 
durch die Verbindung von Theorie und Praxis die Arbeits. und 
Berufsfreude der Schüler geweckt werden und schon frühzeitig 
die jungen Bergleute mit dem Gedanken vertaut gemacht wer- 
den, ihre Arbeitskraft und ihre Tüchtigkeit. lediglich in den 
Dienst ihrer Mitmenschen zu stellen. 

Die Schule sieht -drei aufsteigende Klassen vor: die ent- 
stehenden Kosten werden für den -rechtsrheinischen Teil des 
Ruhrreviers von der Westfälischen Berszewerkschaftskasse in 
Bochum und für ‘den linksrheinischen Teil von dem Nieder- 
rheinischen Bergschulverein in Mörs getragen. Die Oberaufsicht 
liegt bei den zuständigen Oberbergämtern, denen zur Verwal- 
tung der gesamten Schule je ein Ausschuss beisegeben ist, der 
sich. zusammensetzt aus: 

a) 1 Mitglied’ des Oberbergamtes als Vorsitzender, 
b) 3 Vertretern der Arbeitnehmer, darunter 1 Angestellter 

(von der Arbeitsgemeinschaft benannt), 

c) 3 Vertretern der Arbeitgeber (auf gleiche Weise benannt), 

d) 1 Vertreter des Regierungspräsidenten, 

e) 2 Vertretern der Gemeinden (benannt von der Rheinisch- 
westfälischen Schulvereinigung). 


Diesem Verwaltungsausschuss Hegt es ob, die Leiter der 
Schulbezirke (vorläufig sind es deren 5, die Zahl wird sich aber 
auf 10 bis 12 erhöhen) anzustellen und die Schule in ihrer Gesamt- 
heit zu überwachen. In den Schulgemeinden (127) liegt die 
Verwaltung in den Händen eines für jede Gemeinde eingesetz- 
ten Schulvorstandes, der gebildet wird aus: 


a) 1 Vertreter der Gemeinde als Vorsitzenden, 

b) 2 weiteren Veriretern der: Gemeinde (Stadtverorduete), 
c) 1 Schulleiter, 

d) 1 Vertreter der Lehrerschaft, 

e) 1 Verireter der Arbeitnehmer, 

i) 1 Vertreter der Arbeitgeber. 


Der örtliche Schulvorstand trägt Sorge für die äussere 
Ordnung der Schule, die Anstellung der nebenamtlichen Lehrer 
sowie (die Herstellung und Aufrechterhaltung der Verbindung 
zwischen Schule und Elternhaus. 

Mit dieser Einrichtung ist der Anfang zur Hebung des früher 
so geachteten Bergmannsstandes gemacht, und es ist Pflicht aller. 
zuständigen Körperschaften, der Weiterentwicklung der Fort- 
bildungsschule ihre Aufmerksamkeit zu widmen. Insbesondere 
wird dies eine Aufgabe der Arbeitnehmergewerkschaften sein 
müssen, und über die Grenzen des Ruhrgebiets hinaus muss in 
allen Bergbaurevieren Deutschlands die Errichtung. von berg- 
männischen Fortbildungsschulen gefordert werden, damit das 
Problem der Kohlenförderung in grosszügiger Weise gelöst 
werden kann. 

Durch Gesetz ist vor kurzer Zeit auch das eigentliche Berg- 
schulwesen neu geregelt worden. Bisher unterstanden die Berg- 
schulen einer fast reinen privatkapitalistischen Verwaltung, so 
dass es nicht wundernimmt, wenn Missstände und Ungerech- 
tigkeiten sich dort eingebürgert haben. Das neue Gesetz sieht 
einen paritätisch zusammengesetzten Bergschulvorstand vor, 
d. h. es müssen genau soviel Arbeitnehmer wie Arbeitgeber 


a en 2 


70 | DER TECHNISCHE GRUBENBEAMTE 1921 


darin vertreten sein. Auf Grund dessen ist zu hoffen, dass 
auch an den Bergschulen eine Wendung zum Besseren eintritt 
und die Klagen über ungerechte Behandlung, die immer und 


immer wieder von Schülern zemacht werden, die sich irei- ® 


gewerkschaftlich betätigen wollen, und hierbei behindert wer- 
den, endlich einmal aufhören. Vielleicht dürfen auch dann an 
den Bergschulen die Zeitungen und Schriften unseres Bundes 
genau so verteilt werden, wie das Organ des:„Reichsverbandes 
deutscher Bergbauangesteliter“. 


Aber über die Vervollkommnung des Schulwesens darf die 
gründliche praktische Ausbildung der jungen Bergleute nicht 
vergessen werden. Die Arbeiter- und Angestelltengewerk- 
schaften haben auch hier eingesetzt und gehen bahnbrechend in 
dieser Frage vor. In der Sitzung der Arbeitskammer für den 
Ruhrkohlenbezirk, Gruppe Angestellte und: Arbeiter, am 22. März 
dieses Jahres wurde einstimmig folgender Antrag angenom- 
men: 1 > . 

„Die Arbeitnehmergruppe der Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des 
Ruhrreviers steht der Frage der Lehrkameradschaften sympathisch gegenüber, 
sie betont jedoch, dass für sie das Hauptmoment in dem Wunsche liegt, die 
Entwickelung der Lehrkameradschaiten zu fördern, nicht aber, wie vom berg- 
technischen. Ausschuss vorgeschlagen, im Eiltempo Massen von Lehrhauern 
heranzubilden, sondern vielmehr im Wege einer guten Ausbildung die beste 
Gewähr sieht, die Zahl der Unfälle im Bergbau herabzumindern, dann aber 
auch durch eine gute, fachgemässe Ausbi'dung die Fähigkeit der Lehrhauer 
zu vervollkommnen, die schliesslich eine Erhöhung der Förderu g gewährleistet. 


Die Arbeitnehmervertreter halten daher: 

1. Eine dreijährige unterirdische Beschäftigung für erforderlich, davon 
mindestens 1 Jahr im Gedinge einer Kameradschaft, bevor er in die Klasse 
der Lehrhauer aufrückt. Die Tätigkeit des Lehrhauers darf sich nur auf solche 
Arbeiten erstrecken, die im unmittelbaren Zusammenhang mit seiner Ausbildung 
stehen. Er darf also nicht mit der Arbeit eines Gedingeschleppers beschäftigt 
werden. 

Muss er vorübergehend aushilfsweise und für mehr als 3 Tage iin Monat 
andere Arbeiten (Füllen und Abschleppen von Wagen) verrichten, so ist hierzu 
die Zustimmung des Betriebsrates erforderlich. 

2. Lehrkameradschaften sind in jedem Steigerrevier einzurichten. 

3, Die Lehrzeit für den Lehrhauer beträgt 2 Jahre, davon sind die 
letzten 3 Monate seiner Tätigkeit in einer Lehrkameradschaft zu verbringen. 

4. Der Lehrhauer ist. nach -Möglichkeit mit allen Abbauarten, Vor- 
und Ausrichtungsarbeiten in diesen 2 Jahren praktisch zu beschäftigen und 
zwar stets unter Aufsicht eines erfahrenen Hauers. 

5. Der Ortsälteste der Lehrkameradschaft, der reyvierführende Beamte 
und. ebenso die Betriebsleitung s’nd verpflichtet, für eine fachgemässe und 
gute Ausbildung des Lehrhauers in der Lehrkameradschaft Sorge zu tragen, 

6. Neben dem praktischen Unterricht in der Grube vrird ein theo-etischer 
über Tage erteilt, der wöchentlich 1?/, Stunden umfasst. Der ihm zugrunde 
liegende Lehrplan ist nachstehend wiedergegeben. Zum theoretischen Unterricht 
werden auch La zugelassen, die zur Ausbildung im Lehrstreb erst vorgemerkt 
sind. Bezahit wird aber die Zeit des ‚Iheoretischen Unterrichts den Schülern 
nur während ihrer praktischen Ausbildung im Lehrstreb, 

Die Dauer des Lehrganges ist vorläufig auf 2 Monate bemessen, 

Lehrplan für theoretische Unterweisung. 

1. Aligemeine Einführung in den Begriff angehen © 

2, Einführung in die elementarsten Kenntnisse über 3eichnerische Dar- 
stellung der Grubenbaue. 

3. Uebersichtliche Darstellung der für den Abbau der Kohle in Frage 
kommenden Abbau- und Ausbauarten. 

4, Verhiebarbeiten (Bedeutung der Schlechten für die Kohlengewinnung). 

5. Strebbau (als hauptsächlich in.Frage kommende #.bbauart). 

a) Streichender, und schwebender Strebbau. 
b) Verbau, Versatz, Nachführung der Strecken. 
e) Bau bei flacher, mittlerer und steiler Lagerung. 

6. Bedeutung des ordnungsmässigen Ausbaues zur Sicherung gegen 
hereinbrechendes Hangende (Verziehen, Berücksichtigung seta Liegenden). 

7. Feste und bewegliche Rutschen. 


8. Bergpolizeiliche Vorschriften, insbesondere Schiessarbeit, Schlagwetter 
und Kohlenstaub. 

9. Gedingeabschluss und Lohnberechnung. 

Die Bezahlung der Lehrkameradschaft erfolgt nach dem Hauerdurchschnitt- 
lohn der Schachtanlage. Der Lehrer (Hauer) erhält dazu 5 M. pro Schicht 
Lohnaufschlag. — 

Die Anzahl der Schüler in der Lehrkameradschaft muss beschränkt bleiben 
und darf bei einem Hauer 2 Personen nicht übersteigen. 


Bei Einrichtung der Lehrkameradschaften und deren Durchführung ist die 
Zustimmung des Betriebsrates erforderlich.“ 


Dieser praktische Vorschlag ist ein glänzendes Zeugnis von 
dem vortrefflichen Geist, der die Vertreter der Arbeitnehmer 
in der Arbeitskammer beseelt. Gleichzeitig wird damit die von 
verschiedenen Leuten aufgestellte Behauptung, dass die Arbeit- 
nehmer im Bergbau nicht reif für die Sozialisierung seien, 
gründlich widerlegt und der Beweis erbracht, dass ungeahnte 
Kräfte in unserem Volke schlummern, die nur durch die Ver- 
gesellschaftung unserer Wirtschaft geweckt werden und sich 
auswirken können. Da die Steigerung der Kohlenförderung eine 
Lebensfrage für das deutsche Volk ist, erwarten wir, dass in 
der nächsten Plenarsitzung der Arbeitskammer die Arbeitgeber 
im Interesse des Wiederaufbaues unserer Wirtschaft unserem 
Vorschlag über die Errichtung von Lehrkameradschaften zu- 
stimmen. Sichtermann. 





Nr. 14 


Sitzung des Reichskohlenrats 


Nachdem bereits zweimal die Sitzungen des Reichskohlen- 
rates wegen der Konferenz in London und der sonstigen unge- 
klärten Lage vertagt worden wären, fanden nun doch in der 
Zeit vom 30. März bis 1. April d. J. die Verhandlungen statt. Am 
ersten Tage tagte der Grosse Ausschuss und der Reichskohlen- 
verband. Während in der Sitzung des Grossen Ausschusses nur 
die am folgenden Tage in ‘der Plenarsitzung zur Beratung 
stehenden Punkte vorbesprochen wurden, stand in der gemein- 
samen Sitzung des Reichskohlenverbandes und des Grossen 
Ausschusses wiederum die Frage der Kohlenpreiserhöhung zur 
Beratung. Bereits viermal hatte das Reichskabinett seine Zu- 
stimmung zu den Kohlenpreiserhöhungen versagt. Dieses Mal 
wurde von ihm den Preiserhöhungsanträgen, wenn auch nicht 
in der gewünschten Weise, so doch zum Teil stattgegeben. Das 
Rheinisch-Westfälische Steinkohlensyndikat beantragte eine Er- 
höhung von 33 M.pro Tonne ohne Steuer ab 1. Aprild.J. Nach- 
dem der Regierungsvertreter erklärt hatte, das Kabinett gebe 
nur seine Zustimmung zu 18 M. Preiserhöhung, ermässigte das 
Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat seinen Anspruch auf diese 
Summe. Es behielt sich jedoch vor, für die nächste Zeit weitere 
Forderungen zu stellen. Das Niedersächsische Steinkohlen-" 
syndikat stellte den Antrag auf 22,50 M. pro Tonne ohne Steuer. 
Hiervon wurden ihm 15 M. bewilligt. Ausserdem äusserte je- 
doch diesmal das Reichskabinett den Wunsch, die Syndikate 
möchten für den gesamten Bergbau pro Tonne Steinkohlen 
eine weitere Preiserhöhung von 5 M., pro Tonne Rohbraunkohle 
von 80 Pf. und pro Tonne Braunkohlenbrikett von 2,50 M, be- 
antragen. "Diese Beträge sollten zur Verbilligung von 'Lebens- 
mitteln benutzt werden. Diesem Wunsche ist von verschiedenen 
Syndikaten entsprochen worden. . Für das Ruhrrevier. beträgt 
daher die Preiserhöhung 23 M. und für Niedersachsen 20 M. 
In den Brawmkohlenrevieren des westlichen Bayerns und des 
Kölner Reviers ist man ebenfalls mit dieser Erhöhung von 
0,350 M. pro Tonne Rohbraunkchle und von 2,50 M. für die 
Tonne Briketts einverstanden gewesen und hat diese Erhöhung’ 
beantragt. Dagegen sind sich die anderen Syndikate noch 
nicht schlüssig geworden, ob sie diese Preiserhöhung bean- 
tragen sollen. Aus den Verhandlungen ging hervor, dass in den 
Bezirken mit ohnehin schon sehr hohen Kohlenpreisen starke 
Bedenken bestehen, die Kohlenpreise noch weiter zu erhöhen, 
da sich die Konkurrenz der anderen Reviere schon sehr stark 
fühlbar macht. gr 


Am 31. März d. J. fand dann die Pienarsitzung statt. Den 
Bericht über die Kohlenlage erstattete der Geschäftsführer des 
Reichskohlenrates, Generaldirektor Köngeter. Es war seine 
Abschiedsrede, da er als Generaldirektor in die Stummschen 
Werke eintritt. Er behandelte in -seinen Ausführungen die gc- 
änderte Kohlenlage in der Welt; er wies auf die gewaltige 
Steigerung der Förderung in verschiedenen Ländern: hin, der 
ein grosser Rückzang an Kohlenverbrauch infolge der Industrie- 
krise gegenübersteht. Der Kohlenüberfluss bedingt es, dass 
z. B. die englische Smallkohle heute in den detitschen Häfen mit 
30 bis 35 Schilling, die amerikanische Kohle mit 8 bis 8% Dollar 
gehandelt wird. Es ist aber sehr wahrscheinlich, dass diese 
Preise noch mehr heruntergehen werden.- Bemerkenswert war 
auch eine seiner Bemerkungen zum Sozialisierungsproblem. Er 
sagte, alle einsichtigen Kreise seien sich heute darüber klar, 
dass die Verbindung mit den anderen. Industrien als notwendig 
für den Kohlenbergbau anerkannt würde. Eine Lösung dieser 
Verbindungen sei ‚nicht möglich. . Nebenbei sei bemerkt, dass 
man sich bisher nur über die Form dieser engen Verbindung 
ee ihre Zweckmässigkeit jedoch von niemandem bestritten 
wird. ' "u 

In der Aussprache wandte sich Generaldirektor Wiskott, 
der Vorsitzende des Zechenverbandes im Ruhrrevier, gegen das‘ 
Verhalten der Regierung, die viermal die Erhöhung der Kohlen 
preise abgelehnt habe, trotzdem sie sich durch die Nachprüfung 
der Selbstkosten von der Notwendigkeit überzeugt habe. Hier- ' 
auf antwortete Staatssekretär Hirsch. Er führte aus, die Re- 
gierung habe sich im Vorjahre in einer sehr schwierigen Lage 
befunden; sie habe zwei Aufgaben im Allgemeininteresse zu er- 
füllen gehabt. Einmal musste sie eine Steigerung der Pro- 
duktion herbeiführen, zweitens musste sie die Verbraucher vor 
zu hohen Preisforderungen schützen. Man muss in der Selbst- ' 
verwaltung einem Gewerbe das Recht zuerkennen, seine An-' 
gelegenheiten selbst zu erledigen; das Reichswirtschafts- ' 
ministerium habe jedoch trotzdem die Verpflichtung, die allge- 
meinen Interessen zu wahren. So sei es gelungen, seit dem’ 
Inkrafttreten des Reichskohlenrates etwa. 200000 Arbeiter in’ 
der Kohlenindustrie unterzubringen. Das sei eine Umstellung, ' 
wie sie in gleicher Grösse von keinem Staat, ganz gleich, ob‘ 
er Sieger oder Besiegter sei, geleistet worden sei. Wäre dies’ 
nicht gelungen, würde die heutige Arbeitslosigkeit im Deutschen 
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Reiche ‘noch viel: schlimmer sein. : Die erhebliche Steigerung 
der Förderung, in Steinkohlen z. B. von 8° Millionen Tonnen 
Monatsdurchschnitt des Jahres 1919 auf 12 Millionen Tonnen im 
Januar 1921, sei eine Leistung, die das Verhalten des Reichs- 
wirtschaftsministeriums rechtiertige. Die Ablehnung der Preis- 
erhöliungen sei aus folgenden Gründen erfolgt: Bis zum Som- 
mer 1919 haben die Werke im Durchschnitt, wenn man die Ge- 
winne aus den Nebenprodukten hinzurechnet, nicht schlecht ab- 
geschnitten. Seitdem sind die Selbstkosten gestiegen. Die 
Untersuchungen haben gezeigt, dass die Höhe der Abschreibun- 
gen, die vor dem Kriege etwa 1 M: pro Tonne betrug, strittig 
war. Man habe sich unter Berücksichtigung aller Umstände 
auf eine Abschreibung von 15 M. pro Tonne verständigt. Setzt 
man diesen Wert der Abschreibung in die Selbstkosten ein, so 
zeigt sich von Oktober 1920 an ein Minus von 12,25 bis 12,50M. 
pro Tonne, d. h. es konnten nur geringe Abschreibungen vor- 
genommen werden. Die Regierung stand nun vor der Frage, 
ob sie diese für einige Monate erträrliche buchtechnische 
Schädigung des Kohlenbergbanes angesichts der gesamten Wirt- 
schaftslage verantworten wollte, oder ob sie durch eine Preis- 
erhöhung die zu jener Zeit beginnende Preissenkung stören 
Ssolie. Diese Preissenkung durfte im allgemeinen Interesse nicht 
gestört werden. Der Kohlenpreiserhöhung wurde daher nicht 
zurtstimmt. Ausserdem hat die Regierung durch Zuschüsse 
auf Lebensmittel, Textil- und Schuhwaren, wofür die Kosten 
auch zum Teil vom Bergbau aufgebracht worden sind, versucht, 
die Preissenkung zu beschleunigen, was auch gelungen ist. Der 
Staatssekretär wies dann auf das Bestreben einzelner Unter- 
nehmer im Reichskohlenrat hin, zu jener Zeit die Kohlenpreise 
den Weltmarktpreisen anzuzleichen. Wäre das geschehen, wäre 
“ohne Zweifel die weitestgeherde Beunruhigung in den Bergbau 
gekommen, und die Entwickelung wäre sicher eine andere ge- 
wesen. S 
Ferner wurde eine Bekanntmachung angenommen, in der 
auf die am Taze zuvor gefassten Beschlüsse im Grossen Aus- 
schuss und Reichskohlenverband über Kohlenpreiserhöhungen 
Bezug genommen worden ist. Die Bekanntmachung hat folgen- 
dem Wortlaut: 


„Die schon durch Beschluss des Reichskohlenverbandes vom 
30. Dezember 1919 erklärte Notwendigkeit, die Kohlenförderung 
zu steigern, und zu dem Zwecke einerseits die Belegschaften zu 
vermehren und hierzu hinreichend  Bergarbeiterwohnungen be- 
reitzustellen, andererseits die Lebensmittel der Bergarbeiter zu 
verbilligen, dauert an. Angesichts dieser Notwendigkeit dürfen, 
auch soweit es bisher nicht geschehen, die Kohlensyndikate und 
Bergwerksbesitzer Brennstoffe nur dann liefern oder in eigenen 
Anlagen verbrauchen. wenn zum Bau von Bergarbeiterwohnun- 
gen und zur Verbilligung von Bergarbeiter-Lehensmitteln für 
jede Tonne Brennstoffe vom Empfänger oder Selbstverbraucher 
ein Betrag in folgender Höhe entrichtet wird: 
1..für den Bau von Bergarbeiterwohnungen 
6 M. für Steinkohlen 
9 .M. für Koks 
2 M. für Schlammkohlen 
3 M. für Koksgrus 
6 M. für Braunkohlenbriketts, Nasspresssteine und Grude- 
koks 
2 M. für Rohbraunkohlen 
ohne Steuer; 
2, für 'Verbilligung der Bergarbeiter-Lebensmittel 
2,M. für Stein- und Braunkolilen aller Sorten ausser Roh- 
braunkohlen 
0,70, M. für Rohbraunkohlen 
ohne Steuer. 
Zu diesem Betrage treten mit Wirkung vom 1. April d. J. 
an als Lebensmittelzuschlag 
5_M. für Steinkohle in Rheinland - Westfalen und Nieder- 
sachsen, 
2,50 M. für Pechkohle in Oberbayern, 
0,80. M. für Rohbraunkohle, 
2,50 M. für Braunkohlenbriketts (rheinisches Braunkohlen- 
syndikat und rechtsrheinisches Bayern). 


In nächster Zeit wird in den anderen Syndikaten ähnliches 
beschlossen werden. Ausgenommen sind nur der Zechenselbst- 
verbrauch und die Deputatkohlen. Der Reichskohlenverband 
kann aus wichtigen Gründen sonstige Ausnahmen gewähren. 

Die Beträge sind an die Kohlensydikate zu entrichten oder 
an sie abzuführen und von diesen, soweit die Beträge für den 
Bau von Bergarbeiterwohnungen bestimmt sind, gemäss der 
Bestimmungen ‚über die Gewährung von Beihilfen aus Reichs- 
mitteln zur Errichtung von Bergmannswohnungen (Reichs- 
zentralblatt 1920 Nr, 4 S. 65) an vom Reichswirtschaftsminister 


-bestimmte Stellen zur Verfügung der Reichsarbeitsgemeinschaft, 


soweit sie für die Verbilligung von Bergarbeiterlebensmitteln 
bestimmt sind, an das Reichswirtschaftsministerium abzuführen. 
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Die Beträge sind in den vom Reichskohl - 
öffentlichten 2 nase En 
In der Plenarsitzung wurde weiter mitgeteilt, dass wie be- 
reits geschrieben, Herr Generaldirektor Köngeter von der Ge- 
schäftsführung des Reichskohlenverbandes zurücktritt, um die 
Leitung des Stummkonzerns zu übernehmen. Zu seinem Nach- 
folger wurde Berghauptmann "Bennhold vom Preussischen 
Handelsministerium gewählt. Gegen die Wahl waren von 
seiten der freien Gewerkschaften gewisse Bedenken geäussert 
worden, denn gerade die höheren Bergbeamten haben sich seit 
Jahrzehnten zum mindesten nicht als Freunde gewerkschaft- 
licher „Betätigung erwiesen. Wir holfen jedoch, dass der neue 
Geschäftsführer das in seiner Programmrede gegebene Ver- 
sprechen, dem Geiste des Kohlenwirtschaftsgesetzes gerecht zu 
werden und den Gemeinwirtschaftsgedanken zu pflegen, erfüllt. 
Es wurde ferner über die Erhöhung der Renten der Witwen 
und Waisen der, Knappschaftsmitglieder gesprochen. Leider 
sind die Bemühungen, über die schon mehrere Male in dieser 
Zeitung geschrieben worden ist, eine Erhöhung der Renten zu 
erzielen, bis heute erfolgios geblieben. Es soll deshalb erneut 
an die Regierung herangetreten werden, um Mittel für diesen 
Zweck flüssig zu machen. 

Am 1. April tagten die technischen Ausschüsse des Reichs- 
kohlenrates. Von grösserem Interesse für die in der Praxis 
stehenden Kollegen ist der Beschluss des technisch-wirtschaft- 
lichen Sachverständigenausschusses für Produktion, die bereits 
bestelienden Stellen und Bestrebungen, die sich mit der Unter- 
suchung der Seile und der durch Seilbrüche hervorgerufenen 
Störungen befassen, zusammenzuschliessen. 


De ne en ne ae a 
00 Rundschau 00 


zz 
Sozialpolitik 


Fördereinrichtung und Untallgefahren. (Wichtig für Be- 
triebsräte.) -Die „Bergarbeiter - Zeitung“ schreibt: In der 
Preussischen Landesversammlung stellten die Bergarbeiterver- 
treter der sozialdemokratischen Fraktion bei der Beratung des 
Bergetats folgenden Antrag, welcher auch angenommen wurde: 

„Die verfassunggebende Preussische Landesversamm ung wolle beschliessen, 
die Staatsregierung zu ersuchen, auf die Bergbehörden eirzıwirken, dass unter 
Hinzuziehung der Betriebsräte: 1 sofert eine scharfe Untersuchung der Förder- 
schächte, Förde:körbe, Fangvorrichtungen und Förderseile auf ihre Sicherheit 
und Haltbarkeit erfolgt; 2. alle Vo kehrungen getroffen werden, um die 
Unfal gefahıen im Bergbau soweit als irgend möglich zu beseitigen und Leben 
und Gesundheit der Bergarbeiter sicherzustellen. Ueber das Ergebnis der 
Untersuchung ist der Landesversamm.ung ein. Bericht vorzulegen. 

Berlin, den 1.-Dezemter 19:0 

Husemann 
und die übrigen Mitgl’eder der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei.“ 


Zur Auswirkung dieses Beschlusses ist vom Ministerium 
für Handel und Gewerbe folgendes veranlasst worden: Die 
Oberbergämter haben die Anweisung erhalten, sofort die Berg- 
rcvierbeamten zu veranlassen, mit den Beiriebsräten die För- 
derschächte, Förderkörbe, Fangvorrichtungen und Förderseile 
zu untersuchen und über das Ergebnis dieser Untersuchung bis 
spätestens 1. April 1921 an das Ministerium zu berichten. 

Wegen Ziifer 2 des beschlossenen Antrages sind die Berg- 

















‚revierbeamten durch die Oberbergämter angewiesen, mit den 


Betriebsräten zu verhandeln, um über die Frage der Beseitigung 
der Unfallgefahr im Bergbau alle notwendigen Massnahmen zu 
besprechen. 

Die Betriebsräte müssen nun auch dieser Sache ihre Auf- 
merksamkeit schenken und für die Durchführung dieser wich- 
tigen Massnahmen eintreten. 


Endgültiges Resultat der Berggewerbegerichtswahlen im 
Ruhrgebiet. Naclı der „Bergarbeiter-Zeitung‘ hatten die Berg- 
gewerbegerichtswahlen im Bereich. des Berggewerbegerichts 
Dortimund am 9. März einen guten Erfolg für die freien Gewerk- 
schaften. Es erhielten Stimmen und Beisitzer: » 
freie Gewerkschaften 108 680 Stimmen 129 Beisitzer 
Christliche Gewerkschaften 57712 Stimmen 57 Beisitzer 
Arbeiter-Union und Kommunisten 48616 Stimmen 61 Beisitzer, 
Polen 17 251 Stimmen 17 Beisitzer 
Hirsche 4574 Stimmen —— Beisitzer 

Die freien Gewerkschaften erhielten danach 108680, alle 
übrigen Organisationen zusammen 122153 Stimmen. Die freien 
Gewerkschaften erhielten also nur 13473 Stimmen weniger als 
alle übrigen Organisationen zusammen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Betriebsrätewahl — Kampfesweise — Neutralität. Kol- 
lege H. Schröder aus Gelsenkirchen schreibt uns: Auf 
einer grossen Anzahl von Werken im Ruhrrevier sind die 
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Betriebsrätewahlen schon getätigt, wenigstens hat man sich auf 
einer weine von Bergwerken, da, wo die AfA-Verbändier in. der 
Mehrheit sind, aui eine Lista geeinigt, während auf anderen 
Zechen der Kampf noch tobt. 

Wer da nun glaubt, dass die Grubenbeamten allesamt aus 
den Vorgängen der letzten Zeit gelernt hätten, der irrt sich ge- 
waltig. Ueberhaupt ist die Revolution an manchen Menschen 
spurlos vorübergegangen, man hat nichts gelernt und: auch alles 
vergessen. Der Organisation kehrt man den Rücken, läuft plan- 
und ziellos umher, ist überhaupt nicht organisiert und besorgt 
dann die Geschäfte der Arbeitgeber. Die letzteren wissen schon, 
wo ihre Leute zu finden sind. Man arbeitet dann mit den 
schmutziegsten; Mitteln, um einen Keil unter die Kollegen zu trei- 
ben und so die Einheitsfront ins Wanken zu bringen. 

Wenn tief unten in der Grube'die Wetter schlagen, dabei der 
Kollege im Gefahr gerät, wenn sich die Spannung im Gebirge ent- 
tädt, das Hangende hereinbricht, Verschüttungen vorkommen, 
wenn die Knappen, von giftigen Gasen überrascht, der Beamte, 
der Steiger, als erster Retter ihnen ebenfalls zu unterliegen 
droht, stets eilen die Ueberlebenden, selbstverstärdlich im Berg- 
bau zuerst immer die technischen Beamten, die Steiger herbei, 
um als Sach- und Fachkundige die Rettung in die Hand zu neh- 
men. Rührende Beispiele echter Kameradschaitlichkeit könnten 
hier angeführt werden; wie mancher ist nicht schon beim Ret- 
tuneswerk zu Schaden gekommen, oder hat dabei sein Leben 
iassen müssen. Das gemeinsame Ziel, den Mitmenschen: zu ret- 
ten, ihm in Gefahr beizustehen, drängt alles Trennende zurück, 
gemeinsam treten dann die grössten Feinde unter Einsetzung 
ihres eigenen Lebens das Rettungswerk an. 

Das gemeinsame grosse Ziel soll aber nicht nur im Augen- 
blick grosser Gefahr, bei der Rettung von Menschenleben das 
Trennende vergessen lassen, sondern ein gemeinsames grosses 
Ziel soll unter allen Umständen Menschen gleichen Standes zum 
gemeinsamen Handein immer wieder veranlassen. Gemeinsame 
srosse Ziele müssen binden, das Trennende muss dabei in den 
Hintergrund treten. Bei einem grossen Teile der Grubenbeamien 
ist icdoch der Gedanke, dass die Zusammenfassung aller Kräfte 
zur Erreichung gemeinsamer Ziele eine unbedingte Notwendig- 
keit ist, nur schwach entwickelt. Immer finden sich Menschen, 
die mit konstanter, nichtswürdiger Bosheit alles hervorholen, 
was Menschen gleichen Standes trennt, die gemeinsame Auf- 
gaben aus ihren Gedankenkreis vollständig ausschalten und nur 
das Trennende in den Vordergrund schieben. Man übt bittere 
Kritik am Bestehenden und beabsichtigt dabei das Organisations- 
leben immer wieder zur vergiften und zu spalten. 

Diese Zerstörer gemeinsamer Arbeit, die grossen Sünder 
am heiligen Geiste der nackten Vernunft, man sollte es nicht für 
möglich halten, sie finden immer wieder Mitläufer und Anhänger. 
Es müsste aber jedem Grubenbeamten klar sein, wenn er seinen 
Blick nach rückwärts richtet und nachdenkt, dass Erfolge nur 
erzielt werden können, wenn die Einigkeit hochgehalten wird. 
Wer die Einigkeit stört, der gefährdet unsere gesamten Erfolge. 

Sodann streitet man immer wieder in Kollegenkreisen in 
falscher Weise über die Ziele der freigewerkschaftlichen Rich- 
tung und bezweifelt deren parteipolitische Neutralität. Sogar in 
öffentlichen Versammlungen wurden wiederholt derartige  De- 
batten angeschnitten. Deshalb sei auch hier noch einmal auf 
nachstehendes hingewiesen: 

Die Aufgabe der freier Gewerkschaften ist doch: innerhalb 
der kapitalistischen Wirtschaft eine Besserung der Lage der Ar- 
beitnehmer herbeizuführen, d. h. eine möglichst hohe Entloh- 
runs und zünstige Arbeitsbedinzungen anzustreben Darüber 
hinaus wird die rechtliche Gleichstellung sowie das Mitbestim- 
mungsrecht aller am Produktionsprozess Beteiligten gefordert. 
Ist man sich hierüber klar, dass die Durchführung dieser For- 
derungen bei der heutigen kapitalistischen Wirtschaftsform nicht 
zu erreichen ist, so wird es verständlich, dass unser Ziel 
die Umgestaltung der heutigen privaten Wirt- 
schaftsform in eine den allgemeinen Inter- 
essendienende sein muss. Da der Wiederauibau un- 
serer’ zusammenzebrochenen Wirtschaft von dem Egoismus der 
Unternehmer abhängig ist, diese aber den Wiederaufbau syste- 
matisch sabotieren, wofür Beweise genug erbracht wurden, so 
ist es ohne weiteres klar, dass der Verfall unserer Wirtschaft 
weitergeht und die Teuerung, wenn sie auch vorübergehend 
etwas zurückgeht, dennoch steigt. Deshalb haben auch 
die freien Gewerkschaften durch die klare Erkenntnis, dass 
zwischen Kapital und Arbeit unüberbrückbare Gegensätze be- 
stehen, ungeachtet aller Vorurteile und Anfeindungen, diesen 
Leitsatz in das Programm aufgenommen. 

Die Wucht dieser Tatsachen bringt die Stellung der 
Har moniev erbände immer wieder ins Wanken, sie 
müssen sich dauernd umgruppieren und ihre Politik umstellen. 
Der Kapp-Putsch gab Gelegenheit zu beobachten, welch keilloses 








Durcheinander in diesen Auch-Gewerkschaften herrscht. Mas 
stand auf einmal mit dem Schiff im politischen Fahrwasser und 
hatte den Kompass vergessen, 

Sodann weiter zur Neutralitätsfrage: Wohin wir als den- 
kende Gewerkschaftler blicken, überall sehen wir den engen 
Zusammenhang zwischen Gewerkschaftsarbeit und Politik. Ge- 
rade die Friebnisse der letzten Jahre müssen doch auch dem 
Unerfahrensten die Augen darüber geöffnet haben, dass nicht 


die zahlenmässige Höhe des Gehaltes ausschlaggebend ist, son- 


dern wie weit die Kaufkrait des Gehaltes reicht. Sinkt der 
Wert des Geldes, sosind alle Lohnerhöhungen, 
die wir durch mühsame Kleinarbeit und tarii- 
liche Verhandlungen erkämpft haben, wieder 
dahin. Wir fangen die Arbeit von vorn an und drehen die 
Schraube ohne Ende weiter; wenn wir in) der Wirtschaftspolitik 
„neutral“ sein wollen. Es muss doch jedem denkenden Ge- 
werkschaftier klar sein, dass eine Gewerkschaft, welche sich 
nicht selbst aufgeben will, und auch nicht beabsichtigt, leeres 
Stroh zu dreschen, mitten hinein in die Wirtschaftspolitik segeln 
muss. Nicht nur bei der Lohn- und Gehalts-, sondern auch bei 
der Ernährungs-, Steuer-, Handels-, Auslands- und Sozialisie- 
rungspolitik, überall sehen wir. den engsten Zusammenhang 
zwischen Gewerkschaftsarbeit und Politik. Weiter muss in- 
folgedessen jedem Organisierten klar sein, dass Gewerkschaits- 
arbeit auch politische Arbeit ist. Wir müssen, ja es ist unsere 
Pflicht, uns parteipolitisch betätigen, um für unsere gewerk- 
schaftlichen Forderungen zu wirken. Selbstverständlich ein 
ieder in der Partei, die er als denkender Mensch mit wirtschait- 
lichem Weitblick für die richtge hält. Aber immer und immer 
wieder kommen wir bei der Gewerkschaftsarbeit ins politische 
Fahrwasser, und wohin geht der Kurs? Wenn wir die Gesetz- 
gebung beeinflussen wollen, dann können wir es nur durch die 
politischen Parteien, die nicht Gegner unserer Forderungen sind. 
Ist es aber unsere Schuld, wenn es Parteien mit wirtschait- 
lichen Scheuklappen gibt?! 

Jedoch die Gewerkschaft als solche muss sich zu dem 
Grundsatze der Neutralität bekennen, sie muss, ohne Rücksicht 
auf Parteiinteressen, ihren Einfluss auf die Politik geltend 
machen; denn die Gewerkschaften sind eine Macht, «ie als seib- 
ständiger Faktor neben den politischen Parteien steht. Die Ur- 
abhängigkeit von allen Parteieinflüssen macht die Gewerkschaf- 
ten „parteipolitisch neutra“, 


Aus den Fachgruppen 


Fachgruppensitzung im Saarrevier. Am 14.-März fand in 
Saarbrücken eine gemeinsame Sitzung des Ausschusses der 
Fachgruppe Bergbau und der Schachtvertrauensleute statt. Zu 
Punkt 1 der Tagesordnung gab Kollege Hoffmeister einen kur- 
zen Bericht über die mit der preussischen Regierung gepflogenen 
Verhandlungen wegen Verlängerung der Rücktrittsfrist der 
Saargrubenbeamten in preussische Dienste. Die von unserem 
Bund in dieser Frage unternommenen energischen Schritte simd 
von Erfolg gewesen und der nachstehende preussische Staats- 
ministerialbeschluss ist besonders auf die Initiative unserer 
Vertreter zurückzuführen. Der Beschluss lautet: . 

Die Staatsministerialbeschlüsse vom 1. April und 27. September 1920 
werden dahin abgeändert, dass 
1. die Frist für den unbeschränkten Rücktritt der in französische Dienste be- 

urlaubten preussischen Saarbergbeamten über den 31. März 1921 hinaus bis 
zum 31. März 1922 verlängert wird; 

2. über Rücktrittsgesuche, die nach dem 31. März 1922 gestellt werden, end- 
gültig nicht das Fürsorgeamt für Beamte aus den Grenzgebieten, sondern 
der Minister für Handel und Gewerbe nach Anhörung der örtlichen Beamten- 
vertretungen entscheidot. 


' Berlin, den 18. 3. 2t. Das preussische Handelsministerium. 
Kollege Rauchholz berichtete unter Punkt 2 der Tagesord- 


nung über die Verhandlungen mit der französischen Bergwerks- 


direktion der Saargruben. Auf diese Angelegenheit sind wir 
bereits in Nummer 12 des „Technischen. Grubenbeamten“ ein- 
gegangen. Nach Besprechung der Fachgruppenarbeit und ihrer 
besseren Ausgestaltung erfolgte die Neuwahl des Fachgruppen- 


ausschusses; einstimmig wurde der bisherige Ausschuss wieder- 


gewählt und ihm durch diesen Akt das Vertrauen ausgesprochen. 
Mit einem kurzen Appell an: alie Kollegen, den Ausschuss tat- 
kräftig zu unterstützen, damit derselbe erfolgreiche Arbeit für 
alle Mitglieder leisten kann, schloss der Vorsitzende, Kollege 
Rauchholz, die gut verlaufene: Sitzung. 


Bekanntmachungen 


Die AfA-Bergbautagung verschoben! Die für den 17, April 


1921 in Aussicht genommene gemeinsame Bergbau-Konferenz der 


AfA-Verbände ist verschoben worden. Der nächste Termin wird 


rechtzeitig bekanntgegeben. . 


Schriflleiter: G. Werner, Berlie. — Industriebeamtenr-Veriag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SweR. 
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Der Streik der englischen Bergarbeiter 


In England spielt sich gegenwärtig einer der grössten 
Kämpfe ab, die die internationale Arbeiterbewegung in ihren 
Asseinandersetzungen mit dem Kapitalismus kennt. Nach 
monatelangen ergebnislos verlaufenen Verhandlungen sind die 
englischen Bergarbeiter am 1. April geschlossen in den Streik 
getreten, Die Zeitungsmeklungen erwecken den Eindruck, als 
ob die Lohnfrage der eigentliche Streikgrund sei. Das trifft 
sur zum Teil zu. Die Ursache dieser Riesenbewegung liegt 
tiefer und ist in der anwachsenden Macht der Gewerkschaften 
und in den Bestrebungen der englischen Bergarbeiter auf So- 
zialisierung — in England heisst es Nationalisierung — des 


- Kohlenbergbaues zu suchen. Die Entwicklung der Verhältnisse 


im englischen Bergbau während der letzten Jahre gibt etwas 

näheren Aufschluss über die Ursache des jetzigen Streiks. 

{Vergl. die in Nr. 12 und 13 des „Techn. Grubenbeamten“ er- 

en Artikel „Die Gutachten ker Sankey-Kommission‘ von 
r.L.M. 

Im Jahre 1917 stellte die englische Regierung, um den 
Produktionsrückgang aufzuhalten und das wilde Anziehen der 
Kehlenpreise zu verhindern, den gesamten englischen Bergbau 
unter staatliche Aufsicht. Ausschlaggebend für diese Mass- 
nahmen waren daneben aber die. drohenden Streikunruhen in 
Süd-Wales. !IMit der Uebernahme der Gruben garantierte die 
Regierung den Unternehmern einen Mindestgewinn, der dem 
Durchschnitt der in den letzten Vorkriegsiahren erzielten Ge- 
winne entsprach. Die Unternehmer fuhren dabei nicht schlecht. 
Nach den 1918 angestellten Berechnungen hatten sich gegen- 
über der Vorkriegszeit die Proiite verdreifacht, 
während die Löhne der Bergarbeiter nur um 106 Prozent, gegen- 
über einer Steigerung. der Lebenshaltungskosten um 120 Pro- 
zent, gestiegen waren. Das Wichtigste bei der ganzen Staats- 
kontrolle ist, dass die Regierung die letzte Entscheidung in 
Lohnfragen hatte und deshalb in gewissem Sinne den im Berg- 
bau beschäftigten Personen zegenüber als Arbeitgeber auftrat. 
Die Förderung sank aber trotzdem während des Krieges stetig. 

Nach dem Kriege war ein erheblicher Förderrückgang und 
ein sehr verschärftes Verhältnis zwischen Zechenbesitzern und 
Arbeitern festzustellen. Die Bergarbeiter hatten während des 
Krieges ihre Machtstellung nicht ausgemutzt, aber sofort nach 
Kriegsende setzte der Kampf ein. Im Januar 1919 stellten die 
Bergarbeiter ihre Forderungen und verlangten unter anderem 
Verkürzung der Arbeitszeit um zwei Stunden und eine 30pro- 
zentige Lohnerhöhung. Ihre Mauptforderung war die sofortige 
Nationalisierung aller Kohlenbergwerke und Mineralvorkommen. 
Damit wurde das Nationalisierungsproblem aus dem Rahmen 
sier theoretischen Erörterungen herausgerückt und von dem 
Bergarbeiterverband als praktische Forderung auf den Schild 
erhoben. Damit begann zugleich für die englischen Gewerk- 
schaften eine neue Periode im Kampfe um die Verwirklichung 
des Sozialismus. Die Transportarbeiter und die Eisenbahner 
erklärten sich mit den Bergarbeitern solidarisch. Die Gefahr 
erkennend, die in dem gemeinsamen Vorgehen dieser drei Ar- 
peitergruppen lag, bot die Regierung alles auf, um den drohen- 
den Riesenstreik zu verhindern. Sie setzte die bekannte, mit 
ausserordentlichen Volhnachten ausgestattete Sankey-Kom- 
ınission zur Untersuchung der gesamten Verhältnisse des Berg- 
baues ein. In ihrem vorläufigen Bericht schlug die Sankey- 
Kommission an Steile der geforderten 30prozentigen Lohn- 
erhöhung eine solche von 20 Prozent vor und ausserdem 
eine Verkürzung der Arbeitszeit um eine Stunde. Nur zu leicht 
ist zu verstehen, dass die Nationalisierungsforderung in dem 
Vordergrund der Untersuchungen dieser Kommission stand. In 
dieser Frage kam die Sankey-Kommission zu dem vorläufigen 
Ergebnis, dass nach den umfangreichen Zeugenvernehmungen 
das heutige bestehende System der Besitz- und Betriebsverhält- 
nisse im Bergbau als verurteilt erscheint und an seine Stelle 
ein anderes System treten müsse, entweder Verstaatlichung 
oder eine Methode der Vereinheitlichung durch staatlichen Er- 
werb und gemeinsame Kontrolle, Es läge auch im Interesse des 
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Landes, wenn die Bergarbeiter einen wirksamen Anteil an der 
Leitung der Bergwerke erhalten würden. 

Nachdem die Regierung erklärt hatte, dass sie den Sarnkey- 
Bericht „dem Sinne und dem Buchstaben nach“ 
annehme, beschlossen die Bergarbeiter auf Anraten der Führer 
einen abermaligen Aufschub des Streiks, bis die Kommission 
ihren endgültigen Bericht erstattet habe. Die von Sankey vor- 
geschlagene Lohnerhöhung und Herabsetzung der Arbeitszeit 
führte die Regierung sofort durch. Von den Berichten, die 
aus den weiteren Beratungen der Sankey-Kommission über 
eine neue Verfassung für dem Bergbau hervorgingen, sind für 
uns besonders derienige des Bergarbeitervertreters Straker 
und der des Kommissionsvorsitzenden Sankey beachtenswert. 
Beide Berichte haben als Grundlage die Ausschaltung des Pri- 
vatkapitals aus dem Bergbau und die Durchführung der Ver- 
waltuing und Betriebsführung nach gemeinwirtschaftlichen 
Grundsätzen. Die Arbeitnehmervertreter der Kommission stell- 
ten sich unter einigen radikalem Vorbehalten hinter dem Vor- 
schlag Sankeys. 

Nach Bekanntgabe der Berichte setzte ein heisser Kampf 
in der Oefientlichkeit um das Problem der. Nationalisierung des 
Bergbaues ein. Die Unternehmer liefen dagegen Sturm.- Der 
englische Gewerkschaftskongress forderte energisch die Natio- 
nalisierung und erklärte sich. grundsätzlich bereit, zwecks 
Durchsetzung dieser Forderung zur direkten Aktion zu schreiten. 
Die englische Regierung handelte wie die deutsche in der 
Frage der Sozialisierung, indem sie einfach ihr früheres Ver- 
sprechen, den Sankey-bericht „dem Sinn und dem Buchstaben 
nach“ anzunehmen, nicht einhielt. Sie erklärte sich für eine 
Verstaatlichung der Kohlenvorkommen, wollte aber die Aus- 
beutung der Vorkommen den Zechenbesitzern überlassen. Von 
seiten der Bergarbeiter wurde aber aktiv nichts unternommen, 
um die Nationalisierung zu verwirklichen. Es lag das haupt- 
sächlich daran, dass die übrigen Arbeiter dieser Frage noch 
nicht das erforderliche Verständnis entgegenbrachten. 

Im Februar 1920 stellten die Grubenarbeiter neue Lohn- 
forderungen, die zum Teil von der Regierüng erfüllt wurden. 
Bereits im Juli wurde erneut eine Erhöhung der Löhne ver- 
langt. Die Verhandlungen darüber waren sehr schwierig und 
zogen sich bis Oktober hin. Schon damals konnte man: erkennen, 
dass die Gegensätze zwischen der Regierung und den Zechen- 
besitzern einerseits und den Bergarbeitern andererseits sich 
ausserordentlich verschärft hatten. Die Regierung sprach sich 
für eine Erhöhting der Löhne aus mit der Massgabe, dass diese 
Erhöhung von einer Steigerung der Förderung abhängig ge- 
macht werde. Die Bergarbeitervertreter wandien dagegen ein, 
dass die Höhe der Förderung keineswegs ausschliesslich von 
den Arbeitern abhänge, erkannten aber schliesslich den Vor- 
schlag von Lloyd George als Verhandlungsgrundlage an. Da 
über die Fördergrenze keine Einigung erzielt werden koennte, 
traten die Bergarbeiter Mitte Oktober 1920 in den Streik. 

Ein Abkommen zwischen Regierung und Bergarbeitern auf 
folgender Grundlage beendete die Bewegung: Bedingzungsliose 
Anerkennung der Lohnforderungen bis 3. Januar 1921. Von 
diesem Zeitpunkt ab Festsetzung der Löhne alle 4 Wochen 
nach Massgabe der Exportzifiern. Bis zum 31. März 1921 ist 
ein Plan für die künftige Entlohnung auszuarbeiten. Diese Ver- 
einbarung lässt erkennen, dass sie nur ein Provisorium dar- 
stellt und die Krise damit keineswegs endgültig beheben wurde. 

Die nachfolgende Zeit ergab foigendes Bild: Regierung und 
Zechenbesitzer hatten aber gar nicht den ernsten Willen, eine 
vernünftige Basis für ein künftiges Zusammenarbeiten mit den 
Bergarbeitern zu finden. Die Regierung leitete den Kampf ein, 
wobei ihr die allgemeine Weltwirtschaftskrise, die einen Kohlen- 
absatzmangel zur Folge hatte, zu Hilfe kam. Durch Gesetz 
wurde mit Wirkung ab 1. April 1921 die staatliche Aufsicht über 
den Berzbau aufgehoben. Daraufhitr kündigten die Unternehmer 
unter Hinweis auf die angeblich schlechte Rentabilität der 
Gruben die bestehenden Lohnverträge und erklärten, sich nur 
auf eine neue Festsetzung der Löhne in den einzelnen Bezirken 
einlassen zu wollen. Gleichzeitig stellten sie beträchtliche 
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Lohnherabsetzungen und Beseitigung. der Mindestlöhne. in Aus 


sicht. Für die Bergarbeiter waren diese Angebote natürlich 
ganz unannehmbar, wollten sie nicht aller tariflichen Errungen- 


schaften verlustig gehen. Sie forderten an Stelle der vorge- . 


schiagenen Individuallöhne bei bezirklicher Regelung Min- 
destlöhne,und zwar gleichmässigifiürdasganze 
Land. Weiterhin. verlangten sie zur Regelung der Mindest- 
löhne ein „nationales Lohnamt‘‘ mit einer Ausgleichkasse für den 
'esamten Bergbau, aus der den schlecht arbeitenden Gruben 
Zuschüsse aus den Uebergewinnen der ertragreichen Gruben zu 
gewähren sind. Diese letzte Forderung bedeutete zugleich die 


weitere Aufrechterhaltung der Staatskontrolle über. den Berg- 


bau. 

Angesichts dieser diametral gezxenüberstehenden Forderun- 
sen war eine Einigung undenkbar ‘und von der Regierung und 
den Unternehmern ja auch gar nicht gewünscht. Die Pläne der 
letzteren waren darauf angelest, die Bergarbeiter um ihre sämt- 


lichen sozial- und wirtschaftspolitischen Errungenschaften zu. 


bringen. Die Bergarbeiter haben .den Kampf aufgenommen und 
sind am:1. April geschlossen im’den Streik getreten. Ihre 
Rundesgenossen in‘der gewerkschaftlichen Triple-Alliance, die 
Eisenbahner und Transportarbeiter, haben die aktive Beteiligung 
am Streik beschlossen. Ein Riesenkampf steht bevor, wenn die 
Regierung nicht vorher. einlenkt.. Der Ausgang des Kampfes 
ist zu dem Zeitpunkt, wo diese: Zeilen geschrieben werden, sehr 
ungewiss, 

Die ganzen; Vorgänge lassen erkennen, dass es in dem eng- 
lischen Bergarbeiterstreik nicht bloss um Lohnfragen geht. Die 
immer stärker werdenden englischen Gewerkschaften und deren 
Streben auf Mitarbeit bei der Lösung der grossen sozial- und 


wirtschaftspolitischen Probleme. bedrohen das Bestehen des- 


heutigen Wirtschaftssvstems und damit . die Existenz der 
jetzigen Regierung. Die herrschende Klasse ist deshalb bemüht, 
die Arbeiter in ihre Vorkriegsstellung zurückzudrängen und vor 
allen Dingen den srossen Einfluss der Gewerkschaften zu 
brechen. Mit der beispiels!osen Herausforderung der Gruben- 
arbeiter zum Kampfe wollen Regierung und Zechenbesitzer dem 


mächtigen Bergarbeiterverband einen schweren Schlag ver- 


setzen. . Sie hoffen. damit das Nationalisierungsproblem des. 
Bergbaues gewaltsam dahingehend zu lösen. dass es von der 


Tagesordnung verschwindet. Gelingt dies, dann erscheint ihnen - 


das Fortbestehen der heutigen Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung gesichert. Der Kampf um die Verwirklichung des So- 
zialismus ist also die eigentliche Ursache des Streiks, und des- 
halb ist der Kampf von grundsätzlicher Bedeutung für die ge- 
Samte internationale Arbeitnehmerbewegung. P= 


Prüfung der Verbilligungsfonds für 
Bergarbeiter . T 


Im Auftrage der Bergarbeiterverbände und im Einver- 
ständnis mit dem Reichsarbeitsministerium ist durch eine Kom- 
mission am 17., 18., 19. und 20. Januar 1921 beim Reichsarbeits- 
ministerium in Berlin eine Prüfung über die Verwendung der zur 
Verbilligung von Lebensmitteln, Textilien und Schuhen für die 
Bergarbeiter bestimmten Gelder aus dem Zweimark- und Fünf- 
gzoldmarkfonds vorgenommen. worden. 


Aus den vom 1. Februar datierten Bericht dieser Kom-- 
mission, welcher vom Sekretär Schils und Geschäftsführer 


Metzinger unterzeichnet ist, entnehmen wir folgendes: 

In den Zweimarkfonds wurden dem KReichsarbeitsmini- 
sterium für die Zeit vom Januar 1920 bis Februar 1921: 
304 000 000 M. überwiesen. Die Ausgabe betrug 267 160 966 M., 
verbleibt somit, ein Bestand von 36839034 M. am 4. Januar 
1921. In der Ausgabe sind 20 Millionen Mark für Lohnregu- 
lierung im Ruhrrevier im Juni 1920 enthalten. Die übrige Aus- 
gabe erfolgte zur Beschafiung von l.ebensmitteln und Textil- 


wären, Fünfgoldmarkionds. 


Ausgabe: 
}. Jaut Zusammenstellung August—November 88686 769,22 M. 
2. Vorschüsse zum Lebensmitteleinkauf: 
a) für Waldenburg °. . ... ; 
b) Bergwerksverein Halle . 
c) Oberschlesien . . 


...14 150.000, 

8 000 000,— ,„ 
- _ 20.000 000, „_ 

130 836 769,22 M. 
Bestand am 4. Januar 1921... =. © .201409 235,58 „, 

Aus diesem Fonds waren nach den Songeleshei Unterlagen 
zusammen 91986 727,79. M. noch zu zahlen. & 

Verrechnet sind dann die Monate Dezember und Januar 
noch. nicht. Für diese Zeit ist ein Voranschlaz von 190.000 009 
Mark geinacht. 

Vorstehende Abrechnungen betreffen: nur die keistimeen; die 
vom: Reichsarbeitsministerium zu »verrechnen .waren. - Ausser 
diesen Summen hat das Reichsministerium für Ernährung und 


Belgien für: 


i Bet 


Einnahme 332 246 004,30 M. 


& ren. dem die ticfarnhe- var Berzärbeiierwänbe un 
- _ Förderprämienspeck‘ ‚obliegt, bis zum 30. November 1920 die 


Summe. von rund 240' Millionen Mark verausgabt. Für die 


. Monate Dezember und Januar, für die eine endgültize 'Abrech- 


nung noch nicht vorliegt, ist mit einem Betrage von weiteren 


‚144 Millionen Mark zu rechnen, Auch diese 384 Millionen Mark 
müssen aus den Einnahmen der Fünfgoklmarkprämien ihre 
- Deckung finden. 


„» Die Ausgaben sind jetzt schon Wreschlilähl höher als die Ein-"' | 


“nahmen in den beiden Fonds. Bei dem Fünfgoldmarkfonds ent- 


sprechen die Ueberweisungen aus den Vertragsländern nicht 


_ dem erwarteten Masse. So hat Fran ık reich erst bezahlt für: 


AUZUSE ST ET 19 009 000 Fr. 5: 
September . . wa 0R 7 VOR RHNE FE 
Oktober ee "23000000 „ 


270000 Fr. 
En 100 000 m 


August. = Art 
September "rn, mr 
oder zirka 293. Millionen. Phptenais 3 
Italien hat bis dahin überhaupt noch Beine Zahlungen 


Ei , 


Das Reichsarbeitsministerium überweist den einzelnen Berg- 
baiivereinen bestimmte Vorschüsse, von denen die Auszaben für 


- die laut besonderer Abmachuns zu beschafienden Lebensmittel 


bestritten werden. In der Hauptsache handelt es sich um Fett 
(Schmalz, Speck), in vereinzelten Fällen um Zucker, ferner 
Textil- und Schuhwaren, Für bestimmte Perioden müssen dann 
die einzelnen Bergbauvereine dem Reichsarbeitsministerium 
entsprechende Abrechnungen einreichen, aus denen zu ersehen 
ist, wieviel Ueberschichten verfahren wurden. welche Menge 
eingekauft und welcher Preis dafür bezahlt wurde. Der Preis, 
dert die Bergleute für die Ware bezahlt’ haben, ist im voraus 


festgesetzt, so dass dann das Arbeitsministerium . bzw. die beiden 


Fonds die Differenz zwischen dem, was die Bergleute zahlen 
und dem Einkaufspreis der Bergbauvereine zu erstatten hat. 
In allen Bergbauvereinen, mit Ausiahme des Ruhrgebiets, wurde 
Fett fast nur von der Reichsfettstelle geliefert. Für das Ruhr- 
gebiet kaufte der Zechenverband in Essen ein. Mehrfache. 
Differenzen mit letzterem haben. das Reichsarbeitsministerium 2 
wohl veranlasst, zu bestimmen, dass auch für das Ruhrgebiet 


Schmalz oder Fett von der Reichsfettstelle zu liefern sei. Leider 


ist auf Veränlassung des Reichsarbeitsministeriums dieser Be- 
stimmung nicht entsprochen worden. wodurch die beiden Fonds 
nicht unerheblich benachteiligt wurden. 8 
Die Abrechnungen . einzelner '  Bergbau- 
vereine liessen viel zu wünschen übrig und. 
verursachten dem Reichsar» eitsministeriu 
eine Unmenge Reklamationen 
Die erste Abrechnung .des Zechenverbandes- Essen. für "das 
Ruhrgebiet wurde vom. Reichsarbeitsministerium nach. kurzer R 
Prüfung nicht anerkannt und dem Zechenverband zurück- 
gegeben. Dieser stellte nunmehr eine. zweite Abrechnung un 
die ganz andere Zahlen aufwies als die erste... Auch in dieser 


Abrechnung schwebten noch eine Reihe Reklamationen. Sie 
ist vom Reichsarbeitsministerium noch . nicht "anerkannt. 


Der Zechenverband Essen forderte anfangs Dezember einen 
Vorschuss von 19 Millionen Mark. bei einem Preisvoranschl; 
von 47,65 -M. für ein Kilogramm Schmalz. Das Reichsarbeit 


‚ministerium wies jedoch nur 16 Millionen Mark an. worauf der 


Zechenverband die restlichen 3 Millionen Mark reklamierte. Als 5 
auch darauf das Reichsarbeitsministerium. nicht einging, ver- 


suchten die Vertreter der Allgemeinen. Nahrungsmittel-Import- 
Compagnie „Alnari“ . (Lieferant des Zechenverbandes) das 


Reichsarbeitsministerium zu weiteren Vorschusszahlungen zu be 
wegen und erklärten dabei, dass der Preis nicht: 47,65 ‚M., so 
dern 10.M. niedriger sei, . (Schluss folgt.) 


Bue-" Runden 


Wirtschaftsfragen 


Zur Ueberschichtenirage - ES re oe ‚Veber R 
ichienprobi em ist noch immer in der Schwebe. "Am 5. April 
ianden zwischen dem Zechenverband und den Arbeiter- u 
Angestelltenspitzenorganisationen ‘Verhandlungen ‘über Lohn- 
fragen: und das Verfahren "von Ueberschichten statt. Eine 


Einigung kam nicht zustande. Die Arbeitnehmervertreter stell- 


ten sich auf den Standpunkt, dass die Ueberschichten in der 
bisherigen Form wegfallen müssten, und als Uebergangsstadi we 
schlugen sie vor, für die Dauer von zwei ‘Monaten eine halbe 
Ueberschicht je Woche zu verfahren. -Im Hochsommer müssten 
die Ueberschichten ganz eingestellt werden. Gleichzeitig, aber 
unabhängig von der Ueberschichtenregelung sei ein Lohn- und 
Gehaltsausgleich zu gewähren für ‘den entstehenden Einkom 
mensverlust durch “das Nichtverfahren von Ueberschichte 
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" Nach längerer Aussprache machten die Arbeitgeber folgenden 

Vorschlag: Bis zum 1. Juli d. J. eine halbe Ueberschicht je 

ı Woche, dann Unterbrechung bis 1: August und ab 1. August .d.J. 

4 Veberstunden je Woche, verteilt auf 4 Wochentage. Im An- 

schluss daran. sei alle zwei Monate eine halbe Ueberstunde ab- 
zubauen, so dass nach einer Lesamtzeit von etwa 16 Monaten 
die Ueberarbeit vollständig  auihören würde. 

Als Lohnerhöhung schlug der Zechenverband im Durch- 
schnitt 4,50 M. pro Schicht vor und erklärte dabei ausdrücklich, 
dass die gegenwärtige Kohlenpreiserhuhung von 18 M. pro 
Tonne lediglich zur Deckung des seit längerer Zeit entstandenen 
Defizits gemacht sei. Die vorgeschlagene Lohnerhöhung be- 
laste mit 9.M. pro -Tonne, beanspruche also die Hälite der 
Kohlenpreiserhöhung. Auf den am 11. März gefällten Schieds- 
Spruch, der bereits eine Lohnerhöhung von 8 M. vorsieht, hın- 
gewiesen, erklärte der Vorsitzende des Zechenverbandes, dass 
die Arbeitgeber gar nicht daran dächten, die im Schiedsspruch 
vorgesehene Lohnerhöhung zu zahien, selbst wenn der Schieds- 
spruch für verbindlich erklärt werden würde. Die Zechen 
. könnten diese Mehraufwendung unter keinen Umständen tragen 
(den Vertretern derjenigen Arbeitnehmerorganisationen, die den 
Schiedsspruch angenommen hatten, mag es nach der vorstehen- 
den Erklärung des Zechenverbandes nicht gerade angenehm 
zumute gewesen sein. D. Red.) Die Gehaltserhöhungen für die 
Angestellten sollen sich nach den Worten der. Arbeitgeber in 
dem gleichen Rahmen bewegen, wie die Lohnerhöhung der Berg- 
arbeiter. 

Die Arbeitnehmervertreter lehnten die Vorschläge ab, weil 
1. die vorgeschlagene Lohnerhöhung nicht ausreichend ist und 
2. die Umiegung der halben Ueberschicht auf einzelne Tage in 
der Woche (ab 1. August) von den Organisationsvertretern 
nicht angenommen werden konnte, ohne dass die Mitglieder 
der Verbände dazu Stellung genommen haben. Fine Umlegung 
der‘ Ueberschichten könnte nur in Frage kommen, wenn ein 
nicht allzuweit hinausliegender Schlusstermin bestimmt würde, 
an dem die Uecberschichter endgültig aufhören. Da eine Einigung 
nicht möglich war, soll beim Reichsarbeitsmiristerium erneut 
eine Bes"> hung stattfinden. Vorläufig ist ganz ungewiss, 
welches Ergebnis diese neue Besprechung haben wird. 

Suwer ur Ditzungsbericht.e Gegenüber den Behauptungen 
der Zechenbesitzer, dass die ab 1. April geltende Kohlenpreis- 
erhöhung lediglich zur Deckung des seit längerer Zeit entstan- 
denen Defizits ausreiche, sehen wir uns veranlasst. folgendes 
festzustellen, 

Die letzte Kohlenpreiserhöhung beträgt 23 M. : In diese sind 
eingerechnet 5 M. zur Verbilligung von Lebensmitteln für die 
Bergarbeiter, also verbleibt den Zechenbesitzern eine reine Er- 
höhung von 18 M. pro Tonne. Die ursprüngliche Forderung der 
Unternehmer lautete auf 33 M. pro Tonne; auf Anraten der Re- 
gierung ging man bis auf 18 -M. herunter. In Wahrheit haben 
die Zechenbesitzer aber doch 33 M. erhalten. Bei Abschluss des 
Ueberschichtenabkommens im Vorjahr wurde nämlich den 
Unternehmern zur Bestreitung des 100 prozentigen Ueber- 
schichten-Lohnriaufschlages eine Preiserhöhung von 15 M. pro 
Tonne zugebilligt, beide‘ Erhöhungen ergeben also zusammen 
33 M. Bei Fortfall der Ueberschichten am 13. März d. J. hätte 
nun eigentlich die seinerzeit zur Durchführung des Ueber- 
schichtenabkommens gewährte Erhöhung von 15 M. pro Tonne 
zum Ausgleich der durch das Nichtverfahren der Ueberschichten 
entstandenen Einkommensverluste der Arbeiter und Ange- 
stellten ‚verwandt werden müssen, oder, da die Unternehmer 
sich "gegen eine «derartige Regelung sträubten, musste der 
Kohlenpreis um 15 M. pro Tonne herabgesetzt werden. Dar- 
aus ergibt sich, dass die Klagen der Unternehmer über unge- 
nügende Kohlenpreiserhöhung vollständig unberechtiet sind. 
Auch lassen die Jahresabschlüsse der Zechen erkennen. dass die 
Unternehmer alles andere als Not leiden Die diesjährige Di- 
vidende von einigen; der grössten Bergwerksgesellschaften seien 
hier wiedergegeben: Ahrenberg A.-G. 23°e Bergzwerks-A.-G. 
Consolidation 25° (12° im Vorjahr), Essener Bergwerks- 
Verein 20% (12°) und Eschweiler Bergwerksverein 14 Io 
(12°). Wir sehen also ein sehr erhebliches Anschwellen der 
Gewinne. Wenn nun demgegenüber mit dem Verlust der Berg- 
werksgeselischaft Trier. operiert wird, so ist festzustellen, dass 
laut Geschäftsbericht dieser Gesellschaft der Verlust in erster 
Linie auf die-durch Schachtstörungen auf Zeche Radbodt ent- 
standenernt Mehrkosten zurückzuführen ist. 

Im Hinblick auf diese Dividendenausschüttunzen stehen wir 
naturgemäss den Klagen der Zechenbesitzer über Defizitwirt- 
schaft infolge. ungenügender Kohlenpreise sehr skeptisch gegen- 
über. Es erscheint uns sehr angebracht, von dem bisherigen 
Nachprüfungsmodus der Selbstkosten abzuweichen und den Ar- 
beitnehmerorganisationen einen genauen Einblick in 
die Betriebs- und Verwaltungsverhältnisse zu 
gewähren. Das erscheint um so nötiger, als auch die Ab- 
schlüsse der Braunkohlengruben die gleich hohen Resultate wie 

die der Steinkohlenzechen zeigen. Auch sollte die Allgemein- 
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heit einmal darüber nachzudenken, wo die Ursachen der hohen 
Kohlenpreise liegen. Bei diesen gewaltigen Profiten wird sich 
wohl kein vernünitig. denkender Mensch der Notwendigkeit der 
Sozialisierung des Kohlenbergbaues verschliessen. 


Sozialpolitik 


Gesetzentwurf über die Höchstarbeitszeit im Bergbau, In 

Nr. 13 des „Technischen Grubenbeamten“ haben wir bereits 

darauf hingewiesen, dass im Reichskabinett die Einbringung 

eines Gesetzentwurfes betr. die gesetzliche Höchstarbeitszeit 

im Bergbau unter Tage beschlossen worden ist. Dieser Fnt- 
wurf ist erschienen und hat folgenden Wortlaut: 

„Entwurf eines Gesetzes über die Arbeitszeit im Stein- und 
Pechkohlenbergbau (Einziger Paragraph), 

Im Stein- und Pechkohlen'ergbau wird die am 1 M'rz 1921 für die Be- 

schäftieung unter Tage tarifvertraglich vereinbarte regelmässige Arbeitszeit als 


regelm?sige tägliche Höchstarbeitszeit festgelegt. Die Vereinbarung von 
Ueberarbeit ist zulässig. 


Landesrechtliche Vorschriften, in denen für Betriebe mit besonderen 
Betriebsverhältnissen eine kürzere Höchstarbeitszeit festgelegt ist, bleiben auf- 
rechterhalten und können weiterhin erlassen werden. 

Für die üher Tage beschäftigten Personen. gelten die allgemeinen Vor- 
schriften über die Arbeitszeit. Diese reiten auch für die Beschäftigung unter 
Tage, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes vorgeschrieben ist. 

Begründung. 

Die bevorstehende gesetzliche Regelung der gewerblichen Arheitszeit im 
allgeme'nen lässt es gebnten ersch-inen, für den Stein- und Pechkohlenberg- 
bau unter Tage eine kürzere regelmässige Arbsitszeit festzusetzen, wie sie den 
gesteigerten Anforderungen und ungünstigeren gesundhe tlichen Bedingungen 
dieser Arbeit angemessen ist und der Ueberlieferung entspricht. Die gesetz- 
liche Regelung dieser Frage ist gerade in der gegenwärtigen Zeit besonders 
wichtig, denn die ungenügende Kohlenversorgung im Inland und die Forde- 
rungen der Entente zwingen dazu, von den Bergarb-itern unter Tage vorübcr- 
gehend Ueberschichten zu verlangen, was die irrige Auffassung hervorrufen 
könnte, es sei damit eine dauernde Verlängerung der täglichen Arbeitszeit 
beahsichtiot. 

Der Bemessung der Höchstarbeitszeit legt der vorliegende Gesetzentwurf 
die für die einzelnen Bergbaugebiete zurzeit bestehenden tarifvertraglichen 
Abmachungen der Arbeitgeber und A beitnehmer zugrunde, weil so die 
sicherste Gewähr für e'ne den verschiedenartigen Forderungs- und Arbeitsver- 
hältnissen angepasste Begrenzung der Arbeitsdauer gegeben ist. Da es sich 
lediglich um die Festlegung einer Höchstarbeitszeit handelt, bleibt die Verein- 
baru g einer kürzeren Arbeitszeit zuläss'g.. Andererseits muss für volkswirt- 
schaftliche Nots’ände auch die Vereinbarung von Mehrarbeit zugelassen. werden, 
Eine zeitliche Begrenzung dieser Mehrarbeit erübrigt sich, da ihre Festsetzung 
eine Vereinbarung vo aussetzt, die bei der umfassenden tariflichen Regelung 
der Arbeitsverhältnisse im Bergbau nur von den grossen Organisationen der 
beteiligten Ärbeilgeber und Arbeitnehmer getroffen werden kann. 

Bestehen’'’e od:r künftige landesrechtliche Sonderregelungen zum Schutze 
der Gesu ıdheit bei besonderen "Betriebs- un! :in.basondere Wärmeverhältnissen 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt.“ 


Da die Angelegenheit drängte, haben wir umgehend unseren 
Fachausschuss im Ruhrrevier zur Beratung zusammenberufen, 
um zu diesem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Wir halten 
einen Gesetzentwurf in dieser Form für völlig unannehmbar, da 
er einmal Oberschlesien ausscheidet, ferner auch die anderen 
Bergbauarten ausser Frage lässt, und weil ausserdem die Fest- 
legung auf die tariflich festgelegte Höchstarbeitszeit die Unter- 
nehmer in ihrem Widerstande gegen weitere Verkürzungen der 
Arbeitszeit ausserordentlich stärken wird. 

Am 7. April haben die ersten Verhandlungen über diesen 
Gesetzentwurf im sozialpolitischen Ausschuss der Reichswirt- 
schaftsrates stattgefunden. Kollege Werner, der als Gut- 
achter geladen war, hat die Stellungnahme der Angestellten 
dahingehend präzisiert, dass ihre Höchstarbeitszeit unter Tage 
der der Arbeiter gleich sein müsse und dass für die Frledigung 
der mit der Steigertätigkeit zusammenhängenden schriftlichen 
Arbeiten, die von keinem anderen erledigt werden können, eine 
Ueberarbeit von % Stunde zugebilligt werde. Diese Stellung- 
nahme ist nach eingehender Beratung im Fachgruppenausschuss 
des Rheinlandes festgelegt worden. Ein Gutachter von seiten 
der Unternehmer präzisierte seine Stellungnahme zur Arbeits- 
zeit der Beamten dahin, dass die tarifliche Bindung, d.h. eine 
Stunde Ueberarbeit zur Erledigung der schriftlichen Arbeiten 
das Gegebene sei. 

Soweit sich bis heute schon erkennen lässt, wird der Ge- 
setzentwurf in dieser Form auch von seiten der Unternehmer 
abgelehnt. Die nächsten Wochen werden sicher die Entschei- 
dung bringen, auf weicher Fassung man sich einigen wird. 


Bildungsfragen 


Die Neuregelung des Bergschulwesens und der G. d. A. 
Kollege Schlichtermann aus Buer schreibt uns: 

Endlich ist durch. Landesgesetzgebimg nun auch die Neu- 
regelung des Bergschulwesens sichergestellt. Im Hinblick auf 
die zum April dieses. Jahres einzuführende bergmännische 
Pilichtfortbildungsschule und die Neugestaltung der Bergvor- 
schule im Ruhrbezirk kann man wohl behaupten, dass das gc- 
samte bergmännische- Bildungswesen einen guten Ruck voran- 
gebracht und einem langgehegten Wunsche der Arbeitnehmcr 
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im Bergbau damit Rechnung getragen worden ist. Die Anfänge 
sind gemacht, die Formen sind zum Teil fertig; nun beginnt die 
eigentliche Arbeit, nämlich die ‚Schulung selbst und insbeson- 
dere das Wecken des Interesses bei den jungen Leuten für die 
Schule. 

Interessant ist es nun, dass andere Verbände, besonders der 
G. 4. A auf den Schathtanlagen mit der Behauptung krebsen 
gehen, dass ihnen die Neuregelung der bergmännischen Schul- 
fragen zu danken wäre, Wenn man auch im allgemeinen von 
dem Vogel, der sich mit fremden Federn schmückt, nicht viel 
hält, so erscheint es doch zweckmässig, um einer Geschichts- 
fälschung von dieser Seite von vornherein den Boden zu ent- 
ziehen, einmal kurz, unter Zugrundelegung des vorhandenen 
Materials, die Sache zu beleuchten. Am 18. September 1919 
wurde auf einer, von der Fachgruppe Bergbau unseres Bundes 
in Essen abgehaltenen Versammlung eingehend zu den berg- 
männischen Schulfragen Stellung genommen. An Hand einer 
von den Bergschullehrern verfassten Denkschrift und verschie- 
dener die Sache betreffenden Anträge, die von der Sozialdeno- 
kratischen und der Zentrumspärte! der Landesversammiung 
unterbreitet worden waren, wurden alle Fragen der Neurege- 
lung besprochen und das Ergebnis dieser Aussprache in iolgen- 
dem Leitsatz zusammengestellt. 

„Verstaatlichung der Bergschwien und Mitbestimmungsrecht 
der praktischen Grubenbeamten im Lehrerkollegium, grund- 
legende Beeinflussung des Lehrplans, Trennung der Schultage 
von den Arbeitstagen, Zwangsiortbildungsschule für die berg- 
männische Jugend und Hebung des Allgemeinwissens.“ 

. Dadurch, dass der aus der Volksschule kommende, auf einer 
Zeche in Arbeit tretende junge Mann sofort der bergmännischen 
Pflichtfortbildungsschule überführt wird und hier drei Jahre 
verbleibt, ist ihm Gelegenhet geboten, sein Wissen weiterzu- 
bilden. Die Tüchtigsten der Fortbildungsschule sollen dann, so- 
fern sie Lust zur Grubenbeamten-Laufbahn haben, die Berg- 
vorschule besuchen. Nach zweiiährigem Besuch der Bergvor- 
schule und einigen Jahren weiterer Praxis in alien bergmänni- 
schen Arbeiten, erfolgt dann im Alter von ungefähr 24 Jahren 
die Zulassung zur Bergschule; den fähigsten Schülern soll nach 
Absolvierung der Bergschule Gelegenheit zum Studium an der 
technischen Hochschule gegeben werden. Die Ziele der Berg- 
schule und der Bergvorschule können dann weiter gesteckt 
werden wie bisher: denn durch die angestrebte Trennung des 
Schultages vom Arbeitstag ist die Lehr- und Lernmöglichkeit 
eine grössere, und ausserdem erhalten die Bergvorschulen durch 
die Einführung der dreijähriger Pflichtfortbildungsschule ein gut 
vorgebildetes Schülermaterial. 

Dieses Programm wurde am 5. Oktober 1919 auf einer 
Schulkonferenz in Hannover, an der Vertreter des Bundes aus 
fast allen Bergbaugebieten Deutschlands teilnahmen, eingehend 
behandelt und so ein Plan fertiggestellt, auf dem weiter Hand 
in Hand mit den gesetzlichen Körperschaften gearbeitet werden 
konnte. In der Arbeitskammer für den Ruhrkohlenbergbau, in 
der man den G. d. A. nicht kennt (er hat hier kein Mitglied), 
ist man dann diesem Programm gefolgt und hat eine Eingabe 
an den Minister für Handel und Gewerbe gerichtet, in der die 
Pilichtfortbildungsschule für die, bergmännische Jugend zeior- 
dert wurde. Die gleichen Forderungen wurden in der Landes- 
versammlung von den vorhin benannten Parteien erhoben, und 
so hatte der Minister im April 1920 einen Arbeitsausschuss 
{auch in diesem Ausschuss ist der G..d. A nicht-vertreten) mit 
der Ausarbeitung eines Planes betraut. Auf Grund dieses aus- 
zearbeiteten Plaues wird zum 1. April 1921 die bergmännische 
Pflichtfortbildungsschule errichtet. 

Wie der G. d. A. nun von einer Förderung dieser Fragen 
durch seine Tätigkeit sprechen kann, ist nach den geschilderten 
Vorgängen unverständlich. Die gesamte Arbeitnehmerschaft 
kann es eigentlich nur begrüssen, dass der G. d, A. nicht mit- 
geholfen hat. : Hätten seine Führer, wie zB, Herr Schneider 
heim Betriebsrätegesetz, oder wie Herr Beckinann bei der Frage 
der Sozialisierung des Kohlenbergbaues, auch in diesem Schul- 
problem mitgewirkt, so wäre ganz wahrscheinlich das Schul- 
wesen im Bergbau anders — aber nicht besser, - höchsiens 


schlechter — geregelt worden. Die Angestellten haben an den: 


beiden Proben, die diese beiden Führer des G. d. A. bei der 
Mitarbeit in den vorhin erwähnten Fragen geliefert haben, ieden- 
jalls vorläufig genugx und sind froh, wenn der G. d. A. ruhig ein- 
ınal wenig oder besser gar nicht arbeitet. Nur durch Stärkung 
des Bundes und der AfA können wir die Arbeitnehmer auf eine 
höhere Bildungsstufe bringen und damit dem grossen Ziele, der 
Befreiung der Arbeiinehmer vom Kapitalismus, näherkommen. 
Hierbei kann und will schliesslich auch der G. d. A. nicht mit- 
helfen, denn er lebt noch in dem Wahn der Harmoniedusclei 
und wird schwerlich jemals die Wege einer Gewerkschaft ein- 
schlagen. 
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Gewerkschaftsarbeit ; 


‘Die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches über die Er- 
höhung der Angestelltengehälter im Kafibergbau abgelehnt. Der 
Reichsarbeitsminister hat laut Mitteilung vom 4. April die Ver- 
bindlicherklärung des Schiedsspruches vom 11. Januar 1921 
unter folgender Begründung abgelehnt: | 

Die im Schiedsspruch vorgesehenen Gehaltsaufbesserungen erscheinen zwar 
mit Rücksicht auf: die Kosten der Lebenshaltung angemessen. Die umfang- 
reichen Ermittlungen über die finanzielie Leistungsfähigkeit des Bergbaues. 
haben jedoch erzeben, dass zurzeit eine weitere Belastung von einer gro:sem_ 
Zahl der Werke bei der jetzigen schlechten Lage des Kalimarktes nicht ge- 
tragen werden kann. Die Verbindlicherklärung musste daher im Interesse cer 
Allgemeinheit und der Beteiligten selbst abgelehnt werden. 


Der Reichsarbeitsminister hat reichlich lange Zeit gebraucht, - 
um eine Entscheidung zu fällen. Wir müssen offen gestehen, 
dass wir eine Ablehnung der Verbindlicherklärung nicht erwar-. 
tet hatten, da der Schiedsspruch für die Arbeiter, der mit dem 
unsrigen in ungefähr der gleichen Zeit gefällt worden war, be-. 
reits Ende Januar für verbindlich erklärt worden ist. Auch gibt 
ja der Reichsarbeitsminister in seiner Begründung zu, dass die 
vorgesehenen Gehaltsaufbesserungen mit Rücksicht auf die 
Kosten der Lebenshaltung angemessen erscheinen. Aber der 
Pierdefuss kommt hinterher. Es heisst, dass eine grosse An- 
zahl Werke eine weitere finanzielle Belastung nicht tragen 
könnten. Wir geben zu, dass die heutige Lage der Kaliindustrie 
schlecht ist, müssen aber zugleich feststellen, dass die seiner- 
zeit aufgestellten Forderungen der Angestellten durch den 
Schiedsspruch bereits mit der schlechten Lage der Kaliindustrie 
in Einklang gebracht worden waren und dementsprechend 
der Schiedssprisch auch nur ganz geringfügige Gehaltserhöhun- 
gen für die Angestellten brachte und für die gesamte Kali- 
industrie nur eine Belastung von etwa 4 Millionen Mark dar-. 
stellt. Der für verbindlich erklärte Arbeiterschiedsspruch ‘be- 
lastet demgegenüber den Kalibergbau mit 42 Millionen Mark. 
Bei den Verhandlungen über die Erhöhung der Kali-Inlandpreise 
und den Vorverhandlungen über die : Verbindlicherklärung - ist 
auch ständig betont worden, dass die Erfüllung des Schieds- 
spruches nicht von einer Erhöhung der Kalipreise abhängig 
gemacht werden kann. En 

Den vom Reichsarbeitsministerium angestellten umfaug- 
reichen Ermittlungen über die finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Kalibergbaues stehen wir sehr skeptisch gegenüber. Wohl 
mag es dem Reichsarbeitsministerium nicht an- dem guten 
Willen gefehlt haben, Klarheit zu schaffen, aber wir bezweifeli, 
ob dies angesichts der Haltung der Arbeitgeber tatsächlich ' 
möglich gewesen ist. Nachstehendes vertrauliche Rundschrei- 
ben bestärkt uns in unserer Annahme: i as 

An die Herren Werksdirektoren! 

Wir möchten nicht verfehlen, Ihnen mitzuteilen, dass wir aus zuverlässiger 
Quelle erfahren haben, das Reichswirtschaftsministerrum beabsichtige durch 
einen beauftragten Herrn des Ministeriums erneut etwa auf 20 Kaliwerken 
Untersachungen über die Selbstkosten dieser Werke anzustellen, um sich da- - 
durch weitere Unterlagen zur Stellungnahme zur Frage der Kalipreiserhöhung 
zu verschaffen. 

Wir bitten, diese Mitteilung vertraulich zu behandeln. 

Mit vorzüglicher Hochachtung! 
Arbeitgeberverband der Kaliindustrie. gez. Meberle. 


In demselben Masse, wie die Kaliwerksbesitzer die Mass-- 
nahmen des Reichswirtschafisministeriums durchkreuzen, wer- 
den sie wohl auch verstanden haben, den Reichsarbeitsminister 
bei Seinen umfangreichen Erinittlungen über die finanzielle Lei- 
stunzsiähigkeit des Kalibergbaues hinters Licht zu führen. Wir 
erwarten, dass angesichts der trostlosen wirtschaftlichen Lage 
der Angestellten im Kalibergbau von seiten der Regierung 
energische Massnahmen ergriffen werden, um den Forderungen 
der Angesteliten Geltung zu verschaffen. Wir sehen uns ausser 
Stande, die heutigen Gehaltssätze noch länger zu verantworten. 

In welcher Weise die Unternehmer bestrebt sind, die 
schlechte Lage der Kaliindustrie zu „heben“, zeigt ein Rund- 
schreiben des Kalisyndikats vom 14. März 1921, wonach Auf- 
träge in Kalidüngesalz 38- bis 42prozentig nicht mehr entgegen- 
genommen werden tnd gleichzeitig eine Lieferungssperre für 
40 %o Kalidüngesalz verhängt und für die Salze der 
Grupven 1 bis 3 eine solche Sperre angedroht wird. Da- 
mit verwickein sich die Arbeitgeber in immer grössere Wider- 
sprüche. Auf der einen Seite klagen die Werkbesitzer über Ab- 
satzmanzel, auf der anderen Seite gehen sie dazu über, keine 
Aufträge mehr entgexgenzunehmen und sogar die Lieferung zu 
sperren. Die ganzen Vorgänge zeigen klar und deutlich, dass 
wir auf schnelistem Wege in die Produktionsverhältnisse der 
Kaliindustrie eingreifen müssen, und zwar in der Weise, dass 
eine Ausschaltung der die Interessen der Allgemeinheit ignorie- 
renden Unternehmer erfolgt. = 
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Zur Sozialisierung des Kalibergbaues 


Die Sozialisierungskommission veröffentlicht nachstehenden 
kurzen Auszug aus dem Ergebnis ihrer Untersuchungen über 
die Frage der Sozialisiierung des Kalibergbaues: 

Die Soziatisierungskommission wandte sich, nachdem sie 
ihre Gutachten über die Frage der Sozialisierung des Kohlen- 
bergbaues abgegeben hatte, dem Kalibergbau zu. Als Grund- 
Sage mussten bei einer Prüfung der Sozialisierung der Kali- 
industrie die grundsätzlich verschiedenen Verhältnisse im: Koh- 
len- bzw. Kalibergbau beachtet werden. Während die Kohlen- 
produktion heute noch hinter der Nachfrage zurückbleibt, leidet 
die Kaliindustrie an einer Ueberproduktion. Grundlegend für 
die Gutachten der Sozialisierungskommission war ferner die de 
facto vorliegende Durchbrechung des deutschen Kalimonopols, 
die hauptsächlich durch den Verlust der elsässischen FErzeu- 
gung und die Aufschliessung bedeutender Kallvorkommen in 
Spanien verursacht wurde. Die Gutachten der Sozialisierungs- 
kommission in der Kalifrage liegen noch nicht im genauen Wort- 
laut, sondern lediglich im Auszuge vor. Immerhin ergibt sich 
aus dem vorliegenden Material, dass Einmütigkeit darüber be- 
stand, die dauernd ungünstig arbeitenden Werke auszuschalten 
und die Produktion auf die guten Werke allein zu übertragen. 
Es Berrschte demnach in bezug auf das Ziel, nämlich eine Oeko- 
nomisierung der Kaliindustrie, volle Uebereinstimmung. Die 
Ansichten über die zu beschreitenden Wege waren jedoch ver- 
schieden. Im wesentlichen kommen zwei Auffassungen in Be- 
tracht. 

Eine Sanierung der Kaliindustrie aus sich selbst heraus er- 
scheint den Herren v. Batocki, Krämer, Rathenau, v. Siemens 
und Dr. Vogelstein als erstrebenswert. Diese Gruppe schliesst 
sich damit aufs engste an die Vorschläge des Reichskalirates 
an. Man solle eine langiristige, auf 30 Jahre beinessene Quo- 
tenfestsetzung an Stelle des bisherigen fünfjährigen Turnus vor- 
sehen. Der Reichskalirat solle zur Zwangsstillegung dauernd 
unwirtschaftlich produzierender Werke ermächtigt werden. Das 
Abteuien neuer Schächte sei gesetzlich zu verbieten. Die ge- 
nannte Gruppe ist der Anschauung, dass bereits die gesetz- 
liche Ermächtigung des Reichskalirates zu einer Zwanzsstil- 
legung hinreichend sei, um unwirtschaftlich arbeitende Werke 
auszuschalten. Erst dann, wenn diese freiwillige Stillegungs- 
aktion nicht schnell genug oder ausreichend durchzeführt werde, 
solle man zu den durch das Gesetz gegebenen  Zwangsmass- 
nalınen schreiten. Diese gesetzlichen Massnahmen zur Ein- 
leitung der Stillegungsaktion dürfen keinen Augenblick länger 
hinausgeschoben werden. Einen Zusatzantrag stellt noch 
Dr. Rathenau, indem er für. die freiwillige Stillegung eine Frist 
von zwei Jahren gewahrt wissen will. Erst dann seien jene 
Werke zwangsweise stillzulegen, deren durchschnittliche Pro- 
duktionskosten, die der zehn am wirtschaftlichsten arbeitenden 
Werke um mehr als 20 Prozent übersteigen. Die durch die 
Zwangsstillegung ireiwerdenden Quoten sollten den zehn am 
Züustigsten arbeitenden Werken zugute kommen. 

In einer Ergänzung zu diesem Antrag schen Professor Linde- 
mann, ferner die Herren Baltrusch und Steger (christl. Gewerk- 
vereine) und Hartmain (H.-D. Gewerkverein) darin eine 
aussererdentliche Stärkung der Monopolsteliung der bestehenden 
Werke, Man solle daher auf Grund gesetzlicher Verordnung 
einen gewissen Prozentsatz der Quoten der stillgelegten Werke 
auf die staatlichen bzw. unter staatlicher Beteiligung betrie- 
benen übertragen. 

Grundsätzliche Aenderungen in der-Gestaltung der Kali- 
industrie wollen in einem zweiten Votum die Herren Dr, Braun, 
Cohen, Hilferding, Kaufmann, Umbreit, Werner und Wissell her- 
beigeführt wissen. Ihr Gutachten läuft auf eine zemeinwirt- 
schaftliche Regelung der Kalifrage hinaus, Absatzorganisation 
und Betriebsorganisation sollten wie bisher zetrennt bleiben. 
Der Betrieb der Kalibergwerke und chemischen Fabriken, fer- 
nor das Recht an den unyerritzten Feldern sollten auf eine gc- 
mielnwärtschaftliche Körperschaft, die „Deutsche Kali-Gemein- 
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schaft“, übertragen werden. Die Organe dieses Wirtschafts- 
körpers sollten der Reichskalirat, das Reichskalidirektorium und 
die Generaldirektoren: der fünf Bezirke Hannover, Halle, Magde- 
burg, Nordhausen und Eisenach bilden. Jedem Generaldirektor 
sei ein aufsichtsführender Ausschuss beizugeben, der aus Ver- 
tretern des Reichskalirats und aus Arbeitnehmern des Bezirkes 
sich zusammensetzte. Letztere solle man an der Produktivität 
der Betriebe durch Gewährung von Prämien interessieren. Die 
Entschädigung der Werksbesitzer solle derart erfolgen, dass 
ihnen neun Zwanzigstel der Anteile der Kalivertriebsgesellschaft 
gewährt werden. Dagegen erhalte die Kaligemeinwirtschaft 
elf Zwanzigstel der Anteile der Vertriebsgesellschaft. Dabei 
sollten die Anteile (Aktien) der abgefundenen bisherigen Be- 
Sitzer mit einer vierprozentigen Vorzugsdividende ausgestattet 
werden und die der Kaligemeinschaft unveräusserlich sein. Die 
Kalivertriebsgesellschaft solle das alleinige Recht haben, die 
Erzeugnisse der Kaligemeinschaft zu den tatsächlichen Selbst- 
kosten zuzüglich der zu zahlenden Prämien und des Anteils 
an den Verwaltungskosten der Kaligemeinschaft zu übernehmen. 

Eine von dem zweiten Vorschlag prinzipiell nır in dem 
Punkte der Zuerkennung der Stimmenmehrheit abweichende 
Anschauung vertritt Professor Lederer. Er hält die Gründung 
eines Kalitrusts für erforderlich, in dem Privatbesitzer, wie auch 
dig Staaten Aktien im Verhältnis zu den von ihnen in den Trust 
eingebrachten Werten erhalten. Auch Lederer wünscht die 
Allgemeinheit an diesem Trust zu beteiligen, aber nicht mit der 
Mehrheit der stimmberechtigten Anteile, sondern nur mit 
49 Prozent. Die Kontrolle des Trustes soll dem Reichskalirat 
obliegen, der auch das Recht erhalten solle, produktions- 
politische Massnahmen (wie Stillegungen) zu treifen. 

Einmütigkeit besteht endlich bei sämtlichen Koimmissions- 
mitgliedern darüber, dass die von der Stillegung einzelxer Werke 
betrofienen Arbeiter und Angestellten angemessen entschädiet 
werden sollen und dass dabei auf deren Wirtschaft weitgehende 
Rücksicht zu nehmen sei. 

In einer der nächsten Nummern des „Technischen Gruben- 
beamten“ werden wir die einzelnen Sozialisierungsvorschläge 
veröffentlichen und eingehend dazu Stellung nehmen, 


Prüfung der Verbilligungsfonds für 
Bergarbeiter (Schluss.) 


Der Bergbauverein Waldenburg verlangte im Dezember 
Vorschuss zum Einkauf für Schmalz zu einem Preise von 44 M. 
pro Kilo. Als das Reichsarbeitsministerium den Preis bean- 
Standete, erklärte der Bergbauverein, dass der Preis auf einem 
Irrtum beruhe, das Schmalz keste nur 35,35 M. pro Kile, dazu 
wären dann noch Fracht und Spesen gekommen. Lieferant war 
eine Firma aus Rotterdam. 

Diese Preise waren um diese Zeit zu hoch. Es konnte ein- 
gekauft werden zu 34 M. Der Kleinhandelspreis war um diese 
Zeit 38 bis 40 M. pro Kilo. 

Soweit das Reichsarbeitsministerium und dessen Rechnungs- 
stelle in Frage kommt, erkennt die Kommission die grosse 
Sorgfalt an, mit der die Interessen der Bergleute bei der Ver- 
wendung der beiden Fonds gewahrt werden. 

H. 
Die Nachprüfung beim Zechenverband. 

Die Einkaufspreise für Schmalz beim Zechenverband in 
Essen schienen der Kommission ausserordentlich hoch. Da die 
Abrechnungen für die einzelnen Lieferungen oft bis zu 
100 Waggon sehr summarisch gehalten und für die hohen 
Spesen Unterlagen beim Reichsarbeitsministeristn nicht vor- 
handen waren, prüfte die Kommission die Unterlagen bei dem 
Zechenverband in Essen. 

Diese Prüfung fand unter Mitwirkung des Herrn Gerichts- 
assessors Dr. Classen und des Rechnungsbeamten Herrn Arent- 
hokl aus dem Reichsarbeitsininisterium vom 25. bis 28. Jamuar 
statt. Das Prüfungsmaterial erstreckte sich. über ein halbes 
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erg hait- diese. Art. der . Buchiührung-nicht- für-richtg. 


; Grund - ‚einer, .genehmigten Abrechnung. 


kosten, 


78 = 


yahe: und war so. umfangreich; BR sich: ‘die Komiiesign in 
dieser kurzen Zeit auf Stichproben ° beschränken musste. - Die. 


Arbeit wurde dadurch erschwert, dass die Buchführung wenig. 


übersichtlich. war. 
in bezug 
nıüssen, 


Ein Konto,. über das: die .Geschäftsvorfälle 
auf die -Verbilligungsfonds ‚hätten ‚gebucht werden 
ist nicht vorhanden. 


tragen. La jedoch diese Abrechnung nicht anerkannt-und e:ne 
neue mit anderen Zahiem vom Zechenverband aufgestellt: wurde, 

stinmen nunisehr die Zahlen der Abrechnung mit den: Büchern 
uicht überein. Ls.wurde von .Zecheiverband angegeben, dass“ 
die Eintragung nicht erfolgt wäre, weil die Abrechnung noch 
iucht "gerreimgt” sei. “Die buchmässge "Verbuchung soll also 
erst ertolgen, na,hdeın die Abrechnung anerkannt ist.. Die Kom- . 


Abrechrung soll nach.buchmässig geiührten Konten auigestellt 
werden und nicht die- einzeisen Konten ‚angelegt: werden auf 
"Frotz: der "Bestimmung des Rrichsarbeitsrnktisterttne. dass 
‚das Fett-durch - die. .‚Keichsiettsteile : ‚bezogen "werden soil, ist 
‚die Ailgemeine ‚Nahrungs smittel,- import - Compagnıe „Alnari* 
WHaaindu: yJ: „ausschucssucher Lieleraut Ges. (zebenVverDbäaudes, 
Diese. Firma hat sogar ‚Schmalz: von .der‘ Reichsiettstelle, das 
bereits in Essen lagerte, dem Zechenverband in: Essen weiter- 
verkauft. „Zu welchen Preisen die. „Alnari‘ dieses Fett von 


— der: Reichsfettstelle gekauft -hatte,; war. nicht zu ermitteln. Die 
"Ware hätte der -Zechenverband: doch sofort. von ‘der Reichs- 


iettstelle kaufen -können, «zumal- sie in Essen lagerte und da- 
‚durch zweifellos viele Tausende: Mark: erspart worden wären. 
Die. „Alnari“ rechnete in seinem Fale mit 2 Prozent Vermitt- 


iungsprovision, »in. einem ‘anderen Falle, in’ dem -ebenfalls von ° 


der Reichsfettstelle gekauft wurde, mit 1’/, Prozent Provision. 
Dabei hat der. Zechenverband alle, auch die geringsten Un- 
zu Lasten :des -Verbilligungsionds -zu tragen gehabt. 
‚Bei allen“ Käufen -handelt es sich -um: grosse’ Mengen und: um 
mdie Miliionengehen«.e Summen: Die Kommission ist 
der ‚Ansicht, dass .bei’den hohen ‘Sımimen eine- Vermittlungs- 
‚provision von 2.bzw. 1’); Prozent viel zu hoch fst, zumal das 
ganze Risiko. durchdie :Verbilligungsfonds ’zu tragen war. Bei 
den meisten Käuien handelt es sich jedoch nicht’ um Provisions- 
verkäufe, ‘sondern. um Verkäufe für eigene Rechnung der Ge- 
sellschaft. : Die :Einkaufspreise des Zechenverbandes waren 


ans sserordentlich hoch und .betrugen im Durchschnitt: 
‚JanuarlFebruar 1920. 0 2°, 5237 M; per kg. 
Februar/April 1920 PER ae ee a A 
Mai 1920 i . . 53 . ° . 8, + 52,27 » E}) BE : 
Miydnr I 2 N RER a 
: JunifJuli 1929 EEE NE BEL RAR BO 22,09 »» FR, 
1 E20, 2 30,66 „ 


Reichsfettstelle: 

2. 45, M. per: ke. 

LEE 

39, 75. ”..# F} 
28,10 nn ” j ee 

x 25,55 ”».» Er 
a a 


. Dagexen - beirugen die - Preise ee 
‚Januar/Februar 1920  . 
März 1920. ; ° 7, 
-April19207, 0 
Mai -1920 DE 
Jun 20 a 
Ju ZII2D 3ER 4 
August 1920. . BEE RE ER 
Besondere Ursachen de r hohen Preise waren: 
ı-Verwendung alter, ungünstiger Devisen. 
Dem Zechenverband waren vom -Kohlensyndikat Devisen zur 
Verfügung gestellt, unter der Bedingung, dass die Hälfte jedes- 
mal der Reichsiettstelle überwiesen wurde. In einem Falle 


eo. 00 ® 


. oe 6.0.» 
u. 0 vie oe 
..e 8.4, °% 


. . . ..® 


gab die Reichsiettsteile nach einiger Zeit die Devisen wieder 


‚zurück, weil-sie dieselben nicht gebrauchen ‘konnte.- Der Kurs 
hatte. sich mittlerweile wieder bedeutend verschlechtert. Die 
Devisen sind beschafft worden bei einem Kurs von zirka 
30--34 M. für einen Gulden und sind teilweise zu einer späte- 
ren Zeit zur Bezahlung des Schmalzes bei einem Kurs von 
zirka 15—17 M. für einen Gulden verwandt worden. Nach 
Schätzung der Kommission entstand dadurch eine unberechtigte 
Mehrbelastung der Fonds von zirka 20 Mill. Mark. 

2. Der Zechenverband rechnet mit einem Verlust durch 

Schwund von:152 Proz. der gelieferten Menge. Da er das 
Schmalz an die einzelnen Zechen -in Orignalpackungen liefert, 
kann. es sich nicht um einen: Einwiegeverlust handeln. Stich- 


proben ergaben Verluste von 0,52, 0,67, 0,31, 0,47 und 0,51 
Prozent. 

Es wurde in mehreren. Fällen ein Uebergewicht 
festgestellt. Bei letzterem hatte der Zechenverband bzw. sein 


Lagerhalter ein höheres Gewicht an die Zechen geliefert und 


. berechnet, als ihm aus dieser Lieferung selbst berechnet war. 


Es sind Uebergewichte iestgestellt worden, als höchstes 
von 0,31 Porzent. Dadurch wird die aJgemeine Verlustziffer 
noch. herabgedrückt. Die Gewichisdifferernzen konnten nicht 
einwandfrei erklärt werden. So war bei einer Lieferung von 
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Wohl sind ‚die Zahlen der ersten, 
dein kKeichsarbeitsministerium.eingereichten Abrechuung, einge-. 


:Yier- 


Nr. 16% 








5. Bargonsi RR ‚Brultpegdchf: iR Hamburg tesigeiteitigvöre. 3 
‚den von 882.990 kg. Das Essener Neugewicht betrug 880719 kg. 


“Hamburg, kann bei dem Nettogewicht auch nur eine: Differenz 
von 2271 kg vorhanden sein. Die Abrechnung- ergab aber in 


- Essen ein Nettogewicht-von 747 228,2 kg, während 7578232 kg 
dem Zechenverband- berechnet sind. Es ist demnach eine Ge- 


“wichtsdifferenz- von- 10595 kg, während .die Differenz "nur 

„e27l kg betragen 'dürite. Der Verlust von-8324 kg. konnte weder 

- von dem :Zechenverband noch von dem Vertreter der rare 
= “erklärt werden. 


In einer Abrechnung über 100. Waggon ‚Sehmalz. lad 2 
. 65000 Mark als Unkosten berechnet, woiür keine Unterlagen. 


"vorhanden waren. Die dabei "befindlichen Unterlagen gehörten 
. zu einer Specklieferung. 


»Buchungsfehler zu Unrecht erhöht ‚worden. Dagegen wurden 


die Fonds dadurch nicht berHäft, weil auch Speck dara aus. be- 


‚zahlt wird. 
‘Aus. den Abrechnungen ‚war zu ersehen, dass, bis Ende 
Juli 1920 geliefert war an : 
Be Schmalz NER es 4293 554,675 er sh 
a Speck . f P} 5 ar" % “ . es . 


kg 


Hieaus en En Zechen ‚geliefert - 5458 276: 
© Als Schwund verrechnet ie LT 
5 Bestand” 420 ‚254, 375. kg. 


: Eine, Bestandsaufnahme hat. jedoch. - nicht: ‚statigefunden. 
Der Verlust : wurde. einfach. mit: 1,52 Prozent der eingegangenen 
Menge verrechnet. ..Selbst für .die Mengen, die von der Reichs- 
Tettstelle. in Essen lagernd gekauft. wurden, wurde. dieser Ver- 
lust ‚berechnet. 

die Lager und Verwaltanesunkosten. Die. 
‚Lagerung ‚und Verteilung durch :eine. Essener. ‘Grosshandeis- 


-firma.: An Unkosten wurden für-je 100 ke: Schmalz er 

> 1. Ausladen aus. .dem- Waggon .:...0 3. 0,70: M. 

. - 2, Einzeln-Verwiegen “: & ED 

3. Prüfung- u. Repar. d. Verpackungsin era. XS Kr SE. 

‚=.4, ‚;Sachverständigenkontrolle, ©: .. 01. 20.22.4800 5: : 
SR 'Lagergeld ar il Saar TO ; 
©. Gleisanschlussgebühr.. BE En RR 3 1:29. Kr Re RBER 


‚Zusammen. 12. 20 ON. BE 

\ ‚Später wurde dieser Satz. erhöht. BR 13 Mi und ab" 15: No- 

= PR 1920 beträgt der Gesamtunkostensatz 14,50 M. 
‚Speck ‘betragen: die- Unkosten ab 16: November -17,50 Mi“ für | 
Butter 13.M., für Süssspeise' 12,50 :M. pro 100 kg. Die Un: 


sit, „Auslieierung an die en . 


‘Der Schmalzpreis ist durch diesen 


41675 700,700. Kg 
er | Zusammen "8.969 255,375 ke 





„Für 


Die. Gewichtsdifferenz. ‚betrug also in diesem Falle 2271 
«Da jedoch das Taragewicht in 'Essen "dasselbe :war- wie in - 
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kosten erscheinen hoch, - jedoch : konnteidie Kommission, ‚die Be- 2 
rechtigung derselben nicht nachprüfen. - -- Da 


Wie. schon. bereits an anderer: Stelle ‚gesagt, 


die Kommission auf Stichproben. beschränken. Die ‚gewünsch- 


„ten Unterlagen,.besonders. zu. den Spesen, sind in’ der Revi isions- 


zeit nicht "alle vorgelegt worden: «Um: eine genaue Prüfung‘ der 
Verwendungder .Devisen, ‘der Gewichtsverluste, der ‚entstan- 
denen Unkosten, . der Höhe "der -Einkäufspreise” vornehmen zu 
können, wäre erforderlich gewesen, dass. über -die 'Verbilli- 
gungsaktion, getrennt von. allen anderen. ‚Geschäitsvorfälten -des 
. Zechenverbandes, besoriders ‘Buch geführt worden "wäre, :Die 
Kommission ‘empfiehlt, den Zechenverband zu’ veranlassen, dass 
zachträglich noch die. a gene ‚nach. kaufmännischen 
Grundsätzen verbucht werden. ; 


Hisste sich ei 





Das Reichsarbeitsministerium hat: zu jeder: Zeit den‘ ee 


verband‘ zur schnelleren Erledigung 'der“schwebenden  Anrel 
genheiten gedrängt. 
Mark an Zinsen 


zezahlt wurden, ist’ es notwendig, dass al 


schwebenden Differenzen zur‘ Ersparımg von: Zinsen schnell 


erledigt werden.» Das Reichsarbeitsministeriim‘ hat bis zur ein- 


Da bis heute bereits - ‚etwa‘ ‘5° Millionen 


wandireien Rechnuneslegung des Zechenverbandes die 'Anwei- R 


ER von fast 160 Millionen -Mark verweigert. - Die Kommission 
kann dieses nur rückhaltlos billigen, empfiehlt aber. auch, eine 
schnellere und für kürzere Zeiten. bestimmte Abrechnung. Sie 
„empfiehlt ferner, zu prüfen, ob die Beschaffung ‘und Verteilung 
der verbilligter Lebensmittel nicht vortei!häfter im Interesse 


Be 


‚der Bergarbeiter gestaltet werden kann. Be 


- r . 
” o 


Der vorstehende Bericht, is sehr objektiv gehalten ist. 
ein typisches Zeichen für die berühmte Kaufmännische „Tüch- 
tigkeit” des Unternehmertunis. Ob schliesslich absichtlich die 

uchführung des Zeehenverbandes so=wnübersichtlich und ver- 


schleiert geführt worden ist, wollen wir dahingestellt sein las- 


sen. Besser kann jedenfalls nicht- nachgewiesen werden, - 


4 


schädigend und verteuernd der: vielgepriesene- Initiativgeist « der 


Zechenbesitzer und die: sogenannte, freie Wirtschaft auf unset 
HWalkswir Be us a als hier" ErSErpieln, wor den ist, .K 








Mäche "Gewinn, gleichgültig wiet- Nicht einmal die sozialen 
Einrichtungen der--Arbeitnehmer sind .diesen Profitjägern heilig. 
Angesichts » der. aufgedeckten  unzeheuren Missstände kön- 
nen wir es nur begrüssen, dass die Lebensmittelversorgung für 
die Bergarbeiter, entsprechend den Forderungen der beteiligten 
Verbände, in die Hände der Arbeitnehmerorganisationen gelegt 
worden ist. ’ 


Briketts: 


LiRlasser.,., . 
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IN. Klasse... 
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ee 


M.- 379,10 
„377.80 
» 375,60 


H. Für Brennstoffe des Niedersächsischen Kohlensyndikats, 
‚Gesamtbergamt in Obernkirchen: 
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Wirtschaftsfragen 


Kohlenpreiserhöhungen. - Auf Grund: der : Beschlüsse des 
„Reichskohlenverbandes ‘vom 30. -März 1921 gelten ab 1. April 
Tonne ein- 


1921 nachstehende Brennstoffverkaufspreise 


scliliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer: 


I. Für Brennstoffe des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats, 


je 


Fettkohlen: 
Fördergruskohlen . 2. 0 2.4002. «2 M: 223,10 
Kardeucohlen- 73. 2.8 u We Da, SE EDITAO 
Melierte. „. . . y 5 a ee ZN) 
Bestmelierte RR A Wa yee 
Stöckkohlen I. . . x EUREN, 7 2058 266,50 
Nusskohlen I . BE ER BT 7:75 273.10 
NAR Kohlen Er EN a Rt) 
Nusskohlen II N EA REAL DER ar 2 a0 
Nusskohlen IV ER wir; Ye nee, 2262,30 
-Nusskohlen V Be 5 3251,20 
Kokskohlen ne RE 22 5:231:80 
Gas- und Gasflammkohlen: 
Border es . . M. 223,10 
Flammförderkohlen . a BE ea ee en 2HAO 
- Gasflanmförderkohlen . .°. . er et] 
Generatorkchlen -. . . . R Ar er 27 
Ola N Rn ale 1,80 
Stückkohlen I RAN Re Ver 4266,50 
Gew Nüsskonien 1,0... 21310 
Gew. Nusskohl-n I .....02.%.% 027310 
Gew. Nusskohlen I . .... 2.20. ER EZIEAG 
Gew. Nussskohlen- IV , 0. 5 37,54 202,30 
Gew: Nusskohken V 0.2... °, ar 250 
DIURSSENB ne an ano . } 7% 0r48223,10 
Gew. Teinkohlen . , . . Bet esse 231.80 
»Esskohlen: 
Fördergrus 1%: ,... A ..,°M. 223,10 
Förderkohlen 29, ... . en 1225,20 
Förderkohien 35% ,. . Ur . te 07222,40 
= Bestmelierte S0Y . 2. a are a) Fe 
Stückes... RELEREN TE SEE 4326210 
N FR RIO IRRE 3324 802,80 
Nüsskänlenili a ze 01 se, rise 32 302,80 
Munskaplen HE. 7 re, Er 288,50 
Nüsskohlen IV 2.17 2 A 2202,30 
Benkohlepaen sr ER) .772,53218,270 
Magerkohlen.-östl Revier: 

Fördergrus 1%,  . .-. ET ©. MM. 223,10 
wPorderkahlen 250, 3 0 1.025,20 
Forderkohien:359/, . . 2... 22740 
Bestmelierte SCH... Eee er td 
ET PEST SER ENRIRRREEE TEN 
ER . 25 25308.20 
Nusskohlen u RS, er | ® ... “ . » 568,70 
Nusskohlen Il. , RE TE EEE ». 290,40 
Nusskohlen IV ee Sec, „262,30 
Ungew Feinköhlen ae ale nv214,3 

Magerkohlen, westl, Revier: 
Porderrus lt 2. 2320,80, M.-220,90 
Färderkohlen ER Er „. 225,20 
Förderkohlen 35%. =... .-. » ‚227,40 
Meheke As. 2. W, N 0% „ 231,80 
SIE 6 N „ 275,20 
BAnthrazitnusskohlen I. . . ....2..% » 301,30 
Anthrazitnusskohlen 1] : AR. „ 342,40 
Anthraziinusskehlen HI ! . . 2.2.0. „ 201,9 
Anthrazitnusskoblen IV .. . . . . 2. 2 u.248,80 
Ungew. Feinkohlen -.. . . 2. .2..% Beyer 212,20 
Gew. Feinkohlen TAN ER ER ..06,0.210,90 
Schlamm- und minderwertige Feinkohle: 
Minderwertige Feinkohlen . . . .'. _M. 86,60 
Schlammkohlen . . ... ..2.. 040722080,80 
Mittelprodukt- und Nachwaschkohlen NE 
Bemanuberge Dt nn ern 
Koks: 
Grosskoks I. Klasse . . . SEN BLZ 
Grosskoks II. Klase . . . . 00.928.900 
Grosskoks IH. Kissse . . . . N 3208 
Giessereikoks . » 2 2... A Bei 20. 
Brechkoks I ee ET ee bie ” 394,29 
Brechkoks be 0 N in Ns a 2394.20 
Brechkokai 127,8 3,5 28 ET BR Se, — 
Brechkoks: IV. a0, 2, waraı a re 324,60 
. Koks, halb gesiebt und halb gebrochen, . nr 344,80 
Knabbel- und Abfallkoks . er kat 49 342,70 
Kranke EN TB RR N 3420) 
DETIEDERBEE Sr 7a En U EN 6924,60 
Koksgruss ae) Se weg FSRR RER te 06.18) 


Schmiedekohlen . . M. 287,50 
Nusskohlen I. . . h N 
Kokskohien PIE N RE PEARL .297242,70 
Beibaufonderköhlen 2: ne Sr, „ 19,— 
Nachsetz- und Schlammkohlen ee re FALCO 
Magerförderkohlen re hr. 23E60 
Magernusskohlen EDEN REES RE » 274,— 
Beckedorfer Förderkohlen RENNEN BE SRAN 
Grosskoks . . . EEE Kor RER TSE HRG 
Brechlole: 5 2 u a TEE ar) „ 413,70 
BRUROKn, a En en UNO 
a EEE ER a RETTET 
RE RPE WR Sa ER „ 403,50 
Preussische Berginspektion in Barsinghausen: 
Förderkohlen . EN a e 2... M. 248,20 
Preussische Berginspektion 1 in Ibbenbüren: 
Ibbenbürener Förderkohlen . . . 2’, 2 v2 MM. 25010 
Stückkohlen . . BERN A > 5420260 
Nusskohlen #0, ln, a N N) 
Nussköhlen IE. . EL RRAAT EE U ERSHLED 
DEE IE a le ee ee. n 294 10 
Feinkohlen . . . ee er) .. . . .. » 22 „sd 
Püsselbürener Förderkohlen . a He tr 25.70 
Förderkohlen (Buchho'zkohlen) aus dem Rurc!- 
schachtfelde (ab Bahnhof-Püsselbüren) . ee rt Ti) 
Böhlsimiukchleh Su 7, ccm ei „64,30 
\ Briketis 3 EL u a ER „402,10 
Steinkohlenbergwerk Osterwald: 
Boptterischlene 2 3 a a ME 247,80 
RE REN RE n 227,— 
Steinkohlenbergwerk in Münchehagen: 
e Fönterköblen 0. rl na EST 255,49 
Kohlenbergwerk Minden, G:m.b. H., Minden i. W. 
Borsecköhlent. 0, en De ae M. 269,40 


Puaskablan 9.2.23 mas RR a li, „» 317,— 
: Beinkohlen ars. 3a el, een. 256,30 
Steinkohlenwerk Plötz bei Lobejün: 
umlötkohlen Sn. .02. 2 ee te ne 275,10 
Förderkohlen, stück#eih . . .. 0, N 0 1 0285 A 
Bruskkahlen NEST ER Ltr 
-Briketts, 1,5 kg. . ee 


HI. Für Brennstoffe des Rheinischen Braunkohlen-Syndikat:. 
Brrketias 0 Se ee M 144,89 \ mit Fracht- 
Dackeikeis 0: nu 0 148,80 j grundiaze Libler 
Föderkahle:), 149220 0, „32,90 
N ER ER Ve 
Brikettabrieb . . . ..°. 2020.’ 3680 Nab: Werk 
Staub-, Schlamm- und Filterkohle . . . 32390 | 

IV. Für Brennstoffe des Kohlensyndikats für das 
rechtsrheinische Bayern. 
Dre urnhe Pechkohle. 


Hausham, Penzberg, Peissenbirg, Marienstein. 
Stück über ZIEHREN ya . M. 309,80 
















Grob 75-200 mm . 2 rr‘‘ 
Brocken 50-— 75 mn ; ae ver9.4 0880,30 
Würfel 25— 50mm. . IE een ee 7330 
Nuss I 12— 25 mm. ne 20 
Nuss II 6- 12mm... FE TE NEN) 
Waschgriess Os sn aa ae + 20920 
Rohgriess EN ER Pe FEN » 271,10 
HBtallliohle 74 0 2 ne 32.2 245,20 
a. art arite HI ae Fein eat, Bis » Men 
:amm wre arnlerne Laer de ar, ” , 
Stockheimer. Steinkohle, 
Schimiedekohle EEE CR M.. 287,70 
ES ER ER ER REISTE RR Na n.2 8,20 
BUREKOIONE n 213,40 
Klarkohle EEE ER KON ag N RER NN Sal San Re ar a ” 188,70 
Bayerische Braunkohle. 
$ a ren 
8 | 22) 3 5 
Brenustoffsorten F] E - 3 H j 
2 > 3 &6 [-% 
33|8|88 
M. 


M. M. ® M. M. 
Förderkohle =. ©... 74,501 83,101 — 116,10) 162,90) 133,10 
Sort. Förderkohle . . . , 92,20) 107,60) 101,30) 143, — 161,30 
Babe a 8. 222,15 _— 318601 — 
Brikettspäne . . 2... .1:150,35| 117,25! 226,30 
Klarteichkohle 104,901 — 112,20 


GBEuEA ©... . = 


= 


I 


_ u 83,30] .104,60 

Die Kohlenförderung im Ruhrgebiet (einschliesslich der 
Jinksrheinischen Zechen) stellte sich im Monat März nach 
den” vorläufigen täglichen Anschreibungen in. 25 Arbeitstagen 
anf 7.430 700 Tonnen. Erfahrungsgemäss erhöht sich’ diese vor- 
läufige Schätzung bei den endgültigen Feststellungen um etwa 
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200.000 To.; so dass mit einer Förderung von rund 7,63 Mill 
Tonvien oder arbeitstäglich 305 200 To, zu rechnen ist. Im Monat 
Februar betruz die Gesartiörderung in 24 Arbeitstagen 
8174606 To. oder arbeitstäglich 340609 To.; mithin ist ein 
Rückgang um etwa 35000 To. arbeitstäglich zu verzeichnen. 
Diese Minderförderung ist in der Hauptsache darauf zurück- 
zuführen. dass seit dem 13, März keine Ueberschichten mehr 
verfahren werden. In der zweiten Hälfte des Monats März 
hat sich der Rückgang in der arbeitstäglichen Förderung sogar 
auf etwa 45000 To. belaufen. 

Die Steinkohleniörderung Oberschlesiens im 1. Vierteljahr 
1921 betrug 8329 796 Tonnen gegenüber 7360490 Tonnen in 
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Förderung im 1. Vier- 
teljahr 1921 auf die einzelnen Monate verteilt, ergibt folgendes 
Bild: Janıar 2821820, Februar 2811904 und März 2696 072 
Tonnen. 

Sozialpelitik 

Zur Versorgung der Bergarbeiter mit verbilligten Lebens- 
mitteln. Der Einkaufisgesellschaft des Zechenverbandes im 
Ruhrrevier „Alnari“, die ausserordentlich zum Schaden der Berg- 
arbeiter rearbeitet hat (siehe Bericht über die Priiung der Ver- 
billigungsfonds für Bergarbeiter in der vorigen Nummer unserer 
Zeitung). ist aufgelöst und an deren Stelle die Bergarbeiterver- 
sorgung G.m.b.H. gebildet worden, An der Bergarbeiterversorgung 
sind beteiliet die Grosseinkaufszeselischaft Deutscher Konsum- 
vereine m. b. H. Hamburg, die Grosseinkaufsgesellschait m. b. H., 
Düsseldorf-Reisholz, die am Bergbau beteiligten Arbeiter- und 
Angestelltenorganisationen und die Regierung. Der Auisichts- 
rat der Bergarbeiterversorgung setzt sich zusammen aus: ie 
1 Vertreter der 4 Bergarbeiterverbände, 1 Vertreter der AfA 
(Kollege Rudolph‘ vom D. W. V.), 4 Vertretern der Konsum- 
vereine und 2 Vertretern der Regierung. Damit ist eine Ge- 
schäftsführung im Sinne der Arbeitnehmer in weitestgehendem 
Masse gewährleistet. Der Einkauf der Lebensmittel wird nicht 
nur für das Ruhrgebiet erfolgen, sondern soll auf den gesamten 
Berzbau des Deutschen Reiches ausgedehnt werden. Die Ver- 
teilung der Waren wird, soweit angängig, durch die Konsum- 
vereine vorgenommen. Wir wünschen dieser gemeinnützigen 
Gesellschaft besten Erfolg in ihren Arbeiten und fordern unsere 
Mitglieder auf, die Bestrebungen der Bergarbeiterversorgung 
nach Kräften zu unterstützen. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Reichsarbeitsgemeinschaft für den Kalibergbau. Am 
34. März tagte die Abteilung Angestellte der Reichsarbeits- 
gemeinschaft, Gruppe Kalibergbau. Es standen zur Tagesord- 
nung zunächst zwei Satzungsänderungsanträge, sowie eine Reihe 
von Tarifstreitigkeiten, über weiche in der Berufangsinstanz 
entschieden werden sollte. 

Auf Antrag der Arbeitnehmerseite wurde der 8 5 der 
Satzungen durch den Zusatz ergänzt: „Ist bei der Abstimmung 
über einen Antrag Stimmengleichheit, so ist der Antrag erneut 
au? die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen.“ Dadurch 
ist es möglich, über einen bereits einmal durch Stimmengleich- 
heit abzelehnten Antrag erneut zu beraten. 

Fin weiterer Antrag auf Gewährung der Verkeiratetenzu- 
age laut $ 10 des Tarifvertrages auch für ledige Angestellte, 
die eine sittliche oder gesetzliche Verpflichtung zur Unter- 
haltung von Familienangehörigen haben, wurde vertagt. 

Einige weitere Berufungsanträge über Entscheidangen von 
Untergruppen wurden abgelehnt, 


Reichsarbeitsgemeinschait Bergbau. Im engeren Ausschuss 
der Reicksarbeitsgemeinschaft Bergbau stand am 1. April 1921 
die Verteilung eines neuen grösseren Zuschusses zur Errichtung 
von Bergmannswohnungen zur Beratung. Auf ‚Vorschlag des 
Reichsarbeitsministeriums soll den einzelnen T reuhandgesell- 
schaften das vorherige Aufbringen ihres Bezirkes erneut zu- 
gewiesen werden. Es würden demnach erhalten: 

Ruhrbezirk 475, Niederschlesien 21, Zwickau 20, Aachen 8, 
Halle 69, Senitenberg 52, Köln 5 und München 6 Mill. Mark. 

Ausserdem wurden zugewiesen infolge besonderer Bedürf- 
tigkeit:, Niederschlesien 30 und Sachsen 25 Mill. Mark. 

Weiter wurde beschlossen, sofort nach Klärung der ober- 
schlesischen Verhältnisse auch dort eine Treuhandgesellschait 
»i errichten, der ebenfalls ein grösserer Zuschuss zugewiesen 
werden sell. 

Auf der Tagesordnung "standen ferner eine Reihe von Be- 
schwerden, die sämtlich abgewiesen wurden. Ferner wurde 
über das Verhältnis der Heimstättengesellschaft Neu-Deutsch- 
tand (Schmiudische Siedelungen) zu der Mitteldeutschen Treu- 
handgesellsskait. berichtet. Hiernach wird die Schmudische 
Siedelung unft ihre Arbeit mehr in den Kaliberzbau ver- 
legen, sich aber im allgemeinen den Bedingungen und Verhält- 
pissen in unserei Treuhandgesellschaften anpassen. 
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Aus dem Berufe 


| 
; | 
Vorsicht, stellensuchende Grubenbeamte! Eine neue Einstel- | 
lungsmethode wendet die Verwaltung der im Bezirk Essen gele- 
gene Zeche Helene-Amalie an, wobei die Stellensuchenden 
unter Umständen ihre Existenz verlieren. Steiger W. bewarb 
sich dort um eine Stellung und erhielt den Bescheid, sich bei 
Herrn Dr. B. persönlich vorzustellen. Hier wurde er einem 
fachlichen Fxamen unterworfen. Daraufhin wurde ihm unterm 
24, 12. 20 ein Anstellungsvertrag zugestellt. Kollege W. erklärte 
sich schriftlich mit diesem Vertrage einverstanden und kündigte 
am 1. Januar seine bisherige Stellung, um am 1. März die neue 
Stellung auf der Zeche Helene-Amalie anzutreten. | 
Bis dahin war alles in Ordnung. Mitte Januar ging dem 
Kollegen jedoch von seiner neuen Werksverwaltung ein Schrei- 
ben zu, worin ihm mitgeteilt wurde, dass er die ihm zuge- 
sprochene Stellung wegen Betriebseinschränkung 
nicht erhalten könne, In diesem Augenblick war der Kollege 
stellungslos gemacht, weil er seine biskerige Stellung gekündizt 
hatte, und ihm nun die neue Stellung vorenthalten wurde. Um 
Kiarheit zu gewinnen, wandten wir uns sofert an den Betriebs- 
rat der Zeche Helene mit der Frage, worin die Betriebsein- 
schränkung bestehe. Der Betriebsrat erklärte, dass ihm von 
einer Betriebseinschränkung nichts bekannt sei, im Gegenteil 
Betriebserweiterungen bevorständen. Es bestehe 
überdies Steigermangel, so dass die Beurlaubungen nur mangel- 
haft erfolgen könnten. Die Richtigkeit der: Angaben des Be- 
triebsrates solite sich bald herausstellen. An Stelle des Kollegen 
W. wurde in den ersten Tagen des Monat März ein anderer | 
Steiger eingestellt, der bis dahin jedoch noch keinen Anstellungs- 
vertrag im Besitz hatte. | 
Wenn diese Methode Schule macht, werden unzählige Kol- 
legen brotlos, weil die Bewerber nicht wissen, ob die Au- 
stellung tatsächlich als echt anzusehen ist. Das obige Beispiel 
möge allen steilensuchenden Kollegen als Warnung dienen. 
Der Herr Direktor Dr. B. bezeichnete in einer Angestellten- 
Tatssitzung, an der ein Bündesvertreter teilnahm, mehrere Be- © 
amte als „geduldet“. Zu diesen Geduldeten gehörte auch 
ein Beamter, der bereits 25 Jahre auf dem Werke tätig ist. Es ° 
ist wirklich schon weit gekommen, wenn: Angestellte, die ihre 
volle Arbeitskraft für einen entsprechenden Entgelt hergeben, ° 
von den Zechenherren nur als „geduldet“ angesehen werden. 


Aus den Fachgruppen 


Verlängerung der Rücktrittsirist für die Saar-Bergbeamten 
in bayerische Staatsdienste, Auf Antrag unseres Bundes hat 
die bayerische Regierung den preussischen Staatsministerial- 
beschluss vom 18. März 1921, der die Frist für den unbeschränk- 
ten Rücktritt der preussischen Saarbergbeamten in preussische 7 
Dienste bis zum 31. März 1922 verlängert, übernommen, so” 
dass nunmehr für die bayerischen Bergbeamten dasselbe wie 
für die preussischen gilt. 


Bücherschau 


Sozialisiert den Staatsbergbaul Von-Landtagsabg. Limbertz. IaNr.13 
unserer Zeitung wiesen wir auf den „Bericht des Ausschusses zur Untersuchung i 
der Betriebaverhältnisse der staatlichen Bergwerke -im Direktionsbezirk Reckling- 7 | 
hausen“ von Landtagsabg. Limbertz hin. Wir sind heute in der Lage mit- | 
zuteilen, dass dieser Bericht unter obigem Titel- nunmehr erschienen ist, | 
Irrtümlicherweise war damals ven uns als Verlag der der „Essener Arbeiter- 
zeitung“‘ angegeben. Wir erfahren nunmehr, dass die Broschüre zum Preiss 
von 1,25 M. von dem Verlag H. Hansmann & Co., Bochum, Wiemelhauser ’ 
Strasse 42, zu beziehen ist. 5 2 

„Die Krise in der Kaliindustrie“ von Steiger G. Werner. Im „Vorwärts 
Verlag“ ist eine Broschüre vom Kollegen Werner, betitelt: „Die Krise in) 
der Kali-Industrieo“, erschienen. Kollege Werner behandelt in dieser 
Schrift den Werdegang der deufschen Kaliwirtschaft bis zum Kriegsbeginn, um 
dann auf den Niedergang nach dem Kriege einzugehen. Die heutige Krisis | 
und ihre Auswirkungen werden einer eingohenden Betrachtung unterzogen, 
und zum Schluss werden die Wege besprochen, die die freien Gewerkschaften” 
für notwendig halten, um wieder zu einer Gesundung im Kalibergbau 
kommen Dazu gehören die Sozialisierungsvorschläge und die geplanten Anträ 3 
an die Gesetzgebung Die Broschüre ist nicht nur für die in der Kali-Industrie) 
Beschäftigten, sondern für alle, die sich mit volkswirtschaftlichen Fragen. be- | 
fessen, von grösster Bedeutung. Wir können deshalb allen unseren Mitgliedern 
die Anschaffung nur aufs wärmste empfehlen. Der Preis beträgt 3 M. Ausser’ 
von dem Vorwärts-Verlag kann die Broschüre von dem Tadustriebeamkeuen | 


Verlag, Berlin NW 52, Werftstrasse 7, bezogen werden. N 
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‚nicht die Mittel gewähren wollen?“ 


- Arbeiter besonders schwer. 


: Verbraucher dagegen. 
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Nummer 17 l Ä Berlin, den 29. April 1921 ] 3. Jahrgang 


Kaliangestelltentarif und Kalipreis- 
erhöhung 


Die Verhandlungen im Kalibergbau sind jetzt in ein Stadium 
getreten, das eine offene Aussprache notwendig macht. Die 
Mitgliedschaft muss in ihren Reihen jetzt die Fragen selbst ein- 
gehend besprechen, um Klarheit zu schaffen. Ueber den Gang 
der Dinge ist schon des öfteren in unserem „Technischen Gru- 
benbeamten“ berichtet worden, so dass die früheren Vorgänge, 
sowie die Lage in der Kaliindustrie hier nur noch einmal kurz 
wiedergegeben zu werden brauchen, 

Die Kaliindustrie hat durch den Weltkrieg: ihre Monopol- 
stellung verloren. Sie hat ausserdem durch eine hypertrophische 
Entwicklung die gesunden wirtschaftlichen und technischen 
Grundlagen verloren, so dass sie sich in einer Krise befindet, 
die von Tag zu Tag schwerer in die Erscheinung tritt. Die 
von-ihr gezahlten Löhne sind daher gegenüber anderen Berg- 
bauarten zurückgeblieben, und die gewerkschaftlichken Kämpfe 
zur Steigerung des Einkommens waren für die Angestellten und 
Für die Arbeiterschaft ist im De- 
zember 1920 ein Schiedsspruch gefällt worden, den das Reichs- 
arbeitsministerium für verbindlich erklärt hat; für die Ange- 
steilten ist am 11. Januar 1921 ebenfalls ein Schiedsspruch er- 
gangen, dessen - Verbindlicherklärung jedoch im Gegensatz 
zum Schiedsspruch für die Arbeiter nicht erfolgt ist. Trotz 
dieser. verschiedenen Behandlung der Tariifragen der Arbeiter 
und Angestellten von seiten des Reichsarbeitsministeriums war 
bisher praktisch in der. Auswirkung kein Unterschied, denn die 
Arbeitgeber haben bisher an keine der beiden Arbeitnelimer- 
gruppen die in dem Schiedsspruch vorgesehenen Sätze gezahlt. 
Sie erklären, sie seier. nicht zahlungsfähig; ihre Betriebe ar- 
beiteten ohnehin mit Unterbilanz. - Sie lehnen sogar besonders 
herausfordernd ab, weil sie genau wissen, dass die Organisa- 
tionen nicht. imstande sind, gewerkschaftliche Kampfinittel an- 
zuwenden, weil-die schlechte Lage der Industrie das verbietet. 

Nun haben die Unternehmer bereits im Monat Januar eine 
Kalipreiserhöhung beantragt, die jedoch im Kalisyndikat init 
Stimmengleichheit abgelehnt worden : ist. Die Arbeitgeber 
stimmten dafür, die Arbeitnehmer und die landwirtschaftlichen 
Die Vertreter der Angestellten und Ar- 
beiter glaubten nicht, -dass .sie die Verantwortung. dafür über- 
nehmen konnten, die Kalipreise in der gegenwärtigen Situation 
zu erhöhen und so den ohnehin stark zurückgegangenen Absatz 
noch mehr zu vermindern und die Zahl der Arbeitslösen crheb- 
lich zu vergrössern. Sie hielten diese ‚Gefalir für sehr schlimm, 
für schlimmer sogar als etwaige sonstige Folsen. Sie stimmte: 
vor allem gegen die Erhöhung der Preise, weil die Unternehmer 
es nicht für notwendig hieiten, die Arbeitnehmer über die Lage 
der Industrie so zu unterrichten, wie es unbedingt notwendig 
ist, um für diese gewichtige Entscheidung die Verantwortung 
übernehmen zu können. Die Unternehmer hatten nun das 
grösste Interesse daran, diese geschlossene Front, die geren 
die Kalipreiserhöhung gestimmt hatte, zu brechen: dein eine 
Kalipreiserhöhung muss durch den Reichskalirat angenommen 
werden. Sie haben daher auf ihren Werken den Be&triebsräten 
und vor allem den Angestellten bei jeder Gelegenheit gesagt: 
„Wie könnt ihr Lohnerhöhung, wie könnt ihr die Annerkennung 
des Schiedsspruches verlangen, wenn die Angestelltenvertreter 
nicht für die Preiserhöhnug stimmen, wenn sie der Kaliindustrie 
Diese Vorwürfe wurden 
weiter mit Drohungen, mit Entlassungen und sonstigen Nach- 
teilen unterstützt, was zur Folge hatte, dass in der Ange- 


'stelltenschaft die gewünschte Stimmung geschaffen wurde und 


En 


in viel stärkerem Masse als in der Arbeiterschaft der Gedanke 


‚sich durchsetzte, dass die Kalipreise 'erliöht werden müssen. 


Vertreter des G.d.A. waren Schon von’ Anfang an der Mel- 
nung; dass die Ablehnung der Kalipreiserhöhung durch die 
Angestellten-ein grosser Fehler zewesen: sei, und sie agitierten 
auch mit’ diesem Argument. Im Laufe der Zeit mehrten- sich 
dann auch- die Stimmen, die ein: Eintreten der Angestelltenver- 
Areter für die Kalipreiserhöhung verlangten. 


. Vorstand 


Nun sollte am 21. April d.J. wieder eine Sitzung des 
Reichskalirates stattfinden, in der erneut die Erhöhung der 
Preise beantragt werden sollte. Die Unternehmer haben des- 
halb vorher mit den Organisationen der Angestellten und: Ar- 
beiter -verhandelt, um deren Vertreter für eine Zustimmung 
zur. Kalipreiserhöhung zu gewinnen. In diesen Vorverhand- 
lungen zeigte es sich nun, wie die rechtliche Lage der Ange- 
stellten gegenüber der der Arbeiter verschieden ‘war, weil der 
für die Angestellten geltende Schiedsspruch noch nicht für ver- 
bindlich erklärt worden ist. Das war ein Druckmittel, das 
die Unternehmer zu gebrauchen verstanden. Nun war von den 
ATA-Mitgliedern beschlossen worden, dass wir diese Bewegung 
gemeinsam mit der Arbeiterschaft zu Ende führen müssten, 
Wir hatten in diesem Sinne auch bisher gehandelt und würden 
diese Taktik weiter verfolgt haben, wenn wir: unserer -Mit- 
glieder im Kalibergbau so sicher wären, dass diese unsere 
Stellungnahme, eine Verständigung mit den. Unternehmern so- 
lange abzulehnen, bis eine Verständigung mit der Arbeiter- 
schaft erfolgt sei, verstehen würden. Aber gerade in dieser 
Hinsicht ist leider der freigewerkschaftliche Gedanke im Kati. 
bergbau am schwächsten vertreten; ausserdem lässt die gewerk- 
chaftliche Klarheit im Kalibergbau am meisten zu wünschen 
übrig. Das kommt daher, weil vor allem der G.d. A. und auch 
die anderen nicht der AfA angeschlossenen Augestellten-Ver- 
bände immer und immer wieder an die rein egoistischen Inter- 
essen der Kaliangestellten appellieren und so eine Klärung der 
Geister hindern, um «die grossen gewerkschaftlichen Ziele 
klar zu erkennen und Sonderinteressen hintanzustelien. 


Andererseits ist aber auch nicht zu ‚verkennen, dass in- 
folge des gesunkenen Auslandsabsätzes und der verhältnis- 
mässig geringen Steigerung der Inlandpreise, die zwischen 
500—600 Prozent gegenüber Vorkriegspreisen beträgt undi.der 
1000 und mehr Prozent Steigerung in den meisten anderen Roh- 
stoifen gegenüberstehen, die Lage der Kaliindustrie eine sehr 
prekäre geworden ist. Alsı daher in einer Vorbssprechung-vom 
G.d.A.G. die Erklärung abgegeben wurde, sein Vertreter würde 
für die Kalipreiserhöhung stimmen, hielten wir es auf Grund 
der gesamten Sachlage nicht für zweckmässig, eine Erhöhung 
glatt abzulehnen. Von uns wurde deshalb die Erklärung abge- 
seben, der Vertreter der AfA würde bei seinem Vorstand 
beantragen, ihm die Zustimmung zu geben, für eine Kalipreis- 
erhöhung zu stimmen. Leider war es nicht möglich, den- AfA- 
noch zu einer Beschlussfassung - zusammenzube- 
kommen, so dass unserem Vertreter bei der Abstimmung freie 
Hand gelassen war. Er hat es im Interesse der Angestellten- 
schaft für richtiger gehalten, für die Kalipreiserhöhung zu 
stimmen, eine Stellungnahme, die auf Grund der gesainten 
Verhältnisse schr verständlich ist, die aber leider bei der Ar- 
beiterschaft das Gefühl auslösen musste, als wenn auf die 
Angestellten als Bundesgenossen kein Verlass sei. Dass diese 
Ansicht der Arbeiter im vorliegenden Falle richtig ist, lässt 
sich nicht bestreiten. Die Schuld liegt jedoch in der weitgehend 
Organisatorischen Zersplitterung der Kaliwerksangestellten, die 


ces bisher verhindert hat, klares gewerkschaftliches. Denken 
hochkommen zu lassen und den Führen nicht die Sicher- 


beit gibt, in einer solchen schwierigen Sitwation eine 
Stellung einzunehmen, die zu scharfen Auseinandersetzungen 
führen müsste. Es fehlt eben im Kalibergbau noch die Kampf- 
truppe, die in anderen Bergbaubezirken schen vorhanden ist, 
und die die gleichen Kämpfe führen kann, wie sie die: Kol- 
legen in anderen Revieren wagen können, in denen die frei- 
gewerkschaftlichen Organisationen schon fester zefügt sind. 

In den’ Vorverhandlungen hatten sich die ‚Unternehmer 
bereit erklärt, die Sätze des Schiedsspruches materiell zu er- 
füllen, wenn eine Kalipreiserhöhung von mindestens 65 Prozent 
erfolgen würde. Den Arbeitern hatte. man ähnliche  Ver- 
sprechungen gemacht. Diese lehnten es iedoch ab, sich auf 
eine solche unsichere Bindung hin festzulegen und für die Kali- 
preiserhöhunsg zu stimmen Die Gefahr, unter dem Schieds- 
spruch bezahlt zu werden, wenn die Kalipreiserhöhung niedrizer 
als 70 Prozent ausfielc, war auch für’ sie eine viel grössere 





“ tn 
Va Es ya 


Zungen 


en 


IE 
| 
nn 
f 
A 
i uk > 
, “7 
‚EFF 
£ 7 
I‘ 
PeM d 
Kar 
Ei 6% 
DT Sn 
140 £ 
0, ar 
en 
i r 
I 
; 
chi 
a | 
Jun Ar 
678 
PR 
4: 
| } 
} “ 
i ua 
DB, ii 
ie 3 
. $ 
m: EN 
Fa 3 
u 
HR 
IE As 
RN 
IR. 2 F 
R m = 
15 0} { 
RA? 
Y 
% 
{ 


Nenn 


a ESTER TE 
©, MER WA re a Tr 
ki 


“+ 


N 


DER TECHNISCHE GR 


als für die Angestellten. Denn sie hätten durch ihre Zustim- 
mung ein bereits durch die Verbindlichreklärung fest- 
gelegtes Recht preisgegeben, während die Angesteilten bisher 


noch nicht ein solches Recht erkalten haben, für sie also die ° 


Sachlage dieselbe blieb wie vorher. Den Arbeitzeberü wurden 
höchstens die Einwände, an der Ablehnung schuld zu sein, 
weggenommen. . 

Nun hat am 21. April die Sitzung des Reichskaliraltes 
stattgefunden. Mit 17:12 Stimmen ist emer 7) prozentigen 
Kalipreiserköhung zugestimmt worden. Die Vertreter der Ar- 


beitgeber (15) und 2 Angestelltenvertreter waren dafür; da- = 


gegen waren. die -Jandwirtschaftlichen- Verbraucher und... die 
Arbeiter. Nach dieser Beschlussfassung des Reichskalirates 
erklärte der Vertreter .des Reichswirtschaftsininisteriums, ‚Herr 
Geheimrat Graessner: h 
„Ich habe vom. Reichswirtschaftsminister, den. Auftrag _er- 
halten, die Kalipreiserhöhung insoweit zu beanstanden, als 
sie: mehr als 35 Prozent beträgt. 
minister geht dabei von der Voraussetzung aus, dass aus 
dieser Preiserhöhung zunächst den Arbeitnehmern, d. h. den 
Arbeitern und Angestellten, die ‚Erhöhungen gezahlt werden, 
die durch -Schiedsspruch zuerkannt . worden sind. Dieses 
Beanstandungsrecht basiert auf $ 91 des Kaliwirtschaits- 
gesetzes. Soilte dagegen die Kaliindustrie die Lohnerhöhungen 
trotzdem nicht zahlen, so würde der Reichswirtschaftsminister 
erwägen, ob eine Herabsetzung der Inlands-Verkaufspreise 
nach $ 92 des. Kaliwirtschaftsgesetzes geboten erscheint.“ 
Wir bemerken zu dieser Erklärung, dass das Vetorecht 
nach $ 91 erfolgt, wenn Beschlüsse des -Reichskalirates das 
öffentliche Wohl gefährden. $ 92 besagt, der Reichswirtschaits- 
minister ist befugt, 


“ „die vom Reichskalirat festgesetzten Inlands-Verkaufspreise 
nach Anhörung des Reichskalirates und des Kalisyndikates 
herabzueizen“, ER 

Wir sind nun auf Grund dieser Beanstandung sofort an die 


zuständigen Stellen herangetreten, um in der Lohnfraze weitere 
Verhandlungen herbeizuführen. 


00 .. Rundschau in! 


Wirtschaftsfragen 


Statistisches Material aus dem preussischen Bergbau. Die 
Zeitschrift für das Berg-, Hütten- und Salinenwesen im. preüssi- 
schen Staate brinzt in Band 69 (erstes Abhandlungsheft 1921) 
eine Reihe. statistischer Aufstellungen über Belgschaftszahlen, 
Durchschnittslöhne und Förderziffern im Jahre 1920, von denen 
wir das wesentlichste nachstehend : wiedergeben: 
= Es wurden an Arbeitern beschäftigt: 


Es verfuhr 1 Arbeiter 
im im 
HLV.-J. | I.V.-J 
1920 1920 


Schichten 


Gesamtzahl Jahres- 
BV-LIEV,Ft ee 


Bergbaubezirk 
1920 | 190 | 1919 


1. im Steinkohlenbergbau 


Oberschiesin . . » » » 165857 | 165861 | 146314 
Niederschlesien... 12..0.0..1.:36255.1:.35984.317,31:388 
Oberbergamtsbezirk Dortmund } 435 687 | 428970 ! 369273 
Kachen a er ei 18885 14.476 13902 
Linker Niederrhein .. . » .1] 17333 | 17333 | 15537 


2. im Braunkehlenbergbau « 


Oberbergamtsbezirk Halle. . | 90537 | 87892 | 69150 
Linksrheinischer «.. .. .] 24123 23282 :),19884 | > 


3. im Salzbergbeu 


Oberbergamtsbezirk Halle. . I. 14916 ! 14642 | 11450 
2 ‘ Clausthal | 15120 | 14397 | 10772 
4. im Erzbergbau 
Mansfld. . 2... 10766 ! 10921 | 11801, t 
Obsrharn 00, ar. 3169 | 3161 | 
Siogen 2.72 00° 12106927 114224 17 133@ 
Nessau und Wetzlar. . . .» . 7026 6688 6676 | 
Sonstiger Rechtsrheinischer . 1768 1649 1775 
Linksrheinischer . . . . .» 2130 2079 25369 | 


Wie aus der Aufstellung ersichtlich, haben nicht nur die 
Belegschaitszahlen (mit Ausnahme des Erzbergbaues inı Mans- 
feider Bezirk und am Oberharz) eine meist erhebliche Steige- 


rung erfahren, sondern es ist auch durchweg eine erfreuliche _ 


Zunahme der Arbeitslust zu verzeichnen, die sich ausdrückt in 
der Steigerung der verfahrenen Schichten pro Arbeiter im drit- 
ten Vierteljahr gegen das zweite Vierteljahr 1920. Diese Besse- 
runz kommt auch in der fast durchweg eingetreienen Lohn- 
steigerung zum Ausdruck, wie aus nachfolgender Aufstellung 
ersichtlich ist: a, 
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% "Name des 


- AS teink oblen- 


Der Reichswirtschafts- 


‘4. Obernkirchen, Barsinghau- 


e 


f 
SER — — 


= . Verdiente reine Löhne nach Abzug aller Arbeits- | Geidwerd 
kosten und Versicherungsbeiträge — Ze iin 

SR FE & auf Yır- 
im ganzen auf 4 verlehrene Schicht |, el, N uähe Säit 

- Bergbaubezirks = 1% nV arbeller, ar eg 
M. M. [dahrs-| m] m | Bl} M 
I V-L 1920 | DW 1920 | MN | WM N mittel IV MT TV 
% 1920 | 1920 |: 1919 |19201 192011920 11920 
M. N. Hl. H. NM MAN. IM. 


r 


‚bergbau‘ ' SEE E | A ug | 
Oberschlesien . . | 485750971 | 463 399057 | 32,30 | 38,55 | 14.29 |2929,27931 1,66, 
Niederschlesien 124180 365 | 105 484 206 | 42,62 13961 13,87 134252931} 1,36 

»Operbergamtsbez. a ee ee a eremnantMens 
- Dertmund -. . 1.636335 311 11326 011 187 | 46,53 | 41,55 | 18,13 137561303 
Aachen . .: ... 51644907) 41119483|42,08 |537.69 | 15,43 1347712841 
Linker Niederrhein |. 65836989] 55 135017 }46,99=) 43,88+} 18,62: 1379 


2. Braunkoh- 
lenbergbau a2 i ! | se 

Oberbergamtsbez. a io 
Halle ©... 1.265 899520 | 221.049 610 | 38,98 | 33,74 113,67 1304112515 

Lirksrheizischer 101232671 | 84 752677 ! 52,07 | 47,74 | 16,85 4197\3640 


%Salzbergebau | \ i de j 
Oberbergamtsbez. 2 Na 

Halle. a 011 | 33825111 |35,37 |31,32 |13,00 1279612316 
34.476.060 36,92 132,11 113,36 |2884|239| 


? 


Oberberg Kolsbess 
“Clausthal... 43 (01 508 


4. Erzbergba 
Mansfeld . . . 
Oberharz 
Siegerland .'. . 
Nassau u. Wetzlar 


8.083 974 69.2 341.| 36,86 29,64 |12,97 1272621841 3,13, 2,89 
47137069 | 39586 431 149,11 | 33,94 | 15,29 13216127315 — 227 2 
20342292| 16101591 | 36,77 \32,78 | 11,31 |2895/2408} 0,07:0,06 

Sonstiger Rechts- 1772 \ s 


rheinischer ... . 4795£92| 3837570 135,00 | 32,89 um 2713!7327| 0,17! 0,16 
Linksrheinischer: . 5:41564| 5114131 134,44 133,73 | 9,90 1260212460 0,15; 0,6 

Ebeiso wie die Arbeitswilligkeit erirenlicherweise eine auıf- 
steigende Tendenz aufweist, zeigt auch die uns vorliegende För- 
derübersicht ein befriedigendes Resultat. Es würde zu weit 
führen, alle die Zahlen zu veröffentlichen, die die obenerwähnte 
Zeitschrift veröffentlicht. Wir lassen daher nur noch kurz die h 
Gesamtförderergebnisse des ersten bis dritten Vierteliahres im 
Steinkohlenbergzbau Preussens, getrennt , nach Wirtschafts- 
gebieten, iolgen: Ka ee 


29426558| 26352685 34,91 Be 12,57 |2733j2413 _1- 


ne De Beschäftigte 
Förderung! Absatz | Besmte und 
i arbeitstätige 
Arbeiter 


gi Be-_ 

Bezirk NaeHs triebene 

1a0r | Werke 
ERBEN t t 


A.. Steinkohlen. a 
L. 61 73604% sa 167 253 


1. Oberschlesien -» : 8004603! 8302914] ° 17381 


|. 8125606! 8086. 304 r73e6l. 7 
-123490699| 23689841] 171502 ° 


997284| 996126] 35.73 
9933761 1004783| - 37933 
1087889] 1044917] 33261 


3047549] 3048826] 37222 
r e =8712|_ : - 39 
3, Löbejun N ER, - se 9427 
8597 


26796 


169949| - 171828 
-180519| 181014 
"189308| 1893851 


\ i 539776 
19371622! 19867025 


sen,ibbenbüren, Minden usw.. 


1 Niederrheiv-Westfsten Un 


63776572) 63803430) 


en EIN re 5 475267 
59293?) 591537 
1620391] 1625721] 


29060157! 288926431 

130657970] 31134788 

32 754143 32706410 

238 192502270] 92733841 

 Braunkohlen. 
1. 1 


Zusammen in Preussen . » .» 


6084526! 6081697 
6495371] 6468726 
714914): 7143621| 


1. Gebict östlich der Elbe . 


der Elbe, einschl. Casseler 
Rovir .. 2.0000 


! 24726019| 24738769 


6891432] 6796362 
73%875| 7389256 
8326 798|. 8327 210 


22519105; 22512828 


20426116: 20408 734 i 
22253382) 22262152) 
"| 24 %48329| 24272745 


. R ' 166949327) 66943631 


8. Rheinland nebst. Wester- 
wald RT ET ee 


2. Mitteläcutschland westlich { 


Feiairieen in Preussen . . . ( 

































































| Laut Erlass der preussischen Regierung vom 26. April 1920 
muss jedem Bergarbeiter alljährlich ein Urlaub gewährt werden. 
Die hierüber geführte Statistik ergibt folgendes: 

m nl nn 
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Zahl ie Gszahlte EIER VATER 
x 1 gg Urlaubstage im ganzen - ja.lUrlaubsiag 

| bezirk —— er m le; 
Pest iM. | I. IM. I. vn vor v J. | v J. 
| Veh IV] VeL | Ve) | 1920 1: :1920. |. 1920:! 1920 
1920 | 1920 | 1920 | 1920 =. M. “m IM 


1. Steinkohlen-] 





















bergbau 
Dann 3204| 5303 | 243131 1371491 | 9762823 15446642 | 40,15 | 41,58 
Niederschlesien . 1692 | 1306 } 131845 | 65950 | 5386926 | 4197955 | 44,65°| 43,75 
Oberbergamtsbez. 
“Dortmund. . .[17104| 4703:|1232588 | 311.733 173254410 |13091348| 59.43 | 42,— 
Aachen . . . .| 4043| 438 33193 | 32015 | 1466759 | 1252787| 4119| 39,13 
| Linker Niederrhein! 761| 537 44912 | 37344 | 3147527 | 1673793) 70,08 | 44,82 
"2.Braunkohlen- 
bergbau 
Oberbergamtsbez, 
N Halle x. 21.1578 3082 123081:| 78867 | 4615484 | 2597667) 37,50 | 32,94 
| Linksrheinischer ..| .449| 357! 35812 | 2679). |-1692386 | 1260968! 47,26 | 47,05 
| 
\3-Salzbergbau 
| Oberbergamtsbez, 
| _Halle . . . .| 437| 397) 34505 | 29364! 1235609 | 1004746 35,80 | 34,21 
! Oberbergamtesbez. 
Clausthal 2...) 8374| M11| 258558. 29714| 971518 | 1046713) 26,58 | 35,23 
1 
| 4 Erzbergbau | 
| Mansfeld ©... | 1922| 3®0| 14975] 2336| A192 | 649154) 27,73 | 27,82 
NOberharz. . . . 165 49 13059] 3602 370143 | 191088 | 28,34 | 28,06 


|'Siegerland . . . 
\ Nassau u. Wetzlar 
"Sonstiger Rechts- 
| _ rheinischer  . .. 
| Linksrheinischer 


9. 149 108 | 8810 269437 | 257150 6,64 | 29,19 


583 15 3212|. 1031 | 123374 22949 38.57] 22,27 
= 20 657 | 1146 20662 33421 | 30,98 | 29,16 


11@| :% R 14205 | 258496 | 531941) :0,07| 37.45 

Die Lage des deutschen Bergbaus im Monat März. Aus 
Nr. 13 des „Reichs-Arbeitsblattes“ entnehmen wir: Im Stein- 
''kohlenbergbau des Ruhrgebiets war es gelungen, die Förderung 
‚unter der Geltung des Ueberschichtenabkommens fast dauernd 
zu steigern. Mit der Einstellung der Ueberschichten am 
"13. März erlitt die Förderung einen scharfen Rückgang. Der 
‚Ausfall wurde dürch die Abreise vieler abstimmungsberechtigter 
| Bergarbeiter nach Oberschlesien wie auch durch das Ausbleiben 
‚eines ‚kleinen Teils der Belegschaiten infolge der kommunisti- 
schen Generalstreikparole in den letzten Märztagen noch ver- 
Schärit. .Die Förderung betrug an 21 Arbeitstagen vom 1. bis 
ı 24. März 6,48 Millionen Tonnen zegen 6,91 Millionen Tonnen 
während der gleichen Zahl von Arbeitstagen im Februar. Die 


etwas geringer. Am 19. März betrugen die Bestände rund 
ı 385000 t Kohlen gegen 445000 t am 19. Februar und 495 000 t 
ı Koks gegen 511000 t im Monat zuvor. Was die Kohlenver- 
sorgung anbelangt, so fällt der Rückgang der Nachfrage nach 
ı Hausbrandkohle nur wenig ins Gewicht. Der Förderausfall der 
ı beiden letzten Wochen hat aber insbesondere auf die guten 
| Sorten zu neuen Schwierigkeiten geführt. Die volle Tragweite 
| trat aber wegen der allgemeinen wirtschaftlichen Lähmung in 
| einschneidendem Masse nicht in Erscheinung. 

| Im oberschlesischen Steinkohlengebiet ist infolge der poli- 
‚ tischen-Wirren die Förderung im März ebenfalls erheblich zu- 
| rückgegangen. Sie war auch mitbedingt durch das lanzsame 
i 

, 





| Aufhören der sogenannten Tschechen-Ueberschichten. Die För- 
derung belief sich nach den Feststellungen des Fachblattes 
„Industrie-Kurier“ an 25 Arbeitstagen auf 2,7 Millionen Tonnen 
| gegen 2,8 Millionen Tonnen an 23 Arbeitstagen des Februar. 
| Die durchschnittliche Tagesleistung ging von 122200 t auf 
| 107 800 t im März zurück. Die Wagengestellung war in Ober- 
| schlesien ausreichend. 

Nach dem Bericht der Berliner Handelskammer ist Aus- 
| landskohle, so holländische Kohle, in beträchtlichen Mengen ge- 
\ Kauft worden. Die Preise iür amerikanische und englische Gas- 
| kohle frei Oberrhein notierten auf 650 bis 675 M.; zute eng- 

lische Gaskohle ist in Stettin sogar zu 530 bis 540 M. ange- 
boten worden, 
Im niederschlesischen Steinkohlenrevier betrug die Roh- 
‚ kolilenförderung im Monat Februar 405.422 t gegen 438 927 t im 
| Januar. Der Rückgang der Kohlenfördertng, der hier in Nieder- 
| schlesien also bereits im Februar einsetzte, zing auf die völlige 
Einstellung der Ueberschichten zurück. Die März-Ergebnisse 
liegen leider noch nicht vor. 

Im Gebiete des mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues be- 
trug die Rohkohlenförderung im Monat März nach vorläufigen 
Erhebungen 6598812 t, die Brikettherstellung auf 1571739 t. 
Im Vormonat belief sich die Rohkohlenförderung auf 6 925 481 t, 
die Brikettherstellung auf 1503812 t. Es hat mithin die Roh- 

fkohlenförderung im Mat März zezen den Vormonat einen 
Rückzang um 5 Prozent, die Brikettherstellung eine Steigerung 
‚um: 4,5 Prozent eriahren. Inı Monat März des Vorjahres be- 
trug die Rohkohlenförderung 5 039574 t, die Briketiherstellung 
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| Lagerbestände an Kohlen wurden dem Vormonat gegenüber: 





1088435 t. Gegen den Monat März des Vorjahres hat die Roh- 
kohlenförderung: mithin eine Steigerung’ um 30,9 Prozent, "die 
Brikettherstellung eine solche um 44,4 Prozent erfahren. Die 
Nachfrage nach Briketts war im Monat März rege, so dass 
nicht allem Anforderungen entsprochen werden konnte. Die 
Wagengestellung war in allen Revieren zufriedenstellend. 

Im Erzbergbau hat die schlechte Lage zu einem Krisen- 
stadium geführt. Grosse Arbeiterentlassungen und selbst gänz- 
liche Einstellung einer Reihe von Bergwerken stehen bevor. 
Die einheimischen Erzgruben werden bei der Deckung des Be- 
darfs der erzverbrauchenden Hütten — wie von Verbandsseite 
betont wird — in zu geringem Masse berücksichtigt. 

Die Lage im.Kalibergbau zeigte eine Besserung in keiner 
Weise.” Die Zurückhaltunz der Käufer des Auslandes hat sich 
infolge der Sanktionen sogar noch verstärkt. Der Rückgang 
des Umsatzes im Inlande wäre noch bedeutend stärker ausge- 
fallen, wenn nicht — wie die Halberstädter Handelskammer 
betont — wegen der für den 1. April vorgesehenen Frachten- 
erhöhung die deutsche Landwirtschaft sich: zum Teil für die 
Herbstdüngung eingedeckt hätte, Nach Zeitungsmeldungen sind 
ven Kaligewerkschaften wegen des Anschwellens der Lager- 
bestände weitere Einschränkungen der Betriebszeit und weitere 
vorübergehende Stillezungen vorgenommen worden. 


Sozialpolitik | 


Neuregelung in der Versorgung der Bergarbelter des Kolı- 
lenbergbaues mit verbilligten Lebensmitteln. Auf Grund von 
Vereinbarungen zwischen den der Arbeitsgemeinschaft ange- 
hörenden Bergarbeiter- und Angestelltenverbänden, der Regie- 
rung, „den Konsumgenossenschaften und den Gross-Einkaufs- 
genossenschaften ist zur Versorgung der Bergarbeiter mit ver- 
billigten Lebensmitteln die „Bergarbeiter-Versorgung G.m.b.H.“, 
Hamburg 1, Ferdinandstr. 56, ins Leben gernfen worden. Wie 
aus den nachstehenden Satzungen der „Bergarbeiter-Versor- 
gung“ hervorgeht, erstreckt. sich deren Tätigkeitsgebiet über 
den gesamten Sitein- und Braunkohlenbergbau Deutschlands. 
Die Ueberwachung des gesamten Wareneinkauis und die Ver- 
teilung der Waren übt der Hauptausschuss für Bergarbeiter- 
Versorgung in Dortmund aus; zu Seiner Unterstützung werden 
in den einzelnen Bergbaubezirken Unterausschüsse eingesetzt. 
Nachstehend die Satzungen der „Bergarbeiter-Versorgung“. und 
die Richtlinien für- die Unterausschüsse: 

Vertragsentwurf. 

Zwischen dem Reich, vertreten durch das Reichsarbeitsministerium 
(R. A M.) und der Bergarheiterversorgung G.m, b. H, Hamburg (B. V.), 
wird folgender Vertrag geschlossen: 

$ 1. Die B. V. übernimmt die Verpflichtung, ' den Einkauf von Lebens“ 
mitteln für die Kohlenbergarbeiter mit Ausnahme von Oberschlesien zu tätigen 
und deren Verteilung nach den vom Hauptausschuss aufzustellenden Richt- 
linien vorzunehmen. Die B. V. handelt bei Beschaffung der Waren für 
eigene Rechnung. 

32. Das Reich räumt der B. V. ein zinsloses Darlehn in Höhe. von 
100 Millionen Mark zur erstmaligen Herstellung der zur allgemeinen Ver- 
besserung der Lebenshaltung der Bergarbeiter bestimmten Wurst und in Höhe 
von 40 Millionen Mark zum erstmaligen Einkauf von Fett ein. 

Hört die Lieferung von Wurst oder Fett auf, oder wird sie beschränkt, 
go sind diese Dariehen ganz oder anteilig innerhalb einer Frist von 6 Wochen 
zurückzuzahlen. Werden die Darlehen innerhalb dieser Frist nicht zurück- 
gezahlt, so sind sie nach deren Ablauf zum Reichsbankdiskont zu verzinsen. 

Im übrigen sind die Darlehen für die Dauer des Vertrages unkündbar. 

& 3. Auf Grund der von der B. V. vorzulegenden Nachweisung über die 
im Vormonat ausgegebenen Wurstmengen zahlt das Reich monatlich einen Ver- 
billigungszuschuss bis zur Höhe von 25 Millionen Mark für die Wurst- 
lieferung. Auf Grund der Nachweisungen über die gemäss den bestehenden 
Ueberschichtenabkommen verausgabten Fettmengen zahlt das Reich einen Ver- 
biligungszuschuss bis zur Höhe von 30 Millionen Mark monatlich. 

8 4 Falls unvorhergesehene Fälle eine besondere Deckung erforderlich 
machen, hat sich die B. V. zwecks Aufbringung der dafür nötigen Mittel mit 
dem R. A. M. ins Benehmen zu setzen, das zu diesem Zweck einen Ausgleichs- 
fonds bilden wird, 

8 5. Die Verpflichtungen des Reiches aus & 3 Abs. 1 erlöschen insoweit, 
wie der Kohlenpreisaufschlag in bar susgezahlt wird, die aus 8 3 Abs, 2 
insoweit keine Ueberschichten verfahren. werden. 

86. Dieser Vertrag ist mit sechswöchentlicher- Kündigungsfrist zum 
1, eines jeden Kalendervierteljahres kündbar. 

Satzungen 
der Bergarbeiter-Versorgung G.m.b.H, 

1.- Verfügungsberechtigtes und verantwortliches Aufsichtsorgen für die 
Verwendung der Verbüligungsbeträge ist der „Hauptausschuss für 
Bergarbeiter-Versorgung“ in Dortmund. 

Ihm Ban en: 


3 Vertreter der Regierung, > 

5 » der der Arbeitsgemeinschaft angehörenden Bergarbeiter- und 
Angesteilten-Verbände, 

2 ar der Konsumge: ossenschaften, 

2 = der Grosseinkaufszentralen, 

ı „ der „Bergarbeiter-Versorgung G. m. b. H.“ in Hanıburg, 

1 Er der Arbeitgeber, ferner 

1 be des Einzelhandels zur sachverständigen Mitberatung der 


auf die Verteilung der Waren bezüglichen Fragen. 
Den Vorsitzenden des Hauptausschusses bestellt die Reichsregierung aus 
ihren Vertretern. 
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& ar Kosten des Hauptausschusses träst die Bergarbeiter- Versorgung 
.m. b. H. 

2. Geschäftsstelle für die Beschaffung und Verteilung der Waren 
ist die Bergarbeiter-Versorgung G m b.H. (B.V.), in deren 
Aufsichtsrat Regierung und Arbeitnehmerverbände vertreten sind. 

3. Der Hauptausschuss wird von dem Vorsitzenden berufen, und zwar: 

1. aus eigenem Ermessen, 

2. auf Antrag von mindestens 3 Mitgliedern des. Hauptausschusses, 

3. auf Antrag der Geschäftsleitung der B. V. 

4. Der Haup‘ausschuss bestimmt darüber. in welcher Weise die vom 
Reiche zur Verfügung gestellten Verbilligungsbeträge verwan:!t. d. h. we!che 
en und Mengen gelieert und in welcher Höhe sie verbilligt werden 
sollen. 

5, Alle Beschlüsse des Hauptausschusses sind unverzüglich an. diejenigen 
Stellen weiterzugel'en, die mit ihrer Ausführung beauftragt sind. Beschlüsse 
des Hauptausschusses, die sich auf die Geschäftsgebarung und die Abrechnung 
mit der Keen beziehen, sind durch die B. V. auszuführen, 

Die B.V. ist verpflichtet, dem Hauptausschuss auf sein Verlangen 
jederzeit Bericht über den Stand.der Geschäfte zu erstatten; ohne besondere 
Aufforderung ist sie verpflichtet, dem Hauptausschuss zu berichten, wenn sich 
die vorgenommene Verbilligung im Verhältnis zu den zur Verfügung stehenden 
Mitteln als zu hoch oder zu gering erweist 


7. Die von d:m. Hauptausschuss gefassten Beschlüsse sind .für die. V.. 


bindend. Falls sie solche Beschlüsse für nicht ausführbar hält, so ist sie ver- 
pflichtet, dem Hauptausschuss alsba!d davon Milteilung zu machen 
8 Als Organe, welche die ordnungsmässige Verteilung der an die Berg- 


arbeiter auszugebenlen Waren nach den vom are gen herausgegebenen - 
Richtlinien zu veranlassen und zu überwachen- haben, werden Unteraus- 


schüsse für folgende Bergbaugebiete eingesetzt: 
1. für das Ruhrgebiet (gleichzeitig als Hauptausschuss), 


2. für den Freistaat Sachsen, 


3. für Mitteldeutschland, umfassend die Provinzen Brandenburg, Sachsen 


und Hessen-Nassau, ferner dio schlesische Lausitz sowie die Länder 
Braunschweig und Gross-Thüringen, 
. für Waldenburg, 
.. für Niedersachsen, 
. für das rheinischs Braunkohlengebiet und den oberen Westerwald, 
. für das Aachener Kohlengebiet, 
. für den Fre:staat Bayern. 
9. Die Unterausschüsse werden sinngemäss nach den gleichen Grundsätzen 
ebildet wie der Hauptausschuss. Ihre Geschäftsordnung regeln sie im Rahmen 
vom Hauptausschuss aufgestellten Richtlinien selbständig. 
10. Die Kosten der Unterausschüsse trägt die B.V. 
Auskünfte werden erteilt: 
betreffs Organisation: vom Vorsitzenden des Hauptausschusses in Dortmund; 
betreffs Ausführung: von Jer Bergarbeiter-Versorgung G. m. b. H., Hamburg 1, 


ee, (Schluss folgt.) 
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Ausgleichszulagen. Am 1. September 1920 erliess das Reich 
eine Verordnung zur Durchführung des $ 25 Abs. 3 und des 828 
des Gesetzes über die Versorgung der Militärpersonen usw. vom 
12. Mai 1920, und zwar handeit es sich hier um die Gewährung 
von Ausgleichszulagen für Angehörige solcher Berufsgruppen, 
bei welchen zur Ausübung ihres Berufes gewisse Kenntnisse 
und Fertigkeiten Vorbedingung sind. Gleichzuachten diesen 
sind solche Personen, welche die ‘Abschlussprüfung einer Fach- 
schule bestanden haben. 

Da zu den Empfängern dieser. Ausgleichszulagen eine grosse 
Anzahl unserer Kollegen gehören, fanden am 4. März 1921 vor 
der Gruppe Braunkohlenbergbau der Reichsarbeitsgemeinschaft 
Bergbau in Halle die Verhandlungen zur Eingruppierung der 
Arbeitnehmer im Braunkoklenbergbau in die Gruppen der Aus- 
gleichszulagen-Verordnung statt. Diese Verhandlungen führten 
zu folgendem Ergebnis: 

„Die Angestellten des Braunkohlenbergbaues sind, wie nach- 
stehend aufgeführt, in die einzelnen Gruppen der Ausgleichs- 
zulagenempfänger einzureihen: 


1. Die Auszleichszulage von 25 Prozent (!!ı). der Gebühr-, 


nisse kommt in Frage für die Angestellten der Gruppen 2,3 und 4 
der technischen Angestellten, und der: Gruppen 2, 3, 4 und 5 
der kaufmännischen Angestellten der Gehaltsstaffel zum Ange- 
stelltentarifvertrag für die Reviere Halle, Magdeburg, Anhalt, 
Bitterfeld und Borna, mit Ausnahme der Bureaudiener, Kassen- 
boten und sonstigen Angestellten, die mit rein mechanischen 
Arbeiten beschäftigt werden. Die Kommission.ist sich darüber 
einig, dass. für Angestellte der Gruppe 2 der technischen und 


kaufmännischen Angestellten seine Ausgleichszulage von 50 Pro- 
zent (%) der Gebührnisse in Frage kommen kann, wenn. 


solche Angestellte in einer Stellung beschäftigt werden, die als 
besonders verantwortlich anzusehen ist. (Zum. Beispiel kanı 
dafür ein Steiger oder Obersteiger in Frage kommen, wenn das 
Werk keinen besonderen: Betriebsführer. hat.) 

2. Die Ausgleichszulage von 50 Prozent (%) der Gebühr- 
nisse kommt in Frage für die Angestellten der Gruppe 1 der 
technischen und kaufmännischen ‚Angestellten und für die An- 
gestellten der Gruppe 2, soweit sie eine selbständige, verant- 
wortliche Tätigkeit ausüben. 


3. Keinen Anspruch auf die Ausgleichszulage haben: Burcau- 


diener, Kassenboten und sonstige, mit rein mechanischen Ar- 
beiten beschäftigten Personen. 

Zur Eingruppierung in die Klassen der -Ausgleichszwazen 
wurden die Üruppen der Gchaltsstaffel zum Tariivertrage für 
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usw. weder aktives noch passives: Wahlrecht zum Betriebsrat 


-sitzer benannt worden. : 
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den mitteldeutschen Bergbau, umfassend: die Reviere: Anhalt, 
Bitterfeld, Borna, Halle, Magdeburg. heranzezogen. Die Ein- 
erdnung der Angestellten aus den: anderen Braunkohlenzevieren 
soll. entsprechend dieser Gruppierung vor sich gehen. Dazu‘ 
kann gesagt werden, dass die Gruppen 2, 3 und 4 der tech- 
nischen Angestellten und die Gruppen 2, 3, 4 und 5. der kauf- ° 
männischen Angestellten der für diese Reviere abgeschlossenen 
Tarifverträge für die Ausgleichszulage von 25 Prozent, wäh- ° 
rend die Gruppe 1 und die mit selbständigen Arbeiten betrauten 
Angestellten der anderen Gruppen für die _Ausgleichszulage von 
50 Prozent in Frage kommen. Alle übrixen Angestellten, ins-: 
besondere Lehrlinge, haben keinen Anspruch auf diese Aus- ° 
gleichszulage.“ 


Betriebsräte 
Nochmals Wahlrecht und Wählbarkeit der Obersteiger, 
Betriebsiührer, Inspektoren usw. zum Betriebsrat. Entgegen 
eines Bescheides des ‚Reichsarbeitsministers vom 14. Januar 
1921, veröffentlicht in Nummer 4 des „Technischen Gruben- 
beamten“, hatte das Oberbergamt Dortmund kurz vor den Be- 
triebsrätewahlen im Ruhrgebiet unserer Gauverwaltung Rhe'n- 
land-Westfalen mitgeteilt, dass die Fahrsteiger, Betriebsführer 


ee 


besitzen. In einem neuerlichen ‘Schreiben vom 5. April 1921. 
hebt das oben benannte Oberbergamt seine frühere Entschei- ’ 
dung auf und spricht sich wie folgt aus: > j 
Preussisches Oberbergamt. Dortmund, den 5. April 1921. 

An den Butab, Essen. 
Auf das Schreiben vom 16. März 1921. 

Welche Angestellten bei den Betriebsratswahlen als wahlberechtigt 
zu gelten haben, richtet sich nach & 12 des Betriebsrätegesetzes vom 
4. Fehrvar 1920. > 

Nach $ 12 Abs. 2 scheiden solche Angestellten aus, die zur selb- 
ständigen Einstellung oder Entlassung der übrigen in Betrieb oder 
in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmer berechtigt sind. h 

„Bezüglich der Wahilberechtigung für die Berggewerbegerichte ergibt 
sich aus $ 2 der Anordnungen über die Verfassung und die Tätigkeit des.” 
Berggeweıbegerichts Dortmund vom 16. Dezember 19206, dass als iter im 
Sinne dieser Anordnungen auch Betriebsbeamte, Werkmeis!ter und mit höherer - 
technischen Dienstleistungen hetraute Angestel!tte ge’ten, deren Jahresarbeits- 
verdienst an Lohn oder Gehalt 30000 M. nicht übersteigt. Soweit Angestelite 
mit einem Cehalt von über 30000 M. mit der Leitung eines bestimmten 
Zweiges eines Gewerbebetriebes bet-aut sind, gelten sie nach $ 16 des G.G.S. 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1901 ($ 10. Abs. 27 
der Anordnungen) als wahlberechtigte Arbeitgeher. 

Hiernach sind die Vorschriften für die Wahiberechtigung bei den Betri bs- 
rats- und bei den Berggewerbegerichtswahlen verschieden, und es besteht 
somit die Möglichkeit, dass Per:onen,..die bei den Berggewerbegerichtswahlen ” 
für die Beisitzerwahlen aus den Arbeitgebern wahlberechtigt sind, bei den. 
Betriebsratswahlen als Arbeitnehmer wahlberechtigt sind. N 

Auf diese allgemeinen Bemerkungen müssen wir uns beschränken 
und uns unsere Steilungnahme im übrigen für. die Entscheidung etwaiger 
Beschwerden gegen die Bergrewerhegerichts- bzw. Betriebsratswahlen vorbe- 
halten. (Vgl. & 37 der Anordnungen über die Verfassung und Tätigkeit des 
Berggewerbegerichts Dortmund, sowie & 19 der Wahlordnung für die Betriebs 
ratswahlen vom 5. Februar 1920 ‘in Verbindung mit $$ 93,103 Betriebsräte 
gesetzes sowie Ausführungsbestimmungen dazu vom 8. März 1920 — H.M. Bl. 
Nr; 6.) ; ig . gez. Kaltheuner. © 

Aus vorstehendem Schreiben geht hervor, dass Angestellte,” 
sofern ‚sie nicht. zur selbständigen Einstellung und Entlassung 
der übrigen im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäf- 
tigten Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellte) berechtigt” 
sind, aktives und passives Wahlrecht zum Betriebsrat haben, 
In den meisten Fällen wird die Wahlberechtigung den Fahr-” 
steigern, Betriebsführern .usw. zustehen, da diese Personen 'ge- = 
ee nur zur Einstellung und Entlassung von Arbeitern be-” 

ugt sind. 3 = 

Liegt die Wahlberechtigung eines Betriebsführers, In) 
spektors usw. vor, so hat der Angestellten- ‚bzw. Betriebsrat” 
die Vertretung dieser: Personen zu übernehmen. Die Wahl-” 
berechtigung dieser Personen bedeutet aber gleichzeitig, dass 
sie ebensowenig wie jeder andere Angestellte, der nicht Mit-” 
giied des Betriebsrates ist, das Recht haben, an den Sitzungen” 
des. Angestelltenrates teilzunehmen. ‘Wenn’ eine Werksverwal-” 
tung dennoch glaubt, diese höheren Werksbeamten zu den An" 
gestelltenratssitzungen hinzuziehen zu, müssen, so steht dem” 
Angestelltenrat ohne weiteres das Recht zu, auch einen be” 
liebigen anderen Angesellten als Sachverständigen bzw. Be-” 
rater an der Angestelltenratssitzung teilnehmen zu lassen. 


Bildungsfragen 


Zur Neubesetzung des Kuratoriums der Bergschule Aachen. 
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Entsprechend dem -preussischen Gesetze über die Neuregelung” 


des Bergschulwesens, muss den Arbeitnehmerorganisationen” 
eine Vertretung in dem Schulkuratorium eingeräumt :werdem 
Die beteiligten Verbände haben sich dahingehend geeinigt, dass? 
der AfA-Bund,. der G. d. A. und der Deutsche Bergarbeiter-\‘ 
verband je einen Sitz in dem Kuratorium erhalten.: Von seiten? 
des AfA-Bundes ist der Kollege Hupperts (D, :W. V.) als Bei-' 
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Nummer 18 


Die Knappschaftsreform 


Von einer Reihe unserer Kameraden ist schon verschiedent- 
lich der Wunsch geäussert worden, die Entwürfe des Reichs- 
Knappschaftsgesetzes und der Satzungen des Reichsknapp- 
schaitsvereins in unserem Fachorgan zu besprechen und zu den 
vielen neuen Problemen Stellung zu nehmen. Wir haben es 
nicht für zweckmässig gehalten, in der Zeitung schrwebende 
ungeklärte Fragen zur Beratung zu stellen, denn die Forderung 
des Reichsknappschaftsgesetzes ist erst seit 1917 von den. Ar- 
beitnelimern gestellt und daher von nur ganz wenigen schon 
vorher geistig so durchgearbeitet worden, dass eine klare 
Meinung, die sich im richtigen Verhältnis zu den verschiedenen 
Tragen befindet, sich hkerauskristallisiert hat. Daher haben wir 
es für unsere Arbeit für zweckmässiger gehalten, in allen Re- 
vieren auf die Bildung von Knappschaftsausschüssen hinzu- 
arbeiten, denen wir das gesamte Material zur Klärung über- 
mitteiten und in denen jene Grundlagen festgelegt wurden, die 
wir bei den Verhandlungen benutzen können. Das ist in um- 
fangreichem Masse geschehen, und aus allen Revieren wird über 
Versammlungen berichtet, die zu den knappschaftlichen Fragen 
Stellung genommen haben. Uns hat bei der Behandlung dieser 
Frage nur der eine Gedanke geleitet, für unsere Kollegen durch 
sachliche und eruste Mitarbeit das möglichste zu erreichen. Weil 
sich unser Bund von diesem Gedanken leiten lässt, weil er sich 
seiver Verantwortung bewusst ist, sucht er draussen im Lande 
die Geister für seine Ideen zu gewinnen und die Mitglieder von 
den Fragen Besitz nehmen zu lassen. Andere Verbände machen 
es anders. Klar und offen sagt der Reichsverband deutscher 
Bergbauangestellter in seiner Nr. 6 von Mitte März 1921: 

„Es gibt zwei Wege, die Anschauungen und Wünsche der Mitglieder eines 
Verbandes zur Geltung zu bringen. Bei dem ersten Weg wird man un- 
beschadet der Meinung aller andern und unbeschadet der Mög- 
lichkeit und Wahrscheinlichkeit der Entwicklung seine Gedanken pro- 
Pagieren- Der andere Weg ordnet dis eigene Meinung unmittelbar in das 
Geflecht gemeinsamer Beratungen ein. Der erste Weg kann leicht als 
agitatorischer gedeutet werden, wenn auch jede solche Absicht in Wirk- 
lichkeit fernliegt. Der zweite Weg lässt bei Gemeinschaftsarbeit agitatorische 


Gedanken zurücktreten. Der Reichsverband deutscher Bergbauangestellter ist 
auf den ersten Weg gedrängt.“ 


Wer den Artikel des Reichsverbandes liest, der findet wirk- 
lich, dass er nur zu dem Zweck geschrieben ist, agitatorisch zu 
wirken und den Grubenbeamten Hoffnungen zu machen, die 
nicht in Erfüllung gehen können; dann aber, wenn die Wünsche 
nicht erfüllt werden, will der R. d. B. auf jene Verbände los- 
schlagen, die in gewissenhafter Mitarbeit versucht haben, prak- 
tische Erfolge zu erzielen. Es ist Demagogik schlimmster Sorte, 
die von Dr. Herwegen getrieben wird. Sie hat nur das eine 
Gute, dass der Herr vergisst, dass es unter den Grubenbeamten 
eine grosse Anzahl von Männern gibt, die verständig denken 
und Selbst erkennen, was recht ist. Durch diese Unterschätzung, 
durch diese Missachtung der Grubenbeamten, die in solcher 
agitatorischen Hetze liegt, erreicht er auf die Dauer das Gegen- 
teil. Wer einmal erkannt hat, in welche Rubrik der R. d. B. 
und sein Dr. H. gehört, der wendet sich von ihm mit Grausen 
und nimmer kehrt er wieder. Wir aber wollen unsere Bewegung 
gesund erhalten und die klaren Köpfe, die selbständig denken 
können, für uns gewinnen. 

Wir versuchen durch gewissenhafte Aufklärung unsere Mit- 
glieder von der Richtigkeit unserer Anschauungen zu über- 
zeugen, auch wenn wir wissen, dass wir Vorurteilen gegenüber- 
stehen, mit denen,wir zu kämpfen haben, Wir’ versuchen uns 
das Vertrauen unserer Mitglieder zu erwerben und zu erhalten. 
Das sind die Anker, die wir legen, um unseren Bau so fest zu 


gestalten, dass alle Demagogie und möge sie sich ins lockendste 
-Gewand verkleiden, abprallen muss. 


Nun sind über die bisherigen Verhandlungen bereits Mit- 
teilungen in den; Kreisen der Grubenbeamten verbreitet worden, 
trotzdem in den. Verhandlungen, die nur zur Vorbereitung der 
Entwürfe dienen, die erst nach ihrer Fertigstellung der Kritik 
‘der Oeffentlichkeit unterbreitet werden sollten, der Wunsch aus- 


M Berlin, den 6. Mai 1921 
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gesprochen wurde, dies nicht zu tun. So hat z.B. der G.d.A. 
ein Rundschreiben im Ruhrrevier verbreitet, welches so 
schmutzige persönliche Angriffe enthält, dass aus allen Teilen 
des Ruhrreviers eine Stellungnahme hierzu verlangt wird. Das 
aber kann nur geschehen, wenn vorher über den jetzigen Stand 
der Knappschaftsfrage berichtet wird. Daher bringen wir 
diesen Artikel, der gleichzeitig auch auf einige andere Dinge 
eingeht, die mit der sachlichen Reform nur indirekt zu tun 
haben, die aber in diesem Zusammenhange nur richtig ver- 
standen werden. Wir wollen uns ausserdem hierbei jeder Po- 
lemik gegen sachliche Stellungnahmen der anderen Verbände 
enthalten, da es sich um Vorbesprechungen handelt, um ganz 
neue Dinge, die noch so sehr der Klärung bedürfen, und es alle 
zukünftigen Verhandlungen vergiften muss, wenn aus solchen 
unverbindlichen Vorbesprechungen Material zu gewinnen ver- 
sucht wird. 

Die Knappschaftskommission zur Besprechung der die An- 
gestellten betreffenden Fragen setzt sich aus 5 Angestellten und 
je einem Vertreter der drei Spitzenverbände zusammen. Ausser- 
dem haben wir von der AfA den Bergarbeitersekretär Wiss- 
mann als Sachverständigen geladen. Diese Kommission hat 
am 11. April d. J. das erstemal getagt. Erschienen waren: 

Vom Knappschaftsvorstand: 

Geheimer Bergrat Dr.-Ing. Dr. Weidimann, Verwaltungs- 
direktor Heimann, Knappschaftsdirektor Oberbergrat a.D. 
Dr. Heuse; 

von den Arbeitgebern: 

Generaldirektor Wiskott, Ruhrrevier, Oberbergrat Wiggert, 
Oberschlesien, Bergassessor Brockhoff, Siegen, Bergassessor 
Schulze, Halle, Geheimrat Baer, Halberstadt; 

von den Arbeitnehmern: 

AfA: Steiger Werner, Steiger Buschmann, Ruhrrevier, 
Steiger Schuster, Saarrevier. Als Vertreter für Wissmann; 
Steiger Rauer. 

G.d.A.G.: Diller, Berlin, Breunig, Mitteldeutschland; 

G.d. A.: Fromholz, Berlin, Lison, Oberschlesien; 

vom Handelsministerium: Geh. Oberbergrat Reuss; 

vom Reichsarbeitsministerium: Ministerialrat Dr. Aurin, 


Die Sitzung diente dem Zwecke, die Stellung der Ange- 
stelltenorganisationen zu dem Entwurf zu klären. Einmal wollte 
man deren Wünsche kennenlernen, um sie in das Gesetz 'hinein- 
zuarbeiten, andererseits um die Fragen herauszuarbeiten, die 
noch der Klärung bedürfen. 

Wir haben von uns aus die Erklärung abgegeben, dass wir 
prinzipiell für eine Vereinheitlichung der gesamten Sozialver- 
sicherung eintreten, dass wir uns jedoch auf Grund der histo- 
rischen Entwicklung im Bergbau gezwungen sehen, an der 
knappschaftlichen Sonderversicherung mitzuarbeiten. Von: vorn- 
herein wurde darauf: hingewiesen, dass es sich in der Sitzung 
nicht darum handele, Uebergangsbestimmungen zu besprechen, 
sondern iene Bestimmungen, die später endgültig für das Reichs- 
knappschaitsgesetz und die Satzungen des Reichsknappschafts- 
vereins Geltung haben sollen. Fragen, die bei den einzelnen 
Punkten auftauchten, sind und sollten auch nicht erörtert werden, 
wenn sie durch Uebergangsbestimmungen geregelt werden 
müssen, 

Die Frage, wer Mitglied der knappschaftlichen Krankenver- 
sicherung werden soll, ist noch nicht vollkommen geklärt. Jeder 
Zwang bedeutet für die kaufmännischen Verbände eine von 
ihnen nicht gern geschene Bindung, da sie zum Teil selbst Er- 
satzkassen besitzen, zum Teil für Ersatzkassen werben. Die 
technischen Angestellten sind sich in vorherigen Verhandlungen 
noch nicht ganz klar geworden. Teilweise wird die Ausdehnung 
der Krankenkassenpflicht auf alle technischen Angestellten ge- 
fordert, weil sie besonders Krankheiten ausgesetzt sind, weil 
sie ausserdem nur im Falle der Mitgliedschaft an den Seg- 
nungen der Krankenversicherung für Familien teilnehmen; teil- 
weise will man keinen Zwang, weil die tariflichen Abmachungen 
und die Mitgliedschaft in der Pensionskasse als genügender Er- 
satz der Krankenkassenleistungen angesehen werden. Die Ver- 
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treter der AfA haben daher zu dieser Frage noch keine Stellung 


genommen, sondern wollen erst einen Beschluss ihrer Vorstände 
herbeiführen. Hinsichtlich der Mitgliedschaft in der Pensions- 


kasse haben wir Bestimmungen verlangt, nach denen die Mit-” 


gliedschaft aller Angestellten, ganz unabhängig von der -Gehalts- 
grenze, möxlich gemacht wird. Es wurde uns mitgeteilt, diese 
Möglichkeit liesse sich nur für jene Angestellten schaffen, die 
gesundheitlich zur Aufnahme in die -Knappschaitskasse berechtigt 
sind. Denn es gibt in Zukunft im der Pensionsversicherung 
zwei Gruppen. Dice eine umfasst alle aus der Arbeiterpensions- 
kasse hervorgegangenen Angestellten, sowie iene später zum 
Bergbau kommenden, die den für die Aufnahme noch festzu- 
legenden Ansprüchen genügen. Die übrigen bilden die zweite 


Gruppe, die nur die Beiträge in Höhe der Beiträge zur Ange- 


stelltenversicherung zahlen und auch nur deren Leistungen be- 
ziehen. Ueber die Frage, wer nun alles zur Mitgliedschaft in 
der ersten Gruppe zugelassen wird,’ schweben in unseren Kreisen 
Erwägungen, da wir dahingehende Anträge stellen sollen. 

Die Verhandlungen über die Höhe der Leistungen und Bei- 
träge mit den Arbeitern sind noch nicht abgeschlossen, so dass 
diese Frage für die Angestellten erst später geklärt werden 
kann, Man hat sich jedoch bereits mit den Arbeitern dahin ver- 
ständigt, die Beiträge und Leistungen nach folgenden Gesichts- 
punkten zu berechnen: 

Die Pensionen setzen sich aus einem festen: Grundbetrag, 
für: den die Beiträge auf Grund des Anwartschaftsdeckungsver- 
fahrens zu zahlen sind, ausserdem aus einem: Teuerungszuschlag 
zusammen. Für dessen Höhe wurde vorgeschlagen. die Höhe 
der Teuerungssätze des Reiches (gegenwärtig 70 Prozent) zu 
nehmen. Die Höhe: dieses Teuerungssatzes kann jedoch durch 
die Satzungen auch anders festgelegt werden. Diese Teuerungs- 
zuschläge zu den Renten sollen durch das Umlageverfahren ge- 
deckt werden. ' 

Der Reichsknappschaftsverein soll nach den bisherigen Be- 
schlüssen in folgende 15 Unterbezirke eingeteilt werden: 


1. Brühl bei Cöln, 2. Siegerland, 3. Hessen und Lahn, 4. Nie- 
derrhein, 5. Wurmrevier, 6. Bochum, 7. Brandenburg, 8. Halle, 
9, Mansield, 10. Halberstadt, 11. Clausthal, 12. Niederschlesien, 
13. Oberschlesien, 14. Sachsen, 15. Süddeutschland. 

Hinsichtlich des Aufbaues der Verwaltung wurde folgendes 
besprochen: 


In jedem dieser Untervereine sind-Organe der Versicherten: 
1. die Aeltesten, 2. die Generalversammlung (Bezirksversamm- 
lung), 3. der Vorstand; 


in Reichsknappschaftsverein: 1. die Generalversammlunzen 
(Hauptversammlungen), 2. der Vorstand, 3. der Reichsknapp- 
schaitsrat. 

Die Aeltesten haben den Verkehr mit den Mitgliedern zu 
rezeln. Es werden in Zukunft neben den Arbeiterältesten au’h 
Angestelltenälteste gewählt. - Die Zahl der Sprengel wird: von 
iedem Knappschaftsverein festgelegt. Die Wahl der Aeltesten 
erfolgt durch einiache Mehrheit in geheimer Wahl. Eine Ver- 
bindunz von Arbeiter- und Angestelitenältesten wird nicht be- 
absichtirt. Auch die Grösse der Sprengel wird; nach Zweck- 
mässigkeitsgründen für Arbeiter und Angestellte gesondert fest- 
gelegt.- Hiermit konnten wir uns einverstanden erklären. 


Die Bezirksversammlung . (Generalversammlung) - bestand 
bisher aus den Knappschaitsältesten. In Zukunft werden die 
Mitglieder. der Bezirksversammlung auf: Grund der Verhältnis- 
wahl von den Versicherten gewählt. Da das Verhältnis zwischen 
Angestellten und. Arbeitern im deutschen Bergbau im Durch- 
schnitt wie 1:20 ist, würde der Einfluss der Angestellten nicht 
oder kaum in die Erscheinung treten. Bei den Besprechungen 
traten nun zwei Meinungen zutage: Die anderen Angestellten- 
verbände wünschen für die Angestelltenschaft eine besondere 
Bezirksversammlung, um gesondert von den Arbeitern alle An- 
gelezenheiten zu erledigen. Wir bemerkten dazu: Gerade in 
dieser Bezirksversammlung werden sehr. wichtige Dinge, die 
alle Versicherten betreffen, zur Sprache kommen. Wir könnten 
unsere Stellung noch nicht: festlegen, da wir erst mit unserem 
Knappschaftsausschuss und den Bergarbeitern eine Aussprache 
herbeizuführen. wünschten, um. uns über diesen Punkt zu ver- 
ständigen. Zu überlegen sei, ob nicht ähnlich wie im Betriebs- 
rätegesetz eine Mindestzahl von Angestelltenvertretern oder ein 
Verhältnis, z.B. 1:5 oder 1:6 festgelegt werden könnte, dem 
unsere Vertretung in der Bezirksversammlung entsprechen 
müsste. Die Wahl dieser Vertreter müsste von den Angestellten 
in geheimer Wahl auf Grund der Verhältniswahl erfolgen, 

Der Vorstand des Knappschaftsvereins müsste sich. in 
vleichem Verhältnis zusammensetzen. Ferner sei die Frage der 
Wahl des Vorstandes zu überlegen, d.h. ob sämtliche Mitglieder 
der Bezirksversammlung gemeinsam die Vorstandsmitglieder 
wählen, oder ob die Arbeiter die Arbeiter-, die Angestellten die 
Angestelitenmitglieder wählen. Auch über diese Frage muss in 
nächster Zeit Klarheit geschaffen werden. 


‘hierzu Stellung zu nehmen; wir haben aber auch Fühlung mit 


“worden. Der Zeitpunkt der zweiten Lesung ist noch nicht be- 


zu werden, 
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Um über diese schwierigen Fragen die nötize Klarheit zu 
gewinnen, haben wir unsere Knappschaitsausschüsse veranlasst, 


dem Bergarbeiterverband genommen, um zu versuchen, einen 
Bau zu errichten, in dem sich Arbeiter und Angestellte von 
vornherein vertragen. 

Die Sitzung am 11, April’ ist als erste Lesung angesehen 








kannt. Es werden aber noch viele Sitzungen stattfinden, ehe 
die gesamte Materie so geklärt ist, um dem Reichstag vorgelegt 
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Knappschaftsreform und G.d.A. 


In dem uns zugegangenen Protokoll der Sitzung vom 
11. April heisst es: 

„Eine Veröffentlichung über die in den Besprechungen ge- 
pflogenen Erörterungen erscheint nicht zweckmässig.“ 

Dieses wurde vom Vorsitzenden, Herrn Geheimrat Weidt- © 
mann, besonders betont. Gerade in dieser Besprechung, in der 
ein noch vollständig ungeklärtes Gebiet behandelt wurde, musste 
jede Seite sich vollständig frei aussprechen können, wenn eine | 
Klärung erzielt werden sollte. Für jeden Einsichtigen ist es 
klar, dass in einer solchen‘ Aussprache alle theoretischen und | 
taktischen Erwägungen zurückgestellt werden müssen, wenn | 
die zur Erörterung stehenden Probleme von den verschiedensten | 

| 
| 
e 
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Seiten besprochen und betrachtet werden sollen. Nur so lässt ’ 
sich das Problem klar und gründlich behandeln. Wir haben uns 
bisher und werden uns auch in Zukunft denı Brauch, Einzel- 
heiten aus solchen Verhandlungen nicht zu veröffentlichen, ” 
fügen, trotzdem wir es gewohnt sind. unsere Meinung, gleich- 
gültig, ob sie Freund oder Feind wehe tut, zu vertreten. Wir” 
stehen aus diesem Grunde ja auch prinzipiell auf dem Stand- 
punkt, alle‘ Verhandlungen soviel wie möglich öffentlich zu 
führen, damit die : Geheimniskrämerei- hinter verschlossenen 
Türen aufhört. Da aber der Brauch, aus solchen Verhand- 1 
lungen nichts zu veröffentlichen. im ‚allgemeinen besteht und in” 
diesem Falle noch besonders vom Vorsitzenden betont wurde,” 
halten wir es für unfair, wenn sich andere Verbände an diesen 
Abmachungen nicht stören, besonders wenn sie in der. Sitzung” 
stillschweigend - zustimmten. Es ist aber: ein Beweis von | 
grösster moralischer Minderwertigkeit, wenn, wie es z. B: in 
einem Rundschreiben des G. d. A. vom: 21.'April d. J. an seine” 
technischen und, kaufmännischen Vertrauensleute im Ber,bau” 
des Ruhrreviers geschieht, bewusste Lügen und persönliche | 
Verdächtigungen verbreitet werden.. Dieses Rundschreiben: hat” 
eine Reihe unserer Kollegen veranlasst, es. mit Begleitschreiben” 
an uns zu schicken, in denen erfreulicherweise das | 








des G. d. A. so gekennzeichnet wird, wie es ein echter, west-" 
fälischer Grubenbeamter gewohnt ist, wenn ihm das Blut ein-7' 
mal in Wallung gerät. Da in allen Zusendungen .eine Stellung-"' 
nahme zu diesem Rundschreiben gewünscht wird, wollen wir’ 
darauf eingehen, trotzdem uns sonst der .Raum der Zeitung 
zu Schade ist, auf: Schmutzereien dieser Art ‚einzugehen. Hier’ 
handelt es sich iedoch um eine -prinzipielle Frage, die nicht” 
stillschweigend: hingenommen werden: kann. Der G.d. A, 
schreibt in seinem Rundschreiben: @ 

„Bemerkenswert war bei den Beratungan die Stellungnahme der AfA. 
Ihr Vertreter Werner trat z. B. dafür ein, dass zwischen der Arbeiter- und 
Angestelltenversicherung kein Unterschied zu machen sei. Eine Besserstellung” 
der Angestellten gegenüber den Arbeitern könne er nicht gutheissen, au ? 
würden die Arbeiter sich dies nicht gefallen lassen. Werner erklärte, dass er 
sich zu all den Fragen erst äussern könne, wenn er mit den Arbeitern Rück- 
sprache genommen habe. Es zeigt sich also auch hier..wieder einmal, dass 
die AfA vollkommen unter dem Einfluss und der. Kontrolle der Arbeiterschaft 
steht. Das R.K.G. stellt die AfA an den Scheideweg, hier muss es sich 
zeigen, ob die Verbindung mit dem A.D.G. B. den Angestellten Nutzen bringt - 
oder nicht. Jedenfalls wenn die AfA konsequent für die Rechte der Ange 
stellten eintritt, dann hat sie die Arbeiterschaft gegen sich. Die Angestellten” 
halıen also in diesem ‚Falle nicht nur die Arbeitgeber, : deren Geld die bessere | 
Stellung der Angestellten gegenüber den: Arbeitern kostet, sondern auch da 
Arbeiter gegen sich.“ : 

Um den Angriff, der im vorstehenden enthalten ist, zw ver- | 
stärken, ist er-in dem Rundschreiben durch Unterstreichen be-' 
sonders hervorgehoben. Dass hier eine bewusste Lüge vorliegt | 

















wird jeder ‘ohne weiteres aussprechen, der die Stellungnahme des’ 
Kollegen. Werner zu den knappschaftlichen Fragen'seit Jahren 
kennt. Gerade der weitestgehende Aufbau: der knappschaft- 
lichen Versicherung für die Grubenbeamten,: neben der Ver='’ 
sicherung für die Bergarbeiter, ist ein von ihm seit Jahren prO-; | 
pagiertes Ziel. Der Verfasser des. Rundschreibens hat daher 
bewusst gelogen, denn Kollege W. hat nur vom Gegenteil ge 
sprochen. An den Verhandlungen haben ausser ihm drei: Mit 
glieder der AfA teilgenommen, die sicher ganz entschieden Eim- 
spruch erhoben hätten, wenn er auch nur dem Sinne nach 
geäussert ‚hätte, dass: die Angestellten. den Arbeitern hinsichtlich‘ 
der Leistungen gleichgestellt: werden. müssten Grundsätzlich’ 
stehen wir auf dem Standpunkt, dass der Aufbau 'der Leistungen 
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sich aufider gleichenGrundla ge wie der für die Arbeiter 
bewegen soll, d. h. Grundbetrag und Teuerungszuschlar. Fine 
Diskussion hierüber hielten wir für wenig Erfolg versprechend, 
Für uns erscheint es aus praktischen Gründen für selbstver- 
ständlich, dass eine Verschiedenartigkeit der Berechnung :der 
Leistunger, d. h. grundsätzliche Unterschiede, keine Aussicht 
haben, Gesetzeskraft zu erlangen. Die Arbeiterschaft hat sich 
hiermit bereits vorher einverstanden erklärt. Die vom Kol- 
legen Werner erwähnte Verständigung mit der Arbeiterschaft 
bezieht sich auf die Frage, wie die Verwaltung des Reichs- 
knappschaftsvereins und seiner Untervereine gestaltet werden 
soil. Die Steliungnahme der anderen Verbände, die da erklären; 
wir wollen mit dem Arbeitern grundsätzlich nichts zu tun haben, 
wir wollen eine vollständig gesonderte Verwaltung haben, 
halten wir nur insoweit für berechtigt, als es sich um Dinge 
handelt, die nur «die Angestellten betreffen. Das wird uns im 
Entwurf als selbstverständlich‘ zugestanden. In 'allen anderen 
Fragen, die Arbeiter und Angestellte gemeinsam betreffen, halten 
wir ein Zusammenarbeiten mit der Arbeiterschaft für nützlicher 
für die Angestelltenschaft, als deren 'egoistische Sonderver- 
tretung. Wir verweisen auf die Ausführungen im ersten Artikel, 
in dem diese Fragen der Verwaltung: kurz skizziert sind. 

Die Vorwürfe des G.d. A., dass sich die AfA von der Ar- 
beiterschaft leithammeln lässt :usw., sind Geschwätz. Wir 
wollen grundsätzlich mit dem Arbeitern eine ehrliche Verständi- 
gung über alle Fragen suchen, weil wir gemeinsam mehr er- 
reichen können als allein. Wir haben aus allen bisherigen 
Verhandlungen die Erkenntnis.gewonnen, dass bei gegenseitiger 
Verständigung :beide Seiten den: grössten Nutzen haben. Die 
Vorwürfe des G. d. A. entbehren nicht eines’ pikanten Reizes, 
wenn man ein-Rundschreiben von derselben Geschäftsstelle des 
G. d._A. vom Tage vorher, d. h. vom 20. April 1921, liest, in 
dem es zum Schlusse heisst: 

„Damit nun hierbei nicht festgestellt werden kann, wie die Arbeiter und 
Angesteliten abgestimmt haben, halten wir es für erforderlich, dass die 
technischen Angestellten wohl für sich abstimmen, die atg=g<benen Stimm- 
zettel aber nicht prüfen, sondern nur abgezählt und zus ‘nengelegt dem 
nächsten OrtsvereindesGewerkvereinsHirsch-Dıne er übergeben. 
Wo kein O:tsve ein des Hirsch-Dunckerschen Gewerkverci.s estehen sollte, 
bitten wir die Kollegen, die Stimmzettel in ein Kuvert ve schlossen nach Bochum 
zu senden, worauf wir dieselben dann in der Zentraledes Hirsch-Üune erschen 
Geweikyereins in Wanne mt den Stimmzettein der Bergarbeiter zusammeniegen.“ 


Wer denkt hierbei nicht an das Wort vom „Pharisäer‘“? 

Wie gross die Einbildung des G.d.A. ist, bzw. wie wenig 
sein Vertreter den Sinn der Verhandlungen in-Dortmund ver- 
standen hat, gelit auch daraus hervor, dass er in seinem Rund- 
schreiben’ sagt: 

„Unsereu Wunsch, b*i Einführung des Gesetzes zur Vermeidung von 
Härten besondere Uebersangsbestimmungen zu schaffen, versprach man zu 
erfüllen.“ 

‘ Dabei wurde zu Beginn der Sitzung mitgeteilt, dass Ueber- 
gangsbestimmungen selbstverständlich geschaffen werden sollten, 
heute jedoch nicht zur Besprechung ständen. 

Wie wenig der G.d. A. die wirkliche Sachlage versteht, geht 
auch aus einem anderen Passus des Rundschreibens hervor, in 
dem es heisst: 

„Bei der Pensionaleistung haben wir verlangt, dass den Angestellten 
unter Tage eine 20 Prozent höhere Leistung als den Angestellten über Tage zu- 


gesprochen wird, weil die ersteren einen bedeutend schwereren Beruf haben 
und dadurch eher arbeitsunfähig werden “ 


Wie sich der G.d.A. die Erfüllung dieser Forderung denkt — 
gleiche Leistungen — gleiche Beiträge ‘sieht’ das Knappschafts- 


gesetz vor —, ist uns schleierhaft. Aber grosse Geister stört 
'so etwas nicht. 








Do Rundschau 00 


Wirtschaftsfragen 


Aus dem Reichskalirat. In Nummer 17 des „Technischen 








- Grubenbeamten“ ist über die am. 21. April geführten Verhand- 


lungen:des Reichskalirates über die Kalipreiserhöhung berichtet 
worden. Aus den Verhandlungen ist weiter mitzuteilen: 


Die in der Bekanntmachung des Reichskalirates vom 3. De- 
zember 1919 unter Ziffer 2 für hochprozentigen Carnallit zur 
Darstellung von Magnesiummetall vorgeschriebene Auskla:- 


-bungsgebühr von 3 M. ist auf 5,50 M. für den Doppelzentner mit 


Wirkung vom 1. März 1921 ab erhöht worden. Es wurde ein 
Beschluss betreffend die Abänderung der $$ 22, 76, 80, 84, 96 
und 106 der Durchführungsvorschriiten zum Kaliwirtschafts- 


gesetz gefasst, die sich auf die Erhöhung der Zahl der stellver- 
tretenden Beisitzer der Kaliprüfungsstelle, ferner auf die Befug- 


nis des Kalisyndikates hinsichtlich der Stellung von Anträgen 


“auf. Ein- und Ausfuhr von Kalisalzen und Kalierzeugnissen, sowie 


auf die den Sonderfabriken zu gewährenden Beteiligungszifiern 


und Ergänzung der Straf- und Schlussbestimmungen der vor- 
erwähnten Durchführungsvorschriften beziehen. Die besonderen, 
seinerzeit vom Bundesrat erlassenen Ausführungsbestimmungen 
zu $ 21 des Kalizesetzes hinsichtlich der Gewährung von Ab- 
zügen (Preisabschlüssen): wurden aufgehoben. Zu den von den 
Selbstverwaltungskörpern der Kaliindustrie gemachten ' An- 
regungen und vorgebrachten Beschwerden über die Ausführungs- 
bestimmungen zum Umsatzsteuergesetz wurde Stellung ge- 
nommen. Schliesslich wurde noch die Frage der Zulassung der 
Ausfuhranträge für chemischreines schwefelsaures Kali seitens 
chemischer Fabriken im Hinblick auf $ 75 in Verbindung mit 849 
der Durchführungsvorschriften zum Kaliwirtschaftsgesetz er- 
örtert. Die Beratung eines Antrages wegen des neuen Erlasses 
eines Abteufverbotes für Schächte usw. und wegen Gewährung 
von Entschädigungen an Arbeiter und Angestellte bei Stil. 
legungen und den damit verbundenen UVebertragungen von Be- 
teiligungsziffern wurde vertagt. 


Sozialpolitik 


Neuregelung in’ der Versorgung der Bergarbeiter des Kok- 
ienbergbaues mit ;verbilligten Lebensmitteln (s. auch Heft 17). 


Richtlinien für die Unterausschüsse 
über die Versorgung der Bergarbeiter mit verbilligten Waren. 


1. Die Belegschaftsmitglieder bestimmen durch die Eintragung in die von 
den Zechenverwaltungen aufzulegencen Kundenlisten die Verteilungsstelle 
(Konsumvereine, Werkskonsumanstel'en, Pr'vatgeschäfte), von der sie die 
ihnen zustehende Ware zu beziehen wünschen. 

2. Auf eine Verkaufsstelie des Privathandels müssen in der Regel 
mindestens 500 Belegschaftsmitglieder entfallen. Ergibt sich ‘für einze ne 
Geschäfte eine geringere Zahl von Meldungen, so werden die in Frage 
kommenden Belegschaftsmitglieder durch Vereinbarung zwischen Betriebsleitung, 
Betriebsrat und örtlicher Vertretung des Einzelhandels anderen beteiligten Ge- 
schäften zugewiesen, soweit sich dadurch die Zahl von 500 erreichen lässt. 
In besonders gearteten Fällen kann ausnahmsweise eine andere Zuteilungs- 
ziffer festgesetzt werden. Hierüber entscheidet nach Anhörung des Unter- 
ausschusses dessen Vorsitzer.der. 

3 Die Unterausschüsse ersuchen die Zechenverwaltungen, zu prüfen, ob 
allein den aufgelegten Kundenl'sten Einzetragenen berechtigt sind. verbilligte 
Waren zu empfangen. Die Richtigkeit der Kundenlisten ist von den Zechen- 
verwaltungen zu Lescheinigen. 

4. Sofort nach Ausfüllung der Kundenlisten hat die Zechenverwaltung die 
entsprechenden Teile den verschiedenen Verteilungsstellen zuzustellen. Ueber 
die Eintragung in die Kundenliste wird eine Bescheinigung (Bezugskarte) aus- 
gestellt, die als Ausweis beim Empfang der Ware dient. 

5. Umschreibungen in den Kundenlisten — abgesehen vom Stellenwechsel — 
können nur zu jedem Quartalsanfang vorgenommen werden. Auf Beschluss 
des Betriebsrats einer Zeche kann ausnahmsweise eine Neuaufnahme der 
Kundenlisten stattfinden. - Ein solcher Beschluss bedarf der Bestätigung durch 
den Unterausschuss. Eine Verlegung der Kunden zu einem anderen Geschäft 
muss l4tägig vorher unter Berücksichtigung der Ziffer 2 Abs. 2 durch Anschlag 
auf der Zeche bekanntgegeben werden. 

6. Bei einem Wechsel der Arbeitsstelle müssen sich die Belegschaftsmit- 

lieder entscheiden, von welcher Verteilungsstelle sie künftig die Ware zu 
BO wünschen. Bei der Abkehr haben sie ihre Bezugskarte an die Zeche 
zurückzugeben. 

7. Die auf Grund der Kundenlisten für jeden Bezugsberechtigten auszu- 
stellende Bezugskarte muss folgendes enthalten: Markennummer, Zu- und Vor- 
name, Wohnung und Bezeichnung der Arbeitsstelle des Inhabers sowie die 
Verteilungssteile, von der er seine Waren bezieht. Ausserdem muss jede 
Jahresbezugskarte 52 abtrennbare Felder enthalten, die fortlaufend numeriert 
und mit der Firma der Verteilungsstelle versehen werden müssen. (Die Karts 
für das Jahr 1921 würde danach 39 Felder, mit der Nummer 14 beginnend, 
haben.) Jedes dieser Felder dient zur Abgabe einer Doppel-Wocheneinheit 
verbilligter Ware und wird bei der Abgabe von der Verteilungsstelle abge- 
trennt. Die einzelnen Abschnitte sind von den Verteilungsstellen in Bündeln 
von 100 Stück- gleicher Wochennummer durch die Stelle, die die Ware anliefert, 
an die B. V. eingeschrieben einzusenden. Das gleiche gilt für die Ueber- 
schichtenkarten (Ziffer 10). 

8. Die Ausfertigung der ersten Bezugskarten erfolgt auf Grund der 
Kundenlisten durch die Verteilungsstellen im Auftrage der Zechen. Mit einer 
Abschrift der Kundenlisten, nach Markennummern geordnet, sind die aus- 
geschriebenen Bezugskarten der Zeche zur Abstempelung und Ausgabe zu 
überbringen. Die durch Belegschaftswechsel veranlassten Zu- und Abgänge 
sind von den Zechenverwaltungen den in Betracht kommenden Verteilungsstellen 
laufend mitzuteilen. Die Zechenverwaltungen ziehen bei der Abkehr die Be- 
zugskarte ein (Ziffer 6) und senden sie nach Entwertung der B. V. zu: Die 
B. V. wird den in Betracht kommenden Verteilungsstellen den Eingang 
der entwerteten Karte und das Datum der Entwertung bestätigen. Bei Ein- 
stellung neuer Bezugsberechtigter wird die Zeche eine Bezugskarte neu aus- 
stellen und aushändigen, entsprechende Blanko-Formulare stellt die B. V. der 
Zeche zur Verfügung. Eine Mitteilung über die Ausstellung dieser Bezugs- 
karten ist von der Zeche an die B, V. zu machen. Die Zechenverwaltungen 
und Betriebsräte machen durch Anschlag auf den Zechen. bekannt, ‘welche 
Geschäfte mit der Verteilung der Waren betraut sind, 

9. Der Verteilungsstelle wird die Verpflich'ung auferlegt, monatlich die 
Richtigkeit der Kundenlisten im Benehmen mit den Zechenverwaltungen zu 
rüfen. 

R 10. Bergarbeiter, die auf Grund von Ueberschichtenabkommen zum Bezuge 
verbilligter Lebensmittel berechtigt sind (Ziffer 17b), erhalten von den Zechen- 
verwaltungen besondere Karten, in denen die Zahl der verfahrenen Ueber- 
schichten kenntlich zu machen ist. Auf Grund dieser Karten fordern die Berg- 
arbeiter die auf ihre Ueberschichten entfallenden Warenmengen zu den fest- 
gesetzten Verteilungszeitpunkten (Ziffer 12) unter Abgabe des betreffenden 
Abschnittes der Karte bei den Verteilungsstellen an. 
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11. Das Recht der Verteilungsstelle zur Verteilung verbilligter Waren wird 
verwirkt, wenn an Bergarkeiter, die einer anderen Verteilungsstelle zugeteilt 
sind, oder an sonstige Perscnen, verbilligte Waren verakfolgt werden. 

12. Die Verteilung jeder . Warengattung an die Bergarbeiter geschieht in 
der Regel alle’2 Wochen. Von dieser Regel kann nur abgewichen werden, 
wenn die Anlieferung der Ware nicht rechtzeitig erfolgt, und dadurch eine 
andere Verteilung nicht zu umgehen ist. 

In diesem Falle ist den Zechenverwaltungen alsbald Nachricht zu geben, 
damit sie es der Belegschaft mitteilen. 

13. Die Anlieferung von Waren erfolgt durch die Bergarbeiter-Versorgung 
G. m. b. H. in Hamburg an die Konsumvereine, die Werkskonsumanstalten 
und den Privathandel gemäss deren Anforderung auf Grund der Kundenlisten. 

14. Die Berechnung an die Konsumvereine, Werkskonsumanstalten und 
den privaten Handel erfolgt zum öffentlich bekanntgemachten Verkaufspreise, 
abzüglich der vom Hauptausschuss festzusetzenden Verkaufsprovision, Läger- 
und Transpertvergütung. Mitteilung hierüber ergeht vom Hauptausschuss an 
die Unterausschüsse. 

15. Die Organisation des Kleinhandels hat für die in den einzelnen Zechen- 
yebieten gelegenen und zur Verteilung zugelassenen Privatgeschäfte je eine zur 

Warenlarerung geeignete Lagerstelle bereit zu halten, an die von der Berg- 
arbeiter-Versorgung G. m. b.H. die Waren versandt werden können. (Zu- 
teilungsstelle.) 

16. Ueber die geschäftliche Abwicklung der B. V. und der Verteilungsstelle 
wird ein Lieferungsvertrag abgeschlossen, der alle Einzelheiten enthält, 

17. Zurzeit werden folgende verbilligte Waren ausgegeben: 

a) an alle Bergarbeiter: 550 gr Wurst wöchentlich; 

b) für Ueberschichten gemäss den bestehenden Abkommen: 

1. Ruhrgebiet: Es besteht zurzeit kein Abkommen. 

‚Freistaat Sachsen: Es besteht zurzeit kein Abkommen, 
. Mitteldeutschland: 1 kg Fett wöchentlich. 
Waldenburg: Es besteht zurzeit kein Abkommen. 
. Niedersachsen: 1 kg Fett wöchentlich. 
- RheinischesBraunkohlengebiet:1kgFettwöchentl. 
Aachener Kohlengebiet: !/, kg Fett wöchentlich. 
. Bayern: Es besteht zurzeit kein Abkommen. 
Die Berechtigung zum Bezuge des verbilligten Fettes steht zurzeit zu: 

a) wenn mindestens 75 %/, der Belegschaft sich an der Ueberschicht 

beteiligt haben: der gesamten Belegschaft; 

d) wenn 66-75 °%, der Belegschaft sich en der Ueberschicht beteiligt 

haben: nur den beteiligten Arbeitnehmern. 


Bei einer Beteiligung von weniger als 66 °/, besteht kein Bezugsrecht. 


aan aWwiw 


® 


Gewerkschaftsarbeit 


Oberlausitz. Am 11. April 1921 fand in Görlitz eine Loht- 
kommissionssitzung der Angestelltenverbände mit dem Arbeit- 
geberverband des Oberlausitzer Braunkohlenbergbaues statt. Zur 
Tagesordnung stand: 


1. Festsetzung einer Mietsentschädigung für diejenigen An- 
gestellten, welche nicht im Besitz einer Werkswohnung 


sind; 
2. Festsetzung einer Höchstmenge von zu liefernden Deputat- 
kohlen; 


3. Festlegung von Richtlinien nach $ 78, Absatz 8, 81-83 des 
Betriebsrätegesetzes über Einstellung und Entlassung von 
Angestellten. 


Das Ergebnis der Verhandlungen lässt sich wie folgt zu- 
sammeniassen: 


Zu 1. Die Beschlussfassung wurde ausgesetzt. Es soll 
jedoch den Beteiligten folgender Vorschlag unterbreitet werden: 

Soweit Angestellte sich nicht im Besitze von Werkswohnungen befinden, 
sell die Mietsentschädigung nach folgenden Grundsätzen festgelegt werden: 

Für jede Gruppe der Gehaltstafel ist ein bestiminter Aindestmietspreis 
festzulegen, unter möglichster Berücksichtigung der örtlichen Verhälinisse 
(Stadt oder Land). Für grössere Familien kommt auf die Mindestmiets- 
ontschädigungen ein Zuschlag mit der Massgabe der im Tarifvertrag fest- 
geiegten sozialen Zuschläge (Kindergeld). 

Zu 2 wurde festgelegt, dass den Angestellten Kohlen- 
mengen in nachstehendem Masse kostenfrei zur Verfügung ge- 
stelit werden sollen: 7 

Gruppe 1 der technischen Angestellten 180 Zentner. Gruppe 2 150 Zentuer. 
Gruppe 3 130 Zentser. Gruppe 4 100 bis 130 Zentner. 


Die ledigen Angesieilten erhalten in allen Fällen bis zur 
Hälfte der obigen Sätze. Werke, die Braunkohlenbriketts 
iabrizieren, können die Angestellten mit der Hälfte der obigen 
Mengen in Brikeiis beliefern. Kinderreiche Familien können 
ausnahmsweise über die obenerwähnten Mengen hinaus be- 
iiefert werden. 

Zu 3. Da über verschiedene Fragen eine Einigung nicht 
erzielt werden konnte, wurde die Beschlussfassung bis zur 
nächsten Sitzung ausgesetzt. 


Tarifvertrag Wurmrevier. Am 13. 14. und 15. April ver- 
handelte der Schlichtungsausschuss in Aachen über den Anze- 
stelitentarif im Bergbau des Wurmreviers. Sowohl in den Vor- 
verhandlungen als auch vor dem Schlichtungsausschuss war 
eine ireie Verständigung sogar über die allernebensächlichsten 








Punkte nicht möglich. Es mussten daher zu jedem Punkt des 
Rahmentarifvertrages Schiedssprüche des  Schlichtungsaus- 
schusses verlangt werden. Besonderen Widerstand löste die 
Forderung der Neueingruppierung der technischen Angestellten . 
in die einzelnen Klassen der Gehaltsskala aus. Ein Sprüch in 
dieser Frage ist bisher noch nicht gefällt worden. Ueber die 
Gehaltstaffel selbst wurde noch nicht verhandelt. 

Wir werden über den ferneren Verlauf der Verhandlungen 
berichten. 


Aus der Kaliindustrie. Der Zuschrift eines Kellegen aus 
der Kaliindustrie entnehmen wir folgende Sätze, die manchem 
Kollegen sicher Stoff zu einigem Nachdenken geben werden. Der 
Kollege schreibt unter anderem: 


„Vom Generaldirektor bis zum Betriebsführer, manchen Ortes noch tiefer, 
nutzen sie alle diese schlechte Zeit aus, um sämtliche noch nicht „zesinnungs- 
tüchtigen“ Beamten und Angestellten einzuwickeln, sie zu schikanieren oder 
ihnen letzten Endes mit Entlassung zu drehen, sofern sie sich in ihrer Ge- 
sinnung nicht ändern. Haben wir doch die besten Beispiele an der Bearbeitung 
der Betriebsräte seitens des Kapitals und seiner Helfershelfer. Aus Mangel 
oder sonstigen Gründen stellt man Leute in Verwaltungsposten in der Kali- 
industrie ein, die sich entweder bei den Behörden, beim Kapital oder durch 
strammes Auftreten an anderen Stellen in die Oeffentlichkeit gedrängt haben... 
Diese schildern dem Betriebsrat den Verkehr bzw. das Zusammenarbeiten von 
Verwaltung und Betriebsrat in Westfalen in einem solchen Sinn, dass die 
Leute zu der Ueberzeugung kommen müssen, dass sie bisher alles falsch 
machten... Zudem ziehen diese Herren zugängliche Fahrsteiger und Kauf- 
leute an sich und verkehren scheinbar intim mit ihnen, um die übrigen 
Beamten und Arbeiter zu der Ueberzeugung zu bringen, wie gut sie es mit 
allen meinen. Dabei wickeln sie nicht nur beide ein, sondern ihr Hauptzweck, 
sich selbst eine Position zu sichern und sich nach obenhin „lieb Kind“ zu 
machen, ist erreicht.“ . 


Diese wenigen Zeilen zeigen, wie notwendig es ist, Sich in 
seiner Organisation einen festen Rückhalt zu schaffen. denn die 
Stütze durch diese Egoisten ist nach jeder Richtung hin morsch. 
Es ergibt sich aber weiter die Notwendigkeit, mur überzeugte 
Gewerkschafter, die nicht bei jeder Gelegenheit umfallen, in den 
Betriebsrat zu wählen. 
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Nummer 19 | 


Die berggewerbegerichtlichen Streit- 
sachen und das Arbeitsgericht 


In Nr. 12 des „Reichsarbeitsblattes“ ist nachstehender Auf- 
satz von Reichsgerichtsrat Dr. Bewer erschienen. 
Der Verfasser untersucht die Tätigkeit der Gewerbegerichte 
von rein juristischen und praktischen Gesichtspunkten und 
kommt dabei, wie wir aus anderen Gründen, zu dem Resultat, 
dass die Berggewerbegerichte aufzuheben und in die vorgese- 
henen allgemeinen Arbeitsgerichte einzugliedern sind. Weil 
weiterhin der Aufsatz eine gute Uebersicht über die Tätigkeit 
und Ausdehnung der Berggewerbegerichte enthält, erachten wir 
Se ahjchung zur Orientierung unserer Mitglieder für an- 
gebracht, 


1. Mit dem Inkrafttreten des noch in Ausarbeitung be- 
grifienen Arbeitsgerichtsgesetzes wird das Gewerbegerichts- 
gesetz vom 29. September 1901 (Reichs-Gesetzbl. S. 353) im 
ganzen aufzuheben sein. In diesem Zeitpunkte wird auch jede 
Gerichtsbarkeit der Berggewerbegerichte aufhören, sowohl der 
acht nach $ 82 in Preussen (5), Bayern (2) und in Braunschweig 
(1) errichteten, als auch der fünf nach $ 85 aufrechterhaltenen 
sächsischen Bergschiedsgerichte. 


Es fragt sich, ob als Ersatz für sie zur Behandlung der 
Streitigkeiten aus dem Bergarbeitsverhältnis besondere Bestim- 
mungen im Arbeitsgerichtsgesetz aufzunehmen sind.  Auszu- 
gehen ist von der wohl unzweifelhaften Annahme, dass neben 
den allgemeinen Arbeitsgerichten weder für weitere selb- 
ständige Bergarbeitsgerichte nach dem Vorbilde :des $ 32 
Gew.G.G. noch für besondere selbständige Facharbeitsgerichte 
(z. B. bloss für Steinkohlenbergwerke) im Sinne des $7 Gew.G.G. 
Raum und Bedürfnis besteht. Die aufgeworfene Frage betrifft 
daher nur die innere Einrichtung der Arbeitsgerichte, und zwar 
gilt dies für folgende drei Punkte: 

a) Die Zahl der Beisitzer, ob die Verwaltungs- 
behörde, wenn ihr die Bestimmung überlassen wird, wieviel Bei- 
sitzer der Angestellten, gewerblichen Arbeiter, Landarbeiter usw. 
zu wählen sind, auch die Zahl der Beisitzer aus dem Kreise 
der im Bergbau beschäftigten Angestellten und Arbeiter fest- 
legen soll; 


b)D) Die Bildung besonderer Kammern, ob, 
wenn die Verwaltungsbehörde solche nach: Bedürfnis errichten 
darf, auch für die Bergarbeiter ein Bedürfnis für eine beson- 
dere Kammer anzuerkennen ist; 

c) Die Persondes Vorsitzenden, ob bei den Ar- 
eitsgerichten, ebenso wie jetzt bei den Berggewerbegerichten, 
auch höhere Bergbeamte als Vorsitzende oder deren Stell- 
vertreter berufen werden sollen. 


Um die Tragweite dieser Fragen zu erfassen, möge zu- 
nächst die örtliche und fachliche Ausbreitung der bestehenden 
Berggewerbegerichte und sodann der Umfang ihrer Prozess- 
tätiekeit überblickt werden. 

2. Was zunächst die Ausbreitung der BergGew.G. 
angeht, so sind diese keineswegs allgemein zur Entstehung ge- 
langt und meist nur für bestimmte Arten des Bergbaues er- 
richtet worden. 

In Preussen sind fünf BergGew.G. errichtet, .und zwar 
in Aachen, Saarbrücken und Waldenburg bloss für den Stein- 
kohlenbergbau, einschliesslich der zugehörigen bergbehörd- 
lichen beaufsichtigten Betriebe; das BergGew.G. Beuthen ist 
ausserdem noch für die Erzförderung zuständig. Das Berg(Gew.G. 
Dortmund ist zuständig für die „Bergwerke nebst zugehörigen, 
unter Aufsicht der Bergbehörden stehenden Betrieben und Sa- 
linen“. Es handelt sich dabei aber, wie die Geschäftsverteilung 


-für die einzelnen Kammern ergibt, nur um Steinkohlenbergbau, 


abgesehen von den Kammern in Witten und Werden, denen 
auch Erzbergwerke zugeteilt sind. 

Das für den Freistaat Braunschweig bestehende BergGew.G. 
in Helmstedt ist auf den Braunkohlenbergbau beschränkt, um- 
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3. Jahrgang 


fasst aber auch den Tagebau; auf die Erzgruben ist es nicht 
ausgedehnt worden, weil diese mit ihren Arbeitern von den zu- 
gehörigen Hütten nicht getrennt werden konnten. 


Von den beiden bayerischen BergGew.G. ist dasienige in 
München (für Oberbayern), das ursprünglich nur für Kohlen- 
und unterirdisch betriebene Zementgruben errichtet war, jetzt 
zuständig für alle Bergwerke und alle unterirdisch betriebenen 
Brüche und Gruben (einerlei, ob es sich um die Gewinnung 
von Steinkohle, Braunkohle, Eisenerz, Kupfererz, Zementstein, 
Kalkstein, Sand oder Kies handelt), ausgenommen aber die 
Hütten und Salinen. Die gleiche Zuständigkeit hat das 
BergGew.G. Zweibrücken (für die Pfalz), nur sind von dessen 
Bezirk eine Reihe von Gemeinden ausgeschieden worden. 

Die fünf sächsischen Bergschiedsgerichte haben sogar jedes 
eine besondere Fachzuständigkeit. Das BergSch.G. Leipzig ist 
auf Braunkohlenbergbau des  Inspektionsbezirks Leipzig be- 
schränkt, das BergSch.G. Zittau umfasst neben den Braun- 
kholen im Inspektionsbezirk Dresden auch den Erzbergbau 
im Regierungsbezirk Bautzen, das BergSch.G. Oelsnitz ist nur 
für Steinkohlen im Inspektionsbezirk Stollberg zuständig, das 
BergSch.G. Freiberg ist zuständig für Erzbergbau im Inspek- 
tionsbezirk Dresden und Freiberg sowie für Steinkohlen im 
Inspektionsbezirk Dresden und das BergSch.G. Zwickau ist für 
Steinkohlen- und Erzbergebau in den Inspektionsbezirken 
Zwickau I und H errichtet. Bei allen macht es keinen Unter- 
schied, ob im. Grubenbau, Tagebau oder gemischten Abbau 
(über oder unter Tage) gearbeitet wird. 


Dieser Ueberblick zeigt zur Genüge, dass nur in sehr be- 
schränkten Umfange im Deutschen Reiche ein allgemeines ört- 
liches wie fachliches Bedürfnis nach BergGew.G. anerkannt 
worden ist, obwohl der Bergbau (z. B. für Braunkohle, Salz- 
sewinnung, Kali) starke Ausdehnung erfahren hat. Diese Tat- 
sache beweist, dass die kommunalen Gewerbegerichte, wo 
solche zuständig waren, auch den Streitigkeiten aus dem Berg- 
arbeitsverhältnis gerecht geworden sind. Also wird ces für die 
Einrichtung der Arbeitsgerichte keiner allgemeinen Vor- 
schriften zu dem Zwecke bedürfen, dass für bergarbeitsrecht- 
liche Streitigkeiten stets oder doch tunlichst Beisitzer aus dem 
Bergbau zuzuziehen oder sogar besondere Kammern zu bil- 
den sind. 

3. Es fragt sich also weiter, ob etwa der Umfang der Pro- 
zesstätigkeit der bisheriesen BergGew.G. auf eine so 
starke Inanspruchnahme der Arbeitsgerichte seitens der berg- 
männischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber schliessen lässt, 
dass aus diesem Gesichtspunkte besondere Vorschriften der 
Landesbehörden über die Beisitzerzahl und die Bildung besen- 
derer Kammern zu erlassen sind. 


a) Bei Prüfung dieser Frage müssen aber eine Reihe der 
ietzigen BergGew.G. vorweg ganz ausscheiden. 


Dies gilt zunächst von den fünf sächsischen Berzschieds- 
gerichten. 


Sind doch diese Schiedsgerichte reine Verwaltungsgerichte 
im Sinne des $ 13 G.V.G., deren Entscheidungen nur der An- 
fechtungsklage an das Oberverwaltungsgericht in Dresden, im 
übrigen der Beschwerde an die dortige Kreishauptmannschaft 
unterliegen. Zudem ist der Kreis der ihnen unterworfenen Per- 
sonen wesentlich kleiner als der in $ 82 Gew.G.G, umschriebene. 
Die wirklich bürgerlche Gerichtstätigkeit dieser sonder- 
baren Einrichtung ist für einen statistischen Einblick all- 
gemeiner Art nicht verwertbar. Ihre echte Prozesstätigkeit 
kann aber nur als höchst unbedeutend eingeschätzt werden, und 
zwar derart, dass, wenn man sie auf Bezirke der künftigen Ar- 
beitsgerichte, soweit die Reviere dieser Bergschiedseerichte da- 
bei örtlich in Betracht kommen, verteilt, auf jeden ntır die aller- 
kleinste Ziffer fallen kann. 

Auszuscheiden haben ferner das Preussische BergGew.G. 
in Saarbrücken und das Bayerische BergGew.G. Zweibrücken, 
da ihre Bezirke nach dem Versailler Vertrage einer fremd- 
ländischen Justizoberhoheit verialien sind, 
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Aber auch die-beiden BergGew.G. in Beuthen und in Wal- 
denburg können bei der Ungewissheit, wie sich das politische 
Schicksal von Oberschlesien gestalten und ob dort das Arbeits- 
gerichtsgesetz überhaupt durchführbar sein wird, zurzeit hier 
ausser Betracht bleiben. 


b) Von den übrigen BergGew.G. ist die Prozesstätigkeit 
des BergGew.G. in Helmstedt fast mit Null einzusetzen. Ob- 
wohl für sämtliche braunschweigischen Kohlenbergwerke zu- 
ständig, wurden bei ihm in 5 Jahren (1910 bis 1914) nur 11 Kla- 
gen von Arbeitern anhängig gemacht; zu einem Urteil ist es 
überhaupt nicht gekommen; 6 Klagen wurden verglichen, 5 wur- 
den zurückgenommen. Als Einigungsamt wurde es nur einmal, 
1910, seitens der Arbeiter angerufen, ohne dass eine einigungs- 
amtliche Erledigung erforderlich wurde. — Dass auf diesem 
Nullplatze (selbst wenn man die Erzgruben einbezieht) kein 
Raum für eine besondere Bergarbeiterkammer besteht, leuchtet 
ohne weiteres ein. Und ob für die Arbeitsgerichte, die für die 
braunschweigischen Bergwerksreviere örtlich zuständig sein 
werden, allein acht Bergarbeiter als Bergschöffen erforderlich 
sind, wie dies der $ 4 des Errichtungsstatuts von 1892 bestimmt, 
ist mehr als zweifelhaft. 


Auch das BergGew.G. München (für Oberbayern mit 
1511 952 Einwohnern nach der Zählung vom 1. Dezember 1910 
und umfassend die Landgerichtsbezirke München I und II so- 
wie Traunstein) wurde in den Jahren 1911, 1912 und 1913 nur 
in geringem a Er genommen. Anhängig wur- 
den zusammen nur 7=) 43 Klagen von Arbeitern; 
von diesen u = durch Vergleich (13) und "ander- 
weit (11) erledigt, so dass nur 19 zum Urteil kamen; nur gegen 
zwei Urteile wurde Berufunz eingelegt. Das sind äusserst ge- 
ringe Zahlen im Vergleich zu den bloss bei dem kommunalen 
Gewerbegericht München (Stadtkreis) in jenen drei Jah- 
ren anhängig gewordenen (3003 7 3024 + 2609 —) 8636 Klagen. 
Daher dürfte auch für das Arbeitsgericht München die Bildung 
einer besonderen Kammer für Bergarbeiter ebensowenig wie für 
Bayern überhaupt in Frage kommen. Sogar erscheint die jetzt 
für das BereGew.G. München vorgeschriebene Zahl von 20 Bei- 
sitzern (dazu 10 Ersatzmänner), die sämtlich dem Bergbau an- 
zugehören haben, überreichlich hoch, wenn man den jährlichen 
Durchschnitt der bei dem BergGew.G. München eingehenden 
12 bis 15 Klagen auf die für Oberbayern künftig einzurichten- 
den Arbeitsgerichte verteilt. 

Desgleichen hat das BergGew.G. Aachen (zwei Kammern 
für die Reviere Aachen und Düren) nur eine geringe Prozess- 
tätigkeit aufzuweisen. Im Jahre 1913 wurden bei dem 
BergGew.G. Aachen und dem wenigstens doppelt grossen 
BergGew.G. Saarbrücken (mit vier Kammern) zusammen nur 
86 Klagen anhängig, so dass auf jede der sechs Kammern nur 
14 Klagen entfallen; nur ein Urteil dieser beiden Gerichte im 
Oberbergamtsbezirk Bonn wurde mit Berufung angefochten. 
Auch bei den künftigen Arbeitsgerichten in Aachen und Düren 
fehlt somit ein Bedürfnis für besondere Bergarbeiterkammern, 
um so mehr, wenn in den Bezirken dieser beiden ‚Reviere 
noch weitere Arbeitsgerichte zu errichten sein werden. 


Uebrig bleibt das BergGew.G. Dortmund. Aus den Ueber- 
sichten über seine Tätigkeit in den letzten vier Jahren seien 


hier nur die Zahlen der anhängig gewordenen Klagen, der 
kontradiktorischen Urteile und der Beruiungen mitgeteilt. 
- 1917 1918 1919 1920 
Klagen . - 2 886 1194 1448 1844 
Kontradiktorische Urteile 218 314 526 755 
Berufungen - - - Ce 13 23 12 62 


Aber praktisch beschen, zerfällt der Bezirk dieses BergGew.G., 
der mehr als neun Kreise der Provinz Westfalen und mehr. 
als vier Kreise der Rheinprovinz umfasst, jetzt in 20. örtlich 
abgegrenzte Spruchkammern an 14 verschiedenen Sitzen, so 
dass, wenn an diesen 14 Orten selbständige allgemeine Arbeits- 
gerichte entstehen, auch die  bergarbeitsrechtlichen Streitig- 
keiten sich auf diese 14 Arbeitsgerichte verteilen werden. 
Wenn auch die Zahl der bei den jetzigen Spruchkammern des 
BergGew.G. eingehenden Klagen, wie in der Anmerkung mit- 
geteilt ist, im Durchschnitt nicht unbedeutend erscheint, so be- 
steht doch kein Bedürfnis, deswegen allein bei den künftigen 
Arbeitsgerichten besondere Bergarbeiterkammern zu bilden; 
vielmehr liegt es im Interesse einer einheitlich zusammen- 
gefassten Rechtsprechung, die rein bergarbeitsrechtlichen 
Streitsachen zugleich mit denienigen der mit dem Bergbau 
mehr oder weniger wirtschaftlich zusammenhängenden Hüt- 
tenwerke und sonstigen industriellen Betriebe einer und der- 
selben Kammer zuzuweisen und auf diese Weise die Zuständig- 
keit dieser Kammer auf möglichst ausgedehnte Kreise der ge- 
werblichen Arbeiter desselben örtlichen Wirtschaftsgebiets zu 
erstrecken. Der Besorgnis, es könne dabei im einzelnen Falle 
die Besetzung der Kammer mit entsprechend fachkundigen Bei- 
sitzern zu kurz kommen, kann durch eine Vorschrift im Gesetz 


Ta ne ee 


"begegnet werden, 
‚Sitzungen zwar in der Reihenfolge der Beisitzerliste, jedoch 
"möglichst nach den Berufskreisen der Parteien heranzuziehen 


wonach die Beisitzer zu den einzelnen 


sind. Dass aber fachkundige Beisitzer aus jeder Berufsgruppe 
vorhanden sind, kann durch eine verwaltungsbehördliche An- 
ordnung erreicht werden, sofern dies nicht schon in der Wahl- 
ordnung für die Beisitzer vorgesehen werden kann. 


4. Was schliesslich die Frage betrifit, ob auch höhere 
Bergverwaltungsbeamte zu Vorsitzenden oder stell- 
vertretenden Vorsitzenden eines Arbeitsgerichts berufen wer- 
den sollen, so dürfte sie unbedingt zu verneinen sein. 


Allerdings amtieren jetzt als Vorsitzende der Berggewerbe- 
gerichte durchweg höhere Bergverwaltungsbeamte, und ihre 
Tätigkeit bei diesen Sondergerichten hat dank ihrer. objektiven 
Behandlung der Sachen zu keinen besonderen Beanstandungen 
geführt. Immerhin erscheinen sie kraft ihrer hauptamtlichen 
Berufstätigkeit den Bergleuten gegenüber in keinem einwand- 
frei unbefangenen Verhältnisse. Ihre Verwaltungsbefugnisse be- 
rühren auch die privatrechtliche Regelung der Bergarbeit, und 
ihre Massnahmen, die sie als Bergpolizei oder als Aufsichts- 
beamte nach $ 139b Gew.-O. oder als Hilisbeamte der Staats- 
anwaltschaft nach $ 153 G.V.G. zu treffen haben, greifen viel- 
fach, wenn auch nur mittelbar, in das bürgerliche Arbeitsverhäl- 
nis, das gerade zum: Gegenstand einer arbeitsgerichtlichen 
Streitigkeit- werden kann. Um auch den Schein einer verwal- 
tungsbehördlichen Abhängigkeit zu meiden, sollten sie mit dem 
richterlichen Vorsitze grundsätzlich verschont werden. 


Auch ein zweiter Grund spricht gegen ihre richterliche 
Verwendung bei den Arbeitsgerichten: Für die Bildung von 
Kammern bloss für bergarbeitsrechtliche Streitigkeiten besteht, 
wie darzulegen versucht wurde, kein Bedürinis. Jede Kammer 
wird Streitsachen auch in einer weiteren fachlichen Begrenzung 
zu bearbeiten haben. Dass aber ein höherer Bergverwaltungs- 
beamter als Vorsitzender einer Kammer auch für Arbeitsstreitig- 
keiten anderer Berufskreise auseichend juristische und praktische 
richterliche Befähigung besitzt, muss prima facie bezweifelt 
werden, Gerade der fast unbegrenzte Umiang des neuen 
Arbeitsrechts stellt an das allgemeine juristische Wissen des 
Richters sehr grosse Ansprüche, und die Verantwortung, dabei 
allen einschlägigen Lebens- und Rechtsverhältnissen gerecht zu 
werden, wird sicherlich nicht geringer, wenn, wie bei den 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichten, die Rechtsanwälte als Pro- 
zessvertreter der Parteien schlechthin ausgeschlossen werden. 
Die jetzigen Vorsitzenden der Berggewerbegerichte mögen 
selbst erwägen, ob nicht ihre Rechtsprechung in nicht rein 
hergarbeitsrechtlichen Streitigkeiten einem minderen ‘Vertrauen 
begegnen wird und ob sie selbst nicht als Richter zweiter Ord- 
nung eingeschätzt werden könnten. 


5, Schliesslich sei noch auf einen nebensächlichen Punkt 
hingewiesen. 


-- Das Gesetz über den Absatz von Kalisalzen vom 
25. Mai 1910 (Reichs-Gesetzbl. S. 775) erklärte im $ 19 Abs. 1 
Satz 2 für die Ersatzansprüche der Arbeiter (nicht auch der 
Beamten) gegen den Kaliwerksbesitzer, wenn sie „wegen 
Uebertragung von Beteiligungsziffern‘‘ beschäftigungslos wer- 
den oder eine Verdienstminderung erleiden, das Gewerbegericht 
oder das Berggewerbegericht für zuständig. . Nachdem das 
Kaligesetz inzwischen durch Artikei 1 Nr.I des Reichsgesetzes 
vom 19. Juli 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 661) ausser Kraft ge- 
treten ist, ist die Bestimmung des $ 19 Abs. 1 nach Erlass des 
sogenannten Kaliwirtschaftsgesetzes vom 24. April 1919 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 413) in den $ 85 Abs. 2 der Vorschriften zur Durch- 
führung dieses Gesetzes vom 18. Juli 1919 (Reichs-Gesetzbl. 
S, 663) übernommen und durch den eingefügten Satz 2 auf die 
Gewährung von Umzugskosten der Arbeiter und Beamten aus- 
gedehnt worden. Die Fassung des $ 85 Abs. 2 Satz 3 dürfte 
dahin zu ändern sein: Für (diese) Streitigkeiten ist. das 
Arbeitsgericht zuständig. 


Rundschau 


Arbeitskammer des Ruhrreviers. In der Angestell- 
tengruppe der Arbeitskammer für den Kohlenberg- 
bau des Ruhrgebiets am 3. Mai 1921 wurde nachstehende, dem 
Reichsarbeitsministerium in Berlin zu unterbreitende Ent- 
schliessung angenommen: 


„Die Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des Ruhr- 
gebiets, Gruppe der Angestellten, ersucht den Herrn Reichs- 
arbeitsminister, den Vierzehnerausschuss, der die Vorarbeiten 
für das Reichsknappschaftsgesetz leistet, zu veranlassen, 
seinen Personenkreis um einen Vertreter aus der Gruppe 

Best. SHZEStHIIEN bei der hiesigen Arbeitskammer zu. er- 
weitern.“ 
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Die Verhandlungen im Ruhrbergbaw. Als am 13. März d. J. 
das Ueberschichtenabkommen ablief und neue ‚Verhandlungen in 
sie Wege geleitet wurden, um an Stelle des wegfallenden 
Ueberschichtengeldes einen finanziellen Ausgleich zu schaffen, 
glaubte man auf der Arbeitgeberseite, die Angestellten- 
verbändezüunächstausschalten zu müssen. Bekannt- 
lich war auch in dem am 11. März in Dortmund gefällten Schieds- 


sere Protestschreiben an das Reichsarbeitsministerium, Reichs- 
“ kommissariat usw. erfolglos blieben, setzten wir uns mit den 


| spruch mit keinem Wort von den Angestellten die Rede. Als un- 














ireien Arbeitergewerkschaften in Verbindung. Der Erfolg war, 
dass der Alte Bergarbeiterverband vom Zechenverband die 
Hinzuziehung der Angestelltenverbände, soweit diese der Ar- 
beitsgemeinschaft angehörten, forderte, Die Angestellter- 
verbände wurden daraufhin herangezogen und so eine gemein- 
same Front geschaffen. Einzelheiten aus den von da an ge- 
führten Verhandlungen haben wir bereits in der „D. T.-Z.“ 
Nr. 15 und 16 bekanntgegeben. Unsere im Laufe der Verhand- 
lungen an die Arbeitgeber gerichteten Forderungen verlangten 
einen Gehaltszuschlag von 15 Prozent für alle technischen An- 
gestellten. Dieser Zuschlag entsprach etwa dem Betrage, den 
die Angestellten infolge Wegialls von drei Siebentel der Ueber- 
schichten verloren. Zunächst hielten die Arbeitgeber unsere 
Forderung für zu hoch. - Doch gelang es in den Verhandlungen 
am 14. April, ein Abkommen zu treffen, welches eine Erhöhung 
sämtlicher Gehälter um ein Siebentel vorsah. An dieses Ab- 
kommen war jedoch die Bedingung geknüpft, dass das Ueber- 
Schichtenabkommen gleichzeitig angenommen würde. Die Ent- 
scheidung hierüber behielten sich die Gewerkschaften vor. 

Schulter an Schulter hatten Arbeiter- und Angestellten- 
vertreter bei den Verhandlungen den Unternehmern gegenüber- 
gestanden. Selbstverständlich musste nun auch die Entschei- 
dung gemeinsam gefällt werden. Am 16. April versammelten 
sich in Essen die Schachtvertrauensmänner der 
drei AfA-Verbände, Bund, D.W.V. und Fördermaschi- 
nistenverband, und nahmen den Bericht über den Verlauf der 
Verhandlung entgegen. Einmütig wurde der Beschluss gefasst, 
AfA-Delegierte in die Revierkonferenz des Alten Bergarbeiter- 
verbandes zu entsenden, um dort gemeinsam mit den freien Ar- 
beitergewerkschaiten über Annahme oder Ablehnung des Ueber- 
schichtenabkommens zu entscheiden. Gewählt wurden 25 Dele- 
gierte vom Bund, 15 vom D.W.V. und 10 vom D. F.V. 


Die grosse Ruhrbergbaukonferenz tagte am Sonntag, den 
17. April, im Essener Nordparksaal: Vertreten waren: Alter 
Bergarbeiterverband, Metallarbeiterverband, Zentralverband der 
Maschinisten und Heizer und die drei AfA=Verbände mit zu- 
sammen 950 "Delegierten. Die Kollegen Bauer (vom Butab) 
und Leonhard (vom D.W.V.) waren in die Versammlungs- 
leitung gewählte Abwechselnd brachten Arbeiter und An- 
gestellte in durchaus ruhiger und sachlicher Weise ihre Meinung 
zum Ausdruck. . Wer dieser Tagung beiwohnte, gewann einen 
erhebenden Eindruck. Zum ersten Male tagten Delegierte der 
Arbeiter und Angestellten im Ruhrbergbau öffentlich, um ge- 
meinsame Beschlüsse zu fassen. Man beschloss, durch eine Ur- 
abstimmung die Mitglieder über Annahme oder Ablehnung der 
Ueberschichten entscheiden zu lassen, 


Am 24. April fand; die gemeinsame Urabstimmung statt. Mit 
starker Zweidrittelmehrheit wurde das Ueberschichtenabkommen 
von den freigewerkschaftlichen Arbeitern und: Angestellten ab- 
gelehnt. Aehnlich war auch-das Ergebnis bei den Hirsch- 
"Dunckerschen Gewerkschaften. Damit war das Schicksal des 
Ueberschichtenabkommens einstweilen besiegelt, aber auch das 
Lohn- und Gehaltsabkommen wurde damit hinfällig. 


Nun griff de Regierung vermittelnd ein. Am 
28. April fanden neue Verhandlungen zwischen Zechenverband 
und den der Arbeitsgemeinschafit angeschlossenen Arbeiter- und 
Angestelltengewerkschaften statt. Zu diesen Verhandlungen 
hatte die Regierung zwei Vertreter entsandt, und zwar die 
Herren Dr. Tiburtius und Dr. Sitzler vom Reichsarbeits- 
Ministerium. Es war äusserst schwierig, eine geeignete Ver- 
handlungsbasis zu finden, weil die-Arbeitnehmervertreter, inı 
Hinblick auf das Ergebnis der Urabstimmung, die Diskussion über 
die Ueberschichtenfrage ablehnen mussten. Die Arbeitgeber 
erklärten, dass sie nicht in der Lage seien, finanzielle Zu- 
wendungen zu machen, wenn nicht durch Ueberschichten eine 
Produktionssteigerung herbeigeführt würde. _ Auch die Re- 
gierungsvertreter stellten sich auf den Standpunkt, dass eine 
Lohn- und Gehaltserhöhung mit einer gleichzeitigen Produktions- 
Steigerung verknüpft sein müsse, Auf keinen Fall könne die 
Regierung einer weiteren Kohlenpreiserhöhung zustimmen. End- 
lich machte Herr Geheimrat Dr. Sitzler den Vorschlag, die 5 M. 
ie Tonne, die bei der letzten Kohlenpreiserhöhung für den Fonds 
zur Verbilligung der Lebensmittel: für die Bergarbeiter  ab- 

Fgeliefert werden mussten, für den Lohn- und Gehaltsausgleich 


Te 
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zu benutzen. Die Arbeitnehmervertreter stimmten diesem Vor- 
schlage zu, die Arbeitgeber schlugen eine Lohnerhöhung von 
durchschnittlich 4,50 M. je Mann und Schicht vor. Nach län- 
geren Auseinandersetzungen gelang es, das am 14. April ge- 
troffene Lohn- und Gehaltsabkommen wieder zur Anerkennung 
zu bringen. Auch den kaufmännischen Angestellten wurde die 
seit August vorigen Jahres gewährte Pauschalsumme wieder zu- 
gebilligt. Die Gehaltserhöhungen der kaufmännischen Angestell- 
ten sind somit bei einigen Gruppen etwas höher als die der 
technischen. Die Arbeitgeber begründen dieses damit, dass die 
kaufmännischen Angestellten -auf eine tarif- 
liche Regelung der Ueberarbeit verzichtet 
hätten und die Bezahlung jeglicher Ueberarbeit in den Sätzen 
enthalten sei, während die technischen Angestellten 
gerade auf die tarifliche Regelung der Sonn- 
tags- und Ueberarbeitstetsden grössten Wert 
gelegt hätten. Wir konnten uns mit Rücksicht auf die 
Vergangenheit, in der der technische © Angestellte täglich 
24 Stunden dem Arbeitgeber zur Verfügung stehen musste, nie- 
mals zu einem Verzicht auf die Bezahlung der Ueberarbeit her- 
geben. Auch in der Zukunft werden wir alle Bemühungen der 
Arbeitgeber, die darauf hinauslaufen, die präzise Festlegung der 
achtstündigen Normalarbeitszeit der technischen Angestellten 
zu hintertreiben, jederzeit auf das‘ entschiedenste abzuwehren 
wissen. 


Kohlenpreise. Ab 1. Mai 1921 sind für Steinkohlenbriketts 
folgende Verkaufspreise je Tonne einschliesslich Kohlen- und 
Umsatzsteuer in Kraft getreten: 

I. Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat: 


Steinkohlenhriketts I. Klasse . . , 2 2 2 2. . 365,10 M. 
5 I. ee EN 4 1 2478,.72363,802 26 
Fr U. m 361,60 , 
I. Sächsisches Steinkohlensyndikat: 

Steinkohlenbriketts ©. Förster a AZ . 504,70 M. 
= ab Zeche Morgenstern . . 2 2. .50470 „ 


Sozialpolitik 


Steuerabzug für Beruiskleidung. Unterm 30. April fragte 
der AfA-Bund beim Reichsminister der Finanzen an, ob für die 
Berufskleidung der . Angestellten. im Bergbau ein Steuerabzug 
und in welcher Höhe möglich sei. Als Antwort ging dem AfA- 
Bund folgendes Schreiben zu: 

Das Landesfinanzamt Köln hat durch Verfügung vom 2. April 1921 Pbi1 
4305 für die Veranlagung zur Einkommensteuer für das Rechnungsjahr 1920 
für Bergarbeiter Werbungskosten festgesetzt, die ohne besonderen Nachweis 
der tatsächlich entstandenen Unkosten in Abzug gebracht werden können, Die- 
selben betragen für das Saargebiet, das das Finanzamt mit Rücksicht auf den 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit eingeschlossen hat, für die unter Tage be- 
schäftigten Bergarbeiter, denen die technischen Gruberangestellten {Betriebs- 
führer, Fahrsteiger, Revier-, Hilfs- und Maschinensteiger, Fahrhauer, Assistenten 
der Kokerei usw.) gleichstehen, 15000 M., während dieselbe für die über Tage 
beschäftigten Bergarbeiter 10000 M. betragen. Zu den über Tage beschäftigten 
gehören aber nicht Arbeiter und Angestellte, die keine schmutzige Arbeit zu 
verrichten haben, wie z. B. Bureauschreiber. 

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass sich die Verfügung des Landes- 
finanzamtes nur auf technische Angestellte erstreckt. Die Festlegung eines 
einheitlichen Satzes für den gesamten Bergbau, Kali-, Steinkohlen- und Braun- 
kohlenbergbau ist nicht erfolgt. Die Festsetzung dieser Sätze obliegt den 
Landesfinanzämtern, eine zentrale Regelung ist schon wegen der Verschieden- 
heit der in Betracht kommenden Verhältnisse nicht angebracht. 


Reichsfinanzministerium. 
gez. v. Laer. 


Stewerbarer Wert der Deputatkohlen. Unsere Gaugeschäits- 
stelle Rheinland-Westialen hat sich mit den Landesfinanzämtern 
Düsseldorf und Münster in Verbindung gesetzt, um eine einheit- 
liche: Wertfestsetzung des freien Hausbrandes zu erzielen. Nach 
längerem Schriftwechsel fand eine Besprechung eines AfA-Ver- 
treters mit dem Landesfinanzamt Düsseldorf am 9. Mai d. J. 
statt. Das Landesfinanzamt habe sich eingehend mit der Frage 
befasst und sei zu dem Ergebnis gekommen, 2 Prozent des 
Einkommens als Wert iür die Deputatkohlen 
bei dem steuerbaren Einkommen in Anrechnung zu bringen. 


Beispiel: Wenn also ein Bergbauangestellter ein Gehalt 
von 20000 M. pro Jahr bezieht, so wird ausserdem die ihm ge- 
lieferte Deputatkohle mit 2 Prozent gleich 400 M. in Ansatz ge- 
bracht, wovon dann der Steuerabzug von 10 Prozent zu er- 
folgen hätte. 


Das Landesfinanzamt Münster hat sich ebenialls: mit dieser 
Regelung einverstanden erklärt. Der bergbauliche Verein und 
der Zechenverband. werden .von. dem. Landesfinanzamt ent- 
sprechend benachrichtigt, damit bei einer Vornahme des Ab- 
zuges von allen Zechen einheitlich verfahren wird. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Die neue Gehaltsskala im Ruhrbergbau. In Verbindung mit 
dem in der Arbeitsgemeinschaft getroffenen Abkommen vom 
28. April d. J. werden die Gehaltssätze der technischen An- 
gestellten im Rahmen des $ 16 des Tarifvertrages vom 24. Ja- 
nuar 1921 ab 20. April 1921 wie folgt geändert: 


I. Hauptgruppe: Grubenbetrieb, 


Anfangsgehalt Steigerungen Endgehalt 
M. .M. 

. 1. Grubensteiger „ . era 300 8xX405 24 540 

22 Fahrhauerue m sel re 19 600 8X315 22 120 
I, Hauptgruppe: Tagesbetrieb. ; 

1. Maschinen- und Elektrosteiger 21300 8X495 24 540 
2. Technische Schichtmeister . 20 150 8X370 23110 
3. A. Fördermaschinisten . 19100 9X285 21 665 
3:B: „ PER TEN) 9%X285 21 215 
ANA. Meister 0 00 ss een 1.0000 xX285 22 165 
4. B. Re 19 100 9x235 21 665 
4.C, PB SR EN NH ESIN, 9xX285 21215 
5. A. 1. Markscheidergehilfen . 19240 15X345 24 415 
34. B.:2: 5; «. 10700 5xX680 

5xX560 21 000 
10X410 
6. A. 1. Vermessungstechniker „ 19240, 15X345 24415 
6. B. 2. 5 . 10700 5x680 
5xX560 21.000 
10xX410 
7. A. Maschinenbauführer . . 21 390 8Xx570 25 860 
7. B. Techniker a) b) 19100 5x 300 
8x3 23 720 
1..C., Zeichner... ss. 0n- 0° .2..° 9950 5xX650 
5x559 19 550 
10xX360 

II. Hauptgruppe: Kokerei- und Nebenproduktenbetrieb. 
A. Kokereisteiger . . 21300 8xX405 24 540 
Bi? Koksmeister 2 022.2 1. 19 100 9x 285 21 665 
C. a) Laboratoriumstechniker . 19 100 5xX300 

8x3 23 720 
C. b) Laboranten . . .. 13 400 4x 670 
10X350 19 580 


Bei allen Angestellten unter 20 Jahren verringert sich das Jahresein- 
ksmmen um M. 300. 

IV. Hauptgruppe: Lehrlinge. 

Im 1. Jahre M. 4200; im 2. Jahre M. 4500;. im 3. Jahre M. 5000; 
in 4. Jahre M. 6000. 

Die bisherige besondere monatliche Teuerungszulage von M. 200, bzw, 
M. 175, bzw. M. 150 ist in die Gehaltsskala hineingerechnet. Die bis- 
herigen Sätze der Untertagezulage, Stellenzulage, Kinder- und Hausstands- 
seid bleiben bestehen. 

Bedingung für dieses Abkommen ist, dass die Reichsregierung auf die 
Abführung des Betrages von M. 5 verzichtet, der gegenwärtig vom Kohlen- 
preis für die Lebensmittelversorgurg der Bergleute eingehalten wird, und 
hierfür bei Wegfall der Ueberschichten nicht mehr in Betracht kommt. (Das 
ist geschehen. D. Red.) 


Bei diesem Abkommen wird vorausgesetzt, dass die Koh- 
lenförderung in der regelmässigen Schicht so ernötit wird, dass 
unserer Wirtschaft die notwendige Kohlenmenge zugeführt wer- 
den kann. Sollte die Steigerung der Kohlenförderung in dem 
erforderlichen Masse bei Beachtung notwendiger technischer 
Betriebsverbesserungen nicht eintreten, so wird ein neues 
Ueberschichtenabkommien vereinbart werden müssen, über das 
mit der Arbeitsgemeinschaft zu verhandeln ist. 


Schiedsspruch Kalibergbau. Nachdem das Reichswirtschafts- 
ministerium eine Erhöhung der Kaliinlandspreise um 50 bzw. 
55 Prozent unter der Bedingung genehmigt hatte, dass die 
Schiedssprüche für die Arbeitnehmer erfüllt würden, fanden am 
11. Mai erneut Verhandlungen der drei Angestellten-Spitzen- 
organisationen mit dem Kali-Arbeitgeberverband statt. Das 
Ergebnis dieser. Verhandlungen ist folgendes: 

1. Sämtliche Anfangsgehälter der Gchaltstafel des Tarifvertrages vom 

5. August 1920 werden um 10°/, erhöht. 

2. Die Verheiratetenzulage gemäss & 10 Absatz 1 wird ven 125 M, 

monatlich um 10 M. auf 135 M. monatlich erhöht. 

3. Das Kindergeld gemäss $ 10 Absatz 2 wird von 45 M, monatlich 

um 10 M. auf 55 M. monatlich erhöht, 


Diese Erhöhungen treten vom 1. Mai ab in Kraft. 


Aus der Kaliindustrie.. Die Gewerkschaften Thüringen und 
Grossherzog Wilhelm Ernst in Oldisleben hatten zum 30. Juni 
etwa 80 Angestellten gekündigt. Dem Angestelltenrat wurde 
von diesen Kündigungen erst Mitteilung gemacht, nachdem sie 
schon ausgesprochen waren. Derselbe erhob Einspruch. Die 
Werksleitung begründete die ausgesprochenen Kündigungen mit 
der schlechten Lage in der Kaliindustrie und sagte ausdrück- 
lich, dass die Kündigungen vorsichtshalber ausgesprochen wor- 
den seien, Es sei möglich, dass ein Teil der Angestellten auf 
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anderen Konzernwerken unterkommen könne, dass aber die 
Mehrzahl sich mit ihrer Entlassung vertraut machen müsse. 
Daraufhin erhob der Angestelltenrat Einspruch beim Schlich- 
tungsausschuss in Weimar, welcher am 15. April verhandelte. 

In den Vorverhandlungen suchte der Schlichtungsausschuss 
zu vermitteln. In Verfolg dieser Vermittlungsaktion erklärten die 
Arbeitgeber sich bereit, mit dem Angestelltenrat über diejenigen 


‚Angestellten zu verhandeln, deren Kündigung zurückgenommen 


werden solle. Da jedoch nach $ 74 Absatz 2 des Betriebsräte- 
gesetzes und auf Grund der Verfügung vom 8. November 1920 
diese Kündigungen zu Unrecht erfolgt waren, konnten sich die 
Vertreter der Angestellten mit der abgegebenen Erklärung nicht 
zufriedengeben und verlangten einen Spruch des Schiedsge- 
richtes. Dieses fällte folgenden Spruch: 


„Der Einspruch der Angestellten ist berechtigt. Aus diesem Grunde 
werden sämtliche Kündigungen für ungültig erklärt.“ 


Zur Begründung führte der. Vorsitzende folgendes aus: 

„Die Kündigung der Angestellten wäre nur dann gültig, wenn eine tel- 
weise oder volle Stillegung der Werke vorgenommen würde. Diese Stillegung 
sei aber nur beabsichtigt gewesen. Arbeitsstreckung habe ebenfalls nicht statt- 
Barden da die Angestellten bis zuletzt täglich voll beschäftigt worden seien. 

komme ferner in Betracht, dass man mit dem Angestelltenrat über die 
beabsichtigte Stillegung nicht verhandelt habe, wie es der $ 74 des Betriebs- 
rätegesetzes vorschreibt. Aus d:esen Gründen habe der Schiedsspruch in seiner 
jetzigen Form gefällt werden müssen.“ 


Dieser Schiedsspruch zeigt allen Kollegen im Kalibergbau 
erneut® wie zweckmässig und erfolgreich es sein kann, wenn 
den Werksstfllesungen der weitgehende Widerstand entgegen- 
gebracht wird; .Auf keinen Fall soll man sich mit etwaigen 
Kündigungen einverstanden erklären, Es ist vielmehr in jedem 
Falle Einspruch zu erheben und. von dem zuständigen Schlich- 
tungsausschuss ein Schiedsspruch zu verlangen. Wenn auch 
nicht in allen Fällen, so wird doch oft auf diesem Wege ein 
anderes Ergebnis erzielt werden, als das von den Arbeitgebern 
angestrebte. : 
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Wetterleuchten 


Am 23. Maid. J. ist im Waldenburg-Neuroder Revier ein 
Streik der Bergarbeiter ausgebrochen. Seit Monaten stehen 
die Arbeiter ebenso wie die Angestellten in Lohnverhand- 
lungen, die zu keinem Ergebnis führten. Die Aussichten, höhere 


* Löhne im dortigen Revier in den letzten Monaten zu erreichen, 


waren gering. Die Leistung beträgt dort 0,3—0,33 t pro Mann 
und Schicht, und infolgedessen allein die hohen Selbstkosten 
bei einem Durchschnittsverdienst von etwa 43 M. pro Mann 
und Schicht etwa 129 M. pro t, was weiter zur Folge hat, dass 
der Kohlenpreis einschliesslich Kohlen- und Umsatzsteuern auf 
etwa 280 M. steht. Damit ist aber eine Preisgrenze erreicht, 
die in Zeiten von Kohlenflüssigkeit nicht zu halten möglich ist, 
weil im nahen Oberschlesien die Tonne Kohle nur 200 M., im 
Ruhrrevier 210 M. kostet. Deren Konkurrenz muss in die Erschei- 
nung treten, sobald die allgemeine Kohlenknappheit zu Ende 
geht. Das niederschlesische Syndikat hat aus diesem Grunde 
in den letzten Monaten immer und immer wieder auf die Un- 
möglichkeit der bisherigen Preisgestaltung hingewiesen; es hat 
alle Kohlenpreiserhöhungen entschieden abgelehnt, weil hier- 
durch auf die Dauer die Schwierigkeiten für das niederschlesi- 
sche Revier immer grösser werden mussten. Im nieder- 
schlesischen Revier zeigen sich auch die Nachteile der Art der 
Festsetzung der Kohlensteuer besonders stark; denn die Kohlen- 
steuer beträgt 20 Prozent des Preises. Und da dieser 20pro- 
zentige Zuschlag in Revieren mit schlechter Leistung am 
höchsten sein muss, ist die Steuer auch in diesen Revieren am 
höchsten; ein Zustand, der volkswirtschaftlich widersinnig ist. 


‚Die gesetzliche Erhebung dieser Steuer geht mit dem 30. Juni 


d. J. zu Ende, dann soll eine Neuregelung erfolgen. Ohne Preis- 
erhöhung konnte aber nach Lage der Sache in Waldenburg 
bisher keine Lohnerhöhung erfolgen, ausgenommen, es wäre 
eine  Leistungserhöhung eingetreten, was iedoch nicht ge- 


-schehen ist. 


Die schon seit Monaten geführten Lohnverhandlungen führ- 
ten nun am Mittwoch, den: 18. Mai, zum Zusammentreten eines 
Schiedsgerichtes beim Reichsarbeitsministerium. Einstimmig 
wurde dort ein Schiedsspruch gefällt, der dahin ging, 
dass die 2 M., die im Kohlenpreis zur Verbilligung der Lebens- 
mittel für die Bergarbeiter erhoben werden, zur Erhöhung der 
Löhne verwandt werden sollten. Das ergibt bei einer Leistung 
von 0,33 t 66 Pi., oder rund gerechnet 70 Pf. Die Verbands- 


am 26. Juni d. J. mitzuwählen. 


zu sichern und auszuüben. 
einen Wahlschein ausstellen lassen. 


Knappschafisältesten -Wahlen 


am 26. Juni d. J.im Ruhrgebiet! 


Kollegen des Ruhrbergbaues! 


Jedes 21 Jahre alte Pensions- oder Krankenkassenmitglied hat das Recht, bei den Knappschaftsältesten-Wahlen 
Also auch diejenigen Angestellten sind wahlberechtigt, die wegen Ueberschreitung der 
zulässigen Gehaltsgrenze aus der Krankenkasse ausgeschieden und nur noch Mitglied der Beamtenabteilung der Pensions- 
kasse sind. Wenn auch die Angestellten-Aeltestenfrage erst durch das Reichsknappschaftsgesetz gelöst werden kann, so 
ist es doch Pflicht jedes rechtdenkenden Angestellten, bei den diesjährigen Knappschaftsältesten-Wahlen sein Wahlrecht 
Die Eintragung in die Wählerliste wird am 4. Juni abgeschlossen. 


Kollegen, stimmt geschlossen für die freigewerkschaftlichen Knappschaftsältesten-Kandidaten! 


leitungen der Bergarbeiterverbände empfahlen die Annahme 
dieses Schiedsspruches; die. Vertrauensleute des Reviers lehnten 
den Schiedsspruch am Sonnabend, den 21. Mai, mit Stimmen- 
mehrheit ab. Es wurde beschlossen, eine Urabstimmung dar- 
über entscheiden zu lassen. Zum Verständnis der dortigen 
grossen Unzufriedenheit sei bemerkt, dass sich gerade in diesem 
Revier sehr viele Arbeiter mit grosser Kinderzahl befinden. 
Das Waldenburger Revier hat bisher ziemlich die höchste Ge- 
burtenziffer im Deutschen Reich gehabt. Die Verschlechterung 
der Lebensmittelverhältnisse, die Verteuerung der Lebens- 
haltung hat deshalb die vielen Väter der zahlreichen grossen 
Familien in diesem Revier besonders stark betroffen. Nach- 
dem nun vor kurzem im Ruhrrevier eine Lohnerhöhung erfolgt 
war, verlangten in Waldenburg die Bergarbeiter auf das ent- 
schiedenste das gleiche. Hungernde Arbeiter aber können durch 
die vernünftigsten und klarsten Erklärungen über die Unmög- 
lichkeit einer Zulage nicht aufgeklärt werden, wenn einzelne 
Redner das Gegenteil sagen. Eine Erhöhung der Löhne wurde 
immer stürmischer gefordert und die Annahme des Schieds- 
spruches daher abgelehnt. 

Nachdem die Funktionärversammlung den Schiedsspruch 
abgelehnt hatte, traten schon am Montag, den 23. Mai, die 
Belegschaften einzelner Werke in den Streik, denen sich bis 
Dienstag mittag .die Belegschaften des ganzen, etwa 40000 Be- 
schäftigte zählenden Reviers anschlossen. Der Streik, der ohne 
die Zustimmung der Verbandsleitungen ausgebrochen, wurde 
von diesen nachträglich gebilligt, da die Notlage den Schritt 
der Arbeiterschaft verständlich erscheinen liess. Schon am 
Dienstag begannen die Verhandlungen über eine Einigung. Die 
Arbeitgeber lehnten eine Lohnerhöhung ab; sie glauben, die 
Verantwortung für eine weitere Preiserhöhung nicht tragen zu 
können, denn schon jetzt macht sich für das Revier der Preis- 
abbau in schärfister Weise notwendig. Ein zweiter Vorschlag 
bewegte sich in der Richtung, einen Teil der Kohlensteuer zur 
Erhöhung der Löhne zu verwenden, ein Vorschlag, der, wenn 
er die Zustimmung der Regierung finden sollte, ohne weiteres 
von beiden Seiten angenommen werden würde. Der dritte Vor- 
schlag schlägt eine Kohlenpreiserhöhung zur Deckung der Lohn- 
forderungen vor, die jedoch nur bis zur Neuregelung der Koh- 
lensteuer Geltung haben soll, da diese Neuregelung doch eine 
andere Berechnung bringt. 

Normalerweise hätte der Streik hoffnungslos zusammen- 
brechen müssen. Daran hätte keine Gewerkschaftsorganisation 


Jeder Wähler muss sich 
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etwas änderm können, denn die wirtschaftliche Unmöglichkeit 
einer Kohlenpreiserhöhung zeigt sich hier so stark, dass sie sich 
mit eiserner Gewalt durchsetzt. Zwischen Stillegungen der 
Werke und Verzicht auf Lohnerköhung gibt es eben keiner 
anderen Weg als den, auf die Lohnerhöhung zu verzichten; 
Theoretisch wird zwar sehr oft eim anderer Standpunkt ver- 
treten. Es ist vollkommen zwecklos, ver solchen Tatsachem 
die Augen zu verschliessen. 

Nun ist aber der Streik in einem Augenblick ausgebrochen, 
in dem gerade in der Provinz Schlesien infolge der schom über 


drei Wochen währenden Stockung des Eisenbahnwerkehrs durch 


die oberschlesischen Unruhen eine bittere Kohlennot herrscht. 
Eine solehe Notlage der Provinz zwingt alle Steller dazır, den 
Streik zu schnellem Ende zu bringen, soll nicht für das gesamte 
schlesische Industrierebiet ein wnzehenrer Schaden entstehem, 
Ueber dem weiteren Verlauf des Streiks lierem bis zmr 
Schluss der Redaktion noch keine Meldungen vor. 

Die Angestellten haber im eimer grossen Angestelltenver- 
sammliune am 25. Mai in Waldenburg im der „Herberge zur 
Heimat“, die von AfA-Bund und dem G.d.A. gemeinschaftich 
exberufen war, zu dem Streik Stellung genommen. Schreiber 
dieses legte die Stellunsmahme für die Bundesmitslieder, die 
sick auf Grmmd der schom seit längerer Zeit gepflogenen Aus- 
sprachen und des Zusammmengehens mit dem Bergarbeiterver- 
band für sie ergi'yt, und die sick mit den Gedankengänger der 
anderen am der Verszemmlımg beteiligten Verbände zum gröss- 
tem Teil deckte, wie folgt fest: 

„Die Bundesmitglieder haben auf Grund des Kartellverkält- 
nisses mit dem Bergarbeiter-Verband die Pflicht, im gerer 
wärtigen Moment ihm in seinert Kampf zu unterstützen. Eine 
Arbeitseinstellung kommt für sie richt in Frage; eimmal stehen 
sie im einem umeekümdigten Tarifverhältnis, zweitens würde es 
eine Unterstützung der Unternehmer sei, wenn die Angestellten 
wegblieben und hierdurch den Ustermehmern die Bezahlung er- 
sparten. Unsere Mitglieder dürfen jedoch keine Tätigkeit aus- 
üben, die über den Rahmen ihrer sonstigem Arbeit hinzusgeht. 
Auf keinem Fall dürfen sie Arbeiten ausführen, die als Streik- 
brecherarbeit angesprochen werden könne. Die Netstands- 
arbeiter werden wen dem Arbeitern verrichtet. Mit den Be- 
triebsrätem ist engste Fühlune zu halten, damit alles im Ein- 
verständnis mit ihnen geschieht. Auch die Bergschüler müssten 
ar dem Anfahrtagen der Arbeit fernbleibem.“ 

Ein Vertreter des: Bergarbeiter-Verhbandes erklärte kierant, 
dass diese Stellumemahme auch im Interesse der Arbeiterschzät 
liege. Sie decke sich fermer mit der des Verbandsvorstandes 
und der Streikleitung. 

Zur Stellemsnahme der Bergschüler sei folgendes 
bemerkt: 

Die Waldenburger Bergschüler gehören mit einer Aus- 
nahme — d.h. von 64 sind es 63 — dem Bund als. Hospitznten 
am. Diese Schüler gehem im der Wache wier Tage zur Schule, 
und am zwei Tagen arbeiter sie. Ueber die Organisation der 
Schüler ar den einzelnen Bergschmien ist Bisher von Fall zu 
Fal eine Verständigung mit dem Bergarbeiter-Verband erfolgt. 
Richtunggebend waren hierfür folgende Grundsätze: 

Auf Bergschulen, we die Schüler zur die Schule besueiier wnd. nicht 
nehenhei. arbeiten, habem die Schüler nichts. zrehr mit dem Bergarbeiterweshand 


zu tun und weıden von uns als Hospitanten aufgenommen. Auf Bergschuten, 


die der Schiller nur nebenbei. besucht, dabei aber alle Schichten. verfährt,, 


kleiben die Schüler Mitglieder des Bergarbeiterverbandes, sie können jedoch 
nebenbei Hospitanten bei uns werden. Auf Bergschulen, deren Schüler an 
schulfreien Tagerr in der Woeke arbeiten, muss erme: Verständiguug mit dem 
Bergarbeiterverbamd von: Fall zu Falf herbeigeführt werden, wobei bisher die 
Wünsche aus dem betreffendeu Revier weitestgehende Berücksichtigung fanden, 


Da nun die Schüler m Walderhurz. bisher demz Bergarbeiter- 
Verband fernstanden, ausserdem mit irdischen Gütern nicht 
gesegnet sind, zinz die Absprache für die Waldenburger Schule 
dahin, sie nur als Hospitanten in den Bund aufzuneimen. Für 
sie musste deshalb eine besondere Stellungnahme erfolgen. Sie 
durften keinesfalls jetzt Streikarbeit leisten; hierüber herrschte 
zwischen Bergarbeiter-Verband und Bund Einverständnis. Wir 
haber deshalb auch mit dent Geschäftsführer des nieder- 
schlesischen Berrbauvereins, Herrn. Assesor Bachmazuu, 
Füklıms genommen wnd an ikm die Bitte gerichtet, unseren 
Standpunkt dem Werkem mitzuteilen wud diesen nahezulegen, 
keine Aufforderung zur Streikarbeit an die Bergschüler zu 
richten, bzw. im Weigerungsfalle von evt!. Strafmassnahmen 
abzusehen. Herr Assessor B. versprach dies, da auch er der 
Meinung war, dass durch evtl. Strafmassnahmen eine unnötige 
Verschärfung der Sachlage zu befürchten wäre. Wir haben 


den vorstehend geschildertem Schritt, der von radikalew Kol- 
legen vielleicht als unnötig bezeichmet wird, getam, weil wir 
ganz im allgemeinen der Ansicht sind, dass man in den kom- 
menden unvermeidlichkemr Wirtschaftskämpfen versucher muss, 
alle die Sachlage’ nur verschärfenden Nebenerscheinungen von 
vornherein auszuschalten. Die Oeiientlichkeft wird durch die 
Art und den Ton dieser Kämpfe beeinflusst, und von dieser 
hängt es ab, ob sie sich für oder geren uns stellt. 

In der Versammlung wurde eine im worstehenden Sinn 
gehaltene Resolution gefasst. 

Der Waldenburrer Streik ist vorstehend etwas eingehender 
behandelt worden, weil er das Wetterleuchten heraufziekender 
schwerer Kämpfe ist. Nur noch eine kurze Spamre trennt ums 
von einer Zeit des Kohlenüberflusses, vorausgesetzt, dass Ober- 
schlesien deutsch bleibt. Dann wird der Konkurrenzkampf 
die Unternehmer zwingen, mit allen Mitteln auf eine 
Verbillieung der Selbstkostem hinzuarbeitem. Sechzie Pro- 
zent der Selbstkosten im Berrbaw werden durch die 
Löhne und Gehälter gebildet. An ihnen wird mam zuerst 
abzubauer versecken. Das aber könner die Bergleute nicht 
ertrzzen, denz die Anforderungen ar dem Geldbeutel der Ange- 
stellten und Arbeiter sind aus dem verschiedensten Gründen im 
Steigen berriiem. Fimdet keine Acenderumg der 
Wirtschaftsweise im Bergbau statt, be- 
kommen wir Loknkämpfe von bisker ungeakn- 
ter Schärtie Entweder müssen die klemer Reviere mit den 
hoken. Preisen ihre Befriebe stillegen, oder aber sie lassen 
erhebliche Lohnkürzungen eintretem Ein anderer Weg ist ohne 
Aenderume der Privatwirtschaft im Bergebaw wicht denkbar. 
Eine Stilfemne der Werke oder Kürzuur der Löhne darf 
keiner Fall erfolgen, denn das wäre der Anfang der VWerelemdeng 
ganzer Schichten; die aber muss mit aller Mitteln werhiedert 
werden Der Waldenburger Streik ist die Emleitimer ze dem, 
was kommen wird. Deshalb ist er sa einzelrend bespruchen 


sich die Abwehr beweser muss. Alle Unternelimumgen des 
deutschem Berrbawes sind von einer zeutralem Stelle aus zu 
verwalter, die einheitliche Preise für gleiche Produkte des ze 
samtern Bersbaus festsetzt, und die die Löhne in dem einzeimen 
Revieren nicht allein auf Grund der Gestehungskosten, somdern 
auch im Berücksichtigmer der Lebensverhältnisse reguliert. 
Diesen Wer müssen wir iorderm und im Netfalle erkämpfen. 
Für die Berrarhbeiterschait wind zuch für die Angestellten schlägt 
wielfeicht bald die Zukwnftsstunde, im der es sich entscheiden 
muss, ob sie gemzm wie ihre Brüder ie England für die Ner- 
regelimg im Berrbaw den Kampf wagen wollen, um ihre Kame- 
raden im dem schwachen Revierer am Leben; zw erhalten, eder 
ob sie alle verelenden. wollen. Die Frage, ob Priwvatwirt- 
sckafit oder Gemeinwirtschaft, drängt auf Amtwort. 
Die Zeit ist da — wird sie Männer oder wird sie Schwächlinge 
findem? G. Werner. 


ERER Rundschau jaja} 


Sezialvoktik 


Gesuucdheitsbericht für das Jahr 1919. Der ietzt erst er- 
schienene Jahresbericht des Bochumer Knappschafts- 
vereins für das Jahr 1919 sagt über den Gesundheitszustand 
der” Versicherten folgendes: 

„Der Gesumdheitszustand des jahres 1919 zeigt gegem den des Jahres 
1918 ein günstigeres Bild. Die durchschnittliche Belegschaft 
ziffer sheg wer 365300 auf 415736, ale» um: 50436. Die Zahl der Er 
krankungenm (bei denen ärztlicherseits Arbeitsunfähigkeit bescheini 
wurde) fiel dagegen nicht unwesentlich, und. zwar von 382478 auf 2499 
d. &. um 132532. 

Die Zusammensetzung der Belegschaft zeigt gegen das 
Jahr 1918 folgende Veränderung: die Zahl der weiblichen Arkeitskräfte haf 
ziemlich erheblich abgenommen. Während die Belegschaftsziffer im Jahre 1918 
23639 weibliche M: itelieder zählte, sank diese im Jahre 1919: auf 13 75%; im 
Janue: betrug die Zahl der weiblichen Mitglieder nach 18.014, im Dezember 
wur noch 73%2. Die Durchschnittsziffer der märmlichen Belegschaft betrug im 
Jehre 191% 401 981. 

Die Zahl der Erkrankungen an Grippe, welche im Jahre 1918 
durch ifr zweimaliges epidemisches Auftreten die Erkrankungsziffer stark 
emperschnellie, ist stark gesunken. Während das Jahr 1918 198320 Er 
krankungen zeigte mit 280 Todesfällen, heträgt die Zahl dieser Erkrankungen 
im Berichts jahre 29807 (27796 Männer, 2011 Frauen) mit. 74 Todeställen 
(74 inner, 3 Frauem). Die: höchsten Zaklem weisen die Monate Februar mit 
4476 (4144 Männer, 332 Frauen) und März 6277 (5908 Männer, 369 Frauen) 
auf, die niedrigsten Zahlen finden. sich im. Juni mit 1379 (1258 Männer, 
121 Frauen), November 1436 (1351 Männer, 85 Frauen). 
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Ein ähnliches Verhältnis zeigt die Zahl der Lungenentzündungen 
Im Laufe des 1918 zählten wir 3603 Erkrankungen (3401 Männer, 
202 Frauen) mit 1519 Todesfällen (1437 Männer, 82 Frauen), während des 
Berichtsjahres 2377 (2332 Männer, 44 Frauen) Erkrankungen mit 540 Todes- 
fällen (531 Männer, 9 Frauen). Auch hier zeigen die Monate Februar mit 
373 (362 Männer, it Frauen) und März mit 379 (373 Männer, 6 Frauen} die 
höchste Erkrankungsziffer. Die prozentuale Sterbeziffer der Lungenentzün- 
dungen beträgt 22,7 gegen 42 des Vorjahres, sie steht damit auch noch. unter 
der Sterbeziffer des jahres 1917 mit 27,3 und kommt der Sterbeziffer der 
Vorkriegszeit nahe. 

Die Zahl der Brust- und Rippenfellentzündungen betrug 
im Berichtsjahre 1909 (1806 Männer, 103 Frauen) mit 51 Tedesfälen — 2,8 Prozent. 

An Pocken wurden gemeldet 2+ er mit I Tedesfali; an 
Masern und Scharlack wurden 117 Erkrankungen mit 4 Fedesfällen gezählt, 
an Diphtheritis 196 Erkrankungen mit 1 Todesfall. Die Ruhr zeigte nıik vor- 
wiegender Beteili des Monats September, 272 Erkrankungsfälfe (266 Männer, 
6 = 5ue, von denen 18 re am 66 Prozent tödlich verliefen. 
Im Vorjahre betrug die Zahl dieser ungen 559 mit einer Sterbeziffer 
von 7,3 Prozent. Man wird mit der öfteren Wiederkehr von Pockenerkran- 
kungen in Zukunft rechnen müssen, auch wenn der Impfzwang mit gleicher 
Sorgfalt wie bisher fo: werden. sollte, weil mit dem Fortfalt der 
Impfung heim Eintritt in den Militärdienst gerade die erwachsene männliche 
Bevölkerung einem wichtigen Pockenschiutz verloren hat. 

An Unterleibstyphus kamen 181 Erkrankungen (171 Männer, 
10 Frauen) zur Anmeldung mit tödlichem A, g im 48 Fällen (42 Männer, 
6 Frauen) —=26,5 Prozent gegen 26 Prozent des Vorjahres (239 Erkrankungen 
mit 62 Todesfällen). 

Die Zahl der nichtinfektiössen Magen- und Darmkrankheiten 
(Magenkatarrh und Darmkatarrh) betrug 11502 und 5427. Die Zahl der 
Blinddarmentzündungen zeigt das Verjahr eine geringe. Zunahme, sie 
beträgt 734 Erkrankungen (671 Männer, 63 Frauen) mit 25 Todesfällen 
(19 Männer, ti Frau) =2,7 Prozent. Die Zahl dieser Erkrankungen betrug im 
en 561 (476 Männer, 85 Frauen) und es stand die Sterblichkeit unter 

rozent. 

Die Zahl der Zuckerkranken betrug 1919 45, 1918 43, 1917 40, 
1916 55 Prozent. 

Au Alkoholvergiftung erkrankten 7 Personen, Todesfälle wurden 
nicht gemeldet. 

Die Zahl der 
Vorjahres; es starb I Patientin. 

Als wurmbehaftet (Anchylostomiasis) wurden mur 18 Personen ge- 
meldet, gegen 35 im Jahre 1918. Fälle von ausgesprochener Wurmkrankheit 
(Blutarmut) wurden bei den Wurmbehafteien. nicht festgestellt. Die Bahand- 
lungsart wurde nicht geändert. Gesundheitsstörungen. infolge der Behandlung 
traten nicht auf. Zur Ermittlung der wurmbehafteten Bergleute wird aus- 
schliesslich das Kulturverfahren angewandt. Von anderer Darmparasiten 
wurden im Berichtsjahr 110: Fälle ermittelt. 

Bzgl. der Anchylostomiasis ist noch zu erwähnen, dass zurzeit eine Nach- 
untersuchung aller früher wurmbehaftet befundenen Belegschaftsmitglieder 
stattfindet, über derem Ergebnis demnächst berichtet werden wird. Anderer- 
seits findet eine Prüfung der Neuanzulegenden auf Behaftetsein mit Wurm- 
eiern nicht: mehr statt. 

An Augenzittern erkrankt wurden 322’ Personen gemeldet gegen 788 
des Vorjabres Die verminderte Zahl beweist keinen. Rückgang in der 
Häufigkeit der Erkrankung, sie beweist nur, dass unter den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Gegenwart diese Äugenkranke die Bergarbeit verrichten und 
ärztliche Beratung nicht in Anspruch nehmen. 

Krätze 877. Es werden neu gemeldet 46 Fälle von Erkrankung an 
bösartigen Neubildungen, die Zahl der gutartigem wird mit 236 
angegeben. Die Sterbeziffer hei bösartigen Nechildungen betrug 9% und bei 
gutartigen Neubildungen 4. 

Nervenkramke wurden insgesamf rezählt 5562| Die Zahl der Neu- 
ralgien einschl. Ischias ergibt 3550, der Geisteskranken 72, der Fallsucht- 
kranken 242. Die neurasthenischen Erkrankungen weisen gegen früher eine 
erhebliche Zunnahme: auf. Die Zahl dieser Erkrankungen beträgt 1049; 1918 
948, 1917 675, 1916 384, 1915 223, 1914 664, 1913 61t. Diese Erkrankung, 
deren Kern die Willensschwäche bildet, gedeiht in der behaglichen Ruhe des 
Friedens, sie erlischt fast, als im 2. Jahre des Krieges die Hoffnung auf Sieg 
auch des Trägsten Willen antreiht, sie wächste wieder empor mit der Er- 
müdung im Kriege und: mit dem Zusammerbruch im dem politischen und wirt- 
schaftlichen Wirren. 

Schwere organische Rückenmarksfeid en (Rückenmarksschwindsucht 
und Rückenmarksentzündungen) sind in der Statistik des Berichtsjahres mit 
14 Krankheitsfällen angeführt, 

Die gemeldeten Geschlechtskrankhbeitem haben eine nicht un- 
wesentliche Vermehrung erfahren. Es kamen zur ärztlichen: Kenntnis 2089 Per- 
sonen; davon litten an Syphilis 777 (55£ waren ig, 223 verheiratet), an 
Gonorrhoe 1312, Es waren erkrankt 2038 Männer und 51 Frauen. Ausserdem 
kamen 844 Fälle mit der Diagnese „Entzündungen und Lähmangen der Harn- 
wege“ zur Anmeldung, von denen ınan. den grössten Teil zweifellos den 
Geschlechtskrankheiten zuzählen muss. 

In der Beratungsstelle für Geseklechtskranke wurden 
beraten und untersucht 3840 Männer und 425 Frauen. 

An Tuberkulose der Drüsen und Knochen, der Lungen und: anderer 
innerer Organe erkrankten 1134 (#105 männliche, 29 weibliche) Personen, Hierzu 
kommt wohl von den 2471 (2375 Männer, 96 Frauen) Krankheitsfällen, bei 
denen die Diagnose auf „Drüsenentzündung“ lautet, eine nicht unwesenliche 
Zahl, die ursächlich der Tuberkulose zugezählt werden muss An Tuberkulose 
starben insgesamt 829 Personen (791 Männer, 38& Frauen); im Jahre 1918 894 
(8409 Männer, 54 Frauen) 1917 762, 1916 387. 

Der Rückgang der Sterbeziffer gegenüber dem vorhergehenden Jahre be- 
weist keineswegs einen Rückgang der Tuberkulose überhaupt. Der Charakter 
der Tuberkulose als Erschöpfungskrankheit bedingte unter dem Einfluss un- 
zureichender Ernährung infolge der Hungerblockade, die. besonders im Winter 


hei Fehlgeburtem betrug 76 gegen 102 des 


| * 1917 sich geltend machte, ein gehäuftes Dahinsterben der Schwerkranken. 


Der Tuberkulosefrage ist jedenfalls auch weiterhin die allergrösste Aufmerk- 
samkeit zu: widmen. Es darf nicht in Vergessenheit geraten, dass: Wohlstand 
und Gesittung, Reinlichkeit und vernünftige Lebensführung die wichtigsten 
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Grundlagen aller Gesundkeitspflege bilden und auch diese Seuche am wirk« 
samster bekämpfen, und man muss sich daram erinnern, dass die stete Zu- 
nahme dieser Faktoren im deutschen Volke in der Vorkriegszeit eim ständiges 
Absinken der Tuberkulosesterblichkeit zeitigte und zu der schönen Hoffnung 
berechtigte, die Tuberkulose als Volkskrankheit in absehbarer Zeit zu über- 
winden. Die g dieser Tatsachen wird auch davor schützen, in nervöser 
Vielgeschäftigkeit den Wert therapeutischer Massnahmen, die den genannten 
allgemeinen Faktoren an Bedeutung nachstehen, zu überschätzen. 

Die Zahl der Todesfälle überhaupt betrug 3749 (3665 Männer, 84 Frauen) 
gegen 5487 (5263 Männer, 224 Frauen) des Jahres 1918. 

Im Betriebe verunglückten 932, einschl. 19 Gasvergi em; 
tödlich gegen 1102, einschl. 25 Gasvergiftungen, im Vorjahre. Durch Ver 
letzungen ausserhalb des Betriebes starben 218, im Jahre 1918 259,“ 


Somit zeigt der Gesundheitsbericht im Jahre 1919 eine zarz 
erhebliche Besserung gegenüber dem Jahre 1918. Worauf 
diese zurückzuführen ist, lässt sich zwar in allen Finzelheitem 
nicht feststellen. Ein wichtiger Grund der früheren Krank- 
meldungen ist jedoch weggefallen" Die Differenzen: mit den 
Beanıten wegen Lohn- und Gedingefragen, die infolee des auf 
den Werken herrschenden preussischer Systems niemals zu- 
friedenstellend geklärt werden konnten, brachten eine Frbitte- 
rung mit sich, die zu häufigerem Wechsel der Arbeitsstelle, 
zum anderen aber auch zur Auslösung von Krankheits- 
erscheinungen führte. Auch heufe lassen nach die gesamten 
Verhältnisse mancherlei zu wünschen übrie. Wenn man sich 
jedoch darüber klar ist, dass sich ideale Zustände überkaupt 
nickt erreichen lassen, und dass alle Arbeit zur Erreichung 
dieser idealen Zustände praktisch mur eine Mindestgrenze von 
Ditierenzen herbeiführen kann, so ist ohne weiteres im Ruhr- 
revier für das Jahr 1919 zu sagen, dass gegenüber den Vor- 
kriegs- und Kriegsverhältnisser eine Besserung einzetreten ist, 
eine Besserung, die gegenüber den als Tanubenschlägen ver- 
rufenen Werken mitunter ganz erheblich ist. Jedenfalls kabem 
diese Faktorez einen grossem Einiluss auf die Verminderung 
der Erkrankımesfälle, 


Betriebsräte 


Vom Wiederaufbas und anderem. Kollege Dahlhoff aus 
Bottrop schreibt uns: 


Unser Bund, dem die meister technischen Betriebsräte des 
Ruhrreviers angehören, muss sich manchmal mit technischen 
Fragen befassen, die mit unserer Betriebsratstätigkeit zusam- 
menhängen. Deshalb sei nachstehend auf manche Dinge hinge- 
wiesen, die uns jetzt in unseren Besprechungen beschäftigen 
und die unser Dienstverhältnis beeinflussen. 

Went man sick den Erfolg unserer Rufe nach Verbesserung 
der technischen Einrichtungen und der Abbawmnethoden zur Fr- 
höhumg der Produktion vergegenwärtigt, findet man das Tempe 
krebsartig. Es ist ei Taster und Fühlen, ein unsewisses 7ö- 
gern und Schwanken, so dass man sich unwillkürlich fragt, 
woran das eigentlich Hegt. Num handelt es sich ia in unserem 
Berufe meistens um Fragen, zu deren Beantwortung eine eute 
praktische Erfahrung und verständiges Denken notwendig sind. 
So steht z. B. auf vielen Anlagen gexenwärtiz im Vordergrund 
des Interesses die Frage der Abschaffung des eigenen Berge- 
versatzes (Blindörter) und Einführung fremder Bergeversatzes 
in die Rutschenbetriebe. Es ist vollkommen unverständlich, 
wenn in eimenr 1,5 bis 2 Meter mächtigen Flöz alle 8 bis 
10 Meter das Hangende nachgerissen wird, um die Hohlräume 
auszufüllen Das Gebirge wird dadurch in sehr kurzen Ab- 
ständen aus dem Zusammenhang gerissen; es versucht dann 
beim Einsetzen von Druck seitlich auszuweichen, dadurch ent- 
stehen Brüche, und Tote und Verletzte sind die Folgen einer 
solchert unverständlichen Abbaumethode. Dabei ist weiter zu 
bedenken, dass noch eine Anzahl der besten Hauer mit unpro- 
duktiver Arbeiten beschäftigt und so der Kohlengewinnung ent- 
zogen wird, Es muss daher ganz entschieden verlangt werden, 
dass- in allen Flözen mit Ausnahme der dünnen und dünnsten 
nur Abbau mit fremden Bergen gestattet wird, und die Blindort- 
hauer, soweit sie erfahrene Bergleute sind, produktiv beschäf- 
tigt werden. Der fremde Bergeversatz kann und muss durch 
ungelernte Arbeiter unter Aufsicht eines Bergaufsehers, welcher 
sieh auch um die Bergezufuhr zu bekümmern hat, erfolgen. An 
ungelernterm Arbeitern ist. bekanntlich kein Mangel; dagegen 
fehlen die gelernten Bergleute. Daher fort mit den Blindörtern 
in jeder Form, ausgenommen in sehr dümnen, flachen Flözen. 

Dort, wo die Gebirgsverhältnisse den Rutschenabbat ver- 
bieten, sind andere Abbaumethoden einzuführen, wobei immer 
das Hauptaugenmerk auf kurze Abbaustrecken gelegt werden 
muss, um die unproduktive Tätigkeit des Lehrhauers möglichst 
zu verringern. Dieses geschieht bei flacher Lagerung durch den 
schwebenden Stossbau, bei steiler Lagerung durch den Firsten- 
bau. Auf jeden Fall muss man zu erreichen versuchen, mit 
kurzen Abbau- und Förderstrecken auszukommen. Abbau- 
strecken von 50 Meter sind schon lang genug; Strecken von 
mehr als 80 Meter Länge sind ganz entschieden zu verwerieng 
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— Werden diese Anregungen -beherzigt, dann werden bald die 
hässlichen Bergehalden verschwinden, die unser Landschaftsbild 
verunstalten. & 


Wer soll aber nun die Einführung dieser Verbesserungen 
veranlassen? Wer soll sich mit ihrer Ausarbeitung befassen? 
Die Steiger sind zur Einführung nicht berechtigt; auch die Be- 
triebsführer haben nicht das Recht hierzu. Höheren Vorge- 
setzten fehlt aber in sehr vielen Fällen die nötige praktische 
Erfahrung, um geistig solche Betriebsänderungen zu veranlassen. 
Gerade sie sind vielmehr, als es im allgemeinen angenommen 
wird, in diesen rein bergmännischen Fragen Laien, die wahllos 
von anderen Werken das übernehmen, was sich dort unter einem 
akademischen Freunde bewährt hat. Die Fehlschläge, die hier- 
bei nicht ausgeblieben sind, haben gerade unter den akademi- 
schen Leitern der Bergwerke einen Konservatismus in berg- 
männischen Betriebsfragen entstehen lassen, der alle jene Be- 
amte, die geistig die Betriebsvorgänge verarbeiten und sie weiter 
bilden wollen, hoffnungsios alle diese Bestrebungen aufgeben 
lässt. Im Bergbau ist eben immer noch nicht die Tüchtigkeit, 
sondern Protektion und Akademikergrad ausschlaggebend. Da 
der Bergbau ein Handwerk ist, sind tüchtige Fachkenntnisse für 
die Beurteilung neuer Gedanken entscheidend. Der schönste Re- 
nommierschmiss kann hierfür keinen Ersatz leisten. 


Am schwersten ist mit den durch Protektion etwas Gewor- 
denen umzugehen. So äusserte sich z. B. eine dieser Protektions- 
pflanzen einem 'Steiger gegenüber, dessen Arbeiten er heftig 
kritisierte, auf dessen Bitte um guten Rat: „Mein lieber Herr, 
denken Sie denn, ich wäre so dumm, mich festzulegen, damit 
Sie sagen können, der Betriebsleiter hat das so angeordnet? 
Nein, das tue ich nicht.“ In Wirklichkeit war der Herr auch 
gar nicht in der Lage, ein Urteil abzugeben, da er persönlich 
über keinerlei Sachkenntnisse verfügte. Und die Gefahr, dass 
sich die Zahl dieser durch Protektion an leitende Stellen ge- 
kommene Herren erheblich vermehrt, ist sehr gross geworden. 
Die Bevorzugung der Schüler der Offiziersklassen im Ruhrrevier 
ist in die Augen springend. Diese Herren stehen dem Gewerk- 
schaftszedanken ablehnend gegenüber. Sie bilden ihre Klubs 
und Vereinigungen und haben in den Kreisen der Direktoren 
die wärmsten Befürworter, denn bei diesen herrscht ja heute 
noch die Ansicht, dass der Offiziersgrad eine viel bessere 
Empfehlung für den Betriebsbeamten im Bergbau bedeutet als 
langjährige praktische Tätigkeit. Ob sie damit unser Wirt- 
schaftsleben heben werden, möchte ich bezweifeln. 


Welche Fachkenntnis muss der Betriebsbeamte nicht allein 
im Maschinenwesen haben! — Das ist ein Thema, welches die 
Betriebsräte besonders interessieren muss; denn gerade unsere 
Kollegen, die Betriebsratsmitglieder sind, haben den Auftrag, 
ihre Gedanken den Mitteln zuzuwenden, die einer Erhöhung der 
Produktion dienen können. So findet man mitunter in einem 
Revier 12 Lufthaspeln, darunter sind 12 verschiedene Typen. 
Welches Lager von Ersatzteilen dies erfordert, weiss ntir der 
Fachmann. Der alterprobte Kulissenhaspel, der bei stärkster 
Leistung den geringsten Luftverbrauch hat und um den sich die 
Steiger reissen, wird von allen möglichen Typen in den Hinter- 
grund gedrängt. Bei der Anschaffung der verschiedenen Typen 
war leider der rollende Rubel zu oft- ausschlaggebend. 


Auch vom Ersatz der Pressluftmaschinen durch Elektrizität 
hört man sehr wenig, obwohl der Elektrizität im Bergbau sicher 
die Zukunft gehört. Unter das Kapitel fehlerhafter Einrichtung 
gehört es auch, wenn Aufbrüche nicht zum Durchschieben ein- 
gerichtet sind, obwohl jeder Techniker weiss, dass man durch 
das Stossen eines Wagens auf einen anderen diesen viel leichter 
aus seiner Ruhestellung bringen kann als mit der blossen Körper- 
kraft. — Aber einem Vorgesetzten, der seine Befähigung zum 
oberen Beamten auf Grund seiner Offizierseigenschaften erhalten 
hat, kann man es schwer begreiflich machen, dass im rauhen 
Grubenbetriebe andere Kraftmassstäbe wie beim Kommis zu ge- 
brauchen sind. 


Ein grosser Fehler ist weiter, dass es an Reservebetrieben 
fehlt, um bei Störungen sofort andere Belegungspunkte zu 
haben. -Man kann bei Störungen die Leute nicht beschäftigen, 
und empfindliche Förderverminderung ist die Folge. Es muss 
daher Programm sein, dass jedes Revier über Reservebetriebe 
verfügt. — Ferner ist der Wagenmangel ein Grundübel. Fier 
muss Vorsorge getroffen werden, damit der Arbeiter bei Beginn 
der Schicht alles an seiner Arbeitsstelle findet bzw. schnell er- 
halten kann, was er im Laufe der Schicht braucht. Heute ist es 
im Bergbau üblich, bei Beginn der Morgenschicht erst das 
Durcheinander der Nachtschicht infolge der Reparaturen zu be- 
seitigen und den Leuten erst dann die Wagen zu stellen. Der 
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Betriebsleiter, dessen mangelndes -Organisationstalent meistens 
die Schuld hieran trägt, dreht jedoch den Spiess um und sagt: 





„Die Leute wollen des Morgens nicht früh genug anfangen. Der 


Steiger kömmt viel zu spät in das Revier.“ 


Weiter könnte man über den Pressluftmangel allein ein 
dickes Buch schreiben. Welche Fragen muss sich da der Be- 
triebsrat stellen? „Ist die Kompressoranlage zu klein?“ „Ist 
der Rohrquerschnitt zu klein?“ „Ist die Rohrleitung undicht?“ 
„Sind die Lufthäspel minderwertig?“ „Enthält die Luft viel 
Wasser?“ „Sind in den einzelnen Abteilungen keine Luft- 
sammler (Kessel)?“ Wer diese Fragen sich stellt und die Ver- 
hältnisse daraufhin prüft, findet sicher Arbeit undi hat Gelegen- 
heit, gar manches zu bessern, vorausgesetzt natürlich, dass die 
Vorgesetzten bereit sind, sich sachlich über diese Dinge zu 
unterhalten und mit zu helfen und zu bessern. 


Sind aber alle diese Mängel beseitigt und soll zur vollen 
Ausnutzung des Schachtes die Belegschaft vermehrt werden, 
dann stellt sich heraus, dass keine Leute zu bekommen sind, 
weil es an Wohnungen fehlt. Doch über das Kapitel des Woh- 
nungswesens, der Materialverteuerung und was sonst noch drum 
und dran hängt, wovon wir Betriebsräte auch einen Begriff be- 
kommen, soll hier nicht weiter geschrieben werden. Eines aber 
steht fest. Man ist in unserem Bergbau wieder auf dem besten 
Wege, die Protektionswirtschaft einzuführen und all den Vor- 
schlägen, die aus den Kreisen der Betriebsräte und der Betriebs- 
beamten kommen, das alte „Hier bin ich Herr im Hause“, „Hier 
habe ich zu sagen“, in schärfster Form zu entgegnen. Die 
Unternehmer haben wieder Hoffnung bekommen, durch die Un- 
terstützung und Protektion ihnen ergebener Elemente die Front 
der Angestellten zerreissen zu können. Aber die drohenden 
Kämpfe brauchen nicht gefürchtet zu werden, wenn die Kollegen 
auf ihrem Platze sind. Ueberall muss sich die Erkenntnis durch- 
setzen, dass dem Gegner eine gleich starke und entschlossene 


Organisation entgegengesetzt werden muss. Wer wissen will, gi 


welche Organisation das ist, der braucht nur die Unternehmer- 
presse zu studieren; aus der erfährt er am schnellsten. und 
besten, welche Organisation von ihnen am schärfsten bekämpft 
wird. Bei den Unternehmern ist der Bund am meisten ge- 
fürchtet und wird von ihrer Presse als der entschlossenste und 
klarste Gegner angesehen. Andere Verbände werden, trotzdem 
sie sich äusserlich gleich oder noch radikaler geben..immer. noch 
empfohlen, weil man weiss, dass man sie alle nicht ernst zu 
nehmen braucht. Der Kampf der Unternehmer gegen uns ist 
eine Ehrenerklärung für uns, und jeder klar sehende Kollege 
im Bergbau muss wissen, dass er zum B. t. A. B. gehört. 
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Nummer 22 


Ostelbische Bergmannswohnungen 


Die „Bergarbeiter-Zeitung‘“ veröffentlicht in ihren Num- 
mern 22 und 23 vom 28. Mai und 4. Juni einen Bericht unseres 
Bundeskollegen Thimm über die Errichtung von Bergmanns- 
siedelungen in den ostelbischen Braunkohlenrevieren,; den- wir 
nachstehend wiedergeben, da er auch für unsere Kollegen von 
‚Interesse : ist. a ar ir 


Bei der Erbauung der Bergmannswohnungen- auf Grund der 


Bestimmungen vom 21; Januar‘ 1920. darf es den Kamerflen 
nicht nur darauf ankommen,. dass“ sie.gute. Wohnungen unter 
angemessenen Bedingungen erhalten, sondern _sie müssen--auch 
darauf halten, dass die Häuser unter ihrer Mitwirkung ent- 
stehen. Die_Päilicht hierzu ergibt sich daraus, dassdie. gesamte 


” Aktion-- der Befgfiannswohnungen im- die’Hand der Arbeits- 


gemeinschaft gelegt ist. Die Arbeitsgemeinschaft "verpflichtet 
dazu, die Arbeit nicht den Arbeitgebern zu überlassen, sondern 
die -Hälite davon: selbst”zwrleisten. Das können, natürlich nicht 
‚die: Bezirksleitüngen. allein . machen, sondern es -bedarf-einer 
Mitwirkung ‚der: örtlichen Glieder unseres Ver- 
Damit’ hat.es-an einzelnen Stellen” aus“ mehrfachen 


Gründen gehapert. Einmal hatten die Arbeitgeber ein gewisses 


"Interesse daran, dem: Mitreden-der “Arbeiter enthöben zu sein, 
- weil- sie "dann so bauen’ konnten, wie sie"wollten. -Sie waren 


‘deshalb ‚sehr flott'bei dier- Hand, während es für unsere Kamiec- 


"raden schwierig war, auf einem für sie teilweise‘ känz neuen 
* Gebiet: so”schriell -ätbeitsbereit "zu sein. Zum ändern aber war 
"auch die. Zeit, in-der die ersten Entscheidungen fielen, im ersten 
-Halbjalir. 1920- derart unruhig, dass ‘die. Aufmerksamkeit der 
Kameraden 'immer” wieder auf-andere Dinge ‘abgelenkt wurde. 
:So: sind: im‘ weiten ‘Gebiete der ostelbischen Treuhandgeseli- 
- schaft die ersten "Bauten herangewachsen und "vollendet wor- 
‘den, ehe ein grösserer. Kreis’ der. Bergleute über-den. Zusammen- 
hang..der ‘Dinge ein richtiges Bild bekonimen’ hatte. - Nun aber, 
wo es an das Verteilen der Wohnungen geht, ist allenthalben 
„das Interesse ‘erwacht und das” Versäumte kann -nachgehoit 
- werden. . Doch jetzt sind: einige Schwierigkeiten zu überwinden, 
mit denen vor Jahresirist nicht zu rechnen gewesen wäre. Jetzt 
ist das Land mit einem,Netz von vielen Siedlungsgesellschaften 
und ‚einigen wenigen ‚Siedlungsgenossenschaften überzogen. In 
Nr. 51 vom 18. Dezember 1920 hat die „Bergarbeiter-Zeitung“ 
den Unterschied von Genossenschaft und Gesellschaft ausführ- 
‚lich behandelt und, ohne Namen zu nennen, gerade zwei solche 
‚ Unternehmungen aus dem ostelbischen Gebiete kritisiert. Die 
Gesellschaften sind ‚von den einzelnen Bergwerksunterneh- 
"mungen . gegründet... Hier: liegt m.E. schon ein. gedanklicher 
‚Fehler. vor; denn wenn. an einigen Stellen zweifellos nur auf 
diese - Weise eine G.m.b.H. entstehen konnte, weil nur ein 
Werk. vorhanden: war, so ist. das doch an vielen anderen Stellen 


‚nicht der Fall, und die „Arbeitsgemeinschaft“ ist nicht die Ver- 


bindung: des einen Werks-mit seinen Arbeitern, sondern 
der gesamte Unternehmer- und der gesamten. Arbeiterschait. 
Wo also an einem Orte oder in seiner engeren Umgebung Meh- 


 rere Werke liegen, da gehörte eine einzige Siedlungszesellschaft 
"hin; denn die Siedlung’ soll sich dem bestehenden Ortsgebilde 


eingliedern. Wie man beim Siedlungsverband .„Ruhrkohlen- 


“bezirk“ sich sagte, dass die Siedlungsprobleme nicht allein von 
‚den Kommunen, sondern nur in Verbindung mit den Arbeits- 
‚gemeinschaften von Industrie und Gewerbe richtig gelöst wer- 


den könnten, und man deshalb diesen Kreisen die Hälite der 
Sitze in der Verbandsversammlung einräumte. so darf auch 
nicht die Siedlung von der Industrie allein. sondern nur in 
enger Verbindung mit der Gemeinde betrieben werden. Das 


"hätte sich ganz von selbst ergeben, wenn man die Siedlungs- 


gesellschaften auf örtlicher Grundlage geschaffen hätte. Nun 
Eine grosse 
Braunkohlengesellschaft hat an den: verschiedensten Stellen ihre 


Gruben, bildet. aber mit ihren Arbeitnehmern eine Siedlungs- 


gesellschaft. Um einen Ort herum liegen Gruben: verschiedener 
Werke, von. denen. jedes. seine eigene Siedlungsgesellschaft 


‚besitzt. Nun: ist: so ein Industriedorf schon ziemlich wild ent- 
‚standen. Hier:ein paar Häuser, dort ein paar Häuser, hier ein 
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unbebauter verwilderter Platz, dort eine Lehmgrube — kurz: 
nirgends ein Blick, auf dem das Auge befriedigt eine Weile aus- 
ruhen kann. Gäbe es’ hier eine örtliche, Siedlungsgeseilschaft 
und nähme sie sich einen tüchtigen Architekten, der auch vom 
Städtebau etwas versteht, dann wäre hier die Gelegenheit ge- 
wesen, die vielleicht 100 Wohnungen, die da hinkämen, so ein- 
heitlich zu verarbeiten, dass.der ganze Ort zu einer freund- 
lichen Ausgestaltung käme. Nun aber sind die Werke bemüht, 
“die-Wohnungen möglichst nahe an ihre Grube zu legen, damit 
den späteren Bewohnern der Weg zu anderen Gruben zu weit 
wird. Da wird also einerseits wieder. die-persönliche Freiheit 
des Arbeiters beschränkt, "andererseits -aber. das Ortsbild noch 
zerrissener und unfreundlicher. Soll’ das der- Zweck der Berg- 


it 






mannssiedluugen sein? -Da setzen also, die. Aufgaben der Kamesw- 


‚raden ein, dfe,‘indem sie ihr .e',Interesserr wahren. gleichzeitig 
die Interessen der Allgemieinheit..gegen--die- egoistischen. der 
Werke vertreten. ee; - 
- Die "Arbeiter" müssen "also in den Siedlungszesellschaften 
.sich derchzusetzen suchen... In effigen: Gesellschaftsverträgen 
ist ein Wegdazu offen gelassen, "Die W&fke haberr“sich: ver-. 


-pflichtet, von.ihrem grossen- Stämmänteil"ar: alessich  meldenden "a 
‚Arbeiter 500 'M--Ant£ile‘ abzugeben; einzelne _bis., zur«Hälfte, 


.andere"sogar bis zu‘ 60. Prözent des: gesamten Gesellschafts- 
"kapitäls. Es‘ ist nun’ Sache-der-Kameräden, ihr Geld dorthin 
"zu tragen’ und: nachher:ihr Wahlrecht"in: der Gesellschafterver- 
‚sammlung entsprechend -verständig zu gebrauchen. Es muss der 


Gedanke dabei völlig- unterdrückt werden.* dass- nur, wer Un- 


bedingt ein Haus haben will, -sich beteiligen solLl.oder zar 


. darf; nein, durch. diese: Beteiligung bringt die Arbeiterschaft 


ihr gemeinsames-Interesse an der: zweckmässigsten Ge- 
‚staltung ‘des Siedlungswesens zum- Ausdruck, ohne: das.per- 
-sönliche:Interesse, das-der einzelne an der Wohnung: hat. 
- ; Wenn:Gesellschafter ‘sich  weigern,: Arbeiter zu beteiligen, 
‘oder. - wenn‘ gar: die- Satzungen dahingehende einschränkende 
Bestimmungen’ enthalten, so müssen die Kameraden die Bezirks- 
leitungen unter Vorlage. der: betreffenden Satzung unterrichten, 
damit derartigen Gesellschaften von der Treuhandstelle so lange 
keine weiteren -Mittel:bewilligt werden, bis sie sich den von der 


-Arbeitsgemeinschaft zu fordernden Bedingungen anpassen. 


An manchen» Stellen, z.B. da, wo mehrere Gruben ver- 
schiedener Unternehmungen zusammenkommen, - oder wo die 
Werke: sich durchaus -nicht mit : den: Arbeitern verständigen 
wollen, werden die Arbeiter zur Errichtung eigener Bau- 
genossenschaften übergehen müssen, Einige-- solche Bau- 


-genossenschaiten bestehen schon und arbeiten auch, nach Ueber- 


windung - gewisser anfänglicher. Schwierigkeiten, durchaus zur 
Zufriedenheit ‘der. Treuhandstelle. - Material darüber, was zur 


-Gründung einer Baugenossenschaft notwendig ist, wird auf Ver- 


langen in Kürze von der Bezirksleitung geliefert werden: können. 
Unter der Leitung der ostelbischen Treuhandgesellschaft in 
Senftenberg sind im Jahre 1920 im ganzen 1012 Wohnungen mit 
Zuschüssen versehen worden. Ihre Verteilung auf die verschie- 
denen Hausarten zeigt folgende Tabelle: 
Hausart Zahl.der Wohnungen Zahl Zahl der 
in einem Bau der Häuser Wohnungen 


1. Freistehende Einfamilienhäuser 1 
2. Einfamilien-Doppelhäuser 2 68 136 
3. Zweifamilien-Doppelhäuser 4 3 12 
4, Freistehende Zweifamilienhäuser 2 5 10 
5. Einfamilierreihenhäuser zu 3 ru 3 
Br I 4 14 56 
” ” 6 14 84 
„ » 7 1 7 
” ” ß 8 64 
R » 13 1 13 
6. Zweifamilienreihenhäuser „ 6 3 18 
gs „ 7 5 35 
= " 10 1 10 
2 ir 12 -; 24 
„ » 24 1 an 
7. Mehrfamilienhäuser : 4 69 
ie a “ 5 *46 230 
» » 7 i 7 
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Die Zahlen geben zu denken: besonders wenn man überlegt, 
dass grössere Orte für die Erbauung überhaupt wicht in Frage 
kommen, dass vielmehr fast ausschliesslich in dörflichen und 


ländlichen Verhältnissen gebaut worden ist. Das diesen  Ver-#® 


hältnissen entsprechende Einfamilienhaus, das in den Ziffern 1,2 
und 5 in der Tabelle zu finden ist, ist nur für 366 Wohnungen, 
also nur für ein starkes Drittel, angewendet worden. . Das 
Zweifamilienhaus, das. freistehend, als Doppelhaus und auch in 
kurzen Reihen noch den Bedürfnissen und Verhältnissen ent- 
sprechen dürfte, kommt mit 133 Wohnungen, also etwa 14 Pro- 
zent, vor; jedoch ist darunter schon eine Reihe, die zwölfmal 
das Zweifamilienhaus aneinanderbaut. Dazu lag ein zwingender 
Grund keineswegs vor. Ferner sind 513 Wohnungen, also mehr 
als die Hälfte, in Mehrfamilienhäusern untergebracht; der häu- 
figste Typ ist das zweigeschossige Haus mit der Mitteltreppe, 
an der in jedem Geschoss zwei Wohnungen liegen. Dann kommt 
der etwas vergrösserte Typ, der noch eine Wohnung im ausge- 
bauten Dachgeschoss hat. 

Man hat also zwangsweise über die Hälfte der Wohnungen 


zu Mietwohnungen gestempelt, obwohl bei der Vorberatung -des 
Gesetzes ganz allgemein der leitende Gedanke vorherrschte, 


“gem Bergmann Gelegenheit zur Sesshaftmachung zu geben. Der 


Jahresbericht der Treuhandstelle besagt darüber: „Bezüglich 
des Bautyps lässt sich eine vollkommene Einheitlichkeit nicht 
durchführen. Einmal liegt das an dem verschiedenen Charakter 
der Gegend, und dann muss auch auf das Bild der einzelnen im 
Bau begrifienen Siedlungen Rücksicht genommen werden. Be- 
vorzugen möchten wir möglichst den Typ des (Einfamilien-) 
Doppelhauses, da dieser u. E. dem Wunsch der Siedler am 
meisten entspricht.“ 


Der letzte Satz lässt darauf schliessen, dass der Geschäits- 
feitung die Fehler zum Bewusstsein gekommen sind, die dort ge- 
macht wurden. Dass überhaupt Fehler gemacht worden sind, 
ist nicht verwunderlich; denn die. Treuhandstelle stand vor 
neuen Aufgaben; sie musste Erfahrungen sammeln und Lehr- 
geld zahlen. Dass sie hier das Wort „Siedler“ gebraucht, ist 
hofientlich kein Zufall und erweckt Hoffnungen; denn ein Siedler, 
der dauernd zum Wohnen im Miethause gezwungen ist, ist ein 
Widerspruch in sich, das ist kein Siedler. Die Anwendung der 
Mehrfamilienhäuser wird mit dem Charakter der Gegend und 
mit der Rücksicht auf im Bau begriffene Siedlungen entschuldigt. 
Das erste ist zweifellos unzutreffiend; denn in der einzigen 
Stadt, wo man gebaut hat, in Senftenberg, hat man auch eine 
sehr freundlich wirkende Reihenhausanlage errichtet. (Wenn 
die Kameraden an ihrer Länge — 13 Häuser — Anstoss nehmen, 
so bin ich überzeugt, dass die Bewohner, sobald die Ueber- 
füllung der Wohnungen. behoben sein wird, mit ihnen sehr zu- 
frieden sein werden; denn auch die Raumverteilung ist gut und 
praktisch) Das zweite aber, die Rücksicht auf vorhandene 
Siedlungen, ist hoffentlich ein Punkt, der bald erledigt ist und 
spätere Entschlüsse nicht mehr beeinflusst. Denn es ist dem 
Sinne des Gesetzes ebenfalls völlig entgegengesetzt, wenn, wie 
bei Grube Marga, die Bergmannssiediungen vollkommen im Zu- 


-sammenhang mit der alten Werkskolonie und auch völlig in 


deren Bautypen (Vierfamilienhaus) hergestellt. werden. Wie 
kann der Bergmann zu dem Gefühl der Freiheit und Selbständig- 
keit kommen, wenn-er genau so in der Werkskolonie wohnt wie 
bisher? Und wer wird nachher die Wohnungen verwalten und 
die Reparaturen besorgen? Nun, das tut doch die Siedlungs- 
gesellschaft! Jawohl, aber bislang eine solche, wie wir sie oben 
kennzeichneten, eine, die sich völlig in der Gewalt des Werkes 
befindet. Dass die Arbeiter das Gefühl haben, bei einem politi- 
schen Rückschlag, der die alten Mächte wieder in die Höhe 
brächte, würden die Häuser einfach im Besitz der Werke ver- 
schwinden, ist nur zu natürlich. Den Arbeitgebern, die Wert 
auf vertrauensvolle Beziehungen zur Arbeiterschaft legen und 
die hier vielleicht auch glaubten, das Billigste und Beste zu tun, 
mag die alte Lehre gesagt sein: „Meidet allen bösen Schein.“ 


Aehnlich wie mit der Werkskolonie in Marga ist es mit der 
Kolonie in. Zschornegosda ergangen. Die Pläne der Zeche, ent- 
worfen von Architekt Bruno Möhring-Berlin, sind schon ein paar 
Jahre alt: denn sie sind schon in Eberstadts Handbuch des 
Wohnungswesens, 4. Auflage, auf Seite 534 ff. veröftentlicht. Die 
Treuhandstelle hat sie jetzt übernommen und lässt sie ausführen, 
obwohl ein kritisches Studium der Pläne gezeigt hätte, dass sie 
mit sehr geringem Verständnis für das Wesen der Kleinwohnun- 
gen entworfen wurden, dass vielmehr der Gesamteindruck der 
Fassade das gewesen ist, was den Künstler geleitet hat. ‘So 
wird die Siedlung zwar hübsch aussehen, aber -die Bewohner 
sehr wenig zufriedenstelien. Die Treuhandstelle durfte schon 
gar nicht eine so. grosse Zahl von Wohnungen mit nur vierzig 
Quadratmeter: Wohnfläche ausführen, da auch dort mit sehr viel 
kinderreichen Familien gerechnet werden muss. 


-Wirklich gute Haustypen zu bekommen, ist" nicht einfach. 
Die Architekten, die man: mit der Planung der Wohnungen be- 


auftragt, sind nicht immer auf der Höhe. Es karin nicht jeder 
Kleinwohnungen bauen, zumal man sich: an den: technischen 
Hochschulen erst seit verhältnismässig Kurzer Zeit damit be- 
schäftigt hat. Da kommt nun‘so ein Architekt und: beweist, dass 
die Wohnung im Vierfamilienhaus so viel billiger ist als im 
Einfamilienhaus, dass es sich nicht verantworten liesse, Ein- 
familienhäuser zu bauen. Dabei kann man in solchen Mehr- 
familienhäusern mitunter Treppenhäuser. finden, aus denen der 
geschickte Kleinhausarchitekt noch eine ganze Wohnung oder 
mehr herausgeholt hätte. Man. suche sich also Baumeister, die 


‚ auf diesem Gebiete gründliche Erfahrung haben, und die ihren 


Beruf ernst genug auffassen, um auch bis in die kleinsten Einzel- 
heiten hineinzugehen, um dem Bedürfnissen des Arbeiterhaus- 
halts gerecht zu werden. Dass es solche Architekten dort gibt, 
beweisen viele der. erbauten Häuschen, z. B. in Schönborn, 
Triebel, Gross-Särchen, Senftenberg, Hirschfelde usw. Gegen 
manche dieser Wohnungen mag der eder jener Arbeiter noch 


-ein Vorurteil hegen; wir kennen die Erfahrungen, die Hunderte 


und Tausende von Arbeiterfamilien in ähnlichen Häusern ge- 


-macht haben, und wissen daher, dass sie-auf die Dauer ihre Be- 


wohner zufriedenstellen werden. : Am leichtesten gewöhnt man 
sich in eine Wohnung, wenn man von’ vornherfein weiss: Hier 
ist mein Reich, mein. Eigentum, hier hat mir keiner hereinzu- 
reden, hier bin ich aber auch allein verantwortlich. Da wird 
von vornherein nicht vor Arbeit und Mühe, und wenn's nötig 
ist, vor Ausgaben zurückgeschreckt, um Behaglichkeit und Be- 
quemlichkeit zu erzielen. Dieses psychologische ‘Moment sollte 
auch der Treuhandstelle einen Fingerzeig geben, um den Bau von 
Mehrfamilienhäusern einzuschränken. Fila 
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Wirtschaftsfragen Karen 


Förderung reiner Kohlen. Zwischen den Betriebsräten im 
Ruhrrevier und den Zechenverwaltungen sowie zwischen Ange- 
stellten und Arbeitern entstehen in letzter Zeit wieder besonders 
viel Differenzen wegen unreiner Förderung. Bei niedergehender 
Konjunktur werden reinere Kohlen verlangt, und es ist etwas 
ganz allgemein bekanntes, dass in solcher Zeit ein schärferer 
Druck auf die Lieferung reiner Kohlen ausgeübt wird. ; Auch 
diese Angelegenheit muss in unserer Organisätion im. Zusam- 
menhang mit den Betriebsrätefragen. behandelt werden, weil 
von ihrer Regelung viel für die Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen Angestellten und Arbeitern abhängt. Aus diesem 
Grunde bringen wir dem nachstehenden Artikel, der uns vom 
Kollegen Halbiell zuging. 


In der kapitalistischen Wirtschaft -wird in Zeiten der Hoch- 
konjunktur die- Produktion quantitativ grösser auf Kosten der 
Qualität und in Zeiten des wirtschaftlichen Niedergangs die 
Qualität der Ware besser auf Kosten der Quantität. Wir sind 
im Bergbau an der Grenze der Hochkoniunktur und gehen jetzt 
auch hier einer Wirtschaftsflaue entgegen. Es ist daher eine 
notwendige Folge hiervon, dass schlechte Förderprodukte nicht 


“mehr abzusetzen sind. Die Zeit, wo alles, was schwarz war, 


als Kohle verkauft werden konnte, ist vorbei, und wir müssen, 
ob wir wollen oder nicht, reinere Kohlen fördern. Der kapita- 
listische Unternehmer hat zwei Wege, um einer schlechten Kon- 
junktur im Bergbau zu begegnen: entweder Stillegenun- 
reiner und dünner Flöze oder aber, was bei der guten 
Organisation der Bergwerksbesitzer das Näherliegende ist, 
Lohnkürzungen und Einschränkung der Förde- 
rung durch Arbeiterentlassungen, alles Dinge, an 
deren Verhütung wir stark interessiert sind. Hinzu kommt, dass 
durch eine unreine Förderung grosse Teile unserer Wirtschaft” 
unnütz belastet werden. Wir haben grosses‘ Interesse daran, 
auch diese Belastung zu vermeiden., ’ 
Von Arbeitgeberseite werden, um das Problem zu. Kösen, 
zwei Vorschläge gemacht, auf welche ich eingehen: will, ehe, ich 
den Standpunkt klarlege, den wir meiner Ansicht nach in dieser 
Frage vertreten müssen. Der erste hauptsächliche heisst: „Wir 
müssen das Recht haben, höhere Strafen für 
unreine Förderung zu verhängen, weil 5 
nicht abschreckend wirken.“ Der zweite. hier. und 
da auftretende heisst: „Prämien für reine Kohlen- 
förderung einführen.“ { 3 \ 


Beide Wege sind, weil sie stetsunwirksambleiben 
müssen, für uns ungangbar. Wenn man die Frage prüft, ob 
es möglich ist, durch verstärktes Strafen reine Kohlen zu för- 
dern, so muss man zunächst fragen: „Wie muss .eine Bestrafung |" 
vorgenommen werden, wenn sie wirken soll?“ Ich verstehe 
unter Wirkung eine Besserung des Uebelstandes und nicht nur die 
Fortnahme des Straigeldes. Die Antwort auf die Frage lautet; 
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„t. Ehe eine Strafe‘ verhängt wird, mitss genau festgestellt 
werden, wer der: Schuldige ist, welcher Art und wie gross sein 
Vergehen ist. AR 

2. Die Strafe muss gerecht sein, d.h. sie muss der Grösse 
und Art des Vergehens angepasst sein. 

3. Sie darf nicht schematisch, sondern muss von Fall zu Fall 
unter Berücksichtigung.des zu Besträafenden ‘verhängt werden.“ 

Ich will diese drei Punkte als Ausgang der Kritik an den 
Strafen über reine Förderung nehmen. 

Zu 1. In den meisten Abbaubetrieben arbeiten mehrere 


- Hauer und Lehrhauer. Es ist zum Beispiel in Schüttelrutschen- 


betrieben und im Stössbau unmöglich festzustellen, welcher 
Arbeiter die Schuld an unreiner Förderung trägt, wenn mehrere 
(der Normalfali) in einem Betriebe arbeiten. Günstigstenfalls 


gelingt es, die betreffende Kameradschaft festzustellen, und es 


wird dann nicht nur der Schuldige, nein, mit ihm die ganze 
Kameradschaft, d.h. ‘3, 4, 5 ja 20 Männ, bestraft. „Woher masst 
man sich das Recht an, Unschuldige mit dem Schuldigen zu 
bestrafen? 

Art und Grösse des Vergehens : bei unreiner 
Förderung kann nur der Steiger feststellen. Auf 
den Werken, wo das Strafen in. Blüte steht, ist es 
aber unmöglich, durch den Steiger die Strafe festsetzen 
zu lassen, weil die Menge der auszusetzenden Wagen 
zu gross ist. Die Festsetzung geschieht durch Tagespersonal 
nach der Menge der Berge Die Verhältnisse 
unter Tage werden nicht berücksichtigt, und 
dabei gibt es auf jeder Zeche Flöze, bei deren Abbau auch nicht 
1 Prozent Berge in einem Wagen enthalten sein dürfen, und 
andere, wo es nicht möglich ist, den Bergegehalt auf 10 ja 
sogar 20 Prozent herabzumindern. Die Arbeiter in den un- 
reinen Flözen sind die Leidtragenden neben all den 
Beschwerden, die sie schon wezen der Ungunst der örtlichen 
Verhältnisse auf sich nehmen. müssen. Verärgerung und Arbeits- 
unlust sind die Folgen. . 

Zu. 2. Es war schon vor dem Kriege so, und es hat sich 
aui vielen Zechen bis heute noch nicht geändert, dass jeder, der 
in unreinen Flözen arbeitet, seine 5 M.-Strafe monatlich be- 
kommt. Was soll da.noch die Strafe? Sie ist längst 
keineStrafemehr, sondernnureinLohnabzug, 
den der Hauer. dafür bekommt, dass er unter schlechten geolo- 
gischen Verhältnissen arbeiten muss. 

Zu 3. Es muss Jedem, der bestraft wird, gesagt werden, 
aus welchem Grunde und wiehoch er bestraft 
ist, und es genügt nicht, dass man eine Reihe Namen, die 
niemand liest, auf einen, oft: vorgedruckten Zettel schreibt und 
ihn aushänst., 

Zum Beweis dessen, dass das, was ich sage, keine Theorie 
ist, sondern der heute noch üblichen Praxis entspricht, will ich 
eine Feststellung wiedergeben, die ich in der Woche nach 
Pfingsten auf einer,Ruhrzeche machen. konnte. 

Es wurden auf dieser Zeche im Menat April 30 Prozent 
der im Kohlengedinge Beschäftigten wegen unreiner Förderung 
mit 5 M. bestraft. Eine Schüttelrutschenschicht traf das Un- 
glück achtmal. . Der Abzug erfolgte allerdings nur einmal. 

Der Weg der Bestrafung war folgender: Auf der Hänge- 
bank nahm ein 14jähriger Arbeiter die Blechnummern von den 
Kohlenwagen, nachdem sie im Kreiselwipper entleert waren. 
Enthielt ein Wagen viel Berge, so gab ein anderer 14-jähriger 
Arbeiter, der am Leseband stand, ein Signal und die betreffende 
Kohlennummer wurde notiert. Unter der Voraussetzung, dass 
der richtige Wagen notiert wurde (was übrigens bei der Probe, 
die ich machte, nicht gelang), wurden alie Wagen mit viel 
Bergen ohne Kück=icht aut die Verhältnisse in dem fraglichen 
Betriebspunkt zur Bestrafung notiert. Diese Notizen nahm ein 
14-jähriger Bureaulehrling, zog. aus dem Stelgeriournal die 
Kameradschaft der betreffenden Kohlennummer und Schicht aus 
und gab sie dem Lehrling eines anderen Bureaus, der die 


‘ Namen ins Strafbuch eintrug. Hierauf erfolgte der Aushang 


und die Strafe war vollzogen. Die Verwaltung erklärte zwar, 
sie lege den grössten Wert darauf, dass der Steiger die Strafe 
iestsetze, Der Steiger der vorerwähnten Schüttelrutsche jedoch 
und. andere sagten mir, es sei eben unmöglich, den Sünder aus 
der Kameradschaft herauszufinden. Und da auf Befehl nach 
der Notierung auf der Hängebank bestraft werden müsse, bleibe 
kein anderer Weg, als die ganze Kameradschaft zu notieren, 
wozu dann allerdings kein Steiger notwendig ist. So sieht die 
Praxis der Bestrafungen wegen unreiner Kohle aus, und wegen 
schlechten Beladens der Wagen ist sie nicht wesentlich anders. 

Der Einführung von .gerechten Prämien, die dauernd als 
Anreiz wirken können, stehen unüberwindliche Hindernisse ent- 
gegen, deren grösstes das Misstrauen gegen die Arbeitgeber 
ist. Ich habe bisher nur eine Zeche kennen gelernt, wo Arbeiter 
und Angestellte ein bestenendes Prämiensystem, bei welchem 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gut fuhren, -ver- 
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teidigten. Normalerweise fährt der Arbeitnehmer schlecht dabei, 
und ich wäre in der Lage, eine grosse Zahl von Zechen zu 
nennen, wo man -sich mit aller Entschiedenheit gegen Prämiön 
sträuben würde. Wer über dieses Kapitel Näheres hören will, 
der frage die Steigergewerkschaften, sie können ein wunder- 
bares Lied davon singen. 

Mit der Verneinung der Vorschläge der Arbeitgeber ist 
jedoch noch kein Weg gewiesen, der zum Ziel führt, und wir 
haben die Pflicht, dieses zu tun, wenn wir das Recht für uns 
in Anspruch nehmen, diese Vorschläge abzulehnen. 


Zunächst muss geprüft werden, wie die Verunreinigungen 
beschaffen sind. Auf den meisten unserer Ruhrkohlenzechen be- 
tragen die Waschverluste, in Wagen gemessen, 10-20 Prozent. 
Von diesen sind etwa 15-30 Prozent Klaubeberge und 85-70 
Prozent Waschberge. Wenn man diese Zählen betrachtet, so 
leuchtet ein, dass man die Klaubeberge durch Achtsamkeit der 
Hauer sicherlich noch um 50 Prozent vermindern kann. Es ist 
aber auch ohne weiteres‘ klar, dass der Kern des Problems der 
reinen Kohleniörderung nicht bei den Klaubebergen, sondern bei 
den Waschbergen liegt. Eine höhere Bestrafung muss also erst 
recht als unsinnig erscheinen, denn der Hauer ist aus sich nicht 
in der Lage, den Prozentsatz an kleineren Berzestückchen zu 
vermindern. Hier ist es an der Zeit, den Arbeitgebern des Berg- 
baues zuzurufen: „Eure Aufgabe ist es, dem Arbeiter die För- 
derung reiner Kohlen zu ermöglichen, und wir verlangen von 
Euch, dass Ihr genau so wie wir Eure Pflicht tut.“ Denn es 
ist leicht zu verlangen, dass andere bestraft werden, und wir 
verlangen ja auch nicht die Bestrafung der Arbeitgeber! 

Was kann nun getan werden, und worin kann die Hilfe des 
Arbeitgebers bestehen? 

Es hat zunächst eine genaue Durchsprechung sämtlicher 
Betriebspunkte zwischen Abteilungssteiger, Betriebsrat und 
Werksleitung zu erfolgen, wobei alle Betriebspunkte, die für 
eine unreine Förderung in Frage kommen, zur geme{n- 
samen Befahrung zu notieren sind. In diesen Betriebspunkten 
müssen dann die notwendigen Massnahmen nach gemein- 
samer Vereinbarung getroffen werden, die ich natürlich nicht 
alle hier aufführen kann. Einige, die häufig sein werden, will 
ich nennen und zwar: Einführung einer anderen Abbaumethode, 
die grösste Möglichkeit einer reineren Förderung garantiert, 
eine andere Verhiebmethode, statt Schiessarbeit Keilhauen- 
arbeit, Ausschrämen von Bergemitteln, dichterer Verzug, Ver- 
ziehen des Liegenden und wie die Möglichkeiten sonst noch alle 
heissen. Notwendig wird in den meisten Fällen 
eineErhöhungdesGedingessein, ein Umstand, den 
die Arbeitgeber mit Entschiedenheit vermeiden wollen. 


Daneben muss eine vom Betriebsrat mit Energie ver- 
tretene Aufklärung über die Wichtigkeit einer 
reinen Förderung und über. die Pilicht eines 
jeden Bergmanns, an der Lösung der Frage mitzu- 
arbeiten, laufen. Wer hiernach böswillig oder in grober Fahr- 
lässigkeit an dem Werk nicht mitarbeitet, gegen den bleibt 
allerdings kein anderer Weg als die Mittel, welche die Arbeits- 
ordnung an die Hand 'gibt. 


Zuletzt ist noch zu sagen, dass ein reines Versand- 
gutstets erzielt werden kann. -Auch dann, wenn es 
aus irgendweichen Gründen nicht möglich ist, die Kohle rein 
zu- fördern. Es ist dieses nur eine Frage der tech- 
nischen Einrichtungen, denn durch Absieben und 
Eures Ausklauben lässt sich jede Kohle versandfähig xe- 
stalten. 


Ist man auf beiden Seiten bestrebt, die genannten Wege 
zu gehen, sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber gewillt, sich ein- 
zusetzen für eine reine Förderung, so ist die Frage der- 
selben gelöst ohne Reibereien und ohne Strafen, zum 
Wohl aller Beteiligten und unserer gesamten Wirtschaft. 


Die Kohlenförderung des Ruhrbezirks im Monat April 1921. 
Nach den endgültigen Feststellungen hat die Kohlenförderung 
des Ruhrbeckens feinschliesslich der linksrheinischen Zechen) 
betragen: 
Gesamt- Zahl der arbeitstägl. 
förderung Arbeitstage Förderung 


April 1921 :...0.5..27894985.t 26 5303 653 t 
Mare 39217, 2 107.538 7685183: 8 25 307 407 t 
Februar 1921 ... . 8174 606 t 24 340 609 t 


April 19913 22202059969 569 t 26 383 445 t 


Im Vergleich zum Februar (dem letztem Üeberschichts- 
monat) ist nach dem Bericht der „Deutschen Bergwerks-Ztg.“ 
im April eine Minderförderung von arbeitstäglich rund 
37000 t zu verzeichnen, die auf den Ausfall der Ueberschichten 
zurückzuführen ist. Auf den zanzen Monat berechnet ist dem- 
nach bei 25 Arbeitstagen mit eineın Förderausfall von mehr als 
800000 t zu rechnen. Bei den Zahlen über die Märziörderung 
ist zu beachten, dass die Ueberschichten erst am 14. März in 
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Fortfall gekommen. sind und. dass die Förderung im März durch 
die mit dem Kommimnistenaufstand verbundene teilweise Arbeits- 
niederlegung. erheblich gelitten hat. Gegenüber .dem- gleichen 


DER TECHNISCHE SRIRENBEAMTE 1921 


Monat: im letzten Friedensjahr -(April-1913) beträgt die Minder-"' 


jörderung rund -80 000 .t arbeitstäglich. 


Im Ruhrbergbau wurden Ende April 942 598 Arbeiter 
beschäftigt. 


Gewerkschaftsarbeit ° 


Inwieweit haben technische Angestellte Notstandsarbeiten 


zu verrichten? Zu unserer Notiz über die Sitzung’der Fach- 
geruppeBraunkohlenbergbau, die sich auch mit vor- 
stehenider.-Frage befasste: (s.. Nummer 20. des „Techn. Gruben- 
beamten“),. wird uns vom Kollegen Holzapfel nachträglich 
noch folgendes geschrieben: 

Anfang März dd: J. traten.die Arbeiterder Braunkohlen- 
grube „Jakob“ in Königsaue bei‘ Aschersleben in ‚den Streik, 
weil die Verwaltung zwei Arbeitern, die ihre Arbeitsstelle auf 
kurze Zeit verlassen hatten, fristlos kündigte. Der Betriebsrat 


bot die: Bestrafung: dieser. beiden Leute bis zu einem vollen... 


Schichtverdienst än,-der! Leiter des®Werkes bestand -aber-- auf... 


fristloser. Entlassung, "und: die - Belegschaft ‘beantwortete- diesen 
Schritt mit:dem Streik ;Der- Verband der Bergarbeiter Deutsch- 


lands. übernahm, nachdem»er- vor seinen Vertrauensleuten über. . 


die Sächlawe-in’Kenntnis- gesetzt worden war, die-Führung “und 
verhandelte' verschiedentlich- mit der” Direktion." Am zweiten 


- Streiktage: machte ‘die -Betriebsdirektion durch Anschlag, bekannt, 


dass ‚sämtliche, Arbeitnehmer entlassen Seiew,@die- nicht inner- 


halb drei "Tagen .die Arbeit wieder- aufgenommen _ hätten. Am“ 
dritten Tage.des Streiks, -also..naelidem- Are Bekanntmachung er- —- 


folgt wär, “wurde "zwischen der Leitung des Bergarbeiter-Ver- 
bandes und der Direktion eine Vereinbarung über Ausführung- 
der Notstandsarbeiten getroffen, nach: der- die’ Kessel- und 
‚Pumpenwärter fortwährend” ihre Arbeit_weiterverrichteii. soll- 
"ten: - Zum Herauschäffen. der ‚Kohle an ‚das Kesselhaus und zur 
"Gewinnung ‘der. notwendigen Betriebskohlen sollte täglich eine 
genügende Anzahl von Arbeitern- gestellt werden. die aber mit- 
"einander abzuwechseln hätten, Am vierten Streiktage wies die 
-Direktion’ die‘ zur . Verfügung gestellten. Notstandsarbeiter. mit” 
der Bezründung zurück, dass“ sie entlassen. seien und daher 
"kein Recht mehr hätten, das Werk.-zu betrefen. . Dies wieder- 
"holte sich "auch ann den nachfolgenden Tagen. Trotzdem kam 
‘die Streikleitüunz der‘ getrofferien ‚Vereinbarung auch fernerhin 
nach und stellte .die nötige Anzahl von "Arbeitern zur. Ver- 
fügung. 

Die Werksleitung etzsle nun’ die” technischen Ange- 
steliten,: die. Nötstandsarbeiten: weiterzuführen; wozu Sich die 
"Angestellten im ersten Moment bereit .erklärten. Nachdem diese 
aber. in der. ganzen Angelegenheit klar sahen, besönders durch 
Aufklärung: von seiten'der Arbeiter, wandten sie sich an ihre 
Organisation (AfA-Bund) mit.der Bitte um Auskunft und evtl. 
‚Vermittlung: bei der Werksleitung. “Unser Bundesvertreter ver- 
handelte ‘auf Grund dessen. Anfang ‘März mit.der Direktion und 
bot die Vermittlung. mit: den Arbeitern an. Die Direk- 
tion » behartte: - auf“ -ihrem-- ablehnenden Standpunkt gegen- 
über . : den - . Arbeitern, :-und - so musste -er die 'Er- 
klärung- abgeben, dass die. Angestellten vom nächst- 
folgenden Tage ab_die Notstandsarbeiten - einstellen * müssten, 
nachdem. der. Werksleitung. nochmals nahegelegt worden. sei, 
‚diese: von . den: Arbeitern ausführen: zu lassen. , Gleichzeitig 
wurde. die Angelegenheit bei der Untergruppe Magdeburg‘ der 
Arbeitsgemeinschaft- für -den. Braunkohlenbergbau -anhängig ge- 
macht, um. eine Entscheidung herbeizuführen, inwieweit Ange- 
'stellte zur Verrichtung von Notstandsarbeiten verpflichtet sind. 
In der Sitzung vom 14. März konnte keine. Einigung erzieit 
werden, weil sich die Arbeitgeber auf den Standpunkt stellten, 
das sei eine Frage von prinzipieller Bedeutung, über die in der 
‚Untergruppe: keine‘ Entscheidung gefällt werden könne. . Eine 
Vermittiungsaktion- zwischem Arbeitern und Werksieitung blieb 
ebenfalls ohne Resultat, dader Leiter des Werkes, Bergingenieur 
Schmidt, in. krassester Weise‘ den Arbeitgeberstandpunkt 
hervorkehrte. ‘Die Verhandlungen mussten deshalb resultatlos 
abgebrochen werden. Nun wurde von seiten des AfA-Bundes 
die Angelegenheit bei der Arbeitsgemeinschaft Braunkohlen- 
bergbau anhängig gemacht, die in der Sitzung des Gruppen- 
ausschusses. vom: 22. April 1921 sich. mit dieser Angelegenheit 
beschäftirte. Nach einer. längeren, ziemlich. scharferr Aussprache 
zwischen. Arbeitgeber- ‚und Arbeitnehmer-Organisation, - wäh- 
rend welcher die Arbeitgeber. wiederholt den Antrag steliten, 
diese Streitfrage der Reichs-Arbeitsgemeinschaft für den Berg- 
bau zu. unterbreiten, wurde von. den ‚Arbeitnehmern darauf 
aufmerksam gemacht, dass über den Begrifi „Notstandsarbeiten” 
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lediglich in der Arbeitsgemeinschaft 'Braunkohlenbergbau am - 
9. Juli 1920 eine Vereinbarung getroffen worden Sei, während _ 


andere Arbeitsgemeinschaften sich mit dieser Materie bisher 
noch nicht befasst hätten. Aus diesem‘ Grunde erschien es 
zweckmässig, in der Arbeitsgemeinschaft Braunkohlenbergbau 
bezüglich ‚der Ausführung von Notstandsarbeiten einen Be- 
schluss zu fassen. Man einigte sich dann auf folgende Ent- 
schliessung: 

„Angestellte sollen zu Nötstandsarbeiten nicht herangezogen werden, 
wenn geeignete Arbeiter in genügender Anzahl durch die den Streik führende 
Arbeiterorganisation zur Verfügung gestellt werden.“ 


} Grundsätzlich dürfte zu dem Begriff „Ausführung von Not- 
standsarbeiten‘“ noch folgendes zu sagen sein: 

Es steht den Angestelltengewerkschaften nicht zu, darüber 
in eine Untersuchung einzutreten, ob ein Streik der Arbeiter 
gerechtfertigt ist oder nicht. Zu untersuchen ist in jedem ein- 
zelnen Falle nur: Werden die Notstandsarbeiten von den 
streikenden Arbeitnehmern ordnungsgemäss ausgeführt, und 
‘wird eine genügende Anzahl von Peuten zur Verfügung gestellt _ 
oder nicht? Trifft das erstere zu, so haben die Angestellten 
‚die Verrichtung von Notstandsarbeiten unter allen Umständen 
"abzulehnen und sie durch die zur. Verfügung gestellten-Arbeiter — 
"ausführen zulassen. Werden die Notstandsarbeiten- von seitehr 
‘der .streikenden Arbeitnehmer nicht ausgeführt, so ist die Streik- 
leitung aufzufordern, die notwendigen Arbeiter 'zur- Verfügung 








"zu stellen, und erst, wenn:das nicht. geschieht. können die -Not- . 
‚standsarbeiten durch die Angestelten ausgeführt werden. “Es: I 


“muss dabei gleichgültig bleiben, ob der Arbeitgeber die Arbeiter. 


gi ‚entlassen: bezeichnet"oder‘ nicht. 
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’ = arttverhiändiungen im Cassckr Hräunkohleäbergbai. A 


eu 


-7. Mai fanden mit dem Arbeitgeberverein für den’ Braunkohlen-- - 1 


‚:bergbau -des Casseler -Reviers Verhandlungen über dem: Nen- 
„abschluss‘ des zum 1. Mai di J! gekündigten ‚Angestelltentarifes - 


‚statt: " Es war. beabsichtigt, den: Tarifvertrag für das Hällische - 


‚Revier auch für den. Casseler Bezirk zur Geltung* zırbringen. - 


:Da jedoch im Augenblick im Casseter-Braunköhlenbergbau eine 


Di 
Bet 


-Absatzkrise eingetreten ist,-sahen. sich- ie. Vertrefer der An- 


„gestellten: veranlasst, die. Verhandlungen“ vorläufig zu vertägen. 
‚Während : die Arbeitgeber eine »dreimonatige  Vertagungbean- 
‚tragt hatten; einigte man sich: auf eine solche von einem-Monat. 
“Die Angestelltenvertreter. gaben ihrer - Ansicht in-felgender Er-. ei 


klärung Ausdruck: 

„In-Anbetrach“ der augenblicklichen aussenpoliti en Verhältnisse‘ ik der 
Sache endenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten wollen wir uns re 
bereit erklären, die Verhandlungen vier. Wochen zu ‚vertägen., 


Aa 


Wir:sind der 


‘Ansicht, dass bis dahin eine Klärung der Verhältnisse eingetreten ist. Eine 


Frist von drei Monaten müssen wir ablehnen. 


Diese könnten auch die Ange- 
steliten nicht verstehen.“ 


Die daraufhin erfolgte Vereinbarung” mit dem Arbeitgeber- : i 


verband lautet: 


Der zum 30. April von den Angestelltenverbänden gekündigte Tarifvertrag 4 
vom 19. April 1920 läuft: vorläufig weiter, ohne. dass dadurch die- Kündigung 


des Tarifvertrages aufgehoben wird. Die Parteien verpflichten sich, nach vier © 


Wochen erneut in Verhandlungen einzutreten. 


Bekanntmachungen 


Neue Benennungen. 


In Nr. 17 des „Technischen rate | 


beamten“ sind die nach “den Satzungen der Bergarbeiter-Ver- 


sorgung G. m. b. H. zu bildenden 8 Unterausschüsse benannt, 
die für die ordnungsmässige Verteilung der an die Bergarbeiter 
und Angestellten auszugebenden Waren nach den vom Haupt- 
ausschuss herausgegebenen Richtlinien 


in Frage kommen.. Bis- 


her ist es uns gelungen, in folgende Unterausschüsse ein Mit- 


‚glied des Bundes zu delegieren: 


Für den Freistaat Sachsen: Steiger Möckel, 
Hohndorf b. Chemnitz, Bahnhofstr. 10; 


für. den Rheinischen -Braunkobhlen- Berebau ii 
Steiger Ickenroth, Hürth b..Cöln, Kreuzstr, 2m # 


für Niedersachsen: Heinrich Lattmann, Egestorf 
an der Deister. 


Ueber die Benennung von Bundesmitgliedern in die Kura- 


torien der Bergschulen ist uns bisher folgendes bekanntgeworden: i 


Steiger Ickenroth, Hürth b. Cöln, 
Offenbach 


Bergschule Cöln: 
Kreuzstr. 28; 
Bergschule Dillenburg: Obersteiger Weigel, 

im Diilkreis. 


An Stelle des aus der Kalilohnprüfungsstelle 2. Instanz‘ aus« i | 
geschiedenen Bundesmitgliedes Steiger Biener' in: Beendorf =} 


wurde das ‚Bundesmitglied Steiger Kelle, Beienrode ‘bei 


Königslutter, benannt. = 
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Beilage zur D. T. Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


| | 


Generalversammlung des Bergarbeiter- 
verbandes 


Bereits in Nr. 20 des „Technischen Grubenbeamten“ vom 
27. Mai d. J. haben wir auf die Generalversanmlung, der Berg- 
arbeiter hingewiesen, die vom 29, Mai bis 5. Juni in Giessen 
stattfinden sollte. Die Tagung war von 125 Delegierten, dem 
Vorstand und den Angestellten des Verbandes, von Vertretern 
der Behörden und befreundeten aus- und inländischen Organi- 
sationen besucht, so u. a. von Belgien, Holland, der Tschecho- 
Slowakei, dem A.D.G.B, dem Bund und dem Werkmeister- 
Verband. — Die Tagesordnung war für uns von grösster Be- 
deutung, denn von den hier gefassten Beschlüssen hängt die 
Stellungnahme der Bergarbeiter ab, die auch unser Verhalten 
ganz erheblich beeinflusst. Wir bringen deshalb alle wichtigen 
Resolutionen, damit unsere Funktionäre sich über die im Berg- 
arbeiterverband ‚bestehenden Ansichten orientieren können. 

Die Generalversammlung war frei von allen unnötigen 
Differenzen. Einmal war im Gegensatz zur Bielefelder Tagung 
die Opposition verhältnismässig sehr schwach vertreten, ausser- 
dem aber stand die Mehrzahl der Delegierten unter dem Ein- 
druck, dass in den nächsten Monaten schwere Zeiten für den 
deutschen Bergbau heraufzicher. Dieser Gedanke drängte die 
trennenden Momente in den Hintergrund und weckte bei allen 
das Gefühl der notwendigen Einigkeit und Verständigung. 

Aus dem Geschäftsbericht ging hervor, dass die Zahl der 
Mitglieder heute 467 000, das Vermögen des Verbandes etwa 
40 Millionen M. beträgt. Den englischen Bergarbeitern soll 
zur Unterstützung in ihrem schon neun Wochen währenden 
schweren Kampf aus der Zentrahauptkasse ein Betrag von 
1 Million Mark, aus den Bezirks- und Lokalkassen pro Mitglied 
3 Mark — d.s. insgesamt weitere 1,4 Millionen Mark — vor- 
läufig überwiesen werden. 

Die oberschlesischen Unruhen wurden be- 
sprochen und nachstehende Resolution angenommen: 

„Die Generalversammlung vermisst auf das schmerzlichste die gewählten 
Delegierten der oberschlesischen Mitglieder, die durch den bewaffneten Auf- 
Tr polnisch-nationalistischer Korfanty-Banden am Erscheinen verhindert werden. 

Die Generalversammlung entbiefet den von roher Gewalt heimgesuchten 
oberschlesischen Mitgliedern und ihren Angehörigen die herzlichsten Grüsse, 
verbunden mit dem heissen Wunsch, dass die Besatzungsmächte die über- 
nommenen völkerrechtlichen Pflichten erfüllen und der polnisch-chauvinistischen 
Gewaltherrschaft mit allen Mitteln en'gegentreten, um Leben und Eigentum 


der bedrohten Bevölkerung zu schützen und wieder geordnete Zustände im 
Aufstandsgebiet herzustellen. 

Die deutsche Bergarbeiterschaft hat den Beweis erbracht, dass sie für die 
Verständigung der Völker ist, denn sie hat trotz grösster Unterernährung 
umfassende Üeberarbeit geleistet, so dass die Verpflichtungen . erfüllt werden 
konnten, die von der Reichsregierung durch das Kohlenabkommen von Spaa 
und seine Fortsetzung durch andere Vereinbarungen übernommen worden waren. 

Die Generalversamminng erklärt, dass die übernommenen finanziellen Lasten 

von Deutschland nur erfüllt werden können, wenn die wohlhabenden Volks- 
kreise zu den grössten Opfern herangezogen werden "und ihm das ober- 
schlesische Abstimmungsgebiet, dessen wahlberechtigte Bevölkerung sich .mit 
62 gegen 380%), für Deutschland entschied, zugesprochen wird. Würde das 
oberschlesische Industrierevier Polen zuerkannt, so wäre das nicht nur für 
Deutschland, sondern für die europäische Wirtschaft eine empfindliche Schädigung. 
Ohne die oberschlesischen Rohstoffquellen ist eine wahrhafte Erfüllung des 
Friedensvertrages und der sich aus ihm ergebenden Lasten unmöglich. 
Um dem Frieden der Welt und ihrem vollen Wiederaufbeu zu dienen und 
unter Flinweis auf das feierlichst verkündete Selbstbestimmungsrecht der Völker 
und das Ergebnis der oberschlesischen Volksabstimmung, bekundet die General- 
versammlung, dass, wenn nicht die Gewalt, sondern nur das Recht triumphieren 
soll, Oberschlesien ungeschmälert bei Deutschland belassen werden muss.“ 


Auf die Berichte über die Tarif- und Lohnbewegungen so- 
wie die Betriebsräte im Bergbau im einzelnen einzugehen, ist 
an dieser Stelle nicht möglich. Wer sich darüber informieren 
will, muss das Jahrbuch des Verbandes beziehen, welches 
sehr vieles und gutes Material enthält. Verschiedentlich wur- 
den hierbei über das Verhalten der Angestellten Klagen vorge- 
bracht, das in den einzelnen Revieren noch sehr viel an Ka- 
meradschaftlichkeit vermissen lasse. — Ein besonders infor- 
mierender Bericht wurde über das bergmännische 
Siedelungswesen erstattet. Es wurde u. a. angeführt, 
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dass Arbeiter und Angestellte das gleiche Recht auf menschen- 
würdige Wohnungen haben; auch dürfe auf keinen Fall Woh- 
nungs- und Arbeitsverhältnis miteinander verquickt werden. 
Die hierzu angenommene Resolution lautete folgendermassen: 

7 „Die im interesse der deutschen Volkswirtschaft zur Steigerung der 
Kohlenförderung vorgenommene Belegschaftsvermehrung hat in den Bezirken 
des Kohlenbergbaues eine besonders schwere Wohnungsnot entstehen lassen. 
Der Versuch, sie durch Errichtung von Wohnungen zu beseitigen, wobei zur 
Beschaffung des Baukapitals Zuschläge auf den Kohlenpreis gelegt werden nach 
den Bestimmungen des Reichsarbeitsministerss vom 21. Januar 1920, muss 
leider als misslungen angesehen werden. Die ungeheure Preissteigerung der 
Materialien und die vielfach unberechtigten Unternehmergewinne haben das 
Bauen allgemein so verteuert, dass nur ein kleiner Teil der geplanten Wohnungen 
erbaut werden konnte. Die Errichtung sozialer Baubetriebe, vor allem aber 
sozialer Baustofferzeugungsbetriebe, ist daher mit allen Mitteln zu unterstützen. 
Ausserdem tritt die Generalversammlung der Entschliessung bei, die die 
Verbände der Bauarbeiter und verwandten Berufe in Gemeinschaft mit dem 
Allremeinen Deutschen Gewerkschaftsbund im März an Reichsregierung und 
Reichstag gerichtet haben, und in der die Durchführung eines grösseren Wohnungs- 
bauprogramms gefordert wird. Die Mittel dazu sollen der Wertsteigerung ent- 
nommen werden, die die vorhandenen Gebäude infolge der Geldentwertung 
erfahren müssen. 

Durch die Bestimmungen des Reichsarbeitsministers vom 21. Januar 1920 
wird den Arbeitnehmern Mitwirkung bei der Errichtung der Bergmannswohnungen 
eingeräumt. Die Generalversammlung bezeichnet es deshalb als Pflicht der 
Verbandsfunktionäre, die als Mitglieder der Treuhandstelien oder als Mitglieder 
der zur Durchführung der Bauten gegründeten Siedlungsgeselischaften und 
-genossenschaften oder schliesslich als Mitglieder von Wohnungskormmissionen 
mit der Wohnungsfrage zu tun haben, darauf zu achten, dass die bisher 
gemachten Fehler vermieden werden, Als solche Fehler müssen bezeichnet 
werden: Anlage von Siedelungen unmittelbar am Schacht oder in unlösbarem 
Zusammenhange mit bestehenden Werkskolonien, Erbauung von Grossmiet- 
häusern. Als ideales Ziel muss erstrebt werden die Schaffung von Einfamilien- 
häusern, die je nach den Verhältnissen als Doppel- oder Reihenhäuser gebaut 
werden können, mit Gartenland, dessen Grösse eine wirtschaftliche Stütze für 
die Familie bedeutet. Um diesen Zielen nahezukemmen, ist es erforderlich, 
dass alle Mitglieder nach Kräften die Funktionäre unterstützen und der 
Wohnungsfrage regeres Interesse als bisher entgegenbringen. 

Die Zeit dieser gemeinschaftlichen Arbeit am Werke der Wohnungs- 
beschaffung muss von den Arbeitnehmern so benutzt werden, dass sie sich für 
die Zukunft schulen, um in Baugenossenschaften oder auf anderem Wege die 
Sorge für ihr Wohnungswesen selbst übernehmen zu können.“ 


Anschliessend an den Geschäftsbericht und die Aussprache 
sind die nachstehenden Resolutionen angenommen worden: 


Zur Lohnfrage im Kalibergbau: 

„Die Generalversammlung protestiert auf das entschiedenste gegen das 
empörende Verhalten der Unternehmer des Kalibergbaues, welche den vom 
Arbeitsministerium als verbindlich erklärten Schiedsspruch über die Lohnregelung 
ab 1. November 1920 der Arbeiter nicht anerkennen, sondern noch das ordent- 
liche Gericht anrufen, um ihn zu inhibieren. 

Trotzdem der Lohn der Kaliarbeiter stark zurückgeblieben ist und das 
Reichswirtschaftsministerium die Bewilligung der Kalipreiserhöhung von der 
Erfüllung der fraglichen Schiedssprüche abhängig gemacht hat, erfüllen die 
Herren Werksbesitzer diese Bedingung des Ministeriums nicht. Hingegen ist 
die Preiserhöhung ab 21. April bereits in Kraft gesetzt worden. 

Die Generalversammlung fordert die Reichsregierung auf, für sofortige 


strikte Befolgung ihrer Bedingung Sorge zu tragen, damit unabsehbare Folgen 
abgewendet werden.“ 


Zur Arbeitszeit: 

nDie Generalversammlung erklärt, dass der dem vorläufigen Reichswirtschafts- 
art zur Begutachtung unterbreitete Gesetzentwurf über die Regelung der 
Arbeitszeit im Stein- und Pechkohlenbergbau den berechtigten Forderungen 
der deutschen Bergarbeiterschaft nicht entspricht. Die Generalversammlung 
verlangt eine gesetzliche Regelung für alle Bergbaubetriebe, die folgende 
Forderungen erfüllt: 

In Bergwerksbetrieben beträgt die Schichtzeit unter Tage vom Betreten 
bis zum Verlassen des Förderkorbes bzw. des Stollenmundloches: 

a) bei einer Temperatur bis 26 Grad Celsius einschl. 7 Stunden, 
b) bei über 26 bis 32 Grad Celsius einschl. 6 Stunden, 

c) bei über 32 bis 36 Grad Celsius einschl, 5 Stunden, 

d) bei mehr als 36 Grad Celsius 4 Stunden. 

Zwischen dem Verfahren einer regelmässigen Schicht und einer Neben- 
schicht muss mindestens eine Ruhepause von 8 Stunden liegen. 

Sobald es die Verhältnisse gestatten, muss zur Einführung der Sechs- 
stundenschicht geschritten werden. 

Die Generalversammlung wendet sich scharf gegen die Bemühungen der 
Regierungen einzelner Länder, die Schaffung eines Gesetzes über die Schicht. 
zeit in Eerghaubsfeben zu verzögern und forde:t die Reichsregierung auf, 
den gesetzgebenden Körperschafteu baldigst einen Gesetzentwurf im Sinne 
unserer Forderungen vorzulegen.“ 
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Zur Jugendbewegung: 

„Die Generalversammlung ruft die jugendlichen Kameraden zur aktiven 
Teilnahme an den Jugendabteilungen und sonstigen Bildungseinrichtungen der 
Organisation auf. Sie wünscht, Vorstand und Bezirksleitungen mögen be- 
sonders befähigten jungen Verbandsmitgliedern weitgehende Ausbildungs- 
möglichkeiten verschaffen, damit ein Führer- und Funktionärnachwuchs gesichert 
ist und der Verband auch geistig der Zukunft gewachsen sein kann. 

Die Generalversammlung richtet die dringende Aufforderung an das Reichs- 
arbeitsministerium, endlich seine, der arbeitenden Jugend lang gegebene Zu- 
sicherung in Tat umzusetzen und dem Reichstag einen Entwurf zu einem 
Reichsiugendschutzgesetz vorzulegen, ‘der ausser genügenden andern Schutz- 
bestimmungen einen ausreichenden, mindestens zwei Wochen umfassenden 
Urlaub für alle jugendlichen Arbeiter vom ersten Arbeitsjahr an enthält. 

Solange dieses Gesetz noch nicht besteht, halten wir es für eine der 
notwendigsten und schönsten Aufgaben der in den Tarifkommissionen tätigen 
Genossen, den jugendlichen Bergleuten vom 14. Lebensjahr an bezahlten 
Urlaub zu sichern.“ 


Zu den Streiksim Waldenburg und Giessen: 

„Die Generalversammlung entbietet den im Kampf stehenden Kameraden 
des Waldenburger Reviers sowie den Kameraden der im Kampf. stehenden 
Grube Fernie (Bezirk Giessen) ihre Grüsse. Der Kampf der Bergarbeiter des 
Waldenburger Reviers sowie der Grube Fernie ist ein Kampf der Bergarbeiter 
Deutschlands. Die Generalversammlung spricht den im Kampf stehenden 
Kameraden vollste Sympathie und Unterstützung aus,“ 


Bei der Besprechung der Frage der Industrieorganisation, 
die für den Bergarbeiter-Verband besonders wichtig ist, weil 
eine ganze Reihe von Verbänden die im Bergbau tätigen Ange- 
hörigen anderer Berufsschichten organisieren, wurde wiederum 
dem Bielefelder Beschluss zugestimmt, nach dem für den 
Bergbau eine Industrieorganisation zu schaffen sei. An den 
A..D. G. B. soll herangetreten werden, damit dieser die Vor- 
bedingungen für die Schaffung in die Wege leitet. 

Ueber die Arbeitsgemeinschaften wurde ein Re- 
ierat erstattet, denn die Beteiligung an den Arbeitsgemein- 
schaften spielt ja in allen freien Gewerkschaften eine Rolle. 
Nachstehende Resolution wurde mit grosser Mehrheit ange- 
nommen: 

„Die Generalversammlung betrachtet die, Arbeitsgemeinschaften nach wie 
vor als ein geeignetes Mittel zur Vertretung der wirtschaftlichen Interessen der 
Berufsangehörigen. Unser Bestreben muss stets darauf gerichtet sein, die 
Arbeitsgemeinschaften zugunsten der Arbeitnehmer zu benutzen. Die Tätig- 
keit in diesen lässt uns auch die Zusammenhänge in der Volkswirtschaft klarer 
erkennen. Die Gewerkschaften sind ihnen beigetreten, um auch die gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter an der Führung der Wirtschaft zu beteiligen. 
Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, sind die Arbeitsgemeinschaften auch 
ein brauchbares Mittel im Kampf um die Eroberung der wirtschaftlichen Macht 
und für die Sozialisierung der Wirtschaft. Sie sind die konsequente Fort- 
führung der Tarifvertragspolitik der Gewerkschaften und haben die Anerkennung 
der vollen Gleichberechtigung der Arbeitnehmer mit den Unternehmern und 
d’e kollektive Regelung des Arbeitsrechts zum Ziele. Die Arbeitsgemeinschaften 
dienen diesem Zwecke überall dort, wo die Privatwirtschaft noch nicht durch 
eine sozialistische Wirtschaftsweise ersetzt ist. Die Generalversammlung hält 
die weitere Mitarbeit der Verbandsvertreter in den Arbeitsgemeinschaften 
mindestens so lange für erforderlich, bis durch Erfüllung des Artikels 165 der 
Reichsverfassung öffentlich-rechtliche Interessenvertretungen der Arbeitnehmer 
geschaffen sind.“ 


Ueber die Sozialisierung des Bergbaues refe- 
rierte der Reichstagsabgeordnete Husemann. Zu diesem 
Punkt sind drei Resolutionen angenommen worden, von denen 
sich die erste grundsätzlich mit_der Stellungnahme des Ver- 
bandes zu diesem Problem befasst, während sich die anderen 
beiden auf die Spezialgebiete von Kali und Eisen beziehen: 

„Die Generalversammlung' des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands 
nimmt Kenntnis von dem Beschluss der Konferenz des Vorstandes und der 
Bezirksleiter am 15. Januar d. ]J. zur Sozialisierungsfrage‘und erklärt sich 
mit ihm einverstanden. Der Beschluss lautet: 

„Die am 15. Januar und folgende Tage in Berlin tagende Konferenz des 
Vorstandes und der Bezirksleitungen des Verbandes der Bergarbeiter Deutsch- 
lands erklärt, dass sie an dem Beschluss der Generalversammlung in Bielefeld 
1919 über die Sozialisierung des Bergbaues und der gleichgerichteten Entschliessung 
des Internationalen Bergarbeiterkongresses festhält. 

Wir verstehen unter Sozialisierung die Uebertragung der Verfügungsgewalt 
über die Gewinnung und Verteilung der Bodenschätze auf eine durch die 
Reichsgesetzgebung berufene Vertretung des Volksganzen. 

Die in jüngster Zeit rapide fortgeschrittene privatkapitalistische mono- 
polistische Vertrustung der Bergbauindustrie bedroht die Interessen des 
Volksganzen im steigenden Masse. Der notwendige Schutz der öffentlichen 
Interessen gegen diese privatkapitalistisch-monopolistische Beherrschung unserer 
nn ohstoffindustrie ist der Hauptgrund für unsere Sozialisierungs- 
orderung. 

Die Sozialisierung ist keine spezielle „Bergarbeiterfrage“, sondern eine 
Volksangelegenheit. Die Unternehmervorschläge beabsichtigen keine!Sozialisierung, 
sondern eine ausserordentliche Unterstützung der Vertrustungsbestrebungen. 
Der Vorschlag, „Kleinaktien“ herauszugeben, will die krasse mammonistische 
Gewinnsucht noch verstärken. Der Bergarbeiterverband lehnt sie entschieden 
ab. Wir fordern von der Reichsregierung, dass sie die in Verfolg der am 
5. August und 22. September 1920 gegebenen Versprechen, einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der die tatsächliche RE des Bergbaues bezweckt, 
ohne Verzögerung einlöst.“ 

Ferner begrüsst die Generalversammlung den Beschluss des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes vom 19. und 20, Januar zur Frage der 
Sozialisierung der Kohlenwirtschaft; dieser Beschluss entspricht unserer Auf- 
fassung von der dringlichen volkswirtschaftlichen und staatspolitischen Not- 
wendigkeit der Ueberführung des Kohlenbergtaues aus der privatkapitalistischen 
in die gemeinwirtschaftliche Betriebsform. 
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Die Generalversammlung erwartet von der Reichsregierung, dass sie alsbald 
der systematischen Verschleppungspolitik der Sözialisierungsfeinde ein Ende 
macht und dem Reichstag ein Gesetz vorschlägt, durch welches den privaten 


' “Trustkapitalisten die Verfügung über unsere mineralischen Bodenschätze 


entzogen wird.“ 
„Das privatkapitalistische Wirtschaftssystem hat in der Kaliindustrie 


‚volkswirtschaftlich verheerend gewirkt. In verhältnismässig kurzer Zeit ist 


eine mit den günstigsten natürlichen Vorbedingungen ausgestattete Industrie fast 
völlig zugrunde gerichtet. In der leichtfertigsten Weise sind aus Spekulations- 
rücksichten überflüssige Neugründungen vorgenommen worden. Die Zahl der 


® Werke stieg von 15 im Jahre 1900 auf 201 im Jahre 1920. Die Durchschnitts- 


beteiligungsziffer des einzelnen Kaliwerkes am Absatz sank von 202 406 dz. 
Reinkali im, Jahre 1900 auf 45953 dz. Reinkali im Jahre 1920, 17 nicht mit 


“eingerechnete elsässische Kaliwerke bestreiten jetzt einen bedeutenden Prozent- 


satz des gesamten Weltabsatzes. Hinzu kommt, dass eine bedeutende Anzahl 


„Kaliwerke mit dem Abteufen von Schächten begonnen haben. 


Die Unternehmer haben seit dem Einsetzen der ungesunden Entwicklung 
durch eine, auf die geringe Ausnützung der Leistungsfähigkeit - zugeschnittene 
Preis- und die Arbeiter schwer schädigende Lohnpolitik ihre Gewinninteressen 
gewahrt. 

Diese Preispolitik hat die Absatzverhältnisse ungünstig beeinflusst. 
Besonders in der letzten Zeit machen sich die Folgen derselben in furchtbarer 
Weise für die Arbeiter bemerkbar. Fast die gesamte Belegschaft der Kali- 
industrie, etwa. 48000 Mann, muss 3 bis 4 Schichten in der Woche feiern, 
10000 Arbeiter sind in den letzten 5 Monaten entlassen. 

Neuerdings versuchen die Unternehmer durch willkürliche SEegungen 
von Kaliwerken eine höhere Verzinsung des unsinnig und planlos in der Kali- 
industrie angelegten Kapitals zu erzielen, ohne der im Gesetz vorgesehenen 
Entschädigungspflicht zu genügen. 

Diese, nach rein kapitalistischen Grundsätzen betriebene Wirtschaitspolitik 
muss endlich einer dem allgemeinen Volksinteresse dienenden Platz machen. 
Deshalb fordert die 23. Generalversammlung des Verbandes der Bergarbeiter 
Deutschlands die Reichsregierung und die gesetzgebenden Körperschaften auf, 
schnellstens einen Gesetzentwurf vorzulegen bzw. zu beschliessen, welcher die 
ernsthafte Inangriffnahme der Sozialisierung des Kali- und Steinsalzbergbaues 
und der unmittelbar mit diesem zusammenhängenden Nebenbetriebe vorsieht. 

Als dringend und durch Notgesetz sofort zu ergreifende Massnahmen 
fordert die Generalversammlung: 

1. Verbot des Weiterabteufens von Kalischächten mit Ausnahme der un- 

bedingt erforderlichen Polizeischächte ; 

2. Stillegung von Werken unter Zustimmung einer Zweidrittel-Mehrheit 

des Reichskalirates, wobei die Sicherstellung einer Entschädigung für 
beschäftigungslos werdende Arbeiter und Angestellte Bedingung ist; 

3. Einrichtung einer aus Arbeitern und Arbeitgebern paritätisch zusammen- 

gesetzten Aussenhandelsstelle beim Reictskalirat, welche;Richtlinien für 
Aussenhandel schafft und diesen überwacht; 

4. Ausnutzung der vollen Leistungsfähigkeit der rein staatlichen Werke 

durch entsprechende Erhöhung der Beteiligungsziffern.“ 


„Die in Giessen tagende Generalversammiung des Verbandes der Berg- 
arbeiter Deutschlands lenkt die Aufmerksamkeit der RUE RBERE auf die 
kritischen Zustände namentlich im siegen-nassauischen Eisenerzbergbau. , 

Obgleich Deutschland durch den Friedensvertrag von Versailies das 
lothringische Gebiet verlor, damit auch über 70 Prozent seiner inländischen 
Eisenerzgewinnung, und man daher bestimmt annehmen durfte, dass nun. die 
Deutschland verbliebenen Eisenerzgewinnungen selbst bej bedeutend ver- 
ringerter Roheisen- und Stahlerzeugung durch die Beteiligung an der Deckung 
des deutschen Erzbedarfs vollauf beschäftigt sein würden, sehen wir, dass 
unser Erzbergbau unter einer schweren Absatzkrise leidet. Die Belegschaften , 
müssen bis zu drei Feierschichten wöchentlich machen, trotzdem lagern hundert- 
tausende Tonnen Erze unverkauft auf den Zechenplätzen. Die grossen Hoch- 
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öfen- und Hüttenwerke verarbeiten in grösseren Massen Auslandserze, ohne 


die notwendige Rücksichtnahme auf den einheimischen Erzbergbau. Dasselbe 
ist auch der Fall im Bergbau auf Phosphorite und Bawit. 

Aus privatkapitalistischen Gründen wird der gemeinwirtschaftliche Gesichts- 
punkt, soweit wie nur eben möglich die Einfuhr einzuschränken und inländ’sches 
Material zu verarbeiten, ausser acht gelassen. Die Reichsregierung hat die 
Beachtung dieses Gesichtspunktes jüngst noch besonders betont mit Hinweis 
auf die Erfüllung der ausserordentlich schweren Ententeforderung. Die Brach- 
legung deutscher Rohstoffgewinnungen infolge einer volkswirtschaftlich nicht 


zu rechtfertigenden Verarbeitung ausländischer Rohstoffe beweist hinlänglich 7 


die Notwendigkeit einer planmässigen Verwertung der mineralischen Boden- 
schätze nach gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkten. 


Wir fordern die Reichsregierung auf, schleunigst Anordnungen ergehen zu 
lassen, durch welche die vorzugsweise Verarbeitung der Produkte unseres Erz, 


Phosphat- und Bauxitbergbaues in den deutschen Weiterverarbeitungsindustrien  ’ 
| 


sichergestellt wird.“ 


. Ueber das Versicherungswesen referierte Se- 


e] 
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kretär Wissmann, der im Verbande das Knappschaitswesen 


bearbeitet und einer der besten Kenner auf diesem Gebiete ist. 
Seine Ausführungen gipfelten in nachstehender Resolution: 


„Die Generalversammlung nimmt Kenntnis davon, dass die Entwürfe z E 
Reichsknappschaftsgesetz und Area Sessel. in Vorbereitung sin % 


eichsknappschaftsgesetz baldigst der 


Sie erwartet, dass der Entwurf zum 
gesetzgebenden Körperschaft vorgelegt wird und der Reichsknappschaftsverein 
ins Leben tritt. Be 

Sie weist dabei hin auf die Forderung, wonach auf Antrag bei 25jähriger 
Dienstzeit und einem Lebensalter von 50 Jahren ohne ärztliche Untersuchung 
die Knappschaftsrente gewährt werden soll. Diese Forderung muss im Reichs- 
knappschaftsverein ihre Verwirklichung finden. Sr 

ie fordert ferner von der Reichsregierung Ausbau der Sozialversicherung, 
und zwar dahingehend, dass in der Reichsversicherungsordnung vor allem fest« RR 
gelegt wird RN. 


A 


a, 


=“ 


a) in der Krankenversicherung: 
1. Einstellung des wirkiichen Arbeitsverdienstes als Grundiohn; BES, 
2. Zahlung des Krankengeldes vom ersten Tage ab, auch für Sonn- und 
Feiertage; 

3, obligatorische Einführung der Familienhilfe, Haus- und Krankenpflege; 
4, erweiterte Mutterschaftsfürsorge. 
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b) in der Unfallversicherung: 
1. Einbeziehnng der Berufskrankheiten und der Unfälle es täglichen Lebens 
unter die Unfallversicherung); 


2. bei der Berechnung der Unfallrente ist der volle Arbeitsverdienst in Ansatz 
zu bringen; 


3. Dauerrenten sind alle zwei oder vier Jahre dem veränderten Jahresverdienst 
gemäss abzuändern. 
€) bei der Invaliden- und Hinterbliebenen- 

versicherung: 

Erhöhung der Rentensätze der Neuzeit entsprechend; 

Wegfall der Krankenrente, d. h. Gewährung der Invalidenrente nach der 

26. Krankenwoche; 

. Ermässigung der Wartezeit für Altersrentner auf 1000 Wochen; 

Streichung der Absätze 2 und 3 des $ 1283, da deren Vorschriften das 

Wiederaufleben der verlorenen Anwartschaften erschweren; 

» tunlichste Beseitigung des An- und Aufrechnungssystems. 

Ferner ist zu erstreben erweiterte freie Aerztewahl, Verstaatlichung oder 
Kommunalisierung des Hebammenwesens. Auch muss darauf gedrungen 
werden, dass Krankenkassen das Recht bekommen, Apotheken einzurichten. 
Von der Reichsregierung ist zu versuchen, dass durch internationale Verein- 
barungen und Verträge die sozialpolitischen Einrichtungen aller Länder gleich- 
wertio und Gegenseitigkeitsverträge mit allen Ländern abgeschlossen werden.“ 


5 Die Generalversammlung befasste sich weiter mit einer Er - 
höhung der Beiträ ge. Man will für Kommendes ge- 


rüstet sein. Es wurde mit 93 gegen 28 Stimmen beschlossen, 
in Zukunit folgende Beiträge zu erheben: 


I. bei einem Durchschnittsiohn bis 12 M. 1,— M. pro Woche 
ll. 


nn ab wo 


” ”„ „» „über 12 Rente) „ 1,50 9 ”„ 

11. 2) ” ”„ „ 18 » 24 „ 2,— ” ”» ” 

IV, ” 7) ” ” 24 ” 30 ” 2,50 ” ” ” 
v. ” ” „ ”„ 30 ” 36 ” 3,— Er) » ”» 

VI. ” „ ” ” 36 » 42 ” 3,50 ” „ ”„ 

VI. m) ” ”» ” 42 EL) 48 „ 4,— ” „ ” 
vi. ” „ ” » 48 > 54 ” 4,50 ” ’ 


’ 
Bei weiterem Steigen der Durchschnittslöhne erhöhen sich die Beiträge 
für je 6M, Lohn um weitere 50 Pfg. Ermässigen sich die Durchschnittslöhne, 
so tritt für je 6 M. Lohnsenkung eine Beitragsermässigung von 50 Pfg. ein. 


Zum Schluss. erfolgten die Wahlen zu den verschiedenen 
Körperschaften. 

Der Verbandstag der Bergarbeiter fand in einer Ueber- 
gangszeit statt. Wie die Zukunft betrachtet wird, zeht schon 
aus der Erhöhung der Beiträge trotz eines grossen Vermögens 
von 40 Millionen Mark hervor. Man befürchet schwere Kämpfe, 
Die. Zukunft der Angestellten im Bergbau wird von dem Fr- 
gehen der Arbeiterschaft auf das weitestgehendste beeinflusst. 
Die Notwendigkeit, in kommenden Kämpfen zusammenzustehen 
und gemeinsam den Gefahren zu trotzen, trat angesichts dieser 
Tagung mit besonderer Schärfe hervor. 


m 
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Wirtschaftsfragen 


Aus dem Kalibergbau. Von unserer Gauverwaltung 
Hannover-Braunschweig geht uns nachstehender, die Verhält- 
nisse im Kalibergbau kennzeichnender Bericht zu: 

„In den letzten Wochen wurden wir wiederholt auf einzelne 
Schachtanlagen der Untergruppe Hannover des Kalibergbaues 
geruien, um zu beabsichtigten Stillegungen, Betriebseinschrän- 
kungen usw. Stellung zu nehmen. 

Aut „Desdemona“ in Godenau forderte die Verwaltung 
am 12. Mai 1921 die Entlassung von 50 Arbeitern, andernfalls 
müssten starke Feierschichtem eingelegt werden. In den Ver- 
handlungen erklärten sich die Arbeitnehmer bereit, 50 Mann ab- 
kehren zu lassen, nachdem man sich vorher vergewissert hatte, 
dass diese 50 Mann zunächst beim Bau einer Kreisstrasse für 
längere Zeit Beschäftigung finden würden. ‚Inzwischen ist dem- 
entsprechend verfahren worden, weitere Einschränkungen sind 
bisher noch nicht bekannt. 

Am 14. Mai 1921, nachmittags, wurden wir nach der Ge- 
werkschaft „Frisch Glück“ in Eime, Kreis Gronau, gerufen, 
dort hatte man acht Angestellten und drei Lehrlingen gekiün- 
digt mit der Motivierung notwendiger Betriebseinschränkungen, 
insbesondere Stillegung der Fabrik. Diese Fabrik ist mit er- 
heblichen Kosten erst im Februar d. J. fertiggestellt worden. 
Die Kündigung betraf nur Mitglieder des G. d. Ber, V, 
und Unorganisierte. Trotzdem hielten unsere Kollegen es für 











| dringend notwendig, dass auch wir eingrifien, da Weiterungen 


| 








nach diesem ersten Vorstoss nicht ausgeschlossen erschienen. 
Es wurde in der Betriebsversammlung beschlossen, den 
Demobilmachungskommissar, wie auch den Schlichtungsausschuss 
anzurufen. 
Sowohl „Desdemona“ wie „Frisch Glück“ sind Heidburger 
Werke. Anscheinend ist hier eine starke Konzentration im 


| Sinne der Vorschläge beabsichtigt, die vor längerer Zeit in der 


„Deutschen Bergwerks-Zeitung“ von seiten der Arbeitgeber 


veröffentlicht worden sind. 


Zu spät wurden wir leider zu einer anderen Schachtanlage 
gerufen, nämlich nach „Rössig-Barnten“ bei Sarstedt i. Hann., 
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dort war man Anfanz Mai an Arbeiter und Angestellte heran- 
getreten mit der Erklärung, dass die Fortführung des Betriebes 
wegen Mangel finanzieller Mittel unmöglich sei, dass man sich 
aber bemühen würde, bei der notwendigen Stillegung des 
Schachtes, alle Angestellte und Arbeiter. auf den benachbarten 
Konzernwerken unterzubringen. Es handelt sich hier um den 
Gumpelkonzern. 

Angesichts dieser Zusicherung, die dazu noch in sehr loser 
Form erfolgte, gaben sich alle Beteiligten mit der Stillegung 
der Schachtanlage zufrieden. Erst nachher stellte sich heraus, 
wie unvorsichtig hier gehandelt worden ist. Die Arbeiter zuB, 
wurden auf „Siegfried-Giessen“ nicht als Bergarbeter, son- 
dern als Fabrik- und Hofarbeiter mit geringerem Lohn und unan- 
genehmerer, teilweise ungewohnter Arbeit beschäftigt. Die Folge 
davon war, dass die meisten Arbeite? zum Kanalban abge- 
wandert sind. Letzterer bildet z. Zt. überhaupt eine starke An- 
ziehungskraft für viele Bergarbeiter. 

Bei den Angestellten ging es ähnlich, — Wir wurden in 
diesen Tagen dort hingerufen und erfuhren nun, dass man zwar 
die einzelnen Angestellten auf anderen Werken unterbringen 
will, dass man sich aber hierüber zu nichts verpflichtet. So 
kam es, dass z. B. der Maschinenmeister von Rössing-Barnten 
jetzt zum 1. Juli 1921 als Kesselmeister. nach Siegfried-Giessen 
gehen soll. Während er bis jetzt in der höchsten Tarifklasse 
war, kommt er jetzt in die niedrigste und hat ein Minder- 
einkommen von ca. 3000 M. Mit dem zurzeit stellvertretenden 
Betriebsführer, einem Bundeskollegen, ist es ähnlich, dieser soll 
als zweiter Steiger nach Levershausen. 

Gewerkschaft „Wilhelmshall“ Glücksburg in 
Gross-Ilsede hat vollkommen stillgelegt, die Arbeiter und An- 
gestellten sind schon seit einiger Zeit anderweitig untergebracht 
worden. Die bisher noch im Betrieb befindliche Fabrik wird 
jetzt ebenfalls ausser Betrieb gesetzt. In diesem Falle hatte 
unser Kollege A. übrigens Ansprüche: auf Grund des Kalibewirt- 
schaftungszesetzes erhoben, wobei nach Quotenübertraguneen 
den dadurch stellenlos werdenden Arbeitern und Angestellten 
auf sechs Monate das Gehalt weiterzuzahlen ist... Man hat auf 
Grund dieser Ansprüche den Kollegen A. nicht zum 1. Juli ent- 
lassen, sondern beschäftigt ihn nunmehr noch bis zum 31. De- 
zember d. J. 

Auf Hohenfelsb. Sehnde sind z. Zt. zwei Feierschichten 
pro Woche eingelegt worden. Auch hier wandern die Arbeiter 
stark ab nach dem Kanalbaır. 

Weitere Berichte über die Krise in der Kaliindustrie wer- 
den Ihnen demnächst zugehen. Wir bemerken aber heute Schon, 
dass die grösseren Konzerne ganz sicherlich nach den bisherigen 
Anzeichen die Konzentration innerhalb ihrer Gruppen so durch- 
führen, wie das s. Zt. in der „Deutschen Bergwerkszeitung“ an- 
gedeutet worden ist.“ 


Neue Kohlenpreise. Der „Deutsche Reichsanzeiger“ vom 
31. Mai veröffentlicht nachfolgende Bekanntmachung über die 
Aenderung der Verkaufspreise von Brennstofien: 

1. Aenderung von Verkaufspreisen für Steinkohlenbriketts. 


Ab 1. Juni 1921 gelten für Steinkohlenbriketts folgende Verkaufspreise je 
Tonne einschliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer: 


Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat: 


Steinkohlenbriketts I. Klasse . ea 349,10-M: 
x en 347,80 „ 
E Il. = a Bra ati er 345.606 
U. Sächsisches Steinkohlensyndikat: 

Steinkohlenbriketts O. Förster . . . . 488,70 M. 
R ab Zeche Morgenstern 488,70 „ 


Die in den Bekanntmachungen vom 28. April 1920 fRe'ch:anzeiger Nr. 91) 
und vom 29. September 1920 (Reichsanzeiger Nr. 222) enthilt:nen a Igemeinen 
und Sonderbestimmungen gelten auch für diese Brennstoffverkaufspreise. 

2. Brennstoffverkauf ab oberrheinischen Umschlagplätzen. 

I. Die in den Bekanntmachungen vom 12. April 1921 (Reichsanzeiger 
Nr. 86) und vom 30. April 1921 (Reichsanzeiger Nr. 102) für den Verkauf 
von Brennstoffen aus dem Bezirk des Rheinisch- Westfälischen Kohlensyndikats 
ab oberrheinischen Umschlagplätzen für März, April und Mai 1921 zugelassenen 

Kleinwasserzuschläge 
dürfen ab 1. Juni 1921 nicht mehr erhoben werden. 

I. In den unterm 5. April 1921 (Reichsanzeiger Nr. 80) bekannt- 
gegebenen Zuschlägen für den Verkauf von Braunkohlenbriketts des 
Rheinischen Braunkohlensyndikats_ frei Eisenbahnwagen ab ober- 
rheinischen Umschlagplätzen tritt ab 1. Juni 1921 unter b 3 folgende 
Aenderung ein: 

Frankfurt a. M.-Offenbach . . . . 99,— M. 


Aussenhandel Deutschlands mit Kohlen. Nach den Auf- 
zeichnungen des Reichskohlenkommissars sigd 1920 nur etwas 
über 330000 Tonnen Steinkohlen in Deutschland eingeführt 
worden. Davon kamen 258906 t aus Amerika, 27757 t aus 
der Tschechoslowakei, 26 542 t von der Saar, 12877 t aus Eng- 
land, 2944 t aus Belgien. 1913 wurden 16 Millionen Tonnen, 
davon über 9 Millionen aus England, eingeführt. An Braun- 
kohlen empfing Deutschland 1920 über 2,35 Millionen Tonnen 
aus der Tschechoslowakei. Die Ausfuhr deutscher Kohlen ge- 
staltete sich 1920 wie folgt (in Tonnen); 
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Steinkohlen Koks Braunkohlen-Briketts 

Ententeländer . 8486 214 4 344 024 1 225 653 
Dänemark . «93465 1 590 _ 
Schweden. « « —_ — 390 
Litauen . o « 6 853 _ _— 
Holland « . « 1061195 240 323 69 214 
Schweiz . . « 51 728 172 72 457 
Uebrige Länder. 20 193 129 300 29 850 

Zusammen 9719648 4715409 1 395 564 


Die Liste ist nicht vollständig. Es fehlt u.a. darin die Aus- 
fuhr nach Deutschösterreich und Ungarn. Die Aufstellung 
macht aber schon erkennbar, dass die deutsche Kohlenausfuhr 
zu über 85 Prozent in die Ententestaaten Frankreich, Belgien 
und Italien ging. Dazu verpflichtet uns der Versailler Vertrag 
bzw. das Spa-Abkommen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Taritvertrag Forst. Nachdem die Verhandlungen über den 
Neuabschluss der Gehaltstafel zum Tarifvertrag für die Ange- 
stellten des Forster Braunkohlenreviers bereits am 17. Fe- 
bruar infolge des mangelnden Entgegenkommens der Arbeit- 
geber gescheitert waren, fand endlich am 8. Juni die Sitzung 
des vom Reichsarbeitsministerium eingesetzten Schiedsgerichtes 
in Cottbus statt. Strittig waren folgende Punkte: 

1. Gleichsteiung der Angestelltengruppe 4 der Genaitstafel des Forster 
Tarifs mit der gleichen Gruppe des Senftenberger Tarifs, d. h. Erhöhung der 
Zulage dieser Gruppe um 300 M. (von 900 M. auf 1200 M.) ab 1. Juni 1920. 

3. Gewährung einer Weihnachtsgratifikation in Höhe eines Monatsgehaites 
laut $ 4cl des ersten und $ 12 des jetzigen Forster Vertrages. 

3. Zahlung einer Abgeltung in Höhe eines Monatsgehaltes für die den 
Angestellten in den Monaten November und Dezember entgangene Gehalts- 
erhöhung gegenüber den Angestellten des Senftenberger Reviers. 

4, Feststellung der den Angesteliten des Forster Keviers zu zahlenden Ge 
haltserhöhung ab 1. Januar 1921. (Seitens der Angestelltenorganisationen war 
beantragt, gegenüber den Gehaltssätzen des Senftenberger Reviers für das 
f'orster Revier e.ne Differenz von i0V M. jährlich eintreten zu lassen.) 

Bereits am 17. Februar waren die Arbeitgeber bereit, zu 
en Punkten 1 und 3 Zugeständnisse zu machen, wenn dıe An- 
zestellten sich bereit gefunden hätten, die Gehaltssätze des 
Forster Reviers gegenüber denen des Senftenberger Reviers 
um 10 Prozent zu ermässigen. Es ist wohl selbstverständlich, 
dass die Angestellten darauf nicht eingehen konnten, denn wenn 
auch die Arbeitgeber die Notlage ihrer Werke als Begründung 
für diese Differenzierung ins Feld führen, so ist u. E. damit der 
Beweis nicht erbracht, dass die Arbeitskraft der Angestellten 
im Forster Revier 10 Prozent weniger Wert hat, als die der 
Angestellten im Senftenberger Revier. Auch dürfte die Not- 
lage der Werke um so weniger eine Rolle spielen, als dieser 
bereits dadurch Rechnung getragen ist, dass das Reichswirt- 
schaftsministerium die Kohlenpreise der Randreviere um 12% 
Prozent (Frankfurt a. O. sogar 25 Prozent) höher festgesetzt 
hat, als die der Niederlausitz. Wenn nun trotzdem eine Diffe- 
renzierung der Gehaltssätze durch Schiedsspruch um 5 Prozent 
stattfand, so ist das lediglich eine Folge des Standpunktes des 
Reichsarbeitsministeriums, das sich bereits bei der Lohniest- 
setzung für die Arbeiter auf eine derartige Differenzjerung test- 
gelegt hatte. Eigenartig erscheint der Standpunkt des Schieds- 
gerichtes hinsichtlich der Auslegung des 8 12 des z. Zt. gültigen 
Manteltarifes. Während im ersten Forster Tarif die Verpflich- 
tung zur Zahlung einer Weihnachtsgratifikation ausdrücklich fest- 
gelegt war, hat man sich bei der Neuformulierung des Mantel- 
tarifis darauf beschränkt, zu sagen, „dass bestehende 
bessere Finkommens- und Anstellungsbedin- 
eungen eine Verschlechterung nicht eriahren 
dürfen“! Das schliesst unseres Erachtens die Verpflichtung 
zur Zahlung der Gratifikation in sich, da diese doch ohne wei- 
teres als „bessere Einkommensbedingung“ anzusehen ist. Es 
bleibt also festzustellen, inwieweit unser Standpunkt richtig 
und der Arbeitgeber zur Zahlung einer Gratifikation auf Grund 
des Tarifvertrages verpflichtet ist. 

Der Schiedsspruch hatte folgenden Wortlaut: 

1. Mit Wirkung vom 1. Juni 1920 ab sind die festgelegten Gehälter der 
Gruppe 4 der technischen Angestellten um 300 M. jährlich zu erhöhen. 

2. Den Angestellten des Forster Braunkohlenreviers werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1921 ab die Gehaltssätze des Niederlausitzer Tarifvertrages ab- 
züglich 5 Prozent bezahlt. Das Kindergeld, Hausstandsgeld und die Ueber- 
stundenpauschale ebenfalls vom 1. Januar ab auf die Sätze des Niederlausitzer 
Gehaltstarifs erhöht. 

3. Als Abgeltung für die Monate November und Dezember 1920 erhalten 
die Angestellten Gehaltserhöhung und wirtschaftliche Beihilfen in dem Aus- 
masse des den Bergarbeitern vom 1. November 1920 ab bewilligten Lohn- 
und Kindergelds sowie Hausstandsgelderhöhung. 

4. Der Wortlaut des $ 12 Ri zurzeit bestehenden Manteltarifs vom 
27. März 1920 lässt es zweifelhaft erscheinen, ob den Angestellten eine Grati- 
fikation von einem Monatsgehalt nach Massgabe des $ 4cl des Tarifvertrages 
vom 6. Juni 1919 zusteht; der Schlichtungsausschuss lehnt es daher ab, hier- 
über eine Entscheidung zu treffen. 


Aus anderen Verbänden 


Und wieder einmal der Reichsverband. Von dem Reichs- 
verband der Bergbauangestellten hört man die verschiedensten 








Dinge. Eine in Gemeinschaft mit dem Verband der oberen Berg- 
bauangestellten verfasste Denkschrift zur Regelung des Knapp- 
schaftswesens übersandte er an die Betriebsführer der Schacht- 
anlagen im Ruhrrevier mit der Bitte, allen Angestellten vom 
Inhalt Kenntnis zu geben. In der Denkschrift wird die Auf- 
bringung eines Teils der Mittel durch die Allgemeinheit ver- 
langt. -Ein schöner Plan! Bloss wie ist dafür eine Mehrheit 
im Reichstag zu finden? Weiter hört man. dass führende 
Leute des Reichsverbandes dem Ziele zustreben, eine Sektion 
des Bergarbeiterverbandes zu werden. Eine dahingehende An- 
frage ist in Zwickau gestellt worden. 

Jeder klar denkende Grubenbeamte sollte es sich nur genau 
überlegen, wohin in den gegenwärtigen schweren Zeiten die 
Hü- und Hottpolitik einer Organisation führen muss, die sich 
zu gleicher Zeit bei den Vorgesetzten und den Untergebenen 
anzubiedern sucht. 


Bekanntmachungen 


Arbeitskammerwahl im Ruhrgebiet. Am 2. August d. J. 
sollen die Neuwahlen für die Arbeitskammer des Ruhrgebieis 
stattfinden. Ueber die bisherige Tätigkeit der Arbeitskammer 
werden wir noch näher berichten. Es handelt sich jetzt zu- 
nächst darum, dass die inzwischen auf den Schachtanlagen aus- 
gchängten Wahlausschreiben genau beachtet und befolgt werden, 
damit keine Wahlbeanstandungen vorkommen. Wir weisen des- 
halb auch an dieser Stelle noch besonders auf einige wichtige 
Punkte hin: 

Wahlberechtigt sind nach Vollendung des 20. Le- 
bensjahres Männer und Frauen, die im Bezirk der Arbeits- 
kammer, also im Ruhrkohlenbergbau, tätig sind und die bürger- 
lichen Ehrenrechte besitzen. ’ 

Ueberzeuge sich jeder Wahlberechtigte, ob sein Name in 
die Wählerliste eingetragen ist. 

Wählbar sind dieienigen Wahlberechtigten, die seit min- 
destens einem Jahre als Angestellte in demjenigen Zweige des 
Bergbaues tätig sind, für welche die Arbeitskammer errichtet 
ist, sowie ausserdem: 

1. solche Personen, die mindestens drei Jahre hindurch als 
Angestellte in den Zweigen des Bergbaues tätig gewesen 
sind, für welche die Arbeitskammer errichtet ist und seit 
mindestens 1 Jahre im Bezirke der Kammer wohnen, 

2. solche Personen, Idie mindestens seit 1 Jahre als Vor- 
standsmitglieder oder Angestellte beruflicher Vereine der 
Angestellten des Bergbaues tätig sind und im Bezirke der 
Kammer wohnen. 


Die Aufstellung und Einreichung der Wahl- 
vorschlagslisten erfolgt seitens der AfA-Verbände durch 
die ordnungsgemäss einberufene Revierkonierenz. 

Es ist Pflicht iedes Wahlberechtigten, am Wahltage sein 
Stimmrecht auszuüben. Vor allem machen wir darauf aufmerk- 
sam, dass nach $ 16, Absatz 3 der Wahlordnung auch die in 
Urlaub, in Heilstätten und dergl. befindlichen 
Kollegen ihr Wahlrecht ausüben können. Sie können ihre 
Stimmzettel brieflich dem Vorsitzenden des Wahlvor- 
standes der Schachtanlage, der sie angehören, in verschlossenem 
Umschlage unter Beifügung eines ihre Person kennzeichnenden 
Anschreibens übersenden. Der Stimmzettel ist in diesem Falle 


in den für die Wahl vorgesehenen Umschlag zu stecken. Dieser 
verschlossene Stimmzettelumschlag sowie ein die Person kenn- 


zeichnendes Anschreiben müssen in einem zweiten Briefum- 
schlag per Einschreiben am den Vorsitzenden des Wahlvor- 
standes der Schachtanlage geschickt werden. 


Im übrigen verweisen wir auf die Verordnung über Errich- 
tung von Arbeitskammern im Bergbau vom 8. Februar 1919, die” 
vom Verlag Hermann Bellmann, Dortmund, Weiherstr. 8, zum 


Preise von 3 M. je Stück zu beziehen ist und empfehlen den 
Kollegen, sich diese Verordnung zu beschaffen. 


Bücherschau 


Jahrbuch der Bergarbeiter. Der Deutsche Bergarbeiterverband, über N 
dessen diesjährigen Verbandstag wir bereits im vorhergehenden berichteten, J 
hat in einem 536 Seiten starken Band, seinen Jahresbericht für 1920 nieder- 


gelegt. Das Werk enthält ausserordentlich wertvolles Material, das von jedem 
Gewerkschafter beachtet werden muss. 
Krise im Erzbergbau, insbesondere die Verhältnisse im Minetterevier. Einen 


seen Raum nehmen die Besprechungen der Arbeitsgemeinschaften ein, die 
ereits in der letzten Zeit sehr umstritten worden sind. Aber auch hier finden 
wir den Standpunkt vertreten, dass es unklug sei, jetzt aus der Arbeitsgemein-" 

2 Wirtschaftslebens herbeiführen 
würde. Im breiten Rahmen werden weiter die Tarife und das Ueberschichten- 
Ferner finden wir statistischss Material aus dem Ver- 


schaft auszutreten, da dies eine Schädigung 


abkommen besprochen. 
band selbst. s 

Sehr interessant erscheint uns der Abschnitt, der sich mit den internatio- 
nalen Beziehungen und der sozialen Gesetzgebung, insbesondere mit -der 
Sozialisierung beschäftigt. Wir können allen Kollegen, die sich ernsthaft mit 


der Gewerkschaftsarbeit befassen, dieses, wenn auch umfangreiche, so doch 


interessante Buch empfehlen. Dasselbe ist durch unseren ndustriebeamten- 


verlag zu beziehen. 
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Rückblick und’Ausblick 


Wer Gelegenheit hat, mit Bundesmitgliedern aus den ver- 
schiedensten Revieren menschlich und gewerkschaftlich zu- 
sammenzukommen, findet dort überall Kameraden. die durch die 
gleiche Tätigkeit in ihrem Denken und Fühlen wesensverwandt 
geworden sind. Trotzdem sind überall die Menschen noch ver- 
schieden. Der Stammescharakter lässt sich nicht verleugnen. 
Auch andere Umstände beeinflussen das Verhalten gegenüber 
den im Reiche ziemlich gleichen Ansprüchen des beruflichen und 
privaten Lebens. So ist z.B. auf die Grubenbeamten von be- 
sonderem Einfluss die mehr oder minder grosse Zusammen- 
ballung der Bergwerke im Revier, die Entfernung von Schacht 
zu Schacht, die Grösse der Belegschaften, ihre Zusammen- 
setzung aus Zugewanderten oder Einheimischen, aus ange- 
siedelten oder landiremden Arbeitern; das Alter des Werks und 
die Art des Beamtennachwuchses spielen eine Rolle. Weiter 
ist nicht zu vergessen, dass bei den technisch gebildeten Be- 
amten die gleiche Bergschule sich bis ins späte Lebensalter 
nein nicht verleugnen lässt. Wer es versteht, die Augen zum 
Sehen und die Ohren zum Hören zu gebrauchen, stösst ständig 
auf die gleichen Menschen in den verschiedenen Revieren. 


Es soll nun nicht der Zweck dieser Zeilen sein, dieses an- 
regende Thema weiterzuspinnen. Aber da sich gegenwärtig in 
sämtlichen Bergbaurevieren des gesamten Deutschen Reiches 
die gleichen Bedenken und unklaren Befürchtungen über unsere 
gewerkschaftliche Zukunft zeigen, die sich nur aus dieser at- 
fangs geschilderten, durch den gleichen Beruf bedingten gleich- 
gerichteten Denkungsart der Bergbauangestellten erklären 
lassen, ist diese Einleitung gewählt worden. Sie soll jedem 
Kollegen in jedem Bezirk zeigen, dass sein Revier im allge- 
meinen und er selbst im besonderen von dem Inhalt der fol- 
genden Ausführungen berührt wird. 


Nachdem nach der Revolution der Andrang zu unserem 
Bund in den Bergbaurevieren mit frühlingsfrischer Sieghatftig- 
keit erfolgt war, zeigt: sich jetzt anscheinend eine gewisse Or- 
ganisationsmüdigkeit. Die noch mit anerkennenswertem Eifer 
beseeiten Kollegen oder ‘jene, die aus anerzogenem Pilichtbe- 
wusstsein die Geschäfte führen, zweifeln mitunter, ob unter der 
srossen Masse der Bergbauangestellten der Gewerkschafts- 
gedanke genügend Wurzeln geschlagen hat, um gesund die kom- 
menden Zeiten zu überstehen. Dabei liegt gerade für uns keine 
Veranlassung vor, pessimistisch in die Zukunft zu schauen. Was 
von Mitgliederflucht gesagt wird; ist unwahr. Uhserer Mit- 
gliedschaft fehlt heute noch zum grossen Teil das Verständnis 
für die gerechte Bewertung von Austritten. Sie muss sich erst 
daran gewöhnen, die gesamten Ein- und Austritte und die 
Grösse des gesunden Kerns der Mitgliedschaft ins richtige Ver- 
hältnis zu setzen. Wenn z.B. in einem Orte des Ruhrreviers 
ein paar Mann aus der Organisation ausgetreten sind, wird die 
gleiche Nachricht von jedem Funktionär im ganzen grossen 
Revier als ein Schlag für die Organisation empfunden, der weit, 
weit überschätzt wird. 


Der Pessimismus ist jedoch auch aus anderen Gründen 
nicht berechtigt. Deutschlands innere Entwicklung zwingt mit 
unerbittlicher Gewalt einen jeden Angestellten, Stellung 
zu nehmen. In der Zukunft wird es im Organisationsleben 
nur ein Rechts und ein Links geben. Ein Teil der Angestellten 
wird sich wieder als gelbe Schutztruppe auf die Seite der 
Unternehmer schlagen, der andere Teil gehört geistig zur frei- 
gewerkschaftlichen Bewegung. Da unsere Organisation über 
die zielsichere Klarheit und einen freien Rücken verfügt, ist 
sie für die übergrosse Zahl der Angestellten das Gegebene. Der 
G.d.A., der Gedag, der R.d.B. und wie sie sonst alle heissen, 


‚ werden in den kommenden schweren Kämpfen entweder zer- 


trieben, oder aber sie müssen sich rechts oder links in die Reihe 
stellen. In schweren Zeiten bedeutet Unklarheit, wie sie vor 


“allem im G.d. A. und R.d.B. zu finden ist, zur Schwäche ver- 
urteilt sein oder Untergang. 
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Welche Kämpfe uns in Zukunft drohen, kann jeder Den- 
kende aus den Zeitverhältnissen selbst folgern. Es sei nur an 
den englischen Bergarbeiterstreik und an die sonstigen Vor- 
gänge auf dem Kohlenmarkt erinnert. Den Arbeitgebern er- 
scheint jetzt die Zeit gekommen, geren die gewerkschaftlichen 
Errungenschaften bezüglich Arbeitszeit und Lohnhöhe Sturm 
zu laufen. Kennzeichnend für die drohenden Gefahren ist ein 
Artikel des Geheimen Justizrates Prof. Dr. Riesser, M.d. R,, 
erschienen in einer der letzten Nummern des „Bankarchivs“, in 
dem.er seinen ablehnenden Standpunkt zu dem Ultimatum der 
Entente begründet. Abgesehen von anderen Gründen führt er 
zum Schluss seiner Darlegungen folzendes aus: 

„Man muss ferner erwägen, dass die furchtaren Lasten des Ultimatums 
nicht ohne schwerste Eingriffe in die jetzigen sozialpolitischen und wirtschaft- 
lichen Grundlagen unserer Wirtschaft denkbar And so dass u. a. nicht nur 
eine Reihe tiefgehender neuer Steuern, sondern auch eine Reihe von Gesetzen 
mit Sicherheit zu erwarten ist, welche die Verlängerung der Arbeits- 
zeit, die Durchbrechung des Achtstundentages, die 
Herabsetzung der Löhne, den Ausschluss jeder Luxuseinfuhr usw, 


zum Gegenstand haben und uns dadurch vor neue schwere soziale 
innere Kämpfe stellen werden.“ 


Es soll nur diese eine Stimme wiedergegeben werden. Aber 
überall in den Unternehmerzeitungen versucht man jetzt, mit 
den drohenden Abgaben an unsere Gegner die Begründung für 
die notwendige Verschlechterung der Lebenshaltung zu geben. 


. Damit werden sich aber die Arbeitnehmer nicht einverstanden 


erklären. Auch unter den Bergwerksangestellten werden sich 
genügend Kameraden finden, die nicht mehr kampflos sich ihr 
Arbeitsverhältnis verschlechtern lassen wollen. Zum Kampf ist 
aber nur eine Organisation befähigt, deren Mitglieder Kämpfer 
sind, Kämpfer sein wollen. Vom G.d. A. wollen wir schweigen, 
Diese alte Unterstützungseinrichtung kommt ernsthaft nicht in 
Betracht. Vom R. d. B. ist anzunehmen, dass er inzwischen 
seinen Anschluss ans Unternehmerlager so offen vollzogen hat, 
dass er offen unter gelber Flagge kämpft, Dass er ehrlich 
bemüht ist, sich ein gelbes Banner zu verdienen, zeigt folgende 
Danksagung, die an eines seiner Mitglieder gerichtet ist und 


die uns zuging: „Schedewitz, den 20. 12. 20. 
An den Vorsitzenden des Angestelltenrates .. . 

Den Herren Beamten und Angestellten des Vertrauen-Schachts 
spreche ich für ihr tatkräftiges und aufopferungsvolles Verhalten anlässlich des 
Streikes meine vollste Anerkennung aus. Dadurch, dass Sie sich in selbstloser 
Weise für die Kohlengewinnung eingesetzt haben, ist zum nicht geringen Teil 
der Verein vor noch schwererem Schaden, als ihm der Streik zugefügt hat, 
bewahrt geblieben. gez. Jobst.“ 


Das Urteil über einen Verband, der solche Schreiben erhält, 
in dessen Verbandsorgan die Unternehmer ganze Seiten Inse- 
rate erscheinen lassen, katın sich jeder selbst bilden. In den 
kommenden Kämpfen wird seine Bundesbrüderschaft mit dem 
Verband der oberen Bergbeamten im Ruhrrevier ihn ganz 
offen ins Unternehmerlager führen. In einzelnen Fragen ar- 
beiten sie ja schon heute Hand in Hand. 

Der Pessimismus führender Kollegen wird des öfteren auch 
damit begründet, dass viele der Mitglieder zum Teil die frühe- 
ren Dienstverhältnisse der Grubenbeamten durch eigene Erfah- 
rung nicht kennengelernt haben und ein grosser Teil der anderen 
die früheren Zustände bereits wieder vergessen haben- Mehrfach 
ist von ihnen der Wunsch ausgedrückt worden, man solle an diese 
früheren Zustände wieder "erinnern, damit sich alle Kollegen 
wieder einmal ein Bild davon machen können, wie es früher 
gewesen und wie es heute ist. Nun ist genau vor 7 Jahren 
im Organ des Steigerverbandes: „Der Technische Gruben- 
beamte“ ein Artikel über die Behandlung der Steiger erschienen, 
der zeigt, wie es früher gewesen ist. Es werden zwar in ihm 
die Verhältnisse im Ruhrrevier erwähnt, aber trotzdem haben 
auch die Grubenbeamten anderer Reviere alle Veranlassung. 
sich einmal diese Zustände klarzumachen. Nur wenn sie sich 
gegenüber dem Unternehmertum eine freie Stellung zu sichern 
verstehen, werden sie es fertigbringen, sich in den Zeiten kom- 
mender wirtschaftlicher Not vor ähnlicher Behandlung wie im 
Ruhrrevier zu schützen. 
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Fhe der Artikel erschien, war vorher an die Grubenbeamten 
des Reviers ein Anfruf geschickt worden, Von dem Erfolge 
dieses Aufrufes sollte das Fortbestehen des Steizer-Verbandes 
abhängen, denn Schreiber dieses war es leid, einen Kampf 
weiterzuführen, bei dem die eigenen Kollegen verschiedentlich 
sich in schofelster Weise als Unternehmersöldlinge betätigten 
und den Verband'schädigten. 

Der Artikel hatte die Ueberschriit „Die Behandlung der 
Steiger“ und folgenden Wortlaut: 

„Als wir vor. genau einem Monat den Aufruf an etwa 
2000 Grubenbeamten schickten, sprachen wir drei Bitten aus. 
Die eine war: Die Fragebogen auszufüllen; die zweite: Dem 
Verbande beizutreten oder die Zeitung zu bestellen; die dritte 
aber war: Geld einzusenden, um einen Kampfionds zu schaffen. 

Wir haben uns von Anfang an keine Hofinung gemacht, dass 
dieser Aufruf einen Erfolg 'erzielen wird, denn im Laufe der 


“ Jahre haben wir genugsam erfahren, wie die Grubenbeamten auf 


ein solches Anschreiben reagieren. Wir wissen aber auch, 
warum die Grubenbeamten nicht antworten. Und das muss 
erst klargestellt werden, weil nur aus der Kenntnis dieser Tat- 
sache heraus der doch erzielte Wert des Erfolges des An- 
schreibens beurteilt werden kann. 

Den Grubenbeamten geht es” zum grössten Teil schlecht. 
Sie leiden nicht unter der Not der Armen. Die allermeisten 
brauchen nicht in jener Angst zu leben, die in anderen: Be- 
rufen entsteht, wenn das Pfund Fleisch um 10 Pig. aufschlägt, 
oder die Miete um ein ‚paar Mark gesteigert wird, oder ein 
Kind kommt oder aus der Schule geht. Jene Sorgen ums tägliche 
Brot, wo Mann und Frau mit jedem Pfennig rechnen und: jede 
Ausgabe dreimal überlegen mögen, jede unnütze Ausgabe 'aber 
Zank und Streit hervorruft, jene Sorgen fehlen. Man kann von 
unserem: Grosskapital nır ganz wenig Gutes sagen, aber klein- 
lich sind sie. nicht, wenn. sie die Durchschnittsbezahlung ihrer 
Beamten festsetzen. Dass an Einzelheiten so manches zu 
wünschen übrig bleibt, ändert daran wenig. Die Frage ums 
Brot ist für den Grubenbeamten, solange er im Dienst ist, kein 
aufpeitschendes Moment. 

Der Steigerstand leidet unter moralischen Stockprügeln. 
Jene Forderungen, die heute unter dem Schlagworte „Freiheit 
der: Persönlichkeit“ in immer weitere Kreise dringen und die 
das Ideal in der gewerkschaitlichen und politischen Bewegung 
der Angestellten und Arbeiter verkörpern und die als eine Not 
der Zeit, als eine Folge des Kapitalismus geschildert werden, 
bekämpft das Grosskapital auf das allerentschiedenste bei den 
Steigern. Man kann .angesichts der heutigen Zustände im 
Steigerberuf auch nicht sagen, die Unterdrückung der Persön- 
lichkeit sei: eine ungeahnte ‘Folge der Kapitalskonzentration. 
Nein!  Absichtlich und systematisch gehen die Führer der 
Unternehmer darauf aus, geistige Sklaven heranzuziehen, die 
ohne jegliches eigenes Nachdenken willenlos gehorchen. 


So rühmen die Grubenbesitzer ihre Selbstlosigkeit und 
sagen: „Jeder Arbeiter hat im Bergbau die Möglichkeit, bis zu 
den höchsten Stellen aufzusteigen. Die Ausbildung kostet nichts. 
Wir bezahlen alles!“ Das stimmt! Nur das eine darf 'nicht 
vergessen werden, dass jeder, der Sich zur Bergschule meldet, 
auf Herz und Nieren geprüft wird, ob er gewerkschaitlich 
organisiert ist, ob er Verwandte hat, die etwa in der Gewerk- 
schaft oder in einer den’ Grubenbesitzern nicht zusagenden 
politischen Partei eine Rolle spielen. Wer aus solchen Kreisen 
stammt, wird nicht aufgenommen. Es kann einer eher Monate 
und Jahre Gefängnis oder gar Zuchthaus  verbüsst haben; das 
ist kein Hinderungsgrund — macht man doch sogar solche 
Leute ohne Schulbesuch zu Beamten —, aber wer freiere An- 
sichten haben könnte, wird ausgeschaltet. 

Infolge der schlechten Berufsverhältnisse meldet sich auch 
fast gar kein Ersatz aus besseren Kreisen. Der Prozentsatz 
dieser Leute ist ganz minimal, und fast alle dieser wenigen 
haben Hoffnung, durch Protektion etwas zu erreichen. Die 
meisten der Bergvorschüler kommen aus Arbeiterkreisen, in 
denen das geistige Leben ganz minimal ist, weil ia die geistig 
Regsameren, die Organisierten, ausgemerzt werden. Auf der 
Schule geht’s militärisch zu. Unbedingte Unterordnung ist die 
erste Pflicht. Erzählt man doch, dass es an der Bergschule 
in Bochum schon vorgekommen sei, dass ein Assessor, der 
heim Eintritt nicht exakt gegrüsst worden, eine Weile Aufstehen 
und Grüssen geübt hat. Und das bei Leuten, die nicht unter 
22 bis zu 40 Jahre alt sind. 

Die geistige Regsamkeit der Schüler der Vorschule kon- 
zentriert sich denn auch nur auf das für den Beruf Notwendige. 
Weitergehende Interessen fehlen vollständig. Aber auch der 
gesellschaftliche Schliff, der auch jene, die an und für sich nicht 
allzuviel Geist besitzen, aus der Masse heraushebt, ist nicht 
vorhanden. Im Fühlen und Denken bleiben die Vorschüler 
bis zum.Beginn des Bergschulbesuchs,; Arbeiter. Kommen sie 
aber auf die Bergschule, so geht es im gleichen Tritt weiter. 


_ diesen Leuten, die infolge der Auswahl aus jenen. Kreisen der 


Jeden Tag verfähren sie ihre Schicht und ausserdem geht es 
vier Stunden zur Schule. Rechnet man die Fahrt zur Schule 
hinzu, so sind die allermeisten dieser Leute 16—17 Stunden ohne 
Unterbrechung tätig. Jeglicher Verkehr, der einen Gedanken- 
austausch ermöglicht, der Anregungen bietet, ist ausgeschlossen. 
Die Leute kommen in der grossen Mehrzahl als Arbeiter zur 
Schule und verlassen sie auch als- solche. Denn die ganzen 
zwei Jahre haben sie ja auf der Arbeitsstelle und in der Fa- 
milie nur mit Arbeitern Umgang gehabt. Ausserdem wird 























Arbeiterschaft stammen, die den modernen Strömen der Ar- 
beiterbewezung fernstehen, auf ‚der Schule jener Geist einge- 
flösst, den man allgemein als „gelb“ bezeichnet. Den aller- 
meisten erscheinen die „gelben“ Gedankengänge als richtig. 
Sie ‘werden ja Steiger, während die Eltern Arbeiter waren. 
Sie steigen ia auf der sozialen Stufenleiter. Ein ganz erheb- 
licher Prozentsatz stammt aus dem Osten. Entweder sie selbst, 
sicher aber ihre Eltern haben noch den Umgangston der Guts- 
inspektoren und des „gnädigen Herrn“ kennengelernt. Die 
jahrhundertelange Erziehung dieser Herren hat das Fühlen und 
Denken beeinflusst. Man findet unter ihnen eine ganze Menge 
jener Menschen, die man als Radfahrer bezeichnet. Nach oben 
krimmen' sie den Rücken, aber nach unten treten sie. Das Los 
aber, das sie gezogen haben, halten sie die ersten Jahre für 
erstklassig Sie glauben, ihre ganz besondere Tüchtigkeit habe 
sie aus der Masse herausgehoben. Hierzu kommt, dass sie auf 
sehr vielen Zechen veranlasst werden, kurze Zeit nach dem Ein- 
tritt sich deutsche Namen zuzulegen, Diese klingen besser. - 

(Fortsetzung folgt.) 
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Was geht vor? 


Sturmzeichen im Ruhrrevier! . Die gegnerischen Verbände 
versuchen mit den verwerflichsten Mitteln, unter: der Obhut 
der Zechenherren, die freigewerkschaftliche Bewegung im 
Bergbau gewaltsam zu zersplittern. Das war ja auch der 
ursprüngliche Gründungszweck der betreffenden Verbände. 
Obere Werksbeamte pirschen sich an weniger standfeste Leute 
heran, bearbeiten sie täglich, ja stündlich, mit den liebens- 
würdigsten Worten, machen ihnen die verlockendsten Ver- 
sprechungen und erzählen ihnen, wie gut sie es haben könnten, 
wenn sie der freigewerkschaftlichen Organisation den Rücken 
kehrten. Allerlei „Klubs der Harmlosen“ werden gegründet und 
entwickeln sich wie polypenartige Gewächse. Kurzum, keine 
Mühen und Opfer werden gescheut, um die geschlossene und 7° 
zielklare freigewerkschaftliche Bergbauangestelltenbewegung ’ 
zu unterminieren und letzten Endes auseinanderzutreiben. Und 
wenn die raffiniertesten Mittel versagen, und die schönsten 7 
Worte nichts mehr helfen, nun, dann werden eben Gewalt- z 
mittel angewandt. Wie gut es die Kollegen haben sollen, wenn 7! 
sie sich in das Garn der Biedermänner locken lassen, das 
zeigen Vorgänge der letzten Zeit, von denen wir hier einige 
anführen wollen: E 5 
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Dem technischen Betriebsausschussmitglied der ‚Zeche & 
„Viktor 3/4* wurde vom Tagesbetriebsführer F. die Befahrung 7’ 
der Kokerei- und Nebenproduktenbetriebe strikte untersagt. 
Als sich das Betriebsausschussmitglied beim Direktor H. dar- 
über beschwerte, wurde es schroff abgewiesen mit den Worten: 7? 
„Bleiben Sie auch da weg, wo Sie nichts zu suchen haben!“ 
Als das technische Betriebsausschussmitglied auf verschiedene”! 
Missstände hinwies, wurde ihm die Antwort zuteil: „Das geht” 
Sie gar nichts an!“ Selbst der Hinweis des Betriebsausschuss-7 ’ 
mitgliedes, dass die Werksverwaltung den bergpolizeilichen” 
Bestimmungen nicht gerecht werde, wurde mit Redewendungen” 
beantwortet, wie: „Das geht Sie gar nichts an! — Ich ver- 
weigere Ihnen jede Auskunft!“ usw. — 


Auf der Zeche „Graf Beust‘ im Essener Bezirk, wo mei 
rere Betriebsausschussmitglieder den Grubenbetriebsführer” } 
ersuchten, Thermometer zwecks Feststellung der Grubentem- 
peratur auszuhändigen, 'brüllte dieser die Betriebsausschuss- 
mitglieder an: „Ich verhandele mit Ihnen nicht, ich mache von’? 
meinem Hausrecht Gebrauch und fordere Sie zum ersten, zwei= 
ten und dritten Male auf, verlassen Sie mein Bureau!‘ Darauf 
öffnete er die Tür und sagte: „Und wenn Sie nicht sofort gehen, 7 
dann schmeisse ich Sie raus!“ So geschehen im Juni 1921. 7 


Aber auch die oberen Werkbeamten bleiben von der Bru- 7 
talität der Zechenherren nicht verschont. Die Verwaltung der 7 
Zeche „Friedrich-Heinrich“ (linksrheinisch) entliess plötzli 
den Obersteiger H. unter Weiterzahlung der gehaltliche 
Bezüge für die Dauer eines Jahres. Stichhaltige Gründe fü 
die Entlassung vermochte man nicht anzugeben. weil H. über 
sehr gute betriebstechnische Kenntnisse und Fähigkeiten ver-Ü 
fügte. Die Entlassung war ein brutaler Gewaltakt. Vor dem 
Schlichtungsausschuss erklärte der Direktor Brandt folgendes? 7 
„Dadurch, dass Herr H. den gesetzlichen Weg beschrittem " 
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hat,. hat er: Sich bei uns und dem gesamten Bergbau 
unmöglich. gemacht, denn. wir dulden keinen Angestellten, der 
den gesetzlichen Weg geht!“ — 


Steiger W.,.der auf einer Stinnes-Zeche tätig war, bewarb 


' sich bei der Zeche ‚Helene-Amalie“ um Stellung. - Die Stellung 


wurde.ihm für den 1. März d.J. zugesagt... Als. er den neuen 
Anstellungsvertrag in Händen hatte und am 1. Januar seine 
bisherige ‚Stellung kündigte, erhielt er kurz darauf von der 
Zeche „Helene-Amalie“ den Bescheid, dass er nicht eingestellt 
werden könne. Natürlich konnte er auch seine Kündigung nicht 
wieder rückgängig machen. So wurde er durch das „ehren- 
werte“ . Verhalten der Verwaltung der Zeche „Helene-Amalie“ 
stellungslos. Mitte April nahm er auf einer Stinnes-Zeche eine 
Beschäftigung als Kohlenhauer an und verklagte die Zechen- 
verwaltung, .die ihn so schmählich betrogen hatte, beim Berg- 
gewerbegericht.. Dieses verurteilte die Zeche „Helene-Amalie“ 
zur. Zahlung. der tariflichen Steigerbezüge für die Zeit vom 
1. März..bis 30.- Juni. Kurz vor dem Berggewerbegerichts- 
termin: wurde er auch als Kohlenhauer gekündigt. 
So.wird nun der Kollege wie ein gehetztes Wild; verfolgt und 
an. den Rand der Verzweiflung getrieben. 

So wüten ‚die Bergherren gegen. ihre eigenen Volks- 
genossen und jammern vor aller Welt gegen die Versklavung 
durch die Entente, gegen Polenterror- in Oberschlesien u. a. m. 
So pflanzen sie Hass und Erbitterung in die Volksseele hinein 
und sind dann empört, wenn eines Tages die Erbitterung sich 
mit elementarer.- Wucht gegen sie richtet. Recht und Gesetz 
gelten bei diesen:Leuten als ein Fetzen Papier, wenn nicht der 
Wille. des: schaffenden Volkes die Gesetze mit lebendigem 
Geist durchdringt und ihnen so Geltung verschafft. 

Welche Lehren haben die Bergbauangestellten aus den Vor- 
gängen zu ziehen? Es scheint auf die traditionelle Vergangen- 
heit zurückzuführen sein, dass der Grubenbeamte nur unter 
der: fuchtelnden Knute' der  Zechenherren zur Selbstbesinnung 
kommen kann. Die rauhe Wirklichkeit zeigt mit aller Deut- 
lichkeit, dass der Weg wieder zur Sklaverei hinführt, wenn es 
den Arbeitgebern und ihren Helfershelfern gelingt, die Liebe- 
dienerei und: Speichelleckerei wieder grosszuzüchten und die 
ireigewerkschaftliche Bewegung zu zersplittern. Selbst der 
naivste und indifferenteste‘ Mensch müsste einsehen, dass 
nur die Einigkeitaller Arbeitnehmer die Macht- 
gelüste der Zechenherren niederzuhalten vermag. Es ist für 
die Grubenbeamten ein Gebot der Stunde, zu zeigen, dass sie 
freie Menschen sein wollen und jede geistige Bevormundung 
und Beeinflussung der Zechenherren weit von sich weisen. 
Noch ist es Zeit, die‘ Reihen enger und fester zu schliessen 
und der brutalen Gewalt der Bergherren entgegenzutreten! 


A. B. 
a 
oo © Rundschau 00 











Wirtschaftsfragen 


Unternehmersorgen. Die Zeitung „Handel und Wirtschaft“, 
Beilage zum „Hanhoverschen Kurier“, enthält in ihrer Ausgabe 
vom 30. Mai d.J. einiges interessante Material, das wir unserem 
weiteren Kollegenkreise nicht vorenthalten möchten: 

Da ist zunächst der Geschäftsbericht der IIlseder Hütte 
A.-G., die für das abgelaufene Geschäftsjahr 1920 sage und 
schreibe 50 Prozent Dividende zur Verteilung bringt. Ganz 
wohl scheint der Verwaltung bei. dieser Veröffentlichung doch 
nicht gewesen zu sein, denn sie sagt zum Schluss ihres Ge- 
schäftsberichtes, dass diese 50 Prozent auf ie zwei Aktien 
1500 Mark ausmachen. Diese hätten jedoch nicht ein Drittel 
soviel Kaufkraft wie die 500 Goldmark, welche den Aktionären 
bei 33'/s Prozent Friedensdividende auf eine Aktie ausgezahlt 
worden sind. Das ist zweifelsohne richtig; Aber wie verein- 
bart sich dieses ganze Gebaren mit dem eben in diesem 
Geschäftsbericht erwähnten Satz, dass sich jeder Verbraucher 
vom Einzelhaushalt an bis zum Staatshaushalt bei Deckung 
des Bedarfes auf das Notwendigste beschränken muss? Prak- 
tisch scheint das den Herren Unternehmern nur auf die anderen, 
nicht aber auf sich selbst anwendbar zu sein. 

Aber noch ein anderes interessiert uns: nämlich dass die 
Ilseder Hütte ausser der erwähnten Ausschüttung noch in der 
Lage gewesen ist, die Zeche „Friedrich der Grosse“ bei Herne 
zu erwerben. Wahrlich — eine schöne Kapitalsanlage, die ia 
trotz aller anderen Vorzüge eine Verbilligung der Brennstoffe 
angeblich nicht nach sich ziehen soll. Und noch’ ein drittes: 


- das notleidende Unternehmertum hat es für angezeigt gehalten, 


das Aktienkapital des Peiner Walzwerkes (eine Abteilung der 


/ Iiseder Hütte) von 6 Millionen Mark auf: 20 Millionen Mark zu 


erhöhen. Da dürfte sich jeder Kommentar erübrigen. 
“' Der genannten Zeitung ‘entnehmen wir weiter einen Ge- 


„ schäftsbericht der Mansfelder Kupferschiefer bau- 


enden Gewerkschaft. Auch dieser Gewerkschaft geht 
es sehr schlecht. Daher konnte sie auch, wie der Bericht sagt, 
„die Zugänge in der Bilanz nicht verlauten lassen. da diese Zu- 
gänge im Betrieb verschwinden“, Weil es ihr so schlecht geht, 
war die Gewerkschaft auch in der Lage, von der Gewerkschaft 
„Königin Luise“ die Dreiviertelmajorität der Kuxe zu erwerben. 
Die Höhe der verteilten Dividende können wir leider aus dem 
Geschäftsbericht nicht ersehen. 

Zuletzt entnehmen wir dem Bericht des B urbach-Kon-. 
zerns, dem die Gewerkschaften Burbach, Bartensleben, Wal- 
beck und Ummendorf-Eilsleben angehören, noch folgendes: 

Die Gewerkschaft Ummendorf-Eilsleben, 
deren Stillegung geplant und bereits auch teilweise durch- 
geführt ist, verteilte 15 Prozent Dividende. Die Gewerk- 
schaft Walbeck verteilte von einer Roheinnahme von 
14,88 Millionen Mark an Ausbeuten und Tantiemen 1,29 Mil- 
lionen Mark; ferner konnten noch 1,4 Millionen Mark auf Fr- 
neuerungskonto vorgetragen werden. So geschehen in der 
notieidenden Kaliindustrie! 


Reichskalirat. Der Reichskalirat hielt am 10. Juni unter 
dem Vorsitz des Geheimen Justizrat Dr. Kempner eine Sitzung 
ab, die sich in der Hauptsache mit der Erledigung laufender 
Angelegenheiten beschäftigte. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
gab der Vorsitzende der Trauer des Reichskalirats anlässlich 
des Todes seines früheren Vorsitzender. des Geheimrats 
Dr. Richter, Ausdruck. Als Arbeitgebervertreter für den vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat wurde zum Frsatz für das ver- 
storbene Mitglied der Generaldirektor des Deutschen Kali- 
syndikats G. m. b. H., Forthmann, benannt. An die Stelle von 
Dr. Richter als Mitglied “des Reichskalirats tritt Direktor 
Dr. Hecker aus Heringen an der Wera. ' Freiherr von Thüngernt 
hat sein Amt als Mitglied des Reichskalirats niedergelegt. Der 
Reichskalirat beschäftigte sich sodann mit einer Anzahl von 
Anträgen auf Stillegung von Kaliwerken. Verschiedene Punkte 
der Tagesordnung, die sich auf eine Aenderung der Kaligesetz- 
gebung bezogen, wurden vertagt. 


Der Kaliabsatz. Unter dieser Ueberschrift brinet die 
„Deutsche Bergwerkszeitung“ unterm 11. Juni nachfolgende 
Notiz: 

Die Hoffnungen auf eine Belebung des Kaliabsatzes haben sich bisher 
noch nicht. erfüllt. Ein Anziehen der Inlandsnachfrage ist vor dem Herbst 
kaum zu erwarten. Auch das Ausland hält noch: mit Käufen zurück. Dem 
nach Amerika entsandten Vertreter des Kalisyndikats ist es nach unseren 
Informationen zunächst noch nicht gelungen, neue Abschlüsse zustande zu 
bringen Die amerikanischen Grosshändler haben für die nächsten 3—4 Monate 
neue Käufe abgelehnt. Zur Illustration des Absatzrückganges auf dem Kali- 
markte sind wir in der Lage, folgende Zahlen mitzuteilen: 

esamtabsatz: 


Monat 1921. dzK,O 1920 . dz K,O 
I RE FRE a 1 364 000 900 000 
Januar-April 3 152 000 4 330 000 
Auslandsabsatz: 
ERTIT n EyeR 46 000 82 300 
Januar-April . . . . . 275 300 809 000 


Wir geben diese Zeilen aus dem Gründe wieder, um un 
seren Kollegen zu zeigen, wie schwierig es ist, den durch die 
Taktik des Unternehmertums so ungeheuer gesunkenen Absatz 
neu zu beleber. 


Knappschaftliches 


Zur Wahl der Knappschaftsältesten. Von den Landtags- 
abgeordneten Steger, Rürup, Harsch, Brust und 
Genossen ist der Antrag an den Landtag gestellt worden, 

„das Staatsministerium zu ersuchen, dem Landtag höchstbald 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch. welchen der $ 52, 
Abs.) 3 des Preussischen Berggesetzes dahin abgeändert wird, 
dass die Wahlen der Knappschaitsältesten im Wege der Ver- 
hältniswahl vorzunehmen sind.“ 

Dieser Antrag wird gewissen Schwierigkeiten begegnen. 
In jedem Sprengel wird nur einmal gewählt. Für die Wahl 
eines Aeltesten lässt sich aber nicht die Verhältniswahl, son- 
dern nur die einfache Mehrheit einführen. Legt man mehrere 
Sprengel zusammen, so ist die Verteilung auf.die Verbände nach 
der Verhältniswahl möglich. Aber wie sollen die Aeltesten auf 
die einzelnen Bezirke verteilt werden? Unseres Erachtens soll 
in jedem Sprengel der Knappschaftsälteste sein Amt ausüben, 
hinter dem die grösste Zahl der Mitglieder steht. Das ist die 
wahre Demokratie. Die Vertretung der anderen Richtungen 
in den 'massgebenden Körperschaften, wie in der General- 
versammlung und' im Vorstande, kann auf Grund der Verhältnis- 
wahl erfolgen. Es geht aber nicht an, dass auf Grund solcher 
Verhältniswahlen Knappschaftsälteste fungieren, die in ihrem 
Sprengel kein einziges Mitglied hinter sich haben. 

Der von den gleichen Abgeordneten gestellte weitere An- 
trag besagt: ; 

„Der Landtag soll auf die Reichsregierung dahin ein- 
wirken, dass diese dem’ Allgemeinen Knappschaftsverbande 
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die Vorbereitungen für ein Reichsknappschaftsgesetz. entzieht 
und selbst tunlichst bald dem Reichstag den Entwurf eines 
- Reichsknappschaftsgesetzes vorlegt.“ 

Wir haben es bisher für einen grossen Fortschritt gehalten, 
dass der Allgemeine Knappschaftsverband. der sich aus Ver- 
tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammensetzt, die 
Vorarbeiten für den Entwurf des Reichsknappschaitsgesetzes 
in die Hände genommen hat, weil bereits in diesem Kreise 
wirklich die Wünsche der in Betracht kommenden Stellen im 
Gesetzentwurf ’niedergelegt werden. Da im Bergbau der 
Christliche Gewerkverein nicht die Mehrheit hinter sich hat, 
ist es nun für diesen nicht möglich, seine Wünsche erfüllt zu 
bekommen, d. h. einen Gesetzentwurf zustande zu bringen, der 
auf die Verhältnisse des Christlichen Gewerkvereins zuge- 
schnitten ist. Deshalb erschallt jetzt der Schrei. dass der Land- 
tag den Reichstag ersucht, selbst diese Vorarbeiten zu über- 
nehmen und den Knappschaftsverein auszuschalten. Wir glauben, 
dass die in diesem Antrag niedergelegten Forderungen einen 
Rückschritt auf dem Wege der Entwicklung bedeuten. Es 
müsste allgemein Gebrauch werden, dass solche Gesetzentwürfe 
von den davon Betroffenen ausgearbeitet werden. besonders 
wenn dem: Staat nur das Aufsichtsrecht vorbehalten ist. 
Ftwaige notwendige Korrekturen sind im Reichstag noch: immer 
möglich; denn hier ist noch Zeit genug für die Kritik. Dem 
Knappschaftsverband obliegt ja doch nur die Vorbereitung des 
Entwurfes, der dem Reichstag zur Weiterberatung zugeht. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Arbeitskammer für den Ruhrbergbau. In der Gesamtsitzung 
der Arbeitskammer für den Ruhrbergbau am 10. Juni d. J. 
standen zunächst die Massnahmen gegen die Entwendung von 
Sprengstofien zur Verhandlung. Ferner wurde zur Regelung 
des Lehrlingswesens in Bergwerksbetrieben Stellung genom- 
men. Nach eingehender Aussprache wurden folgende Be- 
schlüsse einstimmig angenommen: 

I. Gegen gewaltsame Entwendungen von Sprengstoffen können Aende- 
rungen der bestehenden Vorschriften nicht in Vorschlag gebracht werden. — 
Es wird für erforderlich gehalten, dass die Anzahl der in den einzelnen 
Paketen enthaltenen Patronen auf den Paketen aufgezeichnet ist. — Der Orts- 
älteste muss die Anzahl der vor seinem Betriebspunkt verbrauchten Patronen 
in dem Buche des Schichtmeisters quittieren. — Bei Auswahl der Personen, 
die mit der Aufbewahrung, Verausgabung und Verwendung von Sprengstoffen 
betraut werden sollen, muss die äusserste Sorgfalt geübt werden, damit nur 
solche Leute, die als unbedingt zuverlässig bekannt sind, angestellt werden. — 
Eine besondere Kontrolle, wie sie in dem Schreiben des Oberbergamts in Er- 
wägung gezogen ist, wird für zwecklos gehalten. 


Il. Die Arbeitskammer ist der Auffassung, dass eine interimistische 
Regelung der Frage der Lehrlingsprüfungen gemäss den von der Arbeits- 
kammer früher aufgestellten Richtlinien vor Erlass entsprechender Gesetzes- 
bestimmungen wünschenswert ist. Ob die Regelung, wie sie in Nieder- 
schlesien getroffen ist, in dieser Weise auch für den hiesigen Bezirk durch- 
geführt werden kann, erscheint fraglich, Dem Oberbergamt “soll anheim- 
gestellt werden, mit den zuständigen Handwerkskammern in der Richtung zu ver- 
handeln, dass die bestehenden Prüfungsausschüsse unter Zuziehung von An- 
gestellten und Arbeitern des Bergbaues einstweilen auch die Prüfungen der 
auf Bergwerken beschäftigten Lehrlinge vornehmen. 


Reichsarbeitsgemeinschaft Gruppe Kalibergbau, Die Gruppe 


Kalibergbau, Abteilung Angestellte, der Reichsarbeitsgemein- - 


schaft Bergbau beschäftigte sich in ihrer Sitzung vom 11. Juni 
zunächst mit dem gemeinsamen Antrag der drei Angestellten- 
spitzenorganisationen auf Gewährung der Verheiratetenzulage 
des $ 10 der Gehaltstafel des Tarifvertrages vom 5. August 
1920 auch für solche ledige Angestellte, die Familienmitglieder 
zu unterstützen bzw. zu versorgen haben. Es wurde nach ein- 
gehender Prüfung des vorliegenden Materials folgender Be- 
schluss gefasst: 


Der $& 10 der Gehaltstafel des Tariivertrages vom 
5. August 1920 erhält folgende Auslegung: 


Den verheirateten, verwitweten oder geschiedenen Angestellten sind die- 
jenigen ledigen Angestellten bezügl. der Gewährung der Verheiratetenzulage 
gleichzustellen, die auf Grund gesetzlicher Verpflichtung unterhaltsberechtigte 
Familienmitglieder unterstützen bzw. unterhalten. Diese Auslegung gilt ab 
1. Mai 1921. 


Nach Erledigung bzw. Vertagung einiger Tarifstreitfälle 
stand noch die Feststellung, welche Angestelltengruppen nach 
Zitfer II der Verordnung zur Durchführung der Reichsver- 
sorgungsgesetze vom 1. September 1920 Anspruch auf die ver- 
schiedenen Ausgleichszulagen haben, zur Debatte. Es gelangte 
EaetmnIg nachstehender Vorschlag einer Kommission zur 

nnahme: 
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Die Ausgleichszulage von einem Viertel der Gebührnisse kommt im 
allgemeinen in Frage für die in der Gehaltstafel des Angestelltentarifes vom 
5. August 1920 aufgeführten Angestelltengruppen der Gruppen A I-IV, B 
und C Ill. Für einzelne Angestellte dieser Gruppen kann die Ausgleichszulage 
von der Hälfte der Gebührnisse in Frage kommen, und zwar: 

1. für solche Steiger, die den Betriebsführer vertreten und die von der Berg- 
behörde als stellvertretende Betriebsführer anerkannt sind; 

2. für solche Angestellte der Gruppe B, welche im kaufmännischen, im 
Gruben- oder Fabrikbetriebe die Stellung eines Betriebsführers bzw. stell- 
vertretenden Betriebsführers oder eine ähnliche selbständige verantwortliche 
Stellung einnehmen; 

3. für diejenigen kaufmännischen Angestellten der Gruppe C I, welche die 
Zulage von 10%/, entsprechend der Fussnote zu C I erhalten. 


Gruppe Braunkohlenbergbau, Untergruppe Oberlausitz. Die 


Untergruppe beschäftigte sich in ihrer Tagung am 23. Mai d. J. 


zunächst mit Wahlen für das Geschäftsjahr 1921/22. Von 
Bundeskollegen wurden als Mitglied bzw. als Stellvertreter 
in die Untergruppe gewählt: Obersteiger Franke, Hirschfelde, 
Steiger Bauer, Kohlfurt, Steiger Wolf, Hirschfelde, Techniker 
Rittner, Hirschielde, Steiger Brock, Berzdorf, Maschinensteiger 
Nicht, Kohlfurt, Obersteiger Eberstein, Seitendorf. — Weiter 
stand ein Antrag der Sächsischen Voikskammer auf Einführung 
von Beiräten bei den sächsischen Bergämtern zur Diskussion. 
Da die Arbeitgeber den Standpunkt einnahmen, solche Beiräte 
seien nicht erforderlich, die Arbeitnehmer aber einhellig den 
gegenteiligen Standpunkt vertraten, wurde beschlossen, sowohl 
die Stellungnahme der Arbeitgeber wie auch die der Arbeit- 
nehmer dem zuständigen Ministerium mitzuteilen. — Ein Antrag 
auf Regelung der Vertretungskosten der Betriebsräte vor dem 


Schlichtungsausschuss musste vertagt werden, da eine Einigung. 


der Arbeitgeber- mit der Arbeitnehmergruppe nicht zu erzielen 
war. 


Der Entwurf von Bergpolizei-Vorschriften für die Anlage 
und den Betrieb von Braunkohlen-Brikettfabriken im Freistaat 
Sachsen wurde einer Kommission überwiesen. — Als letzter 
Punkt der Tagesordnung beschäftigte sich die Untergruppe mit 
der Gewährung von Teuerungszulagen an die bedürfitigen In- 
validen, Witwen und Waisen des Niederschlesischen Knapp- 
schafitsvereins. Die Unternehmer hatten beantragt, dass jedes 
Mitglied der Belegschaft freiwillig vom 1. April d..J. ab für die 
Dauer eines Jahres monatlich einen ausserordentlichen Beitrag 
von 1,50 M. zahlen solle und dass die Arbeitgebern den gleichen 
Betrag aufbringen sollten. Die Arbeitgeber stimmten dem An- 
trage zu, während die Arbeitnehmer erst in den Kreisen ihrer 
Kollegen Umfrage halten woliten. Die” Entscheidung wurde 
daher auf einen späteren Termin vertagt. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tariivertrag Siegerland. Schon seit dem 5.. März schwe- 
ben mit dem Arbeitgeberverband der Siegerländer Gruben und 
Hütten . Tarifverhandlungen. Die  Angestelltenorganisationen 
hatten den dort gültigen Tarifvertrag gekündigt, zogen die 
Kündigung jedoch zurück, nachdem ein am 5.. März zusammen- 
getretenes Schiedsgericht dies und die Wiederaufnahme der 


Verhandlungen empfohlen hatte. Die Angestellten verlangten 


Verhandlung über folgende Punkte: 
1. Einige notwendig erscheinende redaktionelle Aenderungen 
des Manteltariies. 


2. Genauere Fassung der Gruppierung im Rahmen der bereits 
bestehenden; 


3. Angleichung der Gehälter für die Werkmeister und tech- 


nischen Grubenbeamten an die der Kaufleute and übrigen 


technischen Angestellten, 


4, Leistungs- bzw. Gehaltszuschläge für Angestellte über 
36 Jahre. R 


Der Antrag auf Verhandlungen wurde bereits am 10. März 
dieses Jahres gestellt. Doch erst zum 18. Mai lauteten die Ein- 
ladungen, die der Arbeitgeberverband nach heitigem Drängen 
der Organisationen ergehen liess. Diese Verhandlungen kamen 
jedoch ebenfalls nicht zustande. Erneuter Verhandlungstermin 


Du 


wurde auf den 3. Juni d. J. angesetzt; das Ergebnis dieser‘ 


Verhandlungen war wie vorauszusehen gleich Null. Vielmehr 


scheinen sich die Arbeitgeber, die sich immer wieder hinter‘ 
das nun schon zum Ueberfluss angeführte Argument der schlech-" 


ten Lage der Industrie verschanzen, ernstlich klar darüber ge- 


worden zu sein, dass schon für die nächste Zeit ein grösserer- 


Gehaltsabbau notwendig werde. Nun — die Angestelltenschaft 
wird ia hoffentlich die in diesem Bestreben liegende ‚Gefahr 
rechtzeitig erkennen und dieselbe durch grösste Geschlossenheit 
zu verhindern suchen. ; 


a EL er ee 
Schriftleiter: 1. V.: Otto Schweitzer, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlia NW 52. _ 
°  Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


| 


Rückblick und Ausblick 


Wir schrieben s, Zt. weiter® 


„Mit sehr gutem technischen Wissen ausgestattet, mit dem 
besten Wällen etwas zu leisten, mit dem weiteren Gedanken, 
nun erst recht voranzustreben, tritt nun die übergroße Mehr- 
zahl der Bergschüler in den Beruf, von dem sie bisher nur die 
Licht- nicht aber die Schattenseiten voll erkannt haben. 

Hat ein Bergschüler das Glück und kommt sofort nach Be- 
endigung der Schulzeit oder doch noch als iunger Beamter auf 
eine Schachtaniage, auf der zute, anstärdirge Beruisverhältnisse 
herrschen, auf der vor allem ein alter Beamtenstamm vorhan- 
den ist, so wird er durch den Umgang mit seinen Kollegen, die 
Sich auf solchen Anlagen im Laufe der Jahre auf eine Höhe hin- 
aufgearbeitet haben, die in gesellschaftlicher Hinsicht ihrem 
Einkommen und ihrer Verantwortune enispricht, abgeschliffen 
und eingepabt. Hat er nur ein wenie siten Willen, und mei- 
stens ist davon nicht wenig, sondern sehr viel vorhanden, so 
wird er im Laufe der, Jahre ein Steiger, wie er es sich in sei- 
nen Gedanken vorgestellt hat. Wie weit nın diese Leufe dem 
gewerkschaftlichen Gedanken nahe siehen, ist eine Persnaen- 
frage. Die Anschauungen dieser Steiger sind fast zenau die 
gleichen wie die von anderen, besser bezahlten technischen Be- 
amten der Industrie in gesicherter Lebensstellung, Im Durch- 
schnitt denken sie sogar noch rückschrittlicher, weil die Stei- 
ser durch den täglichen Umgang mit den Arbeitern, bei dem 
sich so manche unangenehmen Differenzen ergeben, kanz von 
selbst in Gegensatz zu den Arbeitern geraten und sich als Ver- 
treter des Autorkätsprinzips fühlen. 

Die Zahl der guten Zechen ist aber im Laufe der letzten 
Jahre sehr gering neworden und die übergrose Mehrzahl der 
Steiger komm: nach dem Besuch der Bersschule in Verhält- 
uisse, die eine segelrechte Erziehung zum Beamten verhindern. 
Es muß doch bedacht werden, daß der Besuch der Schwie noch 
lange nicht genügt, einen fertigen Steiger auszubilden. Nur die 
Unteriagen können gegeben werden. Das Wichtieste aber muß 
erst die Praxis bringen. 

Kommen num die jungen Steiger, deren ganzes Fühlen und 
Denken sich in den Wegen eines „gelben Arbeiters“ bewegt, in 
den rauhen Betrieb, so bleiben die Folgen nicht aus. 

Schon nach wenigen Tagen oder Wochen muß sich der 
junge Anfänger im Beisein anderer Beamten herunterputzen 
lassen. Es werden ihm Namen gegeben, die aus irgend einem 
der gemeinsten Schimpfwörterlexika entlehnt sind. Und er 
läßt es sich das erstemal zähneknirschend gefallen. Widerworte 
wagt er nicht, da das Antoritätsprinzip viel zu fest in seiner 
Erziehung begründet ist. Wer sich aber erst einmal „Schafs- 
kopf“, „Esel“, „Edelsau“, „Schwein“ und sonstige noch viel Se- 
meinere Wörter hat gefallen lassen, bei dem ist das energische 
Wehren fast für immer vorbei. Das Rückgrat bekommt der 
Mensch nur einmal gebrochen. 

Bei einem gehts langsamer, beim andern schneller. Sobald 
der einzelne auf die schiefe Bahn gedrängt ist und sich die Be- 
straiungen durch Prämienentziehungen, Strafdienst oder Beteidi- 
zungen hat gefallen lassen, rutscht er weiter und sein Gefühl 
stumpft sich ab. Das geht auch aus den beantworteten Frage- 
bogen hervor. So schrieb z. B. ein Kollege von Zeche Holland: 
„Behandlung sehr unanständig. Betriebsführer und Fahrsteirer 
schimpfen, jedoch wir Steiger sind dagesen abeebrüht.“ 

Von Zeche Neumühl schreibt einer: „Behandlung schlecht. 
Worte wie: „Git A...löcher“ und so ähnlich werden im Bei- 
sein der Leute vom Betriebsführer Kieinebeck gebraucht. Wenn 
ich Schläge bekäm, würde ich meinen, es muß wohl so sein. 
Der Mensch ist ein Gewohnheitstier.“ 

Dieses Gefühl hat sich heute schon sehr vieler Baamten 
bemächtigt. 

Wohin diese rauhe Behandlung führt, geht auch aus ande- 
ren Mitteilungen hervor, So ist vor allem der Verkehr mit den 
Arbeitern stellenweise auf einen Ton gestimmt, von dem sich 
nur wenige Menschen ein Bild machen können. So teilt z. B. 
ein Koliege von Zeche Deutscher Kaiser Schacht IH mit; „Man 
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ist hier bald seines Lebens nicht mehr sicher. Durch die Trei- 
berei und Lohnbrecherei sind die Arbeiter ganz wild gemacht, 
und wir Beamten bekommen die Prügel. So ist vor kurzem 
der Steiger Sickelmann zu Tode verunglückt. Es heißt. zwei 
Arbeiter hätten ihm, wie er im Aufbruch gefahren ist, einen 
Sfüßigen Stempel nachgewoifen. Grund: i.ohndifierenzen. Die 
Arbeiter sind eingesperrt worden, man hat ihnen jedoch nicht 
beweisen können, daß sie es getan habeı. Nebenbei sei be- 
merkt, daß Steiger S. am Tage vor seinem Tode eine Doppel- 
schicht verfahren hat. Ob die Folgen dieser Anstrengung nicht 
die Schuld an seinem Tode tragen? 

Der Steiger Bredenbröker erhielt infolge von Differenzen 
von einem ZOjährigen Menschen einen Schlax auf den Hinter- 
kopf, so dab er bewußtleos zusammenstürzte nnd sich hierhei 
das ganze Gesicht zerschlug, Acht Tage mußte er krank feiern. 
Steiger Brendel mußte wegen eines ähnlichen Zusammenstoßes 
sogar 14 Tage in ärztliche Behandlung gehen. Dem Steiger 
Budde schlug ein Schlepper mit der Lampe eine Anzahl Zähne 
aus.“ Diese 4 Fälle ereigneten sich innerhalb weniger Monate 
auf Schacht IH Deutscher Kaiser. Jedoch muß dabei bemerkt 
werden, dab die Beamten auf dieser Anlage in den letzten Jah- 
ren himmelschreiend schlecht behandelt wurden, was die Be- 
handlung der Arbeiter wiederum beeinflußt. So kehrten z. B. 
allein im Jahre 1912 cr. 30 Steiger ab. Welchen Finfiuß diese 
Verhältnisse auf den Charakter ausüben, geht wohl auch aus 
folgendem hervor: Im vorigen Monat fand eine Zeugenverneh- 
mung in einer Voruntersuchung wegen Beleidigune des Direk- 
tors dieses Schachtes stait — die Sache schwebt schon 1% 
Jahre. — Bei dieser Gelegenheit sprach Schreiber dieses mit 
einigen der geladenen Zeugen über Verbandssachen. Ueber 
diese Unterredung ist von den Zeugen ein Bericht gamacht und 
dem Direktor übergeben worden. Das Konzept des Berichts 
des einen Steigers befindet sich in meinem Besitz. Wer die 
Verhältuisse kennt, findet das Vorstehende selbstverständlich. 
Das Gegenteil würde höchstens das Gefühl auslösen, es gibt 
dock noch einzelne Anständire darunter. 

Die Zusammenstöße mit den Arbeitern, die von Jahr zu 
Jahr schlimmer werden, weil einmal das Niveau des Beamien- 
Standes weiter und weiter sınkt, außerdem aber auch die 
Arbeiterschaft von Jahr zu Jahr immer weniger bodenständizc 
Elemente in ihren Reihen hat, weil ja der rauhe Betrieb ıeden 
verrünftig denkenden Arbeiter abhält, seinen Sohn dem Berg- 
bau zuzuführen, verekelt den Beamten das Leben. Der Umgang 
mit den Arbeitern ist bei den vielen Differenzen, die sich ohne- 
hin im Grubenbetriebe ergeben, schon unter normalen Verhält- 
nissen nicht angenehm, wieviel weniger erst, wenn den Stei- 
gern jegliches Mitbestimmungsrecht genommen wird und er 
seibst nur das ausführende Organ seiner Vorgesetzten ist. die 
sich weit vom Schuß halten, ia die sogar imstande sind, wenn 
sie von den Arbeitern scharf angefaßt werden, dem Steigen die 
Schuld in die Schuhe zu schieben. Der Steiger aber ist wehr- 
los. Er hat nur die Wahl, seine Stellung auizureben und 
wieder Arbeiter zu werden, denn zu was anderem besitzt er 
keine Vorbildung, oder aber sich alles gefallen zu lassen. So- 
gar die Widerworte muß er Sich verkneifen, denn infolge der 
Einrichtung der Prämien kann der Vorgesetzte ihn  iederzeit 
mit einer Strafe belegen, die unter Umständen die Höhe des 
Gehalts erreicht. 

Ninzu kommt als weiteres das Fühlen und Denken beein- 
flussende Moment, der Verkehr mit der Bergzbehörde. Der 
Steiger ist für die Sicherheit der Betriebe verantwortlich. Bei 
der Jagd nach Kohlen, bei den vielen unzelernien Arbeitern, 
bei dem Mangel an Material und den ımterirdischen Verhäft- 


leicht ein Zusammenstoß mit der Bersbehörde erfolgen. Diese 
Pufierstellung, das fortwährende Lavieren zwischen den An- 
iorderungen der Besitzer, der Bergbehörde und der Arbeiter, 
das „Niemals-recht-machen", denn von diesen dreien ist höch- 
stens einmal die Bergbehörde zufrieden, die meistens anständig 
bleibt, bringt im Laufe weniger Jahre den Steiger rein zum Ver- 
zweifeln, 
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Der viele, gute Wille, der von den Bergschülern mit in den 
Beruf gebracht wird, erlebt unzählige Enttäuschungen. Wenn 
einer glaubt, etwas ganz besonders Gutes geleistet zu haben, 
ist der Vorgesetzte ganz anderer Meinung und sagt .im schroff- 
sten Tone, es hätte viel besser sein können. Dann beginnt es 


° im Innern der Menschen sich zu rühren. Wenn sie glauben. Sie 


scien unbeachtet, dann klagen sie zum Steinerweichen. Bei 
Nacht und Nebel kommen sie anfs Verbandsbureau, um ihr Herz 
auszuschüttsn. Sind sie aber im Bann des Alkohols. dann 
schlagen sie mit den Fäusten auf den Tisch und schwingen 
große Reden. Wenige Stunden später aber auf der Zeche 
knicken sie vor dem Vorgesetzten zusammen und kriechen !n 
der widerwärtiesten Weise um ihn herum. Sind dann die 
Vorgesetzten darnach, daß sie Angebereien gern haben, daß 
sie Freude daran finden, die Beamten noch untereinander aus- 
zuspieien, dann findet man auf solchen Anlagen Verhältnisss, 
die allen Grundsätzen von Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit ins G<- 
sicht schlaren. Dann ist jener Boden geschaffen, auf dem es 
kein einziger mehr wagt, ein freieres Wort zu sprechen. Wo 
der Bruder nicht dem Bruder traut, wo jeder der Feind des an- 
dern ist. Und die Zahl der Anlagen, wo solche Zustände herr- 
schen. ist nicht gering, Deshalb ist das Wort „Steigerverband“ 
auch heute nicht mehr auf den Zechen zu hören, Wer es Sagt, 
muß befürchten, daß es verdreht und in der hinterhältigsten 
Weise überbracht wird. 


Zur Vervollständieung des dunklen Bildes muß aber noch 
eines anderen Moments Erwähnung getan werden. Die Tätig- 
keit in der Grube ist schwer und ungesund. Das Laufen in den 
niedrigen Strecken bei grosser Hitze, das Steigen auf den Fahr- 
ten in engen, nassen Schächten, das Klettern im stehenden Ge- 
birge, das Rutschen in den dünnen, niedrigen Flözen. dazu der 
jähe Wechsel von heißer und kalter Luft ruiniert die Gesund- 


heit. Denn heute hat der Steiger keine Zeit mehr, sich auszu- 
ruhen. Heute heißt es, sich um die Förderung kümmern. Nach 


gar nicht allzu langer Zeit hat sich fast ein jeder ein Leiden 
geholt. Der eine hat einen Herzfehler, der andere ein Lungen- 
leiden, der dritte ist magenkrank und der vierte hat Augenzit- 
tern. Aber alle sind noch nebenbei nervös und tragen mehr 
oder minder an den Folgen eines Unfalles. Und da die Zahl der 
Arbeitgeber sehr gering: ist, sie aber aile nur junge Beamten 
einstellen, so ist ein Wechsel der "Stellung für die älteren un- 
möglich, für die jüngeren aber auch nicht leicht. - Unter diesen 
Umständen findet der Organisationsgedanke zwar Anerkennung, 
aber keine Vertreter, keine Agitatoren. Ein ieder sagt. zwar: 
„Wir brauchen einen Verband.“ Aber nur ganz wenige besitzen 
den Mut und den steifen Nacken, diesen Gedanken auch durch 
ihren Beitritt oder in anderer Weise zu unterstützen. Die ganze 
Herkunft und die systematische Erziehung durch die Gruben- 
besitzer sprechen hierbei mit. Die Angst um das liebe Brot ist 
die zweite Ursache. Aber die Angst vor dem Verrat der „lie- 
ben“ Kollegen, die Hoffnung, wenn die andern etwas erreichen, 
umsonst das gleiche zu erhalten, die weitere Sorge, ein paar 
Biergroschen weniger zu besitzen, spielen auch eine Rolle. Wir 
kennen dieses alles, und deshalb war es von vornherein ausge- 
schlossen, daß unser Anschreiben einen Erfolg erzielen würde. 


Die Hoffnung aui Erfolg war es auch nicht, die die Versen- 
dung des Anschreibens veranlaßte. Es sollte den Grubenbeam- 
ten die Möglichkeit genommen werden, zu sagen, die Verbands- 
leitunx habe die Flinte ins Korn zeworfen, ohne unsere Unter- 
stützung anzurufen. Denn gerade das ist ia das beschämende, 
daß die Steiger. wenn sie weit von ihrer -Zeche sind. wo sie 
keinen Verrat zu fürchten brauchen, als mutige Menschen gel- 
ten wollen und erzählen, sie seien im Verband, Mit 4-5 Mann 
berauschen sie sich gegenseitig an ihren Reden, lassen den 
Verband hochleben und staunen sich an, was sie für mutige 
Menschen seien, Fragt aber der einzige Ehrliche in der Gesell- 
schaft an, wenn überhaupt einer dabei ist, was’ die andern 
Mitglieder machen, die er da und dort getroffen hat, dann wird 
der Schwindel enthilllt, und ein zelinder Ekel macht sich 
zeltend. 


Diese Vorfälle, deren Richtigkeit ia durch die Gerichtsver- 
handlung in der Sache der Steiger von Osterfeld öffentlich be- 
leuchtet wurde, die kalten Blutes beschworen. Straischichten 
sind keine Strafschichten und Brückendienst ist interessant. sind 
es auch, die die gewiß nicht angenehme Arbeit für den Verband 
noch mehr verleiden und die den Gedanken in Erwägung 
ziehen ließen, ob es überhaupt noch Zweck hat, für die Steiger 
eine Lanze zu brechen. Sie verdienen es nicht. 


Aber in dieser Hinsicht hat das Anschreiben doch einen Er- 
folge erzielt. Viele der Mitkämpfer in den sieben schweren 
Jahren waren persönlich hier vder haben geschrieben: „Wie 
steht es.“ Und als sie erfuhren, daß die Einnahmen des Ver- 
bandes gerenüber den gleichen Quartalen des Voriahres um 
ca. 200 Mark gestiegen seien, als sie sahen, daß sich der Ver- 
band wieder auf der auisteigenden Linie bewegt, da gab es-für 
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sie nur das eine Wort: „Es muß festgehalten werden. Tue es 
uns zuliebe und laß die andern haufen.“ 


Auch aus den Kreisen der uns befreundeten Verbände der 
Angestellten und Arbeiter ertönte die Frage: „Ist der Verband 
nicht zu erhalten?“ Und die Unterredungen, die hierüber statt- 
fanden, haben das Bestehen des Verbandes gesichert. Der 
Steigerverband braucht sich nach der Ansicht jener Kreise nicht 
zu schämen, wenn. es ihm nicht gelungen ist, eine starke Orga- 
nisation zu gewinnen. Auch wenn davon abgesehen wird. daß 
die Verhältnisse unter den Steigern selbst für die Organisation 
ziemlich undankbar sind. so handelt es sich- eben um einen 
Kampf regen die schärfsten Gegner des sozialen Fortschrittes. 
Die Grubenbesitzer des Ruhrreviers sind die extremsten Ver- 
treter des Herrn-im-Hause-Standpunkts. Sie zeigen auf ihren 
Anlagen, wohin der Weg führt, den sie gehen wollen. Die Un- 
terdrückung der Beamten auf den Zechen, ihre Behandlung und 
Bezahlung, die brutale Rücksichtslosigkeit gegen alles, was den. 
Besitzern nicht paßt, birgt die schlimmsten Gefahren für alle 
Erwerbskreise in sich. Wenn es hier dem Steigerverband xe- 
lingt, die grauenerregenden Zustände auf dem Zechen, diesen 
Raubbau an Menschenkraft, an Volksgesundheit und National- 
vermögen, soweit es möglich ist, in der Oeffentlichkeit zur 
Sprache zu bringen, dann hat er seinen Zweck in vollster Weise 
erfüllt. Diese Anerkennung von Seiten der Verbandskollegen 
und aus anderen Kreisen gibt daher den Mut zum weiteren Aus-" 
halten. Dieser Mut aber schöpft noch aus weiteren Quellen. 
Einmal hat das Anschreiben bis heute. schon 18 neue Mitstreiter 
gebracht. Es ist sehr wenig, aber in diesem schweren! Kampfe 
eine sehr beachtenswerte Hilfe, Diese Anmeldungen aber zei- 
gen weiter, daß der Gedanke der Organisation noch immer stark. 
genug ist, im einzelnen alle Befürchtungen zu überwinden und 
sie in die Schlachtreihe hereinzuziehen. 


Die Anschreiben haben uns ierner eine Reihe von Zuschrif- 
ten gebracht, die ein grelles Licht auf die Behandlung der Be- 
amten werfen. Außer so mancher Mitteilung, die wir leider 
nicht verwerten können, weil der Kreis der Wissenden zu klein 
ist, sind andere geeignet, der Oefientlichkeit zu zeigen, wohin 
der Industriefeudalismus führt. . ö 


Wer noch halbwegs ein fühlendes Herz für seine Mitmen- 
schen hat, wird nach dem Lesen der nachfolgenden Ausführun- 
gen über Mißstände sicher zu dem Urteil kommen: Im Interesse 
der Menschlichkeit ist es notwendig, daß der Steigerverband 
erhalten bleibt. damit solche Zustände bekämpit werden kön- 
nen. Die übergroße Mehrzahl der Steiger verdient es sicher 
nicht. daß für sie irgend etwas getan wird. Während die Stei- 
ger der Staatswerke einen Kampfifonds von über 16000 Mark 
sammelten, während die Barnkbeamten über 50000 Mark 
Kampfgeld durch freiwillige Beiträge zusammenbekamen. haben 
die 2600 Grubenbeamten, die das Anschreiben erhielten. sage 
und schreibe 15 Mark aufgebracht, die unter Nr. 1055 von Gel- 
senkirchen aus gesandt wurden. Kämen nicht die vorher er- 
wähnten weitergehenden Gesichtspunkte in Betracht, dann 
wäre der Steigerverband gewesen. Ein Beruf. der nicht mehr 
Menschen in seinen Reihen zählt, die etwas für die Besserung 
ihrer schlechten Berufsverhältnisse übrig haben, verdient es 
nicht besser. Yor und nach der Anfahrt gehörte ihnen noch 
eine Lektion mit dem Meterstock. Schade nur, daß diejenigen, 
die jahrelang dem Verbande in all den schweren Stunden treu 
geblieben sind. daß die wenigen Rückgradfesteren unter der 
Indifferenz der anderen mitleiden müssen.“ 


(Fortsetzung folgt) 
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Wirtschaftsfragen 


Die bergtechnische Kommission für das Ruhrrevier. Am 
13. Juni.d. J. fand eine gemeinsame Sitzung des technisch-wirt- 
schaftlichen Ausschusses des Reichskohlenrates sowie einiger 
Mitglieder der bergtechnischen Kommission für das Ruhrrevier 
statt, in der über ein engeres gemeinsames Arbeiten beraten 
werden sollte. 
technische Kommission bereits Bericht erstattet. 








Die auf einen Beschluss des Reichswirtschaftsrates zurück- ° 
gehende Kommission war vom Reichswirtschaitsministerium im 7 


Benehmen mit dem 


besteht aus: 


Arbeitgebervertreter: M 
Bergassessor Fickler, Zeche Gneisenau, Derne, 
Bergassessor Brandi, Dortmund. 
Bergwerksdirektor Knepper, Bochum, 


Reichskohlenrat gebildet worden. : Sie” 
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Arbeitnehmervertreter: 
Abgeordneter Rosemann, Essen-Frillendorf. 
Fritz Walther, Essen-West. 
Steiger Halbfell, Buer-Scholven, 


Vorsitz: 
Oberbergrat Overtun. 


Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums: Abgeordneter Osterroth. 
Vertreter des Reichsarbeitsministeriums: Reichskommissar Mehlich. 


Im Laufe der Arbeiten hatte es sich als wünschenswert 
herausgestellt, auch in Verbindung mit der Aufbringung der 
geldlichen Mittel durch den Reichskohlenrat, dass diese Kom- 
mission in eine formell etwas unmittelbarere Beziehung zum 
Reichskohlenrat träte. Es wurde daher dem Geschäftsausschuss 
des technisch-wirtschaftlichen Sachverständigenausschusses für 
Kohlenbergbau der Vorschlag unterbreitet, die bergtechnische 
Kommission für das Ruhrrevier dem Ausschuss als einen Son- 
derausschuss in der Art anzugliedern, dass die jetzigen Mit- 
glieder der bergtechnischen Kommission mit Ausnahme der 
beiden Regierungsvertreter (Osterroth und Mehlich) . ebenso 
wie der Vorsitzende, Oberbergrat Overtun, hinfort als Beauf- 
tragte des technisch-wirtschaftlichen Sachverständigenaus- 
schusses für Kohlenbergbau zur besonderen gutachlichen Bear- 
beitung der Fragen der Erhöhung und Verbesserung der Kohlen- 
förderung des Ruhrbezirkes gelten. Die beiden Vertreter der 
Reichsregierung würden den Sitzungen dieses Sonderausschusses 
regelmässig beiwohnen (die Regierungsvertreter können natur- 
gemäss nicht von dem Beschluss des Reichskohlenrates ab- 
hängig gemacht werden, weshalb sie in die offizielle Regelung 
nicht einbegriffen sind). _ 


Die bergtechnische Kommission soll ihr Arbeitsprogramnı 
dem Geschäftsausschuss des technisch-wirtschaitlichen Sach- 
verständigenausschusses- für Kohlenbergbau vorlegen und sich 
über weitere Arbeiten mit ihm verständigen, damit Doppelarbeit 
innerhalb des Reichskohlenrates vermieden werde. Es kann 
natürlich nicht als Aufgabe der bergtechnischen Kommission an- 
gesehen werden, einzelnen Beschwerden nachzugehen, womit 
aber nicht gesagt sein soll, dass sie nicht aus derartigen Be- 
schwerden Anregungen zur Klärung allgemein wichtiger Fragen 
entnehmen sollte. 


Es wird beschlossen, dass die bergtechnische Kommission 
den bisher von ihr gewählten Zusatz „des Reichswirtschaits- 
rates“ in Zukunft fortlassen soll. 


Die Kosten der bergtechnischen Kommission für das Ruhr- 
revier sollen ausserhalb des Haushaltes des Reichskohlenrates 
bestritten werden. Der Reichskohlenverband hatte seinerzeit 
auf Antrax der Geschäftsführung des Reichskohlenrates 100 000 
Mark bewilligt. Von dieser Summe sind bisher etwa 52000 M. 
verbraucht. Rund 48000 M. stehen noch zur Verfügung. Es 
wurde empfohlen, das bisherige Verfahren beizubehalten. 


Mit diesen Vorschlägen erklärten sich die in der Sitzung 
"anwesenden Herren der Kommission sowie des Ausschusses 
einverstanden. Es soll daher dem Reichskohlenrat vorge- 
schlagen werden, der Vereinbarung zuzustimmen. 





Ein Gesetzentwurf über bergrechtliche Flurbereinigung. Die 
für einen gemeinwirtschaftlichen rationellen Bergbau wichtige 
Frage des Ausgleiches der Grenzen von Bergwerksfeldern 
‘(bergrechtliche Flurbereinigung) entbehrt in den verschiedenen 
Teilen des Reiches einer einheitlichen Regelung. Aber auch die 
privatwirtschaftlichen Interessen leiden darunter. Es war daher 
schon in den verschiedenen Ländern versucht worden, in dieser 
Frage eine Lösung herbeizuführen. Das Preussische Handels- 


‚ministerium ‚hat nun einen Gesetzentwurf über die bergrecht- 


liche Flurbereinigung in Vorbereitung und, in letzter Zeit Gut- 
achten über diese Dinge eingeholt. Bei den Verhandlungen, an 
denen wir an verschiedenen Stellen teilnehmen: konnten, zeigte 
es sich nun, dass der erste Gesetzentwurf ganz erheblich ver- 


"schlechtert worden ist, weshalb wir an dieser Stelle darauf aui- 


merksam machen. 


Es handelt sich um zwei Fragen: einmal um die Regelung 
der Verhältnisse in Westfalen, die durch das Ineinandergreifen 
von Geviert- und Längen-Feldern bedingt sind, zweitens um die 
allgemeine gesetzliche Regelung der Flurbereinigung. 


Die erste Frage steht hier nicht zur Diskussion. da sie für 
Westfalen besonders geregelt wird. Die Notwendigkeit der 


‚bergrechtlichen Flurbereinigung wird damit begründet, dass 


die Grenzen der Bergwerksielder vielfach so gezogen-sind, dass 
sie eine nicht den Zwecken des Bergbaues entsprechende Form 
haben. Es kommt aus diesem Grunde oft vor, dass Feldesteile 
ungenützt liegen bleiben oder mit unnötigen Kosten von der 
unrichtigen Stelle aus abgebaut werden müssen. Eine Verstän- 
dirung zwischen den beteiligten Berzwerksbesitzern über eine 
zweckmässige Regelung der Feldersrenzen kommt nur selten 
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zustande. Sie können sich meistens nicht über den Preis 
einigen. Derjenige, der abgeben muss, gönnt dem anderen 
meistens nicht dem eventuellen Verdienst, den dieser durch 
besseren Abbau erzielen kann, der Käufer aber will dem Ver- 
käufer nicht mehr als den wirklichen Verlust. nicht aber Ge- 
winnaussichten bezahlen. Der reine Egoismus ist der Feind 
der Regelung. Es soll nun in Zukunft möglich sein, durch An- 
trag eines der Beteiligten einen Zwang zur Einigung herbei- 
zuführen, und das Gesetz legt fest, wie und von wem die Ent- 
scheidung gefällt wird und wie der Rechtsweg sich zu ge- 
stalten hat. Gegen die gesetzgeberischen Absichten lässt sich 
nichts einwenden. Zwar stehen wir auf dem Standpunkt, dass 
es solange gegangen ist und dass die Regelung wirklich Zeit 
hätte, bis ein Reichsgesetz geschaffen wird, aber das darf kein 
Hinderungsgrund sein, etwas zu schaffen. Wichtiger dagegen 
ist die nachstehende Aenderung, die der Entwurf in den letzten 
Monaten erlitten hat. Während nämlich vor einigen Monaten 
in dem Entwurf gesagt worden ist: 

„$8 4. Für die Abtrennung von Feldesteilen ist, soweit nicht ein Austausch 
gleichwertiger Feldesteile eintritt, vom Erwerber angemessene Entschädigung 
zu leisten. Uebersteigt der Vorteil des Erwerbs den Schaden des anderen, so 


hat er einen seinem Mehrvorteil entsprechenden Betrag an den Knapyschafts- 
verein abzuführen“, 


hat man in der jetzigen Fassung den zweiten Absatz ganz wegr- 
gelassen. Unausgesprochen, aber ziemlich selbstverständlich 
soll in der Zukunit der Nutzen, den der das günstig zelegene 
Feldesstück erwerbende Unternehmer hat, unter den beiden ge- 
teilt werden oder der Klügste von beiden soll den Löwenanteil 
errafien. Das bedeutet praktisch, dass man beabsichtigt, einen 
ganz unverdienten Vorteil ohne Entschädigung dem Unter- 
nehmer zu lassen, Hierauf muss aufgepasst werden. dass dieser 
Gewinn der Bergarbeiterschaft oder sonst einer gemeinnützigen 
Kasse zufällt. 


Im $ 5 wird bestimmt in beiden Fassungen: 


„Die Entschädigung gemäss $ 4 setzt ein Schiedsamt fest, das aus einem 
Kommissar des Oberbergamtes als Vorsitzender und zwei vom Oberbergamt 
zu berufenden Sachverständigen als Beisitzer besteht . . .“ 


Hieran haben wir auszusetzen, dass die beiden Beisitzer 
vom ÖOberbergamt benannt werden, während wir verlangen 
müssen, dass je einer von den Arbeitgebern und den Arbeit- 
nehmern benannt wird. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Reichsarbeitsgemeinschafit Bergbau. Der engere Ausschuss 
der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau beschäftigte sich in 
seiner Sitzung vom 14. Juni d. J. zunächst mit der Tätigkeit der, 
Bezirkswohnungskommissare. Es wurde festgestellt, dass diese 
bei Aufstellung des Haushaltsplanes der Treuhandstellen zur Er- 
richtung von Bergmannssiedlungen hinzugezogen werden können: 
Ein Einspruchsrecht gegen diesen Haushaltsplan im öffentlichen 
Interesse und in siedlungstechnischen Fragen steht ihnen im 
Auftrage des Reichsarbeitsministeriums und der obersten Lan- 
desbehörde zu. 


Das Reichsarbeitsministerium hatte die weitere Auszahlung 
von Baugeldern von einer Erklärung abhängig gemacht, nach 
weleher die Treuhandstellen die zu ihren Gunsten eingetragenen 
Beihilfehypotheken auf Verlangen des Reichsarbeitsministeriums 
an eine von diesen zu bestimmende Stelle unentgeltlich abzu- 
treten haben. Es wurde festgestellt, dass die Treuhandstellen 
auch nach Abgabe der Erklärung allein als die Stellen in Frage 
kommen, die- vom Reichsarbeitsminister zur Eintragung der 
Hypotheken bestimmt werden können, solange sich nicht eine 


‚Treuhandstelle oder die Arbeitsgemeinschaft auflöst. Die ge- 


forderte Erklärung soll dementsprechend abgeändert werden, 


Ein Unterstützungsantrag der Reichshochbaunorm wurde 
mit 50000 Mark bewilligt. 


Der Heimstättengesellschaft Neu-Deutschland m. b. H. in 
Völpke wurden durch die Treuhandgesellschaft Halle 33/a Mil- 
lionen Mark zur Herstellung von 62 Wohnstätten bewilligt. 
Ausserdem wurde eine Reihe von Beschwerden gegen die 
Tätigkeit der Treuhandgesellschaften zurückgewiesen. 


Die Sitzung des grossen Ausschusses der Reichsarbeits- 
gemeinschaft Bergbau tagte am 15. Juni d. J. und beschäftigte 
sich zunächst mit der Klärung von Urlaubsfragen in verschie- 
denen Revieren, sodann mit der Zahlung der Erwerbslosen« 
unterstützung auch bei Kurzlohn in der Kaliindustrie. Der erste 
Punkt wurde der Urlaubskommission zur weiteren Bearbeitung 
überwiesen, während über den zweiten Punkt zunächst ein Gut 
achten der Zentralarbeitsgemeinschaft eingeholt werden soll. 


Durch die Debatten des grossen Ausschusses zieht sich 
endlos die Frage der Abschaffung der Förderwageneichung, 
welche auch diesmal wieder vertagt werden musste, da die 
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Gutachten der Bezirksarbeitsgemeinschaften, insbesondere das 
der Bezirksarbeitsgemeinschaft im Ruhrrevier, noch ausstehen, 


Gegen die Anerkennung der Lokomotivführer und Bagger- 
führer sowie der Schachtmeister im mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau als Angestellte wandten sich vornehmlich die 
Arbeitervertreter. Da die Ansicht vorherrschte, dass die Reichs- 
arbeitsgemeinschaft in diesem Falle nur eine generelle Ent- 
scheidung treffen könne, wurde beschlossen, dass Zurückver- 
setzungen von Angestellten ins Arbeiterverhältnis nur nach vor- 
heriger Aufkündigung des Angestelltenverhältnisses stattfinden 
sollen. 


. Der AfA-Bund und der Gewerkschaftsbund der Angestellten 
hatten Beschwerde eingelegt gegen den Beschluss der Bezirks- 
gruppe Sachsen, nach welchem diese beiden Spitzenorganisa- 
tionen zur Teilnahme an den Arbeiten der Bezirksgruppe nicht 
zuxelassen sein sollten, bis sie den Nachweis erbracht hätten, 
dass sie über „genügend“ Mitglieder in diesem Bezirk verfügen, 
Die Arbeitnehmerseite der Reichsarbeitsgemeinschaft stellte sich 
iedoch einhellig auf den Standpunkt, dass nach dem Wortlaut 
der Satzungen die der Reichsarbeitsgemeinschaft ange- 
schlossenen Verbände ohne weiteres zu dem Sitzungen der Be- 
zirksarbeitsgemeinschaften zugezogen werden müssten. Es kam 
daher einstimmig folgender Beschluss zustande: 


„Die Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau verpflichtet die Bezirksarbeits- 
gemeinschaft Sachsen, alle Arbeiter- und Angestelltenorganisationen, die der 
Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bergbau angehören und in ihrem Bezirk 
Mitglieder haben, den Satzungen entsprechend aufzunehmen und zu ihren 
Arbeiten und Beschlussfassungen zuzuziehen.“ 


i Die Ausführung dieses Beschlusses im einzelnen muss natür- 
lich den Bezirksarbeitsgemeinschaften überlassen bleiben, 


Bisher weigerte sich die Bezirksgruppe Sachsen. auf Be- 
treiben des Reichsverbandes der Bergbauangestellten, der in 
dieser Bezirksgruppe sämtliche Angestelltensitze innehat, den 
AfA-Bund trotz mehrerer Anträge zu ihren Tagungen hinzu- 
zuziehen. Die Antwortschreiben, die uns auf unsere Anträge 
zugingen, wie auch die Erklärungen, die der Geschäftsführer 
der Bezirksarbeitsgemeinschaft Sachsen, Herr Dr. May, in der 
Reichsarbeitsgemeinschaft gab, liessen deutlich erkennen, ein 
wie grosses Interesse die Arbeitgeberseite daran haben miss, 
dass sie mit dem Reichsverband dort in Sachsen allein wurstelt, 
Die vielen uns aus Angestelltenkreisen des Zwickauer Reviers 
zugegangeren Mitteilungen lassen deutlich erkennen, dass es mit 
der Herrschaft des Reichsverbandes dort endgültig vorbei sein 
dürfte, sobald es uns gelungen ist, das in der Bezirksarbeits- 
gemeinschaft Sachsen herrschende Prinzip, nur mit dem R.d.B. 
zusammenzuarbeiten, zu durchbrechen. Die kommenden Mo- 
nate werden Ichren, dass unsere Annahme in diesem Punkt 
richtig ist. 


Aus anderen Verbänden 


2 


Zur Generalversammlung des Bergarbeiter-Verbandes. Die 
„rrankfurter Zeitung“ hat der Giessener Tagung des alten 
Bergarbeiter-Verbandes ein Nachwort gewidmet, dessen Ge- 
dankengänge auch in den Kreisen der technischen Bergwerks- 
angestellten auf das weiteste bekannt und durchdacht werden 


sollten. Was auch uns auf der Tagıng so sehr von der’ Not- 
wendigkeit einer Verständigung über Berufs- und Bergbau- 


fragen zwischen Angestellten und Arbeitern überzeugt hat, wird 
im nachstehenden Artikel ausgesprochen. Es ist der sachliche 
Ernst, gepaart mit Energie, frei von allem Wortradikalismus, 
der auf der Tagung herrschte und der unter Anerkennung be- 
rechtigter Ansichten der Angestellten freimütig zugab, für die 
Bergarbeiterschaft das Höchstmögliche nur erreichen zu kön- 
nen, wenn Angestellte und Arbeiter zusammenhalten. Das trat 
besonders für uns, die wir mit dem Verbandsvorstand bereits 
seit Jahr und Tag über die wichtigen Fragen des Bergbaues an 
allen möglichen Stellen ständig verhandelt haben, klar in die 
Erscheinung. Es war um so erfreulicher, weil auch wir diese 
gleichen Grundsätze für die allein richtigen halten, um auf die 
Dauer ehrliche erfolgreiche Gewerkschäftsarbeit zu leisten. 
Mögen uns die anderen Angestelltenverbände noch so sehr mit 
Kübeln vol! Schmutz begiessen, mögen sie noch so demagogisch 
arbeiten -— sie hoffen, mit diesen Mitteln neue Mitglieder zu 
fangen, weil diese Methoden der Natur ihrer Führer sehr gut 
entsprechen — sie irren: Wir lehnen diese Methode ebenso wie 
der alte Bergarbeiter-Verband ab. Wir wollen praktische Ar- 
beit im Interesse der gesamten Bergwerksangestellten leisten, 
denn wir wissen, dass auf die Dauer die Angestellten des Berg- 
baues die praktische Wirklichkeitsarbeit allein anerkennen und 
die anderen nicht mehr ernst genommen werden. Aehnliche 





Nr. 25 


Gedankengänge spricht die „Frankfurter Zeitung” in bezug auf 
den alten Bergarbeiier-Verband aus. 
jeden Fall Veranlassung zum Nachdenken und Vergleichen, 
weshalb wir ihn wiedergeben. 

Die Zeitung schreibt unter der Ueberschrift: 
Giessener Bergarbeitertagung“ folgendes: 


„Die Generalversammlung des Deutschen Bergarbeiterverbandes, der man 
bei der besonderen Bedeutung des Bergbaues für unser wirtschaftliches Leben 
mit entsprechender Aufmerksamkeit folgte, bedeutet ohne Zweifel eine Etappe 
in der Rückkehr der deutschen Arbeiterschaft zu vernünftigen Methoden. Wer 
eine Vorstellung von der überaus harten, aufreibenden und gesundheit- 
zerrüttenden Arbeit im Bergbau hat, weiss, was es bedeutet, wenn ein so- 
erheblicher Teil der Bergarbeiterschaft bei der politischen Umkehr vorangeht, 
Nach den Ausschreitungen und Misserfolgen der Putschisten und dem ab- 
stossenden Sektenstreik im linksradikalen Lager sieht die Arbeiterschaft ein, 
dass auch der Streit um eine schärfere Kampfmethode tatsächlich nur die 
Energie schwächt und dass man nur noch zwischen Realpolitik und 
einer erheblichen Schwächung der Bewegung zu wählen hat. Der 
Bergarbeiterkongress, der sich mit aller Schärfe gegen den Kommunismus 
aussprach, und dessen Führer vor aller Welt in den Fragen der 
Arbeitszeit, der weiteren Lohnkämpfe und der drohenden Krise 
hohes Verantwortungsbewusstsein zeigten, erwirbt sich gerade 
dadurch eine Legitimation zur Geltendmachung ihrer Wünsche 
und Anschauungen, die radikale Demagogen niemals besitzen 
würden. Sache der Regierung und der Volksvertretung ist es, diese ganze, 
im Interesse unserer Zukunft so begrüssenswerte Entwicklung und die Stellung 
der besonnenen Führer durch ein Entgegenkommea zu unterstützen, das den 
Radikalismus vollends desavouiert. 

Es sollten sich aber nicht nur die Bergbauinteressenten um die Unter- 
strömungen bekümmern, die auf diesem Kongress zutage traten. Das Unter- 
nehmertum aller Industriezweige empfing eine Mahnung, die nicht überhört 
werden sollte. Die Arbeitgeber, die ohne wirtschaftspolitischen Weitblick 
heute daran gehen, die Stunde zu nützen, und einen möglichst grossen Teil 
ihrer alten Macht wiederzuerobern, geben der zerfallenden Bewegung des 
entschiedensten Klassenkampfes neuen Antrieb. Gewiss bringen Betriebsräte, 
Tarifverträge und die ganze gehobene Stellung der Arbeiterklasse für den 
Unternehmer manche Unannehmlichkeiten, manche Bindungen in den freien, 
wirtschaftlichen Entschlüssen mit. sich. Das muss aber ertragen werden, 1914 
wird nicht. mehr zurückkommen; gerade der wohlverstandene Eigennutz der 
Unternehmer wird Unraögliches nicht durchsetzen, die Arbeiterschaft nicht 


„Die 


durch eine Offensive von seiner Seite aufs neue erregen und den Wirtschafts 


frieden untergraben wollen. Der deutsche Arbeiter von heute ist auf seine 
neuen Rechte, auf seine Mitbestimmung im Wirtschaftsleben stolz und auf ihre 
Erhaltung so eifersüchtig bedacht, wie etwa eine eben geeinte Nation auf ihr 
staatliches Eigenleben. Unternehmer haben in letzter Zeit eine Reihe von 
Juristen angestellt, die die neue Sozialgesetzgebung im Interesse ihrer Auftrag- 
geber zu kommentieren und den Arbeitereinfluss zurückzudrängen haben; sie 
sind in ihrem Fache ohne Zweifel nur allzu tüchtig und geschickt, die Unter- 


nehmer werden es sich aber beim Ueberblick über die ganze Situation über- 


legen müssen, ob sie nicht gut täten, den Eifer dieser Angestellten etwas 
einzudämmen. 
der Arbeiter gegen jede Versöhnung so sehr, wie die Meinung, dass der 


Unternehmer nur seine Finanzkraft spielen zu lassen brauche, um eine ihm 


günstige Auslegung der Rechtslage zu erreichen. 


Wir stehen heute vor der schwersten Aufgabe, die Deutschland je gestellt’ 


war, vor der Reparation. Man kann nach diesem Kongress feststellen, dass die 
Situation wenigstens nicht durch Unvernunft des Grossteils der Bergarbeiter 
erschwert wird. Hier lohnt sich doch in einer aller Welt sichtbaren Weise 
die neue Staatsordnung; in ihr wurden die Arbeiterführer zu der wirtschaft- 
lichen Einsicht gebracht, die denjenigen immer erneut in Erstaunen setzt, dem 


der Tonfall der alten Agitation noch in den Ohren klingt; in ihr werden die 


Arbeiter, wenn auch auf Umwegen, und erst nach Ueberwindung schwerer 
innerer Widerstände, dahin geführt, ihr volles Mass von Anteilnahme und 
Verantwortung am. neuen Staatsleben auf sich zu nehmen, das ja heute in 
erster Linie Opfer fordert. Wenn aber nun Männer, die den Mut gehabt haben, 
schon mehrmals unter Einsatz ihrer Popularität vor die Masse hinzutreten und 


sie von Irrwegen zurückzuhalten, und — wie es heute Hue in Giessen getan 
hat — in aller Ehrlichkeit und mit grossen Ernst erklären, eine Mehrleistung 
der Bergarbeiter sei unmöglich, ehe die Gefahren des Trustkapitalismus im” 


Bergbau beseitigt seien, so muss man darauf hören.“ 
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Rückblick und Ausblick (2. Fortsetzung.) 


| Wir fahren weiter in der Wiedergabe des Artikels „Die 
‚ Behandlung der Steiger“ fort: 


„Wie es auf den Zechen zugeht, mögen die folgenden Mit- 
Kellunzen beweisen, die wir der Oeffentlichkeit übergeben 
Önnen 


So sandte uns ein Kollege von Zeche Nordstern 3—4 ren. 
den Brief: 


„Auf Zeche Nordstern 3—4 herrschen unglaubliche Ver- 
hältnisse. - Die Beamten sind meist älter und können ander- 
| weitig schlecht Stellung bekommen und werden daher von 
dem Betriebsführer Schemann ganz unglaublich gestrietzt. 
Dagegen sind die Verhältnisse auf Nordstern I—2 wie ich: ge- 
hört habe umgekehrt. Behandlung gut, die Steiger bekommen 
ihren Urlaub usw. Herr Betriebsführer Schemann. Schacht 
3—4, brachte es fertig, in einem Revier in 7 Monaten 8 ver- 
schiedene Reyiersteiger anzustellen und diesen nach Bedarf 
sofort wieder das Revier abzunehmen. Z.B. ist der Steige 
Schmidt (vor der Regie des Betriebsführers war er 10 Jahre 
| Reviersteiger) in einem Jahre 8 mal Reviersteiger gewesen. 
| Nachmittags um 5 Uhr nimmt der Betriebsführer die Revier- 
steiger mit zur Hängebank und besieht die Fördertafel. Hat 
ein Betriebspunkt von irgend einem Steiger noch keine Kolı- 
| len am Tage und man weiss nicht sofort eine gute Erklärung, 
| . so befiehlt"er: „Fahren sie sofort an und sehen sie nach, was 

...da los. ist. Kommen sie mir nicht heraus, wenn nicht alles 
., Klappt“.. Dann sitzt der Steiger von nachmittags 5 bis andern 
Mittag 2 Uhr in der Grube, und muss dann noch Angst haben, 
| dass er heraus kommt. Trotzdem muss er des Nachmittags 
5 Uhr zur Konferenz erscheinen. Verschiedene Steiger haben 
eine solche Angst vor dem ewigen Abbüffeln, dass sie, wenn 
der Soll nicht heraus kommt, sofort unten bleiben bis 4 Uhr 

| und sich dann verduften, weil der Betriebsführer dann zum 
| Kaffeetrinken ist. (Reviersteiger Kerkhoff.) Dies möge genü- 
gen. Wenn es nach Aussage des Abgeordneten Hasenclever 

| nur eine vereinzelte Erscheinung ist, so möchte ich ihm die 
Ueberschichten zudiktieren, die in einem Monat auf Zeche 
Nordstern 3—4 gemacht worden sind, damit er dieselben in 





einem Jahre macht. Mit welchem Gefühl der betreffende 
Steiger unter dem Hohnlächeln der Bergleute anfährt, kann 
man sich: wohl denken.“ 


Ein anderer Steiger von der gleichen Zeche schreibt uns: 


„Beim Betriebsführer Schemann ist es eine ganz ge- 
wöhniiche Redensart: „Wer seinen Soll nicht hat, fährt wie- 
der an. Ich kanns aushalten und wenn ihr verreckt“, Oder: 
„Ehe ich den Hals breche, brechen ihn 12 andere“. Kommt 
der Betriebsführer morgens vor der Anfahrt auf die Steiger- 
stube und findet, dass ein Steiger der Mittagsschicht schlecht 
gefördert hat, so schickt er irgend einen Mann nach dessen 
Wohnung und lässt ihn zur Zeche holen, damit er Morgens 
eine Strafschicht verfährt. 

Wenn die Beamten der Morgenschicht aus der Grube 
kommen und schlecht gefördert haben, sagt er zu ihnen, ohne 
Rücksicht darauf zu nehmen, wer dabei steht: „Ihr habt wohl 
N wieder geschlafen und euch in den Strecken rumzedrückt“ 
| Besonders gern gebraucht er die Schimpfnamen: „Tanz- 
meister, verlaufene Schuster und Schneider“. Des öfteren 
h ist es schon vorgekommen, dass sämtliche Steiger der Mor- 
genschicht wegen Schlechter Förderung wieder anfahren 
mussten. Auch des Nachts jagt er uns Beamte rein. Befährt 
er Morgens das Revier und findet ein paar Steine in der Balın, 
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3. Jahrgang 


oder es sind ein paar Stempel gebrochen, so heisst es Nachi« 
mittags in der Konferenz: „Fahren sie heute Abend 
wieder an“, 


Auf Nordstern haben wir eine Reihe unreiner Flöze. Sitz? 
man hinter den Leuten, um reine Kohlen zu bekommen und 
bestraft sie fortwährend, so geht die Förderung zurück. Dann 
heisst es wieder: „Anfahren“. Gedrillt wird man stets. För- 
dert man zu wenig, muss man wieder in die Grube. Sind die 
Kohlen. unrein, muss man auf die Brücke ans Leseband. Es 
ist heute so weit, dass jeden Tag 6 Mann am Leseband stehen. 
Immer je zwei Mann von vormittags 6—10, 10—2 und nach- 
mittags von 5—11. Fast jeden Tag wird auf dem Steiger“ 
zimmer angeschlagen, welche Steiger zum Brückendienst 
müssen, Man kommt: fast jede Woche 2mal dran. Korife- 
renzen finden 4mal in der Woche statt. Sie beginnen um 
4 Uhr und dauern für gewöhnlich bis 7 Uhr. Oft sind sie aber 
erst um 8—9 Uhr alle. Fällt es dem Betriebsführer ein, so 
lässt er sich die ganze Zeit nicht sehen, so dass man als 
Hansnarr die Stunden da sein muss. 

Dabei werden immer noch Ueberschichten verfahren, die 
wir mitmachen müssen. Da wir, wenn jemand krank feiert 
oder Urlaub hat, für diesen Schichten mit verfahren müssen, 
so kommen wir überhaupt nicht mehr zu Verstande. Mit Kon- 
ferenzen, Strafschichten, Brückendienst- und Journalmachen 
verfahren wir jeden Monat ca. 40—*2 Schichten. So 15 Stunden 
Dienst pro Tag sind der Durchschnitt, Sogar desSonntags haben 
wir keine Ruhe. Wenn in der Grube etwas zu machen ist, 
so Soll es Sonntags gemacht werden. Ist man nicht am 
Tage zuvor bestellt worden, so kommt der Kauenwärter des 
Sonntagsmorgens und holt noch einige, die gerade frei haben, 
und die nach Ansicht des Betriebsführers etwas verbrochen 
haben. Beim Sonntagsdienst geht’es ganz besonders nach der 
Gunst des Betriebsführers. 

Besonders sitzt der Betriebsführer den Steigern dahinter, 
die bei der letzten Landtagswahl Zentrum gewählt haben. 
Es sind dies die Steiger Eckrat, Knüfken und der Fahrhauer 
Duvenbeck. Diese werden immer zuerst wieder in die Grube 
gejagt. Duvenbeck hat allein in einer Woche schon 14 Schich- 
ten verfahren. Knüfgen musste im Februar für seinen Kame- 
raden des Nachts anfahren. Morgens verfuhr er seine rich- 
tige Schicht und nachmittags musste er wieder runter, weil 
er schlecht gefördert hatte. Er war 24 Stunden in der 
Grube. Am andern Morgen kam er 10 Minuten zu spät und 
wurde vom Betriebsführer wieder gehörig abgeseift, Zwei 
andere Fahrhauer, Otto und Siebeck, waren bei der letzten 
Landtagswahl als Wahlmänner vom Zentrum aufgestellt. Sie 
haben aber beide liberal gewählt, weil sie fürchteten, ihr 
Brot zu verlieren. 

Der Betriebsführer streicht auch Prämien. Im Februar 
z. B. wurden allein 10 Reviersteisern — 12 sind im ganzen — 
20 bis 30 Mark gestrichen. Beim Prämienstreichen sind die 
oben genannten drei Zentrumsleute regelmässig dabei. Wun- 
dern tuts mich bloss, dass der Betriebsführer noch nicht in 
der Grube tot geschlagen worden ist. Denn wie er es mit 
den Beamten macht, macht er es auch mit den Arbeitern. 
Aber die Angst um die Familie ist es ia, warum man diesem 
Menschenschinder nicht mal den Lampentopf vor die Stirn 
setzt. 

Der Revierbeamte Bergrat Schmidt trägt einen grossen 
Teil der Schuld an diesen Misständen. Der Betriebsführer 
von Zeche Nordstern erklärt offen: „Ich kann Beamte genug 
kriegen“. Er lässt sich Leute von Brackel, wo er zuhause 
ist und Arbeiter von König Ludwig, auf welcher Zeche er 
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früher beschäftigt war, nachkommen und macht sie zu Fahr- 
hauern. Der Revierbeamte aber verpflichtet diese Leute 
anstandsios. Dadurch kommt der Betriebsführer in die Lage, 
dass er auf die geschulten Beamten nicht die geringste Rück- 
sicht zu nehmen braucht. Mit den Ungeschulten, die keine 
Schule besucht haben, kann er ja machen, was er will. Sie 
ersetzen stets die andern, die weglaufen. Wie wir noch zu 
Recklinghausen gehörten, war es anders. Von dort wur“ 
den keine Arbeiter verpflichtet.“ 

Soweit der Brief. 


Aehnliche ausführliche Mitteilungen wie von Zeche Nord- 
stern haben wir auch von Zeche Präsident erhalten, auf der ein 
Betriebsführer Beneze sein Zepter schwingt. Die Klagen der 
dortigen Beamten decken sich fast vollständig mit denen von 
Nordstern. Schimpfinamen und Strafschichten sind auch dort 
zu finden. Jedoch hat der Betriebsführer den Kreis der Leute, 
die er in die Grube jagt, schon etwas weiter gezogen. . Er 
jart auch den Obersteiger mit ins Loch. So. wurden uns zwei 
Zettel übersandt, die folgenden Wortlaut hatten: 


Herrn Obersteiger Damm! 

Wegen der ganz miserablen Förderung heute Morgen 
fahren diejenigen Herren, die ihren Soll nicht am Tage haben, 
heute Nachmittag von 5—9 Uhr wieder an. Auch Sie erwarte 
ich heute Nachmittag von 5 Uhr ab in der Grube. 


Zeche Präsident Schacht 1. 30. 3. 14, 


Glück-Auf! Beneze. 
Eine Entschuldigung gibt es nicht. 


Der andere Zettel lautet: 
Herrn Obersteiser Damm! 
Es fahren heute Mittag an: Steiger Lauterjung, Schäfer, 


Kleinebene 2 und Obersteiger Damm. 
Beneze., 


Wer auf Präsident den Soll nicht hat, muss wieder an- 
fahren. Die Aufstellung des Solls aber führt schon zu Differen- 
zen. Der Betriebsführer ist immer der Meinung, die Steiger 
geben zu wenig Haue an, und nun kontrolliert er sie stunden- 
lang in einzelnen Konferenzen, ob dies auch der Fall ist. Auf 
der Steigerstube liest ein grosses Sollbuch auf, in welchem die 
Steiger die Ursachen eintragen müssen, wenn sie ihren Soll 
nicht erreicht haben. In diesem Buch hat sich vor kurzem 
auch der Assessor verewigt. Er schrieb hinein: „Wegen der 
schlechten Förderung werde ich wohl die Prämien reduzlc- 
ren müssen. Wer nicht hören will, muss fühlen“, 


Beschweren sich die Steiger über Holzmangel, schreibt 
der Betriebsführer nur das eine Wort unter die Beschwerde: 
„Blödsinn“. In der Grube schickt er -dem einzelnen Steiger 
durch Arbeiter Bescheid: „Wenn sie ihren Soll nicht haben, 
brauchen sie überhaupt nicht mehr zu Tage kommen“. Die 
Beamten fliegen denn auch hier nur so. Innerhalb eines Jahres 
sind ein Drittel der Beamten weggegangen.“ 


(Fortsetzung folgt.) 


Reichskohlenrat 


Am 27. Juni d. J. trat der Grosse Ausschuss des Reichs- 
kohlenrates zusammen, um zu verschiedenen Anträgen auf 
Kohlenpreiserhöhung Stellung zu nehmen. In einer gemeinsamen. 
Sitzung des Reichskohlenverbandes und des Grossen Ausschus- 
ses wurde, abgesehen von einigen weniger wichtigen Anträgen 
vor allem der Antrag des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndi- 
kates behandelt, die wertvollen, veredelten Kohlensorten im 
Preise zu erhöhen. Im Laufe der Zeit hat es sich herausge- 
stellt, dass die durch Waschen gereinieten und die durch Sepa- 
ration veredelten besseren Kohlensorten nicht der Nachfrage 
genügten und von der Kundschaft ganz gern höher bezahlt wür- 
den, wenn sie zu bekommen wären, während die minderen 
Sorten im Ueberfluss vorhanden und auch der Kundschaft zu 
teuer sind. Durch eine Erhöhung der Preise der veredelten 
Kohlensorten hofft man, die Veredelung der Förderkohlen zu 
steigern. Das Rheinisch-Westiälische Kohlensyndikat beantragte 
daher, die Preise für Nuss I und. HI sowie Stückkohlen um 
25 Mark pro Tonne zu erhöhen. Diesem Antrage wurde züge- 
stimmt. Hierbei zeigte sich für die Arbeitnehmer ein Schulbei- 
spiel dafür, dass die Förderung der Interessen des Bergbaues 
im Interesse der gesamten Wirtschaft von ihnen unterstützt 
werden musste, dass sie jedoch kein Mittel besitzen, um. auf 
sachlichem Wege sich mit den Unternehmern darüber zu ver- 
ständigen, wie der Vorteil, der ohne Schädigung der Allgemein- 
heit dem Kohlenbergbau zugewendet wird, sich auf Arbeitgeber 


- kung. Wie bekannt, fordert die Entente als Kohlenabgabe vor 
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und Arbeitnehmer verteilen lässt. Die Erhöhung des Kohlen- 


preises der veredelten Kohlen um 25 Mark bedeutet für alle ! 


Unternehmer, die bisher schon diese edleren Kohlensorten pro- 


duzierten. ein Geschenk. Die durch die Veredelung der 2 


Kohlen entstehenden Kosten werden von ihnen heute 
bereits getragen. Die Preiserhöhung soll aber in Zu- 
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kunft doch vor allen Dingen den Unternehmern gewährt | 


werden. die neuin der Zukunft Kohlen veredeln, 
d. h. Wäschen und Separationen in Betrieb nehmen. Die Erhöhung 
soll der Anreiz sein. Da es aber unmöglich ist,.die Kohlenpreise 
nur für diese Werke zu erhöhen, so musste der Kohtenpreis für 
alle veredelten Kohlen gleichmässig hoch gesetzt werden. Das 
ist eine Zuwendung, die wir in nächster Zeit als Kompensations- 
objekt für Forderungen der Arbeitnehmerschaft in Rechnung stel- 
len können. Es ist ohne Zweifel eine Kohlenpreiserhöhung, der 
auch von den Verbrauchern zugestimmt worden ist, weil die 
Nachfrage nach diesen veredelten Sorten eine besonders grosse 
ist. Nebenbei hat die Preiserhöhung noch eine andere Wir- 


allen Dingen die besseren Sorten, während sie die minderen 
zurückweist. Nun ist die Differenzierung der Preise für die 
guten und edlen Sorten im Auslande viel grösser als bei uns. 
Da die von uns abzugebenden Kohlen nur mit dem bei uns im 
Inlande geltenden Preise verrechnet werden. wird durch die 
Kohlenpreiserhöhung auch die Totalsumme der von uns geliefer- 
ten Reparationen erhöht. ; NEE 


Am 28. Juni morgens tagte der Grosse Ausschuss allein, 
um einige der ihm zugeteilten geschäftlichen‘ Aufgaben zu er- 
ledigen, um ausserdem die nötigen Vorarbeiten für die am sel- 
ben Tage stattfindende Plenarsitzung des Reichskohlenrates zu 
erledigen. Im Ausschuss entspann sich eine längere Debatte 
über die dem Plenum vorzuschlagende Entschliessung zu dem 
für das Waldenburger Revier getroffenen Lohnabkommen. Von 
seiten des Reichsarbeits- und Reichswirtschaftsministeriums hat 
man in den Verhandlungen mit den Bergarbeitern das Verspre- 
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chen abgegeben, dahin zu wirken, vom 1. Juli d. J. ab die Koh- { 


lensteuer im Waldenburger Revier zum Teil‘zu erlassen, ” 
und zwar für jede Mark Steuernachlass sollte den Arbeitern 
der Lohn pro Schicht um 30 Pfennige erhöht werden. Insge- 
samt soll eine Lohnerhöhung von 5 Mark erfolgen. 


Es war auch den Arbeitnehmern ohne weiteres klar, dass 
ein Nachlassen der Kohlensteuer: zwecks gleichzeitiger Erhöhung 
der Löhne ein ganz gefährlicher Weg für unsere gesamte Wirt- 
schaft ist, Es herrschte deshalb im Grossen Ausschuss voll-” 
ständige Einstimmigkeit darüber, in der Zukunft von dieser Art 
der Regelung wenn möglich keinen Gebrauch zu machen. Die 
Arbeitgeber wollten nun diese Einhelligkeit dazu benutzen, von 
der Arbeitnehmerschaft eine grundsätzliche Stellungnahme zu 
erlangen, für die Zukunft eine Verquickung der Kohlensteuer- 
frare mit der Lohnfrage grundsätzlich abzulehnen.‘ Dieser Bin- 
dunz konnte von seiten der Arbeitnehmer ‘natürlich nicht 
stattgegeben werden, denn was in den kommenden schweren ° 
wirtschaftlichen Kämpfen zur Lösung der Probleme alles noch” 
wird getan werden müssen, lässt sich heute noch nicht sagen. 
Fs würde aber. eine Bindung sein, wenn dieser grundsätzlichen ” 
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Stellungnahme zugestimmt worden wäre. Es ist deswegen dem? 


Plenum eine andere Fassung vorgeschlagen worden. der auch 
die Arbeitnehmer zustimmen konnten und die die Zustimmung 
des Reichskohlenrates zu dem Steuernachlass im Waldenburger 
Revier enthält. 

In der sich daran anschliessenden Plenarsitzung erstattet®” 
der Geschäftsführer, Berghauptmann Bennhold, den sehr” 
interessanten Geschäftsbericht, der die gesamte Kohlenlage be 
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handelte und der gerade den Lesern unseres Blattes zum Teil’! 


bekannt ist, zum Teil in der nächsten Zeit bekannt wird aus dem’ 


Veröffentlichungen, die wir regelmässig über die Kohlenlage’ H 


4 


Eng 


bringen. j 
Der zweite Punkt der Tagesordnung betraf die Frage der” 








Kohlensteuer. Im Reichstage ist Mitte Juni ein Gesetz?! 
angenommen worden, nach dem die Erhebung der tung dem, 


bis zum 31, 3. 22 verlängert wird. Dem Reichsrat und dem 
Reichskohlenrat wird das Recht übertragen, die Steuer für ein- 
zelne Reviere und einzelne Sorten herabzusetzen. Da das Ge" 


setz über die Kohlensteuer automatisch 20 Prozent von dem 4 
Kohlenpreis erhebt, die Kohlenpreise aber in jenen Revieren am” 
höchsten stehen, die am unrentabelsten arbeiten bzw. die gröss-" 


ten Selbstkosten zu- verzeichnen haben, . werden die schlech- 


testen Reviere mit den teuren Kohlen am höchsten. die guten 4 
Reviere mit niedrigen Selbstkosten am geringsten besteuert.’ 


Diese Tatsache hat mit dazu beigetragen, unsere gesamte Koh’ 


lenwirtschaft mit grossen Widersprüchen wirtschaftlicher Natur’ ” 
zu erfüllen, worauf bereits verschiedentlich in dieser Zeitung” 
hingewiesen worden ist. Gerade diese inneren Widersprüch&' ” 
sind es auch, die mit ungeheurer wirtschaftlicher Notwendigkeit” 7 
auf gewaltige wirtschaftliche Aenderungen unserer Kohlenwirt# 
schaft hinzielen, Veränderungen, die unserer Ansicht nach die’ 
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| Frage der Sozialisierung bzw. der Gemeinwirtschaft viel mehr 
‚ fördern als alle theoretischen Auseinandersetzungen. Um die 


‚ nun auftauchenden vielen wichtigen Fragen, die mit dem neuen 


‚| 








Kohlensteuergesetz zusammenhängen, zu lösen, ist der Kohlen- 
steuerausschuss des Reichskohlenrates verstärkt worden. Es 
gehören ihm jetzt fünf Arbeitgeber, vier Arbeitnehmer, drei 
Verbraucher und ein Vertreter des Handels an. Von den Anze- 
stellten ist Kollege Werner Mitglied des Kohlensteueraus- 
schusses geworden, 


In der weiteren Verhandlung wurde über ein Problem be- 
richtet, welches der Kohlensteuerausschuss beraten muss. Berg- 
rat Herbig berichtete. Er führte aus, dass infolee des unge- 
heuren Geldbedaries des Reiches auch in der Zukunft der Koh- 
lenbergbau einer schärferen Besteuerung unterzogen 
werden soll. Man sei sich nur noch. nicht klar darüber, ob 
man diese Summe von ca. 9 Milliarden, die aufgebracht werden 
soll, in der bisherigen Form der Kohlensteuer erheben, oder 
ob ein anderer, ganz neuer Weg eingeschlagen werden soll. 
Es muss erwogen werden; ob die Erhebung der Steuer dem 
Selbstverwaltungskörper des Reichskohlenrates zu übertragen 
sei, indem dieser durch ein Gesetz verpflichtet wird. vom deut- 
schen Bergbau jährlich 9 Milliarden Steuern zu ar- 
heben und an das Reich abzuführen, es ihm dagegen vollstän- 
dig überlassen wird, zu entscheiden, in welcher Höhe und von wel- 
chen Firmen der Steuerabzug erfolgen soll. Damit tritt das Pro- 
blem der Steuergemeinschaft in das Gebiet praktischer Erwä- 
gungen, was in seinen Konsequenzen eine vollständige Umän- 
derung unserer gesamten Wirtschaft bedeutet. Bisher besteht 
über das Problem noch. keine Klärung; weder in den Kreisen 
der Arbeitgeber, noch in denen der Arbeitnehmer hat man Stel- 
lung genommen. Es soll daher auch an dieser Stelle nicht auf 
das Problem der Steuergemeinschaft eingegangen werden. Es 
wird ohnehin noch in eingehendster Weise in der nächsten Zeit 
in der gesamten Presse und auch an dieser Stelle behandelt 
werden. 


In der Diskussion hat Kollege Werner darauf hingewie- 
sen, dass die Arbeitnehmerschaft zu diesem Problem noch keine 
Stellung genommen habe, dass es aber eine Konsequenz der 


' Steuergemeinschaft sei, dass der Selbstverwaltungskörper, dem 


man das Recht der Steuererhebung übertrage, konsequenter- 
weise auch das Recht der Kontrolle und des eventuellen Ein- 


ı griffes in die Betriebsleitung und Betriebsorganisation haben 


muss. Das sei ein Schritt auf dem Wege der Gemeinwirt- 
schaft, dessen Tragweite sehr genau untersucht werden müsse. 


Damit haben die Verhandlungen im Reichskohlenrat bzw. im 
Kohlensteuerausschuss eine Wichtigkeit für die gesamte zukünf- 
tige Emtwicklung des Kohlenbergbaues und unsere gesamte 
Wirtschaft erhalten, die jedes Bundesmitglied mit gespanntester 
Aufmerksamkeit verfolgen muss, 
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Reichskalirat. Der Ausschuss für Volkswirtschaft beschloss 
eine Erweiterung des Reichskalirates auf 39 Mitglieder. Die 
Länder erhalten nun 4 Vertreter, die Kaliarbeiter 9. Die Ver- 
treter der Landwirtschaft wurden von 4 auf 7 erhöht und auch 
die Landarbeiter erhielten 2 Sitze. Das Vorschlagsrecht zu 
dieser Neubesetzung soll von den Arbeitszemeinschaften aus- 
geübt werden. Der Reichskalirat wird sich in einer seiner 
nächsten Sitzungen mit der Ueberführung der heutigen Kali- 
wirtschaft in die Gemeinwirtschaft zu beschäftigen haben, zu 
welcher ein Notgesetz zur Vorlage kommt, 


Kohlenförderung im Mai. Die Kohleniörderung des Ruhr- 
beckens betrug einschliesslich der linksrheinischen Zechen im 
Mai 1921)6954 607 Tonnen bei 23% Arbeitstagen, d. i. eine ar- 
beitstägliche Förderung von 299 123 Tonnen. Demnach ist die ar- 
beitstägliche Förderung, die schon im April 1921 im Vergleich 
zum Februar (dem letzten Ueberschichtenmonat) um rund 37.000 
Tonnen gesunken war, im Mai um weitere rund 4500 Tonnen 
zurückgegangen. Im Mai stellte sich die arbeitstägliche Förde- 
rung um rund 41500 Tonnen niedriger als im Februar. Ende 


‚Mai waren im Ruhrbergbau 545 334 Arbeiter beschäftigt gegen 


542598 Ende April. 


Nachtrag zum Kohlensteuergesetz. Dem Reichstag ist der 
Entwurf eines Gesetzes über die Verlängerung der Gültigkeits- 
dauer des Kohlensteuergesetzes zugezangen, ‘nachdem seine 


"Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 1922 verlängert werden 


soll. Dem $'6 des Gesetzes sollte ein zweiter Absatz hinzuge- 


"fügt werden, in dem gesagt wird: „Der Reichsminister der Fi- 
(manzen ist ermächtigt, mit Zustimmung des Reichskohlenrates 
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und des Reichsrates für einzelne Berzbaubezirke und einzelne 
Brennstoffsorten die Kohlensteuer zu ermässigen. Die Ermässi- 
gung muss durch eine Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes 
ausgeglichen werden. Die danach festzusetzende Höhe des 
Steuersatzes bestimmt gleichzeitie der Reichsminister der Fi- 


Br mit Zustimmung des Reichskohlenrates und des Reichs- 
rates, 


Der Reichstag hat der Verlängerung des Kohlensteuer- 
gesetzes zugestimmt, jedoch den Satz gestrichen. nach dem eine 
Ermässigung der Kohlensteuer in einzelnen Bezirken und für 
einzelne Sorten die Heraufsetzung der Steuer für alle anderen 
Reviere nach sich ziehen müsste, Er ist dabei von der sehr 
richtigen Voraussetzung ausgegangen, dass, abgesehen von der 
ständigen Beunruhigung durch die Veränderunz der Steuer, 
die Kohlensteuerermässigung nur für einzelne kleinere Reviere 
in Frage komme, die für den Gesamtbetrag der Steuer keine 
grössere Bedeutung besitzen, die aber ausserdem durch die 
sicher zu erwartende Steigerung der Kohlenförderung, d. h. 
Be: sie über den Etatvoranschlag hinausgeht, ausgeglichen 
wird. 


Sofort nach Annahme dieses Gesetzes sind dem Reichs- 
kohlenrat bereits eine Reihe von Anträgen zugezanren, um die 
Kohlensteuer für einzelne Reviere und einzelne Sorten zu er- 
mässigen. 


Sozialpolitik 


Feldersteuer. Man beabsichtigt in Preußen eine Steuer auf 
die verliehenen Berewerksfelder einzuführen. die vor allem 
dem Zweck dienen soll, verliehene Felder nicht nutzlos liegen zu 
lassen. Man will vielmehr durch die auf dıesen Feldern ruhen- 
den Abgaben die Besitzer veranlassen, entweder den Betrieb 
aufzunehmen oder die Mutung fallen zu lassen, wenn das Feld 
wertlos ist und einem anderen Platz zu machen oder aber dem 
Staate die Steuer zu bezahlen. Die Unternehmer weisern sich 
in. den Besprechungen sehr entschieden gegen die nach ihrer 
Ansicht sehr ungerechte Steuer. Dem Gedankengange des Ge- 
setzgebers kann man als Arbeitnehmervertreter im Bergbau 
nur voll und ganz zustimmen. Einzelheiten .müssen ja noch 
mehr durchgesprochen werden. Wenn man aber die Klasen 
der Unternehmer gegen die Ungzerechtigkeit dieser Steuer hört, 
die alle Schürftätigkeit verhindere und so den Wagemut. den 
Unternehmungsgeist, die Initiative usw. untergraben würde, 
denkt man immer und immer wieder an das Patentgesetz. wel- 
ches eine ähnliche Materie regelt. Wer ein Patent erwirbt. muß 
Jahr für Jahr eine immer höhere Steuer zahlen, ganz rleich ob 
er das Patent ausnutzt oder nicht. Wer aber ein Bergwerksield 
zemutet hat, behält es ohne weitere Kosten. Dabei sei noch 
dahingestellt, ob es nicht in vielen Fällen mehr. Wagemiüt, Ini- 
tiative und Unternehmungsgeist erfordert, em Patent auszu- 
arbeiten als ein Feld einzumuten. Nur ein Unterschied ist da- 
bei. Die Patentzebühr liegt im Interesse der Unternehmer und 
schädigt die Arbeitnehmer, Bei der Feldersteuer liegt es an- 
ders. Hier muß der Unternehmer allein bezahlen, und das tut 
er nicht gern. 


Aus den Fachgruppen 


Die Revierkonferenz unserer Fachgruppe Bergbau im Ruhr. 
gebiet, Am 12. Juni d. J. fand in Essen eine Revierkon- 
ferenz unserer Fachgruppe Bergbau des Ruhrgebiets statt, 
Vertreten waren die Obmänner der örtlichen Fachgruppe, : die 
Mitglieder der Bezirksknappschafts- und Schulkommission und 
der Arbeitskammer, ferner die Bergbaumitglieder des Bundes- 
ausschusses und Gauvorstandes, sowie die Bezirksobmänner für 
Betriebsräte im Bergbau. Zur Beratung standen folgende Punkte: 


1. Tätigkeit und Zukunftsaufgaben der Arbeitskammer. 
(Anschliessend daran Besprechung der Wahlvorschläge und 
Aufstellung der Kandidatenliste für die Arbeitskammer.) 

2. Unsere Arbeiten zum Reichsknappschaftsgesetz. 

3. Bildungsfragen im Bergbau. 

4. Die Betriebsräte im Bergbau. 

5. Grundsätze der Bundesbewegung und Aufgaben der Bun- 
desfunktionäre im Bergbau, 


Kollege Bauer erstattete das Referat über die „Tätig- 
keit und Zukunftsaufgaben der Arbeits- 
kammer“, Die Tätigkeit erfolgt hauptsächlich nach $ 2 der 
Verordnung über die Errichtung der Arbeitskammer im Berg- 
bau vom 8. Februar 1919 und besteht vorwiegend aus Mitbe- 
ratung und Begutachtung von Bergebaufragen. In der ersten 
Zeit der Tätigkeit haben sich Schwierigkeiten herausgestellt, 
weil die Arbeitgeber ungern mitarbeiteten.. Kompetenzstreitig- 
keiten lähmten die Arbeit. Ausserdem habe ein Angestellten- 
vertreter (oberer Werksbeamter) seine Stimme meistens für 
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die Arbeitgeber in die Wagschale gewerfen. Trotzdem sind 
Erfolge zu verzeichnen. Die Errichtung der Bergmanassiediun- 
gen. die Einrichtung der Bergmännischen Pflichtiortbildungsschu- 
ien und der Lehrkammeradschaften, die Regelung des Lehrlings- 
wesens im Bergbau, die Aufhebung der Berggewerbegerichte, 
die Beiräte bei den Oberbergämtern sind zum Teil Eriolge, die 
lediglich auf die Initiative der Arbeitskammer zurückzuführen 
sind. Auch mit.dem Betriebsrätegesetz (Mitbestimmungsrecht), 
mit der Aenderung des Berggesetzes, der Sozialisierungsirage, 
dem Arbeitsnachweisgesetz, dem Reichsknappschaftsgesetz usw. 
hat sich die Arbeitskammer beschäftigt. 


Zu den Zukunftsauigaben gehört vor allem die Beratung 
über das Arbeitsrecht. Die Entwürfe für einzelne Ge- 
setze (Schlichtungsordnung, Arbeitszeitgesetz, Arbeitstarif- 
gesetz) liegen bereits vor. Die Einrichtung eines Fachar- 
beitsnachweises wird ebenfalls eine wichtige Aufgabe 
der Arbeitskammer sein. Bei der kommenden Arbeitskammer- 
wahl wird es von den Angestellten selbst abhängen, wie zu 
diesen Fragen Stellung genommen wird. Wer den freirewerk- 
schaftlichen Gedanken auf wirtschafts- und sozialpolitischem 
Gebiete vertritt, muss die freigewerkschaftlichen Angestellten- 
vertreter bei der kommenden Arbeitskammerwahl wählen. 


Nach eingehender Aussprache wurde die vom Bezirksaus- 
schuss vorgeschlagene Kandidatenliste en bloc angenommen, — 


Ueber unsere Arbeiten zum Reichsknappschafts- 
gesetz berichtete der Obmann des Bezirksknappschaftsaus- 
schusses, Kollege Rauer-Lünen. Unter anderem schilderte 
er den Aufbau des zukünftigen Reichsknappschaftsvereins und 
cab bekannt, wie der Einfluss der Angestellten in allen Körper- 
schaften gesichert werden soll. Durch Verständigung mit den 
Arbeiterorganisationen sei erzielt worden, dass dis Angestell- 
ten in der Bezirksversammlung, Hauptversammlung und im 
Vorstand sowie im Reichsknappschaftsrat in entsprechender 
Zahl ihre Vertretungen. erhalten sollen. Für die Angestellten 
werden in Zukunft besondere Angzestelltensprengel gebildet. Die 
Wahl der Angestelltenältesten soll mit einfacher Mehrheit er- 
folreen. Für die anderen Körperschaften wird: das Verhältnis- 
wahlsystem gefordert. Der Berichterstatter wies weiter darauf 
hin, dass die Bezirksknappschaftskommission nach reiflicher 
Ueberlegung auch die Forderung der Allgemeinen Krankenversiche- 
rung für alle Angestellten ohne Unterschied des Einkommens 
aufgestellt habe, Der Redner erläuterte eingehend die Dek- 
kungsverfahren (Anwartschafts-, Kapitaldeckungsverfahren und 
Umlageverfahren) und kam zu dem Schluss, dass bei Anwen- 
dung des Anwartschaftsdeckungsverfahrens die Beiträge uner- 
schwinglich werden würden. Es müsste daher eine Grundrente 
und Zusatzrente gewährt werden, wobei die Zusatzrente den 
weitaus grössten Teil ausmachen müsste. Für die Zusatzrente 
ist das Umlageverfahren anzuwenden, während für die Grund- 
rente das Kapitaldeckungsverfahren in Anwendung zu bringen 
sei. Allerdings bestehe die Regierung auf Anwendung des 
Anwartschaftsdeckungsverfahrens. Redner brachte noch einige 
Zahlenbeispiele iiber die Höhe der Beiträge und Renten bei An- 
wendung der einzelnen Deckungsverfahren, und betonte, dass 
in der gegenwärtigen Zeit der wirtschaftlichen Not den Renten- 
empfängern eine auskömmliche Rente gesichert werden müsse, 
wobei jedoch die Beitragslast nicht zu schwer sein dürfe. Die 
Bezirksknappschaftskommission habe mit den AfA-Mitgliedern 
der Arbeitskammer Hand in Hand gearbeitet. Die Stellung- 
nahme der Arbeitskammer zum Reichsknappschaftsgesetz wird 
an anderer Stelle noch ausführlicher wiedergegeben. ' 


Hieran schloss sich eine sehr lebhafte Debatte, woran sich 
insbesondere die Mitglieder der Bezirksknappschaftskommission 
beteiligten. 


Nach der Mittagspause erstattete Koll. Sichtermann 
das Referat über „Schulfragen im Bergbau“ Nur 
durch eine gute fachliche sowie theoretische Ausbildung haben 
wir Gewähr, dass die gewaltigen Aufgaben der neuen Zeit ge- 
löst werden können. Dazu ist die Reorganisation der Voiks- 
und Fachschulen erforderlich. Am 1. Juni wurden die bergmän- 
nischen Pflichtfortbildungsschulen, infolge des Druckes der Ge- 
werkschaften, eingeführt, in der die iungen Bergleute vom 14. 
bis 17. Lebensjahre zeschult werden. Neben den-reinen Ele- 
mentarfächern soll Buchführung, Naturlehre, Staatsbürgerkunde, 
Volkswirtschaftslehre und Sozialwissenschaft, daneben im letz- 
ten Jahre Berufskunde gelehrt werden. Die Arbeitnehmerschaft 
ist päritätisch, sowohl rein örtlich. im Schulvorstand, als auch 
an der Spitze im Verwaltungsrat an der Aufsicht und Leitung 
dieser Schulen beteiligt. — Gleichzeitig ist durch Gesetz vom 
Februar d. J. auch der paritätische Verwaltungsrat bei den 
Berg- und Bergvorschulen festgelegt. Aufgabe dieser Verwal- 
tungsäte wird es sein, die heutigen Bergschulen besonders in 
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der Weise: weiterzubauen, dass man der Ausbildung von Ma- 
schinen-, Elektro: und Kokereisteigern und Markscheidergehilfen 
nähertritt und für die einzelnen Kategorien an den heutigen |} 
Bergschulen geeignete Lehrkurse einrichtet, die eine gute Aus-} 
bildung gewährleisten. I 


Weiter ist die Frage zu prüfen, ob neben den Schulstunden 7} 
noch täglich im Schacht praktisch gearbeitet wird. Jedenfalls 
darf nicht verkannt ‘werden, dass gerade die praktische Arbeit, 
weil sie den Körper ermüdet, den Schüler‘ für den Unterricht 
weniger aufnahmefähig macht. Auf der anderen Seite besteht 
allerdings die Gefahr, dass, wenn die praktische Arbeit voll- "! 
ständig aufgehoben würde, ein grosser Teil der heutigen Berg- 
leute nicht mehr Bergschüler werden könnte, weil sie den Ver- 
dienstausfall nicht zu tragen vermögen. Vielleicht fände man 
hier einen praktischen Weg, wenn man die Schulzeit in reine | 
Schultage und reine Arbeitstage teilen würde. Dann hätte der 
Schüler sich in den Schultagen nur mit Schulfragen zu beschäf- 
tiren und könnte in den 2 oder 3 Arbeitstagen der Woche sich 
einen Verdienst erarbeiten. 


Diese Ziele werden noch näher zu prüfen sein. — 


In der Aussprache wurde von den Kollegen Rade- 
macher, Westhofen und anderen die präzisere Ausbil- 
dung der Hauer in theorethischer und praktischer Hinsicht. ge-"' 
fordert. Ebenso wurde der Einrichtung der Lehrkameradschaf- 
ten grosse Aufmerksamkeit zugewendet. 


Kollese Halbfell sprach über „Die Betriebsräte 
im Bergbau“. Die Schule, durch welche unsere Betriebs- 
räte in den 2 Jahren ihrer’ Tätigkeit gegangen seien, zeitigt be- 
reits ihre Folgen. Unsere Betriebsräte im Bergbau hätten sich” 
ihren Aufraben gewachsen gezeigt. Der Redner kennzeichnete” 
das angestelltenfeindliche Verhalten unserer Gegner beim Kampf 
um das Mitbestimmungsrecht. Heute sucht einer den anderen” 
zu übertreffen im Geschrei nach dem Mitbestimmungsrecht; 
wenn es aber gilt, ernsthaft dafür einzutreten, dann versagen 
die Harmonieverbände, wie es die Haltung des G.d.A, bei der’! 
Beratung der Betriebsräterichtlinien beweist. + 


Das kommende Gesetz über die Vertretung der Betriebs- 
räte in den Aufsichtsräten wird grosse Anforderungen an die 
Betiebsräte des Berebaues stellen. Wir werden innerhalb der’? 
freien Gewerkschaften die Personenfrage lediglich unter dem’ 
Gesichtswinkel der Tüchtirkeit lösen dürfen. In beiden Fragen’ 
sind die Arbeiten vom Butab bereits eingeleitet. 3 


Die Bezirkswirtschaftsräte können nur dann Erspriessliches” 
leisten, wenn ihre Tätigkeit von wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten geleitet wird. Sie bedürfen eines Unterbaues. Die Ar- 
beitskammer im Bergbau müss auf die grossen Aufgaben auf 
wirtschaftlichem Gebiete umgestellt werden. Die zu bildende’ 
Bergbaukammer müsste in paritätischer Zusammensetzung durch 
Urwah! gewählt werden und hätte sämtliche technischen, kauf 
männischen, sozialen und verwaltungstechnischen Aufgaben des 
Bergbaues auf Geheiss des Bezirkswirtschaftsrates zu bearbei- 
ten. Die Zahl der Angestelltenvertreter hier und im B.W.R. 
soll der wirtschaftlichen Wichtigkeit der Angestellten ent- 
sprechen. \ 


Im Anschluss an das Referat des Kollegen Halbfell wurde " 
nachstehende Entschliessung einstimmig angenommen: 








as 


[oe en an 0 227 D 


er 


„Die am 12. Juni 1921 in Essen tagende Revierkonferenz der Fachgruppe 7 
Bergbau des Butab hält es für erforderlich, dass für den Bezirkswirtschaftsrat, 7 
der das Ruhrkohlengebiet einschliesst, als Unterbau eine Bergbaukammer 7 
gebildet wird, die als amtliche Körperschaft zu gelten hat und die in 7 
paritätischer Zusammensetzung auf Arbeitnehmerseite zu einem Drittel aus 
Angestellten bestehen soll. ”# 

Das Aufgabengebiet umfasst alle sozialpolitischen, wirtschaftlichen und 
Verwaltungs-Aufgaben, welche der Bezirkswirtschaftsrat an die Bergbaukammer 7 
als Unterstufe überweist. 

Die Wahl zur Bergbaukammer hat in gemeinsamem Wahlgang mit der 


Wahl zum Bezirkswirtschaftsrat durch Urwahl zu erfolgen.“ & 





Das Referat zu Punkt 5 der Tagesordnung „Grundsätze der 
Bundesbewegung und Aufgaben der Bundesfunktionäre“ erstat- 
tete Kollege Gramm. Der Inhalt seiner Ausführungen wird in 
einer der nächsten Nummern des T.G. als Artikel wiedergege- 
ben, da sie einmal den Bericht über die Vertrauensmännersit- 
zunx zu ausführlich gestalten würden, andererseits aber so im- 
teressant sind, dass sie als besonderer Artikel sicher eingehen 
der gelesen werden, KL 


Mit einem Rückblick auf die positive Arbeit, die die Fach- 
gruppe Bergbau im Ruhrrevier auf allen Gebieten geleistet hat 
und einem Ausblick auf die noch zu leistende zukünftige Arbeit 
wurde die Revierkonferenz geschlossen. 
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Nummer 27 


Rückblick und Ausblick 


(3. Fortsetzung und Schluss.) 


Wir fahren in der Fortsetzung des Artikels In der vorigen 
Nummer fort: 


„Aus dem Inhalt der Fragebogen liest man ebenfalls her- 
aus, wie die Steiger unter den ungesunden Dienstverhältnissen 


leiden. So seien hier nur einige der bemerkenswertesten An- 
gaben wiedergegeben. 


Auf die Frage: Sind Ihnen schon Abzüge eingehalten wor- 
den? sind u. a. folgende Antworten eingelaufen: 

Mathias Stinnes: Schon oft. Noch in den letzten 3 
Monaten 10 Mark wegen Minderförderung. 

Rhein-Elbe: Ja. 10 Mark wegen eines Schreibfehlers. 

Preussen 2: Mir noch nicht, aber meinen Kollegen! 

Bergmannsglück: -Ja. Einmal 5 Mark wegen Nicht- 
erreichens des Ziegelbergsoll, der planlos aufgestellt ‘wurde. 
In meinem Falle hat der Schachtaufseher die Ziegelberge der 
Bequemlichkeit halber wieder ins Revier als Steine ge- 
Schickt. 

Nordstern: Hatte man einigemal Mindermass, so wur- 
den die Haldenplussprämien auf Antrag des Betriebsführers 
gestrichen, trotzdem insgesamt 12—13 Proz. gefördert wur- 
den. Dieses ‚waren 30-50 Mark und von 11 Revieren wur- 
den Sie 5-6 abgezogen. 

Pluto: In einem Betrieb war von einem anderen Beamten 
eine falsche. Stunde gehängt worden. Ich sollte Schuld sein. 
Man strich mir zirka 100 Mark. 

Hugo: Bei niedergehendem Geschäftsgang 15 Mark wegen 
schlechter Hauerleistung, 20 Mark wegen zu hoher Selbst- 
kosten, verschiedentlich 10 oder 20 Mark ohne Gründe. 

Karolus Magnus: Wenn Soll nicht gefördert wurde, ein- 
fach 10, 20 oder 30. Mark eingehalten. 

Bergmannsglück: Ja, wegen nicht Sollförderns von 
Ziegelbergen. 

Werne: Mit der Gewährung der Prämien geht es nach 
Gunst und Gabe. Glücklich sind diejenigen, die mit dem, Be- 
triebsführer von Königsborn gekommen oder mit ihm ver- 
wandt sind. Die Hilfssteiger in diesen Revieren haben, trotz- 
dem sie nur die halben Prämien erhalten, mehr als andere 
Reviersteiger, die die ganze verdienen. 

Neumühl: Bei uns wird Sogar Beamten, die den ersten 
Monat hier sind, schon die Prämie gestrichen. 

Holland: Ja, wegen Holzverschwendung. Dünnes Holz 
fehlte, musste dickeres nehmen. 


Strafdienst unter Tage: 

Mathias Stinnes: Gibt es auch bei uns. 

Admiral: 1912 etwa 20 und 1913 etwa 20 Schichten wegen 
nicht genügender Leistung. Dauer 4-8 Stunden. 

Rhein-Elbe: 1912 zweimal. Einmal war schlechte För- 
derung, das andere Mal Nichterreichen des Solls die Ursache. 

Rhein-Elbe: 1912 zweimal. Einmal 8 Stunden und ein- 
mal 1% Stunde. Ursache: Wegen schlechtem Beladen der 
Wegen. Es war keine Höhe vorhanden. Das zweite Mal 

war der Bergeversatz nicht in Ordnung. 

Alte Haase: 1912 zwei- oder dreimal je 5-6 Stunden 
wegen ungenügender Wassersaige. 

Preussen: 1913 einmal 2—3 Stunden weil die Wetter- 
strecke nicht sauber war. Da keine Leute zur Verfügung 
standen, habe ich am Stoss gesessen. 

Blumental: 1913 zweimal je 2 Stunden wegen schlechtem 
Beladen der Wagen. Musste an der Rutsche den Leuten das 
Laden zeigen. 

Neumühl: Ich noch nicht, aber andere. 

Holland: 1913 einmal. Ein Wettenweg war nach Ansicht 
des Betriebsführers nicht in Ordnung. Einzelne Steiger 
fürchten sich überhaupt herauszukommen, wenn sie sch\echt 
gefördert haben, ’ 


| Berlin, den 15. Juli 1921 
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3. Jahrgang 





Deutscher Kaiser: 1912 dreimal und 1913 zweimal und 
zwiar jedesmal die ganze Schicht. Entweder klappte die Spü- 
lung nicht, oder der Soll war nicht erreicht. 


Straidienst über Tage: 


Admiral: Wenn der Soll nicht gefördert wird, müssen wir 
vom 5. bis 10. jeden Monats 2 Stunden auf der Zeche sein. 
Die Tätigkeit ist unbestimmt. 

Rhein-Elbe: Vor mehreren Jahren ja. Wird auch heute 
noch angedroht, ist aber seit 2 Jahren nicht mehr ausgeführt 
«worden. 

Preussen :Wegen unreiner Förderung in 2 Wochen vier- 
mal 1 Stunde auf der Brücke die betreffenden Kohlennum- 
mern zur Bestrafung vormerken. 

Consolidation: Einige Male in den letzten Jahren 'we- 
gen unreiner Kohlen Brückendienst machen. 

Blumenthal: Wenn Mangel an Waggons, jeden zweiten 
Tag 4 Stunden auf der Brücke, wofür nichts vergütet wurde, 
trotzdem wir einen Antrag gestellt haben. In einem Monat 
7% Ueberschichten über Tage. (Dies ist kein Strafdienst.) 
Wegen unreiner Kohlen mussten die betreffenden Steiger bei 
den Bergeklaubern die Aufsicht ausüben. 

Hugo: Bei Mindermass oder unreinen Kohlen sind die Be- 
amten des betreffenden Reviers schon mal zur Ansicht der 
Förderwagen während zwei Stunden bestimmt worden. 

Deutscher Kaiser: Wenn man sich über Holzmangel 
beschwerte, wurde man zur Aufsicht in das Holzmagazin ge- 
schickt, damit man sich nicht wieder beschweren sollte. 

Werne: Drei- bis viermal w’öchentlich je eine Stunde die 
unreinen Kohlen und die Wagen mit Mindermass besehen. 

Neumühl: Hin und wieder wird Brückendienst verlangt, 
der aber nach einiger Zeit langsam wieder einschläft, bis Kl. 
Krach schlägt. 

Holland: Wegen Nichterreichen des Solls 30--60mal im 
Jahre auf der Zeche sein. Getan wird nichts. 


Durchschnittliche Dienstzeit pro Tag: 

Matthias Stinnes 12 Stunden mindestens, Admiral 10—10%, 
Alte Haase 11, v. d. Heydt 12, Westhausen 12, Sälzer 
& Neuack 10%, Preussen 11—12, Consolidation 12—12%, 
Bergmannsglück 11—12, Scholven 11, Julia 11—12, Biu- 
menthal 11—12, Hugo 10-11, Neumühl 11, Holland 12, 
Deutscher Kaiser 13—16 Stunden. 


Sonntagsdienst: 


Matthias Stinnes: Sehr oft. 

Consolidation: 10 pro Jahr. 

Preussen: In.3 Monaten habe ich 9 Sonntagsschichten 
veriahren müssen. 

Werne: Fin Steiger dieser Anlage hat 13 Sonntage hinter- 
einander arbeiten müssen. 

Rhein 1: Jeden 4. Sonntag und öfter. 

Holland: Wenn Reparaturen notwendig sind. Bei zwei 
Steisern war dies 8 Sonntage hintereinander der Fall. 







| Berehmuoneestellte les Ruhrreuferst | 
Am 2. August 


ist im rheinisch - wesifälischen Steinkohlenbezirk 


Arbeitskammerwahl. 
Für Euch gilt der Stimmzettel 


Lisie 2. 
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Die meisten Antworten lauten: 5-6mal im Jahre sei Sonn- 
tagsdienst. 
Behandlung: 


Die Frage lautet: Werden Schimpfworte gebraucht? Von 


wen? 
Matthias Stinnes: Schlecht. Schimpfworte vom Be- 
triebsführer und zwar solche, die nicht wiederzugeben sind. 


Rhein-Elbe: Schimpfworte. Betriebsführer, -Fahrsteiger. 


Bergmannsglück: Mir gegenüber nicht. 

Deutscher Kaiser: Sklavenmässig. 

... Die meisten Beantworter der Fragebogen antworten mit: 
Leidlich, erträglich und ziemlich gut; oder: Schimpfnamen 
werden bei: uns nicht gegeben. 

Zum Schluss sei nın noch zur Charakteristik der Art und 
Weise, wie mit den Steigern umgesprungen wird, der folgende 
Fall erzählt. Das Bochumer Volksblatt berichtete in der 
Woche nach Ostern folgendes: 

„so interessant und lehrreich, wie für die Steiger von 
Zeche Osterfeld die Beschäftigung an der. Lesebank, war für 


die Steiger von Zeche Bruchstrasse jedenfalls auch’ das Kno-. 


tenbinden am ersten Ostertage, worüber uns ein Kaımerad 


berichtet: 


Ungefähr acht Tage vor Ostern funktionierte auf der 5, 
Sohle der Zeche Bruchstrasse die Seilbakn nicht gut, die zum 
Mitnehmen der Wagen erforderlichen Hanfknoten hielten nicht. 
Die Ansicht des Inspektors Alfermann — welcher zum Unglück 
der Beamten gerade anwesend war — ging dahin, die Knoten 
wären nicht richtig gebunden, die Schuldigen wären die Herren 
Steiger. Nach der Meinung der Arbeiter und selbst der Be- 
amten lag es weniger am richtigen Binden der. Knoten, son- 
dern an dem schlechten Material. Mit den Worten: „Am 
ersten Feiertag habe ich nichts vor, dann 
werde ich den Herren das Knotenbinden 
lernen!“ ginge der Herr Inspektor fort. Dass dies Wirklich- 
keit werden sollte, glaubten selbst die nicht, welche in punkto 
unwürdiger Behandlung schon etwas gewöhnt sind. 


Am Samstag vor Ostern lautete der Befehl: „Morgen 
früh sämtliche Beamten zum Knotenbinden um 9 Uhr auf dem 
Zechenplatz antreten.“ Sämtliche Beamten er- 
schienen, sogar, einer, der am Samstag 
verreist war, war zur Stelle. Da standen nun 
über 30 gereifte Männer an einem auf dem Zechenplatze ge- 
spannten Drahtseil und lernten — Knotenbinden. 


Weil es der Laune eines Grubeninspektors gefällt, „der 
am ersten Feiertag nichts vor hat“, verdirbt man diesen Leu- 
ten, welche sich wie jeder andere, gefreut hatten, einmal einen 
ireien Tag mit den Ihrigen ungestört zu verleben, die Feier- 
tage. : 

Es ist schliesslich nicht die Aufgabe eines Arbeiters, die 
Interessen der Beamten wahrzunehmen, aber angesiehts einer 
derartigen Behandlung — die Zornröte stieg mir ins Gesicht, 
als ich mich durch Augenschein von vorstehendem überzeugte 
“— betrachte ich es als unsere Pflicht, das der Oeftentlichkeit 
zu unterbreiten.“ 


Auch uns stieg die Schamröte ins Gesicht, wie wir diese 
Worte lasen; nachher aber kam uns. der Gedanke, die Mittei- 


lung könne auf keinen Fall zutreffen. Wir fragten. deshalb 


bei einem der dortigen Steiger an, der folgendes schrieb: 


„Der Sachverhalt hat sich genau so, wie ihn das Blatt 
schildert, zugetragen. Es waren etwa 30 Beamte amwesend. 
An einem in der Nähe gespannten rostigen Seil übte ein Teil 
der Beamten das Knotenbinden, während die grössere Mehr- 
heit zusah. Verschiedene haben sich ihre Sonntagskleider an 
den: Seile verdorben. Auch uns war es nicht gleichgültig, 
Zirka eine Stunde mussten wir auf der Zeche bleiben, davon 
hat das Knotenbinden % Stunde gedauert.“ 


% 


„Schon die vorhergehenden Ausführungen über die Be- 
handlung, das Prämienstreichen, die Strafschichten, den langen 
Dienst usw. zeigen, wie es im Beruf zugeht. Es sind nur Ein- 
zelheiten, die einen verschwindend kleinen Teil der wirklichen 
Geschehnisse zeigen. Denn leider besitzen die Grubenbeam- 
ten zum grossen Teil nicht mehr das Gefühl für ihre entwür- 
digende Lage und sprechen nicht mehr darüber. Von morgens 
bis abends im Dienst, müde, matt, nervös, tapsen sie in der 
Tretmühle mit, lesen keine Zeitungen und stehen allen Bestre- 
bungen, die nicht mit dem Dienst, dem ‚Essen, Trinken und 
Schlafen zusammenhängen, verständnislos gegenüber. 


In diesen Zuständen Besserung zu schaffen, ist sicher ein 
verdienstvolles Werk. Aber bei der geringen Beteiligung der 


Steiger ist es nicht nur sehr schwer, diesen Erfolg zu erringen, 
Sondern auch sehr undankbar. .Wären die Steiger nicht so 
ausserordentlich abgestumpft gegen. Verletzungen des Ehrge- 
fühls, dann ging es keine acht Tage so weiter und jene Zu- 
Stände, die im Vorhergehenden geschildert, führten zu Mord 


und Totschlag. Aber das ist nicht der Fall. - - 
Trotzdem muss der Kampf gegen diese” Zustände weiter 


geführt werden, denn immer weiter strecken die Grossindu- 


striellen, die hier im Ruhrrevier die Macht besitzen, ihre Fang- 
arme auf andere Industrien aus und auch dort werden jene 
Behandlungsmethoden eingeführt, die allem  Menschlichkeits- 
gefühl, aller Gerechtigkeit und Christlichkeit Hohn sprechen. 
Auf diese drohende Gefahr hinzuweisen und-an Beispielen zu 
illustrieren ist die Aufgabe des Steigerverbandes. Für die 
Steiger kommt es noch schlimmer. Gehen uns noch wenige 
Jahre in das Land, dann lässt die bisherige prozentuale Aus- 
dehnung unsers Bergbau nach, und wir 'stehen vor einer ge- 
waltigen Ueberproduktion.. Dann aber ergeben sich für die 
Beamten Zustände, die in noch ganz anderer. Weise wie Straf- 
schichten, Prämienentziehungenen und Prügel, die man heute 
schon 'austeilt, den Steigern die Augen öffnen werden. Dann 
Bene sie den Verband, und deswegen soll er auch bestehen 
bleiben. 5 


Dass diese Verhältnisse den Mitgliedern des Steigerverban- 
des und auch den Privatangestelltenverbänden klar zum Be- 
wusstsein gekommen, ist der Erfolg des Anschreibens. ° Die 
klare Erkenntnis, der Steigerverband muss bestehen bleiben, 
hat sich durchgesetzt, und damit ist jene moralische Rücken- 
deckung geschaffen worden, deren Fehlen der Verbandslei- 
tung das Arbeiten für den Verband so erschwert und verleidet 
hat. 


Am 1. Mai «waren es 7 Jahre, dass auf Zeche Neumühl jene 
Konferenz stattfand, in der Direktor Bentrop das Wort aus- 
sprach: „Wir Grubenbesitzer werden nie einem Verband der 
Steiger dulden.“ An jenem lage ist das von dem Direktor er- 
wartete Wort nicht ausgesprochen worden: „Die Organisation 
wird aufgegeben.“ Es soll auch jetzt nach 7. Jahren nicht 
fallen, trotzdem sich heute die Unzuverlässigkeit fast aller der 
damals so Unentwegten und auch der andern Steiger gezeigt 
hat. Mit neuem Mute wollen wir die Arbeit wieder beginnen, 


damit nach den 7 mageren Jahren jetzt die 7 fetten an die 


Reihe kominen.“ 
* % 
x 
Wie bereits gesagt, sind jast genau wiederum sieben Jahre ° 
vergangen, seitdem die vorstehenden Ausführungen im „Tech- 
nischen Grubenbeamten“ erschienen sind. Ohne Zweifel haben 


sich die Dienstverhältnisse, die während des Krieges noch eine 


Verschlechterung erfahren hatten, gebessert. Sie sind einmal 
durch die Revolution besser geworden, ausserdem aber, weil 
die Grubenbeamten, vor ailem des: Ruhrreviers, ziemlich ge- 
schlossen dem Bunde beigetreten sind und sich gegen diese un- 
würdigen Zustände wehren konnten. Vielen der Herren- Un- 


ternehmer und oberen Bergbeamten, die sich hinsichtlich 


Schneidigkeit und Rücksichtslosigkeit früher nicht genug tun 
konnten, war infolge der Revolution das Herz in die Hosen 
gefallen Sie mussten sich eine gewisse Zeit als anständige 


Menschen betragem. Anscheinend: aber halten sie jetzt die Zeit 


für gekommen, den alten Herrenstandpunkt wieder aufzurich- 


ten, die alte Herrenmoral wieder aufleben zu lassen. Die An- 


zeichen mehren sich von Tag zu Tag. Jeder, der nur ein 


wenig Ueberblick über einen grösseren Kreis besitzt, weiss ein 


Lied davon zu, singen. Deshalb sollten die Angestellten des 
Bergbaues an frühere Zeiten zurückdenken. Die sich jetzt wie- 
der zeigenden Liebediener und Angeber unter den Angestell- 


ten, die da glauben, Sondervorteile zu erlangen, wenn, sie ihren 
Kameraden in den Rücken fallen, jwenn sie. sich auf die Seite ° 
der Unternehmer schlagen und auf die Organisation verzich- 


ten, vergessen ganz, welchen Schaden sie dem ganzen Berufe 
zufügen. Wer sein Eigeninteresse über das Wohl der Gesamt- 


heit stellt, wer die Zeichen der Zeit nicht versteht, sollte nach- Eh 
denklich werden. Sondervorteile gehen schnell verloren; ein = 
gesunder, guter Beruf bringt auf die Dauer jedem Angestellten 
den grössten Nutzen. Jeder Grubenbeamte, der eine Wieder- 


kehr der früheren Verhältnisse verhindern will, muss daher. 
unsere Organisation stützen und ihr beitreten. Wir treten seit 
vielen Jahren für gesunde und anständige Dienstverhälinisse 

ein. Freie Menschen, die gewissenhaft ihre Pflicht nach jeder 
Seite hin erfüllen, will unsere Organisation erziehen, freie Mem 


schen, die sich ganz entschieden gegen die Unterdrückung ° 


ihrer Persönlichkeit wehren und die im Bunde Rückendeckung 


finden. Drum sorge jeder dafür, dass die „guten alten Zeiten 
(mit 12- und 14stündiger Arbeitszeit, mit Strafschichten und 
Prämienentziehung, mit Beschimpfungen und Schikanierungen) 


nicht wiederkommer:. 
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Wirtschaftsfragen 


Rückblick über die Tätigkeit der Kalilohnprüfungsstelle 
I. Instanz im Jahre 1920.: Nachdem die Tätigkeit der Kalilohn- 
prüfungsstelle- für das ‚Jahr 1920 als abgeschlossen betrachtet 
werden darf, dürfte es zweckmässig sein, einen kurzen Ueber- 
blick zu geben. 2 

Das Gesetz über den 'Abatz. von Kalisalzen ($$ 13/16 und 
20a Absatz 4/9) schreibt vor, dass dem Arbeitnehmern des Kali- 
bergbaues ein gewisser Mindestverdienst sichergestellt werden 
muss, wenn die Werke auf- die volle - Belieferung der 
ihnen zugebilligten Beteiligungsziffer Anspruch erheben. Auf 
Grund dessen machte es sich notwendig, die Einkommensverhält- 
nisse der einzelnen Arbeitnehmer, Angestellte sowohl’ wie 
Arbeiter, nachzuprüfen. Während die Arbeiter schon früher mit 
einer derartig gesetzlichen Regelung ihrer Lohnverhältnisse ein- 
verstanden waren, setzte im Jahre 1916 eine Bewegung der An- 
gestellten des Kalibergbaues im Werratal ein, die verlangte, dass 
die Regelung der Einkommensverhältnisse den Arbeitgebern 
überlassen bleibe, nicht aber von ‚gesetzlichen : Vorschriften 
abhängig gemacht werde. Erst die Nachkriegszeit hat auch hier 
klarere Verhältnisse geschaffen. Der eigenartigen Stellunenahme 
der Angesteliten im Werratal ist es auch wohl zuzuschreiben, 
dass die Einkommensverhältnisse der Angestellten des Kaliberz- 
baues solange ungeklärt bleiben konnten und dass sich vor allen 
Dingen der Arbeitgeberverband des Ka.ibergbaues so lange Zeit 
der tariflichen Regelung der Angestelltengehälter entgegenzu- 
stemmen vermochte. 

Zum Zwecke der Prüfung der Löhne und Gehälter im Kali- 
bergbau wurden die -Kalilohnprüfungsstellen I. und Il. Instanz ins 
Leben gerufen, die der Kaliprüfungsstelie angegliedert wurden, 
mit der Berechtigung, Vorschläge auf Entziehung der Quote, 
bzw. auf Verminderung der Beteiligungsziffer zu machen, wenn 
die Löhne und Gehälter der Angesteliten unter dem gesetz- 
mässigen Minimum blieben. 

Während die Kalilohnprüfungsstelle I. Instanz die Prüfungen 
vorzunehmen und die eventuellen Vorschläge der Kaliprüfungs- 
stelle zu unterbreiten. hatte, hatte die Kalilohnprüfungs- 
stelle II. Instanz die Aufgabe, sich mit den eventuell zu er- 
wartenden Beschwerden als Berufungsinstanz zu beschäftigen, 

Infolge der einsetzenden Entwertung unseres Geldes und der 
dadurch bedingten höheren Lohnsummen, in Zahlen ausgedrückt, 
zur Bestreitung des Lebensunterhaites. wurden -die ziffermässig 
festgelegten Einkommen um ein Mehrfaches überstiegen, und 
die Kalilohnprüfungsstelle erster Instanz einigte sich nun auf 
dem Grundsatz (Sitzung vom 21. Januar), dass die Erfüllung 
der gesetzlichen Vorschriften als gegeben angesehen werden 
sollte, wenn die Arbeitgeber den tariflichen Verpflichtungen 
gegenüber ihren Arbeitnehmern in bezug auf Lohnzahlung nach- 
gekommen seien. 

In den Fällen, wo versehentlich Verstösse vorkamen, sollte 
a Re Gelegenheit geboten werden, das Versäumte nach- 
zuholen, 

Um eine geordnete Prüfung der Lohn- und Gehaltsver- 
hältnisse vornehmen zu können, wurden die Werke veranlasst, 
jedes Vierteljahr für jeden Arbeitnehmer Lohn- und Gehaltsnach- 
weisungen an die Kalilohnprüfungsstelle I. Instanz einzu- 
reichen. Bei Unklarheiten wurden sie veranlasst, die nötige Auf- 
klärung zu geben, bezw. die entdeckten Fehler abzustellen. 
Hierdurch ist es gelungen, eine ganze Reihe von Arbeitnehmern 
zu ihrem Rechte zu verhelfen, ohne dass es notwendig gewesen 
wäre, die gesetzmässig vorgeschriebenen Schlichtungsinstanzen 
anzurufen und mit diesem Streitfall zu behelligen. Besondere 
Vorteile davon haben die Angestellten gehabt, da das Schieds- 
wesen, Abteilung für Angestellte, ja sehr lange im argen lag. 

Die von der Geschäftsführung ermittelten Resultate wurden 
jedes Vierteljahr in einer Sitzung den Mitgliedern der Kalilohn- 
prüfungsstelle I. Instanz (4 Arbeitzeber-, 4 Arbeitnehmerbeisitzer) 
unterbreitet. Es wurde in dieser Sitzung eine eingehende 
Prüfung der Materie vorgenommen und am Jahresschluss 
Beschluss darüber gefasst, ob man Antrag auf Kürzung der 
Beteiligungsziffer stellen wolle oder nicht. Es konnte in allen 
Fällen festgestellt werden, dass die Arbeitgeber ihren tariflichen 
Verpflichtungen nachgekommen seien, wenn auch in einigen Fällen 
erst nachı wiederholten Schriftwechsel, so dass von einem An- 
trage auf Verkürzung der Beteiligungsziffer insgemein Abstand 
genommen werden konnte, Das Resultat der gemeinsamen 
Sitzungen musste auf den einzelnen Werkanlagen 4 Wochen 
lang zum Aushang gebracht werden, damit den Angestellten 
Gelegenheit gegeben war, sich zu informieren. 

Die einzelnen Sitzungen zeigten folgendes Bild: 

Am 10. Juni 1920 wurden die Belege für das vierte Viertel- 
jahr 1919 vorgelegt. Als Grundlage zur Prüfung diente der 
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Tarifvertrag vom 5. Januar 1920. Diese Belege haben Veran- 
lassung gegeben, in 202 Fällen Rückirage bei den Werken zu ver- 
anstalten und um Klarstellung: der Angelegenheit zu Ibitten, 
In 32 von diesen 202 Fällen wurden die Arbeitgeber veranlasst, 
die Gehaltszahlung zugunsten der Angestellten zu regulieren, 
Es handeite sich in der Mehrzahl dieser Fälle um die Differenzen, 
die aus der Aufrechnung des Dienstalters entstanden waren, 
und um einzelne Streitfälle die. sich aus der Ansicht der 
Arbeitgeber ergaben, dass Analytiker vom 18, bis 24, Lebens- 
jahr keinen Anspruch auf Dienstalterszulagen hätten. In den 
anderen 170 Fällen. konnte von den Werken eine Klarstellung 
über die Richtigkeit ihrer Angaben erfolgen, 

In der Sitzung vom 21. September 1920 wurde eine ‚Ueber- 
sicht über die Ergebnisse der Prüfung der Finkommensver- 
hältnisse im ersten Vierteliahr 1920 gegeben. Als Prüfungs- 
grundlage diente der Tarifvertrag vom 5.. Januar 1920: sowie 
sein Nachtrag vom 10. März 1920. In diesem Vierteliahr hatten 
55 Fälle Veranlassung zu Rückiragen - und Beanstandungen 
gegeben, von denen in 42 Fällen die Werksverwaltungen veran- 
lasst wurden, die Gehaltszahlungen zugunsten der Angestellten 
zu regulieren. Auch hier entstand die’ Mehrzahl der Differenz- 
fälle durch Einsetzung kürzeren Dienstalters.- Fine kleine An- 
zahl entstand durch falsch vorgenommene Eingruppierung in 
die Gehaltstafel. 

Infolge der lange Zeit schwebenden Tarifverhandlungen 
im Sommerhalbjahr 1920 konnten die Nachweisungen für das 
zweite und dritte Vierteliahr 1920-von seiten der Werke nicht 
frühzeitig genug fertiggestellt werden, da ia die unsichere 
Lage keinen genauen Ueberblick gestattete. So fand. dann 
die nächste Sitzung erst am,14. Januar 1921 statt, in der gleich- 
zeitig eine Uebersicht über das zweite und dritte Vierteliahr 1920 
gegeben wurde. Die Grundlage für die Prüfung gab der Tarif- 
vertrag vom 5. August 1920, Die Prüfungen hatten folgendes 
Ergebnis : 

Im zweiten Vierteljahr gaben 31 Fälle zu Rückfragen und 
Beanstandungen Veranlassung, von denen 12 zur Neuregelung 
des Gehaltes zugunsten der Angestellten führten. . Im dritten 
Vierteljahr gaben 47 Fälle Anlass zu Beanstandungen und 
Rückfragen, von denen in 35 Fällen die Werke veranlasst 
wurden, die Gehälter zugunsten der Angestellten zu regulieren 
und entsprechend Nachzahlung zu leisten. 

Am 10. Mai 1921 fand eine Sitzung statt, in der eine Ueber- 
sicht über das vierte Vierteliahr 1920 gegeben wurde. : Im 
vierten Vierteljahr 1920 haben 87 Fälle Veranlassung gegeben, 
Rückfragen an die Werke zu richten, von denen in 29 Fällen die 
Werke veranlasst wurden, die Gehaltszahlunzen zugunsten der 
Angestellten abzuändern. 

Wenn man nun einmal einen Rückblick über die Tätigkeit 
der Kalilohnprüfungsstelle 1. Instanz wirft, so stellt ‚sich zu=- 
sammenhängend folgendes Bild: dar : 








| Zugunsten der 


Zeit | Differenzfälle | Angestellten Aufklärung 
IV. Vierteljahr 1919 . . . 202 | 32 170 
M| e 120.0, 55 | 42 13 
5 i 7... 31 12 19 
BIrSe!, nr 47 35 | 12 
We 6.7990 | 8: | 58 


Es darf wohl gesagt werden, dass die Tätigkeit der Kali- 
lohnprüfungsstelle doch nicht so ganz unwesentlich für das 
Interesse der Arbeitnehmer im Kalibergbau gewesen ist und 
dass ein grosser Teil der erzielten Erfolge auf die Tätigkeit der 
Angestelltenvertreter, insbesondere der des AfA-Bundes, zu- 
rückgeführt werden darf. 


Knappschaftliches 


Die Knappschaftskommissionssitzung am 7. Juli in Goslar. 
Am 7. Juli d. J. tagte in Goslar die Kommission zur Beratung 
der die Angestellten betreffenden Fragen inden Entwürfen eines 
Reichsknappschaftsgesetzes und einer Satzung des Reichsknapp- 
Schaftsvereins. Bereits am 11. April d. J. hatte in Dortmund 
eine Sitzung dieser Kommission stattgefunden. - In Dortmund 
hatte man sich darüber verständigt, welche Fragen bereits 
genügend geklärt seien und in welchen Fragen noch keine 
Klarheit herrsche. In der Zwischenzeit sollte zu diesen schwe- 
benden Fragen Stellung genommen werden. Vom Bund aus 
haben in verschiedenen Bezirken die eingesetzten Kommissionen 
für die Beratung der Entwürfe getagt. Ferner sind wir in Ver- 
handlungen mit dem Bergarbeiter-Verband eingetreten, um 
vor allem in der Frage der Beteiligung der Angestellten in den 
durch die Verfassung bestimmten Körperschaften zu einer Ver- 
ständigung zu gelangen. Wir stehen ja grimdsätzlich auf 
dem Standpunkt, gemeinsam mit der Arbeiterschaft an die 
Lösung der sämtliche Arbeitnehmer betreffenden Fragen heran- 
zugehen. Dieser Weg ist aber in diesem Falle besonders not- 
wendig, weil gegen den Widerstand der Arbeiterschaft Sonder- 
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wünsche der Angestellten in knappschtftlicher Hinsicht keine 
Aussicht auf Erfolg haben. Nachdem wir uns mit dem Berg- 
arbeiter-Verband verständigt hatten, haben die dem AfA-Bund 
angehörenden Mitglieder der Arbeitskammer im Ruhrrevier 
im gieichen Sinne Steilung zu den schwebenden Fragen ge- 
nommen, wobei sich die beiden kaufmännischen Mitglieder der 
Arbeitskammer, die dem Verband der kaufmännischen Gruben- 
beamten anrehören, dieser Stellungnahme vollinhaltlich an- 
geschlossen haben. 

Ueber den Kreis der Versicherten konnte noch 
keine Einigkeit erzielt werden. Der Vorschiag der Arbeits- 
kammer ging dem Sinne nach dahin, alle durch den Tarifvertrag 
und durch das Betriebsrätegesetz erfassten Angestellten in die 
Versicherung einzubeziehen. Hiergegen wurden sowohl nach 
unten wie nach oben Bedenken erhoben. Die Gegenseite 
glaubte indes über den Kreis hinausgehen zu können, der durch 
das Versicherungsgesetz für Angestellte festgelegt ist. Man 
einigte sich zum Schluss dahin, einer vom Vertreter des „Gedag“ 
gemachten Anregung zu folgen und zu versuchen, bei der kom- 
menden Regelung des Angestelltenversicherungsgesetzes den 
8.1 dahin zu ändern, dass der Bergbau besonders berück- 
sichtigt wird. Ferner soll für den Bergbau ein besonderer 
Senat geschaffen werden, um die Versicherungspflicht sach- 
gemäss zu beurteilen. 

Die Aussprache über die Mitgliedschaft in der 
Krankenversicherung ergab folgende Ansichten. Der 
AfA-Bund und auch die Unternehmer halten es für notwendig, 
dass die Mitgliedschaft zur Pensionskasse die Mitglied- 
schaft zur Krankenkasse bedingt. Von uns wurde ferner 
der Fortfall jieglicher-, Gehaltsgrenze gefordert; dagegen 
standen die Vertreter desG.d. A. und des Gedag auf dem Stand- 
punkt, das unbedingt die Ersatzkassen beibehalten werden. In 
dieser Frage gab es in der Kommission keine Verständigung. 
Die Entscheidung hierüber wird endgültig dem Parlament über- 
lassen werden müssen. Diese Aussprache hatte jedoch noch 
eine andere Folge. Werden nämlich die Ersatzkassen zugelassen, 
kann der Fall eintreten, dass die Angesteilten in einzelnen 
Knappschaftsvereinen zwar der Pensionskasse, nicht aber der 
Krankenkasse angehören. In diesem Augenblick taucht die 
Frage auf, welche Mitgliedschaft ist nun ausschlaggebend 
für die Wahl zur Bezirksversammlung. Der vom Bund mit als 
Sachverständiger herangezogene Bergarbeitersekretär Wiss- 
mann erklärte, die Arbeiter würden nicht damit einverstanden 
sein, dass die Angestellten, die ja die besonderen Fragen 
der Angestellten gesondert behandeln, in den gemeinsamen 
Fragen, die auf dem Gebiete der Krankenversicherung liegen, 
Einfluss haben, wenn sie nicht Mitglieder der Krankenkasse 
sind. Er lehnte daher eine Festlegune auf ein bestimmtes Stärke- 
verhältnis der Angestellten in den Bezirksversammlungen, in den 
Bezirksvorständen, in der Hauptversammlung und im Hauptvor- 
stand ab. Wer die Vorgänge in den Knappschaftsvereinen in den 
letzten Jahrzehnten kennt. muss diesen Standpunkt begreiflich 
finden, denn gerade die Angestellten, die sich in den Sitzungen auf 
die Seite der Unternehmer geschlagen haben, sind das grösste 
Hindernis für Reformen gewesen. Man hat sich daher in der 
Kommission dahin verständigt. den Angestel!ten in allen diesen 
Körperschaften eine „angemessene“ Vertretung zu gewähren. 
Die Einzelheiten sollen durch die Satzung bestimmt werden. 
Hieraus geht hervor, dass die Angestellten in allen den Bezirken, 
in denen sie es verstehen, in der Arbeiterschaft Vertrauen zu 
erwecken, in der Vertretung ihrer Interessen durch die Sat- 
zungen unterstützt werden, dass sie aber in den Knappschafts- 
vereinen, in denen sie die Verbindung mit der Arbeiterschaft 
ablehnen, auf sich selbst angewiesen sind. Wer sich aber selbst 
nichts vormachen will, weiss, dass die hin- und herschwankenden 
Angestellten, die es mit keiner Seite verderben wollen, die 
allein auf sich selbst angewiesen sind, zwischen den zwei 
starken Mächten der Unternehmer und der Arbeiter ohne Beach- 
tung bleiben. Nach einer Seite muss die Entscheidung fallen. 
Wir im Bund haben das klar erkannt. Wir wissen. dass die 
Arbeiter, die ebenso wie wir um bessere Lebensverhältnisse 
ringen, mit uns mehr gemeinsam haben als die Unternehmer, 
daher wollen wir auch die knappschaftlichen Kämpfe mit ihnen 
gemeinsam führen. Für die Bergbauangestellten draussen in 
den Revieren kommt jetzt bald die Entscheidungsirage, ob sie 
sich auch weiterhin von den Verbänden vertreten lassen wollen, 
die auf Grund ihrer grundsätzlichen Stellungnahme sich nicht 
mit den Arbeiterverbänden über ein ehrliches Zusammen- 
arbeiten in der Knappschaft verständigen können oder ob sie 
sich für uns entscheiden, die klar und zielbewusst darauf 
hinarbeiten, gemeinsam mit der Arbeiterschaft 
ee knappschaftliche Versicherung in unserem Sinne auszu- 
ühren, 
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Im Vorstehenden sind die in der Sitzung behandelten grund- 
sätzlichen Fragen sinngemäss wiedergegeben. Anschliessend 
hieran sei noch darauf hingewiesen, dass die Angestelitengruppe 
der Arbeitskammer im Ruhrrevier der Kommission auch bereits 
einen Vorschlag überreicht hat, wie der Allgemeine Knapp- 
schaftsverein zu Bochum in Angestelltensprengel einzü- 
teilen sei. Der Vorschlag geht dahin, unter genauer Angabe 
der in Betracht kommenden Werke und der Zahl der Angetellten 
54 Sprengel zu errichten. 


Alle diese Vorarbeiten sind von grösster Wichtigkeit. Sie 
können aber nur geleistet werden. weil in diesem Revier der 
Bund den Ausschlag gibt und die Kräfte der Angestellten sich 
auf die Arbeit konzentrieren und nicht durch die üble Kampfes- 
weise der anderen Verbände gebunden werden. 


Das Endergebnis der Knappschaftsältestenwahlen. Nach 
dem nunmehr vorliegenden Endergebnis der Knappschafts- 
ältestenwahlen im Ruhrrevier haben Aeltestenmandate erhalten: 


Alter Bergarbeiterve band 358, 
Gewerkverein christlicher Bergarbeiter 121, 
Unionisten R 
Polnische Berufsvereinigung 21, 
Syndikalisten 3. 


Die Wahlbeteiligung betrug nur 50 Prozent. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Wen schicken wir in die Arbeitskammer des Ruhrkohlen- 
gebiets? Die AfA-Verbände haben für die am 2. August d. J. 
stattfindende Arbeitskammerwahl für den Steinkohlenbergbau 
des Ruhrgebiets folgende -gemeinsame Vorschlagsliste ein- 
gereicht: 

. Gewerkschaftssekretär Bauer, Essen. 

. Steiger Buschmann, Gladbeck. 

. Gewerkschaftssekretär Schuster, Essen, 
Bautechniker Todenhöfer, Gladbeck. 

. Steiger Deckert, Hövel b Hamm. 

„ Steiger Sichtermann, Baer. 

. Meister Rauen, Rauxel. 

Kokereiassistent Kamm, Marten. 

. Markscheidergehilfe Passens, Herten. 

10. Wiegemeitter Welsing, Essen. 

11. Kaufm. Bureauangestellter Schneider, Gladberk. 
12 Steirer Raml, Kurl i i. 

13. Fördermaschinist Dimmerlin g, Hordel i. W. 
14. Fahrhauer Klee, Buer. 

15. Steicser Bäter, Homberg a. Rh, 

16. Maschinensteiger Kortmann, Hordel i. W. 

17. Meister Stemann, Mengede. 

18 Steiger Mertens, "Suderwich b, Recklinghausen. 
19. Steiger Engelking, Hamborn. 

20. Meister Kleerbaum, Bottrop. 

21. Fördermaschinist Bulk, Gelsenkirchen. 

22. Maschinensteiger Becker, Hamborn. 

23. Fahrhaver Oechler, Gelsenkirchen. 

24. Steiger Hütter, Steele. 


In erster Linie haben die AfA-Verbände diejenigen Kandi- 
daten aufgestellt, die in den letzten zwei Jahren in der Arbeits- 
kammer positive Arbeit im Interesse der Angestellten im Berg- 
bau geleistet haben Die vorgeschlagenen Kollegen bürgen 
dafür, dass in Zukunft noch mehr wie bisher die Arbeitskammer 
Gutes leisten wird. Die Bergbauangestellten dürfen daher 
keinen Augenblick zögern, ihre Stimme am 2. August dieser: 
Vorschlagsliste zu geben. Die Stimmzettel für“die obige Vor- 
schlagsliste erhalten den Aufdruck „Liste 2“, 


Bisher gehörten der Arbeitskammer an: 7 Vertreter des 
Butab, 1 Vertreter des D. W. V, und 1 Vertreter des D. F. V,, 
insgesamt also 9 AfA-Vertreter. Ausserdem gehören 2 Mit- 
glieder der Arbeitskammer dem Verband kaufmännischer 
Grubenbeamten und 1 Mitglied dem Verband oberer Werks- 
beamten an. 


Der Verband oberer Werksbeamten hat auch diesmal 
wieder an der Spitze seiner Vorschlagsliste Herrn Gruben- 
inspektor Schleicher stehen. Der Reichsverband deut- 
scher Bergbauangestellter als angeblich reiner Fachverband hat 
einen besonders tüchtigen Bergbau-Fachmann, nämlich einen 
Philologen, aufgestelli. — An: der Spitze der vom Neuer 
Deutschen Technikerverband eingereichten Vorschlagsliste steht 
ebenfalls ein oberer Werksbeamter. Der G..d.-A. ist durch 
die inzwischen gekennzeichnete Abhängigkeit vom Arbeitgeber- 
tum (siehe „D. 'T.-Z.“ Nr. 25, S. 229) zur Genüge gekennzeichnet. 
Für die Bergbauangestellten gilt-auch dieses Mal die Parole: 
Wählt Männer, die gewerkschaftlich zuverlässig sind; diese 
findet ihr auf der vorstehend vorgeschagenen 


Liste 2, 
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- Nummer 28 Berlin, den 22, Juli 1921 3. Jahrgang 


Kameraden im Bergbau! 


Das Ultimatum der Entente zur Reparationsfrage ist unterzeichnet worden, und die deutsche Regierung hat nicht nur in 

Worten, sondern durch Taten gezeigt, dass sie den festen Willen hat, Deutschlands Versprechen zu erfüllen. Diese Aufgabe ist 
aber gigantischer Art, und unser Wirtschaftsleben im allgemeinen wie der Bergbau im besonderen sind erneut einer ungeheuer 
schweren Belastungsprobe ausgesetzt, die vielleicht bis zur Unerträglichkeit gesteigert werden wird, wenn die Sanktionen und 
die dadurch bedingte Besetzung der rheinischen Industriezentren nicht in Kürze aufgehoben werden sollten... Neben den 
imperialistischen Anstürmen von aussen zeigt aber auch der innere Feind, das industrielle Grosskapital, wieder einmal die 
ähne. „Das Unternehmertum organisiert systematisch den Widerstand gegen die Besteuerung des Besitzes, die als wesentliche 
Voraussetzung für die Erfüllung der Reparationspflichten angesehen werden muss. 
die arbeitende Bevölkerung abwälzen, sondern obendrein auch noch den Abbau der Löhne und Gehälter in die Wege leiten. 
Für die gewerkschaftlich organisierte Angestellten- und Arbeiterschaft sind unter diesen Umständen für die kommenden Monate 


schwere wirtschaftiiche und soziale Kämpfe in Sicht.: 


Mehr denn je kommt es jetzt darauf an, alle Gruppen der Angestellten in den freien Gewerkschaften zu vereinigen, die 
allein gewillt und unabhängig genug sind, um den Kampf gegen das kapitalistische Unternehmertum zu führen. Unsere freien 
Angestelltenverbände sind aber auch die einzige Koalition von Angestellten, die entschlossen ist, gegenüber dem Unternehmertum die 


Solidarität mit der Arbeiterschaft | 


zu wahren. Der kürzlich abgeschlossene Organisationsvertrag zwischen dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund und dem 
AfA-Bund bürgt dafür, dass das Bekenntnis zur Solidarität aller Arbeitnehmer auch organisatorisch verankert ist. Unsere 


Kollegen imBergbau 
üben ihre Berufstätigkeit an einer der wichtigsten Quellen der Produktion, wie der Volkswirtschaft überhaupt aus. Sie sind 
daher auch berufen, Vorkämpfer in den kommenden wirtschaftlichen Auseinandersetzungen zu sein. Ihnen obliegt in erhöhtem 
Masse die Verantwortung, gegenüber allen Versuchen auf Schwächung unserer Kampfkraft die 


Geschlossenheit der Organisation 


zu sichern. Sie allein kann den Sieg verbürgen. ' Unsere Bundeskameraden im Bergbau haben bisher allen Lockungen der 
Kapitalisten, sich von der übrigen Arbeitnehmerschaft isolieren zu lassen, kraftvoll widerstanden. Es ist nichts unversucht ge- 
blieben, durch Gründung eines besonderen Reichsverbandes der Bergbauangestellten und sonstiger Harmonieverbände willige 
Schutztruppen des Grubenkapitals zu schaffen, um so unseren Freunden im Bergbau das 'gewerkschaftliche Rückgrat zu’ brechen. 


Die sittliche Kraft unseres Bundesgedankens 
ist immer wieder sieghaft geblieben.. Im Gegensatz zur unsozialen Drangsalierung der technischen Gruben- 
beamten in der Vorkriegszeit ist es dem Bunde gelungen, in: den letzten Jahren ‚wertvolle soziale Verbesserungen für die 


Bergbauangestellten zu erringen. Die technischen Angestellten, die zahlenmässig eine Minderheit bilden, haben nur durch den 
solidarischen: beruflichen Zusammenschluss, d.h. durch die 


Einheitsorganisation der Techniker. 
im Bergbau wie in den anderen Industrien eine gerechtere Entlohnung, einen gesteigerten Anteil am Produktionsertrag erreicht. 
Sie dürfen auch in Zukunft die Berufssolidarität nicht preisgeben, wollen sie nicht um die Errungenschaften opfervoller, viel- 
jähriger Bundesarbeit gebracht werden. Inmitten aller Revolutionsirrungen und -wirrungen, wie sie in der Angestelltenbewegung 
zu beobachten waren — für die Bergbauangestellten allein bestehen über 20 Verbände —, hat sich der einheitliche Berufs- 
verband mit einer systematischen Fachgruppengliederung glänzend bewährt. Die freigewerkschaftlichen Berufsverbände, die im 
AfA-Bunde zusammengeschlossen ‚und  so_zu grossen einheitlichen Aktionen befähigt sind, werden mit dem bevorstehenden 
Abschluss der AfA-Reorganisation auch noch die zwischen den Verbänden erforderliche Abgrenzung der Werbegebiete 
herbeiführen, um so innerhalb der AfA-Bewegung jede Reibungsfläche zu beseitigen. Damit sind wir gerüstet, um den zu 
erwartenden Ängriffen der Unternehmer standhalten zu können. An die Kollegenschaft aber richten wir den dringenden Appell: 


Wendet Euch in dieser ernsten Zeit mit besonderer Entschiedenheit gegen jeden mittel- oder unmittel- 
baren Versuch, die Bergbauangestellten von der übrigen Angestelltenschaft abzusplittern.. Wo auch immer 
die Agitatoren der Harmonieverbände oder anderer Sonderbestrebungen sich zeigen, ‚sei es heute unter 
dem Schlagwort des „Einheitsverbandes“ oder morgen unter irgendeiner anderen Firma: - Weist ihre 
Ansinnen zurück! Jede Schwächung unserer grossen leistungsfähigen Beruisverbände bedeutet nicht Ver- 
einheitlichung, sondern Zersplitterung und in letzter Linie die Ohnmacht der Grubenbeamten wie 
der übrigen Angestellten. Auch die Machtpositionen der Bergbauangestellten und Bergarbeiter sind in 
der wirtschaftlichen Entwicklung Schwankungen unterworfen. Der organisatorische Rückhalt der Berg- 
bauangestellten an der übrigen freigewerkschaftlichen Angestelltenschait muss deshalb gesichert bleiben. 


Kameraden, seid wachsam, stärkt Eure Organisation, unseren Bund! 
a SE | Glück aufl eh 


Bund der technischen Angestellten und Beamten 
Der Bundesvorstand : Reichsfachgruppen-Ausschuss 


Man will nicht nur die ganze Steuerlast auf 
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Die internationale Entwicklung der Stein- 


kohlenpreise 


Heit Nr. 6 der vom Statistischen Reichsamt herausgegebenen 
Zeitschriit „Wirtschaft und Statistik“ hat unter obiger Ueber- 


schrift einen Artikel gebracht, den wir in unsern nachstehenden : 


Ausführungen teils wörtlich wiedergeben, sonst aber als Unter- 
lage benutzen. 

Die Verschiebung im internationalen Kohlenaustausch, die 
mit den deutschen Reparationslieferungen an Kohle eingetreten 
ist, hat seit Ende vorigen Jahres die Preisentwicklung auf dem 
Kohlenmarkte in revolutionierender Weise beeinflusst. Um eine 
vergleichende Uebersicht der deutschen und ausländischen Be- 
werung des Steinkoklenpreises zu gewinnen, kann man ihren 
Verlauf einmal an dem Stande des letzten Vorkriegsjahres 
messen und dadurch die jeweiligen Ausstände des Preises von 
einem Normalniveau bestimmen; andererseits kann man aber 
auch die einzelnen Produktionsländer als Bezugsquellen für 
Deutschland betrachten und an dem Stande des Papiermark- 
preises in bestimmten Zeitpunkten die Kosten der ausländischen 
Kohle für den deutschen Verbraucher messen. 

Seit Anfang 1920 bewegte sich der Kohlenpreis!) in Deutsch- 
land, England, Frankreich, Belgien, Holland und in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika in folgender Weise: 

Steinkohlenpreis im Jahre 1913 
und in den Monaten Januar 190 bis Mai 1921, 


Deuts hland Balsien Vereiniste 





















Pa:isrmark Stasten 
Zeitpunkt je Tan in. m. n. Boll. u 
(108 10) = Mt6he)| je Tanne | jeTonne | je Tanne | (:0091,) 2) 





1913 14,25 12,05 31 16,56 | 10,32 1,30 

1929 
aa Sa ae 3117,70) 34,58 | 250 n 39,39 2,76 
ebruar . , .... 179,10} 34,58 | 250 96,50 5 39,39 2,76 
März . 201,30 | 34,58 | 250 — 43,26 2,76 
April Be 230,90 | 36,61 |} 230 107 43,26 4,18 
Mail. 201% Te 238 36,61 } 230 107 45,84 5.41 
Juni. u 28 238 36,61 | 230 167 45,84 9,35 
Juli 05 238 39,59 | 210 117 52:95 11,81 
August . ins 298 39,59 | 210 117 52,95 11,81 
September 2 . . .| 238 39,59 } 205 117 52.95 10,58 
Oktober is. 2... 5..238 40 213 117 52,95 10,58 
November ,„ , > 238 40 225 117 52,95 5,24 
Dezember . . 238 40 1% 117 44,25 3,03 

1921 
jenuar R 238 34,54 80 117 37,50 2,37 
"ebrusr . . 238 32,78 97,39 | 117 25 2,76 
Marz ea. . 238 32,09 .}] 105,30 —_ 3,03 
Aufl ee 2273,80: 132,0I 86 105,30 — 3,31 
Mai . oo . eo». 273,10 32,09 Sr. 105,30 — 2,20 


Gemessen an dem Stande des Jahres 1913 hat der Kohlen- 
preis in Deutschland im April 1921 die 19fache Höhe, in Bel- 
gien die 6fache, in England, Holland und den Vereinigten 
Staaten die 2%fache und in Frankreich die 4fache Höhe des 
Friedenspreises erreicht. Während der Preis aber in Deutsch- 
land besonders infolge der Reparationsverpflichtungen bis zum 
April anstieg, macht sich in den anderen Ländern schon seit 
Herbst vorigen Jahres eine absteigende Richtung bemerkbar. 
So stand in den Vereinigten Staaten im Juli/August vorigen 
Jahres der Kohlenpreis mit 12 Dollar je. Tonne, in England im 
4. Vierteljahr mit 40 sh 2 d, in Frankreich im November mit 
225 Frs. am höchsten, während in Belgien der bisherige Preis 
für alle Kohlensorten im März d. J. um 10 v. H. ermässigt 
wurde und in Holland seit November 1920 fortlaufende Herab- 
setzungen vorgenommen wurden. 

Um einen Vergleich zwischen den Kosten der einzelnen 
Länder und Deutschlands ziehen zu können, sind nachstehend 
die Valuten angegeben. 100 Mark waren gleich zu setzen: 


Holland Engiand Nord-Amerika Fraukreich 

Gulden Schilling Dollar Francs 
Im Frieden . . . » 59,26 97,9 23,82 123,45 
Juns 392007. 2°0.7090,.722.0,95 13,20 2,61 34.25 
Dezember 1921 . »-. . 47 8,25 1,44 23,50 
April 121 .... 43 7,65 1,51 20,31 
20, Juni 1921 4,34 7,62 1,43 17,75 


Wie aus der Tabelle der Kohlenpreise zu ersehen, ist in 
allen Ländern in den letzten Monaten der Preis, teilweise ganz 
erheblich, zurückgegangen. Die Ursachen waren in den ver- 
schiedenen Gewinnungsländern verschiedener Natur. In Enz- 
land ist der inländische Kohlenpreis bis zur Aufhebung der 
Zwangswirtschaft am 31. März 1921 von. der Regierung auf 
einem künstlich niedrigen Niveau gehalten worden, um die 
Konkurrenzfähigkeit der Fxportindustrie zu sichern. Der Ge- 
winnausfall an dem Verkauf von inländischer Kohle wurde durch 
die Finnahme an Exportkohle, die bis Ende vorigen Jahres den 


1) Die teils in long tons, teils short tons gemachten Preisangaben sind 
auf der Basis von 1000 kg umgerechnet. 





europäischen Markt beherrschte, reichlich ausgeglichen. Denn, 
während im Oktober vorigen Jahres der Inlandspreis im Durch- 
schnitt sämtlicher Distrikte und Kohlensorten auf 40 sh 24 fest- 
gelegt war, betrug der Ausfuhrpreis für beste Admiralitäts- 
kohle in Cardiff 116,50 sh; im März d. J. hatte sich dann- aller- 
dings die Spannung wesentlich verringert (32 sh 2 d bis 57 sh 
6 d). Die Exportgewinne nahmen nun weiter in dem Masse 
ab, wie die deutschen Reparationslieferungen den europäischen 
Verbrauchern, Frankreich und Belgien, zugingen und die eng- 
lische Konkurrenz sehr zu schädigen begannen. Dieser .Gewinn- 
ausfall, sowie die durch den Streik im November. erzwungene 
neue. Lohnregulierung, die bei steigender Produktionsmenge eine 
Heraufsetzung der Löhne vorsah, bewirkte eine weitere .Her- 
aufsetzung des Inlandspreises. Im Interesse der Industrie 
konnte jedoch der neue Preis nicht aufrecht erhalten werden, 
so dass die Regierung zu Anfang dieses Jahres zu einer erneuten 
Preisermässigung (von 40 sh 2 d auf 34 sb 6 d) schritt... Die 
Folge davon war, dass bei gleichzeitigem weiteren Sinken des 
Fxportpreises der Bergbau mit Unterbilanz arbeitete und der 
Staat genötigt war, die Unternehmer durch wachsende Zu- 
schüsse zu unterstützen. Eine Gegenüberstellung des Selbst- 
kosten und Verkaufpreises in den Monaten März 1920 und 1921 
veranschaulich; den Rückgang der Rentabilität:. 


März 1920 März 1921 
Selbstkostenpreis pro ton 34 sh 8,75 d 38 sh 11.66 d 
Verkaufspreis pro ton 39 sh 7,08 d 32 sh. 1,11 d 


Gewinn 4 sh 10,33 d Verlust 6 sh 10,55 d 


Ganz besondere Aufmerksamkeit verdient im Hinblick auf 
die Reparationsirage die Bewegung des Kohlenpreises in 
Frankreich, der zu Beginn des vorigen Jahres bis zur 
12fachen Höhe des Friedensstandes emporgeschnellt war, SO- 
dann nach mehrmonatigem Stillstand eine erstmalige: Senkung 
im August erfuhr, um dann nach einem erneuten kleinen An- 
stieg zu Ende vorigen Jahres sturzartig herabzugehen. In der 
gegebenen Uebersicht sind die Durchschnittspreise aufgeführt, 
wie sie das französische Ministerium für öffentliche Arbeiten 
festgesetzt hat.?) Der anhaltende Hochstand des Kohlenpreises 
bis Ende 1920 findet in dem System der Ausgleich-Uebertaxen 
(surtaxes de perequation), d. b. in Preisaufschlägen auf inlän- 
dische und billige Auslandskohle seine Begründung. Diese Zu- 
schläge, die den industriellen Inlandskonsum zugunsten der Ver- 
braucher von teurer Auslandskohle belasteten, mussten von den 
Verkäufern an die Kompensationskasse abgeführt werden, um 
den Konsumenten der teueren englischen und amerikanischen 
Kohle als Entschädigung wieder gutgebracht zu werden. Ehe 
sich noch die Wirkungen der deutschen Reparationslieferungen 
in der Wiedergenesung des französischen Wirtschaitslebens 
offenbarten, waren diese Taxen sehr hoch bemessen. Sie be- 
trugen im Mai 1920 nicht weniger als 125 Frs. pro Tonne auf 
französische, belgische und deutsche Saarkohle. Im Novem- 
ber bewegte sich der Aufschlag je nach dem Werte zwischen 
100 und 125 v. H., für Saarkohle 75—95 v. H. Da der aus deut- 
scher Reparationskohle herausgeschlagene Gewinn eine Ver- 
billigung der belgischen und saarländischen Kohle rechtfertigte 
und die französische Kohle somit mehr und mehr in die Lage 
versetzt wurde, sich von. der verteuerten englischen Kohle zu 
emanzipieren, konnten die Uebertaxen im Oktober bedeutend 
ermässigt und mit Beginn dieses Jahres überhaupt in Fortiall 
gebracht ‚werden. 

Ganz ähnlich wie in Frankreich hat sich der Verlauf der 
Kohlenpreisbewegung in den Vereinigten Staaten voll 
zogen. Nur erscheint hier auf den ersten Blick das starke An- 
steigen des Kohlenpreises seit April, 1920 insofern seltsaın, als 
es in schroffem Widerspruch zu der gerade in diesem Zeitpunkt 
einsetzenden starken Senkung des Warenpreisniveaus steht, 
Demgegenüber ist. zu bemerken, dass die Preisrückbildung: in 
den Vereinigten Staaten nicht wie in Frankreich in einer Ver- 
billigung der Produktionsstoffe und Besserung der Produktions- 
bedingungen ihre Erklärung findet, sondern durch die ausser- 
ordentliche Vorratshäufung gegenüber abgeschwächter Nach- 
frage besonders vor seiten Europas bedingt war. Der auf- 
fallende Abfall des Kohlenpreises seit August und: besonders 
seit Oktober 1920 mag wohl durch eine starke Anspannung und 
rentablere Gestaltung der amerikanischen Kohlenproduktion her- 
vorgerufen sein, die sich angesichts der englischen Kohlenpreis- 
krisis mehr und mehr auf die Versorgung des Kontinents einzu- 
stellen vermochte. Dazu kam, dass der französische Bedarf 
an amerikanischer Kohle infolge der deutschen Lieferungen hin- 
reichend gedeskt war und der Rückgang des amerikanischen 
Kohlenexports nach Frankreich eine Materialhäufung und damit 
Preissenkung zur Felge haben musste. Wie von fachmännischer 
Seite betont wird, hat die amerikanische Kohlenproduktion: bei 


weitem noch nicht den Gipfel der "Leistungsfähigkeit erreicht, 
da bisher mehr Gruben bewirtschaftet und Arbeiter beschäftigt 
wurden, als dem tatsächlichen Bedarf entsprach, und die Förde- 


'2) Ab Januar 1921 sind die Preise für die Förderkohle, die etwa in der 
Mitte der übrigen Qualitäten steht, zugrunde gelegt, 
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rung bei einer wöchentlichen Zeitleistung von 30 Stunden nichts 
weniger als reniabel war. Vorausgesetzt, dass die bisherigen 
Verladungsschwierigkeiten durch Ergänzung des rollenden Ma- 
terials behoben werden, würde der amerikanische Bergbau in 
der Lage sein, ein Mehr von 200000 000 Tonnen jährlich zu 
liefern. Es ist m Anbetracht der jüngsten Preisbewegung nicht 
zu verkennen, dass die amerikanische Kohle, die bis vor kurzem 
in der Hauptsache nach Kanada und Kuba exportiert wurde, 
sich den kontinentalen Markt langsam zu erobern beginnt, um 
so mehr, als auch die Frachten nach Furopa bedeutend ermässigt 
werden konnten So wurden im Jahre 1920 eine Reihe von 
Ländern, die im Jahre 1914 überhaupt keine amerikanische 
Kohe importiert hatten, wie Belgien, Dänemark, Schweden, Nor- 
wegen, Griechenland. Rumänien, Schweiz, mit amerikanischer 
Kohle beliefert. Nach Frankreich wurden im Jahre 1920 1,4 
Millionen Tonnen, nach Italien 2,9 Millionen Tonnen und nach 
den Niederlanden 1,4 Millionen Tonnen amerikanischer Kohle 
exportiert, 

Ruhiger als in Frankreich und in den Vereinigten Staaten 
hat sich die Bewegung des Kohlenpreises in Belgien und 
dementsprechend auch in Holland gestaltet. In der 
Schweiz’ wurden gemäss Bundesratsbeschluss vom 15. April 
1921 mit Hilie staatlicher Kreditierung die Preise für auslän- 
dische Kohle ganz bedeutend, nämlich auf fast % des bisheri- 
zen Standes ermässigt. Es beträgt in Frs.: 


für der alte Preis: der neue Preis: 
Saarkohle . . . 2.158 57 
Ruhrkohle. . . . . 171,50 64,50 
Belgische Nusskohle . 165 % 
Englische Förderkohle 170 60 
Amerik. Kohle „. . . 19 65 
Franz Kohie. . . . 1290 52 


Mit Aufhebung der Zwangswirtschait am 1. Juli dieses 
Jahres erwartet die Schweizer Industrie weitere Preisermässi- 
gungen, 

Betrachten wir schliesslich die ausländischen Kohlenpreise 
vom Standpunkt des deutschen Importeurs, so ergibt eine Gegen- 
überstellung des deutschen Preises und der Preise im Ausland 
in Papiermark im April dieses und des vergangenen Jahres fol- 
gendes Bild: 


Land April 1920 April 1921 Zu- oder Abnahme 
Cr) v.H. (—) 

Deutshlend „ . .„ 230,90 273,19 + 18,28 
England . .e >» 424,12 393,90 a 7,13 
Frankreich . „ » ._ 851,28 395,39 10357 
Beigien . . » 424,01 496.99 + 17,2 

Holiand . . x... , 957,69 551,683) — 42,40 
Schweiz. . . „ .. 1720,61 685,58 — 60,16 
"Vereinigte Staaten . 249,30 210,28 -—15,8 


Aus dieser Zusammtenstellung geht deutlich hervor, dass, 
von Belgien abgesehen, wo der verhältnismässig geringe Rück- 
gang des Inlandspreises durch das starke Ansteigen des belgi- 
schen Frane-Kurses überholt wurde, nur der deutsche Preis 
eine Heraufseizung erfahren hat, während in England, Frank- 
reich, Hoiland und in der Schweiz eime starke Senkung und da- 
mit ein allgemeiner Preisausgleich auf dem Weltmarkte einge- 
treten war. Die Bezugsaussicht auf ausländische Kohle hat Sich 
danach für Deutschland nicht gebessert. Anders liegen die Dinge 
in den Vereinigten Staaten, wo der Kohlenpreis seit Ende vori- 
zen Jahres unter den deutschen Preis fimmer bei Umrechnung 
in Papiermark!) herabzusinken begann. 

Rechnet man allerdings die Verirachtungskosten hinzu, so 
wärde sich die amerikanische Kohle auf dem deutschen Markte 
auch heute noch höher als die Inlandskohle im Preise stellen. 
Immerhin besteht die Möglichkeit, dass angesichts der deutschen 
Kohlenverarmimg und des hohen Preisstandes die damerika- 
nische Kohle. in höherem Masse als bisher eine Rolle auf dem 
deutschen Markte spielen wird, zumal wenn man bedenkt, dass 
die deutsche Exportindustrie bereits im vergangenen Jahre 
amerikanische Kohle zu einem Einkaufispreis von 3000 Mark 
pro Tonne bezogen hat. 

Die Bezugskosten für ausländische Kohle stellen sich in 
Deutschland gegenwärtig ausserordentlich hoch. So wird die 
englische Kohle bei Lieferung innerhalb von vier Wochen nach 
Beendigung des Streiks mit 41-42 sh, amerikanische mit 12 
bis 13 Dollar cif Hamburg, die belgische mit 31-—-35 Gulden, fob 


" Rotterdam, 36 Gulden cif Hamburg angeboten Die Preise be- 


tragen: 
Deutschland ab Zeche . 
Englische Kohle . . . she 2 
Belgische Kohle ,„ . , . WB u 
Amerikanische Kohle . . » . 2. 25— „ 


Nun ist bekannt, dass die Frachtraten ganz erheblich am 


.e . . 273,10 M, 
5 


"Sinken sind, trotzdem aber wird, auch wenn die Kohlen als 


Rückfracht dienen, der deutsche Stand noch nicht erreicht. 
Wenn die Bewegung der ausländischen Kohlenpreise der- 
jenigen des deutschen Preises gerade entgegenläuft, so liegen 


8) Februarpreis 1920. 


die Gründe hierfür einmal in Veränderungen der Nachfrage, die 
durch das Umsichgreifen der weltwirtschaftlichen Depression 
gegeben waren, zweitens in technischen Veränderungen, wie 
sie durch den Uebergang zu rentabler oder unrentabler Betriebs- 
führung bedingt waren, endlich aber zum überwiegenden Teil 
in quantitativen Verschiebungen infolge der deutschen Repara- 
tionslieferungen. So hat die Uebersättigung der Empfangs- 
länder von deutscher Reparationskohle bereits dahin geführt, 
dass England und Beigien diese Kohle zu verhältnismässig nie- 
drigem Preise, aber immer noch mit beträchtlichem Gewinn auf 
dem Weltmarkte anbieten. Die Folge davon war, dass nicht 
nur die englische Kohle aus den von Deutschland zwangsweise 
belieferten Ländern verdrängt, sondern auch sogar im eigenen 
Lande von ihr unterboten wurde, ganz abgesehen davon, dass 
auch in den neutralen Ländern die englische Kohle der deut» 
schen Reparationskohle weichen musste, 

Dringt man schärfer in das internationale Preisproblem der 
Kohle ein, versteht man auch das Bestreben der Unternehmer, 
diese für sie günstige Situation auszunutzen, um bei dieser 
Preisgestaltung den Konkurrenzkampf aufzunehmen. 


Ein Sinken der Unfallziffern durch die 
Betriebsräte 


Die amtliche Zeitschrift der Knappschaitsberuisgenossen- 
schaften für das Deutsche Reich, „Der Kompass“, bringt in 
seiner Nummer vom 5. Juli 1921 unter der Üeberschrift „Die 
knappschaftliche Unfallversicherung im Ruhrgebiet“ Ausführun- 
gen, die geeignet sind, die weitestgehende Aufmerksamkeit der 
Oefientlichkeit auf sich zu ziehen. Während die Zahl der ent- 
schädigungspflichtigen Unfälle im Lauie des Krieges wie bei 
allen Berufen zugenommen hatte, ist erfreulicherweise für das 
Jahr 1920 ein beträchtlicher Rückgang festzustellen. Die Ge- 
samtzahl der entschädigungspflichtigen Untäile, die sich im 
Jahre 1913 auf 5297 stelite und im Kriege im Jahre 1917 die 
Höchstzalil von 6488 erreichte, ist im Jahre 1919 auf 6314 und 
1920 auf 4884 zurückgegangen. Sie war also erheblich niedriger 
als im letzten Jahre vor dem Kriege. Die Zahl der entschädi- 
gungspilichtigen tödlichen Unfälle belief sich 1913 auf 1038, 
1917 auf 1474, 1919 auf 1220 und 1920 auf 1098. Dabei ist zu be- 
achten, dass die Zahl der beschäftigten Arbeiter (ohne Kranke 
und Beurlaubte) von 396 700 im Jahre 1913 aui 465 400 im Jahre 
1920 angewachsen ist. 

Im „Kompass“ selbst ist nichts über die Ursachen dieses 
Rückganges angegeben, trotzdem er sonst mit seinem Urteil, be- 
sonders wenn es gilt, der Arbeitnehmerschait die Schuld in die 
Schuhe zu schieben, nicht zurückhält. Um so nötiger ist es 
daher, die Oeffentlichkeit auf diesen Rückgang der Unfallziffer 
aufmerksam zu machen. Wir hatten bereits im „Technischen 
Grubenbeamten‘ Nr. S vom 25. 2. d. J. in einer Besprechung 
der tödlichen Unfälle im Preussischen Bergbau im Jahre 1919 
unserer Vermutung Ausdruck gegeben und gesagt: 


„Die vorstehende Statistik zeigt im allgemeinen erifreulicher- 
weise einen wesentlichen Rückgang der tödlichen Unfälle im 
Bergbau 1919 gegenüber den erschreckend hohen Ziffern in der 
Kriegszeit. 

Das ist sicher nicht auf eine bessere Einsicht der Unter- 
nehmer nach Kriegsende zurückzwiühren, denn in dem Wesen 
des Kapitalismus hat sich gegen früher nichts geändert. Viel- 
mehr scheinen die Ursachen auf anderem Gebiete zu liegen. 
Seit Beginn der Revolution ist in dem Verhältnis der Gruben- 
beamten und. -arbeiter zueinander ein bemerkenswerter Um- 
schwung eingetreten. “ Gegenüber früher Irat ein Vertrauens- 
verhältnis Platz gegriifen, welches dort am ausgeprägtesten ist, 
wo .die freigewerkschaftliche Beamtenorgänisation im Vorder- 
grund steht. Dass ein solcher Vorganz eine zünstige Wirkung 
auf die Unfallziffer ausübt, Hegt in der Natur des Bergbaues 
begründet und wird jedem Kenner der Bergarbeit einleuchten. 

Von viel grösserer Bedeutung scheint in diesem Zusammen- 
hange die Tätigkeit der Betriebsräte zu sein. Mit dieser Ein- 
richtung ist die Möglichkeit geschafien, eine wirksame Kon- 
trolle der Betriebe vorzunehmen und Anregungen zur Verhütung 
von Unfällen an die richtige Stelle weiterzugeben, ohne dabei 
Gefahr zu laufen, abgewiesen zu werden Wünschenswert 
wäre ein engeres Zusammenarbeiten der Bergbehörden mit den 
Betriebsräten und insbesondere mit den darin tätigen techni- 
schen Grubenbeamten. Sicher könnten beide Stellen sich in 
vielen Fällen gegenseitig unterstützen und damit wertvolle Ar- 
beit für die Gesundheit aller Arbeitnehmer im Bergbau leisten. 

Weiter scheint das freiere Arbeiten des einzelnen, weil der 
scharfe Druck der Unternehmer nachgelassen hat, die Unfall- 
zitfer etwas herabgedrückt zu haben. Eine grosszügig gelcitete 
Aufklärungsarbeit unter den Belegschaften über die Gefahren 
des Bergbaues, wie bereits geplant, wird unzweifelhaft gute 
Resultate zeitigen. Angesichts der steten Neuanlegung zahl- 
reicher ungelernter Arbeitskräfte auf den Zechen ist das Mo- 
nıent der Aufklärung von doppelter Bedeutung. 
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Alles in allem kann man sagen, dass schon der schwache 
Einfluss der freigewerkschaftlichen  Arbeitnehmerbewegung auf 
den Produktionsprozess, wie er in den vorhandenen sozialpoli- 
tischen Gesetzen zum Ausdruck kommt, sowie die gewerkschaft- 
liche Erziehung der Mitglieder, wie auf viele andere Dinge, SO 
auch auf die Unfallziffern günstig gewirkt haben. 


Zum Schlusse sei aber vor allen Dingen darauf hingewiesen, 
dass die sicherste: und erfolgreichste Verminderung von Un- 
fällen erzielt wird, wenn jeder Angestellte und Arbeiter im Be- 
trieb zielbewusst und mit voller Erkenntnis darauf hinarbeitet, 
sich vor den drohenden Gefahren selbst zu schützen. Selbst- 
verwaltung, Selbsterziehung, Selbstschutz sind mehr wert als 
alle Verordnungen. Sie sind allein imstande, das Mindestmass 
an Unfällen auf die Dauer sicherzustellen.“ 


Dieses unser Urteil hat durch die jetzt veröffentlichten Un- 
fallziffern eine Bestätigung gefunden, die sicher auch allen denen 
zu denken geben wird, die bisher den Forderungen der Ange- 
stellten und Arbeiter im Bergbau bezüglich der Mittel und 
Wege, um die Sicherheitsverhältnisse zu erhöhen, sehr skep- 
tisch gegenüberstanden. Die geringste Unfallziffer im Bergbau 
wird erreicht, wenn der Arbeitenwechsel auf ein ganz geringes 
Mass beschränkt bleibt, was am sichersten durch geordnete 
L.ohn- und Arbeitsverhältnisse erzielt wird. Die Revolution hat 
einmal die Tarifverträge gebracht, andererseits die Betriebs- 
räte, die das Sicherheitsventil dafür sind, dass vorhandene 
Missstände sich nicht aufspeichern, sondern. zur Sprache ge- 
bracht werden können. Die Revolution hat ferner den ge- 
wohnten Kasernenhofton im Bergbau beseitigt, für den Arbeiter 
sind somit eine ganze Menge von Gründen weggefallen, denen 
er früher nur durch Wechsel der Arbeitsstelle aus dem Wege 
gehen konnte. Hinzu kommt, dass die Betriebsräte auch sach- 
gemässer darauf hinarbeiten, gefahrdrohende Verhältnisse in 
der Erde zu beseitigen. Früher ıwar die Hauptsache, die Vor- 
schriften wörtlich zu erfüllen, nicht aber die Gefahren herabzu- 
setzen. 

Trotzdem könnte noch mehr erreicht werden. Noch immer 
ist die freie Initiative der Angestellten, auch wirklich sachlich 
und frei alle zweckentsprechenden Mittel zu ergreifen, um Ge- 
fahren zu verhindern, beschränkt. Die Herabdrückung der Re- 
viersteiger zu ausführenden Organen der unverantwortlichen 
Fahrsteiger bedingt innere Reibungswiderstände, die nicht mur 
die Gefahrenverhütung nicht voll zur Auswirkung gelangen 
lassen, sondern die auch hinsichtlich der Leistung schädliche: 
Rückwirkungen auslösen. Auch wir wissen in unserem Bund, 
dass der Bergbau im Interesse unserer gesamten Volkswirt- 
schaft leistungsfähig gestaltet werden muss. Die technischen 
Grubenbeamten sind diejenigen, die vom allergrössten Einfluss 
auf die Leistungsfähigkeit wie überhaupt auf den Zustand des 
Grubengebäudes sind. Es zeugt von grosser Kurzsichtigkeit 
der verantwortlichen Stellen im Staat sowohl wie in der Privat- 
industrie, wenn Unfallverhütungs- und Leistungsfragen, die sich 
rein sachlichvom technischen und wirtschaftlichenStandpunkt aus 
besprechen lassen, von ihnen als Zuständigkeitsgebiet angesehen 
werden, für das sie allein Sachverständnis besitzen. Das Sinken 
der ‚Unfallziffern sollte den Herren, die unsere Forderungen 
prinzipiell ablehnen, doch zu denken geben. So sicher wie wir 
dieses Sinken der Unfallziffern vorausgesehen haben, ‘wenn man 
im Bergbau im Betrieb den Menschen mehr Rechte - gibt, so 
sicher werden weitere Erfolge. hinsichtlich von Gefahrenver- 
hütung und Leistungsfähigkeit erzielt werden, wenn man den 
Forderungen der technischen Angestellten ‘Gehör schenkt. 


G. W. 
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Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Arbeitskammer für den Ruhrbergbau. Die Arbeitskammer 
tür den Ruhrbergbau nahm in ihrer Sitzung vom 28. Juni 1921 
Stellung zu der beabsichtigten Aufstellung von einheitlichen 
Bestimmungen für die Verpackung und Kenntlichmachung der 
im Bergbau verwendeten Sprengstoffe. Es kam folgender Be- 
schluß einstimmig zur Annahme: 

„Die Arbeitskammer schliesst sich den Ausführungen des Sprengstoff- 
ausschusses vom 10. und 11. März 1921 an. Es wird für zweckmässig ge- 
halten, dass die für den Steinkohlenbergbau in Frage kommenden Dynamite 
und Sicherheitssprengstoffe in kenntlichem Papier patroniert werden. Im 


übrigen wird hierbei nochmals auf Punkt 3 des Beschlusses der Gesamt- 


arbeitskammer vom 10, Juni 1921, wonach der Ortsälteste die Anzahl der vor 
seinem Betriebspunkt verbrauchten Patronen in dem Buche des Schiessmeisters 
quittieren muss, hingewiesen,“ 
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Gewerkschaftsarbeit 


Das Ende des englischen Bergarbeiterstreiks. Nach dreizehn 
Wochen ist. der . englische. Bergarbeiterstreik zu ‚Ende ge- 
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gangen Er-war der grösste und schwerste Streik, den nicht 


nur England, sondern alle Kulturländer bisher gesehen haben, 
Und der Erfolg dieses Kampfes? 'Er hat den Bergleuten nicht 
die Erfüllung ihrer Forderungen gebracht; aber sie können 
mit dem Erreichten zufrieden sein. Durch das Uebereinkommen 
sind Grundlagen geschaffen worden, . auf. denen. sich, weiter- 
bauen lässt. 

Den Arbeitern sollten Ende März: d.- J. Lohnabzüge ge- 
macht werden, die sich zwischen 30 bis 50 Prozent bewegten. 
Diese Lohnkürzungen sind durch die Verständigung auf.10 bis 
15 Prozent festgelegt worden. Es sollen ab Juli etwa 2 sh, 
im August 2,5 sh, im September 3 sh pro Tag. weniger gezahlt 
werden. Ferner hat.man einen Minimallohn zugestanden, der 
20 Prozent mehr beträgt, als die im Jahre 1914 gezahlten Sätze. 
Die von den Arbeitern gestellte Forderung. eines nationalen 


Pools, d. h. einer Ausgleichskasse für das gesamte. Gross- | 


britannische Reich, ist nicht in Erfüllung gegangen. ‚Den Berg- 
arbeitern wird ferner ein Zuschlag als Gewinnanteil von dem 
sogenannten Surplusprofit, d. h. von dem Gewinnanteil, .der 
übrigbleibt, wenn den Besitzern der garantierte Gewinn  ge- 
zahlt worden ist, von 83 Prozent gewährt, während 17 Prozent 
den Unternehmern zufallen. Das ist eine so grundsätzliche 
Aenderung in der Lohnzahung, dass: sich hierüber noch so man- 
ches wird sagen lassen. Kay“ 


Niederlausitz. Am 30. Juni d. J. haben auf unseren Antrag 
vom 31. Mai d. J. hin Verhandlungen auf Grund des $ 16 des 
Tarifvertrages stattgefunden. Infolge der Errichtung von Neu- 
bauten auf Grund des Bergmannssiedelungsgesetzes sind Ver- 
schiebungen in den Mieten eingetreten, die zu Ungerechtigkeiten ° 
führten. Wir hatten die Bitte ausgesprochen, in einer Ver- 
handlung die Frage zu klären, um: unnötige Beunruhigungen 
der Beamtenschaft zu vermeiden. In der Verhandiung vom 

„30. Juni wurde festgelegt: et 

In Anwendung des $ 16 des Tarifvertrages mit den Angestelltenverbinden 
vom 29. Dezember 1919 ist heute zwischen dem Arbeitgeberverband des 
Niederlausitzer Bergbauvereins einerseits, den am Tarifvertrage beteiligten 
Angestelltenverbänden sndererseits, folgendes vereinbart worden: £ 

In 8 12 des Tarifvertrages obigen Datums enthält III, Ziffer: 4 folgende 
Auslegung: a 

Soweit den Angestellten freie Wohnung nicht gewährt wird oder nicht 

gewährt werden kann, erhalten verheiratete Angestellte einen Wohnungs- 
geldzuschuss, dessen Höhe grundsätzlich der von den Angestellten . zu 
zahlenden Miete gleichkommt, unter der Voraussetzung, dass er Angestellte ° 
eine Wohnung inne hat, die nsch Lage und Grösse als angemessen für 
: seine Stellung auf dem Werke anzusehen ist. Ledige mit eigenem Haus- 


> stande sind den Verheirateten gleichzustellen. _ re 


Ueber Streitigkeiten aus dieser Bestimmung entscheidet der Schlichtungs- 
ausschuss der Untergruppe „Niederlausitz“, Abtlg. für Angestellte, endgültig, 


Diese sachliche Erledigung zutage tretender Unstimmig-" 
keiten begrüssen wir im Interesse der gesamten Zusammen- 
arbeit im Bergbau Wenn vor allen Dingen auf seiten der 
Unternehmer der ehrliche Wille vorhanden ist. in sachlicher’ 
Beratung Unstimmigkeiten zu beseitigen, so wird sich trotz’ 
grundsätzlicher Wahrung unseres Standpunktes diese Ver- 
'ständigung regelmässig erzielen lassen, 


Im Aachener Steinkohlenbergbau hat am 14. Juli:d. J. ein 
Streik der Angesteilten begonnen. Die Gehälter der Ange- 
stellten sind im ‘Yortigen Revier gegenüber dem Ruhrrevier in’ 
der letzten Zeit ganz erheblich zurückgeblieben. Die Teuerungs- 
verhältnisse haben sich verschärft, und die Unternehmer haben’ 
ungeheure Summen verdient.: Wir werden nach Beeendigung’ 
des Streikes eingehend über den Gang der Dinge berichten. 
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Lügen haben kurze Beine. E 


In einer Werbeversammlung des Neuen Deutschen. Tech- 
niker-Verbandes zu Werne-Runthe, ‘Kreis Hamm, erklärte der 
christliche Gewerkschaitsagitator Eiiertsberg, dass unser Bund 
bzw. der AfA-Bund für Unterstützung des „Vorwärts“, des 
-‚Ruhr-Echos“ und der „Freiheit“ je 300000 Mark gezahlt 
hätten, und dass die im Bunde organisierten Kollegen nunmehr 
wüssten, wözu ihre hohen Beiträge verwandt: würden. 4 

Wir haben Herrn Eifertsberg “aufgefordert, diese uner- 
hörten. Unwahrheiten zurückzunehmen und uns die Ermächti- 
gung zu erteilen, diese, Erklärung im. „Technischen Gruben-' 
‚beamten“ zu veröffentlichen. Sollte Herr Eifertsberg diesem 
Verlangen innerhalb drei Tagen nicht nachkommen, so werden 
wir gegen ihn die Klage wegen Verleumdung einreichen 
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Wirtschaftsfragen 


Statistisches aus dem preussischen Bergbau. In Nr. 17 des 
„Technischen Grubenbeamten“ vom 29. April d. J. haben wir 
bereits einiges statistisches Material aus dem Bergbau gebracht. 
Im Anschluss hieran geben wir heute die inzwischen erschie- 
nenen Zahlen für das 4. Vierteljahr 1920 wieder, fügen aber 


A Vergleich die Zahlen für das vorhergehende Vierteljahr 
inzu: 


Es wurden an Arbeitern beschäftigt: 


Es verfuhr 1 Arbeiter 
B baub k Seas ar IV v J u 
ergbaubezir 8) % mittel .V.-J. . Ve-]. 
IV.V.-J. ULV-J. 1920 RR 
1920 1920 1919 Schichten 
Er 1. im Steinkohlenbergbau 
Oberschlesien „ . „ 173930 165 857 146 314 78 79 
Niederschlesien „ . 38728 36 255 31 388 79 80 
Oberbergamtsbezirk 
Dortmund. „. . „ 465411 435 687 369 273 78 81 
Aachen’. „uns =.‘ 15135 14 855 13 902 80 83 
Linker Niederrhein . 18029 17 333 15 537 78 81 
2. im Braunkohlenbergbau 
Oberbergamtsbezirk 
klallee 2, 29° 2° 22: 99.106 90 537 69150 78 78 
Linksrheinischer . „ 25138 24123 19 884 80 81 
3.im Salzbergbau 
Oberbergamtsbezirk 
Bialler 230 ...42.2%,,,-14 912 14916 11450 76 79 
Oberbergamtsbezirk 
Clausthal . » oe e 14972 15 120 10 772 75 78 
4 im Erzbergbau 
Mansfeld . a a a oe 10747 10 766 11 801 71 78 
Oberhrz . ... 3107 2 966 3161 76 78 
Siegen . 2. 08. ....:1:15.069 14 672 13 769 77 80 
Nassau und Wetzlar 7110 7026 6.676 75 79 
Sonstiger rechtsrhein, 1872 1768 1775 75 78 
Linksrheinischer . . 1878 2130 2369 76 76 


Wie aus dem Vergleich der beiden aufgeführten QOuartale 
zu ersehen ist, ist die Arbeiterzahl auch im vierten Vierteljahr 
wiederum erheblich angewachsen. Eine Ausnahme bildet nur 
der Salzbergbau. Hier ist bereits ein kleiner Rückgang zu ver- 
zeichnen, ein Anzeichen der Anfang 1921 einsetzenden Krise 
in der Kaliindustrie. Der Erhöhung der Arbeiterzahl entspricht 
auch die Erhöhung der Summe der gezahlten Löhne, die, sich 
wie folgt ergibt: 









































Verdiente reine Löhne nach Abzug aller Arbeits- Geldwert 
kosten und Versicherungsbei’räge wirtschaftl, 
Name P auf 1 verfahrene auf Beihilfen 
d NEN Schicht 1 Arbeiter auf 
er a 3 aaa ae EN 
Bergbau-| W.V.J. "I |v.-2|v-3 mittel v.-J.|vo-J.| ıv. |. 
bezirks 1920 1920 | 1920 | 1920 | 1919 | 1920 | 1920 Ne “Man 
M. M. M.|M.|M|M|M|ıwmıM. 
l. im Steinkohlenbergbau 
Oberschlesien .j 597151028| 485 750971|43,89 [37,30 14,29 | 3433 | 2929} 2,49 | 1,66 
Niederschlesien .| 134911909) 124180365|44,16 42,62 |13,87| 3484 | 3425 | 1,96 | 1,36 
Oberbergamts- 
bezirk - 
mund .„ . .| 1936312016|1636385311|53,18 46,30 118,13 | 4160 | 3756 } 2,94 | 2,52 
Aachen .,. 54409638} 51644907|45,14 42,08 15,43 | 3595 | 3477 | 3,91 | 2,62 
Linker Nieder- | 
rheinl 4 un 5 74931034| 65836989|53,46 |46,98 |18,62 | 4156 | 3798 | 3,65 | 3,37 
2 2. im Braunkohlenbergbau 
Oberbergamts- 
bezirk Halle .| 290189224| 275899 520|40,19 138,98 113,67 | 3117 | 3041 | 1,62 | 1,14 
Linksrheinischer .| 111020937| 101 232671|55,43 |52,07 |16,85 | 4416 | 4197 | 1,50 | 0,94 
3, im Salzbergbau 
Oberbergamts- 
bezirk Halle 41245853] 41701 701/36,53 135,37 |13,— | 2766 | 2796 | 0,75 | 0,69 
Oberbergamts- 
bez. Clausthal 42948812] 43601 808|38,34 [36,92 |13,36 | 2369 | 2884 | 0,15 | 0,16 
4 im Erzbergbau 
Mansfeld . . . 32653346] 29426558/39,28 134,91 15237 3038 | 273] — E 
Oberharz . . . 8995878| 8083974137,92 |34,86 112,97 | 2895 | 2725 | 1,93 | 3,13 
Sieger'and - 51545408| 47187069,44,21 |40.11 15,29 | 3421 | 3216 | 0.02 _ 
Nassau u. Wetzlar 20746333} 20342 292|39,16 |36,77 11,34 | 2918 | 2895 | 0,13 | 0,07 
Sonstiger Rechts- 
heinischer . . 5419197| 4796892|38,54 |35,— 111,21 | 2895 | 2713 | 0,17 | 0,17 
Linksrheinischer . 5232311) 5541564|36,57 |34,44 | 9,90 | 2786 | 2602 | 0,22 | 0,15 
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Bei dem Vergleich der Gesamtförderergebnisse des dritten 
und vierten Vierteljahres ergeben sich folgende Zahlen: 





3. Jahrgang 











Beschäftigte 
Vier-| Be- Beamte und 

Bezirk tel- |triebene| Forderung | Absatz arbeits- 
jahr | Werke fähige Ar- 

beiter 





ee EEE 
A. Steinkohlen 


IV. | 61 | 8199626| 7935 981] 181939 
3 Obergehlesien. . „0 1-1... 61-1. 81256061 8.086304]. 173 001 


v.| 19 | 1198847| 1187583] 40764 

Bhgtschlesien , 7... I ml 36-1: 10518891 10849171 seneı 

gg" Iv. 1 10 550 10 992 250 

3. Löbejun . .... Im 1 9192 8 597 227 
4. Obernkirchen Barsing- s% 

» Bar: w.| » 198 930) 198879 5926 

hausen, Ibbenbüren, | j | 10 189 308| 189385 5.764 

Minden usw. ler 


IV. | 200 | 24358 703| 23 761 433 506 169 


5. Niederrhein-Westf. . . | m | 192 | 22785 216| 22785 6701 475186 


w.| ıu 588199| 5888161 15739 

6 Aachen ......Iım| u 592932 591537] 153364 
Be IV. | 302 | 34554865) 33683 614| 750 778 
reussen . | 1, | 291 | 32 754143| 32 7064101 703469 


B. Braunkohlen 
Be IV. | 128 | 7297691| 7285025| 48739 
zn Si östl. der Elbe „|| 119 | 7140140 T1aseaıl 47082 
= Mieleenischland, westl. | iv. | 166 | 93s7136| 9345284] 63945 
Casseler Revier [ik | 166 | 8792891] 8801914] 61679 
3. Rheinland und Wester- | IV.| 75 | 8376241] 8388068| 29.099 


wald eier HET, 71 8326 798| 8327210 27 604 
SE AR IV. | 369 | 25031 068| 25 018 377 141 783 
BErIBEn In2# Teussen . | 17: | 356. | 94 268 8291 24 272 745 136 335 


Neue Kohlenpreise. Der Reichskohlenverband hat ab 
1. Juli 1921 folgende Brennstoffverkaufspreise je Tonne ein- 
schliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer beschlossen: 
Für das Rheinisch-Westfälische Kohiensyndikat: 
Fettkohlen: Magerkohlen, östl. Revier: 


Bestmelierte . . . . . 254,90 M. Bestmelierte 50%, . . . 246,20 M. 
Stücke I Naar aı yERT WER 298, — „ Stücke ee ee one „ 
Nuss I VIER Baba Ve ch R Sek 304,60 „ Nuss I . EEE BR 340,20 „ 
Nuss II ar a Ba N a 304,60 ” Nuss u sie star Er 340 20 „ 
Bl. 5 0: :00..1...304,60: Nuss HESSEN SEIN, 
IURSERVE RES 2 0,0 2008 0293,80, Nuss EV. ur an. . 293,80 ,, 
NUBSAVas. se,’ ; 283,20 „ 


5 S Magerkohlen, westl. Revier: 
Gas- und Gasflammkohlen: 


Melierte 45%, . . . . 238,10.M. 
2 Kerr . 298,-— M. Stücke’ or, his Sara 1, 306,70. 
DER Nuss 17. ...0.......304,60.., Anthr. Nus I. . „ . . 332,80 „ 
gew. Nuss I. . . . . 304,60 „ Anthr. Nuss U. . . . 373,90 5 
gew. Nuss IH N EN Anthr. Nuss II . . .„ . 333,49 
gew. Nuss IV. 1295.80. Anthr. Nuss IV... . 276,30 „ 
BEWENUSseV. 2. 23754283,202., 

Esskohlen: Briketts: 

Bestmelierte 50°), .,20254,90: Mi; E:Klasse 7 050 tr ALOE 
Stüke . . . . re 298.60 I. Klasse . 0 . 0... 339,80 „ 
LTE a RP IE % 7. 8% 1 Mafia IE Klasse u, 0,. 332,60 , 
Dean 0. 2.334,30 
Nuss II. ES ae N NE 
Nuss IV. . 2. 5293,80 
Sozialpolitik 


Bergbauliche Anträge im Landtag. Auf Grund der Grubern- 
unglücke ist im Ausschuss für Handel und Gewerbe des 
Preussischen Landtages von allen Parteien beschiossen wor- 
den, der Preussische Landtag wolle beschliessen. das Staats- 
ministerium zu ersuchen: 

1. im Ministerium für Handel und Gewerbe ein besonderes Gruben- 


sicherheitsamt einzurichten bzw. das vorhandene Dezernat 
zu einem solchen Amt auszubauen; 
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2. in Verbindung mit dem .Grubensicherheitsamt für das Gebiet ds ° 
. Ppreussischen Bergbaues eine Grubensicherheitskommis- _ 

sion einzusetzen, die aus Vertretern des Preussischen Landtags, 
sowie aus Vertretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und der, 7 
Bergbehörde besteht. Die Kommission hat auf dem Gebiete der“” 


Bergpolizei und Unfallverhütung mitzuwirken und geeignete Vor- 
schläge auf diesen Gebieten der Staatsregierung zu unterbreiten. 
Der Kommission sınd die auf dem Gebiete der Bergpolizei und 
Unfallverhütung gemachten Erfahrungen regelmässig vorzulegen. 


Die bestehenden Fachausschüsse (Gesteinstaub-, Spreng- 


stoffausschuss usw.) sind der Grubensicherheitskommission. anzu- 
gliedern. 


Die Staatsregierung kann aus der Grubensicherheitskommission 


Vertreter beneinen, die zum Zwecke des Kennenlernens der 
Unfallverhütungsmassnahmen im ausländischen Bergbau eine Stu- 
dienreise nach dem Bergwerksgebiet in England, Frankreich usw. 
zu unternehmen haben; 


. aus der Grubensicherheitskommission werden für jeden Oberberg- 


amtsbeziik Bezirksausschüsse gebildet, zu der im Bezirk 
wohnende Bergsachverständige und Parlamentarier hinzugezogen wer- 
den. Diese Ausschüsse haben auf die möglichst genaue und restlose 
Aufklärung der Entstehungsursachen sowie auf die Verhütung und 
Einschränkung von Grubenexplosionen und Bergwerkskatastrophen 
hinzuwirken. Die Betriebsräte und Verwaltungen der betreffenden 
Zechen sind jeweilig zu den Untersuchungen hinzuzuziehen. Die 
Vorschläge der Bezirksausschüsse sind der Grubensicherheitskommis- 
sion zur Stellungnahme zu unterbreiten. In dringenden Fällen sind 
die Bezirksausschüsse zu unmittelbaren Anordnungen berechtigt; 
von der getroffenen Anordnung ist der Grubensicherheitskommission 
Mitteilung zu machen; - 


. die Kommission und die Bezirksausschüsse haben das Recht, nach 


eigenem Ermessen Grubenbefahrungen vorzunehmen; 


. die Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter der Kommission werden 


auf Vorschlag der betreffenden Organisationen durch den Minister 
berufen. 


Ferner hat der Ausschuss für Handel und Gewerbe be- 


schlossen, nachfolgende Anträge im Plenum einzubringen und 
zwar vom 


Zentrum und Sozialdemokratie gemeinsam: 


I. die praktischen Erfahrungen der Betriebsräte 
und auch der bergpolizeilichen Kontrollorgane (Einfahrer) mehr 
als bisher zu verwerten, sei es bei Erörterung von 
Massnahmen zur Verhinderung von Unfällen (z. B. beim Erlass 
von Bergpolizeiverordnungen, Genehmigungen, Berieselungs- und 
Sprengstoffragen) oder von Schuldfragen. 

Bei jeder Grubenkontro!lle durch "den Bergrevierbeamten ist 
das zuständige Betriebsratsmitglied hinzuzuziehen. . Die Betriebs- 
räte haben das Recht, bei den Bergrevierbeamten unter Angabe 
der Gründe ausserordentliche Kontrollen zu beantragen; 


. das Institut der Einfahrer so auszubauen, dass 
sie mehr Verantwortung tragen, ihnen insbesondere beschleunigt 
das Recht gegeben wird, beim Vorfinden von Missständen, die eine 
dringende Gefahr in sich schliessen, durch einstweilige Verfügung 
die Abstellung zu bewirken; 

. der zu schaffendn Grubensicherheitskommission 
einen Fonds von entsprechender Höhe zur Verfügung zu stellen, 
aus dem Erfinderarbeiten zu prämiieren‘ sind auf dem gesamten 
Gebiet der bergbaulichen Technik, soweit sie die Grubensicherheit 
berühren. 

Wegen der Schaffung eines brauchbaren Schlagwetter- 
anzeigers, sei es an der elektrischen Grubenlampe, oder. in 
anderer Form, mit der Privatindustrie in Verbindung zu treten, 
um gemeinsam mit derselben einen Preis auszuschreiben, dessen 
Höhe der gewaltigen Bedeutung der Angelegenheit Eufapzechen 
muss; 


. die Verordnungen über den Verkehr, mit Sprengstoffen 
einer Nachprüfung zu unterziehen und die in der Aussprache 
gegebenen. Anregungen zu BErBCKSiShHgEn: 


Zentrum allein: 


V. den Betriebsräten und Belegschaftsmitgliedern, besonders den neu- 


eingestellten bergfremden Arbeitern, ’in geeigneten Kursen weit- 
gehendste Gelegenheit zur Aufklärung und Belehrung 
über die Schlagwetter- und Kohlenstaubgelahren sowie über die 
anderen Bergbaugefahren zu geben, und sie mit den Massnahmen 
zu deren Bekämpfung vertraut zu machen; 


Sozialdemokratie: 
VI. Anordnungen zu treffen, das die Ausserkraftsetzung 


von bergpolizeilichen Vorschriften oder von Tei- 
ken derselben für einzelne Gruben nur nach Verhandlung 
mitdem Betriebsratundder Grubenverwaltung 
erfolgt, und dass die Ausserkraftsetzung in jedem Falle der Beleg- 
schaft durch Anschlag bekanntgegeben wiırd; 


VH. die bergpolizeilichen Einrichtungen dahin zu re- 


formieren, dass sie möglichst nicht mit Nebenarbeiten belastet 
werden, die sie von ihrer eigentlichen Aufgabe ablenken oder darin 
hemmen; 


VII. sofort alle Grubenseile ‚ soweit sie Erzeugnisse der Kriegszeit 


sind und eine Ersatzseele haben, durch die “bergpolizeilichen 
Organe einer strengen Prüfung zu unterziehen und, soweit sie 
hinsichtlich der Betriebssicherheit Bedenken auslösen, deren Er- 
setzung durch vollwertiges Material anzuordnen; 


IX. die Einrichtung der Lehrkameradschaften im Bergbau 


möglichst nach den Vorschlägen der Arbeitnehmergruppe der 


Ruhrbergbau zu fördern, wonach eine gute Ausbildung aller Lehr- 
häuer. erstrebt und Härten vermieden werden. Auf den staatlichen 
Bergwerken haben umgehend die Versuche mit den Lehrkamerad- 
schaften zu beginnen. 


Arbeilskanmer sowie He ber ich Ansäihussens hie den 5 


| 






Ueber die Behandlung der Anträge im Plenum werden wir r 


“= “ später berichten. 


- Betriebsräte 


= Betriebsratswahlen im Ruhrrevier. Der Yarelk für die berg- 
“baulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk Dortmund gibt un- 
term 15. Juni die Ergebnisse der Betriebsratswahlen im "Ruhr- 
 revier bekannt. 


Die folgende Uebersicht bezieht sich auf 451115 wahlbe- 
rechtigte Arbeiter, von denen 76,29 Prozent (344 168 Personen) 
von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht haben. Im vorigen 
Jahre wählten nur 66,16 Prozent (260 976 Personen) aller Wahl- 
berechtigten, so dass sich eine nicht unbeträchtlich stärkere 
Beteiligung an den Wahlen ergibt. Die Gewählten verteilen 
sich auf, die verschiedenen Verbände wie folgt: 


| 
| 
| 


@) Verteilung der Arbeitermitglieder auf die verschiedenen @ 


Verbände. 


Betriebs- 


Betriebsrat Arbeiterrat ER: 


Namen der Areiterichende 
Mitgl.- ee Mitgl.- von Mitg L- 


Se: 
Zahl Sa. aan 2 VS PeetfEr er Zahl a.% 


davon Verband der Bergarbeiter 
Deutschlands . . 
Deutsch. Helsibeiterverband 
Verband der Gärtner und 


1146 |43,79 1266 142,11| 418 | 805 
004| 1] 0,03 
o11|- 5| 017 
004) 1) 0,03 
0,04) — 
1,76| 50 


0,78 24 | 0,80 


Gärtnereiarbeiter . . 
Deutsch. Holssrbeiterverband 
Deutscher RE 

verband . . 5 
-Deutscher Pohetkendt R 
Deutscher Metsllärbeiterverh, 
Heizer- und Maschinisten- 

verband . 

DB Gesamiverband der Br. Ge 
werkschaften Deutschlands 
‘davon Gewerkverein christl. Berg- 
arbeiter Deutschlande 
Deutscher Gärtnerverband . 
Zentralverband christl. Holz- 
arbeiter . . 
Christl. Metallarbeiterverb, 
3. Verband der deutschen Gewerk- 
vereine . 
davon erkveike der Fabrik- 


1714| 516 


16,62 
0,04 


0,11 
0,37 


0,67 
0,60 
0,07 


und. Handarbeiter . . . 
Gewerkverein der deutschen 
Bauhandwerker . 
‘4, Wirtschaftsfriedliche Arbeiter- 
3 verbände . 
davon Deutscher Bergarbeiterbund 
5. Syndikalistische und kommunist. 
Arbeiterverbände . . 
davon Freie Arbeiter-Union . . . 
Förderation der Bergarbeiter 
Allgem. Bergarbeiter-Union 
Freie Arbeiter-Bewegung . 
Freie _Bergarbeiter - Räte - 
organisation . 
Vereinig. kommunist. Partei 
Deutschlands . . S 
6. Selbständige Arbeiterverbände . 
davon Polnisch. Berufsvereinigung 
7. Verschiedene Verbände . . . 
davon Vereinigte Berufsverbände . 


1 


11 
118 
118 

3 
Verband der Bleilöter 
Fachverband der Privat- 

Eisenbahner. ; & 
8. Keinem Verbande angehärig. 2 
9, Verband unbekamt. . . 


1 

2 

} f 
015]. 


a 100 | 3007 | 100 | | 1 10° 


Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl der Betriebsratmiiä 
glieder somit von 2500 auf 2676 gestiegen (7,04 Prozent), di 
der Arbeiterräte von 2821 auf 3007 (6,59 Prozent), während di 
Mitgliederzahl der Betriebsausschüsse um 86 (von 713 auf 859 
oder um 11,13 Prozent stieg. 


Von den 23421 wahlberechtigten Angestellten habeı € 
22911 oder 97,82 Prozent gewählt. Das Interesse an den 
Wahlen war hier also wesentlich stärker als bei den Arbeitern, 
Nachstehend ist die Verteilung der Angestelltenvertreter aul 
die verschiedenen Verbände ersichtlich gemacht. 


1. Allgemeiner Deutscher Ve Alloaneivier Deutscher Gewerke 1. je See = 
‚  schaftsbund. . . 1223 | 45,67 1350. 44,90 437 50,86 
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b) Verteilung der Angestelltenmitglieder auf die 
verschiedenen Verbände. 


en. 

















E Angestellten-| Betriebs- 
Betriebsrat S rat ausschuss 
Namen der Angestelltenverbände 
e Mitgl..] VOR [Mitgl-| Von |Mitgı.) yon 
Zahl | 65%, | Zehl | 55%, | Zahl | 6, 
1. Arbeitsgemeinscha!t freier An- 
gestelltenverbände . . . . 331 | 60,51 | 838 |66,51| 214 | 78,97 
davon Bund d. techn. Angestellten 
und Beamten , . . . . 265 | 48,45 | 565 | 44,84 | 190 | 70,11 
Deutscher Werkmeisterverb. 50 | 9,14| 148 | 11,75 22 | 812 
Deutsch. Fördermaschinisten- 
De Eu 12 | 2,19| 117 | 9,29 1| 0,37 
Zentralverband d. Angestellt. 4 | 0,73 2:150,55 1! 0,37 
Deutscher Pol’erbund. . . _ _ 1! 008] — = 
2. Gewerkschaftsbund der An- 
gestellten ke. ae." 36 | 6,58 65 | 5,16 12 | 4,43 
3. Gesamtverband deutscher An- 
gestelltengewerkschaften . . 16 | 2,93] 32| 2,54 2| 0,74 
davon Deutscher Werkmeisterbund 2| 0,37 2! 0161| — — 
Neuer deutscher Techniker- 
Verbandes. to 0 4 | 0,73 16: 2.1.27 4121.0,37 
Deutschnationaler Handl.- 
Gehilfen-Verband. . . . 9| 1,65 12 | 0,95 1| 0,37 
Reichsverband deutscher 
Bureau- und Behörden- 
Angestellter, ..:... 5, 1 | 0,18 21.016] — — 
4. Reichsverband deutsch. Bergbau- 
angestellten NER 29 | 5,30 63 | 5,00 6| 2,21 
5, Verband kaufmännisch. Gruben- 
beamten 2 „0, 127 | 23,22] 244 | 19,37 37 | 13,65 
6. Verband oberer Bergbeamten '. 3| 0,55 7) 055} — — 
7. Privateisenbahner-Verband . . —_ — 1::-0,088 | — ER 
8. Keinem Verbande angehörig . 5) 09 10 | 0,79]: -- —_ 
zus. | 547 |) 100 |ı260 | 100 | 271 | 100 


Schon bei oberflächlicher Betrachtung der Zahlen wird es 
unseren Kollegen in die Augen fallen, welchen Sieg die frei- 
gewerkschaftliche Arbeiter- und Angestelltenbewegung bei den 
diesmaligen Betriebsrätewahlen im wichtigsten Industriebezirk 
Deutschlands, dem Ruhrrevier, davongetragen hat. Das ist zu- 
nächst ein Beweis dafür, dass unsere Arbeit für die Interessen 
der Kollegen von überragender Bedeutung gewesen ist. Es ist 
uns aber auch ein Beweis für die Richtigkeit des eingeschla- 
genen Weges und soll uns weiter ein Antrieb sein, auf dem 
eingeschlageren Wege weiterzumarschieren. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Arbeitskammer für den Ruhrbergbau. Der Auftakt für den 
Wahlkampf der am 2. August stattfindenden Arbeitskammer- 
wahl für den Ruhrbezirk wurde eingeleitet durch eine Schacht- 
vertrauensmännerversammlung des AfA-Bundes, die am 9. Juli 
1921 in der Tonhalle zu Bochum stattfand. Bevor in die eigent- 
liche Tagesordnung eingetreten wurde, kam eine Entschliessung 
zur Annahme, die sich auf die Ausführungen des Oberberg- 
hauptmannes Althans bezog, anlässlich der Debatte über 
das Grubenunglück auf Mont Cenis im Preussischen: Landtaz. 

Die Entschliessung lautet: 

„Die Betriebsbeamten haben die Betriebssicherheit 
Linie zu beachten Alles andere tritt in den Hintergrund.“ 

Auf Crund dieser Aeusserung fordern die am 9. 7. 21 in der Tonhalle 
zu Bochum versammelten Vertrauens’eute des AfA-Bundes, Abt. Bergbau, die 
80 Prozent smt!icher technischen Bergbauangestellten vertreten: 

1. Die Bergbehörde hat sofort in Verbindung mit den Betriebsräten eine 
Befahrung sämtlicher Steigerreviere auf Grösse und Möglichkeit der 
einwandfieien Beobachtung aller G-fahren vorzunehmen, Die Be- 
se hat sich auf alle Betriebspunkte und Grubenräume zu 
erstrecken. 

2. Es ist ein sofortiges Verbot der Verpflichtung ungeschulter Bergleute 
zu Aufsichtspersonen für Kohlengewinnungs- und Gesteinsarbeiten zu 
erlassen. 

3. Das Fahrsteigerunwesen ist sofort durch Eingreifen der Aufsichts- 
behörde derart einzudämmen, dass höchstens für jede Schicht ein 
oberer Beamter anwesend sein darf. 

Nach Annahme dieser Entschliessung wurde von dem Mit- 
gliede der Arbeitskammer, Kollegen Buschmann, die 
- Tätigkeit der Angestelltengruppe während der Zeit des Be- 
stehens der Arbeitskammer eingehend! geschildert, wobei die 
Schwierigkeiten, die die Mitglieder der Angestelltengruppe 
gegenüber den Arbeitgebern durch die Kompetenzstreitigkeiten 
zu überwinden hatten, ihre volle Würdigung fanden. Lebhaf- 
ten Beifall fand der Referent, der zum Schluss eindringlich 
alle Kollegen ermahnte, bis zum 2. August durch Aufklärung 
und Kleinarbeit alles daranzusetzen, um dem Sieg der AfA- 
“Liste zum Durchbruch zu verhelfen. Die hierauf einsetzende 
Diskussion wurde durch einen bedauerlichen Zwischenfall ge- 
stört, und zıwar dadurch, dass sich drei Herren, die als Schüler 
der Oberklasse erkannt wurden, durch auffällige Zwischenrufe 
Ferner wurde festgestellt, dass von den 
drei Herren der Oberklasse zwei Mitglieder des „Reichsverban- 


in erster 


0 


des deutscher Bergbauangestellten“ waren, während der dritte 
unorganisiert sein soll. Der Aufforderung des Versammlungs- 
leiters, Kollegen Halbiell, ihre Unanständigkeit dadurch wieder 
gut zu machen, indem sie sofort das Lokal verlassen sollten, 
kamen diese noblen Herren leider nicht nach, sondern glaubten 
durch weitere ungehörige Bemerkungen die Versammlung wei- 
ter provozieren zu können. Dass sich die anwesenden Ver- 
sammlungsteilnehmer dieses nicht gefallen liessen, versteht sich 
von selbst, und so wurden denn die Störenfriede nach drei- 
maliger Aufforderung des Vorsitzenden aus dem Saale ver- 
wiesen. Nach etwa 10 Minuten erschienen diese Herren in Be- 
gleitung von einigen Sipo-Mannschaften, um feststellen zu 
lassen, durch wen sie hinausbeiördert worden seien. Das 
Auitreten der Sipo war ebenfalls ungehörig. Eine Beschwerde 
wird an den Polizei-Direktor abgehen. Ob die Eindringlinge 
als Abgesandte des R.d.B. oder aber als solche der Zechenver- 
waltungen anzusehen sind; ist zur Zeit nicht bekannt. Sei 
dem wie es wolle, jedenfalls sollte dieses Vorkommnis allen 
Kollegen des Bergbaues die Augen darüber öffnen, wie man 
auch heute wieder versucht, durch Spione die Vorgänge inner- 
halb der freien Angestelltenbewegung zu bespitzeln und in 
Misskredit zu bringen. Die Zeiten, wo man es verstand, den 
Steigerverband durch Lug und Trug niederzuknüppeln, sind 
glücklich vorüber, denn wir leben in: einer demokratischen 
Republik, wo jeder Staatsbürger frei und offen. die Zugehörig- 
keit zu irgend einer Organisation bekennen kann. An den 
Koilegen des Bergbaues liegt es, sich diese Errungenschaften 
durch niemand schmälern zu lassen, vielmehr darauf zu drin- 
gen, dass sie weiter gefestigt und ausgebaut werden. Dieses 
kann nur dadurch geschehen, dass die freie Angestellten- 
bexegune gefördert wird, und darum rufen wir den Kollegen 
des Bergbaues zu, auch am 2. August durch Abgeben 
ihres Stimmzettels für den AiA-Bund — 
„Liste 2°“ — mit. beitragen zu helfen, dass auch für die Arbeits- 
kammer des Ruhrbezirks nach wie vor der Bund mass- 
gebend ist. 


Gewerkschaftsarbeit 


Ueber Grundsätze der Bundesbewegung und Aufgaben der 
Funktionäre im Berzbau referierte in der am 12, 6. 1921 abge- 
haltenen Funktionärkonferenz des Bundes für das Ruhrrevier 
Kollege Gramm. Wir geben sein Referat besonders wieder, 
weil seine Ausführungen geeignet sind, unseren Funktionären 
manchen beachtenswerten Fingerzeig zu geben. 

Zuerst besprach er die Richtlinien, die die Vorständekon- 
ferenz des AfA-Bundes am 6. und 7. November 1920 beschlos- 
sen hat. Voraussetzung für die Bundesarbeit ist völlige 
Unabhängigkeit vom Unternehmertum. Kapita- 
listischer Einfluss darf auch nicht dadurch in die Erscheinung 
treten, dass man aus Angst vor Angriffen der Tages- 
presse von der entschiedenen Verfolgung gewerkschaft- 
licher Ziele abweicht. Es wird unter den Angestellten immer 
Schwächlinge geben, die aus Furcht vor augenblicklichen wirt- 
schaftlichen Nachteilen es nicht wagen, ihre Interessen offen 
im Gegensatz zum \ntsrnehmer zu vertreten. Diesen Flaıu- 
machern können wir natürlich nicht Reshnunz tragen, sie 
mögen ihre Vertretung im N. D. T. V. oder im Reichsverband 
oder ähnlichen Verbänden suchen, die es verstehen, durch ein 
möglichst unklares Programm und durch nationale Phrasen 
sich beim Unternehmertum anzubiedern. Die freien Gewerk- 
schaften sind ehrlich in ihrem Streben, sie lehnen es ab, sich 
um Augenblickserfolge willen von ihrer Bahn ab- 
bringen zu lassen. . Unser Ziel ist klar gesteckt, es heisst: 
„Ablösung der privatkapitalistischen Ge- 
winnwirtschaft durch die Gemeinwirtschaft“, 
Dabei halten wir uns durchaus im Rahmen der Reichsver- 
fassung, die im Artikel 156 ausdrücklich die „Vergesell- 
schaftung‘“ geeigneter privatwirtschaftlicher Betriebe vorsieht 
und im Artikel 165 den Arbeitnehmern die ‚„gleichberechtigte 
Mitwirkung‘‘ an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung 
der produktiven Kräfte in Gemeinschaft mit den Unternehmern 
zusichert. - Wir erstreben also Jie Erfüllung der verias- 
sungsmässigen Versprechen, sind demnach im wahrsten 
Sinne des Wortes „national“, 

Die Frage der parteipolitischen Neutralität, 
die für uns kein Schlagwort, sondern eine unumgängliche Not- 
wendigkeit ist, muss. richtig aufgefasst werden und allen 
Parteien gegenüber Geltung haben. Parteipolitische Neutrali- 
tät darf aber nicht verwechselt werden mit politischer Neutra- 
lität, denn unsere gesamte Öffentliche Tätigkeit ist politischer 
Natur, wir haben die Pflicht, im Interesse der Angestellten- 
schaft darüber zu wachen, dass keine Gesetze zustande kom- 
men, die den Arbeitnehmerinteressen der Angestellten zu- 
widerlaufen. 

Eine stark umstrittene Frage ist die Formel vom „un- 
überbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital 
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und Arbeit“ Unsere gewerkschaftlichen Gegner können 
zwar einen Gegensatz an sich nicht leugnen und suchen daher 
an dieser Formel zu drehen und zu deuteln. Sowohl vom 
wirtschaftlichen wie vom sozialen Standpunkt aus ist der 
Gegensatz vorhanden und unserer Auffassung entsprechend un- 
überbrückbar. Aus diesem Gegensatz folgt notwendig der 
Klassenkampfcharakter der Gewerkschaften, der solange er- 
halten bleiben muss, bis durch Aenderung unserer Wirtschafts- 
ordnung die Grundlagen für den Klassenkampf entfallen sind. 

Nachdem der Referent noch eingehend die ethische Seite 
unseres gewerkschaftlichen Strebens untersucht und nachge- 
wiesen hatte, dass die freigewerkschaftiiche Auffassung vom 
wirtschaftlichen Sozialismus durchaus nicht das religiöse 
Empfinden des Einzelnen berühre, ging er auf die Auf- 
gaben ein, die sich für unsere Bundesfunktionäre 
aus dem freigewerkschaftlichen Programm ergeben: Jeder in 
der Bewegung tätige Kollege hat die Pflicht. überall und bei 
jeder Gelegenheit aufklärend im Kollegenkreise zu wirken und 
allen Verleumdungen, die in letzter Zeit besonders heitig wur- 
den, auf's schärfste entgegenzutreten, auch wenn sie von Or- 
ganen seiner politischen Partei ausgehen. Das geistige Rüst- 
zeug für diese Tätigkeit finden die Kollegen in allen Veröffent- 
lichungen des Bundes; sie müssen deswegen die „D. EV Ay 
die „Bundespost“ und die Rundschreiben stets eingehend 
lesen und für die Verbreitung der darin enthaltenen Gedanken 
im Kollegenkreise sorgen. 


Mansieider Kupferschiefer-Bergbau. Zwischen der Lei- 
tung der Mansfeldschen Kupferschiefer bauenden Gewerkschaft 
und der Arbeiterschaft schwebten seit längerer Zeit Lohnver- 
handlungen. Die Gesellschaft lehnte alle Forderungen mit der 
Begründung ab, die Arbeitsleistung sei erheblich gesunken, und 
sie kündigte der Arbeiterschaft einen Lohnabzug in Höhe von 
6 Mark pro Schicht für den 1. Juli 1921 an. Die Arbeiter woll- 
ten sich mit diesem Lohnabzug nicht abfinden. Sie wandten 
sich deshalb an das Reichsarbeitsministerium mit der Bitte um 
Bildung eines Schlichtungsausschusses. der in dieser Streitfrage 
einen Schiedsspruch fällen sollte. Der Schlichtungsausschuß, 
welcher am 4. Juni in Halle unterm Vorsitz des Oberpräsiden- 
ten Hörsing tagte, erklärte, daß die Angaben der beiden strei- 
tenden Parteien für ihn keine Unterlagen für einen Schieds- 
spruch abgeben können und verlangte die Einsetzung zweier 
Kommissionen, die 

a) sich über den Stand der technischen Leistung der 
Werke, 

b) über die entstandenen Selbstkosten und 

c) die buchmäßige Verrechnung der Selbstkosten und 
Verkaufspreise 


unterrichten und über den Befund ein Gutachten an das Reichs- 


arbeitsministerium einzureichen haben. 

An der zweiten Kommission nahm Kollege Holzapfel im 
Auftrage des Bergarbeiterverbandes und unter Zustimmung des 
Reichsarbeitsministeriums_ teil. 

Am Mittwoch, den 22. Juni trat der Schlichtungsausschuß 
neuerdings zusammen und fällte unter Vorsitz des Staatsmini- 
sters Severing den folgenden Schiedsspruch: 

„1. Die Schichtlöhne bleiben in der bisherigen Höhe bestehen. In Be- 
rücksichtigung einer Herabminderung der Arbeitsleistung. die nach den Gut- 
achten der Sachverständigen 7 Prozent beträgt, ist die Gewerkschaft berechtigt, 
die von den Gedingearbeitern verdienten Löhne soweit herabzusetzen, dass 
bei einer um 7 Prozent gegenüber April 1921 gesteigerten Leistung die gleichen 
Löhne verdient werden, wie im April 1921. 

2. In den Hüttenbetrieben wird die Weiterführung des Betriebes an Sonn- 
und Feiertagen im Rahmen der hierfür unerlässlichen Arbeiten und der gesetz- 
lichen Bestimmung über die Arbeits- und Ruhezeit zur Pflicht gemacht. 

Der Umfang der notwendigen Sonn- und Feiertagsarbeit ist im einzelnen 
zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat zu vereinbaren. 

Die in diesem Rahmen ausgeführten Sonn- und Feiertagsarbeiten haben 
als Bedienung laufender Anlagen zu gelten und werden mit einem Aufschlag 
von 25 Prozent bezahlt. 

3. Im Interesse der Aufrechterhaltung der Betriebe der Mansfeldschen 
Kupferschiefer bauenden Gewerkschaft wird der Reichsarbeitsgemeinschaft 
Bergbau empfohlen, baldmöglichst in Erwägungen darüber einzutreten, in 
welcher Weise eine Verlängerung der jetzt unter Tage durchschnittlich 43/, 
bis 5%/, Stunden betragenden produktiven Arbeitszeit erreicht werden kann.“ 

Der Vorsitzende führte zur Begründung aus, dass mit Rücksicht auf die 
allgemeine wirtschaftliche Lage keiner Herabsetzung der Schichtlöhne habe zu- 
gestimmt werden können. Es komme vor allem darauf an, die Leistung zu 
steigern. Ebenso einmütig habe der Schlichtungsausschuss betont, dass der 
Leistungsrückgang insofern wieder eingeholt werden müsse, als er von den 
Arbeitnehmern veranlasst sei; wenn trotz dieser Herabminderung das Gesamt- 
einkommen der Gedingearbeiter steige, so solle darin kein Anlass zu 
weiteren Lohnherabsetzungen liegen. 

Der Wunsch der Verwaltung auf Wiedereinführung des durchgehenden 
Hüttenbetriebes an Sonn- und Feiertagen wurde berücksichtigt, und der Auf- 
arg von 25 Prozent als angemessen angesehen. 

chliesslich_ erschien es dem Schlichtungsausschuss wünschenswert, auf 
Verlängerung der reinen Arbeitszeit hinzuwirken. Die Prüfung der dahin- 
führenden Wege müsse der Arbeitsgemeinschaft überlassen werden. Der 
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Spruch wurde einstimmig gefällt. Der Termin zur Annahmeerklärung des 
Spruches ist der 12. Juli 1921. 

Zur Erläuterung der Ziffer 1 soll hier bemerkt werden, dass z. B. bei 
einem Gedingehäuerlohn von 45 M. und einer gegen den April 1921 nicht ge- 
steigerten Leistung die Gewerkschaft berechtigt sein soll, diesen Lohn von 
45 M. um 7 Prozent = 3,15 M. zu kürzen. Sobald die normale Arbeitsleistung 
wieder erzielt wird, muss auch der normale Lohn. wieder erreicht werden, 

Dieser Schiedsspruch ist auch für die Angestellten von 
großem Interesse. Sie sind von der Weiterentwicklung des 
Betriebes mit ihrer Existenz abhängig, und es liegt in ihrem 
Belangen, mit dahin zu arbeiten, die Ertragsiähigkeit zu heben. 
Es war bereits am 29. Juni von uns aus versucht worden, mit 
den Mansfelder Kollegen die Verhältnisse zu erörtern. Leider 
haben sich an dieser Sitzung nur wenige beteiligt. Gerade die 
Mansfekder Angestellten sollten sich aber jetzt besonders um 
die weltwirtschaftlichen Zusammenhänge auf dem Metallmarkt 
kümmern, und sie sollten ganz energisch alle diese Forderun- 
gen unterstützen, die letzten Endes darauf hinauslaufen, den 
Mansfelder Kupferschieferbergbau zu erhalten und auch für die 
Zukunft leistungsfähig zu gestalten. Je stärker sie sich deshalb 
dem Bunde anschließen, der in der Mitarbeit an diesen wirt- 
schaftlichen Fragen eine Haupttätigkeit seiner (Gewerkschafts- 
arbeit sieht, um so einflußreicher werden sie auf die Gestaltung 
der Dinge einwirken können. 


Aus anderen Verbänden 


Der Reichsverband der Bergbauangesteilten, bezw. der 
Verleger seiner Zeitschrift, hat sich mit nachstehendem Rund- 
schreiben an die „Herren Arbeitgeber im Bergbau” gewandt: 

„Der Reichsverband deutscher Bergbauangestellter 111) Essen ist 
Herausgeber des fachgewerkschaftlichen Blattes „Der Bergbauange- 
stelite“, Diesem Gewerkschaitsbiatt ist angehängt ein Inseratenteil, 
dessen Herausgeber wir sind. Der R.D.B. hat gewünscht, 
dass in diesem Inseratenteil ein Stellennachweis 
für Bergbauangestellte aufgenommen wird. Es ist 
einieuchtend, dass eine Zeitschrift, welche sich unmittelbar an die 
Bergbauangesteliten richte, nurihren Interessen dienstbar 
ist und kostenlos Tausenden von Bergbauangestell- 
ten zugestelit wird, der geeignete Ort ist, um Nachfrage und Angebot 
zu regeln. Es ist also die Gewähr geboten, dass die aufigegebenen 
Inserate von Werksbesitzern in die Hände steliensuchender  Mitgiieder 
gelangen. Wir bitten Sie, unsern Arbeitsnachweis zu berücksichtigen 
und uns Ihre geschätzten Aufträge zu übermitteln. 

Hochachtungsvoll! 
Emil Busch, G.m.b.H.“ 

Wie ia von uns schon oft festgestellt, unterstützen die 
Unternehmer den: Reichsverband in allen Revieren und mit 
allen Mitteln, Sie wissen, dass seine mitunter radikalen Töne 
nur Worte sind und dass sein im Interesse der Unternehmer 
liegender grösster Erfolg ist, die Angestellten des Bergbaues’ 
zu einer wehrlosen Sondergruppe zusammenzuschliessen. Des- 
ha!b braucht uns diese Aufiorderung auch nicht weiter zu ver- 
wundern. 


Bekanntmachungen 


Neve Benennungen. Für die Gruppe Eisenerzberg bau 
Bayern und Dill-Lahn-Bezirk der Arbeitsgemeinschaft der ge- 
werblichen und industriellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Deutschlands würden folgende Kollegen von Seiten des Bundes 
benannt: Steiger Schaaf, Oberscheid, Gewerkschaitssekre- 
tär Hoffimeister, Saarbrücken, Steiger Maxeiner, 
Grube Raab, Gewerkschaftssekretär Stern, Saarbrücken. 
Letztere beiden gelten als Ersatzleute. 

In die Treuhandstelle für Berzemannssiedelungen 
im Westerwald wurde als Vertreter des AfiA-B undes 
Kollege Melcher, Siegen, entsandt. 

In die Untergruppe Ostdeufschland der Gruppe Braun- 
kohlenbergbau wurden bei der erforderlichen Neu- 
benennung von Vertretern der Spitzenverbände folgende 
Kollegen von Seiten des Bundes benannt: Steiger Ernst 
Hermsdorf, Finkenheerd, Steiger Schmidt, Schönfliess, 7 
Maschinenmeister Adolf Kipke, Adolishöhe. Die beiden’ 
letztgenannten naben die Posten der Ersatzmänner inne. 

In das Kuratorium derBergschule Mörs ist der 
Obmann unserer Ortsgruppe Mörs-Utfort Steiger Meier ent- 
sandt worden. ' E 

In der Nr. 22.des T.G. berichteten wir, dass anstelle des 
aus der Kalilohnprüfungsstelle H. Instanz ausge- 
schiedenen Bundeskollegen Biener, Beendorf, der Kollege 
Kelle, Beienrode, xetreten sei. Nachträglich ergab sich die 
Notwendigkeit, im Interesse einer gleichmässigen Verteilung 
der Sitze unter den AfA-Verbänden den Posten einem Kollegen 
des Werkmeister-Verbandes zu überlassen. Kollege 
Kelle ist aber nımmehr doch anstelle des ebenfalls ausge- 
schiedenen Bundeskollezen, Steiger Neumann, Oldisleben, 
in Vorschlag gebracht worden. 
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Mitteldeutsche Bergmannswohnungen 


Auf Grund der Bestimmungen des Reichsarbeitsministers 
vom 21. Januar 1920 über die Erbauung von Bergmanns- 
wohnungen hat die Arbeitsgemeinschaft für die mitteldeutschen 
Braunkohlenwerke ihre Treuhandstelle als Gesellschaft 
m. b. H. in Halle geschaffen. Es gehören dazu die Werke im 
Freistaat Sachsen um Borna herum. ferner die des Zeitz- 
Meuselwitzer Bezirks, die um Weissenfels, Bitterfeid und Halle 
— hier besonders das erst im Kriege aufgeschlossene Geisel- 
tal —, ferner noch die um Stassfurt und im Braunschweigischen 
und schiiesslich die hessischen. Es ist also ein weit ausge- 
dehntes Gebiet, das im Jahre 1920 aus der Kohlenabgabe rund 
69 Millionen Mark aufbrachte, wozu das Reich noch einen 
Zuschuss von 39 Millionen bergab, so dass im ganzen 108 Mil- 
lionen zum Bauen zur Verfügung standen. Davon wurden im 
Vorjahre 1051 Wohnungen bezuschusst, von denen bis Jahres- 
schluss 824 oder 78 Prozent tatsächlich fertig waren, ein für 
die schwierigen Bauverhältnisse des Vorjahres und für die Neu- 
heit der Einrichtung verhältnismässig günstiges Ergebnis Für 
dieses Jahr stand der gleiche Betraz aus der Kohlenabzabe 
zur Verfügung, die dafür zu erbauenden Häuser sind meist 
schon gerichtet; ausserdem aber hat die Reichsregierung noch 
einnial. den gleichen Betrag einer Jahreskohlenabgabe ais Vor- 
schuss hergegeben. Dafür ist der „Bauabschnitt 1921 II“ an 
vielen. Stelien schon so flott in Angriff genommen, dass mit 
seiner Voilendung bis Jahresschluss gerechnet werden kann. 
Reges Leben herrscht auf den nach Dutzenden: zählenden 
Baustellen, und mit besonderer Freude sehen wir auf vielen 
von ihnen soziale Baubetriebe als bauausführende Firmen tätig. 

Die Aufgabe der Treuhandstelle ist es, mit 
dem vorhandenen Gelde möglichst schnell, möglichst viel, 
aber auch möglichst zwe ckmässig zu bauen. Eine gute 
Organisation sucht beides zu erreichen. Zwanzig örtliche 
Unterorgane, meist in der Form der Gesellschaft m. b. H,, 
aber auch einige Genossenschaften treten als Bauherren auf. 
Die Gesellschaften bestehen teils aus einem, meist aber aus 
mehreren Werken und einer Anzahl von Arbeitnehmern, die 
Genossenschaften nur aus Arbeitnehmern, die sich ansiedeln 
wollen. Durch diese weitgehende, zum Teil durch die ört- 
liche Lage bedingte Dezentralisation sind leichibewegliche Or- 
gane entstanden, die unter der Leitung erfahrener - Architekten 
zu schneller Arbeit und Ueberwindung der örtlichen Schwierig- 
keiten geeignet sind. Um Zersplitterung zu vermeiden und die 
wertvolle Kraft der angesteilten leitenden Architekten voll aus- 
zunützen, lässt die Treuhandstelle die Gründung weiterer Kör- 
perschaften nicht zu, sondern verweist neue Siedlergruppen auf 
den Anschluss an die für den Bezirk bestehende Siedlungsge- 
sellschaft. Das ist für Kameraden, die gern eine eigene Ge- 
nossenschaft gründen wollen, natürlich sehr ärgerlich; aber der 
Standpunkt der Treuhandstelle ist zu gut mit den Erforder- 
nissen der Sparsamkeit und Zweckmässiskeit begründet, als 
dass man sich ihm entgegenstellen könnte. . Die Gründung von 
Genossenschaften zur gemeinsamen Verwaltung der Siedlungen 
und zum späteren Weiterbau kann ia immer noch erfolgen. 

Um von der Treuhandstelle aus genügenden Einfluss auf 
die sparsamste und dabei beste Bauausführung zu behalten, 
werden die Unternehmerverträge und Rechnungen einer laufen- 
den Nachprüfung unterzogen, die Erfahrungen der leitenden 
Architekten in regelmässigen Zusammenkünften mit der Ge- 
schäftsleitung ausgetauscht und der Fortgang der Bauarbeiten 
laufend überwacht. Voraussetzung für das richtige Ineinander- 
greifen eines solchen menschlichen Räderwerkes ist die völlige 
Hingabe der Beteiligten an ihr grosses Werk. Sie ist erfreu- 
licherweise vorhanden, und es muss ausserdem mit Dank aner- 
kannt werden, Jass unter den staatlichen Aufsichtsbeamten 
einzelne mit ganz besonderer Tatkraft und Entschiedenheit 
dazu beigetragen haben, die unvermeidlichen örtlichen 
Schwierigkeiten bei der Regelung der Gemeindeanforderungen 
und des Grunderwerbs schnell und günstig zu beheben. 
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3. Jahrgang 


Die Treuhandstelle hat den Grundsatz aufgestellt, möglichst 
viele Einfamilienhäuser zu bauen, damit sie der Berg- 
mann erwerben kann und sie nichts mehr mit der Verwaltung 
zu tun hat. Nur wo Baulücken in der Stadt auszufüllen waren 
oder wo das Baugelände besonders knapp war — wo Kohle 
ansteht, soil nicht gebaut werden —, auch wohl um in 
grösseren Siedlungen vorübergehend Beschäftigten die Mög- 
lichkeit zur Erlangung einer Mietwohnung zu geben. hat man 
auch Mehrfamilienhäuser gebaut. Das ist z. B. in Meuselwitz 
geschehen und gerade jetzt ist dort, gegen den Willen der Ge- 
Schäftsführung, auf besonderes Drängen der beteiligten Arbeiter 
hin für Meuselwitz eine dreigeschossige Vielfamilienhausgruppe 
vom Verwaltungsrat bewilligt worden, die, eingekeilt zwischen 
Porzeilanfabrik und hohen Mietkasernen, keine sehr erfreu- 
lichen Aussichten bietet. Man stützte sich aber darauf, dass 
es das letzte kohlenfreie Baugelände sei. Natürlich ist da von 
Garten nicht mehr die Rede; aber es wird so gebaut. dass an 
jeder Treppe nur sechs Wohnungen, in iedem Geschoss an der 
Treppe nur zwei: Wohnungen liegen und hinter dem Abschluss 
ein geräumiger Vorplatz oder eine Diele den Zuganz zu den 
einzelnen Zimmern gestattet. Auch in Borna (Kasernenstrasse) 
ist auf Wunsch der Stadt, die der grossen Kaserne gegenüber 
keine ganz flachen Bauwerke haben will, eine längere Reihe 
zweigeschossiger Zwei- und Vierfamsiienhäuser erbaut, mit 
Wohnungen von 70 qm Fläche; aber hier ist Raum für Garten 
und Stall, und beim weiteren Ausbau der Siedlung werden 
die nicht an der Hauptstrasse liegenden Wohnungen als Ein- 
familienhäuser gebaut. Die Beschränktheit des Bauge!ändes 
hat auch in Regis (Bornaer Bezirk) zu Vierfamilienhäusern mit 
kleinen Gärten geführt; hier haben aber die Wohnungen nur 
55 qm, Stube, Kammer und Küche, sind also für kinderreiche 
Familien schon recht knapp. 


Man ist im ersten Jahre darauf bedacht gewesen, die zu- 
lässige Wohnfläche von 70 qm, und bei 10 Prozent der Woh- 
nungen auch von 80 qm, möglichst überall in Anspruch zu 
nehmen. Man hat dann, um der Ersparnis willen, nach ge- 
drängteren Anordnungen gesucht und dabei erfahren, dass nach 
den etwas kleineren Typen von 60—65 am stärkere Nachfrage 
ist, weil den Arbeitern, die aus noch engeren Wohnungen er- 
löst werden, nicht ausreichende Möbel zur Verfügung stehen 
und die Beschaffung neuer bei den heutigen Preisen ausge- 
schlossen ist. Für dem Bauabschnitt II in 1921 sind z. B. 
80-qm-Wohnungen fast überhaupt nicht angefordert worden. So 
sehr man unter gesunden -wirtschaftlichen Verhältnissen‘ die 
Wohnungsbedürfnisse und Wohnkultur des Arbeiters zu för- 
dern geneigt sein möchte, hier ist im jetzigen Augenblick diese 
offensichtliche Neigung zur Bescheidung sehr erwünscht, weil 
sie die Zahl der herstellbaren Wohnungen vergrössert. 


Je kleiner die Wohnfläche, um so wichtiger wird ihre 
Einteilung. Auch hierbei sind bemerkenswerte Entwick- 
lungen zu beobachten. Während ursprünglich die Einteilung 
in fünf Räume — Stube, Küche und drei Schlafkammern — 
bevorzugt wurde, nimmt jetzt die Verwendung vierräumiger 
Typen zu. Hierin wird man nicht ohne weiteres einen Fort- 
schritt erblicken können.; denn ein besonderes Elternschlaf- 
zimmer und für die Kinder die Möglichkeit, sie nach den Ge- 
schlechtern zu trennen, dürfte doch das Richtige sein. Auch 
der Hinweis darauf, dass bis zu einem gewissen Alter die Kin- 
der bei den Eltern schlafen können, und von einem ‚gewissen 
Alter ab die Kinder aus dem Hause zu gehen pflegen, kann nur 
dann anerkannt werden, wenn für die dazwischenliegenden 
Jahre nun auch die Stube zum Schlafen mit herangezogen 
würde. Da aber die Hausfrauen, wie die Erfahrung zeigt, sich 
dagegen fast überal! hartnäckig sträuben, so bleibt die Schaf- 
fung dreier Kammerm doch das beste. Wohl aber kann die 
eine der Kammern sehr klein gehalten werden. Selbst wenn 
sie nır 6-8 qm Fläche hat, kann immer ein Bett hineingestellt 
werden, in dem zwei Jungens oder Mädchen schlafen können, 
und wo dazu keine Notwendigkeit vorliegt, zeigt wiederum die 
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Erfahrung, dass sich sehr vielseitige und gute Verwendungen 
für sie ergeben. In ihr kann man häufig den früheren Beruf 
des Bergarbeiters erfahren; die Steppmaschine des Schusters, 
die Hobelbank des Tischlers, der Schraubstock des Mechani- 
kers ist da gelegentlich zu finden, aber auch Schreibtisch und 
Aktenschrank des gewerkschaftlichen oder politischen Ver- 
trauensmannes u. dergl. Auch. wird sie “mitunter. wenn’ un- 
mittelbar von der Treppe zu erreichen, an einen Junggesellen 
vermietet, was durchaus zu billigen ist, wenn die übrigen Fa- 
milienmitelieder dadurch nicht in schädlicher Weise im Raum 
beschränkt werden Es dürfte also die Einteilung in fünf 
Räume im allgemeinen vorzuziehen sein. 


Der Umstand, dass die Stube meistens wenig benutzt wird, 
andererseits von den Arbeitern grösster Wert auf ihr Vorhan- 
densein gelegt wird, hat zwingend dazu geführt, diese. Stube 
auf das kleinstmögliche Mass zu beschänken. Man ist bis auf 
9 gm heruntergegangen. Den Gewinn hat die Küche, die der 
Aufenthaltsraum der Familie ist und mitunter mit 22 qm 
Fläche den grössten Teil des Erdgeschosses einnimmt. Wo 
die gegebene Strassenführung, wie in Nonnewitz {Bezirk 
Weissenfels) dazu zwang, Reihenhäuser in Ost-West-Richtung 
hinzusteilen, so dass die Küche nur Licht von Norden bekcem- 
men hätte, hat man sie durch die ganze Haustiefe geführt, dass 
sie auch noch an der Südseite wenigstens ein Fenster bekom- 
men konnte. Die Spülküche, die im Ruhrbezirk als notwendig 
betrachtet wird, ist in Mitteldeutschland wenig bekannt. Für 
die zweckmässige Abwicklung der eigentlichen Hauswirtschaft 
ist im allgemeinen so gesorgt, dass durch die Aufstellung des 
Herdes nicht längs der Wand, sondern in den Küchenraum 
hinein, eine besondere Kochnische gebildet wird, deren Tren- 
nung vom Wohnteil der Küche der Architekt gelegentlich noch 
durch einen Mauervorsprung oder einen Deckenunterzug schär- 
fer hervorhebt. In dieser Kochnische befindet sich der Ausgang 
nach der sogenannten Waschküche, dem Hauptwirtschafts- 
raum, in dem die Zubereitung des Viehfutters, mitunter wohl 
anrh das Spülen des Küchengeschirrs erfolgt. Für die Aus- 
gestaltung dieses Raumes hat sich die Treuhandstelle den 
Grundsatz geschaffen, dass Stall und Waschküche zusammen 
die in den Bestimmungen des Reichsarbeitsministers 'enthal- 
tene Höchstgrenze für den Stall — 25 Quadratmeter — nicht 
überschreiten sollen. Es hat sich dabei herausgestellt, dass 
selbst in den rein ländlichen Bezirken Braunschweigs die Berg- 
arbeiter mit einem Stall von 10-12 qm zufrieden sind.  All- 
gemein hat beim Einfamilienhaus die Waschküche einen Zu- 
ganz zum Stall; wo das nicht der Fall ist und wo auch nicht 
ein überdeckter Vorplatz es der Frau ermöglicht, auch bei 
Regenwetter trockenen Fusses zu ihrem Viehzeug zu kommen, 
da wird das als Mangel empfunden. Die Anordnung von Stall 
und Waschküche ist in den verschiedenen Bezirken verschie- 
den. Im Braunschweigischen, wo der Charakter der Gegend 
wesentlich ländlicher ist, ist fast durchweg beides unter dem 
gemeinsamen Dach, indem der Stall die eine Giebelseite ein- 
nimmt und der Raum darüber den Futterboden bildet. In den 
übrigen mehr industriellen Bezirken ist beim Reihenhaus der 
Stall hinten angebaut, meist so, dass die Ställe zweier benach- 
barter Grundstücke einen gemeinsamen First: haben; sonst 
dient der Wechsel zwischen seitlichem und hinterem Anbau 
dazu, in das städtebauliche Bild den Reiz der Abwechselung 
hineinzubringen. In bezug auf die Keller schreibt die Treu- 
handstelle vor, dass stets nur ein Raum unterkellert werden 
soll. Widerspruch dagezen ist von den Bergleuten nicht laut 
geworden. 

Für die Grundstücksgrössen hat sich die Treuhandstelle 
als Norm 800 qm gesetzt, damit der Bergmann den ganzen 
Gemüsebedarf der Familie darin selbst decken kann. Na- 
türlich haben die Verhältnisse öfter zur Unterschreitung dieses 
Masses gezwungen, in den ländlichen Gegenden ist man bis 
zum halben Morgen gegangen. Weiter wollte man grundsätz- 
lich nicht, um nicht statt Bergarbeitern kleine Landwirte anzu- 
siedeln. 


Die Grundstücksgrösse spielt bei der Miet- und Preis- 
berechnung eine Rolle. Es werden nämlich für den Quadrat- 
meter Wohnfläche 8 M., für den Quadratmeter Stallfläche 1 M. 
und für den Quadratmeter Grundfläche 0,25 M. Miete berech- 
net, wobei von der Gesamtfläche das bebaute Land und ausser- 
dem 200 am Garten frei bleiben. Der Kaufpreis ergibt sich durch 
die Multiplikation mit 15. Auf dieser Grundlage kann durch 
den für das Gartenland angesetzten Mietpreis die Miete um ein 
Drittel erhöht werden. 


Die Beschaffung des Landes stösst gelegentlich immer 
wieder auf Schwierigkeiten und ruft ins Gedächtnis zurück, 
dass in unserer Gesetzgebung noch erhebliche Lücken auszu- 
füllen sind. Zwar hat die Verordnung zur Behebung der drin- 
gendsten. Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 den Bezirks- 
wohnungskommissaren das unbeschränkte Recht zur Enteig- 
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"nung gegeben. Sie haberr auch die angemessene Entschädigung 


festzusetzen, wobei aber ‚Wertsteigerungen, die auf ausser- 
ordentliche Verhältnisse des Krieges zurückzuführen sind, nicht 
berücksichtigt werden dürfen. Bei den heutigen Preisen der 
landwirtschaftlichen Produkte ist eine Enteignung zum Frie- 
denspreise eine schwere Schädigung des betreffenden Land- 
wirtes. Zahlt man aber den’ wirklichen Wert, den das Land 
für den Besitzer hat, so wird der Boden für das Kleinhaus zu 
teuer. Da es sich hier aber um eine volkswirtschaftliche Not- 
wendigekeit handelt, dass die Landwirtschaft vor dem Berg- 
bau zurückweicht, so muss unbedingt eine gesetzliche Grund- 
lage dafür geschaffen werden, dass der Landwirt mit gleich- 
wertirem Lande an anderer Stelle entschädigt werden kann. 
Die Träger einer dazu erforderlichen Bodenvorratswirtschaft 
e unschwer in den provinzielien Siediungsgesellschaiten zu 
inden. 


Im allgemeinen hat das Land noch in freihändigem Kaufe 
erworben werden können. wobei nach den Angaben des vor- 
jährigen Rechenschaftisberichtes der Treuhandstelle Preise von 
1,20 bis 1,70 M. in ländlichen Bezirken, 6 M. in der Stadt 
Bcrna und 10 M. in der Stadt Meuselwitz gezahlt wurden. 
Natürlich kaufte man, wo eine Erweiterung der Siedlung beab- 
sichtigt war, gleich möglichst grosse Stücke. Handelt es sich 
doch teilweise um recht grosse Siedlungen, die da zustande 
kamen; besonders im Geiseltal, bei Merseburg, das jetzt 
15000 Bergarbeiter beschäftigt, während vor dem Kriege dort 
nur Landwirtschaft war. So entstehen in Gross-Kayna 
etwa.300 Wohnungen, in Neumark 200, im Bezirk Weissenfels 
in Hohenmölsen 70, in Nonnewitz 150 Wohnungen, im Bezirk 
Meuselwitz in Posa 80, in Falkenhain 64, in Zipsendorf 62 Woh- 
nungen, in Borna selbst. zwei recht umfangreiche Siedlungen. 
Aber die bedeutendste Auigabe ist doch der Wiederaufbau des 
seit dem Dreissigiährigen Kriege verschwundenen  Dories 
Biendorf. das unter dem Namen Neu-Biendori jetzt seine 
Wiederkunft erlebt. Am oberen Ende des Geiseltales bei 
Müchein ist es gelegen; man hat die dazu benötigten Grund- 
lächen ausgemeindet und hier sind bereits über 200 Wohnun- 
gen entstanden, weitere Hunderte soilen folgen. Hier muss 
nun auch die Treuhandstelle für 2 Millionen Mark eine eigene 
Schule für 460 Schü:er errichten, deren Bau in Kürze beginnt. 
Sie wird modern eingerichtet und erhält z. B. im Keller Brause- 
und Wannenbäder, die der ganzen Siedlung zugute kommen. 
Der Bau der Siedlung ist von zwei Seiten aus in Angriff genommen 
worden, der Architekt der einen Seite hat die Reihenhäuser in 
Gruppen zu vier und sechs bevorzugt, der der andern das 
Doppelhaus. So wird man, wenn das Werk voliendet ist, die 
städtebaulichen Wirkungen beider gut vergleichen können, und 
der Bergarbeiter, der mitunter im Reihenhaus das Einfamdien- 
haus nicht anerkennen will, wird einsehen lernen, dass ausser 
den wirtschaftiichen Vorzügen der besseren Wärmehältung und 
billigeren Instandhaltung das Reihenhaus im Städiebild eine 
ruhigere, befriedigendere Wirkung hervorruft, als das so be- 
liebte Doppelhaus, wenn es fast ausschliesslich verwendet wird. 


Von besonderen Einzelheiten sei noch erwähnt, dass in 
Untermolbitz im»Meuselwitzer Bezirk die Treuhandstelle für 
ihre 28 Siedler einen Backofen bauen muss, damit sie sich mit 
Brot versorgen können. 


Die Finanzierung der Bauten geht so vor sich, dass 
die Bauherren — Gesellschaften und Genossenschaften — für 
den rentierlichen Wert aufzukommen haben, indem sie das 
Hypothekenkapital, das etwa 80 Prozent davon beträgt, be- 
sorgen, während die letzten 20 Prozent möglichst der Siedler 
selbst beisteuert. Die Treuhandstelle liefert den verlorenen 
Zuschuss, der vorderhand mit 75000 M. für die Wohnung an- 
genommen und bei der Abrechnung endgültig festgesetzt wird. 


Alfred Thimm. 
LT ss Laune 
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Wirtschaftsfragen 


Steuergemeinschaft. Von einem Kollegen in 


Bergbau nicht genügend beachtet worden ist. Die Mitteilung 
besagt, daß erwogen werde, dem Reichskohlenrat die Bewirt- 
schaftung der Kohlenbergwerke zu übertragen, gegen .die Ver- 
pflichtung, vom Kohlenbergbau jährlich 9 Milliarden Mark 
Steuern zu erheben und an das Reich abzuführen. 


zur Wirklichkeit werden sollte, wäre ja, wie Kollege Werner 
ganz richtig sagt, ein großer: Schritt auf dem Wege zu der 
ımmer wieder von uns geforderten Gemeinwirtschaft getan. 


Clausthal 
wird uns geschrieben: In Nr. 26 des „Technischen Gruben- 
beamten” vom 8. Juli 1921 befindet sich unter „Reichskohlen- 
‘rat eine Mitteilung, die m. E. von den Kollegen aus dem 
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' Natürlich werden noch viele Schwierigkeiten zu überwinden 
, sein, aber. m. E. dürfte die Ausführung nicht unmöglich sein. 
' Soviel steht doch wohl fest, daß, wenn es gelingt dem Problem 
' der Steuergemeinschaft Geltung zu verschaffen, alle Kollegen 


aus dem Bergbau, und auch die Bergarbeiter, dies sicher als 
einen großen Erfolg der gesamten Arbeitnehmerschaft betrach- 
ten und alles aufbieten würden. damit ein gutes Resultat dabei 
herauskommt. Gegen den Gedanken sträuben dürften sich aus 
den Reihen der. Angestellten wohl nur die sogen, oberen 
Beamten, die dann nicht mehr in der bisherigen Weise würden 
weiter „treiben” können. Vielleicht wäre es auf diesem 
Wege auch möglich, schneller als man gedacht, die heute so 
viel umstrittene Frage der Verantwortlichkeit im 
Bergbau zu lösen und den Steiger wieder zum wirklichen Lei- 
ter des Reviers zu machen. Doch dies nur nebenbei. Sollten 
bei einer Verwirklichung der Gemeinwirtschaft (so darf man 
wohl die Steuergemeinschaft mit einem anderen Worte nennen) 


seinige der oberen Beamten in den Schmollwinkel kriechen und 


nicht mitmachen wollen, so wäre wohl nichts verloren, denn 
bisher hat ja die Tätigkeit dieser Herren keine derartige Rolle 
gespielt, daß man auf sie nicht verzichten. oder sie durch ar- 
beits- und verantwortungswillige nicht ersetzen 
könnte, 

Ich bin überzeugt, daß der Bund alles tun wird, um Auf- 
klärung über diese wichtige Angelegenheit in die Reihen der 
Kollegen zu tragen und daß unsere Sache bei ihm gut aufge- 
hoben ist. Nur soviel möchte ich mit meinen Ausführungen 
erreichen, daB mit der Besprechung recht früh begonnen 
wird”), damit den Einwendungen von gegnerischer Seite über- 
all sofort entgegengewirkt werden kann. Andernfalls ist ja 
doch auch zu befürchten, daB die Gegenseite bei einem Zögern 
unsererseits sofort sagen würde: „Nun ist die Sozialisierung 
immer gefordert worden. Jetzt, wo sie zeigen soll, ob sie 
bereit ist, die Verantwortung zu tragen, wird die Arbeit- 
nehmersseite auf einmal still.” 

Dass eine solche Ausiegung den Tatsachen nicht ent- 
sprechen würde, wissen wir alle. Das Gegenteil ist richtig. 
Der Bergbau hat genug fähige Köpfe, die der Idee zum Siege 
verhelfen wollen und können. Auch die Betriebsführer 
werden nicht abseits stehen. 


Erträge des staat!ichen Bergbaues in Preussen. Ueber die 
zu erwartenden Erträge der staatlichen preußischen Bergwerke 
wurde im Hauptausschuss des preussischen Landtages berich- 
tet. Diesem Bericht zufolge weist der Haushaltsplan für 1921 
der preussischen Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung bedeu- 
tend höhere Beträge auf als der des Vorjahres. Die von den 
staatlichen Bergwerken zu zahlende Kohlensteuer beträgt 301 
Millionen Mark gegen 108 Millionen im Voriahre. Die Ein- 
nahmen aus Steinkohlen, Koks und anderen Erzeugnissen sind 
veranschlagt auf. 1,84 Milliarden gegen 580 Millionen im Jahre 
1920. Bei den Betrieben wird ein Ueberschuß von 20 Millio- 
nen erwartet gegenüber einem Zuschuss von -38.9 Millionen 
im Vorjahr. Die Zuschüsse zur Verwaltung stellen sich auf 
11,4 Millionen, so dass sich ein Reinüberschuss von 85 Mil- 
lionen veranschlagsgemäß ergibt, gegenüber einem Gesamtzu- 
schuss von 49,6 Millionen im -Voriahre. 

Dem Hauptausschuß liegt auch der Bericht des Aus- 
schusses der Landesversammlung zur Untersuchung der Be- 
triebsverhältnisse der staatlichen Berswerke im Direktions- 
bezirk Recklinghausen vor. Die Untersuchung hat ergeben als 
einstimmige Ueberzeugung, daß die Leistungen der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter bei den Staatszechen des Bezirks 
hinter denen der Privatindustrie nicht zurückstehen. Beweise 
für Korruption, Ausnutzung der Beamtensellung zu Be- 
wucherungen haben die Untersuchungen nicht ergeben. 


Die Steinkohlenproduktion der Welt betrug im Jahre 1920 
1300 Millionen t gegen 1342 Millionen t im Jahre 1913, Davon 


"entfielen auf: 
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1920 in 0/0 1913 in %/ 
Länder ; der Welt- | der Welt- 
in 1000 t produktion in 1000 t produktion 






Deutschland 











ohne Saargebiet .. 131 347 10,8 176 892 14,2 
Grossbritannien .. 232 975 17,9 292 024 21,8 
Frankreich... ... . 24 303 1,9 40 051 3 

Bleien. 200200. 22 414 47 22 842 1,7 
Holland... .... 3941 0,3 1873 04 
Vereinigte Staaten 

ohne Nordamerika 585 541 45 516 (60 38,5 
naar 17 259 1,9 15 253 1,1 





*) -Siehe den. Leitartikeı im - Hauptteil der vorigen Nummer der 
„D.T.Z.“ (Die Schriftltg.) 
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Die Minderleistung Grossbritanniens, Deutschlands und 
Frankreichs beträgt 8,4 Prozent der Weltproduktion, d. h. dass 
heute nicht mehr Eurova, sondern Nordamerika der Haupt- 
kohienproduzent der Erde ist. Nordamerika erhöhte gegen 1913 
seine Gesamtförderung um 6,7 Prozent. 


Amerika führte 1913 476000 tnach Europa aus, 
1920 dagegen 15283000 t. In Südamerika und im Orient ist 
die europäische Kohle durch die amerikanische bereits vom 
Markte verdrängt. 


DieLeistungemje Mann und Jahr betragen, 
wenn man die Leistungen von 1913 gleich 100 setzt in: 


Holland Petr 



















Vereinigte 
Staaten 


Jahr 
(Hartkohle) 


England |Frankreich| Belgien 








1917 124 85 87 101 
1918 129 80 80 74 
1919 _ 85 12 56 
i920 — 89 70 63 


Die Leistungen sind also in allen Ländern, mit Ausnahme 
Nordamerikas, gegen 1913 erheblich gefallen, am tiefsten in 
Deutschland, was seine Erklärung in den kürzeren und länge- 
ren Ausständen (Kapp-Putsch usw.) findet. 


1913 betrug die Leistung je Kopf (Hartkohle) in Nordamerika 
417,7, während die höchste europäische Leistung (die deutsche) 
290 t betrug. Der Grund für die hohen Leistungen in Amerika 
liegt in der weitausgedehnten maschinellen Gewinnung (Schräm- 
maschinen, Abbauhämmer). Die niedrigste Leistung der Erde 
hat Japan, wegen der zahlreichen Frauenarbeit. Auch in Belgien 
Re 1918 noch 6 Prozent der im Bergbau Beschäftigten 

rauen. 


Deutschlands Kohlenförderung (ohne Saar- 
gebiet) betrug im ersten Viertel 1921 35.478 Mill t gegen 
35,610 Mill. t im 4. Vierti 1920. Davon entfielen auf das Ruhr- 
gebiet 23,126 Mill. t, auf Oberschlesien 8,308 Mill. t. Die Braun- 
kohlenförderung betrug im 1. Viertel 1921 29,986 Mill. t gegen 
30,441 Mill. t im 4. Viertel 1920. 


Der Preis für eine t (1000 kg) Steinkohle ab 
Zeche (es sind ähnliche Produkte zum Vergleich heranzezogen, 
für Deutschland Nuss I—II aus Westfalen) stelite sich in (es 
sind Papiermark-Werte berechnet) 


1913 Mai, 1920 
Deutschland .. .. 14,25 273,10 
England % 2. 352, 12,40 400, — 
Frankreich, .. . . 25,11 448,— 
Belgien... 13,42 560,— 
Holland = 8: :. 17,42 530, — 
Vereinigte Staaten 5,46 140, — 


Man ersieht hieraus, dass es den Amerikanern möglich ist, 
ohne Rücksicht auf die Transportkosten dem europäischen 
Staaten Konkurrenz zu bieten. 


Die deutsche Ausfuhr an fossilen Brennstoffen 
hatte von Januar bis November 1920 einen Wert von 3854,6 Mill. 
M., Steinkohlenteer, Teeröle und Teerstoffe einen Wert von 
163,7 Mill. M. Einer der grössten Ausfuhrposten sind chemische 
und pharmazeutische Erzeugnisse, Farben und Farbwaren mit 
8093,2 Mill. M. Die Erzeugung dieser Gegenstände gründet sich 
vielenteils auf den Bergbau. Die gesamte deutsche Ausfuhr 
betrug von Januar—November 1920 etwa 62 Milliarden M. 


(Aus „Wirtschaft und Statistik“, bearb. v. A. Halbiell.) 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Der engere Ausschuss der Reichsarbeitsgemeinschaft für 
den Bergbau, der sich mit den Siedelungsfragen im 
bergmännischen Wohnungswesen befasst, hielt am 
22. Juli eine Sitzung ab. Aus der Tagesordnung sind nach- 
stehende Punkte von weitergehendem Interesse. Vom Reichs- 
zuschuss zum bergmännischen Wohnungswesen in Höhe von 
1,5 Milliarden Mark sind bisher 715,5 Millionen Mark verteilt, 
der Rest von 784,5 Millionen Mark soll zum Teil für Ober- 
schlesien zurückgestellt, zum Teil als Reserve für 
unvorhergesehene Fälle zurückbleiben. Verteilt 
wurden 529,5 Millionen Mark nach einem Schlüssel, der För- 
I und Belegschaftsvermehrung berücksichtigt. Es er- 
ıielten: 


Essen 355,7 Millionen Halle 57,5 Millionen 
Köln 26.9 & Senftenberg 36,— ,„ 
Zwickau 17.5 en Waldenburg 16,2 N 
München ER Aachen 6,7 E 


Barsinghausen hat auf die ihm zustehenden 
7 Millionen Mark sowie die ihm bereits früher: gewährten 
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5.1 Millionen Mark verzichtet; hiervon sind bereits 3°%4 Millionen 
für eine Siedefung im Halleschen Bezirk gewährt worden, 
während Aachen den Rest erhalten soll. 


Ein Antrag der Riebeckschen Montanwerke, 
die Bestimmungen, die die Belassung von Bergmannswohnun- 
gen an aus dem Bergbau ausscheidende Arbeiter 
verbieten, zu ändern, wurde als zurzeit noch nicht spruchreif 
abgelehnt. 

Die Zustimmung der zuständigen Reichsbehörden, die Ein- 
tragung der Hypotheken auf die Treuhand- 
stellen vorzunehmen, ist erteilt worden. In der Sitzung 
wurde, um zukünftigen Schwierigkeiten zu begesnen, be- 
schlossen, die Treuhandstellen zu veranlassen, nach- 
stehende Erklärung abzugeben: 

„Die Treuhandstelle ...... verpflichtet sich, die auf Grund der 
Bestimmungen über Gewährung von Beihilfen aus Reichsmitteln zur 
Errichtung von Bergmannswohnungen vom 21. Januar 1921 für sie 
eingetragenes Hypotheken 

1. für den Fall, dass sie sich auflöst, 

2. für den Fall, dass die Herstellung von Bergmannswohnungen aus 
Mitteln des Kohlenfonds in ihrem Bezirk endgültig eingestellt 
worden ist, 

an eine vom Reichsarbeitsministerium und Reichswirtschaftsministerium im 
Einvernehmen mit der Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bergbau zu 
bestimmende Stelle unentgeltlich abzutreten. Für den Fall einer ander- 
weiten gesetzlichen Regelung der Kohlenwirtschaft hat die unentgeltliche 
Abtretung an die im Gesetze näher zu bestimmende. Stelle zu erfolgen.“ 


Einige andere Fragen, wie die Bezuschussung grösserer 
Wohnungen, die Unterstützung einer Bauhütte in der Nieder- 
lausitz, wurden zurückgestellt. Für Beschwerden über Un- 
gerechtirkeiten bei der Handhahung des Wohnungsbaues 
war die Reichsarbeitsge meinschaft nicht zuständig. da diese 
Beschwerde in der zuständigen Treuhandstelle erledigt wer- 
den muss. 


Einer Beschwerde Be Berzwerks,Plötz bei 
Löbeiün wegen zu geringer Zuweisung von Woh- 
nungeseeldern wurde stattgegeben. Die Treuhandstelle 
Niedersachsen soll einen Betrag bis zu 2% Millionen 
zum Bau von Bergmannswohnungen überweisen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Schiedsstefe für den Ruhrbezirk. Nachträglich bringen 
„Schiedsausschusses 
für Angelegenheiten der technischen Angestellten”, vom 3. Juni, 


der sich mit 14 Anträgen zu ar hatte, einige grundsätz- 


„liche Entscheidungen: 


1. Antrag des Angestelltenrates der Gewerkschaft „König Ludwig“ 
aut Gehaltsregelung eines Technikers. 

Entscheidung: Die Gruppe A des Tarifes vom 3. Juli 1919 
ist nicht gleichzüstellen mit der Gruppe A der Maschinen- und Bau- 
techniker des Tarifes vom 24. März 1920, vielmehr ist im Tarif vom 
24. März 1920 eine neue Grundlage für die Einreihung der Maschineu- 
techniker geschaffen worden, und derjenige, der unter Geltung des 
Tarifes vom 3. Juli 1919 als erster Techniker angesteilt ist, hat nicht 
aus diesem Grunde Anspruch auf Einreihung in die Klasse A des 
Tarifes vom 24. März 1920. 

2. Antrag des Angestelltenrates des Steinkohlenbergwerks „Königin 
Elisabeth“, betr. die Festsetzung des Dienstalters für verschiedene Meister, 

Entscheidung: Solange die Angestelltenversicherungspflicht der 
beir. Arbeitnehmer nicht nachgewiesen ist, besteht die von der Zeche 
vorgenommene Berechnung des Dienstalters zu Recht. 

3. Antrag des Angestelltenrates der Zeche „Bergmannsglück“ (Preuss. 
Bergw.-Direktion Recklinghausen) auf Bezahlung der Ueberschichten von 
Markscheidergehilfen. 

Entscheidung: Wenn ein Markscheidergehilfe eine mit einer 
Pflichtüberschicht der Belegschaft zusammenfallende volle Pflichtüber- 
schicht verfährt, ist ihm diese mit 100 Prozent Aufschlag zu vergüten. 
In allen anderen Fällen werden nach dem Abkommen vom 19. August 
1929 bis zu vier Ueberschichten mit 50 Prozent Aufschlag vergütet. 


Aus dem Berufe 


Großziügigkeit. Eine Anzahl Kollegen der Ortsverwaltung 
Friurt hatte sich an die Gewerkschaft „Glückauf” bei Son- 
dershausen gewandt, mit der Bitte, das Werk besichtigen zu 
können. Darauf ging als Antwort folgendes Schreiben ein: 

ER 
Besichtigung unseres Mutterwerkes am Sonntag, den 10. Juli, uns nicht 
erwünscht ist. 


Sofern wieder bessere Zeiten in der Kaliindus&ie eintreten und ein 


müssen Ihnen mitteilen, dass die in Aussicht genommene . 
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besseres Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zustande- 3 


kommen sollte, werden wir Ihnen den Besuch gern gestatten.“ 


Vom Geist der neuen Zeit scheinen die Herren noch nicht 
berührt zu sein, wenn sie noch immer meinen, durch diese 


‚alten Mittel ihr Ansehen zu: stärken. 


Aus anderen Verbänden 


„Nationale“ Verbandsgründung. Als nach der Revolution 
durch die gesamte Angestelltenschaft der Gedanke ging, sich 
zusammenzuschliessen, gründete man in Halle a. Saale die 
„Mitteldeutsche Vereinigung der Bergbawangestellten“. - Ohne 
dass ein Mitglied vorhanden war, wurde ein grosses Büro ein- 
gerichtet und ein Akademiker als Leiter bestellt, der vom Berg- 
bau keine Ahnung hatte. Nun galt es, die Angestellten einzu- 
fangen. Hinter der Gründung standen einige Direktoren, 
besonders von Riebeck, darunter auch ein Direktor Herwegen, 
der bei Riebeck in leitender Stellung tätig ist. Trotzdem es 
allgemein bekannt war, von wem die Gründung ausgegangen, 
fand) sie Mitläufer, da sie sich mitunter sehr radikal anstellte. 
Es gelang ihr auch, infolge der Unterstützung von Seiten der 
Bergwerksunternehmer durchzuhalten. Wieweit die 
Unternehmer dabei pekuniär geholfen haben, ist bisher noch 
nicht in die Oeffentlichkeit gelangt. Die Mitteldeutsche Ver- 
einigung, deren erster Leiter plötzlich verschwand. hat sich 
später mit der Organisation der Richtung -„Lochthofen-Becker“ 
im Ruhrrevier vereinigt. und an die Spitze ist ein Dr. Her- 
wegen getreten, dessen Bruder einer der Gründer der Mittel- 
deutschen Vereinigung der Bergbauangestellten gewesen ist. 
Manche Mitglieder des Verbandes glauben unabhängig zu sein, 


trotzdem ist es allgemein bekannt, dass er von einer Reihe von 


Unternehmern warm unterstützt wird. Welchen Wes der 
R. d.B. gehen soll, 
Die Schaffung einer gelben Bewegung soll 


Weise in der Arbeiterbewegung erfoigen. Am 5. Juni‘ 


dieses Jahres ist auf einer Konferenz in Halle eine neue 


- . 


dexten auch die folgenden Dinge an: 
in gleicher 
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Organisation, ein „Nationaler Bergarbeiter-Ver- 


band“, geschaffen worden. Der Verband soll sich über das 


ganze Reich erstrecken; alle die einzelnen Gruppen, die noch Er 
aus früherer Zeit weiter vegetierten und die in der letzten Zeit 


von den Unternehmern wieder aufgepäppelt worden sind, waren 
zusammengekommen. 
und Winnefeld referierten. 


Die Reichstagsabgeordneten Geissler 
Schon die Namen dieser beiden 


Abgeordneten zeigen, weiche Richtung die neue Organisation = 


gehen will, und wer sie fördert. 


Inzwischen sind uns nun weitere Nachrichten zugegangen, °' 


dass auch zwischen: dem Reichsverband deutscher. 
Bergbauangestellten und dieser 


neuen Richtung 


Fäden gesponnen werden, um eine Verbindung zu | 


Diese Entwicklung passt 
Verhältnisse ein. 


sich organisch in die gesamten 
Man rechnet in den diesen Verbänden nahe- 


stehenden Unternehmerkreisen auf ein Zurückfluten vieler j 
jener Arbeiter und Angestellten aus den Gewerkschaften, die a 


sich bis zum Ariege um keine Gewerkschaft gekümmert haben. 
Man rechnet weiter damit, dass sich die Verbände der freien 
und christlichen Gewerkschaftsbewegung in Zukunit schärfer ” 
bekämpfen werden, und dass diese gegenseitige Bekämpfung, 
zu der in Angestelltenkreisen auch der G.d.A. sein gutes Teil 
beiträgt, ihnen ebenfalls Mitglieder zuführen wird. Damit 


hoffen die Unternehmer ihre zukünftige Schutztruppe zu 


stärken und so die gelbe Arbeiter- und Angestelltenbewegung ° 


zu enem Kampfmittel gegen die Bestrebungen 


der selbständigen 


Arbeitnehmerbewegung 
zu gebrauchen. 


Diese Vorgänge in Halle früher und jetzt soll- 


ten jedem selbständig denkenden Arbeiter und Angestellten ‚zei 


gen, wohin die Reise geht. 4 


i 


Bekanntmachungen 
Achtung! Jede den Kollegen zur Kenntnis koramerdil 


freiwerdende Stelle ist unbedingt umgehend an unsere 


Abteilung Stellennachweis zu melden damit diese in 


der Lage ist, anfragenden Kollegen entsprechende Auskunft . zu 4 


geben. E. 


Bücherschau 


„Die Störungen der Gänge, Flöze und Läger“ betitelt sich eine 
Verlage von Arthur Felix in Leipzig erschienene Schrift von 
Bergrat Dr.-Ing. G. Köhler. Der Preis beträgt 6 M. Sie ist für 
alle die vielen "Berufskollegen, die in ihrem Betriebe mit Störungen zu 
tun haben, äusserst lehrreich. Es empfiehlt sich, diese Schrift der Orts- 
gruppenbibiothek einzuverleiben, damit die Kollegen in der Tage sind, 
bei Bedarf nachzuschlagen. 


Schriftleiter: G. Werner, Berlin. — Industriebeansten-Vorlag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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Betriebsräte im Bergbau 


Ein Rückblick undAusblick nach zweijähriger 
Tätigkeit im Betriebsrat. 

Impulsiv entsprang aus dem 9. November 1918 das Ver- 
langen nach schöpferischer, mitbestimmender Tätigkeit der Ar- 
beiter und Angestellten in der Wirtschaft. Dem Drängen der 
Gewerkschaften wurde, nachdem die ersten hochgehenden 
Wellen mit hier und da regellos, ohne die Gewerkschaften 
gewählten Betriebsräten abebbten, nachgegeben, und es wurde 
für den Ruhrkohlenbergbau ein Abkommen getroffen, nach wel- 
chem auf allen Gruben Betriebsräte, aus zwei Angestellten und 
drei Arbeitervertretern bestehend, gewählt werden mussten. 
Zahlreiche Streitigkeiten zwischen vorstürmenden Betriebsräten 
und reaktionären Verwaltungen waren das erste Ergebnis dieses 
Versuchs, und es war der Reichskommissar Severing, der in 
rechtzeitiger und richtiger Erkenntnis der für den Wirtschafts- 
irieden drohenden Gefahren eine Verordnung erliess, welche 
Wahl und Tätigkeit der Betriebsräte im Bergbau auf gesetz- 
lichen Boden stellte. Es entspann sich nun auf dem Boden 
dieser Verordnung in den Betrieben ein harter Kampf, der auf 
beiden Seiten mit der dem Bergbau eigenen Zähigkeit geführt 
wurde. Die Angestellten hatten wesentlichen Anteil an diesem 
Kampfe und man darf heute mit Genugtuung feststellen, dass 
sie ihren Mann gestellt haben. Sie hatten unter dem starken 
wirtschaftlichen Drucke der Kriegszeit gelernt und folgten bis 
auf ein kleines Häuflein Unentwegter der freigewerkschaftlichen 
Parole. Die Rechte, die sich allgemein durchsetzten,. waren 
ähnlich denen, die das Betriebsrätegesetz später festiegte. 
Letzteres schaffte zwar in Verbindung mit den Richtlinien, die 
auf Grund dieses Gesetzes vereinbart wurden, Klarheit in fast 
allen strittigen Fragen, brachte jedoch keinerlei Verbesserung 


‚und wurde daher von Arbeitern und Angestellten des Bergbaus 


mit sehr geteilten Empfindungen hingenommen. Besonders die 
Angestellten hatten erwartet, dass das Gesetz ihnen wenigstens 
das heiss umstrittene Recht der Mitbestim- 
mung bei Einstellung und Entlassung sichern 
werde, und nur die straffe gewerkschaftliche Disziplin hat 
es zuwege gebracht, dass die unter der Asche ruhende Glut bei 
Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes nicht hell flammend 
aufloderte. Aber auch in dieser Zeit der erzwungenen Ruhe 
ruhte die Arbeit nicht. Es musste der Wirkung des Gesetzes 
vorgearbeitet werden. Der Erfolg blieb nicht aus. Aber- 
mals waren 95 Prezent der auf Grund des Ge- 
setzes neugewählten Angestelltenvertreter 
indiesen Betriebsräten AfA-Mitglieder. Schon 
in den ersten Betriebsratstagen des Jahres 1919 wurden die 
Betriebsratsmitglieder zu Bezirken zusammengefasst, so dass ein 
einheitliches Vorgehen auf der ganzen Front gewährleistet war. 
Gleiche Arbeitsteilung, gleiche Rechte und Pilichten, gleiches 
Ziel, Eintreten des einen für den anderen, kurz, Solidarität in 
allen Fragen, das war die Parole, unter welcher der Kampf ge- 
führt wurde. 

Die Aufgaben der Betriebsräte im Bergbau 
waren mannigfacher Art und liessen an Schwierigkeit nichts zu 
wünschen übrig. Die Betriebsratsarbeit wird, den Verhältnissen 
des Bergbaus entsprechend, fast ganz vom Betriebsausschuss 
geleistet. Die Ruhrbergwerke sind in der Hauptsache Gross- 
betriebe mit 1000 bis 6000 Arbeitern und Angestellten. 

Die im Bund der technischen Angestellten 
und Beamten organisierten Betriebsratsmitglieder teilten, 
wie es in einer Entschliessung des Jahres 1919 lautet, ihre Auf- 
gaben nach drei Gesichtspunkten ein, und zwar: 

1. Wirtschaftlichkeit des Betriebes, 
2. Arbeitnehmervertretune. 
3. Beachtung des Allgemeinwohles. 

Ihrer Ansicht nach hatte der Betriebsrat im Gruben- 
betriebe die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass bei weniger 
Aufwand von menschlicher Kraft als beim bisherigen Ausbeute- 





system eine Produktionssteigerung bis zum Höchstgrade erreicht 
wird. Dazu gehört vor allem, dass er sich einen Einblick in 
alle Betriebsvorgänge verschafft. Er muss den Betriebsplan des 
Werkes genau kennen. Die Erfahrung des technischen Be- 
triebsratsmitgliedes (Angestelltenvertreter) erstreckt sich in 
erster Linie auf Aus- und Vorrichtung, Förder- und Wetterwege, 
Hierbei muss das Augenmerk auf die Abbaumethode gerichtet 
werden sowie auch darauf, dass richtiges und genügend Ma- 
terial zur Verfügung steht. Ferner dass die unterirdische Ge- 
samtanlage eine rein zweckmässige ist. Die Tätigkeit des An- 
gestelltenvertreters muss sich ferner auf die betriebstechni- 
schen Zusammenhänge des Gruben- und Tagesbetriebes er- 
strecken. Ebenso müssen unter Hinzuziehung von fachkundigen 
Personen alle maschinellen Anlagen über Tage genau beobachtet 
und eventuell Verbesserungsvorschläge gemacht werden. Auch 
Betriebe, die organisch nicht eng mit der Zeche zusammen- 
hängen, wie Zechenziegeleien, Zechensägewerke und dergleichen, 
sind von den Betriebsräten zu kontrollieren. Alles in allem 
kommt es darauf an, durch die Tätigkeit der Betriebsräte Ver- 
besserungen der Arbeitsmethoden unter steter Berücksichtigung 
gr menschlichen Kräfte in technischer Beziehung herbeizu- 
ühren. 


Im kaufmännischen Betrieb hat der Betriebsrat 
den Ein- und Verkauf von Maschinen und Materialien zu kon- 
trollieren, desgleichen auch Verträge mit Lieferungs- und 
Unternehmerfirmen zu prüfen. Er hat ferner die Zusammen- 
hänge des Werks mit anderen gemischten Werken unter beson- 
derer Beachtung der Vertragsklausein festzustellen. Ver- 
schleiss und Verbrauch der Materialien, Maschinen und Werk- 
anlagen, Verzinsung, Abschreibungen, Zubusse oder Ueber- 
schüsse des Werks möglichst gewissenhaft zu prüfen und fest- 
zustellen, gehört ebenfalls zu den Obliegenheiten des Be- 
triebsrats, 


Zur Arbeitnehmervertretung gehört die Yer- 
tretung aller Arbeitnehmer gegenüber der Werksleitung im 
Hinblick auf abgeschlossene Tarifverträge. Der Betriebs- 
rat ist nicht Aufsichtsorgan, sondern ver- 
tretendes Organ der Arbeitnehmer. Arbeitsbedin- 
gungen, Lohn- und Gehaltslisten sind daher zu kontrollieren, 
Die bergpolizeilichen Bestimmungen, den Schutz der Arbeit- 
nehmer betreffend, müssen möglichst genau und sinnge- 
mäss beachtet werden. Ueber Zweck- oder Unzweckmässig- 
keit sind massgebende Stellen zu unterrichten (Gewerkschaft, 
Arbeitskammer, Polizeibehörde). Kranken-, Unterstützungs- 
und sonstiges Versicherungswesen ist zu kontrollieren; den 
Wohliahrtseinrichtungen ist Aufmerksamkeit zu widmen. Auf 
positive Mitwirkung der Betriebsräte bei Einstellungen, Beförde- 
rungen und Entlassungen muss mit Entschiedenheit hingewirkt 
werden, auch wenn keine gesetzlichen Bestimmungen dafür ge- 
troffen sind. 


Die Betriebsräte dürfen keinesfalls Betriebs- oder Beruis- 
egoismus treiben, sondern müssen bei ihrer gesamten Tätigkeit 
stets das Allgemeinwohl im Auge haben. Sie müssen also auf 
die Auswirkung der Produktion des Werks auf andere gleich- 
artige Werke, sowie auf andere Industriezweige achten. An- 
gaben diesbezüglicher Art an die massgebenden Stellen, wie 
gewerkschaftliche Organisationen, Arbeitskammer, Reichs- 
kohlenrat, Reichswirtschaftsrat. sowie Reichs-, Staats- und 
Kommunalbehörden, müssen jederzeit auf Verlangen, oder je 
nach der Sachlage auch aus freien Stücken, gemacht werden 
können. 

Wir sehen, dass dieses Programm das Arbeitsfeld voll- 
ständig erschöpft. Die Betriebsräte waren von vornherein dar- 
über im klaren, dass es nur zu verwirklichen sei, wenn Arbeiter 
und Angestellte in den Gewerkschaften sowohl, als auch in den 
Betrieben aufs engste zusammenarbeiten. Dieser Einsicht wurde 
von beiden Seiten in weitestgehendem Masse Rechnung getragen. 
Ferner musste Einführung der Betriebsräte in eine Reihe volks- 
wirtschaftlicher Grundbegriffe erfolgen, was durch AfA-Bund 
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und Bergarbeiterverband ebenfalls geschah, so dass man der 
Entwicklung. getrost entgegensehen konnte. 

Die organisatorische Zusammenfassung 
der Betriebsräte durch die Betriebsräte- 
Zentrale des A.D. G. B. und des AfA-Bundes brachte an 
wichtigen Punkten des Industriebezirks ein gutes Zusammen- 


arbeiten mit Betriebsräten der anderen Industrien. und das ge- 


werkschaitliche Netz der Betriebsräte. wurde enger. 

So waren alle Grundlagen für ein gedeihliches Arbeiten 
vorhanden, und wer heute Gelegenheit hat, an Betriebsrats- 
sitzungen des Ruhrbergbaues teilzunehmen, der wird feststellen 
können, dass die Betriebsräte nicht nur da sind, son- 
derndasssieauch arbeiten. Arbeiten zum Wohl der 
Kollegen, arbeiten zum Wohl des Werks und der Allgemeinheit. 

Das Sprichwort „Stillstand ist Rückgang“ trifft 
überall in der Wirtschaft zu und nicht zuletzt gilt es für die 
Betriebsräte. Die Aufgaben, die unser noch harren und die bis 
heute noch wenig oder gar nicht an uns herantraten. sind 1. die 
auf Grund des Gesetzes vom 5. Februar 1921 über die Betriebs- 
bilanz und über die Betriebsgewinn- oder Verlustrechnung; 
2. die durch Vertretung in den Aufsichtsräten, und 3. die durch 
Bezirks- und Reichswirtschafts- sowie Bezirks- und Reichs- 
arbeiterrat entstehenden. 

Ein Teil der zu 1. auftretenden Aufgaben wird bereits seit 
zwei Jalıren von uns bearbeitet, und zwar insoweit, als sie den 
$ 71 des B.R.G. betreffen und als die Kenntnis der Selbstkosten 
eine der wesentlichsten Aufgaben unserer Betriebsräte ist. Eine 
genaue Kenntnis derselben wird durch Vorenthaltung der 
Aktenunterlagen mehr oder weniger vereitet. Esmuss un- 
aere vornehmste Aufgabe'’sein, hier weiter- 

gehende Rechte zu erkämpien. Die Preisfrage für 
die Produktion scheidet wegen der öffentlichen Bewirtschaftung 
der Kohle für diese aus, und es braucht nur der Absatz der 
einzelnen Qualitäten festgestellt zu werden, was nicht schwer 
fallen dürfte, um über den wesentlichsten Einnahmeposten Auf- 
schluss zu haben. Etwas schwieriger ist die Frage der Ein- 
nahmen aus den Nebenprodukten. Mit Hilfe der Gewerkschaften 
lässt sich jedoch auch hier ein ziemlich genaues Bild gewinnen, 
da die Absatzzahlen den Betriebsräten bekannt sein dürften. 
Hat sich der Betriebsrat über diese drei Punkte der Bilanz- 
unterlagen (Grubenselbstkosten, Kohlen- und Nebenprodukten- 
Einnahmen) so got: wie möglich orientiert, so dürfte es ihm 
nicht schwer falten, auch die übrigen Posten zu übersehen und 
in der Besprechung der Bilanz seinen Mann zu stellen. Von dem 
Recht, über einzelne Bilanzposten sowohl als auch über deren 
Unterlagen Auskunft zu erhalten, soll der Betriebsrat so weit 
als notwendig Gebrauch machen. Sich über die Grundprinzipien 
einer ordnungsmässisen Geschäftsbilanz zu informieren, dürfte 
daneben noch eine der wichtigsten Augenblicksaufgaben sein. 


Zu 2. Das auf Grund des $ 70 des B.R.G. zu erlassende 
Gesetz über die Vertretung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat bringt den Betriebsräten weitere Rechte. Die 
Entsendung in die Aufsichtsräte soll nicht vom Standpunkt des 
Arbeiters oder Angestellten erfolgen, sondern es darf unter Be- 
achtung der Gewerkschaftsrichtung nur die Tüchtigkeit aus- 
schlagzebend sein. Nur ein tüchtiger Vertreter ist in der Lage, 
hier etwas zu leisten. Der Tätigkeit des Aufsichtsratsmitgliedes 
muss gute Kenntnis des eigenen Werks, der Bergwerksindustrie, 
der Marktlage der Kohlen und der für den Betrieb notwendigen 
Materialien zugrunde liegen. Diese Kenntnisse, sein Einspruchs- 
recht und wenn es nottut, die Auswirkung seiner Kenntnisse 
durch die Gewerkschaften, sind seine Waffen, mit denen er 
kämpfen und Erfolge erringen muss. 

Zu 3. Der Frage der Bezirksarbeiterräte 
und des Reichsarbeiterrats wie der Bezirks- 
wirtschaftsräte und des Reichswirtschafts- 
rates ist bisher in unseren Kreisen viel zu wenig Beachtung 
geschenkt worden. Es ist dringend notwendig, dass sich Ar- 
beiter und Angestellte in ihren Organisationen mit dem grossen 
Aufgabenkomplex, den Bezirks- und Reichsarbeiter- resp. Wirt- 
schaftsräten beschäftigen und darauf drängen, dass die in $ 165 
der Reichsverfassung niedergelegten Versprechungen baldigst 
verwirklicht werden. A. Halbiell. 


Zur Frage der Kohlensteuer 


Nachstehend geben wir einen Teil der Ausführungen von 
Herrn Bergrat Herbig wieder, die dieser im Reichskohlenrat 
am 28. Juni gemacht hat: 


„»...JIch darf nun noch auf die Fraik kommen, wie man es 
herausholen soll, auf die Steuergemeinschaft. Da ergibt sich 
folgender Gedankengang. Wenn man eine feste Summe nennt, 
wenn der Finanzminister z. B. dem Reichskohlenverbande als 
Steuerträger sagt: „Du sollst mir 9 Milliarden aufbringen, 
wie, ist mir gleichgültig,‘ dann wird durch eine solche Regelung 


‘sehen, wie er es auf seine Mitglieder verteilt. 
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der Reichskohlenverband von selbst das, was man ein Steuer- 
syndikat oder eine Steuergemeinschaft nennt, dann muss er eben 
Also mit an- 

deren Worten: eine feste Summe zieht automatisch nach sich 
den Gedanken des Steuersyndikats oder der Steuergemein- 

schaft, wie es vielleicht besser heissen müsste. Wenn man 

diese feste Summe nicht hat, braucht man die Steuergemein- 

schaft nicht. Steuergemeinschaft hat als Ding an sich keinen 
Sinn. Steuergemeinschaft hat nur einen Sinn, um einen Zweck 

zu erreichen; sonst kommen wir auf ein ganz anderes Gebiet. 

Wenn wir aber hier von Steuerfragen reden, dann hat die 

Steuergemeinschaft tatsächlich nur den Sinn, ein bestimmtes 
steuerliches Ziel zu erreichen. Um es am anderen Extrem zu 

zeigen: solange wir die jetzige Kohlensteuererhebung haben, 

eine prozentuale Wertstener, ist ein Steuersyndikat unnötig, 

und deshalb würde es lediglich Zeitverschwendung, Belastung 

von uns allen mit Arbeit und Unkosten bedeuten, wenn etwas 

dieser Art geschähe. Denn es sind keine anderen Verrechnun- 

gen nötig, als sie dort auf die allereinfachste Weise gemacht 

werden. Nun gibt es aber zwischen diesen Extremen Mittel- 

stellen, in denen ein Steuersyndikat möglich und zweckmässig 
sein könnte, wenn es auch nicht nötig wäre, wo man.a!so mit 
anderen Worten darüber streiten kann. Das sind die Fälle, in 

denen ich vorhin kurz von einem Koeffizienten sprach. Wenn 
man einen solchen Koeffizienten mit beweglichem Faktor hat, 

könnte man einer Steuergemeinschaft auferlegen, diesen 

Koeffizienten zu bestimmen. Aber da sagt man sich: Dazu ist 

ja der Reichskohlenverband und der Reichskohlenrat ohnedies 

da; wenn man das eine Steuergemeinschaft nennen würde, na, 

dann wäre es eben eine Steuergemeinschaft. Es wäre jeden- 
falls keine weitere Festlegung nötig. Eine Steuergemeinschaft 
könnte man es auch dann noch nennen, wenn man sagen 

würde: ich lege zwar nicht eine feste Summe von 9 Milliarden 
Mark fest, sondern ich sage z. B.: die Kohiensteuer beträgt 
statt 20 Prozent 25 Prozent, aber mit dem Zusatz: diese Steuer 
soll aber irgendwie abgestuft werden — ich weiss es nicht; 

ich könnte mir denken, die Gesetzgebung würde die Gesichts- 
punkte vorschreiben, nach denen sie abgestuft werden soll —, 
und je nachdem wir diese Gesichtspunkte bestimmen, nach 
denen abzustufen ist, wäre wieder eine Steuergemeinschaft am 

Platze oder nicht am Platze. Ein Beispiel! Wenn wir diese 
Abstufung hätten nach den Gesichtspunkten, die ich vorhin 
nannte: englischer Preis, Frachten, Valuta, dann braucht man 
für die jeweilige Berechnung dieses Koeifizienten keine Steuer- 
gemeinschaft. Denn das würde der Reichskohlenverband und 
der Reichskohlenrat glattmachen, die Zahlen würden festge- 
stellt, und danach würde dann gerechnet. Anders wäre es aber, 
wenn man die Abstufung machen wollte nicht etwa mit dem 
Blick nach der Marktlage hin, nach vorwärts, sondern nach 
rückwärts in die Selbstkosten hinein, wenn man etwa sagen. 
wollte: Wer die und die Löhne oder Selbstkosten oder Frach- 
ten für seine Produkte hat, soll mehr oder weniger bezahlen. 
Mit anderen Worten, wenn man einen beweglichen Faktor hat, 

den man nicht einfach zahlenmässig ablesen kann, sondern 
den man nachprüfen muss, und wenn man aus dieser Nach- 
prüfung erst zu Ergebnissen käme, auf Grund deren man 
sagt: Jetzt soll der eine mehr, der andere weniger 

zu tragen haben, auch dann kämen wir wieder zu dem Ge- 

danken, dass eine Steuergemeinschaft am Platze wäre, oder 

anders ausgedrückt, dass der Reichskohlenverband oder der 

Reichskohlenrat automatisch durch solche Festsetzungen den 

Charakter einer Steuergemeinschaft bekäme. 


Es ist noch einiges nachzutragen. Wenn hier ganz offen 
gelassen wird, ob das gut oder schlecht wäre, so muss doch 
darauf hingewiesen werden, dass im Steuerausschusse von ein- 
zelnen Seiten Bedenken geäussert worden sind. Einmal von 
Unternehmerseite, aber auch von Arbeitervertreterseite wurde 
behauptet: wenn wir zu einer Steuergemeinschaft kommen und 
die Abstufungen praktisch werden zwischen dem einen und dem 
anderen Syndikat, innerhalb der Syndikate wieder zwischen 
dem einen und dem anderen Werke, dann bekommen wir selbst- 
verständlich einen Kampf aller gegen alle. Was kann dabei 
herausspringen? Ein Arbeitervertreter sagte: Wir haben kein 
Interesse daran, Streitigkeiten und Unsicherheiten in die Ur- 
produkte hineinzubringen. Ich glaube, dass das so auszulegen 
war: Auch wir Arbeiter haben kein Interesse daran, dass die. 
Unternehmer sich über diese Frage streiten. Und wie wird 
dieser Streit voraussichtlich enden? Im Steuerausschuss ist 
folgende Ansicht zum Ausdrucke gekommen. Glaubt man, dass 
man in einer so — mit Recht — nach Interessengebieten zu- 
sammengesetzten Versammlung je eine Maijiorität dafür be- 
kommt, dass die und die weniger bezahlen und dafür der andere 
mehr? Ich fürchte, solche Maioritäten werden sehr schwer zu 


bilden sein, und deshalb glaube ich auf Grund. von praktischen 
Erfahrungen, die wir auf anderen Gebieten gemacht haben, es 
wird so kommen, dass man sagt: Wir wollen es bei der jetzigen 
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noch bloss zu dem gleichen Resuitat führt. das wir schon 
haben, ...:.;.; 

Dann wurde, um auch noch eine Einzelheit zu erwähnen, 
den Herren gegenüber, die diese Bedenken geäussert hatten, 
von einem Herrn darauf hingewiesen: Wehrt euch doch nicht 
so dagegen, eine solche Sache hat doch ihr Gutes; wenn man 
seibst anpassen kann, dann ist das doch angenehmer, als wenn 
einem das vom Reichsiinanzminister diktiert wird. Darauf 
wurde folgendes entgegnet: Die Anpassungsfähigkeit, dass man 
die eine Sorte mehr, ‘die andere ‘weniger belastet, haben wir 
auch jetzt schon; denn der Reichskohlenverbandspreis wirkt 
nur nach aussen gegenüber‘ dem Verbraucher, es bleibt den 
Syndikaten unbenommen, nach innen die Verrechnungspreise 
gegenüber ihren Zechen abzustufen, wie man das für richtig 
hält. Zweitens wurde darauf hingewiesen: Die Anpassungs- 
fähigkeit, die ein solches Steuersyndikat in dieser Beziehung 
haben würde, haben wir jetzt auch im Reichskohlenverbande; 
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Art und Weise der Kohlensteuer mal lassen. Wenn man nichts 
Besseres weiss und keine Maiorität für eine Aenderung findet, 
dann bleibt es in Ermangelung eines anderen Beschlusses bei 
der augenblicklichen Art. Das ist doch ein grosses Bedenken, 
dass man eine so grosse Sache in Bewegung setzt, die dann 
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Wirtschaftsfragen 


Löhne im preussischen Bergbau. Ueber dieim preuss 
Bergbau verdienten Löhne wird im „Reichsanzeiger* 
berichtet. Das ist schon früher geschehen, jedoch diese neuen 
Veröffentlichungen sind nach einer anderen Methode aufgestellt 
worden. Es wird nicht mehr wie früher der Lohn pro Schicht, 
sondern der Barlohn angegeben, in dem Kindergeld, Familien- 
zulage, Versicherungsbeiträge usw), kurzum alle baren Zu 
schläge enthalten sind. Hierdı'rch wird ein viel klarerer Fin- 
blick erzielt und Vergleichsmöglichkeiten zwischen den ein- 
zelnen Revieren geschaffen, die für uns Grubenbeamte be- 
sonders wertvoll sind. - Unseren Einkommen werden diese 
Zahlen in der Praxis zugrunde gelegt, so dass wir jetzt im- 
stande sind, ziemlich genaue Vergleiche zu ziehen. Wir 
werden in Zukunft diese Uebersichten stets in der gleichen 
Form veröffentlichen, so dass der „Technische Grubenbeamte“ 
eine wertvolle Unterstützung bei Tarifverhandlungen sein wird, 



































Uebersicht 
über die im 1. Quartal 1921 im preuss. Bergbau verdienten Löhne inkl. äller baren Zuwendungen, als Kindergeld, Familienzulage, Versicherungsbeiträge usw, 
Vet a) Unter Tage b) Ueber Tage c) 
Bezirk Acheter [Schi] Mauer | Stepper | Reprstum I. Sonstige | Muhasbeiter | zenetige | isgrmdliche | weiche | Imepesamt 
EITEr Iren pro pro pro pro |}: pro pro pro pro pro pro 
Kopf | 0% |Schicht| % |Schicht % |Schicht] % I % |Schicht| % [Schicht 0% Schicht) % ISchicht] % |Schicht 
M. . M. M. M. M. M. M. M. 
a) Steinkohlenbergbau 
Niedersch'esin . . . . 38889 | 74,1) 28,8 | 53,65 | 11,1 | 44,39 | 14,1 51,62|14,0| 40,49| 8,6 | 46,64 18,8 | 41,88 | 2,6 | 15,22 | 2,0 | 28,221 100 46,21 
Oberbergamt Dortmund . 478165| 76,71 38,5 | 72,70| 4,1 61,56 | 11,4 | 61,47 118,9 | 49,74| 6,2 | 53,56 | 16,5 48,31 | 4,2 | 24,51 | 0,2 | 35,04 | 100 | 59,43 
ten Auchen 2. u, 15608 | 76,2] 33,1 | 64,83 |. 9,0 | 48,45 10,2 | 55,80)15,1| 41,53] 9,4 | 48,04 | 18,9 | 42,46 3,8 | 17,69 | 0,5 | 45,94 | 100 | 51,32 
am linken Niederrhein . . 17611} 73,3 39,8) 76,16. | 3,5 63,03 | 12,3 | 62,15 |15,1| 46,86 | 5,8 | 51,90 17,9 | 48,06 | 4,7 | 24,20 | 0,9 | 36,83 | 100 60,52 
b) Braunkohlenbergbau 
x unter Tage _ _ 7,8 | 60,29| — Be 3,6 | 49,04 
rechtselbisch ( inTachazen H 36411 173,0 24,8 45,65 7,1 59,16 Ber Sr. 13,8 46,15 hist 48,54 20,9 44,46 2,7 20,07 3% 26,29 100 46,87 
h z unter Tage _ _- 7,8|56,44| — _ 5,5 | 47,07 
linkselbisch { in Tagehauen } 535811) ns] ag 5|asar| sole = | = 6:7 | 46.40 1118,2 | 47,80 |21,8| 4461| 1,5 | 19,65 | 2,0 | 27,15] 100 46,82 
links- unter Tage — = 1,4 | 6819| — _ 0,1 | 50,20 
rheinisch in Tagebauen } 24128 76,5 26,3 57,08 4,7 65,17 FR Bi 23,8 57,07 }18,8 61,21 22,0 54,22 2,6 30,39 0,3 38,10 100 57,08 


c) Salzbergbau 





Oberbergamt Halle. . . 13164| 66,8111,9 | 50,27 115,3 | 46,61 | 4,5 "42,96 | 26,7 | 39,69 | 15,1 | 38,31 | 23,9 | 36,70 | 1,9 | 13,32 0,7. | 18,66 | 100 | 40,56 

Oberbergamt Clausthal . 12971] 68,7] 14,0 | 52,27 112,4 | 47,45 | 3,3 | 45,34 | 21,9 39,84 | 16,9 | 38,75 | 29,5 | 36,21 | 1,5 | 12,87 | 0,5 | 21,04 | 100 | 40,86 
d) Erzbergbau | 

MenseldY as, 9587| 61,6 137,0 | 50,84 |18,3 139,25 | 4,0 43,96 | 9,4|42,17| 7,6 | 41,86 | 18,7| 41,10| 4,8 19,61 | 0,2 | 18,26| 100 | 43,55 

Oberharz ee 2942| 71,2128,9 5382| 9,2|40,12| 1,8) 51,37| 7,6|44,17| 12,3 | 43.19 29,1 | 35,30 | 3,8 |13,73 | 7,3 | 23,18 | 100 | 41,33 

Seen 2, 15102] 73,9|45,9| 57,24 | 0,9 |39,08| 5,2) 51,49 110,7 | 41,65 | 11,6 | 44,83 | 16.3 | 40.01 | 58 16,13 | 3,6 | 16,61 | 100 | 47,03 

Nassau u. Wetzlar . , . 6644| 68,2]54,6 | 45,04 | 2,8) 36,40 | 3,9 | 42,30| 6,8| 41,26] 8,7 40,78 |18,5 | 38,03 | 4,0 | 19,91 | 0,7 | 24,65 | 100 | 41,58 


wir brauchen ja im Reichskohlenverbande und Reichskohlenrat 
nur zu beschliessen, d. h. wenn das Vetorecht nicht ausgeübt 
wird: wir wollen die Kohlenpreise ändern, wir wollen die Ver- 
teilung auf die Sorten verschieden machen. Das ist gestern ia 
auch in einem gewissen Ausmasse geschehen; die Spanne, die 
in den anderen Ländern schon grösser ist, ist auch bei uns ver- 
grössert worden. 

Auf die Darstellung dieses Für und Wider darf ich mich 
wohl beschränken. Wenn es etwas viel „Wider“ gewesen ist 
und weniger „Für“, bitte ich das damit zu entschuldigen, dass 
nicht mehr „Für“ im Kohlensteuerausschuss geäussert worden 
sind. Aber die Beratung war nicht abschliessend, sondern ich 
muss zum Schlusse noch einmal sagen: es sind durcheinander- 
brodeinde Ideen, die an sich gut sein mögen, die man aber 
wieder aufgibt, wenn man ihre schädlichen Nebenwirkungen er- 
kennt. Es handelt sich nicht darum, dass die Ideen bereits auf- 
gegchben seien, sondern nur um die vorläufige Feststellung, dass 
der Weg zü ihrer Durchführung noch nicht gangbar ist. Ob 
wir noch ‘einen gangbaren Weg finden. müssen die weiteren 
Verhandlungen ergeben. Aber als ziemlich allgemeine Ansicht 
des Kohlensteuerausschusses kann man wohl zweierlei fest- 
stellen: erstens die Notwendigkeit, schnell zu arbeiten, denn jetzt 
hat man noch eine Möglichkeit, etwas zu machen; und zweitens 
den Gedanken, dass man die Ergiebigkeit der Gesamtsteuer 
nach Höhe und Dauer verschieden gestalten kann. Das heisst: 
Je höher man die Steuer nimmt, von um so kürzerer Dauer 
wird ihre Wirkung sein, je mässiger man sie nimmt, um so 
grösser ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie lange dauert. Da 
die Höhe eine sehr starke Wirkung auf unser ganzes Wirt- 
schaftsleben hat, liegt schon in dieser Erwägung die Tendenz 
zur Mässigung. Wo die Grenze zu ziehen ist, ist natürlich sehr 
schwer zu sagen. Jedenfalls aber steht nach den bisherigen 
Verhandlungen des Kohlensteuerausschusses fest. dass allge- 
mein der Wille vorhanden war, auch auf dem Gebiete der 
Kohlensteuer dem Lande in seiner Not zu helfen.“ 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Hauptausschuss für die Bergarbeiter-Versorgung. Ak 
25. Juni 1921 fand in Dortmund unter dem Vorsitz des Reichs- 
kommissars Mehlich eine Sizung des Hauptausschusses 
der Bergarbeiter-Versorgung statt, Unter Bezugnahme auf 
den dem Reichsarbeitsministerium, dem Reichswirtschaftsmi- 
nisterum und dem Reichsfinanzministerium erstatteten Bericht 
vom 13. Juni 1921 über den bisherigen Gang des Abrufes der 
Textilien und Schuhwaren zum Sammellager wies er darauf 
hin, dass die ursprünglich vom Zechenverband abgegebene 
Menge der im Ruhrrevier auf den Zechen lagernden Textilien 
sich um ein Mehrfaches erhöht hat. Entgegen der damaligen 
Schätzung von 30 bis 40 Millionen M. stellte sich heraus, dass es 
sich um eine Menge in Höhe von 160 Millionen M. handeln wird, 
Die bisher gemieteten Lagerräume genügen bei weitem nicht, 
die Waren unterzubringen. Er schlug vor, wegen der Zoll- 
schwierigkeiten auch im besetzten Gebiet ein Textilsammel- 
lager zu errichten, und erklärte ein weiteres Lager rechts- 
rheinisch für notwendig. Es wurde beschlossen, ausser dem in 
Wanne bestehenden Sammellager noch ie ein weiteres. voraus- 
sichtlich in Essen, und für das besetzte Gebiet ein solches in 
Moers zu errichten. 


Die bei der Anlieferung am Sammellager festgestellten 
Schäden, die durch unsachgemässe Lagerung auf den bis- 
herigen Lagerstellen entstanden sind, haben diese Stellen selbst 
zu tragen, wenn grosse Fahrlässigkeit nachgewiesen werden 
kann. — Der Zechenverband ist bei Prüfung des Sachverhalts 
mit heranzuziehen. 


Sodann wurde über die Festlegung der Richtlinien für die 
Verwertung der Textilien, sowie über die Festsetzung der 
Verkaufspreise für die an das Grubenrettungswesen zu liefern- 
den Textilien gesprochen. Grundsätzlich sollen alle Textilwaren 
über Sammelläger gehen, damit eine Uebersicht über die vor- 
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handenen Mengen und Qualitäten hergestellt und mit den bis- 
heriesen Treuhändern “abgerechnet werden kann. Fernen 
wurde ein Preisausschuss gebildet, der die Preisbemessung 
vornehmen soll. Im Interesse eines schleunigen Abrufes 
sollen die Waren einen bestimmten Prozentsatz unter 
dem Tagespreise abgesetzt werden, dieser Prozentsatz wird 
von der Kommission festgesetzt. 


. Die bisherigen Verkaufsstellen können ein Kommissions- 
lager erhalten, nachdem sie auf dem Sammellager die 
Waren ausgesucht haben, die in ihrem Bezirk gangbar sind. 
In erster Linie sollen die Bergarbeiter für den Ankauf der 
Waren in Frage kommen, jedoch dürfen auch andere kaufen. 
Für den Absatz im grossen, der in erster Linie an gemennützige 
Anstalten erfolgen soll, ‘soll «der (Ausschuss ımitberaten un 
mitverantwortlich sein. Die nichtabsetzbaren Restbestände 
werden von (der !Bergarbeiter-Vensorgung bestmöglich ver- 
wendet. Ueber die Wurstverteilung wurde mitgeteilt. dass die 
Belieferung der Bergarbeiter mit Wurst jetzt erfolgt, und zwar 
im Gölner Gebiet durch die Zechen und im Dürener Gebiet auf 
Grund der Kundenlisten. Diejenigen Bergarbeiter Mitteldeutsch- 
lands, welche sich bei der Aufstellung der Bezusslisten nicht 
gemeldet haben, können von der Zechenverwaltung beliefert 
werden. Die Verteilung soll jedoch in Gegenwart und unter 
Kontrolle des Betriebsrates stattfinden. 


Ferner berichtete Regierungsrat Dr. Tiburtius, dass 
von den aus dem 2-M.-Fonds eingehenden Geldern im Bezirk 
Waldenburg monatlich 660000 M. für die Verbilligung der 
Lebensmittel verbraucht werden. In  Mitteldeutschland 
werden für den gleichen Zweck 1600000 M. verwandt. Die 
restierenden 18 Millionen M. werden zur Rückerstattung der 
vom Reich geleisteten Vorschüsse in Höhe von etwa zusammen 
etwa 350 Millionen M. verwendet. 


Gewerkschaftsarbeit 


Unverantwortliche Zwischenbeamie. Eine Bestätigung der 
von den Steigern des Ruhrreviers aufgestellten Behauptung, 
dass einzelne Fahrsteiger ohne Schädigung, wenn nicht gar 
zum Nutzen des Betriebes, aus der Grube bleiben können, 
beweist nachstehender Vorgang, den wir aus diesem Grunde 
veröffentlichen. Ein Mitglied schreibt uns: 


„Die Reviersteiger der Zeche Werne erhielten. bei Ein- 
führung: des Arbeiterurlaubs für das Führen der Urlaubsliste 
pro Monat 10 M. Da nun der Wert des Geldes fiel und die 
Gehälter vom Einführen der Urlaubslisten bis zum 1. Mai 1921 
etwa um das Vierfache gestiegen waren, stellte der Angestellten- 
rat den Antrag, den Satz für das Führen der Urlaubsliste von 
10 M. auf 50 M. zu erhöhen. Im Anfang war die Verwaltung 
nicht abgeneigt, dies zu bewilligen. Es kam iedoch anders. 
Es ist auf unserer Zeche Gewohnheit, wenn in einer Sitzung 
etwas bewilligt wird, die wohllöbliche Verwaltung doch noch 
etwas anderes herausklügelt, d. h. sich an dem Beschluss der 
Angestelltenratsitzung nicht stösst. So war es auch in diesem 
Falle. Bei jeder Vorstellung des Vorsitzenden des Angestellten- 
rates wurde ihm durch den Assessor (Stellvertreter des Di- 
rektors) gesagt: „Wir sind uns noch nicht im reinen.“ Als 
danı der Vorsitzende erklärte, bis zum 1. Mai werde die Ur- 
laubsliste noch gemacht und dann sei Schluss, bekamen wir 
auf einmal den Bescheid, dass der Fahrsteiger die Urlaubsliste 
führen müsse. Der Fahrsteiger hat iedoch noch andere 
schriftliche Arbeiten zu machen, wie z. B. das Eintragen der 
einzelnen Reviereffekte in das Haupteffektenbuch. Als ihm 
die Arbeit zu viel wurde, wurde ein Steiger bestimmt, diese 
Fintragung zu machen. Der Steiger bekommt für diese Neben- 
arbeit im Monat 2 Schichten. Der Fahrsteiger bleibt jetzt 
jede Woche 1—2 Schichten am Tage, um die Urlaubsliste in 
Ordnung zu halten. 

Diese Neuregelung scheint die Verwaltung für billiger zu 
halten. Sie bezahlt jetzt einem Steiger zwei Schichten, ausser- 
dem bleibt der Fahrsteiger 4 bis */s des Monats über Tage. 
Auf der anderen Seite spart sie bei 12 Reviersteigern 600 Mark. 

Durch diese Regelung wird aber bewiesen, dass die unver- 
antwortlichen Zwischenbeamten, die Fahrsteiger. in sehr vielen 
Fällen vollständig gespart werden könnten. Wenn es gilt, 
einige Reviersteiger zu schädigen, beweisen uns solche Ver- 
waltungen, wie die Zeche Werne, wie richtig unsere Ansichten 
über die Ueberflüssigkeit vieler Fahrsteiger sind. 


Die grossen Steigerreviere waren in der in Nr. 29 vom 
29, Juni veröffentlichten Entschliessung der grossen Vertrauens- 
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männerversammlung des AfA-Bundes behandelt. In dieser Ent- 
schliessung wurde gesagt: 

„Die Bergbehörde hat sofort in Verbindung mit den Betriebsräten 
eine Befahrung sämtlicher Steigerreviere auf Grösse und Möglichkeit 
der einwandfreien Beobachtung aller Gefahren vorzunehmen. Die Be- 
fahrung hat sich auf alle Betriebspunkte und Grubenräume zu erstrecken.“ 


Unterm 29. Juni hat nın das Oberbergamt zu Dortmund 
folgendes geantwortet: 

„Wir haben die Revierbeamten unseres Bezirks angewiesen, mit den 
Betriebsräten in eine Besprechung über die Steigerreviere bezüglich deren 
Grösse und die Möglichkeit einer einwandireien Beobachtung aller 
Gefahren einzutreten und in gegebenen Fällen nach Feststellung durch 


Befahrung das Erforderliche zu veranlassen ..... .“ 


Mit dieser Verfügung hat das Oberbergamt einem schon 
lange gehegten Wunsche der Grubenbeamten stattgegeben. An 
unseren Betriebsräten liegt es nun, mit aller Entschiedenheit 
auf die grossen Reviere hinzuweisen und auf eine Regelung zu 
dringen.. Wenn jetzt zaghaft zurückgewichen’ wird, sind unsere 
Leute selbst schuld, wenn die Behörde auf eine Berücksichtigung 
unserer Wünsche verzichtet. 


Die Verpilichtung ungeschulter Bergleute zu Aufsichts- 
personen war ebenfalls in der Sitzung am 9. Juli in der Re- 
solution behandelt worden. Es wurde dort gesagt: „Es ist ein 
sofortiges Verbot der Verpflichtung ungeschulter Bergleute’ zu 
Aufsichtspersonen für Kohlengewinnung und Gesteinsarbeiten zu 
erlassen.“ Die Bergbehörde, an die schon früher wegen der 
Frage herangetreten war, hat in einem Schreiben vom 11. Juni 
1921 zu der Verpflichtung von technischen Aufsehern unserem 
Bunde geschrieben: \ 

„Fahrhauer sind im Sinne des $ 74 des Allgemeinen Berggesetzes 
technische Aufseher. Ein unterscheidendes Merkmal zwischen technischen 
Aufsehern und Fahrhauern ist demnach nicht gegeben. 

Ob die Aufsichtsperson für die Uebernahme des ihr zu übertragenden 
sachlich oder örtlich begrenzten Geschäftskreises geeignet ist, muss in 
jedem einzelnen Falle durch die Prüfung des zuständigen Revierbeamten 
auf die technische, geschäftliche und moralische Befähigung der genannten 
Person erwiesen, oder. bezüglich der technischen Befähigung durch das 
Zeugnis einer staatlich anerkannten Bergschule nachgewiesen werden. Bei 
der strengen Durchführung dieser Massnahmen erscheint die Einstellung 
von nur gut durchgebildeten Aufsichtspersonen sichergestellt.“ 


Für die Angestelltenvertreter aus den Werken heisst es 
jetzt, bei der Einstellung von technischen Aufsehern auf den 
Zusatz zum Tarifvertrag, Hauptgruppe I, Fahrhauer, Obacht 
zu geben. 


Aus anderen Verbänden 


Der R. d. B. entsandte in die AfA-Versammlungen, die 
im Ruhrrevier ‚anlässlich der Wahl zur Arbeitskammer statt- 
gefunden haben, Diskussionsredner, die den Auftrag hatten. 
die Versammlungen zu stören. Die Mitglieder des R. d. B. 
wurden diesen Versammlungen leider ferngehalten,. Die 


Redner des R. d. B. glaubten Eindruck zu erzielen. indem sie 


in allen Versammlungen darauf hinwiesen,. dass \Kollege 
Werner in einer Versammlung in Waldenburg vor Herra 
Dr. Herwegen gekniffen habe. Kollege Werner antwor- 
tete in der von ihm wahrgenommenen Versammlung im Ver- 
einshause in Essen, er habe in Waldenburg im letzten Streik 
in einer Versammlung von 1200 Grubenbeamten gesprochen. 
Dann habe er sich erst die von Dr. Herwegen veranstaltete 
Versammlung ansehen können. Da Dr. H. nur vor etwa 
30 Menschen sprach, von denen ein Teil noch zum AfA-Bund 
eehörte, sei er sofort wieder gegangen, die wenigen anwesenden 
Mitglieder des Reichsverbandes lohnten nach einem anstren- 
genden Tage wirklich nicht die Mühe, sich vor ihnen mit 


Dr. Herwegen auseinanderzusetzen und seiner schmutzigen 
Kampfesweise entgegenzutreten. Der Beifall der Versammlung 


in Essen zeigte, dass unsere Mitglieder derselben Meinung 
waren. 
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Beilage zur D. T.Z. 
für die technischen Angestellten 


und Beamten im Bergbau a 


Nummer 32 





Grundsätzliches zu dem Streik im 
Wurmrevier | 


Der Streik im Wurmrevier ist nach einer Dauer von fast 
4 Wochen zu Ende gegangen. Es war der grösste und längste 
Streik, den die Angestellten im Bergbau bisher geführt haben. 
Wir haben. zu ihm bisher keine Stellung genommen, weil wir 
‚erst sein Ende abwarten wollten, denn wir sind der Meinung. 
dass die gesamte Angestelltenschaft im Bergbau alle Veranlas- 
sung hat, sich ‚mit diesem Streik zu beschäftigen und die sich 
aus diesem Kampf ergebenden Lehren zu beherzigen. 


Die Einkommensverhältnisse der Angestellten des Aachener 
Reviers waren sehr ungünstig. Sie hatten bis zu den letzten 
Lohnerhöhungen im. Ruhrbergbau ungefähr das gleiche Einkom- 
men wie die Kameraden im Ruhrbergbau bezogen, blieben je- 
doch dann ganz erheblich zurück. In vergleichenden Tabellen 
waren die Einkommen gleichwertiger Gruppen nach den Tarifen 
in. Düren, Köln-Metall, Köln-Chemie, ‘Ruhrbergbau und in 
‚Aachen zusammengestellt und bewiesen klar, dass die Gehälter 
nicht den Verhältnissen entsprechen. Die” Endzahlen dieser 
Tabellen zeigten u.:a. folgendes Bild: Hierbei sei bemerkt, dass 
es sich beim ‚Vergleich um gleiche Berufe mit gleichem Dienst- 
und Lebensalter, gleicher Familienzahl, ähnlicher Tätigkeit usw. 
handelte: 


a m rn Je — 

















e , Maschinen- R } Bau- 
Bezirk Ingenieur Gall Techniker | Zeichner az; 
(ee nn nn, 
Düren“. "7... „I. 2350, — 1950,— 1450, — 1125,— 2350, — 
Köln Metall. .. .} 2535,— 21%, — .1545,— 1125,— _ 
2 Chemieli: 20:1 2525, 2300, — 1675,— 1275,— 2300, — 
Bergbau Ruhr*) .; 2570,— 2252, — 1675,— 1191,— 2718,— 
»  Aachen*).j 2316—, | 1945, — 1302, — 1112, — 2041,— 


Kokerei- Werkstatt. I. eh II. Mark- 
scheider-, | scheider- 
gehilfe gehilfe 





Bezirk Steiger 


assistent meister 


Dürens 2.8 a _ '2255,— — e 

Köln Metall ', . . E— _ 2115,— 2115,— 1642, — 
„» Chemie '. | — _ 2 2255,— 1725,— 

Bergbau Ruhr*) . .[2655,—| 2250,— | 2262,— | 2594,— | 1691.— 
„. Aachen*) .|[2183,—| 1760,— | .1830,— | 2125,— | 1300, 


u nr nn. 





Kaufmännische Angestellte 


A Rech ” 
Bezirk a 12 Dienstjahre | 8 Dienstjahre 
1 Kind 

11.127 Ve Ei RE a 0, 17 2250,— 1375,— 
zolaiMetallı 7 ren 2475, — 2010, — 1440, — 
BEchemierse nn ei 2600, — 2155, — 1575,— 
Bergbau Ruhre). 37 2,1 ei). 2743, — 2092, — 1315, — 
5, Aachen”), . .. 2416,— 1783, — 1177,— 


Die Einkommen im Aachener Bergbau waren, wie diese 
Aufstellungen zeigen, erheblich niedriger als im Ruhrbergbau 
und der Industrie der dortigen Gegend. Die Lebensverhältnisse 
im Aachener Revier sind nun, wie im ganzen besetzten Gebiet. 
sehr teuer, so dass unter den Angestellten bittere Not herrschte, 


Es war weiter bekannt, dass die meisten Werke des 
Aachener Reviers ganz erhebliche Ueberschüsse machten, wenn 
auch nicht zu verkennen war, dass einzelne Werke geldlich 
schlecht ‚standen. So war bekannt, dass von Juli 1920 bis 
März 1921 32 Millionen Mark Ueberschuss an die A.-G. Düde- 


*) inkl.:250,— 'M. für Kohle, 
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3. Jahrgang 


lingen, die Besitzerin des Eschweiler Bergwerksvereins abge- 
führt worden seien, : 
Der Tarifvertrag für den Wurmbergbau war bereits am 
31. Januar 21 abgelaufen. Vorher und nachher wurde von den 
Angestelltenorganisationen versucht, durch Verhandlungen. mit 
dem Arbeitgeberverband einen neuen Tarifvertrag zustande zu 
bringen. Dieses Bemühen war vergeblich. Die Unternehmer 
lehnten eine Zusage ab. Die Aachener Angestellten des Berg- 
baues, die bisher den Angestellten des Ruhrreviers ziemlich 
gleich gestanden hatten, blieben nun ganz- erheblich hinter die- 
sen zurück. Fussend auf dieser Ungerechtigkeit, wurde der 
Schlichtungsausschuss Aachen angerufen, um einen Schieds- 
spruch zu fällen. Nach mehreren Sitzungen wurde dieser 
Schiedsspruch gefällt, der außer einer geringen Erhöhung des 
Kindergeldes keine geldliche Verbesserung brachte, .Die An- 
gestellten lehnten diesen Schiedsspruch ab, die Arbeitzeber- 
seite erklärte sich zur Annahme des Schiedsspruches nur dann 
bereit, wenn die Angestellten. den Schiedsspruch in seinen un- 
veränderten. Gehaltssätzen annehmen würden. Das bedeutete 
die Ablehnung. Nun beschlossen die Angestellten, sich an die 
Hohe interalliierte Kommission (H.I.K.) zwecks Vermittlung zu 
wenden. Die H.IK. legte in mehreren Sitzungen ihren Stand- 
punkt dahin klar, dass ein kaufmännischer Durchschnittsange- 
stellter der Klasse B im Alter von 30 Jahren, der verlıeiratet 


.sei und 2 Kinder habe, ein monatliches Gesamteinkommen von 


2050 Mark haben müsse. Die Angestelltenorganisationen über- 


reichten nun auf die Hilfe der IK. hofiend, den Arbeitgebern 


eine Forderung in dieser Höhe. Trotzdem . diese noch :erheb- 
lich hinter den Sätzen des Ruhrreviers zurückbliep, lehnte . der 
Arbeitgeberverband diese Forderung, sowie überhaupt. jedes 
Entgegenkommen in der Gehaltsfrage ab. Die H.LK. stellta 
nun den Angestellten anheim, weitere Schritte zu tun. So wären 
ca. 6 Monate seit Beginn der Verhandlungen ins Land gegan- 
gen, es war Anfang Juli geworden. .Die Angestelltenschaft be- 
schloss nun durch einen Streik sich ihre Forderungen zu er- 
kämpfen. Unsere Bundeskollegen in Aachen verlangten . die 
Erlaubnis des Bundes zu dem beabsichtigten Streik, Es fanden 
nun in Aachen Besprechungen statt, an denen sich die 
besoldeten Vertreter .der AfA-Verbände 
swie des. G.d.A. beteiligten und in denen 


"vom Unterzeichneten der ablehnende Stand- 


uktitdes: Bundes: dargestellt "und: De- 
gründet wurde. Einem Streik der Angestellten im 
Aachener Bergbau konnte der Bund zu diesem Zeitpunkt seine 
Zustimmung nicht geben. Erstens war eine Lohnerhöhung der 


-Angestellten nach allen Erfahrungen im gesamten deutschen 


Kohlenbergbau nur auf Grund einer Kohlenpreiserhöhung mög- 
lich, bezw. die Unternehmer aller. Reviere vertraten - diesen 
Standpunkt. Es waren deutliche Anzeichen dafür vorhanden, 
dass sich die gesamten Bergbauunternehmer darüber einig ge- 
worden waren, keiner Lohnerhöhung im Bergbau ohne Preis- 
erhöhung zuzustimmen. Eine Preiserhöhung für das Aachener 
Revier war aber aus verschiedenen Gründen im Augenblick 
nicht zu erreichen. Einmal müssen Anträge auf Kohlenpreis- 
erhöhung erst einen Instanzenzug durchlaufen, ehe sie bewilligt 
sind. Es wurde auf Waldenburg hingewiesen. Im Waldenbur- 
ger Revier war im Mai ein Streik der Arbeiter unter gleichen 
Verhältnissen ausgebrochen, der Erfolge gebracht habe. . Der. 
Hinweis stimmte nicht. Die Schwierigkeiten einer Kohlenpreis- 
erhöhung sind auch dort nicht überwunden worden. Man hat 
den Arbeitern versprochen, da sich die Preise nicht erhöhen 
liessen, die Kohlensteuer zu ermässigen. Die Verhandlungen 
hierüber haben. Ende Mai, Anfang Juni stattgefunden. Die 
Steuerermässigung ist jedoch erst Mitte Juli vom Reichsrat ge- 
nehmigt worden. - Sie war also an dem Tage der Verhandlun- 
gen in Aachen noch nicht in Krait. 

Eine Erhöhung der Aachener Kohlenpreise war auch nicht 
zu- enwarten, weil die Aachener Unternehmer genau wie die 
Unternehmer im Zwickauer und Waldenburger Revier, eine 
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Kohlenpreiserhöhung selbst auf das Entschiedenste ablehnten. 
Ihre Produkte kosteten schon ganz erheblich mehr als die glei- 
chen Kohlensorten im Ruhrrevier. Mit diesen hohen Preisen 
war Aachen bereits, soweit die schlechten Sorten in Frage 
kamen, iiber den sogenannten Weltmarktpreis; Soweit die ver- 
edelten Sorten in Frage kamen, konnte noch eine Erhöhung 
stattfinden. Diese Erhöhung war von Aachen bereits beantragt 
worden, deren Höhe lag jedoch noch nicht endgültig fest. Die 
Genehmigung ‘war sicher. Der Unterzeichnete sagte deshalb. 
es sei unbedingt notwendig, mit einem Streik mindestens SO- 
lange zu warten, bis die Erhöhung der Kohlenpreise für ver- 
edelte Kohlen bekannt sei, damit sei eine neue Verhandlungs- 
basis geschaffen. 


Einem Streik könnte der Bund auch in diesem Zeitpunkt 
nicht zustimmen, weil für die nächsten ‘Monate ausserordent- 
lich schwere Kämpfe um die Erhöhung der Einkommen in Aus- 
sicht standen.: Es wurde. ausgeführt: - Die Unternehmer im 
Bergbau sehen es gern, wenn im Augenblick einzelne Reviere 
einen Kampf führen. Ein Revier: ringen sie erfolge ihrer Ge- 
schlossenheit nieder, und es gelingt ihnen, die Kampikraft der 
gesamten Arbeitnehmerschaft zu lähmen und deren Zusammen- 
hang bei den grossen kommenden Kämpfen zu stören. Die 
Arbeitgeber im Bergbau sind sich hierüber klar, und alle An- 
zeichen sprechen dafür, (dass im gegenwärtigen Moment die 
Aachener 'Arbeitgeber nicht nachgeben würden. 


„Der Bund konnte ferner seine Genehmigung zum Streik 
nicht erteilen, weil sein Kampf der Angestellten ohne die Unter- 
stützung der Arbeiter ein Unding sei. Die Lohnfragen der 
Arbeiter und Angestellten würden praktisch nur zusammen ge- 
regelt. Es sei bekannt, dass die Arbeiter ebenfalls in Lohn- 
verhandlungen ständen, dass jedoch diese Verhandlungen, die 
sich auf dem ordnungsgemässen Wege über die zuständigen In- 
stanzen gingen, und zwar über das Reichsarbeitsministerium 
und das Reichswirtschaftsministerium, die die Angestellten 
übersprungen hatten, noch nicht beendet seien. Das allermin- 
deste, was der Bund verlange, sei, dass Arbeiter und Ange- 
stellte gemeinsam ihre Forderungen stellen und gemeinsam den 
Streik beschliessen. Innerhalb verhältnismässig kurzer Zeit 
könne man saweit sein. 


Es wurde besonders darauf hingewiesen, dass ein gemein- 
samer Kampf der Angestellten und Arbeiter eine viel bessere 
Position für die Angestellten schaffe, da sie bei solchen Kämp- 
en im Betriebe bleiben und nur die Streikbrecherarbeit ab- 
ehnen. 


Der Bund könne ferner seine Genehmigung zum Streik 
nicht geben, weil die Hoffnung der Angestellten, die H.I.K. 
werde eingreifen, auf einem Irrtum beruhe. Wenige Tage vor 
dieser Sitzung war der englische Bergarbeiterstreik zu Ende 
gegangen. Die H.IK. habe bis dahin ein Interesse daran ge- 
habt, deutsche Reparationskohlen in genügender Menge zu er- 
halten und jede Störung der Förderung im Deutschen Reiche zu 
vermeiden, um die deutschen Kohlen nach England verkaufen 
zu können. Im Augenblick seien bereits die ersten englischen 
Schiffe mit englischen Kohlen in belgischen Häfen. Die H.LK. 


habe daher viel mehr Interesse daran, die belgische Kohlen-. 


förderung. in Belgien abzusetzen, als eine Produktionsstörung 
in Aachen durch einen Streik der Angestellten zu verhindern. 


Ein Streik der Angestellten im Aachener Revier erscheine. 
wenn man die Lage der Dinge im Aachener Bezirk allein für 
sich betrachte, möglich. Alle zur Beurteilung heranzuziehen- 
den weitergehenden Gesichtspunkte sprächen jedoch entschie- 
den gegen einen Streik. Es wurde in der Sitzung noch beson- 
ders auf den Zusammenhang folgender Ereignisse hingewiesen: 
die bessere Bezahlung der veredelten Kohlen würde innerhalb 
kurzer Zeit erfolgen, weiter habe am 25. Juli der Reichsarbeits- 
minister ein Schreiben an die Bergarbeiterverbände gerichtet, 
in dem er auf die Möglichkeit hinwies, dass durch eine Ver- 
minderung def Kohlensteuer ein Lohnausgleich erfolgen könnte. 
Diese beiden Gesichtspunkte, die unseres Erachtens eine unts>- 
dingte Voraussetzung für eine Erhöhung der Angestelltenlöhne 
waren, liessen sich aber nicht durch einen Streik regeln, son- 
dern die Verhandlungen, um dieses Ziel zu erreichen, mussten 
init der Arbeiterschaft gemeinschaftlich geführt ‚werden, demn 
diese verfolgte das gleiche Ziel und hatten das grösste Inter- 
esse daran, diese Vorbedingungen für eine Lohnerhöhung: zu 
schaffen. 


Die Aussichten auf einen Erfolg des Streikes bezeichneten 
wir als minimal. Ein Zusammenbruch war sicher, wenn die 
Arheiterschaft -sich vom ersten Tage an geschlossen gegen 
diesen Streik aussprach, was nicht ausgeschlossen erschien, 
denn nicht vom Bund ging die Verständigung aus, der 
sich mit den Arbeitern stets verständigt, sondern der 
die Verständigung im allgemeinen ablehnende G. d. A. 
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"war die stärkste Organisation. 


‚wurde sie auf Grund des Streikes ausgesperrt. 
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> - rar 
Stand jedoch die Ar- 
sympathisch gegenüber, :so 
Die Arbeite 
fielen der staatlichen Stellenlosenunterstützung zur Last und 
den Arbeiterverbänden entstanden Schwierigkeiten, die dem 
Streik der Angestellten die Sympathien rauben mussten. In 
diesem Falle konnte er sich länger hinziehen. Der Erfolg blieb 
aber noch genau so unsicher wie zuvor. Die Folgen. aber 
‘waren sicher grosse Differenzen zwischen Arbeitern und An- 
gestellten und eine Schädigung des gesamten zukünftigen Zu- 
sammenerehens bei den unvermeidlichen, durch die Lebens- 
verteuerung bedingten kommenden wirtschaftlichen Kämpfen. 
Welche Folgen aber ein verlorener Streik für die Angestellten 
und ihre Organisationen. bedeute, wurde. ebenfalls erwähnt 
und auf die ungeheure Verantwortung hingewiesen, die jeder 
mit der Verantwortung für einen Streik ‘mit so ungünstigen 
Aussichten übernehme. 


Diese Argumente wurden von allen Anwesenden anerkannt 
und in der Sitzung gelang es, die Vertreter des Werkmeister- 
verbandes und des Zentralverbandes von der Aussichtslosigkeit 
des Streikes zu überzeugen. Auch der Vertreter des G.d.A. 
erkannte d’e Ausführungen als richtig an, hegte jedoch die 
Befürchtung, dass die Angestelltenschaft schon Zu sehr in 
Hitze gebracht sei und dass man sie nicht: mehr ‘zurückrufen 
könne. Fs hatter an diesem selben Tage: die: Abstimmungen 
auf den Werken über Streik oder „nicht: Streik‘ stattgefunden, 
deren Ergebnis zw über 90 Prozent für einem ‚Streik war. 
Von uns aus wurde dem Vertreter des G.d.A. entgegen- 
gehalten, dass dieses nicht entscheidend sein dürfe, Eine Or- 
ganisatidn müsse es ihren Mitgliedern ohne weiteres klar- 
machen können, wie die Dinge liegen. Es seien von mir Mo- 
mente vorgebracht worden, die eine Aenderung der Stellung- 
rahme bei den Mitgliedern rechtfertigen würden. 


In den nächsten Tagen ist dann Herr Fromholz vom 
G.d.A. in Aachen eingetroifen, der seine Zustimmung zum 
Streik gegeben haben muss, denn anders lässt sich die Wand- 
lunz nicht eıklären. Die. vereinigten Aachener Angestellten- 
verbände hatten den Vorschriften der -Rheinlandkommission 
entsprechend 8 Tage vor Ausbruch des Streiks diesen ange- 
meldet und die Genehmigung von der H.I.K, erhalten. Von 
seiten des Bundes aus und wahrscheinlich auch von seiten 
anderer Organisationen ist in diesen acht Tagen beim Reichs- 
kohlenverband, beim Reichswirtschaftsministerium und beim 
Reichsarbeitsministerium dringend vorgesprochen und auf die 
Anchener Verhältnisse hingewiesen worden. Es gelang denn 
auch, das Reichsarbeitsministerium zu veranlassen, Einigungs- 
verhandlungen unter dem Vorsitz des Herrn Reichs- und 
Staatskommissar Mehlich zwischen dem Arbeitgeberverband 
und den Angestellten einzuleiten. In den Verhandlungen bot 
der Arbeitgeberverband eine Erhöhung der Tarifgehälter‘ ein- 
schliesslich aller tariflichen Nebenbezüge für alle Angestellten 
von 10 Prozent an. Diese Erhöhung wurde aber seitens des 
Arbeitgeberverbandes davon abhängig gemacht, dass die, 
Reichsregierung im Aachener Steinkohlenbergbau.. einen 
Kohlensteuernachlass genaw wie im Waldenburger Revier ge- 
währe, Es ist nun etwas Selbstverständliches für einen, der 
die gesamten Zusammenhänge kennt, dass eine Kohlensteuer- 
ermässigung nicht von heute auf morgen erfolgen kann, son- 
dern im allerschnellsten Falle :mmerhin einer Zeit von 8 bis 
10 Wochen bedarf. Ausserdem steht die Reichsregieruing auf 
dem Standpunkt, dass Kohlensteuerfragen mit Lohnfragen in 
keiner Weise verknüpft werden dürfen. Wir verweisen hierbei 
auf den Artikel in Nr. 26.des „Techn.Grubenbeamten“, wo auf S.118 
die Frage der Kohlensteuer behandelt worden und wo klip» 
und klar gesagt ist, dass bereits im grossen Ausschuss des 
Reichskoht!enrates ein Vorstoss der Unternehmer unternommen 
wurde, der nebenbei bemerkt auch von den Mirvisterien gestützt 
worden ist und der darauf abzielte, es £fundsätzlich für die 
Zukunft abzulehnen, eine Verquickung der Lohnfrage mit der 
Steueriraxc voızunehinen. Der Vorschlag Jer Aunen2r Arbeit- 
geber, unter der Voraussetzung einer . Steuerermässigung eine 
1Oprozer.tigeLohnerhöhung eintreten zu lassen, bedeutete prak- 
tisch eine Ablehnung, Vom G. d. A. und vom 
Werkmeisterverband wurde nun der. Streik 
genehmigt. Da wir vom Bunde: aus in diesem 
Revier nur 80 Mitglieder zählen. denen der Werkmeister- 
verband etwa 250 und der G. d. A. etwa 500 gegen- 
überstellen, hätte eine Ablehnung unsererseits 
nicht verhindert, sondern ‚wir hätten nur das Odium als Streik- 
brecher auf uns genommen. Wir haben es deshalb unserem 


beiterschaft diesem Streik 


Gau Westdeutschland überlassen, über den Streik zu entschei- 


den. Er hat seine Zustimmung zegeben, weil die Einigkeit der, 
Angestelltenschaft in solchen Kämpfen schon . aus gewerk- 
schaftlichen Grundsätzen 
Der Kampf ist am 14. 7. 6 Uhr morgens ausgebrochen un 


den Streik ° 


heraus hochgehalten werden I 









































































































über seinen. Verlauf wird ein. Kollege des Aachener Reviers 
noch berichten. Wir wollen daher-. zum Streik selbst nichts 
weiter sagen. In den Verhandlungen am 2, 8. wurde von dem 
Vertreter des Reichsarbeitsministeriums ein. ‚Vorschlag ze- 
macht, der dahin ging, eine 5prozentige Gehaltserhöhung vom 
1. August an auf die bestehenden Einkommenssätze eintreten 
zu lassen. Diese Erhöhung konnte erfolgen, weil inzwischen 
die Preise für veredelte Kohlen inkl. Kohlensteuer um ca. 30 M. 
erhöht worden sınd. Weitere 5 Prozent Lohnerhöhung sollten 
gezahlt werden, wenn eine Kohlensteuerermässigung "eintritt. 
Weder das Reichsarbeitsministerium noch das Reichswirt- 
schaftsministerium haben eine verbindliche Zusage gemacht für 
diese Kohlensteuerermässigung sich entschieden einzusetzen. 
Ferner wurde gesagt, die Streiktage- werden nicht bezahlt. 
Massregelungen finden nicht statt, jedoch dürfen die Personen. 
die. gearbeitet haben oder neu eingestellt worden sind, nicht 
benachteiligt und nicht belästigt werden. Die Betriebe werden 
die Angestellten in dem Masse, wie es die jeweiligen Betriebs- 
verhältnisse gestatten, mit möglichster Beschleunigung wieder 
einstellen. 


Da inzwischen von den Verwaltungen eine erhebliche An- 
zahl Einstellungen erfolgt waren, um den Betrieb aufrecht zu 
erhalten, so bedeutete dieser Vorschlag die Entlassung einer 
grösseren Zahl von Angestellten. Dieser Vorschlag wurde 
daher abgelehnt. Der Streik: sollte weiter zehen. Schon am 
nächsten Tage gingen eine Anzahl Angestellte, trotzdem die 
Ablehnung des Angebots der Arbeitgeber in einer Versammlung 
einstimmig erfolgt war, wieder zum Dienst, so dass die Be- 
triebe, wenn auch noch nicht vollständig, wieder in Gang 
kamen. In einer daraufhin sofort einberufenen Versammlung 
am Sonnabend, den 6. 8. wurde geheim über die Fortsetzung 
des 'Streikes abgestimmt und fünf Sechstel der Anwesenden 
stimmten für die Wiederaufnahme der Arbeit. Damit war der 
Streik beendet und es war genau das eingetreten, was von 
unserem Bunde aus bereits in den Vorbesprechungen in Aachen 
vorausgesagt worden war. 


Bereits heute sind bei uns eine Reihe von Mitteilungen 
eingegangen, dass von unseren Mitgliedern eine Anzahl nicht 
wieder eingestellt worden ist. Die Zahl der Nichtwiederein- 
gestellten im dortigen Revier beträgt vorläufig weit mehr 
als 100. Die. genaue Zahl ist noch nicht bekannt. Auf 
ieden Fall aber wird dieser Streik ausserordentlich schwere 
Opfer kosten. Wenn Angestellte im Bergbau auf das Strassen- 
pilaster zu liegen kommen, liegen die Dinge etwas anders als 
bei Arbeitern, die viel leichter wieder Arbeit erhalten. Diese 
ungeheuren Opfer haben die Füfttrer jener 
Verbände auf dem Gewissen, die in Verken- 
nungihrer Verantwortung diesem Streik ihre 
Genehmigung gegeben haben, trotzdem ihnen genau 
bekannt war, wie die Dinge liegem. Die gesamte Angestellten- 
schaft im Bergbau sollte gerade auf Grund dieses Falles sich 
einmal darüber klar werden, welche Organisation die nötige 
gewerkschaftliche Erfahrung und genügend Verantwortungs- 
gefühl besitzt, die Interessen der Bergbauangestellten zu ver- 
treten. Wir.weisen darauf hin, dass diese un- 
verantwortliche, von keiner Spur Weitsich- 
tigkeit belastete gewerkschaftliche Arbeit 
der kleineren Verbände die Angestellten 
des Bergbaus schon ungeheuer geschä- 
digt hat. Von einem Vertreter des R. d. BE wurde 
bei den letzten Schiedsgerichtsverhandlungen im Ruhr- 
revier eine Erhöhung von 35 M. pro Kopf mit der Be- 
gründung abgelehnt, dass dies zu wenig sei, Die Verluste der 
Angestellten zählen nach Millionen Mark. Ein Streikbeschluss 
für das Ruhrrevier, gefordert vom R.d.B., mit seinen unbe- 
rechenbaren Folgen wurde verhindert, weil der Bund genügend 
Verantwortungsgefühl besass, erst seine Vertrauensmänner zu 
fragen, ehe er sich irgendwie festlegte. Herr Fromholz 
vom G.d.A. ist mit schuld’ daran, dass die Abmachungen mit 
den Bergarbeitern über die Vertretungen in den Bezirksver- 
sammlungen der Vorstände der Knappschaftsvereine jetzt in 
Goslar in die Brüche gegangen sind. Der Schaden, der hier- 
durch den Angestellten entstanden ist, wird sich erst später 
zeigen. Auch in den anderen Revieren, in denen’ der Bund 
nicht die Führung hat, machen sich wiederum Anzeichen be- 
merkbar, dass die kleinen Verbände unabhängig von den 
grossen. wirtschaftlichen Vorgängen im Bergbau ihre Sonder- 
politik treiben und ähnliche Dinge wie in Aachen herauf- 
beschwören. Es wäre wirklich an der Zeit, dass sich die An- 
gestellten diese Dinge überlegten und sich unserer grossen ge- 
werkschaftlichen Organisation, die über genügend Zielklarheit 
und Verantwortungsgefühl bewusst ist, anschliessen. 


G. Werner. 
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Die Wahlen zur Arbeitskammer im Ruhrrevier haben fol- 
gendes Bild ergeben: 


Inder Gruppeder Angestellten wurden inszesamt: 


Liste Verband Stimmen Sitze Stellvertreter 
1 BER AFL EN. ANA Ani 1554 1 — 
2 Ba a nt at 11719 7 6 
3 Verband kaufm. Grubenbeamten e. V. 5727 3 3 
4 Verband oberer Bergbeamten .. ,.. 1761 1 1 
5 LER ee N 1119 _ 1 
6 Gedag 975 1 — 


abgegeben bzw. gewählt. 

In der Gruppe der Arbeiter sind insgesamt 183 470 
Stimmzettel abgexeben worden. 40 196 Stimmzettel wurden für 
ungültig erklärt. Von den ungültigen Stimmzetteln entfallen 
392 671 Stimmen auf eine gemäss $ 10 Abs. I. der ‚Wahlordnung 
für ungültig erklärte Vorschlagsliste der freien Arbeiter-Union 
in Gelsenkirchen. 

Von den 183470 gültigen Stimmen entfallen auf: 


Liste Verband Stimmen Sitze Stellvertreter 
1 Gewerkverein chris!l. Bergarbeiter. . 49482 6 — 
2 Alter Bergarbeiter-Verband . . . . 100924 12 11 
er Christl. Berufsverbände, Zechenhand- 
werker und Tagesarbeiter . . , . 7105 _ 1 
6 Polnische Berufsvereinigung . >. , 20 438 2 2 
7 Hirsch-Duncker, Abt, Bergarbeiter. . 5521 _ 1 
Wirtschaftsfragen 


Statistisches über Kali und Kupfer. Die deutschen Kali- 
vorkommen sind die weitaus grössten der Welt, wohingegen 
die elsässischen transvortlich günstiger liegen. Die spanischen 
kommen für die Weltkonkurrenz noch nicht in Frage, 

Die deutsche Kaliförderung betrug 1913 
116 075 105 Doppelzentner, 1920 ohne Elsass 113 864 388 Doppel- 
zentner. 

Der Gesamtabsatz an Kalisalzen betrug 1913 
51 872977 Doppelzentner, 1920 43 133 250 Doppelzentner. 

Der grosse Unterschied zwischen Förderung und Absatz 
liegt an dem Gewichtsverlust bei der Kaliverarbeitung zu Rein- 
kali. Nur Carnallit und Kainit werden als Fördersalze versandt. 

Der Hauptverbraucher ist die Landwirtschaft, deren Ver- 
brauchsziffern noch ständig steigen, während die der Industrie 
seit 1911 um etwa 50 Prozent gefallen sind. 

Der Absatz an Reinkali (K2O) betrug 1913: 11 103 694 
Doppelzentner, 1919: 8120 024 Doppelzentner, 1920: 9236 435 
Doppelzentner. Hiervon entfielen auf: 





Jahr } Deutsihlind | Ausland | Hiervon Nonlanieriia 2 
1913 6 042 828 5 060 866 2 482 948 
1919 6 370 326 1 749 698 701 288 
1920 6 909 000 2 336 435 (noch nicht bekannt) 





Durch den Krieg wurde der Kaliabsatz hauptsächlich auf 
Deutschland beschränkt. Die Preisentwickelung der landwirt- 
schaftlichen Produkte auf dem Weltmarkt und die durch die 
traurige Lage des Devisenmarktes grosser Verbraucherländer 
landwirtschaftlicher Produkte geschaffene Unmöglichkeit des 
Absatzes solcher gab (besonders für Amerika) keinen Anlass, 
auch nach dem Kriege grössere Mengen Kali aus Deutschland 
zu beziehen. Es müss daher in Zukunft mit allen Mitteln, ohne 
dass es notwendig ist, den Auslandsmarkt zu vernachlässigen, 
auf eine Erhöhung ‘des Inlandsverbrauchs hingewirkt werden, 
wobei nachdrücklichst auf die extensive Wirtschaft des deut- 
schen Ackerbaues hingewiesen sei. 

Die Ausfuhr aller Salze stieg dem Werte nach im No- 
vember 1920 auf 60 Millionen Mark gegen 24 Millionen Mark 
im Vormonate. Die Ausfuhr an chemischen Grund- 
stoffen, an welchen die Kaliindustrie ebenfalls wesentlich 
beteiligt ist, hatte Januar bis November 1920 einen Wert von 
3906,3 Millionen Mark. as 


* 


Die Ausfuhr an Kupfer und Kupferwaren, so- 
wie an Eisen und Eisenwaren (von letzteren vorzüg- 
lich Stabeisen) hob sich, wogegen Roheisen in der Ausfuhr -zu- 
rückging. 

Die Einfuhr an Kupferwaren ging im November 
1920 zurück, wohingegen die Einfuhr an Rohkupier 
stieg. Ebenso ging die Einfuhr an Eisen- und 
Manganeisenerz zurück. 

(Nach „Wirtschaft und Statistik“, bearbeitet von A. Halbiell.) 


Koblenpreise. Im Aachener Steinkohlenrevier 
gelten für den Eschweiler Bergwerks-Vereinab 
1. August 1921 folgende Brennstofiverkaufspreise je Tonne ein- 
schliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer: 
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Für die Gewerkschaft Zeche Nordster 

im-Aachener Steinkohlenrevier: 
Gewaschene Nuss- und Koksköhle. - .. . . 429,40 M. 

“ Ferner gelten ab 15. Juli 1921 im sächsischen Stein- 


kohlensyndikat: 
Steinkohlenbriketts O. Förster . ..2.+..480,70 M. 
ab Zeche Morgenstern . .480,70 „ 


Steinkohlensyn- 


Im miederschletischen 


Steinkohlenbriketts (Hansheinrich & Wenceslaus 400,—M. 


Betriebsräte Ä 

Aus dem’ Berichte der preussischen Bergrevierbeamten vom 
Jahre 1920 -geht hervor, dass die Arbeit der Betriebsräte’ im 
ailgemeinen günstig betrachtet wird. Von einigen Ausnahmen 
abgesehen, wird erklärt, dass die Betriebsräte den redlichen 
Willen gezeigt hätten, gedeihliche Arbeit zu leisten, dass ihnen 
aber. leider in vielen Fällen die nötige Autorität bei den Be- 
legschaften gefehlt hat. 

Von seiten der Gewerkschaften ist noch nie an der gedeih- 
lichen Arbeit der Betriebsräte gezweifelt worden. Ihre Tätig- 
kceit wird sich sicher noch erheblich besser gestalten, wenn ein- 
mal die Betriebsräte sich eingespielt haben, wenn ferner die 
Belegschaften bei der Wahl sich die Kandidaten noch mehr als 
bisher auf ihr Können ansehen. Notwendig ist weiter, dass die 
Werksleiter mehr als bisher in den Betriebsräten wertvolle 
Mitarbeiter schen’ und nicht, wie es heute vielfach geschieht, 
ihnen allen möglichen Widerstand entgegensetzen und sie auf 
die kleinlichste Art und Weise verärgern. 


Gewerkschaftsarbeit 


Im Oberlausitzer Braunkohlenbergbau fand am 3. August 
in ‘Görlitz die Sitzung der paritätischen Kommission statt, in 
der über die Regelung der Deputatkohlenfrage erneut verhan- 
delt wurde. — An Deputaten sind den verheirateten Angestell- 
ten zu. gewähren: bis zu 250 Ztr. Rohkohle, davon 60 Prozent 
in Briketts und 40 Prozent in Hausbrandkohle. (Briketts wer- 
den nur geliefert, wenn für das Werk die Möglichkeit der Lie- 
ferung vorhanden ist.) Das Verrechnungsverhältnis ist: 1 Ztr. 
Briketts — 1% Ztr. Nasspressteine — 1% Ztr. Rohkohle. Le- 


'dige erhalten bis zu 50 Proz. vorstehender Sätze. Ferner wurde 


beschlossen, den verheirateten Angestellten der einzelnen Grup- 
pen bis zu nachstehenden Sätzen eine Mietsentschädigung zu 
gewähren: 

Gruppe 1: 500 M., Gruppe 2: 450 M., Gruppe 3: 400 M., 

Gruppe 4: 350.M., Gruppe 5: 300 M. pro Jahr. 
Dies sind die Höchstsätze, im übrigen werden die tatsächlich ge- 
zahlten Mieten vergütet. Für Städte wird .auf vorstehende 
Sätze ein Zuschlag gewährt und zwar für Görlitz und Zittau 
30 Proz. und für Lauban 20 Proz. 

x Als Entschädigung für Beleuchtung gibt es als Höchstsatz 
bis % oder 66% Pıoz. von den Sätzen des Wohnungsgeldes, 
im übrigen aber den tatsächlichen Verbrauch nach Zähleran- 
gabe bis zu dem obigen Höchstsatze zu gewähren. 


Aus dem Berufe 


‚ Die Technische Nothilfe wird den. Betriebsführern und Fahr- 
steigern des Ruhrreviers durch nachstehendes _ Schriftstück 
empfohlen: 

Die Technische Nothilfe weist darauf hin, dass sie in 
Bergwerksbetrieben nur dann erfolgreich tätig sein kann, wenn ihr die 
leitenden technischen Beamten zur Seite stehen. Sie bittet deshalb, dass 
op Ke (Betriebsführer und Fahrsteiger) der Technischen Nothilfe 
nschliessen. LE ’ 
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Nothilfe anzuschliessen. _ 


fand am 3. Juli in Betzdorf statt. 
Entschliessungen sind die nachstehenden von beson- 


derem Interesse: 


Knappschaftsältesten zum Bochumer Knappschaftsverein bei 41: Prozent 
der Gesamtstimmen, die auf die aufgestellten Kandidaten entfielen, etwa 
65 Prozent aller Mandate, während die Minderheitsorganisationen bei 
59 Prozent der auf sie entfallenden Stimmen nur 35 Prozent der 
Mandate erhalten haben.“ % 


Generalversammlung folgender Entschliessung zu: 




























Nr’32 
Sie erhalten ‚hiervon mit der Bitte Kenntnis, - sich der Technischen 
Altenessen, den 4. August 1921. ER, R, j h 
(gez) Gras. 
Die Herren haben sich bisher schon, ohne dass sie der Tech- 


nischen Nothilfe angehört haben, im Interesse des Betriebes 
bei Streiks betätigt und werden dies auch weiterhin tun. :Da 
"ändert der Beitritt nichts. f 7% 


Aus anderen Verbänden 


Die Generalversammlung des christlichen Gewerkvereins 
Von den angenommenen 


„Die 16. Generalversammlung des Gewerkvereins christlicher Berg- 


arbeiter begrüsst die Schaffung eines Reichsknappschaftsgesetzes, und in 
Ausführung desselben auch die Gründung‘ eines Reichsknappschaftsvereins. 


Sie erwartet von den gesetzgebenden Körperschaften, dass der 


Entwurf betreffs Schaffung eines Reichsknappschaftsgesetzes möglichst 
schnell verabschiedet wird. og Se 


Die Generalversammlung verlangt unter allen Umständen die Ein- 


führung der Verhältniswahl für die Wahlen der- Knappschaftsältesten. Im 
kommenden Reichsknappschaftsgesetz muss die Verhältniswahl gesetzlich 
iestgelegt werden. Dr 


Es widerspricht jeder Gerechtigkeit, wenn, wie das wieder bei .den 


Wahlen der- Knappschaftsältesten zum Bochumer Knappschaftsverein der 
Fall war, starke Minderheiten nicht annähernd die Zahl der Mandate 
erhalten, die sie auf Grund der auf sie entfallenden Stimmenzahl 
erhalten konnten. Ar 


So erhielt der alte _Bergarbeiter-Verband bei den letzten Wahlen der 


£ 


Auf Antrag der Delegierten des Bezirks Hamm stimmte die 


„Die gewählten Knappschaltsältesten des Gewerkvereins christlicher 
Bergarbeiter mögen ‚dahin wirken, ‚dass die Aussenbeamten (Kranken- 
kontrolleure) abgeschafit, keine neuen Knappschaftskrankenhäuser gebaut 
oder in Betrieb genommen werden. Die Verhältniswahl muss, wein 
möglich, schon bei der ‘Vorstandswahl “eingeführt werden. Das Reicäs- 
knappschaftsgesetz muss bald eingeführt werden.“ 0 


e * j 
Bezüglich der Grubensicherheit wurden folgende zwei Ent- 


schliessungen angenommen; 
„Die 16. Generalversammlung des Gewerkvereins christlicher Berg- 
arbeiter beauftragt die Leitung des Gewerkvereins, dahin zu wirken, 


dass den Betriebsausschussmitgiiedern oder, wo ein solcher nicht besteht, °? 


dem Vorsitzenden oder Beauftragten des Arbeiterrats die Freiheit ein- 
geräumt wird, die Grubenbaue ohne Begleitung eines ‚Beamten "zu 
befahren. Ge SEEN: 

Ebenso wird die Leitung des Gewerkvereins beauftragt, für. die 
Erweiterung der Befahrungsmöglichkeiten und die Beseitigung der sich 
im Betriebsrätegesetz befindlichen Mängel einzutreten.‘ 

„Trotz wiederholten Veriangens der Bergarbeiter nach mehr Schutz 
für Leben und Gesundheit muss festgestellt werden, dass die Zahl der 
Unglücksfälle im Bergbau bedauerlicherweise noch recht hoch ist. 
Allein im Jahre 1919 waren 14 117 entschädigungspflichtige Unfälle zu 
verzeichnen. a 


r 
$ 
” 


Bergarbeiterschaft das tiefste Mitgefühl ausgesprochen. Dadurch werden 
aber die Unglücksfälie nicht verhindert; dem ausgesprochenen Mitgefühl 
muss das tätige Mitgefühl. vorangehen. i 

Die 16. Generalversammlung des Gewerkvereins christlicher Berg- 
arbeiter Deutschlands verlangt deshalb: 







wie bisher den Schutz für Leben und Gesundheit der Bergarbeiter 
gewährleisten. Se ; 
2. Von den Bergwerksunternehmern, dass sie die gesetzlichen Bestim- 
mungen gewissenhaft durchführen . und selbst mehr wie bisher 
Mittel und Wege suchen, die geeignet sind, Unfälle zu verhüten. 
3. Von den 'Betriebsräten, dass sie besser wie bisher auf die Durch- 
führung der gesetzlichen Unfaliverhütungsvorschriften achten und 
durch gewissenhafte Befahrungen sich bemühen, die Gefahrenquellen 
kennenzulernen, damit rechtzeitig Vorbeugungsmassnahmen getrofien 
werden können.“ D 















Bekanntmachungen E 

Reichsfachgruppentagung. Am 5. September findet im An- 
schluss an eine am 4. September abzuhaltende AfA-Versamm- 
lung ein. Reichsfachgruppentag des Bundes statt. In dieser‘ 
äusserst wichtigen Besprechung, in der sämtliche deutschen 






Bergreviere vertreten sind, wird die zukünftige Lohnpolitik im‘! 
Bergbau, die Organisation der Hospitanten und unsere Forde- 


rungen an die Gesetzgebung auf Grund der letzten Grubenun- 
glücke behandelt werden. Hierzu kommt noch ein Punkt Ver- 
schiedenes, unter dem sonstige wichtige Angelegenheiten be» 
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Bei Massenunfällen wird von allen Schichten der Bevölkerung ef 
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1. Von der Regierung, dass sie gesetzliche Massnahmen trifft, die mehr 
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sprochen werden können. ® 7 A 
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Die Unterbeamtenfrage 


Die organisierte Arbeitgeberschaft hat trotz Revolution 
und Staatsumwälzung keinerlei Machteinbusse erlitten. Wer die 
Dinge in Ruhe überschaut, wird zugeben müssen. dass heute 
mehr denn je von einem scharfmacherischen Bestreben des fest- 
organisierten Arbeitgebertums, besonders desjenigen der soge- 
nannten „Schwerindustrien“ gesprochen werden kann, und 
dass der Kapitalismus nicht nur ungefährdet sich des Besitzes 
der Produktionsstätten erfreut, sondern mächtiger denn je die 
in seinen Diensten arbeitenden Arbeitnehmergruppen wie 
Schachbrettfiguren für seine Ziele und Ideen behandelt. Von 
jeher seit Menschengedenken war es eine Eigentümlichkeit der 
zum Herrschen Geborenen oder Berufenen, die Herrschaft über 
die Massen um so einfacher zu gestalten, je mehr es gelang, 
die Masse in sich zu zersplittern und zu schwächen. Das alte 
„Divide et impera“ hat noch nichts von seiner Wirkung bis 
heutigentags verloren. 

Die Stellung des organisierten Arbeitgebertums zur‘ organi- 
sierten Arbeitnehmerschaft, also den Gewerkschaften. ist durch 
die bisherige Entwicklung, durch das bisherige Verhältnis 
zwischen Herrscher und Masse zegeben. Es ist oft von uns 
darauf hingewiesen worden, dass das Kapital -sich mit den 
grossen -Arbeitergewerkschaften mehr oder minder abgefunden 
hat. Eine gewisse Anerkennung der gegenseiticen Machtver- 
hältnisse, eine Erkenntnis der gegenseitigen Kräfte hat Platz 
gegriiien. Die Angestelltenbewegung ist iedoch verhältnismässig 
jungen Datums und daher vorläufig noch gezwungen, sich erst 
diese Anerkennung zu erkämpfen. Dieser Kampf wird der An- 
gestelltenbewegung um so schwerer gemacht, weil das organi- 
sierte Kapital sich längst darüber klar geworden ist, dass dieser 
Zweig der Gewerkschaftsbewegung’ ihm viel gefährlicher zu 
werden verspricht, ja schon viel gefährlicher geworden ist als 
die Arbeiterbewegung. Es kann ohne Ueberhebung ausge- 
Sprochen werden, dass heute die grossen Gedanken der Arbeit- 
nehmerbewegung zu einem grossen Teil aus den Reihen der or- 
ganisierten Angestellten kommen, dass die Angestelltenschaft in 
diesen Tagen mit die geistige Führung in dem grossen Kampf um 
die Befreiung der arbeitenden Menschheit übernommen hat. Es 
kommt hinzu, dass in der Angestelltenschaft ein grosser' Teil 
der Arbeitnehmerschaft sitzt, die weiss, wo die schwachen 
Stellen des privatkapitalistischen Wirtschaftssystems liegen. 
Die Angestellten wissen genau, was die Träger des Privat- 
kapitalismus vor den Augen der grossen Masse zu verbergen 
haben. Die Angestellten waren ja bis vor wenigen Jahren die 
absoluten und getreuen Vertrauten der. grossen Industriefürsten. 
Das organisierte Arbeitgebertum hat daher der Angesteliten- 
bewegung gegenüber ein ganz besonderes Interesse, das „Teile 
und herrsche“ so weitgehend wie möglich zur Wirksamkeit 
zu bringen. 

Das Vorgehen der grossen Arbeitgeberverbände geschah 
bisher in drei Richtungen. : Erstens ging man dazu über, die 
gefährliche Anzesteiltenbewegung in der Gesamtmasse zu ver- 
kleinern. Zweitens war das Bestreben festzustellen, die 
Angestelltenschaft won der grossen Masse der Arbeiterschaft 
noch mehr zu entfernen, als dies bisher schon der Fall war. 
Drittens war man bemüht, neue Arten von Arbeitnehmern 
zu Schaffen, Zwischengruppen zu konstruieren, die man jeweils 
nach der Angestellten- oder Arbeitergruppe hin ausspielen 
konnte. 

Nur auf diesem Boden konnte die Unterbeamten- oder Vor- 
arbeiterfrage entstehen, nur in voller Würdigung des bisher 
Gesagten ist dieses Problem voll und ganz zu verstchen. Die 
Neucrdnung aller Dinge, die nach dem militärischen und. wirt- 
schaftlichen Zusammenbruch notwendig war und die trotz 
mancher Stürme der Zeit vor sich geht, hat leider den Blick 
für solche höhere Politik der Gegenseite getrübt. Leider hat die 
Politik des privatkapitalistischen Unternehmertums schon die 
beäbsichtigten Erfolge zum Teil gezeitigt. 

Es muss unsere Aufgabe sein, die -notwendigen Gegenmass- 
nahmen zu treffen, und Zweck dieser Zeilen ist es, darzulegen, 


wo unsere Gegenmassnahmen noch einsetzen können und ein- 
gesetzt werden müssen. 

Die sogenannte Vorarbeiter- bzw. Unterbeamtenfrage ist 
nach vier Richtungen hin verschieden anzupacken. 


I. 

Die versicherungstechnische Seite des Problems wird von 
den Angestelltenorganisationen nur wenig beeinflusst werden 
können. Der $ I des Versicherungsgesetzes für Angestellte hat 
nun einmal den Begriff „Angestellter“ nur sehr lose umrissen, 
so dass in Tausenden und aber Tausenden von Fällen für jeden 
einzelnen Arbeitnehmer nachgeprüft werden muss, ob er in der 
Versicherungsanstalt für Angestellte oder der für Arbeiter bei 
Krankheit, Invalidität und Alter geschützt werden muss. 

Der Hauptübeistand, der heute noch zu verzeichnen ist, 
liegt darin, dass uns jede klare Definition über den Begriff „An- 
gestellter“ fehlt, und es werden noch weiterhin wie bisher dicke 
Folianten geschrieben und gedruckt werden, ehe es gelingt, 
diese Doktorirage zu lösen. 

Ein weiteres Uebel ist darin zu erblicken, dass die Renten- 
ausschüsse, die in einem Streitverfahren darüber, ob ein Arbeit- 
nehmer ais Angestellter anzusehen und dementsprechend zu 
versichern ist, zu entscheiden haben, nicht örtlich nach- 
prüfen, ob die Angaben von Arbeitgeber- und Arbeitnelhimer- 
seite in dem Streitfall auf Tatsachen beruhen und dass vor 
allem diese Rentenausschüsse von Kollegen besetzt sind, die 
häufig von den Industrien, in denen die Streitiälle spielen, auch 
nicht die entiernteste Vorsteliung besitzen. Fehlurteile sind 
daher in so erschreckend grosser Anzahl festzustellen, dass das 
ganze Verfahren vor dem Rentenausschuss, Schiedsgericht und 
Oberschiedsgericht der Angestelltenschaft als eine -Farce er- 
scheint und die Arbeiten dieser Instanzen nicht Befriedigung, 
sondern Erbitterunge ausgelöst haben. 

Dass die versicherungstechnische Seite der Unterbeamten- 
frage eine ausserordentliche Bedeutung hat, wird blitzartig er- 
leuchtet durch die Behauptung in einer Denkschriit der Ver- 
trauensmänner der Angestelltenversicherung, wonach heitte, 
neun Jahre nach Inkrafitireten des Angestelitenversicherungs- 
gesetzes, noch immer nahezu 50 Prozent derienigen Arbeitneh- 
mer nicht in die Versicherung auigenommen wurden, die nach 
den Bestimmungen. des Gesetzes in die Versicherung gehören, 
eine Bshauptung, der bis heute noch nicht von massgedender 
Steile entgegengetreten wurde, die also einen realen Hinter- 
grund demnach zu haben scheint. 

Von unserem Standpunkt als freisewerkschaitliche Ange- 
stelltenorzanisation müssen wir allerdings einmal den Mut 
finden, festzustellen, dass unser Interesse an dieser versiche- 
rungstechnischen Seite der Unterbeamtenfrage ein begrenztes 
ist, und zwar deswegen, weil wir die verschiedenen Versiche- 
rungsanstalten und Einrichtungen für die Arbeitnelrmerschaft 
mit Recht und aus guten Gründen seit nahezu zehn Jahren 
bekämpfen und wir nach wie vor in der Vereinheitlichung der 
Arbeitrekmerversicherungen einen Programmpunkt unserer 
ganzen Bewegung erblicken. 


I. 

Die zweite Seite der Unterbeamtenfrage ist eine einfache 
Rechtsfrage. Wenn die Arbeitgeberschaft wahllos dazu über- 
gegangen ist, in Tausenden von Fällen Arbeitnehmer eines Tages 
aus der Arbeiter-, Unfall- und Invaliditätsversicherung heraus- 
zunehmen und in der Angestelltenversicherung anzumelden, und 
nach einiger Zeit aus bestimmten Gründen wieder umgekehrt 
verfährt und denselben Arbeitnehmer aus der Angestellten- 
versicherung herausreisst und in die Arbeiterversicherung über- 
weist, ist rein rechtlich die Frage aufzuwerfen, ob nicht eine 
Beugung der Grundbegriffe des Dienstvertragsrechtes vor- 
eenommen wurde. Wer sich nicht ‚bewusst dem einfachsten 
Rechtsbegriff entgerenstemmt, muss zugeben, dass eine Aends- 
rung des Dienstverhältnisses nur nach ordnungsgemässer Kün- 
disung ‘und Innehaltung der laut Dienstvertrag dafür vor- 
gesehenen Frist möglich ist, den Arbeitnehmer vom Arbeiter 
zum Angestellten zu machen und umgekehrt. 
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frage einmal durch ein Prozessverfahren, wenn es sein ge 
bis zur letzten Instanz auizurollen und zu klären. 


I. 


Der dritte Teil.der Unterbeamtenfrage, die Schadenersatz- 
frage, ist, wenn auch rein materieller Natur, nicht weniger wich" 


tig als die beiden vorher erläuterten, 


Uns interessiert nicht, in welcher Weise die Unterbeamten 


geschädigt worden sind, indem sie nicht unter die Angestellten- 
tariie fielen. 


Bis 1912 waren die 
in den 


gestelltenversicherung versichert haben. 
Unterbeamten in den Arbeiterversicherungen bzw. 
Knappschaftskassen versichert. 
und ohne Beiragen der Angetelltenversicherung zugeführt, und 
‘unter den damals bestehenden Verhältnissen durfte es auch 
keiner der Unterbeamten wagen, dieser Handlung der Arbeit- 
geber entgegenzutreten. Die Arbeitgeber, die nun freiwillig 


eine Reihe von Unterbeamten der Angestelltenversicherung zu- 
geführt haben, nehmen nun für sich in Anspruch, die Unter- 


beamten auch freiwillig wieder abmelden zu dürfen. Dies wurde 
denn auch z.B. in Oberschlesien mit ‚Zustandekommen des 
ersten Tarifvertrages von seiten der Arbeitgeber prompt vor- 
genommen. Sehr viele auf diesem Wege freiwillig Versicherte 


haben aber nicht ihren Pflichtbeitrag an die Angestelltenver- 
sicherung abgeführt, da sie auf Grund einer abgeschlossenen- 


Lebensversicherung davon entbunden sind. Der Arbeitgeber 
bekommt vom Jahre 1912 ab die eingezahlten Beiträge für die 
freiwillig versicherten Arbeitnehmer von der Angestelltenver- 


sicherung wieder zurück. Für den Arbeitnehmer kommen da- 


gegen Rückzahlungen dieser Art nicht im Frage. Die Unter- 
beamten, die gewöhnlich lange Zeit, 15 bis 20 Jahre, als Berg- 


arbeiter oder dergleichen tätig und in der Knappschaftskasse - 


versichert waren, hatten sich grosse Anrechte in ihrer Kasse 
erworben. Durch Eintritt in die Angestelltenversicherung haben 
die Unterbeamten es auch verabsäumt, freiwillig der Knapp- 
schaftskasse weiter ‘anzugehören. Nun, nachdem die Unter- 
beamten aus der Angestelltenversicherung herausgenommen 
wurden, gibt es nur zwei Möglichkeiten, entweder die Anrechte, 
wie sie Ende 1911 bestanden haben, durch Nachzahlen der Bei- 
träge neu zu beleben oder auf die erworbenen Anrechte zu 
verzichten, um vielleicht als jüngstes Mitglied in die Knapp- 
schaftskasse einzutreten. Während nun die Arbeitgeber die 
zurückgezahlten Beiträge aus der Angestelltenversicherung ver- 
wenden können, um die Wiederbelebung der erworbenen An- 
rechte der Knappschaftskasse herbeizuführen, muss der in Frare 
kommende Unterbeamte, der unter normalen Verhältnissen wirk- 
lich nicht unter zu grossem Geldüberfluss leidet. mit einem 
Schlage die Beiträge von 1912 bis 1919 an die Knappschafts- 
kasse abführen. Nach den uns gemachten Aufstellungen ist 


hierfür ein Betrag in Höhe von 800 bis 1000 Mark für die nun 


aus der Angestelltenversicherung herausgenommen, früher in 


der Knappschaftskasse versicherten Kollegen nötig. 


Die Unterbeamten sind also durch die freiwillige Versiche- 
in der Angestelltenversicherung 
den der 


rung durch die Arbeitgeber 
finanziell schwer geschädigt worden. Den Schaden, 
Arbeitgeber nicht absichtlich, aber aus Unkenntnis oder in Er- 
mangelung der zu übersehenden Folgen durch Anmeldung in 
der Angestelltenversicherung den Arbeitnehmern zugefügt hat, 
muss in diesem Falle der Arbeitgeber tragen von dem Gesichts- 
punkt ausgehend: „Unkenntnis schützt nicht vor Strafe.“ 


Es muss unter allen Umständen auf dem Verhandlungswege 
mit den Arbeitgeberverbänden oder auf dem Klagewege geren 
die einzelnen Firmen eine Entscheidung herbeigeführt werden, 
derzufolge die Verwaltungen, die seinerzeit sogenannte Unter- 
beamten ohne deren Hinzutun in die Angestelltenversicherung 
aufgenommen und dieselben wieder herausgenommen haben, 
verpflichtet werden, die gesamten Beiträge zu entrichten, die 
der betreffende Arbeitnehmer an die Knappschaitskasse abzu- 
führen hat, um seine früheren Anrechte wieder zu beleben 


IV. 


Die tarifvertragliche Seite der sogenannten Vor- 
arbeiter- oder Unterbeamtenfrage ist diejenige, die man als die 
aktuellste bezeichnen muss und die nunmehr nach nahezu zwei- 
‚jährigem Bemühen von unserem Bunde als gelöst anzusehen und 
zu bezeichnen ist. Um das, was nun endlich nach jahrelangem 
Kampf erreicht wurde, voll würdigen zu können, müssen wir 


die historische Entwicklung dieses Abschnittes der Unterbeam- 


teniragc, wenn auch in kurzem Zusammenhang, wiedergeben, 


Vor der grossen Novemberumwälzung im Jahre 1918 war 
die Arbeitnehmerschaft, Arbeiter und Angestellte zusammen. 


Die Zeitläufte dürften auch hier in dieser Frage als runde kn, ER: Arbeitnehmermasse. Ein Begriff, 1 
anzugeben sein, warum es bis heute unterblieben ist, die Rechts- 
- gemeinen als etwas: einheitlich Geschlossenes ansah und seine 


Momente 
“einer gewissen Meisterschaft. Fi n 


An dieser Stelle soll nur behandelt werden, wel- 
cher Schaden den Unterbeamten erwachsen ist dadurch, dass’ 
die Arbeitgeber dieselben im Jahre 1912 freiwillig in der An- 


Sie wurden ohne ihr Hinzutun 


präsidenten von Erfurt. 
nen, der Bergarbeiterorganisationen und des Metaällarbeiterver- 


Stelle zugezogen. 


‚schweren Herzens, ebenfalls entschliessen müssen, stil 








mit dem er damals schon rechnen musste, den er aber im all- 






Massnahmen dementsprechend einrichtete. Unsere Industrie- 


Kufirsten waren auf Grund ihres ganzen Werdeganges und ihres 


Arbeitens absolute Realpolitiker und daher durchaus nicht 
immer konsequent in der Behandlung der einzelnen Teile der 
Arbeitnehmerschaft. Man versagte es sich nicht, die zu be- 
herrschenden Massen unter Beobachtung aller psychologischen x 
individuell zu behandeln und brachte es dabei zu 


Die Eigentümlichkeit des alten, Snezitisch Dieuacie Ver- 
waltungsgeistes machte man sich auch in. den grossem Indu- - 
striewerken zu eigen, und wer in die grossen Industriezentren 
abseits der Grossstädte kommt, wird noch heute auf die Attri- 
bute jener Zeitepoche, Uniformen, Litzen, Titulaturen und der- 
gleichen, stossen. Es war daher, durchaus realpolitisch gedacht 
und gehandelt, als man bei Inkrafttreten der Angestelltenver- 
sicherung auch diese Einrichtung benutzte, um bestimmte 
Gruppen der Arbeitnehmerschaft, die Zeichen von Unzufrieden- 
heit an den Tag legten, dadurch zu beruhigen, indem man ihnen 
durch die Anmeldung bei der Angestelltenversicherung sicht- 
barlich zum Ausdruck brachte, dass man sie als gehobene 
Menschen, „als Angestellte“ signierte. Mit solchen Mätzchen 
konnte man in den grossen Millionenstädten, an deren Peri- 
pherie meistens die verfeinernde Industrie ihren Sitz hat, nichts 
erreichen. Hier war durch Parteien und Gewerkschaften die 
Arbeitnehmerschaft kulturell fast gleichmässig vorgebildet. 
Anders in den grossen Industriezentren, wie beispielsweise in 
Oberschlesien, wo. die Schwerindustrie nicht nur tonangebend 
ist, sondern durch das Fehlen der verfeinernden Industrie dem 
ganzen Lande seinen Stempel aufdrückt. In solchen Gegenden 
ist von Natur aus der kulturelle Abstand zwischen 'Arbeiter- _ 
schaft und Angestelltenschaft ein weit grösserer als in den ver- 
feinernden Industrien. Hier ist die Kluft zwischen. den beiden 
Arbeitnehmergruppen eine derart grosse, dass eine jahrelange 
Erziehungsarbeit notwendig ist, um diese Kluft auch nur einiger- 
massen zu überbrücken. 


Bei Inkrafttreten des Betriebsrätegesetzes. hatte die Arbeit- 
xeberschaft in Konsequenz ihrer betriebenen Realpolitik das Be- 
streben, die ihnen vor die Nase gesetzte Arbeitnehmerver- 
tretung schon in sich zu teilen, um diese Vertretung dann besser 
beherrschen zu können. O. nr EreL 

(Schluss folgt.) 
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Zur Stillesung der Kaligewerkschaften. 
Gebra und Lora ä 


Am 28. Juli fanden bei der Gewerkschaft Gebra zu Ob 
gebra Verhandlungen wegen Stillegung der Werke Obergebra - 
und Lora statt, unterm Vorsitz eines Vertreters des Regierungs- nn 
Es waren anwesend als Vertreter der 
Zentralverwaltung des Wintershallkonzern Assessor Liesegang, 
als Vertreter des Werkes Direktor Pinkfuss, der Betriebsrat - 
(Arbeiter- und Angestelltenrat), Vertreter der "AfA- Organisatio- 
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bandes, der Landrat des Kreises Nordhausen, die Vertreter der 
Gemeinden Ober- und Nieder-Gebra und als Sachverständiger 
war eine Kommission der Kaliprüfungs- bzw. Kalilohnprüfungs- 
Die Verhandlungen ergaben folgendes; - 
Assesor Liesegang, als Vertreter der Zentralverw Se 
des Wintershallkonzern wies auf die allgemeine Lage des Kali- 
bergbaues hin, die die Stillegung ‘einer grossen Reihe von Wer 
ken und die Konzentrierung der Kaliproduktion auf leistung 
fähigen Werken mit hoehprozentigen Kalisalzen notwendig 
machen. Eine ganze Reihe von Werken sei bereits stillgeleg 
eine weitere Reihe von Werken würde voraussichtlich in näc 
ster Zeit stillgelegt werden müssen und in bezug auf d 
werkschaft Gebra habe sich die Zentralverwaltung, wen 









































— Das Werk arbeitete 1918 und Frühjahr 1919 mit einer 
schaitsstärke von rund 500 Köpfen. Im Laufe des Jahres 
habe man infolge der schlechten Lage in der Kaliindustrie 
Belessch ft auf 300 Köpfe ‚reduzieren ‚müssen. In ‚de 





























Quote damit auf 6 ‚bis 7; "Monate bei ea er > 
sei: Wenn man aber von dem gesetzlichen: Recht,.nur- 50 Pr 
der. zenpie zu. Be Gebrauch Mache. so. ‚könne ‚die Du 
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hinaus geliefert werden. Weitere Lagerräume, um die. geför- 
‚ derten Salze unterzubringen, ständen nicht zur Verfügung. Die 
 Lagerhäuser seien, wie sich ein Vertreter der Regierung über- 
zeugt habe, derartig gefüllt, dass die Gebäude Gefahr liefen, 
unter dem Druck der aufgeschütteten Salze auseinander ze- 
trieben zır werden, Eine Verarbeitung von Salzen in der Fa- 
brik komme nicht in Frage, da für K?O (Chlorkalium) zurzeit 
keine Absatzmöglichkeit bestehe, man diese Produktion also 
unbedingt auf Lager nehmen müsse. Zu dem sei die Fabrik so 
klein, dass man sie als Miniaturbetrieb ansprechen müsse. Sie 
könne 60 bis 80 dz KO täglich. herstellen. Fine Lagerung 
von Salzen im freien, bzw. die Errichtung von neuen Schuppen, 
komme. auch nicht in Frage, da das unbedingt zu Schadenser- 
Satzansprüchen seitens der Bodeneigentümer wegen Versalzung 
der Umgegend führen müsste, Ein Ablagern in der Grube könne 
auch nicht in Frage kommen, da man dann ja lediglich arbeite, 
um zu arbeiten, ohne irgendwelche Werte. zu schaffen. 


Die Förderungsmöglichkeit betrage zurzeit rund 60000 dz 
pro Monat. Der Absatz habe im vergangenen Monat betrazen 
20000 dz, so dass rund 40000 dz hätten aufgelagert werden 
müssen. Dabei sei zu berücksichtigen, dass sich der Absatz im 
vergangenen Monat gegenüber den Vormionaten noch wesent- 
lich gehoben habe. Es sei aber nicht anzunehmen, dass eine 
weitere Erhöhung des Absatzes eintreten werde und man stehe 
einfach vor der technischen Unmöglichkeit, weitere Salzprodukte 
unterzubringen. 

Schon in früherer Zeit hätten sich die Arbeiter auf den 
Standpunkt gestellt, einer Einführung der Kurzarbeit nicht zuzu- 
stimmen und hätten der Entlassung von Arbeitnehmern das 
Wort geredet, um für .die anderen Arbeiter die volle Arbeits- 
woche sichern zu können, man habe erst einzelne Feierschich- 
ten einlegen müssen, dann habe man wöchentlich mindestens 
eine Feierschicht eingelegt und da anzunehmen sei, dass sich 
der Standpunkt der Arbeiter in bezug auf: das Feierschichten- 
wesen noch nicht geändert hätte, sähe man sich nun genötigt, 
das Werk stillzulegen, da das Werk bei einer kleineren Arbeit- 
nehmerzahl wie 148 Mann unrentabel arbeiten würde. 

Baike, vom Bergarbeiterverband, gab eine Schilderung 
der Entwickelung des Kalibergbaues und betonte dabei, dass 
die jetzige Krise nicht nur im Absatzmangel zu suchen sei, son- 
dern auch in der Uebergründung der Kaliunternehmen. 


1909 hätten 53 Werke bestanden, mit einer tägl. Förde- 
rung von 27 dz, 
1919 aber 206 Werke, die nur eine tägliche Förderung 
von 114 dz gehabt haben. 

Wenn die Werke unbedingt stillgelegt werden müssten, so müs- 
sen die Arbeitnehmer Anspruch auf Entschädigung nach $ 85 
des Kaliwirtschaitsgesetzes erheben. Zu ventilieren wäre die 
Frage, ob Quoten übertragen worden sind und in welcher Höhe 
dieselben übertragen wurden. Allgemein habe man sich auch 
in den führenden Kreisen der Arbeitnehmerschaft auf den 
Standpunkt gestellt, dass eine Stillegung von Kaliwerken nicht 
zu vermeiden sei, ja. man hätte sogar auf dem Standpunkt ge- 
standen, dass. es-unbedingt notwendig sei, eine Reihe von Kali- 
werken stillzulegen und dadurch die Rentabilität der Kaliindu- 
strie zu heben. Es müsse aber unbedingt darauf aufmerksam 
gemacht werden, dass die, Gewerkschaften Obergebra und 
Lora nicht zır denjenigen gehörten, die stillgelegt werden müss- 
ten, da die Kalivorkommen in den Feldern dieser Gewerkschaf- 
ten zu den weitaus besten, welche zurzeit bekannt sind, ge- 
hören. Es sei deshalb ein volkswirtschaitliches Erfordernis, 
wenn diese Werke nicht stillgelegt, sondern weiter fortgeführt 
würden. 

Oberbergrat Heckel, als Vorsitzender der Kaliprüfungs- 
stelle, gab. dem .Vorredner recht und warf von seiner Seite 
die Fragen auf: 

1. Sind Quoten übertragbar? 

2. Findet der Absatz im Rahmen der Quoten statt? 

3. Ist es möglich, den .ietzigen Betriebszustand aufrecht zu 
erhalten? 

Ven der: Werksleitung wurde betont, dass die Aujitragser- 
teilung im Rahmen der zuständigen Quoten erfolge. Man müsse 
aber nochmals darauf hinweisen, dass es eine technische Un- 
möglichkeit sei, weitere Salzmengen auf Lager zu legen. Der 
einzige ‘Ausweg sei nur, wenn entweder der Absatz sich abnorm 
steigert, oder aber eine Verlängerung der Feierschichten, damit 
eine Reduzierung der Förderung eintrete. 

Die. weitere Ausspräche ergab dann, dass die Arbeiter sich 
mit der Einführung‘ ‘der 24-Stunden-Woche - einverstanden er- 
klärten, unter der Massgabe, dass die 24-Stunden-Woche nicht 
als Eingangspunkt zur Stillegungsaktion werde. Nachdem die 
Verhandlungen soweit vorgeschritten waren, zog sich die Kali- 
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prüfungsstelle zur Prüfung der Sachlage zusammen und unter- 
breitete den Parteien einen Vergleichsvorschlag, der dahin ging, 
dass sich einmal die Arbeiter mit der Einführung der 24-Stun- 
den-Woche einverstanden erklärten, unter der Bedingung, dass 
die Verkürzung der Arbeitszeit nicht als Stillegungsaktion be- 
nutzt werde, während sich die Werksverwaltung demgegenüber 
verpflichtet, Arbeitnehmerentlassungen zunächst nicht vorzu- 
nehmen, den Antrag auf Stillegungsgenehmigung beim Demobil- 
miachungskommissar zurückzuziehen, jedoch soll es der Werks- 
leitung unbenommen bleiben, die wirtschaftliche Lage der 
Werke weiterhin zu prüfen und je nach Ausfall dieser Pritfun- 
gen später einen neuen Antrag auf Stillegungsgenehmigung beim 
Demobilmachungskommissar zw stellen. 

Die Werksleitung, wie auch der Betriebsrat, erklärten sich 
mit dem Vergleichsvorschlag einverstanden. Danach war die 
Sachlage für die Angestellten so, dass selbst bei Finlegung von 
Feierschichten nicht die Möglichkeit besteht, Angestellte zu ent- 
lassen, da ja die Anzahl derselben bis auf das kleinste Minimum 
reduziert worden ist, das heisst, mit anderen Worten, dass man 
zur Aufrechterhaltung des Betriebes die jetzt beschäftigten An- 
gestellten vollauf benötigt. — Dieser Ansicht unseres Herrn 
Holzapfel stimmten auch die Angestellten zu. 

Zu betonen bleibt noch, dass, wenn die Zentralverwaltung 
des Wintershallkonzern erneut den Antrag stellen sollte, vom 
Demobilmachungskommissar eine Genehmigung zur Stillegung 
des Betriebes zu bekommen, die Kaliprüfungsstelle sowohl, wie 
auch die Gemeindevertretungen, sich erneut mit der Prüfung 
der wirtschaftlichen Lage befassen muss, so dass also in die- 
sem Falle eine erneute Sitzung stattzufinden hat. 








Rundschau 


Die Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau 1921. Die Ent- 
scheidung ist gefallen. Sechs verschiedene Angestelltengruppen 
hatten Vorschlagslisten eingereicht und bemühten sich eifrig, 
von den insgesamt 12 Sitzen der Angestellten-Abteilung der 
Arbeitskammer einige mitzubekommen. Der Wahlkampf liess 
an Heftigkeit nichts zu wünschen übrig. Insbesondere hatte 
man es auf den AfA-Bund abgesehen. Der G.d.A. beschäftigte 
sich in einem Wahlflugblatt fast ausnahmslos mit dem AfA- 
Bund; die anderen Verbände wurden darin nur beiläufig, der 
Verband oberer Bergbeamten überhaupt nicht erwähnt. Man 
sparte nicht an Schlagworten — bezeichnete die AfA-Führer 
als „bolschewistisch“, „kommunistisch“ u. a.m. — um die An- 
gestellten gruselig zu machen. Der R.d.B. gab einen Tax vor 
der Wahl noch ein besonderes Flugblatt gegen den AfA-Bund 
heraus, nannte die AfA-Vertreter „Verräter“ und empfahl sich 
als die .alleinseligmachende Fachgewerksehaft. Der „Gedag“ 
brachtexses sogar fertig, die Berufsbezeichnung des Spitzen- 
kandidaten Fahrsteiger Tritz in „Steiger“ umzufäl- 
schen, um kein Misstrauen gegen den genannten Kandidaten 
aufkommen zu lassen. Und das Ergebnis? 

Trotz der Anfeindungen und Anstürme auf der ganzen 
Linie hat der AfA-Bund bei der Wahl am 2. August ds Js. einen 
vollen Erfolg davongetragen. Er hat seine Stimmenzahl von 
der Wahl 1919 behauptet und auch diesmal wieder die Mehr- 
zahl der Sitze in der Angestellten-Abteilung der Arbeitskammer 
erobert. Allerdings war die Zahl der wahlberechtigten Ange- 
stellten bei der diesjährigen Wahl um ca. 4500 höher als 1919. 
Aber der weitaus grösste Teil dieses Zuwachses gehört zu den 
kaufmännischen Angestellten. Deshalb hat sich die Besetzung 
der Angestellten-Abtlg. der A.K. zugunsten der kaufmännischen 
Angestellten verschoben. Der AiA-Bund erhält 7 Sitze. Der 
8. Sitz steht mit einer Differenz von 89 Stimmen hinter dem 
Spitzenkandidaten des G.d.A. zurück. ‘Der erste Stellvertre- 
ter fällt daher ebenfalls dem AtA-Bund zu. 

Bei der Betrachtung des Wahlergebnisses fällt die unver- 
hältnismässig hohe Stimmenzahl des „Verbandes oberer Berg- 
beamten“ besonders auf. Nicht nur sog. obere Bergbeamte — 
die ja nicht anders wählen dürfen — haben die Liste Schlei- 
cher gewählt, nein, auch ein wesentlicher Teil der anderen 
Angestellten haben ihre Stimmen dafür hergegeben. Einige 
Schachtanlagen sind bekannt, wo 25—30 Stimmen auf die Liste 
Schleicher gefallen sind, während dort nür 7—9 Personen eine 
höhere Stelle bekleiden. Die Zechen Hugo in Sterkrade und 
Amalie in Essen marschieren obenan. "Nun ist ja Herr Gruben- 
inspektor Schleicher Führer. der in letzter Zeit wieder 
aufblühenden „Technischen “Grubenbeamten-Vereine“, Und’es 
ist-wohl kein Fehlschluss, wenn man: annimmt, dass die Stim- 
menzahl. dieser Liste als ein Ergebnis der Minierarbeit dieser 
Vereine anzusehen ist. Herr Schleicher .hat bisher in der 
Arbeitskammer gegen die fundamentalsten Rechte der Ange- 
stellten gestimmt... Seine Ansichten in sozial- und wirtschafts- 
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politischen Fragen weichen von denen der Zechenvertreter 
absolut nicht ab. Er hat noch kurz vor der Wahl in der 
Arbeitskammer erklärt, dass er ein Gegner der Tarifverträge 
sei. Wäre wohl die Wiederwahl eines Vertreters des AfA- 
Bundes möglich gewesen, wenn er jemals derartige Ansichten 
geäussert oder eine solche Haltung eingenommen hätte? Auch 
die Wiederwahl Schleichers hätte nicht erfolgen können, wenn 
alle Bergbauangestellten sich ihrer Klassenlage auch nur eini- 
germassen bewusst gewesen wären. 

Ausser dem AfA-Bund hat keine einzige Angestelltenorga- 
nisation es für notwendig erachtet, den „Verband oberer Berg- 
beamten“ zu kennzeichnen, geschweige denn anzugreifen. Bel 
der Unternehmerireundlichkeit unserer gegnerischen Verbände 
war auch nichts anderes zu erwarten. Für die freigewerk- 
schaftlichen Angestellten aber ist die Feststellung, dass ein 
Teil der Angestellten wieder unterwürfig vor dem Arbeitgeber- 
tum in den, Staub sinkt, sehr. bedauerlich. Den Weg zur 
Knechtschaft ein für allemal zu verriegeln ist daher eine der 
vornehmsten Aufgaben der um Freiheit ringenden Bergbau- 
angestellten. Dazu wird jeder seinen Teil durch unermüdliche 
Kleinarbeit und Aufklärung beizutragen wissen. 

Der G.d.A., der sich bisher rühmte, über 5000 Mitglieder im 
Ruhrbergbau zu haben, beginnt jetzt ein Triumphgeschrei an- 
zustimmen, weil es ihm mit Mühe und Not gelungen ist, 
einen Sitz in der Arbeitskammer und zwar mit 1554 Stim- 
men zu erobern. Wir wollen ihm die bescheidene Freude 
gönnen. Er soll Gelegenheit bekommen, zu zeigen, wie seine 
Interessenvertretung aussieht. 

Die übrigen Verbände, „Gedag“ und R.d.B. haben ihr 
grosses Maul gründlich zugestepft bekommen. Sie gehen 
beide leer aus. Das wird diese Herren natürlich nicht 
hindern, ihre vernichtende Niederlage in einen Sieg zu verwan- 
deln. Demagogen haben schon mehr fertigzebracht als dieses. 

Das Wesentlichste der diesjährigen Arbeitskammerwahl 
ist, dass unmehr das Stärkeverhältnis der einzelnen Verbände 
im Ruhrbergbau vor aller Oeffentlichkeit festliest. Das Fr- 
gebnis bestätigt von neuem, dass der AfA-Bund die 
ausschlaggebende Organisation der Berg- 
bauangestellten ist. Angesichts dieser Tatsache muss 
es als ein Verbrechen an den Interessen der Angestellten im 
Bergbau bezeichnet werden, wenn auch. jetzt noch gewisse 
Leute unter allerlei Vorwänden und mit schönklingenden 
Schlagworten auftreten, um, wie sie sagen, die Einheitsfrant 
herzustellen, dabei aber Zersplitterung im Interesse des Unter- 
nehmertums betreiben. Der AfA-Bund stellt — wie die Wahl 
gezeigt hat — die Einheitsfront der zielbewussten und klar- 
denkenden Bergbauangesiellten dar. Diese Front weiter aus- 
zubauen und zu festigen ist die Aufgabe aller Berufskollegen. 


Verwaltungsunwesen. Bei den Beratungen des Bergetats im 
Hauptausschuss der preussischen Landesversammlung, so wird 
uns vom Kollegen Halbfell geschrieben, spielte der Um- 
bau der bergfiskalischen Verwaltungen im 
Direktionsbezik Recklinghausen ein grosse Rolle, 
Wohin das kameralistische Verwaltungssystem führt, dafür nur 
eine Gegenüberstellung. Die Gelsenkirchener Bers- 
werks-A.-G. hat für ihre Bergwerksanlagen einen Stab von 
21 höheren Beamten, und zwar 1 Generaldirektor. 12 Direktoren 
und 8 Berginspektoren, während die Bergwerksdirek- 
tion Recklinghausen bei fast gleicher Förderung, ohne 
die oberen Beamten der Bergwerksdirektion zu rechnen, für 
ihre sieben Zechen der Inspektionen 2 bis 523 obere Beamte 
benötigt, zu denen anteilig noch der Stab des Handels- 
ministeriums zu rechnen ist, wobei nicht gesagt sein soll, dass 
nicht alle vollauf zu tun haben. 

Für die eigentümliche Auffassung dieser Verwaltung ist der 
schlagendste Beweis das Fahrsteigerunwesen. Denn 
wie soll man es anders nennen, wenn auf die etwa hundert 
Steigerreviere der genannten sieben Zechen 43 Fahrsteiger 
entfallen? Von diesen sind auf der Schachtaniarxe Möller mit 
17 Steigerrevieren 9, auf Bergmannsglück mit 19 Steigerrevieren 
8 Fahrsteiger. Das Fahrsteigerwesen soweit zu treiben, ist 
nicht nur eine Geldverschwendung, die der Bergfiskus sich 
nicht erlauben kann, sondern es birgt: direkte. Gefahren für 
Leben und Gesundheit der Arbeiter dadurch, dass diese Leute, 
ohne in sicherheitstechnischer Beziehung Verantwortung zu 
tragen, auf de Lohngestaltung der Hauer ausschlag- 
gebenden Einfluss haben. Wenn auch für jede Schicht auf den 
meisten Bergwerken ein solcher Bsamter als Vertreter des Be- 
triebsführers vorhanden sein muss, so ist doch nicht einzusehen, 
was eine derartige Menge solcher Leute für einen anderen 
Zweck haben sollte, als den des Lohntreibers. Und diesen 
Dingen sollte auch die Bergbehörde entschieden ihre Aufmerk- 
samkeit zuwenden. 
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Aus den Arbeitsgemeinschaften 
Sitzung der Arbeitsgemeinschaft am 19. August 1921. Auf 


diese Tagung war schon in den letzten Wochen ver- 
schiedentlich in der: Presse hingewiesen worden, denn in 
dieser Sitzung sollte zu den durch die Teuerung und 


den Brotpreis bedingten Lohnerhöhungen Steilung genom- 
men und versucht werden. ob durch eine zentrale Re- 
gelung diese Teuerung ausgeglichen werden könne. An der 
Sitzung nahmen Vertreter des Ernährungs-, Reichswirtschafts- 
und Reichsarbeitsministeriums als Gäste teil, da es sich um 
äusserst wichtige Fragen handelte, In der eingehenden, mitunter 
sehr lebhaften Aussprache gelang es nicht, zu einer Verständi- 
gung zu kommen. Die Arbeitnehmer wünschten für alle Berg- 
reviere eine gieiche Lohnzulage zu erhalten, über deren Einzel- 
heiten dann in den einzelnen Revieren verhandelt werden 
könnte. Die Unternehmer lehnten diese ab. Nachdem sie in 
einer Sonderbesprechung Stellung genommen, gaben sie fol- 
gende Erklärung ab: 


„Die Arbeitgeber stehen auf dem Standpunkt, dass mit 
"Rücksicht auf die verschiedenartigen Verhältnisse in der 
Lebenshaitung und auf die verschiedene wirschaftliche 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Berebauzweige und -bezirke 
eine zentrale Regelung der Lohnfrage nicht durchführbar ist. 

Weiter halten die Arbeitgeber es für richtig, dass in den 
einzelnen Bezirken nach Kündigung der tariflichen Verein- 
barungen Verhandlungen geführt werden mit dem Ziel, dass 
da, wo es notwendig ist, und wo es die Entwicklung der 
Preise ihrer Erzeugnisse und die Leisungsfähigkeit der Re- 
viere gestattet, durch entsprechende Lohnerhöhung den schon 
vorhandenen Ansätzen der Teuerung Rechnung getragen 
wird.“ 


Diese Erklärung bedeutet die glatte Ablehnung. 
sich nun zeigen, was von seiten der Arbeiter und Angestellten 
geschehen wird, um (die so notwendigen Lohnerhöhungen zu 
erreichen. 


Aus anderen Verbänden 


Zur Aufklärung. In Nr. 28 des „Techn. Grubenbeamten“ 
hatten wir unter der Ueberschrift „Lügen haben kurze. Beine“ 
an Herrn Effersberg, Agitator ds Neuen Deutschen 
Techniker-Verbandes, die Aufforderung gerichtet, 
die unwahre Behauptung zurückzunehmen, unser Bund bezw. 
der AfA-Bund hätte für Unterstützung des „Vorwärts“, des 
„Ruhr-Echos“ und der „Freiheit“ je 300.000 M. gezahlt. Gleich- 
zeitig waren wir mittels Eilschreiben brieflich mit Herrn E. 
in Verbindung getreten. Hierauf ist uns unterm 22. Juli eine 
Erwiderung des Herrn E. zugegangen, in der Herr E. bestreitet, 
eine derartige Behauptung aufgestellt zu haben. Er habe, ge- 
stützt auf eine in Nr. 27 der „Essener Volkszeitung“ enthaltene 
Notiz, lediglich behauptet, dass die „freien Gewerkschaften“ 
durch einzelne Verbände dem „Vorwärts“ 300000 M. und der 
„Freiheit“ 250000 M. überwiesen haben. In: der: betreffenden 
Notiz der „Volkszeitung“ wird eine Stelle aus dem Mitteilungs- 
blatt des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes. 
Halle, wiedergegeben, aus der hervorgeht, dass es sich nur um 
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Es wird— 


eine interne Angelegenheit des Metallarbeiter-Ver- ! 


bandes handelt. 
Dieser Voriall zeigt* wieder einmal, mit welcher Skrupel- 


losiekeit vom N.D.T.V. gegen uns gearbeitet wird. : Trotz- ° 
dem Herr Eifersberg ganz genau wusste. dass ein-Vorwurf 
nur den Metaliarbeiterverband treffen konnte, hat er es fertiz- ° 


gebracht, in einer öffentlichen Technikerversammlung ganz all- 
gemein von „freien Gewerkschaften“ zu sprechen 


demokratische Parteizeitungen beteiligt wären. 


Bekanntmachungen 


Bergbaurevierkenierenz in Senftenberg. Am Sonntag, den 
4. September 1921, vormittags 10 Uhr, findet in. Senftenberg, 
im grossen Saal der Grube Marga eine öffentliche An- 
gestellten-Versammlung und im Anschluss daran, 
nachmittags 3 Uhr, im gleichen Lokal eine Konferenz der 
Vertrauensmänner des Nieder- und Oberlausitzer Braun- 
kohlenbergbaues statt. 


Diese Konferenz soll sich in der Hauptsache mit Knapp- 
schafts- und Tariffragen sowie mit dem Zusammenarbeiten im 
Es wird ‚angeregt, zu der Sitzung der 
auensleute am Nachmittag von jedem Werk einen Kollegen ° 


AfA-Bund beschäftigen. 
Vertr 


des Werkmeisterverbandes mitzubringen. Unseren Vertrauens- 


leuten sind Einladungen in diesen Tagen bereits zugegangen. 
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womit 
natürlich der Eindruck erweckt werden sollte, als ob auch der ' 
Bund und der AfA-Bund an diesen Geldspenden für sozial- 7 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 


Nummer 35 Berlin, den 9. September 1921 3. Jahrgang 


Die zentrale Lohnregelung im Bergbau 


Bereits in der vorigen Nummer des „Technischen Grubenbe- 
amten‘ berichteten wir, dass am Freitag, den 26. August d. J. 
beim Reichsarbeitsminister eine Besprechung über die weitere 
Teilnahme der Angestellten an den Verhandlungen stattgefunden 
hatte. In dem mitgeteilten Beschluss der Arbeitgeber vom 
26. August wurde gesagt, dass sie am 30. August zu der Lohn- 
frage Stellung nehmen wollten. Der Beschluss hatte nun fol- 
genden Wortlaut: 


„In Verfolg der Verhandlungen über die Lohnbewegung 
im Bergbau am Freitag, den 26. August d. J., haben sich die 
Arbeitgeber des Kohlenbergbaues gelegentlich der heutigen 
Beratungen des Reichskohlenverbandes bereit erklärt, mit 
den Arbeitnehmern am Donnerstas, den 1. Sep- 
tember.d. J. zu zentralen Beratungen über die Lohnfrage 
zusammenzutreten. Es besteht die grundsätzliche Bereit- 
willigkeit, der eingetretenen Teuerung im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten durch entsprechende Lohnerhöhung 
gerecht zu werden. Im Anschluss an die Besprechung sollen 
die Verhandlungen in den einzelnen Revieren unverzüglich 
aufgenommen werden.“ 


Am 1. September d. J. haben dann im Reichsarbeits- 
ministerium unter dem Vorsitz des Ministers die zentralen Lohn- 
verhandlungen stattgefunden. Von morgens 10 Uhr bis abends 
in die zwölfte Stunde wurde getagt. An den Verhandlungen 
nahmen die Vertreter der Arbeitgeber fast aller deutschen 
Bergreviere, die Vertreter der Arbeiterorganisationen und je 
ein Vertreter der drei Spitzenorganisationen der Angestellten 
teil. Die Verhandlungen waren äusserst schwierig. Die Unter- 
nehmer erklärten sich bereit, folgende Lohnerhöhungen vom 
1. September an in Kraft treten zu lassen, die prozentual auf 
die Gehälter der Angestellten übertragen werden sollten: 


Im Ruhrrevier und rheinisch-westfäli- 
schen Braunkohlenbergbau wird der Lohn pro 
Mann und Schicht im Durchschnitt um je 10 Mark erhöht. 

Im Aachener Revier wird zu der bereits auf 
Grund der Veredelung der Kohlensteuer erfolgten Zulage 'eine 
weitere Zulage von 850 M. pro Mann und Schicht gewährt. 
In dieser Zulage sind die 3 M. enthalten, die als weitere Er- 
höhung versprochen wurden, wenn eine Steuerermässigung 
eintreten sollte. Für die Angestellten ist sinngemäss statt 
dieser 3 M. 5 Prozent des Einkommens zu setzen. 

Im Waldenburger Revier ist der Durchschüitts- 
lohn um 7,50 M. erhöht worden. Von uns wurde in der 
Sitzung darauf hingewiesen, dass die gegenwärtigen Tarif- 
verhandlungen im Waldenburger Revier im Anschluss an die 
auf Grund des letzten Streiks erfolsten Lohnerhöhungen noch 
nicht beendet seien und dass diese Lohnerhöhung nicht auf 
diese jetzt durch die Lohnzulage von 7,50 M. bedingte weitere 
Erhöhung angerechnet werden dürfe. Es ist dies auch zı- 
gesagt worden. 

Für den Bezirk Niedersachsen. d.h. Barsing- 
hausen und Obernkirchen, sind 6,50 M. pro Mann und Schicht 
Zulage gewährt worden. Ueber Ibbenbüren soll noch 
sesondert später verhandelt werden. 

Für das Zwickau-Luzauer Berzrevier be- 
trägt die Durchschnittszulage 7,50 M. pro Mann und Schicht. 

Für den Braunkohlenbergbau  (Arbeitgeber- 
verband Halle usw.) wurden nach stundenlangen Verhand- 
lungen und nachdem die anwesenden Vertreter erklärt hatten, 
keine Vollmacht zu haben, 7,50 M. für die Voilarbeiter und 
3,50 M. für Frauen und Jugendliche gewährt. Diese Zusage 
ist noch nicht verbindlich, jedoch wollten sich die anwesenden 
Vertreter für die Gewährung einsetzen. 

Für Bayern soll, da der bevollmächtigte Vertreter vor- 
zeitig die Sitzung verlassen hatte, ein Schiedsausschuss ein- 
gesetzt werden, der dann die Erhöhung festzusetzen hat. 


Herausgegeben vom 
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Für die Braunkohlen-Ausseureviere und 
für den Erzbergbau sind besondere Verhandiungen 
nötig, die in der nächsten Zeit ebenfalls stattfinden sollen. 

Sämtliche Erhöhungen sollen ab 1. September d. J. in 
Kraft treten. 


Jeder Kollege wird die Grösse und Wichtigkeit dieser zen- 
tralen Lohnregelung, die ihresgleichen in der Gewerkschafts- 
bewegung noch nicht hat und die einen grossen Fortschritt auf 
gewerkschaftlichem Gebiete bedeutet, anerkennen. Wir haben 
sofort nach der Sitzung unseren führenden Kollegen in den 
Revieren diese Vereinbarungen bekanntgegeben, und es liegt 
nun an diesen und an den Kollegen überhaupt, die weiteren 
Verhandlungen zu einer prozentualen Uebertragung dieser Zu- 
lagen auf die Angestellten in die Wege zu leiten. Inwieweit 
dabei Angestellte und Arbeiter gemeinsam vorgehen, überlassen 
wir der Taktik der Kollegen. 
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Wirtschaftsfragen 


Reichskalirat. In der am 17. August unter dem Vorsitz 
des Geheimen Justizrats Dr. Kempner abgehaltenen Vollsitzung 
des Reichskalirats wurde die Ersatzwahl zweier ordentlicher 
Beisitzer der Kalilohnprüfungsstelle zweiter Instanz und die 
Auslosung der gemäss $ 5 der Durchführungsvorschriften zum 
Kaliwirtschaftsgesetz auszuscheidenden Mitglieder des Reichs- 
kalirats durch den Vorsitzenden vorgenommen. Ausserdem 
wurde die Wahl von Rechnungsprüfern zur Prüfung’ der Jah- 
resrechnung des Reichskalirats und der Kalistellen für das 
Kalenderjahr 1920 ausgeführt. 

Es wurde Stellung genommen zu verschiedenen Gesetzent- 
würfen des Preussischen Handelsministeriums auf dem Ge- 
biete des Bergrechts. Aenderungen des Gesellschaftsvertrages 
des Deutschen Kalisyndikats G. m. b. H. wurden genehmigt. 

Sodann beschäftigte sich der Reichskalirat mit einer Ar- 
zahl von Anträgen auf Stillegung von Kaliwerken. Er nahm 
Stellung zu dem Beschluss des volkswirtschaftlichen Aus- 
schusses des Reichstages, betreffend Vermehrung der Zahl der 
Mitglieder des Reichskalirats, und zu der Frage der Versiche- 
rung der Angestellten des Reichskalirats und der Kalisteilen 
bei der beim Deutschen Kalisyndikat bestehenden Pensions- 
kasse. Die Novelle zum Kaligesetz in der Fassung. wie sie 
vom Herrn Reichswirtschaftsminister dem Reichsrat vorgelegt 
ist, wurde durchberaten und einstimmig Stellung genommen 
gegen die von dem, Herrn Reichswirtschaftsminister im Gegen- 
satz zu den Vorschläg en des Reichskalirats und dem Gutachten 
des Reichswirtschaftsrats in den Entwurf hineingebrachten Be- 
stimmungen, welche die erstrebte freiwillige Stillegung von 
Kalischächten ausserordentlich erschweren würden. 

Die Beschlussfassung über den Antrag des Kalisyndikats 
auf Preiserhöhung wurde, wie bereits gemeldet, auf den 
27. August vertagt. 

In der am 27. August 1921 unter dem gleichen Vorsitz statt- 
gehabten Vollsitzung des Reichskalirats wurde in der Haupt- 
sache der erneute Antrag des Deutschen Kalisyndikats wegen 
Erhöhung der Inlandshöchstpreise für Kalisalze erörtert. Dieser 
Antrag, welcher mit Wirkung vom 1. September 1921 ab eine 
Preiserhöhung von 30 Prozent für Kalirohsalze, 

von 32 Proz. für Düngesalze mit 18 bis 22 Proz. K,O-Gehalt, 

» 3 ” ” » ” 28 ” 32 » 123 ”» 

” 37 ” ” 2 ” 38 » 42 ” ” ” 
und für Chlorkalium, 


„40. „ schwefelsaures Kali und schwefelsaure Kalimagnesia 


der bisherigen Kaliinlandshöchstpreise vorsieht, wurde ein- 
stimmig angenommen. Die bis zum Schluss der Geschäfts- 
stunden am 20. August 1921 eingegangenen Aufträge auf 
prompte Lieferung sind "auch nach dem 1, September 1921 zu 
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den bisherigen Preisen auszuführen. 


Die Vertreter der Landtaa 


wirtschaft stimmten nach Benehmen mit allen in Betracht kom- 


menden 
setzung 
> häftes und in Würdigung der Lage der Verhältnisse in 
der Kaliindustrie. Ausserdem wurde zu den in der Bekannt- 
machung des Reichskalirats vom 3. Mai 1921 festgesetzten In- 
landshöchstpreisen für Rohsalze zu industriellen Zwecken, auch. 
zu Bade- und Klärzwecken, ein Preisaufschlag von 30 Prozent, 
und für Kainit und Rohsalze mit 12 bis 15 Prozent K:O für 
jedes Prozent im Doppelzentner nebst einer Anfuhrgebühr bis zur. 
Station beim Bezuge von Stückgut von 125 Pf. für den Doppei- 
zentner und für hochprozentigen Carnallit mit einem Mindest- 
gehalt von 12 Prozent KeO zur Darstellung von Magnesium- 
nıetall auf 117 Pi. 
einer Ausklaubungsgebühr von 
gesetzt. Desgleichen wurden für die nachgenannten Kalisalz- 
fabrikate Aujschläge zu den Höchstpreisen für das Inland ge- 
währt, und zwar für doppelt gereinigtes und chemisch reines 
Chlorkalium mif über 60 Prozent K20-Gehalt ein Aufschlag von 
225 M. für den Doppelzentner KO, und für doppelt gereinigtes 
und chemisch reines schwefelsaures Kali ein Aufschlag von 
270 M. für den Doppelzentner KO, 


landwirtschaftlichen Instanzen der neuen Preisfest- 


Sozialpolitik 
Schadenersatzpflicht bei Beruiskrankheit und Uniall. 


(Schluss.) 


Die Berufung war zurückzuweisen aus folgenden Gründen; 

Nach $ 544 der Reichsversicherungsordnung sind die Ar- 
beiter nur gegen die.bei dem Betriebe sich ereignenden Unfälle 
versichert. Voraussetzung für die Annahme eines "Betriebs- 
unialles ist einmal, dass der Betroffene, sei es durch äussere 
Verletzung, sei es durch organische Erkrankung, eine Schädi- 
gung seiner körperlichen oder geistigen Gesundheit erleidet und 
sodann, dass diese Schädigung auf ein plötzliches, d. h. in einen 
verhältnismässig kurzen Zeitraum eingeschlossenes Ergebnis 
zurückzuführen ist. Hieraus ergibt sich, dass die sogenannten 
(jewerbekrankheiten, welche als das Endergebnis der eine 
iängere Zeit andauernden, der Gesundheit nachteiligen Betriebs- 
weise bei bestimmten Gewerbetätigkeiten aufzutreten pflegen, 
nicht als Unfälle anzusehen sind. (Zu vergl. Handbuch der Un- 
fallversicherung, Anmerkung 26, Absatz 2 u. 3 zu $ 1 des Ge- 
werbeunfallversicherungsgesetzes Seite 69/70.) 


Bei der amtlichen Unfalluntersuchung am 6. August 1920 
hat der Kläger selbst folgendes bekundet: 


„Nachdem ich bereits etwa zwei Jahre hier beschäftigt 
war, machten sich zum ersten Male Schwindelanfälle und Un- 
wohlsein bemerkbar, und zwar in gesteigertem Masse bei der 
Arbeit selbst. Bevor ich auf Zeche Friedrich der Grosse kan, 
war ich schon 9 Jahre mit der gleichen. Arbeit auf anderen 
Gruben beschäftigt gewesen, ohne dass sich jemals eine gleiche 
Krankheitserscheinung gezeigt hätte. Die Wetterverhältnisse in 
dem Maschinenraum waren allerdings auf diesen Gruben gün- 
stiger gewesen als auf Friedrich der Grosse, da hier 
Maschinenschuppen im ausziehenden Strom liegt. Ich war stän- 
dig Benzoldämpfen ausgesetzt, besonders aber bei schwierigen 
Reparaturarbeiten, die ich selbst ausführte und die häufig bis 
zu drei Schichten hintereinander in Anspruch nahmen. Ein 
besonderes Ereignis, das meinen jetzigen Zu- 
stand. herbeigeführt hätte, kannich nicht -an- 
gecben. Wohl aber kamen vielmals Fälle vor, an denen ich 
die Arbeit aufgeben und wegen der geschilderten Krankheits- 
erscheinungen zu Tage fahren musste. Ich fühlte dann durch- 
weg eine Besserung meines Zustandes. Zum ersten Male schwer 
krank wurde ich im September 1919, ohne dass ich an- 
geben könnte, dass dem einbesonderes Ereignis 
vorausgegangen wäre. Die Erkrankung hielt ‘etwa 
6 Wochen an. Völlig hergestellt war ich auch dann noch nicht, 
nahm aber die Arbeit wieder auf. Während meiner damaligen 
Behandlung im Joseishospital in Bochum führte der leitende 
Arzt Dr. Lossen meine Erkrankung auf das: Einatmen von Ver- 
brennungsgasen der Benzollokomotive zurück. 

Nachdem ich den Dienst wieder aufgenommen hatte, musste 
ich wiederholt in kürzeren Zwischenräumen die ärztliche Hilfe 
des Sanitätsrats Dr. Kraus in Herne in Anspruch nehmen und 
auch zuweilen für einige Tage dem Dienste fernbleiben. Im 
März häuften sich die Schwindelanfälle und Krankheitserschei- 
nungen und führten schliesslich -zum völligen Zusammenbruch, 
ohne dass auch jetzt ein bestimmtes Ereignis 
vorausgegangen wäre. Der Knappschaftsarzt überwies 
mich dem Augusta-Hospital in Bochum. Der Professor Dr. Böhm 
dort stellte fest, dass die Ursache . meiner ‚Erkrankung. eine 
schwere Benzolvergiitung sei. Er hat mir im Interesse meiner 
Wiederherstellung die Beschäftigung an Benzollokomötiven ver- 
boteı. Ich will noch erwähnen, dass ich im Jahre 1918 bei 


für 4 Prozent Kali im Doppelzentner nebst 
7 M. iür den Doppelzentner fest- 


zu wegen des Ausbleibens des für 1921 erhofften Aus- 


- „dauernden, der 
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Seihern ER einer Berk eiwzı zwei: snindeg dene 
‚in besonderem ‚Masse‘ Benzolgasen ausgesetzt war und dass ich 
“die Folgen mehrere Tage spürte.” 

Daraus ergibt sich, dass der Kläger selbst seine Rn heit 
nicht auf ein einzelnes, zeitiich bestimmbares Betriebsereignis 
zurückführt, sondern als das Ergebnis der längere Zeit an- 
Gesundheit nachteiligen Betriebstätigkeit ange- 

sehen lat. Erst als er den abweisenden Bescheid vom 9, Sep- 
tember 1920 erhalten hätte, in welchem sein Leiden als Berufs- 
‚Krankheit bezeichnet und das Vorliegen eines Betriebsunfalis 
verneint wird, ist er mit der bestimmten Behauptung hervor- 
"getreten, dass sein Leiden durch die Tätigkeit bei dem Brande 
einer Benzollokomotive, wobei er mehrere Stunden in Hitze 
"und Schwaden gearbeitet habe, verursacht sei. Dieser Brand 
soil im Jahre 1918, und zwar etwa zwei Jahre vor dem 13. März 
1920, an welchem Tage der Kläger infolge der Krankheit seine 
letzte. Schicht verfiuhr, stattgefunden haben. 
Abgeselien davon, dass der Nachweis einer dauernden Ge- 
sundheitsschädigung durch jene Tätigkeit bei der brennenden 
Benzoilokomotive in jeder Beziehung fehlt, sind die Ansprüche 
aus Anlass dieses Unfalls auch verjährt. Der Kläger hat bereits 
von September 1919 ab längere Zeit krank zefeiert und musste 
nach Wiederaufnahme (der Arbeit diese dann wieder am 
13. März 1920 auf längere Zeit einstellen, während er seinen 
Anspruch erst am 26. Juli 1920 beim Sektionsvorstände an- 
gemeldet hat. .Er hat also nicht nur die im $ 1546 vorgesehene 
zweijährige Anmeldefrist, sondern auch die im $ 1547 vorge- 
‚sehene Notirist von 3 Monaten bei der Anmeldung des An- 
spruchs versäumt. Dass es ihm unmöglich gewesen sei, den 
Anspruch rechtzeitig zu erheben, ist nicht anzunehmen, von 
ihm auch nicht behauptet worden. Der angebiiche Unfall aus 
dem‘ Jahre 1918 scheidet also schon wegen Verjährung. des 
Anspruches aus, 5 
Im übrigen kann nicht anerkannt werden dass das Leiden 
: des Klägers durch ein einzelnes, zeitlich bestimmbares Betriebs- 
. ereignis verursacht ist. Die grössere Wahrscheinlichkeit spricht 
dafür, dass seine Krankheit allmählich infolge seiner Tätigkeit 
in Benzoldämpien entstanden ist. Dafür spricht ja. auch seine 
eigene Aussage bei der amtlichen Unfalluntersuchung. Es 
handelt sich mithin nicht um die Folgen eines Betriebsunfalls, 
sondern um eine allmählich entstandene Beruisk rankheit, für die 
der Sektionsvorstand nicht aufzukommen hat. 
Die Berufung musste nach alledem als BONTEFÜEEN zurück“. 
gewiesen werden. 
Kosten sind keiner der Parteien zu erstatten. 


Preussisches Knappschafts- Oberversicherungsamt, 
gez.; Stoevesandt.- 


Aus dem Entscheid geht nun klar hervor, dass Stölting 
mit 36 Jahren schon nicht mehr als vollwertige Arbeitskraft 
angesehen werden kann. Zurückzuführen ist das auf die Krank- 
heit, die durch die Art seiner BeSchuHEynE er : 
‚wurde. 

Es ist weiter darauf hinzuweisen, dass auf der. , 
Friedrich der Grosse der Maschinenraum, in dem die. Reparatur 
arbeiten an den Benzollokomotiven ausgeführt werden, von 
einem Wetterquantum bestrichen wurde, ‘das die entwickelten 
Benzolgase nur ungenügend aufnahm, denn sonst könnten die 
Schlosser nicht ständig Benzolgasen ausgesetzt sein. Dieses 
hätte auch der Behörde auffallen müssen, vor allem aber den 
die Untersuchung führenden Beamten. Nachdem dann Stöltin 
eıkrankt war, wurde die Krankheit auf eine Benzoigasvergif- 
tung zurückgeführt. Ob nun eine Gasvergiftung als Gewerbe- 
krankheit oder als Unfall anzusehen ist, soll vorläufig noch 
dahingestellt bleiben. 

Durch die ärztliche Beurteilung seines Zustandes ist er, 
dann aufmerksam geworden, dass bier ein Unfall vorliegt und - 
hat er sich sämtliche Einzelheiten ins Gedächtnis zurückgerufen, 
aus denen dann der Antrag aui Rente sich ergab. Dieser An- 
trag ist abgelehnt worden mit dem Hinweis, dass es Be einz 
Unfall, sondern eine Gewerbekrankheit sei. 3 

Durch das Gutachten des Steigers Plappert ist. ein Fall, bei 
dem sich besonders Gase entwickelt haben, herausgegrifien, 
Dieser Fall hat sich aber schon im April 1918 ereignet und jst 
deshalb ais verjährt bezeichnet worden. Ausser Betracht: ist” 
dabei aber gelassen, dass, wenn nicht ständig Benzolgase” 
vorhanden gewesen wären, die bei den verschiedenen Repara- 
turen auch in verschieden starkem Masse auftreten, die Krank 
heit des Stölting zurückgegangen wäre. Durch das täglich 
Einatmen der Gase wurde die Zersetzung des inneren Organis 
ns. zweifellos gefördert und die Gasvergiftung verschlim- 
mert. Das wird auch durch die Gutachten der Aerzte 
Dr. Lossen und Prof. Dr. Böhme bewiesen, die eine schwere 
Benzolgasvergiftung festgestellt haben. Diese Herren haben dem 
Kranken die Beschäftigung verboten. Bedenkt man nun, ‚dass. 
ein Mensch mit 36 Jahren nicht mehr als voliwertige Arbeits- 
kraft angesehen werden kann, sondern aus seiner Tätigkeit” her- 
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auszerissen wird, um bei leichterer Beschäftigung und gerin- 
gerein Verdienst sein Dasein zu fristen, muss man doch zugeben, 
uass Hier eine schwere wirtschaftliche Schädigung vorliegt. Als 
Vergleich mit dem Vorstehenden sei auf folgende Möglichkeit 
hingewiesen: Ein Beamter hat sich -eine leichte Verletzung, etwa 
an der Hand, durch Steinfall zugezogen, er neigt aber zur Tuber- 
kulose, und so kann durch sich täglich oder auch in längeren 
Perioden wiederhoiende kleine Verletzungen au derselben Stelle 
schitesslich die Tuberkulose zum Durchbruch kommen, so dass 
das betrejiende Glied ampsttiert werden muss. Achnlich liegen 
die Dinge auch im vorstehend geschilderten Fall.-Neun Jahre war 
der Kranke mit gleicher Arbeit auf anderen Zechen beschäftig 
und zwei Jahre auf Friedrich der Grosse, Auf’ den zuerst ge- 
nannten Zechen waren die Wetterverhäitnisse günstiger als auf 
Friedrich der Grosse. Hier hat der Kranke nichts von Vergif- 
wungserscheinungen gespürt, aber auf letztgenaunter Zeche war 
die Gasentwicklung oft so stark, dass cr zu Tage fahren musste, 
um des ihn befallenden Unwohlseins Herr zu werden. 

Hiermit soll gesagt werden, dass, wenn eine stetig gleich- 
bleibende Gasentwicklung vorhanden geweseiı wäre, die Be- 
zründung des Oberversicherungsamtes als serecht anerkannt 
werden könnte. Da aber die Gasentwicklung verschieden war, So 
ist in gewissen Zeitabschnitten die Gasvergiftung erneut und der 
heilende Organismus plötzlich wieder in grösserem Umfange ver- 
letzt worden. Aehnlich wie bei dem angeführten Beispiel, nur mit 
«em Unterschied, dass dort die Verletzung eine augenscheinliche 
ist. Wenn dies auch nicht direkt in dem Gutachten des Steigers 
Plappert zum Ausdruck gebracht ist, so musste doch als Vor- 
aussetzung gelten, dass die sich nach dem Unfalie bei gewissen 
Reparaturen in erhöhtem Masse zeigende Gasentwicklung als 
eine Fortsetzung dieses Unfalles zu betrachten sei und somit 
auch die in Anwendung gebrachte Verjährung hinfällig wird. 
Dieses kommt in dem Entscheid nicht zum Ausdruck. 


Bei den ärztlichen Nachuntersuchungen wird auch vielfach 
nach einem Schema verfahren. Die verletzten Glieder werden 
einfach gemessen, der verletzte Mensch muss einige Male auf- 
und abgehen, dann heisst es, „es hat sich gut gebessert“. End- 
ergebnis ein Abzug an der Rente: ob aber der Verletzte in 
Wirklichkeit wieder so viel mehr arbeitsfähig geworden: ist, 
steht dahin. Es darf auch nicht jeder als Simulant angesehen 
werden. 


Was nun die amtliche Untersuchung dieses Falles angeht, so 
sei gesagt, dass hier unbedingt zwei Dinge in Betracht gezogen 
werden müssen. Erstens, was hat der Antragsteller ausgesagt, 
und Stimmt dieses mit dem, was er hat sagen oder schildern 
wollen, überein; zweitens, wie hat der die Untersuchung lei- 
tende Beamte sich zu der Sache gestellt? Von diesen beiden 
Fragen hängt meistens: der weitere Verlauf ab. So auch hier. 
Stölting hat bei der Untersuchung keine besonderen Umstände 
angeben können, woraus man hätte schliessen können. Erst 
später ist ihm vieles wieder eingefallen, woran er nicht gleich 
gedacht hatte. Jetzt stellten sich die Schwierigkeiten ein. Er sah 
ein, wie unvollkommen seine Angaben im Protokoll der Unter- 
suchung waren und diese unvollkominenen Angaben werden ihm 
nun im Entscheid zum Vorwurf gemacht. Hinzu kommt noch, 
dass derartige Krankheiten bezw. Verletzungen erst in jüngster 
Zeit auftreten, weswegen den Leuten die Krankheitserschei- 
nungen unbekannt sind, so dass sie in den wenigsten Fällen an- 
geben können, bei welcher Gelegenheit sie sich die Krankheit 
oder Verletzung zugezogen haben. Meistens dämmert es ihnen 
erst bei der Verhandlung, und sie erinnern sich dann, dass sie 
bei diesem oder jenem Fall diese oder jene Erscheinung am 
Körper. wahrgenommen haben, Nun setzen die Beobachtungen 
ein. Besonders sei noch auf den Entscheid hingewiesen, weil 
darin zum Ausdruck kommt, dass Stölting sich diese Gewerbe- 
krankheit, wie sie genannt wird. in dem zwei Jahren auf der 
Zeche Friedrich der Grosse zugezogen hat. 

Auch wenn die vor diesen zwei Jahren liegenden neun Jahre 
gleicher Beschäftigung einen Einfluss auf den. inneren Organis- 
mus des .Stölting mitausgeübt hätten, so - wäre es doch nicht 
angängig, solche Dinge einfach gutzuheissen, sondern es muss 
geprült werden, wie sie abzustellen sind. Nach eingezogenen 
Erkundigungen ist auf der Zeche Friedr. der Grosse in dieser 
Beziehung weder etwas von der Zechenverwaltung geschehen, 
noch von der züständigen Behörde etwas angeordnet. Sollte 
dem Uebel aber nicht beizukommen sein, so muss der Ge- 
brauch der Benzollokomotivenin der Grube, 
weil schwer gesundheitsschädlich, untersagt 
werden. Sie können ja, da andere Antriebskräfte vorhanden 
sind, durch andere Typen ersetzt werden. 


Meistens kommt, wenn ein derartiger Hinweis eriolet, eine 
neue Vorschrift heraus. Damit ist dem Uebel aber noch nicht 
abgeholfen, denn die Vorschriften bringen nur eine Verschärfung 
in der Lage der Angestellten, welche im Privatdienst tätig sind, 
kervor. Herr Oberberghauptmann Althaus hat nach dem Unglück 
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auf der Zeche Mont Cenis in einer Rede gesagt, dass die erste 
Pflicht des Grubenbeamten darin liegt, für das Leben und die Ge- 
sundheit der Arbeiter und die Sicherheit der Betriebe zu sorgen. 
Es muss deshalb auch einmal oifen zum Ausdruck gebracht 
werden, dass dann auch von seiten der Behörde dafür Sorge 
getragen werden muss, dass die Angestellten dieses können, 
d.h. mit anderen Worten, sie müssen aus dieser Zwittersteliung 
heraus, damit nicht immer das Gespenst der Existenzvernich- 
tung zur Tür hereinsieht, wenn die Ansichten einander gegen- 
überstehen und frei zur Sprache gebracht werden. Dann darf 


es nicht heissen: „Wenn Sie es nicht können, kann es ein 
anderer.“ 


Bedenken wir weiter, dass. der Weltkrieg Deutschland 
1500 000 Menschen an Toten zekostet hat, dass rund 2 000 000 
durch Verletzung nicht mehr im Vollbesitz ihrer Glieder bezw. 
Kräfte sind, und deshalb als nicht mehr vollwertige Arbeitskraft 
geschätzt werden; dann - müssen wir bekennen, dass wir 
einen derartigen Raubbau an der Volksgesundheit nicht mehr 
mitmachen können. Das Durchschnittsalter des Mannes wurde 
in Deutschland vor dem Kriege auf41, inSchweden auf51 Jahre 
angegeben. Es ist Pflicht, die soziale Gesetzgebung in Deutsch- 
land so auszugestalten, dass ein derartiges Durchschnittsalter 
wie das letztgenannte nicht allein erreicht wird, sondern auch 
gewährleistet werden kann. 


Das Mitbestimmungsrecht ist den Arbeitnehmern bisher 
leider versagt. Den Betriebsräten hat man nur - be- 
ratende Stimme zuerkannt. Leider lassen dieselben sich 
sehr häufig mit Dingen beschäftigen, die ausserhalb 
des im Gesetz zuerkannten Wirkungskreises liegen. 
Dieses muss endgültig aufhören; mögen sie sich mit 
sozialen Fragen usw. beschäftigen, wie der vorliegende 
Fall, mögen sie immer und überall, wo es angebracht 
ist, ihre Stimme erheben, um das, was ihnen aufgefallen ist, zur 
Sprache zu bringen, dann bekommen auch die eingesetzten In- 
stanzen (Arbeitskammern usw.) Material, mit dem sie etwas an. 
fangen können, um die soziale Gesetzgebung zu fördern; mögen 
sie die Kameraden im Arbeitsverhältnis aufklären über Unfall- 
und Berufskrankheiten und alle sonstigen Dirzge. Wenn dieses 
geschieht, dann ist der Zweck dieser Zeilen erreicht. 


Betriebsräte 


Lehren aus dem Betriebsrätegesetz. Der Betriebsrat einer 
Zeche im Oberbergamt Dortmund hatte an seine Verwaltung 
den Antrag gestellt, an der Verwaltung des Beamten-Kasinos 
der Zeche im Sinne des $ 66 Abs. 9 (Wohlfahrtseinrichtung) 
mitzuwirken. 

Der Antrag wurde von der Zechenverwaltung abxelehnt. 
weil das Kasino nur für die Beamten in Betracht komme. nicht 
aber auch für die Arbeiter, der Betriebsrat aber nur an den 
semeinsamen Aufgaben aus dem $ 66 des B.R.G. mitzuwirken 
habe. — Auch der Angestelltenrat komme bei. der Mitwirkung 
nicht in Frage, weil eine solche Mitwirkung im’ Gesetz nicht 
vorgesehen sei. 

Eine Entscheidung der Bergrevierbeamten in dieser 
Sache steht auf demselben Standpunkt. Der Entscheid lautet: 


„Dem Betriebsrat der Zeche ....... steht eine Mit- 
wirkung an der Verwaltung des Beamtenkasinos der Zeche 
nicht: zu. 


Gründe. 

Der Betriebsrat: hat selbst ausgeführt, dass das Beamten- 
kasino ausschliesslich von den Angestellten der Gewerkschaft 
benutzt wird. Da es nur den Angestellten, nicht aber auch 
den Arbeitern dient, ist es eine Wohlfahrtseinrichtung nur 
für Angestellte, jedoch keine Betriebswohlfahrtseinrichtung im 
Sinne des $ 66 des B.R.G. Ziffer 9. Eine Mitwirkung bei der 
Verwaltung des Kasinos steht daher dem Betriebsrat nicht zu. 
In Frage käme höchstens eine Mitwirkung des Angestellten- 
rates, wenn eine solche im Gesetz vorhanden wäre, was je- 
doch nicht der Fall ist, 

gez. Unterschrift, Bergrat. 


Gesetzt, dieser Entscheid würde in der Berufungsinstanz 
vom Oberbergamt nicht aufgehoben, so würde damit eine 
ausserordentliche Gefahr verbunden sein. Jede Werksverwal- 
tung hätte es dann in der Hand, die Mitwirkung des Betriebs- 
rates bei den Wohlfahrtseinrichtungen des Werkes illusorisch 
zu machen, Sie braucht die Wohlfahrtseinrichtunsen zu die- 
sem Zwecke nur zu trennen, einmal für die Arbeiter, zum an- 
deren für die Angestellten, dann ist jedesmal der Charakter 
des Gemeinsamen nicht vorhanden, und der Betriebsrat hat 
aus diesem Grunde kein Recht, mitzuwirken. Der Arbeiter- 
oder Angestelltenrat hat aber ebenialls kein Recht. denn das 
Gesetz hat dies bei den Aufgaben für die Grurpenräte nicht 
klar hervorgehoben. 
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Das kann unmöglich der Wille des Gesetzgebers gewesen 
sein, Sollte hier tatsächlich eine Lücke im Gesetz vorhanden 
sein, so müsste dem vom Gesetzgeber schleunigst abgeholien 
werden. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tariivertrag Waldenburg. Bereits seit einiger Zeit schweben 
im Waldenburger Revier Tarifverhandlungen für die Ange- 
stellten des Bergbaues: einen Abschiuss haben diese Verhand- 
lungen bis heute noch nicht gefunden. Um jedoch den Kollegen 
schon jetzt einen wenn auch geringen Ersatz für die einge- 
tretene Verteuerung der Lebenshaltung bieten zu können, wurde 
unsererseits der Antrag auf Zahlung eines Vorschusses auf 
Konto der zu beschliessenden Gehaitszulage gestellt. Diesem 
Antrag wurde entsprochen, und es sind bei der Gehaitszahlung 
am 31. August folgende Vorschüsse ausgezahlt worden: 
Für Ledige unter 24 Jahren 300 M., für Ledige über 
24 Jahre 600 M., für Verheiratete 1000 M. Geschiedene oder 
Witwer ohne Kinder werden wie Ledige behandelt. 
Die Rückzahlung dieses Vorschusses hat ab 1. Oktober 
1921 monatlich mit einem Zehntel zu erfolgen. 
Wir werden über den weiteren Verlauf der Tariiverhand- 
lungen in einer der nächsten Nummern weiter berichten. 


Bildungsfragen 


Ausbildung von Zeichnern bei Oberbergämtern. Im „Deut- 
schen Reichsanzeiger“ vom 21. Juli 1921. wird ein Erlass des 
preussischen Handelsministeriums veröffentlicht, den wir un- 


seren Kollegen aus der Markscheiderei nachfolgend zur Kennt-- 


nis ringen: 
Vorschriften 
über die Annahme, Ausbildung und Prüfung der Zeichner- 
anwärter bei den Oberbergämtern, 
Vom 20. Juni 1921. 
5 ST. j 
Als Zeichneranwärter werden nur Bewerber zugelassen, die 
a) das 30. Lebensjahr nicht überschritten haben; 
b) das Zeugnis der Reife für die Obersekunda einer höheren 


neunstuficen Lehranstalt oder eine abgeschlossene Berg- 


schulbildung besitzen; 

c) eine praktische bergmännische Tätigkeit von vier Mo- 
naten nachweisen; 

d) zwei Jahre bei einem konzessionierten Markscheider mit 
Zeichner- und Bureauarbeiten sowie mit einfacheren Auf- 
nahmen iber und unter Tage beschäftigt gewesen sind. 


Von der Forderung unter b) kann ausnahmsweise abge- 
sehen werden, wenn der Bewerber hervorragende zeichnerische 
Leistungen nachweist. s 

2 


Das Gesuch um Annahme als Anwärter ist an das Ober- 
bergamt zu richten, bei dem der Bewerber eintreten will. 


Dem Gesuche sind beizufügen: 


1. ein selbstgeschriebener Lebenslauf, aus dem Name, Alter, 
Geburtsort, Schulbildung und fachliche Ausbildung her- 
vorgehen; . x 
die Schulzeugnisse; 

. die Zeugnisse der Betriebsführer und Markscheider über 
Art und Dauer der Beschäftigung sowie über Leistungen 
und Führung, mit zugehörigen Tagebüchern; 
einige grundrissliche und profilarische Abzeichnungen aus 
Grubenbildern im Massstab 1:2000 und eines Lager- 
stättenübersichtsrisses 1:10000, deren eigene Anferti- 
gung einschliesslich Beschriftung durch einen konzessio- 
:nierten Markscheider beglaubigt sein muss; 

. ein Ärztliches Zeugnis über die Gesundheit, im beson- 
deren das Sehvermögen und das Fehlen von aus- 
gesprochener Farbenblindheit; 

6. ein Führungszeugnis der Polizei des letzten Wohnsitzes. 


8 3. 

Die Ausbildung beim Oberbergamt dauert 1% Jahre.. Nach 
dieser Zeit hat sich der Anwärter einer Prüfung zu unterziehen. 
84, 

Das Oberbergamt beauftragt mit der Prüfung einen Prü- 
fungsausschuss, der aus einem Mitgliede des Oberbergamts als 
Vorsitzenden und zwei Oberbergamtsmarkscheidern besteht. 
Der Ausschuss entscheidet nach Stimmenmehrheit. 


85 


Die Prüfung umfasst einen schriftlichen und einen münd- 


lichen Teil. 
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A, Schriftliche Prüfung. ; ä, 

Der Bewerber hat unter Aufsicht eines Oberbergamtsmark- 
scheiders kurze Aufgaben folgender Art zu bearbeiten: 

Berechnung eines Nivellements und eines Polygonzuges; 
Berechnung einer einfachen trigonometrischen Messung; 
Flächeninhaltsberechnung nach Messungszahlen, nach Koordi- 
naten und mit dem Pianimeter; Herstellung eines Profils aus 
dem Grundriss eines Grubenbildes oder einer Uebersichtskarte; 
Massenberechnung nach gegebenen Schnitten. 

Die Aufgaben können zweckmässig miteinander verbunden 
sein. Der Gebrauch aller vorhandenen Rechenhilismittel ist zu 
gestatten. - 

B. Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf: 

1. Kenntnis der markscheiderischen und ailgemeinen geo- 

metrischen und topographischen Kartierungsvorschriiten; 

2. allgemeine Kenntnis über Bau und Gebrauch von Kompass, 

Gradbogen, Theodolit, einfachen Nivellierinstrumenten und 
Längenmassen; # 
Kenntnis der ebenen Trigonometrie und der logarith- 
mischen Rechnung; ; ; 

‚ allgemeine Kenntnis der verschiedenartigen Grubenbaue 

und ihrer Darstellung auf den Grubenbildern; ; 

„allgemeine Kenntnis der Form der Minerallagerstätten 

und ihrer Störungen; 
Kenntnis der auf die Anfertigung von Berechtsamsrissen 
bezüglichen gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen; 
Kenntnis der Ausführungsbestimmungen zum Reisekosten- 
gesetz über Ermittlung der Entfernungen und allgemeine 
Kenntnis der Einrichtung der Bergbehörden. 


6. s 
Ueber die Prüfung ist eine Verhandlung aufzunehmen, die 
das Urteil über die Leistung in den einzelnen Gegenständen 
und das Gesamturteil enthält nach folgenden Abstufungen: sehr 
gut, gut, genügend, ungenügend. 4% 
Say E 
Die Verhandlung ist dem Oberbergamt vorzulegen, das den 
Anwärter nach bestandener Prüfung zum Zeichnerdiätar ernennt. 
F NS 8. j 
Ist die Prüfung „ungenügend“ ausgefallen, so entscheidet 


der Prüfungsausschuss, ob und wann sie ganz oder teilweise 


wiederholt werden kann. Die Wiederholung ist nur einmal und 
frühestens nach drei Monaten zulässig. sa 
89. 
Uebergangsbestimmungen. 

Anwärter, die bei Eriass dieser Vorschriften bereits bei 
einem Oberbergamt ausgebildet werden, sind von den Nach- 
weisen zu $ 1b und c befreit. Sind sie weniger als zwei Jahre 
bei einem konzessionierten Markscheider beschäftigt gewesen, 


so ist die Zeit ihrer Ausbildung beim Oberbergamt entsprechend 


zu verlängern. a 
Berlin, den 20. Juni 1921. 5 


Der Minister für Handel und Gewerbe. 
Althan S. 
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Nummer 36 


AfA-Versammlung und Reichsfach- 
gruppentagung 


Am Sonntag, den 4. September, fand in Essen im Saalbau 
eine von über 4000 Bergbauangestellten des rheinisch-west- 
fälischen Kohlenreviers besuchte Versammlung statt. Saal und 
Tribünen waren überfüllt — es war eine Demonstration für den 
ATA-Gedanken, die für seine Verbreitung unter den Bergbau- 
angestellten ein glänzendes Zeugnis ablegte. Das Leitmotiv der 
Versammlung war, den freizewerkschaftlichen Gedanken zu 
festigen und den Zusammenschluss der Bergbauangestellten in 
den AfA-Verbänden zu fordern. 

Kollege Aufhäuser vom Bund der technischen Ange- 
stellten und Beamten wies auf die Zerrissenheit in der An- 
gestelltenbewegung, besonders im Bergbau hin, betonte die Not- 
wendigkeit des Zusammenschlusses im AfA-Bund und berich- 
tete über die Bestrebungen, im AfA-Bund eine bessere Zu- 
sammenarbeit und einen festeren Zusammenschluss herbeizu- 
führen. Er betonte besonders die Notwendigkeit der Einheits- 
iront in den drohenden Kämpfen, denn nür hierdurch würden 
die Angestellten in die Lage versetzt werden, die Piadfinder 
einer neuen, besseren Zeit zu werden. 

Als zweiter Redner sprach Kollege Kroll vom Werk- 
meisterverband. Er ging auf die wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten ein. und schilderte die Folgen für die Angestellten. 

Als Vertreter des Zentralverbandes sprach Reichstagsab- 
geordneter Giebel. Er legte seinen Ausführungen die partei- 
politische Neutralität des AfA-Bundes zugrunde und wies be- 
sonders darauf hin, dass auch diese Versammlung ein Treu- 
gelöbnis zur Republik ablegen müsse, 

Vom Kollegen Werner wurde sodann über die zentralen 
Tarifverhandlumgen berichtet. Folgende Entschliessungen fan- 
den einstimmige Annahme: 

1. Die am 4. September 1921 im Städtischen Saalbau zu 
Essen tagende, von etwa 4000 Vertrauensleuten besuchte AfA- 
Bergbaukonferenz für das Ruhrrevier ruft angesichts der zu 
erwartenden wirtschaftlichen- Kämpfe Alle technischen und 
kaufmännischen Bergbauangestellten auf, ihren restlosen Zu- 
sammenschluss in den dem AfA-Bund angeschlossenen Organi- 
sationen zu vollziehen. Es gilt, der geschlossenen Organisation 
des Unternehmertums eine freigewerkschaftliche Front aller 
Angestellten in den AfA-Verbänden entgegenzustellen. Die 
Konferenz wendet sich deshalb mit Entschiedenheit geren jede 
Zersplitterung, gleichviel, ob sie von den Harmonieverbänden 
oder den Agitatoren für andere Sonderbestrebungen ausgehen. 
Nur grosse leistungsfähige Berufsverbände mit einer 
einheitlich geregelten Fachgruppengliederung, wie sie im Bund 
der technischen Angestellten und Beamten, im Deutschen Werk- 
meisterverband, im Zentralverband der Angestellten und im 
Deütschen Fördermaschinistenverband innerhalb des AfA- 
Bundes bestehen, und dessen innige Verbindung mit dem All- 
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund bieten die sichere Ge- 
währ, dem Zechenkapital gerechte Entiohnungen und soziale 
Arbeitsbedingungen für die Bergbauangestellten abzuringen. 

Die Vertreter der Bergbauangestellten aus dem gesamten 
Gebiet des Ruhrbergbaues entbieten allen freigewerkschaftlich 
denkenden Angestellten Beamten und Arbeitern ein brüder- 
liches Glückauf. Sie erblicken im solidarischen Aufmarsch 
dieser freigewerkschaftlichen Grossorganisationen‘ ein wirk- 
sames Mittel für die Festigung des Wirtschaftslebens und die 
Befreiung des arbeitenden Volkes. 

2. Die am 4. September 1921 im grossen Saal des Städti- 
scheri Saalbaues zu Essen tagende Vertrauensmännerversamm- 
lung der im AfA-Bund vereinigten Bergbauangestellten er- 
blickt in der gegen den Willen der freien Gewerkschaften 
beschlossenen Aufhebung der Zwangswirtschaft für Getreide, in 
der Erhöhung der Kohlensteuer und in den weiter geplanten 
indirekten Steuern eine schwere Gefährdung für die Lebens- 
haltung der Arbeitnehmerschaft. Die Versammelten fordern 





Berlin, den 16. September 1921 
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3. Jahrgang 


deshalb die AfA-Verbände auf, gegenüber den jetzt entstehen- 
den Weltmarktspreisen sich “mit aller Kraft für die Erhöhung 
der Gehälter zu Weltmarktlöhnen einzusefzen. Von den gesetz- 
gebenden Körperschaften fordert die Versammlung eine ent- 
sprechende Erhöhung der Alters-, Invaliden- und Knappschafts- 
renten, 

In: der Steuergesetzgebung sind neue Wege einzuschlagen, 
um unter Vermeidung einer weiteren Belastung der Ver- 
braucher die Erfassung der von der Geldentwertunz unberührt 
gebliebenen Sachwerte zu bewirken. 

Um in Zukunft weitere Preissteigerungen und die damit fort- 
schreitende Verarmung der Volksmassen zu verhindern, ist 
eine Aenderung der Wirtschaftspolitik in. der Richtung der Ge- 
meinwirtschaft (Vergesellschaftung der Produktionsmittel) un- 
abweisbar. Das nächste Ziel einer neuen Wirtschaftspolitik 
muss sein, den Produktionsertrag erheblich zu steigern, die 
Unkosten aber zu verringern und dadurch die Produkte zu ver- 
billigen. Beides ist möglich in einer Wirtschaftsordnung, die 
alle Kräfte und Hilisquellen in rationeller Weise der Produktion 
nutzbar macht, die inneren Reibungen unwirtschaftlicher und 
übertriebener Wettbewerbsverhältnisse beseitigt und die ein- 
zelnen bisher zusammenhaltlos oder nur nach Profitinteressen 
zusammengefassten Wirtschaftszweige organisch und gemein- 
wirtschaftlich verbindet. 

3. Die Konferenz der Bergbauangesteilten für das Ruhr- 
revier ist durchdrungen von der hohen Bedeutung einer un- 
geschmälerten Erhaltung ailer Arbeitnehmer- und Volksrechte 
für den freigewerkschaftlichen Kampf und seine Ziele. Sie er- 
blickt in dem bis zum politischen Mord entarteten Kampf der 
verfassungsfeindlichen Eiemente_ gegen die Republik die 
höchste Gefahr für die Arbeitnehmerschaft und ist überzeugt, 
dass iene Grundrechte mit der Republik stehen "und fallen. 
Daher begrüsst die Konferenz das entschiedene Vorgehen der 
Reichsregierung gegen die antirepublikanischen Verleumder 
und Hetzer und stellt sich mit allen übrigen freigewerkschaft- 
lichen Arbeitnehmern der Reichsregierung zum Schutze der 
Republik fest und entschlossen zur Verfügung. 

Am Tage vor. dieser glänzenden Versammlung Juatte eine 
Sitzung der Vorstände der AfA-Verbände stattgefunden, in der 
man sich über die gemeinsame Arbeit und die notwendige Ab- 
grenzung der Werbegebiete aussprach. Am Sonniagnachmittag 
tagte dann eine weitere Sitzung, in der die Unterlagen für eine 
Verständigung geschaffen wurden, die .bis zu dem anfangs Ok- 
tober in Düsseldorf tagenden AfA-Kongress erfolgt sein soll. 

Am Montag, den 5. September, trat die Reichsiachgruppe 
Bergbau des Bundes zu einer Beratung zusammen. - Durch 
Kameraden aus Oberschlesien, Waldenburg, Saarbrücken, 
Zwickau und dem Ruhrrevier war der Steinkohlenbergbau. 
durch Vertreter aus Senftenberg, Halle und Köln der Braun- 
kohlenbergbau, durch solche aus Hannover und dem Werratal 
der Kalibergbau, und durch Kameraden aus dem Mansielder 
Bergbau der Erzbergbau vertreten. Am ersten Tage wurde 
darüber verhandelt, wie es zu ermöglichen ist, im Rahmen 
des Butab und des AfA-Bundes die Interessen der Bergbau- 
angestellten einheitlich und energisch zu wahren und die ge- 
schlossene‘ Front herzustellen. Auf Grund der in den Tagen 
zuvor stattzefundenen Besprechungen wurde folgende Ent- 
schliessung angenommen: 

„Die Reichstagung der Fachgruppe Bergbau des Butahb 
iordert den Bundesvorstand auf, die Abgrenzung der Werbe- 
gebiete und die Schaffung einer gemeinsamen AiA-Bergbau- 
spitze beschleunigt durchzuführen. 

Als Endziel der Vereinheitlichung ist die Verschmelzung 
des B.t.A.B. mit dem D. W.V. ımd dem D.F.V. zum Ein- 
heitsverband aller technischen Angestellten anzustreben.“ 

Am Dienstag, den 6. September, wurde zuerst unsere Lohn- 
politik im Bergbau besprochen. Es herrschte Einstimmigkeit 
darüber, dass es notwendig sei, auf Grund der im Bergbau be- 
stehenden Selbstverwaltungskörper gemeinsam mit der Ar- 
beiterschaft die eng zusammenhängenden Wirtschafts- und 
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Lohnfragen zu behandeln. 


besonderen Aufsatz behandelt werden. 


‘ Weiter wurde die Frage der Organisation der Hospitaniea s 


besprochen. Diese Frage, die für unsere Zukunft von ganz 
besonderer Wichtigkeit ist, führte ebenfalls zur Annahme von 
Leitsätzen, über die wir besonders ‘berichten. 
über .eine’ Eingabe gesprochen, die auf Grund der letzten 
Grübenunglücke, besonders der letzten Explosion auf Zeche 
Mont Cenis den in Betracht kommenden Körperschaften über- 
reicht werden soll, 


rungen gewünscht wurden, die in den einzelnen Bezirken fest- 
gestellt werden müssen. Die Eingabe soll am Ende dieses 
Monats veröffentlicht und den massgebenden Stellen "übergeben 
werden. 

Unter „Diverses“ würde eine Reihe anderer Punkte be- 
handelt .uflld. Anregungen für die kommende Arbeit gezeben. 
Von. der Reichsfachgruppe wurde der Wunsch ausgesprochen, 
die wichtigsten Besprechungen der: Tagung als Flugschrift er- 
scheinen zu lassen und diese allen im Bergbau tätigen Kollegen 
zugängig zu machen. Unsere Ortsverwaltungen werden dadurch 
in die Lage gesetzt, eingehend über die Beschlüsse der. Essener 
Tagung Aufklärung zu erhalten und diese Beschlüsse in die ’e 
umzusetzen, 











00 Rundschau OD 
Wirtschaftsfragen Ä 
Die zentrale Lohnregelung im erebin br: einer der 


letzten Nummern haben wir bereits über die zentrale Lohn- 
regelung berichtet. Nachdem am 1. September im Reichs- 


arbeitsministerium über ‘die Erhöhungen verhandelt worden ist, 


deren Ergebnis ia in der letzten Nummer bereits angegeben, hat 
sich inzwischen das Jbbenbürener Revier bereit erklärt, eine 
Lohnzulage von 850 M. pro Schicht zu gewähren. Für den 
bayerischen Steinkohlenbergbau betragen die Erhöhungen; 
a) für Pechkohle 7 M.,b) für Steinkohle 4M., c) für Braunkohle 
5,73 M. ohne Grube Gustav. Im Siegerland erhalten die Hauer 
eine Lohnzulage von 8,80 M. Welche Ergebnisse in den an- 
deren Bezirken erzielt worden sind, ist noch nicht bekannt, 


Am Sonnabend, den 10. September, hat dann in Hannover 


eine Reichskonferenz der freien Gewerkschaften im Bergbau 
stattgefunden, die sich für die Annahme der Lohnvereinbarungen 
mit 154 gegen 71 Stimmen entschieden hat. 
‚stehend die angenommene Entschliessunz wieder: 


„Die am 10. September in Hannover tagende Reichskonfe- 
renz der freigewerkschaftlichen Organisationen in der Bergbau- 
industrie erkennt an, dass durch die zum Abschluss gelangten 
zentralen Lohnverkandlunge n für den Gesamtbergbau praktische 
Vorteile erzielt wurden. Vornehmlich ist die frühere grundsätz- 
liche Stelkingnahme der Bergwerksunternehmer, alle zentralen 
Verhandlungen abzulehnen, durch das Vorgehen sämtlicher Ar- 
beiterorganisationen aufgegeben und somit der Weg für die 
Entwicklung zum Reichstarif gefunden worden, Ein weiterer 
Vorteil der zentralen Verhandlungen ist, dass durch sie die 
Lohnfrage für die kleinen, 
schneller und günstiger zum Abschlus gebracht werdetı kann, 
als wenn diese Reviere ohne Einsetzen der Hauptreviere ver- 
handelt hätten. Die Konferenz hält es für schwer möglich, dass 
bei zentralen Verhandlungen alle berechtigten Wünsche der 
einzelnen Reviere erfüllt werden können. Es ist notwendig, 
dass ein Revier auf das andere Rücksicht nimmt. Unebenheiten, 
die sich bei den diesmaligen zentralen Verhandlungen heraus- 
stellten, werden im Laufe der Zeit durch die Praxis ausgemerzt 
w erden können. 

. Zentrale Verhandlungen lassen sich nicht zu jeder Zeit ein- 
leiten, sondern es sind dafür auch bestimmte Voraussetzungen 
gegeben. Die Konferenz bedauert, dass es nicht gelungen ist, 
gleichmässige Lohnzulagen für alle Reviere ab 1. August zu 
erreichen, erkennt aber an, dass die verhandlungsiührenden Or- 


ganisationsleiter ihre ganze Krait einsetzten, um dieses Ziel zu 


erreichen, zumal die Schwierigkeiten, die sich ihnen bei den 
erstmaligen zentralen Verhandlungen entgegenstellten, ausser- 
ordentlich gross waren. Die Konferenz. stimmt trotz erheblicher 
Bedenken der Annahme der vorliegenden Lohnvereinbarungen 
zu und beauftragt die Verhandlungsleiter, die Unterzeichnung 
der Vereinbarungen vorzunehmen, wenn die Lohnverhandlungen 


in den noch ausstehenden Bezirken zum Abschhiss gebracht 


‚sind. 

Die Konierenz beauftragt die legen ferner, 
die Preisentwicklung auf dem Lebensmitielmarkt weiter zu ver- 
jolgen und zur rechten Zeit mit neuen Lohnforderungen an die 
Unternehmer heranzutreten. Mit allem Nachdruck muss aber 
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Die in der Tagung angenommenen © 
Richtlinien werden in nächster Zeit veröffentlicht und in einem > 


Ferner wurde 


\ Die Eingabe unterliegt augenblicklich der 
Nachprüfung in den einzelnen Fachgruppen, da einige. Aende-_. 


er Der Vorsitzende des Reichskalirats. 


Wir geben nach- 


1921 


weniger wirtschaftlichen Reviere 


Kalisalzfabrikate Aufschläge zu den Höchstpreisen für ‚das 1 - 
land wie folgt festgesetzt: 





"erklärt en däss bei Giesen Verhandlungen A Ertölech- - n 
zelner Organisationsleiter viel grösser gewesen wäre, wenn 


"alle im Bergbau beschäftigten Arbeitnehmer restlos gewerk- 


schaftlich organisiert wären. Um dieses Ziel zu erreichen, 
fordert die Konferenz alle ireigewerkschaitlich organisierten 
Arbeitnehmer in der Bergbauindustrie auf, gemeinsam mit den 
Mitgliedern der anderen anerkannten Organisationen ihre Kraft 
einzusetzen, damit die organisatorische Zusammenfassung der 
Bergarbeiter eine viel bessere wird.- Der geschlossenen Front 
des Bergbauunternehmertums "muss - die rc Front 
aller Bergarbeiter entgegengesetzt werden.“ _ 3 


Kalilohnprüfiungsstelle II. Instanz. Ueber die NERHeSEFEUNE 
der einzelnen Selbstverwaltungskörperschaften, in denen wir 
vertreten sind, berichten wir zu gegebenen Zeit im „T.G.“ 
Nunmehr bringt der „Deutsche Reichsanzeiger“ vom 29, August 
1921 nachfolgende ip 

Beka anntmachung 
als Abänderung der. Bekanntmachung vom 28, November 1919 
über die Zusammensetzung des Reichskalirats und der Kalistellen. 
Kalilohnprüfungsstelle zweiter Instanz. 


Anigestelltenvertreter gemäss $ 33 der Vorschriiten zur 
Durchführung des  Kaliwirtschaftsgesetzes; Altkämper, 
Josef, Bernburg a. Saale, Solvayhall 15, ist an Stelle des aus- 
geschiedenen Beisitzers Biener, Maschinensteiger, Beendorf 
b. Helmstedt, Papenweg 2, und Kelle, August, Steiger, Beien- 


rode bei Könieslutter, ist an Stelle des ausgeschiedenen Bei- 


sitzers Neumann, Steiger, Gewerkschaft Grossherzog. Wil- 
helm Ernst, Oklisleben, zum Beisitzer gewählt ae 
Berlin, den 27. August 1921. RE 
Dr. Kempner. 
Neufestsetzung der Kalipreise für das Inland. Der Reichs- 


kalirat hat unter dem 27. August 1921 auf Grund. des 
8 55 Absatz 1 der Vorschriiten zur Durchführung des :Ge- 


'setzes über die Regelung der Kaliwirtschaft vom 18. Juli. 1919 


(R.G.Bl. S. 663) eine Erhöhung der in der Bekanntmachung 
vom 3. Mai 1921 (Nr. 103 des „Deutschen Reichsanzeigers und 
Preussischen Staatsanzeigers“ für 1921) aufgeführten Kalisalz- 


"höchstpreise für das Inland mit Wirkung vom l. SERIEIaneE 1921 


beschlossen. 
- Die Preise sind wie folgt festgesetzt worden: 


dür Gebe ai er 9v.H = a 2 © gemahlenen 1 Be = 
för Rohsalze mit. 12 ba 15%. H.KO , Dee Jin „ 

n Düngesalze mit 18 bis 2v. H.K,O. .. . ee... 146 „ 

” n ”» 28 ” 32 ” ”» KO . \e- “ . . . . . . ” 169 „ 

» » n. 38... 22: 4 KO 0 Se 
» Chtorkalium „.: 50..,°60 4:2 KO. 0 ee 

„ über 60 K,O ee ie 1er NE RATE? 8. 259 » 

a eickaurss Kalı mit über-42 v, H. Rn a ee 

„» schwefelsaure Kalimagnesia . E BL en N >. 


»„ iv. H. Kali (K,O) im Doppelzentner. 


Alle bis zum Schluss der Geschäftsstunden am 2, Anett 

beim Deutschen Kalisyndikat G.m.b.H. eingegangeneu R 
Aufträge für prompte Lieferung werden auch nach dem 
31. August -1921 noch zu den bisherigen Preisen ausgeführt, 
soweit sie bis zu diesem ESHRDUAIE keine. Erledigung‘ haben 2 
finden können. wi 


Gleichzeitig wurden in der a Sitzung des. 
Reichskalirats die Höchstpreise ijür das Inland für die nachı- 
benannten Ärten von Kalisalzen wie folgt festgesetzt: “ 


1. Für Rohsalze zu industriellen Zweckem, auch zu Bade- 
und Klärzwecken, tritt ein Preisaufschlag von 36 vom 
Hundert ein, so dass Carnallit mit 129 Pf. sowie Kainit und 
Rohsaize mit 12 bis 15 vom Hundert K,O mit 152 Pi, für 
1 vom Hundert Kali (KO) im Doppelzentner nebst einer 
Anfuhrgebühr bis zur Station beim Bezuge von Stückgut 

von 125 Pf. für den Doppelzentner berechnet werden. darf. 

2. Für hochprozentigen Carnallit mit einem Mindestgehalt 
von 12 vom Hundert Kali (KsO) zur Darstellung von 
Magnesiummetall auf 117 Pf. für 1 vom Hundert Kali 
(K:0) im Doppelzentner nebst einer Ausklaubungsgebühr ; 
von 7M. für den Doppelzentner. 


‚Es wurden ferner für die Herstellung der nachbenannten 











J. Für doppelt gereinigtes und chemisch reines Chtotkaltun. 
mit über 60 vom Hundert K:O ein Aufschlag von.2 225, M,z 
für den Doppelzentner K:O, 

2. für doppelt gereinigtes und et reines, Ave 
.saures Kali ein ‚ Aufschlag . von 270 M. für. ‚den Doppel: 

.zentner. K20. = ir ; A 

‚Berlin, den 27.. August 1921. re 4 


:Der Vorsitzende des. Deichsiadiratk 
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Gewerkschaftsarbeit 


Grundsätzliches zum. Streik im Wurmrevier. Unter dieser 
Ueberschrift nimmt der : Deutsche Werkmeisterverband zu 
meinem Artikel vom 19. August d. J. mit der gleichen Ueber- 
schrift Stellung. Seine Notiz enthält in etwa 110 Zeilen sechzehn- 
mal meinen Namen. Wenn man hiermit meinen Artikel ver- 
gleicht, der in 350 Zeilen dreimal den. Namen des Werkmeister- 
verbandes ganz nebenbei enthält, wenn man ferner bedenkt, 
dass sich der Artikel gegen den G.d.A. richtete, wird man es 
verständlich finden, wenn ich es ablehne, in eine derartix per- 
sönliche Polemik mit dem Deutschen Werkmeisterverband ein- 
zutreten. Mein Artikel hatte den. Zweck, einmal den Unter- 
schied zwischen uns und den anderen Verbänden in der Be- 
trachtung der Verhältnisse in den verschiedenen Revieren zu 
zeigen. Der grundlegende Unterschied ist: wir ziehen die ze- 
samte wirtschaftliche Lage des Kohlenbergbaues zur Be- 
urteilung heran, während die anderen Verbände — in Aachen 
war es der G.d.A. — allein auf Grund der Verhältnisse in den 
Revieren ihr Urteil fällen. Welche Betrachtungsweise die rich- 
tigere sei, wollte ich durch meinen Artikel den Grubenbeamten 
zeigen. Die Angestellten des Bergbaues haben wirklich alie 
Veranlassung, sich mit dieser für sie so überaus wichtigen 
Frage zu beschäftigen, wenn sie in der Zukunft nicht noch mehr 
Niederlagen verzeichnen wollen. In Aachen sind allein über 
180 Mann nicht wieder eingestellt worden; über deren Wieder- 
einstellung man verhandelt. Die Verhandlungen werden für 
einen grossen: Teil erfolglos bleiben. Zweitens wollte ich ge- 
rade im fraglichen Zeitpunkt, in dem in ailen Revieren Lohn- 
verhandlungen schwebten und die befürchten liessen, dass €s 
zu sehr schweren Auseinandersetzungen kommen würde — die 
späteren zentralen Lohnverhandlungen haben ja die Sachlage 
geändert —, auf die riesengrosse Verantwortung hinweisen, die 
für die Angestellten des Bergbaues ein Streikbeschluss bedeutet. 

Mögen die anderen Verbände noch so sehr über den: Ar- 
tikel heriallen: er hat in den Angestelltenkreisen aller Reviere 
gewirkt und dort die Voraussetzungen geschaffen, um alle Um- 
stände klarer und sächlicher zu bewerten. Das aber zu er- 
reichen, war der Zweck des Artikels, 

Weitere Ausführungen willich mir ersparen, trotzdem diese 
Auseinandersetzung sicher Wirkungen zeitigen könnte, die wir 
nicht zu fürchten brauchen: Da wir aber die hoffentlich kom- 
mende Zusammenarbeit der AfA-Verbände unbedingt im In- 
teresse der Grubenbeamten erreichen wollen, schweigen wir 


lieber. G. Werner. 


Tarifbewegung in den Braunkohlenrevieren. Nachdem 
Sich unsere Kollegen in den einzelnen Braunkohlenrevieren über 
die Notwendigkeit einer Gehaltszulage zum Ausgleich für die 
Lebensmitteltenerung klargeworden waren, haben wir nun- 
mehr at sämtliche beteiligten Arbeitzeberverbände (Görlitz, 
Senftenberg, Forst und Frankfurt a. O.) gleiche Forderungen 
eingereicht. Davon ausgehend, dass die Verteuerung der 
Lebenshaltung alle Angestellten gleichmässig treffe, sollte eine 
einheitliche Gehaltserhöhung von 7200 M. für alle Angesteilten 
gefordert werden, Um iedoch auch eine einheitliche Aktion der 
dsei Angestellten-Spitzenorganisationen herbeizuführen, müsste 
dieser einheitliche Satz insbesondere für die jüngeren kauf- 
männischen Angestellten ihrem jetzigen Einkommen entsprecheniü 
ermässigt werden. Wir werden uns jedoch in den kommenden 
Verhandlungen, die voraussichtlich schon in nächster Woche 
beginnen, voll und ganz für eine einheitliche Zulage einsetzen. 
Ueber den Verlauf der . Tarifverhandlungen in den einzelnen 
Revieren werden wir an dieser Stelle weiter berichten. 


Aus dem Berufe 


Steigermangel? Aus Kollegenkreisen wird uns mitgeteilt: 

Auf. der. Zeche Werne Schacht. I/HM fehlen seit Anfang dieses 
Jahres 4 bis 5 Grubensteiger. In einer Angestelltenratssitzung, 
die im Monat März stattfand, wurde die Direktion auf diesen 
Mangel aufmerksam gemacht. Die Direktion sagte zu, Steiger 
einzustellen. Aber gesagt und getan ist zweierlei; In einer spä- 
teren Sitzung wurde die Direktion auf ihre Zusage betreifs Stei- 
gereinstellung hingewiesen, worauf die Direktion die Mitteilung 
machte, dass Sie keine Steiger bekommen könne. Dass diese 
Antwort nicht stimmt, ist klar. Solche offensichtlichen falschen 
Behauptungen an: dieser Stelle zu widerlegen, ist auch nicht 
notwendig. Die Nichtheranziehung von Steigern hat ihre Ur- 
sache auf einem andern Gebiete. Auf der Zeche Werne II 
beschäftigt man Personen, die man Schiessmeister nennt und 
die im Arbeitsverhältnis Aufsichtsdienste in der Grube ver- 
richten. "Von der Bergbehörde sind sie hicht als Aufsichtsper- 
sonen, sondern nur als Schiessaufseher verpflichtet. Die Taktik, 
die die Unternehmer hierbei verfolgen, ist klar ersichtlich: sie 
sind bestrebt, durch das System dieser Zwischenpersonen Keile 
in die Angestelltenschaft zu treiben nach dem Grundsatz: 
„Irenne ‚und herrsche!“ (Wir verweisen hierbei auch auf.den 
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Artikel „Unterbeamtenfragen“ im „Technischen Grubenbeamten“ 
Nr. 33 und 34.) 

Im übrigen. möchten wir die Bergbehörde auf die dortigen 
Verhältnisse aufmerksam machen. Es erscheint’ uns dies not- 
wendig, denn sobald ein Unglück geschehen, fällt die Schukd auf 
die verantwortlichen Grubenbeamten, nicht aber auf die Direk- 
tion, die die Unsicherheit züchtet. 

Der Zeche Werne empfehlen wir in ihrem eigenen Interesse, 
die bewährten Grundsätze bei der Ergänzung ihres Beamten- 
apparates. zu verfolgen. Ueber den Wert der Schulbildung 
brauchen wir .kein Wort zu sagen, und die hinsichtlich der Zahl 
der Anzustellenden geübte Sparsamkeit wird an der verkehr- 
testen Stelle angewandt. 


Soklendienst der Steiger im Ruhrrevier. Auf Grund des 
$ 343 Abs. 1 der Bergpolizeiverordnung für den Oberbergamts- 
bezirk Dortmund soll in jeder Förderschicht von Beginn bis 
Ende der Seilfahrt der Arbeiter auf ieder Bausohle eine Auf- 
Sichtsperson anwesend sein. Die Zechenverwaltungen verlangen 
nun, dass die techn. Grubenbeamten über die tarillich fiestge- 
setzte achtstündige Arbeitszeit hinaus diesen Sohlendienst ver- 
sehen. Es ist selbstverständlich, dass diese unbedingt bereit 
sind, im Sinne der obenerwähnten Verordnung zur Sicherheit 
des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter beizutragen. Es 
ist aber ebenso selbstverständlich, dass die Beamten unbedingt 
an der Einhaltung des Achtstundentaxes festhalten, der ja an 
und für sich durch die über Tage zu leistenden schriftlichen 
Arbeiten oft genug überschritten wird. Der Tarifvertrag der 
Grubenbeamten bestimmt, dass die Arbeitszeit des Gruben- 
beamten unter Tage der Schichtdauer der Arbeiter entspricht, 
und dass die Anfahrt mit dem letzten, die Ausfahrt unmittelbar 
vor dem ersten Korbe der Seilfahrt zu erfolgen hat. Fine An- 
merkung zu dieser Bestimmung besagt weiter, dass die Ar- 
beitszeit vom Beginn der Seilfahrt rechnet, soweit keine ander- 
weitige Vereinbarung im Einvernehmen mit dem Angestellten- 
rat getroffen wird. Danach ist es also sehr wohl möglich, den 
Sicherheitsbestimmungen des $ 343 der Bergpolizeiverordnung 
Rechnung zu tragen, ohne dabei die Interessen der Berghau- 
angestellten zu verletzen. Selbstverständlich ist es notwendig, 
dass sich die Zechenverwaltungen deswegen mit den Ange- 
stelltenräten auseinandersetzen, um eine alle Beteiligten be- 
friedigende Ordnung zu schaffen. Das hält man aber nicht für 
nötig, sondern erklärt den Grubenbeamten, dass sie nach der 
B.P.V. verpflichtet seien, den Sohlendienst zu machen, gleich- 
gültig, ob dadurch ihre Arbeitszeit verlängert wird oder nicht. 

Aus der sich hieraus ergebenden Stellungnahme der Werks- 
leitungen haben sich auf verschiedenen Zechen Konflikte heraus- 
gebildet. So “auch u. a. auf Zeche Kaiser Friedrich. ' Hier 
haben eine Anzahl techn. Grubenbeamten erklärt, dass sie wohl 
zur Leistung des Sohlendienstes bereit seien, nicht aber eine 
Ueberschreitung der achtstündigen Arbeitszeit zuxeben würden. 
Nun muss man ia sagen, dass die Werksleitunz etwas sehr 
reichlich von bösem Willen beseelt xewesen ist, denn auch 
sie musste wissen — dass die Steiger unbedinstan 
den wenigen Errungenschaften der Revo- 
lution festhalten und sich um keinen Preis 
mehr in das Joch der Vorkriegszeit hinein- 
zwingen lassen. Aber ebensogut wusste auch die Werks- 
leitung, dass sich durch Verhandlungen, wie bereits oben er- 
wähnt, sehr wohl hätte ein Ausweg finden lassen. Aber das 
liess natürlich der „Herr-im-Hause-Standpunkt“ der . Schlot- 
barone bzw. ihrer Untermimer nicht zu. Und so kommt es, dass 
die obengenannten Grubenbeamten der Zeche Kaiser Friedrich 
sich auf eine Anzeige des Bergrevierbeamten hin vor der 
Staatsanwaltschaft wegen Uebertretung der bergpolizeilichen 
Bestimmungen zu verantworten haben. Fraglich ist bei der An- 
gelegenheit nur eins: nämlich, wer mehr strafbar ist, der Be- 
triebsleiter, der entgegen den bestehenden zesetzlichen Be- 
stimmungen von den Beamten eine Ueberschreitung des Acht- 
stundentages fordert, oder die Grubenbeamten, die ihr Recht 
auf den Achtstundentag verteidigen, aber innerhalb dieser Ar- 
beitszeit bereit sind, die ihnen obliegenden Verpflichtungen rest- 
los zu erfüllen. 


Aber beachtenswert ist noch ein Weiteres: nämlich die 
Stellungnahme der Bergbehörde zu dieser Angelegenheit. Und 
da muss man schon sagen, dass diese ihren eigentlichen Zweck 
doch noch sehr verkennt. 


U, E. ist die Bergbehörde da, um die Durchführung zesetz- 
licher Bestimmungen zum Schutze der Arbeitnehmerschaft zu 
überwachen. Letzten Endes ist aber auch das Gesetz zur Ein- 
führung des Achtstundentages eine Schutzbestimmung für die 
Arbeitnehmerschaft. Und da scheint es, dass die Bergbehörde 
aus alter Ueberlieferung heraus noch sehr das ausführemde Or- 
gan des Unternehmertums ist, bereit, diesem bei der Entfernung 
unbeliebter Elemente aus der Beamtenschaft wirksame Hilie 
zu leisten. Das alles ist allerdings nicht dazu angetan, das 
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schwindende Vertrauen der Arbeitnehmerschaft zu der der- 


zeitigen Organisation unserer Bergbehörden zu festigen. +. 

Verlangen müssen wir aber, dass Bergbehörde und Unter- 
nehmerschaft - sofort alles daransetzen, den wirtschaftlichen 
Frieden im Bergbau zu erhalten, und das kann in diesem Falle 
geschehen, wenn man den berechtigten Wünschen der ge- 
samten Grubenbeamtenschaft Rechnung trägt und eine Revision 
der gestellten Strafanzeigen durchführt. Darüber hinaus müssen 
wir aber auch an die Werksleitungen den dringenden Appell rich- 
ten, im friedlichen Einverständnis mit der Beamtenschaft eine 
Durchführung der bergpolizeilichen Bestimmungen zu ermög- 
licher, um Leben und Gesundheit der Arbeiter zu schützen. 
Beides ist möglich — es liegt nur am Willen! Und den nun zu 
bezeigeı, ist nun Aufgabe der Arbeitgeber. 

Dass die Arbeitnehmerschaft zur Verständigung bereit ist, 
zeigt folgender Beschluss des Geschäftsausschusses unserer 
Fachgruppe ‚Bergbau Rheiniand-Westfalen, den dieser in seiner 
Sitzung vom 1. September 1921 einstimmig gefasst hat. Er 
lautet: 

„Der Geschäftsausschuss der Fachgruppe Bergbau vertritt den Standpunkt, 
dass & 343 B.P.V. erfüllt werden muss. Die Zechenverwaltung hat mit dem 
Angesteiltenrat eine Vereinbarung zu treffen, so dass im Rahmen des Tarifver- 
trages der Sohlendienst ausgeführt werden kann. 

Der Geschäftsausschuss schlägt vor, die Lösung in der Weise zu treffen, 
dass entweder : 

1. ein Grubenbeamter lediglich mit dem Sohlendienst auf sämtlichen Schichten 
(Morgen-, Mittag- und Nachtschicht) betraut wird. Wo Grubenbeamte ledig- 
lich die Aufsicht über den Sprengstoff haben, kann der Sohlendienst diesen 
übertragen werden, oder 

2. den Kollegen, die den Sohlendienst verrichten, diese Stunden in freien Schichten 
vergütet werden, oder 

3, den Kollegen die Stunden als Ueberstunden bezzhlt werden.“ 


Ueber den Verlauf der angebahnten Verhandlungen werden 
wir weiterberichten. 


Ein Briefwechsel! 


An die 


„Kattöwitz, den 13. August 1921, 


Staatliche Bergwerks-Direktion, 
Hindenburg. 
Akt. Zeich. O.-V. Zaborze Mi, F. 

Wir erhalten von unserer Mitgliedschaft bei der Bergin- 
spektion II die Nachricht, dass am 13. April 1921 der Maschinen- 
techniker Fleischiresser verstorben ‘ist. Die Hinterbliebenen 
unseres Kollegen Fleischfresser haben das ihnen zustehende 
tarifliche Gehalt bis zu seinem Todestage, dem 13. April, erhalten, 
Auf ein Gesuch, über diesen Tag hinaus noch kurze Zeit die 
Gehaltsbezüge fortdauern zu lassen, sind den Angehörigen des 
Kollegen Fleischiresser 50 Mark, in Worten: Fünfzig 
Reichsmark seitens der Staatl. Bergwerksdirektion aus- 
gezahlt worden. 

Wir gestatten uns, folgendes festzustellen: 

Als im vorigen Jahre die Verhandlungen über den Abschluss 
eines Tariies für die Angestellten der oberschl. Bergwerks- und 
Hüttenindustrie wochen- und monatelang stattfanden, an denen 
der die Staatl. Bergwerksdirektion Hindenburg vertretende 
Oberbergwerksdirektor Geheimer Bergrat Schwantke - 
ständig teilnahm, lag auch ein Antrag der Arbeitnehmerseite 
vor, in den Tarifvertrag einen Passus aufzunehmen, dass bei 
Todesfall eines Angestellten den erbberechtigten Hinterbliebenen 
auf die Dauer von drei. Monaten das Gehalt weitergezahlt 
werde. Unsere Vertragskontrahenten, die Tarifkommission der 
Arbeitgeber, der, wie wir noch einmal betonen, Ihr Herr Ge- 
heimer Oberbergrat Schwantke angehörte, verstand es, uns 
die Ueberzeugung beizubringen, dass die oberschlesischen 
Werke, eirischliesslich der Staatlichen, die doch am Tariiver- 
trage mitbeteiligt waren, wohl ohne jede Ausnahme über diese 
Zeit hinaus die Gehaltsbezüge fortlaufen lassen. Auch aus 
unserer Angestelltenschaft wurde uns damals die Mitteilung, 
dass eine ganze Reihe von grossen Verwaltungen in der Regel 
ein halbes Jahresgehalt beim Todesfall eines bewährten Ange- 
stellten an die Hinterbliebenen zur Auszahlung bringen. Eine 
vertragliche Abmachung auf sechs Monate war nicht möglich, 
Bei einer vertraglichen Abmachung auf drei Monate hätten 
wir einen grossen Teil der Angestelltenschait bewusst ge- 
schädigt, so dass wir uns entschlossen, von einer tariivertrag- 
lichen Festlegung in diesem Fall völlig Abstand zu nehmen, 
und es der sozialen Einsicht der. Arbeitgeberschaft im guten 
Glauben überliessen, ihre bisherigen . Gepflogenheiten beizu- 
behalten. 

Wir stellen weiterhin fest, dass es dem Staatlichen Berg- 
fiskus vorbehalten. bleibt, uns den Beweis dafür zu erbringen, 
dass wir uns in unserer Annahme und. unserer entgegenkom- 
menden Haltung gröblich getäuscht haben. ' 

Gewohnt, lediglich auf Rechtsatsprüche uns zu Stützen, hal- 
ten wir es nicht für unsere Aufgabe, für die Hinterbliebenen 





fast ı 


‚jolgenden Antrages: IR“ NER Era ee 
„Die Revierkonferenz des Butab beauftragt die Verhandlungskommission, 
an einer einheitlichen Forderung ‚von 7200,— M. als jährliche Zulage für alle 


des Kollegen Fleischfresser ein Gnadengeschenk, »zu, erbitten. 


“Wir hielten uns lediglich für verpflichtet, diese der Vergangen- 


heit angehörenden Dinge äktenmässig "festzulegen. "Wir be- 

halten uns eine gelegentliche mündiiche Stellungnahme dazu vor. 
Bund der technischen Angestellten und Beamten 

gez. Wenzel“ ; | 


„Staatl. Bergwerksdirektion. Hindenburg, den 20. August 1921. _ 


Zum Schreiben v. 13. August 1921 


— 0.V. Zaborze Mi. F. — 

Wir bemerken zunächst, dass es u. E. in keiner. Weise dazu 
beitragen kann, die Arbeit der Verwaltung mit den Organisa- 
tionen zu erleichtern, wenn die Erörterung von Angelegenheiten 
in derart unsachlicher Weise erfolgt, wie es in Ihrem oben- 
genannten Schreiben der Fall ist. Wir werden in Zukunft auf 
Schreiben, die in dieser Form abgefasst sind, nicht mehr ant- 
worten. j 

Sachlich bemerken wir folgendes: 

Dem Techniker Fleischfresser standen nach seinem frühe- 
ren Dienstverhältnis keine Hinterbliebenenbezüge zu. Es kann 
deshalb auch in keiner Weise davon die Rede sein, als ob wir 
von „bisherigen Gepflogenheiten“ abgegangen wären. » 

Im Gegenteil, da nach $ 24 des Tariivertrages lediglich 
bisherige über den Tarifvertrag hinausgehende „Vergünsti- 
gungen weitergewährt werden konnten, waren wir grundsätz- 
lich nicht in der Lage, deu Hinterbliebenen des Technikers 
Fieischfresser über den Tod des Angestellten hinaus das Gehalt 
zu zahlen. Wie Ihnen bekannt ist, sind wir als Staatswerk in 
der Bewilligung von Geldern ohne rechtlichen Grund auf be- 
stimmte Unterstützungsfonds angewiesen. Als solcher kann für 
den vorliegenden Fall lediglich der Unterstützungsfonds der 
Berginspektion II in Zaborze in Betracht kommen, der zurzeit 
noch die friedensmässige Höhe.von nur 1500 M. aufweist und 
für etwaige Unterstützungen der Arbeiter und Angestellten der 
gesamten Berginspektion II — etwa 10000 — bestimmt ist. 
Die Erhöhung dieses Fonds für das laufende Etatsjahr ist von 
uns beantragt worden, aber infolge der bisherigen Nichtverab- 
schiedung des preussischen Etats noch nicht genehmigt worden. 
Es konnte daher bisher der Witwe lediglich der Betrag von 
50 M. ausgezahlt werden. 

Was Ihre Berufung auf Herrn Oberbergrat Schwantke an- 
betrifft, so hat sich Herr Oberbergrat Schwantke nach seinen 
Angaben an den Debatten über die Gewährung von Hinter- 
bliebenenbezügen nicht beteiligt und auch niemals behauptet, 
dass der Bergfiskus Hinterbliebenenbezüge früher allgemein 
gezahlt habe. Lediglich, um den ohne ‚sachliche Prüfung von 
Ihnen aufgestellten Bemerkungen zu begegnen, erwähnen wir, 
dass Herr Oberbergrat Schwantke persönlich Schritte unter- 


nommen hat, um die auf Grund der Versicherungsbestimmungen 


gegebenen Ansprüche der Hinterbliebenen in weitestgehendem 
Masse durchzusetzen. In Vertretung: 
gez. (Unterschrift). 


Kommentar überflüssig. 


Aus den Fachgruppen 


Fachgruppe Lausitz. Wie bereits in Nr. 34 des „T. G.“ be- 
richtet, fand am Sonntag, den 4. September, der Bezirksfach- 
gruppentag der Fachgruppe Bergbau 
kohlenreviere des Gaues Brandenburg statt. Vormittags 10 Uhr 
sprach der Gauleiter Koll. Scholz in öffentlicher Versamm- 
ling über „Die Neuregelung der Angestelltenversicherung“. 

Nachmittag '%3 Uhr begannen die Beratungen der Fach- 
gruppenvertreter; hierzu waren auch Kollegen des D. W. V, zu- 
gezogen. Die Beratungen beschäftigten sich zunächst mit der 
Neuregelung des Knappschaftswesens hinsichtiich : der  Ange- 
stellten. Es wurde hierzu folgende Entschliessung angenoinmen: 

„Die Revierkonferenz der Vertrauensleute des Bundes der technischen An- 


gestellten und Beamten fordert auf Grund einer Besprechung des Entwurfes 
zur Reichsknappschaftsversicherung, dass die Durchführung der Ve:sicherung 


ohne Unterschied zwischen Angestellten und Arbeitern auch hinsichtlich der 
Knappschaftsältesten und Aeltesten-Sprengel erfolgt. Zu fordern ist ferner freie 
Aerztewahl, unbehinderte Inanspruchnahme von Spezialärzten, Eingliederung 


aller Werkskassen in die allgemeine Versicherung, Reorganisation der Kranken- 


hauspflege. ’ 
Für den Aufbau der Seibstverwaltungskörper und die Durchführung der 


Wahlen dazu müssen Arbeiter und Angestellte in allen Revieren zusammengehen.“ 


Grosse Aufmerksamkeit brachten die Vertrauensmänner der 
Allgemein vorherrschend 
war der Standpunkt, dass die zurzeit eingetretene Teuerung 
alle Angestellten gleichmässig trefie und infolgedessen allen 


Tariigruppen eine gleichmässige Zulage gewährt werden müsse, 


Frörterung der Tarifirage entgegen. 


Diese einhellige Meiming fand Ausdruck in der Annahme nach- 


Klassen festzuhalten.“ 


u 
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Wirtschaftsfragen 


Kohlenpreise, Wir bringen nachstehend die ab 1. Sep- 
tember d. J. geltenden wichtigsten Kohlenpreise .für einige Re- 
viere. Wenn auch manches Mitglied der Ansicht sein mag, 
diese ausführlichen Angaben seien nicht notwendig, so "ind wir 
der gegenteiligen Meinung. Wir haben jetzt in den Selbst- 
verwaltungskörpern der Kohlenwirtschaft über die Höhe der 
Kohlenpreise.  mitzuentscheiden. Wir tragen damit eine Ver- 
antwortung, die angesichts der grossen Folgen einer Kohlen- 
verteuerung ausserordentlich gross ist und die aller Wahr- 
scheinlichkeit nach von den Gegnern der Kohlenpreisverteuerung 
— und deren Zahl ist überaus gross — dazu benutzt werden 
wird, von uns Rechenschaft zu fordern. Ausserdem hängen 
die Kohlenpreise und die Lohnhöhe eng miteinander zusammen, 
so dass die Veröffentlichung der Kohlenpreise es unseren 
Kollegen ermöglicht, sich ein Bild über die Lage zu machen. 
Es werden sich in den nächsten Monaten sicher noch im Berg- 
bau Dinge ereignen, bei deren Besprechung es von ausser- 
ordentlicher Bedeutung ist, wenn unsere Mitglieder in der Lage 
sind, diese wirtschaftlichen Zusammenhänge zu erkennen. 


Vom 1. September ab gelten folgende Kohlenpreise: 
I. Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat. 
Fettkohlen: 


Förtergruskohlen . . 249,10 M. gew. Nus II. „ . . . 340,50 M. 
Förderkohlen?, .. ,.... 25390, zew..Nuss IE. 7.70 340,50 „ 
Melierte Kohlen . . . . 268,50 „ gew Nuss IV SEELEN 328,50, 
Bestmelierte Kohlen . 284,70 „ gew. Nuss V. .. ... 31640 „ 
Stückkohlen . . .. 333,10 „ Kokskohlen 258,90 ,, 
BEWINUSSEL ra 340,50 „ 
Gas- und Gasflammkohlen: 
Fördergruskohlen . %. . 249,10 M. gew. Nuss Il... . . 340,50 M. 
Flammförderkoblen . 253,90 „ gew. Nuss II. #340;50 : ,, 
Gasflammförderkohlen . 266, 5° gewsNuss IV, 2002, 8032850 „ 
Generatorkoblen . . . „ 27580 „ gew Nus V. .......31640 „ 
Gasförderkohlen . „ „ . 288,— „ : Nussgruskohlen DA, 
Stückkohlen I TER 333,10 „ gew. Feinkohlen 20,201.298,00 ;,, 
gew. Nuss 1 .. . 340,50 „ 
Esskohlen: 
Fördergruskohlen 249,10 M. gew. Nuss I nee 373,80 M. 
Förderkohlen 25. 0% 251,50 „ gew. Nuss I. 5 373,80 ,. 
Förderkohlen 35 °/, 253,90 „ gew. Nuss Il. 202353527,80.. ,; 
Bestmelierte 50 %, . 284,70 „ gew. Nuss IV, 2.782850 
Stückkohlen . . . 333,70 „ Feinkohlen. . . . . .. 24410 „ 
Magerkohlen (östliches Revier): 
Fördergruskohlen 24910 M. gew Nuss I er 380,30 M. 
Förderkohlen 25 %, 251,590 „ gew Nus II . 380,30 „ 
Förderkohlen 35 %/, 253,90 „ gew Nuss II. 359,50 „ 
Bestmelierte 50 0), » 275,— „ gew. Nuss IV 2528... 
Stückkohlen 342,20 „ ungew. Feinkohlen . . . 239,30 „ 
Magerkohlen (westliches Revier): 
Fördergruskohlen 246,50 M. gew. Anthrazit Nuss II 418,20 M. 
Förderkohlen 25 °%, 251,50 „ gew. Anthrazit Nuss III 312.90: „ 
-Förderkohlen 35 %, 253,90 „ gew. Anthrazit Nuss IV 308,60 „ 
Melierte 45 %%, 265,80 „ ungew. Feinkohlen . . 236,80 „ 
Stückkohlen 34280 „ gew. Feinkohlen . 241,70 „ 
gew. Anthrazit Nuss I 372,10 „ 
Schlamm- u. minderw. Feinkohlen: 
‚minderw. Feinkohlen 96,50 M. Mittelprodukte und Nach- 
Schlammkohlen . . x x. 9%9— waschkohlen „ . . . 65,—M. 
Feinwaschberge . . . 30,90 „ 
Koks: x 
Croskoks I. ... 369,80 M.. Brechkoks IV. . .. . ... 362,40 M. 
Groskoks I . . . . 367,30 „ Koks, halb ges. und halb 
Grosskoks IT . . „2. 365,— n DeDr a rl „ 
Giessereikoks © . « . . 384,50 „‘ Knabbel- und Abfallkoks . 382,80 „ 
Brechkoks I... . 440,60 „ Kleinkoks, gesiebt . . „ 380,10 „ 
Brechkoks I . „. „ . . 440,60 „. Perlkoks, gesiebt . .’. 362,40 „ 
Brechkoks II .- 2 „ . . 411,10 „  Koksgrus- . 2.0. 27.145,60 „ 
Briketts: 
IcNlassere 2. 367,60 M. Il. Klasse . . 2 « . . 364,10 M. 


HKlas 270 300,30 
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3. Jahrgang 


II. Niedersächsisches Kohlensyndikat: 


1. Gesamtbergamt in Obernkirchen: 
Schmiedekohlen . . . 322,— M.. Tiefbauförderkohlen 227,50 M. 


2. Preussische Berginspektion in Barsinghausen: 
Förderkohlen . . . . . 27810 M. 


3. Preussische Berginspektion| in Ibbenbüren: 
Ibbenbürener Förderkohlen 278,60 M. Püsselbürener Förderkohlen 264.20 M 


Nusskohlen I... „352,20 „ Briketts, 3 kg. 430,60 „ 
4. Steinkohlenbergwerk Osterwald: 
Förderkohlen . 74,4 277;,10.M. 
5. Steinkohlenbergwerk in Münchehagen: 
Förderkohlen . 2 285,30 M. 


6. Kohlenbergwerk Minden, G,m.b.H, Minden i. W.: 


Förderkohlen . 297,90 M. 

7. Steinkohlenwerk bei Löbejün: 
Förderkohlen . 303,30 M. Briketts, 1,5 kg . . . 468,70 M. 
Stückkohlen . . 373,90 „ 


Il. Für den Eschweiler Bergwerksverein im Aachener Steinkohlen- 
A revier. 


Magerkohlen: 


L. Sorte = Stücke 344,60 M. Anthrazitnuss I...» 418,60 M. 
Ul.Sorteb=GrusDm20mm 253,40 „ Feinkohlen. . 2 2 2... 285,90 „ 
Halbfettkohlen: 

Nr. 2. 416,— M. 

Fettkohlen: 
A 394,— M. Giessereikoks , . . 426,— M, 
Hochofenkoks , , 417,— „  Brechkoks I/ll. 454,— „ 


IV. Für die Gewerkschaft Zeche Nordstern im Aachener Steinkohlen- 
revier. 


Förderkohle 400,50 M. Grosskoks „2... 2... 520,50 M- 
Gewaschene Nuss- und 
Kokskohle 469,90 „ 


Deutschlands Energiequellen. Ueber die technisch-wirt- 
schaftliche Bedeutung der verschiedenen Energiequellen unseres 
Landes herrschen noch vielfach ganz falsche Ansichten. Die 
Wasserkraft, sowie die Bedeutung von Braunkohle und Torf 
wird ganz gewaltig überschätzt, vor allem auch ihre Entwick- 
lungsfähirkeit. Aufklärend wirkt eine Tabelle, die Geh.-Rat 
Klingenberg nach Angaben von Dipl.-Ing. Buth im 
Reichswirtschaftsrat vortrug. 

Um einen Vergleich zu ermöglichen, müssen wir die ver- 
schiedenen Energieformen in derselben Einheit ausdrücken. 
Hierzu ist in der Aufstellung die Tonne Steinkohle gewählt, in- 
dem gesetzt wurde: 


1 Tonne Steinkohle = 3,14 Tonnen Braunkohle —=2,97 Tonnen 
Torf = 0,735 Kilowattstunden Wasserkraft. 

1 Tonne Steinkohle = 3,14 Tonnen Braunkohle = 2,97 Tonnen 
Vorräte Einheiten Anteil 

v. Hundert 
305 Milliarden Tonnen Steinkohle. . ... ..305 95,3 
14,3 ” * Braunkohle ".. , . 4,2 1,3 
0,85 A Rx ort Er 0,34 0,3 
0 x Kwst. Wasserkraft . . 10,3 33 
319,84 100,0 

Die Steinkohlenvorräte sind hierbei bis zu 2000 Meter 


Tiefe gerechnet, bei nur 1000 Meter ergibt sich etwa die Hälfte. 
Bei den Wasserkräften ist eine Ausnutzung von 1000 Jahren zu- 
grunde gelegt, entsprechend der voraussichtlichen Lebensdauer 
der Steinkohlenvorräte. 


Knappschaftliches 


Hinzuziehung von Angestelltenvertretern bei Renteniest- 
setzungen. Nachdem bekannt geworden war, dass die Sektion 2 
der Unfallberufsgenossenschaft in Bochum beabsichtigt, in Zu- 
kunft bei Rentenfestsetzungen Arbeitervertreter zuzuziehen, 
stellte unsere Gauverwaltung Rheinland-Westfalen bei der Sek- 
tion den Antrag, bei Rentenfestsetzungen für Angestellte auch 
Angestelltenvertreter zuzuziehen. Dieser Antrag ist nın von 
der Sektion 2 an die Knappschafts-Berufsgenossenschaft in 
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Berlin weitergegeben worden, weil die Frage der Zuziehung 
von Versichertenvertretern zur Rentenieststellung nach einer 
Anweisung des Reichsversicherungsamtes gleichmässig für alle 
Sektionen durch die Satzungen geregelt werden soll. Wir haben 
von der Zentrale aus diesen Antrag nachdrücklich unterstützt, 
weil ja die Angestellten ein grosses Interesse daran haben, dass 
in Zukunft bei der Renteniestsetzung. Personen gehört werden, 
die eine umfassende Kenntnis der Tätigkeit der. Angestellten 
und der Ursachen, die zu Unfällen führen können, aufweisen; 
denn nur auf diese Weise kann es möglich sein, ein sgerechtes 
Urteil zu fällen. Wie uns bekannt geworden ist. soll die Be- 
schlussfassung über diese Satzungsänderung bereits in der 
nächsten Genossenschaftsversammlung erfolgen. Wir werden 
die Kollegen von dem Ergebnis unterrichten. 


Betriebsräte 


Reviersteiger, die aus dem Betriebsausschuss ausscheiden, 
haben gemäss Ziffer 12 Abs. 3 der Richtlinien zum Betriebs- 
rätegesetz vom 10. Juli 1920 Anspruch auf die Wiederzuteilung 
eines Reviers. Die Verwaltung der Zeche „König Ludwig -4/5“ 
war jedoch anderer Ansicht. Sie übergab dem aus dem Be- 
triebsrat ausgeschiedenen Reviersteiger W. kein Revier, son- 
dern teilte ihn der Nachtschicht zu. Das durch Neuwahl des 
Betriesbrats freigewordene Revier übergab sie einem dienst- 
jüngeren Steiger. Obschon die Verwaltung der Zeche vom 
Reichskommissar' aufgefordert würde, den Richtlinien zu ent- 
sprechen, erklärte sie die Voraussetzung für die Wiederüber- 
tragung des Reviers an Steiger W. nicht für gegeben. Der An- 
‚ gestelltenrat wandte sich nun an den Schlichtungsausschuss 
Recklinghausen, der am 5. August d. J. folgende Entscheidung 
fällte: 

„In der Streitsache des 
Zeche „König Ludwig 4/5“, 
an den Steiger W., hat der 
Schiedsspruch gefällt: 

Die Voraussetzungen für die Wiederübertragung seiner früheren 
Tätigkeit an den. Reviersteiger W. nach seinem Ausscheiden ‚aus dem 
Betriebsrat haben vorgelegen. Demgemäss war das erste freigewordene 
Revier, und zwar das des Steigers M., dem Steiger W. zu übertragen.“ 


Der Schiedsspruch wurde von beiden Parteien anerkannt. 
Diese Entscheidung ist für unsere Betriebsräte ausserordentlich 
wichtig, weil auch verschiedene andere Zechenverwaltungen die 
Richtlinien zum Betriebsrätegesetz absichtlich falsch auslegen. 


Betriebsrats gegen die Verwaltung der 
wegen Wiederübertragung des Reviers 
Schlichtungsausschuss heute folgenden 


Wie Zechendirektoren und Bergrevierbeamte das Betriebs- 
rätegesetz auslegen. Bei der diesjährigen Betriebsratswahl für 
die Hauptverwaltung der Gewerkschaft Ewald in Herten fühlten 
sich. vier Direktoren dieser Zeche veranlasst, von dem Wahl- 
vorstand zu verlangen, in die Wählerliste mit aufgenommen zu 
werden, Mit dem gleichen Recht hätten aber diese vier Direk- 
toren verlangen können, in den Angestellten- bzw. Betriebsrat 
hineinzewählt zu werden. Die Herren hätten dann die Mög- 
lichkeit gehabt, in den Angestelltenratssitzungen mit sich selbst 
zu verhandeln. Eine schlimmere Verhöhnung des Betriebsräte- 
gesetzes ist wohl kaum zu denken. Selbstverständlich lehnte der 
Wahlvorstand dieses Ansinnen der Direktoren strikte ab. Die 
Ablehnung der Aufnahme in die Wählerliste veranlasste nun die 
Herren Direktoren, sich beschwerdeführend an den zuständigen 
Bergzrevierbeamten zu wenden und die Ungültigkeitserklärung 
der getätigten Wahl zu fordern. Der zuständige Revier- 
beamte des Bergreviers Ost-Recklinghausen 
erklärte die Wahl für ungültig, weil die 
Zechendirektoren gemäss $ 12 B.R.G. wahlbe- 
rechtigtseien, da keiner von ihnen Mitglied des Gruben- 
vorstandes sei. Der Wahlvorstand erklärte sich selbstverständ- 
lich mit dieser Entscheidung des Bergrevierbeamten nicht ein- 
verstanden, sondern wandte sich beschwerdeführend an die 
nächste Instanz, an das Preussische Oberbergamt in Dortmund. 
Dieses fällte unter dem 28. Juli d. J. nachstehende Entscheidung: 

„Auf die Beschwerde des Wahlvorstandes für die Wahl zum Be- 
triebsrat der Hauptverwaltung der Gewerkschaft des Steinkohlenberg- 
werks „Ewald“ vom 13. Mai 1921 gegen die Entscheidung des Berg- 
revierbeamten des Bergreviers Ost-Recklinghausen vom 18. April 1921 
— ].-Nr. 1363 — wird unter“Aufhebung der letzteren, die am 15. März 
1921 getätigte Wahl des Angestelltenrates für die Hauptverwaltung, der 
genannten Gewerkschaft für gültig erklärt. ($ 99, 103 des Betriebs- 
rätegesetzes in Verbindung mit den Preussischen Ausführungsbestim- 
mungen des Handelsministers zum Betriebsrätegesetz vom 8. März 1920 
zu $ 103.) 

Gründe. Am 15. März d. J. fand die Betriebsratswahl für die 
Angestellten der Hauptverwaltung der Gewerkschaft „Ewald“ in Herten 
statt. Die Bergwerksdirektoren Elbert, Lachenwitz, Bergassessor a. D. 
Röttger und Gerichtsassessor a. D. Merz haben gegen die Wählerliste 
zu dieser Wahl Einspruch erhoben und Aufnahme in diese beantragt, 
da sie sich gemäss $ 12 Abs. 2 des Betriebsrätegesetzes für wahlberech- 
gt hielten. Der Wahlvorstand hat diesen Einspruch als unbegründet 
abgewiesen. Daraufhin haben die vier obengenannten Direktoren die 


„von juristischen Personen- seien. 


Wahı im ganzen angefochten und die Entscheidung des zuständigen 


Revierbeamten des Bergreviers Ost-Recklinghausen angerufen. Dieser 
hat in seiner Entscheidung vom 18. April den: Einspruch für be- 
ündet und die Wahl für ungültig erklärt. Er hat diese Entscheidung 
amit begründet, dass die vier Direktoren Angestellte im Sinne 
des $ 12 a. a. O. und ‘somit wahlberechtigt gewesen seien. Auch 
fielen sie nicht unter den Abs. 2 dieses Paragraphen, wonach Nicht- 
angestellte nur die Vorstandsmitglieder und die gesetzlichen Vertreter 
Die Gewerkschaft „Ewald“ sei eine 
juristische Person, ihr gesetzlicher Vertreter sei der, Grubenvorstand, 
diesem aber gehöre keiner der‘ Direktoren ‘an. "Auch die weiteren 
Voraussetzungen dieses Paragraphen für ‚ die Eigenschaft als Nicht- 
angestellte .träfen auf diese nicht zu, da sie weder als Geschäfts- 
führer, noch als Betriebsleiter zur selbständigen Einstellung und Ent- 
lassung von Arbeitnehmern berechtigt seien, noch Prokura oder Ge- 
neralvolimacht ' besässen. Gegen diese 
beamten hat der .Wahlvorstand -form- und fristgerecht Beschwerde -beim 


Entscheidung des ' Bergrevier- 


Oberbergamt eingelegt und Aufhebung der Entscheidung beantragt mit’ 


der Begründung, dass die vier 
schaft besässen, da jeder von ihnen befugt sei, mit einem zweiten Direk- 
tor zusammen verbindlich zu zeichnen; ferner seien die Direktoren 


Direktoren Arbeitgebervertretereigen-, 


sämtlich Vorgesetzte aller übrigen Angestellten der Hauptverwaltung. 


Sie hätten an ‘den Sitzungen des Angestelltenrates als Vertreter der 
Gewerkschaft teilgenommen, gbenso die Gewerkschaft bei Streitfällen 
vor dem Schlichtungsausschuss vertreten. 

Die Beschwerde ist begründet. 
ergeben haben, ist jeder der vier Direktoren durch den Gruben- 
vorstand ermächtigt worden, für die Verwaltung der Gewerkschaft in 
Gemeinschaft mit einem der übrigen Direktoren verbindlich zu zeichnen. 
Diese Ermächtigung ist nach aussen ohne jede Einschränkung erteilt. 
Auf Grund dieser Ermächtigung, insbesondere aber auch nach dem 
Masse der den vier Direktoren tatsächlich beigelegten Selbständigkeit 
und der Bedeutung des ihnen unterstehenden Geschäftskreises müssen 
diese entsprechend dem Sinne des $ 12 Abs. 2 des, Betriebsrätegesetzes 


als Geschäftsführer oder Betriebsleiter” angesehen werden, die „inso-; 


weit Generalvollmacht“ besitzen. Sie können infolgedessen nicht als 
Angestellte im Sinne des $ 12 Abs. 1 des Betriebsrätegesetzes gelten 
und sind für die Wahlen ‘des Betriebsrates weder wahlberechtigt, noch 
wählbar. Ihre Aufnahme in die Wählerliste ist daher von dem Wahl- 
vorstand mit Recht abgelehnt worden. 

Für die Richtigkeit dieser Auffassung spricht auch die Entstehungs- 
geschichte des $ 12 des Betriebsrätegesetzes und der Wille des Gesetz- 
gebers. Es wird hierzu auf den Schiedsspruch Nr. 1 des vorläufigen 
Wirtschaftsrates vom 30. November 1929 (abgedruckt im „Reichsarbeits- 
blatt“ Jahrgang 1921, Nr. 18) verwiesen, in dem es in der Begründung 
unter anderem zutreffend heisst: 

Die Ausnahmebestimmung des $ 12 Abs. 2 B.R.G. hebt die oberste 
Schicht ‘der Angestellten aus der Interessenvertretung der Arbeitnehmer 
deshalb heraus, weil sie selbst in erster Linie die Obliegenheiten des 
Unternehmers erfüllt und allen Arbeitnehmern gegenüber den Arbeit- 
geber darstellt und vertritt. Im Sinne des Gesetzes sollen deshalb 
solche Personen nicht als Angestellte gelten, die dem Arbeitgeber 
nahestehen und von denen daher eine Gleichheit der Interessen mit 
den übrigen Arbeitnehmern nicht vorauszusetzen ist. Die Betriebs- 
vertretung soll eihe reine Interessenvertretung der Arbeitnehmer sein. 
Dieser Grundsatz ist festzuhalten, und weder Wünsche der Arbeit- 
geber noch der. Arbeitnehmer, die im Einzelfalle von verschiedenen Be- 
weggründen geleitet sein werden, sind bei der Auslegung dieser Aus- 
nahmebestimmung zu berücksichtigen. 

Nach alledem war die Entscheidung des Bergrevierbeamten auf- 
zuheben und die am 15. März 1921 getätigte Wahl des Angesteliten- 
rates”für gültig zu erklären, 


Dortmund, den 28. Juli 1921. 
Preussisches Oberbergamt. gez. Overthun 


Gewerkschaftsarbeit 


Neue Gehaltsfestsetzungen im Ruhrrevier. In der am 7. Sep- 
tember 1921 mit dem Zechenverband in Essen stattgehabten 
Verhandlung über die Neuregelung der Angestelltengehälter 
boten die Arbeitgeber zunächst eine Erhöhung der Grund- 
gehälter um 13 Prozent, eine Erhöhung des Kindergeldes um 
50 Prozent und eine Erhöhung der Mietentschädigung in den 
drei Klassen auf 80 M., 90 M. und 100 M. Die Angestellten for- 


Wie die angestellten Ermittlungen 


derten dagegen einen festen Zuschlag für sämtliche Gehalts- 


gruppen von 450 M. und eine Erhöhung des Hausstandsgeldes 
um 100 M. Die Verhandlungen, die sich äusserst schwierig ge- 


stalteten, ergaben zuletzt Uebereinstimmung über folgende Neu- 


festsetzung der Gehaltsbezüge: 

Es erfolgt eine Erhöhung sämtlicher Grundgehälter um 
16 Prozent: das Kindergeld wird um 50 Prozent, die Miet- 
entschädigung für die drei verschiedenen Ortsklassen auf 
80 M., 90 M. und 100 M. erhöht. Die Lehrlinge erhalten 400 M. 
bzw. 450 M. bzw. 500 M. bzw. 600 M. Entschädigung. 

Alle unter 20 Jahre alten Angestellten erhalten jetzt 
400 M. (statt bisher 300 M.) weniger, als das erhöhte Tarif- 
gehalt beträgt. 

Diese Gehaltsregelung tritt mit dem 1. September 1921 
in Kraft. 


Seitens unserer Gaugeschäftsstelle Rheinland-Westfalen 
wird uns noch mitgeteilt, dass die Auszahlıng der neuen Ge- 
hälter, deren Höhe wir im einzelnen demnächst veröffentlichen 
werden, zum 30. Septernber gesichert ist. 
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Aus dem Berufe 


Bei Antritt einer neuen Stellung ist grösste Vorsicht am 
Platze. In letzter Zeit sind Fälle bekannigeworden, wo Berg- 
schüler nachbestandenem Bergschulexamen nicht 
als Steiger, sondern als Aufsichtshauer angestellt 
wurden. Das lag daran, dass die betreffenden Kollegen ohne 
bestimmte schriftliche Abmachungen — vielfach auf mündliche 
Zusicherung des Betriebsführers — ihre Stellung antraten. 
Nach der Anstellung blieb die übliche Verpflichtung durch die 
Bergbehörde aus, und am Schlusse des ersten Monats stellte 
sich heraus, dass diese Leute nach Ansicht der Zeche nicht als 
Aufsichtspersonen galten, sondern als Schichtlöhner "bezahlt 
wurden. Der Angestelltenrat kann in solchen Fällen wenig tun, 
weil ihm die Vertretung von Schichtlöhnern nicht obliegt, und 
so sind die Kollegen dann durch ihre eigene Schuld dem Zechen- 
kapital auf Gedeih und Verderb ausgeliefert. Es entstehen 
Schwierigkeiten, die dem Angestellten oit seine zukünftige Lauf- 
bahn vollständig zerstören. . Das darf nicht sein. Der Ruhr- 
tdrii vom 24. Januar 1921, protokollarische Erklärung zu Haupt- 
gruppe ], sieht ausdrücklich folgende Bestimmung vor: „So- 
weit Bergschüler ‚nach bestandenem Berg- 
schulexamen angestellt werden, sind sie als 
Steiger anzustellen.“ Beachte also jeder Kollege bei 
der ersten Anstellung die vorstehende Bestimmung, ohne auf 
DE NERDe nichtssagenden mündlichen Versprechungen einzu- 
xehen! 


Nochmals $ 43 der B.P.V. Unter der Ueberschriit „Die 

Bergbehörde und die Bergwerksverwaltungen vereint gegen die 
Angestellten“ erhalten wir von Kollegen B., Altenessen, ein 
Schreiben, aus dem wir nachiolgendes wiedergeben: 
\ „„ „Diese ‚Aufsichtsperson (die den Sohlendienst zu versehen. hat) 
muss nun nach Ansicht der Werksleitung ein Steiger sein. Es steht 
doch einwandfrei fest, dass es auch noch andere Aufsichtspersonen 
in der Grube gibt, als Steiger. Auch der Fahrsteiger ist eine Auf- 
sichtsperson. Ebenso können zu dem erwähnten Zweck eigens hierzu 
bestimmte Aufsichtspersonem herangezogen werden... 

‚..Den betreffenden (nämlich den von der Bergbehörde zur An- 
zeige gebrachten) Steigern ist zu raten, in Ruhe abzuwarten, was 
da kommt. Vor dem ordentlichen Gericht mögen sie sich auf $ 78 
Ziff. 1 und 2 B.R.G. (Durchführung des Tariivertrages und Festsetzung 
der Arbeitszeit) berufen. Ferner auf $ 80 B.R.G. (Mitwirkung bei 
Dienstvorschriften) Dann wollen sie auf den Entscheid des Schlich- 
tungsausschusses zu Arnsberg vom. 21. Mai 1921 hinweisen, der da 
jautet: Die Ausserachtlassung der Anordnung der Werksleitung durch 
die beteiligten Arbeitnehmer ist nicht strafbar. Die verhängten Ord- 
nungsstrafen sind nicht gerechtfertigt, da die betreffende Anordnung 
von der Werksleitung ohne Vereinbarung mit dem Betriebsrat getroffen 
und nach Tarifvertrag sowie Gesetz unzulässig war... 

Auch wollen die Steiger den weiteren Entscheid vom Schlichtungs- 
ausschuss zu Arnsberg ebenfalls vom 21. Mai 1921. anziehen. Entscheid: 
S 78 Ziff. 1 und 2 B.R.G, Durchführung des Tarifvertrages und Fest- 
setzung der Arbeitszeit: „Die Festsetzung der Arbeitszeit für Ueber- 
arbeit ohne Zustimmung des Betriebsrats. ist nicht zulässig. Dies ist 
sowohl nach $ 78 B.R.G. als auch im besonderen Falle infolge der 
tarifvertraglichen Abmachungen erforderlich.“ Nun darf angenommen 
werden, dass auf jeder Schachtanlage zum mindesten seit Inkrafttreten 
des Betriebsrätegesetzes zwischen Betriebsleitung und Angestelltenrat 
eine Vereinbarung über die Arbeitszeit bzw. welche Arbeiten inner- 
halb der tariflich festgelegten Arbeitszeit zu leisten sind, getroffen 
worden ist. Ist in dieser Vereinbarung der Sohlendienst nicht be- 
nannt, so ist eine Bestrafung doch wohl ausgeschlossen, wenn die 
Steiger der Anordnung der Verwaltung bezügıich des Sohlendienstes 
nicht Folge leisten. Immerhin hat die Verwaltung erst die Zustim- 
mung des Angestelltenrats zu dieser Anordnung einzuholen.“ 


Aus dem Schreiben geht zunächst wieder einmal hervor, 
dass der Ruf nach Verantwortlichmachung der Fahrsteiger aus 
allen Schichten unserer Grubenbeamten immer lauter wird. Wir 
werden auch in unserer Eingabe an das preuss. Handelsministe- 
rium auf die völlig unmögliche Stellung der Fahrsteiger hin- 
weisen und hoffen, dass man diesem Ruf Gehör schenkt. 

Dann muss aber noch auf eins hingewiesen werden: Die an- 
geklagten Kollegen werden nämlich insofern einen schweren 
Stand haben, als vor dem Gericht die Vorschrift der Bergpolizei- 
verordnung über das Tarifrecht gehen wird. Es wirdalso nur auf 
dem Verhandlungswege eine Abänderung der Massnahme mög- 
lich sein, und da hat der Schreiber obiger Notiz einige brauch- 
bare Fingerzeige gegeben, welche Wege zur Ausübung des 
Sohlendienstes eingeschlagen werden können. 


Anwerbung für Spitzbergen. Das Reichsauswanderungsamt 
Berlin teilt folgendes mit: 

„Zur Ausbeutung der Kohlenfelder auf Spitzbergen «waren 
Im vergangenen Jahre eine Anzahl Bergarbeiter von einer aus- 
ländischen Kohlengesellschaftt angeworben worden, die als 
Saisonarbeiter den Sommer über auf Spitzbergen arbeiteten 
und mit Einsetzen der kälteren Jahreszeit im September wieder 
nach Deutschland zurückkehrten. Da die Ausrüstung der Berg- 


‘ „arbeiter, ihre Unterbringung und Verpflegung, soweit hier be- 


kannt wurde, einwandfrei und- die Lohnsätze befriedigend 
waren, so dass die Arbeiter Ersparnisse machen konnten, so 
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war vom Standpunkt deutscher Arbeitnehmer gegen eine son- 
merliche Saisonarbeit auf Spitzbergen auch vom gesundheit- 
lichen Standpunkt aus nichts einzuwenden, wenn von vorn- 
herein nur gesunde Leute nach Spitzbergen gingen. 

In diesem Jahre hat nun die N. V, Nederlandsche Spitz- 
bergen-Compagnie, Rotterdam, etwa 170 bis 200 Bergleute an- 
geworben mit Verträgen, die die Arbeiter bis zum 30. Juni 1923 
verpfilichten, so dass die Arbeiter also zweimal auf Spitzbergen 
überwintern müssen. Gegen den Abschluss so langdauernder 
Verträge, die der ausländischen Firma wohl die Kosten für die 
mehrmaligen Transporte ersparen sollen, bestehen schon aus 
gesundheitlichen Gründen erhebliche Bedenken. Die hohe nörd- 
liche Lage der Inselgruppe bedingt klimatisch ungünstige Ver- 
hältnisse. Im Sommer verschwindet die Sonne nicht vom 
Himmel. Die Temperatur bleibt indes trotzdem niedrig. Sie ist 
in den Sommermonaten kaum 5 Grad Celsius, fällt indes häufig 
auch unter den Gefrierpunkt und übersteigt auch im Maximum 
an windstillen sonnigen Plätzen nur selten 12 Grad. Schon im 
September ist die Durehschnittstemperatur mehrere Grade unter 
Null, vom Dezember bis März in der Regel 16 bis 18 Grad, 
während die niedrigste Temperatur oft mehr als 30 Grad unter 
Null beträgt. Im Winter ist also der starken Kälte wegen ein 
regelmässiges Arbeiten im Freien unmöglich. Die Nichteinge- 
borenen verlassen darum Spitzbergen in der Regel auch im 
Herbst wieder, und nur wenige Norweger pflegten bisher dort 
zu überwintern. Es ist darum verständlich, dass das Leben 
auf Spitzbergen inmitten des ewigen Eises, bei dem Fehlen der 
Nacht im Sommer und bei der ständigen Dunkelh@it im Winter 
auf die Dauer sehr eintönig und niederdrückend ist. zumal die 
in der Heimat üblichen Anregungen und Abwechslungen fehlen, 
und schwere Schäden für die körperliche und geistige Gesund- 
heit mit sich bringen kann.“ 

Die „Bergarbeiterzeitung“ bringt nun, um zu zeigen, was 
den verführten Kameraden bevorsteht, und um Neugierige zu 
warnen, einige Paragraphen aus der Arbeitsordnung, aui 
welche sich die Spitzbergenabenteurer verpilichten müssen und 
die wir nachstehend wiedergeben: 

2 besagt: „Jeder Arbeitnehmer ist verpflichtet, alle Vor- 
schriften und Anordnungen der Gesellschaft und deren Beamten 
genau zu befolgen, gleichviel, in welcher Form dieselben er- 
folgen.“ 

Im $ 7 wird die Schichtzeit bestimmt. Es heisst da: „Die 
Dauer einer Schicht beträgt in der Regel 1. für die Arbeiter 
unter Tage acht Stunden, dazu zwei Ueberstunden, 2. für die 
Arbeiter über Tage zwölf Stunden, einschliesslich zwei Ruhe- 
pausen von je einer halben Stunde vor- und nachmittags und 
einer Mittagspause von einer Stunde. Bei vorhandener Gefahr 
für das Leben von Arbeitern oder für die Sicherheit und die 
ungestörte Unterhaltung des Betriebes und der Kolonie sowie 
in anderen Fällen ist jeder Arbeitnehmer verpflichtet, sobald er 
von einem Vorgesetzten dazu aufgefordert wird, länger als die 
regelmässige Schichtzeit zu arbeiten.“ 

$ 15 regelt die Entlassung wie folgt: „Ohne Einhaltung der 
Kündigungsfrist und ohne Ansprüche daraus seitens des Arbeit- 
nehmers kann entlassen werden: 1. wer sich die in 8.14 er- 
wähnten oder ähnliche schwere Vergehen zuschulden kommen 
lässt, 2. wer den Anforderungen des Klimas, des Betriebes, des 
Lebens in der Kolonie usw. nicht gewachsen oder nicht dazu 
geeignet ist oder das friedliche Leben in der Kolonie stört.“ 

Nirgends ist in dieser Arbeitsordnung von irgendwelchen 
Rechten der Arbeiter die Rede. Die Gesellschaft oder der Be- 
triebsleiter befiehlt, und die Arbeiter haben zu gehorchen, ganz 
gleich, was verlangt wird, es muss ausgeführt werden. Wenn 
aber ein Arbeiter durch die klimatischen oder auch andere Ver- 
hältnisse körperlichen Schaden erleidet, so wird er, ohne irgend- 
welche Ansprüche zu haben, einfach entlassen. 

Ueber Löhne, Gedinge und Strafenfestsetzung sagt $ 17 
folgendes: „Der Betriebsführer oder sein Vertreter trifft alle 
Betriebsanordnungen, setzt Löhne und Gedinge fest und ver- 
hängt Strafen; von letzteren ist, soweit sie nicht durch An- 
schlag bekanntgemacht werden, dem Betroffenen durch seinen 
nächsten Vorgesetzten Kenntnis zu geben. Den Arbeitnehmern 
gegenüber gilt jedes von einem Beamten der Zeche eingeräumte 
Gedinge als abgeschlossen.“ 

Da auch an Mitglieder unseres Bundes herangetreten wor- 
den ist, nach Spitzbergen zu gehen, teilen wir das Vorstehende 
mit. Es ist als sicher anzunehmen, dass die Angestelltenver- 
hältnisse ebenso vieles zu wünschen übriglassen werden; denn 
die Arbeitsverhältnisse der herangezogenen deutschen Arbeiter 
und Angestellten werden sich ähneln. 


Bildungsfragen 


Bergmännische Pilichtfortbildungsschulen sind im Juni d. ]. 
in 121 Schulorten im Oberbergamtsbezirk Dortmund mit insge- 
samt 245 Klassen eröffnet worden. Vorläufig ist nur die Unter- 
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stufe eingerichtet. Die Schulen sollen in drei Jahren ausgebaut 
sein und werden dann drei Stufen umfassen. Fragen des berg- 
männischen Berufes, der Unfallverhütung und wahrscheinlich 
auch Betriebsräte- und Knappschaftsfragen sollen in. der Mittel- 
und Oberstufe behandelt werden. Auf die Errichtung von Pflicht- 
fortbildungsschulen in den anderen Revieren wird hingearbeitet. 
Zum Unterricht sollen technische Beamte aus unseren Kreisen 
herangezogen werden. 


Jahresbericht der westfälischen Berggewerkschaftskasse. 
Nachdem durch die Bergschulreform auch unseren Kollegen 
eine Mitwirkung bei der Ausbildeng des Nachwuchses für un- 
seren Beruf gesichert ist, wird es erforderlich, dass besonders 
die Kollegen, die in den Kuratorien der Bergschulen sitzen, sich 
über die zu bearbeitenden Fragen klar werden. Dazu gehört, 
dass man sich auch über die Verhältnisse an anderen Berg- 
schulen zu orientieren versucht. Wir haben bereits hie und da 
im „Technischen Grubenbeamten“ Gelegenheit genommen, geeig- 
nete Richtlinien für die Arbeit unserer Funktionäre an den 
Bergschulen zu veröffentlichen, und werden diesen auch in Zu- 
kunft weitestgehende Unterstützung zuteil werden lassen. 

Nachstehend veröffentlichen wir einige Auszüge aus dem 
uns vorliegenden „Verwaltungsberichf der westfälischen Berg- 
gewerkschaftskasse zu Bochum für die Zeit vom 1. April 1920 
bis 31. März 1921“. Es dürfte bekant sein, dass z. Zt. die Berg- 
gewerkschaftskassen in den meisten Fällen die Träger des 
Bergschuluntegnehmens sind. 


Dem Jahresbericht entnehmen wir zunächst die Zusammen- 
stellung der Vermögensübersichtt vom 31. März 1921; dort 
finden wir 

5 311 330,51 M. Gesamteinnahmen 
4 051 726,95 „ Gesamtausgaben 


und 1259 603,56 M. Mehreinnahmen. 


Das entspricht bei 63 639,70 M. Schulden einem Reingewinn 
von 1195 963,86 M. 

Das Gesamtvermögen der B. G. K. betrug am 31. März 1921 
-einschl. der Grund- und Gebäudewerte, sowie der Versuchs- 
strecke in Verne und der magnetischen Warte in Vosnacken 
insgesamt 3178 741,56 M. Miteinbegriifen ist in diesem Betrag 
auch der Wert der Sammlungen, der jedoch lediglich mit dem 
Versicherungswert eingesetzt ist. 

Der Haushaltsplan für das Verwaltungsiahr 1921 sieht an 
Einnahmen 10 226 000,— M, vor; in dieser Summe bildet den 
Hauptbestandteil der Beitrag der Gewerken, der in einer Höhe 
von 12 Pfg. pro Fördertonne bei Annahme einer Förderhöhe 
von nur 84.000.000 To. ein Gesamtaufbringen von 10080 000 M. 
ergibt. In der Aufstellung der Ausgaben finden wir den Betrag 
von 1600000 M. für Einrichtung und Unterstützung der berg- 
männischen Fortbildungsschulen ausgeworfen. Diese Auistellung 
der Ausgaben ist geteilt in laufende und ausserordentliche Aus- 
gaben, und zwar erfordern die laufenden Ausgaben den Betrag 
von 5640000 M. und die ausserordentlichen Ausgaben 
4 586 000 M. 


Die Bergschule in Bochum hat im Berichtsjahr ausgebildet: 
a) in der Oberklasse 95 Schüler, b) in der Unterklasse, 1. Steiger- 
klassen, 61.—65. Lehrgang 751 Schüler (hiervon kamen Ostern 
1920 zur Entlassung 177 Schüler); 2. in der Maschinensteiger- 
klasse 32 Schüler. 

Eingerichtet wurde ferner neu eine Elektrosteigerabteilung 
mit zweijährigem Lehrgang. Dieser Lehrgang umfasst z. FAR 
30 Schüler. Zu den obigen Zahlen der Steigerklassen sind noch 
hinzuzurechnen die Schüler des Hamborner Zweiginstituts, so 
dass sich eine Gesamtschülerzahl von 826 ergibt. 

Bei der Durchsicht der Statistik über die persönlichen Ver- 
hältnisse der Schüler ist festzustellen, dass durchschnittlich 
18-20 Prozent der Schüler Söhne von Grubenbeamten und 
etwa 40-45 Prozent Söhne von Bergleuten waren. 


Aus dem Lehrplan der Anstalt entnehmen wir folgendes: 
Die Dauer eines Lehrganges für die Unterklasse beträgt 2 Jahre. 
Als Unterrichtsfächer sind ausser den sonst üblichen zu er- 
wähnen die Ausbildung im Taucherdienst und das Studium der 
Schlagwetter in der Versuchsstrecke der B. G.K. zu Verne, 
sowie die Belehrungs- und Filmvorträge über die Unfallgefahren 
des Ruhrbergbaues. Diese sind den gesamten Belegschaften 
zugängig gemacht, 

Den Vorbereitungsdienst für die Aufnahme zur Bergschule 
leisten die ebenfalls durch die B. G. K. unterhaltenen 30, Berg- 
vorschulen (einschl. Hamborn), die insgesamt von 624 Schülern 
besucht und an denen von 82 Lehrern unterrichtet wurde. 

.. Die überaus reiche Sammlung von Lehrmitteln, das geolo- 
gische Museum, die 26 706 Bände umfassende Bibliothek und das 
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bergmännische Museum der Anstalt sind in der Tat bis heute 
einzig dastehend. ge 


Es wäre interessant, einmal die Möglichkeiten ins Auge zu 
fassen, die gegeben wären, wenn das ganz hervorragend organi- 
sierte Institut dem "Einfluss des Unternehmertums entzogen und 
voll und ganz nach dem Grundsatze: „Freie Bahn dem Tüch- 
tigen!“ den befähigten Söhnen unseres im Bergbau tätigen 
Volkes zugängig gemacht würde. 


‚Aus anderen Verbänden 


Prior Reichsverband. Gelegentlich der letzten Tariiver- 
handlungen vor dem -Oberbergamt in Breslau sagte der Ge- 
schäftsführer des bergbaulichen Vereins für Niederschlesien, 
Herr Bachmann, wörtlich: „Der Reichsverband deutscher 
Bergbauangestellter geniesst ‚bei uns die Priorität vor allen 
anderen Verbänden!“ Wahrhaftig ein schönes Zeugnis, zumal 
wenn es aus dem Munde eines Arbeitgebervertreters kommt. 
Es zeugt von den inneren Zusammenhängen der Arbeitgeber 
mit der Leitung des R. d. B. Jedenfalls ist soviel sicher, dass 
die Arbeitgeber uns die Priorität nicht einräumen werden, da 
sie uns einmal als klassenbewusste Berufsvertretung der techn. 
Bergbauangestellten kennen, und weil sie uns infolge unserer 
Stärke zu fürchten haben. Unsere Kollegen im Bergbau können 
wir nur ermahnen, sich ihre Interessenvertretung hinsichtlich 
Inter Stellungnahme zu den Vertretern des Kapitals genau anzu- 
sehen. | 


Aus den Fachgruppen 


Untergruppe Borna der Gruppe Braunkohlenbergbau. Am 
17. August d. J. fand in Borna die Sitzung „des Untergruppen- 
ausschusses der Untergruppe Borna statt, die sich mit dem Ent- 
wurf des Bergamtes für Bergpolizeivorschriften für Brikett- 
fabriken zu beschäftigen hatte. Abänderungswünsche zu diesen 
Vorschriften, die bei dieser Beratung zum Ausdruck kamen. be- 
zogen sich auf Vorschriften zur Sicherung des Betriebes, insbe- 
sondere gegen Feuersgefahr, ferner auf aus sozialen Gründen 
gebotene Massnahmen. Unter Punkt 2 wurde das Thema der 
Berufsklassen für Bergarbeiter an den staatlichen Pflichtiortbil- 
dungsschulen erörtert. Es wurde hierzu ‚beschlossen, zuerst 
einmal Frörterungen über die Anzahl der fortbildungsschulpflich- 
tigen Bergarbeiter sowie über deren Wohnorte anzustellen, die 
dann in der kommenden Sitzung als Unterlage dafür dienen 
sollen, ob und in welchen Gemeinden der Einrichtung von Be- 
rufsklassen für Bergarbeiter an den Pilichtiortbildungsschulen 
näherzutreten wäre, 


Bekanntmachungen 


Neue Bennenungen. In den Unterausschuss Ostdeutschland 
zur Versorgung der Bergarbeiter mit verbil- 
lieten Lebensmitteln. (hier sind die Braunkohlen- 
bezirke Ober- und Niederlausitz, Forst und Frankfurt a. d. 0. 
zusammengefasst) wurde als Vertreter des AfA-Bundes der 
Bundeskollege Steiger Görsdorf, Senftenberg, Grube Marga, 
entsandt. 

An die Stelle des Kollegen Steiger Holzapfel im Gruppen- 
ausschuss der Arbeitsgemeinschafit Metallerz- 
bergbau trat Kollege Steiger Metz, Berlin, Weritstr. 7. 


En EEEEREEEEEIEBBÄBSENEREReRBRe ‚esse 


Stofireste zu ferten-Angen 


in guter Qualität und ziemlich allen modernen Farben 
(je 3,10 bis 3,75 m) für M. 279,— bis M. 390,—: 


Unverbindliche Auswahlsendung 


der Coupons an sichere Personen jeden Standes. — 

Proben können wir nicht abschneiden. — Bei Stoff-Aus- 

wahlsendung riskieren Sie nichts als Paket - Rückporto. 
— Angabe des Berufes erwünscht. — 


Lobo - Lausitzer - Tuchversänd, 


Spremberg (Lausitz). I 
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Knappschaftliches 
Am 19, September d.J. tagte in Freiburg i. Br. die General- 
versammlung der deutschen Knappschaftsvereine. Bereits am 
Tage zuvor hatten Besprechungen stattgefunden, in denen über 
den Inhalt‘ des Entwurfes zum Reichsknappschaftsgesetz refe- 
riert. wurde, und von dem Verfasser des Entwurfes, Herrn 
‚Oberbergrat Hense, Aufklärung über noch bestehende Un- 
klärheiten gegeben wurde. An der tags darauf stattfindenden 
Generalversammlung nahmen ausser den Vertretern der Knapp- 
schaftsvereine auch die Bergarbeiterverbände sowie die drei 
Spitzenorganisationen der Angestellten teil. Die Tagung war 
kurz; denn der einzige auf der Tagesordnung stehende Punkt, 
die Anıahme des Entwurfes eines Reichsknappschaftsgesetzes 
und seine Ueberweisung an die gesetzgebenden Körperschaften 
zur Annahme, ‘würde grundsätzlich ohne grösseren Wider- 
Spruch "erledigt. 
Der... Vorsitzende. der Versammlung, Herr 


Oberbergrat 
Dr. ing. Weid tmann, 


referierte: zunächst über die Ent- 
stehung ..des...Entwurfs und wies auf die Schwierigkeiten hin, 
die darin,.bestanden, die 110 Knappschaftsvereine sowie Ar- 
beitgeber und, Arbeitnehmer unter einen Hut zu bringen. Nicht 
alle Wünsche. seien. in den Entwürfen erfüllt; von jeder Seite 
musste. nachgegeben ‚werden. Die Generalversammlung sollte 
nun ‚dem Entwurf zustimmen, welches geschah. Der Entwurf 
hat die.Billigung fast aller in Betracht kommenden Kreise ge- 
funden, so dass zu hoffen ist, dass die Annahme im Reichsta& 
schnell erfolgen wird. Vom Vertreter des AfA-Bundes ist noch- 
mals unser grundsätzlicher Standpunkt klargelegt worden, dass 
wir für eine einheitliche Versicherung aller Arbeitnehmer ein- 
treten, dass: wir. ‘aber bereit sind, an diesem Gesetz mitzu- 
arbeiten, ‘da uns ja dieses schon einen Schritt auf dem Wege 
der: -Vereinheitlichung ° der Sozialversicherung voranbringt. 
Einige Wünsche, ‘die in der Versammlung geäussert wurden: 
sollen nochmals in der Vierzehner-Kommission besprochen wer- 
den; sodann'wird der endgültige Entwurf, nachdem er von einer 
Redaktionskommission und vom Sprachenverein auf eine klare 
und deutliche Sprache hin durchgesehen worden ist, sofort an 
den für die Weiterverfolgung der Angelegenheit zuständigen 
Reichsarbeitsminister weitergegeben. 


Sämtliche. Vertreter der Angestelltenspitzenverbände sowie 
auch eine Erklärung der Arbeiter wandten sich gegen die im 
Entwurf vorgesehene Anstellung der Knappschaftsbeamten als 
Staatsbeamte, Es wurde verlangt, dass diese auch in Zu- 
Kunft auf Privatdienstvertrag einzustellen seien. Ein Vertreter 
der Angestellten wird an den Verhandlungen der Vierzehner- 
Kommission teilnehmen, um in dieser Angelegenheit als Sach- 
verständiger zu dienen. 


Vom Christlichen Gewerkverein sowie von Vertretern des 
G.d.A. wurde.die Verhältniswahl für die Wahlen der Knapp- 
schaitsältesten verlangt. Auch wir sind im Prinzip für die Ver- 
hältniswahl, Wie’ aber diese bei der Wahl der Knappschafts- 
ältesten angewandt werden soll, ist uns unklar; denn in jedem 
Sprengel wird nur ein Aeltester gewählt, und zwar derjenige, 
der bei der Wahl die grösste Zahl der Stimmen erhält. Das 
Grundsätzliche ist doch, dass der Aelteste in seinem Bezirk 
von allen Bewerbern derjenige ist, hinter dem die meisten Mit- 
glieder stehen. Fasst man nämlich mehrere Sprengel zur Wahl 
zusammen, : dann werden die Sprengel verteilt, und für die 
Wahl der Aeltesten sind Gesichtspunkte massgebend, die von 
egoistischen Verbandsinteressen diktiert sind. die aber keines- 
falls von den Mitgliedern gebilligt werden können. Wenn wir 
solche kleinlichen Gesichtspunkte für unser Verhalten ausschlag- 
gebend sein lassen wollten, müssten wir der Verhältniswahl 
zustimmen; denn in den kleineren Revieren sind wir vom AfA- 
Bund wahrscheinlich an manchen Stellen durch die Sprengel- 
wahl gegenüber anderen Organisationen benachteiligt, so dass 
es für uns ziemlich gleichgültig sein könnte, welches System 
eingeführt wird. Aber im Interesse der Angestellten liegt es, 
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dass der Angestellte im Sprengel Aeltester wird, hinter dem 
die grösste Zahl der Mitglieder steht. 


Vom Gedag und dem G.d.A. wurde dann besonders die 
Nichtzulassung der. Ersatzkassen für die Krankenkasse be- 
mängelt. Wir freuen uns, dass damit die Entscheidung in un- 
serem Sinne gefallen ist, und dass es allen im Bergbau tätigen 
Angestellten im Rahmen der R.V.O. zur Pflicht gemacht wird, 
der. Krankenkasse anzugehören. Man könnte gespannt sein, 
ob jetzt die anderen Spitzenverbände ihre Desinteressierung am 
Reichsknappschaftsgesetz aussprechen werden, denn sie haben 
ja damit -gedroht, wenn die Ersatzkassen nicht zugelassen 
werden. Aber man braucht sich darüber wohl nicht den :Kopf 
zu zerbrechen, denn wer vor allem den G.d.A. kennt, der 
nn wie wohlfeil bei seinem Herrn Fromholz die Drohungen 
sind. 


In der Sitzung wurde ferner von einem Knappschafts- 
ältesten aus Oberschlesien der Gedanke ausgesprochen, die Bei- 
träge für den Reichsknappschaftsverein durch Abgaben von 
der Produktion zu erheben, Es ist dies der Plan, der vom 
R.d. B. so lebhaft propagiert wird. Die Versammlung. ging 
über diesen Punkt zur Tagesordnung über; sie zeigte damit, 
dass diese Anregung unter den gegenwärtigen. Verhältnissen 
nicht ernst zu :nehmen, ja sogar eine Lächerlichkeit ist. Der 
Knappschaftsverein umfasst alle Betriebe im Deutschen Reich, 
in denen bergmännisch etwas gewonnen wird — nicht allein 
Braunkohle, Steinkohle, Kali, Eisen, Metall usw. kommen in 
Betracht, sondern auch Oel, Ton, Kaolin und sonstige Gesteine, 
Rein technisch ergeben sich bei der Erfassung all dieser Be- 
triebe ‚schon grosse Schwierigkeiten. Diese würden aber er- 
heblich vermehrt wenn die Produktion die Kosten tragen 
müsste. Der Widerstand, der von seiten der gesetzgebenden 
Körperschaften erhoben würde, denn mit dem gleichen Recht 
können alle Arbeitnehmer des Reichs verlangen, dass ihre Bei- 
träge vom Unternehmer getragen bzw. auf die Preise ge- 
schlagen werden müssen, ist unüberwindbar. Die vom R.d.B. 
geforderte Abwälzung der Beiträge auf ‘die Produktionskasten 
bedeutet daher eine solche grundlegende, jetzt unüberwindbare 
Umänderung unserer gesamten Sozialversicherung, dass ein 
Vertreten dieser Forderung in dem Augenblick, in dem ein 
Gesetz für den praktischen Gebrauch fertiggestellt wird. als 
Kinderei empfunden wird*). Wir wollen es ganz dahingestellt 
sein lassen, ob die Abwälzung der Beiträge auf die Produktion 
für die sozialisierten Betriebe nicht eine ganz vernünftige 
Forderung ist, die auch wir vertreten werden. . Voraussetzung 
ist die Sozialisierung. In dem Augenblick, in dem der Betrieb 
nach sozialistischen Gesichtspunkten geführt wird, ist diese 
Forderung schon eher diskutierbar. Wir wollen aber vor- 
läufig erst für die Sozialisierung des Kohlenbergbaues mit aller 
Entschiedenheit eintreten. Sobald dieses Ziel erreicht ist. ist 
die Frage der Beitragserhebung für die Knappschaftsversiche- 
tung durch Abwälzung auf die Produktionskosten auch für 
uns eher diskutierbar. 


Gegen die Abwälzung der Beiträge auf die Produktion 
sprechen jedoch noch andere Gründe. Wenn alle diese Kassen 
ohne Einzelbeiträge erhalten werden, hat der einzelne wenig 
Interesse an diesen Einrichtungen. Wie schon heute die Un- 
fallversicherung für die Arbeitnehmerschaft verhältnismässig 
geringes Interesse in sich birgt, wird es dann auch der Knapp- 
schaitsversicherung ergehen. Die ständige Beitragszahlung er- 
weckt dagegen bei allen das Gefühl, in dieser Kasse mitbe- 
stimmen zu wollen. In Zukunft wird die knappschaftliche Ver- 
sicherung für die Angestellten eine Einrichtung, in der sie 
zeigen können, ob sie wirklich imstande sind, infolge ihrer 
besseren Bildung einen solchen Einfluss zu erzielen, dass sie 
als gutes Beispiel den Arbeitern vorangehen können. Das 
aber wird auch nur dann gelingen, wenn knappschaftliche 
Fragen mit mehr Sachlichkeit von den Angestellten behandelt 


*) Damit ist der Angriff des R.d.B. wegen des Ausdrucks „Extrawurst“ 
beantwortet. 
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werden, als es der R.d.B. tut. _ Dass diese Forderung der Ab- 
wälzung der Beiträge auf die Produktion, die von der bewusst 
denkenden Arbeitnehmerschaft nicht einmal für diskutabel xe- 
halten wird, bei den Mitgliedern des R.d. B. nicht nur gute 
Aufnahme findet, sondern sogar als besonders lobenswerte 
Standesvertretung angesehen wird, ist. für die gesamte Ange- 
stelltenschaft des Bergbaues sehr beschämend. Ein Stand, der 
ernst genommen sein will, muss von jedem ‚seiner Angehörigen 
verlanzen, zwischen Utopisterei und Wirklichkeit unterscheiden 
zu können, 


Sobald nun der in Freiburg angenommene Entwurf Gesetz 
geworden, werden die Satzungen des Reichsknappschaft- 
vereins beraten und die Vorarbeiten in den Bezirken 
Wege zeleitet. Dann aber müssen die ‚Angestellten auf dem 
Platze sein, um bei der Beratung und Bildung der vorberei- 
tenden Körperschaften nicht zu kurz zu kommen. Wir geben 
daher nachstehend die Schluss- und Uebergangsbestimmungen 
des Gesetzes wieder, damit unseren Mitgliedern in den ein- 
zelnen Revieren Gelegenheit gegeben ist, sich die notwendigen 
Schritte zu überlegen. 
bald die. gemeinsame Bearbeitung der bergbaulichen Fragen 
durch die AiA-Bund-Verbände festgelegt ist, die Vorarbeiten 
für die knappschaftliche Vertretung der Bergbauangestellten im 
ganzen Reich nach gleichen Gesichtspunkten und unter Ver- 


ständigung mit dem Bergarbeiterverband in die Wege’ zu leiten. 


Die Uebergangsbestimmungen im Reichsknappschaftsgesetz 
besagen über die Bildung des vorläufigen Vorstandes des 
Reichsknappschaitsvereins, der dann die weiteren Bestimmungen 
für die Bezirksvereine, soweit es sich um die Heranziehung 
von Angestellten handelt, zu erlassen hat, folgendes: 

8 185. Dieses Gesetz tritt, soweit. es siih um Massnahmen zu 
seiner Durchführung handelt, sofort, im- übrigen vorbehaltlich der 
8S 195 bis 202 mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 

8 188. Abs. 1. Die Leitung der Massnahmen zur Durchführung 
dieses Gesetzes wird bis zur Wahl eines vorläufigen Vorstandes des 
Reichknappschaftsvereins ($ 192 Abs. 2) einem Reichskommissar über- 
tragen, der auf Vorschlag des Reichsarbeitsministers vom Reichspräsi- 


denten aus der Zahl der in den Vorstand des Reichsknappschafts- 
vereins wählbaren Personen, ernannt wird. 

Abs. 2. Bekanntmachungen des Reichskommissars erfolgen mit 
rechtsverbindlicher Wirkung durch den „Reichsanzeiger“ und den 
„Kompass“, 

8 189. Abs. 1. Bis zu einem vom Reichskommissar festzusetzenden 
Zeitpunkt: haben die bisherigen Knappschaftsvereine, soweit sie nicht 


nach den $$ 207, 203 aufgelöst werden, durch ihre Vorstände Ver- 
treter in gleicher Anzahl für Arbeitgeber und für Versicherte zu 
bestellen, die zu einer Gründungsversammiung zusammentreten. 

Abs. 2. Die Vertreter werden getrennt von den Gruppen der 
Arbeitgeber und der Versicherten in den * Vorständen mit einfacher 
Stimmenmehrheit gewählt, und zwar die Vertreter der Arbeitgeber aus 
deren Mitte, die Vertreter der Versicherten aus den Knappschafts- 
ältesten oder sonstigen Versichertenvertretern. 

8 190. Abs. 1. jeder teilnahmeberechtigte Verein mit bis zu 
10000 Mitgliedern besteilt einen Vertreter, grössere Vereine bestellen 
für jede weiteren vo!lendeten 10009 Mitglieder einen weiteren Vertreter 
für jede Seite. Massgebend ist die Zahl der am 31. Dezember 1921 
vorhandenen Krankenkassenmitglieder. 

Abs. 2. Die Vertreter sind vom Reichskommissar namhaft zu machen. 

8 192.. Abs. 1. Der Reichskommissar beruft die Gründungsver- 
sammlung und führt darin den ‚Vorsitz. 

Abs. 2. Die Gründungsversammlung beschliesst erstmalig über die 
nach $ 7 vom Reichsknappschaftsverein zu erlassende Satzung und be- 
stellt einen vorläufigen Vorstand des Reichsknappschaftsvereins, der 
aus MW Vertretern für jede Seite besteht; ausserdem. setzt sie erst- 
malig gemäss $ 26 Art, Höhe und Dauer der Teuerungszulagen fest. 

Abs. 3, Für die: Beschlussfassung” der Gründungsversammlung und 
die Wahl des vorläufigen Vorstandes gilt $ 115 entsprechend: 

8 193. Kommt ein Beschluss der Gründungsversammlung nicht zu- 
stande, so erlässt der Reichsarbeitsminister die Satzung und besteilt 
gleichzeitig einen vorläufigen, Vorstand. 


Diese Uebergangsbestimmungen sind im Beisein der An- 
gestellten nicht beraten worden; ausserdem aber ist der Knapp- 
schaitsgesetzentwurf uns erst im letzten Augenblick  zuge- 
gangen, so dass wir gegen 
keine Einwendungen mehr erheben konnten. Es wird jedoch 
unsere Aufgabe sein, bei der Beratung des Gesetzentwurfs im 
Reichstage dahin zu wirken, das schon beim Uebergang der be- 
stehenden Vereine in den Reichsknappschaftsverein auch die 
Angestellten berücksichtigt werden. Da dieser Gedanke grund- 
sätzlich im neuen Knappschaitsgesetz enthalten ist, wird es uns 
hoffentlich gelingen, dass auch die Angestellten mit herange- 
zogen werden. | 

Soweit bis jetzt Mitteilungen vorliegen, sollen folgende 
Bezirksvereine errichtet werden: 

i. Der Brühter Bezirks-Knappschaftsverein (Brühler, 
Quinter, Thommer, Mayener sowie Kreis Schleiden). 

2, Wurm - Bezirks - Knappschaftsverein (die im Regierungsbezirk 
Aachen, ausschliesslich Kreis Schleiden liegenden Werke). 


Mariahütte, 


3. Niederrheinischer Bezirks-Knappschaftsverein (die restlichen nörd- 


fieten Gebiete links des Rheins). 
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in. die. 
. Tangerhütter, Anhaltischer, Heimstedter, 


Von unserer Seite ist beabsichtigt, so-- 


diese Uebergangsbestimmungen. 
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4. Bezirks-Knappschaftsverein Bochum (Oberbergamtsbezirk Dort- 
mund, mit Ausnahme der Regierungsbezirke Mindem und Osnabrück, 
aber mit Stadt- und Landkreis Osnabrück). er 

5.: Siegerländer Bezirks-Knappschaftsverein 
nischer Knappschaftsverein). IE RE, 

6. Lahn-Bezirks-Knappschaf‘sverein (Lahn-Knappschaftsverein mit den 
Hessischen Knappschaftsvereinen). 

7. Hannoverscher Bezirks-Knappschaftsverein 


(Siegerländer und Rhei-. 


(Clausthaler, 


Bezirk _ nördlich der 
Oberröblingen endet 
Nordhausen--Stiege 


8. Ma:s’elder Bezirks-Knappschaftsverein (der 
Bahn Hal.e—Kasse!, dessen Ööst.iche Grenze vor 
und dessen westliche Grenze die Eisenbahnlinie 
bildet, nach Norden die anhaltische Landesgrenze). 

9. Halberstädter \ 
bezirk ohne Thüringen ‚und das am Mansfe!d abgetretene Gebiet,. der 
Verein). 3, x 

10. Thüringischer Bezirks-Knappschaftsverein (Kasseler Verein, die 
Werra-Werke un Sondershausen und. Eisenach). 

» 11. Brandenburger Bezirks-Knappschaftsverein (alles Gebiet rechts 
der Elbe mit Ausnahme von Wittenberg, einschliesslich” Rotenburg und 
Hoyerswerda). Kuh ri 

12. Haliescher ‚Bezirks-Knappschaftsverein (al:es, was zwischen ‚Bran- 
denburg, Halberstadt, Ciausthal, Mansfeld und Bayern liegt, Knapp- 
schaitsverein Altenburg). ae 

13. ° Niederschiesiscier 
sische Knappschaftsverein ohne Hoyerswerda 

14. _ Oberschlesischer .Bezirks-Knappschaftsverein 
Knappschaftsverein mit Plessischen Knappschaftsverein).. 


und : Rotenburg). 


15. Sächsischer Knappschaftsverein (umfiassend das Land Sachsen). + 
Württemberg, _ 


‘16. Süddeutscher Bezirks-Knappschaftsverein (Bayern, 
Baden und die Hohenzollernschen. Lande). 


Vom vorläufigen Vorstand des Reichsknappschaitsvereins, 
in den. Vertreter unserer Organisation hineinkommen werden,;;; 
wie die Angestellten zur Mitberatung , 


wird dann festgelegt, 
heranzuziehen sind. Es ist daher schon 'heute notwendig,: sich 
in den einzelnen Revieren nach Kameraden umzusehen, die 
für die Bearbeitung der knappschaftlichen: Fragen und zur Ver- 


tretung in den. kommenden Körperschaften :heranzuzieben sind. . 


In einer ganzen Reihe von Revieren -haben: wir. ja schon die. 
Knappschaftsausschüsse;. wo dies noch nicht der Fall ist, werden 
sie in nächster Zeit gebildet werden. Darüber aber muss sich 
jeder Angestellte des Bergbaues jetzt klar. werden, dass seine 
Interessen in diesem das ganze Reich umfassenden Knapp- 


schaftsverein am besten in einer Organisation gewahrt werden, 


die ebenfalls das ganze Reich umfasst und der -weite Kreise '- 
Je grösser und. 


bewusst denkender Angestellter angehören. 
stärker die Organisation ist, der sich die Grubenbeamten  an- 
schliessen, um so eher wird es möglich sein, sie an allen 
Stellen nach den gleichen Gesichtspunkten zu vertreten und 
ihre Interessen einheitlich zu wahren. ES 








Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Ueber die teilweise Aufhebung der Kohlenzwangswirtschäft 
schreibt die „Industrie- und Handelszeitung“ am 13. September. 
1921: RR 

Der Kohlenausschuss des Reichswirtschaits- 


rates beschäftigte sich in seiner gestrigen Sitzung ' mit einer 


DO oo 








grösseren Anzahl von Anträgen grosser wirtschaftlicher Ver-" 
eingegangen sind und‘ 


bände, die im Laufe der letzten Monate einzeg sind 
die Aufhebung der Zwangswirtschaft für Roh=: 
pbraunkohle, Nasspresssteine, Grudekoks, 


Gaskoks verlangt. Der Reichskohlenkommissar erklärte dazi, 


dass das Gesetz über die Zwangsbewirtschaftung zurzeit’ noch ° 


nicht aufgehoben werden könne. "Er werde äber seine 
Verfügungen hinsichtlich der Zwangsbewirtschaftung der gc- 


nannten Brennstoife ab 1. Oktober des Jahres ausser Wirk- 


samkeit setzen. Von diesem Zeitpunkt ab werden. also der‘ 
Zwangsbewirtschaftung nur noch Steinkohle, 
und Braunkohlenbriketis unterliegen. Der 
schuss stimmte dieser Regelung zu: 
Die Entscheidung hinsichtlich 
hebung der Kohlenzwangswirtschait ist zu begrüssen: .da. 


sie einem langgehegten -Wunsche der Industrie und- 


des Handels entspricht. 

Einer Aufhebung der Zwangswirtschaft für Rohbraunkohle: 
usw. Hisst sich wenig entgegenhalten, .da. die genannten Pro-' 
dukte im Ueberfluss vorhanden sind. - Dre a Er 


Betriebsräte 


Von Rechts wegen. Welche ‚Unzulänglichkeiten dem Box ' 
triebsräteresetz änhaiten bzw. wohin . die Arbeitnehmer : bei 
einer Auslerung' nach: den toten ‘Buchstaben : kommen. 
zeigt eine neuerliche Entscheidung des Bergrevierbeamten von 
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Unter- 
harzer, Ilseder, Minden-Ravensbergscher, Ibbenbürener, Salzunger, Schmal- . 
“kaldener und Thieder. Verein). ER nel 


Bezirks-Knappschaftsverein (der jetzige "Vereins- 


Wernigeroder -und  Rübeländer * 


Bezirks-Knappschaftsverein (der Niederscehle- :' 


‚(Obersch.esischer 


Zechenkoks und: 


Steinkohlenbriketts:- 
Kohlenaus-: 


der teilweisen » Auf=-- 
































































Dortmund, dem sich in: letzter Instanz das Oberbergamt Dort- 
mund:: anschloss, 

Der -Tatbestand:ist: folgender: Der Betriebsausschuss- 
vorsitzende einer Zeche wurde von dem Bergrat X. zu einer 
Revision des Förderseils und der Zwischengeschirre an einem 
Senntagmorgen zur Zeche bestellt. ‘Das aufgeforderte Betriebs- 
ratsmitglied nahm an derselben teil, und es wurde mit der 
Revision der ganze Morgen. verbracht. Dem Betriebsrat. wurde 
für diese -Mehrarbeit eine Schicht (plus 25 Prozent für Sonn- 
tagsarbeit) «gezahlt, im nächsten Monat jedoch wieder von 
seinem Lohn abgezogen. Die Zeche stand auf dem Standpunkt, 
dass diese Arbeit im Sinne des $ 35 B.R.G. unentgeltlich zu 
leisten sei, 

Der zur Entscheidung angerufene Bergrevierbeamte stellte 
sich auf. denselben. Standpunkt, und zwar: mit folgenden Gründen: 

Nach $ 35 B.R.G. erhält der Betriebsrat keine Entschädigung 
für Zeitverlust ausserhalb der Arbeitszeit. Der Betriebsrat hat 
lediglich in seiner Eigenschaft als Betriebsratsmitglied an der 
Revision des Seiles teilgenommen. Die Revison ist aber an 
einem Sonntage, also ausserhalb der Arbeitszeit, vorgenommen, 
eine Minderung der Entlohnung für versäumte Arbeitszeit ist 
nicht vorhanden; folglich muss die Klage abgewiesen werden. 

Das Oberbergamt schloss sich ‘als letzte Instanz diesem 
Standpunkte an. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifverhandlungen, In den letzten Wochen fanden in allen 
Revieren Verhandlungen zwischen . Arbeitzeber- und- Arbeit- 
nehmerorganisationen statt, um:einen durch die Teuerungswelle 
notwendig zewordenen Ausgleich zwisehen Einkommen und 
Kosten der Lebenshaltung vorzunehmen. Die Grundlage aller 
Vereinbarungen bildeten die zwischen Arbeitgeber- und Arbeit- 
ncehmerverbänden im Reichsarbeitsministerium am 1. Sep- 
tember d. J. getroffenen Abmachungen, über die bereits in 
Nr. 35 des ‚Technischen Grubenbeamten“ vom: 9. September 
d. J. berichtet wurde. Die dort wiedergegebenen Ergebnisse 
der Verhandlungen, die vorerst nur einmal die Bergarbeiter 
betrafen, sollten prozentual'in den Revieren auf die Angestellten 
übertragen werden. Es. gehen uns nun aus den einzeinen Re- 
vieren Berichte über die. neuen Verhandlungen zu, die wir, so- 
weit sie vorhanden, auszugsweise wiedergeben, einmal, um die 
Kollegen mit den Ergebnissen bekanntzumachen, zum anderen 
aber auch, um ihnen zu zeigen, dass trotz der. getroffenen zen- 
tralen Abmachungen die Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
keinesfalls leicht gewesen sind, Ueber das 

Ruhrrevier. berichteten wir bereits in der vorigen 
Nummer des „Technischen Grubenbeamten“. Wir lassen hier 
noch einen ausführlicheren Bericht folgen: 

Am 7. September .d. J. fanden die Verhandlungen zwischen 
dem Zechenverband und den Angestelltenorganisationen über 
die neue Gehaltsregelung statt. Nach :den Vereinbarungen, die 
in den zentralen Verhandlungen getroffen worden waren, sollte 
für das Ruhrgebiet eine durchschnittliche. Lohnerhöhung von 
18 M. je Mann und Schicht eintreten. Diese Erhöhung musste 
nun prozentual auf die Angestellten übertragen werden, Das 
Angebot des Zechenverbandes betrug 13 Prozent Gehalts- 
erhöhung und 50 ‚Prozent des. Kindergeides, ferner wollte er 
den Wohnungszuschuss für jede. Ortssteuerklasse um 20 M. er- 


»höhen. Dieses Angebot entsprach der Zentralregelung keines- 


wegs. Nach mehrstündigen, schwierigen Verhandlungen machte 
der Zechenverband schliesslich folgendes Angebot: 

Die Gehälter soller ab 1. September 1921 (ausschliesslich der Unter- 
tage- und "Reviersteigerzwage) um 16 Prozent durchschnittlich erhöht 
werden. Das Kindergeld soil von 109 auf 159 M. das Wohnungsgeld 
auf 100, 90, 80° M., bzw. 99, 89, 70 'M. erhöht werden. 


Auch dieses Angebot konnte die Angestelltenvertreter nicht 
befriedigen. : Da aber weitergehende Zugeständnisse nicht zu 
erreichen waren, erklärten sie sich schliesslich bereit, das An- 
geböt den Mitgliedern zur Annahme zu empfehlen, und auch 
der Bezirksausschuss der Fachgruppe Bergbau des Bundes so- 
wie der, Tarifausschuss erklärten sich unter der Erwägung der 
obwaltenden Umstände damit einverstanden, für die Annahme 
des Abkommens zu stimmen. 

Am'15. September d. J. traten die technischen Angestellten- 
verbände mit dem Zechenverband wiederum "zusammen. um 
die neue" Gehaltstabelle endgültig‘ aufzustellen. Hier  unter- 
nahmen. die Angestelltenvertreter nochmals den Versuch, etwas 
mehr herauszuholen. Vor allem stellten sie die eine Forderung 
in den::Vordergrund;, dass die Markscheidergehilfen, Ver- 
messungstechniker und Techniker im -Endgehalt den Steigern 
wieder gleichgestellt werden sollten, wie ‘dieses beim zweiten 
Tariiverträg von 1919 der Fall gewesen ist. Nach anfänglichen 
Sträuben erklärten sich die Arbeitgeber schliesslich dazu be- 
reit. Eine‘ Ausnahme glaubten sie jedoch mit den Technikern 
machen zu müssen, da diese auch in’ dem damaligen Tariiver-. 
trag im Endgehalt bereits 600 M. niedriger gestanden haben. 


Nr. 38 DER TECHNISCHE GRUBENBEAMTE 1921 | 167 
en Se TE a ER 


Die neue .Gehaltstabelle, die, wie bereits betont, mit Wir- 
kung ab 1. September d. J. in Kraft tritt, hat nun folgendes 
Aussehen: 

I. Hauptgruppe: Grubenbetrieb. 


Mindest- Steige- Mindest- 
Bang Fahre rungen Endgehalt 
$ M. M. 
1. Grubensteiger . . . . «24 600 8X550 29 000 
2.0 Dapshauers skin. 0 HET EI TAG 7X365 25 660 
I. Hauptgruppe: Tagesbetrieb, 

1. Masch.- und Elektrosteiger . . . 24 600 8x550 29 000 

2. Teehn. Schichtmeister . „ ... .:23380 8X430 26 820 

3. As-Fördermaschinisten . , 2222360 9%X330 25 130 

® „ ee. 21 640 9X330 24 610 

4. A. Meister. . . ..» ‘.. 22 740 9X330 25710 

Bi a ar 22 160 9X330 25 130 

Era RE ET 21 640 9x330 24 610 

5. A7 J. Markscheidergehilfen . . 22250 15X450 29 000 
B.-2. ” © 2... 12.420 10xX795 

: 10X400 24 370 

6. A. 1. Vermessungstechniker ,„ „ 22250 15X450 29 000 
B. 2. 7. 5212420 10X795 

10x400 24 370 

7. A. Maschinenbauführer . . ,„ . 24 600 8X775 30 800 
Bekechniker, 7... u... 26,0... 22160 5x360 

8xX460 27 640 
TE ee Re PR Ri) 5x755 
5xX640 

; 10X415 22 725 

I. Hauptgruppe: Kokerei u. Nebenproduktenbetrieh. 

A. Kokereisteiger . . . » 2.24 600 838x550 29.000 

B.-Roksmeister. .- 2 ..,°,7 227680 9x330 25 130 
C. a) Laboratoriumstechniker . . 22 160 5x360 

3x460 27 640 
By Laboranten . .. .. . ..-. 15550 4xX790 

10X400 22 710 


Bei allen Angestellten unter 20 Jahren verringert sich das Jahres- 
einkommen um 400 Mark. \ 


IV. Hauptgruppe: Lehrlinge. 


im ersten Jahre. . . . £ . .. M. 4600 
„ zweiten ,„ a RE „ 4950 
„ dritten „ EEE er Ba TEE RE re SUD 
» vierten „ s ». 6600 


Die obigen Bezüge setzen sich zusammen aus 50 Prozent Grundgehalt 
und 50 Prozent Teuerungszulage. 
Der $ 14 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
Der Wohnungszuschuss beträgt: 
Für Steiger und ihnen Für die übrigen 
tan Angestellte - Angestellten 
5 M. 
für Orte der Ortssteuerungsklasse A 100 90 


„ ” ” ” B 90 30 

” » „ ” c 80 70 

Der erste Satz des $17 muss jetzt lauten: 

Für jedes Kind ist bis zum Beginn eigenen Erwerbes, höchstens jedoch 
bis a vollendeten 15. Lebensjahre, ein Kindergeld von monatlich 159 Mark 
zu zahlen. 


Eine wesentliche Rolle bei den letzten Verhandlangen 
spielte die Relation der Gehälter der technischen Angestellten 
zu denen der kaufmännischen. Bei den letzten Tarifabschlüssen 
sind die kaufmännischen Grubenbeamten allmählich über die 
Gehälter der technischen hinausgekommen. - Selbstverständlich 
ist, dass die technischen Bergbauangestellten eine geringere 
Bewertung ihrer Arbeit gegenüber ‘der Bureautätiekeit der 
kaufmännischen Angestellten niemals gutheissen können. Es 
wird daher in der nächsten Zeit eine Auseinandersetzung mit 
dem. Zechenverband über die Wertung der kaufmännischen und 
technischen Tätigkeit der. Bergbauangestellten unvermeid- 
lich sein. 

Wurmrevier. Mit Wirkung ab 1. September 1921 
wurden die Gebhaltssätze der technischen und kaufmännischen 
Angestellten im Rahmen des $ 15 des Tarifvertrages wie folgt 
festgesetzt: 


I. Hauptgruppe: Grubenbetrieb. 

Anfangsgehalt Steigerungen Endgehalt 

Grubensteiger ee. 0. 200.2. .20160,— 8xX370 23 120, — 
Zu diesem Gehalt tritt eine Untertagezulage von M. 100,— monatlich. 
Für die Führung eines Reyiers‘erhält, der Steiger.. ausserdem. monatlich 

M. 105—, jedoch nur für die Zeit, in der er das Revier führt, einschl. des 
Urlaubs, jedoch nicht in Krankheitsfällen. Während des Erholungsurlaubes 
des Reviersteigers erhält sein Vertreter eine arbeitstägliche Zulage von M. 4,— 


I. Hauptgruppe: Tagesbetrieb. ; 
1. Maschinen- und Elektrosteiger und Anfangsgehalt Steigerungen Endgehalt 
Obermaschinisten der Gaszentrale 20 160,— 8X370 23 120, 


Die Maschinistensteiger, die jetzt 
ein Revier führen, ‘erhalten wie 
die Reviersteiger eine Zulage von 
M. 100,— monatlich. 


2. Fördermaschinisten. 

Als solche gelten nur Maschinisten 
an Fördermaschinen ohne. Vorge- 
lege- nach einjähriger Bewährungs- 
frist, 





N 





Gruppe A: 
„Alle „mit. : der regelmässigen 
Kohlen- und Seilfahrt betrauten 
Fördermaschinisten. . . . 
Gruppe B: 

Alle Fördermaschinisten, die 
entweder nur Kohlen- bezw. Mate- 
rialförderung oder nur Seilfahrt 
ausüben. . DR 


3. Meister. 
Gruppe A: 

T agessteiger, Ladesteiger, Wasch- 
steiger, Schmiedemeister, Schlosser- 
meister, Werkstattmeister, Verwal- 
ter ‚grosser Magazine, SEFUS: 
meister. E R 


Gruppe B: 

Schreinermeister, Sägemeister, 
1. Wegenteister, Ziegelmeister, 
Holzmeister (Aufseher), Wagen- 
kontrolleur, Verwalter kleiner 
Magazine, 
Platzmeister - Var 

Gruppe C: 

N Lampenmeister, 
I. Wiegemeister, Stallmeister, 
Schlafhausmeister, Wohnungsauf- 
seher, _Lademeister, ‘ Markenkon- 
trolleure, Aufseher aller Art 

In ‘den Fällen, indenen der Um- 
"fang und die Bedeutung der Tätig- 
keit es berechtigt erscheinen lassen, 
können Meister ‚der Gruppen B 


“und. C*in die Gruppen A und B 


eingereiht werden. 


4. Markscheidergehilfen. 


En 

1 Maerkicheidengstältert: 

Hierunter sind die Gehilfen zu ver- 
stehen, denen die vollständige 
Nachtragung einer Schachtanlage, 
d. h. aller Kompassmessungen Ni- 
vellemente,Teodolithmessungenund 
die Auswertung dieser Messungen 
auf dem Bureau obliegt . . . » 

Zu diesem Gehalt tritt eine Unter- 
tagezulage von 50,— M. monatlich. 


Gruppe B: 
‘H. Markscheidergehilfen und Mark- 
scheidereizeichner. 
Hierunter sind die Gehilfen zu 
verstehen, die mit Kompass- 
messungen,' kleinen Nivellements 


und mechanischen Arbeiten be- 


schäftigt werden... «» 
Zu diesem Gehalttritt eine Unter 
tagezulage von 25,— monatlich 
5. Maschinen- und Bautechniker. 


Gruppe A: 

Maschinenbauführer ı u. Bauführer, 
das sind Techniker, die Abteilungs- 
vorsteher, Zechenbaumeister, Be- 
triebsingenieure, Bau- und Ma- 
schinenwerkmeister vertreten, oder 
solche, welche die Gesamtheit der 
bau-, _ maschinen- oder elektro- 
technischen Angelegenheiten einer 
Schachtanlage bearbeiten . . « 

Gruppe B: 
Techniker, d. h. 
a) Maschinen- oder Bautechniker, 
die eine technische Fachschule mit 
Erfolg besucht haben . 
b) Technische Angestellte, "die durch 
Selbststudium und Praxis gleich- 
artige Kenntnisse erworben haben 
und nicht lediglich a 
keit ausüben . . .'. .. E 
c) Zeichner, d. h. 

Technische Angestellte ohne ab- 
schlossene Fachschulbildung, die mit 
mechanischen Zeichenarbeiten be- 
schäftigt werden, nach Abschluss 
einer 4 jährigen Lehrzeit Deren, 


Il Hauptgrupp 
Kokerei- u. Nebinproduktenbetr: eb. 

Gruppe A: 
Kokereiassistenten . ER ERS 

Die vorhandenen Kokerei- 

assistenten erhalten, da sie bisher 
den Reviersteigern gleichgestellt 
waren, eine Zulage von 100 M. 
monatlich, 


Wohnungsverwalter, 


ae u 


18 100,— 


18 235,— 


10 345,— 


20 160,— 


ER 


9X 265 


15%X315 


10%X645 
10% 300 


5%630 
5X535 
10X300 


8Xx370 


Endgehalt. 


20 185,— 


2290, 


18 525,— 


ER 'B: 


% b) Laboranten. 


Zuage von 15 Prozent. 


jur. Wilhelm Schiüter, Oberbergrat,. 
amt in Dortmund. Dortmund 1921. 
Belimann. 


- Fassung, die Arbeitsordnung vom 11. 


Anti Si en e m r 


Koksmeister, Benzolmeister, = ü 

- Destilliermeister. . - SE 

In den Fällen, in denen der Um- - 
fang und die Bedeutung der 

. Tätigkeit es. berechtigt erscheinen | 

lassen, können diese Meister ge- 
' haltlich den Meistern der Gruppe A’ 
der Meister (I. PIRUPESEIDPE 3) 
gleichgestellt werden. 


18 100,— 


Gruppe C: 
 Laboratoriumsangestellte 
'a) Laboratoriumstechniker mit ab- 
eschlossener Fachschufbildung, die 
die im Betriebe‘ vorkommenden 
. Aralysen verschiedener Art selb-. 


ständig durchführen oder Labo- . 


ranten mit gleichwertigen, durch 
“ Praxis und Selbststudium _ er- ; - AED, 
worbenen Kenntnissen nah A re, 
“ mindestens 10 jähriger Labora- EB 
- toriumstätigkeit . . . . PIC Y EEE. 
mit Bjähriger = BER Were 
. Laboratoriumstätigkeit, die  ein- BE 
 fache Analysen bestimmter Art j 2 AX655 
durchführen - - » “2,0. . 12 850,— --10%305. 


-Protokollarische Erklärungen. 


Zu I. Hauptgruppe 1. 
Die Fahrsteiger erhalten zu :dem Gehalt der Grubensteiger. eine 


18 100,— 


Zu: Il: Hauptgruppe. a Bere 4 
Förster erhalten die Gehalts- bzw: Einkommenseätze x wie die ai, 
lichen ° Förster. Re ie RE 
- Zu 1. Baup 2 ER ARENEN | 
Laboratoriumsangestellte sind alle die er die nach dem b 
Angestelltenversicherungsgesetz versicherungspflichtig sind. Alle im ka- 


.boratorium re die. im wesentlichen nur die Tätigkeit eines 
Spüljungen, Botenjungen, Probenzerkleinerer, 3 


‚Arbeiters verrichten, z. 
Aufbereiter, unvereidigte ee Betriebstitrierer, . ‚die. sonst zu 
anderen chemischen Arbeiten nicht. herangezogen werden, fallen. nicht 
unter die Gruppe der Laboratoriumsangestellten. _ 

Unter Laboratoriumstechniker mit abgeschlossener Fachschulbildung 
sind diejenigen Laboratoriumsangestellten zu verstehen, die eine Fach- _ 
schue mindestens ein Jahr mit EURE besucht haben und im Besitz 
eines Abgangszeugnisses sind. "WFortsetzung folge). : 


Aus: dem Berufe 


Markscheiderelangestellte. : Fast 1% rd id RE ver- 
flossen, dass auf die 'Eingabe der Markscheidereiangestellten 
vom Juli 1909 auf‘ Veranlassung des Ministers für Handel’und 
Gewerbe Besprechungen an den einzelnen Oberbergämtern 
unter Hinzuziehung der beteiligten Kreise stattgefunden haben 
zur Errichtung von Fachklassen für Markscheidereiangestellte, 
angegliedert an die vorhandenen Bergschulen. ar ni 


Wohl in keinem Beruf werden die iungen Leute in bezug % 


auf Weiter- und Fortbildung so stiefmütterlich behandelt, ‚wie I 


in der Markscheiderei. Wenn man dabei bedenkt, dass von 
den Arbeiten dieser Gruppe von Angestellten, das sind Ver- 
messungen der Vor- und Ausrichtungsarbeiten sowie Aufnahme 


der abgebauten Grubenbaue usw., zum Teil Leben und ‚Gesund- 


heit vieler Tausende von Bergknappen abhängt, so ist es ein- 
fach unverständlich, dass man die Ausbildung dieser Gruppe” 


von Angestellten bisher überhaupt nicht für nötig. befunden hat 


und die jahrelangen Wünsche und praktischen Vorschläge dieser | 
Angestellten auf planmässige Vor- und Ausbildung‘ des Jungen 


- Nachwuchses einfach unbeachtet lässt. 


Wir stellen hiermit die öffentliche Anfrage an den Herrn 
Minister für Handel und Gewerbe; 


„Wann kommt die Fachschule für Maskscheideenlene 
stellte, und welches sind die Widerstände, die der ‚Errichtu 
dieser Fachschulen im Wege stehen?“ 


Bücherschau 


Neues Arbeitsrecht im Bergbau. (Nachtrag.) Herausgegeben von 
Abteilungsteiter am Oberbe 
Druck und Verlag von Herma 
Die Schrift enthält die Tarifverträge im rheinisch- westfälischen Ste 
kohlenrevier für die Bergarbeiter, die technischen Angestellten. und. 
kaufmännischen Angestellten in der vom 21. Aprit 1921 ab gült 
Juni 1921 und die Richtlinie: 
zum Betriebsrätegesetz vom 10. Juli 1920 und 11. Juni 1921 und bildet. 


‚somit eine wertvolle Ergänzung zu dem von demselben Verfasser vei 
öffent! üchten „Handbuch des. neuen Arbeitsrechts“, 


Schriftleiter: G. Werner, Berlin. — Industriebeamten-Verlag ‚GmbH., "Berlin NW 52. 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SWL 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 










Nummer 39 / 3. Jahrg. 


Das Prämiensystem im Bergbau 


Die erste entscheidende Tat der freigewerkschaftlich organi- 
sierten technischen Grubenbeamten im November 1918 war die 
Beseitigung des Prämiensystems im Bergbau. Sie hatten klar 
erkannt, dass das Prämiensystem das Machtmittel der Zechen- 
besitzer war, um die Grubensteiger und Fahrhauer in oft schimpf- 
lichster Weise zu drangsalieren. Um dieses berüchtigte System 
mit wenigen Sätzen zu kennzeichnen, und das Gedächtnis vieler 
Grubensteiger etwas aufzufrischen, vor allem aber auch, um 
den jüngeren Kollegen Veranlassung zum Nachdenken zu geben, 
bringen wir einen kurzen Auszug aus Nr. 3 der vom ehemaligen 
Steigerverband herausgegebenen Zeitschrift „Der technische 
Grubenbeamte“ vom 8, Februar 1912 in Erinnerung. Dort 
äussert sich ein Mitglied des damaligen Steigerverbandes über 
das Prämiensystem wie folgt: 


„,».. Die Grubenbesitzer wollen die Prämien, weil sie diese für 
notwendig halten, um den von ihnen in- ihrem Uebermenschengefühle 
konstruierten „Herrn-im-Hause-Standpunkt“ aufrechtzuerhalten. Sie 
wissen,- jedem Beamten wird das Rückgrat gebrochen, wenn ihm ohne 
weiteres 10, 20, 60 und 100 M. monatlich entzogen werden können. 
Weich vorzügliches. Mittel. ist die Prämie, um die Beamten unter- 
einander zu Feinden zu machen. Wer viel verdient, der fühlt sich 
tüchtig, und je dümmer er ist, um so mehr prahlt er mit seiner 
Tüchtigkeit und schafft sich Neider. Angebereien wird Tür und Tor 
geöffnet, Schmierlappen werden systematisch gezüchtet und sogar die 
Frauen werfen sich gegenseitig die Verdienste der Männer vor. Aber 
das wollen die Herren Grubenbesitzer: ja eben. Was die Sklaven- 
vögte in früherer Zeit waren, das sollen‘ die Steiger heute sein. Denn 
der „Herr-im-Hause-Standpunkt“ der Grubenbesitzer identifiziert sich 
vollständig mit den Ansichten der Sklavenhalter in den Plantagen 
von Mittelamerika. Sie brauchen diese rückgratlose Naturen als. Vögte, 
um so ihre 'perversen Herrschaftsgefühle durchsetzen zu können und 
sich an ihrem Machtbewusstsein zu berauschen. Und anderen Leuten 
predigen diese Herren, dieses System sei notwendig, um die_ Ren- 
tabilität zu erhalten. Dabei ist dies eine Lüge, wie sie schamloser 
kaum gedacht werden kann. Denn ein sehr grosser Teil der Gruben- 
beamten, und sicher nicht die schlechtesten, sind anderer Meinung. 
Und vom Bergbau verstehen diese sicherlich etwas mehr, als die 
Besitzer selbst.... Wir glauben, wenn Herr Minister Delbrück die 
Folgen tragen müsste, die das eine Wort von ihm. gehabt hat, 
welches dahin ging, dass die Zechenverwaltungen kein anderes Mittel 
als das „Wieder-in-die-Grube-jagen“ haben, um Steiger, die nicht ge- 
nug gefördert haben, zu grösserer Leistung anzuhalten, er würde es 
nicht mehr sagen. Tausende von Strafschichten sind seitdem ver- 
fahren. worden, und verschiedentlich ist das Wort gefallen: „Der 
Minister sagte ja selbst, dass Euch nicht anders beizukommen ist.‘ 
So mancher brave Mensch sinkt wegen dieser - Aeusserung um Jahr- 
zehnte eher ins Grab.“,.... 


Vieles könnte noch angeführt werden, was damals an Ver- 
zweiflungsrufen der Grubensteiger in die Oeffentlichkeit drang 
und für immer in den Annalen der Geschichte verankert bleiben 
wird. Aber die wenigen. hier angeführten Sätze dürften ge- 
nügen, um zu erkennen, welche ungeheuren Gefahren drohen, 
wenn es dem Zechenkapital gelingt, die Bezahlung in Form von 
Prämien wieder einzuführen. Es ist daher offenbar ein Mangel 
an historischer Erkenntnis und ein unbegrenzter Leichtsinn, wenn 
es heute, schon wieder technische Grubenbeamte gibt, die das 
von den Zechenbesitzern angebotene. Prämiensystem aner- 
kennen. Eine Anzahl Untertagsangestellte der Zeche „Ewald- 
Fortsetzung“ in Erkenschwick hat es kürzlich fertiggebracht, 
die Zechenverwaltung um Wiedereinführung des Prämiensystems 
zu bitten, wobei sich die beiden Reichsverbändler, 
Steiger Laarmann und Ritz, besonders verdient machten. 
Der ‘Direktor Br. soll dabei erklärt haben, dass er wohl bereit 
wäre, die Prämie zu bewilligen, aber erst die Zustimmung des 
Zechenverbandes einholen müsse. Einige Tage darauf legten 
danıı die beiden Steiger L. und R. ihren Kollegen ein an den 
Zechenverband gerichtetes Gesuch zur Unterschrift vor, worin 
die Bitte ausgesprochen wurde, der Zeche „Ewald-Fortsetzung‘ 
die Genehmigung zur Einführung einer Leistungsprämie zu er- 
teiien. Zur Begründung wurde darin angeführt, dass auf den 
nördlichen Randzechen grössere Schwierigkeiten (Schlagwetter, 
Gebirgsdrück) zu überwinden seien als auf den südlichen Zechen. 
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Um den AfA-Mitgliedern die Unterzeichnung des Bittgesuchs 
schmackhafter zu machen, erklärte man ihnen, es handele sich 
lediglich um eine Forderung wegen Erhöhung der Untertage- 
zulage. Es haben dann neben sämtlichen Mitgliedern 
des R..D. B. und sämtlichen sogenannten Oberbeamten 
leider auch drei Mitglieder des D. W. V. und vier Bundesmit- 
glieder das Schriftstück unterzeichnet. Alle übrigen AfA-Mit- 
glieder konnten im letzten Augenblick noch rechtzeitig gewarnt 
und von dem unbedachten Schritt abgehalten werden. Ueber 
das Ergebnis des Bittgesuchs ist noch nichts bekannt. 

Auf der Zeche „Viktor-Ickern“ in Rauel i. W. ist seit dem 
1. Juli d. J. eine Leistungsprämie eingeführt. Bei einer durch- 
schnittlichen Förderung von täglich 1450 Tonnen erhalten die 
Reviersteiger 100 M., Hilissteiger (!) 75 M. und die Fahrhauer 
50 M. Prämie monatlich. Für ie 20 Tonnen Mehrförderung er- 
höht sich die Prämie um iO Prozent. Diese 10 Prozent für 
Mehrförderung werden nur’ zur Hälfte bezahlt, wenn die Kohle 
nicht über 9 bis 9,5 Prozent Berggehalt hat. Die 10 Prozent 
für Mehrförderung werden nicht gezahlt, wenn der Berggehalt 
9 bis 9,5 Prozent übersteigt. Am 31. August d. -J. ist bereits 
die erste Prämienzahlung erfolgt. Reviersteiger erhielten 130 
Mark, Hilfssteiger 97,50 M. und Fahrhauer 65 M. Prämie. Die 
technischen Betriebsausschussmitglieder, soweit sie die Verant- 
wortung für die Führung eines Reviers abgelehnt haben, um ihren 
Posten im -Betriebsausschuss ganz ausfüllen zu können, werden 
an der Prämie nicht beteiligt. 


Obwohl die Beweggründe zur Wiedereinführung der 
Prämien auf der Zeche „Ewald-Fortsetzung‘“ andere zu sein 
scheinen, als auf der Zeche „Viktor-Ickern“, so wird man doch 
bei näherer Betrachtung zu dem Ergebnis kommen, dass sie auf 
beiden Stellen dieselben sind. Der Unterschied liegt darin, dass 
die Verwaltung der Zeche „Ewald-Fortsetzung‘“ geschickter 
vorging, indem sie bereits seit längerer Zeit den Angestellten 
die Meinung beibrachte, die Tarifgehälter müssten durch 
Prämienzuschläge ergänzt werden. Wohingegen die Zeche 
„Viktor“ trotz der ablehnenden. Haltung der Gewerkschaften, 
die Prämien kurzerhand einführte, In beiden Fällen steht un- 
zweifelhaft fest, dass die Zechen aus prinzipiellen Gründen auf 
die Wiedereinführung drängten. Bei den Angestellten scheint 
lediglich der unwiderstehliche Drang nach mehr Geld das Motiv 
für die Annahme gewesen zu sein. Ohne über die Folgen naclı- 
zudenken, verkauften sie ihre Freiheit für ein, Linsengericht. 
Wir haben es hier mit einem Egoismus krassester Form zu tun. 
Es gibt eben Leute, die eine Gefahr nicht eher sehen, bis sie 
über sie hereingzebrochen ist. Dann aber möchten sie die Ver- 


: antwortung gerne auf andere abwälzen. 


Welches sind nun die Gefahren, die durch die Wiederein- 
führung der Prämien im Bergbau heraufbeschworen werden? 
Der Grubensteiger begibt sich wieder in das alte Hörigkeitsver- 
hältnis. Er wird von seinen Vorgesetzten drangsaliert, wenn er 
seinen „Soll“ nicht erreicht, weil diese Herren ja den grössten 
Prämienanteil bekommen wollen. Er wird gepeinigt von seinen 
eigenen Kollegen, wenn er durch Minusförderung die Auszahlung 
der Prämie in Frage stellt. Gegenseitige Vorwürfe und An- 
rempeleien _ wegen angeblicher Schuld an der nicht erreichten 
durchschnittlichen „Sollziffer“, wegen Ueberschreitens des zu- 
lässigen Berggehalts der Kohle und dergleichen müssen zur 
völligen Vernichtung der Solidarität führen. Das _ allseitige 
Hasten und Jagen nach Kohlen wird wieder das A und O der 
Tätigkeit des Grubensteigers sein. Für die Beobachtung der 
Gefahren und Befolgung der Sicherheitsvorschriiten bleibt keine 
Zeit mehr übrig. Die Kurve, die die Unfälle und Katastrophen 
im Bergbau anzeigt, wird sich wieder aufwärtsbewegen, Der 
Bergarbeiter wird wieder den .verpönten Ruf des Steigers — 
Kohlen! Kohlen! — vernehmen und in dem Steiger den An- 
treiber, den Menschenschinder und ärgsten Feind erblicken. »Ar- 
beiter und Angestellte werden im Abwehrkampie gegen das 
Zechenkapital dann nicht ‚mehr in einer gemeinsamen Front 
stehen, sondern. werden sich »wieder gegenseitig bekämpfen. 
Damit hätte das Arbeitgebertum die erste Etappe seines Zicles 








nn 


- 


— 


erreicht, und könnte den vernichtenden Schlag zum Schaden 
der Angestellten und Arbeiter führen. — 


Das können und werden die Bergbauangestellten nicht 
jene Zeiten nicht mehr wiederkehren sollen, in denen die Kön- 


wollen! Nun gut, dann muss allen Versuchen der Zechenbesitzer, 
das Prämiensystem im Bergbau wieder einzuführen, von. den 


Kollegen in den Betrieben der schärfste Widerstand entgegen- 


gesetzt werden. A.Bauer 
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Betriebsräte 


Betriebsrätekonferenz des christl, Gewerkvereins, - Eine 


Betriebsrätekonferenz des christl. Gewerkvereins für das Ruhr- 


revier tagte am 18. September cr. in Essen. Unter anderem 


wurden nachstehende Entschliessungen angenommen, die wir 
des Interesses wegen, die sie für uns Grubenbeamten haben, 
wiedergeben: 

Zur Technik im Bergbau: 

Die Betriebsräte des Gewerkvereins christlicher Bergarbeiter 
Deutschlands fordern von der Regierung, der Bergbehörde und den 


“Grubenverwaltungen schnel'ste Durchführung der technischen Erneue- 


rung und des technischen , Ausbaues unserer Grubenbetriebe. In- 
genieure und Erfinder müssen weitestgehende Hilfe finden. Notwen- 
dige Versuche dürfen an den Kosten “nicht scheitern. Die Erhöhung 
der Kohlenförderung, das Verhindern weiterer Kohlenpreiserhöhungen 
ist nicht durch billigere oder stärkere ‚Ausnutzung der Arbeiter zu er- 
zie'en, sondern muss durch weiteren technischen Ausbau angestrebt werden. 
Neben höchster Wirtschaftlichkeit muss aber auch die grösste Betriebs- 
sicherheit der Gruben erreicht werden. Auch hier sind erprobte Neue- 
rungen sofort einzuführen und zu weiteren Versuchen auf diesem Ge- 
bie’e zu ermuntern und, zu unterstützen. 


Zur Schulung der Betriebsräte: 

Der Hauptausschuss des Preussischen Landtages hat einen Antrag 
angenommen, an den Bergschulen Aufklärungskurse für bergmännische 
Betriebsräte einzurichten. Die Betriebsrätekonferenz des Gewerkvereins 
weist erneut‘ auf die Notwendigkeit solcher Kurse hin und wünscht 
unter anderem die Behandlung folgenden Lehrstoffes: 1. Neues Ar- 
beitnehmerrecht im. Bergbau; 2. Bergwirtschaftslehre; 3. Grubentechnik 
und Grubensicherheit; 4. Volkswirtschaftslehre. 

Die Konferenz erwartet, dass der Minister für Handel und Ge- 
werbe in Preussen dieser wichtigen Aufgabe‘ Verständnis entgezen- 
bringt und für deren Durchführung Sorge trägt. x 

Zur Unfallverhütung im Bergbau: 

Die in Essen -tagende Konferenz des Gewerkvereins christlicher 
Bergarbeiter erkennt an, dass im_ Hinblick auf die letzten Gruben- 
katastrophen und auf die hohe Zahl der Einzelunfälle im Bergbau 
alles getan werden muss, um die Unfallziffern im Bergbau erheblich 
herabzudrücken. Um dieses durchzuführen, verlangt die Konferenz von 
der Bergbehörde, dass die Betriebsräte nicht allein zu den Unter- 
suchungen bei bereits geschehenen Unfällen, sondern bei allen Kon- 
trollen, die sich auf die Grubenaufsicht beziehen, herangezogen wer- 
den. Weiter verlangt die Konferenz von der Bergbehörde, dass die 
Wetterkontrolleure und Schiessmeister vor der Einführung in ihre 
Funktionen über die Schlagwettergefahren gründlich unterrichtet evtl. 
auf die Behandlung der Schlagwetter geprüft werden. Ebenso ver- 
langt die Konferenz von der Bergbehörde, dass diese den Betriebs- 
räten Gelegenheit gibt, an den Vorführungen der Schlagwetter- und 
Kohlenstaubexpiosionen in der-.Versuchsstrecke, ohne Lohneinbusse, teil- 
zunehmen. Zuletzt verlangt die Konferenz, dass die Bergbehörde die 
in der 43. Sitzung des Preussischen Landtages gefassten Beschlüsse, 
die sich auf die Unfallverhütung beziehen, recht bald zur Durch- 
führung bringt. \ 

In der Konferenz wrrde auch über das Verhältnis zu den 
Angestellten gesprochen. Der Bericht ımı „Bergknappen“ sazt 
über die Ausführungen des Referenten: 

„er wies darauf hin, dass zwar zwisch@n Arbeitern und 
Angestellten bestimmte Gegensätze beständen; trotzdem sei 
es sehr gut möglich, miteinander zum Besien der Allgemein- 
heit zu arbeiten. Voraussetzung sei natürlich, dass die Ange- 
stellten sich auf den Boden. vernünftiger gewerkschaftlicher 
Anschauungen stellen. Die Entwicklung .in der Anzestellten- 
schaft habe zum Radikalismus geführt. Eine von den Ange- 
stellten geforderte Solidarität von den Arbeitern, die letzten 
Endes die Arbeiter schädige, müsste von den Betriebsräten 
und den Arbeitern zurückgewiesen werden.“ 


Da wir Veranlassung haben, annehmen zu müssen, dass der 
Bund mit dem Wort „Radikalismus‘“ dieses Mal ausnahmsweise 
nicht gemeint sei, könnte man den . Ausführungen zustimmen, 
Um so mehr muss man sich dann über die Unterstützung wun- 
dern, die der christliche Gewerkverein der Bergarbeiter den 
christlichen Angestelltenverbänden, den Neugründungen, zuteil 
werden lässt. Gewerkschaftliche Gründe. sind es nicht, die 
seine Unterstützung dieser Zersplitterungsbestrebungen in der 
Angestelltenschaft veranlassen. Die katholischen Kameraden, 
die der christliche Gewerkverein der Bergarbeiter für den neuen 


„christlichen Technikerverband gewinnen will, sollten es daher 


ablehnen, den Lockungen zu folgen. Gerade die Angestellten, 
die mit Arbeitern aller konfessionellen Richtungen zu tun- haben, 
sollten sich im eigensten Interesse davor hüten, sich einer Ge- 
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werkschaft anzuschliessen, die einseitig katholische Kameraden 
wirbt.. An ihrer Unparteilichkeit werden sonst sehr leicht 
Zweifel auftauchen, die jeder vermeiden sollte. Wenn ferner 


fession für. Einstellung : und Beförderung ausschlaggebend: :war, 


muss sich jeder Angestellte hüten, seine wirtschaftliche Inter- 
‘essenvertretung nach konfessionellen Gesiehtspunkten zu ge-. 


stalten.. Gerade die. katholischen Kameraden. haben das! aller- 
grösste Interesse daran, eine alle Konfessionen, umfassende An- 
gestelltenorganisation zu behalten. Hoffentlich kommt im Christ- 
lichen Gewerkverein die’ Einsicht, dass: es ‘weder im gewerk- 
schaftlichen, noch im politischen bzw. konfessionellen Interesse 
liegt, die Angestelltenschaft im Bergbau zu :zersplittern.. Die 
Solidarität von Angestellten und Arbeitern, von der der Referent 
gesprochen hat, verstehen wir überhaupt nicht anders, als dass 
sie bei gewerkschaftlichen Aktionen vorher in. Besprechungen 
festgelegt werderi muss. Diese Aussprachen’ 'werden jedoch 
nicht gefördert, wenn vom christlichen Gewerkverein et 
wird, uns Mitglieder abspenstig zu machen, . 


Aus den Arbeitsgemeinschaften U °_ ; 
Arbeitskammer für den- Ruhrkohlenbergbau,. Nach.den am 


ti TE 


2: August .1921 stattgefundenen Neuwahlen trat .die: Gesamt- 


kammer am 23. September ‚1921, nachmittags:4 Uhr, im :Stadt- 
verordnetensaal des Rathauses in Essen:.erstmalig. wieder zu- 
sammen.- Der Vertreter des. Oberbergamtes, -Herr. Oberbergrat 
Kieserling, führte. die Mitglieder in, ihr ‚neues Amt -ein. ‘Die 
Tagesordnung sah die Konstituierung der ‚Arbeitskanımer vor. 
Die Wahlen hatten folgendes Ergebnis: 

1. Gruppe der Arbeiter: ; 
Gewerkschaftssekretär Schmidt, August, Bochum, . Vorsitzender, 
Gewerkschaftssekretär Thiele, Matthias, Altenessen, . 1, stellvertr. 

Vorsitzender, : 
Wirth, Stephan, Herne, 2. stellvertr. Vorsitzender. 
2. Gruppe der An'gestellten:; ‘ 
Steiger Deckert, Ludwig, Hamm, Vorsitzender, 

Bauführer Todenhöfer, Wilhelm, Zweckel, 1. stellvertr. Vorsitzender, 
Steiger Buschmann, Hermann, Gladbeck, 2. stellvertr. Vorsitzender. 
3. Gruppe des Arbeitg.eber: 

Generaldirektor Wiskott, Bork a. d. L., N 
Generaldirektor _Dehnke, ‘ Gelsenkirchen-Bismarck, . 1x stellvertr. 
Vorsitzender, 5 
Gencraldirektor Knepper, Bochum, 2. stelivertr. Vorsitzender, 
Weiter wurden die folgenden Hauptausschüsse zebildet: 
1; Personalausschuss; 
Vertreter der Arbeiter? Krahn, ° Thiele; 
Vertreter der  Angesteil.en: B:ischmann: e 
Vertreter der Arbeitgeber: Hold, Wiskott ünd Dehnke, 
2. Rechnungsausschuss: 
Vertreter der Arbeiter: Schlicho, Schuhmacher; 
Vertreter der Angestellten: Bauer; 
Vertreter der Arbeitgeber: Höh, Keen und Kratz. 
3. Vorberetterder Ausschuss: * 
Vertreter der Arbeiter: Krahn, Thiele und. Wirth; 
Vertreter der Angestellten: Todenhöfer und Sichtermann; 
Vertreter der Arbeitgeber; Wiskott, Kratz, Sarter, von und zu 
Löwenstein und Fickler. 


Die Wahl eines Arbeitnehmermitgliedes für die Gesteins- 


- staubkommission fiel auf Rosemann, Bochum, 


Für Verhandlungen : mit den Handwerkskanmimern wurden 
die Herren Wiskott, Sichtermann und Schuh- 
macher als Vertreter der Arbeitskammer gewählt, 

Die Arbeitskammer wird in der kommenden Woche. ihre 
Tätigkeit aufnehmen. N 


Untergruppe Zwickau der R. A. G, Bergbau. Auf Grund 
des Beschlusses der Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bergbau 
vom 14. Juni d. J., den wir in Nr. 25 des „Technischen Gruben- 
beamten“ veröffentlichten und. der die Bezirksarbeitsgemein- 
schaft Sachsen verpflichtet, == 
„alle Arbeiter-- und Angestelltenorganisationen, die. der. Reichs- 
arbeitsgemeinschaft für den Bergbau angehören und in ‘ihrem Bezirk 
Mitglieder haben, den Satzungen entsprec hend aufzunehmen und zu 
ihren Arbeiten und Beschlussfassungen zuzuziehen“, : 
fand am 14. September die erste Sitzung der Bezirksarbeits- 
gemeinschaft unter Teilnahme unserer Vertreter statt. Der 
R.d.B. hatte zwei Kanonen, Herrn Barthel, Halle, und Herrn 
Dr.. Herwegen, Essen, auf die Beine gebracht, um den Spitzen- 


organisationen entgegentreten zu können. Diese verlangen nun. 


auch Beteiligung an den abgeschlossenen Tarifverträgen — und 
das mit Recht, denn durch verschiedene Schiedssprüche, wie 
in Waldenburg, Berlin usw., ist festgelegt, dass zur Teilnahme 
an einem Tarifvertrag das Vorhandensein von Mitgliedern 
berechtigt. Es wird also dem R.d.B. nichts nützen, sich gegen 
dies Verlangen auizulehnen. Aber wir haben die Pflicht, auch 
hier erneut wieder das Verhalten der Arbeitgeber festzunageln, 
die sich noch immer nicht mit dem Gedanken abfinden können, 
dass sie die Beschlüsse der Reichsarbeitsgemeinschafit zu re- 
spektieren haben. Denn entgegen dem Beschluss, derselben, der 
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selben, der festlegt, dass die Spitzenorganisationen.auch zu. den Be- 
schlussfassungen der Bezirksgruppe Sachsen hinzugezogen :wer- 
den sollen, teilt uns die Geschäftsführung mit, dass die Bezirks- 
gruppe. beschlossen habe; uns vorläufig einen Sitz mit: be- 
ratender Stimme einzuräumen. .Darüber ‚werden wir uns 
selbstverständlich in: der Reichsarbeitsgemeinschaft nochmals 
unterhalten und. der: Bezirksgruppe Sachsen anheimstellen,' die 
Beschlüsse der Reichsarbeitsgemeinschaft auszuführen. 


:Fünfter Teilbericht d-s Bergtechnischen Ausschusses für das 
Ruhrrevier. Der Ausschass beschloss, durch. eine Reise nach 
Eisleben auf den Gruben der Mansfelder Küpierschiefer bauenden 
Gewerkschaft die planmässige Seilfahrt sowie die dort 
bestehenden Lehrkameradschaften zu besichtigen, zu- 
mal er. bereits :auf einer Hollandreise auf. den. holländischen 
Staatsgruben planmässige Seilfahrt (revierweise): gesehen hatte, 
. Durch eine.Grubenfahrt auf dem Hohenthalschacht der ge- 
nannten. Gewerkschaft lernte der Ausschuss die Eigenart des 
Abbaues des Mansfelder Kupferschiefers eingehend kennen und 
besichtigte am. nächsten :Tage ‘auf. dem Klothildenschait die 
Tagesanlagen. 
Nach dieser Information trat der Ausschuss mit Vertretern 
der Verwaltung und dem Betriebsausschuss der erstgenannten 
Schachtanlage in eingehende Besprechung über die vorge- 
nannten beiden Punkte ein mit dem Ergebnis, dass man über 
die Zweckmässigkeit der Einführung der „planmässigen Seil- 
fahrt“ sowie des im Mansfelder Bergbau üblichen Häuerscheines 
in den massgebenden Körperschaften des Ruhrreviers weitere 
Betrachtungen anstellen wird. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifverhandlungen. . Im-Anschluss an die Berichte in der 
vorigen ‘Nummer des „Techn. Grubenbeamten” üher die Ver- 
handlungen in den einzelnen Berzbäurcvieren bringen wir heute 
noch folgende: 

Mitteldeutscher Braunkohlenbezirk. Am I6. 
und 17. September fanden die Verhandlungen mit den Arbeit- 
geberverbänden des Braunkohlenbergbaues der Unterbezirke 
Anhalt, Bitterfeld, Borna, Halle, Magdeburg und den Gewerk- 
schaften Gustav-Dettingen und Amalia-Seeligenstädt statt. In 
einer gemeinsamen Konferenz der Vertrauensleute der Fach- 
gruppen des AfA-Bundes waren bereits die Forderungen formu- 
liert worden, die nach Uebereinkunft auch mit den anderen 
Spitzenorganisationen den . Arbeitgeberverbänden überreicht 
werden sollten. Diese Forderungen stützten sich auf die den 
Arbeitern zugesagte Lohnerhöhung von 7,50 M. pro Mann und 
Schicht. Nach langwierigen Verhandlungen, in denen die Ar- 
beitgeber versuchten, die Angestellten mit äusserst minimalen 
Angeboten abzufinden — es wurden z. B. für die Gruppe I 
2490 M., dann 3600 M. geboten, die Klasse IV sollte ‘zuerst 
2250 M., nach weiteren Verhandlungen 2400 M. erhalten —,.ge- 
lang- es schliesslich, die Zustimmung der Arbeitgeber zu fol- 
gender Vereinbarung zu erhalten: 


Die Gehälter der technischen Angestellten des Mitteldeutschen Braun- 
kohienbergbaues erhöhen sich ab 1. September 


in den Gruppen I a, b, c, um 4200 M, 


” w ” I y» » „ 3600 „ 
: ” ” ”» m 3972392.99%. ” 3450 » 
„ ,» ” IV „pn ”„ 3250 „ 
in der Gruppe Id um 4200 M. 
” ” ”» u ”» ” 3600 ” 
» ”» ” I ” ” 2900 ” 
„».» ” IV ” » 2100 „ SE 5xX300 M. 


Die Bezüge der Lehrlinge erhöhen sich BReT 
von 200 M. auf,250 M. im ersten Lehrjahre 


„»„ 250 „  „ 315 „ ,„ zweiten £ 
DES 3373. entten ri 
Durch diese Abmachungen ändert sich die Gehaltstafel wie folgt: 


von auf 
Gruppe Ia,b,c 1. 18000-—20400 M. 22 200—24 600 M. 
2. 16 150—17400 „ 19 750—21000 „ 


3. 14 950—15 350 „ 18 400—18 800 „ 
4. 14 200—14 500 „, 17 450—17 750 „, 
Gruppe Id 1. 18 000—19 500 „, 22 200—23 700 „ 
2. 15 450—16 900 „, 19 050— 20.500 „ 
3. 12 900—13 900 , 15 800—16 800 „ 
4, 10700 dazu 5X250 M. 12800 dazu 5X300 M. 
Gruppe II 1. 17 700—20 400 M. 21 9009-24 600 M. 
! 2. 15 75017400 „ 19 350— 21000 „ 
3. 14 400—15 300 „ 17 700--18 600 „ 
4. 12 700—13400 „, 15 500—16 200 „, 
5 


. 10700 dazu 5X250 M. 12800 dazu 5X300 M. 


Diesen Gehaltssätzen ist aber nur zugestimmt worden, da 
die augenblickliche Teuerungswelle sich noch nicht in ihrem 
vollen Ausmasse übersehen lässt, so dass neue Verhandlungen 
vielleicht in sehr kurzer Zeit wieder notwendig sein werden. 


Siegerland. Auch im Siegerland fanden Verhandlungen 
mit dem dort zuständigen Arbeitgeberverband statt, in denen 





die Arbeitgeber ebenfalls erst nach langem Hin- und Herreden 
als äusserstes Zugeständnis folgendes Angebot machten: 

1. Jeder Angestellte vom Beginn des 16. bis zum: vollendeten 20. Lebens- 
jahre erhält ab 1. September d. ]. eine monatliche Gehaltszulage von 300 M. 

“ Die Gehälter der Angestellten vom Beginn des 21. bis zum vollendeten 
24. Lebensjahre werden um 325 M., diejenigen der Angestellten vom Beginn 
des 25. Lebensjahres um 350 M. monatlich aufgebessert. £ 

Die Bezüge der Lehrlinge werden auf !50 M. für das erste, 225 M. für 
das zweite, 300 M. für das dritte und 350 M, für das vierte Jahr erhöht. 

Die Meister und technischen Grubenbeamten erhalten, abgesehen von den 
oben ‘angeführten Aufbesserungen, eine weitere Erhöhung von 200 M. Der 
Betrag von 200 M. wird auf etwa bestehende Prämien-, Teuerungs- und 
Leistungszulagen oder Akkorde, die über die tariflich festgesetzten Gehälter 
hinausgehen,’ aufgerechnet, : 

2.. Die Sätze des Tarifvertrages werden um die gleichen Beträge erhöht. 

3. Das Verheiratetengeld wırd auf 100 M. monatlich festgesetzt. 

4. Die Kinderzulage beträgt 75 M. monatlich für jedes nieht verdienende 
Kind unter 18 Jahren, 

5. Gehälter der Grubenbeamten im Betrieb: 

Gruppe 1a). 1675 M. nach 3 Berufsjahren 1725 M. 


= » Ib) 18257, 
” u a) 1775 „ 2.9 ” 1975 „. 
= SSby.1978%. 
» m 2075. 


In den Sätzen für die Untertagsbeamten (das sind die Gruppen 1b, 2b, 3) 
ist eine Untertagszulage von 100 M. enthalten. Bei regelmässiger Ueber- 
arbeit erhöhen sich die: aufgeführten Gehälter um 10 Prozent. (Bestimmung 
m bestehenden Tarifvertrag.) 

Im Waldenburger Revier und in Ober- 
schlesien schweben ebenfalls Verhandlungen. Ueber den 
ersteren Bezirk berichteten wir bereits in Nr. 35 des „Tech- 
nischen Grubenbeamten“, Während in Waldenburg die Ver- 
handlungen kurz vor einem Abschluss stehen, waren die An- 
gestellten in Oberschlesien genötigt, den Schlichtungsausschuss 
anzurufen. Einen ausführlichen Bericht werden wir nach Ab- 
schluss der jeweiligen Verhandlungen brinxen. 

Niederlausitz. Wie bereits in Nr. 36 des „Technischen 
Grubenbeamten“ berichtet wurde, hatten wir für alle Braun- 
kohlenrandreviere einheitliche Gehaltsforderungen eingereicht. 
Der Arbeitgeberverein der Niederlausitz setzte die Verhand- 
lungen hierüber für Sonnabend, den 17. September d. J. fest. 
Es stand wohl von vornherein fest, dass auch unseren Verhand- 
lungsteilnehmern durch die: festgesetzten Lohnr"schläge der Ar- 
beiter die Flügel beschnitten seien. Dazu aber kam, dass am 
Tage vorher bereits für den mitteldeutschen Bergbau in Halle 
Verhandlungen stattgefunden, die teilweise zu einer Verständi- 
gung geführt hatten. Dieses Abkommen sollte ganz besonders 
in den oberen Klassen die Höchstbewilligung darstellen. Und so 
boten die Arbeitgeber für die ersten vier Gruppen der tech- 
nischen Angestellten folgende Erhöhungen: 

Gruppe n bis c) 4200 M. 


» 4200 „ 
le} 3600. „ 
„ Ib) 3300 „ 
„. WV 3000 „ 


Die technischen Angestellten unter 24 bzw. unter 18 Jahren 
sollten 2700 bzw. 2250 M. jährliche Zulage erhalten. Gleichzeitig 
mit diesem Angebot teilten die Arbeitgeber mit, dass dieses ihr 
äusserstes Angebot darstelle und dass höchstens über die 
Staffelung verhand&t werden könne, Nicht allein die Form des 
Angebots, sondern auch die Art und Weise, wie die Arbeit- 
geber die Verhandlungen führten, zogen einen Abbruch der 
Verhandlungen nach sich. Da sämtliche Vertreter der Ange- 
stellten einmütig den Standpunkt vertraten, dass man sich nicht 
diktieren lassen, sondern zu Verhandlungen eingeladen sei. 

Im Anschluss an diese Verhandlungen fanden in verschie- 
denen Teilen des Senftenberger Reviers Versammlungen statt, 
die sich mit dem Ergebnis der Verhandlungen befassten. Es 
kam fast durchweg die Meinung zum Ausdruck, dass man die 
erneut. anzubahnenden Verhandlungen zum Abschluss bringen, 
dann aber sofort einmütig mit dem Halleschen Revier eine neue 
Gehaltsaktion einleiten solle. 

Inzwischen war auch ein weiteres ‚Angebot der Arbeit- 
geber eingegangen, das die untersten Gruppen etwas hebt, die 
kaufmännischen Angestellten aber wesentlich hinter die tech- 
nischen zurücksetzt. Es wird nun zurzeit versucht, durch Ver- 
handlungen mit dem Arbeitgeberverband eine Angleichung der 
Zulagen der kaufmännischen Angestellten an die der tech- 
nischen anzustreben, um damit diese Aktion zum Abschluss 
zu bringen. Es werden hiernach für die technischen Ange- 
stellten folgende Gehälter Gültigkeit haben: 

a) Grube. 


Bisheriges Gehalt Zulage sch Per ei 1921 

Gruppe la) 18 600,— 4 200,— 22800,— M, 
b) 19 000,— 4 200,— 23200,— „ 
)  19500,— 4200,— 23 700,— 
Gruppe II 18 000, — 4 200, — 22200,—. » 
Gruppe lila) 16 800, — 3 600, — 20400,— 
b) 15900, 3 450,— 19350,— , 
Gruppe IV 14 700.— 3 250,— 17950,— „ 
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b) Abraum. ' \ 
"Gruppe la) 18 600, — 4 200,— 2280,— M 
b) 19 000, — 4 200, — 23200,— 
c) 19 500,— 4 200,— 2370,— u 
Gruppe IH 18.000, — 4 200, — 22200,— » 
Gruppe Illa)-b) 15 900,— 3 450,— 19350,— „+. 
Gruppe IV 14 700,— 3.250, — 17950,— n 
\ c) Fabrik. dr 
Gruppe Is) 18600,— 4.200,— 22800, M. 
b 19 000,— 4 200,— 23 200, 
c) 19500, 4.200,— 23 700, weh 
Gruppe Il 18 000, — 4 200,— 2220,— nf 
Gruppe Ill 15 900, — e 3 450,— 19350,—  » 
Gruppe IV 14 700, — 3 250, — 17950,—  » 
d) Sonstigetechnische Angestellte. 
biszum 18. Lebensjahre 10 500, — 2 250,— 12750,— M. 
11 400, — 3 250,— 14650,— » 
von18—24 Jahren bis 
14 100,— 3 250,— 17650, — ,„- 
selbständige Techniker 17 100,— 3 600, — 2070,— 
Ingenieure im 1. Jahre 15 900, — 3 450,— 19350, — ,„ 
s SIE ICAO 3 600,— 20400,— , 
” a EN 4 200, — 2220,— » 
e) Ziegeleibetriebe. 
16 800, — 3 600,— 20400,— M. 
18 000,— 4 200,—- 22200,— » 
18 000, — 4 200,— 22 800,— usw. 


unter sinngemässer Anwendung der Zulagen zu den Gehaltssätzen wie unter 
a, b und c. N 

Eine Erhöhung des Hausstands- und Kindergeldes findet nicht statt, 
ebenso bleibt die Ueberstundenvergütung wie. bisher. (Fortsetzung folgt.) 


Streik im Meuselwitzer Revier, Im Meuselwitzer Revier 

ereignete sich am 27. Mai d. J. auf dem Braunkohlenbergwerk 
Idaschacht infolge Wassereinbruchs ein schweres Gruben- 
unglück, bei dem leider ein Steiger und 16 Bergleute ums Leben 
gekommen sind. Sie waren mit Schutzarbeiten beschäftigt, die 
von dem Obersteiger Breuer angeordnet waren. In den sich 
an das Unglück anschliessenden Untersuchungen wurde fest- 
gestellt, dass dem inzwischen bis auf weiteres beurlaubten 
Obersteiger B. kein Verschulden trifft. Als aber der Ober- 
steiger B. im Anfang September wieder seinen Dienst versehen 
wollte, weigerte sich die Belegschaft, mit ihm zusammen zu ar- 
veiten, und trat in den Streik. Von unseren Mitgliedern wurde 
die selbstverständliche Stellung eingenommen, sich mit dem 
R. d. B,, dem der Obersteiger B. angehörte, solidarisch zu er- 
klären und diese Entfernung B.’s aus seiner Tätigkeit keines- 
falls zu billigen. Nachdem die Arbeiterschaft fast eine Woche 
gestreikt und die Arbeitseinstellung auf weitere Gruben über- 
gegriffen hatte, gelang es am 15. September einen Vergleich 
zustande zu bringen. Obersteiger B. erfält weitere 4 Wochen 
Urlaub, während dieser Zeit soll vom Oberbergamt Halle noch- 
mals die Schuldfrage nachgeprüft und ein Gutachten abgegeben 
werden. Auf Grund dieses Gutachtens wird dann das Schieds- 
gericht der Arbeitsgemeinschaft Braunkohienbergbau entschei- 
den, ob B. auf dem Schacht weiterbeschäftigt werden soll. Die 
Arbeiter haben daraufhin am 17. September die Arbeit wieder 
aufgenommen. 
Differenzen zwischen Beamten und Arbeitern werden sich 
im Bergbau immer wieder ereignen; die Lösung dieser Difie- 
renzen muss jedoch in anderer Weise erfolgen, als es hier der 
Fall ist. Wir von unserem Bund aus werden es auf keinen Fall 
zugeben, dass ein Angestellter seine Stellung verlassen muss, 
wenn ihm kein schweres Verschtiilden nachzuweisen ist. Diese 
Stellungnahme muss u. E. für alle Gewerkschaiten, nicht nur 
für die der Angestellten, eine Selbstverständlichkeit sein. Da 
wir nun wissen, dass bei solchen Differenzen die Schuldirage 
geklärt werden muss, und dass dieses nur in gegenseitiger Aus- 
sprache der Beteiligten erfolgen kann, haben wir uns schon so- 
fort nach der Revolttion mit dem alten Bergarbeiterverband 
in Verbindung gesetzt, um entstandene Differenzen auf gütlichem 
Wege aus der Welt zu schaffen. In einer grossen Reihe von 
Fällen ist es uns gelungen, und noch dieser Tage sagte ein 
Obersteiger einer Braunkohlengrube in Sachsen, dass es früher, 
wo er stets dem Arbeiter gegenüber recht behalten habe, schö- 
ner gewesen sei, dass aber unter den heutigen Verhältnissen 
diese Aussprache im Beisein der beiderseitigen Verbandsbeamten 
Sr einzige Mittel sei, seine Stellung zu sichern und zu er- 
halten. m: 

Die Erkenntnis der Richtigkeit dieser Ansicht ist im Falle 
des Obersteigers B. von der Idagrube Meuselwitz auch dem 
R. d. B. aufgegangen. Sein Herr Dr. Herwegen hat offiziell 
den AfA-Bund um die Vermittelung angegangen, ein Wunsch, 
den wir auch ohne diesen Antrag erfüllen würden. Bereits am 
15. September haben wir uns ohne Kenntnis von den stattfin- 
denden Verhandlungen, mit dem Vorstand und dem Bezirksleiter 
des Bergarbeiterverbandes in Verbindung gesetzt, um Ober- 





-dem R. d. B. erst gekommen, nachdem ihm sein Pian, die An- 


‘schlagen wurde. Es ist in diesem Falle wie schon immer ge- Y 
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steiger B; in seiner Stellung zu halten. Die Erkenntnis ‘von der 
Notwendigkeit der Verständigung mit den Bergarbeitern ist 


gestellten im dortigen Revier unter. seiner Führung zu  ver- 
einigen und den Kampf mit der Arbeiterschaft aufzunehmen, % 
durch die rauhen Tatsachen: der Wirklichkeit in Scherben ge- 2 


wesen. Erst schwingen diese Auchgewerkschaftler grosse Töne, 
reissen die Taktik der freigewerkschaftlichen Organisation her- 


“unter und müssen dann, durch die Wirklichkeit gezwungen, un- 


sere Taktik, in diesem Falle die Verständigung und sachliche 
Aussprache mit den Arbeiterverbänden, als richtig anerkennen, 
ausserdem aber unsere Vermittelung anrufen. Konsequent sein 
sieht anders aus! Gerade der Fall des Obersteigers B. in 
Meuselwitz sollte die Grubenbeamten zum Nachdenken über eine 
ganze Reihe von Problemen veranlassen. Die Schlussfolge- 
rungen, die dann von jedem "Einsichtigen gezogen werden, stär- 
ken, soweit unsere Mitglieder in’ Frage kommen, diese im Glau- 
ben an ihre Organisation, die anderen aber werden den Unter- 
schied kennenlernen, der zwischen ihnen und uns besteht und 
an der Richtigkeit ihrer Organisationszugehörigkeit zweifeln. 


Aus anderen Verbänden 


Korruption auch beim Verband kaufmännischer Gruben- 
beamten? Nachdem wir erst kürzlich an anderer Stelle der 
„D. T.-Z.“ über die Zustände im „Neuen Deutschen Techniker- 
Verband“ und im „Deutschen Werkmeister-Bund“ berichteten, 
erhalten wir nunmehr aus unserem Leserkreise -ein Schreiben 
zugeschickt, das bedeutsame Schlaglichter auch auf das Ge- ; 
bahren des V. k. G. wirft. Wir bringen dieses Schreiben nach- 


stehend zum Abdruck: 
EsseffBochum, 2. September 1921. ” 
Fa. Hohenzollern, \ i Düsseldorf. 
Nachdem wir unsere Geschäftsräume infolge Umzug erheblich ver- 
grössert haben, wären wir Ihnen sehr dankbar, wenn Sie. uns ohne 
Kosten einige Ihrer Bilder überlassen würden, um unseren Zimmern 
einen freundlichen Eindruck zu verleihen und gleichzeitig Ihre Firma 
bei unseren vielen Besuchern in Erinnerung zu bringen. ? 
Mit hochachtungsvollem Glückauf! 
Verbandkaufmännischer Grubenbeamten. 
Die Geschäftsstelle. E 
gez..Dr. Otto: 


Rückschlüsse aus diesem Schreiben zu ziehen, müssen wir 
schon unseren Kollegen überlassen, halten es aber für not- 
wendig, alle Kollegen darauf hinzuweisen, wie sehr der V.k.G. 
die Interessen .seiner Mitglieder den Arbeitgebern gegenüber 
vertritt. Derselbe V. k. G., der sich in der Oeffentlichkeit nicht 
radikal genug geberden kann. % 


Bekanntmachungen 


DER. 
Reichsbetriebsrätekongress. Am 6. Nov. cr., vorm. 9 Uhr, 
findet in Magdeburg ein freigewerkschaitlicher 2 
> Reichsbetriebsrätekongress TR 
statt, zudem auch aus unserem Kollegenkreis 11 Teilnehmer 
entsandt werden. Diese verteilen sich wie folgt: BEER". 
1. Steinkohle: a) Ruhrrevier - # 2 x . 6 Delegierte 
b) Wurmrevier #8: 1 Delegierter ° 
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2. Kali: Hannover: .. 2 25 k et 2 
3. Erz: Mansfeld: . 0. 9 74 == 
4. Braunkohle: a) Mitteldeutschland . » « 1 = 
‘  b) Senftenberg . RE = 

Zusammen 11 Delegierte. 


Die Tagesordnung ist folgende: 
Konstituierung des Kongresses, 
Die wirtschaftliche Lage Deutschlands (Ref. Hue). 
Aufgaben und Tätigkeit-der Betriebsräte im Bergbau (Re- 
ferent Martmöller). ee | 
Betriebs- und Wirtschaftsdemokratie (Ref. Woldt). 
Schlichtungsordnung und Tarifvertragsgesetz (Ref. Um- 
breit). 
6. Sonstiges. Re 
Das Lokal der Tagung wird noch bekanntgegeben. Die 
Richtlinien über die Wahl der Delegierten geben wir gleich- 
zeitig durch Rundschreiben bekannt. Per: 


u. 
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Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polster anjedermann. Katalog 29frei 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Thür. © 
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Reichsschulkonferenz für den Bergbau 


Am 25. September tagten in Bochum zum ersten Male die 
in den Vorständen der bergmännischen Fortbildungsschule am- 
tierenden Mitglieder des Bergarbeiterverbandes und des AfA- 
Bundes, insgesamt etwa 260 Teilnehmer, von denen 162 Schul- 
vorstandsmitglieder waren. Der Tagung lag folgende Tages- 
ordnung zugrunde: 

1. Aufbau und Stand der bergmännischen Fortbildungsschule. (Re- 
ferent: Redakteur Th, Wagner.) 

2. Bericht über die seitherigen unterrichtlichen Erfahrungen in 
der bergmännischen Fortbildungsschule. (Referent: Direktor W, 
Nattkemper.) 

3. Die Bildung des Arbeiters in der neuen Fortbildungsschule. 
(Referent: Frl. Dr. Olga Essig aus Frankfurt a. M.) 


Von Prof, Heise von der Bergschule zu Bochum und 
Proi. Oestereich vom Bund entschiedener Schulreformer 
lagen Entschuldigungsschreiben und Begrüssungen .vor, 

Redakteur Wagner leitete sein Referat ein mit den 
Worten aus Goethes „Faust“: „Das ist der Weisheit letzter 
Schluss: Nur der verdient sich Freiheit wie das Leben, der 
täglich sie erobern muss“. Er führte darin’ weiter aus: 


„Jahrzehntelang haben die organisierten Bergarbeiter für 
eine bessere Schulung gekämpft. Aber in der Vorkriegszeit 
achtete man ihrer nur wenig. In den Jahren 1913/14 zwar sind 
schon Verhandlungen zwischen dem Minister für Handel und 
Gewerbe und den Vertretern des rh.-westf. Bergbaues gepflogen 
worden. Aber alle Erwägungen und Verhandlungen führten zu 
keinem Ergebnis. - Erst die Erkenntnis, dass der Wiederaufbau 
unserer durch den Krieg zusammengebrochenen Volkswirtschaft 
nur durch bessere Entfaltung und Zusammenfassung aller Kräfte 
vor sich gehen kann, brachte die Verhandlung auf Veranlassung 
der Bergarbeiterschaft erneut in Fluss. Bereits am 16. Mai 1919 
brachte Abgeordneter Husemann im Preüssischen Landtag 
einen Antrag auf allgemeine Einführung der Fortbildungsschul- 
pflicht für die bergmännische Jugend ein. Zwar sieht die Reichs- 
veriassung vom 11. August 1919 die obligatorische Einführung 
der Fortbildungsschulpflicht bis zum 18. Lebensjahre vor, jedoch 
ist bisher ein praktischer Durchführungsvorschlag nicht gemacht 
worden. Die bürgerlichen Parteien der preussischen Landes- 
versammlung haben am 14. November 1919 die Verstaatlichung 
des Bergschulwesens abgelehnt, Somit musste die Durch- 
führung der Fortbildungsschutpflicht auf andere Weise versucht 
werden. Der Minister für Handel und Gewerbe hat nın am 
22. April 1920 einen Arbeitsausschuss zu Beratungen über die 
Einführung der Fortbildungsschulpflicht für die jugendlichen 
Bergarbeiter im rh.-westf. Industriebezirk berufen, dem ein 
Vertreter des Oberbergamts, je drei Vertreter des linken Nieder- 
rheins sowie Professor Heise von der Bochumer Bergschule 
als sachverständiges Mitglied angehören, Der obenerwähnte 
Erlass vom 22. April 1920 sagt über die Aufgaben des Arbeits- 
ausschusses folgendes: 

„Der Arbeitsausschuss hat unter Beachtung der durch den Erlass 
vom 27. September 1913 mitgeteilten Leitsätze und Richtlinien ein 
Normaistatut zur Regelung der Fortbildungsschulpflicht der - jugendlichen 
Bergarbeiter mit Bezeichnung der für den Erlass -des Statuts in Be- 
tracht kommenden Stellen zu entwerfen, einen Plan für die Schaffung 
eines Netzes von bergmännischen Fortbildungsschulen mit Vorschlägen 
für die Einrichtung und den Lehrplan der Schulen aufzustellen; Vor- 
schläge für -die gleichzeitige Durchführung der Fortbildungsschulpflicht 
für die gewerblichen Arbeiter zu machen und über die sonstigen zur 
Durchführung des Gesamtplanes erforderlichen Massnahmen, im be- 
sonderen diejenigen zur Heranbildung der Lehrkräfte, zu beraten.“ 

Als Leitsätze hat der Arbeitsausschuss die in einem 
Erlass der gleichen Stelle vom 27. September 1913 aufgestellten 
folgenden Richtlinien zu beachten: 

1. Die Fortbildungsschulpflicht soll nicht nur für die Bergarbeiter, 
sondern für alle ‘gewerblichen Arbeiter im rheinisch-westfälischen In- 
dustriebezirk unter 18 Jahren durch Ortsstatut der Gemeinden, Kom- 
munalverbände oder Kreise eingeführt werden; 
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und Beamten im Bergbau = 
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2. die Durchführung der Fortbildungsschulpflicht . soll jahrgang- 
weise, beginnend mit demjenigen Jahrgang, der die Volksschule zuletzt 
verlassen hat, einsetzen. Sie soll ferner für die Bergarbeiter, soweit 
sie in acht- oder neunstündigen Schichten beschäftigt werden, grund- 
sätzich keine Verkürzung der Arbeitszeit. herbeiführen; später als um 
8 Uhr abends . darf aber auch für Bergarbeiter der Schulunterricht 
nicht schliessen; 

3. als Träger der Schuleinrichtung für die Bergarbeiter wird die 
westfälische Berggewerkschaftskasse zu Bochum in Aussicht genommen. 
Sie richtet die Schulen nach Massgabe des Bedürfnisses, unter Berück- 
sichtigung der besonderen bergbaulichen Betriebsverhältnisse, auf ihre 
Kosten ein und unterhält sie. In ihrem Bestreben, für diese Schul- 
zwecke kommunale Schulräume und kommunales Lehrpersonal überlassen 
zu erhalten, wird sie von den Staatshehörden unterstützt werden; 

4. im Mittelpunkte des bergmänrischen Fortbildungsschulunterrichts 
muss die Berufiskunde stehen. Um sie gruppieren sich unter Wahrung 
ständiger Fühlung mit ihr als -fernere Unterrichtsgegenstände Deutsch, 
Rechnen, Bürgerkunde und hauswirtschaftliche Buchführung. 


Auf den so gegebenen Grundlagen ist dann in monatelanger 
Arbeit die bergmännische Fortbildungsschule als Selbstverwal- 
tungskörper aufgebaut. Diese gilt als Ersatzschule für die all- 
gemeine Fortbildungsschule und hat eine besondere Satzung. 
Die Fortbildungsschulpflicht ist für alle gewerblichen Arbeiter 
durch Ortsstatut eingeführt. Träger der bergmännischen Fort- 
bildungsschulen sind im Oberbergamtsbezirk Dortmund die 
Berggewerkschaftskasse und der Bergschulverein in Mörs für 
den linken Niederrhein). Die Schulaufsicht wird durch das 
Oberbergamt in Dortmund und am linken Niederrhein durch das 
Oberbergamt in Bonn ausgeübt: als zweite Instanz gilt der 
Minister für Handel und Gewerbe. Zur Ausübung der Aufsicht 
ist ein Verwaltungsausschuss aus je drei Vertretern der Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber, aus zwei Vertretern der Gemeinden 
und je einem Vertreter des Oberbergamts und der Regierung 
gebildet. Eine örtliche Fortbildungsschule wird durch einen 


Schulvorstand von 7 Mitgliedern verwaltet, der aus drei Ge- 


meindevertretern, je einem Vertreter der Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer, einem Vertreter der Lehrerschaft und dem zustän- 
digen Bezirksschulleiter besteht. 


In dem Erlass des Ministers für Handel und Gewerbe waren 
keine Gemeindevertreter benannt, und es wurden auch folglich 
keine zu den Verhandlungen des Arbeitsausschusses zugezogen. 
Die Regierungsvertreter erklärten zudem wiederholt, dass eine 
Verständigung mit den Gemeinden auch ohnedem möglich sei. 
Als aber die Arbeiten des Arbeitsausschusses beendet waren 
und der Minister für Handel und Gewerbe seine Einwilligung 
erteilt hatte, erhob die rh.-westf. Schulvereinigung Einspruch 
und forderte hauptsächlich eine Vertretung im Verwaltungsaus- 
schuss und eine stärkere Vertretung in den Schulvorständen, 
Nach längeren Verhandlungen wurde diesen Forderungen ent- 
sprochen, wogegen sich die Gemeinden zur kostenlosen Mergabe 
der Schulräume sowie Licht, Heizung und Reinigung bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahres 1922 bereit erklärten. Alle anderen 
Kosten trägt die Berggewerkschaftskasse, Wir müssen darauf 
hindrängen, dass diese Befristung so schnell wie möglich besei- 
tigt und die bergmännische Fortbildungsschule zur Dauereinrich- 
tung wird. Durch den verspäteten Einspruch der rheinisch- 
westfälischen Schulvereinigung ist viel kostbare Zeit verloren- 
gegangen, so dass der Schulbetrieb nicht, wie geplant, am 
1. April, sondern erst anfangs Juni aufgenommen werden konnte, 


Die Ungewissheit infolge der Befristung lastet schwer auf 
unserer bergmännischen Fortbildungsschule, die auf diese Weise 
Unterlassungen des Ministers für Handel und Gewerbe und der 
Gemeinden entgelten muss, an denen sie unbeteiligt ist. Der 
Minister hat keine Gemeindevertreter in den Arbeitsausschuss 
berufen, und die Gemeinden haben hiergegen nicht rechtzeitig 
Einspruch erhoben. Diese Angelegenheit mögen die Beteiligten 
unter sich austragen, unsere bergmännische Fortbildungsschule 
hat damit nichts zu tun. Um so bedauerlicher ist es, dass sie 
deshalb in einem Zustand der Ungewissheit gehalten wird, der 
immer lähmender wirkt und ihre Entwicklung hindert. 

Schulpflichtig sind die jugendlichen Arbeiter, welche Herbst 
1920 und Ostern 1921 aus der Schule entlassen wurden und die 
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Arbeit im Bergbau aufgenommen haben. In fünf Lehrgängen 
sind 343 Volksschullehrer als Lehrkräfte ausgebildet worden. 
Statt der erwarteten Schülerzahl von 8679 sind zunächst nur 
4376 als 50,4 Prozent vorhanden. 


Wir stehen also in jeder Beziehung noch in den Anfängen; 
der weitere Ausbau kann sich nur nach und nach vollziehen. 


Dieser Ausbau wird um so volikommener, ie mehr alle Kräfte 


zusammenwirken. Die bergmännische Fortbildungsschule so! 
auch Aufstiegsschule sein für die Bergvorschulen und Berg- 
schulen. Wir müssen daher unseren Einfluss auch aui diese 
Schulen ausdehnen. Die Vorarbeiten hierzu sind im Gange und 
wir hoffen, dass sie bald zu einem befriedigenden Ergebnis 
führen werden. 

Unsere bergmännische Fortbildungsschule stellt als zen- 
tralen Selbstverwaltungskörper etwas ganz Neues dar. Ge- 
tragen vom Beruf, soll sie dem Berufe und darüber hinaus als 
Glied des Ganzen dem Ganzen dienen. Je mehr wir den Geist 
der Selbstverwaltung vertiefen und diese immer vollkommener 
gestalten, um so mehr werden wir das Ziel der Schule erreichen 
und zu Qualitätsleistungen kommen, wie sie die Zukunft unseres 
Volkes erfordert. Dabei wollen wir alle mitarbeiten mit heisser 
Seele, mit kühler Ueberlegung und zielklarem Willen. 

Der 2. Vortragende, Herr Direktor Nattkemper aus Bochum, 
sprach sodann über die in der bergmännischen Berufsschule 
seither gemachten unterrichtlichen Erfahrungen. Einleitend 
unterzog er den zurzeit verbindlichen Stoffverteilungsplan, der 
jedem Erschienenen im Abdruck vorlag, 
sprechung, Aus diesem Plane ist unschwer zu erkennen, dass 
unsere Schule eine Berufsschule sein will. Der dargebotene 
Lehrstoff soll nicht etwas für alle Zeiten Feststehendes sein; 
es soll der Praxis vorbehalten bleiben, ob das Lehrgebiet zu 
kürzen oder durch Aufnahme weiterer Unterrichtsgebiete 
(Garten- und Obstbaukunde, Turnunterricht, Unterweisung in 
Kleintierzucht) zu ergänzen. 

Dann führte der Redner die Anwesenden im Geiste in eine 
bergmännische Fortbildungsschule und schilderte in anschau- 
licher Weise die in Wirklichkeit gemachten Beobachtungen und 
Erfahrungen. Er berichtete nicht nur über Erireuliches, son- 


dern gerade auch über weniger Zufriedenstellendes und hob 


heıvor, dass an die bergmännische Berufsschule Lehrpersönlich- 
keiten gehören, die getragen sind von dem Idealismus ihres 
Berufes und es verstehen, in der Bergarbeiterjugend das Ver- 
ständnis für alles Wahre, Schöne und Gute zu wecken und zu 
heben. 

Die bergmännische Fortbildungsschule habe einen hoff- 
nungsvollen Anfang genommen. Eltern der Schüler, die Berg- 
arbeiterorganisationen, die Zechenverwaltungen und Zechen- 
betriebsräte wetteifern mit der westfälischen 
schaitskasse und den Lehrern, unserer bergmännischen Berufs- 
schule eine gedeihliche Weiterentwicklung zu gewährleisten, 
Wenn diese berufenen Faktoren in guter Zusammenarbeit der 
jungen Schule auch ferner treu zur Seite stehen, dann wird der 
Erfolg nicht ausbleiben. 

Als dritter Redner sprach dann über „Die Bildung des Ar- 
beiters in der Berufsschule“ Fräulein Dr. Olga Essig, Mit- 
glied des Bundes entschiedener Schulreiormer, die sich über 
die Notwendigkeit der Schulreformen zurzeit in Deutschland 
auf Grund der wirtschaftlich geistigen Zeitnotwendigkeiten 
Rednerin führte dann weiter aus: 

„Die alte Berufsschule hat in Verkennung ihrer wahren 
Auisaben dem Prozess ihrer Mechanisierung Vorschub geleistet, 
deswegen war ein neuer Weg zur Berufsbildung erforderlich, 
die die höchstmögliche Erwerbsfähigkeit fördert, ihre haupt- 
sächlichste Aufgabe aber auch in der Erziehung des Menschen 
zum Gemeinsinn erblickt. Dazu gehört kein Uebermitteln 
mechanischer Handgriife und keine Aneignung von Buchwissen, 
sondern Eindringen in die naturgesetzliche Grundlege des Pro- 
duktionsprozesses. Die Welt der Technik mit ihren Wundern, 
mit ihren Männern und Frauen aus eigener Kraft muss er- 
schlossen werden als das Erzeugnis des menschlichen Geistes 
und der menschlichen Hand. Es darf nicht sein, dass Männer, 
die die halbe Welt verwüsteten, berühmter sind als die Er- 
finder des Kompasses, der Buchdruckerkunst, der Dampf- 
maschinen usw. Die arbeitende Jugend darf nicht länger fort- 
zedrängt sein von den Stätten der Kultur, nicht mehr jänger 
darf Fabrikarbeit, Kino, Wirtshaus der Lebensinhalt des Ar- 
beiters sein, Wir müssen der Jugend helfen, die zwei schlim- 
men Klippen — schlechte Lektüre und schlechte Freundszhait 
— zu umschiffen. Die Berufsschule muss sich auch mit dem 
sexuellen Problem als einer der wichtigsten Fragen der Gegen- 
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allen grundsätzlichen Fragen, un 
'stündiger Dauer die Tagung, die ein lebhaftes Bild von einer 
der jünsten Errungenschaften der Gewerkschaftsbewegung ent- 


afe) 


einer kurzen Be- 


Gaspechstücke . „ 


"Waschknörpel I 


Bergzewerk- 


- Förderkohle . . . » 


"wart befassen, um der Jugend die Aufklärung über die ganze 


Verlogenheit unserer heutigen sogenannten Kultur zu bringen.“ 
Die dann folgende Aussprache ergab Uebereinstimmung in 
so konnte nach etwa fünf- 


rollte, geschlossen werden. _ 


Rundschau 
Wirtschaftsfragen 


Neue Kohlenpreise, 


DO 


In Nr. 37 des „Technischen Gruben- 


beamten“ veröffentlichten wir die ab 1. September d. J. gül- 


tigen Kohlenpreise für die Bezirke Rheinland-Westialen, Nieder- 
sachsen und Aachen. Der „Reichsanzeiger“ bringt in Nr. 216 
vom 15. September die von Mitte September ab gültigen Kohlen- 


preise für die übrigen Reviere, von denen wir die wichtigsten 


nachstehend wiedergeben: 

1. Niederschlesisches Steinkohlensyndikat (ab 12. September 1921). 
a) Flammkohble: 
367,— M. Staubkohlel (ungewasch.) 288.— M. 
332,— » Nuss I (gewaschen) . „ 386,— ,„ 
320,— „ Nuss I (ungewaschen) . 338;— „ 
b) Gaskohle: Reg 

Te 494,— M. Staubkohle I (gewaschen) 324,— M. 
Förderkohle (gesiebt) 375,— Erbs | (gewaschen) . . 381,— » 
Nuss I (gewaschen) 39,— » 

Es ist hierbei zu bemerken, dass die Preise je nach Lage 
der einzelnen Werke für diese verschieden bemessen sind, und 
die oben angegebenen.Preise die Durchschnittspreise darstellen. 

Il. Sächsisches Steinkohlensyndikat (ab 15. September 1921). 

a) Zwickauer Werke: 
382,— M. Waschknörpel I . 374,20 M. 
378,— Waschnuss I . .. 368,49 „ 
332,40 „ Nussklare I .. D 391,80 ” 
305,80 '» Staubkohle re » 216,10 „ 
b) Oelsnitzer Werke: 
388,80 M. - Waschnuss I 
3:6,10 „ Rohkohle . 
384,0 „ «Schlamm . . 
c) Lugauer Werke: 
373,80 M. Waschnuss I 
372,— u Waschklare I 
371,107, 
d). Dresdener Werke: 
Gasstücke . we es 360,60 M. Knörpel I Pe ee jet; 353,70 M. 
Harte Stücke . .. 264,— „ Nuss 2. 2 U wen Baal 
Würfel I . » . 357,— ” Klarel. . . . * . * 350,40 „ 


II. Kohlensyndikat für das rechtsrheinische Bayern. 
Pechkohble: 
v.. 357,60 M- 


. 363,10 M. Nuaa 1.252, 78% 
363,30 „ "Abfallkoble . . » 


Steinkohle: > 
se ERST ANEM, 


Stückkohlle . . . . . 
Förderkohle I (ungesiebt) 
Staubkohle I (gewaschen) 


Stückkohle 


Waschwürfel I . . ; 
Melierte Kohle , „ b 
Gemischte Kohle . : 


384,30 M. 
. 331,20 , 
119,40 „ 


Gaspechstücke . 
Waschwürfel I . 


Gaspechstücke , 367,50 M. 
Waschwürfel I. 


Waschk nörpel I 


Stüke. . .. 
Brocken ©. ... sn» 


Schanedekohle 1, 2:52 302,60. Mi 2 Gankohle Se, 
Förderkohle 228,30 M, 
IV, Mitteldeutsches Braunkohlensyndikat, 
a) Rohkohle: 
Mitteldeutsches Rev. Magdeburger Rev. 
78,60 M, 
86,40 „ 
94,40 „ 


b) Briketts: 


Anhalter Rev. 
Tiefbau Tagebau 
78,60 M. 65,50 M, 

86,40 „ 72,— 
9440 „ 78,70 „ 
Grudekoks 289,20 „ 


Förderkohle 65,50 M, 
Siebkohle T— » 
Stückkohle 78,70 „ 


FaushbrandS 20 

Kleine Industriebriketts . 235,— ,„ 

Brikettspäne . . . » 168,80 „ 
V. Ostelbisches Braunkohlensyndikat, 
Niederlausitzer Gruppe: 
Förderkohle . 0 64,— M 
Siebkohle. . . . » 72,— » 
Stückkohle . . . .» 79,50: 

Forster Gruppe: 
Förderkochle . . .. . 
Siebkohle. . . » » 
Btuckkohle 27.06.00. 
Görlitzer Gruppe: 


225,— M, 


Hausbrandbriketts. ET - 
Kleine Industriebriketts . 
Brikettspäne. . : » » 


235,— „ 
168,80 „ 
Hausbrandbriketts . » 
Kleine Industriebriketts . 
Brikettspäne. . . . 


80,90 M, 
89,60 „ 
98,20 , 


261,50 „ 
88,60 „ 


262,50 M, 
272,50 „ 
196,80 „. 


Hausbrandbriketts . » 
Kleine Industriebriketts . 
Brikettspäne . - 


73,20 M, 
81,60 „ 
90,40 „ 


Siebkohle 24472 7% 
Stückkohle . . 2... 


(Die Kohlen- und Brikettpreise für das ostdeutsche Revier werden nch 


Abschluss der Lohnverhandlungen bekanntgegeben. 


VI, Rheinisches Braunkohlensyndikat, 
Förderkohle . . 85T Staubkohle . » 
Siebkohle. . . 39,60 „ Briketts .. . 2... 
VII. Kohleneyndikat für das rechtsrheinische Bayern. 
A.-G. Schwandorf 
96,— M. 
233,380 „ 


. 35,75 M, 
. 158,75 „ 


Sortierte Förderkohle 
Briketts 


107,50 M. 
ER 


363,60 „ 


243,20.5 - 


Gewerkschaft Gustav. 





25150M. 


Be 





u 
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Knappschaftliches 


Aus dem Verwaltungsbericht der Kuappschaftsberut- 
genossenschait für das Jahr 1920 sind nachstehende Zahlen von 
Interesse: 

Die Zahl der versicherten Betriebe, Personen und der Löhne 
waren folgende: 












Lohasumme 
im ganzen AlArb, 
M AA, 












Steinkohle: 




























1913 349 689 347 1 148 383 755 1 665,90 
1919 357 704 153 3 739 058 026 5 310,01 
1920 443 766 140 | 11.479 869 186 | 14 984.03 
Braunkohle: 1913 493 77 876 101 829 303 1 307,58 
1919 523 135 595 615 367 298 4 538,27 
19209 576 173 338 2049032965 | ı1 821,03 
Erzgruben und 
Metallhütten: 1913 432 88 397 119 806 465 1 355,32 
= 1919 502 70 856 273 043 812 3 853,50 
1929 554 72 279 766 402 800 | 10 604,72 
Salzbergbau 
und Salinen: 1913 268 49 864 72 930 873 1 462,60 
1919 237 47 459 196 227 321 4 134.67 
1920 235 61 312 636 981 749 | 10 389,19 
Andere Mineral- 
gewinnungen: 1913 436 13 321 15 669 834 | 117633 
1919 325 9899 34 356 223 3470,68 
1929 383 11 441 108 470 475 9 480,86 





















Insgesamt: 1913 1 978 918 805 1458 620 230 1 587,52 
1919 1944 967962 | 4858052680 | 5018,85 
1920 2191 1084 501 | 15040 754175 | 13 868,82 





Die Zahl und die Folgen der Unfälle zeigt die nachstehende 
Tabelle: ; 













Zahl der Versicherten , , . 





918 805 967 952 |1.084 501 







Zu Tode verunglückten . . . ,, 2121 2472 2180 
Vö.lig erwerbsunf.hig wurden . , , 68 31 49 
Teilweise erwerbsunfähig wurden ; , 2 794 2 936 2 646 
Vorübergehend erwerbsunfähig wurden . 8 780 8 678 6 594 
Insgesamt | 13763 | 14117 11 829 
in Prozent 14,98 | 14,58 10,91 


Aus diesen Zahlen geht hervor, ds die Unfallziffer seit 1913 
um 27 Prozent gesunken ist, Vielleicht befassen sich einmal die 
Kameraden mit den Ursachen dieses Rückganges, 


Betriebsräte 


Bezirksobmännerkonferenz der Betriebsräte im Ruhrrevier. 
Am 22. September d., J. fand in Essen eine Obmännerkonferenz 
der Bezirksbetriebsräte des Ruhrreviers statt, in der von 
10 Bezirken 7 vertreten waren. Die Tagesordnung war: 

1. Berichterstattung über die bisherige Versammlungstätig- 
keit in den einzelnen Bezirken. 
2. Verschiedenes, 


Aus den Berichten zu Punkt 1 entnehmen wir, dass in den 
meisten Bezirken bisher schon regelmässige Versammlungen 
stattfinden, die von etwa 70 Prozent der im Bezirk xelegenen 
Schachtanlagen besucht werden. Es wird beschlossen, die Ver- 
Sammlungen regelmässig monatlich in allen Bezirken statt- 
finden zu lassen. Es soll besonders gegen die Wiedereinfüh- 
rung des Prämiensystems für den Grubenbeamten und gegen 
die Wiederaufrichtung der ehemaligen Werksvereine mit aller 
Energie vorgegangen werden. Besonderer Wert soll in Zu- 
kunft auch auf die zu leistende gewerkschaftliche Kleinarbeit 
gelegt werden, worüber unter Punkt 2 besonders verhandelt 
wurde, 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifabschlüsse, Nachdem wir bereits in den beiden vor- 
hergegangenen Nummern unserer Zeitung einen Teilbericht über 
den Gang der Tarifbeweguneen in den einzelnen Berzbau- 
revieren gaben, bringen wir nachstehend, nachdem die Bewe- 
gung fast überall zu einem vorläufigen Abschluss gekommen ist, 
noch folgende Ergebnisse. 

Sächsischer Steinkohblenbergbau Mit Wir- 
kung vom 1, September 1921 ab erhalten die Angestellten- 
gchälter folgende Erhöhungen: 


Obersteiger . . 6300,— M, Reviersteiger. „ „ 5300,— M. 

Hilfssteiger. . . 3460,— „ Steiger . . . 4000,— „ 

Verwaltungsangestellte in Klasse 1 A . .6000,— „ 
n n » Hi # * “ . . . . 4500, — » 
= ES N 3% 3IK0,— „ 
a F a’, . 0 2400,— „ 


Für Verheiratete tritt hierzu eine Erhöhung des Hausstandsgeldes 
um 1209 M., also auf 3000 M. 


Den Obersteigern und Verwaltungsangestellten in Klasse I können 


je nach Leistung und Verantwortung entsprechende Stellenzulagen ge- 
währt werden. 


Bei den Hilfssteigern tritt an Stelle der bisherigen Staffelung 
von 10mal 220 M. jährlich eine solche von 15mal 220 M. jährlich, 


Diese Erhöhungen wurden seitens der Arbeitgeber abhängig 
‚gemacht von dem tatsächlichen Eintritt der vom Reich zuge- 
sagten Kohlenpreiserhöhung. Die Vertreter der Angestellten er- 
klärten sich mit diesen Festsetzungen einverstanden. Die for- 
melle Zustimmung der Mitglieder, sowie die von Arbeitgeber- 
seite soll nachgeholt werden. 

Inzwischen ist dieses geschehen. Der R. d. B. hat in seiner 
Versammlung die Unzufriedenheit seiner Mitglieder über die 
hohen Zuschläge für die oberen Beamtengruppen zu beschwich- 
tigen gewusst. Wir wollen jedoch an dieser Stelle nicht ver- 
fehlen, einen Ausspruch des Herrn Kubach vom R.d.B. fest- 
zuhalten. Es heisst in dem uns zugegangenen Schreiben: 

Herr Kubach begrüsst es, dass der Gedanke der richtigen Wer- 
tung von Arbeitsleistung und Gesinnung der Beamten mehr Boden 
gewonnen hat. Die Angestellten erkennen die Notwendigkeit an, die 
Produktionssteigerung als leitenden Gedanken in den Vordergrund zu 
stellen, und sind der Meinung, dass eine auskönmliche Bezahlung 
in erster Linie geeignet sei, die Arbeitsfreudigkeit zu heben. Es 
würde dann auch eine gewisse Entwicklung, die auf 
Fühlungnahme mit anderen Arbeitnehmergruppen 
hinzielt, unterbunden werden. Herr Kubach teilt mit, dass 
auf dem Verbandstag des R.d.B. in Essen es als richtig bezeichnet 
worden ist, bei den Betriebsangestellten gewisse Leistungsprämien auch 
tariflich anzuerkennen. Es würde also späteren Tarifverhandiungen 
überlassen bleiben müssen, entsprechende Vereinbarungen zu treffen. 
Innerhalb des Bezirkes Sachsen seien sich die Angestellten über die 
Förderprämien noch nicht vollständig einig. 

Diese Ausführungen des Herrn Kubach erscheinen uns ganz 
besonders bemerkenswert im Hinblick darauf, dass er in un- 
seren Versammlungen immer erklärt hat, mit der Arbeiter- 
Schaft gemeinsam arbeiten zu wollen. 


Oberlausizer Braunkohlenbergbau Gleich- 
zeitig mit den Verhandlungen der Niederlausitz wurden auch die 
für die Oberlausitz geführt, welche als Ergebnis eine zwanzig- 
prozentige Gehaltserhöhunz brachten. Das Angebot der Arbeit- 
geber sieht somit eine Erweiterung der bisherigen Differenz 
gegenüber dem Senitenberger Revier von 7% auf 10 Prozent 
vor, was unmöglich annehmbar ist. Es ist empfohlen worden, 
die Abmachung von 20 Prozent vorläufig anzunehmen, um nach 
Beendigung aller Verhandlungen für die Braunkohlenreviere 


. 


eine einheitliche Aktion für den gesamten Braunkohlenbergbau 
einzuleiten. 


Ostdeutscher Braunkohlenbergbau Nach- 
dem im mitteldeutschen, Senitenberger und Görlitzer Revier 
die Verhandlungen über die geforderte Gehaltszulage zu Ende 
geführt sind, fanden am 27. September auch die Verhandlungen 
für den ostdeutschen Braunkohlenbergbau statt. Diese waren 
hier bisher stets ausserordentlich schwierig und wurden zuletzt 
fast stets vor einem Schiedsgericht des R.A.M. ausgetragen, 
Auch diesmal hatte es den Anschein, als ob die Verhandlungen 
scheitern sollten. Die nur noch geringe Differenz führte nach 
mehrstündigen Verhandlungen doch noch zu folgenden Verein- 
barungen: 

Ab 1. September erhalten die technischen Angestellten die 
iolgenden Gehaltssätze: 

a) Grube: 


3. Beiriebsfuhter „. ,.. 2 47,..097°, 20005. 
„ an ran Lunsen S 2127030 
# DR u Re LISTE 
2. Steiger — Maschinensteiger „ . . „ . 19317 „ 
9. Hlilfesteiger v0, E02 797 12 


S Aufgeber. ra Na Et 646 507 ” 
Für b) Abraum und c) Fabrik sind in den einzelnen Angestelltengruppen 
Zulagen und Gehälter der Gruppe a) gleich. 
d) sonstige technische Angestellte: 
1. leitende Ingenieure 18407 M. 
20390 „ 
u I S175, 
3. technische Hilfskräfte über 24 Jahre, „ 15743 „ 
4, jüngere Hilfskräfte von 18 bis 24 Jahren 12645 „ 
Lehrlinge erhalten im 1. Jahre 220 M. monatlich 
Ze „ 310 ” ” 
” 3: ”„ 410 r ” 
Die übrigen Bestimmungen des Tarifvertrages bleiben unberührt. 


Aus dem Kölner Braunkohlenbezirk Am 
27. v. M. fanden in Köln die Verhand’ungen mit dem Arbeit- 
geberverband der rheinischen Braunkohle statt. Es wurden 
folgende Zuschläge erreicht: 

Sämtliche Gehälter werden um 300 M., diejenigen der 
Klasse 3 beider Hauptgruppen um 350 M. erhöht. Ausserdem 
eriolgt eine Erhöhung der sozialen Zulagen von 150 auf 209 M., 
des Kindergeldes von 75 auf 100 M. Die Sätze für Techniker 
stellen sich damit wie folgt: 


. 


”„ ”„ . . . . . ” 
2 selbständige Ingenieure . . . 
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On Es AR 7 Beer BEN DT 24 Pe ee 


Gruppe I: 1900-2500 M. 
Gruppe Il: 1800-2300 „ 


1750—2050 M. 


Gruppelll: 
1600—1850 „ 


Gruppe WV: 


Hierauf kommen a's Zulage für Ledige über 21 Jahren 75 M, für Ver- 


heiratete und Witwer 200 M., für jedes Kind 100 M. 


Als Weihnachtsgeld ist ein dreizehntes Dezembergehalt tariflich fest- 
gelegt Ha Sie freie Wohnung oder Wohnungsgeldzuschuss, sowie 
'reibran 


Lahnbergbau. Bereits im vorigen Jahr haben wir 
versucht, für den gesamten. Bergbau der Bezirke Lahn-Dill- 
Westerwald einen einheitlichen Tariivertrag für die Angestellten 
abzuschliessen. 
den zuständigen Arbeitgeberverbänden abgelehnt worden und 
auch der Schlichtungsausschuss zu Wetzlar sich nicht bereit 
gefunden, in diesem Sinne einen Druck auf die Arbeitgeber 
auszuüben, hatten wir uns an das Reichsarbeitsministerium mit 
dem Antrag gewandt, ein Schiedsgericht zur Entscheidung ein- 
zusetzen. Aber auch das Reichsarbeitsministerium lehnte eine 
Regelung im Sinne unseres Antrages ab, da ein Fall von allge- 
meiner Bedeutung nicht vorliege; es müsse‘uns anheimstellen, 
die örtlichen Schlichtungsausschüsse in Anspruch zu nehmen 
Wir haben diese Entscheidung des R. A.M. unseren Ortsver- 
waltungen und Funktionären mitgeteilt. Die Ortsverwaltung 
Wetzlar hat sich hierauf erneut sofort mit den einzelnen Berg- 
baufirmen in Verbindung gesetzt, um die Wünsche und Forde- 
rungen unserer Kollegen durch Haustarife festzulegen. Ob alle 
in Frage kommenden Grubenverwaltungen geantwortet haben, 
wissen wir nicht; wir wissen nur von zweien, und die Ant- 
worten erscheinen uns wichtig genug, um sie allen Kollegen be- 
kanntzugeben. Die erste Antwort ging ein von einer Firma, deren 
„weitgehendes soziales Verständnis“ sehr bekannt ist — Firma 
Krupp! Die Bergverwaltung Wetzlar schreibt folgendes: 

„Wir können Sie nicht als die Interessenvertretung unserer Ange- 
stellten und Beamten anerkennen. Die Gehaltsfragen regeln wir in 
der bisher üblichen Weise persönlich mit unseren Angestellten und 
Beamten, wodurch individuelle Leistungsfähigkeit, Dienstalter, Familien- 
stand usw. am besten Berücksichtigung finden.“ _ 

Wir zweifeln nicht daran, dass die. Kruppsche Bergver- 
waltung die in ihrem Schreiben angeführten Momente in ihrem 
Sinne berücksichtigt, aber wir legen Wert darauf, dass die wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse unserer Kollegen nach deren Wünschen 
berücksichtigt werden. 

Das zweite der Ortsverwaltung Wetzlar zugegangene 
Antwortschreiben ist von der Gewerkschaft L. Raab sen. und 
lautet: 

„Wir müssen es ablehnen, 


zu zahlende 
“ heit 


mit Ihnen über an unsere Beamten 
Gehälter zu verhandeln, da wir dies für eine Angelegen- 
zwischen uns und unseren Beamten: erachten.“ 


Wir wissen, dass die Firma L. Raab sen. die Festsetzung der 
Angestelltengehälter ganz allein vornimmt und die Angestellten 
nichts zu sagen haben, Die Angestellten wollen jedoch an der 
Festsetzung beteiligt sein, denn letzten Endes erfahren sie es 
am eigenen Leibe, wie sich die vom Unternehmer einseitig 
festgesetzten Einkommen auswirken. 

Unseren Kollegen geben wir erneut den Rat, für die ge- 
werkschaftliche Geschlossenheit auch im Lahnbezirk zu sorgen. 
Die Unternehmer sind nur da zu Zugeständnissen bereit, wo 
die Angestelltenschaft durch die Organisationen in der Lage 
war, einen Druck auf das Unternehmertum auszuüben. Im vor- 
liegenden Falle muss noch einmal versucht werden, durch die 
zuständigen Schlichtungsinstanzen die in Frage kommenden 
Firmen zu Verhandlungen zu zwingen. Sollten diese nicht zum 
Ziele führen, bleiben für die Angestellten nur zwei Wege übrig: 
Entweder sich ducken, oder den gewerkschaftlichen Kampi vor- 
bereiten, £ 

Tarifvertrag Mitteldeutschland. Zwischen 
den am Tarifvertrag für den mitteldeutschen Braunkohlenberg- 
bau betelligten Angestelltenorganisationen und den Unterver- 
bänden des Arbeitgeberverbandes für den Braunkohlenbergbau 
Ist zum Tarifvertrag vom 19. Februar 1921 folgender Zusatz- 
vertrag abgeschlossen worden: 

Zus1. 

In Berlin wohnhafte und beschäftigte Angestellte erhalten einen 
Zuschlag von 10 Prozent auf das Grundgehalt der Gehaitstafel. 

Vorstehendes Abkommen wird getroffen für die am 17. September 
1921 vereinbarten Gehälter mit der ausdrücklichen Feststellung, dass 
“eine Rückwirkung auf die Gehaltssätze der ausserhalb Berlins wohnhaften 
und beschäftigten Angestellten ausgeschlossen bleiben muss. Es erlischt bei 
einer Neuregelung der gemäss $ 9 des Tarifvertrages zu gewährenden 
Dienstbezüge, so es nicht ausdrücklich verlängert wird. 

Halle, den 17. September 1921. 


Aus dem Berufe 


Konferenz der Schachtvertrauensleute im Ruhrrevier. Am 
29. September 1921 befassten sich die Schachtvertrauensmänner 
Ke Da mit dem neuen Gehaltstarif sowie mit dem $ 343 


Nachdem unsere diesbezüglichen Anträge von - 


Der Kollege Bauer erstattete Bericht über den Gang der 
am 7. und 15. September 1921 abgehaltenen Gehaltsverhandlungen 
mit dem Zechenverband. Aus seinen Ausführungen ging ins- 
besondere hervor, dass den zentralen Verhandlungen grösster 
Wert beizumessen sei, da durch sie vor allem erzielt wurde, 
dass sämtliche Bergbaureviere gleichzeitig mit Gehaltserhöhun- 
gen bedacht werden konnten. In Anbetracht der Schwierig- 


"keiten, die sich ergaben, um die Arbeitgeber zu einer zentralen 


Regelung zu bewegen, sei die dadurch gewonnene Verhand- 
lungsbasis immerhin als ein wesentlicher Eriolg zu buchen. Es 
wäre ein schwerer Fehler gewesen, wenn die Arbeitnehmer- 
verbände das letzte Lohn- und Gehaltsabkommen abgelehnt 
und somit die Basis der zentralen Verhandlungen mit dem 
Zechenverband zerstört sowie die voraussichtliche Entwicklung 
der Tarifbewegiumg überhaupt unterbunden hätten. 

Alsdann setzte eine lebhafte Aussprache über die Preis- 
bewegung der letzten Zeit, sowie über Mittel und Wege zu 


einem Ausgleich ein, in deren Verlauf einige Diskussionsredner. 


die Beibehaltung der prozentualen Erhöhung forderten, andere 
sich wiederum für gleichmässige Gehaltserhöhung aussprachen. 
Fine Festlegung erfolgte nicht. Es ist ratsam, dass sich unsere 
Mitglieder’eingehend über diese wichtige Frage unterhalten und 
der Gauleitung das Ergebnis der Beratung mitteilen, 

Ueber die Sohlendienstfrage referierte Kollege Sichter- 
mann. Es. setzte alsdann eine lebhafte Aussprache ein. Als 
Ergebnis dieser Aussprache wurde folgende Entschliessung an- 
genommen: 

Die am 29. September 1921 in Essen tawende Konferenz der 
Schachtvertrauensleute des Ruhrgebietes des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten erkennt an, dass zur Sicherung von Leben 
und Gesundheit der Arbeiter im Bergbau alle Massnahmen, die eine 
erhöhte Sicherheit bieten, von den Behörden getroffen werden müssen. 

Bezüglich des 8 343, der verlangt, „dass in jeder Förderschicht 
von Beginn der Anfahrt bis nach beendeter Abfahrt der Arbeiter 
eine Autsichtsperson auf jeder Bausohle anwesend sein muss“, stellt 
sich jedoch die Versammlung auf den Standpunkt, dass diese besagte 
Vorschrift in der Praxis wenig Sicherheit bietet. 

Vielmehr würde die Sicherheit im Sinne des $ 343 bedeutend eher 
wenn anstatt der -Anwesenheit eines Beamten auf 
der Sohle, über Tage an geeigneter Stelle eine Aufsichtsperson bei 
der An- und Abfahrt der Arbeiter in Dienstbereitschaft stände. 

Die Vertrauensieute ersuchen das Oberbergamt, den $ 313 im Sinne 
des Vorschlages umzuändern. 

Nach Erörterung verschiedener allgemeiner Fragen wies zum 
Schluss Kollege Bauer noch darauf hin, dass auf den Zechen 
Viktor-Ickern das Prämiensystem wieder eingeführt worden 
sei, ferner habe ein Teif’der technischen Untertagesangestellten 
der Zeche Ewald-Fortsetzung ein Bittgesuch an den Zechenver- 
band wegen Einführung der Leistungsprämie gerichtet. Leider 
hätten auch vier Bundesmitglieder dieses. Gesuch mitunter- 
zeichnet. Der Einführung des Prämiensystems müsste auf allen 
Schachtanlagen der schärfste Widerstand entgegengesetzt wer- 
den. Der Beifall der Versammlung bewies, dass die Vertrauens- 


gewährleistet sein, 


leute in entsprechender Weise wirken werden, um die Gruben-- 


beamten vor dem alten Joch zu bewahren. 
Bildungsfragen 

Bergschule Clausthal. Am 12. Juli d. J. fand in Goslar eine 
Mitgliederversammlung des Clausthaler Bergschulvereins statt. 
Wie uns berichtet wird, führte der Vorsitzende über die Be- 
sprechung der Bergschulvereine am. 2. April cr. folgendes aus: 

Die Verhandlungen ergaben, dass die meisten Bergschul- 
vereine dem Gesetz über die Neuordnung des Bergschulwesens 
durchaus ablehnend gegenüberstehen und dass nur die drohende 
Verstaatlichung der Bergschulen die Vereine zur Anerkennung 
derselben gezwungen haben. Besonders die Bergschule zu 
Fisteben sei unbedingt gegen das Gesetz, was insofern bedauer- 
lich sei, als eine nachträgliche Aenderung des Gesetzes kaum 
möglich sein werde. Der Vorstand des Clausthaler Bergschul- 
vereins beschloss, in der demnächst einzuberufenden Sitzung 
nochmals alle Bedenken gezen Ablehnung des Gesetzes zu er- 
wägen, um eine Abänderung des vorerwähnten Beschlusses 
herbeizuführen. Ganz besonders ausschlaggebend für die 
Stellungnahme der Kaliwerks- 
sei das politische Moment. 

Eine endgültige Beschlussfassung des Bergschulvereins er- 
folgte nicht; eine vorgenommene Probeabstimmung ergab, dass 
sämtliche Vertreter der Privatindustrie gegen und die In 
der Minderzahl befindlichen Vertreter der Gemeinschafts- und 
Staatswerke für die Annahme des Gesetzes stimmten. 
Wir ersehen daraus, welchen geschlossenen Widerstand 
das Unternehmertum allen Fortschritten zugunsten der Arbeit- 
nehmerschaft auch dann noch entgegensetzt, wenn dieser Fort- 
schritt schon gesetzliche Form angenommen hat. „Wir mässen 
daher dem geschlossenen Unternehmertum eine gleichwertige 
Macht entgegensetzen, wollen wir das Erreichte erhalten und 
ausbauen. 


Verantwortlicher Schriftleiter: G, Werner, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Nummer 41 / 3. Jahrg. 
Wirtsehaftsfragen 


Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat. Am 27. Oktober 
1921 fand in Essen die diesjährige Generalversammlung des 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats statt, in welcher der 
Jahresbericht sowie die Jahresrechnung und Gewinn- und 
Verlustrechnung des Geschäftsjahres 1920/21 vorgelegt wurden. 


Die Jahresrechnung schliesst auf beiden Seiten mit 
48567120657 M. ab, wobei 4825356163 M. Guthaben in 
laufender Rechnung, _4 848478657 M. Schulden. in laufender 
Rechnung gegenüberstehen. Erwähnenswert ist, dass alle 
Immobilien und Mobilien auf den geringsten Betrag ab- 
geschrieben sind. In der Gewinn- und Verlustrechnung stehen 
sich 29437597 M. auf beiden Seiten gegenüber. 


Aus dem Bericht des Vorstandes scheint bemerkenswert, 
dass man der Ansicht ist, dass das seinerzeit von der Entente 
gestellte und von der Regierung unterschriebene Ultimatum 
unerfüllbar ist. Die Börsenvorgänge, die unsere Wirtschaftslage 
oft in einem widersinnig verzerrten Bilde erscheinen lassen, 
sind im tiefsten Grunde nichts anderes als die Aufzehrung 
des deutschen Volksvermögens. Es wird hervorgehoben, dass 
unsere schlechte Valuta uns vor der Absatzkrise bisher schützte 
und dass man hofit, dass es auch bei der Entente langsam 
klar wird, dass Deutschland kaufend und verkaufend ein 
Glied‘ der Weltwirtschaft ist, das man picht ohne grosse 
Störungen derselben ausschalten kann. Einem ernsten Bekennt- 
nis zum Arbeitswillen schliesst sich ein Hinweis auf die neuen 
Steuern an, wobei unerklärlich erscheint, inwiefern das bis 
jetzt vorliegende Steuerprogramm tief in die Substanz des 
Volksvermögens eingreifen solle. 


Im Dezember 1920 erschien zum ersten Male seit 1914 
trotz unserer schlechten Valuta wieder englische Kohle in 
Hamburg. Mit dem Schwinden der grössten Kohlennot traten 
andere Fragen der Kohlenwirtschaft mehr und mehr in den 
Vordergrund des Interesses. Hier sind es jetzt Fragen des 
Wettbewerbes der einzelnen Reviere, sowie der Gedanke des 
Wettbewerbes gegenüber dem Auslande, mit den Auswir- 
kungen auf eventl. Preiserhöhungsanträge sowie Fragen der 
Möglichkeit der Vorzugsbehandlung auf frachtlichem und 
steuerlichem Gebiet, welche sich aufdrängen. Gegen den 
Härteparagraphen für Kohlensteuer erhebt man gewisse Be- 
denken, weil gerade das Ruhrgebiet bisher am meisten mit 
Schwierigkeiten bei Preiserhöhungen habe kämpfen müssen 
und jeder Wirtschaftszweig in sich lebensfähig sein müsse, 
wenn man eine gesunde Wirtschaft haben wolle. 


Die Steinkohlenförderung des Ruhrgebiets betrug 1920 
88 250 000 t (einschliesslich Ibbenbüren und Minden) gegen 
114833000 t im Jahre 1913. Die Einfuhr nach Deutschland 
betrug 333152 t, die Ausfuhr einschliesslich der Zwangs- 
lieferungen 22622493 t, wobei Koks und Briketts auf Kohle 
umgerechnet einbezogen sind. Der deutsche Inlandsverbrauch 
an Steinkohle stieg um 0,83 Prozent auf 109058000 t gegen 
156 522000 t im Jahre 1913. 


Die Zwangsablieferungen betrugen im Jahre 1920/21 
17441615 t und erreichten damit eine Gesamthöhe vou 
21 478555 t, wobei Koks mit 75 Prozent umgerechnet neben 
Briketts in der Summe enthalten ist. Hierzu kommen 1 424 792 t 


Braunkohlenbriketts. Das Ruhrgebiet ist an der Lieferung 
mit ee Kohlen und Briketts und 5483592 t Koks 
beteiligt. 


Die deutsche Braunkohlenförderung betrug 111 634 000 t, 
die Brikettherstellung 24232000 t, an welchen Zahlen die 
rheinische Braunkohlenindustrie mit über 25 Prozent beteiligt 
ist. Eingeführt wurde Braunkohle nur aus der Tschecho- 
Slowakei in Höhe von 2355 773 t, während die Ausfuhr von 
Braunkohlenbriketts einschliesslich der 'Zwangslieferungen 
1397329 t erreichte. 


Die Gesamtbeteiligungsziffer des Syndikats an Kohlen 
betrug am Ende des Jahres 119765838 t, an Koks 26 350 753 t 
und an Brikeits 5 626 210 t. 
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Die Koksherstellung stieg bis zur Höchstzahl von 1971680 t 
im März 1921 und betrug insgesamt 21533440 t gegen 
21166153 t 1913 und 27450 189 t 1917. Die Brikettherstellung*? 
betrug 3901 047 t gegen 4647382 t 1913 und 3706 621 t 1917, 

Der arbeitstägliche Gesamtabsatz einschliesslich Zechen- 
selbstverbrauch betrug im Jahresdurchschnitt 


davon sind abgesetzt arbeitstäglicher 
t als Kohlen verkokt brikettiert Koksabsatz Brikettabsata 


1913 337854 234227 89660 13967 58676 15367 
1917/18 333484 207898 114303 11283 74322 12261 
1920/21 306408 202726 91771 11961 58961 12999 


Die Förderung des Jahres 1920/21 stammte zu 66,52 
Prozent aus der Fettkohle, zu 21,35 Prozent aus der Gas- 
und Gasflammkohle und zu 12,13 Prozent aus der Ess- und 
Magerkohlenpartie. Verkokt und brikettiert wurden von der 
Förderung aus der Fettkohle 81,44 Prozent, aus der Gas- und 
Gasflammkohle 6,87 Prozent und aus der- Ess- und Mager- 
kohle 11,69 Prozent. Zu bemerken ist, dass alle Zahlen 
sich seit 1913 nicht wesentlich geändert haben. 


Die Anteile der einzelnen Kokssorten an der Koksher- 
stellung betrugen 1920/21 für Hochofenkoks 60,70 Prozent, 
Giessereikoks 24,69 Prozent, Brech- und Siebkoks 12,14 Prozent, 
Koksgrus und Abfallkoks 2,47 Prozent. Die Brikettherstellung 
verteilte sich mit 72,88 Prozent auf Voll- und mit 27,12 Prozent 
auf Eiformbriketts. 


Die Wagengestellung im Ruhrgebiet betrug 1913 9679 188 
gestellt, 7653 gefehlt, 1919 4752466 gestellt, 964 678 gefehlt, 
1920 5 944 586 gestellt, 405 024 gefehlt, 1. Viertel 1921 1 680 645 
gestellt, 239 447. gefehlt. Die Schiffsabfuhr von den Duisburg- 
Ruhrorter Häfen und den Zechenhäfen am Rhein betrug. 1913 
21458491 t, 1919 5240128 t, 1920 9423125 t und im ersten 
Viertel 1921 2747962 t. Hierzu kommt der Versand von den 
Kanalzechenhäfen und Kanalhäfen, weicher 1918 8546 457 t, 
1919 6374984 t, 1920 6639 337 t'und im 1. Viertel 1921 
2068521 t betrug. 


Der gesamte Bericht zeigt, dass unsere Förderung sich 
in aufsteigender Linie stabilisiert hat, dass nach wie vor die 
Nachfrage sehr gross ist und dass die Transportverhältnisse 
ebenfalls wieder normal werden. Langsam steigt jedoch auch, 
als Folge unserer trostlosen gesamten Wirtschaftslage, das 
Gespenst ernster Krisen auf, welches sich ja bereits bei den 
letzten Lohnverhandlungen deutlich bemerkbar machte. 


Statistisches. Der „Zeitschrift für das Berg-, Hütten- und 
Salinenwesen‘“ entnehmen wir nachfolgendes: 

1. Uebersicht über die Ergebnisse des Stein- 
und Braunkohlenbergbaues in Preussen im 
1. Vierteljahr 1921: 

I. Nach den Oberbergamtsbezirken. 

A. Steinkohlen. 








| 
| 
| 
| 
| 








r 
R.} © | I» © 
a] Absatz |Zahl der Be-| ” 8.5 
Oberbergamts-Bezirk 55 Speer) 7 | amten,und 52 2 
22 23 f 3 Vollarbeiter 3 Z. © 
Broauus a. . 6.8 17 1178603 | 1194 278 40 987 | 2026 
Hille si 1 11 643 11 914 266 — 
Giausthal 24. 4..,7, 7 121 880 122 874 4115 198 . 
Dortmund . . . . » 233 | 23178743 | 23 515 664 501 724 | 33 129 
ER ER 18 1471084 | 1479128 | 35632 | 2965 


582724 | 38 318 


Zusammen i, Preussen . | 276 25 961 953 | 26 323 858 | 


B. Braunkohlen. 


Ra A 31 1375 099 | 1370 967 9465 | 1121 
Dialer. el, 220 114259 284 | 14 276 302 96 639 | 18851 
Clausthal: =. 'y;-% 40 494 503 493 188 5381| 1034 
Dortmund . . » . . 1 1185 1201 56 _ 

Bonner... ed 65 8484 564 | 8 483 723 28 810 | 11 074 
Zusammen‘, Preussen . | 375 24 614 635 | 24 625 381 | 140 351 | 32 170 
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II, Nach Wirtschaftsgebieten, 

A. Steinkohlen. 
1. Obersch'esien . . . _ 
2, Niederschlesen . . 17 


1 178 60311 1 194 278 40 987 | 2026 
BEkobSUn. er 1 11 643 11 914 266 = 
4, Obernkirch.. Barsing- ae Zi Hr 
'hausen, Ibbenbüren, 
Minden usw. ..... 15 236 721 238 463 7294 239 
5 Niederrhein-West- 
faien .: ; he 252 |23932 780,| 24272295 516 574. 34.393 
6,3Aächen Ws 11 602 206 606 908 17693 | 1660 : 
Zusammen i. Preussen . 276 .| 25961 953 26 323 853 | 582 724 | 28 318 


B. Braunkohlen, 
1. Geb’et östlich der | 
Ehe 52 en Ne 125 
2. Mitteldeutschland 
westlich der Elbe | 
einschl. Kassgler Re- 


H 


7357818 | 7370350 48 (69 | 10 376 














NER I ie 167 8 772 253 | 8 771 308 63 472 | 10 720 
P2 Rheinland netst 3 ß 

Westerland. . . .» 65 8484 564 | 8483 723 28810 | 11 074 
Zusammen i. Preussen . 357 | 24 614 635 | 24 625 381 140 351 32 170 


2. Uebersicht über, die Ergebnisse’des Erz 
bergbaues im gleichen Zeitraum. 








Betrieb | Zahl 


Verwertbare Förderung an: 


















Oberbergamtsbezirke Werke I* Üder. 72 E.Son=4 Sa. 
= | & |Beamten |Man- | Braun-.| Spat- | Rot- stige | der 
und = | 2 und |gan- | eisen- | eisen- ") eisen- |Fisen-| Erze 
Wirtschaftsgebiete | T | 2 Voll- erz stein- | stein stein erze | 
Betriebe [arbeiter 4 | t t EIER 































Breslau 8 633 20816 TSt 7358| 28324 
Halle ale 3 —|! ı18| — | 17712 975: — 1804| 20491 
C'austhal . 26| — | 3823 | 30 1350727) — 428 | — 1351185 
davon 
Bezirk Harz . .I| 4 — 365 — | 10981) — 418 | — | 11399 
Bez.Peine-Salzgitteri 8| — | 3122 — 1329751) -— —_ — 1329751 
Dortmund . . .I| 71 — 717 — | 10502] — 23973 160] 34635 
Bonn 297| 6 | 20252 75 | 66732/442180|1176106 ; 53201690449 
davon 
Siegerland a. Wiedj169) 2 | 13508 _ 4742'440693| 20687 | 15001467922 
Lahn-Ditl-Bezirk 74 3| 6111 75 | 47472} 148711551193 — [204153 
Yaunus-Hunsrück .| 6| — 584 — /:12745)| — —_ 3820| 16565 
Waldeck- Sauerland! 5| 1 37 _ 1783| — _ — 1783 








Zus. in Preussen [341| 14 | 25613 | 105 |466525|443305|200507 |14642*J1 125084 


* In dieser Fördersumme sind enthalten: 7213 t Magneteisenstein, 689 t 
Toneisensteine und 1420 t Raseneisenerz 


Die deutsche Kohlenförderung im August 1921. Der Nr. 9 
der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik‘ vom September 1921 
entnehmen. wir nachfolgende Zahlen “über die Kohleniörderung 
Deutschlands im Monat August 1921. 
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Press- 

















I} 
sinkohle (1000 t 
Baer: PN ) Press- , Kohlen | Stein- 
| Avon Be kohlen en kohle 
Vierteljahr | Gesamt | kohle Koks | aus | kohlen im 
(ohne |Ruhr- | Ober- BI Na gig 
wi | gebiet | schles. Kohlen ine) ee 
| steine 
| 1000 111000 t| 1000 t | 1000 t | 1000 t 
! 























1920 | | 
1, Vierteljahr 30 704 | 19224) 7903 !25 027! 5 712| 1.060 | 5 247 | 2310 
2. Vierteljahr . .| 31185 |20.277| 7 45827 177| 5921| 1170 6166 | 2208 
3. Vierteljahr . .| 33847 |21908| 8128|28989| 6659| 1341 | 6508 | 2 374 
4. Vierteljiabr . .| 35610 | 23438| 8 197 30441] 6885| 1 367 6361 | 2518 

Insgesamt 131 347 |84 847| 31 686|111634| 25 177| 4938 ‚| 24282 | 9410 

1921 
Janvar . >. 25112009 | 7799| 2814110071] 2396| 427 2108| 818 
ebruar -. . . .| 12009 | 7891| 2801110039] 2277) 49 | 2117| 56 
März . . . . .| 11460 | 7436| 2693| 9876| 2442| 472 2254| 646 
April : 2. .] 11906 | 7624| 29110 374| 2387) 490 J 249| 69% 
Mai. 2 2 2.2..] 8771) 6658| 974 9369| 2266| 409 2245| 757 
uni. © 2.22 0] 10295 | 7424| 1607110058) 2223| 467 | 2469| 850 
ui » 2 2 2. .1 10819 | 7463| 2073100681 2244| 474 2503| 890 
ugust. . . 2. .| 11727 | 7743] 260010 606| 2247| 530 | 258 | 











Ein Vergleich der Brikettpreise im Braunkohlenbergbau 
von Ostelbien und Rheinland seit April 1913 ist sehr interessant. 




















Ost- | Khein- Ost- Rhein- 
elbien | land elbien land 
Aprl-1319.,%° 2, 8.65 8.70 Januar 1920 773.27 94.50 57.— 
Apr 1914752, 8.30 _ Februar 1920 . . | 109.50 | 116.50 
Anl 195 775 9,70 | 10.20 I März 1920 . 164.50 _ 
April :1917.5,°,", _ 11.20. | April 120 .. . 204.80 | 134.80 
April 1918 NL 21.20 —_ Mai 19209 5 211:— | 141.75 
anuar 1919. . 35.70.1.24,50 | August 1920: . . 189.— | 127.— 
E99 2 — 27.— Januar 1921. „ . — 141.75 
Mais 19197, 2.302 27 471.75 |_33,— Februar. 1921 . . 204.60 —_ 
September 1919. . 59 80 _ April 1921 ... _ 144.80 
Oktober 1919 . . 65.85 —_ September 1921 225.— ! 15875 
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Die Preise waren früher ‚gleich. ‘Der Lohnunterschied“pro 
Schicht dagegen ganz erheblich. Infolge der gewaltigen Teue- 
rung sind die Lohnunterschiede prozentual geringer geworden, 
dafür ist die Entwickelung der Preise. einen. anderen Weg 
gegangen. En Tales De ra 
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Müssen die Betriebsräte Angeber spielen? In der „Rhei« 
nisch-Westfälischen Zeitung‘“ vom: 5. Oktober d. J. ist eine 
Notiz enthalten, zu ‘der sich vom Standpunkt des .Gruben- 
beamten, noch mehr aber vom. Standpunkt des Betriebsrates 
manches sagen lässt. Die Notiz hat folgenden Wortlaut: 


„Eine wichtigeEntscheidung für Betriebsräte. 


Man schreibt uns: - 
Anlässlich eines besonderen Falles war der Betriebsführer 


einer Schachtanlage im Dortmunder Bezirk mit dem Vorsitzen- _ 


den des Betriebsrates in Meinungsverschiedenheiten darüber 
geraten, ob dieser ‘verpflichtet sei, ihm (dem. Betriebsiührer) 
die Namen derjenigen Arbeiter-anzugeben, vor deren Betriebs- 
punkten sich durch die Aufsichtsbeamten verschuldete oder 
geduldete Verstösse gegen die bergpolizeilichen Vorschriften 
zugetragen haben sollen. Der Vorsitzende des Betriebsrates 
lehnte die Namensnennung mit der Begründung ab, dass er 
befürchte, die Leute könnten dadurch geschädigt werden. Der 
Betriebsführer hat die Entscheidung des zuständigen Berg- 
revierbeamten angerufen und dieser hat sie (unter Nr. 2531) 
wie folgt getroffen: 

„Gemäss $ 66 Abs. 8 des Betriebsräte-Gesetzes ist der 
Betriebsrat verpflichtet, die geduldeten oder verschuldeten 
Verstösse gegen die Bergpolizeiverordnung dem  Betriebs- 
führer bekanntzugeben und die Betriebsleitung in dieser 
Beziehung zu unterstützen. Zur Unterstützuhg*) derartiger 
Verstösse ist die Namhaftmachung ° derjenigen Personen, 
welche die Verstösse wahrgenommen haben, erforderlich.‘ 

Es ist leider mehrfach vorgekommen, das Mitglieder des 
Betriebsrates ihnen bekannt gewordene Verstösse gegen u: 
polizeiliche Vorschriften nicht nur.nicht an zuständiger Stel 
gemeldet haben, sondern sogar die Bestrafung der betreffenden 
Leute zu verhindern gesucht haben. Ihren Arbeitskameraden 
erweisen sie damit einen schlechten Dienst. Die Betriebsräte 
sollen die Interessen der gesamten Belegschaft wahrnehmen 
und diese erfordern es, dass leichtfertige Handlungen im Berg- 
werksbetriebe, die oft das Leben vieler Arbeitskameraden in 


Gefahr bringen, unnachsichtlich zur Anzeige gebracht werden.‘ 


Wenn man. diesen Entscheid und die, hierzu gemachten 
Bemerkungen liest, empfindet man so recht, wie gross der 
Unterschied zwischen Theorie und Praxis ist. Es wird in 
dieser Entscheidung mit dem Begriff» „Verstoss‘ gearbeitet, 
als wenn das etwas Festliegendes sei. Es ist aber ein grosser 
Unterschied, ob der Hauer das Holz 20 cm zu weit gesetzt 
hat, oder ob er den Wetterscheider weit zurück hat, trotz- 
dem Feuer in der Arbeit steht. Die ‚Bergbehörde sollte sich 
wirklich damit zufriedengeben, dass der Betriebsrat dem Be- 
triebsführer mitteilt, dass im Betriebe gegen bestimmte Vor- 
schriften verstossen wird. Verlangt sie nämlich mehr, wird 
der Betriebsrat von den Arbeitern als Anschwärzer angesehen, 
verliert deren Vertrauen, und damit wird der gesetzliche 
Zweck, dass er Vertrauensmann sein soll, illusorisch. Der 
Revierbeamte hätte deswegen richtiger und zweckentsprechender 
gehandelt, wenn er. entschieden hätte, dass die Meldung von 
Verstössen und die Namensnennung ‘ dem freien Ermessen 
der Betriebsräte zu überlassen sei. Dann Könnte er aber ruhig 
aussprechen, dass es selbstverständlich sei, dass Verstösse 
schwerer Natur schon aus Sicherheitsgründen unbedingt mit 
genaueren Angaben zu melden seien. Verstösse in der Erde 
sind Tatfragen, und die Tätigkeit des ‚Betriebsrates als Sicher- 
heitsmann ist. so diffiziler Natur, dass jede bureaukratische 
Entscheidung, die den Buchstaben zum Gesetz erhebt, mehr 
Schaden als Nutzen stiftet. Es wäre vielleicht. richtiger, den 
Fall genau zu untersuchen und zu prüfen, ob der Betriebs- 
führer seine Forderung auf Gründ eines schweren Verstosses 
oder aus prinzipieller Rechthaberei erhoben hat. Im ersteren 
Falle könnte der Bergrevierbeamte dem Betriebsrat in diesem 
einen Falle nahelegen, den Namen zu nennen, andernfalls 
müsste er dem Betriebsführer eine Nachprüfung seiner Ansicht 
empfehlen. 

Ausserdem aber sind wir der Meinung, dass $ 66 Abs. 8 


zu einer Auslegung, wie sie der Bergrevierbeamte beliebt hat, 


niemals das Recht gibt. Nicht nur diese, sondern auch andere 
Entscheidungen der letzten Zeit legen die, Vermutung nahe, 


-_.*) Soll wahrscheinlich heissen ‚Verhütung‘, sonst, wäre die Entscheidung 
noch unverständlicher. en (Die Schriftlig.) 
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dass man .die Arbeitnehmerschaft reizen und die Betriebsräte 
zu weisser Salbe machen. will. Wieweit. die Bergrevierbeamten 
dabei die treibenden Kräfte sind, sei dahingestellt.;'Sie lassen 
Sich aber jedenfalls zu diesem Zweck gebrauchen. 


Aus. den Arbeitsgemeinschaften 


’ Reichsarbeitsgemeinschaft Gruppe: Kal’bergbäu. Die Ab- 
teilung‘ Angestellte der Reichsarbeitsgemeinschaft'Grüppe Kali: 
bergbau tagte am 15. Oktober und hatte sich mit 7 Anträgen 
auf Schlichtung von Streitigkeiten aus dem Tarifvertrag zu 
beschäftigen. . Zu den Entscheidungen ist zu berichten: 

‚1. Es war beantragt, festzustellen, innerhalb welcher Zeit 
bei Neueintretenden die It. $.16:.des Tarifvertrages vom 
5.8. 20 einzugehende Lebensversicherung ‘zum Abschluss ge- 
bracht sein muss. Es herrscht Einstimmigkeit darüber, dass ein 
Zeitpunkt zum Abschluss nicht vorgeschrieben werden kann; 
doch sollen diese neuabzuschliessenden Versicherungen ' läng- 
stens innerhalb 4 Wochen in vollem Umfange eingeleitet 
werden. 

2. Die Gruppe sollte Stellung nehmen zu der Frage, ob 
die Aufwandsentschädigung der Lehrlinge gemäss 8 18 Ziffer 3 
des Tarifvertrages als Entgelt im Sinne des 8 160 R.V.O. 
und des $ 9 des Knappschaftsgesetzes anzusehen ist. Auch hier 
ist die Gruppe einstimmig der Ansicht, dass diese Entschädi- 
gung als Entgelt im Sinne des Gesetzes anzusehen sei. 

Die Bejahung der Frage war insofern wichtig, als hier- 
von. die Verpflichtung zur Aufnahme ‘der Lehrlinge in die 
Krankenkassen abhing. Infolge der Bejahung hat die Auf- 
nahme nunmehr unverzüglich zu erfolgen. 

Ausser den hier erwähnten wurden je ein Antrag vertagt 
bzw. zurückgezogen, weitere drei Anträge jedoch durch Stim- 
mengleichheit zu Fall gebracht. Dieser letztere Umstand macht 
es notwendig, einmal auf das eigenartige Verhalten der Arbeit- 
gcber hinzuweisen. 
Sitzung der Gruppe regelmässig eine ganze Anzahl von An- 
trägen durch Stimmengleichheit bei der Abstimmung, weil es 
unmöglich ist, die Arbeitgebervertreter von ihrer vo rgefass- 
ten Meinung abzubringen. Dass es durchaus nicht erfreulich 
und erhebend ist, wenn man von vornherein weiss und sieht, 
dass ein Antrag durch diese geschlossene Ablehnung der 
Arbeitgeberseite unter den Tisch fällt, wird man verstehen 
können. Wir haben daher auch diesmal eindringlich darauf hin- 
gewiesen, dass durch eine derartige Auslegung des Arbeits- 
gemeinschaftsgedankens durch die Arbeitgeber das Interesse 
der Arbeitnehmer sicher nicht gefördert wird. 


Reichsarbeitsgeme'nscha‘t Gruppe Braunkohlenbergbau. Am 
23. September tagte in Halle der Gruppenausschuss der Reichs- 
arbeitsgemeinschaft Braunkohlenbergbau. Der Sitzung lag fol- 
gende Tagesordnung zugrunde: 

. Fortfa!l der Lieferung vöa Ueberschichtenfett ab 1. Oktober 1921. 

. Entschädigung der durch Schlichtungsausschüsse vorgeladenen Aus- 
kunftspersönen. 

. Einrichtung von besonderen Betriebsrätekursen im Anschluss an 
die . Bergschulen. 

. Ausbildung der Lehrkräfte für diese. 

. Geschäftliches. 

. Freie Anträge, 

Zu Punkt 1 wird der Erlass des Reichsarbeitsministeriums 
vom 3. September 1921 über die Aufhebung der Versorgung 
der Bergarbeiter mit verbilligten Lebensmitteln zur Kenntnis 
gebracht. (Da der Erlass in unseren Kollegenkreisen noch nicht 
allgemein bekannt sein dürfte, bringen wir denselben nach- 
stehend:) 

„Mit Rücksicht auf die neuerdings wieder steigenden Einkaufspreise 
für Schmalz. und die Notwendigkeit der Abdeckung der in Erwartung 
der 5 Go:dmarkzahlufigen vom Reiche geleisteten Vorschüsse zur Lebens- 
mitteiversorgung der Bergarbeiter stehen zu meinem Bedauern keine 
Mittel mehr zur Verfügung, weiterhin Verbilligungsbeiräge aufzuwenden, 
um den Ueberschichten verfahrenden Bergarbeitern verbüligtes Fett zu- 
‚zuteilen. Unter Bezug auf die Ausführungen meines Referenten, Re- 
gierungsrat Dr. Tiburtius, in der am 14. Juni 1921 in Halle ge- 
pflogenen Besprechung. wegen der Bildung von Unterausschüssen für 
die Bergarbeiterversorgung bitte ich daher davon Kenntnis nehmen zu 
wollen, dass die Lieferung von Ueberschichtenfett durch die Berg- 
arbeiterversorgung am 1. Oktober d. J. eingestellt wird:“ 

Zu Punkt 2 der Tagesordnung wird beschlossen, an die 
Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau einen Antrag zu stellen, 
‚dahin: zu ‘wirken, däss die Festsetzüng der Gebühren für die 
Vernehmung vor ordentlichen und Schiedsgerichten in ange- 
‚messener Höhe auf gesetzlichem Wege erfolgt. 

Zu 3 wird folgender Antrag des Hauptausschusses des 
preussischen Landtages zur Kenntnis gebracht: 

Der Landtag wolle beschliessen, folgende Entschliessung anzu- 
nehmen: Dem Staatsministerium folgende Anträge zu. unterbreiten: 

a) Zur Schulung der bergmännischen Betriebsräte @auf betriebs- 

technischen und, betriebswirtschaftlichen Gebieten wird empfohlen, 
im ‚Anschluss an die Bergschulen besondere Kurse einzurichten. 
Bei der Auswahl der Lehrkräfte und der Zusammenstellung des 
Lehrplanes sind Vertreter der gewerkschaftlichen Spitzenivorstände 
hinzuzuzichen. 
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Wie diesmal drei, so fallen bei jeder- 
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/b) Um ..die Lehrfrage für die Betriebsrätekurse befriedigend lösen 
zu können, ist dahin zu wirken, dass zu den berufspädagogischen 
Wochen in Münster auch geeignete Lehrkräfte der Bergschulen 
und Bergfachschulen entsandt werden, 

‚ Da weitere Unterlagen nicht vorliegen, wird beschlossen, 
die Erledigung des Antrages der Reichsarbeitsgemeinschaft 


‚ für‘den Bergbau zu überweisen. 


- Zu Punkt 4 und 5 der Tagesordnung finden noch Be- 
sprechungen über die Geschäftsführung und Aenderung der 
Geschäftsordnung statt. 


Aus dem Berufe 


Arbeiterwechsel. und Feierschichten im Oberbergamtsbezirk 
Dortmund. In früheren Jahren brachte die Statistik des Bochumer 
Knappschaftsvereins jedes Jahr genaue Zahlen über den Arbei- 
terwechsel auf jeder einzelnen Anlage des Ruhrreviers. In. den 
letzten Veröffentlichungen sind diese Zahlen nicht mehr ent- 
halten. Der Krieg hat, wie auch in so vielen änderen Dingen, 
die Ausführungsmöglichkeiten unterbunden. Es sind uns nun 
die Zahlen für den Arbeiterwechsel im Monat August . 1921 
zugegangen, die eine, wenn auch nür geringe Vergleichsmög- 
lichkeit mit früheren Veröffentlichungen geben. 
ee AN Arbeiterwechsel betrug ‚pro 100 Mann der Beleg- 
schaften: 


Zugang Abgang Insgesamt 
1912 69 6l 130 
R - 1913 78 69 147 
1914 69 102 171 
1915 59 61 120 

August 1921 2,80 2,48 5,28 
Auf das ganze Jahr umgerechnet 34 30 64 


Diese Zahlen zeigen und es ist als zutreffend anzunehmen, 
dass der Wechsel der Arbeitsstelle nachgelassen hat. Der 
Grund liegt vor allem in der grösseren. Regelmässigkeit der 
Arbeitsbedingungen gegenüber früheren Jahren. Durch die 
Einführung der Tarifverträge sind die grossen Unterschiede 
ausgeglichen, ausserdem aber ist die Einrichtung der Betriebs- 
räte ein Sicherheitsventil, welches in sehr vielen Fällen es 
den Arbeitnehmern ermöglicht, Missstände zu beseitigen und 
sich über ihren Aerger auszusprechen. Alle.Differenzen zu ver- 
meiden, ist im Bergwerksbetriebe zwar ausgeschlossen, aber 
eine weitgehende Verminderung ist ohne Zweifel erreicht 
worden. 

Der Wohnüngsmangel spielt im dichtbevölkerten Ruhr- 
revier für den Rückgang des Wechsels nicht die grosse Rolle, 
die man ihm im allgemeinen ohne nähere Kenntnis der Dinge 
zuschreiben. wird. Der Wechsel der Arbeit, das Wandern von 
einer Zeche zur anderen ist infolge des nahen Zusammenliegens 
der Werke auch ohne Wohnungswechsel möglich. 

Es ist bekannt, dass der Arbeiterwechsel die Leistung 
des Werkes ungünstig beeinflusst. Kehren viele Arbeiter ab, 
werden viele eingestellt, ist am Ende des Monats ein Sinken 
der Leistung bemerkbar. Das Gleiche gilt für die Verlegung 
der Arbeiter von einer Arbeitsstätte zur anderen auf dem- 
selben Schacht. Auch die Zahl der verfahrenen Schichten, 
die von einzelnen Arbeitern im Laufe eines Jahres verfahren 
werden, ist für die Beurteilung der verschiedensten Zusammen- 
hänge von Bedeutung. Die Statistik sagt darüber folgendes: 


Oberbergamt Zahl der durchschnittlich Gesamtzahl der durchschnittlich 
Dortmund beschäftigten Arbeiter verfahrenen pro Mann 
im Jahre Schichten 
1914 359 082 112 826 204 314,2 
1915 273 459 93 632 793 342,0 
1916 294 363 100 972 065 343,0 
1917 324 149 108 409 343 334,4 
1818 322 883 105 152 694 325,6 
1919 369 273 109 874 495 297,5 
1920 435 918 134 795 403 309,2 


Die Steigerung der Schichtenzahl über die normale Grenze 
von 300—310 hinaus ist unnatürlich. Der Betriebsbeamte weiss 
aus Erfahrung, dass für jede Ueberschicht im allgemeinen bei 
der nächsten Gelegenheit eine Feierschicht folgt, besonders 
wenn Ueberschichten eine längere Zeit hintereinander verfahren 
werden, Der Arbeiter hält es eben auf die Dauer nicht aus, 
Ueberschichten zu verfahren. Wenn während des Krieges die 
Zahl der Ueberschichten so erheblich gestiegen ist, So war 
es die Angst vor dem Schützengraben, die jeden zur Arbeit 
zwang. Dass die Möglichkeit, Ueberschichten zu verfahren, 
auch die- Feierschichten ganz erheblich erhöht, ist bekannt. 
Die Statistik über Feierschichten im Ruhrrevier zeigt folgen- 
des Bild: 

Auf 1000 verfahrene Schichten 


Zahl der willk. ge- 
fallen gefeierte Schichten 


feierten Schichten: 


1914 2.313 694 20,51 
1915 1 403 297 14,99 
1916 1514 556 15,00 
1917 1 870 579 17,25 
1918 2173 852 20,67 
1919 6 384 863 58,11 
1920 3793 513 28,10 
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Die Zahl der Feierschichten im Jahre 1921 wird wahr- 
scheinlich unter das Normalmass früherer Jahre sinken. Nach- 
dem die Bergarbeiter das Verfahren von Ueberschichten ab- 
gelehnt, ist das Einhalten der regelmässigen Schichten eine 
dem Betriebsbeamten bekannte sichere Folge. Das beste Mittel, 
die Leistungsfähigkeit im Betriebe. pro Mann ‚und Schicht 


auf normalem Wege zu erhöhen, beruht auf guter, gleich- 


mässiger Beschäftigung ohne Ueberschichten, ‘ohne Feiern 
und ohne Wechsel in den Arbeitsstellen. So ging uns dieser 
Tage ein Schreiben eines Kollegen zu, der sich mit der Frage 
der Leistungssteigerung befasste und dazu schrieb: 


„Die Notwendigkeit, unsere Förderung so hoch als mög- 
lich zu gestalten, ohne dem Verfahren von Ueberschichten 
näherzutreten, welches von ‘der Bergarbeiterschaft entschie- 
den abgelehnt worden ist, liegt vor. Dazu würde eine Ein- 
schränkung yon Arbeiterwechsel und eine Verminderung von 
Feierschichten beitragen. Die Ursache dieser beiden Er- 
scheinungen ist meistens Verärgerung. Die Ursache des 
Wechsels lässt sich gerade von seiten unserer Kollegen im 
unterirdischen Betriebe sehr oft beseitigen. Die Verärgerung 
kann in einem zu niedrigen Gedinge oder aber in der zu- 
gewiesenen Arbeit begründet sein. Der eine arbeitet lieber 
in einem dicken, der andere in einem dünnen Fiöz, der eine 
in steilem, der andere in flachem Einfallen, dieser möchte 
gern vor Ort, der andere in der Schüttelrutsche, der dritte 
vern am Verbauen arbeiten. Diesen Wünschen müssen wir 
soweit als irgend möglich im Interesse des Ganzen Rechnung 
tragen. Im Bergbau heisst es mehr wie an anderen Stellen: 
„Der richtige Mann an die richtige Stelle“. Vor allem 
muss aber auch jeder Arbeiter die Gewissheit haben, dass 
ihm kein Unrecht bezüglich Bezahlung und Bewertung ge- 
schieht und dass er durch den Betriebsrat jederzeit, wenn 
er im Rechte ist, mit Erfolg vertreten werden kann, — 
Hoffentlich stabilisieren sich dıe Verhältnisse im Bergbau so, 
dass in absehbarer Zeit Verwaltung, Angestellte und Be- 
triebsrat im gegenseitigen Vertrauen diesen angedeuteten 
Forderungen Rechnung tragen können, damit Wechsel und 
Feierschichten auf ein Minimum eingeschränkt und der da- 
ers Schaden für die Volkswirtschaft vermieden 
wird.“ 

Wir bringen diese Erörterungen, weil wir in der Zukunft 
unsere Wünsche hinsichtlich unserer Stellung im Betriebe mit 
unserem Einfluss auf die Leitung begründen wollen. Nachdem 
die wirtschaftlichen Fragen immer mehr in den Vordergrund 
getreten sind, nachdem die Gewerkschaften in ihrem 'Pro- 
gramm die Umänderung unserer Wirtschaftsweise fordern, 
müssen wir auch im Bergbau mit dem Zustande brechen, 
alle Wünsche allein mit dem Einfluss auf die Sicherheit zu 
begründen. Für den Betriebsbeamten im Bergbau war es 
immer notwendig, Sicherheit und Leistung in Einklang zu 
bringen. Dass es ihm nicht immer gelungen ist, lag an dem 
scharfen Druck der Unternehmer auf dıe Förderung. Von 
diesen Druck wollen wir uns befreien, dafür aber müssen wir 
zeigen, dass auch wir aus eigenem die Mittel.und Wege an- 
geben, um die Förderung nicht nur zu erhalten, sondern auch zu 
steigern. Die Ausführungen über Arbeiterwechsel und Schich- 
tenzahl sind u. E. in diesem Zusammenhange von grossem 
gewerkschaftlichen Werte. 


Aus anderen Verbänden 

Einmal Hü und einmal Hott. Unter der Ueberschrift „Ein 
Angestelltenverband gegen die Arbeiter“ schreibt die „Berg- 
arbeiter-Zeitung“ in ihrer Nr. 40 folgendes: 

„Eine der vielen Organisationen der Angestellten im Berg- 
bau ist der Reichsverband der Bergbauangestellten. Ihm ge- 
hören die Angestellten des Zwickau-Oelsnitzer Reviers fast 
vollzählig an; im Ruhrrevier hat er bei der letzten Wahl zur 
Arbeitskammer 1119 Stimmen erhalten; ausserdem aber zählt 
er in verschiedenen anderen Revieren Mitglieder. Diese Orga- 
nisation, die von den Unternehmern trotz ihrer. radikalen Töne 
gefördert wird, wirbt unter den Bergbauangestellten mit dem 
Gedanken, für ‚die Angestellten des -Bergbaues eine selbstän- 
dige Organisation zu bilden. Sie lehnt, vor allen Dingen ein 
Aufsehen in einer der drei Richtungen, und zwar der ireige- 
werkschaftlichen, christlichen oder hirsch-dunckerschen, ent- 
schieden ab, ia, sie wirft sogar den anderen Angestellten- und 
Arbeiterorganisationen Vergewaltigung der Koalitionsfreiheit 


vor, weil von diesen die Aufnahme des Reichsverbandes in die 


Zentralarbeitsgemeinschaft und deren Gruppen von der Bedin- 
gung abhängig gemacht wird, dass sich diese Organisation einer 
der drei Richtungen anschliesst. Das ablehnende Verhalten des 
Reichsverbandes ist bewusste Eigenbrödelei und wird ver- 
ständlicher, wenn man erfährt, dass die Gründung der. mittel- 


deutschen Gruppe dieses Verbandes von leitenden Persönlich- 
keiten (Direktoren) der Riebeckschen Montanwerke und des. 
Mansfelder Kupferschieferbergbaues ausgegangen ist. Der: 
Leiter des Reichsverbandes, Dr. Herwegen, st ein Bruder des 
Gründers der Mitteldeutschen 'Vereinigung, Prokurist Herwegen 
von den Riebeckschen Montanwerken. Der Reichsverband wird 
von den Unternehmern wegen seiner bewussten Zersplitterung. 
der Angestelltenbewegung unterstützt. Dass dieses beabsichtigt 
wird, geht aus der Nr. 17 der Verbandszeitung „Der Bergbau- 
angestellte“ klar und deutlich hervor. Es wird unter der Ueber- 
schrift „Die Annehmlichkeiten des Steigerberuies“, eine Notiz 
aus der Tagespresse über eine auch von uns scharf zu verur- 
teilende Differenz auf den Jakobischächten gebracht. Dort 
ist ein Steiger, der zwei Arbeiter wegen schlechten Berge- 
versatzes zur Rede stellte, von diesen tätlich angegrifien und 
verletzt worden. Anschliessend an diesen Bericht wird dann 
vom Organ des Reichsverbandes gesagt: „Angesichts solcher 
Vorgänge braucht man sich wirklich nicht zu wundern, wenn 
das Blutmeer im Bergbau steigt. Die Zeilen beweisen aber 


- auch die innere Hohlheit und die Haltlosigkeit der von der AfA 


so sehr betonten Solidarität der Kopf- und Handarbeiter. Der 
Steiger hätte u. a. richtig gehandelt, wenn er die Leute nach der 
ersten fruchtlosen Ermahnung der Bergbehörde 
als oberste Instanz zur Bestrafung gemeldet hätte, 
denn leider liegen die Dinge heute so, dass die Arbeiter mit 
90 vom Hundert in dem Steiger den Quälgeist, den Antreiber 
erblicken und nicht den Wächter über Sicherheit der Grube und 
Verantwortlichen von Leben und Gesundheit der unterirdisch 
Beschäftigten.“ 

Wenn man weiss, wie seit vielen Jahren vom Bergarbeiter- 
Verband sowie vom alten Steiger-Verband und seinem Nach- 
fclger, dem Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
systematisch auf ein besseres Verhältnis zwischen Arbeitern 
und Angestellten hingearbeitet wird, wenn man weiss, wieviele 
Frfolge schon erzielt worden sind, so zeigt diese Stellung- 
nahme “des Reichsverbandes blitzlichtartig, dass er das sich 
entwickelnde gute Verhältnis zwischen Kopf- und Handarbeitern 
wieder stören will. Diese seine Stellungnahme, die Solidarität 
der Kopf- und Handarbeiter als innere Hohlheit zu verspotten, 
liegt nur im Unternehmerinteresse. Die Unternehmer können 
die Macht der Arbeitnehmer im Bergbau nur dann wieder auf 
das frühere Mass zurückschrauben, wenn es wieder gelingt, Ar- 
beiter und Angestellte als Todfeinde aufeinander zu hetzen. 
Diese Aufgabe soll der Reichsverband erfüllen; anders lässt sich 
seine Stellungnahme nicht deuten. Daher wird er von den 
Unternehmern gestützt. An unseren Kameraden aber liegt es, 
ein gutes Zusammenarbeiten in den Betrieben mit den ‘Ange- 
stellten zu fördern und diese zu veranlassen, sich nicht dem 
Reichsverband, sondern dem Bund der technischen Angestellten 
und Beamten anzuschliessen.“ | 

Wir verweisen hierbei auf unsere Notiz unter „Gewerk- 
schäftliches“ in Nr. 39 des „T. G.“, in welcher wir auf das Ge- 
bahren des R. D. B. anlässlich des Streiks auf dem Idaschacht 
im Meuselwitzer Revier aufmerksam machten. Wir bitten un- 
sere Kollegen, sich das Hin- und Herlavieren des „Einheitsver- 
bandes“ genau zu vergegenwärtigen, um zu erkennen, welche 
Taktik für die Angestelltenschaft am erspriesslichsten wirkt. 


Bekanntmachung 


Wir bitten einen Kollegen aus dem Bergbau, der die pol- 
nische Sprache beherrscht, uns seine Adresse bekanntzugeben. 




























Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
; Ser deren Boyz 80 Pf. Rabatt 
Ä bei3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- 
4 nahmen 15/,, bei 13 Aufnahmen 
20 °/,, bei 26 Aufnahmen 30 %. 


Pickel, Mitesser!! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel, 
teile allen daran Leidenden kosten- 
los mit: Frau M. Poloni, 
Hannover 129, Schliessfach 106. 
Fieber a Sn in 















Für Flethten-Kranke! 


Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
vielbewährten Flechtenheil in 8—'!4 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. 7 Eine Flasche genügt. - Preis 25 Mark. 


F. Müller, Heilkundiger, Bremen 
Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. | 
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Müssen die Wetter schlagen ? 


„Müssen die Wetter schlagen? um für den Bergbau Ver- 
besserungen einzuführen“, ist der Titel einer Broschüre, die 
in diesen Tagen von mir herausgegeben und vom Industrie- 
beamten-Verlag*) zu beziehen ist. Bereits die letzte Reichsfach- 
gruppentagung am 5. und 6. September 1921 in Essen 
hat sich mit dem Inhalt beschäftigt und sich mit ihm einver- 
standen erklärt. Die Broschüre befasst sich nicht allein mit 
Forderungen und Wünschen, die schon von unseren Bundes- 
instanzen gebilligt und vertreten werden: gar manches Neue 
ist angedeutet und ist noch zu besprechen, um so für die 
Zukunft Unterlagen zu schaffen, nach denen wir die Ent- 
wicklung beeinflussen können. Ausserdem sind aber auch For- 
derungen behandelt, die nicht wir allein, sondern die wir ge- 
meinsam mit der Bergarbeiterschaft zu stellen haben. Manches 
wird sich in weiteren Aussprachen noch klären und auch unter 
dem Einfluss der Entwickelung andere Gestalt annehmen. 
Um daher die Organisation nicht festzwiegen, sind alle diese 
Dinge, die sich noch im Stadium der Entwickelung befinden, 
unter persönlicher Verantwortung behandelt worden. Eine 
DR SUnE des Bundes-ist daher durch diese Broschüre nicht 
eriolgt. 

Die Broschüre ist auf Grund der letzten Grubenunglücke 
entstanden. Nach jedem Unglück beschäftigen sich die Berg- 
arbeiter-Verbände, die Zeitungen, die Oeffentlichkeit und die 
Parlamente mit ganz besonderem Eifer mit Bergbaufragen, 
um die Wiederkehr solcher Unglücke zu verhüten. Auch aus 
unseren Kreisen sind uns Briefe in grösserer Zahl und Vor- 
schläge zugegangen; auch wir sollten auf Grund dieser Un- 
glücke mit Forderungen hervortreten. Wir sind im Bund 
jedoch der Meinung, dass die Sicherheitsvorkehrungen im Berg- 
bau aus allgemeinen Erwägungen heraus verbessert werden 
müssen. Wir sehen es als ein nicht besonders gutes Zeichen 
für die Arbeit in unseren parlamentarischen Körperschaften an, 
wenn diese erst einer solchen Aufrüttelung durch ein Unglück 
bedürfen, um besonderen Eifer an den Tag zu legen. Die 
Zahl der durch Massenunglücke Getöteten und Verletzten ist 
verhältnismässig gering gegenüber der grossen Zahl derer, 
die regelmässig. Tag für Tag und Woche für Woche im 
Schachte das Opfer der vielen Gefahren werden. Daher hat 
dieser besondere Eifer für die-— die stets und ständig den 
schweren Gefahren ausgesetzt sind und deren Wünsche auf 
Verbesserung der gesamten Verhältnisse normalerweise kaum 
beachtet werden, einen etwas üblen Nachgeschmack. Von 
unserer Seite wird daher die Frage aufgeworten, die den Titel 
der Broschüre bildet: „Müssen die Wetter schlagen, um 
für den Bergbau Verbesserungen einzuführen?“ 

In der Broschüre wird aber noch ein anderer Gesichts- 
punkt in den Vordergrund gestellt, mit dem sich unsere 
Wünsche ‘begründen lassen und der m. E. für die Zukunft 
von der grössten Wichtigkeit ist. Bisher ist bei allen für 
den Bergbau getroffenen Massnahmen die Frage der Sicher- 
heit der Betriebe in den Vordergrund gestellt worden. Alle 
Arbeitnehmerverbände begründeten ihre Forderungen mit der 
Erhöhung der Sicherheit. Nach Lage der Dinge war es 
auch in unserem Autoritätsstaat, in dem die Arbeitnehmer 
minderen Rechtes waren, die mit allen Mitteln niedergehalten 
wurden, nicht anders möglich, irgend etwas zu erreichen, 
als an das Gefühl zu appellieren, wenn es durch die Massen- 
unglücke in Wallung gebracht worden war; denn dann standen 
so weite Kreise hinter den Forderungen, dass immerhin Aus- 
sicht vorhanden war, etwas zu erreichen. Nachdem nun durch 
die Revolution eine Wandlung in unserem Staate eingetreten, 
infolge der die Arbeitnehmerschaft ein gesichertes Recht der 
Mitbestimmung an der Entwickelung des Bergbaues hat, 
können und müssen anstatt der Gefühlsmomente jene Unter- 
lagen zur Begründung von Forderungen herangezogen werden, 
die durch ihre sachliche Berechtigung auf a le wirken, 
aben. 


*) Berlin NW 52, Werftstr.7. Preis der Broschüre 3,50 M. 
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Die grösste gedankliche Wandlung in unserem Staat gegen- 
über der Vorkriegszeit besteht darin, dass heute die Fragen 
der Wirtschaft alle Dinge ausschlaggebend beeinflussen, 
während früher in den Zeiten geregelter Wirtschaft jedes 
Gebiet, Verwaltung, Justiz, Schule, Kirche usw. sich gleich- 
berechtigt neben die Wirtschaft stellte. Wohl ein jeder weiss, 
dass wir aus all den Nöten, in die uns der verlorene Krieg 
mit seinen Folgen gebracht hat, nur, und wenn es nach 
Jahren erst ist, wieder herauskommen, wenn wir unsere Wirt- 
schaft in Takt halten. So lange die gesund bleibt, können 
wir noch hoffen, dass unser Volk der Schwierigkeiten Herr 
wird. Der Bergbau aber ist eine der wichtigsten Grundlagen 
unserer Wirtschaft. Sieht man von all den speziellen Wünschen, 
die über seine Wirtschaftsform gehegt werden, ab, bleibt doch 
für alle Kreise der gemeinsame dringende Wunsch bestehen, 
die Leistung im Bergbau zu erhöhen, um unserer gesamten 
Volkswirtschaft durch die grössere Leistungsfähigkeit des Berg- 
baues und die dadurch bedingte Verbilligung unserer Kohlen 
Grundlagen zu schaffen, die uns in die Lage versetzen, im 
Kampf um die Gesundung der Volkswirtschaft eine bessere 
Position einzunehmen. 

Dieser Gedanke ist in der Broschüre mit in den Vorder- 
grund gestellt. Sie ist die eingehende Unterlage für eine Ein- 
gabe, die von dem Bund und dem Deutschen Werkmeister- 
Verband au alle jene Körperschaften gesandt worden ist, die 
sich mit den. Fragen des Bergbaues befassen. Wenn wir in 
unseren freigewerkschaftlichen Angcestelitenorganisationen des 
Bergbaues zeigen, dass wir nicht nur egoistische Momente 
in dem Kampf um bessere Verhältnisse die Triebfeder sein 
lassen, sondern dass wir auch bei der Beurteilung der Frage, 
wie wir unseren Beruf am besten züsfüllen können, ganz 
besonders die Frage der Erhöhung “der Leistung im Berg- 
bau in den Vordergrund stellen, so sind wir dessen gewiss, 
dass die übergrosse Mehrzahl des Volkes und seiner Führer 
unsere Forderungen sehr gewissenhaft prüfen werden. Wenn 
das geschieht, sind wir unseres Erfolges sicher. 

Die Eingabe hat folgenden Wortlaut: 


„Die unterzeichneten Verbände als Vertreter der tech- 
nischen Angestellten des Bergbaues sprechen die Bitte aus, 
die nachstehenden Wünsche der technischen Grubenbeamten 
zu erfüllen bzw. an den fir die Erfüllung zuständigen Stellen 
für die Einführung der vorgeschlagenen Aenderungen ein- 
zutreten: 

Im Steinkohlenbergbau ist: 

1. Den für die Sicherheit in ihrem Steigerrevier verantwort- 
lichen Steigerrn das Recht zu geben, in ihrem Revier 
die Löhne der Bergarbeiter im Rahmen des geltenden 
Tarifes für die von ihnen in Auftrag gegebenen Arbeiten 
festzusetzen. 

2. Das Steigerrevier in Grenzen zu halten, dass die bere- 
polizeilich notwendige Befahrung in einer halben Schicht 
ausgeführt werden kann. 

3. Das Tätigkeitsgebiet der unverantwortlichen Zwischen- 
beamten zwischen Betriebsführern und Reviersteigern vom 
Tätigkeitsgebiet der Reviersteiger streng zu trennen. 
Zwischenbeamte können zur Unterstützung des Betriebs- 
führers auf grossen Werken zur Vertretung bei der Kon- 
trolle der Befolgung der sicherheitspolizeilichen Mass- 
nahmen herangezogen werden, jedoch darf in jeder Schicht 
höchstens ein Zwischenbeamter (Fahrsteiger) beschäftigt 
werden. 

Begründung. 

Schon seit Jahren haben die Unfall- und Erkrankungs- 
zitfern, sowie die Massenunglücke im Bergbau Veranlassung 
gegeben, in den gesetzgebenden Körperschaften über Mittel 
und. Wege zu beraten, den Sicherheitszustand des Berg- 
baues zu erhöhen. Besonders berufen zu Vorschiägen über 
die notwendigen Schritte zur Erhöhung der Grubensicherheit 
sind die technischen Grubenbeamten, die Steiger, die für die 
Sicherheit im Bergbau nach dem Gesetz verantwortlich sind. 
Ausserdem kenwen sie infolge ihrer früheren Tätiekeit als 
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Bergarbeiter und ihrer späteren Leitung und Beaufsichtigung 
des Betriebes alle Einzelheiten auf das genaueste. Sie sind 
am besten imstande, als Vermittler zwischen Unternehmer und 
Arbeiterschaft die Wirkungen einer jeden Bestimmung nach 
jeder Richtung hin zu beurteilen. Sie sind aber auch am besten 
in der Lage, selbst einwandfreie und beachtenswerte Vor- 
schläge zu machen. 
Bereits vor Jahren haben die damals im Steigerverband‘ 
organisierten Steiger derartige Vorschläge gemacht. Wir ver- 
weisen hierbei auf die im Jahre 1908 erschienene Broschüre: 
„Unfälle und Erkrankungen im Bergbau“, die in übersichtlicher 
Form erstmalig die Vorschläge zusammengestellt hat. Durch. 
die Revolution ist ein Teil der damaligen Forderungen erfüllt 
worden. Die erwarteten Folgen sind dann auch eingetreten, 
und ein erheblicher Rückgang der Unfälle und Erkrankungen 
ist in den Jahren 1919 und 1920 zu verzeichnen. Dieser Rück- 
gang ist nicht nur gegenüber den Kriegsjahren, sondern auch 
gegenüber der Vorkriegszeit erfolgt. Wir glauben, dass gerade 
dieser vorausgesagte Erfolg der geforderten Massnahmen jeden 
davon überzeugen sollte, dass in den Kreisen der Steiger die 
Bergbauverhältnisse richtig und zutreffend eingeschätzt werden. 
Nun haben sich im Laufe der letzten Zeit wiederum eine 
Reihe von grösseren Unglücken ereignet. Es sei nur auf 
folgende Unglücke auf Steinkohlengruben hingewiesen: 
Hausham, Grubenbrand im Januar, 7 Tote, 
Oelsnitz, Schlagwetterexplosion im Januar, 54 Tote, 
Zeche Westende, Gesteinbruch im Januar, 7 Tote, 
Constantin, Schlagwetter-- und Kohlenstaubexplosion im 
April, 19 Tote, 

Schulteschacht bei Schwarzwasser, Kehlensäureausbruch 
im April, 12 Tote, 

Florentine, Kästnerschacht bei Reinsdorf, Förderkorbsturz 
im Juni, 12 Tote, 

Mont Cenis, Schlagwetterexplosion im Juni, 89 Tote, 

Helene, Unglück bei der Sprengarbeit im August, 9 Tote, 
die sehr viel Steiger veranlasst haben, zu diesen Unglücken 
Stellung zu nehmen und Masshahmen vorzuschlagen, wie sich 
der Sicherheitszustand im Bergbau erhöhen lässt. Da der ım 
Betrieb tätige Beamte aber weiss, dass die Massenunglücke 
nur einen sehr kleinen Prozentsatz der durch den Bergbau 
bedingten Schädigungen ausmachen, richten sich die Vorschläge 
naturgemäss auf eine Erhöhung der Sicherheit des gesamten 
Grubenbetriebes. Die Vorschläge der in den unterzeichneten 
Verbänden organisierten Steiger geben wir in dieser Eingabe 
wieder. 

Bei der Beurteilung der Vorschläge bitten wir folgendes 
besonders zu berücksichtigen: Im Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten und im Werkmeisterverband sind zirka 
80 Prozent der Steiger, 95 Prozent der technischen Betriebs- 
ausschussmitglieder des Ruhrreviers vereinigt. Diese Kreise 
sind daher nicht allein für die Beurteilung der Grubensicher- 
heit sachverständig, sondern sie haben auch die Macht, von 
der Gesetzgebung beschlossene Massnahmen sinngemäss durch- 
zuführen. Sie haben aber auch soviel Verantwortungsgefühl, 
dass sie sich für die Erzielung der von ihnen vorausgesagten 
Erfolge verbürgen können. 

Nun ist bisher bei der Ueberrtichung von Wünschen und 
Forderungen nur vom Sicherheitszustand der Grubenbaue ge- 
sprochen worden. Das geschieht, weil leider bisher der Gesetz- 
geber auf Begründungen wirtschaftlicher Natur bei Forderungen 
der Arbeiter und Angestellten keine Rücksicht genommen hat. 
Es war praktisch immer so, dass die Massenunglücke das aus- 
lösende Moment waren, etwas für die Sicherheit im Berg- 
bau zu tun. 

Die im vorstehenden niedergelegten Forderungen der 
Grubenbeamten sind aber von der weitestgehenden wirtschaft- 
lichen Bedeutung. Die Leistungsfähigkeit des Bergbaus ist dem 
Sicherheitszustand des Betriebes gleichzusetzen. Die beste Ver- 
hütung von Massenunglücken bestehts in der Erhöhung des 
gesamten Sicherheitszustandes der Gruben, denn Massenun- 
glücke werden sich nicht vollständig vermeiden lassen. Sie 
entstehen meistens, wenn sich viele kleine Gefahrenmomente 
addieren und durch einen unglückseligen Zufall eine Auslösung 
erfolgt. Diese einzelnen Gefahrenmomente systematisch niedrig 
zu halten, ist die beste Sicherheit. gegen Massenunglücke. 
Diese systematische Bekämpfung der Gefahrenmomente ver- 
langt einen geordneten, regelmässigen Betrieb, in dem nach 
einheitlichen Gesichtspunkten alle Geschehnisse im Betrieb auf 
das Ziel, Sicherheit, eingestellt werden. Sobald man aber 
die Sicherheit im Betrieb systematisch erhöht, steigt auch die 
Leistung. Die grösste Sicherheit im Betriebe schafft dem 
Betrieb soviel innere Reserven, die die Leistung _ derartig 
günstig beeinflussen, dass der Bergfachmann, der Steiger, Lei- 
stung und Sicherheit als mit gleichen Mitteln zu erreichende 
Ziele betrachtet. Die Möglichkeit der Vereinbarung dieser 
beiden Ziele ist leider bisher nicht als ausschlaggebend für den 
Erlass berggesetzlicher und bergpolizeilicher Vorschriften an- 
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gesehen worden. Im Grunde sollte aber in-der heutigen Zeit 
der wirtschaftlichen Not bei der Behandlung unserer Wünsche 
diese nicht aus den Augen gelassen werden. ‘ 

Zu Punkt I. Im Laufe der letzten Jahre hat man ganz 
allgemein dem Reviersteiger das Recht genommen, den Arbei- 
tern seines Reviers die Gedingesätze (Preise) für zu 
leistende Arbeiten festzulegen. Dieses Recht ist den Fahr- 
steigern übertragen worden. Die bergpolizeiliche Verantwor- 
tung für die Sicherheit trägt der Reviersteiger. Ausserdem 
aber ist er der Verwaltung für die Leistung bzw. Kohlen- 
förderung verantwortlich. Er ist fortwährend gezwungen, im 
Interesse der Sicherheit und im Interesse der Kohlenförderung 
allerlei Anordnungen zu treffen, für die ganz normalerweise 
den Arbeitern sofort gesagt werden müsste, was sie für diese 
Arbeit erhalten. Dieses Recht hat man ihm genommen, weil 
man aus Disziplingründen Vorgesetzte geschaffen hat, denen 
man dieses Recht zum Schaden des Betriebes übertragen hat. 
Dadurch haben sich mitunter sehr unangenehme Zustände her- 
ausgebildet. Es ist ganz selbstverständlich, dass die Arbeiter 
dem Steiger ungern gehorchen und Widerstreben leisten, wenn 
er Anordnungen über Arbeiten trifft, deren Preis erst später 
von anderer Stelle festgesetzt wird. Dann ist es in den aller- 
meisten Fällen überhaupt nicht mehr möglich, den Wert der 
Arbeit abzuschätzen. Es ergeben sich deshalb im Betriebe 
Schwierigkeiten, deren schädliche Folgen für die Sicherheit 
und die Leistung ganz erheblich sind. Eine Erfüllung der 
Forderung würde daher sehr viel zur Schaffung eines sicheren 
und geregelten Betriebes beitragen. 

Zu Punkt I. Wenn die Grösse eines Steigerreviers in 
den Grenzen gehalten wird, dass es auf seine bergpolizeiliche 
Sicherheit hin in einer halben Schicht befahren werden kann, ° 
ist der Steiger in der ganzen Schicht in der Lage, die Hälfte 
seiner Zeit den wirtschaftlichen Aufgaben zuzuwenden. Ist 
das Revier grösser, das heisst, kann es in einer halben Schicht 
nicht durchlaufen werden, leiden beide Tätigkeiten. Die Sicher- 
heit im Betriebe sinkt und auch die Höchstleistung kann nicht 
erreicht werden. Beide Ziele sind von grosser Wichtigkeit. 
Vor allem aber bedingt unsere wirtschaftliche Lage die Unter- 
stützung einer Forderung, die eine Erhöhung der Kohlenförde- 
rung mit sich bringt. Wir bemerken ausserdem, dass die 
ständige Vermehrung der Maschinenarbeit im Bergbau auf 
eine Verkleinerung der Reviere drängt, denn der Aufgaben- 
kreis wird hierdurch erheblich. vermehrt. 

Zu Punkt II. Die Fahrsteiger sollen den Betriebsführer 
in seiner Tätigkeit unterstützen. Sie sind im Berggesetz nicht 
vorgesehen und es ist ihnen kein besonderer Wirkungskreis 
zugeschrieben. Ihre Zahl ist daher so zu beschränken, dass 
sie den Betriebsführer entlasten, wenn es ihm infolge der 
Grösse des ihm unterstellten Werkes nicht möglich ist, seinen 
Pflichten gerecht zu werden. Diese sachlichen Voraussetzungen 7 
en erfüllt werden, wenn unserer Forderung entsprochen 
wird. 

Mit hochachtungsvollem „Glück auf“ 
Bund der technischen Angestellten und Beamten 1 
Heinze Werner. "4 
Deutscher Werkmeisterverband I 
Leonhardt. Buschmann.“ I 

Hofientlich hat diese Eingabe den gewünschten Erfolg. Es | 
wäre nicht nur im Interesse der Regelung der Dienstverhält- 7} 
nisse der Grubenbeamten, sondern auch im Interesse unserer 
Bergbauproduktion zu begrüssen. G.Werner 
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Aus dem ausländischen Bergbau. Die belgische n. 
Durchschnittslöhne betrugen im Juni d. Js.: 









Hauer vor Ort im Durchschnitt 32,41 frcs. 

Arbeiter unter Tage mit Ausnahme der Hauer 20,95 „ 

Ueber Tage tätige Männer 21.0325 

Frauen 11,36 „ Fi 

Gesamter Durchschnittsiohn für den Bergbau 25,30 „ ö 

In einer Sitzung vom 10. August d. J. hat der Schlich- 
tungsausschuss Lüttich ausgesprochen, dass die in dem Arbei=- 
tertarir vereinbarten Löhne als Mindestlöhne auch bei Gedinge=" 


arbeit anerkannt werden, wobei als einzige einschränkende” 
Voraussetzung der Begrilf der offenkundigen Trägkeit ange 
sehen * werde. 
Der nationale Verband der Bergarbeiter‘! 
Grossbritanniens hat am 17. August d. J. einen Kon- 
gress abgehalten, auf dem u. a. nachstehende Resolutionen” 
angenommen wurden: 4 
1. „Die Forderung, die Arbeitszeit auf- fünf Wochenarbeitstage zu; 
sechs Stunden zu beschränken, wird aufrechterhalten. Die Akkord-” 
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arbeit soll verboten, der Urlaub auf 15 Tage pro Jahr erhöht 

werden.“ 

2. „Der Kongress stellt mit Bedauern fest,.dass die Regierung bis jetzt 
kein Projekt der Nationa’isierung der Gruben vorgelegt hat. Der 
Kongress spricht sich von neuem mit Entschiedenheit für die 
Nationalisierung aus.“ 

Die KohlenförderunginFrankreich im ersten 
Halbjahr 1921 betrug für Steinkohlen 13467125 t, Braun- 
kohlen 371 930 t. 

In Nordamerika hat man die Löhne herabgesetzt. 
Ein im Bundesstaat Washington abgeschlossener Tarif sieht 
vor: für eigentliche Grubenarbeiter unter Tage zwischen 7 bis 
14 Dollar pro Schicht, für Tagesarbeiter 6-Dollar, für Förder- 
leute 4,5 Dollar. Die Besitzer haben ferner, um eine weitere 
Herabsetzung der Löhne zu ermöglichen, erklärt, dass sie 
unter keinen Umständen das System der „closed shops“ länger 
dulden würden, sondern dass ihre Gruben für alle Arbeiter, ganz 
gleich, ob organisiert oder unorganisiert, offen sein müssten, 


Jahresbericht des Reichskohlenverbandes. Den vor kurzem 
erschienenen Jahresbericht der „Aktiengesellschaft Reichskoh- 
lenverband‘“ haben wir bereits vor einigen Tagen an die Mit- 
glieder unseres Reichsfachgruppenausschusses zur Versendung 
bringen können, nachdem es uns gelungen. war, denselben in 
einer grösseren Anzahl von Exemplaren zu beschaffen. Da 
aber das in diesem enthaltene Material von grösstem All- 
gemeininteresse ist, bringen wir Nachfolgendes zur Kenntnis 
unserer Kollegen. 

Die Kohlenförderung der Welt betrug nach dem 
Bericht in Europa (in Mill. Tonnen) in 1913 605,0 Steinkohlen 
und 126,2 Braunkohlen, in 1920 454,6 bzw. 142,1. Mit den 
übrigen Kontinenten zusammen belief sich die Welterzeugung 
auf insgesamt 1342,5 in 1913 und auf 1299,2 in 1920. Die Welt- 
kohlenproduktion 1920 war demnach um 43,2 Mill. To., d. h. 
um nur 3,2 v. H. kleiner als die Förderung in 1913, die 
wiederum eine Rekordförderung war. Für Steinkohlen betrug 
der Minderertrag 59,2 Mill. To. gleich 4,8 v. H. Die Förderung 
ist indessen in den einzelnen Monaten in 1920 keineswegs 
gleichmässig verlaufen, sondern war in den letzten Monaten 
in allen Hauptproduktionsgebieten grösser als in der ersten 
Jahreshälfte. Da auch die Steinkohlenförderung im Monats- 
durchschnitt Sept.-Dez. 190 um 3,1 Mill. To. grösser war, 
als im Monatsdurchschnitt in 1913, würde somit die Stein- 
kohlenförderung dieser Monate mehr als ausgereicht haben, 
um den Weltbedarf selbst in voller Höhe des Jahres 1913 
zu decken. Tatsächlich war aber in diesen Monaten ein 
Bedarf in Höhe des Jahres 1913 zu mindesten für die euro- 
päischen Volkswirtschaften nicht vorhanden. Dem Kohlen- 
bedarf der Welt standen allein durch den Minderverbrauch 
Russlands und Deutschlands (infolge der Zwangsabgaben an 
Frankreich, Belgien, Italien, Oesterreich und Polen) in 1920 
rund 58 Mill. To. Steinkohlen mehr zur Verfügung als 1913; 
ausserdem auch noch ein Mehr von 16 Mill. To. Braunkohlen. 
Das Gesamtergebnis ist, dass die Weltwirtschaft 
indenletzten Monaten 19% eine Ueberproduk- 
tion an Kohlen hatte sowohl gegenüber dem gegenwärti- 
gen Bedarf als auch gegenüber dem von 1913. 

Nicht unwesentlich entlastet wurde der Weltkohlenmarkt 
durch den englischen Bergarbeiterstreik mit einem Förder- 
ausfall von etwa 15 Mill. To., durch welchen die vorhandene 
Ueberproduktion erheblich eingeschränkt wurde. 

Ueber die zukünftige Gestaltung des Weltkohlenmarktes 
wird man sich klar, wenn man ausser der sehr stark an- 
schwellenden amerikanischen Förderung auch die der in Europa 
in Frage kommenden Hauptkohlenländer einer Betrachtung 
unterzieht, deren Förderung nachstehend (in Mill. To.) zu- 
sammengestellt ist: 








Deutschland,  |Frankreich| | — | 
ohne Saarbecken (Saar- | ohne | 
® : Te Bag Gross- 
revier en ee ER den 
Steinkohle | Braunkoh e |Bravnk z. s | | 
| } n 
ET 173,1 572 | 408 28 | 290 
ee 148,5 B3T. 278 16,7 | 269,9 
ET 136,5 | 87,91 19,5 14.2 257,3 
8916 ...47, :% 1419.| 943 17.213 16,9 260,5 
Balder ea 154 8 | 955221 28,9 14,9 252,5 
IS ey 148,2 100,7 | 26,3 1.5:.33,9 | 231,4 
1919 4 207.7 14:,938.: 1:..1%5 | 18.20 1.54233,5 
1 11,3 30 0 tu N DT 2 2 © 333,0 
Hiernach zeigt die Förderung in Deutschland, Belgien 


und Frankreich einen bemerkenswerten Aufstieg. Der Rück- 
gang der englischen Förderung ist begründet durch die 
gesunkene Auinahmefähigkeit des englischen Marktes. Beim 
Welthandel kommt es in der Hauptsache indessen auf die 
höchste Leistungsfähigkeit der Kohlenproduktionsländer an. 
Diese (im Bericht Förderkapazität genannt) beträgt für Eng- 
land, unter Heranziehung der Förderung vom Dezember 1920, 
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monatlich 23,6, jährlich also 283,2 Mill. To. Diese Summe 
bedeutet 1913 gegenüber ein Zurückbleiben von nur 88 Mill. 
To. Bei Betrachtung der amerikanischen Zahlen ergibt 
sich für 1921 ein erheblicher Rückgang. Der Förderdurchschnitt 
der letzten vier Monate 1920 jedoch beträgt 53,2 Mill. To., 
was einer Jahreskapazität von 633,4 Mill. To. entspricht; 
diese ist aber um 53,1 Mill. To. höher als die tatsächliche 
amerikanische Jahresförderung. 

In Deutschland hat der Wegfall der Ueberschichten 
einen Förderausfall von etwa 45000 To. arbeitstäglich zur 
Folge gehabt. Insgesamt dürfte die Förderkapazität der ganzen 
Welt um etwa 100 Mill. To. höher anzuschlagen sein, als die 
tatsächliche Förderung 1920 betragen hat, sie würde aber 
auch die höchste bisher erreichte Förderung, nämlich die von 
1913, um «rund 40 Mill. To. übersteigen. 

Der obenerwähnte Aufstieg der deutschen Förderung kam 
jedoch nur zum allergeringsten Teil den deutschen Verbrauchern 
zugute, sondern musste auf Grund des Friedensvertrages an 
die Ententeländer ausgeführt werden, sodass nach wie vor 
im Inland empfindlicher Kohlenmangel herrscht. Die Verteilung 
der Kohle, die durch den Reichskohlenkommissar zu erfolgen 
hat, gestaltete sich wie folgt: 
mn hr — 














Hausbrand Land- 


od Sg © © © o h1 
aa ee El etlzalef 
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Inland insgesamt [65792 80,71 18914 77,8 1 36554 9991 34213 94.4 
davon: 
Staatseisenbahnen . | 13101 | 16.01 2513| 10,3 SE 02 223 0,9 
Privatbahnen . . 7883 1 86 0,4 2970.01 10 0,0 
Schiffaht . . .| 2532] 31 EBD IR Pia 
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Gaswerke . . . 7348 | 
Elektrisittswerke | 445 | 55] 56) 02] 7306! 213] ns2| 45 
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| 
wirtschaitu.Klein- i | | \ 
gewerbe. . . .| 8063} 9,9] 2715 | 1125 1184) .3,2913100) 510 
Industrie . 28593 | 35,1512384| 550427373) 75,1] 9468 | 369 
Ausland insges. .[15744 | 193] 541ı | 222 38 0,11 1444| 5,6 
davon: | | 
Lieferu.g a. Frank- j | | 
reıch Belgien, | | N 
Malin . . .| 8702| 10,7| a358| ı70| —-| _| ı4| 49 
Tschechoslowakei . 9 11 1261 05 16! 00 —| _ 
Eigentl. Ausfahr .f 1221| 15 540), 22 11 0,0 164| 0,6 





(Die Ergebnisse der Förderung der einzelnen Bergbau- 
bezirke, die dieser Verteilung zugrunde liegen, wurden von 
uns laufend veröffentlicht. Ebenso haben wir von Fall zu Fall 
über eingetretene Kohlenpreiserhöhungen berichtet, so dass 
wir glauben, uns den diese Dinge behandelnden Teil des 
Berichtes schenken zu können.) 

Ueber die Entwicklung der Löhne gibt nachstehende Zu- 
sammenstellung Aufschluss: 


| 
| 
| 
| 











Hallescher Braun- 
kohlenbergbau .| 3,73 } 23.63 
Linksrhein. Braun- | 
kohlenbergbau .| 4,22 | 31,56 | 7,5 | 47,74 | 11,3] 52,07 |12,3| 55,43 | 3,1 


Ebenso wie die Löhne haben auch die Materialpreise ganz 
ausserordentliche Preissteigerungen erfahren. Diese betrigen 


im März 1921 gegenüber den Preisen von 1913 für 


= - IS 51 5 FIR 4 Bein 4 Ar 
a I#8 !1a,41#+2 !as| 2o sa Ss ıa 
= |aa 122188 73] 8. °2|58 °3 
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Bezirk 3 zit] 5 er u | bes 2 107 
= 1781881081837 1 83]1*3|83 
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N TEEN ET RT ERSTE TCHT EEE REET EEMETEE EEE RETTET 
Oberbergamts- | | 
bezirk Dortmund f 5,15 | 3 ‚92 | 6,2 14155.) 8,1 146,30 | 9 153,18 | 0,3 
Niederschlesien 3,45 | 27,93 | 8,1 | 39,61 | 11,5 | 42,62 12,4 | :4,16 | 2,8 
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\ 
6,3 133,74! 9 138,98 | 10,51 40, 9 1 10,8 





Grobenholz. ; ,..... ..... . das 15 — 6,7 fache 
Grubenschienen" Sr 00 u..0:.5.174,9—185% 5; 
Stabeisen . Ah „..20,7— 257,5 
Ledertreibriemen . . - 2 2. 9.18 „ 


Maschinenöl ER ee a Re 

Dass diese Lohnsteigerungen und Materialpreiserhöhungen 
die Preisbildung wesentlich beeinflussten, bedarf keiner Fr- 
wähnung. Ebenso wurden aber auch die Gewinne hierdurch 
wesentlich beeinflusst, so dass die Richtigkeit der Preispolitik 
des Reichskohlenverbandes im Bericht selbst als zweifelhaft 
bezeichnet wird. Die gebundene Wirtschaft passt den Unter- 
nehmern nicht und dieser Ansicht gibt der Bericht Ausdruck. 
Wir zweifeln ja auch an der Richtigkeit, jedoch müsste die 
Preisbildung nach Grundsätzen erfolgen, die den Unternehmern 
noch weniger gefallen würden. 
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Die vorliegende Bilanz für 31. März d. J. der „A.-G. 
Reichskohlenverband“ weist ein Bankguthaben von 
259549 M. (67699 M.) aus; Kreditoren belaufen sich auf 
236 875 M. (47 166 M.); Aussenstände auf 37 823 M.. (42837 M.). 
Die Gesellschaft deckt bekanntlich ihre Unkosten auf. dem 
Wege der Umlage auf die Mitglieder, die im Berichtsjahre 
1862602 M. aufzubringen hatten gegen 345514 M. im Vorjahr. 
Die Handlungsunkosten beliefen sich auf 919 095 M. (232 558 M.), 
die Unkosten im Reichskohlenrat auf 6679056 M. (100000 M.). 
Die Umlage betrug insgesamt 1,12 Pf. je Stimmrechtsform. 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifverhandlungen. Bereits in Nr. 39 unseres „Technischen 
Grubenbeamten‘“ wiesen wir daraufhin, dass im Waldenburger 
Revier sowie in Oberschlesien die Tarıfverhandlungen noch 
schweben. In beiden Revieren sind diese nun zu Ende geführt 
und lassen *wir nachstehend die Berichte hierüber und im 
Anschluss daran noch weitere folgen. 


1. Steinkohlenbergbau Oberschlesien. Im 
oberschlesischen Steinkohlenbergbau sind die Gehälter ent- 
sprechend den veränderten Teuerungsverhältnissen ab 1. Sep- 
tember 1921 wie folgt festgesetzt: 

Auf die im geltenden Tarifvertrag festgelegten Anfangs- 
gehälter wird ein 25 prozentiger Aufschlag gezahlt. Die bis- 
her gewährte Bauernzulage (von pro Schicht 40 Pfg. für. den 
Arbeitnehmer und 30 Pig. für die Familienmitglieder) kommt 
in Wegfall. Das Frauengeld wird ‘für alle Angestellten auf 
2100.— M., das Kindergeld auf 1440.— M. pro Jalhır erhöht. 
Freier Hausbrand und freie Dienstwohnung bzw. Wohnungs- 
geld werden weiter gewährt. Es erhalten nach der neuen 
Regelung nunmehr 

Gruppe I: Aufseher 


Gruppe V: Fahrsteiger 
Anfangsgehalt : 


17380 M. Anfangsgehalt ; 254123455 MM; 


Endgehait 20869 „ Endgehalt 31 285: 
Gruppe Il: Feldes-Oberhäuer Gruppe VIll: Tagessteiger 
Anfangsgehalt . . . 18900 M. Anfangsgehalt . 18925 M. 
Endgehalt 22380 „ Enegehalt 26 755 „ 
Gruppe IV: Reviersteiger GruppelX: Maschinenaufseher 
Anfaugsgehalt 20749 M. Anfangsgehalt . .. 16835 M. 
Eaggehalt 28 570,5.» Endgehale. 2.73: °41. 2802203155 
Gruppe Xl: Maschinensteiger 
Anfangsgehalt . . 20740 M. 
Endgehalt 28570 „ 


2. Niederschlesischer Steinkohlenbergbau. 
Die früheren tarifvertraglichen Bestimmungen sind einer ein- 
gehenden Revision "unterzogen worden. Von den neu auf- 
genommenen sind nachfolgende hervorzuheben: 

„Jeder Angestellte erhält jährlich einea Erholungsurlaub, der für die 
Klasse C der Gehaltstafel. mit 6 Arbeitstagen beginnt und bei der 
Klasse Abteilungssteiger und Oberassistenten bis zu 18 Tagen steigt. 

Die Werksbeiträge zu den knappschaftiichen und Reichsversiche- 
rungen werden von den Arbeitgebern auch bei freiwilliger Weiter- 
versicherung gezahlt. 

Die Gehattstafel sieht für die technischen Grubenbeamten folgende 
Gehaltssätze vor; 


Anfangsgehalt Steigerungen Endgehalt M. 
1. Fördermaschinisten . . . . „ 20400 5x100 jährl, 21900 „ 
5%200 2jährl. 
2.-Aufseher. 7. 2 Sf nn v2 87 20322.000 5x300 iährl. 24100 „ 
5x300 2 jänrl. 
3uhllissteiser war 2. 202 002,022 100 5x401 jährl, 26100 „ 
5%400 2jährl. 
4. Steiger ohne Abteilung . . . 24800 5xX460 jä rl. 
5x400 2jährl. 28800 „ 
5. Abteilungssteiger 25 600 5%x400 jährl. 
5%x400 2 jähıl 29 600: „ 


Wer 5 Jahre das Höchstgehalt bezogen hat, erhält noch eine Zu- 
lage von 1000 M. jährlich.“ 

Protokollarisch wurde weiter festgelegt, dass der bergbau- 
liche Verein sich dafür einsetzen wird, dass der abgeschlossene 
Tarif auch für das Kohlensyndikat, Verein für die berg- 
baulichen Interessen Niederschlesiens, Holzbeschaffungssteile, 
Knappschaftsverwaltungen, für die im Schloss Waldenburg 
beschäftigten Beamten der Fürstlich Plessschen GeneraldireK- 
tion und die Niederschlesische Benzolfabrik G.m.b.H. als 
verbindlich anerkannt wird. 

An Feuerung werden folg-nde Mengen Steinkohlen gewährt: 

1. Fördermaschinisten bis zu 120 Zentner 


2. für Aufseher LAN R 
3. „ Hilfssteiger RAR, In 
4, , Steicer ZOO ei 


Ausserdem werden allen vorgenannten Gruppen bis zu 
2 rm Holz unzerkleinert geliefert. ° 

3.  Zechenholzmeistertarif im Ruhrrevier. 
Am 30. September d. J. fanden Verhandlungen zwischen Gru- 
benholzbörse und AfA-Bund über die Neuregelung der Ge- 


an Fran c£ 


hälter der bei Unternehmerfirmen beschäftigten Zechenholz- 
meister statt. Der AfA-Bund forderte die gehaltliche Gleich- 
stellung mit den in Diensten der Zechen stehenden Holz- 
meistern. Eine Einigung auf dieser Grundlage war nicht zu 
erzielen. Es wurde alsdann nachstehendes Abkommen ge- 
troffen: j 
Seitens der Zechenholzmeister wird Gleichstellung in den Bezügen 


mit den Angestellten des Bergbaues gefordert. Von den Arbeitgebern 


wurde eine Geha!tsaufbesserung und eine soziale Zulage in Form eines 
Hausstands- und Kindergeldes zugesagt. 
Es wurde vereinbart, dass ab 1. Oktober 1921 eintreten: 
1. Eine Erhöhung der bisherigen Gehaltssätze um monatlich M. 100.—, 
so dass sich die im Tarifvertrag bis jetzt gültigen Jahresgehälter auf 
folgende Sätze erhöhen: 


Anfangsgehalt: Zulagen Endgehalt 
Klasse I M. 21000 10% 210 23 100 
will 2300 10X210 2340 
„.. HI „21600 10X?210 23700 


2. Unter Berücksichtigung der besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse 
werden soziale Zulagen gewährt, und zwar: 

a) ein Hausstandsgeld von monatlich M. 100.— für Verheiratete 

und ihnen gleichzustellende Haushaltsvorstände; 

b) ein Kindergeld von monatlich M. 59.— für jedes: Kind unter 

14 Jahren (che'iche und Adoptivkinder). Es wird empfohlen, 
dieses Kindergeld auch für die Kinder bis zum 18. Lebensjahre 
zu zahlen, wenn nachgewiesen wird, dass sie in Berufsausbildung 
und ohne Erwerb sind. 

4. Manstelder Kupferschieferbergbau. Am 
Dienstag, den 11. Oktober 1921, fanden im Direktionsgebäude 
der Mansfelder Kupferschiefer bauenden Gewerkschaft Ver- 
handlungen über die Erhöhung der Angestelltengehälter statt. 
Nach ziemlich schwierigen Verhandlungen machten die Arbeit- 
geber nachstehendes Angebot: 

Es werden zugeschlagen zu den Gehältern für die Gruppe 
AI 340.— M., AII 280.— M., Alll 240.— M., AIV 230.— M,, 
BI 280.— M., BIt 240.— M., BII 230.— M. A, 

Die Direktion erklärte sich weiterhin bereit, die festgeleg- 
ten Vergütungen für Ueberstunden und Sonntagsarbeiten ent- 
sprechend zu erhöhen. 

Nach eingehender Beratung innerhalb der Tariikommission 
wurde das Angebot der Arbeitgeber angenommen und folgen- 
der Nachtrag zum Tarifvertrage vereinbart: 














Anfangsgehalt | jährl Zulagen | Endgehalt 
monatlich > 
M M M 

Klasse Al 85 0. De a 1815, — 5%25 194), —- 
Klasse Al. . er 1480. — 10X25 1730. — 
At ee 1240 — 12%X15 1420,— 
Klasse AV ca Se 1 180, - 10X15 1330, — . 
Klasse-BT I, 902 00 1480, — 10x 25 SE 
1X830 . 
5%x25 1940, — . 

KlaserBll’r. 7 .2.:20005% 1240, — 12%X15 1420 — 


Klasse BI. 1180. — 10x15 1 330 — 


Für Ueberstunden, Sonntagsdienst ($ 7) treten ab 1. September cr. 
folgende Sätze in Kraft: Ren 





























“ i Al | Au | BI | Am | AVu Bil 
Dr Kae? BIL ober; dt Jahre 
an Wochentagen . . 12, 0 | 10,50 | 11.20 8,70 0.253 
an Sonntagen RAR 14,60 | 12,70 | 13.79 | 10,50 10,— 
an hohen Festtagen (Weih- 
nachten, Ostern, Pfingsten) | 17,— | 15,— | 16.20 | 12,50 11,50 


In Niedersachsen und der Niederlausitz sind 
neuerdings Schwierigkeiten eiutstanden, die den endgültigen 
‚Abschluss der Verhandlungen hinausschoben. In der Nieder- 
lausitz bestehen diese Schwierigkeiten darin, dass die Arbeit- 
geber eine sehr weitgehende Spannung zwischen technischen 
‚und kaufmännischen Angestellten eintreten lassen wollten. Zur 


Entscheidung in diesem Falle ist das Reichsarbeitsministerium 


angerufen, das die Einsetzung eines Schiedsgerichtes zusagte. 


In Erledigung der vorerwähnten Tarifstreitigkeit hat der 


vom Reichsarbeitsministerium einberufene Schlichtungsausschuss 
folgenden Schiedsspruch gefällt: 3 
„Den kaufmännischen Angestellten des Niederlausitzer Braunkohlen- 


. reviers werden mit Wirkung vom 1. September 1921 ab folgende 
Gehaltszulagen gewährt: = 


I. der Gru,pe2. . . . 4200 Mark 
De RR N SEE 
SR, N 


& ; x BF: 
„ „Die Parteien haben sich über Annahme und Ablehnung dieses 
Schiedsspruches bis zum 1. November 1921, abends 7 Uhr, vor ‘dem 


Reichsarbeitsministerium zu erklären.“ - 


Wir bitten die Kollegen, nunmehr bei ihren Arbeitgebern E 
darauf hinzuwirken, dass die gewährte Teuerungszulage ab 


1. September baldigst ausgezahlt wird. 





— 
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Umbildung der fiskalischen Werke im 
Direktionsbezirk Recklinghausen 


Im Preussischen Landtag ist im Vorjahr der Beschluss 
gefasst. worden, einer Umbildung der fiskalischen Bergwerke 
im Direktionsbezirk Recklinghausen näherzutreten. Es haben in 
den letzten Monaten eine Anzahl von Verhandlungen stattge- 
funden, an denen Mitglieder des Bundes beteiligt waren. Wir 
haben über diese Dinge noch nicht berichtet, da die Fragen 
ziemlich diffiziter Natur sind und ihre Beantwortung durch 
eine vorzeitige Stellungnahme nur erschwert werden würde. 
Wir bringen nun heute den nachstehenden Artikel, ohne zu den 
Sehlussfolgerungen Stellung zu nehmen, denn die Regelung 
der angeschnittenen Frage bedarf sehr eingehender Beratung. 
Wir hoffen aber, dass dieser Artikel Veranlassung zu einer 
Aussprache in den beteiligten Kreisen gibt, wodurch die Klä- 
rung gefördert werden kann. Die an uns gerichtete Zusendung 
hat folgenden Wortlaut: 

Bekanntlich sind im Preussischen Parlament Bestrebungen 
vorhanden, den fiskalischen Zechenbesitz der Direktion Reck- 
lirghausen in eine andere Form zu bringen. Die beste Grun- 
lage wäre jedenfalls die Ueberführung in eine Gesellschafts- 
form. Für die Oeffentlichkeit von besonderem Interesse dürfte 
der Vorschlag der auf diesen Gruben beschäftigten Staats- 
beamten sein, der im folgenden gebracht wird: 


Gladbeck, den 11. August 1921. 
Betr. Umgestaltung der staatlichen Bergwerke- in Westfalen. 
Der Beamtenausschuss im Bergwerksdirektionsbezirk Reck- 
linghausen ist der Ansicht, dass bei einer etwaigen Ueber- 
führung der Staatsbeamten in das Vertrags-Angestelltenver- 
hältnis im Interesse der Staatsbeamtenschaft nachstehende 
Punkte erfüllt werden müssen: 
l. In die neue Gesellschaftsform sind alle Staatsbeamten, die 
zum Uebertritt bereit sind, zu übernehmen. 
Kein Staatsbeamter darf in eine Vertragsstellung: überführt wer- 
„den, die der von ihm bekleideten Staatsbeamtenstellung gegenüber 


geringer zu bewerten ist. Falls durch die Umgestaltung irgendwelche „ 


Kräfte überflüssig werden, so können keine Staatsbeamten, . sondern 
nur Angestellte, die erst kurze Zeit beim Bergfiskus beschäftigt sind, 
in Frage kommen. 

2. Den Staatsbeamten wird das Recht zum Rücktritt in den 
Staatsdienst für die Dauer von fünf Jahren gewährt. 

Diese Zeit gilt als pensionsfähige Dienstzeit und wird auf das 
Besoldungsdienstaiter in Anrechnung gebracht. 

Den aus dem Saargebiete ausgewiesenen und im hiesisen Bezirk 
beschäftigten Staatsbeamten soll die Möglichkeit ‘gegeben werden, 
wenn die Gruben des Saargebietes wieder in Preussischem Besitz 
übergehien, in. den Heimatsbezirk als: Staatsbeamte zurückzukehren. 

3. Der von den Staatsbeamten bisher erdiente Pensıonsbetrag 
und die Hinterbliebenenbezüge müssen ihnen unter Bürgschaft des 
Preussischen Staates sichergestellt werden. ‘Dieser Betrag wird nach 
Ablauf der Rücktrittsfrist nach den für den Preussischen Staats- 
beamten jeweiig geltenden Pensionsbestimmungen und den Gehalts- 
sätzen berechnet, Fällig wird dieser Pensionsbetrag in allen Fällen, 
in denen das Vertragsverhältnis mit der Geselischaft bzw. Staat ge- 
löst wird, oder Dienstunfähigkeit eintritt. Die Hinterbliebenenrente ist 
nach Massgabe der für die Staatsbeamten geltenden Bestimmungen 
fällig. Zu dem vorstehenden Pensionsbetrag zahlt dee Gesellschaft 
unter Bürgschaft des Preussischen Staates den ehemaligen Staats- 
beamten bei Eintritt der Dienstunfähigkeit einen Zuschuss bis zur 
Höhe der Pension, die ein Staatsbeamter mit gleichem Dienstalter 
und in gleichem Range erdient haben würde. 

Von diesem Zuschussbetrage ist gegebenenfalls der Betrag der 
auf Grund der knappschaftlichen Satzung zu zahlenden Knappschaits- 
pension (des Ruhegeldes der Angestelltenversicherung) und der 
auf Grund der Reichsversicherungsordnung zu zahlenden Renten in 
Abzug zu bringen. Die noch nicht pensionsberechtigten Staatsbeamten 
erhalten - beim  Uebertritt in das Vertragsangestelltenverhältnis . die- 
jenige Pensions- bzw. Hinterbliebenenrente sichergestellt, wie sie 
ihnen als Staatsbeamte- bei Pensionierung zugebiligt worden wäre. 

4. Anwärter. Den einberufenen Anwärtern ist Gelegenheit 
zur vollständigen Ausbildung und Ablegen der vorgeschriebenen Prü- 
fung zu geben. Nach der Prüfung erfolgt die Entscheidung über 
die ‚Uebernahme. 

: 5.. Gehaltsbezüge. Die technischen Staatsbeamten der Berg- 
Inspektion Ibbenbüren verlangen im Falle der Umgestaltung die gleiche 
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Bezahlung, wie sie den Beämten und Angestellten der Privatwerke 
des Ruhrgebietes gewährt wird. 

Die Bergobersekretäre des Direktionsbezirkes fordern ausserhalb des 
Tarifabkommens mit den kaufmännischen Angesteillen Bezahlung. 

Die "Bergsekretäre und» Kanzleibeamten verlangen als Mindest« 
einkommen die Bezüge der gehobenen kaufmännischen Angestellten 
der Klasse A des Tarifabkommens. 

Die Botenmeister und Amtsdiener erheben Anspruch auf Bezahlung 
nach dem Tarifabkommen für die Meister der Gruppe B 

6. Der Beamtenausschuss beantragt, dass 3 Mitgiiedern Gelegenheit 
zur Teilnahme an den Kommissionsverhandiungen gegeben wird zur 
Wahrnehmung der Interessen der Staatsbergbeamten. 





Zu den einzelnen aufgeführten Wünschen, so heisst 
es in. der Zuschrift weiter, dürfte noch manches zu 
sagen sein. Jedenfalls muss aber festgestellt werden, 
dass so, wie : diese Wünsche andeuten, an. eine Um- 


gestaltung nicht herangegangen werden darf, soll das Unter- 
nehmen nicht schon bei seiner Geburt den Todeskeim in 
sich tragen. Wenn in 1—2 sefordert wird, dass alle Beamten, 
welche bei der neuen Gesellschaft zu verbleiben wünschen, zu 
übernehmen sind, dass ihnen dann noch nebenher das Recht 
auf, den Rücktritt in das Staatsbeamtenverhältnis für die Dauer 
von 5 Jahren gestattet sein soll, so muss doch wohl festgestellt 
werden, dass einmal bei der zu schaffenden neuen Gesell- 
schaftsform jedenfalls bedeutend weniger Beamten ‚gebraucht 
werden, daun aber auch, dass der neuen kaufmännischen 
Verwaltung es unbenommen bleiben mess, ihren Bureau- 
betrieb so einzurichten, dass er mit ähnlichen Privatbetrieben 
konkurrieren kann. Das wäre aber geradezu von vornherein 
unmöglich, wenn nun alle Staatsbeamten beibehalten und noch 
dazu in Stellen überführt werden müssten, die ihren bisherigen 
Staatsbeamtenstellen als gleichgestellt betrachtet werden 
könnten Zudem würden diese Beamten bei einem Recht, 
bis zu 5 Jahren wieder in ein Staasbeamtenverhältnis zurück. 
treten zu können, der kaufmännischen Direktion allerlei 
Schwierigkeiten machen. Bezüglich der Forderung zu 3 kann 
man sagen, dass es an sich doch wohl nicht angehen kann, 
einem Staaisbeamten, der in den Privatdienst übernommen 
wurde, nun für die Jahre, die im Privatdienst verbracht sind, 
später die staatlichen Pensionssätze zu zahlen. Er wird eben, 
wie jeder andere Angestellte, für. die Jahre im Privatdienst 
nach anderen Grundsätzen bezahlt, als ein Staatsbeamter, und 
wird es sich auch müssen gefallen lassen, für diese Jahre nach 
anderen Regeln als den Grundsätzen der Staatsbeamtenpension 
bewertet zu werden. Die beste Lösung dieser Frage würde 
jedenfalls die sein, dass die bisherigen Staatsbeamten nach 
der Umgestaltung des Bergbaues in andere Staatsbetriebe ver- 
setzt würden, zumal dieses bei der kleinen Anzahl der in 
Betracht kommenden Beamten keine Schwierigkeiten machen 
würde. Vor allen Dingen muss aber gefordert werden, dass an 
den leitenden Stellen, den Dezernenten der Bureaus, der Lohn- 
bureaus, des Ein- und Verkaufs, kein früherer Staatsbeamter 
übernommen wird. Wird hier kein Personenwechsel stattfinden, 
dann würde der alte bureaukratische Geist fortleben. Hier- 
her gehören vor allen Dingen frische, kaufmännisch-schöpfe- 
rische Kräfte, soll die neue Form wirklich etwas Gutes bringen. 
Dass den Staatsbeamten bei der Ueberführung in andere 
Staatsbetriebe ihre bisherigen Rechte gesichert werden müssen, 
darüber braucht man wohl kein Wort zu verlieren. Daneben 
werden aber auch diese Beamten einsehen müssen, dass das 
allgemeine Interesse über dem Interesse einer kleinen Gruppe 
stehen muss. 


——_——ababmBRBRPPILT ZZ 
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Wirtschaftsfragen 


Reichskalirat. Der Reichskalirat versendet folgenden Be- 
richt über seine Tagung: 

In der am 25. Oktober 1921 in Stassfurt von dem 
Vorsitzenden, Geheimen Justizrat Dr. Kempner, abgehaltenen 
Vollsitzung des Reichskalirats wurde, nachdem zuvor die Be- 
fahrung des Kaliwerkes Friedrichshall und die Besichtigung 
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der dem Anhaltischen Fiskus gehörenden Chlorkaliumfabrik 
stattgefunden hatte, sowie Vorträge in der Kaliforschungs- 


anstalt gehört waren und die genannte Anstalt besichtigt wor- - 


den war, der Bericht des Vorsitzenden über den Stand der 
Angelegenheit wegen Abänderung der Durchführungsvor- 
schriften zum Kaliwirtschaftsgesetz hinsichtlich der Stillegung 


von Kaliwerken und der Uebertragung von Beteiligungsziiiern 


der Kaliwerke entgegengenommen. Es wurde Stelling ge= 
nommen zu den Stillegungsanträgen zweier Kaliwerke und 
Reschluss gefasst über die Einreihung der Angestellten des 
Reichskalirats und der Kalistellen in die beim Deutschen Kali- 
syndikat G.m.b.H. bestehende Pensionskasse. 
wurde Kenntnis genommen von einem Schreiben des Reichs- 
wirtschaftsministeriums’ über die vom Reichskalirat mitgeteilten 
Anregungen wegen Abänderung des Umsatzsteuergesetzes. 


Aus den' Arbeitsgemeinschaften 


Verteilung der Baugelder aus dem Kohlenfonds bei der 
Treuhandstelle Essen. Nachdem wir bereits in früheren Num- 
mern unserer Zeitung von Fall zu Fall über die Verteilung 
der Baugelder aus dem Kohlenfonds an die Treuhandstellen 
der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau berichteten, dürfte es 
interessieren, einiges über die Weiterverteilung der Gelder 
durch die Treuhandstelle selbst zu erfahren. Nachstehende 
Aufstellung zeigt nun den Verteilungsplan der Treuhandstelle 
Essen für 1922 und in welcher Weise die zu überweisenden 
Gelder an die gebildeten Bezirks-Bergmannssiedelungen verteilt 
werden sollen. 


nase isintssisimuhsed 


Vermeh- /ertig. | Vertig. | Summa 
Name Beleg- | Beleg- Fe, er- | von von ER 
Lfd : 609 Mill 1200 Mill. 
i der schafts- | schafts- | 1909 a, |mehrung| „ach @emlnach dem Spalten 
Nr, = 1921 in i Verh. d.|Verh. d.!7 und 8 
; Berzaanns ee mern eier er Belegsch.|Vermeh-|  ;,, 
Siediung 1909 IR IL.21|° * | Prozent Izalı! 1921 rung PER 
Zahlen (Spalt. 4)|(Spalt.6)| Million, 
1 2 3 d 5 6 7 8 5 


na EEE EEE] 


t IHamm. >» ,. 12393] 27580] 15187) 122,5 29,77 22,66 52,43 
2 ILünen .. sis 9712} 219911 12279] 126,4 23,73 22,39 47,12 
BiHlörde - ve 9s ie 15618) 22705 7037 45,4 24,50 8.40 32,99 
4 'Dortnund, , » 15091] 22474 7383 48,9 24,26 9,05 3331 
5 |Herne 22:1 35522] 55613] oo] 565 | 60,02 | 10,46 | 70.48 
6 Bochum . . .» 358205 50695] 14875 41,5 54,72 7.68 62,40 
7 Hattingen as 1171215 14522 2810 24,0 15.08 4,44 20,12 
8 iGelsenkirchen . 45829] 60355] 14526 31,7 65,14 5,87 71,01 
9 [Recklinghausen , 276538) 462761 18618 67,3 49,95 12.45 62,49 
10 IBo.-Bu.-Gladbach! 34008] 65 122) 31114 91,4 70,29 "16,91 37,29 
11 IEssen-Nord . » 27873] 45299} 174% 62,5 48,89 11 58 60,47 
12 iEssen-Süd . - 12174} 21571 9397 771 23,78 14.27 3755 
13 IMüth.-Borbeck . 153051 23213 7708 49,7 25,05 92) 34,25 


15 |Oberhausen . . } 14249} 26067} 11818 82,9 28,13 15,34 43,47 


14 |Hamborn . . „| 23043] 32363 9325 40,4 34,93 7,48 4,11 
16 |Link. Niederrh. . 9441) 0066| 10 ai 112,5 21,66 20,82 42,48 


| = | 555917] DE | 189,7 | 600,00 | 200,00 | 800,90 


Aus der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau. Am Don- 
nerstag, den 27. Oktober d. J., wurden die Geschäftsführer 
der Treuhandstellen für die Verteilung der Gelder aus dem 
Kohlenfonds für Bergmannswohnungen nach Berlin geladen. 
An dieser Sitzung nahm der engere Ausschuss der Reichs- 
arbeitsgemeinschaft Bergbau teil, der im Namen der Reichs- 
arbeitsgemeinschaft bzw. im Auftrage des Reichsarbeitsmini- 
steriums die Verteilung der durch die Abgabe von 6,— M. 
pro Tonne aufgebrachten Gelder vorzunehmen hat. Es wurde 


“hierbei unter anderem über die Normung gesprochen. Ein 


Betrag von 50000,— M. ist schon für diese Zwecke früher 
bewilligt worden. In Zukunit sollen noch mehr als bisher 
Normaitypen für Bauten verwendet werden. 

Am Freitag, den 28 Oktober 1921, tagte darauf 
die Sitzung des engeren Ausschusses, zu dem die Vertreter 
der verschiedenen Ministerien erschienen waren. Die Tages- 
ordnung war die folgende: 

1. Geschäftliches. 

2. Besprechung der Frage der sozialen Bauhütten, im besonderen 

Gründung einer Bauhütte Niederiausitz. 

3. Bezuschussung grosser Wohnungen. 

4. Verkauf von mit Mitteln des Kohlenfonds errichteten Bergmanns- 

wohnungen an Einzel-Erwerber. 

5. Vorzugsweise Berücksichtigung kinderreicher Familien bei der 

Vergebung von Bergmannswohnungen. 
6. Hypothekarische Sicherstellung von Mitteln für Öffentliche Zwecke. 
7. Beschwerden: 

der Gemeinde Vielau, Niederhasslau, 

der Bau- und Spargenossenschaft Lichtenstein-Callenberg, 

Ortsgruppe Mülsen, St. Micheln 

und der Bergarbeiterschaft Pöhlau 

gegen den 

Verein zur Errichtung von Bergmannswohnungen in Zwickan. 

8. Verschiedenes. : 


Unter „Geschäftliches“ wurde ein Bericht über die bisher 
erzielten Resultate gegeben. Was geschehen ist, zeigt die nach- 
folgende Aufstellung: 


Schliesslich . 
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Bauübersicht über die Tätigkeitder Treuhandstellen. 











An Bergmannswohnungen [Ausser den ın Spa.te 3 
.waren bis zum 1.9, 1921 |angegebenen Woh- 
Bezirk nungen werden bis zum 














in Angriff . 1.12. 1921 voraussicht- 

genommen Bi es lich fertiggestellt sein; 

N | : | 3 | 4 = 
Easen; . Tec 10 300 4695 5180 
Aachen. Re RE TETK 523 1 1 23) 
Kattowitzs Ss.» mer 290 1118 886 
Salzbrunn. . a.c e 1390 j 534 617 
Barsinghausen . . » 43 3 0 
Zwickau. Zee 1337 673 382 
Kalle 5. mE 292 1 350 1253 
Senttenberg . » » - 2225 1100 1 38 
Köln sie. „use 517 — 500 
München „ . . ee. 559 322 237 
Marienberg . . 15 _ | 

Er 9 976 -10 30 We nung. 


Hierin sind die Wohnungen sicht eingerechnet, die die Werke aus Werks- 
mitteln unter Bezuschussung aus Mitteln des Kohlenfonds geschaffen haben, 
Nach -iner losen Schätzu g kommen noch weiter 8- 10900 Wohnungen hinzu, 
so ser insgesamt bis zum Schluss dieses Jahres ca. 30000 Wohnungen fertig 
werden. 


. 


Die Frage der sozialen Bauhütten, im besonderen die 
Gründung einer Bauhütte Niederlausitz ist schon mehrere 
Male besprochen worden. Mit der Bewilligung von Mitteln 
für die Bauhütten hat man sich schon in früheren Sitzungen 
beschäftigt. Bereits vor Monaten ist ein grösserer Beirag 
für die Bauhütte in Rheinland-Westfalen bewilligt worden. 
Weitere Anträge waren jedoch zurückgesetzt worden, weil 
in den Besprechungen im Ausschuss, wenn auch nur an- 
deutungsweise, ausgesprochen worden war, dass zwischen der 
rheinisch-westfälischen Bauhütte und dem Unternehmertum im 
Ruhrrevier eine Verständigung über die Höhe der Ofierten 
erfolgt sei. Diese Andettung war so schwerwiegender Natur, 
dass der Ausschuss entschieden verlangte, diese Sache auf- 
zuklären. Zu der Sitzung am 28. Oktober waren der Vor- 
sitzende des Verwaltungsrates der sozialen Bauhütten im 
Ruhrrevier, der Abgeordnete Obermeier, sowie der Syudikus’ 
des Arbeitgeber-Verbandes für das Baugewerbe, Dr. Grund- 
mann, und der Prä i'ent des Ruhrsiede'ungs-Verbandes, Mühlens, 
geladen. In der Sitzung zeigte sich die vollständige Unhalt- 
baikeit der Andeutung, dass zwischen der sozialen Bauhütte 
und den Unternehmern eine Verständigung über die Höhe 
der Preise erfolgt sei. Dagegen gab der Verwaltungsdirektor 
Mühlens in seinem Gutachten die Erklärung ab, dass die 
Bauhütte sehr günstig auf die Abgabe der Offerten einge- 
wirkt habe und dass hierdurch grössere Ersparnisse erzielt 
worden sind. Dieses Gutachten gab dem Vertreter der Ar- 
beitgeber aus der Niederlausitz Veranlassung, auch von seitef 
der Arbeitgeber für eine Gewährung eines RS in Höhe 
von 23500%,— M. an die Bauhütte der Niederlausitz zu 
stinnmen. Der Antrag‘ wurde jedoch abgelehnt, da die an-. 
deren drei Arbeitgeber dagegen stimmten, während die vier 
Arbeitnehmervertreter dafür waren. Zu einem Beschluss” ist 
jedoch die Mehrheit jeder der beiden Seiten notwendig. Nach 
den Satzungen hatie nun das Reichsarbeitsministerium zu ent- 
scheiden. Der Vertreter des Reichsarbeitsministeriums gab auf 
Grund der Verhandlungen seine Zustimmung, so dass die 
Bauhütte in der Niederlausitz 250 009,— M. als Betriebskapital 
geliehen erhält. 

Ein weiterer Punkt der Tagesordnung betraf die Bezt- 
schussung grosser Wohnungen. -Es hat sich gezeigt, dass für 
Angestelite und kinderreiche Familien Wohnungen geschaften 
werden müssen, die grösser sind, als nach den Bestimmungen 
zulässig. Der Antrag wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 


Die Frage des Verkaufes von Wohnungen, die aus Mitteln 2 


des Kohlenfonds errichtet worden sind, an den Bewohner 
wurde dahiP beantwortet, dass dieser Verkauf nicht Sache 


der Treuhandstellen sei, sondern auf dem Wege über die 


Wohnungsgenossenrschaften zu erfolgen habe. 


in der Frage der vorzugsweisen Berücksichtigung kinder- ie 


reicher Familien wurde, da es sich hierbei um einen Sonder- 
fall aus Sachsen handelte, beschlossen, es dort bei dem be- 
stehenden Zustande, 80 Prozent der Wohnungen an kinder- 
reiche Familien zu überweisen, zu belassen. 


Die hypothekarische Sicherstellung von Mitteln für Ööffent- ” 


liche Zwecke soll nach Ansicht der Reichsarbeitsgemeinschaft 


in der Weise geregelt werden, dass die Mittel für Wasser- 
leitung, Strassenbau usw., hypothekarisch auf die Grund- 
stücke einzutragen. sind, während die Zuschüsse für Schulen, 
Kirchen als verlorener Zuschuss gewährt werden sollen. Zu 
diesem Vorschlage müssen die Ministerien noch die Zustim- 


mung geben, 
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„Weiter wurden aus den noch zur Verfügung stehenden 
Mitteln an die Treuhandstellen Zwickau und Waldenburg je 
15 Millionen zur Linderun der dortigen überaus grossen 
Wohnungsnot überwiesen, beider 7 Millionen an die Treu- 
handstelle Halle. 

‚Unter Verschiedenem teilt Ministerialrat Glass vom 
Reichsarbeitsministerium mit, dass bei diesem ein Institut für 
Agrar- und Siedlungsfragen errichtet worden ist. -Da dieses 
uch Fragen der Bergmannssiedlungen studiert, wird ihm von 
seiten des engeren Ausschusses der Reichsarbeitsgemeinschaft 
zur Unterstützung eine Dotation von 60 000,— M. überwiesen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Verbindlicherklärung des T arifvertrages für das Ruhrrevier. 
Auf Antrag der Arbeitnehmerseite der am Tarifvertrage für 
die technischen Angestellten des Ruhrreviers beteiligten Orga- 
nisationen ist dieser nunmehr für allgemein verbindlich erklärt 
worden, d. h. er hat auch Gültigkeit für die Angestellten 
derjenigen Zechen, die innerhalb des in nachstehend wieder- 
gegebener Verfügung unter 4. angegebenen Bezirks liegen, aber 
nr Zechenverband nicht angeschlossen sind. Die Verfügung 
autet: 

Die nachstehende tarifliche Vereinbarung wird für den angegebenen 
Geltungsbereich gemäss $ 2 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 
(Reichs-Gesetzbl. $. 1456) für allgemein verbindlich erklärt: 

1. Vertragsparteien 
a) auf Arbeitgeberseite: 

Zechenverband in Essen. 

b) auf Arbeitnehmerseite: 

Allgemeiner freier Angestelltenbund in Essen, 
Gewerkschaftsbund der Angestellten, 

Gesamtverband deutscher Angesteiltengewerkschaften, 
Reichsverband deutscher Bergbauangesteilter in Essen. 

2. Abgeschlossen am’ 24. Januar 1921 (Tarifvertrag mit protokollarischen 
Erkiärungen). 

3. Berufiicher Geltungsbereich der allgemeinen Verbindlichkeit: Tech- 
nische Bergbauangestellte auf Zechen und den organisch damit 
zusammenhängenden Nebenbeirieben mit Einschluss der zu den 
Zechen bezw. den Nebenbetriebei gehörenden technischen Büros auf 
Hauptverwaltungen. 

4. Räumlicher Geltungsbereich der allgemeinen Verbindlichkeit: Gebiet, 

das durch eine Verbindungs'inie folgender Orte umgrenzt wird: 

Sproskhöve'-Herzkamp, Hattingen, Kettwis, Mülheim, Duisburg, Graf- 

schaft Mörs (linksrheinich), Wesel, Dorsten, Haitern, Lüdinghausen, 

Ahlen, Uentrop, Unna, Wetter-Silschede. 

5. Die allgemeine Verbindlichkeii beginnt mit Wirkung vom 1. April 

1921. Sie erstreckt sich nicht auf $ 5 Abs. I des Tarifvertrages, 

Der Reichsarbeitsminister, 

Im Auftrage gez. Dr. Hausmann. 
Wie aus der Verbindlicherklärung hervorgeht, erstreckt 
sich die Verbindlichkeit auch auf den linksrheinischen Teil 
des rheinisch-westfälischen Kohlenreviers. Damit taucht gleich- 
zeitig die Frage auf; ob und inwieweit verbindlich erklärte 
Tarifverträge im besetzten linksrheinischen Revier Gültigkeit 
haben. Hierüber teilt das Reichsarbeitsministerium folgendes mit: 

Ailgemeinverbindliche Tarifverträge werden im besetzten rheinischen 
Gebiet von der. interalliierten Rheiniandkommission nur dann zur An- 
wendung zugelassen, wenn ihr diese Tarifverträge nebst der die all- 
gemeine Verbindlichkeit anordnenden Verfügung zur Prüfung vorgelegen 
haben. D.e Vorlage muss durch den Reichskommissar für die be- 
setzten rheinischen Gebiete in Koblenz in fünffacher Ausfertigung er- 
folgen. Falls Wert darauf gelegt wird, dass die allgemeine Verbindlich- 
keit auch im besetzten rheinischen Gebiet in Wirksamkeit tritt und das 
Erforderliche nicht bereits von dort aus veranlasst wurde, wird anheim- 
gestellt, fünf amtlich beglaubigte Abdrucke der tariflichen Verein- 
barung dem Reichsarbeitsministerium zu Berlin NW 40, Scharnhorst- 
strasse 35 zu obiger Geschäftsnummer (IV D 2577) einzureichen; 
für deren Weiterreichung wird alsdann Sorge getragen werden. 

Die hier angegebenen Schritte sind unsererseits bereits 
eingeleitet worden, um die Verbindlichkeit des erwähnten 
Taritvertrages auch im linksrheinischen Gebiet zur Geltung 
zu bringen. 


Nochmals das Meuselwitzer Revier. In unserer Nummer 
vom 7. Oktober d. J. berichteten wir über den Streik im 
Meuselwitzer Revier. Am 15. Oktober hatte der Bund die 
Beteiligten erneut zu einer Aussprache geladen, in der wiederum 
der Fall sehr eingehend besprochen wurde, Die Unterredung 
führte dahin, dass in einer Belegschaftsversammlung am 22. Ok- 
tober der Belegschaft die Gründe dargelegt werden: sollten, 
warum die Entfernung von Obersteiger Breuer von den Be- 
‚amten, gleichviel welcher Organisation sie angehören, nicht 
geduldet werden darf, dass ferner solche Differenzen nicht 
im Interesse der Arbeitnehmerschaft liegen. Die Belegschafts- 
versammlung hatte sich dann auch mit 65:61 Stimmen für 
das Verbleiben von Br. ausgesprochen. Ueber die Belegschafts- 
versammlung schreibt die „Hallesche Zeitung“ vom 24. Ok- 
tober d. J.: 

„Am Sonnabend fand in Kriebitzsch, Braunkohlenrevier Meuselwitz- 
Rositz, eine Belegschaftsversammlung der Be’egschaft des Ida-Schachtes 
statt, an der die Organisationsvertreter des aten Dergarbeiterverbandes, 
des AfA-Bundes und des Reichsverbandes deutscher ergbauangestellter 
teilnahmen, Nach einer sehr eingehenden Aussprache, in deren Mittel- 
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für polizeiwidrig. 
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punkt die Ausführungen des Dr. Herwegen vom Reichsverband 
deutscher Bergbauangestellter standen, kam die Belegschaft zu der 
Erkenntnis, dass es würdiger und richtiger sei, den Streitfall vor der 
Entscheidung des Schiedsgerichtes durc freien Entschluss bei- 
zulegen. Diese Erkenntnis fand ihren Niederschlag in einer Ent- 
schliessung, in der die Belegschaft erklärt, dass sie sich dem Ver- 
bleiben des Obersteigers Breuer als Betriebsführer auf dem Ida- 
Schacht nicht widersetzt. Dieser Ausgang kann nur als ein erfreulicher 
bezeichnet ‘werden, denn dadurch sind Arbeitnehmer und Wirtschaft 
vor schweren Erschütterungen bewahrt geblieben. 

Die Notiz geht wahrscheinlich von Kreisen aus, die dem 
Reichsverband nahestehen. Die Beilegung des Konfliktes ist 
aber vor allem unserer Vermittelung zuzuschreiben. -Anläss- 
lich dieses Falles wollen wir noch einmal ganz besonders dar- 
auf hinweisen, dass uns Differenzen zwischen unseren Mit- 
gliedern und der Bergarbeiterschaft gemeldet werden müssen, 
sobald unliebsame Folgen daraus zu entstehen drohen. Es ist 
besser, die Vermittlung zur rechten Zeit in Anspruch zu 
nehmen als erst dann, wenn sich schlimme Folgen daraus ent- 
wickelt haben. Zwe&kmässig deckt man doch den Brunnen 
zu, bevor das Kind hineingefallen ist. 


Aus dem Berufe 


Von der Bergbehörde. Der in unserer Bewegung im Ruhr- 
revier überaus tätige Kollege Ackermann stand am 20. Sep- 
tember 1921 vor der Straikammer zu Essen unter der An- 
klage des Pressvergehens. Veranlassung zu dieser Anklage 
ergab ein am 24. August 1920 in der‘ Essener Arbeiter-Zeitung 
erschienener Artikel mit dem Titel „Von der Bergbehörde‘“, 
Der betreffende Satz, der zur Anklage führte, lautete: „Einzelne 
Bergrevierbeamte setzten in geradezu unverständiger Weise das. 
Leben vieler Arbeiter fahrlässig und leichtsinnig auf das Spiel, 
wenn es gilt, die Profitinteressen des Kapitals zu schützen.“ 
Daraus leitete der Bergrevierbeamte eine Anklage her mit der 
Begründung, dass A. sich bei der Abfassung des Artikels von 
gehässigen Motiven habe leiten lassen und Misstrauen zwischen 
Arbeitnehmerschaft im Bergbau und der Bergbehörde erregen 
wollte, 

Die Gerichtsverhandlung ergab, dass aut der Zeche Nord- 
stern II/IV ein Zustand herrschte, den der Kollege A. aus 
bergmännischem Kameradschaftsgefühl geisseln musste. Es 
handelte sich um eine Umgehung des $ 90. der B.P.V., der 
besagt, dass bei der Seilfahrt beim Schichtwechsel 2 Maschinen- 
wärter im Fördermaschinenraum anwesend sein müssen. 

Diesen Paragraphen der P.B.V. beioigte man auf Nord- 
stern IN/TV sehr eigenartig, Zeitweilig war überhaupt keine 
Reserveperson zur Seilfahrt anwesend, später, nachdem sich der 
Betriebsrat beschwert hatte (zu der Zeit war A. noch Mit- 
glied des Betriebsrates auf Nordstern), musste eine Reserve- 
person für beide Fördermaschinen, die in zwei verschiedenen, 
durch Doppeltür getrennten Räumen stehen, bei der Seilfahrt 
anwesend sein. 

Diesen Zustand hielt der zuständige Bergrevierbeamie nicht 
Er billigte sogar besonders den Zustand, 
dass die Reservepersonen keine vollwertigen Fördermaschinisten 
zu sein brauchten. Der Bergrevierbeamte B. hat sogar eine 
Spezialverfügung herausgegeben, die die Verwendung von 
anderen Personen wie von Fördermaschinisten gestattete. 

Dem Zustande, für zwei Fördermaschinisten nur eine Re- 
serveperson heranzuziehen, ist durch Selbsthilfe der Förder- 
maschinisten und durch das Erscheinen des Artikels vom 
Kollegen A. ein Ende bereitet worden. Die Fördermaschinisten 
haben sich über das Offenhalten der Verbindungstür (denn 
durch die offene Tür tönten die Signale von der einen Förder- 
maschine zu der anderen hinüber) beschwert. Trotzdem endete 
dıe Gerichtsverhandlung mit einer Verurteilung des Kollegen A. 
e 300 M. Geldstrafe. Gegen das Urteil ist Berufung ein- 
gelegt. 

Wir begreifen dieses Urteil nicht! ‚Gerade die Schutzvor- 
schriften bei der Seilfahrt erfordern schärfste Beachtung. Es 
sei nur an das Unglück von Kaiserstuhl erinnert. Dort war auch 
nur ein: Fördermaschinist anwesend. Wären die massgebenden 
Stellen nur ein wenig konsequent, würden sie nach allen Seiten 
mit gleicher Schärfe vorgehen, so wäre eine Anklage gegen 
den Bergrevierbeamten zu erheben gewesen, dessen Pflicht es 
war, gegen den ungesetzlichen Zustand auf Nordstern II1/IV 
vorzugehen, nicht aber ihn durch eine Spezialverfügung zu 
sanktionieren. Solche Begünstigung müssen das Misstrauen 
der Arbeitnehmerschaft gegen die Bergbehörde hervorrufen. 
Sie muss sich daher die Kritik, wenn sie auch scharf ausfällt, 
gefallen lassen. Der Fall sollte aber den massgebenden Stellen, 
die für die Sicherheit im Bergbau und die Stellung der Gerichte 
zu den Sicherheitsverhältnissen verantwortlich sind, im Interesse 
der Bergleute sehr eingehend untersucht werden. 


„Die Zustände im Aachener Steinkohlengebiet“ betitelt 
sich eine Notiz im „Bergknappen“, der Zeitschrift des Gewerk- 
vereins christlicher Bergarbeiter. Die hier geschilderten Vor- 
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gänge verdienen allgemeine Beachtung, und wir geben dieselben 
nachstehend unseren Lesern zur Kenntnis. Wir werden jedoch 
auch von uns aus über die Dinge berichten und Stellung dazu 
nehmen. Es wird gesagt: 

„Im Aachener Steinkohlengebiet haben sich unhaltbare Zu- 
stände herausgebildet. Infolge der holländischen Grenze leidet 
das Gebiet erheblich unter den Folgen der Valuta. Von hollän- 
discher - Seite kommen die Bewohner in Scharen über die 
Grenze, um, mit allen möglichen Sachen schwer beladen, wieder 
heimwärtszukehren. In‘den Geschäften der Grenzorte haben 
die einheimischen 'Bewohner fast keine Nummer mehr. Alles 
wird von den Holländern weggekauft. Dazu kommt die 
grosse Unterschied zwischen den Löhnen der Arbeiter auf den 
Gruben des Wurmreviers und den Valutalöhnen derjenigen, die 
aut holländischer Seite arbeiten. Alle diese Umstände wirken 
ausserordentlich preissteigernd auf dem Warenmarkte. Dazu 
kommt, dass die Löhne des Wurmreviers erheblich hinter denen 
der anderen Reviere (linker Niederrhein, Ruhrgebiet und rheini- 
sches Braunkohlengebiet) zurückstehen. # 

Alle diese Umstände haben dazu geführt, dass aus einzelnen 
Orten bis über ein Drittel der Hauer in Holland arbeiten, 
Es liegen zahlreiche Fälle vor, dass Hauer aus dem Wurmgebiet 
sich in Holland als Schlepper angeboten haben, um dort arbei- 
ten zu können. In Anbetracht der hiesigen Verhältnisse ist das 
erklärlich. Die Lage der im Wurmgebiei arbeitenden Kame- 
faden wird durch diese kurz geschilderten Zustände immer 
unhaltbarer. Die letzten _Lohnverhandlungen haben die Lohn- 
spanne gegenüber den anderen Nachbargebieten nicht be- 
seitigt. Hierdurch ist es dazu gekommen, dass unter den 
Kameraden der Gedanke Anhänger gewann, durch Verfahren 
der achten Stunde zu 100 Prozent die Lage der Familien er- 
träglicher zu gestalten. Nach Beendigung des Angestellten- 
streiks hat die Zeche „Nordstern‘“ den Betrieb nur unter der 
Bedingung aufgenommen, dass die achte Stunde mit 100 Pro- 
zent Zuschlag verfahren werde. Die Verwaltung: begründete 
die Massnahme mit der besonders schwierigen Lage, in der 
die Grube sich befinde.‘ 

Die in den letzten Sätzen hier angeführte „freiwillige“ 
achte Arbeitsstunde ist zum Teil mit, zum Teil gegen die Ein- 
willigung der Belegschaften obligatorisch eingeführt worden. 
Die Arbeiterkollegen haben sich der Einführung aus Not ge- 
fügt, die drastisch in folgender Aeusserung eines Mitgliedes 
des Gewerkvereins zum Ausdruck kommt: 

„Wenn wir nicht durch den Verdienst der Ueberstunde zu 
100 Prozent uns Erleichterung der drückenden Lage verschaffen 
können, gehen auch wir über die Grenze arbeiten. Wir wollen 
unsere Familien nicht mehr länger unter die Räder kommen 
lassen.‘“ 

Der vorstehende Bericht schildert die Not der Bergarbeiter 
des Wurmreviers deutlich. Dass diese Zustände auch auf die 
Angestelltenschaft zurückwirken, ist ebenso klar. Aber des 
weiteren zeigt der Bericht, wohin die Verhältnisse steuern, 
nämlich zur Verlängerung des so mühsam errungenen Acht- 
stundentages. Wir möchten darauf hinweisen, dass eine Durch- 
brechung des Achtstundentages im Aachener Bezirke auch 
Rückwirkungen in den anderen Bergbaurevieren nach sich 
zieht. Das dürfte die Kollegen in allen Revieren veranlassen, 
mit Argusaufen darüber zu wachen, dass) in keinem Revier 
der Beginn zur Verlängerung gemacht werden kann, und die 
Kollegen in dem Kampf um den Achtstundentag mit allen 
Mitteln zu unterstützen. 


Aus anderen Verbänden 


Wie der Reichsverband die Bewertung der Bergbauange- 
stellten versteht. Die Wertung der Bergbauangesteliten betrach- 
tet der R.d.B. als sein besonderes Verdienst und betont, dass 
nur er es sei, der diese Parole auf seine Fahne geschrieben 
habe. — „Etwas mehr Wirklichkeitssinn‘“, so lautet die Ueber- 
schrift eines Aufsatzes in der Nr. 18 des „Bergbauangestellten‘“, 
in dem man anderen Organisationen, insbesondere dem .AfA- 
Bund, nachzuweisen versucht, dass bei ihnen der Wirklichkeits- 
sinn fehlt. Wie sehr aber der Wirklichkeitssinn und wie sehr 
die Wertung der Bergbauangestellten beim R.d.B. im argen 
liegen, zeigt nachstehende Episode: 

Bei den Verhandlungen, die im Februar d. J. zum Ab- 
schluss eines neuen Tarifvertrages für die Angestellten der 
Manstelder Kupferschieferbauenden Gewerkschaft stattfanden, 
verlangten zwei Reichsverbandsmitglieder, ein Lokomotivführer 
und ein Fördermaschinist, die Eingruppierun 


Klasse der Revier- und Maschinensteiger, Klasse III gehören 
die Fördermaschinisten, die Hilfssteiger und Maschinenauf- 
seher auf den Schächten an. Unterstützt wurde die Forderung 
_ dieser beiden Vertreter durch den Geschäftsführer des R.d.B., 
Herrn Barthel-Halle.: Die Vertreter" des"AfA-Bundes ver- 





in Klasse II 
der Gehaltstaffel für ihre Berufsgenossen. Klasse II ist die- 


Nr. 43 


suchten in einer Besprechung der Tarifkommission diesen bei- 
den „Auchangestelltenvertretern‘ klar zu machen, dass es eih- 
Ding der Unmöglichkeit sei, Fördermaschinisten und Loko- 
motivführer in die Klasse Il, die Klasse ihrer direkten und 
indirekten Vorgesetzten, hineinzubringen. Diese beiden „Ge- 
werkschaftler‘‘ waren aber der Auffassung, dass sie es nicht - 
notwendig haben, sich von den AfA-Vertretern Belehrungen 
erteilen zu lassen und bestanden darauf, dass.ihre Ansprüche 
vor der Direktion vertreten werden. Sie erklärten, sich nur 
dann zufriedenzugeben, wenn die Direktion ihnen dasselbe 
erkläre. — Was’ zu erwarten war, geschah.. Der Arbeitgeber 
lehnte eine Eingruppierung dieser beiden Berufsgruppen in 
die Klasse der Steiger rundweg ab. Man sollte meinen, dass 
dies die beiden Vertreter des Reichsverbandes gewitzigt hätte. 
Dies scheint jedoch nicht der Fall zu seim, : denn in einem 
Artikel, überschrieben „Wohin gehören die Fördermaschinisten‘“ 
in der Nr. 19 des „Bergbauangestellten‘“ finden wir nach- 
stehenden Passus: > - £ 
„Wie steht. es nun „mit der Interessenvertretung‘ und Wertung 
der Fördermaschinisten im „AfA-Bunde“? Wir können davon ein Liedchen 
singen. Wir haben es am eigenen Leibe erfahren , müssen, wie. die 
AfA-Verbände über die Wertung der Fördermaschinisten denken und 
handeln. Bei unserer , Tarifverhandiung. am .22. 1. 1921 waren. “es..die 
Vertreter der AfA-Verbände (Gutmann vom Zentralverband und Holzapiel — 
vom Butab), welche jegliche gerechte Bewertung ‘der Fördermaschinisten 
in gehässiger, feindseligster Weise vereitelt haben. ‘Wir vertraten dort 
den Standpunkt, dass wir unserer verantwortungsvollen Tätigkeit‘ näch 
in eine höhere Gehaltsklasse gehören. Ganz empört fragte der Butab- 
Vertreter: „Was bilden Sie sich denn ein? Die Wackelei mit ‚dem 
Steuerhebel, das mache ich ohne zu lernen, ich fahre an jeder Maschine 
mit Ihnen um . die ‘Wette usw.“ (Allerhand Achtung.) Der Vertreter 
des R.d.B. war von unseren Kollegen gebeten, sich ‚nicht an der! 
Debatte zu beteiligen, da ein solches Vorgehen in Gegenwart des 
Arbeitgebers der gesamten Angestelltenschaft nur schadet. Durch das 
gehässige Dazwischentreten der AfA-Vertreter (Herr Koy vom G.d:.A. 
glaubte auch in das Horn ftuten zu müssen) . wurde unser Wertungs- 
kampf vereitelt. Das ist wohl Beweis genug, wie die AfA-Verbände die 
Tätigkeit der Fördermaschinisten einschätzen. Ob die Fördermaschinisten 
eine ihrer Tätigkeit entsprechende Stellung einnehmen, ob. ihre Tätig- 
keit überhaupt gewertet wird, ob sie Angestellte, oder Arbeiter ‚sind, 
das ist den AfA-Verbänden vollständig gleichgültig. Die Hauptsache, 
es sind zahlende Mitglieder.“ Sa 5 
Der Vorgang ist zum Teil schief, zum Teil ganz falsch 
wiedergegeben. Wir wollen uns jedoch nicht um Worte strei- 
ten. Den im Reichsverband organisierten Angestellten sollten 
diese Worte jedoch zu denken geben. Ueber. die Stellung 
und Wertung von Fördermaschinisten und Lokomotivführern 
braucht man sich unter objektiv urteilenden Kennern des Berg- 
baues wirklich nicht zu streiten. Der Verband ‘der Förder- 
maschinisten ist dem  AfA-Bund angeschlossen, und die 'Ein- 
reihung der Fördermaschinisten und Lokomotivführer in die 
Tarife ist bisher ohne gegenseitige Reibereien unter den 
Verbänden vor sich gegangen. - Dem ;R.d.B. bleibt es vor- 
behalten, mit seiner Wertungstheorie den Fördermaschinisten 
und Lokomotivführer dem Steiger gleichzusetzen. Wir lehnen. 
es ab, uns mit ihm darüber zu unterhalten und glauben, dass 
jeder. vernünftig denkende Fördermaschinist und Lokomotiv- 
führer uns für ehrlichere und bessere Freunde seines Standes 
hält als die Leute, die ihm erzählen, er müsste seinen Vor- 
gesetzten im Gehalt gleichgestellt werden. ah 
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Zentrale Lohnregelung 


Am 3. November d. Js. morgens fand eine Konferenz der 
treigewerkschaftlichen Vertreter der Bergbauorganisationen 
statt, die zu den aufzustellenden Forderungen Stellung nahmen. 
Nachdem man sich zuerst in diesem Kreise darüber klar ge- 
worden, dass eine Lohnerhöhung von 30 bis 35 Mark pro 
Schicht ab 1. November 1921 zu fordern sei, beschäftigte sich 
eine weitere Sitzung sämtlicher _ Arbeitnehmerverbände mit 
demselben Thema, stellte sich auf den gleichen Standpunkt 
und forderte ferner, dass der Soziallohn in allen Revieren 
dem bis hette bestehenden höchsten Satz im Interesse des 
Ausgleiches angenähert werden soll. 

Die höheren. Lohnsätze sollen ab 1. November d. Js. 
in Kraft treten können. 

Am anderen Tage fand die Sitzung der Reichsarbeits- 
gemeinschaft für den Bergbau statt. Ehe man in- die Tages- 
ordnung eintrat, wurde die Frage der zentralen Lohnregelung 
besprochen. An dieser Sitzung nahmen Vertreter aller Ver- 
bände teil, die im Bergbau Mitglieder zählen. Da in der 
Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau nur die Bergarbeiter- und 
Angestelltenverbände, nicht aber die Metallarbeiter-, Fabrik- 
arbeiter und sonstigen Verbände vertreten sind, mussten die 
Verhandlungen über die Lohnfrage ausserhalb der Tagesord- 
nung geführt werden. Die Aussprache ergab, dass die Unter- 
nehmer durchaus nicht geneigt sind, in ihrer Gesamtheit der 
zentralen .Lohnregelung zuzustimmen. Zu solchen .zentralen 
Verhandiungen erklärte man sich bereit für das Ruhrrevier, 
den Cölner Bratinkohlenbergbau und Niederschlesischen Stein- 
kohlenbergbau. Auch für Aachen ist man zu solchen bereit, 
jedoch wollten hier die Arbeitgeber die Erhöhung erst einen 
Monat später ‚als gefordert eintreten lassen. Für den mittel- 
deutschen Braunkohlenbergbau sowie für den Kalibergbau wur- 
den zentrale Verhandlungen rundweg abgelehnt. Im Lahn- und 
Dillrevier will man wohl verhandeln, jedoch nicht auf zentraler 
Grundlage, das gleiche gilt für den Zwickauer Steinkohlenbezirk. 
Der Vertreter von Zwickau verlangte, dass nicht zentral verhan- 
delt würde, weil die Angestellten, die durch den Reichsverband 
der Bergbauangestellten vertreten werden, nicht anwesend seieıt. 
Ebenfalls bestehen Bedenken im Siegerland und im Mansfeld- 
schen Kupferschiefer bauenden Bergbau. Nach einer Sonder- 
besprechung erklärten die Arbeitgeber, dass man eventuell 
auch im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau zu Verhandlungen 
bereit sein würde. Die Arbeitnehmer gaben daraufhin folgende 
Erklärung ab: 

„Die Arbeitnehmervertreter nehmen 
Unternehmer des Kohlenbergbaues, die Lohnverhandlungen 
schnellstens beginnen zu lassen, an. Sie behalten sich für 

' diejenigen Reviere und Bergbauarten, die sich an den zen- 
tralen Verhandlungen nicht beteiligen wollen und dadurch 
einen Streitfall schaffen, ihre weiteren Schritte vor.“ 


Nachdem diese Erklärung abgegeben, verständigte man 
sich über die Verhandlungstermine. Es wurde ferner fest- 
gelegt, dass die zentralen Lohnverhandlungen für jene Kohlen- 
reviere, die sich hierzu bereit erklären, am 9. November d. Js. 
beginnen sollen. 

Diese Verhandlungen haben unter dem Vorsitz des Reichs- 
arbeitsministers stattgefunden. Anwesend waren die Arbeit- 
geber des Ruhrreviers, des Aachener Bezirkes, von Nieder- 
schlesien, Zwickau, Niedersachsen, Cölner Braunkohlenbere- 
bau und Bayern. Der Vezireter von Bayern erklärte jedoch, 
keine Vollmacht zum Abschluss über irgendwelche Forde- 
rungen zu haben. Die Arbeitgeber des.mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbaues waren trotz der Einladung nicht erschienen. 
Sıe wollten sich durch zentrale Lohnverhandlungen nicht 'bin- 
den lassen. Die Arbeiter waren ebenfalls zahlreich erschienen. 
Die Verhandlungen selbst wurden von ihrer Seite aus zuerst 
nur von Vorstandsmitgliedern der grossen Bergarbeiterver- 
bände bestritten; diese hatten, um bei der Entscheidung be- 
raten werden zu können, fast aus allen :Bezirken Vertreter her- 
angezogen. Nach der grundsätzlichen Entscheidung über den 
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Lohnzuschlag im Ruhrrevier sind die 
„Jezirksvertretern geführt‘ worden. 

Sofort nach Beginn der Sitzung lehnte es der Vorsitzende 
des Zechenverbandes, Generaldirektor Wiskott, ab, Ver- 
handlungen auch für die Angestellten zu führen. Anscheinend 
war er der Meinung, die grosse Teilnehmerzahl sei durch die 
Anwesenheit der Angestellten veranlasst. Da sich die Spitzen- 
verbände der Angestellten jedoch bereits vorher darüber verstän- 
digt hatten, dass von jeder Spitzenorganisation nur ein, Vertreter 
anwesend sein solle, um durch die blosse Anwesenheit zu 
dokumentieren, dass die Verhandlungen auch für die Ange- 
stellten gelten sollen, waren insgesamt drei Angestelltenver- 
treter erschienen. Ausserdem wurde von uns noch erklärt, 
dass diese zentralen Verhandlungen infolge der gebundenen 
Wirtschaft und der dadurch notwendigen Preiserhöhungsver- 
handlungen gemeinsam für Arbeiter und Angestellte geführt 
werden müssten. Mit gemeinsamen Verhandlungen aut dieser 
Basis waren alle Anwesenden ohne weiteres einverstanden. 
Die zentralen Verhandlungen sind daher genau wie das letzte 
Mal für Arbeiter und Angestellte gemeinsam geführt worden. 

Zuerst wurde die Lohnerhöhung der grossen Reviere und 
zwar das Ruhrrevier sowie das Cölner Braunkoh- 
lenrevier besprochen. 

Die langwierigen Verhandlungen führten 
folgender Verständigung: 

1. Zwischen den an dem Abschluss des Tarifvertrages für das Cölner 
Braunkohlenrevier beteiligten Verbänden ist folgende Verein- 
barung getroffen: 

Vom 1. November d, Js. ab werden die tarifmässigen Löhne im 
Durchschnitt um einen Betrag, von 27.— M. pro Sciiicht erhöht. 
Die Verteilung dieses Betrages auf die einzelnen Arbeitergruppen 
bleibt den Verhandlungen im Bezirk vorbehalten. Ausserdem werden 
die tariflich vorgesehenen sozialen Lohnzulagen um je 1.50 M. erhöht. 

2. Vorstehende Vereinbarungen können mit 14 tägiger Frist zum Monats- 
ende gekündigt werden. Im Monat des Abschlusses dieser Verein- 
barungen ist eine Kündigung ausgeschlossen. Der Reichsarbeits- 
minister ist befugt, falls so grundlegende Veränderungen der Lebens- 
verhä:tnisse eintreten sollten, dass der einen oder der anderen Partei 
die Durchführung der Vereinbarung nach Treu und G!auben nicht zü- 
gemutet werden kann, zu einer Verhandiung über einen entsprechen- 
den Lohnausgleich einzuladen. Die Parteien verpflichten sich, dieser 
Einladung Folge zu leisten. 

Für das Ruhrrevier kommt hinzu: 

‚Die bei der Verteilung der Lohnzulage für die Gedingearbeiten sich 
ergebende Zulage wird auf den Grundlohn und den Gedingelohn etwa 
im Verhältnis von 14 : 13 verrechnet. Bei der Gedingeregelung wird 
der im Monat Juni auf jeder Schachtanlage erzielte Durchschnitt zu- 
grunde gelegt.“ 

Ueber den Begriff des „Soziallohnes“ wurde eine Ver- 
ständigung dahin erzielt, dass man hierunter Familien-, Kinder, 
Flausstand- und Kopfgeld versteht. Anschliessend hieran wur- 
den dann die Verhandlungen für die einzelnen Reviere ge- 
führt, denen die gleiche Verständigungsformel wie für das 
Ruhrrevier, bezw. Cöln zugrundegelegt wurde. Nur die Sätze 
sind andere. Es wurde vereinbart: 

für Aachener Steinkohle 24 M. zuzüglich 1,50 M. Soziallohn, 

„» Aachener Braunkohle 21 M. zuzüglich 2,50 M. Soziallohn, 
» Niedersachsen 22 M. zuzüglich 150 M. Soziallohn, 

„» Freistaat Sachsen 25 M. einschl. Soziallohn, 

» Niederschlesien 25 M. zuzüglich 1.50 M. Soziallohn. 

Am Freitag, den 11. d. Mts. haben dann Verhandlungen 
in Halle für den mitteldeutschen Braunkohlen- 
bergbau stattgefunden. Die Vertreter der Angestellten sind 
hierzu nicht hinzugezogen worden. Eine Verständigung erfolgte 
über folgende Lohnerhöhungen: 22.50 M. in den Kernrevieren, 
21.50 M. in den Randrevieren, 14.— bezw. 12.— M. für Jugend- 
liche, 4.50 M. soziale Zulagen. 

Die Verhandlungen für den Erzbergbau, die am 15, 
d. Mts. im’ Reichsarbeitsministerium stattfinden sollten, wurden 
vertagt. 

Für’ den Westerwald und Oberhessen sind Ver- 
handlungen in den Revieren eingeleitet worden. Für B ayern 
wurde am 12. de Mts. in München verhandelt. Ueber: das 
Ergebnis ist uns noch nichts bekannt geworden. 


Verhandlungen von dem 


nachmittags zu 
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In der Kaliindustrie war von Seiten der Arbeiter 
beim Arbeitgeber-Verband die Aufnahme von Lohnverhand- 
lungen ohne Kündigung des Tarifes bereits beantragt worden. 
Die Arbeitgeber haben sich auch bereit erklärt, eine Aende- 
rung der Löhne eintreten zu lassen. Verhandlungen haben 
am Montag, den 7. d. Mts. stattgefunden, ‘die je®,ch zu keinem 
Ergebnis führten. Die Verhandlungen wurden am 14. d. Mts. 
fortgesetzt und ergaben eine Lohnerhöhung von 22.— M. pro 
Schicht; die sozialen Zulagen wurden um 4.50 M. erhöht. 

Von Seiten der Angestellten ist der Antrag, ohne Kündi- 
gung der Gehaltstatel in Verhandlungen einzutreten, ebenfalls 
gestellt worden. Die von. uns gleichzeitig überreichten Forde- 
rungen gehen im Durchschnitt um ca. 50 Prozent über die 
bisher gezahlten Sätze hinaus. 

Durch diese zentralen Verhandlungen, in denen die Lohn- 
erhöhungen für die Arbeiter festgelegt wurden, die jetzt sinn- 
gemäss aut die einzelnen Reviere übertragen werden könner 


sind die Unterlagen geschaffen, dass auch für die Angestellt@A' 


sehr schnell die Regelung der Gehalts-Tarife erfolgen kann. 
Leider macht die Geldentwertung so schnelle Fortschritte, dass 
diese Lohnerhöhungen‘ durch die Preissteigerung nicht nur 
wieder wettgemacht, sondern sogar überholt werden. Wenn 
es nicht baldigst gelingt, unsere Valuta zu stabilisieren, gehen 
wir in’ der Lohnentwickelung österreichischen Zuständen ent- 
gegen. ‚Ein jeder Grubenbeamte sollte sich daher darüber 
klar sein, dass diese Verhandlungen und Kämpfe umso günsti- 
ger für ıhn auslaufen werden, je kräftiger seine Organisation 
ist. Es ist daher einmal 'notwendig, finanziell seiner Organi- 
sation den Rücken zu stärken, d. h. entsprechend höhere Bei- 
träge zu zahlen, zweitens aber jeden.noch fernstehenden Kol- 
legen für den AfA-Bund zu’ gewinnen. Gerade bei diesen 
Lohnverhandlungen zeigt es sich, ‘wie wichtig die Verständi- 
gung zwischen Arbeitern und Angestellten ist. Hierbei aber 
kommen die anderen Spitzenverbände kaum bezw. überhaupt 
nicht in Frage. 
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Wirtschaftsfragen 


Erhöhung der Kohlensteuer? Am 2. November fand eine 
Sitzung des gesamten Kohlensteuerausschusses des Reichs- 
wirtschaftsrates statt, die sich mit der geplanten Erhöhung der 
Kohlensteuer beschäftigte. Von der Regierung war der Vor- 
schlag gemacht worden, die Steuer auf mehr als 30 Prozent 
zu erhöhen. Sie beträgt gegenwärtig 20 Prozent. Die in 
Frage kommenden Körperschaften sind auch bereit, sie auf 
30 Prozent zu erhöhen, die Regierung wollte jedoch mehr 
haben. Der Vorschlag sah Steuern in Tabellenform vor, die 
sich aut 35, 40, 45 und 50 Prozent belaufen sollten. Es ist 
folgende Resolution dann angenommen worden, in welcher der 
Passus über die Löhne. von uns in Vorschlag gebracht wurde: 

„Der Kohlensteuerausschuss des Reichskohlenrates hält eine Steige- 
rung der Kohlensteuer auf 30 Prozent für die Höchstbelastung, die 
die deutsche Volkswirtschaft. zurzeit ohne schwere Schädigungen. er- 
tragen kann. Unter dem Gesichtswinkel der Kohlenwirtschaft 
droht sonst die Gefahr, dass die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber : der 
ausländischen Kohle vermindert und schliesslich vernichtet wird. Wich- 
tiger noch ist folgende allgemeinwirtschaftliche Ueberlegung. 
Eine zu starke Kohlenpreiserhöhung durch die Steuern erschwert die An- 
Da SUUE, der. Löhne an die Teurung, ferner. verteuert sie den ganzen 
roduktionsprozess unserer Volkswirtschaft, indem sie ihn gleichzeitig stört 
ünd lähmt. Die unmittelbare Folge ist eine starke Verschlechterung 
unseres Geldwertes. Da sich dadurch die finanziellen Verpflichtungen 
des Reiches erhöhen, würde die höhere Steuer geldlich ein Schlag ins 
Wasser sein. Wirtschaftlich wäre sie ein verhängnisvoller Fehler.“ 

Es wurde weiter die Frage besprochen, ob es ratsam 
sei, in das Kohlensteuergessetz den nachfolgenden, von den 
Unternehmern vorgeschlagenen Paragraphen aufzunehmen: 

„Den Ländern und Gemeinden ist verboten, Abgaben oder Steuern 
auf die Kohlensubstanz in der Erde, auf die Förderung oder auf den 
Verkauf von Kohlen zu erheben.“ 

Es hat sich hieran eine sehr lebhafte Aussprache an- 
geknüpft. Die Frage der Feldersteuer sowie der Regel- 
abgaben spielte eine Rolle. Wir haben mit 5:3 Stimmen da= 
für gestimmt, diesen Paragraphen nicht zu empfehlen, son- 
dern vorzuschlagen, dass eine Vereinfachung der Steuer wün- 
schenswert sei. 


Neue Kohlenpreise. Der „Deutsche Reichsanzeiger‘ ver- 
Ööffentlicht unterm 27. Oktober d. J. nachfolgende Bekannt- 
machung: 

Ab 1.: November 1921 gelten für Steinkohlenbriketts des Rheinisch- 
Westfälischen Kohlensyndikats folgende Verkaufspreise je Tonne ein- 
schliesslich Kohlen- und Umsatzsteuer: 


T; Klasse . 0) . [) . ® “ ’ Pe 3 383.20 M. 
11: Klasse nos 3.30 27,775... 381.00, 
11. Klasse CE Re a Ya WS Be re | 379.70 }}) 
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Die in den Bekanntmachungen vom 28. April 1920 (Reichsanzeiger 
Nr. 91) und vom 29. September 1920 (Reichsanzeiger Nr. 222) ent- 
haltenen allgemeinen und Sonderbestimmungen gelten auch für. diese 
Brennstofjverkaufspreise. : 


Betriebsräte 


Fristlose Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes. Auf der 
Zeche Zentrum in- Wattenscheid ist am 19.. September d. ]J. 
unser Vertrauensmann, Steiger Lüning, entlassen worden. Die 
Vorgänge, die zu seiner Entlassung führten, sowie die Wieder- 
Einstellung sind von weitergehendem Interesse. Wir geben 
daher nachstehend eine Schilderung der Vorgänge. 

Am 12. September d.. J. wurden die Zechen. Zentrum 
II/v, IV/VI und Fröhliche Morgensonne in Wattenscheid für 
einen Tag bestreikt; die Schachtanlage Zentrum I/III schloss 
Bar mittags diesem Streik an. Die Veranlassung war die fol- 

ende: 

2 Am 1. September d. J. ist dem Reviersteiger M. angeb- 
lich wegen Vergehens gegen..die Bergpolizeiverordnungen das 
Revier entzogen worden. .Der Betriebsführer und ein Mitglied 
es Betriebsrates befuhren das Revier, ersterer. stellte keine 
Mängel test, aber dennoch. blieb es bei der Zurückversetzung. 
Prompt setzte, wie es im gewerkschaftlichen Leben sein 
muss, der. Abwehrkampt der Arbeiter--und Angestelltenschaft 
ein. ‘Sowohl ‘die Belegschaft der Zeche Zentrum wie auch 
die Ortsverwaltung Wattenscheid des Bundes sprachen sich 
gegen diese Zurückversetzung des Kollegen aus und machten 
die‘ Direktion’ der Schachtanlage Zentrum aut. die Gefahren 
aufmerksam, die sich aus diesem . Massregelungsfall ergeben 
können. Der Reichskommissar wurde ebentalls von der Ge- 
fahr benachrichtigt und um Vermittlung gebeten. Die Di- 
rektion lehnte jedoch jegliches Entgegenkommen ab, worauf 
die Belegschaften in den Streik traten. . 

Am Nachmittag des betreffenden Tages fand eine Verhand- 


lung beim Reichskommissar in Dortmund statt, die zu einer 


Einigung zwischen, Werksleitung und Arbeitnehmervertretung 
führte. Am 13. September nahm die Belegschaft die Arbeit 
geschlossen wieder aut. 

Damit wäre normalerweise der Fall erledigt gewesen; 
jedoch die Zeche suchte sich zu rächen. Am 19. September 
wurde unser Vertrauensmann, Kollege Steiger Lüning, wegen 
Aufforderung zum Streik entlassen. Der Kollege L. hatte nichts 
weiteres getan, als seine Pflicht als Vertrauensmann erfüllt. 
Er hatte der Belegschaft den Vorfall der Massregelung seines 
Kollegen bekanntgegeben und natürlich klipp und klar er- 
klärt, dass man sich solche Massregelungen nicht getallen 
lassen dürfe. Durch diese Massregelung wurde _ wiederum die 
Frage des Streikes akut; denn gerade gegen die. Entlassung 
von Beiriebsräten müssen sich die Gewerkschaften mit aller 
Entschiedenheit wenden. Vorgänge wie dieser verletzen die 
Grundrechte unserer Gewerkschaft und werden uns immer. 
zum schärfsten Kampf veranlassen. Vorher aber wurden alle 
zuständigen Instanzen angerufen. Am 11.. Oktober d. J. fand 
eine Schlichtungsausschusssitzung in Gelsenkirchen statt, die 


‘ sich mit dieser Massregelung befasste. Die Direktion der 


Zeche ‚vertrat den Standpunkt, dass die Sache vor dem ordent- 
lichen Gericht ausgetragen werden müsste. Dem Vertreter. un- 
seres Bundes, Kollegen Bauer, gelang es. jedoch, eine 
Aussprache zu erreichen. Er vertrat den Standpunkt, dass 
Kollege Lüning nach dem Betriebsrätegesetz . nicht entlassen 
werden könne, da er doch nur als. Beäuftragter seiner orga- 
nisierten Kollegen gehandelt habe und als solcher das Recht 
habe, auch mit. dem schärtsten Mittel, mit dem Streik, zu 
drohen. Die Schlichtungsausschusssitzung. wurde vertagt, und 
am 25. Oktober tand die 2. Sitzung, statt, in der die Wieder- 
einstellung erwirkt wurde. 

Nun hat der „Kompass“, das amtliche Organ der Knapp- 


schaftsberutsgenossenschaft für das Deutsche Reich, in seiner. 


Nummer 20 einen Artikel „Ein Streik gegen Befolgung der 
Sicherheitsvorschriften“ gebracht. Dieser Artikel befasst sich 
mit obiger Angelegenheit und stellt Behauptungen aut, die 
nicht unwidersprochen bleiben dürten. Er führt aus, dass 
der betreitende Steiger, dem das Revier entzogen wurde, 
Schlagwetter in seinem Betriebspunkte schon mehrere Tage 


habe stehen gehabt; Gegenmassnahmen hätte er nicht ge- 


troften. Auch der Bergeversatz wäre weit zurück gewesen, 


Häufiger hätte die Direktion ihn aut die Mängel autmerk-' E | 


sam gemacht, aber die Abstellung “Wäre nicht ertolgt: Aus 
diesem Grunde sah sich die Direktion gezwungen, zur Revier- 
entziehung zu schreiten. Trotzdem diese zur Revierentziehung 
getroffenen Massnahmen nur im Interesse der Belegschatt 
gelegen, hat sich diese in den Streik hetzen lassen. 
Schon der Vorsitzende des Betriebsrates hat erklärt, die 
Belegschaft könne sich die gegen den .Reviersteiger getroftenen 
Massnahmen. nicht getallen lassen. Die Arbeiterschaft. hat 


sicher mit Recht das an ‚die Vorkriegszeit erinnernde Vor- 


gehen der Zechenverwaltung nicht‘ als-«im Interesse der Sicher“ 
heit liegend gehalten. Wie ist es denn? Für die Sicherheit 
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bereit ist, 
sie es. 


Sicherheitsgründen ertolgt, sondern um einen missliebigen Be- 
amten zu drücken. Gegen das aber wehren sich Angestellte 
und Arbeiter. Der „Kompass“ diente der Sicherheit mehr, 


wenn er die tendenziöse Ausschlachtung solcher Vorgänge 
unterliesse, 


für die Sicherheit im Betriebe einzutreten, so sind 


„Hat der Betriebsrat die Mitwirkung bei der Verwaltung 
von Werkswohnungen?“ Mit dieser Frage haben sich die 
verschiedenen Instanzen der Bergbehörden beschäftigt, zuletzt 
das Oberbergamt in Bonn, das sie in einer am. 13. Mai 
1921 gefällten Entscheidung bejahte. Ein beim Preussischen 
Handeisminister eingelegter Widerspruch veranlassst diesen zu 
einer am 24. September cr. veröffentlichten Verfügung. Diese 


bestätigt den vom Oberbergamt in Bonn eingenommenen 
Standpunkt und lautet: 


Die Entscheidung des Oberbergamtes zu Bonn vom 13, Mai 1921 
(2517/XV/B. 4) ist gemäss meinen Ausführungsbestimmungen vom 8. März 
192) zu $ 103 des B.R.G. (Handelsmin.-Blatt Nr. 6) endgültig. 


Ich würde aber auch aus sachlichen Gründen keine Veranlassung 
haben, : die Entscheidung - des Oberbergamtes abzuändern. Die Mit- 
wirkung, des Betriebsrates an der Verwaltung ‚von Werkswohnungen ge- 
mäss 8.66 Ziffer 9 des B.R.G. erstreckt sich nach der Bedeutung des 
Begrifis „Verwaltung“ auf Betei'igung an allgemeinen . die Werks- 
wohnungen betrefienden Fragen sachlicher Art. Danach hat der Be- 
triebsrat, an’ dem Erlass allgemeiner Gründsätze über die Gesichts- 
punkte,“ nach denen die Wohnungen zu vergeben‘ sind, und ’über den 
Kreis der :zu berücksichtirenden "Werksangehörigen mitzuwirken. Dies 
geschieht "am zweckmässigsten durch die Vereinbarung von ' Richt- 
linien_mit. der Werksleitung. Ein Recht, in jedem einzelnen Fall bei der 
Zuteilung einer Werkswohnung : mitzuwirken, kann weder aus der 


Fassung noch aus dem Zweck der gesetzlichen Bestimmung herge- 
leitet” werden, 


Wahlrecht : der Zechenfeuerwehrleute und der Fahrsteiger 
zum Betriebsrat. Dem Oberbergamt zu Dortmund lag die Ent- 
scheidung der Frage ob, inwieweit Zechenfeuerwehrleute und 
Fahrsteiger zur Betriebsratswahl berechtigt seien. Dem An- 
trag lag folgende Tatsache zugrunde: 


Der Wahlvorstand zur Betriebsratswahl auf der Zeche 
„Prosper 3° hatte die Feuerwehrleute zu der genandten Wahl 
zugelassen, den Fahrsteigern dagegen das Wahlrecht abge- 
sprochen. Diese Wahl wurde darauf vom Bergrevierbeamten 
für ungültig erklärt. 


In zweiter Instanz stellte sich das Oberbergamt eben- 


falls auf den Standpunkt des Bergrevierbeamten und fällte 
folgenden * Entscheid: 


Gemäss $ 12 Abs.1 des B.R.Q. sind Angestellte im. Sinne dieses 
Oesetzes neben gewissen Lehrlingen und den Bureauangestellten als 
diejenigen Personen anzusehen, die eine im $ 1 Abs.1. des Vers. G. f, 
Angestellte angeführte Beschäftigung ausüben. Nach der aus dem & 1 
bs. 1.des Vers.G. für den voriiegenden Fall allein in Betracht kommen- 
den Stelle sind .als Angestellte zu betrachten: Betriebsbeamte, Werk- 


meister und andere Angestellte in ähnlicher gehobener Stellung ohne 
Rücksicht auf ihre Vorbildung. 


Zu den auf der Zeche Prosper 3: z.Zt. der Betriebsratswahlen be- 
schäftigten Feuerwehrleuten gehörten 1 Oberfeuerwehrmann und 9 
Feuerwehrleute, von denen 8 in der Hauptsache den Wachtdienst 
auf der "Zeche ausübten,” während der 9. als Verwalter des Ledigen- 
heims der Zeche eingesetzt war. Mit Rücksicht aut ihre. Beschäfti- 
gung: können die. 8 Feuerwehrleute des Wachtdienstes nicht a's An- 
gestellte im Sinne des 8 12- Abs. 1 des B.R.G. angesehen werden. 
Angestellteneigenschaft komint lediglich dem Oberfeuerwehrmann und 
dem Verwalter des Ledigenheims zu, auf Grund ihrer, der Stellung der 
Werkmeister ähnlich gehobenen Stellung. 


Für die Entscheidung über die Wahlberechtigung der Fahrsteiger 
ist massgebend der $ 12 Abs.2 des B.R.G. Nach diesem gelten nicht 
als Angestellte im Sinne dieses Gesetzes die Betriebsleiter, soweit sie 
zur selbständigen Einstellung oder Entlassung, der übrigen im Betriebe 
oder .der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmer berechtigt 


sind. Wenn daher die Fahrsteiger- der Zeche Prosper 3 in einzelnen 
Fällen auch Arbeiter eingestellt_und entlassen haben, so sind sie trotz- 
dem als Angestellter im Sinne des B.R.G. anzusehen ‘und demnach 


wallberechtigt zum Angestelltenrat, weil ihnen die Befugnis zur Ein- 
stellung und Entlassung der Angestellten fehlt. 


Nach 8 20 der Wahlordnung zum B.R.G. ist daher die Wahl’ des 
Angestelitenrates und die Wahl des Arbeiterrates ungültig. Es recht- 
fertigt sich damit die getroffene Entscheidung. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bersbau. Am 4. No- 


' vember tagte die Reichsarbeitsgemeinschaft für den Berg- 


Inehmerorganisationen, 
gefunden, um insbesondere. zu. dem 


2 





bau. Bereits am Tage zuvor hatten: eingehende Aussprachen 
einmal unter den freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerverbän- 
den im Bergbau, zum anderen unter den gesamten Arbeit- 
die im Bergbau, Mitglieder haben, statt- 


von. den vier Bergarbeiter- 
organisationen unter-Punkt 3 der Tagesordnung gestellten An- 


trag auf eine allgemeine Lohnerhöhung im gesamten Bergbau 





Aber die Massnahme der Verwaltung ist nicht aus 


‚ geldbezug., 


Stellung zu nehmen. 
Punkt erfolgt an 
Thema eine besondere Würd; 

Unter Punkt 1 der 
einer Kommission .zur 


Ein 


Tagesordnung 
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im Bergbau sind die Steiger verantwortlich, und wenn jemand 


eingehender Bericht über diesen 
anderer Stelle dieses Blattes, da dieses 
gung erfahren muss. 
stand die Einsetzung 
Prüfung der Möglichkeit einer Ver- 


kürzung der unproduktiven Arbeitszeit im Mansfelder 


erzbergbau zur Debatte. 
als auch von seiten 
fung. einer solchen 


Von seiten 


lich vorausgesetzt, 
mungsrecht habe. Von den Arbeitern, 
recht für diese Kommission haben, .da 
lich sie betrifit, 
Oberbergamt in 
worden. 

Zu Punkt 2 der 
Handelsministeriums, 


Dortmund, als 


Tagesordnung, 


heitlichen . Fragen äussern zu 
Einsetzung einer Kommission 
gliedern bestehen soll 
wägen hat, in welcher 
werden kann, 


Die in der Debatte zu Punkt 4, Entschädigung von Aus- 
kunftspersonen, die vor die Schlichtungsausschüsse geladen 
werden, gefallenen Anregungen sollen dem Reichsarbeitsmini- 
während Punkt 5, 
vorläufig zurückgestellt wurde, 
da sich mit dieser Frage zuerst. einmal. die Arbeitsgemein- 

einzelnen Bezirken beschäftigen müssen, ehe 
sie zur endgültigen Stellungnahme der Reichsarbeitsgemein- 


sterium als Material 


überwiesen 
Schulung von 


werden, 
Betriebsräten, 


schaften in den 


schaft vorgelegt wird. 
Desgleichen war es 

möglich, sich mit dem 

rung von Urlaub auf Werken, 


niederschlesischen Kohlenbergbau, 
Unter Punkt „Verschiedenes“ 


schaft 
Erden zuständig sei. 
der Zentralarbeitsgemeinschaft zur 


Aus der Arbeitskammer für 
Ruhrgebietes, 


der. Erhöhung der Renten für Invaliden, 
ferner mit der Erhöhung des Grundlohnes 


der in 
helfend einzugreifen, 
hat einen 
schritten hat. 
Forderungen auf: 


1. Die Renten der Invaliden, Witwen und Waisen müssen sofort er- 


höht werden. 
2. Als Grundlohn zur 
schnittstagelohn 


anzusprechen. 
3. 75 Prozent des 


tragen, 


Gewerkschaftsarbeit 


Tarifverhandlungen 
bergbau. 
schon beginnt die neue Aktion. 
schieferbergbau wurde folgender 
vom 22, Februar 1921 vereinbart: 


Vom 1. September d. J. gelten für die im Tarifvertra 


Gehaltsklassen die nachstehenden Gehaltssätze: 


PR: 
Anfangsgehalt jahr], Zulagen 


monatlich 
Klasse A, 1. 195,—M. 5X25,— M. 
„ All 1480,— . „ 10X25— „ 

» A. IM. 1240,— „ 12X15,— „ 

» A.W, 1190,— „ 10X15,— „ 
IB.L 1480 — „ 10xX25,— '„ 
1X85,— ” 

5x25,— “ 

SPEBS IT. 1240,— „ 12X15 — je 
»e=B.Jll 1180,— ‚, 10X15,— ,„ 


Für Ueberstunden, Sonntagsdienst (87) treten ab 1. September folgende 
Sätze in Kraft: y 3 N 





In ihrer am 2. November d. k 
Sitzung beschäftigte sich die Gruppe der Ar 
beiter und Angestellte) der Arbeitskammer 
Witwen, 
für den Kranken- 
Man war einmütig der Auffassung, dass es Pflicht 
Frage kommenden Regierungsstellen ist, hier sofort 
denn die Not des wer 
Grad erreicht, der die Grenze des 


der Arbeitgeber sowohl 
der Arbeitnehmer standen der Einberu- 
Kommission keine Bedenken 
es.wurde allerdings von den Arbeitnehmern als selbs 


dass diese Kommission 


Anregung des Preussischen 
den Betriebsräten Gelegenheit zu geben, 
sich bei Aufstellung des Betriebsplanes bezüglich der. sicher- 
können, wurde ebenfalls die 
beschlossen, die aus drei Mit- 
und die alle Möglichkeiten zu 
Weise diesem Antrag stattge 


der Reichsarbeitsgemeinschaft nicht 
Punkt 6 der Tagesordnung, Gewäh- 
die nicht der. Reichsarbeits- 
gemeinschaft für den Bergbau angehören, zu beschäftigen. 
Punkt 7 der Tagesordnung, Antrag des Zentralverbandes 
der Angestellten, betreffend Ausschluss des Reichsverbandes 
deutscher Bergbauangestellten von den Tarifverhandlungen im 
wurde zurückgezogen. 


wurde die Frage aufge- 
worfen, ob für den Schieferbergbau die Reichsarbeitsgemein- 


für den Bergbau oder die Fachgruppe Steine und 
Hierzu wurde beschlossen, diese Frage 
Entscheidung zu überlassen, 


den Steinkohlenbergbau des 
veranstalteten 
eitnehmer- (Ar- 
mit der Frage 
Waisen, 


ktätigen Volkes 
Möglichen übef- 
Die Gruppe stellte aus diesem Grunde folgende 


Berechnung des Krankengeldes ist der Durch- 


Durchschnittslohnes bilden das Krankengeld. ; 
4. Die sich hieraus ergebenden Lasten sind durch die Industrie zu 


für den Mansfelder Kupferschiefer- 
Noch immer sind Tarifverhandlungen im Gange, und 
Für den Mansfelder Kupfer- 
Nachtrag zum Tarifvertrag 


Endgehalt 
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entgegen, 
tverständ- 
auch ein Bestim- 
die das Vorschlags- 
die Frage hauptsäch- 
ist unser Kollege Sichtermann, ‚Beirat beim 
Sachverständiger 


g vorgesehenen 
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Für Klasse: BI 
A.IT AW.u BI, 
AI AL BI „Bil. über2l Jahre 
an Wochentagen 1220 10,50 11,29 8,70 5,20 
an Sonntagen » » » - 14,60 12,79 13,70 10,50 10,00 
an hohen Festtagen, (Weih- 
n.chten, Ostern Pfingsten) 17,00 15,00 16,20 12,50 11,50 


In dieser Nummer unserer Zeitung 
Stelle über den erneuten Beginn der 
zentralen Lohnverhandlungen im Bergbau. In einer Reihe von 
Bergbaugebieten sind die Tariibewegungen bereits eingeleitet. 
Berichte liegen uns vor aus dem Siegerländer Erzbergbau, aus 
dem Ruhrrevier, aus Nordbayern; ferner sind bereits Verhand- 
lungen zu bezirklichen Abschlüssen im gesamten mitteldeut- 
schen und ostelbischen Braunkohlen- und im Kalibergbau an- 
gebahnt. 

Für der mitteldeutschen und ostelbischen Braunkohlenberg- 
bau, besonders aber für die Kernreviere Halle, Meuselwitz- 
Rositz und Niederlausitz ist dieses Mal eine einheitliche Aktion 
vorgesehen, die uns hoffentlich die erwarteten Erfolge bringt. 

Ueber den Verlauf der Tarifverhandiungen in den einzelnen 
Revieren werden wir an dieser Stelle berichten. 


Allgemein-Tarifliches. 
berichten wir an anderer 


Aus dem Berufe 


Das Prämiensystem im Bergbau. Dem in Nr. 39 des 
„Technischen Grubenbeamten‘“ unter obiger Ueberschrift er- 
schienenen Artikel seien hier noch einige Betrachtungen hin- 
zugefügt, die gleichfalls geeignet erscheinen, die . Gruben- 
beamten über den wahren Wert des Prämiensystems aufzu- 
klären. Wer die Entwicklung im westfälischen Steinkohlen- 
bergbau in den letzten 30 Jahren verfolgt hat, weiss, dass 
in den Jahren 1890—1900 nur eine geringfügige Leistungs- 
prämie gezahlt wurde. In den weiteren Jahrzehnten fand 
aber, trotz der dauernden Preissteigerung, keine wesentliche 
Gehaltserhöhung mehr statt. Der Ausgleich wurde durch Prä- 
mien geschaffen, die je nach den örtlichen Verhältnissen ver- 
schiedene Grundlagen hatten. In den letzten Jahren der Vor- 
kriegszeit hatten diese Prämien einen derartigen Umfang ge- 
nommen, dass sie stellenweise 50 Prozent des Einkommens 
und darüber ausmachten. Da die Grubenbeamten bei Schaf- 
fung der Grundlagen zu diesem Prämiensystem keinerlei Mit- 
wirkung hatten, waren sie ohne weiteres der Willkür des 
Arbeitgebers ausgeliefert, und viele Kollegen und noch mehr 
deren Familien haben die Auswirkungen des Systems recht 
schmerzhaft zu fühlen bekommen. Nicht allein, dass - die 
Grundlagen und die Höhe der Prämie als grosser Uebel- 
stand zu bezeichnen waren, sondern die Prämie selbst bot 
dem Unternehmer jederzeit die Handhabe, sich an dem Ein- 
kommen des Grubenbeamten schadlos zu, halten. Das kam 
daher, dass die Prämie als solche wohl einen Teil des Ein- 
kommens ausmachte, nicht aber im Sinne des Gesetzes als 
festes Gehalt anzusehen war. Dieser Umstand ermöglichte 
dem Unternehmer jederzeit die Streichung der Prämie oder 
eines Teiles derselben. Dazu kam, dass die Unternehmer sich 
die rechtliche Möglichkeit einer derartigen Streichung durch 
die Dienstverträge sicherten. Wenn es Z. B. in jener Zeit 
einem Grubenbeamten passierte, dass durch falsche Ausgabe 
eines Lohnbuches der Zeche irgendwelcher Schaden entstand, 
so musste er für den eventuellen Schaden aufkommen, umd 
hierzu bot die Prämie jederzeit die Möglichkeit. Mit Ein- 
führung des kollektiven Arbeitsvertrages fiel das Prämien- 
system und mit ihm die einzelnen Dienstverträge. Dem Unter- 
nehmertum war dadurch die Möglichkeit genommen, sich am 
Einkommen des Grubenbeamten bei geringfügigen Veranlas- 
sungen schadlos zu halten. Die Unternehmer sollten. sich nun 
auf den Boden der gegebenen Tatsache stellen. Weit ge- 
fehlt! Sie haben jetzt eine Reihe von Prozessen angestrengt, 
um sich am Gehalt ihrer Angestellten schadlos zu 
halten. Und zwar ist es<diesmal die Deutsch-Luxem- 
burgische Bergwerk- und Hütten A.G., die die 
Führung übernommen hat. Dort sind einige Vorfälle der er- 
wähnten Art zusammengekommen. Aus diesen hat die Firma 
einen herausgegriffen, um einen Präzedenzfall zu schaffen, 
der, wenn der Rechtspruch zu ihren Gunsten ausfällt, ihr 
das Recht gibt, Abzüge vom tariflichen Gehalt des Ange- 
stellten zur Deckung des Verlustes zw, machen. Wird dieser 
Fall zugunsten des Unternehmers entschieden, so wird das 
die Veranlassung sein, dass nach dieser Entscheidung auch 
die anderen Fälle behandelt werden. Damit aber inzwischen 
dem Unternehmer kein Zinsverlust entsteht, wartet man nicht 
erst das Urteil des Richters ab, fragt auch nicht erst den 
Angestellten lange um seine Einwilligung, sondern hält ihm 
‚einfach in monatlichen Raten den als Schaden nominierten 
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- leisten. 


eines auskömmlichen Gehaltes liegt. 


Nr, 44 
Betrag ab. Man setzt sich auf Unternehmerseite also immer 
noch in grosszügiger Weise über die bestehenden Gesetze 
hinweg, nach dem bekannten „Herren-im-Hause-Grundsatz“. 
Einer späteren Notiz an dieser Stelle muss es vorbe- 
halten bleiben, auf die Sache selbst näher einzugehen, wir 
wollen nur hierdurch davor warnen, den Bestrebungen zur 
Wiedereinführung des Prämiensystems, die besonders vom 
Reichsverband der Bergbauangestellten ausgehen, Vorschub zu 
Wenn aber, wie es der Fall ist, 
gehen einzelner Kollegen dem alten System wieder Tor und 
Tür geöffnet werden, dann wird es nicht mehr lange dauern, 
dass man den Ausgleich der Teuerung nicht durch Gehalts- 
erhöhung, sondern wie früher durch die Erhöhung der Prämie 
vornimmt. Die Folge wird sein, dass der kollektive Arbeits- 
vertrag nur auf dem Papier steht, die Unternehmer aber 


- haben freie Bahn. für ihre alte Willkürherrschaft. Wir wollen 


aber keine Fronvögte des Kapitals, sondern freie Techniker 
im deutschen Staate sein, deren» gerechte Anerkennung nicht 
in der Gewährung von Prämien, sondern in der Zahlung 
Plappert. 


Eine wichtige Entscheidung. Der Schiedsausschuss für den 
Bergbau im Ruhrrevier, Abteilung für Angestellte, hat in 
seiner Sitzung vom 26. September d. Js. entschieden, dass 
jede Sonntagsarbeit gemäss $ 6 des Tarifvertrages für den 
Ruhrbergbau vom 24. Januar 1921 zu bezahlen ist. . 

Veranlassung zu diesem Entscheid gab eine Massnahme 
der Zeche Minister Achenbach, Angestellte statt am 
Sonnabend Abend Sonntag Nacht anfahren zu lassen, um eine 
besondere Bezahlung der Sonntagsarbeit zu vermeiden. 

Es dürfte sich empfehlen, diesen Entscheid‘ zu beachten, 
denn ausgeschlossen ist es ja nicht, ‘dass auch in anderen 
Revieren versucht wird, mit dieser Methode die Angestellten 
um die Bezahlung der Sonntagsarbeit zu bringen. 


Kaligewerkschaft Grossherzog-Wilhelm-Ernst. Von der Ge- 
werkschaft Grossherzog-Wilhelm-Ernst zu Oldisleben, Betriebs- 
inspektor W. Schuch, wurde unserem Kollegen A. seine Stellung 
zum 1. Oktober cr. mit der Begründung gekündigt, dass, er 
den an ihn gestellten Anforderungen als Grubensteiger nicht 
gewachsen sei und man ihn deshalb wegen Unfähigkeit ent- 
Tassen müsse.” Bemerkt sei, dass der Kollege A. sich seit dem 
1. Januar 1914 als Reviersteiger in der Grube befindet und 
seıne vorherigen Vorgesetzten ihm einstimmig das Zeugnis 
eines tüchtigen und rührigen Beamten ausgestellt haben. — 
Gegen die Kündigung wurde unsererseits innerhalb der gesetz- 
mässigen Frist beim Schlichtungsausschuss in Weimar Ein- 
spruch erhoben. Dieser setzte Verhandlungstermin auf Freitag, 
den 14. Oktober 1921 an und es war möglich, folgenden 
Vergleich abzuschliessen: 


„Der Schlichtungsausschuss vernichtet das an den Revier- 
steiger A. gerichtete Kündigungsschreiben. Die Gewerkschaft 


stellt ein neues aus, in dem betont wird, dass die Kündigung 


wegen Einschränkung des Betriebes erfolgt sei. Steiger A. 
erkennt dieses neue Kündigungsschreiben an und die’Gewerk- 
schaft Grossherzog-Wilhelm-Ernst verpflichtet sich, falls A. 
ausser Stellung gerät, ihm für zwei Monate Gehalt zu zahlen, 
das jedoch von einer evtl. in‘ Frage kommenden Entschädi- 


durch das Vor- 


gung nach $ 85 des Kaliwirtschaftsgesetzes in Abzug ge- 1 


bracht werden kann.“ 


Dieses Beispiel zeigt in recht drastischer Form, in welcher I 


Art gewisse Arbeitgebervertreter glauben, 
gebenen vorgehen zu können. Schutz gegen derartige Machen- 
schaften bietet nur 
gewerkschaftlichen Berufsorganisation. 
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Pickel, Mitesser!! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel, 
teile allen daran Leidenden kosten- 
los mit. Frau M. Polonil, 
| Hannover A.129, Schliessfach 106. 
































r Flechten-Kranke! 

Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 

altete Leiden, 'heile ich unter Garantie mit meinem 

vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 

Zahlreiche Dankschreiben. - Eine Flasche genügt. - Preis 25 Mark. 
F. Müller, Heilkundiger, Bremen 


E Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: I—10 und 3—4 Uhr, 
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‚Kopf gestellt ‚hat, sind diese Kenntnisse doppelt notwendig. 
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B . b . k . B b Unternehmer versuchen mit allen Mitteln, meist unter Heran- 
etriebsräte ongress ım ergpau ziehung des alten Berggesetzes, das Betriebsrätegesetz zu sabo- 
tieren. 
Am 6. und 7. November tagte in Magdeburg der erste i : 
Reichs-Betriebsrätekongress der freigewerkschaftlichen Arbei- Aus alledem geht hervor, dass die Aufgaben der Betriebs- 


räte nicht leicht sind. Widerstände und Schwierigkeiten sind 
zu überwinden. Dazu ist Erfordernis, dass Angestellte und 
Arbeiter sich eng zusammenschliessen. Nur im erein mit 
den Gewerkschaften sind die grossen Aufgaben zu 
lösen. Es wird dann möglich sein, Verbesserungen im Räte- 


ter- und Angestelltenorganisationen im Bergbau. Die Teil- 
nehmerzahl betrug insgesamt 376, darunter 39 Angestellte, 
von „denen 19 dem Butab angehörten. Von der Bedeutung 
der Tagung überzeugt, hatten Reichswirtschafts- und Reichs- 


arbeitsministerium ä einen Vertreter entsandt, gesetz herbeizuführen und so trotz alledem vorwärtszuschreiten 
Nach der Begrüssung der Versammelten durch den Ver- Auf dem Wege zur Betriebs- und Wirtschaftsdemo- 
bandsvorsitzenden Husemann sprach Otto Hue über „Die kratie. 


wirtschaftliche Lage Deutschlands“. Das Be- In der Aussprache wurde als dringendstes Erfordernis der 
triebsrätegesetz stellt die Betriebsräte vor grosse Aufgaben; Ausbau des Betriebsrätegesetzes, besonders aber das Mitbe- 
um die Produktivität mit zu heben, ist nicht nur betriebstech- stimmungsrecht der Betriebsräte in Unfall- und Gesundheits- 


nisches, nein, auch volkswirtschaftliiches Können erforderlich. tragen gefordert. Um dies zu erreichen, bedürfe es nur der 
. ; S 


leute, nachdem der Krieg die gesamte Wirtschaft auf den Einigkeit der Arbeiter- und Angestelltenschaft. Hierbei kamen 


r - auch ein Oberschlesier und ein Bergmann aus dem Saarrevier 
Redner erläutert-an den Ein- und Ausfuhrzahlen von Lebens- zu Worte, die beide die Rechtlosiekeit der Arbeiterschaft in 


mitteln und Rohstoften vor dem. Kriege und heute die Um- den besetzten und abgetretenen Gebieten schilderten und dem 
stellung, die unsere Wirtschaft erfahren hat. Bei uns herrscht Bergarbeiterverband die Treue der Kollegen in diesen Ge- 
Kohlennot, wenigstens vorläufig. noch. In dem abge- bieten versicherten. 

trennten. Saarrevier liegt aber die Kohle zu Millionen Weiter wurde gefordert, dass ein neues Berggesetz ge- 
von Tonnen auf Halden und verdirbt. Frankreich schaffen und den Oberbergämtern, die äusserst reaktionär sind, 


sind sie zu teuer und wir können der schlechten Valuta wegen : i u an heit en 
keine Kohlen dort herbeziehen, trotzdem wir sie dringend eb chunel in Bern mssangelegeni [ f en a Dei 


brauchen. Die Ursache dieser Zustände ist im Kriege zu ganzen geführt, die meist zugunsten der Unternehmer ent- 
suchen, der von den Siegerstaaten ‚zur Unterjochung des be- scheiden 


siegten Landes mit ande ren: Mitteln fortgesetzt wird. Den Beschluss des ersten Verhandlungstages bildete die ein- 
Redner schildert dann die wahnsinnigen Valutaspekulatio- stimmige Annahme folgender Resolution: 


nen, die unsere Mark bis auf einen Pfenni heruntergedrückt : z Ä : 
? ; 5 2 „Der erste Betriebsrätekongress der freigewerkschaftlichen 


haben. Aber nicht nur bei uns, in allen Ländern, ausser. Ame- ENT: ar : i 
rika, ist die finanzielle Basis zerstört. In diesen Tagen des Organisationen der Bergarbeiter und Angestellten im Bergbau 


Zusammenbruchs des Kapitalismus wendet man: sich gegen protestiert gegen den wiederholten Versuch der Berliner 
die:Sozialisierung. Wir fordern die Sozialisiering. nicht  Ententevertretung, die Entwicklung der Reichswerke A.-G. zu 
aus parteipolitischen Gründen, sondern weil wir in Sorge Sindern. Aus den Erklärungen der Arbeiter- und Angestellten- 
sTn A um unser Volk Uns liert das Gememwohl des fäte der Reichswerke A.-G, entnehmen wir, dass die neue Note 
Volkes und nicht die Profitsucht einzelner am Herzen. a sale Nollet RHiel Ss: a4 en re e it 

Die Betriebsräte sind berufen, am Werke der Sozialisierung : a Die Bu Fe e N Kan etti u = is Ir 
mitzuhelfen. Sie. müssen sich, Kenntnisse aneignen und diese n.: ’e Anwesenheit von freigewerkschaftlic REN 
in“den Dienst der Allgemeinheit stellen. Die Betriebe. Arbeitervertretern auch in dem Aufsichtsrat der Reichswerke 


räte müssen über ihre Betriebe und Reviere hinweg den AG. bürgt dafür, dass diese nur auf Friedensproduk- 


Br ; x E : u: tion eingestellt sind und am- friedlichen Wiederaufbau mit- 
BEN chättlichen ‚Vorgängen im Reiche, ja in der Welt arbeiten. Zu dem hefiigen Konkurrenzkampf der Privatindustrie 


An die Entente richtet der Referent die Worte: Die gegen die vollständig in Reichsbesitz befindlichen Werke 


; = : ö ne : ; ! kommt nun noch der Befehl der Ententevertretung, wichtige 
Arbeiterschaft St Derei, die Reparationsverpilichtungen ae Werksanlagen zu vernichten und das Verbot von notwendigen 
füllen. Auch die Bergarbeiter bieten zum Wiederaufbau die technischen Verbesserungen 
Hand. Wenn aber Deutschland derartig am utiert wird, indem & De ® ARE 
man nach dem Saargebiet mit ee Schätzen noch. Öber- Gegen dieses, der chauvinistischen Völkerverh etzung 


schlesien abtrennt und die Deutschen Werke A.-G. zerstören ende ee ne en 
will, dann müssen auch wir es in Frage stellen, ob die £fS3 entschieden Einspruch. Er fordert das Internationale ar 


;. = werkschaftsbureau in Amsterdam auf schleunigst geeignete 
he ae Ace Sr Fremen Aonell an ‘die Schritte mit den Gewerkschaftsvertretern in den Ententestaaten 


Versammelten, an der Sozialisierung festzuhalten. 
Nur die Sozialisierung wird uns aus der Misere herausbringen. 
Die Versammlung nahm das Referat ohne Aussprache hin. 


Die Aufgaben und Tätigkeit der Betriebs- 
räte behandelt Martmöller (Bochum), der das Zu- 
standekommen des Betriebsrätegesetzes als Ausgangspunkt für 
sein Referat nahm. Wenn auch die vielen Mängel des Kom- 
promisses dem Gesetz anhaften, so lässt sich doch etwas damit 
herausholen. Redner geht dann auf die praktische Anwendung 
des Gesetzes im Bergbau ein und stellt folgende Forde- 
rungen: 

Weiterer Ausbau des Betriebsrätegesetzes, vor allem Fest- 
legung des Mitbestimmungsrechts der Betriebsräte, 
vornehmlich im Unfall- und Gesundheitswesen des Bergbaues. 
Einsicht in die Steigerjournale, die den Betriebsräten- erst einen 
Einblick in den Betrieb ermöglichen. Beseitigung der Recht-: 
sprechung durch die meist reaktionären Oberbergämter. Ab- 
lösung‘ des alten. Berggesetzes durch ein neues -Gesetz, das 
dei neuen Zeiten entsprechend geändert werden muss, Die 








Die Angestelltenversicherung hat für sehr viele tech- 
nischen Grubenbeamten ganz besondere Bedeutung. 
Die meisten Streitfälle über die Versicherungspflicht 
betreffen die Unterbeamten im Bergbau, Die Beein- 
Hussung der Entscheidungen der in der Angestellten- 
versicherung eingerichteten Rentenausschüsse, Schieds- 
gerichte und des Oberschiedsgerichts im Sinne dieser 
Kollegen ist aber nur möglich, wenn jeder mithilft, 
dass die bevorstehenden 


Ängestelltenversicherungswahlen 
für uns ein günstiges Ergebnis bringen. 
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zu unternehmen zur Verhinderung der Note des Generals 
Nollet.‘ 

Die Verhandlungen des zweiten Tages wurden mit 
dem Referat über „Betriebs- und Wirtschaftsdemo- 
kratie“ von R. Woldt (Berlin) eingeleitet. Er führte u.a. 
aus: Der Krieg hat ein wirtschaftliches Trümmerfeld hinter- 
lassen. Wir haben Ziele und Wege zu finden, um aus diesem 
Elend herauszukommen. Unsere Zukunft ist en Produk- 
tionsproblem, eine Arbeiterfrage. Redner steilt nun 
die Frage, ob uns das Betriebsrätegesetz vorwärts gebracht hat. 
Die Unternehmer haben das Betriebsrätegesetz sabotiert. Wenn 
diese Politik der Unternehmer so weitergeht, dann könnte es 
sein, dass die Bergarbeiter die Vorposten ihrer Gewerkschafts- 
macht, die Betriebsräte, zurückziehen. Wie die Werksleitungen 
das Gesetz handhaben, hat die Diskussion über den Vortrag 
Martmöller bewiesen. 

Man spricht wohl von Pflichten der Arbeiter der All- 

emeinheit gegenüber, aber Rechte sucht man ihnen mit 
sleinlichen Gehässigkeiten vorzuenthalten. Es ist notwendig, 
dass die Betriebsräte an die wirklich wichtigen Aufgaben ihrer 
Tätigkeit herangelassen werden. Sie können ihre Aufgabe auf 
keinen Fall darin sehen, Lebensmittel für die Betriebe einzu- 
kaufen, Die wichtigste Aufgabe ist die Produktions- 
kontrolle. Die Einsicht in die Schichtenzettel sind ‚der 
Anfang dazu und ist daher unbedingt zu fordern. Die Preise 
für Eisen, Kohle usw. sind höher hinaufgetrieben worden, als 
das die Produktionskosten bedingt haben. Um diese nicht im 
Interesse der Gesamtwirtschaft liegenden Preissteigerungen 
nachkontrollieren zu können, müssten die Betriebsräte Einsicht 
in die Bücher nehmen. Die jetzige rechnerische Kontrolle. der 
Betriebsräte ist nur Komödie, weil sie ja nur mehr oder 
weniger frisierte Zahlen vorgesetzt bekommen. 

Die sachliche Unzulänglichkeit des Betriebsrätesystems ist 
nur möglich, weil der Staat nicht energisch eingreiit. Redner 
fordert eine für Arbeitnehmer klare, verständliche, unfrisierte 
Buchführung. Es muss durch Gesetz die Verschleierung durch 
Abschreiben usw. unter Strafe gestellt werden. Treu- 
händer des Reiches müssen in allen Betrieben die Wirt- 
schaftlickkeit und die Preisgestaltung nachprüfen. 

Der Bergarbeiter war in der Vorkriegszeit der 
Paria der Gesellschaft., Ihn drückte man mit allen 
Mitteln, schwarzen Listen usw. Auch heute glaubt man, ihn 
mitleidig über die Schulter ansehen zu können, wenn er am 
Verhandlungstisch mit den Unternehmern sitzt. Betriebsräte 
müssen sich darum schulen, um den Unternehmern, nahezu- 
kommen. 

Woldt geht auf die Sozialisierung der Berg- 
werke ein. Der Kumpel hat es satt, für den Privatkapitalis- 
mus zu arbeiten. Wır müssen von der Diskussion über Sozia- 


lisierung zur Tat übergehen. ‘Die ‚Betriebsräte sind die: 


einzigen, die die Sozialisierung praktisch vorwärts treiben kön- 
nen. Die Sozialisierung ist ein Entwicklungsvorgang, der er- 
arbeitet werden muss. Nicht nur Betriebe, sondern auch Men- 
schen müssen reif zur Sozialisierung sein. Ueber den Hoch- 
kapitaismus hinweg müssen wir zur Sozialisierung gelangen. 
Der. Redner geht darauf ein, ob man die Unternehmer ent- 
behiren kann. Heute noch nicht, auch morgen noch nicht lassen 
sich die Unternehmer durch Arbeiter ersetzen. Aber die Zu- 
kunft wird die Arbeiter emporsteigen lassen. Die grossen Ge- 
werkschaften sind berufen, die Kräfte zu stellen, die berufen 
sind, die Wirtschaft zu führen. Wenn ihnen das gelingt, dann 
ist die Zukunft unser. 

In der Aussprache über das Referat Woldt wurde 
betont, dass die Sozialisierung kommen muss. 

Danach sprach Wissmann (Bochum) über da Knapp- 
echaftswesen. Lange Jahre hat es gedauert, ehe die 
Forderung der Bergarbeiter nach Vereinheitlichung des Knapp- 
schaftswesens nur gehört wurde. Jetzt hat man endlich Ein- 
beitliches im Knappschaftsgesetz ausgearbeitet, das in nächster 
Zeit der Regierung vorgelegt werden soll. Der Entwurf ist ein 
Kompromiss zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, und ihm 
haften natürlich auch alle Mängel eines Kompromisses an. 
Harte Kämpfe wurden um das Pensionsalter geführt. Die 
Arbeitnehmer verlangten Pensionierung aller im Berg- 
werk Schaffenden im Alter von 50 Jahren. Die Unternehmer 
wendeten sich dagegen. "Für Bergleute haben die Arbeit- 
nehmer das in der Hauptsache durchgesetzt. Mehr zu er- 
reichen, war nicht möglich. (Schluss folgt.) 











Do Rundschau 00 
Wirtschaftsfragen 
Kohlenpreiserhöhung auf Grund der zentralen Lohnver- 


handlungen. Am 17. November d. J. fand die Sitzung des 
Reichskohlenverbandes statt, in. der die nach den zentralen 
Lohnverhandlungen notwendige Erhöhung der Kohlenpreise be- 
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schlossen wurde. Die »Erhöhungen setzen sich für die ein 
zelnen Reviere wie folgt zusammen: Auf Grund der fest- 
een Lohnerhöhungen und der Leistung pro Schicht wurde 
ie Mehrausgabe für Löhne errechnet. Hierzu kam ein prozen- 
tualer Aufschlag für die Angestellten, der in den verschiedenen 
Revieren zwischen 5—10 Prozent schwankt. Ferner traten 
hinzu: die Kosten für Materialpreiserhöhungen, die in den 
meisten Revieren 60 Prozent betrugen. Dazu kam ein Zu- 
schlag für soziale Lasten, der zwischen 2,50 M. und 6 M. 
schwankte, ausserdem ein Aufschlag, der die Kosten für die 
Lohnerhöhungen im Monat November decken sollte, denn ‚die 
Kohlenpreiserhöhung tritt mit Ausnahme einiger kleiner /Be- 
zirke am 1. Dezember d. J. in Kraft. Die Preiserhöhungen 
waren hierauf für die einzelnen Reviere die iolgenden: 

Ruhrrevier . . .., 2... 32—-M. 

Zwickau ER Er 

Niederschlesien . . . . 138— „ 

Niedersachsen . . . 2. B3,— „ 

Aachen-Eschweiler . . .. 35150 „ 

Aachen-Nordstern 222,— „ 

Bayern — Steinkohle . 89,60 „ 

Bayern — Pechkohle . . a 

Rheinische Braunkohle . 15,— „ für Rohkohle 

Rheinische Braunkohle 50,71 „ für Briketts 

Mitteldeutschl. — Braunk. 24,— „ für Rohkohle 

Niederlausitz . . - » 80,— „ für Briketts 

Niederlausitz . . 69,60 , für Nasspressteine 

Kassel . i 39,— „für Ro.,kohle 

Kassel 2 D &% 8 0702.08.) >iBr DRKeHE 

Für die Randreviere im Braunkohlenbergbau sollen zum 
Teil noch die Preise festgesetzt werden. Einzelheiten über die 
Zusammensetzung der Kohlenpreise sind zur Verwertung . bei 
den Lohnverhandlungen unseren Funktionären bereits zuge- 
gangen. 

Kohlensteuererhöhung. Am 17. November hat sich die 
Sitzung des Reparationsausschusses des Reichswirtschaftsrats 
mit der Frage der Kohlensteuer beschäftigt und diese auf 40 
Prozent erhöht. Der Steuerausschuss des Reichskohlenrates 
hatte sich für 30 Prozent ausgesprochen, ebenso der Steuer- 
ausschuss des Reichswirtschaftsrates. Man ist jedoch in. der 
Reparationskommission der Meinung gewesen, aut 40 Prozent 
erhöhen zu können. 

In vollkommener Würdigung der Gründe, die für diese 
Erhöhung der Steuer ausschlaggebend gewesen sind, sehen 
wir jedoch in dieser Erhöhung eine grosse Gefahr für die 
kommende Entwickelung. Zusammen mit den an anderer 
Stelle erwähnten Kohlenpreiserhöhungen, die für das Ruhr- 
revier im Durchschnitt 132. Mark betragen, wird z. B. der 
Preis der gewöhnlichen Förderkohle ca. 380 Mark zuzüglich 
152 Mark Steuern, also ca. 530 Mark betragen. Die besseren 
Sorten kommen auf annähernd 600 Mark. Eine Lohnerhöhung 
von 10 Mark pro Schicht wird“in der Zukunft eine Kohlen- 
preiserhöhung pro Tonne von ca. 50 Mark ausmachen. Da 
die Teuerung weitere Lohnerhöhungen eriorderlich macht, 
bedetiten 10 Mark Lohnerhöhung ein Annähern um 50 Mark 
an den Weltmarktspreis. Vor dem Kriege war das Verhältnis 
von Kohlenpreis zum Lohn wie 5:3, jetzt aber wie 5:1, 
dadurch wird die oberste Grenze der möglichen Kohlenpreise 
vieı eher erreicht sein, als die notwendigen Löhne. Dann 
entstehen bei der Lohnfestsetzung Schwierigkeiten, von denen 
nur der eine Ahnung hat, der weiss, wie schwierig es ist, 
vom Reiche Steuerermässigungen zu erhalten. Wir wolien 
schon heute aut diesen Zustand hinweisen, damit wir später 
nicht etwa dafür verantwortlich gemacht werden. 


Verkehrstechnisches. Der Güterverkehr interessiert den 
Bergbauangestellten nicht nur vom wirtschaftspolitischen Stand- 
punkt aus, sondern auch wegen der durch Störungen des Ver- 
kehrs verursachten Störungen seines. Betriebes und der daraus 
entstehenden Schmälerung seines Einkommens. Die Wagen- 
peselung und damit auch der Güterverkehr wird- um so 
esser, je kürzer die Umlaufzeit der Wagen ist. Nun lässt 
sich die Umlaufzeit der deutschen Wagen nicht einwandfrei 
ermitteln, weil sich ihre Zahl zurzeit nur schätzen lässt. Sie 
dauert etwa sechs Tage gegen drei Tage im Frieden, was 
also bei gleichem Güterverkehr die doppelte Anzahl Wagen 
bedingen würde. Diese Verschlechterung des Wagenumlaufs 
lässt sich ohne weiteres aus dem geringeren Verkehr, den 
schlechteren Anschlüssen und Zugverbindungen, der längeren 
Be- und Entladung erklären, wobei gesagt werden muss, dass 
die Erschwerung des Wagenumlaufes durch die.Kohlenzwangs- 
lieferungen, durch den Kartoffel- und Rübenverkehr, den niedri- 
gen Wasserstand, Störungen in Oberschlesien usw. nicht zu 
unterschätzen ist. Trotz ausländischer Wagengestellung für 
Kohlenzwangslieferungen werden zu diesem 
deutsche Wagen in grosser. Anzahl benötigt, z. B. fünf Züge 
täglich für Kohle, die von Oberschlesien über Mitteldeutsch- 
land nach Italien gefahren werden, 


weck noch immer: 
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Uebersicht über die im 2, Quartal 1921 im preussischen Bergbau verdienten Löhne ink 











R en Unter Taxe 
Zah! ahrene 
Bezirk Sehr 
u der Aıbeiter Pchich pro pro 
en pro 6/, |Schicht 0/, [Schicht 9, 
Kopf M. M. | 
a En, 

















&) Steinkohlenbe 

2 bau | 

In Oberschlesien . Nachweisung noch nicht eingegangen. 
I.Quart, 28889 74,1 


in Niederschlesien , IR.R,, 31 755 791 


in Oberber tsbezi li. „ 478165 76,7 
Dortmund a AR IE 775 
Lin 15608 76,2 

bei Anchn . .. Hl. „ 15 674 799 


L.»  m6uı | 733 
am linken Niederrheinlil. „, 17 737 78,2 


| 










7,4 
38,5 





981748 | 3,4 16373 111, 











b) Braunkohlenberg m Abraum Kohlen; 
bau 
im Oberbergamtsbez 
Halle 
f ee 7,8) 60,29| — 
rechts- f unterirdisch ||. „ 84411 —| — |] 7016382] — 


Din. f- 78,0 | 
elbisch ım Tagebauen 1. „ 36 281 80,7 | 24,8 45,65 7,1 69.17| — 
25.1 


4316| 7,3'6213| — 





Sa 2 LY, 8581 — _— 7,8 5644| — 
eich (im Togenmunjl » 126 95211 —| = | 3a Sit) = 
28,3| 45,87| 8,2151,45| — 
8514854 | 7,9| 56,701 — 
—| — | 1468,19| — 
Enks- f unterirdisch J L „ 24128 76,5 J er Ren 14,71 71 — 
rhein lim Tagebauen)fll. » 23626 | 79,9 li26.3] 5,08| 4,7! 65,17| 
0 — 

RE 26.3] 56 = = 59, = 
Oberb bez. Hall » 18184 66,8 |11,9) 60,27 | 15,3! 46,61| 4,5 
NIT RREHRENER: „10347 | 774 |110|51,82 111514 s6| 50 
= Claus]. „ 12971 68,7 | 14,0| 52,97 | 19,2] 47,45 | 3,3 
ee 98,1 77,8 113,41 5428 | 10,8] 4804 | 34 

d) Erzbergbau 

in Mansfeld (KupferIL „ 9597 61,6 137,0) 50,84 | 1983| 39,25 | 4,0 
En 372 22) er Te 1.142 77,0 | 6,6] 50 81 | 16,6] 37 22 | 3,8 
i 1.42; 2942 31,3 129,9| 53,82] 9,2) 40,12 | 1,8 
im Oberharz . . . Ir ” 3011 | 78.0 [27215548 | 981 a1.ı8| 179 
. I 16102 | 738.9 46,9] 5724| 0,9|89,08| 5.2 
Im Siegerland . . fr ” 1s231 1 773 44,9| 47, 8| 0,8) 39,69) 5,0 
in N d Wetzel. „ 0644 | 68.2 154,6|45,04| 2,8! 36.40| 3,9 
een 6018 | 77,5 152,2l 45116 | 291 36.24] 41 


2 Die schrägen Zah'er sind die Verg’eichszahlen aus dem 1, Quartal 19 


) Davon in Niedersachsen 3245, 


Während im Sommer der Güterverkehr zurückgegangen 
war, werden zurzeit wieder täglich 85000 offene und 43 000 
bis 45000 gedeckte Wagen gestellt. Die Zahl der neuen 
Wagen ist bedeutend, wurden doch allein in diesem Jahre 
schon 30000 neue Wagen an. die Entente abgeliefert. Nach- 
dem feststand, dass die sog. Beutewagen abgeliefert werden 
mussten, war die vorzugsweise Reparatur solcher Wagen not- 
wendig, was jedoch bei den teilweise sehr grossen Beschädi- 
gungen nur sehr langsam vonstatten ging. 

Wenn auch die Verkehrslage‘ an den Uebergängen zurzeit 
günstig ist, so bestehen doch Schwierigkeiten an den baye- 
rischen Uebergängen wegen der Lebensmitteltransporte nach 
Oesterreich und wegen der Wiederaufbaulieferungen. 

Trotz erheblicher Mengen Koks, welche die Eisenbahn 
nach wie vor verbrennen muss, ist doch das jetzige Brenn- 
material kein Betriebshindernis mehr. 

Die Rübenernte verursacht alljährlich eine besondere Be- 
lastung der Bahn. Die Notwendigkeit der Bevorzugung der 
Transporte, die zur Versorgung der Bevölkerung mit Lebens- 
mitteln dienen, ist ebenfalls ein Grund für Verkehrsstockun- 
en. Die Anforderungen für Kartoffeln z. B. betrugen vom 
. bis 8. September d. J.) 2200 Wagen täglich, für Getreide 
und. Mehl 8400 Wagen. "Dieser Bedarf stieg Ende September 
auf 4000 bzw. 10300 Wagen, und es ist erklärlich, dass die 
Beförderung solcher Mengen leerer Wagen nach den Liefer- 
bezirken die Bahn wesentlich belastet. 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 

Gruppe PERTINONIEsbergben. Der Ausschuss der Gruppe 
Braunkohlenbergbau der Reichsarbeitsgemeinschaft: für den 
Bergbau tagte am 27. Oktober in Halle. Den Beratungen 
lag folgende Tagesordnung zugrunde: 







Hauer Schlepper \ Rep -Hauer Sonstige ne Sonstige 


28,8153,65 | 11,1]44,39 114,1 
53 70 1111 144,35 114,0 
72,20 | 4.1 61,86 |11,4 
8,0170 78 | 4,7 16036 |11,7 
33,1 | 64,83 | 9,— 48,45 |10,2 
32761 90} 97145,4u 110,1 


39,8] 76,16 | 3,5 163,03 |12,3 
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Ueber Tage 
jugendliche } weibliche 

Arbeiter Arbeiter 
pro pro 


Sehicht %, Schieh 

M. M. 

2,6 18,22 19,— 128,221 — 146,21 
23 115,25 l1,9 12797 1100 Isis 
‚93,56 16,5 148,31 4,2 194,51 —,1 135.041 — 159,43 
6,3 15863 116,2/5331 43 12549 |_"1 15841 I100 159,62 
9,4 |48,04 |18,9149,46 |8,8 |17,69 |—,5 145,94 | - 51,88 
9%2 148,25 j19,242,37 13,8 [18,05 |4 12,9. | 00 la2.23 
5,8 81,90 |17,9 148,06 14,7 |94,90 |—.9 lae,83 | — so, 
2 157,80 117,715351 |4,8 125,36 |-,6 |40,32 Jıoo 161,23 
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ann %% 
M. 
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Schicht] "/, 'Schicht 0% 
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51,62 114,0 40,49 
51.57 1143| 40.46 
61,47 |19,9| 49,74 
62,26 119,2] 49.97 
55,50 115,1 | 41,53 
53.18. | 4,9] 39 80 
62.15 115,1 46,86 
63,55 115,8] 47,55 









471,85 |19,6 142,41 





416,64 19 41,89 
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mu 3,6 — _—— _— — — mn m — -- — 
a - = | — I- | - I 1 I III - 
— 118,8 146,15 ( 116,1 |48,64 |20,9|44,46 |2,7 190,07 | 3,2 !26,201 _ Iss,er 
—  111,814828) 118915061 | 08|46,69 130 2 ,41:| 2,7128 7Jıo; lagı6 
u ER se Re Re Eng EBEN Ze SB REN Da (2 
at - | | 212,12. 2 II 
= 1 6,7 26,405 118.2 |47,80 |21,8 144,61 | 1,8 19,65 | 9,0 | 27,151 — 46,93 
= 15,7148,:0) | 9,0 15046 122,5 147,43 | 19 21,10 | 2,0 | 29,75 J100 [49.20 
ee jejlo ie) = jean) 
— 123,8147,07 (118,8 |61,21 |22,0|54,32 | 38 Is0.39 | 03 | 8s.10l _ 57,08 
— 123.8 58.09 | 18,2 163,23 122,0 154,72 | 2,5 29,85 | 0,3 | 37,96 J100 157.45 
42,96 196,7 uon 15,1 138,31 123,9|36,70 | 1,9 |13,32 | 0,7 118,06| — 40,56 
43,97 1255 140,20. 116,0 139,64 135.1 13719 12,2 332 107 19,90 JıLo 140,99 
15,34 }91,9 139,84 |16,9 138,75 |29.5 136,91 1,5 112,87 | 0,5 | 27,04] — | 40,56 
46,46 120,4 41,37 . 117,9 39,58 |32,1 37,86 | 1,6 113,02 | 0,4 | 22.85 Iıoo 142, — 
48,96.| 9,4142,.17 | 7,8 141,86 1,87 |41,10 | 4,8 |19,61 0,2|18,26| — \4335 
43,42 1107140 70 | 7,2 142.79 18,2 41/41 | 6,7 118,95 0,2195 |10: 142,72 
6187| 7.6 144,17 |19,8 143,19 199,1 135,80 | 3,8 13,73 | 13 | 23,18| — lar,35 
51,53 1 78144,0> {1 214476 288 136,56 | 5.3 113,86 | 7'u 124 26 J1oo 141/99 
61,49 |10,7 141,85 |ı11,6 |24,83 |16,8 |40,01 |58 Ka 8,6! 20,61| -- 147,03 
49,85 | 9,6 141,96: |11,1 1431 1177139756 | 72 1 3,7|ı ‚19 j100 45,06 
42,30 | 6,8\41,26 | 8,7 |40,78 |18,5 38,03 | 4,0 119,91 | 0,7|26,65| — 141,58 
41,42 | 7,4 140,53 | 9,2 140,47 |19,5 137,96 | 3,9 119,47 | 0,3 | 25.67 I1oo 141,63 


1. Steliungnahme zur Frage einer gesetzlichen Regelung der 
‚bisherigen Worschriften der Stille gungsverord- 
nung vom 8 November 1920. 

2. Einigungswesen (Abänderung der Geschäftsordnu.g 
für die Schiedsstellen der Gruppe). 

3. Antrag des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands, die 
früheren Befugnisse der Sicherheitsmänner 
aut die Betriebsräte zu übertragen und dazu be« 
sondere Richtlinien festzulegen. 

4. Verschiedenes. 


Zu Punkt 1 ist sich der Gruppenausschuss darüber einig, 
dass die Stillegungsverordnung irgend welche grössere Be 
deutung für den Braunkohlenbergbau nicht gehabt hat, da 
einmal im Braunkohlenbergbau bisher Stillegungen in nennens- 
wertem Umfange nicht vorgekommen sind, andererseits die Ver- 
ordnung auf die Bedürfnisse des Bergbaues nicht voll zuge- 
schnitten ist. Es besteht ferner Einigkeit darüber, dass die 
Frage der gesetzlichen Regelung einer eingehenden Beratung 
bedürfe. Zu diesem Zwecke wird die Einsetzung einer sechs 


gliedrigen Kommission (3 Arbeitgeber, 3 Arbeitnehmer) be- 
schlossen. 


Zu Punkt 2 beschliesst der Ausschuss entsprechend dem 
Antrag der zur Beratung der Geschäftsordnung der Schieds- 
stellen eingesetzten Kommission. Abgesehen von einigen Aen- 
derungen der Geschäftsordnung hat die Kommission die Zu- 
sammenfassung der Schiedsstellen für Angestellte der 5 Unter- 

ruppen Anhalt, Bitterfeld, Borna, Halle und Magdeburg in 

Rücksicht aut den für diese 5 Untergruppen gemeinsamen 
Tarifvertrag an Stelle der 5 bisherigen Einzelschiedsstellen vor- 
gesehen, wobei die neue Schiedsstelle mit ständigen und 
unständigen Beisitzern besetzt werden soll. 
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Bei Beratung des Punktes 3 der Tagesordnung schlägt 
die Geschäftsführung vor, zur Bearbeitung dieser Frage eine 
Kommission aus 10 Mitgliedern einzusetzen, in der nach Mög- 
lichkeit wegen der verschiedenartigen Berggesetzgebtung die 
einzelnen Staaten vertreten sein sollen. Diesem Vorschlag wird 
zugestimmt. 


Unter Punkt 4 der Tagesordnung wird noch einiges \ 


Geschäftliches geregelt und bei Besprechung einiger Be- 
schwerden der- Arbeitnehmerseite angeregt, diese als Anträge 
zur nächsten Sitzung einzubringen, um dadurch die regelrechte 
Beratung derselben zu ermöglichen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Zur BeacDhung für die Angestellten des Ruhrreviers! 
1.. Gegenüber vielfach verbreiteten Behauptungen, dass die 
Unfallversicherungsgrenze nur bis zu 30000 M. ginge, ein 
grosser Teil der Angestellten von der Versicherung demnach 
nicht erfasst würde, wird hiermit folgendes festgestellt: 


Nach dem Tarifvertrag für das Ruhrrevier vom 24. Januar 
1921 8 12 sind gegen Unfall die Betriebsangestellten in Höhe 
ihres tarifmässigen Einkommens bei der Sektion 2 der Knapp- 


schaftsberufsgenossenschaft zu versichern. Eine Gehaltsgrenze . 


kommt nach dem Tarifvertrag also nicht in Frage. Auch von 
Seiten des Zechenverbandes ist diese Auffassung als richtig 
anerkannt worden. Bei der Unfallversicherung ist im übrigen 
die Gehaltsgrenze für Versicherungspflichtige auf 40 000 M. 
festgesetzt. 

3, Der Schiedsausschuss für Angelegenheiten der tech- 
nischen Angestellten im Ruhrrevier fällte in seiner Sitzung 
vom 26. September d. Js. folgenden Entscheid: 

„Es ist unstrittig, dass nach dem Tarifvertrag vom 
24. Januar 1921 jede Sonntagsarbeit mit des 
Monatseinkommens zuzüglich 25 Prozent Aufschlag zu be- 
zahlen ist.“ 


Aus dem Berufe 


Zeche Königsgrube, Unerquickliche Zustände herrschen auf 
Zeche Königsgrube. Wiederum dreht es sich um die Person 
des berüchtigten Direktors Bonacker. Man sollte annehmen, 
dass er sich geändert hätte, nachdem bereits: Anfang 1920 
das preussische Handelsministerium sich gezwungen sah, das 
Verlangen der Arbeitnehmer auf Entfernung dieses Herrn zu 
unterstützen. Nach der damals eingetretenen kurzen Besse- 
rung ist seit einiger Zeit Herr B. wieder gegen Arbeiter und 
Angestelite sehr schroff. Gesetzliche Bestimmungen, insbeson- 
dere die des B.R.G., existieren für ihn überhaupt nicht; ebenso- 
wenig kennt er ein Verhandeln. Er gibt in den Besprechun- 

en mit dem Betriebsrat seine „Erklärungen“. (d. h. seine 
iktate) ab, und damit ist der Fall für ihn erledigt. Wenn wir 
Herrn Bonacker noch für besserungsfähig hielten, würden wir 


ihm die Lektüre von „Knigges Umgang mit .Menschen‘‘ emp-, 


fehlen. Daraus würde er dann lernen, dass es wenig an- 
ständig ist, Leuten, mit denen man redet, den Rücken zu- 
zudrehen. 


Eine am 19. Oktober in Röhlisghausen stattgefundene Be- 
legschaftsversammlung der Zeche Königsgrube hat sich ein- 
gehend mit den Vorgängen befasst und beschlossen, nunmehr 
aut unbedingte Entfernung Direktor Bonackers. zu drängen. 
Nachstehende einstimmig gefasste Resolution gibt die Stim- 
mung der Belegschaft gut wieder; sie lautet: 


„Die heute am 19. Oktober stattfindende Belegschaftsversammlung 
der Zeche „Königsgrube“ nimmt mit Entrüstung Kenntnis von der 
provokatorischen Behandlung des Betriebsausschusses und der Organi- 
eationsvertreter durch Direktor Bonacker. — 


Schon vor ungefähr 1!1/, Jahren hat das Handelsministerium dem 
Aufsichtsrat der Magd. Bergw.-Akt.-Ges. anheimgestellt, Direktor Bo* 
nacker wegen seines Alters von seiner unmittelbaren Tätigkeit zurück- 
zunehmen und ihm eine Stellung zuzuweisen, wo er seinen Einfluss auf 
die gesamte Arbeiterschaft nicht mehr in der bisherigen Weise zur 
Geltung bringen kann. Während dieser Zeit hat sich der Betriebs- 
rat die erdenklichste Mühe gegeben, ein erträgliches Verhältnis herbei- 
zuführen. Da dieses an dem provokatorischen Verhalten des Direktors 
Bonacker scheitert und der Betriebsrat nicht mehr in der Lage ist, 
die Belegschaft auf Grund des Betriebsrätegesetzes zu vertreten, so 
fordern wir erneut von den Organisationen, baldmöglichst Schritte zu 
unternehmen, dass Direktor Bonacker von seiner unmittelbaren Tätig- 
keit enthoben und eine Stellung zugewiesen bekommt, wo er seinen un- 
beilvollen Einfluss auf die gesamte Arbeitnehmerschaft nicht mehr aus- 
üben kaun. — 

Nachdem nun die Belegschaft jahrelang ihren guten Willen ohne 
Erfolg bewiesen hat, ist dieselbe nunmehr entschlossen, ihre Forderung 
auch mit dem letzten gewerkschaftlichen Mittel durchzudrücken.“ 
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Allem Anscheine nach scheint man auf Köni sgrube eine 
Neuauflage von Unruhen zu wünschen. Besseren Stoff "können 
sich die Ruhestörer nicht wünschen. 


Aus anderen Verbänden 


Der V.k.G. im Reichskohlenverband. In den Verhand- 
lungen im Reichskohlenverband über die am anderer Stelle 
wiedergegebenen Preiserhöhungen hat sich das nachstehende 
für die Angestellten sehr wichtige Zwischenspiel ereignet: 

In den Auseinandersetzungen über die Höhe der Preis 
forderungen wurde auch die Zuverlässigkeit der von den 
Prüfungsstellen ermittelten Zahlen angezweifelt. Hierbei führte 
ein Vertreter der Arbeiter aus, dass sehr viel Veranlassung 
zu Zweifeln vorhanden sei, denn im Organ des Verbandes 
kaufmännischer Grubenbeamten im Ruhre 
revier, der „Kohlenwacht“ Nr. 18, dessen zweiter Vor- 
sitzender, Herr Mellenthin, Mitglied des Reichskohlen- 
rates sei, der doch in diesen Kreisen sicher ernst genommen 
sein will, wird geschrieben: 

„Den Arbeitern und Technikern möge man durch leere stroh- 
dreschende Redensarten weiszumachen versuchen, dass der Kohlenbergbau 
nicht mehr tragfähig wäre, diese neuen grossen Belastungen "aufzu- 
nehmen. Ach, diese Waffen, meine lieben Herren Arbeitgeber, ‘sind im 
Laufe der Zeit zu schartig geworden, als dass damit auch die: kauf- 
männischen Beamten getroffen werden könnten. Es wirkt geradezu 
lächerlich, wenn man diesen das Märchen von der Unmöglichkeit 
der Leistungsfähigkeit der Zechen auftischen will“ Man scheint ganz 
zu vergessen, dass die kaufmännischen Angestellten es sind, die infolge 
ihrer Tätigkeit einen tieferen Einblick in die Dinge gewonnen haben, 
als es den Zechenherren lieb sein dürfte. Wir möchten den Herren 
in ihrem ureigensten Interesse raten, mehr Verständnis für. die wirt- 
schaftliche und soziale Lage der Angestellten aufzubringen, sonst könnte 
es soweit kommen, dass die kaufmännischen Angestellten ihre Akten- 
mappen Öffnen und „Enthüllungen“ bringen, die besser den erbarmen- 
den Mantel der Verschwiegenheit vertragen könnten.‘ 

Es wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass solche 
Anschuldigungen von seiten einer Organisation, die ernst ge- 
nommen sein will, auch bewiesen werden: müssen. Wir nehmen 
als sicher an, dass in der nächsten Sitzung des Reichskohlen- 
rates Herr Mellenthin mit dem Material aufwarten wird. 
Wir würden dies begrüssen, denn es liegt nicht im Interesse 
der Bergbauangestellten, wenn solche schwerwiegenden An- 
griffe erhoben werden, ohne dass dann wirkliche Beweise 
geliefert werden. Die Oeffentlichkeit hat das begründete Ver- 
langen, Aufklärung ‘über die Schiebungen. auf den Werken 
zu verlangen, nachdem das Organ. des „V.k.G. Ausführungen 
bringt, deren Richtigkeit die Unternehmer bestreiten, . Jetzt 
hilft kein‘ Mundspitzen mehr — jetzt muss ‚gepfiffen werden, 
oder aber die Organisation verscherzt sich den Anspruch, 
überhaupt ernst genommen zu werden. IE 


Bekanntmachungen 


Knappschaftsälteste! Wir bitten die Kollegen, die Knapp- 
schaftsälteste sind, um Angabe ihrer Adresse und des Knapp- 
schafts-Vereins, für den sie ihr. Amt ausüben. = 

Abteilung Bergbau. 


In dem Artikel „Zentrale Lohnregelung‘“ in Nr. 44 des 
„Technischen Grubenbeamten‘“ vom 18 November ist inso- 
fern ein Irrtum unterlaufen, als die sozialen Zulagen im 
Mitteldeutschen Braunkohlen- und im Kalibergbau nicht um 
4.50 M., sondern auf 4.50 M. erhöht wurden. 


Bücherschau 


Leitfaden der Bergbaukunde. Im Verlag der Firma Julius Springer, 
Berlin W9, Linkstr. 23-24, ist- die -zweite;. verbesserte Auflage eines 


von Dr. ing. e. h. F. Heise und.Dr. ing. e.. h. H. Herbst heraus- 
gegebenen „Leitfadens der Bergbaukunde“ erschienen. Das 225 Textseiten 7 
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starke und mit 341 Textfiguren versehene Buch enthält in kurzen 7° 
Zügen eine Uebersicht über die gesamte Bergbaukunde, wie sie von 72 


beiden Verfassern im grossen „Heise-Herbst“, jenem vorzüglichen zwei- 
bändigen Werk über den gesamten Bergbaubetrieb niedergelegt ist. 


Die Sachlichkeit und Ausführlichkeit dieses Werkes, verbunden mit ein- ° 
gehender Kenntnis unseres Berufes, bürgen dafür, dass auch in diesem 


Leitfaden das Beste zusammengetragen worden ist, um unseren jungen 


Kollegen theoretisch den Weg in unseren Beruf zu erleichtern. Wir 
können den Leitfaden zur Anschaffung sowohl als Lehrbuch, wie auch 
älteren . Kollegen als Nachschlagewerk nur empfehlen.. Derselbe ist zum 
M. pro Exemplar vom obengenannten Verlag zu be- 


Preise von 36.— 
ziehen. 


Die Störungen an elektrischen Maschinen, Apparaten und Leitungen, E 













insbesondere deren Ursachen und Beseitigung. Von Berat.-Ing. L. Ham- 


mel. 13. Auflage mit 93. Abbildungen. Preis kart. 12.—-M.: Akademisch- 
Techrischer Verlag Joh. Hammel, Frankfurt a. M.-West. Infolge seines 
für das behandelte Gebiet vielseitigen Inha'tes können wir die Anschaffung 
des in der neuen Auflage erschienenen Bändchens ebenfalls den iu 


Fachkıeisen‘ in Frage kommenden Interessenten nur empfehlen. 
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Betriebsrätekongress im Bergbau 


(Schluss.) 


Im Anschluss an das Referat fand nachfolgende Ent- 
schliessung einstimmige Annahme: 


„Die in Magdeburg am 6. und 7. November tagenden 
Betriebsräte des deutschen Bergbaues fordern im Interesse 
der von ihnen vertreteneh Belegschaftsmitglieder von der 
Regierung die baldigste Erhöhung des Grundlohnes zur Be- 
messung des Krankengeldes. In wiederholten Eingaben hat 
der Vorstand des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands 
gefordert, dass als Grundlohn zur Bemessung des Kranken- 
geldes das durchschnittliche Tagesentgelt oder der wirkliche 
Arbeitsverdienst bestimmt werden. Bisher ohne Erfolg. Das 
heutige Höchstkrankengeld beträgt nur 2250 M. 
täglich und reicht bei der jetzigen Teuerung bei weiten 
nicht mehr aus. Die schleunigste Erhöhung des 
Grundlohnes durch Regierungsverordnung 
ist deshalb unbedingt nötig. 


Der Betriebsrätekongress ersucht auch die Bergbauver- 
eine, Syndikate und Knappschaftsvereine, Mittel bereitzu- 
stellen, um die Teuerungszulagen der Invaliden, Witwen und 
Waisen zu erhöhen. Diese Aermsten werden von der immer 
weiter steigenden Verteuerung dessen, was zum Lebens- 
unterhalt nötig ist, am härtesten getroffen. Es muss deshalb 


alles getan werden, sie vor dem drohenden Hungertode zu 
retten.‘ 


Auf die Eingabe des Verbandsvorstandes an, die ver- 
schiedenen Regierungsstellen um Erhöhung. des Grundiohnes 
zur Bemessung des Krankengeldes erhielt er unterm 8. No- 
veniber vom Reichsarbeitsminister folgende Antwort: 


„la der oben bezeichneten Angelegenheit habe ich 
bei den Regierungen der Länder bereits vor längerer Zeit 
angefragt. Ein entsprechender Gesetzentwurf wird dem 
Reichsrat und Reichstag in allernächster Zeit zugehen.“ 


(Hoffentlich ist diese „allernächste Zeit“ noch dieses Jahr.)‘ 


Ueber „Schlichtungsausschuss und Tarifver- 
tragsgesetz‘“ sprach als nächster Redner Umbreit 
(Berlin). Er führte u. a. aus, dass die beiden zu behandelnden 
Gesetzentwürfe ein Teil des in Vorbereitung befindlichen ein- 
heitlichen Arbeitsrechtes sind, das alle Bestim- 
mungen über Regelung der Arbeitsverhältnisse in sich vereinen 
soll. Zu diesem Zwecke ist im Reichsarbeitsministerium ein 
Arbeitsrechtsausschuss eingesetzt, der auch schon 
die verschiedenen Gesetzentwürfe zum neuen Arbeitsrecht aus- 
gearbeitet hat. Von diesen Entwürfen sind der zur Schlich- 
tungsordnung sowie der zum Arbeitsnachweis- und Arbeits- 
zeitgesetz dem Reichswirtschaftsrat bereits zugegangen. 


Nachdem sich der Redner zunächst allgemein über die 
Grundzüge des neuen Arbeitsrechts, das in der völligen 
Koalitionsfreiheit beruhe, geäussert hat, geht er näher auf die 
beiden in Frage stehenden Gesetzentwürfe ein. Zum Ent- 
wurf der Schlichtungsordnung äussert er sich nur 
kurz und gibt eine ausführliche geschichtliche Darstellung über 
das Schlichtungswesen, die wir leider aus Raummangel hier 
nicht wiedergeben können. 


Wenn die Beratungen über den Entwurf noch nicht zum 
‚Abschluss gekommen sind, so trifft hierfür die Arbeiter- 
seite die Schuld, welche durch ein reaktionäres Benehmen 
die Verabschiedung des Gesetzes verhinderte. 


Der Tarifvertragsgesetz-Entwurf, so führt 
der Redner aus, der vom Arbeitsausschuss für ein- 
heitliches Arbeitsrecht ausgearbeitet und in Nr. 13 

es Reichsarbeitsblattes. veröffentlicht ist, bringt fünf Grund- 
sätze zum Ausdruck. Dieselben sind die folgenden: 

1. Nur’ freiwillige Organisationen, nicht 
Zwangsgemeinschaften können heute als geeignete Tarif- 
träger anerkannnt werden. 












Damit 


AAN 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


Berlin, 2. Dezember 1921 






2. Der Tarifentwicklung muss möglichst freier Spiel- 
raum gewährt werden. 


3. Die Tarifverträge müssen unabdingbar sein. 


4. Sie müssen unter bestimmten Voraussetzungen für all- 
gemeinverbindlich erklärt werden können, und 


3. die Durchführung der Tarifverträge darf nicht durch 
Strafen und unbegrenzte chadenersatz- 
pflicht, sondern nur durch begrenzte Bussen ge- 
sichert werden. 


Wenn der Entwurf sich zu dem Grundsatz bekennt, dass 
ein uverteg mindestens auf Arbeitnehmerseite einen oder 
mehrere tariffähige Vereine voraussetzt, so geht er 
doch nicht an den Tarifgemeinschaften vorüber, Er 
nimmt an, dass solche Tarifgemeinschaften zum Zwecke der 
Regelung von Arbeitsverhältnissen ebenfalls durch tarif- 
fähige Vereinigungen gebildet sind und unterstellt 
sie gleichfalls den Vorschriften des Gesetzes. 

Den Inhalt des Tarifvertrages, der sich auf die Rege- 
lung des Arbeitsverhältnisses bezieht, bezeichnet 
der. Entwurf als Tarifsatzung. Sie soll allen anderen 
Bestimmungen vorgehen, soweit nicht zwingende Gesetze 
entgegenstehen und für die Mitglieder (Tarifangehörige) ver- 
bindlich sein. Auch die Anordnungen der Innungen und 
Handwerkskammern über die Regelung des 
Lehrlingswesens, die Arbeitsordnungen und Be- 
triebssatzungen sollen hinter sie zurücktreten. Ob diese 
Rechtskonstruktion einer besonderen Tarifsatzung, die nicht den 
Gesamtinhalt des Tarifvertrages einschliesst, also einen 
Teil des letzteren in den anderen zurückstellt, zweckmässig 
ist, bedarf näherer Prüfung. 

Der Entwurf verwirft jede kriminelle Strafe für 
Tarifverstösse und beschränkt sich auf Geldbussen, die für 
tarifangehörige Arbeitgeber das Höchstmass von 50009 M., für 
tarifangehörige Arbeitnehmer 500 M. erreichen können und 
der Gemeinde zufallen sollen. Diese Vorschrift soll durch 
den Tarifvertrag ausgeschlossen oder abgeändert werden 
können. Für vertragsbrüchige Vertragsparteien soll, 
falls der Tarifvertrag nicht ‘anders bestimmt, an die Stelle 
der Schadenersatzpflicht die Verpilichtung treten, an 
die gegnerischen Vertragsparteien eine Geldbusse zu 
zahlen, deren Höhe das Tarifgericht festsetzt, die aber den 
Betrag von 500000 M. nicht übersteigen darf. Das Tarif- 
gericht entscheidet zugleich über die Verteilung der Busse 
an die berechtigten Vertragsparteien. Von einer vorherigen 
Sicherheitsleistung der Vertragsparteien sieht der Ent- 
wurf ab, ermächtigt aber das Tarifgericht, bei einer Verur- 
teilung zu einer Busse auf Antrag der berechtigten Partei 
zugleich eine Sicherheitsleistung für künftiges vertragstreues 
Verhalten anzuordnen. Das Tarifgericht kann die Freigabe 


der Sicherheitsleistung anordnen, wenn eine Gefährdung des 
Tarifzweckes nicht mehr zu befürchten ist. 


Mit Rücksicht auf diese Rechtslage ist eine gesetz- 
lıche Regelung der Haftpflicht der Verbände 
kaum zu umgehen, und sobald man dies anerkennt, wird man 
auch mit der Ablösung der unbegrenzten Schaden- 
ersatzpflicht durch eine im Höchstmass begrenzte 









Die Wahlen zur Angestellien- 
versicherung sind der Prüfstein 
des AfA-Gedankens. — Darum; 
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Busse einverstanden sein können. Im einzelnen wäre indes zu 
wünschen, dass in dem Gesetz sowohl bei der Bussepflicht 
der vertragsangehörigen Arbeitgeber als auch der Vertrags- 
verbände aut die Zahl der Arbeiter Rücksicht genommen wird. 
Danach wäre die Busse vertragsbrüchiger Arbeitgeber zu be- 
stimmen nach dem Höchstsatz der Arbeitnehmerbusse und 
der Zahl der von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer. Bei der 
Verbandsbusse könnte ein Betrag von 500009 Mark auch als 
Höchstbetrag für kleinere Verbände leicht zerstörend wirken. 
Auch hier wäre eine Festsetzung nach der Zahl der beteiligten 
Vertragsmitglieder, ohne dass der Höchstsatz über- 
schritten werden dürfte, zu empfehlen. 


Die Diskussion über das Referat verlief in zustimmendem 
Sinne. 

Im nun folgenden Bericht der Redaktionskommission weist 
Schröder, Bochum, darauf hin, dass von der gewerkschaft- 
lichen Betriebsrätezentrale des A.D.G.B. und der AfA eine 
Novelle .zum Betriebsrätegesetz ausgearbeitet ist, welche nach 
Stellungnahme der Spitzenorganisationen im Reichstage ein- 
gebracht werden soll. 


Nachdem hieraut einige Anträge erledigt wurden, kam 
nachstehende, von der Redaktionskommission vorgelegte Ent- 
schliessung zur einstiimmigen Annahme: 


„Der am 6. und 7. November 1921 in Magdeburg tagende 
erste Betriebsrätekongress der freigewerkschaitlichen Arbeiter- 
und Angestelltenorganisationen im Bergbau erblickt in dem 
Betriebsrätegesetz den Anfang eines neuen Arbeiterrechts und 
einer Betriebs- und Wirtschaftsdemokratie. 

Das Gesetz entspricht aber weder den berechtigten For- 
derungen der Arbeitnehmer, noch ist die in der Reichsver- 
fassung feierlich verkündete gleichberechtigte Mitwirkung an 
der Fortentwicklung der wirtschaftlichen produktiven Kräfte 
darin gegeben. Die Betriebsräte sind bestrebt, in gemein- 
samer Ärbeit mit den Gewerkschaften ihre Aufgaben zu er- 
füllen und an der Fortentwicklung der wirtschaftlichen Kraft 
im Interesse der Allgemeinheit ‚mitzuwirken. Dies ist ihnen 
aber nur möglich, wenn sie Einblick in alle Betriebsvorgänge 
erhalten. Die Unternehmer setzen diesem Bestreben den 
stärksten Widerstand entgegen. Sie wollen ihre Alleinherr- 
schaft in der Wirtschaft aufrecht erhalten. 

Das Betriebsrätegesetz in seiner jetzigen Fassung erleich- 
tert diesen Widerstand des Unternehmertums und macht es 
den Betriebsräten unmöglich, von den wenigen Rechten, 
weiche das Gesetz gewährt, vollen Gebrauch zu machen. 

Die Rechtsprechung zeigt im allgemeinen eine ausge- 
sprochene Tendenz zugunsten der einengenden Auslegung der 
Unternehmer. Die Unklarheit und Auslegungsmöglichkeit des 
Gesetzes sowie die Tatsache, dass die Rechtsprechung noch 
fast ausschliesslich von Männern des alten Systems ausgeübt 
wird, begünstigt diese Art Rechtsprechung. Der Kongress 
beauftragt deshalb die beteiligten Organisationen, in Verbin- 
dung mit den Spitzenorganisationen mit allen Kräften dahin 
zu wirken, dass baldmöglichst: 1. eine Aenderung des Be- 
triebsrätegesetzes erfolgt, dahingehend, dass die Rechte der 
Betriebsräte erweitert und das in der Verfassung verkündete 
Mitbestimmungsrecht gegeben wird, sowie, dass alle Be- 
stimmungen des Gesetzes auch für die Betriebsobleute gelten; 
2. das (iesetz über die Bezirkswirtschaftsräte zur Tatsache 
wird; 3. die neuen Arbeitsgerichte eingeführt werden; 4. das 
Reichsberggesetz geschaffen wird. 

Die Mitarbeit der Betriebsräte ist für die fernere Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft unentbehrlich, ohne diese ist 
eine Wiedergesundung unmöglich. 

Die Schulung der Betriebsräte ist in beruflicher und tech- 
nischer Hinsicht unerlässliche Pflicht des Staates. Der Kon- 
gress fordert deshalb, dass das Reich oder die Länder finan- 
zielle Mittel für diesen Zweck bewilligen und dahin wirken, 
dass die vorhandenen Lehrinstitute, wie Bergschulen usw., in 
den Dienst der Betriebsräteausbildung gestellt werden. Da- 
neben ist die Schulung der Betriebsräte durch die Gewerk- 
schaften mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu för- 
dern. Der Kongress erkennt an, dass die Betriebsräte ihrem 
schweren und verantwortungsvollen Amte nur als: Organe der 
Gewerkschaften gerecht werden können.“ 


Mit Annahme dieser Entschliessung war die Tagesordnung 
des Kongresses erschöpft. Der Vorsitzende Husemann schloss 
die Sitzung mit einem kurzen, nochmals auf die Bedeutung 
der Tagung hinweisenden Schlusswort und einem begeistert 
aufgenommenen „Hoch“ auf die freie Bergarbeiterbewegung. 


Zur Tagung selbst sei bemerkt, dass in den Referaten und 
Diskussionen immer wieder der Freude über die auf dem 
Kongresse zutage tretende Einigkeit von Kopf- und Hand- 
arbeitern Ausdruck gegeben wurde. Beide Seiten haben ver- 
sprochen, in guter Kameradschaft und unter gegenseitiger 
Achtung zum Wohle des Bergbaus zu arbeiten. 
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Wirtschaftsfragen 


Neuregelung der Kaligesetzgebung. In Nr. 243 der „Deut- 
schen Bergwerkszeitung‘‘ wundert sich ein Herr Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich aus Breslau darüber, dass die Arbeitnehmer 
einer Neuregelung der Kaligesetzgebung Vorschub geleistet und 
ihre Zustimmung gegeben haben, „die durch weitgehende 
Stillegung von Kaliwerken der Arbeitnehmerschaft grosse Schä- 
digungen in Gestalt von Vermehrung der Arbeitslosigkeit 
bringe“. 

Die Vertreter der Arbeitnehmer, die bei der Abfassung der 


Novelle zum Kaligesetz mitgewirkt haben, waren und sind sich. 


der Tragweite ihres Tuns vollkommen bewusst, stehen aber 
noch jetzt auf dem Standpunkt, dass eine Sanierung der ge- 
samten Kaliwirtschaft nur durch eine solche „Pierdekur‘‘, wie 
sich ein Kollege von uns auszudrücken beliebte, möglich ist. 
Gerade weil sich .die Arbeitnehmervertreter der Tragweite ihrer 
Handlungsweise bewusst waren, legten sie grössten Wert auf 


Erweiterung und Ausbau der. bislang. im Kaliwirtschaftsgesetz : 


enthaltenen Schutzbestimmungen für die Arbeitnehmerschaft. 

Ueber die Verhandlungen, die im Volkswirtschaftlichen 
Ausschuss des Reichstages über den Entwurf zur Kaligesetz- 
novelle gepflogen wurden, ist folgendes zu beachten: 


Der Volkswirtschaftliche. Ausschuss des Reichstages hat in vier 
Sitzungen die Lage der deutschen Kaliindustrie und ihre Zukunft er- 
örtert. Vorhergegangen wareaı langwierige Besprechungen im Reichs- 
rat, in der Sozialisierungskommission, in der Arbeitsgemeinschaft für die 
#Kaliindustrie, im Reichswirtschaftsministerium und im Reichsv irischafts- 
rat über die notwendigen Sanierungsmassnahmen. Als Ergebnis dieser 
sich monatelang hinziehenden . Beratungen lezie die -Reichsregierung dem 
Reichstagsausschuss eine Vorlage vor, betr. : Abänderung der Vor- 
schriften zur Durchführung des Gesetzes über die Regelung ‘der Kali- 
wirtschaft vom 183. Juli 1919.- Alle Anträge, die auf. eine schritt- 
weise Sozialisierung der Kaliindustrie hinzielten, wurden von der bürger- 
lichen Ausschussmehrheit in der ers!en Lesung abgelehnt. Ju der zweiten 
Lesung wurde nur ein Antrag, der vorsieht, dass von den alısnahms- 
weise zugelassenen fünf: neuen » Schächten das Reich bzw. das beir. 
Land 25 Prozent der Besitzanteile erhalten muss, und bis zu 50 Prozent 
verlangen kann, angenommen-($ 832). 

Die Novelle selbst ist im „Reichsgesetzblatt‘‘ Nr. 192 vom 
28. Oktober 1921 veröffentlicht und tritt am 11. November cr. 
in Kraft. Aus ihrem Inhalt bemerken wir noch folgendes: 

Die zurzeit geltenden Beteiligungsziffern gelten bis zum 31. Dezember 
1934, Jedes Werk kann jedoch eine Neueinschätzung seines Wertes mit 
Wirkung vom 31. Januar 1925 verlanzen (3 83). Werke, die bis zum 
1. April 1923 der Kaliprüfungsstelle die freiwillige Stiliezung erklärten. 
behalten ihre Beteiligungsquote unverändert bis zum 31. Dezember 1953. 
Vom 1. April 1923. ab hat die Kaliprüfungsstelie zu untersuchen und 
der Kalirat zu bestimmen, welche. Werke zwangsweise stillgelert werden 
müssen ($S 83a). Die stillgeieztei Werke werden nach Masszabe ihrer 
erhaltenen Beteiligungsquote entschädist von den Werken, die jene Be- 
teiligungsquote erwerben oder übertragen erhalten. Das Abteufen von 
Schächten bzw. das weitere Abteuiea ist bis zum 31, Dezember 1925 
verboten, abgeseheı von sicherheitspolizeilich vorgeschriebenen Schächten. 
Stillgeiegte Schächte, von denen anzunehmen ist, dass sie wahrscheinlich 
förder fähig würden, erhalten auch eine Beteiligungsziffer und dement- 
sprechende Entschädigung, wenn die Stilegung bis zum 31. Dezember 
1953 ausgedehnt wird ($ 83e). Liegt die irühere Inbetriebsetzung eines 
stillgelegten ı Schachtes ım volkswirtschaftlichen Interesse, so kaun sie 
vom Reichskalirat evtl. zugelassen werden (8 83c). Die endaültige Ge- 
nehmigung der Vereinbarungen und der Preise bei einer Uebertragung 
Stillegung und Uebertragung der Beteiligungsziffer) ist Sache des 
teichswirtschaftsministeriums, wenn mehr als die Hälfte der Quote länger 
als fünf Jahre übertragen wird. Die Entscheidung "muss, mit Gründen 
versehen, längstens binnen vier Wochen erfoigen-($. 92a). 

Die „Bergarbeiterzeitung‘‘, das Organ ‚des Verbandes der 
Bergarbeiter Deutschlands, bemerkt hierzu: 

Es soll nun also eine Gewaltkur vorgenommen werden, um die 
Spekulationswut in der Kaliindustrie zu dämpfen. Ob die neuen Vor- 
schriften dazu ausreichen, kann billig bezweifelt werden. Das privat- 
kapitalistische Ausbeutungsrecht bleibt ja bestehen. Es ist bezeichnend, 
dass in einer Zeit, wo von den Vertretern des Kapitalismus Sturm 
gelaufen wird gegen die „staatliche Zwangswirtschaft“ durch die Kali- 
industriellen selbst auf eine zwangsweise Stillegungsaktion von  Ge- 
setzes wegen gedrängt wird.. Wenn es sich bereits um eine sozia- 
lisierte Industrie handelte, wie würde der ungeheuerliche Zustand in der 


‚Kaliindustrie als „der Bankerott der Sozialisierung“ ausposaunt werden. 


Von den 206 jetzt mit Beteiligungsziffern versehenen Schächten dürften 
80—100 freiwilig oder zwangsweise stillgelegt werden... Die dafür von 
den übernehmenden Werken aufzubringenden Entschädigungen wirken 
so, dass in absehbarer Zeit wenigstens eine Herabsetzung der Kali- 
preise nicht erwartet werden kann. Sicherlich ist es ein ganz unge- 
wöhnlicher Vorgang, durch die Gesetzgebung kapitalistischen Speku- 
lanten, die sich verspekuliert haben, eine gewisse Rentengarantie zu 
gewähren. Die Kosten trägt die Allgemeinheit, 


Wie bereits eingangs erwähnt, ist seitens der "Arbeitnehme®®) 
vertreter grösster Wert darauf gelegt worden, die Schutzbe- 


stimmungen für ‚die Angestellten und Arbeiter zu erweitern. 


Der $ 85 des Kaliwirtschaftsgesetzes, der .diese Bestimmungen 


enthält, hat nunmehr folgende Fassung: 
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Kaliwerksbesitzer und Besitzer von Sonderfabriken dürfen 


a) den ihnen zustehenden Anteil am Absatz ganz oder teilweise 
auf andere Kaliwerke und Sonderfabriken, 


b) die Befugnis zum Absatz einzelner Sorten wechselseitig unterein- 
ander übertragen. 


Werden wegen Uebertragung von Beteiligungszifiern Arbeiter oder 
Angestellte entlassen, und beschäftigungslos,' ohne eine ihren Fähigkeiten 
entsprechende Arbeiisgelegenheit zu finden, :oder erleiden sie infolge, den 
Entlassung eine Verminderung ihres Arbeitsverdienstes, so hat der Ueber- 
tragende ihnen den Unterschied zwischen ihrem tatsächlichen Arbeits- 
verdienst und dem Arcbeitsverdienst, der sich unter Zugrundelegung der 
vollen Schichtlohn- oder Gehaltssätze der letzten güitigen Lohn- oder 
Gehaltstatel ergeben würde, bis zur Dauer von 26 Wochen zu ersetzen. 

Nehmen Arbeiter und Angestellte infolge einer derartigen Ueber- 
tragung auf einer anderen Arbeitsstelle Arbeit, die mehr als 6 km von 
ihrem bisherigen Wohnort entiernt ist, so sind im Falle eines hierdurch 
entstandenen Wohnungswechsels von: dem Uebertragenden die notwen- 
digen Uimzugskosten zu gewähren, sofern dies nicht von anderer Seite 
bereits geschieht. 

Arbeiter und Angestellte, welche infolge der Uebertragung von Be- 
teilizungsziffern einen Wechsel ihrer Arbeitsstätte derart haben vornehmen 
müssen, dass sie unter Aufrechierhaltung eines eigenen Haushaltes mehr 
als 6 km davon entiernt an einem anderen Ort wohnen müssen, haben 
während dieses Zustandes Anspruch darauf, dass ihnen zu Lasten des die 
Beiciligungsziffer übertragenden Werkes als Ausgieich“ für die durch 
den doppeiten Wohnsitz ihnen entstehenden Mehrausgaben auf die Dauer 
von längstens 26 Wochen einen Zuschlag von mindesiens 20 vom Hundert 
ihres in dei letzten drei Monaten auf dem übertragenen Kaliwerke ver- 
dienteı Durchschnittsiohns oder -gehalts gezahlt, soweit nicht durch 
Tarifvertrag eine höhere Entschädigung vereinbart wird. Die Ansprüche, 
welche den Arbeitern und Angesteliten auf Grund dieser Bestimmungen 
bei Uebertragung von Betei.igungsziffern erwachsen, stehen ihnen auch 
dann zu, wenn die auf die Uebertragung von Beteiligungsziffern un- 
mitielbar oder mitteibar zurückzuführenden Entlassungen innerhalb des 
letzien Jahres vor oder innerhalb eines Jahres nach der Uebertragung 
vorgenommen wird. 

Alle Streitigkeiten, die sich über die Höhe der Sicherstellung (vgl. 
Abs. 7) oder über die Ansprüche der Arbeiter oder Angestellten aus 
diesen Bestimmungen ergeben, unierliegen der Entscheidung eines Schieds- 
gerichtes. Das Schiedsgericht ist von der Arbeitsgemeinschaft der Gruppe 
Kalibergban so zu bestimmen, dass es aus je zwei Vertretern der Arbeit- 
geber und Arbeiter und einem unparteiischen Vorsitzenden besteht, 
Bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Angestellten wirken an 
Stelle der zwei Vertreter aus den Kreisen der Arbeiter zwei Vertreter 
aus den Kreisen der Angestellten mit. Den Vorsitzenden ernennt der 
Reichswirtschaftsminister. 

Gegen die Entscheidung des Schiedsgerichtes ist innerhalb von 
einen Monat von der Zustellung des Schiedsspruches an der ordentliche 
Rechtsweg zulässig, 

Vebersteigt die Uebertragung die Hälfte der Gesamtbeteiligung des 
Uebertragenden an reinem Kali, so bedarf sie der Genehmigung der 
Kaliprüfungsstelle, die sich vor der Entscheidung mit der zuständigen 
Landeszentralbehörde ins Benehmen zu setzen hat. Bei.Ermittelung der 
jeweiligen Gesamtbeteiligung des Uebertragenden ist der Gesamtabsatz 
der Kallindustrie im Vorjahr zugrunde zu iegen. Die Genehmigung 
ist zu versagen, sofern volkswirtschaftliche Interessen verletzt werden. Sie 
ist ferner zu versagen, solange nicht die den Arbeitern und Angestellten 
zustehenden Entschädigungsansprüche sichergestellt sind. ‘Die Genehmi- 
gung kann von der Sicherung benachbarter Werke oder aus Gründen 
des öjfentlichen Interesses von sonstigen Bedingungen abhängig gemacht 
werden. Gegen die Entscheidung der Kaliprüfungsstelle steht : sowohl 
dem. Kaliwerk als auch der Landeszentralbehörde das Recht der Be- 
rufung zu, 

Sofern der Reichskalirat aus volkswirtschaftlichen Gründen eine 
Üebertragung zulässt, dieselbe jedoch die Genehmigung der zustän- 
digen Landeszentralbehörde nieht findet, trifft der Reichswirtschafts- 
minister die endgültige Entscheidung. 

Wir verhehlen uns nicht, dass durch diese Bestimmungen 
die Ungerechtigkeiten für die durch Stillegung eines Kali- 
werkes zur Entlassung kommenden Arbeitnehmer nicht aus der 
Welt geschafft sind. Es ist daher Pflicht eines jeden Ange- 
stellten, an seinem Teil dazu beizutragen, dass die Gewerk- 
schaften mehr und mehr zu einem Machtfaktor in unserem 
Wirtschaftsleben emporwachsen und in der Lage sind, durch 
ihren Einfluss die Interessen ihrer Mitglieder im Sinne der 
Bestimmungen zu wahren. Unseren Mitgliedern in der Kali- 
industrie empfehlen wir, im Falle der Stillegung ihres Werkes 
von vorstehenden Schutzbestimmungen unter Anrufung. ihrer 
Organisation weitgehenden Gebrauch zumachen. 

Von unseren Mitgliedern wird uns berichtet, ferner er- 
sehen wir aus der Zeitung des G.d.A., dass sich dieser gegen 
die Stillegungen wendet. Auch einzelne unserer Mitglieder 
verlangen das. Vertreter unserer Gewerkschaftsrichtung haben 
an allen Verbandlungen in allen Körperschaften, in denen die 
Stillegungen im Kalibergbau beraten wurden, teilgenommen. 
Wir sind nach schweren Gewissenskonflikten zu der Ansicht 
ekommen, dass die Stillegungen nicht zu verhindern sind. 
ie lassen sich nicht verhindern, weil es unsere Volkswirt- 
schaft nicht ertragen kann, wenn im Kalibergbau unrentabel, 
d. h. auf zu vielen Schächten, gearbeitet wird. Auf der einen 
Seite sehen wir, in welcher scharfen Weise die Weltwirtschaft 
uns zwingt, die Selbstkosten herunterzusetzen. Trotzdem ist 
es aber notwendig, den im Kalibergbau Tätigen anständige 
Löhne zu zahlen und diese voll zu eschäftigen. Verhindern 
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wir die Stillegungen, krebst das ganze Gewerbe noch viele 
Jahre _ Es wird gefeiert, und die Angestellten werden zu 
einer Existenz gezwungen, die sie rettungslos der Willkür der 
Unternehmer ausliefert. Die gewerkschaftlichen Organisationen 
werden ausserdem zur Machtlosigkeit verurteilt, 
eute braucht der gesamte Bergbau noch viele Menschen. 
Heute können die im Kalibergbau stellungslos werdenden noch 
verhältnismässig leicht unterkommen. In absehbarer Zeit wird 
sich das ändern. Wir glauben deshalb, den Interessen der 
Angestellten des Kalibergbaues mehr zu dienen, wenn wir 
für eine entschiedene Sänierung sorgen, als wenn wir aus reinem 
agitatorischen Bedürfnis heraus den Kollegen vorreden, die 
Stillegungen selbst seien nicht nötig. Wir verlangen auf das 
Entschiedenste die Nachprüfung der Selbstkosten 
der stillzulegenden Anlagen und treten dafür ein, dass rentable 
Anlagen nicht stillgelegt werden. Minde rwertige Anlagen 
dagegen halten wir nicht. Eine Verantwortung für das Inbe- 
triebhalten und für die Folgen, die die Kollegen auf diesen 
Werken in den kommenden Jahren erwarten, können wir 
nicht tragen. 
Der G.d.A. vertritt andere Ansichten. Er wendet sich 


gegen ‚jegliche Stillegung. Wir halten diese Stellungnahme 
ür agitatorisch und für unverantwortlich. 


Gewerkschaftsarbeit 


Neue Tarifvereinbarungen. (Ruhrrevier.) Im Anschluss an 
die am 9. November für das Ruhrrevier eriolgte zentrale 
Lohnregelung wurde am 21. November für die Angestellten 
des Ruhrreviers folgende Neuregelung der Gehälter mit 
Wirkung ab 1. November 1921 vereinbart: 


I. Hauptgruppe: Grubenbetrieb. 
Mindestanfangs- Steige- Mindest- 


gehalt rungen endgehalt 
M M M 
1. Grubensteiger RN NEE RER ER 311) 8X. 870 41 200 
2u’Fährhauer:. .. .. 2.4.4... 32300 8x 520 36 460 
II. Hauptgruppe: Tagesbetrieb, 
1. Maschinen- und Elektrosteiger. . 34960 8x. 780 41 200 
2. Technische Schichtmeister . . . 33200 8X 615 38120 
3 A Fördermaschinisten er AZO 9x 470 35 700 
3. B. ss 3 30 730 9% 470 34 960 
Benz Meister  . . . ..... ©. 32 300 9x 479 36 530 
4. B. x a A ET) 9X 470 35 700 
4.C. ” REEL ER 73230730 9x 470 34 960 
SHAFEN arkscheidergehilfen . . . 31600 15x :40 41 230 
5.B2 } 20 420 3:95 
1x 1020 
1%1130 
10% 570 34 630 
6. A. 1 Vermessungstechniker. , .. 31600 15x 640 41 200 
6.B. 2. : 2.220420 8% 795 
1x 1020 
1%X1130 
10% 570 34 630 
7. A. Maschinenbauführer . . . , 34960 8x 1100 43 760 
7. B. Techniker , . a er Fra” 5x 515 
8X 655 39 285 
2 C Zeichner . . .i. .....'.19600 5X 80 
5X 700 
10X 520 32 300 
IM. Hauptgruppe: Kokerei und Neben- 
produktenbetrieb, 
Mindestanfangs- Steige- Mindest- 
gehalt rungen endgehalt 
M. M. M. 
A Kokereisteiger . . . . . ... 34960 &xX780 41 200 
B Koksmeister . . . . RE YlN) 9xX470 35 700 
C a) Laboratoriumstechniker . . .. 31470 5%X515 
8X635 39 285 
CH b) Laboranten . . 2. 2. ...,.23550 4X925 
10X500 32250 


Bei allen Angestellten unter 20 Jahren verringert sich das 
Jahreseinkommen um 1200.— M. 
IV. Hauptgruppe: Lehrlinge. 
Im ersten Jahre 6440.— M. . 
Im zweiten Jahre, . . .. 6030. 
Im dritten Jahre . . . . +7700.— 
Im_ vierten Jahre . . . . 9240.— „> 
Die obigen Bezüge setzen sich zusammen aus 50 v. H. 
Orundgehalt und 50.v. H. Teuerungszulage. — Die Revier- 
steigerzulage ist auf 250.— M. monatlich erhöht. 
Der $ 14 Abs. 3 des Tarifvertrages vom 24. Januar 1921 
wird wie folgt geändert: 
Der Wohnungsgeldzuschuss beträgt: 


Für Steiger und ihnen 


” 


Für die übrigen 


gleichstehende Angestellten 
M. M. 
Für Orte der Ortsteuerungsklasse A 130 120 
R > A 5 B 120 110 


’ ”» ” „ c 1 10 100 






































































































































































































Der erste Satz des $ 17 des Tarifvertrages vom 
24. Januar 1921 muss jetzt lauten; \ 


„Für jedes Kind ist bis zum Beginn eigenen Erwerbs, 
höchstens jedoch bis zum vollendeten 15. Lebensjahre ein 
Kindergeld von monatlich 200.— M. zu zahlen.‘‘ 


und der letzte Satz: 
„Ausserdem wird ein Hausstandsgeld von 200.—  M. 
monatlich für die Verheirateten und alleinigen Ernährer 
($ 15) gezahlt.“ 


Tarifvertrag für die Kaliindustrie. In Nr. 44 . unseres 
„Technischen Grubenbeamten“ berichteten wir bereits, dass 
wir für den Kalibergbau eine Neuregelung der Bezüge der An- 
gestellten verlangt haben. Die Verhandlungen über die von 
uns eingereichten Forderungen . begannen am 22. November, 
vormittags %1 Uhr. Die am Tarifvertrag für die Angestellten 
der Kaliindustrie Beteiligten haben über diese Verhandlungen 
folgenden gemeinsamen Bericht herausgegeben: 

Nach zehnstündiger Dauer mussten die Verhandungen auf Sonnabend, 
den 3. Dezember, vertagt werden, da eine Einigung nicht zu erzielen 
war. Wir haben uns mit diesem späten Termin einverstanden erklärt, 
da eine Auszahlung der erhöhten Bezüge doch. erst nach der Sitzung: 
des Reichskalirates am 6. Dezember d. J. erfolgen kann. Auch die Er« 
höhung der Arbeiterlöhne ist an die Voraussetzung der Bewilligung einer 
Kalipreiserhöhung ohne Beanstandung durch den Reichswirtschaftsminister 


gebunden. 

Der Arbeitgeber-Verband wird auf unseren Antrag den Werken 
empfehlen, Vorschüsse in angemessener Höhe auszuzahlen. Ueber den 
Verlauf der nächsten Verhandlungen werden wir schnellstens berichten. 


Tarifvertrag Braunkohlenbergbau Oberlausitz. In Nr. 4 
des „Technischen Grubenbeamten‘ berichteten wir, dass für 
den Oberlausitzer Braunkohlenbergbau eine Vereinbarung ge- 
troffen sei, welche als vorläufigen Ausgleich für die Teurung 
eine Erhöhung der Gehälter um 20 Prozent vorsah. Diese 
Erhöhung der Gehälter um 20 Prozent bedeutete gleichzeitig 
eine Erhöhung der Spanne gegenüber den Gehältern des 
Senftenberger Reviers auf 10 Prozent. 

Da wir s. Zt. die Vereinbarung nur als vorläufig ansehen 
konnten, waren neue Verhandlungen beantragt, die nach Be- 
endigung der Gehaltsaktion für die Niederlausitz aufgenommen 
werden sollten. Am 23. November traten nun die Tarifparteien 
erneut zusammen, um grundsätzlich darüber zu beraten, welche 
Spanne zwischen den Gehältern der Niederlausitz und denen 
der Oberlausitz bestehen solle. Nach eingehenden Verhaud- 
lungen wurde der Abschlag gegenüber der Niederlausitz für 
die technischen Angestellten auf 7,5 Prozent festgesetzt; für 
die kaufmännischen Angestellten wurde eine Einigung nicht er- 
zielt, da der Arbeitgeberverein auf eine Spanne unter 10 Pro- 
zent nicht eingehen wollte. Wir stehen grundsätzlich auf dem 
Standpunkt, dass die technische‘ Arbeit gegenüber der kauf- 
männischen allerdings höher gewertet werden muss, dass aber 
daraus eine Zurücksetzung der kaufmännischen Angestellten 
nicht erfolgen darf ind sind daher der Ansicht, dass für die 
Differenzierung der Gehälter. für die technischen gegenüber 
denen der kaufmännischen die Lebenshaltungskosten als Mass- 
stab angelegt werden müssen. 

Nach der nunmehr getroffenen Vereinbarung gestalten sich 
die jährlichen Einkommensbezüge der technischen Angesteilten 
im Oberlausitzer Braunkohlenrevier für die Monate Oktober 
und November wie folgt: 

































Senftenberg 71, v.H. Oberlausite 
Gruppe Gehalt rei Gehalt 
Sept-Okt. 1921 | Pifferenzbeirag | Sept.-Okt 1921 
u b, c, 1a ze 2200 M. 210% M. 
ES 23200 „ 1800, — „ 21 360 „ 
ee 23 700 „, 21822 . 
2a 20.400 . 18 870 
2b 19350 , 17900 
17950 , 16.604 ” 








der Techni .er 
bis 18 Jahre . 12750 M. 936,25 M. 11813 M, 
v. 18 bis 24 Jahren 14650 „ 1098.75 13 3517; 
über 24 Jahre . . »31:550.% 1330,75 „ 16319 „ 
selbst. Techniker . 20700 „ 1552. 19147 „ 








Ziegelei 















18 8?0M. 


hi 20 400 M. 1530,— M. 
Be 22 200 166 20535 „ 
ER 22800 „ ir 21090 „ 


Vorstehende Gehaltssätze sind berechnet auf die in der 
Oehaltstafel niedergelegten Anfangsgehälter. Dazu treten noch 
die sozialen Zulagen, Stellenzulagen“ünd Dienstalterszulagen. — 
Die Vereinbarungen gingen dahin, dass ein definitives Ab- 
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kommen über die ab 1. November zu zahlenden Gehalts- 
sätze spätestens acht Tage nach Abschluss der Senftenberger 
Verhandlungen getroffen sein muss. 


Tarifvertrag Braunkohlenbergbau Mitteldeutschland, In 
Nr. 44 des „Technischen Grubenbeamten‘‘ wiesen wir an 


Per Stelle darauf hin, dass für den mitteldeutschen Braun- 
k 


ohlenbergbau neue Gehaltsforderungen eingereicht seien. ‘Die 
Verhandlungen über diese Forderungen sind inzwischen zu 
Ende geführt und hatten folgende Ergebnisse: 


1. Die in der Gehaftstafei festgesetzten Gehaltssätze werden ab 1. No= 
vember 1921 erhöht: 
in Gruppe 1a, b, c: 
1. von 22200—24600 M. auf 32200—35700 M. ı 
2. „ 19750-21000 „ „ 2865030450 „ 
3. , 18400-18800 „» „ :26700—27300 „ 
4. „ 17450-177500 „ „ 3350-3750 „ 
in Gruppe 1d: 
1. von 22200—23700 M. auf 32200—34400 M. 
2. „ 19050-20500 „ „ 27650-297750 „ 
3. „ 15800—-16800 „ „ 22950-24400 ,„ 
4, „ 12800 M. (dazu 5 mal 300 M.) auf 18600 M. (dazu 
5 mal 450 M.) 
in Gruppe 2: 
1. von 21900—24600 M. auf 31800—35700 M, 
2. „ 19350—21000 „ „. 28100—30450 „ 
„  17700--18600 „ „ 25700—27000 „ 
„ 15500-16200 „ ,„ 22500—23500 
„. 12800 M. (dazu 5mal 300 M.) auf 18600 M. (dazu 
5 mal 450 M.) 
. Die Dienstalterszulage gemäss $ 11 Ziffer 1 wird von 129 M, auf 
180 M. jährlich erhöht. 
. Das Hausstandsgeld gemäss 8 10 Ziffer 3 wird von 1800 M. auf 
2100 M. jährlich erhöht, 
. Das Kindergeld gemäss & 12 wird von 1200 M, auf 1800 M. 
jährlich erhöht. 
. Die Stellenzulage‘ gemäss $ 11 Ziffer 6 wird von 420 M. auf 
600 M. jährlich erhöht. 
. Für Ueberstunden gemäss $ 8 Zifier 4 werden die Ztschläge 
zum Gehalt: 
von 80-120 M. auf 120-180 M. monatlich, 
von 126-300 M. auf 180—450 M. monatlich 
erhöht. 
7. Das im $ 21 festgelegte Entgelt für Lehrlinge wird erhöht: 
im 1. Jahre von 259 M. auf 375 M. 
im 2. Jahre von 315 M. auf 475 M. 
im 3. Jahre von 375 M. auf 575 M. 
‚Die weiter eingereichten Forderungen konnten nicht er- 
ledigt werden. Sie sollen. demnächst Verhandlungsgegenstand 
sein. 
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Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau, Der engere Ausschuss 
der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau tagte am 17. November. 
Der Sitzung ging eine Konferenz der Geschäftsführer der. Treu- 
handsteilen voraus, die sich mit der vom Reichsarbeitsmini- 
sterium geplanten Neuordnung der statistischen Nachweisungen 
aus dem bergmännischen Siedelungswesen befasste, Es soll 
zum Zwecke einheitlicher statistischer Nachweisungen vom 
R.A.M. ein Fragebogen herausgegeben werden, der auf der 
Grundlage eines Entwurfes der Essener Treuhandstelle zu- 
sammengestellt worden ist. 


Die Sitzung des engeren Ausschusses selbst beschäftigte 


sich mit einer Anzahl gegen die Entscheidungen einzeiner Treu- 
handstellen eingereichter Beschwerden, welche sämtlich abge- 
wiesen werden mussten. 


Metalibetten |Ha- und besichissöte | 


Stahimatratzen :-: Kindervetten | Ein einfaches, wunderbares Mittel, 
direkt an Private. Katalog 67 frei teile allen daran Leidenden keslen* 


Eisenmähelfabrik Suhl (Thür.), |los mit Frau M. Poloni, 
Hannover F.129, Schliessfach: 105. 





Für Fiechten-Kranke! 


Ü Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartflechte, auch ver- 
altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 

S vielbewährten Fiechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahlreiche Dankschreiben. Eine Flasche nenügt. Preis 25 Mark. 

: F. Müller, Heilkundiger, Bremen 
Grosse Krummenstrasse 23. Sprechstunden: 9—10 und 3—4 Uhr. 
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- für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 








Nummer 47 / 3. Jahrg. 


Der Zechenverband und wir 


Ueber die letzten Tarifverhandlungen im Ruhrrevier mit 
dem Zechenverband schreibt uns Kollege Bauer folgendes: 
Der Zechenverband im Ruhrrevier treibt bei den Tarifverhand- 
lungeu ein ganz gefährliches Spiel. Durch Bevorzugung be- 
stinmter Berufsgruppen und Zurücksetzung anderer Gruppen 
versucht er, die Angestelltenschaft gegeneinander auszuspielen, 
um die ‚eigene Machtposition immer mehr zu stärken 
und zu se See Seine Tarifpolitik läuft in erster Linie darauf 
hinaus, die Tätigkeit der technischen gegenüber der der kauf- 
‚männischen Angestellten als minderwertig hinzustellen. Beim 
Wegfall der Ueberschichten im Frühjahr dieses Jahres bewil- 
ligte er den kaufmännischen Angestellten wesentlich höhere 
"Gehaltsaufbesserungen als den technischen. Bei den darauf- 
folgenden Tarifverhandlungen wurden gleichmässige prozen- 
tuale Aufbesserungen vorgenommen, so dass die absoluten 
Gehaltssätze der technischen Angestellten gegenüber den Ge- 
hältern der kaufmännischen Angestellten immer mehr herab- 
sanken. Die drei Spitzenorganisationen. der . Angestellten teil- 
ten daher bei der Kündigung der Gehaltstafel dem Zechen- 
verband am 30. September d. J. mit, dass dieses Missver- 
hältnis unbedingt beseitigt werden müsse. 


Am 21. November d. J. fanden vormittags die Verhand- 
lungen der technischen Angestelltenverbände mit dem Zechen- 
verband wegen Neuregelung der Einkommensbezüge statt. 
Die drei Spitzenverbände hatten in Anbetracht der ungeheuren 
Preissteigerung aller Bedarfsartikel eine gleichmässige Gehalts- 
erhöhung auf der ganzen Linie von 1250 M. gefordert. Ausser- 
dem verlangten sie eine Erhöhung der Untertagezulage von 
100 auf 350 M., des Kindergeldes von 150 auf 185 M., des 
Hausstandsgeldes von 100 auf 200 M. und der Stellenzulage 
von, 150 auf 250 M. monatlich. Gleich zu Beginn der Ver- 
handlungen erklärte der Zechenverband, dass er einen gleich- 
mässigen Zuschlag für alle Angestellten ablehnen müsse, ob- 
wohl die Bergarbeiterverbände eine gleichmässige Lohnerhö- 
hung für alle über 20 ee alten ‘Arbeiter vereinbart hatten. 
Leider wurde der ablehnende Standpunkt des Zechenver- 
bandes: vom „Reichsverband deutscher Bergbauangestellter‘“ 
entschieden unterstützt. Der R. d. B. gab die Erklärung 
ab, dass auch er eine gleichmässige Gehaltsaufbesserung ent- 
schieden ablehnen und eine prozentuale Erhöhung der Gehälter 
verlangen müsse. Er wolle sich aber letzten Endes der Macht 
beugen. Bezeichnenderweise erklärte hierauf der Vorsitzende 
des Zechenverbandes, dass sich .die soeben geäusserte An- 
sicht im allgemeinen mit der des Z.V. decke. Selbst der Ver- 
treter des christlichen „Gedag‘‘ liess beim Zechenverband 
keinen Zweifel darüber aufkommen, dass auch er grundsätz- 
lich für eine prozentuale Aufbesserung sei, Er erklärte, dass 
.er sich nur „schweren Herzens‘ zu einer gleichmässigen Zu- 
lage verstanden habe. Auch der „Verband kaufmännischer 
Grubenbeamten‘‘ hatte eine prozentuale Gehaltsaufbesserung 
gefordert. Dadurch war unsere Position gegenüber dem Ze- 
chenverband wesentlich geschwächt. Dennoch versuchten wir, 
unsere Forderung. durchzusetzen. Nach mehrstündiger Aus- 
einandersetzung machten wir einen Vermittlungsvorschlag, da- 
hingehend, dass eine gleichmässige Zulage von 700 M. monat- 
lich und ein prozentualer Zuschlag von 15 Prozent des je- 
weiligen Einkommens gewährt werden solle. Aber auch die- 
ser Kompromissvorschlag wurde vom Zechenverband rundweg 
abE lehnt, Dadurch bewies er, dass er nicht. gewillt war, 
prinzipielle Forderungen der Angestellten anzuerkennen, son- 
dern lediglich seine eigenen Grundsätze zu diktieren. Der 
Zechenverband machte eine Bea ntüge Rechnung auf. In der 
Kohlenpreiserhöhung sind 3,15 M. pro Tonne für Aufbesse- 
rung, er Gehälter der Angestellten vorgesehen, nun- rechnet 
er tolgendermassen: Die Durchschnittsförderung im Monat 
beträgt 8 Millionen Tonnen. Davon gehen 10 v. H. für Selbst- 
verbrauch ab, bleiben nach Ansicht des Z.V. 7 Millionen Ton- 
nen (!) zur Verrechnung. Das macht rund 21,5 Millionen Mark. 


“ 
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Diese seien zu verteilen auf 42000 (1?) Angestellte. Das 
macht 2° Kopf 500 M. monatlich. Damit glaubt der Zechen- 
verband den Angestellten bewiesen zu haben, dass sie einen 
sehr ae Vorteil errungen hätten, wenn.sie das nunmehr 
offiziell von ihm gemachte Angebot von 35 v. H. Gehalts- 
erhöhung annähmen. Selbstverständlich lehnten die Angestell- 
tenvertreter dieses unsachliche Angebot einmütig ab. Nach län- 
geren Auseinandersetzungen bot er 40 und schliesslich 42 v.H. 
für alle Angestellten. Der niedrigste Zuschlag sollte 7200 M. 
betragen, der später auf 8000 M. heraufgesetzt wurde. 


Nun setzte der Kampf ein wegen Erhöhung der Untertage- 
zulage, während inzwischen die beantragte Erhöhung des 
Hausstandsgeldes und Kindergeldes ohne weiteres bewilligt 
worden war. Das Kindergeld wurde sogar über die Forde- 
rung der Spitzenverbände hinaus freiwillig erhöht. Die gefor- 
derte Erhöhung der Untertagezulage lehnte der Z.V. dagegen 
rundweg ab. Ber Hinweis auf die Gefahren und die durch- 
weg schwierige und überaus verantwortliche Tätigkeit im 
Grubenbetrieb prallte ab an dem kategorischen „Nein“ der 
Arbeitgeber. Immer wieder versuchten die Angestelltenver- 
treter, die Arbeitgeber von ihrem ablehnenden Standpunkt 
abzubringen, doch es blieb bei dem ‚Nein‘. Den gleichen 
Widerstand fand unsere Forderung bezügl. Gleichstellung der 
Endgehälter der Techniker a) b) mit dem 1. Vermessungstech- 
niker. Dagegen wurde die Reviersteigerzulage ohne weiteres 
erhöht. 

Nach vierstündiger Verhandlung beantragten die Ange- 
stelltenvertreter Vertagung, um inzwischen mit den ehren- 
amtlichen Bezirksobmännern bzw. Bezirksleitern das Verhand- 
lungsergebnis zu besprechen. Mittlerweile fanden die Verhand- 
lungen mit den kaufmännischen Angestelltenverbänden statt. 
Der Zechenverband unterbreitete diesen das vorläufige Ergebnis 
der voraufgegangenen Verhandlungen mit den technischen An- 
gestelltenverbänden. Die kaufmännischen Vertreter standen vor 
der Wahl, anzunehmen oder abzulehnen. Sie haben nach län- 
gerer Wortfechterei das Ergebnis der ‘technischen Verbände 
angenommen. Daraufhin wurden die Verhandlumgen mit den 
technischen Verbänden wieder aufgenommen. Der Zechen- 
verband nahm deren Abänderungsvorschläge entgegen und 
lehnte sie nach kurzer Beratung rundweg ab. Das Ergebnis 
der Verhandlungen ist folgendes: 


„Zu den in der Gehaltstafel vom 15. September 1921 
festgesetzten Sätzen. tritt ab 1. November 1921 auf der gan- 
zen Linie eine Erhöhung um 42 v. H. Wo durch diese 
Erhöhung eine Erhöhung von 8000 M. nicht erreicht wird, 
sollen 8000 M. gegeben werden. 

Das Einkommen der Lehrlinge 
erhöht. 

Bei allen Angestellten unter 20 Jahren verringert sich 
das Jahreseinkommen insgesamt um 1200 M. 

Das Kinder- und Hausstandsgeld wird auf 200 M., die 
Reviersteigerzulage auf 250 M. erhöht. Das Wohnungsgeld 
wird in allen Sätzen um 30 M. erhöht.“ 


Unsere Vertreter haben es sich sehr überlegt, ob sie dieses 
Diktat des Zechenverbandes annehmen oder ablehnen sollten. 
Anders als „Diktat“ kann man dieses Abkommen nach ob- 
jektiver Betrachtung der Verhandlungen nicht bezeichnen. Aber 
die Not der Angestellten bedingte die Annahme. Die Not der 
Angestellten ist es auch, die dem Zechenverband die Gewissheit 
gab, dass er die Konsequenzen einer Ablehnung durch die 
Örganisationsvertreter mit Ruhe hätte abwarten können. So 
konnte er am Schluss der Verhandlungen unter Ausnutzung 
der Notlage der Angestellten den Organisationsvertretern mit 
spöttischer Offenheit ins Gesicht sagen: „Meine Herren, wir 
überlassen die Entscheidung ruhig Ihnen; ob Sie aber den 
Angestellten besser damit dienen, wenn Sie das Verhandlungs- 
ergebnis ablehnen, das möchten wir füglich bezweifeln.‘ 

Welche Enttäuschungen müssen doch die Vertreter, die 
auf dem Boden der Harmonie zwischen Kapital und Arbeit 


wird un 40 v. H. 





















































































Zechenherren appellierten und dieser Appell wie ein Pieil 
an einer Felswand abprallte. Wer in diesen Verhandiungen 


immer noch nicht gelernt hat, dass tatsächlich die Interessen- _ 


gegensätze zwischen den Arbeitgebern und uns unüberbrückbar 
sind, der wird es nie lernen. . S 

Aber wenn wir die Pfennigfuchserei der Arbeitgeber in 
den Verhandlungen ‚einmal mit der rauhen Wirklichkeit im 


Be Leben vergleichen, so finden wir einen unfassbaren 
iderspruch. Den Untertageangestellten wird die Untertage- 


zulage nicht erhöht. Dahingegen besitzt man. genügend Mittel, 
den. Angestellten in den Betrieben 200 bis 500.M. und, noch 
höhere Prämien anzubieten. Auch ist man keineswegs so Spär- 
sam, wenn es gilt, harmonische Feste in Werks-Beamten- 
vereinen, -Kegelklubs, -Gesangvereinen, technischen Gruben- 
beamtenvereinen usw. zu feiern und Ausflüge zu. machen. 
Dort werden Saufgelage veranstaltet, die die Angestellten 
kaum etwas kosten.: Woher kommt das Geld? . Ferner wird: 
die Kohlenpreiserhöhung dazu. benutzt, um: den sogenannten‘ 
höheren Angestellten, die nicht unter den Tarif: fallen, unver- 
hältnismässig hohe Summen zu geben. So.verdienen. die Fahr-: 
steiger, deren Verantwortung.'u.-E. bei weitem. nicht so gross: 
ist, als wie die eines Abteilungssteigers, 45 bis 55 v. H. mehr 
als ein Steiger im Endgehalt. ja, es sind'sogar Fälle bekannt, 
wo anlässlich der Kohlenpreiserhöhung im September d. J.. 
einmalige Summen .von 20 000: bis 40 000:M. an höhere ‚Zechen«. 
beamte ausgeworien wordeu sind. Dieses Geld muss von der 
Volksgesamtheit aufgebracht werden. Trotzdem wagen. die. 
Zechenherren zu erklären, diese Dinge, die. mit der Tarif- 
frage nicht zusammenhängen, gingen die Organisationsvertre-. 
ter nichts an. Weiter gibt man den kau'männischen Angestell- 
ten 13 Monatsgehälter im. Jahr, .die aber nicht, wie es ur- 
sprünglich vorgesehen war, insgesamt das ausmachen, was 
12 Monatsgehälter der technischen Angestellten ausmachen, 
sondern die den kaufmännischen Angesteliten durchweg rund 
ı/,, an Einkommen mehr gewährleisten, .als-die technischen An- 

estellten beziehen. — Sollte das nicht mit dem „Mantel der 

erschwiegenheit‘“‘ zusammenhängen® In den weit niedrigeren 
Gehältern der technischen Angestellten soll doch auch noch 
nach alter Gepflogenheit Weihnachtsgeld und Kleidergeld (für 
Berufskleidung) enthalten sein. 

‚Wir haben die Absicht des Zechenverbandes durchschaut. 
Die technischen Angestellten werden sich diese Zurücksetzung 
unter keinen Umständen weiter gefallen lassen. Lenkt der 
Zechenverband nicht ein, und ist er nicht willens, die technische 
Arbeit gegenüber der kaufmännischen so zu werten, wie es in 
anderen Industrien auch geschieht, dann muss. und wird es 
zu einer Auseinandersetzung kommen. Die gesamte Oeifent- 
lichkeit. die ein Interesse an einer ruhigen Weiterentwicklung 
der Kohlenproduktioa hat,-wird ein Verständnis dafür haben, 
wenn die technischen Angestellten, herausgefordert durch das 
provozierende Verhalten des Zechenverbandes, eines - Tages 
zum offenen Kampf übergehen. 
Folgen fällt mit ganzer Wucht auf den Zechenverband. 


Den technischen Angestellten rufen wir zu: Schliesst 


Euchzusammenindenfreigewerkschaftlichen. 


Angestelltenorganisationen und rüstet Euch 
zum Kampf für Eure Rechte! 








00 Rundschau ia 











Betriebsräte 


Betriebsräte und Zechenverwaltungen. Uns wird geschrie- 
ben: Welchen Geist manche Zechenverwaltungen in das Be- 


triebsrätegesetz legen, davon wieder ein Bild aus einer Be- 


triebsratssitzung auf Zeche Hagenbeck des Mühlheimer Berg- 
werk-Vereins. = 

Der Betriebsrat dieser Anlage hatte auf den 21. November 
eine. Betriebsratssitzung einberufen und dazu die Bergrevier- 
beamten und die Vertreter der wirtschaftlichen Organisationen 
eingeladen. Wer nicht kam, war die Zechenverwaltung. Sie 
hatte es nicht einmal für notwendig erachtet,-vorher dem Be- 
triebsrat von ihrem Nichterscheinen Kenntnis zu geben. In 
diesem Verhalten der Zechenverwaltung offenbart sich eine, 
derartige Nichtachtung von Behörde und Betriebsvertretung, 
wie ‚man es sich krasser nicht vorstellen kann. Als den Ar- 
beitgebern im November_1918 das Wasser bis am Halse stand, 
griff man zum Mittel der Verständigung; man gründete die 
„Arbeitsgemeinschaft“. Die Arbeiter- und Angestelltenorga- 
nisationen wurden als gleichberechtigter Verhandlungsfaktor 
anerkannt. Im Artikel 105 der Verfassung ist das Rätesystem 
gesetzlich verankert. Der erste Absatz lautet wörtlich: 

„Die Arbeiter und Angestellten sind- dazu berufen, gleichberechtigt 
mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
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stehen, empfunden haben, als sie an. das soziale Gewissen der gungen, sowie an der gesamten 


Die Verantwortung für die . 





"wirtschaftlichen Entwickelung der pro- 
duktiven Kräfte mitzuwirken, die - beiderseitigen Organisationen «und. 
ihre Vereinbarungen werden anerkannt usw.“ a nr. ae 
. In Ausführung dieses Artikels der Reichsverfassung , ist 
dann zunächst. das Betriebsrätegesetz geschaffen. "Aber das’ 


scheint alles die Verwaltung des Mühlheimer Bergwerks-Ver- 


eins nichts anzugehen. Nach. wie. vor. wird das jetriebsrats-. 
Besetl von ihr sabotiert, werden die Betriebsräte aufs klein- 
ichste. schikaniert.: Das wird. so weitergehen,: bis’'der ‘Krug 
überläuft, bis aus irgendeinem Anlass die Wirtschaft dort zum 
Stillstand gebracht. wird. _ Vielleicht besitzt man. dann noch 
die Unverfrorenheit, den Betriebsräten die Schuld zuzuschreiben. 
Wie wenig beneidenswert mag sich in dieser Sitzung der Berg-. 


"revierbeamte vorgekommen sein. Ob die Verwaltung bei ihrem 


Fernbleiben von der Sitzung an dem bekannten‘ Spruch des” 
„Götz von Berlichingen“ gedacht :hat? Was sagt übrigens 
Stinnes, der Vater der Arbeitsgemeinschaft,. zu .diesem. Ver 
halten seiner Beamten auf Hagenbeck? Den Arbeitern und _ 
Angestellten kaun nur geraten werden, sich fester. als di Ing 
ihren freigewerkschaftlichen Organisationen zusammenztüschlies- 

sen, dann wird einmal der Tag kommen, wo man’ auch auf’ 

Hagenbeck ‘von der Verwaltung aus an solchen" Sitzungen‘ 


teilnehmen wird, vorausgesetzt, dass man’ damn — "mit "einer 
solchen Verwaltung überhaupt noch verhandelt. 
Gewerkschaftsarbeit 


' Tarifverhandlungen im Kölner Braunkohlenbergbau. ‚Am 
19. November 1921 fanden in Köln die Verhandlungen statt zur 
Anwendung des Berliner Abkommens auf die Angestellten. 
der Rheinischen Braunkohlenindustrie. Es wurden folgende Zu- 


schläge zum Oktobergehalt erreicht: 


Hauptgruppe A HaupgrüppeB 
Technic Ahretclhl * Kaufmännische Angestellte 
“ Gruppe 11200 M. Gruppe 1120) M. A ; 
2.52:1100%,,02% » 11100. 5 RN 
» E11000 „ bis 1050 M. ». +18:.10502 5% ° a 
5. 3V: 900. 2,0.:1000 ».. IV »00 .,„ bis 1000 M, 
5 V...900 rer SM 


"Erhöhung des Hausstandsgeldes von: 200 auf 250 M. 


Erhöhung des Kindergeldes von 100 auf 125 M. N 
Das Ledigengeld bleibt mit 75 M. bestehen. 


Tarifverhand!ungen im Ostdeutschen Braunkohlenbergbau. 
Am 29. November fanden in Frankfurt (Oder) die Verhand- 
lungen über die Neuregelung der Einkommensbezüge für die” 
Angestellten des Ostdeutschem Braunkohlenreviers statt. Die- 
selben führten zu folgendem Ergebnis für die technischen 
Kollegen: ER 

in Jahressätzen Fasz 
früheres Gehalt jetziges Gehalt - 


Grube 
1. Betriebsführer uw . oe... 20 905 50000M.- 
21 275 30.750, . 2x 
21737 31500 „5 
2. Steiger, Maschinezsteiger  . » 19 317 27000 „.. 
3, Hilfssteiger usw... 02 0.0 ....+.,27907 .25400 „- ; 
4, Aufseher usw... „. .7% 2 0... 16597 2400 „ ö 
Für Fabrik und Abraum sind obige Sätze analog einzusetzen, 
"Sonstige technische Angestellte: RR) 
1. Leitende Ingenieure . . .. » 18 407 27600 M, 
20 399 290090 „ 
2. Ingenieure u. selbständige Techniker 19317 27600. 
3. Technische Hilfskräfte über 24 Jahre - 15 743 21600, 
4. Sonst. techn. Angestellte v. 18—24 J. 12645 17- bis 18000 „ 


Lehrlinge erhalten im 1. Lehrjahre 300 M, 
” 7, ’ D » 
” 3; A 500 s ; er 
Ferner wurden erhöht: 5 £ 
Das Kindergeld von . . . . 100 auf 150 M, R 
Das Hausstandsgeld von. . . 150 „ 175 „u. 
Die Ueterstundenpauschale von 1309 „ 180 „ 
5 f}} 150 ’ 220 ” 
5178.26 NOB 
Die Dienstalterszulage 52207 1800 


Vereinbart wurde ausserdem, dass Mietentschädigung und. 
Lichtvergütung den derzeitigen Verhältnissen angepasst werden 
sollen, wo dies noch nicht geschehen ist. an 20 


Für den Braunkohlenbergbau Forst fanden am 6. EN 


» Verhandlungen statt. Ihr Ergebnis liegt bei Redaktionsschluss_ 


noch nicht vor, wir werden in der nächsten Nummer darüber 
berichten. ee ara ver N A 
Tarifverhandlungen für den Zwickauer Steinkohlenbergbaum 


Am 24. November kamen auch in diesem Revier die Verhand- 
lungen mit den Arbeitgebern zum Abschluss, die ebenfalls auf 


eine Erhöhung der. Angestelltengehälter hinausliefen. Zum 
ersten Male war in diesem Gebiet, .der Hochburg des 'Reichs-- 
verbatides, auch der Bund bezw. . der AfA-Bund.an den Ver 


handlungen beteiligt. Wenn auch immerhin bei den Ver- 

















handlungen der Reichsverband der Wortführende war, was 
ja bei seiner dortigen Mitgliederzahl folgerichtig ist, so wollen 
wir. doch darauf hinarbeiten, auch in’ diesem Revier, wie in 
den meisten andern, führend zu werden, ganz besonders jetzt, 
nachdem wir dem vielfach propagierten Gedanken des Ein- 
heitsverbandes von. seiten des. Reichsverbandes die einheitliche 
Arbeit der AfA-Verbände im Bergbau entgegensetzen' können. 
Uns dabei zu helfen, ist Sache der Kollegen, die im Zwickauer 
Revier dem Bunde angehören. 

"Die Gehaltstabelle der Angestellten des Zwickauer Stein- 
kohlenreviers weist nunmehr mit Gültigkeit vom 1. November 
d. Js. folgendes Bild auf: 

1. Festes Gehalt plus Teuerungszulage, 
SE a) Betriebsangestellte. - 
Obersteiger 37 900--40 700 M., Steigerung 4mal 700 M. alle zwei 


Jahre. Nach. Verantwortlichkeit und Geschäftskreis entsprechende 
Stellenzulagen. 


Beige 300—37100 M., Steigerung 4mal 700 M. alle zwei 
ahre. : ? 
Steiger 29800—32600 M., Steigerung ‘19mal 280° M. jährlich. 
Hilfssteiger 25700--29000 M., Steigerung 15mal 220 M. jährlich, 
% b) Verwaltungsangestellte, SEE 
-» Klasse I: 35600-383600 M., Steigerung 5mal 600 M, alle zwei 


‚Jahre. Nach. Verantwortlichkeit und Geschäftskreis entsprechende 
Stellenzulagen. 


Klasse II: 29300--32300 M., Steigerung 5 mal‘ 600 M, alle zwei 


Jahre. Ä 
eg Il: 26260—29000 .M., Steigerung 8mal 350 M. alle zwei 
ahre. 


Klasse IV: 15800—24400 M., Steigerung 8mal 700 M. jährlich, 
10 mal 300 M. jährlich, 
Von vorstehenden Sätzen gelten 50: Prozent als festes Gehalt 
und 50 Prozent als Teuerungszulage. 
2. Untertagezulage. 
Sämtliche ' Betriebsangestellte unter Tage erhalten eine Untertage- 
zulage von jährlich 2400 M. 
3. Hausstandsgeld.' © 
Das Hausstandgeld beträgt jährlich 3900. M. 


Tarifverhandlungen für den Kalibergbau. Am 6. Dezember 
d. Js. fanden die in der vorigen Nummer des „»1.G.‘ bereits 
angekündigten endgültigen Tarifverhandlungen mit den Arbeit- 
er in der Kaliindustrie statt. Es bedurfte bei der be- 
annten Hartnäckigkeit der Arbeitgeber der ganzen Energie 
der anwesenden Angestelltenvertreter, die Abschlüsse in der 
nunmehrigen Form und Höhe durchzubringen, und wenn die 
Organisationen die Gehaltssätze annahmen, so geschah dies 
einmal, um die Kollegen in den baldigen Genuss der erhöhten 
Bezüge zu bringen, zum anderen aber auch auf die Ver- 
sicherung der Arbeitgeber hin, baldigst wieder in neue Ver- 
handlungen einzutreten. Im Hinblick auf diese nelten Ver- 
handlungen. liessen wir auch unsere Anträge um Abänderung 
einiger Mantelbestimmungen vorläufig fallen, ganz besonders, 
da es uns gelang, für die Gruppen der Zeichner und Labo- 
ranten einige Verbesserungen zu erreichen. Für. die Gruppen 
der technischen Angestellten ist eine völlig neue Formulierung 
vorgesehen, über die gleich zu Beginn des neuen Jahres 
in Verhandlungen eingetreten werden soll. 
Die neuen. Einkommenssätze für die technischen Ange- 
stellten gestalten sich nunmehr ab 1. November d. Js. 
wie folgt: 


pro Monat 
Gru I a) 2575 M, 
Seh 2370 „ 
ke € Gruppierung 2265 „ 
Gru la ° 2555 , 
ei = 2450 „ 
Gruppe Ill a) bisher 2250 „ (Meister mit dem Befähigungs- 
- b) 2100 „ nachweis zum Ausbilden von 
„ <) 2000 „ Lehrlingen erhalt. 50M. mehr) 
5 d) Analytiker und 
Zeichner 1850 „ 
Gruppe IV Analytiker und 


Zeichner vom 
voll. 18. Le- 
bensjahre ab 1450 „ 


' Angestellte mit abgeschlossener Hochschul- 


bildung: x 
im 1. Berufsjehr . . „ . 2500 M. pro Menat, 30000 M. pro Jahr 
» 2. » 7} . [7 ® 2759 » ” » 33000 » » » 
» 3, » 20 oo 2916 » ” [) 35000 ” » ” 
» 4 » „3.770,08 3083 n n n 37000 „ ” ”» 
» 5, » [ oe 3250 ” ” n 39000 ” » » 
„6. J46 „u m » 4000. 


Das Kindergeld wird auf 150 M. monatlich, das Haus- 
standsgeld auf 175 M. monatlich erhöht. 


Lehrlinge erhalten: im 1. Lehrjahr 200 M., im 2. Lehr- 
jahr 300 M., im 3. Lehrjahr 500 M. monatlich. 


Auf Zeche Arenberg-Fortsetzung versuchte die Ver- 


‚waltung im Oktober, die seit der Revolution bestehende 


Wechselschicht der Untertagesangestellten 


\ 
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aufzuheben. Verhandlungen mit den technischen Beamten 
des Betriebsrates führten zu keinem Ergebnis. Auch Verhand- 
lungen mit einer Delegation der Steiger verliefen ergebnislos. 
Daraufhin gab der Inspektor den Befehl, dass: vom nächsten 
Tage an die Wechselschichten aufhörten. 

Die Steiger traten nun zu einer Beratung zusammen und 
wurden sich darüber einig, nicht auf die echselschicht zu 
verzichten, da sie in dieser ein Mittel sehen, um die jüngeren 
Kollegen zu vollwertigen Mitarbeitern heranzubilden. ‘Sie sind 
am anderen Tage geschlossen auf Wechselschicht gefahren, 
genau wie sonst ‘auch. ER, 

Man sieht hieraus, dass eine geschlossene Angestellten- 
schaft“imstande ist, Aenderungen. im Betriebe zu verhindern, 
Voraussetzung solcher Aktionen‘ ist aber, dass die Organisation 
vorher davon verständigt wird und ihre Zustimmung gegeben 
hat. Wir sind gern bereit, über vorzunehmende Massnahmen 
im. Dienst mit der in Frage kommenden Direktion zu ver- 
handeln und geben auch gern unsere Einwilli ung,. wenn .die 
zu treffenden Massnahmen im Interesse des Betriebes und der 
Angestelltenschaft liegen. 

Da zu gleicher Zeit auf der Zeche Lohberg das 
gleiche versucht worden ist, kann man annehmen, dass System 
in.'der Sache liegt. Auch auf Lohberg ‚haben die Angestellten 
geschlossen die Abschaffung der Wechselschicht verweigeit. 


Auf der Schachtanlage Prosper 3, die ebenfalls wie 
Arenberg-Fortsetzung zum Rheinstahl-Konzern gehö:t, war 
die ‚Betriebsratswahl' mit Erfolg angeiochten 
worden. Die Verwaltung erklärte, gestützt auf einen Schieds- 
spruch, der in Bayern gefällt worden ist, die Fördermaschinisten 
dürften an der Neuwahl nicht teilnehmen, da sie nicht als An- 
gestellte zu gelten hätten. Verhandlungen der Organisation mit 
der Verwaltung verliefen erfolglos; daraufhin wurde von seiten 
der Organisation verlangt, bis zum anderen Morgen 10° Uhr 
die Zustimmung zur Wahlberechtigung zu geben, andernfalls 
sie sich weitere Schritte vorbehalte. Am anderen Tage um 
9 Uhr wurde der Einspruch zurückgezogen! 


Aus dem Berufe 


Sicherheitsvorschriften im Bergbau. Ueber die allgemeine 
Befolgung der Sicherheitsvorschriffen schreibt der „Kompass‘‘ 
u. 4,2 Schon seit längerer Zeit muss aut sehr viel Zechen des 
Ruhrreviers die Beobachtung gemacht werden, dass die Be- 
folgung der Sicherheitsvorschriften durch die Bergarbeiter 
äusserst lax ist. Fälle hätten sich ereignet, in denen sogar 
in der Grube geraucht worden wäre, in denen Beamte, die aut 
Einhaltung der bergpolizeilichen Vorschriften drängen, körper- 
lich bedroht und misshandelt worden wären. So wäre es 
denn kein Wunder, dass nach den Ermittelungen der Knapp- 
schaftsberufsgenossenschaft die entschädigungspflichtigen Un- 
fälle im rheinisch-westfälischen Bergbau im Jahre 1920 zu 
23,3 Prozent der Fälle aut die Schuld der Verletzten selbst 
zurückzuführen wären. 

Soweit der „Kompass“. Er bringt hier einzelne bedauer- 
liche Vorkommnisse, wie sie sich leider im Ruhroergbau 
mit seinen riesigen Arbeitermassen schon früher und auch 
heute ereignen, und er vertritt die Anschauung, als ob die 
Bergleute schuldhafterweise die Veranlassung zu Unfällen 
geben. Wenn der „Kompass“ ein Blatt wäre, das der Wahr- 
heit.die Ehre geben würde, und sich nicht der einseitiesten 
Hetze gegen die Arbeiterschaft befleissigte, müsste es auf den 
ausserordentlich grossen Rückgang der Unfallziffern hinweisen, 
der sich gegenüber der Vorkriegszeit eingestellt hat. Die Zahl 
der entschädigungspflichtigen Unfälle ist im Ruhrrevier von 
5297 aut 6483 im Jahre 1917 gestiegen, und im Jahre 1920 
aut 4844 zurückgegangen. Die Belegschaftsziffer ist von 
396 700 im Jahre 1913 aut 465 400 im Jahre 1920 gestiegen. 
Das sieht wirklich nicht danach aus, als ob die Befol ung der 
bergpolizeilichen Vorschriften schon seit längerer Zeit eine 
laxe ist. 

Es dient nicht dem Frieden im Bergbau, wenn 
das amtliche Organ der Berutsgenossenschaft sich in dieser 
gehässigen Weise gegenüber der Arbeiterschaft auslässt. Wir 
wollen aber nochmals an dieser Stelle bemerken, dass die 
Unfallverminderung und Gefahrenverhütung gerade durch die 
Umänderungen im Bergwerksbetriebe, in dem. das rücksichts- 
lose "Vorgesetztentum durch die sachliche Zusammenarbeit 
von Beamten und Arbeitern ersetzt wurde, sowie durch die 
Einführung der Betriebsräte erreicht worden ‚ist. Wenn der 
„Kompass“ in dieser Hinsicht mitarbeiten würde, diente er 
der Sicherheit im Bergbau mehr als durch solche unverant- 
wortlichen tendenziösen Angriffe. 


Bildungsfragen 


Kürzung des Lehrganges an der Bergschule zu Eisleben. 
Im September d. J. wandten wir uns an das Ministerium für 
Handel und Gewerbe mit der Bitte, das Kuratorium der Berg- 




































































ano 


er 





schule zu Eisleben dahingehend beeinflussen zu wollen, dass es 
den Lehrgang der zu Ostern auf die Hauptschule aufgenomme- 
nen Schüler ‘von 4 ‘Semester auf 3 Semester herabsetze. Auf 


dieses Gesuch gin® uns nun unterm 9. November d. J. vo 
Oberbergamt in Halle nachstehender Bescheid zu: 


„An den Bund der technischen Angestellten und Beamten. 


Der Herr Minister. für ‚Handel: und ‚Gewerbe :hat uns beauftragt, 
den Bund der technischen Angestellten und Beamten in Halle a. S. au 
die au ihn gerichtete Eingabe vom 13. September 1921, betreffend 
Kürzung der Ausbildungszeit für die Schüler der Bergschule zu Eisleben 
in seinem Namen zu bescheiden. 5 

Es gereicht Ihnen demgemäss folgendes zum Bescheide: Das Berg- 
schulkuratorium hat in seiner letzten Sitzung beschlossen, die Ausbildungs- 


zeit der Osiern d. J. in ‚die Hauptschule eingetretenen Bergschüler auf- 


eineinhalb ‚ahre festzusetzen. gez. Unterschrift. 


Durch diese Herabsetzung des Lehrganges dürfte bei der 
heutigen schweren Wirtschaftslage der Arbeitnehmer manchem 


ungen Berufskollegen der Besuch der Bergschule wesentlich er- 
leichtert sein. 


Aus anderen Verbänden 


Reichsverband Deutscher Bergbauangestellter. Die letzte 
Nummer des „R.d.B.“ vom Monat November beschäftigt sich 
fast nur mit dem AfA-Bund, besonders mit unserem Bund. 
Unsere Kollegen Werner, Bauer und Holzapfel werden ange- 
griffen. Vor zehn bis zwanzig Jahren war in der Arbeiter- 
presse der Ton und der Inhalt der Presse mitunter ähnlich, 
wenn sich gegnerische Verbände aneinander rieben. Einzel- 
fälle wurden ausgeschlachtet und gaben Stoff zu endlosen Ar- 
tikeln. Reden wurden ganz wiedergegeben, kurz, man sah 
überall, dass sonstiger Stoff fehlte, und nur dieser kleinliche 
Stank die Zeitung füllen kounte. Heute ist die geistige Höhe 
der Gewerkschaftszeitungen längst eine bessere. Wir emp- 
fehlen allen Kollegen, das Organ des R.d.B. mit der „Deut- 
schen Techniker-Zeitung“ und dem Inhalt des 1.0.7908 
vergleichen. Wer das tut, wird es verständlich finden, dass 
einmal unsere Zeitung viel zu wertvoll für eine Entgegnung 
ist, dass wir ausserdem aber auch ganz anderen Stoff bringen. 


Am Totensonntag veranstaltete der R.d.B. einen Werbe- 
tag in der Niederlausitz. In drei Versammlungen, und zwar in 
Senftenberg, Gross-Räschen und Zeissholz, versuchte er, Mit- 
glieder zu gewinnen. In allen Versammlungen holte er sich eine 
Abfuhr. Sein Agitationsthema, die Einheitsorganisation, ver- 
fängt heute nicht mehr, nachdem der AfA-Bund die Unter- 
lagen für eine einheitliche Vertretung der Angestellten im 


Bergbau schafft. In der heutigen Zeit sieht es ein jeder 


Grubenbeamte ein, dass der R.d.B., der von allen, aber 
auch von allen wichtigen Vorgängen bezw. Vertretungen im 
gesamten deutschen Bergbau ausgeschaltet ist, und der nur 
örtliche Tarifverträge mit den grossen Organisationen ZU- 
sammen verhandelt. keine Vertretung ist. — 


Auf welchen „Krampf“ der R.d.B. veriällt, zeigt nach- 


stehendes Schreiben, das uns von einem ‚Kollegen aus der 
Kaliindustrie zuging: 


„Der R.d.B. hat seinen Namen als Angestelltenverband verwirkt. 
Unter den erdenklich raffiniertesten Methoden versucht der R.d.B. in 
der Kaliindustrie, hauptsächlich im Magdeburger Revier, Mitglieder zu 
fangen. Den Wunsch der Fördermaschinisten, als Angestellte bewertet 
zu werden, ausnutzend, setzt er seine Zerspliiterungsarbeit auch in den 
Reihen der Fördermaschinisten, die restlos im Deutschen Fördermaschi- 
nisten-Verband organisiert sind, fort. Dass es ihm bei der Werbung 
ganz gleichgültig ist, ob die Angeworbenen im Arbeiter- oder Ange- 
stelltenverhältnis stehen, dafür sprechen folgende Tatsachen: ; 

Auf dem Kaliwerk Wefensleben bei Magdeburg wurde den Förder- 
maschinisten von seiten des ersten Grubenbeamten (natürlich Mitglied 
des R.d.B.) zugesichert, wenn sie zum . Reichsverband übertreten, 
würden sie sofort angestellt. In der hierauf folgenden Korrespondenz mit 
Herrn Dr. Herwegen erklärte dieser, dass sie sich mit ihrem ganzen 
Finfluss dafür einsetzen werden, den Wünschen der Fördermaschinisten, 
Angestellte zu werden, nachzukommen und erwartet, dass der Zweig- 
verein Helmstedt des Deutschen Fördermaschinisten-Verbandes geschlossen 
zum Reichsverband übertritt. Diesen Lockungen sind nun in letzter 
Zeit einige Fördermaschinisten von den Kaliwerken Wefensleben und 
Grasleben gefolgt. 

Es bleibt ja nun abzuwarten, ob der R.d,B. infolge seiner guten 
Beziehungen in der Anstellungsfrage mehr zu leisten vermag als wie 
der Deutsche Fördermaschinisten-Verband. 

Dass der R.d.B. Leute, die im Arbeiterverhältnis stehen, als Mit- 
lieder aufnimmt, wird jedem Kollegen, auch. denen, die Mitglieder des 

‚d,B. sind, zu denken geben. Es erübrigt sich jeglicher Kommentar. 


Wir’sind der gleichen Meinung. 


„Butab-Terror“ und G.d.A.. Herr Ing. Fromholz vom 
G.d.A. schreibt in Nr. 22 seiner Zeitung eine sehr hübsche 
und interessante Notiz über den angeblichen Terror von Butab- 
mitgliedern auf Zeche Mathias Stinnes in Karnap. Hier soll 
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27. Oktober an den .G.d.A. schon „ab 
sich in diese Dinge einzumischen, un ‘hat auch in er Be 
gründung angeführt, dass der O.d. A. sich durch seine Haltung ° 


Nr. 4 


das G.d.A.-Mitglied A. B. unter ne kleinlicher Schi. 

kanen gezwungen worden sein, dem Bund beizutreten. 
Unser Kollege Werner hat es in seinem Schreiben vom 

rundsätzlich abgelehnt, 


in der Knappschaftsfrage das Vertrauen der technischen An« 
gestellten im Ruhrbezirk verscherzt hat. ‚Wir wollen. es ‚aber 
trotzdem nicht unterlassen, den G.d.A. wieder einmal auf 
eine Unwahrheit festzunageln. Auf unsere Anfrage bei unserem 


Vertrauensmann des obengenannten Werkes er alten wir fol- 


gende Zuschrift: ; 
„Anliegend. ‘lasse ich Ihnen eine Erklärung des auf Zeche Mathias- 
Stinnes I/II beschäftigten Steigers A. V. zugehen. Sie ersehen daraus. 
dass es der G.d.A. mit der Wahrheit nicht genau nimmt. Bemerken 
möchten wir, dass auf hiesiger Anlage ein Steiger mit den Anfangs- 
buchstaben A. B. nicht tätig ist, der dem Q.d.A. angehört ‚hat. Es 
kommt nur der Kollege V. in Frage. Im übrigen billigen wir den: von 
unserer Abt. Bergbau Berlin vertretenen Standpunkt. Der G.d.A. hat es 
durch seine unanständige Kampfesweise verwirkt, noch anständig ' be- 
handelt zu werden.“ f 3 


Die Erklärung des in Frage stehenden Kollegen lautet: 


„Auf das Schreiben des Q.d. A. sehe ich mich genötigt, zu erklären, 
dass ich nicht etwa durch die Terrorisierung der Herren Kollegen, 
sondern ohne jeden Zwang freiwillig dem Butab beigetreten bin. 


Hochachtungsvoll 
5 -A. V R Ei 
Das Urteil über das Gebaren des G.d. A. überlassen wir 
unseren Kollegen, | er 


%* 


Vom -18. bis 20). November hielt: der G.d. A. eine Tagung 
seiner „Reichsfachgruppe Bergbau und Knappschaft‘“ in Böchum 
ab. In den Berichten darüber lesen wir: „Vertreten waren 
18000 Bergbauangestellte aus allen Teilen des Reiches.‘ Unse- 
res Erachtens sind das 13060 bis 14000 Angestellte mehr, 
als er in Wirklichkeit im Bergbau organisiert hat. Es geht 
doch nichts über die Ehrlichkeit! 


Bekanntmachungen 


Betr. Artikel und Notizen über berufstechnische Fragen. 
Unsere verehrlichen Kollegen und Mitarbeiter, die uns durch 
Beiträge für unseren „Technischen Grubenbeamten“ unterstützt 
haben, bitten wir, von der Uebersendung von Abhandlungen 
über technische Fragen Abstand nehmen zu wollen, da der 
uns zur Verfügung stehende Raum kaum zur Behandlung aller 
gewerkschaftlichen Fragen ausreicht. Ganz besonders ist dies 
der Fall, wenn sich, wie in dieser Zeit,.die Tarifverhandlungen 
häufen, -deren Ergebnisse wir den Kollegen zur Kenntnis 
bringen müssen. Es ist jedoch die Herausgabe eines Organs 
für die AfA-Bewegung im Bergbau sowie eines Betriebs- 
räteblattes ins Auge gefasst, und wir hoffen, dann unseren 
Lesern ab und zu mit der Behandlung berufstechnischer Fragen 


dienen zu können. Unsere bisherigen Mitarbeiter bitten wir, 
uns ihre freundliche Mitarbeit auch in Zukunft, wenn möglich ° 


in gesteigertem Masse, angedeihen zu lassen. 
Die Redaktion. 


Unsere Mitglieder werden gebeten, den Roman „Hunger- - 


land“ des Kollegen Werner nicht vom Verlag. der. Breslauer 
„Volkswacht“, sondern vom Industriebeämten-Verläg, Berlin 


NW 52, Werftstr. 7, zu beziehen. Dadurch lassen sich "die © 
meistens gemeinsam eingehenden Be auf „Müssen -die 
esten und billigsten 


Wetter schlagen?“ und „Hiungerland“ am 
erledigen 


Bücherschau | BE 


Handbich des neuen Arbeitsrechts. Die neuen Gesetze und Ver- 
ordnungen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts der: gewerblichen. Arbeiter = 


und Angestellten unter besonderer Berücksichtigung des Bergarbeitsrechts 
in Preussen. Mit Erläuterungen und Wörterverzeichnis herausgegeben? 


von Oberbergrat Dr. juw, Wilhelm Schlüter, }Abteilungsleiter am 


Oberbergamt in Dortmund. Sechste, neu bearbeitete Auflage. 8°. VIE 


und 243 Seiten. Dortmund 1921, Verlag von Hermann Bellmann, Preis” 


25 Mark. 


Von dem bewährten Handbuch liegt die. 6. Auflage vor,‘ Sie 
enthält alle wichtigen, bis zum 15. November 1921 verkündeten Ge 


setze und Verordnungen -über- das neue Arbeitsrecht unter den: Ab-= 
schnitten „Allgemeines Arbeitsrecht“, „Teilgebiete des Arbeitsrechts“ und’ 
„Bergarbeitsrecht in Preussen“. Der Verfasser beschränkt sich nicht 
bloss auf. cine Wiedergabe der Cesetzestexte, sondern hat auch kurze, 
in gemeinverständlicher Form gehalteie Erläuterungen beigefügt. Ausser- 
dem sind den einzelnen Abschnitten Vorbemerkungen vorausgeschickt, die’ 
das Eindringen in den Rechtsstoff erleichtern. Wir können den Kolle en 
erneut die Anschaffung des brauchbaren Werkes nur dringend empfehlen, 
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Verautwortlicher Schriftleiter: G. Werner, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH.. Berlio NW 52 Zi 
Kotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Nummer 48, 3. Jahrg. 
Vorpostenkämpfe 


‚, Die wirtschaftliche Lage zeigt von Tag zu Tag deut- 
licher, dass wir in absehbarer Zeit mit grösseren Kämpfen zu 
rechnen haben. Das Vorgehen der Arbeitgeber bei der Kredit- 
hilfe, ihr rücksichtsloses Verhalten bei den letzten Tarif- 
verhandlüngen und vor allen Dingen der von Tag zu Tag 
zunehmende Druck gegen die Betriebsräte zeigen, dass sie der 
Ansicht sind, sie seien stark genug, den Kampf aufzunehmen, 
und der Zeitpunkt des Kampfbeginnes sei für sie der rechte. 
Im Bergbau haben sich die Dinge besonders zugespitzt, was 
ja bei dem Standpunkt, den hier die Arbeitgeberschaft stets 
einnimmt, nicht weiter verwunderlich ist. 

Dass man dort in führenden Kreisen den Standpunkt ver- 
tritt, dass die Arbeitskammer Niederschlesiens beseitigt werden 
müsse, und dass die Arbeitskammer des Ruhrgebiets (,die 
zweite Arbeitsgemeinschaft‘‘, wie eine hervorragende Persön- 
lichkeit des Ruhrbergbaus sie benannte) überflüssig sei, be- 
weist klar, welche Meinung diese Leute von der Zusammen- 
arbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern haben. Nur 
gezwungen, und dann wenn möglich auch nur in ihrem Inter- 
esse, lassen die Herren sich auf eine gemeinsame Arbeit ein. 
Was schert sie Reichsverfassung, was Wirtschaftsfriede, was 
soziale Rücksichten! Sie sind die „Herren im Hause‘, und 


‚damit hat jeder sich abzufinden. 


Man braucht sich daher über das Vorgehen gegen die Be- 
triebsräie in den einzelnen Betrieben nicht zu wundern, es ist 
ein Ausfluss" der allgemeinen Ansicht. Dass in erster Linie 
die freiorganisierten Betriebsratsmitglieder zu leiden haben, 
ist selbstverständlich. Aber auch andere schont man nicht, 
wenn sie sich bemühen, praktische Arbeit zu leisten. Die Ge- 
werkschaften verfolgen dieses Vorgehen mit grösster Aufmerk- 
samkeit, weil sie sich der Wichtigkeit desseiben voll bewusst 
sind. Sie können nicht zugeben, dass systematisch pflicht- 
treue und arbeitseifrige Betriebsratsmitglieder entweder von 
den Werken direkt oder aber mit Hilfe alter Gesetze und noc! 
älterer Rechtsprechungspraxis beseitigt werden. Weder die 
Gewerkschaften noch die Beiriebsräte sind daran schuld, dass 
die alten Gesetze noch bestehen, und dass die Demokratisie- 
rung der Staatseinrichtungen bisher nur Phrase war und — 
wenn der neue Handelsminister nicht bald beginnt zu be- 
weisen, dass ihm Demokratisierung ernst ist — scheinbar auch 
Phrase für die nächste Zukunft bleiben wird. 

Ein Schulbeispiel unter vielen anderen ist das Vor- 
gehen aer Gelsenkirchener B.-A.-G. gegen das Ee- 
triebsausschussmitglied Steiger Eckey, worüber die „Esse- 
ner Arbeiterzeitung“ u. a. folgendes schreibt: 

„Der Steiger" W. von der Zeche Rheinelbe 3 (Mitglied des N.D.T.V.) 
schrieb anfaags. Oktober d. J. mehrere kurze, angeblich an den Be- 
triebsführer' N. gerichtete Leistungsberichte über verschieilene Betriebs- 
punkte und legte die Berichte in seinen Schichtenzettel. Die Berichte 
enthielten keine Anschrift und waren mit einem kaum leserlichen W. 
unterzeichnet. ‘Sie hatten folsenden Wortiaut: 

Nr. 86. Mit der Leistung zurückgehalten. Dürfen nicht viel mehr 

wie Misimallohn erhalten. 

Nr. 90, Diese Leute haben mit der Leistung zurückgehalten. 
Es sind 384 M. geschrieben; dürfen nicht mehr erhalten, 

Nr. 95. Diese Leute dürfen nichts dabei haben. Hier ist 
schwer gefaulenzt worden; je Schicht sind. 9,20 M. ge- 
schrieben. 

Nr. 101, Hier sind 11,590 M. je Schicht. geschrieben, darf nichts 
hinzukommen. In bezug auf Leistung siehe Nr, 1009. (Fast gleich- 
artioe Verhältzisse.) 

Nr, 107. Dieser Lohn entspricht der Leistung. 

Nr. 114. Hier sind je Schicht 5 M. geschrieben. Lohn darf nicht 
weiter erhöht werden. Gedinge steht hoch genug. W. 

Diese Berichte enthielten, wie oben gesagt, keine. Anschrift. Der 
Betriebsiührer N. hat sie dem Schichtenzettel entnommen und fuhr damit 
in die Grube. Hier hat er sie in der Sprengstofikammer' verloren. 
Einen Tag später wurden sie, nachdem mehrere Schiessmeister bzw. 
Schiesshauer sie gesehen hatten, von einem Schiesshauer aufgenommen. 
Dieser machte sich, wie er selbst sagt, Notizen davon und gab sie 
am Ende der Schicht dem. Steiger S. Letzterer übergab sie am Schicht- 
wechsel in der Steigerwaschkaue dein technischen Betriebsausschuss- 
mitglied Steiger Eckey. Steiger Eckey, der Mittagsschicht hatte, steckte 
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die Berichte ein und fuhr damit ia die Grube. Inzwischen war das Be- 
triebsausschussmitglied H. bereits in Besitz von Abschriften dieser 
Berichte gekommen, ohne zu wissen, dass das Betriebsausschussmitglied 
E. die Originalscheine hatte, und teilte den Inhalt der Berichte meh- 
reren Arbeitern, die es anging, mit. 

Das Betriebsausschussmitglied E. veranlasste am darauffolgenden Tage 
auf Grund der in seinem Besitz beiindlichen Originalberichte bei der 
Betriebsleitung eine Befahrung der in Frage kommenden Betriebspunkte, 
um festzustellen, ob die gegen die Arbeiter erhobenen Anschuldigungen 
der Wahrheit entsprachen. Die Befahrung wurde unter Beteiigun 
einiger Betriebsausschussmitglieder vorgenommen., ‚Hierbei stelite. sich 
heraus, dass vor den Betriebspunkten die Gedinge zu niedrig waren 
und Steiger W. — der die unerhörten Anschuldigungen erhoben hatte — 
selbst eine Erhöhung der Gedinge vorschlug. Es stellte 
sich weiter heraus, dass eine ungenügende Bewetterung und ein schlechter 
Zustand der Förderwege zu verzeichnen war. Hätte der Betricbs- 
ausschuss die Untersuchung nicht vorgenommen, daun 
wären die in Frage kommenden Arbeiter erheblich ge- 
schädigt worden und die Arbeiter hätien noch lange 
Zeit unter den gegen sie erhobenen Anschuldigungen 
zu leiden gehabt. 

Was machte nun die Werksleitung? Sie verlangte von dem Betriebs- 
ausschussmitglied, Steiger - E., sofort die Herausgabe der Original- 
berichte. Als Steiger E. erklärte, er könne die Berichte nicht eher aus 
den Händen geben, bis die Untersuchung restlos abzeschlossen ssi, 
wurde ihm kurzer Hand ohne vorherige Zustimmung der Betriebsver- 
treiung gekündigt. Die nachträgich von ihr nachgesuchte Zu- 
stimmung wurde selbstverständlich versagt. Nim stellte die Werks- 
leitung einen Antrag an dea Schlichtungsausschuss Gelsenkirchen weze 
Erteilung der Zustimmuag zur Kündigung des Betriebsausschussmitgliedes 
E., ebenso auf sofortige Enthebunr vom Amt als Betriebsra‘.“ 

Der Schlichtungsausschuss hat sich in mehreren atisge- 
dehnten Sitzungen mit der Angelegenheit befasst, und in der 
Sitzung vom 5. Dezember 1921 folgenden Schiedsspruch gefällt: 

„Der von der Zeche Rheinelbe I/H/II ausgesprochenen 

Kündigung des technischen Betriebsratsmitgliedes Steiger 
August Eckey wird zugestimmt. Steiger Eckey ist weiter 
seines Amtes als Betriebsratsmitglied enthoben.“ 

Angestellte und Arbeiterschaft haben zu diesen Vorgängen 
mit aller Deutlichkeit Stellung genommen und schwer. war 
es den Gewerkschaftsvertretern, die hochgehenden Wogen der 
Erregung abzuebben. Vorläufig haben die Gewerkschaften 
noch alien Grund, den Provokationen der Arbeitgeber und 
unparteiischen Schlichtungsausschüsse gegenüber die Ruhe 
zu bewahren, ohne jedoch diesen Leuten das Recht zu geben, 
dauernd die grundsätzlichsten Rechte der Arbeitnehmerschaft 
zu sabotieren. Mit dem Moment, da sie die Beruhigung der 
Arbeitnehmerschaft übernahmen, übernahmen sie jedoch auch 
die Pflicht, Steiger Eckey sowohl wie die gesamten Betriebs- 
räte zu schützen. AfA-Bund und Bergarbeiterverband haben 
diese ‚Pflicht übernommen und Schritte eingeleitet, dass das 
begangene Unrecht auf gütlichem Wege gutgemacht wird. 
Sie haben die beteiligten Stellen ‚nicht im Zweifel gelassen, 
dass unter allen Umständen die Dinge so nicht weitergehen, 
und dass sie gewillt sind, alle Mittel anzuwenden, wenn der 
gütliche Weg nicht zum Ziele führt, um den. Schutz der 
Betriebsräte durchzusetzen. 

Warten wir also mit Ruhe der Dinge, die kommen werden. 
Schliessen wir die Reihen, eingedenk dessen, dass hier kein 
Mundspitzen mehr hilft, dass hier gepfiffen werden muss. 
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Bergbshörde und Beisitzerwahlen zum Berggewerbegericht 
Aachen. Einen Beitrag zu dem Bemühen der Bergbehörde, 
das Vertrauen der Arbeitnehmerschaft des Bergbaus zu ge- 
winnen, bietet nachstehender Vorgang: 


"Am 29. Oktober d. ]J. wurden für die I. Kammer (Aachen) 
des Berggewerbegerichts Aachen die Beisitzerwahlen getätigt. 
Der Wahlkommissar, Herr Geh. Bergrat Ziervogel, erliess 
eine Bekanntmachung mit den Namen der gewählten. Beisitzer. 
Die Veröffentlichung geschah aber nicht,. wie sonst üblich, 
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in den von den beteiligten Kreisen am meisten gelesenen I. Niedersächsisches Steinkohlensyndikat: 
Tageszeitungen, sondern ausgerechnet im „Politischen Tage-- Durchschnittliche Preise für 2 ee 
blatt“, einem Organ, welches in der Bergarbeiterschaft kaum _Schmiedekohlen. . . . 45310M. Nusll.. ..... 40640M. _ 
gelesen wird. ® Kokskoben . . . . . 471,60 „ Magerförderkohlen . . . 424,30 „ 


Gegen die einseitige Art dieser Bekanntmachung erhoben Magernusskohlen . . . 488,70 „ _ Beckedorier Förderkohlen 423,20 „ 
AfA-Bund und Bergarbeiter-Verband entschiedenen Protest und Beate er ” a 2 & 
ersuchten das Oberbergamt, den Wahlkommissar anzuweisen, Briketts (Industrie) . . 586 „  Brikette (Eiform) . . . 650,30 „ 


die Veröffentlichung in den auch von der Arbeitnehmerschaft il, Rheinisches Braunliohlensyndikatı 
gelesenen Tageszeitungen zu veranlassen. Eiterkohle EDIIDEN Duria  E 22260 M. 


Ban 0. IV. Für das sächsische Steinkohlensyndikat gelten durehschnitt- 
Wirtschaf tsfragen lich folgende Preise: h x 
- a) Zwickauer Werke: 


Neue Kohlenpreise, Gemäss Beschluss des Reichskohlen- Gespechstücke . .  . 636,30 M. Nussstücke . . . » . 632,40 M. 
verbandes vom 17. November 1921 gelten vom 20. November Waschwürfel I. . . . 63360 „  Waschknörpell. . . . 631,20 „ 
1921 folgende Brennstoffverkaufspreise pro Tonne (inkl. Wasthnus I... ... 55020 „ Rohkoble . . . . 503,70 „ 
Kohlen- und Umsatzsteuer): Stäckkoks ," , 2 Or Brechkoks. . ... . 60,— „ 


I. Niederschlesisches Steinkohlensyndikat. b) Oelsnitzer und Lu SaUeE Werke: 

nee (saspechstücke - . 402 632,40. N. Nussstucken ae ER M. 
E ; Tre » Waschwürfel I. . x . 617,10 „ Waschknörpel I. . . - 3 

Fürsten- er ‚aa Fuchs} Rudolf Waschnuss I. . . - » 50910 „ Rohkohle (Schlamm) . . 119,40 z 

lese: hoffnung V. Kohlensyndikat des rechtsrheinischen Bayern 

Oberbayerische Pechkohlen: 

!, Flammkohle, | M. | 5 M, M. M. Stücke ;. 2 30°, 0 ns Aue Me Würfele see 481,50 M. 

1587,50 : | 587,50 | 587,50 | 587,50 Broken . .... 0. 481,50... Numl... u Ar? 

581,49 Steinkohlen: r 

Schmiedekoblen ; .:. 407,30 M. Gaskohlle . » . 458,80 M. 


lückkohle . 
Nuss ], ungew. . BR: -- — 2 
Nuss 1], gew. . 21 607,-— 607,20 | 9,— 


Eıbs |, ungew. . una — Ss _ _ 553,— Gasfördeikohlen, . . 483,10 . Klarkohle . - 31020, ,7: 


= \, Braunkohlen: ER: 
Förder Re BEE HEiME 477,50 ‚475,10 Förderkoblen,. . . . . %3,10M. Würfel:3 Trase ....150,— M. 
Sr Mi en ER | ar ar FR Bukells 211 00000. A9I an Nusskoble oe. BO, 
BE er VI. Eschweiler Bergwerksverein im Aachener Steinkohlenrevier: 
abe ohiä 5 * Anthrazit I Stücke . . 552,70. M Halbtett 54%, . . . . 49430 M. 1 
ss s Nuss I... «674805, Nash De 
Ei BEN: EN REN r 64970 Fett I Stücke .. .- . :.. 55240 „ Hochofenkoks . . . . .669,— nn | 
EB En BEWERTEN ei ee EL 3 5 ° Nuss Hl . .. 2631,70 °, Gies-ereikoks . . . . 685,— nn a 
Es sn! }: Gsttes| Wahlen: a Brechkoks En 728,— M. j 2 N | 
kg hoff | berg rose ande “ VI. Gewerkschaft Nordstern im Aachener Steinkobleurevier: 
ee 1offnung R ma  Förderkohle . . . . . 680,50M. Grosskoks . . . . . 979,80 M. | 
ee N a : Sn | . Nusskohle gew. . . .. . 749,10 „ Brechkoks .. 2... „ 020: 997,802, = 
asstücke 1.0, 0702257 22,9 E 
Gaserbs 4. gew: . . . ..| 626,80: | 627.50 
Gasnuss I, gew.. . . .1 64210 | 642,30 
Gasförder, abges. . 610,90 > 


M. 
Eee Reichskalirat. Ueber die letzte Sitzung geht uns fo- 
TI gender Bericht zu: In der am 6. Dezember 1921 von dem 
an Pr 194 — iR Er Vorsitzenden Herrn Geheimen Justizrat Dr. Kempner abge- _ 
wir - ; % % en haltenen Vollsitzung des Reichskalirats wurde in der Haupt- 

N EL RE sache der Antrag des’ Kalisyndikats wegen Erhöhung der 

Brikettan., wall ER air Kr Infandshöchstpreise für Kalisalze erörtert. Dieser Antrag, wel- 
Ab 21. November 1021 gelten: ti \ a Nie eo % ee 2 T en 
a . erhöhung von 70 Prozent der Kalirohsalze arnallit und : 
Brikeits ran; ee Rohsalze mit 12 bis 15 vom Hundert K,0)," von BO’Prozenf = ze 
Brikettspäne .. 2. 244,301, Eoudekoks 74 2010 0 der Kalidüngesalze 38-42 Prozent K,O-Gehalt und aller übiigen 
Brikeits des Casseler- Reviere 378.68. M. er nr Fan un von 75 ae au bis- 
i ER erigen Kaliinlandshöchstpreise vorsieht, wurde einstim- 

ll. Ostelbisches Braunkoblensyndikat, dos angenommen. Die, bis zum Schluss der Geschäfts- 

a7 ee en a eo stunden am 15. November 1921. beim Deutschen Kalisyndikat 
Brikettspän» 243.30 M, a 9820... G. m. b. H. eingegangenen Aufträge auf Lieferung für Kali- 

Der one ; Sn  rohsalze (Carnallit und Rohsalze mit 12 bis 15 vom Hundert 
Briketts (Flausbrand und grösseres Format) 407,30 M. K,O) sowie die bis ee Schluss der Geschäftsstunden au 
Brikettspäne 305,50 M. Nass; resssteine 373,40 „ 31. Oktober 1921 beim Deutschen Kalisyndikat G. m. b. H. 

ÜEosster Gruppa- ; eingegangenen Aufträge auf Lieferung. von Chlorkalium und 

Briketis (Hausbrand und grösseres Format) 239.20 M, ° die bis an Schluss der Geschäftsstundgn ar 10. November 
Bıikettspäne 254.40.M. Nasspresssteine 300,60 „ 1921 beim ‚Deutschen Kalisyndikat G. m. b. H. eingegangenen ; 

d) Görlitzer Gruppe: Aufträge für Lieferung aller übrigen Düngesalze und Kalısalz- 
Briketts (Hausbrand und grösseres Format) 349,90 M. , fabrikate sind noch zu den bisherigen Preisen auszuführen, 
Brikettspäne 262,40 M. _Nasspresssteine 311,20 „ soweit sie bis einschliesslich 6. Dezember 1921 keine Er- 

Die Preise für die übrigen Brennstoffsorten der oben- Jedigung haben finden können. Ausserdem wurde zu den 

enannten Braunkohlenreviere fehlen noch und werden laut in der Bekanntmachung des Reichskalirats vom 27. August 75/ 


ekanntmachung des Reichskohlenverbandes vom 19. November 1921 festgesetzten Inlandshöchstpreisen für Rohsalze zu in- LF 
1921 demnächst veröffentlicht. dustriellen Zwecken, auch zu Bade- und Klärzwecken, ein 


j Preisaufschlag von 30 vom Hundert, und zwar für Carnallit 
ek orrenezember 1921 gelten ferner folgende Brennstoffe mit 218 Pfennig sowie für Kainit und Rohsalze mit 12 bis 
aufspreise: \ ; : Eee : 
de 3 ’ 15 Prozent K,O mit 259 Pfennig für 1 vom Hundert Kali 
I. Rheinisch-westfälisches Kohlensyndikat. (K30) im Doppelzentner nebst einer Anfuhrgebühr bis zur 
Fettkohlen: Station beim Bezuge von Stückgut von 300 Pfennig für den 
Förderkohlen . . . . 40510 M Bestmelierte Kohlen „ . 455,— M. Doppelzentner und für hochprozentigen Carnallit mit einem 
Stückkohlen . . . . . 43350 „Gew Nusl... 445,50 „ Mindesigehalt von 12 vom Hundert K,O zur Darstellung vom 
Gas- und Gasflammkohlen: Bee auf 199 Piennig für 1 vom Hundert KO 
Flammförderkohlen . . 40510 M. Generatorenkohlen . 440.70 M. im Doppelzentner nebst einer Ausklaubungsgebühr von 10 M 
Stückkohblen I . . . . 433,50 „ Gew Feinkohlen . 413,20 „ für den Doppelzentner festgesetzt. Desgleichen wurden fü 
Esskohlen: ‘ die nachbenannten Kalisalzfabrikate Aufschläge zu den Höchs 
Förderkohlen 25%. . . 401,20 M. Förderkohlen 35%. 405,10 M, preisen für das Inland gewährt, und zwar: für doppelt g 
Stückkohlen . . . . . 43450 „  Feinkohlen ... . 389,30 „ reinigtes und chemisch reines Chlorkalium mit über 60 vo 
Magerkohlen (westliches Revier): Hundert K,O ein Aufschlag von 350 M. für den Doppe 
Melierte 45%, .„ . . . 424,60 M. Stückkohlen . . 349,20 Mm. zentner K,O und für doppelt gereinigtes und chemisch reine 


ben 


nn nn en un - RR ea" . 3 nenn 
ee en 


nen 
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Anthrazit Nuss I . „ . 696,70 „ Anthrazit Nuss IV. 493,90 „ _schwefelsaures Kali ein Aufschlag von 400 M. für den Doppel- 
Koks: zentner K,O. Sodann wurde auf Grund des & 49 der Dureh- 

GrosskoksI „ „ x... .. 590,60 M.  Giessereikoks, . . . 614,40 M. führungsvorschriften zum Kaliwirtschaftsgesetz der Nachtrags- 
Brechkoks I. ». . . . 70530 „ Kleinkoks. . . » 607,40 „ voranschlag des Reichskalirats und der Kalistellen für das Ka- 
Briketts: durchschnittlich 486,10 M, jenderjahr 1921 sowie der Voranschlag für 1922 festgestellt, 

+ 
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Der Kassenverwaltung wurde Entlastung hinsichtlich der Rech- 
nung für das Kalenderjahr 1920 erteilt. Es wurde ferner 
die Bildung eines neuen Ausschusses des Reichskalirats des 
„>. Ausschusses“ für Stillegungen von Kalibergwerken be- 
schlossen und die Mitglieder hierzu gewählt. 

Dem vorliegenden Entwurf einer Ergänzung der Durch- 
führungsvorschriften zum Kaliwirtschaftsgesetz hinsichtlich der 
Rechtsfähigkeit des Reichskalirats und hinsichtlich der Be- 
fugnis zur Beeidigung von Probenehmern und Revisionsbeamten 
für Probenehmer wurde einstimmig zugestimmt. Es wurde 
die Ersatzwahl für den stellvertretenden Beisitzer der Land- 
wirtschaftlich-technischen Kalistelle im Sinne der So und 
37 der Durchführungsvorschriften vorgenommen. ie Ver- 
sammlung beschäftigte sich ferner mit verschiedenen Stillegun- 
gen von Kaliwerken. 

Es wurde Kenntnis genommen von dem Beschlusse ‘der 
‚besonderen Kommission“ wegen Gewährung einer einmaligen 
Wirtschaftsbeihilfe an sämtliche Invaliden, Witwen und Waisen 
der Bergarbeiter und der Angestellten in der Kaliindustrie aus 
dem 10-Millionenfonds. Schliesslich wurde eine Deputation ge- 
wählt, welche beim zuständigen Reichsressort wegen der Eisen- 
bahnwagengestellung ee werden soll. 


Sozialpolitik 

Abänderung des Berggesetzes. Dem preussischen Land- 
tag ist der Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung des $ 101, 
Abs. 2 des Allgemeinen Berggesetzes für die preussischen 
Staaten vom 24. Juni 1865 nebst Begründung zugegangen. 
Der „Deutsche Reichsanzeiger‘“‘ vom 3. Dezember 1921 ver- 
Ööffentlicht aus dieser Begründung etwa folgendes: 


„Nach & 101 des Berggesetzes beträgt die Zahl der 
gewerkschaftlichen Anteile (Kuxe) regelmässig hundert. Sie 
kann durch Satzung mit Genehmigung des Oberbergamtes 
auf tausend erhöht werden. Eine höhere Kuxenzahl kann 
ausnahmsweise vom Minister für Handel und Gewerbe zu- 
gelassen werden, und zwar nur dann, wenn im Falle der 
Umwandelung einer Gewerkschaft alten Rechtes in eine 
solche neuen Rechts der Einteilung in hundert oder tausend 
Kuxe ungewöhnliche Schwierigkeiten entgegenstehen (s. 8 235 
des Allgem.. Berggesetzes). Das Bedürfnis nach einer 
höheren Kuxzahl ist-aber auch bei Gewerkschaften neueren 
Rechts, die nicht aus solchen alten Rechtes entstanden sind, 
mehrfach dringend hervorgetreten und hat sich unter den der- 
zeitigen Wirtschaftsverhältnissen noch weiter verschärft. Kuxe 
im Werte von 100000 M. und darüber’ sind nicht selten. 
Infolgedessen ist ihre Verkehrsfähigkeit sehr stark beschränkt. 
Diese Unteilbarkeit von Vermögenswerten von über 100.000 M. 
scheint aber auch deshalb unserem Wirtschaftsleben nicht 
zu entsprechen, weil bei notwendig gewordener Abstossung 
von Kuxwerten diese nur von äusserst kapitalkräftigen 
Kreisen übernommen werden können. Hierdurch ist dem 
Eindringen ausländischen Kapitals Tor und Tür geöffnet.‘ 


Gewerkschaftsarbeit 
Tarif für den niedersächsischen Steinkohlenbergbau. Die 
am 1. November mit dem Arbeitgeberverband für den Nieder- 
sächsischen Steinkohlenbergbau stattgefundenen Verhandlungen 
haben zu einem Ergebnis geführt, ohne dass wie sonst üblich 
der Demobilmachungskommissar in Tätigkeit zu treten 
brauchte. Vereinbart wurde eine Erhöhung der Grundgehälter 
ab 1. September um 3900.— M. und ab 1. November um 
abermals 6900.— M. Ebenso wurde eine Erhöhung der Sozial- 
zulagen beschlossen, und zwar Kindergeld ab 1. September 
900.— M., ab 1. November 1400.— M. pro Jahr und Kind, 
Hausstandsgeld ab 1. September 2100.— M. Nachstehend 
teilen wir den Kollegen die neuen Gehaltssätze für die tech- 
nischen Angestellten mit: 
Gehaltstafel 
Gehalt ab 1. Septemler. 
Gruppe 1 a) 195%0 -+- 10 x 250 = 22000 M. 
b) 18 900. 10 X 250 — 21 400 „. 
ec) 17 7004 10 X 200 = 19 700 , 


Gehalt ab 1. November. 
26.490 + 10 X 250 —= 28 900 M. 
25800 + 10% 250= 28300 „ 
24 600 + 0 X 200 = 26600 „, 


d) 17100 +10 X 150 = 18609 „ [24000 + 10 X 150 = 25 500 » 

Gruppe 2a) 18 900-+ 10 X 250 = 21400 „ 125800 + 10 X 20 = 28300 „ 
b) 17 700 -- 10 X 200 =19 100 „ 124600 +10 X 200= 236 600. „ 

16900 +10 x 150 = 18400 , |23800 + 10 X 150 = 25300 ", 

d) 15990 + 8%X 150 =17100 „ [2280 + 8xX150= 2400 „ 
e)15300-+ 8% 150 =16500 „ |222°0 + 8X 150= 23400 „» 

Gruppe 3 a) 18 100-4 10 X 200 — 20.100 „ 125.000 + 10 X 200 = 27000 „ 
b) 16 500 + 10 X 200 = 18500 „, 23400 -+ 10 X 200 = 25400 „, 

Die Lehrlingssätze sind ab 1. September d. J. um 50 Pro- 


zent erhöht, so dass sie nunmehr betragen: 


im 1, Jahre 1500 M. 
00 
» I „» 2700 „ 


» 4, » 3600 „ 
Der $ 6 des Tarifvertrages wird dahin abgeändert, dass 
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in Zukunft das ‚Kindergeld für Knaben und Mädchen bis 
zum 18. Lebensjahr gezahlt werden kann. 

Die Erhöhungen erreichen zwar nicht die eingereichten 
Forderungen in vollem Umfange, jedoch war trotz mehr- 
stündiger Verhandlungen nicht mehr zu erreichen. In welchem 
nr die Erhöhungen sich auswirken, zeigt folgendes 

eispiel: 
in Kaufmännischer Angestellter der 
Gruppe 2a hat bisher mit 2 Kindern erhalten 
Anfangssatz 15 200 M. Höch:tsatz 17800 M, 
Ab 1. September erhält derselbe Angestellte: 
Anfangssatz 20 300 M, Höchstsatz 22 900 M. 
Ab 1. November hat dieser Kollege zu erhalten: 
Anfangssatz 29 000 M. Höchstsatz 31 600 M. 

Gleichzeitig wurde vereinbart, dass die Gehälter nicht 
auf eine bestimmte Zeit Gültigkeit behalten sollen, sondern 
bei zunehmender Teuerung ohne besondere Kündigung neu 
verhandelt werden kann. ’ 


Tarifverhandlungen für den Niederlausitzer Braunkohlen- 
bergbau. Am 28. November d. J- fanden in Senftenberg die 
Verhandlungen über die von uns beantragte Erhöhung der 
Angestelltengehälter statt. Die von den rbeitgebern ange- 
botenen Sätze zeigen deutlich das Bestreben, die Gehälter 
der Niederlausitz auf das Niveau des Halleschen Abschlusses 
herabzudrücken. 

Nun hatte sich von vornherein zwischen dem AfA-Bımd 
und den anderen beiden Spitzenorganisationen (G.D.A. und 
Gedag) eine Differenz ergeben, die dadurch hervorgerufen 
wurde, dass wir für die technischen Angestellten, besonders der 
Gruppe Hl und IV, ein Herausheben gegenüber der Gruppe 
II und IV der kaufmännischen Angestellten verlangt wurde. 
Ausserdem hielten wir es für angebracht, auf eine Revision 
der Mantelbestimmungen im Augenblick zu verzichten, dı es 
uns notwendiger erschien, alle Kräfte auf die Erhöhung der 
Gehaltssätze zu verwenden. Wir hatten uns nur bereit er- 
klärt, eine Aenderung der Gruppierung in Gruppe IV der katf- 
männischen Angestellten zu unterstützen, um die Schwicrig- 
keiten, die durch die bisherige Fassung entstanden waren, 
wegzuräumen, der D.H.V. jedoch glaubte, wahrscheinlich arıs 
agitatorischen Gründen, auf eine Revision verschiedener Man.el- 
bestimmungen nicht verzichten zu können, wie auch die 
Gleichstellung der Gruppen I bis III der kaufmännischen An- 
gestellten mit den gleichen Gruppen der technischen Angestell- 
ten zu verlangen. Unserer Ansicht nach war es in gegenwärtiger 
Zeit nicht zu verantworten, die Verhandlungen scheitern tınd es 
auf eine Entscheidung des Reichsarbeitsministeriums ankom- 
men zu lassen, wie es von den Vertreiern des CGiedag tind 
G.D.A. verlangt wurde. Das hätte bei der sonstigen Ge- 
pflogenheit des Reichsarbeitsministeriums eine Verschleppung 
auf Wochen hinaus bedeutet, und gerade davor glaubten wir 
unsere Kollegen mit Rücksicht auf das kommende Weihnach!s- 
fest und die dauernd fortschreitende Geldentwertung, die ja 
binnen kurzem wieder neue Verhandlungen notwendig machen 
wird, bewahren zu müssen, Das unkluge Verhalten des Ge- 
dag und die dadurch hervorgerufene Uneinigkeit unter den An- 
gestelltenspitzenverbänden bot natürlich keine Gewähr dafür, 
höhere Sätze binnen einer kurzen Zeitspanne herauszuholcı, 
und so haben Vertreter des AfA-Bundes versucht, bei ein- 
zelnen, besonders niedrig gehaltenen Gruppen durch Verhand- 
lungen mit dem Arbeitgeberverband einen Ausgleich herbei- 
zuführen. Wir kamen zur Annahme der Gehaltssätze, wie 
sie nachstehend wiedergegeben sind, unter folgenden Bedin- 
gungen: 1. dass die Auszahlung dieser neuen Sätze an die 
Techniker "sofort erfolgt, 2. dass etwaige von den Kaufleuten 
vor dem Reichsarbeitsministerium durchgesetzte höhere Ge- 
hälter auch auf die technischen Angestellten übertragen werden 


sollten. Die Gehaltstafel hat nunmehr folgendes Aussehen; 
Grube — Abraum — Fabrik 
Erhöhung Einkommen 
gegen bisher monatlich 
Gruppe M, M. M. 
I 33 000 10 200 2725 
34 500 11 300 2870 
35.000 12 300 3000 
Ib 32.000 9 800 2670 
u 29 000 9 200 2466 
m 27.000 7650 2250 
IV 25 609 7650 2133 
Sonstige Techniker 
bis 18 Jahre 16.000 3259 1333 
18—24 Jahre 18 —24 000 3 3506 350 1500— 2000 
Selbstständige Techniker 
30.000 9309 2500 
Ingenieure: 
im 1. Dienstjahr 27000 7650 2250 
n 2 n 29 600 9:09 2460 
Por} “ 32.000 8800 2670 
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Erhöhung des Hausstandsgeldes von 150.—M. auf 175—M. 
S „ Kindergeldes „ 100— „ . auf 150.— » 
“ der Ueberstundenpauschale „ 130.— „ auf 180.— „ 
” ” ” ” 150,— ” auf 220,— » 
s PR „.175.— „ auf 250— „ 
= Dienstalterszulage „.120.— „ auf 180— „ 
Lehrlinge sollen erhalten: 

im 1. Dienst-Lehrjahr 309.— M. 

Si Ü 0 — 5. 

9 3. ’ 500.-- ” 


Ausserdem ist eine Umänderung in der Gruppierung er- 
folgt, und zwar dergestalt, dass Betriebsführersteilvertreter, 
die bisher in Gruppe 2 eingruppiert waren, nunmehr in die 
Klasse 1b gruppiert werden. Ihnen reihen sich an in Gruppe 2: 
Steiger mit Schulbildung bzw. Betriebsaufseher, Schachtmeister 
mit Schulbildung, Gruppe 3: alle übrigen Steiger bzw. Be- 
triebsaufseher, Schachtmeister ohne Schulbildung, Gruppe 4: 
Hiltfssteiger, 'Aufseher usw. 

Entgegen der unsererseits gewahrten Neutralität, die von 
dem Grundsatz ausging, den Arbeitgebern kein Schauspiel 
von der Zerrissenheit der Angestelltenschaft zu bieten, hat der 
Gedag kein Mittel unversucht gelassen, die Angestelltenschaft 
gegen uns aufzuputschen. In einer öffentlichen Versammlung 
am 1. Dezember suchte man Stimmung für die Ablehnung 
der neuen Gehaltssätze zu machen. Aber unsere technischen 
Kollegen liessen sich nicht aufputschen. Diesen unseren Kol- 
legen imponiert das Phrasengeklingel und die Verdrehungs- 
pelitik des D.H.V. nicht. Sie wissen, dass sich der AfA- 
Buna ehrlich benfüht, in gerechter Würdigung der 'Arbeits- 
kraft eines jeden einzelnen ihm das zu erringen, was er für 
den Augenblick gebraucht. Tarifpolitik auf weite Sicht. ist 
ın dieser schnellebigen Zeit etwas Unmögliches. Im übrigen 
mag ja dem D.H.V. der neue Kurs des Herrn Stöhr noch be- 
kommen, aber ob der G.D.A. auf die Dauer in der Lage 
ist, seine Forderung auf unbedingte Gleichstellung der tech- 
nischen und kaufmännischen Angestellten aufrechtzuerhalten 
und immer einen Teil zuungunsten des ‚anderen mit wohl- 
tönenden Worten hinzuhalten, das ist doch recht fraglich. 


Zusatzvertrag zum Tarif für den mitteldeuischen Braun- 


kohlenbergbau. Bereits in Nr. 47 des „Technischen Gruben- 
beamten“ wiesen wir darauf hin, dass die anlässlich der 
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Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimneter-Zeile 
oder deren Raum 80 Pf, Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10°, bei 6 Auf- 
nahmen 15°%/,, bei 13 Aufnahmen 
20 %,, bei 26 Aufnahmen 30 %,. 
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Ehemalige Absolventen der Bau- 
gewerkschule Buxtehude werden 
um Angabe ihrer und sonstiger 
bekannter Adressen gebeten. 
Alt-Herren-Vereinigung 
der Baugewerkschule Buxtehude. 
1. & Kröger, Lüneburs, Dammstrasse 11. 
5 2 RT Megane 
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Für Pie ke! 


MA Knoten-, Ring-, Eiter- und Bartilechte, auch ver- 
| altete Leiden, heile ich unter Garantie mit meinem 
| vielbewährten Flechtenheil in 8—14 Tagen. 
Zahireiche Dankschreiben.. - Eine Flasche genügt. / Preis 25 Mark. 
F, Müller, Heilkundiger, Bremen 
Sprechstunden: 9—1Üü und t—4 Uhr 
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Grosse Krummenstrasse 23. 
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letzten Tarifverhandiungen für den mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau nicht erfüllten Forderungen erneut”dem Arbeit- 
geberverein unterbreitet werden sollten. Es ist demzufolge 
angeregt worden, die mitteldeutschen Gehaltssätze an die des 
letzten Abschlusses für das Meuselwitz-Rositzer Revier anzu- 
gleichen. In dieser Forderung ist ferner enthalten die Ver- 
einbarung von Monatsgehältern anstelle der bisherigen Jahres- 
sätze. : 

Gleichzeitig geben wir unten die getroffene Vereinbarung 
über den $ 16 des Tarifvertrages über die Unfallversicherung 
zur Kenntnis. 

Vereinbarung zum $ 16 des Tarifvertrages vom 
19. Februar 1921. 
Sämtliche Tarifangestellte werden gegen Unfall sichergestellt mit 
30 000.M. bei Todesfall und 3 
40 000 M. bei völliger Erwerbsunfähigkeit. 

Die Vereinbarung umfasst alle Unfälle in Betriebe, auf dem Wege 
von und zur Arbeitsstelle, bei Arbeiten, die der Angestellte ausserhalb des 
Werkes im Auftrage des Arbeitgebers volibringt, sowie die Unfälle, 
die er bei Aufruhr auf Grund seiner Eigenschaft als Angestellter er- 
leidet. Eine Staffelung der Entschädigungssätze nach dem Grade der 
Erwerbsunfähigkeit von 331/, Prozent ab aufwärts wird vorgesehen. 

Erwerbsbeschränkungen unter 331/, Prozent werden ni-ht berü.ksichtigt. 

Für die Feststellung des Grades der Erwerbsbeschränkung ist im 
Zweifelsfalle das Urteil des zuständigen Kreisarztes massgebend. 

Die Vereinbarung gilt nur im Bereich des Unterverbandes Halle. 


Ferner erhöhen sich mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 ab 
die laut $13, Absatz 1, zwischen Arbeitgebern und Angestellten 
zu vereinbarenden Wohnungsgeldsätze gemäss Beschluss des 
Untergruppenausschusses vom 14. November 1921 folgender- 


massen; 


1 Technische 2. Kaufmännische 


Angestellte. Angestellte 
a)—c) d) 1. 840,— M. 
1. 840,— M. 1. 840.— M, 2. T60.— 
2. 760.—  „ 2. T60,.— u 3. 670,— ,„ 
3. 670,.— 3. 590.— ,„ 4. 590.— „ 
4.590 A500, 5. 500.— 


Druckiehlerberichtigung. In der in Nr. 46 des „T.G.“ vom 2. De- 
zember d. J. auf Seite 199 veröflentlichten Tarifvereinbarung 
für das Ruhrrevier muss es unter I. Hauptgruppe: Gruben- 
betrieb, Ziffer 1: Grubensteiger heissen: Steigerungen 8 mal 789 anstait 
8 mal 870. 


ubenbeamten unentbehrlich! 
= Schönstes und billigstes Geschenk! & 


Meyers Handlexikon 


Das neueste deutsche Friedensiexikon! 


Neueste Auflage, 1921, in Ganzleinen gebunden 114 Mk, in 
Ganzieinen-Prachtband mit Goldpressung 125 Mk. in Halb- 
leder 185 Mk. Enthält auf 1632 Spalten Text etwa 75009 Stich- 
wörter und Hinweise mit 2000 Abbildungen, 53 burten und 
schwarzen Tafeln sowie 45 farbige und schwarze Karten und 
94 Text- und statistische Uebersichten. Das gesamte Wissen 
bis zur Gegenwart umfassend ist es mach den welterschüt- 
ternden Umwälzungen und Neuerungen auf allen Gebieten 
in jeder Familie, in jedem Berufe der unentbehrliche Ratgeber, 
der auf jede Frage geraue und zuverlässige Antwort giht. 


Meyers kl. Handatlas 


in 42 Haupt- und 26 Nebenkarten. In Ganzleinen gebunden 
85 Mk. Er gibt ein klares Bild über die heutige Aufteilung 
der Welt und berücksichtigt alle geoyraphisch- politischen 
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Umwälzungen, den jetzigen Stand der Forschung und die Entwicklung des Verkehrs. 
Es eibt kein Kartenwerk ähnlichen Umfanges, das bei yrösster Zuverlässigkeit und vor- 
nehmster Ausstattung gleich billig ist. Neben Meyers Handlexikon ist es heute für jeder‘ 
mann unentbehrlich, 

Alle Geschenkartikel sind heute im Preise um das 20—30 fache gestiegen, Bücher 
nür um das 6-8 tacho. Meyers Handlexikon und Meyers Handa'las steilen daher heute 
das vornehmste und billigste Weihnachtsgeschenk där. Um 
jedem die Anschaffung zu erleichtern, liefern wir beide Werke so- 
fort ohne jeden Preisaufschlag gegen Monatszahiungen von je z 
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Der technisch 


U TITELN 
Beilage zur D. T. zZ. 


für die technischen Angestellten 
und Beamten im Bergbau 








Grundsätzliches überden „Reichsverband“ 


sollte meinen, dass die Verfechter der Reichsver- 
bandsidee grosszügige Gesichtspunkte bringen können, um ihre 
Sondergründung ausserhalb der drei bestehenden Richtungen 


letzte 
des Reichsverbandes Deutscher Berg- 


Man 


in der Angestelltenbewegung 


zu rechtfertigen. 
Flugblatt 


Das 


auangestellten enthält aber keine andere Begrün- 
dung als. die, durch den Zusammenschluss aller Ange- 
stellten. im Bergbau _ eine besonders starke Macht ent- 


wickeln zu können gegenüber dem Arbeitgebertum des 
aties. Man spekuliert mit diesem Argument auf die 
dankenlosigkeit der grossen Masse, 
eingehender, was es mit dieser 
bewegung im 
festzustellen, .dass wir im 
setzungen dafür besiizen, alle Angestellten 


kommenden ATA-Verbände 


ist gerade in der letzten 


jederzeit als: „Einheit“ gegenübertreten. konnten. Wer 


gleichen, der wird die vom „AfA-Bund“ 
Einheit .nicht mit so lapidaren Worten 
vom R.d.B.-. geschieht. Nach dessen 
angeblichen Weltanschauungsunterschiede 
die einheitliche 
Deshalb. .sei. es 
lassen, um .die Einheit zu ermöglichen. 
Doch nichts anderes als 
schaftlichen Betätigung in 


Ansicht hindern 


Sozialpolitik. Oder- ist es den Herren vom R.d.B. so 
ganz unbekannt, : dass grosse Kreise der jetzigen Anhänger 
der  christlich-nationalen (D.H.V.) und freiheitlich-nationalen 


(G.d. A.) Richtungen die Sozialisierung bekämpfen und für die - 
für die Sonderversicherung der An- 


Stinnes-Kleinaktien sowie 


gestellten eintreten, während von den freigewerkschaftlichen 


Angesteilten die entgegengesetzte Meinung vertreten wird? 


Will denn in solchen Fällen der R.d.B. nach Erfassung aller 
Angestellten. zu den entsprechenden Verhandlungen einen Ver- 
treter für und einen. Vertreter gegen derartige sozial- oder 
wirtschaftspolitische Massnahmen entsenden?? — Also Ver- 
zicht! Was bleibt dann übrig? Entweder Erziehungsarbeit der 
einen durch die- andere Hälfte zu einheitlicher - Auffassung 
der Wirtschaftsprobleme und sozialpolitischen Fragen und in- 
zwischen Enthaltung jeder öffentlichen Stellungnahme und 
Beeinflussung dazu.- Oder Bildung von Untergruppen mit 
verschiedenen sozial- oder wirtschaftspolitischen Forderungen? 
Wir glauben, dass man dann schon besser tut, die christlich- 
nationale und freiheitlich-nationale Richtung . durch ent- 
sprechende Aufklärung so zu schwächen, dass sie ebenso 
wie in der Arbeiterbewegung mit ihren unternehmerfreund- 
lichen Prinzipien zur Bedeutungslosigkeit gegenüber dem AfA- 
Bund herabsinken. Diese Arbeit sieht nach Lage der Dinge 
doch wohl erfolgreicher aus und hat den ausschlaggebenden 
Vorteil, dass wir.heute bereits zu allen den oben angedeu- 
teten Fragen eindeutig und unbeschwert von andersdenkenden 
Mitgliedergruppen Stellung nehmen können. Wie bitter nötig 
das ist, zeigen uns die Unternehmer ja Tag für Tag 
aufs neue. Hier würde die „Einheit“ Reichsverband glatt ver- 
sagen. Es zeugt von der Verantwortungslosigkeit der Gründer 
des R.d.B,, wenn sie sich über diese grundsätzliche Frage 
' der Schaffung einer wirtschafts- und sozialpolitischen „Einheit“ 
der Angestelltenbewegun hinwegsetzen mit dem Schlagwort 
der organisatorischen „Einheit“. Die organisatorische 
‘ Einheitsform hätte nicht ‚auf die Herren Dr. Herwegen, Mantel, 
Koch und: Barthel. warten brauchen, -um in: so stümperhafter 
"Weise aufgezogen zu werden. Solche Schreibtischkunststück- 
‚ehen macht jeder Anfänger der Gewerkschaftsbewegung, der 





Berg- 
Ge- 

Untersuchen wir einmal 
„einheitlichen Angestellten- 
Bergbau“ für eine Bewandtnis hat. Zunächst ist 
„AfA-Bund“ an sich die Voraus- 
des Bergbaues 
organisatorisch ‚zu erfassen. Die Zusammenarbeit der in Frage 
Zeit 
so stark. gefördert worden, dass wir dem Zechenverband usw. 
wie 

wir in jahrelanger Arbeit erfahren musste, welche Mühe er- 
forderlich war, um all die verschieden gerichteten Interessen 
der einzelnen. Berufsgruppen des Bergbaues einander anzu- 
bereits geschaffene 
abtun können, wie dies 
die 
der drei Richtungen 
Erfassung aller Angestellten des Bergbaues. 
richtig, diese Unterschiede ganz fallen zu 
Was bedeutet das? 
einen glatten Verzicht der gewerk- 
allen Fragen der Wirtschafts- und 
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zunächst nicht über den Betrieb seiner Arbeitsstätte hinweg- 
gesehen hat. Auch der glaubt, in der Angestelltengruppe 
seines Betriebes das alleinige Objekt der Gewerkschaftsarbeit 
sehen zu müssen. Man weist uns auf die Arbeitgeberverbände 
hin und vergisst, dass sie uns als solche nur in reinen Tarif- 
fragen industrieweise gegenüberstehen, ja selbst dann nicht immer 
— wenigstens inoffiziell nicht. In allen anderen Fragen gehen 
die Uimternehmerverbände aller Industrien geschlossen zusam- 
men ohne Rücksicht auf die Industrie oder das Gewerbe, dem 
sie angehören. Und wieviel Industrien verschiedenster Art 
sind abhängig von ein und derselben Person? Wo bleibt da 
noch die Besonderheit der Industrieorganisation bei den Arbeit- 
gebern? Doch lediglich in der Höhe der Dividende, also 
letzten Endes in. der Ausbeutung der Arbeitnehmerschaft, 
ganz gleich, ob der Betrieb zum Bergbau oder zur chemischen 
Industrie. und dergleichen gehört. Diesen Mächten gegenüber 
die Einheit des unüberbrückbaren Gegensatzes zu schaffen, ist 
jedenfalls viel grundsätzlicher und notwendiger, als für Tarif- 
verhandlungen an Stelle des bereits praktisch vorhandenen Zu- 
sammenarbeitens der Arbeitnehmergruppen eine andere Or- 
ganisationsform zu setzen. Eine andere Bedeütung als die einer 
kleinen Tarifmaschine hat und kann der Reichsverbands- 
gedanke nicht haben. Nur daraus ist es auch erklärlich, dass 
der R.d.B. in einzelnen Revieren einige Anhänger gefunden 
hat. Appelliert er doch mit seiner Gründungsidee unmittelbar 
an den kalten Egoismus des einzelnen, der im Tarif nächst- 
liegend den materiellen Gegenwert für seine Beiträge sieht. 


Dass dieser Kollege sich unter solchen Voraussetzungen 
die Grundlage erfolgreicher Tarifabschlüsse. selbst verscherzt, 
dürfte ihm erst dann einmal ganz klar werden können, 
wenn die freigewerkschaftliche Arbeit nicht mehr wäre. Dann 
erst würden die praktischen Verhältnisse zeigen, dass Tarife 
für Angestellte überhaupt erst abgeschlossen werden konnten, 
nachdem die freigewerkschaftliche Idee breiten Fuss in der 
Angesteiltenschaft gefasst hatte. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die Fest- 

stellung, dass die durchgehend nach Industrien und Gewerben 
organisierten Unternehmerverbände vielfach nicnt verhindern 
konnten, von uns gegeneinander. ausgespielt zu werden. Er- 
innert sei nur an die Kämpfe der einzelnen Metall- und 
Industrieverbände untereinander, desgleichen an diejenigen im 
Hoch- und Tiefbaugewerbe. 
Man kann dem Reichsverbandsgedanken noch nicht ein- 
mal organisatorische Einheit nachrühmen. Einmal organisiert 
er Fördermaschinisten, die noch im Arbeiterverhältnis stehen. 
Ferner: Wohin gehören die technischen und kaufmännischen 
Angestellten der Abteuf- und Bohrfirmen? Desgleichen die 
Angestellten der Zwischenunternehmer? Welcher Unterschied 
besteht zwischen den Angestellten der grossen Bergbau-Hilfs- 
unternehmungen (Nebenprodukten- und Kokereianlagen Dr. 
C. Otto, Koppers, Collin, Bamag usw.) und den entsprechen- 
den Angestellten der Zeche selbst? 


Der R.d.B. hat Glück, dass seine Gründer allein auf 
die „grosse“ -Idee gekommen sind. Wenn nämlich in ‚den 
anderen Industrien ähnliche Ideen verwirklicht worden wären 
oder würden, dann würde man ‘sich sicher vor Grenzstreitig- 
keiten nicht retten können. Streiti keiten, die in ihrem Gegen» 
stande kleinlich und in ihrem Um ang unverantwortlich kräfte- 
vergeudend erscheinen würden. Nützen wir diese Kräfte, um 
die grossen Richtungskämpfe zu unseren Ounsten zur Ent- 
scheidung zu bringen, dann haben wir mit einem Schlage 
organisatorische und wirtschafts- bzw. sozialpolitische Ein- 
heiten in der Angestelltenschaft aller Industrien. 


Der Leitgedanke der freien Gewerkschaftsbewegung würde 
dann auch nicht die Gefahr laufen können, den Gruppenegois- 
mus, den jede Industrieverbandsform in sich birgt, vor die 
allgemeine Solidarität zu stellen. Die letzten Jahre haben ge- 
zeigt, dass die von den Unternehmern stets geübte rücksichtg- 
lose. Ausnutzung ihrer wirtschaftlichen Macht ohne Rücksicht 
auf die Interessen der Gesamtheit hier und da auch von ein- 
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zelnen Arbeitnehmergruppen angewendet wurde. Es ist wohl 
das grosse Verdienst des, A. .G.B. und des AfA-Bundes, 
dass hier grössere Schädigungen der Gesamtheit verhütet 
werden konnten. Dass es überhaupt geschehen konnte, ist 
aber ganz sicher mit darauf zurückzuführen, dass die Durch- 
setzung fast aller Industrien mit Mitgliedern aller Gewerk- 
schaften den allgemeinen Solidaritätsgedanken als den über- 
ragenden in den Vordergrund gerückt und erst in zweiter 
Linie den Betriebssolidaritätsgedanken zur Geltung gebracht 
hat. Es ist nur zu menschlich, im Feuer des gewerkschaft- 
lichen Kampfes herauszuholen, was herauszuholen ist. Wenn 
aber dann praktisch das Herausgeholte durch entsprechende 
Kohlenpreise von der Gesamtheit, darunter den Aermsten der 
Armen, getragen werden muss, erscheint es auch als im Inter- 
esse der Bergbauangestellten liegend, wenn die Verantwortung 
hierfür auf breiteren Schultern ruht. 


Wir haben in den AfA-Organen schon öfter an Hand 
besonderer Vorfälle darauf hingewiesen, dass die Bergwerks- 
unternehmer und ihre Beauftragten den Bestrebungen des 
Reichsverbandes sehr freundlich gegenüberstehen. Der jetzige 
Geschäftsführer des R.d.B,, Herr Barthel, hat in einer 
von ihm selbst: unterzeichneten Entschliessung seinen eigenen 
Verband als „gelb“ bezeichnet. Man braucht als objektiver 
Beurteiler gar nicht zu solch hartem Urteil zu greifen. Für 
jeden rückgratiesten Arbeitnehmer muss ein allgemein und 
dauernd zu beobachtendes Entgegenkommen der Unternehmer 
auf der ganzen Linie gegenüber seinem Verband zur Vor- 
sicht mahnen, Für das Verhalten der Unternehmer gibt es da 
auch eine ganz plausible Erklärung. Wir kennen die Lehre 
der christlichen und freiheitlich-nationalen Verbände: „Geht’s 
dem Unternehmer gut, geht’s uns auch gut.“ Mit anderen 
Worten: „Unsere Interessen laufen mit denen: unseres Unter- 
nehmers harmonisch ineinander.‘ Dass solche "Gedanken in 
einer Organisation viel leichter Wurzel fassen können, die auf 
ganz bestimmte, in sich geschlossene Industrien zugeschnitten 
ist, ist anscheinend auch den Bergbauunternehmern zum Be- 
wusstsein gekommen. Nur die Mitglieder des R.d.B. merken 
es nicht. Man sagt den zentralen, paritätischen Arbeitsgemein- 
schaften schon nach, dass das stete Zusammenarbeiten Inter- 
essensolidarität schafft. Was würde erst geschehen, wenn 
bestimmte Organisationen nur noch mit ein und demselben 
Unternehmerkreise eines engeren Industriezweiges zusammen- 
arbeiten? Hier gibt es nur eine strikte Ablehnung für den 
Bergbatangesteliten, wenn er sich nicht zum Schleppenträger 
des Unternehmertums herabwürdigen will. Daran ändern auch 
die 'rrradikalen Phrasen des R.d.B. nichts. Nicht an ihren 
Worten, sondern an ihren Taten soll man sie erkennen. Und 
die obigen Ausführungen zeigen rein grundsätzlich, wohin 
die Reise im R.d.B. geht. ‚Einheit‘ schafft man nicht 
durch neue Zersplitterungsverbände, sondern durch Aufklärung 
in den Reihen der Kollegen, die noch keine Ueberzeugung 
haben oder eine solche auf dem Boden des persönlichen, nack- 
ten Egoismus im engen Gesichtskreis ihres lieben ‚Ich‘ 
prägten. Pflege des Berufsinteresses, der Persönlichkeit, beides 
eingeordnet in Interessensolidarität der Gesamtheit, das ist 
der staatserhaltende, das ist auch der tragende Gedanke 
unserer in den AfA-Bund eingegliederten Berufsverbände der 
technischen und kaufmännischen Angestellten und Beamten 
des Bergbaues. Scholz. 


nn 
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Wirtschaftsfragen 


Der Reichskohlenrat hielt am 14. Dezember d. J. im 
Reichswirtschaftsministerium seine Vollversammlung ab. Der 
Geschäftsführer, a an Dr Benhold, erstattete den Ge- 
schäftsbericht über die Lage unserer Kohlenversorgung. Aus 
seinen Ausführungen ist zu entnehmen, dass die Stein ohlen- 
förderung in den ersten dreiviertel Jahren 1921 100,5 Millionen 
Tonnen betragen hat und somit um 5 Millionen Tonnen die 
Förderung des Vorjahres überschritten hat. Die Braunkohlen- 
förderung betrug 91 Millionen Tonnen. Sie ist gegenüber 
dem gleichen Zeitraum in 1920 um 11,8 Prozent und gegenüber 
1913 um 42,3 Prozent gestiegen. Die Leistungssteigerung im 
Braunkohlenbergbau gegenüber 1920 ist erreicht worden, trotz» 
dem die Arbeiterzahl um 15000, d. h. von 178000 im Jahre 
1920 auf 163000 im Jahre 1921 zurückgegangen ist. 
Infolge der grossen Anforderungen der Industrie sowie der 
Abgabe der Zwangslieferungen an die Entente "herrscht in sehr 
vielen Industrien grosse Kohlennot. Zur Verschärfung der Sach- 
lage haben die schlechten Transportverhältnisse auf der Eisen- 
bahn beigetragen. Diese sind jedoch, wie später in der Dis- 
kussion betont wurde, gegenüber früher verhältnismässig besser 
geworden, jedoch infolge des schlechten Wasserstandes der 
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Fiüsse und infolge ungünstiger Witterungsverhältnisse den An- 
forderungen der Wirtschaft nicht gewachsen. Den Bemühungen 
der beteiligten Kreise, unsere Wärmewirtschaft zu verbessern, 
ist es u. a. gelungen, den Selbstverbrauch der Zechen einzu- 
schränken; gegenüber dem Vorjahr ist er monatlich um 6,5 
bis 9,3 Prozent niedriger geworden. : 
Die Einfuhr ausländischer Kohle nach Deutschland ist 
angesichts des Kurssturzes unserer Mark erheblich zurück- 


gegangen. Die Einfuhrzif fern seit Juni d. J. sind 
die folgenden: 

Julii=... 022 2 ea 243 000°, 

August... es 130 C00 t, 

September . . 0 „ 126000 t, 

Oktober . 2:2 0..9. 65060 t, 


November . . . „ 40000 bis 50000 t. 


Daraus ergibt sich überzeugend, dass für absehbare Zeit 
eine fühlbare Erleichterung unserer schwer bedrängten Brenn- 
stofflage durch fremde Kohle im allgemeinen wohl als aus- 
geschlossen angesehen werden muss. Sie ist zu teuer. 


In der Diskussion wandte sich der Vorsitzende. des Berg- 
arbeiter-Verbandes, Husemann, entschieden gegen die. immer 
und immer wieder sich erhebenden Vorwürfe gegen die 
Bergarbeiter, dass diese durch ihre Minderleistung an 
der Kohlennot schuld seien. Er wies darauf hin, dass durch 
diese ungerechtfertigten Behauptungen die vom Reichsarbeits- 
ministerium angebahnten Verhandlungen wegen Erneuerung 
des Ueberschichtenabkommens sehr erschwert würden. Man 
kann von der Bergarbeiterschaft nicht verlangen, dass Ueber- 
schichten gemacht werden, wenn ihnen nicht die Wünsche er- 
füllt werden, die sie als Entgegenkomrmen verlangen. Wenn 
Mehrleistungen gefordert werden, müssen diese nicht’ allein von 
den Bergarbeitern geleistet werden, sondern auch ‘die Eisen- 
bahn und vor allem die Landwirtschaft müssten ihr Teil dazu 
beitragen, das Wirtschaftsleben wieder gesunden. zu .lassen. 


Die darauf folgenden Ausführungen des Herrn Stinnes 
bewegten sich in der ständig von ihm eingeschlagenen Rich- 
tung. Es sprach über das Versagen der Eisenbahnen, wandte 
sich gegen das Verhalten des Reichswirtschaftsministeriums, 
gegen die Kohlenzwangswirtschaft und verlangte die. An- 
näherung der zu geringen Inlandspreise an die Weltwirtschafts- 
preise. : 

Mit seinen ständigen Ausführungen über die zu niedrigen 
Kohlenpreise hat er es glücklich fertiggebracht, dass man die 
Preise jetzt wirklich in die Höhe treibt, aber nicht in der 
von ihm gewünschten Weise, dass der Unternehmer die Preise 
zu seiner Verwendung erhält, sondern dass man die Erhöhung 
für Steuerzwecke verwendet. Man mag zur Kohlenzwangswirt- 
schaft stehen, wie man will. Sie hat erträgliche, ja sogar 
verhältnismässig niedrige Kohlenpreise gehalten, hat aber 
ausserdem dem Staatssäckel schon bisher in diesem Jahre eiwa 
7 Milliarden Steuern eingebracht und wird im nächsten Jahre 
bei den heutigen Kohlenpreisen nach der Steuererhöhung über 
20 Milliarden bringen. Herr Stinnes möchte uns doch einmal 
die Gewissensfrage beantworten, wieviel der deutsche‘ Staat 
seiner Meinung nach erhalten hätte, wenn die Kohlenzwangs- 
wirtschaft mit dieser Zwangspreispolitik nicht gewesen wärc? 
Unseres Erachtens könnte der Staat heute ‘50 bis 69 Mil- 
liarden vom Bergbau erhalten, wenn er im Jahre 1919 den Mut 
besessen hätte, die Sozialisierung des Kohlenbergbaues 
vorzunehmen. Sich einmal den Gegensatz klarzumachen, was 
Herr Stinnes will und was jetzt geschieht, ausserdem was 

eschehen könnte, ist nicht schwer. Wer sich das einınal 


larmacht, wird die Ausführungen von Herrn Stinnes, sO 
richtig sie von seinem Standpunkte aus sind, doch auf ihren 
wirklichen Wert für unser gesamtes Volk zurückführen 


können. Man denke einmal über folgendes nach: 


Trotzdem im Reichsköhlenrat der Anhang für Herm 
Stinnes gross ist, der Anhang, der für eine Annäherung der 
Kohlenpreise an die Weltmarktpreise eintritt, nahmen diese 
Herren die in dieser Sitzung des Reichskohlenrates einge- 
brachte Entschliessung an, die sich gegen die Erhöhung der 
Kohlensteuer auf 40 Prozent wandte. Nur 30 Prozent Steuern 
sollen genommen. werden. Wenn man für die: Annäherung der: 
anenpeeer an die Weltmarktpreise eintritt, gleichzeitig aber 
die Erhöhung der Kohlensteuer ablehnt, so leibt eigentlich 
nur der Schluss übrig, dass man die Erhöhung in seine Tasche 
stecken möchte. Vielleicht klären uns die Herren diesen 
Widerspruch auf. 


In’ der Sitzung des Reichskohlenrates wurde ferner eine 
Entschliessung angenommen, die vom Sozialpolitischen Aus- 
schuss vorbereitet worden war und die folgenden Wortiaut hat; 

„Der Reichskohlenrat lenkt die Aufmerksamkeit der 
Reichsregierung auf die bittere Not der Kna 'p P schafts- 
invaliden, Witwen und Waisen, un ittet dafür 
zu sorgen, dass sie bei der künftigen Gesetzgebung berück- 
sichtigt werden. Insbesondere bittet er, dafür Sorge zu 
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tragen, dass tunlichst bald das Reichsknappschaftsgesetz 
erlassen und der Reichsknappschaftsverein gegründet wird, 
und dann der Geldentwertung entsprechend höhere Renten 
für de „Knappschaftsinvaliden, Witwen und Waisen gezahlt 
werden. 


Aus der Sitzung ist weiter zu berichten, dass der Ver- 
treter des Reichskohlenrates im Reichswirtschaftsrat, Reichs- 
tagsabgeordneter Otto Hu&, sein Amt im Reichswirtschafts- 
rat niedergelegt hat, und dass an seine Stelle der Gewerk- 
schaftssekretär Georg Wissmann vom Deutschen Berg- 
arbeiter-Verband getreten ist. Wissmann ist uns ‚Angestellten 
aus seiner Tätigkeit für die knappschaftlichen Fragen bekannt. 
Erwähnt sei hierbei, dass im Reichskohlenrat die Mitteilung 
gemacht wurde, dass das. Reichsknappschaftsgesetz aller Vor- 
aussicht nach bis zum 1. April 1922 im Reichstag erledigt 
sein würde, 

In der Sitzung wurde ferner ein Drittel der Mitglieder aus- 
gelost; von den Angestellten scheidet der Vertreter der kauf- 
männischen Angestellten, Herr Mellenthin, aus. Wegen 
der Neubesetzung werden sich wahrscheinlich lebhafte Ausein- 
andersetzungen entwickeln, da der Verband kaufmännischer 
Grubenbeamten keiner der drei Richtungen der Angestellten- 
bewegung angehört, die das Vorschlagsrecht für solche Ver- 
tretungen für sich in Anspruch nehmen. 


Betriebsräte 


Der Handz:iIsminister zur Schulung der Betriebsräte. Die in 
dem Bericht über den Reichsbetriebsrätekongress im Bergbau 
in Nr..46 des „T.G.“ auf S. 198 enthaltene Resolution zum 
Betriebsrätegesetz, die in ihrem letzten Absatz die Forderung 
nach Schulung der Betriebsräte auss richt, wurde gemeinsam 
vom Bergarbeiter-Verband und AfA-Bund u. a. auch an den 
Handelsminister geleitet. Wertvoll ist für uns die Antwort, 
die darauf einging und die wir den Kollegen hiermit zur 
Kenntnis bringen: 

„Von der Entschliessung des 1. Reichsbetriebsrätekon- 
resses der freigewerkschaftlichen Organisationen des Berg- 
aues in Magdeburg in Sachen Schulung der Betriebsräte 

.„. habe ich mit Interesse Kenntnis genommen. Ich erkenne die 
Wichtigkeit einer betriebstechnischen und betriebswirtschaft- 
lichen Schulung der Betriebsräte an und habe wegen Ermitte- 
lung der besten Wege zu ihrer Durchführung bereits Ver- 
handlungen eingeleitet.“ 


Wir wollen das Beste für die Zukunft hoffen! 


Aus den Arbeitsgemeinschaften 


Ruhrgebiet, Der Gesamtsitzung der Arbeitskammer für 
den Ruhrbergbau vom 1. Dezember d. J. lag folgende Tages- 
ordnung zugrunde: 

i,. Genehmigung des Haushaltplanes für das Geschäftsjahr 1922, 

2. Einführung von Hatterscheinen, 

3. Antrag betr, Vorbildung der Aufsichtspersonen im Sinne der 

$ 13 und 74 Allgem. B.G. 

4. Einführung von elektrischen Grubenlampeu, 

5. Regelung des Lehrlingswesens in Bergwerksbetrieben, 

Zu Punkt 1 wurde der vorgelegte Haushaltplan für das 
Jahr 1922 angenommen. 

Zu Punkt 2 wurden von Arbeitern nd Angestellten 
Richtlinien angenommen, die dem bergtechnischen Ausschuss 
des Reichskohlenrates und dem Oberbergamt als Material zu- 
gehen sollen. Eine Zustimmung der Arbeitgebergruppe zu 
diesen Richtlinien erfolgte nicht, da nach deren Ansicht die Be- 
ratung der Sache noch verfrüht, ausserdem die Arbeitskammer 
hierfür nicht zuständig ist. Die Richtlinien weisen in der Haupt- 
sache die Voraussetzungen nach, unter denen der Hauerschein 
zu erteilen ist, und geben weiterhin Anregung, in welcher Weise 
etwaige Streitigkeiten über diesen Punkt zwischen Betriebs- 
leitung und Betriebsrat zu schlichten wären. Von seiten der 
Arbeiter- und Angestelltengruppe wird die Einführung des 
Hauerscheines zur Hebung des Bergarbeiterstandes für unbe- 
dingt notwendig erachtet. 

Punkt 3 und 4 der Ta esordnung mussten, da ebenfalls 
keine Einigung mit den Ar eitgebern zu erzielen war, ver- 
ordnungsgemäss zur gesonderten Beratung und Beschluss- 
fassung an die Arbeiter- und Angestelltengruppe zurückge- 
wiesen werden, während Punkt 5 zur Vorbereitung einem be- 
sonderen Ausschuss zugeteilt wurde. 


Gewerkschaftsarbeit 

Tarifabschlüsse, Forster Braunkohlenbezirk, 

14. Dezember wurde erneut über :unsere Forderun ‚ar 
den Arbeitgeberverband des Forster Bezirkes verhandelt, Diese 
Verhandlungen haben folgendes Ergebnis gehabt: 

Der 8 8 des Tarifvertrages wurde dahin abgeändert, dass den 
Angestellien bei Wechsel von Vorgesetzten „ohne Antrag“ ein Zeugnis 
auszustellen ist, ; . 
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Der $ 11 erhält folgende Fassung: 

Das Gesamteinkommen muss einschliesslich aller Nebenbezüge mit 
Ausnahme des Wertes gewährter freier Wohnung, Feuerung und Be- 
leuchtung oder Entschädigung dafür, ferner mit Ausnahme des Haus- 
stands- und Kinderzgeldes jährlich mindestens betragen: 

l. Technische Angestellte, 
Jahreseinkommen 


M. M. 
a) Grube: Bisheriges Jetziges 
1. Obersteiger 21 660,— bis 22515,— 31 400,— bis 34 200,— 
2. Steiger mit Fachschul- 
bildung 19 380,— 28 150,— 

3. Steiger ohne Fachschul- 

“bildung 18 382,50 25 700,— 
4. Aufseher usw, 17 052,50 24 400,— 


Betriebsführerstellvertreter erhalten zu ihrem 
eine Funktionszulage von 600,— M. monatlich. 
Die vorerwähnten Gehälter finden auf die Gruppe b (Abraum) 


jeweiligen Einkommen 


und c (Brikettfabrik) der technischen Angestellten sinngemäss An» 
wendung. 
Sonstige technische Angesteilte; 
Gehalt 
Bisheriges Jetziges 
M. M. 
1. Technische Hilfsarbeiter bis zum 18, Lebensjahr 1211250 15 200,— 
2. Technische Hilfsarbeiter vom 18,—24. Lebensjahr 13 917,50 17 100,— 
bis 16 482,50 bis 22 800,— 
3. Selbständige Techniker 19 665, — 28 500,— 
4. Ingenieure im 1, Dienstjahre 18 382,50 25 700,— 
im 2. Dienstjahre 19 380,— 23 150,— 
im 3. Dienstjahre 19 339,— 31 80,— 
ll. Kaufmännische Angestellte, 
Gehalt 
Bisheriges Jetziges 
M M. 
Oruppe I: 21 945.— 32 309, 
bis 22 515.— bis 34 200,— 
Fl: 21 099. 29 500,— 
„ni: 17 812.50 25 700,-— 
„IV: 16 340. 22 650,— 
Buy; 12 540,— 16 550,— 
Hierzu jährlich zwei Jahreszulagen von je 1000.-- M, 
„ vl: 11 257.50 14 850,— 
bis 11 637,50 
Es wurden ferner folgende Erhöhungen festgelegt: 
1. Das Hausstandgeld auf 175,— M, 
2. Das Kindergeld auf 150.— 
3. Die Dienstalterszulage auf 180.— ,, 
4. Die Ueberstundenpauschale auf 180,—, 220.—, 250. M, 
monatlich, 
Lehrlinge erhalten im 1. Lehrjahr 300.— M, monatlich. 
2. ” 400.— „ » 
3. „ 500,— ” » 


Die Festlegung der obigen Einkommensbezüge erfolgte 
wie bisher unter Zugrundelegung der neuen Einkommensbezüge 
für das Niederlausitzer Revier, von denen für das Forster Revier 
5 Prozent in Abzug gebracht wurden. 


Braunkohlenbergbau Niederlausitz. Das vom 
Gedag und G.d.A. angerufene Schiedsgericht des R.A.M. 
hat am 12. Dezember getagt. Es handelt sich in der Haunt- 
sache darum, eine Entscheidung darüber herbeizuführen, ob der 
Forderung des D.H.V. und G.d.A. entsprechend die Gruppe Il 
der kaufmännischen Angestellten (1. Buchhalter usw.) Üer 
Gruppe 1b der technischen Angestellten (stellv. Betriebs- 
ae) gleichzusetzen sei. Darüber hinaus sollten jedoch auch 
die Gehälter der kaufmännischen Angestellten festgesetzt 
werden. 

Das Schiedsgericht hat die oben erwähnte Gleichstellung 
der erwähnten Gruppe II der kaufmännischen Angestellten 
mit der Gruppe Ib der technischen Angestellten grundsätzlich 
abgelehnt. Es wurden weiter für die kaufmännischen Ange- 
stellten folgende Gehaltssätze festgelegt: 


Differenzen 





Festgelegt laut 
Schiedsspruch 









1 im Anfangsgeh, 
} 50038 
u 1400 
m 1) 
IV 400 


Aus dieser Aufstellung ist zu ersehen, dass das Schieds- 
gericht sich grundsätzlich der von uns vertretenen Ansicht 


Zum Wintersport 


bietet die Umgebung unseres Erholungsheimes 
In Sondershausen die beste Gelegenheit. 
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genähert und auch, abgesehen von der 
Für die Gruppe I Arbeiterschaft gemeinsame Ziele gemeinsam zu erreichen, reden 
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Gruppe II, nur ganz bietenden Gelegenheit von ihrer Bereitwilligkeit, mit der 

unbedetttende Zuschläge gewährt hat. 

waren auch wir bereit, ein höheres Gehalt zu vertreten, hört, ist es interessant, sie einmal vor ‘dem Forum der 

lehnten aber auch die Gleichstellung der Gruppe Il mit Oeffentlichkeit (der Arbeitgeber) reden zu hören.. Aber auch 
- für die Angestellten bringt Herr Mantel Dinge, über. die seine 


Gruppe Ib der Techniker ab. 
Die vom Schiedsgericht des R.A.M. für die Gruppe IV Freunde nicht erfreut sein werden. Wir lassen hier eine kurze 





festgelegte Gehaltserhöhung tritt nach Vereinbarung mit dem Besprechung folgen: - 
Arbeitgeberverein auch für die Gruppe IV der technischen Der 1. Teil, der von Förderwagen und Grubenschienen + 
Angestellten in Kraft, die hiernach ein Jahreseinkommen von handelt, bringt nichts Neues. Man kann in den hier ange- j 
26000. M. (gegenüber 25600.— M.) zu beanspruchen haben. schnittenen Fragen der Meinung des Verfassers sein. 
Tarifverhandlungen für die Siegerländer Gruben und Der 2. Teil, der von Schüttelrutschen und Kleinbetrieb 
Hütten, Am 23. November d. J. fanden in Siegen Verhand- redet, ist nicht vorurteilsfrei betrachtet. Ebenso wie der 
lungen über Erhöhungen der "Angestelltengehälter bei ‚den Verfasser nicht restlos recht hat, ebenso haben die Vertreter 
Siegerländer Gruben und Hütten statt, in welchen die Arbeit- _des gegenteiligen Standpunktes nicht restlos recht. Die An- . ä 
geber das nachstehende Angebot als ihr äusserstes bezeich- wendungsmöglichkeit der ‚Schüttelrutsche muss eben eine i 
neten: 2 Rechenaufgabe und kein Prinzip sein. Einiges, was der Ver-_ % 
Auf die bisher gezahlten Gehälter werden ab 1. Dezember fasser hier sagt, kann nicht unwidersprochen bleiben. Weder H 
1921 nachstehende Zuschläge gezahlt: der jetzt fehlende „Unteroffizierton“ noch der i 
vom Beginn des 18. Lebensjahres. . + . . 250 M. 9. Novemb er sind schuld daran, dass Schüttelrutschen nicht 5 
ı9, er SR TR TR überall die gewünschten Leistungen bringen, Und dass x 
EEMIETR. 22]: x EN IETER viele Beamte nichtdenstarken illen hätten, 3 
= 5 2a: 5 ER Er SADN E die Schwierigkeiten des Schüttelrutschenbe- _ : 
» „ „ 31 „ AR triebes zu überwinden, kann doch wohl nur die Fahr- 4 
Verheiratete und einzige Ernährer ihrer Famiie steigeransicht Mantels sein. Oder ist der Verfasser auch { 
erhalten . - - BEN 2200 als Gewerkschaftsvertreter dieser Ansicht? Dass die Rutsche 
ML (statt wie bisher 100 M) „taule“ und „unfähige“ Arbe iter erzieht und dass 
Le‘ ringe erhalten im I 2: 3; 4. Lehrjahre es k e i ne M i t t e 1 g i b t N s i c h d a g e g en. zu” i I 
i 200 300 400 500M. monatl. "schützen, dass 3 Prozent aller in: SchBtte3= e} 
Für November wird die Hälfte dei Erhöhungen gezahlt. rutschen Arbeitenden sich drücken, ist das En 
: Unerhörteste, wasjevon einem Praktiker be-, = 


Die Vertreter der Angestellten erklärten hierauf, zu einer 
Annahme dieses Angebotes nicht in der Lage zu sein; sie hauptet wurde. e 
müssten vielmehr die Entscheidung hierüber der Angestellten- Der 3. Teil spricht von Bergeversatz, Wechselwagen, Orts- 
schaft überlassen. Da die Angestelltenvertreter trotz des Drän- _ querschlägen und. Bergeaufstellung. Der Verfasser. hat den 
gens der Arbeitgeber auf ihrem Standpunkt beharrten, zogen _ Stein der Weisen gefunden, er will den Bergeversatz beseitigen. _ 
diese ihr vorstehendes Angebot restlos zurück, so dass eine Hierüber ein Wort zu verlieren, ist überflüssig. SEE 
Einigung trotz aller Bemühungen nicht zu erzielen war. Die Der ‘4. Teil handelt von Materialien, Gezähe, Bohr- 
Streitfrage wurde sofort dem für den Bezirk zuständigen maschinen und Schläuchen. : Es wird zwar, gesagt, dass- die 
Reichs- und Staatskommissar übergeben, unter dessen Vorsitz _ ganze Materialienwirtschaft miserabel: sei, 
demnächst neue Verhandlungen stattfinden werden. Ueber den jedoch vergessen, die Schlussfolgerung zu ziehen und die. - 
Verlauf derselben werden wir berichten. Werkleitungen verantwortlich zu machen. Statt en 
Aus dem Ruhrrevier. Zechenholzmeistertarif. dessen muss der Kumpel herhalten, der nach‘ der ‚Beschreibung ° 
Latıt Mitteilung unserer Gauverwaltung Rheinland-Westfalen auf Seite 26 ein grösser Liederjahn ist. Was hier.” 
werden die Gehaltssätze der Zechenhoizmeister ‘bei Unter- und auf der folgenden Seite den Arbeitern 
nehmerfirmen vom 1. November d. J. ab rückwirkend um und auch den Steigern direkt und indirekt 
40 Prozent erhöht. Die gleiche Erhöhung findet auf Haus- - Besagt wird -istreines Unternehmervertreters 7 
stands- und Kindergeld Anwendung. übelster Sorte, nicht aber eines Verbands- 
ii vertreters würdig. i j 
Neue Kündigung der G : ; Der 5. Teil, der von der Normalisierung und Typisierung 
Tarifvertrag für egelkaischen Beh Io Ruleberg: der technischen Einrichtungen handelt, bringt ebenfalls nichts 
baues vom 24. Januar 1921 beteiligten Spitzenorganisationen Neues. Die dort gewünschte Kommission besteht schon seit 
haben die Gehalistafel dieses Vertrages am 1. November d. ]J. Jahren, und nur wenn man ausserhalb dergrossen _ 
wiederum gekündigt. In der Begründung der Kündigung wird Masse der ‚Bergbauangestellten steht, kann 
folgendes ausgeführt: ” man so etwas nicht wissen. 
„Seit dem Wegfall der Pflichtüberschichten stehen bekannt- Der 6. und letzte Teil spricht von der Aufsicht und 
lich die Gehälter der kaufmännischen Bergbauangestellten Beamtenfragen. Dass die Steiger hier wieder ihr, 
durchweg um den Betrag der Weihnachtsgratifikation höher Teil abbekommen, versteht sich bei der Ten 
als die der technischen Angestellten. Bekanntlich soll in den denz des ganzen Buches von selbst. Dass es oft 
Gehältern der technischen Angestellten Weihnachtsgeld und notwendig wäre, einen Steiger mehr einzustellen, stimmt, 
Kleiderzeld mitenthalten sein. Demnach sind die Gehälter der aber dass, um die Worte des Herrn Mantel zu brauchen, 
technischen ‚Angestellten auf der ganzen Linie um ein Zwölftel „hinter jeder Kolonne Zimmerhauer, Reiniger 
des jeweiligen. Monatseinkommens (einschl. Stellenzulage) nie- und Schlepper ein Beamter stehen soll, um —_ 
driger als die der kaufmännischen Angestellten. Eine der- damit wie ein Rottenführer hin und her zu 
artige Minderbewertung der technischen Arbeit ist vollständig Gera das“ wird Herr Mantel selbst den gelbsten seiner 
unbegründet. / reunde nicht einreden können. Die Steiger werden sich für 
Die. unterzeichneten Verbände fordern daher vom 1. Ja- den „Rottenführer“ bedanken. 
nuar 1922 ab die Heraufsetzung der Gehälter sämtlicher tech- Alles in allem genommen bringt die Broschüre- eine Menge 
nischen Angestellten mindestens bis zur Höhe der Gehälter der betrieblicher Selbstverständlichkeiten, die den Bergschülern als 
kaufmännischen Angestellten in den jeweiligen Gehaltsklassen.  betriebliches Abc gelehrt werden. Nicht wegen dieser Dinge _ 
Ferner wird ‚gefordert, die Maschinen- und: Bautechniker sollten weite Kreise der Bergbauangestellten sie lesen, son- 
unter a) und b) den 1. Vermessungstechnikern im Endgehalt, dern wegen der Stellungnahme gegen die Angestellten- und 
und die Maschinenbauführer und Bauführer den Steigern im Arbeiterschaft. Gröbere Vorwürfe wurden wohl noch nie 
von einem Manne der Praxis gegen sie erhoben, und da der 75 


Endgehalt einschl. Reviersteigerzulage gleichzusetzen.“ } 
Verfasser eine Person ist, die in weiten Kreisen bekannt ist, 
Aus anderen Verbänden > ne es ee nahe, Bee Mal zu glauben. 
x x ” f er Laie oder der anderen Bezirken oder ! ändern angehörende 
„Wie kann die Kohlenförderung gesteigert werden? Fachmann schlägt die Hände über dem Kopfe sa = 


Eine Antwort auf die brennendste Frage der ob solcher Misswirtschaft und versteht es nicht, wie Regierun; 
“Gegenwart von H. Mantel, Fahrsteiger.‘“ und Gewerkschaften von guten Leistungen der Arbeiter- und. 
Unter “obiger Ueberschrift “erscheint im Verlage ‘von Angestelltenschaft reden können. Und das einer Arbeiter- 
E. Busch in Essen eine Broschüre, die Beachtung verdient.. Und Angestelltenschaft gegenüber, welche unter den schwie- 
Nicht, dass sie ‚neue grosse Gedanken bringt, sondern .haupt- , rigsten. Verhältnissen der Weit anerkanntermassen erstaunliche S 
sächlich wegen des Standpunktes, den einer der Führer des‘ Leistungen. vollbringt!! | 3 
Reichsverbandes deutscher , Bergbauange- Bergbauangestelltel „Jeder hat die Füh- 
stellter einnimmt. Wenn man diese Leute bei jeder sich rer, welche er verdient!” Steiger Halbfell 















" Verintwortlicher Schriftleiter: G. Werner, Berlin. — ladustriebeamten-Verlag GmbH., Berlia NW 52 — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlia SW 68. 








" 


ANIME 





Ind 


Beilage zur D.T. Z. 


“für die technischen ‚Angestellten 
in.der Industrie 


"Nummer 1 : 





Gewerkschäftsarbeit 
Zum Streik :m. derDresdener Metallindustrie. 


Der 
mehr als vierzehntägiger Dauer beendete ' erfolgreiche Kampi 
war. in ‚jeder ‚Beziehung so interessant und: lehrreich; dass es 
‘sich lohnt, in. der nächsten. Nummer des‘ „Industrie-Techniker“ 


nach 


ausführlicher . über ‘seine. einzelnen Phasen zu: berichten, Die 

Arbeitsaufnahme wurde auf Grund folgender Vereinbarungen 

in; geheimer betriebsweise durchgeführter: Abstimmung ' be- 

schlossen: we 

1. Massregelüngen erfolgen. nicht. 

"2. Die während: des Streikes ausgesprochenen Kündigungen 
werden zurückgenommen. 

3. Das Monatsgehalt für Dezember wird. zunächst voll aus- 
gezahlt. Die durch den Streik verlorengegangene Zeit 
wird durch :Ueberstunden wettgemacht. Der aui die 
'Streiktage entfallene Betrag wird durch Anrechnung der 
Vergütung für Ueberstunden getilgt. 

4. An Stelle der geforderten prozentualen Erhöhung auf die 
Tarifgehälter wurden individuelle Leistungszulagen 
für ‚die Angestellten festgelegt, . nach denen z. B. über 
80. Prozent der Angestellten. des Sachsenwerkes Zulagen 
von durchschnittlich „etwa 22 Prozent über den fest- 
gesetzten Schiedsspruch hinaus bekommen haben. Aehn- 
liche Erhöhungen” wurden auch den Angestellten der an- 
deren Werke zuteil. 


Ein neues Abkommen mit dem Nürnberg-Fürther Arbeit- 
geberkartell ist nach schwierigen Verhandlungen zustande ge- 
kommen. Auf Grund des Abkommens srhalten die technischen 
Industrieangestellten in Nürnberg und Fürth und die der Metall- 
industrie in München und Augsburg zu ihren bisherigen Tarif- 
gehälternTeuerungszulagen, die sich in den Grenzen zwischen 
50 M. monatlich für ledige Angestellte der Gruppe I unter 
25 Jahren ımd 130: M.. monatlich für: verheiratete Angestellte 
der Gruppe V-über:28 Jahre bewegen. ‘Die auf Grund. des neuen 
Abkommens geltenden .Mindesteinkommen der von dem Tarif- 
vertrag erfassten Kollegen sind- aus nachstehender Tabelle er- 
sichtlich; : 

Angestelltengruppen: 


I I II 
Ledig Verheiratet Ledig Verheiratet Ledig Verheiratet 
vom vollendeten M. M. M. M. M, M, 
18. Lebensjahre an: -604 629 669 694 
19. „ 646 671 716 741 : 
20.. ui 5, 2.088 713 764 789 
21. ” PER RN | 756 8i2 ‚837 889 919 
22: 5 Re 796 859 884 940 970 
2. a 2.812 ‚837 908 933 992 1022 
24, x „.. 854 879 956 981 1045 1075 
25, „ „8% 921 1005 1030 1098 1128 
26. x n.. 948: 973 1057 1087 1160 1190 
27; „ un IE 1016 1104 1134 1213 1243 
28. = „. 1034 1059 1151 1181 1266 1296 
29, w » 1082 1112 1209 1239 1329 1359 
30. r are 25 1155 1256 „1286 4382 1412 
IV V VI 
21. Lebensjahre an: 992 1022 
22. B „ 1056 1086 
23. = 01121 1151 
24. -: 1186 1216 
25. & 01251 1281 1409 1444 1589 1629 
26. = „41322 1352 1487 1522 1668 1708 
27. re „ .1384 1414 1565 1600 1747 1787 
28. R- „1445 1475 1643, 1678 1826 1866 
29. = „1512 1547 1736 1776 1920 1965 
30. A 174 1609 1814 1854 2000 2045 
3. „ „1601 1636 1848 1888 2033 2078 
32. * „ 1629 1664 1882 1922 2066 2101 
33. > » 1656 1691 1916 1956 2099 2144 
1950 1990 2102 2147 
1985 2025 2165 2210 


Dabei gehören: 
zu Gruppe I: Ungelernte technische Hilfskräfte ohne Fachausbildung ; 


> = II: ‚Zeichner, Hilfstechniker ; 
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zu Gruppe Ill: Teilkonstrukteure, Projekt- und Berechnungstechniker ; 
; IV: Konstrukteure, Projekt- und Offertingenieure, Betriebstechniker, 


”„ ” 


Patentingenieure; 
F = V: Selbständige Konstrukteure, Montageingenieure, - Betriebs- 
* s . assistenten, Reiseingenieure; 
= „VI: Abteilungsvorstände und deren Stellvertreter, Abnahmeingenieure, 


selbständige Patentingenieure, 


„.Zu,diesen Sätzen kommt für die in der -Grossindustrie, das 
heisst: in. Betrieben- mit mehr als «3000.: Arbeitnehmern :beschät- 
tigten. Angestellten noch der bereits im Schiedsspruch , vom 
23. Februar. d.. J.festgesetzte Zuschlag von 2% 'Prozent. 

Ausserdem wurde am 15. Dezember- 1920 eine einmalige Zu- 
wendung für das Jahr 1920 gewährt. Sie beträgt in den Be- 
trieben, welche im: Jahre 1919 nach den damals.:gültigen Tarif- 
verträgen oder freiwillig mehr als die Hälfte des Monatsgehaltes 
(Dezembergehalt 1919) als Jahreszuwendung bezahlt haben: 

Für die verheirateten männlichen Angestellten und die die- 
sen. gleichgestellten Angestellten zwei Drittel: und : für .die 
übrigen Angestellten in diesen Betrieben die Hälfte des De- 
zembergehaltes 1920 (Gehalt und Teuerungszulage). In allen 
anderen Betrieben beträgt diese einmalige Zuwendung bei ver- 
heirateten männlichen Angestellten und: den: diesen gleichge- 
stellten Angestellten die Hälfte, für die übrigen ein Drittel des 
Dezembergehaltes 1920 (Gehalt und Teuerungszulage). Vor- 
aussetzung ist, dass keine Tantiemen, Provisionen oder be- 
sondere. Gratifikationen bezogen werden. Durch diese Zuwen- 
dung. sind. alle Zuwendungen irgendwelcher, Art für das Jahr 
1920 abgelöst; ausserdem wird gegenseitig festgesetzt, dass 
auch für künftig. keinerlei Rechtsansprüche auf irgendeine Zu- 
wendung: bestehen. 

Die Angestellten, die erst während des Jahres 1920 bei 
einer Firma eingetreten sind, erhalten die entsprechende Quote, 
Die Zuwendung wird an Angestellte, welche vor. dem 30. No- 
vember 1920 ausgetreten sind, nicht gewährt. .Wo bisher eine 
Bilanzabschlusszuwendung an einem anderen Termin. als dem 
15. Dezember bezahlt wurde, kann die Auszahlung der obigen 
Zuwendung an dem bisherigen Termin erfolgen. Wo heuer 
schon: besondere Zuwendungen: bezahlt wurden, dürfen sie auf 
die obige Zuwendung angerechnet werden. 

Den. verheirateten männlichen Angestellten sind gleichge- 
stellt ‘verwitwete mit eigenem Haushalt und eigenen Kindern 
unter 16 Jahren oder solche, die eine zweite Person . oder 
mehrere Personen ernähren müssen sowie alleinstehende weib- 
liche Angestellte mit-eigenem Haushalt, mit eigenen Kindern 
unter 16 Jahren, oder- solche, sofern sie einer zweiten oder 
melreren Personen Unterhalt gewähren müssen, 

Die Gehaltssätze beziehen. sich auf Nürnberg und Fürth und 
Metallindustrie München, während für'die Metallindustrie Augs- 
burg wie bisher ein Abschlag von 5 Prozent in Frage kommt. 


Neuregelung der Tarifgehälter in der Metallindustrie in 
Kaiserslautern. Im Anschluss an unseren ‚Artikel „Drohende 
Lohnkämpfe in der Metallindustrie“ in Nr. 38 des „Industrie- 
Techniker‘ können: wir. heute berichtens dass die Tarifbewegung 
in Kaiserslautern- dadurch. ein befriedigendes Ende erreicht 
hat, dass - der :Demobilmachungskommissar in Speyer dem 
Antrage: der Angestellten gemäss den Schiedsspruch des 
Schlichtungsausschusses, den die Arbeitgeber abgelehnt hatten, 
für verbindlich erklärt hat. Je seltener derartige Verbindlich- 
erklärungen in neuerer Zeit werden, um so erfreulicher ist es, 
feststellen zu. können, dass dadurch ein neuer Lohnkampf ver- 
mieden wurde. 

Wir geben nachstehend die neuen Gehaltssätze der tech- 
nischen Angestellten, welche ab 1. November 1920 in Kraft ge- 
treten sind, bekannt: 

Gruppe BI: Zeichner, Pauser usw. 


17. bis 19. Leben:jahr 375,— bis 500,— M. 
2022; ” SE ae Be LE RR 
23.2.0225, ” 650,— 5 800, „ 
209.2,2,30; en 825,2, 7.950, 5, 

über 3), . 975,— „. 1050,— 
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Gruppe B U: Angestellte mit teilweise selbständiger Tätigkeit 
18. bis 19. Lebensjahr 623,— bis 675,— M. 
20. 0.22: & 750,— „.850,— „ 
ZI. R 875,— „ 1000,— „ 
26.0, We 1050,— „ 1200,— „ 
über 30. % 1250, — 1300, 5; 
Gruppe B III: Angestellte mit teilweise selbständiger Tätigkeit und ent- 
sprechender Verantwortlichkeit dafür 
bis 25. Lebensjahr 1155,— M. 
26... 80, 2 1223,75 bis 1417,50 M, 
über 30. es 1496,25 „ 1627,50 „ 
Gruppe B IV: Angestellte mit selbständiger und verantwortlicher Tätigkeit 
“ mindestens 1790,— M. 
Gruppe C I: Piatzmeister, Hilfsmeister 
bis 5. Dienstjahr 1100,— bis 1225,— M. 
über 5. ss 129,5: 139055, 
Gruppe C Il: Fachmeister über gelernte: Arbeiter 
bis 5. Dienstjahr 1225,— bis 1350,— M. 
über 5. A 1409,— „ 1475,— ,„ 
Gruppe C Ill: Obermeister 
mindestens 1522,50 M. 

Neue Tariigehälter im Kreise Hirschberg. In Nummer 34 
des „Industrietechniker“ berichteten wir über die Schwierig- 
keiten, die von den Arbeitgebern anlässlich der Tarifverhand- 
lungen für die Industrie im Kreise Hirschberg gemacht wurden. 
Der vor kurzem beendete niederschlesische Metallarbeiterstreik 
scheint die Unternehmer zu’der Einsicht gebracht zu haben, 
dass es besser sei, ihre bisherige Halsstarrigkeit aufzugeben. 
Die Verhandlungen sind wieder. aufgenommen worden und am 
20. Dezember zu einem erfolgreichen Ende gekommen. Die 
neuen Tarifgehälter betragen für: 

Gruppe A: Zeichner. 
a) Zeichnerisch tätige Kräfte ohne Fachausbildung 


ini; Beruisiahre 2.02 en 400 M., 

steigend im 4. Berufsjahre auf . . . . ....650 „ 
b) Zeichner mit Fachausbildung 

im 1. und 2. Berufsjahre . . .. .. 2.2... 600. M. 

steigend im 9. und 10. Berufsjahre auf . . . 20 „ 

bei mehr als 10 Berufsjahren . 1000 „ 


Gruppe B: Unselbständige Techniker (Hiifskonstrukteure) 


im 1. und‘2; Berufsjahre . „ ... 22..,..%2825M, 
steigend im 9. und 10. Berufsjahre auf . . . 1200 „ 
bei mehr als 10 Berufsjiahren . . „ .n..1325 „ 


Gruppe C: Selbständige Techniker (Konstrukteure u, Ingenieure) 
im 1. und 2, Berufsjahre . . ...... ..1200 M. 
steigend im 9. und 10. Berufsiahre auf , . . 1560 ” 
bei mehr als 10 Berufsjahren s . 1650. „ 


Den technischen Lehrlingen werden feigende Aufwands- 
entschädigungen gezahlt: 


im/T. Lehraabre ta 220 re er OTM, 
AGEYE > ER RE U ER a RC 
re? 5 NE a A RER EBD 
7 5 ns ae h 250°; 


Die von den Angesteilten verlangte vertragliche Zusage, 


dass über die Tarifgehälter hinausgehende Leistungszuschläge 


mindestens in derselben Höhe wie bisher auch weiterhin ge- 
zahlt werden sollen, war nicht zu erreichen. Die Arbeitgeber 
erklärten jedoch, dass sie sich diese Zahlung vorbehalten und 
wahrscheinlich auch im eigenen Interesse gezwungen sein wür- 
den,. die Ueberbezahlung in dem bisherigen Ausmass  beizu- 
behalten. 

Die Neuregelung der Gehälter tritt rückwirkend vom 
1. Oktober 1920 in Kraft und hat Gültigkeit bis zum 31, März 
1921. Bei wesentlicher Veränderung der Wirtschaftslage kann 
sofort in neue Verhandlungen eingetreten werden. — Der im 
fıiüheren Vertrage enthaltene Passus,; dass kieine Betriebe mit 
weniger als zehn Angestellten eine Kürzung von 5 Prozent der 
Tarifgehälter vornehmen können, wurde gestrichen. Ferner 
wurde vereinbart, dass über den Manteltarii in der zweiten 
Hälfte des Monats- Januar beraten werden soll. 


Erneuerung des Tarlivertrages für die Angestellten der See- 
schiffswerften. Am 15. Dezember fanden in Hamburg mit den 
Vertretern der Norddeutschen Gruppe des Gesamtverbandes 
deutscher Metallindustriellen, Abteilung Seeschiffswerften, Ver- 
handlungen über eine Erneuerung des -Tarifvertrages für die 
Angestellten der zu diesem Verband gehörenden Seeschifffs- 
werften statt. Sie führten nach beinahe zwölfstündiger Dauer 
zu einer Verständigung auf der Grundlage, dass die bisher im 
Tarifvertrag vereinbarte fünfundvierziestündige Arbeitszeit bei- 
behalten wird und die Tarifgehälter in der Weise erhöht wer- 
den, dass die Mindestgehälter der technischen Angestellten 
sich zwischen einem Anfangsgehalt von 950 M. für unverhei- 
ratete Angestellte mit einfacher zeichnerischer Tätirkeit und 
1900 M. für Angestellte mit schwierigerer konstruktiver Tätig- 
keit nach neunjähriger Tätigkeit im’Beruf bewegen. Ausserdem 








. 


Ne. 1° 


wurde von den Arbeitgebern eine Erhöhung der Kinderzulage 


von 60 auf 100 M. monatlich zugestanden." Genauere Angaben 
über den Inhalt des neuen Tarüverträges lassen ‚wir folgen, so- 
bakl das Ergebnis der zurzeit stattfindenden Abstimmungen 
ger Annahme oder Ablehnung des Verhandlungsergebnisses 
vorliegt. 


Neuregelung der Tariigehälter &ı der Leipziger Metall- 
industrie. Nach schwierigen Verhandlungen und mehrmaligen 
vergeblichen Versuchen des Schlichtungsausschusses, eine Eini- 
gung zwichen Angestellten und Arbeitgebern herbeizuführen, 
wurde am 20. Dezember nachstehender Schiedsspruch gefällt, 
den beide Parteien angenommen haben: £ 

„Mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 ab werden: die Mindestgehälter für 
Angestellte, die nach dem Tarifvertrag für die Metallindustrie im Bezirk Leipzig 
vom 11. März 1920 für den Monat April zu zahlen wären, um 30%, erköht.“ 


Danach sind die Mindestgehälter der technischen Ange- 
stellten mit Wirkung ab 1. Dezember 1920 folgende: 


Gruppe Mindestalter * Gehaltssätze 
1 17 Jahre 572,— bs 915,— M. 
T2 18.2.5, 680,— „. 1030,— „ 
T-3a 20 915,— ;,, 1315,— .„ 
T 3b DI 1215,— , 1560,— . 
T4 2% 1480, 100 


Der Tarifvertrag für die chemische Industrie Sektion Vb 
allgemeinverbindlich. Laut Mitteilung des  Reichsarbeits- 
ministers vom 16. Dezember 1920 ist der zwischen dem Arbeit- 
geberverband der chemischen Industrie Deutschlands, Sek- 
tion Vb Wolien, dem Arbeitgeberverband der chemischen In- 
Gustrie Mitteldeutschlands einerseits und dem AfA-Bunde, dem 
G. d. A. und dem G. k. A. andererseits am 22. Juni 1920 ab- 
geschlossene Tarifvertrag zur Regelung der Gekalts- und An- 
stellungsbedingungen der kaufmännischen und technischen An- 
gesteliten der der Berufsgenossenschaft der chemischen In- 


. dustrie angehörenden Betriebe mit Ausnahme des Isolier- 


gewerbes für diesen Berufskreis und für das Gebiet der Pro- 
vinz Sachsen und der Freistaaten Thüringen und Anhalt ge- 
mäss $ 2 der Verordnung vom 23, 12. 18 (Reichsgesetzblatt 
S, 1456) für allgemeinverbindlich erklärt worden. Die allg:- 
meine Verbindlichkeit beginnt mit dem 1. Oktober 1920; sie 
erstreckt sich nicht auf Arbeitsverträge für die besondere 
Fachtarifverträge in-Geltung sind. Falls künftig für einen Zweig 
der chemischen Industrie ein besonderer Fachtarif für verbind- 
lich erklärt wird, scheidet er mit dem Beginn der allgemeinen 


Verbindlichkeit aus dem Geltungsbereich des allgemeinen Tarif- 


vertrages aus. 
’ * 


Ferner- sind durch Verfügung des Reichsarbeitsministers 
folgende Tarifverträge für allgemeinverbindlich erklärt worden: 


Der Schiedsspruch vom 22 6..20 zum allgemeinverbindlichen Tarifver- 


trag vom 11. 3. 20 zwischen AfA, G.d.A, und G.k.A, einerseits und dem 

Verband. der Metallindustriellen im Bezirk Leipzig andererseits mit Wirkung 

vom 1. 5. 20 für die Stadt- und Amtshauptmannschaft Leipzig; 
die Vereinbarung vom 30. 7. 20 zwischen der Tacifgameinschuft Broslemns 


Angestelltenverbände einerseits und der Vereinigung Breslauer Arbeitgeberver- 


bände andererseits mit Wirkung vom 1. 7. 20 für den Stadt- und Landkreis 
Breslau; E 


der Nachtrag I vom 21. 4. 20 und Nachtrag II vom 31. 5. 20 zum Kölner 


Tarifvertrag vom 8. 11. 19 zwischen AfA, G.d. A. und G.D.A.G. einersei:s 
und dem Arbeitgeberverband des un'eren Kreises Solingen andererseits mit 
Wirkung vom 15. 5. 20 für das Gebiet der Bürgermeistereien Burscheid, 
Bergisch-Neukirchen, Opladen, Langenfeld, Leich- 
lingen, Monheim, Rheindorf, Hitdorf, Wiesdorf, Witz 
hellen und Schlebusch mit dazugehörigen Ortsbezirken, Die all 
meine Verbindlichkeit der Nachträge I und II wird auf diejenigen Firmen, die 
den Kölner Tarifvertrag vom 8. 11.19 bisher angenommen haben, mit Wirkung 
vom 15. 5. 20 ausgedehnt; 

der Tarifvertrag vom 31. 7. 20 zwischen der Tarifgemeinschaft der Hanauer 


Angestelltenorganisationen einerseits und dem Gesamtverband der Arbeitgeber . 


für Hanau und Umgegend andererseits mit Wirkung vom 1. 10, 20 für die 
Stadt Hanau a.M. 


Stellengesuche 


Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 3,—M. Rabatt 
bei3 Aufaahmen 10%, bei6 Auf- 
nahmen 15°/,, bei 13 Aufnahmen 
20 %/, bei 26 Aufnahmen 30 %/,, 


Strebs. Ingenieur, Flüchtl. aus 
Polen, 34 J. alt, verh., Absolv. einer 
Maschinenbauschule, 3 J. Werkstatt- 
u. 12 J. Bureauprazis, bisher i. Eisen- 
bahnsignalbau tät. gewesen, m. leicht. 
Auffassungsgabe, selbst. Arbeit. ge- 
wöhnt, flott, u. saub. Zeichn.sow.sich. 


B & i 1 a [8 | e& mn Rechner, schreibgewandtu. gewandt 


, . im Verkehr mit Behörden, sucht, ge-' 
fi n de n die zwe ck- stützt aufla Zeugn ‚Stellung. An en 
mässigste Verbreitung | unt.1.K.3443 and. Exped.d.D. T.Z. 
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Nummer 2 


Der Streik in derDresdner Metallindustrie 


Am 15. August 1919 wurde der erste Tarifvertrag mit den 
Dresdner Metallindustriellen abgeschlossen, der sowohl in ma- 
terieller als auch in ideeller Beziehung die Angestellten durch- 
aus,zu. befriedigen geeignet war. Um den andauernden und 
zeitraubenden Tarifverhandlungen aus dem Wege zu gehen, 
wurden in beiderseitigem Einverständnis die Gehälter für ein 
halbes Jahr festgemacht. Diese Festlegung wuchs sich jedoch 
infolge des nicht vorherzusehenden Sturzes des Geldwertes zu 
einer kaum tragbaren Fessel aus, die abzustreifen unmöglich 
war, da die Vertragstreue unter allen Umständen autrcchter- 
halten werden sollte. Verhandlungen mit dem Zweck, die Ar- 
beitgeber zu freiwilliger Erhöhung der Gehaltssätze zu’ veran- 
lassen, endeten fast ergebnislos.. Trotz alledem wurde der 
Vertrag gehalten. 

Die neuen Verhandlungen begannen; die Arbeitgeber dach- 
ten aber nicht daran, auch nur annähernd auf die berechtigten 
Forderungen der Angestellten einzuzehen, so dass es schon im 
April 1920 zum Streik gekommen wäre, wenn nicht im letzten 
Augenblick das von uns vorgeschlagene Schiedsgericht, dessen 
Spruch beide Parteien sich im voraus zu unterwerfen bereit er- 
klärten, angenommen worden wäre. Der Schiedsspruch wurde 
verkündet. Die durch ihn festgesetzten Gehälter entsprachen 
jedoch so wenig den Erwartungen der Angestellten, dass sofort 
die Kündigung für den nächst zulässigen Termin ausgesprochen 
wurde. Die Lage der sächsischen Industrie wurde nun in den 
folgenden Monaten andauernd ungünstiger, die Aussichten wur- 
den immer trüber; so dass die Angestelltenschaft, darauf Rück- 
sicht nehmend, bereit war, um Komplikationen zu vermeiden, 
die am Tage der Fällung des Schiedsspruchs ausgesprochene 
Kündigung der Gehaltssätze zurückzunehmen. Dies wurde den 
Arbeitgebern mitgeteilt, die jedoch mit einem Schreiben .ant- 
worteten, worin es u. a.‘heisst: 

»...Die Wiederaufnahme der Gehaltstarifisierung der Angestellten inner- 
halb der Geltungsdauer des Mantelvertrages (bis 31. Dezember 1920) erscheint 
nicht zweckmässig, hauptsächlich wegen der schwankenden allgemeinen Verhält- 


nisse, die einer Schematisierung in besonder@y Masse entgegenstehen. Dagegen 
wird den Mitgliedern empfohlen, keine Gehaltsreduktionen vorzunehmen...“ 


Daraus ging mit voller Klarheit hervor, dass die Herren die 
Absicht hatten, den Tariivertrag in seinem wichtigsten Punkte 
nicht wieder aufleben zu lassen, obwohl der Mantel noch über 
ein. halbes Jahr Geltungsdauer behielt. Demgegenüber forder- 
ten wir — wieder waren mehrere Wochen vergangen, die neue 
Teuerung mit sich gebracht hatten — eine Gehaltserhöhung um 
30 Prozent. Nach langen Verhandlungen gelang es zwar, die 
Bereitwilligkeit der Arbeitgeber zur Erneuerung des Vertrage 
zu bekommen; eine allgemeine Erhöhung der Vertragszehälter 
glaubten sie aber mit Rücksicht auf eine Reihe finanziell 


schwacher und ungenügend beschäftigter Firmen ablehnen zu 
müssen. Der angerufene Schlichtungsausschuss fällte mit Rück-- 


sicht auf die finanziell schwachen Firmen einen Spruch, der den 
Ledigen 10 Prozent und den Verheirateten 15 Prozent Gehalts- 
erhöhung zubilligte. Dieser Spruch wurde von den Angestellten 
für die minder leistungsfähigen Werke. angenommen, dagegen 
die alte Forderung für die grossen und leistungsfähigen Firmen, 
wie z. B. Sachsenwerk, Gebrüder Seck usw., aufrechterhalten. 
Schon jetzt ‚zeigte sich die jammervolle Haltung des den 
G. d. A. G. beherrschenden D. H. V., der trotz radikalster 
Phrasen, die er in den Versammlungen. vom ‘Stapel lässt, — 
hei den Verhandlungen überlässt er das Reden uns — den 
Schiedsspruch bedingungslos schluckte. Zu dem Schiedsspruch 
nahmen die Angestellten in öffentlichen und danach in Betriehs- 
versammlungen Stellung. Bei elf Werken wurde nach objek- 
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tiver Darstellung in darauffolgender geheimer Abstimmung be- 
schlossen, die Forderung aufrechtzuerhalten, und wenn nötig, 
dafür in den Streik einzutreten. Um alle Möglichkeiten der 
friedlichen Beilegung des Konfliktes zu erschöpfen, boten wir 
noch einmal Verhandlungen an, die zwar@&ufgenommen wurden, 
aber ergebnislos abgebrochen werden mussten. Am 7. De- 
zember legten in voller Einmütigkeit sämtliche Angestellten die 
Arbeit nieder. 

An den in den Betrieben vorgenommenen Urabstimmungen 
hatten auch die Mitglieder des Deutschnationalen 
Handlungsgehilien-Verbandes telgenommen und 
Sich mit überwältigender Mehrheit gleichfalls für den Streik er- 
klärt; in Konsequenz ihrer Abstimmung, ohne von jemandem 
genötigt zu sein, beteil’gten sie sich freiwillig am Streik. Diese 
für die Leitung des D. H. V. überaus peinliche Tatsache ver- 
setzte den Herren zunächst die Sprache, so dass die Mitglieder 
die Stellungnahme ihrer Organisationsleitung nicht kannten. 
Erst nach Ablauf einiger Kampftage erklärte uns der als grosses 
D. H. V.-Licht bekannte, eigens wegen des Streiks nach Dresden 
entsandte Herr Miltzow, dass, da der D, H. V. den Schieds- 
spruch angenommen habe, seine Mitglieder unmöglich streiken 
können. Er sei gekommen, um mit den bestreikten Arbeit- 
gebern friedliche Verhandlungen aufzunehmen. Auf die Frage, 
was er denn eigentlich verhandeln wollte, da infolge der An- 
nahme des Schiedsspruches Forderungen des D. H. V. gar nicht 
vorlägen, meinte er, der D. H, V. hätte Forderungen einge- 
reicht. Unsere Behauptung, dass- diese Forderungen erst nach 
Ausbruch des Kampies den Arbeitgebern übermittelt worden 
sein könnten., vermochte er nicht zu entkräften. Herr Miltzow 
zing zu den Verhandlungen und hofite, die Situation für den in 
die Klemme geratenen D. H. V. retten zu können. Es hätte 
sich ja auch gar zu schön gemacht, wenn es durch Eingreifen 
des D. H. V. gelungen wäre, die Arbeitgeber zum Nachgeben 
zu bringen. Am 9. Dezember teilte uns Herr M, mit, dass die 
Verhandlungen ergebnislos verlaufen seien Um die Stellung 
der D. H. V.-Mitglieder zum Streik zu klären, fügte er folgende 
telephonische Erklärung bei: 

„Wir sind an sich nicht in der Lage, jetzt zu streiken, sondern wir sind 
infolge unserer Lage arbeitswill'g, durch die Situation aber n'cht imstande, in 
die Betriebe hineinztgeher, infolge der Massnahmen der Streikleitungen. Man 
kann keinem Menschen zumuten, die „Strassenkämpfe“ mit den Streikposten 
auszufechten. Ich werde meinen Leuten nicht sagen, dass sie in die Betriebe 
gehen sollen, obwohl ich dies könnt-. Ich werde eine andere Form wählen, 
muss aber unter allen Umständen bitten, dass unsere Mitglieder sich nicht 
offiziell an dem Streik zu beteiligen haben, d. h. dass sie weder in der Streik- 
leitung tätig sind, noch sich durch Streikpostenstehen betätigen.“ 

Die D. H. V.-Mitglieder kümmerten sich jedoch um die von 
ihrer Leitung ausgegebene Parole nicht und beteiligten sich 
nach w:e vor am Streik. Von dem Vorsitzenden des Schlich- 
tungsausschusses im Auftrage der Regierung eingeleitete Ver- 
handlungen zur Beilegunz des Konfliktes mussten ergebnislos 
abgebrochen werden. Der Kampf entbrannte immer heftiger. 
Verschiedene Firmen schickten den Angestellten die fristlose 
Entlassung ins Haus, um mit Hilfe dieses zwar alten, aber gegen- 
über ängstlichen Gemütern nicht ganz unwirksamen Mittels die 
Situation für sich günstiger zu gestalten. Wenn auch auf die 
in der AfA organisierten Kollegen diese „freundlichen“ Schrei- 
ben nur erheiternd zu wirken vermochten, so musste das 
Druckmittel eine andere Wirkung auf de D. H. V.-Leute aus- 
lösen, die des Schutzes ihrer Organisation nicht sicher waren. 
Auf Anfrage eines Mitgliedes bei seinem Verbande wurde ihm 
folgender Bescheid zuteil: 


„Ueber Ihre Firma wird von uns mitverhande!t werden. Wie 
Ihnen bereits mitgeteilt, sind wir am treik nicht beteiligt, da wir den 
Schiedsspruch angenommen haben und. über Sonderforderungen für die ver- 
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schiedenen Firmen, wozu auch die Ihrige gehört, mit den Arbeitgebern im’ | 


Verhandlungen stehen.- Notwendig ist, dass Sie und Ihre Kollegen, die bei 
uns organisiert sind, sich aktiv anı Streik nicht beteiligen, das heisst, nicht in 


in den nächsten Tagen eine endgültige Klärung im’ Verhandlungswege herbei- 
zuführen. Unsererseits haben wir. die Erklärung abgegeben, dass Arbeits- 
willigkeit unserer Mitglieder vorhanden ist, diese jedoch an der Arbeit ver- 
hindert werden, und demgegenüber von den Arbeitgebern die Erklärung er- 


halten, dass das Arbeitsverhältnis unserer Mitglieder aufrechterhalten bleibt, 
Infolgedessen scheidet die Frage der Streikunterstützung aus. Für den Fall, ©. 
dass in einigen Fällen eine Fortzahlung des Gehaltes wider Erwarten nicht ; 
erfolgen sollte, unterstützen wir unsere Kollegen in der Art, dass wir gemass- 


regelten Kollegen Unterstützung zahlen. halten Sie uns bitte über die 
dortigen Vorgänge auf dem laufenden. 
Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, 
Geschäftsstelle Dresden. gez, Lenz.“ 


Ferner: „Durch Eilboten! 


Wir verweisen auf unser heutiges Schreiben in dieser Angelegenheit und 


überreichen Ihnen die uns übersandten drei Schreiben Ihrer Firma, die für 
unsere dort beschäftigten, unfreiwillig streikenden drei Kollegen bestimmt 
sind, wozu wir bemerken, dass, nachdem wir unsererseits vertragsgemäss 
grundsätzlich die Arbeitswilligkeit zugesagt haben, unsere Mitglieder die Arbeit 
aufnehmen müssen, sofern sie dazu in der Lage sind. Nur unter dieser Vor- 
aussetzung ist es möglich, eine Bezahlung der Feiertage durch Ihre Firma zu 
erlangen. Im übrigen hoffen wir, in diesen Tagen die Verhandlungen zum 
Abschluss zu bringen, und wir werden Ihnen alsdann weitere Nachricht zu- 
gehen lassen, 

Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband. 


Anlagen! Geschäftsstelle Dresden. gez. Lenz.“ 


Diese überaus klägliche Haltung der D. H. V.-Leitung rief 
die hellste Empörung hervor; um ihrer Herr zu werden und 
ausserdem einen Keil in die Kampfiront zu treiben, teilte der 
D. H. V. seinen Mitgliedern plötzlich mit, dass er pro Tag über 
20 M. Streikunterstützung auszahle (obwohl er in den obigen 
Schreiben die Erklärung abgegeben hatte, dass die Frage der 
Streikunterstützung, da der D. H. V. am Streik gar nicht be- 
teiligt sei, ausscheide). Dieses Manöver sollte lediglich dazu 
dienen, die Mitglieder des Zentralverbandes der Angestellten, 
denen bereits die von ihrer Organisation ausgeworienen, er- 
heblich niedrigeren Sätze bekanntgeworden waren, gegen. ihre 
Leitung aufzuputschen und wenn möglich zum D, H. V. her- 
überzuziehen. Aber. auch dieser Streich ging daneben. Mit 
Abscheu wandten sich die Kollegen gegen diese demagogische 
Art der Bekämpfung eines gegnerischen Verbandes. 

Der Kampf wurde mit grösster Erbitterung : auf beiden 
Seiten durchgeführt. Ein Eingreifen der Regierung war infolge 
der Regierungsneubildung und des Ausbruches des Bergarbeiter- 
streiks zunächst nicht zu erwarten. Der Streik zog weite 
Kreise der Arbeiter in Mitleidenschaft, da die Seckwerke schon 
am ersten Streiktage ihre Arbeiter ausgesperrt hatten. Um die 
Erregung der Arbeiter auf die Angestellten abzuwälzen, wurde 
versucht, diese als die Schuldigen hinzustellen. Bei der ge- 


werkschaftlichen Schulung ‚der Arbeiter war es nicht schwer, 


in Arbeiterversammlungen die 'Streikursachen. klarzulegen und 
die vollste Solidarität der Arbeiterschaft zu erlangen In glän- 
zender Solidarität haben die Arbeiter trotz grosser persönlicher 
Opfer die Angestellten im Kampfe unterstützt. Mancher wan- 
kende Kollege holte sich dorther Kraft und Mut zum Ausharren. 

Nachdem die Regierungsbildung vollzogen war, haben w.r 
uns mit dem Arbeitsministerium in Verbindung gesetzt, das so- 
fort eine Verhandlung unter dem Vorsitz eines von ihm beauf- 
tragten Unparteiischen festsetzte. Nach längerer ‘Aussprache 
kam eine Vereinbarung zwischen uns und dem Arbeit- 


.zgeberschutzverband zustande, wonach sofort Verhand- 


lungen zur Beilegung des Konfliktes für die dem Verbande an- 
gehörenden Firmen festgesetzt wurden. Noch am gleichen Tage 
wurde eine volle Einigung erzielt. Am folgenden Tage wurden 
unter dem Vorsitz des Regierungsvertreters die Verhandlungen 
mit dm Verbande der Metallindustriellen er- 
öffnet. Gleich nach Eröffnung gab es einen erregten Zusammen- 
stoss, der veranlasst wurde dürch die sich im Nebenraum des 
Verhandiungssaales aufhaltenden Streikbrecher. Nach einem 
scharfen Protest verliessen die Angestelltenvertreter die Sitzung, 
die einige Stunden später in einem Hotel erneut aufgenommen 
wurde. Die Anwesenheit der Streikbrecher in dem Verbands- 
lokal der Arbeitgeber war. den anwesenden Arbeitgeberver- 
tretern so unangenehm, dass auch sie ihrem Syndikus scharie 
Vorhaltungen machten und den Angestelltenvertretern die Er- 
klärung abgaben, dass, wenn s’e von. der Anwesenheit der 
Streikbrecher Kenntnis gehabt hätten,.sie selbstverständlich ihr 
Verbandslokal als Verhandlungsraum nicht vorgeschlagen 
hätten. Jetzt gelang es, nach stundenlanger Verhandlung fol- 
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gende, von beiden Parteien angenommenen Bedingungen zu formu- 


' lieren, die eine geeignete weitere Verhandlungsgrundlage bildeten: 
der Streikleitung sitzen und sich als Streikposten nicht betätigen. Wir hoffen, Rn 


1. Massregelungen erfolgen nicht. . 

2. Die während des Streiks ausgesprochenen Kündigungen 
werden zurückgenommen. 

3. Das Monatsgehalt für Dezember wird zunächst voll aus- 
gezahlt. Die durch den. Streik verlorengegangene. Zeit 
wird durch Ueberstunden wettgemacht, der auf die Streik- 
tage entfallende Betrag wird durch Anrechnung der Ver- 
gütung für Ueberstunden getilgt. 2 
Schwieriger gestalteten sich die Verhandlungen wegen der 

von den Angestellten geforderten Erhöhung sämtlicher Tarif- 
vertragsgehälter um 30 Prozent. Die Arbeitgeber erklärten, 
mit Rücksicht auf ihre grundsätzliche Stellung die „Forderung 
ablehnen zu müssen, sie seien lediglich zu ind'viduellen Teil- 
zulagen bereit. Da keine der beiden Parteien ihren Standpunkt 
änderte, waren die Verhandlungen auf. dem toten Punkt ange- 
langt. Daraufhin machte der Regierungsvertreter den Vor- 
schlag, zur Beilegung dieser Frage ein Schiedsgericht einzu- 
setzen, dessen Spruch beide Parteien sich von vornherein zu 
unterwerfen hätten.: Dieser Vorschlag löste eine längere De, 
batte aus, in der schliesslich die Angestelltenvertreter ihre Zu- 
stimmung zu dem Vorschlag gaben. Die Arbeitgeber konnten 
sich trotz einer fast zwei Stunden währenden Sonderverhand- 
lung nicht einig werden und verschoben ihre endgültige Be- 
schlussfassung auf den nächsten Tag, Am nächsten Tage er- 
hielten wir die Nachricht, in der zum Ausdruck kam, dass die 
Arbeitgeber das Schiedsgericht ablehnen müssten, „da sie sich 
unmöglich von vornherein einem ihnen unbekannten Schieds-. 
spruch unterwerfen könnten“; dah'ngegen seien Sie bereit, so-' 
fort die Verhandlungen wieder aufzunehmen unter der Zusiche- 
rung, in viel höherem Masse als bisher angedeutet individuelle 
Zulagen zu gewähren. Von diesem Zugeständnis der Arbeit- 
geber Kenntnis nehmend, ‘glaubten d’e Angestellten, die Ver- 
handlungen wieder aufnehmen zu .solien. Diese Verhandlungen 
führten zu Resultaten, die immerhin annehmbar waren, So 
z. B. wurden zugebilligt an über 80 Prozent der Angesteliten 
des Sachsenwerkes Zulagen im Durchschnitt von 22 Prozent 
über den Tarifvertrag hinaus. Aehnliche‘ Erhöhungen wurden 
auch den Angestellten der anderen Werke - zuteil. Die am 
Abend abgehaltenen Betriebsversammlungen nahmen Kenntnis 
von dem Stand der Dinge, erklärten in, geheimer Abstimmung 
ihre Zustimmung zu den. Verhandlungsergebnissen und. be- 
schlossen demgemäss, am kommenden Morgen, nach sechzehn- 
tägiger Streikdauer, die Arbeit‘ wieder aufzunehmen. 

Damit war ein’ schwerer Kampf zu Ende. Berücksichtist 

man die überaus schwierigen Umstände, unter denen der Kampf 
durchzuführen war, so z. B. das verräterische Verhalten des 
D. H. V. und die Tatsache, dass die Angesteliten des Elite- 
werkes Brand-Erbisdorf nach einer in Abwesenheit der Or- _ 
ganisationsvertreter von ihnen selbst einberufenen Streikver- 
sammlung, an der die im Bunde organis.erten Kollegen, da: sie 
gerade Streikposten zu stehen hatten, nicht teilnahmen, den 
Streik bedingungslos einen Tag vor Verhandlungsbeginn auf- 
gegeben haben und die auch in anderen. Werken angesichts des 
Weihnachtsfestes immer gedrückter werdende Stimmung eines 
Teiles der Angestellten, deren gewerkschaftliche Schulung noch 
zu wünschen übrig liess, so kann man mit dem Ergebnis des 
Kampfes durchaus zufrieden sein. „Hans Geiser. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Der Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie anze- 
nommeu. In Nr. 39 des „Industrietechniker“ 1920 haben wir be- 
reits mitgeteilt, dass der Schiedsspruch des im’ beiderseitigen 
Einverständnis der Parteien gebildeten Schlichtungsausschusses 
von den Funktionären des AfA-Bundes den Angestellten zur 
Annahme empfohlen worden sei. Dem Rat ihrer Vertrauens- 
männer folgend, haben die Angestellten der Berliner Metall- 
industrie den Schiedsspruch, allerdings gegen eine beträchtliche 
Minderheit, auch angenommen. Inzwischen hat auch der Ver- 
band Berliner Metallindustrieller in seiner Mitgliederversamm- 
lung vom 29. Dezember dem Schiedsspruch zugestimmt, so dass 
für den Augenblick die durch das Verhalten der Arbeitgeber bei 
den Tarifverhandlungen entstandene Krise überwunden ist. Es 
kann allerdings kein Zweifel darüber bestehen, dass der Kampf 
nur vertagt ist, wenn sich nicht die Arbeitgeber entschliessen, 
bei kommenden Verhandlungen wesentlich mehr Entgegen- 
konimen zu zeigen. Die Gehaltssätze im Angestelltentarif der 
Berliner Metallindustrie sind tatsächlich zurzeit bedeutend nied- 
tiger als in einer ganzen Anzahl anderer Orte mt niedrigeren 
Lebenshaltungskosten. Durch die Annahme des Schieds- 
spruches tritt ab 1. Januar 1921 für die im Tarifvertrag unter 


 D.a,b, ce aufgeführten Angestelltengruppen, m't Ausnahme der 


Vorstufen, eine Erhöhung der Grundgehälter um 60 Mark in 
Kraft. Dazu kommen die Teuerungszulage von 110 Prozent, so- 
wie ‘die Erhöhung der Verheirateten- und Kinderzulage um 
40 Mark, 


Tariibewegung in Magdeburg. In Nr. 32/33 des „Industrie- 
Techniker“ berichteten wir über die Taarifbewegung in Magde- 
burg. Die Bewegung drohte infolge der Hartnäckigkeit, mit der 
die Arbeitgeber jeden Einigungsversuch ablehnten, zu einem 


Konflikt zu führen. Erst vor einem auf Antrag der Angestell- ” 


ten vom Reichsarbeitsministerium eingesetzten Schlichtungs- 
ausschuss gelang es, sie ohne Kampf zu beendigen. Der Schlich- 
tungsausschuss fällte am 4. Dezember 1920 einen Schiedsspruch, 
der für die Industrieangestellten folgendes besagt: 
„Die bestehenden Tarifgehälter vom 1. Mai 1920 werden 
vom 1. Dezember 1920 bis 28. Februar 1921 wie folgt erhöht: 
Für männliche und weibliche Angestellte: 
von 18—20 Jahren um 70,—M. 
über 20—25 Jahre um 120,—M. 
über 25 Jahre um 200,—M. 
Angesteilte unter 18 Jahren und Lehrlinge um 10M. pro Monat. 
Der Schlichtungsausschuss empfiehlt ferner den Arbeitgebern 
einstimmig und nachdrücklichst, die im Schiedsspruch fest- 
gelegten Zulagen auch für den Monat November zu gewähren 
und baldmöglichst zur Auszahlung zu bringen.“ 


Der Schiedsspruch wurde von beiden Parteien ange- 
nommen. 

Die Arbeitgeber stützten sich bei alien ihren Weigerungen 
zu verhandeln auf den $ 20 des Tarifvertrages, der das Kün- 
digungsrecht der Gehaltsstaffeln. davon abhängig macht, dass 
der Schlichtungsausschuss „die bestehende Steigerung oder 
Minderung der Kosten der Lebenshaltung als wesentlich aner- 
kennt“. Dieser Passus ist zweifellos ein schwerer Mangel des 
Tarifvertrages, dessen Beseitigung angestrebt werden muss. 
Den Angestellten sind dadurch die Hände gebunden; sie können 
wohl erklären, dass sie eine Kündigung der Gehaltssätze für 
erforderlich halten, die Berechtigung zu kündigen steht ihnen 
aber erst zu, nachdem sie ihnen vom Schlichtungsausschuss zu- 
gesprochen worden ist. Zu welchen Missständen solche Be- 
stimmungen bei der oft merkwürdigen Stellungnahme vieler 
Schlichtungsausschüsse führen können, kann man sich leicht 
vergegenwärtigen. Es muss daher bei neu abzuschliessenden 
Tariiverträgen grösster Wert darauf gelegt werden, dass die 
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volle Entschlussfreiheit und Unabhängigkeit der Vertragsparteien, 
vor allem, was das Kündigungsrecht anlangt, gewährleistet wird. 


Erhöhung der Teuerungszulagen in der Kasseler Metall- 
industrie. In der Kasseler Metallindustrie wurden bisher auf die 
Grundgehälter folgende Teuerungszulagen gezahlt: 


für Jugendliche unter 18 Jahren . . . 35 Prozent 
AIR, N von 18 bis 20 Jahren. .. 40 n 
» Ledige über 20 Jahre . . . ...35 5 
» Verheiratete über 20 Jahre . . . . ” FR 


Diese Sätze entsprachen längst nicht mehr den dauernd 
gestiegenen Kosten der Lebenshaltung; die Angestellten forder- 
ten deswegen ihre Erhöhung auf 60 Prozent für Jugendliche 
unter 18 Jahren, und auf 100 Prozent für alle übrigen Gruppen, 
wozu für die Verheirateten Familienzulagen von 50 M. für die 
Frau und jedes unterhaltspflichtige Kind verlangt wurden. 

Geradezu lächerlich gering war das Gegenangebot der Ar- 
beitgeber. Sie bewilligten grossmütig für die Jugendlichen 
unter 18 Jahren’ — nichts und für die anderen Gruppen eine 
fünfprozentige Erhöhung der Teuerungszuschläge, Dazu soll- 
ten Familienzulagen in Höhe von 40 M. für die Frau und 30 M. 
für jedes Kind gezahlt' werden. Dem einmütigen Zusammen- 
halten und der festen Entschlossenheit der Kollegen gelang es, 
die Unternehmer davon zu überzeugen, dass auch die Geduld 
und die Langmut der Angestellten eine Grenze kennen. Der 
Erfolg blieb auch nicht aus. Die Herren sahen sich veranlasst, 
über ihr „äusserstes Angebot“ hinauszugehen, und es wurden 
schliesslich folgende Sätze vereinbart: 


für N Ayanagyri bis 18 Jahre I 45 Prozent 
» Ledige von 18 bis 20 Jahren. . . . 55 % 
= auber 20 Jahre 2, 7 ES 


». Verheiratete über 20 Jahre . . . , 85 3% 
Verheiratetenzulage furidie: Frau... Sr AM 
b „ jedes Kind-bis zu15 Jahren 40M. 

Wenn auch die mit diesen Zuschlägen sich ergebenden Ge- 
haltssummen bei weiter noch. nicht eine den heutigen Teue- 
rungsverhältnisser entsprechende Höhe erreichen, so ist doch 
vorläufig ein Konilikt vermieden worden. Jedoch sind die Kol- 
legen sich darüber klar, dass zum nächsten, tariflich zulässigen 
Ternin die Frage einer durchgreifenden Neuregelung der Ge- 
hälter mit aller Energie zur Entscheidung gebracht werden 
muss, , 


Erhöhung der Teuerungszulagen in der allgemeinen Indu- 
strie Hamburgs. Am 21. Dezember 1920 fanden in Hamburg 
Verhandlungen mit dem Allgemeinen Industrie-Verband über den 
Abschluss eines neuen Tarifvertrages statt. Auf Wunsch der 
Arbeitgeber wurde der bestehende Vertrag vom 20. April 1920 
um drei Monate verlängert; die bisher gezahlten Grundgehälter 
Ne beibehalten und lediglich die Teuerungszuschläge er- 
höht. 

Nach längeren Verhandlungen wurden folgende Zuschläge 
festgesetzt; 


für Ledige . . . . “ Li P * . . . [} [) M. 75.— 
BNbrbeiratete =. 009 „ 100.— 
» Verheiratete mit bis zu 2 Kindern . : „ 150,— 
» Verheiratete mit mehr als 2Kinden . . . . „ 15— 


so dass sich jetzt die gesamten Teuerungszulagen wie folgt 


stellen: 
für Ledige . . . e.. auf M 25— 
igenem 


» Verheiratete und Verwitwete mit ei 
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» Verheiratete mit Bis zu 2 Kindern. . . . » » 700.— 
» Ve:rheiratete mit mehr als 2 Kindern. . . NE VEN 


Erneuerung des Tarifvertrages in Grünberg i. Schles. Der 
zwischen dem Arbeitgeberverbande und den Angestelltenorgani- 
sationen bestehende Tarif für die Industrie und den Grosshandel 
in Grünberg i. Schl, wurde am 1. August v. J. durch den) Arbeit- 
geberverband gekündigt. Man hatte dabei die Absicht, eine 
Gruppd II der Arbeitgeber zu bilden, welche statt der bisherigen 
150 Prozent Zuschlag zu den Grundgehältern Künftig nur 100 





































































Re 2 SE u 


6 | DER INDUSTRIETECHNIKER 1921 


Prozent zahlen sollte. Die auf dieser Grundlage gepflogenen. 
Verhandlungen scheiterten an dem Widerstand der Angestellten, 
so dass der Schlichtungsausschuss angerufen wurde und einen 
Spruch fällte, worin zum Ausdruck kam, dass an einen Abbau 
der Gehälter unter den heutigen Verhältnissen nicht gedacht: 
werden dürfe. Der Arbeitgeberverband lehnte 
spruch ab. Am 7. v. Mts. kamen neue Verhandlungen zustande, . 
die im wesentlichen folgendes Ergebnis für die technischen An; 
gestellten zeitigten: . ” 


den Schieds- 





2. Mit Wirkung ab 1. Dezember 1920 sind den betreffenden  Ärbeitnehmern 


es zu gewähren, und zwar für diejenigen unter Position Ia 
und Ila - 
bis zum vollendeten 20, Lebensjahre von 180 M. 
vom . . . 21. bis 25. " " 
und alle übrigen. . . 2»... 250 „ 
und für solche unter Position Ib und IIb 
bis zum vollendeten 20. Lebensjahre von 180 M. 
vom’, 27.220 bie 28, Sig „200 „ 


vom.» x..26.7.,.7.30, ZI 


. Gene UheE 320, 755, SE 300 „ 
Auf die Grundgehälter kommen statt 150 künftighin 170, 3. Der so verlängerte Tarifvertrag unterliegt einer einmonatigen am Monats- 


Prozent Zuschlag, womit sich folgende Tabelle ergibt: 
Anfangs- Nach einer Berufstätigkeit in der Gruppe von 
einkommen 2 4- 6 8 10 2 
Gruppe I: Zeichner 
675,—  745,— 810,— 880,— 945,— 1000,— 1055,— 1100,— M. 
Gruppe Il: Konstrukteure für einfachere Konstruktionen 
920,— 1030,— 1135,— 1245,— 1350,— 1460,— M. 
Gruppe I: Selbständige Konstrukteure 
1215,— -1325,— 1475,— 1540,— 1650,— 1755,— M. 
Gruppe IV: Abteilungsvorstände usw. und Gruppenführer 
1485,— 1620,— 1755,— 1890,— 2025,— M, 


Ausserdem treten zu obigen Sätzen für Verheiratete und 
solche Angestellte, die mit ihren Angehörigen in häuslicher Ge- 
meinschaft leben und deren Unterhalt zu bestreiten haben, Fa- 
milienzuschläge hinzu, und zwar 50 M. für die Ehefrau und 
30 M. für jedes Kind. 


Bezirkstariferneuerung in der Zentralheizungsindustrie 
Oberschlesiens. Nachdem die Verhandlungen über einen Reichs- 
tarifvertrag für die Gesundheitsindustrie zu keinem Ergebnis 
geführt haben, ist nunmehr der Bezirkstarifvertrag für die 
Zentralheizungsindustrie in Oberschlesien mit Gültigkeit für die 
Zeit vom 1. Oktober 1920 bis 31. März 1921 erneuert worden. 
Ueber die Einkommensverhältnisse der technischen Angestell- 
ten ist folgendes vereinbart worden: . 

Unbeschadet des Grundsatzes der Einzelbewertung der von jedem Ange- 
stellten geleisteten Arbeit und mit der ausdrücklichen Erklärung, dass durch 
diese Abrede das Recht der Vereinbarung höherer Gehälter in. keiner Weise 
eingeschränkt werden soll, wird für die Angestellten vom vollendeten 21, Lebens- 
jahre ab und darüber das Mindesteinkommen wie foigt geregelt: 

Gruppe I. Berufsfertige Zeichner, Techniker, Konstrukteure im ersten 
Berufsjahr nach erfolgter Ausbildung: Anfangsgehait monatlich 650 M, 

Zu diesem Grundgehalt wird nach Ablauf von einem vollendeten Berufs- 
jahre vom 21. Lebensjahre ab 5 mal jährlich und 5 mal alle 2 Jahre eine 
monatliche Zulage von 50 M. gewährt. Das Höchstgehalt beträgt demnach 
nach Ablauf von 15 vollendeten Berufsjahren monatlich 1150 M. 

Gruppe Il. Technische Angestellte, die selbständig mit Aufstellung von 
Wärmeverlustberechnung und Zusammenstellung, sowie solche, die nach An- 
leitung mit der. Einzelbearbeitung oder Gesamtausarbeitung von Entwürfen 
beschäftigt sind: Anfangsgehalt monatlich 850 M. 

Zu diesem Grundgehalt wird nach Ablauf von einem vollendeten Berufsjahre 
vom vollendeten 23. an ab 5 mal jährlich und 5 mal alle 2 Jahre eine 
monatliche Zulage von 50 M. gewährt. Das Höchstgehalt beträgt demnach 
nach Ablauf von 15 vollendeten Berufsjahren monatlich 1350 M. 

Gruppe Ill. Selbständig arbeitende Konstrukteure, sowie Offert- und 
Kalkulationsingenieure: Grundgehalt monatlich 1100 M. 

Zu diesem Grundgehalt wird nach ‚Ablauf von einem vollendeten Berufs 
jahre vom vollendeten 25. Lebensjahre ab 5 mal jährlich und 5 mal alle 2 Jahre 
eine monatliche Zulage von 50 M. gewährt, Das Höchstgehalt beträgt demnach 
nach Ablauf von 15 vollendeten Berufsjahren monatlich 1600 M. 

Gruppe IV. Leitende Ingenieure und erste Konstrukteure, die selbständig 
Entwürfe schwieriger Art ausarbeiten, sowie evtl. die Ueberwachung der Arbeiten 
der unter Gruppe I bis IIl genannten Angestellten ausüben, Gruppenführer: 
Anfangsgehalt monatlich 1325 M. 

Zu diesem Grundgehalt wird nach Ablauf von einem vollendeten Berufs- 
jahre vom vollendeten 28. Lebensjahre ab 5 mal jährlich und 5 mal alle 2 Jahre 
eine monatliche Zulage von 50 M. gewährt. Das Höchstgehalt beträgt demnach 


» nach Ablauf von 15 vollendeten Berufsjahren monatlich 1825 M. 


Bei weiblichen Angestellten tritt ein Abschlag von 10%), ein. 

Bauzulagen sind der freien Vereinbarung vorbehalten. 

Der Tarifvertrag gilt ab 1. Oktober 1920 und gilt bis 31. März 1921. 
Erfolgt eine Kündigung nicht, so läuft der Vertrag unter Beibehaltung einer 
einmonatigen Kündigungsfrist stillschweigend auf ein Vierteljahr weiter. 

Tritt eine merkbare Verteuerung oder Verbilligung der Lebensverhältnisse 
ein, so kann ab 1. Januar 1921 in eine Revision der Gehältssätze eingetreten 
werden. 


... Erhöhung der Teuerungszyschläge aui die Tarifgehälter in 
der chemischen Industrie, Sektion II (Posen und Schlesien). Die 
paritätische: Tarifkommission hat am 6. Januar 1921 den Teue- 
rungszuschlag auf die Tarifgehälter für die Monate Dezember 
1920 und Januar 1921 auf 13 Prozent für Ledige und 22 Prozent 
für Verheiratete festgesetzt. 


Tarifverlängerung und Teuerungszulagen in der sächsischen 
Textilindustrie. Für die Entwerfer, Zeichner und Patroneure 
im Gebiet des Webereiverbandes für Mittel- und Westsachsen 
wurde am 14. Dezember 1920 mit dem Verband von Arbeit- 
gebern der sächsischen Textilindustrie folgender Vertrag ab- 
geschlossen: 


1. Der für Entwerfer, Zeichner und Patroneure am 25. Juni 1920 abgeschlossene 
Tarifvertrag wird zunächst bis zum 30. April 1921 verlängert. 








14 Jahren — 
ai 


schluss zulässigen Kündigung, die erstmalig Ende März 1921 für 30. April 1921 
ausgesprochen werden kann. Erfolgt keine Kündigung, so läuft dieser Ver- 
trag stillschweigend weiter. 
. Die Parteien beantragen die allgemeine Verbindlichkeit dieses Vertrages. 


Neuregelung der Gehälter für Ostpreussen. Die Verhand- 
lungen über Erhöhung der Gehälter im Tarifvertrag vom 28, Juni 
1920 haben zu nachstehender Neuregelung geführt: Fee: 

Die im $ 4 Ziffer 1 des abgeschlossenen Techniker-Tatif- 
vertrages für technische Angestellte und Beamte vom 28, Juni 
1920 geregelte. Entlohnung wird wie folgt geändert bezw. fest- 
gesetzt: 

Das Gehalt beträgt: 

Ortsklassel 


inGruppei Unverheiratete _Verheiratete 
a) unter 20- Jahren . . .... 0. 550,— M., 
b) nach voll. 20.—24. Jahre. . . 605,— 
WE Fe ae 1 NER TE Zn 
d) über 28 Jahre . ... a a LEN 822,— M. 
in Gruppe Il 
im 1. Jahr ° . . ... . . .. ee . 770,— » 885,— ” 
RUE IS RL. RD HET, ee .. 820,— „ 943,— „- 
ER NE I ER RN IR 845,— „ 971,287 5. 
in Gruppelil 950,— „ 1085,— „. 
inGruppeIV 
a) unter 30 Jahren . . . . .....1050,— „ 1200,— „ 
b) nach voll. 30.—35. Jahre . 1100, — „ 1257,50 „ 
c) über: 35’ Jahre '. .W..°. . 1150,— „ 1315,— „ 


: Zu den vorstehenden Gehältern ist an Verheiratete noch eine 
Kinderzulage von monatlich 30 M. pro Kind zu zahlen. 
In den Ortsklassen II und Ill ermässigen sich die vor- 


‚stehenden Sätze um 50 M. in jeder Gruppe. ' 


k a Vereinbarung ist-mit dem 1. Dezember 1920 in Kraft ge- 
reten, 


Allgemeinverbindliche Taritverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tariiverträge für all- 
gemeinverbindlich erklärt worden: h; | 

das Gehaltsabkommen vom 9. 8. 20 zwischen der AfA und sechs weiteren 
Verbänden einerseits und dem Fabrikantenverein für Hemer und Umgegend 
andererseits mit Wirkung vom 1. 7. 20 für die Stadt Menden mit Bös- 
Bord ‚ Holzen bei Bösperde, Neuenrade, Amt Frönde- 

erg mit Langschede a.d. Ruhr und Wickede a. d. Ruhr, 


“ StadtkreisIserlohn mit den Vororten Iserlohner Heide, 
‚in der Calle, Obergrüne und Kalthof, Amt Hemer, Amt 


Letmathe, Oestrisch und Grüne und Stadtkreis Hohen- 
limbu "8 s 
der Tarifvertrag vom 12.7. 20 zwischen der Gewerkschaftlichen Vereinigung 
sämtlicher Liegnitzer Angestelltenverbände einerseits mit dem Arbeitgeberver- 
band für Handel und Industrie, Sitz Liegnitz, andererseits, mit: Wirkung vom 
1. 7. 20 für die Stadt Liegnitz. ’ ö 


Aus anderen Verbänden 


Der „Budaci“ und der Streik in der Dresdener Metallindu- 
strie. Im Anschluss an den Bericht in der vorigen Nummer 
des „Industrietechniker“ wird uns noch mitgeteilt: ART 


Damit auch der Humor beim Streik zur Geltung kam, hat 
uns+der von manchen Leuten für harmlos gehaltene Budaci, 
der ganze sechs Mitglieder bei dem Kampie aufzuweisen ver- 
mochte, folgenden Brief zukommen lassen: FAR pt 

„An den 758 
Bund der technischen Angestellten und Beamten 
Dresden. 

Wie wir von dem Obmann unserer Werksgruppe Sachsenwerk hören, be- 
hauptet die dortige Streikleitung, dass alle Gewerkschaften vollständig daran 
beteiligt sind. Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass der „Gedag“, dessen 
stellvertretender Vorsitzende unser Herr Dr. Eckert ist, mit seinen sämtlichen 


“ Gewerkschaften den Schiedsspruch, wie Ihnen wohl bekannt ist, anerkannt hat, 


demnach nicht mitstreikt, Wir müssen also gegen diese, der Wahrheit nicht 
entsprechenden Ausstreuungen und vor allem auch gegen den Ausdruck „Streik- 
brecher“ für unsere Bundesmitglieder, die nur den Weisungen der Organisation 
folgen, ganz energisch protestieren. Au 

Hochachtungsvoll En 
Bund angesteliter Chemiker und Ingenieure. 

A Ortsgruppe Dresden. ? 

gez. R. Eckert, gez. Dr. H. Lee, 

1. Vorsitzender. Schriftführer.“ 


Darin erschöpite sieh die gesamte Kraft des Budaci, so dass 
wir uns mit ihr nicht weiter zu befassen brauchten, 


Schriftleiter: O, Schweitzer, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. 


Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW/ 68. r. 
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Aus der Bewegung 
& Auf falschem Wege- Die Zentrale Selb der Arbeits- 
gemeinschaft der Angestellten der kera- 
mischen Industrie Deutschlands, die anscheinend 
ganz von den phantastischen Plänen eines Herrn Schwotzer, 
eines Mitgliedes des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Ver- 
bandes, eingenommen ist, versucht durch Versendung von ver- 
traulichem Rundschreiben die in der keramischen Industrie be- 
schäftigten Angestellten für ihren Plan der: Schaffung eines „AT- 
beitnehmerverbandes der deutschen feinkeramischen Industrie, 
| Abteilung Arbeiter, Abteilung Angestellte“ zu gewinnen. Alle 
| ‘ freigewerkschaftlich organisierten Angestellten und Arbeiter, die 
| sich schon einmal näher mit dem Problem der Schaffung von 
Industrieverbänden befasst haben, werden alsbald auf Schwie- 
rigkeiten gestossen sein, deren Ueberwindung zurzeit als un- 
möglich angesehen werden muss. Schon der Umstand, dass 
ein Mitglied des D. H. V. als Hauntverfechter des Industrie- 
verbandes in der keramischen Industrie auftritt. sollte der frei- 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiter- und Angestelltenschaft 
zu denken geben. In dem erwähnten Rundschreiben wird u. a, 
die Behauptung aufgestellt, dass mit der Schaffung des In- 
dustrieverbandes alle Organisationskalamitäten beseitigt wür- 
den. Diejenigen, die diese Behauptung aufgestellt haben, sind 
sich also anscheinend nicht einmal dessen bewusst. dass zur 
Schaffung eines Industrieverbandes die Gewinnung der An- 


gestellten für eine einheitliche gewerkschaftliche Richtung Vor-. 


bedingung. wäre. Es darf wohl angenommen werden, dass 
; die. Angestellten, die im D. H. V. organisiert sind, entgegen- 
1 gesetzt den Ansichten der Selber Zentrale nicht so ohne w:i- 
| teres sang- und klanglos in den Industrieverband hineinmar- 
schieren würden. Die Angestellten, die einem Industrieverband 
angehörten, vorausgesetzt, dass ein solcher überhaupt zu- 
stande. käme, würden bald feststellen können, dass die Ver- 
tretung ihrer Interessen viel zu wünschen übrig liesse, da es 
| naturgemäss dem Industrieverbande nicht möglich wäre, die 
| Interessen aller in ihm vertretenen Berufsgruppen so wahrzu- 
J ‚nehmen, wie dies in den Beruisverbänden geschehen kann. 
Die Frage der Schaffung von Industrieverbänden von rein prak- 
tischen "Gesichtspunkten aus betrachtet, lässt es notwendig er- 
scheinen, einmal auf die Folgen hinzuweisen, die aus einer 
wahllos vorgenommenen Zusammenschliessung aller Hand- und 
Kopfarbeiter eines Industriezweiges sich ergeben würden. Um, 
wie schon vorher erwähnt, die. Interessen aller Berufsgruppen 
innerhalb des Industrieverbandes so wahrnehmen zu können, 
wie es im Interesse der allgemeinen Arbeitnehmerbewegung 
unbedingt erforderlich ist, würde der Industrieverband eine 
Unterteilang nach Berufsgruppen vornehmen müssen. Zum 
# Beispiel würde für die technischen Angestellten innerhalb eines 
Industrieverbandes eine Berufsgruppe in verschwindend klei- 
ner, unvollkommener Form erstehen, der es nie und nimmer 
möglich sein dürfte, der grossen Masse‘ der anderen Mitglieder 
des Industrieverbandes gegenüber ihren nun einmal durch die 
Eigenart des Berufes bedingten besonderen Interessen so Geltung 
zu verschaffen, wie dies in einem reinen Berufsverbande der Fall 
ist. Dass weite Kreise der Angestelltenschaft sich der nicht zu 
verkennenden Schwierigkeiten der. Industrieverbände bewusst 
sind, zeigen uns Zuschriften, deren Verfasser nach eingehender 
Beratung zu dem Entschluss gekommen sind. die Schaffung 
der Industrieverbände grundsätzlich abzulehnen. Auch wir, die 
wir uns seit Jangem mit dem Problem der Industrieverbände 
befasst haben, können von der Bildung derselben keine Vor- 
teile für die gewerkschaftliche Bewegung erwarten und nicht 
einsehen, weshalb z. B. die. Techniker ihre mühsam aufgebaute 
Organisation, .die ihre. geschichtliche Bedeutung und ihren 
h Platz im sozialen Leben errungen hat, leichtfertig preisgeben 
sollen, um dafür das Experiment des Industrjeverbandes zu 
machen. 
n Die gewerkschaftliche Beruisvereinigung mit dem Ausbau 
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und der Schaffung von Verbindungsorganen zwischen den ein- 
zeinen Fachgruppen der Berufsverbände ist das. was wir 
brauchen. Der Bund und mit ihm die anderen AfA-Verbände 
haben darin bereits vorbildlich gewirkt. Diese gleichartigen 
Fachgruppen aller Verbände werden durch gemeinsame Aus» 
Schüsse zu einheitlichen Aktionen” befähigt, 


Es fehlt nur noch, dass auch innerhalb der Arbeitergewerk- 
schaften diese Gliederung allgemein durchgeführt wird und die 
entsprechenden Verbindungsorgane sowohl zwischen gleich- 
artigen Fachgruppen der Arbeitergewerkschaiten als auch 
zwischen Arbeitergewerkschaften und Angestelltenverbänden 
geschaffen werden. Die Gewerkschaftsbewegung hat also nicht 
notwendig, Experimente zu machen, sondern behält ihre ver- 
tikale berufliche Gliederung und ergänzt diese durch 
die horizontale fachliche Gliederung nach Industrie- 
zweigen. Es wird damit eine Koalition geschaffen, die vom 
ersten Angestelltenverband bis zum letzten Arbeiterverband 
geht. Nur so besteht die Möglichkeit, wirklich tragfähige Ver- 
bände zu schaffen, die jederzeit den Kampf um die wirtschaft- 
lichen Interessen der Arbeitnehmer aufnehmen können. 


‚Es liesse sich noch so manches anführen, was gegen die 
Schaffung der Industrieverbände spricht, doch soll es vorläufig 
hiermit sein Bewenden haben. Jeder Einsichtige wird un- 
schwer erkennen können, dass es nicht erst der Schaffung von 
Industrieverbänden bedarf, um die Solidarität aller Hand- und 
Kopfarbeiter herzustellen, sondern dass bereits eine viel wirk- 
samere Gemeinschaft durch die Industriefachgruppen mit ihren 
Verbindungsorganen. geschaffen ist. — Darum nicht Industrie- 
verband mit Unterteilung nach Berufsgruppen, der neue Fxperi- 
mente erforderlich macht, sondern Berufsverband mit 
Industriefachgruppen und Verbindungsorga- 
nen zwischen den Fachgruppen der einzelnen 
Verbände! ; 


Aus dem Berufe 


“ Besondere Vorsicht möchten wir allen Kollegen, die sich 
bei der Firma Chr, Döbbrick Eisenkonstruk- 
tionswerkstätten, Unter-Barmen, bewerben, drin- 
gend empfehlen. Die Behandlung, welche diese Firma, die 
übrigens auch eine von denen ist, die der Krieg hochgebracht 
hat, ihren Angestellten angedeihen lässt, veranlasst uns zu 
dieser Warnung. Auf die unerhörteste Art und Weise versucht 
sie systematisch, ihre durch allerlei Versprechungen angelock- 
ten Angestellten später durch wirtschaftlichen Druck ihren 
Zwecken gefügig zu machen: Den Bewerbern wird u. a. bei 
den -Engagementsverhandlungen eine bevorzugte. selbständige 
Stellung in Aussicht gestellt und ihnen mit Hinweis darauf 
dann die Verpflichtung abgenommen, bei dringlichen. Arbeiten 
Ueberstunden, die selbstverständlich nicht bezahlt werden, zu 
leisten. Sind die Kollegen erst eingetroffen, dann gibt es nur 
dringende Arbeiten. Die Firma scheut sich nicht. ganz offen 
von ihren Angestellten eine zehn- und mehrstündige Arbeits- 
zeit zu verlangen. Fügt sich ein Angestellter nicht, so setzt 
sie ihn kurzerhand auf die Strasse, Den Zweck, den Angestell- 
ten in eine Notlage zu bringen, erreicht die Firma durch solche 
Massnahmen durchaus, da leider in der heutigen Zeit noch 
immer Monate, vielleicht auch Jahre, vergehen, bis der An- 
gestellte auf dem Klagewege sein Recht findet: es sei denn, 
dass die Kollegen durch Anwendung gewerkschaftlicher Mittel 
den so Behandelten zu schützen vermögen. Zur Kennzeichnung 
dieser Verhältnisse sei noch erwähnt, dass im Laufe von nicht 
einmal zwei Jahren mehr als zehn Kollegen bei der nur etwa 
fünfzehn Arbeiter beschäftigenden Firma ein- und wieder aus- 
getreten sind. Der grösste Teil davon ist fristlos entlassen 
worden und konnte nur auf dem Wege über den Schlich- 
tungsausschuss bzw. im Klageverfahren zu seinem Rechte 
kommen. 
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Gewerkschafisarbeit 


Gewerkschaitsbünde und Tarifstreit in. der Kölner Metall 


industrie. Den»„wirtschaftsfriedlichen“ Arbeitgebern 
der‘ Kölner Metallindüstrie ist es mit‘ zetreuer Unterstützung 
der. Gewerkschaitsbünde gelungen, die. Geiahr €iner., ernsten 
Krisis heraufzubeschwören. Eine nackte Darstellung der. taf- 
sächlichen Vorgänge ist.besser als jede Polemik geeignet, ‚€in‘ 


Bild von der. Skrupellosigk®it jener Kreise zu zeichnen, die-’ 


ihre” wirtschaftsfriedlichen Absichten nicht oft und nicht laut 
genug in die Welt hinausposaunen können. 

In dem in.der Kölner Metallindustrie gültigen Taritvertrag 
war für die Gehaltssätze "Eine vierzehntägige Kündigung, "die 
zu jedem Monatsschluss ausgesprochen werden konnte, vOor- 
gesehen, : Der Vertrag selbst lief am 31. Dezember automatisch 
ab. Nach ‘vorheriger Verständigung“zwischen AfA und Ge- 
werkschaftsbünden wurde am 11. November das Gehalts- 
abkommen zum 30. desselben Monats. gekündigt - und für 
den Monat Dezember. eine dreissigprozentige Gehaltserhöhung 
verlangt. Die Antwort der Arbeitgeber war eine glatte Ab- 
sage. Während nun die AfA-Verbände . beschlossen, den 
Schlichtungsausschuss anzurufen, lehnten dies die Gewerk- 
schaftsbünde ab. Sie hielten es für zweckmässiger. noch ein- 
mal die Arbeitgeber um Verhandlungen zu bitten. Eine Nach- 
richt über den Erfolg dieses Bittganges erhielten die AfA-Ver- 
bände nicht. In der Stadt tauchten aber Gerüchte auf, wonach 
die Gewerkschaftsbünde mit den Arbeitzebern über einen neuen 
Tarif (nicht über die Gehaltssätze für den Monat. Dezember) 
verhandelten. Die Richtigkeit dieser Gerüchte wurde von den 
Vertretern der (Gewerkschaftsbünde, sowohl von Herrn 
Kamphausen vom D. H. V. wie auch von Herrn Wilke 
vom G. d. A. auf unmittelbare Anfrage bestritten. Im Gegen- 
teil, sie versprachen, nichts in der Tarifangelegenheit zu un- 
ternehmen, ohne sich zuvor mit der AfA über: die zu stellenden 
Forderungen zu einigen. Dem Schlichtungsausschuss, der in- 
zwischen bei ihnen anfragte, ob sie sich der Klare des AfA- 
Bundes anschlössen, erteilten sie eine abschlägizge Antwort- Da 
sich die Gerüchte über Verhandlungen der Gewerkschafts- 
bünde mit den Metallindustriellen hartnäckig behaupteten und 
immer bestimmtere Formen annahmen, stellte ein AfA-Ver- 
treter einem Vorstandsmitglied des Arbeitgeberverbandes ohne 
alle Umschweife die Frage, ob mit den Gewerkschaftsbünden 
über -einen neuen Tarif verhandelt werde. Ehrlicher ‘als die 
Angestelltenvertreter aus den Reihen der: Gewerk- 
schaftsbünde erklärte dieser Herr, dass zwar der neue ab 
1. Januar geltende Tarifvertrag noch nicht abgeschlossen, dass 
aber über denselben mit den Gewerkschaitsbünden bereits ver- 
handelt sei und die Verhandlungen am selben Taxe zum Ab- 
schluss gelangen sollten. Auf die erstaunte Frage des Kollegen, 
warum man den. AiA-Bund nicht hinzugezogen habe, wurde 
erklärt, dass der AfA-Bund ia selbst Verhandlungen abgelehnt 
hätte. Nachdem unser Vertrauensmann den betreffenden  Ar- 
beitgeber über den wahren Sachverhalt informiert und ihm 
klargelegt hatte, dass es sich für den AfA-Bund bis jetzt nur 
um das Dezembergehalt, keinesfalls aber um: einen neuen Ta- 
rii gehandelt habe, wurde diese Darstellung als vollkomen neu 
bezeichnet und der AfA-Bund gebeten, den Verhandlungen bei- 
zuwohnen. 

Nach dem Hinzutritt der AfA-Vertreter zu den Verhand- 
lungen erklärten die Arbeitgeber, nachdem sie vorher noch 
eine Sonderbesprechung mit den Vertretern der Gewerk- 
schaftsbünde abgehalten. hatten, dass die Mitgliederversamm- 
lung ihres Verbandes bereits auf Grund der mit den Gewerk- 
schaftsbünden gepilogenen Verhandlungen entschieden hätte 
und dass deshalb :an dem vorliegenden Verhandlungsresultat 
nichts mehr geändert werden könne. Eine Erhöhung des De- 
zembergehalts käme nicht in Frage. Dafür seien die Sätze im 
neuen Tarif erheblich heraufgesetzt worden. 

Unsere Vertreter erklärten daraufhin, zunächst die Stel- 
lungnahme der Angestellten abwarten zu müssen, ehe sie sich 
endgültig entscheiden könnten. Es wurde aber sofort darauf 
hingewiesen, dass für die Techniker nud Werkmeister be- 
rechtigte, auch von den freigewerkschaftlich organisierten kauf- 
männischen Kollegen anerkannte Wünsche bezüglich der Ein- 
gruppierung und der: Gehaltsabstufung beständen. Die Arbeit- 
geber wiederholten, dass sie neue Verhandlungen für unmög- 
lich hielten, und. betonten, dass „die Interessen der 
Techniker und Werkmeister ebenso wie die 
der übrigen Angestellten von den Gewerk- 
schafitsbünden aufdasbeste vertreten worden 
seien“, 

Die Tarifkommission, die die Interessen der Techniker so 
ausserordentlich gut vertreten hatte, bestand aus einem 
Rechtsanwalt und vier Kaufleuten. Unsere Ver- 


Bieter brachen ddfanfhir die Verl atındn zunächst ‚ab, um 


die Stellungnahme. der AfA-Mitglieder zu den Dingen herbei- 
zuführen. . Durch die Erklärung, ‘dass für die freigewerk- 
schaitlich organisierten Angestellten, die etwa zwei Drittel der 
in der Metallindustrie beschäftigten. Angestellten ausmachen, ein 
einfacher Beitritt zu einem’ von den Gewerkschaftsbünden mit 
dem Arbeitgeberverband abgeschlossenen Tarifvertrag aus- 


“geschlossen sei, gelang..es; im letzten,Augenblick die Unter- 


Zeichnung des zwischen diesen Organisationen vereinbarten 
Tärifvertrages 'am' ‚Verhandlungstage. zuiiwerhindem; "amlinäch- 
sten Tage wurde dem. AfA-Bund aber auf telephonische An- 


rage 'hin mitgeteilt, dass die Gewterkschaftsbünde den Tarif- 


vertrag dennoch -unterzeichnet-hätten. 


Bezeichnend für das Verhältnis zwischen den ‚Arbeitgebern 
und den -Gewerkschaitsbünden ist 'ein-Rundschreiben des Ar- 
beitgeberverbandes, in dem mitgeteilt wird, dass nach der er- 
neuten Bitte um Verhandlungen seitens der Gewerkschaits- 
bünde es trotz der ursprünglichen Ablehnung"der Förderungen 
zweckmässig sei, mit diesen „gemässigten‘ -Verbänden zu ver- 
handeln. Die Verhandlungen müssten allerdings. mit ausser- 
ordentlicher Beschleunigung geführt: werden. ‘Der Erfolg der 
Arbeitgebertaktik und des Angestelltenverrats seitens der -Ge- 
werkschaftsbünde ist eine ausserordentliche Erregung: in ‚den 
Kreisen nicht nur der freigewerkschaftlich organisierten An- 
gestellten, sondern auch der. Arbeiterschaft. Wir überlassen 
es allen Kollegen, die Gefühl für Anstand und ehrliche Hand- 
lungsweise besitzen, sich ein Urteil über diese Vorgänge und 


‚die beteiligten Verbände zu bilden. 


Neuregelung der Angestelltenendohnäng‘ in der Hüften- 
industrie des Saargebietes. Seitdem für die Arbeiter und Ange- 
stellten des saarländischen Bergbaues die Entlohnung in 
Frankenwährung eingeführt und dadurch’ die Kaufkraft dieser 
Gruppen wesentlich gehoben worden ist, wurden auch in den 
Kreisen der übrigem Arbeitnehmer des "Saargebietes Stimmen 
laut, die die Lohnzahlung in Frankenwährung- forderten. Die 
‚Gewerkschaften — mit: Ausnahme des Deutschen: Metallarbeiter-. 
Verbandes-— waren gegen diese Forderung, und auch die Ar» 
beitzgeber wollten zunächst von der Einführung der Franken- 
währung nichts wissen, Seitdem nun aber die saarländische Hütten- 
industrie überwiegend in französische Hände übergegangen ist, 
wurden die letzten Lohnverhandlungen’ für ‘die Arbeiter bereits 
auf der Basis der. Frankenwährung geführt. % 

Ueber die Neuregelung der Angestelltenentlohnung wurde am 
20. Dezember 1920 verhandelt, und zwar lag ‚die Führung der 
Verhandlungen auf seiten der Angestellten in den Händen des 
Gauleiters unseres Bundes, des Kollegen Hofifmeister. Die 


. Arbeitgeber boten zunächst eine Erhöhung der Gehälter um 


20. Prozent an und wollten die so errechneten Summen durch 
die Kursbasis von 4,25 dividieren, um die Höhe des Einkommens 
in Franken zu errechnen. Nach langwierigen. Verhandlungen. 
kam schliesslich eine Verständigung auf der Grundlage zu- 
ande, dass die Gehälter um 30 und. teilweise noch mehr. 
Prozent erhöht wurden und als Kursbasis für die Errechnung 
der Einkommen in Franken die Zahl 4 angenommen wurde. Das’ 
Abkommen hat Gültigkeit bis zum 31. Januar d. 'FJ.° Die nun- 
mehrigen Einkommen der technischen Angestellten, die sich aus 
Grundgehalt, Teuerungszulage und Familienzulage zusammen- 
setzen, ergeben sich aus nachstehender Aufstellung: 


Berufsjahre “Gruppe A Gruppe Al GruspeB Rangp« c 
4 160 ' Re 
5 190 230 se 
6 215 260 315 a9 TER 
7 240 290 330 a 
8 255 305 f 345° 5 
9 270 320 pr 360 
10 285 335 370 . a 
1 300 350 385 425 
12 310 360 400 445 
13 320 370 415 #465 
14 330 380 430 485 
15 340 390 „445 505 
26 350 : 400 "60 >. 525 
über 16 360 410 ER 7 DE ..945.. 
Teuerungszulagen: = 
vom vollendeten 17.—21. Lebensjahre, sat... ot al En 
” » 21, 24, ” 4 m Bl Pr n  KEUEeZEGEN so n 
» k 7) 24.—25, i ” . . 7} En ® L} [7 . “ .60 ” 
1) 23: n Kr Zn EL. ” La Be ee; . 70° ” 
Bintlishrulagtn: Be. 
für die Frau ET a RETTEN .o . er a Ev) Fr, 
für jedes Kind ; ler Venus, Pa ” 15 Fr) 
Lehrlinge im E Lehrjahr . 8 1. 1. tr ae 40 Fr. 
n . n . . . . . . . ’ {u 3 58 r 
7} 3. » . * [1 ® . . . “ 70 [23 
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Nummer 5 | 


Der neue Ängestelltentarifvertrag der 


Seeschiffswerften 


In der deutschen Schiffibauindustrie stand vor dem Kriege 
einem harten Führergeschlecht vom ausgesprochensten Herren- 
menschentyp (Blohm, Voss, Schichau, Ziese, Stahl und a. m.) eine 
Angestelltenschaft gegenüber, die, ausserordentlich bescheiden in 
ihren Daseinsansprüchen, willig ihr Bestes hergab. Die Organi- 
sation des Betriebes war dem militärischen System nachgebildet, 
was det starke Einschlag der deutschen Kriegsmarine noch we- 
sentlich begünstigte. Es kann daher auch nicht wundernehmerr, 
wenn die zu materieller Bedürfnislosigkeit erzogene, auf mili- 
tärische Unterordnung eingestellte Angestelltenschaft nicht aus 
sich selbst heraus die Kraft zu einer Verbesserung ihrer Lage 
fand.. Da: mussten stärkere Mächte einsetzen, um allmählich 
das Denken zu wandeln. Der Vorkriegszustand auf den Weriten 
zeigte daher zwei gleichermassen charakteristische Erscheinun- 
gen: Organisationslosigkeit und schlechte wirtschaftliche Lage 
der Angestellten, 

Der Krieg und seine Folgen haben darin einen Wandel ge- 
zeitigt. Durch den stark gesteigerten Kriegsschiffbau erholte 
sich ein Teil der Schiffbauindustrie, dem es vor dem Kriege nicht 
sonderlich gut gegangen war, schnell und gründlich. Eine Werit, 
die vor:dem Kriege 5 Millionen. Mark Schulden hatte, konnte 
beim Abschluss des Jahres 1915 nicht nur ihre Schulden be- 
zahlen und: eine: Dividende ”ausschütten, sondern auch noclı 
20 Millionen Mark in ‘den Spartopf legen, von der späteren 
Entwicklung in den Jahren 1916 bis 1918 ‚gar nicht zu reden. 
Aber dieser Segen (aus der Opferwilligkeit des deutschen Volkes 
mit hohen Preisen bezahlt!) ist nur den Aktionären und der 
inneren Kräftigung der Werften zugute gekommen, für die An- 
gestellten ist nichts oder wenig abgefallen. Zu Pfingsten 1917 
wurde auf einer der grössten 'Weriten zum ersten Male eine 
Teuerungszulage bezahlt. Diese Einschätzung der Angestellten 
blieb nicht ohne Wirkungen. Auch die Bescheidensten sahen 
ein, dass die Weriten freiwillig nichts gewähren würden, und 
so brach sich langsam der Organisationsgedanke Bahn. Als 
dann der Krieg. beendet war, traten die Werftangestellten als 
eine der ersten- Gruppen auf den Plan, um ihre Forderungen 
anzumelden. : Der früheren Organisationslosigkeit folgte ein 
starker Radikalismus, der gleich über die gewerkschaftlichen 
Organisationen hinweg zur Gründung eines eigenen Industrie- 
verbandes schreiten wollte. Dem rechtzeitigen Eingreifen der 
Gewerkschaften gelang es, diese Bewegung in das richtige 
Gleise zu lenken.*) 

Der erste :greifbare Niederschlag dieser Bewegung war der 
Entwurf eines Reichstarifvertrages für die Angestellten aller 
deutschen. Seeschiffsweriten. Selten ist eine Bewegung von 
solcher Einmütigkeit getragen gewesen. Fast 6000 Angestellte 
auf 34 deutschen Werften von Emden bis Danzig waren an 
diesem Werk beteiligt. Seine Durchführung ist aber Stückwerk 
geblieben. Es gelang nicht, alle deutschen Werften in den Tarif 
einzubeziehen: die Stinnessche Werft in Emden, die Unterweser- 
werften, die Kruppsche Germaniawerft in Kiel, die Flender- 
werit in Lübeck, die Werften von Schichau in Elbing und 
Danzig und die staatlichen Werften schlossen sich aus. Die Ab- 
teilung Seeschiffswerfiten der „Norddeutschen Gruppe des Ge- 
samtverbandes deutscher Metallindustrieller“* hatte entweder 
nicht die Kraft oder nicht die: Absicht, auch die zu ihren Mit- 
gliedern zählenden draussengebliebenen Werften zum Anschluss 
zu bewegen. Das rief bittere Enttäuschungen unter den be- 
teiligten Angestellten hervor, die sich zum Teil in spontanen 
Aktionen äusserten (Streik auf den Unterweserwerften). 

Aber zunächst hielt die gewerkschaftliche Hochspannung 
noch an. War.der erste Versuch nicht gelungen, der Tarif- 
vertrag vom 27. November 1919 in bezug auf seinen Geltungs- 
bereich ein Torso und sein. materieller Inhalt unbefriedigend, so 
hoffte man doch, diese Mängel bei der nächsten Gelegenheit zu 
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beseitigen. Mit Rücksicht auf diese Umstände hatten die be- 
teiligten Gewerkschaften diesen Tarif nur kurzfristig abge- 
schlossen, der nächste Anlauf sollte den Erfolg bringen. Aber 
den Werften passte die ganze Tarifbewegung und die damit 
naturgemäss verbundene Radikalisierung : der Angestellten 
nicht; sie trafen Gegenmassnahmen und setzten alles daran, eine 
Ausdehnung des Geltungsbereiches und die Beseitigung der 
Mängel des ersten Tarifvertrages zu vereiteln.. Die Verhand- 
Jungen über den zweiten Vertrag im April 1920 brachten dafür 
die deutlichsten Beweise**). Woliten die Angestellten nicht auf 
ihr Ziel verzichten, so war ein Kampf unvermeidlich. So kam 
es zu einem zehntägigen Streik bei der Hamburger 
[Werften, der trotz der prächtigen Haltung der streikenden 
Angestellten infolge der Abwürgung durch den: Vertreter des 
Reichsarbeitsministers mit einem mageren Ergebnis endete***). 
Der neue zweite Tarif wurde wieder ein Stückwerk mit unbe- 
friedigendem Inhalt. 

-Solchen Rückschlägen war die junge gewerkschaftliche Be- 
geisterung der Werftangestellten nicht gewachsen, Sie hatten 
nur auf Sieg gesetzt, eine Niederlage schien ihnen ganz un- 
fassbar. Kein Wunder daher, dass die Blüten allmählich er- 
iroren, die der gewerkschaftliche Lenz hervorgezaubert hatte. 
Immerhin hat die Geschlossenheit, Disziplin und Kraft, mit der 
die Angestellten den Streik führten, auch auf der Gegenseite 
überrascht und Bedenken hervorgerufen. Auch hatte die Oeffent- 
lichkeit erkannt, welche ungeheuren Konsequenzen ein in 
grossem Umfang durchgeführter Kampf der Werftangestellten 
in den Seestädten zeitigen müsste. Darüber konnten dem auf- 
merksamen Beobachter schon die nächsten Auseinander- 
setzungen über die Revision der Gehaltssätze im Juli und Sep- 
tember 1920 keinen Zweifel lassen. Zum. ersten Male liessen 
sich bei den erwähnten Revisionen die Werften zu wirklichen 
Verhandlungen herbei, während sich bis zum Streik die soge- 
nannten Tarifverhandlungen auf den Austausch von Erklärungen 
beschränkt und mit einem Diktat der Arbeitgeber geendet 
hatten. Das wurde in der Folge doch merklich anders. Wollten 
die Weritleitungen auch bei den beiden Gelegenheiten der Re- 
vision der Gehälter im Juli und September 1920 keine Zuge- 
ständnisse machen, so entwickelten sie doch wenigstens ilıre 
Gründe, suchten unter Beibringung von umfangreichem Material 
zu beweisen, dass höhere Forderungen der Angestellten unbe- 
rechtigt seien und von ihnen nicht getragen werden könnten, 
So behandelt man nur einen Gegner, den man im Kampf respek- 
tieren gelernt hat! 

Aber auch die Oeffentlichkeit und ihre Organe hatten die 
IWerftangestellten anders einschätzen gelernt. Als die Sep- 
tember-Verhandlungen mit den Arbeitgebern resultatlos ver- 
liefen, wurde der Hamburger Schlichtungsausschuss angerufen, 
und dieser sprach denn auch den Werftangestellten eine durch- 
schnittliche zehnprozentige Gehaltserhöhung zu, welche, mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1920 beginnend, auch von den Werften 
angenommen wurde. Mit dieser Verbesserung der Gehälter 
war eine Basis für die Verhandlungen beim Abschluss des 
dritten Tarifvertrages geschaffen. 

Diese Verhandlungen fanden am 15. Dezember 1920 statt. 
Von den Angestelltenverbänden war ein vollständig neuer Ent- 
wurf vorgelegt worden, der in den Gehaltsklassen sich an die 
frühere Einteilung hielt, neben den neuen Gehaltssätzen wesent- 
liche Aenderungen in den bisher mangelhaften Bestimmungen 
des Mantelvertrages brachte, so eine völlige Neuordnung der 
bisher sehr unbefriedigend geregelten Urlaubsbestimmungen, 
Sicherung des Mitbestimmungsrechtes, Unfall- und Haftpflicht- 
versicherung usw. Vor allem legten die Organisationsvertreter 
nachdrücklich Gewicht auf die Einbeziehung.der Unterweser- 
werften in den Tarifvertrag und auf eine Aenderung in der 
Örtsklasseneinteilung. Aber die. Werften waren nicht gewillt, 
an den Mantelbestimmungen irgend etwas zu ändern, weil sie 


“+, Siehe „Industrie-Techniker“ 1920 Nr. 8, Seite 32 uad Nr, 9, Seite 33, 
*##) Siehe „Industrie-Techniker“ 1920 Nr. 10, Seite 38, 
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darin eine Verschiehung der bichertuen‘ Machtverhältnisse- er- 
blickten. Sie bestanden mit allem Nachdruck darauf, dass so- 


wohl an der Zahl der Vertragskontrahenten, als auch an der 


Ortsklasseneinteilung nichts geändert wurde. Um der Arbeit- 


nehmerseite von vornherein den Weg zum Schlichtungsaus-.. 


schuss zu erschweren, wnterbreiteten sie einen Vorschlag für 


die Neuregelung der Gehälter, dessen Höhe nach der bisher bei. 


ihnen zu beobachtenden: Haltung überraschen musste. Zweifellos 
eine,äusserst kluge. Taktik, die bei der: unter den Angestellten 
herrschenden Stimmung nicht ohne Erfolg bleiben konnte. In 
zwölistündigen Auseinandersetzungen suchte die aus allen 


Werftorten des Reiches zusammengesetzte Tarifkommission die 


Unternehmer zu einer Aufgabe ihres Standpunktes zu bewegen. 


Diese erklärten sich in letzter Stunde bereit, ihre materiellen. 


Zugeständnisse zu erhöhen, indem sie auf ihr erstes Angebot 
einen weiteren Aufschlag von 50 Mark auf sämtliche Gehälter 
gewähren und die bisherige Kinderzwage von 60 Mark pro 
Kind auf 100 Mark erhöhen wollten. Alle anderen Forderungen 
dagegen lehnten sie ab, liessen auch durchblicken, dass sie sich 
einem etwa weitergehenden Spruch des Schlichtungsausschusses 
nicht fügen würden. Nur in bezug auf die besonderen Teuerungs- 
verhältnisse in Flensburg erklärten sie sich in einer protokollari- 


schen Festlegung bereit, zwar die Ortsklasse IH für Flensburg. 


beizubehalten, dagegen über eine Ausgleichszulage später noch 
verhandeln zu wollen. Nachdem dann in einer Redaktionssitzung 
der Vertragsparteien am 6. Januar noch der allgemeine Ver- 
tragstext überarbeitet und seine bisher etwas schwerfällige 
Form redaktionell besser gegliedert worden war, konnte der 
Vertrag am 7. Januar unterzeichnet werden. 

In letzter Stunde entstand noch ein Zwischenfall, den sich 
der D. H. V. leistete, anscheinend um den Arbeitgebern die 
Zersplitterung der Angestelltenbewegung zu veranschaulichen. 
In der ‚Werittariigemeinschaft der Angestelltenverbärde, einer 
losen Gruppierung, die vom 1, August 1920 ab an die Stelle 
des „Gesamtausschusses der Angestellten deutscher Seeschifis- 
werften“ getreten war, war der D. H. V. mit seinen anderen 
Verbänden nur als „Gewerkschaftsbund kaufmännischer Ange- 
stelltenverbände“ aufgenommen. Bei den Vorarbeiten für den 
neuen Vertragsentwurf hatte er auch nur Vorschläge für. die 
kaufmännischen Angestellten eingereicht. Bei den Verhandlungen 
am 15. Dezember verlangte er plötzlich, ohne jede vorherige 
Verständigung mit den übrigen Verbänden als „Gesamtverband 
deutscher Angestelltengewerkschaften“ in den Vertrag aufge- 
nommen zu werden, und er. präsentierte denn auch den: Arbeit- 
zebern gleich einige Vertreter seiner neuen Gefolgschaft, des 
„Budaci“ und „N. D. T. V.“. Gegen diese Ueberrumpelung und 
die damit beabsichtigte Einschmuggelung von Vertragskontra- 
henten, die keinen Finger für die Vorarbeiten zur Schaffung des 
Tarifvertrages gerührt hatten, setzten sich natürlich die übrigen 
Angestelltenvertreter zur Wehr. Um den Arbeitgebern wäh- 
rend der gemeinsamen Verhandlungen nicht das Schauspiel der 
Zerrissenheit der Angestelltenbewegung zu bieten und das Ver- 
handlungsergebnis durch die seltsame Taktik der Gedag-Ver- 
treter nicht zu gefährden, beantragten sie eine Aussetzung der 
Verhandlung über diese Angelegenheit. — In mehreren Sitzungen 
der. Werfttarifgemeinschaft wurde den D.H. V.-Vertretern ihr 


disziplinloses Verhalten und die dadurch bewirkte Schädigung 


der Angestellteninteressen vorgeworfen. Diese erklärten indes, 
dass sie als Personen unsere Gründe würdigen könnten, indessen 
aui Anordnung ihrer Spitzenorganisation auf ihrem Verlangen, 
den dritten Angestelltentarif als „Gedag“ zu unterzeichnen, be- 
stellen müssten. Sie seien gewillt, vor der endgültigen Unter- 
schriftsleistung auch den Arbeitgebern gegenüber auf ihren Ver- 
langen zu beharren. 

Tatsächlich wäre an dieser Frage fast noch in letzter Stunde 
der ganze Tarif gescheitert, denn der Syndikus der Norddeut- 
schen Gruppe begriff, als der Vertreter des D. H. V. mit der 
vorerwähnten Begründung die Unterschriit verweigerte, sofort 
die Sachlage und erklärte namens der Norddeutschen Gruppe, 
dass deren Vorstand kein Interesse mehr an dem Tarifvertrag 
habe, wenn nicht bis zum 7, Januar 1921 eine Einigung in dieser 
Frage unter den Angestelltenverbänden herbeigeführt sei. Die 
AIA-Vertreter glaubten es nicht verantworten zu können, wenn 
an dieser im Verhältnis zu dem ganzen Werk unbedeutenden 
Frage der Reichstarii scheitern wüede, und zogen deshalb ihren 
Widerspruch zurück. Die Unternehmer werden natürlich aus 
dem Vorgang ihre Schkisse ziehen. Mögen die Werftange- 
stellten sich aber beim D. H. V. und den übrigen Organisations- 
Zersplitterern dafür bedanken, wenn die nun aufmerksam ze- 
wordenmen Werftleitungen ihnen bei künftigen Verhandiungen 
nicht mehr das Entgegenkommen zeigen, auf das sie bei unge-' 
schwächter Kampfkrafit rechnen können. Wir hoffen, dass die 


Werfitangestellten aus dieser zweifelhaften Art von Interessen- 
vertretung ihre entsprechenden Schlüsse ziehen und den Zer- 


splitterern die Tür weisen ‘werden, 
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werdem, soll. 


ner Tarif Selbst. ist. bis. zum 30. m 121. | 
ho weiter unten aufgeführten Gehaltssätze gelten für die 
Monate Janvar und Februar und sind im März durch eine pari- 
‚tätische Kommission nachzuprüfen. — Die technischen Ange- 
„stellten haben bei dem dritten Werittarifvertrag - im Verhältnis 
‚noch ziemlich gut abgeschnitten. Fs wird eifriester Arbeit be- 
dürfen, um die Reihen zu stärken und die, früher vorhandene 


yen, 


„gute Stimmung wieder zu erzeugen, wenn die errungene Stellung 


behauptet und in ‚späteren Verhan EL weiter. ‚ausgehaut 


. Sonnenschmidt, 
* 


» Nachstehend gehen wir die ir ser. „technischen 


gesteitei in dem neuen Werittariiverirag wieder 
Technische Angestellte. 


Einfache zeichnerische Tätiekeit: 
a) unverheiratet; 


Kikise 1. 


Aufangsgehatt nach mindestens Bfähriger Ausbildung. 950 M. 

nach 3jähriger Berufstätigkeit . . OO 
OR SSR Br BE a De N rt aa une nn Eon, 

EEE » ala, ij dere ER 

b) verheiratet: An 
Anfangsgehalt nach mindestens 3 3iähriger Ausbildung. 3100 M. 

nach 3 era Berufstätigkeit... . an \ 3150 in 

„ » „ up a 22 ea Sue 

9 „ bus 3300 » 

Klasse H, ee Berehien were Tätigkeit: 
Anfangsgehalt nach mindestens 3: ar ne x 1150 M. 

nach 3 Au Berufstätigkeit . . une A 
„ r » RA ED 

9 a 
Klasse ul. ne Kenstrunlien Tätigkeits : v 
Er Anfengsgehalt nach mindestens 3 Sehen En: 1300 M. 
nach 3 jähriger Berufstätigkeit . . RR 

m ° “ r 2 ee RE 

160) ., 

Klasse IV. Suede konstruktive Tätigkeit: : 

Anfangsgehalt nach mindestens Rep a x 1500 M. 

nach 3jähriger Berufstätigkeit , . . - SE SEGZIH- 

a ir ee 

IE 1900 „ 


Iershdlsche kaufurgunstähe undtechnischeAugenal 
bis zum vollendeten 15. Lebensjahr ee ei 2 N? 
TIER 


” ” ” . ” “ . ; 
„ „ £}) 17. ner RER i 450 „ 
„ n ”„ 18, ” u} . . . . . . ” 575 »” 
”„ » er 19, eg ae . re 650 Pr 
» „ „» 20. » . “ » 750 » 
(nach beendeter Lehrzeit 10 Prozent mehr); vers 
Betriebsangestelite. 


Klasse I. Vorarbeiter, Untermeister, Kontrolleure und 
Vorzeichner: 
Anfangsgehalt als solche. . eis 
nach Ijähriger Berufstätigkeit: als'solche . a 
» 6° „ 2 „ ER EISEN FICION, 
Klasse ll. Werkmeister: RN \ 
Anfangsgehalt als solche. . rn TU, Mi 


nach 3jähriger Kernen ds spiche: an RR TERZON 
6 ra RR RO 


” 
Klasse Im. "Bettisbaterhmukee: th 4 & 
Anfangsgehalt Pu ?, ee Re An O0 
nach 3jähriger Berufstätigkeit . et wel ee ea 
ir 1 ee ee ae ae) 
Klasse IV. Deren ® FR ak . ; 
Anfangsgehalt en ul ia j 
nach 3jähriger Berufstätigkeit ta lea a ie ee EEE w. 
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Kine 
Verheiratete und verwitwete Angestellte mit versorgungsberechtigien® 
Kindern erhalten für jedes Kind bis zur Beendigung ger gesetzlichen Schul- 
pflicht monatlich 100 M. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Firma Büssing, Motoreniabrik in Fe niit? 
zurzeit eine Umorganisation ihres Betriebes vor. Wir sind die‘ 
letzten, die einer planmässigen vereinfachenden Gestaltung der 
Betriebsvorgänge entgegenstehen. Wenn aber eine solche Neu-‘ 
organisation in der Weise vorgenommen wird, dass ein ver-' 
kältnismässig starker Prozentsatz erfahrener leitender Ange- 
stellten mehr oder weniger zwangsweise zur Kündigung ver- 
anlasst wird, so erscheinen uns solche Massnähmen für den 
Erfolg sehr fragwürdig. Das um so mehr, als nach glaubwür- 
digen Mitteilungen an die Stelle dieser Angestellten Personen 
kommen bzw. kommen werden, die mindestens so viel persön- 
liche Beziehungen zu dem neuen Leiter (Direktor Werner) 
wie sachliche Kenntnisse besitzen. So’ ist z.B. vor kurzem 
ein Konstrukteur durch einen Oberlehrer ersetzt worden, "Wir. 
empfehlen deshalb Vorsicht bei Bewerbungen, RE 
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Abgeführt 


Im Bund angestellter Chemiker und Inge- 
nieure 'entrüstet man sich immer wieder darüber, dass 


. der böse Butab dem braven Budaci nicht das Monopol 


für die Vertretung der akademisch gebildeten technischen 
Angestellten bei Tarifverhandlungen und ähnlichen Anlässen 
einräumen will. Aus (dieser ärgerlichen; Stimmung heraus 
schrieb seine -Ortsgruppe Chemnitz an die Ortsverwaltung 
Chemnitz unseres Bundes folgenden unliebenswürdigen Brief: 


„Hierdurch teilen wir Ihnen mit, dass seit längerer Zeit 
eine Ortsgruppe des Bundes angestellter Chemiker und Inge- 
nieure in Chemnitz besteht, deren Aufgabe es ist, die Inter- 
essen der angestellten Chemiker und akademisch gebildeten 
Ingenieure zu wahren und gewerkschaitlich zu vertreten. Um 
zu vermeiden, dass bei kommenden Tarifverhandlungzen Ihre 
Gewerkschaft sich wie bisher berufen glaubt, die Vertretung 
der Interessen der akademisch gebildeten Ingenieure zu über- 
nehmen, teilen wir Ihnen mit, dass wir als Gewerkschaft un- 
sere Interessen selbst vertreten werden.“ 

Unterschrift. 


Sie. erhielt darauf folgende Antwort: 


„Wir erhielten Ihr Schreiben vom 10. Januar und haben 
von dem Bestehen der Ortsgruppe Chemnitz des Bundes der 
angestellten Chemiker und Ingenieure Kenntnis genommen. 


Wir müssen verzichten, mit Ihnen darüber zu rechten, ob 
Ihre Organisation die berufene Interessenvertretung der aka- 
demisch gebildeten Chemiker und Ingenieure ist. Die bei ns 
organisierten Diplomingenieure und Chemiker lehnen es icdeı- 
falls ab, in einer Zeit, in der die wirtschaftlichen Verhältnisse 
mehr und mehr zur Entscheidung drängen. und als Gegen- 
gewicht gegen die unaufhaltsame Vertrustung des Grosskapi- 
tals der Zusammenschluss aller technischen Angestellten mehr 
als je notwendig ist, eigensüchtige Interessen und Sonder- 
bestrebungen ausserhalb des Rahmens der Gesamtheit für sich 
in Anspruch zu nehmen. Sie sind sich bewusst, dass das 
höhere Mass wissenschaftlicher Bildung, das sie besitzen, auch 
die Verpflichtung in sich schliesst, es im Interesse der All- 
gemeinheit zu gebrauchen. In gewollter Absonderung und 
einseitiger Betonung des Tarifvertrages — Materialismus — 
wie Sie es anstreben — sehen unsere Kollegen nicht den Wes, 
der ihrem Stand die gebührende Anerkennung erringen kann. 


Nach wie vor werden wir also unseren geraden Weg gehen, 
"und wenn es sein muss (der Ton Ihres Schreibens gibt 


uns die Veranlassung hierzu) auch gegen Sie. Das Verhalten 
einiger Ihrer Mitglieder gelegentlich der Sammlung für die 
Erwerbslosen hat in den Kreisen Ihrer Berufskollegen jeden- 
falls nicht dazu beigetragen, das Ansehen des Bundes der an- 
gestellten Chemiker und Ingenieure zu heben. 


Obwohl Sie in Ihrem Schreiben auf den Gebrauch von 


herkömmlichen Höflichkeitsformeln in weitestgehendem. Masse 


verzichtet haben, zeichnen wir 
hochachtungsvoll“ 
Unterschrift. 
Zur Erklärung des vorletzten Satzes in dem Antwortschrei- 
ben sei hinzugefügt, dass die Angestelltenräte der meisten 
Chemnitzer Firmen beschlossen hatten, vor 'Weihnachten eine 
Sammlung. für die erwerbslosen «Angestellten zu veranlassen, 
zu der jeder in Stellung befindliche Angestellte einen Betrag 
von vier: Prozent seines Gehalts beisteuern sollte. Bei der 
Sächsischen Maschinenfabrik folgten sämtliche Angestellte der 
Aufforderung des Angestelltenrates, nur die Mitglieder des 
Budaci glaubten, ihr Solidaritätsgefühl dadurch betätigen zu 
müssen, dass sie die Beteiligung an der Sammlung ablehnten. 
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Gewerkschaftsarbeit 

Neuregelung der Gehalitssätze in der Sektion Vb der che- 
mischen Industrie. Die Angestellten der chemischen Industrie 
Mitteldeutschlands hatten von dem Arbeitgeberverband eine 
Erhöhung ihrer Gehaltssätze um etwa 30 Prozent gefordert. 
Nach langwierigen Verhandlungen, in denen die Arbeitgeber 
den Versuch machten, eine unterschiedliche Bezahlung der Le- 
digen und Verheirateten zu erzielen, kam schliesslich folgende 
Einigung zustande: 

Die Gehälter werden durchschnittlich um 15 Prozent für 
die Angestellten bis zum 23. Lebensiahre und um 25 Prozent 
für die Angestellten vom 24. Lebensiahre ab erhöht. 

Demnach werden jetzt für die technischen Angestellten im 
Bereich der Sektion Vb folgende Gehälter gezahlt: 





Gruppe 1 515— 690 M. nach vollendetem 18. Lebensjahre 
steigend bis 

880—1160 M. nach vollendetem 27, Lebensjahre 

Gruppe 2_ 600— 800 M. nach vollendetem 18, Lebensjahre 


steigend bis 
1220—1620 M. nach vollendetem 30. Lebensjahre 
775—1035 M. nach vollendetem 20. Lebensjahre 
steigend bis 
1415—1880 M. nach vollendetem 34. Lebensjahre 
Gruppe 4 1175—1560 M. nach vollendetem 25. Lebensjahre 
steigend bis 
1590— 2125 M. nach vollendetem 34, Lebensjahre 
Gruppe 5 1175—1560 M. im 1. Berufsjahr 
steigend bis 
1980—2625 M. im 10. Berufsjahr 
Die Versuche, zu einer unterschiedlichen Behandlung der 
Ledigen und Verheirateten zu gelangen, mussten von den Ar- 
beitgebern aufgegeben werden. 


Neuregelung der Gehälter in der Industrie des Handels- 
kammerbezirks Karlsruhe. Die seit längerer Zeit schwebenden 
Verhandlungen über eine Neuregelung der Gehälter der Ange- 
stellten in der Industrie des Handelskammerbezirks Karlsruhe 
haben nunmehr, nachdem inzwischen auch der Schlichtungs- 
ausschuss sich mit der Angelegenheit befasst hatte, einen fried- 
lichen Abschluss gefunden. Am 22. Dezember 1920 wurde 
zwischen dem Verband der Metallindustriellen Mittelbadens und 
den Angestelltenverbänden ein Abkommen getroffen, nach wel- 
chem die Gehälter der technischen Angestellten sich nunmehr 
wie folgt stellen: 

Gruppe I: Pauser, Zeichner, technische Registratoren usw. 

bis zum vollendeten 19. Lebensjahre . . . . . . 

steigend im Lebensalter über 28 Jahre uf. . . . 2... 
Gruppe Il: Konstrukteure, Betriebsassistenten in Anfangsstellung 

bis zum vollendeten 25. Lebensjahre . . . » » 2» 22... 2210M. 

steigend im Lebensalter über 28 Jahre auf. . . .: ... 15600 „ 
Gruppe Ill: Selbständige Konstrukteure, Betriebsassistenten usw. 
bis zum vollendeten 28. Lebensjahre . RE RUN RE OSCME 

I Lebensalter über 28 Jahre! N.) 0. 0 a RIO 
Gruppe IV: Vertreter der Oberingenieure, selbständige Betriebs- 

ingenieure, Spezialingenieure . ..... . sn. "00. 22.24» 1870.M, 
Gruppe V: Oberingenieure und Betriebsleiter nach freier Vereinbarung, 
Meistergruppe: 

Hilfsmeister . ERS 

Meister und Obermeister . 


Gruppe 3 


800 M. 
1360 „ 


RR RT EN | 


ser TE TTS 5 311.07 
Lehrlinge (männlich oder weiblich) 
im 1. Lehrjahre et tere erte Varieiu BEREIT IRONDE 
im 2. Lehrjahre . . .. le na Fne 190 » 
mn ueEehrtahrecı „Son au N air eat te ek ENTER N 


Tariferneuerung in der Metallindustrie Bielefelds, Nach- 
dem im November. vergangenen Jahres durch einen Schieds- 
spruch ein gewisser Ausgleich für die seit Mai 1920 gestierene 
Teuerung erzielt worden war, wurde der laufende Vertrag zum 
1. Januar d. J. gekündigt, um zunächst einmal den Missstand zu 
beseitigen, dass die .technischen Angestellten nach einer Grup- 
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pierung bewertet wurden, die ohne ihre Mitwirkung (durch 
G.d. A. und D. H, V.) vereinbart worden war. Darüber hinaus 
wurden auch entsprechende Gehaltsiorderungen aufgestellt, um 
endlich einmal die gerechte Bewertung technischer Arbeit her- 
beizuführen. Die Verhandlungen über diese neue Forderungen 
fanden am 20. Januar statt und zeitigten folgendes Ergebnis: 
Die Frage der Neugruppierung wird zurückgestellt bis zur 
Kündigung des laufenden Manteltarifes. An Stelle der bisherigen, 
ausdrücklich als Mindesteinkommen für unter dem Durchschnitt 
liegende Leistungen bezeichneten Einkommenssätze wurden fol- 
gende Mindesteinkommen für normale Leistungen vereinbart: 
Zeichner: 


im 1. Jahre nach beendeter Lehrzeit 600 M. 

steigend im 11.—13. „ . 5 » auf 1150 „ 

ab. 14: fahr or re ne ae 1250 „ 
Detailkonstrukteure und Betriebsassistenten: 

im 1. Berufsjhre . . . 2 2... 70M. 

steigend im’ 11.—13. & EEG auf 1450 .,, 

ab 14. Berufsjahr . . . . -» ERER 1600 „ 


Selbständige Konstrukteure und Betriebsingenieure: 


im 5.—6. Berufsjahre . . 1400 M. 
steigend im 11.—13. R BE anf 1200, 
ab 14. Berufsjiahr . . . . .» ale 1900 „ 


Dazu kommt für Verheiratete eine Zulage von 100M. und für 
iedes Kind eine Zulage von 60 M. pro Monat. Für höhere 
Leistungen werden entsprechende Zulagen bezahlt. 


Der Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie. In Nr. 3 
des „Industrietechniker‘“ veröffentlichten wir eine . Notiz, in 
deren letztem Teil uns insofern ein Irrtum unterlaufen ist, als 
angegeben wurde, dass die Vorstufen von der Erhöhung der 
Grundgehälter nicht betroffen seien. Um keine weiteren Zweifel 
aufkommen zu lassen, geben wir nachstehend den genauen 
Wortlaut des Schiedsspruches wieder: 


„Der in der Streitigkeit zwischen dem Verbande Berliner Metallindustrieller 
und seinen Angestellten, betreffend Erhöhung der Grundgehälter, im Reichs- 
arbeitsministerium, Berlin NW 40, Scharnhorststr. 35, Saal 4, zusammengetretene 
Schlichtungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 21. Dezember 1920 folgenden 
Schiedsspruch gefällt: dass 

1. allen Angestellten, die im Tarifvertrage unter $ 4 I D.a.b. c. ver- 
zeichnet sind, das tarifliche Grundgehalt um 60 M. zu erhöhen sei, und zwar 
unter Beibehaltung von 110%, Teuerungszuschlag und ohne Einwirkung von 
& 4 Ziffer 7 auf diejenigen Fälle, in denen durch freiwillige Vereinbarung 
oder durch Verhandiung vor der Angestelltenvertretung oder dem Schlichtungs- 
ausschuss bei Gelegenheit der Einreihung in die einzelnen Klassen Zulagen 
zugebilligt worden sind, 

2. die Zulagen für Ehefrauen und Kinder um je 40M. zu erhöhen seien.“ 


Tarifvertrag für weibliche technische Angestellte in Röntgen- 
Laboratorien. Zwischen der Röntgen-Gesellschaft Frankfurt am 
Main und unserer dortigen Ortsverwaltung ist nach Ueber- 
windung einiger Schwierigkeiten nunmehr ein Tarifvertrag ab- 
geschlossen worden, der die Arbeitsverhältnisse im; allgemeinen, 
ferner den Urlaub und die Bezahlung der weiblichen technischen 
Angestellten in den Laboratorien der der Gesellschaft ange- 
schlossenen Institute und Aerzte regelt. Der Tarifvertrag er- 
streckt sich nicht allein auf das Stadtgebiet Frankfurt a. M., 
sondern auf alle Mitglieder der Frankfurter Röntgen-Gesell- 
schaft, deren Bezirk ungefähr ganz Südwestdeutschland mit 
Ausnahme der Rheinlande umfasst. Die in dem Tarifvertrag 
enthaltenen Vereinbarungen gelten ab 1. Oktober 1920. Be- 
sonders herausgreifen möchten wir die Regelung der Urlaubs- 
frage, die im ersten und zweiten Beschäftigungsiahr im selben 
Institut 14 Arbeitstage, im dritten bis füniten Tätigkeitsiahr drei 
Wochen und nach fünfiähriger ununterbrochener Tätigkeit einen 
Urlaub von mindestens vier Wochen vorsieht. Als garantiertes 
monatliches Einkommen ist unbeschadet des Grundsatzes der 
Entlohnung. nach Leistung und Fähigkeit für eine ausgebildete 
Röntgenlaborantin ein Anfangsgehalt von 800 M. pro Monat iest- 
gesetzt, welches von Jahr zu Jahr um 50 M. steigt. Angestellte, 
deren monatliches Einkommen vor dem 1. Oktober 1920 500 M. 
nicht überstieg, und die am 1. Oktober 1920 mindestens ein 
Jahr in der gleichen Stellung waren, erhalten ferner eine ein- 
malige Wirtschaftsbeihilfe von 800 M., sofern sie selbständig und 
400 M., wenn sie bei der Familie wohnen. 

Aus der Vorgeschichte dieses Tarifvertrages ist noch be- 
merkenswert, dass versucht worden war, verschiedene Aerzte 
zur Zahlung angemessener Gehälter zu bewegen, jedoch ver- 
geblich. Selbst durch die Anrufung des Schlichtungsausschusses 
war nichts’ zu erreichen. Nunmehr, nachdem der Vertrag ab- 
geschlossen ist, vollzieht ‚sich die Zählung reibungslos. 

Um auch die aussenstehenden Institute und Aerzte zu er- 
fassen, ist Antrag auf Verbindlicherklärung des Tarifvertrages 
beim Reichsarbeitsministerium gestellt worden. Des weiteren 
ist beabsichtigt, mit der Zentrale der Deutschen Röntgen-Gesell- 
schaft, Sitz Berlin, in Verbindung zu treten, um Verhandlungen 
zur Schaffung eines Reichstarifvertrages anzubahnen, 
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Nachtrag zum Tarilivertrag mit der Metallindustrie des Erz- 
gebirges. Nach ausserordentlich schwierigen Verhandlungen 
mit der Volkswirtschaftlichen Vereinigung des Erzgebirges für 
Handel, Industrie und Gewerbe e. V. Aue gelang es endlich, 
eine Neuregelung der Gehälter zum Abschluss zu bringen. Es 
werden nach dem getroffenen Abkommen ab 1. Dezember 1920 
in der Metall- und Wäscheindustrie folgende monatliche Teue- 
rungszulagen zu den im Tarifvertrag vom 3. Mai 1920 iestge- 
legten Mindestgehältern gezahlt: 
für ledige und weibliche für verheiratete Angestellte 


Angestellte: männlich: 
von 19—21 Jahren 50 M. von 21-25 Jahren 150 M. 
21-2353 „. 10 „ über 25 Jahre 200 „ 
über 25 Jahre 150 „ 


Witwer, Witwen mit eigenem Hausstand und solche männliche und weibliche 
Angestellte, denen eine gesetzliche Unterhaltspflicht für Familienangehörige 
obliegt, erhalten die gleichen Teuerungszulagen wie verheiratete männliche 
Angestellte. 


Ferner wurde in Anbetracht der nicht zu verkennenden un- 
günstigen wirtschaftlichen Lage der Betriebe des Erzgebirges, 
die ja allgemein bekannt ist, eine Vereinbarung getroffen, nach 
welcher Firmen, die erklären, nicht in der Lage zu sein, die ver- 
einbarten Teuerungszulagen zu zahlen, mit den Angestellten- 
vertretungen in Verhandlungen einzutreten haben, in denen eine 
Klärung über die Höhe der von diesen Firmen zu zahlenden 
Teuerungszulagen herbeigeführt werden soll. Wird keine Ver- 
ständigung erzielt, so kann der im Tarifvertrag vorgesehene 
eu zur endgültigen Entscheidung angerufen 
werden. 


Den Angestellten bzw. ihren Vertretungen steht weiter das 
Recht zu, bei Verbesserung der Geschäftslage die volle Ge- 
währung der Teuerungszulagen zu verlangen. Kommt eine 
Einigung nicht zustande, so entscheidet der vorerwähnte Schlich- 
tungsausschuss. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge für all- 
gemeinverbindlich erklärt worden: 


Die Zusatzvereinbarung vom 27. April 1920 zum aligemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 30. März 1920, abgeschlossen zwischen dem Afa-Bund, G.d.A. 
und G.k.A. einerseits und dem Verband Thüringer Metallindustrieller (Orts- 
gruppe Erfurt) andererseits, mit Wirkung vom 1. April 1920 für die Stadt 
Erfurt. 

Die Zusatzvereinbarung vom 29. Mai 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 30. März 1920, abgeschlossen zwischen dem Afa-Bund, G.d.A, 
und G.k. A. einerseits und der Vereinigung Erfurter Arbeitgeberverbänds 
andererseits, mit Wirkung vom 1.Mai 1920 für die Stadt Erfurt. 

Der Tarifvertrag vom 24. April 1920, abgeschlossen zwischen dem Afa- 
Bund, G.d.A. und G.k.A, einerseits und dem Arbeitgeberverband in Arnstadt 
andererseits, mit Wirkung vom 1. November 1920 für den Bezirk Arnstadt 
und Ichtershausen. } 

Die Nachträge vom 29. Juni 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrage 
vom 27.Mai 1920, abgeschlossen zwischen dem Afa-Bund, G.d. A. und G.k. A. 
einerseits und der Allgemeinen Arbeitgeber-Vereinigung für Halle a. d. Saale und 
Vororte in Halle a. d. Saale andererseits, mit Wirkung vom 1. August 1920 für 
die Stadt Halle a. d. Saale und die Orte Ammendorf, Böllberg, 
Büschdorf, Diemitz, Dölau, Döllnitz, Granau, Hohenthurm, 
Holleben,- Nietleben, Passendorf, Schlöttau, Wörmlitz und 
Zwintschöna (mit Ausnahme von Lettin). 

Die Vereinbarung vom 30. Juni 1920 zum Tarifvertrag vom 1920, 
abgeschlossen zwischen dem Afa-Bund, dem G.d.A. und G.k.A. einerseits 
und der Gemeinschaft der Arbeitgeber der Grafschaft Glatz in Glatz anderer- 
seits, mit Wirkung vom 1. Juli 1920 für den Kreis Habelschwerdt. Auf 
Grund der Vereinbarung vom 30. Juni 1920 wird der Tarifvertrag vom 1. Januar 
1920 sowie die Nachträge vom 9. April 1920 und 7. Juni 1920 auch auf den 
Kreis Habelschwerdt ausgedehnt. 

Der Nachtrag vom 17. September 1920 zum Tarifvertrag, abgeschlossen 
zwischen dem AÄnhaltischen Arbeitgeberverband, dem Verband Anhaltischer 
Industrieller einerseis und dem AfA-Bunde sowie zwei weiteren Verbänden 
andererseits, mit Wirkung vom 1. Juli 1920 für den Freistaat Anhalt 
und die Orte Stassfurt und Bebitz, 

Der Tarifvertrag vom 15. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem Zweck- 
verband der Arbeitgeber für Eisenach und Umgegend einerseits und dem AfA- 
Bunde sowie zwei weiteren Verbänden andererseits, mit Wirkung vom 
15. September 1920 für die Stadt Eisenach. 

Der Nachtrag I vom 29. September 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 13. März 1920, abgeschlossen zwischen der Vereinigung der 
Arbeitgeberverbände von Mainz, Wiesbaden und Umgebung einerseits und dem 
AfA-Bunde sowie drei weiteren Verbänden andererseits, mit Wirkung vom 
1. August 1920 für die Städte Mainz und Wiesbaden und die Orte 
Dotzheim, Auringen, Mosbach, Walluf, Schierstein, Erbach, Biebrich, Amöneburg, 
Budenheim, Kastel, Oestrich, Eltville, Hochheim, Rannheim, Flörsheim, Gonsenheim, 
Gustavsburg, Rüstelsheim, Heidesheim, Geisenheim, "Winkel, Freiweinheim, 
Fürthen, Ober- und Niederingelheim, Ganalgesheim, Weisenau, Laubenheim, 
Bodenheim, Nackenheim, Gross-G@au, Stadecken, Ingenheim, Gensingen, 
Ob. Saulheim, Nierstein, Oppenheim, Köngernheim und Alzey. 

Der Tarifvertrag vom 23. August 1920, abgeschlossen zwischen dem 
Arbeitgeberverband des Kreises Schmalkalden einerseits und dem AfA-Bunde 
sowie zwei weiteren Verbänden andererseits, mit Wirkung vom 1. September 1920 
für die Stadt Schmalkalden. 


Schriftleiter: O. Schweitzer, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, 
.  Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Neuer Tarifvertrag für die Hamburger Eisenindustrie. Fün 
das Wirtschaftsgebiet Gross-Hamburg ist am 22. Januar 1921 
mit Wirkung vom 1. Januar 1921 ein neuer Tarifvertrag 


‚zwischen dem Verband der Eisenindustrie (Landbetriebe) und 


dem Arbeitgeberverband der Zentralheizungsindustrie einer- 
seits, dem AfA-Bund, dem Gedag und G. D. A. andererseits ab- 
geschlössen worden. 

Die schon im Dezember 1920 eingeleiteten Tarifverhand- 
lungen konnten erst im Januar 1921 zu Ende geführt werden. 
Es darf angenommen werden, dass der Anfang Januar aus- 
gebrochene und auch zurzeit noch nicht beendete Arbeiter- 
streik in den Betrieben der Hamburger Eisenindustrie für die 
Unternehmer eine der Ursachen gewesen ist, endlich mit den 
Angestelltenverbänden einen Tarif zu tätigen, der deren An- 
sprüche einigermassen befriedigt. Mit der Arbeiterschaft konnte 
das Unternehmertum trotz mehrfacher Verhandlungen vor dem 
Schlichtungsausschuss, Demobilmachungskommissar und dem 
Arbeitsminister zu keiner Einigung gelangen. Man hat daher 
offensichtlich den Eindruck vermeiden wollen, dass auch bei 
den Angestellten lediglich der Widerstand der Unternehmer ge- 
gen eine ihnen unbequeme Regelung die Ursache von Arbeits- 
streitigkeiten bilde. Diese Gefahr sahen die Unternehmer in- 
dessen herankommen, nachdem sie seit mehr als einem’ halben 
Jahr sich dauernd geweigert hatten, auch nur die geringste 
Verbesserung zuzugestehen. 

Der am 1. April 1920 abgeschlossene und bis 31, Dezember 
1920 laufende Tarifvertrag sollte im Juli und September 1920 
revidiert werden. Die Hamburger_Eisenindustriellen haben aber 
bei den Revisionsverhandlungen jede Erhöhung der Gehalts- 
sätze abgelehnt. Im Juli bestritten sie die Berechtigung 
höherer Gehaltsforderungen mit der Behauptung, dass die Teue- 
rung nicht gestiegen sei. Bei den späteren Verhandlungen führ- 
ten sie die Schwierige wirtschaftliche Lage der Hamburger 
Eisenindustrie als Hinderungsgrund an. Die Angestellten haben 
sich dann an den Schlichtungsausschuss gewandt, der ihnen am 
17. September 1920 die gleiche Zulage bewilligte, welche der 
Allgemeine Industrieverband freiwillig gewährt hatte, nämlich 
monatlich 50 M. für Verheiratete ohne Kinder und 100 M. für 
Verheiratete mit Kindern. 

Der Verband der Eisenindustrie lehnte diesen Spruch ab; 
wochenlang andauernde Verhandlungen vor dem Demobil- 
machungskommissar und vor dem Arbeitsminister führten zu 
keinem Ergebnis. 

Als dann Ende November die Verhandlungen über einen 
neuen Tarifvertrag ab 1. Januar einsetzten, waren die Unter- 
nehmer bereit, die vorerwähnten Sätze für die Monate Novem- 
ber und Dezember zu bewilligen, wenn die Anzestellten auf die 
Ansprüche aus dem Schiedsspruch für September und Oktober 
verzichteten und ferner die ausgesprochene Kündigung des Ver- 
trages zurückzögen. Da hierüber keine Einigung zu erzielen 
war, wurden die Tarifverhandlungen zunächst unterbrochen und 
von den Angestelltenverbänden erneut der Hamburger Schlich- 
tungsausschuss angerufen. 

Ehe es hierüber zu Verhandlungen kam,:brach der Kon- 
flikt mit den Arbeitern aus. Eine Vertrauensmännerversamm- 
lung und später eine Vollversammlung der Bundesmitglieder 
aus der Eisenindustrie nahmen zum Streik eingehend Steliung 
und sprachen den kämpfenden Arbeitern vollste Sympathie aus, 
Offenbar hat diese Haltung die Unternehmer nachdenklich ge- 
stimmt und sie veranlasst, den Angestellten gegenüber eine 
andere Taktik einzuschlagen. Bei der langen Dauer des Ar- 
beiterstreiks mussten sie befürchten, dass die in den Kreisen 
der Angestellten herrschende Missstimmung vielleicht nach 
einer Beendigung des Arbeiterstreiks zu einem zewerkschaft- 
lichen Kampf der Angestellten führen könne. Sie erklärten 
Mitte Januar ihre Bereitschaft zu neuen Verhandlungen, aller- 
dings wünschten sie, dass die Angestellten vorher einen Ver- 
zicht auf alle Forderungen aus der Zeit vor dem 1. Januar 
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aussprächen. 
haltssätzen des neuen Tarifs die Angestellten unbedingt zu be- 
friedigen.' 

In achtstündigen Verhandlungen kam es dann am 20. Ja- 
nuar zu einer Einigung auf der Grundlage, dass der Rahmen- 
tarif beibehalten wird und bis zum 31. Dezember 1921 Gültig- 


Als Gegehleistung sicherten sie zu, bei den Ge- 


keit hat. Die Gehaltssätze werden periodisch vereinbart, die 
erste Periode umfasst die Monate Januar bis März 1921. An- 
fang April tritt eine im Vertrage vorgesehene paritätische Kom- 
mission zur Nachprüfung und Neuregelung der Gehälter zu- 
sammen. 

Die technischen Angestellten sind in fünf Gruppen für 
das Bureau und drei Gruppen für den Betrieb eingeteilt. Die 
Gehälter sind aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich: 


A.Lehrlinge im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr 
120 M. 200 M. 39 M. 
B. Anzulernende im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr 
200 M. 300 M. 400 M. 500 M. 
Klasse 1: Techn. Hilfskräfte nach beendeter Ausbildung A oder B. 
1. Anfangseinkommen .: .°....2..202.220%..04%02850.M, 
2. nach 3jähriger Tätigkeit in dieser Klasse . . . ......950 „ 
K} 1:6 ” ” ” n ” RE TIERE LINE ) 


a u „ At = De a er Z2N 
Klasse 2: Hilfskräfte und Zeichner. 


EAnfangseinkommen 5... u 0 0 eine 2 M 
2. nach 3jähriger Tätigkeit in dieser Klasse . . . . . . 1050 „ 
3. ” 6 ” ” » ” ” PR Val DS ar or 1175 » 


4. ” 9 ” ” ” ”» ” . . . * . . 
Weibliche technische Hilfskräfte in Klasse 1 und 2 erhalten 10 Proz. 
weniger als männliche, 
Klasse 3: Technische Angestellte mit Fachbildung. 


1. Anfangseinkommen . . . . .. 2 2 2 22.2... 100M. 
2. nach 3jähriger Tätigkeit in dieser Klasse . . . . ..12235 „ 
3. ” 6 ” ” ” ” ” RE E35 ” 
4 u 9 ” ” ” ” ” NEE ae SD n 
Klasse 4: Detailkonstrukteure, 
KeAnfangseinkommen in... 00 Sea 22ı.2.1200.M; 
2. nach 3jähriger Tätigkeit in dieser Klasse . . . „ ...1350 „ 
3. mn 6 m ” „m a ae ars 5 LO; 
4. ”» 9 ” ” » » ” . . . > . . 1650 » 
Klasse 5: Selbständige Konstrukteure. 
1. Anfangseinkommen . . » 2 2 2.2 02.2.2. 2 27.1400 M. 
2. nach 3jähriger Tätigkeit in dieser Klasse . . . . ...1550 „ 
3. ” 6 ” ” ” ” ” OR LEO ” 
4. ” 9 ” ” » ” » “ . . . . . 1990 ” 


Betriebsangestellte. 

1. Kontrolleure, Untermeister, Vorzeichner bei Eisenkonstruktionswerk- 
stätten und Obermonteure im Monatsgehalt bzw. soweit sie der Ange- 
stelltenversicherungspflicht unterliegen, alle mit Fachbildung: 
Anfangseinkommen nach 3 Jahren nach 6 Jahren 

1300 M. 1400 M. 1500 M. 

2. Werkmeister, Montageinspektoren und Oberkontrolleure: 

Anfangseinkommen nach 3 Jahren 
1509 M. 1600 M. 

3. Obermeister: 1800 M. 

4. Techn. Betriebsbeamte mit praktischer oder theoretischer Vorbildung 
u. a. Vorkalkulatoren: 

Anfangseinkommen nach 3 Jahren nach 6 Jahren 
1200 M. 1350 M. 1500 M. 
Gruppenführer erhalten für die Dauer ihres Vorgesetztenverhältnisses 
ausser ihrem Tarifgehalt eine Zulage von mindestens 71/, Prozent, 
Abteilungsvorsteher von mindestens 15 Prozent ihres Tarifein- 
kommens, ausschliesslich der Familien- und Kinderzulage. 


Neu eingefügt ist in den Vertrag eine Familienzulage, 
Danach erhalten Verheiratete in allen Klassen eine monatliche 
Zulage von 100 M., ferner wird für jedes versorgungsberech- 
tigte Kind bis zur Beendigung der gesetzlichen Schulpflicht eine 
monatliche Zulage von 25 M. gezahlt. 


nach 6 Jahren 
1700 M. 


Um einen Landestariivertrag für die Industrie beider Meck- 
lenburg. Schon seit dem Frühjahr vergangenen Jahres verhan- 
delt unser Bund mit dem gemischtgewerblichen Arbeitgeber- 
verband Mecklenburg wegen eines Landestarifvertrages für die 
technischen Angestellten. Es durfte bisher angenommen wer- 
den, dass auch die Arbeitgeber den Abschluss eines solchen 
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Landestarifvertrages anstrebten,; weik sis bei allen örtlichen 
Verhandlungen Abmachungen, die über das Gebiet der reinen 
Lohnfrage hinausgingen, mit dem Hinweis auf den kommenden 
Landestarifivertrag ablehnten. Um so grösseres Erstaunen und 
Befremden musste es hervorrufen, als auf das wiederholte ener- 
gische Drängen des Bundes der Landesverband der Arbeitgeber 
ihm mit Schreiben vom 20. Dezember 1920 mitteilte, dass die 
in Frage kommenden Arbeitgeberverbände sich durchweg gegen 
den Abschluss eines Landestarifvertrages erklärt hätten, der 
Landesverband also nicht in der Lage sei, Verhandlungen mit 
dem Bund und dem Deutschen Werkmeister-Verband, der sich 
dem Verlangen des Bundes angeschlossen hatte, aufzunehmen. 
Beide Verbände wandten sich nun beschwerdeführend und um 
Vermittlung ersuchend an das mecklenbürgische Ministerium, 
Kollege Stoll, der Leiter der Gaunebenstelle Stettin, wurde 
auch persönlich beim Ministerium vorstellig, mit dem Erfolg, 
dass der Demobilmachungskommissar vom Ministerium beauf- 
tragt wurde, Einigungsverhandlungen einzuleiten. In einer per- 
sönlichen Rücksprache mit dem Demobilmachungskommissar 
erhielt Kollege Stoll die Zusage, dass die Verhandlungen mit 
möglichster Beschleunigung aufgenommen werden sollen. Es 
darf also erwartet werden, dass es in dieser die mecklenbur- 
gischen Kollegen naturgemäss lebhaft interessierenden Angele- 
genheit nun doch endlich vorwärtsgeht. Selbstverständlich trägt 
das unverständliche Verhalten der Arbeitgeber nicht dazu bei, 
die Arbeitsfreudigkeit zu stärken, um so weniger, als die Ge- 
haltsverhältnisse in der mecklenburgischen Industrie noch als 
geradezu jämmerlich bezeichnet werden müssen. 


Drohender Konilikt in der Metallindustrie in Brandenburg 
an der Havel. Seit Oktober 1920 stehen die Angestellten in 
Brandenburg a. H. in Tarifverhandlungen mit dem dortigen Fa- 
brikantenverein. Eine Verständigung konnte nicht erzielt wer- 
den. Die Kollegen sahen sich daher gezwungen, das Reichs- 
arbeitsministerium anzurufen, welches dem Schlichtungsaus- 
schuss Spandau die Angelegenheit übertrug. Die Verhandlungen 
fanden am 20. Januar statt. Der Schlichtungsausschuss fällte 
einen Schiedsspruch, in welchem die Forderungen der Ange- 
stellten anerkannt wurden und als Ausgleich für die seit Ok- 
tober eingetretene Verteuerung der Lebenshaltung den Ange- 
stellten eine Beihilfe in Höhe eines Monatseinkommens zuge- 
sprochen wurde. Hinsichtlich der Forderung auf Erhöhung 
der laufenden Bezüge fällte der Schlichtungsausschuss eine Ent- 
scheidung, nach welcher auf die bisherigen Tarifgehälter, mit 
Ausnahme der Tarifsätze für Lehrlinge, für Monat Januar 20, 
Februar 30, März 40 und April 50 Prozent Zuschlag zu zahlen 
seien. Bedingung sollte sein, dass der neue Tarifvertrag mit 
Gültigkeit bis zum 30. April 1921 abgeschlossen werde. 

Obwohl der Schiedsspruch die Forderungen der Angestell- 
ien in keiner Weise erfüllt, haben die Kollegen denselben an- 
genommen. Die Arbeitgeber jedoch lehnten den Schiedsspruch 
ab. Es wurden daraufhin sofort Verhandlungen eingeleitet, um 
die Verbindlicherklärung des Schiedsspruchs herbeizufüh- 
ren. Die Arbeitgeber erklärten bei diesen Verhandlungen, dass 
für sie der Schiedsspruch unannehmbar wäre, liessen sich jedoch 
nach stundenlangen Verhandlungen auf Einwirkung des Vor- 
sitzenden bewegen, einen Vergleichsvorschlag zu machen. Die- 
ser Vergleichsvorschlag sah vor, den Angestellten für die Zeit 
vor dem 1. Januar die seinerzeit den Arbeitern gewährte Teue- 
rungszulage (sogenannte Kartoffelzulage) zu zahlen. Sie be- 
trägt z. B. für Verheiratete 50 M. und steht natürlich in keinem 
Vergleich zu der vom Schlichtungsausschuss den Angestellten 
zugesprochenen Beihilfe in Höhe eines Monatseinkommens. 
Weiter erklärten sich die Arbeitgeber bereit, eine bis zum 
30. Juni 1921 laufende Teuerungszulage von 25 Proz. auf die Sätze 
des Tarifvertrags vom 16. Juli 1920 unter der Voraussetzung 
zu gewähren, dass keine Veränderungen der Mantelbestimmun- 
gen des abgelaufenen Tarifs gefordert würden. Die Arbeit- 
geber erhöhten später unter derselben Bedingung ihr Angebot 
auf 35 Prozent. Es sollte also unter allen Umständen die Er- 
höhung der Tarifsätze von dem Weiterbestehen des alten Man- 
teltarifs abhängig gemacht werden. Die Angestellten jedoch, 
die besonderen Wert darauf legen, dass die Bestimmungen des 
Manteltarifs geändert werden, lehnten den Vergleichsvorschlag 
ab. Sie schlugen ihrerseits vor, unter Fortfall der Ausgleichs- 
zulage die bestehenden Tarifsätze um 50 Prozent auf die Dauer 
von sechs Monaten zu erhöhen und Verhandlungen über den 
Manteltarif aufzunehmen. Dieser Vorschlag wurde wiederum 
von den Arbeitgebern abgelehnt. 

Daraufhin wurde vom Vorsitzenden verkündet, dass die 
Verbindlicherklärung des Schiedsspruchs über die Ausgleichs- 
zulage nicht ausgesprochen werden könne, da die Vertrags- 
parteien bis zum 31. Dezember 1920 an den Tarifvertrag ge- 
bunden waren. Dagegen wurde hinsichtlich der Erhöhung der 
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laufenden Bezüge der vom Schlichtungsausschuss Spandau ge- 
fällte Schiedsspruch mit Wirkung ab 1. Januar 1921 für ver- 
bindlich erklärt. 

Es muss nach den Erfahrungen, die wir bei den Verhand- 
hıngen bisher gemacht haben, ‘damit gerechnet werden, dass 
die Arbeitgeber die Verbindlicherklärung nicht anerkennen wer- 
den. In diesem Falle erscheint ein Kampf unvermeidlich, da 
die Angestellten gewillt sind, sich mit allen ihnen zu Gebote 
stehenden gewerkschaftlichen Mitteln bis zur äussersten Konse- 
quenz ihr Recht auf angemessene Regelung ihrer Gehalts- und 
Arbeitsbedingungen zu erkämpien. 


Angestelltenstreik in den Geldschrankfabriken und Schlosse- 
reien Berlins. Seit Juni 1920 hatten die Angestellten der Geld- 
schrankfabriken und Schlossereien keinerlei Gehaltsaufbesse- 
rung mehr erhalten. Sie stellten bereits Anfang Dezember nach 
vorhergegangener Kündigung des Tarifvertrages neue Gehalts- 
forderungen :»auf, die sich trotz der seit dem letzten Tarif- 
abschluss am 2. Juni 1920 eingetretenen starken Steigerung der 
Preise aller Lebensbedürfnisse in bescheidenen Grenzen hielten. 
Die Arbeitgeber, deren Betriebe sich, besonders was die Geld- 
schrankfabriken anlangt, nach Angabe ihrer eigenen Vertreter 
seit geraumer Zeit in einer Hochkonjunktur befinden und glän- 
zende Geschäfte machen, boten den Angestellten lediglich eine 
zehnprozentige Erhöhung der bisherigen völlig unzureichenden 
Gehälter. Sie .muteten ferner den Angestellten angesichts der 
vielen stellungslosen Kollegen zu, sich mit einer Verlängerung 
der Arbeitszeit einverstanden zu erklären. Hiermit nicht ge- 
nug forderten sie auch, dass die Lehrlinge, die bisher von dem 
Tarifvertrag miterfasst wurden, fernerhin, nicht mehr unter 
denselben fallen, also zur uneingeschränkten Ausbeutung den 
Arbeitgebern überlassen werden sollen. 

In Anbetracht dieser Tatsachen wurde von den Angestell- 
ten der Schlichtungsausschuss angerufen. Dieser fällte einen 
Schiedsspruch, der eine zwanzigprozentige Gehaltserhöhung 
vorsah. Aber auch diese so bescheidene Erhöhung war den 
sicher nicht notleidenden Arbeitgebern schon zu hoch, und se 
lehnten sie den Schiedsspruch ab. Nunmehr sahen sich die An- 
gestellten nach Erschöpfung aller friedlichen Mittel zur An- 
wendung gewerkschaftlicher Kampfmassnahmen veranlasst, boten 
aber den Arbeitgebern in letzter Stunde nochmals die Mög- 
lichkeit, durch Verhandlungen den offenen Kampf zu vermeiden. 
Auf Grund der bisher mit den Arbeitgebern gemachten Er- 
fahrıungen war es selbstverständlich, dass die Angestellten für 
diese letzte Verhandlungsmöglichkeit eine feste Grundlage for- 
Diese wurde jedoch von den Arbeitgebern abgelehnt. 

Da die Abstimmung in den einzelnen Betrieben bereits vor- 
genommen worden war und die Angestellten sich fast einmütig 
für den Streik erklärt hatten, legten diese am 11. Februar ge- 
schlossen die Arbeit nieder. 

Wir fordern alle technischen Angestellten 
auf, gexenüber den kämpfenden Kollegen Soli- 
darität zuüben und Zuzug von den bestreikten 
Betrieben fernzuhalten. 

Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge für all- 
zemeinverbindlich erklärt worden: 


Der Tarifvertrag vom 5. Juli 1920 mit Gehaltsordnung sowie Nachtrag 
vom 1. September 1920, abgeschlossen zwischen der Vereinigung der weiter- 
verarbeitenden Metallindustrie Oberschlesiens in Kattowitz einerseits und dem 
AfA-Bunde sowie drei weiteren Verbänden andererseits, mit Wirkune vom 
1. Oktober 1920 für die Kreise Beuthen-Stadt, Beuthen-Land, 
Tarnowitz, Gleiwitz- Stadt, Hindenburg, Kattowitz- 
Stadt, Kattowitz-Land, Stadtkreis Königshütte, soweit 
nicht Orts- oder Sondertarife bestehen. } 

Der Nachtrag vom 4. 10. 20 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertra« vom 
6. 3. 20, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde und zwei weiteren Verbänden 
einerseits und dem Allgemeinen Arbeitgeberverband von Bonn andererseits, 
mit Wirkung vom 1. 10. 20 für Stadt und Landkreis Bonn 

Der Tarifvertrag vom 24 2. 20 nebst Nachträgen vom 5. 5. 20 und 
5. 8. 20, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde und zwei weiteren Ver- 
bänden einerseits und der Vereinigung der Industriellen von Düren und Um- 
gegend e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. 12. 20 fürden Kreis Jülich. 
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Solidarität oder Gruppenegoismus ? 


In ‚der .verhältnismässig kurzen Zeit, die verstrichen ist, 
seitdem auch die Angestellten in grösserem Umfange dazu ge- 
langt sind, ihre Lohn- und Arbeitsverhältnisse durch Tarifver- 
träge ‚zu regeln, hat es sich wiederholt gezeigt, dass in ihren 
Kreisen vielfach noch Solidarität und Egoismus miteinander im 


Kampfe liegen. Mehr als einmal kam es vor, dass ,die Ange- 
stellten eines besonders gut beschäftigten und infolgedessen auch 
finanziell ‚leistungsfähigen Betriebes darauf bestanden, für sich 
einen Haustarifvertrag abzuschliessen, weil sie be- 
iürchteten, im Falle ihrer Einbeziehung in einen allgemeinen 
Ortstarifvertrag oder den für sie in Frage kommenden Fach- 
tarifvertrag weniger gut abzuschneiden. Parallel damit liefen 
zeitweise Bestrebungen, für die Angestellten von besonders 
gut beschäftigten Spezialbranchen Sondertarif- 
verträge abzıschliessen. Es sei hier nur an den in das 
Jahr 1919 fallenden Versuch der Angestelltenausschüsse der 
Waggonbauanstalten ,erinnert, einen Reichstarifvertrag 
für die Angestellten der Waggonbauindustrie zustande zu brin- 
gen, und an die gleichartigen Bestrebungen einiger Angestellten- 
zäte deutscher Lokomotivfabriken im Jahre 1920. Auf 
der gleichen Linie liegen Vorgänge, die häufig zu beobachten 
waren, wenn die von den Angestelltenverbänden eingeleiteten 
Tarifverhandlungen . sich infolge von Verschleppungsmanövern 
der Arbeitgeber in die Länge zogen. In solchen Fällen kam 
es immer wieder vor, dass einzelne Angestelltenver- 
tretungen — meist unter dem Druck ihrer ungeduldig ge- 
wordenen Belegschaften — sich dazu herbeiliessen, für ihre 
Betriebe Sonderabmachungen zu treffen. Es erscheint 
angebracht, die von .einer solchen Preisgabe der. Solidarität 
drohenden Gefahren einmal etwas näher zu beleuchten. 


Erfahrungsgemäss neigen besonders solche Gruppen zu 
einem. selbständigen Vorgehen, die eine über den: Durchschnitt 
hinausgehende Stosskraft besitzen, sei es, dass ihr Betrieb gut 
beschäftigt ist und infolgedessen auch gut verdient, sei, es, dass 
der organisatorische Zusammenhalt in der Gruppe besonders 
gut ist. Naturgemäss kann eine solche Gruppe bei selbstän- 
digem Vorgehen. unter Umständen zunächst rascher zum 
Ziels gelangen und mehr für sich herausholen, als wenn sie sich 
in die Gesamtbewegung eingkedert. Die Solidarität verlangt 
aber, dass der gesamte Druck, den eine solche Gruppe auszu- 
üben vermag, restlos für die Brechung der Widerstände. aus- 
genutzt wird, die einem erfolgreichen Abschluss. der Gesamt- 
bewegung entgegenstehen. 


Von Augenblicksvorteil abgesehen, handelt dabei die 
Gruppe, die in Wahrung der Solidarität auf ein selbständiges 
Vorgehen verzichtet, auch in ihrem ureigensten Interesse; denn 
es ‚ist ein verhängnisvoller Trugschluss, anzunehmen, dass 
günstige Abmachungen einer selbständig vorgegangenen Gruppe 
auch die Verhandlungen-der schwächeren Gruppen in günstigem 
Sinne beeinflussten und so, dazu beitrügen, dass im Durchschnitt 
ein annehmbares Niveau erzielt werde, Selbst wenn Einzelfälle 
zunächst das Gegenteil-zu beweisen scheinen, so ‚dürfen sie 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine solche Taktik auf die 
Dauer unfehlbar auch ‚für die günstig gestellten Gruppen ver- 
hängnisvolle Folgen zeitigen muss. Die ungünstigen Bedin- 
gungen, auf (die die schwächeren Gruppen mangels Unter- 
stützung durch die kampfkräftigen dann einzugehen gezwungen 
sind, ‘wirken nämlich erfahrungsgemäss in der nachteiligsten 
Weise auf die Gehalts- und Arbeitsverhältnisse der zunächst 


efechniker 







ee 


ARENA KL ARUNCRFR 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr.7 





günstiger gestellten Gruppen zurück, Sobald sie neue Forde- 
rungen stellen, werden ihnen vom Arbeitgeber die ungünsti- 
geren Arbeitsbedingungen der übrigen Angestelltenschaft ent- 
gegengehalten. Ihre . Kampfkraft leidet unter dem starken 
Arbeitsangebot von Kollegen, die bemüht sind, ebenfalls in 
die Betriebe mit besonders günstigen Arbeitsbedingungen hin- 
einzukommen. Stellen sie neue Forderungen, so fehlt ihnen die 
moralische Unterstützung der Kollegen, die schon zu wesent- 
lich ungünstigeren Bedingungen arbeiten müssen. Ihr Vorgehen 
stösst auch ‚auf Widerspruch in der öffentlichen Meinung und, 
was besonders wichtig ist, bei den Öffentlichen Schlichtungs- 
stellen, weil sie ja bereits günstiger gestellt sind, als die übrigen 
Angestellten. 


Aus allen diesen Gründen darf die grössere Aktionsfähig- 
keit besonders kampfkräftiger Gruppen in deren eigenem Inter- 
esse nur dazu benutzt werden, das Streben der Gesamtheit nach 
günstigeren Arbeitsbedingungen zu unterstützen. , Gelingt cs 
auf diese Weise, die gemeinsame Bewegung zu einem befrie- 
digenden Abschluss zu bringen, so kann versucht werden, auf 
der Grundlage des erreichten Gesamtniveaus für die be- 
sonders günstig gestellten Betriebe noch ‚besondere Zu- 
geständnisse zu erzielen. 


Diese Taktik ist der praktische Ausdruck der Solidari- 
tät, die die Grundlage der gesamten Gewerkschaftsarbeit bildet. 
Nach ihr. muss sich auch der einzelne Berufskollege ‚richten, 
der auf Grund seiner Fähizkeiten mehr für sich herausschlagen 
zu,können glaubt. Auch er darf Sonderabmachungen auf kei- 
nen Fall vor Abschluss der Gesamtbewegung treffen, sondern 
muss zunächst auch seine Kraft in den Dienst der gemeinsamen 
Sache stellen, 


Es ist kein Zufall, dass erfahrungsgemäss die Mitglieder der 
sogenannten Harmonieverbände besonders. geneigt sind, 
auf ein selbständiges Vorgehen ihrer Gruppe zu dringen, wenn 
sie glauben, auf diese Weise schneller zum Ziele zu gelangen 
und mehr für sich zu erreichen. Ihnen fehlt eben jene syste- 
matische Erziehung zur Solidarität, die die wirkliche. Gewerk- 
schaft kennzeichnet. Bezeichnend ist, dass z. B. in der Zeitung 
des Neuen Deutschen Techniker-Verbandes zur 
Gründung eines reinen Steigerverbandes aufgefordert wird, wo- 
bei doch offenbar den Steigern nahegelegt wird, nur auf die 
Wahrung ihrer engeren Berufsinteressen bedacht zu sein und 
unbekümmert um die Geschicke der technischen Angestellten 
in anderen Industriezweigen die Macht, über die sie wegen der 
volkswirtschaftlichen Wichtigkeit ihrer Arbeit verfügen, ledig- 
lich ‚zur Förderung ihrer eigenen Interessen auszunutzen. 

Ein geradezu abschreckendes Beispiel für die verhängnis- 
vollen Wirkungen eines selbständigen Vorgehens einzelner Grup- 
pen bieten die augenblicklichen Verhältnisse in der Braun- 
schweiger Metallindustrie. Dort haben es die Ar- 
beitgeber seinerzeit verstanden, die Verhandlungen über eine 
Neuregelung der  gekündigten Gehaltssätze von Woche zu 
Woche zu verschleppen. Der Spruch eines vom. Reichsarbeits- 
ministerium eingesetzten Schlichtungsausschusses wurde ab- 
gelehnt, eine Verbindlicherklärung hintertrieben. Als nach 
vieler Mühe erneut ‚Verhandlungen vor dem Schlichtungsaus- 
schuss stattfinden sollten, lösten die Arbeitgeber einen Tag vor 
dem angesetzten Termin ihren Verband auf mit der ausdrück- 
lichen ‚Motivierung, dass sie auf diese Weise neuen Verhand- 
lungen mit den Angestelltenverbänden aus dem Wege gehen 
wollten. Nebenbei bemerkt ein glänzender Beweis für den 
„Erfolg“ der Arbeitsgemeinschaften! Der daraufhin eingeleitete 
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Versuch, die Gesamtheit der Betriebs- und Angestelltenräte zu 
einheitlichem, diszipliniertem Vorgehen zusammenzufassen, kam 
beresis zu spät. Die Arbeitgeber hatten. vorgebaut. “In den 
grösseren, gut beschäftigten Betrieben hatte man bereits Werks- 
abkommen getroffen, die Stosskraft der Bewegung war dahin. 

Wie demoralisierend diese Taktik der Arbeitgeber bereits 
gewirkt hatte, zeigte sich darin, dass von etwa zwei Dutzend 
Angestelltenräten noch nicht die Hälfe zu einer gemeinsamen 
Besprechung erschien. Vollmachten der Angestelltenräte an die 
Organisationen zur Wahrnehmung der Angesteliteninteressen 
bei Tarifverhändlungen sind; mit geringen Ausnahmen überhaupt 
nicht mehr zu erlangen. Die Arbeitgeber haben allerdings kein 
Mittel gescheut, dieses von ihnen angestrebte Ziel zu erreichen. 
Es ist keine Uebertreibung, wenn man behauptet, dass Braun- 
schweig, was die Zahl gemassregelter oder auf andere Weise 
„gegangener“ Botriebs- bzw. Angestelltenratsmitglieder anlangt, 
heute an der Spitze aller deutschen Städte marschiert. Die 
kommenden Betriebsratswahlen werden die für Herrn Schnei- 
der-Sachsen sicherlich sehr bemerkenswerte Erfahrung zeiti- 
gen, dass kaum ein befähigter Kollege sich dazu bereitfinden 
wird, das Amt eines Angestellten- oder Betriebsratsmitgliedes 
zu übernehmen. 

Wo energische Interessenvertreter der Angestellten bisher 
vorhanden waren, sind sie beseitigt worden, und die Angestell- 
ten wurden einzeln zur „Verhandlung“ zitiert, in der ihnen der 
Ernst der Lage (natürlich des Unternehmens) auseinandergesetzt 
und die Anerkennung einer vorbereiteten Erklärung von ihnen 
gefordert wurde. :50 M. Gehaltserhöhung, der Hinweis arf eine 
im Mai zahlbare Gratifikation und die Zurückstellung angeblich 
notwendiger Entlassungen, das waren die Lockmittel, deren 
Druck durch die Anwesenheit von gleich zwei Direktoren im 
Audienzzimmer auch noch äusserlich verstärkt wurde. Bei der 
Firma Luther scheute man nicht davor zurück, die Feier des 
fünfundsiebzigjährigen Bestehens der Firma zu missbrauchen, 
indem den Angestellten eine Jubiläumsgabe unter ‘der Bedin- 
gung des Verzichtes auf eine angemessene allgemeine Tarif- 
regelung geboten wurde. 

Die Angestellten und Angestelltenräte sind fast durchweg 
der Versuchung erlegen. Die Angestelltenräte glaubten, der 
Missstimmung ihrer Wähler nicht besser entgegentreten zu 
können, als indem sie möglichst günstige Sonderabmachungen 
mit den Direktionen abschlossen. Teilweise sind dabei die An- 
gestellten garnicht erst um ihre Zustimmung zu den Ab- 
machungen gefragt worden, 

Die Quittung für diese Missachtung des Solidaritätsgedan- 
kens liegt heute vor. Eine Reihe von Betrieben in angeblich 
oder wirklich ungünstiger Geschäftslage zahlen Gehälter, die 
man kaum für denkbar halten sollte. In einer der letzten Ver- 
handlungen. vor dem Schlichtungsausschuss . wurde behauptet, 
dass heute noch Angestellte mit 150 M. Monatszehalt vorhanden 
seien. Es ist kaum zu bezweifeln, dass die Arbeitgeber auch 
in den Betrieben, in denen heute noch Abmachungen mit den 
Angestelltenräten bestehen, in absehbarer Zeit dazu übergehen 
werden, diese Abmachungen aufzuheben und an ihre Stelle wie- 
der die Sonderregelung für den einzelnen Angestellten zu setzen. 
Dann ist das Ziel der Arbeitgeber erreicht, sie sind wieder in 
vollem Umfange „Herr im eigenen Hause“ wie in den guten 
alten Zeiten, 

Mögen alle Kollegen aus diesen Vorgängen die notwendige 
Lehre ziehen! Die Preisgabe der Solidarität führt unweigerlich 
zu den Zuständen, die heute in Braunschweig eingerissen sind, 
Sorge deshalb jeder Kollege an seinem Teil dafür, dass der 
Egoismus einzelner Gruppen, wo immer er sich zeigen sollte, 
unter allen Umständen überwunden wird durch die Erkenntnis 
von der Notwendigkeit der Solidarität. 
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Die empörten Scharfmacher. Wir haben in Nummer 7 des 
„Industrietechnikers“ die Gehaltsbewegung der Angestellten in 
der „Hamburger Eisenindustrie ausführlich geschil- 
dert. Die damals bereits von uns vertretene Meinung, dass das 
plötzliche Entgegenkommen der Herren Arbeitgeber seine be- 
sonderen Gründe habe, hat sich inzwischen bestätigt. Die 
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Herren Arbeitgeber dachten, dass es möglich sei, die Ange- 
stellten zu kaufen. Das offene Bekemtnis der Sympathie mit 
den streikenden Arbeitern sollte in das Gegenteil verkehrt wer- 
den. Man hofite, das zu erreichen, indem’ man den Angestellten 
plötzlich entgegenkam. Aber die Herren Scharfmacher haben 
sich geirrt. Die in der Hamburger Eisenindustrie beschäftigten 
Angestellten sind von dem Gedanken der allgemeinen Arbeit- 


..nehmersolidarität als ehrliche, aufrechte. Gewerkschaiter durch- 


drungen und lassen sich nicht kaufen. 


Da nun das Zuckerbrot die unartigen Kinder nicht gefügig 
machte, so zeigt man ihnen jetzt die Peitsche und sandte an 
die Gauverwaltung des Bundes folgendes Schreiben, das wir 
hiermit der weitesten Oeffentlichkeit im Wortlaut bekannt- 
geben: 

An den 

Bund der technischen Angestellten und Beamten, 


Hambur : 
Ellernthorsbrücke 10, 12. 

Von dem ernsten Bestreben geleitet, den Angestellten der Landbetriebe 
die Lebenslage zu erleichtern und ein friedliches und gedeihliches Verhältnis 
zwischen den Firmen und den Angestellten zu fördern, war die Kommission 
der Landbetriebe über die ihr erteilten Vollmachten wesentlich hinausgegangen. 
und hat der Vertretung der Angestellten höhere Zugeständnisse gemacht, als 
die Vollversammlung der Landbetriebe bewilligt hat. 
Aus einem Berichte im „!iamburger Echo“ Nr. 44 vom 27. Januar 1921 
ersehen wir, dass in den Ausführungen der Organisationsvertreter der Angestellten 
diese gute Absicht der Arbeitgeber in das Gegenteil verkehrt, letzteren durch- 
aus unzutreffende Beweggründe unterschoben und die Angestellten sogar zu 
einer feindlichen Haltung gegenüber ıhren Arbeitgebern durch Unterstützung des 
Arbeiterstreiks angehalten worden sind. 

Die Landbetriebe des Verbandes der Eisenindustrie Hamburgs sind über 
ein solches Verhalten der Angestellten-Organisationsvertreter äusserst empört, 
Sie verwahren sich dagegen auf das entschiedenste und behalten sich vor, 
weitere Tarifverhandlungen überhaupt abzulehnen 

Hochachtungsvoll 
Verband der Eisenindustrie Hamburgs 
gez. Unterschrift. Pal 


Wir würden die Wirkung dieses Dokumentes abschwächen, 
wollten wir einen Kommentar dazu schreiben. Wir überlassen 
es dem gesunden Urteil unserer Kollegen, die notwendigen 
Lehren für die Einschätzung von Arbeitgebergrossmut und Ar- 
beitgebertaktik daraus selbst zu ziehen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Neuregelung der Gehälter für die Angestellten in der In- 
dustrie und im Verkelir des Freistaates Anhalt und der Orte 
Stassfurt und Bebitz. Nach shwierigen Verhandlungen ist 
es gelungen, mit dem Anhaltschen Arbeitgeberverband neue 
Gehaltssätze zu vereinbaren. Danach ist für die drei Monate. 
Februar, März und April 1921 eine Zulage in der Höhe von zehn. 
Prozent auf die Tarifsätze der Gruppen A, K, T und M zu ze- 
währen, mindestens aber 75 M. Se 

Die übrigen Bestimniungen des Tarifvertrages: bleiben un- 
verändert. 

Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge für all- 
gemeinverbindlich erklärt worden: PR AB 

Der Tarifvertrag vom 23. 1. 20, abgeschlossen zwischen der Arbeitsgemein- 
schaft der Angestelltenverbände Freiburg i Br. einerseits und dem Arbeit- 
geberverband für Handel und Industrie des Handelskammerbezirkes Freiburg 
i. Br. andererseits und ‘die Nachträge vom 15. 7. 20 bzw. 9. 8. 20, die Ver- 
einharıng vom 22. 6. 20, der Schiedsspruch vom 19. 7. 20 sowie das Lohn- 
abkommen vom 20. 10. 20, mit Wirkung vom 1. 10. 20 für den Handels- 
kammerbezirk Freiburg i.Br. 

Das Gehaltsabkommen vom 12 8, 20, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bunde und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverein für 
Lüdenscheid und Umgegend, dem Fabrikantenverein für Halver und Umgegend, 
dem Fabrikantenverein für Schalksmühle und Umgegend, dem Fabrikanten- 
verein für Breitewaren-Industrie und dem Arbeisekisee für Kierspe und 
Meinerzhagen andererseits, mit Wirkung vom 1. 12 20 für Stadt und 
Amt Lüdenscheid, das gesamte Volmetal und Halver, 





Geschäftliche Mitteilungen. 


Der heutigen Nummer liegt ein Prospekt des Humbokdt- 
Verlages in Gross-Tabarz über die Lehrmethode des bekannten 
Forschers für naturwissenschaftliche Psychologie, Hermann Krebs, bei, 
Diese Methode hat vor allem den Vorzug der Volkstümlichkeit, 
beruhend auf der leichtverständlichen Erklärung, die uns 
die Kräfte erkennen lässt, mit denen wir imstande: si 
unsere Fähigkeiten zur höchsten Entfaltung zu bringen. Taikraft, 
Energie, Mut, ‚Selbstvertrauen, Schaffensdrang wird sich unweigerlich 
derjenige zu eigen machen, der die Anleitungen des Lehrsystems: 
genau befolgt. 
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Nummer 


Die Reichsfachgruppe Chemische 
Industrie SR 


Am 22. Februar tagte im Industrie-Beamtenhaus in Berlin 
der Reichsfachgruppenausschuss für die chemische Industrie, 
der. vorläufig entsprechend den geltenden Richtlinien für die 
Bildung der Reichsfachgruppenausschüsse von der Fachgruppe 
Chemie Gross-Berlins gewählt worden ist. Als Hauptpunkt 
stand auf der Tagesordnung der Fachgruppenaufbau 
inder chemischen Industrie. Die vom Bund gemein- 
sam mit den anderen AfA-Organisationen festgelesten Richt- 
linien. fanden die Zustimmung des Fachgruppenausschusses, 
Danach wird sich der Fachgruppenaufbau wie folgt gestalten. 

Die Grundlage der Fachgruppenorganisation bildet die ört- 
liche Fachgruppe der chemischen Industrie. Derartige 
örtliche Fachgruppen sind überall dort ins Leben zu rufen, wo 
chemische Industrie vorhanden ist und Bundesmitglieder in ihr 
beschäftigt sind. Sie werden sich naturgemäss auf den Be- 
triebsgruppen aufbauen. An der Spitze des gesamten 
Fachgruppenbaues steht der Reichsfachgruppenaus- 
schuss. Zwischen örtliche Fachgruppenorgane und Reichs- 
fachgruppenausschuss werden 13 Sektionsfaech gruppen- 
ausschüsse eingefügt. Diese Gliederung wurde vorgesehen 
mit Rücksicht darauf, dass der Arbeitgeberverband der chemi- 
schen Industrie Deutschlands in 13 Sektionen unterteilt ist, 
die in allen Verhandlungen und Streitigkeiten unsere Kontra- 
henten sind. Für jede Sektion wurde ein Ort, der gleichzeitig 
Sitz einer Bundesgeschäftsstelle ist, als Sitz des Sektionsfach- 
gruppenaussehusses bestimmt. 

Entsprechend den getroffenen Abmachungen wird in den 
anderen freigewerkschaftlichen Angestelltenverbänden, die in 
der chemischen Industrie vertreten sind, der Fachgruppenaufbau 
in gleicher Weise durchgeführt werden. Dadurch wird es mög- 
lich, ein vollkommen nach gleichen Grundsätzen aufgerichtetes 
AfA-Fachgruppensystem in der chemischen Industrie zu schäffen. 
Sehon in den örtlichen Verwaltungsstellen wird es zweck- 


- mässig sein, durch Zusammenfassung, zum mindesten der Fach- 


gruppen-Obleute der einzelnen Verbände, einen gemeinsamen 
Ortsfachgruppenausschuss für die chemische Industrie zu bilden. 
In gleicher Weise sollen gemeinsame Sektionsfachgruppenaus- 
schüsse geschaffen werden. Dadurch wird eine einheitliche 
AfA-Arbeit innerhalb des gesamten Gebietes der chemischen 
Industrie ermöglicht. 

Die Hauptaufgabe des Reichsfachgruppenausschusses in der 
nächsten Zeit wird organisatorischer und aufbauender Art sein. 
Es handelt sich zunächst darum, alle in der chemischen Industrie 
tätigen Kollegen restlos zu erfassen und die örtliche und 
Sektionsfachgruppenbildung überall da, wo sie noch nicht er- 
folgt ist, schleunigst in die Wege zu leiten. Erst wenn diese 
vorbereitenden Arbeiten zu einem befriedigenden Abschluss ze- 
führt worden sind, wird es dem Reichsfachgruppenausschuss 
möglich sein, mit der eigentlichen Fachgruppenarbeit zu be- 
ginnen. Dazu gehört das weite Gebiet der Berufsbeobachtung, 
die Kontrolle der Arbeits- und die Beobachtung der Produktions- 
verhältnisse in der chemischen Industrie. Eine weitere wichtige 
Aufgabe ist die Sammlung von Material für die Beurteilung der 
Arbeitnehmerforderungen, die Beschaffung der Unterlagen für 
die Führung gewerkschaftlicher Aktionen und die Nutzbar- 
machung dieses Materials für die gesamte in der Industrie be- 
schäftigte Kollegenschaft. Letzten Endes gehört dazu auch die 
Sammlung _von Unterlagen für die Vorbereitung von Soziali- 
sierungsmassnahmen. 


Berlin, den 4. März | 


Herausgegeben vom 

Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 

Berlin NW 52, Werftstr. 7 









Dazu wird im ausgedehnten Masse die Mitarbeit nicht nur 
einiger, sondern aller in der Industrie beschäftigten Kollegen 
notwendig sein. Es ist wohl anzunehmen, dass alle Kollegen 
die Dringlichkeit und die Wichtigkeit der eben kurz skizzierten 
Aufgaben erkennen und sich auch über die Rückwirkung auf 
ihre persönlichen Verhältnisse als Arbeitnehmer im klaren sind, 
so dass sicher jeder sein möglichstes tun wird, um auf schnell- 
stem Wege die angestrebten Ziele erreichen zu helfen. 

Es wurde auch das Verhältnis der freigewerkschaitlich or- 
ganisierten Angestellten zu der Ve reinigung der Ange- 
stelltenräte in der chemischen Industrie besprochen. Die 
Auflösung dieser Vereinigung in der heute bestehenden Form 
wurde als notwendig bezeichnet. Da sie sich selbst als Haupt- 
aufgabe die Schaffung der Fachgruppen in den Gewerkschaften 
gestellt hat, so liegt es an den Kollegen, den Zeitpunkt der Auf- 
lösung: zu beschleunigen, indem sie dafür sorgen, dass die 
Fachgruppen nicht nur im Bund, sondern auch in_ den anderen 
Verbänden möglichst schnell geschaffen werden. 

Der Sitz des Reichsfachgruppenausschusses ist Berlin, Zu- 
schriften in Angelegenheiten der Fachgruppe sind an die ge- 
werkschaftliche Abteilung der Hauptverwaltung des Bundes zu 
richten, die die laufenden Geschäfte des Reichsfachgruppenaus- 
schusses führt. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Tarifbewegung in Erfurt. Der für Erfurt geltende Ange- 
stelltentarif war zum 31. Januar d. J. gekündigt worden. Wie 
fast überall in letzter Zeit, so benutzten auch hier die Arbeit- 
geber den zeitweise zu beobachtenden, inzwischen aber schon 
wieder zum Stillstand gekommenen Rückgang der Preise ein- 
zelner Waren, um unter Hinweis auf den ihrer Auffassung nach 
eingetretenen allgemeinen Preisabbau jegliche Erhöhung der 
Gehälter rundweg abzulehnen. Die Angestellten sahen sich in- 
folgedessen gezwungen, den Schlichtungsausschuss anzurufen. 
Allerdings ist das Vertrauen zu dem in Frage kommenden 
Schlichtungsausschuss bei den Angestellten sehr gering. Er ge- 
hört nämlich allem Anschein nach zu denjenigen, die sich den 
Standpunkt des Arbeitgebers als Richtschnur für ihre Be- 
urteilung der Sachlage dienen lassen, und so nicht wenig dazu 
beitragen, das Vertrauen der Arbeitnehmer zu der seinerzeit 
auch von ihnen begrüssten Einrichtung des Schlichtungswesens 
zu untergraben. Die Arbeitgeber scheinen der Ansicht zu sein, 
dass es den Angestellten an der nötigen Energie und Tatkraft 
mangele, um ihren Forderungen gegebenenfalls den nötigen 
Nachdruck zu verleihen. Darin dürften sie sich allerdings täu- 
schen; denn die wirtschaftliche Notlage der Angestellten hat 
es immer noch vermocht, sie von der Notwendigkeit einmütigen 
und geschlossenen Handelns zu überzeugen. Dass aber die Ar- 
beitgeber auf dig Schwäche der Angestellten spekulieren und es 
anscheinend auf einen Konflikt ankommen lassen wolten, lässt 
wieder einmal deutlich erkennen, was von den so häufig ge- 
hörten Versicherungen dieser Seite zu halten ist, dass man im 
Interesse des ungestörten Fortgangs der Produktion für fried- 
liche Verständigung eintrete. 

Erfolgreiche Beendigung des Streiks in den Geldschrank- 
fabriken und Schlossereien Gross-Berlins. In der letzten Num- 
mer des „Industrietechniker‘“ berichteten wir über eine Tarif- 
bewegung der Angestellten in den Berliner Geldschrankfabriken 
und Schlossereien, die nach Erschöpfung aller friedlichen Ver- 
handlungsmöglichkeiten zum Streik geführt hatte. Die Arbeit- 
geber schienen einen derartig schnellen Entschluss der Ange- 
stellten nicht erwartet zu haben, denn am 14. Februar, also 
wenige Tage nach Ausbruch des Streiks, machten sie in einer 
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Vergleichsverhandlung vor dem Schlichtungsausschuss Gross- 
Berlin Zugeständnisse, die erheblich über ihr seinerzeitiges An- 
gebot und sogar noch über die im Schiedsspruch enthaltenen 
Sätze hinausgingen. Ebenso gaben sie ihre Forderung auf Ver- 
längerung der Arbeitszeit auf. Nach mehrstündigen Verhand- 
lungen wurde folgender Vergleichsvorschlag von den Parteien 
unterzeichnet: 

l. vie weldschrankfabriken verpflichten sich, ihren Angestellten 2b 


1. Januar 1921 zu den Tarifgehältern einen Zuschlag von 25 Prozent 
zu gewähren. 


2. Für die Schlossereibetriebe wird ein Zuschlag in Höhe von 20 Prozent 
ab 1. Januar 1921 gewährt. 

3. Die bestehende Arbeitszeit bleibt bestehen. 

4. Massregelungen anlässlich des Streiks dürfen nicht erfolgen. 

5. Die Vereinbarung ‘über diese Gehälter ist mit monatlicher Frist zum 
Monatsersten erstmalig zum 30. April 1921 kündbar. 

6. Der Arbeitgeberverband verpflichtet sich, auf die Firma Arnheim ein- 
zuwirken, das ihre Reisenden dasselbe Fixum erhalten, wie die 


Reisenden der anderen Geldschrankfabriken. 

7. Die Arbeit in den Betrieben wird umgehend aufgenommen. 

Strittig blieb die Frage, ob die Spanne zwischen den bereits 
bestehenden höheren Gehältern in den einzelnen Betrieben auch 
weiterhin bestehen bleiben sollte. Ueber diese Frage wurde 
am folgenden Tage nochmals unter Hinzuziehung der Ange- 
stelltenräte verhandelt und eine Klärung geschaffen. Es wer- 
den danach allen Angestellten, die bereits höhere Gehälter als 
im Tarifvertrag vorgesehen erhalten, diese höheren Sätze trotz 
Erhöhung der Tariigehälter weitergezahlt. 

Der Streik ist somit nach kaum dreitägiger Dauer mit einem 
Erfolg der Angestellten beendet worden. 


Der Tarifvertrag für Feinmechanik und Optik in Gross- 
Berlin vom 16. August 1920 wurde mit Wirkung ab 1. Dezember 
1920 für allgemeinverbindlich erklärt. Das Gebiet für die Ver- 
bindlicherklärung wird begrenzt durch eine Linie, die fol- 
gende Orte verbindet: Fürstenwalde, Strausberg, Werneuchen, 
Bernau, Oranienburg, Nauen, Werder, Zossen, Königswuster- 
hausen. Die Verbindlicherklärung. gilt nicht für Betriebe, die 
dem Verband Berliner Metallindustrieller angehören. 

Ausserdem wurde zwischen den Parteien, die seinerzeit den 
Tarif abgeschlossen haben, folgendes Abkommen getroifen: 

„Es werden auf die Grundgehälter ab 1. Januar 1921 für 
alle Angestellten im Alter von 18 bis 20 Jahren 50 M. und über 
20 Jahren 70 M. monatlich zugeschlagen. 

Jugendliche und Lehrlinge sind ausgenommen.“ 


Aus dem Berufe 


Eine Konkurrenzklause$t von heute. Troiz ihres vielge- 
rühmten sozialpolitischen Eifers haben sich bekanntlich die 
nachrevolutionären Reichsregierungen bis heute noch nicht da- 
zu durchgerungen, durch Vorwegnahme einer der dringendsten 
Verbesserungen des vorrevolutionären Angestelltenrechtes vor 
der allgemeinen Neuordnung des Arbeitsrechtes wenigstens 
die drückenden Fesseln zu beseitigen, die den Angestellten in 
Form vom Konkurrenzklauseln und ähnlichen Freizügigkeits- 
beschränkungen auferlegt werden können. Dass ein derartiges 
Vorgehen keineswegs nur theoretisch richtig gewesen wäre, 
zeigt ein Vertrag, den die Firma Magnet-Schultz G. m. 
b. H. in Memmingen vor kurzem einem Kollegen unterbreitet hat, 
den sie als Betriebsingenieur anstellen wollte. Dieser Ver- 
trag, in dem dem Angestellten ein Mindestjahreseinkommen 
von 18000 M., also eine für die heutigen Verhältnisse keines- 
wegs besonders hohe Summe, garantiert werden sollte, enthält 
folgende Konkurrenzklausel: 


„Nach Beendigung des gegenwärtigen Vertragsverhältnisses — gleichviel, aus 
welchem Grunde dieselbe erfolgt — ist Herrn .... . unter einer Konventional- 
strafe. von 30000 Mark untersagt, während der nächstfolgenden acht Jahre 
in einem Konkurrenzgeschäft — gleichviel, wo dasselbe besteht — 
tätig zu sein.“ 

In dieser Form, d. h. bei einer zeitlichen Ausdehnung auf 
die Dauer von acht Jahren und ohne jede örtliche Begren- 
zung, wäre die Konkurrenzklausel zweifellos auch nach den 
heute noch geltenden gesetzlichen Bestimmungen nicht rechts- 
eültig. Aber ist es nicht bezeichnend, dass heute, zwei Jahre 
nach der Revolution, einem Angestellten überhaupt noch zu- 
gemutet werden kann, einen Vertrag zu unterschreiben, durch 
den er sich so vollkommen der Gnade seines Arbeitgebers 
ausliefert? Es wird notwendig sein, in Zukunft auch beim 
Abschluss von Tarifverträgen noch mehr als bisher darauf zu 
dringen, dass Konkurrenzklauseln als unzulässig bezeichnet wer- 
den. Den Kollegen aber, die bei der Firma in Stellung zu tre- 
ten beabsichtigen, muss dringend zur Vorsicht beim Abschluss 
ihres Dienstvertrages geraten werden. 

Eine hochnoble Firma! Die Firma „Trobau“, Trock- 
nungsmaschinenfabrik und Dampfkesselbau, 
OÖldenburgimFr, die eine Gründung aus der Revolutions- 
zeit darstellt, hatte die Absicht, ihren Betrieb so grosszügig wie 


nur möglich einzurichten und den neueren Zeitverhältnissen an- 
zupassen. Es ist aber leider nur bei der guten Absicht ge- 
blieben. Wir hätten uns gefreut, wenn die Firma „Trobau“ diese 
Absicht wenigstens bei der Gestaltung der Arbeits- und Ein- 
kommensbedingungen ihrer Angestellten zur Tat hätte werden 
lassen; aber auch dies ist nicht der Fall. Die Gehälter bewegen 
sich trotz grosser Versprechungen bei der Einstellung in äusserst 
mässigen Grenzen. Bemerkenswert ist, dass die Bezahlung der 
technischen Angestellten in der Regel niedriger ist als die der 
Arbeiter. Diese schlechte Entlohnung ist letzten Endes darauf 
zurückzuführen, dass dem Direktor der Firma anscheinend jedes 
Verständnis für die Wertung technischer Arbeit fehlt. Er hört 
sich wohl gern „Herr Direktor“ nennen, ist sich wohl aber nicht 
dessen bewusst, dass ein Mann, der später einem derartigen 
grosszügigen und modernen Unternehmen vorstehen soll, auch in 
grosszügiger Weise an dia Gestaltung der Einkommens- und 
Arbeitsverhältnisse der ihm unterstellten Angestellten denken 
muss. Zu bemerken ist noch, dass der Personalverbrauch bei 
der Firma ein recht bedeutender: ist. Z. B. haben im letzten 
Jahre bei der nur 20 Arbeiter einschliesslich Lehrlinge beschäfti- 
genden Firma 3 Oberingenieure, 3 Meister und 1 Vorarbeiter 
Stellung angenommen und sind im Laufe desselben Jahres 
wieder ausgetreten. Die Firma liegt sowohl mit fast allen diesen 
Angestellten als auch mit vielen ihrer bisherigen Kunden in 
Klage. Es kann daher nur dringend davor gewarnt werden, 
eine Stellung bei dieser Firma anzunehmen. | 


Noch ein Mustervertrag! In der Notiz „Eine Kon- 


kurrenzklausel von heute“ haben wir an einem Bei- 
spiel gezeigt, wie kleine Spezialfirmen versuchen, ihre 
technischen Angestellten an sich zu ketten. Dass aber 


die Konkurrenzklausel nicht nur bei solchen Firmen blüht, 
zeigt ein Anstellungsvertrag, den die Continental- 
Cautchouc- und Gutta-Percha-Compagnie in 
Hannover vor einiger Zeit einem Angestellten, der sich bei ihr 
beworben hatte, zur Unterzeichnung vorlegte. Wir zitieren 
hier aus diesem Vertrag nur einige Sätze, die ihn hinreichend 
kennzeichnen: 


Im $ 3 Absatz 2 dieses „Mustervertrages“ heisst es: 

„Insbesondere verpflichtet sich Herr... . . auf Wunsch der Direktion oder 
deren Bevollmächtigten, auch ausser der regulären Geschäftszeit in der Fabrik 
oder deren Bureaus tätig zu sein.“ 


8 5 besagt: 

„Falls Herr ... . . seine Stellung grundlos vertragswidrig verlässt oder dem 
& 4 (dieser Paragraph enthält die übliche Konkurrenzklausel, nach welcher es 
dem Ängestellten versagt ist, nach Beendigung des Vertragsverhältnisses während 
der darauffolgenden 12 Monate eine Stellung bei Konkurrenzfirmen anzunehmen, 
noch dieselben durch Raterteilung zu unterstützen) zuwiderhandelt, verfällt er 
in eine Vertragsstrafe. Diese beträgt für jeden Fall der Zuwiderhandlung den 
Betrag eines Veh eagahaike zur Zeit der Entlassung.“ 


Im $ 7 ist eine Bestimmung enthalten, nach welcher der 
Anspruch der Firma auf Ersatz eines nachweislichen höheren 
Schadens nicht ausgeschlossen ist. $ 8 gibt der Firma die Be- 
rechtigung, die Ausdehnung der Karenzzeit auf die Dauer von 
drei Jahren, vom Tage des Austritts an gerechnet, zu’ verlangen, 
und zwar kann sie dieses Verlangen noch innerhalb eines 
Monats nach dem "Ausscheiden des Angestellten stellen Die 
Geltendmachung dieses Rechtes schliesst allerdings für die Dauer 
der Karenzzeit die Zahlung des Gehalts an den Angestellten in 
Höhe des im letzten Jahre vor dem Ausscheiden bezogenen 
ein. Kündigt die Firma innerhalb dieser drei Jahre,‘ wozu sie 
jederzeit mit sechswöchigen Frist auf Quartalsschluss befugt ist, 
so fallen damit auch alle Ansprüche des betreffenden Ange- 
stellten. Zuwiderhandlung gegen die Bestimmung des $ 8 ver- 
wirkt eine Vertragsstrafe in doppelter Höhe der Sätze des 
8 5. Der Angestellte würde gegebenenfalls zwei Jahres- 
gehälter als Vertragsstrafe zu zahlen haben. 

Ebenfalls zeigt $ 9 einen beachtenswerten Inhalt: 

„Herr... .. ist verpflichtet, während der Dauer eines Jahres vom Tage 
des Ausscheidens aus seiner Stellung bei der Continental-Coautchouc-- und 
Gutta-Percha-Compagnie dieser stets seine Adresse anzugeben. Im 
Zuwiderhandlungsfalle genügt es, zur Begründung der durch diesen Vertrag 
der Continental-Coautchouc- und Gutta-Percha-Compagnie erwachsenden Rechte, - 
wenn letztere unter der ihr zuletzt bekanntgewordenen Adresse ihre Erklärung 
per Einschreiben zur Post gegeben hat.“ 

Auch eine Verpflichtung, nach welcher der betreffende An- 
gestellte der Werks-Pensions-, Witwen- und Waisenkasse bei- 
zutreten hat, fehlt natürlich in diesem Mustervertrage nicht. 









|? ? Wer gibt ab ? ? 
lesene Nrn. von „Technik u. Wirt- 
schaft“, 1921 ?t Preisangebote unter 
K. J. 16 an den Verlag d. Blattes. 
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Sturmzeichen 


Im Saargebiet sind im Bergbau Feierschichten eingelegt 
worden. Die Löhne der Bergarbeiter wurden um vier Francs 
pro Tag herabgesetzt. Man konnte die Herabsetzung einfach 
diktieren; denn die Arbeiterschaft war machtlos. Der Ueber- 
fluss an Kohle im Saargebiet, die nicht abtransportiert werden 
konnte, sondern sich bergehoch auf den Halden türmte, ist 
derart gross, dass bereits Haldenbrände entstanden sind. 
Unter solchen Umständen wäre es natürlich den Arbeitgebern 
nur angenehm gewesen, wenn die Arbeiterschaft sich etwa 
durch einen Streik gegen die diktierte Lohnherabsetzung hätte 
wenden wollen. 

Nach dem Bergbau die Industrie, Wir berichten in der 
gleichen Nummer über ein neues Gehaltsabkommen mit dem 
Arbeitgeberverband des Saargebietes für die 
weiterverarbeitende Industrie. Dieses Abkommen wurde am 
11. Februar: abgeschlossen, aber noch ehe es von den Ange- 
stellten unterzeichnet war, erhielten sie folgenden Brief: 
Saarbrücken, den 26. Februar 1921. 

„An die 
Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände 
| Saarbrücken 
Wilhelm-Heinrichstr. 34 

Auf Grund des $ 6 des von Ihnen noch nicht unterzeich- 
neten Gehaltsabkommens für die kaufmännischen und techni- 
schen Angestellten in 'den industriellen Betrieben des Saar- 
gebietes mit Ausnahme der Hochofen-, Stahl- und Walzwerke 
vom 22. Dezember 1920 bzw. 11. Februar 1921 kündigen wir 
hiermit das Gehaltsabkommen auf den nächst zulässigen Ter- 
min, d. i. der 31. März 1921, zwecks Ermässigung der Gehälter. 

Arbeitgeberverband der Saarindustrie e. V. 
Die Geschäftsführung 
gez. Tessmar.“ 

Die hier als ausgenommen aufgeführten Hochofen-, Stahl- 
und Walzwerke sind nicht etwa deswegen ausgeschlossen, weil 
sie ein grösseres Verständnis für die wirtschaftliche Notlage 
der Arbeiter und Angestellten hätten, sondern, da für diese 
Betriebe ein besonderer Tarifvertrag besteht, so wurde für sie 
auch ein besonderer Kündigungsbrief geschrieben. Auch in 
diesem wird, wie im vorstehenden, nur in etwas brutalerer Form, 
der Gehaltsabbau gefordert. In ihm heisst es nicht, wie in dem 
oben abgedruckten „zwecks Ermässigung der Gehälter“, sondern 

„Wir werden zu neuen Verhandlungen rechtzeitig ein- 
laden und hierbei den Antrag stellen, mit Rücksicht auf die 
unerträglich gewordene wirtschaftliche Lage der Saarindustrie 
die Gehälter wesentlich herabzusetzen“. 

Das Lohnabkommen mit der Arbeiterschaft war bereits 
‚einige Tage früher gekündigt worden. Bis jetzt ist der Erfolg 
dieser Tariikündigungen der gewesen, dass sich Hand- und 
Kopfarbeiter noch fester als bisher zusammengeschlossen 
haben. In machtvollen, öffentlichen Kundgebungen kam der 
einmütige Wille der Arbeiter und-Angestellten zum Ausdruck, 
Schulter an Schulter alle ilınen zu Gebote stehenden Mittel an- 
zuwenden, um diesen Angriff des Kapitals abzuschlagen. 

Auch die Arbeitgeber im Lahn- und Dillkreis haben 
das wahre Gesicht des Unternehmertums gezeigt. Dort steht 
seit längerer Zeit ein Teil der Arbeiterschaft im Streik, und 
ein noch grösserer Teil ist von den Unternehmern ausgesperrt 
worden. Da der Kampf das gesamte Wirtschaftsleben im’ dorti- 
‚gen Gebiet auf. das empfindlichste beeinträchtigte, wurde vom 
Reichsarbeitsministeriums eingegriffen, um eine Einigung herbei- 
zuführen. Das passt den Herren Arbeitgebern nicht; denn sie 
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hatten mit einem Zusammenbruch des Streiks innerhalb weniger 
Tage gerechnet. Dann hätten sie die Not der Arbeiter dazu 
benutzen können, um ihnen ihren Willen aufzuzwingen. Wenn 
die Arbeitnehmerschaft sich einmal über die Stellungnahme 
einer gesetzlichen Schlichtungsinstanz beklagt, 'so wird ihr 
Missachtung: der gesetzlichen Instanzen vorgeworfen, und man 
spricht ihr jedes Rechts- und Staatsempfinden ab. Demgegen- 
über wollen wir hier folgendes Protesttelegramm des Arbeit- 
geberverbandes für Oberhessen bekanntigeben: 


„Gegen das ungesetzliche Vorgehen des 
Reichsarbeitsministeriums in der Wetzlarer 
Streikangelegerheit legen wir schärfsten Protest ein. 
Wir stehen geschlossen hinter dem Lahn-Arbeitgeberverband 
in Wetzlar und dessen Rechtsauffassung. Streik wäre in 
Kürze friedlich beigelegt worden. Das Reichsarbeitsministerium 
hat durch sein Eingreifen die Streiklage aufs neue verschärft. 
Deshalb fällt diesem die Verantwortung für weitere Ausdehnung 
und Fortsetzung des Streiks in vollem Umfange zur Last“. 


Dieses Telegramm wurde ar idas Reichsarbeitsministerium 
gesandt. Nichts kennzeichnet besser das gewaltig erstarkte 
Machtbewusstsein der Unternehmer, als die darin zum Ausdruck 
gebrachte Entrüstung darüber, dass das Reichsarbeitsministerium 
durch sein Eingreifen die „friedliche Beilegung“, in Wirklich- 
keit den Zusammenbruch des Streiks, verhindert hat. Un- 
mittelbar im Anschluss an die Absendung des Telesramms 
gaben die Arbeitgeber auch gleich einen weiteren Beweis für 
ihren „Einigungs“willen und ihre Absicht zur „iriedlichen“ 
Beilegung des Streikes. Sie sperrten nämlich weitere 500 Ar- 
beiter aus, so dass die Zahl der Streikenden und Ausgesperrten 
heute 15000 überschritten hat. 

Ein gleiches Mass von Halsstarrigkeit zeigen die Unter- 
nehmer in den Landbetrieben der Hamburger Eisen- 
industrie, wo ebenfalls die Arbeiterschaft bereits wochen- 
lang um ‘die Anerkennung und Durchsetzung ihrer Forderungen 
kämpft. 

Alle ‚diese Vorgänge, die sich von Tag zu Tag mehren, 
deuten darauf hin, dass die Arbeitgeber Morgenluft wittern. 
Das Unternehmertum: fühlt sich mächtig genug, die Offensive 
im .Wirtschaftskampf zu ergreifen. Während kommunistische 
Putschtaktik und sträfliche Lauheit weiter Kreise der Arbeit- 
nehmerschaft die gewerkschaftliche Einheitsfront zu sprengen 
drohen, haben die Arbeitgeber gerüstet und gehandelt. Erst 
langsam tastend, teils im Anschluss an wild inszenierte Aktionen 
unverantwortlicher Wirrköpfe, teils aus geringfügigen, teilweise 
an den Haaren herbeigezogenen Anlässen heraus, haben sie zu- 
nächst in kleineren Kämpfen das Feld erkundet, um zür ge- 
gebenen Zeit zur Offensive auf der ganzen Front überzugehen. 
Der Deutsche Metallarbeiterverband, eine der stärksten Stützen 
der freien Arbeitnehmerbewegung, wurde anscheinend als 
erstes Angrifisobjekt ausersehen. Seine systematische Zermür- 
bung scheint das nächstliegende Ziel der Unternehmer zu sein. 
Unbewusste Hilfe und Unterstützung leisten ihnen bei ihrem 
Bestreben die tapferen Helden der Phrase, die unbeschwert 
von Verantwortungsgefühl und ohne Ueberlegung jeden, auch 
den geringfügigsten Anlass dazu benutzen, um die Belegschaf- 
ten auf die Strasse "zu locken. Natürlich erreichen sie dafit 
nichts anderes, als dass sie den Arbeitgebern die Möglichkeit 
geben, durch Aussperrungen und Massregelungen die Arbeiter- 
schaft immer mehr zu zermürben. Alle derartigen Aktionen 
haben bisher noch mit schweren Niederlagen zeendet und die 
gewerkschaftliche Aktionsfähigkeit ausserordentlich geschwächt. 
Es sei nur an den württembergischen General- 
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streik, den wilden Streik bei den Farbwerken vorm. 
Friedrieh Bayer u. Co. in Leverkusen und die Vorgänge 
bei den Ambi-Werken in Johannisthal erinnert. Derartige 
wilde Aktionen können natürlich von keiner Gewerkschaft, die 
sich über ihre wirtschaftliche Tragweite und ihre unheilvollen 


Folgen für die Arbeiterschaft im klaren ist, gebilligt werden. ; 


Aber es scheint oft, als ob es gerade das sei, was von der an- 
deren Seite beabsichtigt wird, als ob unter allen Umständen 
Anlässe geschaffen werden sollen, die es ermöglichen, über die 
verhassten Gewerkschaftsführer herzufallen. 

Um so mehr hat jeder, dem es ernst ist um die Befreiung 
der Arbeitnehmerschaft‘ aus dem drückenden Fesseln. wirt- 
schaftlicher Abhängigkeit, die Pflicht, sich weder von den Un- 
ternehmern provozieren, noch von unverantwortlichen Hetzern 
irreführen zu lassen. Die Chancen jeder gewerkschaftlichen 


- Aktion müssen heute mehr als je einer genauen Prüfung unter- 


zogen werden; denn die Folgen einer missglückten Aktion fal- 
len in den jetzigen Zeiten viel schwerer ins Gewicht als sonst. 
Heute gilt es, vor allen Dingen mit aller Zähigkeit das bisher 
Errungene, die geringen Fortschritte, die die Revolution der Ar- 
beitnehmerschaft gebracht hat, zu halten und zu verteidigen. 
Dazu ist es aber notwendig, dass der Solidaritätsgedanke in 
den Kollegenkreisen eine neue Stärkung erfährt, dass alle die, 
die infolge der Errungenschaften der freien Gewerkschaften auf 
dem Gebiete des Tarifwesens lau und nachlässig geworden 
sind, erneut aufgerüttelt werden. Die technischen Angestellten 
müssen aber ferner ihre Kenntnisse und ihren Rat ebenso wie 
den engeren Beruiskollegen allen Arbeitnehmern zugute kom- 
men lassen Ihre Kenntnisse mit Bezug auf die Produktions- 
möglichkeiten und -aussichten, die sie infolze ihrer Berufstätig- 
keit besitzen, und die sie besser als die Arbeiterschaft in die 
Lage versetzen, die Erfolgsmöglichkeiten eines eventuellen 
wirtschaftlichen Kampfes zu beurteilen, müssen sie auch den 
Arbeitern zugänglich machen, damit auch sie sich ein genaues 
Bild über die wirtschaftlichen Machtverhältnisse machen können. 
Solidarität mit der Arbeiterschaft muss mehr als bisher als etwas 
selbstverständliches angesehen und gepflegt werden; denn letz- 
ten Endes haben die Erfolge oder Niederlagen des einen Teils 
immer ihre kückwirkungen auf den andern. Nur ein. einheit- 
liches Zusammenstehen aller Arbeitnehmer wird es möglich 
machen, den zu erwartenden Generalsturm der Unternehmer 
abzuschlagen. Daher erwarten wir von den Kolegen, dass sie 
sich überall energisch einsetzen für die Einigkeit der Arbeit- 
nehmerschaft und jeder trennenden Tendenz, ganz gleich ob sie 
von gelben oder kommunistischen Wirrköpfen ausgeht, ener- 
eisch gegenübertreten. Gegen jede Zersplitterung! 
Fürdie RinheitsfrontderArbeitnehmerschaft! 
Das ist heute mehr denn je-die Losung. 
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Gehaltserhöhung in der Zentralheizungsindustrie in Rhein- 
land-Westfalen. Zwischen dem Verband der Zentralheizungs- 
industrie, Gruppe Rheinland-Westfalen, und den Spitzenorgani- 
sationen der Angestellten sind neue Gehaltssätze vereinbart 
worden. Die Sätze gelten ab 1. Januar 1921. Demnach stellen 
sich die Gehälter für die technischen Angestellten nunmehr wie 


folgt: 
Technische Angestellte. 
Ledige Verheiratete 
Entlohnungsdienstjhr T 1 TI PIE I TERETASRT TIERE TA 
M. M, M. M, M. M.@ M. M. 
730 1100 1250 1350 1030 1400 1550 1650 


Nr. 10° 


20 0° „DER TNIIUIS She l een 


männliche weibliche 
M. M. 


Angestellte vor Beendigung der Berufsausbildung 


imk321: Jahrlk,. 8. WE ce ae ae ei 650 550 
im&22. ehren 05 «8 5.0 5 ae 675 573 
1m+23. Jahre? RAT, ar ARE RO 600 

Werkmeister und Montageinspektoren, soweit sie im Angestelltenverhältnis 
stehen: 


mit 0—3 Entlohnungsdienstjahren Ledige 1625, Verheiratete 1725 M. 
mit mehr als 3 Entlohnungsdienstjahren Ledige 1725, Verheiratete 1825 M. 
Die Verheirateten erhalten* für jedes nicht erwerbsfähige 
Kind unter 16 Jahren ein Kindergeld von 75 M. monatlich. 
Der Manteltarif bleibt unverändert. 


Tariierneuerungen im Saargebiet. Nach wochenlangen Ver- 
handlungen ist es endlich gelungen, mit den Arbeitgebern für die 
weiterverarbeitende Industrie . des Saargebiets eine‘ Erhöhung 
der Gehaltssätze zu vereinbaren. Es hat allerdings erst einer 
nachdrücklichen Bekundung der Kampfbereitschaft der Ange- 
stellten bedurft, um die Arbeitgeber zu einem einigermassen an- 
nehmbaren Zugeständnis zu bewegen, Die nunmehr für die 
technischen Angestelten der weiterverarbeitenden Industrie gel- 
tenden Gehaltssätze sind folgende: 

Gruppe A Al B c 

M. M. M. M. 

Berufsjahr 4...» . .» 620 — — =. 

„ Li 880 es RP 

6 840 1000 1225 = 

Aus 950 1100: 1290 _ 

hs Ber 1200 1355 _ 
0-3. 225, 1270 79 220 er 

a len 1340 1485 rn 
” 1.259 1410 1550 1700 
m 1208 251 ,012904 5714005 SIR 
ERBE TEN 1510 1670 ° 1860 
„142728 7019201,1560 730790 2940 
a Mrz. ARE 1610 1790 2020 
ne 160 0 = = 1450. 2 16605385077 200 
über . . . .1500 1710 1925 2175 


Lehrlinge erhalten: im 1. =: 3, Lehrjahr 
150M, 1890M. 270 M. 


Hinzu kommen folgende Teuerungszulagen: 
von 17-21 Jahren . 50 M.|bei 28 Jahren. . . . .. 160M. 


Er 1 120 u ee 
bei 25 Jahren . » ... 10 „| 30° „ und darüber . 200 „ 
020 > 5 A809; für die Fran 000.0 aan 
In 2T:.2, er, 140 „jeden Kunde zn Aue 


Diese Sätze gelten ab 1. Dezember 1920. } 

Der Arbeitgeberverband der Westpialz will 
diese Sätze allerdings nur ab 1. Februar zahlen und es sind 
deswegen noch Verhandlungen zu pflegen. 

Für St. Ingbert muss noch eine besondere Vereinbarung 


mit den Arbeitgebern über die Anerkennung dieser Sätze ge- 


troffen werden. - 

Ausser diesen Sätzen wird eine einmalige Wirt- 
schaftsbeihilfe gewährt, die auf die gezahlten Vorschüsse 
und Beihilfen angerechnet wird. Es erhalten: 

Verheiratete, wenn sie 1— 4 Jahre bei der Firma tätig sind 300 M. 


" ” ” 4— 6 ” ” ” „ ” ” 1) 


” „ PR 6—10 „ ” „ » ” ”„ 500 ” 
„ „ „ über 10 „ ” „»n ” ” 700 ” 


Ledige erhalten die Hälfte dieser Sätze; Ledige unter 
231 Jahren 100 M., Lehrlinge 80 M. Angestellte, die weniger 
als 1 Jahr bei der Firma beschäftigt sind, erhalten für jeden 
Monat *lız der Mindestsätze. 

Fbenso schwer wie in der weiterverarbeitenden Industrie 
des Saargebiets war es, mit den Arbeitgebern in Zwei- 
brücken zu einer Einigung zu gelangen. _Die bisher seit 
1. Juni 1920 gezahlten Teuerungszulagen von 70 Prozent wurden 
ab 1. November auf 100 Prozent erhöht. Dazu kommt ab 


1. Januar 1921 eine Familienzulage von 50 M. für die Frau und . 


25 M. für jedes Kind. 


nn nn nenne en eeeeeen. 
Aus drucktechnischen Gründen erscheint diese Beilage von 


jetzt ab nur alle 14 Tage, dafür aber in einem Umfang von 
4 Seiten. 
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Anders als die anderen! 


Ein Beispiel vorbildlicher Solidarität haben die technischen 
Angestellten von Mainz, Wiesbaden und Umgegend an- 
lässlich der letzten Tarifbewegung der dortigen Angestellten ge- 
geben. Da der Verlauf der ganzen Bewegung ausserordentlich 
lchrreich ist und weitgehende Schlüsse auf die gewerkschaft- 
liche Reife der beteiligten Angestellten gestattet, sei er hier 
kurz geschildert: 

Die Gehaltssätze des früheren Tarifvertrages waren von 
den Angestelltenverbänden zum 31. Dezember 1920 gekündigt 
worden. Als nun die neuen Forderungen aufgestellt wurden, 
liessen sich die kaufmännischen Angestellten von den Vertretern 
"des Gewerkschaftsbundes der Angestellten zu 
ganz unsinnigen Forderungen verleiten. Es ist ja bekannt, dass 
die Harmonieverbände solche Gelegenheiten stets benutzen, um 
durch die Aufstellung möglichst weitgehender Forderungen recht 
radikal zu erscheinen, obwohl sie dabei von vornherein über- 
zeugt sind, dass das Geforderte auch nicht im entferntesten 
zu erreichen ist. Die Folge einer solchen ungewerkschaftlichen 
Taktik ist naturgemäss — abgesehen von der unvermeidlichen 
Enttäuschung der Angestellten — eine ausserordentliche Er- 
schwerung der Verhandlungen. Im vorliegenden Falle glaubte 
man, sich bei den Angestellten dadurch ganz besonders populär 
machen zu müssen, dass man eine Wirtschaftsbeihife propa- 
gierte, die insbesondere den Angestellten der Kleinhandels- 
geschäfte zugute kommen sollte. Fs bedurfte eines energischen 
Auftretens unseres Bundesvertreters, um die wildgewordenen 
Vertreter der Harmonieverbände auch nur einigermassen zur 
Vernunft zu bringen. Der Versuch, sie dazu zu bewegen, dass 
sie ihre Forderungen auf ein Mass herabschraubten, das als 
angemessen und den Forderungen der technischen Angestellten 
entsprechend bezeichnet werden konnte, misslang überhaupt. 
Weder. die kaufmännischen Angestellten noch bedauerlicher- 
weise auch die Werkmeister fanden sich dazu bereit. Ebenso 
wandten sich mit Ausnahme des Vertreters des Zentralverban- 
des der Angestellten die Vertreter aller Verbände der kauf- 
männischen Angestellten dagegen, dass für die technischen An- 
gestellten höhere Gehältssätze gefordert werden sollten als für 
die kaufmännischen Angestellten. Erst die Ankündigung unseres 
Bundesvertreters, dass .dann eben die technischen Angestellten 
allein vorgehen würden,- brachte die Vertreter der anderen 
Verbände dahin,-dass sie ihren Widerstand aufgaben. 

Die Verhandlungen mit der Vereinigung der Arbeitgeber 
für Mainz, Wiesbaden und Umgegend blieben ergebnislos, da 
die Arbeitgeber sich zu keinerlei Zugeständnissen bereit finden 
liessen. In den Tagen vor Weihnachten inszenierten die An- 
gestellten des Kleinhandels unter Führung des G. d. A. einen 
tarifwidrigen Streik, der das Eingreifen des Schlichtungsaus- 
schusses zur Folge hatte. Ausserdem wandten sich die Arbeit- 
geber damals an das Landgericht I in Mainz, das eine einst- 
weilige Verfügung erliess, durch die dem G. d. A. die Führung 
des Streikes unmöglich gemacht wurde. Nach diesem für die 
Angestellten wenig erfreulichen Zwischenspiel fällte der 
Schlichtungsausschuss am 30. Dezember einen Schiedsspruch, 
in dem die technischen Angestellten verhältnismässig gut ab- 
schnitten, während: die kaufmännischen Angestellten und ins- 
besondere die Werkmieister mit ihren Gehaltssätzen weit hinter 
den technischen Arigestellten zurückblieben. Die höchste Gruppe 
der kaufmännischen Angestellten sollte z. B. nach diesem 
Schiedsspruch ein Endgehalt von 1500 M., die der Werkmeister 
ein solches von 'nür‘ 1440 M. bekommen, während den tech- 
nischen Angestellten in der höchsten Gruppe ein Endgehalt voä 
1800 M. zugebilligt war. 

Wenn die technischen Angestellten in diesem Stadium der 
Bewegung einen ähnlichen Mangel an Einsicht in die Not- 
wendigkeit solidarischen Verhaltens bekundet hätten, wie die 
übrigen Angestellten während der Vorverhandlungen, hätten sie 
zweifellos den. Schiedsspruch angenommen. Sie bewiesen aber, 
dass sie eine- bessere gewerkschaftliche Erziehung genossen 
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haben, und auch ihre Führung zeigte mehr Weitblick, als man 
ihn im allgemeinen bei den Vertretern der Harmonieverbände 
findet. Sie erklärten sich deshalb mit den kauf- 
männischen Angestellten und Werkmeistern 
solidarisch und lehnten ebenso wie diese die 
Annahme des Schiedsspruches ab. Der Demobil- 
machungskommissar, der daraufhin um seine Vermittlung er- 
sucht wurde, beauftragte einen anderen Schlichtungsausschuss 
mit der. nochmaligen Durchführung eines Schlichtungsverfah- 
rens. Dieser neue Schlichtungsausschuss fällte am 1. Februar 
einen neuen Schiedsspruch, der zwar den technischen An- 
gestellten keine weitere Erhöhung der ihnen im ersten Schieds- 
spruch zugesprochenen Gehaltssätze brachte, für die kaufmän- 
nischen Angestellten und Werkmeister aber eine wesent- 
liche Verbesserung des ersten Spruches be- 
deutete. Nach dem neuen Schiedsspruch erhalten die kauf- 
männischen Angestellten der obersten Gruppe 1600 M. FEnd- 
gehalt. Das gleiche Endgehalt erhalten auch die Werkmeister 
der höchsten Gruppe. Die Gehaltssätze der technischen An- 
gestellten sind folgende: 
Gruppe T. Technische Angestellte 
a) Metall- und Bauindustrie 
A. technische Hilfsangestellt 


im 17. bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 00. 38,— M. 
” 19, ” ” ” 20. ” ER . 444, — » 
” 21. ” ” ” 23. ” TEEN ® 589, — ” 
”„ 24. ”» » ” 25 . n ‘ . . . . 700, Fo » 
B. Technische Vollangestellte. 
im ersten Berufsjahr Klasse er Ne 450,— M. 
„» zweiten = RER ee... 310,— ,„ 
” dritten » se Wa Gar er Ber op 600, — » 
bis zum vollendeten 23, Lebensjahre: an. 0 . 720,— „ 
” n ”» 26. » . . . ° . . 900, — „ 
”„ » ”» 3 . ” . . . . [} [ [} 1140, — » 
Klasse 2 bis zum vollendeten 23. Lebensjahre . „ .„ 810,— S 
nn ” 26. ” ee . 1050,— ,„ 
” ” 30. ” Legal or 1200,— ” 
»  » über da 30. er 0. 130,— ,„ 
Klasse 3 bis zum vollendeten 30. ns oo. 1440— ,„ 
über das 30. ’ ee .e1650,— 2, 
Klasse 4 mindestens . . 2 2.2 2% a 1380, — 


b) Chemische Industrie 
a) Hilfsangestellte wie oben in der Metall- und Bauindustrie 
b) Technische Vollangestellte Klassen 1-3. Wie oben in der Metall- 
und Bauindustrie, 
Klasse 4 bleibt auf Antrag besonderer Vereinbarung zwischen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer vorbehalten. 
€) Kunstgewerbe wie oben in der Metall- und Bauindustrie, 


Gruppe M. Meister Klase1 2. ....... 1300, M. 
a U 

BE RE RE LE TEN SE 

Gruppe L. Lehrlinge im ersten Lehrjehre „9.1, 7 75, 58 
„ zweiten , 0.0. 10—- „ 

„ dritten ” .oe . 150,— » 


Die vorstehenden Gehaltssätze sind Mindesteinkommen und sind zusammen- 
esetzt aus einem Grundgehalt zuzüglich einer SOprozentigen Teuerungszulage, 
ie dürfen nicht unterschritten werden. 


Die sozialen Zulagen für Verheiratete und Kinder bleiben in der bisherigen 
Höhe bestehen. Sie betragen für die Frau 100 M., für jedes Kind unter 
17 Jahren 50 M., maximal 150 M. 

Der neue Tarif gilt bis zum 30, April 1921. Er kann frühestens am 
31. März 1921 zum 30, April 1921 gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung, 
so läuft der Tarif von Monat zu Monat weiter. Die Kün igung kann immer 
nur vom Letzten eines Monats zum Letzten des folgenden Monats ausgesprochen 
werden, 


Die Arbeitgeber nahmen nun den Schiedsspruch auck 
ihrerseits an, aber nur für die kaufmännischen und technischen 
Angestellten; für die Werkmeister lehnten sie die 
Anerkennung ab. Das hatte natürlich seinen Grund. Die 
Werkmeister, die schon in den Vorverhandlungen aus der Reihe 
tanzen wollten, hatten auch nachher zum mindesten nicht über- 
all die erforderliche Solidarität gewahrt. Die Quittung dafür 
war die Ablehnung des die Werkmeister betreffenden Teiles 


des Schiedsspruches. Bei der Firma Opel in Rüsselsheim 
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hatten nämlich: die Werkmeister. in der Zwischenzeit einen 

Sonderabschluss mit der Firma getätigt. Die darin vereinbarten” 
Gehaltssätze bewegten sich ungefähr in der Höhe des ersten 

Schiedsspruches. Die Arbeitgeber erklärten nun begreiflicher- 

weise, sie hätten gar keine Veranlassung den Werkmeistern die 

hohen Gehälter zu zahlen, die ihnen im zweiten. Schiedsspruch 

zugesprochen seien, da doch die Abmachungen bei der Firma 

Opel bewiesen hätten, welch grosses Verständnis die Werk-: 
meister für die schwierige wirtschaftliche. Lage der Industrie 

besässen und dass sie bereit seien, ihre Gehaltsansprüche die- 

$er Lage anzupassen. 

Auch hier können es die Werkmeister nur dem solidarischen 
Verhalten der technischen Kollegen danken, dass es gelang, 
eine Verbindlicherklärung des Schiedsspruches auch für. die 
Werkmeister zu erzielen. Wir wollen hoffen, dass nicht nur 
die technischen, sondern auch alle anderen Angestellten die 
richtigen Lehren aus den Mainzer Vorgängen ziehen. 
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Gewerkschaftsarbeit 


Ein Dokument, das nicht für uns bestimmt war, aber doch 
den Weg an die richtige Stelle gefunden hat, wollen wir wenig- 
stens im Auszug zur allgemeinen Kenntnis bringen. Es ist ein 
Rundschreiben des Bayerischen Industriellen-Ver- 
bandes an seine Mitglieder, in dem u. a. folgendes mitgeteilt 
wird: 

„Der Vorstand befasste sich im wesentlichen mit der Arbeiter- und 
Angestelltentariffrage. Er j 

Da erfahrungsgemäss alle Rundschreiben in die Hände von Arbeitnehmer- 
seite kommen und da das Ergebnis der Verhandlungen des 
Vorstandes nicht dazu geeignet ist, in die Oeffentlichkeit 
zu dringen, müssen wir den Bericht auf die allerwichtigsten Tatsachen 
beschränken, 

1. Angestelltentarifvertrag. 

Der Vorstand vertrat einstimmig die Auffassung, dass z. Zt. in Anbetracht 
der ausserordentlich kritischen wirtschaftlichen Lage und mit Rücksicht auf den 
in der Entwickelung begriffenen Preisabbau in Verhandlungen über eine 
Gehaltserhöhung unter keinen Umständen eingetreten werden 
könne. 

Mit allen Stimmen bei einer Stimmenthaltung hat der Vorstand beschlossen, 
auf Grund der bestehenden Satzungsbestimmungen gegen die Firma Wankmiller, 
Kempten, eine Strafe von 1000,— Mark zu verhängen. " 

Gründe: Der Schlichtungsausschuss Kempten sprach für unser&@Kemptener 
Verbandsfirmen eine Lohnerhöhung von 20 %/, aus. Der Schiedsspruch wurde 
von seiten der Kemptener Verbandsfirmen abgelehnt,  desgleichen wurde von 
seiten des Verbandes die Ablehnung des Schiedsspruches verfügt. Trotzdem 
hat die Firma W. den Schiedsspruch angenommen und die Löhne des Schieds- 
spruches zur Auszahlung gebracht.“ 


Zunächst interessiert der zweite Absatz dieses Rundschrei- 
bens. Die Unternehmer scheinen in: ihren. Vorstandssitzungen 
mitunter Dinge zu besprechen und zu beschliessen, die das 
Licht der Oeffentlichkeit zu scheuen haben. Denn sonst wäre 
die Furcht, dass: die Rundschreiben in die Hände. der bösen 
Arbeitnehmer gelangen könnten, nicht zu erklären. 

Dass die Unternehmer beschlossen haben, ‚Gehaltserhöhun- 
gen unter keinen Umständen zu bewilligen, ja nicht einmal in 
Verhandlungen darüber einzutreten, ist uns nichts Neues. Das 
ist uns bereits öfter in letzter Zeit mitgeteilt worden, brauchte 
also nicht so geheimnisvoll behandelt zu werden. 

Begreiflich ist allerdings die Scheu vor der Oeffentlichkeit 
im Hinblick auf die geheime Strafjustiz, von der dieses Rund- 
schreiben Kenntnis gibt. Hier zeigt sich wieder einmal klar und 
deutlich, dass die Unternehmerverbände einen geradezu bru- 
talen Zwang ausüben und ihre Mitglieder nötigen, auch gegen 
deren eigenen Willen den Wünschen der Scharfmacher nach- 
zukommen. Man vergegenwärtige sich einmal das Geschrei 
nach dem Staatsanwalt, das die Unternehmer erheben würden, 
wein die Gewerkschaften es wagten, gegen Mitglieder, die sich 
Beschlüssen ihrer Organisation nicht fügen, etwas ähnliches 
zu unternehmen. 


Tariibewegung der Industrieangestellten in Branden- 
burg a. H. Im November 1920 wurde vom AfA-Bund in Bran- 
denburg a. H. der bestehende Tarifvertrag mit der dortigen Fa- 
brikantenvereinigung gekündigt. Da auf gütlichem Wege eine 
Verständigung mit den Arbeitgebern trotz stundenlanger Ver- 
handlungen nicht möglich war, wurde der Schlichtungsausschuss 
angerufen, welcher am 20. Januar 1921 einen Schiedsspruch 
‚dahin fällte, dass auf die Gehälter prozentuale Zuschläge ab 


Januar zu zahlen seien, und zwar sollten. für den Monat Ja- 


nuar 20 Prozent, für Februar 30 Prozent. für März 40 Prozent 
und für April 50 Prozent auf die bestehenden Gehaltssätze ge- 
zahlt werden. Die Auswirkungades Schiedsspruches wäre ge- 
wesen, dass z. B. ein selbständiger Konstrukteur im Monat 
April ein Einkommen von rund 1800 M. gehabt hätte. Der 
Schiedsspruch ist von den Fabrikanten abgelehnt worden, und 
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fällt, der einige Verbesserungen gegenüber dem alten Tarif- 


phonische Mitteilung machte, dass die Vereinigung, nachdem En | 


"abgelehnt habe, 


“infolgedessen an die Arbeitgeber ein Ultimatum gestellt, den 


- hatten. Die Angestellten können auch hieraus wieder die Lehre 
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die Angestellten beantragten infolgedessen seine Verbindic- 
‘erklärung. Die beantragte Verbindiicherklärung wurde dann 
auch von dem Demobilmachungskommissar - ausgesprochen. u 
Die Arbeitgeber weigerten sich jedoch auch, diese Verbindic-  —_ 
erklärung anzuerkennen, Inzwischen hatten weitere Verhand- 4 
"lungen vor dem Schlichtungsausschuss über den Manteltarf = 


Stattgefunden, und es wurde auch hier ein Schiedsspruch ge- 


vertrag aufwies. Die Angestelltenschaft nahm auch diesen 
-Schiedsspruch an. Der Fabrikantenverein erklärte sich dem Ei 
‚AfA-Bund gegenüber nur bereit, diesen Schiedsspruch anzu- 
“nehmen, wenn die Angestellten bereit seien, den für verbind- 
- lich erklärten Schiedsspruch fallen. zu lassen und.hierfür einen -  _ 
allgemeinen Zuschlag von 35 Prozent auf die Gehaltssätze vom E 
"Januar bis April anzunehmen. Die Angestellten lehnten diesen % 
Vorschlag der Unternehmer ab und: beschlossen durch Abstim- = 


nung in den Betrieben, in den Streik einzutreten. RG .\ 
Dieser Beschluss der Angesteilten hatte die Wirkung, dass 
der Syndikus des Fabrikantenvereins dem Ortskartell die teie- Se 


sie die Schiedssprüche sowohl als auch die Verbindlicherklärung R 
aus Prestigegründen den Tarifvertrag nicht = 
unterschreiben könne, dass .er aber den Fabrikanten empfehlen 

werde, die 20, 30, 40 und 50 Prozent Zulage auf die. Tarif- 

sätze zu zahlen und den Manteltarif anzuerkennen. Die Ver- 

treter der Angestellten waren damit einverstanden und glaub- } 
ten, dass nunmehr sämtliche Fabrikanten den Tarifvertragunter- 
zeichnen würden. Sie hatten sich allerdings getäuscht, denn 
nur wenige Betriebe, u. a. auch die Brennaborwerke, 
waren bereit, den Tarifvertrag zu unterzeichnen. Von einer‘ 
'überfüllten Versammlung, welche am 3. März stattfand, wurde 





Tarifvertrag bis zum 5. März, mittags 12 Uhr, einzeln zu unter- 

schreiben. Da dieser Aufforderung nicht alle Arbeitgeber ach- N 
'kamen, wurde in einer weiteren Versammlung am 6. März be- er 
schlossen, vom darauffolgenden Tage ab alle die Betriebe zu h; 
bestreiken, welche den Tarifvertrag nicht unterzeichnet hatten. 
Der Streik setzte am 7. März, früh, ein und konnte am selben 
Tage, abends, bereits mit dem Erfolge als beendigt erkätt 
werden, dass nunmehr sämtliche‘ Fabrikanten nınterschrieben 


ziehen, dass der Geschlossenheit gegenüber auch noch so hart- 
näckigen Unternehmern der Erfolg beschieden ist. 


-  Tariferhöhung in der bergischen Industrie. Am 255. Februar 
fanden in Düsseldorf zwischen dem „Verband der Arbeitgeber 
im bergischen Industriebezirk“ und den Spitzenorganisatioinen  - 
der Angestellten Verhandlungen über eine Erhöhung der Tarif- Bi 
gehälter statt, die zur Vereinbarung folgender ‚Mindestgehalts- 5 
sätze führten: TE rer = 
= A. Metallindustrie 

. 1. Zeichner und Kunstgewerbezeichner 
im 17. Lebensjahr. . » . . 
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vom 26, bis 29. Lebensjahr 
im 30.-Lebensjahr‘“. . u „u, 0. sole, 5 20 
2. Techniker, Betriebsassistenten und Detailkonstrukteure { 
vom 22. bis 24. Lebensjahr ..; di. 2m. 
über 24. Lebensjahr . . . ee 
3. Selbständige Konstrukteure, 
Betriebsingenieure sowie 


1330, — 
RE EN .1560,— ; 
Projektingenieure und HIRER 
selbständig entwerfende 
Zeichner des Kunstgewerbes  . „2. el. a 
3a Diejenigen selbständigen Konstrukteure, von denen 
beansprucht wird, dass sie grössere Anlagen unter 
eigener Verantwortung selbständig entwerfen, erhalten 
4, Obermeister, technische Betriebsangestellte, welche 
nächst dem Unternehmer oder dessen Beauftragten 
einen grösseren Betrieb. arbeıtstechnisch selbständig 
leiten und denen mehrere Fachmeister und Obermeister - 
unterstellt sind, erhalten. - . ». na: sro. 
"5, Fach- und Abteilungsmeister erhalten . 
6. Meister mit geringerem Wirkungskreis usw. 
7.5 Maschinenmeister 7.10 ER 
B. Textilindustrie, Tante Eh 
Obermieister 07 ee a ae el ea ZI 
Fach- und Abteilungsmeister . . » » 2 2.0. 150,— „ 
Meister mit geringerem Wirkungskreis. . . . . ». 1475,— 
Patronenzeichner und Wiegkammergehilfen erhalten DE 
das gleiche Gehalt wie Zeichner in der Metallindustrie... 
C. Chemische Industrie = Beni 
1. Zeichner wie in der Metallindustrie EEE Kr 
2. Techniker unter 24 Jahren . . 2 220 0 
über 24Jahressiess: Ta nssaN 
3. Selbständige Konstrukteure und Bautechniker „ 
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Beilage zur D.T.Z 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 


Nummer 12 


Die Schützlinge des Verbandes Berliner 
Metallindustrieller 


: Zur Neuregelung der Entlohnung der in der Berliner Metall- 
industrie beschäftigten Angestellten fällte am 21. Dezember v.J. 
ein beim Reichsarbeitsministerium gebildeter Schlichtungsaus- 
schuss einen Schiedsspruch, demzufolge allen Angestellten, die 
im Tarifvertrag vom 28. Juni 1920 unter $ 4, I, D. a, b, c ver- 
zeichnet sind, das tarifliche Grundgehalt unter Beibehaltung des 
im Tarifvertrag festgesetzten Teuerungszuschlages von 110 Pro- 
zent um 60 M. zu erhöhen war und ausserdem die Familien- 
zulagen für Ehefrau und Kinder um je 40 M. erhöht wurden. 
Der Gewerkschaftsbund kaufmännischer Ange- 
stelltenverbände unter Führung des Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverbandes verlangte damals unter heftigem 
Kriegsgeschrei die Ablehnung des Schiedsspruches, weil die An- 
gestelltenforderungen durch ihn in keiner Weise erfüllt seien, 
und seine Vertreter erklärten sich bärenmutig bereit, die hinter 
ihnen stehenden Angestellten für die weitergehenden Forderun- 
gen in den Kampf zu führen. 

Die freigewerkschaftlich organisierten Angestellten verzich- 
teten darauf, die Probe aufs Exempel zu machen. Aus der 
Ueberlegung heraus, dass die Weihnachtszeit zur Durchführung 
eines gewerkschaftlichen Kampfes denkbar ungeeignet sei, stell- 
ten sie ihre Bedenken gegen die in dem Schiedsspruch enthal- 
tenen Härten zurück und nahmen ihn an. Dagegen kündigte das 
Berliner Ortskartell des AfA-Bundes den Gehaltstarif bei der 
nächsten Gelegenheit, um auf diese Weise freie Bahn zur Be- 
seitigung dieser Härten zu schafien, Es handelte sich dabei in 


‚ erster Linie um die jugendlichen Angestellten und die Angestell- 


ten ohne besondere Berufsausbildung, die in dem Schiedsspruch 
vom 21. Dezember vollkommen wunberücksichtigt geblieben 
waren, Für diese Angestelltengruppen wurden dieselben Zu- 
lagen gefordert, die in dem- Schiedsspruch vom 21. Dezember 
den übrigen Angestellten zugebilligt worden waren. 

Merkwürdigerweise machte der unmittelbar vor Weihnach- 
ten so kampfesmutige G.k.A. die Kündigung des Gehaltstarifes 
nicht mit. Ebenso weigerte sich der Gewerkschaftsbund 
der Angestellten, die Kündigung auszusprechen. Oifen- 
bar erschien es den Tapferen, die noch wenige Wochen vorher. 
den Mund nicht voll genug hatten nehmen können, bedenklich, 
sich durch die Teilnahme an der Kündigung der Gefahr auszu- 
setzen, dass ihre Kampfbereitschaft auf die Probe gestellt wer- 
den könnte, Sie handelten also nach dem Motto: „Hannemann 
sch du voran“ und sagten sich dabei im stillen, dass, wenn es 
dem AfA-Bund gelinge, etwas herauszuholen, die Früchte seines 
a ja doch auch ihren Mitgliedern zugute kommen 
würden, 

Die Berliner Metallindustriellen hatten natürlich die Angrifis- 
punkte, die sich ihnen in der Nichtbeteiligung der Gewerkschafts- 
bünde an der Tariikündigung boten, sofort erkannt und waren 
entschlossen, diese Uneinigkeit der Angestellten zu ihren Gun- 
sten auszunutzen. Im welcher Weise sie dabei vorzugehen ge- 
dachten, geht aus folgendem, nicht für die Oeffentlichkeit be- 
stimmten Rundschreiben des Verbandes Berliner Metallindu- 
strieller an seine Mitglieder hervor: 

„Auf die vom Allgemeinen freien Angestelltenbund er- 
hobenen und von uns bereits bekanntgegebenen Forderungen ist 
gen AfA-Bund auf Beschluss der Vertrauenskommission vom 


23. Februar 1921 geantwortet worden, dass seine Forderungen 


abgelehnt werden und dass sich infolgedessen Verhandlungen 
erübrigen. Nach $ 15 Ziffer 4 des Tarifvertrages vom 28. Juni 
1920 haben wir als Tarifpartei die Berechtigung, bei Kündigung 
des Rahmenyertrages oder der Tarifsätze auch die Kündigungen 
der anderen Angestelltenverbände, mit denen der Tarif abge- 
schlossen ist, als erfolgt anzusehen. Eine derartige FRBunE 
haben wir in der hierfür vorgeschenen Frist nicht abgegebe: 


[ER 9277 Berlin, denigäpdie =] 


UDNEUGN N y\ 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


Die sich aus vorstehendem ergebende Rechtslage ist nun- 
mehr die folgende; 


. Der Tarif für Angestellte in der Fassung und mit den Ge- 
haltssätzen vom 28. Juni 1920 gilt zunächst weiter, weil er vom 
Reichsarbeitsministerium für allgemeinverbindlich erklärt wor- 
den ist. Diese allgemeine Verbindlichkeitserklärung erstreckt 
sich jedoch nicht auf den Schiedsspruch vom 21. Dezember 1920. 
Dieser Schiedsspruch hat vielmehr lediglich die rechtliche Wir- 
kung eines zwischen denjenigen Parteien zeltenden Tarifver- 
trages, die diesen Vertrag abgeschlossen haben. Es besteht also 
für unsere Verbandfirmen eine Verpflichtung zur Zahlung des 
Gehaltsmehrbetrages gemäss Schiedsspruch vom 21. Dezember 
1920 nur denjenigen Arbeitnehmern gegenüber, welche ebenfalls 
Mitglieder der Vertragspartei Sind, d.h. welche dem Gewerk- 
schaftsbund der Angestellten, dem Gewerkschaftsbund kaufmän- 
nischer Angestelltenverbände und dem Verband der katholischen 
Vereine erwerbstätiger Mädchen und Frauen Deutschlands an- 
gehören. Nachdem der AfA-Bund hinsichtlich der Gehaltssätze 
als Vertragspartei durch seine Kündigung der Gehaltssätze aus- 
geschieden ist, besteht den; Mitgliedern des AfA-Bundes gegen- 
über eine derartige Verpflichtung nicht mehr. 


Selbstverständlich ist es nicht angängig, Angestellte, welche 
Mitglieder des AfA-Bundes sind, jetzt ohne weiteres um die 
ihnen zufolge des Schiedsspruches vom 21. Dezember 1920 ge- 
währte Zulage in ihrem Gehalt zu verkürzen. Nierzu ist viel- 
mehr eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses erforderlich. 
Eine Empiehlung, derartige Kündigungen vorzunehmen, möchten 
wir nicht aussprechen, jedoch weisen wir ausdrücklich darauf 
hin, dass bei Neueinstellung von Angestellten, die dem AfA-Bund 
angehören, eine Verpflichtung zur Zahlung der durch Schieds- 
spruch vom 21. Dezember 1920 erhöhten Gehälter nicht besteht, 
diese vielmehr nur Anspruch auf die Sätze des Tariivertrages 
vom 28. Juni 1920 haben.“ 

Der Sinn dieser Ausführungen ist klar: Nach dem alten 
Rezept „teile und herrsche“ sollen die Mitglieder der Harinonie- 
verbände bevorzugt, die freigewerkschaftlich organisierten An- 
gestellten dagegen — zum mindesten bei Neueinstellungen — 
zurückgesetzt werden. Welche Wirkung man sich von der An- 
wendung dieses Rezeptes versprach, ist unschwer zu erraten; 
unter den freigewerkschaftlich organisierten Angestellten sollte 
ein Gefühl der Unsicherheit hervorgerufen werden, das we- 
nigstens einen Teil von ihnen den Harmonieverbänden in die 
Arme treiben sollte. 

Inzwischen war nun aber der Schiedsspruch vom 21. De- 
zember mit Wirkung bis zum 28. Februar 1921 für allgemein- 
verbindlich erklärt worden, und in einer Verhandlung vor dem 
Berliner Schlichtungsausschuss am 19. März wurde einstimmig, 
also auch unter Zustimmung der Arbeitgeber- 
beisitzer, folgender Schiedsspruch gefällt, der in Aner- 
kennung der im Spruch vom 21. Dezember enthaltenen Härten 
den Jugendlichen und den Angestellten ohne Berufsausbildung 
wenigstens einen Teil der den übrigen Angestellten schon am 
21. Dezeinber zugesprochenen Einkomimenserhöhung zubilligte 
und ausserdem die Weitere Geltung des Schiedsspruches vom 
21. Dezember entschied: 

„Der am 21. Dezember 1920 im Reichsarbeitsministerium 
für die Angestellten der Berliner Metallindustrie zefällte 
Schiedsspruch soll vom 1. März 1921 ab- weitere Geltung be- 
halten mit der Massgabe, dass ausserdem die Angestellten fol» 
gender Gruppen folgende Zahlungen erhalten: 

Gruppe IIA: zwanzig’ Mark monatlich; 

Gruppe IIB: die Teuerungszulage wird auf 100 Prozent 
erhöht; 

Gruppe IC a: sechs Mark wöchentlich; 

Gruppe IIC b: dreissig Mark monatlich; 

Gruppe UD d: bis zum 23. Lebensjahre zwanzig Mark 
monatlich. 
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Es wird ferner festgestellt, dass die unter ID d 24 usw. 
aufgeführten Angestellten an den Zuschlägen des Schiedsspruches 
vom 21. Dezember 1920 teilhaben.“ 

Unter Berücksichtigung des Umstandes, dass es sich um 
einen einstimmig gefällten Schiedsspruch handelt, hätte man 
seine Annahme durch den Verband Berliner Metallindustrieller 
erwarten dürfen. Ausserdem musste man nach der in seinem 
Rundschreiben angewandten Logik damit rechnen, dass er nun 
seinen Mitgliedern auch die „Rechtslage“ auseinander setzen 
würde, die sich durch diesen Schiedsspruch für die nicht frei- 
zewerkschaftlich organisierten Angestellten ergab. Aber der 
Verband Berliner Metallindustrieller ist anscheinend nicht ohne 
weiteres bereit, sich damit abzufinden, dass dieser letzte 
Schiedsspruch ihm einen Strich durch seine feine Rechnung 
machte. Obwohl es sich, wie schon erwähnt, um einen ein- 
stimmig gefällten Schiedsspruch handelt, hat er ihn doch ab- 
gelehnt, so’ dass die Verbindlicherklärung des Spruches 
durch den Demobilmachungskommissar beantragt werden musste, 

Es erscheint im höchsten Grade unglaubhaft,. dass der Ver- 
band Berliner Metallindustrieller den Schiedsspruch wegen der 
verhältnismässig geringen Belastung abgelehnt hat, die er den 
Arbeitgebern auferlegt. Vielmehr muss angenommen werden, 
dass er die günstige Situation, die sich ihm in der Nicht- 
beteiligung der Harmonieverbände an der Bewegung bietet, zu 
einer Kraftprobe benutzen will. Sache der freigewerkschaftlich 
organisierten Angestellten der Berliner Metallindustrie wird es 
sein, ihm zu beweisen, dass er seine Rechnung doch ‚ohne den 
Wirt gemacht hat. Sämtliche Angestellten der Berliner Metall- 
industrie aber mögen sich bei den Gewerkschaftsbünden dafür 
bedanken, dass die gegenwärtige zespannte Lage entstanden 
ist. Hätten diese Verbände sich an der Kündigung des Ge- 
haltstarifes beteiligt, so hätte der Verband Berliner Metall- 
ee den Schiedspruch vom 19. März sicher nicht abge- 
lehnt. 








00 Rundschau 00 








Arbeitsgemeinschaft für den Maschinenbau. Am 7. März 
fand die Gründung einer Arbeitsgemeinschaft für den Maschinen- 
bau statt. Von den freien Gewerkschaften haben sich daran 
ausser dem AfA-Bund nur der Verband der Heizer und Ma- 
schinisten beteiligt Den Vorsitz bei der Gründungsversamm- 
lung führte Herr Geheimrat Dr. Ing. Ernst v. Borsig. Er 
hielt ein einleitendes Referat über die Bedeutung und die heu- 
tige Lage des Maschinenbaues. In der sich daran anknüpien- 
den Aussprache erklärten sich alle anwesenden Verbände be- 
reit, sich an der Schaffung der Arbeitsgemeinschaft zu beteili- 
ven. Als eine der wichtigsten Aufgaben der neuen Arbeits- 
gemeinschaft wurde festgestellt, dass sie sich sofort eingehend 
mit dem Problem der Eingliederung der Arbeitslosen in den 
Produktionsprozess zu beschäitigen habe. 

Wir erwarten allerdings recht wenig Erspriessliches auf 
diesem Gebiet von ihr; denn die Arbeitgeber des Maschinen- 
baues zeigten sich durchaus nicht geneigt, den vom A.D.G.B. 
ausgearbeiteten Richtlinien entsprechend zu handeln. Die Her- 
ren aus der Maschinenindustrie erwarten die einzige Rettung 
und das ganze Heil aus einer Wiederbelebung des Baumarktes. 
Wenn auch zweilelios eine Hebung der Bautätigkeit das beste 
Mittel ist, die Arbeitslosigkeit zu verringern, so können wir es 
allerdings nicht verstehen, dass nun die Arbeitgeber anderer 
Industrien solange die Hände in den Schoss legen sollen. Un- 
ter den heutigen Verhältnissen muss den Arbeitslosen eben jede, 
auch die geringste Hilfe, wenn sie nur überhaupt durchführbar 
ist, gebracht werden. 


Reichsarbeitsgemeinschaft für Gas-, Wasser- und Elektrizi- 
tätswerke. In der Reichsarbeitsgemeinschaft für Gas-, Wasser- 
und Elektrizitätswerke ist unser Bund durch sein Vorstands- 
mitglied Mahlow, Berlin-Friedenau, vertreten. Alle Zuschrif- 
ten, die die Reichsarbeitsgemeinschaft der Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerke betreffen, sind nach wie vor an die Haupt- 
verwaltung zu richten, 


Gewerkschaftsarbeit 


Tariibewegung in der Breslauer Metallindustrie. Der Tarif- 
vertrag für -die kaufmännischen und technischen Angestellten 
der Metallindustrie in Stadt- und Landkreis Breslau wurde am 
1. Dezember 1920 mit Wirkung zum 31. Dezember gekündigt. 
Gleichzeitig wurde ein neuer Vertragsentwurf den Arbeit- 
gebern eingereicht. Heute, nach vier Monaten, ist der 
neue Tarif immer noch nicht unter Dach und Fach. Die Ar- 
beitgeber verlangen von den Angestellten, dass die in dem bis- 
herigen Tarifvertrag festgesetzten Grundgehälter als dem 
Stande der Lebenshaltungskosten vom 31. Dezember 1920 eni- 
sprechend anerkannt werden sollen. Diese Grundgehälter wur- 
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den im Januar 1920 vereinbart. ‚Ebenso wurde von den Ange- 
stellten verlangt, dass sie die bisherigen Teuerungszulagen, 
die zu diesen Grundgehältern gezahlt wurden, als ausreichend 
anerkennen sollten. Dazu kommt noch, dass. die Arbeitgeber 
eine Verlängerung der Arbeitszeit von 7% aui 8 Stunden ver- 


‚langen; ferner, dass für einzelne Angestelltenkategorien Ver- 
‘ schlechterungen in der Urlaubsfrage von den Unternehmern an- 


gestrebt werden. 
Alles das hat natürlich in den Kreisen der Angestellten 


"eine starke Erbitterung erzeugt. Die Unternehmer halten an- 


scheinend auch in Breslau die Zeit für gckommen, wieder den 
alten Herr-im-Hause-Standpunkt hervorzukehren. Es könnte 
ihnen aber unter Umständen eine arge Enttäuschung bereitet 
werden. Die Angestellten sind nicht gewillt, sich derartige 
Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen aufzwingen zu. 
lassen, sondern sind im Gegenteil entschlossen, sich ganz cner- 
eisch dagegen zu wehren. In einzelnen grossen Werken waren 
die Angestellten bereits dazu übergegangen, die Leistung von 
Ueberstunden zu verweigern. Es ist nun die ganze Angelegen- 
heit dem Schlichtungsausschuss unterbreitet worden. Sollte 
der Schlichtungsausschuss nicht sehr schnell arbeiten und den 
gerechten Forderungen der Angestellten entsprechen, oder soll- 
ten die Arbeitgeber sich auch hier, wie schon mehriach in 
letzter Zeit beobachtet, einem Schiedsspruch nicht fügen, so ist 
en ernsten Konflikt in der Breslauer Metallindustrie zu 
rechnen. 


Abschluss eines Tariivertrages mit den Elektro-Installations- 
firmen in Baden, der Rheinpfalz und im Saarland sowie in Rhein- 
hessen und in den Regierungsbezirken Coblenz und Trier. Mit 
dem Arbeitgeberverband der Elektro-Installationsfirmen in Ba- 
den, der Pialz und angrenzenden Bezirken in Mannheim ist am 
17. Januar 1921 ein neuer Tarifvertrag abgeschlossen worden, 
der die Anstellungs- und Einkommensverhältnisse der ' kauf- 
männischen und technischen Angestellten bei den dem Verband 
angeschlossenen Betrieben regelt. Besondere Beachtung ver- 
dienen die Regelung des Urlaubs und des Erfinderschutzes, 
ferner die Weiterzahlung der Einkommensbezüge in Krankheits- 
fällen. Die Gehaltsbezüge der Angestellten sind nach Beschäfti- 
gungsgruppen und innerhalb dieser nach Altersstufen für drei 
verschiedene Ortsklassen festgesetzt, 

Der Ortsklasse I gehören an: Mannheim, Karlsruhe, Frei- 
burg i. Br.,, Ludwigshafen a. Rh. und Saarbrücken; 

der Ortsklasse H: Durlach, Bruchsal, Raschstadt, Pforzheim, 
Donaueschingen, Achern, ‘Waldshut, Pirmasens, Frankentäal, 
Koblenz, Traben-Trarbach, Herbolzheim, Landstuhl, Landau, 
Neustadt a.d.H.; 

der Ortsklasse 3: Mosbach, Bretten, Piullendorf, Tauber- 
bischofsheim, Messkirch, Sinsheim, Seelbach, Willstedt, Bam- 
menthal, Waibstadt, Kaiseresch, Kaiserslautern, Wachenheim, 
Andernach. 

Für den Monat Dezember 1920 sind die Gehälter wie folgt 
iestgesetzt: 
Beschäftigungsgruppe T 1: Zeichner für einfachste Arbeit, Lichtpauser, 


Laboratoriengehilfen, tochnläche Werkstatt- 
schreiber usw. 


a) männliche Angestellte: Ortsklasse 1 2 | 5 
nach vollendetem 20. Lebensjahr . . ; 810,— 770,—  735,— M. 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr nr 1290,— 1225,— 1170,— „ 

b) weibliche Angestelite: Ortsklasse 1 2 3 


nach vollendetem 20. Lebensjahr . . . . .» 700,—  665,— 635,— „ 

steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf 1115,— 1060,— 1010,— „ 

Beschäftigungsgruppe T 2: Techniker, Zeichner, Laboranten, technische 
Materialbesteller, Zählerprüfer usw. 


a) männliche Angestellte: Ortsklasse 1 2 3 
nach vollendetem 20. Lebensjahr . . ...:.8%W— . 345,—  895,— M. 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf 1440,— 1370,— 1305,— „ 
b) weibliche Angestellte: Ortisklasse i 2 3 
nach vollendetem 20. Lebensjahr . . ..2.770,—  7390,— :695,— » 


steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf 1240,— 1180,— 1125,— „ 


Beschäftigungsgruppe T 3: Techniker, Teilkonstrukteure, Ingenieure für 
Planbearheitung, Kalkulatoren, Betriebs- 

techniker, erste Laboranten usw. 
a) männliche Angestellte: Ortsklase 1 2 = 
nach vollendetem 20. — 25. Lebensjahr .. . . 1390,— 1320,— 1255,— M. 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf 1590,— 1520,— 1450,— „ 


b) weibliche Angestellte: Ortsklassse 1 2 3 


nach vollendetem 20. — 25. Lebensjahr ... . 1195,— 1135,— 1080,— „ 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf 1375,— 1310,— 1245,— „ 


Beschäftigungsgruppe T 4: Selbständ. Konstrukteure, Offertingenieure, 
h Statiker, Architekten, Laboratoriumsange- 
stellte, Betriebsingenieure usw. 


a) männliche Angestellte: O:tsklasse ji 2 3 
nach vollendetem 20. — 25. Lebensjahr . .. . 1515,— 1445,— 1400,— M, 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahr auf  1775,— 1705,— 1635,— „ 
b) weibliche Angestellte: Ortsklasse 1 2 3 
nach vollendetem 20. — 25. Lebensiahr . . , 1300,— 1235,— 1175,— 


steigend nach vollendetem 30, Lebensjahr auf 1530,— 1460,— 13W,— „ 
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Beschäftigungsgruppe T 5: Abteilungs- und Bureauvorsteher Forschungs- Teurungszulagen. 

Ingenieure, Chemiker und Theor etiker ‚ techn. Für Unverheiratetebis einschl. 21 Jahr., b.d. Eltern wohnend 225.— M. 

Betriebsangestellte mit selbständiger und ver- h, } 3 450 
antwortlicher Tätigkeit usw. £ über 30 ME BER RER BETT 
männliche Angestellte: h Ortsklasse 1 2 ER alleinige Ernährer { ee A ee RE = 
nach vollendetem 25. Lebensjahr „ . . . . 1860,— 1785,— 1715,— M. Für Verheiratete ohne Kinder a Re Aa 
ä a dr 1910,— 1835,— 1835.— „ ea Kunden a 
Beschäftigungsgruppe T 6: Angestellte, die eine leitende Stellung in „ * B 2 KRinderge 0, 5 00%, 7 0 WER au 5 x 
der Geschäftsführung bekleiden, oder mit ” „ » 3. ee... 000. ,100.— „ 


besonders hervorragenden theoretischen und 

praktischen Fachkenntnissen, 

männliche Angestellte: Ortsklasse 1 2 3 
nach vollendetem 30. Lebensjahr „ . a 2170,— 2090,— :2010,— M. 


Ausser diesen Bezügen wird eine Familienzulage von 100 M. 
und eine Kinderzulage von 25 M. für jedes Kind pro Monat 
gezahlt. Die Kinderzulage ist begrenzt auf den Höchstbetrag 
von 125 M. 

Ferner wird für die Orte des besetzten Gebietes und Saar- 
brücken eine besondere Besatzungszulage gewährt. Dieselbe 
beiträgt: 

a) für Saarbrücken: 
für alle verheirateten Angestellten monatlich 250 M., 
für n ee Angestellten im Alter über 20 Jahre monatlich 

50 M., 
für alle ri zeit im Alter von 17 bis 20 Jahren monatlich 

100 M., 
für Lehrlinge und Jugendliche unter 17 Jahren monatlich 75 M. 
b} für dieübrigen Orte des besetzten Gebietes: 
für die verheirafeten Angestellten monatlich 150 M., 
für: die ar Angestellten im Alter über 20 Jahre monatlich 

100 M., 
für die ledigen Angestellten im Alter von 17 bis 20 Jahren mo- 

natlich 75 M., 
für Lehrlinge, Jugendliche unter 17 Jahren monatlich 50 M. 

Familien-, Kinder- und Besatzungszulagen unterliegen nicht 
dem 'Ortsklassenabschlag. 

Für die folgenden Monate werden die Gehaltsbezüge auf 
Grund besonderer Verhandlungen zwischen den beteiligten Ver- 
bänden neu festgesetzt, wenn infolge des Anwachsens oder der 
Verminderung der herrschenden Teuerung eine Erhöhung oder 
Ermässigung sich als notwendig erweist. Der Umiang der Er- 
höhungen oder Ermässigungen wird durch Vereinbarung der 
Parteien festgelegt. 


Tarifabschluss in Düren und Jülich. Zwischen der Ver- 
einigung der Industriellen von Düren und Umgegend e. V., um- 
fassend den Arbeitgeberverband der Metallindustrie von Düren 
und Umgegend e. V,, die Gruppe Ila papiererzeugende Industrie, 
die Gruppe IIb papierverarbeitende Industrie, den Textilarbeit- 
geberverband von Düren und Umgegend e.V. und den Arbeitgeber- 
verband von Düren und Umgegend e. V. einerseits und den 
Angestelltenorganisationen andererseits wurde ein Tarifvertrag 
abgeschlossen. Wir geben im nachfolgenden die für die tech- 
nischen Angestellten vereinbarten Gehaltssätze bekannt: 

Mindesteinkommen der technischen Angestellten: 


Düren Jülich 

Gruppe A: im .1. und 2, Berufsjahr 350.— M. 330.— M. 
” 3, ” 4, 3 400.— ” 380.— ” 

” > ” 6. ” 450.— ” 425.— ” 

BR EB, 525.— ;; BO 

Be re > 60.— ,„ 370.5 
11.102,19. .:, 650. „, Bst, 

über 13 Berufsjahre 700.— ,„ 665,—. „ 

Gruppe B: im 1. und 2. Berufsjahr 600.— M. 570.—- M. 
RE ee 650, 615. 

er 700.22; Ge 

aa A N DEREN 

RR TORTE SEN 850.— Be: 
231:.39.,13:..2%, 900.— , RR 

über 13 Berufsjahre 950.— „ 900,— 

Gruppe C: im 5. und 6. Berufsjahr 975.— M. 925.— M. 
ehe er Be * 1050,— ,„ 1000.— ., 
ee EEE RE 

Be td EEREARRENTIT TER 

a 1300... .1235.— 

ET RE RR 190-7°,°19804- 

über 16 Berufsjahre 1400.— ,, 1330.— ,, 


Gruppe D: Das Einkommen muss die Gehaltssätze der kaufmännischen 
und technischen Angestellten in Gruppe C mindestens 
10 Prozent übersteigen. 


Mindesteinkommen der Werkmeister. 


Gruppe A: im 1. und 2. Berufsjahr 700.— M. 665.— M. 
.„ Se } . ” 750.— ” 715.— „ 

über 4 Berufsjahre 775— ,„ 735.— ,„ 

Gruppe B: im 1. und 2. Berufsjahr 850.— M. 810.— M. 
» x} ” . „ 900.— ” 855.— ” 

über 4 Berufsjahre 950,— ,„ 900,— ,„, 

Gruppe €: im 1. und 2. Berufsjahr 1000.— M. 950.— M. 
Fee Pr re 8 Y 1050.— ,„ 1000.— , 

über 4 Berufsjahre 1100,— ,„ 1045.— ,, 

Groppe Din 42.0, u 1200.— M. 1140.— M. 


Technische Lehrlinge. 

. « . ..70.— M. monatlich 
° » ® D 105.— M. „ 

ee . Ä . 140.— ,„ „ 

„.f. » 2 : . . 200.— , „ 

Die Kinderzulage steht allen nicht erwerbstätigen Kindern bis zu 

18 Jahren zu. 


Dieses Abkommen tritt mit Wirkung vom 1. März 1921 
vorerst für zwei Monate in Kraft und ist erstmalig kündbar am 
15. April 1921 zum 1. Mai 1921. Erfolgt eine Kündigung am 
15. zum 1. des darauffolgenden Monats nicht, so läuft es still- 
schweigend um je einen Monat weiter; gleichzeitig mit der Kün- 
digng sind die Abänderungsvorschläge einzureichen. 

Im Mantel ist ausdrücklich festgelegt, dass diese Gehälter 
nur Mindestgehälter sind, die die Entlohnung für die Durch- 
schnittsleistung darstellen, welche für gut und flott arbeitende 
Angestellte eine Erhöhung erfahren sollen. 

Eine andere gute Bestimmung im Manteltarif ist diejenige, 
wonach die Fortzahlung des Gehaltes in Krankheitsfällen bei 
Angestellten, die sieben Dienstiahre bei derselben Firma be- 
schäftigt Sind, auf die Dauer von dreizehn Wochen gewähr- 
leistet wird, 

Ebenso begrüssenswert ist es, dass die Zeitversäum- 
nisse zur Wahrung von ehrenamtlichen Verpflichtungen nicht 
auf. den Urlaub angerechnet werden dürfen. 


Im 1. Lehrjahr 
„ 2, ” °. 


. 
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Tariibewegung Zeulenroda. Für Zeulenroda bestand seit 
dem 28. Januar 1920 ein Manteltarif, zu dem unter dem 13. April 
1920 Mindestzehaltssätze festgelegt wurden. Die damalige Höhe 
der Gehaltssätze kann, mit Rücksicht darauf, dass der Tarif ein- 
mal als gemeinsamer Ortstarif, also alle Industrien umfassend, 
Geltung hat, ausserdem aber in einein verhältnismässig kleinen 
Städtchen in Krait trat, zum mindesten als nicht schlecht be- 
zeichnet werden. Unter Berücksichtisung der Konjunktur wurde 
auch fast ein Jahr lang eine Kündigung, dieses Tarifes seitens 
der Angestellten nicht gewünscht... Durch die kaufmännischen 
Angestellten, die dem G. d. A. und: G. d. A. G. angehören, wurde 
der Tarif ohne rechtzeitige Benachrichtigung der AfA zu Ende 
Dezember 1920 gekündigt. Die AfA versuchte sofort, ohne dass 
ihrerseits eine formelle fristgerechte Kündigung zu diesem Ter- 
min eingehalten werden konnte, an den Verhandlungen mit teil- 
zunehmen, was auch mit einigen Schwierigkeiten gelang. Bei 
den direkten Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband konnte 
eine Einigung nicht erzielt werden, da die von den Angestellten 
eingereichte Forderung in Höhe von 40 Prozent auf die beste- 
henden Tarifgehälter als zu hoch bezeichnet wurde. Nach lan- 
gen Verhandlungen wurde von den Angestellten der Schlich- 
tungsausschuss in Gera angerufen, der durch ‚Schiedsspruch den 
Angestellten eine dreissigprozentige Erhöhung der Mindest- 
gehaltssätze zusprach. Diesen Schiedsspruch lehnten die Ar- 
beitgeber ab, so dass die Angestellten den Demobilmachungs- 
kommissar angingen mit dem Ersuchen, den Schiedsspruch für 
rechtsverbindlich zu erklären. Bei der Verhandlung vor den 
Demobilmachungskommissar am 28. Februar 1921 wurde unter 
beiderseitigem Einverständnis folgendes Resultat erzielt: 

Technische Angestlite: } 
Gruppe 1: Darunter fallen Lichtpauser, Zeichnungspauser usw. 600,— M,. 
steigend 10 mal um 40,—, M. bis 1060,— M. 
Gruppe 2: Darunter fallen Detailkonstrukteure usw., 900,— M., steigend 10 
mal um 40,— M. bis 1300,— M. 
Darunter fallen selbständige Konstrukteure usw., 1125,— M, 
steigend 10 mal um 45,— M. bis 1575,— M. 
Gruppe 4: Darunter fallen Oberingenieure usw, 1150,— M., steigend 10 
mal um 60,— M. bis 1750,— M. 

Ti/a Prozent Aufschlag auf die Mindestsätze erhalten Techniker und 
Konstrukteure, die wenigstens 2 Jahre, davon 1 Jahr praktisch, gelernt und 
wenigstens 5 Semester eine technische Fachschule mit Erfolg besucht haben, 

15 Prozent Aufschlag auf die Mindestsätze erhalten selbständige 
Konstrukteure, Ingenieure, Abteilungsvorsteher, Betriebsingenieure, das sind 
technische Angestellte, die mindestess die im vorstehenden Absatz verlangte 
Vorbildung nachweisen können und die nach mehr als dreijähriger Berufs- 
tätigkeit ihren Posten selbtändig ausfüllen. 

Werkmeister: 

Meister ohne Fachkenntnisse, als Platzmeister, Sägemeister, Boden- 
meister, Hofmeister. Packmeister usw., 1000,— M., steigend 5 mal 
um 35,— M. bis 1175,— M. 

Meister und Hilfsmeister, als Untermeister, Werkmeisterstell- 
vertreter, soweit sie dauernd den Werkmeister vertreten und 
aufsichtsführend tätig sind usw., 1225,— M., steigend 5 mal um 
35,— M. bis 1400,-— M. 


Gruppe 3: 


Gruppe 1: 


Gruppe 2: 
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Gruppe 3: Werkmeister, selbständige Werkmeister 1425,— M., steigeng 5 mal 


um 35,— M. bis 1600,— M 
Gruppe 4: Obermeister, denea mehrere Meister der Gruppe 3 unterstellt 
sind, 1600,— M,, steigend um 5 mal 35,— M. bis 1175,— M. 


Die erreichten Mindestgehaltssätze unter Hinzurechnung des 
Aufschlages von 7% bzw. 15 Prozent für die technischen An- 
gestellten können als ein befriedigendes Ergebnis der lang- 
wierigen Verhandlungen angesehen werden. Diesen Erfolg ver-- 
danken die Kollegen vor allen Dingen ihrer gewerkschaftlichen 
Kampifbereitschaft und ihrem ausgeprägten Solidaritätsgefühl. 
Durch diese Tarifbewegung ist wiederum der Beweis erbracht, 
dass gewerkschaftlich gut arbeitende Gruppen auch unter den 
heutigen schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen in der Lage 
sind, ihre Gehälter den Kosten der Lebenshaltung einigermassen 
anzupassen, 

Die neuen Gehaltssätze gelten ab 1. Januar 1921. 


Höher geht’s nicht melir! Wir haben bereits in dem Leit- 
artikel in Nummer 8 des „Industrietechniker“ auf die Vorgänge 
inder Braunschweiger Metallindustrie hinge- 
wiesen. Die Unternehmer haben nun. nachdem sich ihr Ver- 
band aufgelöst hat, einzeln vor dem Schlichtungsausschuss er- 
scheinen müssen. Der Schlichtungsausschuss fällte einen 
Schiedsspruch, der eine Erhöhung der Gehälter verlangte. Wenn 
der Spruch auch bei weitem nicht den Wünschen der Ange- 
stellten Rechnung trug, so waren diese doch bereit, ihm zuzu- 
stimmen. Die Arbeitgeber aber lehnten den Spruch ab, so 
dass die Organisationen seine Verbindlicherklärung beantragen 
mussten. 

Die Herren Arbeitgeber liessen es aber bei der Ablehnung 
nicht bewenden, sondern sie erhoben ausserdem beim Land- 
xericht Braunschweig Feststellungsklage, in der sie bean- 
tragten, den ergangenen Schiedsspruch als unzulässig und 
rechtsunwirksam zu erklären. Obwohl auch das ein Vorgehen 
ist, welches zu einer kritischen Würdigung geradezu heraus- 
fordert, kann es doch im Hinblick auf das allgemein üblich ge- 
wordene Verhalten der Arbeitgeberverbände gegenüber dem 
öffentlichen Schlichtungswesen nicht als ungewöhnlich be- 
zeichnet werden. Aber die Braunschweiger Unternehmer sind 
eine Klasse für sich. Sie gehen weiter. 

Unter Aufbietung ihres ganzen juristischen Scharfsinns über- 
legten sie folgendermassen: die Angestellten-Organisationen 
haben uns beim Schlichtungsausschuss verklagt, um eine Er- 
höhung der Gehälter zu erzwingen; ja, sie haben sogar die 
Dreistiekeit besessen, die Verbindlicherklärung des von uns 
abgelehnten Schiedsspruches zu beantragen, um damit einen 
Zwang auf uns auszuüben. Das sind die gegebenen Merkmale 
einer Erpressung. Infolge dieser Arbeitgeberlogik haben 
denn auch die Herren gegen die Organisationsver- 
treter Klage wegen Erpressung erhoben. Also: 
weil die Organisationsvertreter im Auftrage der Angestellten 
deren Rechte wahrnehmen und zur Durchsetzung derselben 
die auf dem Wege der Verordnung und Gesetzgebung ge- 
schaffenen Instanzen anrufen, werden sie wegen Erpressung 
verklast. Wir bezweifeln ia, dass es ein Gericht in Deutsch- 
land gibt, welches auf diese Umstände hin das Verfahren er- 
öffnet. Aber es ist doch bezeichnend für die Auffassung von 
Recht und Gesetz, die in den Köpfen der Braunschweiger Ar- 
heitgeber herrscht, dass so etwas überhaupt auch nur denk- 
bar ist. ; ; 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge für all- 
gemeinverbindlich erklärt worden: 


Die Nachträge vom 23. März, 24. April und 3. Juli 1920 zu dem allge- 
meinverbindlichen Tarifvertrag vom '1. März 1920, abgeschlossen zwischen 
dem AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Bund der 


Arbeitgeber in Lübeck und Umgegend andererseits mit Wirkung vom 


1. August 1920 für den Freistaat Lübeck; 

der Tarifvertrag vom 16. August 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und dem G.d.A, einerseits und dem Arbeitgeberverband’ für Fein- 
mechanik und Optik andererseits mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 für 
das Gebiet, das begrenzt wird durch eine Linie, die folgende Orte ver- 
bindet: Fürstenwalde, Strausberg, Werneuchen, Bernau, Oranien- 
burg, Nauen, Werder, Zossen, Königswusterhausen und Fürsten- 
walde. Die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf Betriebe, die 
dem Verband Berliner Metallindustrieller angehören ; 

der Tarifvertrag vom 6. August 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab 
und fünf weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband der 
chemischen Industrie Sektion Breslau II in Breslau andererseits mit Wirkung 
vom 15. November 1920 für die Provinz Niederschlesien sowie den 
Restteil der Provinz Posen; 

der Nachtrag vom 20. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vem 5. Juli 1919, abgeschlossen zwischen der Arbeitsgemeinschaft der 
au Angestellten einerseits und dem Allgemeinen Arbeitgeberverband e.V. 
= Brieg andererseits mit Wirkung vom 1. August 1920 für den Stadtbezirk 

riog; 


der Nachtrag vom 20. November 1920 zum Tarifvertrag vom 2. Juli 1920, 
‚abgeschlossen zwischen der Tarifgemeinschaft der Angestelltenverbände für 
Harburg einerseits und dem Verbande der Arbeitgeber für Harburg und Um- 
gegend e. V. andererseits mit Wirkung vom 1. November 152) für die Stadt 

arburg a.d. Elbe; 

der Tarifvertrag vom 20. November 1920, abgeschlossen zwischen dem 
Butab einerseits und dem ostpreussischen Arbeitgeberverband für Handel, 
Industrie und Gewerbe e. V. Sitz Königsberg andererseits mit Wirkung vom 
1: Oktober 1920 für den Stadtkreis Königsberg i. Pr. 


| Aus anderen Verbänden 


„Ein echter Butab-Tarif“. Unter dieser Ueberschrift be- 
schäftigen sich die „Bundesblätter‘“ des christlich-nationalen 


Bundes angestellter Chemiker und Ingenieure 


in ihrer Nummer 5 vom 1. März mit dem Karlsruher Tarii- 
vertrag. Der Budaci ist verärgert, weil ein junger Diplom- 
Ingenieur, anscheinend eines seiner Mitglieder, von der Ma- 
schinenbau-Gesellschaft Karlsruhe, bei 
Stellung annahm, in Gruppe I des Tarifvertrages einrangiert 
worden ist. Der Schreiber des Artikels ist aufs höchste unzu- 
frieden damit, dass in dem Tarifvertrag die Gruppen nicht 
unterschieden sind nach der Vorbildung, sondern dass lediglich 
Tätirkeit und Leistung für die Eingruppierung ausschlaggebend 
sein sollen. Er iragt ganz erstaunt, wo denn bei diesen Gruppen- 
merkmalen Angestellte mit abgeschlossener Hochschulbildung 
hingehören. Die Antwort hätte ihm nach einigem Nachdenken 
schliesslich selbst einfallen müssen. Wenn der Akademiker als 
Oberingenieur oder Betriebsleiter angestellt wird, so kommt er 
in Gruppe 5. Wenn er aber bei seinem Eintritt lediglich oder 
vorwiegend mit rein zeichnerischen Arbeiten beschäftigt wird. 
wie das bei dem Beschwerdeführer der Fall zu sein scheint, 
so gehört er eben in Gruppe I. Seine bessere Schulbildung und 
sein umfangreicheres theoretisches Wissen werden ihm dann 


zweifellos sehr schnell dazu befähigen, eine andere Tätigkeit 


auszuüben und damit auch in eine höhere Gruppe einzurücken. 
Wenn der betreifende Kollege aber andere Arbeiten verrichtet, 
als sie für Gruppe I: vorgesehen sind, so mag er Sich beim 
Budaci darüber beschweren, dass dieser anstatt dem Arbeit- 
geber energisch zu Leibe zu rücken, in einer die Maschinen- 
bau-Gesellschait Karlsruhe sicherlich kalt lassenden Polemik 
versucht, sich am Butab zu reiben. 

Im übrigen zeigt die Notiz aber‘ von neuem, was die Führer 
des Budaci wollen. Es kommt ihnen lediglich auf die Wahrung 
oder Schaffung gewisser Vorrechte für einen kleinen Kreis von 
Akademikern an. Dass sie damit der Gesamtheit der Ange- 
stellten und letzten Endes auch den akademisch Gebildeten 
schweren Schaden zufügen, indem sie durch ihre Zersplitterungs- 
taktik den Arbeitgebern erst die Möglichkeit zu rigorosem Aufi- 
treten geben, vermögen sie sich entweder nicht klar zu machen 
oder es ist ihnen Nebensache. Die elegischen Betrachtungen, 
in denen der Artikelschreiber über das mangelnde Verständnis 
der Arbeitgeber für die Interessen der Hochschüler jammert 
und die in diesem Falle besonders angebracht erscheinen, da 
auch einer der Herren aus dem Lehrkörper der Technischen 
Hochschule in Karlsruhe im Aufsichtsrat der Maschinenbau- 
Gesellschaft Karlsruhe sitzt, zeigen, dass auch im Budaci all- 
mählich das Verständnis dafür dämmert, dass auch der Aka- 
demiker im privatkapitalistischen Wirtschaftssystem nur Ar- 
beitnehmer ist und nur als solcher vom Arbeitgeber bewertet 
wird. Die richtige Konsequenz aus dieser Erkenntnis wäre 
das Eingeständnis der Ueberilüssigkeit des Budaci. Ob die 
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Nummer 13 





Abbau der Ausfuhrkontrolle und Auf- 
hebung der Ausfuhrabgabe? 


Die Ausführungen, mit denen der Reichswirtschaftsminister 
in Wirtschaitspolitischen Ausschuss des Vorläufigen Reichs- 
wirtschaitsrates als eine der Gegenmassnahmen gegen die wirt- 
schaftlichen Sanktionen der Entente eine weitgehende Be- 
schränkung der deutschen Aussenhandelskontrolle und die Be- 
seitigung oder doch zum mindesten den Abbau der Ausfuhr- 
abgabe ankündigte, haben, wie vorauszusehen war, von neuen 
alle jene Kreise auf den Plan gerufen, denen Aussenhandels- 
kontrolle und Ausfuhrabgabe von jeher ein Dorn im Auge ge- 
wesen Sind. Besonders in den Kreisen des Exporthandels 
wurden die Ankündigungen des Ministers mit Frohlocken auf- 
genommen, und seine Vertreter in den verschiedensten Gremien 
sind seitdem nicht müde geworden, die sofortige Beseitigung 
der verhassten Ausfuhrkontrolle und der noch verhassteren 
Ausfulhrabgabe zu fordern. Von Arbeitnehmerseite dagegen ist 
den Ausführungen des Reichswirtschaftsministers auf der Stelle 
entschieden widersprochen worden, und die Arbeitnehmerver- 
treter in dem vom Wirtschaftspolitischen Ausschuss eingesetz- 
ten Uiterausschuss haben sich auch in den Beratungen dieses 
Unterausschusses mit allem Nachdruck gegen eine Lockerung 
der deutschen Ausfuhrkontroile ausgesprochen, solange nicht 
einwandirei erwiesen sei, dass die Massnahmen der Inter- 
alliierten Rheinland-Kommission eine weitere Aufrechterhaltung 
der Ausfuhrkontrolle tatsächlich unmöglich machen. Die wei- 
teren Beratungen im Wirtschaftspolitischen Ausschuss führten 
dann zur Annahme des schon in Nummer 14 der „Deutschen 
Techniker-Zeitung“ mitgeteilten Antrages an das Reichswirt- 
Schaftsministerium, der einmal verlangt, „die Ausfuhr solcher 
Waren, bei denen die Ausfuhrkontrolle lediglich der Preis- 
kontrolie dient und diese sich nach Anhören der Fachkreisa 
in den zuständigen Aussenhandelsausschüssen und des Aussen- 
handelskontrollausschusses des Reichswirtschaftsrates nicht 
mehr als durchführbar erweist, durch Aufhebung der Ausfuhr- 
verbote freizugeben“, und zum anderen, „mit dem Ausfuhr- 
abgabenausschuss des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates zu 
prüfen, inwieweit die auch ferner der Ausfuhrkontrolie unter- 
liegenden Waren von der Ausfuhrabgabe zu befreien sind“. 


In der Sitzung, in der dieser Antrag angenommen wurde, 
war bereits bekannt, dass de: Reichskommissar für Fin- und 
Ausiuhrbewilligung den Aussenhandelsstellen die Weisung er- 
teilt habe, sofort Sitzunzen der Aussenhandelsausschüsse nit 
der Tagesordnung „Aufhebung der Ausfuhrkontrolle“ einzu- 
berufen, Inzwischen hat die Mehrzahl dieser Sitzungen stait- 
gefunden, und es kann bereits festgestellt werden, dass die 
überwältigende Mehrheit der Aussenhandels- 
asnsschüsse sich gegen die Aufhebung der Aus- 
tuhrkontrolle ausgesprochen hat. Um nur einige 
Beispiele zu nennen, sei darauf hingewiesen, dass der Aussen- 
handelsausschuss für den Maschinenbau in einer Fnt- 
schliessung „schon mit Rücksicht auf die völlig unzeklärten 
Verhältnisse für den Bereich des Maschinenbaues schwerste 
Bedenken gegen die Aufhebung der Ausfuhrüberwachung“ 
äusserte und „mit Rücksicht auf die für den Maschinenbau 
sehr günstige Wirkung der Preisüberwachunz auch dem Ab- 
bau der Preisüberwachung nicht zustimmen“ zu können er- 
klärte. Gegenüber Umgehungen und Uebertretungen müsse in 
verschärfter Form vorgegangen werden. Der Aussenhandeis- 
ausschuss für Elektrotechnik beschloss, an der bisheriren 
Handhabung der Ausfuhrkontrolle nichts zu ändern, die Ein- 
wirkung der Sanktionen auf die Ausfuhrkontrolle streng zu beob- 
werdende Massnahmen durch 
sofortige Einberufung des Aussenhandelsausschusses zu beraten 
und zu treffen. Der Ausschuss für Bisenbahnwagen gab 
der Ansicht Ausdruck, „dass die Folgen der Sanktionen 
auf den deutschen Aussenhandel zurzeit noch nicht in 
eincın solchen Masse übersehen werden können, dass Schlüsse 
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auf die Notwendigkeit eines Abbaues der Aussenhandelsstelle für 
Eisenbahnwagen gezogen werden können“. Er halte im Gegen- 
teil „den gegenwärtigen Augenblick, mit dem Abbau der 
Aussenhandelskontrolle zu beginnen, für den denkbar un- 
günstigsten, weil bei dem Mangel an ausreichender Be- 
schäftigung verderbliche Preisschleuderei und als Wirkung 
davon Gegenmassnahmen der Entente und Antidumpinggesetze 
der neutralen Länder die Folge sein können“. Der Aussenhan- 
delsausschuss für Feinmechanik und Optik sprach sick 
dahin aus. dass jeder Abbau der Aussenhandelskontrollstelle so 
lange zu unterbleiben habe, bis Klarheit darüber bestehe, ob 
die feindlichen Zwangsmassnahmen das System der Ausfuhr- 
Kate derartig durchlöchern, dass eine Kontrolle nutzlos 
wird. 


Am 8. April beschäftigte sich der Vorstand der Zentral- 
arbeitsgemeinschaft der industriellen und zewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands, auf deren 
Anregung das gegenwärtige System unserer Aussenhandels- 
regelung bekanntlich ins Leben gerufen worden ist, mit der 
Frage der Beseitigung der Ausfuhrkontrolle und der Ausfuhr- 
abgabe. Zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnelhmervertretern 
ergab sich Uebereinstimmung darüber, dass eine Beseiti- 
gung der Ausfuhrkontrolle abgelehnt werden 
müsse. Die Arbeitnehmervertreter bezeichneten darüber hin- 
aus sogar eine schärfere Handhabungder Ausfuhr- 
kontrolle als erforderlich Was die Ausfuhr- 
abgabe anlangt, so beantragten die Arbeitgeber einen Be- 
schluss des Vorstandes, der sich für eine sofortige Beseitigung 
der Ausfuhrabgabe aussprechen sollte. Diesem Antrage wurde 
jedoch von Arbeitnehmerseite entschieden. widersprochen und 
erklärt, dass die Arbeitnehmer unbedingt an der Ausfuhrabgabe 
festhalten und nur bei den Waren mit:einer Beseitigung der 
Ausfuhrabgabe einverstanden seien, bei denen sie aus wirt- 
schaftlichen Gründen nicht aufrechterhalten werden könne. 


Im einzelnen wird sich nun der Atussenhandelskontrollatis- 
schuss des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates mit den An- 
trägen auf Aufhebung der Ausfuhrverbote, und der Ausfuhr- 
abgabenausschuss mit denen auf Befreiung der auch ferner der 
Ausfuhrkontrolle unterliegenden Waren von der Ausfuhrabgabe 
zu beschäftigen haben. Mancherlei Anzeichen sprechen dafür, 
dass trotz des entschiedenen Widerspruches der grossen Mehr- 
zahl der Aussenhandelsausschüsse und der einmütigen Kund- 
gebung des Vorstandes der Zentralarbeitszgemeinschaft gegen 
die Aufhebung der Atısfuhrkontrofle auch weiterhin versucht 
werden wird, zum mindesten die Aufhebung der Preiskontrolle 
als eine angeblich nicht zu vermeiderde Gegenmassnahme gexen 
die Sanktionen durchzusetzen. Die Regierung hat schon bei den 
eısten Beratungen des Wirtschaftspolitischen Ausschusses ihre 
Absicht auf erhebliche Einschränkung der Aussenhandels- 
kontrolle vor alleın damit begründet, dass durch die Errichtung 
eines besonderen Zollregimes der Entente im besetzten Gebiet 
und durch die angeblich ausserdem bevorstehende Frrichtung 
eines besonderen Aussenhandelsregimes im besetzten Gebiet ein 
neues „Loch im Westen“ geschaffen worden sei, das eine wirk- 
same Aussenhandelskontrolle tatsächlich unmöglich mache. 
Demgegenüber muss darauf hingewiesen. werden, dass auch 
heute ncch, nachdem die Verordnung der Interalliierten Khein- 
land-Kommission über die Ordnung des Zollwesens im besetz- 
ten Gebiet bekannigeworden ist, noch keine Klarheit darüber 
besteht, cb und inwieweit die Interalliierte Rheinland-Komimis- 
sion durch ihre Massnahmen die Aufrechterhaltung der detit- 
schen Aussenhandelskontrolle unmöglich machen wird. Es muss 


also abgewartet werden, ob die Entente tatsächlich solche 
Massnahmen ergreifen wird: keinesfalls aber besteht Veran- 


lassung, die deutsche Ausfuhrkontrolle jetzt schon preiszuzeben. 


Wenn als weiteres Argument für die ja vor allem gefor- 
derte Beseitigung der Preiskontrolie angeführt wird, dass 
schon bisher die Preiskontrolie- zum grossen Teil nicht wirk- 
sam gewesen sei, weil tells durch die Ausfuhr über Danzig und 
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"Gewinne abwirft. 
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das Saarland, teils auch durch die: in grossen Umfange zur: 


Uebung gewordene Scheinfakturierung ein erheblicher 
Abiluss von Waren zu niedrigeren als den durch die Preis- 
prüfung" vorgeschriebenen Preisen stattgefunden habe, so ist die 


Berechtigung dieses Einwandes an sich nicht zu bestreiten. 
Verfehlt wäre es aber, daraus die Lehre zu ziehen, dass nun 


‚die ganze Preiskontrolle aufgehoben werden müsse; man wird 


vielmehr fordern müssen, dass schärfere Massnahmen 
ergriffen "werden. um die Preiskontrolle wirklich wirksam zu 
gestalten. 
fassunz 
visen. 

Die Gründe, die seinerzeit zur Einführung der Preiskontrolle 
Veranlassung gegeben haben, bestehen nämlich auch heute noch 
fort. Ganz mit Recht hat der Aussenhandelsausschuss für Eisen- 
bahnwagen den gegenwärtigen Augenblick für den denkbar 
ungeeignetstett erklärt, mit dem Abbau der Aussenhandels- 
kontrolle zu beginnen, weil er verderbliche Preisschleuderei auf 
den Märkten der neutralen Länder und als Foige davon Gegen- 
massnahmen dieser Länder in Form von Einfuhrverboten ouer 
von Antidumpinggesetzen hervorrufen würde. Ausserdem er- 
fordert die wirtschaftiiche Lage Deutschlands heute mehr denn 
ie, dass die Ausfuhr zu möglichst hohen Preisen getätigt wird, 
um auf diese ‚Weise die deutsche Zalhungsbilanz in günstigen 
Sinne zu beeinflussen. 


Ebenso wie einer Beseitigung der Astuhrkontrolle muss 
aber auch einer Auihebung der Ausfuhrabgabe 
entschieden widersprochen werden. Gewiss können 
diejenigen, die eine Beseitigung der Ausiuhrabgabe fordern, das 
Argument für sich ins Feld führen, dass neuerdings die Entente 
dazu übergegangen ist, die im besetzten Gebiet zur Erhebung 
selangenden Ausfuhrabgaben für ihre Zwecke zu beschlag- 
nahmen. : Dieses Argument reicht aber nicht aus, um eine gänz- 
jiche Beseitigung «der Ausfuhrabgabe zu begründen. 
fuhrkontrolle einerseits und die durch die gewaltigen Reichs- 

zuschüsse zu der notwendigen Lebensmitteleiniuhr ermöglichte 
Niedrig shaltung der deutschen Arbeitslöhne andererseits haben 
Rn die deutsche Industrie eine’ Lage geschaffen, in der sie aus 
em Exportgeschäft gewaltige Gewinne zu erzielen vermochte. 
von diesen Gewiimen, die sich zum grossen Teil geradezu als 
Liebesgaben.an die Industrie auf Kosten der Reichs- 
kasse darstellen, ist schon bisher durch die Ausfuhrabgabe der 
Reichskasse ntr ein kleiner Bruchteil zugeilossen. Wenn seit 
der Einführunz der Ausfuhrabgabe auch durch die inzwischen 
eingetretenen Preisstürze auf dem Weltmarkt und die Hebung 
der dentschen Valuta die Differenz zwischen Auslands- und In- 
landspreisen sich verringert hat, ist sie doch auch heute noch 
so gross, dass nach wie vor .das Exportgeschäft beträchtliche 
Diese Gewinne dürch Beseitigung der Aus- 
fuhrabzabe restlos den Exportenren, seien es nun industrieile 
Unternehmer oder Exporthändler, überlassen, hiesse eine Wirt- 
schaftspolitik treiben, die als ausgesprochen kapitalistisch und 
antisozial bezeichnet werden müsste. - : 
. Otto Schweitzer. 
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Eine noble Firma. Wie sich aus einer Verhandlung. vor 
dem Schlichtungsausschuss in Braunschweig ergab, werden bei 
der Firma Büssing in Braunschweig jetzt noch folgende 

geradezu phänomenalen Gehälter gezahlt: 

400 M. pro Morat für einen 20 „Jahre alten Werkstattschreiber 


450 50 > » :n. 21 jährigen selbständigen Korrespondenten 
SAU, a = » n 21jährigen Zeichnungs-Registrator und 
Photographen 


EEE 5 Si n 20 Jahre alten Detailkonstrukteur 

60 2 - n» 30 Jahre alten Zeichnungs-Registrator 

BEI. 452 In N 1 »„' 29 Jahre alten Konstrukteur mit Hoch- 
schulvorbildung. 


Ein vor kurzem vom Schlichtungsairsschuss Beachte 
geiällter Schiedsspruch über allgemeine Mindestgehälter, die 
ann 15 bis 20 Prozent über den vorgenannten Gehaltssätzen 
stehen, ist jetzt von den Firmen abgelehnt, so dass der Demo- 
bilmachungskommissar sich veranlasst sah, Verhandlungen zur 
gegenseitigen Verständigung über diesen Schiedsspruch anzu- 
setzen. Der soziale Ruf sämtlicher Braunschweiger Firmen und 
msbesondere der Firma Büssing dürfte damit seinen Höhepunkt 
erreichen, 

Einige Braunschweiger Firmen, und darunter wieder be- 
sonders die Firma Büssing regeln zurzeit einen grossen Teil 
inrer Arbeitsverhältnisse mit .der Angestelltenschaft‘ vor dem 
Schlichtungsausschuss. Man scheut sich dabei nicht, die’ Ver- 
handlung mit einem Vertreter zw beschicken,. der keinerlei 
Voibmachten für irgendwelche Vergleichsvorschläge \ besitzt. 


Dazu gehört unseres Erachtens vor allem die Er-: 
der durch die Ausfuhr erzielten De- 


Die Aus- 





: Die Folge davon ist, dass "fast für ‚jeden - Fall mehfere ä 


Verhandlungen angesetzt werden müssen. Es wäre an- 
„gebracht, | - l 
auf aufmerksam. zu machen, dass sie mit Staatsmitteln unverant- 


 wortlichen Missbrauch treiben. Unserer. Ansicht nach sind die 


‘Firmen verpflichtet, zu den Verhandlungen entweder die Firmen- 
--inhaber selbst oder aber nur solche Vertreter zu entsenden, 


. die in der Lage sind, etwas mehr zu sagen, als „ich werde das- 
. meiner Firma vortragen“. ‚Im übrigen dürfte sich Braunschweig 


Unterkommen als Vertreter der Braunschweiger. Firmen vor 
dem Schlichtungsausschuss zu bieten. - 


Wir warnen alle Kollegen vor der Aundhike 


- einer Stellung in der Braunschweiger Metall- 


industrie, 


"Gewerkschaftsarbeit 


Sie können auch anders, nämlich die Heren Arbeitgeber, 
wenm es-in ihren Kram passt. Das beweist ihre Haltung in der 
Frage der Rechtsgültigkeit der Verbindlich- 
erklärung von Schiedssprüchen in Kollektivstrei- 
tigkeiten durch den. Demobilmachungskommissar. Die. An- 


gestellten. der Aachener Metallindustrie bemühen sich seit De- 


zember 1920, eine Erhöhung ihrer Gehälter zu. erlangen. Der. 


Schlichtungsausschuss, der von ihnen angerufen wurde, fällte 


einen Spruch, der im wesentlichen mit dem Angebot der Ar- 


beitgeber, übereinstimmte. ‘Die Angestellten lehnten mit 71 Pro- 
zent der Stimmen :in einer Urabstimmung: die Annahme des 
Schiedsspruches ab. Zu weiteren :Verhandlungen fanden sich 
die Arbeitgeber zunächst nicht: bereit und, als sie vom De- 
mobilmachungskommissar vorgeiladen wen ee sie auch 
dort ihren ablehnenden Standpunkt. 


- Und nun kommt das Merkwürdige. Die Arbeitgeber. 
Bee in Hunderten von Pressenotizen, von 
schriftlichen und mündlichen Protesten die 
Rechtsgültigkeiteiner vom Demobilmachungs- 
kommissar usgesprochenen 
erklärung von Schiedssprüchen aus Kollek- 
tivstreitigkeiten bestreiten, die grosse kost- 
spielige Prozesse anstrengenm um diesem, 
ihrem "Standpunkt entsprechende 
liche Entscheidungen herbeizuführen, 
‚beim Demobilmachungskommissar. die Ver- 
bindlicherklärung des Schiedsspruches.. 


-Man kann nun zweierlei annehmen. ‘Entweder stehen die 


Arbeitgeber auf dem. Standpunkt,‘ dass für sie Recht und Ge- 


setz anders auszulegen seien, als für die Arbeitnehmer, :oder sie 


‚halten. Vorstösse gegen Recht und Gesetz nicht für verwerf- 


‚lich, wenn ‚dabei nur ihre Interessen nicht zu kurz ‚kommen BSR 


ist eine merkwürdige Moral, die sich hier offenbart.. -Der.Vor- 
gang zeigt aber deutlich, dass das Unternehmertum sich - nicht 
nur als -unumschränkter Herrscher: auf wirtschaftlichem Gebiet 


fühlt, sondern, dass cs auch auf dem Gebiete ‘der Recht- . 


sprechung für sich eine besondere "Behandlunz ‚beansprucht. . 


einmal anders können sollten, auf ihn hinweisen können. A 


Nach den Arbeitern ‚die. Angestellten. Die. ‚Seharfmächer: in 
der Leipziger Metallindustrie glauben anscheinend die 


diese Firmen einmal von behördlicher Seite dar- 


Verbindlich-- 


zgericht-- 
die-. 
-selben Arbeitgeber beantragen und erreichen 


allmählich dazu .eiznen, beschäftigungslosen- Rechtsanwälten ein 


un 


‘ Wir bringen ihn unseren Lesern. zur Kenntnis, damit sie ge- 
gebenenfalls, wenn nämlich. die Arbeitgeber irgendwo. wieder 


= 


*7 


Zeit gekommen, wo sie zum Schlage gegen die Angestellten E. 


ausholen. können. . 
ellenim Bezirk Leipzig-e, V. hat den gesamten Tarif- 


vertrag zum 30. April gekündigt. Die vor der Kündigung von ° 


‚den - Angestellien -eingereichten _ Gehaltsforderungen - wurden 
rundweg abgelehnt. - 


nach dazu benutzt. werden, um die Arbeitszeit zu verlängern, 


den Urlaub zu verringern und auch gie Eingruppierung zu ver- 


schlechtern. 


R Die T arifbewegungen in Leipzig' sind von jeher Feen 
zeichnet worden durch das hartnäckige Widerstreben der Ar- 


beitgeber. So ist z.B. der letzte Tarif eni Produkt von fünf 
Schiedssprüchen und zwei Vergleichen vor dem Leipziger 


Schlichtungsausschuss. Die Angestelltenschaft ist schon seit. 


langem durch das: Verhalten der Unternehmer. stark erbittert. 
Es ist selbstverständlich, ‘dass alle Wege und Möglichkeiten 


erschöpft werden, um eine ‚friedliche Beilegung des Konfliktes 
— denn von einem solchen kann in Leipzig heute schon ge-- 
Aber es muss doch an 


snrochen "werden — herbeizuführen. 
dieser Stelle den Leipziger Unternehmern sehr deutlich gesagt 
„werden, dass die technischen Angestellten nicht im geringsten 
gewillt sind, sich in diesem Fall von. den Metallindustriellen 
wieder so länge hinzielien zu lassen, wie das bei den letzten 
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Die. Tarifkündigung soll allem Anschein 
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Verhandlungen der Fall. war. Die ‚Kollegen: sind -sich.. bewusst, 
dass ein Kampf in Leipzig unter Umständen ziemlich grossen 
Umfang annehmen könnte,. Sie sind sich auch klar darüber, 
dass in. diesem Falle wahrscheinlich die. Arbeiterschaft eben. 
falls in Mitleidenschaft gezogen würde. Sie -sind sich aber an- 
dererseits auch ‚klar. darüber, dass die Sympathien: der. Ar- 
beiter in diesem Falle voll und ganz auf seiten der Angestellten 
stehen würden. 


Neue Gehälter für die Angestellten der bayerischen Elek- 
trizitätswerke, Die Angestellten der bayerischen Elektrizitäts- 
werke reichten Mitte Januar durch ihre Organisationen beim 
Arbeitgeberverband von Elektrizitätswerken Bayerns neue Ge- 
haltsiorderungen ein. Der Arbeitgeberverband selbst lehnte 
die Forderungen ab; einige Werke aber waren bereit, Sonder- 
zulagen in geringer Höhe zu bewilligen. Verhandlungen vor 
dem Landeseinigungsamt beim Ministerium für soziale Fürsorge 
in München blieben ebenfalls‘ ergebnislos, da auch hier die 
Arbeitgeber erklärten, dass sie grundsätzlich jede Gehaltser- 
höhung ablehnen müssten, Daraufhin trat ein Schiedsgericht 
in Wirksamkeit und fällte nach mehrstündigen Verhandlungen 
einstimmig einen Schiedsspruch, der den Angestellten der Grup- 
pen I bis Iil 15 Prozent, denen der Gruppen IV und V 10 Prozent 
Teuerungszulage zubiliigte. Während die Angestellten sich für 
die Annahme des Schiedsspruches erklärten, lehnten die Ar- 
beitgeber denselben ab. Nunmehr wurde von den Angestellten- 
organisationen die - Verbindlicherklärung des Schiedsspruches 
beantragt, was zur Folge hatte, dass vom Ministerium für 
soziale Fürsorge neue Verhandlungen angesetzt wurden. In 
diesen Verhandlungen, die sich äusserst ‘schwierig gestalteten, 
konnte eine Einigung dahingehend erzielt werden, dass statt 
der prozentualen Zuschläge, die der Schiedsspruch enthielt, die 
einzelnen Gehälter neu festgesetzt und zwischen den einzelnen 
Gruppen Ausgleiche vorgenominen wurden. Die neuvereinbarten 
Ciehälter, welche rückwirkend ab 1. Januar 1921 in Kraft 
treten und Erhöhungen zwischen 10, und 13 Prozent gegenüber 
den bisher gezahlten aufweisen, stellen sich wie folgt: 


Technische und kaufmännische Angestellte. 








Gruppe I u II IV V 
led. |verh;] led.-|verh.] led. |verh. I led. pverh, led. | verh, 
bis z. 18.Lj.| 6090| — | — _ —_ — —_ —_— ii — 
nach d.18. „ |: 7001| — I] w0| — I — I —- I — - I !— 
„ d. 20. ” ee z ye 820 —. um — _— — — _- 
bis= 2. 22... -_— — — _ 8 — — eo — — 
nach d.22,- „ 1.820 |: 860] 925 | 960 | 1600 1050| — _ — _ 
„. 4.25. „, 11010 | 10501 1040 ! 1089 | 1210 | 1260 | 1280 | 1340 1480 | 1540 
ln: RR ASP —- 1. — 11250 1300 | 1420 | 1460 | 1470 | 1540 | 730 | 1800 
» 4.355. „Ti — -|i|- 1 - — ij — 1167011 1750 | 1920 | 2000 
Meister. 
Gruppe A: B c 
32 led. : :verh. led. ‘ verh, led. verh. 
1390. 1460 1500 - 1600 1650 1750 


' Lehrlinge erhalten im 1. Jahr 120, im 2.’ Jahr 160, im 3. Jahr 220 M. 


Bemerkenswert. ist, dass mit dieser: Vereinbarung der an- 
fangs von den Arbeitgebern eingenommene Standpunkt, grund- 
sätzlich jede Gehaltserhöhung abzulehnen, durchbrochen wor- 
den ist. Sind auch die Wünsche .der Angestellten nicht voll in 
Erfüllung gegangen; so können sie doch mit dem Ergebnis der 


. Verhandlungen zufrieden sein. 


Entlohnung der technischen Angestellten in der Metall. 
industrie im Jahre. 1920. Um. einen -Ueberblick über die Er- 
gebnisse der Tarifpolitik unseres Bundes zu gewinnen, stellte 
seine Abteilung für Tarifstatistik eine Uebersicht über die zu 
Anfang: und zu Ende des Jahres 1920 gezahlten tariflichen 
Burchschnittsgehälter der technischen Angestellten in der Me- 
tallindustrie zusammen. In dieser Zusammenstellung sind die 
Burchschnittsgehälter der verschiedenen Gruppen der tech- 
nischen Bureau- und Betriebsangestellten, wie sie zu Beginn 
und zu Ende des Jahres 1920 gezahlt worden sind, aufgeführt. 
Die Aufstellung ermöglicht einen interessanten Vergleich, da sie 
Orte von 12500 bis beinahe zwei Millionen (Berlin) Finwohner 
aus allen Gebieten des Reiches enthält. Sie stimmt in dieser 
Hinsicht überein ‚mit der voın Statistischen ‚Reichsamt heraus- 
gezebenen Aufstellung über die Teuerungs- und Verhältnis- 
zahlen der Gemeinden, die durch einen besonderen Eildienst 
erfasst werden. Bei der Bearbeitung der Uebersicht ergab sich, 
dass im Laufe des Jahres bezüglich der Verheirateten- und 


Kinderzulagen zwei verschiedene Entwicklungstendenzen auf- 
traten. In einigen Tariiverträgen waren zu Berinn des Jahres 


besondere Familienzulagen vorgesehen, die Ende des Jahres 
!edoch wieder fallen gelassen worden sind. Andererseits ent- 
hält die Aufstellung eine Reihe von Orten, wo zu Begiun des 
Jahres besondere Familienzulagen nicht gezahlt wurden, solche 
am Ende des Jahres aber tariflich vereinbart waren. Zu .be- 
werken ist noch, dass bis zının Eiide des Jahres. 1920 die Fa- 


milienzulagen sich nur im verhältnismässig geringen Umfange 
eingebürgert hatten. 


Wenn man die aufgestellte Uebersicht über die im Jahre 
1920. gezahlten tariflichen Durchschnittsgehälter, die den Orts- 
verwaltungen des Bundes mit dem Jahresbericht zugesandt 
werden wird, einer Durchsicht unterzieht, so zeirt sich, dass 
die höchsten Gehälter in Orten gezahlt worden sind, die nicht 
zu den grössten des Deutschen Reiches zählen. Es wurden an 
ledige Angestellte der verschiedenen Gruppen der technischen 
Angestellten die niedrigsten bzw. höchsten Durch- 
Schnittsgehälter zu Anfang und zu Ende des Jahres 1920 in 
u le aufgeführten Orten in der angegebenen Höhe ge- 
zahlt: 








Einw.- [Höchst - 











Niedr. Einw - 
Gruppe Gehalt. Ort Zahlini Gehait Ort Zahl in 
Mk. 1009 7 Mk. 1009 











re 


Techn.Büroangest. 245 |Halberstadt| 47,1 665 
mit vorwiegend. 
mech. Tätigkeit, Ende 

wie Pauser usw. | 1990 420 | Giessen | 33,4 [1171,26] Kattowitz | 45,4 





1920 











— 


Karlsruhe | 136 





Techn.Büroangest. 300 | Halberstadt] 47,1 665 136 
mit schwieriger 


Karlsruhe 


geichn. Tätigkeit, 


Ludwi 
wiel.Zeichnerusw, UGWISB- 


ie o S f 
656,25] Eisenach | 39,2 | 1579 BER AORE 99,7 











Techn. Büroangest. | Af. 1337,50] Halberstadt| 47,1 | 925 | Chemnitz | 3038 
\ R 1920 I”. ’ 

mit. teilw. selbst, Eu Sr x 

konstr.Tätigk..wie Ende Bayr. Prov. 

2. Konstr. usw. | 1999 800 | Met.-Ind. | 12,5 | 1625 | Chemnitz | 303,8 


Ortskl. III 
a Tores TEE VER TE SEE. EEE 








Techn.Büroangest. ni 487,50|Halberstadt| 47,1:| 1025 | Chemnitz |- 303,8 

mit selbst. u. ver- N 

antw. Tätigk., wie Ende Bayr. Prov. 

1. Konstr. usw. | 1999 1040 |. Met.-Ind. | 12,5 | 1825 | Chemnitz | ‚303,8 
Ortskl. IN 






ne 
























Techn. Betriebs- | Anf. > R ; 
angest, mit teilw. | 1920 302,50] Halberstadt] 47,1 665 | Karlsruhe | 136 
selbst. Tätigkeit, en Ark 
wie Hilfs- Ende i ; „a | Ludwigs- 
RR 1920 656,25] Eisenach I ‘39,2 | 1370 baleno Rh. 90,7 
Techn. Betriebs- | Anf. £ % i 
angest. mit teilw. | 1920 |*07,>0| Halberstadt] 47,1 | 925 | Chemnitz | 303,8 
selbst. Tätigkeit u ——I— | —— 
gew.Verantw. wie | Ende 892,50| Breslau |528,3 | 1625 | Chemnitz | 303,8 
Betriebsass, 1920 











1015 } Karlsruhe 


Techn, Kalk. mit 
selbst. u. verantw, 
Tätigkeit 


435 |Halberstadt] 47,1 


1040 





Bayr. Prov. 
Met.-Ind. 
Artikel Il 





12,5 [1677,56 Karlsruhe 













Techn. Betriebs- Anf 














19 v Dresden 1529,3 | 1059 |. Lübeck - [113,1 
Angest. mit selbst. a 2er EEE RR 
u. verantw.Tätigk. Ende BR 
Betr.-Ing, 1920 Breslau 1528,3 11982,50| Kattowitz 45,4 

















Anf. 








Leitendö techn. | 1920 750 | Dresden [529,3 j1137,50| Lübeck 
Angest. im Büro nn ne — — 
u, Betrieb ee 1075 | Breslau [528,3 | 2170 | Mannheim | 229,6 


Nachtrag zum Teiltarifverirag mit der Frankfurter Gas- 
zesellschaft A,-G., Frankfurt aM. Mit der Frankfurter Gas- 
gesellschaft ist am 3]. Januar-1921 ein Nachtrag zum Teiltarif- 
vertrag vom 9. Juli 1920 abgeschlossen worden, welcher neben 
den Gehältern, die rückwirkend ab 1. Januar 1920 in Kraft 
treten, beachtenswerte, Vereinbarungen bezüglich der Eingrup- 
vierung der Anzestellten aufweist. Auf Grund des $ 6 des Ab- 
kommens,. welcher besagt, dass. die Eingruppierung der Ange- 
stellten durch die Direktion im Benehmen mit dem Angestellten- 
rat und den Organisationen zu erfolgen hat, ist es gelungen, 
für die technischen Angestellten eine recht befriedigende Fin- 
gruppierung: zu erreichen. 
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Das jährliche Einkommen der technischen Angestellten stellt - 
sich laut Nachtrag wie folgt: 
Gruppe V techmsches Hilfspersonal . . . „13000 bis 17400 M, 
Br VI Laboranten, Kontrolleure . . . . 13900 „ 19050 „ 
a Vi] Techniker und Meister . . . . ..14300 „ 19950 „ 
n VIII technische Direktionssekretäre, Werk- 
stattmeister und Obermeister . . 14900 „ 21300 „ 


2 IX Bauführer und Inspektoren . . . . 16650 „ 23850 „ 
5 X Betriebsassistenten, Chemiker, Archi- 
tekten..., m 7015218 600%2.57126409. 7, 


Obwohl hiernach bei den Gruppen V bis VIII Anfangs- 
gehälter von unter 15000 M. zulässig sind, wurde noch eine 
Vereinbarung getroffen, die ein Mindestgehalt von 15000 M. 
vorsieht, welches so lange gezahlt wird, bis auf Grund des 
Dienstalters nach dem Besoldungsplan für die städtischen Be- 
amten, an den sich dieses Abkommen anlehnt, ein höheres 
Gehalt erreicht wird. Weiter ist beachtenswert, dass, wenn 
eine Erhöhung der Löhne der Arbeiter der Frankfurter Gas- 
geschlschaft oder der Einkommensverhältnisse der städtischen 
Beamten eintritt, vom gleichen Zeitpunkt auch eine Erhöhung 
der Gehaltssätze für die Angestellten der Frankfurter Gasgesell- 
schaft erfolgt. 


Tariterhöhung in der bergischen Industrie. Unter obigem 
Stichwort gaben wir in Nummer 11 des „Industrietechniker“ 
die neuen Gehaltssätze in der bergischen Industrie bekannt. Es 
sind uns dabei einige Irrtümer unterlaufen, die wir hiermit be- 
richtigen: 5 | 

Unter a) Metallindustrie, Gruppe 1, Zeichner und Kunst- 
gewerbezeichner, muss es heissen „nach vollendetem 
17., 18. usw. Lebensjahr“ und nicht, wir irrtümlich veröfient- 
licht „im 17., 18. usw. Lebensjahr“. Eine Steigerung über das 
25. Lebensjahr hinaus wurde nicht vorgesehen, da vorausgesetzt 
wird, dass ein Zeichner über 25 Jahre unbedingt in Gruppe 2, 
Techniker, gehört. 

Unter b) Textilindustrie, ist der Gehaltssatz für die Ober- 
meister mit 2100 M. angegeben, während. er in Wirklichkeit 
1850 M. beträgt. 


Neue Gehaltssätze für die chemische Industrie Sektion VIIL 
Durch Schiedsspruch und durch besondere Vereinbarung mit 
dem Arbeitzeberverband sind für die technischen Angestellten 
der Sektion VHI der chemischen Industrie (Bayern r. d, Rh.) 
rückwirkend ab 1. März 1921 folgende Gehaltssätze festgelegt 
worden: 


Gru el Gru eu 
led. r Er led, an verh. 
Anfangsgehalt 660 775 780 920 
rach 1 Jahr 690 805 810 950 
2 2 et 720 835 840 989 
EN EIINE UB 830 1020 
& 4 ei 800 . 935 910 1050 
FR ZUR 850 950 999 1090 
s; RER 880 980 1020 1120 
2 7 ‘ 910 1010 1060 1160 
FRA : SIR Wr 970 1095 1120 1245 
A 9 B 1010 1135 1150 1275 
332 504.0 105Q 1175 1190 1315 
Be u \ % 1689 1205 1220 1345 
BR OR OR, 1235 1250 1375 
Gruppelll Gruppe V 
led. verh. led, Br verh, 
Anfsngsgebalt 975 1125 1250 1400 
nach 1 Jahr 1020 1170 1290 1440 
Pr 2 Jahren 1060 1210 1330 1480 
5 3 ».. 1100 1250 1370 1520 
P 4 =. H80 1300 1410 1560 
ans »..1200 1350 1450 1600 
N TOR v. , 1390 - 1540 1690 
iS 7 „1280 1430 1580 1739 
7 8 HE HLITO 1520 1670 1820 
"9.7 1410 1560 1710 1880 
warb. 2:57:55 1450 1600 1750 1900 
BEE RE — _ 1799 1949 
Werkmeister. 
led. verh. 
GruppeI! 1300 1400 nach 8 Diensijahren 1425 


5 N - 1350 1450 n.8 is 1475 
” iii 1450 1600 _ 
a IV 1500 1650 _ 


Betriebe die mit verkürzter Arbeitszeit arbeiten oder deren 
wirtschaftliche Verhältnisse eine besondere Berücksichtigung ver- 
dienen, können nach Vereinbarung mit den Angestellten bzw. 
deren gesetzlicher Vertretung die bisherigen Gehaltssätze bei- 
behalten oder andere Sätze vereinbaren, die zwischen den bis- 
herigen und den Sätzen des Schiedsspruches liegen. 

Kommt keine Einigung zustande, entscheiden die beider- 
seitigen Organisationen bzw. das zwischen den Vertragsparteien 
zu errichtende Einigungsamt. 





Schriftleiter: O, Schweitzer, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. —-Industriebeanten-Verlag GmbH., Berlia NY 52, N 2 
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 Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 


einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 
Der Tarifvertrag vom 21. Juni 1920, abgeschlossen zwischen dem Orts- 


'kartell der Angestelltenverbände Bezirk Ludwigshafen a. Rh. einerseits und 
dem Arbeitgeberkartell ak Aanter, a. Rh. andererseits, mit Wirkung vom 
3 


1. August 1920 für den Stadtbezirk Ludwigshafen a. Rh. (einschl. 


des Werkes Oppau der Badischen Anilin- und Soda-Fabrik). 


Die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf $ 7 Ziffer 7, $ 8 
Ziffer 3 und $ 15 Ziffer 1 des Tarifvertrages; - z 

der Schiedsspruch vom 12. Mai 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifver- 
trag einschl. des Zusatzabkommens vom 23. Februar 1920, abgeschlossen 
zwischen der Arbeitsgemeinschaft der Angestelltenverbände Neuwied und Um- 

bung einerseits und dem Wirtschaftsverband für Industrie und Gewerbe des 

Ei Neuwied e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Mai 1920 für den 
Kreis Neuwied; 

der Tarifvertrag vom 22. Oktober 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und zwei weiteren Verbänden eineıseits und der Wirtschaftlichen Ver- 
einigung und dem Arbeitgeberverbande von Wittenberg und Umgebung 
andererseits, mit Wirkung vom 15. Dezember 1920 für Stadt und Kreis 
Wittenberg; 3% 

der Zusatztarifvertrag vom 5. Oktober 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Verband Thüringer 
Metallindustrieller, Ortseruppe Apolda, dem Verband Thüringer Textilindustrie, 
Ortsgruppe Apolda, und dem Kleinhandelsverband Apolda andererseits, mit 
Wirkung vom 1. September 1920 für die Stadt Apolda; y ; 

der Tarifvertrag vom 15. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und drei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
Solingen in Opladen andererseits, mit Wirkung vom 15. Mai 1920 für die 
Bürgermeistereien Burgscheid, Bergisch-Neukirchen, Opladen, 
Langenfeld, Leichlingen, _ Monheim, Rheindorf, Hitdorf, Wies- 
dorf, Witzhelden, Schlebusch mit den dazugehörigen Orts- 
bezirken. Die Ausdehnung der allgemeinen Verbindlichkeit auf diejenigen 
Firmen, die den Kölner Tarifvertrag vom 8. November 1919 bisher angewandt 
haben, war vorbehalten. In Ausführung dieses Vorbehaltes wird die allge- 
meine Verbindlichkeit auch auf diese Firmen mit Wirkung vom 15. Mai 1920 
ausgedehnt; ; ; j N 

der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Stuttgart vom 9. November 
1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 20. Dezember 1919, abg»- 
schlossen zwischen dem Butab und sieben weiteren Verbänden eine:seits und 


der Vereinigung Württembergischer Arbeitgeberverbände e. V. in Stuttgart 


andererseits, mit Wirkung vom 1. November 1920 für den Freistaat 
Württemberg. 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 





Nummer 14 


Angestelltenvertretung durch die 


Harmonieverbände 


Ia der Notiz „Unfaire Kampfesweise“ in Nummer 12 der 
„Deutschen Techniker-Zeitung“ haben wir uns kurz mit den 
wahrheitswidrigen Angriffen beschäftigt, die einer der Führer 
des christlich - nationalen Gesamtverbandes deutscher Ange- 
stelltengewerkschaften in jüngster Zeit in verschiedenen von der 
Stinnes-Presse veröffentlichten Artikeln gegen den AfA-Bund 
im ganzem und gegen unseren Bund im besonderen gerichtet hat, 
Der Zweck, der mit diesen Elaboraten verfolgt wurde, war 
natürlich der, den technischen Angestellten vor dem angeb- 
ich kommunistischen Butab granlich zu machen und sie für den 
Schützling des Gesamtverbandes, den Neuen Deutschen Tech- 
niker-Verband, einzufangen. Es kennzeichnet nur den Mangel 
an Sachlichen Beweisen für die Daseinsberechtigung einer christ. 
lich-nationalen. Technikerbewegung, wenn Herr Koslowski, der 
Verfasser dieser Artikel, nichts Besseres als einen neuen Auf- 
guss der abgestandenen, schon hundertmal widerlegten Ver- 
drehungen und Verleumdungen aufzutischen weiss, Es hiesse 
Herrn Koslowski zuviel Ehre antun, wollten wir uns mit den 
Erzeugnissen seiner Phantasie einzchender beschäftigen. Nach 
dem Motto: „An ihren Taten sollt ihr sie erkennen“ wollen wir 
aber an Hand einiger konkreten Vorgänge unseren Lesern Ge- 
legerheit geben, sich darüber ein Urteil zu bilden, was die Har- 
monleverbände als Vertreter der Angestellteninteressen leisten 
und wie sehr deshalb die Vertreter dieser Richtung berufen 
sind, sich zum Richter über andere aufzuwerfen. 

Im Oktober 1920 forderten die Angestellten in der chemi- 
schen Industrie der Sektion IVa eine Erhöhung der T euerungs- 
zulagen. Die Arbeitgeber verlangten, ohne sich ihrerseits zur 
Annahme der Forderungen zu verpflichten, dass die Angestell- 
tengewerkschaften in erhebliche Verschlechterungen des Tarif- 
mantels einwillisten. Obwohl in einer gemeinsamen Sitzung 
auch die Vertreter der Harmonieverbände erklärten, dass sie 
unter keinen Umständen eine Verschlechterung des Mantels zu- 
lassen würden, blieben sie trotz des darauf erfolgenden Ab- 
bruches der Verhandlungen sitzen, und nachdem die AfA-Ver- 
treter den Sitzungsraum verlassen hatten, wurde im Hardum- 
drehen eier Abschluss erzielt.. Das Ergebnis war folgendes: 
Anstatt der geforderten Gprozentigen Er- 
höhung wurde ein Bruchteil derselben er- 
reicht. Dafür haben sichdie Angestellten ver- 
pilichtet, dass der bisher bestehende Passus, 
wonach eine Verschlechterung besserer Ar- 
beitsbedingungen nicht erfolgen darf, in Zu- 
kunft fortfällt. Darüber hinaus ist durch cine 
Aenderung der Bestimmungen über die Ar- 
beitszeit erreicht worden, dass die Angestell- 
ten durchschnittlich 150-200 Stunden im Jahr, 
die ihnen bisher als Ueberstunden vereiütet 
wurden,in Zukunftohne Entschädigungleisten 
müssen. Das bedeutet für ca. 5000 Angestellte bei einem 
Durchschnittsstundensatz von 6 M. und 25 Prozent Ueberstun- 
denzuschlag eine Summe von rund 5 Millionen Mark, die den 
Angestellten verlorengehen und den armen Unternehmern zu- 
gute kommen, 

Im Dezeinber fanden Tarifverhandlungen in Frankfurt a.M. 
statt. Die von unseren Koilegen geforderten Sätze wurden von 
den Arbeitgebern abgelehnt. Die Harmonieverbände krochen 
zu Kreuze und nahmen das Angebot der Arbeitzeber an, Un- 
Sere Kollegen riefen den Schlichtungsausschuss und später auch 
den Demobilmachungskommissar am. Dort erfuhren sie, dass 
der G.d.A. der in Frankfurt .M. auch ein Bäckerdutzend 
technischer Angesteliter zu seinen Mitgliedern zählt, auch für 
die technischen Angestellten sich mit den Arbeitgebern geeinigt 
hrbe, Es wurde unseren Kollegen mitgeteilt, dass für sie die 
alten Gehaltssätze, für die im G. d. A. organisierten die um 
25 M. erhöltten Gehälter gezahft würden. Unsere Kollegen er- 
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kannten natürlich die Vertretungsbefugnis des G.d. A. nicht an 
und es gelang ihnen, durch geschlossenes Vorgehen eine Er- 
höhung der Gehälter für die technischen Angestellten zu er- 
zwingen. Wenn sie auch nicht das Gewünschte erreichten, se 
kamen: sie doch über das vom G. d. A. Eizielte hinaus. Die 
verräterische Haltung der Harmonieverbände hat in diesem 
Fall die Angestelltenschaft in zwei Lager geteilt und so den 
Arbeitgebern die Möglichkeit gegeben, ihren Willen zum min- 
desten für die kaufmännischen und die im G. d. A. organisierten 
technischen Angestellten durchzusetzen, 

Wie war es in Dresden beim Streik in der Metallindustrie? 
Der D. H. V. nahm den Schiedsspruch gegen den Willen seiner 
Mitglieder an, die ebenso wie die AfA-Angestellten mit grosser 
Mehrheit den Streik beschlossen. Der D. H. V. erklärt den 
Arbeitgebern, dass seine Mitglieder gezwungen streiken. Fr 
teilt den bei ihın organisierten kaufmännischen Angestellten mit, 
dass er, da der Streik gegen den Willen der Verbandsleitung 
geführt werde, keine Streikunterstützung zahlt, was ihn frei- 
lich nicht hindert, in der Oeffentlichkeit mit der Behauptung von 
dem 20 M. betragenden Streikunterstützungssatz auf Mitelieder- 
fang auszugehen. Dass.der Budaci mit seinen ganzen 6 Mit- 
gliedern in Dresden, der ja auch dem Gedag angeschlossen ist, 
gegen den Streikbeschluss der Angestellten protestiert, sei zur 
Erheiterung der Leser in diesem Zusammenhang mitgeteilt. 
Dieses Verhalten des D. H, V. kann erst dann 
vollauf gewürdigt werden, wenn man Sich an 
dieüberradikalen Phrasenunddie furchtbaren 
Drohungen erinnert, welche die DH. V.-Leute 
vor dem Streik im Munde führten. 

Wie grundsätzliche Dinge, die von der gesamten Arbeit- 
nehmerschaft als zu den geringen Fortschritten, die uns die 
Revolution gebracht haben, gezählt werden, von den führenden 
Leuten der Harmonieverbände gewertet werdem und wie leicht- 
sinnig dieselben von ihnen preisgegeben werden, beweist Herr 
Heinrich Thal, ein Vorstandsmitglied des G. d. A. der in der 
„Magdeburger Zeitung“ schrieb: 

„In den Stunden des Grossfeuers muss zur Vermehrung und 
zur Verbiliigung der Produktion über acht Stunden hin- 
aus gearbeitet werden. Wir brauchen nicht den rus- 
sisch-bolschewistischen Zwölfstundentag. Wir werden aber für 
eine Uebergangszeit neunundzehn Stundenarbeiten 
können, um mehr und billiger zu produzieren. Das setzt 
voraus, dass die Mehrarbeit nicht bezahlt 
wird“ 

Dass die Harmonieverbände nicht nur in bezug anf die 
Arbeitszeit die Interessen des profithungrigen Arbeitzcbertums 
vertreten, sondern, dass sie auch in bezug auf die Bezahlung 
den Wünschen derselben gerecht zu werden versuchen, be- 
weist der N.D.T.V. Dessem Landesgeschäftsstelle Saarpfalz 
versendet unter dem 28. Januar an die Arbeitgeber des Saar- 
landes eine Anpreisung des Stellennachweises des N.D.T.V. 
Um die Arbeitgeber auf die Vorteile der Benutzung desselben 
aufmerksam zu machen, wird ihnen auch gleichzeitig ein Bei- 
spiel von der Tüchtirkeit desselben mitgeteilt. Es heisst in dem 
Schreiben: 

„Ein Absolvent der höheren Maschinenbauschule zu Aachen sucht bis 
15. März Aufangsstellung und legt den Fop Eiger als angehender Ingenieur 
weniger auf hohes Einkommen als auf Vervollkommnung im Berufe... .“ 

Mit vorzüglicher Hochachtung 


I.A. gez. Kratz, 
Geschäftsführer.“ 


So betreibt der N.D.T.V. Gehaltsdrückerei allerschlimmster 
Art von Verbands wegen und nennt das Vertretung der Inter- 
essen der technischen Angestellten, 

Dass die in der Dresduer Streikangdlegenheit, bei .den 
Frankfurter Tarifverkandlungen und den Vorgängen in der che- 
mischen Industrie, die oben geschildert wurden, zutage ge- 
treteue angestelltenverräterische Haltung nicht vereinzelt da- 
steht, sondern durchaus mit der Auffassung, die bei den Ge- 
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werkschaftsbünden über die Vertretung der Angestellteninter- 
essen grundsätzlich besteht, übereinstimmt, 
vor, dass sich diese Fälle beliebig vermehren lassen. 


Es sei an die Vorgänge in der Kölner Metallindustrie er-. 
innert, wo ebenfalls hinter dem Rücken der zu 65 Prozent in 


dem AfA-Bund organisierten Angestellten ein Tarifvertrag 


zwischen den Arbeitgebern und den Harmonieverbänden abge-- 
Die von den technischen Angestellten und. 


schlossen wurde, 
Werkmeistern aufgestellten Forderungen bezüglich Aenderun- 


gen in der Eingruppierung blieben dabei natürlich vollständig‘ 


unberücksichtigt. Trotzdem erklärten die Arbeitgeber, 
dass die Interessen der technischen Angestellten aufs beste ver- 
treten worden seien. Dass bei einer Vertretung der Techniker- 


interessen durch einen Juristen und drei Kaufleute, die, da sie 


im G.d. A. und im Gedag organisiert sind, zweifellos ein emi- 
nentes Verständnis für die Fragen der Unterscheidung und Ein- 
gruppierung technischer Arbeit besitzen, nichts anderes heraus- 
kommen konnte, ist klar. Daran ändert es auch nichts, dass der 
G.d.A. sich krampfhaft bemüht, Techniker zu organisieren, um 
Frsatz für die seine Reihen verlassenden kaufmännischen An- 
gestellten zu Suchen. Auch dass der N.D.T.V., dessen Orts- 
verwaltungen in der Regel aus einem D.H. V.-Beamten als Vor- 
sitzenden und einem bis zu sechs Mitgliedern bestehen, dem 
Gedag angeschlossen ist, vermochte natürlich das Verständnis 
dieser Tarifkommission für die speziellen Technikerinteressen 
nicht zu fördern. 


In Kiel schloss der D. H. V. für den N.D. T. V. mit den _ 


Elektro-Firmen einen Sondertarif ab, der für alle technischen 
Angesteliter Geltung haben sollte. Die Angestellten selbst hat- 


ten verlangt, dass die bei diesen Firmen beschäftigten Kollegen 


nach den höheren allgemeinen Ortstarif weiterbezahlt werden 
sollten wie bisher, Der durch die Harmonieverbände für diese 


Angestellten erzielte Sondertarii brachte den Kollegen einen 


monatlichen Gehaltsausfallvon 85 bis 200 Mark. 
Nur dem Umstand, dass bei den in Frage kammenden Firmen die 
technischen Angestellten — soweit sie überhaupt organisiert 
sind — alle dem Butab anzehören und dass bei einzelnen davon 
sämtliche Angestellte restlos in den Verbänden des AfA-Bundes 
erganisiert sind, ist es zuzuschreiben, dass die Abmachung£n, die 
hier die Harmonieverbände getroffen hatten, überhaupt nicht in 
Frare kamen. Die Kollegen setzten ihren Willen durch. Der 
einzige Erfolg, den die Harmonieverbände mit ihrem Vorgehen 
in Kiel erreichten, ist der, dass sie wieder einmal einen Beweis 
für ihre Schädlichkeit erbracht haben. 

Die überall zu verzeichnende Art und Weise, wie die Har- 
monieverbände die Angestellteninteressen vertreten, lässt sich 
auf folgende einfache Formel bringen. Nimm den Mund recht 
voil, fordere so viel, wie du nie bekommen kannst; denn das 
imponiert den Angestellter. Dann gehe hin, verhandle, und 
kommt es zu keiner Einigung, dann überlasse es dem AIA- 
Bund, Rückgrat und Energie zu zeigen. Inzwischen verhandle 
hinter dessen Rücken mit den Arbeitgebern und komme ihren 
Winschen möglichst entgegen. - Hast du die Mehrheit der An- 
gestellten in deiner Organisation, so muss sich der AfA-Bund 
fügen, hast du sie nicht und nimmt der AfA-Bund den Kampf 
auf, so führt er ihn auch erfolgreich zu Ende. Du kannst dann 
mit gutem Gewissen deinen Mitgliedern die Streikunterstützung 
verweigern; denn du hast dich ja geeinigt und am Erfolg des 
ATA-Bundes ninımst du doch teil. Damit dienst du den Arbeit- 
gebern, erhältst dir ihre Freundschaft und erscheinst doch den 
Angestellten als die radikale, erfolgreiche Organisation. 

Wir bitten unsere Kollegen, sich alles das vor Augen zu 
halten und dann ihr Urteil zu fällen. 
geführten Beispiele ins endlose vermehren. Jeder Tag bringt 
uns neue Zuschriften dieser Art. Das eine Gute hat diese Taktik 
der Harmonieverbände für sich. Sie öffnet so nach und nach 
den Angestellten die Augen. Viele unserer Kollegen, die sich 
sehr energisch für die Beibehaltung der örtlichen Tariigemein- 
eingesetzt haben, sind 
durch die Praxis davon überzeugt worden, dass diese von 
uns immer bekämpften Gebilde tatsächlich der energischen, ziel- 
bewussten Vertretung der Angestellteninteressen die grössten 
Schwierizkeiten bereiten. Sie verleiten auch unsere Kollegen, 
sich von einem gewissen Harmoniedusel einfangen zu lassen 
und unterbinden die Möglichkeit zu einer energischen Be- 
kämpiung der Harmonieverbände. Dadurch wird die reinliche 
Scheidung der Geister in der Angestelltenbewegung ungeheuer 
erschwert und verzögert. Die freigewerkschaftliche Bewegung 
wird gehemmt in ihrer Entwickelung und hat den Nachteil. Die 
Harmonieverbände, die in sehr vielen Fällen überhaupt nur noch 
unter Anlehnung an die AfA-Organisationen lebensfähig sind, g2- 
niessen den Vorteil. Deswegen heraus aus den Ta- 
riigemeinschaften! Schaiit AiA-Ortskartellet 
Treibt zielbewusste . freigewerkschafitliche 
Angestelltenpolitik! 


geht daraus her- 


Wir könnten die oben an- - 








o0 Rundschau 
Gewerkschaftsarbeit 


Der Angestelltenstreik in der Breslauer Metallindustrie er- 
folgreich beendet! Kurz vor Redaktionsschluss erhalten wir 
die Mitteilung, dass nach zehntägigem Kampfe der Streik der 
Angesteliten -in der Breslauer Metallindustrie ein siegreiches 
Ende gefunden hat. Nähere Mitteilungen stehen noch aus, so 
dass wir erst in der nächsten Nummer der „D. T.-Z.“ ausführlich 
auf diese wichtige Bewegung eingehen können. Soviel kann 
aber heute schon gesagt werden, dass dieser erfolgreiche Ab- 
schluss weit über die Grenzen Breslaus für ganz Schlesien seine 
Bedeutung haben wird. Die einmütige Haltung unserer Bres- 
lauer Kollegen in diesem Kampf jedoch muss als vorbildlich hin- 
gestellt werden; denn selten ist ein Streik so mustergültig und 
geschlossen geführt worden, wie gerade dieser. 


Eine wahre Geduldsprobe der Angestellten Erfurts hat den- 
selben schliesslich doch einen Erfolg eingetragen. Die seit 
Januar d. J. laufende Tarifbewegung in Erfurt ist jetzt im April- 

endlich zu einem Abschluss gelangt. Der Gang dieser Be- 
ee verdient insofern eine gewisse Beachtung, äls die Ar- 
beitgeber — wie wir schon in Nummer 9 des „Industrie-Tech- 
niker“ berichteten — unter Hinweis auf den ihrer Meinung nach 
eingetretenen allgemeinen Preisabbau jegliche Erhöhung. der 
Gehälter rundweg ablelhınten.- Ein bereits im Februar tagender 
Schlichtungsausschuss hatte ein wahrhaft salomonisches Urteil 
dahingehend gefällt, dass er nicht sagen könne, wie die Preis- 
steigerung sich in Zukunft gestalten würde und dass er es daher 
für angebracht halte, die Verhandlungen bis April zu vertagen. 
Auch in Lohnstreitigkeiten der Arbeiter hatte dieser Schlich- 
tungsausschuss es schon wiederholt verstanden, jegliche Lohn- 
erhöhungen abzulehnen, so dass die Angestellten von diesem 
Urteil nicht allzusehr überrascht waren. Unter Vermittlung 
des Demobilmachungskommissars war nichts unversucht ge- 
lassen worden, zu erneuten direkten Verkandlungen mit den 
Arbeitgebern zu gelangen. Im März schliesslich liessen die 
Unternehmer durch ihre drei Syndici den Angestellten ein An- 
gebot unterbreiten, das als zweitägig befristetes Ultimatum 
ganz unzulänglich und unannehmbar war. Schliesslich gelang 
es aber doch noch, in einem erneuten Termin vor dem Schlich- 
tungsausschuss am 11. April nach eintägiger. Verhandlung einen 
immerhin annehmbaren Schiedsspruch herauszuholen, der den 

















Unverheirateten zehn Prozent und den Verhei- 


rateten zwanzig Prozent Erhöhung der bisher ge- 


- zahlten Tarifgehälter brachte, und zwar rückwirkend ab 1. Fe- 


bruar d. J. Die übrigen Teile dieses Schiedsspruches betreffend 
Lehrlinge und weibliche Angestellte sind hier nicht weiter von 
Interesse. 
geber-Vereinigung Erfurt sich dem Schiedsspruch unterworfen 


hat. Ueber ein Vierteljahr lang hat also die Arbeitsfreude der 


Angestellten durch die ablehnende Haltung der Unternehmer 
Hemmungen erfahren müssen, die im Interesse eines ungestör- 


ten Fortganges der Produktion wohl besser schon früher be- 
Sollten die Unternehmer nicht endlich 


seitiet worden wären. 


einsehen‘ ass sie besser tun, rechtzeitig den berechtigten 





Nun erhalten wir die Nachricht, dass auch die Arbeit- 


Forderungen ihrer Angestellten nachzukommen, anstatt später 
sich rückwirkenden Schiedssprüchen unterwerien zu. müssen 


und damit ilıre vorhergehende Haltung zu desavouieren? ” 


Vorläulig noch nicht .. . Gelegentlich. der Kündigung der 


Gehaltsabkommen der Hütten- sowohl als der weiterverarbei- 
- tenden Industrie seitens des Arbeitzeberverbandes im Saar- % 


gebiet wurden von dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts 
bund und dem Angestelltenkartell des Saargebiets, AfA-Bund 
gemeinsame Protestversammlungen 
gehalten. 

Nachstehendes Schreiben dürfte beweisen, 
Massenversammlungen dem Arbeitgeberverband Veranlassun 
gaben, seine Ansicht in bezug auf die wirtschaftliche Lage de 
Angestellten einer Revision zu unterziehen. _. - 


„An die Arbeitsgemeinschaft freier ae (AfA-Bund), ” 


allerorts ab- 


Infolge der Londoner Sanktionen hat eine grosse Untichecheif: der wirt on 


schaftlichen Lage Platz gegriffen, so dass die Zukünft! 'igen Einwirkungen d 
Sanktionen auf die Gestaltung der Lebenshaltung der gesanten Prbeitgchoge 
schaft zurzeit noch sicht zu übersehen sind. 

Im Interesse der Arbeitnehmerschaft hat unser Verband deshalb in sein. 
gestrigen Sitzung beschlos«en, trotz der Erkenntnis der zwingenden Notwendig 
keit eines Abbaues der Löhne und Gehälter und trotz des augenblicklich noch 
zu beobachtenden weiteren Rückganges der allgemeinen Lebenshaltungskoste 
die Lohn- und Gehalissätze der zum 28. Februar bzw. 31. Märs zeknugee 
Tarife für den Monat April weiter in Geltunz zu lassen. 


. Arbeitgeberverband der Saarindustrie E V 
Die Geschäftsführung: gez. Tessmar.“ 
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Die -im obigen : Schreiben dargelegte „zwingende“ Not- 
wendigkeit eines Abbaues der Löhne und Gehälter können wir 
mit Rücksicht auf die dafür angeführten Gründe nicht aner- 
kennen, da erstens die Verminderung der Lebenshaltungs- 
kosten durch anderweitige Verteuerungen ' mehr wie aus- 
geglichen wird und andererseits die Einkommensverhältnisse 
lange nicht der tatsächlichen Teuerung entsprechen. 

Die weitere Einführung des Franken wird im Gegenteil eine 
Verteuerung der Lebenshaltung nach sich ziehen und eine Er- 
höhung des Einkommens unbedingt erforderlich machen. 


Abschluss eines Tarifvertrages mit den Strassen-, Klein- und 
Kreisbähnen im* Saargebiet und dem Elektrizitätswerk Saar- 
louis. Auf Grund von Verhandlungen am 21., 25. 27. Januar 
und 4. Februar 1921 ist mit dem Arbeitgeberverband für die 
Transport-, Handels- und Verkehrsgewerbe im Saargebiet ein 
Abkommen getroffen worden, in welchem die Gehalts- und 
Arbeitsverhältnisse der männlichen. und weiblichen Angestellten 
bei den Strassenbahnen im Saartal, der Saarbrücker Klein- und 
Strassenbahn-A.-G., den Kreisbahnen und dem Elektrizitätswerk 
Saarlouis geregelt sind. Die Gehälter der technischen Ange- 
stellten Stellen sich nach den getroffenen Vereinbarungen 
wie folgt: 


Gruppe A: Zeichner und Zeichnerinnen im vierten Berufsjahre 680 M, 
steigend. bei mehr als 16 Berufsjahren uf . . 2... .°.2.,.1660 = 
Gruppe Al: Werkstattechniker, Detailkonstrukteure und Be- 
triebsessistenten in Anfangsstellung im 5. Berufsjahre . . 990°, 
steigend bei mehr als 16 Berufsjahren uf . . - . ..2..2.190 = 
Gruppe B: Selbständige Bureau- und Betriebsangestellte im 
RER Se PA EEE TE . 1380 „ 
steigend bei mehr als 16 Berufsjahren auf . . 2.2 2.2.23. 2140 nr 
Gruppe C: Seibständige Angestellte mit erhöhter Verant- 
wortung im 11. Berufsjahre . . . .., EHE 1910 „ 
steigend bei mehr als 16 Berufsjahren auf . 2310 „ 


Für sämtliche drei Meistergruppen gilt als 1. Meisterjahr das vollendete 
10. Berufsjahr, 


Gruppe Ai: Kassenschaffner, gleich welchen Alters. . . . 1500 M, 
Gruppe A 2: Fahrmeister (Kontrolleure), _Zugführer im 

1. jahr ER BE RR RS u KW 

steigend pro Jahr um 30 M bis zum Höchstgehalt von 25.1940. 
Gruppe A 3: Bahnhofsverwalter, _ stellvertretende Fahrdienst- 

leiter und Fahrdienstleiter (Oberkontrolleure) in kleineren Unter- 

EHEN Dan: im Ber Jah cn NS nen 1840 3 

steigend pro Jahr um 30 M. bis zum Höchstgehalt von . . . 2030 » 
Gruppe-ÄA 4: Fahrdienstleiter (Oberkontrolleure) in grösseren 

Unternehmungen im 1. Jahr-. RE a 1900 „ 

steigend pro Jahr um 30 M. Lis zum Höchstgehalt von . 2080 „, 
Gruppe B1: Bahnmeister und Leitungsmeister, denen in der 

Regel nicht mehr als 15 Arbeiter unters ehen, im 1. Jahr 1810 „ 

steigend pro Jahr um 30 M. bis zum Höchtgehalt von = 2010 ;; 
Gruppe B2: Bahnmeister und Leitungsmeister, denen in der 

Regel bis zu 50 Arbeiter unterstehen, im 1. dal 2 72,2,..,.4950 ', 

‚steigend pro Jahr um 39 M. bis zum Höchs’gehalt ven u ZU0 5 
Gruppe C 1: Fachmeister kleinerer Betriebe, in denen in der 


Regel nicht mehr als 15 Arbeiter beschäftigt werden, sowie 
Obermaschinisten und Lokomotiviührer bei Dampfbahnen im 


De ER rn et 21990. 5 

steigend pro Jahr um 30 M. bis zum Höchstgehalt von „2140, 
Gruppe C 2: Fachmeister mittlerer Betriebe, in denen in der 

Regel etwa bis zu _50 Arbeiter beschäftigt sind, im 1. Jahr 2040 „ 

steigend pro Jahr um 39 M. bis zum Höchstgehalt von 2250 

ruppe © 3: Fachmeister grösserer Betriebe, welchen mehr als 

etwa 50 Arbeiter unterstehen, im 1. Jahr . . ."..2.....2150 A 

steigend pro Jahr um 30 M. bis zum Höchstgehalt von °. . .. 2310 „ 


Frauen- und Kinderzulagen. 
Die technischen Angestellten und Meister erhalten: 


für die Frau Re ee ee EL ZUEM- 
Bardas erste Kind an 20, 550, 0,40 
für das zweite Kind . . . EEE DÜNN 
für jedes weitere Kind . . . . . 60,5 
Technische Lehrlinge 
im ersten Lehrjahre 150 M. 
im zweiten > als13340 325-7, 0200:7, 
im dritten gi F 32s 


Die Gehaltssätze gelten rückwirkend ab 1. Dezember 1920. 
Der Manteltarifvertrag hat Gültigkeit bis zum 31. De- 
zember' 1921. 


Neue Gehaltssätze in der Südlausitzer Industrie wurden 
mit dem Zentralausschuss Südlausitzer Arbeitgeber e. V. am 
22, März mit Wirkung ab 1. März 1921 vereinbart. Die Grup- 
pierung und die Gehälter der technischen Angestellten sind wie 
iolgt festgelegt: 

: A. Bureau. 
Gruppe Ia Hilfskräfte in technischen Bureaus. 

}= Ib Angestellte mit einfacher zeichserischer und einfacher schrift- 

\ licher Tätigkeit. 
” II Angestellte mit schwieriger zeichnerischer oder einfacher kon- 
strüktiver Tätigkeit, sowie Angestellte für Lohn-, Akkord-, 
Angebots- und Terminwesen. 

“ HI Angestellte mit schwieriger konstruktiver Tätigkeit, sowie tech- 

nische Angestellte für Lohn-, Akkord-, Angebots- und Termin- 

wesen, soweit ihnen Hilfskräfte beigegeben sind 
IV Vorsteher technischer Abteilungen. 


’ B. Betrich, 

Gruppe I ungelernte Meister im allgemeinen Betrieb, wie Lager-, Hof-, 
Platz-, Wiege- und Lademeister, ferner ständige Vizemeister, 
Hilfsmeister, Meister-Stellvertreter, Untermeister usw. 

u IH Werkmeister mit berufsmässiger Ausbildung, welche in ihrem 
Beruf eine Werkstatt im Betriebe leiten, 

= III Obermeister 

” IV Betriebsassistenten. 

> V Betriebsingenieure, d. h. technische Angestellte, denen Meister 
unterstellt sind. 

5 VI Betriebsingenieure, Betriebsleiter, 


Monatsgehälter der Gruppen A und B. 
A. Bureau. 


Nach vollendetem Gruppe Ia 1b 1 


m IV 

17. Lebensjahr. . . . . 59% 620 _ = 2 
18. ” N RE ER PAR, 650 — = 2%. 
19; » RE N DE 680 —_ _ —_ 
20. ” re ee el 720 —_ = we 
ZT. = SEE RIES 760 909 — _ 
22. = SEEN EN) 800 959 _ —_ 
23... „ den TER 840 1000 = ai 
24. 5 Be Re I B20 880 1050 _ — 
25; 5 re a 860 920 1100 1300 _ 
26. = BE Er 900 960 1150 135 er 
el = ER 9409 1010 1200 1400 En 
28. ® ae 989 1060 1250 1450 _ 
23: & ET 1029 1110 1300 1500 1625 
30. u R : 1060 1160 1350 1550 1700 
31 = ER ER = _ _ 1600 1775 

32. as N ..— _ _ _ 1850 

5 B. Betrieb, 
ü 1, Berufs- 2,Berufs- 3.Berufs- 4. Berufs- 5, Berufs- 

jahr jahr jahr jahr jahr 

Gruppe I. . 1200 1240 1280 1320 1360 

E 11220 2:51400 1450 1500 1550 16009 

> II 15009 1550 1600 1650 1700 

= IV 1250 1300 13509 1400 1450 

» VE T500 1560 1629 1680 1740 

Pi VE 55.5.1700 1775 1350 1925 2000 


Angestellte, die mit ihren Angehörigen in häuslicher Ge- 
meinschaft leben und deren Unterhalt bestreiten müssen, erhal- 
ten in allen Gruppen monatlich 75 M. als Familienzulage und 
gegebenenfalls 40 M. als Kinderzulage für jedes Kind, das das 
schuipflichtige Alter noch nicht überschritten hat-bzw. die 
Yeiksschule noch besucht. 


Verhändlungen mit dem N. F. A. K. Das Nürnberg-Fürther- 
Arbeitgeber-Kartell (N. F. A. K.) setzt sich zusammen aus 
20 Arbeitgeberverbänden verschiedener Branchen der Industrie 
und des Grosshandels von Nürnberg-Fürth; ausserdem zehört 
dazu der Verband bayerischer Metallindustrieller mit seinen 
Ortsgruppen Nürnberg, Augsburg und München. Durch die 
Verhandlungen im April und Mai v. J., die ihren Abschluss am 
7. Mai fanden, wurde ein -Tarifvertrag zeschaffen, der grund- 
legende Bedeutung für die gesamter bayerischen Verhältnisse 
gewonnen hat; insbesondere wurde eine Gruppeneinteilung- fest- 
gelegt, die vorbildlich für. viele Tarife im Reich geworden ist. 
Nicht möglich war es dagegen, Gehaltssätze zu erreichen, die 
den damaligen Teuerungsverhältnissen voll Rechnung getragen 
hätten. Um diesen. Mangel auszugleichen und der seit Mai 
wiederum gestiegenen Teuerung einigermassen Rechnung. zu 
tragen, wurde im Laufe des Oktober ein Antrag auf. Erhöhung 
der Tariigehälter um 25 Prozent gestellt. Die unmittelbaren 
Verhandlungen führten zunächst- zu keinem Ergebnis und die 
Verhandlungen vor dem Schlichtungsausschuss zerschlugen 
sich infolge der eigenartigen Stellungnahme des Schlichtungs- 
ausschusses. Es kam dann neuerdinzs zu unmittelbaren Ver- 
handlungen und nach einer ‚langwierigen -Nachtsitzung wurde 
am 2. Dezember eine Vereinbarung abgeschlossen, welche den 
Angestellten: Zulagen von 70-180 M. und ausserdem eine ein- 
malige Wirtschaftsbeihilie von % bis "Ja des Dezemberbezuges 
brachte. Diese Erhöhung bedeutete keineswegs die Erfüllung 
der gestellten Forderungen und hatte zur Folge, dass die An- 
gestellten sich mit. der neuen Vereinbarung nicht zufrieden- 
gaben. 

Auf ihr Drängen hin wurde von den beteiligten Gewerk- 
schaften am 31. Dezember 1920 die Vereinbarung mit Wirkung 
zum 31. Januar 1921 zekündigt, und es wurden neue Forderun- 
gen eingereicht, die im Grunde denen im November entsprachen, 
d. h. die ursprüngliche Forderung von 25 Prozent wieder auf- 
nahmen. Gleichzeitig wurde gefordert die Beseitigung von 
einzelnen Mängeln in der Gruppeneinteilung, eine Weiterstaffe- 
Jung der Technikergehälter von der drittem Gehaltsgruppe ab, 
die Beseitigung des Abschlages für weibliche Angestellte und 
der verschiedenen Ortszuschläge, die unter den heutigen Ver- 
hältnissen keinerlei Berechtigung mehr haben. 

Das N. F. A. K. verhielt sich diesen Forderungen gegen- 
über zunächst sehr passiv. Mitte Februar wurde mitgeteilt, 
dass es in einer Mitgliederversammlumg zu den Forderungen 
der Angesteliten Stellung genommen habe und eine Erhöhung 
der Gehälter ablehnen müsse. Entgesenkommenderweise sei 
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man jedoch bereit, den ablehnenden Standpunkt in einer Ver- 
handlung eingehend zu begründen. Die Verhandlung fand nach 
Ueberwindung . verschiedener Schwierigkeiten am 15. März 
statt. Der Vertreter der Arbeitgeber gab in etwa einstündigem 
Vortrag eine Darstellung. der gegenwärtigen Verhältnisse auf 
dem Weltmarkt an Hand der Berichte des „Reichsarbeits- 
blattes“, der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“ und einer 
Menge weiteren Materials. In sorgfältiger Weise wurden alle 
für die Ablehnung der Angestelltenforderungen sprechenden 
Momente zusammengetragen und die Aussichten der deutschen 
Wirtschaft schwarz in schwarz gemalt. Selbstverständlich 
wurden auch die Folgen der Pariser Forderungen und die an- 
gedrohten Sanktionen in Rechnung gestellt. Ausserdem wurde 
auf die kommende steuerliche Belastung des Besitzes, auf die 
erhöhten Frachtentarife und was dergleichen Dinge mehr sind, 
hingewiesen. Die Schlussfolgerung, die seitens des Arbeit- 
gebervertreters gezogen wurde, ging dahin, dass die deutsche 
Industrie vor einer schweren wirtschaftlichen Krise stünde, die 
für die Zukunft eine Verdienstmöglichkeit nicht mehr zulasse, 
und dass infolgedessen eine Erhöhung der Gehälter unmöglich 
sei. Das N. F. A. K. sei jedoch aus besonderem Wohlwollen 
bereit, von einem Abbau der (Gehälter- zunächst abzusehen. 
Diese Ausführungen wurden von anderen anwesenden Unter- 
nehmern noch unterstrichen und insbesondere darauf hinge- 
wiesem, dass unter den gegenwärtigen Verhältnissen nur eine 
Notgemeinschaft zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern die 
deutsche Wirtschaft retten könne; die Unternchmer stünden 
den kommenden Ereignissen machtlos gegenüber und seien am 
Ende ihres Lateins angelangt. : 

Mit Recht wurde von den Angestelltenvertretern darauf er- 
widert, dass die Ausführungen der Unternehmer eine Bankrott- 
erklärung für die kapitalistische Wirtschaitsweise bedeuteten 
und dass auf kapitalistischer Grundlage an einen Wiederaufbau 
der Volkswirtschaft nicht gedacht werden könne. Es wurde 
an Hand sehr umfangreichen statistischen Materials darauf hin- 
gewiesen, dass bei einem Dividendensatz von 30-220 Prozent 
von einer Notlage der Industrie und des Handels nicht ge- 
sprochen werden könne. Seit Jahresirist klagten die Unter- 
ıehmer, dass. sie dem völligen Rtin gegenüberständen und 
dabei würden Gewinne auf Gewinne gehäuft, die letzten Endes 
in erheblichem Masse mit zu den schweren Forderungen ‘der 
Feindstaaten beigetragen hätten. Von’ einer Notgemeinschaft 
könne erst dann die Rede sein, wenn die Unternehmer sich 
verpflichteten, auf jeglichen Gewinn zu verzichten und bereit 
seien, zu denselben Bedingungen zu arbeiten wie die Ange- 
stellten und Arbeiter, damit ihnen die Not dieser Kreise am 
eigenen Leibe klar würde. 

Die Verhandlungen endeten resultatlos, und die Afıgestellten 
leiteten ihre Forderungen an das Landeseinigungsamt zwecks 
Einberufung eines Schiedszerichtes und Fällung eines Spruches 
weiter, Die Verhandlungen vor dem Schiedsgericht, das vom 
Landeseinigungsamt Bayern, Zweigstelle Nürnberg, zusammen- 
gestelit war, fanden anı 18. April statt und endisten nach langen, 


Firmen; 





a 2 en; 


Nr.14 


'„Die Lage der Angestellten hat durch die Entlastung 
der Lebenshaltungskosten keine Besserung erfahren; viel- 
mehr hat die Notwendigkeit der Beschaffung von Bekleidungs- 
stücken im Laufe der letzten Zeit für die Angestellten eine 
Lage geschaffen, die einen billigen Ausgleich durch eine Ge- 
haltserhöhung fordert. Der Hinweis darauf, dass auch bei 
den Textilwaren ein Preisrückgang eingetreten sei, beseitigt 
nicht die Tatsache, dass diese Waren immerhin noch einen so 
erheblichen 'Preis aufweisen, dass den einzelnen Angestellten 
bei dem viel. geringer gestiegenen Einkommen es nicht mög- 
lich ist, andere Bedürfnisse, als die über den Tag hinaus, 
zu befriedigen. Die Entwicklung der Gehaltsverhältnisse der 
Angestellten ist gegenüber den Verdienstverhältnissen der Ar- 

_ beiter zurückgeblieben.“ 


Damit vergleiche man die gewährte Gehaltserhöhung von’ 
5 und 7 Prozent, ven der im Ernste kein Mensch behaupten 
kann, dass sie einen billigen und gerechten Ausgleich schaffel 
Aber auch hier, wie überall zeigte es sich, dass die Schieds- 
gerichte heute in erheblichem Masse ven den Ausführungen der 
Arbeitgeber über die trüben Aussichten des Wirtschaftslebens- 
beeinflusst werden und ‘dadurch das bisherige System der Ge- 
winnwirtschaft stürzen. ; 


Allgemeinverbindliche Tariiverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tariiverträge und Ver-. 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: f 

Der Tarifvertrag vom 8. Oktober 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bunde einerseits, dem Arbeitgeberverband Gross-Berliner Wag-n- und Karosserie* 
fabriken e.V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1929 für die Ein- 
heitzgemeinde Berlin. Die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht 
auf die Betriebe der dem Verkand Berliner Metallindustrielier angeschlossenen 


der Tarifvertrag vom 31. ui 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bunde einerseits und dem Arbeitgeberverbsnd für die Eissn- und Metail- 
industrie in Schöningen andererseits, mit Wirkung vom 1. Oktober 192) für 
die Stadt Schöningen und Nachbarorte Offleben, Allersdorf, 
Hoiersdorf, Söllingen, Esbeck, Twieflingen, Runstedt und 
Trendelbusch; { : 

der Tarifvertrag vom 15. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und zwei weiteren Verbinden einerseits und dem Arbeitgeberverband 


“von Coblenz und Umgegend in Coblenz andererseits, mit Wirkung vom 


1.- Juli 1920 für Stadt und Landkreis Coblenz mit Ausnahme der 
Stadt Bendorf; Be BR ; 

der Tarifvertrag vom 27. Mai 1929 nebst Nachträgen vom 29. Juli 1920, 
abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits 
und der Ailgeıneinen Arbeitzebervereinigung für Halle und Vororte anderer- 
seits, mit Wirkung von 1. Oktober 1920 für Halle a. d. S., Ammendorf, Zöll- 
berg, Büschdorf, Diemitz, Dölau, Döllaitz, Gransu, Hohenthurm, Holleben, . 
Nietleben. Passendorf, Schlötau, Wörmitz, Zwintschöna und Lettin (siehe auch 
„Industrie-Techniker“ Nr. 6); ie : i 

der Nachtrag vom 29. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 14. Juni 1919, abgeschlossen zwischen dem Butab und fünf 
weiteren Verbänden. eineis its und dem Industriellen Arbeitgeberverband für 
Hildesheim und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 1. November 1920 
für den Stadtbezirk Hiidesheim; ? 

der Tarifvertrag vom 27. September 1920, abgesch!ossen zwischen de 


Butab einerseits und dem Arbaitgeberverband für Landsberg a. d. W. e. V. 
andererseits, mit Wirkurg vom 1. Januar 1921: für die Stadt Landsberg 


- hi 0 u 
TE 


— 


Fällung eines Schiedsspruches, von dem wir folgende Punkte ad. Warthe; RS 
Bi wiedergeben: der Tarifvertrag vom 28. September 1920 und die Vereinbarung vom 
VE: :, Nehz! = Banlial naht: n 18. November 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren 
j. Auf die Gehälter der männlichen und weiblichen kauf- Verbänden einerskits, und dem Kartell der Mannheimer Arbeitgeberverbände 
andererseits, mit Wirkung vom 1. Juni 1920 für den Tarifvertrag und vom 
1. Okteber 1920 für die Vereinbarung für den Stadtbezirk Mannheim, 


H 
# | bis in die Morgenstunden dauernden Beratungen mit der 
fe 


männischer und technischen Angesteliten und Meister, wie 
Mn sie sich nach dem zwischen den obengenannten Parteien 


| i ä am 7. Mai 1920 und 2. Dezember 1920 getroffenen Ab- Die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf $ 20 Ziffer 3 des Tarif- 
fe & 
kommen berechnen, werden ab 1. März 1921 nachfolgende _vertrages; u 
Be IR Zuschläge gewährt: ‚der DIAChkrAgSTOR TE vom 2. Dezember 1929 zum allgemzinverbindlichen % 
mi 1 ® a) Für die Ledigen: bis einschliesslich des voll- Tarifvertrag vom-7. Mai 1920, abgeschlossen zwischen ale En a un 
{ | | fette 14, Lebensiähres’ 6 Pr t d hp zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Nümberg-Für!her Arbeitgeber- 
N j E = u a OBERSIAHES ID BEREIRCEN RA Be Kartell sowie dem Verband Bayerischer Metallindustrieller andererseits, mit 
Be 172 Prozent. Wirkung vom 1. Dezember 1920 für die Städte Nürnberg und Fürth, 
a: b) Für die Verheirateten: ohne Unterschied des ; x 
u m Alters 7% Prozent. 
Ei: 2 er . . 
Li hi: c) Für Leliriinge: olıne Aunahme pro Monat 25 M. 
u 


d) Bei den vorstehenden Zuschlägen findet kein örtlicher 
Abschlag. und auch kein Abschlag für weibliche An- 
gestellte statt. 

2. Einer Aenderung in den Leistungsgruppen der Betriebe, 
der Ortsklassenabschläge und der Abschläge für weibliche 

Angestellte vermag der Schiedsspruch nicht beizutreten. 


Zum baldmöglichsten Eintritt - 


wird ein 
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$ die fünfgespalt. Milimeter-Zeile | 


Ingenieur 


2 oder deren Raum 2,—M. Rabatt | 
für Waggonbau 


men 10%), bei6 Auf- B 
Sl nahmen 152) bei 13 Aufnahmen } 
| 5 





a 3. Die in Ziffer 1 vorgeschlagene Regelung gilt bis ein- E20 %., bei 26 Aufnabmen 30 %,. | S 

h schliesslich 30. Juni 1921 und verlängert sich um je einen EBEN | 1nit Büro- u. Betricbspraris gesucht. SE 
4 Monat, wenn sie nicht einen Monat vorher aufgekündigt REBEL REITER ae en a E 
Pi wird, es sei denn, dass die Parteien unter sich ein neues Aalen ee Se ne Eee & 
“ N | roarmäcQg ara r 1115 7 er 2 : RR h i Ei 
EN, Abkomnien se näss 3 1 der Verordnung vom 29. De Beilngen guten Erfai® Wangonfabrik Memel Akt.-Ges, 4 
zember 1918 abschliessen. LESE er Memei —  e 
k Interessant ist der 1. Teil der Begründung des Schieds- a ae 
3 spruches. Es wird darin gesagt: : 
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Nummer 15 


Der Angestelltenstreik in der Breslauer 
Metallindustrie 


Seit vielen Monaten waren die Angestellten in der Bres- 
lauer Metallindustrie mit ihren Gehältern hinter den meisten 
anderen viel kleineren Städten Schlesiens weit zurückgeblieben 
und waren so gewissermassen zu Lohndrückern für alle übrigen 
Kollegen in Schlesien geworden. Dass diesem unhaltbaren Zu- 
stand nicht schon längst ein Ende bereitet wurde, daran trug 
letzten Endes das in Breslau bestehende Lohnamt Schuld, das 
automatisch den Teuerungsverhältnissen entsprechend gewisse 
Teuerungszuschläge festsetzen sollte. Die im Dezember v. ]J. 
eingeleiteten Verhandlungen mussten nach dreimonatlichen, ver- 
geblichen Bemühungen abgebrochen werden. 

Die Arbeitgeber, deren Verbände vom Kleinhandel bis zur 
Metallindustrie sich in einem Kartell — der Vereinigung 
Breslauer Arbeitgeberverbände — aufs engste 
zusammengeschlossen haben, traten mit diesem Kartell bei allen 
Tarifverhandlungen als Verhandlungsgeener auf, um auf diese 
Weise zu verhindern, dass einzelne Arbeitgeberverbände, wie 
beispielsweise der der Metallindustriellen, höhere Zugeständ- 
nisse machten als der Kleinhandel und um auf diese Weise eine 
Nivellierung nach unten herbeizuführen. Hier hatte sich also 
das gesamte Unternehmertum zu einer vollkommen geschlosse- 
nen Front vereinigt, welche ihre Instruktionen von der Ver- 
einigung Deutscher Arbeitgeberverbände in Berlin erhielt und 
gegen die auf seiten der Angestellten lediglich die Angestellten 
der Metallindustrie standen. 

Diese Kartellpolitik des vereinigten Unternehmertums_ er- 
schwerte von Anfang an die Verhandlungen. Entsprechend den 
Berliner Weisungen, überall auf einen Lohnabbau hinzuarbeiten, 
lehnten die Arbeitgeber grundsätzlich jede 
Erhöhung der Gehälterab; sie erklärten sich lediglich 
bereit, in den beiden höchsten Gruppen eine gewisse Erhöhung 
eintreten zu lassen, da diese durch das Steigen der Teuerungs- 
zulagen gegenüber den unteren und mittleren Angestellten- 
gruppen benachteiligt worden seien. Ihren ablehnenden Stand- 
punkt begründeten die Arbeitgeber damit, dass nach ihrer An- 
sicht die seinerzeit festgelegten Grundgehälter dem Stande der 
Lebensunterhaltkosten vom 31. Dezember 1920 entsprochen 
hätten und dass des weiteren die Veränderungen in den Teue- 
rungsverhältnissen in den jeweilig vom Lohnamt festgesetzten 
Teuerungszulagen voll berücksichtigt worden seien. Sie müssten 
es im übrigen ablehnen, einen Tarifvertrag abzuschliessen, in 
welchen: nicht eine Lohnamtsklausel zur automatischen An- 
wendung sowohl beim Steigen wie beim Sinken der Indexziffern 
enthalten wäre. 

Nach dieser Auffassung der Unternehmer wäre nach Fin- 
führung eines Lohnamtes jede Forderung der Angestellten über- 
haupt unberechtigt. Wir ersehen hieraus, welch grosse Ge- 
fahreıt derartige Lohnämter mit sich bringen, da durch sie unter 
Umständen den Angestellten die Möglichkeit genommen werden 
kann, eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage herbeizu- 
führen und mit einem Schein von Recht behauptet werden kann, 
dass gewerkschaftliche Aktionen unter solchen Umständen un- 
berechtigt seien. 

Des weiteren forderten die Arbeitgeber eine Verlän- 
gerung der Arbeitszeit auf volle 48 Stunden, die Ver- 
legung der Arbeitszeit in die Stunden zwischen 7 Uhr morgens 
und\8 Uhr abends, an Stelle des 6 Uhr-Ladenschlusses den 
7 Uhr-Ladenschluss, unentgeltliche Sonntagsarbeit am „silber- 
nen“ und „goldenen“ Sonntag, durchgängige Einführung der 
vierwöchigen Kündigungsfrist und gewisse Verschlechterungen 
der Urlaubsbedingungen. 

Die in den folgenden Schlichtungsverhandlungen gefällien 
Teilsprüche und Schiedssprüche trugen in keiner Weise den 
berechtigten Forderungen der Angestellten Rechnung. Eine von 
etwa 2000 beteiligten Kollegen besuchte Versammlung beschloss 
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deshalb am 18. April mit 96 Prozent sämtlicher Stimmen, am 
20. April, morgens 7 Uhr, geschlossen die Arbeit niederzulegen, 
falls nicht bis zum 19,, abends 7 Uhr, die Arbeitgeber sich zur 
Annahme der Forderungen bereit gefunden hätten. Da die Ar- 
beitgeber das ihnen gestellte Ultimatum unbeantwortet liessen, 
brach pünktlich zur festgesetzten Stunde der Streik aus. Mit 
beispielloser Einmütigkeit und Disziplin haben die Breslauer 
Angestellten zehn Tage lang bis zur letzten Minute ausgehalten. 
ben selbst alte kampferprobte Arbeiterführer öffentlich 
anerkannt. 


Die Schwierigkeiten waren auf der anderen Seite bedeu- 
tend. Der Streik begann zu einem Zeitpunkt, in dem die Mehr- 
zahl der Angestellten, die ja doch von der Hand in den Mund 
leben muss, nur über geringe Mittel verfügte. Die Beschäfti- 
gung der Industrieunternehmungen war bis auf einen Aus- 
nahmefall nur als leidlich zu bezeichnen. Infolge der Unsicher- 
heit der politischen Verhältnisse, insbesondere mit Bezug auf 
Oberschlesien, musste stets und ständig mit der Gefahr irgend- 
welcher politischen Zwischenfälle gerechnet werden. Schon 
nach wenigen Tagen des Streiks musste ferner damit gerechnet 
werden, dass etwa 20000 Arbeiter entweder ausgesperrt oder 
entlassen würden. Wenn dies bis auf eine Ausnahme vermieden 
werden konnte, so muss hierzu gesagt werden, dass beide Par- 
teien alles darangesetzt haben, um eine Ausdehnung des Kampfes 
auch auf die Arbeiterschaft mit ihren — insbesondere in Anbe- 
tracht der politischen Unsicherheit unabsehbaren Folgen — zu 
vermeiden. Die Unternehmer versuchten sofort zu Beginn des 
Streiks, die Arbeiter gegen die Angestellten mobil zu machen. 
Sie stellten an die Arbeiterorganisationen die von uns schon 
bekanntgegebenen drei Forderungen, von deren Erfüllung sie 
die Weiterbeschäftigung der Arbeiter abhängig machen wollten. 
Die Arbeiterschaft hat alle diese Forderungen mit erfreulicher 
Einmütigkeit abgelehnt und mit Entrüstung die Zumutung, 
irgendwelche Streikarbeit zu leisten, zurückgewiesen; sie 
hat des weiteren erklärt, dass sie gegebenenfalls auch bereit 
Sei, ihrerseits eventuell sich aus dem Kanıpf ergebende Opier 
zu tragen. N 


Der Versuch der Unternehmer, dem Streik dadurch Ab- 
bruch zu tun, dass sie mit allen Mitteln Streikbrecher von aus- 
wärts herbeizogen, ist nicht gelungen, wenn ihnen auch in ein- 
zelnen Fällen das Hereinbringen von Streikbrechern möglich 
war. Bei dieser Gelegenheit müssen wir auch mit Bedauern 
feststellen, dass die Breslauer Schutzpolizei teil- 
weise ein recht sonderbares Verhalten an den 
Tag gelegt hat. Sie hat in verschiedenen Fällen ganz offen- 
kundig ihre neutrale Stellung aufgegeben und ist dazu über- 
gegangen, im Mıteresse des Unternehmertums Schlepperdienste 
zu leisten. So hat sie teilweise unseren Streikposten das Streik- 
postenstehen unmöglich gemacht dadurch, dass sie selbst an 
den Fabrikeingängen ihre Posten aufstellte. Andererseits hanen 
Schutzpolizisten weibliche Arbeitswillige per Arm in die Be- 
triebe geführt. 


All dieser Schwierigkeiten wurden die Angestellten durch 
eine bis ins kleinste gehende Organisation der Bewegung, durch 
vollkommene Geschlossenheit und ‘durch eiserne Disziplin 
Herr. Die während des Streiks von dem Schlichtungzsausschuss- 
Vorsitzenden eingeleiteten Verhandlungen in kleineren Kreisen 
verliefen ergebnislos. Erst als sich die Führer der Arbeiter- 
Schaft angesichts der drohenden Aussperrung ihrer Mitglieder 
darum bemühten, die beiden Parteien zu einer Beilegung des 
Konfliktes zu bewegen, gelang es nach mehreren verzeblichen 
Versuchen, in einer Verhandlung am 29. April neue Zugeständ- 
nisse der Unternehmer zu erzielen. Diese Zugeständnisse waren 
folgende: 


Die Forderungen der Arbeitgeber auf Verlängerung der Ar- 
beitszeit usw. wurden fallen gelassen, auf die bisherigen Ein- 
kommen wurden rückwirkend vom 1. Januar 1921 folgende Zu- 
schläge gewährt; 
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Eine weitere Erhöhung wurde dadurch erzielt, dass die 


bisherigen Jahresklassen (22—25, 26-28 Jahre) so verlegt Wer- 
den, dass auf jedes- Jahr eine-Zulage von 20 bis 40 M. entiällt. 


Dieses Angebot wurde in einer Versammlung der Streiken- 


den am 29. April in geheimer. Abstimmung mit. 817 Stimmen 


gegen 547 bei 27 ungültigen Stimmen angenommen und damit - 


die Wiederaufnahme der Arbeit am 30. April beschlossen. 

Wenn auch zum mindesten die materiellen Forderungen der 
Angesteliten mit diesem Ergebnis nicht voll erfüllt worden 
sind, so ist doch immerhin eine wesentliche Verbesserung in 
allen Gruppen erreicht worden. Fehler, welche jahrelang zu- 
rückliegen, lassen sich nicht auf einmal und insbesondere nicht 
zu einer Zeit wetitmachen, inder die wirtschaftliche und politische 
Lage für gewerkschaftliche Kämpfe wenig geeignet ist. Der Er- 
folg des Kampfes liegt deshalb vielmehr auf ideellem Gebiet. 
Durch diesen glänzend organisierten und mit eiserner Disziplin 
durchgführten Kampf haben sich die Angesteliten Breslaus vor 
der Oeiientlichkeit und insbesondere gegenüber den Arbeit- 
gebern Achtung erstritten. Das ist ein Erfolg, der in den kom- 
menden Tarifverhandlungen. seine günstigen Wirkungen aus- 
üben wird. Aber auch gegenüber der Arbeiterschaft ist mau- 
ches noch bestehende Misstrauen beseitigt worden. Die Ar- 
beiterschaft hat ihrerseits in diesem Kampfe die strengste Soli- 
darität geübt, so dass der- Zusammenschluss der Kopf- und 
Handarbeiter in diesem Kampfe seine Belastungsprobe glänzend 
bestanden hat. 

Den übrigen Kollegen, von denen besonders diejenigen in 
Schlesien die Vorgänge in Breslau mit besonderem Interesse 
veriolgt haben, möge die glänzende Haltung und die Ausdauer 
der Breslauer Kollegenschaft ein leuchtendes Beispiel sein und 
sie für weitere uns noch bevorstehende Kämpfe begeistern. 

; A. Engelmann. 
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Aus dem Berufe 


Die Pommersche Eisengiesserei R. Lindner in Stralsund zeizst 
bei der Anstellung von technischen Angestellten ein Verhalten, 
das zum schäristen Protest herausfordert. Uns liegt ein An- 
stellungsschreiben der Firma vor, das wir nachstehend wieder- 
geben: 

„Auf Grund der Unterredung mit dem Unterzeichneten bestätigen wir 
Ihnen noch, dass wir Sie vom .... bis. . zur Probe engagiert haben, 
und zwar als Projektionsingenieur, der auch Aufnahmen von Leitungsnetzen, 
Akquisitionen und Ueberwachung von Arbeiten selbständig ausführen soll. 
Soliten Ihre Leistungen unseren Erwartungen nicht entsprechen und um- 

ekehrt, sollte Ihnen der Posten nicht zusagen, so haben beide Teile das 

Recht, während der ersten vier Wochen die Stelle täglich zu kündigen oder 
Ihre Tätigkeit wird, je nach Ihren Leistungen, unter eine geringere Gruppe 
des Tarifvertrages fallend angenommen und würde dann die Gehalts- 
regelung nach beiderseitiger Vereinbarung festgelegt. werden müssen. Im 
übrigen gilt die gesetzliche Kündigung. 

Wir ersuchen um Einsendung Ihrer Versicherungskarte und um Be- 
stätigung unseres Schreibens.“ 


Es ist uns bekannt geworden, dass die Firma gegenüber 
ihren Angestellten von diesem Anstellungsvertrag in rücksichts- 
losester Weise Gebrauch macht und die zurzeit bestehende Not- 
lage der Angestellten zu einer unerhörten Lohndrückerei aus- 
nutzt. Wir überlassen es unseren; Kollegen, sich. selbst über 
das Verhalten dieser Firma ihr Urteil zu bilden und können nur 
vor dem Eingehen auf Bedingungen dieser Art warnen. 


Gewerkschaftsarbeit 


Die Angestellten der Firma Caesar Woliheim, Schitis- 


werit, Cosel bei Breslau, noch immer im Streik! Als letzte 
Firma der Breslauer Metallindustrie war die Firma C. Woll- 
heim bisher nicht zu bewegen, die Forderungen der Angestell- 
ten anzuerkennen. Mit zäher Ausdauer und dem Willen, den 
Kampi zu einem erfolgreichen Ende zu führen; verharren die Kol- 
legen bei dieser Firma weiter im Streik. Da auch dieser Kampf 
nicht ohne Bedeutung für unsere Bewegung in Breslau ist, so 
erwarten wir — was eigentlich selbstverständlich ist —, dass 
alle Kollegen sowohl in Schlesien wie auch im übrigen Reiche 
ihre Solidarität bekunden und alles einsetzen, um jeglichen 
Zuzugiernzuhalten 
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3 = rübenverarbeitenden Zuckeriabriken in den Bezirken Halle, 
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regelt. 
_Wirtschaftsbeihilfe: in. Höhe von. 15. Prozent des vollen tarif- 


‚ Das Jahreseinkommen umfasst alle Nebenbezüge, mit Ausnahme 


‚ Sondertarifes für alle Angestellten des genannten Werkes gepflogen. Die 


‘6. April 1921 haben nicht auf Veranlasung der Fachgruppe 


entnehmen, dass die Vertreter des Angestelltenrates sich durch: 
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 ‚Abschiuss eines Tarifvertrages für die "Angestellten der 


Saalekreis und Freistaat Sachsen. Mit dem Arbeitgeberverband 


... der rübenverarbeitenden Zuckerfabriken im der Provinz Sachsen, 
' Anhalt, Thüringen und Freistaat Sachsen ist am 14. April 1921 


ein Tarifvertrag abgeschlossen worden, der die Arbeits- und 
Einkommensverhältnisse der Angestellten in den Bezirken Halle, 
Saalekreis und Freistaat Sachsen des Arbeitgeberverbandes 
Besonders erwähnenswert ist die Gewährung einer 


mässig festgelegten Jahreseinkommens, ferner die Fortzahlung 
‚des Gehaltes bei Krankheits- und ‚Todesfall. Es ist bei Krank- 
heitsfall vorgesehen, Angestellten, die länger als fünf Jahre 
im Dienst sind, das Gehalt bis zur Dauer eines Vierteljahres 
fortzuzahlen. Bei Todesfall wird der hinterbliebenen Witwe das 


' Gehalt für drei Monate‘ weitergezahlt; dem gleichen Anspruch 


haben mutterlose Kinder bis zum 18. Lebensiahre, sofern sie 


„nicht bereits selbst.erwerbstätig sind. Der Tarifvertrag sieht 


eine eigene. Schlichtungsstelle. vor. Ferner enthält er eine 
Uebergangsbestimmung, nach . welcher bestehende günstigere 
Einstellungs-, Arbeits- und Einkommensverhältnisse nicht ver- 
schlechtert werden dürfen. Der Vertrag ist mit dem 1. Mat 
1921 in Kraft getreten und hat bis zum 31. August 1921 Gültig- 


keit. Wird er nicht vier Wochen vorher gekündigt, so läuit er 


mindestens bis zum 31. Dezember 1921 weiter. Bor, 
Die Bezahlung der Angestellten erfolgt nach drei Orts- 


klassen. Es gehören an: En EN, 
_ Ortsklasse 1: Artern, Delitzsch, Trotha, Stöbnitz, Weissenfels, Zeitz, 


Lützen, Markranstädt, Oschatz, Döbeln, Löbau. Br 
Ortsklasse 2: Alsleben, Camburg, Könnern, Körbisdorf, Roitzsch, 
‘ Schwoitzsch, Alt- und Neu-Querfurt, "Landsberg, Mühlberg, Löbejün, 
; Merbitz, Schafstädt, Wallwitz, Zörbig. Erg 
Ortsklasse 3: Belleben, Helmsdorf, Salzmünde, Schwittersdorf, Teutschen- 
thal, Erdetorn, Langenbogen. f ner, 


Die Mindestgehaltssätze der technischen Angestellten stel- 
len sich wie folgt: ir IE ch Pe 
Ortsklasse _ I; vH 2 ER ESEr 
"Gruppe I: Betriebsassistenten mit- Hochschulbildung, 1. Siedemeister, 
1. Maschinenmeister in gehobener Stellung ze er A 
M. 16509,— 15675,— 14850, x. 
Gruppe Il: Assistenten, Chemiker mit Hochschulbildung, Siedemeister, 
Maschinenmeister, Wiegemeister, welche selbständig die Abrechnung 
erledigen und Rübenabschlüsse tätigen, Betriebsaufseher in gehobener 
Steilung, Hofinspektoren FE 
M. 15000,— . 14250,—  1350,—. 
Gruppe Ill: Wiegemeister, Betriebsaufseher, ferner die als Lokomotiv- 
führer (geprü‘te) beschäftigten Angestellten und Kocher, die Handwerker 
sind, oder solche mit mindestens fünfjähriger Tätigkeit als Kocher, ie- 
doch nur während der Dauer einer ununterbrochenen. Tätigkeit als solche 
M. 12900, — 12255,— 11640-.  . ° 
Gruppe IV: Hofaufseher, Hilfsaufseher, Handwerker im Angestellten- 
verhältnis, Bodenmeister, Kocher, Laboranten 
M. 12000,— .11400,—  10800,—. - 


Die vorstehenden Bezüge stellen das Jahreseinkommen dar, 
welches durch 13 geteilt das Monatsgehalt ergibt. Ein Drei- 
zehntel des Jahreseinkommens wird am Ende der Kampagne 
ausgezahlt, jedoch nur an diejenigen Angestellten, die in der 
Kampagne in der Regel 10 Stunden und länger gearbeitet haben, 


des Deputatzuckers, , 


Konkurrenzmanöver des Gedag bei der Tarifbewegung der 
Angestellten der Vereinigten Aluminiumwerke A. G. Lautawerk. 


- Der D. H. V. brachte in seiner „Brandenburgischen Wacht“ vom. R: 


15. April 1920 nachstehende Notiz: R j BALD 
„Auf Veranlassung unserer Fachgruppe Chemische Industrie wurden am6.4 
im kaufmännischen Gewerkschaftshaus des D.H.V. mit den kaufmännischen 
und technischen Mitgliedern des Betriebs- bew. Angestelltenrates der Vereinigten 
Aluminiumwerke A. G. Lautawerk Verhandlungen über den Abschluss eines 


"weitere Behandlung der Angelegenheit it den „Gedag“-Verbänden übertragen 
worden, eo dass die technischen Beamten und Angestellten durch den zum 
Gedag gehörenden Neuen Deutschen Techniker-Verband und Deutschen Werk- 
meister-Bund ihre Interessenvertretung in vollem Umfange haben. Der AfA- 
Bund erschien erst am Schluss der Verhandlungen, der G.d. A, glänzte durch 
Abwesenheit.“ > ; ne be 

Abgesehen davon, dass wir derartige Selbstbeweihräuche- 
rungen vom D.H.V. gewöhnt sind und auch der N.D.T. V. kein 
anderes Mittel kennt, um den Nachweis seiner Existenzberech- 
tigung zu erbringen, müssen wir feststellen, dass die Notiz die 
Tatsachen völlig entstellt. Die erwähnten Verhandlungen vom 












Chemische Industrie des D. H. V., sondern auf Ersuchen: dı 
Angestelltenrates der Vereinigten Aluminiumwerke A. G. Laut 
werk, in dem ausser dem D. H. V. auch der AfA-Bund vertreten 
ist, stattgefunden, Aus dem letzten Satz der Notiz. könnte man 





das verspätete Erscheinen des Vertreters vom AfA-Bund un 
das völlige Fernbleiben des G. d. A. veranlasst gesehen hät 
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die Vertretung der Interessen aller Angestellten ‘des Lauta- 
werkes dem Gedag zu übertragen. -Dazu muss festgestellt wer- 
den, dass die Mitglieder des Angestelltenrates, die selbst tech- 
nische Angestelte sind, nie daran gedacht haben, die Interessen 
der technischen Angestellten etwa von dem N. D. T. V. oder 
dein Deutschen Werkmeister-Bund vertreten zu lassen. Sie 
erklärten vielmehr ausdrücklich, den Tarifvertrag nur im Bei- 
sein eines Vertreters des AfA-Bundes beraten zu wollen. Dem- 
gemäss ist auch erst nach Eintreffen des Kollegen vom AfA- 
Bund, der allerdings infolge Wahrnehmung einer anderen wich- 
tigen Sitzung verspätet erschien, der Tarifvertragsentwurf in 
allen seinen Teilen durchgesprochen worden. Der D. H. V. 
übernahm es, da die beschlossenen Aenderungen hauptsächlich 
die kaufmännischen Angestellten betrafen, Abschriften des Tarif- 
vertrages aniertigen zu lassen und den beiden anderen Spitzen- 
verbänden je ein Exemplar der neuen Fassung zu übersenden. 
In diesem Stadium begann das kleinliche Konkurrenzmanöver 
des Gedag. Ohne weitere Nachrichten des Angestelltenrates 
abzuwarten, reichte er bereits am 8. April den Tarifvertrag bei 
dem Arbeitgeberverband ein. Erst später, als die Angestellten 
des Lautawerkes sich gegen dieses Verhalten energisch ver- 
wahrten, übermittelte der D. H. V. auch den beiden anderen 
Spitzenverbänden ein Exemplar des geänderten Tarifvertrags- 
entwurfes mit der Bitte um Einreichung an den Arbeitseber- 
verband. 

Die technischen Angestellten und Beamten des Lauta- 
werkes, die zu 90 Prozent im AfA-Bunde organisiert sind, ver- 
wahren sich ganz energisch gegen die Anmassung des Gedag 
und stellen ausdrücklich fest, dass niemand anders als der Bund 
der technischen Angestellten und‘ Beamten und der Deutsche 
Werkmeister-Verband für die Vertretung ihrer Interessen in 
Frage kommen. 


Neue Gehälter bei den Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerken 
Mitteldeutschlands. Nachdem die zuletzt vereinbarten Gehalts- 
sätze jür die Angestellten bei den Gas-, Wasser- und Flek- 
trizitätswerken Mitteldeutschlands Ende März d. J. abgelaufen 
waren, fanden am 12. April Verhandlungen über die neuen For- 
derungen der Angestellten statt. Eine Einigung wurde dahin- 
gehend erzielt, dass für die technischen Angestellten: 

in’ Gruppe 1 Zulagen von 25.— bis 100.— M. 
” ” 2 ” ” 30.— ” 150.— ER) 
” ” 3 ” FE) 70.— ”„ 20. — 2} 
110,22,,7 250.7, 


» ” 4 „ ” 
für die Werkmeister: 
in Gruppe 1 Zulagen von 50.— bis 100.— M. 


” ” 2 ”„ „ 100.— 67) 150.— „ 
” ” 3 „ ” 1009.— ” 113. ” 


vereinbart wurden. Die Gesamtbezüge stellen sich nunmehr 
wie folgt: 


Technische Angestellte: 


Die Gehälter der Untergruppe bleiben bestehen, 
Gruppe 1: Zeichner, Pauser usw. 
30-4 Berulsiahr re en en, 575.— M. 
steigend nach dem 16. Berufsjahr auf . . , . . 1200.— „ 
Gruppe 2: Detailkonstrukteure, Betriebstechniker usw. 
DD Berlrane 0.5 20a ee ee Bl > 
steigend nach dem 16, Berufsjahr auf. . . . . 1400— S 
Gruppe 3: Selbständige Bureau- und Betriebsingenieure 
Rns8rBerufsjahr; 3. un an. BON. % 
steigend nach dem 16. Berufsjahr uf . . . . 1750.— 5. 
Gruppe 4: Oberingenieure usw. 
mr Beruisiahrue, ya aD IE, PR 
steigend nach dem 16. Berufsjahr auf . „. . . . 1950.— „ 


Meister: 
Untergruppe: 
Bir eBerufssaurn 1, a an nn 1200, M. 
steigend im 4. Berufsjahr uf . ., . . 2 2. 1275-— > 


Gruppe 1: Platz-, Hof-, Revisionsmeister usw. 
DaIL, Barafsjalre a a aee r 1225. 5 
steigend im 4. Berufsjahr uf . . . . .. 2. 13590 
Gruppe 2: Maschinen-. Installationsmeister usw. 


im 1. Berufsjahr . . . 0. ..1350— „ 


steigend im 4. Berufsjahr a: i i R PR een je) 1 
Gruppe 3: Obermeister, 1. Gasmeister 
im 1. Berufsjahr . . . Re 1425.— ‚, 


steigend im 4. Berufsjahr auf. 216755 ss 


Jugendliche Angestellte erhalten im Alter von 16-17]. 275.— „, 
m „ 17—18 ]J. 350.— „ 

Lehrlinge erhalten als Anfangsgehalt . . . nee 100: ©, 
steigend im 3. Lehrjahr auf . . ... . .....," 200. Rn 


. Wenn die neu vereinbarten Gehaltssätze für die Angestellten 
mit weniger Berufsjahren auch nur sehr bescheidene Gehalts- 
erhöhungen gebracht haben, so ist dabei doch zu berücksichtigen, 
dass die Arbeitgeber zu Anfang der Verhandlungen unter allen 
Umständen nur. bereit waren, vom 11. Berufsjahre ab einige Zu- 
geständnisse zu. machen. Es ist. aber im Laufe der Verhand- 
lungen gelungen, wenigstens diese bescheidenen Erhöhungen zu 
erreichen. Die ‚Gehaltssätze selbst gelten ab 1. April 1921 bis 
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30. September d. J. Sollte jedoch in der Zwischenzeit durch 
irgendwelche Ereignisse eine wesentliche Verteuerung des wirt- 
schaftlichen Lebens eintreten, so kann auch vor dem 30. Sep- 
el erneut in eine Prüfung der Gehaltssätze eingetreten 
werden. 


Neue Gehälter in der keramischen Industrie Oberfrankens. 
Die Angestellten der keramischen Industrie in Oberfranken 
hatten Ende Februar dem Verband bayerischer Porzellan- 
industrieller auf telegraphischem Wege die Kündigung der Ge- 
haltssätze zugestellt und Mitte März neue Forderungen ein- 
gereicht. Verhandlungen, die Anfang April stattfanden und kein 
Ergebnis zeigten, führten zu einer Vereinbarung, nach welcher 
sich die beiden Parteien verpflichteten, die schwebenden Fragen 
zur endgültigen Entscheidung einem selbstgewählten Schieds- 
gericht vorzulegen, das binnen 14 Tagen in München zusammen- 
treten sollte. Am 16. April fanden die Verhandlungen vor dem 
Schiedsgericht in München statt. Es wurde eine für beide Teile 
verbindliche Entscheidung getroffen, nach welcher die Tarif- 
mindestsätze ab 1. April 1921 um zehn Prozent erhöht wurden. 
Eine Ausnahme wird bei denjenigen Angestellten gemacht, die 
eine persönliche Leistungszulage seit dem 1. Februar 1921 be- 
ziehen. Diese Angestellten erhalten eine Gehaltserhöhung von 
fünf Prozent der Tarifmindestsätze. . Allgemeine örtlich oder 
betriebsweise seit dem 1. März 1921 gewährte Zulagen sind an- 
rechnungsfähig. Danach stellen sich die Gehälter der tech- 
nischen Angestellten, welche Mindestsätze sind, ab 1. April 
wie tolgt: 

Gruppe 1: Technische Hilfskräfte, Pauser, Laboranten: An- 


ehalE 3 a a EN 715.— M, 

jährliche Steigerung 33.— M, — Endgehalt . . . .7,0.3104582 7) 
Gruppe 2: Zeichner, Photographen, Retuscheure, Schablonen- 

schneider: Anfangsgehalt RE RR BE NA BR s9,— 

jährliche Steigerung 38.50 M. — Endgehalt. . . . . . 1375.— % 
Gruppe 3: Graveure, Lithographen, Betriebsassistenten, litho- 

graphische Maschinenmeister: Anfangsgehalt SER 1155.— „ 

jährliche Steigerung 55.— M. — Endgehalt , ae RR: 
Gruppe 4: Selbständig arbeitende Techniker, Ingenieure sowie 

entwerfende Künstler: Anfangsgehalt . . . 2. ......,.1320— „ 

jährliche Steigerung 66.— M. — Endgehalt . FERIEN RB 1 ee 
Gruppe 5: Betriebsleiter, soweit ihnen mehrere Betriebs- 

abteilungen unterstellt sind: Anfangsgehalt . 1452, 

jährliche Steigerung 72.60 M. — Endgehalt 2178.— ,„ 


Weitere Geltungsdauer der Teuerungszulagen in der würt- 
tembergischen Industrie. Die im „Industrietechniker“ Nr. 11 vom 
25. März aufgeführten Teuerungszulagen in der württem- 
bergischen Industrie haben durch ein erneutes Abkommen mit 
der Vereinigung Württembergischer Arpeitgeberverbände e. V. 
auch für die Monate Mai, Juni, Juli und Au gust Geltung 
erhalten. 


Ergänzende Verbindlicherklärung zum Tarifvertrag für die 
chemische Industrie Sektion Ia. Durch Verfügung des Reichs- 
arbeitsministeriums ist unter dem 26. April 1921 die allgemeine 
Verbindlichkeit des Tarifvertrages vom 2. Juni 1920 für die 
Angestellten der chemischen Industrie für den Bezirk der Ein- 
heitsgemeinde Berlin und die Orte Erkner, Königswusterhausen, 
Wildau, Oranienburg, Bernau und Teltow in Ergänzung der 
Verfügung vom 14. September 1920 mit Wirku ng vom 
1. Januar 1921 auf die Betriebe der pharmazeı- 
tischen Industrie ausgedehnt worden. 

Damit ist endlich einer schon lange gestellten Forderung 
der Berliner Kollegenschaft Rechnung getragen worden. Er- 
höhte Bedeutung gewinnt diese Verfügung durch die weitere, 
ebenfalls am 26. April ausgesprochene Verbindlicherklärung 
des am 24. Januar 1921 im Reichsarbeitsministerium gefällten 
Schiedsspruches, der von den Vertragsparteien als Nachtrag 
zu dem Tarifvertrage vom 2. Juni 1930 angenommen worden 
ist. Dieser Schiedsspruch ist ebenfalls für den Bezirk der Fin- 
heitsgemeinde Berlin und die Orte Erkner, Königswusterhausen, 
Wildau, Oranienburg, Bernau und Teltow gemäss 8 2 der Ver- 
ordnung vom 23. Dezember 1918 (Reichs-Gesetzbl. S. 1456) für 
allgemeinverbindlich erklärt worden. Die allgemeine Verbind- 
lichkeit beginnt mit dem 1. Januar 1921. 

Da dieser Schiedsspruch seinerzeit nur durch Rundschreiben 
an die Vertrauensmänner und in der Tagespresse bekannt- 
gegeben worden ist, geben wir nachstehend seinen materiellen 
Teil nochmals wieder: 

Die in der Gehaltsstaffel zum Tarifvertrage festgelegten Gehaltssätze werden 
für die Zeit vom 1, Januar bis 31. März 1921, also erstmalig kündbar am 
28. Februar 1921 zum 1. April 1921, wie folgt erhöht: 

a) für jugendliche Angestellte . . . . . .. . um 15% 
b) „ Angestelltenlehrlinge der 1. bis 3. Gehaltsstufe ,„ 15%, 
” ” „ 4. ” 6. ” ” 20%, 

e) für kaufmännische und technische Angestellte vom 

“ vollendeten 20 Lebensjahre ab 

der Gruppen Iund 1 . . 2 2.2 um 100— M. 
m 5 1 1 ER REN STR. (ee 
» Gruppe V ER ER Re 1 
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d) für Meister der Gruppen Ibis II . . „ „um 300.— M. 
Er K „rnppe WM rar ZU 
e) für Bureaudiener, Kontorboten uw. . . . „ 100— „ 
Neben den vorstehenden Gehaltssätzen erhalten sämtliche Angestellte vom 
vollendeten 24. Lebensjahre ab eine Alterszulage von 150 M. monatlich. 


Weibliche Arbeitskräfte und Angestellte mit Ausnahme der Chemikerinnen 


(Gruppe V) erhalten 10 Prozent weniger als die männlichen. Die Chemikerinnen 
erhalten dieselben Sätze wie die Chemiker. 

Die neben den Gehaltssätzen zahlbare Kinderzulage für jedes nicht erwerbs- 
tätige Kind unter 18 Jahren wird auf 100 M. monatlich erhöht. 


Seit diesem Schiedsspruch hat der Tarifvertrag keine wei- 
tere Aenderung erfahren, jedoch dürfte es angebracht sein, im 
Hinblick auf die zukünftige Entwicklung dieses Vertrages den 
Punkt 1 des obigen Schiedsspruches hier noch wiederzugeben, 
da er prinzipieller Natur ist. Es.heisst da: 

„Der Schlichtungsausschuss erkennt an, dass es im Rahmen des bestehenden 
Manteltarifvertrages zulässig ist, bei der Festsetzung neuer Gehaltssätze eine 
Unterteilung nach Fachgruppen der Industrie vorzunehmen; er beschliesst jedoch, 
dass es unzweckmässig ist, diese grundsätzliche Neuerung ohne Verhandlungen 
über den gesamten Manteltarifvertrag vorzunehmen.“ 

Demgegenüber muss zunächst festgestellt werden, dass der 
Schlichtungsausschuss, dessen Spruch in dieser Frage gegen die 
Stimmen der Arbeitnehmer gefällt worden ist, vollkommen 
einem Irrtum unterlag, wenn er anerkannte, dass im Rahmen 
eines bestehenden Manteltariivertrages es zulässig wäre, 
bei der Festsetzung neuer Gehälter eine Unterteilung in In- 
dustrie-Fachgruppen vorzunehmen. Der Antrag des Arbeit- 
rseberverbandes der Sektion Ja ging ja dahin, dass eine unter- 
schiedliche Bezahlung erfolgen sollte bei den Angestellten der 
sogenannten Gross-Industrie, Gummi-Industrie, pharmazeutischen 
Industrie usw. Aus Zweckmässigkeitsgründen hat der Schlich- 
tungsausschuss diesen Antrag allerdings abgelehnt. Von Wich- 
tigkeit ist es festzustellen, dass nun auch das Reichsarbeits- 
ininisterium durch die Allgemeinverbindlicherklärung des Ver- 
trages auch für die pharniazeutische Industrie diese Unterteilung 
hinfällig gemacht hat, was bei künftigen Verhandlungen zu be- 
achten sein wird. 

Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 


Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 


Der Nachtrag vom .23. November 1929 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 


vertrag vom 24. März 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei 
weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband e. V. in Trier, 
dem Bund für Handel und Gewerbe in Trier sowie zwei weiteren Verbänden 
andererseits, mit Wirkung vom 15. Oktober 1920 für den Stadtbezirk 
Trier, die Bürgermeisterei der Vororte Trier und die Bürger- 
meistereien Conz, Pfalzel und Ruwer; 

der Nachtrag vom 6. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 30. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund einerseits 
und dem Verein selbständiger Kaufleute zu Neisse und dem Verein zum 
Schutz für Handel und Gewerbe e. V. in Neisse andererseits, mit Wirkung vom 
1. Oktober 1920 für den Stadtkreis Neisse; 

der Nachtrag vom 2. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifver- 
trag vom 1. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei 
weiteren Verbänden einerseits und dem Verband der Metallindustrisllen Nieder- 
schlesiens e. V., Ortsgruppe Görlitz, und der Görlitzer Aktien-Brauerei anderer- 
seits, mit Wirkung vom .1. Dezember 1920 für den Stadtkreis Görlitz und 
die Vororte Moys, Biesnitz (Gross- und Klein-Biesnitz), Lesch- 
witz und Rauschwalde; ; 

der Tarifvertrag vom 28. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
des Handelskammerbezirks Karlsruhe andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 
1921 für die Amtsbezirke Rastatt und Baden-Baden; 

der Tarifvertrag vom 31. Dezember 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden und dem Arbeitgeberverband der 
Eisen- und Metallindustrie Kiels in Kiel mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 
für die Stadt Kiel; 

der Nachtrag vom 7. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifyer- 
trag vom 30. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei 


-weiteren Verbänden einerseits und dem Verband der Metallindustriellen im 


Bezirk Zwickau e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920 für die 
Kreishauptmannschaft Zwickau einschl des Ortsbezirks 
Meerane, ausschl. derjenigen Betriebe in der Amtshaupfmannschaft Schwarzen- 


. berg, die der Volkswirtschaftl. Vereinigung Aue ra 


“ der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Leipzig vom 27. November 
1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 12. Februar 1920, abge- 
schlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und 
dem Verband von Arbeitgebern der Elektrotechnik in Sachsen andererseits, mit 
Wirkung vom 1. November 1920 für den Freistaat Sachsen; 

der Tarifvertrag vom 3. November 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Schutzverband der Berliner 
Kartonfabriken andererseits, mit Wirkung vom 3. November 1920 für den 
Manteltarif und für die Gehaltssätze vom 1. August 1920 für die Einheits- 
gemeinde Berlin; 

der Nachtrag vom 18. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 14. August 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und 
zwei weiteren Verbänden einerseits und der Tarifgemeinschaft der Brauereien 
in Leipzig andererseits, mit Wirkung vom 1. August 1920 für die Stadt- 
bezirke Leipzig, Gross-Zschocher, Lützschena und 
Schkeuditz; 

der Nachtrag vom 10. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 


vertrag vom 31. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab, dem Deutschen 


und G.d.A. einerseits und dem Bund der Arbeitgeber e. V. Kiel andererseits, 


‘ der Eisen- und Metallwarenfabrikanten von Remscheid und er e.V 





N. 


Werkmeister-Verband einerseits und der Vereinigung der Industriellen von 
Küstrin und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 1. Oktober 1929 für 
die Stadt Küstrin; f 
der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Weimar vom 28. Juli 1920 

zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 24. März 1920, abgeschlossen 
zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren’ Verbänden einerseits und dem 
Verband von Arbeitgebern von Industrie und Gewerbe von Neustadt a. d.Orla 
und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 1. Juni 1920 für die Stadt 
Neustadta.d. Orla; 

‘ der Tarifvertrag vom 30. November 1920, abgeschlossen zwischen dem 


 AfA-Bund und zwei’ weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberver- 


band des Handels für Görlitz und Umgegend e. V. in Görlitz, dem Arbeit- 
geberschutzverband für das deutsche Holzgewerbe, Verwaltunzsstelle Görlitz, 
der Bezirksgruppe Görlitz-Seidenberg-Ober-Lausitz des Verkanles schlesischer 
Textilindustrieller in Breslau e. V. und dem Verband gemischt-gewerblicher 
Industrieller von Görlitz und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom _ 
1. Dezember 1920 für den Stadtkreis Görlitz und die Vororte 
Moys, Biesnitz (Gross- und Klein-Biesnitz), Leschwitz 
und Rauschwalde; Bi 

der Nachtrag vom 1. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 1. März 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren 
Verbänden einerseits und dem Bund der Arbeitgeber in Lübeck und Umgegend 
andererseits für kaufmännische und technische Angestellte in der Hütten- 
und Metallindustrie des Freistaates Lübeck, mit Wirkung vom 
1. November 1920; 

der engenommene Schiedsspruch vom 21. Dezember 1920 des Schlichtungs- 
ausschusses im Reichsarbeitsministerium zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 28. Juni 1920, abgeschlossen zwischen dem Verband Berliner Metali- 
industrieller e.V. einerseits und dem AfA-Bunde sowie zwei weiteren Verbänden 
andererseits für Berlin und Vororte (Tarifgebiet des Vertrages vom 28. Juni 
1920). Die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich auf die Zeit vom 1. Januar 
bis zum 28. Februar 1921. Ihre Ausdehnung über den 28. Februar 1921 bleibt 
vorbehalten; - 
. der erste Nachtrag vom 14. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 24. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde 
und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Verband der Zen- 
tralheizungsindustrie E. V., Ortsgruppe Dresden, und der Arbeit- 
gebervereinigung für das Dresdener Gas- und Wasserleitungsgewerbe anderer- 
seits, mit Wirkung vom 1. November 1920 für die Kreishauptmannschaft 
Dresden; 

der Nachtrag vom 1. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 


. vertrag vom 3. Mai 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde und zwei 
- weiteren Verbänden einerseits und der Volkswirtschaftlichen Vereinigung für 


Industrie, Handel und Gewerbe e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 
1920, für die Amtshauptmannschaft Schwarzenberg; 

der Schiedsspruch vom 20. Dezember 1920 in Ergänzung des allgemein- 
verbindlichen Tarifvertrages vom 11. März 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Verband der - 
Metallindustriellen Bszirk Leipzig andererseits mit Wirkung vom 1. Dezember 
1920 für Stadt und Amtshauptmannschaft Leipzig; EG 

der mit dem 15. November 1920 in Kraft getretene Nachtrag zum allgemein- 
verbindlichen Tarifvertrag vom 12. Juni 1920, abgeschlossen zwischen der 
Gewerkschaftlichen Vereinigung sämtlicher Liegnitzer Angestelltenverbänds 
einerseits und dem Arbeitgeberverband für Handel und Industrie Liegnitz 
andererseits, mit Wirkung vom 15. November 1920, für die Stadt Liegnitz; 

... der Tarifvertrag vom 13. Dezember 1920, abgeschlossen zwischen der. 
Arbeitsgemeinschaft der kaufmännischen und technischen Angestelltenverbände 
Halberstadt einerseits und dem Arbeitgeberverband für die Stadt Halberstadt 
e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Oktober 1920, für den Stadtkreis 
Halberstadt; N i Eu 

der Tarifvertrag vom 26. November 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund und Gedag einerseits und dem Ärbeitgeberverband Schwetzingen und 
Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 15. Februar 1921, für den Stadt- 
bezirk Schwetzingen; ar 
der Zusatzveitrag vom 16. Dezember 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberschutz- ; 
verband für Riesa und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 1. Oktober 4 
1920 für den Amtsgerichtsbezirk Riesa; 2 | Pi 2 
der Nachtrag vom 16. Dezember 1920 zum. allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 7. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde und zwei 3 
weiteren Verbänden ‚einerseits uad der Vereinigung der Arbeitgeber für Industrie 
und Handel in Cottbus andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für 
die Stadt Cottbus und die Vororte Ströbitz, Sandow, Sachsen- 
dorf und Schmellwitz; Si RE Ri 5 
der Tarifvertrag vom 28. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund und zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverbaad 
der Industrie, des Handelskammerbezirks Kar!sruhe andererseits, mit Wirkung 
vom 1. August 1920, für den Amtsbezirk Bühl; 3 - Pen 
die Vereinbarung über Teuerungszulagen vom 20. Dezember 1920 zum 
allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 23. ws 1920, abgeschlossen zwischen _ 
der Tarifkommission der Angestelltengewerkschaften Freiburgs einerseits und 
dem Arbeitgeberverbande für Handel und Industrie des Handelskammerbezirks 
Freiburg i. Br. andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für den 
Handelskammerbezirk Freiburg i.Br.; ; Br 
der Zusatzvertrag vom 15. November 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 27. Oktober 1919, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund 











mit Wirkung vom 1. Oktober 1920, fürden Stadtkreis Kieleinschliessliich 
Neumühlen-Diedrichsdorf; SR 
der Nachtrag vom 18, Januar 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag B% 
vom 21. Februar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bunde sowie zwei a 
weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband für Eisen- und za 


Metallindustrie von Remscheid und Umgegend e. V., ferner dem Zweckverband 
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andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für den 
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Remscheid. 
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Gefährdung des Arbeitstarifgedankens! 


Schon einmal wurde in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
auf ernste Gefahren für den kollektiven Arbeitsvertrag hinge- 
wiesen. Damals war das aus Anlass des ersten Entwurfes zur 
Schlichtungsordnung notwendig, nach welchem unter 
Beschränkung des gewerkschaftlichen Streikrechtes- Abschluss 
und Erneuerung von Lohntariien unter den Zwang staatlicher 
Gewalt und das Recht behördlicher Dreinrede gestellt werden 
sollten. Der verbesserte Referentenentwurf liegt jetzt dem 
Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung vor, ohne dass bis zur 
Stunde diese Gefahr beseitigt wäre. 

Es ist von Interesse, festzusteilen, dass zur gleichen Zeit, zu 
der im Reichsarbeitsministerium an einem Referentenentwurf zu 
einem Arbeitstarifgesetz gearbeitet wird, Mitteilungen 
aus dem Reiche sich häufen, dass die Arbeitgeberverbände es 
ablehnen, weiter Kollektivvereinbarungen — insbesondere mit 
den Angestelltengewerkschaften — zu treffen. 

Noch gilt bekanntlich das unter dem Druck der Verhältnisse 
am 15. November 1918 zustandegekommene Abkommen der 
Unternehmer-;und Arbeitnehmerverbände, in weichem es unter 
Punkt 6 heisst, dass die Arbeitsbedingungen für alle 
Arbeiter und Arbeiterinnen entsprechend den 
Verhältnissen des betreffenden Gewerbes 
durch Kollektivvereinbarungen mit den Be- 
ruisvereinigungen der Arbeitnehmer festzu- 
setzen sind. Im Punkt 13 ist ausserdem ausdrücklich fest- 
gelegt, dass diese Vereinbarungen sinngemäss auch für das Ver- 
hältnis zwischen den Arbeitgeberverbänden und den Ange- 
stelltenverbänden gelten sollen. Offenbar kümmern sich zahl- 
reiche Arbeitgeberverbände um diese Vereinbarung nicht mehr, 
und nicht mit Unrecht schreibt Prof. W. Zimmermann in 
einem Artikel, überschrieben „Eine Krisis im Arbeitstarif- 
vertragswesen“ in der „Sozialen Praxis“ vom 9. März 1921: 


„Allerdings wird gegenwärtig etwas verdächtig viel von 
den Arbeitgebern über die Tarifverträge gestöhnt! Die Arbeit- 
geber, die jetzt bei der kritischen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt- 
verfassung Deutschlands, und der damit zusammenhängenden 
Ernüchterung der Arbeiterschaft, Morgenluft wittern und ge- 
stützt auf den Aufbau ihrer Organisationen sich den Arbeitern 
gegenüber wieder stark fühlen — vielleicht trägt auch die Ver- 
schiebung in der Konstellation der parteipolitischen Gestirne 
etwas zt dieser Haltungsänderung der Arbeitgeber bei — be- 
reuen es anscheinend, dass sie sich unter dem Druck der Ver- 
hältnisse der letzten zwei Jahre in ein so grosses, schweres 
Netz von Tarifverträgen, die ja vor dem Kriege von der Mehr- 
heit der Arbeitgeber noch grundsätzlich bekämpft wurden, haben 
verstricken lassen, und möchten am liebsten das ganze be- 
engende Netz wieder los sein, also es nicht bloss verbessern, 
und den Lebensverhältnissen der einzelnen Industrien und Gaue 
und Berufsschichten ‚sorgfältiger und elastischer anpassen.“ 


Veranlasst wurde Zimmermann - zu diesen Ausführungen 
durch einen Artikel des Herrn Dr. jur. H. Meissinger im 
„Arbeitgeber“ vom 1. Januar 1921, der sich mit der „Zerstörung 
des Arbeitstariigedankens“ befasst und auf den einzugehen es 
sich insofern verlohnt, als man ihn als den ersten Vorstoss der 
Unterrehmer zur Befreiung aus jenem: beengenden Tarifnetz an- 
sehen muss. Zimmermann glaubt, aus diesem Artikel noch Re- 
formabsichten herauslesen zu können und fordert alle „Sünder“, 
zu denen nach Meissinger ausser den Arbeitgebern selbst, der 
Regierung, dem Reichsarbeitsministerium und den Schlichtungs- 
ausschüssen auch wir zu gehören die Ehre haben, auf, sich zu 
der tatsächlich bestehenden Krisis im Arbeitstarifvertragswesen 
zu äussern. 

Meissinger sieht an dem derzeitigen Tarifvertragswesen so 
viele Auswüchse und Krankheitserscheinungen, dass „bald der 
endgültige Zerfall aller Tarifgemeinschaften unvermeidlich ist“. 
Er beklagt sich, dass nur eine geringe Zahl von Tarifverträgen 
als Ergebnis-freier Vereinbarung der vertragschliessenden Par- 
teien zustande gekommen sei und dass in einem kairm glaublich 
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erscheinenden Umfang Zwangstarife durch das Verbindlichkeits- 
diktat des Reichsarbeitsministeriums, der Demobilmachungskom- 
missare und ähnlicher Behörden den Parteien aufgezwungen 
worden seien. Dieser „schlimmste Auswuchs‘“ in der Tarifent- 
wicklung solle nun sogar noch durch die neue Schlichtungs- 
ordnung gesetzlich verewigt werden! Auch die Allgemeinver- 
bindlicherklärung von Tarifverträgen wird als Auswuchs emp- 
funden. Nach weiterer Kritik über die Dauer der Verträge und 
über die Tätigkeit der Schlichtungsbehörden kommt dann jedoch 
Meissinger zum eigentlichen Kern seiner Ausführungen, wenn er 
schreibt: 
„Das Wesen des Tarifvertrages, eine seiner bedenk- 
lichsten Eigenschaften, besteht darin, dass die Arbeitsbedin- 
‚gungen und namentlich die Lohnsätze schematisiert werden.“ 


Bei grösseren. Gewinnen würden die Arbeiter höhere Löhne 
verlangen, wie auch die Tarifsätze aussehen mögen. 

„Das Gesetz selbst gibt für diesen Auswuchs die Grund- 
lage, denn es bestimmt, dass die Tarifsätze grundsätzlich Min- 
destsätze seien, die zugunsten der Arbeiterschaft jederzeit er- 
höht werden könnten.“ 


Weiter wendet sich noch Meissinger gegen eine weiter- 
gehende Zentralisierung der Tarifverträge, wie auch gegen eine 
Förderung von Reichslohntarifen’ Auch diese Bestrebungen 
müssten den Tarifvertragsgedanken zerstören. Er gibt dann 
selber zu, möglichst schwarz in schwarz gemalt zu haben, da 
er bei Fortdauer dieser Zustände als Arbeitgeber schlechthin 
nicht mehr in der Lage sein würde, den Abschluss von Tarif- 
verträgen zu empfehlen! 

Nach diesem Rezept wird offenbar bereits verfahren. Wir 
sind in der Lage, aus der Praxis mit zahlreichen Beispielen auf- 
warten zu können und halten es für unerlässlich, dass die Zen- 
tralarbeitsgemeinschaft zu diesen Vorgängen Stellung nimmt. 

So antwortet der Lahn-Arbeitgeberverband den 
Angestelltenorganisationen inWetzlar auf ihr Verlangen nach 
Abschluss eines neuen Tarifvertrages unter dem 26. April 1921 
wie folst: 

„Wir müssen Ihnen zu unserem Bedauern mitteilen, dass die 
Hauptversammlung sich einstimmig gegen den Abschluss eines 
Angestelltentarifvertrages ausgesprochen hat, nachdem sie in 
längerer Aussprache das Für und Wider erwogen hat. (Vielleicht 
unter Berücksichtigung des Artikels des Herrn Dr. iur. Meis- 
singer? Die Redaktion.) Die Ueberspannung, die der Tarif- 
vertragsgedanke in den letzten zwei Jahren erhalten hat, die 
Auswüchse, die die Praxis jeden Tag zeigt, lassen für unsere 
Verhältnisse einen Angestelltentarif weder.im Interesse der An- 
gestellten noch der Arbeitgeber liegend erscheinen.“ 


Dass die Arbeitgeber sich hierbei auf „Stimmen aus Ange- 
stelltenkreisen“, nämlich der „Vereinigung leitender Angestellten“ 
stützen, die in ihrer Hauptversammlung zum Ausdruck gebracht 
hätte, dass „Tarifverträge in der jetzigen Form, wie sie populär 
aufgefasst würden, das grösste Hindernis seien für die Ent- 
wicklung qualifizierter Arbeit“, ist ein Kapitel für sich. In dem 
Schreiben des Arbeitgeberverbandes heisst es dann weiter: 

„Die Nivellierung und Gleichmacherei, die der Tarifvertrag 
entsprechend dem heutigen Zeitgeist bringt, stellt letzten Endes 
eine Bevorzugung der Masse zum Nachteil der Entwicklung 
qualifizierter Arbeit dar. Das ist der Nachteil der Tarifverträge 
für das Wirtschaftsieben und für die Voranstrebenden. Bei dem 
Niedergang, den unser Wirtschaftsleben genommen hat, muss 
sich die Ueberzeugung aufdrängen, dass eine Besserung mit da- 
von abhängig ist, wenn an Stelle des nivellierenden Tarifvertrages 
der subiektive Arbeitsvertrag wieder mehr zu Ehren kommt. 
Das kann man auch nicht damit widerlegen, dass man, wie viel 
gehört, sagt, der Tarifvertrag stelle ja durchaus frei, qualifizierte 
Leistungen entsprechend besser zu bezahlen.‘ 


Bei den Bezirkstarifverhandlungen mit dem Arbeit- 
geberverbandeder feinkeramischenIndustrie 
und des Verbandes deutscher elektrotechni- 
scher Porzellanfabriken am 28. November 1919 er- 
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klärten die Vertreter dieser Verbände, dass dieselben die Ange- 
stelltenfragen aus ihrem Wirkungsbereiche ausgeschlossen haben, 
um den Schwierigkeiten zu entgehen, die ein Reichs- oder Be 
zirkstarif bringen müsste. Die Unterverbände seien nur zur 
Wahrung der wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder befugt 
und für den Abschluss von Tarifverträgen unzuständig. 
Charakteristisch sind ferner die Vorgänge in der Braun- 
schweiger Metallindustrie, Seit Juni v. J. lehnt der 


Verein Braunschweiger Metallindustrieller es ab, mit den An- 


gestelltenverbänden über eine Erneuerung des seinerzeit 'abge- 
schlossenen Tarifvertrages zu verhandeln. 
vorigen Jahres hat er in Konsequenz dieser Haltung folgenden 
Beschluss gefasst: 


„Der Schlichtungsausschuss vertritt ‘in ständiger Uebung 
die Auffassung,. dass es unzulässig ist, auch gegen den 
Willen einer Partei (speziell 
Tarifverträge oder wesentliche 
Schiedsspruch festzulegen. Der Demobilmachungskommissar 
hat wiederholt derartige Schiedssprüche für verbindlich 
erklärt. Durch ein derartiges Vorgehen werden Unter- 
nehmerverbände zum Mittel, um ihren Mitgliedern Bedin- 
gungen aufzuzwingen, die sie nach pflichtmässiger Ueberzeugung 
mit den Interessen des Wirtschaftslebens nicht für vereinbar 
halten. Es wird durch eine solche Praxis den Arbeitgeberver- 
bänden nicht nur unmöglich gemacht, ihren satzungsgemäss fest- 
gelegten Zweck, d.h. den Schutz der Arbeitgeber zu erreichen; 
ihre Wirkung wird vielmehr praktisch in das Gegenteil ver- 
wandelt. j 

In Anbetracht dieser Sachlage sind die Mitglieder des Ver- 
eins Braunschweiger Metallindustrieller nicht gewillt, den Verein 
zum Objekt einer Entwicklung werden zu lassen, durch die die 
Aufrechterhaltung und Gesundung des; Wirtschaftslebens er- 
schwert oder gar unmöglich gemacht wird. 

Es wird deshalb einstimmig beschlossen, den Verein Braun- 
schweiger Metallindustrieller mit sofortiger Wirkung hierdurch 
aufzulösen.“ 


Auf ein Schreiben an den Gesamtverband deutscher Metall- 
industrieller, dem unser Bund hiervon Kenntnis gab, um ilın zur 
Einwirkung auf seinen Unterverband zu veranlassen, ist bis 
heute keine Antwort eingegangen. Wir müssen deswegen an- 
nehmen, dass der Gesamtverband das Vorgehen der Braun- 
schweiger Metallindustriellen stillschweigend billigt. 

Ebenso lehnt der Arbeitgeberverband der Metall- 
industrie am Niederrhein jeglichen Abschluss eines 
Tariivertrages mit den Angestellten ab mit der Begründung, 
dass nach seiner Umfrage der grösste Teil der Angestellten 


Teile derselben durch 


seines Bezirkes in den Angestelltenverbänden nicht organisiert 


sei und dass infolgedessen bei der Mehrzahl kein Interese an 
dem Abschluss eines Tarifvertrages vorliege. Ausserdem be- 
schäftige sich der Arbeitgeberverband nur mit Arbeiterfragen. 
Aus diesen Gründen wäre es auch im Interesse der Angestellten 
besser, davon Abstand zu nehmen, ein Tarifabkommen zu 
schliessen, zumal die Lebensbedingungen in den einzelnen Orten 
sehr verschieden seien. 

Trotzdem der Gegenbeweis geliefert worden ist. dass die 
Angestellten in überwiegender Mehrheit organisiert sind und 
dringend den Abschluss eines Tarifvertrages verlangen, ver- 
a der Arbeitgeberverband auf seinem ablehnenden Stand- 
punkt. 

Die Weigerung des Verbandes der Münsterländer 
Metallindustriellen, einen Tarifvertrag für die Ange- 
stellten abzuschliessen, wird ebenfalls damit begründet, dass in 
den Verbandssatzungen ausdrücklich nur Tarifverhandlungen mit 
Arbeitern vorgesehen seien. Ausserdem lägen die einzelnen 
Firmen des Verbandes über ein weites Gebiet hin verstreut, 
und zwar an Orten mit ganz verschiedenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen, 

Aehnlich liegen die Verhältnisse in Brandenburgan 
derHavel, wie noch bei einer ganzen Anzahl anderer Arbeit- 
Wir haben uns für verpflichtet gehalten, dieses 
Material einmal der Oeffentlichkeit zu unterbreiten, weil da- 
durch erst der Artikel des Herrn Dr. Meissin ger im rich- 
tigen Lichte erscheint. Seine Ausführungen haben. wie man 
sieht, schon Schule gemacht, und es ist nicht zuviel. gesagt, 
wenn man feststellt, dass heute bereits der Grundsatz des 
Koliektivvertrages gefährdet erscheint. Wir brauchen dem- 
gegenüber kaum zu betonen, dass unser Bund ebenso wie die 
übrigen freien Gewerkschaften gewillt ist, sich für die Erhaltung 
und den Ausbau der Tarifverträge mit allem Nachdruck einzu- 
setzen. Auch wir sind uns über gewisse Mängel des heutigen 
Tarifvertragswesens im klaren, deren Ausmerzung erst im 
Laufe der Zeit wird erfolgen können, und zwar um so schneller, 
je mehr auch auf Unternehmerseite überhaupt erst einmal der 
gute Wille zum freiwilligen Abschluss von auch für die Arbeit- 
nehmer. annehmbaren Tarifverträgen bekundet werden” wird. 
Ueber die Fragen des Schlichtungswesens, der Dauer der Tarife 


Am 23. September . 


der Arbeitgeberorganisätionen) . 


'erhaltung der_ Tarifverträge! 





und ihrer Verbindlicherklärung, darüber, ob. Reichs-, Bezirks- 
oder Ortstarife, wird sich diskutieren lassen, da das schliess- 
lich in der Hauptsache Fragen der Zweckmässi gkeit sind. 
Doch bedeutet es eine vollständige Verkennung des Wesens eines 
Tarifvertrages, dass durch ihn die Arbeitsbedingungen und 
namentlich die Lohnsätze schematisiert werden. Wie die Ar- 
beitgeber selbst wissen, sind die Tarifsätze nur Mindestsätze, 
Der individuellen Entlohnung qualifizierter, über den Durch- 
schnitt hinausragender Kräfte ist also in keiner Weise eine 
Schranke gesetzt. 

Wenn nun aber, wie durch Beispiele bewiesen, immer un- 
verhüllter der Wunsch der Unternehmer zutage tritt, den kollek- 
tiven Arbeitsvertrag vollständig zu beseitigen, und an seine 
Stelle wieder individuelle Einzelverträge treten zu lassen, so 
ist es notwendig, mit aller Deutlichkeit den wahren Beweg- 
grund zu kennzeichnen, der die Unternehmer dazu veranlasst. 
Sie wittern, wie Prof. W. Zimmermann ganz richtig sagt, 
Morgenluft und halten die Zeit allmählich für gekommen, mit 
dem Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer auch bei der Re- 
gelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen Schluss zu machen. 
Im Tarifvertrag erblicken sie die Verkörperung dieses Mitbe- 
stimmungsrechtes. Deshalb ihr Widerstand gegen die Aufrecht- 
Liebeskind. 
EEE 85,5,5,:RREEEESSEESEEEEEEEE, 
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... Interessentenurteil und Wissenschaft. Vor kurzem fand in 
Stuttgart die Hauptversammlung des Vereins Deu tscher 
Chemiker statt. Nach den Berichten der "Tagespresse hat . 
Prof. Dr. Bosch, Ludwigshafena.Rh, in einem Vor- 
trage über Sozialisierung und Chemische In- 
dustrie diese Frage in recht tendenziöser Weise behandelt. 
Er äusserte sich auf dieser rein wissenschaftlichen T agung wie 
iolgt: Nine. 
Die Frage einer Sozialisierung der Stickstofiindustrie stehe 
heute zwar nicht mehr. zur. Diskussion, sei aber .trotzdem von 
Interesse. Die Sozialisierungsidee solite nach der Revolution 
aus rein politischen Erwägungen heraus verwirklicht werden, 
ohne dass man die praktische Tragweite klar ins Auge fasste, 
Wohin das führen könnte, habe man ia aus den bisherigen Er- 
örterungen über die Sozialisierung der Kohle gesehen, wobei 
die zuerst aufgeworfene Frage der Verbilligung und Produktions- 
vermehrung schliesslich ganz in den Hintergrund getreten sei. 
Der Vortragende ging dann auf die vor einiger Zeit aufgetauchte 
Frage der Sozialisierung der Stickstoffindustrie ein. Eine Ver-. 
wirklichung dieser politischen Forderung würde gerade in dieser 
Industrie ganz wesentliche Schädigungen nach sich ziehen. 














. Welche Schädigungen das sein sollen, sagt der Bericht nicht, 
‚Dann ging der Redner im einzelnen auf die chemische Industrie 


ein und zeigte an der Hand von Beispielen, die er aus der 

Geschichte der Badischen Anilin- und Sodafabrik entnahm, dass 

gerade die chemische Industrie absolut frei und unein- 
geengt bleiben müsse. Durch Bevormundungen von Kom- 

missionen, Ausschüssen, Landesvertretungen usw.,. die natur- 

gemäss (!) sachunkundig sind, würde sie höchstens Schaden er- 

leiden. Die einzigartige Entwicklung der chemischen Industrie - 
wäre nie möglich gewesen, wenn nicht für die nötigen Ent- 

schlüsse absolute Freiheit vorhanden gewesen wäre, Ein grosser 

Stab von tüchtigen Fachmännern sorge laufend dafür, dass 

neue Wege erschlossen und die alten ständig verbessert würden. 

Diese Entwicklung sei noch keineswegs abgeschlossen. Man 

müsste es als geradezu absurd bezeichnen, einen der wichtigsten 

Zweige dieser Industrie dadurch zu lähmen, dass man aus poli- 
tischen! Gründen ihn in Abhängigkeit von sachunkundigen Körper- 
schaften bringen will. Zum Schluss wies der Redner darauf 

hin, dass Deutschland in der Welt durch den freiesten Wett- 

bewerb gross geworden sei, und dass wir heute auf den Trüm- 
mern unseres Wohlstandes darauf angewiesen seien. uns wieder 

in die Höhe zu arbeiten. Das aber wäre unmöglich, wenn wir 
selbst unserer freien Betätigung Fesseln anlegen würden. Wenn 
wir aber fröhlich wieder an die Arbeit gehen, dann wird es uns 

an nichts fehlen. (Lebhafter Beifall.) 


Wir können uns in diesem Falle vorbehaltlos der Meinung 
des „Vorwärts“ anschliessen, der dazu sagt: 


„Der Vortragende, der sich hier anmasst, im Namen der 
Wissenschaft zu sprechen, ist Vorsitzender des Vorstandes der 
Badischen Anilin- und Sodafabrik. Seine ständige 
Behauptung aber, dass die Sozialisierung aus po litischen 


‚Gründen gefordert werde, während sie in Wirklichkeit in 


erster Linie aus wirtschaftlichen Gründen gefordert 
wird, zeigt eine bemerkenswerte, für die Wissenschafter ger 
radezu erstaunliche Ignoranz. Uns scheint, dass Prof. Dr. Bosch 
sich selbst ausser von seinem Interessentenurteil noch von poli=. 
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tischen Gegenbedenken leiten lässt. Wenn: in den soziali- 
sierten- Betrieben dieselben ‚Kräfte, die gleichen Fachleute, die 
heute im Dienste der Aktionäre stehen, im Dienste der Allge- 
meinheit ständen, so würden sie dadurch „naturgemäss“ nicht 
sachunkundiger werden und sicherlich mindestens die gleiche 
Freiheit der Entschliessung haben wie heute auch. Die Ar- 
beitsfreudigkeit würde bei ehrlichem Wollen freudiger werden, 
kann man doch auch von den geistigen Arbeitern in der chemi- 
schen Industrie voraussetzen, dass das Bewusstsein, nur im 
Interesse des Allgemeinwohls zu wirken — naturgemäss — er- 
hebender ist, als die Erkenntnis, dass alle Anstrengungen unter 
den heutigen. Produktionsverhältnissen letzten Fndes nur darauf 
hinauslaufen, den Dividendensegen zu mehren für Leute, die mit 
der eigentlichen Produktion nichts weiter zu tun haben. Die 
vorgebrachten Aufiassungen zeugen von einer interessierten 
Voreingenommenheit gegen die Sozialisierung, die eine 
obiektive Beurteilung unmöglich machen.“ 


Aus dem Berufe 


Vorsicht bei den Schweriner Industrie-Werken G. m, b. H. 
(früher Fokker -Flugzeugwerke m.b.H.), Schwerin i. Meckl. 
Durch die Unterzeichnung des Ultimatums der Entente ist der 
Fortbestand der gesamten deutschen Flugzeug-Industrie leider 
vollständig in Frage gestellt. Die Schweriner Industrie-Werke 
werden daher — wie das seit langem schon geplant ist — ihren 
Betrieb nach Holland, und zwar auf die Insel Walcheren, nach 
einem Dorfe Veeren bei Bad Vlissingen, verlegen. Die Weiter- 
entwicklung der Firma auf fremdem Boden wird jedoch nur 
unter Mithilfe eingearbeiteter deutscher Arbeitskräfte möglich 
sein. Die Firma versucht daher, ihre jetzigen Arbeiter und 
Angestellten mitzunehmen, wogegen in Anbetracht der bei uns 
herrschenden Arbeitslosigkeit an sich nichts einzuwenden wäre. 
Nur ist das Angebot, das die Firma ihren Arbeitern mit monat- 
lich 120—160 Gulden, d.h. für die Stunde 60 Cents für Ledige 
und 80 Cents für Verheiratete, macht, vollständig unzulänglich, 
und es ist nur zu bedauern, dass ein grosser Teil der Arbeiter, 
anscheinend in völliger Unkenntnis über die holländischen ver- 
kältnisse und aus: Furcht vor Arbeitslosigkeit, bedingungslos 
auf diese im übrigen nur mündlich getroffene Vereinbarung ein- 
gegangen ist. Den Technikern ist ein Angebot gemacht worden, 
das sich auf 80-160 Gulden monatlich beläuft. Dabei kostet 
nach den Informaticnen unserer Kollegen in Amsterdam allein 
ein Zimmer mit Verpflegung monatlich 150 Gulden. Die Kol- 
legen haben daher geschlossen dieses Angebot abgelehnt und 
ihrerseits die Forderung von mindestens 250-350 Gulden er- 
hoben. Verhandlungen, die hierüber vom Bund aus mit der 
Firma gepflogen worden sind, haben leider zu keinem Ergebnis 
geführt. So sehr die Firma auf ihre eingearbeiteten Kräfte 
angewiesen ist, besteht andererseits die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie versuchen wird, andere Techniker unter diesen unzu- 
reichenden Bedingungen nach Holland zu locken. Es ist 
daher gegenüber den bei den Schweriner In- 
dustrie-Werken beschäftigten Kollegen un- 
bedingte Solidarität zu wahren! Jeder Zuzug 
nach Schwerin wie auch iede Vereinbarung mit der Firma, 
eine Stellung in Holland .anzutreten, hat im eigensten Interesse 
der Kollegen zu unterbleiben! 


Gewerkschaftsarbeit 


Es wird Ernste In Nummer 14 des .Industrietechniker“ 
konnten wir ein Schreiben des Arbeitgeberverbandes 
der Saarindustrie an den AfA-Bund in Saarbrücken 
wiedergeben, in dem der Arbeitgeberverband mitteilte, dass 
er, „trotz der Erkenntnis der zwingenden Notwendigkeit eines 
Abbanes der Löhne und Gehälter“, beschlossen habe, die Lohn- 
und Gehaltssätze der zum 28. Februar bzw. 31. März gekündig- 
ten Tarifverträge für den Monat April weiter in Geltung zu 
lassen. Nunmehr scheint der Arbeitgeberverband die Zeit für 
gekommen zu halten, mit dem. Lohnabbau Ernst zu machen. 
Der Anfang soll aber nach einem uns zugegangenen Bericht 
nicht bei den Angestellten, sondern bei den Arbeitern gemacht 
werden. Mit den Angestellienverbänden sind die Verhandlungen 
über die Erneuerung der vom Arbeitgeberverband gekündirten 
Tarifverträge für die Hüttenindustrie und die weiterver- 
arbeitende Industrie bisher noch nicht aufgenommen worden. 
Man hat sich darauf beschränkt, die Forderung des AfA-Bundes 
nach Verbesserung der Gehaltsverhältnisse der in der weiter- 
verarbeitenden Industrie beschäftigten Angestellten, die .nge- 
sichts der fortschreitenden Verdrängung der Mark Jurch den 
Franken mit ihren nach wie vor in Maik gezahlten Gehältern 
stark ins Hintertreffen geraten sind, mit der Begründung ab- 
zulehnen, dass. die ungünstige wirtschaftliche Lage der weiter- 
verarbeitenden Industrie es als. unabweisbar notwendiz er- 
scheinen lasse, das Missverhältnis zwischen Erzeugungs- und 
Verkaufspreis zu beseitigen. Dagegen hat der- Arbeitzeber- 
verband den Tarifvertrag für die Hüttenarbeiter zum 1. Juni 





gekündigt, und in den Verhandlungen, die im Laufe dieses 
Monats stattfanden, eine Herabs etzung der Löhne um 
25 Prozent verlangt. Der Widerstand der Arbeiter- 
vertreter gegen diese Forderung verinochte ihn nur dazu zu 
bewegen, die vorgeschlagene Herabsetzung von 25 auf 20 Pro- 
zent zu ermässigen. Auch diese Forderung lehnten die Arbeiter- 
vertreter einmütig ab und riefen den Schlichtungsausschuss an. 
In den Betrieben der Hüttenindustrie wurde daraufhin am 
Schwarzen Brett bekanntgemacht, dass vom 1. Juni ab die 
Löhne um 20 Prozent herabgesetzt würden. Arbeiter, die mit 
dieser Herabsetzung nicht einverstanden seien, wurden auf- 
gefordert, zum 1. Juni zu kündigen, Die Verhandlungen vor 
dem Schlichtungsausschuss führten lediglich dazu, dass der 
Schlichtungsausschuss beiden Parteien empfahl, umgehend noch 
einmal in Verhandlungen zu treten. Ob bei diesen neuen Ver- 
handlungen etwas herauskommen wird, muss mehr als zweifel- 
haft erscheinen, da die Arbeitgeber offenbar entschlossen sind, 
auf alle Fälle einen Lohnabbau vorzunehmen. Andererseits ist 
der auf Arbeiterseite in erster Linie beteiligte Deutsche Metall- 
arbeiter-Verband nicht gewillt, einen Lohnabbau in irgendeiner 
Form zuzulassen, sondern hat bereits angekündigt. dass die 
Hüttenarbeiter sich mit allen gewerkschaitlichen Mitteln gegen 
einen Lohnabbau zur Wehr setzen würden. Die Bergarbeiter 
des Saargebietes, denen bereits 4 Francs pro Schicht abgezogen 
wurden, und die auch durch Feierschichten erheblichen Lohn- 
ausfall erlitten haben, scheinen entschlossen zu sein, die Metall- 
arbeiter gegebenenfalls auf _das nachdrücklichste zu unter- 
stützen. Auch die Arbeiterschaft der Verkehrsbetriebe steht 
hinter den Hüttenarbeitern. Man sieht also, dass die Arbeiter- 
schaft des Saarlandes den Ernst der Lage voll erkannt hat und 
entschlossen ist, den ihr angebotenen Kampf einmütig durch- 
zuführen. Für die Angestelltenschaft des Saarlandes liegt alle 
Veranlassung vor, die Vorgänge mit voller Aufmerksamkeit 
zu verfolgen und, wenn es zu dem beinahe unvermeidlich er- 
scheinenden Kampfe kommt, ihre Solidarität mit der im Vorder- 
treffen stehenden Arbeiterschaft dadurch zu bekunden, dass sie 
die Uebernahme jeder Streikarbeit entschieden ablehnt. Sie 
wird sich dabei dessen bewusst sein müssen, dass die Arbeiter, 
die sich gegen die Lohnabbauversuche der Unternehmer zur 
Wehr setzen, gleichzeitig ihren eigenen Kampi kämpfen. 


Der Streik bei der Firma Caesar Wollheim, Schifiswerit, 
Cosel bei Breslau, beendet! Die Zähigkeit und Ausdauer, mit 
der die Angestellten der Firma Caesar Wollheim im Kampfe ver- 
harrten, um auch diese Firma zur Erfüllung ihrer berechtigten 
Forderungen zu zwingen, hat sich gelohnt. Nach beinahe fünf- 
wöchiger Dauer des Streiks ist es durch langwierige Verhand- 
lungen gelungen, die Firma ebenfalls zur Annahme der Bedin- 
gungen zu bewegen, unter denen der Streik in der übrigen 
Breslauer Metallindustrie abgebrochen wurde. Auf Grund der 
Zusicherungen, dass auch keine Massregelungen vorgenommen 
werden sollen, haben sämtliche Angestellte am 21. Mai die Ar- 


beit wieder aufgenommen. Die über die Firma verhängte 
Sperre ist damit aufgehoben. 
Aus der Berliner Metallindustrie. In der neuen Tages- 


zeitung „Der Deutsche“ ist in der Beilage eine Notiz._unter 
„Gewerkschaftliches“ veröffentlicht mit der Ueberschrift: „Die 
Tarifverhandlungen in der Berliner Metallindustrie“. Danach 
soll der AfiA-Bund mit dem Arbeitgeberverband eine Hera»- 
setzung der Tarifgehälter bis zu 40 M. monatlich vereinbart 
haben. Selbst dem Verband Berliner  Metallindustrieller 
(V.B.M.1.) soll die Zustimmung des AfA-Bundes zu einer der- 
artigen Gehaltsverringerung unverständlich erschienen sein, 
und er soll die endgültige Annahme des Vergleichs von der 
Zustimmung des „Gedag“ abhängig gemacht haben(!). 

In der Berliner Tagespresse ist bereits vom Ortskartell 
Gross-Berlin des AfA-Bundes eine 'Richtigstellung dieser ten- 
denziösen Mitteilung, welche vom D.H.V. ausgeht, erfolgt. Wir 
haben im „Industrietechniker“ wiederholt über die Vorgänge in 
der Berliner Metallindustrie berichtet, halten es jedoch für not- 
wendig, nachstehend noch einmal ganz kurz den tatsächlichen 
Sachverhalt festzustellen: 

Der am 21. Dezember 1920 gefällte Schiedsspruch brachte 
bekanntlich nur einem Teil der Angestellten gewisse Lohn- 
erhöhungen, während insbesondere die Jugendlichen und einige 
andere Gruppen der Angestellten leer ausgingen, so dass die 
Annahme dieses Schiedsspruches vom AfA-Bund nur mit 
schwacher Mehrheit erfolgte. Um diese Härten zu beseitigen, 
wurde vom Örtskartell Gross-Berlin das gesamte Gehalts- 
abkommen zum 28. Februar 1921 gekündigt. ‘Ohne dass es 
dann zu direkten Verhandlungen mit dem V.B.M. I. gekommen 
ist, fällte am 19. März 1921 der Schlichtungsausschuss Gross- 
Berlin einen Schiedsspruch, der den seinerzeit nicht berücksich- 
tisten Angestellten entsprechende Gehaltserhöhungen zubilligte. 
Der ‘V.B.M.]. lehnte jedoch den Schiedsspruch ab, trotzdem 
derselbe einstimmig, also auch von den Arbeitgeberbeisitzern, 
die dem V.B.M.I. angehören, gefällt wurde. Durch später 
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geführte Einigungsverhandlungen hat dieser Schiedsspruch 
dann aber in den wesentlichsten Punkten doch Anerkennung 
gefunden. % 

Der D.H.V. nun glaubt, diese Vorgänge propagandistisch 
für sich ausnützen zu müssen. Er erklärt, dass seine Funk- 
tionäre (wieviel sind das, wenn man fragen darf?) den De- 
zember-Schiedsspruch zwar. abgelehnt hätten. Weil „der grosse 
AfA-Bund“ iedoch den Schiedsspruch angenommen habe, sei 
ihm auch nichts weiter als die Annahme übriggeblieben. ’ Es 
muss das doch eine „starke Bewegung“ sein. die sich so ihr 
Verhalten von anderer diktieren lässt! Im übrigen, warum hat 
der D.H.V. in Konsequenz seiner ursprünglichen Haltung dann 
im Januar nicht ebenfalls den Gehaltstarif gekündigt? Aus 
dieser „Auch-Gewerkschaftsarbeit“ werde ein anderer schlau — 
jedenfalls hiesse es dem D.H.V. zuviel Ehre antun, wenn man 
seine Mätzchen — als etwas anderes ist die oben zitierte Notiz 
nicht zu bewerten — ernst nähme. 

Auf den derzeitiger Stand der Dinge in der Berliner Metall- 
industrie werden wir ausführlich in der nächsten Nummer des 
„Industrietechniker“ zu sprechen kommen. 


Zwöli Monate tarifloser Zeit endlich beendet! Vor mehr als 
einem Jahr — zum 1. Mai 1920 — wurde der Angestelltentarif- 
vertrag in der Hannoverschen Industrie gekündigt. 
Nach nahezu zwölfmonatigen Verhandlungen ist es jetzt ge- 
lungen, für die gesamte Industrie der Stadt Hannover einen 
neuen Angestelltentarif abzuschliessen. Wir entnehmen dem 
sehr interessanten Vorwort des neuerschienenen Tarifes einige 


Sätze, die ein recht eigenartiges Licht auf die Vorgänge in 


Hannover werfen: 

„Es gibt wohl in Deutschland kein Beispiel für eine derartige 
Hinzögerung des. Vertragsabschlusses.. Die hiesigen Verhand- 
lungsführer der Angestellten waren durchweg vor oder nach und 
während ihrer hiesigen Tätigkeit in anderen Städten und Pro- 
vinzen tätig und haben dort meist in Monatsirist, oft im Ver- 
lauf von wenigen Tagen, neue Verträge oder Vertragsänderungen 
abgeschlossen. Auch die hannoverschen Angestellten dürften 
in ihrer Gesamtheit wohl gewerkschaiftlich nicht geringer zu be- 
werten sein als die Kollegenschait in anderen Städten und Pro- 
vinzen. Bleiben mithin nur die Arbeitgeber Hannovers. 
Hier liegt nach unseren Erfahrungen die tiefere Ursache für.die 
unglaublichen Vorgänge der letzten zwölf Monate. 

Vergessen wir nicht, dass schon in Friedenszeiten jede frei- 
gewerkschaftliche Regelung von hannoverschen Arbeitgebern 
mit den in jener „schönen alten Zeit“ ia reichlich zur Verfügung 
stehenden Mitteln rücksichtslos unterdrückt wurde. Die schwar- 
zen Listen gegen aufrechte und deshalb unbequeme Angestellte 
haben von Hannover aus ihren Weg gemacht, Die „gelbe“ 
arbeitnehmerverräterische Bewegung hat im Hannoverschen 
Arbeitgeber-Verband verständnisvolle Unterstützung gefunden, 
wie nachstehendes Dokument aus jener Zeit noch einmal ins Ge- 


„Hannover, den 1. April 1913. 

Die hier kürzlich gegründete Vereinigung „Nationale Technikerschaft“ will 
zur Förderung ihrer auf wirtschaftsfriedlicher Basis beruhenden Bestrebungen 
vom 5. April d. J. an eine Zeitschrift, die „Nationale Technikerzeitung“, 
herausgeben. 

Die Bestrebungen der jungen Vereinigung verdienen wärmste Anerkennung 
und Unterstützung der arbeitgebenden Kreise; stehen sie doch in erfreulichem 
Gegensatz zu den bekannten Forderungen der beiden grossen streikgewerk- 
schaftlichen Techniker-Verbände (jetzt Butab) in Berlin. Wir empfehlen daher, 
die Vereinigung „Nationale Technikerschaft“ durch Uebersendung von Inseraten 
zu unterstützen, damit ihr die anfäng'ich mit grossen Kosten verknüpfte 
Werbearbeit in ihren Berufskreisen erleichtert wird. 

Fabrikanten-Verein zu Hannover-Linden. 
Industrielier Arbeitgeberverband zu Hannover.“ 


Solcher Geist lernt so leicht nicht um. Er beugt sich nur 
unter dem Zwang der Verhältnisse. Wir haben derartige Ben- 
gungen nach den Novembertagen 1918 und zuletzt noch einmal 
im November 1920 bzw. Januar 1921 anlässlich der Streikstim- 
mung in der Gummi-Industrie erlebt. Was in diesen Augenblicken 
zugebilligt wurde, ist letzten Endes der wesentliche Inhalt des 
neuen Tarifes. Dabei sind die hannoverschen Arbeitgeber kluge 
Taktiker und sichere Schätzer der Angestelltenpsyche. Sie 
geben in solchem dringlichen Moment rechtzeitig so viel, wie 
sie äusserstenfalls glauben geben zu müssen in Abschätzung des 
Machtwillens in der Angestelltenschaft. Und wir können wohl 
ohne Ueberhebung sagen, dass das jetzt Erreichte in wohltuen- 
dem Gegensatz steht zu dem, was uns noch im Oktober vorigen 
Jahres vorgelegt wurde. Darüber hinaus wird den hannover- 
schen ‘Arbeitgebern nur der schwerste, sicherlich sehr lang- 
wierige Kampf etwas abringen können. Das sollten sich ins- 
besondere alle diejenigen merken, die nach der Auffassung der 
D.H.V.-Vertreter an eine aktive Möglichkeit zum Streik in der 
Gummi-Industrie glaubten, obwohl die Voraussetzungen dafür 
mangels einer Dreiviertel-Mehrheit schon in der Vorabstimmung 
für den Streik fehlten.“ 





In diesem Vorwort wird dann weiter berichtet, wie die 
Unternehmer stets die. höflichsten‘ Zusicherungen machten, es 
aber meisterhaft verstanden, die Verhandlungen stets wieder hin- 
auszuschieben. Selbst dem Demobilmachungskommissar fiel 
dieses Verfahren allmählich auf, so dass den von Arbeitgeber- 
seite dort oft gewünschten Vertagungen mit der Massnahme ent- 
gegenzetreten wurde, solche Vertagungen auf höchstens 48 Stun- 
den zuzubilligen. Eine solche behördliche Massnahme spricht 
für sich selbst! Um überhaupt zum Abschluss eines Tarifes zu 
kommen, musste gar manche berechtigte Forderung fallen- 
gelassen werden, andererseits ist auch mancher Erfolg zu ver- 
zeichnen. Obgleich es kaum zu glauben ist, muss hier berichtet 
werden, dass in diesem Vertrag für Hannover zum ersten- 
mai die Bezahlung von Ueberstunden festgelegt worden ist. 
Die sonstigen Rahmenbestimmungen sind die üblichen. 

Die Gruppierung hat gegenüber dem alten Tarifvertrag eine 
wesentliche Aenderung erfahren; sie ist aus nachstehender Auf- 
stellung ‚ersichtlich: > 

Technische Angestellte. N 
Gruppe TI: Technische Hilfskräfte für vorwiegend einfachere Arbeiten 
mit vierjähriger Lehre oder vierjähriger Beschäftigung im Beruf usw. 

im fünften Berufsjahr . . . . männliä 700 M.. weiblich 550 M. 

steigend his zum elften Berufsjahr . = 1100 „ un 925 „ 
Gruppe T II: Nach Anleitung arbeitende Techriker und Ingenieure, die 

eine_Werkstatt- und Bureautätigkeit sowie Schule von zusammen fünf 

Jahren aufzuweisen haben, wobei eine zweijährige Bureautätigkeit die 

Schule ersetzen kann usw. \ \ 

Anfangsgehalt (im sechsten Berufsfahr) . . » 2 2 2.2... 95M 

steigend ;bis zum elften Berufsjahr: . ..- ... 2 „222 BR5, 
Gruppe T II: Selbständig arbeitende Techniker und Ingenieure 

Gehalt’ ohne Steigerung fl) \.) , >... 2000 San EErIENE 
Gruppe T IV: Selbständig arbeitende Ingenieure in gehobener Stellung 

Gehalt ohne Steigerung {) . .... 27 „DI WERE EEE 

Neben dieseı Gehaltssätzen werden tarifliche Teuerungszulagen gewährt, 
und zwar in Höhe von: - 

150 M für Verheiratete, 90 M. für Ledige, je 50 M. für Kinder bis zum 

fünfzehnten Lebensjahre, soweit sie nicht erwerbstätig sind. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Der Tarifvertrag vom April 1920 nebst Nachtrag vom 5. Januar 1921, ab- 
geschlossen zwischen dem AfA-Bunde und zwei weiteren Verbänden einer- 
seits und dem Arbeitgeberverbaud Oschersleben sowie der Schutzgemeinschaft 
für Handel und Gewerbe andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 1921, für 
den Stadtkreis Oschersleben und die Gemeinde Seehausen bei 
Oschersleben; 

der Nachtrag vom 22. November 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 1./26. April 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab und fünf 
weiteren Verbinden einerseits und dem Verein der Detaillisten e. V, dem 
Verband deutscher Detailgeschäfte der Textilbranche, Ortsgruppe Giessen, 
ferner vier weiteren Arbeitgeberverbänden andererseits, mit Wirkung vom 
1. November 1920, für die Stadt Giessen; 

der Nachtrag vom 8. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 27. Mai 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei 
weiteren Arbeitnehmerverbänden einerseits und der Allgemeinen Arbeitgeber- 
vereinigung für Halle a. 5. und Vororte andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 
1920, für die Stadt Halle a.d.S. und Vororte (wie im Tarifvertrag vom 
27. Mai 1920); 

der Nachtrag vom 4. Januar 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 30. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie drei weiteren 
Arbeitnehmerverbänden einerseits und der Arbeitgebervereinigung von Schönebeck 
und Umgegend e. V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921, für den 
Stadtbezirk Schönebeck (Elbe) und die Orte Gross-Salze, Frohse, 
Felgeleben, Grünewalde und Elbenau; ER: er 

der Nachtrag (Teuerungszulagen), der mit dem 1. Dezember 1920 in Kraft 
getreten ist, zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 18. Mai 1920, abge- 
schlossen zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren Arbeitnehmerverbänden 
einerseits und dem Allgemeinen Arbeitgeberverband für Meissen und Umgebung 
e.V. in Meissen andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für‘ die 


‚Stadt Meissen; 


der Nachtrag vom 21. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vert:ag vom 23. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei 
weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband der 
Gas, Wasser- und Elektrizitätswerke Mitteldeutschlands in Erfurt andererseits, 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für Mitteldeutschland (früherer 
Freistaat Coburg, Freistaat Hessen, Hessen-Nassau, Waldeck, 
RegierungsbezirkeErfurt undMerseburg und Freistaat Thüringen), 
die Kommunalbetriebe sind ausgenommen. 
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Das Recht auf Urlaub 


. Unter den mehr als 500 Tarifverträgen, die der Bund im 
Laufe der letzten zwei Jahre mit Arbeitgeberverbänden, ein- 
zelnen Firmen der verschiedensten Industrien, wie auch mit Be- 
hörden abgeschlossen hat, ist wohl keiner, der nicht in einem 
besonderen Paragraphen die Urlaubsfrage regelt. Doch soviel 
Tarifverträge abgeschlossen worden sind, so verschiedenartig ist 
auch der Urlaubsparagraph gestaltet! Jetzt, wo die Urlaubs- 
frage durch die Sommermonate wieder akut geworden ist, ver- 
lohnt es sich wohl, einmal die Frage aufzuwerfen, in welcher 
Weise das den Angestellten nun einmal zustehende Recht auf 
Urlaub innerhalb eines Tarifvertrages am zweckmässigsten und 
gerechtesten geregelt werden sollte. 

Man muss auf die Vorkriegszeit zurückgreifen, um die Ent- 
wicklung zu übersehen, die zu der heute meist geltenden Ur- 
laubsregelung geführt hat. Viele der älteren Kollegen scheinen 
es schon vergessen zu haben, dass Privatangestellte damals so 
gut wie gar keinen Anspruch auf Urlaub hatten und dass es 
nur wenige waren, die in ihren Dienstverträgen sich irgend- 
welche Urlaubsansprüche gesichert hatten. Eine Umfrage, die 
der alte B. t. i. B,, wie auch der D. T. V. im Jahre 1910 ver- 
anstalteten, ergab jedenfalls das traurige Ergebnis, dass ein 
Viertel der technischen Angestellten überhaupt keinen Erholungs- 
urlaub, zwei Viertel höchstens eine Woche, und dass noch kaum 
ein Viertel der Angestellten mehr als vierzehn Tage Urlaub zu 
verzeichnen hatte. Von einer gesetzlichen Regelung, wie sie 
damals in Oesterreich gerade eingeführt wurde, war schon gar 
keine Rede. 

Die jüngeren Kollegen halten die Regelung des Urlaubs in 
den Mantelverträgen der Tarife heute für eine Selbstverständ- 
lichkeit. Das Recht auf Urlaub hat ia num auch unter dem Druck 
der Verhältnisse durch die Gewerkschaftsarbeit allgemeine An- 
erkennung gefunden, und es ist wohl kaum anzunehmen, dass 
heute in Deutschland noch irgendein Betrieb oder eine Behörde 
existiert, die ihren Angestellten oder Beamten nicht wenigstens 
ein Mindestmass von Urlaub auf Grund irgendeiner Regelung 
gewährt. 

Eine Begründung für die Notwendigkeit des Urlaubes heute 
noch zu geben, ist entschieden überflüssig, um so mehr als die 
durch den Krieg aufs äusserste angespannt gewesenen Kräfte 
jedes einzelnen awch in den beiden Nachkriegsiahren weiter 
unter mangelnder Ernährung bei meist ungenügender Entlohnung 
haben leiden müssen, so dass wohl jeder wirklich Arbeitende 
ein dringendes Bedürfnis nach Ausspannung und Ruhe in sich 
trägt. Bald beginnen die grossen Ferien der Schulen, in denen 
die Lehrer in der glücklichen Lage sind, alljährlich die schönen 
Sommermonate auszukosten, auf die wir in der Kindheit immer 
so sehnsüchtig gewartet haben. Die Beamten überhaupt schnei- 
den in der Urlaubsfrage günstiger ab als die Angestellter der 
Privatindustrie. 

Lebhaft entsinne ich mich da einer Unterredung, die ich nach 
beendetem S’udium mit einem Studienkollegen hatte. Auf meine 
Frage, ob er nun glücklich wäre, endlich praktisch im Berufe 
tätig sein zu können, erwiderte er mir: „Ja, das schon, aber ich 
habe nun keine ‚Grossen; Ferien‘ mehr!“ Es war das nicht 
etwa Unlust.zur Arbeit oder mangelnde Freude am Beruf, denn 
er war der Besten einer, sondern es war die Erkenntnis, in ein 
ständiges Joch gespannt zu werden, das ihm, dem Naturfreund, 
keine Freiheiten und keine Möglichkeit mehr bot, wenigstens 
einmal im Jahre wandern und der Natur gehören zu können. 

Bei Durchsicht unserer Tarifsammlung ergibt sich, dass mit 
drei oder fünf Tagen beginnend der Urlaub sich steigert bis zu 
einer nur in Ausnahmefällen überschritterer Höchstgrenze von 
24 Arbeitstagen. Unter Berücksichtigung der verschiedensten 
Faktoren wird der Urlaub berechnet. Meistens sind zunächst 
ausschlaggebend die Dienstiahre innerhalb der Firma, dann das 
Lebens-, mitunter auch das Berufsalter. Von den komplizier- 
testen Berechnungsarten, die den Urlaub anteilig pro Monat im 
Dienste der Firma in Zwölfteln mit bestimmten Stichtagen be- 
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rechnen und damit natürlich auch viel Streitfälle schaffen, bis 
zu den primitivsten Regelungen, nach denen ein soundso alter 
Angestellter einfach soundso viel Tage Urlaub erhält, sind 
a Spielarten von Urlaubsregelungen in diesen Verträgen ver- 
treten. 

In einigen Tarifen ist den Angestellten ohne Kürzung des 
eigentlichen Erholungsurlaubes auch Urlaub für die Teil- 
nahme angewerkschaftlichen Tagungen, Kon- 
gressen usw. — In einem Falle bis zur Höchstdauer von 
14 Tagen — ohne Gehaltsabzug sichergestellt. Hier ist die In- 
dustrie allerdines den Behörden wieder voraus, die — bis auf 
einen Fall in Mecklenburg-Schwerin — eine derartige Regelung 
nicht kennen. Ebenso werden in den meisten Fällen Urlaubs- 
tage, die infolge dringender Familienangelegenheiten erteilt wur- 
den, nicht angerechnet. 

Bei der Diskussion, die wir mit diesem Artikel eröffnen, 
müssen wir mehrere Einzelfragen unterscheiden. Zunächst: auf 
wieviel Tage muss ein Erholungsurlaub mindestens bemessen 
sein und wann soll er gegeben werden? Drei Tage, wie sie 
vereinzelt als Anfangsurlaub festgesetzt sind, sind einfach nicht 
als „Urlaub“ zu bezeichnen. Selbst ein Urlaub von acht Tagen 
ist bei den heutigen hohen Fahrpreisen; als Reise- und damit Er- 
holungsurlaub als vollständig unzulänglich anzusehen, soll jedoch, 
um im Rahmen des Möglichen zu bleiben, als untere Grenze an- 
erkannt werden. Bei der zahlenmässigen Berechnung der Ur- 
laubstage sind selbstverständlich immer Arbeitstage zugrunde zu 
legen. Nach Möglichkeit soll der Urlaub in die Zeit vom 1.Mai 
bis 30. September fallen. Erfordert es das Geschäftsinteresse, 
dass der Urlaub unterteilt oder ganz in die Winterzeit verlegt 
werden muss, so ist die schon vielfach geltende Regel, dass ein 
Urlaubszuschlag von 20 bis 30 Prozent gewährt wird, nur als 
recht und billig zu bezeichnen. 

Bei den Tarifverhandlungen wird von den Arbeitgebern 
immer wieder angeführt, dass es unmöglich wäre, neueingetre- 
tenen Angestellten Urlaub zu gewähren; eine Karenzzeit von 
einem halben Jahre müsse mindestens verstrichen sein. Gerade 
der technische Angestellte in jüngeren Jahren wird jedoch im 
Interesse seiner Ausbildung und seines Fortkoinmens gezwungen 
sein, einen freiwilligen, öfteren Stellungswechsel vorzunehmen. 
Es sind daher in den Tarifen schon die verschiedensten Ver- 
suche gemacht worden, hier nach Möglichkeit Härten zu ver- 
meiden, ohne dass jedoch bis heute eine wirklich befriedigende 
Lösung gefunden worden wäre. Die Regelung des Berliner 
Metalltarifes geht dahin, dass der Angestelite beim alten 
Arbeitgeber soviel Zwölftel Urlaubsanspruch hat, als er noch 
Monate des laufenden Urlaubsjahres in seinen Diensten gestan- 
den hat, während: der übrige Teil des Urlaubs, der sich ausser- 
dem noch nach dem Lebensalter ergänzt, vom neuem Arbeit- 
geber gegeben werden muss. Ist der Urlaub, wie das ja leider 
meistens der Fall ist, an sich kurz, so wird er durch diese 
Teilung noch wertloser. Deswegen müsste angestrebt werden, 
dass entweder der alte oder der neue Arbeitgeber den vollen 
Urlaub zu gewähren hat. Im allgemeinen wird sich die Be- 
lastung für die Arbeitgeber doch ausgleichen. 

Es entsteht nun die Frage, unter Berücksichtigung welcher 
Faktoren der Urlaub bemessen, gestaffelt oder berechnet wer- 
den soll. Als im Jahre 1913 in Oesterreich der Urlaub gesetz- 
lich geregelt wurde und auch bei uns derartige Wünsche laut 
wurden, ist diese Frage im alten B. t. i. B. sehr viel erörtert 
worden. Der $& 17 des österreichischen Handlungsgehilfen- 
gesetzes schreibt bei einem ununterbrochenen Dienstverhältnis 
von einem halben Jahre 10 Tage, nach 5 Jahren 2 Wochen, 
nach 15 Jahren 3 Wochen Urlaub vor. Diese Regelung wird 
man keineswegs als gerecht oder ausreichend ansehen können. 
So sind denn damals. schon wertvolle Anregungen zur Neu- 
regelung des Urlaubs gegeben worden, auf die hier kurz zurück- 
gegriffen werden soll. Von der richtigen Erkenntnis ausgehend, 
dass Lebens- und Dienstjiahre berücksichtigt werden 
müssen und dass eine einfache, leicht errechenbare Beziehung 
dieser beiden: Faktoren zueinander geschaffen werden: müsse, 
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schaffen. So wurde als Ideal einer „Urlaubsformel“ vorge- 
schlagen: 
(Dienstjahre -- Lebensjahre) : 3 = Urlaubstage 


mum von vier Wochen. 


höhe widerspiegelt, nicht berücksichtigt sei“, 


nach der Formel: 
(Dienstiahre 4 Lebensjahre) : 4 
-- 2 Prozent vom Gehalt zu bemessen. Nun ist dabei zu be- 


rücksichtigen, dass im Jahre 1913 die Gehälter andere als heute 
waren und dass dementsprechend heute eine andere Prozent- 


zahl, eventuell 1 Prozent, einzusetzen wäre. 

Soweit es sich bis jetzt überschen lässt, ist in keinem 
Tarifvertrag diese oder eine ähnliche Formel zur Anwendung 
zelangt. Vielleicht aber wäre doch einmal die Frage zu prüfen, 
ob nicht auf diese Weise am ehesten eine gerechte Lösung ge- 
funden werden könnte, um so mehr, als fast alle Verträge sich 
krampfhaft bemühen! durch Zuschläge, Ergänzungen -usw. diesen 
verschiedenen Faktoren Rechnung zu tragen. 

Der von einigen Seiten gemachte Vorschlag, je nach dem 
Familienstande des Angestellten auch bei der Urlaubsbemessung 
gewisse Zuschläge zu machen, ist natürlich ganz abwegige. Man 
wird aber auf verheiratete Angestellte insofern Rücksicht neh- 
men müssen, als man ihre Urlaubszeit — sofern sie schulpflich- 
tige Kinder haben — möglichst in die Zeit der grossen Ferien 
verlegt. 

Natürlich hat der Urlaub seinem eigentlichen Zweck, der 
Erholung, zu dienen! Dass er nicht von allen Angestellten 
immer richtig angewandt worden ist, beweist schon der Um- 
stand, dass in vielen Tarifen ausdrücklich festgelegt worden 
ist, dass bezahlte Arbeit während des Urlaubes nicht geleistet 
werden darf! Wenn auch zugegeben werden: muss, dass viele 
Angestellte durch ihre Notlage dazu verleitet werden, den 
Urlaub zu Nebenerwerb zu benutzen, kann doch nicht nach- 
drücklich genug vor einer solchen falschen Verwendung des 
Urlaubs gewarnt werden. 

Zusammenfassend also sei gesagt, dass wir eine einheitliche 
Regelung des Urlaubs in unseren Tarifverträgen anstreben 
müssen. In ihren kürzeren oder längeren Urlaubstagen haben 
die Kollegen jetzt genügend Gelegenheit, über Mittel und Wege 
nachzusinnen, wie in Zukunft ihr Urlaub gerechter und besser 
zu gestalten wäre. Erneut muss diese Frage, aufbauend auf 
ven Erfahrungen der Tarifverträge, in Bundeskreisen erörtert 
werden. 'Es gilt einen Normal-Urlaubs-Para- 
graphen zu schaifen, der unser Recht auf Ür- 
jaub unter Berücksichtigung aller Faktoren 
ausbaut, d.h. jedem Angestellten einen aus- 
reichenddn EnrholungsurJaub sichart, sowie 
ihm Tage freigibt für ehrenamtliche Tätig- 
keit in der gewerkschaftlichen und politi- 
schenBewegung! Liebeskind 


Rundschau 


Gewerkschaftsarbeit 


Diiierenzen in. der Leipziger Metallindustrie. Wir haben 
leider nur zurecht behalten, wenn; wir seinerzeit im „Industrie- 
Techniker“ nach den bisherigen Erfahrungen mit den Arbeit- 
xebern. der Leipziger Metallindustrie auf die kommenden 
Schwierigkeiten bei der Fortführung des dortigen Tarifvertrags- 
verhältnisses hinwiesen mit der Bemerkung, dass nach den Ar- 
beitern jetzt die Angestellten. Leipzigs ihren Abwehrkampf 
führen müssten. -Zum wiederholten Male wird jetzt den 'Ange- 
stellten. von Unternehmerseite eine Geduklsprobe auferlegt, die 
bald an die Grenze des Möglichen streift. Am 26. April hat 
der Leipziger Schlichtungsausschuss einen Schiedsspruch ge- 
fällt, der allerdings im wesentlichen den Unternehmervorstoss 
auf  Arbeitszeitverlängerung, Verschlechterung der Ein- 
gruppierung :usw. abgewiesen hat, ohne andererseits den Ange- 
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stellten mit einer zehnprozentigen Gehaltserhöhung nennens- - 


werte Vorteile zu bringem Sogar noch eine wesentliche Ver- 
schlechterung des Urlaubs hätten die Angestellten mit-Annahme 
dieses Schiedsspruches auf sich genommen, um, im Bewusstsein 
ihrer Verantwortung, nach Möglichkeit den wirtschaftlichen Frie- 
den zu wahren. Den Leipziger Metailindustriellen ist es vorbe- 
halten geblieben, den Schiedsspruch abzulehnen! Stundenlange 
Verhandiungen vor 
ebenfalls zu keinem Ergebnis geführt. Auch ist eine Verbindlich- 
erklärung des Schiedsspruches wegen iormaler Verstösse des 
Schlichtungsausschusses abgelehnt worden. , Am. 2, Juni 


4 k 


dem Demobilmachungskommissar. haben - 


neue Verhandlungen stattgefunden, die sich allerdings 


‚ nur mit der Gehaltsfrage befasst haben und damit endeten, dass 
„. ein Schiedsspruch gefällt wurde, der ebenfalls wie der 
bei einem Urlaubsminimum von einer Woche und einem Maxi-. 
Doch auch diese Formel wurde in der 
Diskussion nicht als ausreichend angesehen, „weil die soziale. 
Steliung des Angestellten, die sich zahlenmässig in der Gehalts- 
Es.wurde daher 
von einem Kollegen der Vorschlag gemacht, den Mindesturlaub | 


den Angestelltenaufdiebisher geltenden Min. 


destgehälterabl.Juni 1921 einezehnprozentige 


Erhöhung zubilligt. Inwieweit dieser Schiedsspruch 
von den Parteien angenommen werden wird und ob eine Ver- 


- bindlicherklärung dieses Teilschiedsspruches sowie des ersten 
- Schiedsspruches vom: 26. 


April‘ eventuell durch ‘das Reichs- 
arbeitsministerium nunmehr ‚erfolgen wird, ist zurzeit noch nicht 
zu übersehen. Seit zwei Monaten bereits ziehen sich die Ver- 
handlungen in Leipzig hin, ohne dass durch den Widerstand 
der Unternehmer bis heute irgendwelche greifbaren Resultate 
erzielt werden konnten. Bald haben die Angestellten tatsäch- 
lich alle friedlichen Mittel erschöpft und die Unternehmer wer- 
den die Verantwortung zu tragen haben für alle die Folgen, die 
sich aus ihrem Verhalten ergeben werden. LE Ne 


‚Tarifbewegung in Frankfurt a. M. Die Angestelltenschaft 
Frankfurts hat aufregemde Tage hinter sich. Die Angestellten 
der chemischen Industrie hatten die berechtigte Forderung ge- 
stellt, aus dem allgemeinen Ortstarifvertrag für Frankfurt a.M. 
herausgenommen zu werden und verlangten, dass tür sie ein 
Sektionstarifvertrag geschaffen werde, der sämtliche der 
Sektion VII des Arbeitgeberverbandes der chemischen Industrie 
angeschlossenen Firmen umfassen sollte. Der Arbeitgeberver- 
band lehnte jedoch einen solchen Tarifabschluss ab, so dass das 
Reichsarbeitsministerium wegen Vermittlung angerufen wurde. 
Während die Klage noch beim ‚ Reichsarbeitsministerium 


"schwebte, mussten jedoch neue Verhandlungen über den allge- 


meinen Ortstarifvertrag eingeleitet werden, wenn nicht eine 
tariflose Zeit entstehen solite.. Das örtliche Arbeitgeberkartell 
in Frankfurt a.M. erklärte nun — selbstverständlich im Einver- 
ständnis mit den Arbeitgebern der chemischen Industrie —, dass 
die Verhandlungen über den örtlichen Tarifvertrag nur aufge- 
nommen würden, wenn auch die Angestellten der chemischen 
Industrie nach wie vor bedingungslos mit erfasst würden. Die 
entscheidenden Verhandlungen‘ fanden Anfang Mai statt, zu einer 
Zeit, als der: Vertreter des Bundes von Frankfurt abwesend 
war, so dass die vom Bund aufgestellte Forderung, dass die An- 
gestellten der chemischen Industrie nur so lange von dem ört- 


‚lichen Tarif mit erfasst werden sollten, bis der Sektionstarif- 


vertrag — eventuell durch Schiedsspruch des Reichsarbeits- 
ministeriums — zustande käme, nicht genügenk! vertreten wurde; 
So wurde leider die chemische Industrie wieder bedingungslos 
mit in den allgemeinen Ortstarif ‚einbezogen, wodurch natur- 
gemäss die Schaffung eines Sektionstarifvertrages für die chemi- 
sche Industrie sehr erschwert ist. ; 3 

Nun galt es, wenigstens die örtliche Bewegung zu einem 
erfolgreichen! Ende zu führen. Unmittelbare Verhandlungen mit 
den Arbeitgebern, die einen Lohnabbau herbeiführen wollten, 
führten zu keinem Ergebnis. Am 13. Mai fällte dann der Frank- 
furter Schlichtungsausschuss einen Schiedsspruch, der zunächst 
festlegte, dass die seinerzeit festgesetzten Januargehälter ab 
1. April weiterzuzahlen wären und dass: neben diesen Ge- 
hältern die im März 1920 vereinbarte Uebergangsbeihilfe auch 
für die Monate April, Mai und. Juni weitergezahlt werden sollte. 
Unter Punkt 3 seines Schiedsspruches leistete sich der Schlich- 
tungsausschuss allerdings ein starkes Stück, indem er festsetzte, 
dass ab 1. Juli die Uebergangsbeihilfe fortzufallen habe. Ganz 
abgesehen davon, dass eine derartige Bestimmung — mag sie 
noch so geschickt begründet werden — einem Lohnabbau gleich- 
zusetzen ist, ist es doch weiter ein Unding, dass ein Schlich- 
tungsausschuss mit prophetischem Blick voraussagen will, wie 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse im Juli. gestalten werden. 
Selbst diesen Schiedsspruch lehnten aber die ‘Arbeitgeber ab, 
während die Angestellten ihn unter Protest angenommen hatten. 
Der Demobilmachungskommissar wurde — um schwere. wirt- 
schaftliche Kämpfe zu vermeiden — aufgefordert, den Schieds- 
spruch für verbindlich zu erklären. Diesem Antrage wurde ie- 
doch zunächst nicht stattgegeben; vielmehr machte der Demobil- 
machungskommissar einen Vergleichsvorschlag, nach dem die: 
Uebergangsbeihilfe für die Verheirateten ab 1. Juni, für die Le- 
digen ab 1. April langsam abgebaut werden sollte. Da dieser. 
Vorschlag noch eine Verschlechterung des ohnehin nichts we- 
niger als günstigen Schiedsspruches bedeutete, musste er von 
den Angesteliten abgelehnt werden. . | Fr 

In dieser Situation scheinen dem mit dem Mund: so tapferen 
D. H. V. schwere Bedenken wegen der möglichen Folgen eines 
weiteren Festhaltens der Angestellten an ihren Forderungen ge- 
kommen zu sein. Wahrsch£inlich dachte er mit Sorge an die 
schwere Belastung, die ein Angestellienstreik seiner ohnehin so 
leeren: Verbandskasse auferlegen: würde. Er teilte den übrigen ° 
Organisationen plötzlich. .mit, - dass. sein: Frankfurter . Vertreter 
den Demobilmachungskommissar' aufgesucht und dort erfahren 
habe, dass die Verbindlicherklärung des Schied«- 
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spruchesabgelehnt worden sei. Mit dieser Mitteilung 
verknüpfte er die Aufforderung an die: anderen Verbände, mit 
ihm gemeinsam nochmals an die Arbeitgeber wegen neuer Ver- 
handlungen heranzutreten. Dabei ging er’so vor, dass er dem 
Ortskartell des AfA-Bundes versicherte, der G. d. A. habe be- 
reits zugestimmt, während er andererseits den G. d. A. damit 
zu gewinnen wusste, dass er ihm gegenüber erklärte, der AfA- 
Bund habe bereits seine Einwilligung gegeben. Massgebend für 
die Zustimmung des AfA-Bundes war die aus dem Vorgehen des 
D. H. V. gewonnene Erkenntnis, dass der. für die erfolgreiche 
Durchführung eines Streiks unerlässliche einmütige Kampfeswille. 
der Angestellten offenbar nicht in dem erforderlichen Masse vor- 
handen war. Binnen überraschend kurzer Zeit fanden nun neue 
Verhandlungen ‘unter dem Vorsitz des Demobilmachungskom- 
missars statt, der im Laufe der Verhandlungen zur Ueber- 
raschung sämtlicher Angestelltenvertreter — mit Ausnahme des 
biederen D.H. V.-Mannes — erklärte, dass eine Entschei- 
dung über die beantragte Verbindlicherklä- 
zung des Schiedsspruches noch gar nicht ge- 
troifen sei, also genau das Gegenteil von dem, was der Ver- 
treter des D. H, V. den anderen) Verbänden zur Begründung der 
von ihm vorgeschlagenen neuen Verhandlungen mitgeteilt hatte! 
Die neuen Verhandlungen führten schliesslich zu einer Verstän- 
digung auf folgender Grundlage: 
„Das Tarifabkommen läuft weiter bis zum 30. September 1921. Die 

Arbeitgeber zahlen eine einmalige Uebergangsbeihilfe in Höhe von: 

15.0), eines Monatsgehaltes für die Jugendlichen 

Ce = BE Ledigen 

Mn -„ Yan en Verheirateten. 
Massgebend für das Monatseinkommen ist das Abkommen vom 4. März 1921 
und Nachtrag vom 12. März:1921. Gezahlt wird die Uebergangsbeihilfe in 
zwei Raten am 15, Juni und 15. August 21.“ 


Von Wichtigkeit ist dabei noch die nachstehende proto- 
kollarische Erklärung, die unseren Bedenken gegen Punkt 3 des 
chiedsspruches in gewissem Sinne Rechnung trägt: 
„Heute noch nicht  vorauszusehende aussergewöhnliche Aenderungen der 
wirtschaftlichen Lage sollen neue Verhandlungen nicht ausschliessen. 
Beide Parteien sind darüber einig, dass derartige Verhandlungen nur im 
Eringendsten Notfall einzuleiten sind.“ 


Wenn man die letzten Vorgänge kritisch betrachtet, findet 
man eine bemerkenswerte Aehnlichkeit mit dem Verhalten der 
Harmonieverbände bei den von uns schon im „Industrietech- 
niker“ Nummer 14 kritisierten Verhandlungen vom Oktober 1920. 
An den dort mitgeteilten Tatsachen wird auch nichts geändert 
durch eine „Berichtigung“, die uns der Vertreter des G. d. A. 
in Frankfurt a. M., Herr Gessner, unter Bezugnahıne auf 
$ 11 des Pressgesetzes übersendet. Unsere Kennzeichnung der 
Art, wie damals der G. d. A. den technischen Angestellten ge- 
radezu in den Rücken fiel, ist diesem Herrn mächtig auf die 
Nerven gefallen: "Wir hätten uns nicht verpflichtet gefühlt, auf 
seine: „Berichtigung“ überhaupt einzugehen, wenn uns nicht die 
erneuten Vorgänge in Frankfurt a. M. dazu Veranlassung gäben. 
Wie ist die im Oktober schon angestrebte Verbesserung der Ge- 
hälter denn :hintertrieben worden? Der Schlichtungsausschuss 
hatte den technischen Angestellten in den Gruppen B, C und D 
Erhöhungen bis zu 40 M. monatlich zugesprochen. Als die Ar- 
beitgeber den Schiedsspruch ablehnten, wurde der Demobil- 
machungskommissar zwecks Verbindlicherklärung angerufen. In 
einer Verhandlung, die vor dem Demobilmachungskommissar an- 
gesetzt war, erklärte nun der Vertreter der Arbeitgeber, dass 
sich der Verband der Metallindustriellen mit allen Mitteln gegen 
eine Verbindlicherklärung des Schiedsspruches wehren müsse, 
dainderZwischenzeitHerrGessnervom(.d.A. 
um Verhandlungen nachgesucht habe und mit 
ihm eine Einigung erzielt worden sei. Ausserdem 
sei den Arbeitgebern bekannt, dass der Butab innerhalb der 
Tarifgemeinschaft der Angestellten vollständig isoliert dastehe, 
da die übrigen Angestelltenorganisationen die Vereinbarungen 
mit den Arbeitgebern gutgeheissen hätten. Der Demobil- 
machungskommissar stand durch dieses Dazwischenpfuschen 
des Herrn Gessner vor einer neuen Situation und erklärte un- 
seren Vertretern, dass er unter diesen Umständen eine Verbind- 
licherklärung nicht aussprechen könne. Nach einem solchen 
Verhalten gehört ein ganz Teil Unverirorenheit dazu, zu ver- 
langen, dass unsere Kennzeichnung des Verhaltens der Harnionie- 
verbände durch eine irreführende „Berichtigung“ verschleiert 
werden soll. Wenn die Angestellten in Frankfurt a. M. nicht 
weiter geschädigt werden wollen, werden sie dafür sorgen 
müssen, dass den Vertretern der Harmonieverbände endlich das 
Handwerk gelegt wird. 


Tarifabschluss bei den ehemaligen Staatsbetrieben in Dan- 
zig. Nach mehrmonatigen Verhandlungen ist es den Angestell- 
ten endlich gelungen, einen neuen Tarifvertrag mit Geltung 
vom 1. April, ..und : zwar. zum - ersten-- Male - ohne Streik, 
zum.: Abschluss zu bringen.» Um zu‘ höheren :Gehältern zu 
kommen, mussten die Angestellten allerdings mit Rücksicht auf 


die schlechte wirtschaftliche Laze der drei ehemaligen Staats- 
betriebe erhebliche Zugeständnisse machen und in eine Ver- 
kürzung des Höchsturlaubs von 4 auf 3 Wochen und eine Ver- 
längerung der wöchentlichen Arbeitszeit von 43% auf 45 Stun- 
den. .einwilligen. 

Die Tarifgehälter für Techniker und Werkmeister gestalten 
sich "nach der Neuregelung iolgendermassen, wobei das alte 
Tarifgehalt in Klammern beigefügt ist: 


Gruppe 1: Zeichner. Anfangsgehalt M. 800 (715) 
nach 2 Jahren „ 860 (765) 

9 SR „ 920 (815) 

„6 u „ 980 (865) 

FR „ 1050 (915) 

Gruppe 2: Techniker. Anfangsgehalt „900 (800) 
nach 2 Jahren „ 1000 (900) 

„ 4 ” „ 1100 (1000) 

LER „ 1225 (1100) 

h s „ 1350 (1200) 

Gruppe 3: Ingenieure. Anfangsgehalt „ 1050 (900) 
nach 2 Jahren „ 1200 (1000) 

» „ „» 1300 (1100) 

„6 ». „1400 (1200 

EDEL TER TERN (1300, 

BIUBpe 4: Leitende Anfangsgehalt ,„ 1400 (1200) 
ngestellte, nach 2 Jahren ,„ 1500 (1300) 
Rh „ 1600 (1400) 

IE „ 1700 (1500) 

» 8 „ „1800 (1600) 

Werkmeister: Anfangsgehalt 1250 (1100) 


steigend jährlich um M. 20 (15) 
monatlich auf die Dauer von 


15 Jahren bis „ 1550 (1325) 


Ausserdem wurden die Kinderzulagen von 50 M. auf 100 M, 
vom 6. bis 14. Lebensjalır und’ auf 75 M. vom 14. bis 18. Lebens. 
jahr erhöht. 

Der Schlichtungsausschuss hatte den Technikern der 
Gruppe 3 und den Werkmeistern gegenüber .der obigen Auf- 
stellung im Anfangs- und Endgehalt um 50 M. höhere Gehälter 
zugesprochen, dagegen die Kaufleute der Gruppen 2 und 3 um 
50 M. schlechter gestellt. Da die Generaldirektion. der Staats- 
betriebe daraufhin den Schiedsspruch ablehnte, verzichte- 
ten die Techniker der Gruppe 3 und die Werk- 
meister zugunsten der Kaufleute auf einen 
Teil der ihnen durch Schiedsspruch zuge- 
sprochenen Erhöhungen. Gewiss ein schönes und 
nachahmenswertes Beispiel von Angestellten-Solidarität! 

Besonders schwierig gestalteten sich die Verhandlungen 
über den Geltungsbereich des Vertrages, da die Direk- 
tion Schon seit längerer Zeit Sonderverträge mit bevor- 
zugten Angestellten abzuschliessen beliebte, und dabei den 
Standpunkt einnahm, dass diese Angestellten nicht mehr dem 
Tarifvertrag unterliegen. Obwohl der Schlichtungsausschuss 
die Gültigkeit des Tarifvertrages auch für solche Angestellte als 
„selbstverständlich“ bezeichnete, bestand die Direktion auf der 
Auinahme einer entgegengesetzten Feststellung im Tarifver- 
trag. Um den Tarifvertrag an dieser Streitirage nicht scheitern 
zu lassen, haben die Angestellten schliesslich einem Kompro- 
miss zugestimmt, wonach solche Angestellte mit Sonderver- 
trägen, die das ausdrücklich schriftlich verlangen. vom Tarif- 
vertrag ausgenommen werden. Bedingung ist jedoch, dass in 
den Sonderverträgen die Gehälter nicht niedriger sein. dürfen 
als im Tarifvertrag. 

Die freien Angestelltengewerkschaften haben wegen dieser 
Bestimmung ihre Gegenmassnahmen getroffen. indem sie. von 
allen Inhabern von. Sonderverträgen die schriftliche Erklärung 
unterzeichnen lassen, dass sie sich nach wie vor dem Tarif- 
vertrag unterworfen ansehen. Ein Neuabschliuss von Sonder- 
verträgen darf nur erfolgen, wenn darin der Zusatz aufgenom- 
men wird, dass für alle nicht im Vertrage enthaltenen: Be- 
stimmungen der allgemeine Tarifvertrag zültig ist. 

Um nun zu verhindern, dass sich Angestellte von ausser- 
halb an die Danziger Werft, Gewehrfabrik und Artillerie-Werk- 
statt mit schlechteren als den im Tarifvertrage festgelegten 
Arbeitsbedingungen verpflichten, oder in Unkenntnis der Ver- 
hältnisse die schriftliche Erklärung abgeben, dass sie aus dem 
Tariivertrag ausgenommen zu werden verlangen, wird hier- 
mit vor dem Abschluss solcher Verträge aus- 
drücklich gewarnt. Am besten wird überhaupt kein 
Sondervertrag abgeschlossen, sondern der Tarif verlangt unter 
Vereinbarung von Sonderzulagen über Tarif. Ohne solche Zu- 
lagen bekommen die Danziger Werke wegen der Niedrigkeit 
der Tarifsätze sowieso kaum noch einen Angestellten aus dem 
Reich. 


Angestelltentarif für die Metallindustrie Rheinland - West- 
falens; Nach 1% jähriger Verhandlung ‘ist endlich, am 23. Mai, 
der Rahmenvertrag mit dem „Arbeitgeberverband für den Be- 
zirk der Nordwestlichen Grüppe des Vereins Deutscher Eisen- 
und Stahlindustrieller“ abgeschlossen worden. Das Gehalts- 
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abkommmen wurde bereits am 27. Mai v. J. getätigt*). Leider 
kann man auf den Rahmentarif nicht das Sprichwort anwenden: 
„Was lange währt, wird gut.“ Der Inhalt des Vertrages be« 
friedigt uns durchaus nicht. Vor allem lassen die Bestimmungen 
über Bezahlung der Ueberarbeit und Mitwirkung des Ange- 
stelltenrats bei Neueinstellungen ausserordentlich zu wünschen 
übrig. Die Arbeitgeber setzten der Forderung nach Fest- 
setzung bestimmter Normen für die Bezahlung der Ueber- 
stunden den hartnäckigsten Widerstand entgegen und verstanden 
es ausgezeichnet, einen Teil der Angestellten hinter dem 


Rücken ihrer Vertreter so zu beeinflussen, dass diese sich den 


Wünschen des Unternehmertums fügten. Unter diesen Um- 
ständen war es den Vertretern der Gewerkschaften gar nicht 
mehr möglich, einen auch nur gelinden Druck auf die Unter- 
nehmer auszuüben. ° S 

Die entschiedene Ablehnung jeder über die gesetzlichen 
Bestimmungen hinausgehenden Mitwirkung des Angestelltenrats 
bei Neueinstellungen beweist, dass wir es in Rheinland-West- 
falen mit einem Unternehmertum zu tun haben, welches mit 
grösster Zähigkeit an dem Standpunkt des Herrn im Hause 
festhält, und freiwillig auf keines seiner vermeintlichen Rechte 
verzichtet. Hier sieht man wieder, dass die Liebeserklärungen 
des Unternehmertums für die paritätischen Arbeitsgemein- 
schaften nichts anderes sind, als „Sand in die Augen“ der 
Arbeitnehmer. Das Verhalten der Angestelltenschaft kam dem 
Unternehmertum allerdings bei diesen Verkandlungen sehr ent- 
gegen, denn wohl nirgends treten die Gegensätze der ver- 
schiedenen Gewerkschaftsrichtungen deutlicher in die Erschei- 
nung als im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. 


Nicht umsonst stellt sich die kapitalistische Presse jeder- 


zeit in den Dienst der Reaktion gegen die freigewerkschaftliche 
Arbeitnehmerbewegung. Die im sogenannten „Gesamtverband 
deutscher Angestellten-Gewerkschaften“ (Gedag) vereinigten 
Verbände finden in ihrem Kampf gegen die freigewerkschaft- 
liche Angestelltenbewegung wohlwollendes Verständnis auf 
seiten des Unternehmertums. In den Grossbetrieben der 
rheinisch-westfälischen Schwerindustrie wird vielfach von 
seiten der Vorgesetzten den Angestellten ein mehr oder 
weniger deutlicher Wink gegeben, sich nicht der freigewerk- 
schaftlichen Richtung anzuschliessen. Hier macht sich ein zwar 
nicht offener, aber um so gefährlicherer, heimlicher Kampf des 
Unternehmertums gegen die Koalitionsfreiheit der Angestellten 
bemerkbar. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, dass 
es nicht gelang, den Kampf um den Rahmentarif mit einem 
Sieg der Angestellten zu beenden. Ob die Angestelltenschaft 
daraus lernt und ihren falschen Freunden im D. H. V., N.D. T.V. 
und G.d.A. die gebührende Antwort geben wird, wenn sie 
wieder einmal versuchen, sich in Verleumdungen der freien 
Angestelltenschaft zu ergehen? Die Zukunft wird es lehren. 
Nur die Stärkung der AfA-Verbände bietet Gewähr dafür, dass 
die Angestelltenschaft aus den bevorstehenden schweren ge- 
werkschaftlichen Kämpfen siegreich hervorgeht. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Das Abkommen vom 30. August 1920 sowie die Nachträge vom 
26. Oktober und 10. November 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund 
und drei weiteren Arbeitnehmerverbänden einerseits und dem Arbeitgeberver- 
band des Einzelhandels e. V. in Frankfurt a. M., dem Verband der Metall- 
industriellen für Hessen-Nassau, Hessen und angrenzende Gebiete e. V., Orts- 
gruppe Frankfurt a. M., dem Verband der elektrotechischen Installationsfirmen 
in. Deutschland, Ortsgruppe Frankfurt a. M., e. V., dem Arbeitgeberverband der 


chemischen Industrie, Sektion VII, Frankfurt a. M., dem Verband der Zentral- 


heizungsindustrie e. V., Ortsgruppe Frankfurt a. M,, sowie sieben weiteren 
Arbeitgeberverbänden andererseits, für die Stadt Frankfurt aM. Die all 
gemeine Verbindlichkeit beginnt für das Abkommen vom 30. August 1920 mit 
dem 1. Juli 1920 und für die Nachträge vom 26. Oktober und 10. November 
1920 mit dem 1. Oktober 1920; 

die Nachträge vom 27./30. November 1920 und 10. Januar 1921 zum all- 
gemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 30. April 1920, abgeschlossen zwischen 
dem Butab und vier weiteren Arbeitnehmerverbänden einerseits und dem 
Verein selbständiger Kaufleute e. V. zu Neisse, sowie dem Verein zum Schutze 
für Handel und Gewerbe e.V. zu Neisse andererseits, mit Wirkung vom 
1. November 1920, für die Stadt Neisse; 

der Nachtrag vom 20, Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 6. März 1920 und Gehaltsabkommen vom 5. Februar 1920, abge- 
schlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Verbänden einerseits 
und dem Allgemeinen Arbeitgeberverband für Bonn und Umgegend e. V. in 
Bonn andererseits, für die Monate November und Dezember 1920 für Stadt- 
und Landkreis Bonn; 

der angenommene Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Gotha vom 
1. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 5. Mai 1920, 
abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Arbeitnehmerver- 





*) „Industrietechniker“ Nr. 9 vom 21. Mai 1920 und Nr. 36 vom 10. De- 
zember 1920. 
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bänden einerseits und dem Allgemeinen Arbeitgeberverband für Gotha und 
Umgegend e. V. andererseits, nit Wirkung vom 1. November 1920, für die 
Stadt Gotha; FAR Ent. 
das Gehaltsabkommen vom 27. Dezember 1920 zum Bezirksrahmentarif- 
vertrag vom 2. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei 
weiteren Arbeitnehmerverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband der 
Metall- und Kleineisenindustrie im Oberbergischen Bezirk, Sitz Gummersbach, 
andererseits, mit Wirkung vom 15. März 1921 für den Kreis Gummersbach; 
der Gehaltstarif vom 18. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Arbeitnchmerverbänden einerseits und dem Arbeit- 
geberverband der chemischen Industrie, Sektion Vb., Wolfen, Kreis Bitterfeld, 
andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921, für die Provinz Sachsen 
und die Freistaaten Thüringen und Anhalt. Nicht unter die allgemeine 
Verbindlichkeit fallen; das Isoliergewerbe und die technische Icolierindustrie; 
der mit dem 1. Dezember 1920 in Kraft getretene Nachtrag zum allge- 
meinverbindlichen Tarifvertrag vom 23, Juni/6. Juli 1920, abgeschlossen 
zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits 
und dem Industrie- und Arbeitgeberverband für Weissenfels a. S. andererseits, 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, für die Stadt Weissenfels a.d. S:;5 
der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Gotha vom 6. August 1920 
zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 6. April 1920, abgeschlossen 
zwischen dem AfA-Bund und zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits 
und dem Verband von Arbeitgebern von Ohrdruf und Umgegend, mit Wirkung 
vom 6. August 1920, für den Stadtkreis Ohrdruf und die Orte Cräfen- 
heim, Nauendorf, Georgenthal, Tambach, Dietkarz, Frankenheim, 
Gräfenrode, Grawinkel, Gossel, Herrenhof, Hohenkirchen und 
Schwarzwald-Stutzhaus; 
der Nachtrag vom 8. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifver- 
trag vom 21. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA Bund und zwei 
weiteren Arbeitnehmerverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
Magdeburg sowie fünf weiteren Arbeitgeberverbänden andererseits, mit Wirkung 
vom 1. November 1920, für den Stadtkreis Magdeburg. 


DON HERZUOSDEÜLRT nun 


zur ständigen Ueberwachung und Prüfung des Betriebes von Heizungs- 
und Lüftungsanlagen für Aussen- ud Innendienst, energisch, in 
mittieren Jahren, auf Privatdienstvertrag gesucht. Sie sollen 
möglichst längere Praxis als Zeichner oder Techniker im Heizungsfach 
besitzen, sicher rechnen, sauber zeichnen und Wärmeverlustberech- 
nungen anfertigen können. . 
Besoldung nach Klasse 5 der staatlichen Besoldungsvorschriften 
(5800 bis 8500 M.), dazu Ortszuschlag (Ortsklasse A) Ausgleichs- 
zuschlag, zusammen 14960 bis 21250 M. : ht 
Bewerber mit abgeschlossener technischer Mittelschulbildung (Bau- 
gewerk- oder Maschinenbauschule) erhalten Einkomirensbezüge nach 
Klasse 6 der staatlichen Besoldungsordnung (zusammen 149%0 bis 
21590 M.), hierzu in allen Fällen Kinderbeihilfen nach staat!. Grundsätzen. 
Weitestgehende Anrechnung von bisherigen Dienstjahren wird in 
Aussicht gesteilt, ebenso Gewährung von Ruhegeld und Hinterbliebenen- 
versorgung gemäss hierüber erlassener Vorschriften. . 
Gesuche mit lückenlosem Lebenslauf und beolaubigten Zeugnis- 
abschriften sowie Angabe des frühesten Eintrittstermins werden um- 


ehend erbeten. 5 
sh Magistrat Dortmund. 
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Aelteren, unverheirateten 


Laboranten 


per sofort gesucht. 


Erfahrungen in Metallanalysen 
Bedingung, in Tonerdeunter- 
suchungen erwünscht. Gehalt 
nach Tarif. — Bewerbungen 
unter Beifügung von Lebens- 
lauf, Lichtbild und Zeugnis- 

abschriften zu richten an 


Vereinigte Aluminium-Werke A-6. 
Lautawerk (Lausitz). 


‚Bewerbungen, die nicht innerhalb 
14 Tagen beantwortet sind, gelten 
als abgelehnt. 
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Die Organisation der Chemiker 


Die geschlossene Organisation der Arbeitnehmer gleicher 
Berufsart ist die erste Voraussetzung, um soziale und wirt- 
schaftliche Forderungen im Interesse dieses Personenkreises 
durchsetzen zu können. In richtiger Erkenntnis dieses gewerk- 
schaftlichen Grundsatzes haben sich im Bund der techni- 
schen Angestellten und Beamten die Techniker 
aller Grade und Fachrichtungen zusammengefunden. Mögen 
auch Vorbildung und beruflicher Aufgabenkreis noch so ver- 
schieden sein, im Kampfe um die richtive Würdigung und prak- 
tische Anerkennung ihrer Leistungen sind alle technischen An- 
gestellten aufeinander angewiesen. Daher stehen Hochschul- 
absoiventen, Mittelschultechniker und Autodidakten in einer 
Front brüderlich beisammen, und die vom B. t. A.B. abgeschlos- 
senen Tarife beweisen, daß diese vernünftige Solidarität keine 
„öde Gleichmacherei* der verschieden qualifizierten Arbeit 
bedingt. 

Wer Sich noch im Zweifel über die zweckmäßigste Organi- 
sationsform befindet, dem müßte ein Blick auf die Unternehmer- 
verbände die Augen öffnen! Während falsche Propheten aus 
Kastengeist und Standesdünkel den schon an sich wirtschaft- 
lich viel schwächeren Arbeitnehmern Zersplitterung predigen, 
Schließen sich die Unternehmer in mustergülticer Weise 
zu mächtigen Einheitsverbänden zusammen. Man 
kermt dort bei der Vertretung wirtschaftlicher Interessen keine 
trennenden Schranken aus politischen, konfessionellen und son- 
stigen Rücksichten Es gibt keinen „Verband katholischer Me- 
tallindustrieiler“ und keinen „Verband weiblicher Baustoffabri- 
kanten“, sondern die Arbeitgeber haben ihre Organisationen 
lediglich nach wirtschaftlichen Grundsätzen aufgebaut. Auch 
die technischen Angestellten — des Baufachs z. B. — kennen 
aus demselben Grunde nur eine wirtschaftliche Interessen- 
vertretung: den „Butab“. Bauräte und Zeichner, Bautechniker 
und Diplom-Ingenieure, die den gewerkschaftlichen Geist rich- 
tig in sich aufgenommen haben, würden eine Zersplitternng 
ihrer Bewegung durch die künstliche Hervorkehrung von Stan- 
desunterschieden mit Entrüstung ablehnen. Dasselbe trifft auch 
für die Angestellten des Maschinenbaufaches der Elektroindu- 
strie usw. zu, so daß unser Bund sich mit Recht als Ein- 
heitsorganisation der deutschen Techniker bezeich- 
ren darf. 

Nur eine wichtige Berufsgruppe hat Sich bis heute in un- 
fruchtbarer Sonderbündelei abseits gestellt; die akademis ch 
gebildeten Chemiker! Zwar wird die Zahl derer. die 
sich unter dem Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
unserer Auffassung bekennen, Ständig größer: aber die Tat- 
sache, daß eine Sonderorganisation, der der „christlich-nationa- 
len“ Angestellten-Bewegung angeschlossene „Bund angestellter 
Chemiker und Ingenieure‘, besteht, zwingt uns, die Frage der 
Daseinsberecktigung dieser Organisation zu untersuchen. Diese 
Frage stellen, heißt sie verneinen. Die Interessen der akade- 


‘ misch gebildeten Chemiker können vom „Butab“ ebenso erfolg- 


reich vertreten werden. und werden schon jetzt genau so gut 
wahrgenommen wie die der akademisch gebildeten Bau- und 
Industrietechniker. Mangels ausreichender Vernunitgründe spe- 
kuliert die Leitung des „Budaci“ bei ihrer Vereinspropaganda 
auf den Standesdünkel gewisser Akademiker und will sie damit 
von dem Anschluß an die „Organisation der Zeichner und Labo- 
ranten‘“ — wie jene Leute unseren Bund wegwerfend benennen 
— abhalten. Die Zukunft wird lehren, ob der künstlich konser- 
vierte Standesdünkel nachhaltiger wirkt als die bitteren Lehren. 
die der rauhe Daseinskampf auch den Chemikern täg- 
lich gibt. Denn die wirtschaftliche Ausbeutung und Entrechtungı 
durch das kapitalistische Unternehmertum trifft nicht nur „satis- 
faktionsunfähige“ Laboranten, sondern macht auch vor promo- 
vierten Hochschulabsolventen nicht halt. 

Ein typischer Fall wurde jüngst vor dem Berliner Schlich- 
tungsausschuß verhandelt Ein als Betriebsleiter engagierter 


Chemikermit Professortitel (!) klagte auf Zahlung 
des tarifmäßigen Gehalts, gegen das sein Finkommen 
monatlich um etwa 1000 Mark zurückblieb. Die 
Firma machte dagegen geltend, daß der Antragsteller „keine 
50 Mark wert“ sei, da er (wörtlich, und in einem Schriftstück 
absichtlich zu Protokoll gegeben) „dov“ seil Es stellte sich 
aber heraus, daß die Firma neuerdings mit demselben „doven“ 
Professor einen allerdings hahnebüchenen Vertrag abgeschlossen 
hatte, um Seine Erfindungen ausbeuten zu können. 

Offener und unverfrorener kann die Mißachtung und Aus- 
beutung akademischer Bildung — und ähnliche Fälle sind nicht 
gerade eine Seltenheit — vom Unternehmertum nicht bekundet 
werden! Die Chemiker aber, die aus falschem Standesbewußt- 
sein und in Verkennung der gewerkschaftlichen Möglichkeiten 
noch für den „Budaci“ eintreten, mögen angesichts dieses Vor- 
falles ihre soziale Stellung erkennen. Sie ist nicht in der Mitte 
zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern, sondern Seitean 
Seite mit der freigewerkschaftlich organi- 
sierten Hand- und Kopiarbeiterschaft. Nur in 
engster Anlehnung an die neun Millionen deutscher Arbeitneh- 
mer — wie sie im „Afa-Bund“ und im „Allsemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund“ zusammengeSchweißt sind — können auch 
ihre gerechtfertigten Forderungen verwirklicht werden. Bil- 
dung verpflichtet! Darum gehören die Chemiker — auch im 
Hinblick auf ihre wichtige Stellung im Produktionsprozeß — vor 
die Front beim Umbau unserer gesamten Wirtschaftsordnung! 


K. Grünberg. 
Ueberstunden 


Vom Betriebsrat eines grossen industriellen Unternehmens 
wird uns geschrieben: 

Solange wir eine soziale Bewegung haben, hat die Frage 
der Verkürzung der oft übermässig ausgedehnten Arbeitszeit 
darin eine Hauptrolle gespielt. Eine Hauptrolle deshalb, weil 
man erkannt hatte, welche Bedeutung sie im Haushalt der 
körperlichen und geistigen Kräfte des Arbeitenden hat. Arbeit 
ist Ausgabe von Kraft. Man hat den menschlichen Körper oft 
mit einer Maschine verglichen; die Nahrung sei die Kohle, die 
man ihr zuführe. Aber der Vergleich hinkt in mehr als einer 
Beziehung. Stellt man bei einer Dampfmaschine die Heizung 
des Kessels ein, so bleibt sie stehen; sie gibt nur Kraft ab in 
dem Masse, wie ihr Kraft zugeführt wird. Anders die mensch- 
liche „Maschine“, Sie hat Rücklagen, Reserven an Kräften, 
gleichsam eine Sparkasse, von der sie zehrt, wenn Kraftersatz 
nicht in genügendem Masse zugeführt wird. Sie kann — sei 
es durch den eigenen, sei es durch einen’ fremden Willen — zu 
dauernden übernormalen, die Kräftezuführung weit übersteigen- 
den Leistungen angespornt werden und läuft sich so, je nach- 
dem früher oder später, zu Tode und ist durch keine „An- 
feuerung“ wieder in Gang zu bringen. 


Dieser Raubbau an den menschlichen Kräften war noch in 
der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts ein ganz unglaublicher, 
Kaum schulpflichtige Kinder wurden selbst nachts in den mecha- 
nischen Spinnereien beschäftigt. In den englischen Bergwerken 
2. B., im Dunkel der niedrigen Gänge mit ihrer heissen und 
sauerstofiarmen Luft, mussten Frauen und halbwüchsige Mäd- 
chen während 10, 12 und mehr Stunden die schweren, damals 
noch räderlosen, das gebrochene Erz und die Kohle enthaltenden 
Förderkästen über den steinigen Stollenboden hin bergauf, 
bergab zum Förderschacht zerren, ja es kam sogar vor, dass 
Kinder bis herab zu 5 und 4 Jahren zu (natürlich leichten) Ar- 
beiten — wie dem Oeffnen und Schliessen der Stollentüren —- 
herangezogen wurden. ' Dass die Häuer Doppelschichten mach- 
ten und 24 Stunden und mehr hintereinander unter Tage blieben, 
war keine Seltenheit. Man kann sich denken, in welch fürchter- 
licher Weise das Bergarbeitervolk unter derartiren Verhältnissen 
körperlich und moralisch verkrüppelte. - Dem. Industriearbeiter 
erging es ähnlich. Aber nicht nur die Handarbeiter, auch die 
Angestellten hatten eine für heutige Begriffe unerhört.lange Ar- 
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beitszeit, mussten zeitlich nahezu unbegrenzt sich zur Verfügung wie auch moralischen Kräften des Menschen, bedeuten einen 
ihres „Brotlierrn‘“ halten, ' Rückfall, eine Wiederannäherung an glücklich - überwundene 
Lange hat es gedauert, bis sich die Arbeitnehmerschaft 'all- soziale Zustände. Und noch eins. Wo bleibt bei länger aus- 
mählich aus solchen und ähnlichen Lagen durch unermüdliche gedehnter Arbeitszeit schliesslich noch Zeit zur Ausbildung der 
gewerkschaitliche und politische Arbeit herausarbeitete;, jeder Persönlichkeit, zur Teilnahme an Bildungsveranstaltungen aller 
noch so kleine Fortschritt auf diesem Wege war von dem Art, zum Besuch von guten Konzerten und Theatern, zur ange- 
Droh- und Wehegeschrei der Unternehmer begleitet, dass nın _messenen Erziehung der Kinder, kurz zu alledem, was wir ein 
das Ende der Industrie nahe sei. Aber siehe da, das Gegenteil menschenwürdiges Dasein nennen! -Wo bleibt — nun der „Vor- | 
trat ein: trotz ständiger Verkürzung der Arbeitszeit. fast gänz- teil“ des „Ueberstundenverdienstes? Kollegen! Die Ueber- 
lichen Aufhörens der Kinderarbeit, ein dauerndes Steigen der ° stundenarbeit ist tariflich und gesetzlich mit gutem Grunde auf 
durchschnittlichen Lebenshaltung des gesamten Volkes ein- - ein Höchstmass, auf Ausnahmefälle besonderer Notlage be- 
schliesslich des Unternehmertums! “schränkt worden! Richtet euch danach, tretet, wo erforderlich, 
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So gelangten wir über den 12-, 10- und 9-Stundentag all- 
mählich schon vor dem Kriege zur teilweisen Einführung des 
8-Stunden-Tages, der nach .der Revolution von 1918 endlich 
gesetzlich festgelegt wurde. Selbst Industrien, wie das Mühlen- 
gewerbe, die immer noch ihren 11- bis 12 stündigen Arbeits- 
tag hatten, bequemten sich nun zur Einführung des Achtstunden- 
tages, ohne dadurch an Rentabilität eingebüsst zu. haben. 

Unsere gegenwärtige Lage nun, nach .vier Jahren fast aus- 
schliesslicher Produktion zum Zwecke unsinnizer Zerstörung 
von Leben und Gut, erfordert vernünftigerweise die Her- 
anziehung aller verfügbaren Kräfte, um das 
wieder aufzubauen und die infolge des Krieges zurückgestellten 
Arbeiten : nachzuholen. Wie aber sieht es bei uns aus? 
Hunderttausende von Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen sind 
arbeitslos, andere ärbeiten Halbschicht, ein Teil arbeitet noT- 
mal, und ein anderer Teil — Ueberstunden. Was liest näher 
als der Gedanke, da einen Ausgleich zu schaffen? Freilich lassen 
sich beispielsweise arbeitslose Tischler oder Maschinenbauer 
nicht an die Stelle von Bankbeamten, kaufmännischen oder 
technischen Angestellten setzen. Ferner ist die Schwierigkeit 
der Wohnungsbeschaffung, der Abwanderung verfügbarer Ar- 
beitskräfte nach Orten des Bedarfs hinderlich. So kann wohl 
die Notwendigkeit von Ueberarbeit in gewissen Fällen entstehen. 
Besonders wird zurzeit solche Ueberarbeit in Angesteliten- 
kreisen in beträchtlichem Umfange geleistet, und nicht selten — 
gern geleistet, denn jeder hat seinen Friedensbestand an Klei- 
dern usw. heruntergerissen, und das normale Gehalt oder der 
Lohn reichen zu Neuanschaffungen vielfach nicht aus. 


Aber dieser einzige Vorteil, den man für die Ueberstunden 
anführen könnte, ist doch ein mehr als zweifelhafter. Sehen 
wir einmal zu: Die Tatsachen beweisen, dass Angestellte oder 
Arbeiter, die Ueberstunden machen — also „viel Geld“ ver- 


dienen — weder genügend Interesse noch Zeit für die Besser- - 


gestaltung der normalen Arbeitsbedingungen mehr aufbringen, 
und dass sie Verschlechterungen derselben mit weniger Energie 
entgegentreten. Es ist klar, dass unter solchen Verhältnissen 
die Arbeit der Gewerkschaften beeinträchtigt wird und eine 
Schädigung der gesamten Kollegenschait einschliesslich der 
Ueberstundenmachenden eintritt. Mit welchen Argumenten soll 
noch der Gewerkschaftsbeamte, der Politiker im Parlament dem 
heute bereits wieder auf Unternehmerseite zutage tretenden 
Verlangen nach Beseitigung des Achistundentages entgegen- 
treten, wenn er sich darauf hinweisen lassen muss, dass ja von 


Arbeitern und Angestellten gern länger gearbeitet wird! Tritt - 


aber wirklich! für den einzelnen vorübergehend eine wirtschaft- 
liche Besserung als Folge der Ueberstunden ein, so wird sie 
durch die tatsächliche gesundheitliche Schädigung reichlich auf- 
gewogen. Mehrere Wochen und selbst Monate hindurch täg- 
lich 10 bis 12 Stunden im geschlossenen Raum in verbrauchter 
Luft — wohl gar noch in sitzender Stellung und bei ausschliess- 
lich geistiger Tätigkeit — sich aufzuhalten, muss notwendig das 


Allgemeinbefinden und besonders das Nervensystem auis be- 


denklichste schädigen. Die Spannkraft lässt erfahrungsgemäss 
bald nach, und man kann die Verlängerung der normalen Ar- 
beitszeit durch wochen- und monatelange Ueberstunden der 
„Verlängerung“ einer Suppe durch einen Schuss Wasser ver- 
gleichen: sie wird lediglich — verdünnt. Der Mensch kann eben 
aui die Dauer, ohne sich zu schädigen, nur ein bestimmtes 
Mass an Arbeitskraft täglich abgeben, und es ist ihm dienlicher, 
dieses Mass in acht Stunden relativ intensiver Arbeit abzugeben 
und die gewonnene Zeit der Erholung zu widmen, als in frei- 


. williger Ueberarbeit die unersetzlichen Reserven seiner Kräfte 


anzugreifen. Es ist immerhin verwunderlich, dass dies von 
Arbeitnehmer- wie Arbeitgeberseite noch so wenig eingesehen 
wird; denn auch der letzteren Interesse wird hierdurch berührt. 
Andererseits aber hat der Unternehmer auf jeden Fall ein Inter- 
esse an-zur Ueberwindung einer augenblicklichen Notlage ge- 
leisteten Ueberstunden, denn er wird dadurch der. Notwendig- 
keit überhoben, mehr Personal zu dauernder Beschäftigung 
einzustellen. Dass er dies aber nach Möglichkeit tut, liegt in 


Zeiten grosser Arbeitslosigkeit durchaus im Interesse des Volks- 


ganzen; denn dauernde Arbeitslosigkeit.sowohl, wie dauerndes 
Ueberstundenmachen führen zu erheblichen. körperlichen: und 
seelischen Schäden; sie bedeuten Raubbau an den physischen 


Vernichtete 


für Vermehrung des Personals ein und denkt daran, dass jede 


. Stunde, die ihr über die normale Arbeitszeit hinaus leistet, ein 2 


Verlust ist an dem Wertvollsten, was euch angehört: 











an eurem Menschentum! _ 
00 Rundschau . era. 
Gewerkschaftsarbeit 


Wie stehen die Dinge in der Berliner Metallindustrie? In 
Nummer 16 des „Industrietechniker“ haben wir bereits kurz 
über den Stand der Verhandlungen in der Berliner Metallindu- 
Strie berichtet. In grosser agitatorischer Aufmachung hatten 
die Harmonieverbände dem AfA-Bunde unterstellt. dass er einer 
Herabsetzung der Tarifgehälter zugestimmt habe. Inzwischen 
haben weitere Verhandlungen stattgefunden und die Harmonie- 
verbände mussten zugeben, dass ihre Behauptungen sich als 
unhaltbar erwiesen. iR ae 

Bekanntlich hatte der AfA-Bund, um eine bessere Entloh- 
nung. der jugendlichen Angestellten und. zahlreicher Bureau- 
angestellten, die nach dem Schiedsspruch vom 21. Dezember 
1920 leer ausgegangen waren, zu erzielen, den Tarifvertrag mit 


dem Verband Berliner Metallindustrieller zum 28. Februar 1921 


. gekündigt. Die Harmonieverbände hatten sich an dieser Kün- 
digung nicht beteiligt, waren also mit der unzulänglichen Ent- 


lohnung der jugendlichen und Bureauangestellten einverstanden. 
Der AfA-Bund hatte für diese Gruppen ebenfalls die im Schieds- 


spruch vom 21. Dezember: 1920 festgesetzten Erhöhungen der 


. Gehälter um 60.M. plus 110 Prozent ab 1. März 1921 gefordert. 
Ohne dass es zu direkten Verhandlungen mit dem Verband 


Berliner Metallindustrieller gekommen war, fällte ein Schlich- 
tungsausschuss am 19, März 1921 einem Schiedsspruch, der eine 


Erhöhung der Gehälter der jugendlichen und Bureauangestellten 
und der- in der Ausbildung begriffenen Angestelten um 20 M. 


plus 110 Prozent vorsah. Der V.B.M.-I. hat jedoch diesen 


Schiedsspruch, obwohl 


im Schlichtungsausschuss die Arbeit+ 
geberbeisitzer, Mitglieder des V.B.M.-I, für ihn gestimmt 


hatten und er damit einstimmig gefällt worden war, abgelehnt. 
Nun machte der V.B.M.-I. dem AfA-Bunde, nachdem dieser x 

die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches vom 19, März 

1921 beantragt hatte, .einen Vergleichsvorschlag, der im Grunde 


genommen dem Schiedsspruch gleichkommt und zahlenmässig 
mit ganz kleinen Abweichungen dasselbe enthält. Zu bemerken 
ist dabei, dass der Angestelltentarif u. a. auch Laboratoriums- 
Piörtner usw. umfasst. 


gehilfen, Bureaudiener, Kassenboten, 
Diese Gruppen von Angestellten sind auch im Tarifvertrage der 


Handarbeiter. enthalten. Weil letzterer für die weiblichen Ar-- 
beitnehmer dieser Gruppen geringere Lohnsätze vorsieht als 
der Angestelltentarif, wollte der V.B.M.-I. — als Ausgleich 
für die zugestandenen Zulagen — für die. weiblichen Angestell- 
- ten dieser Gruppen im Falle von Neueinstellungen Gehaltssätze 
. vereinbaren, welche sich denen im Arbeitertarif nähern, aber 
dennoch höher als die im Arbeitertarif festgelegten sind. Bei 


einer Verhandlung, die am 28. Mai 1921 vor dem Demobil- 
machungskommissar für Gross-Berlin staitfand und an welcher 
auch.die Harmonieverbände (Gedag und G.d.A.) teilnahmen, 


erklärte der Vertreter des V.B.M.-I., dass Herabsetzungen jetzt 
bestehender Gehälter ausgeschlossen seien und unter ‚keinen 


Umständen vorgenommen werden sollten. : & 


Da seitens der Harmonieverbände — sowohl in Zeitungen 


als auch in Flugblättern — Unwahrheiten über einen vom AfA- 


Bunde gebilligten Gehaltsabbau verbreitet worden sind, stellte. 


der Vertreter des Demobilmachungskommissars nach dem’ Akten 
der Harmonieverbände und des V.B.M.-I. fest, dass 


1. von einem abgeschlossenen Vergleich keine Rede sein 


könne, ER 


2. der Vergleichsvorschlag des V.B.M.-I. einen Gehalts- 


abbau überhaupt nicht enthalte, ER 

3. bei-Ablehnung des Vergleichs viele tau- 

send Angestellte einer Gehaltserhöhung 
mit Rückwirkung ab L°März 191 verlusti 


gehen würden. 
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Ausserdem ist das -Vertragsverhältnis vom :28. Juni 1920 
einschliesslich des. Schiedsspruches vom 21. Dezember 1920 
zwischen dem V. B, M.-I. und dem AfA-Bunde wieder hergestellt 
worden. Die Harmonieverbände erbaten nach diesen Feststel- 
lungen bzw. Erklärungen vom Vertreter des Demobilmachungs- 
kommissars eine Frist bis zum 4. Juni d.J. Der Gedag hat 
sich dann zu einer besseren Einsicht durchgerungen und eben- 
falls — wie der AfA-Bund bereits vorher dies getan’ hatte — 
einem Vergleich mit dem V.B.M.-I. auf der oben bezeichneten 
Grundlage zugestimmt. Daraufhin wurde vom AfA-Bund ein 
Schreiben an den .V.B.M.-I. gerichtet und festgestellt, dass 
nunmehr die überwiegende Mehrheit der Angestellten — der 
G.d. A., der nur einen kleinen Bruchteil der Angestellten orga- 
nisiert hat, konnte sich bisher nicht dazu aufraifen. dem Ver- 
gleich seine Zustimmung zu geben — der Vereinbarung zuge- 
stimmt habe und dass für den V.B.M.-I. kein Grund mehr vor- 
liege, die Vereinbarung nicht endgültig zum Abschluss zu bringen. 
Der V.B.M.-I. lehnte jedoch den endgültigen Abschluss ab mit 
der Begründung, dass für ihm nur die Gesamtheit der Ange- 
stellten — also AfA-Bund, Gedag und G.d.A. — als Vertrags- 
partei in Frage komme und dass er ohne Zustimmung des 
G.d.A. die Vereinbarung nicht abschliessen könne. Zurzeit 
können sich also Tausende von jugendlichen und 
Bureauangestellten beim G. d. A. dafür bedan- 
ken, dass sie immer noch nicht in den Genuss 
der ihnen vom AfA-Bund errungenen Gehalts- 
erhöhungenkommen. 

Aus vorstehender Schilderung dürfte unschwer zu ersehen 
sein, dass es den Harmonieverbänden weniger darauf ankommt, 
praktische Gewerkschaftsarbeit zum Wohle der Angestellten zu 
leisten, als vielmehr aus agitatorischen Gründen Unwahrhsiten 
und Entstellungen zu verbreiten, selbst auf die Gefahr hin, dass 
auf diese Weise die Angestellten empfindlich geschädigt werden, 


Industrietarii für Hannover und G.D.A. Der Raum unserer 
D.T.Z. ist zu schade, als daß wir uns allzu oft mit dem G.D.A. 
und seiner oft schr unsachlichen Arbeitsweise beschäftigen 
könnten. Die Berichterstattung der G.D.A.-Zeitung in Nr. 11 
und 12 über die Vorgänge beim Tarifabschluß für die Industrie- 
angestellten in Hannover nötigen uns aber zu einer Richtigstel- 
lung. Die Unterzeichnung des Hannoverschen Vertrages er- 
folgte am 12. Mai, wobei die Arbeitgeber .so nebenher erklärten, 
daß die Zustimmung ihrer Mitgliederversammlung zur ge- 
gebenen Unterschrift noch erforderlich sei. Auf die 
Alufrage der Angestelltenvertreter wurde ausdrücklich erklärt, 
daß diese Zustimmung ‚natürlich nur eine formale Bedeutung 
habe. Betreffend Drucklegung des Vertrages erklärten die Ver- 
treter des Afa-Ortskartells und des D.H.V., daß sie eigene Ver- 


‚ träge herausgeben würden, während der G.D.A, beim Arbeit- 








geberverband etwa 600 Stück für seine Mitglieder bestellte. In 
Verfolg . dieser Aussprache brachten zunächst der D.H.V. und 
das Afa-Ortskartell am 15. Mai Verträge in die Oefientlichkeit, 
während der Vertrag des Arbeitgeberverbandes noch auf sich 
warten ließ. Die Arbeitgeber hatten überhaupt erst zum 
20. Mai ihre Voll-Sitzung einberufen. Da sowohl der DH... 
wie die Afa die. Ausgabe ihres Vertrages mit einem besonderen 
Begleittext versehen hatten, nahmen die Arbeitgeber dies zum 
Anlaß, den Erfolg der bereits 6 Monate andauernden Verhand- 
lungen nochmals — selbst nach der Unterzeichnung 
— in Frage zu stellen. Sie behaupteten, daß die Herausgabe 
der Verträge durch D.H.V, und Afa gegen die Vereinbarung: sei 
und daß insbesondere das Vorwort des Afa-Bundes Beleidigun- 
gen, Verleumdungen usw. gegenüber dem Arbeitgeberverband 
darstelle- Der Hinweis, daß diese Beschuldigungen eine ge- 
richtliche Klärung erfahren könnten, wurde nicht anerkannt, 
man stellte sich vielmehr auf dem Machtstandpunkt und er- 
klärte den Vertrag nur für den G.D.A. und G.D.A.G. als gültig, 
weil der Afabund die Beleidigungen und Verleumdungen usw. 
nicht zurückgenommen habe. 

Der G.D.A. zeigte hierbei seine Unternehmerfreundlichkeit 


im wahrsten Sinne, schreibt er’ doch in seinem Zentralblatt: 


„Es wurde dann weiterhin vereinbart. daß die 
vorliegende Fassung des Tarifvertrages noch nicht zur 
Verbreitung gelangen solle.“ 

Eine solche Vereinbarung ist nicht getroffen worden. 
Diese Behauptung stellt vielmehr der Mitgliedschaft des G.D.A. 
gegenüber eine Entschuldigung dar für die verspätete Verbrei- 
tung der Tarifverträge durch den G.D.A. An einer anderen 
Stelle schreibt das G.D.A.-Blatt: 

„Beide Organisationen (D.H.V. und Afa) haben in einem 
besonderen Vorwort zu diesem Tarifvertrag ihr Verhalten 
während der Tarif-Verhandlungen rechtiertiren zu müssen 
geglaubt, indem der eine dem "andern die 
Schuld beimaß.“ 

Wir stellen fest, daß der Artikelschreiber das Vorwort des 
Ala-Vertrages nicht gelesen hat. da in diesem auch nicht ein 
Satz steht, der. dem. G.D.A. oder D.H.V. die Schuld an der Ge- 
staltung des Vertrages beimißt. 


Eigenartig ist es, daß die örtlichen Führer des G.D.A. auf 
entsprechende Vorhaltungen hin den Artikel ihres Zentralblattes 
nicht verantworten wollten, da derselbe angeblich von einem 
Berliner Beamten geschrieben sei. Eine solche verantwortungs- 
lose Politik ist zwar recht bequem, kann aber unmöglich zum 
Grundsatz einer Geschäftsführung werden. Wir vermuten auch 
stark, daß zu dieser nachträglich etwas sachlicheren Stellung- 
nahme der Hannoverschen Geschäftsführer des G.D.A. der Ver- 
lauf einer von 2000: Angestellten besuchten Versammlung viel 
beigetragen hat, die vom G.D.A. einberufen worden war, um 
die augenblickliche Lage zu seinen Gunsten auszunutzen. Der 
Verlauf der Versammlung zeigte aber, daß die G.D.A.-Mitglie- 
der die Haltung des Afa-Bundes und dessen Vorwort voll und 
ganz unterstützten, und gexen den Willen der Versammlungs- 
leitung einer dementsprechenden Entschließung zustimmten. 

Am 14. 6. 21 ist übrigens eine Vereinbarung getroffen wor- 
den, wonach auch der Aia-Bund, Ortskariell Hannover, als Ver- 
tragspartei anerkannt worden ist und die Fristen zur Anrufung 
der Tarif-Schlichtungsstelle für die Afa-Mitglieder. entsprechend 
verlängert worden sind, 


Abschluss eines Tariivertrages für die rübenverarbeitenden 
Zuckerfabriken in Thüringen. Mit dem Bezirk „Thüringen“ des 
Arbeitgeberverbandes der rübenverarbeitenden Zuckerfabriken 
in der Provinz Sachsen, Anhalt, Thüringen und Freistaat Sach- 
sen ist am 20. April 1921 ein Tarifvertrag abgeschlossen worden, 
in welchem die Arbeits- und Einkommensverhältnisse der An- 
gestellten in rübenverarbeitenden Zuckerfiabriken geregelt sind. 
Besonders erwähnenswert ist die tarifliche Festlegung einer 
einmaligen Wirtschaftsbeihilfe, die für die Unverheirateten 
750 M., für die Verheirateten 1400 M. beträgt. Die Fortzahlung 
des Gehaltes bei Krankheits- und Todesfall zeigt ebenialls. eine 
günstige Regelung. Im Krankheitsfalle wird für Angestellte, 
die länger als: fünf Jahre im. Dienst sind, das Gehalt bis: zur 
Dauer eines Vierteliahres weitergezahlt. Für die gleiche Dauer 
wird bei Todesfall der hinterbliebenen Witwe oder mutterlosen 
Kindern bis zu 18 Jahren, sofern sie nicht bereits selbst 
erwerbstätig sind, das Gehalt gewährt. Der Tarifvertrag sieht 
eine eigene Schlichtungsstelle vor, des weiteren Uebergangs- 
bestimmungen, nach welchen alle bestehenden günstigeren An- 
stellungs- und Einkommensverhältnisse nicht verschlechtert 
werden dürfen. 

Das jährliche Einkommen der technischen Angestellten ist 
in dem Tarifvertrag wie folgt festgelegt: 


l. Erste Assistenten, erste Siedemeister und erste Maschinen- 

meister . BR ST REN ES RR we ee ZONE 

U. Zweite Betriebsassistenten, Chemiker mit Hochschulbildung, 

zweite Siedemeister oder Maschinenmeister, Wiegemeister, 

welche selbständig arbeiten, Abrechnungen mit erledigen 

und Rübenabschlüsse tätigen, Betriebsaufseher (Handwerker), 

Hofinspektoren oder Hofaufseher in verantwortlicher Stellung 

III. Laboranten, Wiegemeister, Betriebsaufseher (nicht Hand- 

werker), Kocher mit mehr als fünfjähriger Campagnetätig- 

keit, Lokomotivführer während der Dauer dieser Tätigkeit 

IV. Hofaufseher, Kocher bis zu fünfjähriger Tätigkeit als solche, 

Handwerker im Angestelltenverhältnis. . . !. 2. .2..2.12075M., 

Das Jahreseinkommen umiasst alle Nebenbezüge mit Aus- 

nahme des Deputatzuckers, welcher für die Verheirateten 50 kg 
und für die Ledigen 25kg ausmacht. 


Neue Gehaltssätze in der Zentraiheizungsindustrie in 
München. Auch in der Zentralheizungsindustrie in München 
schien es zunächst aussichtslos, auf dem Wege eütlicher Ver- 
einbarungen zu einer neuen Regelung der Gehaltssätze zu ge- 
langen, um so mehr als der Arbeitgeberverband der Zentral- 
heizungsindustrie zuerst jede Erhöhung der Gehälter ablehnte. 
Die Angestellten hatten bereits den Schlichtungsausschuss in 
München angerufen, als der Arbeitgeberverband sich schliess- 
lich doch zu direkten Verhandlungen bequemte. Am 24. Mai 
haben nun diese Verhandlungen stattgefunden. Es gelang hier- 
bei, nicht allein eine allgemeine ' Gehaltszuiage von 10 bis 
15 Prozent zu erzielen, sondern auch bei der Gruppe der Zeich- 
ner eine Zwischenstufe vom 22. bis 25. Lebensiahr einzufügen 
und dadurch die Gehälter für die Zeichner über 25 Jahre um 
25 bis 30 Prozent zu erhöhen. Damit ist eine Härte des alten 
Tarifes endlich ausgeglichen worden. Sowohl der Arbeitgeber- 
verband der Zentralheizungsindustrie als auch eine zweite in 
München bestehende „Freie Vereinigung der Zentralheizungs- 
industriellen“ haben sich mit diesen Vereinbarungen einver- 
standen erklärt, die auch von den Angestellten in einer gut 
besuchten Versammlung vom 24. Mai einstimmig angenommen 
worden sind. Die Gehaltssätze der technischen Angestellten 
stellen sich nunmehr ab 1. Mai wie folgt: 

Bee Lehrlinge. , 2.02.7003. 85 M., 130 M., 175 M, 

2. für einfache technische Dienstleistungen und Tech- 

niker und Ingenieure im allgemeinen für weib- 
liche und. männliche. unter. 25- Jahren. . 
‚für männliche (ledig) über 25 Jahre . 
„.für verheiratete . . . 


15870 M. 


13225 M. 


500. M.: bis 1300 ‚M. 
865... 1365 
840 „ „ 1495 „ 


. ” . . ® . . 
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$.. gehobene und selbständige technische Dienst- 

leistungen, für selbständige Ingenieure usw., 
weibl:che und männliche (ledig) unter 25 Jahren 1400 M. bis 1500 M. 
nach zehn Berufsjahren . . 2. 2 2... .1600 „ „ 1750 „ 
für männliche (ledig) über 25 Jahre. . „. „ .1470 „ „1840 „ 
für-verheirstete 2 en a ein ee 6 2010.07, 2205 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Der Tarifvertrag vom 30. November 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund sowie zwei weiteren Verbänden einerseits und dem Arbeitgeberver- 
band des Handels für Görlitz und Umgegend e. V., in Görlitz sowie drei weiteren 
Arbeitgeberverbänden andererseits, mit Wirkung vom 1. Dezember 1920, auch 
für die Lederindustrie, Nahrungs- und Genussmittelindustrie und die elektro- 
technische Industrie im Stadtbezirk Görlitz und die Vororte Moys, 
Biesnitz (Gross- und Klein-Biesnitz), Leschwitzund Rauschwalde; 

Der Tarifvertrag vom 26. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Verband der Eisenindustrie Hamburgs, Landbetriebe, sowie dem Arbeitgeber- 
verband der Zentralheizungsindustrie E. V., Ortsgruppe Hamburg, andererseits, 
mit Wirkung vom 1. Januar 1921 für die Städte Hamburg und Altona; 

der Nachtrag vom 23. Februar 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 11. Dezember 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowis 
drei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Verband der Zentral- 
heizungsindustrie e. V, Gruppe Oberschlesien, andererseits, mit 
Wirkung vom 1. Januar 1921 für die Provinz Oberschlesien; 

der Tarifvertrag vom 12. Februar 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Verein 
der Industriellen Pommerns und der benachbarten Gebiete sowie zwei 
weiteren Arbeitgeberverbänden andererseits, mit Wirkung vom 15. April 1921 
inbezug auf die Angestellten in der Industrie und im Grosshandel für die 
Stadt Stettin. und die Orte Altdamm, Bollinken, Cavelwisch, 
Finkenwalde, Frauendorf, Glinken, Gotzlow, Hohenkrug, 
Podejuch, Pommerensdorf, Scheune, Scholwin, Stolzenhagen- 
Kratzwieck, Sydowsaue, Züllchow, für die Angestellten im Einzel- 
handel für die Stadt Stettin und den Ort Züllchow; 

der Schiedsspruch vom 10. Februar 1921 und die Nachträge vom 23. Fe 
bruar 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 15. Juli 1920, ab- 

eschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Angesteiltenver- 
‚nden einerseits und dem Zweckverband der Arbeitgeber für Eisenach und 
Umgegend e. V., mit Wirkung vom 1. Januar 1921 für die Stadt Eisenach; 
der Nachtrag vom 10. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 7. Mai 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren 
Angestelitenverbänden einerseits und dem Anhaltischen Arbeitgeberverband in 
Dessau andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 1921 für den Freistaat 
Anhalt und die Orte Stassfurt und Bebitz; 

der Tarifvertrag vom 5. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren AÄngestelltenverbänden einerseits und der Nord- 
deutschen Gruppe des Gesamtverbandes deutscher Metallindustrieller Abtei- 
lung Seeschiffswerften Hamburg andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921 
für die Orte Hamburg, Kiel (mit Ausnahme der Germaniawerft), 
Stettin, Lübeck (mit Ausnahme von Flender), Rostock, Flens- 
burg, Bremen, Vegesack, Tönning und Emden; 

der Nachtrag vom 2. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 20. Dezember 1919, abgeschlossen zwischen den Verbänden des AfA- 
Bundes sowie drei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und der Ver- 
einigung württembergischer Arbeitgeberverbände e. V. in Stuttgart anderer- 
seits, mit Wirkung vom 1. Februar 1921 für den Freistaat Württemberg; 

der Schiedsspruch vom 20. Oktober 1920 zum Tarifvertrag vom 2. Juli 1920, 
abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Angestellten- 
verbänden einerseits und dem Verband der Fabrikantenvereine für den 
Regierungsbezirk Arnsberg und benachbarte Bezirke andererseits mit Wirkun 
vom 1. März 1921 für den Stadtbezirk Altena, den Ort Dahle vol 
das Rahmedetal, soweit es zum Handelskammerbezirk Altena 
Behars; sowie dieStadt und das Amt Plettenberg, mit Ausnahme 

es Amtes Herscheid; 

der Nachtrag III vom 23. Oktober 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 15. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie 
zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
des unteren Kreises Solingen andererseits, mit Wirkung vom 15. Dezember 1920 
für die Bürgermeistereien Burscheid, "Bergisch-Neukirchen, 
Opladen, Langenfeld, Leichlingen, Monheim, Rheindorf, Hit- 
dorf, Wiesdorf, Witzhellen, Schlebusch mit den dazu gehörigen 
Ortsbezirken. 


Aus dem Berufe , 


Der Betriebsingenieur mit dem Schlagring. Fin Bundes- 
kollege hatte sich bei der Firma Ruhrtaler Gesenk- 
schmiederei Kalthofif & Wengerle in Herbede an 
der Ruhr auf ein Inserat hin als Betriebsingenieur beworben, 
Die Anstellungsbedingungen waren bereits eingehend besprochen 
und das Monatsgehalt sollte 2500 Mark betragen. Am Schluß 
der Verhandlungen wurde nach der Organisationszugehörigkeit 
gefragt. Unser Kollege hatte keine Ursache, mit der wahrheits- 
gemäßen Antwort hinter dem Berge zu halten. Die Folge da- 
von war, da der Vertrag noch nicht endgültig unterschrieben 
war, daß unserem Kollegen mitgeteilt wurde, die Stellung sei 
anderweitig besetzt. — Nach unseren Erhebungen scheint es 
unzweifelhaft festzustehen, daß der Kollege nur. infolge seiner 
Organisationszugehörigkeit nicht eingestellt wurde, Von unserem 
Gewährsmann, der mit der Untersuchung der Angelegenheit be- 
traut war, wird uns allerdings mitgeteilt, daß der Kollege {roh 





sein kann, daß hier der Bund es war, der ihn vor der Annahme 
dieser Stellung behütet hat. Wie wir hören, soll der Vorgänzer 
auf diesem Posten unorganisiert gewesen sein, Er hatte von den 
Arbeitern den Spitznamen „Schlagring-Dreyer“ erhalten, weil er 
jeden Streikposten anläßlich eines Anzgestellten.streiks in 
Witten mit dem Schlagring niederknüppeln wolite. Schließlich 
ist ihm das Feld doch zu heiß geworden, und er hat sich eine 
andere Stellung gesucht, angeblich, weil er sich verbessern 
wollte. Wir nehmen an, daß ihn seine Tätigkeit nicht recht 
befriedigte, weil er gar zu wenig erfolgreiche Arbeit mit dem 
Schlagring erledigen konnte. Es ist der Firma gelungen, jetzt 
tatsächlich wieder einen Unorganisierten auf die Stelle zu setzen. 
Wir können es der Firma nachempfinden, daß sie Gewicht dar- 
auf legt, keinen Bundeskollegen als Betriebsingenieur zu be- 
schäftigen, da sie bei diesem die Qualifikation — gegen Strer- 
kende mit Erfolg den Schlagring zu schwingen — vermissen 
wird. Ohne diese Fähigkeit wird aber ein Betriebsingenieur 
die „Interessen“ der Firma, wie man sich diese denkt, nicht 
wahrnehmen können. 


Ein entlarvter Schwindler! Auf Grund einer Annonce in 
den Zeitungen Hannovers hat sich eine grössere Anzahl Bun- 
desmitglieder um eine Stellung beworben, worauf sie nach- 
stehende Zuschrift erhielten: 

„Antwortlich Ihres Bewerbungsschreibens sind wir nicht abgeneigt, Sie als 
Konstrukteur zu engagieren. 

Es handelt sich um eine langjährige Arbeit in Holländisch-Indien. 
Bei Verpflichtung auf wenigstens 1 Jahr wird freie Reise hin und zurück 
gewährt. Vertragsbeginn am 1. August 1921. 

Das Klima ist gut. Jedoch ist eine vorherige ärztliche Untersuchung not- 
wendig. Die Kosten im Betrage von 1 Gulden (21,85 M.) haben Sie zu tragen. 
Bei Gesundheitsbefund erfolgt Vertragsaushändigung. Vorschuss wird nur bis 
1/, Monat Lohn gewährt. 

Die Lohnverhältnisse für Konstrukteure sind 40—70 Gulden pro Woche. 
Normaler Verbrauch pre Woche 25 Gulden, 1 Gulden ist wert 21,85 M. 

Soliten Sie mit unseren Bedingungen einverstanden sein, so ersuchen wir 
um Einsendung per Brief von 1 Gulden (deutsches Geld 21,85 M.) für die 
Untersuchung. Nach Eingang des Betrages wird Ihnen ein Ausweis für unseren 
Vertrauensarzt in Hannover zugesandt. Unser Herr Bornemann ist bei der 
Untersuchung zugegen und händigt bei Gesundheitsbefund den Vertrag aus 
und gibt weitere Auskunft. 

Zusendurg ersuchen wir bis spätestens Mittwoch, den 8. Juni an Herrn 
W. Bornemann jun., Berlin, Hotel Fürstenhof. Spätere Zuschriften können 
nicht mehr berücksichtigt werden. gez. Bornemann jun.“ 


Die Kollegen hatter jedoch Bedenken, da sie ganz richtig 
vermuteten, dass aus ihnen nur die 21,85 M. herauszeholt. wer- 
den sollten, uud wandten sich an die Hauptverwaltung d=s 
Bundes. In Berlin sofort angestellte Nachforschungen ergaben, 
dass es sich ıım einen ganz plumpen Schwindel handelte und 
dass der W. Bornemann jun., Berlin, Hotel Fürstenhof, bereits 
am Tage seiner Ankunft im Hotel verhaftet worden ist. 

Wir sehen uns durch diesen Vorfall veranlasst. die Kollegert 
vor ähnlichen Schwindelmanövern erneut zu warnen und ihnen 
zu Taten, sich in jedem Fall vorher mit der Geschäftsstelle des 
Bundes in Verbindung zu setzen. 
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die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
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bei3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- 
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EINE HORZUNSOTETDT nut 


zur ständigen Ueberwachung und Prüfung des Betriebes von Heizungs- 
und Lüftungsanlagen für Aussen- und Innendienst, energisch, in 
mittleren Jahren, auf Privatdienstvertrag gesucht. Sie sollen 
möglichst längere Praxis als Zeichner oder Techniker im Heizungsfach 
besitzen, sicher rechnen, sauber zeichnen und Wärmeverlustberech- 
nungen anfertigen können, 

Besoldung nach Klasse.5 der staatlichen Besoldungsvorschriften 
(5860 bis 8500 M.), dazu Ortszuschlag (Ortsklasse A) Ausgleichs- 
zuschlag, zusammen 14960 bis 21250 M. 

Bewerber mit abgeschlossener technischer Mittelschulbildung (Bau- 
ewerk- oder Maschirenbauschule) erhalten Einkommensbezüge nach 
lasse 6 der staatlichen Beso!dungsordnung (zusammen 14960 bis 

21590 M.), hierzu in allen Fällen Kinderbeihilfen nach staatl. Grundsätzen. 

Weitestgehende Anrechnung von bisherigen Dienstjahren wird in 
Aussicht gestellt, ebenso Gewährang von Ruhegeld und Hinterbliebenen- 
versorgung gemäss hierüber erlassener Vorschriften. 

Gesuche mit lückenlosem Lebenslauf und beglaubigten Zeugnis- 
abschriften sowie Angabe des frühesten Eintrittstermins werden um- 
gehend erbeten. 





Metallbetten 


Stahlmatratzen :-: Kinderbetten 
direkt an Private. Katalog 67 frei, 
Eisenmöbelfabrik Suhl (Thür.). 
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Richtlinien für den Abschluss von Tarif- 
verträgen 


Wie unser letzter Bundestag, so hat sich auch der erste 
Verbandstag des Zentralverbandes der Angestellten . vom 
29. Mai bis 5. Juni 1921 in Weimar unter anderem mit 
Fragen der Tarifpolitik beschäftigt. Ein ausführlicher Bericht 
über die wichtigsten Ergebnisse dieser Tagung ist bereits 
in der „D. T.-Z.“ Nr. 26 vom 1. Juli veröffentlicht worden. Dort 
sind auch die Richtlinien für die Führung von 
Gehalts- und Tariibewegungen wiedergegeben 
worden, die nach einem Referat des Kollegen Rogon und 
nach eingehender Diskussion vom Verbandstag angenommen 
worden sind und deren Beachtung allen Mitgliedern des 
Z.d.A. zur Pflicht gemacht wurde. Da jedoch die meisten 
Tarifverträge nicht von dem einzelnen AfA-Verbänden allein, 
Sondern gemeinsam- für die kaufmännischen und technischen 
Angestellten verhandelt und abgeschlossen werden. so ver- 
dienen diese Richtlinien die Beachtung auch der übrigen AfA- 
Verbände. Es wird zweckmässig sein, dass diese Richtlinien 
in allen AfA-Verbänden besprochen und vielleicht als Grund- 
ar benutzt werden für die Aufstellung allgemeingültiger Leit- 
sätze,. 


Als Material für die Aussprache bringen wir nachstehend 
die vom Z.d.A. aufgestellten Richtlinien nochmals zum Ab- 
druck. In einleitenden Worten wird zunächst erklärt. dass der 
Tarifvertrag nur ein Mittel zur Durchführung des gewerkschaft- 
lichen Kampfes, nicht etwa das Ziel gewerkschaftlicher Arheit 
Panne ist. Dann lauten die Richtlinien in ihren 16 Punkten 
wie folgt : 


I. 
1. Zu erstreben ist der Abschluss von Branchentarifen: wo das nicht 
möglich ist (für kleinere Orte), Orts({Sammel)tarife. — Haustarife sind nach 


Möglichkeit zu vermeiden. Es ist zu beachten, dass der Begriff Branchentarif 
nicht jberspannt werden bzw nicht zur Zersplitterung der Kräfte der Änge- 
stellten führen darf. — Verwandte Branchen sollen in tariflicher Beziehung 
möglichst einheitlich behandelt werden 

2. Für zusammenhängende Wirtschaftsgebiete für Bezirke von Arbeit- 
eberverhänden, für Landesteile Schaffung von Bezirks- oder Landestarifen. 
N esrkuung hierfür: 

a) das Vorhandensein guter örtlicher Branchentarife; 

b) möglichst restlose organisatorische Erfassung der in Frage kommenden 

Angestelltengruppen; 
c) das Vorhandensein einer entsprechenden Unternehmerorganisation. 


3. Sind unter diesen Voraussetzungen geschaffene Bezirks- oder Landes- 
tarife vorhanden, kann am den Abschluss von Reichstarifen herangetreten 
werden. Beim Abschluss von Reichstarifen ist insbesondere die Schwierigkeit 
zu beachten, bei der Verschiedenheit der wirtschaftlichen Verhältnisse die 
Gehälter für alle Teile des Reiches festzusetzen Durch Reichstarife können 
also oft nur die Mantelbestimmungen geregelt werden. 

H. 

4. Geltungsbereich des Tarifs für alle Angestellten der Betriebe, für 
die der Tarif abgeschlossen ist. 

5. Einkommen: Eingruppierung möglichst 
sätzen: 

a) einfache mechanische Arbeiten; 

b) teilweise selbständige Tätigkeit; 

ce) selbständige und verantwortliche Tätigkeit; 

d) Angestellte mit Dispositionsbefugnis. 

Hierbei sind die einzelnen Tätigkeitsarten besonders zu benennen. 

Existenzsicherheit für die unterste Gruppe und darauf aufbauend angs- 
messene Besserstellung der qualifizierten Arbeitskräfte. 

Gleiche Bezahlung der männlichen und weiblichen Angestellten bei gleicher 
Tätickeit. 

höhung des allgemeinen Gehaltsniveaus dergestalt, dass die sozialen 
Zulagen (Verheirateten- und Kinderzulagen) überflüssig werden. 

Ablehnung des Bestrebens der Arbeitgeber, ältere Angestellte nur wegen 
ihres Alters mit niedrigen Gehaltssätzen zu entlohnen. 

Tarifgehälter müssen Mindestgehälter sein. Ablehnung der Forderungen 
der Arbeitgeber, durch tarifvertragliche Bestimmung die Gehälter als Höchst- 
gehälter im Tarif festzulegen. 


nach folgenden Grund- 










Berlin, den 15. Juli 
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Gehaltsstaffel innerhalb der einzelnen Gruppen nach Berufsalter. Gewährung 
von Zulagen in möglichst kurzen Zeiträumen. 

Fortzahlung des Gehalts bei K:ankheit, Unfall, Heilverfahren; im Sterbs- 
falle an die Angehörigen bis zu drei Monaten, 


Bezahlung der Ueberstunden, Sonntags- und Nachtarbeit mit entsprechen- 
dem Aufschlag. 


6. Arbeitszeit. Vermeidung von Ueberstunden und Sonntagsarbeit, 
Verbot der Hausarbeit; für Kontore und Bureaus Sonnabend Frühschluss, für 
Einzeihandel freier Wochennachmittag und 6-Uhr-Ladenschluss, 

7. Urlaub. Steigerung nach Berufsjahren. Verzicht auf Urlaub oder 
geldliche Ablösung darf nicht zugelassen werden. 

8 Konkurrenzklausel. Völliges Verbot. Wo in besonderen Fällen 
nicht durchsetzbar, hohe Gehaltsgrenzen festlegen (8 74 des HGB.). 

9. Mitbestimmungsrecht. Günstigere Bestimmungen für die Mit- 
wirkung der Betriebsräte über das Betriebsrätegesetz hinaus sind anzustreben. 

10. Personalakten. Einsichtnahme durch den Angesteilten und die 
Angestelltenvertretung mit Zustimmung des Angestellten. 

11. Regelung des Lehrverhältnisses im Sinne der Entschliessung dos 
Verbandstages zur Lehrlingsfrage. 

12. Tarifliche Schlichtungsinstanzen sind nach Möglichkeit zu ver- 
meiden; wo sie notwendig sind, sollen sie dem gesetzlichen Schlichtungsver- 
fahren angepasst werden. 

13. Zeugnis bei Ausspruch der Kündigung. Keine Einbehaltung von 
Originalzeugnissen während der Beschäftigungszeit durch den Arbeitgeber. 

14. Festsetzung von Mindest-Kündigungsfristen. 

15. Allgemeinverbindlicherklärung Aufnahme der Bestimmung, 
dass die Vertragsparteien die Allgemeinverbindlicherklärung gemeinsam 
beantragen werden. 

16. Empfehlenswert ist die Trennung der Gehaltsskala (Gruppierung und 
Gehälter) vom Manteltarif, so dass Kündigung des einen Teils nicht die 
Kündigung des anderen Teils nach sich zieht, 
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Wenngleich diese Richtlinien zunächst nur vom Standpunkt 
der kauimännischen Angestellten aus aufgestellt worden sind, 
so decken sie sich doch zum grössten Teil mit den Forde- 
rungen, die vom Kollegen Gramm auf unserem 2. Bundestage 
in seinem Referat über die Tarifpolitik der technischen An- 
gestellten bereits behandelt worden sind. 

Die unter II. Ziffer 5 vorgesehenen Grundsätze zur Fin- 
gruppierung a-d dürften in den meisten Fällen auch für 
die technischen Angestellten genügen. Gegebenenfalls sind fü 
die technischen Betriebsangestellten entsprechende Gruppen 
al—di zu schaffen. Es ist eben eine Eigenart der Angesteliten- 
tarfe — wie das auch Richard Seidel in seiner Ein- 
führung in die neuere Entwicklung des Tarifvertragswesens 
„Der kollektive Arbeitsvertrag in Deutschland“*) richtig anführt 
— dass sie Staffeltarife sind. d. h. dass sie Gehalts- 
stuiungen enthalten, die den starken Qualifikationsunterschieden 
innerhalb der Angestelltenschait Rechnung tragen, Die Not- 
wendigkeit derartiger Staffelungen in den Tarifsätzen bei den 
Angestellter muss anerkannt werden, jedoch darf die Gefahr 
nicht übersehen werden, dass das Bestreben der Unternehmer 
dahin geht, zwar den höchst qualifizierten Angestellten das 


Existenzminimum zu bewilligen, um dann jedoch — ausgehend 
davon — geringere Löhne für zeringere Leistungen zahlen zu 
können. Sehr wichtig ist daher die Feststellung, dass Tarif- 


gehälter Mindestgehälter sind. 


In den Richtlinien heisst es dann weiter, dass eine solche 
Erhöhung des allgemeinen Gehaltsniveaus erreicht werden muss, 
dass die sozialen Zulagen (Verheirateten- und Kinder- 
zulage) überflüssig werden. Zu dieser Frage der Entlohnung 
nach dem Familienstande hat bekanntlich auch der Bundestag 
Stellung genommen und in einer Entschliessung sich für 
derartige Familienzulagen entschieden, jedoch unter 
der Bedingung, dass sie nicht von. dem einzelnen Arbeitzeber 
getragen werden, sondern unabhängig vom Arbeitslohn, der nach 
wie vor nur nach Leistung bemessen werden darf. mit Hilfe 
besonderer Einrichtungen gezahlt werden, die es 
ermöglichen, „die Summe sämtlicher an die Arbeitnehmer eines 


*) Verlag: Allgemeiner freier Angestelltenbund (Dr. Pfirrmann), Berlin NW 52, 
Werftstrasse 7, 
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Gewerbes zu zahlenden Familienzulagen auf sämtliche beteiligte 
Unternehmungen so umzulegen, dass es für den einzelnen. 
Arbeitgeber finanziell belanglos bleibt, ob er Verheiratete oder 
Unverheiratete beschäftigt.“ Auf jeden Fall aber sind die von 
den Harmonieverbänden wiederholt aus agitatorischen Gründen 
bis in die nexeste Zeit aufgeste,iten Forderungen auf eın- 
malige Wirtschaftsbeihilfen oder sogenannte Ent- 
schuldungssunmer abzulehnen, die immer ein Hindernis. zur 
Frringung ausreichender Grundgehä'ter sein werden. Auch‘ 
diese Warnung müsste in den Richtlinien enthalten. sein. 


Für die Urlaubsregelung ist unter II Ziffer 7 lediglich a 


eine Steigerung nach Berufsiahren vorgesehen. Wir verweisen 
auf unseren Artikel „Das Recht auf Urlaub‘ im „Industrie- 
Techniker“ Nummer 17, in dem bereits zum Ausdruck gebracht 
wurde, dass bei der Urlaubsregelung mehrere Faktoren 
berücksichtigt werden müssen. Als wichtige Forderung wäre 
hier noch hinzuzufügen : Urlaub für ehrenamtliche - Tätigkeit 
in der gewerkschaftlichen und politischen Bewegung, natürlich 
ohne Kürzung des Erholungsurlaubes. 


In HU Ziffer 12 wird empfohlen. tarifliche Schlichtungs- 
instanzer nach Möglichkeit zu vermeiden. Es ist wohl zunächst 
abzuwarten, wie die neue Schlichtungsordnung von den gesetz- 
»ebenden Körperschaften verabschiedet werden wird. In dem 
neuen Entwurf der Schlichtungsordnung ist entgegen dem ur- 
sprünglichen eine bevorzugte Behandlung der vereinbarten 
tariflichen Schlichtungsstellen gegenüber den ordent- 
lichen Schlichtungsbehörden vorgesehen. Dem müsste in 
diesen Richtlinien zweckmässigerweise Rechnung getragen 
werden. 


Diese 16 Punkte sind also mır Leitsätze für die Gestaltung 
des Tarifvertrages selbst. Ueber das Verhalten der beteiligten 
Anzestellten bei den Vorbereitungen, den Verhandlungen und 
bein eisentlichen Abschluss, d.h. bei der Unterzeichnung des 
Tarifvertrages, ist zunächst nichts gesagt, wenngleich auch dafür 
Richtlinien nach den Erfahrungen der letzten Zeit durchaus an- 
gebracht wären. Ergänzend könnten diese Punkte vielleicht 
ioigendermassen formuliert werden: 

HI. 

17.-Tarifkommissionen sind zunächst innerhalb jedes AfA-Verbandes 
zu bilden unter Berücksichtigung der einzelnen. Berufsgrunpen. Erst nach 
Verständigung innerhalb des AfA-Bundes ist gerebenenfalls Fühlung mit den 
Harmonieverbänden zu nehmen. Ständige „Tarifgemeinschaften“ mit den 
Harmonieverbänden sind abzulehnen! 

18. Die Verhandlungsleitung !iegt in den Händen der beamteien 
Vertreter der Einzelverbinde, die unterstützt werden durch ehrenamtliche Mit- 
glicder der Tarifkommission. 

‚19. Teilnahme der Harmonieverbände an den Verhandlungen und 
an der Unterzeichnung ist erst zulässig nach angetretenem Mitglieder- 
nachweis, 

20. Die Einleitung der Verträge ist einheitlich wie folgt zu 
gestalten: 

„Zwischen dem ...... (Arbeitgeberverband) einerseits und den im 


Allgemeinen freien Angestelltenbund, Ortskartel ....... Ar 


zusammengeschlossenen Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Deutschen Werkmeister-Verbande, 
Zentralverband der Angestellten andererseits 

wird folgender Tarifvertrag abgeschlossen: .....- “ 

31. Die Unterzeichnung der Verträge ist ebenfalls einheitlich zu ge- 
stalten und erst zulässig nach Prüfung des Verhandlungserzehnisses durch den 
zuständigen Gauleiter und nach Zustimmung der Mitgliedschaft. 

Die Verträge werden abgeschlossen gemeinsam von den Einzel- 
verbänden, deren verantwortliche Gauleiter bzw. Geschäftsführer der Orts- 
kartelle ınit einem ehrenamtlichen Mitgliede der Tarifkommission wie folgt 
unlerzeichnen: 

„Bund der technischen Angestel!ten und Beamten 
ARE GER se 
Deutscher Werkmeister -Verband 
A RE er 
Zentralverband der Angestellten ; 
GER TEE gezur seele: 
zusammengeschlossen im Allgemeinen freien Angestelltenbund 
Ortskartell s. He 2% S 


Richtlinien sind keine zwingenden Gesetzesparagraphen und 
lassen daher gewisse Freiheiten bei ihrer Befolgung unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zu. Die wiederholt 
aufgestellte Forderung, einen Normaltarifvertrag auizuste.len, 
wird kaum durchführbar sein, sondern sich höchstens auf 
einige Paragraphen des Manteltarifvertrages’erstrecken können. 
Sollten obige Richtlinien nach 'einer Verständigung innerhalb 
der AiA-Verbände allgemeine Geltung erhalten, so wird dereu 
Beachtung bei den Tarifverhandiungen ganz von selbst eine 
gewisse Vereinheitlichung der Tarife herbeiführen, was 
besonders für die Vergleichung der Tarife miteinander und 
für eine Auswertung der Tarife in Tariistatistiken usw. von 
grossem Vorteil sein dürfte, 

Liebeskind: 
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bedingungen und Lohnverhältnisse zu nötigen“. 


oo Rundschau DD 


Fin ganz neuer Weg zur Beseitigung der Erwerbslosigkeit! 
Ein Beispiel dafür, wie von der stinnesierten Presse die Leser- 
welt systematisch gegen die Arbeitnehmerschaft aufgehetzt 
wird, liefert der im Verlag von August Scherl erscheinende 
„Tag“ vom 2. Juni 1921. Dort wird eine Zuschrift aus dem 


‚Leserkreise veröffentlicht unter der Ueberschrift „Tarif- 


Erwerbslosigkeit und Existenz- 
minimum“ Man ist ja vom „Tag“ „arbeitnehmerfreund- 
liche“ Aeusserungen nachgerade gewöhnt, doch überbietet 
dieser Artikel so ziemlich alle bisherige -Scharfmacherei in 
diesem Blatte. Bezeichnend ist es, dass der Verfasser H. P. 
nicht den Mut aufgebracht hat, seine Schmähungen mit vollem 
Namen zu unterzeichnen, und dass er es fertig bringt, die 


verträge, 


Dinge ‘derart auf den Kopf zu stellen, dass-er Zusammenhänge 


zwischen Tarifverträgen und — Erwerbslosigkeit konstruiert! 

Ob die Tarifverträge „nur zu vorübergehenden Erschei- 
nungen der Jetztzeit gehören“, wird ja die Zukunft lehren 
müssen; vorläufig muss’ H. P., wenn auch widerwillig, den Tarif- 
verträgen eine Bedeutung zusprechen, „die wohl der Beachtung 
wert ist“, Interessant ist das eine Geständnis, „dass es in den 


-meisten Fällen der treibenden Kraft — den .Arbeitnehmern — 


gelingt, die Arbeitgeber zur. Anerkennung - gewisser . Arbeits- 
Da. Druck 
aber bekanntlich Gegendruck erzeugt, so würden die Arbeit- 
geber, die sich „dem Machtspruch der. Arbeitnehmer oder der 
Behörden beugen müssen (!)“ begreiflicherweise sich den Wir- 
kungen der Tarife zu entziehen suchen. Wie die Unter- 
nehmer es verstehen, sich ihre Profitrate ungeschmälert zu er- 
halten, wird mit seltener Offenheit in einem weiteren Bekennt- 
nis gesagt: „Bei guter Geschäftslage bietet das keine Schwierig- 
keiten, da die Mehrkosten an Löhnen ..... einfach auf die 


Abnehmer abgewälzt .werdem können .....“, doch 


sei das bei den jetzigen Erzeugungs- und Absatzhemmungen 
vielfach nicht möglich. Die Folge jeder „erzwungenen Lohn- 


 erhöhung‘“ wäre das Bestreben der Unternehmer, „um den Be- 
trieb immer ökonomischer einzurichten“, sich der 


dadurch 
entbehrlich (? d. Red) werdenden Arbeitskräfte 
zuentledigen. Wenn das auch zunächst in den Betrieben 
der Grossstäldte und Industriebezirke noch nicht so sehr in Er- 
scheinung trete, so sei doch allgemein bekannt, „dass Hand- 
werker, Inhaber kaufmännischer Geschäfte, Landwirte usw. sich 
ihrer Arbeitnehmer soweit als irgend möglich entledigen, um 
den Betricb entweder allein oder mit Hilfe von Familienmit- 
gliedern oder durch angelernte, minder bezahlte Hilis- 
kräfte aufrechtzuerhalten.“ | NR 

H. P. muss zugeben, dass die. „als entbehrlich entlassenen“ 
Arbeitnehmer ständig das Heer der Erwerbslosen vermehren. 
Trotzdem er selbst das Verhalten der Unternehmer kennzeich- 
net, dreht er den Spiess um und behauptet, dass nur durch die 
erzwungene Lohnerhöhung die Zahl der Erwerbslosen wächst. 
„Kurz gesagt wird ein Teil der Arbeitnehmer durch ihre 
eigenen Berufsgenosgen aus ihren Stellungen. ver- 
drängt und fällt dem Staate durch den Anspruch aui Erwerbs- 
losenunterstützung zur Last.“ Er ur 

Dieser Herr macht sich Sorgen darüber, dass den beteiligten 
Berufsverbänden enorme Kosten aus der Durchführung ihrer 
Tariiverhandlungen entstehen, insbesondere durch die Inan- 
spruchnahme der Behörden, Schlichtungsausschüsse usw, und 
er wirft die Frage auf, ob.das nicht alles fortgeworfenes Geld, 
vergeudete Mühe und Arbeit sei. Da nun nach H. P. die durch 
die Macht der Gewerkschaften erkämpiten Tarifverträge schuld 
an der grossen Erwerbslosigkeit sind, fragt er weiter, „welche 
Kosten aus jeder allgemeinen Verbindlicherklärung eines Tarif- 
vertrages — ausser den Kosten des Verfahrens — für die Er- 
werbslosenfürsorge entstehen!“ .... ae 

Und nun versteist sich der Verfasser zu folgender uner- 
hörter Provokatien, insbesondere der Erwerbslosen. Indem 
er zunächst sehr richtig bemerkt, dass die Erwerbslosen sich 
für ihren Lebensunterhalt mit einem Betrage begnügen müssen, 


der weit unter dem liegt, was bei Lohnstreitigkeiten als so- 





genanntes Existenzminimum bezeichnet wird, fährt er mit bezug 


auf die Erwerbslosen wörtlich fort: „Ja diese Menschen 


brauchen doch nur unerheblich weniger für Ernährunz, Klei- 
dung, Wohnungsmiete usw. als die in Lohn und Brot Stelienden. 
(Herr .H. P.! 


Und wenn sie damit leben können 


Wissen Sie, wie Erwerbslose mit ihren Familien leben?!) 
und man ihnen noch die Möglichkeit eines Nebenerwerbes ver- 
wehrt, so ist doch der Betrag, den man im Wege 


der Gesetzgebung den Erwerbslosen zuge- 
billigt hat, mit- viel’grösserer Berechtigung 


mit dem Ausdruck „Existenzminimum“ zu be-. 
zeichnen.“ Das Existenzminimum liege, so heisst es weiter, 
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viel näher den Sätzen der Erwerbslosenfürsorge als den heute 
geforderten Löhnen und Gehältern! Die Empörung der Er- 
werbslosen richte sich an die falsche Adresse. „Man soll te 
endlich auchindenKreisender Arbeitnehmer 
zu der Einsicht kommen, dass die Löhne und 
Gehälter, von verschiedenen Ausnahmen ab- 
geschen, zu hoch sind und in keinem Verhält- 
nis zu.den herabgehenden Mindestkosten der 
Lebenshaltung stehen, sondern im G egenteil 
die Arbeitnehmer zu einer luxuriösen Lebens- 
haltung verleiten, die: ihre Krait und 
Leistungsfähigkeit herabsetzen“ Es ist doch 
ein starkes Stück, in. Anbetracht hier und da vorkommender 
Einzelfälle, bei denen es sich meist nur um jugendliche Per- 
sonen handelt, die ja durch das immer stärker um sich grei- 
fende und immer mehr zur Schau getragene Wohlleben der 
besitzenden Klasse geradezu auigehetzt werden, ganz allge- 
mein die Behauptune..aufzustellen, dass die erhöhten Löhne den 
Arbeitnehmern zu einer luxuriösen Lebenshaltung Anlass geben. 
Auch sind die Lebenshaltungskosten in den Vormonaten nur 
unbedeutend gefallen und schon wieder im Steigen begriffen. 
Eine stärkere Verhöhnung der Arbeitnehmerschafit ist wohl so- 
bald nicht denkbar. 


„Erst dann, wenn wieder ein freies Spiel der Kräfte ohne 
kurzsichtige Beschränkungen einsetzen kann, wird unser Wirt- 
schaitsleben wieder in gesunde Bahnen gelanzen;“ schliesst 
dieser Kenner volkswirtschaftlicher Zusammenhänge. Die un- 
glaublichsten Gründe: werden gesucht, um den kollektiven Ar- 
beitsvertrag zu beseitigen und an seine Stelle wieder indivi- 
duelle Einzelverträge treten zu lassen Endlich ist 
also der Weg gefunden, um der furchtbaren Erwerbslosizkeit 
Herr zu werden, an der nicht etwa die Folgen des Krieges, 
nicht das Interesse der Unternehmer und nicht etwa der Ban- 
kerott der kapitalistischen Wirtschaft, sondern nur die Tarii- 
verträge schuld sind. Schafft die Tarifverträge ab und alle 


werden Arbeit finden! Das ist des Verfassers: Weisheit letzter 
Schluss, 


Gewerkschaftsarbeit 


Lohnabbau im Lautawerk? Der bisher im Lautawerk gül- 
tige, nur vom Angestelltenrat abgeschlossene Haustarif sollte 
durch Verhandlungen mit der Direktion des Lautawerkes durch 
einen endgültigen neuen Tarifvertrag, abgeschlossen mit den 
in Frage kommenden Organisationen, ersetzt werden. Der bis- 
herige Vertrag bot, besonders für die technischen Angestellten, 
bereits höhere Gehälter, als sie der Tarifvertrag der chemischen 
Industrie, Sektion Ia, in Berlin vorsieht. Bei den Verhand- 
gen wurde von der Direktion des Lautawerkes als Gegenvor- 
schlag zu den Forderungen der Angestellten der Berliner Tarif 
angeboten, sogar noch mit einem Abschlag von 15 Prozent, was 
einem erheblichen Gehaltsabbau gleichgekommen wäre. Auf 
dieser Basis war natürlich eine Einigung nicht möglich,, so dass 
das Reichsarbeitsministerium um Vermittlung angerufen werden 
musste, das den Herrn Regierungspräsidenten in Frankfurt/Oder 
beauftragte, Vergleichsverhandlingen zu führen. Auch diese 
Verhandlungen zerschlugen sich, da immer noch ein erheblicher 
Abschlag in Höhe von 7% Prozent von den Unternehmern ver- 
langt wurde. Die Angestelltenorganisationen waren durchaus 
bereit, den Berliner Tarifvertrag für die gesamte Sektion Ia des 
Arbeitgeberverbandes der chemischen Industrie Deutschlands 
gelten zu lassen, jedoch ohne einen derartig hohen. Abschlag 
für ein so grosses Werk, wie es doch die Vereinixten Aluminium- 
werke A.-G., Lautawerk, sind. Die endgültige Entscheidung 
wird nun das Reichsarbeitsministerium selbst treffen müssen. 


Tarifabschluss bei der Drahtiosen "WUebersee-Verkehrs- 
Aktiengeselischait, Berlin. Nachdem der .alte Funkerverband 
sich aufgelöst hat, sind nahezu alle Funkbeamten jetzt Mit- 
glieder unseres Bundes geworden, so dass wir jetzt in erfolg- 
reicher Weise Verhandlungen über einen Tarifvertrag, u. a. 
auch mit- der Drahtlosen Uebersee-Verkehrs-Aktiengeselischaft, 
führen konnten Die Verhandlungen haben mit einem vollen 
Erfolg geendet. 


Die Gehälter der Funkbeamten errechnen sich nach den 
staatlichen Sätzen, zu denen eine Pensionsentschädizung vou 
1500 M., eine Nachtdienstzulage von 1200 M. und eine Funk- 
dienst-Ueberseezulage von 1950: M., zusaınmen also 4550 M., 
in iedem Jahre gezahlt wird. Um diese Beträge erhöht sich 
also das nach der Besoldungsordnung errechnete Gehalt. Dazu 
erhalten die Funkbeamten eine garantierte Wortprämie von 
monatlich 200 M. und eine Leistungsprämie, die sich nach den 
bisherigen Berechnungen auf ebenfalls 200 M.: pro Monat be- 
zitfern wird, so dass für ieden Funkbeamten eine Gehalts- 
erhöhung von rund 400 M. pro Monat in der Verhandlung er- 
reicht worden ist. i 
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Die Beziehungen zu den Reichsiunkergruppen sind ange- 
knüpft worden, so dass damit zu rechnen ist. dass bald alle 
Funkbeamten Mitglieder unseres Bundes sein werden. Von der 
Direktion der Drahtlosen Uebersee-Verkehrs-Aktiengesellschaft 
wird zwar der Versuch unternommen, einen neuen Funkerver- 
band zu gründen, um erneut Zersplitterung in die Reihen der 
Angestellten zu tragen. Doch die Funker zehören in die Fin- 
heitsgewerkschait der Techniker und werden sich nicht irre- 
machen lassen. 


Ferrowerk Miückenberg, Kreis Liebenwerda. Trotz freier 
Wohnung, Licht und Brand sind technische Angestellte beim 
vorgenannten Werk noch nie sesshaft zeworden: es herrscht 
dort vielmehr ein ständiger Wechsel. Die Ursache liegt in der 
Autokratenherrschaft des Direktors Walter, der seine Ange- 
stellten anscheinend als Marionetten betrachtet. mit denen er 
im. „24-Stundentag“ schalten und walten könne. wie es ihm 
beliebt. Der Schlichtungsausschuss wird demnächst einige Auf- 
klärung in diese Verhältnisse brinsen müssen. Vorläufig war- 
nen wir dringend von Annahme einer Stellunz im Ferrower X, 
Mückenberg. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriims sind folgende Tarifverträze und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Der Nachtrag vom 21. Dezember 19209 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 27. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie 
zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Bund der Arbeitreber für 
Stadt und Kreis Bunzlau e. V. in Bunzlau sowie dem Verein der Bunzlauer 
Kaufmannschaft e V. andererseits, mit Wirkung vom 1 Januar 1921 für Stadt 
und Kreis Bunzlau — die allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht 
auf den & 6 des Nachtrages; 

der Tarifvertrag vom 25. Juni 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bunde und zwei weiteren Verbänden einerseits und der Tarifgemeinschaft der 
Arbeitgeber Merseburg andererseits, mit Wirkung vom 1. September 1920, für 
die Stadt Merseburg; 

die Vereinbarung der Teuerungszulagen für die Monate Januar und 
Februar 1921 aligcmeinverbindlichen Tarifvertrag vom 23. Januar 1920, ahee- 
schlossen zwischen der Arbeitsgemeinschaft der Ängestelltenverbände Freiburg 
i. Br. einerseits und dem Arbeitgeberverband für Handel und Industrie des 
Handelskammerbezirks Freiburg i. Br. andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 
1921 für den Handelskammerbezirk Freiburg i. Br.; 

der Nachtrag vom 17. Dezember 1920 zum allgemeinverbindiichen Tarif- 
vertrag vom 27. April 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab, D.W.V, sowie 
zwei weiteren Ängestelltenverbänden einerseits und dem Mühlhausener Arbeit- 
geberverband e.V. andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921 für die 
Orte Mühlhausen, Schlotheim, Ammern, Görmarund Oberdorla; 

der Nachtrag vom 15. Februar 1921 zum allgemeinverbiadlichen Tarif- 
vertrag vom 20. März 1920, abgeschlossen zwischen dem Tarifüberwachungs- 
ausschuss der Abeitnehmer für cie Industrie einerseits und dem Tärifüber- 
wachungsausschuss der Arbeitgeber für die Industrie andererseits, mit Wirkung 
vom 1. Januar 1921 für den Stadtbezirk Burg bei Magdeburg; 

das Zusatzabkommen vom 21. Februar 192i zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 16. Juni 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie 
zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
im Bezirke der Amtshauptmannschaft Pirna andererseits, mit Wirkung vom 
1. Januar 1921 für den Amtsgerichtsbezirk Pirna; 

der Tarifvertrag vom 10. Dezember 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AFA-Bund sowie einem weiteren Angestelltenverband einerseits und der Arbeits- 
gemeinschaft von Arbeitgebern von Swinemünde und Umgegend andererseits, 
mit Wirkung vom 15. Januar 1921 für Swinemünde (Hafengrund); 

der Tarifvertrag vom 2!. Januar 1921 nebst Protokoll,, abgeschlossen 
zwischen dem AfA-Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits 
und dem, Allgeme'nen Arbeitgeberverband von Bonn und Umgegend e.V. 
andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921 für Stadt- und Landkreis 
Bonn; 

das Abkommen vom 21. Februar 1921, ahgeschlossen zwischen dem 
Allgemeinen freien Angestelltenbund und zwei weiteren Angestelltenverbänden 
einerseits und dem Arbeitgeberverband der Batterie- und Elemente-Industrie 
in Gross-Berlin andererseits, mit Wirkung vom 15. April 1921 für das 
Gebiet, das eingeschlossen wird durch eine Verbindungeslinie 
zwischen den Orten Spandau mit Staaken, Finkenkrug, Hennigs- 
dorf, Birkenwerder, Buch, Hoppegarten, Wilhelmshagen, 
Wildau, Blankenfelde, Teltow, Drewitz, Nowawes, Spandau mit 
Staaken, diese Orte mit einbegriffen; 

der zweite Nachtrag vom 10. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarif- 
vertrag vom 5. juli 1920, abgeschlossen zwischen dem Allgemeinen freien Ange- 
stelltenbund, Bezirkskartell Oberschlesien, und drei weiteren Angestelltenver- 
bänden einerseits und der Vereinigung der weiterverarbeitenden Metallindustrie 
Oberschlesiens andererseits, mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 für die Kreise 
Beuthen (Stadt), Beuthen (Land), Tarnowitz, Gleiwitz, Stadt 
Hindenburg, Kattowitz (Stadt), Kattowitz (Land), Stadtkreis 
Königshütte, soweit nicht Orts- oder Sondertarife bestchen ; 

das Abkommen vom 17, März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifver- 
trag vom 27. März 1920, abseschlossen zwischen dem Allgemeinen freien 
Angestellterbund (vertreten durch den’ Bund der technischen Angestellten und 
Beamten, Ortszruppe Küstrin, und den Deutschen Werkmeister-Verband, 
Bezirksverein Küstrin) und zwei weiteren Angestelitenverbänden einerseits und 
der Vereinigung der Industriellen von Küstria und Umgegend, Verein für 
Handel, Gewerbe und Verkehr, Kaufmännischer Verein, Verband Deutscher 
Tezlilgeschäfte andererseits, mit Wirkung vom 1, März 1921 für die Stadt 
Küstrin; 

der Nachtrag vom 12. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 29. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem Allgemeinen freien Ange- 
stelltenbund, Ortskartel! Frankfurt a. M,, einerseits und dem Kartell der Arbeit- 
geberverbände in Frankfurt a. M. andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 1921 
für die Stadt Frankfurt a. M. 
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Aus dem Berufe 


Die Firma Komnick hat noch immer nichts gelernt. Wir 
haben uns schon mehrmals mit den Verhältnissen bei der Firma 
F. Komnick. Elbing, beschäftigen müssen und sehen uns wieder 
einmal veranlasst, einen der neuesten Willkürakte dieser Firma 
zu registrieren. 

In Nummer 34 des „Industrietechniker“ vom 26. November 
1920 schilderten wir bereits Vorgänge, die recht deutlich zeig- 
ten, zu welchen Zwecken die Firma Komnick sich der Bettiebs- 
vertretung der Arbeiter und Angestellten glaubte bedienen zu 
können, Galt es, dem Profitsäckel des Herrm Komnick neue 
Mittel zuzuführen oder gewissen Spekulationen der Firma Vor- 
spann zu leisten, so fand diese sehr bald den ihr sonst so ver- 
hassten Betriebsrat und forderte unter Hinweis darauf, dass 
ja alles nur im Interesse der Arbeiter und Angestellten getan 
werde, seine Mitarbeit. 

Anders jedoch, wenn eine Schmälerung der Profitraten für 
Herrn Komnick zu befürchten war. Ohne sich mit dem Be- 
triebsrat in Verbindung zu setzen, wie es nach den Bestimmun- 
gen des Betriebsrätegesetzes erforderlich gewesen wäre, kün- 
digte die Firma am 15. Mai d. J. wegen Betriebseinschränkung 
22 Angestellten, darunter mehreren, die über 10 Jahre in den 
Diensten der Firma gestanden haben. Bereits in früheren ähn- 
lichen Fällen hatten die Vertreter der Arbeiter und Angestellten 
der Firma ganz eindeutigserklärt, wie sie über derartige, sich 
regelmässig wiederholende Provokationen denken. Der Schlich- 
tungsausschuss, der sich auf Anruf. des Betriebsrates mit der 
Angelegenheit befasste, fällte einen Schiedsspruch. in dem fest- 
gestellt wurde, dass die Kündigungen nicht gerechtfertigt seien, 
weil die Firma, entgegen den Bestimmungen des $ 74 des 
B. R. G. es unterlassen hat. sich mit dem Betriebsrat über Art 
und Umfang der Kündigungen ins Benehmen zu setzen. Wie 
vorauszusehen war, lehnte die Firma den Schiedsspruch ab. 
Die Kollegen sahen sich dadurch gezwungen, weitere Mass- 
nahmen zw treffen, über deren Ergebnis wir später berichten 
werden. 

Wenn die Firma Komnick glaubt, immer wieder durch 
Massenkündigungen die Angestellten gefügig zu machen. 
so möchten wir unter Hinweis auf den 4. März 1919 davor 
warnen, den Bogen zu Straff zu spannen. Aber auch die An- 
gestellten seien daran erinnert, dass es nur durch Geschlossen- 
heit möglich war, die Absichten der Firma zunichte zu machen. 
Für die kommenden Zeiten wird es mehr denn ie notwendig 
sein, Einigkeit und Entschlossenheit an den Tag zu legen. Der 
Erfolg kann dann nicht ausbleiben. 


Aus anderen Verbänden 


Techniker-Mangel im „Gedag“. Wie jetzt schon in wie- 
derholten Fällen, versuchte der „Gedag“ (Gesamtverband Deut- 
scher Angestellten-Gewerkschaften) auch beim Abschluss des 
Tarifvertrages für die Holzindustrie in Hamburg die Formulie- 
rung des Kopfes sowie die Unterschriften des Tarifvertrages so 
zu gestalten, dass er nicht mehr wie bisher „Deutschnationaler 
Handlungsgehilfen-Verband“ und „Verband der weiblichen Han- 
dels- und Bureauangestellten“, zusammengeschlossen im „Ge- 
werkschaftsbund kaufmännischer Angestelltenverbände“ unter- 
zeichnete, sondern dass er auch alle seine Neugründungen mit- 
aufführen wollte, wie z. B. den „Neuen Deutschen Techniker- 
Verband“ und den „Deutschen Werkmeister-Bund“. Von unse- 
ren Kollegen wurde selbstverständlich der schärfste Wider- 
spruch erhoben, um so mehr als an den Verhandlungen keine 
Vertreter dieser Verbändchen als Verhandlungsführer teilge- 
nommen hatten. Schliesslich erklärten sich unsere Kollegen mit 
einer derartigen Unterzeichnung des „Gedag“ bereit, wenn 
dieser den Nachweis über die Organisationszugehörizkeit tech- 
nischer Angestellten erbringe. Er konnte auch tatsächlich vier 
Mitglieder nachweisen. Innerhalb 24 Stundenjedoch 
war es den Bundeskollegen gelungen, sie für. 
den Bund zu gewinnen, worauf am nächsten 
Tageder „Gedag“ auf die Unterzeichnungver- 
zichten musste. Bei einiger Rührigkeit unserer Kollegen 
muss es möglich sein, auch in ähnlichen Fällen bei anderen 
Tarifverhandlungen dem „Gedag“ das Handwerk zu legen. Das 
haben die Hamburger bewiesen. 


Aus den Fachgruppen 


AfA-Reichskonferenz der Fachgruppe Chemische Industrie, 
Am 12. Juni tagte im Industriebeamtenhaus in Berlin eine 
Reichskonferenz der Fachgruppe „Chemische Industrie“, an der 
die Reichsfachgruppenausschüsse sowie die beamteten und 
ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder der beteiligten AfA-Ver- 
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_bände teilnahmen. Wie bekannt sein dürfte, hatte eine in der 


- geberverbandes 





chemischen Industrie bestehende „Vereinigung der Angestellten- 
räte“ einen Tarifvertragsentwurf ausgearbeitet, der als ein 
Normal-Sektionstarifvertrag für alle Sektionen des Arbeit- 
der chemischen Industrie Deutschlands _als 
Forderung sämtlicher Angestellten eingereicht werden sollte. 


. Da von seiten des AfA-Bundes im Gegensatz zu den Harmonie- 


verbänden gegen diesen vorliegenden Entwurf erhebliche Be- 
denken bestanden, beschäftigte sich die AfA-Reichskonferenz 
nach einm einleitenden Referat des Kollegen Liebeskind, 
der die wesentlichsten Beanstandungen an diesem Entwurf an- 
führte, sehr eingehend mit demselben. Die Aussprache, die sich 
bis in den späten Nachmittag hineinzog, ergab wertvolle An- 
regungen, die einer Kommission zur Weiterverarbeitung über- 
wiesen wurden. Die Kommission setzt sich aus je einem be- 
amteten Vertreter und je einem ehrenamtlichen Kollegen der 


drei Hauptverbände zusammen und hat bereits die Arbeit auf- 


genommen, um einen AfA-Gegenentwurf auszuarbeiten. 


Bei der Gründung der Vereinigung der Angestelltenräte: 


der chemischen Industrie hatte es sich diese als wesentlichste 
Aufgabe gestellt, einen derartigen Entwurf zustande zu bringen. 
Beim Ausbau der Vereinigung hat sie jedoch weitere Aufgaben 
übernommen, die in das eigentliche Gebiet der Gewerkschaften 
fallen, wodurch die AfA-Reichskonferenz gezwungen wurde, 
prinzipiell auch zu der Vereinigung selbst Stellung zu nehmen. 
In einem einleitenden Referat zu diesem zweiten Punkt der 
Tagesordnung erstattete Kollege Stamm (Z.d.A.) Bericht 
über die letzten unliebsamen Vorgänge — besonders in Dres- 





den —, die durch die Vereinigung der Angestelltenräte hervor- - 


gerufen worden sind. Er stützte sich dabei auf einen Brief- 
wechsel mit dem Sektionsvorort Dresden und auf einige Rund- 
schreiben : dieses Vorortes, aus denen mit aller Deutlichkeit 
hervorging, dass sich die Vereinigung in die Organisationsver- 


hältnisse der Angestellten mischte, Sonderbeiträge erhob und 


mit ihrem ganzen Aufbau geradezu auf die Schaffung eines 
Industrieverbandes hinarbeitete. Besonders das Verhalten der 


Herren Engst und Krempel vom G.d.A. gab Veranlassung, 
dem Vorgehen der Vereinigung ein energisches Halt entgegen- 


zusetzen, um so mehr als das Beispiel der chemischen Industrie 


bereits auf andere Industriezweige ansteckend gewirkt hat. 


Die Aussprache, an der sich besonders auch die Mitglieder des 
Vorstandes des Reichsvorortes der Vereinigung in Ludwigs- 


wesenden, dass die Vereinigung, nachdem sie jetzt ihre Auf- 
gaben erfüllt habe, schleunigst zu liquidieren sei. Die Kon- 
ferenz hat anerkannt, dass die Vereinigung wesentlich dazu 
beigetragen hat, den Entwurf für die Sektionstarife fertigzu- 


'hafen beteiligten, ergab die einstimmige Auffassung aller An- 


stellen und auch die Fachgruppenbildung in den einzelnen Or- 


ganisationen zu fördern. Die Weiterbearbeitung des Tarifes ist 
jetzt eine Angelegenheit der Spitzenorganisationen selbst, der 
sich der AfA-Bund besonders annehmen wird. Der Fach- 
gruppenaufbau ist in weitestgehendem Masse erfolgt und wird 


durch die Mitarbeit der bisher in der Vereinigung tätig ge- 


wesenen- Kollegen eine weitere Stärkung erfahren. Besonders 
auch von dem bisherigen Vorsitzenden der Vereinigung, dem 


Kollegen Kraft, wurde ausdrücklich betont. dass der Wunsch 


der AfA-Konierenz auf eine sofortige Liquidation der Vereini- 
gung durchaus berechtigt sei und dass er sich innerhalb des 


Vorstandes der Vereinigung für eine sofortige — natürlich ord- 3 


nungsgemässe — Liquidation einsetzen werde. 
In einem Schlusswort stellte Kollege Schweitzer den 


‚ allseitig befriedigenden Verlauf und Abschluss der Tagung fest 
und sprach die Hoffnung aus, dass auch in Zukunft die so not- 


wendige Zusammenarbeit innerhalb der AfA-Verbände erfolgen 


und sich eine stets einheitliche Stellungnahme des AfA-Bundes 


herbeiführen lassen, wird. 


Der Bericht über diese Tagung konnte erst jetzt veröffent- 
licht werden, nachdem uns aus Ludwigshafen die Mitteilung 


zugegangen ist, dass tatsächlich auf die Anregung der AfA- 


Reichskonferenz hin der Vorstand des Reichsvorortes der Ver- 
‚einigung sich mit der sofortigen Auflösung der Vereinigung 
einverstanden erklärt hat und dass auch schon entsprechende 
Weisungen an die einzelnen Vororte gegangen sind. Auch die 


einzelnen AfA-Organisationen haben bereits ihren Gauverwal- 


teilungen zukommen lassen. 


Wir erwarten von unseren Bundesmitgliedern, dass sie 
sich in keiner Weise mehr an eventuell noch betehenbleibenden 
"Bruchstücken der Vereinigung oder ähnlichen Betrebungen 
weiter beteiligen werden, sondern dass sie ihre ganze Kraft in 
den Dienst der Fachgruppenbewegung ihrer Organisation stellen 
werden, die ihrerseits alles tun wird, um die von der Vereini- 


gung angeregten Vorschläge gewerkschaitlich auszunützen. 
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Nummer 20 


Gehaltsverhältnisse der technischen An- 
gestellten und Betriebsbeamten 


Das statistische Reichsamt veröffentlicht in Nummer 5 der 
Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“ vom 23, Mai d. J. die Er- 
beuhren einer Gehaltserhebung vom Februar 1920, von 

er 


I s: | Berlin, den 29. Juli | 





Herausgegeben vom 

Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 

Berlin NW 52, Werftstr. 7 







werden noch grösser bei einer Allgemeinverbindlicherklärung 
der Tarifverträge durch das Reichsarbeitsministerium. Daraus 
ergibt sich, dass diese Gehaltserhebung — wie im grossen und 
ganzen alle derartigen Erhebungen — ein genaues Bild über 
die Gehaltsverhältnisse der technischen Angestellten und Be- 
triebsbeamten nicht zu geben vermag. Zu bedenken ist auch, 
dass die Ergebnisse der Erhebung angesichts der inzwischen 


EI LE ETESEIEE LT TTU 


insgesamt 36564 technische Angestellte und 69470 
nische Betriebsbeamte, Werkmeister und ähnliche Angesteilte 
erfasst worden sind. Wenn nicht alle technischen Angestellten 
und Betriebsbeamten erfasst werden konnten, so liegt dies teils 
an der mangelhaiten Berichterstattung, teils auch wohl an der 
besonders schwierigen Beschaffung des Zahlenmaterials über 
| die von den Tarifverträgen eriassten Betriebe und die in diesen 

Betrieben {beschäftigten (Angestellten. Diese Schwierigkeiten 


tech- eingetretenen weiteren Geldentwertung heute nur noch histo- 


risches Interesse beanspruchen können. Trotzdem möchten 
wir die Veröffentlichung des Statistischen Reichsamts, die 
immerhin einige bemerkenswerte Punkte aufweist, einer be- 
sonderen Betrachtung unterziehen, 


In der nachfolgenden Uebersicht 1 und graphischen Dar- 
stellung 1, die wir der Veröffentlichung entnommen haben, 


Gehaltsklassenstatistik 
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j i Betriebsbeamten 

V 100 teirisch Zahl aller erfasst. Betriebsbeamten, | Von je 100 ; 

Angestellten Dean Werkmeister u. ähnl. Angestellten | Werkmeistern und ähnlichen 

f die Gehaltsklasse: ZETER WER PEST ENT TEE ee Angestellten entfallen auf 
De r in den Gehaltsklassen die Gehaltsklassen 


bis | Sole > Bu 050841 35T] 4 . | 501 | 751 
I bis bis bis Dis UBER bis bis | 4 
500 | 750 | 1000 = 750 1000 
Mm |M. - IM. i 


2 37,8 
Steine und Erden H ER 27,2 
| Glas und Keramik . ; N 36,7 
| Oele und Fette, . ER 29,1 
Lederindustrie . . Pre 51,4 
Holzgewerbe. . s = 30,0 
| Nahrungs- und Genaue] . 5 24,2 f 
| Chonsse Bd! _ 25.8 947, au 
Textilindustrie . . . . . 35,7 
Bekleidungsindustrie . . . 34,8 
Papierfah. . . .... 33,7 
Eisen und Metall . Be 3859 ; 32,2 
Transport und Verkehr , . 193 ; ; 30,7 
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Zahl aller erfassten technischen 
Angestellten 


in den Gehaltsklassen 
Gewerbegruppen 


Baugewerbe . . , 


zusammen 


5372 7202 
davon 


männlich bis 20 Jahre 1282 i 289 
männlich über 20-30 Jahre | 2016 1014 
männlich über 30 Jahre 763 


männlich überhaupt |34733| 4061 


| weiblich bis 20 Jahre | 388] 375 ; 292| 267 
weiblich über 20—30 Jahre 974| 702 854| 718 
weiblich über 30 Jahre 464| 234 1040| 574 


weiblich überhaupt | 1826] 1311 2186 | 1559 


Gehaltsstufen 
bis J0Q Ak 
501 -750MR# 
751 -1000mr 
über T0DOOAYK 


Holzgemwerbe 
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Graphische Darstellung 1. 
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sind die Gehälter der technischen Angestellten und Betriebs- 
beamten, da dieselben manche verwandten Züge aufweisen " 
gegen die der kaufmännischen und Büro- - 
Sie sind” 
in Form einer Gehaltsklassenstatistik verarbeitet. Die Statistik 


und sich deutlich 
Angestellten abheben, gemeinsam behandelt worden. 


sieht vier Klassen vor, und zwar eine Klasse für die Gehälter 


bis 500 Mk., steigend in den nächsten Klassen um je 250 Mk. 
bis zur höchsten Klasse, ‚welche die Gehälter von über 1000 
Weiter zeigt die Statistik, in welcher Weise die ° 


Mark erfasst. 
technischen Angestellten bezw. Betriebsbeamten der einzelnen 


Gewerbegruppen — sowohl zahlenmässig als auch prozentual — 


an der Gehaltserhebung beteiligt sind. Ferner hat sie die weib- 
lichen ‚Angestellten besonders erfasst. und zeigt, dass unter den 
insgesamt erfassten 36564 technischen Angestellten sich nur 


1826 gleich fünf Prozent, unter den 69470 Betriebsbeamten usw. . 


nur 2186 gleich drei Prozent weibliche Angestellte befinden. 
Bei näherer Durchsicht der statistischen Aufzeichnungen 
ergibt sich weiter, dass bei den technischen Angestellten die 
Gehaltsklasse 751—1000 Mk. im Durchschnitt sämtlicher Ge- 
werbegruppen am stärksten besetzt ist, und zwar mit rund 
einem Drittel sämtlicher Angestellten. Die Gehaltsklasse über 


1000 Mk. hinzugenommen, ergibt, dass 61,2 Prozent aller er- 


fassten männlichen Angestellten im Februar 1920 ein monat- 
liches Einkommen von mehr als 750 Mk. hatten. Unter 751 Mk. 
bleiben demnach nur 38,8 Prozent, davon 11,7 Prozent mit 
einem Einkommen von monatlich unter 500 Mk. 

In der Besetzung der Gehaltsklassen für die einzelnen Ge- 
werbegruppen zeigen sich grosse Unterschiede. Am un- 
günstigsten liegen die Verhältnisse im Handel, wo in 
den Gehaltsklassen bis 500 Mk. bezw. 501--750 Mk. jeweils 
mehr als ein Drittel der technischen Angestellten vertreten ist. 


Das günstigste Verhältnis besteht — abgesehen von der 


Lederindustr ie, bei welcher prozentual die Klasse 751 
bis 1000 Mk. die grösste Prozentzahl (51,4) aufweist — offen- 
bar in der chemischen Industrie. 
gruppe hatten mehr als die Hälfte der männlichen technischen 
Angestellten ein monatliches Einkommen von über 1000 Mk. 
und fast *ho ein solches von über 600 Mk. Die nächst- 
beste Besetzung der obersten Gehaltsklasse mit mehr als 
einem Viertel der männlichen technischen Angestellten weist 
die Eisen- und Metallindustrie auf. In beiden Ge- 
werben zusammen sind 82 Prozent der technischen Anxestellten 
überhaupt erfasst, sodass die Verhältnisse in diesen Gewerbe- 
gruppen, da sich die Erhebung über das ganze Reich erstreckte, 
für die Mehrheit der technischen Angestellten als massgebend 
angesehen werden können. 


Bei den Betriebsbeamten ergibt sich, geordnet nach der 


Gehaltshöhe in den einzelnen Gewerbegruppen, dass in der 


Eisen- und Metallindustrie mehr als drei Viertel - 


der männlichen Betriebsbeamten über 750 Mk. und mehr als 
®/o mehr als 600 Mk. verdienten. Es folgen mit einer 
fast gleichen Besetzung der beiden obersten Gehalts- 
klassen die chemische und die Lederindustrie, 
Von den Gewerbegruppen mit mehr als 1000 erfassten Betriebs- 
beamten, Werkmeistern usw, steht an letzter Stelle das 
Transport- u. Verkehrsgewerbe, das in der Klasse 
unter 501 Mk. 16,3 Prozent der erfassten Angestellten aufweist. 

Im Anschluss an vorstehende ‘Betrachtungen geben wir 
in der nachfolgenden Uebersicht 2, sowie den graphischen Dar- 
stellungen 2 und 3, noch eine zusammenfassende Uebersicht 
aller Angestelltengruppen und damit auch einen Vergleich der 


Gehaltsverhältnisse der technischen Angestellten und Betriebs- 


beamten mit denen der kaufmännischen Angestellten und der 
Büro-Angestellten. Dabei sei noch bemerkt, dass ähnlich der 
Uebersicht 1, für die kaufmännischen Angestellten und Büro- 
Angestellten ebenialls eine Gehaltsklassenstatistik aufgestellt 
‚worden ist, auf deren Wiedergabe wir jedoch im Rahmen dieser 
Ausführungen glauben verzichten zu können. 


Durchschnitisgehälter der Angestellten Februar 1920. 





Durchschnittliches Monatsgehalt der 































































kaufm.| techn. | Be- |Bureau-| Angestellten | Insgesamt 

Geschlecht und ‚Alter Ange- | Ange- | triebs- | Ange- | Febr. Steigerung 

stellten] stellten] beamt. | stellten | 1920 | 1913 1913—20 3 

M. M. M. M. | M. M. (1913=100) $ 
Männl. bis 20 Jahre | 334 359 363 329: 71,339 54,7.29 439 
„ über20-30 „ 5% 650 647 569 605 1143,06 423 
„ über30 % 806 898 815 758 824 1200,77 410 
Männl. überhaupt 699 | 815 801 | 646 | 751 11,73] 464 
Weibl. bis 20 Jahre 314 266 | 267 ‚| 56,28 475 
» über20-30 „ . 404 417 418 | 89,13 479 
„ über 30 © 511 529 504 599 511 1112,67 453 
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Weibl. überhaupt 





430 | 439 | 379 | 393 | €3:06] 
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In dieser Gewerbe- 
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Graphische Darstellung 2... 
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Die Durchschnittsgehälter der Uebersicht 2 sind aus den 
ursprünglichen Zahlen der Gehaltsklassenstatistiken der einzel- 
nen Angestelltengruppen in folgender Weise berechnet worden: 
Als Durchschnitt der untersten ‚Klasse (bis 100 Mk.) wurden 
100 Mk., der obersten 1100 Mk., im übrigen das Mittel jeder 


n 


Klasse in Ansatz gebracht und hieraus unter Berücksichtigung 
der Anteilzahlen jeder Klasse der Durchschnitt für die Ge- 
schlechts- und Altersgruppen ermittelt. Die Durchschnitts- ° 


zahlen für sämtliche Angestellten zusammen sind dann noch mit 





den Zahlen für 1913 verglichen. Hierbei ergibt sich nach Ueber- 2. 
sicht 2 für die männlichen Angestellten eine Steigerung von 
1913 bis Februar 1920 etwa auf das’ 4?/sfache, für die weiblichen 


auf das 4°/sfache, bei den jüngeren Altersstufen ist die Ste- 


gerung etwas, wenn auch nicht erheblich stärker als bei den 
älteren. Die Angestelltengruppe, die in jeder durch Ge- 
schlecht und Alter bezeichneten Zeile den höchsten Durcht 
schnittsverdienst erzielt hat, ist in Uebersicht 2 durch Fett - 
druck hervorgehoben. Mit Ausnahme der Jugendlichen und 
Weiblichen insgesamt, wo dieBetriebsbeamten die höchstenZah- 
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Graphische Darstellung 3. 


len aufweisen, haben sonst in allen Fällen die 
technischen Angestellten die höchsten Durch- 
schnittsgehälter verdient. (Siehe auch die graphi- 
schen Darstellungen 2 und 3). Dies ist hauptsächlich darauf 
zurückzuführen, dass bei der Erhebung von 34738 überhaupt 
erfassten männlichen technischen Angestellten 24759 über 30 
Jahre alt waren und in diesem Alter auch die höheren Gehäl- 
ter bezogen, . (Vergleiche Uebersicht 1.) Die nächstbesten 
Durchschnittsgehälter weisen die Betriebsbeamten auf. Auch 
hier ist: die Altersklasse „über 30 Jahre“ ausschlaggebend. 
Von 67284 insgesamt erfassten männlichen : Betriebsbeamten 
waren 62254 über 30 Jahre alt. Die Spannung zwischen den 
höchsten: "und niedrigsten Gehältern jeder Geschlechts- und 
Altersgruppe: ist vor: allem bei den männlichen Angestellten be- 
deutend, am geringsten noch bei den Jugendlichen (unter 20 
Jahren), bei denen sie gerade 10 Prozent des niedrigsten Ge- 
haltes: (der -Büroangestellten) beträgt, am grössten bei den 
männlichen insgesamt, bei denen sie mehr als 26 Prozent aus- 
macht. ‚Bei den weiblichen Angestellten liegt die grösste Span- 
nung bei:den Jugendlichen, mit 18 Prozent. 
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Wirtschaftsfragen 


Zunehmende Kapitalskonzentrationen. Die Rheinische 
Metallwaren- und Maschinenfabrik (Rheinmetall) 
in Düsseldorf, deren Aktien etwa zur Hälfte im. Besitz der 
Friedrich Krupp A.-G. sind, ist mit der Gruppe A.E.C. 
Berlin, Linke-Hofmann-Werke und mit der Gruppe Otto Wolf 
in ‚Verbindung. getreten. Nach Mitteilung der Tagespresse war 
für die Beteiligung der A.E.G.- Linke-Hofmann-Werke mass- 
gebend das Interesse an der Ausdehnung und Vereinheitlichung 
der deutschen Lokomotivfabrikation. Die Linke-Hofmann- 
Gruppe und Rheinmetall, welche an den neuerlich bekannt ge- 
wordenen rumänischen .Lieferungen- beteiligt sind, ‚werden in 
Zukunft die leistungsfähigste Unternehmung für Lokomotivher- 
stellung auf dem Kontinent .darstellen. Es ist nicht von der 
Hand zu weisen, dass dieser Konzern eine derart überragende 
Stellung in Zukunft. zu erreichen vermag, dass ihm auch die 
Zusammenfassung der gesamten deutschen Lokomotiverzeu- 
gung gelingen kann. Die Tendenz zur allgemeinen Eisenbahn- 
elektrisierung, die. das Zusammengehen von Elektro- und Ma- 
schinenfabrik technisch und wirtschaftlich bedingen, dürfte für 
die A.E.G.: Beweggrund gewesen sein, sich an diesem Konzern 
zu beteiligen. Gleichzeitig ist aber auch nicht. zw übersehen, 
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dass dadurch eine neue Verbindung zwischen der rheinisch- 
westfälischen Schwerindustrie und der Berliner Elektrizitäts- 
industrie geschafien wird. Das rheinische Industrierevier stellt 
wohl auch den grössten Verbraucher elektrischer Maschinen 
dar, und es ist sehr wohl möglich, dass sich das Zentrum der 


elektrischen Erzeugung von Berlin nach dem rheinischen In- ' 


dustrierevier verschieben wird. Solche Verschiebungen, wenn 
sie im Unternehmerinteresse liegen, vollziehen sich geräusch- 
los und ohne Aufhebens und nur, wenn die Arbeitnehmer glau- 
ben, im Interesse der Gesamtwirtschaft auf die Notwendigkeit 
von Umstellungen usw. hinweisen zu sollen, wird man stets auf 
erheblichen Widerstand in der Unternehmerschaft stossen, 
deren Wortführer dann einen Berg von Schwierigkeiten auf- 
türmen, wenn solche Umlagerungen nicht unmittelbar vom 
Kapitalinteresse diktiert sind. 


Gewerkschaftsarbeit 


AiA-Reichstariikommission der chemischen Industrie, In 
Verfolg der AfA-Reichskonferenz der chemischen Industrie vom 
12. Juni d. J., über die wir in der Nr. 19 des „Industrietech- 
niker“ ausführlich berichtet haben, hat sich die aus ie drei 
ehrenamtlichen und je drei besoldeten Mitgliedern der Haupt- 
verbände bestehende AfA-Tarifkommission sehr eingehend mit 
dem Sektionstarifvertragsentwurf, der von der „Vereinigung 
der Angestelltenräte der chemischen Industrie“ seinerzeit aus- 
gearbeitet worden ist, befasst. In der Kommissionssitzung am 
20. Juli wurde nach eingehender Durcharbeitung ein AfA- 
Entwurf aufgestellt, in dem einige ganz unmögliche Para- 
graphen der Vereinigung der Angestelltenräte durch frei- 
gewerkschaftliche Forderungen ersetzt worden sind. Der Fnt- 
wurf wird demnächst in seiner endgültigen redaktionellen 
Fassung vorliegen und dann den einzelnen Sektionsfachgruppen- 
ausschüssen zur Durchberatung überwiesen werden. Der 


G. d. A. und Gedag sollen ebenfalls von dem AfA-Entwurf ver- 


ständigt werden, die sich ihrerseits dann dem Entwurf an- 
schliessen können, um eine einheitliche Stellung der _drei 


Spitzenorganisationen herbeizuführen. Es ist damit eine der 


wesentlichsten Forderungen der „Vereinigung der Angestellten- 
räte der chemischen Industrie‘ erfüllt, so dass der Liquidation 
der Vereinigung nichts mehr im Wege steht. Wir werden in 
der nächsten Nummer des „Industrietechniker“ ‚ausführlich auf 
die Vorgänge in der chemischen Industrie zu sprechen kommen. 


Die Wirkung eines Ultimatums. Auf eine berechtigte Ge- 
haltsforderung der Angestellten in Liegnitz in der Metall- 
und Textilindustrie, wie auch in der Grünzeusbranche lehnte 
der Arbeitgeberverband zunächst jede Verhandlung ab. Ins- 
besondere die Kollegen der Metallindustrie waren 
jedoch  gewillt, diesmal ihre Forderungen durchzusetzen, umso 
mehr, als bekannt geworden war, dass einige Firmen, die ganz 
gut beschäftigt sind, bereit waren, Zulagen zu gewähren. 
Auch die Drohung, dass bei einer event. Teilakton der Angestell- 
ten der Metallindustrie sämtliche Angestellten in Liegnitz ausge- 
sperrt werden sollten, hat die Kollegen nicht abgehalten, ener- 
gisch an ihren Forderungen festzuhalten. Eine Urabstimmung 
der Angestellten ergab bereits eine überwiegende Maiorität für 
einen Streik. In einem befristeten Ultimatum wurden 
die Unternehmer auf den Ernst der Situation aufmerksam ge- 
macht und nochmals zu Verhandlungen aufgefordert. Das 
Ultimatum hat schliesslich seine Wirkung nicht verfehlt, und 
in langwierigen Verhandlungen, die bis morgens gegen 2. Uhr 
dauerten, ist schliesslich für die Angestellten der Metall- 
industrie ein Ergebnis gezeitigt worden, das immerhin als an- 
nehmbar bezeichnet werden kann. Danach gestalten sich die 
neuen Gehaltssätze in der Liegnitzer Metallindu- 
strie wie folgt: 

Zeichner:. - 2 2 2 2 2» „ Anfangsgehalt 550 M. 
nach 1 Jahr 580 „ 

„ 3 Jahren 760 „ 

„ ” 800 ”» 

Hilfskonstrukteure: „. . . . Anfangsgehalt 920 „ 
nach 1 Jahr 1120 „ 

» 3 Jahren 1320 „ 

Betriebstechniker: „oe. nach 1 Jahr 1075 „ 
»„ 3 Jahren1320 „ 

Betriebsassistenten: . . » . Anfangsgehalt 1300 „ 
nach 1 Jahr 1480 „ 

Selbständige Konstrukteure: Anfangsgehalt 1600 „ 
Bureau- und Gruppenchefs: Anfangsgehalt 1780 „ 


Die’ neue Vereinbarung hat Gültigkeit ab 1. Juli und läuft 
einstweilen bis Ende September d. J. Die Erhöhung beträgt 
demnach für selbständige Konstrukteure und Gruppenchefs 15 
Prozent, für die übrigen Angestellten mit Ausnahme der Zeich- 
ner 10 Prozent. Die Grundgehälter der Zeichner sind nach 
dem zurzeit noch gültigen Tarifvertrage höher als die der 
gleichwertigen kaufmännischen Angestellten, wodurch nur eine 
Gehaltserhöhung in der Staffelung nach drei Jahren auf 760 M. 
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und nach sechs Jahren auf 800 M. erreicht werden könnte, 
Nach Ablauf dieser Regelung im September, die nur als eine 
provisorische angesehen werden kann, wird eine vollständig 
neue Bearbeitung des Tarifvertrages notwendig sein, um die 
bestehenden Härten ausgleichen zu können. 


Selbst ist der Mann! In einem Tarifvertrage, der zwar 
schon im April 1920 mit den Münchener Braue- 
reien, jedoch ohne Mitwirkung des Bundes, abge- 


schlossen wurde, heisst es im $ 4: „Sollten die Braue- 
reiarbeiter neue Teuerungszulagen erhalten, so kann über 
die Erhöhung der vorstehenden Teuerungszulagen der Ange®- 
stellten in Verhandlungen getreten werden.“ Wir haben 
stets auf das Unhaltbare solcher Bestimmungen hingewiesen, 
da es nicht angängig ist, dass die Arbeiter für die Angestell- 
ten die Kastanien aus dem Feuer holen. Recht unangenehm 
haben die Angestellten der Münchener Brauereien diese Ver- 
einbarung empfunden und aus ihren Erfahrungen. die Lehre ze- 
zogen, dass bei der Neuregelung des zukünftigen Vertrages 
dieser Passus unbedingt fallen muss. Unter Hinweis auf den 
genannten Paragraphen lehnten die Arbeitgeber zunächst jede 
Verhandlung ab, bis es schliesslich den Bemührugen unserer 
Unterhändler doch gelungen ist, eine Vereinbarung über neue 
Teuerungszulagen zu treffen, die für die Angestellten 

der Gruppen 1 und 2 80 Mark monatlich, 

der Gruppen 3 und 4 90 Mark monatlich, 

der Gruppen 5 und 6 100 Mark monatlich 
mit Wirkung vom 1. Juli d. J. betragen. Hinzu tritt für ver 


heiratete Angestellte ein Zuschlag von 50 Prozent und für ie-- 


des versorgungsberechtigte Kind bis. zum 20. Lebensiahre ein 
Zuschlag von 25 Proz. Den verheirateten Angesteilten wird 
ferner eine einmalige Beihilfe von 400 Mark und ausserdem 
50 Mark für jedes unversorgte Kind bis zum vellendeten 20. 
Lebensjahre, den Ledigen eine solche Beihilfe von 200 Mark 
zewährt. 

Wenn auch diese einmaligen Wirtschaftsbeihilfen oder 
„Entschuldungssummen“ für die Angestellten im Augenblick 
eine gewisse Hilfe und Erleichterung ihrer Lebenslage bedeu- 
ten, so halten wir es doch für erforderlich, auch bei dieser Ge- 
iegenheit nochmals vor der Aufstellung derartiger Forderungen 
zu warnen, da die Erfahrung gelehrt hat, dass bei späteren 
Verhandlungen diese einmal gezahlten Summen stets ein Hin- 
dernis zur Erringung ausreichender Grundgehälter 
sein werden. Auch der Vertrag der Münchener Brauereien ist 
wieder ein Beweis dafür, wie notwendig es ist, endlich ein - 
heitliche Richtlinien für den Abschluss 
von Tarifverträgen aufzustellen, die für alle dem 
AfA-Bund angeschlossenen Verbände massgebend sein müssen. 


Erneuerung des Tarifvertrages für die Angesteliten der 
bremischen Industrie. Der bisherige Tarifvertrag für die Ange- 
stellten der bremischen Industrie ist am 12. Mai 1921 nach 
nochmaliger Durchberatung, bei der einige unwesentliche Aen- 
derungen der Mantelbestimmungen vorgenommen worden sind, 
erneuert worden. Ferner wurden für die Zeit vom 1. April 
bis 30. Juni 1921 eime Erhöhung der bisherigen Zuschläge zu 
den Grundgehältern auf 30 Prozent für Ledige und 40 Prozent 
für Verheiratete vereinbart. Ausserdem erhalten verheiratete 
Angestellte eine monatliche Zulage von 50 Mark für die Frau 
und jedes versorgungsberechtigte Kind. 


Erneuerung des Tariivertrages für die Angestellten der 
Metallindustrie des Kreises Konstanz und Ausdehnung des Ta- 
riävertrages auf die Firma Maggi G. m. b. H. in Singen. Am 
2. Juni 1921 fanden mit den Vertretern des Verbandes der 
Metallindustriellen Badens, der Pfalz und angrenzender Indu- 
striebezirke e. V., Bezirksgruppe Seekreis, und der Firma 
Maggi G. m. b. H. in Singen Verhandlungen über eine Erneue- 
rung des bisherigen Tarifvertrages 'statt. Diese führten zu 
einigen bedeutsamen Aenderungen der bisherigen Mantelbe- 
stimmungen. So wurde u. a. die Zahlung des Gehaltes in 
Krankheitsfällen bei Angestellten mit mindestens zehnjähriger 
Dienstzeit für die ersten drei Monate in voller Höhe des Ge- 
samteinkommens und für weitere drei Monate von 50 Prozent 
des Gesamteinkommens vereinbart. Ferner sollen Angestellte 
mit mindestens fünfzehnjähriger Dienstzeit für die ersten vier 
Monate das Gesamteinkommen in voller Höhe ‘und für weitere 
zwei Monate 50 Prozent desselben erhalten. Neu aufgenommen 
wurden in den Tarif Bestimmungen über den Er- 
finderschutz. Diese unterscheiden Betriebs-, Dienst- .und 
freie Erfindungen. An der Betriebserfindung steht dem Ange- 
stellten kein Recht zu. Bei den Diensterfindungen hat der 
Angestellte Anspruch auf Nennung seines Namens als Erfinder und 
ist befugt, nötigenfalls seinen Anspruch beim Patentamt zu ver- 
folgen. Freie Erfindungen sind grundsätzlich Eigentum des Fr- 
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"von insgesamt 32 Angestellten. 
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finders. Fällt der Gegenstand in den Bereich der .von seinem 
Dienstgeber hergestellten oder verwendeten Erzeugnisse usw. 
so steht dem Dienstgeber das Vorrecht auf Verwertung gegen 
entsprechende Vergütung zu. Der Manteltarif selbst gilt rück- 
wirkend ab 1. März 1921 und ist unkündbar bis zum 31. Dezem- 
ae 1921. Die bisher gültigen Gehaltssätze bleiben weiter be- 
stehen. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Der Schiedsspruch vom 31. Mai 1920 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 4. Februar 1920, abgeschlossen zwischen dem Allgemeinen freien 
Angestelltenbund und drei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Arbeitgeberkartell des Handelskammerbezirks Lahr in Lahr in Baden anderer- 
seits, mit Wirkung vom 1. November 1920, für den Handelskammer- 
bezirk Lahr in Baden; 

der Nachtrag vom 23. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 14. August 1920, abgeschlossen zwischen der Arbeitsgemeinschaft freier 
Angestelltenverbände, Industriebezirk Leipzig, und zwei weiteren Angestellten- 
verbänden einerseits und der Tarifgemeinschaft der Brauereien andererseits, mit 


“ Wirkung vom 1. März 1921 für die Stadtbezirke Leipzig, Gross- 


Zschocher, Lützschena und Schkeuditz; } 

der Nachtrag vom 4. März 1921 zum al!gemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 29. Januar 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab, Z.d. A. und zwei 
weiteren Ängestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband der 
chemischen Industrie, Sektion VII, dem Verband der Metallindustriellen, dem 
Arbeitgeberverband des Einzelhandels, dem Arbeitgeberverband des Fıa :kfurter 
Grosshandels sowie dem Verband der Kunst- und Bauschlossereien und ver- 
wandten Gewerke andererseits, mit Wirkung vom 4. März 1921 für die 
Stadt Frankfurt aM. Die allgemeine Verbindlichkeit gilt für. alle 
Arbeitsverhältnisse, die am 4. März 1921 in dem Berufskreis bestanden haben. 


Aus dem Berufe | 


Wie im Bienenhaus! Die Firma F.Heckmann, Appa- 
rate- und Maschinenbau, Berlin SO. i6, 
Brückenstrasse 6b, beschäftigte bis zum Jahre 1919. 
stets nur 4 bis 5 technische Angestellte. Diese Zahl steigerte 
sich mit dem Eintritt des neuen Direktors Sch. ganz bedeutend 
und erreichte sehr bald ihren Höhepunkt durch die Einstellung 
Uns ist nun zu Ohren gekom- 
men, dass die Mehrzahl der Angestellten unter allen möglichen 
Versprechungen, wie Einsetzen in leitende Stellungen, grosser 
Verdienst, Erteilung von Prokura und ähnliches mehr, engagiert 
worden ist und später gezwungen war, in untergeordneten 
Stellungen tätig zu sein, um bald darauf diese Firma entweder 
freiwillig oder gezwungen wieder zu verlassen. Infolge dieser 
unkaltbaren Zustände sind innerhalb zweier Jahre nicht weni- 
ger als 19 Angestellte wieder ausgetreten bezw. zur Entlassung 
gelangt. ä * Beer 

Dauernde Uebergriffe des Direktors zwingen die Ange- 
stellten, auch den Schlichtungsausschuss ständig in Bewegung 
zu setzen. Vor wenigen Monaten wurden wiederum mehrere 
Konstrukteure eingestellt. Die Folge war für das Konstruk- 
tionsbüro Einführung verkürzter Arbeitszeit mit entsprechen- 
der Kürzung des Gehaltes. Die Kollegen widersetzen sich 
unter diesen Umständen mit Recht der Zumutung auf Kürzung 
ihres Einkonmens. In diesem’ Stadium zeigte sich der wahre 
Grund der Neueinstellungen. Es sollten Kollegen, die fast 40 
Jahre bei der Firma tätig waren, sich jedoch 'bei dem neuen 
Dircktor missiiebig gemacht hatten, herausgeekelt werden. Sie 
wurden, da sie selbst keine Neigung zeigten, zu kündigen, ohne 
triftigen Grund entlassen. Weiter wurde ein Kollege ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist plötzlich auf die Strasse ge- 
setzt, weil er es gewagt hatte, gegen die Firma auf Erfüllung 
seines Anstellungsvertrages klagbar vorzugehen. Neben dieser 
Klage schweben zurzeit noch mehrere Prozesse mit der Firma, 
die zur Wahrung der Rechte der bei ihr beschäftigt gewesenen 
Angestellten angestrengt worden ind. Be 

Die vorstehend geschilderten Verhältnisse geben uns Ver- 
anlassung, alle Kollegen dringend vor Annahme 
einer Stellung bei der Firma Heckmann zu 
warnen und gleichzeitig damit dieser Firma vor Augen zu 
führen, dass der Angestellte nicht nur Anspruch auf Bezahlung, 
sondern auch auf menschenwürdige Behandlung at. 
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Beilage zur D.T.Z 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 






Nummer 21 & 


Die Liquidation der Vereinigung der An- 
gestelltenräte der chemischen Industrie 


Der Aufbau der Fachgruppe der chemischen Industrie in 
den einzelnen AfA-Verbänden nach einheitlichen Richtlinien ist 
nahezu vollendet. In einigen Sektionen, in denen die chemi- 
sche Industrie nur schwach vertreten ist und in denen es auch 
der Vereinigung der Angestelitenräte der chemischen Industrie 
nicht geglückt war, einen Vorort zu bilden, sind inzwischen die 
Bemühungen der AfA-Verbände soweit erfolgreich gewesen, 
dass auch dort mit einer baldigen Bildung von feststehenden 
Sektionsfachgruppen zu rechnen ist. Damit wäre einer der 
ersten Forderungen der Vereinigung der Angestelltenräte der 
chemischen Industrie, die durchaus auch im Interesse der freien 
Gewerkschaften lag, Rechnung getragen. Als zweite Aufgabe 
hatte sich diese „Vereinigung“ die Schaffung eines Sektions- 
tariivertragsentwurfes gestellt, der unter Berücksichtigung aller 
bisher erzielten Erfolge in den einzelnen Sektionen des Arbeit- 
geberverbandes der chemischen Industrie Deutschlands a!s ein 
gewisser Normaltarifentwurf bei allen zukünftigen Verhand- 
lungen als Unterlage zu Tarifiorderungen benutzt werden sollte. 
Nach monatelanger Arbeit hatte die „Vereinigung“ einen der- 
artigen Entwurf aufgestellt und ihn den drei Spitzenorgani- 
sationen, d. h. dem AfA-Bund, dem G. d. A. und Gedag, zur Be- 
gutachtung überwiesen mit der Bitte, dass die drei Spitzen- 
organisationen nach eventuellen Abänderungen sich diesen Ent- 
wurf zu eigen machen sollten. G. d. A. und Gedag scheinen 
nach unwesentlichen Abänderungen sich diesem Entwurf, der 
ein umfangreiches Werk von 19 Schreibmaschinenseiten dar- 
stelite, vorbehaltlos angeschlossen zu haben. Da wir uns in 
den Kreisen des AfA-Bundes über die Tragweite eines solchen 
Entwurfes bewusst waren, haben wir uns selbst durch die sehr 
bald einsetzende Agitation des G. d. A.. der erklärte, wir würden 
die Angelegenheit verschleppen, durchaus nicht irre machen 
lassen. Wir haben vielmehr in sehr ernster und ausführlicher 
Arbeit den uns vorgelegten Entwurf eingehend geprüft. Die 
von der AfA-Reichskonferenz der chemischen Industrie am 
12. Juni gebildete Tariikommission — über deren Arbeiten wir 
schon teilweise berichtet haben — hat sich der Mühe unter- 
zogen, den Entwurf der Vereinigung, an dem monatelang ge- 
arbeitet worden ist, in wenigen Wochen so umzugestalten, dass 
heute ein fertiger Gegenentwurf des AfA-Bundes unter Berück- 
sichtigung unserer freigewerkschaftlichen Richtlinien vorliegt. 
Zur Stunde liegt dieser Entwurf noch in den Händen unserer 
ehrenamtlichen Kollegen, die als erfahrene Führer in der Ange- 
stelltenbewegung in der chemischen Industrie ihre letzten etwai- 
gen Beanstandungen uns in den nächsten Tagen zugehen lassen 
werden. Nach einer letzten redaktionellen Lesung des Ent- 
wurfes, der dann die einmütige Stellungnahme aller AfA-Ver- 
bände zum Ausdruck bringen wird, werden wir auch dem 
letzten Wunsche der Vereinigung der Angestelltenräte Rech- 
nung tragen und den G. d. A. sowohl wie den Gedag von un- 
serem Entwurf verständigen. Wir nehmen an, dass von dieser 
Seite aus kaum Bedenken werden bestehen können, sich diesem 
gewerkschaftlich durchaus durchgearbeiteten Entwurf des AfA- 
Bundes anzuschliessen, wodurch insbesondere der G. d. A. in 
der Tat beweisen kann, ob die von ihm immer wieder so in den 
Vordergrund gestellte Einheitlichkeit der Bewegung wirklich 
ernst gemeint ist. 

Noch allerdings müssen wir an dem ernsten Wollen des 
G. d. A. zweifeln, der seinerseits die augenblickliche — man 
kann wohl sagen gespannte — Situation in der chemischen In- 
dustrie in ziemlich plumper Form für sich auszunützen ver- 
sucht. Es ist da besonders Herr Krempel, der in ofiiziöser 
Weise zwar immer erklärt, dass auch der G. d. A. die Aufgaben 
der Vereinigung der Angestelltenräte nun als erledigt ansieht 
und dass eine Auflösung der „Vereinigung“ jetzt das Gegebene 
sei. Diese offiziösen Erklärungen stehen allerdings in einem 
krassen Gegensatz zu dem, was uns gerade auch in den letzten 
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Tagen wieder bekanntgeworden ist. Welche Verwirrungen 
bereits in den Kreisen der Angestellten der chemischen Industrie 
durch die sattsam bekannte Einheitsduselei der „Einheitsgewerk- 
schaft des G. d. A.“ angerichtet worden sind. beweist uns ein 
Flugblatt, das von Angestellten der chemischen Fabrik von 
Heyden A.-G. in Radebeul unter dem 19. Juli 1921 an 
die übrigen Angestellten der chemischen Industrie Gross- 
Dresdens herausgegeben worden ist. Das Fiugblatt beginnt mit 
dem vielsagenden Satz: „Das Vertrauen der Ange- 
stellten zu den Gewerkschaften ist erschüt- 
tert, der Organisationsgedanke ist bei Tausenden von Ange- 
stellten herabgedrückt, bei vielen ist Organisationsmüdigkeit ein- 
getreten“; dann ist vom Bruderkampf und von Zersplitterung 
die Rede: „in dieser schweren Zeit des Wirtschaftslebens kann 
nur „Einheit“ unser Verderben hemmen“, und nun werden For- 
derungen aufgestellt, die wir unseren Kollegen doch nicht vor- 
enthalten wollen: 

1. Wir fordern ein einiges Vorgehen aller drei Organisationsrichtungen 
inallen Fragen. £ 

2. Wir fordern Unterlassung jeglicher Zwistigkeit der Gewerk- 
schaften untereinander. 

3. Wir fordern gemeinsame Fachgruppensitzungen für 
die Angestellten der chemischen Industrie — a'so nicht wie bisher 
nach Organisationen getrennt. 

4. Wir fordern gemeinsame segensreiche Arbeit, Hand 
in Hand mit der „Vereinigung der Angestelltenvertretungen“, welche 
die Wünsche sämtlicher Koliegen der chemischen Industrie ver- 


tritt. 

Höher kann die Verwirrung in Angestelltenkreisen bald 
nicht mehr gehen. Die von der Heyden A.-G. scheinen keine 
Ahnung zu haben von den gewaltieen Richtungsunterschieden, 
die in Wirtschaftsfragen zwischen den drei hier in Frage kom- 
menden Spitzenorganisationen bestehen, oder nicht zu wissen, 
dass es auch kein Diktator und kein Meister jemals schaffen 
wird, diese drei unter einen Hut zu bringen, ebenso wenig wie 
man Feuer und Wasser mengen kann. Dieses Flugblatt er- 
bringt den Beweis, wie in manchen Köpfen die Vereinigung der 
Angestellterräte berufen erscheint, die Wünsche sämtlicher An- 
gestellten der chemischen Inustrie zu vertreten. Gerade die Durch- 
arbeitung des Entwurfs der Vereinigung hat uns gezeigt, was 
für ein heilloses Durcheinander — um es zart auszudrücken — 
dadurch entstanden ist, dass die drei Richtungen innerhalb der 
Vereinigung sich ständig Konzessionen machen mussten, so dass 
wochenlange Arbeit notwendig war, um wieder eine zielklare 
Richtung in diesen Entwurf hineinzubringen. Wir können nach 
unseren Erfahrungen nicht umhin, hinter diesem Radebeuler 
Flugblatt gewisse G.d. A.-Interessen zu erblicken. mag auch 
nach aussen hin der G. d. A. erklären, dass er für dem Aus- 
schluss der Verfasser dieses Flugblattes Sorge tragen wird. — 
Herr Krempel! Das sind die Früchte Ihrer „gewerkschaft- 
lichen“ Erziehungsarbeit! Noch wird es keinem Mitglied des 
AfA-Bundes eingefallen sein, derartigen Hirngespinsten und Ge- 
fühlsduseleien zu folgen. So ihr anderen die Einheit wollt, habt 
auch den Mut, in Konsequenz als freie Gewerkschafter euch zu- 
sammenzuschliessen! 


Der G. d. A. glaubt die Zeit gekommen, da er im trüben 
fischen kann. Die bevorstehende Auflösung der Vereinigung 
scheint ihm der günstigste Zeitpunkt, als „Einheitsgewerkschaft“ 
Mitgliederfang treiben zu können. Er bedient sich dazu eines 
jetzt neu erscheinenden Fachgruppenblättchens „Der Angestellte 
in der chemischen Industrie“, dessen Nr. 1 im Juli erschienen 
ist und das anscheinend in zwangloser Folge weiter sein Gift 
zegen den AfA-Bund verspritzen soll. In diesem Blättchen be- 
iasst sich der Herr Krempel, nachdem er auch in unglaublicher 
Verdrehung wieder einmal die Vorgänge in der Sektion VII in 
Frankfurt a. M. gestreift hat, mit der bevorstehenden Auflösung 
der Vereinigung der Angestelltenräte. Er erklärt in diesem Ar- 
tikel, „dass der G. d. A. dem Reichsvorort geantwortet habe, 
dass, nachdem der AfA-Bund seine Mitarbeit in der Vereinigung 
eingestelit habe, allerdings die Zwecke der „Vereinigung“ als 
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iiberholt zu betrachten seien. Er glaubt aus Vorgängen die Ge- 
wissheit zu erhalten, dass der AfA-Bund gar nicht daran denke, 
sich mit den übrigen Organisationen über ein gemeinsames Vor- 
gehen zu verständigen, es sei denn, dass ihn seine bisher so 
überaus stark bevormundeten Mitglieder zu einer 
anderen Stellungnahme zwingen“. Es ist eine Unverfrorenheit, 
die geschlossene Einheit zwischen Führern und Mitgliedschaft zu 
einer Bevormundung: der Mitglieder unikrempeln zu 
Wer sagt dem G..d. A., dass wir nicht gewillt sind, uns in ges 
zebenen Fällen über ein gemeinsames Vorgehen zu verstän- 
digen? 


Im übrigen haben wir wiederholt schon erklärt, dass wir, 


nachdem die Einheitssteilung innerhalb unseres Kreises herbei- 
xeführt ist, sehr wohl die Fühlung mit dem G. d. A. und Gedag 
aufnehmen wollen. 

Die Liquidation der Vereinigung wird sich vollziehen, mag 
las dem G.-d. A, auch noch so unangenehm sein. Der 
Reichsvorort in Ludwigshafen selbst ist der Ueberzeugung, dass 
seine Aufgaben erfüllt sind und dass sich die ordnungszemässe 
Liquidation reibungslos und glatt auch auf dem schriftlichen Wege 
vollziehen . kann. Das beweist auch das neueste Schreiben 
der AfA-Mitglieder des Reichsvorortes aus Ludwigshafen, in 
dem nochmals ausdrücklich erklärt wird: 


„Schon lange vor der AfA-Reichskonferenz vom 12. Juni war man | 


sich innerhalb des Reichsvorortes klar, dass mit Hinausgabe des Tarif- 
entwurfes die Ziele der Vereinigung als erreicht zu betrachten seien 
und deshalb an die Liquidation derselben herangetreten werden müsste, 
nachdem auch die Organisationen erklärt hatten, dass ihre Fachgruppen- 
bildung allgemein durchgeführt sei: Aus diesem Grunde haben auch die 
Vertreter des Vorortes auf besagter “Konferenz sofort ihre Bereit- 
willigkeit zur Auflösung der Vereinigung zum Ausdruck gebracht und 
die Organisationen ersucht, nun ihrerseits die "weitere Ausführung der 
Tarifarbeiten in die Hand zu nehmen. Es kann also schlechterdings 
von einem „energischen Haltzurufen“ seitens des AfA-Bundes gar 
keine Rede sein. In Verfolg dieser Verhandlungen hat 
denn auch der Reichsvorort einstimmig beschlos- 
Sen, dass die Auflösung der Vereinigung sofort 
eingeleitet werden soll, damit die Gefahr nicht 
besteht, dass diese bei weiterem Fortbestehenevtl. 
gegen die Organisationen ausgespielt werden 
könnte.“ 


Hier erkennen die Kollegen des Reichsvorortes selbst die 
Gefahr, die bei einem Fortbestehen der „Vereinigung“ sich ent- 
wickeln könnte. Wir sind gern bereit, an dieser Stelie zu er- 
klären, dass der Reichsvorort mit seinem Sitz in Ludwisshafen 
bemüht gewesen ist, seine ganzen Arbeiten bis ietzt nur im 
Einverständnis mit den einzelnen Organisationen zu erledigen 
und dass dies im Rahmen der für die „Vereinigung“ seinerzeit 
festgelegten Satzungen geschehen ist. Die Vorgänge im Sek- 
tionsvorort Dresden allerdings mussten uns über das weitere 
Verhalten der „Vereinigung“ stutzig werden lassen, da die dor- 
tigen Bestrebungen ziemlich unverhüllt tatsächlich auf die Bildung 
eines Industrieverbandes hinzielten. Wir freuen uns daher, 
ausdrücklich von Ludwigshafen die Mitteilung zu erhalten, dass 
der Reichsvorort, der sich für die Leitung der „Vereinigung“ ver- 
antwortlich fühlt, auf das entschiedenste erklärt. dass er niemals 
einen solchen Gedanken auch nur hat aufkommen lassen — ge- 
schweige denn fördern — wollen. Er muss allerdines auch zUu- 
geben, „dass vielleicht in einzelnen Angestelltenköpien dieser 
Gedanke auftauchte und gewissermassen propagiert wurde oder 
dass sich eine einzelne Sektion nicht im Sinne der Anweisung 
des Reichsvorortes betätigte und dahei bewusst oder unbewusst 
derartige Bestrebungen förderte“. Nach diesen Feststellungen 
glauben wir, dass die nötige Klarheit zwischen uns und dem 
Reichsvorort in Ludwigshafen geschaffen ist und wir uns in dem 
Ziele einer sofortigen Liquidation der „Vereinigung“ einig sind. 

Anders jedoch der G.d.A. Er versucht noch einmal. ein 
letztes, indem er schreibt: 

„Wir haben noch beim Reichsvorort angeregt, dass seitens der 
Vereinigung vor der Auflösung eine Zusammenkunft der führenden 
Angestelltenräte aus allen Sektionen der chemischen Industrie in einem 
Orte -Mitteldetitschlands einberufen wird, um in dieser Zusammenkunft 
in Gegenwart ‘der Gewerkschaftsvertreter eine erschöpfende Aussprache 
über - ‚die. zukünftige. Gestaltung der Chemieangestelltenbewegung zu 
führen. Wir haben betont, dass es in dieser Tagung vielleicht möglich 
sei, Mittel und Wege zu finden, die Widerstände der Leitung des AfA- 

undes in der chemischen Industrie endgültig aus der Welt zu schaffen.“ 


Die zukünftige Gestaltung der Angestell- 
tenbewegungin derchemischenIndustrieliegt 
klar vorunsindemrestlosen Aufbauder Fach- 
gruppen. innerhalb unserer AfA-Vernbände,; 
Jede weitere Zusammenkunft ist überflüssig, 
Trotz.aller Zweitler und:.Nörgler wird sich 
der AfA-Bundauchinderchemischen Industrie 
durchsetzen und die führende Stellung dont 


wie inden übrigen Industrien innehaben. Die 
„Vereinigung“ ist tot, es lebe die freie Ge- 
werkschaft!, ER Liebeskind. - 
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‚Nicht unbeiriedigerder Absatz“ in der chemischen In- 
dustrie. Der „Industrie- und Handels-Zeitung“ vom 2. August 
1921 entnehmen wir nachstehende Noiiz, die bei kommenden 








' Tarifverhandlungen Verwertung finden dürfte: - 


A.-G. für Anilin-Fabrikation in Berlin-Tre ptow — 


: Chemische Fabrik  Griesheim-Elektron in Frankfurta. M. 


In. den Prospekten, auf Grund deren 68 Millionen Mark 
neue Stammaktien der A.-G. für Anilin-Fabrikation zum Handel 
an der Berliner Börse und 55 Millionen Mark neue Stammaktien 
der Chemischen Fabrik Griesheim-Elektron zum Handel an der 
Frankfurter Börse zugelassen worden sind, heisst es u. a.: 
„Ueber die Aussichten des derzeitigen Geschäftsiahres heute 
schon bestimmte Angaben zu machen, ist nicht möglich. Der 
Absatz war während der. ersten: Monate dieses Jahres zwar 
nicht unwesentlich schwächer als im Voriahre, aber doch 
in Anbetracht der schwierigen Verhältnisse 
in den meisten Produkten nicht unbefriedi- 
gend. Die weitere Gestaltung des Geschäfts wird ausschliess- 
lich von der künftigen Entwicklung der politischen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse abhängen, die heute völlig unüber- 
sichtlich sind.“ 


Paritätischer Arbeitsnackweis 
dustrie Sektion VD. 


für die chemische In- 
(Provinz Sachsen. Freistaat 


Anhalt und Thüringische Staaten) Für den 
Bereich der Beruisgenossenschaft der chemischen In- 
dustrie Sektion Vb «(Provinz Sachsen, Freistaat Anhalt 


und Thüringische Staaten) ist beim Landesarbeitsamt Sachsen- 
Anhalt in Magdeburg ein paritätisch zusammengesetzter (Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer) Arbeitsnachweis auf Grund nach- 
folgender Vereinbarung und Richtlinien gebildet: au 
Vereinbarung über die Benutzung der Angestelitenvermittiung für die 
chemische Industrie (Sektion V b). 

Die Benutzung der Augestellkenvermettfing ist allen chemischen 
Werken und allen Angestellten olıne Rücksicht auf ihre Verbands- 
zugehörigkeit gestattet. : 


Die Mitglieder des an dem Tarifvertrag beteiligten Arbeitgeber- 
verbandes sind verpflichtet, jede durch technische oder kaufmännische 
Angesteilte zu besctzende Stelle, soweit deren Arbeitsbedingungen durchs 
Tarifvertrag geregelt sind, dem Arbeitsnachweis unverzüglich anzumelden 
und jede geschehene Einstellung unverzüglich anzuzeigen, ohne Rücksicht 
darauf, ob die Einstellung durch "Vermittlung des. Arbeitsnachweises 
erfolgt ist oder nicht. ° . 


N rk r sa 

Die Mitglieder der am Tarifvertrag beteiligten Angestelltenverbände 
sind verpflichtet, zu einer Stellenbewerbung drei der geltenden Vordrucke 
gieichmässig ausgefüllt unverzüglich dem zuständigen Arbeitsnachweis 
einzureichen. Für die Zuständigkeit des Arbeitsnachweises ist der 
Wohnort des Bewerbers massgebend. Gleichfalls ist eine erfolgte Ein- 
stellung und damit gegebene Erledigung der Bewerbung unverzüglich dem 
zuständigen Arbeitsnachweis anzuzeigen ohne Rücksicht darauf, ob. die 
Einstellung durch Vermittlung des Arbeitsnachweises erfolgt ist »der nicht. 


Richtlinien für die Vermittlung von Angestellten in der chemischen 
Industrie, Berufsgenossenschaftsbezirk (Sektion Vb). 55 

Als Richtlinien für die Vermittlung von Angestellten für Sektion Vb 

der chemischen Industrie werden festgelegt: j 
1. Die Durchführung der Vermittlung von kaufmännischen und techni- 
schen Angesteliten für Sektion V b der chemischen Industrie untersteht 
einem paritätisch zusammengesetzten Fachausschuss bei dem Landes- 
arbeitsamt Sachsen-Anhalt in Magdeburg, der aus den an dem Tarif- 
vertrag beteiligten Verbänden zusammengesetzt wird. Die Errichtung 
entsprechender Ausschüsse bei örtlichen Arbeitsnachvreisen behalten die 
Verbände sich vor. i RR 
2. Der Fachausschuss hat zunächst die im Bezirk allgemein zu 
verwendenden einheitlichen Vordrucke für die Vermittlung (Fragebogen) 
zu genehmigen.  _ N BE ste 
3. Das Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt stellt in zureichender Anzahl 

die Fragebogen- für die offenen Stellen dem. Arbeitgeberverband (zur 
Weiterleitung an die Betriebe) und die Fragebogen für Stellensuchende 
den Angesteiltenverbänden (zur Abgabe an ihre Mitglieder) zur Ver- 
Ausserdem halten die örtlichen Arbeitsnachweise und das 
Landesarbeitsamt die Vordrucke vorrätig. 


4. Die Arbeitgeber geben den Bedarf für jede zu besetzende Stelle 


auf zwei Vordrucken ‚dem zuständigen örtlichen Arbeitsnachweis ‚auf. 

5. Ist dem örtlichen Arbeitsnachweis die Erledigung einer ihm zur 
Besetzung gemeldeten offenen Stelle innerhalb drei Tagen nicht möglich, 
gibt er den Vordruck unter Mitteilung der etwa schon dem Betrieb 


genannten Bewerber an das Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt in Magde- 


burg weiter. = 
6. Ein Stellensuchender reicht dem-zuständigen Arbeitsnachweis drei 
gleichmässig ausgefüllte Vordrucke ein. . “+ 2 
7. Von. den drei Vordrucken eines: Stellensuchenden reicht der ört- 
fiche. Arbeitsnachweis aüsser, wenn sofort eine Unterbringung möglich ist, 


innerhalb 24 Stunden‘ zwei dem Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt. in 
Magdeburg weiter unter Mitteilung, welchem Betrieb etwa der. Bewerber 


bereits genannt. ist. 


»8.. Auch ‘nach . Abgabe der:"Vordrucke ‚bleibt ‚der "Arbeitsnachweis 
um Erledigung der Meldung bemüht. Jede dann noch getätigte - Ve 
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ng wird sofort drahtlich dem Landesarbeitsamt in Magdeburg Stimmengleichheit vorhanden sei — es zu einer Spruchfällung 
Er) Die Ausgleichstätigkeit des. Landesarbeitsamtes erstreckt sich auf nicht Aaintien könne. Daraufhin wurde ei der SEHHCHE 
den eigenen Bezirk und in Fühlung mit anderen Landesarbeitsämtern auf tungsausschuss unter Inanspruchnahme eines unparteiischen 


deren Gebiete. 

10. Eine mit Hilfe des 
wird statistisch verwertet 
die offene Stelle lag. 

ll. Das Landesarbeitsamt 
festgesetzten Fristen 
leiten. 


Kollegen, die sich im Bereich der Berufsgenossenschaft 
der chem. Ind. Sektion Vb um eine Stellung bewerben wollen, 
müssen sich also von der für sie zuständigen Gaustelle oder 
von der Abteilung Stellenvermittiune der Bundeszentrale in 
Berlin die Vordrucke beschaffen. Diese Vordrucke müssen 
in dreifacher Ausfertisung dem Arbeitsnachweis eingereicht 
werden, der für den Wohnsitz des Bewerbers in Betracht 
kommt. Solite ein Kollege aus irgendweichem Grunde wün- 
schen, nicht den für seinen. Wohnsitz zuständigen Arbeitsnach- 
weis benutzen zu wollen, so kann er sich auch direkt beim 
Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt in Magdeburg bewerben, 
muss aber dann bei «der Bewerbung angeben, dass dieselbe 
vertraulich zu handhaben ist. Wir können uns diesen 
Fali denken, wenn sich ein Kollege in ungekündigter Stellung 
verbessern will und glaubt, dass durch den örtlichen Arbeits- 
nachweis sein Arbeitgeber Kenntnis von seiner Bewerbung er- 
hält. Dieser Fall ist natürlich nur durch Vertrauensbruch eines 
Angestellten beim Arbeitsnachweis möglich, da die Angestellten 
bei den Arbeitsnachweisen natürlich verpflichtet sind, über die 
Bewerbungen strengstens Stillschweigen zu bewahren. Für 
die Arbeitgeber ist ein Meldezwang vereinbart, so dass jede 
offene Stelle von den Arbeitgebern gemeldet werden muss. Es 
wird daher im Interesse unserer Kollegen liegen, wenn sie den 
paritätischen Arbeitsnachweis benutzen. -Die Bearbeitung der 
eingegangenen Bewerbungen erfolgt durch den paritätisch zu- 
sammengesetzten Fachausschuss, der unsererseits durch er- 
fahrene Mitglieder unserer Organisation aus allen Berufs- 
schichten besetzt ist. 


Gewerkschaftsarbeit 


Der Konflikt in der Dresdner Metallindustrie. Der am 
22. Dezember 1920 erfolgreich beendete Streik einizer Gross- 
firmen der Dresdner Metallindustrie brachte nur einem Teil der 
Gesamtangestelltenschaft finanzielle Verbesserungen, so dass 
so bald als möglich versucht werden musste, der Allgemein- 
heit höhere Gehälter zu erstreiten. Infolgedessen wurden nach 
vorher ordnungsgemäss gekündigten Gehaltssätzen den beiden 
in Frage kommenden : Arbeitgeberorganisationen Forderungen 
eingereicht, wonach die Tarifvertragsgrundgehälter eine Er- 
höhung von 30 Prozent erhalten sollten. Hierbei war festge- 
legt, dass die im. Dezember 1920 durch Schiedsspruch fesige- 
setzten 10 Prozent für Unverheiratete und 15 Prozent für Ver- 
heiratete zur Anrechnung gelangen sollten. so dass unter Be- 
rücksichtigung dieser Tatsache die Neuforderung ausserordent- 
lich. bescheiden genannt werden musste. Trotzdem erklärten 
beide Arbeitgeberverbände, ablehnen zu müssen. Der Verband 
der Metallindustriellen begründet seine. ablehnende Haltung 
wie folgt: 


Landesarbeitsamtes getätigte Vermittlung 
durch den Arbeitsnachweis, in dessen Bezirk 


ist verpflichtet, zu vom Fachausschuss 
den beteiligten Verbänden Tätigkeitsberichte zuzu- 


„Dresden, den 22. Februar 1921, 

Auf die mit Ihrem Schreiben vom 3. d. M. eingereichten Forderun- 
gen teilen wir Ihnen mit, dass wir zurzeit von einer allgemeinen Erhöhung 
der Tarifmindesteinkommenssätze absehen müssen. 

Die Gründe, die uns schon bei den letzten Verhandlungen zu einer 
ablehnenden Haltung veranlassten, bestehen noch. Die wirtschaftliche 
Lage der Firmen hat sich seitdem nicht gebessert, wogegen die Lebens- 
verhältnisse nicht teurer, sondern im Gegenteil nicht unerheblich billiger 
geworden sind.: Eirie Reihe von Schlichtungsausschüssen hat dies auch 
anerkannt und dementsprechend entschieden. Die Hauptsache ist, dass 
mit einer schematischen : Erhöhung der Tarifstaffel den Angestellten 
und der Allgemeinheit nicht gedient, sondern geschadet wird. Wir 
machen Ihnen deshalb den Gegenvorschlag, die bestehenden Mindest- 
einkommenssätze bis auf- weiteres bestehen zu lassen.“ 


Aus diesem Schreiben geht fast unverhüllt die offene Feind- 
schaft gegen die tarifvertragliche Regelung der Gehälter der 
Angestellten hervor, :man will ausserdem durch den Satz: 

„Die Hauptsache ist, dass mit einer schematischen Erhöhung der 
Tarifstaffel den Angestellten und der Allgemeinheit nicht gedient, sondern 
geschadet wird.“ 


der Angestelltenschaft einreden, dass sie ohne tarifvertrag- 
liche Regelung: besser fahren würde. Die Angestellten dachten 
nicht daran, auf diesen Leim zu. gehen, sondern riefen den 
Schlichtungsausschuss an. Am 15. März fanden vor dem 
Dresdner  Schlichtungsausschuss sehr ernste Auseinander- 
setzungen mit den: Arbeitgebern statt. die zu einem Ergebnis 
nicht zu führen vermochten, so dass sich das Gericht. zur Be- 
ratung. zurückzog. „Nach... mehrstündiger : Verhandlungsdauer 
werkündete der: Vorsitzende der Spruchkammer, dass — da 


Vorsitzenden angerufen. Zu der am 22, April tagenden Ver- 
handlung wurde von uns einwandfreies Zahlenmaterial beige- 
bracht, woraus ersichtlich war, dass die Gehälter in der Dresd- 
er Metailindustrie fast die schlechtesten ganz Sachsens sind; 
besonders wurde auf die Gehaltssätze des kürzlich mit den 
Südlausitzer Arbeitgebern vereinbarten Tariivertrages hinge- 
wiesen, der trotz der Tatsache, dass für den Geltungsbereich 
dieses Vertrages nur kleinere Städte und Landgemeinden in 
Betracht kommen, erheblich höhere Gehaltssätze ais die in der 
Dresdner Metallindustrie geltenden aufweist. All das prallte 
an dem tmerschütterlichen Willen der Arbeitgeber, die unter 
keinen Umständen mehr zahlen wollten, ab, so dass ein Spruch 
gefällt werden musste. Nach dem vorgetragenen Material 
musste ein den Angestellten günstiger Spruch erwartet werden, 
um So e’staunter vernahmen wir den nach langen Beratungen ver- 
kündeten Spruch, wonach die Klage auf Gehaltserhöhung abge- 
wiesen wurde. Der unparteiische -Vorsitzende. Herr ven 
Koenneritz, hat sich damit vollkommen auf die Arbeitgeberseite 
geschlagen und sich im übrigen auch bei einer ausführlichen 
schriftlichen Begründung seines Spruches die Argumentation 
der Arbeitgeber völlig zu eigen gemacht. Der ‚Unparteiische“ 
begründet seinen eigenartigen Spruch wie folgt: 

„Für die Entscheidung des Schlichtungsausschusses bei der Kreis- 
hauptmannschaft Dresden in der Sitzung vom 22. April 1921 waren 
folgende Gründe ausschlaggebend: 

Auszugehen war vom Tarifvertrag vom 27. Mai 1920 und dem 
Schiedsspruch im November 192), wonach eine zehnprozentige Erhöhung 
der Tariigehälter für Ledige und von 15 Prozent für Verheiratete vor- 
gesehen war. Jetzt wird eine dreissigprozentige Gehaltserhöhung auf die 
Tarifsätze und neue Regelung der Gehälter der Jugendlichen und Lehr- 
linge begehrt. 

Seit November 1929 sind zwar manche Lebensbedürfnisse (z. B, 
Wohntungsmiete, Beleuchtung, Kartoffeln) noch im Preise ‘gestiegen, 
ınanche haben sich auf gleicher Höhe gehalten oder sind nur unwesentlich 
im Preise herabgegangen (z. B. bessere Kleidungsstücke, Brot, Fleisch), 
andererseits ist aber ein immerhin erheblicher Preisabbau eingetreten 
(bei einfacheren Kleidungsstücken und bei einer ganzen Anzahl von 
Lebensmitteln); auch ist die Möglichkeit, sich bessere und kräftigere 
Nahrung zu verschaffen, gestiegen. Die Lebensführung ist im ganzen 
genommen daher seit November nicht ‘schwieriger geworden, wenn 
auch grössere Anschaffungen zurzeit für viele nur unter bedeutenden 
Opfern möglich sein werden. Eine dreissigprozentige Erhöhung der 
Tarifsätze konnte daher jetzt nicht als gerechtfertigt angesehen werden. 

Weiter war zu der Frage Stellung zu, nehmen, wie sich die Lage 
der Metallindustrie seit November 1929 gestaltet hat, und ob sie in 
der Lage ist, die dreissigprozentige Erhöhung zu tragen. Einzelne 
Betriebe mögen hierzu noch ohne zu grosse Belastung in der Lage sein, 
in den meisten Betrieben macht sich aber die wirtschaftliche und politische 
Krisis, der Deutschland jetzt entgegentreibt, schon seit Monaten geltend, 
so dass es mehr als fraglich erscheinen musste, ob die Metallindustrie 
jetzt in der Lage ist, die dreissigprozentige Erhöhung zu tragen. 

Konnten diese beiden Erwägungen schon nicht zur Annahme des 
Antrages auf 30 Prozent Erhöhung führen, so ist noch geprüft worden, 
ob etwa die Gehaltssätze der Angestellten in der Metallindustrie in 
starkem Missverhältnis zu den Gehaltssätzen der Angestellten in anderen 
Industrien ständen, so dass sich hieraus eine dreissigprozentige Erhöhung: 
rechtfertigen liesse. Die von den Parteien in der Sitzung eingereichten 
Lohntabellen konnten als massgebend nicht angesehen werden. Die 
Vergleiche der Tarife ergaben zwar Verschiedenheiten, die aber nicht 
derart waren, dass auf sie allein eine dreissigprozentige Erhöhung 
gegründet werden konnte; zu einem leidlich auskömmlichen Leben reichen 
zurzeit die im Tarif vom 27. Mai 1920 festgesetzten Gehälter (mit den 
Zuschlägen vom November 1920) gerade aus, und mehr kann leider 
unter der heutigen wirtschaftlichen Lage Deutschlands kaum gefordert 
werden. 

Wie die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse jetzt einmal 
liegen, konnte nicht die Ueberzeugung gewonnen werden, dass ein 
dreissigprozentiger Zuschlag zurzeit gerechtfertigt sei. 

Ob ein geringerer Zuschlag sich etwa hätte rechtfertigen lassen, 
konnte bei der ab'ehnenden Stellungnahme der Parteien zu einem Ver- 
gleich dahingestellt bleiben. gez. von Koenneritz,' 


Mit rührender Sorge: wird hier der „notleidenden“ Meiall- 
industriellen gedacht, so dass es „fraglich“. erscheinen musste, 
ob sie die „30 Prozent Erhöhung-überhaupt zu tragen vermöch- 
ten“. Erstens haben wir dem Herrn Unparteiischen während 
der Verhandlungen klargemacht, dass — da die früher durch 
Spruch festgelegten 10 resp. 15 Prozent auf die Vertragsgehäl- 
ter Schon seit Monaten gezahlt werden, es sich um nur sehr 
geringe Zulagen überhaupt handelt, und zweitens hätte ein mit 
den Verhältnissen etwas vertrauterer Herr der Finanzkraft der 
Metallindustriellen doch wohl mehr Vertrauen geschenkt. Nett 
ist auch in der Begründung der Satz: 

„Zu einem leidlich auskömmilichen Leben reichen zurzeit die im Tarif 
vom ‚27.. Mai 1920. festgesetzten Gehälter (mit den  Zuschlägen. vom 
November 1929) gerade aus, und mehr kann leider unter der heutigen 
wirtschaftlichen Lage Deutschlands kaum gefordert werden.“ 


Damit erklärt man zunächst die Gehälter für „leidlich“ aus- 
reichend — was soll denn das heissen? Wir waren immer der 
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Meinung, dass der arbeitende Angestellte „ausreichende“ Gehäl- 
ter bekommen muss. Aber, so sagt der Unparteiische mit einer 
Träne im Auge, mehr kann eben „leider“ unter der heutigen 
wirtschaftlichen Lage Deutschlands nicht gefordert werden, 
d. h. ins richtige Deutsch übersetzt, der Angestellte muss eben 
infolge des verlorenen Krieges hungern! Fine tollere Verhöh- 
nung der Angestelltenschaft konnte man sich eigentiich nicht 
leisten. 

Das gesamte Material wurde dem Demobilmachungs- 
kommissar zur Nachprüfung übersandt, der uns eine Vermitte- 
lungsaktion zusagte. Die Bemühungen des Herrn scheiterten, 
wie aus folgendem Schreiben hervorgeht, an dem Widerstand 


der Arbeitgeber: 
„Dresden, den 2. Juni 1921, 


In der Streitigkeit ‘der Angesteiltenverbände gegen den Verband 


der Metallindustriellen und den Arbeitgeberschutzverband der Metall- 
industriclien wegen Regelung der Gehaltsverhältnisse hat der Unter- 
zeichnete dem Antrag der Verbände entsprechend mit den Vertreterä 
der Arbeitgeberverbände verhandelt. Sie haben mir, nachdem sie vorher 
mit verschiedenen Verbandsmitgliedern Fühlung genommen hatten, erklärt, 
dass ihre Verbände bei aller Würdigung der wirtschaftlichen Lage der 
Angestellten für den gegenwärtigen Zeitpunkt im Hinblick auf die grosse 
Unsicherheit der Verhältnisse in der Industrie sich ausserstande sehen, 
Gehaltserhöhungen zu bewilligen. Sie erklären, dass die Stellung- 
nahme der Mitglieder der Arbeitgeberverbände eine geschlossene sei 
und wohl keine Aussicht bestehe, dass eine weitere gemeinsame 
Verhandlung zu einem günstigen Ergebnis führen werde. Bei dieser 
Sachlage verspricht sich der Unterzeichnete zu seinem Bedauern von 
weiteren Vermittelungsversuchen keinen Erfolg. 
Der Demobilmachungskommissar. 
I. A.: von Carlowitz,“ 


Damit war die letzte Möglichkeit. zu einer friedlichen 
Einigung zu kommen, infolge der feindseligen Haltung der Ar- 
beitgeberverbände verschüttet. Aber klar war aus dem Schrei- 
Hele ersehen, dass die Arbeitgeber jetzt den Kampf 
wollten. 


Die Angestellten nahmen in grossen Versammlungen zur 
gegebenen Situation Stellung und entschlossen sich nach einem 
eingehenden Referat das Gauleiters des B.t.A.B.. den Kampf 
zurzeit aus taktischen Gründen nicht aufzunehmen. Aufge- 
schoben ist aber nicht aufgehoben! Mit unerbittlicher Klarheit 
ist der Angestelltenschaft wieder einmal seitens der Arbeitgeber 
der Machtstandpumkt klargemacht worden. Daraus müssen die 
Konsequenzen gezogen werden. Der Kampf kommt. Fieber- 
haft müssen die Angestellten an die Arbeit gehen. 


Rüstet Euch! Stärkt die Organisation! 
Seid bereit! Geiser. 


Streik bei den Vereinigten Silberwareniabriken A.-G., 
Düsseldorf. Am 7. Mai d. J. trat die Arbeiterschaft der Ver- 
einigten Silberwarenfabriken zur Abwehr gegen die Einführung 
eines für sie ungünstigen Akkordsystems, nachdem auf dem Ver- 
handlungswege eine befriedigende Lösung nicht zu erzielen war, 
geschlossen in den Streik. Die Eigenart des Betriebes bedingt, 
dass Arbeiter und Angestellte sich in ihren Arbeiten ergänzen. 
So haben die Angestellten neben anderen Funktionen die Auf- 
gabe, die Kundschaft aus den reichhaltigen Lagern mit Waren 
zu versorgen. Die Lagerarbeiten jedoch wurden von Arbeitern 
ausgeführt. Infolge ‚dieser eigenartixen zusammenhängenden 
Arbeitsverhältnisse beider Gruppen war es nicht gut möglich, 
eine Grenze zu finden, innerhalb der die Angestellten. ohne di- 
rektes Eingreifen ihre Solidarität hätten wirksam zum Ausdruck 
bringen können. Weiterhin aber waren die Angestellten sich 
darüber klar, dass nur strengste Solidarität den Arbeitern zum 


Erfolge verhelfen kann. Aus diesem Bewusstsein heraus kün- 


digten am 15. Mai sämtliche Angestellten solidarisch ihr Dienst- 
verhältnis zum 30. Juni d. J. und verliessen an diesem Tage, 
da der Streik einen befriedigenden Abschluss noch nicht ge- 
funden hatte, geschlossen den Betrieb. Der Streik, der bisher 
in mustergültiger Weise geführt worden ist, dauert zurzeit noch 
an und hat sich zu einer Machtprobe zwischen Kapital und Ar- 
beit entwickelt. Von den interessierten Stellen wird dieser 
Kampf als richtunggebend für alle kommenden Kämpfe in 
Düsseldorf angesehen. Das zuversichtliche Verhalten aller Strei- 
kenden in Verbindung mit der geschlossenen Solidarität der 
aussenstehenden Kollegen lassen hoffen, dass der Streik in 
Kürze zu einem Erfolg führt. 


Pflicht aller Kollegen ist es, weiterhin 
Solidarität zu üben und evtl. Streikbrecher 
fernzuhalten. Die Firma ist bis auf weiteres 
von den Organisationen gesperrt. Alle Kolle- 
gen werden dringend davor gewarnt, bei den 
Vereinigten Silberwarenfabriken eine Stel- 
lung anzunehmen. 


° Schriftleiter: V. Heinrich Kaufmann, Berlin. — Für den Anzeigenteil: i. V. Ewald Bote, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 5 RE 
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Allgemeinverbindliche Tarifverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarungen für allgemein verbindlich erklärt worden: 


Der Tarifvertrag vom 17. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeit- 
geberverband der Elektroinstallationsfirmen in Baden, der Pfalz und angrenzen- 
den Bezirken andererssits, mit Wirkung vom 1. April 1921 für den Frei- 
staat Baden, Rheinpfalz und die Regierungsbezirke 
Coblenz und Trier; E 
_ der Schiedsspruch und die Vereinbarung vom 16. März 1921 über die 
Verlängerung des Manteltarifes vom 11. November 1920, abgeschlossen zwischen 
dem AfA-Bund sowie einem weiteren Angestelltenverband einerseits und dem 
Schutzverband der Berliner Kartonfabrikanten andererseits, mit Wirkung vom 
1. Februar 1921 für die Einheitsgemeinde Berlin; 

der Zusatzvertrag vom 22. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrage vom 23. August 1920, abgeschlossen zwischen dem Z d. A sowie 
zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
des Kreises Schmalkalden und Umgegend andererseits, mit Wirkung vom 
1. Januar 1921 für die Stadt Schmalkalden; 

die Vereinbarungen (Nachträge) vom 10. März 1921 zum allgemeinver-_ 
bindlichen Tarifvertrage vom 18. Dezember 1919, abgeschlossen zwischen dem 
Ortskartell der Angestellten in Lüneburg einerseits und dem Arbeitgeberver- 
band Lüneburg sowie den selbständigen Arbeitgebern des Vereins Lüneburger 
Kaufleute andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 1920 für den Stadt- 
bezirk Lüneburg; 

der Schiedsspruch als Nachtrag vom 17. Dezember 1920 zum allgemein- 
verbindlichen Tarifvertrage vom 24. Februar 1920, abgeschlossen zwischen dem 
AfA-Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Märkischen Arbeitgeberverband in Hagen andererseits, mit Wirkung vom 
1. Januar 1921 für Stadt und Landkreis Hageni. Westf. und 
Kreis Schwelm; . 

der Tarifvertrag vom 22. Oktober 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Ängestelltenverbänden einerseits und dem Arbeit- 
geberverein für den Handelskammerbezirk Dillenburg e. V. andererseits, mit 
Wirkung vom 15. April 1921 für den Dillkreis; x : 

der Nachtrag, vom 1. April 1921 ab gültig, zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrage vom 23. April 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund, 
Bezirkskartell Thüringen sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits 
und dem Arbeitgeberverband der Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke Mittel- 
deutschlands in Erfurt andererseits, mit Wirkung vom 1. April 1921 für 
Mitteldeutschland (früherer Freistaat Coburg, Freistaat Hessen, 
Hessen-Nassau, Waldeck, die Regierungsbezirke Erfurt und Merseburg und 
Freistaat Thüringen); 

der Schiedsspruch vom 11. November 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrage vom 1. bzw. 26. April 1920, abgeschlossen zwischen dem Butab, 
.d. A. sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Arbeitgeberverband für Industrie in Oberhessen andererseits, mit Wirkung 
vom 1. Februar 1921 für die Stadt Giessen; & 

Der Manteltarifvertrag vom 19. Januar 1920 und das Abkommen 
dazu vom 25. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie 
zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und der Gruppe Rheinland- 
Westfalen im Verband der Zentralheizungsindustrie e. V. in Düsseldorf 
andererseits, mit Wirkung vom 15. April 1921 für die Regierungs- 
bezirke Arnsberg, Münster, Cöln, Düsseldorf und 
die Kreise Coblenz, Kochem, Zell, Mayen, Ahr- 
weiler, Neuwied, Adenau und Altenkirchen. Die 
allgemeine Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf $ 11 des Tarifvertrages; 

der Schiedsspruch vom 23. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 19. Februar 1920, abgeschlossen zwiscuen dem AfA- 
Bund, Ortskartell Leipzig, sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden 
einerseits und dem Arbeitgeberverband der chemischen Industrie Deutsch- 
lands, Sektion V a Leipzig, andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 
1921 für die Stadt und Amtshauptmannschaft Leipzig. Re 
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Metallbettien 


Stahlmatratzen :-: Kinderbetten 
direkt an Private. Katalog 67 frei. 
Eisenmöbeifabrik Suhl (Thür.). 
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Wir suchen zum sofortigen Antritt einen 
älteren, möglichst unverheirateten 


Labeoeranten. 


Erfahrungen in Metallanalysen Bedingung und 
in. Tonerdeuntersuchungen erwünscht. Gehalt 
nach Tarif. Bewerbungen unter Beifügung von 
Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnisabschriften an 


. Vereinigte Aluminium-Werke A.-6. 
Lautawerk (Lausitz). 
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Beilage zur D. T.Z. 


für die technischen Angesteıten 
in der Industrie 





Teuerungsaktion und Tarifverträge 
Der Auitakt in Bayern. 


Der Reigen der neuen Taritverhandlungen wurde am 
17, August 1921 mit der für Bayern massgzebenden Gruppe .des 
N. F.A.K. eröffnet. 


Am 31. Juli wurde das Gehaltsabkommen dieser Wirt- 
schaftsgruppe zum 31. August gekündigt und in den ersten 
Tagen des August neue Forderungen eingereicht, die durch- 
Schnittlich um 30 bis 40 Prozent höher waren, als die bisherigen 
Gehälter. Ausserdem wurde eine Reihe weiterer Forderunzen 
erhoben hinsichtlich bestehender Gehaltsvorsprünge, des Ab- 
schlages für weibliche Angestellte, des Ortsabschlages für 
Augsburg, der Höherstafielung der Altersgrenze für die Tech- 
niker usw. Die Stimmung der beteiligten Angestellten war 
schr gut, da sie der Erhöhung ihrer Bezüge in medizinischen 
Dosen in Gestalt von 5- bis 773 prozentigen Schiedssprüchen 
überdrüssig geworden waren und sich bereit zeigten, dies- 
mal den Kampf um die „volle Mass“ auizunehmen. 


Die Führung der Verhandlungen lag von Anfang an aus- 
schliesslich in den Händen des AfA-Bundes, der diese in 
musterhafter Weise durchführte. Alle krampfhaiten Bemü- 
hungen der ‚Gewerkschaftsbünde, sich einzuhängen und den 
geschlossenen Willen des AfA-Bundes zu zersplittern, schei- 
terten kläglich, so dass sich die Führer der Harmoniegewerk- 
schaften während der Verhandlungspausen von ihren Kom- 
ınissionsmitgliedern mitunter sehr bittere Wahrheiten sagen 
lassen mussten. Durch die üble Taktik des Gedag, von sei- 
nen sämtlichen anwesenden Gewerkschaftsbeamten jeden Ge- 
danken in allen Variationen wiederkäuen zu lassen, - ohne 
etwas Neues zu sagen, wurden die Verhandlungen aüsser- 
ordentlich erschwert und in die Länge gezogen. Die Ver- 
handlungen gestalteten sich an sich durch das im N.FA.K. 
vereinigte Konglomerat der verschiedensten Branchen sehr 
schwierig. Der Grosshandel, der vor Is Jahren augenlich 
schon vor dem Ruin stand, scheint inzwischen neue Kraft 
gesammelt zu haben, wie seine Zähigkeit, mit der er sich 
den einzelnen Gehaltsverbesserungen entgegenstellte, ad ocu- 
los demonstrierte, Das erste Angebot der Arbeitzeher war 
dementsprechend: 10 Prozent Zuschlag für Ledige unter 
24 Jahren, 15 Prozent für Ledige über 24 Jahre. 20 Prozent 
für Verheiratete ohne Altersunterschied; allen übrigen For- 
derungen mit Ausnahme der Gehaltsvorsprünge wurde ein 
glattes „Nein“ entgegengesetzt. Es ist verständlich, dass un- 
ter sotanen Umständen die Geister heitig aufeinanderplatzten 
und mit Liebenswürdigkeiten nicht allzu sparsam umgegangen 
wurde. Als scharfe Herausforderung musste die Bemerkung 
aufgefasst werden, dass sich besonders die jüngeren ledigen 
Angestellten in bezug auf Tanz, Bar, Kino usw. dem Zeit- 
geist angepasst hätten. Es scheint, als ob die in letzter Zeit 
in derartigen Vorwürfen besonders zgeschäftige „Deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung‘“ bereits Schule macht. Trotzdem gelang 
es nach etwa 14 stündigem Verhandeln, nach verschiedenen Son- 
derberatungen. und Kontroversen, eine Basis zu finden, auf 
der eine Einigung möglich erschien. Schwierigkeiten boten 
nur noch die Regelung der Meistergehälter, die Altersstaffel 
der Techniker und der Ortsabschlag für Augsburg. - Es war 
ein dramatischer Moment, als in der zwöliten Nachtstunde 
nach allem „Unannehmbar“ der Arbeitgeber der Vertreter des 
AfA-Bundes in eisiger Ruhe erklärte: „Meine Herren, der 
Ortsabschlag für Augsburg fällt!“ Und er fiel wirklich! Nach 
längeren Kommissionsberatungen war endlich frühmorgens 
um 4 Uhr nach 20 stündiger Verhandlung, die man nur durch 
eine zweistündige Mittagspause unterbrochen hatte, ein Er- 
gebnis erzielt, das den Bedürfnissen der Angestellten einiger- 
massen Rechnung - trägt. Seine wesentlichsten Punkte sind 
folgende: 
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1. Auf die derzeitigen Gehaltssätze kommt ein Zuschlag von 
15 Prozent für alle ledigen Angestellten bis zu 39 Jahren, 20 Prozent 
für alle ledigen Angesteilten über 3) Jahre und 29 Prozent für alle 
verheirateten Angestellten und solche, die diesen gleichzuachten sind. 

Als verheiratet gelten alle Angestellten gemäss $ 5 des Nachtrag- 
tarifvertrages vom 2. Dezember 192). 

2. Die Lehrlinge erhalten einen fünfzehnprozentigen Zuschlag auf. die 
zurzeit gewährten Vergütungen. 

3. In den Gruppen I und I des Tarifvertrages werden für 
Angestellte nach dem 17. Lebens ahr (vollendetem) folgende Gehaltssätze 
vereinbart: Gruppe I 550 M., Gruppe II 620 M. 

4. Der Ortsabschlag für Augsburg in Höhe von 5 Prozent kommt 
in. Wegfall. 

« 5 Der Abschlag für weibliche Angestellte beträgt für alle Gruppen 
15 Prozent vom Grundgehalt laut Tarifvertrag vom 7. Mai 1920, 

6. Aus der bisherigen Abschlagsgruppe B wird der Koh:engrosshandeı 
in Gruppe C (Grosshandel im allgemeinen) übernommen, 

7. Der Baumaterialiengrosshandeı wird der Leistanssgruppe B, das 
Druckerei- und Zeitungsgewerbe der Leistungsgruppe C zugeteilt. 

8. Für die technischen Angestellten werden weitere Altersstufen 
eingeführt, und zwar: für die Gruppe Il bis voilendetes 33. Lebensjahr, 
für die Gruppe IV bis vollendates 35. Levensjahr, für die Gruppe. V 
bis vollendetes 33. Lebans’ahr und für die Gruppe VI bis vollendetes 
38. Lebens’ahr. Die Staffelung der Gehaltssätze erfolgt nach der 
jeweils letzten Staffeldifferenz in Gruppen. 

9. Das Gehaltseinkommen der Werkmeister beträgt in Gruppe A 
1600 M., in Gruppe B 1850. M. und in Gruppe C 2100 M. 

Bei den Meistern tritt der fünfzehn- bzw. zwanzigprozentige Auf- 
schlag auf das im Juli bezogene Gesamteinkommen. 

Die festgelegten Gehälter sind Mindestgehälter und sollen nach 
Leistung und Verantwortung erhöht werden. 

10, Alle Gehaltssätze werden auf Grund der vereinbarten Zuschläge 
neu errechnet und jeweils auf 10 M. aufgerundet, wobei auch Piennig- 
beträge auf volle 10 M. erhöht werden müssen. 

il. Bestehende Gehaltsvorsprüuge, Leistungszuschläge oder sonstwie 
benannte Zufagen bleiben im prozentualen Verhältnis bestehen. Nur da, 
wo besondere Abmachuagen entgegenstehen, bleiben si: einer besonderen 
Regelung überlassen. 

12. Die Wirksamkeit dieser Vereinbarung beginnt mit dem 1. August 
1921 und ist- erstmalig am 30. September zum 31. Oktober 1921 mit 
einmonatiger Frist kündbar. 


Bemerkenswert ist, dass die Wirkung der erhöhten Ge- 
haltssätze ab 1. August eintritt, trotzdem die Kündigung erst 
zum 31. August ausgesprochen wurde. 


Die Gehaltssätze betragen demnach ab 1. August: 


a) fürdietechnischen Angestelltender 
Industrieimallgemeinen: 




















== Angestelltenklasse 
238 % x ENGE 
28 I H II IV v vI 
5 ‚Sıledig | verh.| ledie|verh. ledig verh, | ledig | verh. i ledig |verh. ledig |verh. 
18. 740| 820| 810| 900 | 
19.1. 790 ı 870] 870| 960 
20.| 840! 9301 930| 1020 


21.j 890) 980| 990| 1080] 1080 | 1190 | 1209 | 1320 
22.] 940|1030|1040| 1150| 1140 | 1260 | 1280 | 1410 
23.1 990|1086|1090|1200| 1200 | 1320 | 1360 | 1490 
24. 1060| 11411190] 1270| 1260 | 1390 | 1476 ! 1570 
25.11130|1210|1250| 1350| 1370 | 1470 1560 | 1670 | 1750 | 1870 | 1970 | 2110 
26. 11180) 1260| 1310) 1410| 1440 | 1540 1649 | 1750 | 1840 | 1970 | 2070 | 2210 
27.|1230 | 1320] 1370| 1470| 1510 | 1610 | 1720 | 1830 1940 | 2070 | 2169 | 2310 














28. | 1290 | 1380| 1440| 1546! 1580 | 1690 | 1800 | 1920 | 2060 | 2200 I 2280 | 2440 
29. 1340| 1440| 1500| 1600] 1650 | 1760 | 1870 | 2000-1 2150 | 2300 | 2380 | 2540 
30. [1460| 1500] 1630 | 1660] 1790 | 1830 | 2040 | 2080 | 2350 | 2200 2580 | 2640 
31. 1860 | 1890 | 2070 | 2120 | 2390 | 2440 | 2630 | 2690 
32. 1930 | 1960 | 2110 | 2150 | 2430 | 2490 | 2670 | 2730 
33, 2000 | 2030 | 2140 | 2190 | 2480 | 2530 | 2710 | 2770 
34, 2180 | 2230 | 2520 | 2570 | 2760 | 28i0 
35, 2220 | 2270 | 2570 | 2620 | 2800 | 2860 
36. 2620 | 2670] 2840 | 2910 
37. 2670 | 2720 | 2880 | 2960 
38, 2720 | 2770 | 2920 | 3019 
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b) für dietechnischen Angestellten 
der Grossunternehmungen 


mit mehr als 3000 Arbeitnehmern (Arbeiter und Angestellte). 


























== Angestelltenklasse 
25 1 n iu IV V vi 
rk ledig'verh. iedigiverh. ledig | verh ledig | verh. ledig | verh. ‚ledig | verh. 
18.1 750| 810! 830) 939 
19.| 810] 200] 900! 990 
20.| 870) s60} 9661050 
21.| 920|1010}1020| 1110| 1110 | 1220 | 1230 | 1360 
22. | 970)1069[1070| 118:|1180 | 1309 | 1320 | 1450 
23. |1020|111011120|1230] 1230 | 1360 | 1400 | 1530 
24. 11090} 117011220) 131011300 | 1430 | 1510 | 1610 
25. 11160 1240| 1290| 1390 1410 1510 1600 | 1710 | 1800 | 1920 | 2020 | 2170 
26. [1210| 1300 [1350| 145011480 | 1580 | 1690 | 1800 | 1890 | 2020 | 2120 | 2270 - 
27.1260 1360| 1410) 151011550 | 1650 | 1770 | 1830 | 1999 | 2120 | 2220 | 2370 
28.|1330|1420|1489 1586| 1620 | 1740 | 1850 | 1970 1 2120 | 2260 | 2349 | 2500 
29. |1380| 1480] 1540| 1640] 1700 | 1810 | 1920 | 2:50 | 2210 | 2360 | 2440 | 2600 
30. [1500 154016701710 1940 | 1880 | 2050 | 2140 | 2410 | 2469 | 2640 | 2700. 
31. | 1910 | 1940 | 2130 | 2180 | 2450 | 2500 | 2700 | 2760 
32. 1980 | 2010 | 2170 | 2210 | 2499 | 2550 | 2740 |'2800 
33, 2050 | 2080 | 2200 | 2250 | 2550 | 2600 | 2780 | 2840 
34 2240 ! 2290 | 2590 | 2540 | 2830 | 2380 
35, 2289 | 2330 | 2649 | 2690 | 2870 | 2940 
36, 2690 | 2740 | 2910 | 2990 
lewike: 


2790 | 2840 | 3000 | 3099 


Die Gehaltshöhe hat damit in Bayern zum ersten -Male 
in der obersten Stufe 3000 M. überschritten. und die An- 
zestelltenschaft hat ein Recht, auf das durch ihren einigen 
Willen und die geschickte Führung erzielte Resultat stolz zu 
sein. „Sie hat aber auch alle Ursache, aus dieser Bewegung 
die ‚entsprechenden Schlüsse zu ziehen und zu erkennen, dass 
ihre: Interessen nur in :der freigewerkschaftlichen Örzanisa- 
tion. erfolgreich vertreten werden. Hätten die Gerwerk- 
schaitsbünde diese Bewegung geführt, das Resultat wäre 
nach der übereinstimmenden Meinung aller Teilnehmer ein 
bedeutend ungünstigeres gewesen. 
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Gewerkschaftsarbeit 


. . Neue. Tarlivereinkarungen an der Wasserkante. 

1. Hamburger allgemeine Industrie. Zu den 
ab 1. April gültigen Gehaltssätzen wurden im Laufe des Monats 
Juli neue -Teuerungszulagen für die Monate Juli. August und 
September vereinbart und von den Vollversammlungen beider 
Vertragsparieien angenommen. Die Teuerungszulagen betragen 
demnach vom 1, Juli 1921 ab: \ 

‚ Für Ledige über 20 Jahren 475 M. (bisher 425 M.). für Ver- 
heiratete ohne Kinder 650 M. (bisher 575 M.), für Verheiratete 
bis zu 2 Kindern 800 M. (bisher‘ 700 M.), für Verheiratete mit 
mehr als 2 Kindern 825. M. (bisher 725 M.). 
2 Hamburger Eisenindustrie, Mit dem Ver- 
band der Eisenindustrie für das Wirtschaftsgebiet 
Gross-Hamburg ist während der Monate Juni und Juli 
über eine Erhöhung der seit Januar unverändert gebliebenen 
Gehaltssätze verhandelt worden. In der Verhandlung am 
21. Juni. erklärten die Unternehmer, dass ein Abbau der Ge- 
hälter angebracht sei, dass sie indessen bei den Angestellten 
zunächst davon absehen wollen, solange für die Arbeiterschaft 
die Frage des Abbaues nicht geklärt sei. — Allen Einwendungen 
über die in Angestelltenkreisen herrschende Notlage gegen- 
über blieben die Unternehmer unzugänelich. Fine im Juli ein- 
beruiene Vollversammlung der gesamten Angestellten der 
Gross-Hamburger . Eisenindusirie -beschloss dann. den Schlich- 
tungsausschuss anzurufen. Das ist inzwischen auch geschehen, 
doch konnte der Schlichtungsausschuss mit Rücksicht auf die 
Urlaubszeit bisher noch keine Verhandlung ansetzen. Die Ange- 
er haben eine allgemeine zehnprozentige Erhöhung ver- 
angt. 

3. Allgemeine Industrie Flensburg. Für die 
technischen Angestellten (Bureau- und Betriebsangestellten so- 
wie Werkmeister) bestand vom Dezember 1919 bis zum Mai. 
1921 ein tarifloser Zustand. Trotz aller Bemühungen der An- 
gestelltenverbände gelang es nicht, einen neuen Tarifvertrag zu 
tätigen. . Allerdings sind die Angestellten nicht ganz schuldlos 
an der Herausbildung dieses Zustandes, weil sie die erforder- 
liche Klarheit sowohl über ihre Forderungen, wie über die 
Natur des Tarifvertrages (gleitende Lohnskala oder feste Ge- 
haltssätze) in den eigenen Reihen nicht zu schaffen vermochten. 
Erst Ende Mai gelang es dem Gauleiter des Butab und des 
Werkmeisterverbandes, neue Verhandlungen anzubahnen «und 
einen Tarifvertrag ‘zu tätigen. Dieser hat‘ Gültigkeit vom 














2740 | 2790 | 2260 | 3040° 


Nr. 22 


1. Juni 1921 bis 30. Juni 1922. Er brachte den Angestellten 
gegenüber dem bisherigen Zustand eine durchschnittliche Ge- 


haltsverbesserung von 150 bis 200 M. Verheiratete erhalten in 
allen Klassen eine monatliche Zulage von 100 M., ferner wird 
für jedes versorgungsberechtigte Kind (jedoch höchstens für 
drei Kinder) bis zum Alter von 18 Jahren eine monatliche Zu- 
lage von 25 M. gezahlt. 

Weiter ist in dem Tarif zu den festen Gehaltssätzen eine 
bewegliche Teuerungszulage geschaffen, deren Höhe von der 
Entwicklung der Preisverhältnisse auf dem Markt abhängig ist 
und die monatlich nachgeprüft wird. Mit der Nachprüfung der 
Zahlen ist das statistische Amt der Stadt Flensburg betraut, so 
dass Streitigkeiten hierüber nicht entstehen können. Diese 
Teuerungszulage ist nach dem Alter gestaffelt und beträgt für 
Angestelite unter 20 Jalıren z. Zt. 192 M., von 20—23 Jahren 
314 M., über 23 Jahre 378 M. Urlaub wird nach einjähriger 
Berufstätigkeit in Höhe von 8 Arbeitstagen, nach zweijähriger 
Berufstätigkeit in Höhe von 10 Arbeitstagen, nach dreijähiiger 
Berufstätigkeit in Höhe von 12 Arbeitstagen gewährt. Bei einer 
Dienstzeit von über 10 Jahren bei ein und derselben Firma 
wird für jedes weitere Jahr je 1 Arbeitstag mehr bis zur Höchst- 
grenze von 18 Arbeitstagen gewährt. 

Die günstigeren Bestimmungen des Handeisgesetzbuches 
werden auch für die techn. Angestellten als zwingendes Recht 
anerkannt. 

Von beiden Vertragsparteien ist beim Arbeitsminister die 
allgemeine Verbindlichkeit beantragt worden. i 

4. Allgemeine Industrie Rendsburg. In 
Rendsburg besteht seit April 1920 ein Tarifvertrag, dessen 
letzte Gehaltsrevision im November 1920 stattfand. Seit diesem 
Zeitpunkt haben sich die Unternehmer trotz aller Versuche der 
Angestellten nach einer Veränderung der Gehajtssätze hart- 
näckig geweigert, irgendwelche Aufbesserungen zu gewähren. 
Für die technischen Angestellten bewegen sich die bisher gül- 
ügen Gehaltssätze in ER 2 

Gruppe 1 Zeichner zwischen 475 und 975 M.. 

F 2 Detailkonstrukteure zwischen 900 und 1350 M., 

r 3 Selbst-Konstrukteure zwischen 1200 und 1450 M., 

=) 4 Betriebsleiter und Ingenieure nach freier Verein- 

barung, müssen jedoch die Gehälter der Gruppe .3 
übersteigen. 


Im April hatten die Angestellten neue Forderungen einge- 
reicht, die eine durchschnittlich 20 prozentige Erhöhung der Ge- 
hälter verlangten. Die Verhandlungen mit den Unternehmern 
zerschlugen sich. Am 29, April befasste‘sich der Schlichtungs- 
ausschuss mit der Forderung, der grundsätzlich das Verlangen 
nach einer Gehaltserhöhung als berechtigt anerkannte. Mit 
Rücksicht auf die damalige politische Lage (das Ultimatum der 
Entente war gerade überreicht) legte der Schlichtungsausschuss 
den Parteien nahe, die Verhandlungen bis zu einer Klärung der 
Lage auszusetzen. Die Angestellten ermässigten deraufihin ihre 
Forderungen, traten erneut an die Arbeitgeber heran, die jedoch 
nach mehrwöchigen Verschleppungsversuchen erneut ihren ab- 
lehnenden Standpunkt zum Ausdiuck brachten. Darauf wurde 
abermals der Schlichtungsausschuss. angerufen, der sich am 
16. Juii in einer vierstündigen Verhandlung mit dem ganzen 
Material eingehend befasste und folgenden Spruch fällte: 

„Der Schlichtungsausschuss erkennt einstimmig an, dass die zurzeit 
in Rendsburg  gezahiten. Angestel!tengehälter unzuwlänglich sind. Eine 
10-prozentige allgemeine Gehaitsaufbesserung ist geboten. Es wird jedoch 
den Parteien geraten, eine Verständigung dahin anzustreben, die neuen 
Teuerungszuiagen zu differenzieren. Alle Angestellten sollen eine 10- 


prozentige Zulage erhalten, die für Verheiratete bis zu 29 Prozent zu. 
steigern ist.“ 


Nach einer Verständigung unter den AfA-Verbänden sind. 
den Arbeitgebern neue Forderungen überreicht, die entsprechend 
dem Spruch des Schlichtungsausschusses neue Gehaltssätze für. 
die technischen Angesteilten Gruppe I mit 525 bis 1075 M., 
Gruppe 2 mit 1000 bis 1485 M., Gruppe 3 mit 1325 bis 1600 M. 
und er eine Zulage für alle Verheirateten in Höhe von 100 M. 
vorsehen. RT. 


Reichskonferenz der ireigewerkschaftlich organisierten An- 
gestellten deutscher Seeschiiisweriten. Die allgemeinen Ver- 
hältnisse auf den deutschen Seeschiffsweriten. die Auswirkun- 
gen des Reederei-Abfindungsvertrages sowie die ständig zu- 
nehmende Teuerung veranlassten die Angestellten der deut- 
schen Seeschiffswerften, in 'einer besonderen Reichskonierenz, 
an der Vertreter aus allen Werftorten teilnahmen. eine Aus- 
sprache herbeizuführen und ihre Stellung für die kommende . 
Zeit festzulegen. 'Zu diesem Zweck fanden vorerst am 7. August 
1921 gesonderte‘ Reichskonferenzen. der dem Allgemeinen 
freien Angestelltenbund angeschlossenen Organisationen (B.t, 
A.B., D.W. V. und Z.d. A.) in Hamburg statt. Am Tage darauf, 
dem 8. August, wurde dann eine gemeinsame ‚Reichskonferenz _ 
: freigewerkschaftlich organisierten Werftangestellten ab- , 
gehalten. RT er RENET Mn 
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In der von unserem Bunde einberufenen Reichskonierenz 
wurde der Tätigkeitsbericht der Reichsfachgruppe 
S eeschifiswerften des Bundes entgegengenommen und 
in der Aussprache ein Zusammenarbeiten in allen schwebenden 
Fragen mit den Reichsfachgruppen des D.W.V. und Z.d.A so- 
wie mit der Zentral-Weritkommission der Arbeitergewerkschaf- 
ten als dringend notwendig bezeichnet. Dieser einmütig zum 
Ausdruck gebrachte Wunsch wurde in 'nachstehender Ent- 
sch.iessung, die einstimmig angenommen ist, festgelegt: 

„In der Erkenntnis, dass ein engstes Zusammenarbeiten von 
Hand- und Kopfarbeitern unbedingt erforderlich ist, beantragt 
die Werfitkonferenz des Butab vom 7. August 1921, dass der 
AiA-Bund durch die Reichsfachgruppengeschäitsführung sofort 
Fühlung mit der Zentral-Werftkommission zu nehmen hat, um 
die Vertretung der gemeinsamen Interessen zu gewährleisten.‘ 

Es wurde dann vom Kollegen Fürst über die wichtigsten 
Punkte des Reederei-Abfindungsvertrages berichtet. Kollege 
Stoll berichtete über seine Tätigkeit in der Aussenhandels- 
stelle für Schiffbau Kollege Huss berichtete über die Sit- 
zung der Zentral-Werftkommission: Kollege Klaffke über 
die Deutschen Werke A.-G. Kiel und den Reederei-Abfindungs- 
vertrag; Kollege Kropp, Bremen, gab kurz Kenntnis von 
einer Aussprache in Anwesenheit noch mehrerer AfA-Koliegen 
mit dem Reichskanzler Dr. Wirth anlässlich dessen Anwe- 
senheit in. Bremen, Ueber die Beschäftigungslage der einzel- 
nen Werften berichtete Kollege Winkler. der neu gewählte 
Obmann der Reichsfachgruppe Seeschiffswerften. Nach dem 
Bericht ist die Beschäftigung bei den Hambur ger Werf- 
ten im allgemeinen noch gut. In Lübeck wird verkürzt ge- 
arbeitet. In ‚Kiel wird teilweise verkürzt. gearbeitet, 
ebenso in Rostock. Bei der Germania- Werft Kiel 
Sind 38 Angestellte gekündigt. In Wilhelmshaven fanden 
Arbeiterentlassungen statt. In Stettin wird teils verkürzt, 
teils voll gearbeitet In Einswarden wird Tag und Nacht 
gearbeitet. Bei Seebeck, Geestemünde-Bremerhaven, fan- 
den Arbeiterentiassungen statt. Bei Tecklenburg ist alles 
voll beschäftigt, es sind hohe Dividenden . verteilt worden. 

In Friedrichsort sind bereits 86 Angestellte gekündigt; 
mit weiteren Kündigungen ist zu rechnen. Bei der Aktiengesell- 
schaft Weser-Bremen steht es sehr schlecht. demnächst 
werden 4000 Arbeiter entlassen, nachdem schon 1000 ihre Kün- 
digung haben: Flensburg, Vegesack und Emden haben 
noch für die ‚nächste Zeit Beschäftigung. 

Im weiteren Verlauf der Konferenz wurde beschlossen, die 
Gehaltssätze des Seeschiffswerft-Tarifvertrages zu kündigen und 
neue Forderungen zum Ausgleich der erhöhten Brotpreise und 
sonstigen Preissteigerungen zu’ stellen. 

Damit fand die Sonderkonierenz des Bundes ihren Abschluss. 


Am 8. August traten die Vertreter der drei grossen AfA- 
Organisationen zur gemeinsamen Reichskonferenz zusammen, 
um nochmals einheitlich zu den in den gesonderten Konferen- 
zen belıandeltien Fragen Stellung zu nehmen 

Nach eingehender Aussprache über den Reederei-Ab- 
findungsvertrag und die augenblicklich bestehenden kri- 
tischen Verhältnisse auf den deutschen Werften wurde folgende 
Entschliessung. einstimmig angenommen: 

„Die am 7. und 8. August 1921 in Hamburs tasende Ver- 
treterkonferenz .der Weritangesteilten aller Weritorte Deuisch- 
lands, der. Organisationen Deutscher Werkmeisterverband, Bund 
der. technischen Angestellten und Beamten und Zeniralverband 
der Angestellten hält es für ihre Pflicht, die Reichsrezierung 
aui die zurzeit bestehenden kritischen Verhälinisse auf den 
deutschen Werften hinzuweisen. Die Konierenz erwartet von der 
Regierung, dass diese alles daran setzen. wird. die drohende Ka- 
tastrophe, welche durch die grossen Massenentlassungen von 
Arbeitern und Angestellten: ohne Zweifel heraufbeschworen 
wird, Zu verhüten. Als Massnahmen, welche hierzu angetan 
wären, betrachtet die Konferenz in erster Linie eine Verkür- 
zung des Bauprogramms zum Wiederaufbau der Handelsflotte 
von fünf auf drei Jahre. Ferner die grösste Einwirkung der 
Reichsregierung. auf die Schifibau-Treuhandbank und deren 
Bauausschuss, dass die Verteilung ‚der Aufträge und der Bau- 
summen in Einklang mit den Verhältnissen. wie sie in den ein- 
zeinen Werftorten bestehen, gebracht wird. Den Reedereien 


"ist vor Erlaubniserteilung zu Auslandsrückkäufen die Verpflich- 


tung aufzuerlegen, aus eigenen Mitteln die ‚doppelte Tonnenzahl 
Neubauten in Deutschland in Auftrag .zu geben. 

Ferner sind die. Werftbetriebe anzuhalten und ist ihnen die. 
Möglichkeit zu.geben, sich für andere. Fabrikationszweige um- 
zustellen. ‚Sollte wider Erwarten auch dadurch noch nicht die 
Möglichkeit gegeben sein, die ietzt vorhandenen Arbeiter und 
Angestellten der. Weriten. voll zu beschäftigen, so erachtet die 
Konferenz es als Pflicht der Regierung, durch planmässige Auf- 
nahme von. Bauten. zur Behebung der. Wolmungsnot,. durch 
grosszügige Inangriffnahme weiterer Proiekte (Verkehrswege 
usw.) notwendige Arbeitsgelegenheit zu schaffen,“ 
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Die anwesenden Vertreter den Weritangestellten waren 
durchdrungen von dem Bewussisein, dass engstes Zusammen- 
arbeiten zwischen den freigewerkschaitlich organisierten Werft- 
angestellten und Weritarbeitern erforderlich ist. damit bei der 
Wahrnehmung der gewerkschaftlichen und der allgemeinen 
volkswirtschaitlichen Interessen auch die Kenntnisse der Ange- 
siellien verwendet werden können. Sie beauftragten durch die 
einmütige Annahme einer Entschliessung' das Ortskartell Ham- 
burg des AfA-Bundes, für die Aufnahme engster Fühlung zwi- 
schen den Ortsiachgruppen und den Reichsfachausschüssen des 
ATA-Bundes und der A.D.G.B.-Verbärde und den Weritkom- 
missionen geeignete Schritte in die Wege zu leiten, 


Tarifabschluss im Lautawerk. In Nr. 15 des „Industrie» 
techniker“ berichteten wir bereits über den Stand der Tarif- 
bewegung im Lautawerk. Wir brachten in dem Bericht zum 
Ausdruck, dass auch die unter Leitung des Regierungspräsi- 
centen in Frankfurt a. O. geführten Verhandlungen infolge der 
Usmachgiebigkeit der Lautawerksdirektion abgebroehen wur- 
den. Im Anschluss an diesen Verhandlungsabdrucn machte die 
Direktion «lurch den Angestelltenrat den Organisationen einen 
Vorschlag, der den von den Angestelltenorganisationen in den 
Frankfurter Verhandlungen gemachten letzten Vorschlägen un- 
gefähr gieichkam, und liess damit ihre Gehaltsabbauabsichten 
völlig fallen. Auf: dieser Basis ist nın endlich der Tarifver- 
trag zum Abschluss gekommen, so dass die Lautawerkskollegen 
eine Bezahlung gleich der im Tarifvertrag der chemischen In- 
dustrie Berlin mit cinem Abschlag von 5 Prozent erhalten, 
Schlechterstellungen gegenüber den. derzeitigen Bezügen dür- 
fen unter keinen Umständen vorgenommen werden. ; 

Der Vertrag ist nur vom AfA-Bund und Gedag unterzeich- 
net worden. Der G.d.A.-Vertreter, Herr-Neckes, lehnte die 
Unterzeichnung ab, weil neu einzusteilende Anzestellte der 
unteren Gruppen auf Grund des Tarifvertrages evtl. mit einem 
geringeren Gehalt eingestellt werden können. als diejenigen 
Angestellten der gleichen Gruppen, die bereits im Betriebe 
sind. Da aber die Einkommenssätze auf Grund des Vertrages 
nur bis 30. September laufen, ab 1. Oktober sowieso eine Neii- 
regelung unbedingt stattzufinden hat, haben die AfA- und Ge- 
dag-Vertreter in voller Uebereinstimmung mit den Lautawerks- 
angestellten-Vertretern dem Vertrag ihre Zustimmung gegeben. 
Sie konnten dies um so eher tun. als damit eine Regelung ge- 
schaffen wird, durch die die Lautawerksangestellten mit Wir- 
kung vom 1. April d. J. ab mit wenigen Ausnahmen eine beach- 
tenswerte Besserstellung erfahren, für die. übrigen Kollegen 
aber, wie bereits erwähnt, eine Schlechterstellung nicht erfolgt. 
Die Stellung des G.d.A.-Vertreters wirkte insofern lächerlich, 
als nach Ablehnung eines ungünstigen -Verhandlungsergebnisses 
vor einigen: Wochen die Ortsgruppe des G.d:A. in Gemeinschaft 
mit einigen Gedag-Mitgliedern durch‘ ein‘ Schriftstück an die 
Diektion herantrat und von dieser die Einwirkung auf den An- 
gestelltenrat zwecks Urabstimmung über das damalige Ver- 
handlungsergebnis verlangte, weil sie sich mit der Ablehnung 
nicht einverstanden erklären wollte. Der G.d.A. möchte anschei- 
nend auch bei dieser Bewegung in ähnlicher -Weise, wie: in 
der Berliner Metallindustriebewegung sich als den Verfechter 
der Angestellteninteressen aufspielen, doch dürfte ihm das nach 
der Vorgeschichte in der Lautawerksbewegung ausserordentlich 
schwer. falten. | 

Der zum ersten Male mit ‘den : Angestelitenorganisationen, 
zum Abschluss gebrachte Lautawerks-Tarifvertrag passt sich 
in der Urlaubsregelung völlig an die Berliner Regelung der che- 
mischen Industrie an und regelt damit den Urlaub wie folgt: 

Im 1. Dienstjahre 9 Arbeitstage 
» ® . 12 23 
” 3 ” 15 ”» 
Dazu kommt ein Zuschlag. nach 
vollendetem 25. Lebensjahre von . Arbeitstagen 

”» . ”„ ” ”» 

. 27. „ N ” 

» 28. ” ” 6 ” “ 

Hinzu tritt. bei _Ueberschreitung des 5. Dienstjahres und des: 
33. Lebens’ahres ein weiterer Zuschlag von 3 Arbeitstagen. 

Für die Lehrlinge beträgt der Urlaub 

im 1. L:hrjakre 12 Arbeitstage 
”„ 2 ” 10 ” 
” 3: „» 9 ”» 

Die Einkommensäize für die kaufmännischen und technischen An- 
gestellten sind nach Berufsgruppen und Lebensalter gestaffelt. Sie‘ 
betragen bei Gruppe I nach vollendetem 20. Lebensjahre 993 M., nach 
vollendetem 39. Lebens’ahre 1339 M., bei Gruppe II und den gleichen 
Lebensaltern 993 M. bis: 1529 M., Gruppe Il 1183. M. bis 1805 M, 
Gruppe IV. 1330. M. bis 2043 M. = 

Zu den Gehaltssätzen kommt noch eine Kinderzulage von 100 M,. 
für jedes nicht .erwerbstätige Kind unter 13 Jahren. 


Wie .bereits.. erwähnt, gelten die Gehaltssätze bis. zum. 
30. September 1921;. einer besonderen Kündigung bedarf es 
nicht. Der Mantelvertrag läuft bis 31. März 1922, 
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Die Aligemeinverbindlichkeit des Schiedsspruches vom 
21. Dezember 1920 für die Beräner Metallindustrie über den 
28, Februar 1921 hinaus verlängert, Laut Verfügung des Reichs- 
arbeitsministeriums ist die Allgemeinverbindlichkeit des oben- 
genannten Schiedsspruches über den 28. Februar d. J. hinaus 
verlängert worden. Die Verfügung selbst hat folgenden Wort- 
laut: 

„Die allgemeine Verbindlichkeit des Schiedsspruches vom 
21. Dezember 1920 zur Regelung der Gehalts- und Anstellungs- 
bedingungen der kaufmännischen und technischen Angestellten 
in der Metallindustrie, der durch Vereinbarung zwischen dem 
Verband Berliner Metallindustrieller., dem Allgemeinen freien 
Angestelltenbund, dem Zentralverband der Angestellten, dem 
Deutschen Werkmeister-Verband und dem Bund der technischen 
Angesteliten und Beamten infolge des Vergleichs vom 18. Mai 1921 
über dem 28. Februar 1921 hinaus in Kraft bieibt, wird gemäss 
$ 2 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 (R.-G.-Bl. S. 1456) 
über den 28. Februar 1921 hinaus verlängert.“ 


Neue Gehälter für die kaufmännischen und technischen An- 
geste!lten in Gotha. Die Kollegen in Gotha hatten infolge der 
ständig zunehmendem Teuerung gemäss 8 17 ihres Tarifver- 
trares vom 5. Mai 1920 die Gehaltssätze zum 1. Juli d.J. ge- 
kündiet, Die eingeleiteten Verhandlungen zeigten keinerlei Er- 
gebnisse, so dass die Kollegen sich veranlasst sahen, den 
Schlichtunesausschuss anzurufen, der in einem Schiedsspruche 
vom 7. Juli 1921 den verheirateten Angestellten ein Monats- 
gehalt als Wirtschaftsbeihilfe zusprach. Da die Arbeitgeber 
diesen Schiedsspruch ablehnten, waren dee Kolleren gezwungen, 
den Demobilmachungskommissar anzurufen. und es gelang 
unter dessen Mitwirkuns, die Bewegung zugunsten unserer Kol- 
lexen am 6. August zu Ende zu führen, Das Ergebnis war fol- 


gende Vereinbarung: i 

1. Die Mitglieder des Allgemeinen Arbeitgeberverbandes für Gotha und 
Umgebung E. V. bewiliigen ihren Angestellten für den Monat Juli 
eine Zulage von 5 Prozent, für die folgenden Monate eine solche 
von 29 Prozent auf die bisherigen Gehälter. 

9%, Die Lehrlinge erhalten folgende Vergütungssätze: 


in der Industrie: im 1. Lehrjahr „ . .  75.— M. 
EN NO 
” 1 ” . ° . 175.— n 
in den übrigen Gruppen: im 1. Lehrjahr . . . 60.— M. 
„2 ee 


. . 


33: = 150.— „ 
3, Diese Vereinbarung kann erstmalig zum 31. Oktober 1921 gekündigt 
werden. 


Durch diese Vereinbarung werden die seit November 1920 
geltenden Gehaltssätze ungültig. 


Allgemeinverbindliche Tariiverträge. Durch Verfügung des 
Reichsarbeitsministeriums sind folgende Tarifverträge und Ver- 
einbarunsen für allgemein verbindlich erklärt worden: 

Der Tarifvertrax vom 4. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem 
AMfA-Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Allgemeinen Arbeitgeberverband in Rudolstadt andererseits, mit Wirkung 
vom 1. November 1920 für die Orte Rudolstadt, Volk- 
stedt, Schwarza, Schaala, Könitz und Eichfeld, 
ab 1. Oktober 1929 für Bad Blankenburg, ab 1. Septem- 
her 1920 für die Orte Stadtilm und Oberilm und ab 
1. Oktober 1929 für die Orte Königssee, Oberköditz, 
Unterköditz, Rottenbach, Oberhain, Egelsdorf, 
Zirkel, Lichta, Mellenbach, Meuselbach, 
weissbach, Sitzendorf, Schwarzburg, Herschdorf, 
Zirkelmühle, Meura und Schwarzmühle; 

die Vereinbarung vom 19. Februar 1921 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 17. April 1920, abgeschiossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Angesteiltenverbänden einerseits und dem 
Verband der Thüringer Textilindustrie, Ortsgruppe Apolda, sowie dem 
Verband Thüringer Metallindustrieller, Ortsgruppe Apolda und dem Klein- 
handelsverband Apolda andererseits, mit Wirkung vom 1. Januar 1921 
für die Stadt Apolda; 

die Zusatzvereinbarung vom 11. April 1921, zum Tarifvertrag vom 
30. März 1929, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie zwei wei- 
teren Angestelltenverbänden einerseits und der Vereinigung Erfurter 
Arbeitgeberverbände andererseits, mit Wirkung vom 1. Februar 1921, 
für die Lehrlingsvergütungssätze mit Wirkung vom. 1. April 1921 für 
de Stadt Erfurt. 

der Tarifvertrag vom 12. Januar 1921, abgeschlossen zwischen dem 
Allgemeinen freien Angestelltenbund und zwei weiteren Angestelitenver- 
bänden einerseits und dem Arbeitgeberverband der Elektrizitäts-, Gas- 
und Wasserwerke der Provinz Brandenburg andererseits, mit Wirkung 
vom 1. April 1921 für die Provinz Brandenburg (die allgemeine 
Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf $ 3 Abs. 2 des Tarifvertrages 
Ad) auf Arbeitsverträge, für die besondere Fachtariiverträge in Geltung 
sind); 


die Vereinba-ung vom 19, Januar 1921 zum al'gemeinverbind'ichen Tarif- 
‚vertrag vom 15. August 192), abgeschlossen zwischen dem Allgemeinen 


freien Angestelltenbund, Ortskartell Gross-Berlin, einerseits und dem 
Arbeitgeberverband für Feinmechanik und Opti!c andererseits, mit Wirkung 
vom 1. Aprl 1921. Das Gebiet für die Verbindlicherklärung wird be- 
grenzt durch eine Linie, die folgende Orte verbindet: 
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Unter-. 


Fürstenwalde, Strausberg, Werneuchen, Berna ö 


Oranienburg, Nauen, Werder, Zossen, Königswuster- ; 


hausen; 


die Vereinbarung vom 283. Februar 1921 zu dem aligemeinverbindlichen 


Tarifverirag vom 2/. Mai 1920, abgeschlossen zwiscnen der Arbeits- 
gemeinschait kaufmännischer und technischer Angestelten des Wiesen-, 
Wehra- und Rheintais, Sitz Lörrach E. V., einerseits und dem Verein der 
Textilindustrieuen des Wiesentals und dessen Umgebung in Lörrach 
(Baden), Industrie- und Gewerbeverband oberes Rhein- und Wiesental 
in Schopihein, Kleinhande.sorganisation des Hande'skammerbezirks 
Schopfheim andererseits, mit Wırkung vom 1. Februar 1921 für den 
Handelskammerbezirk Schopfheim (Kreise Lörrach 
und Waldshut). h 


Aus den Fachgruppen 


Errichtung der AfA-Bezirksiachgruppe der Gas-, Wasser- 
und £iekirizitätswerke im K'reistaa: Sachsen, Nach . Auspruch 
der Revolution hat es sich aıs notwendig herausgestellt, neben 
dem gewerkschaftlichen Zusammenschluss auch einen soichen 
der Angesteiiten derjenigen Industriezweige herbeizuführen, für 
die besondere Interessen voriagen und deren linternehiuer sich 
ihrerseits banchenweise zusanımengeiunden hatten. Es ent- 
standen die Interessengemeinschaften 4l.-G.). Diese hatten den 
Zweck, den Gewerkschaften als sachverständiger Beirat zur 
Seite zu stehen, die bei Schaffung von Fachtariiverträgen er- 
forderliche Kleinarbeit zu ieisten und den Ausbau der Fach- 
gruppen in den einzelnen Organisationen vorzubereiten. Als 
ganz besonders notwendig und zweckmässig erwies sich die 
Bildung von 1L-G. der Gas-. Wasser- und Eiektrizitätswerke, die 
dann auch auf bezirklicher Grundiage ins Leben geruien wurden, 
Es soll anerkannt werden, dass diese 1.-G., soweit Tarıftragen 
zu erledigen waren, unter Mitwirkung der Gewerkschaften 
wertvolle Arbeit geleistet haben. Auch die 1.-G. der Elektrizi- 
tätswerke des Freistaates Sachsen hat in dieser Beziehung 
Gutes voilbracht. Weniger erireulich war jedoch die dort ver- 
richtete gewerkschaftiiche Arbeit. Was in den Ortsverwaltungen 
unseres Bundes für die grundsätzliche Festigung der Kollegen 
getan wurde, verblasste sofort wieder, wenn man mit den „Ein- 
heitsorganisationsleuten“ und „deutschnationalen“ Kauimanns- 
gehiiien zusammenkam. AfA-Kollegen und Gewerkschaftsbünd- 
ler sassen in schönster Harmonie beieinander, kein Misston 
störte das Idyll. Es war die Einheitlichkeit der Bewegung, wie 
sie die andern wollten. Kein Wunder, dass unter diesen Um- 
ständen in den Köpfen einzelner Kollegen ziem.iches Unheil an- 
gerichtet wurde. Und in der Tat hat die gemeinsame Arbeit 
der Mitglieder verschiedener Organisationsrichtungen in der 
Kon nahezu zu einer völligen Verwischung der Gegensätze ge- 
ührt. 
erfüllt hatte und ihre Aufiösung ais eine Selbstverständlichkeit 
angesehen werden musste, erschien es unter diesen Umständen 
geboten, die Auflösung beschleunigt vorzunehmen. Während 
der D.H.V. mit der Auflösung einverstanden ‘war, versuchte 
der G.d. A. mit allerhand Mätzchen die Koliegen von der Zweck- 


mässigkeit des Weiterbestandes der 1.-G. zu überzeugen. ES: 


war vergebliche Mühe, die Kollegen waren mit unserem Vor- 
schlag grundsätzlich einverstanden. Es gelang uns darn nach 
lebhaften Auseinandersetzungen mit dem G. d. A. die Mehrheit 
der Kollegen von der Notwendigkeit der Auflösung der 1.-G. zu 
überzeugen, was dann auch beschlossen wurde. pz 
Am 10. Juli wurde darauf in Chemnitz die Gründung der 


{ 


Ganz abgesehen davon, dass die 1.-G. ihre Aufgaben 


a! 


AfA-Bezirksfachgruppe vorgenommen, die in der Zusammen- 


setzung des Bezirksfachgruppenausschusses sowohl die’ in pri- 
vaten und städtischen als auch in staatlichen Betrieben tätigen 
Kollegen und ebenso die einzelnen Organisationen entsprechend 
ihrer Stärke berücksichtigt. 


dass den Verhältnissen unter allen Umständen Rechnung ge- 
tragen sein dürfte. An der Kollegenschaft wird es 


jetztliegen, nachdem die Bahn zufreigewerk- 
ihrer 


schaitlicher Arbeit freigeworden ist, 
Fachgruppe den Geist einzugeben, der allein 


erfolgbringend sein kann, den Geist der Soli- 


darität. 
Darum auf zu froher, 
licher Fachgruppenarbeit! 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 


Nummer 23 | 


DerbayerischeLandesmanteltarifvertrag 
und seine Folgen 


Der D. H.V. als Hüter der Kapitalsinteressen, 


Seit Jahrzehnten bemüht sich die freigewerkschaftlich orga- 
nisierte Arbeitnehmerschaft um die Schaffung eines einheitlichen 
Arbeitsrechts. Die wenigen vorhandenen: Bestimmungen über 
die Regelung des Arbeitsvertrages sind in vielen Gesetzen und 
Verordnungen zerstreut, durchaus veraltet und: bedeuten viel- 
fach eine Benachteiligung des Arbeitnehmers. Die Gründe 
hierfür liegen auf der Hand: unsere ganze Rechtsprechung ist 
auf dem alten römischen Recht aufgebaut, das die Besitzver- 
hältnisse an sachlichen Dingen bis in die kleinste Finzelheit 
regelt, ein freies Arbeitsrecht jedoch nicht kannte, da der 
Sklave und seine Arbeitskraft auch nur als Ware gewertet 
und gehandelt wurden. Es ist bedauerlich, feststellen zu 
müssen, dass sich diese Verhältnisse bis in die Zeit vor dem 
Kriege nicht wesentlich geändert hatten, trotz Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichten, trotz Arbeiterschutzbestimmungen und 
Fürsorgemassnahmen. Der einzelne Arbeitsvertrag gab prak- 
tisch den Arbeitnehmer völlig in die Hand des Arbeitgebers, 
und das Sklavenverhältnis bestand in moderner Form weiter. 
Man denke nur an die Konkurrenzklausel, die Abnahme des 
Ehrenwortes im Dienstvertrag, an die Verqauickung von Ar- 
beitsvertrag und Mietvertrag, und die verschiedenen Variatio- 
nen der absoluten Abhängigkeit treten klar zutage. 

Der Einzelvertrag war zweifellos ein erhebliches Hemmnis 
für die Schaffung eines einheitlichen Arbeitsrechtes, Gesetze 
sind ia in den meisten Fällen nichts anderes als. die Normierung 
bestehender Zustände, denen sie allgemeinverbindliche Wirk- 
kung verleihen. Naturgemäss ist aber eine einheitliche Fest- 
iegung stets dann sehr schwierig, wenn tausenderlei verschie- 
dene Verhältnisse bestehen. Einen bedeutenden Fortschritt in 
dieser Beziehung bedeutete die Einführung des kollektiven Ar- 
beıtsvertrages und seine allgerneine Anwendung. Durch ihn 
ist es möglich, die grundlegenden Arbeitsbedingungen einheit- 
lich zu regeln. Je weiter der Kreis der erfassten Personen ge- 
zogen wird, um so mehr kann der Kollektivvertrag seinerseits 
als Grundlage eines einheitlichen Arbeitsrechtes dienen. Der 
Reichstarif ist deshalb dem Landestarif, letzterer dem ÖOfrts- 
tarif vorzuziehen. Voraussetzung ist dabei, dass die im Reichs- 
oder Landestarif zusammengefassten Berufsgruppen eine ein- 
heitliche Struktur aufweisen, und dass die Abschlüsse von Tarif- 

erträgen mit räumlich weitem Geltungsbereich nicht auf 
Kosten der Arbeitsbedingungen erfolgen. 


Diese Erwägungen waren massgebend, als die beteiligten 
Kreise im März 1920 beschlossen, die Schaffung 'enes Lan- 
des-Manteltarifvertrages für Bayern zu versuchen. 
Die „Landesstelle Bayern der Deutschen Arbeitgeberverbände“ 
arbeitete einen Vertragsentwurf aus, dem von seiten der An- 
gestelltenorganisationen ein gemeinsamer Entwurf entgegen- 
gestellt wurde, Ein flüchtiger Blick bereits auf diese beiden 
Entwürfe enthüllte klafiende Gegensätze. Während die Ange- 
stelltenorganisationen die in bereits abgeschlossenen Branche- 
tarifen bestehenden Bedingungen übernehmen wollten und nur 
teilweise Verbesserungen angebracht hatten, zeigte der Arbeit- 
geberentwurf das Bestreben, alle in der letzten Zeit erreichten 
sozialen Verbesserungen restlos auszumerzen, ja, darüber hin- 
aus die Durchbrechung gesetzlicher Bestimmungen (48-Stunden- 
woche) zu erreichen. Trotz dieser Gegensätze, die eine Ver- 
ständigung ausgeschlossen erscheinen liessen, wurden die Ver- 
handlungen aufgenommen. Schon in der ersten Sitzung hatten 
die Arbeitgeber einen unparteiischen Vorsitzenden und Beisitzer 
für ein Schiedsgericht mitgebracht, wohl in der Annahme, mit 
Hilfe eines Schiedsgerichtes ihre Verschlechterungen durchzu- 
drücken. Die Angestellten konnten sich jedoch dieser Methode 
in Anbetracht der mit Schiedsgerichten. wiederholt gemachten 
schlechten Erfahrungen nicht anschliessen, und da die Arbeit- 
geber auf ihrem Verlangen hartnäckig bestanden, war die erste 





Berlin, den 9. September 


GEN 


Herausgegeben vom 
Bund: der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 





1921 


Verhandlung durch die Schuld der Arbeitgeber zum Scheitern 
verurteilt. Die zweite Verhandlung wurde ohne Schiedsgericht 
geführt; dafür stellten die Arbeitgeber gleich zu Beginn in 
diktatorischer Weise drei Forderungen auf, die von den AÄn- 
gestellten ohne Aenderung angenommen werden sollten, als 
Vorbedingung für die Aufnahme der Verhandlungen. Diese drei 
Forderungen waren: 

1. 48stündige Wochenarbeitszeit, 

2. 3 Wochen Höchsturlaub, 

3.. Zugeständnisse über das 

werden nicht gemacht. 


Da die Angestellten für dieses Diktat keinerlei Verständnis 
zeirten, scheiterten die Verhandlungen abermals. Bereits. in 
der. zweiten Verhandlung. war das Bestreben der Arbeitgeber 
erkennbar, den Abschluss des Landesmantels auf eine Zeit zu 
verschieben, in welcher die wirtschaftlichen und politischen 
Verhältnisse für sie möglichst günstig wären. Die AfA-Bund 
erkannte aus diesem Verhalten die Aussichtsiosigkeit der gaı- 
zen Verhandlungen. 

Trotzdem hat sich eine besondere Kommission auch an den 
weiteren Verhandlungen beteiligt- und: alles versucht, die mühe- 
volle Arbeit zu einem befriedigenden Ende zu führen. : Nach- 
dem nach einjähriger Verhandlungsdauer ein Ergebnis nicht 
abzusehen war, verlor die Angesteiltenschaft endlich die Ge- 
duld, und es kam in Tarifkommissions- und Vertrauensmänner- 
Sitzungen und in Öffentlichen - Versammlungen der Beschluss 
zustande, die Landesverhandiungen fallen zu lassen und, zu- 
nächst die Schaffung eines .Manteltarifvertrages mit dem 
Nürnberg-Fürther Arbeitgeberkartell, anzustreben. 


In Ausführung dieses mit den Stimmen der Gewerkschafts- 
bünde (G.d.A.G. und G.d. A.) gefassten Beschlusses wurde 
an die Landesstelle Bayern der Vereinigung Deutscher Arbeit- 
geberverbände nachstehendees Schreiben gerichtet: 


„Nachdem entgegen den bestimmten Zusagen von Ihrer Seite an den Ver- 
handlungen vom. 30. und 31. März 1921 in der Angelegenheit des Landes- 
mantels Ihrerseits nichts weiter veranlasst worden ist, sind die unterzeichneten 
Gewerkschaften zu der Ueberzeugung gekommen, dass die Möglichkeiten zum 
Abschluss eines Landesmanteltarifes zurzeit nicht mehr gegeben sind, weshalb 
die Angestelltengewerkschaften an einer weiteren Verhandlung darüber kein 
Interesse haben. Hochachtungsvoll 
AfA-Bund, Landesausschuss Bayern. Gewerkschaftsbund der Angestellten 

Landesausschuss Bayern.‘ 


Nach Unterzeichnung durch den AfA-Bund und den G.d. A. 
wurde das Schriftstück an den G. d. A. G. München zur Unter- 
zeichnung und Weiterleitung an die Landesstelle Bayern der 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände gesandt. Die- 
ses Schreiben wurde vom Gedag nicht weitergeleitet, sondern 
zunächst glattweg unterschlagen und nach etwa 2% Wochen 
an den G. d. A. zurückgesandt mit dem Bemerken, dass der 
Gedag nicht in der Lage sei, zu unterschreiben. Gleichzeitig 
wurde mitgeteilt, dass für den 24. Mai neue Verhandlungen an- 
gesetzt seien. 


Der AfA-Bund konnte sich in Konsequenz des ihm von der 
Angesteiltenschaft erteilten Mandates nicht an den Verhand- 
lungen beteiligen; die Verhandlungen selbst verliefen wie alle 
vorhergehenden resultatlos.. Der Gedag glaubte nun mit dem 
Gerücht hausieren gehen zu können, dass der Abschluss des 
Landesmantels durch den AfA-Bund sabotiert würde. Um die 
ganze Unsinnigrkeit dieses Gerüchtes klarzustellen und gleich- 
zeitiz dem Gedag den Beweis dafür zu liefern, dass er von 
den Arbeitgebern genarrt würde, beschloss der AfA-Bund, den 
Landesverband der Arbeitgeberverbände in einer am 4. Juli 
stattfindenden Versammlung zu der Erklärung zu zwingen, 
dass wenigstens das Ergebnis der nunmehr durch 1% Jahre ge- 
führten Verhandlungen von den Arbeitgebern angenommen 
würde. Der AfA-Bund gab in dieser Sitzung folgende Er- 
klärung ab: 

„Der AfA-Bund hat seither an Verhaudlungen der kleinen Kommission zur 
Schaffung eines Landesmanteltarifes teilgenommen, weil er den Abschluss eines 
solchen Tarifvertrages als ein durchaus erstrebenswertes Ziel betrachtet, 
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Der Umstand jedoch, dass die Angestelltenschaft für diese Verhandlungen 
schon ganz namhafte Opfer an Arbeit, Zeit und Geld gebracht hat, ohne 


diesem Ziel überhsupt nur nennenswert näherzukommen, dass diese Ver 


handlungen sich bereits 1!/, Jahre hinziehen, bis jetzt noch nicht zum Ab- 


schluss gebracht worden konnten und seibst das durchaus strittige Ergebnis 


der Verhandlungen innerhalb der kleinen Kommission als unverbindlich an- 
gesprochen werden mu:s, zwingt uns, die Fortführung dieser Verhandlungen 
als nicht mehr zweckmässig und erfolgversprechend zu betrachten, 

Ganz abgesehen davon glauben wir, ' dass vor Wiederaufnahme von 
Landestarifverhandlungen zunächst durch eine Revision und Angleichung der 


zurzeit geltenden oder gekündigten schlechteren Tarife an die bestehenden 


besseren die Voraussetzung dafür geschaffen werden muss. ; 


Wir würden Sie deshalb bitten, Ihren Einfluss in dieser Richtung geltend 


zu machen und insbesondere das N.F.A.K. zur sofortigen Aufnahme von 
Tarifverhandlungen zu veranlassen. 


Wir halten uns zur Aufnahme dieser Verhandlungen oder überhaupt zur 


Teilnahme -an erfolgversprechenden Tarifverhandlungen zu ‚jeder Stunde bereit, - 


wüssen es jedoch nunmehr endgültig ablehnen, die resultatlosen Verhandlungen 
über einen Landesmanteltarif fortzusetzen.“ 


Nach einer Sonderberatung der Arbeitgeber wurde von 
diesen erklärt, dass sie bereit seien, mit dem Gedag und. dem 
G.d.A. weiter zu verhandeln. Auf eine weitere Anfrage, cb 
das mit den Gewerkschaftsbünden evtl. erzielte Ergebnis von 
den Arbeitgebern als für sich bindend anerkannt würde, erklärte 
deren Wortführer: 


„Das, was heute evt). als Ergebnis zu erwarten ist, kann selbstverständlich 
von seiten der Arbeitgeber nicht als Evangelium betrachtet werden. Die end- 
gültige Stellungnahme liegt in den Händen der einzelnen Arbeitgeberorgani- 
salionen,“ i 


Mit anderen Worten: die Arbeitgeber stellen es in das Be- 
lieben der einzelnen Arbeitgeberverbände, etwaige Ab- 
machungen noch weiter zu verschlechtern. Nach dieser Er- 
klärung verliessen die AfA-Vertreter den Saal. Die Gewerk- 
schaftsbünde verhandelten ‚weiter und vereinbarten einen Tarif, 
der die Erwartungen der. Arbeitgeber noch übertroffen 
haben dürfte. Seine ganze Schönheit zeigt sich am besten 
an einem Beispiel, das gleichzeitig den Beweis dafür erbringt, 
dass der Abschluss dieses Manteltarifes ein sehr profitables 
Geschäft für die Arbeitgeber war. 


Am 19. August sollten in München die Verhandlungen über 
eine Gehaltserhöhung für die Angestellten der chemischen 
Industrie stattfinden. Der Arbeitgeberverband stellte sich 
auf den Standpunkt, dass, nachdem seinerzeit der Manteltarif- 
vertrag gekündigt worden sei, in erster Linie über den Ab- 
schluss eines neuen Mantelvertrages verhandelt werden müsse. 
Von den Vertretern des AfA-Bundes in die Enge. getrieben, 
musste er aber letzten Endes erklären, dass die Verhandlunzen 
über einen neuen Mantel nur in der Uebernahme des Lan- 
desmanteltarifivertrages bestehen könnten. Der 
G.d.A.G. (D.H.V.) erklärte sofort, dass er bereit sei, den 
Landesmantel ohne jeden Vorbehalt anzunehmen und den bis- 
herigen Manteltarif der chemischen Industrie fallen zu lassen. 
Das bedeutet, dass ohne Widerstand den Angestellten der che- 
mischen Industrie ein in jeder Richtung bedeutend schlechterer 
Manteltarif aufgezwungen wird, ohne dass ihnen die geringste 
anderweitige Entschädigung dafür geboten wird. Welche 
ausserordentlichen Verschlechterungen damit verbunden sind, 
ergibt folgende Gegenüberstellung: 

Bisheriger Mantel der che- 
mischen Industrie, 
1, Arbeitszeit: 

höchstens 46 Stunden wöchentlich Wöchentlich 48 Std, + 20 Min. tägl. 

= 199 Stunden monatlich. Ueberschuss = 2161/, Std. monatlich, 
2. Reisende und ständig oder teil- unbegrenzt! 

weisei. Aussendienst Beschäftigie 

wöchentlich 48 Stunden. 

3. UVeberstunden: 
Weihnachten, Ostern, Pfingsten, 1. Mai ohne Aufschlag, nur Sonntags; 
1. Mai 100 ®,, Aufschlag. Ostern, Pfingsten, Weihnachten !/,., 
Monatsgehalt, 


Neuer Landesmantel. 


4. Urlaub: 
bis zum voll. 25. Lebensjahr 


nach ljähriger Tätigkeit 6 Arbeitst, im 1 Jahr 6 Arbeitstage 
” 2 123 ”„ 9 ır ” 2. ” 9 ”» 
„» I» ” 12 ” „I3.u4. „9 ” 
ne ER ale ei RR FON RR bi = 
„ 8 ” ” 18 ” D2 8 ” 15 ” 


25—30 Jahre: ; 
nach 1jähriger Tätigkeit 5 Arbeitst, im 1. 
2 2 


. „ ” Ei; ” 2 


Jahr 9 Arbeitstage 
12 


” ” 


” 3 ” ” 15 ” Er} 314,4. „ 12 „ 
” 5 ” PL) 18 „ „ 5: Aa Ts ”„ 25 ‚” 
» 8 „ 2) 18 „ 28 LO En 
u” ” 9 ” 18 ”„ 

nach dem 9. „ 18 = 

über 30 jahre: 
nach fjähriger Tätigkeit 12 Arbeitst. im 1. - Jahr 12 Arbeitstage 

” 2 „ ” 15 ” „ 2. „ 1 |} 
» 3 ” „ 18 ” “ 3; w 4. ” 15 ” 








 Bisheriger Mantel der che- 
; mischen Industrie, Se 
5. Konkurrenzklausel: _ Ge FR De 
An Stelle.der in& 74Abs. 2H.G.B. An Stelle der in & 74 Abs.2H.G.B. 
vorgesehenen Vergütung von vorgesehenen Vergütung von 50 9% 
50 d/, tritt eine solche von tritt eine ol 75: 
100 %,. SB FE, Be 
6. Sonderbezüge., z. B. Tantiemen 
berühren die Gehaltssätze nicht. 
7. Zeugnis: 3 € Di r Ei 
Nach erfolgter Kündigung ist dem enthält nichts, demnach. Zeugnis erst 
Angestellten ein Zeugnis aus ‚bei Abgang. z 
zustellen. a 3 
8 Sonderzulagen: E erg Ehe En 
Ausser Fahrtkosten 2. Klasse eine enthält nichts, fallen demnach weg. 
besondere Tagesentschädigung, kenne er u 
die ausser angemessenem Ver- 
pflegungs- und Uebernachtungs- 
geld noch einen Zuschlag von Pie 
15 °/, enthalten muss, u u x 
9. Kündigungsfristen: \ 2, DENE, 
nach 5jähriger Tätigkeit 3 Mo- 3 monatige Seien d (für ‚jeden 
nate zum Vierteljahrs- Monat möglich) nach 8 Dienstjahren, 





En ER - 


enthält nichts. . 3 


schluss. 


10. Krankheit: 





Voller Gehaltsbezug ohne Krauken- 3 Monate nach 8jähriger Dienstzeit. 


geldanrechnung für 3 "Monate 
. nach $3jähriger Dienstzeit. 
11. Sterbefall: = BR? en 

Beim Tode eines Angestellten nach 8jähriger Dienstzeit den Sterbe- 
ohne Rücksicht auf die monat und den Sterbenachmonat (also 
Dauer seiner Dienstzeit .t Monatsgehalt). u: 
an die unterhaltsberechtigten i j BER 

Angehörigen sofort auszahlbar 
3 Monatsgehälter. 


Diese ganzen ungeheuerlichen Verschlechterungen hat der 
Gedag angenommen, ohne mit der Wimper zu zucken, Zur 


Belohnung dafür ist der Arbeitgeberverband mit ihm in Ge- 


haltsverhandlungen eingetreten, deren praktisches Ergebnis eine. 
Gehaltszulage von 20—22 Prozent ist. Dieses Ergebnis muss 
als ausserordentlich schlecht bezeichnet werden, wenn man be- 
rücksichtigt, dass dadurch den Angestellten ‚eine. wesentlich 
längere Arbeitszeit und eine Reihe anderer Verschlechterungen 
aufgedrängt worden sind, die in ihren materiellen Auswirkungen 
zweifellos grösser sind als eine 20-22 prozentige Gehaits- 


erhöhung. Praktisch hat der G. d. A. G. für seine Mitglieder _ 


also eine positive Verschlechterung herausgeholt, j a 

Der G. d. A., der ursprünglich auf demselben Standpuikt 
war wie der AfA-Bund, den Landesmanteltarif nicht ohne ‚wei- 
teres zu übernehmen, fiel bei der Erklärung der Arbeitgeber, 
dass dann keine Verhandlungsmöglichkeit über die Cehaltssätze 
mit dem G. d. A. bestünde, glatt um. Das Verhalten des 
G. d. A. entspricht durchaus den Erfahrungen, die mit dem 


„Gewerkschaftsbund der Ahnungslosen“ in der letzten Zeit all- 


gemein gemacht wurden. Der AtA-Bund blieb fest und er- 
klärte, zu Verhandlungen über einen vollständig neuen Tarif- 
vertrag nach jeder Richtung hin legitimiert zu sein, nicht aber 
ohne weiteres den Landesmantel übernehmen zu können. Auf 
Bunsch der Arbeitgeber verliessen die AfA-Bund-Delegierten 
den Saal. unge Aa 


An dem Verhalten des G. d. A. G. (D. H. V.) ist elhwailt-.. 


frei festgestellt, dass der D. H. V. und seine Trabanten nichts 
anderes als eine Arbeitgeberschutzorganisation darstellen. 2, 


Gehaltsforderungen in der rheinisch- 
westfälischen Metallindustrie | 


Die in den letzten Wochen eingetretene ausserordentliche 


Steigerung der Preise aller Lebensbedürfnisse, die nicht allein 
auf die Brotvreiserhöhung, sondern wohl in der. Hauptsache 


auf eine ungesunde Preistreiberei in der Landwirtschaft zu- 
 rückzuführen ist, hat auch die Angestellten der Metallindustrie 


Rheinland-Westfalens zu neuen Gehaltsforderungen veranlasst. 
— Mit Recht wird bei dieser Gelegenheit geltend gemacht dass 
sich die Lebenshaltung der Angestellten auch nach den letzten 


Gehaltsvereinbarungen vom November vorigen Jahres nicht 


verbessert hatte. — Wenn man bedenkt, dass einer etwa 
18fachen Steigerung der Lebenshaltungskosten, gemessen an 
den Preisen der Vorkriegszeit, im Durchschnitt nur eine 7- bis 
Sfache Steigerung der Einkommen gegenübersteht, wird man. 
die Erregung verstehen, die sich aller Arbeitnehmergruppen in 
der letzten Zeit bemächtigt hat. —- Die Angestellten sehen, dass 


übrigen Arbeitnehmer in immer grössere Nnt geraten. — Man 
kann es daher verstehen, wenn jetzt von allen Seiten stürmisch 
wesentliche Gehaltserhöhungen verlangt werden. Es vergeht 
fast kein Tag, an dem nicht eine Betriebs- oder Fachgruppen- 
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ein kleiner Teil des deutschen Volkes ein üppiges Schlemmer- 
leben zu führen vermag, während sie und die Mehrzahl der 
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“ genstände dieser Art fehlt es. 
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versammlung eine Entschliessung fasst, in der zum Ausgleich der Gruppe I u m IV 
gesunkenen Lebenshaltung ausserordentliche _Steigerungen der 17—18 Jahre M. .750.— 875.— ey = 
Gehälter gefordert werden. Vielfach verlangen die Kollegen 1819 „ m 805.— 935,— = 
neben einer generellen Gehaltssteirerung. Wirtschaftsbeihilfen en MM ar? ea 2 “ 
i 7 n n un R E : Te ” 2) sr 3: -. an 
in Form eines oder mehrerer Monatsgehälter. Man kann auch 1_2 1030.— 1150 Se RB 
diese Forderung durchaus. begreifen, wenn man sicht, wie die 22—23 Bi 5 1130.—  1240.— 1340.— En 
Angestelltenschaft durch die immer ungünstiger gewordene DEAN a RT00, 1315, 1415.— 1540.— 
Spannung zwischen ihrem Einkommen und den Preisen aller 2425 „ 1270.— _1390.— 1490.— 1615.— 
Lebersbedürfnisse in Schulden und Not geraten ist. Im Haus- über255 „ „ 1340.—  1465.— 1590. — 1690.— 
halt der Angestellten fehlt es vielfach am Nötigsten. Bett- Per nleeh 
wäsche, Unterkleiduisg und Oberkleider sind erneuerungsbe- ee eg re KI kalnen. 


dürftig, aber auclı an Geldmitteln zur Beschaffang neuer Ge- 
Der geringe Verdienst wird 
ıestlos zur Deckung des allernotwendigsten Bedarfs an Le- 
bensmitteln aufgebraucht. So kann es nicht weitergehen, heisst 
es mit Recht, und aus dieser Erkenntnis resultieren die teil- 
weise recht erheblichen Gehaltsforderungen. 

Getreu den Richtlinien, die die „Vereinigung der Arbeit- 
geberverbände“ herausgegeben hat, erklären jedoch die in der 
„Nordwestlichen Gruppe des Viereins deutscher Eisen- und 
Stahlindustrieller“ ‘vereinigten Unternehnier der rheinisch-west- 
fälischen Metallindustrie, dass von einer erheblichen Ver- 
teuerung der Lebenshaltung nicht die ‚Rede sein könne — 
In einer am 17. August auf Veranlassung Jer Angestelitenver- 
bände einberufenen Sitzung der Bezirksarbeitsgemeinschaft 
wurde über eine von den Angestelltenverbänden gemeinsam 
eingereichte Gehaltsforderung verhandelt. Deutlich trat bei 
dieser Gelegenheit. die ablehnende Haltung der Industriellen in 
die Erscheinung. Wir forderten eine generelle Erhöhung aller 
Gehälter, und -zwar für die Angestellten unter 20 Jahren um 
monatlich 300 M., für Angestellte vom 20. bis 22. Lebensjahre 
um monatlich 350 M. und für alle übrigen Angestellten um 
400 M. monatlich. 


Diese Forderungen sind nach 
unter Berücksichtigung aller wirtschaftlichen Möglichkeiten 
gestellt worden. Gemessen an der ausserordentlichen Teue- 
rung und an der Notlage der Angestellten muss man sie als 
überaus bescheiden bezeichnen. Wir sagten uns aber, dass es 
keinen Zweck hat, unsere Forderungen als Handelsobjekt an- 
zusehen, sondern nannten Ziffern, die sich unter allen Um- 
ständen auch vertreten lassen. 


Wenn man bedenkt, welche gewaltige Steigerung die In- 
äustriepapiere in den ‚letzten Wochen erfahren haben, und 
sieht, dass der Wert unserer industriellen Unternehmungen 
durchschnittlich um das 15- bis 18fache und darüber gegenüber 
der Vorkriegszeit gestiegen ist, so kann man billigerweise wohl 
verlangen, dass sich die Gehälter der Angesteliten dieser 
cnormen Steigerung einigermassen anpassen. Die Angestellten- 
schaft Rheinland-Westfalens ist diesmal gewillt, mit aller Ent- 
schiedenheit für ihre Forderungen einzutreten, sie wird sich 
nicht durch ein paar hingeworfene Brocken abspeisen lassen, 
sondern sich auf einen harten: Tariikampf einstellen Leider 
haben allerdings die Angestellten noch nicht alle erkannt, dass 
die freien Gewerkschaften die einzige Gewähr für einen Erfolg 
bieten. Viele stehen noch ausserhalb, manche stehen im unter- 
nehmerfreundlichen. Lager; aber die Not wird sie zur Erkenntnis 
zwingen. Deswegen möchten wir: den Unternehmern raten, 
nicht zu sehr auf die Uneinigkeit in den Reihen der Angestell- 
ten zu bauen. Im Augenblicke der Gefahr werden sie sich 
zusammenfinden und die Gewerkschaften stärken, von. denen 
sie wissen, dass sie jederzeit bereit und in der Lage waren, 
sich mit ihrer ganzen Kraft und mit allen verfügbaren Mitteln 
für ihre Interessen einzusetzen. 


Noch wissen wir nicht, welche Kämpfe uns in der nächsten 
Zeit bevorstehen, aber wir wissen, dass wir unsere Forderungen 
nicht kampflos durchsetzen können. — An die Angestellten- 
schaft des Industriegebiets und darüber hinaus an die gesamte 
Angestelltenschaft ergeht daher der Ruf: Rüsteteuch zum 
Kampfe! 


reillicher Ueberlegung und 


x er Se 
Schneller als wir dachten, noch bevor die vorstehenden 
Zeilen der Oeffentlichkeit übergeben werden konnten, ist es 
eelungen, zu eimer Verständigung mit dem Arbeitgeberverband 
zu gelangen. Am 29. August fand eine neue Verhandlung statt, 
die nach langen, teilweise recht lebhaften Auseinandersetzungen, 
zu nachstehendem Ergebnis führte: 
Die Tarifsätze der Gruppe I bis Gruppe IV einschliesslich 
der früher gewährten Sonderzulagen werden mit Wirkung vom 
1. August d. J. wie folgt erhöht: 


a) Gruppe Ium. ie are ML 200,— 
b R Hu „° . [} 708 . . ” 225,— 
ec) ”» Il „er eo. FR 250,— 
d) a ea ee „ 300,— 


Für die ledigen männlichen Angestellten ergeben sich da- 
durch folgende neue Tarifsätze: 


Verheiratete Angestellte erhalten zu vorstehenden Tarif 
sätzen eine monatliche Verheiratetenzulage von 400. M. 

Das Kindergeld beträgt monatlic# 100 M. für jedes Kind. 

Die Lehrlingsgehälter sind: ebenfalls erhöht ımd der Abzug 
für weibliche Angestellte ist von 15 auf 10 Prozent herab- 
gesetzt. : 

Auf die hiernach sich ergebenden Zulagen dürfen . bisher 
gewährte Leistungszulagen nicht angerechnet werden, wenn sie 
nicht ausdrücklich als Vorschuss auf die kommende Gehalts- 
erhöhung gewährt wurden. 

Besonders wichtig ist, dass die Gehälter der Angestellten 
bis zum 25. Lebensjahre, die bisher nicht überschritten werden 
durften, jetzt ebenfalls wie die der übrigen Angestellten 
Mindestgehälter sind. 

Nach diesen Vereinbarungen erhält jeder Angestellte eine 
Zulage, entsprechend den für die einzelnen Gruppen vorge- 
sehenen Summen, zu denen für Verheiratete noch die Differenz 
der bisherigen Familienzulage von 285 M. und der jetzigen von 
400 M., also 115 M. hinzukommt, so dass der Verheiratete ohne 
Kinder selbst in der untersten Gruppe 315 M. Zulage erhält. 
Das Kindergeld ist um 25 M. pro Kind erhöht worden. 

Da.die Bestimmung über die Leistungszulagen ein wesent- 
licher Bestandteil des diesem Abkommen zugrunde liegenden 
Tarifvertrages ist, erhalten die meisten Angestellten Leistungs- 
zulagen, so dass die Gehälter der älteren Angestellten grössten- 
teils erheblich über die vorstehenden Mindestsätze hinausgehen, 

Wenn wir auch von diesem Abkommen nicht sagen können, 
dass es den berechtigten Wünschen der Angestellten vollauf 
entspricht, so hielten wir es-doch :unter Berücksichtigung der 
überaus schwankenden gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage für 
richtig, die Annahme des Abkommens der Angestelltenschaft zu 
empfehlen. 

Da wir auf keine längere Bindung für das Abkommen ein- 


gegangen sind, besteht jederzeit die Möglichkeit, den be- 
stehenden Tarif mit einmonatiger Frist zu kündigen. Wir 
können also künftigen weiteren Erhöhungen der Lebens- 


haltungskosten jederzit Rechnung tragen, Ch 
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Gewerkschaftsarbeit 


Erhöhung der Gehälter für die Angestellten bei der Ham- 
burger. Hochbahn-Aktien-Gesellschaft. Verhandlungen, die mit 
der Hamburger Hochbahn-Aktien-Gesellschaft über eine Er- 
höhung der Gehälter der Angestellten geführt wurden, zeitigten 
folgendes Ergebnis: 

Für die Gehaltspläne a, b, c, d, e und die Klasse F des Tearif- 
vertrages vom April 1921 gilt für die Monate August und September 
1921 folgende Regelung: 











Männliche Angestellte erhalten bei einem Gehaltssatz: 
bis zu 1400,— M. für August . . . 7, Proz. Zulage 
nn. 1400, u. September... 91,  ., 4 
uber... 1400, 02%, August 0 one: 200 2 & 
ä 100: m 5. Septeniber 2.2... 190/,=°° © r 


Weibliche Angestelıte erhalten: 

für August 51/, Prozent Zulage, für September 61/, Prozent Zulage, min- 
destens aber für August 45,— M., für September 55,— M. 

Ausserdem wird die Kinderzulage von 22,50 M. für ein Kind und 
einen Monat ab 1. Mai: 1921 auf 30,— M. erhöht. 

Aut die Rückzahlung der seit 1920 allmonatlich im voraus gezahlten 
Wirtschaitsbeihilfe verzichtet die Gesellschaft. 

Soiche Angestellte, die die Wirtschaftsbeihilfe 
zahlt haben, erhalten den Betrag im August zurück. 


Die Arbeitnehmer behalten sich vor, für September weitere 
Forderungen zu stellen, wenn sich eine unvorhergesehene Teue- 
rung herausstellen solite. Die Brotpreissteigerung gilt als vor» 
hergesehen. Zu berücksichtigen ist, bei etwaigen September- 
forderungen, düss die Zulage für September bereits höher an- 
gesetzt ist als für August. 


bereits zurückge- 


Neue Teuerungszuschläge für die Angestellten der 
Casseler Metallindustrie. Mit dem Verband der Metall- 
industriellen Cassels und benachbarter Industriebezirke E. V. 
fanden Verhandlungen zwecks Erhöhung der Gehälter statt, die 
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dazu führten, dass die in dem am 21. März 1921 abgeschlossenen 
Tariivertrage festgelegten Teuerungszuschläge sich ab 
1. August wie folgt erhöhen: 
1. für die Jugendlichen bis 18 Jahre einschl. _ der Lehrlinge 
von 60 Prozent auf 80 Prozent, | 
2. von 18 bis 20 Jahre ausschl. der Vorstufen von 70 Prozent 
auf 90 Prozent, 
3. für alle Angestellten über 20 Jahre einschl. der Vorstufen, 
für ledige und verheiratete gleich, von 90 Prozent auf 
120 Prozent. 


Tarifbewegung in der Uhrenindustrie des Schwarzwaldes. 
Für die Uhrenindustrie des Schwarzwaldes fanden am 25. August 
in Donaueschingen Verhafidlungen mit den Arbeitgebern statt, 
Die Forderungen lauteten auf 30 Prozent Erhöhung der Ge- 
samtbezüge, die sich ohne die geringfügige Verheiratetenzulage 


für technische Angestellte zwischen 570 M. und 1600 M. be- 


wegten. Die Arbeitgeber boten Pauschalsätze zwischen 60 und 
200 M. an, die jedoch von den Angestellten abgelehnt wurden. 
Da keine Einigung zu erzielen war, wurde der Schlichtungs- 
ausschuss angerufen. Ueber die weiteren Verhandlungen wird 
an dieser Steile berichtet werden. 


Aus dem Berufe 


Der Streik der Arbeiterschait in der Pöge E.-A.-G, Chem- 
nitz, und die Angestellten, Seit Monaten beschäftigt sich die 
Unternehmerpresse in ihren Spalten mit den Fragen des Lohn- 
abbaues und der Arbeitszeitverlängerung und versucht, den 
Beweis zu führen, dass nur dann ein Preisabbau vorgenommen 
werden kann, wenn die Arbeitnehmerschaft sich bereit findet, 
auf einen Teil ihres zum Leben notwendigen Einkommens zu 
verzichten und die Arbeitszeit zur Erreichung einer Mehr- 
leistung zu verlängern. Bei der Begründung ihres Verlangens 
weisen die Unternehmer mit Vorliebe auf den in England und 
Amerika vorgenommenen Lohnabbau hin, vergessen aber wohl- 
weislich zu sagen, dass dem ein gewaltiger Preissturz voran- 
gegangen ist, und um wieviel günstiger der Reallohn der eng- 
lischen und amerikanischen Arbeiter und Angestellten auch 
nach dem‘Lohnabbau gegenüber dem in Deutschland steht. 

Die Pöge E.-A.-G. hat es als erste Firma in Chemnitz 
unternommen, die von den Arbeitgeberverbänden ausgegebene 
Parole zu befolgen, und eine Herabsetzung der Löhne der Ar- 
beiterschaft um ungefähr 30-60 Prozent vorzunehmen ver- 
sucht, olıne Rücksicht darauf, ob der einzelne Akkordpreis 
diesen Abzug verträgt, sowie darauf, dass ein Teil ihrer Ar- 
beiterschaft verkürzt arbeiten muss. Es kann zugegeben wer- 
den, dass der Verdienst der Pöge - Arbeiterschaft über den 
Durchschnitt desienigen der übrigen Chemnitzer Arbeiterschaft 
herausragte. Bei den augenblicklich herrschenden - Verhält- 
nissen und der zu erwartenden weiteren Verteuerung : der 
Lebenshaltung der Arbeiterschaft aber eine generelle Herab- 
setzung der Akkordpreise um 30--60 Prozent zuzumuten, musste 
um so mehr auf heftigen Widerstand 'stossen, als mit. Be- 
stimmtheit angenommen werden muss, dass es sich nicht 
allein darum handelt, in der Pöge E.-A.-G. eine Kürzung der 
Löhne vorzunehmen, sondern, wenn dies glückt, man: offenbar 
auf der ganzen Linie vorzugehen beabsichtigt. Wenn ausser- 
dem: geprüft wird, ob die Herabsetzung der Löhne der einzige 
Ausweg war, um die Fabrikate zu verbilligen und die Konkur- 
renzfähigkeit der Firma zu gewährleisten, so wird diese Prü- 
fung ein glattes „nein“ ergeben; denn ein Blick in den Ge- 
schäftsbericht der Firma zeigt ohne weiteres die Rentabilität 
des Werkes. 

Die Arbeiterschaft der Firma Pöge trat, nachdem alle Ver- 
suche, die Firma von ihrem Vorgehen abzuhalten, gescheitert 
‚waren und auch ein Vermittlüungsvorschlag des Chemnitzer 
Schlichtungsausschusses, die Akkordlöhne in der alten Höhe 
bis zum Abschluss einer weiteren Verhandlung zu zahlen, von 
der Firma abgelehnt worden war, am 20. Juni 21 mit Zustim- 
mung der in Frage kommeiiden Organisationen in den Streik, 
der in geheimer Abstimmung mit überwältigender Mehrheit be- 
schlossen wurde Den Streik zu einem günstigen Ende zu 
führen, hat sich die Arbeiterschaft zum Ziel gesetzt, weil sie 
die ungeheure Bedeutung ihres Kampfes klar erkennt. In diesem 
Kampf rechnet die Arbeiterschaft selbstverständlich auf die 
Solidarität der Angestelltenschatt. h 

Soweit wäre dieser Streik eine Angelegenheit der Arbeiter- 
schaft. Er war es nicht mehr, als die Firma wenige Tage nach 
seinem Ausbruch eine Bekanntmachung erliess, in der die An- 
gestelltenschaft des Werkes aufgefordert 
wurde, Versandarbeiten zu verrichten. Die 
Angestelltenschaft hat in einer auch von den Organisations- 
veriretern besuchten Betriebsversammlung das Verlangen der 
Direktion, Streikbrecherdienste zu leisten, einstimmig abgelehnt, 
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und es kann mit Genugtuung festgestellt werden, dass die 


Mehrheit der Angestelltenschaft auch heute noch hinter ihrem 
Beschluss steht. Durch diese Haltung hat die Angestelltenschaft 
zu erkennen gegeben, wie sehr sie den Kampf der Arbeiter- 
schaft als den ihrigen betrachtet und sich der aus einem Unter- 
liegen der Arbeiterschaft ergebenden Konsequenzen bewusst ist. 

Leider haben sich trotz dieses einstimmigen Beschlusses 


etwa 30 Angestellte gefunden, die Streikarbeit leisten. -Das . 


Verhalten dieser Kollegen, das geeignet ist, das in Chemnitz 
herrschende gute Verhältnis zwischen Angestellten und Arbei- 
tern zu stören, erscheint in einem um so eigentümlicheren 
Lichte, als Herr Direktor Nitzsche in der oben angeführten 
Betriebsversammlung erklärte, die Bekanntmachung habe kei- 
neswegs bezweckt, die Angestellten zur Aufgabe der Solidari- 
tät zu zwingen. Es würde auch in Zukunft niemand gezwungen 
werden, Streikarbeit zu verrichten und aus der Verweigerung, 
solche Arbeit zu leisten, keinem Angestellten ein Vorwurf ge- 
macht werden oder irgendwelche Nachteile entstehen. Er 
appelliere aber an das Verständnis der Angestellten für die 
Lage der Firma, indem diese ihre Konkurrenzfähiskeit beein- 
trächtige und ihre Kundschaft verlöre, wenn es sich nicht 
ermöglichen lasse, den Versand der fertigen Fabrikate vorzu- 
nehmen. Und um dieses „Verständnis“ tatsächlich zu erwecken, 
brachte er zum Ausdruck, er habe die Gehälter der Angestell- 
ten schon immer für zu niedrig erachtet; es könne daher von 
einem Gehaltsabbau vorläufig noch keine Rede 'sein. 

Der Erfolg dieser an das „Verständnis“ der Angestellten 
appellierenden Rede blieb, wie oben zu ersehen, nicht aus. + Auch 


ein vom AfA-Bund und den Gewerkschaftsbünden gemeihsam 


herausgegebenes Flugblatt blieb auf die Streikbrecher ohne 
Wirkung. Inzwischen wurde von einigen Kollegen von einem 
Anschlag in den Technischen Staatslehranstal- 
ten berichtet, in dem die Studierenden aufzefordert worden 
sein sollten, Streikbrecherarbeit zu leisten. Tatsächlich hat 
sich ein gewisser Ingenieur Hoffmann (unorganisiert) bemüht, 


Studierende, die „Lust haben, praktisch zu arbeiten und Mon- 


tagearbeiten zu verrichten“, zu gewinnen. Ein sofort heraus- 
gegebenes Flugblatt, in dem auf die Ursachen des Streikes und 
die für -die Studierenden als künftige Berufskollegen ent- 
stehenden Konsequenzen hingewiesen wurde, hatte die beab- 
sichtigte Wirkung.. Die Direktion der Anstalt liess auf unsere 
Veranlassung in den Chemnitzer Tageszeitungen eine Notiz er- 
scheinen, in der sie bekannt gab, dass sie nichts von dem oben 


erwähnten Anschlag wisse, sie ihn auch nie genehmigt und den 


Besuchern der Gewerbeakademie und der Maschinenbauschufe 
abgeraten hätte, solche Arbeiten zu verrichten. Gleichzeitig 
brachte sie zum Ausdruck, dass sie zw den ihr unterstellten 
Gewerbeakademikern und Maschinenbauschülern ‘das Ver- 
trauen habe, dass diese sich bewusst nicht in Lohnkämpfe 
mischen würden, woraus ihnen nur Aerger und Verdruss ent- 
stehen könnte. 

Der Streik der Arbeiter geht weiter. Die 30 Angestellten, 
denen ihr eigener Kampf vom Jahre 1919, in dem die Chem- 
nitzer Arbeiterschaft mustergültige Solidarität geübt hat, ob- 
wohl er ihr vier Tage Lohnausfall brachte, offenbar zanz aus 
dem Gelächtnis entschwunden ist, üben nach wie ‘vor ihr 
schändliches Gewerbe aus und stecken die Sondervergütung, 
die sie für ihre nützliche Tätigkeit zu ihrem Gehalt bekommen, 
ein. Sie glauben über die Verachtung, die ihnen von den übri- 
gen Kollegen entgegengebracht wird, hinweegsehen zu ‘können. 
Vielleicht sind sie der Meinung, sich durch ihre Haltung zu 
nützen, ihre Position festigen und verbessern zu können. Die 
armen Toren! Der Unternehmer verachtet sie im Grunde 
seines Herzens genau so, wie jeder anständige Arbeiter und 
Angestellte, und wenn der Mohr seine Schuldiekeit getan 
hat?! — 2:2 ji 

Der Streik geht weiter! Die Angestelltenschaft muss nach 


wie vor das einfachste Gebot gewerkschaftlichen Anstandes- 
beachten. Nicht allein, weil ihr beim Unterliegen der Arbeiter- 


schaft dasselbe Schicksal droht, sondern vor allem deshalb, 
weil die bevorstehende schwere Zeit die Arbeitnehmerschaft 


als eine sich gegenseitig vertrauende und zu gemeinsamem' 


Kampi entschlossene Schar vorfinden muss. 
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Nummer 24 | Berlin, den 23. September 


Notleidende und kampflustige Unter- 
nehmer 


Von jeher gestalteten sich, ‘wie auch aus früheren Berich- 
ten im „Industrietechniker“ hervorging, die Tarifbewegungen in 
der Leipziger Metallindustrie ausserordentlich 
schwierig. Der „Verband der Metallindustriellen im Bezirk 
Leipzig“ ist eine jener Arbeitgeberorganisationen, die sich in 
kritischen Situationen, wie beispielsweise 1918, auf den Boden 
der neuen Verhältnisse und der zentralen Arbeitsgemeinschaft 
stellen, die aber wieder genau so schnell den Standpunkt des 
„Herrn-im-Hause“ herauskehren, wenn sich die Dinge zu ihren 
Gunsten entwickeln. So wurde auch Anfang 1919 die erste 
Leipziger Tarifverhandlung mit einer Rede des damaligen 
Verhandlungsleiters über die. neuen Verhältnisse und über die 
Bereitwilligkeit zu einer kollektiven Regelung der Arbeits- und 
Gehaltsverhältnisse eingeleitet, während jetzt der Leipziger 
Metallindustriellenverband die kollektive Regelung der Arbeits- 
und Gehaltsverhältnisse anscheinend als überholt betrachtet. 
Die „ireie Wirtschaft“, auch bezüglich der- Ausbeutung der Ar- 
beitskrafit, ist der von diesen Herren ersehnte Idealzustand. 
Die-über das Land flutenden Teuerungswellen stören dabei ab- 
solut nicht. Man gibt den Arbeitern und Angestellten freiwillig 
und möglichst ohne jede tarifliche Abmachung einige Beruhi- 
gungspiennige, steigert auf der anderen Seite die Warenpreise 
und mit ihnen natürlich die ohnehin reichen Gewinne ins Un- 
gemessene. Die Not der Angestellten wird zwar bedauert, aber 
herabgedrückter Reallohn bedeutet höheren 
Profit wad nur aufihn,.nichtaunfdie Existenz - 
möglichkeit der sogenannten „Mitarbeiter“, 
derAngestellten, kommtesan. 

Wir berichteten bereits im „Industrietechniker“ Nr. 17, dass 
der am 26. April gefällte Schiedsspruch von den Angestellten 
angenommen, von den Unternehmern dagegen abgelehnt wurde. 
interessant ist nın de Arbeitsweise des Demobil- 
machunsskommissars bei der beantragten Ver- 
bindlicherklärung. Sie wirit nämlich ein Schlag- 
licht auf das gesamte Schlichtungswesen in Deutschland: 

Die Verbindlicherklärung wurde abgelehnt, weil formale 
Verstösse des Schlichtungsausschusses darin zu erblicken 
seien, dass von der paritätischen Kammer die Verweisung an 
eine Kammer mit unparteiischem Vorsitzenden: eriolgte, wäh- 
rend im Faile des Nichtzustandekommens eines Schiedsspruches 
die Ausführungsbestimmung der Verordnung vom 23. De- 


_ zember 1918 nur dem Demobilmachungskonmmissar das Recht 


der Neuansetzung der Verbandlung unter seinem Vorsitz zu- 
spricht. Von uns wurde auf die Unhaltbarkeit der Argumenta- 
tion aufmerksam gemacht, die darin bestehe, dass ja nach der 
Sitzung vom 6. April durch direkte Verhandlungen und Auftreten 
völlig neuer Streitpunkte eine ganz andere Situation geschaffen 
sei, auf Grund deren der Schlichtungsausschuss erneut an- 
serufen worden war. Das veranlasste den Demobilmachungs- 
kommissar, allerdings auch erst nach besonderem Hinweis 
durch uns, vön der Möglichkeit der Newansetzung eines Ter- 
mins Gebrauch zu machen. Wie auch .bereits in Nr. 17 des 
„Industrietechniker“ berichtet wurde, fand dieser neue Termin 
unter dem Vorsitz des stellvertretenden Demobilmachungs- 
kommissars am 2. Juni d. J. statt und führte zur Fällung eines 
Schiedsspruches, der mit Wirkung vom 1. Juni 1921 ab eine 
zehnprozentige Erhöhung der Dezember - Gehälter festsetzte. 
Auch dieser Schiedsspruch wurde von den Angestellten ange- 
nommen, von den „notleidenden“ Unternehmern dagegen ab- 
zelehnt. Und wie verhielt sich jetzt der Demobilmachungs- 
kommissar zu dem Schiedsspruch, der unter dem Vorsitz sei- 


‚nes Stellvertreters gefällt wurde? Er lehnte auch die Ver- 


bindlicherklärung dieses Schiedsspruches unter fast wört- 
licher Wiedergabe der Argumente der Me- 
tallindustriellen ab, weil dieser Schiedsspruch „nicht 









u 






































































UNE 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


| 1921 








zur Herbeiführung des Wirtschaftsfriedens und gedeihlicher Ar- 
beitsverhältnisse führen, sondern bedenkliche ‚weitere Zwistig- 
keiten und Arbeitskämpfe herbeiführen würde“. — 

Können sich wohl die Unternehmer einen 
besseren Sachwalter ihrer Interessen wün- 
schen als diesen Demobilmachungskommis- 
sar? Undistesnicht leicht begreiflich, dass 
die gesamte Leipziger Arbeitnehmerschaft 
schon seit langer Zeit eine Reinigung des 
Schlichtungsausschusses und der Demobil- 
machungsstelle von diesen völlig vom Unter- 
nehmergeist beseelten Personen, die nicht 
zur Förderung des Wirtschaftsfrjedens, son- 
dern zur Aufpeitschung der Arbeitnehmer 
beitragen, verlangt? Und muss nicht 
schliesslich das Verhalten des Metallindu- 
striellenverbandes bei den Angestellten die 
Neigung zum Kampfe in ungeahntem Masse 
steigern? 

Von den Angestelltenverbänden war in der Zwischenzeit 
schon das Sächsische Wirtschaftsministerium auf die Vorgänge 
aufmerksam gemacht worden. Es erfolgte auch ein von dort 
unternommener Vermittlungsversuch, der aber von den Unter- 
nehmern abgelehnt wurde. Inzwischen ist nun das neue Ernte- 
jahr mit seinen gewaltigen Preiserhöhungen, wie auch die be- 
vorstehende neue. Steuergesetzgebung herangekommen. Um 
einen letzten Versuch der Verständigung zu machen, sind die 

erbände am 3. August mit folgendem Schreiben an die Metall- 
industriellen herangetreten: 

„Im Anschluss an die bisher geführten Verhandlungen, die infolge 
der ständigen Ablehnung der vom Leipziger Schlichtungsausschuss z. T. 
unter Vorsitz ‘des stellvertretenden Demobilmachungskommissars ge- 
fällten Schiedssprüche durch den Verband der Metallindustriellen auf 
ein völlig totes Gleis geraten sind, haben die unterzeichneten Organi- 
sationen in letzter Zeit sich mit ihren Mitgliedschaften über den augen- 
blicklichen Stand besprochen. Es ist dabei den Mitgliedern der unter- 
zeichneten Verbände nochmals deutlich gezeigt worden, weiches die 
Hauptdifferenzpunkte sind, die den Abschluss der Neuregelung noch 
nicht ermöglichten. 

Von den Mitgliedschaften der unterzeichneten Organisationen ist der 
Standpunkt vertreten worden, dass es ihnen unmöglich ist, auf den 
Abschluss eines Tarifvertrages zu verzichten. In voller Würdigung der 
Hauptstreitpunkte treten wir deshalb an den Verband der Metall- 
industriellen hiermit heran, um vorzuschlagen, möglichst umgehend in 
Neuverhandlungen über die Festlegung eines Tarifmantels einzutreten. 
Bezüglich des Tarifmantels dürfte mit Rücksicht darauf, dass die Differenz- 
punkte hier verhältnismässig klein waren, eine Einigung bald zu erzielen 
sein. 

Bei den Verhandlungen über den Mantelvertrag würden die Be- 
stimmungen über die Einkommehsregelung ausgeschaltet. Dieser Weg 
dürfte auch für den Verband der Metallindustriellen gangbar sein, um so 
mehr, als die derzeitigen Verhältnisse noch absolut keine klare Ueber- 
sicht für die Zukunft gestatten, während vielleicht in einigen Wochen 
bereits die Uebersicht vorhanden ist. Von uns wird die Auffassung 
vertreten, dass dann auch hinsichtlich der Streitpunkte in der Ein- 
kommensregelung ein Ausgleich gefunden werden kann. 

Bisher ist es in Leipzig in direkten Verhandlungen oder unter Zu- 
hiltenahme der Öffentlichen Schiedsinstanzen möglich gewesen, ohne 
schärtere Auseinandersetzungen zur kollektiven Regelung der Arbeits- 
verhältnisse der Angestellten zu kommen. Das ist leider vor einiger 
Zeit nicht geglückt. In Erkenntnis der Gefahr in den augenblicklichen 
Zuständen hatte sogar das Sächsische Arbeitsministerium sich ver- 
mittelnd an den Metallindustrielienverband gewandt, doch wurde die 
Vermittlung abgelehnt. In Gemeinschaft mit unseren Mitgliedern vertreten 
wir die Auffassung, dass in der Zwischenzeit Veränderungen der Verhält- 
nisse vorgegangen sind, die eine Nachprüfung der Frage erfordert, ob 
durch direkte Verhandlungen oder Verhandlungen 
unter Zuhilfenahme einer Vermittlungsinstanz der 
Neuabschluss -eines -Mantelvertrages unter Berück- 
sichtigung unsererobigen Aeusserungen möglichist, 
oder ob der Verband der Metallindustriellen über- 
haupt den Abschluss eines neuen Angestelltentarif- 
vertrages ablehnt, 

Wir sehen Ihrer baldgefl. Rückäusserung gern entgegen und zeichnen 

hochachtungsvolll“ 
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verband endgültig am 25. August folgendes: 


„Ueber Ihr gefl. Schreiben vom 3. d. Mts. wurde in der gestrigen Vor- 


standssitzung unseres Verbandes beraten und wir bitten Sie nunmehr auftrags- 
gemäss, uns die Vorschläge betreffend den Mantel des Tarifvertrages mitzu- 
teilen, damit erkennbar wird, ob eine Grundlage für Verhaudlungen vorhanden 
ist, und insbesondere um diese Verhandlungen vorzubereiten. Wir gehen dabei 
mit Ihnen einig, dass bei diesen Verhandlungen über den Mantelvertrag die 
Bestimmungen über die Einkommensregelung ausgeschaltet werden würden.‘ 


Nach Verständigung der Angestelltenorganisationen unter-" 


einander ging dem Metallindustriellenverband unter dem 
31. August nachstehendes Schreiben zu: 

„Ihr gefl. Antwortschreiben vom 25. August war Gegenstand einer Aus- 
sprache der unterzeichneten Angestelltenorganisationen und veranlasst uns zu 
folgender Erwiderung: 

Die bisherigen Verhandlungen in der Leipziger Metallindustrie wiesen 
unseres Erachtens nicht zuletzt dadurch eine vielleicht nicht immer nötige 
Schärfe auf, dass die beiderseitigen Tarifkommissionen mit festen Aufträgen 
ihrer Mitgliedschaften zu den Verhandlungen erschienen und durch die ge- 
bundenen Mandate sich sehr entschieden an die Forderungen klammerten, so 
dass ein Ausgleich bei den einzelnen Differenzpunkten ausserordentlich schwer, 
ja fast unmöglich war. 

Un dies bei den diesmaligen Verhandlungen zu vermeiden, sind sich die 
unterzeichneten Organisationen schlüssig geworden, Ihnen auf Ihr Schreiben 
vom 25. August vorzuschlagen, mündliche Verhandlungen aufzunehmen, ohne 
dass unsererseits Forderungen aufgestellt werden. Wir schlagen lediglich vor, 
in den mündlichen Verhandlungen, zu denen unsere und vielleicht auch die 
Ihrige Kommission ohne gebundenes"Mandat kommen werden, eine Aussprache 
über den bisherigen Tarifvertrag herbeizuführen. In der Aussprache sollte 
nach unserem Dafürhalten einmal versucht werden, die in dem bisherigen Ver- 
trag mangelhaften und abänderungsbedürftigen Punkte einer für beide Teile 
annehmbaren Regelung zuzuführen, ohne dass von vornherein gesagt wird, das 
und das sind unsere Forderungen, deren Durchführung, wenn auch vielleicht in 


etwas abgeändeter Form, Voraussetzung für den Neuabschluss eines Verträges ist, 


Wir bitten zu verstehen, dass unsererseits mit vorstehendem Vorschlag 
der Versuch gemacht werden soll, die, wie wir schon im Schreiben vom 
3. August zum Ausdruck brachten, verhältnismässig kleinen Differenzpunkte 
für den Abschluss eines neuen Tarifvertrages leicht zu beseitigen, so dass hier 
eine Einigung zu erzielen sein würde. 

Wir nehmen gern an, dass dieser Weg auch für Sie gangbar sein würde, 
um die Verhandlungen sofort aufzunehmen. Ihrer gefl. Rückäusserung sehen 
wir gern entgegen und zeichnen hochachtungsvoll!“ 

Durch Schreiben vom 3. September erklärte sich der Metall- 
industriellenverband zur Aufnahme der Tarifverhandlungen 
unter Berücksichtigung des Schreibens vom 31. August bereit. 
In dem Schreiben wird getreu der bisherigen Taktik des Metall- 
industriellenverbandes aber folgendes mit zum Ausdruck ge- 
bracht: „Gleichzeitig teilen wir Ihnen mit, dass die gestrige 
Mitgliederversammlung beschlossen hat, in Anbetracht der Ver- 
tcuerung der Lebensverhältnisse, die Tarifmindestsätze vom 
Dezember 1920 obligatorisch ab 1. September d. J. um 15 Pro- 
zent zu erhöhen. Gleichzeitig ist denjenigen Firmen, die eine 
Familienzulage eingeführt haben, empfohlen worden, diese auf 
75 M. zu erhöhen.“ 

Auch hier ist also erneut der Versuch gemacht worden, die 
Angestellten vor Eintritt der Organisationen in Verhandlungen 
durch diesen neuesten Beschluss des Metallindustriellenver- 
bandes zu „beruhigen“ und das, obwohl sich die Verhältnisse 
in der Metallindustrie in letzter Zeit doch wesentlich anders 
gestaltet haben. Der Auslandsabsatz wird trotz der Krise mit 
dem Fallen des Markkurses erneut steigen, Koniunkturgewinne 
sind also wieder zu erwarten. Und wie sieht sonst die Not 
der Metallindustriellen Nordwestsachsens aus? 

Es stimmt, dass die grösseren Konzentrationsbewegungen 
hier nicht so gewirkt haben, wie in manchen anderen Gebieten 
des Reiches. Damit ist aber nicht etwa der Profit ausgeblie- 
ben. Die Geschäftsabschlüsse des Vorjahres zeigten slänzende 
Gewinne. 15, 20, 25, 30 Prozent Dividenden sind normale 
geworden. Dazu wurden überall Kapitalserhöhungen mit Hilfe 
von Vorzugs-, Gratisaktien usw. vorgenommen. Allerhand 
Rücklagen, Ausgleichs-, Frneuerunges- und sonstige Fonds sind 
geschaffen worden. So Mat Fisenbau Schiege einen 
Ueberschuss von 6160000 M. (im Vorjahre 850 000 M.) bei 
400000 M. Aktienkapital erzielt. Andere Betriebe, wie 
Kirchner & Co. haben gleichfalls glänzend abgeschlossen. 
Natürlich erscheinen bei diesen Abschlüssen auch oft besondere 
Ausschüttungen, Vorzugsaktien usw. für *,Beamte“. So sind 
nach unserer Information in “einem Betriebe zwei Direktoren, 
von denen jeder ein Jahreseinkommen von 300 000 M. bezieht, 
mitje 68000 M. Tantieme bedacht worden. Bei der 
in diesem Unternehmen vorgenommenen Kapitalserhöhung sind 
300 Aktien & 1000 M. für „Leitung und Beamte“ 
zum Betrage von 1200 M. pro Aktie verausgabt worden. 
(Kurs der Aktien über 400.) Davon sollen erhalten haben 

2 Direktoren 'je 121. Aktien‘. 0... is 0 20020242 Aktien 
4 früherer Direktor und jetziges : 
Aufsichtsratsmitgliedu. 4,9 07773 » 20 Aktien 
1 stellvertretender Direktor. . , . ..7.5°, 8 Aktien 
BrProkuristen 3.4) 4. %.3,. 052 DEREN Aktien 
300 Aktien 


Auf dieses Schreiben antwortete. der Metallindustriellen- 
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fieberhaft zu arbeiten. i 
gestellte der Leipziger Metallindustrie ist 
den 
Daneben 


Kämpfen 
kann. 
vor Engagementsnach Leipzig sich erst sehr 
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Es braucht wohl kaum betont zu werden, dass. gerade diese 
beiden Direktoren sich sehr entschieden gezen eine Neı- 
belastung durch Gehaltserhöhungen wenden, da diese nach 
er Angabe unmöglich von den Betrieben getragen werden 
:önnte, ; 

Nach alledem ist es unmöglich, dass sich die Angestellten 
auf die Dauer so wie bisher abspeisen lassen können. Wenn es 





bis jetzt in der Leipziger Metallindustrie ohne offenen Kampf - 


abgegangen ist, so ist das lediglich auf die Besonnenheit der 
Angestellten zurückzuführen. Kühle Ueberlegung hat sie bisher 
von allen scharfen Massnahmen abgehalten, doch muss natür- 
lich bei dem Verhalten der Unternehmer auch letzten Endes 
der Geduldsfaden der Angestellten reissen. Anzeichen machen. 
sich überall bemerkbar, und es gilt nur, den Zeitpunkt. so. zu 


wählen, dass er für die Unternehmer der denkbar ungeeignetste 


ist. In der Zwischenzeit ist in den Betrieben 
Auch der letzte An- 
Gewerkschaften zuzuführen. 
liegt es im Interesse der Kolle- 
sen, jetzt den Kampfschatz der ÖOrgani- 
sation so zu Stärken, dass kommenden 
ruhig entgegengesehen werden 
Auswärtige Kollegen aber möchten 


freien‘. 


genau vergewissern, was für Zustände sie 
hiererwarten 

Wie wir soeben erfahren, haben inzwischen Verhandlungen 
siattgefunden. Einen Bericht hierüber lassen wir: folgen. 


Max Müller. 
m A wi GBI 
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Gewerkschaftsarbeit - s 


Drohender Angestelltenstreik in Frankfurt 2. M. In 
Nummer 17 des „Industrietechniker“ berichteten wir bereits 
über die Verhältnisse in Frankfurt a. M. und die Schwierig- 
keiten, die der Schaffung besonderer Fachtarife entgegenstehen, 
Auf Grund der im Juli erneut einsetzenden Teuerung reichten 
die Angestellten des Wirtschaftsgebietes Frankfurt a. M. dem 
Arbeitgeberkartell neue Forderungen für die Monate August 
und September ein. . Sie stützten sich dabei auf ein Abkommen 
vom 4. Juni d. J., wonach bei nicht vorauszusehenden ausser- 
gewöhnlichen Aenderungen der wirtschaftlichen Lage neue Ver- 











handlungen vor Ablauf des Vertrages möglich sein sollten. 


Die Arbeitgeber waren jedoch anderer Ansicht und lehnten 
Gehaltserhöhungen ab mit der Begründung, dass wohl ehe 
Teuerung eingetreten sei, aber nicht in dem Masse, dass sich 
eine Erhöhung der Gehälter notwendig mache. Die Ange- 
stellten sahen sich unter diesen Umständen gezwungen, den 
Schlichtungsausschuss anzurufen, der - einen Schiedsspruch 
fällte, in welchem den Angestellten für den Monat August etwa 
10 bis 15 Prozent und für den Monat September etwa 17 bis 
20 Prozent Gehaltserhöhungen zugesprochen werden. Von den 
Angestellten wurde der Schiedsspruch mit grosser Mehrheit 
angenommen, obwohl sie Veranlasung gehabt hätten, die absolut 
unzureichenden Zuschläge abzulehnen. Die Arbeitgeber da- 
gegen lehnten den Schiedsspruch ab. Auch Verhandlungen vor 
dem Demobilmachungskommissar führten zu keinem greifbaren 
Ergebnis. 

Angesichts dieses Verhaltens der Arbeitgeber schien iede 
Möglichkeit geschwunden, auf friedlichem Wege zu einer den 
berechtigten Ansprüchen der Angestellten gerecht werdenden 
Regelung zu gelangen. In einer Riesenversammlung, die am 
15. September in „Hippodrom“ stattfand, fassten deshalb die 
Angestellten einstimmig den Beschluss, alle Vorbereitungen für 
den ihnen von den Arbeitgebern aufgezwungenen offenen Kampf 
zu trefien. 
gestellt: . 

1. Restlose Erfüllung des Schiedsspruches für August/Sep- 

tember, 

2. grundsätzliche Bereiterklärung der Arbeitgeber zum Ab- 

schluss von Gruppentarifen ab 1. Oktober, 

3. Festsetzung der Gehälter ab 1. Oktober innerhalb dieser 


Gruppentarife, AN: 


Die Streikabstimmung, die am 16. und 17. September in 
den Betrieben durchgeführt wurde, ergab, dass 
aller Angestellten des Wirtschaftsgebietes Frankfurt a. M. ent- 
schlossen waren, für die vorstehend genannten Forderungen 
in den Kampf zu treten, 


Nun geht uns kurz vor Schluss der Redaktion die tele- 


graphische Nachricht zu, dass der Demobilmachungskommissar 


den für August und September gefällten Schiedsspruch des 


Als Streikziele wurden folgende Forderungen auf- 


96 Prozent 


Schlichtungsausschusses für rechtsverbindlich erklärt hat. Die % 
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Situation hat sich dadurch naturgemäss geändert. Die bereits 
ausgegebene Streikparole ist vorläufig aufgehoben worden, und 
es soll zunächst abgewartet werden, wie sich die Arbeitgeber 
nunmehr stellen werden, vor allen Dingen auch zu der For- 
derung der Angestellten auf Abschluss von Gruppentarifen. Das 
Vertrauen der Frankfurter Angestellten zu der Einsicht ihrer 
Arbeitgeber ist nach allem Vorangegangenen sehr gering. 


Erhöhung der Gehälter in Darmstadt. Seit Wochen be- 
mühten sich die Kollegen in Darmstadt, entsprechend der stei- 
genden Teuerung ihr Einkommen zu verbessern. ‘Die Verhand- 


. Jungen mit dem Arbeitgeberverband verliefen trotz der ge- 


ringen Forderung einer Gehaltserhöhung um 10 Prozent resul- 
tatslos, weshalb die Kollegen sich gezwungen sahen, den 
Schlichtungsausschuss anzurufen. Nach Prüfung der derzeitigen 
Lebensverhältnisse kam der. Schlichtungsausschuss einstimmig 
zu dem Resultat, dass für den Monat Juli eine zehnprozentige 
Gehaltserhöhung gerechtfertigt sei, und fällte demgemäss einen 
Schiedsspruch, der den Angestellten unter der Voraussetzung, 


- dass für den Monat Augnst keine weitere Gehaltserhöhung ver- 


langt wird, eine zehnprozentige Erhöhung der Gehälter zu- 
billigte. Von seiten der Angestellten wurde dieser Schieds- 
spruch angenommen, während die Arbeitgeber ihn ablehnten. 
Die Verhandlungen vor dem Staatskommissar für die wirt- 
schaftliche Demobilmachung, der um eine Entscheidung ange- 
rufen worden war, verliefen ebenfalls ergebnislos, da die Ar- 
beitgeber rundweg erklärten, keine Gehaltserhöhung geben zu 
wollen, weil die Lebensverhältnisse im Juli noch besser ge- 
wesen seien, als in Dezember 1920. Sie beriefen sich dabei 
auf die vom Reich herausgegebenen Indexziffern, die bekannt- 
lich sich nicht auf alle Artikel des täglichen Bedarfz3 erstrecken 
und demgemäss auch nicht zur Beurteilung der wirklichen 
Teuerung herangezogen werden können. Da eine Einigung der 
beiden Parteien nicht möglich war, sah sich der Demobil- 
machungskommissar genötigt, die Verhandlungen abzubrechen 
mit der Erklärung, er werde seine Entscheidung über den 
Schiedsspruch den Parteien schriftlich mitteilen. Diese Ent- 
scheidung ist zugunsten der Darmstädter Kollegen ausgefallen. 
Der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses ist für rechts- 
verbindlieh- erklärt worden. Offen blieb noch die Frage, ob 
sich die Arbeitgeber mit der Entscheidung des Demobil- 
machungskommissars zufriedengeben, oder ob sie ihre Absicht, 
eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen, verwirklichen 
würden, Die Herren haben es sich inzwischen überlegt und 
die Entscheidung anerkannt, so dass auch diesmal die Bewe- 
gung ohne Anwendung des letzten gewerkschaftlichen Mittels 
zu einem friedlichen Abschluss gebracht werden konnte, 

Soeben ging bei uns in obiger Angelegenheit die Nachrich 
ein, dass für Monat September die Gehaltssätze von 10 auf 
20 Prozent erhöht worden sind. 


Erhöhung der Teuerungszulagen im württembergischen 
Landestarifvertrag. Für den württembergischen Industristarif, 
dem bekanfitlich auch die Bautechniker unterstellt sind, wurde 
am 29. August folgende Vereinbarung getrofien: Ab 15. August 
1921 betragen die Zulagen auf die Grundgehälter für verheiratete 
Angestellte 235 Prozent, für ledige Angestellte mit 25 Jahren 
und darüber 215 Prozent, für ledige Angestellte unter 
25 Jahren 200 Prozent. 

Die Grundgehälter in diesem Tarif betragen für Zeichner 
200—400 M., Detailkonstrukteure 450 M., für selbständize Kon- 
strukteure 600 M, Betriebstechniker 475-500 M., Betrichs- 
ingenieure 650 M. 

Die Bauführer gehören in die Gruppe der selbständigen 
Konstrukteure mit 600 M. Es wurde ausserdem vereinbart, 
dass für die diesjährige Urlaubsberechnung das Juligehalt mass- 
gebend sein soll. Der Landestarif wurde von allen Tarif- 
kontrahenten zum 31. Oktober d. J. gekündigt. Verhandlungen 
über den neuen Tarif haben die Arbeitgeber für Mitte Oktober 
bereits zugesagt. 


Erhöhung der Gehälter in Stralsund, Am 25. August wurde 
mit dem Arbeitgeber-Hauptverband für Industrie, Handel und 
Gewerbe Vorpommerns ein Abkommen getroffen, nach welchem 
für die Monate August und September ein Aufschlag von 
15 Prozent auf die bisherigen Gehälter gezahlt wird. 

Die Familienzulage in Höhe von 75 M. bleibt unverändert. 

Zu bemerken ist noch, dass die Kollegen in Stralsund be- 
schlossen haben, im Laufe des September neue Forderungen 
einzureichen, um so der immer mehr steigenden Teuerting und 
der damit verbundenen weiteren Herabdrückung ihrer Lebens- 
haltung entgegenzuwirken. 


Erhöhung der Gehälter bei der Strassenbahn und dem 
Elektrizitätswerk Saarlouis. Nach längeren Verhandlungen über 
eine Erhöhung der Löhne und Gehälter bei der Strassenbahn 
und dem Elektrizitätswerk Saarlouis erklärte sich die Betriebs- 
leitung bereit, für den Monat August eine Lohn- und Gehalts- 
zulage von 20 Prozent auf die im Juli 1921 gezahlten Löhne 


und Gehälter, jedoch nicht auf die Familien- und Kinderzulagen, 
zu zahlen, ferner diese Zulage ab 1. September 1921 auf 
30 Prozent zu erhöhen. 


Neue Gehälter in den Gross-Berliner Wagen- und Karos- 
seriefabriken. Mit dem Arbeitgeberverband Gross-Berliner 
Wagen- und Karosseriefabriken e. V. wurde am 10. September 
d. J. ein Nachtrag abgeschlossen, der die Gehälter der Ange- 
stellten neu regelt. 

Rückwirkend ab 1. April 1921 bis zum 30. September wer- 
den gemäss der Vereinbarung folgende Gehälter gezahlt: 

1. Techniker mit dreijähriger praktischer Ausbildung und nach 
Absoivierung der Wagenbauschule oder anderweitiger Aneignung ent- 
sprechender Kenntnisse 

im ersten Berufsjahr 1109 M. pro Monat, 

steigend bis zum fünften Berufsjahr auf 1500 M. pro Monat. 

2. Techniker, die Entwürfe selbständig bearbeiten und die auch 
imstande sind, die Konstruktionspläne für Wagen und Karosserien 
selbständige und richtig herzustellen 

im 1. Berufsjahr 1300 M. pro Monat, 

steigend bis zum 5. Berufsjahr auf 1700 M. prö Monat, 
Werkmeister 

im ersten Berufsjahr 1700 M. pro Monat, 

vom zweiten Berufsjahr- ab 1850 M. pro Monat. 

Obermeister, Betriebsleiter oder dauernd mit der Betriebsleitung be- 
auftragte Techniker erhalten 10 Prozent mehr als der höchstbezahlte 
Meister ihres Berufes. 


Eine neue Vereinbarung zu dem Firmentarif in Heidelberg. 
Zu dem Tarifvertrag vom 25. April d. J. mit den Firmen 
Schnellpressenfabrik A. G., Vereinigte Fabriken C. Maqıet 
G.m.b.H., und der Mannheimer Schraubenfabrik G.m.b.H., 
sämtlich in Heidelberg, wurde am 13. September d. J. nach- 
stehende Vereinbarung zetrofien: 
„Den Angestellten der Werke werden zu den bisher gezahlten Gesamt- 
einkommen ab 15. August 1921 folgende besondere Zulagen gewährt :“ 
Männliche Angestellte über 30 Jahre . 350,— M. pro Monat 


von 25—30 Jahren . 260,— , » 
„ 22-25 ». . 160,— ” ” ” 
„ 19—21 „+. . 130,— ” ” ” 
unter 19 Jahren ROT ” 
Weibliche Angestellte über 25 Jahre . . 160,— M. pro Monat 
„ „ .. 80, — „ 1} ” 


unter LIESSEN Re » 


Aus den Fachgruppen 
Eisen- und Metallindustrie 


Die neuen Forderungen in der Berliner Metallindustrie. In 
Nr, 18 des „Industrietechniker“ vom 1. Juni d. J. berichteten 
wir über die Verhandlungen mit dem Verband Berliner Metall- 
industrieller (V. B. M. 1.), die eine Regelung der Gehälter der 
Jugendlichen und der Bureauangestellten zum Ziele hatten. Es 
wurde bei diesen Verhandlungen vom V.B. M. I. ein Vergleichs- 
vorschlag gemacht, mit dem sich sowohl der AfA-Bund als auch 
der G. d. A. G. einverstanden erklärten. Der G. d. A. dazegen 
lehnte bekanntlich den Vergleich ab. und erreichte damit — da 
der V.B.M. I. sein Angebot an die Bedingung der Zustimmung 
sämtlicher Verbände knüpfte —, dass Hunderte von Jugendlichen 
und Bureauangestellten um die Neuregelung ihrer Gehälter 
kamen. 

Die neue Teuerungswelle gab auch den Berliner Kollegen 
Veranlassung, erneut zu einer Regelung der Gehälter Stellung 
zu nelımen und dabei besonders die Verhältnisse der Jugend- 
lichen und Bureauangestellten zu berücksichtigen. Am 
25. August d. J. fand eine Versammlung aller AfA-Funktionäre 
der Berliner Metallindustrie statt, in welcher einstimmig be- 
schlossen würde, die Organisationen zu beauftragen, die Kün- 
digung der Gehaltssätze am 31. August 1921 auszusprechen. 
Gleichzeitig ging den Harmonieverbänden entsprechende Mit- 
teilung zu, und es wurde ihnen anheimgestellt, sich den For- 
derungen des AfA-Bundes anzuschliessen. Diese Forderungen 
bewegen sich für die einzelnen Gruppen der Angestellten 
zwischen 80 und 260 M. Erhöhung der Grundgehälter. Für die 
technischen Angestellten ist eine Erhöhung des Grundgehaltes 
um 200 M. monatlich gefordert. Die bisherigen Teuerungs- 
zuschläge von 110 Prozent sowie die Familien- und Kinder- 
zulagen sollen aufrechterhalten bleiben. 

Bedauerlicherweise haben sich die Harmonieverbände bis 
heute den Forderungen des AfA-Bundes nicht angeschlossen? 
auch bis zum 12. September laut Schreiben des V. B. M..l. 
eigene Forderungen nicht eingereicht, so dass es bisher nicht 
möglich war, in Verhandlungen einzutreten. Der V.B. M. |. 
ist nunmehr selbst an den G. d. A. und G. d. A..G. herange- 
treten und hat diese gebeten, auch ihrerseits Forderungen 
möglichst bald zu unterbreiten, damit entsprechend dem Wın- 
sche des AfA-Bundes die Verhandlungen unverzüglich aufge- 
nommen werden können. 

Es muss festgestellt werden, dass seitens des AfA-Bundes 
alles getan worden ist, um einheitliche Forderungen zur rech- 
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ten Zeit einzureichen. Die Harmonieverbände sind in genügen-- 
dem Masse informiert worden. Ihr Verhalten hat jedoch bis- 
her die Aufnahme der Verhandlungen verhindert. Sie allein 
tragen die- Verantwortung für die Verschleppung. Es wird not- 
wendig sein, dass die im AfA-Bund organisierten Kollegen 
über das Verhalten der Harmonieverbände in den Betrieben - 
die erforderliche Aufklärung schaffen. Ueber den weiteren 
Verlauf der Bewegung werden wir berichten. 


Neue Gehaltssätze in der Metallindustrie von Crefeld und 
Umgegend. Mit dem Verein der Metallindustriellen von Crefeld 
und Umgebung ist am 1. August d. J. ein Zusatzvertrag zu den 
Tarifverträgen vom 19. Mai und 14. Oktober 1920 abgeschlossen 
worden. Danach ist das monatliche Einkommen der techni- 
schen Angestellten, Werkmeister und Lehrlinge wie folgt ge- 
regelt: 

Techn. Angestellte nach der Lehre 19—24 24—26 26-30 über 30 
bis zum vollend. Jahre Jahre Jahre $ Jahre 


19. Jahre 
Gruppe, Zeichner M. 575, — 750,— 950,— 1050,— 1175,— 
» Techniker in r 
Anfangsstellung „ 725,— 900,— 1050,— 1175,— _1300,— 
„ Detailkonstruk- 
teure . . 110 — 1050,— 1250,— 1375,— 1625,— 


Konstrukteure. „ — _ 1375,— 1625,— 1850,— 
„ Erste Konstruk- 


teure . . 3 — — 


ER 1625,— 1850,— _2100,— 
Betriebsleiter u. 


Oberingenieure „ — —_ 1850,— 2075,— 2300,— 
Werkmeister: 1. Gruppe, Maschinen-, Lager-, Platzmeister usw. M. 1425,— 
DEE Fachmeister EL She . „ 1750, — 

Sr Obermeister . re one EL A 0 LO 

Lehrlinge: 1.Jahr M. 125,— 2. Jahr M. 175,— 3. Jahr M. 225,— 

Familiengeld. Verheiratete erhalten monatlich M. 10,— mehr. Für 
jedes nicht erwerbstätige Kind unter 16 Jahren wird ein Kindergeld von 
monatlich M. 75,— gezahlt. 

Grosswerkszulage. Angestellte (nicht Lehrlinge), welche in den nach- 
benannten Betrieben beschäftigt sind, erhalten eine Grosswerkszulage von 
monatlich M, 100,— : 

1. Stahlwerk Becker A.-G., Willich, und Reinholdhütte, Crefeld-Rheinhafen. 

2. Crefelder Stahlwerk A.-G., Crefeld. 

3. Waggonfabrik A.-G., Uerdingen. 

4. Rheinische Dampfkessel- und Maschinenfabrik Büttner, Uerdingen. 

5. Stahlwerk Liesen & Co., Crefeld. - 

Weibliche Angestellte erhalten bis zum vollendeten 20. Lebensjahre 


20°/, weniger als die Tarifsätze, vom vollendeten 20. Lebensjahre ab 15%, 
weniger, 


Männliche und weibliche Angestellte, die nachweislich alleinige 
Ernährer ihrer Familie sind und mit dieser einen gemeinsamen 
Haushalt führen, erhalten die Verheiratetenzulage bzw. Witwen auch 
das Kinderge!d. & 

Die vorstehenden Abmachungen sind bindend abgeschlossen 
für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1921 und laufen nach 
diesem Zeitpunkt weiter, wenn sie nicht von einer Partei mit 
einmonatlicher Frist zum Schluss eines Kalendermonats ge- 
kündigt werden. Der früheste. Kündigungstermin ist der 
1. September 1921. Soweit die Verträge vom 19. Mai und 
14. September 1920 nicht durch vorstehende Bestimmungen 
aufgehoben oder geändert sind, bleiben sie in Kraft, ’ 


Nachtrag zum Tarifvertrag für die Metallindustrie in Cassel. 
Ab 1. August 1921 erhöhen sich die festgelegten Teuerungszu- 
schläge wie folgt: : j 
1. für die Jugendlichen bis 18 Jahre 
2. von 18—2U Jahre einschl. die Vorstufe 
3. für alle Angestellten über 20 Jahre einschl, 
die Vorstufe, für Ledige und Verheiratete 
BICICh 1.2 00 ee a al ee Dee ORTEN DE 
Neuregelung von Gehalts- und Einkommensverhältnissen 
der niederschlesischen -. Eisengiessereien Mallmitz-Sprottau- 
Kotzenau. Am 10. d. M. gelangte mit dem Arbeitgeberverband 
der niederschlesischen Eisengiessereien "Mallmitz - Sprottau- 
ee folgende Veränderung der Gehaltsbezüge zum- Ab- 
schluss: 
„Ab 15. August 1921 &rhalten einen weiteren Zuschlag auf 
die bisherigen Gehälter: 3 


t: 
2 
3. 
4 „ Selbständige 
5 
6 


von 60 auf 80 Prozent 
” 70 n 90 » 


L.edige‘ bis "25 Jahre 2. a0 a a A 175 M. 
Ledige über 25 Jahre . . . .„, 2,0,200:;: 
Verheiratete ohne Kinder .. . Be Zt 


Verheiratete mit 1-2 Kindern . 273.5 
Verheiratete mit mehr Kindern. . . . . 300 2 

In Betracht kommen hierbei Kinder bis zu 16 Jahren, so- 
weit sie selbst kein Einkommen haben. 

Die Vereinbarung hat Gültigkeit bis 30. November 1921. 
Weiter wurde vereinbart, dass sowohl der Manteltarif als auch 
die Gehaltstafel getrennt mit einer Frist von einem Monat ge- 
kündigt werden können. $ 16 (Vertragsdauer des Tarifs) wird 
dahingehend abgeändert, dass an Stelle des 31. März 1920 der 
31. Dezember 1921 tritt.“ 





. Gruppe Nordbayern, folgende Vereinbarung getroffen: E| 


Ä werden auf volle 10 Mark nach oben aufgerundet. 


“Gruppe Il: Bearbeiter von Projekten und Aus- 
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Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke 
Erfolgreicher Abschluss der Gehaltsbewegung bei den 
Elektrizitätswerken Bayerns. Am 13. September d. J, fanden 
in der Handelskammer in Nürnberg Verhandlungen: mit dem 
Arbeitgeberverband von Elektrizitätswer- 
ken Bayerns über eine Erhöhung der Gehälter statt. Nach 
zwölistündiger Verhandlung konnte ein Ergebnis erzielt 
werden. Danach stellt sich das Einkommen für die technischen 
‚Angestellten mit Wirkung ab 1. August d. J. wie folgt: 
Gruppel: Pauser, Hilfszeichner, Hilfsrechner und dergl. 
Led. Verb. 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre . ...680,— —. MM. 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahre auf . 1450,— 1490,— „ 
Gruppe ll: Zeichner, Techniker in Anfangsstellung 
nach vollendetem 18 Lebensjahre .. ... 80 — M 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahre 1620,— 1660,— „ 
Gruppe Ill: Betriebs-, Bau- und Vermessungstechniker, Hilfs- 
e konstrukteure, Akquisiteure usw. 
nach vollendetem 20. Lebensjahre . . . . . 1090, — M 
steigend nach vollendetem 33. Lebensjahre auf . 1990,— 2030,-- „ 
GruppelV: Konstrukteure, Projekt- und Installationsingenicure, 
Betriebsassistenten, selbst. Bauführer, Montageingenieure usw. 
nach vollendetem 25 Lebensjahre BR 1560,— 1660,-— M. 
steigend nach vollendetem 35. Lebensjahre auf 2200,— 2250,— „ 
Gruppe V: Bauleiter, beratende Ingenieure, Abteilungs- 
8 vorstände, Betriebsingenieure 
nach vollendetem 25. Lebensjahre . . . . . 1749,— 1860,— M. " 
steigend nach vollendetem 38, Lebensjahre auf 2700,— 2750,— „ 
Die Gehaltsätze für die dazwischenliegenden Altersstufen ergeben sich 
durch gradlinige Interpolation der Gehaltssätze. ET 
Augsburg wird aus der Ortsklasse B in die Ortsklasse A eingereiht; 
Kitzingen aus Ortsklasse C nach B. a 
Die Gehaltssätze sind mit einmonatiger Frist kündbar, erstmalig am 
30. September zum 31: Oktober d. ]. 


Der Abschluss dieser Bewegung darf als der beste in der 
letzten Zeit bezeichnet werden, da die von den Kollegen ein- 
gereichten Forderungen nahezu restlos durchgesetzt werden 
konnten. Die Gehälter decken sich mit denen, die bei den Ver- 
handlungen mit dem Nürnberg-Fürther Arbeitzeberkartell er- 
reicht wurden. . 


Chemische Industrie 


Die Kündigung des Angestelltentarifvertrags der chemischen 
Industrie Gross-Berlins erfolgte am 10. August zum 30. Sep- 
tember d. J. Es ist sowohl die Gehaltstafel, wie auch der 
Manteltarif gekündigt. Von den Spitzenorganisationen, d. h. 
G.d.A., Gedag und AfA-Bund, wurde eine Tarifkommission 
zusammengestellt. Eine Besprechung dieser Tarıfkommission 
hat stattgefunden und dahin geführt, sich auf die Abänderungs- 


. vorschläge sowohl für den Manteltarif, wie auch für die Ge- =; 


haltstafel des AfA-Bundes zu stellen. Ueber den Verlauf der 
Tarifverhandlungen werden wir an dieser Stelle weiter bei7 
richten. . x 


Gesundheitsindustrie 


. Eine neue Vereinbarung zum Tarifvertrag in der Zentral-. ä 
heizungsindustrie, Gruppe Nordbayern. Am d. M. wurde 4 


mit dem Verband der Zentralheizungsindustrie, 





1. Auf die Gehaltssätze vom 1. Mai 1920 tritt mit Wirkung 
ab 1. September 1921 für Verheiratete @in Zuschlag von 
65 Prozent, für Ledige ein Zuschlag von 60 Prozent. 

2. Lehrlinge erhalten 10 Prozent auf die bisherigen Gehalts- 
bezüge. } gi 4 
3. Die sich bei der Ausrechnung ergebenden Endbeträge 

















Die Gehaltssätze der technischen Angestellten betragen 
demnach ab 1. September 1921: ur 


Gruppe I: Technikerin Anfangsstellung: An- 
. fangsgehalt für Ledige 880_M., für Verheiratete 910:M.; 3 
steigend nach 8 Berufsiahren auf 1280 M. für Ledige und ° 
1320 M. für Verheiratete. Ft 




























führungen nach Angaben: Anfangsgehalt für Le- 
dige 1147 M., für Verheiratete 1190 M.; steigend nach 11 Be 51! 
‚rufsjahren auf 1780 M. für Ledige und 1850 M. für Ver- = 
heiratete. Kai ei: ee 
Gruppe III: Selbständige Bearbeiter für Pro- 
jekte und Ausführungen: Anfangsgehalt für Ledig 
1440 M., für Verheiratete 1480 M.; steigend nach 10 Berufs 
jahren auf 2080 M. für Ledige und 2150 M. für Verheiratete 
Gruppe IV: Angestellte in leitender Stellung 
freie Vereinbarung, jedoch :nicht unter 2750 M. für Ledige. 
und 2840 M. für Verheiratete. 5 er 
Gruppe V: Werkmeister, Montageinspektoren: 
1820 M. für Ledige und 1880 M, für Verheiratete. - 
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‘schen Tageszeitung veröffentlicht wurde, 
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Nummer 95 


Der Verband der Metallindustriellen des 
Ostens zur Teuerung 


Während seitens des Reichs, der Länder und auch von 
einem grossen Teil der Arbeitgeber die Forderungen der Ar- 
beiter, Angestellten und Beamten auf eine Erhöhung ihres Ein- 
kommens als Ausgleich der seit Juli d. J. erneut eingetretenen 
Teuerung, die nicht nur durch die Brotpreiserhöhung, sondern 
zum erheblichsten Teil durch das gleichzeitig sprunghafte 
Emporschnellen der Preise fast aller Bedarfsartikel hervor- 
gerufen wurde, anerkannt werden, glauben einige Arbeitgeber- 
gruppen, darunter an erster Stelle die Unternehmer der 
Metallindustrie, besonders feststellen zu müssen, dass 
überhaupt keine Teuerung bestehe, und dass die geringe Brot- 
preiserhöhung kein Anlass für die Arbeitnehmer sein könne, 
um einen Ausgleich in Gestalt einer Erhöhung ihres Finkom- 
mens zu fordern. Durch besonders scharfmacherische Mass- 
nahmen hoffen sie, ihre Arbeiter und Angestellten einschüchtern 
zu können, 

Dass in der Gruppe dieser Scharfmacher die „ostdeut- 
schen Metallindustriellen“ unter Führung der 
rühmlichst bekannten Firma Schichau, Elbing, nicht fehlen, 
zeigt uns ein Rundschreiben des Verbandes der Metallindustriel- 
len des Ostens an seine Mitglieder, welches in einer ostdeut- 
Nachstehend geben 
wir den genauen Wortlaut wieder: 

Vertraulich! . 
Verband der Metallindustriellen des Ostens E.V, 


Elbing, den 26. August 1921. 
Rundschreiben Nr. 93 für 1921. 


Betrifft: Forderungen der Gewerkschaften 
aus Anlass der Brotpreiserhöhung. 


Der Gesamtverband der Deutschen Metallindustriellen, Berlin, teilt 
uns mit: 


Der erweiterte Vorstand hat sich in seiner Sitzung am 17. d.M. 
eingehend mit den Forderungen der Gewerkschaften aus Anlass der 
Brotpreiserhöhung beschäftigt. In der Aussprache wurde als all 
gemeiner Grundsatz aufgestellt, dass die geringe Brotpreiserhöhung 
den Gewerkschaften zurzeit keinen berechtigten Anlass geben könnte, 
Lohnforderungen zu stellen. Alle Forderungen auf Lohnzulage sollten 
deshalb im gegenwärtigen Zeitpunkt abgelehnt und die Auswirkung 
der infolge der Brotpreiserhöhung möglicherweise eintretenden Teue- 
tung abgewartet werden. Massgebend hierfür war der Gesichtspunkt, 
dass durch eine unzeitgemässe Lohnerhöhung die Teue- 
rung erst hervorgerufen bzw. erst verschärft wird. 
Ferner fie ins Gewicht, dass — wenn bereits in der jetzigen Zeit, 


in der im allgemeinen von einer Teuerung noch nicht 
gE sprochen werden könne, Zugeständnisse gemacht werder, 
ie Gewerkschaften dann, wenn die Teuerung tatsächlich eingetreten 


und ihr Ausmass zu übersehen ist, mit um so höheren Forderungen 
hervortreten werden. Es würde dann schwerhalten, ‚diesen Forde- 
tungen entgegenzutreten, weil die Gewerkschaften der Auffassung 
‚sein werden, dass die Arbeitgeber sich den Forderungen deshalb 
nicht entziehen können, weil sie zu einer Zeit, als die Teuerung 
noch nicht vorhanden war, bereits erhebliche Zulagen gewährt haben, 
DieIndustrie sollte daher zurzeitalle Lohnerhöhun- 

en die auf Grund der vorgeblichen Teuerung oder 
“pe Brotpreiserhöhung gestellt werden, ablehnen, 
und gegebenenfalls die sich daraus ergebenden Fol- 
gerungen auf sich nehmen. 

Bei den Verhandlungen mit den Gewerkschaften muss dar- 
auf hingewiesen werden, dass sich jetzt dei Auswirkung 
des Versailler Friedens und die Annahme des Uiti- 
maftums in aller Schärfe zeigen werden, und dass an der infolge- 
dessen eintretenden Verarmun g alle Schichten des deut- 
schen Volkes, also auch die Arbei tgeber, gemeinsam zu 
tragen haben. 

Der erweiterte Vorstand hat nach dieser Aussprache die bei- 
efügten Richtlinien einstimmig beschlossen und erwartet von allen 
Mitgliedern deren strikte Beachtung, 

Verband der-Metallindustriellen des Ostens E.V. 


Zu diesem Schreiben gehen folgende Richtlinien mit an die 
Mitglieder: a 


Der Induffr 





Erscheint mit Nr. 40 der D. T.Z. 
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Anlage zum Rundschreiben Nr. 93 
vom 26. August 1921. 


Richtlinien zu den Forderungen der Gewerkschaften aus Anlass der 
Brotpreiserhöhung. 

1. Lohn- und Gehaltsforderungen der Arbeitneh- 
mer, diein den allgemeinwirtschaftlichen Verhält- 
nissen keine Stütze finden oder die Leistungsfähigkeit der 
Industrie übersteigen, sind mit allen Mitteln abzuwehren. 


2. Weder die Brotpreiserhöhung noch die Kosten 
des allgemeinen Lebensbedarfs berechtigen die Ar- 
beiterschaft zurzeit Lohnzulagen zu fordern. Noch 
weniger liegt eine Berechtigung dafür vor, aussertarifliche 
Lohn- und Teuerungszulagen zu verlangen. Soilten sich indessen 
Lohnerhöhungen an einzelnen Orten deshalb nicht vermeiden lassen, 
wei die Löhne in der Metallindustrie gegenüber den übrigen In- 
dustrien des betreffenden Bezirkes oder gegenüber der Metallindustrie 
der benachbarten Bezirke erheblich zurückgeblieben sind, so sollten 
diese nur nach Kündigung und Ablauf des Tarif- 
vertrages als Ausgleich gewährt werden; der Grund- 
satz der Vertragstreue ist besonders den Schlichtungsausschüssen gegen- 
über zu betonen. 

Es muss vermieden werden, Lohnerhöhungen für eine drohende 
Teuerung zu gewähren, da ihr Ausmass noch nicht feststeht und 
erfahrungsgemäss die Gewerkschaften bei dem tatsächlichen Eintritt 
derseiben erneut mit Forderungen hervortreten. 

Zentrale Verhandlun gen, sei es in der Zentralarbeits- 
emeinschait, der Reichsarbeitsgemeinschaft oder im Gesamtverband 
eutscher Metallindustrieller mit den Zentralorganisationen der Ar- 

beitnehmer über Lohnzulagen aus Anlass der Brotpreiserhöhung wer - 
den abgelehnt. 

Die Verhandlungen hierüber können nur örtlich. oder be- 
zirklich erfolgen. 


3. Bei der Stellungnahme‘ zu den Forderungen der Gewerk- 
schaften kann nicht mehr ausschliesslich die Verteuerung, des Lebens- 
bedarfs des Arbeiters ausschlaggebend sein, sondern es muss auch 
in weitestgehendem Masse die allgemeine wirtschaftliche Lage der 
Industrie des ganzen Landes, wie sie namentlich durch die An- 
nahme des Ultimatums geschaffen worden ist, berücksich- 
tigt werden. 


4. Mit Rücksicht darauf, dass die Lohnforderungen mit der 
Teuerung aller Bedarfsartikel begründet werden, empfiehlt es sich 
Lohnerhöhungen möglichst in der Form der 
währen, da die verheirateten Arbeiter, namentlich mit grosser Fa- 
mie, unter der Teuerung am meisten zu leiden haben. Dagegen 
soil die Erhöhung der Löhne der Jugendiichen, die bezüglich ihrer 
Verdienste bereits günstiger gestellt sind, wie die Verheirateten, 
nach Möglichkeit vermieden werden. 

Bewilligungen mit rückwirkender Kraft müssen unter allen Um- 
sänden ausgeschlossen werden. 

Jegliche Bestimmungen, die das Lehrverhältnis betreffen, insbeson- 
dere auch die Vergütungen der- Lehrinige, gehören nicht in den 
Tarifvertrag. 

5. Bei der Festsetzung der Lohnzulagen ist auch auf eite an- 
gemessene Spannung zwischen gelernten, angelernten und ungelernten 
Arbeitern hinzuwirken. 

6. Bei den Verhandlungen muss ferner auf die Einführung von 
produktionssteigernden Arbeitsmethoden sowie auf 
die Beseitigung von produktionshemmenden Tarif- 
bestimmungen in erweitertem Umfange hingewirkt werden. 


Da der Inhalt des vorstehenden Rundschreibens für sich 
selbst spricht, glauben wir, von einem ausführlichen Eingehen 
auf denselben absehen zu können. Eines jedoch wollen wir 
feststellen, und zwar, dass ein frivoleres Spiel bisher mit dem 
deutschen Wirtschaftsfrieden nicht getrieben worden ist. Die 
Folge wird sein, dass — da die Arbeitnehmer nicht gewillt 
Sind, eine weitere Herabdrückung ihrer Lebenshaltung auf sich 
zu nehmen — sich Lohnkämpfe im bisher nie dagewesenen 
Umiange, provoziert durch das von vornherein ablehnende 
Verhalten gewisser Arbeitgebergruppen, entwickeln, die dem so- 
wieso erschütterten Wirtschaftsleben Deutschlands nicht zum 
Segen gereichen dürften, Die Verantwortung fällt allein auf 
jene Scharfmacher, Die Arbeitnehmer sind nicht geneigt Ihre 
Familien dem Hunger und Elend zu überantworten, und werden 
mit vereinter Kraft den sauberen Plan dieser gewissenlosen 
Unternehmer zum Scheitern zu bringen wissen. 


Soziallöhne zu ge- 
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Gewerkschaftsarbeit 


Neue Gehälter in Harburg a. d. Eibe, Seit langem waren 











die Kollegen in Harburg bemüht, ihre Gehälter zu verbessern.“ 


Ihre Bemühungen scheiterten jedoch an der hartnäckig ab- 


Ichnenden Haltung der Arbeitgeber. Erst nachdem der Schlich- 


tungsausschuss angerufen war_und zugunsten der Angestellten 
entschieden hatte, ausserdem auch der Demobilmachungskom- 
missar sich mit der Angelegenheit beschäftigt hatte, zeigten sich 


die Arbeitgeber geneigt, den Angestellten entgegenzukommen. 


Fs wurde nunmehr eine Vereinbarung getroffen, nach welcher 
sich die Gehälter der technischen Angestellten mit Wirkung 
vom 1. August 1921 wie folgt stellen: 


L. Meisterstellvertreter . . .... e. 1500,— M. 
nach 3 Jahren Berufstätigkeit . Ran ORLRE SET, 

ll. Meister a) betraut mit der Aufsicht über ungelernte 
Arbeiter Ba en, 0851590, — 75 
nach 3 Jahren Berufstätigkeit . . . . . 1600,— „ 

b} betraut mit der Aufsicht über gelernte 
Arbeiter ee ee a EEE 0I0 
nach 3 Jahren Berufstätigkeit . . . .„ . 1700,— „ 
IM. Obermeister. . . . Er EN ee aa ZS0, ee 
nach 3 Jahren Berufstätigkeit . . . . . 1800,— „ 


im 1.—3. Jahr im 4.—8. Jahr nach mehr als 


der Berufstätig- der Berufstätig- 8. Jahren 
keit keit d. Berufstätigkeit 
IV, Laboratoriums- 
gehilfen .. . 725,— 1050, — 1250,— M. 
V, Laboranten. . . 1500, — _ _ 
VI. Licht-und Zeich- 
nungspauser, . 725,— 1050, — 1250,— ,„ 
VHrZeichner sen 825,— 1150,— 1400,— ,„ 
VII. Technische Betriebsbeamte ... .........100— „ 
i ‚nach dreijähriger Tätigkeit in dieser Stellung 1600,— „ 
IX Erste Betr ebsassistenten .. Ne 1700,— „ 
nach 3 Jahren in einer solchen Stellung . . 1800,— „ 
X. Konstrukteure und Ingenieure, . .... .. 1400, — ,„ 
nach dreijähriger Tätigkeit in einer solchen 
Stellung NE 2 1600,—  „ 
Xl. Selbständige Konstrukteure a a AIO TE 
nach dreijähriger Tätigkeit in einer solchen - 
Stellung LE N a IT er 
Zu diesen Gehaltssätzen kommen folgende Teuerungszulagen: 
Für verheiratete Angestellte ohne Kinder. . ... » „ .200— M. 
Für verheiratete Angestellte mit Kindern . 400,— „ 


Lehrlinge im 1. Jahr 225,— M,, im 3. Jahr 375,— M. 
a ER LEE 
Hilfskräfte im 1. Jahr 375,— M, im 3. Jahr 525.— M. 
B Pe a VE Re im 4. Van 575,— M. 
Kriegsbeschädigten im Alter von über 25 Jahren wird eine Sonder- 
zulage von 400,— M. für den Monat gewährt, 
Weibliche Angestellte mit Ausnahme der weiblichen Lehrlinge er- 
halten 80 Prozent des Grundgehalts. 


Gehaltserhöhung in Schmalkalden. Die am 14. September 
d. J. in Schmalkalden geführten Tarifverhandlungen mit dem 
Arbeitgeberverband zeitigten folgendes Ergebnis: 

„Auf die bestehenden Tarifsätze werden nachstehende Zulagen gewährt 

Für August 19217 9% +2. 22 =-101Prozent 

„September. 1921 =777°232215 

„ Oktober 192 E 720 

„ November 1921 ..... 25 

„Dezember: .1921:72,7,. 9 5 
und zwar errechnet auf das Tarifgehalt vom Juli 1921.“ 

Ferner haben wir mit dem Arbeitgeberverband verein- 
bart, im Laufe des Dezember über eine neue Gruppierung der 
technischen Angestellten zu verhandeln. Aller Voraussicht 
nach dürften diese Verhandlungen zu einem Neuabschluss des 
Tarifvertrages mit Wirkung vom 1. Januar 1922 führen. 


Gehaltszuschlag in Neustadt a. d. Orla. In Neustadt a. d. 
Orla ist es den Kollegen gelungen, die Gehälter durch prozen- 
tuale Zuschläge zu erhöhen, um so der Teuerung einigermassen 

a werden zu können. Das letzte Verhandlungsergebnis 
utet: 


» 
n 
” 


„Auf die zurzeit bestehenden Tarifgehälter wird eine Zulage gewährt in 


Höhe von 15 Prozent für August 1921 und 25 Prozent für September und 
Oktober 1921,“ 


Aus den Fachgruppen 


Eisen- und Metallindustrie 


Tariibewegung in der anhaltischen Industrie. Nach schwie- 
rigen Verhandlungen, die sich fast 1% Monate hingezogen 
haben, fällte der angerufene Schlichtungsausschuss folgenden 
Schiedsspruch, der sowohl von- den Arbeitgebern wie auch 
den Arbeitnehmern angenommen wurde: 

1. Für die Monate August, September und Oktober 1921 
wird zu den Tarifsätzen des Nachtrages vom 17. Sep- 
tember 1920 zum Angestelltentarif vom 7. Mai 1920 eine 
Zulage in Höhe von 30° Prozent gewährt. 


Er, Die sozialen Zulagen werden 


- hältniszahlen zahlen: 





wie folgt erhöht: Für Ver- 

© heiratete und Verwitwete mit eigenem Hausstand auf 

2.100 M., für jedes Kind bis zum vollendeten 16. Lebens- 
5, *3jahre: auf: 75-M, 2,2 Kay EL Be F 
3. Die Zulage unter 1. beträgt für die Gruppen A, K, T, 
und ‘M: mindestens 150°Mr : "Here 

Die Aufhebung der Ortsklasse II ist im Schiedsspruch nicht 
aufgenommen, da sie bereits vorher seitens der Arbeitgeber 


‚zugestanden worden ist. 


“ Bemerkenswert aus den ganzen Verhandlungen ist das Be- 
streben der Arbeitgeber, vor allen Dingen die sozialen Zu- 


Jagen und weniger die Gehälter zu erhöhen. Die Angestellten- 
vertreter. von den Arbeitgebern aufgefordert, ihre Stellung zu 


den sozialen Zulagen und deren Ausbau bekanntzugeben, er- 
‚klärten, keine grundsätzlichen Gegner der sozialen Zulagen zu 
sein, wenn die mit ihrer Einrichtung verbundenen Gefahren 
durch Errichtung einer. Ausgleichskasse beseitigt würden. 
"Auch dürfen die sozialen Zulagen nicht überwiegen; denn als 
Tarifgrundlage müsse das Leistungsprinzip beibehalten werden. 
Diese Erklärung der Angestelltenvertreter veranlasste die Ar- 
beitgeber, ihnen die Satzung der von der Hauptversammlung 
des Arbeitgeberverbandes bereits im Mai beschlossenen Aus- 
gleichskasse für Familienbeihilfen vorzulegen. Nach Si. der-- 
‚Satzung ist- der Zweck der Kasse „gleichmässige Umlage der 
Lasten, die den Mitgliedern des Anhaltischen Arbeitgeberver- 
bandes aus den im Angestelltentarif vorgesehenen: sozialen Zu- 
lagen erwachsen“. Die Verrechnung erfolgt ‚halbjährlich. 
Die Mitglieder haben dem Verbande. innerhalb des ersten 
Monats nach Ablauf des Verrechnungshalbjahres den durch- 
schnittlichen Personalbestand dieses Halbjahres anzugeben. An- 
zugeben sind die Gesamtzahlen der Angestellten, die Zahl der 
Verheirateten und Verwitweten mit eigenem Hausstand und 
die Zahl der zulageberechtigten Kinder. Auf Grund dieser An- 
gaben wird von der Geschäftsstelle des. Verbandes berechnet, 
wieviel Kinder bis zum vollendeten 16. Lebensjahre durch- 
schnittlich im Verband auf einen Angestellten entfallen. An 
Hand dieser Verhältniszahlen wird dann festgestellt, ob dass 
einzelne Mitglieder die ermittelte Durchschnittszahl der. Ver-- 
heirateten bzw. Kinder erreicht oder nicht. Sind die Durch- = 
schnittszahlen geringer, so hat das betreffende Mitglied einen 
"Betrag an die Ausgleichskasse abzuführen, überwiegt.die Zahl 
der Beschäftigten die Durchschnittszahlen, so erfolgt die ent- 
sprechende Vergütung durch die Ausgleichskasse. . Beschäftigt 
z. B. eine Firma 10 Angestellte, davon 5 Verheiratete mit 
6 Kindern unter 16 Jahren, und entfallen auf einen Angestellten 
im Verband 0,5700 verheiratete Angestellte und 0,5492 Kinder. 
so muss die Firma an sozialen Zulägen auf Grund dieser Ver- 
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10X.0,5700%X 60)  (IOX 0,5492 %X 45) sag 14 
m Se Y 589,14 Mm 
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Tatsächlich gezahlt hat sie aber: ee 
(5X 60) .» (6 X 45) = 
= 300,— M +. 22 M. } 570,— nr | 
In diesem Falle ist der Unterschied von ae la Me 


monatlich von der Firma an die Ausgleichskarse zu zahlen. IRRE 
Ist die tatsächlich gezahlte Summe grösser als die auf 


Grund der Verhältniszahlen errechnete, so wird der betreffenden 
Firma der Unterschied durch die Ausgleichskasse vergütet. x 
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Tariibewegung in der Gross-Berliner Metallindustrie. In 
Nr. 28 des „Industrietechniker* vom 23. September berich- 
teten wir über die von den Berliner Kollegen aufgestellten 
Forderungen und stellten gleichzeitig fest, dass die Harmonie- 
verbände sich den Forderungen des AfA-Bundes nicht ange- 
schlossen haben und am 12. September durch den Verband 
Berliner Metallindustrieller aufgefordert wurden, ihrerseits 
Forderungen einzureichen. er ee 

Dieser Aufforderung sind sie inzwischen nachgekommen, 
so dass die Verhandlungen beginnen konnten. Zu einer Ver- 
ständigung ist es während der zweimaligen Verhandlungen °' 
nicht gekommen, da der Verband Berliner Metallindustrieller ” 
grundsätzlich eine Erhöhung der Grundgehälter ablehnte und 
nur bereit war, den Teuerungszuschlag sowie die Frauen- und ° 












Kinderzulage zu erhöhen. Wie hoch diese Erhöhung zu be- 
messen sei, wurde von ihm nicht verraten. Auch die vom 
V.B.M.I, schon früher angewendete Taktik, ohne Verhand- 
lungen den Tarifstreit sofort vor ein Schiedsgericht zu bringe 
wurde auch diesmal angewendet. Diese Art der Verhan 
lungen wurde jedoch von uns abgelehnt. a TEE 
Am zweiten Verhandlungstage brachte der’ V.B.M.I. z 
‚ Ausdruck, dass sich evtl. eine Verständigung erreichen läs 
wenn wir bei den von uns eingereichten Forderungen in 
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einzelnen Gruppen eine Staffelung vornehmen. 
Da wir grossen Wert darauf legten, auf dem Verhandlungs- 
wege zu einer Verständigung zu gelangen, erklärten wir ur 


















Nr. 25 


bereit, diesem. Wunsche des V.B.M.l. 
und übermittelten dem. V.B.M.1. am 27. 
hingehenden Vorschlag. Trotzdem wir in 


Rechnung zu tragen 
September einen da- 
dem neuen Vorschlag 


unsere zuerst eingereichten Forderungen - schon reduziert 
hatten, schrieb er uns am gleichen Tage, dass auch die 
neuen Forderungen derart über.das Mass 


was unter Berücksich- 
tigung sämtlicher in Betracht kommenden 
Umstände als ansemessen in Frage kommen 
kann, und dass er sich von weiteren unmittelbaren Verhand- 
lungen über die Höhe neuergglarifsätze keinen Erfolg zu ver- 
sprechen vermag. B 

Gleichzeitig  benachrichtigte er uns, 
hatten, uns mit ihm über eine Schlichtungsinstanz zu verstän- 
digen, dass er sich an den Herrn Reichsarbeitsminister wenden 
wird, um ein „befriedigendes Ergebnis“ auf diesem Wege her- 
beizuführen. Damit waren vom V. B.M.I. die direkten Ver- 
handlungen abgebrochen. Auf Grund dieser Sachlage wurden 
sofort die AfA-Funktionäre der Gross-Berliner Metallindustrie 
zusammenberufen, und von diesen nach einem ausführlichen 
Bericht der Verhandlungskommission folgende Entschliessung 
einstimmig angenommen: 


„Die am 29. September versammelten AfA-Funktionäre der 
Gross-Berliner Metallindustrie nehmen mit Entrüstung davon 
Kenntnis, dass der V.B.M.I. das Bestreben des AfA-Bundes, 
in direkten Verhandlungen zu einem Ergebnis zu gelangen, 
durch sein Verhalten hinderte, das den so oft betonten Willen, 
zur baldigen Verständigung zu kommen, nicht erkennen liess, 

Die AiA-Funktionäre der Metallindustrie billigen das Ver- 
kalten ihrer Körperschaften bei Aufstellung und Vertretung der 
Forderungen, an denen sie nach wie vor festhalten. Mit Er- 
mässigung der Forderungen sind die AfA-Funktionäre nicht ein- 
verstanden. Sie sind gewillt, mit allen zu Gebote stehenden 


dessen hinausgehen, 


da wir es abgelehnt 


gewerkschaftlichen Mitteln ihre nur- allzu berechtigten Forde- 


rungen durchzusetzen, und zwar innerhalb eines kurzfristig 


zu bemessenden Zeitraumes.“ 

Damit ist die Situation klar gekennzeichnet, und es wird, 
falls der V.B.M.I. vor dem Reichsarbeitsminister seinen bis- 
her eingenommenen Standpunkt nicht revidiert, dann zweifellos 
in der Metallindustrie zu einem Kampf kommen, wobei das 
Verschulden allein auf seiten des V.B.M. I. liegt, der auch 
heute noch glaubt, die Entlohnung der Angestellten eigen- 
mächtig und einseitig diktieren zu können. 

Wie wir bei Schluss der Redaktion erfahren, hat der 
V.B.M.I am 1. Oktober den Herrn Reichsarbeitsminister an- 
geruien, und sollen Verhandlungen am Freitag, den 7. d. M., 
beginnen. 


Reichskonferenz der Betriebsräte der deutschen Mühlen- 
bauindustrie, Die deutsche Müklenbauindustrie,/ die vor dem 
Kriege eine führende Stellung in der Weltwirtschaft einnahm 
und etwa 70 Prozent ihrer Erzeugnisse an das Ausland lieferte, 
sieht sich infolge der veränderten Verhältnisse gezwungen, neue 
Mittel und Wege zu suchen, um ‘ihre alte Stellung auf dem 
Weitmarkt wiederzuerobern. Diese Bestrebungen waren die 
Veranlassung zu einer Tagung der Betriebsräte der grössten 
Werke der deutschen Mühlenbauindustrie, die am 28, August 
dieses Jahres im Gewerkschaftshaus: zu Berlin stattfand. Von 
den einzelnen Vertretern wurde auf dieser Tagung in eingehen- 
der Weise über die Verhältnisse bei ihren Werken berichtet. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass innerhalb der 
deutschen Mühlenbauindustrie Konzentrationsbestrebungen unter 
Führung eines grossen Bankunternehmens bestehen; vielleicht 
ist zurzeit der Zusammenschluss schon erfolgt. Parallel mit 
diesen .Konzentrationsbestrebungen beabsichtigen die Unter- 
nehmer, eine Vereinheitlichung der Produktion mit Austausch 
von Fabrikaten und ähnliches mehr durchzuführen. Bei der- 
artigen fabrikationstechnischen Massnahmen besteht die Gefahr, 
dass Arbeitnehmer entlassen werden. Es muss aus diesem 
Gründe beizeiten ein geeigneter Weg gefunden werden, um nach 
Möglichkeit die Bestrebungen der Unternehmer in für die Ar- 
beiter und Angestellten günstige Bahnen zu lenken. Unter die- 
sen Voraussetzungen haben die Betriebsräte dann auch nicht 
die Absicht, sich der Entwicklung entgegenzustellen, vielmehr 
sind sie bereit, mitzuarbeiten, wenn dabei die Rechte der Ar- 
beitnehmer gewahrt bleiben und eine weitere Herabdrückung 
ihrer Lebenshaltung nicht erfolgt. Den Forderun gender 
Arbeitgeber auf Vereinheitlichung und He- 
bung der Produktion usw. sind die Forderun- 
gen der Arbeitnehmer auf einheitliche Ge- 
staltung der Anstellungs- und Arbeitsbedin- 


‚gungen und Hebung der Lebensverhältnisse 


dieserGruppeentgegenzusetzen. Mit Genugtuung 
konnte festgestellt -werden, dass Arbeiter und Angestellte ge- 
willt sind, in gemeinsamer Arbeit sich für die Erreichung des 
Zieles einzusetzen, 
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Gesundheitsindustrie 


Die Angestellten der Berliner Gesundheitsindustrie zum 
Aeussersten entschlossen. Wie fast in allen Fachgruppen, so 
sahen sich auch die Angestellten der Berliner Gesundheits- 
industrie veranlasst, für den per 1. Oktober gekündigten Tarif- 
vertrag neue Gehaltsforderungen aufzustellen. Am Mittwoch, 
den. 28, September 1921, fanden zwischen den Spitzenorgani- 
sationen und den in Frage kommenden Arbeitgeberverbänden 
Xiesbezügliche Verhandlungen statt, die einen ausserordentlich 
merkwürdigen Verlauf nahmen. In diesen Verhandlungen be- 
schränkten 'sich die Arbeitgeber darauf, die Behauptung auf- 
zustellen, dass die Höhe der gestellten Forderungen so sehr 
von dem ihrerseits beabsichtigten Angebot abweiche, dass eine 
Verständigungsmöglichkeit nicht gegeben sei. Sie empfehlen 
deshalb den Angestelltenorganisationen, den Schlichtungsaus- 
schuss anzurufen, um Zeitversäumnisse zu vermeiden. Es 
wurde aber unterlassen, das beabsichtigte Angebot zu nennen, 
weshalb die Angestelltenorganisationen erklärten, dass für die 
Anrufung einer Schlichtungsinstanz jegliche sachliche Voraus- 
setzung fehle. Diese Taktik der Arbeitgeber kann keinen An- 
spruch darauf erheben, neu zu sein. In einer Öffentlichen An- 
gestelltenversammlung der Gesundheitsindustrie‘ wurde des- 
halb beschlossen, den Unternehmern anheimzustellen, bis Mitt- 
woch, vormittags 10 Uhr, ihre Bereitwilligkeit° zu weiteren 
Verhandlungen, in deren Verlauf sie ein zahlenmässiges An- 
gebot unterbreiten wollen, bekanntzugeben, andernfalls am 
Donnerstag früh der Streik für alle Betriebe der Berliner Ge- 
sundheitsindustrie proklamiert würde. Fine Antwort der Unter- 
nehmer liegt zurzeit noch nicht vor. Wir werden über den 
Verlauf der Bewegung später weiterberichten., 


Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke 


Bezirksfachgruppe Gas, Wasser, Elektrizität für Mittel- 
deutschland, Am Sonntag, den 28. August 1921, wurde in Erfurt 
die Fachgruppe Gas, Wasser und Elektrizität für Mitteldeutsch- 
land gegründet. Deren Bes+rhen war schon lange eine Not- 
wendigkeit, wenn die Interessen der bei den Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerken beschäftigten Kollegen richtig gewahrt 
werden sollten. Durch die Fachgruppengliederune können die 
Verhältnisse der einzelnen Branchen in wirtschaftlicher und 
organisatorischer Hinsicht gründlicher berücksichtigt werden. 
was. gerade bei den Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerken 
Mitteldeutschlands, die in der Mehrzahl nur kleinere Werke 
sind und räumlich weit auseinanderliegen, ausserordentlich not- 
wendig ist. Zu gleicher Zeit hatten die anderen, in Frage kom- 
menden AfA-Verbände, der Deutsche Werkmeisterverband und 
der Zentralverband der Angestellten ebenfalls ihre Kollegen 
aus dieser Branche heranrezogen,- damit nach Bildung der 
einzelnen Organisations-Fachgruppen auch sofort die AfA-Be- 
zirksfachgruppe zusammengestellt werden konnte. 

Einen breiten Raum in der Aussprache nahm die Tarif- 
besprechung ein, wobei zum Ausdruck kam, dass die einer 
AfA-Orranisation Anrehörenden neben einer, den Teuerunes- 
verhältnissen angepassten Gehaltsregelung auch Wert auf die 
Mitbestimmung innerhalb der Produktion legen. Nur dadurch 
wird eine Sicherung geren das bisher beobachtete und unter 
dem jetzigen Wirtschaftssystem auch bleibende Herabdrücken 
der Lebenshaltung des Arbeiters erreicht werden. Schliesslich 
einigte man sich auf die Forderung einer Teuerungszulage für 
August und September 1921 und einer neuen prozentualen Er- 
höhung der Gehaltssätze ab 1. Oktober 1921. Die Verhandlungen 
mit dem Arbeitgeberverband sind bereits in Fluss. 

Die Bildung der Bezirksgruppe der Reichsar - 
beitsgemeinschaft der Gas-. Wasser- und 
Elektrizitätswerke Mitteldeu tschlands ist in- 
zwischen am 26. August 1921 in Erfurt erfolgt. Der AfA-Bund 
hat entsprechend seiner überwierenden Stärke unter den An- 
gestellten ein ordentliches Vorstands- und Ausschussmiteliad, 
sowie ein stellvertretendes Vorstands- und Ausschussmitglied, 
Demnach beteht der Vorstand der Bezirksgruppe auf Arbeit- 
nehmerseite nur aus Anhängern der freigewerkschaftlichen 
Richtung, während dem Ausschuss ie ein Vertreter der christ- 
lichen und Hirsch-Dunckerschen Richtung angehören. 

Mit dem Bestehen der Gaufachgruppe ist nunmehr die 
Möglichkeit gegeben, zu allen wirtschaftlichen und sonstigen 
Fragen bei Angestellten der Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
werke vom freigewerkschaftlichen Standpunkt aus Stellung zu 
nehmen. Das bisherige Verfahren, das ganz besonders der 
G.d. A, Landesgeschäftsstelle Thüringens, beobachtete, auf 
Kosten der Angestellten einzelne Delegierte zu Konferenzen ein- 
zuladen und damit die früher bestandene Interessenremein- 
schaft über Wasser zu halten, muss verchwinden. Wie in allen 
übrigen Industrien muss auch hier der freigewerkschaftliche 
Gedanke siegen. Zur Erledigung der notwendigen Arbeiten 
wurde zunächst aus den bestehenden grösseren Konzernen ie 
ein Kollege verpflichtet, der in engster Fühlune mit der Ge- 
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schäftsstelle Erfurt arbeitet. Ein sonst üblicher Fachgruppen- 
vorstand erwies sich wegen der Verhältnisse in dieser Branche 
noch nicht für zweckmässig. 

In ähnlicher Weie sind auch ‘die anderen AfA-Verbände, 
Deutscher Werkmeisterverband und Zentralverband der An- 
gestellten, vorgegangen, so dass auch innerhalb des AfA-Bundes 
die Fachgruppenbildung sich gleichmässig bewegt. Die Arbeiten 
für die AfA-Bezirksfachgriinne übernimmt das AfA-Bezirkskartell 
Thüringen. 


Chemische Industrie 


Aussperrung in der chemischen Industrie in Höchst a, M. 
und Griesheim a. M. :Wie aus den Berichten der Tagespresse 
zu entnehmen war, haben die Höchster Farbwerke vorm Meister, 
Lucius & Brüning am 24. September ihre Arbeiterschaft ausge- 
sperrt. Den ersten Anstoss zu der Bewegung der Arbeiter- 
schaft, in deren Verlauf die Firma zu der Aussperrung schritt, 
gab — wie uns berichtet wird — eine Aeusserung eines Ver- 
trauensmannes des Deutschnationalen Handlungsgehilien-Ver- 
bandes bei den Höchster Farbwerken namens Müller. Dieser 
Gemütsmensch bekundete anlässlich der Katastrophe in Oppau 
seine deutschnationale Gesinnung ungefähr mit den Worten: 
„Es schadet nichts, dass wieder ein paar Proleten in die Luft 
geflogen sind, es sind doch noch genug da.“ Die Arbeiterschaft 
erhielt von dieser Aeusserung Kenntnis und verlangte. begreii- 
licherweise die sofortige Entlassung des Rohlings. Die Ent- 
lassung war aber auf die Initiative des Angestelltenrates hin 
bereits in Form eines sofortigen Urlaubs ausgesprochen worden. 
Damit war an sich der Forderung der Arbeiterschaft Genüge 
getan. Nun verlangten aber die Arbeiter, dass die in der Bilanz 
der Firma für Arbeiter-Unterstützungszwecke bereitgesteilten 
12 Millionen Mark zur Verteilung gebracht werden sollten. Es 
wurden Kommissionen gewählt, die mit der Direktion verhan- 
deln sollten) während vor dem Direktionsgebäude Tausende von 
Arbeitern demonstrierten. Nach langwierigen Verhandlungen 
kam unter der Mitwirkung von Beigeordneten der Stadt Höchst 
sowie des Landrats Zimmermann und des Regierungspräsidenten 
eine Verständigung auf der Grundlage zustande, dass jeder ver- 
heiratete Arßeiter eine einmalige Wirtschaitsbeihilie von 1200 
Mark, ausserdem für jedes Kind unter 14 Jahren 150 M. und 
Ledige — je nach dem Grade der Bedürftigkeit — bis 500 M. 
bekommen sollten. Diese Vorgänge spielten sich am 23. Sep- 
tember ab. Am Samstag liess dann die Direktion dem Ar- 
beiterrat mitteilen, dass die am Tag vorher gegebene Zusage als 
durch Androhung von Gewalttätigkeiten erpresst angesehen und» 
infolgedessen nicht als verbindlich anerkannt werde. Die An- 
weisung zu diesem Verhalten der Direktion stammte vom Ar- 
beitgeberverband der chemischen Industrie, Sektion VI. Ein 
Direktor liess ausserdem durchblicken, dass auf Betreiben des 
Arbeitgeberverbandes der gesamte Betrieb stillgelegt werden 
sollte. Tatsächlich erschien auch noch im Laufe des 24. Sep- 
tember an allen Anschlagsäulen eine Bekanntmachung der Farb- 
werke, dass die Arbeiter fristlos entlassen seien. Kurz darauf 
wurde auch die Arbeiterschait des Werkes Griesheim-Elektron 
und die der Kunstseidefabrik Kelsterbach ausgesperrt, ferner die 
Arbeiterschaft der Dunlop-Werke, Hanau a. M. Bemerkenswert 
ist die Art und Weise, wie die Direktion der Höchster Farb- 
werke bei der Schliessung des Betriebes vorging. Sie liess 
nämlich in der Nacht vom 24. zum 25. September die Ablösungs- 
schicht nicht mehr in den Betrieb hinein, auf der anderen Seite 
aber — ohne jede Sicherstellung des Betriebes — die abzu- 
lösende Schicht aus dem Werk heraus, so dass tatsächlich vor- 
übergehend kein Mensch in dem Riesenbetrieb die teilweise 
sehr gefährlichen Fabrikationsvorgänge beaufsichtigte. Nach- 
träglich hat die Arbeiterschaft selbst die Betriebsanlagen unter 
Ihren Schutz genommen, um eine Schädigung der Werksanlagen 
zu verhüten. 

Da die Arbeiter die Angestellten am Betreten des Werkes 
hinderten, sind die Angestellten mit in die Bewegung hinein- 
gezogen worden. Es sind insgesamt etwa 2800 Angestellte be- 
troffen, die nur zum kleineren Teil freigewerkschaftlich organi- 
siert sind. Aus dieser Zusammensetzung der Angestelltenschaft 
erklärt sich auch das starke Misstrauen, das die Arbeiter den 
Angestellten entgegenbringen und das sie. wohl in erster Linie 
veranlasste, den Angestellten das Betreten des Werkes zu ver-' 
wehren. Nach dem Bericht unseres Gewährsmannes liegt die 
Leitung der Bewegung — soweit es sich um die Arbeiter han- 
delt — in den Händen der beteiligten Gewerkschaften, so dass 
mit einer disziplinierten Durchführung und Beendigung der Be- 
wegung gerechnet werden darf. 


Private Verkehrsunternehmungen 


Gehaltserhöhung für Angestellte bei Strassenbahnen im 
rheinisch-westiälischen Industriebezirk. Am 15. September fan- 
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den in Essen Verhandlungen über eine Gehaltserhöhung für die 
Strassenbahnangesteliten statt, die zu folgendem Ergebnis 
Anurten. . .* | 2 
Am.1. Oktober 1921 werden die Gehaltssätze wie folst 
erhöht: 
Gruppe I. Betriebsleiter oder Vorgesetzte der Gruppe li: 
bei der Einstellung nach 3 Jahren nach 5 Jahren 
1975,— 2155, — 2275,— M. 
Gruppe Il. Angestellte mit selbständiger Tätigkeit und erhöhter Ver- 
antwortung (1m allgemeinen Vorgesetzte nachfolgender Gruppen): 
bei der Einstellung nach 3_ Jahren nach 5 Jahren 
1775,— 18. — 2025,— M. * 
Gruppe Il. Angestellte mit teilweise selbständiger Täfigkeit und ge- 
wisser Verantwortlichkeit: R 
bei der Einstellung nach 3 Jahren nach 5 Jahren 
1675,— 1825,— 1925,— M. 
Gruppe [V. Angestellte mit teilweise selbständiger Tätigkeit für leichtere 


Arbeiten: Y 
bei der Einstellung nach 3: Jahren nach 5 Jahren 
1525, — 1645, — .1725,— M, 
Gruppe V. Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit: 
17. bis 18 Jahre alt . .. .„ „ 7Z0O—M 
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über 20 Jahre alt: 
bei der Einstellung nach 3 Jahren nach 5 Jahren 
1200, — 135) — 1450 — M. 

Für den Monat September erfolgt die Auszahlung des Mo-- 
natsgehaltes in der Weise, dass zwei Drittel nach den neuen 
Abmachungen und ein Drittel nach den alten Gehaltssätzen be- 
zahlt werden. 

Das Hausstandgeld. wird auf monatlich 225 M. und die 
Kindergeldzulage auf monatlich 100 M. erhöht. 

Weibliche Angestellte erhalten 10 Prozent weniger Gehalt 
als die männlichen Angestellten. : 


Graphisches Gewerbe und Papierindustrie 


Tarifverhandlungen in der bayerischen Papierindustrie. At 
26. August 1921 fanden Verhandlungen mit dem Arbeit- 
geberverband der bayerischen Papier-, 
Pappen-, Zellstoff- und Holzindustrie über eine 
Erhöhung der Gehälter statt. Nach dreieinhalbstündiger Dauer 
konnten die Verhandlungen beendet werden mit dem Er- 


-gebnis, dass ein Zuschlag von etwa 30 Prozent auf die bisher 


gezahlten Gehälter ab 1. September 1921 gezahlt wird. 
Die neuen Gehälter für die technischen Angestellten 
stellen sich nunmehr ohne jeden Ortsabschlag wie folgt: 
Ledige Verheiratete 


Gruppe B: Anfänger und Laboranten im 1. Berufs- \ 
jahre: „un. NE en BT 
steigend im 10. Beiufsjahre auf. . . . 1650. 1750,— „ 

Gruppe C: Selbständige Techniker, Bauführer usw. 

im 1. Berufsjahre DE III ORDF ME 
steigend im 10. Berufsjahre auf . . . . 1880,— 2000,— „ 

Für die Betriebsingenieure gilt freie Vereinbarung, jedoch höher als in 
Gruppe C. k 
Werkmeister und Betriebsleiter aus der Praxis hervorgegangen 

erhalten folgende Gehälter pro Monat: 


Ledige Verheiratete # 
Gruppe D: 1390,— bis 1500,— 1480,— bis 1600,— M. 5) 
Gruppe C: 1460,— „ 1650,— 1560,— „- 1720,— „ 2 
Gruppe B: 1540, — „ .1765,— 1640,— „ 1880,— „ £ 
Gruppe A: 1625,— „ 1950,— 1720,— „ 2080,— „ A 


Lehrlinge erhalten eine Erhöhung von 50 Prozent ihrer Bezüge. 


Der bisher im Te 10-Prozent-Abschlag für weibliche a 
Angestellte tritt nur auf die Grundgehälter ein. t < 


Die Gehälter gelten für die Monate September, Oktober 
und November. Sollte jedoch die Teuerung. weiter zunehmen, 
so kann schon früher in Verhandlungen eingetreten werden. 4 

Ferner bleibt es den Betriebsräten und den Werken, die 
gut beschäftigt sind. überlassen, in Verhandlungen darüber ein- 
zutreten, ob die neuen Gehälter schon mit Wirkung ab 
1. August gezahlt werden. en a Sn | 


Druckfehlerberichtigung. In dem Artikel „Notleidende und kampf- 
lustige Unternehmer“ in Nr. 24 des „Industrietechniker“ ist auf Seite 74 
ein Druckfehler unterlaufen. Das Aktienkapital der Firma Eisenbau 
Schiege beträgt nicht 400000 M., sondern 44Millionen Mark. 




























Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren kn 2,—M. Rabatt 
bei 3 Aufnahmen 10%,,bei 6 Auf- 
nahmen 15°;,, bei 13 Aufnahmen 
2% 9,, bei 26 Aufnahmen 30 9. 


Metallbetten 


Stahlmatratzen :-: Kinderbetten 
direkt an Private. Katalog 67 frei. _ 
Eisenmöhelfabrik Suhl (Thür). 
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Gewerkschaftsarbeit 


Tarlivertrag für die Sicgerländer Gruben und Hütten. Am 
7. und 8. September wurde mit dem Arbeitgeberverband der 
Siegerländer Gruben und Hütten wegen Erhöhung der Tarif- 
gehälter verhandelt. Das Ergebnis der Verhandlungen war 
nachstehendes äusserstes Angebot der Arbeitgeber: 
1. Die Angestellten erhalten auf die zurzeit gezahlten Be- 
züge folgende Zulagen: 
vom Beginn des 18. bis zum vollendeten 20. Lebensjahre 
300 M. per Monat, 
vom Beginn des 21. bis zum vollendeten 24. Lebensjahre 
325 M. per Monat, 
vom Beginn des 25. Lebensjahres 350 M. per Monat. 
Die Meister und technischen Grubenangestellten erhalten 
ausserdem zwecks Angleichung ihrer Gehaltsbezüge an 
die der technischen und kaufmännischen Angestellten eine 
weitere Erhöhung von 200 M. im Monat. 
3. Die Sätze des Tarifvertrags werden um die gleichen Be- 
träge erhöht. 
‚4. Die Verheiratetenzulage wird von 35 auf 100 M. und die 
Kinderzülage von 50 auf 75 M. erhöht. 
5. Der bisher für weibliche Angestelite bestehende Abzug 
von 15 Prozent wird auf 10 Prozent ermässigt. 
6. Die Zulagen für Lehrlinge betragen im 1. Jahr 25, im 
2. Jahr 50, im 3. Jahr 75 und im 4, Jahr 75 M. 
7. Die erhöhten Einkommen werden ab 1. September gezahlt. 


Die Gehälter der Angestellten im Siegerlande standen immer 
erheblich hinter denen des benachbarten Ruhrgebietes zurück. 
Auch das Arbeitgeberangebot brachte nicht die notwendige An- 
gieichung. Die Organisationen liessen deshalb die Angestellten 
durch Urabstimmung in den Betrieben und auf den Gruben 
selbst über Annahme oder Ablehnung entscheiden. Das Ange- 
bot wurde mit etwas über ®a Stimmenmehrheit angenommen. 

Auch die neuen Gehälter sind Tarif-Mindestsätze. Alle An- 
gestellten, die bisher über Tarif bezahlt wurden (etwa 30 Pro- 
zent der Angestellten), bekommen die gleichen Zulagen, so dass 
der ursprüngliche Mehrbetrag zwischen Tarifzehalt und tat- 
sächlichem Einkommen auch weiterliin bestehen bleibt. 

Die neuen Tarifgehälter bedeuten für die jüngeren Kollegen 
bis zu 21 Jahren der Gruppe 1 eine durchschnittliche Erhöhung 
des Einkommens um 54,5 Prozent. Dieser prozentuale Zuschlag 
fällt für die Gehälter der höheren Gruppen und der älteren An- 
gestellten langsam ab, so dass die Einkommen der Kollegen von 
30 bis 36 Jahren der Gruppe 4 eine Frhöhung um durchschnitt- 
lich 21 Prozent ®erfahren. Dadurch wird das bisherige 
schreiende Missverhältnis zwischen den Gehältern der jüngeren 
und denen der älteren Kollegen auf ein halbwegs erträgliches 
Mass zurückgeschraubt. Es muss endlich einmal gründlich mit 
der teilweise noch bestehenden Gepflogenheit gebrochen werden, 
bei notwendigen Tariferhöhungen prozentual gleichhohe Zu- 
schläge zu vereinbaren, weil dadurch die jüngeren Kollegen 
nie auch nur einigermassen die durch die Preissteigerung be- 
dingte Erhöhung ihrer Einkommen erfahren. Gänzlich verkehrt 
aber ist es, wenn die prozentualen Zuschläge in der Weise ge- 
geben werden, dass sie für die niederen Gehälter der jüngeren 
Angestellten ziemlich gering sind und für die höheren Gehälter 
der älteren Kollegen anwachsen. Bei diesem Verfahren wird 
man den älteren Angesteilten einigermassen gerecht werden 
und die jüngeren immer tiefer in die Verelendung hineinführen. 


u 


Eine‘ neue Vereinbarung zu dem Tariivertrag für Mühl. 
hausen i. Th. Mit dem Mühlhäuser Arbeitgeberverband e. V. 
ist unter dem 31. August d. J. eine weitere Vereinbarung zum 
Tarifvertrag vom 27. April 1920 getroffen, die wir nachstehend 
zur Kenntnis geben: 

81. Auf die jetzt gezahlten Gehälter der kaufmännischen und 
technischen Angestellten, sowie Werkmeister in Industrie und Gross- 
handel, wird, allgemein ein Zuschlag von 20 Prozeut für die 


‚Erscheint mit Nr. 42 der D. T.Z. 
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Monate September und Oktober 1921 gezahlt, ebenso auf die 
vereinbarten Lehrlingsvergütungssätze. 

$ 2. In der zweiten Hälfte des Monats Oktober 1921 werden 
neue Gehaltssätze mit Wirkung ab 1. November 1921 vereinbart. 

83. Die übrigen vereinbarten Bestimmungen bleiben unveränder- 
lich bestehen. 





Fachgruppe Eisen- und Metallindustrie 





Tarifbewegung in der Gross-Berl:ner Metallindustrie, An- 
schliessend an unseren Bericht im „Industrietechniker‘“‘ Nr. 25 
vom 7. Oktober veröffentlichen wir nachstehend den vom 
Se ieh des Reichsarbeitsministeriums gefällten Schieds- 
spruch: 

„Der Teuerungszuschlag wird in allen Gruppen um 
40 Punkte erhöht, d. h. von 110 auf 150 Prozent bzw. von 
90 auf 136 Prozent. Ebenso wird die Frauen- und Kinder- 
zulage von 100.— auf 125.— M. festgelegt. Die Parteien 
haben sich bis zum 17. Oktober zu entscheiden, ob sie sich 
dem Schiedsspruch unterwerfen.“ 


Eine am gleichen Abend tagende Funktionärversammlung 
der Gross-Berliner Metallindustrieangestellten lehnte ‚diesen 
Schiedsspruch einmütig ab und forderte erneut Verhandlungen 
aut der Grundlage der aufgestellten Forderungen. Ferner 
wurde beschlossen, eine Urabstimmung durchzuführen, durch 
die die Angesteliten der Gross-Berliner Metallindustrie erklären 
sollten, ob sie bei Ablehnung weiterer Verhandlungen durch 
den V.B.M.I. bereit sind oder nicht, die letzten Massnahmen 
zu ergreifen. Die Urabstimmung hat erfreulicherweise den 
Kampfeswilien . der Gross-Berliner Metallindustrieangestellten 
erneut bewiesen; die genauen Zahlen können augenblicklich 
nicht angegeben werden. 

In der Zwischenzeit erklärte sich der V.B.M.I. nach einer 
von den Verbänden bewilligten Verlängerung der ultimativen 
Frist telephonisch bereit, : weitere Verhandlungen aufzunehmen. 
Diese fanden am Freitag, den 14. Oktober, statt. Als Er- 
gebnis derseiben kommt vorbehaltlich einer endgültigen Klä- 
rung über den Text der Vereinbarung folgendes in Frage: 


„Der Schiedsspruch vom 7. Oktober wird für die Dauer 
%: Monats Oktober von den Angesteiltenverbänden an- 
erkannt. 

Für die Monate November und Dezember werden an 
Stelle von 150 Prozent Teuerungszuschlag 170 Prozent ge- 
währt. Das sich daraus ergebende Gesamteinkommen wird 
vorbehaltlich einer noch festzulegenden Regelung dahin ge- 
ändert, dass ein grösserer Betrag als Grundgehalt und dem- 
entsprechend eine geringere Prozentzahl als Teuerungszu- 
schlag gilt. 

Die früheren Zugeständnisse für die Jugendlichen auf 
Grund des im April gefällten Schiedsspruches (Gruppen 
Cc, Cb) treten mit Wirkung ab 1. November in Kraft. 

Betreffs der Leistungszulagen, die seither gezahlt worden 
sind, erklärt sich der V.B.M.I. bereit, seinen Mitgliedern 
zu empfehlen, dieselben nicht auf die jetzt erfolgenden 
Tariferhöhungen in Anrechnung zu bringen. Wo Schwierig- 
keiten hierüber entstehen, sind die Verbände hinzuzuziehen. 

Die beiderseitigen Verhandlungskommissionen werden 
ihren Mitgliedschaften vorstehende Vereinbarungen zur An- 
nahme empfehlen und eine Erklärung darüber bis zum 
22. Oktober abgeben.“ 


Die Vertreter des V.B.M.I. standen von Beginn der 
Verhandlungen am 14. Oktober an fest auf dem Standpunkt, 
dass der vom Reichsarbeitsministerium gefällte Schiedsspruch 
für den Monat Oktober entsprechend einem Beschlusse ihrer 
Hauptversammlung keinerlei Aenderung erfahren dürfe. Da 
unsere vor der gesamten Aktion aufgestellten Forderungen zum 
mindesten für November mit in Frage gekommen wären, 
schen wir in dem Angebot der Arbeitgeber von 170 Prozent 
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Teuerungszuschlag für November einen Ausgleich gegenüber 
den geringeren Sätzen, die der Schiedsspruch für Oktober 
zubilligt. Da ferner die Verbände des G.d.A.’und G.k.A. 


die in den neten Zugeständnissen liegende Festlegung der 


Zuschläge grundsätzlich anerkannten, ja sogar unseren anders- 
erichteten Vorschlägen direkt ablehnend gegenüberstanden, 


ıalten wir die Annahme der obigen Zugeständnisse im Augen- 


blick für gerechtfertigt. Ein Kampf um die zwischen diesen 
Zugeständnissen und unseren Forderungen — insbesondere 
für die unteren Gruppen "— liegenden unterschiedlichen Sum- 
men erscheint auch angesichts der Haltung einer Anzahl von 
höher gruppierten Kollegen einzelner Betriebsverwaltungen zur- 
zeit untunlich. 
“ "Die neuen Vereinbarungen würden uns bis Ende Dezember 
binden; neue Forderungen könnten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1922 ab aufgestellt werden. Ein solches Vorgehen ab 
1. Januar erscheint geboten unter Hinweis auf die in anderen 
Industrien -Gross-Berlins (chemische Industrie, Gesundheits- 
industrie) erzielten Erfolge. Was von diesen Industriegruppen 
geleistet werden kann, dürfte zweifellos auch in der Berliner 
Metallindustrie zu erreichen sein, wenn die Kollegen, sowohl 
der unteren, wie der oberen Gruppen, einmütig zueinander 
stehen, eingedenk dessen, dass auch die Bezahlung der höher 
qualifizierten Kräfte sich aufbaut auf dem grossen Durchschnitt 
der mittleren und niederen Gruppen. 

Einigen "Anfragen aus Mitgliederkreisen entnehmen wir, 
dass über die Erhöhung der Grundgehälter um 60.— M., 
entsprechend dem Schiedsspruch vom Dezember 1920, für die 


Gruppen K, T und M noch Zweifel herrschen. Die neuen 


Teuerungszuschläge, sowohl für Oktober wie auch für No- 
vember und Dezember errechnen sich selbstverständlich unter 
Einbeziehung der Erhöhung von 60.— M. laut Dezember- 
Schiedssprüch. 


Neue Gehaltssätze in der Aachener Metallindustrie. Ab ° 


1. Oktober 1921 gelten für die gesamte Metallindustrie Aachens 
die nachstehenden Gehaltssätze: 


Klasse I: Hilfskräfte mit mechanischer Tätigkeit 
vom 17. bis 18. Lebensjahr. - . . . 2... 520.— M. 
steigend bis über 30 jahre, . , x. ... 12250.— „ 


Klasse Il: Technische Bureauangestellt 


Gruppe A: im 1. Berufsjahr nach der Lehre . 2.2. .70— M 
steigend im 5. Berufsjahr nach der Lehre auf „ 1200.— „ 
von 24, bis zum vollendeten 30. Lebensjahr. . 1350.,— „ 
über 30 Jahre RS IEREN. EEE  N OR 

Gruppe B: vom 22. bis 24. Lebensjahre . ie» „1500. 4 

a! ee ee De ee ie ee 0 
über 30 Jahre ee RR ON 

Gruppe C: Freie Vereinbarung, jedoch mindestens . + .2150,— 5 


Gruppe D: Freie Vereinbarung, wie bisher. 


Klasse IV: Technische Betriebsangestellte 
Gruppe A: wie Klasse Ill, Gruppe A 
Gruppe B: wie Klasse III, Gruppe B 
Grüppe C: im ersten Berufsiahr . ... 2 oo 02... .1250.—M. 
steigend auf im 5. Berufsjahr. 4 ,„ oe . » » .2000.— „ 
über’30 ‚Jahre: 2.2.02 u, Soc sa 2 
Gruppe D: wie bisher { 
Klasse V:; Werkmeister : 
Gruppe A: 1800.— M. Gruppe C: 2200.— M. 
Gruppe B: 2000.— „ Gruppe D: 1650.— „ 
Klasse VI: Lehrlinge im 1. Lehrjahr 175.— M. 
” . ” -250.— ” 
” 3 ” 350.— ” 
Die sozialen Zulagen betragen: 
Verheiratete 150.— M., für jedes Kind bis zum 18. Jahre 59,— M, 
Ledige Haupternährer der Familien gelten als Verheiratete.. 


Ferner ist von Arbeitgeberseite ausdrücklich versichert 


worden, dass die bisherigen Bewertungszulagen bestehen blei- 


ben sollen, also noch in derselben Höhe zu oben genannten 


Sätzen zuzurechnen sind. 
Diese Sätze können erstmalig am 1. November zum 30. No- 
vember 1921 gekündigt werden. 


Neue Gehälter in der Kölner Metallindustrie. Die Verhand- 
lungen in der Kölner Metallindustrie sind zum Abschlusse ge- 
kommen und zeitigten für die Techniker einen verhältnis- 


mässig Winde Erfolg derart, dass es gelang, bei den letzten 


Verhandlungen Verbesserungen bis zu 200.— M. über die 
vom Schiedsspruch festgelegte Basis hinaus zu erreichen. So- 
mit stellen sich die neuen Gehaltssätze ab 1. September 1921 
wie folgt: 
Klasse 1: Angestellte mit einer Tätigkeit, für deren Ausübung keinerlei 
Fachausbildung erforderlich ist 


vom.17..bisi18.) Jahre hu . .750.— M. 

steigend bis über 30 Jahre auf . .. . 1500.— „ 
Klasse 2: Techniker in Anfangsstellung 

vom 17, bis@18. Jahre 2a nn 0,5% 800.— M. 

steigend bis über 30 Jahre auf . . 1725.— „ 


Klasse 3: Hilfskonstrukteure und Hilfstechniker in Bureau oder Betrieb, 
Vorzeichner 
von 21 bis 23 Jahren . 


1300.— M. 


steigend bis über 33 Jahre aut 2050.— ,, 
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= Klasse 4: Selbständige Konstrukteure; für einfache Anlagen Versuchs 
-  ingenieure, Projektingen:eure, Statiker, Montageinspektoren usw. 

von 24 bis:25 Jahren. ..... 22... BSO—M. 

steigend bis 32—33 Jahren auf . . . ... 2175.— „ 


Klasse 5: Gruppenkonstrukteure, Projektionsingenieure, Versuchsingenieure 
und Statiker für schwierigere Arbeiten, Reise-, Montage-, Bo- 
‚. triebsingeniure ee Sen 
von 26 bis 27 Jahren. .‘. . „sw, DSB—_-M 
steigend bis über 35 Jahre auf. . . 2» . « 2575.— n» 
Klasse 6: Stellvertretende Bureauchefs, Gruppenchefs, denen Angestellte 


der Gruppen 4 und 5 unterstelit sind 
von 28 bis.29 Jahren. .. 0... ee 0.240: M, 


” 30 ” 35 ” ._eN 0.00 Nermrrenene 2600.— ” 
über 35 ‚Jahre‘. -. .% a0 Fee Er 
Klasse 7: Leitende Angestellte: 
Nach freier Vereinbarun s 
Die Lehrlingssätze betragen: im 1. Tebrfahr a BO EM, 
j 5 ” . „ Tas a 0} « 273.— ” 
= „ 3; » ee are 350.— ” 


= Werkmeister. ; ; 
Klasse 1: Obermeister . '. .-. 2 2 me 0 0... . 2450.— M. 


- Klasse 2: Fachmeister, die aus gelernten Facharbeitern hervorgegangen 
sind und eine Abteilung eines Betriebes leiten usw. 


im 1. ’Dienstjahre . or, SR ee 1975.— M. 
ie ” 2. ”„ Wa una Sal Wer . 7 Ren 0 2090.— ” 
„3. „ a N ee I 


Klasse 3: Fachmeister mit geringerem Wirkungskreis, Meister, die aus 





angelernten Arbeitern hervorgegangen sind, Zweitmeister, Unter- 


meister und Hilfsmeister GR 
im:1..Dienstjahre. .’ . al. out wa i2s,M. 
; 1850.— „ 
von da ab.’ '., .. 22 „0 Ram ee 1975,— _» 
Klasse 4: Platzmeister, Rangiermeister, Abstochmeister und dergl., denen 
vorwiegend ungelernte Arbeiter unterstellt sind SE. 
im 1. und 2, Dienstjahre . . 2... .. 16%0.—M 
von da ab... 2.0 0 So VE ee 


Die Zusammensetzung der Tarifbezüge nach Grundgehalt, 
festen Zuschlägen und Teuerungszuschlägen in Prozenten fällt 


„ G ” 0 N ee Ne nen 


fort, so dass lediglich auf die vorstehenden Bezüge die sozialen ; 


Zulagen kommen. 


Die bisherigen sozialen Zulagen von 30.— und 75.— M. 
bleiben bestehen. Die Verheiratetenzulage wird auf 200.— M. 


und die Kinderzulage auf 100.— M. erhöht. 


Die in dem bisherigen Tarif gegenüber den Technikern ; 


enthaltene Härte in der Gehaltsfestsetzung ist durch die ent- 


sprechende Höherstellung. der Technikergehälter aufgehoben, 


und ist darin der grösste Erfolg des Gehaltsabkommens zu 
erblicken. er 


Teuerungszulagenabkommen in der erzgebirgischen In- 


dustrie Aue i. E.E Mit Wirkung vom 1. September 1921 treten 


folgende Zuschläge zu den Tarifgehältern in Kraft: ; 
Verheiratete männl. — verh. weibl. Angestellte: 

über 25 Jahre 300 M, 225.M. 

21 25=:7,,: 722520, 2000; 


Unverheiratete männl. — unv. weibl, Angestellte: 


über 25 Jahre 225 M. 200 M. 7 
von 21—25 „ 150 „ 130.5, 
eye, 008% 90 „ 
41719.) Te, 1532 


Ungelernte männliche und weibliche Angestellte: 

18—19 Jahre 75 M. — 
15-217 520 00 

Lehrlinge: j / 
im 1. Lehrjahr 30 M. fe 
„2, N) 40 . - $ Te 
ee Sr 
”» 4. ”„ 69 „ 7 £ 


E 


3 
R 
= 
24 
= 
3 


% 


' 
7 


Witwer, Witwen mit eigenem Hausstand und männliche. 
und weibliche Angestellte, denen eine gesetzliche Unterhalts- 


pilichtt für Familienangehörige obliegt, werden den Ver 
heirateten gleichgestellt. £ Es 
Dieses Abkommen gilt bis zum 1. Oktober 1921 und kann 
dann von beiden Vertragskontrahenten zu jedem Monatsschluss 
mit einmonatiger Frist gekündigt werden. = TELCEM 


Neue Gehaltssätze für die Einsenindustrie Lübecks. Mit 
dem Arbeitgeberbund von Lübeck und Umgegend wurde am 
10. und 21. September über neue Gehaltssätze mit Wirkung 
vom 1. September 1921 verhandelt. Die Forderungen der An 
gestellten wurden bewilligt, nachdem die Arbeitnehmer einer 
kleinen Veränderung in der Staffelung der neuen Zulagen zu- 





gestimmt und den Arbeitgebern die Ausdehnung des zunächst” 


nur bis Oktober vorgesehenen Abkommens bis auf den 30. No- 
vember zugestanden hatten. Vereinbart wurden neue Teue- 
rungszulagen. Diese betragen für die Grundgehälter unter 
600 M. 200 M., von 600--999 M. 250 M., von 1000 M. und 
darüber 300 M. Ferner wurden die besonderen Teuerungszu- 
lagen für Verheiratete, die bisher nach dem Alter differenziert 
‘waren, für alle Verheirateten auf 440 M. festgesetzt. Da die 
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Grundgehälter der technischen Angestellten sämtlich 600 M. 
übersteigen, ‚kommen für unsere Kollegen nur die Aufbesse- 
rungen von 250 bzw. 300 M. mofätlich in Frage. 


Teuerungszulagen-Abkommen mit dem Verband der Metall- 
Industriellen in Zwickau i. Sa. Mit Wirkung vom 1. September 


1921 kommen zu den bestehenden Teuerungszulagen folgende 
Zuschläge hinzu: 


Für verheiratete Angestellte 
25, Jahre 380 M., über 25 Jahre 400 M. 


Für ledige und weibliche Angestellte vom 
17. bis 19. Jahre 100 M., vom 19. bis 21. Jahre 175 M., vom 
21. bis 25. Jahre 300 M., über 25 Jahre 325 M. 


Für Lehrlinge im. Lehrjahre 50 M., im 2. Lehrjahre 
85 M., im 3, Lehrjahre 100 M. 


Das Abkommen gilt bis auf weiteres und ist monatlich 
kündbar, 


vom 21. bis 


Fachgruppe Gesundheitsindustrie 





Die Gehaltsbewegung in der Berliner Gesundheitsindustrie, 

Die eindeutige und entschlossene Haltung der Angestellten in 
der Berliner Gesundheitsindustrie veranlasste die Arbeitgeber, 
die Verhandlungen am Mittwoch, den 5. Oktober, wieder auf- 
zunehmen und gleich zu Beginn derselben ein zahlenmässiges 
Gegenangebot zu unterbreiten. In diesen Verhandlungen wurde 
ein Ergebnis erzielt, das die Angestelltenvertreter glaubten 
zur Annahme empfehlen zu können, und zwar sollten folgende 
Erhöhungen gewährt weden: 
Jugen liche und 

Lehrlinge Kt.-T} K2-.22 K3, T3 K4 T4 

25%, 35 0%), 35.%, 350% 271/, 9), 
Die Mitgliederversammlung lehnte jedoch dieses Angebot als 
unzureichend insbesondere . bezüglich der Gruppen Ti, Ki 
und Jugendliche sowie Lehrlinge ab. Die Urabstimmung in 
den Betrieben sollte die endgültige Entscheidung bringen, 
jedoch kamen bereits vor Abschluss der Urabstimmung neue 
Verhandlungen zustande, die nachstehendes Angebot zeitigten: 
Jugendliche und 

Lehrlinge K1, Tı K2, 72 K3::653 K4, T4 

30%, 40%, 35% 35%, 271/,%% 
Diese Erhöhungen bezielien sich auf die bisher gewährten Ein- 
kommen (Grundgehalt und 110 bezw. 105 Prozent Teuerungs- 
zulage) ausschliesslich der Frauen- und Kinderzulagen, jedoch 
bleiben di@®letzteren in ihrer bisherigen Höhe bestehen. Die 
danach zu zahlenden Gehälter für ledige männliche Angestellte 
stellen sich für die einzelnen Gruppen wie folgt: 


Gruppe: Ti T2 1-3 +74 
73 Detai's- K kt Selbsländige 
EEE UN, konstrukteure onstrukteure Konstrukteure 


1043 bis 1338 M 1276 bis 1772M. 1522 bis 2103M. 1791 bis 2340 M. 


Für die Jugendlichen, sofern sie vor Beendigung des 17. Lebens- 
jahres in die Berufsausbildung eintreten, zwischen 333.— und 
800.— M., sofern sie nach Beendigung des 17. Lebensjahres 
ın die Berufsausbildung eintreten, zwischen 686.— und 720.—M. 
Angestellten-Lehrlinge und Jugendliche nach beendeter Lehr- 
zeit erhalten 267.— bis 827.— M. Auch über die Annahme 
oder Ablehnung dieses Vorschlages wird betriebsweise abge- 
stimmt. Nach den vorliegenden Teilergebnissen ist jedoch an 


der Annahme des zuletzt aufgeführten Verhandlungsergebnisses 
kaum noch zu zweifeln. 









Fachgruppe Faserstoffiadustrie 


Neuregelung der Gehaltssätze in den Textilbetrieben des! 
Weistritztales und des Kreises Neurode in Schlesien, Zur Neu- 
regelung der Gehälter fanden mit den Arbeitgebern der Textil- 
industrie in Reichenbach/Schl. Verhandlungen statt, die für die 
technischen Angestellten folgendes Ergebnis zeitigten: Es er- 
halten: 

I. Musterzeichner, 


= 


Expedienten mit technischer Vor- 
bildung usw. 


Ledige Verheiratete Verheiratete mit 

2 od. mehr Kind, 
im‘1. bis 5. Berufsjahre 1690 1780 1870 M. 
EA ER 1760 1850 1940 „ 
über 10 > 1800 1890 1980 „, 


I. Hilfsingenieure, Tischler-, Schlosser- u. Maschinen- 
meister usw. 


im 1, bis 5. Berufsjahre 1830 1920 2010 M. 
RT 2 1890 1980 2070 „ 
über 10 = 1950 2040 2130 „ 
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Il. Kunstgewerbezeichner, Obermeister, 
usw. 


Disponenten 


im 1. bis 5. Berufsjahre 2050 2250 2400 M. 
B59,.610,80 -, 2150 2350 2500 „ 
über 10 2250 2450 2600 


IV. Betriebsleiter von Betri 
densstand), Betriebsin 
bereien mit mehrere 


” 
eben über 300 Arbeiter (Frie- 
genieure, Leiter grösserer Fär- 
n ihnen unterstellten Meistern. 


im 1. bis 5 Berufsjahre 2260 2560 2710 M. 
en: 10, e 2460 2760 2910 „ 
über 10 * 2660 2960 3l10%% 
V. Textiltechniker in der Spinnereiund Weberei, 
im'1. bis 5, Berufsjahre 1370 1445 1520 M. 


Neben diesen Gehältern wird für jedes Kind, das eine 
höhere Ausbildung, d. h. über die Volksschule hinaus, erhält, 


eine Erziehungsbeihilfe von 50 M. für den Monat und die Dauer 
der Ausbildung gezahlt. 


Abschluss eines Tariivertrages für die Entwerier, Zeichner 
und Patroneure im Gebiet des Webereiverbandes für Mittel, 
und Westsachsen. Die mit dem Verband von Arbeitgebern. 
der sächsischen Textilindustrie geführten Verhandlungen fanden 
am 22. September d. J. ihren Abschluss. Es kam ein neuer 
Tarifvertrag zutande, der die Urlaubs- und Einkommensverhält- 
nisse der Entwerier, Zeichner und Patroneure im (jebiete des 
Webereiverbandes für Mittel- und Westsachsen mit Ausschluss 
des Vogtlandes regelt. 

Die Entwerfer und Zeichner erhalten nach einjähriger Tätig- 
keit bei derselben Firma 6 Arbeitstare Urlaub, steigend nach 
zwölfjähriger Tätigkeit auf 18 Arbeitstage Urlaub. 

Den Patroneuren wird nach einiähriger Tätigkeit bei der- 
selben Firma ein Urlaub von 6 Arbeitstagen gewährt, steigend 
nach fünfjähriger Tätigkeit auf 12 Arbeitstage, 

Das monatliche Einkommen stellt sich mit Wirkung vom 
1. Oktober 1921 wie folgt: 

la)Entwerfer und Zeichner, die am Anfange ihrer 
künstlerischen Tätigkeit stehen, nach beendeter Lehrzeit: 
bis zum vollendeten 20. Lebensjahre te exe \ «.,1050..M; 
steigend bei über 30 Lebensjahren auf 


a ee N 
b) Entwerfer und Zeichner, die befähigt sind, 
künstlerische und technische Entwürfe anzufertigen, nach 
beendeter Lehrzeit: ) 
bis zum vollendeten 20. Lebensjahre 1300 „ 
steigend .bei über 30 Lebensjahren auf 2300 „ 


Ha) Patroneure, die am Anfange ihrer praktischen Tätigkeit 
stehen oder dauernd‘ leichte mechanische Arbeit leisten, 
nach beendeter Lehrzeit: 
bis zum vollendeten 20 Lebensjahres, U er gg 
steigend bei über 30 Lebensjahren auf a EYE NE 

b) Patroneure, die nach einer technisch durchgeführten 
Skizze die Patronen so auszuführen vermögen, dass dieselben 
ein einwandfreies Warenbild ergeben, und zwar voR sänt- 


lichen in der Weberei hergestellten Artikeln, nach be- 
endeter Lehrzeit: 


bis zum vollendeten 20. Lebensjahre 


1050 „ 
steigend bei über 30 Lebensjahren auf 


bee ar ni POS 
‚ Entwerferund Zeichner,diesich auf Grund 
Ihrer Leistung in herausgehobener Stellung 
befinden, sowie Patroneure, welche die Lese- 
weise beherrschen und gleichzeitig die Patro- 
nlerabteilung und (oder) Kartenschlägerel 
leiten, sind entsprechend besser zu bezahlen. 
Wo bereits günstigere EFinkommens- und Arbeitsbedingun- 
gen bestehen, dürfen diese nicht verschlechtert werden. 
Der neue Vertrag gilt ab 1. Oktober 1921 und zunächst bis 
31. Dezember 1921. Er kann erstmalig mit einmonatiger Frist 
am 30. November 1921. gekündigt werden. Beide Parteien 
haben sich verpflichtet, die allgemeine Verbindlichkeit beim 
Reichsarbeitsministerium zu beantragen. 





Fachgruppe Chemische Industrie 





Tarifverhandlungen mit dem Arbeitgeberverband der che- 
mischen Industrie, Sektion Ia (Berlin). Die am Montag, den 
10. Oktober zwischen dem Arbeitgeberverband der 
chemischenIndustrie, Sektionla, und den Spitzen- 
organisationen der Angestellten geführten Verhandlungen, die 
den Neuabschluss des zum 30. September d. J. von Arbeit- 
geberseite gekündigten Tarifvertrages zum Gegenstand hatten, 
zeitigten. folgendes Ergebnis: Das € 

Die beabsichtigte Heraufsetzung der Arbeitszeit auf die 
48-Stundenwoche konnte zurückgewiesen werden, so dass es 
bei der bisherigen Regelung einer 46 stündigen Arbeitswoche 
verbleibt. Lediglich der Sonnabendfrühschluss ist von 1 auf 
2 Uhr verlegt worden. £ 

Der Urlaubsparagraph weist für Pförtner und Werkmeister 
eine Verschlechterung auf. Der Höchstsatz für die ersteren 
beträgt nach 10 Dienstjahren nur noch 15 Arbeitstage, 
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während die Meister einen solchen von nur 21 Tagen erhalten. 
Kaufmännische und technische Angestellte erhalten nach wie 
vor einen Höchsturlaub von 24 Arbeitstagen, jedoch wird die 
Errechnung nur noch vom Lebensalter abhängig gemacht. 


Nach den getroffenen Vereinbarungen stellen sich die Ge- 


kälter für die technischen Angestellten wie folgt: 


Gruppe I: Hiliszeichner, Pauser, Hilfskräfte im Laboratorium usw. % 
im--1. Berhisjahrae Sean « 1090,— M. 
steigend im 11. Berufsjahr auf . . .. . 1530,— „ 

Gruppe Il: Hilf-chemotechniker (Laboranten, Analytiker, 

Probierer usw.) 3 
im 1. Berufsjahr . . . . 4.1208, 


steigend im fl. Berufsjahr auf . . . . . . 1785,— „ 
Gruppe lil: Bautechniker, Einzelkonstrukteure, Chemo- 

techniker, technische Photographen usw. 

im. 1. Berufsiahr . . . EEE ae SIT NEe 


steigend im 11. Berufsjahr uf . . 2. 2.» 2175,— „ 
Gruppe IV: Selbständige Konstrukteure, Bau- und Betriebs- 

techniker, Färbereitechniker. Chemotechniker usw. 

im 1. Berufsjahr SEN ABA, 1729,— „ 


steigend im 11. Berufsjahr auf -. . . . .„. » 2500,— „ 
Gruppe V: Selbständige Betriebsführer grosser Betriebsabteilungen, Betriebs- 
und Montageingenieure, Gruppenleiter und Angestellte, die 
nach Tätigkeit und Leistung Architekten, Chemikern, Ingenieuren 
und Physikern mit abgeschlossener technischer oder naturwissen- 
schaftlicher Hochschulbildung vertraglich gleichgestellt sind, 
männliche und weibliche Angestellte 
im ;k. Berufsjahr "7.5 2050 sn ee 95, —=M: 
steigend-im Hl; Berufsjahr auf .. . . ... 3215— 


Weibliche Angestellte erhalten 90 Prozent.der für die männlichen 
Angestellten vorgesehenen Sätze der Gruppen I bis IV; Chemikerinnen 
der Gruppe V erhalten dieselben Sätze wie die männlichen Angestellten. 

Zu den vorstehenden Gehaltssätzen erhalten die männlichen An- 
gestellten vom vollendeten 24. Lebensjahre ab eine Alterszulage von 
195.— Mark, die weiblichen Angestellten von 175,— Mark monatlich. 
Ausserdem wird eine Verheiratetenzula ge von 100,— Mark und eine 
Kinderzulage nach den bisherigen Grundsätzen von ebenfalls 100,— Mark 
gewährt. . 

Den Meistern und Vorarbeitern werden folgende Bezüge 
gewährt: 

Gruppe I: Handwerksmeister 
im 1. Berufsjahr . NE EEE Fe 
steigend im 7. Berufsjahr auf „ o 2 2... 2309— „ 
Gruppe Il: Betriebsmeister 
un" 1. Beruisichre sec nee ea 
steigend im 7. Berufsjahr au ae ee 
Gruppe Ill: Hof- und Piatzmeister 
im 1. Berufsjahr . A 
steigend im 7. Besufsjahr uf . . . ... 
Gruppe IV: Vorarbeiter 
im 1.Berufgabes. 2 SE m On 
steigend im 7. Berufsjahr auf . . . . ... . 1920-— „ 


2100, 
280,75 


N ee 
.  2160,— ,„ 


Weibliche Angestellte erha'ten 90 Prozent dieser Bezüge. Verheirateten- 
und Kinderzulage werden wie bei den technischen Angestellten gezahlt. 

.. Die Bestimmungen des neuen Vertrages sowie die Gehalts- 
sätze treten mit dem 1. Oktober 1921 in Kraft. Letztere 
en mit einmonatiger Frist zum Monatsschluss gekündigt 
werden. 


.„. Neue Gehaltsvereinbarung mit dem Arbeitgeberverband 
der chemischen und Sprengstofi-Industrie, Köln. Mitte Sep- 
tember gelangten die Verhandlungen mit dem Arbeitzeberver-. 
band der chemischen und Sprengstofi-Industrie zum Abschluss. 
Es werden mit Wirkung ab 1. September 1921 die Gesamtein- 
kommen ausschliesslich der sozialen Zulagen für die Lehrlinge 
und die jugendlichen Angestellten bis zum vollendeten 18. Le- 
bensjahre um 10 Prozent, für alle übrigen Angestellten um 
15 Prozent erhöht. Nachstehend geben wir eine Aufstellung der 
Gehaltssätze, wie sie nunmehr an die technischen Ansestellten 
gezahlt werden: 


Klasse I: Technische Angestellte wie Zeichner, Pauser, La- 
boranten usw.: 
vom vollendeten 17. Lebensjahre . . -. » 2. 2. 2. M. 866,25 
steigend bis über 30 Lebensjahre auf . . . » 1759,50 


Klasse ll: Technische Angestellte in Konstruktionsbureaus, 
Chemotechniker und Laboranten in verantwortlicher Stellung: 
vom vollendeten 21. Lebensjahre . . . 2... 2.2. 
steigend bis über 35 Lebensjahre auf . . . 2 2 2 2.5 

Klasse Ill: Technische Angestellte mit selbständiger Tätigkeit 
und Assistenten der Betriebsleitung: i 
vom vollendeten 24. Lebensjahre - . . 2 2 2 2 0. „ 1638,75 
steigend bis über 35 Lebensjahre uf... . » 2 22.2.2 5 2334,50 

Klasse IVa: Techniker in gehobener Stellung, denen Techniker 
aus Klasse III unterstellt sind: 
vom vollendeten 26. Lebensjahre . . . . 2 2.2 2°. 5 2012,50 
steigend bis über 35 Lebensjahre uf . . . . 2... 2.2.2 2564,50 

Klasse IVb:Chemiker und Ingenieure, soweit sie nicht anter 
Klasse V fallen: 
vom vollendeten 24. Lebensjahre . ER 1038,73 


steigend bis über 35 Lebensjahre auf . . . 2... 2.2.2... 2564,50 


„ 1420,25 
„ 2104,50 





Verantwortlicher Schriftleiter: Otto Schweitzer, Berlin. — Für den Änzei 
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Lehrlinge erhalten im 1. Lehrjahr . . . . ee IB 
2 ’ . . . . e . ... [2 1} 2 
j 2 3. „® . . . . [ . * . . ” 352,— 
‚Zu diesen Sätzen treten an Zuschlägen: . 
für ledige Angestellte über 25 Jahre . . x «22... M 7— 


für Verheitafete oo 1200 en ne 
für jedes Kind . et en een al a 7} 100,— 


Fachgruppe 
Lebens- und Genussmittelindustrie 





Erfolgreiche Gehaltsbewegung im Berliner Brauereige- 
werbe. Nach längeren Verhandlungen mit dem Verein 
der Brauereien Berlins und Umgegend gelang 
es am 11. Oktober, zu einer Vereinbarung zu kommen, nach 
welcher den technischen Angestellten die nachstehend auf- 
geführten Gehälter gezahlt werden: 


Gruppe A: Zeichner, Laboranten ohne Brauerschule usw. 
Anfangsgehalt . . . . ru re 2.325. M, 


ste:gend nach 10 Berufsjahren auf. . . . . . 1820 „ 

Gruppe B: Handwerksmeister, Leiter elektromechanischer Werkstätten, 
- Gärführer usw. 

* Anfangsgehalt . „1, re Baer iseh, 

steigend nach 10 Berufsjahren auf . . . 2045 „ 


Gruppe C: Chemiker gohne Hochschu bildung, Betriebskontrolleure, Labo- 

ranten mit Brauerschule, Bau- und Maschinentechniker ; 

Anfangsgehalt . . . en a: 

steirend nach 10 Berufsjahren auf . . . . „ .„ 2080 „ 

Gruppe D: Brauführer (stellvertretende Malzmeister), Obermaschinenmeister 

und Maschinenmeister in leitender Stellung 

Anfängsgehalt =." 2) 2 27700 nr ne EEE 

steigend nach 10 Berufsjahren auf . . . ... . 2215 „ 

Gruppe E: Architekten, Brauerei-, Betriebs- und Maschineningenieure, Labo- 
ratoriumsleiter x 

Anfangsgehalt “. .. .=2.0) 2 ee 

steigend n ch 10 Berufsjahren auf . „ . . . .. 2445 „ 

Gruppe F: Braumeister, Mäizmeister (Betriebsleiter), Oberarchitekten, Ar- 

chitekten in leitender Stellung | 

Anfangsgehalt :... .,, 7.2 Sm TB NE: 

steigend nach 10 Berufsjahren auf . . . . . .„ 2680 „ 


Ueberarbeit an Werktagen wird mit 5,50 M. für die 
halbe Stunde, an Sonn- und Feiertagen 6,50 M. für die halbe 
Stunde bezahlt. Sonn- und Feiertagsarbeit ist mindestens mit 
einer Stunde abzugelten. Die Verheirateten- und Kinderzulagen. 
bleiben unverändert. Weibliche Angestellte erhalten 
99 Prozent der sich hiernach ergebenden Gehaltssätze der 
männlichen Angestellten gleicher Gruppen. 

Das Abkommen tritt mit Wirkung vom 1. Olgober d. J. 
in Kraft. Die Gehaltszulagen (ausschl. der erhößten Ueber- 
stundensätze) werden für den Monat September nachgezahlt. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge 


Durch Verfügung des Reichsarbeitsministeriums sind fol- 


gende Tarifverträge und Vereinbarungen für allgemeinverbind- 
lich erklärt worden: $ 
der Schiedsspruch vom 15. Dezember 1920 zum allgemeinverbindlichen 


. laritvertrag vom -5. Juni 1920, abgeschlossen zwischen dem Kauf-. 


miännischen Verein Eisieben einerseits und dem AfA-Bund sowie zwei 
weiteren Angestelltenverbänden andererseits, mit Wirkung vom 1. April‘ 

1921 für die Stadt Eisleben; 
der Nachtrag vom 4. Juni 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarif 
vertrag vom 29. Jaauar 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund, 
sowie zwei weiteren Angestellienverbänden einerseits und dem Kartell 
der Arbeitgeberverbände in Frankfurt a. M. andererseits, mit Wirkung . 
vom 4. Juni 1921 für die Stadt Frankfurt a. M. j 
> 
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- Der Indufiriefechniker 


ERINNERUNGEN 9 


Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 





Nummer 27 E 


Gewerkschaftsarbeit 


Neue Gehälter im Bergischen Industriebezirk. Die Ver- 
handlungen mit dem Bergischen Arbeitgeberverband über die 
Neuregelung der Gehälter sind zum Abschluss gelangt. Laut 
Vereinbarung werden ab 1. September 1921 folgende Ge- 
hälter in den einzelnen Industriegruppen gezahlt: 


A. Metallindustrie: 


1. Zeichner, Kunstgewerbezeichner usw.: 
naca vo.lendeten 17. Lebensjahre er 
steigend bis nach voilendeiem 30. Lebensjahre auf 

2. Techniker, Betriebsassistenten, Detailkonstrukteure: 


von 22 bis 21: Jahren . . RE ee 1000, 


. «. 650.— M. 
- 1700.— 


n . ”„ 
are ee ee EN RRT— 7 
3. Se’bständize Konstrukteure, Projektionsingenieure, Be- 
A Fe er Pi +7 Peru 
3a. Se.bständige Konstrukteure, von denen beansprucht 
wird, dass sie grössere Anlagen unter eigener Verant- 
wortung se.bständig entwerfen ae 2550. 


4. Obermeister, technische  Beiriebsangestellte usw. . . 3550.— 
5. Fach- und Abteiungsmeister usw. . . 2 2 2 22 .250.— 
6. Meister mit geringerem Wirkungskreis . 2 2 2 2. 20I.— 
7. Maschinenmeister, Durchschniitsmeister . © 2 » 2... 1800: „ 
Die Gehaliszulagen für die Klassen B und C bleiben mit. 25 bezw. 

50 Prozent b.stehen. 


E. Textilindustrie: 


Gräppe I: 1. Werkführer und- Wiegkammervorsteher, 
: 2. Abtei:ungsleiter der Zeichenstube, 
3. 1. Kalkulatoren, i 
4. Färberineister Gehalt nach Klasse C. 
Brurmer MER Obermeister Saas a ee 4 2250,— M,. 
? 2. Färbermei:ter ee ee 220 
Gruppe Ill: 1. Musterzeichner, 


2. Betricbsassistenten und Wiegkammergehi'fen 
Gehalt nach Klasse B. 
Gruppe IV: Fach- und Abteitungsmeister . ... 2 2 ...2000,— .M. 
Gruppe V: Meister, mit geringeren Wirkungskreis . . 1890.— 
Gruppe VI: Patronenzeichner und 2. Wiegkammergehi:fen 
; Gehalt wie die -Zeichner und Kunst- 
gewerbezeichner der Metallindustrie. 
Gchemische Industrie: 
Für die Ziffera 1, 2, 3 und 3a gelten die gleichen Sätze wie die 
der Metallindustrie unter den gleichen Zifiern. 
4. Handwerksmeister RE RE te 
5. Betriebs- und Laboratoriumsmeister: 
in 1. Meisterdisnstjahr . [) “ . . . . 0 .o “ 2090,.— » 
BRD: er ehe see na n .2l23— „ 
”„ =5 » ET N er a ER er 2250.— „ 
D. Papierindustrie: 
Für die Ziffern 1, 2, 3, 3a, 4 gelten die gleichen Sätze wie die der 
Metallindustrie unter den gleichen Ziffern. 
5. Fach- und Abteilungsmeister usw. - » 2 oe... 2009.— M. 
6. Meister mit geringerem Wirkungskreis . » 2»... .1800.— ,„ 
E. Allgemeine Holzbearbeitungsindustrie: 
Grüppeneintei.ung wie die der Metaliindustrie; die Gehaltssätze 
sind gieichfalis dieselben. 
Die monatliche Vergütung für die Lehrlinge beträgt: 
ass: Lehrjant. ie u Su 00,6 ee 150.— M, 
ER 3 DE en NE. PEN 


„ 


2250.— M. 


=, & RT N ER RE ar 
Die verheirateten Angesteilten erhalten zu ihrem Gehalt eine Fa- 
milienzulage, und zwar: 
a) für die Ehefrau in Höhe von 150 M. monatlich, - 2 
b) für jedes Kind unter 16 Jahren und die’enigen Kinder, die älter 
sind als 16 Jahre, aber eine Schule, Universität, ein Technikum 
oder eine sonstige Lehranstalt besuchen, in Höhe von 75 .:M., 
monatlich. 


Die Gehaltssätze haben Gültigkeit bis 31. Oktober 1921 
und. können erstmalig zu diesem Tage mit l4tägiger Frist 
gekündigt werden. 


25 ‚Gehaltserhöhüng für. die technischen Angestellten im obe- 


.ren Kreise Solingen. Am 19. September 1921 wurde für den 


oberen Kreis..Solingen die Erhöhung der Tarifgehälter be- 
schlossen. Auf das hisherige Grundgehalt” wurden bisher 150 








rscheint mit Nr. 44 der D. T.Z. 
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Prozent Teuerungszuschlag gezahlt; ab 1. September d. J. 
werden weitere 75 Prozent gewährt, so dass sich die neuen 
Gehaltssätze wie folgt stellen: 
1. Technische Angestellte. 
Gruppe a: Zeichner, Laboranten usw.: 
im ersten Dienstjahr nach der Ausbildung 845.— M. 
steigend mit jedem Dienstiahr um . .. 97,50 
ER 
Grüppe b: Techniker, Elektrotechniker usw.: 
im ersten Dienstjahr nach der Ausbi'dung 1625.— 
steigend mit jedem Dienstahr um . .. 81.25 
DIN ZU ee en ne ie LOFT, 
Gruppe c: Selbständige Konstrukteure usw.: 
im: ersten" Menstjabr u Ze ne 221067, 
steigend bis zu 30 Jahren jährlich um . . 81.25 
über 30 Jahre: freie Vereinbarung. 
2. Werkmeister. 
Gruppe d: Fabrikationsgehi!fen: 
im ersten Dienstjahr nach der Ausbi'dung 845.— M 
steigend mit jedem Dienst'ahr um ° ... . 9750 , 
DIS RT Re Tea ae HORSE 
Gruppe e: Selbständige Abteilungsleiter usw.: 
Mindestsehalt =, ........ 0% 
Gruppe f: 1. Fabrikations!ührer der Heimindustrie: 
Minzestiesat 747.2, 
2. Werkfabrikalionsführer: 
Mindestzenalt a 
Gruppe g: Obermeister usw.: 
NUnNSEStreng tr ee een ei MON: 
Bei über 30 Jahre alten technischen Angestellten der 
Klasse c und Oberingenieuren unterliegt die Festsetzung des 
Gehalts der freien Vereinbarung über das Mindestgehalt hin- 
aus. Vorwieg-nd im Betriebe beschäftigte Angestellte der 
vorstehenden Berufe erhalten zu diesen Mindestgehältern 10 
bis 15 Prozent Zuschlag. 


Für die Uhrenindustrie des Schwarzwaldes wurde durch 
Schiedsspruch vor dem’ Schlichtungsausschuss in Donaueschin- 
gen bestimmt, dass sämtliche Bezüge, also nicht nur die tarif- 
lichen Gehälter, sondern auch die Familien- und Leistungs- 
zulagen, um 25 Prozent erhöht werden sollen. Der Schieds- 
spruch sieht die Erhöhung ab 15. August 1921 vor. Die Ge- 
hälter in der Uhrenindustrie, einschliesslich der 25 Prozent, be- 
wegen sich nunmehr für Zeichner zwischen 715 und 1425 M., 
für Detailkonstrukteure zwischen 1375 und 1725 M. 
und für selbständige Konstrukteure zwischen 1805 
und 2000 M. Hierzu kommt eine Verheiratetenzu- 
lage, die nach dem Schiedsspruch monatlich 65 M. und eine 
Kinderzulage, die für zwei Kinder 33 M. und für jedes 
weitere Kind ebenfalls 33 M. ausmacht. Die Leistungszulagen 
spielen in dieser Spezialindustrie eine grosse Rolle.- Der 
Schiedsspruch ist von beiden Seiten angenommen. 


Neue Gehal'svereinbarung mit dem Allgemeinen Industrie- 
Verband, Harburg. Mit dem _ Allgemeinen Industrie- 
Verband ist am 13. Oktober ein Abkommen vereinbart wor- 
den, das von den Angeste.lten mit grosser Mehrheit angenom- 
men wurde. Es gilt für die Monate Oktober, Noyvem- 
berund Dezember 1921. Die Festlegung der Gehälter bis 
Dezember würde von den Angestellten nur unter der ‘Bedin- 
gung akzeptiert, dass, wenn eine wesentliche Veränderung der 
Wirtschaftslage eintritt, die Unternehmer sich bereit erklären, 
im Dezember in neue Verhandlungen einzutreten. Diese Zu- 
sicherung ist von den Unternehmern gegeben worden. Die 
Gehaltssätze des neuen Abkommens sind vervielfältigt und 
können zum Preise von 0,30 M. für däs Stück von der Gau- 
verwaltung Nordwestdeutschland, Hamburg, 
Eiierntorsbrücke. 10, bezogen werden. 


Tariibewegung der. Stettiner Angestellten, Die Stettiner 
Angestellten hatten am 10.. August d. J. dem Arbeitgeberver- 
band neue Forderungen -eingereicht: und »gebeten, in-baldige Ver- 
handlungen darüber einzutreten, Die Antwort der Arbeitgeber 
glauben wir unseren Kollegen. nicht vorenthalten zu sollen. Es 
heisst darin u. a; 
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„Die von Ihnen eingereichten :Forderungen stehen nun unseres 


Erachtens in keinem Verhältnis zu der vielleicht eingetre- 


tenen Lebensverteuerung, so. dass wir. es für unmöglich halten, 
durch direkte persönliche Verhand.ungen zu einem erspriesslichen Er- 
gebnis zu kommen. Wir sind der Ueberzeugung, dass es unter diesen 
Umständen das Zweckmässigste ist, sofort den Schlichtungsausschuss 
anzurufen, da auf diese Weise am schnellsten cin Abkommen zu er- 
reichen ist, was besonders im beiderseitigen. Interesse liegt, da _ die 
letzen Vereinbarungen bereits am 31. Juli d. J. abgelaufen waren. 


Dementsprechend haben wir unsererseits den Schlichtungsausschuss an-.. 


gerufen und um. recht baldige Anberaumung eines Verhandlungstermins 
gebeten.“ 


Mit dieser Antwort der Arbeitgeber war der Weg, durch 
direkte Verhandlungen zu einem Ergebnis zu kommen, abge- 
schnitten. Vor dem Schlichtungsausschuss konnte eine Einigung 
ebenfalls nicht erzielt werden. «Dieser sah sich infolgedessen 


gezwungen, einen Schiedsspruch zu fällen, der die Einkommen 


der Angestellten wie folgt regelt: 

Unter Fortfall. der bis zum 31. Juli 1921. gezahlten ausserordent- 
lichen: Zulagen zum Grundgehalt, jedoch unter Beibehaltung der Ver- 
heiratetenzulage von 109 M. und der Kinderzulage von 50 M. für 
jedes versorgungsberechtiste Kind bis zur Beendigung der gesetzlichen 
Schulpil'icht, werden die Grundgehälter aller kaufmännischen, technischen 
und ‚Betriebsangestel!ten (Werkmeister) erhöht für Gruppe I um 275 M., 
Gruppe II um 350 M., Gruppe HI um 425 M, Gruppe IV um 425 M. 
den Monat, für nichtgelernte Angestelite (Jugendliche) um 125. M., für 
Lehrlinge um 100 M. den Monat. Die Sonderbezahlung der ‘Klasse B 
der technischen Angestellten wird aufgehoben, die Sätze der Klasse A 
treten auch für diese Angestellten in Kraft. 

Diese Regelung gilt für die Zeit vom 1. August bis 31. Ok- 
tober 1921. 


Angestellte sowie Arbeitgeber haben den Schiedsspruch 
anzenommen. Es stellen sich nunmehr die in Stettin gezahlten 
Gehälter für die technischen Angestellten- bzw. Werkmeister 
wie folgt: 

Technische Angestellte; 

Gruppe I: Pauser,. Laboranten usw. 21—30 Jahre alt 865-1175 M. 
Gruppe Il: Detailkonstrukteure, Betriebs- und Chemo- 

techniker Nusw,, 21-307, Jahre alt an 
Gruppe III: Selbst. Konstrukteure, Statiker, Chemiker 

USW. 24-30, Jahre: alt se 58. 9. 0 en ar 102521095 ss 

Werkmeister: 

Gruppe: Hilfsmeister usw, 202000 00.0 0 790000004075214%5 M. 
Gruppe Il: Werkmeister, Maschinenmeister usw. . . .. 1500-1650 
Gruppe Ill: Werkmeister im Eisex-Hoch- u. Brücken- 

bau, Maschinen- und Motorenbau, in der Fahrzeug- 

industrie und erste Meister der Chamottefabriken . . 1675—1825 2 
Gruppe IV: Obermeister eat 717051975 7 

In allen Gru sn wird für Verheiratete ein Zuschlag von 100 M. 
und 50 M. für wies Kind gewährt. 


1150-1600 





Tarifabschiuss in Cottbus. Nach längeren Verhandlungen 
kam mit der Vereinigung von Arbeitgebern für 
Industrie und Handel in Cottbus ein Tarifvertrag 
zustande, in welchem die Arbeits- und Einkommensverhältnisse 
der Angestellten geregelt sind. Der Tarifvertrag tritt mit Wir- 
kung ab 4. August 1921 in Kraft. "Der Mantelvertrag läuft 
bis 30. September 1922 und kann, falls bis dahin eine Kündi- 
grng nicht eriolgt, nur zum Quartalsersten mit dreimonatlicher 
Frist gekündigt werden. Das gleichzeitig abgeschlossene Ge- 
haltsabkommen läuft mit einer monatlichen Kündigungsfrist; 
der erstmalige Kündigungstermin ist der 30. November 192]. 


Die Gehaltssätze der technischen Angestellten sind 
wie folgt festgelegt: 
Gruppe JI: Zeichner und technische Hilfskräfte für sche- 
matische Arbeiten (nach vollendeier Lehrzeit 
oder dreijähriger Berufstätigkeit): 
in 'rE Jahre a N RETTET MS 
steigend bis zum 10. Jahre auf » .. . 1400. — 


„ 
Gruppe H: Hilfskonstrukteure, Techniker der Offert- und 
Montageabteilung, Montageinspektoren = 
im _3. bis 4. Berüfsjahr . . u, ... 1035— ” 
steigend über 12 Berufsjahre bis auf . . 1700.— „ 


Gruppe III: Reiseingenieure, Vorka'kulatoren, Betriebsinge- 
nieure, selbständige und erfahrene Montage- 
inspektoren usw. 

im. .5.' bis\6.-Berufsjafee . no... 5 ,,2.2.1950.% - 
steigend über 12 Berufsjahre bis auf . . 1850.— 

Gruppe IV: Selbständige und _verantwortiiche Konstruk- 
teure, Offert- und Montageingenieure, Reise- 
ingenieure, Gruppenlührer, Betriebsingenieure 

im 6. bis 72.Berufsjahre . u „7 0. Ku 1400. = 
steigend über 12 Berufsjahre bis auf . . 2200. Ei 

Oruppe V: Oberingenieure, leitende Ingenieure, soweit ihnen drei 
Herren der Gruppe IV unterstellt sind, unterliegen Sonder- 
vereinbarungen. 


Weibliche Angestellte erhalten, soweit im Tarif keine be- 


sonderen Gehälter festgesetzt sind, um 10 Prozent geringere 
Gehälter als männliche Angestellte. 


Den männlichen und weiblichen Lehrlingen wird fol- 
Bene monatliche Vergütung gezahlt: im 1. Lehrjahre 150 M., 
2. Lehrjahre 250 M., im 3. Lehrjahre 350 M. 
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Neue Gehälter in der weiterverarbeitenden Metallindustrie 
Oberschlesiens. Die Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
der weiterverarbeitenden Industrie Ober- 
schlesiens haben ihren Abschluss gefunden. Mit Wirkung 
ab 1. September 1921 werden die Gehälter im Durchschnitt um 


zwanzig Prozent erhöht. Die sogenannte Bauernzulage 


kommt damit in Fortfall. Gemäss der neuen Vereinbarung er- 
geben sich für die technischen Angestellten folgende Gehälter: 
Technische Bureauangesteilte: 
Gruppe 1: Zeichner 
Anfanzszchalt UReE SR VacE- JORPE AMER TOR BERN Tamm? TRETEN en. 0 = 951.— M, 


Endgeha t mr un Tel er. en ie Fe ern 0 Due oe . 1859,— » 
Gruppe 2: Konstrukteure ; 
Aniangsgehait .. "ee e.e 0 wie 


Endgehait . are 0 ne ia 0 Seltene 18 ee 1903. — „ 
Gruppe 3: Selbständige Konstrukteure 2% 
Anlangsgehalt 57.1). wesen 
Endgehait a an tin airtet elNelte Her 
Gruppe 4: Leitende Ingenieure und Gruppenführer 
Anfangsgehält . . 0.0, un 200, 8.0 a EEE r 
Endgehalt. ' |". fein Zee 2 Er 


Technische Betriebsangestellte: 
Gruppe 1: Hiliswerkmeister 
Anlangsgeial . ...00. ee. ee 
Endgehait re wie wien Ta (ee 1979,— 
Gruppe 2: Werkmeister 
Anfangsgehalt BE ER a re 
Erdoehait . . . . . ee ee Ta . . ... . . . 2232 Ken 
Gruppe 3: Obermeister 
Anfangsgehalt ”.. 200 00. ee 3 
Endgehat "72a 20 0 ee 
Gruppe &: Betriebsassistenten 
Anfangsgehalt ; 7... 2.02 a Se 
Erdocehall 2 2 r 
Gruppe 5: Betriebsingenieure 


» 


ee u Ce “ . Un Ga ee . 2122. — 2 


Anfangsge: ali N rk ee wre ©, A 2.8%.— » 
Endgchalt  7&,2 Ab Rue ee 


Hausstandsgeld, monatlich . . . 

Kinderge!d, monatlich . 2. 
Lehrlinge erhalten: 

im 1, Lehrjahr,.. monatlich 7,0 0070: en Be 

im “2. Lehrjahr, monatlich >. 2 es ae 

im.-3.. Lehrjahr, ‚monatich . „22 2. „os 55 
Nach der Lehrzeit erhalten Angesteilte: 


[I . 
Der Sozialloehn wird wie foigt festgesetzt: 
[2 


nach dem 17. Lebensjahre, monatich . . 2... . 50 5 
nach dem 18. Lebensjahre, monatich . „2 . 2%. 60 7 
nach dem 19. Lebensjahre, monatlich . 2» 2» 2... 520 € 
nach ‚dem 20. Lebensjahre, monatlich .. . . 2... mn + 


Gehaltserhöhung in der oberschlesischen Bergwerks- und 
Hütterindustrie. In der oberschlesischen Bergwerks- und Hüt- 
tenindustrie sind die Gehälter für die Angesteliten eutsprechend 
den veränderten Teuerungsverhältnissen ab 1. September 1921 
wie folgt festgesetzt worden: r 

Auf die im geltenden Tarifvertrag festgelegten” Anfangs- 
gehälter wird ein, Aufschlag von 25 Prozent gezahlt. Die bis- 
her gewährte Bauernzulage kommt in Wegfall. Das Fraven- 
geld wird für alle Angesteliten auf 1440.— M. pro Jahr erhöht, 
Allen Angestellten steht freier Hausbrand nach bestimmten 
Sätzen, sowie freie Dienstwohnung bzw. Wohnungsgeld zu. Die 
Gehaltssätze der technischen Angestellten stellen sich munmehr 
wie folgt: en P 
Eisenhütten- und Metallhütten-Beftriebe. 
Untermeister: 

Anfangsgehalt „0. 2.2) Nee oe 6 ee IE 

Endge.nat Na 0 one Teh te vg) 0 a 13 489.— „ 
Walzmeister usw.: 

Anfanzsgehalt la.) et nee ee Fr 

Endgenait ua vene Ferein eRt er ROTER fr} 
Erste Betriebsmeister: / 

Anfanzsgehalt 5 „le... 0.0 alla lere 0 AR 

Endgehalt. N 0 = 
Betriebs-Ingenieure; j 

Anfangsgehalt Te ee ne A 

Endgehalt - san nr RES 


2 


Koksmeister: 
Anlangsgehalt a EP a a. 183 925 Fe M. 
Endgena.t RE ee ie je ea een 26 755.— » 
Obermeister: 
Anfanzszehalt EI EETND I ET EIN ee . 21 855. — „ 
Endgehalt 2 AN u. I65.— ,. 


Technische Büroangestellte für Gruben und Hütten. 
Selbständige Zeichner: 
An an ssgeha.t ne er er AH YO Anl Til a . 15 200,— M. 
Endgehait ./,, Se Ta ST Fire en 21 216.— „ 
Detail-Konstrukteure; 
Anfangsgehalt um Bro ie re era. u ride » 
Endgehalt ER LA u BE ER 24 650.— pr 


EPETIT VRERTERLT DEN WECKHEL TEST" 
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Erste Konstrukteure: 
‚ ADISDGBSEHäll = u... % to gar dl enmue 6 at, 0A 





Be a I 5, 
Ingenieure für Statistik, Baumeister usw.: 
N Anfanzsgehalt I ER ER RO ENT | 1 en 
Endgehalt . . De EEE er DIN 
| Technische Laboratoriumsangestellte. 
| Laboranten: 
ee ee N A Er TETEO—  „, 
ER ee ale el ee a 122050.— 5 
Chemo-Techniker: 
BIRNDESEH alte ae ee Velen: 5; 
Endgehalt . ER RE 2350 ,, 
Chemiker mit abgeschlossener Hochschulbildung: 
Aniangsgehalt . . er en ehsch ee RL SAH... 
ee nee na ern a ruhen. „ 


Lehrlinge. 
1. Lehrjahr -. . . "=. 2000.— M. 


2. # a ae 2 
3. # ER EIN 
Uebergangsjahre. 
nach dem 17. Lebensjahre . ... .-. 8100, M. 
„ „ 18. ” ae tete ALU. ” 
ER abe RR eher OH 


„nn 20. 3 EN: 1127. 
Weibliche Angestellte erhalten von allen Sätzen 10 Prozent. Abschlag. 
Neue Gehälter in der Eisenindustrie Gross-Hamburgs. Mit 

den Verband der Eisenindustrie für Gross- 
Hamburg wurde am 17. Oktober ein neues Gehaltsabkom- 
men abgeschlossen. Es gilt für die Monate Oktober, November 
und Dezember 1921. Die Angestellten stimmten. der Festlegung 
der Gehälter» nur unter der Bedingung zu, dass, wenn eine 
wesentliche Veränderung der Wirtschaftslage eintritt, die Unter- 
nehmer sich bereit erklären, im Dezember in neue Verhand- 
lungen einzutreten. Die Unternehmer gaben diese Zusicherung. 
Dieses neue Gehaltsabkommen ist vervielfältigt worden und 
kann zum Preise von 0,30 M. für das Stück von der Gau- 
verwaltung Nordwestdeutschland, Hamburg, 
Ellerntorsbrücke 10, bezogen werden, 


Neue Gehaltssätze für die teckn’schen Angzesteilten der 
harnoverschen Industrie. Mit den Arbeitseberverbänden der 
hannoverschen Industrie haben Verhandlungen stattgefunden, 
die sich mit der Neuregelung der. Gehälter der Angestellten be- 
fassten, 

Es wurde ein Abkommen getroffen, nach welchem sich die 
Gehälter der technischen Angestellten mit Wirkung ab 15. August 
1921 wie folgt stellen: 

Gruppe I. Technische Hilfskräfte mit vierjähriger Lehre oder vier- 
jähriger Beschäftigung im Beruf. 














ei En Zahl der Berufsjahre 
ruppe — —_ 2 
Berater} 91] 10 |..11 
“.|Mm |Mm IM | Mm |M IM. 
| | 


a) männ'iche Angestellte .  . 8756| 830 
bj’weibliche Ange tellte . . . | 720] 79% 





1025 | 1120 | 1215 | 1310 | 1380 
870 | 950 | 1035 | 1115 | 1175 


N 

Gruppe T Il. Nach Anleitung arbei’ende Techniker und Ingenieure, die 
eine Werkstatt- und Bureautätigkeit, sowie Schule von zusammen 5 Jahren 
sufzuweisen haben, wobei eine zweijährige Bureautäti keit die Schule er- 
setzen kenn: 


Kinkanesgchaltinn 2.1.4. el ne u. 1245 M. 


machaleflahrz 3. 0.2.0 Seinen eu 13234, 
nach weiteren 2 Jahren ° . „0... 1505 „ 


nach weiteren 2 Jahren . „. . . 1640 , 


Gruppe T !il. Selbständig arbeitende Techniker und Ingenieure: 
Behater a ir e 1885 M 
Gruppe T IV. Selbständig arbeitende Ingenieure in gehobener Ste lung, 
deren Tätıgkeit über den Rahmen cer Tätigkeit nach T UI hinausgeht, soweit 
sie nicht aus dem Tarif herausfal en: 
> Gehalt . ei: ae 2240,M, 
1. Die unter Nr. 8 des Gehaltlarifes im Tarifvertrag vom 12. Mai 1921 
vereinbarten Teuerungzulagen fallen fort 
2. Mıt Wirkung vom 15. August wird neben den neuen Gehaltsützen 
gewährt: 
a) für Verheiratete eine Familienzulage von 60 M. monatlich; 
b) für Kinder, soweit sie nicht erwerbstätig sind, bis zum vollendeten 
15. Lebensjahre 50 M. monatlich, 


Der Tarifvertrag für die hannoversche Industrie vom Arbeit- 
geberverband Winstori übernommen. Zwischen dem Arbeit- 
geberverband Wunstorf und den Angesteiltenverbänden wurde 
eine Vereinbarung abgeschlossen, nach welcher mit Wirkung 
ab 1. September 1921 die allgemeinen Bestimmungen aus- 


“ schliesslich des 8 3 (Geltungsbereich) des Tarifvertrages für 


die hannoversche Industrie auch für Wunstorf Geltung, 
haben. Die Gehaltssätze, die für Hannover ab 15. August 1921 
in Kraft getreten sind, gelten mit einem Abschlag von zehn 
Prozent ab 1. September 1921 auch für die Angestellten in 
Wunstorf, deren Arbeitgeber dem Wunstorfer Verbande 'an- 
geschlossen sind. 


Neue Gehaltsvereinbarung für die Angestellten bei den 
Seeschiffsweriten. Am 6. Oktober wurde zwischen der Nord- 
deutschen GruppedesGesamtverbandes Deut- 
scher Metalfindüstrieller, Abt. Seeschiffs- 
weriten, einerseits, und den Angestelltenverbänden arderer- 
seits ein Gehaltsabkommen zum Tarifvertrag vom 5. Januar 
1921 getätigt. Dieses ist von den Kollegen mit überwiegender 
Mehrheit angenommen und am 20. Oktober unterzeichnet 
worden. Für die technischen Angestellten ergeben sich die 
nachstehenden Gehaltssätze: 


Technische Angestellte. 
Klasse I: Einfache zeichnerische Tätigkeit: 
a) unverheiratet: 
Anfangsgehalt nach mindestens 3jähriger Ausbildung 1100.— M. 





nach 3jähriger Berufstäügkeit . . . R 1200,— 
a ys Re Te ee 30er 
OR, v; a RE EA 
b) verheiratet: 
Anfangsgehalt nach mindestens 3jähriger Ausbildung 1250.— „ 
nach 3jähriser Berufstätigkeit . Ed an aan Kos ET 
a eat R Be TEL EE 
Sa! = = PRNE. RENE L ARee 1050. ,„ 
Klasse HI: Schwierige. zeichnerische Tätigkeit: 
Antangsgehalt nach mindestens 3jähriger Ausbildung 14009,— „ 
nach S jähriger Berufistäl te. - ee: Ja 
ONE N ba 
LO, > ee 
Klasse Il: Einfache konstruktive Tätigkeit: 
Anfangsgehalt nach mindestens 3jährieer Ausbildung 1600,— '„ 
nach 3 jähriger Berufstätigkeit . A  PANER= 512 
Bass © y; ee oe Erden VER, 
EN gi ER a HT RI 
Klasse IV: Schwierigere konstruktive Tätigkeit: 
Anfangsgchalt nach mindestens 3 jähriger Ausbildung 1900. ,„ 
nach 3jähriger Berufstätigkeit . ran 2 UE 
Be‘, " TE ER ee AR 
9 


H 5 en, ET an ED 2 SEO 
Jugendliche kaufmännische und technische Angestellte; 


it 


bis zum vollendeten 15. Lebeasiahr 3%9,— M. 
. J 

„ „ ’ 16. ’ 100 .— » 

„ „ „ 17. » 500.— |, nach beendeter 

„ r „ 18. PR 625.— 3, i_ehrzeit 

» „ » 19. x 1309.— 3 19 Prozent mehr. 
5 Pat, 

» ) „ 20. 5 sc. h; 


Betricbsangestellte. 

Klasse I: Vorarbeiter, Untermeister, Kontrolleure und 
Vorzeichner: 

Anfangsgehalt als solche 


a TE » . 1809. M. 
nach 3jähriger Berufstätigkeit als. solche 


1909.— 














2 
aan N eh ee ee 120005 25) 
Klasse H: Werkmeister: 
Anfangsgeha‘t als solche ee 2050.— 
nach: 3jährıger Berufstätigkeit als solche... u... 2150.— „ 
Ed) n. “ er ee IR en ZI) en 
Klasse IH: Betriebstechniker: 
Antauospenalt 2.1. u... Se A 1550.— ,„ 
nach 3;ähriger Berufstäiiskeit . £ - 1700. 5 
EG : She 1960.— 
Klasse: IV: Betri ıssistenten 
Anfang it ER et a IT EREN, 
nach 3 jährige: igleit. oe nn. 20 
„ De, „ . 2390.— „ 


Kinderzulage. Verheiratcte oder verwitwete 
versorgungsberechtisten Kinder 
endigung der gesetzlichen S 


Angestelite mit 
ı erhalten für jedes Kind bis zur Be- 
ünfiicht monatlich 109.— M. 

Das Abkommen gilt für die Monate Oktober, November 
und Dezember 1921. 

Die Festlegung der Gehälter bis Dezember wurde von den 
Angestellten nur unter der. Bedingung akzeptiert, dass, wenn 
eine wesentliche Veränderung der Wirtschaftslage eintritt, die 
Unternehmer sich bereit erklären, im Dezember in neue Ver- 
handlungen einzutreten. Diese Zusicherung ist von den Unter- 
nehmern gegeben worden. 

Die Gehaltssätze des neuen Abkommens sind vervielfältigt 
und können zum Preise von 0,30 M. für das Stück von der 
Gauverwaltung Nordwestdeutschland — Ham- 
burg, Ellerntorsbrücke 10 — bezogen werden. 














Fachgruppe Gesundheitsindustrie 


Neuregelung der Gehaltsbezüge für die Angestellten der 
Zentralheizungsindustrie in München. Die seit 1. Mai 1921 
gültigen Gehaltssätze des Tarifvertrages für die Zentralhei- 
zungsindustrie München sind durch Schiedsspruch ab 1. Sep- 
tember 1921 um 25 Prozent erhöht worden. Die Erhöhung. ist 
gültig für die Monate September und Oktober 1921; für No- 
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vember und folgende Monate können eventuell neue Forde- 
rungen eingereicht werden. 

Die Gehaltssätze für die technischen Anges:ellten stellen 
sich danach ab 1. September 1921. wie foigt: 


1. für einfache technische Dienstleistungen, 
Techniker und Ingenieure im allgemeinen, für 
weibliche und männiche unter 25 Jahren . . .  625.— bis 1635.— M. 
für männ!iche (ledig) über 25 Jahre . . - . .: 1081.— , 1706.— 
tur verheicaleier 1. ya EEE „ 1869.— ,„ 
2. gehobene und selbständige technische Dienst- 
leistungen für se.bständige Ingenieure usw., weib- 
liche und. mänaliche (.edige) unter 25 Jahren 1750.— „ 1875.— „ 
nach ©10 Berufsjahrenvn.2 2.7 Du 00.5.7 2000.: 217 
für männliche (ledig) über 25 Jahre . . . . . 1837— „ 2300.—. ,, 
FüR "verheiratete 7. 2. 0. ee DE ID ee 


P. achgruppe 





Priv. Gas-, Wasser- u. Elektrizitätswerke 





Neue Teuerungszulagen bei den Hamburgischen Elektrizi- 
tätswerken. Ende September wurde mit den Hamburgi- 
schen Elektrizitätswerken eine neue Teue- 
rungszulage von 35 Prozent auf die bestehen- 
den Grundgehälter — mindestens jedoch von 300 M. — 
vereinbart. Für unsere von dem Tarif erfassten Kollegen er- 
geben sich durch das neue Abkommen Gehaltsverbesserungen 
von 350 bis 709 M. Die neuen Gehaltssätze gelten vom 1. Okto- 
ber ab ohne Begrenzung, können jedoch jeden Monat gekündigt 
werden. Obwohl kein tariflicher Anspruch auf Teuerungs- 
zulagen für September bestand, wurde auf dringliche Vorstellun- 
gen der AfA-Vertreter (nur der AfA-Bund ist am Tarif be- 
teiligt) für September als besonderer Teuerungsausgleich eine 
Summe von 200 M. nachgezahit. 


Fachgruppe Chemische Industrie 





Gehaltsbewegung in der Chemischen Industrie Sektion VD 
(Mitteldeutschland). Die kaufmännischen und technischen Ange- 
stellten der Chemischen industrie Sektion Vb 
(Provinz Sachsen, Freistaaten Anhalt und Thüringen) hatten 
ihre Gehaitstaritverträge zum 1. Oktober cr. gekündigt und 
ihre Forderungen -dem Arbeitgeber-Verband eingereicht. Die 
Verhandiungen gestalteten sich äusserst schwierig, da der 
Arbeitgeber-Verband in seiner ersten Sitzung nur zur Abgabe 
eines äussersten Angebotes in Höhe von 12 Prozent zu bewegen 
war. Die Verhandlungen scheiterten, und die unter der An- 
estelltenschaft vorgenommene Abstimmung ergab, dass 95 

rozent der Angestelltenschaft das Angebot der Arbeitgeber 
abichnten. Die Arbeitgeber fanden sich zur nochmaligen Ver- 
handlung bereit und gaben in dieser als ihr letztes Angebot ein 
solches in Höhe von 20 Prozent ab. Auf Grund des bei dem 
vorgenommenen ‚Abstimmung ‘den Angestellten-Organisationen 
erteilten Mandats mussten sie dieses Angebot ablehnen und 
wandten sich an.das Reichsarbeitsministerium mit der Bitte 
um Einberufung eines Schiedsgerichtes. Dieses Schiedsgericht 
hat am 21. Oktober in Berlin  getagt und nachfolgenden 
Schiedsspruch einstimmig gefällt: 

I. Mit Wirkung vom -1. Oktober 1921 werden erhöht: 

1. in allen Berufsgruppen der vier Gehaltsklassen die Mindestmonats- 
gehälter der Angesteilten, und zwar: 
a) der Altersstufen nach vollendetem 13. bis vollendetem 20. Lebeng- 
jahre um -39 vom Hundert, 
b) der Altersstufen nach voilendetem 21. Lebensjahre um 35 vom 
Hundert; 
2. die  Kinderzulagen 


in Bchaltskiasse AT Sau, 0020 8 via 200. MM: 
in ‚Oehaltsklasse" I auf . . . 2.0... 150— „ 
in ‚Oehaltsk asse Hl auf»... 2 0, 07, 100.55 
in Gehaltsklasse IV auf 1} “ ‘ ‘ . [1 . * 100.— » 


3. die Lehrlingsentschädigung 
im 17 ehrjahre auf * . . . . . “ “ “ . 200.,— M. 
kn :2, Lehrjahre auf er 0 
j im 3. und 4. Lehrjahre-auf . ». 2... .. .:..400.— 
4. Die Gehaltssätze der Feuerwehrleute und Werkschutzbeamten um 30 
vom Hundert. £ 
II. Hiinsichtlich" des Mankogeldes wird den Parteien empfohlen, 
die Frage durch freie Vereinbarung zu regeln. 
UI. Die erhöhten Gehaltssätze sollen möglichst am 31. Oktober 1921 


”„ 


zur. Auszahlung gelangen. 


Berlin, den 21. Oktober 1921. 
a 11 Unterschriften. 


Sowohl .die Angestellten-Organisationen als auch der Arbeit- 


‚geber-Verband haben. den Schiedsspruch angenommen, so dass 
Re in.-Wirkung. tritt. Die einzelnen Gehaltssätze für die 
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vier Gehaltsklassen sind in gemeinsamer Arbeit mit dem 
Arbeitgeber-Verband ausgerechnet worden und befinden sich 
zur Zeit im Druck. Der neue Gehaltstarif kann von Anfang 
November ab durch die Gaugeschäftsstelle des Bundes in 
Halle (Saale), Niemeyerstrasse 16, bezogen werden. Die All- 
gemeinverbindlichkeit ist beiderseits beim. Reichsarbeits- 


 ministerium beantragt. 


Fachgruppe a > 
Keramische und Glasindustrie 





Neue Gehaltsvereinbarung mit dem Verband Bayerischer 
Porzellanindustrieller. Am 6. Oktober d. J. wurde mit dem 
Verband Bayerischer Porzellanindustrieller 


zu dem Tarifvertrag vom 12. November 1920 eine Vereinbarung 


getroffen, nach welcher den technischen Angestellten mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1921 die nachstehend aufgeführten Ge- 
hälter gezahlt werden: | 
Gruppe B, Betriebsangestellte. 
1. Fabrikaufseher usw.: ° ° . 
Anfangsgehait, 7.2. 0 7, ee, 


jährliche = Steigerung’ = Se ee ee = 
Endgehait . 2, nen 


2. Oberschleifer, Giasurmeister, Modeileure, die nach A 
leitung arbeiten usw.: © ; 
Aufangsgehalt. =, eu se 
jähr iche Steigerung. 7 2% 20 a ee 
Endgeha't a Te Ve 
3. Oberdreher, Obermaler, Betriebsmaschinenmeister usw.: Fr 
Anfanzsgehait. =. , na 2 ae a ee 
jähr.iche; Steigerung Er ae 70.— 
Endgehait „2.8 80.0.2000) le Ko 
4. 1.Mode.leure, Obergraveure, Oberlithographen usw.: . 
Anfangsgebalt. 0 N ee ea 
jährliche.- Steigering = 2 2 E22 Tre 85.— 
Endgehalt. .... 2.2 20,00 See er Be 
5. Betriebsleiter, soweit ihnen mehrere Betriebsabteilungen unterstellt - 
sind, 10 Prozent Aufschlag auf die Sätze der Gruppe B 2% 
Gruppe C, Technische Angestellte. 
1. Technische Hilfskräfte: Pauser, Laboranten: ? 


. 900. — M. e 


Anfangsgehaltx SS ee 
jähriiche.. Steizerung > = 020 45.— ,„ 
Endgehalt: 4.1 se en 1350.— ,„ 
2. Zeichner, Photographen, Retöcheure, Schablonen- 
schneider: x 


Anfangsgehalt., 0. "ee 100 0 6 ee RD Eh 
jährliche "Steigerung 2, a 31, 
Endgehalt' ) . % ie Ve re ee 
3. Grayeure, Liihographen, Betriebsassistenten, liihographi- Er 
sche Maschinenmeister: Ee 
Anfangsgehait.. > Ce. 2° So ee 
jährliche... Steigerung 7, u See nee 
Enigelat . 0.0000 00 000 va 
4. Seibständig arbei.ende Techniker, Ingenieure, Chemiker 
sowie entwerfende Künstler: 2 ; 


Anfangsgehait =... wen U & 
jähr.iche;;-Steirerting ur 2.25 a ee 83.-—- ,, 


Endgehalt =... 0 0 Se ee 
. Weibliche Angestellte erhalten diese Sä!ze mit 
einem Abschlag von 12Y, Prozent. Die Gehälter der Ange- 
stellten der in. der Ortsgruppe Ilb befindlichen Betriebe. er- 
mässigen sich um fünf Prozent. \ ee 
Die bisher gewährten Leistungszulagen werden 
mindestens in gleicher Weise weiter be Ferner wurde ver- 


‚einbart, dass für den Monat September 1921 die für Okto- 


ber festgesetzten Gehälter abzüglich fünf Prozent gewährt 
werden. Die Differenzbeträge sind spätestens mit dem Oktober- 
gehalt zur Auszahlung zu bringen. % 
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Metalibetten \ 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polsteranjedermann Katalog 29frei .. 
Eisenmöbelfabrik Subi, Thür., er 


Anzeigen 
die tüntgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren en 2,—M. Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10%, bei 6 Aut- 
nahmen 15°,,, bei 13 Aufnahmen 
20 %,, bei 26 Aufnahmen 30 %g. 










































Erleichte, 
Zahlungsbedingungen £ 


für die Le ch 
a serschaft von Berlin u, Umgegend 
Gute Verarbeitun “Rei N N 
erar 8% .-- Reichhalti = 
Mitglieder erhalten, Verginhtigenet wahl 3 | 
Bern, Zl. Fablen Se 
n, Gr. Frankfurtersir, 374, 
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Gewerkschaftsarbeit 


Neue Gehälter in den Tarifgebieten des Verbandes der Fa- 
brikantenvereine für-den Regierungsbezirk Arnsberg. Der Be- 
zirksrahmentarifvertrag für den Bezirk des Verbandes der 
Fabrikantenvereine für den Regierungsbezirk Arnsberg und be- 
'nachbarte Gebiete (gältig ab 1. April 1920) sieht im 5 

nachstehende sechs Wirtschaftsbezirke vor, in denen die Re- 
gelung der Einkommensbezüge je besonders erfolgen solls 

1. Stadt- und ‘Landkreis Iserlohn. 

2. Lennebezirk (Altena, Werdohl, Plettenberg). 

3. Volmetal mit Lüdenscheid. 

4. Kreis Oipe mit Finnentrop. 

5. Kreis Gummersbach. 

6. Unna und Schwerte mit Ergste und Westhoten. 

Intolge Uneinigkeit unter den Arbeitgebern, die sich In 
den irüheren Tariiverhandlungen hinsichtlich der Höhe der 
Gehälter, die sie den Angestellten bewilligen zu können glaub- 
ten, nicht zusammenfinden konnten, wurde der Bezirk 2 
nochmals unterteilt in die Gehaltsgebiete Altena und Wer- 
dohı und der Bezirk 6 in Unna und Schwerte. Aus den im 
Rahmentaritvertrag festgelegten sechs Wirtschaftsbezirken wur- 
den also -acht. Für die Gebiete Altena und Werdohl wurden 
indessen trotz getrennter Verhandlung so ziemlich gleiche 
Gehälter testgelegt, so dass man die, eine positive Arbeit 
erschwerende Eigenbrötelei unter den Arbeitgebern nur mit 
einem Kopischütteln betrachten konnte. Unna blieb hinsicht- 
lich der Höhe. der Gehälter ein gut Stück unter Schwerte. 
Allen Wirtschaftsgebieten, die sich in bezug aut die Teuerung 
in nichts von dem benachbarten Ruhrgebiet unterscheiden als 
höchstens dadurch, dass man für die notwendigen täglichen 
Bedartsartikel vielfach noch höhere Preise zahlen muss, war 
indessen das eine gemeinsam eigen, dass die Gehälter gerade- 
zu lächerlich niedrig waren. Es ist ein hartgesottenes Arbeit- 
gebertum, das in dieser vom ‚‚christlichsozialen‘“ Hauch durch- 
wehten Gegend haust. Ende September, Antang Oktober fan- 
den nufl in allen Unterbezirken des Arnsberger Rahmentarites 
Verhandlungen über- Gehaltserhöhungen statt, und es be- 
reitete eine gewisse Freude, zu sehen, dass die Angestellten, 
dıe intolge ihrer heimatlich-nachbarlichen Freundschaftsgefühle 
ihren Arbeitgebern gegenüber zum grossen Teil selbst Schuld 
an ihrer Misere tragen, nicht länger Lust hatten, einem treund- 
lichen Arbeitgeberwort zuliebe weiterhin aut eine einiger- 
massen gerechte Entlohnung zu verzichten, Trotzdem sich 
im allgemeinen die Verhandlungen in ruhigen und sachlichen 
Bahnen bewegten, konnten es sich einige Arbeitgeber nicht 
versagen, erst noch einmal das hohe Ross zu besteigen, das sie 
bis Ende 1918 geritten hatten, von dem sie aber, dank der 
Erbitterung unter den Angestellten, sehr bald heruntergeholt 
wurden. Bis Mitte Oktober waren in allen Gehaltsgebieten 
die Verhandlungen, die zum Teil unter dem Vorsitz des 
Reichs- und Staatskommissars statttanden, abgeschlossen. Und 
wenn diesmal die Angestellten etwas besser abgeschnitten 
haben als bei den früheren Verhandlungen, so haben sie das 
den AfA-Organisationen zu danken, deren Vertreter sich des 
ölteren während der Verhandlungen den weichherzigen und 
allzu nachgiebigen Gewerkschaftsbündlern gegenüber mit 
Schärte durchsetzen mussten. Die Bezirke Altena und Wer- 
dohı wurden wieder zu dem Wirtschaftsgebiet 2 des Rahmen- 
vertrages „Lennebezirk, (Altena, Werdohl, Plettenberg)‘ unter 
eınem Gehaltsabkommen vereinigt. Es bestehen also jetzt 
nachstehende sieben Gehaltsbezirke: 
. Stadt- und Landkreis Iserlohn. 
. Lennebezirk (Altena, Werdohl, Plettenberg). 
. Volmetat mit Lüdenscheid. 
. Kreis Olpe mit Finnentrop. 
. Kreis Gummersbach. 
. Unna. 
. Schwerte mit Ergste und Westhoten. 

‚In den Gehaltsgebieten Lüdenscheid, Iserlohn und Oipe, 

die wirtschaftlich ziemlich gleichgeartet sind, wurden gleich- 
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hohe Einkommenssätze festgelegt, während für die übrigen 
Bezirke, beeinflusst durch die örtliche Industrie, die Abschlüsse 
untereinander abweichen. Die prozentuale Auswertung der 
Gehaltserhöhungen ist in den einzelnen Gehaltsabkommen 
verschieden und beträgt für die niederen Gehälter der jünge- 
ren Angestellten bis zu 21 Jahren im Durchschnitt 40 Pro- 
zent. In Unna wurden nur 29 Prozent erreicht, und die 
absoluten Gehälter für diese Kollegen sind jetzt gegenüber 
den,anderen Gehaltsbezirken niedriger, trotzdem sie trüher 
etwas höher waren. Zu diesen Verhandlungen, die bereits 
am 27. September abgeschlossen wurden, war allerdings der 
massgebende Vertreter unseres Bundes nicht hinzugezogen 
worden, und es ist geradezu typisch zu sehen, dass beı diesen 
Verhandlungen, in deren die Gewerkschaftsbündler einen do- 
minierenden . Einfluss ausüben konnten, die jüngeren Ange- 
stellten eine relative Verschlechterung ertuhren. Für die höhe- 
ren Gehälter 10- M. und darüber): beträgt die Erhöhung 
durchschnittlich ®0 Prozent. In Olpe, wo die Einkommen 
etwas zurückgeblieben waren, wurde auch für die Kollegen von 
30 bis 35 ‚Jahren der höheren Gruppen eine Zulage bis zu 
38 Prozent erreicht. Die Bezüge der weiblichen Angestellten 
sind durchgehend 15 Prozent niedriger als die der männlichen 
Angestellten in den gleichen Gruppen. Die Verheirateten erhal- 
ten in den Bezirken Lüdenscheid, Iserlohn, Olpe, Unna und 
Lennebezirk 200,— M. und in Schwerte 300,— M. Zulage. 
Für nicht erwerbstätige Kinder- unter 16 Jahren werden in 
Unna 50,— M., in Lüdenscheid, Iserlohn, Olpe und Schwerte 
75,— M. und im Lennebezirk 100,— M. Zulage bezahlt. Die 
Bezüge der Lehrlinge betragen: 


Lehrjahr 1. 2; > 4 


Unna „120 180 240 330 
Schwerte 150 225 300 400 
Lüdenscheid, Iserlohn, Olpe 150 230 300 400 
Lennebezirk 175 250 325 400 


Die neuen Abmachungen gelten in den Gebieten Lüden- 
scheid, Schwerte und Lennebezirk ab 1. September und in 
den Gebieten Unna, Iserlohn und Olpe ab -i. Oktober 1921, 
Für den Kreis Gummersbach sind uns die Verhandlungs- 
ergebnisse bisher nicht berichtet worden. Wegen des zur 
Verfügung stehenden knappen Raumes mussten wir davon 
absehen, die. Gehaltsskalen sämtlicher Bezirke autzuführen, 
Die neuen Abkommen können von der Geschäftsstelle des 
Bundes in Siegen i. W., Mühlengrabenstr._ 10, gegen Ein- 
sendung von 30 Ptennig bezogen werden, Dort sind auch die 
Bezirksrahmentarite, die für das gesamte Gebiet gelten, zum 
Preise von 3,— M. zu haben. 


Neue Gehälter für die technischen Angestellten in Han- 
del, Industrie und Gewerbe in Königsberg. Zwischen dem 
Östpreussischen Arbeitgeberverband und unserem Bunde wurde 
mit Wirkung ab 1. Oktober d. J. eine Vereinbarung ge- 
troften, nach welcher tolgende monatlichen Teuerungszulagen 
gewährt werden: 


Gruppe I: Zeichner und technische Hilfskräfte . . . :300.— M., 
Gruppe Il: - Konstrukteure, Betriebstechniker usw. . . . 360.— „ 
Gruppe Ili: Se!bst. Konstrukteure, Betriebsassistenten usw. 330.— ,, 
Gruppe IV: Bureau- oder Betriebsleiter. . . NL AOL 


Die am-11. Februar 1921 festgelegte Teuerungszulage von 
160,— M. für Verheiratete und 120,— M. für Unverheiratete 
bleibt neben der neu vereinbarten bestehen. 


Neue Gehaltsvereinbarung mit dem Kartell der Mann- 
heimer Arbeitgeber-Verbände. Am 24. Oktober d. J. fanden 
Verhandlungen mit dem Karteit der Mannheimer Arbeitgeber- 
verbände über eine Neutestsetzung der Gehälter statt. Ob- 
wohl die Mitglieder unseres Bundes und des D.W.V. nicht 
mehr unter” den Mannheimer Generaltarit vom 9. Juli 1921 
tallen, erklärten diese sich, falls die Verhandlungen ein Er- 
gebnis zeitigten, das ihren Forderungen nahekommt, bereit, 
dieses anzunehmen. - Nach langem Hin und Her kam eine 
Vereinbarung ‘zustande, die: die Angestelltenvertreter glaubten, 


| 18. November 1921 


Er 
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BE ne az Me Tee 
Ihren Kollegen zur Annahme emptehlen zu können. Das Ab- Gruppe 1a: Vorarbeiter Gärführer uw. 0000... 0 18 
kommen sıeht für die technischen Angestellten mit Wirkung ab oO __An’angsgehalt ne ee ee ie RD IM. 
1. Oktober tolgende Gehälter‘ vor: steigend nach achtjähriger Tätigkeit auf. rede EHE 
Gehe Ti Tarifkl. I Tarifkl, U Tarifkl IE Gruppe 2: Hiifsmeister, Betriebskontrolleure, - Ober- '° ER: 
ı Zeichner mit vorwiegend schematischer : 3 nen ng ca : ER TRL  ER 1550 Ms 
Ta igkeit ohne ‚praktische Lehrzeit Bteigend Lach achtjähriger Tätigkeit auf RE RR . + 1700,— al 
nach voliend 20 Lebensiahre  . . 1110 1060 1010 N, 3: Werkmester® Besulah Maschi ig. dr" 
steigend nach vollend. 30. Lebensj. auf 1765 1715 1600 rer are en a 1700. M 
1 3 al A e Be Eee Et 1 | e, . eo =. 
DERLHERE le REN. a nach ac tjähfiger Tätigkeit", wu .  1875.— En 
nixer ohne Fachschulausbildung für Verheiratete Angestellte erhälten 10 Prozent mehr, 
einfache Arbeiten nach vollendetem - Lehrlinge erhalten im 1. Jahre .150,— M., im 2. 200,— M.,,. 
20: Lebe: sjahre: „.1,.42...3%, z 1215 1165 1115 im 3. 250,— M. und im 4. 300,— M. Jugendliche Ange- 
Rt me a 30. Lebensj. auf 1965 1890 1840 stellte im Alter von 16-17. Jahren 300,— M., von 17—18, 
ru e : + IE j ni, 
Techniker mit abgeschlossener Fachschul- ARE Fahren 2, I ZUDERHCH. Ar, 
bildung oder entsprechenden Kennt- Erhöhung der Tarifsätze in Apolda. Am 30. August 1927 
nissen ohne Fachschulbildung bis zum . hatten die Angestellten den Ortstarif für Apolda gekündigt und 
vollendeten 21. Lebensjahre . , Ä ro A SE eine Erhöhung der Tarifgehälter mit Wirkung ab 1. Oktober 
Bzsre a are 50. Lebensj. au 9 21 1921 um 50 Prozent und dusserdem eine Wirtschaftsbeihilfe in 
Selbstärdlge Techniker bis zum vollend. Höhe eines Monatsgehaltes für die ‚Monate August und Sep- 
IN Lebehsiahre 2, ne A 1990 1890 1790  tember als Ausgleich für die inzwischen eingetretene Teuerung 
steigend nach vollend. 30, Lebenj. auf? 2475 - 2375 2275 nteert, Unter dem Vorsitz des Demobilmachungskommissars 
Gruppe T'V: a En a a folgende Vereinbarung zwischen den Parteien 
Techniker mit besonderen Erfa rungen zustande: s a : je U - 
nach vollendetem 25. Lebensjahre .. 2660 2560 2460 “ „Die tariflichen Gehaltssätze vom 3. Juni 1921 werden erhöht für 
nach voliendetem 30. Lebecsjahre . . 2710 2610 2510 Oktober um 30 Prozent, für November um 35 Prozent, für Dezamber 
ruppeTVl: um 40 Prozent; ET ER sc ee 
Techniker in leitenden Stellungen mit es. wird eine einmalige Zulage von 500. M. für: Verheiratete und 
} hervorragenden Fachkenntnissen nach 5 Unterhaltungspflichtige und 300.— M. für Ledige ‚gezahlt. 5 
{ ’ « vollendetem 30, Lebensjahre . . . 3070 2970 2870 Für die Angestellten des Kleinhandels wird wegen der ‚einmaligen 
\ Neben diesen Bezügen wird eine. Familienzulage von Zulage noch besonders verhandelt, und zwar. innerhalb zehn - Tagen.“ 
150, — M. und eine Kinderzulage von 75,— M. bis zum Damit ist die Tarifbewegung in Apolda zu einem für. die 
Ui Höchstbetrage von 375,— M. gewährt. Angestellten befriedigendem Abschluss gelangt. 


Die Angestellten haben in grossen Versammlungen diese 

Regelung trotz ungenügender ‚Berücksichtigufg der jüngeren 

i Angestellten, worüber sie ihre Missbilligung zum Ausdruck _ 
brachten, angenommen und hoffen, dass bei den nächsten 
N Verhandiungen ein Ausgleich geschafien wird. _ ° Y 





Fachgruppe Eisen-. und Metallindustrie | 


Tarifbewegung der Eriurter Angestellten. Am 27. August Abschluss eines neuen Tarifvertrages in der Leipzi er 

d. J. kündigten die örtlichen Organisationen der Angestellten Metallindustrie. Wir berichteten in Nr. 24 des „Industrie- 

die bisherige Gehaltsregelung und ersuchten die Vereinigung Techniker“ über die Schwierigkeiten bei Schaffung eines 

Erfurter Arbeitgeberverbände um Ansetzung von Verhand- neuen Angestelltentarifverfrages in der Leipziger Metallindustrie 

RK lungen. Ohne aut diesen Wunsch der Angestellten über-- und erwähnten dabei am Schluss, dass es gelungen sei,, Ver- 
haupt einzugehen, teilten die Afbeitgeber mit, dass sie ihre handlungen . aufzunehmen. _ Diese konnten ‚in. .den ‚letzten 

Mitglieder angewiesen hätten, zum Ausgleich der Teuerung Septembertagen zu Ende geführt werden. Am 21. Oktober 1921 

einen Betrag von 50,— bis 100,— M. pro Monat (!) auszu- ertolgte die Unterzeichnung. des neuen ‚Vertrages. Er ‚gliedert 

; zahlen. Diese Erledigung musste wie eine Verhöhnung der sich „In drei Teile und zwar in den Mantelvertrag und zwei 
\ Angestellten empfunden werden. In einem erneuten Schrei- Anhänge, er 


ben liessen die Organisationen den Arbeitgebern keinen Zweifel Im Mantelvertrag sind die hauptsächlichsten Bestim- 





über die damit geschaffene Situation und torderten sofortige mungen des früheren Metalltarifvertrages übernommen. Be- 
wi: Aufnahme mündlicher Verhandlungen. Diese fanden dann auch züglich der. Gehaltsregelung ist jedoch insofern. eine, Ver- 
1 am 28. September statt, zeitigten aber ein, Ergebnis, das änderung eingetreten, als eine Familienzulage in Höhe von 
Ei als völlig unzureichend bezeichnet werden musste. Auch die mindestens 75 M. für die Ehefrau und 75 M. pro Kind bis 
| Verhandlungen vor dem Schlichtungsausschuss, die zur Fäl- zum vollendeten 17. Lebensjahre aufgenommen worden ist. 

lung eines Schiedsspruches führten, brachten keine annehm- Die einzelnen. Bestimmungen über die Familienzulage ‚regeln 

bare Regelung der Gehälter. In einer überfüllten Versamm- sich durch den Anhang I, der Richtlinien für die Gewährung 
lung lehnten die Angestellten den Schiedsspruch einstimmig ab der Familienzulage ‚enthält. Erwähnt sei noch, dass auch 

und beauftragten ihre Organisationen, falls auch die in Aus- Mütterernährer in den Genuss der Familienzulage gelangen. 
sicht genommenen Verhandlungen vor dem Demobilmachung- — Für die Familienzulage wird eine Ausgleichskasse, 
kommissar ein befriedigendes Resultat nicht erbringen soll- wie sie in gleicher Weise bereits für die ‚Arbeiter der. 
ten, mit Hilfe des äussersten gewerkschaftlichen Mittels die Leipziger Metallindustrie besteht, geschaffen, ‚über deren Wesen 
Anerkennung ihrer Forderungen durchzusetzen. Zur Anwen- und Wirken den Vertragskontrahenten vierteljährlich eine 
dung dieses Mittels kam es jedoch nicht, da die Arbeit.“ Uebersicht gegeben wird. — Die Arbeitszeit ist auf 
geber inzwischen wohl eingesehen hätten, dass die Angestell- 46 Stunden wöchentlich fest elegt. Der Urlaub wird ge- 
ten auch vor einem Streik nicht zurückschrecken würden.  sStaffelt nach Lebensalter und ienstjahren nach dem vollendeten 
Unter dem Vorsitz des Regierungspräsidenten fanden Mitte 25. Lebensjahr. Das Lebensalter ist derart berücksichtigt,»dass 
Oktober erneut Verhandlungen statt. Es wurde eine Eini- mindestens ge a Er 
gung erzielt, die unter den gegebenen Verhältnissen als an- bei vollendetem 17. Lebensjahr 6 Arbeitstage, 2! 

nehmbar angesehen werden konnte. Die erreichten Aufbesse- „bei vollendetem 35. „Lebensjahr 12 Arbeitstage E 
rungen betragen im Durchschnitt in den Endgehältern etwa gewährt werden, wozu für jedes nach dem vollendeten 
30 Prozent. Mit Wirkung ab 1. Oktober 1921 werden für die 25. Lebensjahr bei ein und derselben Firma verbrachte Dienst- 
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| technischen Angestellten folgende Gehälter gezahlt: SR n „Urlaubstag hinzukommt, bis zur Höchstdauer von F 
| b Gruppe 1: Angestellte für einfachere Arbeiten, ‚wie Pauser, z eitstagen. £ } sr Er er 
Stücklistenschreiber usw. Neu in den Vertrag wurde aufgenommen eine Bestimmung, 







j im vierten Berufsjahre . . . 


% DE er ae 77700, ME wonach bei Ableben eines Angestellten dessen Hinterbliebene 

Br steigend um je 60M. jährl. bis zum 16. Berufsjahre auf 1420.— „ bis zum Ende des auf den Todestag folgenden Monats das 
| Gruppe 2: Techniker in Anfangssteliung, Detailkonstrukteure, zuletzt bezogene Gehalt weiter beziehen. Der Mantelvertrag, 
Me atoren, ‚Taböranten, "Beiriebetechniktee ax, ‚der für alle dem Metallindustriellenverband und: 
ed a je 65M. fährl, bis zum 16. Berufsjahre auf re = dem c ent EN Ih E iz ung Si u d us t ri * 11 en ve rba u d an- 
Gruppe 3: Selbständig arbeitende Konstrukteure, Spezial- gehörigen Mitgliedsfirmen für ihre innerhalb der. Kreishaupt- 
ingenieure, Statiker, Chemiker usw. mannschaft Leipzig, mit Ausnahme der: Amtshauptmann- 
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im achten Berufsjahre . . 1400.— M. schaften Döbeln und Rochlitz, sowie. der 
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steigend um je 80M. jährl. bis zum. 16. Berufsjahre auf 2040. »  Groitzsch, Pegau und Wurzen gelegenen Betriebe 
Werkmeistern und Bureaus Gültigkeit hat, ist für die Zeit vom 1. Oktoben 
Gruppe 1: Lager-, Pack- usw. Meister „1921 bis 30. September 1922 abgeschlossen worden. es: 
Anfangsgehalt 47,000. a ee 61000 Mi „Anhang II behandelt die tariflichen Mindestgehälter. 
i nach vierjähriger Tätigkeit . . „20. nn. 1400— „ Es ist eine Ortsklasseneinteilung durchgeführt, und zwar zählen 
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Nr. 28 


zur Ortsklasse I 
schatt Leipzi 


g, zu Ortsklasse II die Orte Oschatz 


* 


Gehaltss 


‚den im Dezember 1920 gezahlten Gehältern auf, 
25 Prozent erhöht worden sind: Di 
nunmehr in 


a 





Gruppe I: Lichtpauser, Stücklistenschreiber, Laboratoriums- 
hilfskräfte usw. (Alter nicht unter 17 Jahren): 


im 1. Jahre der Berufstätigkeit in dieser Gruppe 715.— M. 
steigend im 9.’ Jahre der Berufstätigkeit in dieser 
Gruppe ‚auf Et ee LIAN. ET, 
Gruppe Il: Zeichner, Laboränten usw. (Alter «nicht unter 
18 Jahren): 
im 1. Jahre der Berufstätigkeit in dieser Gruppe 850. » 
steigend im 8. Jahre der Berufstätigkeit in dieser 
Gruppe ‚auf BE RER NT200. 
Gruppe Illa: Konstrukteure, Kalkulatoren, Betriebsassi- 
stenten und Chemotechniker (Alter nicht unter 20 
Jahren): 
im 1. Jahre der Berufstätigkeit in dieser Gruppe 1145.— „ 
steigend im 8. Jahre der, Berufstätigkeit in dieser 
Gruppe auf een dr 
Gruppe Ililb: Selbständige Konstrukteure, Betriebs- und 
Reiseingenieure, »Patentingenieure (Alter nicht unter 25 
Jahren): 
im 1. Jahre der Berufstätigkeit in dieser Gruppe \ 1520.— ” 
steigend im 7. Jahre der Berufstätigkeit in dieser 
Gruppe auf. Er A ER 1950.— „ 
Gruppe IV: Gruppenleiter und technische Angestellte mit 
abgeschlossener Hochschulbildung (Alter nicht unter 28 
Jahren): FERN 
im 1. Jahre. der Berufstätigkeit in dieser Gruppe 1845.— » 
steigend im 6. Jahre der Berufstätigkeit in dieser 
Gruppe auf NE RE NR ED ZA, 


”» 

Sie sind für die Monate Oktober und November abge- 
schlossen und bereits am 31. Oktober zum 30. November 1921 
wieder gekündigt worden. Für den Monat Septemben 
au eine 20-prozentige Erhöhung der Dezembergehälter fest- 
gelegt. 

Der Gang der Tarifbewegung in der Leipziger Metall- 
industrie 'hat zweifellos gezeigt, dass die Angestellten. der 
nordwestsächsischen Metallindustrie alle Veranlassung haben, 
sich so straff wie nur irgend möglich zu organisieren und 
ihre Organisationen, für die technischen Angestellten den Bund 
der. technischen Angestellten und Beamten, zahlenmässig und 
finanziell nach besten Kräften zu stärken. 

Neue Gehälter in der Metallindustrie von Krefeld und Um- 
gebung, Die Verhandlungen mit dem Verein der Metall- 
industrielien von Krefeld und Umgebung über 
eine Neuregelung der Gehälter für die ° Monate Oktober 
und November 1921 zeitigten für die technischen Ange- 
stellten folgendes Ergebnis: 
Techn. Angestellte nach.der Lehre 


biszum vollend. 


19— 23. 23—24 24—26 26-30 über 30 


19. Jahre Jahre Jahre Jahre jahre Jahre 
M. M. M. M. M. M. 
1. Gruppe: Zeichner 750 950 1065 1210 1380 1525 
2. Gruppe: Techniker. 
in Anfangssteliung 950 1120 1210 . 1350 1555 1670 
2,Gruppe _.Detailkon- 
stiukteuie . Br e= 1295 1440 16:0 1810 1955 
4 Gruppe: Selbständ. 
Konstrukteure —_ E _ 1755 2040 2215 
5. Gruppe: 1. Konstruk- 
Teure Ama _ _ _ 1953 2215. 1.:25C0 
6. Gruppe: Betrieb-leiter 
und Oberingenieure — _ _ 2215 2475 2730 
Werkmeister: 1. Gruppe, Masch'nen-, Lager-, Platzmeister usw. 1725 
5 » » Fachmeister . N, . 2100 
3 » ', Obermeister. ‘. : . 2360 


Lehrlinge: 1. Jahr 145 M., 2. Jahr 200 M., 3. Jahr 260 M. 


Verheiratete erhalten monatlich 100 M. mehr. Ausser- 
dem wird für jedes nicht erwerbstätige Kind unter 16 Jahren 
ein Kindergeld von monatlich 75 M. gezahlt. 


Weibliche Angestellte erhalten bis zum vollende- 
ten 20. Lebeusiahre 15 Prozent weniger, vom vollendeten 
20. Lebensjahre 10 ‚Prozent weniger als die Tariisätze. 

Männliche und. weibliche Angestellte, die nachweislich allei- 
niger Ernährer ihrer. Familie sind und mit dieser einen ge- 
meinsamen Haushalt führen, erhalten die Verheiratetenzulage 
bzw. Witwen auch das Kindergeld. 

Die vorstehenden Abmachungen sind bindend abgeschlossen 
für die Monate Oktober und November 1921, und laufen 
nach diesem Zeitpunkte‘ weiter, wenn sie nicht von einer 
Partei mit einmonatiger Frist. zum Schluss eines Kalender- 
monats gekündigt, ‚werden. 


rimma-und Borna: mit 7i/, Prozent Abschlag, zu Orts- 
klasse IH die übrigen Orte mit 10 Prozent Abschlag. Die 
ätze der technischen Angestellten bauen sich auf 

die um 
e Monatsgehälter betragen 


Gehaltstarit abgeschlossen. 
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die Stadt- und Amtshauptmann- 


Fachgruppe 
Priv. Gas-, Wasser- u. Elektrizitätswerke 


Neue Gehälter in den Gas-, Wasser- und Elektrizitätswer- 
ken. Mitteldeutschlands. . Nach überaus schwierigen Verhand- 
lungen wurde Anfang November mit dem Arbei tgeber- 
verband der Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
werke Mitteldeutschlands eine Vereinbarung ‚getrof- 
fen, in welcher die Gehaltssätze für die Monate Oktober g 
bzw. November und Dezember 1921 festgelegt wur- 


den. Für, die technischen Angestellten stellt sich das 
monatliche Einkommen nunmehr wie folgt: 


Oktober Nov./Dez, 
Untergruppe: Pauser und Hilfszeichner im 4. Berufsjahre 700 M. 760 M. 
steigend im 10. Berufsjahre auf . ... '. 1060 „ 1150 „ 
Gruppe I: Gelernte Zeichner und Zählerprüfer im f 
4. Berufsjahre . Re a2 23:5 
steigend nach dem 16. Berufsjahre auf . . 1500 „ 1620 „ 
Gruppe Il: Abnahmebeamte, Konstrukteure, Betriebs- 
techniker usw. im 6. Berufsjahre . 14851035, 1130 „, 
steigend nach dem 16. Berufsjahre auf . . 1750 „ 1900 „ 
Gruppe Ill: Se'bständ und verantwortliche Ingenieure, 
Stadtinspektoren, Abteilungsvorsteher usw. 
im 8 Beru sjahre x een El apr 1583 „, 
steigend nach dem 16. Berufsjahre auf . . 2200 „ 2350 „ 
Gruppe IV: Angestellte in leitenden Stellungen, z.B, 
Oberingenieure im 10 Berufsjahre . 1700 „ 1840 „ 
ste gend nach dem 16. Berufsjahre auf . . 2435 „ 2645 „ 
Meister: Oktober Nov./Dez, 
Untergruppe: Platz- und Hofmeister im 1. Berufsjahre . 1500 „ 1620 „ 
steigend im 4. Berufsjahre auf. . . „ „ 1605 „ 1725 „ 
Gruppe I: Hilfsmeister für Zählerprüfung, Hilfsgas-, 
Ofen-, Beleuchtungsmeister, Rev'sionsmeister 
bei installationen im 1. Berufsjahre . 1540 ,, 1655 „ 
steigend im 4. Berufsjahre auf. . . . . 1690 „ 1820 „ 
Gruppe Il: Montage- und Betriebsinspektoren, Zähler- 
meister, Maschinen-, Montage-, Installations-, 
Gas-, Wasser-, Rohr- und Werkmeister, Bau- 
führer, Abnahme- und Prüfungsbeamte, Ober- 
monteureu, Bezirksmonteure im 1. Berufsjahre 1700 „ 1830 „ 
- steigend im 4. Berufsjahre auf . SEE 940: 7 2100 „ 
Gruppe Ill: Meister mit verantwortlicher, selbständiger 
Tätigkeit, z. B. Obermeister (1. Gasmeister) 
im 1 Berufsjahre BETEN ET RE RI E 1900 „ 
steigend im 4. Berufsjahre auf . .. 2100 „ 2260 „. 
Jugendliche Angestellte, Oktober : Nov./De» 
im Alter von 16—17 Jahren EEE NEST 450 „ 
» } 1) 7—1l ” . . . . « [) . o ” 375 » 475 » 
Lehrlinge: Oktober Nov /Dez, 
Isabel, unse. herein. 129% 150 , 
ae T, i DEE N er FR ION ng 
» 2. Lehrjahre . BT ER er 20055 250 „ 
Ben RE 250 8 


Die verheirateten Angestellten erhalten ausser 
den vorstehenden Sätzen einen Zuschlag von. 10 Prozent. 

Weibliche Angestellte erhalten 15 Prozent 
weniger. 

Die ebigen Gehälter gelten für die Ortsklasse A. Die Ge- 
haltssätze der Ortsklasse B erhalten einen Abstrich von 
5 Prozent, die Gehaltssätze der Ortsklasse C einen solchen 
von 10 Prozent. 

Bei den Verhandlungen erklärten die Arbeitgeber, dass 
sie nicht gewillt seien, . den Tarifvertrag für das kommende 
Jahr zu erneuern, weil die Tarifgehälter wesentlich höher 
seien, als die auderen Tarifsätze in den Orten, in denen 
Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke vorhanden sind. In An- 


betracht dieser Erklärung wird es notwendig sein, inzwischen 
innerhalb der Angestellten eine. einheitliche Front auf frei- 
gewerkschaftlicher Basis herzustellen, um so mit vereinter Kraft 
den Ansturm der Arbeitgeber abzuschlagen. 


Fachgruppe Faserstoffindustrie 





Neues Gehaltsabkommen für die Textilindustrie im Wirt- 
schaftsgebiet Aachen. Am 14. Oktober d. J. wurde mit dem 
Arbeitgeberverband der Textilindustrie zu 
Aachen mit Wirkung vom 1. Oktober 19i ein neuer 
Das monatliche Einkommen der 
technischen Angestellten stellt sich danach wie folgt: 


Gruppe A: Nicht selbständig arbeitende Aflgesteilte, wie 


Gehilfen in der Spinnerei, Weberei, Färberei 
usw.: 


im 1. Berufsjahr nach der Lehre 0... 70. M, 
steigend im 5. Berufsjahr nach der Lehre 

auf Be ae ORT In en ee Mere E LZHU TERN 5 
vom vollendeten 24. Lebensjahre ab . 2. 1400, „ 
über 30 Jahre > “ [) 5 D . ® [} ee ] [) 1550.— 




























































































t 
Ä 
j 
! 
F 
4 


En De nenn 


EEE TE 


2 | DER INDUSTRIETECHNIKER 1921 


Oruppe B; Selbständig arbeitende age wie Leiter 
der Appretur, Spinnerei, Weberei, Färberei usw.: 
L 1500.— M, 


im 4. Berufsjahr nach der Lehre , . . . 
im 5. Berufsjahr nach der Lehre . . . . 1700 » 
vom vollendeten 24. Lebensjahre ab . . . 1900 ar 
über 30 Jahre 7! 0 ie PETER ER 
Oruppe C: Leitende Beamte, denen der Gesamtbetrieb 
- untersteht: 
nach freier Vereinbarung, jedoch mindestens 2500.— M. 
Meister und Meisterinnen. Gemäss $ 1 des Manteltarifs. 
Oruppe A: Zwirnmeister, Rauhmeister, Stopfmeister, Scher- 
meister, Walkmeister . . . 2. 2.2.2.2... 1900 M. 
Gruppe B: Werbermeisier, Garnmeister, Färbermeister, 
Spinnmeister, Handwerksmeister - 0. 0 .2000.—- , 
Lehrlinge im 1 Lehrjahre‘ 175.—, im 2. Lehrjahre 250.— im 


3. Lehrjahre 350.— M. 
Verheiratete erhalten für den nicht erwerbstätigen 
Ehegatten eine Zulage von 150 M. monatlich; ausserdem für 
jedes nicht erwerbstätige Kind unter 18 Jahren 50 M. monatlich. 
Kedfze Angestelltein der Stellung des Haupt- 
ernährers erhalten ebenfalls die Zulage für jedes dem 
Haushalt angehörige, nachweislich nicht 'erwerbsfähige, unter- 
stützungsberechtigte Familienmitglied im Sinne der im Aache- 
ner Bezirk geltenden Richtlinien. Sn 






achgruppe 
Private Verkehrsunternehmungen 





Die Gehälter beı der Berliner Hochbahn-Gesellschaft neu. 
schwierigen Verhandlungen und 


geregelt. Nach anfänglich 
nachdem vom Reichsarbeitsministerium ein völli 
der Schiedsspruch, den die Angestellten der 
bahn eınmütig ablehnten, gefällt worden war, ®wurde am 
25. Oktober d. J. mit der Direktion der Berliner Hochbahn- 
Gesellschatt eıne Vereinbarung getroften, die für dıe tech- 
nischen Angestellten folgende prozentualen Teuerungszu- 
lagen zu den tariflichen Grundgehältern vorsieht: R 


unzureichen- 


September November 
u. Oktober u.Dezember 


Gruppe T I: Zeichner und Bauaufseher ohne 
technische Vorbildung . . . 2... 
Gruppe TI: Ingenieure in Anfangsstellung, 
Techniker II, Bauaufseher, Kartographen. . „ 40 Fr 
Gruppe T Ill: Bauführer (Zuschlag), Ingenieure, 
Diplom-Ingenieure ın Antangsstellung, Konstruk- 
teure, Hilfsbauführer, Techniker I, Vermessungs- 
techniker (mit Zuschlag), Plankammerverwalter 40 = 
Gruppe TV: Diplom-Ingenieure, Ingenieure 
in gehobener Stellung, Statiker als Spezialisten, 
Sachverständige der Materialprüfung, Betriebs- 
Ingenieure SE RN 


4 % 
Th m 


0 I 5a aTılz ” 
Meister. 
Bahnhofsaufseher, Fahrmeister, 
Kontrolleure ee ae SA 
GruppeM Il: Leitungs-, Signal-, Beleuchtungs- 
und Oberaufseher (mit Zuschlag), Hilfsmeister. 
und Betriebsaufseher .-. . . ,. , 47h: m 
GruppeMIli: Bahnmeister und Meister in Werk- . 

stätten und Kraftwerken (mit Zuschlag) . . . 4 „471 5 

Jugendliche erhalten im Alter von 16—18 Jahren 90,— M,, 
im Alter von. 19 
120,— M. Teuerungszulage pro Monat. Ferner wurde ver- 
einbart, dass am 15. Dezember 1921 sämtlichen Angestellten 
obgleich Weihnachtsgratifikationen nach dem Tarifvertrag in 
den lautenden Bezügen eingerechnet sein sollen, eine ra. 
tifikation in doppelter Höhe des vorjährigen Betrages unter den 
damals testgesetzten Bedingungen gezahlt wird. Diese stellt 
sich im Durchschnitt aut 300,— M. 

Die vorerwähnte Vereinbarung ist von den Angestellten 
angenommen worden. Inzwischen ist der 'Manteltaritvertrag 
zum 31. Dezember gekündigt worden, um eine grundsätz- 
liche Aenderung der Gruppierung und Festsetzung der Ge- 
hälter, die nach der bisherigen Form oft grosse Schwierig- 
keiten entstehen lassen, durchzuführen. Es sollen, wie dies 
bei fast allen anderen Tarifverträgen der Fall ist, drei Haupt- 
gruppen mit ihren Unterteifungen für Kaufleute, Techniker 
und Werkmeister autgestellt werden. “Ebenfalls soffen die 
Oehälter nıcht mehr aus Grundgehalt, Teuerungszulage, Kin- 
derzulage und Verheiratetenzufage bestehen, sondern es so 
nur noch ein Antangsgehalt nebst jährlichen Steigerungen 
bis zu einem bestimmten Endgehalt geben. 


Aus dem Berufe ® 


GruppeMI: 
n 8 ” 


40 5 


Brock & Andree, Elektrizitäts-Gesellschaft, Duisburg. Wir 
gemacht, dass es angebracht sei, /% 


werden darauf aufmerksam 


jeden Kollegen vor Annahme einer Stellung bei dieser Firma 





erliner Hoch- 


40 Prozent 45 Prozent i 


- kommen von monatlich 


Jahren. 100,— M., im Alter von 2% Jahren - 





Versutwortlicher Schriftleiters Otto Schweitzer, Berlin. — Für den Anzei 
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zu warnen. Abgesehen davon, dass aus der: stolzen Bezeich- 
nung der Firma als „Elektrizitäts-Gesellschaft“ die. Ansicht 
abgeleitet werden könnte, dass tüchtige Kollegen dort ein 
reiches Arbeitsfeld für den Bau von elektrischen Maschinen, 
Transformatoren usw. vorfinden könnten, während es sich in 
Wirklichkeit nur um ein Installationsgeschäft für elektrische 
Licht- und Kraftanlagen handelt, scheint die Firma ein ganz 
besonderes „soziales Verständnis“ zu haben. Tarifverträge sind 
für die Firma anscheinend unbekannte Begriffe; dafür werden 
die Angestellten mit allen möglichen Versprechungen ange- 
lockt, müssen sich jedoch nach Antritt der Stellung davon 
überzeugen, dass man garnicht daran denkt, diese Ver- 
sprechungen zu halten. Auf alle mögliche Weise wird. ver- 
sucht, die achtstündige Arbeitszeit zu durchbrechen. Dem 
gesetzlichen Betriebsrat und seinen Funktionen bringt die 
Firma ein derart grosses Verständnis, entgegen, dass kein 
Kollege mehr zur Annahme des Amtes als Betriebsrat zu 
gewinnen ist. Dem hervorragenden sozialen Verständnis der 
Firma entspricht auch ihr Verhalten den Angestellten gegen- 
über, so dass jeder Kollege, der einigermassen Rückgrat be- 
sitzt, nach kurzer Zeit darauf verzichtet, bei der Firma in 
Stellung zu bleiben. Jedem Kollegen, der gesonnen sein sollte, 
bei oben genannter Firma in Dienste zu treten, empfehlen 
wir dringend, vorher bei der Hauptverwaltung des Bundes 
Auskunft einzuholen. ’ 


Die _Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max Schuster 
sen, Inh. Paul Fischer & Max Schuster sen., Münsterberg 
i, Schles. versucht, durch alle möglichen Versprechungen tech- 
nische Angestellte für ‚ihren Betrieb zu gewinnen. Ist ein 
Kollege erst eingetreten, so versteht sie es meisterhaft, ihn, 
wenn er verheiratet ist, zur vollständigen Uebersiedlung zu ver-. 
anlassen. Die sowieso mit schwierigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen. kämpfenden Kollegen werden dann mit den ver- 
werflichsten Mitteln ausgebeutet. Besondere Veranlagung da- 
zu scheint, der eine Inhaber der Firma, Herr Paul Fischer, 
zu haben. Weiter ist noch zu bemerken, dass die Firma 
Patetzlieh nur nicht organisierte Angestellte und Arbeiter: 

eschäftigt, was wiederum zur Folge hat, dass Löhne und 
Gehälter weit unter den sonst im Orte üblichen bleiben. 

Da alle Vorstellungen bei der Firma bisher erfolglos 
waren, sehen wir uns gezwungen, alle Kollegen hiermit drin- 
gend davor zu warnen, bei dieser Firma eine Stellung anzu- 
nehmen. Auf alle Fälle. bitten wir, Auskunft bei unserem 
Bunde einzuholen. j ee 


E. Neumann, Hochspannungsapparate-Fabrik, Charlotten- 


“burg. Bei der Firma scheinen recht unerfreuliche Dienstver- - 


hältnisse der Angestellten zu herrschen. Nach uns gewordenen 
Mitteilungen kennt die Firma tarifliche, Abmachungen 
nicht, sondern zahlt nach „Leistung“ derart, dass beispiels-- 
weise ein Techniker mit vier Berufsjahren das ungeheure Ein-- 
600 M. erhält. Um den Änge- 
stellten das ausgezeichnete „Entlohnungssystem nach Leistung‘ 


schmackhafter zu machen, verspricht man „Gewinnbeteiligung“. 


Doch kann die Firma anscheinend den 
finden, die betreffenden "Angestellten sind dafür ‘aber in der- 
angenehmen Lage, ständig in „Erwartung“ der versprochenen 
Gewinnbeteiligung zu leben. In neuerer Zeit geht die Firma 


Modus hierfür nicht - 


dazu über, Angestellte mit täglicher Kündigung auf Probe ein- 


zustellen, was zur Folge hat, dass ihnen im Erkrankungsfalle 
jeder Krankheitstag vom Einkommen abgezogen wird. Dass 


die Behandlung der Angestellten dem durch vorstehende Tat- - 


sachen dokumentierten sozialen Verständnis - der Firma ent- 
spricht, ist weiter nicht verwunderlich. Ein Bruder des Fir- 
meninhabers, der als Werkmeister tätig ist, glaubt anscheinend, 


‘ die Angestellten wie seine Lehrlinge behandeln zu müssen. - 


Wir handeln wohl im Interesse aller Kollegen, wenn wir drin- 


gend empfehlen, vor Annahme einer Stellung bei dieser‘ Firma - 
Auskunft bei der Hauptverwaltung des Bundes einzuholen. 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 












Gewerkschaftsarbeit 


| Vereinbarung neuer Gehälter für die Angesteilten der 
Bremer Industrie. Die AfA-Organisationen hatten dem Indu- 
strie-Rat Bremen (AÄrbeitgeberverband) für die Monate 
November-Dezember 1921 neue Gehaltsforderungen einge- 
reicht. Gefordert waren 33%, Prozent Erhöhung auf die im 
Oktober gezahlten Gehälter. Ian den Verhandlungen, die am 
8. November stattfanden, gelang es, für den Monat 
Dezember die volle geforderte Gehaltserhöhung durch- 
zusetzen; für den Monat erenker musste ein um zehn 
Prozent niedriger Zuschlag in Kauf genommen werden. Das 
Verhandlungsergebnis ist von den Angestellten unter der Be- 
' dingung angenommen worden, dass im Monat Dezember, 
ı sofern die Lebenshaltungskosten eine weitere wesentliche Stei- 
| erung erfahren, über eine Neuregelung der Gehälter ver- 
ıandelt wird. Den technischen Angestellten werden laut 


Vereinbarung für den Monat Dezember nachstehende Gehälter 
gezahlt. 


Technische Bureau- und Betriebs-Angestellte: 




















G | FT |? 2|T3|T4|T2|T3|T3aT4 
Se A !BüjBü|Bü|Bt!;Bt|Bt|Bt 
Vorstufe: 
im 18, Lebensjahre . . » [118011350] 1520|1690|1400|162011720|1720 M. 
im 19, N 2... . 122011400) 1530[1760114501168011780|1860 „ 
im 20, > .. . 1126011450|1640:1830|1500/1740|184011930 „ 


Entichnungs - Dienstalter ia der 
Gruppe Änfangsgehalt . 11300)15001700!1909|1550|180011900|2000 „ 
jährliche Steigerung >... ..] 40 501 601 70) 501 601 60} 70 „ 
oach 10 Dienstjahren in der 
Gruppe Endgehalt. . . . . .170/2000/2300|2600|2050|2400|2500|2700 „ 
| Die Gruppeneinteilung der technischen Angestellten ist folgende: 
Ti: Angestellte mit zeichnerischen Arbeiten, Laboratoriumsangestellte 
für schematische Arbeiten. 
T 2 Bü.: Angestellte, die mit der Konstruktion von Einzelteilen be- 
schäftigt werden, Laboratoriumsangestellte für selbständige Arbeiten. 
| T3 Bü.: Technische Ofiertkalkulatoren, Patent-, Berechnungs-, Labora- 
| toriums-Ingenieure, Physiker, Chemiker, Konstrukteure, sowie sie 
| Maschinenaggregate entwerfen und berechnen usw. 
| T 4 Bü.: Selbständig arbeiterde Ingenieure als Konstrukteure, Statiker, 
Patent-Ingenieure, Chemiker und Physiker in besonders verantwor- 
| tungsvoller Tätigkeit usw. 
T 2 Bt.: Betriebstechniker, technisch ausgebildete Hilfs-Vorkalkulatoren, 








| Me Moeutageleiter für kleine, einfache Anlagen. 
| T3 Bt.: Betriebsassistenten, Montageleiter für mittlere schwierige An- 
lagen usw. 


& 
T 3a Bt.: Selbständige Vorkalkulatoren, 
T 4 Bt.: Betriebs-Ingenieure, Montageleiter für grosse, besonders schwie- 
| rige Anlagen, denen Meister unterstellt sind usw. 


Meister: 
M. 1: Werkmeister, Revisionsmeister und Montagemeister mit berifs- 
mässiger Ausbildung usw.: 
arifeinkommen bei Einstellung als Meister . . 2200 M. 
Jährliche feste Grundzulage im Monat . . . .. 60 „, 
Nach ®%5 jähriger Meistertätigkeit- . ... »'. - ..2500 „ 
M. 2: Angelernte Werkmeister und Montagemeister im Aussendienst, 
die nicht unter Gruppe Mt fallen: 
Tarifeinkommen bei Einstellung als Meister . . 2100 M. 
er feste Grundzulage in Monat . 
ach 5 jähriger -Meistertätigkeit „ 2.» ....... 2300 ‘,„ 
| M. 3: Ständige Vizemeister, Hilfsmeister oder Meister-Sellvertreter, Un- 
termeister usw.: 
Tarifeinkommen ‚bei Einsteliung als Meister „. . 1900 M. 
Jährliche feste Orundzulage in Monat . . » x. 
Nach 5jähriger Meistertätigkeit . » . » x»... 210 „ 


Ausserdem erhalten verheiratete Angestellte eine mo- 
natliche Zulage von 200,— M. für dje Frau und 50,— M. 
für jedes versorgungsberechtigte Kind. 
| Die Erhöhung der en aa gen für die Lehrlinge 
) beträgt für den Monat Dezember ebenfalls 33'/, Prozent auf 
die Oktoberzahlungen. Dieselbe Verbesserung wurde den An- 
estellten, die in die Berufsausbildung im Alter von 14--19 
ren eintreten, gewährt. 


”» 





| Erscheint mit Nr. 48 der D.T. Z. 


Herausgegeben vom 

Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 

Berlin NW 52, Werftstr.7 





Neues Gehaltsabkommen für die technischen Angesteliten 
in der hannoverschen Industrie. Mit dem Verband der Hanno- 
verschen Metallindustriellen wurde auf Grund neuer Verhand- 
lungen, die Ende Oktober bezw. Anfang November statt- 
fanden, ein Gehaltsabkommen getroffen, in welchem die Ge- 
hälter der technischen Angestellten mit Wirkung ab 
1.:November 1921 wie folgt neu geregelt werden: 

Gruppe T I: Technische Hilfskräfte für vorwiegend einfachere Arbeiten 
mit vierjähriger Lehre oder vierjähriger Beschäftigung im Beruf. 

Hierbei kann Tätigkeit in einem verwandten Beruf ganz oder teil- 


weise angerechnet werden, sofern durch diese Tätigkeit eine ge 
nügende Ausbildung erreicht ist. 


ee ne  , ee ee ee en m ng 


Zahl der Dorufaiahral 
ER EL FE U a ae 





GruppeTI 


a) männliche 
Angestellte . 

b) weibliche 
Angestellte. . | 825,— | 900, —|1000,— 1100, — |1200.-- 1300, — |1400, — 


Gruppe Tl: Nach Anleitung arbeitende Techniker und Ingenieure, 
die eine Werkstatt- und Bureautätigkeit, sowie Schule von zit- 
sammen fünf Jahren aufzuweisen haben, wobei eine zweijährige 
Bureautätigkeit die Schule ersetzen kaan. 

Anfangsgehalt ae re a OODFM 
nach emem. jahre race aleind.e 1050 
nach weiteren zwei Jahren . . . , „ 18235 


M. M. M. M. | M. M. M. 
975,— 11050, — 11175, — 1300, — 11400, — 11525, — 11625, — 


”» 
„ 


nach weiteren zwei Jahren . . . . . 1975 „ 
Gruppe Till: Selbständig arbeitende Techniker und Ingenieure. 
Kerrate, sol ee TEN. 


Gruppe TIV: Selbständig arbeitende Ingenieure in gehobener Stel- 
lung, deren Tätigkeit über den Rahmen der Tätigkeit nach TI 
hinausgeht, soweit sie nicht. aus dem Tarif herausfallen. 

KSCHlE a Te N x 2700. MM, 

Mit Wirkung vom 1. November 1921: wird neben den neuen Oe- 
haltssätzen gewährt: 

a) für Verheiratete eine Zulage von 150 M. monatlich, 

b) für Kinder, soweit sie nicht erwerbstätig sind, bis zum voliendeten 

15. Lebensjahre 100 M. monatlich. 

Gleichzeitig können wir mitteilen, dass durch Verfügung 
des Reichsarbeitsministers der am 12. Mai 1921 abgeschlossene 
Manteltarif nebst Gehaltsabkommen mit Wirkung vom 
15. August 1921 für allgemein verbindlich erklärt worden ist. 

Ferner weisen wir unter Bezugnahme auf die Notiz im 
„Industrietechniker‘‘ Nr. 27 den Tarifvertrag Wunstorf be- 
treffend darauf hin, dass die vorstehenden Gehaltssätze mit 
einem Abschlag von zehn Prozent mit Wirkung ab 1. No- 
vember 1921 auch für Wunstorf Geltung haben. 





Fachgruppe Eisen- und Metallindustrie 





Erhöhung der Gehälter in der Metallindustrie Zweibrückens, 
Zum ersten Male ist es gelungen, mit den Metallindustriellen 
in Zweibrücken eine Neuregelung der Gehälter zu vereinbaren, 
ohne dass der Schlichtungsausschuss angerufen werden ‚musste. 
Nach der getroffenen Vereinbarung werden die im Tarifver- 
trag festgelegten Grundgehälter verdoppelt. Auf die neuen 
Grundgehälter wird eine Teuerungszulage von 39 Prozent für 
die Monate Oktober und November gewährt. Die aussertarif- 
lich gezahlten Leistungszulagen werden ebenfalls um rund 
30 Prozent erhöht. 


Rheinland-Westfalen. Am 8. November fanden Verhand- 
lungen mit dem „Arbeitgeberverband für. den Be- 
zirk der nordwestiichen Gruppe des Vereins 
deutscher Eisen- und Stahlindustrieller“ in 
Essen statt, in denen eine Forderung der Angestelltenver- 
bände auf 40 Prozent Gehaltserhöhung mit Wirkung vom 
1. Oktober ab besprochen werden sollte, 
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Das Ergebnis der Verha 
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geber sich bereit erklärten, sofort ein Tarif 
stellten einschl. der im August festgesetzte 


en war, dass die Arbeit- 
gehalt an die Ange- 






zu zahlen. Ausserdem verpflichtete sich 


and, seinen Mitgliedern zu empfehlen, 


‚gehalt, sondern auch die Leistungszulage 


nicht eingehen, Die « Auszahlung 


folgen. Stichtag ist der 1. November, 
alle Angestellten, die sich in der Ze 
zum 31. Dezember 1921 auf dem Werke in Stellung befinden. 
Bei früherem Ausscheiden werden entsprechende Abstriche 

Ausserdem wurden die tariflich festgesetzten Zu- 
lagen mit Wirkung vom 1. November ab erhöht; demnach 
beträgt jetzt die Verheiratetenzula 


gemacht. 


Kindergeld 150,— M. für das erste 


für jedes weitere Kind. 


Der Arbeitgeberverband erklärte sich 
Dezember in neue Verhandlungen einzutreten, falls auch dann 
noch eine erhebliche Steigerung der Preise 


nisse feststellbar ist. 


Die Tarifbewegung in der Dresdener 
Schiedsspruch beendet, Die diesmalige 
Angestellten in der Dresdener Metallindust 


Metallindustrie durch 
Tarifbewegung der 
rie, ausgelöst durch 


die seit Monaten herrschende Teuerung, 


eines Schiedsspruches am 14. November d. 


erfahren. 


Mindesteinkommen 


steigend jährlich um 62 M. (10 Jahre) für jedes‘ 


weitere Berufsjahr bis 


Gruppe I (Alter nicht unter 17 Jahre): 


Zeichner, Zeichnungsregistratoren usw.: 


Mindesteinkommen 


steigend jährlich um 62 M. ‘(10 Jahre) für’ jedes 


weitere Berufsjahr bis 


Gruppe II (Alter nicht unter 20 Jahre): Techniker der Be- 
triebs-, Montage- Kalkulations-, Offert-, Projekt- und Be- 


stellabteilungen, Hilfskonstrukteure: 
Mindesteinkommen 


steigend jährlich um 62 M. (10 Jahre) für” jedes 


weitere Berufsjahr bis 


Statiker, Bauleiter, Architekten: 
Mindesteinkommen , 


0) ® . . “ . . . . . 4 
steigend ‚jährlich: um 62 M. (10 Jahre) für jedes 


weitere Berufsjahr bis 


Oruppe v (Alter nicht unter 25 Jahre): erste Ingenieure 
und Konstrukteure, erste Statiker, Bauleiter, Architekten 


usw.; 
Mindesteinkommen 


steigend jährlich um 62 M. (10 Jalire) für” jedes 


weitere Berufsjahr bis 


[ . 


Oruppe IV (Alter nicht unter 25 Jahre): Ingenieure der 
Betriebs-, Öfiert-, Kalkulations-, Montage- 
Jungen, Patentingenieure Betriebsassistenten, Konstrukteure, 


Für die technischen Ang 
Schiedsspruch folgende Gehaltssätze vor: 


Gruppe I (Alter nicht unter 17 Jahre): 
technischen Bureaus, z.B, Lichtpauser usw.: 


H ilfstechniker, 


der Arbeitgeberver- 
nicht nur das Tarif- 
n auszuzahlen. Eine 
vertragliche Bindung wollte er in dieser Beziehung jedoch 


sollte möglichst sofort “er- 
d. h. die Zulage erhalten 
it vom 1. November bis 


ge 500,— M., das 
Kind und 200,— M. 


aller Lebensbedürf- 


hat durch Fällung 
J. ihre Beendigung 
estellten sieht der 


Hilfskräfte in 


usw. Abtei- 








Die weiblichen Angestellten erhalten in. allen Fä 
90 Prozent der oben angeführten Gehaltssätee, 

Die Meister in den Giessereien, Schleifereien, Schwei: 
freien. und Härtereien erhalten einen besonderen Zuschlag \ 
zwei Prozent auf die Gehaltssätze., 

Die bisher gezahlten Leistungszuschläge bleil 
bestehen. 

Die Gehaltssätze gelten vom 1. November 1921 bis 31. ] 
zember 1921, Der Antrag auf Aufhebung des Ortszuschla; 
für den Arbeitgeberschutzverband wird abgelehnt, . 

Der Verband der Metallindustriellen- verpflichtet sich, 
die Bezahlung der Lehrlinge Richtlinien herauszugeben, 
denen die vom Schiedsgericht festgesetzte Regelung der ( 
haltsverhältnisse für die Lehrlinge übernommen wird, oh 
dass sie damit Gegenstand des Tarifvertrages werden. 


Tarifabschluss in der Chemnitzer Metallindustrie, T 
arifbewegung in der Chemnitzer Metallindustrie, die 
6. November mit der fast einstimmigen Annahme des Ve 
handlungsergebnisses durch eine grosse AfA-Versammlu 
ihren Abschluss fand, hat der Angestelltenschaft einen beact 
lichen Erfolg gebracht. Zum ersten Male konnte mit d. 
beiden ‚Arbeitgeberverbänden gemeinsam verhandelt werde 


n sozialen Zulagen 


ferner bereit, im 


Unternehmer: Bei Berechnung des Gehaltes nur die in der b 
treffenden Firma verbrachten Dienstjahre zugrunde zu lege 
und bei den weiblichen Angestellten unter allen Umständen : 
20 Prozent Gehaltsabzug festzuhalten, konnten durchbroche 
werden. Die Berufsjahre, gleichgültig in welcher Firma s 
verbracht sind, werden nunmehr angerechnet, die Gehälter dı 
weiblichen Angestellten erfahren in den Klassen IH und I 
zukünftig nur 15 bezw, 10 Prozent Abzug. Es wird spätere 
Verhandlungen vorbehalten bleiben müssen, den Abzug auc 
1455 „ für die Klassen Ia und b und II wesentlich herabzudrücker 

Ein weiterer Erfolg ist in der für die Klassen Ia/b und | 
getroffenen Festlegung des Grundgehaltes zu erblicken, wonac 


825 M. 


90 „ er ın einem höheren Lebensalter in den Beruf tretende An 
1550 gestellte mindestens wie sein gleichaltriger Kollege entlohn 
a sserden muss, der seit dem in der Klasse vorgesehene: 
Mindestalter im Berufe tätig ist. Diese ERIeSURnE bring 
hauptsächlich‘ den Kollegen einen Vorteil, die durch den Krie; 
1390 „ ihr Studium erst in einem höheren Lebensalter beenden konnte: 

Sr oder durch Kriegsbeschädigung umzulernen genötigt waren 

PEN 1075 


1800 zulagen hatte sich ein Zustand herausgebildet, der auf die 

x Die Gehälter der einzelnen. Klassen 
waren so nahe aneinander gerückt, dass vor einer Bewertung 
der Leistungen nicht mehr gesprochen werden konnte. 

“ Bevor die Bewegung zu einem einigermassen . befriedi- 
enden Ende geführt werden konnte, hatte die Chemnitzer 
2215 aft ein Angebot der Unternehmer, das alle die 
oben hervorgehobenen Punkte nicht enthielt, abgelehnt. Es 


71242038 
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; Rn rot ” lang, trotzdem die Unternehmer erklärt hatten, unter keinen 
ruppe VI {Alter unter 30 : tell lei- gelang, t 2 UER 
a Bars Stellune Br Obere eo lei Umständen mehr an den Verhandlungstisch eh gehen, die Ab- 
ünd Vorstände grösserer Bureaus: neigung gegen neue Verhandlungen zu beseitigen und fast alle 
Mindesteitikommen 0°, U WS «. 26390 „ Forderungen durchzusetzen. 
steigend jährlich um 62 M. (10 Jahre) für jedes Die ewerkschaftsbünde, die schon zahlenmässig den AfA- 
weitere Berufsjahr bis . . ee 5 30 Verbänden 


Werkmeister: 


kenntnisse, z. B, Pl 
Meister; 

Mindesteinkommen . 

Oruppe II (Alter nicht unter 27 


Untermeister, soweit 
Mindesteinkommen 


Oruppe IIIA (Alter nicht unter 27 Jahre): Werkmeister in 
Betrieben, in denen nach den Bestimmun 


kein Betriebsrat errichtet wird: 
Mindesteinkommen 


OÖruppe IliB (Alter nicht unter 27 Jahre): Werkmeister der 


übrigen Betriebe: 
Mindesteinkommen 


BrapDe IV: Obermeister, denen mindeste 
erkmeister und mehrere Hilfs- oder Untermeister unter- 


stellt sind: 
Mindesteinkommen a 


Jugendliche erhalten: im 15. Lebensjahre 
im 16. Lebensjahre 
im 17. Lebensjahre 
im 1. Lehrjahre 
im 2. Lehrjahre 
im 3. Lehrjahre 


Lehrlinge erhalten: 


375 M. 
475 


575 
175 


‚225 


325 


mit höherer Schulbildung: 
im 1. Lehrjahre 275 M. 
im 2. Lehrjahre 325 M, 


Oruppel (Alter nicht unter 25 Jahre): Meister ohne Fach- 
atz- Säge-, Boden-, Hof-, Pack- usw, 


Jahre): Werkmeister-Stell- : 
verireter mit Fachkenntnissen, Kontrolleure, Hilfs- oder , 
sie Angestellteneigenschaften haben: 


gen des B,R.G. 


ns zwei oder ein 


„ 


unterlegen sind, konnten, da die Führung in der 
Chemnitzer Metallindustrie fest in unseren Händen liegt, 
keinerlei Einfluss ausüben, es sei denn, dass es ihre Mitglieder 
vortrefflich verstehen, sich in den AiA-Versammlungen über- 
radikal zu gebärden. Ob ihrer Wortemacherei in der Oeffent- 
lichkeit werden sie ebensowenig von den Angestellten wie von 
den Unternehmern ernst genommen. | 
Die Angestellten der Chemnitzer Metallindustrie ‚können 
mit ihrem Erfolg im allgemeinen zufrieden sein. An ihnen 
wird es liegen, denselben auszubauen. Oberste Pflicht muss. 
es jedoch sein, Sorge zu tragen, dass es atısserhalb unseres. 
Bundes stehende Nutzniesser unserer Arbeit nicht mehr gibt. 
Gemäss der Vereinbarung bewegen sich die Gehälter der 
technischen Angestellten, die mit Wirkung ab 1. Oktober 
1921 in Kraft treten, wie umstehend aufgeführt: ee = 


1755 M. 






« 1960 „ 
















» 2170 „ 


2320 „ 











Die Wahlen zur Angestellten: 
versicherung sind der Prüfstein | 
des AiA-Gedankens. — Darum: . RE, 


Werbt für die Liste 
. des AfA-Bundes “el 


ee 2025 
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Klasse la: Pauser usw.: Anfangsgehalt 800 M, 
12 Jahre lang steigend um je 85 M., Endgehalt 1820 ,„ 
Klasse Ib: Zeichner, Hilfskalkulatoren Anfangsgehalt 850 „ 
12 jahre lang steigend um je 85 M,, Endgehalt 1370 ,„, 
Klasse Il: Hilfskonstrukteure, Kalkulatoren: Anfangsgehalt 1300 „ 
10 Jahre lang steigend um je 9 M., Endgehalt 2200 „ 

‚ Klasse Ill: erste Betriebsassistenten usw. Anfangsgehalt 1850 „ 
10 Jahre lang steigend um je 90 M,, Endgehalt 2750 „ 
Klasse IV: erste Konstrukteure usw.: Anfangsgehalt 2200 „ 
10 Jahre lang steigend um je 100 M., Endgehalt 3200 „, 
Klasse V: Platz-, Lager-, Wiegemeister usw. Anfangsgehalt 1650 „ 
„> Jahre lang steigend um-je 90 M,, Endgehalt 2100 „ 


Klasse VI: Oberheizer und Obermaschinisten: Anfangsgehalt 1850 


5 Jahre lang steigend um je 90 M., Endgehalt 2300 „, 
Klasse Vll: Werk- und Montagemeister Anfangsgehalt 2100 „ 
5 Jahre lang steigend um je 100 Mr, Endgehalt 2600 ,„ 


Fachgruppe 
Priv. Gas-, Wasser- u. Elektrizitätswerke 





Abschluss neuer Gehaltssätze mit dem Arbeitgeberverband 
sächsischer Elektrizitätswerke, Auf Grund der von den An- 
gestellten eingereichten Forderungen fanden am 4. November 
d. J. Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband sächsischer 
Elektrizitätswerke statt, welche als Ergebnis die nachstehend 
aufgeführten Gehälter für die technischen Angestellten 
zeitigten: 


Gruppe TI: Hilfszeichner, Pauser usw.: verh, 
ledig verh. m.2 Kind, 
vom Beginn des 18. Lebensjahres ab: 940 M. — — 
” ” „ 19. ” ” 950 ” DL RT 
„ ” » 20. ” » 1040 ” nr BR 
I ; „a2. y 51210. 1320 M. 1460 M. 
Se 52:25. s; 05 1485 1560 - 


gi is „3 ? „» 1560 „ 1680 „ 1795, 
Das Einkommen ist in Örtsklasse A und B gleich, 


Gruppe Til: Zeichner, Statistiker, Bauhilfskräfte, Anfangstechniker, 


Eichgehilfen, Werber usw.: verh, 
ledig verh. m, 2 Kind. 
vom Beginn des 18. Lebensjahres ab: 1140 M. _ — 
” „ ” = ” „ 1160 „ SET = 
„ ” „20. ” » 1230 » BE E 
es u = 21: 5 „. 1470 „ 1590 M. 1740 M. 
= , 25, = » 1560 „ 1680 „ 1795 „ 


= 2 30; es » 555 1915 „ 1990 „ 
Das Einkommen ist in Ortsklasse B um 10 M. niedriger, 
Gruppe TIlH: Techniker, Zähler-Eicher, Projekteure, Bezirksmon- 
teure, Obermaschinisiten usw.: verh, 
ledig verh. m, 2 Kind. 
vom Beginn des 22. Lebensjahres ab: 1835 M, 1980 M. 2145 M. 
steigend bis zum Beginn des 35. Le- 
bensjahres. auf 21995, 2380 ,„ DUB; 
Das Einkommen ist in Ortsklasse B um 15 M. niedriger. 
Gruppe TIV: Maschinenmeister, \Werkmeister, Eich- und Zähler- 
meister, Bauführer, Zählerrevisoren usw.: verh, 
ledig verh. m.2 Kind. 
vom Beginn des 26. Lebensjahres ab: 2175 M. 2340 M. 2550 M, 
steigend bis zum Beginn des 35.Le- 
bensjahres auf 257575, 21.105, 2965 
Das Einkommen ist in Ortsklasse B um 15 M. niedriger. 
Gruppe TV: Ingenieure und Baumeister, die mindestens 4 Semester 
an einer technischen Hochschule studiert haben oder das Reife- 
zeugnis einer sechssemestrigen Fachschule besitzen: verh. 
ledig verh. m.2 Kind. 
vom Beginn des 26. Lebensjahres ab: 2250 M. 2420 M. 2630 M. 
steigend bis zum. Beginn des 35. Le- 
bensjahres auf 21308; 2925 , 3120 ,„ 
Das Einkommen ist in Ortsklasse B um 15 M. niedriger. 
Ausserdem erhält jeder Angestellte, der mehr als 2 Kinder hat, 
für jedes weitere Kind eine monatliche Zulage von 80 M. 


Die vorstehenden Gehaltssätze haben Gültigkeit für die 
Monate November und Dezember 1921. 

Die Kollegen hatten weiter gefordert, dass für die Aus- 
legung des Begriffes „Kinder‘‘ die Bestimmungen der staat- 
lichen Besoldungsreform vom 12. August 1921 gelten. sollen. 
Hierzu wurde seitens des Arbeitgeberverbandes erklärt, dass 
eine diesbezügliche Anweisung bereits an die einzelnen Werke 
ergangen sei. 


„ 


Fachgruppe Chemische Industrie 





Veränderliche Teuerungszuschläge im Wirtschafisgebiet der 
chemischen Industrie, Sektion IVa. Auf Grund der stark 
schwankenden Teuerungsverhältnisse waren die Angestellten- 
organisationen an den Arbeitgeberverband der chemischen In- 
dustrie Deutschlands, Sektion IVa, herangetreten, um eine 
Revision der Tarifgehälter herbeizuführen. Die Arbeitgeber er- 
klärten sich zu Verhandlungen bereit. In der darauftolgenden 
gemeinsamen Sitzung der beiden Parteien vertraten sie die An- 





sicht, dass der bisherige Tarifvertrag für die heutigen Teue- 
rungsverhältnisse ein zu starres System darstelle, im Rahmen 
dessen es nicht möglich sei, die Gehälter der ständig sich 
ändernden Teuerung schnell anzupassen. Um diesem Uebel- 
stande abzuhelfen, schlugen die Arbeitgeber vor, einen beweg- 
lichen Teuerungszuschlag zu festen Gehältern zu vereinbaren, 
über den jederzeit ohne Kündigung verhandelt werden könne, 
Die Angestelltenvertreter glaubten,. diesem Vorschlage zustim- 
men zu können, da tatsächlich unter den gegebenen Verhält- 
nissen diese Regelung Vorteile zu bieten versprach. 
Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurden folgende 
Grundgehälter festgelegt: 
Klasse I: Technische Angestellte, wie Zeichner, Pauser, 
Laboranten usw.: 
17 bis 13 Jahre alt Dar TO3Y, BONS 
steigend bis über 30 Lebensjahre auf . „ . . 2111,40 
Klasse II: Technische Angestellte in Konstruktionsbureaus, 


Chemotechniker und Laboranten in verantwortlicher 
Stellung: 


21:3big:2232 Jahrea alte ra ee ee 00T 
steigend bei einem Alter von über 33 Jahren . 2525,40 
Klasse Ill: Technische Angestellte mit selbständiger Tätig- 
keit und Assistenten der Betriebsleitung: 
24 bis 25 Jahre alt rk 5077 1900:50005 
steigend bei einem Alter von über 35 Jahren . 2801,40 
Klasse IVa: Techniker in gehobener Stellung, denen Tech- 
niker aus Klasse III unterstellt sind: 
20 tDls.32 1 Jahrestalt. Er 
steigend bei einem Alter von über 35 Jahren . 
Klasse IV b: Chemiker und Ingenieure, soweit sie nicht 
unter Klasse V fallen: 
22°013 729 Jahre alla rs er ee 1900,50, 
steigend bei einem Alter von über 35 Jahren . 3077,40 „ 

Auf diese Gehälter kommt für den Monat Oktober 
eine Sonderzulage von zehn Prozent, für den Monat No- 
vember eine Teuerungszulage von zwanzig Prozent. Des 
weiteren eine soziale Zulage, die für die Ledigen über 
25 Jahre 75,— M., für die Verheirateten 300,— M. 
und für jedes Kind 150,— M. beträgt. 

Unter Berücksichtigung dieser Zulagen bewegen sich das 
Gesamteinkommen für den Monat November für Ledige 
zwischen 1247,40 M. der Klasse I und 3767,88 M. der Klasse 
IVa bzw. IVb. Für die Verheirateten ohne Kin- 
der zwischen 1749,— M. der Klasse I und 3992,38 M. der 
Klasse IVa bzw. IVb; für Verheiratete mit z. B. zwei 
Kindern zwischen 2409,22 M. der Klasse I und 4292,38 M. 
der Klasse IVa bzw. IVb. 

Sollte im Laufe des Monats Dezember ‚die as. 
erneut steigen, so soll eine besondere Kommission an Han 
statistischer Aufzeichnungen den Stand der Teuerung feststellen 
und eine entsprechende Neuregelung der Gehälter vorbereiten. 


. . “ . 


2415,— 


3077,40 „ 


F achgruppe a 
Private Verkehrsunternehmungen | 





Gehaltserhöhung für Angestellte bei Strassenbahnen im 
rheinisch-westfälischen Industriebezirk. Am 19. November fan- 
den in Essen Verhandlungen über eine weitere Gehaltserhöhung 
für Strassenbahnangestellte statt, die zu folgendem Ergebnis 
führten (vergl. D.T.Z. Nr. 40, Beilage Industrietechniker 
Nr. 25 v. 7. Oktober 1921): 

Ab 1. November 1921 gelten die tariflichen Gehältssätze 
wie folgt: 
Gruppe I: Betriebsleiter oder Vorgesetzte der Gruppe 1: 
bei der Einstellung: nach 3 Jahren: nach 5 Jahren: 
2625 M. 2895 M. 3075 M. 
Gruppe Il: Angestellte mit selbständiger Tätigkeit und erhöhter Ver» 
antwortung (im allgemeinen Vorgesetzte nachfolgender Gruppen)t 
bei der Einstellung: nach 3 Jahren: nach 5 Jahren: 
2375 M. 2500 M, 2750 M. 
Gruppe III: Angestellte mit teilweise selbständiger Tätigkeit und ge 
wisser Verantwortlichkeit: 
bei der Einstellung: nach 3 jahren: nach, 5 Jahren: 
2225 M. 2450 M, 2600 M. 
Gruppe IV: Angestellte mit teilweise selbständiger Tätigkeit für leich- 
tere Arbeiten: 
bei der Einstellung: nach 3 Jahren: nach 5 Jahren: | 
2025 M. 2205 M. 2325 M. " 
Gruppe V: Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit: 
17—18 Jahre alt . . . . 1050 M. 
18—19 Jahre alt „. „ .„ . 1200 „ 
19—20 Jahre alt . . . . 1375 „ 
20—21 Jahre alt erhalten 100 M. weniger als solche über 


21 Jahre, 
über 21 Jähre-alt: 
bei der Einstellung: nach 3 Jahren: nach 5 Jahrenı 
1650 M. 1875 M, 2025 M, 


O’ruppe VI: Lehrlinge: 
int. Eehrjahre. „= %. 20,0 2255M. 
im-2.Lehrjahrei\ 2.1... 142.350, N 
im 3. Lehrjahre . . ..'..450 „ N 
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Weibliche Angestellte erhalten 10 Prozent weniger 
als die männlichen Angestellten. 

Technische Angestellte erhalten, soweit sie nicht lediglich 
Bureaudienst versehen, in den Gruppen 1—4 eine Zulage 
von 100,— M. auf die vorstehenden Mindestgehälter. 

Das Hausstandsgeld wird auf monatlich 300,— M., 
und das Kindergeld auf monatlich 175,— M. erhöht. 

Alle weiteren tariflichen Bestimmungen bleiben bestehen. 






achgruppe 
Lebens- und Genussmittelindustrie 





Neue Gehälter für die Angestellten der Brauereien Mün- 
chens. Nach längeren Verhandiungen über die Erhöhung der 
Gehälter für die "Angestellten in den Brauereien ün- 


chens wurden am 15. September d. J. folgende Teuerungs- 


zulagen festgesetzt: 


Gruppe 1: 150.— M. Gruppe Ill: . » 200.— M., 

Gruppe IH: . . 160.— „ Gruppe :W:... 250. + 

Gruppe V: Betriebskontrolieure, seibständige Techniker und 
Brauakademiker, Maschinenmeister und Bau- 1 
führer . = 3 « 300,— M, 


Oruppe VI: Brauführer mit akademischer Vorbi:dung, Che- 
miker mit Universitäts- oder technischer Hoch- 
schulbildung, Diplomingenieure, Diplomarchi- 
Gehten 2 2 A BO 

Für die technischen Angestellten kommen hauptsäch- 
lich die Gruppen V und VI in Frage. Diese neuen Zulagen 
traten mit Wirkung vom 20. August 1921 in Kraft. Von den 

Angestellten wurde gleichzeitig beschlossen, den Tarifvertrag 

zum 31. Dezember 1921 zu kündigen. 


Allgemeinverbindliche Tarifverträge 


Durch Verfügung des Reichsarbeitsministeriums sind fol- 
ende Tarifverträge und Vereinbarungen für allgemeinver- 
indlich erklärt worden: 


Die Vereinbarung vom 19. Oktober 1920 und der Schiedsspruch vom 
5. März 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag vom 10. Juni 1920, 


abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund, Ortskartell Siegen, sowie zwei 


weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband 
der Siegerländer Gruben und Hütten andererseits, mit Wirkung vom 
1. Februar 1921 für den Kreis Sie en, der Teil des westlich 
angrenzenden Kreises Kitenkehechen der umgrenzt wird: 
im Süden von der Sieg von Niederschelden bis Wiessen 


bach; 

der Tarifvertrag vom 21. März 1921 nebst Frläuterung fund Ver- 
handlungsniederschrift, abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund, Orts- 
kartell Cassel, sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und 
dem Verband der Metallindustriellen Cassels und benachbarter Industrie- 
bezirke E. V. andererseits, mit Wirkung vom 15. Juni 1921 für die 
Stadt Casseı nebst einge meindeten Vororten und die 
Orte Niederzwehren und Ihringshausen; 

der Nachtrag vom 21. Februar 1921 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 5. August 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund, Ortskarteli Bergedorf-Sande, sowie zwei weiteren Angestellten- 
verbänden einerseits und der Wirtschaf tlichen Vereinigung zur Förderung 
von Grosshandel, Industrie und Verkehr E. V,, als Vertreterin der 
Maschinen-, Eisen- und Metallindustrie in Bergedorf andererseits, mit 
Wirkung vom 1. März 1921 für die Orte 
Geesthacht, Ober-Billwärder und Reinbeck; 

der Tarifvertrag vom 23. Mai 1921, abgeschlossen zwischen dem 
AFA-Bund sowie zwei weiteren An esteiltenverbänden einerseits und dem 
Arbeitgeberverband für den Bezirk der nordwestlichen Gruppe des Vereins 
deutscher Fisen- und Stahlindustrie in Düsseldort andererseits, mit 
Wirkung vom 1. Juni 1921 für den rheinisch-westfälischen 
Industriebezirk, begrenzt durch die Lippe 
Mündung ia den Rhein bis Hamm einschl! iesslich des 
Stadt- und Landkreises Hamm, von der Verbindungs- 
linie Hamm, Unna, Schwerte, Wengern, Witten-Ruhr, 
Ratingen, Düsseldorf, einschi Stadt- und Landkreis 
Düsseldorf, des Stadt- und Landkreises Oberkassel- 
Heerdt, Neuss und des Ortes Rheinhause n, mit Aus- 
nahme der Orte Wengern, Wetter, Schwerte, Unna 
und Kamen; 

der Tarifvertrag vom 17. März 1921 nebst Anhang und Gehaltssätzen, 
abgeschlossen zwischen dem AfA-Bund sowie drei weiteren Angestellten- 
verbänden einerseitg und der Ortsgruppe Hirschberg des Bundes Nieder- 
schlesischer Industriellee E. V, in Hirschberg andererseits, mit Wirkung 
vom 1. IR Tr 1921 für Stadt und Kreis H irschberg; 

i [gemeine Verbindlichkeit des Tarifvertrages vom il. Okto- 
ber 1920 für die Angestellten der Industrie und des Grosshandels in 
Stettin und Umgegend wird mit W irkung vom 1. Oktober 1920 auch 
au den Einze/hande. im Gebiet der Stadt Stettin ausgedehnt. 
Die Ausdehnung auf den Einzelhandel in Züllchow bleibt vorbehalten; 


FE 
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der Tarifvertrag vom 11. Mal 1921, abgeschlossen zwischen dem 
'AfA-Bund, Ortskartell Pforzheim, sowie zwei weiteren Angestellten- 
verbänden einerseits und dem Arbeitgeberverband für Pforzheim und 
Umgebung E. V. in Pforzheim, Verband der Grossisten des Edelmetall- 
gewerbes, Bezirksgruppe Baden, Verband der . Metallindustriellen Badens, 
der Pfalz und angrenzender Industriebezirke E. V., Ortsgruppe Pforzheim, 
Vereinigung der Besitzer Pforzheimer Maschinenfabriken und mech. 
Werkstätten andererseits, mit Wirkung vom 1. April 1921 für den 
Handelskammerbezirk Pforzheim; F 

die Vereinbarung zum 20. Dezember 1920 zum aligemeinverbiadlichen 
Gehaltsabkommen vom 12, August 1920, abgeschlossen zwischen der 
Interessengemeinschaft Lüdenscheider Angestelitenverbände und die an- 
geschlossenen Verbände des Vollmetals einerseits und dem Fabrikanten- 
verein für Halver und Umgegend, Fabrikantenverein für Schalksmühle und 
Umgegend, Arbeitgeberverein der Breitewaren-Industrie, Arbeitgeberverein 
für Lüdenscheid und Uimgegend andererseits, mit Wirkung vom 1. April 
1921 für Staat und Ämt Lüdenscheid ünd das gesamte 
Votlmetal einschliesslich Halver und Dahlerbrück. 

die Vereinbarung vom 16. März 1921 zum allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag vom 24. März 1920, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und dem 
Verband, von Arbeitgebern der Industrie und des Gewerbes von Neu- 
stadt a. d. Orla und Umgebung andererseits, mit Wirkung vom 1. April 
1921 für die Stadt Neustadt a. d. Orla; J 

der Tarifvertrag vom 31. Mai 1921, abgeschlossen zwischen dem 
Butab sowie dem Deutschen Werkmeister-Verband einerseits und dem 
Arbeitgeberverband Flensburg E.V. andererseits, mit Wirkung vom 
15. Juli 1921 für die Stadt Flensburg; 3 

der Tarifvertrag A vom 17. Juni 1921, abgeschlossen zwischen dem 
Deutschen Verkehrsbund, Abteilung Strassen- und Kleinbahner, Ge- 
Eisenbahner und Staatsbediensteter, Fachverband 
der Privateisenbahner einerseits und dem Arbeitgeberverband der deut- 
schen Strassenbahnen, Kleinbahnen und Privateisenbahnen E.V. Berlin 
andererseits, mit Wirkung vom 1. April 1921 für dass Deutsche 
Reich mit Ausnahme des Freistaates Bayern; 

der Vertrag vom 30. April 1921, abgeschlossen zwischen dem AfA- 
Bund sowie zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und der 
Ton- und Steinzeugwerke W. Richter & Cie. A.G., Meissner Ofen- und 
Porzellanfabrik (vorm. C. Teichert), Heinrich August Piitz G. m. b. Hi: 
Eisengiesserei und Maschinenfabrik Schmidt & Hundt, C. Keisch, Ton- 
warenfabrik (Gebr. Schoof G. m. b. -H.), Bitterfeider Aktien-Brauerei 
vorm. Brömme, Bitterfelder Steinzeu warenfabrik G. m. b. H., 
sämtlich in Bitterfeld, andererseits, mit irkung vom 15. Juli 1921 
für die Stadt Bitterfeld, Die a . der allgemeinen Ver- 
bindiichkeit auf die Orte Friedersdorf, Muldeastein, Burgkemnitz, 
Zschornewitz, Golpa, Grossmöhlau, Pöplitz, Altjessnitz, Greppis, Wolfen, 
Sandersdorf, Zscherndorf, Ramsien und Holzweissig bleibt vorbehalten; 

der Nachtrag vom 2. Mai 1921 zum allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 2. Juli 1920, abgeschlossen zwischen dem Allgemeinen freien. An- 
gestelltenbund und zwei weiteren Angestelltenverbänden einerseits und 
dem Nordostdeutschen Textilarbeitgeberverband E. V. Berlin anderer- 
seits, mit Wirkung vom 1. März 1921 für die Einheitsgemeinde 
Berlin; 2 

der Nachtrag vom 21. April 1921 zum a.lgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
vom 20. Dezember 1919, abgeschlossea zwischeı den Verbin len des Al- 
remeinen freien Angesteiltenbundes und drei weiteren Angestelltenver- 
änden einerseits und der Vereinigung Württembergischer Arbeitgeberver- 
bände E.V. Stuttgart andererseits, mit Wirkung vom 1, Mai 191 für den 
Freistaat Württemberg. 


Metallhetten 
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Nummer 30 


Der Betriebsrätekongress des Metall- 


" arbeiterverbandes 


Vom 5. bis 7. Dezember fand in Leipzig, einberufen 


vom Metallarbeiter-Verband, ein Betriebsrätekongress statt. 
Ausser etwa 5509 Delegierten, den Sekretären des Metall- 
arbeiter-Verbandes, Vertretern der österreichischen Gewerk- 
schaften und einigen Vertretern der Regierung sind auch 
23 Vertreter des AfA-Bundes erschienen. Bei der Bildung der 
Versammlungsleitung legt man Gewicht darauf, dass AfA- 
Mitglieder Plätze darin erhalten. In seiner bekannten frischen 
und markigen Weise hält Dissmann die Eröffnungsan- 
sprache; die Begrüssungsreden der Gäste sind nach Zahl und 
Dauer auf das Notwendigste beschränkt; so vertritt hierbei 
Brolat gleichzeitig den A.D.G.B., den AfA-Bund und die 
Betriebsräte-Zentrale. 

An Stelle von Bauer-Wien, der wegen der Teuerungs- 
unruhen am Erscheinen verhindert ist, spricht Prof. Lederer- 
Heidelberg über die „Weltwirtschaft“: Heute sind die 
wirtschaftlichen Probleme aller Länder auf das innigste mit- 


= einander verknüpft. Während des Krieges und noch darüber 


hinaus herrschte in allen kriegführenden und neutralen Ländern 
eine Hochkonjunktur und deshalb scheinbarer Reichtum. Aber 
die erzeugten Waren wurden versenkt und verpulvert. Die 
‚Länder bekamen dafür keine Gegenwaren, sondern Geld bzw. 
Gold. Aber das Gold war das Gold des Königs Midas der 
Sage. Die neutralen Länder erstickten im Goldsegen. Es 
entstand ein ungeheurer Warenhunger, dem die Produktion 
nicht nachkommen konnte. Auf der anderen Seite war in- 
folge der Zwangswirtschaft auch der Konsum beschränkt. 
Diese Konsumbeschränkung beherrschte nicht nur Deutschland, 
sondern die Welt. Die Produktion, stark angeregt, konnte dem 
Konsumhunger nicht folgen, die, Preise schnellten steil in die 
Höhe. Seit dem August 1914 bis August 1920 herrschte- eine 
ununterbrochene hemmungslose Rentabilität der Produktion. Sie 
hatte aber, die Eigentümlichkeit, dass die Preise derart stiegen, 
dass selbst die gesteigerten Einkommen nicht mehr folgten. 
Infolgedessen entstand ein labiles Gleichgewicht. Im Gegen- 
satz zu früher erfolgte diesmal das Umkippen der Konjunktur 
in allen Ländern zugleich. Die Wirkung war verheerend. 
Dass ein grosser Teil der Menschen seinen Be- 
darf nur zum kleinen Teil zu decken in der 
Lageist,und dass dabei trotzdem die Produk- 
tion eingeschränkt wird, ist einer der krasse- 
sten Widersprüche der kapitalistischen Wirt- 
schaft. 

In allen valutastarken Ländern sind die Löhne wesentlich 
herabgesetzt, nicht aber in derselben Weise die Kleinhandels- 
preise. Die Teilkrisen der früheren Jahre konnte man durch 
Aufsuchen neuer Märkte mildern. Heute besteht diese Mög- 
lichkeit nicht; die Krise erstreckt sich auf die ganze Welt. 
Die Weltkrise wird unermesslich verschärft durch die Repa- 
rationsleistungen, da die deutsche Industrie sich gezwungen 
sieht, über alles Mass. hinaus Waren auf den Welimarkt zu 
werfen. 

Die . volkswirtschaftlich überaus verwickeite Weltlage ist 
auch für die deutsche Arbeiterschaft und für die deutsche 
Volkswirtschaft voller Gefahren. Die weltwirtschaftliche Krise 
hat Gelegenheit zu einem klaren Einblick in die Unvernunft der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise gegeben. Zieht man die rich- 
tigen Lehren, so können für die Arbeitnehmer aller Länder 
daraus bessere Verhältnisse hervorgehen. 

Die Ausführungen Hilferdings zu seinem Thema 
„Die deutsche Wirtschaft“ schliessen an das Re- 
ferat Lederers :an und zeigen die Ursachen der wirtschaftlichen 
Verhältnisse Deutschlands, die am widerspruchvollsten sind. 
Auf der einen Seite die gute Konjunktur, auf der anderen die 
Geldentwertung, ferner die wirtschaftlichen Verhältnisse, die im 
Gesunden begriffen sind auf der einen Seite, der Staat auf 
der anderen, der im Verfall ‚begriffen ist. Wie kam dieser in 
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die jetzige Lage? Die Antwort ist einfach: durch die un- 
sinnige Steuerpolitik, da man im Gegensatz zu England wäh- 
rend des Krieges nichts getan hat, die Kriegsausgaben auch nur 
einigermassen zu decken. Man verliess sich lediglich auf die 
Notenpresse und auf die Hoffnung: alles wird der Feind be- 
zahlen. Hieraus entsprang die Verteuerung der Waren; die 
Ware Arbeitskraft folgte dieser Verteuerung nur langsam. 
Seht ungünstig wirkten auf unsere Wirtschaft unsere Ver- 
pflichtungen gegenüber der Entente. Wir müssen \ unseren 
ehemaligen Feinden zeigen, dass die Erfüllung des Versailler 
Vertrages dem Umfang wie der Form nach unmöglich ist, 
weder für uns noch für die anderen. Wir müssen den 
Weg der Barzahlungen umwandeln in den der 
Sachleistungen. Das Loucheur-Rathenau-Abkommen ist 
der Anfang. Es ist der einzige Weg, um die deutsche und 
die Weltwirtschaft vor dem Zugrundegehen zu retten. Aber 
ohne Herstellung des Gleichgewichts im Staatshaushalt kommen 
wir auch so nicht zu gesunden Verhältnissen. 

Die Steuerpolitik war bisher völlig verfehlt. Die 
Steuern kamen stets zu spät und wurden nur zum Teil einge- 
zogen. Bei den jetzigen Steuern findet ein tortwährendes 
Kämpfen zwischen den Besitzenden und dem Fiskus statt, bei 
dem der Fiskus stets der Geschlagene ist; deshalb muss 
der Staat seine Hand auf die Quellen legen. 


An den Ernst des Angebots der Industrie, dem Staat die 
notwendigen Goldmilliarden auf den Tisch zu legen, hat man 
vielfach geglaubt. Der Zweck dieses Angebots war jedoch 
die Besitzergreifung der Eisenbahnen seitens der Industrie. 
Die Forderung der Sozialisierung ist die politische, wirtschaft- 
liche und staatsrechtliche Folgerung der Gegenwart. Der Kapi- 
talismus stirbt nicht ohne äussere Einwirkung. Ein Mittel 
dieser Einwirkung ist der Betriebsrat. Der Betriebsrat hat die 
naturgemässe Tendenz, das Mitbestimmungsrecht bei der Pro- 
duktion zu vergrössern. Da die Betriebe zusammenhängen, 
folgert daraus die Forderung der Köntrolle des ganzen Indut- 
striezweiges. Damit geht Hand in Hand das Bestreben zu einer 
demokratischen Wirtschaft, zur Umwandlung der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsform in eine sozialistische. „Es ist zunächst 
notwendig,‘ so sagte Lederer später in seinem Schlusswort, 
„den Gedanken der Demokratisierung des Wirtschaftslebens 
zum Gemeingut der breiten Schichten des arbeitenden Volkes 
zu machen. Hat erst einmal dieser Gedanke die Köpfe des 
arbeitenden Volkes gewonnen, dann braucht uns nicht mehr 
um seine Verwirklichung bange zu sein. Die Weltwirtschaft 
gleicht gegenwärtig einer zerstörten Uhr, in der kein Rädchen 
sein Gegenrädchen finden kann. Wirkliche Ordnung kann 
durch das kapitalistische Wirtschaftssystem nicht mehr erreicht 
werden. Die Sozialisierung der Wirtschaft ist zu einer Not- 
wendigkeit‘ geworden.“ 


Sodann spricht der bekannte Bergarbeiterführer H u € über 
„Kohle und Eisen“ Eisen will zur Kohle, Kohle will 
zum Eisen. In Erkennung dieses Gedankens erschliesst sich 
uns ein tiefes Verständnis des Weltgeschehens der letzten Jahr- 
zehnte.. Englands Erzquellen sind knapp geworden, jene der 
Vereinigten Staaten unermesslich. In Europa gibt es heute 
kein Erzgebiet, wo Kohlen mit Erzen gleichzeitig vorkommen 
und umgekehrt, mit Ausnahme eines Landes: Russland. Der 
Krieg hat eine kolossale Steigerung der Stahl- und Eisen- 
produktion hervorgerufen. Im Bergbau ist ein ungeheurer 
Raubbau getrieben. Eine Aenderung des Versailler Friedens- 
vertrages ist eine Notwendigkeit für die französischen und 
englischen Arbeiter. Die Kohlenlage Deutschlands ist keine 
erfreuliche. Das liegt aber nicht nur an der zu geringen Er- 
zeugung, sondern im wesentlichen daran, dass die Kohlen 
nicht gemeinwirtschaftlich verteilt werden. Die Arbeiterver- 
treter haben in dem Kohlen- und Eisenwirtschaftsrat nicht 
hinreichend Einfluss. _ Die Vorschläge der Industriellen auf 
Aufhebung des Achtstunden-Tages sind doppelt wahnsinnig, 
wenn Feierschichten notwendig werden. as uns fehlt, ist 
die Umwandlung der privatwirtschaftlichen Raubbau- und Kon- 
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junkturwirtschaft in eine sozialistische Bedarfswirtschaft. Tech- 
nisch sind die Voraussetzungen für diese Umwandlung in der 
Kohlen- und Eisenindustrie gegeben. 

Die Entwicklung der Industrie nach dem’ 
Kriege behandelt Dr. Einstein-Frankfurt aM. Seine Aus- 
führungen betonen nalurgemäss die are Konzertrations- 
bestrebungen in der Industrie. Diese Bestrebungen erklären sich- 
nicht mehr allein aus dem Versuch, die Konkurrenz durch 
Kartellbildungen auszuschalten, sondern sind auch durch die 
Notwendigkeit bestimmt, sich von Preisschwankungen infolge 
der Unstetigkeit der Valuta unabhängig zu machen und vor 
allem, um aus Steuerfurcht die Gewinne zu verschleiern und 
dem Staat ein direktes Eingreifen in die Vermögenssubstanz 
nach jeder Richtung hin zu erschweren. Die Angliederung von 
Unternehmungen erfolgt nicht immer organisch. Bei Stinnes 
z. B. hat man den Eindruck, dass er durch Geldüberfluss zu 
planlos erscheinenden Unternehmungen veranlasst wird. Orga- 
nischer als der "Stinnes-Konzern ist der A.E.G.-Konzern auf- 
gebaut. Je stärker sich die Kapitalkonzentration auswirkt, - 
um so weniger ist es möglich, an eine Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitern und Unternehmern zu glauben. Der Einfluss- 
der Unternehmer auf die Politik’ wird immer stärker, aber auch 


die Versuche, den Staat sich selbst zu überlassen und Politik 


auf eigene Faust zu machen. Demgegenüber muss die Möglich- 
keit geschaffen werden, die Betriebsräte der Konzerne zu 
gemeinsamer Arbeit zusammenzufassen. Der $ 50 des B.R.G. 
muss deshalb baldigst geändert ‚werden. Die Konzernbildung 
erleichtert produktionstechnisch die Sozialisierung der Wirt- 
schaft... Es kommt darauf ‘an, dass die. Arbeitnehmerschaft 
immer mehr ‘Verständnis gewinnt von den Produktionsvor- 
gängen und dem Zusammenhauge des einzelnen ‚Unternehmens 
mit der gesamten Volkswirtschaft. Die Sabotage des B.R.G. 
durch die Unternehmer muss wettgemacht „werden durch die 
Energie der organisierten Arbeiterschaft. 
Im Anschluss an die Rede Einsteins untersuchte Diss* 
mann am dritten Tage die Aufgaben, die den Betriebs- 
räten eigentlich zustehen, und den Arbeiten, denen sie sich 
leider zum Teil zugewendet haben. Jedes Abweichen von 


den eigentlichen Aufgaben bringt die Rätebewegung in Miss- 


kredit und hindert ‘die von uns erstrebte organische Ent- 
wicklung zu bestimmenden Faktoren im  Wirtschaftsprozess.: 
Sind aber die Betriebsräte jetzt ohne weiteres in ihrer 


Diese Frage behandelte der folgende Referent, Dr: Graf. Es 
gilt, der Arbeiterschaft' Bildung und Kenntnisse für "unmittel- 
bar zu verwirklichende Aufgaben zu übermitteln. Die Arbeiter- 
bildung ‚soll nicht dem persönlichen Bedürfnis des Einzelnen 
dienen, sondern der sozialen . Funktion der Arbeiterklasse. 
Die Betriebsräte sind Funktionäre der gesamten Volkswirt- 
schaft. Sie müssen eine Erweiterung ihres Bildungshorizontes 
erfahren, um die wirtschaftlichen Zusammenhänge begreifen 
zu können. Wir brauchen weniger Konmandeure, aber mehr 
Disponenten. Die Grundpfeiler der Arbeiterbildung sollen sein: 
Wirtschaftslehre, _Gesellschaftslehre, Betriebslehre, Arbeits- 
lehre und die’Lehre von der sozialen Hygiene. Die Ausbildung 
muss verschieden erfolgen für die Führer und die Funktionäre. 
Der Funktiönär braucht in erster Linie eine horizontale Er- 
weiterung seines Gesichtskreises, die Führer eine mehr inten- 
sive Bildung. Die Betriebsräte bedürfen starker Bildungs- 
arbeit, weil sie neu in die Bewegung gekommen sind, 
die Gewerkschaftsführer, weil sie vor neuen und erweiterten 
Aufgaben stehen. 

‚. Zur Finanzierung dieses Bildungswesens schlägt Dr. Graf 
eine Stetier von 1 M. pro Jahr und Kopf der freigewerk- 
schaftlichen Arbeitnehmer vor. 

Eine mit Einmütigkeit angenommene Resolution, die die 
von den Referenten Hilferding und Lederer vorgetragenen 
Gedankengänge zusammenfasst, sagt hauptsächlich folgendes: 

„Internationaı bedarf es der Revisiom der wirtschaftlichen 
Bestimmungen des Friedensvertrages. 

National ist notwendig: 

1..die Sanierung des Staatshaushalts und die Stillegung der Noten- 

presse, deren Tätigkeit sich als eine scharfe indirekte Steuer 
auswirkt, > 

2. die Erfassung der Sachwerte, 

3. Ausbau der Sozialpolitik zur 

Arbeitskraft, 

Der Kongress stellt sich mit allem Nachdruck hinter die von den 
Vorständen des A.D.G.B. und dem AfA-Bund aufgestellten 10 Punkte 
und fordert die -Spitzenverbände auf, mit allen Mitteln für die 
Verwirklichung dieser Forderungen einzutreten.“ 

In einer anderen Resolution wird „den Beschlüssen. des 
Internatiorfalen Metallarbeiterkongresses von Kopenhagen und 
Luzern zugestimmt und versprochen, mit allen Nachdruck 
darauf zu dringen, dass die Friedensbedingungen befolgt wer- 
den, und dass keinerlei Kriegsbedarf in den Fabriken ange- 
fertigt wird. Zum Schluss wird Protest erhoben gegen die 
ungerechtfertigten und sinnlosen Eingriffe der alliierten Kom- 


Erhaltung und Steigerung der 


[oz 


übergrossen Mehrheit dazu fähig, ihre Aufgaben zu erfüllen? - 


ECHNIKER 1921 


mission in die Friedensproduktion, z. B. der Deutschen Werke 

‚und der Dieselmotoren-Fabriken. REN. 
Ferner beschäftigt sich eine Resolution mit der Erweiterung 

der Rechte der Betriebsräte sowie mit dem Antrag auf Aende- 


rung des $ 50 des B.R.G. 


Wenn auch der Kongress durch die dort gebotenen vor- 
züglichen Referate eine bemerkenswerte geistige Höhe aufwies, 
so gibt er doch die Lehre, dass die von ihm behandelten 
Aufgaben niemals von einer Berufsorganisation allein, sondern 
von allen in Frage kommenden Gewerkschaften vertreten 
und gelöst werden können. Alles das, was in Leipzig ver- 
handelt wurde, berührt ebenso ‚stark die Angehörigen anderer 
Organisationen, so dass es erwünscht sein muss, alle diese 
Fragen einheitlich für die ganze deutsche Arbeitnehmerschaft 
zu behandeln. Reichelt. 


Gewerkschaftsarbeit 


‘Die Gehälter im Gebiet des Zentralausschusses Süd- 
lausitzer Arbeitgeber mit Wirkung ab 1. November 1921 neu 
geregelt. Am 24.. November fanden in Bautzen mit dem 
Zentralausschuss Südlausitzer Arbeitgeber, e. V., Sitz Zittau 
in Sachsen, Verhandlungen über eine Erhöhung der bisherigen 
Tarifgehälter statt. Nach längerem Verhandeln wurde eine 
Vereinbarung getroffen, nach welcher sich das monatliche 
Mindesteinkommen der technischen Angestellten mit Wir- 
kung vom 1. November 1921 wie folgt stellt: Dr 

Technische Angestellte im Bureau 
Gruppe Ia: Hilfskräfte in technischen Bureaus: , 


Dazu kommt die bisherige Familienzulage mit 125 M. und 
die Kinderzulage mit 75 M. ir EL 
Es wurden ferner folgende protokollarischen Erklärungen 
festgelegt: EL u 
1. Zu Anlage 2 (des Tarifvertrages vom 22. März 1921), Gruppe ba; 
der technischen Angestellten der Metallindustrie: Bureaudiener in tech- 
nischen Bureaus fallen unter Gruppe la der kaufmännischen Ange- 
stellten der Anlage 1. 


2. Der Zentralausschuss gibt die Erklärung ab, dass er seinen Mitgliedern 


gemäss den. Erhöhungen der Angestelitengehälter eine entsprechende 





* 


nach voliendetem 17. Lebensjahre Anfangsgehalt” SO) M, 
steigend nach vollendetem 27. Lebensjahre auf 1600 ,„ 

Gruppe Ib: Angestellte mit‘ einfacher zeichnerischer und 7 

schriftlicher Tätigkeit: arnEd : 3 
nach: vollendetem 17. Lebensjahre Anfangsgehalt 000 „ 
steigend nach vollendetem 27. Lebensjahre auf LIONS, 

Gruppe II: Angestellte _mit. schwieriger zeichnerischer, oder 

enlicher konstruktiver Tätigkeit usw.: s » 
nach vollendetem 21. Lebensjahre Anfangsgehalt 1400 
steigend nach voliendetem 28. Lebensjahre auf 2323007 ,, 

Gruppe Ill: Angestellte mit schwieriger konstruktiver Tätig- ; 

\ keit usw.: 5 RE ei 
nach voliendetem 25. Lebensiahre .  Anfangsgehalt 2000 :,: 
steigend nach vollendetem 30. Lebensjahre auf © 728004 > 

Gruppe IV: Vorsteher technischer Abteilungen: RR ne: 
nach vollendetem 29. Lebensjahre Anfangsgehalt ‚2750 „; 
steigend nach vollendetem 32. Lebensjahre auf 3 EFT. 
Technische Angestellte’ im Betriebe 27.7 

Gruppe I: Ungelernte Meister im allgemeinen Betriebe: - N LER 
im 1. Berufsjahre " 5 RN en ‚1909 M. 
steigend im 5. Berufsjahre und’ darüber auf REAL T 

Gruppe Il: Werkmeister mit berufsmässiger Ausbildung: 
im. 1. Berufsjahre‘  - RR = 2 

steigend: im 5. Berufsjahre und: darüber auf . 2500: 

"Gruppe Ill: Obermeister: . De ae Ir Ga EL Free 
im 1. Berufsjahre TER RR 
steigend im 5. Berufsjahr& und darüber auf - 2.2000 5, 22 

Gruppe IV: Betriebsassistenten: Ken e 7 en | 
im 1. Berufsjahre , ei ; ei 2000 „> 
steigend im 5. Berufsjahre und darüber auf 200 

Gruppe V: Betriebsingenieure, (d.h. technische Angestellte, © 

denen Meister unterstellt sind: ' een a 
im 1. Berufsjahre U Re 
steigend im 5. Berufsjahre und darüber auf SONO nr 

‚Gruppe VI: Betriebsingenieure, Betriebsleiter: 

im 1. Berufsjahre 3000 „ 
steigend im 5. Berufsjahre und darüber auf 3SUhE 


ee > 


Erhöhung der Vergütung für die Lehrlinge empfehlen wird. 


Die Vertragschliessenden haben weiter vereinbart, die All- 
gemeinverbindlicherklärung dieses neuen Abkommens im zeit- 


4 


lichen Arischluss an den Tarifvertrag vom 22. März 1921 


beim Reichsarbeitsminister zu beantragen. = 


Da die Teuerung inzwischen weiter zugenommen hat, 


haben sich die Angestelltenorganisationen veranlasst gesehen, 


Y 


die vorstehenden Gehälter bereits wieder zum 31. Dezember R 


d. Js. zu kündigen. 


Erneute Gehaltserhöhung in der bergischen Industrie. Mit | 


. dem. Verband von Arbeitgebern im bergischen Industriebezirk, ' 
‘Sitz Elberfeld, wurden Verhandlungen gepflogen, die eine 
Es gelang, eine 


Fe 


Neuregelung der Gehälter zum Ziele hatten. 
Verständigung herbeizuführen, nach welcher den technischen 
Angestellten mit Wirkung 


4 ö . 


\ 


B 


ab 1. November 1921 die nach- 
stehenden Gehälter gezahlt werden; ausserdem wurden für den 
Monat Oktober besondere Ausgleichsummen festgesetzt: ; 








N Nr.:30 


Klasse A: Metallindustrie. 


Gehalt ab Nachzahlung- 


Iı Zeichner usw.: 


I LEN, für, Oktober, 
Im Alter von 17 Jahren 809 M. 75 M, 
steigend im Alter von 30 Jahren auf 23... YaNr, 


Angestellte der Klassen B und C erhalten wie 
isher 25 bzw. 50 Prezent Zuschlag zu den vor- 
‚tehenden Sätzen. 


Techniker, Beiriebsassisten- 


ten usw: 
Im Alter von 22—24 Jahren 2150-7, 213,5 
| im Aller von über 24 Jahren 2550 „ 350 „ 
(dd: Selbständige Konstrukteure 
I usw. 3050 ,, 400 ,„ 
Ha: Erste Konstrukteure 3450 ,„ 485... 
IV: Obermeister usw. 2450 ,„ 45 ,, 
|% Fach- und Abteilungsmeister 3050 „ 400 , 
7: Meistermitgeringerem Wir- 

kungskreis 2700 , 350 , 
DM: Maschinenmeister usw. 2425 5 323.2, 


Die Gehaltssätze für die Angestellten in den übrigen In- 
|lustriezweigen (Textilindustrie, chemische Industrie, Papier- 
adustrie) erhöhen sich sinngemäss. In den Vertrag für die 
hemische Industrie sind die Färbereitechniker neu aufge- 
ommen worden.. Die Einreihung erfolgt in die Gruppen II, 
HI und Hla. 

Obgleich die neuen Gehälter den Wünschen der Ange- 
tellten nicht in vollem Umfange gerecht werden, nahmen 
liese das Verhandlungsergebnis unter Berücksichtigung dessen, 


E- eine Ausgleichsumme für den Monat Oktober gewährt 
vird, an. 


Gehaltserhöhung im Bezirk des Märkischen Arbeitgeber- 
ferbandes (Hagen). Der Märkische Arbeitgeber-Verband be- 
itzt „den Ruhm, einer der rückständigsten Arbeitgeber-Ver- 
jände zu ‚sein; so erkennt er grundsätzlich keine Mindest- 
tehaltssätze an. Alle Bemühungen, ihn in dieser Beziehung 
um Nachgeben zu bringen, selbst die Versuche vor dem 
'Xeichskommissariat in Dortmund scheiterten. Bisher konnten 
Zulagen über das Tarifgehalt hinaus im Bezirk des Märkischen 
\rbeitgeberverbandes nur dann gewährt werden, wenn ein 
Antrag vom Unternehmer beim Ärbeitgeber-Verband gestellt 
'vurde und der Syndikus des Arbeitgeber-Verbandes, Herr 
Ir. Sunder, damit einverstanden war. Durch solche Be- 
\timmungen war die Festsetzung des Gehaltes einem Manne 
invertraut, der von den Arbeitsbedingungen und den Erfor- 
\lernessen der Praxis zumeist keine Ahnung hatte. Nunmehr 
‚cheint sich aber die Sachlage etwas geändert zu haben, denn 
'etzt werden, wie wir. feststellen konnten, .. Leistungszulagen 
is zur „schwindelnden‘ Höhe von 300 M.. ‚gewährt. ie 
'echnischen Angestellten wollen aber keinesfalls weiter. der 
Willkür‘ eines Herrn Dr. Sunder : ausgeliefert sein. Wir 
ı'mpfehlen deshalb allen denjenigen Kollegen, die eine Stellung 
n der Industrie in den Kreisen Hagen und Schwelm an- 
tehmen wollen, bei der Gaugeschäftsstellein Essen 
st Erkundigungen über die örtlichen Verhältnisse einzu- 
iehen. .Wer eine Stellung‘ annimmt, ohne sich vorher bei 
\ims Auskunft geholt zu haben, schädigt sich selbst. 

| Die Gehaltssätze, die ab 1. November festgelegt sind, 
‚tetragen: 











untere normale mittle:e obere 
Gruppe Gruppe Gruppe Gruppe 
ach. vol',. 17. Lebensjahre M. M. M. M. 

is zum voll, 18, % 825.— 900.— _ . 

I A Er 875.  -950,— & 3 
ER 1000—  . 1075.— = a 
En, ö 1100. 1200. 1350. sr 
RE 1200 1325. 140 = 

See Fer 1325.— 1450. 1650. 2025.— 

BR | 2 1450.— 16009.— 1830.— 2125.— 

u ar 2 er 1550.— 1700. — 1975.— 2250 — 

Br Are FAR e 1650 — 1850.— 2075.— 2350.— 

Be ed x 1800.— 2000.— 2200.— 2500 — 


Verheiratete Angestellie und Unverheiratete, die alleinige 
Zrnährer ihrer Familie sind, erhalten eine monatliche Zulage 
ion 220 M. Ausserdem wird für jedes nicht erwerbsfähige 
Kind bis zu 16 Jahren ein monatliches Kindergeld bis zu 
00 M. gezahlt. 

Die Verhandlungen über das Mantelabkommen mussten als 
ırgebnislos abgebrochen werden, da der Arbeitgeberverband 
fein Entgegenkommen zeigte. 





Fachgruppe Eisen- und Metallindustrie 





Eine erfolgreiche ALT WERUNE in der Casseler „Metall- 
industrie. Es ist in Cassel zunächst nicht viel anders zu- 
|regangen,; als‘ bei allen anderen Tarifbewegungen. Die -di- 
I’ekten Verhandlungen mit dem Verband der Metallindustriellen 


| 
| 


| 
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® Cassels am 17. November scheiterten an einem ungenügenden 
Entgegenkommen der Arbeitgeber. Der Schlichtungsausschuss 
wurde angerufen, der am 23. November einen Schiedsspruch 
fällte, leider ohne den berechtigten Forderungen der Angestellten 
genügend gerecht zu werden. Dieser Schiedsspruch wurde von 
den Arbeitgebern angenommen, sogar unter gleichzeitigem An- 
trag beim Demobilmachungskommissar auf Verbindlicherklä- 
rung. Die Angestellten mussten ihn ablehnen und haben ihn 
abgelehnt. Mit sonst kaum gekannter Schnelligkeit hatte der 
Demobilmachungskommissar sofort mündliche Verhandlungen 
zum‘ 1. Dezember anberaumt. Doch zur gleichen Zeit war 
von den Gewerkschaften aus die Weisung an die Betriebe 
gegeben worden, bis zum 1. Dezember eine Streikabstimmung 
vorzunehmen. 

Auch die Metallarbeiter standen zur gleichen Zeit in einer 
Lohnbewegung und hatten, da sie ebenfalls eine direkte Eini- 
gung mit den Arbeitgebern nicht erzielen konnten, den Schlich- 
tungsausschuss angerufen. Es, ist nun interessant, hier fest- 
zustellen, dass derselbe Schlichtungsausschuss, allerdings unter 
einem anderen Vorsitzenden, für die Arbeiter am 28. Novem- 
ber einen Schiedsspruch fällte, der wesentlich günstiger war 
als der für die Angestellten. Es wurden für die Arbeiter Zu- 
lagen. bewilligt, die z. B. für Verheiratete über 20 Jahre bis 
zu 3,50 M. die Stunde brachten. Diese ungleiche Behandlung 
der Arbeitnehmer wirkte natürlich äusserst erbitternd auf die 
Angestellten, was in der Streikabstimmung deutlich zum Aus- 
druck kam. Mit überwiegender Majorität, so insbesondere 
von den Kollegen unseres Bundes mit 95 Prozent, wurde für 
den Streik : gestimmt, so dass sich der. Arbeitgeberverband 
in letzter Stunde in einem ‚Schreiben vom 29. Noveinber be- 
reit erklärte, in erneute Verhandlungen einzutreten. Auch die 
Sitzung beim Demobilmachungskommissar wurde auf Betrei- 
ben des Arbeitgeberverbandes abgesagt. Noch zögerte der 
Arbeitgeberverband, den Schiedssprügh für die Arbeiter an- 
zunehmen, als besonders von dem Gauleiter unseres. Bundes 
dringend die in Aussicht  gestellten- Verhandlungen verlangt 
wurden. In der Aussprache mit dem Syndikus des Metallindu- 
striellenverbandes ging es hart auf hart. Die geschiossene .Hal- 
tung der Angestellten und der günstigere Schiedsspruch für die 
Arbeiter jedoch verfehlten ihre Wirkung: nicht. Die Arbeit- 
geber sahen sich zu einem ‚neuen Gegenangebot gezwungen, 
das wir nachstehend wiedergeben: 

„Der Teuerungszuschlag auf die Grundgenälter‘: des :'Tarifverirages 
vom -21. März 1921 erhöht sich : 
für die jugendlichch Angestellten unter 20 Jahren : sowie 

GC BUIHNOE AU late ke ae er Thirge 
für die Angestellten über 20 Jahre einschl. der Vor- 

BESCHTTEE a Rn a EN 225, PFOZeits 
Für die Anvestellten über 24 Jahre wird das Grundgehalt 

laut Tarifvertrag vom. 21. März. 1921: um 50:°M, erhöht, 

undauf ‚das so errechnete neue Grundgehait kommt 

ein  Teuerungszuschlag von ER TS ne 2255 Prozenfe 

Die Verheiratetenzulage wird von 100 M, auf 150. M. und die Kinder- 
zulage von 95 M. auf 150,M. erhöht.“ 

Noch am selbigen Abend des 2. Dezember wurde in 
einer äusserst stark besuchten Versammlung sämtlicher An- 
gestelltenorganisationen Bericht erstattet. Von 1500 Anwesen- 
den wurde gegen fünf Stimmen schliesslich obenstehendeg 
Verhandlungsergebnis angenommen, das entsprechend der in« 
zwischen weiter gestiegenen. Teuerung teilweise mehr bot, als 
ursprünglich gefordert war. Diese Casseler Tarifbewegung 
kann als ein. voller Erfolg bezeichnet werden. Wie 
das selbst in den Reihen der Angestellten anerkannt wird, 
mag man daraus-ersehen, dass an jenem Abend der Bund 
noch 30 Neuanmeldungen zu verzeichnen hatte: sowie Ueber- 
tritte vom N.D.T.V., der dieser Bewegung machtlos gegen- 
übergestanden hatte. 


200. Prozent, 


Ergänzung zum Tarifvertrag der Eisenindustrie (Land- 
betriebe) Hamburgs. Am 30. November d. J. wurde mit 
dem Verband der Eisenindustrie (Landbetriebe) Hamburgs 
eine Vereinbarung als Ergänzung zum Tarifvertrag vom 26. Ja- 
nuar 1921 abgeschlossen, nach welcher die bisherigen Tarif- 
gehälter der Angestellten mit Wirkung ab 1. Dezember 1921 
um 25 Prozent erhöht werden. Die Zulage für Verheiratete 
wird auf 200 M., die für jedes versorgungsberechtigte Kind 
bis zur Beendigung der Schulpflicht auf 100 M,. monatlich fest- 
gesetzt. 


Ein neues Tarifabkommen in Grünberg in Schlesien, Frey- 
stadt und Umgebung. Die am 15. November mit dem Verein 
der "Industriellen, Handel- und Gewerbetreibenden für die 
Kreise Grünberg, Freystadt und Umgebung geführten Ver- 
handlungen haben zu einem Ergebnis geführt, das den tech- 
nischen Angestellten nachstehende Gehälter für die Monate 
November und” Dezember zusichert: 
November Dezember 
Gruppe T1: Zeichner usw. 975-1600 M, 1075-1765 M. 
Gruppe T 2: Detailkonstrukteure usw. 1330-2105 „ 1465--2322 ,„ 
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Oruppe T 3: Selbsk Konstrukteure, Be- 
triebsassistenten Usw, 





Gruppe M3: Pla tz- ‚La ger-usw. M eist An angs- 


- gehalt 








Gruppe T4: Abteilungsvorsteher, Be- Eier steigend nach zelinjähriger Meistertätiekeit auf Bü; 28 
k triebsingenieure usw. 2145—2815 ,„_ 2365—3120 „ Gruppe M2: Maschinenmeister », We tkme is ter 
Verheiratete Angestellte erhalten ausserdem eine Familien- .* ir u Meistertätiokeit au 
I zulage von 150 M. monatlich und eine Kinderzulage EL. Gruppe. M-:.- Maschine nmeister in grossen. 
i 100 M. für jedes Kind. je Kraftwerken: Aufangsgehalt 25: 


= steigend nach zehnjähriger Meistertätigkeit auf & 33 


Aus dem Berufe 


Die Wagenbauanstalt Oldenburg A.-G. in Oldenburg, die 
ESTIZTIZREE Ne r gesamte Arbeiterschaft wegen Lohndifferenzen am 7. Okt 
Erneute Teuerungszuschläge in der Zentralheizungsindu- ausgesperrt hat, glaubte, ihren Betrieb dadurch aufrecht erh. 
strie Rheinland-Westfalens. Die im September d. J. vor dem zu können, dass sie den Angestellten zumutete, Streikarbei 

Reichskommissar in Dortmund mit dem Verband der Zentral- leisten. Dieses Ansinnen wurde von unseren dort tätigen Kol! 

heizungsindustriellen geführten Einigungsverhandlungen hatten sowie einem Teil der kaufmännischen Angestellten und W 

die Gehälter für die Angestellten der Gesundheitsindustrie meister abgelehnt. Den betreffenden Angestellten, darunter : 

Rheinland-Westfalens bis zum 30. November 1921. festgelegt. den Mitgliedern des Angestelltenrats, wurde daraufhin 

Die ausserordentliche Teuerung zwang jedoch die Gewerk- . Kündigung zugestellt. Fine direkte Verhandlung über die 

schaften, einen Antrag auf Gehaltserhöhung auch schon für folgten Kündigungen lehnte die Firma rundweg ab mit der 

den Monat November zu stellen. Die am 29. November klärung, sie wolle in dieser Angelegenheit nicht verhandeln. 

in Düsseldorf geführten Verhandlungen zeitigten nachstehendes Kollegen sahen sich infolgedessen gezwungen, den Schlichtu: 

{ Ergebnis: = - ausschuss anzurufen, der dann auch zu ihren Gunsten entsc} 
„Den Angestellten wird eine Wirtschaftsbeihilfe in der Höhe von In provozierender Weise hat daraufhin die Firma diese A: 

»0 Prozent des Tarifgehaltes gewährt als Abgeltung der Teterung im, stellten endgültig entlassen und ihnen ohne Vorbehalt das Ge 
Monat November. Die Wirtschaftbeihilfe ist bis spätestens 3.  De- bis zum 31. Dezember d. J. neben der gesetzlichen Entschädig 


zember auszuzahlen. Am 10. Dezember reichen die Gewerkschaften Ba, a x " ; R & 
nee Gehaltsforderungen ein, und am 14. Dezember 1921 finden Ver. ausgezahlt. Als Entlassungsgrund wurde Betriebseinschränk 





Fachgruppe Gesundheitsindustrie 


f handtungen über die Festsetzung der Dezembergehälter statt.“ nn : ee N in 
# | Dem energischen Eintreten des Bundes ist es also zu SL» : 3 Tr Zu ; 
% danken, dass trotz der laufenden Abmachung ein erneuter für unsere Kollegen eine Entscheidung des Schlichtunes 
} 


RR 2 “schusses herbeizuführen, nach welcher die Entlassungen für 
\ | Te Prinzipiell gegen Xerechterlist erklärt würden. Die yon der Firma vorgebrach 
irgendwelche Wirtschaff@beihilfen sind, so muss in diesem - enae A, es a A 
) Falle der Regelung zugestimmt werden. Es war bei den Ver-  betrac A re Ile z beiHi Ya Er a IE Old 
handlungen im September die inzwischen eingetretene ausser- Fan a 3 nn den F m en Hl Se a kur ihB 
ordentliche Steigerung der Teuerung nicht vorauszusehen. Im- urg nn a1 JSSEN Sal, SUIDICHIER Wan ee 

merhin ist der Beweis geliefert, wie notwendig es ist, Gehalts- einzuholen. j EA 
tarife nur mit monatlicher Kündigungsfrist abzuschliessen. Die . Eigenartige Verhältnisse bei dem Eisenwerk Ratingen. V 
hier in der Gesundheitsindustrie erreichte „Wirtschaftsbeihilfe“ hältnisse besonderer Art zwingen uns, einmal näher auf das ( 
ist eigentlich als ein normaler Teuerungszuschlag anzusehen, baren des Eisenwerks Ratingen einzugehen, das die Firma | 
auf den bei den kommenden Verhandlungen aufzubauen sein der Bewerbung von Angestellten und der Behandlung ihrer ? 
wird. Im übrigen benutzen wir diese Gelegenheit, um noch- gestellten an den Tag legt. Abgesehen davon, dass das W« 
Ei _ mals dringend vor der Forderung auf Wirtschaftsbeihilfen, keinem Arbeitgeberverband angehört, auch. nicht nach da: 
Entschuldungssummen oder dergl. zu warnen, da dieselben vertrag bezahlt. ferner den Arbeitnehmerorganisationen feind! 
nur störend und nachteilig auf die erforderlichen Erhöhungen gegenübersteht und jeden Angestellten auf Herz und Nieren pri 
| der laufenden Monatsgehälter wirken. Eine einmalige Wirt- um zu erfahren, ob. er einer freigewerkschaftlichen Organisati 
m ; | schaftsbeihilfe wird als Abgeltung und Ausgieich der herrschen- angehört, glaubt sie, sich gegenüber den bereits in ihren Diensi 


N \ den Teuerung gewährt, ohne dem Arbeitnehmer einen dauern- befindlichen Angestellten einer Behandlungsart bedienen 
Bi: den Ausgleich für die gestiegenen Preise aller Bedarfsartikel müssen- die nur als verwerflich bezeichnet werden kann. D 
N i zu sichern. Ton, der den Angestellten gegenüber angeschlagen wird, weic 


Die in der Zentralheizungsindustrie Rheinland-Westfalens wenig von dem auf Kasernenhöfen ab, Diese unhaltbaren V: 
aber unserem Bunde noch fernstehenden Kollegen müssen auch hältnisse zeieten ihre Auswirkung darin, dass es nicht mögli 
durch diesen Erfolg wieder erkennen, dass die erfolgreichste war, einen Angestelltenrat zustande zu bringen. Zwei Kolleg: 
Interessenvertretung auch für sie nach wie vor unser Bund ist. die Sich „erdreisteten“, als gewählte Mitglieder des Angestellte 

—  Tats bei der Firma vorzustellen, wurden. so „anständig“ b 
handelt, dass sie sich — wie viele andere ‚vor ihnen — gezwung. 
Sahen, der Firma alsbald den Rücken zu kehren. ‚Uns ging weit 
die Mitteilung zu, dass der grösste Teil der Kollegen ihr Dien: 
RE Schade Rise ; a verhältnis bei dieser Firma ebenfalls gekündigt hat, da sie nic 
Die Gehälter bei den Elektrizitäts-, Gas- und Wasser- 2ewillt sind, sich eine derartige Behandlungsweise weiter gefall. 
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5 { L : : "zu lassen. Wir möchten alle Kollegen dringend warnen, bei 
ieh Arbeebersrband er Elkitä, One url Wartwaie Hsehverk Ranzen Se Velıe ansenchaig Abba 5 
4 der Provinz Brandenburg fanden Verhandlungen über eine Neu. Binde ist unbedingt einzuholen. _ ee re 

ri regelung der Gehälter statt, die zum Abschluss einer Gehalts- E az 

i vereinbarung zum Tariivertrage vom 12. Januar 1921 führten. ER 







Danach werden mit Wirkung vom 1. November d. J. die 
technischen Angestellten folgendermassen entlohnt: 





Ehemalige Absolventen der Bau- 
gewerkschu'e Buxtehude werden’ 
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nn. n 2 ie fünf. . Milli -Zeil um Angabe ihrer und sonstiger 
Oruppe Ti Bü: Zeich ner: Anfangsgehalt 1500 M. ee ee bekannter Aa ee 
\ steigend nach 5 Dienstjahren auf 1825 & - ’ Ä 
= ; ” - bei3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- Alt-Herren-Vereinigung 
7 Oruppe T2 Bü: Erste Zeichner: Anfangsgehalt 1800 , nahmen 15%, bei 13 Kaahmn der Baugewerkschule Buxtehude. 
#7 steigend nach 10 Dienstjahren auf 2450 „ %%,, bei & Aufnahmen 30%, I|1. A Kröger, Lüseburı, Dammstrasse 11 Bi: 
N Oruppe T3 Bü: Erste Techniker usw. Anfangsgehalt 2200 „ zz TER Ta 
} steigend nach 10 Dienstjahren auf 3000 
FE Oruppe T4 Bü: Selbständige und verantwort-' Erlei 
a“ liche Ingenieure usw: Anfangsgehalt 2650 ', y A eichterte S 
4N steigend nach 10 Dienstjahren auf 3550 ;, ahlungsbedingun 8 
Ss Oruppe T2 Bt: Techniker, Bauassistenten usw.: f für die Leserschaft. R 2 
14 Ankingsrehnt 1900 „ Anfertigung Br SariR u. Umgegend 
iW steigend nach 10 Dienstjahren auf 2550. „, Gute Verarbeitung: ._. R u enkleidung 
ie Oruppe T3 Bt: Abnahmebe amte, Betriebsässi- Mitglieder erhalten Ver altige Stoffwahl g 
1 stenten usw.: Anfangsgehalt 2400 „, Jul. Fab er (63 
R steigend nach 10 Dienstjahren auf 3200 ,, Berlin, Gr. Fr an 





Arespe T4 Bt: Bau- und Betriebsingenicure, 
etriebsleiter usw.: Anfangsgehalt . \ 2990 
steigend nach 10 Dienstjahren auf 3800 


Frankfurterstr, 37u, 



















Verantwortlicher Schriftleiter: Otto Schweitzer, Berlin. — Für den en 


verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, ee 
i - Industriebeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 52. — Rotationsdru ER 


'genteil 
< Möller & Bore} GmbH,, Berlis SW 68. 












14 


nr 


— ne 


BEE NG 


 — 











IRIIRILNLELIUERRIUIRNARNURUBEERUUERIBURRÜEPLOBKPRAILUIGBRELERRNE U 


Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten 
in der Industrie 





Nummer 31 


Der Eisenwirtschaftsbund 


Die Tagespresse veröffentlicht eine Notiz, wonach in einer 

Sitzung des Inlands-Arbeitsausschusses vom Eisenwirtschafts- 
bund, die am 15. Dezember 1921 in Düsseldorf tagte, die 
vom  Reichswirtschaftsminister geforderte Festsetzung von 
Höchstpreisen mit einem Stimmenverhältnis von 2 zu 1 ab- 
gelehnt worden ist. Diese Mitteilung lenkt die öffentliche 
Aufmerksamkeit wieder einmal auf eine Institution, die in 
Anlehnung an den Gedanken der Planwirtschaft im Jahre 1920 
ins Leben getreten ist. 

Im April 1920 gab der damalige Reichswirtschaftsminister 
auf die Anfrage eines Abgeordneten der Nationalversamm- 
lung über die Regelung der Eisenwirtschaft eine längere Dar- 
stellung, aus der hervorging, dass die Grosseisenindustrie Eisen 
und Stahl an die weiterverarbeitende Industrie zu Preisen 


“ liefere, die erheblich über dem vom Reichswirtschaftsministe- 


riım genehmigten Inlandspreis lagen. Es wurde darauf hin- 
gewiesen, dass die Eisen verbrauchende Industrie, wenn sie 
überhaupt Eisen. zur Weiterverarbeitung erhalten wolle, die 
Hälfte zum Weltmarktpreis bezahlen müsse, auch wenn das 
Eisen in Wirklichkeit nicht ausgeführt werde, sondern ledig- 
lich für den Inlandsbedarf bestimmt sei. Die Eisen- und 
Stahlwerke forderten nämlich in der Regel 50 Prozent in 
deutscher Währung zum Inlandspreis und 50 Prozent in fremd- 
ländischer Währung zum Auslandspreis. Diese Forderung war 
unberechtigt gegenüber den nicht zur Ausfuhr gelangenden 
Waren. Zur Beseitigung der Missstände auf dem Eisenmarkt 
überhaupt, insbesondere aber des unerträglichen Zustandes, 
der durch die Forderung der Grosseisenindustrie, einer Zah- 
lung in ausländischen Devisen, entstanden war, hat der Reichs- 
wirtschaftsminister unter Zustimmung des Reichsrats und des 
Volkswirtschaftlichen Ausschusses der Nationalversammlung am 


1. April 1920 eine „Verordnung zur Regelung der 


Eisenwirtschatt‘ erlassen, deren Paragraph 1 folgenden 
Wortlaut hat: 

„Zur Regelung der Eisenwirtschaft wird ein Selbst- 
verwaltungskörper gebildet, dem die Rechtsfähigkeit ver- 
liehen wird und der die Bezeichnung „Eisenwirt- 
schaftsbund“ erhält. Dessen Sitz ist Düsseldorf.“ 


Der Eisenwirtschaftsbund (E.W.B.) wird gebildet aus Ver- 
tretern der Erzeuger, Händler und Verbraucher von Eisen, 
Roh- und Halbfabrikaten, und zwar je zur Hälfte aus Arbeit- 


| “sebern und Asbeitnehmern. Die. Vollversammlung des E.W.B. 


besteht aus 70 ordentlichen Mitgliedern, von denen die eine 
Hälfte die Gruppe der Erzeuger, die andere die Gruppen 
der Verbraucher und des Handels umfasst. Der Aufbatı des 
E.W.B. bedingt zwar, dass auch die Arbeitnehmer in Er- 
zeuger-, Verbraucher-- und Handelsarbeitnehmer eingeteilt 
sind, doch liegt es in der Natur der Sache, dass sie bei 
ihrer Stellungnahme zu den jeweils zu behandelnden Fragen 
lediglich die Interessen der Allgemeinheit gegenüber denen 
der Unternehmer wahrnehmen. Sie bilden also im E.W.B. 
das Korrelat der Allgemeinheit gegenüber den kapitalistischen 
Sonderinteressen der Eisen erzeugenden Firmen. 


Dass dem Unternehmertum die gleichberechtigte Mitwir- 
kung der Arbeitnehmer in Körperschaften, wie dem E.W.B. 
usw. unangenehm ist, wird man begreiflich finden, wenn man 
bedenkt, mit welcher Entschiedenheit gerade das schwer- 
industrielle Unternehmertum stets den Standpunkt des „Herrn 
im Hause“ vertreten. hat. In der kapitalistisch beeinflussten 
Presse ist deswegen auch die Feindschaft des Unternehmer- 
tums gegen den E.W.B. immer wieder zum Ausdruck gebracht 
worden. Schon am 25. April 1920 machte in der „Deut- 
schen Bergwerkszeitung‘“ ein Unternehmer in einer 
Besprechung der ersten‘ Tagung des E.W.B. seinem bedräng- 
ten Herzen Luft mit den Worten: 


„Ueber den alten Grundsatz, dass derjenige, der keine 
Verantwortung trägt, auch nichts zu sagen haben soll, setzi 


Der Induffriefechniker 


_ Erscheint mit Nr. 52 der D. T.Z. 


















































































HALTBAR EIINKTENIIUIUNLEKUENNERBPAFUOODLORLBAANLLLIR 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


| 30. Dezemb. 1921 









man sich mit einer Kühnheit hinweg, die man bewundern 
könnte, wenn ces sich nicht um so fürchterlich ernste Dinge 
handelte.‘ 


Aus diesen Sätzen spricht deutlich die Auffassung, die die 
überwiegende Mehrzahl der Unternehmer von der Bedeutung 
der schaffenden Arbeit hat. Die Vertreter der Arbeitnehmer 
im E.W.B. fühlen sich genau so gut verantwortlich wie die 
Herren Unternehmer, ja vielleicht in noch grösserem Masse, 
denn sie tragen die Verantwortung gegenüber dem grössten 
Teil des deutschen Volkes, der Arbeitnehmerschaft. 

Der stille Kampf des Unternehmertums gegen den E.W.B. 
kam in jeder Verhandlung der .Vollversammlung und der 
Arbeitsausschüsse zum Ausdruck. Mit grösster Zähigkeit ar- 
beitete man daran, die Mitarbeit der Arbeitnehmer zu er- 
schweren, wenn nicht unmöglich zu machen. Jedem Versuch 
der Arbeitnehmer, einen Einblick in die Gestehungs- 
kosten der Erzeuger zu erhalten, traten die Vertreter der 
Eisen- und Stahlindusirie mit grösster Schärfe entgegen. Selbst 
der zweite Vorsitzende des E.W.B., ein Arbeitnehmervertreter, 
erhielt nur unter den grössten Schwierigkeiten einen ober- 
flächlichen Ueberblick über die Selbstkosten und ist zudem 
verpflichtet, seine Kenntnisse für sich zu behalten. So ist es 
erklärlich, dass es den Vertretern der Arbeiter und Angestellten 
im E.W.B. ausserordentlich erschwert ist, einen tieferen Blick 
in die Zusammenhänge unserer Eisenwirtschaft zu tun. Sie 
haben sich deswegen in der Hauptsache darauf beschränken 
müssen, unsere Wirtschaft vor unnötigen Preissteigerungen zu 
bewahren. 

Im Laufe des Jahres 1920 war es dem gemeinsamen Vor- 
gehen der Arbeitnehmer, denen sich im eigensten Interesse 
auch einige Verbraucher-Arbeitgeber angeschlossen hatten, ge- 
lungen, die Eisenpreise allmählich zu senken. Als aber in- 
folge der verschlechterten Konjunktur am Anfang des Jahres 
1921 ein Preissturz der Walzwerksiabrikate einsetzte, erschien 
die Aufrechterhaltung der zuletzt festgesetzten Höchstpreise 
unnötig, und in der Sitzung des E.W.B. vom 22. April gelang 
es den Unternehmern, die Arbeitnehmer zu veranlassen, vor- 
läufig auf eine neue Festsetzung von Höchstpreisen zu ver- 
zichten. Ein ‚Vertreter der Erzeugerfirmen erklärte ausdrück- 
lich den Arbeitnehmern: 

„Sie vergeben sich nichts dabei, denn wir legen fest, 
dass der Reichswirtschaftsminister von uns beauftragt oder 
ermächtigt ist, die Höchstpreise soiort wieder einzuführen, 
sobald der Marktpreis sich dem alten Höchstpreis (2140 M. 
für die Tonne Stabeisen) wieder nähern wird.“ 

Im Protokoll wurde gesagt: 

„Das Reichswirtschaftsministerium wird ermächtigt, so- 
bald ihm dieses erforderlich erscheint, Höchstpreise mit 
sofortiger Wirkung wieder einzuführen.“ 


Im Vertrauen auf diesen Beschluss, der dem Reichswirt- 
schaftsminister weitgehende Befugnisse gab, haben die Arbeit- 
nehmer damals der Aufhebung der Höchstpreise zugestimmt. 
Der Reichswirtschaftsminister hat von dieser Befugnis aber 
leider keinen Gebrauch gemacht, obwohl er, als vor einigen 
Monaten die Eisenpreise wieder stark anzogen und den 
Höchstpreis vom Frühjahr überschritten, die Notwendigkeit 
der Neufestsetzung von Höchstpreisen anerkannte. In .der 
Sitzung des Inlands-Arbeitsausschusses vom 19. Oktober 1921 
beantragte der Vertreter des Reichswirtschaitsministers die 
Wiedereinführung der Höchstpreise. Die Arbeitnehmervertreter 
schlossen sich diesem Antrage an, und es kam zu einer leb- 
haften Aussprache, da die Unternehmer sich scharf gegen 
die Wiedereinführung von Höchstpreisen wehrten. Der An- 
trag wurde dann! mit Stimmengleichheit abgelehnt. Besonders 
zu beachten ist dabei, dass der Vertreter des Eisenbahn- 
ministers, der’ dem E.W.B. als Verbraucher-Arbeitgeber. an- 
gehört, den Antrag des Reichswirtschaftsministers mit nieder- 
stimmen half, obgleich er in einer früheren Sitzung selbst auf 
die ausserordentlichen Ausgaben hingewiesen hatte, .die der 
Eisenbahn durch eine Preiserhöhung für Eisenerzeugnisse ent- 
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also in trautem Verein ee ogenden. Mit Befriedigung 
konnte, daher ein Vertreter - der 2 
Sitzung darauf hinweisen, dass das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl und das Vertrauen zwi. 
schen Erzeugern, Händlern und Verbrauchern 
sichim EW.B. ausserordentlich vertiefthabe, 


Die Unternehmer erklärten, es solle eine „auf freier -Ver- 


einbarung beruhende Kommission sich bemühen, ‚durch Fest- 


setzung angemessener Richtpreise dem Händlern und den 
Verbrauchern die nötigen Unterlagen für ihre Preisstehung 
zu bieten. Die Arbeitnehmer. sollten zur- Teilnahme an dieser 


Arbeit der Kommission eingeladen werden.“ . 

Diese Erklärung nahmen die Arbeitnehmervertreter. zus 
Kenntnis, lehnten es jedoch ab, sich als Statisten an den 
Sitzungen dieser. Kommission zu beteiligen, zumal der Vor- 
sitzende ausdrücklich feststellte, dass diese Kommission ausser- 
halb des E.W.B. stehe, und dass daher von einem Stimm- 
recht der Arbeitnehmer darin keine Rede sein könne. 

Unterm 28. November versandte der Reichswirtschafts- 
minister an sämtliche Mitglieder des Inlands-Arbeits- 
atisschusses eine Denkschrift, in der er die Notwendigkeit der 
Wiedereinführung von Fisenhöchstpreisen begründete, da sıch 
die vom Stahlbund gemeinschaftlich mit den Händiern und 
Verbrauchern festgesetzten Richtpreise als ein „ungeeignetes 
Mittel zur Beeinflussung der Marktlage“ erwiesen hätten. Aus- 
drücklich wird in der Denkschrift festgestellt, dass auf Grund 
von umfangreichen Selbstkostenprüfungen bei einer Reihe von 
Hütten- und Walzwerken« die Einführung der Höchstpreise 
unbedingt notwendig sei. Daraufhin berief der Vorsitzende 
des E.W.B. zum 15. Dezember 1921 die eingangs erwähnte 
Sitzung ein, in der der Antrag des Reichswirtschaftsministers 
mit 24 gegen 12 Stimmen abgelehnt wurde. Mit den Unter- 
nehmern stimmten vor allem die Vertreter der christlichen 
Arbeiter- und Angestelltenverbände, ‘während die Vertreter 
der freien Arbeitergewerkschaften und des AfA-Bundes da- 
gegen stimmten. So war es den Unternehmern denn glücklich 
gelungen, einen Teil der Arbeitnehmervertreter vollkommen 
auf ihre Seite zu ziehen und damit die bisher vorhandene 
Einheitsfront der Arbeitnehmer zu sprengen. Ein Vertreter 
des D.H.V., Herr Baudach, stellte nach Ablehnung der Wieder- 
einführung von Höchstpreisen folgenden Antrag: 

I. Es wird bis zur anderweitigen Regelung durch den Intand- 
Arbeitsausschuss eine Kommission des Inland-Arbeitsauschusses gebildet, 
besichend aus 

6 Vertretern der Erzeuge:, 
2 Vertetern des Handels, 
4 Vertretern der Verbraucher, 
— je zur Hälfe Arbeitgeber und. Arbeitnehmer 


— mit der Aufgabe, 
von 5 Januar 1922 ab bei 


den Festsetzungen der Richtpreise und 
Verkanfs-Richtiinien des Deutschen Stahlbundes mitzu wirken, tm 
die Interesser der Erzeuger, des Handels und der Verbraucher und 
insbesoiniere die Allgemeininteressen zu wahren. 

2. Die Kommission soll darauf kinwirken, dass die Richtpreise den 
jeweiligen Selbstkosten zuzüglich eines angemessenen Gewinnes ent- 
sprechen. 

3. Der Kommission sind auf Verlangen die gleichen Auskünfte zu 
erielien, wie dem Inland-Arbeitsausschuss. An ihren Beratungen wimmt 
eir Kommissar des Reichswirtschaftsministers teil, 

4. Die Kommissisa wird beauftragt, gemeinsam mit dem Deut- 
schea Sta'lbund eine Regelung zu treffen, wonach die Erzeuger, Händier 
und Verbraucher sich privatrechtich durch Konventionalstraien — älın- 
ch den Bestimmungen des $ 13 Absatz 4 der Verordnung zur Rege- 
lung der. Eiscawirtsehaft in Verbinding mit Ziffer 2e der Geschäfts- 


ordnung des Eisenwirtschafishundes —- ‚zur Inaehaltung der Richt- 
preise verpf.ichten. 
5. Die Kommission hat fortfaufend — spätester; alle 3 Monate — 


über ihre Tätigkeit den Inland-Arbeitsausschuss Sericht zu erstatten 


und etwa notwendige Massnahmer dem Eisenwirtschaftsbund vorzu- 
schlagen. 
Mit der Annahme dieses Antrages, die mit 22 gegen 


11 Stimmen bei einer Enthaltung erfolgte, hat der E.W.B. 
meines Erachtens ‚seine Selbständigkeit vollkommen aufgegeben: 
Er ist dadurch zu einem Lakaien des Deutschen Stahlbundes, 
dem bekannten Kartell der Schwerindustrie, geworden. Die 
Konzessionen, die in dem vorstehenden Beschluss den Arbeit- 
nehmern. gemacht sind, liegen auf derselben Linie, wie die 
in dem Betriebsrätegesetz den Betriebsräten gnädigst gewährte 
Erlaubnis, den Arbeitgeber bei der Produktion mit Rat zu 
unterstützen. 

In der Kommission, an deren Sitzungen selbstverständlich‘ 
neben den eigentlichen Mitgliedern. auch noch Arbeitgeber- 
vertreter des Stahlbundes teilnehmen, sind die sechs Arbeit- 
nehmer m. E. lediglich als Staffage anzusehen. Man ge-' 
stattet ihnen gnädigst, bei der Festsetzung der Richtpreise 
„mitzuwirken“; von einem entscheidenden Einflugs ist 
aber nicht die Rede. Die Unternehmer, denen natürlich das 
erforderliche Material, wie Selbstkostenberechnung usw., rest- 
los zur Verfügung steht, werden die ihnen dadurch verliehene 
Macht zu benutzen wissen, um ihre Wünsche „stets durch- 
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standen wäben. Die Unternehmer aller Richtänden hatten sich. 


erbraucher zu Beginn der 


‚hälter heranzutreten. 
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‚zusetzen. Die Regelung der Eisenwirtschaft: erfolgt also ‚jet? 
nicht mehr durch den Eisenwirtschaftsbund, — denn de 
hat sich seines Rechtes be eben: —, sondern. durch die Schwe: 
industrie selbst, der ein Teil der Arbeitnehmer freundliechs 


„assistiert. An dieser Tatsache wird auch die tmnmter Punkt - 


des "Beschlusses vorgesehene privatrechtliche Verpflichtung de 
Unternehmer zur Innehaltung der. festgesetzten. Richtpreis: 
nichts ändern; sie haben ja das ganze Instrument, in de: 
Hand und können darauf nach eigenem Gutdünken spielen 

Der Vertreter des Reichswirtschaftsministers erklärte an 
Schlusse' der Sitzun:r, dass er dem Minister empfehlen werde 
bis auf weiteres von einer zwangsweisen Festsetzung deı 
Preise‘ Abstand zu nehmen, Damit ist allen. Forderungen .deı 
Schwerindustrie Rechnung Wetragen. vasatl 

Der Eisenwirtschaftsbund mag auf dem Papier noch weiter. 
bestehen, in Wirklichkeit hat er aufgehört zu existieren. Sein 
Leben und Ende beweisen, dass die paritätische Regeiung deı 
Wirtschaft. eine Illusion ist, denn gar zu sehr wirkt noch 
auf einen Teit der Arbeitnehmer die kapitalistische Erziehung 
ein, wovou sie sich nicht freizumachen vermögen. Eine plan- 
mässige Ordnung unserer Wirtschaft ist nur durch die Um- 
wandlung des Privateigentums in Gesellschaftseigentum, durch 
Sozialisierung möglich. H. Gramm. 


Gewerkschaftsarbeit 
Neues Gehaitsabkommen mit dem Nürnberg-Fürther-Arbeit- 


. geber-Karteli. Die dauernde Steigerung aller Artikef des täg- 


lichen Bedarfs war die Veranlassung zu einer Verhandlung mit 
dem Nürnberg-Fürther-Arbeitgeber-Kartell, in welcher die Neu- 
regelung der Gehälter der Angestellten zur Debatte stand. Es 
kam eine Vereinbarung zustande, nach welcher den tech- 
nischen Angestellten mit Wirkung vom 1. November 192} 
die nachstehenden Gehaltssätze gewährt werden: h 


Gruppe 1: Ungeleriie technische Hilfskräfte Ind. im Gross- 
ellgem.  unterneh, 

nach vollende'en 17. Lebensja're . „ 790 810 M. 

steigend nach volfend. 9, Lebensjahre auf ‚1750 793, ,, 


Zeichner und Hilfstechniker 
nach vollendeiem ti. Lebensjahre . , . 880 909 


Gruppe 2: 


steigend nach vollend. 30, Lebeusjahre auf 1940 1980 „ 
Gruppe 3: Teilkonstrukteure, Projekt- und Berech- rt 
nungsiechniker % 
nach vollendeten 21. Lebensjahre . 1320 1350 „ 
steigend nach vollend. 33, Lebeusiahre auf 240) 2440 „ 
Gruppe 4: Konstrukteure, Projekt- und Offert-In- Rn 
genieure, Betriebstechniker, Patentingenieure 
nach vollendeten 21. Lebensjahre , . 4499 IE. 
steigend nach voliend. 35, Lebeasiahre auf 2.5.) 280° „ 
Gruppe 5: Selbst. Konsirukteure, Montaze-, Keise- 
Ingenieure, Beiricbsassistenten . 
nach vollendeten 25. Lebensiahre , . 2100. . 2160 
"steigend nach vollend. 38, Lebensjahre auf 3189 3250,,° 
Gruppe 6: Abieilungsvorstände und deren  Stellier- ö 
treier, Abnahme- und selbständige Patent- 
Ingenieure 
nach. volleadeiem 25. Lebenssahre . x 2.2409: 2470 5% 
steigend nach: vollend. 38, Lebensjahre auf 3550. - 3639 Bi 
Für Verheiratete kommt: auf vorstehende Gehalts- 


sätze ein Zuschlag von 20 M. und eine Kinderzulage 
von 50 M. für jedes Kind bis zum Höchstbetrag von 
200 M. Ferner wird eine Jabreszuwendung ge- 
währt, die für Verheiratete ein volles Monatseinkommen, Tür 
Ledige zwei Dritiei desselben. beträgt. Der bisherige Ab- 
schlag für weibliche Angestellte bleibt ma 12,5 Prozent 
bestehen. var ee 
Die vorstehende Regelung ist ‘durch Vereinbarung vom 
23. November auch für die Angesteilten der Deutschen £ 
Werke A.G. in Amberg und Ingolstadt über 
nommen worden mit der Massgabe, dass die Gehaltssätze einen - 
Abschlag von 5 Prozent erfahren. J 




















Fachgruppe Eisen- und Metallindustrie. | 


Neuregelung der Gehälter in der Gross-Berliner Metall- 
industrie. Die weitere Steigerung aller Bedarfsartikel: veran- E 





lasste die Angestelltenorganisationen, das Gehaltsabkommen 
zu. dem Tarifvertrag mit dem Verband Berliner Me-. 
tallindustrieller zum 31. Deezmber d. J. zu kündigen 
und an diesen zwecks Revision der bisher gezahlten Ge- 
In den darauffolgenden Verhandlungen, 
die am 10. Dezember stattfanden, wurde eine Vereinbarung 
getroffen, deren Wortlaut wir „nachstehend wiedergeben: > 
„Einschliesslich der Regelung, die der -Verband Ber:iner. Metall«. 
industrieller am 15. November 1921 getroffen "hat, wird: Dr | 
i. der Teuerungszuschlag mit Wirkung vom 1.. November 1921 = | 
von 170 auf 200. Prozent und vom 1. Dezember 1921 auf . 

240 Prozent festgesetzt; wa er 















et 


2. die Familienzulage mit. Wirkung. vom... November 1921. an von 
| 125 :M. auf 23) M ‚erhöht. 

Die sich. hieraus ergebenden Tarifsätze gehen vorläufig auch für 
‚ den Monat Januar 1922. Ueber eine etwaige Aenderung der Gehälter 
für den Monat Januar 1922 und die folgende Zeit soll um die Mitte 
des Monats Januar 1922 verbandelt werden. Bei diesen Verhandlungen 
sol auch die Frage einer netten. Verteilung des Gesamteinkommens 
auf. Grundgehalt und Teuerungszulage geregelt werden. Bis zum Zu- 
standekommen einer neuen Vereinba-ung gilt die hier erwähnte Reeelung.“ 
| Zu bemerken ist noch, dass die Erwähnung des Monats 
| Br keine Bindung für diesen Zeitraum bedeutet, vielmehr 
" besteht bei den Parteien -Uebereinstimmung darüber, dass 
\ die. erfolgte Kündigung des Gehaktsabkommens zu Recht be- 
\ steht und beiden Parteien für den Monat Januar volle Hand- 
| Imigsireiheit gewährleistet ist. Lediglich um einem tariflosen 
ı Zustand vorzubeugen, wurde festgelegt, dass diese Gehälter 
‚vorläufig auch für den Monat Januar gelten sollen, und zwar 
ı deshalb, weil vor Mitte Januar an Verhandlungen tatsächlich 
ı nicht gedacht werden kann. Weiter ist festzustellen, dass, so- 
\ weit eine Vorauszahlung auf die erhöhten Bezüge statt- 
„gefunden hat, diese naturgemäss in Anrechnung gebracht 

werden, 

Durch das vorstehende Abkommen sind die früheren so- 
enannten freiwilligen Zugeständnisse des Verbandes Berliner 
Aetallindüstrieller. ab 1. November in eine rechtsverbindliche 
Form gebracht worden, die nach sich zieht, dass die allgemeine 

‚" Verbindlicherklärung, die bereits beantragt ist, nunmehr auch 
mit Sicherheit erwartet werden: darf. Dies dürfte von be- 
sonderem interesse gerade für diejenigen Koliegen sein, die 
ı bei Firmen tätig sind, welche nicht dem Verband Berliner 
.  kietallindustrieller angehören. 





| Neusegelung der Gehälter im München-Gladbach-Rheydter 
‘ Iadustriebezirk. Um einen Ausgleich gegenüber der steigenden 
Teuerung herbeizuführen, hatten die Angestelltenorganisationen 
das Gehaltsabkommen mit den Arbeitgeberverbänden des 
Müschen-Oladbach-Rheydter-Industriebezirkes gekündigt. Die 
' Angestellten hatten neben einer Erhöhung der Grundgehälter 
des Tariivertrages auch die Schaffung einer Ausgleichskasse 
fitr die Familienzulagen gefordert. In "den Verhandlungen er- 
klärten die Arbeitgeber, versuchsweise Beiträge für eine Aus- 
gleieliskasse z@ erheben, jedoch waren sie ‚nicht gewällt, den 
Angestellten ein Mitbestimmungsrecht einzuräumen. Bezüglich 
der Neuregelung der Gehälter kam eine Vereinbarung zustande, 
nach welcher auf die Grundgehälter vom 1. Juni 1920 für 
' Novenber ein Zuschlag von -160 Prozent, für Dezember ein 
so'cher von 180 Prozent gewährt wird. 
Zahlenmässig wirken sich die neuen Zuschläge für die 
technischen Angesiellten wie folgt aus: 


Metallindustrie 


Nov. Dez, 

|" Klasse 1. Lichtpauser, Zeichner, Laboratoriummsschilfen, 

| Gusskontrolleure usw. 

| im Alier von 17—18 Jahren RE 780 840 M. 
steirend im Alter von über 39 Jahren auf 2080 2240 „ 


Klasse 2: Techniker in Aniangssteli ung, Laboranten, 
Messtechniker usw. 
im ersten Berufs ahre . . . BRERLLTO 1250 
steirend nach dem 8. Berufs;a! ire ar i. . 2340 2520 
und im Alter von über 30 Jahren auf. . 2600 3300 
Klasse 3: Fertire Techniker, Beiriebsassistenten,. ver- 
antwortliche Kalku!atores, 1. Laboranten 
und. Chemotechniker 


» 
’ 





im siebenten Berufsjahre Ei . 2330 2520. ,, 
steigend nach dem 3. Berufsjahre auf. ...2730 200 
und im Alter von über 39 Jahren auf . „ 2960 3140 „ 


Klasse.4: Selbstäucize Konstrukteure und Ingenieure, 
Statiker und’ Montageleiter 


im siebenten Beru fs:ahre ! % = 2109 2982 „ 
steigend nach der 8. Berufsjahre auf... 3198 3444 „ 
und im Alter von über 34 jahren auf. . 3484 325225, 
Klasse 5: Abfeilungs- u. Bureanvors’eher, quaiilizierte 
t. Konstrukteure und Montageieiter 
nach dem.neunien. Beruisjahre . . . ..:3575 3850 „ 
und im Alter von über 39 Jahren . „ 3835 4130 „ 
Die verheirateten Angestellten erhalten eine soziale Zulage 
von 100,— M., ferner wird eine Kinderzulage für jedes Kind 
‚unter 14 Jahren bezw. solche Kinder. bis zu 183 Jahren, 
die noch m der Berufsausbildung stehen, und noch kein eigenes 
Finkemmen- haben, von 50,— M. pro Monat gezahlt. 
| 
Fachgruppe Gesundheitsindustrie 





Neue Tarifsätze in der Berliner Gesundheitsindustrie. Die 
unaufhörliche Steigerung aller. Bedarfsartikel hatte auch den 
Angestellten in der Berliner Gesundheitsindustrie erneut Ver- 
anlassung gegeben, an die Arbeitgeber. heranzutreten mit dem 
Ersuchen, in Verhandlungen über eine Neuregelung- ihrer Ein- 
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kommensverhältnisse einzutreten. Diese fanden dann auch am 
29, November statt. Von den Unternehmern wurde ein An- 
gebot gemacht, das sich auf die den Arbeitern gewährten 
Lohnerhöhungen stützte und zehn Prozent Zuschlag für den 
Monat November bzw. 20 Prozent für den Monat Dezember 
vorsah. Dieses Angebot konnte von den Verhandlungsteilneh- 
mern der Angestellten nur als unannehmbar bezeichnet werden. 
Auch für das Ergebnis der weiteren Verhandlungen, das einen 
Zuschlag von 25 bzw. 35 Prozent auf das bisherige Gesamt- 
einkommen ausschliesslich der Frauen- und Kinderzulage auf- 
wies, lehnten die Organisationsvertreter es ab, den Angestell- 
ten die Annahme zu empfehlen. Die Entscheidung musste den 
Belegschaften überlassen werden. Diese nahmen dann in einer 
grossen AfA-Versammlung am 1. Dezember zu dem Resultat 
der Verhandlungen Stellung. Nach einem eingehenden Bericht 
über die Verhandlungen wurde das Verhandlungsergebnis 
dureh die nachstehende Resolution, die im übrigen auch die 
von einigen Arbeitgebern den Gewerkschaften gemachten Vor- 
würfe energisch zurückweist, angenommen: 

„Die am 1. Dezember 1921. versammelten Angesteliten des AfA- 
Bundes der Fachgruppe Gesundkeitsindustrie haben von dem durchaus 
nicht befriedigenden Ergebnis der Tarifverhandlungen Kenntnis genommen. 
Es erscheint ihnen richtig, dass die Gewerkschaftsführer es ablehnten, 
dieses Ergebnis zur Annahme zu empfehlen. Wenn die Versammlung 
trotzdem den vereinbarten Gehaltssätzen zustinımt, so geschieht dies m 
der Erkenntnis, dass die ge.ingfügige Differenz, die von einer end- 
gültigen Einigung noch trennt, nicht ausreichend erscheint, um den Wirt- 
schaftsfrieden zu erschüttern. Die Hartnäckirkeit, mit der die fehten- 
den fünf Prozent nach dem weitgehenden Entgegenkommen der Ange- 
stelltenvertreter zurückgehalten wurden, wird von den Angesteliten als 
Schärie empfunden. 

In diesem Zusammenhang weist die Versammlung die in einer Reihe 
von Firmenbekanntmachungen enthaltenen Vorwürfe, als seien bei der 
ietzten Gehaltsbevrezung die Verhandlungsresuitate seitens der Gewerk- 
schaften tnrichtig wiedergegeben worden, aufs schärfste zurück. D’e An- 
gestellten der Gesundheitsindustrie werden: sien durch Bekanntmachungen 
sctens des Arbeitgeberverbandes oder einzeliter Firmen in keiner Weise 
weder jetzt noch in Zukunft in ihren Entschlüssen beeinflussen fassen. 
Massgebend wird einzig und allein die Auffassung ihrer Gewerkschaften 
sein, zu denen sie volles Vertrauen haben. Sie erklären erneut, die als 
richtig erkannten Massnahmen der Organisationen mit alien Mittels und 
in jedem Falle zur Durchführung zu bringen.“ 


Die zahlenmässige Auswirkung der neu vereinbarten Zu- 
schläge zeigt für die technischen Angestellten der Ge- 
sundheitsindustrie für die Monate November und Dezembe 
folgende. Gehälter: 

Gruppe Ti: Zeichner.  usw.: November Dezember 


Anfangsgehalt . . a ee 300 NE, 1407 M, 
nach 5 En: lohnungsdienstjahren ea Tre 1805 -, 
Gruppe T2: Detailkonstrukteure usw.: 


Anfangsgehalt . a a tr2te, 

nach 5 Enilohinu gsdienstjahren Pl ah eig 2 SV Be 2106 
Gruppe T en Konstrukteure usw.: 

Aniangsgehalt . . ; Dans ENT 2005 

nach i0 En: lohnungsdienst: ahren . KO E20 205 2341 
Gruppe T4: Selbständige Konstrukteure usw.: 

Anfangsgehalt . . . Aue VPE 2416 „ 

nach 10 Entlohnungsdienstjahren Bee 2921 „ 315%. 


Zu diesen Gehaltssätzen kommt noch eine soziale Ztt- 
lage, die auf 60 M. für die Frau und jedes Kind festgesetzt 
ist. Ferner ist zu berichten, dass sich die Vertragsparteien 
darüber einig geworden sind, dass in den nächsten Tagen die 
sich aus Grundgehalt und den verschiedensten prozentualen 
Zuschlägen zusammensetzenden Monatseinkommen zu. einheit- 
lichen Gehaltszahlen auszubauen sind. 


F achgruppe 





Priv. Gas-, Wasser- u. Elektrizitätswerke 


Neue Vereinbarung it dem PRRNERRERISET von Elek- 
trizitätswerken Bayerns. Ende November. fanden mit » den 
Verband Bayerischer Elektrizitätswerke Verhandlungen statt, 
die zu einer Vereinbarung führten, nach welcher mit Wirkung 
vom 1. November. d. N die neu festgesetzten Gehälter des 
mit dem Nürnberg-Fürther-Arbeitgeber-Kartell getroffenen ‚Ab- 
kommens mit einer Aenderung für die Werkmeister auch für 
diejenigen. Betriebe massgebend sind, die dem Verband an- 
gehören. Die Gehaltssätze der technischen Angestellten stellen 
sich entsprechend der Vereinbarung nunmelir wie folgt: 
Gruppe I: Pauser, Hilfszeichner usw.: 

bis zun vollendeten 18. Lebensjahre . - TOR: Me 

‚steigend nach Vollendung des '3U. Lebensjahres auf. . 1750 
Gruppe Il: Zeichner, Techniker in Anfangsstellen: 

nach dem vollendeten 18. Lebensjahre . SI 

steigend nach Vollendung des 3%. ea res auf, . 1940 
Gruppe Il: Techniker, Hilfskonstrukteure usw. 


„ 


bis zum 22. Lebensjahre Rs :,.- 3320.77, 

steigend nach Vollendung des 33. "Lebensjahres ai. . 2400 ne 
Gruppe Iv: Selbständige -Konstrukteure und ‚Ingenieure: 

nach dem 25. Lebensjahre . . « 1880 


steigend nach Vollendung des 35. "Lebensjahres auf, . 2750 
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Gruppe V: Leitende Ingenieure, Abteilungsvorstände usw.: . 
nach dem 25. Lebensjahre . N ENTER > A TOO MS 
steigend nach Vollendung des 38. Lebensjahres auf . . 3180 er 

Weibliche Angestellte erha'teı 87,5 Prozent des Gehalts der männ- 


lichen Angestellten. Gehaitsvorsprünge und Leistungszu'agen gegenüber 


den bisherigen Tarifgehältern bleiben im gleichen Geldbetrag wie bisher 
erhalten. 

Neben den vorstehend aufgeführten Gehältern wird noch 
eine Verheiratetenzulage von monatlich 200 M. ge- 
währt; des weiteren eine Kinderzulage, die für ein 
Kind unter 15 Jahren 50 M., für zwei Kinder 100 M., für 
drei Kinder 150 M. und für mehr als drei Kinder 200 M. 
beträgt. Den Verheirateten werden alle diejenigen männlichen 
und weiblichen Angestellten gleichgestellt, welche einen selb- 
ständigen und eigenen Haushalt haben und ausserdem noch 

leichzeitig entweder für eigene Kinder unter 15 Jahren oder 
ür unterhaitsberechtigte Familienangehörige, deren einzige 
Ernährer sie sind, zu sorgen haben. Die Familienzulagen sind 
ohne Ortsabschlag ‘zu zahlen. Ferner erhalten diejenigen An- 
gestellten, die mindestens seit dem 1. Januar 1921 in einem 
Betriebe des Arbeitgeberverbandessvon Elcktrizitätswerken Bay- 
erns beschäftigt sind, zwei Drittel des tariflichen Dezember- 


Monatseinkommens als ausserordentliche Jahres- 


zuwendung für das Kalenderjahr 1921 ausbezahlt. Ver- 
heiratete männliche Angestellte und die diesen Gleichgestellten 
erhalten das volle taritliche Dezembereinkommen. Angestellte, 
die erst nach dem 1. Januar 1921 eingetreten sind, erhalten 
einen der Dauer ihrer Tätigkeit entsprechenden Betrag. 

Die in der anfangs wiedergegebenen Aufstellung ent- 
haltenen Gehaltssätze gelten für die Ortsklasse A. Für die 
Ortsklassen B und C bleiben die bisher “vereinbarten Ab- 
schläge von 7,5 und 15 Prozent unverändert. Auch hinsicht- 


lich der Einreihung der einzelnen Betriebsorte in die Orts- 


klassen bleibt es im allgemeinen bei den bisherigen Bestim- 
mungen, Eine ausnahmsweise Regelung wird nur für die 
nachstehend aufgeführten Orte getroffen: \ 
Augsburg bleibt in Ortsklasse A, Kitzingen in 
Ortsklasse B. In die Ortsklasse A werden eingereiht Pul- 
lach und Freimann; in die Ortsklasse B Buchloe, Do- 
nauw®rth, Memmingen, Thannhausen, Mies- 
bach, Pfaffenhofen, Weilheim und Utting. Für 


die nachfolgenden, in die Ortsklasse B eingereihten Orte 


wird der Abschlag auf 5 Prozent ermässigt: Ansbach, Bay- 
reuth, Arzberg, Kulmbach, Kronach, Markt- 
redwitz, Oberkotzau, Weiden und Rosenheim. 

Für Bichel wird der Ortsabschlag auf zehn Prozent 
ermässigt. Für Ansbach und Kitzingen wird eine even- 
tuelle weitere Ermässigung des bestehenden Abschlags mit 
rückwirkender Kraft von dem Ergebnis der fortzusetzenden 
Untersuchungen über die Teuerung und Gehaltsverhältnisse in 
den genannten Orten abhängig gemacht. 

Im übrigen gelten die Bestimmungen des Tarifvertrages 
vom 19. Dezember 1919 bis zum 31. Januar 1922. Der Ge- 
haltstarif kann beiderseitig mit einmonätlicher Frist zum Mo- 
natsschluss gekündigt werden. 

Zu den Verhandlungen selbst ist noch zu bemerken, dass 
die von den Arbeitgebern verlangte Uebernahme des Landes- 
manteltarifs, ebenso eine Verlängerung der Arbeitszeit auf 
48 bzw. 46 Stunden abgelehnt worden ist. Die Arbeitgeber 
haben darauf zum 31. Januar 1922 den bestehenden Mantel- 


tarifvertrag gekündigt. "Unsererseits wird bei den kommen- » 


den Verhandlungen alles aufgeboten werden, um das bereits 
Bestehende zu erhalten und nach Möglichkeit Verbesserungen 
hereinzubringen. Es wird mehr denn je notwendig sein, 
dass die Kollegen in den Elektrizitätswerken geschlossen hinter 
ihren Verhandlungsführern stehen; nur so kann unsere Trei- 
gewerkschaftliche. Tarifpolitik zum Erfolge führen. 








Fachgruppe 
Private Verkehrsunternehmungen 
Neursgelung der Gehäiter für Dezember bei der Ham- 


burger Hochbahn. Am 14. November d. J. wurde zwischen 
den Angestelltenorganisationen und der Direktion der Ham- 


burger Hochbahn nachstehende Vereinbarung . getrofien, die” 


sowohl die Zustimmung des Aufsichtsrates der Hamburger 
Hochbahn, als auch die der Angestellten gefunden hat: 

„Für Dezember wird gewährt eine prozentuale Erhöhung der bis- 
herigen Gehälter um 25 Prozent, mindestens aber 420 M. für er- 
wachsene. männliche Angestellte bzw. für weibliche Angestellte. 310 M, 

Die Angestellten haben das Recht, für die Zeit vom 15. Dezember 


ab neue Lohnforderungen zu stellen, wenn sie dieselben durch inzwischen . 


eingetretene erhebliche Preissteigerungen begründen können. 

, Unter der Verausssetzung, dass die Belegschaft mit der vorstehenden 
Regelung einverstanden ist, ist der Vorstand fernerhin bereit, im Laufe 
der nächsten Woche eine . Nachzahlung für: die Vergangenheit in Höhe 






‚nicht mehr umgehen lässt. 


von 300 M. für die erwachsenen männlichen Angestellten ‚und 222 M. 
"für die weiblichen Angestellten zu leisten. Eine rückwirkende Kraft 
auf Ueberstunden, Lohnzuschläge und dergl. hat diese Nachzahlung. 
nicht. Sie erstreckt sich nur auf solche Angestellten, die vor dem 1.No- 
vember d. J. ia den Diensten der Geselischaft gestanden haben. 

Die neuen Gehälter werden wiederum auf 5 M. nach ob:n ab- 
gerundet. 





Fachgruppe Chemische Industrie 





Berichtigung. In Nr. 29 des „Industrietechniker“ vom 
2. Dezember d. J. berichteten wir über „Veränderliche Teue- 
rungszuschläge im Wirtschaftsgebiet der chemischen Industrie, 
Sektion VIa“. Wir werden durch unsere Gauverwaltung West- 
deutschland darauf aufmerksam BEmaehR dass die in der 
Notiz erwähnte Regelung der Gehälter und Teuerungszuschläge 
nicht für die Sektion VIa der chemischen Industrie Geltung 
hat, sondern nur für diejenigen Betriebe, die dem Arbeit. 
geberverband der chemischen und Spreng- 
stoff-Industrie Köln E. V. angeschlossen sind. 









Fachgruppe 
 Lebens- und Genussmittelindustrie 





Weitere Teuerungszulagen im Brauereigewerbe Münchens 
und Umgebung. Am 9. Dezember fanden mit dem Verband 
der Brauereien für München und Umgebung: 
Verhandlungen über eine Neuregelung des Einkommens der 
Angestellten statt. Es wurde. eine Vereinbarung. getroffen, 
nach welcher zu den bisherigen Gehältern eine weitere Teue-* 
rungszulage mit Wirkung vom 1. November d. J-, die sich 
für die einzelnen Gruppen wie folgt stelit, gezahlt wird: 

Gruppe 5 Ueber 21 Jahre 275 M., unter 21 Jahren 200 M. 

1: 


”„ ” „ ‚» 00 ” „ ” ” $ 228 ” 
„ I: ” ”„ ”„ 325 » » ” ” 250 ” 
„ IV; ” „ ” 350 ” „ » ”„ ı3 

”„ vr ” „ „ 400 ”„ » „ > 


300 „ 

„ VI:. „ ” „ 400 ” „” ” ” 300 ” 

Für die technischen Angestellten kommen hauptsächlich 
die Gruppen V und VI in Frage. 

Es gelang ferner, von den Arbeitgebern die Zusiche- 
rung zu erhalten, dass neben dem tariflich festgelegten 13.- Mo- 
natsgehalt, das vor dem Weihnachtsfest zur Auszahlung ge- 
langt, eine einmalige, freiwillige Kinderzulage 
von 150 M. pro Kind zu Weihnachten gewährt wird. Die 
vorstehenden Teuerungszulagen gelten für die Monate No- 
vember und Dezember. { 


Aus dem Berufe 


Eigenartige Zustände in dem Laboratorium des Eisen- 
und Stahlwerks Hoesch in Dortmund. In fast allen einschlägigen 
Fachzeitschriften, ferner auch in Tageszeitungen sucht das. 
Eisen- und Stahlwerk Hoesch Laboran:en für sein chemisches 
Laboratorium und verlangt u. a. in dem unter Chifire auf- 


gegebenen Inserat Angaben über den Gesundheitszustand. 
Durch unsere Dortmunder Kollegen werden wir darauf auf- 


merksam gemacht, dass die Verhältnisse in dem Laboratorium 


der genannten Firma allerdings die Forderung derartiger 
Angaben rechtfertigen. Die hygienischen Verhältnisse im Labo- 
ratorium sind nämlich derart, dass selbst der gesündeste Kollege 


nach mehrmonatiger Tätigkeit gesundheitlich Schaden er- 


ä 
leidet und in vielen Fällen gezwungen ist, die Tätigkeit ein- 


zustellen und sich krank zu melden. Trotz der an und für 
sich schlechten Bezahlung versucht man noch, die Krankheits- 


tage vom Gehalt in Abzug zu bringen. Neben den hygienischen 


- Verhältnissen lassen Auch die Arbeitsverhältnisse viel zu 


wünschen übrig; z. B. werden Laberatoriumsapparate und 
-geräte nur angeschafft, wenn sich die Anschaffung durchaus. 


gegenseitig auf die Arbeitsgeräte warten inüssen. Im krassen 


Es kommt vor, dass Kollegen 


“ 
7 


Widerspruch zu diesen Verhältnissen scheint uns eine auf‘ 


recht komplizierte Art errechaete Pränie zu stehen, di: den 


Angestellten gewährt wird und im Endeffekt das Taritgchalt || 
Da alle Versuche des Be- 


um ganze 10—20 M. erhöht. 
triebsrates sowie der in dem genannten Werk tätigen Kollegen, 
durch Verhandlungen mit der Firma eine Besserung der 
Verhältnisse herbeizuführen, fehlgeschlagen sind, sehen wir. 
uns veranlasst, ‘allen Kollegen, die beabsichtigen, sich bei dem 
Eisen- und Stahlwerk Hoesch in Dortmund zu bewerben, 
dringendste Vorsicht zu empfehlen, sich auch durch die In- 
aussichtstellung eines Neubaues des : Laboratoriums nicht 
locken zu lassen, und vor allem genaue Auskunft von unserer 
Ortsverwaltung Dortmund, Amalienstr. 8, zu verlangen. 


—[ 
Verantwortlicher Schriftleiter: Otto Schweitzer ‚ Berlia, — ladustriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlia SW 68. 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
für die 

technischen Beamten und Angestellten 

in der Pr. Katasterverwaltung 


Nummer 1 


Zur Organisation 


Schon selt jeher war ein fester Organisatlonsdrang unter 
den Katasterbeamten und Katastertechnikern vorhanden, welcher 
aber im Hinblick auf die jede gewerkschaftliche Entwicklung 
der Beamten und Staatsangestellten niederhaltende Staatsform 
seinen Ausdruck im harmlosen Vereinsleben fand. Es muss 
aber dennoch anerkannt werden, dass die vor der Revolution 
bestehende Vereinigung der. Katastersekretäre und -techniker 
sich redlich bemüht hat, auf die Massnahmen einzuwirken, die 
das berufliche und wirtschaftliche Interese der in der Kataster- 
verwaltung Beschäftigten schädigten. Abgesehen von einigen 
für die wirtschaftliche und soziale Lage unbedeutenden Erfolgen, 
wie z. B. die Erreichung des Titels „Assistent“, war alle Mühe 
und aufgewandte Kraft umsonst. 

Dass es aber schon damals unter unseren Kollegen einige, 
wenn auch verschwindend wenige, gab, welche erkannten, dass 
eine wirksame und erfolgreiche Vertretung ihrer Interessen nur 
durch eine technische Grossorganisation erfolgen konnte, be- 
weist der Umstand, dass bereits Katastersekretäre dem dama- 
ligen D. T. V. angehörten. Dass es nur eine technische 
sein konnte, beweist weiter noch der Umstand, dass bis vor 
nicht allzu langer Zeit von der Verbandsleitung die ganze Ar- 
beit, die Anerkennung der Gleichberechtigung mit anderen 
Technikergruppen, zum Ziele hatte. Die Erkenntnis, dass man, 
wenn auch in sich gefestigt, allein zu schwach sei, um seine 
Interessen wirksam zu vertreten, wurde durch das Anstreben 
eines Zusammenschlusses aller übrigen kleinen gleichgerichteten 
Staatstechnikergruppen zum Ausdruck gebracht. Diese Er- 
kenntnis der Schwäche und das Bestreben, diese durch einen 
Zusammenschluss mit anderen gleichgerichteten Gruppen zu 
überwinden, führte, nachdem inzwischen durch die veränderte 
Staatsform die einer gewerkschaftlichen Entwicklung entgegen- 
stehenden Hindernisse beseitigt waren, zum Bund vermessungs- 
technischer Berufsverbände. Dieser Bund brach aber, weil ihm 
das Fundament, die innere feste Geschlossenheit und wiederum 
jeder sonstige starke Rückhalt fehlte, zusammen. 

Vorstehende Entwicklung zwaiıg dann eine ganze Reihe 
kleiner Verbände der technischen Beamten und Angestellten 
und Gruppen einzelner Beamten zu der Erkenntnis, dass die 
einzig mörliche und erfolgreiche Interessenvertretung nur die 
Einheitsorganisation aller Techniker, der Bund der technischen 
Angestellten und Beamten sei, und man vollzog infolgedessen 
den Uebertritt zu unserem Bunde. Diese Bewegung machte 
sich besonders bei den in der Katasterverwaltung Beschäftigten 
bemerkbar. Ein Uebertritt des gesamten Verbandes erfolgte 
allerdings nicht. Hierzu muss jedoch bemerkt werden, dass auf 
dem seinerzeitigen Verbandstag in Minden die knappe Mehrheit 
gegen den Anschluss nur dadurch zustande kam, dass wenige 
Delegierte durch Beschlüsse ihrer Bezirksvereine gebunden 
waren und für diese gegen den Uebertritt stimmen mussten, 
obwohl sie selbst auf Grund der Aussprache auf dem Verbands- 
tage den Uebertritt zum Bund als richtig erkannten und für 
ihre eigene Person dafür stimmten. Der Beschluss des. Ver- 
bandstages konnte naturgemäss die Bewegung nicht aufhalten, 
sondern es strömten nunmehr in erster Linie die Katastertech- 
niker in Scharen unserem-Bunde zu, gefolgt von nicht unan- 
sehnlichen Gruppen der Beamten. 

Der dem heutigen Verbande Preuss. Katastersekretäre und 
Techniker verbleibende Rest suchte nunmehr entgegen der 
historischen Entwicklung seine gewerkschaftliche Interessen- 
vertretung bei den Verwaltungsbeamten, der Gewerkschaft 
deutscher Verwaltungsbeamten. 

Vorstehendes festzustellen erscheint notwendig, um 
den noch fernstehenden Kollegen zu beweisen, dass die 

unserem Bunde angehörenden Kollegen in 
konsequenter Weise den Weg weiterbe- 
schritten haben, der im Laufe der ganzen 
Entwicklung von allen Beamten und Ange- 
stellten der Katasterverwaltung gegangen 
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war. Sie sind eben nach wie vor der Ansicht, dass die 
Katastertechniker in erster Linie Techniker 
sind, daher besondere Interessen haben und 
sich deshalb davor bewahren müssen, einer 
gewerkschaftlichen Organisation anzuge- 
hören, in welcher einmal die überwiegende 
Zahlder Mitglieder aus Verwaltungsbeamten 
besteht, welche dem Werte der Arbeit der Techniker und 
den damit verbundenen Bestrebungen nach höherer Bewertung 
verständnislos, ja feindlich gegenüberstehen und andermal, 
weil diese Organisation im öffentlichen Leben bedeutungslos 
Ist. Wenn nach dem jetzt abgeschlossenen Besoldungsgesetz 
den berechtigten Forderungen der technischen Beamten nicht 
restlos Rechnung getragen ist, ist dieses lediglich dem Umstand 
zuzuschreiben, dass ihre Forderungen, wenn auch in dem Pro- 
gramm der Gewerkschaft D.V.B. aufgenommen, von dieser 
nicht mit der unbedingt erforderlichen Energie vertreten worden 
sind, und gegenüber der Regierung und dem Parlament auch 
nicht vertreten werden konnten, und unser Bund sich trotz 
heftigster Kämpfe der Gesamtheit der Verwaltungsbeamten 
gegenüber nicht durchzusetzen vermochte, eben weil auch diese 
für sich in Anspruch nehmen, die Interessen der technischen 
Beamten zu vertreten. Dass auch der Anschluss an die 
G.D.V.B. auf der Seite des Katastersekretärverbandes als 
nicht befriedigend erkannt ‚wird, glauben wir aus folgenden 
Ausführungen der Verbandszeitschrift Nr. 15 vom 1. August 
1921 entnehmen zu können: 

„Bei der Gewerkschaft deutscher Verwaltungs- 
beamten (!) sind wir mit Nachdruck für die Wahrung unserer 
Interessen eingetreten. Es ist efreicht, dass unsere beiden Kollegen 
Gau und Pflug zum Geschäftsführenden Vorstand der Gewerkschaft 
gehören; sie sind somit in der Lage, unsefe Interessen 
an der Quelle zu überwachen. Die Notwendigkeit unserer 
Zugehörigkeit zur Gewerkschaft deutscher Verwaltungsbeamten steht 
ausser Frage. Begründet ist dies schon in der Erreichung der grossen 
Beamtenziele, wie: Beamtenrätegesetz, neuzeitlickes Beamtenrecht, Teue- 
sungszuschläge, Urlaubsregelung usw. Andererseits haben die 
Erfahrungen gelehrt, dass wir unsere Spezialfragen 
nach wie vor selbst in die Hand nehmen müssen. Auf- 
gabe eines jeden Kollegen ist es, bei den gewerlkschaftlichen Verhand- 
lungen die uns mit den Verwaltungsobersekretären in 
enge Fühlung bringen, zu zeigen, dass wir ihnen in 
nichts nachstehen, sondern ihnen ebenbürtig sind. 
Hierdurch wird es gelingen, den hier und da noch 
aufsteigenden Widerstand gegen unsere Bestrebun- 
gen zum Schweigen zu bringen. Gelegenheit hierzu geben 
die Sitzungen in den gewerkschaftlichen Bezirks-, Kreis- bzw. Orts- 
gruppen, an denen sich die Kollegen möglichst zahlreich aktiv betei« 
ligen müssen. 

Wenn die dabei gesammelten Eriahrungen wider 
Erwarten lehren sollten, dass die Verwaltungsbeam- 
ten unseren Aufstieg hemmen, dann werden wir das Be- 
streben der Rateb — welcher wir auf den Verbandstagsbeschluss hin 
beigetreten sind —, sich zu einer technischen Gewerkschaft auszubauen, 
unterstützen. 


Es ist das alte Lied. Statt den natürlichen Weg zu gehen, 
die Wahrung der Technikerinteressen selbst in die Hand zu 
nehmen, versuchen die in den Beamtenverbänden or- 
ganisierten Techniker „beiden Gewerkschaften der 
Verwaltungesbeamten mit Nachdruck für die 
Wahrung ihrer Interessen einzutreten, die 
Interessen an der Quelle (?) zu überwachen, 
wenn auch die Erfahrungen gelehrt haben, 
dass die Techniker ihre Spezialiragen nach 
wievorselbstin dieHandnehmen müssen“, Wir 
können schon heute dem Verbande der Preussischen Kataster- 
sekretäre und -techniker voraussagen, dass auch „ihre Be- 
mühungen bei den gewerkschaftlichen Ver- 
handlungen an der Seite der Verwaltungs- 
obersekretäre den hier und da.noch auifstei- 
senden Widerstand zum Schweigen zu brin- 
gen“ vergeblich sein werden, und dass sie auch weiter „wider 
Erwarten (!) Erfahrungen sammeln werden, 
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| | dass die Verwaltungsbeamten den Aufstieg jenige Besoldungsgruppe, in welch 2 sich 
1 der Techniker hemmen werden“, Bit: 2 als Angestellte befundenhaben FEN 
Da eine Berufsorganisation nicht Selbstzweck, sondern nur „für eine geregelte Beamtentaufbahn durch 
Mittel zum Zweck sein soll'— ein Standpunkt, den wir stets ver-,„Einstell ung nur solcher ‚Zöglınge mit guter 
| treten haben — hätten wir an sich nichts gegen den Zusammen- Allgemeinbildung und späteremB esuch einer 
schluss der Staatstechnikergruppen zu einer Einheitsgewerk- technischen Fachschule, BC i 
schaft einzuwenden. Wir können aber nicht umhin, festzu- für die Entlohnung der Katastertechniker 


stellen, dass die Staatstechnikerschaft, der die gewerkschaftliche V entsprechendihren Leistunge n und Sich erung 
Intefessenvertretung seit Kriegsende noch Neuland ist, und. die ihres Arbeits- u nd Dienstverhältnisses in Eo2 
seit dieser Zeit schon so manchen verkehrten Weg gegangen ist, ° Zialer und rechtlicher Beziehun g nach Tarif- 
vieder auf dem besten Wege ist, nach Lage der Dinge die ge- Vertrag. i ni Bu N , 
werkschaftliche und wirtschaftliche Stellung des Beamien zu ‚D er Bund ist der Y orkämpfier für ein ire 3 
verkennen. Der angestrebte gewerkschaftliche Zusammenschluss heitli ches Beamtenrätegeset z und Beamten- 
in der Rateb, die dem „Reichsbund deutscher Technik“ ange- , Fecht und für eine den realwirtschaftlichen 
schlossen ist, stellt für uns ein Ding der Unmöglichkeit dar. und kulturellen Be dürfnissen aller Beamten 
Wir haben immer darauf hingewiesen, dass die wirtschaftliche ents prechende Besoldung. E 
Lage der Beamtenschaft es erfordert, nicht allein Besoldungs- . Die Schaffung der s taatlichen Fachschulen 
und Standesinteressen-Politik zu treiben, sondern dass sie En- für Ver messungstechniker, das von jeher er- 
Ihıss auf die Wirtschaftsgestaltung unseres Volkes zu gewinnen S trebte ZielallerKatasterse kretäreund Tech- 
suchen muss, Die Beamtenschaft steht heute noch unschlüssig Niker ist das alleinige Verdi enst des Bundes. 
* in ihren wirtschaftspolitisch neutralen Spitzenverbänden ohne Ebenso die erzielten Erfol gseim Tarifvertrag 
klares Ziel den grossen wirtschaftspolitischen Vorgängen gegen- und Besoldun gsgesetz, die Schaffung der 36 
über, Glauben die in der Reichsarbeitsgemeinschaft technischer planmässi gen Stellen sowie das feste Diens t- 
Beamtenverbände zusammengeschlossenen Techniker, dass sie verhältnis der Anwärter, 1a 


brüderlich vereint mit den technischen Vertretern der Gros- ° Viel ist gegenüber dem früheren Zustande erreicht, aber 
industrie die grossen wirtschaftlichen Probleme in ihrem Inter- es ist abwegig und eine vollkommene Verkennung der tatsäch- 
ih esse lösen können? | - lichen Verhältnisse, wenn die noch im Verband der Kataster- 
In den „MitteilungendesReichs bundes deut- sSekretäre organisierten Kollegen glauben, dass nennenswerte 
scher Technik“ vom 30. Juni 1921 bekämpft Karl Erfolge auf das Wirken ihrer Verbandsleitung zurückzuführen 
Hartung die Durchführun g einer Planwirt- - Seien. Die Vorstellungen der Verbandsleitung werden nach‘ wie 
' Schaft, wie sie selbst von Vertretern der Grossindustrie als vor mur als ein Vorbringen frommer Wünsche seitens der mass- 
A der einzig mögliche Ausweg, aus unserer Schuldenlast herans. Zebenden Stellen aufgefasst, welche man „wohlwollend“ anhört. 
zukommen, angesehen wird. Des weiteren führt er aus: „Dass Nichts Nennenswertes wäre in der Hauptsache für Kataster- 
& der Achtstundentag fürarbei tsireudige Men- techniker erzielt, wenn nicht die gleichen Forderungen mit der 
j h schen nur auf dem Papier steht, weiss ausser  Zanzen Kraft und dem ganzen Ansehen, welches unser Bund als 
\ m den radikalsten (!) Wirtschaftsführ ern heute technische Einheitsorganisation in der Oeifentlichkeit, bei den 
: K iedes Kind.“ Also Beseitigung. des Achtstundentages ist Parlamenten und der Regierung be$itzt, erhoben worden wären... 
j % das Ziel des Reichsbundes deutscher Technik! Verfehlt ist es aber auch, wenn Kollegen glauben, im Hin- 


Was nutzen dem Beamten, was nutzen dem Techniker die blick auf das Erreichte müssig sein zu können. Es ara 
Durchkämpfung und Erfüllung seiner Berufsforderungen, wenn Nür den gesteckten Zielen näherzukommen, sondern mit Rs 


nicht durch Umgestaltung der gesamten Staatswirtschaft, durch Kraft das Erreichte zu halten und zu festigen, 


= j Neuaufbau des Wirtschaftslebens die Kaufkraft des Geldes ge- Dieses ist aber nur möglich, wenn sich alle ‚massgebenden 


Bureaukratismus gebrochen wird? Eine Besserung der allge- niker gegenübersehen, zum Ausdruck gebracht durch die Gross- 
meinwirtschaftlichen und rechtlichen Stellung wird der Beamte Organisation aller technischen Angestellten und ‚Beamten, 
und insbesondere der Techniker nur erkämpfen können. wenn unseren Bund. Wer abseits dieser Bewegung steht, schädigt sich 
er aus seiner elek a Beat rn Bes selbst. Or. 
ww Be ‚enossen bei den in der freien Wirtschaft vorhandenen star 

Wiischafterrunsen sucht. Gerade für den Shantstechniker Ist Aus dem Berufe ARE, 
es von ausserordentlicher Bedeutung, dass er mit seinen Kollegen Fachschule für Vermessungstechniker, Ueber Einzelheiten 











h 
# 
| h in der privaten Wirtschaft sich zur Durchsetzung einer höheren .der Fachschule, den Unterrichtsplan, die Prüfungsordnung und 
i £ Bewertung der technischen Arbeit zusammenfindet. Eine dergleichen mehr gibt eingehende Auskunft das Rundschreiben 
x reine Staatstechniker-Organisation wird nie- ‚Nr. 2 vom 3. September 1921 des Reichsberufsausschusses für 
N mals in wirtschaftlichen Din gen dieführende Vermessungswesen. Das Rundschreiben befindet sich in Hän- 
f Rolle spielen können, die unse r Bund ein- den des Berufvertrauensmannes der Vermessungstechniker bei 
4 nimmt. Wir weisen nur darauf hin, dass unser Bund in allen den Ortsverwaltungen. Berufsvertrauensmann ist in vielen 
uEr privaten und öffentlichen Körperschaften ®vertreten ist, z. B. Ortsverwaltungen ein Katastertechniker. Auskunft erteilt in 
! Reichswirtschaftsrat, Sozialisierungskommission. Nur an diesen  Zweifelsfällen die Abteilung für Berufsausschüsse .der Haupt- 
Eur Stellen handelt es sich darum, die Grundlage für die wirtschait- geschäftsstelle Berlin, = Le 
Iris liche Stellung des Gehalts- und Lohnempfängers zu schaifen, E 
iX auf der dann die speziellen Sonderinteressen weiter verfochten Aus der - achgruppe a 
Kir werden können. } Ben Bezirksiachgruppe Königsberg. Herbstprüfung. Kolle- 
H „unser Bund hat aber auch gezeigt, dass er für die Staats- sen, die zur Herbstprüfung nach Königsberg kommen, wollen sich 
Ei EHIneterägpen, Be Sea tg se N vorher wegen Quartier an Katasteranwärter Boese, Königs- 
1: smd, eher wie jede andere Organisation in der Lage ist, . : R 1% x RE 
Fr auf das wirksamste spezielle Standesinteressen zu vertreten. berg i. Pr., Wallschegasse 3a II r., wenden. a 
A Unser Bund bietetdie vonjeherangestre bte Bezirksfachgruppe Merseburg. In Halle a. d. S. tagte am 
ji Organisationsfiorm der Katastersekretä re 17. September die Bezirksfachgruppe Merseburg. Als Vertreter 
‚y und -techniker durch eine fest in sich ge- des Bundes war Kollege Lemnitz, und als Vertreter der Gau- 
ie schlossene Landesfachgruppe mit Bezirks. Verwaltung Mitteldeutschland der Kollege Eisenach erschienen. 
2: fachgruppen für jeden Regierungsbezirk. Anschliessend an ein Referat des Kollegen Lemnitz zur Or- 
IR \ ; i 2 Ä : ganisationsfrage, dem lebhaft zugestimmt wurde, fand eine ein- 
Be Er tritt mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln ein gehende Erörterung aller die Katasterbeamten- und Ange- 
v4 [ür eine gerechte Bewertungdurch Gleic h-  stelltenschaft interessierenden Berufs- und Standesfragen statt, | 
IS stellung mit den technische n Beamten mit jm Vordergrund des Interesses standen die Fachschulfrage, die _ 
Hi abgeschlossener Mittelsch ulbildung,. Tarifvertragrevision und die Auswirkung der Ausführungsbe- 
ie: für die Schaffung ausreichender Beförde- stimmungen zum B.D.E.G. ge: 7 
4 nungsstellen durch eine den Fähigkeiten der Schärfste Missbilligung fand das Verhalten des Regierungs- 


Katastersekretäre und der Wirtschaftlich- präsidenten in Merseburg in der Frage der Bildung eines Be- 
keit der Verwaltung entsprechende Arbeits- zirksbetriebsrates. Die Gauverwaltung hat Schritte in d 
einteilung, Wege geleitet, um in aller Kürze die besonders im Bezi 
für die Erhaltung des Beamtentums, Merseburg dringend notwendige gesetzliche Angesteiltenver- 
für die Uebernahme aller geprüften Kata- tretung zu schaffen. ne. ai 
stertechnikerindas Beamtenverhältnis durch ' An Stelle des aus dem Bezirk ausscheidenden Kollegen 
Schaffung ausreichender planmässiger Stel- Richter wurde der Kollege Rauchhaus in Halle a. d. S. zu 
IenundnachderUebernahmeFinreihungindie- Obmann der Bezirksfachgruppe gewählt, EL 
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Der vermessungstechnische Katasterdienst 


Eine Zeitlang schien es, ais sollte die Verwaltung des 
preussischen Katasters den Gemeinden übertragen werden. 
Man muss aber wohl ernste Bedenken dagegen gehabt haben; 


denn man hört nichts mehr von derartigen „Kommunalisierungs- 


absichten“. Auch auf das Reich ist die Katasterverwaltung 
nicht übergegangen, als die Verwaltung der direkten Steuern 
Reichsangelegenheit"wurde. Massgebend hierfür wird die Er- 
kenntnis gewesen sein, dass die Katasterverwaltung eben nicht 
einfach Zubehör der Steuerverwaltung ist, so wertvolle und 
unersetzliche Hilfe das Kataster bei der Veranlagung der ver- 
schiedensten Steuern vom fundierten Besitz auch bietet. Die 
Katasterverwaltung hat dadurch eine grössere Selbständigkeit 
in der Staatswirtschaft erhalten. 

Das Kataster besteht heute im wesentlichen aus der Ge- 
markungskarte und dem darauf bezugnehmenden, tabellarisch 
übersichtlich geordneten Verzeichnis der Grundstücke. Die 
Gemarkungskarte wird gewonnen auf Grund einer mit allen 
Hilfsmitteln der Geodäsie ausgeführten Vermessung der Erd- 
oberfläche. Die Vermessung erstreckt sich auf alle Einzel- 
heiten, deren Lage und Ausdehnung festzuhalten notwendig 
oder doch zweckmässig erscheint. Zu diesen Merkmalen, die 
durch die Vermessung festgelegt werden, gehören in der Regel 
die Land- und die Wasserwege, die Kulturunterschiede, die 
Hecken, Raine, Mauern und sonstigen natürlichen oder künst- 
lichen Bewirtschaftungsgrenzen und die Gebäude. Die Wieder- 
gabe aller dieser Einzelheiten in gleichmässiger Verkleinerung 
unter Anwendung einer allgemein verabredeten Zeichensprache 
liefert dann als getreue Abbildung der Erdoberfläche die Karte. 
In diese Karte könnten bei den abgebildeten, irgendwie ab- 
gegrenzten Teilen der Erdoberfläche zugleich alle die sonsti- 
gen, auf Grund der Vermessung ermittelten Tatsachen, wie 
z. B. die Grösse, und die besonderen Verhältnisse, die Angabe 
derjenigen Personen, welche die rechtliche Herrschaft über die 
betreffenden Erdoberflächenteile ausüben, eingetragen werden. 
Hierdurch würde indessen die Deutlichkeit und Lesbarkeit der 
Karte bedeutend gemindert, wenn nicht gar unmöglich gemacht 
werden. Man begnügt sich deshalb mit einer einfachen Nume- 
rierung der getrennt zu behandelnden Teile der Erdoberfläche 
(Grundstücke) auf der Karte und stellt alle die merkwürdigen 
Tatsachen und Verhältnisse, die sich auf diese Grundstücke 
beziehen, in besonderen Verzeichnissen zusammen. Die Ver- 
zeichnisse selbst sind so eingerichtet, dass die verschiedenen 
Abschnitte der Erdoberfläche einmal nach ihrem natürlichen 
Zusammenhang, und ein anderes Mal nach ihrer wirtschaft- 
lichen oder rechtlichen Zusammenfassung aufgeführt werden. 
Auf diese Weise angelegt, lässt sich das Kataster (Karte und 
Verzeichnis) bezüglich aller Veränderungen, die im Laufe der 
Zeit bei den im Kataster nachgewiesenen Grundstücken ein- 
treten, vervollständigen und in Uebereinstimmung mit dem 
ieweils in der Natur vorhandenen Bestand erhalten. 

Die Numerierung der auf der Karte dargestellten, getrennt 
zu behandelnden Abschnitte der Erdoberfläche stellt ein ein- 
faches Mittel dar, die Grundstücke lediglich durch die ihnen 
zufallende Nummer in ihrem ganzen Umfang kurz und treffend 
zu bezeichnen. Hiervon ist bei der Regelung des Liegenschafts- 
rechts durch das Grundbuchsystem weitestgehender Gebrauch 
gemacht. Die Nummern auf der Kataster-Gemarkungskarte 
sind als kurze Bezeichnung der Grundstücke als wesentliche 
Bestandsangaben in die Grundbücher übernommen. Die sich 
darauf beziehenden Eigentums- und anderen Rechte, welche 
durch den öffentlichen Glauben des Grundbuches gesichert 
sind, werden in ihrer räumlichen Auswirkung durch die Num- 
mern der Grundstücke auf der Karte bestimmt. Die Grund- 
buchbehörde als Verwalterin des Grundbuchs hat darum 
dauernd ein lebhaftes Interesse an der Kenntnis der jeweils 
massgebenden Grundstücks-(Parzellen-)Nummern nach der Ka- 
tasterkarte. Andererseits ist es für die Katasterbehörde unbe- 
cingt notwendig, über. alle Veränderungen in den Eigentums- 
verhältnissen, die erst durch ihre Eintragung in das Grund- 
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buch Rechtskraft erlangen, jederzeit unterrichtet zu sein. Das 
wechselseitige Benachrichtigungswesen zwischen Grundbuch- 
und Katasterbehörde ist bis zur erreichbaren Vollkommenheit 
entwickelt, 

Grundbuch und Kataster sind, indem sie sich gegenseitig 
ergänzen, gleich wichtige Faktoren im Wirtschaftsleben. Das 
Grundbuch sichert mit seinem öffentlichen Glauben das Recht 
an den verschiedenen Grundstücken, das Kataster aber be- 
zeichnet die Lage und Ausdehnung dieser Grundstücke in der 
Natur. Auch das Kataster hat bezüglich dieser Tatsachen An- 
spruch auf öffentliche Glaubwürdigkeit; als Sammlung der ins- 
besondere auf die Begrenzung der Grundstücke bezüglichen 
Vermessungsergebnisse ermöglicht es in Fällen zufällig oder 
absichtlich verdunkelter Grundstückbegrenzungen deren Wie- 
derherstellung. in der Natur. Derartige Vermessungsarbeiten, 
wie überhaupt die anderen zur Anlegung und Fortführung des 
Katasters notwendigen Vermessungen führt die Katasterbehörde 
in der Regel selbst au. Die Katasterbehörde ist 
also Vermessungsbehörde, und zwar in An- 
betrachtder grundlegenden Bedeutung dieser 
Vermessungen in allererster Linie Vermes- 
sungsbehörde. An dieser Tatsache ändert auch nichts 
die Möglichkeit, dass die betreffenden Vermessungen durch 
andere Vermessungsdienststellen bewirkt werden können. Der 
Katasterbehörde muss es dann vorbehalten sein festzustellen, 
inwieweit derartige Vermessungsarbeiten und -ergebnisse im 
Interesse der unentbehrlichen Einheitlichkeit zur Anlegung 
oder Fortführung des Katasters verwendet werden können. 
Solche Feststellungen zu treffen ist aber nur 
eine Behörde oder Dienststelle befähigt, die 
selbst in der Lage ist, diese Arbeiten auszıu- 
führen. Demzufolgesind auch die Beamten und 
Angestellten der Katasterverwaltung Ver- 
messungskundige. 

Die Ausbildung der technischen Beamten und Angestellten 
der Katasterverwaltung muss ihrer Natur nach genau dieselbe 
sein, wie die Ausbildung der gleichartigen Beamten und Ange- 
stellten anderer Vermessungsbehörden. Von den leitenden Be- 
amten wird der Nachweis eines erfolgreichen geodätischen 
Studiums an Hochschulen verlangt. Die genügende wissen- 
schaftliche Vor- und Ausbildung für die Bekleidung einer 
leitenden Stelle wird hierdurch gewährleistet. Dieser Grad 
der Vor- und Ausbildung befähigt und ver- 
pilichtet zugleich die akademischen Beamten 
zu wissenschaftlicher, selbständiger Tätig- 
keit Dazu gehört auch die Ueberwachung 
der Durchführung der grossen Auigaben, 
nicht aber die Ausführung mittlerer Arbeiten, 
zu deren Bewältigung eine weitgehende 
wissenschaftliche Vorbildung nicht uner- 
lässlich notwendig ist. Die Ausführung solcher Ar- 
beiten liegt vielmehr mittleren Beamten und: Angestellten mit 
gediegener, mittlerer technischer Ausbildung und ausreichender 
Erfahrung ob. Die gediegene, mittlere technische Ausbildung 
vermittelt und gewährleistet in der Regel nur die erfolgreiche 
Teilnahme am Fachunterricht einer anerkannten technischen 
Mittelschule. Die technischen Mittelschulen wurden zu diesem 
Zwecke ins Leben gerufen, nachdem die Notwendigkeit ihrer 
Einrichtung erkannt worden war. Bei der Ausübung technischer 
Berufe kommt es im wesentlichen auf die geläufige Beherr- 
schung praktischer Mathematik an. Die praktische Mathematik 
ist zu vielgestaltig und in ihren einzelnen Zwecken mit solcher 
weitgehenden Selbständigkeit entwickelt, dass sie auf den all- 
gemeinen Lehranstalten nicht in dem Umfange getrieben werden 
kann, wie selbst mittlere Techniker sie nötig haben. Man 
muss sich wundern, dass bisher die mittleren Techniker der 
verschiedenen preussischen Vermessungsdienststellen auf eine 
sogenannte „geschäftsmässige“ Ausbildung, im übrigen aber 
auf Selbstunterricht und auf allmählich zu sammelnde Erfah- 
rungen angewiesen waren. Erst in neuester Zeit hat die 
Sonne der Frhenntnis die düsteren Wolken der Missverständ- 
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Auf Betreiben des Bundes de 
Beamten als gewerkschaftlicher 


nisse durchdringen können. 

technischen Angestellten und 
Vertretung auch 
Beamten wird mit Wirkung vom 1. 
Fachschule für Vermessungstechniker den Baugewerkschulen: 
angegliedert. Die mittleren Techniker des Ver. 
messungsfaches werden in Zukunft 
£Sleicher Weise fachschulmässig vor- 
ausgebildet sein wie die entsprechenden An- 


Oktober 1921 ab eine 


gchörigen anderer-technischer Berufe Auf 
keinen Fall darf es indessen dahinkommen, 
dass zwar die mittleren Techniker der ver. 


schiedensten Vermessungsbehörden nnd -ın- 
ternehmunwen an Fachschulen vorgebildet 
werden, die mittleren Beamten und Ange- 
Ssteilten.- der Katasterverwaltung dagegen 
nicht. Sonst besteht die Gefahr, die Vermes- 
sungs- und anderen damit verbundenen Ar- 
beiteu der Katasterverwaltung geringer be- 
wertenzumüssenals dieienigenanderer Ver- 
messungsdienststellen. Welche Rückwirkungen das 
auf die Bedeutung und. den Wert des Katasters haben würde, 
lässt sich leicht einsehen. Damit wirddie Forderu ng 
nach fachschulmässiger Ausbildung der mitt- 
leren technischen Katasterbeamten und -an- 
gestellten zu einer Lebensnotwendigkeit des 
Katastersals eines Werkesder Vermessungs- 
technik und der Katasterbehörden als Ver- 
messungsdienststellen, A. de Boer. 


Aus dem Berufe 


Anerkennung der Entscheidungen des für die Revision des 
Telitarifvertrages eingesetzten Schlichtungsausschusses, Durch 
die Mitteilung in Nr, 19 der Zeitschrift des Verbandes Preuss, 
Katäastersckretäre und Techniker vom 1. Oktober 1921, in wel- 
cher gesagt ist: > 
es muss gefordert werden, dass die Angestellten baldisst in 
Genuss der erhöhten Bezüge und der Nachzahlungen konımen, umso- 
mehr als die Regierungsvertreter beı den Verhand- 
lungen erklärten, schon jetzt glauben sagen zu köm 
nen, dass die Regierungen sich den Entscheidungen 
des Schlichtungsausschusses unterwerfen werden, 
ist eine erhebliche Beunrshigung unter den Katastertechnikern 
insofern eingetreten, als manche auf Grund dieser Mitteilung 
glauben, dass es 
techniker gefällten 
erkannt werden. 

Wir müssen demgegenüber erklären, dass die Vertrags- 
parteien vor Beginn der Verhandlungen vor dem Schlichtungs- 
ausschuss eine Erklärung abzegehen haben, mach welcher sie sich 
den Schiedssprüchen des Schlichtungsausschusses unterwerfen. 


Wehnungsnotbeihilfe. Anlässlich eines Einzelfalles sind wir 
an das Finanzministerium wegen Gewährung der Wohnungsnot- 
beihilfe für dieienigen Katastertechniker herangetreten, die im 
dienstlichen Interesse einen Stellenwechsel vornehmen mussten, 
Auf unseren Antrag hat der Finanzminister die nachfolgende 
Antwert erteilt: 
Der Preußische Finanzminister. . 

Lo. 2477, Berlin C©.2, den 3. Oktober 21, 

Mit Rücksicht darauf, dass ‚der inzwischen zum Katasterdiätar 
ernannte bisherige Katasteranwärter S. schon in seiner Eigenschaft als 
Lohnangestellter im dienstlichen Interesse . derjenigen Stelle überwiesen 
worden ist, die er als Beamter versehen soil, der hiermit verbundene 
Stellenwechsel also nicht anf freier Entschliessung des Genannten 
beruht, bin ich damit einverstanden, dass ihm in sinngemässer Anwen- 
dung der Bestimmung im 58 des Tarifvertrawes für die Angestellten 
bei den Reichs- und den Prenss. Staatsverwaltungen vom 6. No- 
vember 1929 die Wohnungsnotbeikilfe nach den für Beamte geltenden 


den 


Sprüche überhaupt von der Regierung an- 


Grundsätzen gezahlt wird, wenn die für die Gewährung der ge- 
dachten Beihiite massgebeuden Voraussetziimgen in übrigen bei ihm 
zutreffen, 


Aus der Fachgruppe 


Bezirksiachgruppe Magdeburg. Am 4. September wurde 
in Magdeburg eine zut besuchte Bezirksfachgruppentagung ab- 
gehalten. Eine Anzahl von noch dem Katastersckretärverband 
angehörigen beamteten Kollegen nahmen an der Tagung teil. 
Als Vertreter des Bundes war Kollege Lemnitz erschienen. Dieser 
sprach über die Notwendigkeit des Zusammenschhrsses in der tech- 
nischen Einheitsorganisation, die Stellung des Bundes zum Be- 
rufsbeamtentum, und die Vertretung der Beamteninteressen im 
Binde. Die sachlichen Ausführungen des Referenten fanden 
allgemeinen Beifall. Dem Vortrag schloss sich eine Ichhafte 
Aussprache an. 

„Bezüglich der Tarifvertragsrevision 
&ruppentag jolgende Entschliessung an: ; 
„Durch Spruch des paritätischen Schlichtungsausschussas 
vom 12. Juli d. J. sind die Katasterangestellten in eine höhere 


nahm -der Bezirks. 
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noch nicht feststände, ob die für Kataster- 
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T  Gehaltsgruppe eingereiht worden. Obwohl der Spruch dı 


Ausschusses schon vor mehreren Wochen .erfolgt ist, hat di 


der vermessungstechnischen Angestellten und Regierung bis keute noch keine Massnahmen zur Durchführun 


der sich daraus ergebenden Nachzahlungen getroffen. 
Dafür hat aber die Regierung Magdeburg durch Verfügun 
vom 12. August 1921 I. D. 2364 angeordnet, dass zur Förderium 
der Vorarbeiten für die Erhebung einer Mietsteuer die Ange 
stellten und Beamten nötigenfalls über die festgesetzten Diens' 
Stunden hinaus mit grösstem Eifer und Fleiss arbeiten solleı 
Während die Regierung von den Angestellten verlaug 
sich an diesen der Besserung der ‚wirtschaftlichen Lage de 
Reichs und insbesondere der Förderung des Wohnungsbaue 
dienenden Arbeiten nötigenfalls über die Dienstzeit hinaus z 
beteiligen, verhindert die Regierung ofiensichtlich die Durch 
führung des Schiedsspruches, md verschlimmert - dadurc 
immer mehr die an sich schon trostlose wirtschaftliche Lage: 
der Angestellten. t SE 
Die Katasterangestellten des hiesigen Regierungsbezirk 
empfinden es als eine grosse Ungerechtigkeit, dass man au 
der einen Seite von ihnen Mehrarbeit verlangt und auf de 
anderen Seite die ihnen anf Grund des Schiedsspruches zu 
stehenden Bezüge vorenthält. : ; 
Es geht nicht an, dass der wirtschaftlich schwächste 'Tei 
des deutschen Volkes dem Staate zwangsweise unverzinslich« 
Darlehen zur Verfügung stellen muss, während als Gegenwer 
von ihnen die Leistung von Ueberarbeit gefordert wird.“ } 
Hinsichtlich der Ausbildung des Nachwuchses waren Mei- 
hungsverschiedenheiten festzustellen. Die unserem Bunde ‚an- 
gehörenden beamteten und nichtbeamteten Kollegen stehen im 
Gegensatz zu den dem Katastersekretärverbande angehörender 
Beamten auf dem Standpunkt, dass in erster Linie die Fach- 
schule notwendig sei, um einen befähigten Nachwuchs heran- 
zubilden, Der Tatsache, dass bei der Einstufung der Beamter 
der Grad der Schulbildung. massgebend gewesen sei, ver- 
schliessen sich auch die unserem Bunde angehörenden Kol- 
fegen nicht, erblicken aber in diesem System. ein durchaus tmn- 
demokratisches Verfahren, welches auf das entscniedenste be- 
kämpft werden muss. Nicht die Vorbildung darf als Mass- 
stab gelten, sondern einzig und allein die Leistung. we 
Die vorgenommene Wahl des -Bezirksfachgruppen-Aus- 
schusses- hatte folgendes Ergebnis: Obmann: Katasteranwärter 
Bölk, Magdeburg, Regierung: Schriftführer: Katastertechniker 
Bozer, Magdeburg; Regierung. Zum Vertrauensmann der be- 
amteten Kollegen wurde Katasterdiätar Mosler in,Calbe a.d.S., 
Katasteramt, bestimmt. ES, ee 
Bezirksiachgruppe Erfurt. Am 18. September tagte in Er- 
furt die Fachgruppe des Regierungsbezirks. Der sehr gut be- 
suchten Tagung wohnten ausser dem Kollegen Lemnitz vom 
Landesfachgruppenausschuss und dem Kollegen Horn von der 
Gaugeschäftssteile Thüringen eine Reihe von beamteten Kol- 
legen aus anderen Fachgruppen des Bundes bei. Auch der in 
Erfurt gebildete Schulausschuss für die Einrichtung einer Fach- 
schule für Vermessungstechniker war anwesend. TE : 
Ausführungen des Kollegen Lenmitz und des Kollegen Horn 
darüber, dass eine wirksame Vertretung der Interessen alter 
Katasterbeamten und Techniker nur in unserem Bunde möglich 
sei, fanden allseitige Zustimmung. 1 E e Bl 
Der Vorsitzende des Schulausschusses erstattete Bericht 


über die demnächstige Einrichtung der Fachschule für Ver- 
messungstechniker in- Erfurt, Einwütig war die Auffassung 
verireten, dass hinsichtlich der Ausbildung des Kataster- 


technikers die Fachschulbildune unbedingt über die Allgemein- 
bildung zu stellen sei. RE 
Um auch den jüngeren Anwärtern das baldige Einrücken 
in eine Beamtenstelle zu ermöglichen, wird von der Bundes- 
und Fachgruppenteitune gefordert, mit aller Energie für die. 
Schaffung von Beamtenstellen über die Zahl der jetzigen 360 
hinaus einzutreten, BR | 
Eingehend besprochen wurden die Fragen der Tarifver- 
tragsrevision und der Ausführımgsbestimmengen zum BD.E.G. 
Die Kollegenschaft verurteilt auf das entschiedenste das ur 
soziale Verhalten des Preussischen Finanzministeriums, das de 
Angestellten die Nachzahlung aus der eriolgten- Höherstufung 
immer noch vorenthält. Auch die in den Ausführnngsbestim- | 
mungen zum B.D.E.G. enthaltenen Härten fanden allgemeine 
Missbilligimg. ne ar 
Das Erscheinen des ‚Kz.astertechnikers“ werde begrü 
und dem Wunsche Ansdruck gegeben, dass man von Zeit zu 
Zeit auch fachliche Aufsätze veröffentlichen möge, i 
Die Kollegen nahmen mit Befriedigung den Bericht. 
Bezirksobmannes entgegen, nach dem die . Angestellten fast 
restlos, und ein Teil der beamteten Kollegen des Bezirks in 
kurzer Zeit sich dem Bunde angeschlossen haben. 
Der Kollege Läsker wurde an Stelle des Kollegen sch, 
der sein Amt aus privaten Rücksichten vor einiger Zeit n - 
scelegt hat, endeiltis zum Bezirksobttiann gewählt, 
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Nummer 3 


DieEingruppierung derKatasteranwärter 
Bei den Verhandlungen über den Teiltarifvertrag vom 


‚4. Juni 1920 ist eine namentliche Aufführung der Kataster- 


anwärter mit besonderen Leistungen in der Aufstiegsgruppe IV 
nicht.erfolgt. Durch diesen Mangel im Wortlaut des Teiltarif- 
vertrages kommt aber nicht zum Ausdruck, dass die Kataster- 
anwärter mit besonderen Leistungen von der Aufstiegsgruppe 
auszuschliessen sind. Zu dieser Auffassung hat sich auch vor 
kurzem der für die Revision des Tarifvertrages eingesetzte 
Schlichtungsausschuss bekannt. Wenn dieser Schlichtungsaus- 
schuss auch jetzt nicht zu der Entscheidung gekommen ist, 
dass die Katasteranwärter in der jetzigen Aufstiegsgruppe VII 
namentlich aufzuführen sind, so liegt das daran, dass man 
grundsätzlich Aenderungen des Tarifvertrages auf Grund des 
8 23 nur soweit vornehmen kann, als sie sich aus der Höher- 
stufung der gleichartigen Beamten im Besoldungsgesetz er- 
geben. Der Schlichtungsausschuss konnte auf Grund dieses 
autgestellten Grundsatzes an dem Wortlaut der Gruppen nichts 
ändern, wenn nicht bei der betreffenden Beamtengruppe eine 
Aenderung vorgenommen worden war. Hinsichtlich der Ka- 
tastersekretäre ist dieses nicht der Fall, und infolgedessen 
konnten auch nur die Katasterangestellten der, Gruppe Il in 
die Gruppe VI, und diejenigen der Gruppe . IV in die 
Gruppe VII überführt werden. Eine Aenderung des Textes 
der Gruppe VII hätte zweifelsohne zu weittragenden Konse- 
quenzen gegenüber anderen Angestelltengruppen geführt, die 
eine Gefährdung des Tarifvertragsaufbaues bedeutet hätten. 

Wie ist nun die Einreihung der Katasteranwärter in die 
Vergütungsgruppen des Teiltariivertrages in der Praxis erfolgt? 

Beim Inkrafttreten des Vertrages waren innerhalb der 
Katasterverwaltung verhältnismässig wenig Anwärter vor- 
handen. Es traten infolgedessen Schwierigkeiten und Mei- 
nungsverschiedenheiten hinsichtlich der Einreihung wenig in 
Erscheinung. Anders gestaltete sich dagegen das Bild, als 
Anfang dieses Jahres die geprüften Katastertechniker in die 
sogenannte Anwärterliste aufgenommen und damit in die Reihe 
der Katasteranwärter kamen. j 

Während eine Reihe von Dienststellen bei Katasteranwär- 
tern, die als Katastertechniker mit besonderen Leistungen bisher 
in die Aufstiegsgruppe IV, eingereiht waren, eine Aenderung 
hinsichtlich der Eingruppierung nicht vornahm, wurden nach 
dem für Gruppe IV geltenden Wortlaut in der Mehrzahl aller 
Fälle die Katasteranwärter aus der Gruppe IV in die Gruppe Il 
zurückversetzt. Den letzteren Standpunkt hat sich dann, zu 
wiederholten Malen in Verfügungen an einzelne Dienststellen 
auch das Preussische Finanzministerium zu eigen gemacht. 

Es ist von unserer Seite des öfteren darauf hingewiesen 
worden, dass die Rückgruppierung eines Katasteranwärters 
unzulässig ist. Gestützt werden wir in dieser Auffassung durch 
ein Urteit des Amtsgerichts Düsseldorf, welches dahingehend 
lautet, dass ohne Lösung des Dienstvertrages eine Rück- 
gruppierung nicht erfolgen kann. Andererseits hat der Schlich- 
tungsausschuss Spandau und auch der Zentralschlichtungsaus- 
schuss für die Staatsbehörden entschieden, dass eine Kündi- 
gung, die lediglich zum Zwecke einer Rückgruppierung aus- 
gesprochen wird, unwirksam ist, da sie eine unbillige Härte 
im Sinne des B.R.G. darstellt. 

Voraussetzung bei der Fällung dieser Urteile war, dass 
zwischen der Dienststelle und der Angestelltenvertretung eine 
vorbehaltlose Einigung über die erstmalige Einreihung in die 
höhere Gruppe erzielt worden war. Eine Kündigung wäre 
denkbar, wenn vom Arbeitgeber der Nachweis erbracht wird, 
dass infolge einer Aenderung im Aufgabengebiet der Dienst- 
stelle (Beendigung oder Verminderung der hochwertigen Auf- 
gaben) keine weitere Beschäftigungsmöglichkeit für den An- 
gestellten der höheren Gruppe vorhanden ist. In einem solchen 
Falle könnte eine Kündigung gerechtfertigt sein, wenn sie, 
ohne dass die Weiterbeschäftigung abgelehnt wird, nur zu dem 
Zwecke ertolgt, Angestellte in eine niedrigere, dem noch vor- 
liegenden Aufgabengebiete entsprechende Gruppe zu über- 
führen. Das alte Dienstverhältnis müsste in diesem Falle ge- 
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löst und ein neuer Dienstvertrag abgeschlossen werden. Die 
dann erneut vorzunehmende Eingruppierung ‘ würde als erst- 
malige zu betrachten sein, für die die Bestimmungen des Teil- 
tarifvertrages (Mitwirkung der -Angestelltenvertretung, Ent- 
scheidung des Paritätischen Ausschusses) massgebend bleiben. 

Hinsichtlich der Katasteranwärter lässt sich nun  fest- 
stellen, dass 

1. eine Kündigung des Dienstverhältnisses bei der Zu«- 
rückversetzung in die Gruppe Il tatsächlich nicht erfolgt ist, 

2. eine Kündigung auch nicht zulässig gewesen wäre, 
da keine Aenderung im Aufgabengebiet in Frage kommt, 

3. die Zurückgruppierung der Katasteranwärter zu Un- 
recht erfolgt ist. 

Welche Schritte können nun von den Katasteranwärtern, die 
für sich die „besonderen Leistungen“ in Anspruch nehmen, 
unternommen werden, um die Aufstiegsgruppe zu erreichen. 
Dabeı muss man zunächst unterscheiden zwischen den An« 
wärtern, die 

1. bis zu ihrer Notierung im Einverständnis mit der 
Angestelltenvertretung vorbehaltlos in Gruppe III ein- 
gereicht waren, 

2. vor ihrer Notierung durch Spruch des Paritätischen 
Ausschusses in Gruppe Ill eingereiht waren, 

3. vor ihrer Notierung durch Spruch des Paritätischen 
Ausschusses in Gruppe IV eingereiht waren, dann aber als 
Katasteranwärter nach Gruppe HI zurückversetzt wurden, 

4. bis zu ihrer Notierung im Einverständnis mit der An- 
gestelltenvertretung vorbehaltlos in Gruppe ‚IV ein- 
gereiht werden, dann aber als Anwärter nach Gruppe Ill zu- 
rückversetzt wurden, 

5. bis zu ihrer Notierung im Einverständnis mit der 
Angestelltenvertretung, aber unter dem Vorbehalt der Ge- 
nehmigung durch den Finanzminister in Gruppe IV eingereiht 
waren, dann aber als Katasteranwärter nach Gruppe IM 
zurückversetzt wurden. 

Im Falle zu 1. und 2. ist die Einreihung in die Aufstiegs- 
gruppe, da über die erstmalige Einreihung Einigung besteht 
bzw. ein Spruch durch den Paritätischen Ausschuss gefällt ist, 
nur im Wege der Aufrückung (8 8 Abs. 3 des Teiltarifver- 
trages) möglich. Dabei ist zu beachten, dass die Aufrückung 
von der Dienststelle im: Einvernehmen mit der Angestellten- 
vertretung vorgenommen werden kann, und dass nur bei Mei- 
nungsverschiedenheiten der Finanzminister endgültig entschei- 
det. Da auch der Minister Vertragskontrahent ist, so ist er 
gezwungen, auf Grund des Tarifvertrages zu entscheiden, 
Es ist unzulässig, dass er aus verwaltungstechnischen Grün- 
den gegen den Tarifvertrag verstösst. Glaubt also ein An- 
wärter, dass sein Antrag zu Unrecht abgewiesen ist, sokann er 
nunmehr gegen den obersten Verwaltungschef die Entscheidung 
des für diesen zuständigen Schlichtungsausschusses anrufen. 

Im Falle zu 3. und 4. bleibt den Katasteranwärtern auf Grund 
der bereits erwähnten Entscheidung des Amtsgerichts Düssel- 
dorf und des Zentralschlichtungsausschusses nur die Beschrei- 
tung des Klageweges oder die Anrufung des zuständigen Schlich- 
tungsausschusses (nicht des Paritätischen Ausschusses) ofien. 

Die unter 5. fallenden Katasteranwärter stellen die weitaus 
grösste Zahl aller Fälle dar. Es-ist zur Genüge bekannt, dass 
fası alle Dienststellen die Einreihung der Katastertechniker 
in Gruppe IV auf Grund der Ausführungsbestimmungen nur 
unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch den Finanz- 
minister vorgenommen haben, und dass der Finanzminister sich 
seine Zustimmung ausnahmslos bis zur Nachprüfung des Teil- 
taritvertrages vorbehalten hat. Von einer Einigung über die 
erstmalige Einreihung kan hier keine Rede sein. Auch der 
Paritätische Ausschuss hat sich in einer Spruchkammersitzung 
auf den Standpunkt gestellt, dass durch das unzulässige Ver- 
fahren des Finanzministeriums das Verständigungsverfahren 
nach $- 8 des Teiltarifvertrages in allen diesen Fällen sich 
im Zustande einer unbefristeten Vorläufigkeit befindet. 

Hier wäre die Anrufung des Schlichtungsausschusses nicht 
zu empfehlen, da ein anderer Weg ofien steht. 
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Der beim Reichsarbeitsministerium für die Revision des 
Tarifvertrages eingesetzte Schlichtungsausschuss hat entschie- 


den, dass alle Eingruppierungen, die auf Grund der Revision 
des Vertrages rückwirkend. vom 1. April 1920 ab erfolgen, 
als erstmalige zu gelten haben, und dass demnach bei mangelnder 


Einigung der Paritätische Ausschuss endgültig entscheidet. Das. 
bedeutet, dass in allen Fällen zu 5., da eine Einigung über die. 
erstmalige Einreihung nicht besteht, eine .automatische Aut- 
rückung nach Gruppe VI nicht in Frage kommen kann, sondern. 
dass über die erstmalige Einreihung dieser Katasteranwärter bzw. 
Katastertechniker zwischen der Dienststelle und der Angestellten- 


vertretung erneut verhandelt werden muss. Wird bei dieser 


Verhandlung eine Einigung nicht erzielt, dann steht der Weg 
zum Paritätischen Ausschuss offen. Dieser wird auf Grund - 


der Entscheidung des Schlichtungsausschusses für die Tarif- 
vertragsrevision, in der zum Ausdruck gebracht ist, dass die 
Katasteranwärter von der Aufstiegsgruppe nicht ausgeschlossen 
werden können, zweifellos auch über Katasteranwärter sein 
Urteil ‚fällen. Sollten Zurückgruppierungen von Anwärtern 
dennoch vorgenommen werden, dann bleibt auch der Weg 
an Schlichtungsausschuss und der Klageweg immer noch 
offen. 


Hinsichtlich der Fälle zu 1. und 2. wäre noch zu bemerken, 


dass eine Einreihung in die Aufstiegsgruppe auch beim Wechsel 
einer Dienststelle ermöglicht werden kann. Nach der bisherigen 
Spruchpraxis des Paritätischen Ausschusses wird die Ein- 
seihung bei der neuen Dienststelle als eine erstmalige an- 
gesehen, die der Zuständigkeit des Paritätischen Ausschusses 


unterliegt. Es ist aber zu raten, dass die Katasteranwärter in 


diesen Fällen die Anruftüng des Paritätischen Ausschusses bis 
nach der Durchführung der Revision hinausschieben. Es könnte 
möglich sein, dass der Paritätische Ausschuss nach dem jetzigen 
Wortiaut des Tarifvertrages die Fällung eines Spruches für 
Katasteranwärter ablehnt. 

Es ist uns bekannt, dass Schlichtungsausschüsse sich hin- 
sichtlich der Klagen von Katasteranwärtern für unzuständig er- 
klärt haben mit der Begründung, dass die Katasteranwärter 
nicht unter das Betriebsrätegesetz fallen. Dieser Standpunkt 
ist unhaltbar. Nach $ 16 des Manteltarifs werden alle Strei- 
tigkeiten- aus dem Tarifvertrage von den zuständigen Schlich- 


tungsstellen entschieden. Da auch die Katasteranwärter unter 


den Tarifvertrag fallen, müssen sie konsequenterweise auch 
unter die Schlichtungsausschüsse fallen. Die Anrufung der 
Schlichtungsstellen durch die Beamtenvertretungen ist nicht an- 
gängig. Auch der Paritätische Ausschuss hat sich diese Aut- 
tassung zu eigen gemacht. Dokumentiert wird durch diese 
Schwierigkeiten erneut : unsere Auffassung, dass auch die Ka- 
tasteranwärter unter das Betriebsrätegesetz fallen müssen. Wir 
müssen um so mehr Wert darauf legen, als durch die Notierung 


einer grossen Zahl von geprüften Katastertechnikern eine ganze 
Reihe im Sinne eines Angestelltenvertreters fähiger und tüchti- 
ger Kollegen aus den Betriebsräten in Zukunft ausscheiden 
muss, und die Ueberführung dieser Anwärter in das Beamten- 
verhältnis zunächst unüberwindbaren Schwierigkeiten begegnen 
wird. Betont muss auch noch einmal werden, dass Rechts- 
ansprüche vorstehender Art aus dem Tarifvertrage nur 
von Mitgliedern derjenigen Verbände geltend gemacht werden 
können, die den Tarifvertrag unterzeichnet haben. Wir ver- 
weisen auf die im „Staatstechniker‘ Nr. 20 abgedruckte Er- 
klärung des Reichsarbeitsministeriums. ’ 1% 


Aus dem Berufe 


Schiedsspruch betr, Kündigung. Der Schlichtungsausschuss 
tn Andernach hat in einem Streitfalle, in dem auf Veranlassung 
der Regierung in Coblenz einem Katastertechniker ungerecht- 
el gekündigt worden war, folgenden- Schiedsspruch 
gefällt: 

„In Sachen betr. Kündigung des Katastertechnikers Peter D. 
vom Katasteramte M. ist vom Schlichtungsausschuss nach- 
stehender Schiedsspruch abgegeben worden: 

„Die Kündigung des Katastertechnikers D, wird für unge- 
rechtfertigt erklärt. Die Katasterverwaltung ist verpflichtet, den 
Techniker D. weiterzubeschäftigen. 

Begründung: D. ist als staatlicher Angestellter anzu- 
sehen, weil seine Vergütung vom Staatsfiskus gezahlt wird und 
dieser deshalb als Arbeitgeber anzusehen ist. _ 

D. ist im September 1910 beim Katasteramte M. als Lehrling 
eingetreten. Er wurde nach drei Jahren als Katasterzehilfe an- 
gestellt und ist als solcher dort tätig gewesen, bis er im Februar 
1915 als Kriegsfreiwilliger eintrat. Alsbald nach seiner Ent- 
lassung vom Militärdienst ist er im November 1918 wieder beim 
Katasteramt in H. eingetreten und ist von dort am 1. November 
1920 zum Katasteramt M. übernommen worden, wo er zurzeit 
als Katastertechniker tätig ist. Hiernach hat er eine ununter- 
brochene Dienstzeit von mehr als 10 Jahren im: Staatsdienst 
hinter sich, denn sowohl die Lehrlingszeit als auch seine Kriegs- 
dienstzeit ist ihm nach $ 4 Ziffer 5 Absatz 2 des Tariivertrages 





.Köslin, Scheiwe-Kolberg, Hohnemann-Greifenhagen, Fenske- 


für die Angestellten bei den Reichs- und Staatsverwaltungent 
vom 6. 11. 1929 und nach $ 6 Ziffer 3 des Teiltariivertrages vom ' 
4. 6. 1920 als Dienstzeit anzurechnen. : \# 

Nach $ 11 Ziffer 1 Absatz 2 des Tarifvertrages vont i 
6. November 1920 ist aber nach zehnjähriger: Dienstzeit einge 
Kündigung nur bei wichtigem Grunde zulässig. Ein solcher | 
wichtiger Grund ist hier als in den Verhältnissen ‘des Be- 
triebes liegend nicht deswegen gegeben, weil beim Kataster- 
amte M. eine Verminderung der Katastertechniker wegen ge- 
ringerer Arbeitsgelegenheit für erforderlich erachtet wird, denn 
als Betrieb ist hier nicht ‘der Betrieb des Katasteramtes M. 
sondern der gesamte Betrieb der Katasterverwaltung anzu- 
sehen, und dass in diesem noch weitere Arbeitsgelegenheit ge- 
geben ist, geht daraus hervor, dass dem D, anempfohlen worden 
ist, sieh_um eine freie Stelle beim Katasteramt A. zu bewerben. 

Mangels eines wichtigen Grundes ist deshalb in diesem 
Falle die Kündigung ungerechtfertigt.“ or : 

Es liegt auf der Hand, dass statt der Versetzung des Kol- 
legen nach A. die Kündigung nur deshalb ausgesprochen wurde, 
um dem Kollegen die für eine Versetzung nach dem Tarifver- 
trage zustehenden Reise- und Umzugskosten vorzuenthalten. 
Ein derartig unsoziales Verhalten muss auf das schärfste ge- | 
missbilligt werden. 

Wohnungsbeihilfe der Katasterbeamten. Wir sind in dieser | 
Angelegenheit beim Finanzministerium vorstellig geworden und 
haben ihn unterbreitet, dass bei den nachgeordneten Dienst- 
stellen Zweifel darüber entstanden sind, ob die auf Grund der 
Verfügung des Ministers vom 20. Juni 191 F, M. I. C 2/437 





den versetzten planmässigen und nichtplanmässigen Beamten zu 


gewährende Wohnungsbeihilfe auch den einberufenen Kataster- 
diätaren zusteht, die infolge ihrer Berufung und der damit ver- 
bundenen Versetzung gezwungen sind, durch den Wohnungs- 
mangel von ihrer Familie getrennt zu leben. Wir haben die 
Auffassung vertreten, dass auch diese Katasterdiätare zu den 
versetzten nichtplanmässigen Beamten im Sinne der. Ziffer 1 
Abschnitt 8 der Verfügung vom 23. Juni 1921 rechnen, und 
zum Ausdruck gebracht, dass, wenn das Finanzministerium sich 

dieser Auffassung nicht anschliessen zu können glaubt. die in 


Ä 
re 


- Frage kommenden Katasterdiätare in die schwerste wirtschaft- 


liche Notlage geraten. Es muss als unmöglich bezeichnet wer- 

den, dass ein Beamter ohne Gewährung einer Beihilfe längere 
Zeit in der Lage wäre, von seiner Familie getrennt zu leben, 
d. h. doppelten Haushalt zu führen. Ge JE 

Der Finanzminister hat daraufhin unter dem 4. Oktober 
1921. K. V. 11113 folgende generelle Regelung mitgeteilt: 

„ich will mich damit. einverstanden erklären, dass die Bestim- 
mungen unter Nr.3 und 5 der Verfügung vom 30. August 1920 
F.M.1. 18753, F.]. 27891, M.d.J. al 1426 (Fin.-Min.-Bl. S. 3089) 
in Verbindung mit Abschnitt "B der Verfügung vom 20. Juni 1921 
F.M. IC 2/437, 111 72/209, M.d.J. Tal 81 (Fir.-Min.-Bl. S. 2818) 


. mit Wirkung vom 1. Juli 1921 ab auch auf die erstmalig einberufenen 


Katasterdiätare Anwendung finden,“ 
und zu dieser Regelung uns gegenüber noch folgendes bemerkt: 
„Im übrigen bemerke ich ergebenst, dass, sofern ein Angesteliter 
überhaupt noch versetzt werden sollte, ihm eine Wohnungsbeihife nur 
mit Genehmigung des Ressortministers gewährt werden kam“ 
Zu letzterem können wir nicht umhin, folgendes grundsätz- 
lich zu bemerken: Falls ein Angestellter versetzt wird, mus Ss 
ihm nach den klaren Bestimmungen des Tarifvertrages die 
Wohnungsbeihilfe gewährt werden, und. wir können nicht zu- 
lassen, dass die Durchführung-der Bestimmungen des Tarif- 
vertrages erst der besonderen Genehmigung des Ministers 
unterliegt. Eine derartige Durchführung der Bestimmungen des 
Tarifvertrages würde dahin führen, dass bei der ausserordent- 
lich langsamen Behandlung aller Angestellten- und Beamten- 
angelegenheiten durch die Ministerien und nachgeordneten Be- 
hörden die Angestellten längere Zeit auf Bezüge warten BR 
müssten, auf welche sie einen Rechtsanspruch besitzen. 
Berufsprüfung. Die Berufsprüfung haben bestanden: 
Gassner-Königsberg I, Koehler-Tilsit, Kutowski-Neiden- 
burg, Walter-Danzig, Weirowski-Elbing, Kyjeck-Münster II, 
Nowotka-Münster, Reg, Lauer-Warendorf4, Ohoff-Hannover 
Töpfer-Hannover, Schneider-Osnabrück, Reg. Schröder-Lehe, 
Puttker-Neumünster, Dethlefsen-Fensburg, -Meinecke-Perle- 
berg, Strassenburg-Lüneburg, Marquardt-Altona, Heitsch- 
Uelzen, Bresdow-Berlin-Lichterfelde, Böttcher-Cöpenick, Staudt- 
Jüterbog, Radamm-Brandenburg, Furch-Reinickendorf, Ba ganz- 
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Schönlanke, Küntzel-Sorauu, Muthmann-Grünberg, Heka-Frank- 
furt a. ©, Schulz-Frankfurt a. © Sr ee 


Wir bitten die Kollegen aus den übrigen Prüfungsorten, uns B 
die Resultate umgehend zur Veröffentlichung mitzuteilen. - 


Nr. 2 der „Ergänzungen zur Dienstaltersliste‘“ ist erschie- 
nen. Den Obleuten der Bezirksfachgruppen ist eine Anzahl 4 
Exemplare übermittelt worden. Von. diesen können einzelne 
Kollegen, welche die.Dienstalterliste besitzen, die Ergänzungen 
anfordern. Sollten die den Bezirksfachgruppen übersandten 
Exemplare nicht genügen, muss die erforderliche Anzahl von 


der Hauptgeschäftsstelle nachgefordert werden. 
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Der schätzungstechnische Katasterdienst 


Die Tätigkeit der preussischen Katasterbehörden liegt fast 
ausschliesslich aut dem Gebiete der angewandten Mathematik. 
Dem vermessungstechnischen, Katasterdienst schliesst sich nicht 
minder ebenbürtig der schätzungstechnische an. Das Kataster 
könnte auch keineswegs allen gestellten Aufgaben gerecht 
werden, wenn es nichts über die Beschaffenheit von Grund 
und Boden, über Art und Zahl der errichteten Gebäude und 
über den Marktwert der Grundstücke aussagen würde. 


‚Was sich nun an der Beschaffenheit von Grund und Boden 
zunächst feststellen lässt, ist die Bodengüte, wie sie ihren 
Ausdruck in der Fruchtbarkeit des Bodens findet. Angaben 
hierüber enthält das Kataster in der Form der Reinertrags- 
zahlen, die — als unbenannte Zahlen gedacht — vergleichende 
Bedeutung in Bezug auf die Fruchtbarkeit des Bodens haben. 
Diese Zahlen, welche bei wesentlichen Kulturveränderungen 
(Meliorationen u. dergl. m.) «seit ihrer Ermittelung einer leicht 
festzustellenden Verbesserung bedürfen, lassen in Verbindung 
mit der sogenannten „Kulturart‘‘ wertvolle Schlüsse auf das 
Gedeihen der hauptsächlich anzubauenden Kulturpflanzen und 
auf die Ertragstähigkeit des Bodens zu. 


Was Zahl, Art und Beschaffenheit der Gebäude betrifft, 
so ist hierüber ein gesondertes Gebäudekataster angelegt. 
Dieses Kataster gibt auch Auskunft über die Ertragfähigkeit 
der Gebäude. Die Ertragfähigkeit ist für die bisher steuer- 
pflichtigen Gebäude durch Nutzungszahlen ausgedrückt, welche 
sich auf mittlere erzielte oder erzielbare Roherträge während 
eines zurückliegenden bestimmten Jahrzehnts gründen. Wo 
derartige Nutzungszahlen nicht festgestellt sind, lassen sie sich 
aus Angaben tatsächlicher Natur über die Gebäude und deren 
bedeutungsvolle Einzelheiten in den vorhandenen Aufnahme- 
merkmalen nachträglich leicht ermitteln.: Diese Aufnahmemerk- 
male gestatten übrigens jederzeit die Feststellung und Ver- 
gleichung der Ertragfähigkeit der Gebäude nach einem be- 
liebigen anderen. Massstab. 


Der Marktwert der Grundstücke hängt wesentlich von 
ihrem Ertrag ab. Es wird in der Regel angenommen, dass 
der Nutzen aus einem Grundstück, wie er sich durch den 
Ertrag darstellt, der üblichen Verzinsung des in dem Grund- 
stück angelegten Kapitals entsprechen müsse. Insofern spricht 
man von einem kapitalisierten Ertrag oder vom Ertragswert 
eines Grundstücks. Der Ertragswert ist also ein bestimmtes, 
vom üblichen Zinsfuss abhängiges Vielfaches des Ertrages. 
Der Sprachgebrauch, der sich in die schätzungstechnische 
Sprache allmählich eingebürgert hat, unterscheidet jedoch 
zwischen dem Ertrags- und dem gemeinen Wert. Der gemeine 
Wert bedeutete ursprünglich genau dasselbe wie der Ertrags- 
wert. Der gemeine Wert eines Grundstücks entspricht dem 
Kaufpreis, der nach der Beschaffenheit des Grundstücks im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr unter Ausschaltung aller per- 
sönlichen oder besonderen zufälligen Einflüsse erzielt werden 
kann. Dass solcher Kaufpreis im allgemeinen mit dem kapita- 
lisierten Ertrag übereinstimmt, ist durch die Gepflogenheiten 
des gemeingewöhnlichen Geschäftsverkehrs begründet. Wenn 
trotzdem regelmässig für eine bestimmte Gruppe von Gründ- 
stücken Ertragswert und gemeiner Wert wesentlich voneinander 
abweichen, so ist sicherlich die Einwirkung mehr mittelbarer 
Erträge nachweisbar. Der hohe Kaufpreis von Baustellen z. B., 
deren unmittelbarer Ertrag kaum nennenswert ist, wird be- 
stimmt durch den nach erfolgter Bebauung über die übliche 
Verzinsung der Baukosten hinausgehenden Ertrag aus dem 
betreffenden Grundstück. Der‘ Ueberschuss des Ertrages aus 
einem bebauten Grundstücke wird umsomehr die Baukosten- 
zinsen über#ligen, je. höhere Mieten aus Wohnungen und Ge- 
schäftsräumen ‘infolge der Lage des Grundstücks zu den ver- 
schiedenen Verkehrsbrennpunkten erzielt werden können; im 

leichen Masse werden auch die Kaufpreise für die nackten 
Bestellen steigen. Auch andere Tatsachen und Verhältnisse 
allgemeingültiger Natur können die Berücksichtigung eines mehr 
mittelbar aus den Grundstücken zu erwartenden Ertrages 


| Erscheint mit Nr. 46 der D.T. Z. 
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erheischen. Wird der Ertrag eines Grundstückes in diesem 
erweiterten Sinne aufgefasst, dann decken sich normalerweise 
Ertragswert und gemeiner Wert. 

Die Feststellung des Marktwertes der Grundstücke it 
Preussen ist seit annähernd 30 Jahren Sache der Kataster- 
behörden. Der Wert der Grundstücke wurde für die ver- 
schiedensten Zwecke der Staatswirtschaft ermittelt, zunächst 
für die Feststellung des fundierten Besitzes und für die er- 
gänzende Besteuerung des Einkommens aus dem fundierten 
Besitz, dann für die Besteuerung des sogenannten unverdienten 
Wertzuwachses, für die Erhebung eines einmaligen Wehrbei- 
trages (1913), für die Heranziehung des allgemeinen Ver- 
mögenszuwachses zu den öfentlichen Lasten, für das Reichs- 
notopter, für die Veranlagung von Erbschaftssteuern, für den 
Ankauf und Verkauf staatlicher Grundstücke u. a. m. Hierbei 
müssen oft die Werte für einen zurückliegenden bestimmten 
Zeitpunkt angegeben werden. Die Katasterbehörden haben in 
zahllosen allgemeinen Schätzungen und besonderen sachver- 
ständigen Gutachten alle diese Aufgaben auf Grund der Nach- 
richten aus dem Kataster vollkommen gelöst. 

Seit der Anlegung des Katasters werden die Kataster- 
behörden über jeden Güterwechsel und den dabei zustande- 
gekommenen Kaufpreis durch die Grundbuchbehörden benach- 
richtigt. Es steht also den Katasterbehörden für die Schätzung 
der Grundstückswerte eine Fülle von wichtigem Material zur 
Verfügung. Die Kaufpreisnachrichten werden nach den Grund- 
sätzen mathematischer Statistik ausgewertet und in Beziehung 
zu den katastermässigen Reinertrags- und Nutzungszahlen ge- 
bracht. Bei den allgemeinen Schätzungen lassen sich dann auf 
Grund der statistisch festgestellten Beziehungen zwischen 'Rein- 
ertrags- oder Nutzungszahlen und den wirklich gezahlten Kauf- 
preisen für einen beliebigen Zeitpunkt die wahrscheinlichen 
mittleren Kaufpreise für jedes Grundstück ableiten. Vorbedin- 
gung dafür ist selbstverständlich eine gut durchgearbeitete 
Statistik. An der Vervollkommnung, der Statistik arbeiten die 
Katasterbehörden unausgesetzt. In besonderen Fällen ist beim 
Fehlen wirklich gezahlter Kaufpreise für die Bemessung des 
Wertes eines Grundstücks der Kreis derjenigen Personen zu 
bestimmen, die für den Besitz und Erwerb des betreffenden 
Grundstücks in Frage kommen, um festzustellen, in welcher 
Weise der entsprechende Kaufpreis zustandekommen würde. 
Dazu gehört eine genaue Kenntnis der einschlägigen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse, über welche die Katasterbehörden, 
nicht zuletzt auf Grund des Katasters, verfügen. 

Die Frage der Grundstücksbewertung ist neuerdings wieder 
in den Mittelpunkt des Interesses gerückt, und zwar durch 
die’ geplante Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grund- 
vermögen (Entwurf der Staatsregierung vom 14. September 
1921). Diese Steuer soll vom 1. Januar 1922 ab erhoben 
werden in Höhe von vier vom Tausend des Wertes. 
Eine neue Wertermittelung ist nicht im allgemeinen vorgesehen. 
Vorläufig soll die abgeschlossene Feststellung der Grundstücks- 
werte- nach dem Stande der Jahre 1917/1919 zugrunde gelegt 
werden. Als Steuerwert soll bei Grundstücken, die dauernd 
land- oder forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken 
zu dienen bestimmt sind, das Dreifache, bei anderen 
Grundstücken das Eineinhalbfache des für die Steuer- 
jahre 1917/1919 ermittelten Wertes gelten. Ist bei dieser Mass- 
nahme auch nicht eine allgemeine grundlegende Schätzung 
der Grundstückswerte notwendig, so müssen die für 1917/1919 
massgebenden Werte doch für eine nicht unerhebliche An- 
zahl von Grundstücken abgeleitet werden, weil der Bestand 
der Grundstücke in vielen Fällen sich seit dem Zeitraum 
1917/1919 verändert hat und weil die Grundstücke nicht physi- 
scher Personen bisher von der allgemeinen Schätzung ausge- 
schlossen waren. Wertermittlungs- und zugleich Steuerveran- 
lagungsbehörden sollen die Katasterämter sein. Den Katasier- 
ämtern wird zu diesem Zwecke noch ein besonderer Steuer- 
ausschuss angegliedert werden. Die Mitglieder dieser Steuer- 
ausschüsse werden z. T. von dem zuständigen Regierungs- 
räsidenten ernannt, z. T. von den Kreisvertretungen, in Stadt- 
reisen von den Gemeindevertretungen gewählt. Die Ver- 
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ämtern zugedacht. 
musste die Steuerveranlagung den ohnehin für die Bewertung 
der Grundstücke allein in Frage kommenden Katasterbehörden 
mit übertragen werden. ; 


Ueber die Notwendigkeit der neuen Steuer vom Grund- E 
Auch gegen die Ueber- 
tragung des Veranlagungsgeschäfts auf die Katasterbehörden ist 


besitz ist kein Wort zu verlieren. 


nichts einzuwenden. Für die Bewertung der Grundstücke, 
auch bei der späteren Aenderung der vorläufigen Steuer vom 
Grundbesitz, kommen aber nur die Katasterbehörden in Be» 
tracht, sie verfügen allein über die notwendigen Schätzungs- 
sie haben die geschulten Beamten und Angestellten 


zur Durchführung dieser Arbeiten. Die Schätzungsergebnisse 


‘ dann in gleicher Weise wie die übrigen Katasterangaben allen 


irgendwie interessierten Personen zugänglich zu machen, gehört 
mit zur Wiederaufrichtung unserer Wirtschaft. Es ist möglich, 
dass der Grundstücksverkehr dadurch wieder in gesundere 
Bahnen gelenkt wird. Ueber die Bedeutung eines solchen Wirt- 
schafts-Katasters lässt sich dann nicht mehr streiten. 

A. de Boer. 


Aus dem Berufe 


Neuregelung der Bezüge für Angestellte und Anrufung 
des Paritätischen Ausschusses. Auf die Ausführungen in die- 


sen Angelegenheiten in Nr. 17 der „Freien Beamtenrund-" ird 
grosse Erregung hervorrufen und wir sowohl, als auch der. 


. Hauptbetriebsrat, werden uns mit dieser nun schon mehr ‚als 
unerquicklichen Angelegenheit wiederum beschäftigen müssen. 


schau‘‘ wird besonders hingewiesen. 


Betriebsräteverordnung. Am 12. November fanden im 
Preussischen Finanzministerium Verhandlungen über Aenderung 
der Betriebsräteverordnung vom 7. Februar 1921 statt, bei 


denen, abgesehen von den redaktionellen Aenderungen, in fol-_ 


genden Punkten Uebereinstimmung erzielt wurde: 

1. In Anbetracht der besonderen Verhältnisse im Bezirk 
Sigmaringen (es sind dort bei den einzelnen. Dienststellen 
nicht genügend wahlberechtigte Arbeitnehmer vorhanden, um 
einen örtlichen und einen Bezirksbetriebsrat zu bilden) wird 
für den ganzen Bezirk ein gemeinsamer Betriebsrat gebildet, 
der die Funktionen eines örtlichen und zugleich des Bezirks- 
betriebsrates übernimmt. 


2. Zwischen den 88 1 und 2 wird ein neuer Paragraph 


eingefügt, der die in Betracht kommenden Zweige der Staats- 
verwaltung aufzählt. 

3. Im & 13 wird das Wort „nicht“ gestrichen. Es ist also 
künftig zulässig, Betriebsausschüsse bei den Bezirksbetriebs- 
räten und dem Hauptbetriebsrat zu bilden. Die Organisationen 
versprachen, den Wunsch der Regierung zu berücksichtigen, 
dass in diese Betriebsausschüsse nach Möglichkeit nur Mit- 
glieder gewählt werden, die am Sitze des ‚Betriebsrates wohnen. 

Die Regierung sprach den Wunsch ‚aus, dass ein Passus 
in die Verordnung eingefügt würde, wonach niemand mehr 
als einer Betriebsvertretung angehören dürfe. Da sämtliche 
Organisationen diesem Wunsch ablehnend gegenüberstanden, 
wurde er von den Vertretern der Ministerien fallen gelassen. 

Eine lange, erregte Debatte wurde durch die Forderung 
der Gewerkschaften herbeigeführt, die Betriebsräteverordnung 
auch auf die örtlichen Dienststellen der Schutzpolizei auszu- 
dehnen. Da die Regierung sich grundsätzlich ablehnend ver- 
hielt, wurde eine Einigung nicht erzielt. Die Organisationen 
haben sich weitere Schritte vorbehalten. 


Eine neue „Gebührenkontrelle“ bei den Regierungen. In 
der Sitzung des Hauptbetriebsrates vom 7. September d. J. ist 
dem Finanzministerium gegenüber Klage darüber geführt 


worden, dass in den Katasterbureaus der Regierungen immer 


noch sogenannte „Gebührenkontrollen‘‘ geführt werden. Der 
Vertreter des Finanzministeriums hat dieses für unzulässig er- 
klärt und versprochen, die Regierungen darauf hinzuweisen. 
Dabei sollte, entsprechend der Forderung des Hauptbetriebs- 
rates, zum Ausdruck gebracht werden, dass Kontrolien ohne 
Zusammenstellung der Gebührenbeträge nur 
insoweit geführt werden dürfen, wie sie zur Aufrechterhaltung 
eines geordneten Geschäftsbetriebes erforderlich sind. | 
In welcher Weise das Finanzministerium sein Versprechen 
eingelöst hat, geht aus nachstehendem Erlass hervor. 


Preuss. Finanz-Min, 
K.V 2.823. Berlin, den 22, Oktober 1921. 


Einer Anregung des Hauptbetriebsrates bei dem Preussischen Finanz- 
ininisterium und dem  Preussischen Ministerium des Innern zufelge, er- 
suche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, dafür Sorge zu tragen, 
dass die im Katasterbureau und bei den Katasterämtern beschäftigten 
älteren Katastertechniker, deren Sehvermögen nachgelassen hat, nach 
Möglichkeit nicht mit Zeichenarbeiten, sondern mit Register und sonstigen 
technischen Schreib- und Rechenarbeiten beschäftigt werden. 

Ich ersuche ferner, an Stelle der etwa bisher im Katasterbureau 
üblichen "Gebührenkontrollen in Zukunft ein Arbeitsbuch nach bei- 
liegendem Muster führen zu lassen. 

Bei der häuslichen Bearbeitung von Kataster-Neumessungen ist nach 
wie vor das Tagebuch nach Muster X,3 zu führen. 

im Auftrage: gez. Wolifram. 


anlagung der neuen Steuer war zunächst den Finan z= = DR 
Mit Räcksicht auf deren Ueberlastung 


„dieses z. B. 


- Rechnung getragen ist. Der Erfolg ist allein unserem 
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Was durch dieses „Arbeitsbuch“ an den bisherigen Zu- 
ständen, aut deren Beseitigung es dem Hauptbetriebsrat ja 
gerade ankam, geändert wird, ist uns unverständlich. Nach 
wie vor erfolgt die Zusammenstellung der Gebühren und die 
Gegenüberstellung des’ Gehaltes. 

"In der Katastertechnikerschaft wird dieser Erlass erneut 


Auch der erste Absatz des Erlasses entspricht durchaus 
nicht der „Forderung“ (im Erlass steht Anregung) des Haupt- 
‚betriebsrates. Es kam dem Hauptbetriebsrat in erster Linie 
darauf an, dass bei den genannten älteren Katastertechnikern 
keine Verminderung in der Bezahlung eintreten solle. Weshalb 


. der Erlass nicht davon spricht, ist ebenfalls unverständlich. 


Aus der Fachgruppe 


Sachliche Arbeit des Sekretärverbandes oder Agitation? 
In Nr. 20 der „Zeitschrift des Verbandes deutscher Kataster- 


sekretäre und -techniker‘‘ glaubt die Verbandsleitung die Aus- 


führungen unseres Kollegen Lemnitz über unsere Arbeit 
bei der Beratung der Ausführungsbestimmungen zum Preussi- 
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schen Beamtendiensteinkommensgesetz abtun zu können mit- 


den Bemerkungen: „Kollege. Lemnitz brüstet sich, er weiss. 


nicht, was gespielt wird, oder er will in agitatorischer Weise 


bei Uneingeweihten blenden‘“, ! = 
Das Gegenteil der Behauptungen des ar 
ist aber nicht bewiesen. Wir nehmen an, dass 


en Lemnitz 
ebereinstim-. 


mung zwischen uns und der Verbandsleitung des Sekretärver- 


grösste Bedeutung für die Katasterbeamten haben, und sind 
bereit, den Nachweis zu führen, dass die in der „Freien 
Beamtenrundschau“ Nr. 16 Seite 114 veröffentlichten Ä 


Bundes wörtlich übernommen worden sind. EAPe 

Im Interesse der Katasterbeamten begrüssen wir es, wenn 
in diesem Falle von beiden Interessenvertretungen nicht nur 
- sachliche, sondern 
herrscht hat. 


Fall die Verbandsleitung ihren Mitgliedern schnellstens ge- 


naueste Aufklärung gibt. Ser : 

Unser Bund hat keine Veranlassung, in agitatorischer 
Weise zu blenden. Wir fühlen uns nur dazu verpflichtet, den 
Katasterbeamten in der sachlichen Arbeit zu beweisen, dass 
nur eine achtunggebietende Einheitsorganisation aller tech 
nischen Beamten in der Lage ist, ihre Interessen zu vertreten. 


Wir haben es auch nicht nötig, mit den vorhandenen zahl- 


reichen Einzelerfolgen zu agitieren wie der Sekretärverband 
Die Stellung, die unser Bund in der Beamten- und Techniker- 
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. bandes darüber besteht, dass die Ziffern 144 und I5ic die $ 


bände- 


rungsanträge zu diesen Ziffern von unseren Vertretern gestellt 
wurden und vom Besoldungsausschuss des Deutschen Beamten- 


# 


n sogar wörtliche Uebereinstimmung ge- 
Wir erwarten, dass über diesen besonderen 


2 
Br | 
ak: 


bewegung einnimmt, enthebt uns dieser Arbeit. Das Ver- 


‚gnügen, mit Kleinigkeiten agitieren zu gehen, soll dem Sekre- 
tärverband unbenommen bleiben. Verwahren müssen wir uns 
allerdings dagegen, dass dessen Verbandsleitung, was nicht 


selten geschieht, seine und unsere Erfolge verwechselt, wie 
im vertraulichen Rundschreiben über die Be- 


setzung der Plankammerstelle bei der Ministerial-, Militär- 


und Baukommission geschehen ist. Wir stellen fest, dass ımser 


Bund Anfang dieses 


ahres bereits des öfteren bei dem mass- 
gebenden Stellen im 


des Ministeriums wurde uns mitgeteilt, dass unserem Anis € 
ie 
zuzuschreiben. Dass der Sekretärverband in dieser Angelege 
heit ein Bittgesuch dem Ministerium vorgelegt hatie, war 


unbekannt und auch vollkommen gleichgültig. 


inanzministerium vorstellig geworden und 
unsere Auffassung in einem Antrage vom 18. April 1021 
schriftlich fixiert ist. In einer darauf erfolgten Antwort seitens 
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technischen Beamten und Angestellten 
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Nummer 5 





Die „Reform“ in der Katasterverwaltung 


‚Wir leben in einer Zeit des Reformierens. Auch die 
Betriebe der Verwaltungen des Reiches und der Länder müssen 
sich unter dem Drucke der kolossalen Finanznot zu Reformen 
entschliessen, um den höchsten Grad der Wirtschaftlichkeit 
zu erreichen. Dass auch die Katasterverwaltung reformbedürftig 
ist, unterliegt. bei jedem Einsichtigen keinem Zweifel. Ja, man 
hätte schon viel früher zur Reform kommen müssen, um zu 
verhüten, dass die Katasterverwaltung immer mehr auf ein totes 
Gleis gerät und trotz ihres vorhandenen grossen Wertes auf 
steuerlichem und eigentumsrechtlichem Gebiete von anderen 
Behörden. nur als notwendiges Uebel, als Mittel zum Zweck 
betrachtet wird. 

Aber die Katasterverwaltung gehört zu den vielen Verwal- 
tungen, die nicht nur ‘früher, sondern .auch heute noch jede 
fortschrittliche Entwicklung hassen. Die höheren und höchsten 
Katasterbureaukraten sind ängstlich bemüht, sich vor jedem 
freien -Luftzug zu schützen, um.ja nichts von ihrem alten 
Einfluss und ihrer Macht einzubüssen. Dass dem so ist, nimmt 
nicht wunder, wenn man bedenkt, dass noch dieselben die All- 
gewaltigen in der Verwaltung sind, die bei den Tarifverhand- 
lungen den Ruhm hatten, Chefs derienigen Verwaltungen zu 
sein, die mit den rückständigsten und unsozialsten Verhält- 
nissen aufwarten konnten. 

Auf diesem Gebiete haben. die Gewerkschaften durch 
den Tarifvertrag alles Vorsintilutliche hinweggefegt und da- 
durch ‚verhütet, dass die Wogen der Erregung über die für die 
früheren Verhältnisse Verantwortlichen zusammenschlugen. 
Man musste erwarten, dass diese für die Zukunft aus den 
Zeichen der Zeit lernen würden. Aber weit gefehlt! Offen 
und versteckt mehren sich die Zeichen dafür, dass man eifrig 
danach strebt, wieder seinen alteı Herrschergelüsten frönen 
zu können. Es sei hier auf die sogenannte Gebührenkontrolle 
hingewiesen, um. welche jetzt einer der heftigsten Kämpfe 
entbrannt ist, ferner an die Bestrebungen bei den Revisionsver- 
handlungen erinnert, die dahingingen, die Katastertechniker um 
ihre Rechtsansprüche zu bringen usw. 

Allen diesen Dingen ist aber die Krone aufgesetzt durch 
nachfolgenden Erlass vom 7. November 1921 K.V. 2907: 
Betr.: Anderweite Regelung der. Dienstgeschäfte der 

katastertechnischen Bureaubeamten. 

. Die Dienstgeschäfte der katastertechnischen Bureaubeamten bei den 
Katasterämtern (Katastersekertäre und Katasterdiätare) .werden ‚unter 
Aufhebung der Vorschriften in $ 8 Ziffer 4, 5 und 7 der Geschäfts- 
anweisung V wie folgt anderweit geregelt: 

1. Der katastertechnische Bureaubeamte hat nach den allge- 
meinen oder besonderen Anordnungen des Amtsin- 
habers die gesamten Bureaugeschäfte zu verteilen, die Tätigkeit der 
Bureauangestellten und Zöglinge zu beaufsichtigen und deren Aus- und 


Fortbildung zu überwachen. Er ist der nächste Vorgesetzte 
der Katastertechniker und .der Schreibgehilfen. 
2. Aus den häuslichen Geschäften des Katasteramts werden den 


katastertechnischen Bureaubeamten- folgende Dienstgeschäfte zur stän- 
digen Bearbeitung unter Mitwirkung. des Bureaupersonals zu- 
gewiesen, für deren frist- und sachgemässe Erledigung 
sie: zunächst verantwortlich sind: 

a) Die Fortschreibung und der Abschluss der Katasterbücher und 
karten einschliesslich der häuslichen‘ Bearbeitung der Messungs- 
sachen. 

b) Die Erteilung und Beglaubigung von Auszügen, Handzeichnungen 
und. sonstigen Abschriften aus den Katasterwerken. 


e)' Die. -Verwaltung: der Gebührenmarken und die hierauf bezüg- 
‚lichen Kassengeschäfte, sowie alle Gebühren- und. Rechnungs- 


feststellungen einschliesslich der Entiernungsbescheinigungen. 

d) Die Rentenverteilung. 

e) alle vorbereitenden und Registerarbeiten- für steuerliche und Be- 

wertungszwecke. 

f) Die: „Abfertigung des 
Anträgen aller Art. 
_.g) Die Verwaltung der Amtsakten — Urkunden und Geräte der 

Schreib- und Zeichenstoffe, der Gebrauchsvordrücke usw. —, 


h) Die Führung der Geschäftsbücher und des Fristenbuches, 


Publikums... und die Entgegennahme. von 
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| ____Erscheint mit Nr. 49 der D.T. Z. 
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Darüber hinaus sind die katastertechnischen Bu» 
reaubeamten verpflichtet, an allen sonstigen Bu- 
reauarbeiten. teilzunehmen. 

3. Sind in einem Katasteramte mehrere katastertechnische Bureau- 
beamte tätig, so führt in der Regel der: Dienstälteste die Aufsicht 
(Ziffer 1). Ausnahmen . bedürfen der Genehmigung des Regierungs- 
präsidenten. Die Dienstgeschäfte (Ziffer 2) sind in diesem Falle 
durch den Amtsinhaber im Benehmen mit den Bureaubeamten nach 
Sachgegenständen abzugrenzen und zu verteilen. 

4. Die katastertechnischen Bureaubeamten haben die von ihnen 
selbst oder unter ihrer Verantwortung ausgeführten Arbeiten und die 
bezüglichen Schriftstücke einschliesslich der Schreiben an gewerbe- 
treibende Landmesser und an Behörden „Im Auftrage“  auszufertigen, 
soweit dem nicht die Vorschrift in 8 8 Ziffer 6 der 
Geschäftsanweisung V entgegensteht, und soweit 
sich der Amtsinhaber nicht die unterschriftliche 
Vollziehung vorbehalt.en hat. Berichte an vorgesetzte Be- 
hörden sind jedoch stets durch den Amtsinhaber zu vollziehen. 

Ist dem Katastersekretär oder -diätar vertretungsweise die Amts- 
verwaltung von dem Regierungspräsidenten übertragen, so zeichnet er 
während der Vertretungszeit die Schriftstücke „In Vertretung“, 

5. Der Amtsinhaber hat sich durch gelegentliche 


Stichproben und durch periodische Nachprüfung — 
insbesondere auch der Kassengeschäfte — davon zu 
überzeugen, dass die Bureaugeschäfte so geführt 


werden, dass er die ihm nach $ 2 der Geschäftsan- 
weisung V zur Last fallende Verantwortung für die 
Verwaltung seines Amtes tragen kann. 

6. Die Vorschriften im $ 47 zu 3 der Geschäftsanweisung V. 
finden auf die katastertechnischen Bureaubeamten sinngemässe Anwen- 
dung. Etwa hervortretende Schwierigkeiten ‘hinsichtlich der Aufbe- 
wahrung der Gebühren- und. Markenbestände sind durch Vermittlung 
des, Regierungs- und Steuerrates zu beheben. Diese Verfügung wird 
im‘ Finanzministerialblatt veröffentlicht. 

I: Aura gez. Wo Lff:ram. 

Es soll hier ununtersucht. bleiben, ob die Urheber des 'Er- 
lasses ein Opfer ihrer rückschrittlichen Auffassung oder man- 
gelnder Befähigung, Personal- und Verwaltungsreformen durch- 
zuführen, geworden sind. Wir. nehmen zu ihren Gunsten an, 
dass das letztere nicht zutrifft. Tief bedauern müssen wir es 
aber, dass selbst Leute aus unseren Kollegenkreisen hieran 
mitgewirkt haben, die in ihrer Stellungnahme (Verbandsrund- 
schreiben Nr. 4 des Verbandes Preussischer Katastersekretäre 
und „Techniker“) jeden klaren Blick für das, was ist 
und uns nottut, fehlen lassen. Der Vertrauensmann von kaum 
der Hälfte der Katasterbeamten (vielleicht noch weniger — 
denn es hat keine Wahl stattgefunden) preist in hochtrabenden 
Worten die „Grosszügigkeit des Herrn Geh.R. Coswig,“ 
schreibt von „einem unbedingt wichtigen Fortschritt,‘ „einer 
nicht unerheblichen Erweiterung unseres Wirkungskreises‘“ und 
„einer weitgehenden Selbständigkeit.‘ Unsere Kollegen 
draussen, welche die Auswirkung des Erlasses zu spüren be- 
kommen, werden dem Herrn hierauf schon die gebührende 
Antwort erteilen. 

Sieht Herr Pflug etwa den „unbedingt wichtigen Fort- 
schritt‘‘ darin, dass nochmals besonders betont wird, dass der 
Katastersekretär nach den allgemeinen oder besonderen An- 
ordnungen der Amtsinhaber die gesamten Bureaugeschäfte zu 
verteilen hat, oder darin, dass der Katastersekretär nicht nur 
Vorgesetzter der Katastertechniker, sondern auch der Anwärter 
ist, also seines zukünftigen Kollegen, welcher mit ihm die 
gleichen Interessen hat? 

Ist die „nicht unerhebliche Erweiterung unseres Wirkungs- 
kreises“ etwa darin zu erblicken, dass den Katastersekretären 
zurStändigen Bearbeitung Arbeitsgebiete zugewiesen sind, die 
teilweise heute schon von jüngeren Katastertechnikern selb- 
ständig bearbeitet werden, oder darin, dass der Katastersekretär 
für die frist- und sachgemässe Erledigung der Arbeiten zu- 
nächst (also dem Katasterkontrolleur gegenüber) verantwortlich 
ist, oder darin, dass der . Katastersekretär verpflichtet wird, 


über die ihm zugeteilte Arbeit hinaus an allen sonstigen 
Bureauarbeiten teilzunehmen? 
Wird die „weitgehende Selbständigkeit‘ darin gesehen, 


dass der Katastersekretär die von ihm selbst oder unter seiner 
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Verantwortung ausgeführten Arbeiten im Auftr. 
8 Ziffer 6 


gen ‘hat, soweit dem nicht die Vorschrift im 


der Geschäftsanweisung V entgegensteht, und Soweit Sich der 
Amtsinhaber nicht die unterschriftliche Vollziehung vorbehalten 


hat, oder darin, dass sich der Amtsinhaber durch gelegentliche 


Stichproben und durch periodische Nachprüfung zu überzeugen . 


hat, dass die Bureaugeschäfte so geführt werden, dass er die 


ihm zur Last fallende Verantwortung für die: Verwaltung seines” 


Amtes tragen kann? 
Glaubt der Sekretärverband, 


des Berufsstandes — Gleichstellung mit den 


Obersekretären —eintreten zu können? 'Unseres” 
Wissens sieht die Stellung und’ das Aufgabengebiet‘ der’ Ober-" 


sekretäre, soweit schriftlich fixiert, anders aus. 


Wir überlassen die Beantwortung aller vorsteiiendei’ ‚Fra- 


gen der Kollegenschäft. 
Der Rückschritt 


viele, für akademisch gebildete Beamte verantwortungsvolle_(?) 
Obliegenheiten haben, ‘ 
diesen und den Katastersekretären nochmals besonders’ doku- 
mentiert wird, und dass’ der Katastersekretär nach wie vor der 


beamtete ° Hilfsarbeiter des . Katasterkontrolleurs bleibt. Bei 
dieser Interessenwahrung "haben die Katasterkontrolleure’ durch- 
aus kein Recht, über eine Zurücksetzung gegenüber sonstigen 


akademischen Berufskreisen Klage zu führen. 

Geheimrat Coswig kann leicht. bei den. Besprechungen 
„Grosszügigkeit‘“ an den Tag legen, weil er felsenfest davon 
überzeugt ıst, dass seine engeren Berufsgenossen, die Kataster- 
kontrolleure, schon mit Argusaugen darüber wachen werden, 
dass der Katastersekretär nicht in den Himmel steigt. Weshalb 
kleidet er seine Grosszügigkeit nicht in bestimmte Erlasse, 
und weshalb vermeidet er ängstlich zu allen Verhandlungen 
über derartige Angelegenheiten unseren Bund hinzuziehen? 


Wir müssen an dieser Stelle den schärfsten Protest gegen 
die Ausschaltung unseres Bundes bei der Besprechung vom 
22. Oktober 1921 zum Ausdruck bringen. 
bedeutet nicht mehr und nicht weniger als eine Brüskierung 
von zwei Drittel aller in der Katasterverwaltung beschäftigten 
Angestellten und Beamten. 

Wir müssen aus grundsätzlichen Erwägungen heraus ge 
Erlass aut das entschiedenste bekämpfen. 

Wir lehnen. es ab, dass von oben era 
reglementiert wird, welche Tätigkeiten der 
Katastersekretär ständig zu bearbeiten hat 
und bei welchen Arbeiten er für frist- und 
sachgemässe Erledigung verantwortlich ist, 
ohne dass man ihm die Tätigkeiten zur selb- 
ständigen Bearbeitung unter eigener Ver- 
antwortung überträgt. 

Wir lehnen es ab, dass man den Kataster- 


sekretären Arbeitsgebiete überweist, welche 


weit unterihrer Befähigung stehen und heute 
schon zum Teil von jüngeren Technikern 
selbständig erledigt werden und in anderen 
Verwaltungen (Justiz) sogar von Angestell- 
ten unterschriftlich vollzogen werden. 

Wir lehnen es ab, dass man, den sogen. 


„Amtsinhaber“ zu allgemeinen und besonde-- 


ren Anordnungen gegenüber den Kataster- 
sekretären befugt und den Katastersekretär 
hierdurch in ein Abhängigkeitsverhältnis zu 
dem Katasterkontrolleur bringt, ihn somit 
zum beamteten Hilfsarbeiter des 
habers“ stempelt. 


Wir lehnen es ab, dass man Bestimmungen 
der Geschäftsanweisung, welche durch die 


Entwicklung längstüberholtsind, zur Grund- 


lage irgendwelcher Reformen macht. 
Wir fordern, dass man von denin den Ge- 


schäftsanweisungen bezeichneten Aufgaben. 


der Katasterverwaltung den Katastersekre- 
tären diejenigen zur selbständigen Bearbei- 
tung überweist, dieihrer Befähigung undLei- 
stung entsprechen und bereits heute im vol- 
len Umfange von ihnen ausgeführt werden. 
Wir fordern eine Erweiterung der Tätigkeit 


auf dem Gebiete der Steuerveranlagung und 


Bewertung der Grundstücke zur Erzielung 
einer höheren Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung, da zur Leistung dieser Ärbeit keine 
akademische Vorbildung erforderlich. is 
Entsprechend der Beamteneigenschaft der 


Dntskterschrätse ist. 
zu bearbeitenden Gebiete volle Selbständig- j 
keit und Verantwortung zu übertragen. 


mit dieser. 
Errungenschaft erfolgreich in den Kampf-um 
eine bessere Stellung und höhere Bewertung” 


“ schäftigten fordert, 
Aufrichtung . einer künstlichen Scheidewand durch. ‚Fleraus+ 
stellung eines Vorgesetztenverhältnisses des Katastersckretärs. 


im ‚Finanzministerium hat fein darüber 
an dass den Katasterkontrolleuren ja nichts von. ihrer 
erantwortung verloren geht. Dass sie ja auf dem Papier recht 


dass der bisherige Abstand zwischen. 


Die Ausschaltung 


„Amtsin- 


ihnen im Rahmen der 


Die Arbeitsfreudigkeit kann nur dann auf 
das höchste gesteigert werden, wenn manden 
Katastersekretären durch Uebertragung von 


"Arbeiten zur selbständigen Erledigung unter 
"voller Verantwortung zum freien gleichbe- 
rechtigten 


Mitarbeiter in der Verwaltung 
macht. 


Da wir ferner der Auttasunr äind, dass. unserd! zurzeit 


noch im Angestelltenverhältnis befindlichen Kollegen die glei- 


chen Interessen haben wie die beamteten Kollegen, somit 


am gleichen Strange ziehen, und.die Erreichuffg .der- Br mei: 


eschlossene Front aller im "Berufe "Be- 
ekämpfen wir: auf das 'entschiedenste ‘die 


samen Ziele eine 


zum. Katastertechniker und -anwärter. . 
Der Katastertechniker und -anwärter erblickt. in dem. ‚Ka- 


 tastersekretär den erfahrenen älteren Kollegen ‚und kämpft 
mit ihm für eine entsprechende Stellung, während der Kafäster- 








sekretär in dem Katastertechniker und: -anwärter seien’ Mit- 


arbeiter anerkennen muss, der in- gleicher Weise »an der 
Hebung des Berufsstandes und am Ausbau der. Verwaltung 
mitarbeitet. Beide: sind durch. gemeinsame Interessen : zusams 


‘ mengeschweisst zu einem unlösbaren, Ganzen. 2) Qu. 


Aus dem Berufe 


Fortschreibungsgebühren. Der ‚Staatsrat ha, “ seiner 
Sitzung vom 11. Oktober 1921 einem Entwurf ng 


wonach an Kataster-Fortschreibungsgebühren 0,30 vom Tausend 


des Wertes der Liegenschaften und Gebäude, ET aber 
3 M. erhoben werden sollen. 


Berufsprüfung. _Die Berufsprüfung haben Dee 

Töppich, Lingen; Ciliox, Dillenburg; Eckel, Marburg; Hen- 
ning, Schlüchtern; Hock, Schlüchtern; Gerstenberg, Münden; 
Leubecher, Frankenberg; Pejas, Ziegenhain; Birkholz, Gladbeck; 
Plettenberg, Randers, Castrop; Uhde, Dinslaken; Erstmann, 
Altena; Hufschmidt, Solingen; Wurm, Olpe; Poth,- Witten; 
Kremer, Iserlohn; Wohlenberg, Erfurt (Reg.); Dünnebeil, 
Erfurt; Förster, Nordhausen; Krüger, Wolmirstedt; Schotes,; 
Bitterfeld; Michels, Weissenfels; Rauchhaus, Halle; Rüht, Dins- 


laken; Sedlazek, Rosenberg; Kruber, ‚Oppeln; Ledwig,. Oppeln; 


Zähler, Hirschberg; Diehr, Hirschberg; .Sienczek, Hindenburg; 
Minkus, Kreuzburg; Mende, Liegnitz; Otto, Bunzlau; Stenzel, 
Breslau; Sparmann, Falkenberg; Kesting, Neustädt a. 2 Gehle, 
Minden; Nordsiek, Lübbecke. 


Personalnachrichten, 
Ernennunge ll 

Kat.-Diät. Hollender, Carden (788), ai Kat.-Sekr. 1. April 1921. 
= Rüsse, Cochem (853), zum Kat.-Sekr. 1. April 1921. 

5, Herrmann, Rosenberg i. Westpr. (872), zum Kat.-Sekr. 

1..April 1921. 

7 Mühlenhoff, Velbert (873), zum. Kat.-Sekr. 1. April 1921. 

n Mihm, Hünfeld (875), zum Kat.-Sekr. 1. April 1921. N 

R Wagener, Rheinbach (879), zum Kat.-Sekr. 1. April 1921. 

is Höppner, 

> Harder, Düsseldorf I (885), zum Kat.-Sekr, 


R Müller, Bonn I (894), zum Kat.-Sekr. 1. April 1921. 
Kat.-Anw. Ertel, Neuwied Il (1001), zum Kat.-Diät. 1. Oktober 1921. 
” Hermann, Düsseldorf (952), zum Kat.-Diät. 1. Oktober 
1921 nach Andernach. 


,s Brück, Wissen (1022), zum tan -Diät, 1. Oktober 1921. nach 
Altenkirchen. 

in Weigert, Oppeln (1042), zum Kat. Dit. 1. November 1921 

r nach Labes. L 

Versetzungen: ce. 

Kat.-Sekr, Thora (486) von Stade Reg. nach Mänstergiiell, i 


}: Hansen (605) von Lebach nach Ahrweiler I am 1. Mai 1921, 


Münster II (880), zum Kat.-Sekr. 1. April 1921. 
1. April 1921. 


De en 


EEE HERE ET 


n Bellebaum (712) von Altenkirchen nach Siegen am. 1. OR- | 


tober 1921. 
” Röttgen (862) von Münstereifel nach. ‚Wiehl am. 1. ‚Okto- 
ber 192i. 


Kat.-Anw, Niemöller (1034) von Münster Reg. nach Lüdinghausen. EN 


R Pinter (1213)'von Beurig nach Tier Reg. am 14; Aug. 1921, 


Berichtigung: 
Kat.-Diät. Jung (972) nicht nach Gladenbach, - sondern. nach, Wetzlar 10 
versetzt. x BR: 


= Sr 


Kat.-Anw, Troppens, Thorn N; M. (793) 


Bezirksfachgruppe Stade. In der letzten Versammhıng der 
Bezirksfachgruppe wurde der Kollege Behrens; Katastezäe 
bureau, zum Obmann, Kollege Hinck, Katasterbureau, zum 
Schriftführer und Stellvertreter, Kollege Mey er, u 
zum Kassierer gewählt. 

Kampffonds. Der Empfang von 20 M. Kampffonds‘ v 
Kollegen 
bestätigt. 
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Aus den Fachgruppen En ; Eh 2 Ei 


Krabbenhöft in Eckernförde wird hiermit dankend 
Das Geld ist der Hauptkasse überwiesen worden. 


SL rete er. ) 
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Gruppe VII mehr als ausgeg.ichen: Ist. 
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für die 
technischen Beamten und Angestellten 
in der Pr. Katasterverwaltung 
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Zum Aufstieg der Katastertechniker 


Bei der Beratung der Besoldungsgesetze ist aus Gründen, 
weiche in diesem Zusammenhange unerörtert bleiben mögen, 
eine dem Werte der katastertechnischen Arbeit entsprechende 
Einstufung der Katastersekretäre richt erreicht worden. Da 
die Gesetze inzwischen in Kraft getreten sind, kann sich die 
gewerkschaftliche Arbeit zurzeit nur darauf erstrecken, unter 


Aufrechterhaltung der grundsätzlichen Forderungen die in den 


bestehenden Gesetzen enthal.esen Möglichkeiten zum Zwecke 
einer höheren Bewertung vo!l nutzbar zu machen. 

Diese Möglichkeiten liegen in dem im Geseiz verankerten 
Aufstieg für die einzelnen Beaintengruppen. Hierbei hat man 


die Katastersekretäre mit Gruppe VI bedacht. Ueber den 
Umfang des Aufstiegs nach Gruppe VI findet sich aber 


keine gesetzliche Bestimmung. Der Umtang hat nur insofern 
eine Begrenzung gefunden, als nach einem Bericht des Ab- 
geordneten Neumann (Magdeburg) in der 290. Sitzung der 
Verfassunggebenden Preussischen Laundesveiversanmlung am 
17. Dezember 1920 die Staatsregierung die strikte Erklärung 
abgegeben hat, dass die preussischen Beamten in ihrer Auf- 
rückungs- und Beförderungsmöglichkeit in andere Gruppen 


nicht schlechter gestellt werden sollen, als die Beamten des’ 


Reiches. Der Haushalt für 1921 lässt ein Eingehen auf diese 
Erklärung vermissen. 
Auf entsprechende Anfragen der Abgeordne.ea 


des Land- 
tages hat der preussische Finanzminister unterm 23. S 


epiermber 
1921 Bes. 2262 Il; und 24. September 1921 Bes. 2237 IF zu 
der Frage des Aufstiegs der pretssischen Beamien der 


Gruppe VI, also auch der Katastersekreiäre, schriftiich Stellurg 
genommen und sich wie folgt geäussert: 

Notweadirkeit ergeben wird 
VIl Für die Sekretäre 


lässt sich nech 


„Ob. sich bei dieser Nachprüfung d.e 
die Zahl der Aufrückungssieliei in dar Gruppe 
(ehemalige Assisten‘en) der "Gruppe 6 zu vermehren, ch r 
nicht übersehen. Wie dem Land:ase bekannt ist, hat der Herr Reichs- 
minister der - Finanzen auf Grund des Besoldungss;errgeseizes gegen 
mehrere Bestimmungen des B.D.E.G. Einspruch eingelegt. Unter den 
beanstardelen Purkten beändet sich die Gewährung von Auirückungs- 
stellen. ia der Gruppe VII an ale Sexreäre der Giupe Vi, während iin 
Reich von den Bexmier der Gruppe Vi nur die an 31. März 192) vor- 
handen geweseneı Sekreläre (ehemaligen Assistenten) von VI nach VII 
Aufrücken können, wobei ausserdem das Aufrücken von dem Be- 
stehen einer besonderen Prüfung abhängig gemacht ist, Es kann 
zweileihaft sein, wieweit nicht iı dem vom He:en beanstandeten Unter- 
schied eine. Bessersiellusg der preussischen Sexretäre liegt, durch 
welche .der angeblich geringe.e Prozentsa‘z der Aufrückungssteien in 

jJedsalals , muss Rke - 
Ausgang der Verhaadlingen über den Einspruch abse 
ehe endzültig becirteilt werden kann, wieweit die Sekret 
in ihrer- Aufstiessmöglichkeit . tatsächlich gestellt 
preussischen Sekretäre.‘ 

Also es wird hier schlechthin von Sekretären 
maligen Assistenten) gesprochen, ohne dass Rücksicht 
nommen ist darauf, dass die vermessungsiechnischen Beamten 
und ‘die Verwaltungsbeamten ausser der Amisbezeichnung und 
dem Einkommen nichts Gemeinsames haben, dass aber die 
Leistungen der vermessungstechnischen Beamten erheblich 
höher zu bewerten sind als die der Verwaltungsbeamten. 

“ Wir. haben dem Parlament und der Regierung keinen 
Zweifel darüber gelassen, dass wir eine derartige Behandlung 
des Aufstiegs der vermessungstechnischen Beamten . der 


















Me Werden, 
äre des Reiclıs 
sind a’s die 
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-Gruppe VI und VII aufs schäriste bekämpfen. 


Aber abgesehen von diesen Hindernissen, die es noch 
zu überwinden gilt, kann auch den von der Regierung vor- 
gesehenen Voraussetzungen für ein Aufrücken in Gruppe VIl 
nicht zugestimmt werden. Wir halten es für ungerecht, dass 
man einem festen Prozentsatz der Gesamtzahl der vorhandenen 
Beamten die Aufrückung in Gruppe VII erschliesst. Hierdurch 


| Erscheint mit Nr. 50 der D.T.Z. 









Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


16. Dezember 1921 


entsteht der Zustand, dass Beamte mit gleicher Tätigkeit 
nur dann aufrücken können, wenn planmässige Stellen durch 
Tod oder Pensionierung frei werden oder der Prozentsatz 
sich zahlenmässig durch Schaffung neuer Stellen vergrössert. 






Dieser Zustand ist unhaltbar. Um Ungerechtigkeiten und 
Härten zu vermeiden, muss angestrebt werden, dass der 


Aufstieg in die Aufrückungsgruppe VII nach dem Dienst- 
alter erfolgt, Das Aufrücken nach dem Dienstalter ent- 
spricht auch dem von uns vertretenen Leistungsprinzip, da 
nicht bestritten werden kann, dass der Wert eines Kataster- 
sekretärs von der. Berufserfahrung abhängig ist, die er sich 
im Laufe der Zeit in der Verwaltung erworben hat. „Der 
II. Landesfachgruppentag der in unserem Bunde organisierten 
Vermessungssekretäre hat sich auf den Standpunkt gestellt, 
dass jeder Vermessungssekretär 8 Jahre nach Beginn 
des Anwärterdienstalters in Gruppe VH aufrücken 
muss 

Zur Beseitigung von Unklarheiten, welche über die Frage 


eines Aufstiegs nach Gruppe VIII und IX herrschen, sei 
hierzu folgendes bemerkt: 
Die Grundlage für diese Forderung bildet die Ent- 


schliessung 2q der Verfassunggebenden Preussischen Landes- 


versammlung vom 17. Dezember 1920, wonach die Staats- 
regierung ersucht worden ist, im Wege der Organi- 


sation für die technischen Beamten aller Art im möglichst 
grossen Umfange Beförderungssteilen zu schaften. 

In dieser Entschliessurg ist klar ausgesprochen, dass durch 
entsprechende Organisation der Verwaliung diese Steilen zu 
schaffen sind und dass es sich nür um Beförderungs- 
stellen handeln kann, 

Durch die ausgesprochene Forderung nach Beiörderungs- 
steilen ist aber klar zum Ausdruck gebracht, dass die damit 
verbundene Organisation eine höhere Wirtschaftlichkeit bzw. 
Verbilligung des Verwaltungsapparaies zum Ziele haben 


Oo 


ao 
«> 


eine 
mitiss. 

Da wir auf entsprechende Vorschläge seitens der dazu 
in erster Linie Berufenen lange werden warten können, und 
die zurzeit bestehende Bestimmung und die neuerdings ge 
troffenen Anordnungen (Erlass vom 7. November 1921 K. V. 
2907, betr. „Anderweite Regelung der Dienstgeschätte der 
katastertechnischen : Bureaubeamten‘“) gerade in entgegenge- 
setzter Richtung laufen, wird es unsere Aufgabe sein, den 
gesetzgebenden Körperschaften die im Interesse der Verwal- 
tung und der in ihr Beschäftigten die notwendigen Wege zu 
weisen. 

Eine höhere Wirtschaftlichkeit bzw. Verbilligung des 
waltungsapparates wird sich nur durch eine durchgreifende 


» < 


Verwaltungs- und Personalreform ermöglichen lassen. 

Neben der Nachprüfung des organisatorischen Aufbaues 
der Verwaltung und der Aenderung der Zuständigkeit der 
örtlichen, der bezirklichen und der Ministerialinstanz wird man 


Ver- 











m ® 
| Mitglieder! 
Fragt Eure Kollegen, ob sie bereits die D.T.Z. 
Ausgabe VI: „Der Katastertechniker“ 


oder die Gesamtausgabe bei der Post abonniert 
haben. Die Abonnementsquittung wird bekanntlich 
mit 10 M. auf den Mitgliedsbeitrag angerechnet, 
Preis der Einzelausgase 19 M., der 
Gesamtausgabe 20 M. vierteljährlich. 
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22 | | ' DER KATASTERTECHNIKER 1921 


die Zusammenarbeit der Katasterverwaltung mit anderen Ver- 


waltungen und Behörden einer eingehenden Nachprüfung unter- 
zıehen müssen. : 

Durch Dezentralisation muss die Verantwortung der 
unteren Dienststellen gehoben werden, die Arbeitsmethoden 
sind den Errungenschaften der Bureautechnik anzupassen. Ins- 
besondere sind alle diejenigen Bestimmungen der Geschäfts- 
anweisungen zu beseitigen bzw. zu verändern, welche heute 
noch die Verwaltung mit unnützer Arbeit belasten. 

Die Ausbildung des Nachwuchses ist in gesunde Bahnen 
zu lenken und die Uebernahme 
gewährleisten. 


Das vorhandene katastertechnische Personal ist durch Ein- 
stellung geeigneter, vollwertiger Bureauhiliskräfte von allen. 


nicht ihrer Ausbildung und Leistungsfähigkeit entsprechenden 
Arbeiten zu entlasten. 

Der Aufgabenkreis der Katastersekretäre kann erheblich 
erweitert werden. Die in der Verwaltung vorhandenen akade- 
misch gebildeten Beamten müssen mehr wie bisher zu einer 
ihrer Ausbildung entsprechenden Tätigkeit herangezogen 
werden. 

Nur wenn dieser Weg beschritten wird, und wenn sich 
alle in der Verwaltung beschäftigten beamteten und nicht- 
beamteten Kollegen einig sind, wird ein Aufstieg über die 
Gruppe VII hinaus erreicht werden können. £ 

Eine Forderung auf Einräumung von soundsoviel Stellen 
in den einzelnen Gruppen ist von vornherein aussichtslos, 
wenn man nicht an der Hand von Vorschlägen den gesetz- 
gebenden Körperschaften nachweisen kann, dass eine Um- 
organisation-unserer Verwaltung notwendig und erforderlich ist. 


Aus der Reform der Verwaltung ergibt sich der Auf- 


stieg über Gruppe VII hinaus und die Anzahl der erforder- 
lichen Stellen. 


Der Landesfachgruppenausschuss hat zur Ausarbeitung von 
begründeten Vorschlägen eine Kommission eingesetzt, be- 
stehend aus beamteten Kollegen der Aemter und Regierungen, 
welche sich zurzeit dieser schwierigen Arbeit unterzieht. 
An den Kollegen im Reich liegt es, die Kommission durch 
geeignete Vorschläge zu unterstützen und durch geschlossenes 
einiges Vorgehen zu einem Erfolge beizutragen. 


Der Kampf gegen das Arbeitsbuch 


Seit Jahren führen die in der Verwaltung beschäftigten 
Katastertechniker einen erbitterten Kampf um die Beseitigung 
der sogenannten „Gebührenkontrollen und Ar- 
beitsbücher“, nicht, um sich einer Kontrolle ihrer Ar- 
beitsleistung zu entziehen, sondern weil in jedem Falle die 
Führung dieser Kontrollen keine, Kontrolle der Arbeit ist 
und sein kann. Die Führung der Kontrollen hat zu Ungerechtig- 
keiten bei der Beurteilung der Tüchtigkeit und Leistungs- 
fähigkeit der Kollegen, zu schikanösen Behandlungen und zu 
ungerechtfertigten Massregelungen von seiterr der Behörden- 
vorstände geführt. 

Seit mehr als einem Jahr hat sich unser Bund und in den 
letzten Monaten auch der Hauptbetriebsrat bemüht, auf dem 
Wege der Verhandlungen mit dem Preussischen Finanzministe- 
rium diesen Streitgegenstand aus der Welt zu schaffen. In den 
Verhandlungen haben die Vertreter des Ministeriums die von 
uns gerügten Misstände auch nicht gebilligt und erklärt, es 
sollten Anordnungen getroffen werden, die zum Ausdruck 
bringen, dass Kontrollen ahne Zusammenstellung der 
Gebührenbeträge und Gegenüberstellung des 
Einkommens nur insoweit geführt werden dürfen, als sie 
zur Aufrechterhaltung eines geordneten Geschäftsbetriebes er- 
forderlich sind. Hiermit konnten wir uns zufrieden geben. 


Der im „Katastertechniker‘“ Nr. 4 veröffentlichte Erlass 
ordnet nun aber in dem beigefügten Muster aus uns unbekannten 
Gründen gerade das Gegenteil an und befestigt den 
alten Zustand. Nichts ist in dem Erlass gesagt, was die von 
uns gerügten und bekämpften Auswirkungen vermeiden könnte. 


Wir haben dem Finanzministerium keinen Zweifel darüber 
elassen, dass wir diesen Erlass auf das entschiedenste be- 
ämpfen werden und es durchaus billigen, dass die Kollegen 

die Führung des Arbeitsbuches abgelehnt haben. 


ins: Beamtenverhältnis zu _ 


‘men wird sich die Neuordnung nicht klammern dürfen, wenn- 


y 






1. Das’ Verfahren wird ausgesetzt, 3. un . 

2. Das Finanzministerium wird ersucht, gemäss $ 29 Abs, 3 des 
B.R.G. über den Einspruch der Katasterangestellten gegen die Füh- 
rung der Tagebücher mit dem Hauptbetriebsrat des Finanzministe- 
riums zu verhandeln, da bei sinngemässer Auslegung der Vorschriften 
des B.R.G. und der Preussischen Ausführungsverordnung dazu die 
zur Vorbereitung des Schlichtungsverfahrens im B.R.G. vorgeschrie- 
bene Verhandlung bei dieser das ganze Staatsgebiet betreffenden 
Angelegenheit nur zwischen dem Finanzministerium und dem ge- 
nannten Hauptbetriebsrat vorgenommen werden kann. 

3. Der Finanzminister wird ersucht, bis zum 15. Januar das Ergebnis 
mitzuteilen und im Falle der Ergebnislösigkeit die im $ 3 B.R.O, 
angeordnete Niederschrift der gemeinsamen Verhandlung mit einer 
Erklärung darüber einzureichen, welche. grundsätzliche Stellung das 
Finanzministerium einnimmt. Dabei wird gleichzeitig für diesen 
Fall um eine eingehende Begründung gebeten. 


Das Finanzministerium hat die von uns angestrebten Ver- 
handiungen über den Erlass vom 22, Oktober 1921 K.V. 11/823 
abgelehnt. Nun wird es diese Verhandlungen, gezwungen 


durch den Zentralschlichtungsausschuss, doch führen müssen. 


Wir bedauern es ausserordentlich, dass zur Beseitigung dieses 
Streites, welcher durchaus nicht zur Hebung der Arbeitsireudig- 
keit beiträgt, dieser Weg eingeschlagen werden musste, und 
würden es sehr begrüssen, wenn die nun zu führenden Ver- 
handlungen recht bald zu einer befriedigenden Lösung führen 
würden. h 


Unsererseits sei nochmals betont, dass wir uns mit einer 
Kontrolle der Arbeit einverstanden erklären können, wenn 
der Beweis erbracht wird, dass die Führung eines Nach- 
weises über die von den einzelnen Angestellten und Beamten 
ausgeführten Arbeiten und über deren sach- und fristgemässe 
Erledigung unumgänglich nötig ist. Mit Entschiedenheit wen- 
den wir uns aber gegen die Einführung eines Arbeitsbuches, 
welches eine Gegenüberstellung der aufgebrachten Gebühren 
und des bezogenen Einkommens vorsieht. Eine derartige 
Kontrolle, denn als solche muss das jetzige Arbeitsbuch an- 
gesehen werden, spiegelt in jedem‘ Falle die Arbeitsleistung 
des einzelnen falsch wieder und führt demzufolge zu un- 
gerechter Bewertung und schikanöser Behandlung seitens der 


_ Dienststellen und häufig zu Unzuträglichkeiten unter den Kol- 


legen selbst. 


_"Wirtschaftskataster und Kataster- 
wirtschaft | 


Die Wünsche nach einer allgemeinen Vereinfachung und 
Verbilligung der Verwaltung des Staates stammen nicht von 
gestern ‘her. Schon in dem früheren preussischen Landtag 
wurde die Notwendigkeit des Eingehens auf alle diese Wün- 
sche von den verschiedensten Seiten betont. Am 7. Juni 1909 
wurde endlich eine Kommission eingesetzt, welche eine allge- 
meine Verwaltungsreiorm vorbereiten sollte. Ganz ohne Er- 
folg war das Wirken dieser Kommission nicht. Bei ver- 
schiedenen Behörden konnte der Geschäftsgang vereinfacht 
werden. Zu einer völligen Umgestaltung und Neuordnung 
der Verwaltung ist es indessen nicht gekommen, da die 
zahlreichen entstehenden Schwierigkeiten nicht überwunden 
werden konnten. 


Die veränderte Staatsform, die Nöte der Zeit und die 
mannigfachen neuartigen Aufgaben des Gemeinwesens verlangen 
heute mehr als je eine grundlegende Aenderung und einen 
neuen Aufbau der Verwaltung. Ganz gewiss sind die Schwie- 
rigkeiten zur Durchführung emer derartigen Erneuerung nicht 
geringer geworden; sie sind im Gegenteil erheblich gewachsen. 
Aber dennoch müssen Mittel und Wege gefunden werden, die 
das gesteckte Ziel erreichen lassen. An überkommene For- 

leich die Ueberlieferung der Gemeinsamkeit der Entwick- 
ung, der Erlebnisse und der Geschichte zu Rate gezogen 
werden müssen, da sie die Gestaltung der Wirtschaft wesent- 
lich beeinflusst haben. Der Aufbau der neuen Verwaltung 
soll allein durch die Rücksicht auf die Wirtschaft ‚bestimmt 
werden. Ein gesunder Wirtschaftsgeist soll die gesamte Ver- 
waltung tragen und durchdringen. Mit Bezug hierauf ist zu 
untersuchen, in welcher Weise bestehende Einrichtungen sich 
bewährt haben, nach welcher Richtung sie etwa zu erneuern 
sind, und, falls sie sich überlebt haben, wie sie am schnellsten 

und ohne Schaden für die Allgemeinheit beseitigt werden 

können. Neue notwendige Einrichtungen sind dagegen ebenso 

schnell ins Leben zu rufen. In diesem Sinne seien Ueberle- 
gungen auch für das preussische Kataster und seine Ver- 

waltung gestattet. 5 A 


Versteht man unter Wirtschaft die planmässig geregelte 





Inzwischen hat sich am 10. d. M. der Preussische Zentral- Tätigkeit des Menschen, eines Volkes oder eines Staates 
schlichtungsausschuss mit dieser Angelegenheit befasst, ohne zur Befriedigung seiner Bedürfnisse und unter Staat die 
allerdings zu einer endgültigen Entscheidung zu kommen. Der _ Willensstruktur eines Volkes, dann muss man. diesem Staat 
Beschluss lautet: die Rolle des obersten Leiters der Volkswirtschaft zuerkennen. 
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Nr. 6 





Nun nehmen einen nicht unerheblichen Teil der Bedürf- 
Inisse des Menschen die leiblichen ein; zu ihrer Befriedigung 
Be mährung, Wohnung, Kleidung) dienen hauptsächlich die 
‚Bodengewächse, welche durch die im Boden aufgespeicherten 
Nährstofie hervorgebracht werden. Dem Staat als Wirtschafts- 
leiter liegt hiernach die Verpflichtung ob, die planmässige 
Verwendung des Bodens zu leiten oder zu überwachen. Dazu 
bedarf es aber der genauen Kenntnis der Ausdehnung der 
Bodenarten, ihrer Zusammensetzung nach Gemengteilen, und, 
so lange es ae gibt, der Kenntnis des Eigentumsrechts 
an den räumlich abgegrenzten Teilen der zum Staate gehören- 
den Erdoberfläche (Grundstücke). Die Beschaffenheit des 
Bodens findet ihren Ausdruck in dem mehr oder minder 
üppigen Gedeihen der Bodengewächse und später in dem 
Ertrage. Bei fortschreitender Entwicklung entstehen nicht mehr 
allein unmittelbare Erträge, sondern auch mehr mittelbare, für 
die weniger die Zusammensetzun des Bodens und ihre 
Wirkung auf die Fruchtbarkeit, als vielmehr die Lage des 
‚Grundstücks zu bestimmten Sammlungen der Ansiedlung von 
entscheidender Bedeutung sind. Es entsteht hierbei der Be- 
griff des Tausch-, Verkaufs- oder Mar\twertes. 


So sind es dann drei Faktoren, deren Feststellung und 
dauernde Beobachtung bezüglich ihrer Veränderungen notwendig 
ist. Die Ausdehnung, der Ertrag (Wert) und das Recht am 
Boden. Als Mittel zu ihrer Feststellung und Beobachtung 
dienen: die Ermittelung der Fiächen- (u. U, auch der Raum- 
Einheit durch die Vermessung, die Ermittelung der Wert- 
einheit durch die Schätzung und die Rechtssatzung. Es möchte 
auf den ersten Blick erwünscht erscheinen, diese drei Fest- 
stellungen gemeinschaftlich zu betreiben; denn zweifellos be- 
stehen gewisse Zusammenhänge zwischen ihnen. Aber die 
anzuwendenden Mittei zeigen doch deutlich ihre Verschieden- 
artigkeit. Während die Vermessung und die Schätzung 
gleiche Grundgedanken aufweisen, liegen der Feststellung der 
rechtlichen Eigentumsverhältnisse . wesentlich andere Ueber- 
legungen zu Grunde. Damit ist aber auch gleich der Weg 
gewiesen, in welchen Zusammenhängen der Grund und Boden 
zu beobachten ist. Vermessung und Schätzung werden von einer 
gemeinsamen Stelle der Verwaltung durchgeführt werden 
müssen, die Rechtsfindung dagegen von einer anderen. Mit 
Rücksicht auf die bestehenden Beziehungen zwischen Aus- 
dehnung, Ertrag (Wert) und Recht am Boden werden die 


‚beiden sachlich getrennten Stellen nur in dauernder Fühlung- 


nahme miteinander selbständig arbeiten dürfen. Die Ergebnisse 
der beiderseitigen Tätigkeit müssen dann wenigstens nach- 
richtlich aufeinander bezogen werden. Die Zusammenstellung 
der Ergebnisse aus Vermessung und Schätzung hat in über- 
sichtlich geordneten Verzeichnissen in dem Wirtschafts-Kataster, 
und die Zusammenfassung der geiundenen Rechtsverhältnisse 
auf ähnliche Weise im Grundbuche zu erfolgen. Das Wirt- 
schafts-Kataster und das Grundbuch sind gleich wichtige 
Faktoren im Wirtschaftsleben, und da sie bereits bestehen, 
sind sie zu erhalten. (Vergl. „der vermessungs- und der 
schätzungstechnische Katasterdienst“ in Nr. 2 und 4 des 
„Katastertechnikers‘“.) 

Ganz von selbst ergibt sich die Forderung, die mit der 
Verwaltung des Wirtschaftskatasters und des Grundbuchs be- 
trauten Verwaltungen in demselben Gebäude unterzubringen. 
Dazu ist als weitere Selbstverständlichkeit die gleiche räumliche 
Zuständigkeit im Wirtschaftsbezirk zu fordern. Der heute viel- 
fach noch bestehende Zustand der voneinander abweichenden 
Amtsbezirke der einander ergänzenden Dienststellen ist un- 
bedingt zu beseitigen. Ganz allgemein ist zu fordern, dass 
auch alle für den gleichen Wirtschaftsbezirk eingesetzten Stel- 
len der verschiedensten Verwaltungszweige in einem Gebäude 
untergebracht werden. Es lässt sich dadurch eine weitgehende 
Dezentralisation der gesamten Verwaltung und die grösstmög- 
liche Selbständigkeit der örtlichen Behörden erreichen. Der ge- 
meinsame Amtssitz der verschiedenen Dienststellen ist aus 
Gründen der Kostenersparnis so zu wählen, dass von ihm aus 
alle Ortschaften des Wirtschaftsbezirks bequem zu erreichen 
sind. Gerade bei der Verwaltung des Wirtschaftskatasters 
sind für die Vermessung und die Schätzung der Grundstücke 
fortwährend Arbeiten in der Oertlichkeit auszuführen. 


Die Beobachtungen für das Wirtschaftskataster haben sich 
nicht nur auf die flächenmässige Ausdehnung, sondern auch 
auf die Gestaltung der Bodenoberfläche zu erstrecken. Die 


auf Grund der Vermessungen gewonnene Abbildung der Erd- 


oberfläche soll in gleicher Weise Auskunft über den „Grund- 
riss“ und den „Aufriss“ der Grundstücke geben. Eine solche 
Abbildung (Wirtschaftskarte) grossen Massstabes würde allen 
Erfordernissen der Wirtschaft genügen. Die Arbeiten für diese 
Wirtschaftskarte lassen sich naturgemäss nicht innerhalb kurzer 
Frist bewältigen, sie können aber jedenfalls sofort in Angriff 
gefördert werden, dass in absehbarer Zeit 
mit ihrem Abschluss gerechnet werden darf. Da Gegenstand 
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der_Beobachtungen für das Kataster neben der Ausdehnung der 
Grundstücke auch .deren Ertrag und Wert sein muss, ist es 
notwendig, dass die Verwaltung des Katasters Nachricht über 
alle Ermittlungen anderer Verwaltungsdienststellen erhält, die 
Anhaltspunkte für eine getreue Feststellung von Ertrag und 
Wert bieten können. Ausser den bisher schon üblichen Be- 
nachrichtigungen kommen hierfür Angaben über Ent- und 
Bewässerung, Berieselung, Regelung der Bebauung (Bebau- 
ungspläne, Bauklassen usw.), über die Gestehungskosten der 
Grundstücke (in den bisherigen Zuwachs- und anderen Steuer- 
erklärungen) u. a. m. in Betracht. Um auch hierbei Zeit, 
Arbeit und das Anschwellen der Akten zu ersparen, müssten 
alle diese Nachrichten nicht in Form von Auszügen, Abschrif- 
ten u. dgl. m. erteilt, sondern den mit der Verwaltung des 
Wirtschaftskatasters betrauten Dienststellen durch Umlauf zur 
Kenntnis gebracht werden. Es lässt sich leicht einsehen, dass 
beispielsweise die bei den jetzigen Katasterämtern eingehenden 
Mitteilungen über Eigentums- und andere rechtliche Verände- 
rungen sich ganz erübrigen, wenn statt ihrer die über die 
Rechtsvorgänge bei den Grundbuchdienststellen ohnehin auf- 
zunehmenden Beweismittel unmittelbar zur Entnahme des für 
die Fortführung des Katasters wichtigen Anhalts auf die Dauer 
eines Tages überlassen werden. In gleicher Weise lassen sich 
übrigens nech manche anderen Vorgänge eines wechselseitigen 
Geschäftsverkehrs entbehrlich machen oder doch auf ein Min- 
destmass beschränken. 


Mit der Durchführung einer solchen Vereinfachung ist 
eine gründliche Personalreform zu verbinden. Den Beamten ist 
innerhalb ihrer Aufgabengebiete die grösstmögliche Selbstän- 
digkeit unter eigener Verantwortung einzuräumen. Dement- 
sprechend ist die Vorbildung der Beamten zu regeln. Bei 
den technischen Zweigen der Staatswirtschaft, zu denen die 
Verwaltung des Wirtschaftskatasters gehört, ist eine umfassende 
technische Mittel- oder Hochschulbildung notwendig. Sie muss 
als Norm gelten. Das schliesst in sich, dass Beamte ohne den 
so geregelten Ausbildungsgang bei gleicher Eignung ebenso zu 
beschäftigen und zu bewerten sind, wie die Beamten mit 
solcher Ausbildung. Was die Gliederung der Tätigkeit bei den 
Dienststellen betrifft, so stehen sich hier zwei Anschauungen 
gegenüber; auf der einen Seite stehen die Anhänger der 
Trennung nach Sachgebieten, auf der anderen die der Tren- 
nung nach räumlich abgegrenzten Bezirken. Man könnte ver- 
sucht sein, die Trennung nach Sachgebieten für den einzig 
gangbaren Weg zu halten. Daun aber würden nur einseitige 
Spezialisten herangebildet werden. Eine Trennung nach räum- 
lich begrenzten Arbeitsabschnitten hat dagegen neben ab- 
wechslungsreicher Tätigkeit den Vorteil der genauen Kennt- 
nis aller einschlägigen. Verhältnisse in dem betreffenden Ver- 
waltungsbereich für sich. 

Des weiteren ist für die Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung die Erschöpfung alter technischen Hilfsmittel 
im Dienstbetrieb notwendig. Fernsprecher, Schreib- und 
Rechenmaschinen sowie Vervielfältigungs- und Druckereigerät 
dürfen nicht mehr angestaunte Ausnahmen sein. Durch die 
ergiebige Verwendung solcher Hilfsmittel werden kochwertige 
Kräfte für wichtigere Arbeiten frei. Die Bereitstellung solcher 
hochwertigen Kräfte ist gerade für die Verwaltung des Wirt- 
schaftskatasters notwendig. 

Die Verwendung des Wirtschaitskatasters als Grundlage 
für die vorläufige und die spätere endgültige Besteuerung des 
Grundbesitzes beweist schon allein seine Notwendigkeit für 
die Staats- und Volkswirtschaft. 


Damit die Katasterverwaltung die ihr gestellten Aufgaben 
erfüllen kann, muss eine gesunde Verwaltungs- und Personal- 
reform schleunigst durchgeführt ‚werden. 

A. de Boer. 


Aus dem Berufe 


Revision des Teiltarifvertrages. Die Ausführungsbestim- 
mungen des preussischen Finanzministers zur Revision des 
Teiltarifvertrages sind nunmehr unterm 5. Dezember 1921 mit 
Nr. Lo. 3422 'herausgekommen und im „Staatstechniker“‘ ab- 
edruckt. Den Bezirksfachgruppen haben wir dieselben eben- 
alls übersandt. Den für die Katastertechniker wichtigsten Teil 
—— Abschnitt A, Ziff. 1 und 2 — lassen wir nachstehend folgen: 


„1. Der durch das 4. Ergänzungsabkommen mitgeteilte überprüfte 
Vergütungstarif tritt, soweit Abweichungen nicht besonders kenntlich 
emacht sind, mit Wirkung vom 1. April 1920 an die Stelle des bis- 

rigen Vergütungstarifs, 


2. Hierdurch ergibt sich, dass die Angestellten solcher Kategorien, 
die ohne Aenderung ihrer bisherigen Bezeichnung im „Vergütungs- 
tarif im überprüften Vergütungstarif in einer höheren Vergütungsgruppe 
erscheinen, mit Wirkung vom 1. Ai 1920 in diese höhere Gruppe des 
überprüften Vergütungstariis zu überführen sind. Dies ist z. B. hin- 
sichtlich der „Fernsprechgehilfen“, die unter dieser Bezeichnung in der 
Oruppe Il (bisher I) des bisherigen Vergütungstarifs aufgeführt waren, 
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nommen sind. } 

Das gleiche eıgibt sich für de Katasterhilfsarbeiter, 
Katastertechniker, Katasteranwärter, Vermessungs- 
techniker, Lithographen, Photographen, Kartographen, Kupferstecher usw.“ 


Neuregelung der Lehrlingsbezüge. Nachstehend bringen 
wir die Verfügung . des preussischen Finanzministers vom 
30. November 1921 Nr. La 3392, betr. Neuregelung der Be- 
züge der unter den Tarifvertrag für die Angestellten vom 
4. Juni 1920 fallenden Lehrlinge zum Abdruck: 


„In der Anlage wird Abdruck des 5. Ergänzungsabkommeas hia- 


sichtlich der Regelung der Bezüge der Lehrlinge mit dem Ersuchen über- 
sandt, wegen Auszahlung der auf Grund dieses Ergänzungsabkommens 
vom 1. Oktober 1921 ab erhöhten Bezüge sofort: das Erforderliche 
zu veranlassen.. Zur" Erleichterung für -die Anweisungen wird auf die 
beiliegende tabellarische Uebersicht Bezug genommen. 
Die für die nachgeordneten Dienststellen erforderlichen Abdruck 
dieses Erlasses usw. liegen bei. 
Zugleich im Namen des Ministers des Innern. 
Der Finanzminister. 
I. V,.: Weber.“ 
An die nachgeordneten Behörden. 

Anlage. 


5. Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Regelung 
der Bezüge der unter den Tarifvertrag für die An- 
gestellten vom-4. Juni 1920 fallenden Lehrlinge, 


81. 
Lehrlinge erhalten zu ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Teue- 
tungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis zur Erreichung einer 
Gesamtsumme, die beträgt: ; 








im ersten | im zweiten | im. dritten 








Lehrjahre 

M. | M. | M. 
In ein: Orte der Ortsklasse A , . . 3300 4200 S700 
» [2 » ” „ B a Sr 3200 4100 5600 fr 
.“n urn 8 c 3100 4000 5500 
ET ER Bi D 3000 3900 5400 
” ES PR is er Ei 2900 3800 5300 
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Der vorgenannte Teuerungszuschlag wird vom 1. Oktober 1921 
ab gewährt. Die für die Zeit vom 1. Oktober 1921 bis Ende‘ 
Dezember 1921 zu errechnenden Mehrbeträge sind nach Steuer- 
abzug unter Vorbehalt der Rückforderung von Ueberzahlungen auf 


einmal und sofort zu zahlen. 


Aus der Fachgruppe 


Bezirksfachgruppe Breslau. Am 13. November d. Js. hielt 
die Bezirkstachgruppe Breslau ihre Versammlung ab, zu der 
Kollege Lemnitz als Vertreter des Landesfachgruppenaus- 
schusses erschienen war. Weiter waren anwesend der Vor- 
sitzende der Ortsverwaltung IV (Staatstechniker) und der 
Leiter der Gaunebenstelle Breslau. Der Bezirksobmann, Kollege 
Freier, begrüsste die erschienenen Vertreter des Bundes. 

Kollege Lemnitz klärte die Anwesenden über die Arbeiten 
und Ziele des Bundes in ausführlicher Weise auf. Ueber 
Tarifvertrag und Beamtenbesoldung setzte nach den Aus- 


führungen des Kollegen Lemnitz eine rege Aussprache ein. 


Zur Frage der Ausbildung des Nachwuchses machte Kollege 
Lemnitz gleichfalls ausführliche Vorschläge. Der Besuch einer 
Fachschule wurde dringend empfohlen. Von der demnächst 
zu erwartenden Einrichtung einer Fachschulklasse an der Bau- 
gewerkschule in Breslau wurden die Kollegen in Kenntnis 
gesetzt und aufgefordert, von dieser für uns so wichtigen und 


.. begrüssenswerten Einrichtung zahlreich Gebrauch zu machen. 


Durch die Ausführungen des Kollegen Lemnitz wurden 
die Anwesenden aufs Neue in ihrer Ueberzeugung bestärkt, 
dass eine wirkliche Interessenvertretung der Katastertechniker 
und -Sekretäre nur durch den Butab erfolgen kann; die Ver- 
handlungen über den Tarifvertrag haben erneut den Beweis 
dafür erbracht. 


But 








Buchdruckerei Paul Lenz, 





der Fall, da sie nunmehr unter der gleichen Bezeichnung „Fernsprech- 
gehilfen“ in die Gruppe IV des überprüften Vergütungstarifs aufge- 


. amten und Angestellten. 
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Nach 31/, stündiger Dauer schloss Kolle € Freier die \ 
sammlung. Er dankte dem Vertreter des Bundes und sprach 
dem Kollegen Lemnitz das Vertrauen der Bezirksfachgruppe 
und deren Einverständnis mit den Arbeiten des Landesfach- 
gruppenausschusses aus. Ferner richtete er an die Kollegen 
die Bitte, das Gehörte auch den Kollegen mitzuteilen, die dem 
Bunde noch fern stehen, um sie dadurch unserer Organisation 
zuzuführen. Er wies nochmals auf die Erfolge des Butab hin 
und gab der Erwartung Ausdruck, dass es bald keinen klar 
Bet Kollegen mehr geben möge, der nicht dem Butab 
angehört. ; ee 


Bezirksfachgruppe Köln. Am 20. November fand eine 
gemeinsame Fachgruppenversammlung der Fachgruppe „Ka- 
tasterwesen‘‘ Köln und Düsseldorf sowie der Provinzialfach- 
gruppe „Pr. Kulturverwaltung — Vermessungswesen“ in Köln 
statt, an welcher ausser den Vertretern der Gauverwaltung auch 
Kollege Queisser aus Berlin teilnahm. Re Pe . 

Kollege Queisser schilderte eingehend die Arbeit des Bun- 


‚ des zur Besoldungsreform und zum Tarifvertrag und erörterte ° 


die Frage der Organisation der vermessungstechnischen Be- 
Die im Anschluss an das Referat 
einsetzende lebhafte Aussprache führte zur Annahme einer 













Entschliessung, in welcher zum Ausdruck gebracht wurde, 


dass als gewerkschaftliche Interessenvertretung für die ver- 
 messungstechnischen Beamten und Angestellten nur der Bund 
der technischen Angestellten und Beamten in Frage kommen 
kann, und dass die von dem Bunde bisher verfolgte Politik 
auf dem Gebiete der Einstufung der Angestellten und Beamten, 
der Berechnung des Besoldungsdienstalters sowie der Vor- 
und Ausbildung es nur ermögliche, dem gesamten vermes- 
sungstechnischen Berufsstand die Stellung zu erringen, welche 
ihm gebührt. Eingehend erörtert wurde auch die Frage der 
Höhergruppierung der Katastertechniker und Kulturamtszeich- 
ner in Verfolg der Entscheidungen des für die. Revision des 
Teiltarifvertrages eingesetzten Sonderschlichtungsausschusses. - 
Es wurde festgestellt, dass alle diejenigen Katastertechniker 
und Kulturamtszeichner, welche bisher in Gruppe Ill des Tarif- 
vertrages (Gruppe V der Beamtenbesoldung) eingereiht waren, 
mit rückwirkender Kraft ab 1.. April 1920 in Gruppe VII der 
Beamtenbesoldung einzustufen sind, und dass alle diejenigen, 
welche bisher in Gruppe: IV des Tarifvertrages (Gruppe VI 
der Beamtenbesoldung) eingestuft waren, mit derselben Rück- 
wirkung nach Gruppe VI der Beamtenbesoldung zu ent- 
lohnen sind. ' ir LEER | 
Am Schiusse der Tagung wurde noch zur Neuwahl des 
Bezirksfachgruppen-Ausschusses geschritten. Gewählt wurden 
die Kollegen: Lippert, Heinrichstr. 31 (Obmann), Wilden- 
berg, Brühl, Auguste-Viktoriastr. 8 (stellvertr. Obmann), Wag- 
Apernstr. 45 
(I. Schriftführer), Schmidt (I. Kassierer), Finette (m. Kassie- 
rer). Die Kollegen Gores, Simossek und: Wolf’sind aus den’ 
Fachgruppenausschuss ausgeschieden, " 1 


Mitgliederbewegung. Langsam, aber sicher ringt sich auch 
bei dem letzten Rest der unserer Bewegung noch fernstehenden ° 
beamteten und nichtbeamteten Kollegen die Erkenntnis durch, 
dass sie eine erfolgreiche Interessenvertretung nur in unserem 
Bunde finden können. Den Beweis hierfür erblicken wir in 
dem seit September sich bemerkbar machenden Aufschwung” 
in der Zahl der neueintretenden Mitglieder unserer Fachgruppe. 
Es sind im September dem Bunde neu beigetreten 36 Kollegen 
ausgetreten 5, im Oktober neu beigetreten 39. Kollegen, aus 
getreten 7 und gestrichen 3, im November neu beigetreten” 
61 Kollegen, ausgetreten 3 und gestrichen 3, mithin ein Zu- 
gang von insgesamt 115 Kollegen. N 
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Der Personalmangel im maschinen- 
technischen Dienst 


Unser Bund hat die Staatsverwaltimgen bei jeder Gelegen- 
heit darauf hingewiesen, dass in Anbetracht der Verminderung 
an technischen Arbeitskräften, die das deutsche Wirtschafts- 
leben infolge des Krieges betroffen hat, sehr bald die Zeit ein- 
treten dürfte, wo es den Verwaltungen schwer werden wird, 
geeignete Kräfte zur Erledigung der den Verwaltungen ob- 
liegenden technischen Aufgaben heranzuziehen. 

Aus unseren Veröffentlichungen ist bekannt, dass die 
Reichseisenbahnverwaltung seit Januar 1914 den untergeord- 
neten Dienststellen die Einstellung von technischen Hilfskräften 
verboten hat, und dass aus diesem Grunde diese Dienststellen 
dazu übergegangen sind, Techniker zwar mit technischen Ar- 
beiten zu beschäftigen, aber als „Arbeiter“ zu führen. Wir 
hatten in einer Eingabe am 30. Juli die Beseitigung dieses Zu- 
standes vom Reichsverkelhrsminister gefordert. Die infolge 
unserer Eingabe angestellten Ermittelungen des Reichsverkehrs- 
ministeriums haben einzelne Direktionen veranlasst, diese Tech- 
niker aus dem Bureau herauszunehmen und sie nun tatsächlich 
als Arbeiter in der Werkstätte zu beschäftigen, trotzdem drin- 
gend zu erledigende technische Arbeiten im Bureau vorliegen. 
Dieses Verhalten der unteren Behörden stellt selbstverständ- 
lich ein Meisterstück von Bureaukratismus dar, das verdient, 
öffentlich bekanntgemacht zu werden. Wir haben nicht unter- 
lassen, das Reichsverkehrsministerium auf die merkwürdige 
Art der der Entscheidung des Ministers vorweggenormmenen 
Erledigung dieser Angelegenheit von seiten der Dienststellen 
aufmerksam zu machen. 

Die Angelegenheit gewinnt aber noch einen besonderen 
Reiz, wenn wir unter Hinweis darauf, dass es sich bei den 
obengenannten technischen Hilfskräften hauptsächlich um 
Maschinentechniker handelt, den nachstehenden Erlass des 
Reichsverkehrsministeriums zur Kenntnis nehmen: 
Reichsverkehrsministerium Berlin W66, den 9. Juni 1921. 
Zweigstelle Preussen-Hessen. 

Pr.11. 24. 139. 457. 

Zur Behebung des im maschinentechnischen Dienst aufgetretenen 
grosser Personalmangels, können im laufenden Jahre maschinentech- 
nische. Bureauaspiranten 1. Klasse und Dienstanfänger für den Werk- 
meisierdienst (Werkmeisteraspiranten) in mässigem Umfange eingestellt 
werden. Das Eisenbahn-Zentralamt und die Eisenbahndirektionen wollen 
den Bedarf an Aspiranten für das laufende Haushaltsjahr unter Be- 
rücksiehtieung der zu diesen Laufbahnen zugelassenen planmässigen 
Beamten und der zur Einstellung gelangten oder für die Uebernahme 
noch in Atissicht genommenen überzähligen Heeres- und Marine- 
beamten und der Beamten anderer Verwaltungen ermitteln und in an- 
liegende Nachweisung eintragen. Die Nachweisung ist binnen 10 Tagen 
an das Geheime Personalbureau des Ministeriums, Zweigstelle, Preussen- 
Hessen, einzusenden. Wegen der Zahl der in den einzelnen Bezirken 
einzustellenden Diensianfänger b’eibt die Entscheidung vorbehalten. 

Zusatz für das Eisenbahnzentralamt. 

Das Eisenbahnzentralamt ersuche ich, die etwa noch erforder- 
lichen Vorbereitungen für die Einberufung der Dienstanfänger in- 
zwischen zu treffen. Bei dieser Gelegenheit können als Dienstanfänger 
für den maschinentechnischen Büureaudieast 1. Klasse ausnahmsweise 
bis zu 10 Prozent der Gesamtzahl der Dienstanfänger auch schwer- 
kriegsbeschädigte Bewerber, welche die körperliche Tauglichkeit für 
den Betriebsdienst (als Betriebsingenieur) nicht besitzen, eingestelit wer- 
den. Das Eisenbahnzentralamt wolle durch Benehmen mit den Haupt- 
fürsorgestellen oder in sonst geeigneter Weise die beteiligten Kreise 
Fe aufmerksam machen, sofern nicht früher abgewiesene schwer- 
kriegsbeschädigte Bewerber aus den dortigen Akten in genügender Zahl 
festgestellt werden können. Wegen der Berücksichtigung von Absol- 
venten der Maschinistenklasse der Deckoffizierschule für die Einberu- 
fung zum Werkmeisterdienst, beziehe ich mich auf die früher er- 
gangenen Erlasse. gez. Seydel. 


Wie gross die Not an maschinentechnischem Personal ist, 
geht daraus hervor, dass das Reichsverkehrsministerium dazu 
übergegangen ist, in den Provinzblättern für die Laufbahn der 
maschinentechnischen Eisenbahnsekretäre zu werben, wo be- 
sonders darauf hingewiesen wird, dass auch Schwerkriegsbe- 
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schädigte aufgezeichnet und eingestellt werden. Geiordert 
werden: das Zeugnis für die Versetzung nach Obersekunda 
einer höheren Lehranstalt, das Reifezeugnis einer anerkannten 
Höheren Maschinenbauschule, sowie der Nachweis einer min- 
destens zweijährigen praktischen Tätigkeit. 

Einer unserer Bundeskollegen hat Gelegenheit genommen, 
seiner Zeitung nachstehende Aufklärung zukommen zu lassen: 


„Als Leser Ihres Blattes war ich bisher über die in Ihren 
Veröffentlichungen geübte Obiektivität sehr befriedigt. Nach- 
dem ich jedoch in Ihrer Nr. 10 nunmehr zum zweiten Male 
ein Stellenangebot für maschinentechnische Eisenbahnsekretäre 
finde, möchte ich bitten, die Ihnen eigene Objektivität auch 
hierbei zu wahren. Immerhin ist anzunehmen, dass Ihnen 
die Kenntnis der näheren Verhältnisse fehlt. Der Schreiber 
dieses, der genau auf ein derartiges Stellenangebot im wahrsten 
Sinne des Wortes hereingefallen ist, will Ihnen einige Erläute- 
rungen geben. 

Zunächst hat der Bewerber (auch höheren Lebensalters) 
die sogenanne dreijährige Ausbildung durchzumachen. Er be- 
kommt für diese Zeit ganze 1166 M. monatlich. Wenn er die 
Prüfung bestanden hat, kommt er nicht etwa nach Gruppe 8 
oder 9, wo sich jetzt die meisten technischen Sekretäre be- 
finden, sondern als Anfänger nach Gruppe 7, und muss ohne 
Gnade nochmals durch zwei Examen steigen, um nach 
Gruppe 9 zu gelangen, wenn er dort überhaupt einen freien 


































deder 
Reichseisenbakntechriker 
muss die 


Deutsche Techniker-Zeitung 


Ausgabe Vil für Reichseisenbahntschniker 
mit den wöchentlich wechselnden Fachbeilagen: 


„Der Reichselsenbahntechniker‘‘ 
„Freie Beamtenrundschau“ 
„Recht und Rechispraxis‘‘ 
„Bildung und Unterricht‘‘ 
„Sozialwirtschaftliche Rundschau‘ 


lesen. Die Zeitung bringt neben wichtigen sozialpoli- 
tischen und volkswirtschaftlichen Aufsätzen wiehtige 
Erlasse und Gesetzesvorlagen fortiaufend nebst 
Material über die Einstufung in Besoldungsore- 
nungen, Tarifverträge usw., das jeder Kollege im 
eigenen Interesse 


Die Zeitung ist für Bundesmitglieder kostenlos, da der 
Betrag für das Postabonnement in Höhe von 5— M. 
vierteljährlich von den Monatsbeiträgen abgezogen wird. 
Aber auch Nichtmitglieder sollten die Zeitung halten 
wegen ihres Inhalts, der für Techniker aller Verwaltungen 
von höchstem Werte ist. 

Wer die D. T. Z. regelmässig liest, wird von selbst 
ein rühriges Mitglied unseres Bundes zum Besten der 
gesamten Technikerschaft und seiner eigenen wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage. 


Kollegen im Reichzeisenbahndienst! 


Werht für die „Deuische Techniker-Zeilung“. 
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M., den 22. 9. 21. 


Beumten 


Berlin. 


An den 


Bund der technischen Angestellten und 


».. Für mich haben Sie viel getan. Ich werde das an- 


erkennen und für die Bundessache werben, Der Eisenbahn- 
Techniker-Verband hat für mich, auch in meiner Angelegenheit 
mit der Direktion Erfurt, nichts getan. 
Dieses kann zur Sprache gebracht werden, 
Mit Bundesgruss| 
HS. 





Posten findet. Ausserdem dürfte es für die gesuchten Schwer- 
kriegsbeschädigten sehr schmeichelhaft sein, dass sie für die 
Behörde, weil nachträglich eingetreten, überhaupt nicht Sol- 
daten waren. Der Kriegsdienst wird ihnen weder auf die 
Ausbildungszeit, noch auf das Besoldungsdienstalter angerechnet. 
Das oben Gesagte dürfte den Bedarf an Maschinentechnikern 
bei der Staatsbahn genügend begründen.“ 


Wir empfehlen unseren Mitgliedern, dem Beispiele unseres 
Kollegen zu folgen, wo sie ähnliche Notizen in ihren Tages- 
zeitungen finden. 


Aus dem Berufe 


Unterstützungen an ehemalige technische Hilfsbeamte, Auf 
unsere im „Reichseisenbahn-Techniker“ Nr. 9. vom 29. Juni ver- 
öffentlichte Eingabe an den Reichsverkehrsminister haben wir 
nachstehendes Schreiben des Reichsverkehrsministers erhalten: 


Dr. II. 92. 155. 991. 
„Berlin W 66, den 17. September 1921. 


Die Zweigstelle hat Anlass genommen, die Eisenbahndirek- 
tionen erneut auf die wegen Gewährung angemessener Unter- 
stützungen gegebenen Erlasse, insbesondere auf den Erlass vom 
12. August 1921 — IV 42. 155.849. — hinzuweisen und ihnen die 
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der bisher gezahlten Beträge aufzugeben. RS 
Im Auftrage: gez. Seydel.“ 


Wir bitten unsere Mitglieder, auf die Wirkung des Er- 
lasses des Reichsverkehrsministers bei den einzelnen Dienst- 
stellen zu achten und uns gegebenenfalls entprechende Mitteilung 


zukommen zu lassen. - 


Besoldungsdienstalter der am 1. April 1920 in den Reichsdienst über- 
getretenen Länderbeamten. - . Re ER 
Der Reichsverkehrsminister Berlin W66, den 22. Juni 1921. 
E.11.28. Nr. 4136/21. : se Rn 

Beamte des technischen mittleren Dienstes mit Eingangsstelle in- 
Gruppe VII hatten in allen Ländern grundsätzlich einen Vorbereitungs- 
dienst von drei Jahren zu erfüllen. Bei Beamten des mittleren tech- 
nischen Dienstes, die ihre Eingangsstelle in Gruppe VI haben — vgl 
laufende Nr. 4 und 21 der Anlage 2 zum Erlass E.11.23 Nr. 2353 — 
waren die Ausbildungszeiten verschieden. v 

Zur Herbeiführung der nach 8& 36 des ee (R.-G.-Bl. 
1920 5.773) notwendigen Einheitlichkeit bei Berechnung des Beamtendienst- 
alters, bestimme ich, dass für diese letztgenannten Beamten bei An- 
wendung der. Ziff. 2 Ue.B.V. in allen Fällen ein Vorbereitungsdienst 
von 2 Jahren zu unterstellen ° ist. j 2) FR 

1. -A.: gez. Hitzler. j 

Reichsverkehrsministerium Berlin W66, ‚den 7. Juli 1921. 
Zweigstelle Preussen-Hessen. 3 s 
- Pr. 11.23. Nr. 140.675. _ Re : “ 
“ Anschrift üibersende ich zur Beachtung bei der Anrechnung von 
Vordienstzeiten der erstmalig als technische Bureauassistenten oder 
Bahnmeister angestellten technischen Beamten. 

Bei den Erlassen vom 25. August 1920 — IV.45.140.824. — und 
vom 17. Dezember 1920 — IV.42.139.1391 — ist diese Aenderung 
zu vermerken. ; : 


Nachprüfung der Unterstützungsfälle auf die Angemessenhelt 3 


1. A.: gez. Seydel. 
Bezirkstagegelder. 
Reichsverkehrsministerim Berlin W66, den 12. Juli 1921, 
Zweigstelle Preussen-Hessen. 5 
Pr.11.22 Nr. 609 R. 
a) Den Werkmeistern sind Bezirkstagegelder nach den Sätzen für 
s Werkstättenvorsteher, 
b) den Bahnmeistern erster Klasse :und Bahnmeistern, Nachtrevisions- 
. . gebühren nach den Sätzen für Oberbahnmeister und 
c) den in die Besoldungsgruppe IX aufgerückten Eisenbahnispektoren 
Vergütungen für Probe- und Revisionsfahrten nach den Sätzen 
für Amtsvorstände r 
mit Wirkung vom 1. April 1921 ab zu gewähren. 
Osthoff. 


Nachtragshaushalt 1920. 
Reichsverkehrsministerium Berlin W66, den 25, Juli 1921, 
Zweigstelle Preussen-Hessen. 

?r.11.25. 134, 370. | 

Ich weise darauf hin, dass Beamte, die für ihre Person die Be- 
züge einer höheren Besoldungsgruppe beziehen, bei Wiederbesetzung 
freiwerdender Planstellen dieser höheren Gruppe in erster Reihe zu 
berücksichtigen sind. Wenn hiernach Stellen für Kanzleisekretäre der 
Gruppe V ireiwerden, so sind sie mit solchen Kanzleiassistenten der 
Gruppe IV zu besetzen, die für ihre Person bereits die Bezüge der 
Gruppe V erhalten. Wegen Berücksichtigung der Lokomotivheizer, die 
für ihre Person die Bezüge der Besoldungsgruppe V erhalten, bei Be- 
setzung der im Haushalt vorgesehenen Stellen für Lokomotivheizer ver- 
weise ich auf den Erlass vom 12. Juli d. J., — Pr.11.25. 134.358. — 


l. A.: gez. Osthoff. 


Neue Dienstbezeichnungen. PR 
Reichsverkehrsministerium Berlin W 66, den 8. August 1921. 
Zweigstelle Preussen-Hessen. . 

Pr. 11. 25. 134. 344. 

Die Einführung einer besonderen Dienstbezeichnung für diejenigen 
Beamten, die die Prüfung für eine Beförderungsstelle abgelegt haben 
und daher zur Wahrnehmung des Dienstes der höheren Stelle beim 
Vorliegen eines dienstlichen Bedürfnisses herangezogen werden können, 
ist nicht beabsichtigt. Diese Beamten haben künftig bis zum Ein- 
rücken in die Stelle der höheren Gruppe, die ihrer bisherigen Plan- 
stelle entsprechende Dienstbezeichnung zu führen. 


I. A.: gez. (Unterschrift). 


Zur Beachtung. - 


Bestimmungen für Eisenbahntechniker beim Uebertritt aus 
anderen Verbänden, Reichseisenbahntechniker, die aus dem 
Deutschen Bahnmeisterverband, dem Verband der Staatseisen- 


bahntechniker, den Eisenbahntechnikerverband und sonstigen f 


Eisenbahntechnikerverbänden austreten wollen, um unserem 
Bunde beizutreten, ‚werden die im bisherigen Verbande erwor- 
benen Rechte laut Beschluss der Vorstandssitzung vom 12, Juli 
1921 angerechnet, Bri® 
Ebenso wird den Mitgliedern aus Verbänden, die dem Ge. 
werkschaftsbund der Angestellten oder dem Gesamtverband 
Deutscher Angestelltengewerkschaften angehören. beim Ueber- 
tritt in den Bund die in ihrem früheren Verbande zurückgelegte 
Mitgliedszeit auf die Mitgliedschaft im Bunde angerechnet. 
Hierhin gehören z. B. der Deutsche Werkmeisterbund, Essen, 
der Neue Deutsche Technikerverband, Essen, der Bund der an- 
gestellten Chemiker und Ingenieure, Berlin. 
a  —— 
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Stellenbesetzung im technischen Dienst 


Unterm 15. September 1921 hat das Reichsverkehrs- 
ministerium, Zweigstelle Preussen-Hessen, mit Nr. Pr. II 21. 
139, 733 den nachstehenden, schen längst erwarteten Erlass 
herausgegeben, der mit Wirkung vom 1. August, aber auch für 
die Besetzung der noch freien Stellen, gilt. 

Betrifft: Stellenbesetzung im technischen Dienst. 


(Besoldungsgruppen VI—IX.) 
Im Anschluss an die Ministerialeriasse Pr. H. 25. 134. 364 vom 14. Juli 
1921; IV. 42. 139. 14 vom 6. Februar 1921; IV. 42. 139. 221 vom 
21. März 1921 (an E. Z. A.); Pr. II. 24. 139. 608 vom 3. Juli 1921; 
Pr. 1. 21. 139, 276 vom 7. Juni 1921; E. H. 24. 1476 vom 5. April 1921, 


Die Stellenbesetzung im technischen Dienst ist auf Grund der nach- 
stehend aufgeführten Bestimmungen mit. Wirkung vom 1. August 1921 
ab durchzuführen; die Regelung erstreckt sich auch auf die Besetzung 
freier Stellen für die rückiiegende Zeit, soweit eine solche noch in 
Frage kommt. 


Für die Unterbringung der in den Reichseisenbahndienst über- 
nommenen überzähligen Heeres-, Marine- usw. Beamten in Plansteilen 
des technischen Dienstes gelten folgende Grundsätze: 


Die Uebernahme dieser Beamten in Planstellen der Eisenbahn- 
verwaltung kann nach Ablauf einer sechsmonatigen erfolgreichen Probe- 
dienstzeit stattfinden, und zwar in‘ Stellen der Besoldungsgruppen VI 
bis VIII, je nach der Art der Dienstverrichtungen, die sie erledigen unter 
angemessener Berücksichtigung ihrer früheren militärischen Stelle. Sie 
sind nach Ablauf der Probezeit beim Eisenbahn-Zentralamt anzumelden. 
Ausserplanmässige Beamte sind unter Berücksichtigung ihrer ‚früheren 
Laufbahn nach den für die Eisenbahnbediensteten reitenden Grundsätzen 
in die Anwärterästen für diätarische Beamte einzureihen. Die ‚Ueber- 
führung pianmässiger Heeres- usw. Beamten in Planstelien der Eisen- 
bahnverwaltung geschieht allgemein nach Anmeldung beim Eisenbahn- 
Zentraiamt in die zunächst freiwerdenden Etatsstellen, frühestens jedoch 
mit Wirkung vom 1. April 1921 ab. Sollte ausnahmsweise das An- 
wärterdienstalter dieser Beamten für ihre frühere Plansteile hinter 
demjenigen noch nicht zur Anstellung ge’'angter ausserplanmässiger Eisen- 
balınbeamten liegen, so ist wegen ihrer Einreiung vom Eisenbahn- 
Zentralamt an mich zu berichten. Die Reihenfolge der Anwartschaft 
der planmässigen Heeresbeamten unter sich regelt sich im übrigen nach 
dem Tage der planmässigen Anstellung in ihrer früheren Eingangs- 
stelle (Gruppe VI oder VW), für Besoldungsgruppe VIII gegebenen- 
falls nach dem Tage ihrer früheren Beförderung in eine derartige Steile. 
Wegen der Anmeldung und Aufnahme in die Listen für Beförderungs- 
stellen bei der Eisenbahnverwaltung - bieist die Herausgabe von Be- 
stimmtüngen vorbehalten. 

Die Anmeldung beim Eisenbahn-Zentralamt hat zu enthalten: 

Name Geburtstag, frühere Dienststellune und Beso'dungsgruppe, 
Tag der plammässisen Ansteilung oder Beförderung oder Anwärter- 
dienstalter als Diätar (Einreihung siehe oben), jetzige Verwendung (Be- 
soldungsgruppe), Tag der Einstellung bei der Reichseisenbahnverwal- 
tung, Ablauf der seciismonatigen Probedienstzeit, Anmeldung erfolgt 
für Gruppe ..„„ Bemerkungen. 

Die Uebernattne ehemaliger Kommwmal- und sonstiger Beamten in 
Planstetlen ist in jedem Fale von meiser vorherigen Genehmigung 
abhängig. 

Abschnitt I, Eisenbahntechniker {B.-Gr. Vi). 

In dieser Gruppe sind bisher die auf Grund des Ministerialerkasses 
IV. 42. 139. 14 vom 6. Februar 1921 von den Eisenbahndirektionen nur 
für Gruppe VI und die für Gruppe V!l zwar vorgeschlagenen, aber 
hinter den Schnittpunkten befindiichen technischen Bureauassistenien ver- 
blieben. Der Schnittpımikt hegt bisher für Fachschüler bei dem 1. März 
1920 «einschl.), für Vermessungstechnfker bei den 1. Oktober 1918 
<einschl.), für Nichtfachschüler bei dem 31. März 1917 (einschl.). Die 
Hinter diesen Schnittpunkten befindichen Eisenbahniechniker werden, 
soweit sie für Gruppe VII nach Massgabe der Ministerialerlasse IV, 45. 
149. 3241 vom 27. November 192) und IV. 42. 131. I4 vom 6. Fe- 
bruar 1921 vorgeschlagen werden, noch ohne Prüfung im die Gruppe VII 
entsprechend den im Abschnitt H enthaltenen Bestimmungen alimählich 
befördert, 

In die freiwerdenden Stellen gelangen die vorhandenen ap. Eisen- 
bahntechniker (techn. Bureaudiätare) und die diätarischen Heeres- usw. 
Beasnten. sowie etwaige planmässige Eisenbahinbeamte gemäss Ministerial- 
erlass IV. 42. 139. 1148 vom 14. Januar 1918 entsprechend ihrem 
Anwärterdienstalter in der bein Eisenbahn-Zentralamt zu führenden 
Anwärterliste. Den im Eisenbalmdienst bereits tätigen plaumässigen 
Heeres- usw. Beamten mit der Eingangsste!ie in Gruppe VI sind unter 
Beachtung der eingangs ‚erwähnten allgemeinen Grundsätze die ab 
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1. April 1921 verfügbaren Planstellen zugänglich zu machen. Alsdann 
sind die noch anzustellenden diätarischen Bauassistenten aus Elsass- 
Lothringen zu berücksichtigen. 


Abschnitt I, technische Eisenbahnobersekretäre 
(B.-Gr. VID. 

Für die Stellenbesetzung kommen als Anwärter in Frage: 

a) die ehemaligen planmässigen Heeres- usw. Beamten mit Eingangs- 
stelle in Gruppe VII; 

b) die ap. technischen Eisenbahnobersekretäre (techn. Praktikanten) ent- 
sprechend ihrem bisherigen Anstellungsdienstalter zum technischen 
Eisenbahnsekretär und ehemalige diätarische Heeres- usw. Beamte 
mit der Eingangsstelle in Gruppe VII entsprechend ihrem An- 
stellungsdienstalter; 

e) planmässige Beamte der Gruppe VI, soweit sie die Prüfung zum 
technischen Eisenbahnsekretär bestanden haben (und nicht unter die 
zu d) genannten Eisenbahntechniker fallen) entsprechend ihrem bis- 
herigen Beförderungsdienstalter zum technischen Eisenbahnsekretär 
(vgl. Personalvorschriften S. 182 Ziffer 16). Bei ehemaligen tech- 
nischen Hifskräften, die ohne Ausbildung und Prüfung als technische 
Bureauassistenten angestellt worden sind, ist das Beförderungsdienst- 
alter für Gruppe VII auf den Tag der planmässigen Anstellung al 
technischer Burcauassistent festzusetzen (vgl. M.-E. -IV. 42. 13. 58 
vom 27. Juni 1917); 

d) die unter I genannten Eisenbahntechniker, soweit sie für Gruppe VI 

vorgeschlagen sind. 

Für. die Anwärter zu d) ist beim’ Eisenbahn-Zentralanıt eine be- 
sondere Anwärterliste auf Grund der zum Ministerialerlass IV. 42. 139. 14 
vom 6. Februar 1921 eingegangenen Meldungen wie folgt zu bilden: 

1. Nichtfachschüler in der Reihenfolge der planmässigen Anstellung 
vom 1. April 1917 bis 1. Oktober 1918. 

2. Vermessungstechniker vom 2. Oktober 1918 bis 31. März 1919, 

3. Nichtfachschüler vom 2. Oktober 1913 bis 31. März 1919. 

4. Vermessungstechniker vom 1. April 1919 bis 1. März 1920. 

5. Nichtfachschüler vom 1. April 1919 bis 1, März 1929, 

6. Fachschüler vom 16. März 1929. 

7. Vermessungstechniker vom 16. März 1020, 

8. Nichtfachschiüler vom 16. März 1929, 

Die  Steilenbesetzung bei den Abteilungen 4 und 5 erfoiet ab- 
wechselnd in einem Verhältnis von 1:1. Die Stelenbesetzung bei den 
Abteilungen 6 bis 8 ist abwechselnd -in einem Verhältnis von drei 
(Fachschüter), zwei (Vermessungstechniker), eins (Nichtfachschüler) vor- 
zunehmen. Das Verhältnis entspricht der Anzahl der jeweils vor- 
handenen Anwärter der einzelnen Gruppen. 

Sind mehrere Anwärter der gleichen Klasse mit demselben An 
stellungstage vorhanden, so, regelt sich die weitere Reihenfolge bei den 
Fachschülern tnd Vermessungstechnikern nach dem Anstelungsdienst- 
alter, bei dem Nichtfachschülerrn nach dem für die planmässıge An- 
stellung gültigen Dienstalter (vgl. die Bestimmungen wrter Abschnitt X). 
Besteht ein Bediensteter der Abteilung d) die Prüfung zum tech- 
sischen Fisenbahnsekretär, so ist er gleichzeitig auch in den Ab- 
schnitt c) mit dem sich ergebenden Beförderungsdienstalter zu über- 
achmen. 

Die Steilenbesetzung für Gruppe VH ist in der Weise durchzu 
führen, dass das Eisenbahn-Zentralamt zunächst die moch verfügbaren 
etwa 55 Reservestellen mit Amwärtern des Abschnitts d) besetzt. Hier- 
durch werdea die Anwärter der Abschnitte 1 bis 3 vollständige, die der 
Abschnitte 4 bis 5 zum überwiegenden Teil aufrebraucht. Für die 
Besetzung der alsdann mit Wirkune vom 1. April 1929 ab gregebeuen- 
falls wieder freiwerdenden Stellen und künftig freriwerdenden Stellen 
konmen die Anwärter der Abschnitte b) bis d) in Frage, und 
zwar in einem Verhältnis von 1:1:1; diese Art der Besetzung wird 
unterbrochen für die Zeit vom 1. April 1921 ab durch die An- 
stellung. der aus Adschnitt a) zu übernehmenden plammässiecen Heeres- 
usw. Beamten. 
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Da nach obiger Regeiung die hinter den Schnitipunkten liegenden 
Eisenbalhntechniker der Abteilung d) noch in die Besoldungsgruppe VH 
gelangea, betrachte ich die mir wegen der Einreihumg in diese Be- 
söldungspruppe vorge'ezten Einzeianträge, soweit eine besondere Ent- 
scheidung. nicht ergangen Bst oder noch ergeht, als erledist., Die An- 
tage werden den Eisenhahndirektionen in der nächsten Zeit wieder 
zugchen. 

Gegen etvwaize UÜeberführungen für den Aussendienst ustanglich ge- 
wordener Beamten der Besoldungszruppe VH m den Bureasdienst unter 
Ernennung zu technischen Eisenbahnobersekretären bestehen keme Be- 
derken. Diese Beamten haben indessen bis auf weiteres neh die 
Prüfung zum technischen Eisenbahssekretär abzuleren. Bei Woerk« 
stättenvorstehern a's Auwärter zum Eisenbahnoberingenieur {Betrieds- 
ingenieur) ist wegchenenlalls nur Abierung der Kalkwlaturprüfung 
notwendig (vgl. A-E; IV. 42. 139. 273 vom 17. Mai 392}). 
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Abschnitt Il, Eisenbahningenieur (B.-Gr. VIM). 


Vorab sind diejenigen planmässigen Heeres- usw. Beamten in 
einer Anwärterliste zu führen, welche sich bereits früher in einer. der- 
artigen Stelle (jetzige Gruppe VIII) befunden haben. 

Alsdann kommen als weitere Anwärter die technischen Eisenbahn- 
obersekretäre und sonstigen planmässigen Eisenbahnbeamten der Be- 
soldungsgruppe VII, falls sie die Prüfung zum technischen Eisenbahn- 
sekretär abgelegt haben, in der Reihenfolge ihres Beförderungsdienst-» 
alters in Frage. Es ist dies das frühere Anwärter- oder Beförderungs- 
dienstalter zum technischen Eisenbahnsekretär, wie auch für Abschnitt I 
vorgeschrieben. Bei ehemaligen technischen Hilfskräften, die. seiner- 
zeit unmittelbar zum technischen Eisenbahnsekretär ernannt worden 
sind, ist das Beförderungsdienstalter für Gruppe VIII auf den Tag 
ihres Diensteintritts bei der Eisenbahnverwaltung und fünf Jahre fest- 
zusetzen. ? 

Für alle planmässigen Beamten aus der Gruppe VII ist nur eine 
Anwätrterliste zu führen. 

Die Anmeldung von Anwärtern für Besoldungsgruppe VIII setzt 
voraus, dass die Beamten bereits eine Planstelle der Besoldungsgruppe 
VII inne haben. 

Nach den Weisungen des Ministerialerlasses Pr. II. 25. 134. 364 
vom 14. Juli 1921 sind alle am 31. März 1920 vorhanden gewesenen 
technischen Eisenbahnsekretäre in die Besoldungsgruppe VIII. befördert 
worden. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die technischen Praktikanten mit 
einem Anwärterdienstalter vom 1. Juni 1917 zur planmässigen Anstellung 
gelangt und nach Besoldungsgruppe VIII befördert. Technische Prakti- 
kanten, deren Laufbahn sich infolge Teilnahme am Kriege verzögert hat 
und die daher noch nicht planmässig angestellt werden konnten oder 
inzwischen zunächst‘ in Besoldungsgruppe VII angestellt wurden, sind, 
falls ihr Anwärterdienstalter auf den 1. Juni 1917 oder früher fest- 
gesetzt ist, zur Beseitigung der sonst entstehenden Härte alsbald als 
Eisenbahningenieur in Besoldungsgruppe VIII anzustellen. Sofern es 
sich um ausserplanmässige Beamte handelt, hat ihre Anmeldung für 
Abschnitt IIb zu unterbleiben; sie sind für Besoldungsgruppe VIII 
besonders anztmelden. Das Besoldungsdienstalter ist dabei zunächst für 
Besoldungsgruppe VII und dann unter Berücksichtigung des Zeit- 
punktes 1. April 1920 für Gruppe VIII festzusetzen. ; 

Die Stellenbesetzung in Gruppe VIII regelt sich in der Weise, dass 
freie Stellen zunächst an die vorerwähnten Kriegsteilnehmer, falls solche 
vorhanden sind, fallen. Aisdann sind etwaige planmässige Heeres- usw. 
Beamte der Besoldungsgruppe VIII (frühestens ab 1. April 1921) zu 
berücksichtigen. Weiterhin folgen die sonstigen Anwärter der einheit- 
lichen Anwärterliste. 

Gegen etwaige “Ueberführungen von Eisenbahningenieuren des 
Aussendienstes in den technischen Bureaudienst bestehen im Falle eines 
Bedürfnisses keine Bedenken, falls die Beamten die volle Kalkulatur- 
prüfung ‚ablegen. 

Wegen der ausnahmsweisen Beförderung von zwei technischen 
Eisenbahnobersekretären bei jeder Eisenbahndirektion in die Besoldungs- 
ruppe VIII entsprechend den Ausführungen des Ministerialerlasses 
Pr. II. 24. 134. 364 ergeht demnächst besondere Weisung. 


Abschnitt IV, Bahnmeister (B.Gr. VI-VIl) 
Wegen der Anwärterlisten und Stellenvergebungen beziehe ich mich 
auf Ministerialerlass Pr. Il. 25. 134. 364. Das Eisenbahn-Zentralamt 


wird beauftragt, die noch in Rest ' verbleibenden Reservestelien der - 


Gruppe VII zu besetzen und das Nachrücken der Beamten der Gruppe VI 
in die Gruppe VII durchzuführen. Zu diesem Zweck sind sämtliche 
planmässigen Balınmeister der Besoldungsgruppe VI dem Eisenbahn. 
Zentralamt als Anwärter für Besoldungsgruppe VII anzumelden. so- 
fern nicht etwa in Einzelfällen die praktische Befähigung für die Ver- 
waltung einer Bahnmeisterei anerkannt werden muss. Für die Reihen- 


folge der Beförderung in die Besoldungsgruppe VII ist das Anwärter- - 


dienstalter zum Bahnmeister massgebend. 


Abschhitt V, Werkstättendienst (B.-Gr. VI—VIN). 


Die Anmeldung und Unterbringung diätarischer und planmässiger 
Heeres- usw. Beamten in Planstelien des Werkstättendienstes ist in sins- 
gemässer Anwendung der vorstehenden Bestimmungen zu bewirken. Da 
es sich nur um wenige Köpfe handelt, bietet ihre alsbaldige Unter- 
brirgung, frühestens mit Wirkung vom. 1. April 1921 ab, keine 
Schwierigkeiten. Wegen der Anwärterlisten und sonstigen Stellenver- 
gebung beziehe ich mich auf Ministerialerlass Pr. Il. 24. 134. 364. 


Abschnitt IV, Eisenbahnoberingenieur 
(bisherige Eisenbahningenieure, B.-Gr. IX). 
Die Ernennungen behalte ich mir nach Massgabe der im Personal- 
bureau meines Ministeriums geführten Anwärterliste bis auf weiteres 
vor, Stellenerledigungen sind daher dem Personalbureau anzumelden. 


Abschnitt VII, Eisenbahnoberingenieur 
(bisherige Eisenbahnbetriebsingenieure, B.-Gr. IX). 
Die Ernennungen sind künftig von den Eisenbahndirektionen nach 
Massgabe der bisherigen Grundsätze selbständig auszusprechen. 


Abschnitt VIH, Eisenbahnoberlandmesser (B.-Gr. IX). 


Die Anmeldung von Anwärtern ist beim Eisenbahn-Zentralamt zu 
bewirken, das auch die Stellenvergebung regelt. 

Die Ernennung der Vorstände der Liegenschaftsabteilungen als 
Eisenbahnamtmänner in Gruppe X unterliegt meiner Genehmigung. 


Abschnitt IX, Anwärterlisten. 

Nach vorstehenden Ausführungen sind künftig folgende Anwärter- 
listen beim Eisenbahn-Zentralamt zu führen, deren Aenderung oder Auf- 
hebung entsprechend den Bedürfnissen des praktischen Dienstes dem 
Eisenbahn-Zentralamt überlassen bleibt: 

I. Eisenbahntechniker (Gr. VD): 

a) Liste der übernommenen planmässigen Heeresbeamten; 

b) bisherige Anwärterliste für technische Bureaudiätare und plan- 
mässige Eisenbahnbeamte unter Einschaltung _diätarischer 
Heeresbeamten. 


Aus dem Berufe 


I. Technische Esenbahnobersekretäre (B-Gr. VD: 
a) Liste der übernommenen planmässigen Heeresbeamten; _ 
b) bisherice Anwärterliste zum technischen Eisenbahnobersekretär 
(Praktikanten) unter Einschaltung diätarischer Heeresbeamten; 
c) bisherige Anwärterliste der planmässigen Beamten; 
d) Anwärterliste der in die Gruppe VII ohne Prüfung zu über- 
führenden Eisenbahntechniker nach Massgabe der Bestimmungen 
unter Il. d). 











IM. Eisenbahningenieure (Gr. VII) 


a) Liste der vorzugsweise zu berücksichtigenden Kriegsteilnehmer; 
b) Liste der planmässigen Heeresbeamten der Gruppe VII; 
-..c) einheitliche Anwärterliste der planmässigen Beamten im Sinne 

der Bestimmungen unter Abschnitt IL. = 


IV. Bahnmeister: = rn 
a) Anwärterliste für Gruppe VI = bisherige Anwärterliste zum 
:  Bahnmeister; a] 
b) Anwärterliste für Gruppe VII = Neue Liste nach den Be-= 
stimmungen unter Abschnitt IV; r 
c) Anwärterliste für Gruppe VII = Neue Liste unter Beachtung 
des Ministerialerlasses Pr. I. 25. 134. 364. - 


V. Werkstättendienst: Se 
a) Anwärterliste für Gruppe VII = bisherige ‘Anwärterliste zum 
- Werkmeister; ; Ser Rz 
b) Anwärterliste für Gruppe VIII = Neue Liste unter Beachtung 
von Pr. Il. 25. 134. 364. ? 


VII. Eisenbahnoberiandmesser:; 
wie bisher. er] SEE 

Für die aus den Abschnitten I—V hervorgehenden Anwärter für 
die‘ Besoldungsgruppe IX sind besondere Anwärterlisten beim Eisenbahn- 
Zentralamt nicht zu führen. Die Stellenbesetzung erfolgt hier innerhalb 
der Direktionsbezirke nach dem Stellenprinzip im Sinne des Ministerial- 
erlasses Pr. IV. .46. 136. 408. ; i 

Das Eisenbahn-Zentralamt wird beauftragt. die Stellenbesetzung 
entsprechend den vorstehenden Weisungen durchzuführen. Ich überlasse 
es dabei dem Eisenbahn-Zentralamt, etwaige Ausführungsbestimmungen 
über die Ergänzung oder Neuaufstellung der bisher bestehenden An- 
wärterlisten und die Anmeldung etwa rückwirkend freiwerdender Stellen 
zu treffen. Die von den Eisenbahndirektionen beizubringenden Unter- 
lagen sind erst zu liefern, nachdem das Eisenbahn-Zentralamt die 
näheren Ausführungsbestimmungen hat ergehen lassen. 

(Schluss folgt.). 


= 
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. Die Anrechnung anderweitiger Dienstzeit und der Zeit 
praktischer BeSch AT IEUDE auf das Diätariat und Besoldungs- 
dienstalier ist durch eine Verfügung des Reichsverkehrs- 
ministers geregelt, die das Datum vom 26. August 1921 und die 
Nr. E.1123 Nr. 6756 trägt und folgenden Wortlaut hat: 

„Betrifft; Besoldungsvorschriften. 

Anwendung der Ziffer 37. - . 
E Zur Vermeidung zweckloser Vorlagen wird darauf hingewiesen, 
dass sowohl die Anrechnung von’ Dienstzeiten, die im Landes-, Ge- 
meinde-, Kirchen- oder Schuldienst verbracht sind, wie auch die An- 
rechnung der Zeit einer praktischen Beschäftigung auf das Diätarien- 
und Besoldungsdienstalter nach Ziffer 39 Absatz 3 Besoldungsvörschrift 
nur in besonders gearteten Fällen in Frage kommt. Die 
Anträge auf Anrechnung solcher Zeiten müssen daher stets mit einer 
kurzen, aber erschöpfenden Darstellung der Gründe versehen werden, 
welche die ausnahmsweise Berücksichtigung der Anträge geboten er- 
scheinen lassen. Die .Gründe müssen rein sachlicher Natur sein; un- 
ünstige wirtschaftliche Verhältnisse der Gesuchsteler (geringes Ein- ' 
kommen, starke Familie usw.) sowie Berufungen auf Bessersteliung gleich- 
altriger oder jüngerer Amtsgenossen können dabei nicht als stichhaltig ' 
angesehen werden. ge 2 

Wird die Anrechnung der Zeit einer praktischen Beschäftigung nach- 
esucht, so ist der Nachweis unerlässlich, dass diese Beschäftigung für ' 
| 
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ie Verwaltung von ganz besonderem, näher zu schildernden 
Wert gewesen ist, oder dass während der Beschäftigung im Privat-- 
dienst eine besondere Fachausbildung (z. B. im Brückenbau, Stell- '' 
werksdienst und dergl.) durchgemacht wurde, die bei der Eisenbahn- 
verwaltung nicht möglich und für die Uebernahme des Antragstellers 
in den Eisenbahndienst ausschlaggebend war. f: 
Gesuche von Beamten, die die vorstehend angegebenen Voraus- 
setzungen nicht. erfüllen, sind schon von dort aus abzulehnen.“ 


Entschädigung an Zivilanwärter im Probedienst bei ge- 
trennter Haushaltführung. Das Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Preussen-Hessen, hat am 21. Juni 1921 unter 
Nr. Pr. II. 22. Nr. 569 R. iolgende Verfügung herausgegeben; 


n; 


„Die zur Probedienstleistung als Beamte einberufenen | 
Zivilanwärter mit Familie können, sofern sie eine Vergütung in 
Höhe des niedrigsten Diätensatzes (Anl. 3 zum Bes.-Ges. vom 
30. April 1920) erhalten, für die Zeit der Probedienstleistung 
und die sich anschliessende Dienstzeit in gleicher Weise mit 
Entschädigung nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 
21. Mai 1920 (Erlass vom 10. Juli 1920 — V. 53. 206. 654 —) und 
den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen abgefunden |” 
werden, wie es für die Militäranwärter mit Familie in Ziffer 6 
des Rundschreibens des Herrn Reichsministers der Finanze 
vom 26. Juni 1920 — I. B. 6071 Hg. — (vgl. diess. Erlass vom 
11. August 1920 — V. 53. 206. 836 —) bereits zugestanden ist. 


I. A.: gez. Seydel.“ Bi | 
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Der Reichseise) 


Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 

| für die 

| technischen Beamten und Angestellten 
im Reichseisenbahnbetriebe 


"Nummer 16 . | scheint 


Die Eisenbahntechniker und ihre Berufs- 


vertretung 


| In den letzten Monaten sind uns wiederholt von Kollegen, 
die nicht unserm Bünde angehören, Rundschreiben zugegangen, 
in denen über die wirtschaftliche Notlage, in der sich die tech- 
nischen Hilfskräfte und vor allem auch die aus diesen hervor- 
gegangenen Beamten befinden, bitter Klage geführt wird. Diese 
Notlage ist in erster Linie aut die mangelhafte Bewertung des 





Technikers zurückzuführen, wie sie sich aus der ungerechten 
Eingruppierung der Angestellten nach dem Tarifvertrag und 
der der Beamten nach der Besoldungsordnung und der falschen 


Anrechnung der Dienstjahre ergibt. 





Man kann eigentlich nicht annehmen, dass den Führern 
der technischen Fachgewerkschaft dafür das Verständnis fehlt. 
Somit bleibt nur übrig, dass sie nicht den guten Willen oder 
die Kraft haben, sich für diese Kollegen an massgebender Stelle 
richtig einzusetzen. 

Wie uns erst kürzlich wieder bei einer Rücksprache im 
Reichsverkehrsministerium mitgeteilt wurde, waren es diese 
„Führer“, welche 1919 gegen die Uebernahme der technischen 
Hilfskräfte in das Beamtenverhältnis ohne Examen ihr Veto beim 
R.V.M. mit Erfolg eingelegt haben. In Nichtachtung der be- 
sonderen Verhältnisse und Bedingungen, unter denen diese 


technischen Hilfskräfte auf Grund ihrer in der Privatpraxis 


gesammelten Kenntnisse und Erfahrungen seinerzeit bei. den 
Eisenbahndirektionen als vollwertige Arbeitskräfte eingestellt 
worden sind, werden sie schematisch als Dienstanfänger "be- 
handelt. In Wirklichkeit aber wurden sie aus der Privatpraxis 
als Spezialisten herausgeholt, da die Direktion gar nicht im- 
stande ist, derartige Techniker selbst auszubilden. Und so wie 
es bisher war, wird es auch in Zukunft bleiben, denn es ver- 
geht auch jetzt kein Monat, in welchem nicht neue technische 
Hiltskräfte eingestellt werden, sei es als Architekten oder 
Chemiker, sei es als Statiker oder Elektroingenieure. 

Bei der Uebernahme in das Beamtenverhältnis aber wird 
schematisiert. Man unterscheidet absichtlich - ilire Leistungen 
und behandelt ‚sie, als wenn sie als Lehrlinge-Dienstanfänger 
bei den Eisenbahndirektionen eingetreten wären. Man verlangt 
von diesen Spezialisten das übliche Normalexamen, also ausser 
ihren Spezialkenntnissen noch die Normalkenntnisse des tech- 
nischen Eisenbahnbeamten, selbst wenn beide Tätigkeiten gar 
nichts miteinander zu tun haben, selbst wenn diese Spezialisten 
schon 10—20 Jahre ihre Spezialtätigkeit vollwertig ausgeübt 
haben. Man reiht sie dann in die grosse Schar der technischen 
Eisenbahnbeamten ein — oder vielmehr unten an —, obwohl 
man von ihnen auch nach bestandenem Examen weiter ihre 
Spezialtätigkeit verlangt, welche aber von den normalen tech- 
nischen Eisenbahnbeamten nicht ausgeübt werden kann. Aber 
noch nicht genug damit, zieht man ihnen auch noch bei der 
Berechnung der Dienstjahre eine Reihe von Jahren, während 
deren sie bereits als technische Hilfskräfte vollwertige Arbeit 
eleistet haben, als Anfänger- und Ausbildungsjahre ab. Man 
ragt sich da unwillkürlich, was haben denn diese Spezialisten 
während dieser Jahre bei der Eisenbahnverwaltung gelernt? 
Wer hat sie denn ausgebildet? Mit welcher Berechtigung 
werden diese Jahre in Abzug gebracht? Doch nur, um sie 
mit dem normal vorgebildeten Eisenbahntechniker, der aber 
tatsächlich als Anfänger im Gegensatz zu dem Spezialisten zur 
Verwaltung kam, schematisch auf gleiche Stufe zu bringen! 
Ist diese Schematisierung nicht eine schreiende Ungerechtigkeit? 

So ist es denn gekommen, dass solche Kollegen, im Alter 
von 40, Jahren und darüber, erst das Anfangsgehalt einer 
Beamtengruppe haben, da sie erst spät bei der Behörde ein- 
getreten sind, und trotz ihrer hochwertigen Spezialleistungen 
um:10 und mehr: Dienstjahre hinter dem normal ausgebildeten 
technischen Eisenbahnbeamten zurückstehen. 

Dass diese Missverhältnisse bittere wirtschaftliche Not her- 
vorrufen, und dass jede. Arbeitsfreudigkeit durch diese un- 
gerechte Zurücksetzung arg beeinträchtigt wird, liegt klar auf 
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der Hand. Man muss sich ‘doch fragen, ob der Behörde 
damit gedient ist. Ob es nicht richtiger und wirtschaftlicher 
wäre, hier Gerechtigkeit walten zu lassen und die Tätigkeit 
und Leistung dieser Spezialisten so einzuschätzen und die 
Dienstjahre so berechnen, wie sie es in Wirklichkeit verdienen. 


Aber selbst, wenn die Reichseisenbahnverwaltung diese 
Missstände beseitigen wollte, so würde sie dabei aur den aller- 
grössten Widerstand bei den Führern der technischen Fach- 
gewerkschaft stossen, die ja in erster Linie für die Schaffung 
dieser Missverhältnisse eingetreten sind. 


Was bleibt da weiter übrig, als sich von diesen Führern 
loszusagen, die so, wenig Verständnis für diese Spezialleistungen 
haben und die so wenig guten Willen für die Anerkennung dieser 
Tätigkeit zeigen. Ist es da nicht richtiger, sich neue Führer 
zu suchen und zwar solche, welche für jede gerechte Forderung 
voll und ganz eintreten, welche mehr Wert auf Leistung als 
aut Schematisierung legen, und welche nicht einer Techniker- 
gruppe zuliebe die andere unterdrücken und zurücksetzen? 
Nur dort ist die richtige Führung, wo jeder Techniker gleich- 
mässig, aber gerecht behandelt wird, wo jeder Techniker nur 
nach seiner Leistung bewertet wird. 

Solange den benachteiligten Kollegen noch nicht die Er- 
kenntnis gekommen ist, dass sie sich falscher Führung an- 
vertraut haben, wird ihnen wohl nicht zu helfen sein. Nur 
durch einen Anschluss dieser Kollegen an den Bund der tech- 
nischen Angestellten und Beamten, welcher Staats- und Ge- 
meindebeamte, Staats- und Industrieangesteilte umfasst, ist Aus- 
sicht auf Erfolg für eine richtige Bewertung jeder Leistung 
und für eine gerechte Anrechnung der Dienstjahre zu erwarten! 

Nicht minder traurig ist die Notlage eines Teiles der 
Taritangestellten! Bei der Eingruppierung der Angestellten 
nach dem Tarifvertrag haben die Beamtenräte bei verschiedenen 
Direktionen versucht, das Heft widerrechtlicherweise an sich 
zu reissen. Die Angestelltenvertretungen sind zum Teil in Un- 
kenntnis des Tarifvertrages und aus Mangel an Information 
von Seiten des Führers (in diesem Falle des Eisenbahntech- 
nikerverbandes) darauf eingegangen, natürlich-zum allgemeinen 
Nachteil der Tarifangestellten. Wie sollten denn auch die 
Beamten, die dank ihrer einseitigen Verbandspolitik nur ihre 
eigene enge Kaste schen — deren Blick nicht für die Erkennt- 
nis der Zusammenhänge der Interessen aller Techniker ge- 
öffnet ist, ihren Kollegen, den technischen Hilfskräften, in 
denen sie fälschlicher Weise nur lästige Konkurrenten sehen, 
die ihnen Beamtenstellen wegnehmen, die Vorteile aus dem 
Tarifvertrag gönnen? Und wo nicht der Beamtenrat den 
Tarifangestellten einen Stein in den Weg legte, tat es die 
Direktion selbst, indem sie nach alter” Methode kleinlich und 
bürokratisch den Tarifvertrag anwandte oder die einseitig 
vom Reichsfinanzministerium herausgegebenen, aber für die 
Angestellten nicht massgebenden Ausführungsbestimmungen zu- 
grunde legte. So wurden auch hier die Tarifangestellten um 
die ihnen nach dem Tarifvertrag zustehenden Rechte betrogen, 
da die Führer sie im Stich gelassen und ihnen nicht die 
nötigen Richtlinien rechtzeitig in die Hand gegeben hatten. 
Was nützt aber die Organisation, wenn ihre Führer im ge- 
gebenen Augenblick vollständig versagen? Die Mitglieder des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten waren recht- 
zeitig über den Sinn und Geist des Tarifvertrages instruiert, 
so dass sie sich von keinem Beamtenrat ins Handwerk 
pfuschen liessen, sich vor keiner Dienststelle beugten und 
klein beigaben, wenn sie eine höhere Eingruppierung für 
gerechtfertigt hielten, sondern ihr Recht alsbald mit allem 
Nachdruck beim ı Paritätischen Ausschuss suchten. 


Darum ist es eine zwingende Notwendigkeit, gerade für 
die Tarifangestellten, sich dem Bunde der technischen Ange- 
stellten und Beamten anzuschliessen, der allein auch jetzt 
wieder bei der Revision des Tarifvertrages die Interessen- 
vertretung für alle technischen Staatsangestellten führend in 
die Hand genommen hat, was auch von den gegnerischen Orga- 
nisationen nicht bestritten werden kann. Unser Bund wird auch 
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weiter für eine gerechte Auswirkung des Tarifs zum Vorteil 
cer Tarifangestellten jederzeit mit allen ihm zu Gebote stehen- 
dei Mitteln Sorge tragen. F. Haferkorn. 


Stellenbesetzung im technischen Dienst 
(Schluss.) 
Abschnitt X, 
Durchführung des Nachtragshaushalts 1921. 
Nach Ausführung der Stellenbesetzung zu den Abschnitten I bis VIH 
hat das Eisenbahn-Zentralamt im Benehmen mit den Eisenbahndirek- 


‘innen den Nachtragshaushalt 1921 durchzuführen. Durch diesen Haus- 
"alt sind 75 Stellen für technische Eisenbahnobersekretäre,: Gruppe VII; 


u) Stellen für Eisenbahntechniker, Gruppe VI; 35 Stellen für technische 


Eisenbahnassistenten, Gruppe V, die mit gegenwärtig im Angesteliten- 
verhältnis befindlichen technischen Hilfskräften zu besetzen sind, ge- 
schaffen worden. 

Es sind anzumelden beim Eisenbahnzentralamt durch: 

Uebersicht I: technische Hilfskräfte, die zum technischen Eisenbahn- 
obersekreiär, Gruppe VII, zu ernennen sind, mit einem Dienstalter «vom 
Jahre 1911 und früher. 

Uebersicht II: technische Hilfskräfte, die zum Eisenbahntechniker, 
Gruppe VI. zu ernennen sind, mit einem Dienstalter vom Jahre 1911 
und früher. 

Uebersicht HI: technische Hilfskräfte, die zum technischen Eisen- 
bahnassistenten, Gruppe V, zu ernennen sind, ohne Rücksicht auf das 
Dienstaiter. 

Uebersicht IV: a) ap. technische Eisenbahnobersekretäre (Prak- 
tikanten) und planmässige Beamte, die zur Vermeidung einer Ueber- 
holung durch dienstjüngere technische Hilfskräfte zum technischen Eisen- 
bahnobersekretär zu ernennen sind; b) ap. Eisenbahntechniker (Bureau- 
diätare), die zur Vermeidung einer Ueberholung durch dienstjüngere 
technische Hilfskräfte zum Eisenbahntechniker zu ernennen sind. 

Das für die planmässige Anstellung massgebende Eintrittsalter der 
technischen Hilfskräfte ist nach Punkt 2 des Ministerialerlasses IV. 42. 
136. 645 vom 2. August 1918 unter Anrechnung von Staats-, Pro- 
vinzial- und Gemeindedienstzeit zu berechnen, gegebenenfalls unter Be- 
rücksichtigung der Militärdienstzeit nach Mixisterialerlass IV. 42. 139, 
752 vom 2. Juli 1920. Bei Fachspezialisten tritt ausserdem gegebenen- 
falls eine Verbesserung des Diensteintrittsalters durch Anrechnung von 
Privatdienstzeit mit meiner Genehmigung gemäss Ministerialerlass IV. 42, 
139. 512 vom 24. Mai 1920 ein. 

Bei den unter Uebersicht IV aufzuführenden Beamten handelt es 
sich um ehemalige technische Hilfskräfte, die ausnahmsweise in die 
regelmässige Laufbahn übernommen worden sind, oder um ehemalige 
Landmessergcehilfien. Für den Vergleich dieser letzteren Bediensteten 
mit den übrigen technischen Hilfskräften ist das Dienstalter, berechnet 
nach Punkt 2 des Ministerialerlasses IV. 42. 135. 645 zugrunde zu 
legen und dem Eisenbahnzentralamt anzugeben, nicht etwa das unter 
Anrechnung von Privatdienstzeit nach Ministerialerlass IV. 42. 139. 94 
vom 28. Februar 1920 für die Reihenfolge der Ausbildung massgebende 
Ausbildungsdienstalter. 

Alle bisher dem Personalburcau meines Ministeriums erstatteteu Ver- 
änderungsanzeigen zu den auf Grund des Erlasses vom 24. Oktober 1919 
IV. 42. 139. 581 vorgelegten Uebersichten gelten als erledigt und sind 
bei den Anmeldungen beim Eisenbahn-Zentralamt zu berücksichtigen. 

Die Eisenbahndircktionen werden beauftragt, die erforderlichen Vor- 
arbeiten zur Sache schleunigst zu treffen, insbesondere das weitere 
wegen der eiwa noch erforderlichen Ausbildungen und Prüfungen um- 
gehend in die Wege zu leiten und die Uebersichten I bis IV dem- 
nächst nach Ersuchen des Eisenbahn-Zentralamts an dieses einzusenden. 

Zur Aufnahme in die Uebersicht I ist Ablegung der‘ förmlichen 
Prüfung zum bisherigen technischen Eisenbahnsekretär, zur Aufnahme in 
die Uebersicht II AÄblegung der Prüfung zum bisherigen technischen 
Bureatassistenten erforderlich. 

Für die Anstellung in Gruppe V kommen die auf Grund des 
Ministerialerlasses Pr. H. 21. 139. 276 vom 7. Juni 1921 vorläufig 
angemeldeten technischen Angestellten für einfachere Arbeiten (wie 
Lithographen, Photographen, Zeichner usw.) in Frage. 

Vor der erstmaligen Anstellung in Gruppe V (Uebersicht IIN ist 
von den Bediensteten eine, formlose schriftliche Prüfung aus ihrem 
Arbeitsgebiet abzulegen. In der Voraussetzung, dass ihre volle sachliche 
und praktische Befähigung ausser Zweifel steht, wird es als aus- 
reichend anzuschen sein, wenn die Bediensteten in dieser Prüfung 
hinreichende Gewandtheit im schriftlichen Ausdruck, Sicherheit in der 
Rechtschreibung und eine einigermassen, geläufige Handschrift nach- 
weisen. ' 

Die Meidungen der Anwärter an das Eisenbahn-Zentralamt haben in 
der Trennung nach den verschiedenen Uebersichten zu enthalten: Name, 
Vorname, geboren am, Dienststellung, wirklicher Diensteintrittstag bei 
der Eisenbahnverwaltung, für die Anstellung massgebendes Dienstalter, 
Prüfung abgelegt am .. „ zum .. „ Prüfung wird voraussichtlich erst 
stattfinden bei Uebersicht IV Anwärterdienstalter für die regel- 
mässige Laufbahn zum technischen Eisenbahnobersekretär, Eisenbahn- 
techniker oder Balınmeister. 

Wegen der 
etwaigen Verzichts auf die planmässige Anstellung wird auf die 
Ministerialerlasse IV. 42. 139. 228 vom 30. März 1921 und Pr. I. 21. 
139. 343 vom 13. Mai 1921 Bezug genommen.. Die noch ausstehende 
Regelung der Anrechnung von Fachschulzeit ist indessen bald zu erwarten. 
Sollten technische Hilfskräfte wegen dieser noch ausstehenden Regelung 
eine Planstelie gegenwärtig nicht annehmen, so sind die Stellen nicht 
offen zu halten, sondern an die nächsten dienstjüngeren technischen Hilfs- 
kräfte zu vergeben. Eine Streichung der Anwärter, die die Stellen jetzt 
meht annchmen, in den Uebersichten findet in diesen Fällen (Fachschul- 
zeit) bis zur endgültigen Regelung der Frage nicht statt. Wegen der 


Dienstzeit bei anderen Behörden und der Privatdienstzeit beziehe ich mich . 


auf Erlass vom 26. August 1921 E. II. 23 Nr. 6756. Tritt infolge der 
Nichtgewährung von Ausgleichszulagen ein Rückgang 





{ 


Nichtgewährung von Ausgleichszulagen und wegen des‘ 





im  Dienstein- ° 











kommen ein, so erkläre ich mich damit einverstanden, dass die Ver- 
leihung der Planstellen nicht rückwirkend vom 1. April 1921 ab, 
sondern von jenem Monatsersten ab erfolgt, an dem die Stellenver- 
gebung durch das Eisenbahn-Zentralamt ausgesprochen wird. Die Ab- 
nahme der förmlichen Prüfungen ist mit allen Mitteln zu beschleunigen, 
damit sich die Stellenverleihungen nicht verzögern. i 
I. A; Seydel. 
An das Eisenbahn-Zentralamt 
und die Eisenbahndirektionen — je besonders. 


Aus dem Berufe 


= 

Sperre der bautechnischen Laufbahn. Wir hatten in 
Nr. 14 des „Reichseisenbahntechniker“ in unserem Aufsatze 
„Der Personalmangel im maschinentechnischen Dienst“ darauf 
hingewiesen, dass der bestehende Mangel an maschinentechni- 
schem Personal darauf zurückzuführen ist, dass die Verwal- 
tungen sich auch für den späteren Bedarf technische Kräfte 
nicht rechtzeitig gesichert haben, und dass es den Staats-, 
Verwaltungen in Anbetracht der Verminderung der Zahl an 
geleinten Arbeitskräften infolge des Krieges in der Zukunft 
schwer werden dürfte, ihren Bedarf an solchen Kräften zu 
decken. Aus den Erfahrungen im Maschinenbaufach scheint 
die Reichseisenbahnverwaltung nichts gelernt zu haben. Für 
uns steht es ausser Zweifel, dass beim Wiederaufleben der Bau- 
tätigkeit, was doch über kurz oder lang einmal eintreten muss, 
auch ein Mangel an bautechnischen Kräften auftreten wird, so 
dass jeder Betrieb, wenn er vorausschauend arbeiten will, sich 
einen hinreichenden Stamm von technischen Kräften sichern 
müsste. Einer solchen weisen Voraussicht widerspricht jeden- 
falls die Massnahme der Verwaltung, die sich aus dem folgen- 
den, von der Zweigstelle Preussen-Hessen im September 1921 
unter der Nr. Pr. H. 21. 139. 754 herausgegebenen Erlass ergibt: 

„Bei dem Ueberfluss an Personal der bautechnischen Dienstzweige 
und der vorhandenen grossen Zahl bereits vorhandener Anwärter er- 
achte ich es für angezeigt, die Ausbildung weiterer Beamten zum tech- 
nischen Eisenbahnsckretär und zum Beiriebsingenieur (Eisenbahnober- 
ingenieur) auf die Dauer eines Jahres zu sperren. Sollte in beson- 
deren Fällen hiervon abzusehen sein, ist meine Genehmigung. vor 
Beginn der Ausbildung einzuholen. ; 

Von obiger Massnahme wird der maschinentechnische Dienst nicht 
berührt. Wegen der Deckung des Personalbedarfs in diesem Dienst- 
zweig (Einstellung von Dienstanfängern, Ausbildung planmässiger Be- 
amten, Uebernahme von Heeres- und Marinebeamten) beziehe ich mich 
auf den M.E. vom 30. Juli 1921 — Pr. I. 24, 139, 608. 

Es sind ferner auch die etwa noch erforderlichen Ausbildungen 
technischer Hilfskräfte, soweit sie für eine planmässige Anstellung auf 
Grund des Nachtragshaushalts 1921 in Frage kommen, (Erlass M.E, 
Pr. 11. 21.139.733 folgt) durchzuführen.“ 


Mit der Besetzung von Planstellen beschäftigt sich‘ der 
R.V.M., Zweigstelle Preussen-Hessen, in nachstehenden Er- 
lassen: 

Vom 25. Juli 1921 (Pr. II. 25. 134. 370.). 

Betrifft: Nachtragshaushalt 1920. 

Ich weise darauf hin, dass Beamte, die für ihre 'Person die Be- 
züge einer höheren Besoldungsgruppe beziehen, bei Wiederbesetzung frei- 
werdender Planstellen dieser höheren Gruppe in erster Reihe zu be- 
rücksichtigen sind. Wenn hiernach Stellen für Kanzleisekretäre der 
Gruppe V frei werden, so sind sie mit solchen Kanzieiassistenten der 
Gruppe IV zu besetzen, die für ihre Person bereits die Bezüge der 
Gruppe V erhalten. Wegen Berücksichtigung der Lokomotivheizer, die 
für ihre Person die Bezüge der Besoldungsgruppe V erhalten, bei s 
Besetzung der im Haushalt vorgesehenen Steilen für Lokomotivheizer 
verweise ich auf den Erlass vom 12. Juli d. J. — Pr.1.25. 134. 358. — 

1. A.: gez. Osthoff. 


Vom 8. September 1921 (Pr. II. 22. 136. 842.). h 
Den Beamten, welchen gemäss Ziff. 29 B.V. mit rückwirkender 
Kraft Planstellen verliehen worden sind, ist für die rückliegende Zeit j 
3 
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auch in der neuen Stelle der Ortszuschlag nach dem bisherigen dienst- 
lichen Wohnsitz zu bemessen, da Stellenverleihungen mit rückwirkender 
Kraft auf den dienstlichen Wohnsitz in der vergangenen Zeit einen 5 
Einfluss nicht auszuüben vermögen. si 
Die Berechnung des Ortszuschlages nach dem neuen dienstlichen 
Wohnsitz kann in Anlehnung an die Ziff. 153 und 153a B.V. erst, 
von dem Tage ab erfolgen, an dem die Versetzung nach dem neuen 
dienstlichen Wohnsitz den Beamten bekanntgemacht worden ist,- so- 
iern nicht der Dienstantritt in der neuen Stelle ausdrücklich zu einem 
späteren Zeitpunkt zu erfolgen hat. IL, Ar Sgezeuschew 


v 


‚Deshalb gehört auch der Eisenbahntechniker zu der 
Organisation aller technischen Angestellten und Beamten, 
Nur mit der übrigen Kollegenschaft vereint, kann es. ge- 
lingen, die Wertschätzung der technischen Arbeit ‚gegen- 
über den Behörden und Unternehmungen durchzusetzen, 
Die Einheitsorganisation für alle Architekten, Techniker 
und Ingenieure im Privatdienst oder bei Behörden ist der 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
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Ueberführung der Reichseisenbahnen in 


den Privatbetrieb 


Im Hauptblatt der vorliegenden Nummer der „D.T.Z.‘“ ist 
in dem Leitartikel „Unsere Antwort“ darauf hingewiesen worden, 
dass das Grosskapital das „Opfer‘‘ der Kreditgewährung an 
die Bedingung geknüpft hat, dass die Reichseisenbahnen in 
den Privatbetrieb überführt werden. Als Begründung für diese 
Ueberführung muss trotz tausendfacher Widerlegung natürlich 
immer "wieder die mangelhafte Rentabilität der Eisenbahnen 
herhalten. Auch jetzt wird wieder angedeutet, dass der Ueber- 
fluss an Arbeitskräften eine der Hauptursachen des Eisenbahn- 
defizits - ist. 


Die materielle Herunterwirtschaftung der Eisenbahnen durch 
den Krieg, die im Allgemeininteresse niedergehaltenen, dem 
Valutawert der Mark durchaus nicht entsprechenden Beförde- 
sungspreise, die eigentlichen Ursachen der Unwirtschaftlichkeit 
der Eisenbahnen, sehen, oder besser wollen die Herren vom 
grossen Geldbeutel natürlich nicht sehen. Sie werden auch 
niemals anerkennen, dass es ein Ruhmesblatt in der Geschichte 
der deutschen Eisenbahnen, ja, in der Geschichte der Eisen- 
hahnen der ganzen Welt darstellt, dass in so kurzer Zeit das 
durch den Krieg zusammengebrochene deutsche Eisenbahn- 
wesen durch die deutsche Eisenbahnbeamten- und Arbeiter- 
schaft trotz aller Widerwärtigkeiten in bewundernswürdi- 
ger Weise wieder in die Höhe gebracht worden is! 
Dass es hierzu grösster Anstrengungen, hohen Pflicht- 
bewusstseins und grösster Gewissenhaftigkeit von seiten 
der Eisenbahnerschaft bedurfte, dafür werden wir bei 
den Kapitalisten kein Verständnis finden, Das deutsche Volk 
hat allen Grund, der Eisenbahnerschaft für die geleisteten 
Dienste seinen Dank dadurch zu bekunden, dass es sie nicht 
an den Privatkapitalismus ausliefert. 


Es erscheint notwendig, nochmals in aller Deutlichkeit dar- 
auf hinzuweisen, dass es gerade das Grosskapital ge- 
wesen ist, das gegen die Erhöhung der Eisenbahntarife in 
erster Linie Sturm gelaufen ist, obwohl es durch ungeheure 
Wucherpreise bei seinen Lieferungen ganz wesentlich zu der 
Finanzkalamität der Eisenbahn beigetragen hat. Es steht so- 
mit den Herren Kapitalisten sehr schlecht an, wenn sie sich 
wegen der „schlechten Rentabilität“ die Eisenbahnen in die 
Hände spielen wollen. Die opferfreudige Bereitwill'gkeit der Ka- 
pitalisten zur Kredit-,Hilfe“- stellt weiter nichts dar, als den 
Versuch, den Verkauf von Staatseigentum zu erzwingen. 

_ Wir wissen, dass die Ueberführung letzten Endes nur 
folgenden Erfolg haben könnte: 

Erhöhung der Tarife (die natürlich auch der Staats- 
betrieb. vornehmen könnte, wenn er sich auf privatwirt- 
schaftlichen Standpunkt stellt). 

Beseitigung der für die Staatsbetriebe notwendigen so - 
ziaten Rücksichten auf die Arbeitnehmerschaft. 

Abbau statt Erweiterungen der Gemeinwirtschaft 
und Machterweiterung des Grosskapitals. 


Erfreulicherweise hat die grosse Masse unseres Volkes 
das Spiel der Grosskapitalisten durchschaut. Alle Gewerkschaf- 
ten, alle Beamtenverbände haben den schäristen Protest gegen 
die Privatisierung der Eisenbahn erhoben. Auch das Reichs- 
verkehrsministerium und die Präsidenten sämtlicher deutschen 
Fisenbahndirektionen haben mit erfreulicher Deutlichkeit ein- 
mütig den Gedanken der Ueberführung der ‚Reichseisenbahn- 
betriebe in die Privatwirtschaft abgelehnt. 
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Es sind Vertreter der Gewerkschaften der Eisenbahnbeam- 
ten und -arbeiter sowie Hauptbeamtenrat und Hauptbetriebsrat 
der Reichseisenbahnen zusammengetreten, um mit dem Ver- 
kehrsminister die Frage der Zweckmässigkeit einer Entstaat- 
lichung der Reichseisenbahnen zu erörtern. Sie überreichten 
dem Verkehrsminister. folgende Entschliessung: 


„Die heute im grossen Sitzungssaale des Potsdamer Bahnhofs ver- 
sammelten bevollmächtigten Vertreter sämtlicher Grossorganisationen des 
Eisenbahnpersonals sind sich darüber einig, dass die deutschen Reichs- 
bahnen nur in der Form des unmittelbaren Betriebes durch das Reich die 
Gewähr für eine richtige Erfüllung ihrer volkswirtschaftlichen Aufgabe 
bieten können. Sie lehnen deshalb aus vaterländischen und wirtschaft- 
lichen Gründen eine Privatisierung der Reichsbahnen in jeder Form ab 
und erklären, dass sie den Bestrebungen auf Entstaatlichung der 
Bahnen mit der grössten Entschiedenheit entgegentreten und in dieser 
Lebensfrage der deutschen Eisenbahner auch vor der Anwendung 
äusserster gewerkschaftlicher Mittel nicht zurückschrecken 
werden. Vom Herrn Reichsverkehrsminister wird erwartet, 
dass er seinerseits mit allen Kräften den Versuchen nach Privatisierung 
der Bahnen sich entgegenstellt“ 


Verkehrswesen und Verkehrspolitik 


Wir geben nachstehend kurz den Inhalt eines Vortrages 
„Verkehrswesen und Verkehrspolitik‘ wieder, den der frühere 
Eisenbahnminister Oeser in der Hochschule für Politik in 
Berlin gehalten hat. 


Der Verkehr: hat die Aufgabe, eine Ortsveränderung von 
Gütern und Personen herbeizuführen. Die blosse Transport- 
möglichkeit genügt aber nicht, sondern der Transport muss 
sich auch lohnen. Bis zum Kriege wirkten auch noch mili- 
tärische Gesichtspunkte auf die Gestaltung der Verkehrsmittel 
und Verkehrsgelegenheiten ein. 


Auch in früherer Zeit waren schon viele Transportmöglich- 
keiten vorhanden; den riesenhaften Verkehrsaufschwung bracht? 
aber erst die Erfindung der Eisenbahn. Die ersten Eisenbahnen, 
die bekanntlich in England gebaut wurden, übernahmen die 
Spurweite der gebräuchlichen Pferdewagen, und da auch für 
die Eisenbahnen in anderen Ländern das Material zunächst 
aus England bezogen wurde, wurde diese Spurweite allgemein 
gebräuchlich. Hierin lag ein grosser Nachteil für die Ent- 
wicklung der Eisenbahn, denn die jetzige Spurweite kann nicht 
für alle Zeit den Anforderungen genügen. Da die zu befördern- 
den Gütermengen immer grösser werden, entsteht das Ver- 
langen nach grösseren Transportwagen, diese wären aber für 
die gebräuchliche Spurweite nicht verwendbar. In etwas günsti- 
gerer Lage befindet sich Russland, das aus politischen Gründen 
eine von der Norm abweichende, breitere Spurweite einge- 
führt hat. 

Die heutige Unwirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetriebes 
zwingt dazu, Verbesserungen zu erstreben. Z. B. ist die 
Kohlenausnutzung der Lokomotiven die denkbar 
da sie allen Witterungseinflüssen ausgesetzt ist. Gegen die 
Elektrisierung der Eisenbahnen bestanden vor dem Kriege 
schwerwiegende Bedenken. Sie kommt z. Zt. nicht in Frage 
ie die erforderlichen, geradezu ungeheuwerlichen Geldimittel 
ehlen. 

Der Bau der ersten Eisenbahnen in Preussen musste 
Privatunternehmern überlassen bleiben, und zwar infolge des 
Bestehens einer Königl. Kabinettsordre von 1820. Diese schrieb 
vor, dass der Staat nur mit Genehmigung der Ständevertretung 
Anleihen aufnehmen dürfe. Zur Beschaffung der Baumittel 
für Eisenbahnen wäre die Aufnahme einer Anleihe nötig ge- 
wesen. Das unter der Einwirkung der Freiheitskriege ge- 
gebene Versprechen, eine Städtevertretung zu schaffen, war 
nicht eingelöst worden. Infolgedessen war dem Staat die Auf- 
nahme von Anleihen und damit der Bau von staatlichen Eisen- 
bahnen unmöglich. Erst nachdem infolge der Revolution von 
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1848 ein Parlament geschaffen war, konnte man an den Bau 
von staatlichen Eisenbahnen herangehen.. Das war von grosser 


Bedeutung. Die privaten Eisenbahnunternehmer hatten an den 
von ihnen gebauten Eisenbahnen natürlich nur ein Interesse, 
nämlich das der grösstmöglichen Rentabilität. Der Staat schuf 


nun ein Eisenbahnmonopol und gewährte dem Privatunter- 


nehmer nicht mögliche Leistungen durch Vorschieben von 
Eisenbahnlinien in Gebiete, die eine Verzinsung des Anlage- 


kapitals nicht ermöglichten. Er stellte also das Allgemeininter- 


esse über das Privatinteresse. 


Zunächst war alle Verkehrspolitik national, wurde aber 


später international ausgestaltet, so dass nach und nach jeder 
Ort der Welt mit jedem anderen Ort der Welt in regelmässige, 
sichere Verbindung gebracht wurde. Die Lage Deutschlands 
im Herzen Europas bringt es mit sich, dass auf dem Gebiete 
der internationalen Verkehrspolitik für uns trotz hemmender 
Bestimmungen des Friedensvertrages Möglichkeiten liegen, die 
noch nicht genug ausgenutzt sind. Wir können durch unsere 
zentrale Lage ausländischen Verkehr heranziehen und dadurch 
zunächst wirtschaftlichen, später aber auch politischen Ein- 
fluss gewinnen. 


Heute sind uns durch den Friedensvertrag von Versailles 
auf fast allen verkehrspolitischen Gebieten die Hände ge- 
bunden. Die Flüsse sind internationalisiert, der Flugverkehr 
fast völlig unterbunden; die Eisenbahntarifhoheit ist uns prak- 
tisch genommen und dadurch eine unserem Interesse dienende 
verkehrstechnische Tariipolitik unmöglich gemacht. Das un- 
endlich fein gegliederte Instrument der deutschen Eisenbahn- 
tarife hat es vor dem Kriege vermocht, unseren Seehäfen und 


vielen Wirtschaftszweigen zu hohem Aufschwung zu verhelfen. 


Nach dem Friedensvertrag muss heute jede Tarifvergünsti- 
gung in gleicher Weise Inländern wie Ausländern zugute 
kommen, eine Abstimmung der Eisenbahntarife auf die Be- 
dürfnisse der deutschen Volkswirtschaft ist dadurch fast 
undurchführbar. 


Als unter dem Druck der Folgen des verlorenen Krieges 
die Gefahr bestand, dass das Reich sich in verschiedene Teile 
auflöse, erwies sich die Verreichlichung der Eisenbahnen als 
ein wichtiges Mittel- zur Erhaltung der Einheit des Reiches. 
Diese Tatsache kann nicht genug gewürdigt werden. 


Die Eisenbahnen, die vor dem Kriege einen Ueberschuss 


erzielten, arbeiten jetzt mit Verlust. Das Verhältnis der Ein- 
nahmen zu den Äusgaben, der Betriebskoeffizient, betrug 
vor dem Kriege 50, 60 bis 70 Prozent. Er ist heute nicht 
zu erfassen und wird auf 200 Prozent geschätzt. Wenn man 
die Tatsache, dass die Eisenbahnen heute Zuschüsse erfordern, 
damit begründet, dass sie vom Reich zu einem zu hohen Preise 
übernommen seien, so ist diese Annahme falsch. Dagegen 
wäre es richtig, die Verluste, die den Eisenbahnen während 
des Krieges entstanden sind, nicht auf den Eisenbahnetat, 
sondern auf den Finanzetat zu übernehmen. 


Um nun die Eisenbahnen wieder wirtschaftlicher zu ge- 


stalten, muss eine Umorganisation der ganzen Verwaltung 
vorgenommen werden. Die letzte Umorganisation, die 1895 
erfolgte, hat sich im allgemeinen bewährt bis.zum Kriege, 
wenn sie auch, namentlich bezüglich der technischen Betriebe, 
vielfach versagt hat, weil durch das Uebergewicht der Ju- 
risten in der Verwaltung sich die Techniker nicht genügend 
durchsetzen konnten. Die Reform ging eben von rein ver- 
waltungstechnischen Gesichtspunkten aus. Es ist in letzter 
Zeit häufig der Vorschlag gemacht worden, die Eisenbahnen 
in Privatbesitz zu überführen, um sie rentabler zu machen. 
Dieser Weg ist aber wegen der im Allgemeininteresse zu be- 
treibenden Verkehrspolitik nicht gangbar. Gewiss liessen 
sich auch in den Uebernahmeverträgen Sicherungen gegen 
übermässige Profitwirtschaft schaffen, jedoch würden vom Pri- 
vatkapital die unrentablen Linien nicht mit der gleichen Sorg- 
falt bedacht werden wie die hochrentablen. Auf welche andere 
Weise kann aber die Zuschusswirtschaft in der Eisenbahn- 
verwaltung beseitigt werden? Nehmen wir einmal an, die 


Eisenbahnen wären in Privatbesitz übergegangen; dann wäre. 


die erste Frage des kaufmännischen Leiters an den betreffen- 
den Sachbearbeiter: Was kostet ein Lokomotivkilometer des 
Lokomotivtyps X? Die Antwort müsste lauten: Das wissen 
wir nicht! — Wenn. weiter gefragt würde: Was kostet denn 
überhaupt ein Güterzug-Lokomotivkilometer? Was kostet ein 


Personenzug-Lokomotivkilometer? Dann müsste die Antwort. 


wiederum lauten: Das wissen wir auch nicht! Das können 
wir auch gar nicht wissen, weil unsere Verwaltung nicht so 
eingerichtet ist, dass sie Grundlagen für derartige Erhebungen 
abgeben kann. Hier ist der Punkt, an dem der Hebel ein- 
esetzt werden muss. — Die bekannte preussische Sparsam- 
eit hat noch das ihrige getan, durch unsachgemässe Mass- 


nahmen trotz guter Absicht Misserfolge zu. erzielen. Es ist 


ewiss sehr schön, wenn Lokomotiven 50 Jahre alt werden. 
as hat aber zur Folge, dass wir über 50 verschiedene Lo« 





komotivtypen haben, von Normierung und Typisierung also 
keine Rede ist und ungeheure Schwierigkeiten bei der Re- 
paratur der Maschinen und in der Organisation der Repara- 
turwerkstätten auftreten. Die Möglichkeiten einer Gesundung 
der Eisenbahnen. liegen also zunächst in einer Aenderung der 


inneren Verhältnisse. Die Eisenbahnverwaltung kann nicht 


genau so aufgezogen werden wie die Hoheitsverwaltung, denn 


sie ist ein wirtschaftliches, technisches oder. betriebliches Un- 


ternehmen und muss auch als solches behandelt werden. 
Die Einrichtung der Betriebsräte ist daher auch kein Nach- 
teil, sondern ein Vorteil für die Eisenbahnverwaltung, denn 
der Betriebsrat kann sehr gut ein Organ zur Herbeiführung 


grösserer Wirtschaftlichkeit des Betriebes sein. Dieser Um- 


stand ist leider allzuhäufig ausser acht gelassen worden.- 
Vom Chef des Eisenbahnwesens muss eingehende Kenntnis 
der Zusammenhänge zwischen der Eisenbahn als Verkehrs- 
mittel und dem Wirtschaftsleben verlangt werden. Um eine 


grössere Beweglichkeit der Eisenbahnverwaltung erzielen zu 
‚können, muss die Leitung. in einer Hand liegen. Die Eisen- 
bahnverwaltung muss die erforderliche Selbständigkeit ° be- 


sitzen. Durch diese Massnahmen würden erst die Voraus- 
setzungen für eine Bilanzierung des Eisenbahnetats ‘geschaffen. 





Der Antrag der Sozialdemokratischen Partei in Weimar, die 


Eisenbahn solle ihre Ausgaben durch Einnahmen decken und 
geringe Ueberschüsse erzielen, trifft das einzig Richtige. Das: 


starre System des Etats gibt aber die erforderliche Beweglich- 
keit nicht, es gestattet z. B. nicht, rechtzeitig einzukaufen. 
Es muss also eine vollständige Umstellung erfolgen und einge- 
schen werden, dass wir die Eisenbahn nicht rein verwaltungs- 


technisch aufziehen können. 


So dunkel und schwierig, ja sogar trostlos die Verhältnisse 


auch scheinen mögen, als hoffnungslos können sie nicht auf- 
efasst werden. Die schweren Zukuünftsaufgaben müssen zu 
ösen sein in Gemeinschaft mit den wirtschaftlichen Kreisen 


und dem Personal. — Se 


Wir freuen uns, feststellen zu können, dass auch Herr 
Staatsminister a. D. Oeser als Grundfehler bei der Eisenbahn 
das UVeberwiegen der behördlichen Verwaltungspraxis über den 
technischen und kaufmännischen Geist erkannt hat und sind 
mit ihm der Ueberzeugung, dass erst dann eine Gesundung 
zu erwarten ist, wenn unsere alte Forderung erfüllt wird: 
Durchdringung der Verwaltung mit  techni- 
schem Geist! ® Be ee 


Aus dem Berufe 


Anrechnung der Fachschulzeit auf das Besoldungsdienst- 


alter, Bereits mit den unterm 21. August 1921 (R.-V.-Bl. Nr. 45). 
herausgegebenen ei hatte der Reichsver- 
kehrsminister die Bekanntgabe allgemeiner Grundsätze zur An- 


-rechnung der Fachschulzeit in Aussicht gestellt. Wenn. diese. 


auch jetzt noch nicht erschienen sind, so ist doch wenigstens 
eine vorläufige Regelung getroffen. Ein recht erheblicher Aus-. 
fall ist der Kollegenschaft durch die ungeheure  Valuta- 
verschlechterung ohnehin schon entstanden, so dass es sich 


dringend empfehlen dürfte, auf Grund des neuen Erlasses vom 
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4. Oktober 1921 — Nr. E. 1123 Nr. 7096 —, den wir nachstehend ! 
zum Abdruck bringen, die Auszahlung der seit dem 1. April "7 
1920 entstandenen Difierenzbeträge umgehend zu beantragen. 


‘Der Erlass hat folgenden Wortlaut:. a 
„Wie bereits in den Ergänzungsvorschriften zu Ziffer 119 Bv. 3 


(Reichs-Verkehrs-Bl. S. 390/21) zum Ausdruck gebracht ist, können all- 
gemeine Grundsätze über die Anrechnung von Fachschulzeit erst auf» 
gestellt werden, wenn Vergleichsberechnungen möglich sind. Da dieg 
in der nächsten Zeit nicht angängig ist, erscheint es angezeigt, den be- 


teiligten Beamten durch eine Ueberzahlungen ausschliessende vorläufige 


Regelung die ihnen zustehende Verbesserung des Besoldungsdienstalters j 


alsbald zuteil werden zu lassen. : 


32 der Anlage 2 zu den Ue.B.V.) um die Zeit des vorgeschrie- 


“ Ich bestimme daher, dass das Besoldungsdienstalter der technischen 
Eisenbahnbeamten in der Eingangssk:!lie (vgl. Ifd, Nrn. 4, 22, 23 und ° 


benen Fachschul- oder Hochschulbesuchs bis zur Höchstsdauer von 


drei Jahren mit Wirkung vom 1. April 1920 ab verbessert wird. Die ! 


Anrechnung der ‚vollen Fachschulzeit darf jedoch bis auf weiteres nur 


bei denjenigen Beamten stattfinden, deren diätarische Dienstzeit fünf 
Jahre oder mehr beträgt. Bei geringerer diätarischer Dienstzeit ist die 


Anrechnung um diejenige Zeit zu verkürzen, die die diätarische Dienst“ 
zeit weniger als fünf Jahre betragen hat. Ergibt diese Verbesserung 


als Beginn des Besoldungsdienstalters einen vor dem vollendeten 28. Les 


bensjahre liegenden Zeitpunkt, so ist bis auf weiteres das vollendetq 
28, Lebensjahr als Besoldungsdienstalter anzunehmen. Später wirdsich. je« 


doch voraussichtlich noch eine weitere Verbesserung ermöglichen lassen, 


sobald das tatsächliche Durchschnittsalter der vergleichbaren nichttech. 
nischen Beamten für die gesamte Reichseisenbahnverwaltung ermittelt i 





Ich ersuche, die Umrechnungsarbeiten alsbald vorzunehmen und 


die Beamten einzeln davon in Kenntnis zu setzen, dass die getroffene 
Regelung als eine vorläufige anzusehen ist.“ - 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
“für die 
‚technischen Beamten und Angestellten 

„im Reichseisenbahnbetriebe 


‚Nummer 18 


Der Reichsfachgruppentag 


Anschliessend än den grossen Behördentechnikertag am 
28, "November 1921 jand am nächsten Taxe - der Reichsfach- 
giuppentag unserer : Fachgruppe „Reichseisenbahnbetriebe“ im 
Jugendhaus, Berlin NW, statt. 

Die Eisenbahntechniker aus allen Teilen Deutschlands hatten 
ihre Delegierten zu dieser Tagung entsandt. Nur wenige Direk- 
tionsbezirke waren nicht vertreten. 

Während der Behördentechnikertag dazu bestimmt war, die 
breiteste Oeffentlichkeit von unserer Arbeit für die Behörden- 
techniker und von unseren Zielen zu unterrichten, war es Aufgabe 
des’ Reichsfachgruppentages; vorwiegend innere Organisations- 
arbeit zu leisten. Wie der Behördentechnikertag einen würdigen 
und. imposanten Verlauf genommen hat (wir haben in der letzten 
Freien Beamten-Rundschau darüber berichtet), so hat auch der 
Reichsfachgruppentag durch grosse Sachlichkeit der Verhand- 
lungen und durch den Ernst, mit dem die Delegierten sich in 
ihrer gewerkschaftlichen Standesarbeit betätisten, zezeigt, dass 
auch die Eisenbahntechniker sich würdig in die allgemeine Be- 
hördentechniker-Bewegung des Bundes einreihen. 

Der Verlauf der Tagung. 

Der Vorsitzende des Reichsarbeitsausschusses Würsch- 
heim-Berlin spricht den Delegierten. den Dank der Reichsfach- 
gruppe für ihr Erscheinen aus. 

Im Namen des Vorstandes des Bundes, in dem zwei Eisen- 
bahntechniker Sitz und Stimme haben, heisst Werner- Griünau 
die Delegierten willkommen. Der Bundesvorstand habe gezeigt, 
dass er gerade der Eisenbahntechnikerbewegung sein besonderes 
Interesse. zuwende. 

Für das Bureau der Tagung werden Op wis als Vorsitzender, 
Würschheim als 2. Vorsitzender, Gröttrup als Bundes- 
beamter gewählt. 

Vorsitzender Opwis: Wir sehen in der heutigen Ver- 
sammlung manchen Eisenbahntechniker wieder, mit dem wir 
jrüher im Eisenbahntechnikerverband für die Besserung der wirt- 
schaftlichen Lage des Eisenbahntechnikers gekämpft haben. So 
erinnere ich mich gern der Zeit, — es war in den Jahren 1906—09 
—, wo ich mit Koll. Gröttru "p gleichzeitig im Eisenbahntech- 
nikerverband und im Bund der technischen industriellen Beamten 
für die Eisenbahntechniker-Bestrebungen zearbeitet habe, Wer 
am Behördentechnikertag teilgenommen hat, wird den Eindruck 
mitgenommen haben, dass die Interessen der Eisenbahntechniker 
beim Butab gut aufgehoben sind. Es kam deutlich zum Ausdruck, 
dass die Eisenbahn das grosse Kampffeld sein wird, in dem die 
grossen beruflichen und wirtschafts-politischen Fragen der Be- 
amten- auszefochten werden. Durch seine bisherige Propaganda 
unter den Eisenbahntechnikern hat der Bund Bewerime unter die 
Eisenbahntechniker gebracht. Es liegt an uns, dass die enorme 
Arbeit des Bımdes auch gute Früchte zeitist- Auch die heutize 
Tagung ist dazu bestimmt, festzustellen, wie wir am besten vor- 
wärtskommen. 

Die Tagesordnung wird wie folgt festgesetzt: 

Tagesordnung: 
. Organisation der Eisenbahntechniker, Ref. 
. Berichte der Delegierten. 
. Die Eisenbahntechniker in der Besoldungsordnung und im 
Tarifvertrag, Ref.: Quensel. 
. Anträge. 
. Wahl des Arbeitsausschusses der Reichsfachgruppe. 
. Verschiedenes. 
1. Die Organisation der Eisenbahntechniker. 


Gröttrup: Da wir einen Bericht über den Behörden- 
technikertag in der D.T-.Z. veröffentlichen und vieles, was von 
der Organisation der. Eisenbahntechniker gesagt werden könnte, 
bereits in meinem gestrigen Referat behandelt worden ist, kann 
ich mich ganz kurz fassen. Ausserdem hat der Behördentech- 


: Gröttrup. 
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nikertag beschlossen, eine Broschüre herauszugeben, in der ein- 


gehend begründet wird, warum die Behördentechniker in den 


Butab gehören. 
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2 Erscheint mit Nr. » der D. E23 | 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr.7 


9. Dezember Er | 












Der bekannte Volkswirtschaftler Dr. Kuczynski hat uns 
gestern überraschende Mitteilungen , über die Finanzlage der 
Reichseisenbahnen gemacht, die ich ihnen nicht vorenthalten 
möchte (vergl. auch D.T.Z. Nr. 8 vom 2. Dezember 1921: „Ueber 


die Rentabilität der Eisenbahnen“). Kucsynski stellt den Etat 
von’ 1920 statt in Papiermark in Goldmark, also in den Friedens- 
werten fest und kommt zu folgendem Ergebnis: Wenn schon 
in Friedenszeiten die Eisenbahn dieselbe Arbeitszeit, denselben 
Verkehrsrückgang, dieselben Verkehrssteuern, ebensolche 
schlechte und teure Kohle gehabt hätte, dann hätte auch der 
Etat 1913 keinen Ueberschuss gehabt. Das grosse Defizit 
von heute würde nur unwesentlich durch die 
Personalausgaben beeinflusst, dafür aber mehr 
durch die ungeheuren Materialpreise für Leistunzen der Industrie. 
In Anbetracht dieser Tatsache müsse man von einem unglaub- 
lich. mangelhaften Verständnis des breitesten Volkes für wirt- 
schaftliche- Dinge sprechen, sonst hätte das deutsche Volk das 


Ansinnen der Grossindustrie auf Privatisierung der Eisenbahn 
von vornherein glatt zurückgewiesen. 


„Den Teufel spürt das Völkchen nie, und wenn er es am 
Kragen hätte.“ Mit diesen Worten zeichnet Goethe in seiner 
bekannten Faust-Szene in Auerbachs Keller, wie der. böse Geist 
die Menschheit an der Nase herumführt. Wir wollen hoffen, dass 
es diesmal dem bösen kapitalistischen Geist nicht gelingen möge, 
die Volksgruppen aufeinander und auf die Beamtenschaft zu 
hetzen, so dass sie sich, wie die Zechgenossen in Auerbachs 
Keller, letzten Endes gegenseitig an der Nase festhalten, während 
das Grosskapital. der lachende Dritte wird. Wir Techniker, 
die beruflich und von Hause aus grösseres Verständnis für volks- 
wirtschaftliche Dinge haben, und besonders wir Eisenbahntech- 
niker sollten vor dem Schicksal des „Völkchens“, das den bösen 
Geist nicht erkennt, bewahrt bleiben. Leider müssen wir fest- 
stellen, dass ein grosser Teil der Eisenbahntechniker sich heute 
noch in: wirtschaftnolitisch neutralen Verbänden befindet, wäh- 
rend ein anderer Teil der christlichen Gewerkschaftsbewezung 
zuneigt. Wir haben auf dem gestrigen Behördentechniker tag 
eindeutig zum Ausdruck gebracht,: weshalb nur die freigewerk- 
schaftlichen Bestrebungen die Macht des Kapitals brechen 
können, weshalb nur der Bund imstande ist. als freie Gewerk- 
schaft. die Interessen der Behördentechniker wahrzunehmen: 
Unserer Bewesung gehört die Zukunft! Diese Glaube gab der 
gestrigen Verhandlung Leben und Begeisterung. 


Wenn wir das Endziel unseres Bundes als der technischen 
Einheitsberufsgewerkschaft erreichen wollen, müssen alle Mit- 
glieder mitarbeiten. Die Bundesleitung hat durch ihr neues 
Fachgruppensystem der Behördentechnikerbewegung einen 
festeren Unterbau geschaffen. Danach sind die Eisenbahntech- 
niker zu Bezirksfachgruppen gemäss der Gliederung der Eisen- 
bahnverwaltung, d. h. direktionsweise, zusammengefasst. An 
der Spitze der Bezirksfachgruppe steht ein Ausschuss, der 
dauernd in der Lage ist, den Fortgang der Bewegung im Bezirk 
zu beobachten. Verzieht ein Mitglied von einer Dienststelle zur 
anderen innerhalb des Bezirkes, so meldet der Vertrauensmann 
der Dienststelle in der bisher üblichen Weise die Mitgliedsver- 
änderung seiner Ortsverwaltung, gibt aber gleichzeitig die grüne 
Karte des betreffenden Mitgliedes an den Bezirksausschüss, 
dessen Adresse auf jeder Karte vermerkt ist. Verzieht ein Mit- 
glied von einem Bezirk zum anderen, geht die Meldekarte über 
den Bezirksausschuss und die Hauptgeschäftsstelle an den neuen 
Bezirksausschuss zur weiteren Erledigung. Die Bezirksaus- 
schüsse führen eine selbständige Kartothek, in der alle Mitglieder- 
veränderungen eingetragen werden. 


Die Bundesleitung hat Ihnen damit die Grurfdllage für eine 
eingehende Werbetätigkeit gegeben. Es liegt nun an Ihnen, im 
Benehmen mit den Gauleitungen die weitere Arbeit für die Eisen- 
balıntechniker im Bereiche Ihres Bezirkes vorwärtszubringen. 
ich darf wohl die Bitte aussprechen, fleissig für Ihre Einheits- 
organisation mitzuarbeiten. (Beifall.) 
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2. Berichte der Delegierten. 


Ullmann-Dresden: In Sachsen war es sehr schwer, Fuss 
zu fassen. Es hatte sich herausgestellt, dass ein grosser: Teil 
unserer Mitglieder- sich als Eisenbahntechniker der Fachgruppe 
nicht gemeldet hatte. Wir haben deshalb an alle Ortsverwal- 
tungen eine Aufforderung zwecks Feststeliung der Eisenbahn- 
Mitglieder herausgehen lassen. Unsere Bewegung in Sachsen ist 
sehr aussichtsreich. Der Deutsche Beamten-Bund kann in seiner 
heutigen Zusammensetzung nicht bestehen bleiben. Nur in 
einer freien Gewerkschaft können die Mit- 
glieder von Neid, Hass und Dünkel sowie Un- 
ternehmereinflüssen befreit werden. Die geistige 
Struktur der Beamten muss eine andere werden, und das kann 


nur durch freigewerkschaftliche Erziehung erreicht werden. 


Bezüglich der Bewertung der technischen Arbeit müssen 
wir feststellen, dass die Eisenbahntechniker bei der Reichs- 
besoldungsordnung. infolge ihrer unseligen Zer- 


Bund wird ein grosses Stück Aufklärungsarbeit leisten müssen, 
‚wenn er unterzden Behördentechnikern massgebenden Einfluss 
gewinnen will. TE 5 ee 
Leonhard-Wetzlar: In Frankfurt ist auch nur durch 
intensive Arbeit vorwärtszukommen. Unsere Mitglieder 
müssen auch in den politischen Parteien mitarbeiten. 
Kregeloh-Köln: Auch in‘Köln geht es, wenn auch 
nur langsam, so doch voran. : F 
Berg-Flensburg: "In Flensburg wird vom Butab gute 
Arbeit geleistet. 


Janssen-Essen: Durch den seinerzeitigen Ministerial- 


‘ erlass mit dem Verbot der Zugehörigkeit zum Deutschen Tech- 


technisch-industriellen 
Wir sind 


niker-Verband und zum Bund der 
Beamten hatten wir sämtliche Mitglieder verloren. 
aber daran, die Gruppe neu aufzubauen. 
Horlemann-Kaiserslautern überbringt die Grüsse der 
Kollegen aus der Pfalz. Bayern’ist ein ganz besonders schwie- 


'splitterung und Verbindun gm ıt den Verwal- riges Gebiet, weil die Pfalz besetzt und das Saarland dem 


tungsbeamten stark abgefallen sind. Es ist um 
erhört, dass Techniker in Gruppe VI, die sogenannten Super- 
numerare aber in Gruppe VII eingereiht sind. Wir in Sachsen 
sind zunächst an die Regierung herangetreten wegen Abände- 
rung der Berufsbezeichnung und haben damit sehr gute Er- 
folge gehabt. Der Miitelschultechniker muss die Beförde- 
rungsgruppe X haben, denn er leistet mehr als der Akademiker 
in der Anfangsstellung; 
Glaenz-Stuttgart: Wir haben grosse Erfolge in .der 
Einstufungsirage errungen: Der Butab hat durch seine grosse 
Schlagfertigkeit Leben in die Behördentechnikerschaft Badens 
gebracht. Bei der Aufstellung der Listen zu den Beamten- 
‚ratswahlen hätte der Bund die Techniker an die, cısten 
Stellen bringen müssen. Weil wir mit dem Deutschen Eisen- 
bahınerverband zusammengegangen sind, hat mich die Reichs- 
gewerkschaft ausgeschlossen. Eine grössere Freude konnte 
mir natürlich nicht bereitet werden. : 
Der Erlass des Reichsverkehrsministeriums, nach dem Bau- 
ingenieuren Gelegenheit zur Ausbildung im Maschinen- und 
Ingenieurdienst gegeben ist, weil es in der Eisenbahnverwal- 
tung an Mäschineningenieuren fehlt, ist ein typisches Bei- 
spiel dafür, welche Unkenntnis von technischer Arbeit bei 
den höheren Verwaltungsstellen herrscht. Dass man einen 
Tiefbaningenieur durch gelegentliche Ausbildung zum Ma- 
schineningenieur machen will, ist eine vollständige Verkennung 
der technischen Ausbildung und der Erfahrungen, die’ ein 
beruisfertiger - Techniker haben soll. 
‚Saal-Erfurt: Erfurt ist eine Hochburg der Reichs- 
.gewerkschaft._ Durch energische Propaganda: wird es. trotz- 
dem dem Bunde gelingen, vorwärtszukommen. i 


Würschheim-Berlin: Sehr viele Kollegen in den an-. 


deren Verbänden sind mit Leib und Seele auf unserer Seite. 
Sie können sich aber von ihrer alten Organisation 
trennen. Aber auch die Hineinbringung unserer Bundesgedan- 
ken in die Mitgliederreihen der übrigen Verbände ist als 
Erfolg des Bundes zu buchen. Wir können deshalb getrost 
in die Zukunft zu sehen. SE 
Kalweit-Elberfeld wünscht eine bessere und beschlet- 
nigtere Benachrichtigung durch den Bund. 
Gartzen-Trier: In Trier ‚geht es sehr langsam voran. 
Bei der Eingruppierung ist den technischen Angestellten un- 
glaublich imitgespielt worden. 
vertretung ist man an die Butabmitglieder herangetreten und 
hat ihnen gesagt: „Solange Sie Mitglieder des Butab sind: und 
nicht in die Reichsgewerkschaft "eintreten, können wir für 
Sie nichts tun.‘ Da eine endgültige 
nicht erfolgt ist (!), werden wir an den Paritätischen‘ Aus- 
schuss gehen. ® 
Schüle-Karlsruhe: Am schlimmsten ist man bei der 
Eingruppierung. mit den Eisenbahntechnikern in Baden um- 
gesprungen. Wir. haben noch Techniker mit . guter Schul- 
bildung in Gruppe U.. Auch hier liegt die Schuld an der 
Angestelltenvertretung, die wir .durch Eingreifen des Butab 
vor «die Tür gesetzt haben. Die. Generaldirektion hat sich 
jetzt bereit erklärt, die Eingruppierung zu verbessern. 
Opwis-Breslau: In Breslau hatten wir 1919 zwei Eisen- 
bahnmitglieder. Wie Ihnen bekannt, führte meine Bekämpfung 
der Zustände im Eisenbahntechniker-Verband auf dem letzten 
Verbandstag zu meinem Ausschluss mit nachträglichem ‚,Wie- 
dereinschluss“. ‘Der Breslauer Verein mit 192 Mitgliedern trat 
aus dem. Eisenbahntechniker-Verband aus, als dieser Ver- 
band den Eintritt in die Reichsgewerkschaft vollzog. Die Bres- 
lauer Eisenbahntechniker waren sich darüber klar, dass ınit 
‚den Verwalttingsbeamien zusammen ihre. Forderungen nicht 
durchgesetzt werden konnten. Die grösste Zahl der Eisen- 
bahntechniker Breslaus gehört jeizt dem Bunde. an. Der 
Butab gilt hette als ihre alleinige Interessenvertretung. : 
Hautmann-Nürnberg: Die bayrischen Zustände sind 


‚so rückständig, dass kein Wort darüber zu verlieren ist, Der 





- schliessungen 


nicht 


haben die Revisionsverhandlungen das Ergebnis gehabt, dass 


“sie tatsächlich in derselben Weise wie die Beamten Auislie Sg 


Von seiten der Angestellten- 


Eingruppierung noch 


französischen Einfluss ausgesetzt ist. 

Werner-Grünau: Aus Ihren Berichten, die teilweise sehr 
‘erfreulich sind, andererseits aber auf die ungeheuren Schwierig- 
keiten, denen Sie draussen im Reich begegnen, hinweisen, 
ergibt sich dennoch ein für uns‘ erfreuliches Gesamtbild. 

Ullmann-Dresden: ‚Aus den ‚Berichten habe ich die 
Erkenntnis gewonnen, dass wir überall da, wo wir nicht mit 


den übrigen Beamtenverbänden zusammengehen, am besten 


vorwärtskommen. Die Bundesleitung hat sich alle Mühe ge- 
.geben, die Bewegung überall vorwärtszubringen, _Es liegt an 
den Kollegen selber, wenn in einzelnen Bezirken nicht schnel- 
iere Fortschritte zu verzeichnen gewesen sind. Es ist ein un- 
haltbarer Zustand, wenn in solchen Bezirken noch nicht ein-, 
mal die Bezirksfachgruppe aufgezogen ist. sand 


3, Die Eisenbahntechniker in der Besoldungsordnung und 
im Tarifvertrag. 3 

Quensel: Infolge der Durchführung der Reichstagsent- 

ist von sämtlichen technischen Beamten der 

Eisenbahnverwaltung nur noch eine geringe Zahl in Gruppe VI 

‚geblieben, so dass in dieser Gruppe im grossen und ganzen 


‚nur noch Beamte ohne abgeschlossene Mittelschulbildung ver- 


blieben sind. Bei der Eisenbahn wäre also damit die vom 


Bund immer erhobene Forderung erfüllt, dass der Techniker 


grundsätzlich nach Gruppe VH zu bewerten ist. Es ist dem 
‚Einwirken des Bundes zu verdanken, dass auch die Techniker, 
die wie die. Vermessungstechniker infolge ihres Bildungsganges 
‚keine abgeschlossene Fachschulbildung haben können, ihrer 
Leistung entsprechend und nicht allein nach den formalen -Vor- 
bedingungen bewertet werden. Bei den Neueingruppierungen 
der Beamten ist das starre Schema, das bisher zur Anwendung 











gekommen ist, durchbrochen. Diese Durchbrechung des Sche- 


mas ist hoffentlich der er 
Techniker wirklich nach seiner Leistung zu bewerten. 


erste Schritt auf dem Wege, den 


Für die technischen Angestellten der Eisenbahnverwaltung' 













möglichkeiten erhalten haben, so dass sich für sie nach der 


Durchführung der Neueingruppierungen ungefähr das gleiche | 
Bild wie bei den | i a 

Hieraus folgt, dass auch die Besoldungsordnung vom De- 
zember 1920 keine wirkliche Reform gewesen ist, und dass’ 


Beamten ergeben muss. 


das ganze Elend der Beamtenbesoldung auf ihr unglückliches 
Systein zurückzuführen ist. 


mit einer sachlichen Reform durchgegriffen wird. Es mus 
ein vollkommen neuer Gruppenplan aufgestelit werden, in de 
die vorhandene Zahl der Gruppen vermindert und die Beamten 
nach neien beruflichen Merkmalen. zusammengefasst werden. 
Dabei müssen aber .die Aufstiegsmöglichkeiten nach voll: 
kommen neuen Gesichtspunkten festgelegt und mit dem Dienst? 
altersprinzip gebrochen ‚werden. . Auch in der- Entlohnun 
könne man das Dienstalter nicht in demselben Umfange 
bisher verwerten, da dabei der Beruiserfahrung und ftelglie 
auch den sachlichen Bedürfnissen der Verwaltung zu wenig | 


Rechnung "getragen wird. Das Besoldungssysiem muss so ge# 


ändert werden, dass die Leistung gegebenenfalls je nach d 
den Beaniten fbertragenen Funktion bewertet wird. Zuglei 
muss dafür Sorge getragen werden, dass auch 
lohnung des _Diäfars und des im. Vorbereitungsdienst Befind« 
lichen von vornherein in das Besoldıungssystem einbezogen 
wird. (Beifall.) e Er re 
Leonhard- Wetzlar regt für die Angestellten die Aımmts- 
bezeichnung „Bawführer‘“ und „Oberbauführer“ an. 2. 
Ullmann-Dresden: In Sachsen werden nur Techniker 

mit guter Fachbildung angestellt. Die Angestellten . wiss 
in der Regel nicht, wie 'sie sich zu verhalten haben. Vielfa 
fehlt ihnen auch das Rückgrat, ihre Forderüng dürchzusetzem, 
| (Schluss folgt.) 


Eine wirkliche Besserung ist nur | 
. möglich, wenn ohne Rücksicht auf die bestehenden Zustände 
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Der Reichseise 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
für die 

technischen Beamten und Angestellten 

im Reickseisenbahnbetriebe 






Nummer 19 


An den Sachverständigenbeirat 


für die Reform der Eisenbahnverwaliung beim Reichs- 
verkehrsministerium Berlin. 


Bei der wirtschaftlichen Umgestaltung der Reichseisen- 

bahn, die vorwiegend ein technischer Betrieb ist, wird die Frage, 
welche Stellung dem Techniker eingeräumt wird, von hervor- 
ragender Bedeutung sein. Der Bund der technischen Angestellten 
und Beamten, der sich schon seit Jahren mit dem Problem der 
Verwaltungsreform beschäftigt, hat auf seinem am 28. November 
d. J. in Berlin stattgefundenen. Behördentechnikertag erneut zu 
dieser Angelegenheit Stellung genommen. 
; Wir beehren uns aus diesem Grunde, Ihnen anbei die „Deut- 
sche Techniker-Zeitung“ Nr. 48 vom 2. Dezember 1921 ergebenst 
zu übersenden, in deren Beilage „Freie Beamten-Rundschau“ ein 
Bericht über die Tagung gegeben ist. 

Wir hoffen, dass der Sachverständigen-Beirat die einzehend 
begründeten programmatischen Forderungen des Bundes zu be- 
rücksichtigen in der Lage ist. 

Gleichzeitig gestatten wir uns, auf folrendes aufmerksam zu 
machen: 

Die bei der Eisenbahnverwaltimg zu erledigenden tech- 
nischen Arbeiten werden ausgeführt 

1. von den technischen Oberbeamten; 

2. von den technischen mittleren Beamten; 

3. von den technischen Angestellten im mittleren Dienst. 


Die erste Gruppe der höheren Beamten hat im allgemeinen 
folgende Vorbildung: ein Jahr praktische Volontärtätigkeit, dar- 


‚an anschliessend Hochschulbesuch und kurze Ausbildung als Re- 


gierungsbauführer bis zur Einstellung als Regierungsbaumeister. 
Diese Vorbildung, in der eine in der freien Industrie übliche lang- 


jährige Ausführung spezial-technischer Arbeit — sei es konstruk- 


tiver oder technischer Art oder Bauausführung — vollständig 
fehlt, macht es selbstverständlich, dass der Regierungsbaumeister 
schen in den ersten Jahren seiner Tätigkeit zu der eigentlichen 
technischen Ausführungsarbeit nicht herangezogen wird, sondern, 
dass erals Hilfsdezernent oder verantwortlich zeichnender Leiter 
von Baustellen vorwiegend mit Verwaltungsarbeiten beschäftigt 
wird oder eine rein kontrollierende Funktion ausübt. Den tech- 
nischen Oberbeamten fehlen somit im allgemeinen die praktischen 
Kenntnisse, die der leitende Ingenieur in der Industrie durch lang- 
jährige Selbstausführung technischer Arbeiten gesammelt hat. 

In der Erkenntnis dieser Sachlage hat der Bund der tech- 
nischen Angestellten und Beamten die Forderung erhoben, dass 
den Staatsbeamten Urlaub zur Ausübung von Tätigkeit in Privat- 
hetrieben ermöglicht wird. 

Die mittleren technischen Beamten setzen sich aus zwei 
(iruppen zusammen, zunächst aus denjenigen, die die vorge- 
schriebene Beamtenlaufbahn durchgemacht haben und die sich 
meistens durch eine längere praktische Tätigkeit gegenüber den 
höheren Beamten auszeichnen. Auch bei diesen ist zu einem 
Teile die praktische Ausbildung zu kurz gekommen. Sie werden 
gleichfalls mit vorwiegend verwaltungstechnischen Arbeiten be- 
schäftigt. 

Die eigentlichen Träger der konstruktiven Arbeit, der Aus- 
führung von Projekten einschliesslich der notwendigen Berech- 


nungen — zZ. B. für Brückenbauten, Empfanzsgebäude, Verwal- 
tungsgebäude usw. — ferner der Ausführungsarbeiten bei Neu- 


bauten, sind die von der Verwaltung aus der Privatpraxis heran- 


‚gezogenen technischen Angestellten, die entweder nach 10, 20 
‚und mehrjähriger Tätigkeit bei der Eisenbahn heute noch im An- 


gestelltenverhältnis stehen oder in die mittlere Beamtenlauf- 
bahn überführt worden sind. Aus den dauernd, bereits seit 20 
Jahren und auch heute noch in den technischen Zeitschriiten er- 
scheinenden Stellenangeboten der Eisenbahn-Direktionen ist er- 
sichtlich, dass es sich bei den so herangeholten Technikern um 
erstklassige technische und wissenschaftliche Kräfte, Architekten 


und Ingenieure usw. handelt. Während nun in der Privatwirt- 


schaft solchen Kräften neben der Ausführung ihrer Arbeiten auch 
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die entsprechende Verantwortlichkeit übertragen wird, werden 
diese Techniker bei der Eisenbahnverwaltung, trotz der selb- 
ständigen Erledigung ihrer Arbeiten als Hilfskräfte behandelt und 
einer ganz unnötigen Kontrolle von höheren Beamten, die vielfach 
über die für eine wirkliche Kontrolle notwendigen Spezialkennt- 
nisse gar nicht verfügen, unterstellt. 


Einen typischen Fall haben wir als Anlass genommen, das 
R.V.M. zur Stellungnahme zu bringen (siehe Anlage). Unser 
Mitglied, der seit annähernd 12 Jahren im Dienste der Fisenbahn- 
Direktion Berlin stehende Architekt David Werner, Berlin-Char- 
lottenburg, Leibnizstrasse 90, dessen .Arbeiten vom Reichskunst- 
wart beim Reichsministerium des Innern als „selbständig künst- 
lerische Leistung und als persönliche selbständige Schöpfung“ 
attestiert sind, bemüht sich seit Jahren, die Selbständigkeit seines 
Wirkens auch durch die formelle Uebertragung der Verantwort- 
lichkeit seitens der Verwaltung zum Ausdruck kommen zu lassen. 
Es dürfte ausser Zweifel sein, dass eine solche Lösung nicht allein 
im Interesse des Angestellten selbst liegt, sondern auch von 
grosser Bedeutung für die wirtschaftliche Erledigung seiner,Ar- 
beiten ist. Seine nach dieser Richtung sich bewegenden Anfäre 
wurden vom Reichsverkehrsministerium „mit Rücksicht auf die 
Grundsätze der Verwaltungsorganisation“ abgelehnt. 


Die Hineinpressung der frei tätigen technischen Kräfte in das 
starre System der Verwaltungsbürokatie und die damit ver- 
bundene Einengung der Auswirkungsmöglichkeit der an selb- 
ständige Arbeit gewöhnten Techniker stellen das Gegenteil von 
den dar, was mit der kaufmännisch-technischen Verwaltungs- 
reiorın erzielt wird. 


In dasselbe Gebiet fällt die Ausdehnung des für die Verwal- 
tungsbeamten vorgeschriebenen Prüfungswesens auf berufs- 
fertige Techniker. Auch hier hat sich unsere Organisation seit 
langem bemüht, Wandel zu schaffen. Vertreter unserer Orgaw- 
sation hatten in dieser Angelegenheit eine Besprechung mit dem 
Herrn Oberregierungsrat Menert vom  Reichsverkehrs- 
ministerium, die in unserem Schreiben vom 26. November d. J. 
an das Reichsverkehrsministerium festrelegt worden is+. Trotz 
unseres Hinweises, dass eine Prüfung in dem ‘Spezial: '"iet, in 
dem der Prüfling schon seit Jahren zur Zufriedenheit der Ver- 
waltung gearbeitet hat, nichts anderes als einen „bürokratischen 
Unsinn“ darstelle und völlig zwecklos sei, trotzdem Herr Ober- 
regierungsrat Menert zugab, dass eine soche Prüfung an und für 
sich unsinnig erscheint, glaubt er auf unsere diesbezüglichen For- 
derungen nicht eingehen zu können, weil nun „einmal im Be- 
amtenaufbau der Besoldungsordnung und der Beamtenlaufbahn“ 
solche Prüfungen vorgeschrieben seien. 

Der Bund der technischen Angestellten und Beamten steht 
auf dem Standpunkte, dass in erster Linie der Leistungsmöglich- 
keit des Technikers innerhalb der Eisenbahnverwaltung freie 
Bahn geschaffen werden muss, wenn eine Gesundung in der Wirt- 
schaftlichkeit des Gesamtbetriebes erfolgen soll. Hierzu ist es 
aber notwendig, dass alle überflüssigen bürokratischen Schranken 
aus der Laufbahn des Technikers hinweggeräumt werden und ihm 
die grösstmögliche Selbständigkeit zugestanden wird. 

Der Bund der technischen Angestellten und Beamten erhebt 
deshalb die Forderungen: 


1. dass allen technischen Beamten des mittleren und höheren 
Dienstes durch längere Beurlaubung die Möglichkeit gegeben 
wird, ohne Verlust ihrer erworbenen Rechte vorübergehend in der 
Privatindustrie tätig zu sein; 

2. dass unter Beseitigung aller unnötigen Prüfungen jedem 
Techniker ein seiner Leistungsfähigkeit entsprechender freier 
Aufstieg in der weitherzigsten Weise gesichert wird; 

3° dass allen kur selbständigen Erledigung ihrer Arbeiten be- 
fähigten Beamten und Angestellten auch die formelle und tat- 
sächliche Verantwortung übertragen wird. 

Bund der technischen Angestellten 
und Beamten. 
Unterschriften, 
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Der Butab und die „Bruderverbände“ 
. © Unsere Werbearbeit hat die technischen Gruppenverbände 
der Eisenbahntechniker nervös gemacht. 
erscheinen in den Fachzeitschriften längere Artikel oder kurze 
Notizen über den Butab, die für uns den Beweis bringen, 
dass unsere Tätigkeit auf fruchtbaren Boden gefallen ist. 
Aus allen Teilen des Reiches gehen uns Berichte zu, dass 
eine neue Bewegung in den Reihen der Eisenbahntechniker ent- 
standen ist. Man beschäftigt sich kritischer mit der Wirk- 
samkeit der. eigenen Verbände und nimmt die Kritik, die unser 
Bund an der Arbeit dieser Verbände übt, ernsthafter wie je. 





‘Ueber diese Situation glauben diese Verbände sich dadurch - 


hinweghelfen zu können, dass sie unsere sachliche Arbeit, wie, 
die- „Deutsche. Eisenbahntechniker-Zeitung‘‘. in Nr. 11. vom 


1. November 1921, als „Stimmenfang, der auf alle mögliche 
Art getrieben wird‘, als „eine auf zweifelhafter Grundlage 


stehende Werbung, vor der nicht dringend genug gewarnt wer- 
den .könnte‘, hinzustellen belieben. Die „verärgerten Be- 
amten‘, „die vielfach schriftliche Aufklärung seitens der. bis- 
herigen Gewerkschaft nicht einmal lesen‘, werden an „die 
Pflicht‘“ gemahnt, „die nicht selten mit namhaften Vertrauens- 
geldern (siehe da! D. Schriftl.) ausgerüsteten Werber von 
sich und an die Führer (!) zu weisen. Es muss 
doch schlecht um die Sache‘ dieser Verbände bestellt sein, 
wenn man sich diese Angst der Verbandsführer ver- 
gegenwärtigt, die Angst, dass der Glaube der Mitglieder an 
den allein seligmachenden. Verband nur dadurch gerettet wer- 
den kann, dass sie sich um, Gottes willen nicht mit den 
Werbern des yff Butab einlassen. Die Entdeckung des Kol- 
legen Wmb. von der „Deutschen Eisenbahntechniker-Zeitung‘“ 
aber, dass unsere „Werber“ mit Vertrauensgeldern ausge- 
rüstet seien, war für uns besonders interessant. Konnten wir. 
doch feststellen, zu welchen „vornehmen‘ Schlussfolgerungen 
die gegenüber den Beamtenverbänden einzig dastehende finan- 
zielle Leistungsfähigkeit des Bundes, die Kollegen mit. den 
„nötigen Erfahrungen und Unterlagen“ verführen kann. 


Aus allen den wiedergegebenen Stilblüten geht mit klarer 


Deutlichkeit hervor, welch niedrigen Begriff die Herren auf der 
anderen Seite von der Werbearbeit einer Organisation haben. 
Für uns ist die Werbearbeit in erster Linie Aufklärungs-' 
arbeit, durch die wir die Wahrheit unserer Gedanken, den 
Glauben an die Zukunft unserer Bestrebungen in die Reihen 
der Techniker hineintragen. id za 

Auf derselben Höhe steht das Bemühen der gegnerischen. 
Verbände, den Butab als eine für die Eisenbahntechniker ein- 
ilusslose Organisation hinzusteilen, für den es sich nicht lohnte- 
„nutzlos hohe Beiträge in dieser schweren Zeit zu opfern‘ 
dem anzugehören „einen Luxus sehr kostspieliger Art dar- 
stellte“. Er wird als Organisation der „Privatangestellten‘% 
dessen „Gebiet nicht bei den Behörden, sondern lediglich in 
der Industrie liege‘, bezeichnet. In „Technik und Handwerk“ 
Nr. 15, der Zeitung der technischen Fachgewerkschaft der 
Reichsgewerkschaft vom Dezember 1921 wird dem Butab emp- 
fohlen, „seine Hände von den Dingen zu lassen, zu denen 
er nicht berufen sei und zu deren Vertretung und Behandlung 
ihın die Sachkunde (!) und Bewegungsfreiheit (!)“, oder wie 
die „Deutsche, Eisenbahntechniker-Zeitung‘“ schreibt, „die nö- 
tigen Erfahrungen und Unterlagen für eine erfolgreiche Vertre- 
tung der Beamten-Forderungen‘ fehle. Ebenso wird in allen 
Verbänden das Märchen kolportiert, dass der Butab im Reichs= 
verkehrsministerium nicht als die berufene Interessenvertretung 
der Eisenbahntechniker angesehen würde. Wir haben es 
bisher unterlassen, dieses Märchen richtigzustellen, ebensowenig 
haben wir auf den seinerzeitigen Beschluss der Reichsarbeits- 
gemeinschaft technischer Beamten-Verbände (Rateb), — alle Be- 
hörden aufzufordern, mit dem Butab als Interessenvertretung 
der Behördentechniker nicht zu verhandeln, — in irgendeiner 
Form reagiert, und zwar einmal, weil uns niemand in der 
Welt das Recht nehmen kann, für die bei uns organisierten 


Behördentechniker einzutreten, wo wir es für erforderlich 


halten, zweitens, weil wir bisher nicht haben feststellen können, 


dass irgendeine Behörde auf die Dauer sich geweigert hat, 


uns als die berufene Vertretung anzuerkennen. Wenn „Tech- 


nik und Handwerk“ glauben machen will, dass „nur einer 


Beamtengewerkschaft alle Mittel und Wege für die Ver- 
tretung der Interessen der beamteten Techniker offen stehen‘, 


. so weisen wir darauf hin, dass unser Bund, abgesehen von- 


seiner Tätigkeit im Deutschen Beamtenbund, bei allen wich- 
tigen Aktionen über Beamtenforderungen direkt beteiligt ges 
wesen ist. Wir erwähnen nur, dass der Bund bei den bis-- 
herigen Teuerungsaktionen nicht allein im Deutschen Be- 
amten-Bund, sondern auch als unmittelbarer Vertreter 
ATA-Bundes bei den Verhandlungen der Spitzenorganisationen 
mit der Regierung mitgewirkt hat. Ferner ist es wieder der 
Rund gewesen, der, nachdem es über den Deutschen Beamten- 
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. Beamten unternommen hat, indem er die in ö 
Beamten-Rundschau“ Nr. 14 und im „Reichseise 


Mehr oder weniger niker“‘ Nr. 13 veröffentlichte Eingabe an Regierung und 


' können, dass die Interessenvertretung .der Techniker bei den 


der Arbeitskraft 


dass die Beamten ihre Aufrückung nach d 


‘Kollegen den Tarifangestellten in den Rücken fallen, ‚sondern 
des $ 





Bund nicht möglich war, den ersten Vorstoss für eine 


#5 


bessere Regelung des. Besoldungs x 
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Parlamente eingereicht hat. Nur unserem Bunde ist es zu vers 
danken, dass diese Frage heute in allen Ministerien ernsthaft 
behandelt wird. RER A A 

Die Arbeit des Bundes in den Beamtenfragen hat die An- 
erkennung namhafter Kenner der Beamten-Sache gefunden. 
Wir würden. unseren Gegnern empfehlen, sich darauf zu be- 
schränken, eine sachliche Kritik an unserer. Arbeit: zu üben. 
Vielleicht würden auch sie beim Studium des Berichtes über 
unseren Behördentechniker-Tag zu demselben Ergebnis kommen 








wie. der Deutsche Beamten-Bund, der in seinem 42. Heft der 


„Gemeinschaft“ vom. 8. Dezember 1921 anerkennt, dass „die 
zielbewussten Ausführungen über ‘die. Zukunftsentwickelung 
der Beamtenbewegung, über -Techniker und Verwaltungsreform, 
öffentliche Betriebe und Reichsfinanzen, die Berufsgewerk- 


schaft der technischen Beamten, Forderungen der technischen 


Beamten, eine Fülle zeitgemässen Stoffes‘‘ gebracht haben.. 

Wir ‚halten es in. Anbetracht des Ansehens,. das wir 
auch in der Beamtenbewegung geniessen, für unter unserer 
Würde und lehnen es in Uebereinstimmung mit der ernsten 
Auffassung unserer Arbeit ab, unserem Gegner. Nebenzwecke 
für seine - Polemik vorzuwerfen. Wir wollen auch nicht in 
seine Fusstapfen treten und ihm mangelndes Sachverständnis. 
vorwerfen, sondern hoffen, unseren Kollegen besser gedient: 
zu haben, wenn wir rein sachlich auf seine Ausführungen 
eingehen. & ; 
rue Tariivertrag - a PER 
ist der beste Beweis dafür, dass auch für die Vertretung von 
Angestellteninteressen eine ungeheure Kenntnis der einschlä-. 
gigen Beamtenfragen notwendig ist. Sollte bisher jemand 
zu dieser Erkenntnis noch nicht "gekommen  sein,.so emp- 
fehlen wir ihm, sich die Schiedssprüche vom’ 29. November 
1921 des Schlichtungsausschusses eingehend durchzulesen. 
Selbst für den Fall, dass der Bund nur eine reine Ange- 
stellten-Organisation wäre, würde er durch seine Wirksamkeit 
bei der Entwickelung des Tariivertrages den Beweis erbracht 
haben, dass er ein guter Kenner des Beamtendienstverhältnisses 
ist... Es wird von keiner Seite ernsthaft. bestritten werden 


Verhandlungen über den Tarifvertrag einzig und .allein in 
der führenden Hand des Bundes gelegen hat. In der Tarif- 
kommission hatte der Bund sieben Stimmen, während drei 
andere technische Organisationen je eine-Stimme hatten. Im 
Schlichtungsausschuss sass als unparteiischer Vorsitzender unser 
Mitglied Finanzminisier a. D. Lüdemann, als Arbeitnehmer- © 
Beisitzer unser Mitglied Queisser. Als Mundanwalt unserer - 
Organisation hat unser Mitglied Quensel anerkanntermassen 
die Technikerinteressen zum allergrössten Teil allein durch- 
gefochten. Mit Recht erhebt der Bund Anspruch darauf, dass 
die durch den Tarifvertrag errungenen Vorteile für den Be- 
hördenangestellten sein Werk ist. ; a E E 
Der Bund hat wiederholt auf 3; SE 
die Bedeutung des Tariivertrages für die Beamten 
hingewiesen, Durch den Tarifvertrag sind die Behörden ge- 
zwungen worden, zum erstenmal die Bewertung 
nach ‚Leistung. durchzuführen. ' 
Durch den Tarifvertrag ist es gelungen, zum erstenmal 
die Anrechnung aller Berufsjahre bei anderen 
Behörden und Privat-Unternehmungen auf das 
Dienstalter durchzusetzen. Nicht mehr das bestandene Examen, 
sondern die tatsächlichen Leistungen sind ausschlaggebend gc- 
worden. Die Durchsetzung dieser Prinzipien ist von emi- 
nenter Bedeutung für die Beamtenschaft. Der Vertreter 
des Reichsfinanzministeriüms erklärte vor dem. 
Schlichtungsausschuss für die Revision des. Tarifvertrages, 











zweiten Beamten-Besoldungsgesetz nur dem 
Tarifvertrag der Staatsangestellten zu ver- 
danken haben. Mit anderen Worten, die Tarifangestellten 
sind die Bahnbrecher für die beamteten Kollegen gewesen. 
Gerade die beamteten Techniker sollten sich dieser Tat- 
sache bewusst werden, denn sie als Techniker müssen ein 
grosses Interesse daran haben, dass die Grundsätze der Be- 
wertung. nach Leistung und der Anrechnung ‘der frühe 

Berufszeit aich auf das Besoldungsgesetz übernommen werden. 
Das lässt sich aber nicht ‘erreichen, wenn die :beamteten 


wenn sie mithelfen, diese Grundsätze auch-bei dr 
Uebernahme in das Beamtenverhältnis ° 


durchzusetzen. Durch Ministerialerlass vom 9. März 1 
und 2. August 1918 war es dem E.T.V. gelungen, 
Ueberführung der Angestellten in das Beamtenverhäkni 
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Nr. 19 
Gang zu bringen. Mit welchen Schwierigkeiten der E.T.V., 
zu kämpfen hatte, geht daraus hervor, dass fast in jeder 
'Nunimer der Zeitschrift der Jahrgänge 1919 und 1920 Be- 
“schwerden über die „feindliche Einwirkung der Brüder-Ver- 
ıbände‘“ und über eine „konsequente Sabotage der im Sep- 
tember 1917 bei der Gründung des Bundes technischer Be- 
"amtenverbände einstimmig angenommenen Forderungen, welche 
aber nie beachtet und realisiert wurden‘, zu lesen sind. 
Wir haben als typisches Beispiel dafür, was eine Orga- 
ınisation für ihre Mitglieder auch bei der „hohen“ Verwaltung 
durchzusetzen vermag, die Zurücknahme des Ministerialerlasses 
'vom 30. März 1921, betreffend Verzichterklärung der Ange- 
stellten auf Ueberführung in.das Beamtenverhältnis angeführt. 
‚Die Rücknahme erfolgte auf unsere mündliche und schriftliche 
ı Vorstellung, in der wir es an der nötigen Schärfe nicht fehlen 





‚liessen. Wir haben im „Reichseisenbahntechniker‘ Nr.5 vom 
'3. Juni festgelegt, dass der Eisenbahntechniker-Verband den Er- 
‚folg unseres Eintretens durch seine Veröffentlichungen in der 
"„Eisenbahntechniker-Zeitung‘ ausserordentlich gefährdet hat 
und damit seinen eigenen. Mitgliedern in derselben Zeit in 
den Rücken gefallen ist, als ihnen vom Reichsverkehrsmini- 
‚sterium die Pistole auf die Brust gesetzt wurde, entweder 
unter unmöglichen Bedingungen die Uebernahme in das Be- 
‚amtenverhältnis mitzumachen, oder eine Erklärung auf Ver- 
zicht der Ucbernahme in das Beamtenverhältnis für das ganze 
Leben zu unterzeichnen. Da wir diese Tatsachen dokumen- 
tarisch festgelegt haben, „trifft dieses zu!“ Kollege 
Wmb.! von der „Deutschen Eisenbahntechniker-Zeitung‘“. Ihre 
"Anzweifelei hat wirklich keinen Zweck mehr. Man soll auch 
‚den Gegner unbestreitbare Erfolge lassen! Und wenn auch 
‚der Erfolg nur einer geringen Zahl der Kollegen zustatten 
kommt, so betrachten wir es dennoch als ein grosses Ver- 
dienst unseres Bundes, wenn wir diese Kollegen vor der 
Annahme zugering bezahlter Stellen und damit vor lebens- 
länglichem Elend bewahrt haben. . Es war  unverantwortlich 
‚von den-alten Verbänden, solche Stellen überhaupt zur An- 
uahne zu empfehlen. Das geht aus den Zuschriften, die 
gie Opfer solch schlechter Beratung uns übersandt haben, 
mit aller Deutlichkeit hervor. Oder hält jemand es für gerecht- 
‚fertigt, wenn trotz der Gleichstellung der Tarif- und Be- 
soidungsgehälter Angestellte bei der Uebernahme in das Be- 
amtenverhältnis eine Einkommenseinbusse von Beträgen bis 
zu 120% M. erlitten haben? Hält jemand es für gerecht- 
‚fertigt, dass von zwei vollständig gleichwertigen Technikern 
‚der eine in einem Lebensalter von 30 Jahren in der ersten 
Gehaltsstufe der Gruppe VII, der andere mit einem Lebens- 
alter von’40 Jahren in der ersten Gehaltsstufe der Gruppe VII 
eingereiht worden ist? Unsere Mitglieder, -auch die be- 
amteten Eisenbahntechniker, erkennen hierin eine schreiende 
Ungerechtigkeit. Es würde ihnen niemals einfallen, von Tech- 
hikern »mit: langer Erfahrung zu. verlangen, dass sie in den 
iIintersten Gruppen anfangen. 

Die bei uns übliche Solidarität zwischen beamteten und 
angesteliten Technikern lässt auch den auf dem ordnungs- 
gemässen. Wege gewordenen technischen Beamten die Unge- 
rechtigkeit erkennen, die bei der 

Berechnung des Besoldungsdienstalters 


| 

dem -Abzug von acht — nicht wie Wmb. schreibt 
jechs .—...Dienstjahren liegt. -Es ist selbstverständlich, dass 
hach unserer - Auffassung nicht allein. die Berufszeit der tech- 
sischen Hilfskräfte, sondern auch der Aspiranten, soweit sie 
solche Berufspraxis aufzuweisen haben, gefordert werden muss. 
Auch hier müssen .beide Gruppen Hand in Hand arbeiten. Von 








solcher einmütigen - Arbeit ist aber bisher bei den Bruder- 
Verbänden. nicht die Rede gewesen. Ein Sonderbericht des 
E.T.V.. vom 27. März 1929 gibt hierüber genügend Aufschluss, 
wer für den Abzug von: Dienstjahren verantwortlich zu machen 
st. „Gelegentlich einer Besprechung. (der Vorsitzenden des 
Z.T.V.). im Gewerkschaftsbund wurde auch diese Frage. (An- 
echnung der Dienstjahre) angeschnitten, und rechnete uns der 
Vertreter der Ingenieure vor, dass wir (das sind die technischen 
Assistenten) 12 (in Worten: zwölf) Jahre uns anrechnen (d. h. 
n Abzug bringen) lassen müssten.‘“ An einer anderen Stelle 
ährt der Bericht dann fort, dass der Herr Geheimrat Dr. Cuny 
inem- Abzug von vier Jahren zugestimmt habe. Auf S. 58 der 
Zeitschrift- des E.T.V. vom 1. August 1920 ist weiterhin zu 
esen: „Der.Vv. (Vorsitzende des E.T.V.) begab sich sofort in 
las Bureau. der technischen Fachgewerkschaft, wo uns mitge- 
eilt wurde, dass der. Verband der Sekretäre (Ingenieure) und 
echnischen Bureauassistenten eine Anrechnung von acht Jahren 
orderte. Zufällig war gerade Herr Betriebsingenieur Gät- 
en,.welcher s. Zt. zwölf Jahre nicht angerechnet haben 
wollte, anwesend - usw.‘ 
Auch im 
Prüfungswesen 


gibt sich dasselbe Bild des Streites der beamteten und an- 
testellten: Tiechniker. In. der technischen Eisenbahn-Zeitschrift 
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vom 1. April 1919 schreibt der Vorsitzende des Bundes tech- 
nischer Beamtenverbände, „dass nunmehr, was viele Eingaben 
und Audienzen nicht erreicht haben, der Herr Minister der 
öffentlichen Arbeiten bestimmt habe, dass technische Hilfs- 
beamte,ohne Prüfung nicht mehr in unsere Reihen eindringen 
können, und dass dieser Erfolg nur dem Vorsitzenden und 
dem Bunde der technischen Beamtenverbände zu danken sei.“ 
Wenn auch heute noch die „Deutsche Eisenbahntechniker- 
Zeitung‘ schreibt, „man konnte es diesen Technikern nicht 
verdenken, wenn auch sie die gleiche Behandlung verlangten‘, 
und es für berechtigt hält, dass das Ministerium auch für die 
technischen Hilfskräfte Prüfungen vorsieht, um weitere Be- 
rufungen (!) zu vermeiden, so können wir nur feststellen, dass 
noch immer der alte Gruppengeist unter den Technikern in 
diesen Verbänden umgeht, der eine Gerechtigkeit darin sieht, 
dass dem einen Techniker der Vorteil abgenommen wird, den 
der andere nicht hat. Der Bund wird noch ein grosses Stück 
Werbungs- und Aufklärungsarbeit zu leisten haben, bis diese 
Techniker zu der Erkenntnis kommen, dass sie umgekehrt ver- 
fahren müssen, d. h. dass die eine Gruppe sich den Vorteil 
der anderen zu erringen sucht. -Nicht die gegenseitige Herab- 
setzung, sondern die gegenseitige Stützung entspricht dem 
wahren Geist des Technikers. 

Im übrigen scheint dem Artikelschreiber in der „Deutschen 
Eisenbahntechniker-Zeitung‘“ nicht bekannt zu sein, dass die 
Prüfung bei Technikern nach Anweisung des R.V.M. nur auf 
dem Spezialgebiet des Betreffenden erfolgen soll, denn 
sonst Könnte er nicht schreiben, „ob Architekten vor einem 
Examen bei der Eisenbahnverwaltung keine Angst zu haben 
brauchen, lässt sich besonders dann nicht ohne weiteres be- 
haupten, wenn es sich um Spezialisten handelt.“ Wie aus 
unserem Leitartikel hervorgeht, haben wir wegen der Prüfung 
im Spezialgebiet eingehende Unterhandlungen mit dem Reichs- 
verkehrsministerium gehabt und haben uns auf Grund dieser 
Unterhandlungen an den „Sachverständigen Beirat des Reichs- 
verkehrsministeriums‘“ gewandt. Diesen letzteren Weg haben 
wir beschritten, weil wir die Angelegenheit als von der grössten 
Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit der Eisenbahn ansehen, 
und weil wir hoffen, auf diesem Wege Bresche in das bureau- 
kratische System zu legen. 

Der Bund ist ausgesprochener Gegner des Bureaukratismus. 
Er wird sich im Gegensatz zu den anderen Verbänden nie- 
mals damit einverstanden erklären, dass bureaukratische Schran- 
ken, wie Prüfungen, Laufbahn-Vorschriften usw., deshalb auf 
die eine Gruppe ausgedehnt werden, weil sie in der anderen 
OrBeEe bestehen. Nicht dadurch erobert man die Festung 
des Bureaukratismus, dass man ihm hilft, die Breschen, die in 
sein System gelegt sind, wieder zu schliessen, sondern indem 
man sie erweitert. Wir sind uns darüber klar, und haben es 
olt genug betont, dass wir den Interessen aller Techniker bei 
der Verwaltung. dadurch am besten dienen können, dass wir 
für jede Gruppe Einzelvorteile zu. erreichen versuchen, 
um sie nachher auch auf die übrigen Gruppen zu übertragen. 
Deshalb haben wir gar keine Veranlassung, „die technischen 
Hilfskräfte gegen die gesamte Technikerschaft auszuspielen‘, 
wohl aber ist es unsere Pflicht, das törichte Verhalten der 
Gruppenverbände in das richtige Licht zu setzen, wenn sie den 
technischen Hilfskräften im trauten Verein mit dem Bureat- 
kratismus eine Schranke nach der anderen in den Weg legen. 
Wir werden auch weiter dafür kämpfen, dass jedem Techniker 
— sei er Beamter, sei er Angestellter — die frühere Berufs- 
praxis angerechnet wird, dass ferner überflüssige Prüfungen 
beseitigt werden, und dass der Techniker in eine seinen 
Leistungen entsprechende Stelle hineingebracht wird. Wir wer- 
den auch weiter jeden Kollegen davor warnen, eine Beamten- 
stelle anzunehmen, die nicht seiner bisherigen Stellung als 
Tarifangestellter entspricht. Wir werden uns hierin auch nicht 
durch die Drohungen der „Deutschen Eisenbahntechniker- 
Zeitung‘ mit dem Kündigungsrecht des Ministeriums beein- 
flussen lassen. Wir sind sicher, dass wir mit diesem unserem 
Verhalten auch das Einverständnis der beamteten Techniker 
finden. 

Die technischen Gruppenverbände verkennen nicht, wie 
die „Deutsche Eisenbahntechniker-Zeitung“ schreibt, dass „die 
Verwaltungsbeamten die Techniker zu unterdrücken: versuchen, 
wo sie können‘. Trotz dieser Erkenntnis wundern sie 
sich darüber, dass es den Gross-Organisationen nicht gelänge, 
gegenüber Parlamenten und Regierungen die Forderungen der 
Organisationen durchzudrücken. . Wir glauben, nicht notwendig 
zu, haben, den Beweis dafür zu erbringen, dass die For- 
derungen der Techniker in diesen Gross-Organisationen eben 
nicht dıe Vertretung finden, die für den. Erfolg notwendig 
ist. Nur wenn die Techniker sich von. den Rockschössen 
der Verwaltungsbeamten. loslösen, wenn sämtliche Behörden- 
techniker sich. zu einer _Einheitsorganisation zusammen- 
schliessen, wird eine höhere Bewertung ihrer Arbeit zu erzielen 
sein. -Nur durch ein einheitliches _Zusammengehen . und _ge- 
schlossenes Zusammenwirken „aller Techniker aller Be- 
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hörden“ wird eine gerechte Anerkennung der technischen 


Arbeit und damit eine richtige Besoldung aller Staatstechniker 
erreicht werden. Solange aber die Techniker sich zu. dieser 


unbedingt notwendigen Erkenntnis nicht durchgerungen haben, 


werden sie stets die Stieikinder der Verwaltung „durch eigene 
Schuld“ sein und bleiben. Aber nicht die Zusammenfassung 
allein genügt, sondern der geschaffenen Organisation müssen 
auch die notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Mit einigen Mark Jahresbeitrag lassen sich keine gewerkschaft- 
lichen Kämpfe durchführen. Geld und Kapital stellen nun 
einmal in unserem heutigen Wirtschaftsleben die Waffe im 
Kaınpfe .dar. Und wenn die übrigen Verbände immer wieder 
auf den höheren Beitrag des Bundes hinweisen, so bleibt 
uns nur übrig, diesen Hinweis dadurch zu erwidern, dass 
wir 
her mit den Beamten-Verbänden umgesprungen ist. 
der Regierung ist es bekannt, dass diese Verbände finanziell 
auf sehr schwachen Füssen stehen 
Widerstand garnicht befähigt sind. Das ist der Grund, wes- 
halb bisher keine Gross-Organisation stark genug war, „den 
Willen der Regierung zu brechen‘. Solange die Masse der 
Beamten sich in Vereinen, statt in leistungsfähigen Gewerk- 
schaften befindet, wird es den Beamten nicht möglich sein, 
ihren Willen durchzusetzen. 

Unser Bund stellt eine solche Gewerkschaft für die Be- 
hördentechniker dar. Wir hoffen, dass die Behördentechniker 
doch. noch einmal zu der Erkenntnis kommen, dass die beruf- 
lichen Interessen als Techniker die primären sind, dass die 
Bewertung ihrer Arbeit, genau so wie bei dem freien Tech- 
niker, davon abhängig ist, ob die technische Arbeit eine ge- 
suchte Ware ist oder nicht, ferner davon, welche Stellung 
der Techniker im Wirtschaitsleben und auch im Wirtschafts- 
betrieb der Verwaltungen einnimmt. Wir hoffen, dass auch 
der beamtete Techniker erkennt, dass die Form seines Dienst- 
verhältnisses, seine Rühegehaitssicherung, seine lebenslängliche 
Anstellung, genau so wie beim Angestellten die Angesteliten- 
Versicherung, die Kündigungsrechte Dinge zweiter Ordaung 
sind, dass es keinen vernünftigen Grund gibt, anders wie die 
bewährten Angestellten-Gewerkschaften statt der Berufs-, die 
Anstellungs-Eigenarten zur Grundlage der gewerkschaftlichen 
Organisation zu machen. Ebensowenig wie kaufmännische 
und technische Angestellte gehören technische und Verwal- 
tungsbeamte in eine Organisation. Der beamtete Behörden- 
techniker bei der Eisenbahn hat mit dem Behördentechniker 


bei der Post, bei den Stadtverwaltungen und in der freien 


Wirtschaft mehr gemeinsame Interessen, als mit dem beamteten 
Schrankenwärter. Mit den ersteren verbinden die Berufs- 
interessen,; mit letzteren nur das eine Gemeinsame, dass sie 
dieselben Anstellungsbedingungen haben. Wer das nicht ein- 
sieht, der ist zu unserem Bedauern eben mehr „Eisenbahner“ 
als Techniker, dem fehlt der gesunde Sinn des Technikers 
für wirtschaftliche Dinge. Wir haben das Vertrauen zu unserer 
Arbeit, dass es uns gelingen wird, durch unsere Werbearbeit, 
durch unsere Aufklärungsarbeit den Techniker zurück zum 
Techniker .zu bringen. 


Der Reichsfachgruppentag (Schluss) 


In der Aussprache über Punkt 3 der Tagesordnung „Die 
Eisenbahntechniker in der 
nung und im Tarifvertrag“ führen weiter aus: 


Berg-Flensburg: Wir haben schlechte Erfahrungen mit 
dem Paritätischen Ausschuss dadurch gemacht, dass die Wert- 
urteile des Fachdezernenten durch die Bürokratie gefärbt 
worden sind. : 

Haferkorn-Berlin: Der Paritätische Ausschuss ist an 


sich ein gutes Instrument, und wir haben im allgemeinen die 


besten Erfolge gehabt. Wenn die Urteile der Fachdezernenten 


in ungefärbter Form nicht mehr zur Verfügung stehen sollten, 
so werden wir andere Mittel finden, die gerechte Bewertung _ 


vor dem Paritätischen Ausschuss durchzusetzen, 

Quensel: Wie unser Bund die treibende Kraft in der 
Frage der Anrechnung der ausserhalb der Behörde zuge- 
brachten Privatdienstzeit gewesen ist, so hat er auch die 


Führung bei den ganzen Verhandlungen auf Revision des 


Tarifvertrages absolut in der Hand gehabt. Die Grundbezeich- 
nungen des Tarifvertrages unterscheiden sich von der Besol- 
dungsordnung dadurch, dass die Leistungsmerkmale zugrunde 


an, dass eine Prüfung abgelegt ist, sondern dass eine Tätigkeit 
verrichtet wird, die auch von den geprüften Technikern ver- 


langt wird. Jede Prüfung ist da eine Farce, wo der Besitz 


der verlangten Kenntnisse bereits durch die vorhergehende 
Tätigkeit nachgewiesen ist. Nur wo den Betreffenden die 


Gelegenheit, diese Kenntnisse nachzuweisen, nicht gegeben war, 


wird man die Prüfung nicht umgehen können. 
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‚Beamten im „sogenannten Vorbereitungsdienst“ ein Uebertritt in das 


den Beamten vor Augen führen, wie die Regierung bis- 
I Auch in 


und somit zu ernsthaftem 


. weise von, den neun Jahren bei der Verwaltung acht Jahre abgezogen. 


- terial überwiesen.) ER 


Anstellung in Gruppe VII erfolgt wäre. 


Besoldungsord- 


. die übrigen Eisenbahnerorganisationen. Wegen der Teilnahme an anderen 
werden. 


gelegt sind. Bei den Tarifangestellten kommt es nicht darauf 
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4 Anträge. BER j 
Der Butab wolle unverzügiich Schritte tun, damit den technischen 








private Dienstverhältnis auf eigenen Wunsch ermöglicht wird. 
Würschheim Mi. Nr. 49 846. 
(Einstimmig angenommen.) ; 


Der Butab wolie die Sterbefallunterstützung für Mitglieder, die auf 
Stellenlosenunterstützung verzichten, in ähnlicher Weise, wie sie der 
D.E.V. in $ 10 Abs.4 seiner Satzung vorsieht,. erhöhen. Damit würde 
ein weitvolies Werbemoment für Behördentechniker geschaffen. 

Ullmann, Sachsen. 

(Einstimmig dem Vorstand als Material überwiesen.) 


Beim Reichsverkehrsministerium sind sofort Schritte ‚dahingehend zu 
unternehmen, dass der Erlass des R.V.M. — E-II 25/3101 — vom 8. April 
1921 so zu erweitern ist, dass zum mindesten Mitgliedern aller, als 
Vertragskontrahent des Tarifvertrages anerkannten Organisationen Urlaub 
usw. zu gewerkschaftlichen Tagungen erteilt wird, 


Begründung: Die E.-D. Kattowitz hat den Delegierten den 
Urlaub verweigert mit der Begründung, dass der Erlass nur auf Mit- 
glieder reiner Eisenbahnerorganisationen anzuwenden ist *). s 

(Einstimmig angenommen.) 


Eine Anzahı Kolegen haben die Prüfung zum technischen Eisenbahn- 
sekretär und zum technischen. Bureauassistenten abgelegt, von denen 
erstere auf Grund ihrer Leistungen zum Teil in die Gruppe Vi (VI), 
die letzteren in Gruppe V (VII) des Teiltarifvertrages eingestuft sind. Da 
in dem Erlass für den Nachtragsetat 1921 für erstere nur Stellen 
<ür VII und für letztere für VI vorgesehen sind, würden diese Kollegen 
bei der -Annahme der Beamtenstellen eine Degradierung schlimmster 
Art erfahren. _Es handelt sich teilweise um ältere Kollegen, die drei 
und mehr Kinder haben und eine Einbüsse an Gehalt von jährlich 
12000 M. und mehr nicht ertragen können. Denselben werden beispiels- 


Infolgedessen würden sie auf die Anfangsstufe der Gruppe Vil — mit 
einem Gehalt von 16000 M. — gesetzt, während sie jetzt nach 
dem Tarifvertrag in Gruppe VIII auf 24000 M. Grundgehalt stehen. 
Diese Kollegen sind infolge der jetzigen schweren Zeit für ihre Zukunft 
in Sorgen und befürchten das Schlimmste bei der Ablehnung der Beamten- 
stellen, da der Minister in dem Erlass vom-14. November ‚1921 — 
Pr. II 21. 137. 1333 — auch jetzt den Weichenstellern und Schranken- 
wärtern die Ausgleichszulage verweigert. r h 

Wie steht es mit der Anrechnung der Privatdienstzeit? & 

Was gedenkt die Organisation zu tun, um sie vor einer solchen 
bureaukratischen Willkür zu schützen? & 

(Da die angeschnittenen Fragen bereits seit langer Zeit vom Butab 
behandelt und entsprechende Mitteilungen in der „D.T.Z.“ veröffentlicht 
worden sind, wird der ‚Antrag einstimmig dem Arbeitsausschuss als Ma- 
-. Der Bundesvorstand wolle dahin wirken, dass die zum t.E.-S. ge- 
prüften und nachträglich ab 16. März 1929 angestellten Kollegen bei 
Ueberführung in die Gruppe VIII so behandelt werden, a!s ob die ersie | 
Leonhard, Wetzlar. 



























(Angenommen.) 


5. Wahl des Fachgruppenausschusses. | 
Zum Arbeitsausschuss der Reichsfachgruppe werden fol- 
gende Kollegen einstimmig gewählt: 


T.B.BA. Würschheim, Eisenbahnwerk Grunewald, 
Architekt Haferkorn, E.D. Berlin, 2 
Architekt D. Werner, E.D. Berlin, x 

B.A. Brothuhn, Eisenbahnzentralamt Berlin, 
Eis.-Ing. Ahr, E.D. Berlin, | 
Lithograpı Wulkow, E.D. Berlin Re 


6. Verschiedenes. } m 

Werner-Grünau berichtet über die bisherigen Verhand- 
lungen der Regierung mit der Sozialisierungskommission üter 
ReformderEisenbahnverwaltung. Die vom Bunde | 
bisher unternommenen Schritte finden, wie die anschliessende 
Aussprache zeigt, allgemeine Zustimmung. ; Br 
In seinem Schlusswort fordert Gröttrup-Berlin die 
Delegierten auf, nach ihrer Rückkehr in die Heimat intensiv 
für den Bund zu arbeiten. Damit hatte die arbeitsreiche Tagung 
ihr Ende gefunden. ri 


..,%. Nach Auskunft beim R.V.M. auf Grund unserer Vorstellung 
sind die Eisenbahndirektionen verpflichtet, die Eisenbahntechniker zwecks 


Teilnahme an unseren Eisenbahnertagungen genau so zu behandeln, wie 


gewerkschaftlichen Tagungen werden wir im Benehmen mit den Gross- 
organisationen, in denen wir kartelliert sind, beim R.V.M, vorstellig 
Die Schriftleitung. 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 


Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 52, Werftstrasse 7. 


Nummer 1 


Zur Einführung 


Mit Beginn des neuen Jahres erhält die „Deutsche Tech- 
niker-Zeitung‘ 'eine neue, selbständige, regelmässige Rechts- 
beilage. Der Zweck dieser Rechtsbeilage ist selbstverständlich 
nicht der, mit den zahlreichen juristischen Fachzeitschriften in 
Konkurrenz zu treten. Nicht juristisch-wissenschaftliche Abhand- 
lungen sollen geboten, sondern es sollen lediglich aus der Praxis 
für die Praxis dem Leser der „D. T.-Z.“ nützliche Winke für 
die Gestaltung und Wahrung seiner Rechte im täglichen Leben 
gegeben werden. 

Selbst bei volkstümlichster Gestaltung des Rechts wird bei 
ernsteren Konflikten der juristische Fachmann nicht zu entbehren 
sein. Die Zeiten, in denen sich die Rechtssatzung in 10 Gebote 
fassen liess, in denen die Parteien zum Kadi gehen konnten, um 
sofort dessen salomonisches Urteil zu hören, sind vorüber. Un- 
seren komplizierten wirtschaftlichen Verhältnissen entspricht 
auch eine kompliziertere Technik des Rechts. Der Richter kennt 
die Parteien nicht, die vor ihm erscheinen, er weiss nicht, wem 
er das grössere Vertrauen schenken soll, er muss die Wahrlıeit 
erst durch ein eingehendes Verfahren zu ergründen suchen. So 
bilden sich bestimmte Formen für die Geltendmachung des 
Rechts, welche, ohne zum Formalismus auszuarten, nicht zu ent- 
behren sind, wenn nicht an Stelle des Rechts die Willkür 
treten soll. 

Nun ist es aber vollkommen unmöglich, bei jedem rechtlich 
bedeutsamen Schritt im täglichen Leben vorher einen Juristen 
um Rat zu fragen. Bei einem Vertragsangebot, insbesondere bei 
Abschluss eines Arbeitsvertrages ist meist sofortiger Entschluss 
erforderlich. Andererseits können hierbei Fehler beganzen wer- 
den, welche später nicht wieder gutzumachen sind. Ist die 
Grundlage schlecht, so kann die grösste Kunst nachher nicht 
darauf weiterbauen. Eine rechtzeitige Belehrung über die we- 
sentlichsten, bei Schliessung und Erfüllung eines Arbeitsvertrages 
zu beachtenden rechtlichen Gesichtspunkte wenigstens für den 
täglichen Gebrauch erscheint daher notwendig. Aber das beste 
Recht hat seinen Zweck verfehlt, wenn man nicht versteht, es 
geltend zu machen. Auch hierbei ist der Arbeitnehmer infolge 
der Ausdehnung der Zuständigkeit- der Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichte in erster Instanz in wachsenderem Umifange auf 
sich selbst angewiesen. Auch insofern ist also eine Belehrung 
erforderlich, um dem Rechtsuchenden die notwendigen Waffen 
für den Kampf ums Recht in die Hand zu geben, 

Demzufolge sollen je in einer besonderen Abteilung erstens 
Fragen des materiellen Rechtes, zweitens Fragen des Verfahrens 
besprochen werden. In einer dritten Abteilung sollen besonders 
interessante, grundsätzliche Entscheidungen über die Fragen des 
Arbeitsrechts und verwandter Gebiete mitgeteilt werden. Die 
vierte Abteilung endlich soll kurze Hinweise auf neue Gesetze 
und Verordnungen enthalten. 


Dr. Ewald Friedländer, 
Rechtsanwalt und Syndikus des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten. 


Materielles Recht 


Arbeitsrecht und Beamtenrecht. Wenn wir uns zwnächst der 
Erörterung von Fragen des Arbeitsrechts zuwenden, so ver- 
stehen wir unter „Arbeitsvertrag“ den privatrechtlichen Vertrag, 
durch welchen sich der eine Teil, der Arbeitnehmer, zur Leistung 
von Arbeit, der andere Teil, der Arbeitgeber, zu einer ent- 
sprechenden Vergütung verpflichtet. Den Gegensatz zu diesem 
privatrechtlichen Vertragsverhältnis bildet das öffentlich-recht- 
licha Beamtenverhältnis. Dieser grundsätzliche juristische Unter- 
schied kommt auch in der Reichsverfassung, vom 11. August 1919 


Berlin, den 21. Januar 1921 


zum Ausdruck, indem einmal im Artikel 128 die reichsgesetz- 
liche Regelung der Grundlage des Beamtenverhältnisses, zum 
anderen in Artikel 157 die Schaffung eines einheitlichen Arbeits- 
rechts vorgesehen wird. 

Die Feststellung, ob bei Behörden Beschäftigte als durch 
bürgerlich-rechtlichen Dienstvertrag Angestellte oder als Beamte 
anzusehen sind, gehört oft zu den juristisch schwierigsten Fragen. 
Allgemeine Gesichtspunkte lassen sich hierfür schwer aufste len, 
Es wird sehr auf die Einzelheiten des betreifenden Falles aıt- 
kommen, auf Leistung eines Diensteides oder Verpflichtung durch 
Handschlag, auf die Funktion des Betreffenden, auf die etats- 
rechtliche Behandlung der Stelle, auf die besonderen Verord- 
nungen für den betreffenden Verwaltungszweig usf. So ist 
z. B. vom Reichsgericht dahin erkannt worden, dass in Kiel an- 
gestellte „Werfthilistechniker“ als Beamte anzusehen sind!). 

Zurzeit werden im Rechtsschutz des Bundes mehrere Pro- 
zesse geführt, in welchen die Anerkennung als Beamte verlanzt 
wird. Die Beamteneigenschaft hat nämlich, abgesehen von den 
naheliegenden Rechten auf Ruhegehalt, auf Innehaltung eines 
besonders geregelten Verfahrens bei Dienstentlassungen usw. 
gerade für die Kriegszeit besondere Bedeutung durch die Vor- 
schrift. des $ 66 des Reichsmilitärgesetzes. Dieser bestimmt, 
dass Reichs-, Staats- und Kommunalbeamte durch ihre Einbe- 
rufung zum Militärdienst in ihren bürgerlichen Dienstverhält- 
nissen keine Nachteile erleiden. Danach haben sie also für die 
Zeit ihrer Einberufung zum Militärdienst Anspruch auf Fort- 
zahlung ihres Diensteinkommens, während der durch Privat- 
dienstvertrag Angestellte gemäss $ 616 B.G.B. seines Gehalts- 
anspruchs verlustig gegangen ist, da die Kriegsdauer nicht als 
eine „verhältnismässig nicht’ erhebliche Zeit‘ bezeichnet wer- 
den kann. 

Eine eingehende Darstellung des Beamtenrechts liegt zu- 
nächst ausserhalb des Rahmens dieser Betrachtung. Es kam nur 
darauf an, den grundsätzlichen Unterschied zu betonen. Trotz- 
dem werden aber die weiteren Ausführungen über das Arbeits- 
recht auch für die in Beamtenstellungen befindlichen Mitglieder 
des Bundes nicht nutzlos sein. Denn bei aller juristischer Ver- 
schiedenheit beider Rechtsverhältnisse können doch viele grund- 
legenden arbeitsrechtlichen Gesichtspunkte auch zur sinnge- 
mässen Ausgestaltung des beamtenrechtlichin Verhältnisses an- 
gewendet werden, soweit nicht besondere Vorschriften oder.die 
abweichende Natur des Beamtenverhältnisses dieses aus- 
schliessen. So bestimmt $ 618 B.G.B., dass der Dienstberechtiste 
Räume, welche er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen 
hat, so einzurichten hat, dass der Dienstverpflichtete gegen Ge- 
fahr für Leben und Gesundheit geschützt ist. Nichterfüllung die- 
ser Verpflichtung macht schadensersatzpflichtig. Ebenso ist eine 
Schadensersatzpflicht wegen Ueberweisung einer gesundheits- 
gefährdenden Dienstwohnung an-einen Beamten anerkannt wor- 
den?). Es ist hierbei aber immer zu berücksichtigen, dass es 
sich nicht um eine Anwendung bürgerlich-rechtlicher Vorschrif- 
ten auf Beamtenverhältnisse handelt, sondern dass die gleichen 
allgemeinen Rechtsgedanken, welche im Bürgerlichen Gesetz- 
buch ausgedrückt sind, auch auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechtes für das Beamtenverhältnis insoweit gelten, als dies der 
besonderen Ausgestaltung -des Beamtenverhältnisses entspricht”). 


Verfahren 


Gericht — Schlichtungsausschuss. Recht haben und Recht 
bekommen ist leider zweierlei. Das werden viele schon am 
eigenen Leibe erfahren haben. -Insbesondere in neuer Zeit ist 
es nichts Ungewöhnliches, dass sich Arbeitnehmer zefühlsmässig 
an den Schlichtungsausschuss wenden, um nach mehrfachem 
Hin- und Herschreiben die Antwort zu erhalten, dass der Schlich- 
tungsausschuss nicht zuständig sei und sie sich an das Gericht. 
wenden müssen, worauf dann mit der ganzen Sache wieder 
von vorn angeiangen werden muss. 

1) Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. 78, S. 1. 
2) Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. 71, S. 243, 
3) Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. 92, S. 177. 
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grundsätzlich die Gerichte zuständig. Die Schlichtungsaus-" 
schüsse sind nur zuständig, soweit sie durch besondere gesetz- 
liche Bestitmmungen, d.h. 
verordnung vom 3. September 1919 und das Betriebsrätegesetz 
(B.R.G.) oder durch massgebende Tarifverträge für zuständig 
erklärt worden sind. Wer also glaubt, noch restliche Lohn- 


können u. dergl., muss sich an das Gericht wenden. Die Ge- 
richte sind zuständig, wenn Rechte aus bestehenden Arbeits- 
verträgen geltend gemacht werden sollen. Wenn dazesen der 
Vertrag an sich im juristischen Sinne sein Ende erreicht hat, 
und nun auf Grund der aus wirtschaftlichen Gründen geschaife- 
nen Bestimmungen der Verordnung vom 3. September 1919 oder 
des B.R.G. die “Wiedereinstellung verlangt‘ wird, so ist der 
Schlichtungsausschuss anzurufen, um die neue rechtliche Grund- 
lage zu schaffen, auf Grund deren dann, wieder vor den Gerich- 
ten, die Rechtsansprüche im eigentlichen Sinne auf Fortzahlung 
des Gehaltes oder Auszahlung der Entschädigungssumme gel- 
tend "gemacht werden können‘). $ 25 Abs. 4 der Verordnung 
vom 3. September 1919 bestimmt: „Ist ein Schiedsspruch (des 
Schlichtungsausschusses vom Demobilmachungskommissar) für 
verbindlich erklärt, so gelten zwischen den Arbeitgebern und 
-nehmern Dienstverträge als abgeschlossen, die dem Inhalt des 
Schiedsspruches entsprechen.“ In $ 87 B.R.G. heisst es: „Die 
Entscheidung schafft Recht zwischen dem beteiligten Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer.“ 


So findet eigentlich eine Konkurrenz zwischen Gericht und 
Schlichtungsausschuss nicht statt; der Schlichtungsausschuss 
schafit Recht — der Richter spricht Recht. Der Spruch des 
Richters setzt die vorherige Schaffung des Rechtes voraus, sei 
es durch Willenseinigung der Parteien, sei es durch Ersatz dieses 
Willens mittels Schiedsspruchs. 

Eine Konkurrenz zwischen Gericht und Schlichtungsaus- 
schuss besteht aber, soweit letzterer tarifvertraglich als Schieds- 
gericht auch bei Einzelstreitigkeiten aus dem Arbeitsvertrag be- 
stimmt ist, und gemäss $ 86 Abs.2 B.R.G. im Umfang der Gel- 
tung desselben im Falle unberechtigter fristloser Entlassung für 
den Gehaltsanspruch bis zum Ablauf der Kündigungsfrist’). 


Entscheidungen 


Vereinbarung von Löhnen unter dem Tariisatz, um Ent- 
lassungen zu vermeiden. Kann noch nach vielen Wochen Nach- 
zahlung des Tariilohnes verlangt werden? Unter diesem Stich- 
wort wird in Nr. 4 des Jahrganges 1921 des „Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichts“ eine Entscheidung des Gewerbegerichts 
Königsberg i. Pr. veröffentlicht, mit der ein solcher Anspruch 
abgelehnt worden ist. Der Tatbestand ist gegenüber den 
Fällen, die wir auch bei unserer Tarifbewegung beobachten, 
nicht von ausschlaggebender Bedeutung, Es handelt sich darum, 
dass eine als Facharbeiterin bei einer Bonbonfabrik beschäftigte 
Arbeiterin nachträglich Anspruch auf den Tariflohn im Fachtarif 
erhebt für diejenige®Zeit, während der sie, um ihre Entlassung 
zu yermeiden, mit anderweitigen Arbeiten zu geringerem Tage- 
lohnsatz beschäftigt worden ist. ? 

Zur Begründung der Klageabweisung führt das Ge- 
werbegericht an, dass es in unserem,’von den Grundsätzen von 
Treu und Glauben beherrschten Rechtsleben nicht angzehe, dass 
ein Arbeitnehmer lange Wochen und Monate widerspruchslos 
einen aussertariflichen Lohn annimmt, das Vertragsverhältnis mit 
diesem Lohn fortsetzt und plötzlich, meist nach Lösung des Ar- 
beitsverhältnisses, mit einer erheblichen Wachforderung an. den 
Arbeitgeber herantritt. So könne man im Rechtsleben nicht ver- 
fahren, wenigstens könne man für ein derartiges Verhalten nicht 
den Schutz des Gerichtes erwarten. Man denke sich die im vor- 
liegenden Falle 28 Wochen betraxende Nachforderungsfrist noch 
weiter verlängert, dann würde das Unbillige des Verlangens im- 
mer deutlicher. Schon diese Erwägungen allein hätten zur völi- 
gen Abweisung der Klage führen müssen. ” 

Auch in unseren Berufsverhältnissen kommen solche Fälle 
nicht gar zu selten vor. Insbesondere in kleineren Betrieben, 
wo technische Angestelite vereinzelt beschäftigt sind, veranlasst 
sie die schlechte Geschäftslage und die hier natürlich besonders 
hervortretende gewerkschaitliche Schwäche gegenüber dem Ar- 
beitgeber, auf dessen Ansinnen einzugehen, unter dem Tarif- 
gelialt zu arbeiten, um dadurch der sonst angedrohten Kündigung 





4) Vergl. „D. T.Z.“ v. 20, Februar 1920, S.46: „Die Durchführung des für 
verbindlich erklärten Schiedsspruchs“, ? 


5) Vergl. meinen Aufsatz in der „D. T.-Z.“ vom 17. Dezember 1920 S. 395: 
„Gericht oder Schlichtungsausschuss.‘ 
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Deshalb soll von vornherein betont werden: zur Geltend-. 
machung von Rechtsansprüchen im eigentlichen Sinne sind 


insbesondere durch die Einstellungs- 


Di 


ausprüche zu haben, Abänderung des Zeugnisses verlangen zu” 
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vorzubeugen. Man wird es in vielen Fällen verstehen. Önnen, 
dass der Angestelite hier dem krassen l.ebensbedürinis seine 
gewerkschaftiiche Ueberzeugung zum Opfer bringt und aus der 
Not eine Tugend zu machen versucht. Soweit eine wirkliche 
Unrentabilität und Existenzgefährdung des kleinen Betriebes vor- 
liegt, wird man ein solches Verhalten ja auch begreiilich und 
entschuldbar finden. Es müsste dann aber zum mindesten der 
‘Vorbehalt seitens des Angestellten gemacht werden, dass, wenn 
die Wirtschaftslage des Unternehniens sich bessert, von diesem 
Zeitpunkte ab das tarifliche Gehalt gezahlt wird und event. auf 


Grund der Entscheidung des Schlichtungsausschusses auch die 


Nachzahlung für die zurückliegende Zeit erfolgt. Ein solcher 
Vorbehalt ist mindestens erforderlich, wenn später die Forderung 
geltend gemacht und nach Treu und Glauben zuerkannt wer- 
den soll. ” 

Nicht immer aber sind es nur die vorstehend geschilderten 
Gründe, die Angesteilte veranlassen, tarifbrüchig zu werden. 
Oft ist es auch mangelnde gewerkschaftliche Festigkeit oder un- 
lautere Konkurrenz ihren Kollegen gegenüber, und in solchen 


‚Fällen können wir der Auffassung des Gewerbegerichts Königs- 


berg nicht widersprechen, dass dann die Nachforderung tatsäch- 
lich nicht berechtigt ist. Auch im Interesse der übrigen zur 
Tarifgemeinschaft gehörigen Angestellten kann es nicht liegen, 
wenn Angestelite, die durch ihr ungewerkschaftliches Verhalten 
während der in Frage kommenden Zeit nicht nur die wirtschaft- 
liche Lage der übrigen Berufskollegen empfindlich schädigten, 
sondern auch die tariflichen Vereinbarungen ausserordentlich. 
gefährdeten oder erschwerten, hierfür nicht einen gehörigen 
Denkzettei erhalten. Es wird seitens der Organisationen ernst- 
lich. zu erwägen sein, ob für solche Forderungen überliaupt der 
Schutz der Organisationen gewälırt werden kann, selbstver- 
ständlich unter der Voraussetzung, dass eine gewissenhafte Prü- 
fung der Verhältnisse ein unentschuldbares Verhalten des be- 
treffenden Angestellten festgestellt hat. : 

Das Gericht ist nicht befugt, die Berechnung der Ent- 
schädigungssumme durch den Schlichtungsausschuss aui Grund 
$ 87 B.R.G. nachzuprüten: In einem Rechtsstreit des Ing. St. ge- 
gen den MagistratL. stützte der Kläger seinen Anspruch auf einen 
Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Gross-Berlin vom 2,7. 
1920, wonach der Kläger wieder einzustellen, andernfalls ihm eine 
Entschädigung von 9825 M. zu zahlen sei. ‚Die Beklagte machte 
geltend, der Schlichtungsausschuss sei nicht befugt gewesen, 
diese Summe zuzusprechen, da sie den Rahmen des nach $ 87 - 
B.R.G. zu berechnenden Betrages überschreite, Danach ergäbe 
sich nur eine Entschädigungssumme von 3666 M., die sie gezahlt 
habe. Die Berechnung von 9825 M. sei falsch, der Spruch inso- 
fern ungesetzlich. SE 

Das Landgericht III Berlin hat im ersten -Termin den Ma- 
gistrat durch Urteil vom 20. Oktober 1920 — 8.0. 606. 20 — zur 
Zahlung restlicher 6159 M, nebst Zinsen verurteilt aus folgen- 


‚den Entscheidungsgründen: 
„Der Kläger macht mit der vorliegenden Klage einen An- 
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spruch aus einer rechtskräftigen Entscheidung des Schlich- 
tungsausschusses geltend. Der Einwand der Beklagten, es 
sei die Höhe der Entschädigungssumme vom Schlichtungsaus- 
. schuss unrichtig berechnet, ist unerheblich. Nach $ 87 B.R.G. 





zwischen dem beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die 


Entscheidung ist also rechtskräftig und demgemäss eine ma- 
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schafft die Entscheidung des Schlichtungsausschusses Recht 


terielle Nachprüfung ihrer Richtigkeit durch das ordentliche 


Gericht nicht zulässig. 
Klageantrage zu erkennen.“ 


entsprochen. 


Hiernach war entsprechend dem ; 


Die beklagte Gemeinde hat alsbald dem Urteil durch Zahlung E] 
HN: x 


Neue Gesetze 


Zwangsvollstreckung gegen Kriegsteilnehmer. Mit dem 
1. Januar 1921 ist ein neues Gesetz zum Schutz der Kriegsteil- 
nehmer gegen Zwangsvollstreckungen vom 22. 
(R. G. Bl. S. 2162) in Kraft getreten, vorläufig mit Wirksamkeit 
bis 1. Juli 1921. Es unterscheidet sich von dem bisherigen Ge- 
setz dadurch, dass der Gläubiger zunächst ungehindert die 


Zwangsvollstreckung betreiben kan und es Sache des Schuldners 


ist, seinerseits beim Vollstreckungsgericht die Einstellung der 
Vollstreckung zu betreiben. 


Beendigung der Kriegsteilnehmerschaft entstandenen Schulden 
oder wenn seit Beendigung der Kriegsteilnehmerschaft mehr als 
6 Monate abgelaufen sind, ist die Vollstreckung nur einzustellen, 
wenn die Zwangsvollstreckung offenbar unbillig wäre, Das 
letztere gilt auch für laufende oder künftige Unterhalts- 
ansprüche. nr kl 


‚Dieselbe ist einzustellen, es sei ; 
denn, dass die Einstellung offenbar unbillig wäre. Bei erst nach 


Dezember 1920 
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Nummer 2 | 
Materielles Recht 


Grundlagen des Arbeitsrechts. Die gesetzliche Grundlage 
des Arbeitsrechts bildet zunächst das bürgerliche Gesetzbuch 
(B.G.B.). Es gilt schlechthin für alle privatrechtlichen Arbeits- 
verhälträsse,. sei es, dass es sich um Angestellte des Reiches, 
des Staates oder der Gemeinde, sei es, dass es sich um Ange- 
stellte von Privatunternehmungen handelt. Daneben gelten für 
in Gewerbebetrieben Angestellte die Vorschriften der Gewerbe- 
ordnung (Gew.O.), für im Handelsgewerbe zur Leistung kauf- 
männischer Dienste Angestellte die Vorschriften des Handeis- 
gesetzbuches (H.G.B.). 

Die Frage, ob auch die Vorschriften der Gew.O. oder des 
H.GB. zur Anwendung kommen, ist sehr wichtig. Einige Bei- 
spiele werden dies erläutern: Bezüglich der mit festen Bezügen 
zur Leistung von Diensten höherer Art Angestellten gilt nach 
$ 622 B. (i.B. die gesetzliche Kündigungsfrist von 6 Wochen zum 
Quartaisschluss. Diese entspricht der Kündigungsvorschrift des 
$ 133a Gew.O. für die mit höheren technischen Dienstleistungen 
Betrauten und der Vorschrift des $ 66 H.G.B. für Handlungs- 
gehilfen. Während aber $ 133a Gew.O. und $ 67 H.G.B. das 
Recht, diese Kündigungsfrist durch Vereinbarung abzuändern, 
dahin beschränken, dass die Kündigungsfrist für beide Teile 
gleich sein muss und nicht weniger als einen Monat zum Schluss 
eines Kalendermonats betragen darf, kennt das B.G.B. eine 
solche Beschränkung nicht. Für’bei Behörden Angestellte kann 
daher rechtswirksam eine Kündigungsfrist von einer Woche 
oder von 14 Tagen vereinbart werden, ebenso für den Ange- 
stellten eine Solche von 4 Wochen, für die Behörde eine solche 
von 1 Woche. Von diesem. Recht der beliebigen Gestaltung der 
Kündigungsfristen machten, wie die häufigen Klagen von Mit- 
gliedern ergeben, die Behörden weitestgehenden Gebrauchs 
Rechtlich besteht dieser Unterschied unverändert fort. Prak- 
tisch Hal er aber an Bedeutung verloren, und zwar zu ungunsten 
der Angestellten im Sinne der Gew.O. und des H.G.B. . Nach 
$ 133ab Gew.O. und $ 68 H.G.B. findet die angegebene Be- 
schränkung des freien Vertragsrechtes keine Anwendung, wenn 
das Jahresgehalt des Angestellten mindestens 5000 M. beträgt, 
eine Grenze, welche durch die wirtschaftliche Gestaltung der 
Nachkriegszeit im allgemeinen überschritten ist. Während nun 
bei der Krankenversicherung und für die Zuständigkeit der Ge- 
werbe- und Kaufmannsgerichte die Gehaltsgrenzen mit der fort- 
schreitenden Geldentwertung erhöht worden sind, ist dies be- 
züglich des $ 133 ab Gew.O., $ 68 H.G.B. nicht geschehen. Es 
erscheint daher notwendig, in Tariiverträgen bei der Regelung 
der Kündigungsfristen. nicht lediglich auf. die gesetzlichen Vor- 
schriften zu verweisen, die nach vorstehendem für die un- 
günstigsten Vereinbarungen Raum lassen, sondern die Mindest- 
fristen im Tarifvertrage selbst zu bestimmen und die Gleichheit 
der Kündigungsbedingungen für beide Teile ausdrücklich vor- 
zuschreiben.‘ Dieser Hinweis erschien schon an dieser Stelle 
zweckmässig, während im übrigen das Recht der Kündigung 
erst später noch eingehend erörtert werden soll. 


Entscheidungen 


Ist der Betriebsleiter einer Fabrik unbedingt strafirei, 
wenn sich ein Unfall im Betriebe trotz Beobachtung der 
Uniallverhütungsvorschriiten ereignet? Gemäss Ss 222 des 
Strafgesetzbuches wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren be- 
straft, wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen ver- 
ursacht. Diese Strafe kann bis auf fünf Jahre Gefängnis er- 
höht werden, wenn ‘der Täter zu der Aufmerksamkeit, die er 
aus den Augen setzte, vermöge seines Amtes, Berufes oder (ie- 
werbes besonders verpflichtet war. 

Nach den Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossen- 
schaft, weiche für eine Fabrik gelten, um die es sich in einem 
vor dem höchsten Gerichtshofe zur Entscheidung gelangten Falle 
handelte, sollen alle unter 1,8 m über dem Fussboden laufenden 
Wellen, sobald sie sich im Verkehrsbereich befinden, in geeig- 
neter Weise. umwehrt werden. In jener Fabrik befand sich nuu 
in einem Raume, in dem eine unverwehrte Transmissionswelle 
in einer Höhe. von 2,4 m lief, Material bis 1,2 m hoch — von 
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Fussboden gerechnet — aufgehäuft. Ein jugendlicher Arbeiter, 
der mit diesem Material zu tun hatte, kam der Welie durch 
eigene Unvorsichtigkeit zu nahe, wurde von ihr erfasst und 
zwischen ihr und der Decke zerquetscht. 

Der Staatsanwalt hatte gegen den Betriebsleiter wegen Ver- 
stosses gegen den $ 222 des Strafgesetzbuches Anklage erhoben, 
doch war die Vorinstanz zu einem Freispruch gelangt, weil sie 
der Meinung war, hier liege eine Verletzung der Unfallver- 
hütungsvorschriften nicht vor, da die Welle sich ja in einer 
grösseren Möhe als 1,8 m über dem Fussboden befände. 

Das Reichsgericht hat das freisprechende Urteil auf- 
gehoben. Die Unfallverhütungsvorschriften stellen zwar ge- 
wisse Richtlinien auf, so heisst es in den Gründen, in ihrer Be- 
folgung erschöpft sich aber nicht das Mass der Obliegenheiten 
des Gewerbeunternehmers oder Betriebsleiters. Deren Sorg- 
faltspflicht reicht vielmehr, je nach den Umständen des einzeinen 
Falles, darüber hinaus, nämlich soweit, als ernstere Gefahr aus 
dem Betriebe droht. Damit stimmt es überein, wenn $ 120a 
Abs. 1 der Gewerbeordnung dem Gewerbeunternehmer ganz 
allgemein gebietet, die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen und 
Gerätschaften so einzurichten und zu unterhalten, und den Be- 
trieb so zu regeln, dass die Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Gesundheit soweit geschützt sind, wie es die Natur des 
Betriebes gestattet. — Der Angeklagte musste daher erwägen 
und sich auf dem laufenden halten, ob die Materialmengen in 
jenem Raume zu hoch anwuchsen und die dort verkehrenden 
Personen in Gefahr brachten. Er musste auch mit dem Leicht- 
siin und der Unachtsamkeit der jugendlichen Arbeiter rechnen 
und die hiergegen erforderlichen Massnahmen treffen. Inwieweit 
ihn ein Verschulden trifft, wird die Vorinstanz bei nochmaliger 
Prüfung des Falles gemäss den vorstehenden Ausführungen iest- 
zustellen haben. (Reichsger. 10D. 1177/8.) 


Beginn der allgemeinen Verbindlichkeit von Tariiverträgen. 
Hinsichtlich der Rückwirkung von Tariivereinbarungen auf 
solche Unternehmer eines bestimmten Arbeitsgebietes oder”Wirt- 
schaftszweiges, die erst durch. die allgemeine Verbindlich- 
erklärung von den Tarifbestimmungen erfasst werden, herrscht 
nicht nur in Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkreisen noch viel- 
fach Rechtsunsicherheit, sondern auch die Entscheidungen der 
Schlichiungsausschüsse und der Gewerbe- und Kaufmannsge- 
richte weichen mitunter noch erheblich voneinander ab. Es 
erscheint deshalb angebracht, auf folgenden, im „Reichsarbeits- 
blatt‘ Nr. 1 vom il. Oktober 1920 veröfientlichten, Bescheid des 
Reichsarbeitsministers hinzuweisen: 

„Der $ 4 Abs. 2 Satz 3 der Verordnung vom 23. Dezember 
1918 gibt dem Reichsarbeitsministerium ohne jede Einschränkung 
das Recht zu bestimmen, mit welchem Zeitpunkt die allgemeine 
Verbindlichkeit eines Tarifvertrages beginnen soll. Die Ent- 
scheidung des Reichsarbeitsministeriums ist endgültig und daher 
auch hinsichtlich des gewählten Zeitpunktes der Nachprüfung 
des Gerichts entzogen. 

Als Beginn der allgemeinen Verbindlichkeit setzt das Reiclis- 
arbeitsministerium in der’ Regel bei erstmaligem Antrag einen 
Termin fest, der etwa mit dem Tage der Bekanntmachung des 
Antrags zusammenfällt, während es bei späteren Abänderungen, 
Verkürzungen und Erneuerungen eines allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrages als Zeitpunkt des Beginns der allgemeinen Ver- 
bindlichkeit der neuen Vereinbarungen in der Regel den Tag be- 
Stimmt, an dem diese Vereinbarungen auch für die Vertrags- 
beteiligten wirksam werden. 

In den Entscheidungsgründen zu einem Streitfall über ent- 
sprechende Nachzahlung sagt das Kaufmannsgericht Magdeburg 
zutrefiend, dass es dem Zweck des Gesetzes widersprechen 
würde, wenn die Verbindlicherklärung erst mit ihrem Aus- 
spruch in Kraft treten könnte. Da die allgemeine Verbindlichkeit 
nur durch das Reichsarbeitsministerium ausgesprochen werden 
kann, so verfliesst naturgemäss zwischen dem Abschluss des 
Vertrages unter den Vertragsparteien selbst und zwischen der 
amtlichen Bekanntgabe der Erklärung des Ministers eine gewisse 
Zeit. Wenn man dann noch berücksichtigt, dass durch Stellung 
von Anträgen und Beibringen von Material die Erklärung und 
damit die Zahlung der höheren Lolmsätze von den nichtorgani- 
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sierten Unternehmern hinausgezögert werden kann, wenn man 
ferner bedenkt, dass in einzelnen Fällen schon vier und mehr 
Monate von dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bis zur all- 
gemeinen Verbindlicherklärung vergangen sind, so würde 
für einen grossen Teil der Arbeitnehmer ohne ‚die Zulässigkeit 


der Rückwirkung ein ganz empfindlicher und vollkommen un-« 


begründeter Einkommensausfall entstehen. f 
Auch dem Einwand, dass: es staatsrechtlich unmöglich sei, 


einem Gesetz rückwirkende Kraft zu verleihen, ist das Magde-" 


burger Kaufmannsgericht nicht beigetreten. Die gesetzgebenden 
Körperschaften haben das Recht, den Beginn der Wirksamkeit 


eines Gesetzes festzulegen. Für den Fall, dass dies unteriassen 


wird, tritt das betreffende Gesetz auf Grund einer allgemeinen 
Bestimmung zwei Wochen nach der Verfügung in Kraft. Diese 
allgemeine Bestimmung schliesst aber keineswegs aus, dass das 
Gesetz selbst — und die Verbindlicherklärung hat gesetz- 
liche Wirkung — für seine Wirkung einen Termin vorsieht, der 
vor seiner Verkündigung liegt, wenn dies in einem praktischen 
Bedürfnis begründet ist. Die Verhütung unverschuldeter wirt- 


“ schaftlicher Schädigung der bei den nichtorganisierten Arbeit- 


zebern beschäftigten Arbeiter oder Angestellten ist ein solches 
praktisches Bedürfnis. Es erscheint als eine gerechte Berück- 
sichtigung der beiderseitigen Interessen, wenn bei neuen: Verein- 
barungen das Reichsarbeitsministerium ‚auf den Zeitpunkt: der 
Bekanntmachung des ‚erstmaligen Antrages bei Aenderımgen .be- 
stehender ‚Tarifverträge auf den Tag zurückgreiit, an dem auch 
die Vertragsparteien von der Aenderung betroffen werden, 


Neue Gesetze 


Steuerfragen. Der Reichstag beschäftigt sich zurzeit mit einer 
Novelle zum Reichseinkommensteuergesetz vom 28. März 1920, die 
neben technischen Verbesserungen des Einzugs der Steuer auch 
einige finanzielle Erleichterungen für Lohn- und Gehaltsempfän- 
ger durch Erhöhung. des steuerfreien Existenzminimums für die 
Familienmitglieder vorsieht: Nach der Verabschiedung dieser No- 
velle wird es nicht mehr lange dauern, bis den Steuerpflichtigen 
die Aufforderung zur Veranlagung auf den Tisch flattert, und es 
dürfte deshalb angebracht sein, einmal kurz zu erläutern, welche 
Abzüge ausser dem vorerwähnten nach $ 20 R. E. St. G. steuer- 
jreien Einkommensteil, insbesondere für den Arbeiter und An- 
gestellten, noch in Betracht kommen. 


Im $ 13 des R. E. St. G. sind genannt: 


li. Die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte 
gemachten Aufwendungen. (Werbungskosten) Dazu ge- 
hören insbesondere: 

a) notwendige Ausgaben durch Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte, 

b) Mehraufwendungen für den Haushalt, die durch eine 

Erwerbstätigkeit der Ehefrau notwendig geworden sind. 

2. Die von dem Steuerpflichtigen gezahlten Schuldzinsen und 
Gie auf besonderem privatrechtlichen, öffentlich-rechtlichen 
oder gesetzlichen Verpflichtungsgrunde beruhenden Renten 
und dauernden Lasten, soweit sie nicht mit Einnahmen im 
wirtschaftlichen Zusammenhange stehen, die bei der Ver- 
anlagung ausser Betracht zu lassen sind. - Aufwendungen 
zur Erfüllung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht sind nicht 
abzugsfähig, auch wenn sie auf Grund einer privatrecht- 
lichen Verpflichtung erfolgen. 

3. Beiträge, die der Steuerpflichtige für sich und seine nicht 
selbständig veranlagten Haushaltungsangehörigen zu 
Kranken-, : Uafall-, Haitpflicht-, Angestellten-, Invaliden- 
und Erwerbslosenversicherung-, 'Witwen-, Waisen- und 
Pensionskassen gezahlt hat, soweit sich der Gegenstand 
der Versicherung auf die bezeichneten Gefahren beschränkt. 

4. Beiträge zu Sterbekassen bis- zu einem Jahresbetrage von 
insgesamt hundert Mark. 

5. Versicherungsprämien, welche für Versicherungen des 
Steuerpflichtigen oder eines seiner nicht selbständig veran- 
lagten Haushaltungsangehörigen auf den Todes- oder Le- 
bensfall gezahlt werden, soweit sie den Betrag von sechs- 
hundert Mark jährlich nicht übersteigen. 

6. Beiträge zu den öffentlich-rechtlichen Berufs- oder Wirt- 
schaftsvertretungen, sowie zu Berufsverbänden ohne öffent- 
lich-rechtlichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist. 

7. Beiträge an kulturfördernde, mildtätige, gemeinnützige und 
politische Vereinigungen, soweit ihr Gesamtbetrag zehn 
vom Hundert des Einkommens des Steuerpflichtigen nicht 
überschreitet. 

Schwierigkeiten verursacht jedenfalls eine klare und er- 
schöpfende Defination dafür, welche Aufwendungen unter den 
Begriff „Werbungskosten“ fallen. Der Arbeitgeber ist in der 
Lage, diesen Begriif weitgehend zu seinen Gunsten auszunutzen, 
weil er schon in der bisherigen Steuerveranlagung für ihn vor- 


handen war. Für den Arbeitnehmer dagegen ist er neu. Wer- 


bungskosten sind zunächst alle Aufwendungen der in Ziffer 1 
gemachten Art. Solche Aufwendungen hat auch der Arbeit- 
nehmer, um es zu ermöglichen, dass er den Verpflichtungen aus 
seinem Dienstvertrage nachkommt, seine Existenz und die Fr- 
haltung seiner Einkünfte sicherstellt. _Es kommen zunächst in 
Betracht: 
MR 2 unter Ziffer 1-aufgeführten Fahrtauslagen zur Arbeits- 
stelle, 
2. die Berufskleidung, 
3. Aufwendungen zur beruflichen‘ Weiterbildung, 
4. Aufwendungen für häusliche ‚Tätigkeit im Berufsinteresse. 
Die Beantwortung der Frage, was als Berufskleidung ange- 


. sehen werden kann, ist für den Angestellten sehr schwierig, da 


im Gegensatz zu dem Arbeiter der Unterschied zwischen Berufs- 
und gewöhnlicher Kleidung nicht so stark in die Erscheinung 
tritt. Zweifellos verursacht bei vielen Angestellten die Rücksicht 
auf die Stellung einen Aufwand an Kleidung und Wäsche, der 
ohne diese auf allgemeinen Anschauungen fussende "Rücksicht 
nicht in solcher Höhe entstehen würde. Der Angestellte hat 
deshalb das Recht, einen gewissen Bruchteil seiner Einkünfte für 
die Berufskleidung in Abzug zu bringen. 

Angestellte, insbesondere solche in gehobener und verant- 
wortlicher Stelle, haben das Bedürfnis, mit der Entwickelung 
ihres -Berufes Schritt zu halten. Sie ‚sind aus--Gründen der 
Konkurrenzfähigkeit gezwungen, sich-..das wissenschaftliche 
Rüstzeug durch Halten einer Bücherei, Lesen von Zeitschriften 
usw. zu beschaffen, das sie dauernd leistungsfähig hält. Andere 
Angestellte besuchen Ausbildungskurse, ‚Vorlesungen usw. Auch 
solche Kosten muss der Angestellte von dem steuerbaren Ein- 
kommen in Abzug bringen können, ° 

Vielfach ist neben der Berufstätigkeit in dem- Arbeitsraum 
des Betriebes häusliche Arbeit zwangläufig verknüpft, Teilweise 
gestattet es die Art der Geschäftsabwickelung nicht, Arbeiten 
von grösserem Umfang und grösserer Verantwortung während 
des Geschäftsbetriebes zu erledigen, teilweise ist direkt die 
Art der Beschäftigung danach, dass insbesondere bei leitenden 
Angestellten ein Teil der Arbeiten in der Ruhe. des häuslichen 
Arbeitszimmers eriedigt werden muss. Die dafür aufzuwenden- 
den Kosten, die ‚Miete einies solchen Arbeitszimmers, seine Be- 
heizung und Beleuchtung, sind ebenialls Beträge, die unter den 
Begriff der Werbungskosten fallen. ee ek: 

Solange aber eine Regelung dieser Art noch: nicht erfolgt 


-ist, empfiehlt es sich, bei der Veranlagung nach eigenem Er- 


messen einen entspreckenden Bruchteil des Einkommens in An- 
rechnung zu bringen. Der Entscheidung ‘des Finanzamtes wird 
es dann vorbehalien bleiben, in weicher Höhe der Abzug aner- 
kannt werden soll. 

Gemäss $ 34 R. E. St. G. bleiben bei der Ermittelunz des 
steuerbaren Einkomens die zur Bestreitung des Dienstaufwandes 
gewährte Entschädigung, oder der hierzu: nach ausdrücklicher 
Vereinbarung bestimmte Teil des Gehaltes ‘oder sonstiger Zuı- 
lagen ausser Ansatz. Zu dieser Frage hat der Reichminister der 
Finanzen folgende Entscheidung getroffen: - 

. „Nach $ 34 Abs. 3 Einkommensteuergesetz ist: bei Ermitte- 
lung des steuerbaren Einkommens der in privaten :Dienst- und 
Auftragsverhältnissen stehenden Personen die Entschädigung, 
welche nach ausdrückicher Vereinbarung zur Bestreitung des 
durch den Dienst oder, Auftrag veranlassten Aufwandes gewährt 
wird, insoweit ausser Ansatz zu lassen, als der. Betrag den er- 
forderlichen Aufwand nicht übersteigt. + Welcher Aufwand im 


Interesse des Dienstes erforderlich ist, hängt von den Umständen 


des einzelnen Falles ab und unterliegt der Entcheidung der Ver- 
anlagungs- und. Rechtsmittelbehörden. .Allgemeine Regeln über 
die Höhe des steuerfrei bleibenden Aufwandes lassen sich mit 
Rücksicht auf die Verschiedenheit der Fälle’ nicht aufstellen.“ 

„Nach dem R. E. St. G. sind Aufwendungen nur dann steuer- 

frei, wenn sie a 
1. nach ausdrücklicher Vereinbarung zur Bestreitung des 
durch den Dienst oder Auftrag veranlassten -Aufwandes 
gewährt werden, 
2. erforderlich sind, um diesen Aufwand. zu decken. 

Es muss eine ausdrückliche Vereinbarung vorliegen. Die 
Aufwendungen müssen erforderlich gewesen Sein. Dass sie tat- 
sächlich entstanden sind, wird nicht vorausgesetzt. Der Emp- 
fänger braucht den Nachweis, dass bestimmte Beträge tatsäch- 
lich verausgabt worden sind, nicht zu erbringen. Für Ange- 
stellte, denen bestimmte Spesensätze zugesichert sind, ist die 
Frage ohne Schwierigkeit zu beantworten. Es gibt aber auch 
Angestellte, bei denen in dem vereinbarten Gehalt eine ent- 
sprechende Vergütung für Aufwand der gedachten Art enthalten 
ist. Bei der Veranlagung wird dann zu empfehlen sein, eine 
Trennung des Einkommens dergestalt vorzunehmen, dass ein 
tet Betrag auf Aufwandsentschädizung angerechnet 
wird. 
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Nummer 3 


Materielles Recht 


Grundlagen des Arbeitsrechts. (Fortsetzung.) Ebenso soll 
schon jetzt auf einen wesentlichen Unterschied, je nachdem das 
H.G.B. oder die Gew.O. zur Anwendung kommt, aufmerksam 
gemacht werden. 

Im Bereich des H.G.B. hat durch Gesetz vom 10. Juni 1914 
eine Neuregelung der Konkurrenzklausel in den $$ 74—76 Abs. 1 
stattgefunden. Das Wesentliche ist die Verpflichtung zur Fort- 
zahlung der Hälfte des letzten Gehaltes während der Sperrzeit. 
Das Recht des Wettbewerbsverbots soll weiter unten noch ge- 
nau behandelt werden. Soviel aber schon jetzt: Diese Neuerung 
"eilt für die dem H.G.B., aber nicht für die der Gew.O. unter- 
stehenden Angestellten, d. m. also für die Mehrzahl der tech- 
nischen Angestellten nicht, so dass also hier eine vor- 
sichtige einzelvertragliche Regelung unerlässlich ist. 

Die Gewerbeordnung. Die Gewerbeordnung gilt für die- 
jenigen Angestellten, deren Dienstleistungen für die Zwecke 
eines Gewerbebetriebes im Sinne der Gewerbeordnung erfol- 
gen. Das Gesetz zählt in $ 6 zwar eine Reihe von Betrieben 
auf, auf welche nach ausdrücklicher Vorschrift die Gewerbe- 
ordnung keine Anwendung findet, enthält aber keine positive 
Begriffsbestimmung des Gewerbebetriebes, überlässt dies viel- 
mehr der Wissenschaft. „Gewerbe ist jede auf Erwerb ge- 
richtete, fortgesetzte Tätigkeit.“ (Holtzendorfi, Enzyklopädie.) 

Demgemäss liegt kein Gewerbebetrieb vor, wenn ein Pri- 
vatmann sich ein Landhaus in eigener Regie baut. Ein hierzu 
von ihm angenommener Bauführer untersteht nicht den Son- 
derbestimmungen der Gewerbeordnung. Es fehlt in diesem Falle 
an der Absicht einer fortgesetzten Tätigkeit. 

Ebenso fehlt das Moment der Erwerbsabsicht z. B: bei 
einer kostenlosen Stellenvermittlung durch einen Verein!); eine 
Konsumgenossenschaft, welche ihren Mitgliedern Waren zu 
möglichst niedrigen Preisen zu verschaffen sucht, bezweckt 
Verminderung der Ausgaben der Mitglieder, aber keinen eige- 
nen Gewinn und betreibt daher kein Gewerbe?). Das gleiche 
gilt für die Gemeinden, welche Lebensmittel beschaffen zur 
Weitergabe an ihre Einwohner ohne Gewinnabsicht?). 

Letzteres Beispiel führt auf die Beurteilung der staatlichen 
und kommunalen Betriebe überhaupt, welche in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit eine erhöhte Bedeutung erlangt haben. Es 
ist hier zu unterscheiden, ob die Betriebe überwiegend öffent- 
lichen Interessen dienen oder ob die Absicht der Gewinnerzie- 
lung besteht. Die früheren Heereswerkstätten in Spandau 
waren kein Gewerbebetrieb; sie befassten sich im öffentlichen 
Interesse mit der Versorgung des Heeres mit Waffen, Munition 
und Ausrüstungsstücken. Die daraus hervorgegangenen Reichs- 
werke sind ein Gewerbebetrieb; sie fabrizieren: Aluminium- 
geschirre und andere Gebrauchsgegenstände in der Erwartung 
eines Ueberschusses zugunsten der Reichsfinanzen, und haben 
neuerdings auch die Form einer Aktiengesellschaft angenom- 
men.‘ Auch die staatliche (ehemals Königliche) Porzellanfabrik 
ist auf Gewinnerzielung gerichtet. Keine Gewerbebetriebe sind 
die städtischen Feuerwehren, Desinfektionsanstalten, Strassen- 

"reinigungsunternehmungen usw. Gewerbebetriebe sind dagegen 
städtische Gas- und Elektrizitätswerke. Die Auffassung bezüg- 
lich dieser Betriebsunternehmungen ist indessen in der Recht- 
sprechung keine einheitliche‘) und kann auch im Einzelfall ver- 
schieden sein, je nachdem nach der Regelung des betreffenden 
Unternehmens eine Gewinnerzielung beabsichtigt ist oder nicht. 
Dagegen fallen unstreitig Angestellte der städtischen oder staat- 
lichen Bauämter, Wohnungsämter, Mieteinigungsämter, Hypo- 
Bankier nicht unter die Sondervorschriften der Gewerbe- 
ordnung. 
. . Eine besondere Rolle nehmen die Eisenbahnunternehmun- 
gen ein. Nach*der obenerwähnten Bestimmung des $ 6 findet 
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die Gewerbeordnung nämlich keine Anwendung auf die Eisen- 
bahnunternehmungen. Dies bezieht sich nicht nur auf die 
Reichseisenbahnen, sondern auch auf die noch bestehenden Pri- 
vatbahnen. Soweit besteht kein Zweifel. Der Streit beginnt 
aber wieder bei der Frage, ob im Sinne der Gewerbeordnung?) 
unter den Begriff der Eisenbahnunternehmungen auch die Klein- 
bahnen, d. h. also die Dampf-, Elektrischen und Pferdestrassen- 
bahnen fallen. Im allgemeinen wird die Frage bejaht, so z. B. 
für einen Wagenführer der Hamburger elektrischen Strassen- 
bahn‘). Den entgegengesetzten Standpunkt nimmt insbeson- 
dere das Gewerbegericht Berlin ein, z. B. bezüglich eines An- 
gestellten der Berliner Hochbahn?), unter dem Finfluss seines 
früheren Vorsitzenden, Magistratsrat v. Schulz, welcher in einer 
eingehenden Arbeit die Ausdehnung des $ 6 auch auf die Klein- 
bahnen bekämpft hat. 

Ein weiterer: Streit besteht darüber, ob die Ausnahmevor- 
schriit des $ 6 sich nur auf die im eigentlichen Fahrbetriebe 
Angestellten bezieht, oder auch auf die Hilfsbetriebe, oder so- 
gar auch auf die Nebenbetriebe. Hier geht die Ansicht der 
Gerichte überwiegend dahin, die Vorschrift auf den Bahnbetrieo 
im engeren Sinne zu beschränken, so :dass also der Bauführer, 
welcher die Gleislegung einer elektrischen Strassenbahn 'leitet*), 
der Aufsichtsbeamte der Schlafwagengesellschaft) der Ge- 
werbeordnung untersteht. Aber auch hier gibt es abweichende 
Ansichten?®). 

Des weiteren nimmt der $ 6 von der Unterstellung unter 
die Gewerbeordnung, ausser den hier weniger interessierenden 
Tätigkeitsgebieten der Rechtsanwälte, Aerzte, Apotheken usw.,, 
u. a. ausdrücklich aus: das Unterrichtswesen und das Berg- 
wesen, Das Unterrichtswesen hebe ich hervor mit Rücksicht 
auf die in steigendem Masse zur Verwendung kommenden In- 
genieure und Techniker, im Haupt- oder Nebenberuf, als Lehrer 
an. Volkshochschulen und Fachschulen, als Gewerbelehrer usf. 

Was das Bergwesen betrifit, so erklärt aber der $ 154a 
der Gewerbeordnung eine Reihe wesentlicher Bestimmungen 
der Gewerbeordnung auch als auf Bergwerke anwendbar, und 
im übrigen enthalten die Berggesetze vielfach den Bestimmun- 
gen der Gewerbeordnung ähnliche Vorschriften. 

Wenn $ 6 dann weiter die Nichtanwendbarkeit der Ge- 
werbeordnung auf die Fischerei ausdrücklich hervorhebt, so ist 
diese Erwähnung eigentlich überflüssige. Nach der historischen 
Entwicklung dieses Begriffs steht nämlich im Gegensatz zum 
Gewerbe die sogenannte Urproduktion. Hierzu gehört ausser 
Fischerei, Jagd, Tierzucht und Forstwirtschaft vor allem die 
Landwirtschaft. Eine charakteristische Folge hiervon war, dass 
in Preussen auf Grund des Gesetzes vom 24. April 1854 die land- 
wirtschaftlichen Angestellten nicht das Koalitionsrecht besassen 
und bei Vertragbruch bestraft und‘ zwangsweise in den Dienst 
zurückgeführt werden ‘konnten. Nachdem diese Ausnahmevor- 
schriften durch Ziffer 8 des Aufrufs des Rates der Volksbeauf- 
tragten vom 12, November 1918 beseitigt worden waren, er- 
folgte dann durch die Verordnung vom 24. Januar 1919 betref- 
fend eine vorläufige Landarbeitsordnung“*) die Regelung der 
diesbezüglichen Arbeitsverträge auf der Grundlage des B. G. B. 

Die Nichtzurechnung der Landwirtschaft zum Gewerbe hat 
besondere Bedeutung für die sogenannten landwirtschaitlichen 
Nebenbetriebe. Es fragt sich, wie solche mit der Landwirt- 
Schaft verbundenen Erwerbsarten zu behandeln seien, welche, 
wenn sie selbständig betrieben würden, sich als Gewerbe im 
Sinne der Gewerbeordnung qualifizieren würden. Findet ein 
solcher gewerbsmässiger Nebenbetrieb neben dem Hauptbetrieb 
der Landwirtschaft für Rechnung des Landwirts mit selbst er- 
zeugten Rohstoffen statt, bildet also die Landwirtschaft die 





5) Im Sinne z. B. des Haftpflichtgesetzes besteht über die gleichmässigs 
Behandlung kein Streit. 
6) Baum, Handbuch Nr. 15. 
7) Baum, Handbuch Nr, 15. 
Baum, Handbuch Nr. 21, 
9) Baum, Handbuch Nr. 23, 
10) Baum, Handbuch Nr, 20. 
11) Vgl. Kaskel, Neues Arbeitsrecht, $. 270 ff. 
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einzige bzw. die Hauptbasis dieses Nebengewerbes, so folgt dar 


aus mit Konsequenz, dass lediglich der Charakter der Land- 
wirtschaft entscheidend sein kann, dass also auch das Neben- 
gewerbe nur als landwirtschaftlicher Betrieb angesehen und 
behandelt werden muss. Mithin fällt ebensowenig wie die ein- 
fache Landwirtschaft ein solches landwirtschaftliches Neben- 
gewerbe unter die Vorschriften der Gewerbeordnung”). Ent- 
deckt also ein Landwirt auf seinem Gut ein Torfmoor, und be- 
ginnt er nach Anschaffung der erforderlichen Maschinen den 
Torfstich, so fällt der zur Leitung herangezogene Torfingenieur 
nicht unter die Gewerbeordnung; anders dagegen, wenn er als 
Betriebsleiter einer zur Ausnutzung des Torfs gegründeten 
G. m. b. H. angestellt wird. Entsprechendes gilt für Ziegeleien, 
Branntweinbrennereien und ähnliche Betriebe. 

Hervorheben möchte ich bei dieser Gelegenheit noch die 
Gärtnereibetriebe, bei denen es auch einen wesentlichen Unter- 
schied macht, ob es sich bloss um landwirtschaftliche Neben- 
betriebe oder um selbständige Gewerbebetriebe handelt. Ge- 


werbebetriebe sind insbesondere die Landschaftsgärtnereien, 


welche sich gewerbsmässig mit der Anlage von Gärten be- 
schäftigten. Auf das Arbeitsverhältnis des hier beschäftigten 
Gartenbautechnikers finden die Vorschriiten der Gewerbeord- 
nung Anwendung. 

Alle diese Unterscheidungen haben aber nur Bedeutung 
für die Frage des Geltungsbereichs der Gewerbeordnung, wäh- 
rend der Begriff des Gewerbes in anderen Gesetzen, z. B. in 
der Sozialversicherung, in steuerrechtlicher Beziehung usw. 
vielfach ein anderer ist. Dr. E F 


Verfahren 


Gerichtsverfahren. Wenn ich mich zuerst der Betrachtung 
des gerichtlichen Verfahrens zuwende, so geschieht dies, weil 
es das kompliziertere ist und daher den Nichtjuristen grössere 
Schwierigkeiten machen wird als das Verfahren vor dem 
Schlichtungsausschuss. Bevor ich aber auf die Einteilung. der 
Gerichte im einzeinen und die Verschiedenheit der Zuständigkeit 
und Verfahrensarten eingehe, will ich einen gemeinsamen 
Gesichtspunkt voranstellen, welcher für das Verständnis des 
Gerichtsverfahrens von grosser Bedeutung ist. 

Wir haben es hier nur zu tun mit dem Gerichtsveriahren 
zum Zwecke der Verfolgung von Privatansprüchen. Das Ge- 
richt soll entscheiden, ob A dem B noch Gehalt schuldet, ob er 
ihm Zeichnungen herauszugeben hat, für Benutzung eines Pa- 
tentes Entschädigung schuldet usf. Wesentlich verschieden 
hiervon ist die Strafverfolgung, z.B. wegen Betruges, Dieb- 
stahls, Körperverletzung usw. Im Strafiprozess haben wir den 
sogenannten Amtsbetrieb. Die zur Strafverfolgung berufene 
Behörde, die Staatsanwaltschaft, lässt im Vorverfahren mit Hil- 
fe der Polizeibehörden alle erforderlichen Zeugen und sonstigen 
Beweismittel aufspüren und schafft sie zum Hauptverhandlungs- 
termin zur Stelle, in welchem alsdann nach erfolgter Beweis- 
aufnahme der Richter alsbald das Urteil fällt. Denn der Staat 


-hat ein eigenes Interesse an der Verfolgung begangener straf- 


barer' Handlungen. 

Anders im Zivilprozess. Der Staat gewährt dem ihn An- 
rufenden seinen Schutz durch Bereitstellung seiner Gerichte und 
Vollstreckungsbeamten. Er überlässt es aber ‘dem einzelnen, 
selbst zu bestimmen, ob und in welchem Umfange er seine 


Rechte geltend machen will, was er zur Begründung oder zu- 


seiner Verteidigung ausführen und welcher Beweismittel er 
sich bedienen will. An Stelle des obrigkeitlichen Betriebes tritt 
der Parteibetrieb. Der Richter hat .nicht die objektive Wahr- 
heit zu ermitteln, sondern nur auf Grund des ihm von den Par- 
teten Vorgetragenen und durch ihre Beweismittel Vorgeführten 
zu entscheiden. 

Hieraus folgt die Notwendigkeit einer eingehenden Vorbe- 
reitung des Prozesses durch die beiden Parteien und die erst 
danach anzuordnende Erhebung der Beweise, die eventuell spä- 
tere Ergänzung der Beweisantritte durch die Parteien, die Ver- 
vollständigung ihres Vortrages und die erst nach der Er- 
schöpfung des Prozessstoffes mögliche Fällung des Urteils auf 
Grund der. so gewonnenen Unterlagen. So ergibt sich schon 
naturgemäss ein ganz anderer Gang und Dauer des Zivil- 
prozesses. Dr. EP, 


Entscheidungen 


Rechtswirksamkeit des Versprechens eines Gewinnanteiles 
ohne Angabe der Höhe. In Dienstverträgen kommen häufig Ver- 
sprechen von Tantiemen an Angestellte vor, ohne dass ein Pro- 
zentsatz angegeben ist. Vorausgesetzt ist aber, dass es sich 
bereits um eine Zusage, nicht bloss um ein nur unverbindliches 
Inaussichtstellen oder den Vorbehalt einer ‘erst späteren Ver- 


12) Reichsgericht in Zivils.,, Bd. 1, S. 267. 
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. dem Betriebsrat eine den Bestimmungen des Handelsgesetz- 


? A Nr.3_ R 


Auch in er Fall ist die Rechtswirk- 
samkeit der Zusage eines Gewinnanteils ohne Bestimmung seiner 
Höhe häufig verneint worden. Das Reichsgericht hat sich jetzt 
in einer Entscheidung vom 5. 11. 20, veröffentlicht in der „Juri- 
stischen Wochenschrift“ vom 15.1.21, S.106, auf einen den AB«, 
gestellten günstigen Standpurkt gestellt, indem es ausführt: 


„Nach $ 59 H. G. B. hat der Handlungsgehilfe, soweit 
nicht besondere Vereinbarungen über die ihm zukommende 
Vergütung getroffen sind, die dem Ortsgebrauch entsprechende 
Vergütung zu beanspruchen, und in Ermanglung eines Orts- 
gebrauchs gelten die den Umständen nach angemessenen 
Leistungen als vereinbart. Diese Bestimmung findet nicht 
nur auf das Gehalt des Handlungsgehilfen, sondern auch auf 
sonstige Vergütungen Anwendung. Soweit ersichtlich, 
herrscht auch in der Rechtslehre Einverständnis darüber, dass 
das Versprechen eines Anteils an Reingewinn oder auch einer 
sogenannten Gratifikation ohne Angabe von deren Höhe der. 
Rechtswirksamkeit nicht entbehrt.“ 


Nach Anführung mehrerer Gutachten. der ‚Aeltesten. der | 
Kaufmannschaft wird dann fortgefahren: . 


„Dadurch wird die Ansicht von der Unmöglichkeit ‚der 
Bestimmung einer angemessenen Tantieme” durch Sachver- 
ständige widerlegt. In dem vorliegenden Falle bieten ausser- 
dem die Höhe des für 1917 dem Kläger und den: anderen-An- 
gestellten gewährten Anteils am Reingewinn Anhaltspunkte 
für die Bemessung der geforderten Tantieme.“ 


Zu demselben befriedigenden Ergebnis kommt man für die 
nicht dem H.G.B. unterstehenden Arbeitsverhältnisse auf Grund 
der $$ 612, 316, 315 B.G.B. 


Schadenersatz für Massregelungen Unter diesem Stich- 
ort veröffentlicht die „Freiheit“ in ihrer Nr. 55 vom 3. Fe- 
ruar 1921 eine Entscheidung des Gewerbegerichts in Spandau. 

Hierdurch kann jedem bei einem Streik gemassregelten An- 
‘gestellten, der unter Bruch von ausdrücklichen voraufgegange- 
nen Vereinbarungen zwischen den Unternehmern und den Or- 
ganjsationen nicht wieder eingestellt wird, geraten werden, 
Schadenersatzklage zu erheben. In dem betreffenden Streitiall 
handelt es sich um folgendes: r 

Die Siemens-Schuckert-Werke haben nach dem grossen 
Metallarbeiterstreik vom Herbst 1919 einen Teil der Arbeiter- 
ausschussmitglieder nicht mehr in den Betrieb eingestellt, ob- 


'einbarung handelt. 





wohl bei der Streikbeilegung ausdrücklich vereinbart war, dass 


keine Massregelungen stattfinden sollten. Eines der gemass- 
regelten Ausschussmitglieder, Schlosser Ernst Z., hat gegen die 
Firma Siemens bei dem Gewerbegericht in Spandau die Scha- 
denersatzklage auf Zahlung von 25000. M. mit der Begründımg 
erhoben, dass er infolge der Massregelung bis August 1920 
arbeitslos gewesen sei. Das Gewerbegericht hat die Firma 
Siemens dem Antrage des Gemassregelten entsprechend zur. 
Zahlung der 25000 M. verurteilt. Im Urteil stellte das Ge- 
werbegericht ausdrücklich fest, dass in der Person des Schlos- 
sers Z. kein Grund vorgelegen habe, der die Firma zu seiner 
Nichtwiedereinstellung hätte bewegen können. Das Urteil führt 


‘dann weiter aus: Erfolgte die Beilegung des Streiks unter Ab- 


gabe der gegenseitigen feierlichen Erklärungen, dass Mass- 
regelungen nicht stattfinden sollten, so musste es als sittliche 
Pflicht des einzelnen Arbeitgebers erscheinen, auch tatsächlich 
dem einzelnen Arbeitnehmer es nicht zu entgelten, dass er sich 
an dem Streik in besonderer Weise beteiligt hatte. Zu den Grund- 
rechten eines jeden gehört die Befugnis zu freier politischer und 
gewerkschaftlicher Betätigung. Der Arbeitgeber, der den Ar- 
beitnehmer es entgelten lässt, wenn dieser sich nach dieser 
Richtung hin in einer ihm nicht zusagenden Weise betätigt, 
verstösst gegen dieses Grundrecht und handelt demgemäss 
sittenwidrig. Ein Verstoss gegen die guten Sitten liegt deshalb 
im vorliegenden Falle dann vor, wenn der Kläger deswegen, 
weil er Mitglied des Arbeiterausschusses war und sich als sol- 
ches am Streik besonders beteiligte, nicht wieder eingestellt 
ist, obwohl seinerzeit ausdrücklich bei den Verhandlungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern festgelegt war, Sara 
Massregelungen nicht stattfinden sollten. 14 


Neue Gesetze 2 

Novelle zum Betriebsrätegesetz. Durch Gesetz vom 
31. 12. 20 (R.G.Bl. 1921, S.81) ist in $ 5 Betriebsrätegesetzes 
die Zeitangabe „31. 12. 20 in 31 1. 21“ geändert worden, Hier- 
durch ist mangels Verabschiedung des Gesetzes über die Be- 
triebsbilanz die Uebergangsvorschrift verlängert worden, dass 
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buches entsprechende Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
vorzulegen ist (vgl. „D. T.Z.“ vom 19. 11. 20, S. 346). 
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Berlin, den 4. März 


‚ Nummer 4 | 


Materielles Recht 


Grundlagen des Arbeitsrechtes. (Fortsetzung) Das Han- 
delsgesetzbuch. Unter die Sondervorschriften des Han- 
delsgesetzbuches fallen nach $59H.G.B. diejenigen Angestellten, 
welche in einem Handelsgewerbe zur Leistung kaufmännischer 
Dienste gegen Entgelt angestellt sind. Der Begriff des Ge- 
werbes ist der gleiche, wie er für das Gebiet der Gewerbe- 
ordnung oben entwickelt worden ist. Als Handelsgewerbe 
gelten nach der ausdrücklichen Vorschrift des $ ı H.G.B. 
diejenigen Gewerbetriebe, welche die dort namentlich aufge- 
führten Arten von Geschäften zum Gegenstand haben. Es 
handelt sich dabei, soweit hier in Betracht kommt, im wesent- 
lichen um die Bearbeitung oder Verarbeitung von Waren, so- 
tern der Betrieb über den Umfang des Handwerks hinaus- 
geht, um die Anschaffung und Weiterveräusserung von Warea, 
um die Beförderung von Gütern, die Verlagsgeschäite, sowie 
den Buch- und Kunsthandel und die Geschäfte der Druckereien; 
ausserdem liegt ein Handelsgewerbe im Sinne des Handels- 
gesetzbuchs auch bei anderen gewerblichen Unternehmungen, 
welche einen kaufmännischen Geschäftsbetrieb nach Art und 
Umfang erfordern, dann vor, wenn sie ins Handelsregister ein- 
getragen sind ($2H.G.B.); und schliesslich gehören auch die 
land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriehe, deren Bedeu- 
tung oben bei der Gewerbeordnung erörtert worden ist, zu 
den Handelsbetrieben, wenn der Unternehmer die Eintragung 
ins Handelsregister veranlasst hat ($ 3). Nach ausdrücklicher 
Verschrift $ 452 H.G.B. gehören die Postverwaltungen nicht 
zu den Handelsbetrieben. 


Die in den vorstehend skizzierten Betrieben Angestellten 
gelten nur dann als kaufmännische Angestellte, wenn sie kauf- 
mängzische Dienste leisten. Hier kommen, soweit es sich um 
Angestellte mit technischer Vorbildung handelt, im wesentlichen 
diejenigen Angestellten in Betracht, die mit der Hereinholung 
von Aufträgen beauftragt sind. Zu dieser an sich kaufmänni- 
schen - Tätigkeit werden oft Angestellte mit technischer 
Vorbildung verwandt, wenn dies notwendig ist, um den: Kunden 
die Art des Kaufgegenstandes näher erläutern zu können. Es 
gehört also hierzu aquisitorische Tätigkeit, insbesondere auch 
der Reiseingenieure. 

Wenn, wie es häufig vorkommt, Angestellte zugleich tech- 
nische und kaufmännische Dienste leisten, so kommt es für 
ihren Charakter als kaufmännischer oder gewerblicher Ange- 
stellter darauf an, welche Tätigkeit die überwiegendere ist. 


Aber: nicht nur die Abgrenzung des kaufmännischen zum 
technischen Angestellten ist häufig schwierig, sondern auch die 
Abgrenzung des kaufmännischen Angestellten zum selbständi- 
zen Kaufmann. Insbesondere -ist es oft nicht leicht zu unter- 
scheiden, ob ein kaufmännischer Angestellter oder ein Agent 
vorliegt. Der Agent bekommt vereinbarungsgemäss Provision 
von dem von ihm vermittelten oder in sein Gebiet fallenden 
Geschäft. Aber auch für den kaufmännischen Angestellten ist 
dies nicht wesentlich, vorausgesetzt, dass er gegen festes Ge- 
halt angestellt ist und nur teilweise auf Provision gestellt ist. 
Auch der kaufmännische Angestellte kann unter Umständen nur 
Provisionen beziehen. Das Wesentliche ist, ob -das Angestell- 
tenverhältnis die Merkmale eines selbständigen Gewerbe- 
betriebes trägt, oder ob eine mit dem Angestelltenverhältnis 
' begrifflich verbundene Unselbständigkeit vorliegt. Das Mass 
der Selbständigkeit oder Unselbständigkeit ist also das ent- 
scheidende. Hat der Betrefiende in grösserem Umfange. den 
Weisungen des anderen Teils Folge zu leisten, so ist er Ange- 
stellter. Kann er dagegen in freier Weise über seine Tätigkeit 
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verfügen, insbesondere sogar gleichzeitig für mehrere Firmen 
tätig sein, so ist er ein selbständiger Agent. Ein äusseres 
Zeichen ist auch häufig, dass der Agent seine Geschäftsunkosten 
selbst trägt, der Angestellte dagegen nicht, sondern sie vom 
Arbeitgeber erstattet erhält. Nicht massgebend ist die Bezeich- 
nung im Arbeitsvertrag, die oft unrichtig gewählt wird, um die 
für den kaufmännischen Angestellten gegebenen Schutzvor- 
schriften auszuschalten. Im Streitfalle hat vielmehr der Richter 
unabhängig von der gewählten Bezeichnung selbständig zu ent- 
scheiden, welche Art Rechtsverhältnis vorliegt. 


Nicht zu den kaufmännischen oder gewerblichen Angestell- 
ten gehören die Geschäftsführer einer G.m.b.H., die Vor- 
standsmitglieder einer A.-G. oder Genossenschaft. Sie sind im 
Sinne des Handelsgesetzbuches und der Gewerbeordnung, 
ebenso wie im Sinne des Gewerbegerichts- und Kauftmanns- 
gerichtsgesetzes nicht Angestellte, sondern Geschäftsleiter: sie 
unterstehen dem B.G.B. 


Entscheidungen 


Darf der Geschäftsherr dem angestellten Chemiker wegen 
nicht gehöriger Vertragserfüllung das Einkommen kürzen? Der 
Kläger hatte mit dem Beklagten einen Vertrag geschlossen, 
demzufolge der Kläger als Chemiker, dem die Gesamtleitung 
des dem Beklagten gehörigen Fabrikbetriebes oblag, bei dem 
Beklagten vom 1. Juli 1919 ab mit vierteljährlich 10000 M. an- 
gestellt wurde. Auf Veranlassung des Klägers wurde bald nach 
seinem Eintritt in die Fabrik des Beklagten die vierteljährige 
Kündigung in eine solche mit Sechswochenfrist auf Quartals- 
Als er nun nach rechtzeitiger Kündigung 
seine Stellung am 30. September 1919 verliess, zahlte der Be- 
klagte ihm für das Vierteljahr Juli/September 1919 nur 4500 
Mark und erhob gegenüber, dem Kläger den Einwand, der Klä- 
ger habe arglistig gehandelt, als er mit ihm die Aenderung der 
Kündigungsfrist vereinbarte. 


Der Beklagte ist jedoch mit dieser Finrede nicht durch- 
gedrungen. 

Der Kläger, so führte das Oberlandesgericht Hamburg aus, 
hat sich der vertraglich ausgemachten Kündigung bedient, also 
ein ihm zustehendes Recht ausgeübt. Der für einen Dienst- 
vertrag gesetzlich geltenden oder vertraglich ausgemachten 
Kündigung sich zu bedienen, ist aber nicht arglistie. Hat der 
Kläger den Beklagten in der Erwartung, er werde dauernd für 
ihn tätig sein, getäuscht, so verletzte er doch kein Recht da- 
mit, um so weniger, als der Beklagte aus der Aenderung der 
Kündigungsmöglichkeit während! des bestehenden Vertrages ent- 
nehmen musste, dass der Kläger an die Aufkündigung des Ver- 
trages dachte. 


‚Weiter macht der Beklagte geltend, der Kläger habe seine 
Pflichten aus dem Dienstvertrage nicht gehörig erfüllt. Die 
Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrages 
ist aber beim Dienstvertrage nicht möglich. 
Leistet der Dienstverpflichtete die übernommenen Dienste 
überhaupt nicht, so mag es sein, dass ihm dann der Dienst- 
lohn einbehalten werden darf. Dieser Fall liegt hier jedoch 
nicht vor, der Beklagte behauptet nur nicht gehörige 
Dienstverrichtung seitens des Klägers. Eine solche kann dem 
Geschäftsherrn ein Recht auf sofortige Kündigung geben, sie 
kann auch den Verpflichteten schadenersatzpflichtig machen — 
die Leistung der versprochenen Vergütung 
aber kann dadurch nicht berührt werden. Denn 
beim Dienstvertrag ist das Mass der Dienste, die vielfach nur 
in Bereitschaft bestehen, nicht derart mit dem Dienstlohn ver- 
knüpft, dass eines nach dem anderen zu bemessen wäre, wie 
z. B. Preis und Ware. Hier tritt das Recht der sofortigen Kün- 
digeung als Rechtsbehelf zugunsten des Geschäftsherrn an die 
Stelle der Finrede des nicht gehörig erfüllten Vertrages. (OÖber- 
landesgericht Hamburg, V. Zivilsenat, 27. 4. 1920.) 
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Neue Gesetze 


Von wann ab läuft die fünftägige Frist zur Anrufung des 
Schlichtungsausschusses nach $ 86 Abs. 1 Satz 3 B.R.G.? Was 
das Verhältnis der Wochenfrist für die Verständigungsverhand- 
lungen zu der weiteren fünftägigen Frist für die Anrufung des 
Schlichtungsausschusses betrifit, so halte ich den Standpunkt 


des Frankfurter Schlichtungsausschusses insofern für begründet, _ 
als die Anrufung des Schlichtungsausschusses spätestens iin 
Tage nach Ablauf der einwöchigen Frist für die Verständigungs- 


versuche noch mit Recht stattfinden kann. Dafür spricht ein- 
mal der Gesetzeswortlaut, indem von „weiteren“ fünf Tagen 
die Rede ist. Aber auch der Sinn der Bestimmung lässt es 
wünschenswert erscheinen, wenn selbst nach einem ‘vorläufigen 


Abbruch der Verständigungsverhandlungen der Gruppenrat noch 


die Möglichkeit hat, die Verhandlungen wieder aufzunehmen, 
ohne befürchten zu müssen, dass er die Frist für die Anrufung 
des Schlichtungzsausschusses versäumt. Allerdings nehme ich 


an, dass ein auf das Scheitern der Verhandlungen ünmittelbar 


folgender, also noch vor Ablauf der Wochenfrist eingelegter 


Anruf des Schlichtungsausschusses bereits statthaft ist und die 


fünftägige Frist in Lauf setzt (wie hier auch Dersch $ 86, 4 
Bd. II aım Ende). 

Der Hinweis auf die Prozessgesetze, bei denen es sich nicht 
vum gleichartige Fälle mit aufeinanderiolgenden Fristen handelt, 
trifft den vorliegenden Tatbestand meines Erachtens nicht. 
rs =; Reichsarbeitsministers vom 22. September 1920. 
— 1. A. 3339. 5 


Verordnung vom 8. November 1920 betreifend Massnahmen 
gegerüber Betriebsabbrüchen und -stillegungen. Die Hemmun- 


gen, die seit dem Inkrafttreten der Verordnung vom 12. Fe- 
bruar 1920 und dem Betriebsrätegesetz der willkürlichen Ent- 


lassung von Arbeitnehmern durch den Arbeitgeber entgegen- 
standen, hatten eine bedenkliche Lücke in dem $ 85 Abs. 2 des 


B. R. G. Durch die Massnahme der gänzlichen oder teilweisen 


Stillegung des Betriebes war es möglich, bei den damit be- 
gründeten Entlassungen das Einspruchsrecht des Arbeitnehmers 
auszuschalten und sich nicht nur der wirklich entbehrlichen 
Arbeitskräfte, sondern in Verbindung mit entsprechenden Be- 
triebsumstellungen der besonders unbequem gewordenen Ange- 
stellten und Arbeiter zu entledigen, Die bitteren Erfahrungen 
auf diesem Gebiete, der Schaden, der der. deutschen: Wirtschaft 
durch die skrupellose Verschleuderung der Produktionsmittel 
stillgelegter Betriebe an das Ausland; entstanden ist, zeitigten in 
steigendem Masse innerhalb der Arbeiterschaft das Verlangen 
nach wirksamen Gegenmassnahmen, denen sich die Regierung 
nicht mehr verschliessen konnte. 

Am 8. November 1920 ist die Verordnung betreffend Mass- 
nahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und -stillegungen in Kraft 
getreten, die für -Betriebsabbrüche und -stillegungen, soweit 
mit letzteren eine grössere Zahl von Entlassungen verbunden 
sind, eine Anzeigepilicht bei der zuständigen Demobilmachungs- 
behörde festlegt. Die Anzeige setzt eine Sperrfrist in Lauf, 
während der ohne Genehmigung der Behörde eine die ordnungs- 
mässige Führung des Betriebes beeinträchtigende Veränderung 
der Sach- und Rechtslage nicht vorgenommen werden darf. 


Sollen Betriebsanlagen ganz oder teilweise abgebrochen 
oder betriebsunfähig gemacht werden, beträgt die Sperrfrist 
sechs Wochen, ist beabsichtigt, sie ganz oder teilweise nicht 
zu benutzen, vier Wochen. Die Anzeigepflicht tritt in diesen 
Fällen ein, sobald in Betrieben oder selbständigen Betriebsteilen 
von weniger als 200 Arbeitnehmern wenigstens 10, in solchen 
von mindestens 200 Arbeitnehmern wenigstens 5 vom Hundert, 
jedenfalls aber, wenn mehr. als 50 Arbeitnehmer zur Entlassung 
kommen. Muss eine der vorstehend genannten Massnahmen 
infolge unvorhergesehener Ereignisse sofort getroffen werden, 
so ist die Anzeige unverzüglich, spätestens innerhalb von drei 
Tagen nachzuholen. 

Nach der Verordnung ist die Anzeige zunächst vom In- 
haber oder Leiter des Betriebes zu erstatten, Unterlässt oder 
verzögert dieser die Anzeige, so können natürlich auch andere 
Personen, insbesondere die Betriebsräte oder die interessierten 
Gewerkschaften, die Anzeige bewirken, da es vor allem darauf 
ankommt, volkswirtschaftlich ungerechtfertigte Stillegungen zu 
verhüten. Bedauerlicherweise schliesst die Verordnung die Be- 
triebe des Reiches und der Länder von der Anzeigepflicht aus, 
obwohl man nicht mit pupillarischer Sicherheit wird behaupten 
wollen, dass in manchen dieser Betriebe die obwaltenden Ver- 
hältnisse diese Sonderstellung rechtfertigen und dass ihr staat- 
licher Charakter eine genügende Kontrolle im Sinne der neuen 
Verordnung genügend gewährleiste. Auch die Beschränkung 
des Geltungsbereiches der Verordnung auf die im_$ 105b der 
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©. Gewerbeordnung genannten Betriebe und die Betriebe 


“ auch bei der Verquickung beider findet die neue Verordnung 


gegen die Bestimmungen der Verordnung zw verhindern, kann 


. der Sperrfrist keine Kündigung mehr, gegen die nicht irgendein 


‚eine während der Sperririst ergängene Kündigung genehmigt. 


‚Falle bleibt noch die Geltendmachung der Verordnung vom 
12. Februar 1920 wegen Arbeitsstreckung und Berücksichtigung 


Schriftleiter:; A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,, Berlin SW 68, 
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'e des Ver- 
‚kehrsgewerbes ist nicht ohne weiteres verständichh 
. Während der angegebenen; Sperriristen hat die Demobil- 
machungsbehörde im Benehmen mit der Betriebsleitung und dem 
‚Betriebsrat die tatsächlichen Verhältnisse des Betriebes aufzu- 
klären. Erforderlichenfalls kann sie hierzu auch Sachverstän- 
dige, wozu auch die zuständigen Fachorganisationen (Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmervereinigungen) zu rechnen sind, heran- 
ziehen. Der Hinweis auf etwaige Hilfsmassnahmen zur Be- 
hebung wirtschaftlicher Schwierigkeiten‘ des Betriebes zeigt, 
dass die Tätigkeit der Behörde in erster Linie auf die Wieder- 
‚ Hlottmachung aus eigener Kraft hinarbeiten soll. Sie kann aber 
‚auch zur Beschlagnahme und Enteignung bzw. zur Uebertragung 
an eine. andere Person gegen angemessene Entschädigung 
Schreiten, ze 2 K 
Das Unterlassen der Anzeige hat zur Folge, dass einmal 
die Demobilmachungsbehörde an die Aufklärungsfristen nicht 
mehr gebunden ist, zum anderen macht sich der Anzeige- 
pilichtige straffällig und kann mit Geldstrafen bis zu 100 000 M. 
und Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft werden. 

. Die Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Stillegung oder Be- 
triebsabbruch auf behördliche Anordnung erfolgen, oder wenn - 
sie lediglich als Mittel in wirtschaftlichen Kämpfen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern angewendet werden. Die 
letztgenannte Bestimmung ist eine Hinzufügung des Ausschusses 
des Reichswirtschaftsrates. Sie bezweckt im Interesse der 
Arbeitgeber eine Sonderbehandlung der Stillegungen als Folge 
von Aussperrungen. Es wird Sache der Betriebsräte sein, 
scharf darüber zu wachen, ob es sich tatsächlich nur umj Kampf- 
massnahmen und nicht um wirkliche Stillegungen handelt; denn 

















uneingeschränkte Anwendung. 5 


° Besonders wichtig für Arbeiter und Angestellte ist aber 
die Wirkung der Verordnung in bezug auf die während der 
Sperrzeit laufenden-oder neu entstehenden Kündigungsfristen. 
Da alle die ordnungsmässige Führung des Betriebes beeinträch- 
tigenden Veränderungen der Genehmigung der Demobil- 
machungsbehörde bedürfen, so sind Kündigungen ohne diese 
Genehmigung nichtig. Dies“ trifft zunächst zu auf Massen- 
entlassungen, kann aber, insbesondere bei Angestellten, auf 
Entlassungen geringeren Umfanges und, je nach der Betriebs- 
funktion des Entlassenen, auch bei Einzelkündigungen zutreffen, 
jedenfalls dann, wenn sie in ursächlichem Zusammenhang mit 
der Stillegung stehen und über dem Rahmen des normalen 
Wechsels der Beiegschaft hinausgehen. In einem solchen Falle 5 
ist gerichtliche Klage auf Fortzahlung des Gehaltes zu erheben 
und der Anspruch mit der Nichtigkeit der Kündigung aus der | 
Verordnung vom 8. November 1920 zu ‘begründen. Da die | 
Demobilmachungsbehörde die Pflicht hat, Zuwiderhandlungen 
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allenfalls auch sie angerufen werden. i I: | 

Kündigungen, die an sich nichtig sind, sind auch unwirksam 
für einen hinter dem Ablauf der Sperrfrist liegenden Termin, 
solange ein Teil der Kündigungsfrist mit der Sperrfrist zu- 
sammenfällt. Sie müssen, um wirksam zu werden, nach Ab- 
lauf der Sperrfrist wiederholt werden und unterliegen dann 
wieder dem Einspruchsrecht nach $ 84 des B. R. G. oder nach 
der Verordnung vom 12. Februar 1920. Es gibt also innerhalb 
Schutz besteht, und die Lücke, die bisher nach $ 85 Abs. 2 noch 
bestand, ist mit der neuen Verordnung ausgefüllt. Bel 


Lediglich in dem Falle, dass die Demobilmachungsbehörde | 














fällt das Einspruchsrecht sowohl aus $ 84 als auch für Betriebs- 
ratsmitglieder aus $ 96 des B. R. G. fort. Aber auch in diesem | 












der im $ 13 dieser Verordnung niedergelegten sieben Gesichts- 
punkte bestehen. a 

Es war im Rahmen dieser Ausführungen nicht möglich, alle 
Einzelheiten der neuen Verordnung zu erläutern. Sie bildet 
aber eine so wichtige Ergänzung des Betriebsrätegesetzes, dass 
wir den Betriebsräten nur dringend empfehlen können, sich mit 
dem Wortlaut selbst und mit der vom Reichsarbeitsminister 
und dem Reichswirtschaftsminister gleichzeitig veröffentlichten 
Ausführungsanweisung genau vertraut zu machen.*) "L2’ 



























v4 






*) Bücherei des Arbeitsrechts, Band I, Massnahmen gegenüber Betriebs 
abbrüchen und -stillegungen, Verlag von Reimar Hobbing, Berlin SW 61. 4 

Kommentar zu der Verordnung betreffend Massnahmen gegenüber Betriebs 
abbrüchen und -stillegungen nebst der Ausführungsanweisung. Buchhandlung‘ 
„Vorwärts“, Berlin SW 68, ler 
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Materielles Recht 


Grundlagen des Arbeitsrechts, 
(Fortsetzung.) 


Neues Arbeitsrecht. 


Zu den bisher besprochenen älteren Grundlagen des Ar- 
beitsrechts (H. G. B., Gewerbeordnung, B, G. B.) sind nun in 
der Nachkriegszeit eine Reihe wichtiger, neuer Gesetze ge- 
kommen. 

* Schon in.der Kriegszeit findet sich ein Ansatz zum neueren 

Arbeitsrecht in dem sogenannten „Vaterländischen Hilisdienst- 
gesetz" vom 5. Dezember 1916. Durch dieses Gesetz wurden 
die Arbeiter- und Schlichtungsausschüsse geschaffen. welche in 
der Naclıkriegsgesetzgebung alsdann ausschlaggebende Bedeu- 
tung erlangen sollten. 

Die neue Aera der Arbeitsgesetzgebung beginnt aber als- 
dann nach den Ereignissen vom November 1918. Seitdem sind 
eine so grosse Reihe von Gesetzen und Verordnungen ergangen, 
dass sie seibst von dem ständig damit befassten Juristen oder 
Gewerkschaitler kaum noch beherrscht werden können. Kaskel 
in seiner systematischen - Darstellung „Das neue Arbeitsrecht“ 
zählt allein für die Zeit vom November 1918 bis April 1920 
42 diesbezügliche Gesetze auf, zu denen seit dieser Zeit noch 
eine grosse Reihe anderer wichtiger Gesetze und Verordnungen 
hinzugekommen ist. Es sollen von diesen Gesetzen nur die 
wichtigsten erwähnt werden. Hierzu gehören vor allem die 
sogenannten Einstellungsverordnımgen, von denen die leizte jetzt 
in Krait befindliche das Datum vom 12. Februar 1920 trägt. 

Des weiteren ist zu erwähnen das Gesetz über die Beschäf- 
tigung Schwerbeschädigter vom 6. April 1920. Wichtig ist 
auch. die bereits früher erwähnte Verordnung über eine vor- 
läufige Landarbeiter-Ordnung vom 24. Januar 1919. Nicht uner- 
wähnt bleiben sollen die Verordnungen vom 23. November 1918 
{über die. Regelung der gewerblichen Arbeitszeit und vom 
18. März 1919 über die Arbeitszeit der Angestellten während 
der wirtschaftlichen Demobilmachung. Das vielleicht bedew- 
tendste Gesetz ist dann schliesslich das Betriebsrätegesetz vom 
4. Februar 1920. 

Eine eingehende Besprechung der betreffenden gesetzlichen 
Bestimmungen wird an geeigneter Stelle erfolgen. Aber schon 
jetzt bei der Skizzierung der Grundlagen des Arbeitsrechts er- 
scheint es notwendig, um einem in Angestelltenkreisen vieifach 
verbreiteten Irrtum zu begegnen, auf das Verhältnis der neuen 
arbeitsrechtlichen Gesetze zu den alten drei Gesetzen hinzu- 
weisen. Es kann keine Rede davon sein, dass grundsätzlich 
die Bestimmungen des B.G.B., der Gewerbeordnung und des 
Hiandelsgesetzbuchs etwa aufgehoben seien, auch soweit sie 
etwa in ihren Bestimmungen nicht mehr den heutigen An- 
‘schauungen entsprechen. Sie bestehen fort, soweit nicht eine 
ausdrückliche Aufhebung durch die neuen Gesetze erfolgt. ist. 
Nur soweit sich in diesem neuen Gesetz eine ausdrückliche Neu- 
regelung findet, ist der frühere Rechtszustand verändert. So- 
weit dies nicht der Fall, besteht der frühere Rechtszustand un- 
verändert fort. 

Diese Grenzen der Bedeutung der neuen Arbeitsrechts- 
gesetze und Verordnungen zu betonen, erscheint dieserhalb 
wichtig, weil durch die Verkennung dieses Gesichtspunktes in 
der Praxis die Angestellten sich häufig. den schwersten Schaden 
zugefügt haben. So sind mir Fälle vorgekommen, in denen An- 
gestellte auf \'eranlassung des. Arbeitgebers, um einer Kündi- 
gung zuvorzukommen, ihrerseits gekündigı haben. z. B. weil 
Ahnen gesagt wurde, auf diese Weise könne das Zeugnis dahin 
gefasst werden, dass sie die Stellung auf eigenen Wunsch ver- 
liessen. Ein über sein Recht informierter Angestellter hätte 
'erwidert, dass zum gesetzlichen Inhalt des Zeugnisses nur Art 
und Dauer der Beschäftigung, sowie Führung und Leistung ge- 
höre, nicht aber die Frage, wer von beiden Teilen gekündigt 
habe, und dass dieser Gesichtspunkt daher für sie nicht aus- 
schlaggebend sei. Ein rechtsunkundiger Angestellter dagegen 
kündigte seine Stellung und war dann sehr erstaunt. als später 
wegen der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses der Schlich- 
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tungsausschuss angerufen werden sollte, dass ihm gesagt wurde, 
wenn er gekündigt habe, dann gäbe es keine Möglichkeit” für 
den Schlichtungsausschuss, auf Fortsetzung des Arbeitsverhält- 
nisses zu erkennen. Es gibt eben kein allgemeines Recht des 
Schlichtungsausschusses, auf Anrufung einer Partei auf Fort- 
setzung des Arbeitsverhältnisses zu erkennen, sondern diese 
Möglichkeit besteht nur innerhalb der Grenzen der ausdrück- 
lichen positiven Bestimmungen der $8 84 fi. des B. R. G. im 
Falle der Kündigung seitens des Arbeitgebers. Aber auch 
in diesem Falle besteht die Möglichkeit des Einspruches gegen 
eine Kündigung nicht schlechthin, sondern nur für Angestellte 
derjenigen Betriebe, welche einen Angestellten- oder Arbeiter- 
rat haben, d. h. also, welche in der Regel mindestens 20 Arbeit- 
nehmer beschäftigen. Für Angestellte der sogenannten Zwerg- 
betriebe, in welchen nur ein Betriebsobmann vorhanden ist, gibt 
es eine Einspruchsmöglichkeit gegen Kündigungen seitens der 
Arbeitnehmer nicht. Auch dieser Hinweis erschien schon hier 
erforderlich, damit diese Angestellten sich der Grenzen ihres 
Rechts bewusst sind und sich danach richten können. 

Ebenso, und auch dies wird häufig von Angestellten ver- 
kannt und führt zu nutzlosen, sie schädigenden Streitigkeiten, 
gibt es kein allgemeines Recht der Arbeitnehmer darauf, dass 
Arbeitnehmer mit gleichen Leistungen auch gleichmässig be- 
zahlt werden. Es besteht auch heute noch grundsätzlich durch- 
aus die rechtliche Möglichkeit, mit verschiedenen Angestellten 
verschiedene Gehaltsvereinbarungen zu treffen. Dies ist inner- 
halb derselben Betriebe möglich, noch vielmehr aber können 
die Gehaltsbedingungen in verschiedenen, wenn auch sonst 
gleichartigen Betrieben voneinander abweichen. Die Ange- 
stellten eines Betriebes haben keinen Rechtsanspruch, ebenso 
bezahlt zu werden, wie die gleichartigen Angestellten eines 
anderen Betriebes. 

Der Grundsatz der Möglichkeit freier Vereinbarung von 
Gehaltssätzen erleidet dann, aber auch nırr dann, eine Aus- 
nahme, wenn ein für das betreffende Arbeitsverhältnis mass- 
gebender Tarifvertrag besteht, welcher wenigstens gleich- 
mässige Mindestlohnsätze enthält. 


Tarifvertragsrecht 


Mit vorstehendem kommen wir zu einer weiteren Gründ- 
lage des Arbeitsrechts, nämlich diem Tariivertrag. 

Die gesetzliche Grundlage für das Tarifvertragsrecht bildet 
die Verordnung vom 23. Dezember 1918°). Nach $ 1 der Ver- 
ordnung treten nämlich mit automatischer Wirkung und in 
zwingender Weise (Grundsatz der sogenannten Unabdingbarkeit) 
die Bestimmungen des Tarifvertrages an Stelle der entsprechen- 
den Bestimmungen desjenigen Arbeitsvertrages, auf welchen der 
Tariivertrag Anwendung findet. Insofern würden für alle 
Arbeitsverträge, die unter einen solchen Tarifvertrag fallen, 
gleichmässige Mindestlohnsätze zu gelten haben. 

Es kommt also darauf an, für welche Arbeitsverträge ein 
abgeschlossener Tarifvertrag gilt. Nach $ 1 der Tarifvertrags- 
ordnung unterfallen ihm nur die Arbeitsverträge zwischen den- 
jenigen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, welche der den Tarif- 
vertrag schliessenden Organisation angehören. Der nichtorgani- 
sierte Arbeitnehmer kann also aus einem solchen Tarifvertrage 
kein Recht herleiten, aber auch nicht der organisierte Arbeit- 
nehmer eines unorganisierten Arbeitgebers. 

Allerdings sehen die $$ 2fi. der Tarifvertragsordnung 
vor, dass ein Tarifvertrag vom Reichsarbeitsministerium für 
allgemeinverbindlich erklärt werden kann und alsdann innerhalb 
des räumlichen Geltungsbereichs und der in Betracht kommen- 
den Beruiskreise auch auf Arbeitsverträge nichtorganisierter 
Arbeitnehmer und nichtorganisierter Arbeitgeber Anwendung 
findet. Aber zunächst einmal hat die Verbindlichkeitserklärung 
zur Voraussetzung, dass der Tarifvertrag bereits in den be- 
treffenden Berufskreisen überwiegende Bedeutung erlangt hat, 
Es muss also von vornherein hinter-der Organisation, welche 
den Tarifvertrag geschlossen hat, die überwiegende Zahl der 





18) Vergl. vorläufig die beiden Aufsätze über Tarifverträge in Nr. 6 und 7 
der „Deutschen Techniker-Zeitung“ vom 12. u. 26. September 1919. 
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Arbeitnehmer gestanden haben, sonst ist eine Verbindlichkeits- 
erklärung nicht möglich... Wenn aber guch schliesslich auf 
diesem Wege ausserhalb der Organisation Stehende unter die 
Wirkung des Tarifvertrages gelangen, so darf nicht übersehen 


‚werden, dass sie hiermit noch nicht eine unbedingte. Gleich- 


stellung mit denjenigen. Arbeitnehmern, welche der- vertrag- 
schliessenden Organisation angehören, erlangt haben. Denn zu- 


nächst einmal erstreckt sich die Verbindlichkeit des Tarifver- 
trags nur auf die arbeitsvertraglichen Bestimmungen des Tarif- 


vertrages, wie Lohnsätze usw., dagegen nicht auf die reinen 
tarifvertraglichen Bestimmungen, d. h. also, die nichtorganisier- 
‚ten, nur infolge der Verbindlichkeitserklärung dem Tarifvertrag 


unterfallenden Arbeitnehmer haben kein Recht, Mitglieder zu - 
dem Schlichtungsausschuss zu wählen usw. ‘Dieses Recht steht 


lediglich den organisierten Parteien des Tarifvertrages zu. Fer- 
‚nertist zu beachten, dass: es lange, meist Monäte dauert, bis ein 


. ‚Tarifvertrag als verbindlich erklärt wird. : Die durch den Tarif- 


‚vertrag ‚vereinbarte Lohnerhöhung ist infolge der Veränderung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse meist eine.sehr dringliche, wie 
schon daraus hervorgeht, dass ihr im Tarifvertrag meist Rück- 
wirkung. beigelegt‘ worden ist. 
nehmer müssen sich noch monatelang mit dem alten Lohn be- 
znügen, bis sie durch die‘ Verbindlichkeitserklärung auch der 
veränderten Lohnsätze anteilig werden. ‘Zwar wird die Ver- 
bindlichkeitserklärung: in der Regel dann auch als rückwirkend 
erklärt, aber meist nicht bis zu dem Zeitpunkt der Wirkung-des 


‚Tarifvertrages selbst, und vor allen Dingen kann die Zwischen- 


zeit oft genügt haben, um den betreffenden Arbeitnehmer in die 


schwierigste .wirtschaftliche Krise zu bringen. Erst vor kurzem - 


ist mir gelegentlich der Rechtsauskunftserteilung für den Butab 


. ein Fall bekanntgeworden, in.dem ein Tarifvertrag (ich glaube, 


es handelt sich um einen solchen in Schlesien) vom Reichs- 
arbeitsministerium zu einem Zeitpunkt für allgemeinverbindlich 
erklärt worden ist, als derselbe zwischen den Parteien infolge 
Kündigung bereits zu bestehen aufgehört hatte. Die allgemeine 
Verbindlichkeitserklärung setzt im Zeitpunkt der Erklärung .das 
Bestehen eines Tarifvertrages voraus. Ein Tarifvertrag, der 
nicht mehr besteht, kann auch nicht mehr für verbindlich erklärt 
‚werden. Die Verbindlichkeitserklärung fällt in einem solchen 
Fall ins Leere und entbehrt der Rechtswirkung. : Die Folge 
davon war, dass die Nichtorganisierten ‚überhaupt nicht, auch 


nicht nachträglich, in den Besitz der Lohnerhöhung gelangten, 


welche. den Organisierten durch den von ihrer Gewerkschaft ab. 
geschlossenen Tarifvertrag zuteil geworden war. Nun 'gibt es 
allerdings noch eine Möglichkeit auf schnellerem Wege, wie auf 
diesem der Verbindlichkeitserklärung des Tarifvertrages durch 
das Arbeitsministerium auch gegenüber nichtorganisierten Arbeit- 
gebern.eine tarifliche Lohnregelung durchzusetzen. Wenn näm- 
lich bei Lohnstreitigkeiten der Schlichtungsausschuss angerufen 
worden ist und einen entsprechenden Schiedsspruch erlassen hat, 
so kann nach $ 28 der Verordnung vom 12. Februar 1920 ein 
solcher Schiedsspruch von dem Demobilmachungskommissar als 
verbindlich erklärt werden'®). Ein solches Verfahren geht natür- 
lich wesentlich schnelier als das Verbindlichkeitsverfahren .beiin 
Reichsarbeitsministerium. Man wird damit rechnen können, dass, 
wenn die Arbeitnehmerorganisation dem Schlichtungsausschuss 
einen Tarifvertrag vorlegt, welcher bereits für die überwiegende 
Mehrzahl der Arbeitsverhältnisse gilt, dass dann der Schlich- 
tungsausschuss durch Schiedsspruch auch für den Betrieb des 
nichtorganisierten Arbeitgebers, für welchen der Tarifvertrag 


noch nicht gilt, entsprechende Lohnsätze festsetzen wird, und. 


auch der Demobilmachungskommissar einen solchen Schieds- 
spruch als verbindlich erklärt, 
sation wird diesen Weg natürlich nur im Interesse der bei ihr 
organisierten Arbeitnehmer beschreiten. Dagegen wird hiermit 
noch nicht den nichtorganisierten Arbeitnehmern geholfen. 

Für die nichtorganisierten Arbeitnehmer verbleibt es eben 
bei dem oben ausgesprochenen Grundsatz, dass für sie lediglich 
die Lohnregelung gilt, die ihnen selbst zu treifen gelungen ist, 
dass sie keinen Anspruch darauf haben, auch so bezahlt zu wer- 
den, wie andere gleichartige Arbeitnehmer, sondern dass sie 
darauf angewiesen sind, abzuwarten, ob etwa zu irgendeinem 
späteren Zeitpunkt ein für andere geschlossener Tarifvertrag 
auch für sie verbindlich erklärt wird. . 


Der Geist desneuen Arbeitsrechts 


Wenn im Vorstehenden auch ausgeführt worden ist, dass 
an sich das alte Arbeitsrecht unverändert eilt und das neue 
Arbeitsrecht eine Veränderung nur insoweit herbeiführt, als es 
diesbezügliche positive Bestimmungen trifft. so ist immerhin in 
gewisser Beziehung auch eine sinngemässe Fortentwick- 





19) Vergl. Aufsatz in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ vom 19. November 
1920. — Hierzu aus der neueren Judikatur und Literatur: Entscheidung des 
Landgerichts Stuttgart vom 2. Dezember 1920 in „Das Schlichtungswesen“, 
Mitteilungsblatt der Schlichtungsausschüsse in Bayern pp. 3. Jahrgang Seite 26 
und der Aufsatz von Professor Erdel auf Seite 29 derselben Zeitschrift, 


Die nichtorganisierten Arbeit-' 


Aber die Arbeitnehmerorgani- 


‚ weil man fürchtet, dadurch ein älteres, teuer erworbenes Patent 


Gesetze ausgeübt hat. _ 
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lung des alten Rechts mit Hilfe der ‚Grundgedanken des neuen 
Rechts möglich. Denn wir haben auch im alten Recht eine | 
‚Reihe von Bestimmungen, welche nicht positiv umrissene Tatbe- 
stände haben, sondern die Ausführung einer Mantelbestimmung 
entsprechend den. jeweiligen Anschauungen zulassen. Hierbei 
ist z. B. zu denken an die Frage, was unter einem‘ „wichtigen 
Grund“ bei der fristlosen Entlassung zu verstehen ist. Die An- 
schauungen hierüber können selbstverständlich auch ohne aus- 
drückliche Gesetzesänderung sich verschieben mit den Grund- 








' sätzen, welche überhaupt für-das Recht des’ Arbeitsvertrages 


massgebend werden. Wenn man früher auf Grund der. Auf- 
fassung des Arbeitsvertrages als reines Abhängigkeitsverhältnis 
es für einen wichtigen Grund zur Lösung angesehen haben 
würde, wenn ein Angestellter sich unterfangen haben würde, 
bei der Geschäftsführung, bei Einstellung neuer Angestellter, bei 
dem Aufrücken von Angestellten in höhere Stellungen mitzu- 
sprechen, so kann hiervon keine Rede mehr sein, wenn er als 
Mitglied des Betriebsrates, in ruhiger sachlicher Weise, dies- 
bezügliche Fragen abfällig ‘erörtert. Denn das ist ja im wesent- 
fichen der Hauptsinn der neuen Arbeitsgesetzgebung, dass „die 
für den Betrieb massgebende Willensbildung nicht mehr allein 
(durch den Arbeitgeber nach dem absolutistischen Prinzip des 


„Herrn im Hause“, sondern nach dem Grundsatz der konstitutio- 


nellen Fabrik unter- leitender Mitwirkung der Vertretung der 
Arbeitnehmerschaft erfolgt‘?°), fe > 
' Umgekehrt wird man auch für die Frage, in welchen Fällen 


der Arbeitnehmer berechtigt ist, einen ihm ungeeignet er- 


scheinenden und ihn hemmenden Arbeitsvertrag zu lösen, neue 


Gesichtspunkte gewinnen Können auf Grund der neuen Bestim- 
mungen über das Arbeitsrecht. Durch das neue Arbeitsrecht 


„ist die rein vermögensrechtliche Auffassung des Arbeitsver- 


hältnisses aufgegeben .... und es treten bestimmend die per- 
sonenrechtlichen Elemente hervor, die dem Arbeitsverhältnis, da_ 
es auf seiten des Arbeitnehmers den ganzen Menschen ergreift, 
angeboren sind“). Dies tritt nicht nur in den besonderen 
arbeitsrechtlichen Gesetzen und Verordnungen hervor, sondern 
auch in den in der Verfassung des Deutschen Reichs vom 
11. August 1919 niedergelegten Grundsätzen über das Arbeits- 
recht. 


Schutz des Reichs. ° Art. 163 legt jedem Deutschen die sittliche 


‚Pflicht auf, seine geistige und körperliche Kraft so zu betätigen, 


wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert. Diese Grundsätze 
dürfen nicht als schöne Redensarten betrachtet werden, welche 
lediglich auf dem Papier stehen, sondern sie müssen Trichtung- 
gebend sein für-die Auffassung ‘des Arbeitsverhältnisses und 
müssen ihre Wirkungen bis in die einzelnen praktischen Fragen 
erstrecken. a Rs NE TÜRE ER 

Unter der früheren, rein vermögensrechtlichen Auffassung, 
dass man die Arbeitskraft wie jede: Ware’ Kaufen, und wenn 


man sie bezahlt, darüber verfügen kann wie man’ will, musste 
man noch im Jahre 1911 als Standpunkt der Rechtsprechung 
vertreten”), dass der Arbeitgeber im-allgemeinen’mit der Lohn-. 
zahlung seine. Pilicht ‚getan, dass dagegen’ die Frage, ob’ er! 
auch eine Pflicht zur Beschäftigung habe, ‘zu: verneinen sei! 
Der Angestellte könne, wenn nicht ganz besondere Umstände 


vorlägen, nicht auf Gewährung von Arbeit klagen, „Auch einem 
Angestellten, dem eine ganz besondere Geschicklichkeit in | 
wohnt und der infolge der Nichtbeschäftigung aus der Uebung 
kommt, wird man im allgemeinen nicht en 
ersatzansprüche zubilligen können. sondern müsse sagen, die 
Beschäftigung des Angestellten ist nur 'ein Recht, das sich der. 
Prinzipal ausbedingt und-von dem er nach seinem Willen Ge- 
brauch machen kann.“ - A: AR 

Dieser Standpunkt wird bei der jetzigen Gestaltung des 
Arbeitsrechts und den obenerwähnten Grundzügen der Ver- 
fassung nicht aufrechterhalten werden können. Ein’ Ingenieu “ 
z. B., welcher seit langen Jahren sich mit Erfindungen be- 


Nach Art. 157 steht die Arbeitskraft unter besonderem 
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schäftigt, hat ein Recht darauf, diese seine ‘Fähigkeit zu ent- 






wickeln, und braucht sich nicht gefallen zu lassen, dass man sie 

















verkümmern lässt, indem man seiner Erfindung nicht nachgeht, 








zu beeinträchtigen. Man wird dem Arbeitgeber nicht mehr das 


‚Recht zubilligen können, den Angestellten, wenn er ihn nu 4 


bezahlt, spazierengehen zu lassen, an Stelle ihn zu beschäftigen, 
sondern man wird einem solchen Angestellten das Recht au: 
Beschäftigung zusprechen müssen und das Recht auf fristlose 
Lösung des Vertrages, wenn ihm durch Nichtbeschäftigung die 
Möglichkeit genommen wird, seine Pläne zu verwirklichen und 
seine Fähigkeiten weiter auszubilden. So viel hierüber an dieser 
Stelle. Im’ übrigen soll später bei der Erörterung einzelner 
arbeitsvertraglicher Fragen näher untersucht werden, inwieweit 
der Geist des neuen Rechtes einen Einfluss auch auf die alten 


2) Nussbaum: Das neue deutsche Wirtschäftsrecht S, Br 
2) Nussbaum a,a. O, H 


2) Baum: Das Recht des Arbeitsvertrages 5.64. 
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Nr. 5 


.. Als Ergebnis. sehen wir, dass auf dem Gebiete des Arbeits- 
rechts zurzeit ein ziemlich bunter Zustand herrscht. Die alten 
Gesetze gelten fort, zahlreiche neue Gesetze haben sie abge- 
ändert und beeinflusst und ganz neue Bestimmungen und Ge- 
danken in das Arbeitsrecht gebracht. Seit längerem besteht die 
Absicht, das Arbeitsrecht in einem einheitlichen Gesetzbuch zu- 
sammenzuiassen, Bis dies geschehen ist; wird voraussichtlich 
noch viel Zeit. vergehen. Vielleicht ist es auch besser, zunächst 
die bisher erlassenen. Einzeigesetze eine Zeitlang wirken zu 
lassen und auszuproben, als ein neues, umfassendes Gesetz zu 
schaffen, welches sich alsbald: wieder als abänderungsbedürftig 
erweist. Die praktische Erfaurung mit den zahlreichen Gesetzen 
und Verordnungen in den letzten Jahren, die oftim Drange der 
Verhältnisse überstürzend eriassen worden sind. bedari vor 
einem So grossen  Gesetzgediungswerke eingehendster Durch- 
Die Zwischenzeit ıst indessen nicht nutzlos, sondern 
wird mit Erfolg dazu benutzt werden können und müssen, um 
die Bedeutung des bisher Erreichten in der Praxis zu erproben 
und zu verankern, und zwar. nicht nur in der Praxis des gewerb- 
lichen Lebens, sondern auch in der Rechtspraxis.. Gerade in 
der nächsten. Zeit wird es von besonderer. Bedeutung sein, bei 
der Führung „von .Rechtsstreitixkeiten über grundsätzliche 
Fragen mit Energie die diesseitigen. Gesichtspunkte zur Geltung 
zu bringen. Im Interesse der dem Bunde angeschlossenen Ar- 
beitnehmer wird es daher nicht. nur liegen, sich in Streitfällen 
der Unterstützung und des Schutzes des Bundes zu bedienen, 
sondern auch umgekehrt über den Ausgang aller Streitigkeiten 
dem Bunde. zu berichten, um die ihm obliegende Mitarbeit bei 
der Gestaltung der Rechtsprechung auf dem Gebiete des Arbeits- 
rechts.zu erleichtern. Dreck. I, 


Entscheidungen 


Entschädigungssumme und Gehalt bei fristloser Entlassung. 


‚Dem Laıtdgericht I Berlin lag folgender, durch Urteil vom 
3. Februar 1921 (Akt. Z. 23 S. 127. 20). entschiedener Fall vor: 


Ein Arbeitnehmer war am .15. Mai fristlos entlassen worden. 
Hiergegen war auf Grund des B.R.G. Einspruch erhoben wor- 
den. Der Schlichtungsausschuss Gross-Berlin hatte dahin ent- 
schieden, dass der Arbeitnehmer wieder einzustellen sei, oder 
ihm eine gemäss $ 87 Abs. 2 B.R.G. berechnete Entschädigung 
zu zahlen sei. Der Arbeitgeber hatte die Wiedereinstellung 
abgelehnt und. die Entschädigung gezahlt. .Der Arbeitnehmer 
hat hiernach Klage erhoben auf Fortzahlung des Gehaltes über 
den Tag der für unberechtigt anerkannten fristlosen Entlassung 
hinaus. Das Landgericht I Berlin hat die Klage abgewiesen, 
im wesentlichen aus folgenden Gründen: Das Gericht „nimmt 
mit der überwiegenden Mehrzahl der Kommentare zum B.R.G. 
an, dass der Lohnanspruch des Arbeitnehmers aus $ 88 B.R.G. 
ausdrückJich und mit vollem Bewusstsein des Gesetzgebers auf 
den Fall seiner Weiterbeschäftigung beschränkt ist, dass da- 
gegen bei Ablehnung der -Weiterbeschäftigung des Arbeiters 
seitens des Arbeitgebers die Zahlung der im $ 87 aufgeführten 
Entschädigung die einzige Leistung ist, zu der der Arbeitgeber 
verpflichtet ist. Es folgt dieses zunächst aus dem Gesetzestext 
selber, der den Lohnanspruch für die Zeit nach der Entlassung 
dem Arbeiter ausdrücklich nur im $ 88 sowie im $ 89 Satz 4 
zuspricht, also nur für den Fall, dass der Arbeitgeber die 
Weiterbeschäftigung gewählt hat, hingegen seiner im $ 87 nicht 
Erwähnung tut. Es entspricht dies aber auch der gesamten 
Konstruktion des Gesetzes. -Es ist nach $ 86 Abs. 3 davon aus- 
zugehen, dass der Einspruch des Arbeitnehmers gegen die Kün- 
digung und die Anrufung des Schlichtungsausschusses keine 
aufschiebende Wirkung hat. Das Dienstverhältnis ist zunächst 
als erloschen anzusehen. Erachtet der Schlichtungsausschuss 
nun die Kündigung nicht als gerechtfertigt, so hat er eine Ent- 
scheidung nach $ 87 zu fällen, d. h. dem Arbeitgeber die Wahl 
zu stellen zwischen einer Weiterbeschäftigung oder der Zahlung 
einer Entschädigung. Wählt der Arbeitgeber die Weiter- 
beschäftigung, so wird es so angesehen, als ob die Kündigung 
von ihm zurückgenommen wäre, der Arbeitgeber muss den Ar- 
beiter daher nicht bloss weiterbeschäftigen, sondern ihm auch 
für die Zwiscnenzeit Lohn zahlen. Verweigert der Arbeiter 
seinerseits die Weiterbeschäftigung, weil er inzwischen einen 
anderen Dienstvertrag abgeschlossen hat, so behält er doch den 
Lohnanspruch für die Zwischenzeit ($ 89); lehnt aber der Ar- 
beitgeber die Weiterbeschäftigung ab, so verbleibt es bei der 
Wirksamkeit der ausgesprochenen Kündigung und der Vertrag 
gilt als mit der Entlassung endgültig gelöst. Der Arbeitgeber 
muss dann aber die ihm für diesen Fall gemäss $ 87 auferlegte 
Entschädigungssumme zahlen, auf die aber andererseits irgend- 
eine Anrechnung inzwischen anderweitig von dem Arbeiter ver- 
dienten Entgelts nicht stattfindet. Diese Entschädigung stellt 
eine Abfindung des Arbeiters für die ungerechtfertigte, aber 
wirksame Entlassung dar. Sie bildet aber auch dann die ein- 
zige Leistung, zu der der Arbeitgeber verpflichtet ist. — — — 
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Dieser Standpunkt des Gesetzgebers muss notwendig aus 
dem Gesetz entnominen werden und wird auch iast augemein 
geteilt (vgl. Feig-Sitzier, Anm. 3 zu $ 87; Dersch, Anm, zu $ 87 
und $ 88; Warnke, Seite 9U; Günther, 8 87 Anın. 3; Kaskel, Das 
‚neue Arbeitsrecht, S. 218). 

Es ist nicht: zu verkennen, dass dieser Standpunkt unter 
Umständen eine Härte und Unbilligkeit gegenüber dem Arbeit- 
nehmer in sich schliessen ‚kann. . ... Das kann aber nicht 
dazu führen, entgegen der Konstruktion des Gesetzes ihm . 
noch einen besonderen Lohnanspruch .. . zuzusprechen.“ 

Vorstehende Entscheidung ist auf Grund dESTB.R.G: 
richtig. Wenn der Arbeitnehmer die Frage der fristiosen Ent- 
lassung im Wege des B.R.G. verfolgt, so kann er lediglich 
die gemäss $ 87 zu berechnende Entschädigungssumme erwar- 
ten, dagegen nicht ausserdem das vereinbarte Gehalt vom Ent- 
lassungstage bis zum Ablauf der Kündigungsfrist. Gerade, weil 
dies die zutreiiende Folge ist, wenn wegen der fristlosen Ent- 
lassung der Schlichtungsausschuss angerufen wird, hatte ich 
in Nr. 37 des 2. Jahrganges der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
die Frage aufgeworfen, ob bei fristloser Entlassung das Ge- 
richtsverfahren ‘oder das Schlichtungsverfahren zu wählen ist, 
und hatte sie dahin beantwortet, dass Gericht und Schlichtungs- 
ausschuss gleichzeitig anzurufen sind, und zwar ersteres wegen 
des Gehaltes, bis zum Ablauf der Kündigungsfrist, letzterer 
zwecks Erreichung der Entschädigungssumme wegen der frist- 
gerechten ‘Kündigung, welche gleichzeitig in der fristlosen Ent- 
lassung, wenn sie als solche unberechtigt ist, enthalten ist. 

Dieser Artikel ist in das Mitteilungsblatt des Schlichtungs- 
ausschusses Gross-Berlin vom 28. Februar 1921 übergegangen. 
Von dem juristischen Referenten beim Schlichtungsausschuss 
Gross-Berlin, Dr. Warnke, wird, hierzu bemerkt, dass nach 
seiner Ansicht in einer fristlosen Entlassung nicht stets eine 
fristgerechte Kündigung ‘zum nächstzulässigen Kindigungs- 
termin liege. Meines Erachtens ist aber das von mir früher 
angeführte Zitat des Feig-Sitzler im diesseitigen Sinne aufzu- 
fassen. Auch sonst wird dieser Standpunkt allgemein ver- 
treten. So heisst es im Staubschen Kommentar zum H. G.B. 1920 
1. Bd. 1. Hälfte S. 384 Anm. 8 zu $ 66: „Erklärung sofortiger 
Kündigung, wenn sie sich als unberechtigt erweist, gilt we- 
nigstens als ordentliche Kündigung.“ Denn in solchem Akt 
liegt der Wille ausgedrückt, „das Verhältnis sobald als möglich 
zu lösen“. Ebenso sagt Baum im Recht des Arbeitsvertrages 
S. 72, „in jeder sofortigen Entassung ist, sofern die Gründe zur 
sofortigen Auflösung nicht ausreichen, eine‘ Kündigung zum 
nächstzulässigen Kündigungstermin zu schen“. Ebenso Baum 
im „Techniker-Recht“, S. 72, „dagegen wird man jede sofortige 
Entlassung dahin auslegen müssen, dass hierin zum mindesten 
eine Kündigung zum nächstzulässigen Kündigungstermin liegt“. 
Wenn Dr. Warnke meint, dass die Kündigung eine empfangs- 
bedürftige Willenserklärung sei und eine solche bezüglich einer 
fristgerechten Kündigung nicht vorliegt, sie vielmehr erst atus- 
drücklich ausgesprochen werden müsse, so halte ich diesen 
Einwand für irrtümlich. Natürlich muss die Kündigung zu- 
gehen, dies ist aber auch für die fristlose Kündigung notwendig. 
Das einmalige Zugehen der Erklärung genügt dann aber. Es 
handelt sich um eine Willensauslegung, und zwar dahin, dass 
die fristlose Kündigung zugleich eine fristgerechte Kündi- 
gung zum nächstzulässigen Kündigungstermin in sich schliesst. 
Ist dies richtig, dann ist eben die fristgerechte Kündigung zu- 
gleich mit der fristlosen Kündigung zugegangen. 

Dr. Warnke führt als Beispiel, dass nicht stets die fristlose 
Kündigung, wenn sie als solche unberechtigt ist, auch eine frist- 
gerechte Kündigung enthält, den Fall’an, dass ein Arbeitnehmer 
wegen Diebstahlverdachts entlassen ist und der Verdacht sich 
als unbegründet erweist, in welchem Falle der Arbeitgeber dann 
durchaus noch den Willen haben kann, nunmehr das Arbeits- 
verhältnis- fortzusetzen. Wenn ein solcher Fall auch wohl 
theoretisch möglich ist, so kommt er nach meinen Erfahrungen 
praktisch nicht vor. Während der etwa 15 Jahre, in welchen 
ich als Syndikus früher des Deutschen Techniker-Verbandes 
und jetzt des Bundes der technischen Angestellten und Beamten, 
wohl mehrere hundert Entlassungsprozesse geführt habe, ist mir 
nicht ein Fall vorgekommen, dass ein Arbeitgeber, nachdem die 
fristlose Entlassung als solche vom Gericht als ungerecht- 
fertigte erklärt worden ist, den Arbeitnehmer weiterbeschäf- 
tigt hat. 

Im übrigen hätte ja aber auch der Arbeitgeber in dem von 
mir vorgeschlagenen Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss 
Gelegenheit, wunschgemäss zu erklären, dass er den Arbeit- 
nehmer weiterbeschäftigen will; widerspricht er diesem Antrage 
und bleibt er sogar trotz des Spruches des Schlichtungsaus- 
Schusses dabei, so bringt er. wohl mit genügender Deutlichkeit 
zum Ausdruck, indem er trotz Feststellung der Unwirksamkeit 
der fristlosen Entlassung die Weiterbeschäftigung ablehnt, dass 
die fristlose Entlassung für den Fall der Unwirksamkeit gleich- 
zeitig eine fristgerechte Kündigung sein sollte. 
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Aber selbst vom Standpunkt des Dr, Warnke würde, wenn 
auch nicht in allem, so doch wohl in. den meisten Fällen, die 
Erklärung der fristlosen Kündigung als fristgerechte Kündigung 


aufzuiassen sein. Der Unterschied würde also nur in der Zahl. 


der Fälle liegen, in welchen das von mir vorgeschiagene. Ver- 
fahren anzuwenden wäre. Dagegen, dass dieses Verfahren 
alsdann anwendbar ist, sind auch seitens des Herrn Dr. Warnke 
Einwendungen nicht erhoben worden. i 

.Das Landgericht hat in seinem Urteil zum Ausdruck ge- 
bracht, dass es durch die Konstruktion des Gesetzes zu dieser 
Entscheidung gezwungen sei. Der Mangel liegt darin, dass das 
Gesetz die Entschädigungssumme gleichartig berechnet, gleich- 
vicl, ob eine fristgerechte Kündigung . oder eine unbe- 


rcchtigte fristlose Entlassung vorliegt. Das Gericht brinst 


aber deutlich zum Ausdruck, dass es diesen Standpunkt an 
sich als unbillig ansieht (das mit 3. Juristen besetzte Land- 
‚gericht, dem so gern mangelndes soziales Verständms für die 
Arbeitnehmerschaft. vorgeworfen wird, zeigt hiermit ein grösse- 


res Verständnis als der Gesetzgeber)... Das: Gericht sieht aher 


keinen ‚Weg, dieser: Unbilligkeit abzuheifen, nachdem ein- 
mal die Frage der. fristlosen Entlassung im. Schlichtungsver- 


fahren zur Entscheidung gebracht ist. Dieser Un=. 


billigkeit abzuhelien, war der Zweck des von mir gemachten 
Vorschlages, welchen ich gerade mit Rücksicht auf die. oben 


wiedergegebene Entscheilung des Landgerichts daher durch- 
aus auirechterhalte. ; 


Berlin, den 9. März 1921. 
Dr. Ewald Friedländer, 
Rechtsanwalt und Syndikus des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten, 


Zuziehung der Organisationsvertreter zu Verhandlungen 
mit dem Arbeitgeber ($ 78 ‘Nr. 2, 31 B.R.G.). Ein Ansestallten- 
rat hatte die Zuziehung von Vertretern der ‚wirtschaftlichen 
Vereinigungen zu Verhandlungen mit dem Arbeitgeber ge- 
wünscht; auf dessen Weigerung hatte der Schlichtungsaus- 
schuss folgenden Schiedsspruch gefällt: 


„Die Worte „im Benehmen“ des & 78 Absatz I Ziffer 2 des B.R.G. 
bedeuten nicht Hinzuziehung der Organisationen 

Die Firma ist also nicht verpflichtet, zuzulassen, dass die beteiligten 
wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer bei der Regelung der Gehälter 
zwischen Firma und Angestelltenrat zur Verhandlung zugezoren werden “ 


Auf die Anfrage des Angestelltenrats ‚beim Reichsarbeits- 
ninisterium..hat dieses geantwortet: 

‚„„Ich halte den Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses nicht für zutreffend. 
Das Recht, die Verbandsvertreter hinzuzuziehen, ergibt sich aus 831 B.R.G. 
(vergl. auch & 8). Die Worte im „Ben-hmen“ in &7 Nr. 2 besagen nur, dass 
die Zustimmung der Organisation nicht notwendig ist, weisen aber gerade. auf 
ihre Zuziehung zu den Verhandlungen hin. 

Im übrigen ist für diese Frage ‘weniger der Schlichtungsausschuss, als 
vielmehr der Gewerbeinspektor gemäss 88 93, 103 B.R.G. zer Entscheidung 
berechtigt, da es sich um eine Frage der Zuständigkeit und der Geschäfts- 
führung der Betriebsvertretungen handelt.“ 


(Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 28, September 1920.) 


Mitwirkung im Sinne des Betriebsrätegesetzes ($ 66 Nr. 9 
B.R.G.) . „Mitwirken” im Sinne des Betriebsrätegesetzes ist 
soviel wie „Mitbestimmen” in. der Art, dass im Streitfall jede 
Partei den Schlichtungsausschuss ‘als Vermittlungsstelle 'an- 
rufen kann. 

(Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 9. April 1920.) 


Neue Gesetze 


Mitwirkung der Betriebsvertretung bei Vereinbarung über- 
taräiiicher Einzelzulagen ($ 78 B.R.G.). Die durch das Be- 
triebsrätegesetz geschaffenen Betriebsvertretungen sind, soweit 
es sich um die Fragen des Arbeitsverhältnisses handelt, dazu 
berufen, die allgemeinen Interessen der Arbeitnehmer dem Ar- 
beitgeber gegenüber wahrzunehmen. Dort, wo Tarifverträge 
bestehen, sollen sie einmal für deren Durchführung sorgen, so- 
dann aber auch die vom Tarifvertrag nicht geregelten Punkte 
des Arbeitsverhältnisses mit dem Arbeitgeber vereinbaren, also 
die Lücke gleichsam- ausfüllen, die zwischen Tarifvertrag und 
Einzel-Arbeitsvertrag um deswillen notwendig besteht, weil der 
Tarifvertrag die Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses im ein- 
zeinen Betrieb naturgemäss nicht regeln kann. So betrachtet, 
ergeben sich für das Verhältnis von Tarifvertrag und Gewerk- 
schaft einerseits und Betriebsvereinbarung und Betriebsvertre- 
tung andererseits gewisse Parallelen. 

Wie der Tarifvertrag normalerweise nicht hindern soll, dass 
im. einzelnen Betriebe die . Arbeitsbedingungen zuzunsten der 
Arbeitnehmer über den Tarif hinausgehen, auch auf die "Gefahr 
hin, dass so die verschiedenen Betriebe, je nach ihrer Leistungs. 
fähigkeit, verschiedene Löhne — wenngleich im Rahmen des 
Tarifvertrages — zahlen, so ist m. E, auch die Betriebsyerein- 
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.barung —— mangels besonderer Abrede — nicht. geeignet, die 
_ Besserstellung einzelner ‘Arbeitnehmer. über den Tarü hinaus zu 
‚+ verlundern. Eh BISHER Alu BE FREE 
x Ich‘ verkenne nicht, dass hieraus, ähnlich wie aus einer 
verschiedenen Entlohnung in verschiedenen Betrieben. die dem 
gieichen Tarifvertrag unterstehen, gewisse Gefahren für die 
Erhaltung des Einvernehmens innerhalb der "Arbeitnehmer: 
‚entstehen können; andererseits aber scheint es mir nach 
geltendem Recht und vom Standpunkt der. Sozial- und Wirt- 
Schaftspolitik aus gesehen, unerwünscht "und. 'unzweokmässig, 
die letzten Reste des Einzel-Arbeitsvertrages zu beseitigen und 
eine völlig gleiche Entlohnung nicht nur berechtigterweise. nach 
‚unten ‚als Mindestlohn, sondern auch nach oben als Höchstlohn. 








durchzuführen. ; 3 

Ich komme hiernach zu dem Ergebnis, dass auch nach Ein- 
führung der gesetziichem Betriebsvertretungen: die einzelnen 
Arbeitnehmer mit dem Arbeitgeber ohne Mitwirkung der Be- 
triebsvertretung wirksam günstigere Einzelabreden "treffen 
können. Dies entspricht aber auch der Bedeutun® des 878 
Ziff. 2 B.R.G., der nach seiner ganzen Entstehungsgeschichte 
iur die Mitwirkung bei der Regelung der allgemeinen 
Arbeitsbedingungen meint, aber nicht besondere Abreden zu- 
zuns’en des einzelnen Arbeitnehmers verhindern will. Ich 
würde daher den Betriebsrat beispielsweise für berechtigt 
halten, bei der Aufstellung allgemeiner Richtlinien für die 
Sonderberünstirungen auf Grund des $ 78 ‚Ziff. 2 mitzuwirken. 
Diese Rechtslage, wie sie mir allein gesetzlich begründet zu 
sein scheint, katn, worauf ich besonders hinweise, wohl tarif- 
lich abgeändert werden, wenn etwa vereinbart wird. dass die 
Sondervergünstigungen nur im Einvernehmen mit der Betriebs- 
vertretung vereinbart werden dürfen. 


(Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 3. Dez. 1920. 
I. A. 4282.) ah 


Freimachung von Arbeitsstellen. Durch eine Verordnung 
des Reichsarbeitsministers vom 5. März d,J. hat die Verordnung - 
über die Freimachung von Arbeitsstellen während der Zeit der. 
wirtschaftlichen Demobilmachung vom 25. April: 1920' (man Ver-- 
gleiche dazu die Ausführungen in Nr. 10 der „D. T.-Z.“, S. 82) 
folgende Aenderung erfahren: N i 

. Artikel 1, eis. 

Der & 1 der Verordaung über die Freimachung von Arbeitsstellen während 
der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 25. April 1920° (R.G.BL S, 708) 
erhält folgende Fassung: i Se RE RE 

In Orten, die nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 8.. Oktober: 

1919 mehr als hunderttausend Einwohner haben, sind die Demobilmachungs- . 
ausschüsse befugt, Arbeitgeber im Rahmen dieser Verordnung zur Freimachung ' 
von Arbeitsstellen anzuhalten, wenn sich diese Massnahme. zur Bekämpfung - 
einer erheblichen Arbeitslosigkeit als erforderlich erweist. : . EN 

Erhebl'che Arbeitslosigkeit ist nur anzunehmen, wenn die. Landes- 

zentralbehörden oder die von ihr bezeichnete Stelle festgestellt hat, dass ' 
die Anzahl der Em finger von Erwerbslosenunterstützung ohne Hinzurechnang 
der zuschlagsberechtieten F amilienangehörigen regelmässig mehr als anderthalb 
vom Hundert der Bevölkerung beträgt. Kurzarbeiterunterstützung gilt: nicht - 
als Erwerbslosenunterstützung im Sinne dieser Vorschrift, Die Feststellung 
ist der Nachprüfung durch andere Behörden entzogen; sieist zurückzunehmen, 
wenn ihre Voraussetzung entfällt. STE EHER RE ENERTNRT RN 

Die Landeszentralbehörde oder die von ihr bezeichnete Stelle kann die 

Ermächtigung zur Anordnung der in dieser Verordnung vorgesehenen 
Massnahmen den Demobilmachungsausschüssen auch für solche Orte 'erteilen, 
die, ohne für sich alle'n den Voraussetzungen der Abs. lund 2 zu genügen, ° 
mit einem diesen Voraussetzungen genügenden Orte ein gemeinsames 
Wirtschaftsgebiet bilden, : Be tn Daran eig 
a NSOAET DIE ET 22. 


Diese Verordnung tritt am 15. März 1921 in Kraft. - 
Der Reichsarbeitsminister führt zu dieser ‘Verordnung aus: 
„Mit dem 31. März 1921 treten alle Anördnungen der De- ß 
mobilmachungsorgane, durch die auf Grund des $ 5 der Ver- 
ordnung über die Freimachung von Arbeitsstellen die Entlassung 
von Arbeitnehmern vorgeschrieben wird, in denjenigen Orte) 
für die nicht bis zu diesem Zeitpunkt die im Artikel 1: Abs, 2 9] 
vorgesehene Feststellung getroffen oder die im Artikel 1 Abs. 3 
vorgesehene Ermächtigung erteilt ist, ausser Kraft, Das 
gleiche gilt für alle Anordnungen durch die auf Grund ds $5 
in Verbindung mit $ 14 die Neueinstellung von Arbeitnehmern 
verboten oder in Verbindung mit $ 15 die Einstellung einer Er- 
satzperson vorgeschrieben wird, 2 er RE Ba HE JE 
Kündigungen, die vor dem 31. März 1921 auf: Grund des 
$ 5 der Verordnung über. die Freimachung von ‚Arbeitsstellen 
ausgesprochen worden sind, werden unwirksam, sofern die der. 
Kündigung zugrunde ‚liegende oder: sie aussprechende. Anord- 
nung des Demobilmachungsorgans nach den Vorschriften des 
Abs. 1 ausser Kraft getreten ist und die Kündigungsfrist am 
‚31. März noch läuft. Soweit hiernach eine Kündigung wirksa ns 
bleibt, bleibt auch das Recht des Demobilmachungsorgans, nach. 


$ 15 die Einstellung einer Eesatzperson zu verlangen, unberührt.“ 
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Nummer 6 


Materielles Recht 


Das Erfinderrecht der Angestellten. 


.Das Erfinderrecht der Angestellten gehört zu den Rechts- 
materien, die bisher noch nicht gesetzlich geregelt worden sind. 
Wenn es sich deshalb um die Entscheidung in einem besonderen 
Falle handelt, so ist man nicht in der Lage, auf bestimmte ge- 
setzliche Sondervorschriiten zurückzugreifen. Damit ist aber 
nicht gesagt, dass solche Fälle überhaupt nicht entschieden wer- 
den könnten. Man hat vielmehr zunächst zu fragen, ob der 
Dientsvertrag oder die Dienstordnung oder ob ein Tarifvertrag 
herangezogen werden kann, um über die Ansprüche des An- 
gestellten und seines Arbeitgebers Klarheit zu schaffen. Ent- 
kält der Dienstvertrag oder die Dienstordnung oder eine ausser- 
halb beider. getroffene besondere Vereinbarung Bestimmungen 
über die Angestelltenerfindung, so sind diese Bestimmungen 
massgebend. Es ist jedoch möglich, dass derartige. Bestimmun- 
gen über die durch das bürgerliche Recht gesteckten Grenzen 
hinausgehen und: gegen die guten Sitten verstossen. Wann diese 
Woraussetzung zutrifit, lässt sich generell nicht sagen, sondern 
kann nur von Fall zu Fali entschieden werden. Verträge, die 
nach $ 138 B.G.B. Absatz 1 gegen die guten Sitten verstossen, 
können für nichtig erklärt werden, wie sich aus der in dieser 
Beilage abgedruckten Entscheidung des Reichsgerichts vom 
27. Januar 1921 erzibt. Ferner ist nach $ 310 B.G.B. ein Ver- 
trag nichtig, durch den sich der eine Vertragsteil verpflichtet, 
sein künftiges Vermögen oder einen Brıchteil seines künftigen 
Vermögens zu übertragen oder mit einem Niessbrauche 
za belasten. Danach könnte man einen Vertrag zwischen 
Arbeitgeber und Angestelitem anfechten, in dem sich der An- 
gestellte verpflichtet hat, nicht bloss Erfindungen aus dem 
gegenwärtigen Arbeitsgebiet der Firma dem Arbeitgeber zu 
übereignen, sondern auch solche aus einem zukünftigen Arbeits- 
gebiete. 

Hat der Angestellte in seinem Dienstvertrage oder in der 
Dienstordnung keine Verpflichtung hinsichtlich seiner Erfindun- 
zen übernommen, dann fragt ‚es sich, ob nicht etwa für seine 
Branche ein Tarifvertrag besteht, der auch diese Materie ge- 
zegelt hat. Wenn das der Fall ist, dann sind etwaige Ansprüche 
nach den tarifvertraglichen. Vereinbarungen zu entscheiden. Es 
ist aber auch der Fall denkbar, dass sowohl im Tarifivertrage 
wie im Dienstvertrage Vorschriften über das Erfinderrecht der 
Angestellten enthalten sind. Im allgemeinen wird dann die im 
Tarifvertrage vorgenommene Regelung massgebend sein, es sei 
denn, dass der Tarifvertrag die Bestimmung enihält, dass gün- 
stigere einzelvertragliche Vereinbarungen durch den Tarif- 
vertrag unberührt bleiben und die im Dienstvertrage enthaltenen 
Bestimmungen den Angestellten tatsächlich besser stellen, als 
es der Tarifvertrag tut. Aber auch abgesehen davon wird man 
annehmen müssen, dass etwaige Vorschriften im Dienstvertrage 
bestehen bleiben, wenn sie das hier in Frage kommende Ge- 
biet des Eriinderrechts umfassender regeln, als es im Tarif- 
vertrage geschehen ist. Die Wirkung der einschlägigen Be- 
stimmungen der Tarifverträge ist unterschiedlich, je nachdem 
ob es sich um bereits für verbindlich erklärte Tarifverträge 
handelt oder nicht. Ist der Tarifvertrag für verbindlich er- 
klärt worden, so sind die Vorschriften über das Erfinderrecht 
der Angestellten auch für diejenigen Arbeitgeber bindend, die 
nicht Mitglieder der vertragschliessenden Organisaionen sind, 
während im anderen Falle die Bindung sich nur auf die Ar- 
beitgeber erstreckt, die Mitglieder des oder der beim Tarif- 
abschluss beteiligten Arbeitgeberorganisationen sind. 


Vieliach werden über Erfindungen zwischen Angestellten 
und Arbeitgebern überhaupt keine Verträge abgeschlossen. In 
diesem Falle können bei Streitigkeiten nur allgemeine Rechts- 
grundsätze herangezogen werden. Solche Rechtsgriundsätze 
haben sich namentlich aus der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
herausgebikdet und sind damit für die Entscheidung der unteren 
Instanzen mehr oder minder massgebend geworden. Mit ihnen 
wollen wir uns im nachfolgenden insbesondere beschäftigen. 


_ Berlin, den 15. April | 


1921 


Will man sich tiber die Rechtsfolgen klar werden, die sich 
aus der erfinderischen Tätigkeit eines Angestellten ergeben kön- 
nen, so muss man sich vor allem vergewissern, welche Arten 
von Erfindungen vorkommen können. Dass man bisher 
in der Rechtsprechung auf eine derartige Klassifikation nicht 
genug Wert legte, hat mehr als ein Fehlurteil verschuldet. Die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts z, B. hat bezüglich dessen, 
was unter einer Etablissements-Erfindung zu verstehen sei, 
mehrfach geschwankt. Nach richtiger Auffassung, die z. B. 
auch R. Lutter in seinem Kommentar zum Patentgesetz 
(8. Auflage, 1920, Seite 63) vertritt, kann von. einer Betriebs- 
oder Etablissements-Erfindung nur dann die Rede sein, wenz 
sich nicht feststellen lässt, von wem die Erfindung herstammt. 
Eine derartige Erfindung gehört zweifellos dem Arbeitgeber. 


Scharf zu unterscheiden von der Betriebseriindung ist aber 
die eigentliche Angestelltenerfindung. Bei dieser Erfindung, die 
man auch dienstliche Erfindung nennen kann, sind zwei Ent- 
stehungsursachen möglich: Entweder ist die Erfindung aus der 
eigenen Initiative des. Angestellten hervorgegangen oder sie ist 
das Ergebnis eines Auftrages. — Wie steht es nun mit dem An- 
spruch des Arbeitgebers bei der Initiativerfindung? Wenn der 
Gegenstand der Erfindung mit der regelinässigen ' dieust- 
lichen Tätigkeit des Angestellten und mit dem besonderen 
Fachgebiete seines Aufgabenkreises in einem unmittel- 
baren Zusammenhange steht, so gehört die Erfindung 
dem Arbeitgeber. Eines besonderen Uebertragungsaktes 
bedarf es hierzu nicht, vielmehr wird angenommen, 
dass . der Arbeitgeber infolge des Dienstverhältnisses die 
Erfindung des Angestellten ohne weiteres erwirbt. Fine der- 
artige Erfindung kann der Arbeitgeber deshalb auch auf den 
Namen der Firma oder auf seinen persönlichen Namen zum 
Patent- oder Gebrauchsmusterschutz anmelden; auch ist der 
Arbeitgeber nicht verpflichtet, dem Angestellten für eine der- 
artige Erfindung eine besondere Vergütung zu gewähren. - Mel- 
det der Angestellte eine Solche Erfindung trotzdem zum Patent 
oder Gebrauchsmuster an, so kann der Arbeitgeber auf Grund 
des $ 3 Absatz 2 des Patentgesetzes Einspruch gegen die Er- 
teilung des Patentes erheben oder gemäss $ 4 Absatz 3 des 
Gesetzes betr. den Schutz von Gebrauchsmustern Löschung 
des Gebrauchsmusters verlangen. Auch wenn die Anmeldung 
durch einen unberechtigten Dritten, einen sogenannten Stroh- 
matiın, erfolgt, hat der Arbeitgeber die Möglichkeit, in der eben 
erwähnten Weise vorzugehen, und er wird das jedenialls immer 
tun, wenn er glaubt den Nachweis erbringen zu können, dass 
nicht der Dritte, sondern sein Angestellter der Urheber der 
Erfindung ist. 


Was als zu den Obliegenheiten des Angestellten gehörig 
angesehen werden muss, wird sich in der Hauptsache nur aus 
der Art seiner Beschäftigung und aus seiner. Rangstellung im 
Betriebe ermitteln lassen. Der Zeichner z. B. gehört im Ge- 
gensatz zum Konstrukteur nicht zu den Angestellten, die nach 
ihrer Stellung im Betriebe berufen erscheinen, auf Erfindungen 
bedacht zu sein. Bei einem. solchen Angestellten kann unter 
Umständen auch das geringere Gehalt, das er bezieht, alg 
Gegenbeweis gegen den Anspruch des Arbeitgebers auf eine 
etwaige Angesteliten-Erfindung herangezogen werden. Ferner 
ist im allgemeinen anzunehmen, dass Angestellte, die mit der 
Leitung und Beaufsichtigung von Werkstätten oder Teilen da- 
von beauftragt sind, wohl die Pflicht haben, Erfindungen an- 
zuwenden, nicht aber unbedingt darauf bedacht sein müssen, 
solche selbst zu machen. Doch kann sich aus den Umständen 
des Falles auch das Gegenteil ergeben, so dass man diesen 
Grundsatz nur bedingt gelten lassen kann. Auch die Grösse 
des Betriebes kann für den Umfang der Dienstobliegenheit ent- 
scheidend ins Gewicht fallen. Je grösser ein Unternehmen ist, 
desto spezialisierter sind die Tätigkeiten der einzeinen An- 
gestelltengruppen. Macht nun ein Angestellter eine Erfindung, 
die sich auf ein ganz anderes Arbeitsgebiet seiner Firma er- 
streckt, also etwa ein im Automobilbau beschäitigter Angesteli- 
ter eine Erfindung, die bei der Herstellung von Schreibmaschi- 
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nen Verwendung findet, so würde eine derartige Erfindung nicht - V; Er. m 
mehr zum Aufgabenkreis des Angestellten gehören, und der. Ar- BE REF EET IE? a 3 

beitzeber könnte auf sie keinen Anspruch erheben. Handelt es.  Gerichtsverfahren. (Fortsetzung.) Hat schon im 
sich dagegen um ein kleineres Unternehmen, in ‘dem eine so 


weitgehende Spezialisierung naturgemäss nicht Platz greift, so 
ist es nach der geltenden Rechtsprechung nicht ausgeschlossen, 
dass die Erfindung dem Arbeitgeber auch dann zugesprochen 





‚teibetriebes, die daher notwendige Vorbereitung durch die 
"Parteien und die erst danach anzuordnende Erhebung ‚der Be- 
. weise eine gewisse längere Dauer zur notwendigen Folge”), 


En 
> 
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Verfahren das den Zivilprozess beherrschende Prinzip des Par- 


würde, wenn sie nicht unmittelbar. mit. der augenblicklichen _ so kann allerdings nicht-geleugnet werden, dass durch nicht 


Haupttätigkeit des Angestellten im Zusammenhange stünde. Da- 


im System, sondern in den beteiligten Personen liegende Män- 


gezen gehört einem Angestellten, der nicht unmittelbar in der ‚gel häufig eine unnötige und schädliche 'Prozessdauer eintritt. 


Produktion, sondern im Handel tätig ist, die Erfindung, auch 
wenn. diese Erfindung sich auf Erzeugnisse bezieht, die von dem 
betreifenden Unternehmen vertrieben werden. 
dann, wenn‘die fragiiche Firma auf Grund der Erfindung des 
Angesteliten zur Produktion übergehen will. Ta: 

‚Die Erfindung des Angestellten kann auch das Ergebnis 
eines Auftrages sein. Dabei. muss man unterscheiden, ob ein 
allgemeiner oder .ein besonderer Auftrag vorliegt. Ob das 
erstere zutrifft, lässt sich im allgemeinen nur aus der Art der 
dienstlichen Verwendung des Angestellten ermitteln. Liegt ein 


‚spezieller Auitrag vor, so-kommt es bei der Entscheidung, wem 


die Erfindung gehöre, nicht bloss darauf an, ob das Erfiindungs- 
ziel erreicht worden ist, sondern auch darauf, auf welchem 
Wege der gewünschte Erfolg herbeigeführt ‘worden: ist. Ist 
der Angestellte zu der Erfindung auf dem vorbezeichneten 
Wege gelangt, so gehört sie-dem Arbeitgeber, hat jedoch der 
Angestelite die Erfindung: auf einem von ihm selbst eingeschla- 
genen Wege gemacht,. weil sich herausstellte, dass auf. dem 
vorgezeichneten Wege das Ziel nicht erreicht werden würde, so 
gehört die Erfindung dem Angestellten. So wenigstens hat das 
Reichsgericht in einer Streitsache, die von einer Firma gegen 
einen angestellten Chemiker angestrengt war, am 25. April 
1904 entschieden. 


‚Vielfach herrscht in den Kreisen der Angestellten die Mei- 
nung, dass die Erfindungen, die sie in ihren Mussestunden 
machen, ihnen selbst gehören, auch ‘wenn diese Erfindungen mit 
der dienstlichen Tätigkeit des Angestellten in einem unmittel- 
baren Zusammenhange stehen. Diese Auffassung ist irrtümlich. 
Für das Recht des Arbeitgebers an der Erfindung kommt es 
nicht darauf an, ob.die Erfindung während der Dienstzeit oder 
ausserhalb derselben gemacht worden ist, ob sie mit Hilis- 
mitteln und Arbeitskräften des Unternehmens zustande. gekom- 
men ist oder nicht; entscheidend ist vielmehr nur, ob die Fr- 
findung ihrem Gegenstande nach als zu den Dienstobliegen- 
heiten des Angestellten gehörig betrachtet werden muss.  Da- 
ei macht es auch keinen Unterschied, ob die Erfindung das Er- 
gebnis systematischen Suchens oder einem Zufall zu ver- 
danken ist. 


Das Recht des Arbeitgebers auf die Erfindung des An- 
gestellten erlischt auch nicht ohne weiteres mit dem Austritt 
des Angestellten aus der. Firma. Massgebend’ ist hierbei der 
Zeitpunkt, in dem die Erfindung gemacht wurde, nicht aber 
der Zeitpunkt, in den sie zum Patent angemeldet wurde. Nach 
Paul Kent (Kommentar Zum .Patentgesetz, 1. Band, Seite 
184/185) ist hierbei das Folgende zu beachten: „Hat z.B. ein An- 


gestellter zwar während der. Dienstzeit eine Erfindungs-Idee 


gehabt oder eine Erfindungs-Aufgabe sich gestellt, zu deren 
Lösung es indessen noch weiterer schöpferischer Betätigung 
bedurite, welche erst nach Ablauf der Dienstzeit entwickelt 
ist, so gehört die Erfindung dem Angestellten und nicht dem 
Dienstherrn. Dagezen steht die Erfindung dem Dienstherrn zu, 
wenn es behuis Verbesserung oder Ausgestaltung der Erfin- 
dung etwa nur noch späterer praktischer Massnahmen ledig- 
lich konstruktiver Natur bedurfte.“ Dabei ist es in recht- 
licher Beziehung ohne Belang, von wem und aus welchem 
Grunde das Dienstverhältnis gelöst worden ist. 


Es kommt zuweilen auch vor, dass ein Angestellter sich 
im Nebenberufe mit der Verbesserung von technischen Appa- 
raten, Maschinen und äknlichem für andere Firmen beschäftigt. 
Solche Angestellte stehen dann nicht in einem Dienstverhält- 
nisse, sondern haben sich nur zu bestimmten Einzelleistungen 
verpflichtet. Wenn der Angestellte bei dieser Gelegenheit eine 
Erfindung macht, so wird anzunehmen sein, dass ihm die Fr- 
findung gehört, nicht seinem Auftraggeber, es sei denn, dass 
der Angestellte dem Auftraggeber mündlich oder schriftlich zu- 
gesichert hat, dass diesem alle Ergebnisse des Auftrages zu- 
stehen sollen. Im letzten Falle würde dann der Auftraggeber 
auch berechtigt sein, die Erfindung selbst zum Patent oder Ge- 
brauchsmusterschutz anzumelden. 2 - 

Die vorstehenden Ausführungen können: in mehrfacher Be- 
ziehung auch auf Erfindungen von Beamten angewendet wer- 
den, doch erscheint es zweckmässig, das Erfinderrecht der Be- 
amten einer besonderen Betrachtung zu unterziehen. 


Karl Sohlich, 


Das gilt auch: 


‘ Einmal liegt dies an der Ueberlastung der Richter. -Dies wurde 
“den ordentlichen Gerichten zum Vorwurf 


gemacht- und- wird 
sich, je mehr die Zuständigkeit der: Gewerbe-und- Kaufmanns- 
gerichte ausgedehnt wird, auch bei diesen zeigen. Eine er- 


‚hebliche Vermehrung der ‚Zahl der Gerichte wird in absehbarer 


Zeit nicht möglich sein, aus Mangel an Mitteln, aber auch an 
geeignetem Personal”). . Vor allem aber fehlt es an durch- 
greiienden Mitteln, um rechtzeitig böswilligen V.erschlep- 


Ppungsversuchen der Parteien entgegenzutreten. _ Oft 


werden ıunwahre Behauptungen aufgestellt, um, überflüssige Be- 


 weiserhebungen zu provozieren, falsche, vielleicht im Ausland 


befindliche Zeugenadressen angegeben u. a. m., ohne dass der 
geübteste Richter dies von vornherein zu durchschauen vermag. 
„Abgesehen davon, dass der Schuldner inzwischen sein Ver- 


biger durch das lange Wartenmüssen ein erheblicher Sicha- 


.den entstehen, den er nicht ersetzt erhält.: Zwar kann er nach 


En 
richtlichen 





mögen verloren oder verschoben haben kann, Kann dem Gläu-. 


$$ 288, 291 B.G.B. 4 Prozent Zinsen verlangen, und 8.288. 


nicht ausgeschlossen ist;. aber der Nachweis eines solchen .ist 
sehr schwierig. Insbesondere. findet in der Rechtsprechung. die 


im Laufe der Zeit mögliche, in den letzten ‚Jahren oft sehr er- 


hebliche Geldentwertung im allgemeinen keine Berück- 














‚Abs. 2 sieht vor, dass. die Geltendmachung weiteren Schadens - 


sichtigung. Nur ausnahmsweise, wenn sıch aus besonderen Um- 


ständen ergibt, dass der Gläubiger bei‘ rechtzeitiger Zahlung 
seiner Forderung in inländischer Währung den Betrag in aus- 
ländische Währung umgewechselt hätte, kann er bei sinkender 


deutscher Valuta die Differenz ersetzt erhalten”). Demgemäss 
konnte ich in einem Falle für einen in Spanien ansässigen und 


‚dort beschäftigten Angestellten einer deutschen Firma, welcher 


seit längerer Zeit Anspruch auf Rückzahlung einer Kaution von 
2500 M. hatte, etwa den vierfachen Betrag einklagen, weil wäh- 
rend des Verzuges der Firma mit der Rückzählung die Mark 
in Spanien entsprechend gestürzt war. Doch ‘das ist eine 
Ausnahme. Der Angestellte, welcher sich bei rechtzeitiger Zah- 
lung im Jahre 1919. für den Betrag seiner Forderung einen 
Anzug hätte kaufen können, kann nicht, weil sich der Prozess 
bis 1921 hinzieht und. Anzüge jetzt das Dreifache kosten, jetzt 
den dreifachen Betrag-verlanven. Es kann nicht verkannt wer- 


den, dass hierin eine Härte gegen den Gläubiger und eine un- 
verdiente Sträflosigkeit für böswillige Schuldner liegt. Im alten 
römischen Recht gab es für denjenigen, der eine klare Schuld 


in Abrede stellte, im Falle des Unterliegens eine Verurteilung 


zum Doppelten der eigentlichen Schuld, gleichzeitig als Sühne 


für die leichtiertige Verletzung des Rechtsgefühls”®). Unser 
jetziges Prozessrecht kennt zwar bei Verschleppungsabsicht 
vorläufige Zurückweisung von Verteidigungsmitteln ($$ 279, 


gemacht. Und ferner wird hierdurch ja auch noch nicht der 


‚ Ersatz des durch die bisherige Verzögerung bereits entstan- 
Solange nicht bei einer Aenderung 


denen Schadens erreicht. 


540 Z.P.O.). Aber erstens wird hiervon nur zu selten Gebrauch 


der Prozessordnung etwa an den Gegner zu zahlende empfind- 


Veriahren nichtimmer zu vermeiden sein. Das 
beste Mittel, den mutwilligen Widerstand des Gegners 
brechen, ist immer noch, sich rechtzeitig des Schutzes eines er- 





fahrenen Anwalts oder, soweit Anwaltsvertretung nicht möglich 
ist, der Rechtsabteilung der Berufsorganisation zu bedienen. b 
Anwaltsvertretung ist. nach den zurzeit geltenden 


‚liche. Bussen für Prozessverschleppungen eingeführt werden, 


welche unabhängig von dem genauen Nachweis des ‚Schadens 4 
Sind, wird eine längere Dauer der gerichtlichen 


Bestimmungen im gerichtlichen Verfahren nur. vor den sog. 


A 


ordentlichen Gerichten, den Amts- und Landgerichten, Oberlan- 


- _%) Einen häufigen Irrtum will: ich bei dieser Gelegenheit endgültig für 
die Leser dieser Zeitschrift beseitigen. Die Anwaltsgebühren sind unabhängig 


von der Prozessdauer, sie sind ebenso hoch, wenn ein oder fünf Beweistermine, 


zwei oder zehn Verhandlungstermine stattfinden. Der Anwalt hat daher an der 


längeren Dauer des Prozesses kein persönliches Interesse, a 


bgesehen davon, 


dass die Unterstellung, er würde aus persönlichem Vorteil. die Prozessdauer 


verlängern, den ungerechtfertigten Vorwurf der Pflichtwidrigkeit enthalten würde. 


- . 2%) Hierzu kommt in Berlin die unglückliche, - meilenweit 'auseinande 
liegende Lage der drei Landge 


2) Reichsgericht v. 16. März 1920, „Juristische Wochenschrift“ S. 705. 
=.2%) Vgl. die populäre Schrift Iherings: „Kampf ums Recht” S..77 ff.- 


sind, je nachdem der Beklagte ‚auf der einen oder anderen Strassenseite wohnt. 


a 


richte und ‘etwa acht Amtsgerichte, die zuständig 
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'. vereinbart werden kann. 
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deszerichten und dem Reichsgericht zulässig und, mit Ausnahme 
der Amtsgerichte, notwendig. "Vor den Gewerbe-: und Kaui- 
mannsgerichten ist -Anwaltsvertretung nicht zugelassen, und 
hieran ist auch bei der Ausdehnung der Zuständigkeit, die früher 
auf technische Angestellte mit einem Jahresgehalt bis ‘zu 
2000 M. begrenzt war, auf sölche mit einem Jahresgehalt bis 
zu 30000 M. nichts geändert worden. .Gegen die Urteile der 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte ist bei Streitigkeiten mit 
einem Wrete über 1000 M. die Berufung zulässig, und diese 
geht an das Landgericht, vor weichem dann Anwaltsvertretung 
notwendig ist. : 

Die ordentlichen Gerichte sind für Streitigkeiten aus 
dem Arbeitsverhältnis zuständig, soweit nicht die besondere 
Zuständigkeit der Gewerbe- oder Kaufimannsgerichte gegeben 
ist. Im allgemeinen deckt sich die Zuständigkeit dieser drei 
Arten von Gerichten mit der Unterstellung‘ der Angestellten 
unter das Bürgerliche Gesetzbuch, die Gewerbeordnung und 
das Handelsgesetzbuch („Recht und Rechtspraxis“ Nr.'2 bis 4). 
Grundsätzlich sind daher die ordentlichen Gerichte für An- 
sprüche aus dem Arbeitsverhältnis von Angestellten des 
Reiches, Staates und der Kommunen zuständig, die: Gewerbe- 
gerichte für gewerbliche und technische Angestellte in Ge- 
werbebetrieben, die Kaufmannsgerichte für die in Gewerbe- und 
Handelsbetrieben zur Leistung“ kaufmännischer Dienste An- 
gestellten. Indessen ist diese Regelung nicht völlig durchgeführt. 

Dr. -E:: F. 


Entscheidungen 


‘ Tarilliche Regelung der Kündigunzsiristen. Das Kauf- 
mannsgericht Berlin hat durch Urteil vom 3. März 1921 — 
Nr. 31/1921 .Kfm.Ger. K. V. — auf Klage einer Angestellten die 
Arbeitgeberin zur Fortzahlung des Gehaltes. verurteilt aus fol- 
genden Gründen: ; 

„Klägerin war, wie jetzt bei den Parteien unstreitig ist, als 
kaufmännische Angestellte vom 15. August 1920 bis 15. Januar 1921 
tätig und wurde am 15. Januar 1921 entlassen, wie sie: behaup- 
tet, ohne Kündigung, wie Beklagte behauptet, nach achttägiger 
Kündigung, Vereinbart war tägliche Kündigung: Klägerin hält 
diese Vereinbarung für unzulässig und fordert unter Vorbehalt 
weiterer Ansprüche das der Höhe nach nicht bestrittene Ge- 
balt von 900 M. bis Ende Februar 1921. Beklagte hält die Kün- 
digungsabrede für rechtswirksam :nach-$ 68 H.G.B., weil Klä- 
gerin mehr als 5000 M. im Jahre verdient habe. ; 

In dem unstreitig massgebenden Tarifvertrag für kaui- 
männische Angestellte im Zeitungsgewerbe, welcher ‚überreicht 
ist, heisst es unter $ 2 IX.: 

„Für die Kündigung‘ gelten die Bestimmungen des H.G.B.“ 

Hiernach ist zweifellos nur an die Bestimmungen in 88 66 
und 67 H.G.B. gedacht, wonach die gesetzliche Kündigungsfrist 
sechs Wochen zum Quartalsschluss beträgt und abweichend 
hiervon nur eine monatliche Kündgungsfrist zum Monatsschluss 
Dagegen ist sicher nicht an die Be- 
stimmung des $ 68 gedacht, wonach 8 67 für Angestellte mit 
mehr als 5000 M. Jahresgehalt keine Anwendung findet. . $ 68 
ist weiten kaufmännischen Kreisen unbekannt, seine Bestim- 
mung passt auch für die heutige Zeit, wo 5000 M. nur ein sehr 
kleines Jahresgehalt sind, nicht mehr. Dass man beim Tarif- 
vertrag die Absicht gehabt habe, $ 68 aufrechtzuerhalten, 
also bei allen Angestellten mit über 5000 M. Jahresgehalt, d. h. 
bei der weitaus ‘grössten Zahl aller kaufmännischen Angestell- 


| ten, durch obige Bestimmung volle Vertragsfreiheit, also ins- 


besondere tägliche Kündigung, ‚ofienzulassen, ist undenkbar, 
Dies können die Angestelltenverbände nicht zulassen und der 


Arbeitgeberverband den Angestellten nicht zumuten. 


Danach war hier, da die vereinbarte tägliche Kündigung 


‚unzulässig ist, gesetzliche Kündigung massgebend. Danach er- 


gibt sich die Verurteilimg nach dem Klageantrage und Ab- 


 weisung der Widerklage mit der gesetzlichen Kostenfolge.“ 


Dieses Urteil wird den Lebensverhältnissen gerecht und 


‚erscheint durchaus zutreffend. Es zeigt aber auch, dass bei der 


Abfassung von Tariiverträgen grössere Sorgfalt geboten ist. 
Denn es ist nicht zu verkennen, dass die Tarifabrede genauer 
hätte gefasst werden können, z. B. durch ausdrückliche Auf- 


"nahme der zulässigen Kündigungsbestimmungen oder durch Hin- 
weis nur auf $ 67 H.G.B. unter. Ausschluss des $& 68 H.G.B. 


Denn es ist keine Garantie gegeben, dass jedes Gericht die Ab- 
rede in dieser den wirtschaftlichen Absichten entsprechenden 
sozialen Weise auslegt und dass nicht ein anderes, nur am 
Wort haftendes Gericht zu einer ungünstigeren Entscheidung 
kommt. Deshalb. ist es. besser, durch vorsichtige Formulierung 
derartigen Auslegungsstreitigkeiten vorzubeugen. Ich hatte in 
Nr. 2 der „Rechtsbeilage“ vom 4, Februar 1921 auf diese Not- 
wendigkeit hingewiesen,. welche dadurch entstanden ist, dass 





bisher vergessen war, die Gehaltsgrenze des $ 68H. G. BB. 





$ 133 a,b Gew.Ord. zu erhöhen. Gemäss Beschluss des Reichs- 
wirtschaitsrates vom 17. März 1921 auf‘ einen Antrag Auihäuser 
sollen diese Grenzen jetzt auf 30000 M. erhöht werden und 
gleichzeitig auch die Gehaltsgrenzen für die Bestimmungen der 
Konkurrenzklausel im H.G.B. (vgl. „Deutsche Techniker-Zei- 
tung“ vom 1. April 1921, Seite 108). Um zu verhüten, dass, 
ähnlich wie bei der Rückwirkung von Tarifverträgen und der 
Allgemeinverbindlicherklärung auf inzwischen Ausgeschie- 
dene, wieder Streit entsteht, hielt ich es für notwendig, anzu- 
regen, die Rückwirkung ausdrücklich gesetzlich festzulegen, 
insbesondere bezüglich der Aenderung der Konkurrenzklausel- 
bestimmungen auch auf Angestellte, die aus dem Arbeits- 
verhältnis bereits ausgeschieden sind, deren Karenzzeit aber 
noch läuft. Dr. EF 


Wer ist Bauleiter? Urteil des Reichsgerichts vom 10. Juni 
1920.. (Nachdruck verboten.) Die Maschinenfabrik N. in B. 
liess zu privaten Zwecken auf ihrem Grundstück einen -Eiskeller 
erbauen. Ein Gewölbe des Kellers stürzte dabei ein, ein: Mau- 
rerpolier wurde getötet und zwei Maurer schwer verletzt. Die 
Nordöstliche Baugewerksberufsgenossenschaft trat für den 
Schaden-ein, erhob dann aber Regressklage gegen die Firma N, 
Das Landgericht Berlin gab der Klage statt, ebenso das Kammer. 
gericht. Das Reichsgericht wies die Revision der Beklagten 
zurück. 

Aus: den Enischeidungsgründen der höchsten Instanz: Das 
Berufungsgericht hat die Beklagte aus Abs. 4 in Verbindung mit 
Abs. 2 des $ 903 der Reichsversicherungsordnung verurteilt, 
weil sie bei Leitung des Baus des Fiskellers.: wider die’ allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst gehandelt habe, .und weil 
durch diese Zuwiderhandiung der Unfall herbeigeführt worden 
sei. Die Revision macht dem Berufungsgericht den Vorwurf, 
dass es den Inhaber der Beklagten zu Unrecht als -Bauleiter 
angesehen habe. Der Vorwurf: ist unbegründet. Das Beru- 
fungsgericht geht davon aus, dass Bauleiter derjenige sei, nach 
dessen Anweisung die Errichtung eines Bauwerks erfolge, Mit 
diesem, auch von der Revision als richtig anerkannten Aus- 
gangspunkte belindet es sich im Einklang mit der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts zum Begriffe des Bauleiters im 
Sinne des $ 330 St.G.B., wonach unter „Bauleiter” derjenige 
verstanden wird, nach. dessen Anweisungen die Errichtung eines 
Bauwerks erfolgt, und der die Ausführung des Bauwerks als 
Ganzes unmittelbar und in wesentlichen Beziehungen anordnet, 
nach dessen selbständig erteilten Anordmungen der. Bau tatsäch- 
lich zur Entstehung gelangt, dessen geistige Urheberschaft un- 
mittelbar .die mechanischen Kräfte für die planmässige: Gestal- 
tung des Baus als eines Ganzen in Bewegung setzt, dessen 
Intelligenz und Wille die: massgebende Quelle sind für die zu 
diesem Zweck zu trefienden Anordnungen und Massregeln, und 
dem die Bauausführenden als diejenigen gegenüberstehen, wel- 
che seiner Intellicenz und seinem Willen folgend das körper- 
liche Bild des Bauwerks verwirklichen. ‘Nach den Feststellun- 
gen. des Berufungsgerichts hat nun der Inhaber der Beklagten 
die Ausführung des für seine privaten Zwecke bestimmten Eis- 
kellers selbst bestimmt und den Platz dafür. ausgesucht: St., 
der Leiter der Fabrikfiliale der Beklagten, dem er das Weitere 
überliess, war nach seiner ganzen geschäftlichen Stellung nicht 
völlig selbständig und hatte bei der Ausführung der ihm obiie- 
genden Arbeiten nicht freie Hand, sondern musste je nach Lage 
des Falles die Anweisungen des Inhabers der Beklagten ein- 
holen; St., der keine baufachmännischen Kenntnisse besass, 
hatte im Auftrage des Inhabers der Beklagten für kleinere 
Bauten mehrfach Bauzeichnungen hergestellt, und der Inhaber 
der Beklagten liess es stillschweigend geschehen, dass St. auch 
für den Eiskeller die Bauzeichnung anfertigte umd. dass der 
Maurerpolier L. danach den Bau ausführte. Im Anschluss 
hieran stellt das Berufungsgericht fest, dass der Inhaber der 
Beklagten nach wie vor der Leiter des von ihm in eigener Re- 
gie ausgeführten Eiskellerbaus geblieben sei, und dass er die 
Bauleitung nicht aus der Hand gegeben und sie nicht etwa auf 
St. oder L. übertragen, sondern sich dieser Personen nur als 
Gehilfen bei der Leitung und Ausführung des Baus bedient 
habe. Diese Feststellung beruht auf tatsächlicher Würdigung 
und lässt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Damit -sind aber 
die Begrifismerkmale des Bauleiters bedenkenfrei festgestelit, 
(Aktenzeichen VI. 114 1920.) Wert des Streitgegenstandes: 
16—18000 M. 


Rechtsgültigkeit eines Wettbewerbsverbots für einen Tech- 
niker. Ein Techniker war siebzehn Jahre lang in einer Fabrik 
tätig gewesen. Obgleich er bei seinem Eintritt in diese Stellung 
sich verpflichtet hatte, nach seinem Ausscheiden während fünf 
Jahren keine Stellung im’einer Fabrik: anzunehmen, worin kleiche 
oder ähnliche Erzeugnisse hergestellt würden, war er doch so- 
fort in eine benachbarte Konkurrenzfabrik eingetreten, wo er 
ein wesentlich höheres Gehalt bezog. Da die erste Firma hier- 
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mit nicht einverstanden war, so strengte der Techniker gegen 
sie die Klage an, mit der er die Feststellung verlangte, jene 
Wettbewerbsklausel sei für ihn unverbindlich. : : 


Das Oberlandesgericht Darmstadt hat der beklagten Fa- 


brik zum grössten Teile recht gegeben. Die Behauptung des 
Beklagten, er habe dämals, als er den Vertrag mit der. Be- 
klagten schloss, noch nicht die nötige Einsicht besessen, um die 
Tragweite der fraglichen Klausel zu erkennen, kann nicht als 
stichhaltig angesehen werden. Weiterhin ist bekanntlich ein 
Konkurrenzverbot für Angestellte im Sinne der Gewerbeordnung 
nur dann unverbindlich, wenn es eine unbillige Erschwerung 
seines Fortkommens darstellt. Bei Prüfung des vorliegenden 
Falles ist zu beanstanden, dass das Wettbewerbsverbot auf. fünf 
Jahre bemessen ist; das Schutzbedürfnis erscheint vollständig 
gewahrt, wenn das Wettbewerbsverbot nur für drei Jahre Platz 
greift. Ausserdem geht es zu weit, dass in dem Verbot räum- 
lich gar keine Grenzen gezogen sind. Es steht nichts im Wege, 
das Verbot nur für die Interessensphäre der beklagten Firma 
in Kraft zu lassen und im übrigen dem Kläger Gelegenheit zu 
geben, uneingeschränkt tätig zu werden. Da die Parteien in 
dieser Beziehung keine Ausführungen gemacht haben, ist ihnen 
in einem neuen Termin Gelegenheit zu geben, sich zur äussern, 
wie die Grenzen zu bestimmen sind. Im übrigen kann der Klä- 
ger uneingeschränkt tätig sein. Der Kläger hat eine Ausbildung 
als Techniker im allgemeinen erhalten, er hat also Gelegenheit, 
in ein anderes Geschäft, in dem er kraft dieser Ausbildung tätig 
sein kann, einzutreten und sich einzuarbeiten. Eine unbillige 
Härte ist hierin nicht zu finden, da der Kläger erst 41 Jahre 
alt ist und darum noch genügendes Anpassungsvermögen be- 
sitzt. (Oberlandesgericht Darmstadt, U. 305/19.) K 


Die vorstehende Entscheidung zeigt mal wieder so recht 
deutlich, ein wie zähes Leben die Konkurrenzklausel besitzt. 
Ueberall tönt es: Freie Bahn dem Tüchtigen, aber in punkto 
Gewerbefreiheit da soll nur der Unternehmer „der wirklich 
Freie“, der Angestellte aber der „Beschränkte“ sein. Es ist 
betrüblich, wenn man sieht, wie wenig der Spruchrichter, so- 
weit die Entscheidung als endgültig anzusehen ist, sich in die 
tatsächlichen Berufsverhältnisse hineinzudenken vermocht hat. 
Der Techniker ist 17 Jahre in derselben Firma tätig, in seinem 
Berufe also derartig spezialisiert (was bekanntlich auch bei 
Richtern vorkommen soll), dass er seinen heutigen wirtschaft- 
lichen Wert eben nur durch seine spezialisierten Berufserfahrun- 
zen und -kenntnisse erlangt hat. In dem Augenblick, wo er ge- 
zwungen wird, auf seine allgemeine schulmässige Techniker- 
ausbildung zurückzugreifen, um eine andere Stellung zu bekom- 
men (was bei Richtern allerdings nicht vorkommt), sinkt der 
Kaufwert seiner - Arbeitskraft. Diese Erwägung und immer 
wieder sich darbietende Beobachtung hat ia auch dazu geführt, 
dass im Gesetz vom 10. Juni 1914 zur Aenderung der $$ 74, 75 
und 76 Abs. 1 des H. G. B. dem Arbeitgeber die Zahlung von 
mindestens der Hälfte der zuletzt bezogenen vertragsmässigen 
Leistungen während der Dauer. der Beschränkung auferlegt wird, 
wenn er die Gültigkeit des Wettbewerbsverbotes aufrechterhal- 
ten will. Aber beileibe nicht den technischen Angestellten zu- 
erkennen, was bei den kaufmännischen Angestellten seit Jahren 
Rechtens ist. 


Wir wollen dem Spruchrichter zustimmen, wenn er die Fin- 
rede der fehlenden Einsicht bei Abschluss des Vertrages nicht 


gelten lässt, obwohl der weiseste Richter wird zugeben müssen, 


dass er vor 17 Jahren auch nicht voraussehen oder auch nur 
vorausahnen konnte, in welchem Umfange sich in der Zwischen- 
zeit die Technik entwickeln, vor allem aber die wirtschaftlichen 
Verhältnisse geradezu auf den Kopf stelien würden. Es wäre 
vielleicht nicht ganz überflüssig gewesen, nachzuprüfen, ob eine 
vor 17 Jakren abgeschlossene Konkurrenzklausel heute über- 
haupt noch Sinn und Interesse für die Firma hat. Mit dem von 
der Firma behaupteten Interesse ist es allein noch nicht 
getan. Aber darf man vielleicht aus der Wortstellung: „Das 
Schutzbedürfnis erscheint vollständig gewahrt, wenn das Wett- 
bewerbsverbot nur für drei Jahre Platz greift“, so etwas wie 
Uebereinstimmung des richterlichen und unseres Empfindens 
herauslesen, dann hätte man in der zeitlichen Einschrän- 


kung des Verbots ruhig etwas herzhafter zugreifen können. ° 


Die noch beabsichtigte räumliche Einschränkung in Ehren, 
aber die Gegenüberstellung von der „Interessensphäre der 
Firma“ und der „im übrigen uneingeschränkten Betätigung“ 
des Technikers lässt uns auch hier nicht allzuviel für die neu- 
zeitliche „Auffassung des Arbeitsrechtes erhoffen. Daran, dass 
die verschiedenartige Bewertung des Technikers durch die alte 
und die neue Firmain ursächlichem Zusammenhang 
mit dem vertragsrechtlichen Gebundensein der ersteren gegen- 
überstehen könnte, hat man wohl bei der Entscheidung über- 
haupt nicht gedacht. 





also unmöglich machen. Unter diesen Umständen war es für 


und ihr den wirtschaftlich schwächeren Arbeitnehmer auszu- 
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Dass es trotz der bestehenden ungünstigeren gesetzlichen 
Bestimmungen fürtechnische Angestellte möglich ist, 
Entscheidungen zu treffen, die dem Rechtsempfinden dieser 
Kreise gerecht werden, zeigt das nachstehend wiedergegebene 
Reichsgerichtsurteil, das in scharfen rechtlichen, Ausführungen 
die Ausnutzung des wirtschaftlich Schwachen durch harte Kon- | 
kurrenzklauselbestimmungen verurteilt und das wir zur Förde- 
fung des aliseitigen Vertraitens in die ‚Rechtsprechung 'des 
Reichsgerichts ebenfalls wiedergeben wollen:. Er 


_ „Der wegen Bruchs der Konkurrenzklausel Beklagte war 
bei der Klägerin, einer westfälischen Maschinenfabrik, erst als 
Schlosser, dann als Vorarbeiter tätig gewesen. Die Klägerin 
schloss mit ihm einen Vertrag, in dem der Beklagte sich ver- 
pflichtete, alle den Betrieb der Klägerin betreffenden Erfin- 
dungen, welche er während der Dauer des Vertrages und 
innerhalb zweier Jahre nach dessen Auflösung machen würde, 
der Klägerin zu schenken. Zugleich verpflichtete der 
Beklagte sich, zwei Jahre nach seinem ‚Ausscheiden aus der 
Fabrik keine Stellung in einem Wettbewerbsgeschäft anzu- 
nehmen, noch sich an einem solchen zu beteiligen. Diese Kou- 
kurrenzklausel ist vom Oberlandesgericht Hamm und vom 
Reichsgericht wegen Verstosses gegen die guten Sitten 
als unverbindlich erklärt worde® Aus folgenden 


Entscheidungsgründen: 


Der Beklagte hatte sich bei der Klägerin vom. einfachen 
Schlosser zum Vorarbeiter, dann zum Werkmeister und schliess- 














lich zum Obermeister emporgearbeitet. Fleiss und Geschick, 
geistige Regsamkeit und Begabung hatten ihn aus dem Kreise 
der Fabrikarbeiter herausgehoben und von Stufe zu Stufe 
steigen lassen. Er entwickelte aber auch eine schöpferische 
Tätigkeit. Während seiner Dienstzeit bei der ‚Klägerin machte 
er mehrere, zum Teil durch Patent geschützte R rfindun- 
gen, welche seine Prinzipalin mit Erfolg für sich benutzte und 
verwertete, Es war ihr daher nicht zu verargen, dass sie den 
Beklagten an sich zu fesseln und für den Fall seines Aus- 
scheidens sich gegen Wettbewerb zu schützen suchte, Da- 
bei hat sie aber einen Weg eingeschlagen, der den sozialen Be- 
dürinissen in keiner Weise Rechnung trug. Sie hat lediglich 
ihren eigenen Vorteil verfolgt und den Vertrag mit Bestim» 
mungen belastet, die den Beklagten zuihrem gefügigen 
Werkzeuge machten oder ihm, wenn er das nicht bleiben 
wollte, die Möglichkeit weiteren sozialen und wirtschaftlichen 
Auistiegs nahm. Alle Erfindungen, welche der Beklagte wäh- 
rend seiner Dienstzeit machte, fielen ihr ohne Gegenleistung zu. 
Den klingenden Lohn seiner geistigen Schöpfungen genoss also 
nicht er, sondern die Klägerin. Im Vertrage war das Jahres- 
gehalt des Beklagten auf 2460 M, festgesetzt, ohhe dass ihm 
ein Anspruch auf Erhöhung eingeräumt war. Nach den eigenen 
Angaben der Klägerin hatte sie es bis zum Jahre 1916 allmäh- 
lich auf 3820 M., und während der Teuerung der Kriegs- und 
Revolutionszeit, d. h. im Jahre 1917 auf 4115 M., im Jahre 1918 
auf 6303 M. und im Jahre 1919 auf, 8070 M. steigen lassen. Er- 
sparnisse konnte der verheiratete und vermögenslose Beklagte 





ihn aber fast ausgeschlossen, seine Stellung bei der Klägerin 
aufzugeben und jemals wirtschaftliche Selbständigkeit zu er- 
Tingen. Deun während zweier Jahre nach seinem Austritt aus 

der klägerischen Fabrik war er gezwungen, seine im Schrot- 
mühlenbau erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen brach lie- || 
gen zu lassen, zwei Jahrelang durite er an keinem Orte N 
Deutschlands in seinem ihm: hauptsächlich vertrauten Spezial- f 
fache sich betätigen. Aber nicht genug damit, en musste auch 
in diesen zwei Jahren nicht nur die 'auf dem Gebiete 
des Schrotmühlenbaues liegenden, sondern alle in den Fabrik- | 
betrieb der Klägerin einschlagenden Erfindungen unent- 
geltlich an diese übertragen. Das war eine durch nichts 
zu rechtfertigende Ausbeutung, eine wirtschaftliche h 
Grausamkeit. Da er mittellos war, musste er sich hüten, | 
die Stellung zu verlieren. Er musste alles in Kauf nehmen. 
Denn auch dann, wenn die Klägerin ihn: grundlos ent- 
liess, sollte die Klägerin das Recht haben, ihm jede gleich- 

wertige Betätigung in einem ähnlichen Unternehmen zu unter-- N 
sagen. Ein solcher Zwang aber, der lediglich den Interessen 
der schon an sich wirtschaftlich stärkeren Arbeitgeberin diente 























beuten gestattete, ihm die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit 
raubte und seinen Willen unter ständigem Drucke hielt, ver- 
stösst gegen das Gerechtigkeits- und Billigkeitsgefühl aller an- | 
ständig denkenden und empfindenden Voikskreise und damit: 
gegen die guten Sitten ($ 138 B.G.B.). Nach der Regel des ” 
$ 139 B.G.B. ist daher der ganze Vertrag nichtig. 

(Aktenzeichen: IH. 276/20. — 7.1. 21.) a Te 
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Materielles Recht 


/ Einzeliragen. Neues Kündigungsrecht, Es bestand die Ab- 
sicht, hier Einzelfragen aus dem Arbeitsrecht in zeitlicher 

Reihenfolge, vom Abschluss : des Arbeitsvertrages an bis zu 
seiner Lösung, zu besprechen.‘ Mit Rücksicht auf’ den lediglich 
praktischen Zweck dieser Beilage habe ich- mich entschlossen, 
hiervon abzugehen, und die Fragen, welche zurzeit die bren- 
nendsteni sind, voranzustellen. Bei der gegenwärtigen! Lage des 
Arbeitsmarktes gibt es wolil keine Frage, welche bei der Rechts- 
auskunft und im Prozess eine so grosse Rolle spielt, wie die- 
jenige des SchutzesgegenKündignngen. Uhter Kün- 
digung ist hierbei die fristgerechte Kündigung; im Gegensatz zur 
‚iristlosen Entlassung aus wichtigem Grunde zu verstehen. Es 
wird hier auch vorausgesetzt, dass die Kündigung an sich zu- 
lässig und formgerecht, also rechtswirksam ist, denn gerade nur 
die Fälle rechtswirksamer Kündigungen sind ‘es, gegen welche 
die Einführung eines besonderen Schutzes notwendig ist. 

Bis zum Kriege brachte eine ordnungsmässige Kündigung 
unwiderruflich den Arbeitsvertrag zur Auflösung, ohne 
dass der Arbeitnehmer über die Dauer‘ desselben hinaus An- 
sprüche geltend machen konnte. Eine — wie mir scheint 
erste — Ausnahme brachte. das Biersteuergesetz vom 
26. Juli 1918 (R. G. Bl. 863) $ 72, welches bestimmt, dass, wenn 
ein Arbeiter oder Angestellter infolge Verkaufs des Kontingents 
seitens einer Brauerei an die andere beschäftigungslos wird, er 
Auspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls für die Dauer von 
26 Wochen gegen den bisherigen Arbeitgeber hat. Nach ‘dem 
Umsturz begann. dann der Kampf um .das „Mitbestim- 
mungsrecht‘“, welcher zu der gesetzlichen Regelung des- 
selben in den sogen. Einstellungsverordnungen 
führte. Die zurzeit geltende Verordnung trägt das Datum vom 
12, Februar 1920. Sie besteht neben dem Beiriebsräte- 
gesetz vom 4. Februar 1920. 

.. Nach der geltenden Regelung bringt auch jetzt noch eine 
irist- und: formgerechte Kündigung das Arbeitsverhältnis zur 
Auflösung (abgesehen von den Sonderfällen des Mitgliedes der 
Betriebsvertretung und im Schwerbeschädigtengesetz). Hierbei 
‚bleibt es, wenn der Arbeitnehmer sich passiv verhält. Es ist ein 
besonderer Einspruch des Arbeitnehmers notwendig, um 
diese Rechtswirkung wieder aufzuheben. Hierbei sind beson- 
dere zwingende Frist- und Fermvorschriften zu beachten, um 
das vorgeschriebene Schlichiungsverfahren in Gang zu setzen. 
‘Der Arbeitnehmer, welcher dies, sei es aus Unkenntnis der 
setzlichen Bestimmungen, sei es aus Nachlässigkeit, nicht be- 
achtet, fügt sich nicht wieder gutzumachenden Schaden zu! 

Es ist nun die Frage aufgeworfen worden, ob die Schaffung 
dieses Einsprüchsrechtes gegen Kündigungen nicht im. Wider- 
spruch steht mit $ 67 H.G.B., $ 133 aa Gew.-Ordn,, wonach die 
Kündigungsfristen für beide Teile gleich sein 
sollen. (Baum, Gewerbe- und Kaufmannsgericht vom 1. März 
1921, Sp. 151.) Diese Fragestellung ist falsch. Das Betriebsr 
rätegesetz beeinträchtigt nicht die Rechtswirksamkeit der Kün- 
digungsvereinbarung und der fristgerechten Kündigung, sondern 
setzt eine ordnungsmässige Kündigung zunächst voraus. Es 
‚liegt also eine Kollision zwischen $67 H.G.B. und $84 B.R.G. 
vor. Hinzu komut, dass überhaupt $ 67 H.G.B. als Schutz- 
‚vorschrift zugunsten des Arbeitnehmers eine Abänderung zu- 
ungunsten des Arbeitgebers schon durch Vereinbarung zulässt 
(Entsch. d. Reichsgerichts, Band 68 S. 319). Selbst wein aber 
das B.R.G. insofern eine Abänderung des H.G.B. und der 
‚Gew.-Ordn. bedeuten würde, würde es als jüngeres Reichs- 
gesetz dem älteren vorgehen. 
| Bevor wir uns der Gelterdmachung’ des Einspruchsrechts in 
den zulässigen Fällen zuwenden; sollen zunächst die Fälle aus- 
‚gesondert werden, in welchen ein Einspruchsrecht nicht besteht. 
Das Einspruchsrecht des & 84 B.R.G. besteht nur bei Kün- 
digungenseitensdes Arbeitgebers. Hieraus folgt: 

Bei Kündigung des Arbeitnehmers ist - keine Mös- 
lichkeit zur Anrufung des Schlichtungsausschusses zeegeben. 
Der Arbeitnehmer hüte :sich also vor. übereilten Kündigungen, 
z: B. wegen eines. nur in ungewisser Aussicht stehenden ander- 
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weiten Engagements, und lasse sich auch nicht durch. irgend- 
welche. Versprechungen, z. B. bezüglich des Inhalts des Zeug- 
nisses, beeinflussen. Es ist keine Formsache, wer kündigt, son- 
dern von entscheidender materieller Bedeutung für die Frage 
der Erlangung einer  Entschädigungssumme. 

Ferner setzt das Einspruchsrecht eine Kündigung vor- 
aus, wirkt also nicht bei automatischer Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses durch Zeitablauf. Grundsätzlich endet das Ar- 
beitsverhältnis mit dem Ablauf der Zeit, für die es eingegangen 
ist ($ 620 Abs. 1 B.G.B.). Hier handelt es sich um einen von 
vornherein. oder nachträglich beiderseits vereinbarten Fnd- 
termin. Eine Kündigung, d. h. die Herbeiführung der Beendigung 
durch einseitige Erklärung gibt es nur bei einem auf unbestimmte 
Zeit geschlossenen Vertrage ($ 620 Abs. 2 B.G.B.). Hierüber 
kann juristisch ein Zweifel nicht ‚bestehen. Gegenüber einem 
vereinbarten Endtermin gibt es daher kein Einspruchsrecht (vgl. 
Erdel in „Das Schlichtungswesen“ vom 15. März 1921, S. 55; 
Schlichtungsausschuss Kiel vom 7. Januar 1921 in „Schlichtungs- 
ausschuss“ vom 15. Februar 1921, S. 60). Der abweichenden 
Ansicht (vgl. -Schlichtungsausschuss Frankfurt a. M. in der 
„Frankfurter Zeitung“, Abendblatt vom 23. März 1921, wieder- 
gegeben im „Betriebsrat“ vom 15. April 1921, S. 76) wird man 
sich nicht anschliessen können. Wenn das Gesetz das Ein- 
spruchsrecht auf den Fall der Kündigung seitens. des- Arbeit- 
gebers abstellt, kann man es nicht auf einen Fall anwenden, in 
welchem keine Kündigung des Arbeitgebers erfolgt ist. Das Ein- 
spruchsrecht bildet eine Ausnahme von dem an sich bestehenden 
Grundsatz der Vertragsireiheit ($ 105 Gew.-Ordn.) und kann 
nicht gegenüber dem klaren Begriff der Kündigung ausdehnend 
ausgelegt werden. Die Unbilligkeit dieser Regelung liegt auf 
der Hand. Sie beruht aber auf der Konstruktion des Gesetzes. 
Die neuen arbeitsrechtlichen Gesetze betreffen meist gerade 
akut gewordene Einzelfragen. Sie übersehen daher oft dicht 
daneben liegende Fragen, fallen aus dem Rahmen des Gesamt- 
rechtes heraus und führen nach. kurzer Zeit zu widerspruchs- 
vollen Konsequenzen. Erst das in Vorbereitung befindliche ein- 
heitliche Arbeitsrecht wird hier Abhilfe bringen und ein harmo- 
nisches Ganzes schaffen. Inzwischen wäre es ein untauglicher 
Versuch, zu helfen durch Schiedssprüche der Schlichtungsaus- 
schüsse, welche in dem Arbeitnehmer Hoffnungen erwecken, die 
sich bei der Nachprüfung durch die Gerichte nicht verwirklichen. 
Denn es ist nicht zu erwarten, dass die Gerichte die Zuständig- 
keit des Schlichtungsausschusses für einen Schiedsspruch in 
einem solchen Falle, in welchem eine Kündigung, im Sinne von 
$ 620 Abs. 2 B.0.B. nicht vorlag, bejahen werden. 

Bemerken möchte ich hierbei, dass die Frage in einem m. FE. 
ähnlichen Falle auch früher eine Rolle gespielt hat. Aelınlich 
wie später im Arbeitsrecht, war durch die Mieterschutzverord- 
nung vom 26. Juli 1917 aus sozialen Gründen dem Mieter gegen 
Kündigungen des Vermieters das Recht der Anrufung des Miets- 
einigungsamtes gegeben. Auch hier zeigte sich bald die Lücke 
gegenüber Mietverträgen, die auf-iestbe£renzte Zeit ‚geschlossen 
waren und ‘daher automatisch, ohne Kündigung abliefen. Durch 
die Novelle vom 23. September 1918 wurde daher eine Ergän- 
zung eingefügt, wonach das M.E.A. auf Anrufen des Micters 
auch ein ohne Kündigung ablaufendes Mietverhältnis verlängern 
kann. Das .B.R.(G. hätte sich diese Erfahrung zum Beispiel 
nchmen können. Da es nicht geschehen ist, ist zunächst die 
Rechtslage einge unbefriedizende. 

Trotzdem scheint mir auch schon bei dem jetzigen Rechts- 
zustande ein Mittel gegeben zu sein, um den schwersten Schä- 
den vorzubeugen: der’ Tarifvertrag. M. E. besteht die 
Möglichkeit, mittels der abzuschliessernden Tarifverträge den 
auf bestimmte Zeit abgeschlossenen Arbeitsverträgen eine Ab- 
rede hinzuzufügen, dass der zunächst auf bestimmte Zeit gr 
schlossene Vertrag sich in einen solchen auf unbestimmte Dauer 
mit- gesetzlicher Kündigungsfrist fortsetzt, falls nicht eine be- 
stimmte Frist vorher seine Kündigung erklärt wird. 

Durch Tarifverträge lässt es sich erreichen, die auf. be- 
stimmte Zeit abgeschlossenen Arbeitsverträge in solche auf un- 
bestimmte Dauer zu verwandeln und.so in einer Weise, bei der 
man festen Rechtsboden unter den. Füssen hat. eine Mörlichhkeit 



















































































pre 


er 


NE 


ne 


Evrz 


1 


m nn 


mn 


| 


ge in 
> 


u 
ar wereer 


Be 


Te 


- er 


ee 





U CRAGLTE 


zur Anrufung des Schlichtengsausschusses zu- schafien. 


Anstellungsverträge für die ersten drei Monate des Bestehens 
ausnehmen können. DES D ES 


Verfahren 


Gerichtsverfahren (Fortsetzüng). Die Gewerbege- 


richte sind.nach $$ 1, 4 Gew.-Ger.-Ges. zuständig für Ent-. 

scheidung von gewerblichen Streitigkeiten über’den Antritt, die 
Fortsetzung oder ‚die -Auflösung-des Arbeitsverhältnisses;-sowie-- 
‚über. Aushändigung 


oder Inhalt des Zeugnisses,: über die 
Leistungen aus dem Arbeitsverhältnis, über Rückgabe von.Zeug- 
nissen, Gerätschaften, Kleidungsstücken und Kautionen, sowie 
über Ansprüche -auf "Schadenersatz ‚oder Vertragsstrafe wegen 
Nichterfüllung dieser Verpflichtungen. 

Nach $ 4 letzter Absatz gehören Streitigkeiten über eine 
Konventionalstrafe auf Grund eines vereinbarten Wettbewerbs- 
verbotes (Konkurrenzklausel) nicht zur ‚Zuständigkeit der Ge- 
werbegerichte. 


Unter den Streitigkeiten über Forkelieng oder Auflösung 


des Arbeitsverhältnisses sind nur Rechtsstreitigkeiten im alten, 
engeren Sinne zu verstehen, d. h. Ansprüche auf Fortzahlung 
des Gehaltes mit der Begründung, es sei die Kündigung z. B. 


wegen Nichteinhaltung der notwendigen Frist oder die Entlas- 


sung mangels Vorliegen eines wichtigen Grundes nicht rechts- 
wirksam. Bei Kündigung eines Schwerbeschädigten bildet die 
Zustimmung der Hauptfürsorgestelle”) die Voraussetzung für 
die zivilrechtliche Wirksamkeit der Kündigung. Die Kündigung 


des Arbeitgebers, die ohne Zustimmung der Hauptfürsorgestelle 


erfolgt, vermag: das Arbeitsverhältnis nicht aufzulösen. Der Ar- 
beitnehmer kann in diesem Falle.ohne weiteres seine Ansprüche 
auf Fortzahlung des Gcehaltes gerichtlich geltend machen”). 
Sonst dagegen gehören die Einsprüche auf Grund der neuen 
sozialen Kündigungsschutzbestimmungen, insbesondere auf 


Grund der Einstellungsverordnung und des Betriebsrätegesetzes, 


nicht vor das Gewerbegericht. Vielmehr muss: zunächst im 
Wege des Schlichtungsverfahrens die an. sich . vorliegende 
Rechtswirksamkeit der Kündigung : wieder beseitigt . werden, 
(Näheres hierüber bei der späteren Erörterung des Schlich- 
tungsverfahrens.) Erst nachdem durch ‘den. Schlichtungsaus- 
Schuss neues Recht geschaffen ist, indem auf Weiterbeschäfti- 
gung auf Grund der Einstellungsverordnung oder auf Weiter- 
beschäftigung evtl. 
triebsrätegesetzes erkannt ist, können nunmehr wieder Rechts- 
ansprüche auf weitere Gehaltszahlung oder auf die Entschädi- 
gungssumme im gerichtlichen Verfahren geltend gemacht wer- 
den. Da die Schiedssprüche konstitutive, rechtserzeugende Wir- 
kung haben, sind auf diese :Weise unter Ersatz des Willens 
der Parteien neue arbeitsvertragliche Beziehungen geschaffen. 
Diese Ansprüche sind wieder Ansprüche auf Leistungen aus dem 
Arbeitsverhältnis, für deren Gelterdmachung daher auch die 
Gerichte. zuständig werden, welche sonst für Ansprüche aus 
dem betr. Arbeitsverhältnis zuständig sind. Handelt es sich also 
um-ein gewerbliches Rechtsverhältnis, so sind auf Grund obiger 
Bestimmung des $ 4 die Gewerbegerichte zuständig, nicht etwa 
die ordentlichen Gerichte. Dies hat das Landgericht I Berlin 
in einem -Urteil vom 20. Januar 1921, Aktenzeichen: 19. 0. 519. 20 
bestätigt, indem es Ansprüche gewerblicher Angestellter auf 
Grund eines Schiedsspruches des Sehlichtungsausschusses wegen 
Unzuständigkeit abwies mit folgender Begründung: „Zutreffend 
ist die Auflassung ...., dass für die Klagen aus dem Spruch 
des Schlichtungsausschusses “dasjenige Ger 
welches an sich für den materiellen Anspruch zuständig wäre. 
Dieses Gericht ist aber vorliegendenfalles das Gewerbe- 
gericht.“ 
— als welche auch die Schlichtungsauschüsse vereinbart werden 
können (das Nähere hierüber später) — wenn z. B. in Tarif- 
verträgen für Ansprüche aus den Einzelarbeitsverträsen 
Schiedsgerichte vereinbart sind”). Ohne weiteres gilt dies 
natürlich auch für die unmittelbare gerichtliche Geltendmachung 
von Ansprüchen des einzelnen Arbeitnehmers aus Anlass von 
Tarifverträgen.. Denn. infolge der automatischen Wirkung des 
Sı Verordnung vom 23. Dezember 1918 gehen die arbeits- 
vertraglichen Bestimmungen des Tariivertrages in den Arbeits- 
vertrag über und sind als Teile desselben anzusehen, so dass 
diese durch den Tarifvertrag veranlassten Ansprüche nunmehr 
auf Grund des Einzelarbeitsvertrages erhoben werden. 


Zuständig ist nach der gesetzlichen Regelung das Gewerbe- 


gericht ferner, wenn der Angestellte seine Stellung nicht recht- 


27) Ges. v. 6. April 1920 $ 18 i. Vbdg. m. Ges. v. 
und V. v. 21. März 1921 g1, 

28) Bescheid des EEE URETTUN v..1N. Dirssiher 1920, Reichs- 
arheitsblatt v. 27. Dezember 1920, Amtlicher Teil. :S. 217. 

2), Vgl. Wilhelmi-Bewer, zu 8 7 Cew.-Ger.-Ges;, 4c, 2. Aufl. :S, 61, 


2. Oktober 1920 8 


Viele x 
leicht wird man hierbei, um die Möglichkeit von Probeeinstellun- 
gen nicht auszuschliessen, in Anlehnung an $ 133 ac Gew.-Ordn., 


Entschädigungssumme. auf Grund des Be- 


icht zuständig ist, ° 


Dasselbe gilt für Entscheidungen von Schiedsstellen - 
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ei 


> Nichterfüllung, . 


beiters”) oder sonstiger strafbarer Handlungen. 


zeitig -antritt oder er verlässt, sei es, BI. ie diesen 


Fall’cine Vertragsstrafe vereinbart ist; sei es, dass der Arbeit- 
geber im einzelnen seinen Schaden nachweist. : 


"Hierher 'zchören 




















auch Schadenersatzansprüche des Arbeitnehmers gegen dem | 


- Arbeitgeber, welcher dem. Arbeitnehmer einen wichtigen Grund 


zur fristlosen Lösung des Arbeitsverhältnisses gegeben hat, 
z.B. durch Nichtzahlung des Gehalts ($ 133 d. Gew.-Ord.), wäh- 


rend ‘die Ansprüche des 'grundlos entlassenen Angestellten schon 


als Ansprüche auf vertragliche Leistungen aus dem Arbeits- 


verhältnis der Zuständigkeit des ‚Gewerbegerichts ünterstellt 


sind. 

Nicht gehören zu diesen. "Schadenersatzansprüchen wegen 
‚der .arbeiisvertraglichen 
sprüche aus unerlaubter Handlung auf Grund ausservertrag- 
lichen Verschuldens, z. B. wegen Körperverletzung des Ar- 
vi sind 
die ordentlichen Gerichte. zuständig. ° 

Diese sind auch zuständig bei Ansprüchen wegen an 
einer Konkurrenzklausel nach Beendigung des. Arbeitsverhält- 
nisses, und zwar nicht nur, wie ausdrücklich vorgeschrieben, 
wenn diese auf Zahlung von Konventionalstrafen gehen, sondern 


auch wenn sie auf ‚Schadenersatz oder. Einstellung der ver- 


tragswidrigen Tätigkeit gcehen®‘). Ebenso sind für Ansprüche 


. die nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses entstehen, also 
nicht mehr aus demselben herrühren, die ordentlichen Gerichte 


und. nicht ‘die, Gewerbegerichte zuständig, z. B. auf Schaden- 
ersatz En Unterlassung wegen wahrheitswidriger Aus- 
künfte®?). 
genommenen, aber nicht abgeschlossenen Arbeitsvertrages wird 


Verpflichtungen. An-. 





Auch für Ansprüche aus, Anlass eines in Aussicht 


man die Zuständigkeit der Gewerbegerichte. verneinen müs- 


sen??); zu denken ist hierbei. an Ansprüche auf zugesaste Fr- 


stattung von Vorstellungskosten oder auf Rückgabe von bei 


Bewerbungen übersandten: Zeugnissen :bzw. "Schadenersatz. 
Ebenso wird. man, wenn-jemand als Vertreter des Arbeitgebers 


einen Arbeitsvertrag abgeschlossen hat, ein solcher aber rechts- 
wirksam nicht zustandegekommen ist, weil: der Abschliessende 
in Wirklichkeit: keine Vollmacht hierzu. hatte, hieraus sich er- 


zebende Schadenersatzansprüche (aus-$ 179 B.G.B.) vor dem 
ordentlichen Gericht, nicht dagegen vor dem Gewerbegericht 
geltend machen- müssen, da es sich nicht wm Ansprüche aus 
einem - Arbeitsverhältnis handelt, Wehe a Vollmacht 
ja nicht entstanden ist. 

Soweit es sich aber um Alsprueie aus‘ einem bewesbe 
lichen Arbeitsverhältnis handelt, bleibt für diese das Gewerbe- 
gericht zuständig, auch wenn zur Zeit der Geltendmachung das 
Arbeitsverhältnis nicht mehr besteht, z. B. also für den An- 
spruch des ausgeschiedenen Arbeitnehmers auf Nachzahlung 
rückständig gebliebenen Gehalts. Die Zuständigkeit des Ge- 
werbegerichts endet aber, wenn sich” bei der Streitigkeit aus 
dem Arbeitsverhältnis nicht mehr: der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer im Sinne des $ 1 Gew.-Ger.-Ges. selbst gegenüberstehen, 
sondern wenn der Anspruch durch Abtretung, durch‘ Pfändung 
und Veberweisung oder durch Erbfolge auf Dritte übergegangen 
ist”). Ist dagegen die Klage anstatt ‚gegen den Arbeitgeber 


infolge Ausbruchs des Konkurses über sein Vermögen gegen die. 


Konkursmasse zu richten, so bleibt das Gewerbegericht zu- 
ständig, denn der Konkursverwalter ist nicht | 


sondern lediglich Vertreter des Gemeinschuldners”), 


Die Zuständigkeit der Kaufimannsgerichte für 
Streitigkeiten von Arbeitnehmern, die zur Leistung. kauf- 
männischer Dienste in einem _Handelsgewerbe . angestelit 
sind, deckt sich nach 8 5 des Kaufimannsgeric ntsgesetzes 
im allgemeinen mit der bereits dargestellten  Zuständig- 
keit des Gewerbegerichts, indessen mit zwei‘ wesent- 
lichen . Ausnahmen: . Einmal sind sie kraft positiver Vor- 
schrift auch für Ansprüche aus der Konkurrenzklausel zuständig, 
Ferner stellt das Kaufmannsgericht ($ 1) nicht, wie das Ge- es 
werbegerichtsgesetz ($ 1) die Zuständigkeit darauf ab, dass. die 
Parteien des Rechıtsstreits im Verhältnis vom Arbeitgeber zu 
Arbeitnehmer stehen, sondern darauf, :ob die. Streitigkeit = 


einem solchen Arbeitsv erhältnis stammt, so ‚dass sachgemässer- 


weise derartige Prozesse auch vor die Kaufmannsgerichte ge 
hören, wenn durch Rechtsnachfolge, z. B.. Abtretung, Pfändung! 
Erbgang, auf der einen oder anderen Seite dritte anstelle de 
ursprünglich Berechtigten oder Verpflichteten getreten ‚sind. , er 


Wenn Angestellte sowohl technische wie .kauf- 
männisch’e Dienste leisten (vgl. „Rechtsbeilage“ Nr. 4 vom 
4. März 1921), so kommt es auch für die Frage; sr Gewerbe, 

») Entsch. d. Reichsger. Bd. 34 S.1. 

st) Wilhelmi-Bewer, Anm 17 zu 8 4, S. 56. a 

” Baum, Recht des Arbeitsvertrages. zung ee. 

32) Entsch. d. REunE Bd. *h S. 193; Baum s. 144; anderer A 
Wilhelmi-Bever S 48, - - 


#) Blätter für Rechtspflege im Bez. de Kammergerichts 1 1895 S. 
Baum S. 144. i h ; 
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-smiehr von Amts wegen zu erfolgen. 


Uebereinstimmung, erzielen. 





Nr. 7 


oder Kaufmannsgericht zuständig ist, darauf an, welche Tätie- 
keit. die überwiegendere ist. -Halten sich beide Arten von Tätir- 
keit die Wage, so wird man annehmen müssen, dass an sich 
beide Arten- von Gerichten: zuständig sind, der Arbeitnehmer 
die Wahl hat, an welches er sich.wenden will und alsdann das- 
jenige zuständig wird, welches er zuerst angeht. 


| Gemeinsam-ist beiden Arten von Sondergerichten, dass 


die Zuständigkeit nicht von der. Höhe der geltend gemachten 
Forderung. abhängt, sondern von der Höhe des letzten Jahres- 
arbeitsverdienstes des betreffenden Arbeitnehmers. Die Grenze 
beträgt jetzt einheitlich 20 000 Mark, nachdem sie ehemals für 
Techniker 2000 M., für Handiungsgehilfen 5000 M. und dann zeit- 
"weise übereinstimmend 15000 M. betragen hatte, Bei der Be- 
rechnung sind alle Bezügc, nicht nur das ieste Gehalt, sondern 
auch Tantieme, Wert der Dienstwohnung usw. zu berücksich- 
tigen, natürlich vor. Abzug der 10prozentigen Steuer. Für die 
Berufungsfähigkeit kommt es darauf an, Ob der Streitzegenstand 
(nicht der Beschwerdegegenstand) 1000 M. übersteigt. 
Gemeinschaftlich ist ferner beiden Gerichten die 
Nichtzulassung von Rechtsanwälten und° von 
Personen, die das Verhandeln vor Gericht geschäftsmässig be- 
treiben. Man wollte hierdurch das Verfahren vor unnötigen 
Kosten bewahren und durch das unmittelbare Erscheinen der 
Beteiligten Verzögerungen durch notwendig werdende Rück- 
iragen der Vertreter vermeiden. In der Praxis sind demgegen- 
über’ aber Schwierigkeiten entstanden, insofern als die Arbeit- 
nehmer häufig inzwischen ihren Aufenthaltsört gewechselt haben, 
in ihrer neuen Stellung unabkömmlich sind u. s. f. Hinzu kommt, 
dass die Streitigkeiten durch die Ausdehnung des Kreises der 
Beteiligten infolge der erwähnten Erhöhung der Gehaltsgrenze 
an Bedeutung gewonnen haben, während auch die Rechtsfragen, 
nicht zuletzt durch die neuen arbeitsrechtlichen Gesetze, bedeu- 
tend zahlreicher und teilweise sehr schwierig geworden sind. 
So kann der einzelne Arbeitnehmer ins Hintertreffen kommen 
zegenüber dem oft juristisch vorgebildeten Direktor der ver- 
klagten Firma. hı den grösseren Orten ist eine gewisse Hilfe 
möglich durch die Unterstützung geeieneter Gewerkschaits- 
beamter. Aber einmal werden solche nicht überall zur Ver- 
fügung stehen. Und ausserdem machen mehrere Gerichte der 
Zulassung der Gewerkschaftssckretäre mit Rücksicht auf $ 31 
G.G:G. bzw. $ 16 K.G.G. Schwierigkeiten (Beschluss des 
G.G. Stettin vom 13. März 1920 im „Gewerbe- und Kaufmanns- 
gericht“ vom 1. April 1921, S. 157, und Bescheid des Reichs- 
arbeitsministers vom 30. Oktober 1920 im „Reichsarbeitsblatt“ 
S. 329). Andererseits kann nicht geieugnet werden — ein Blick 
in die Blätter der verschiedenen Schlichtungsausschüsse und die 
sonstigen arbeitsrechtlichen Zeitschriften beweist dies, ebenso 
wie die zahlreiche Verwendung von Rechtsanwälten als Vor- 
sitzende von Gewerbe- und Kaufmannsgerichten —, dass es in 
- grosser -Anzahl Rechtsanwälte gibt, welche sich eingehend mit 
der Durcharbeitung des modernen Arbeitsrechts befassen. An- 
lässlich des in Vorbereitung: befindlichen Arbe itsgzerichts- 
zesetzes, durch welches für alle Arbeitsstreitigkeiten ein- 
heitliche Sondergerichte geschaifen: werden sollen —- so dass 
also. künftig auch den bei Behörden Angestellten im Prozess 
iuristisch vorgebildete Beamten gerenüberstehen werden — 
dürite daher -auch die Arbeitnehmerschaft Gelegenheit haben, 
erneut nachzuprüien, ob es noch richtig ist, sich — die volle 
Erstattungsfähigkeit der entstehenden Gebühren vorausgesetzt — 
der Möglichkeit zu entäussern, in vorkommenden Fällen einen 
geeigneten Anwalt als Rechtsschutz hinzuzuziehen, wie dies bis 
zur Ausdehnung der Gehaltsgrenzen in der Mehrzahl der Fälle 
für die technischen Angestellten der Fall war. DIESER, 


Entscheidungen 


Sind Gewerkschaitssekretäre als „Geschäftsmässige Ver- 
freier“ zurückzuweisen? Ist die Rechtslage durch die Reichs- 
veriassung geändert? (G.-G.-G. $ 31. ‚Reichsverfassung : Art. 
165. Beschluss des G.-G. Stettin vom 13. März 1920. Ein- 
gesandt vom Vorsitzenden Magistratsrat Laubünger.) 

„Die Zulassung des Arbeitersekretärs N.N. zur Vertretung 
vor dem G.-G. ist abgelehnt. 

Aus den Gründen: Nach $ 31 G.-G.-G. dürfen Per- 
schen, die das Verhandeln vor Gericht geschäftsmässig be- 


'Streiben, vor dem G.-G. überhaupt nicht, atıch nicht mit schrift- 


lichen Anträgen im eigenen Namen, zugelassen werden, eben- 


-ssowenig wie Rechtsanwälte. Es liegt die Zulassung überhaupt 


nicht im Belieben des Gerichts. Die Zurückweisung hat viel- 
Wann eine  geschäfts- 
mässige Vertretung vorliegt, wann nicht, ist im Einzelfall fest- 
zustellen. Ueber die Zulassung der Gewerkschaftsvertreter 
ist auf dem Verbandstage der G.-G. und K.-G. zu Leipzig 1913 
eingehend verhandelt werden (vgl. G.-G. und K.-G. 1913/14). 
Auch dürch diese länezeren Verhandlungen : Hess - sich- keine 
Diese These’ des Referenten, des 
Rechtsanwalts Busch, ging dahin, dass Gewerkschaitsange- 
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stellte, Arbeitersekretäre usw. zu den Personen zu rechnen 
seien, welche das Verhandeln geschäftsmässig betrieben. Das 
hiesige G.-G. und K.-G. haben die Fraxe neuerdings in mit 
fünf Richtern besetzten Vollsitzungen xeprüft. Sie haben sich 
stets dahin entschieden, dass bei Vertretung durch’ Gewerk- 
schaftsbeamte, Arbeitersekretäre usw. geschäftsmässige Ver- 
tretung: vorliege. Diese von vielen G.-G. geteilte Auffassung 
muss auch bei erneuter Prüfung als die allein richtige erachtet 
werden., Es ist nicht richtie, dass nur Stettin diese Ange- 
-stellten ablehnt. Nach der privaten Umfrage bei einem Teil der 
Gewerbegerichte (G.-G. und K.-G. 1914. Sp. 150) liessen 
33 G.-G. diese Angestellten überhaupt nicht zu, 69 nur von 
Fall zu Fall. Das K.-G. Berlin weist schon bei dem- ersten 
Auftreten zurück. (s. ebenda). Geschäftsmässige Vertretung 
geht weiter als gewerbsmässige; Bezahlung ist überhaupt nicht 
erforderlich. Die Geschäftsmässigkeit wird schon von der Ab- 
sicht getragen, eine Tätigkeit zu wiederholen und kann darin, 
dass jemand häufig für andere vor Gericht auftritt oder schriit- 
liche Eingaben an das Gericht fertigt, anerkannt werden. Sie 
liegt auch vor, wenn Arbeiterauskunftsstellen. Arbeitersekre- 
tariate, Gewerkschaften es in den Kreis ihrer Aufgaben ziehen 
nicht bloss dem Arbeiter unparteiisch Rechtsrät zu erteilen, 
sondern ihn auch aus Humanität wegen Erkrankung oder Ab- 
wesenheit gerichtlich zu vertreten. So der beste Kommentar 
zum G.-G.-G. vom Reichsgerichtsrat Bewer (Wilhelm Bewer, 
Seite 150 zu $ 31 G.-G.-G.). Uebrigens erhalten die Gewerk- 
Schaftsbeamten usw. in der Regel Gehalt. Die Gewerkschaften 
sind auch verpflichtet, ihren Mitgliedern Rechtsschutz zu ge- 
währen. Damit gewinnen die Mitglieder ein wertvolles Recht, 
das für sie‘zum Beitritt oft mitbestimmend ist. Ihre Beiträge 
werden auch hierfür mitgezahlt. Für die Vertretung im Rechts- 
Schutzverfahren liegt die Vergütung des Beamten mit im Gehalt. 
$ 157 2.-P.-O. geht weiter als $ 31 G.-G.-G. Dort kann das 
Gericht zulassen, hier darf es nicht. Es kommt aber darauf auch 
gar nicht ‘weiter an. Der Gegensatz zur geschäftsmässigen 
berwilichen Vertretung ist die aus nur persönlichen Gründen, 
aus Verwandtschaft, Bekanntschaft, Freundschaft nd Gefällig- 
keit. Die Gewerkschaitsbeamten, Arbeitersekretäre usw. ver- 
treten dagegen aus beruflichen Gründen. Bei-der Zulassung 
der Gewerkschaftsbeamten würde für die Arbeitgeberseite nicht 
mehr Waffengleichheit bestehen. Es würde dann die vielfach 
gewünschte Gesetzesänderung dahin, dass auch die Rechtsan- 
wälte allgemein zugelassen würden, kaum noch abzulehnen 
sein. Durch die Zulassung dieser beiden Arten von Vertreterr 
würde aber einer der Hauptvorzüge des gewerbegerichtlichen 
Verfahrens, der der unmittelbaren Verhandlung mit den Par- 
teien, verloren gehen und damit auch oft die Schnelligkeit des 
Verfahrens leiden; denn die Vertreter können sich häufig über 
Tatsachen nicht erklären, müssen vielmehr erst Informationen 
einholen. Bei den Parteien steht es ia übrigens schon ietzt 
frei, in verwickelten Sachen ihre Ausführungen vorher schrift- 
lich einzureichen und sich: dabei ‘der Hilfe ihrer Vertreter zu 
bedienen. Eine Aenderung des G.-G.-G. ist noch nicht erfolgt. 
Auch vor. den Versicherungsämtern ist die geschäftsmässige 
Vertretung keineswegs allgemein zugelassen. Nur solche ge- 
schäftsmässige Vertreter dürfen nach $ 1663 Abs. 3 R.-V.-O. 
dort auftreten, die das Oberversicherungsamt vorher ausdrück- 
lich zugelassen hat. Das G.-G.-G.. hat dagegen diese Vorschrift 
nicht. Es hat, wie ausgeführt, noch seine bisherige Fassung, 
Der Streit kann nur durch gesetzliche Aenderung beendet wer- 
den. Es wird anheimgestellt, einen Antrag bei den gesetz- 
gebenden Körperschaften zu stellen. Auf den Antrag des Ge- 
werkschaftskartells wird im übrigen darauf hingewiesen. dass 
die Gerichte nach Artikel 102 der Reichsverfassung unabhängig 
sind. Das besagte schon $ 24 III 1 der Allg. Preuss. Gerichts- 
ordnung vor mehr als *a Jahrhunderten. Ebenso streitig wie 
diese Frage ist die weitere, ob gegen diesen Be- 
schluss die Beschwerde zulässig sei. Während 
einzelne L.-G. diese Frage beiahen, hat sie das hiesige L.-G. 
konstant verneint (vgl. z.B. Beschluss in K.-G.-Sachen Ober- 
leutnant X. contra. N. von 1914). Also auch die ordentlichen Ge- 
richte sind in ein und derselben Frage verschiedener Ansicht. 
In Berlin haben übrigens auch wiederholt die einzelnen Kam- 
mern desselben G.-G. und K.-G. dieselbe Rechtsfrage ver- 
schieden . entschieden. Art. 165 der Reichsverfassung kommt 
vorliegend überhaupt nicht in Betracht. Wie notwendig die 
Unabhängigkeit der Vorsitzenden der G.-G. ist, ergibt der Auf- 
satz des verstorbenen G.-G.-Direktors Prenner in München 
in Brauns Annalen für soziale, Politik und Gesetggebung (Bd. I 
S. 138ff, spezieN S. 141, 148). Für den später anhäneiz zu 
machenden Rechtsstreit wird darauf hingewiesen, dass das G.-G. 
für ihn überhaupt unzuständig ist, weil es sich um einen 
Schiffsführer mit mehr als 2000 M. Jahreseinkommen handelt, 
der als Betriebsbeamter gilt ($ 20 des Binnenschiffahrtsgesetzes, 
$133 a. a. O.).. Das Gewerbegericht hat aber seine Zuständig- 
keit von Amts wegen zu prüfen. Eine trotz dieser Beleh- 
rung bei dem G.-G. einzureichende Klage müsste vom Kläger 
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selbst. unterschrieben sein oder von einem. nicht geschäft!s- 


mässigen Bevollmächtigten.“ 
” 


Bet der heute geltenden Zuständigkeit des G.-G. für den 
weitaus grösseren Teil’ der Rechtsstreitigkeiten aus dem Ar- 
beitsverhältnis des techmischen Angestellten haben wir natır- 
gemäss: ein sehr lebhaftes Interesse an dieser Entscheidung. 
Sie klammert sich an den toten Buchstaben und sucht mit viet 
Wortklauberei den Eindruck zu verhüllen, dass es sich in Wirk- 
lichkeit um ein Uebelwollen gegen die Gewerkschaftsbeamten 
handelt, das ohne juristische Spitzfindigkeiten nur, schwer zu 
begründen sein würde. Wo bleibt - die allereinfachste Logik, 
wenn) es heisst, die Zulassung liege überhaupt nicht im Belieben 
des Gerichts, wenn: doch eben gerade dieses Gericht im Einzel- 
fall festzustellen hat, ob geschäftsmässiges Verhändeln vor- 
liegt. Ja, das ist doch gerade das Belieben des Gerichts; denn 
sonst könnte es gar nicht passieren, dass bei dem einen Gericht 
dutzendmal derselbe Gewerkschaftsbeamte auftreten kann, und 
bei dem anderen ein Gewerkschaftsbeamter ohne irgendwelche 
sachliche Prüfung seiner Vertretungsvollmacht abgewiesen wird, 
nur weil-er eben Gewerkschaftsbeamter ist. 

‘“ Dass mittlerweile in den Schlichtumgsausschüssen Hunderte 
von Gewerkschaftsbeamten-Vertreter als Mundanwälte an der 
Rechtsbildung ständig mitwirken, dass der Entwurf des Arbeits- 
gerichtsgesetzes die Angestellten eines Berufsvereins, die von 
diesem zur unentgeltlichen Vertretung von Parteien ermächtigt 
sind, von dem Zulassungsverbot der „geschäftsmässig“ Verhan- 
deinden ausdrücklich ausschliesst, dass also die auf dem Ver- 
bandstage der K.-G. und G.-G. zu Leipzig 1913 noch zur Gel- 
tung gekommene Antipathie der Gewerbegerichtsvorsitzenden 
gegen die nicht immer leicht zu überzeugenden Gewerkschafts- 
vertreter längst einer besseren Einsicht des sachgemässeren Ver- 
handelns mit ihnen Platz gemacht hat, davon scheint man in 
Stettin noch keine Notiz genommen zu haben. : Wie verhält 
man sich denn in Stettin, wenn die dortigen Grossbetriebe Ver- 
treter entsenden, die sich zwar ganz korrekt als handelsgesetz- 
liche Firmenvertreter legitimieren, zur Klagevertretunz aber 
in. erster Linie bestellt wurden, weil sie auftragsgemäss itıri- 
stische Berater der Firma in allen Rechtsfragen sind und eine 
dementsprechende spezielle juristische Ausbildung genossen 
haben? Wie steht's denn dann mit der „Waffengleichheit“? Ist 
dem G.-G. Stettin nicht bekannt, dass auch die wirtschaftlichen 
Arbeitgebervereinigungen heute schon vielfach durch ihre Be- 
amten die Einzelfirmen in solchen Streitfällen vertreten lassen? 
Wir haben uns niemals dagegen gewandt, weil wir:mit einem 
in Gewerbegerichtsfragen auch nicht ganz unerfahrenen. Ber- 
liner: Vorsitzenden darin übereinstimmen, dass wir lieber mit 
Parteien verhandeln, die in der Sache zwar scharf. aber ob- 
iektiven Rechtsbelehrungen zugänglich sind, als solchen, denen 


‚in Frage kommen und daher ausnahmslos zuzulassen sind.“ 


» 


N" Mr. 


Nr. 7 1 





erfolgt oder einen See Teil id Berufstätigkeit der ve: 


treffenden Person ausmacht. und ‚demgemäss auch für ‚die Ent- 
Iohnung von Bedeutung ist. . 

Ob ein Gewerkschaftsangestellter. zu dem Kreise. dieser 
Personen gehört, kann nur im Einzelfall entschieden werden. 
Fine allgemeine Ausschliessung der Gewerkschaitsangestellten 
iediglich aus dem Grunde, dass sie häufig in die Lage kommen 
werden, als Prozessbevollmächtigte aufzutreten, dürite jedenfalls 
nicht dem Sinne der gesetzlichen. Vorschrift entsprechen. An- 
dererseits vermag ich aber auch nicht anzuerkennen, dass nach 
den geltenden gesetzlichen. Bestimmungen Gewerkschaftsange- 
stelite niemals als „geschäftsmässige“ Prozessbevollmächtigte 


Neue Gesetze ag 

Verordnung über die Verbinzering a der Kisaeeechran- 
kung zugunstem Schwerbeschädigter. Vom 28. April 1921. Auf 
Grund des $ 2 des Gesetzes über die Verlängerung der Kündi- 
gungsbeschränkung zugunsten Schwerbeschädigter vom 22.. Ok- 
tober. 1920 (Reichsgescetzblatt Seite 1787) wird mit Zustimmung 
des Reichsrats und. eines aus 28 Mitgliedern bestehenden Aus- 
schusses des Reichstags al ae. 





Die im $ 18 Abs. 1. des Bee über. die. Beschäftigung 
Schwerbeschädigter vom 6. April 1920 (Reichs-Gesetzbi. S. 458) 
bestimmte Frist, iunerhalh deren eine Kündigung nach $ 12 
Abs. 1 dieses Gesetzes einem Schwerbeschädigten gegenübr erst 
wirksam. wird, wenn die Hauptfürsorgestelle zugestiiumf hat, 


“wird bis zum 1. April 1922 verlängert. 
2: 


Die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle soll, abgesehen von 
dem Falle des $ 18 Abs. 2 des Gesetzes vom 6. April 1920 nicht 


versagt werden, wenn Her Arbeitgeber, der seine Einstellungs 


pflicht nach Mindestzahl und Art ($ 5 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2. 8 
(iesetzes vom 6. April 1920) erfüllt hat, auf den freiwerdenden 
Arbeitsplatz im Einvernehmen mit der Hauptfürsorgestelle einen 
anderen Schwerbeschädigten einstellt, der in ähnlichem Umfang 
wie der bisherige erwerbsbeschränkt ist, und, falls der Arbeits- 
platz einer bestimmten Art von Schwerbeschädigten . vorbe- 
halten ist, dieser Art angehört. Diese Vorschrift findet keine 
Anwendung, wenn der zu Entlassende ein Vertrauensmäann: der 
Schwerbeschädigten nach $ 11 des See vom 1. April 
1920 ist. ; A 


-Die Zustimmung soll ne nicht versagt werden, bei Be- 
trieben, Verwaltungen und Bureaus des Reichs, der Länder und 
anderer Körperschaften des Öffentlichen Rechtes, die aufgelöst 
oder nicht nur vorübergehend wesentlich eingeschränkt: werden 
missen, wenn zwischen dem Tage der Kündigung und dem 


Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn weitergezahlt wird, min- 
destens drei: Monate liegen, und wenn die Zahl der in be- 
- schränkten Betrieben verbleibenden Schwerbeschädigten noch 
mindestens sechs vom Hundert der Gesamtzahl der darin 
Weiterbeschäftigten beträgt. Eine wesentliche Einschränkung 
ist nur anzunehmen, wenn nicht mehr als die Hälfte der am 
1. Juli 1920 vorhandenen Personen: weiterbeschäftigt wird. 
Diese Bestimmungen finden entsprechende Anwendung auf 
Gesellschaften, die zur Erfüllung. von Aufgaben der Kriegs- oder 
Uebergangswirtschaft gebildet “worden sind (Reichs-Organi- 
sationen, Kriegsgesellschaften und dergleichen) und der' Aufsicht 
des Reichs eines Landes oder einer anderen Körperschaft des. 
öffentlichen Rechtes unterstehen. { 
Ob eine Auflösung. oder .eine.- Wesen le ee | 
eines Betriebes, eines Bureaus oder einer Verwaltung dieser 
Art- vorliegt, entscheidet im Zweifelfall endgültig bei Einrich- 
tung sen des. Reichs die zuständige, ‚oberste. Reigusbeherdee sonst. 
die Landeszentralbehörde. Pen 


die elementarsten Rechtsbegriffe und prozessualen Formenvor- 
schriften einfach nicht klarzumachen sind und sich dann die 
Verhandlungen langwierig gestalten. So ganz unbekannt mit 
den. beruflichen. und dienstrechtlichen Verhältnissen der zu ver- 
tretenden Berufsgenossen pflegen doch in der Regel die Ge- 
werkschaftsbeamten, die auch sonst die Berufsinteressen der 
Arbeitnehmerpartei zu vertreten haben, nicht zu sein. Wo 
blieben die G.-G. mit der Erledigung :ihrer Verwaltungsarbeit 
oder die Parteien mit ihrem Recht, wenn man ieden Arbeit- 
nehmer mit seinem. Klageantrag einfach dem G.-G, und seinem 
Schicksal überlassen wollte. Wir brauchen uns nicht zu 
scheuen, auch umgekehrt darauf hinzuweisen, dass schon in 
manchen Terminen uns die Rechtsbelehrung des G.-G.-Vor- 
sitzenden ebenso nützlich erschien wie diejenige der Partei. 

Der. Hinweis auf ‚die Praxis. des: Berliner K.-G. hat uns 
j überrascht. Wir selbst haben jedenfalls vor den Berliner G.-G. 
Mr und K.-G. derartige Erfahrungen nicht gemacht; sondern hier 
kur: verhandeln täglich Dutzende von Gewerkschaftsbeamten aller 
möglichen Berufsorganisationen ohne. irgendwelche Schwierig- 
keiten. Auch ausserhalb Berlins haben unsere Angestellten vor 
allen möglichen G.-G. schon als Vertreter verhandelt. Es ist 
uns bis jetzt aber ausser Stettin nur ein einziger Fall bekannt- 
geworden, in dem der Vorsitzende den Gewerkschaftsbeamten 
lediglich deshalb abweisen zu müssen glaubte, weil er eben 
Angestellter einer Berufsorganisation war. Dass man trotz des 
Büchstabens des G.-G.-G. auch anderer Auffassung über die prak- 
tische Handhabung des Gewerbegerichtsverfahrens sein kann, 
zeigt aber erfreulicherweise der Bescheid, den der Reichs- 
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Die Zustimmung, dark richt versagt werden, ‚wenn der Gen. 
'samibetrieb eines privaten Arbeitgebers nicht nur ‚vorüber- N 
gehend stillgelegt wird und zwischen dem. Tage der Kündigung 
und dem Tage. bis zu dem Gehalt oder. Lohn WENIGEN wirds 
mindestens drei Monate liegen. 3 


en 


5, 3 

Die: Zustimmung der Hauptfürsorgestelle ist nicht erforder- 
lich,. wenn ein Arbeitgeber, der seine Einstellungspflicht nach 
Mindestzahl und Art ($$ 4 und 5 des Gesetzes vom 6. April 1920). 
erfülli. hat, nach dem 1. April. 1921 einen, Schwerbeschädigten 
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arbeitsminister schon am 20. Oktober v.J. erteilt hat: 

„Nach $ 31 des G.-G.-G. bzw. $ 16 des K.-G.-G. werden 
ausser Rechtsanwälten auch „Personen, welche das Verhandeln 
vor Gericht geschäftsmässig betreiben“ > als Prozessbevollmäch- 





unter Anzeige. an die Hauptfürsorgestelle zur vorübergehenden 
Aushilfe, für einen vorübergehenden Zweck oder versuchsweise 
einstellt, es sei denn, 2 die Beschülienig über sechs. Moni 
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tigte oder Beistände vor den G.-G. wie den K.-G. nicht zuge- Sanier 8 6;- 

’ INRT, lassen. Ein „geschäftsmässiges Betreiben des Verhandelns vor "Diese Verordnung: Art mit dem: 1. Mai 1021 in Kraft, 
1.3 Gericht“ liegt nach meiner Auffassung dann vor, wenn das Berlin, den 28. April 1921: 


Verhandeln entweder gegen ein besonderes 1% nteelt 


'Der Reichsarbeitsminister.. 5 AR ‚Dr. Gei 


Berlin. -Industrich ‚eantlen- MeHlsg et H, Bert: NW 52. ‚— Rot atietedrade Möller & Borel GmbH,, Berlin sw. 
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Entscheidungen 


Kann ein Tarifvertrag vom Reichsarbeitsministerium mit 
rückwirkender Krait für allgemein verbindlich erklärt werde.a? 
Kann hieraus ein zur Zeit der Verbindlicherklärung bereits aus- 
zeschiedener Arbeitnehmer Rechte herleiten? Kann er dies auch 
noch, nachdem er sein vereinbartes Gehalt vorbehaltlos ange- 
nommen hat? Zu diesen Fragen hat in Sachen M./G. die 8. Zivil- 
kammer des Landgerichts I in Berlin auf die mündliche Verhand- 
lung vom 2. Mai 1921 unter Mitwirkung des Landgerichtsdirek- 
tors, Geheimen Justizrats Maske, Landesgerichtsrats Dr. en 
en Gerichtsassessors Seiberts für Recht erkannt (23. S. 31. 

2 

„Die Berufung der Beklagten gegen das am 3. Februar 
1921 verkündete Urteil des Gewerbegerichts Berlin, Kam- 
mer 5, wird zurückgewiesen und die Beklagte verurteilt, die 
Kosten der Berufung zu tragen. 


Tatbestand. 


Der Kläger war bei der Beklagten bis zum 30. September 
1920 als technischer Angestellter beschäftigt, Er ist während 
dieser Zeit nicht nach den Sätzen des Tarifvertrages des Ver- 
bandes der Metallindustrie Gross-Berlin (dem die Beklagte nicht 
angehört) mit den Angestelltenorganisationen entlohnt worden. 
Der Tarifvertrag ist nach dem Ausscheiden des Klägers aus dem 
Betriebe der Beklagten durch den Reichsarbeitsminister mit 
rückwirkender Kraft vom 1. Juni 1920, dem Tage des vertrag- 
lichen Inkrafttretens, ab für allgemein verbindlich erklärt 
worden. 

Der Kläger verlangt im Rechtsstreit den Unterschied des g£e- 
zahlten und tariflichen Lohnes, dessen Höhe mit 1616,80 Mark 
unstreitig ist. Das Gewerbegericht hat durch das aus dem Te- 
nor näher ersichtliche Urteil, auf dessen vorgetragenen Saclı- 


und Streitstand verwiesen wird, die Beklagte antragsgemäss 





verurteilt. Hiergegen richtet sich deren Berufung mit dem 
Antrage, 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage kosten- 


pflichtig abzuweisen. 
Die Beklagte trägt vor: 


Eine Verbindlicherklärung von Tarifverträgen mit rückwir- 
kender Krait sei unzulässig, jedenfalls wirke sie aber nicht zu- 
gunsten Angestellter, die am Tage der Verbindlicherklärung bc- 
reits aus dem Dienstverhältnis geschieden seien. Im übrigen 
habe der Kläger auf den Tariflohn verzichtet, da er ihn nie ge- 
fordert habe, insbesondere auch nicht bei der Zahlung des letz- 
ten Gehaltes und der Ausstellung der Empfangsbescheinigung 


hierüber, die vorbehaltlos sei. Die nachträgliche Geltend- 


machung verstosse auch gegen Treu und Glauben, nachdem der 
Kläger wälırend der Dauer des Arbeitsverhältnisses niemals den 
Tariiiohn gefordert habe. 

Der Kläger hat um Zurückweisung der Berufung ehten 


und vorgetragen: 


Er habe wiederholt noch während der Dauer des Arbeits- 
vertrages die Beklagte zur Zahlung der Sätze des Tariflohnes 
aufgefordert. 

Entscheidungsgründe. 

Die Berufung ist zwWässig, auch frist- und formgerecht ein- 
gelegt, in der Hauptsache musste ihr aber der Erfolg versaxt 
‚werden. 

Die Verbindlicherklärung von Tarifverträgen bezweckt die 


doppelte Sicherung sowohl des Arbeitgebers wie des Arbeit- 
nehmers. Einmal soll durch die Unabdingbarkeit für verbindlich 


erklärter Tarifverträge auch der nichtorganisierte Arbeitnehmer 
den Lohn erhalten, der zur Erhaltung der wirtschaftlich notwen- 
digen Bedürfnisse erforderlich ist und der seinen Leistungen ent- 
spricht, dann sollen die Arbeitgeber dagegen geschützt werden, 
dass Aussenseiter durch billigere Arbeitskräfte die Preise drük- 
ken und ihnen die Fortführung des Betriebes, insbesondere auch 
die Bezahlung der Tariflöhne unmöglich machen. Die Verbind- 


‚licherklärung setzt voraus, dass der Tarifvertrag überwiezende 


Bedeutung erlangt hat. Dass diese Voraussetzung hier gegeben 
ist, ist unstreitig, ist weiter aber unerheblich, da ihre Nachprü- 
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fung gemäss 8 4, II der Verordnung vom 23. Dezember 1918 
den Gerichten entzogen ist, die Entscheidung des Reichsarbeits- 
ministers vielmehr endgültig ist. Der Reichsarbeitsminister hat 
zugieich_ den Zeitpunkt festzusetzen, mit dem die allgemeine 
Verbindlichkeit beginnt. Es erscheint nach dem Wortlaut der 
angezogenen Verordnung fraglich, ob eine Nachprüfung der Zu- 
lässigkeit des festgesetzten Beginns durch die Gerichte über- 
haupt gezeben ist, ob nicht auch insoweit die Entscheidung des 
Reichsarbeitsministers endgültig und bindend ist. Das Gericht 
hat weiter jedenfalls den Reichsarbeitsminister für berechtigt ge- 
halten, die Verbindlicherkiärung auch mit rückwirkender Krait 
auszusprechen, wobei allerdings die Zeitpunkte nicht überschrit- 
ten werden dürfen, die die vertragsschliessenden Organisationen 
festgesetzt haben, eine Voraussetzung, die vorliegend gegeben 
ist. Die genannte Verordnung will allen Arbeitnehmern die von 
den Verbänden überragender Bedeutung vereinbarten Lohnsätzc 
sichern. Es erschiene unbillig, wenn diese Verbände bei Bec- 
rücksichtigung der allgemeinen Wirtschaftslage, insbesonder: 
der ieweiiigen Kosten der Lebenshaitung, von einem be- 
stimmten Zeitpunkte ab andere Tarifsätze vereinbart haben, 
diese Löhne nicht an dem Vertrage Beteiligten vorzuenthalten, 
Hierdurch würde der Wille der Verordnung, allen Arbeitnei- 
mern einen angemessenen Lohn zu sichern, für längere Zeit- 
räume vereitelt werden. Hinzu kommt, dass das Verfahrca 


| bei dem Reichsarbeitsministerium oft längere Zeit in Anspruch 
‘nehmen kann und die Erreichung angemessener Löhne der bei 


nichtorganisierten Unternehmern beschäftigten Angestellten und 
Arbeiter oit durch Zufälligkeiten verzögert werden würden, 
wenn die Verbindlicherklärung mit rückwirkender Kraft nicht 
ausgesprochen werden könnte. Gegen die Fortsetzung einzs 
zurückliegenden Anfangstages der Verbindlichkeit spricht auch 
nicht der Wortlaut: des $ 4, II der Verordnung, . welcher nicht 
„begonnen hat“, sondern lediglich „beginnt‘‘ sagt, da; eine derar- 
tige starre grammatikalische Auslegung der Verordnung ihren 
Willen nicht gerecht wird. 

Ist aber die Verbindlicherklärung mit rückwirkender Kraft 
an sich zulässsig und erfolgt, so werden sämtliche Arbeitsver- 
träge, die in der betreffenden Zeit im Tarifgebiete liefen, davon 
erfasst, und es ist ein Grund nicht abzusehen, aus dem ein Ar- 
beitnehmer, der vor der Verbindlicherklärung die Arbeitsstelle 
gewechselt hat, den Tariilohn nicht erhalten soll. 

Es liegt weiter aber auch kein Verzicht des Klägers auf die 
Auszahlung des Tariflohnes, der an sich für die Vergangenheit 
trotz der Unabdingbarkeit zulässig wäre, vor. Es kann dahin- 
gestellt bleiben, ob an sich in der vorbehaltlosen Annahme eines 
geringeren Lohnes ein Verzicht auf die weitergehenden An- 
sprüche zu erblicken ist. Vorliegend war in dem Zeitpunkt, in 
dem der Käger aus dem Dienst der Beklagten schied, der Tarif- 
vertrag noch nicht für verbindlich erklärt, und es kann daher 
aus dem Nichtfordern des Tariflohnes nicht auf einen Verzicht 
auf diesen in dem fraglichen Augenblick noch gar nicht ent- 
standenen Anspruch geschlossen werden. Aus dem gleichen 
Grunde kann aber in keinem Fall in der Geltendmachung des 
Tariflohnes erst nach Beendigung des Arbeitsverhälinisses ein 
Verstoss gegen Trei und Glauben erblickt werden. 

Da demnach der Klageanspruch zu recht besteht, die MHöne 
auch unstreitig ist, war die Berufung gegen das Urteil des 
Gewerbegerichts zurückzuweisen. 

Die Kosten des Rechtsstreits waren nach $ 97 Z.P.O. der 
Beklagten aufzuerlegen. 

Reinhardt. 


gez. Maske. Seibertz. 
Ausgefertigt Berlin, den 7. Juni 1921. 


gez. Unterschrift. 
Gerichtsschreiber des Landgerichts I.“ 
% 


Durch das vorstehend mitgeteilte Urteil, welches in einem 
im Rechtsschutz des (Bundes geführten Rechtsstreit ‚erwirkt 
wurde, sind eine Reihe sehr weittragender, grundsätz- 
licher Fragen zugunsten des Arbeitnehmers ent- 
schieden. Bemerkt wird, dass es sich hier nicht um eine verein- 
zelte Gelezenheitsentscheidung handelt, das Gericht sich viel- 
mehr in einem zweiten gleichliegenden Rechtsschutzprozess 
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im Urteil vom 2. Juri 1921 — Aktenzeichen 23, S. 20. 21— 
aw den gleichen Standpunkt gestellt hat, so dass bereits von 
einer konstanten Praxis des Berliner Gerichts gesprochen wer- 
den Kann. Zu beachten ist hierbei, dass die 8. Zivilkammer 
diejenige ist, an welche nach der Geschäftsverteilung die sämt- 
lichen, recht zahlreichen :Berufungssachen des Gewerbegerichts 
Berlin gehen, und dass die Autorität dieser auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts besonders erfahrenen Spezialkammer wohl auch 
ausserhalb seines Bezirkes beachtet werden wird. Es’ist dies 
um so notwendiger, als durch eine Reihe ‚widerprechender Aw- 
sätze und Entscheidungen über diese grunclsätzlichen Fragen 
eine erhebliche Rechtsunsicherheit Platz gegriffen hatte, welche 
um so bedenklicher war, als durch die Angriffe gegen die 
Rechtmässigkeit der Praxis des Reichsarbeitsministerums die 
Autorität des letzteren nicht gerade an Ansehen gewann. 


"Bei der weittragenden Bedeutung der Entscheidung soll zu 
den darin behandelten Streitfragen noch folgendes bemerkt 
werden: ’ | 


a) Zur Frage der rückwirkenden Verbindlicherklärung?) ver- 
wirft das Gericht mit Recht eine nır am Worte haftende gram- 
matische Auslegung zugunsten einer dem Sinne und Zwecke 
entsprechenden Auslegung und rückt bei dem Zweck der Tarit- 
vertragsverordnung die sozialpolitischen Gesichtspunkte in den 
Vordergrund. In seiner objektiven Weise betont das Gericht 
hierbei die Bedeutung der gleichmässigen Regelung der Arbeits- 
verhältnisse durch Tarifverträge nicht nur für die Arbeitnehmer- 
seite, zur Erreichung eines angemessenen, den notiwendixen 
wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechenden Lohnes, Sondern 
auch für die Arbeitgeberseite, um zu verhindern, dass tarii- 
vertraggebundene Arbeitgeber durch die drückende Konkurrenz 
von Aussenseitern, welche Arbeitskräfte zu geringeren Löh- 
nen einstellen können, geschädigt wierden. 


Demgegenüber wird in erster Reihe betont, dass $4 Abs. 2 
V. v. 23. 12. 18 .von:dem vom Reichsarbeitsministerium zu bc- 
stimmenden Zeitpunkt spricht, mit welchem die allcemeine Ver- 
bindlichkeit „beginnt“, während es andernfalls heissen müsste 
„begonnen hat“. 


: Wenn. es nach den Ausführungen des Landgerichts nach 
einer Zurückweisung dieses aus der Grammatik stammenden 
Einwandes auch eigentlich nicht bedarf, so mag doch kurz 
darauf hingewiesen werden, dass sich derartige Schönheitsfeh- 
ler auch in anderen, schnell geschaffenen Gesetzen befinden. So 
heisst es z. B. in dem Gesetz vom 12. 5. 20. (R.G.Bl. S. 960) 
Art. VI: „Diese Verordnung tritt mit dem 10. Mai 20 in Kraft“, 
also auch für einen datummässig in der Vergangenheit liegenden 
Zeitpunkt die Präzensfornı. Nicht auf den Buchstaben des Ge- 
setzes kommt es an, sondern auf Sinn und Ziweck. 

b) Ebenso zutreffend ist der Standpunkt des Gerichts zur 
I rage der Wirkung: für ausgeschiedene Arbeitnehmer?). Hier 
muss aber bemerkt werden, dass das Gericht die Frage nur 
entschieden hat bezüglich der Rückwirkung des für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrages. Die Rechtslage in diesem 
Falle und bezüglich der Rückwirkung des gewöhnlichen Tarit- 
vertrages auf bereits Ausgeschiedene ist nicht ganz gleich. 
Soweit es sich um die, Wirkung der allgemeinen Verbindlicher- 
Klärung handelt, kommt die im anderen Falle aufgeworfene 
Frage, ob die Tarifvertragsparteien auch zugunsten der bereits 
Ausgeschiedenen handeln wollten und konnten, nicht in Betracht. 
Denn hier entsteht die Rückiwirkung nicht durch Parteiwillen, 
sondern ‚durch selbstständige behördliche, gesetzähnliche An- 
ordnung. :Es wird eine juristische Fiktion geschafien, als sei 
die betreffende Anordnung bereits zu dem rückdaiierten ?eit- 
punkt in Kraft gewesen, und hierdurch. werden alle damals 
in dem Tariigebiet bestandenen Arbeitsverträge nachträglich 
aufomatisch entsprechend geregelt. 

Bei dem 


..Bei. de gewöhnlichen Tarifvertrag dagegen wird in 
Schrifttum und 


Rechtsprechung die Frage auigeworfen, ob die 


aus dem Arbeitsvertrage bereits Ausgeschiedenen von dem Wil- . 


ten'der Tarifvertragschliessenden eriasst werden. 
aber m. E. zu unterscheiden: die überwiegende Mehrzahl der 
Tarifverträge 'wird von ‚Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani- 
sationen geschlossen. 


Hierbei ist 


In diesem Falle sind Beteiligte des Tari:- 
vertrages gemäss $ 1 Abs. 2 V. v. 23. 12. 18 alle diejenigen, 
welche Mitglieder der vertragschliessenden Vereini gun- 
gen sind oder bei Abschluss des Arbeitsvertrages gewesen 
sind. Demgemäss ist nach dieser ausdrücklichen Bestimmung 


2) vergl. hierzu. insbesondere: Hahne, „‚Rückwirkende Allgemrinverbind- 
lichkeit von Tarifverträgen‘“ in „Der Schlichtungsausschuss“; Mitteilungsblatt 
der Schlichtungsausschüsse von Nord- und Mitteldeutschland v, 1. 3. 21, S.78 
und vom 1. 4. 21, S. 108, sowie die dort eingehend angeführte Literatur und 
Judikatur, ferner K. G, Hagen in „Gewerbe- und Kaufmannsgericht“ v. 1.5 217 


Sp. 115. G.G. Zeitz in „Gewerbe- und Kaufmannsgericht“ v. 1. 6. 21, Sp. 219, _ 


°) vgl. Landgericht Neu-Ruppin in „Gewerbe- und Kaufmannsgericht“ 
25. Jahrgang Sp. 200. Kaufmannsgericht Mainz vom 20. 11.19 in Gewerbe- 
und“Kaufmannsgericht“ 25. Jahrgang Sp. 104. Kaufmannsgericht Osnabrück 
vom 5. 2, 20, das. Sp, 147, und die obigen Urtei'e von Zeitz und Hagen. 
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wenn dieser sich rückwirkende Kraft beilegt, also auch aus die- 
‚ ser, und sie können sich auf die juristische Fiktion derselben 
genau so stützen, wie die anderen beteiligten Mitglieder der Or- 





des Gesetzes entscheidend nur die Zugehörigkeit zu den Organi- 
‚sationen. Die Mitglieder: der Organisationen erlangen mit auto- 


 matischer, unabdingbarer Wirkung, also unabhängig von dem 


Willen der Tarifsparteien, Rechte auf Grund des Tariivertrages, 











ganisationen, _ deren Einzelarbeitsverträge noch laufen. Mir 


scheint, dass dieser Gesichtspunkt häufig übersehen wird. 


Dagegen in denjenigen relativ seltenen Fällen, in twelchen 
ein Werktariivertrag. zwischen : einem. Arbeitgeber und seiner 
Arbeitnelimerschaft geschlossen: wird, kann es auf den Partei- 
willen ankommen, ob auch den bereits Ausgeschiedenen Rechte 
Caraus erwächsen sollen. Dies wird im Einzelfall allerdings 
Auslezungsirage sein. Hierbei ist aber zu berücksichtigen, dass 
die Rückdatierung . der Gehaltserhöhungen die Ueberzeugung 
zum Ausdruck bringt, dass die Entlohnung bereits früher keine 
angcniessene war, und dass es unbillig wäre, zufällig während 
der Verhandlung Ausgeschiedenen, die, wenn auch nachträglich 
fiir ihre Arbeit als angemessen anerkannte Vergütung vorzu- 
enthalten, da sie unter der Teuerung ebenso gelitten haben,: wie 
die übrigen. Gerade auf dem Gebiet des Tarifrechts müssten 
sozialrechtliche Gesichtspunkte massgebender sein als rein in- 
dividwalrechtlich-ziviljuristische. Auch der Werktaritvertraz 
will nicht miehrere Einzelarbeitsverträge zufällig der Arbeitneh- 
mer A, B und C regeln, sondern das Arbeitsverhältnis der Ge- 
samtarbeitnehmerschaft als solcher in einem bestimmten Zeit- 
raum, weil diese Regelung nicht nach den speziellen Verhältnis- 
sen in diesem Zeitraum so angemessen erscheint. Alsdann 


. muss diese Regelung sich aber auf alle Arbeitnehmer in diesem 


Zeitraum beziehen. _ Auch die rechtliche Konstruktion dürfte 
keine Schwierigkeiten machen, .iwenn man die Begriffe der»Ge- 
schäftsführung chne Auftrag ($ 677 ff. BGB.) und der Verträge 
zugunsten Dritter ($ 328 ff. BGB.) anwendet. _ er 

c) Nur kurz erörtert. wird die. Frage, ob die vorbehaltlose 
Annahme des geringeren Gehaltes einen "Verzicht- enthält und 
die Nachforderung gegen Treu und Glauben verstösst. Beide 
Fragen erledigen. sich ohne weiteres in einem Falle, in wel- 
chem das Recht auf den Tariflohn erst nachträglich durch. ..die 
tückwirkende Allgemeinverbindlichkeit entstanden ist, Anders 
in dem Falle, dass das Recht auf Tariflohn schon während 
des Bestehens des. Tarifvertrages. bestand’), Nicht glücklich 
scheint mir der Versuch, dem Arbeitnehmer hier einen Verstoss 
gegen Treu und Glauben vorzulwerfen. Auch im Tarifvertrags- 
recht herrscht der Grundsatz der Vertragstreue, welcher durch 


‚das Prinzip der Unabdingbarkeit des $-1 V. v. 23. 12. 18 beson- 
‚ders scharf in die - Erscheinung tritt. 


Auch der Arbeitgeber 
soll tarifvertragstreu sein, und zwar nicht nur. mit. Rücksicht 
auf die Lebensnotwendigkeiten des Arbeitnehmers, sondern auch, 
wie das Landgericht I Berlin betont, um keine Preisdrückerei 
gegenüber den anderen Arbeitgebern zu treiben. Die Tarifver- 
tragstreue verlangt auch vom Arbeitgeber, soweit der Tarii- 
vertrag auf ihn Anwendung findet, Zahlung des tariimässigen 
Lehnes. Seine Tarifvertragsuntrewe verstösst gegen Recht und 
Billigkeit. Es ist nicht einzusehen, weshalb „Tren und Glauben“ 
gerade den Schutz eines vertragsuntreuen ‚Arbeitgebers erfor- 
dern und die Nachteile beiderseitiger Tariivertragsuntreue ein- 
seitig dem Arbeitnehmer aufbürden, dem Arbeitgeber aber die‘ 
Vorteile belassen sollen — Re 4 
 _Gewichtiger erscheint der Einwand des Verzichtes. Zu 
nächst aber erfordert ein Verzicht Kenntnis des’ Rechtes. Nur 
jemandem, der weiss, dass er ein Recht hat, kann der Wille, 
darauf zu verzichten, unterstellt werden. Aus der Nichtkennt- 


‚nis den Verlust vom Gesichtspunkt .der „Verwirkung‘“ herzulei- 


ten, scheint ınir nicht zutreliend zu sein. Abgesehen vom Recht 
der Verjährung findet ein allgemeiner Rechtsgxundsatz “der 
Verwirkung im Gesetz keine Orundlage. Gewiss soll sich der 
Arbeitnehmer um seine Rechte kümmern. Aber es sind immer- 
hin doch Fälle denkbar, dass es ihm an ausreichender Möglich- 5 
keit hierzu fehlt. Und schliesslich soll sich ebenso der Arbeit- 
geber darum kümmern, welche Tarifverträge auf das Arbeits- 

verhältnis Anwendung finden, und sie loyaler Weise seinen Ar- 

beiinehmern mitieilen und sich danach richten. 7 


Zulässig ist ein Verzicht auf den das vereinbarte Gehalt 
übersteigenden Teil des Tarifgehaltes jeweils nach ‚Ablauf einer 
Lohnperiode. Denn die Unabdingbarkeit des $ 1 verbietet nur 
vorherige abweichende Vereimbarungen, nicht nachträglichen 
Verzicht. Doch darf mit der Annahme des Verzichts nicht zu 
leichtfertig umgesprungen werden. "Sonst kommt die verbotene 
Unabdingbarkeit hintenherum doch zur Anwendung, und der 
Tarifvertrag wird durchlöchert, zum Schaden sowohl. der tarii- 
vertragtreuen Arbeitgeber . wie. Arbeitnehmer. Es muss. viel- 

Ri R % + - SirTg x Rn a 

3) vgl. Hoeniger in „Das Schlichtungswesen“, 'Mitteilungs-Blatt der 
Schlichtungsausschüsse in Bayern pp, v. 15. 1. 21, S. 6 und ‘v. 15.4. 21, S. 78. 
Baum im „Mitteilungsblatt des Schlichtungsausschusses Gross-Berlin‘* v. 31.3. 28 
5. 283. Seidel in } 





„Cewerbe- und Kaufmannsgericht* v. 1. 6.21, Sp. 320. 
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mehr verlangt werden, dass der Verzichtswille als 
wirklich vorhanden und als zum Ausdruck gekommen 
iestgestellt wird. Von vornherein wahrscheinlich ist nicht, dass 
der auf. sein Gehalt angewiesene Arbeitnehmer auf einen Teil 
seines Gehaltes verzichten, dem Arbeitgeber etwas schenken 
will. Lediglich die vorhehaltlose Annahme der geringeren Lei- 
stung enthält einen solchen Verzicht nicht. $ 363 BGB. lässt 
deutlich erkennen, dass die Annahme einer nicht; vollständigen 
Leistung als Erfüllung noch nicht den Verlust des Mehran- 
spruchs bedeutet, sondern nur eine Erschwerung der Beweis- 
last. Es ist nicht einzusehen, weshalb im Recht des Arbeitsver- 
trages etwas anderes gelten soll. Die vorbehaltlose Annahme 
des vereinbarten, anfangs ordnungsmässigen Lohnes auch in 
Kenntnis des später in Kraft getretenen höheren Tarifanspruchs 
kann viele andere Gründe haben, wie den Verzichtwillen, vor 
allem die begründete oder vermeintliche Befürchtung vor einer 
vielleicht schon angedeuteten, vielleicht nur in der Luft liegen- 
den, meist schwer beweisbaren Absicht der Kündigung, für 
weiche die Entschädigungssumme des $ 87 B.R.G. nicht das aus- 
reichende Aequivalent bildet. Gewiss soll man auch vom .Ar- 
beitnehmer ein gewisses Rückgrat verlangen. Aber in einer 
Periode grösserer Arbeitslosigkeit, in Zeiten unerhörter Teue- 
rung kann man nicht von dem einzelnen, von der Hand in den 
Mund lebenden Arbeitnehmer verlangen, dass er jederzeit die 
Existenz seiner Familie aufs Spiel setzt. Will man nicht den 
Tarifvertrag zur Theorie werden lassen und die Lohnregelung 
wieder dem ungleichen Machtverhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Einzelärbeitnehmer überlassen, so darf man nicht einen 
endgültigen Verzicht auf die Rechte aus der tarifver- 
traglichen Regelung annehmen, lediglich wieil der Arbeitnehmer 
die Ausübung seines Rechtes nur aufeinen geeigneten 
Zeitpunkt verschieben will. In einem solchen Falle 
ist Verzichtwille nicht vorhanden und nicht zum Aus- 
druck gelangt. 

Anders dagegen, wenn der Arbeitnehmer von vornherein 
mit Bewusstsein zu einem geringeren, als dem zur Zeit gelten- 
den Tariflchn ‘eine Stellung annimmt. Hier bringt er deutlich 
seinen Willen zum‘ Ausdruck, nicht Tariigehalt zu verlangen, 
und wenn auch diese Erklärung zunächst untwirksam ist, so 
kanfi: man’ hier- die dementsprechende spätere vorbehaltlose An- 
nahme als die nunmehr zulässige nachträgliche Wiederholung 
der Verzichtserklärung auffassen. Wenigstens im allgemeinen; 
auch hier: sind Ausnahmen denkbar. Handelt es sich z. B. um 
einen längere Zeit erwerbslosen Arbeitnehmer, der vielleicht 
eine-kranke Frau zu Hause hat, so wird man eine Zwangslage 
annehmen und eine Anfechtung ($ 123 BGB.) oder Nichtigkeit 
(8138 BGB.) annelımen können. Der Arbeitgeber wird sich 
ja schliesslich auch haben: sagen müssen, dass nur wenige ohne 
Not unter dem durch Tarifvertrag als angemessen festgestell- 
ten Lolın arbeiten werden. Liegt aber eine solche Notlage nicht 
vor, so !wird man allerdings dem Arbeitnehmer, der durch 
Schimutzkonkurrenz tariitreuen Kameraden die Arbeitsgelegen- 
heit fortgenommen hat, nicht noch gleichsam als Prämie für 
dieses sein Verhalten ein Nachforderungsrecht einräumen kön- 
nen. Erscheint dies Ergebnis auch dem Arbeitnehmer gegen- 
über gerecht, so erscheint es nicht befriedigend gegenüber dem 
tariiuntreuen Arbeitgeber. Hier wäre für eine etwaige Ausge- 
staltung des Tarifrechts zu erwägen, ob man nicht als Gebot 
der ausgleichenden Gerechtigkeit eine Verpflichtung zur Nach- 
zahlung, zwar nicht an den betreffenden Arbeitnehmer, ‚wohl 
aber djür -irgend welche . gemeinwirtschaftlichen Zwecke auf 
Verlangen der Tarifvertragsparteien einführen sollte, im Inter- 
esse der. Tariivertragsireue. BrsBsE, 


Zur Frage des Anwendungsbereiches von Tariiverträgen hat 
das Gewerbegericht der Stadt Leipzig in einer Entscheidung 
vom 18. April Stellung genommen.. Die in dem Streitfall be- 
klagte Firma betreibt eine Apparatebauanstalt und Kupierschmie- 
derei. In diesem Gewerbebetrieb war der Kläger ajs Techniker 
beschäftigt. Die Beklagte ®st nicht Mitglied des Verbandes der 
Aetallindustriellen im Bezirk Leipzig. Sie hat dem Kläger ei 
vereinbartes Gehalt von 1009 M. menatlich gezahlt. Zwischen 
den Parteien ist unstreitig, dass der Kläger bereits acht Jahre 
der Berufsgruppe angehört. Er behauptet nun, dass eine Ent- 
Iohnung. nach dem Angestelltentarii der Metallindustrie vom 
11. März. 1920. zu eriolgen habe. Dieser Tarifvertrag ist vom 


‚Reichsarbeitsminister mit -Wirkung vom 1. April 1920 für den 


Bezirk.der Stadt und Amishaupimannschaft Leipzig für verbind- 
lich erklärt worden. Der Kiäger behauptet, dass er hinsichtlich 
der von -ihm- in-Anspruch genommenen Unterstellung unter die 
Gruppe.llla die für diese Gruppe vorgesehene achtiährige Tätig- 
keit: erfüllt habe und nimmt für sich daher das unter IIla vor- 
gesehene -Endgehalt in Anspruch. Er verlangt daher den Unter- 
schied zwischen dem Tariilchn von 1316 M. und dem zur Aus- 
zahlung gelangten Lohn von 1000 M. 


. Die Beklagte bestreitet die Höhe des Änspruches nicht, wenn 
die. -Rechtsausführungen des Klägers zutreffen. Für den Fall, 


dass die grundlegende Rechtsfrage zu ihren Ungunsten aus- 
fallen sollte, macht die Beklagte geltend, in zweiter Linie ein- 
wenden zu müssen, dass der Kläger jedenfalls nicht unter. die 
Gruppe III des angezogenen Tarifes falle, weil er zwar die vor- 
geschriebene Schulbildung und auch die angemessene Zahl der 
Beruisjahre erfüllt habe, der Gruppe III aber deshalb nicht unter- 
stellt werden könne, weil er nicht in der Lage sei, bei seinen 
Arbeiten die elementarsten Grundsätze von Kalkulation in An- 
wendung zu bringen. Die Beklagte bietet hierfür Beweis an, und 
unter Berücksichtigung der vom Kläger vorgebrachten Finwände 
einigen sich die Parteien, dass die Differenz zwischen Tarifgehalt 
nn em Gehalt von 316 M. auf 200 M. ermässigt wer- 
en soll. 


Streitig bleibt also nur noch die grundsätzliche Frage, ob 
der Tarif überhaupt auf den Betrieb der Beklagten Anwendung 
finde. Diese macht dagegen geltend, dass sie 1. nicht Mitglied 
des Verbandes der Metallindustriellen im Bezirk Leipzig. und 
2. ihr Gewerbe nur ein handwerksmässiges sei. Zum Beweis 
diene einerseits, dass sie sich der Kupferschmiedeinnung habe 
zwangsweise anschliessen müssen, andererseits die Art der von 
ihr hergesteliten Arbeiten. Sie stelle nämlich Destillations- 
apparate her und führe insbesondere Reparaturarbeiten an Rohr- 


leitungen aus und sonstige inn Kupfergewerbe vorkommende Ar- 
beiten. 


Der Kläger bestreitet die Darstellung der Beklagten nicht, 
bemerkt aber, dass besonders die Herstellung von Destillations- 
apparaten einen recht erheblichen Umiang annehmen könne. 
Zu blossen Reparaturarbeiten benötige die Beklagte keine Tech- 
niker, sondern nur für cie Herstellung grösserer Anlagen. Im 
übrigen weist er darauf hin, dass die rechtlichen Ausführungen 
der Beklagten für die -lier anstehende Entscheidung belanglos 
seien im Hinblick auf $ 2 der Tarifordnung vom 23. Dez. 1918, 


Auf gerichtliches Befraren erklärt die Beklagte, dass sie 
nicht bestreite, dass sie bei der Art der in ihrem Betriebe ge- 
fertigten Arbeiten unter den bezeichneten Tarifvertrag falle, da 
es sich um Bearbeitung von Kupfer und anderen Metallen han- 
dele. Trotzdem ist sie der Ansicht, dass $ 2 der Tarifordnung 
vom 23. Dezember 1918 nicht Anwendung auf sie finde, weil der 
Kläger die Arbeiten, zu denen er eingestellt sei, nicht 'sach- 
gemäss habe ausführen können. 


Entscheidungsgründe. 


Der zwischen den Parteien entstandene Rechtsstreit dreht 
sich nur noch ausschliesslich und allein um die grundiegende 
Frage, ob auf das Verhältnis zwischen den Parteien der von 
dem Kläger angezogene Tarifvertrag zur Anwendung zu kommen 
hat. Der Kläger leitet die Berechtigung seines. Anspruches auf 
$ 2 der Tarifordnung vom 23. Dezember 1918 her {R. G. Bl. 
S. 1456 f.) unter Berufung auf die unstreitig erfolgte Ver- 
bindlichkeit durch das Reichsarbeitsministerium nach Massgabe 
der in $ 5 der Verordnung erfolgten Fintragung in das Tarif- 
register. 


Der von der Beklagten dagegen vorgebrachte Einwand ist 
nicht stichhaltig, nachdem sie anerkannt hat, dass die von ihr 
gefertigten Arbeiten Kupier- und Metallarbeiten sind tnd damit 
zur Gruppe der tariflich geregelten Arbeiteri gehören. Ihr erster 
Einwand, dass sie zum Verband der Metallindustriellen nicht 
gehöre, ist hinfällig, weil durch die allgemeine Verbindlich- 
erklärung in 8 2 der Verordnung auch die Tariifremden 
den Tarifvorschriften unterstellt werden. Denn in $ 2 der Ver- 
erdnung wird ausdrücklich bestimmt, dass, wenn der Reichs- 
arbeitsminister die Tarifverträge für allgemein verbindlich er- 
klärt hat, sie dann innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereiches, 
also hier für den Stadtbezirk und die‘ Amtshauptmannschaft 
Leipzig, verbindlich sind für solche Arbeitsverträge, die nach der 
Art der Arbeit unter den Tarifvertrag fallen, mag auch: der 
Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder mögen beide an dem 
Tarifvertrage selbst nicht beteiligt sein. Da auch die. übrigen 
Voraussetzungen für die Einieihung des Klägers gegeben sind, 
so erwies sich der Anspruch des Klägers als berechtigt. _Denn 
wenn die Beklagte die Höhe des Anspruches schliesslich. noch 
damit bekämpit, weil die Leistungen des Klägers nicht den .an 
ihn gestellten Anforderungen entsprochen hätten, so ist das für 
die Grundsätzlichkeit der Entscheidungen belanglos. Es könnte 
daraus nur im Einzelfalle geiolgert werden, dass wegen fehler- 
hafter Arbeit dem ‚Kläger ein-Abzug am Lolıne gemacht werden 
kann. Allein dieser Standpunkt hat: durch Uebereinkommen der, 
Parteien selbst seine Erledigung gefunden, nachdem: die Parteien 
sich gerade wegen der. vorgekommenen Fehler bei den Arbeiten 
des Klägers auf 200 Mark geeinigt haben an Stelle der zunächst 
geiorderten 316 M. Deshalb war die Beklaste zur Zahlung 
dieses- Betrages zu verurteilen. 


Die Kostenentscheidung folgt den Vorschriften in $ 91. P.O, 
verbunden mit $ 55 G.G.G. 
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Fortzahlung des Gehaltes bei Krankheit im Falle des 8 616 
BGB. FHicrzu hat in Sachen R. gegen R.M.F. der 13. Zivileenat 
des Kammergerichts auf die mündliche Verhandlung vom 
24. Januar 1921 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten, Gc- 


heimen Oberjustizrats Soenderop, der Kammergerichtsräte Ge- 


heimen Justizrats Dr. Fitzler, Geheimen Justizrats Wentzel und 
Wagener sowie des Landgerichtsrats Dr. Böttger für Recht 
erkannt (13. U. 4085. 20): 


„Die Berufungen der Parteien gegen das am 25. Februar 
1920 verkündete Urteil der 26. Zivilkammer des Landge- 
richts I in Berlin werden zurückgewiesen. 

Die Kosten der Berufungsinstanz werden dem Kläger zu 
vier Neuntel, dem Beklagten zu fünf Neuntel auferlegt. 


Entscheidungsgründe. 

Der auf Grund des schriftlichen Anstellungsvertrages vom 
27. Dezember 1919 als Ingenieur bei der Flugzeugmeisterei All- 
iershof beschäftigt gerwesene Kläger ist während der 5 Wochen 
vom 24. Februar bis 30. März 1919 durch Erkrankung an Diph- 
therie und während der 9 Wochen vom 28. April bis 29. Juli 
1919 durch Erkrankung an Bronchitis an der Dienstleistung ver- 
hindert gewesen. 

Er hat auf jeden dieser beiden Zeiträume nur Gehalt für 
14 Tage erhalten und fordert auf Grund des $ 616 BGB. Naciı- 
zahlung von Gehalt für 3 Wochen auf die erste und für 
4 Wochen auf die zwieite Krankheitsperiode, indem er als „ver- 
hältnismässig nicht erhebliche Zeit“ im Sinne dieser Gesetzes- 
vorschriit einen Zeitraum von 6 Wochen bezeichnet. Das 
Landgericht hat ihm Gehalt für 2mal2 Wochen zugesprochen 
und ihn mit der Mehrforderung unter entsprechender Kosten- 
teilung abgewiesen, indem es einen Zeitraum von 4 Wochen 
als verhältnismässig nicht erhebliche Zeit erachtet hat. Der 
Kläger begehrt mit seiner Berufung Zusprechung des abgespro- 
chenen Teils und der Beklagte verlangt mit seiner Berufung 
Absprechung des zugesprochenen Teils der Klageforderung. 
Beide Berufungen erscheinen unbegründet. Der Kläger ist durch 
schriftlichen Anstellungsvertrag angestellt, der vom Kläger und 
tür die Flugzeugmeisterei von dem A.- und S.-Rat und der Kom- 
mandantur unterzeichnet worden ist. Nach der Auskunft des 
Heeresabwicklungsamtes Preussen war am Tage des Vertrags- 
schlusses die Kommandantur der Flugzeuzmeisterei befugt, den 
Beklagten bei der Abschliessung von Verträgen, die die An- 
stellung von Ingenieuren zum Gegenstande hatten, zw ver- 
treten. Da die Kommandantur für die Flugzeuzmeisterei den 
Vertrag vollzogen hat, ist der Vertrag für den Beklagten ver- 
bindlich. Der Umstand, dass auch der A.- und S.- vat den Ver- 
trag für die Flugzeugmeisterei vollzogen hat, steht der Ver- 
bindlichkeit desselben nicht entgegen. Demnach hat der Klä- 
ger, da er — 'was nicht streitig ist — in den beiden Krankheits- 
perioden ohne seine Schuld an der Dienstleistung verhindert 
gewesen ist, Anspruch auf Zahlung einer dem Vertrage und dem 
$ 616 BGB. entsprechenden Vergütung für beide Krankheits- 
perioden, es sei denn, dass dieser Anspruch durch einen be- 


sonderen Umstand ausgeschlossen wird. Der Beklagte hat in- 


dieser Beziehung zunächst sich auf die kriegsministerielle Ver- 
fügung vom 7. Februar 1918 sowie auf den $ 2 des Vertrages 
berufen und ausgeführt, dass hiernach der dem Kläger zıu- 
stehende Anspruch auf die ihm bereits gezahlte Vergütung für 
2mal14 Tage beschränkt sei. Die kriegsministerielle Ver- 
fügung ist als einseitige Anordnung des Arbeitgebers allein 
nicht geeignet, die vertraglichen Ansprüche des Klägers zu be- 
einflussen, wie das Landgericht mit Recht angenommen lat. 
Dieser Paragraph bestimmt: „Angestellter unterwirft sich den für 
den Dienstbetrieb bei der Flugzeugmeisterei erlassenen und durch 
die Tagesbestimmungen ergänzten Bestimmungen und Vor- 
schriften.“ Unter diesen Bestimmungen und Vorschriften 
sind im Sinne des $& 2 ’des Vertrages nur solche zu 
verstehen, die in Betreff des Dienstbetricbes für die Angestell- 
ten gegeben sind und gegeben werden. Solche Vorschriften 
enthält aber die kriegsministerielle Verfügung nicht. Denn 'sie- 
ist ihrem Inhalte nach nicht für die Angestellten, sondern für 
die Dienststellen gegeben, welche Anstellungsverträge abzu- 
schliessen und zu kündigen berufen sind. Daher steht der $2 
des Vertrages dem Klageanspruch nicht entgegen. Der Kläger 
hat sich auch nicht stillschweigend der Verfügung unterwor- 
fen. Aus einem etwaigen Schweigen des Klägers auf die ihm 
angeblich schon vor dem 1. April 1919 bei der ersten Ge- 
haltszahlung gemachte Ankündigung, dass ihm für die Zeit der 
Erkrankung nur Gehalt auf zwei Wochen gezahlt werden könne 
und werde, brauchte er eine Erklärung nicht abzugeben, da 
seine bezüglichen Ansprüche durch den Vertrag in Verbindung 
mit $ 616 BGB. geregelt iwaren. Abgesehen hiervon ist im 
Zweifel nicht anzunehmen, dass jemand auf erworbene Rechte 
verzichten will. Das entsprechende gilt von dem etwaigen 
Schweigen des Klägers gegenüber der Tatsache, dass die Kas- 
senverwaltung ihm nur für die ersten zwei Wochen der Krank- 
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heit Gehalt gezahlt hat. Aus der etwaigen vorbehaltlosen 
Quittungsleistung über die ihm gezahlten Beträge ist zuungan- 
sten des Klägers nichts herzuleiten. Dass er eine Ausgleichs- 
auittung erteilt habe, hat der Beklagte nicht behauptet. Dar- 
= ist der Anspruch des Klägers nach $ 616 BGB. zu beur- | 
teilen. | 
Bei der Anwendung dieser Gesetzesbestimmung auf das 
vorliegende Vertragsverhältnis ist, wie der Kläger mit Recht 


Du 











. ausführt, der $ 133c Absatz 2 der Gewerbeordnung zu beachı- 


ten, der bei Angesteliten von ähnlicher Berufsstellung in Fä!- 
len einer Dienstverhinderung durch unverschuldetes Unglück 
einen Zeitraum von 6 Wochen als die Zeit bestimmt, für welche, 
trotz Ausbleibens der Gegenleistung des Arbeitnehmers der Ar- 
beitgeber die von ihm geschuldete Leistung zu bewirken hat. 
Andererseits sind aber dabei die besonderen Umstände des 
gegenwärtigen Falles in Betracht zu. ziehen; insbesondere ist 
zu berücksichtigen, dass nach dem Vertrage die Vergütung für 
die Tätigkeit des Klägers nach Tagen bemessen und am Ende 
jeder Lohnwoche zahlbar ist und eine einmonatige Kündigung 
zum Monatsschluss zulässig ist, sawie dass nach den zur Zeit 
des Vertrages obwaltenden politischen Zuständen keiner der 
Vertragschliessenden damit rechnen konnte, dass das Vertrags- 
verhältnis von längerer Dauer sein werde, Bei Berücksich- 
tigung dieser Momente erscheint die Annahme des Landgerichts, 
dass für das dem Klageanspruch zugrunde liegende Vertrags- 
verhältnis ein Zeitraum von 4 Wochen als eine "verhältnis- 
mässig nicht erhebliche Zeit im Sinne des $ 616 BGB. zu er- 
achten ist, gerechtfertigt. Aus diesen Gründen war unter An- 
wendung der $$ 97, 92, 708 Nr. 713 ZPO., wie geschehen zu 
‚erkennen. ER ; 


gez. Soenderop, Fitzler, Wentzel, Wagner, Böttger. 
Ausgefertigt Berlin, den 8. März 1921. ; 


ES) gez. (Unterschrift.) ar 
Gerichtsschreiber des 13. Zivilsenats des Kammergerichts.“ 

* 2 , 3 Er k - 

Die Mitteilung dieser im Rechtsschutz des Bundes erwirk- 

tea Entscheidung erschien von pesonderer Bedeutung, weil die 
von Gewerbegerichten, Gewerkschaftsvertretern usw. gern be- 
nutzte und auch sonst recht brauchbare Kartenauskunftei des 
Arbeitsrechtes, Karte „Dienstverhinderung“ den entgegenge- 
setzten, dem Arbeitnehmer ungünstigen Standpunkt einninmt. 
Prof. Oertmann folgert dort aus dem Wortlaut des $ 616 BGB,, 
dass, 'wenn die Krankheit länger als eine unerhebliche Zeit 
dauert, überhaupt kein Gehalt zu zahlen ist, während das 
Kammergericht bis zur Grenze der verhältnismässig nicht er- | 
heblichen Zeit das Gehalt zubilligt. Der Standpunkt des Kam- 
mergerichts erscheint also der richtige. Es kann nicht als 
Sinn des Gesetzes angesehen werden, dass der sowieso durch 
die längere Krankheit schon schwerer getroffene Arbeitnehmer 
nicht nur für die letzte, sondern für die ganze Dauer sein Gehalt _ 
verliert; wenigstens für die kürzere Zeit ist eg ihm zuzubilligen; 
nur eine noch grössere Belastung des Arbeitgebers wollte der 
Gesetzgeber vermeiden. : in x 
Nebenbei soll auf ztiwei gelegentliche Aeusserungen des ' 
Kammergerichts in dieser Entscheidung („im Zweifel ist nicht 
anzunehmen, dass jemand auf erworbene Rechte verzichten a 
will und „Aus der etwaigen vorbehaltlosen Quittungsleistung 
über die ihm gezahlten Beträge ist zuungunsten des Klägers 
nichts herzuleiten“) aufmerksam gemacht werden, welche den 4 
diesseitigen Ausführungen an anderer Stelle zu der Frage ent- | 
sprechen, ob vorbehaltlose Annahme des vereinbarten Gehalte: 
Verzicht auf das höhere Tarifgehalt bedeutet. DEFERE 


Steuerfragen 


Kontrolte der Steuerabzüge. Man achte darauf, dass die ©! 
Steuermarken geklebt werden. Die seit 12. Mai d. J. in Kon 
kurs befindliche Firma‘ Arno Schönfeld, Vigognespinnerei 
Schiedel bei Crimmitschau, ‘hat den, bei ihr beschäftigt gewe- 
senen 70 Arbeitnehmern zwar prompt die Steuerabzüge vom 
Arbeitsverdienst gemacht und einbehalten — wie es das Ge- 
setz bestimmt —, jedoch seit 1. Januar 1921 bis zum Ausbruche 
des Konkurses den Arbeitnehmern keine Steuermarken geklebt, 
auch die Steuerbeträge nicht an das Finanzamt abgeführt. Das | 
Finanzamt ‘Crimmitschau ist nım gezwungen, seine Steker- | 
forderung bei dem Konkursverfahren einzufordern. Der Vor- 
gang muss für die Arbeiter aller Betriebe eine Mahnung sein, 
recht oit bei ihrer Betriebsleitung eine Kontrolle ihrer Steuer- 
karten vorzunehmen, um sich zu überzeugen, dass auch die 
ihnen einbehaltenen Steuerbeträge zu diesem Zweck Verwen- 
dung finden. Es ist notwendig, dass die Beschäftigten sich ihre 
Lohnausweise und Lohntüten aufbewahren und auf Grund der 
auf diesen Lohnausweisen vermerkten Steuerabzüge eine Nach- 
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prüfung der in Händen der Firma befindlichen Steuerkar 
vornehmen. Br 
(Aus der Zeitschrift „Der Textilarbeiter“, Nr. 22 vom 2. 6. 
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Vereinfachte Besteuerung des Arbeits- 


lohnes 


Am 11. Juli hat der Reichstag ein Gesetz über die Ein- 
kommenssteuer vom Arbeitslohn beschlossen. das am 15. Juli 
in „Reichsgesetzblatt“ veröffentlicht und am 29. Juli in Kraft 
getreten ist. Die Schaffung eines solchen Gesetzes entsprach 
dem übereinstimmenden Wunsche nicht nur der zunächst inter- 
essierten Kreise, sondern auch der sämtlichen politischen Par- 
teien. Die bisher geltenden Bestimmungen des Einkommens- 
steuergesetzes vom 29. März 1920 und das Gesetz zur Aende- 
rung des Einkommenssteuergesetzes vom 24. März 1921 boten 
zwar den für die sichere und gerechte Heranziehung des Steuer- 
pflichtigen grossen Vorteil der Erfassung des Einkommens an 
der Quelle, sie hatten aber den Mangel, dass der vom Arbeit- 
geber zu bewirkende Steuerabzug nicht den tatsächlichen 
Steuerbetrag darstellte, sondern bei dem grössten Teil der 
Steuerpflichtigen lediglich eine Abschlagszahlung war, die am 
Ende des Steuerjahres noch eine endgültige Veranlagung not- 
wendig machte. Auch durch das abgeänderte Gesetz erübrigte 
sich nur bei denjenigen Steuerpilichtigen die besondere Ver- 
anlagung, die weniger als 10000 Mark Gesamteinkommen 
hatten, bei den gegenwärtigen Lohn- und Gehaltsverhältnissen 
also ein verhältnismässig kleiner Teil der Empfänger von Ar- 
beitseinkommen. Der weitaus grössere Teil musste noch be- 
sonders veranlagt werden, und dabei ergab sich die für die 
Steuerzahler wie für den Steuerfiskus gleich unerwünschte 
Tatsache, dass entweder infolge der beim Lohna&zug unbe- 
rücksichtigt gebliebenen steuerfreien Aufwendungen zu viel 
gezahlte Steuern zurückgezahlt, oder aber infolge wechselnden 
Einkommens und der gestaffelten Steuersätze zu wenig ge- 
zahlte Steuern nachgefordert werden mussten. 


Dass gerade die wirtschaftlich schwächsten Volkskreise 
dem Reiche steuerliche - Vorschusszahlungen gewähren soxten, 
wurde bei der ohnehin bis zur Leistungsgrenze angezogenen 
Steuerschraube gegenüber den zur Zahlung von Besitzsteuern 
Verpflichteten selbstverständlich als eine besondere soziale Unge- 
rechtigkeit empfunden und über die anderen Aussichten, am Ende 
des Steuerjahres grössere Steuerrückstände in einer Summe 
einzuziehen, gaben sich wohl die Kenner der wirtschaftlichen 
Verhältnisse_in den betreffenden Schichten keinen allzu grossen 
Hoffnunzen hin. Ganz von selbst ergab sich deshalb aus den 
bisher gemachten Erfahrungen auf allen Seiten das Verlangen, 
den Lohn- oder Gehaltsabzug so zu gestalten. dass er der tat- 
sächlichen Steuerleistung des Einkommensempfängers' ent- 
spricht und eine nachfolgende, besondere Veranlagung über- 
flüssig macht, also zunächst einmal die mit einer ungeheuren 
Masse von Veranlagungserklärungen überiluteten Finanzämter 
entlastete. 

Das hat allerdings zur Folge, dass die Ermittlung und Be- 
rechnung des Steuersolls ohne die steuertechnich sehr wichtige 
Nachkontrolle der Finanzämter in bezug auf die .Verschieden- 
artiekeit und Ergiebigkeit der Einkommensauellen im einzelnen 
Fall den Lohnbureaus der Arbeitgeber zufällt. Wenn dort die 
Fehlerquellen auf das denkbar niedrigste Mass zurückgeführt 
werden sollen, musste das Berechnungsverfahren so einfach 
als möglich gehalten sein. Infolgedessen musste zunächst eine 
staffelweise Differenzierung des dem Abzug zugrunde zu legen- 
den Prozentsatzes vermieden und die Einkommensgrenze für 
einen einheitlichen prozentualen Abzug so hoch gewählt wer- 
den. als irgend mit den unvermeidlichen sozialen Härten dieser 
Vereinheitlichung verträglich erschien. 

Für das erstere hat man den in der Novelle vom 24. März 
1921 bereits festgelegten Mindestsatz von 10 Prozent des Ar- 
beitseinkommens, für das letztere eine Einkommensgrenze 'von 
24000 Mark angesetzt. Bei allen Einkommen bis zu 24000 M. 
stellt also künftig der zehnprozentige Lohnabzug unter Berück- 
sichtirung der weiter im neuen Gesetz vorgesehenen Steuer- 
ermässigungen die endgültige Einkommenssteuer dar, und zwar 
deswegen, weil nicht wie bisher‘ der grössere Teil dieser Er- 
mässigungen erst am Jahresschluss bei der Gesamtver- 






anlagung in Ansatz zu bringen ist, sondern weil diese Sätze in 


ziffernmässig genau festgelegten Beträgen, die von einer 
kleinsten Lohnperiode von zwei Arbeitsstunden bis zur monat- 
lichen Gehaltszahlung. übersichtlich gruppiert sind. bei jeder 
nach dem 31. Juli 1921 stattfindenden Lohnzahlung von dem Ab- 
zug gleich gekürzt werden. 


Bei Einkommen über 24000 Mark behält auch künftig der 
Lohnabzug den Charakter der Abschlagszahlung auf die tat- 
sächlich zu entrichtende Steuer. Man wird aber zugeben 
müssen, dass die Masse der Lohn- und Gehaltsempfänger sich 
innerhalb dieser Grenze befindet. so dass die darüber hinaus 
verbleibenden hesonderen Veranlagungen doch eine wesentlich 
geringere Belastung der Finanzämter darstellen. 

In $ 48, 1 sind die das freie Exstenzminimum berücksich- 
tigenden Ermässigungen für den Steuerpflchtigen selbst und für 
seine Ehefrau zusammengestellt, in $ 48, 2 diejenizen, für die 
zu seiner Haushaltung zählenden minderjährigen Kinder (die auf 
Antrag für mittellose, von ihm wunterhaltene Angehörire auch 
gewährt werden können), und im $ 48, 3 die Ermässigungen, die 
im ursprünglichen Gesetz als Werbungskosten, als Aufwen- 
dungen für soziale Versicherung und für wissenschaftliche, 
künstlerische, kirchliche oder gemeinnützige Zwecke usw. vor- 
gesehen sind. Hierfür ist ein Normalbetrag von 1800 Mark 
angesetzt, bei dessen Ueberschreitung um mindestens 150 Mark 
Erhöhung der festgelegten Pauschbeträge beim Finanzamt be- 
antragt werden kann. Hierdurch wird zwar die Entlastung 
der Finanzämter wieder etwas beeinträchtgt, in Anbetracht der 
drehenden Erhöhung der Beiträge zu den sozialen Versiche- 
rungen wird diese Möglichkeit aber von den Angestellten dech 
als ein dringend notwendiger Lastenausgleich sympathisch be- 
grüsst werden können. 

Im Normalfall wird sich beispielsweise der Steuerbetrag 
eines verheirateten Angestellten mit zwei minderiährigen Kin- 
dern bei einem monatlichen Einkommen von 1500 Mark’ folgen- 
dermassen berechnen: Gehaltsabzug 150 M.. Ermässigung für 
den Steuerpflichtigen und die Ehefrau 20 M.. die beiden Kinder 
30 M. und für zulässige Abzüge 15 M., so dass ein effektiver 
Steuerbetrag von 150—65 = 85 M. monatlich oder 1026 M. 
jährlich Entrichtet werden muss. 

eberschreitet der Arbeitslohn für sich allein oder in Ver- 
bindung mit sonstigen Einkommen den Betrag von 24000 M., 
so muß also, wie bisher, eine nachträgliche besondere Veran- 
lagung Platz greifen. Auch hier ist aber noch. um die kleinen 
Sparguthaben, Siedlungsbestrebungen und dergl. zu schonen, 


“bzw. das Sparen und Siedeln anzuregen, eine begrüßenswerte 


Toleranz insofern gelassen, als Zinserträge und ähnliche Ein- 
kommen bis zum Höchstsatz von 600 M. steuerfrei bleiben. 
Glaubt ein Arbeitnehmer mit weniger als 24000 M. Einkommen 
seine tatsächlichen Aufwendungen durch die vorstehend er- 
wähnten Pauschalsätze für Ermäßigungen nicht genügend be- 
rücksichtigt, so steht auch ihm das Recht auf Veranlagung 
zu, wenn die Aufwendungen den angenommenen Betrag von 
1800 M. um mindestens 50 Prozent überschreiten, also wenig- 
stens 2700 M. am Jahresschluß betragen haben. Man wird sich 
im Interesse der tunlichsten Reduzierung des Veranlagungsge- 
schäfts mit dieser Regelung abfinden. können, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß bei einer geringeren Ueberschreitung 
schon vorweg die Erhöhung des monatlichen Pauschalsatzes 
beantragt werden kann. 

Auch im neuen Gesetz ist die Dienstaufwandsentschädigung 
bei der Feststellung des Lohnabzuges ausser acht geblieben. 
Bei den Beratungen im Steuerausschuß des Reichstages ist von 
den Vertretern der Regierung nachdrücklichst auf die Beobach- 
tungen hingewiesen worden, daß seit der Geltung des Gesetzes 
vom 29. März 1920 in. wachsendem Umfang Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgebern und -Arbeitnehmern getroffen werden, 
durch die oft ein nicht unerheblicher Betrag der Steuerpfiicht 
unter der anfechtbaren Bezeichnung der Dienstaufwandsent- 
schädigung entzogen wird. Es liegt uns fern. offensichtliche 
Steuerhinterziehungen zu verteidigen, und wir‘ wollen auch gar 
nicht bestreiten. daß das Vertrauen in die Steuermoral der Ge- 
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halts- und Lohnempfänger, das der Reichstag mit seinen end-- 


gültigen Beschiüssen diesen Kreisen gegenüber zum Ausdruck 
brachte, in vereinzelten Fällen mal mißbraucht werden mag. 
Trotzdem entspricht im Hinbiick auf die Möglichkeiten, die sich 
in gewerblichen, kaufmännischen und nicht zuletzt in landwirt- 
schaftlichen Betrieben für das steuerfreie Firmieren tatsäch- 
licher Arbeitseinkommen als Betriebskosten ergeben, die vom 
Reichstag getroffene Lösung durchaus berechtigten Wünschen 
der Arbeiter, auch einen angemessenen Teil ihres Arbeits- 
ertrages als Amortisations- und Betriebsaufwand anerkannt zu 
sehen und nicht dauernd die einzige Steuerschicht darzustelien, 
bei der auch der letzte, sauer erarbeitete Groschen dem 
Steuerfiskus seinen Tribut entrichten muß. Steuerdrücker 
sollen gefaßt werden, aber es ist nicht nötig, daß nun der Fis- 
kus Tag und Nacht auf neue Verordnungen sinnt, wie er durch 
eine besonders wirksame Steuerschnüffelei diese vom Reichs- 
tag bewiesene Grosszügigkeit dem heiligen Bureaukratius 
doch wieder botmäßig mache, 

Von der Erörterung weiterer Einzelheiten möchten wir 
Abstand nehmen, es sei aber darauf hingewiesen. daß im $ 45 
erläutert ist. was künftig als steuerbarer Arbeitslohn anzu- 
sehen ist, und dass neben dem $ 46, der ‘die zulässigen Er- 
mäßigungen enthält. insbesondere noch die $$ 50-52, die das 
Einziehungsverfahren und die Mithaftung des Arbeitnehmers 
für die ordnungsgemäße Steuerentrichtung behandeln, beachtet 
zu werden verdienen. Besonders wichtig ist noch der Artike: II 
des Gesetzes, der die Uebergangsbestimmungen regelt und er- 
köhte Ermäßigungen für die Zeit vom 1. August bis I. Oktober 
festsetzt für den wahrscheinlich sehr häufigen Fall. daß die 
bisher schon zulässigen Abzüge für Versicherungsbeiträge usw. 
in der Zeit vom 1. April bis 31. Juli d. J. noch nicht berück- 
sichtigt worden sind. Wir lassen nun im nachstehenden den 


wesentlichen Gesetzestext folgen. Lz. 
» » 
* 
SE) 


Der Arbeitslohn wird in vercinfachter Form nach $$ 46 bis 52d be- 
steuert; soweit diese Vorschriften nichts anderes bestimmen, finden die 
allgemeinen Vorschriften des Gesetzes Anwendung. 

Als Arbeitslohn im Sinne des Abs. I gilt der Gesamtbetrag der Ein- 
künfte, die in öffentlichem oder privatem Dienste beschaftgte oder an- 
gestellte Personen aus dieser Beschäftigung oder Anstellung gleichviel 
unter welcher Bezeichnung oder in weicher Form beziehen. Als Arbeits- 
lohn gelten auch Wartege.der, Ruhegehäiter, Witwen- und Waisenpensionen, 
Bezüge aus der reichsgesetzlichen Angesteliten-, Unfall-, invaiden- 
und Hinterbliebenenversicherung und andere Bezüge oder geldwerte Vor- 


‚teile für frühere Dienstieistung oder Berufstätiokeit. Zum Arbeitsiohne 


gehören nicht Entgelte für Lieferungen und sonstige Leistungen, die der 
Umsatzsteuer auf Grund des Umsatzsteuergesetzes vom 24. Dezember 
1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 2157) unterliegen. Der Reichsminister der 
Finanzen kann nähere Bestimmungen über die Voraussetzungen erlassen, 
unter denen ein Entgelt als Arbeitslohn anzusehen ist. 


8 46 
Der Arbeitgeber hat vom Arbeitsiohn einen Betrag von zehn vom 
Hundert für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 
Dieser Betrag ermässigt sich; 
1. für den Steuerpflichtigen und für seine zu seiner Haus- 
haltung zählende Ehefrau 
a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Stunden um je 9,10M. 
für je zwei angefangene oder volle Stunden, 
b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Tagen um je 0,49 M. 
täglich, 
c) im Falle der Zahlung des Arbeitsiohnes nach Wochen um je 2,40 M. 
wöchentlich, 
d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Monaten um je 10M. 
monatlich; 


2. für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minder- 

jährige Kind im Sinne des & 17 Abs. 2 

a) im Falle der Zahlung des Arbeitsiohnes nach Stunden um 0,15 M. 
für je zwei angefangene oder volle Stunden, 

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Tagen um je 0,60M. 
täglich, 

ec) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Wochen um je 3,60M. 
wöchentlich, 

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Monaten um 15 M. 
monatlich. 


Kinder im Alter von mehr als siebzehn Jahren, die Arbeitseinkommen 
beziehen, werden nicht gerechnet. 
3. zur Abgeltung der zulässigen Abzüge 
a) im Falle der Zahiung des Arbeiislohnes nach Stunden um 0,15 M. 
für je zwei angefangene oder volle Stunden, 
b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Tagen um 0,60 M. 
täglich, 
€) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Wochen um 3,60 M. 
wöchentlich, 


d) im Falle der Zahlung des Arbeitsiohnes nach 


Monaten um 15 M. 
monatlich; 


auf Antrag ist eine Erhöhung dieser Beträge zuzulassen, wenn der 
Steuerpflichtige nachweisst, dass die ihm zustehenden Abzüge den 
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Betrag von 1800 M. um mindestens 150 ‘M. übersteigen. ‚Ueber den 
Antrag entscheidet das Finanzamt. { a} 
Bezieht ein Steuerpflichtiger neben den laufenden Bezügen sonstige, 


insbesondere einmalige Einnahmen (Tantiemen, Gratifikationen usw.), 
so wird der von diesen Einnahmen einzubehaltende Betrag von zehn vom 
Hundert ohne Berücksichtigung der im Absatz 2 vorgesehenen Beträge 
abgezogen. 5 

Dienstaufwandsentschädigungen bleiben bei Feststellung des einzube- 
haltenden Betrags ausser Ansatz. 

Lässt sich bei vorübergehender Arbeit in Akkord die Arbeitszeit 
nicht feststellen, so kann an Steile der Ermässigung nach Abs. 2 eine 
Teste Ermässigung von vier vom Hundert des Arbeitslohnes treten. 


8 47 
Die im $ 46 Abs. 2 Nr. 2 vorgesehene Ermässigung ist auf Antrag 
auch für mitteilose Angehörige zu gewähren, die von dem Steuterpflich- 
tigen unterhalten werden. Ueber den Antrag entscheidet das Finanzamts 


8 48 
Vebersteigt das gesamte steuerbare Einkommen nicht den Betrag von 
24000 Mark, und besteht es entweder aus Arbeitslohn, der gemäss $ 46 
dem Steuerabzug unterliegt, oder aus so!chem Arbeitsiohn und aus 
sonstigem Einkommen bis zu 600 Mark, so bedarf es einer Veranlagung 
nicht; die Steuer gilt als getilgt, wenn die nach $ 46 einbehaltenen Be- 
träge gemäss & 51 vorschriftsmässig verwendet oder abgeführt sind. 
Uebersteigt das gesamte steuerbare Einkommen nicht den Betrag 
von 24000 Mark und besieht es ausser aus Arbeitslohn aus sonstigem 
Einkommen über 600 Mark, so wird nur das sonstige Einkommen ver- 
anlagt. Hierbei dürfen Abzüge nach $ 26 Abs. 1, 2 nur insofern vor- 
genommen werden, ais sie bei der Einbehaltung gemäss $ 46 nicht be- 
rücksichtigt worden sind. 
849 


Steuerpflichtige, deren gesamtes steuerbares Einkommen 24 060 Mark 
nicht übersteigt, können Veranlagung zur Einkommensteuer beantragen: 
1. wenn bei Zugrundelegung der Vorschrift des $ 13 die nach dieser 
Vorschrift zulässigen Ermässigungen den Betrag von 2700 Mark 
übersteigen und nicht schon gemäss 8 46 Abs. 2 Nr. 3 berück- 
sichtigt sind, es sei denn, dass der Unterschied zwischen dem ein- 
behaltenen Betrag und dem auf Veranlagung zu erhebenden Betrag 
nicht mehr als !5 Mark beträgt; 
2. wenn die Voraussetzungen des $ 26 Abs, A oder des $ 44 vorliegen; 
3. wenn die nach $ 25 Abs, 1, 4 3 47 zulässigen Ermässigungen 
bei den einbehaltenen «Beträgen nicht voll berücksichtigt sind. 

Sind einem Steuerpflichtigen, dessen gesamtes steuerbares Einkommen 
24.009 Mark nicht übersteigt, infolge teilweiser Erwerbstosigkeit die nach. 
8% Abs. 2 Ziffer 1, 2 und 3 zulässigen Ermässigungen nicht voll in 
Anrechnung gebracht worden, oder sind die Voraussetzungen für die 
Anwendung des $ 26-Abs. 4 gegeben, so sind ihm diese Beträge insoweit 
auf Antrag in bar zu erstatten. 

Anträge auf Grund des Abs. 1 sind mit einer Einkommensteuer- 
erklärung zu verbinden und innerha!b der Frist für die Abgabe dieser 
Erklärungen zu stellen; 8 68 der Reichsabgabenordnung gilt ent- 
sprechend. Auf die veranlagte Einkommensteuer wird der vom Arbeit- 
geber einbehaltene und vorschriftsmässig verwendete Betrag angerechnet. 
Der anrechnungsfähige Betrag wird bar erstattet, soweit er den Betrag 
der Einkommensteuer übersteigt oder Einkommensteuer nicht zu ent- 
richten ist. 

8 50, 


Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, sich vor Beginn eines Kalender- 
jahres oder vor Beginn eines Dienstverhältnisses von der Gemeinde- 
behörde seines Wohnorts ein Steuerbuch ausstellen zu lassen. 

Weist der Arbeitnehmer vor Ablauf des ersten Kalendervierteliahres 
nach, dass die Zahl der Personen, für die der Abzug am Arbeitslohn 
sich gemäss 8 46 Abs. 1 Ziff, 2 und 3 47 ermässigt, um wenigstens 
zwei grösser ist, als im Steuerbuch angegeben, so hat die Gemeinde- 
behörde auf seinen Antrag diese Tatsache im Steuerbuche zu vermerken. 
In diesem Fall® tritt die Ermässigung für die neu hinzugekommenen 
Personen bei der ersten Lohnzahlung im zweiten Kalendervierteljahr 
in Kraft. 

$ 51. 


Bei jeder Lohn- oder Gehaltszahlung hat der Arbeitnehmer sein 4 
Steverbuch dem Arbeitgeber vorzulegen. Dieser hat in Höhe des ein- | 











{ 
behaltenen Betrages Steuermarken in das Steuerbuch einzukleben und 
zu entwerien, 

Der Reichsminister der Finanzen kann ein vom Abs. 1 abweichendes 
Verfahren anordnen und insbesondere bestimmen, dass die Verwendung 4 
von Steuermarken unterbleibt und die Einzahlung des vom Arbeitslohn 
einbehaltenen Betrages durch den Arbeitgeber unmittelbar bei der 4 
Finanzkasse erfolgt. u 

8 52. 


Der Arbeitgeber haftet dem Reiche für die Einbehaltung und Ent- 
richtung der in den 8$ 46, 47 bestimmten Beträge neben dem Arbeit- 
nehmer als Gesamtschuldner. ” 

Die Haftung des Arbeitnehmers beschränkt sich auf die Fälle, 5 
in denen ui 

1. der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorschriftsmässig gekürzt 
erhalten hat; \ 

2. der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vorschriftsmässig 
verwendet hat und dem Arbeitnehmer dies bekannt ist; in diesem 
Falle erlischt die Haftung, wenn der Arbeitnehmer dem Finanzamt 
von dieser Kenntnis unverzüglich Mitteilung macht. 


Artikel HI. 


Die Ermässigungen des einzubehaltenden Betrares nach 8 46 Abs.2 
Nr. 3. treten bei jeder Lohnzahlung ein, die nach dem 3i, Juli 1923 
erfolgt; in denjenigen Fälen, in denen Abzüge im Sinne des $ 13 nicht 
schon beim Steuerabzug in der Zeit vom 1. April bis 31. Juli 1921 


I 


J 





berücksichtigt sind, erhöhen sich zum Ausgleich dieser Abzüge die im 
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vertrag nach Ablauf des Tarifvertrages. 








_ Fortzahlung des Gehaltes. 


Nr. 9 


8 46 Abs. 2 Nr, 3 vorgesehenen Ermässigungen für den in der Zeit 

vom 1. August bis 31. Oktober 1921 gezahlten und bis zum 31. Okto- 

ber 1921 fällig gewordenen Arbeitslohn. 

a) im Falle der Zahlung des Arbeitsiohns nach Stunden auf 0,40 M 
für je zwei angefangene oder voile Stunden, 

b) re der Zahlung des Arbeitslohns nach Tagen auf 1,40 M. 
täglich, 

c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohus nach Wochen auf 8,40 M. 
wöchentlich, 

d) im Falle der Zahlung des Arbeitsiohns nach Monaten auf 35 M. 

monatlich. 


Wenn das gesamte steuerbare Einkommen den Betrag von 24 000 M. 
nicht übersteigt, so gilt die Einkommensteuer vom Arbeitsiohne für die 
Zeit vom 1. April 1921 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes durch den 
für diese Zeit vorschriftsmässig bewirkten Steuerabzug als getilst. 

Wenn das gesamte steuerbare Einkommen den Betrag von 24 000 M. 
übersteigt, werden auf die endgültige Einkommensteuer für das Rech- 
nungsjahr 1921 die in der Zeit vom 1. April 1921 bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vom Arbeitslohn einbehaltenen und vorschriftsmässig 
verwendeten Beträge angerechnet. 


Zu Artikel III dieses Gesetzes ist soeben der folgende 
tige Erlass des Reichsministers der Finanzen ergangen: 


„Der Reichsminister der Finanzen. 
Ill 22 452. Berlin, den 21, Juli 1921. 


Nach Artikel III Abs. 1 des Gesetzes über die Einkommensteuer vom 
Arbeitslohn vom 11. Juli 1921 (Reichs-Gesetzbl, S. 845) erhöhen sich in 
denjenigen Fällen, in denen Abzüge im Sinne des $ 13 nicht schon 
beim Steuerabzug in der Zeit vom 1. April bis 31. Juli 1921 berücksichtigt 
sind, die in $ 46 Abs. 2 Nra 3 vorgesehenen Ermässigungen für den in 
der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober 1921 gezahlten und bis zum 
31. Oktober 1921 #ällig gewordenen Arbeitsiohn auf 0,40 Mark, 
1,40 Mark, 8,40 Mark oder 35 Mark. 


In vielen Fällen sind dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitsichn 
in der Zeit vom 1. April bis 31. Juli 1921 die Beiträge nach $ 13 
Abs. 1 Nr. 3 (Beiträge zu Kranken-, Unfali-, Haftpflicht-, Angestellten-, 
Invaliden- und Erwerbslosenversicherungs-, Witwen-, Waisen- und 
Pensionskassen) nur soweit abgesetzt und damit beim Steuerabzug 
berücksichtigt worden, als sie vom Arbeitgeber entrichtet und zu Lasten 
des Arbeitnehmers verrechnet worden sind. Wenn auch an sich nach 
dem Wortlaut der oben angeführten gesetzlichen Bestimmung in diesem 
Falle Abzüge im Sinne des $ 13 in der Zeit vom 1. April bis 
31. Juli 1921 berücksichtigt worden sind, so will ich mich doch damit 
einverstanden erklären, dass die Absetzung von Beiträgen der in $ 13 
Abs. 1 Nr. 3 genannten Art vom Arbeitslohn in der Zeit vom 1. April 
bis 31. Juli 1921 der Zulassung der höheren Ermässigungen von 
0,40 Mark, 1,40 Mark, 8,40 Mark oder 35 Mark für den in der Zeit 
vom 1. August bis 31, Oktober 1921 gezahlten und bis zum 31. Okto- 
ber 1921 fällig gewordenen Arbeitslohn nicht entgegensteht. Es sind 
demnach die höheren Ermässigungen von 040 Mark, 1,40 Mark, 
840 Mark oder 35 Mark für den in der Zeit vom 1. August bis 
31. Oktober 1921 gezahlten und bis zum 31, Oktober 1921 fällig 
gewordenen Arbeitslohn auch dann zuzulassen, wenn in der Zeit vom 
1. April bis 31, Juli 1921 Beiträge der in $ 13 Abs. 1'Nr. 3 genannten 
Art bei dem Steuerabzug berücksichtigt worden sind. 

Ich ersuche, hiernach das Weitere umgehend zu veranlassen. 
An die Landesfinanzämter. IV Zapf“ 


« 
. 


— 
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Entscheidungen 


Weiterwirkung von Tariiverträgen auf den Einzelarbeits- 
Wiederum ist es ge- 
lungen, in einer grundsätzlichen Frage über das Tarifvertrags- 
recht in einem Rechtsschutzprozess eine dem _ diesseitigen 
Standpunkt entsprechende Entscheidung zu erwirken. 

In einem Rechtsstreit D. gegen K. lag der alte Tarifver- 
trag der Berliner Metallindustrie zugrunde, welcher in Vor- 
ahnung des späteren Betriebsrätegesetzes das sogenannte Mit- 
bestimmungsrecht bei Kündigungen eingeführt hatte. Der 
Tarifvertrag war auch für allgemeinverbindlich erklärt 
worden. Während der Tarifvertrag selbst am 30. April 1920 
sein Ende erreicht hatte, war die allgemeine Verbindlich- 
erklärung noch nicht aufgehoben worden. Der Kläger war 
am 15. Mai 1920 gekündigt worden, ohne daß Jie im Tarifver- 
trag vorgesehene vorherige Bekanntgabe an den Angestellten- 
ausschuss erfolgt wart Die Kündigung sollte zum 1. Juli 
wirken. Vorher, nämlich am 27. Mai, war der Kläger dann 
zum Mitglied des Betriebsrates gewählt worden. Der Kläger 
focht diese Kündigung als rechtsunwirksam an und verlangte 
Das Gewerbegericht hatt2 ver- 
urteilt. Es hat sich hierbei im wesentlichen auf einen Schieds- 
spruch gestützt, den ein vom Kläger angerufener Schiichtungs- 
ausschuss gefällt hatte. Es hatte diesem anscheinend die Be- 
deutung eines Schiedsspruchs auf Grund des Betriehsrätege- 
setzes beilegen wollen. Die Beklagte hatte Berufung einzelst. 
Die Berufung ist von der zweiten Zivilkammer des Landge- 


 richts II Brlin in den Akten K. gegen D. 4. S. 95. 21 durch 


Urteil vom 24. Juni 1921 zurückgewiesen worden aus folgenden 
Entscheidungsgründen: 

Der Kläger stützt seinen Anspruch auf Zahlung des Ge- 
haltes für sieben Monate auf die Entscheidung des Schlich- 
tungsausschusses Gross-Berlin vom 11. Juni 1920, durch weiche 
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die Kündigung vom 15. Mai 
worden ist. 

Es kann dahingestellt bleiben. ob der Schlichtungsaus- 
schuss, wie die Bezeichnung seiner Entscheidung ergibt, nur 
einen Schiedsspruch oder eine Entscheidung nach $ 87 B.R.G. 
ausgesprochen hat. In beiden Fällen kann diese Entscheidung 
die Prüfung der Frage, ob die am 15. Mai 1920 erfolgte Kün- 
digung wirksam ist, nicht ausschließen. Denn der Schieds- 
spruch ist unstreitig von der Beklagten nicht angenommen, 
auch sonst nicht für verbindiich erklärt worden. Für die 
Entscheidung nach $ 87 B.R.G. fehlt es an der Voraussetzung 
der Vorverhandiungen nach $ 83 a.a.O. zwischen dem. Anze- 
stellterausschuß und ‘dem Arbeitzeber. Da die Frage der 
Rechtswirksamkeit der Kündigung der materiellen Nach- 
prüfung unterliegt, erübrigte sich auch eine Erörterung dar- 
über, ob die Entscheidung des Schlichtungsausschusses über- 
haupt die zweite Kündigung vom 15. Mai 1920 betrifft. 

Das Gewerbegericht hält diese deshalb für unwirksam, 
weil der Kläger zur Zeit der Beendigung des 
Dienstverhäl<knisseg Mitglied der Betriebsvertretung 
gewesen ist und die nach $ 96 B.R.G. erforderliche Zustim- 
mung der Betriebsvertretung gefehlt hat. Dies ist unzutrefiend. 
Maßgebend für die Anwendung des $ 9% a.a.O. ist, wie der 
Wortlaut des Gesetzes klar ergibt, nicht der Zeitpunkt der Be- 
endigung des Dienstverhältnisses, sondern der Zeitpunkt des 
Ausspruches der Kündigung. Unstreitig war der Köäger am 
Tage der Kündigung, am 15. Mai 1920, noch nicht Mitglied des 
Betriebsrates. Die Wahlen zu diesem haben überhaupt erst 
am 27. Mai stattgefunden. Es wäre aber zu prüfen gewesen, 
ob die Kündigung nicht mit Rücksicht auf $ 95 B.R.G. unwirk 


1920 für unwirksam erklärt 


sam gewesen ist. Dies würde nämlich dann der Fall! sein, 
wenn die Kündigung zwar vor Bekanntmachung des Wahl- 
ergebrisses aber nach Bekanntmachung der Whhlvor- 


schlagsliste erfolgt wäre. Es bedurfte aber nicht dieser Nach- 
prüfung, da die Kündigung auch aus anderen Gründen unwirk- 
sam ist. 

8 14B Abs. 1 des Tarifvertrages für die kaufmännischen und 
technischen Angestellten der Berliner Metaliindustrie vom 
September 1919, welcher unstreitig für allgemeinverbindiich 
erklärt worden ist. bestimmt: „Die Geschäftsleitung ist ver- 
pflichtet, dem Angesteilenausschuß von jeder Kündigung eines 
Angestellten vor deren Ausspruch Kenntnis zu geben.“ Abs. 2 
gibt dem Angestelltenausschuß ein Widerspruchsrecht, ialls 
wichtise Gründe der Entlassung entgegenstehen, welche die 
Entlassung als gegen die berechtigten Interessen der Anze- 
stelltenschaft verstoßend oder als eine nicht durch die Verhäit- 
nisse des Betriebes bedingte unbilliige Härte gegen den be- 
iroffenen Angestellten erscheinen lassen, 

Es fragt sich, ob diese Bestimmungen des Tarifvertrages 
dadurch ihre Wirksamkeit verloren haben. daß der Tarifver- 
trag am 30; April 1920, also vor Ausspruch der Kündigung, 
außer Kraft getreten ist. Der Kläger verneint dies mit der 
Begründung, daß die Allgemeinverbindlicherkiärung des 
Tarifvertrages noch nicht aufgehoben sei. Die Beklagte nimmt 

arezen an, dass eine solche Aufhebung nicht besonders er- 

forderlich gewesen sei. Dass eine solche Erklärung notwen- 
die ist, ergibt sich nicht aus der Verordnung über Tarifver- 
träge usw. vom 18. Dezember 1920. Die Notwendigkeit einer 
Steilunenahme zu dieser Streitfrage entiällt im vorliegenden 
Falle, da die Entscheidung des klägerischen Anspruchs hiervon 
nicht abhänst. 

Denn entscheidend ist lediglich ob das in dem Tariiver- 
trage vorgesehene Mitbestimmungsrecht des Angestelitenaus- 
schusses eine tarifvertragliche oder eine arbeitsvertragliche Be- 
stimmung darstellt. Liegt nämlich nur eine tarifvertragliche 
Bestimmung vor, so ist ihre Wirksamkeit mit dem Ablauf des 
Tarifvertrages als erloschen anzusehen, sofern man nicht mit 
dem Kläger annimmt. daß der Tarifvertrag seine Wirkung erst 
mit der Aufhebung der Ailgemeinverbindl:cherklärung ver- 
liert. Handelt es sich aber um eine arbeitsvertrarliche Be- 
stimmung, so ist sie Bestandteil des zwischen Arbeitgeber- und 
-nehmer seschlossenen Arbeitsvertrages geworden und bleibt 
wirksam, auch wenn die tarifvertraglichen Bestimmungen ihre 
Geltung verloren haben. Es wäre daher zu prüfen, welche 
Bedeutung der Abrede in $ 14 B des Tarifvertrages innewohnt. 
Es ist nicht zu verkennen, dass das Widerspruchsrecht des 
Anzgestelitenausschusses gegen die Kündigung eines Angestell- 
ten auch die Sicherung der allgemeinen Interessen der Ange- 
stelltenschaft im Auge hat, denn das Widerspruchsrecht ist auch 
bereits gegeben, wenn die Entlassung gegen ihre Interessen 
verstößt. Aber der Umstand, daß das Widerspruchsrecht auch 
dann ausgeübt werden kann. wenn die Entlassung als unbiliige 
Härte gegen den Angestellten erscheint. läßt erkennen. daß 
dieses Recht des Angzestelltenausschusses auch zum Schutze 
des einzelnen Angestellten dient. Hiernach liegt in dieser Be- 
stimmung nicht nur ein tarifvertragliches, sondern auch ein 





gi 


Per 





pm 


a ee 


er er 


u # 


& 


EEE 


ee ee - 


SASBEEEN .E7F 


a ge 


u 


en 


nn nn nn > 


u ——— 


- 


nn ne  , 


Abänderung der nach dem Arbeitsvertrage geltenden Kündi- 
gungsbedingungen dar. Diese Erschwerung des Kündigungs- 
rechts des Arbeitgebers bleibt, da sie Bestandteil des Arbeits- 
vertrages geworden ist, auch nach dem Erlöschen des Tarif- 
vertrages so lange bestehen, bis zwischen dem Arbeitgeber 
und den einzeinen Arbeitnehmern eine entsprechende Abände- 
rung des Arbeitsvertrags vereinbart wird. 

Somit hatte der Kläger auf Grund des Arbeitsvertrages 
Anspruch darauf, daß der Angestelltenausschuss vor dem Aus- 
spruch der Kündigung von dieser Kenntnis erhielt. um ihr ge- 
gebenenfalls widersprechen zu können. Die Beklagte hat die 
Kündigung olme Beachtung dieser nunmehrigen  Vertragsbe- 
stimmung ausgesprochen. Diese Kündigung war vertrag- 
widrig und deshalb unwirksam. Mangels einer wirksamen 
Kündigung besteht das Vertragsverhältnis noch fort. Der An- 
spruch des Klägers auf Fortzahiung des Gehaltes ist deshalb 
nach $ 615 BGB, begründet. Daß die Voraussetzungen des 
Satzes 2 a.a.0. vorliegen, hat die Beklagte selbst nicht be- 
hauptet. 

Da der Anspruch der Höhe nach unbestritten ist, ist die 
Verurteilung der Beklagten zu Recht erfolgt. Die Berufung 
unterlag deshalb der Zurückweisung. 

3 


Bei der grundsätzlichen Bedeutung auch dieser Entschei- 
dung erscheinen einige Bemerkungen hierzu zweckmäßig, wo- 
bei zunächst hervorgehoben werden soll, daß die zweite Zivil- 
kammer des Landgerichts IN diejenige Kammer ist. welche. 
über sämtliche Urteile des Gewerbegerichts im Bezirk des 
Landgerichts II Berufungsinstanz ist. 


1. Nur gestreift, aber nicht entschieden wird vom Land- 
gericht III die Frage, ob nicht schon auf Grund der Fort- 
dauer der Allgemeinverbindkcherklärung, weiter die vor- 
herige Kenntnisgabe an den Angestelltenausschuss auf Grund 
des Tarifvertrages notwendig war. Das Gericht läßt diese 
Frage unentschieden. Sie ist aber nach diesseitiger Ansicht 
entschieden zu bejahen. Wenn ein Tarifvertrag für allgemein- 
verbindlich erklärt wird, so gilt er nunmehr nicht nur für die 
Vertragsparteien, sondern auch für die Außenseiter im Rahmen 
der Allgemeinverbindlichkeit auf Grund obrigkeitlicher Anord- 
nung. Damit diese rechtswirksam ergehen kann, ist lediglich 
das Bestehen eines rechtswirksamen Tarifvertrages Voraus- 
setzung. Ist die allgemeine Verbindlichkeit aber einmal aus- 
gesprochen, so besteht sie fort solange, bis sie aufgehoben 
wird, auch wenn inzwischen der Tarifvertrag zwischen der 
Parteien sein Ende erreicht hat. Wenn auch andere Ansich- 
ten ausgesprochen worden sind, so ist vorstehende jedenfalls 
die herrschende und m. F. auch richtige Ansicht (vgl. Gies- 
berts-Sitzler, Kommentar zur Verordnung vom 23. Dezember 
1918 S. 27, Hueck, Das Recht des Tarifvertrages S. 137; Kaskel, 
Das neue Arbeitsrecht, S. 23; Baum. Jur. Wochenschrift 1919, 
S. 74; Gewerbe- u. Kaufmannsgericht, 25. Jahrgang, Spalte 105; 
Sitzler über „Die Praxis des Reichsarbeitsministeriums bei 
Verbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen“ in „Gewerbe- und 
Kaufmannsgericht“, 25, Jahrgang, Spalte 72. 

2. Aber auch der vom Gericht der Entscheidung zugrunde 
liegende Gesichtspunkt ist richtig. Dieser Grund ist vielleicht 
deshalb sogar von noch weittragenderer Bedeutung, weil er sich 
nicht nur auf allgemeinverbindliche Tarifverträge, sondern 
auch auf gewöhnliche Tarifverträge bezieht. Man unterschei- 
det bei Tarifverträgen die Einwirkung auf die vorher abge- 
schlossenen, aber noch laufenden Arbeitsverträge. Hierzu 
kommt nun noch die Weiterwirkung der aus dem Tarifver- 
trage stammenden arbeitsvertraglichen Bestimmungen für die 
durch den Tarifvertrag beeinfiußten Arbeitsverträge auch nach 
Beendigung des Tarifvertrages. Der Grund ist klar. Die auto- 
matische Wirkung des $ 1 der Tarifvertragsordnung hat zur 
Folge, daß die arbeitsvertraglichen Bestimmungen des Tarif- 
vertrages so behandelt werden, als wenn sie in den einzelnen 
Arbeitsverträgen mitenthalten wären, Daher bleiben sie auch 
Teil des einzelnen Arbeitsvertrages, nachdem ihre ursprüng- 
liche Quelle fortgefallen ist. 

Der Angestellte, welcher infolge Einwirkung eines Tarif- 
vertrages auf seinen Einzelarbeitsvertrag Tariflohn bezieht, 
erhält diesen auch nach Beendigung des Tarifvertrages weiter 
und wird nicht etwa nunmehr automatisch wieder nach dem‘ 
Satze des Arbeitsvertrages vor Eingreifen des Tarifvertrages 
entlohnt. Diese Weiterwirkung gilt. für alle arbeitsvertrag- 
lichen Bestimmungen des Tarifvertrages. Dies gilt so lange, 
als bis der Arbeitsvertrag in der Form, wie er durch den Tarif- 
vertrag gestaltet ist, durch ordnungsmäßige Kündigung sein 
Ende erreicht hat. 

3. Im vorliegenden Fall war für die Annahme der Weiter- 
wirkung Voraussetzung, daß es sich um eine Arbeitsvertrags- 
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individuelles Recht des einzelnen. Arbeitnehmers. Es stellt eine 


. von den Antragstellern als richtig anerkannten Aufstellung 









bestimmung handelt (dieselbe Frage war übrigens auch we 
sentlich gewesen für die Fortdauer der Allgemeinverbindlich 
keit der arbeitsvertraglichen Bestimmungen). Fe A 

Der Tarifvertrag für die Metallindustrie $ 14B Abs. ! 
hatte bestimmt, daß von: jeder Kündigung eines Angestellte: 
vor ihrem Ausspruch Kenntnis zu geben war. Hierdurch wa!ı 
also eine neue Bestimmung in den Arbeitsvertrag eingefüg‘ 
worden, welche erfüllt werden mußte, damit eine rechtswirk. 
same Kündigung vorlag. Es war in Zweifel gezogen worden 
ob dies eine einzelarbeitsvertragliche Bestimmung war, wei 
nach der vorgesehenen Regeiung das Widerspruchsrecht den 
Angestelltenausschuss oblag.: Indessen ist die Frage vom Ge- 
richt mit Recht bejaht worden. Nicht darauf kommt es an 
von wem und in welcher Form nunmehr die Interessen der 
Gekündigten wahrgenommen werden, sondern ob der Ein- 
spruch mit Rücksicht auf sein Einzelinteresse begründet wer- 
den karn. Dies ist aber der Fall. Grund zum Einspruch sollte 
auch sein, wenn es sich um eine unbillige Härte gegen den 
betroffeiien Angestellten handelte. Hieraus erheilt. dass das 
Einspruchsrecht ein Schutzrecht für den einzelnen Angestellten 
sein solite, dass es sich also hierbei um ein seinem Einzel- 
arbeitsvertrage eingefügtes Recht gehandelt hat. welches 
wezen der oben besprochenen Weiterwirkung des Tarit- 
trages auch nach Ablauf des Tarifvertrages in den einzelnen 
Arbeitsverträgen weiterlebte, 3 DreE Pr 


Entlassung von Angestellten. In der Angelegenheit 
der Entlassung von vier Angestellten der Grossein- 
kaufsgesellschaft Deutscher Konsumvereine m. b. H, (vergl. 
Nr. 4, 5, 10, 11) hat der Schlichtungsausschuss Hamburg am 
23. März das endgültige Urteil dahin gefällt, dass der Einspruch 
der vier gegen ihre auf den 31. März ausgesprochene Kiündi- 
gung gerechtfertigt sei, und dass ihnen für den Fall. dass die 
Grosseinkaufsgesellschaft die Weiterbeschäftigung ablehne, die 
höchstzulässige Entscheidung von *®ız des letzten Jahres- 
arbeitsverdienstes zu zahlen sei. a; 

In der Begründung:heisst es u. a.: r IT 

Die Kündigung verstösst gegen $ 84 des BRG, da die vier 
Antragsteller wegen ihres Ausschlusses aus dem Z.d.A., also 
wegen ihrer Nichtzugehörigkeit zu einem beruflichen Verein, 
gekündigt worden sind. $ 85 Abs. 2 Nr. 1 kommt nicht in 
Frage, da die etwaige tarifliche Entlassungspflicht gegen die 
Reichsverfassung und das BRG verstösst und daher rechtsun- 
gültig ist. Da der Angestelltenrät durch‘ sein Verhalten zu 
dem Einspruch der Antragsteller seine Pflichten gröblich ver- 
letzt hat, ist der Schlichtungsausschuss, wie er be- 
reits in anderen Fällen ausgesprochen hat, an die Steis | 
lungnahme des Angestelltenrats, abweichend 
von der Regel des $ 86 Abs. 1 BRG, nicht gebunden, 
vielmehr berechtigt und verpflichtet, die sachliche Begründet- 
heit des Einspruchs zu prüfen. | 

In der Verhandlung hat der Vertreter des Zentralverban- 
des der Angestellten die Zuständigkeit des Schlichtungsaus- | 
schusses deshalb bezweifelt, weil nach & 11 des Tarifiver- 
trags, der zwischen der Fa. und dem Z.d.A. besteht, „Dif- 
ferenzen über Auslegung und Anwendung des Tarifver- 
trags, die nicht durch Verhandlungen der beiden Kontrahenten 
beizulegen sind, der Entscheidung des Tarifamts 1 
des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine unterliegen.“ 
Es ist dem Schlichtungsausschuss - zunächst zweifelhaft, ob | 
diese Bestimmung auf den vorliegenden Fall passt. Die Be- 
stimmung scheint sich vielmehr auf Meinungsverschiedenheiten ' 
zwischen den beiden Kontrahenten, also der Firma und de | 
Zentralverbande, zu beziehen, nicht aber auf den Einspruch, 
den ein so fristgemäss gekündieter Angestellter nach $ 64 des \ 
BRG. erhebt. Abgesehen davon, weist $ 87 Abs. 1 des BRG. 
die entgültige Entscheidung über den Einspruch in das. ge- 
setzliche Schlichtungsverfahren, also der vorst 
den staatlichen Schlichtungsausschuss. Es ist 
allgemeine Auffassung, dass danach ausschliesslich 
der staatliche Schlichtungsausschuss über 
den Einspruch zu entscheide n hat. 

Danach ist der Einspruch formell zulässig, vor 
dem Schlichtungsausschuss zu verhandeln, und sachlich! 
begründet. Rn a 

Die Höhe der Entschädigung, die den Antragstellern _ für 
den Fall zuzusprechen ist, dass die Firma ihre Weiterbeschäf- 
tigung ablehnt, ergibt sich aus der von der Firma überreichten, 






















über ihre Beschäftigungsdauer und ihr Gehalt in dem Jahre: # 
vom 1. April 1920 bis 31. März 1921 sowie aus $ 87 Nr 
des BRG. Fe a 

(Aus der Konsumgenossenschaftlichen Rundschau Nr. 1555 
vom 9. 4. 1921.) RTFAET 
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I. Neues Kündigungsrecht (Fortsetzung). 


» Die zuletzt (Nr, 7 der „Rechtsbeilage“ vom 27. Mai 1921) 
‚jehandelte und verneinte Frage, ob das Einspruchsrecht gegen 
‚ine Kündigung auch bei auf bestimmte Zeit geschlossenen 
‚irbeitsverträgen gegeben ist, ist inzwischen Gegenstand leb- 
‚after Erörterungen geworden. Ich verweise dieserhalb auf 
‚lie Ausführungen von Karger in WE Zeitschrift „Das Schlich- 
ftungswesen“ vom 15. August 1924, S. 165, und von Hueck im 
Mitteilungsblatt des Schlichtungsausschusses Gross-Berlin“ 
rom 15. August 1921, S. 34, und die dort in Anm. 9 zitierte 
“iteratur, sowie auf die Entscheidung des Schlichtungsaus- 
‚schusses Essen im „Mitteilungsblatt usw.“ vom 15. Juli 1921, 
seite 5. Eine Reihe weiterer Entscheidungen zu dieser Frage 
vird in der Entscheidungssammlung von Schmaltz „Stichworte 


les Arbeitsrechts“ angeführt. 
Wenn nach der nun einmal getroffenen gesetzlichen Rege- 
ung dieses zwar in vielen Fällen unerfreuliche Ergebnis 


uristisch sich auch nicht vermeiden lässt, so kann einer un- 
ulligen Ausnutzung dieser Rechtslage m. E. doch mit Erfolg 
nigegengetreten werden. Kaum ist nämlich diese Rechtsfrage 
n Erscheinung getreten, so kommen Klagen aus Arbeitnehmer- 
reisen, dass einzelne Firmen. dazu übergehen, ihre Arbeit- 
iehmer nicht mehr auf unbesiimmte Zeit einzustellen, sondern 
nit ihınen festbeiristete Arbeitsverträge zu schliessen, z. B. auf 
[rei Monate, welche sie dann mehrfach kurz vor Ablauf dieser 
jeit wiederum auf festbestimmte Zeit erneuern. Bei der gegen- 
vYärtigen Lage des Arbeitsmarktes scheinen zahlreiche Arbeit- 
iehmer derartige Verträge abgeschlossen zu haben. In solchen 
‘allen dürfte aber trotz des obigen grundsätzlichen Rechts- 
tandpunktes das Einspruchsrecht gegeben sein. 


Hueck a. a. O. kommt bereits, ohne gerade die vorliegende 


Trage zu berühren, zu einer Einschränkung: „Anders ist es 
a. E. nur dann, wenn die Verlängerung des Vertrages von 


'ornherein in Aussicht genommen war.“ Es wird hier m, E. 
utreffend auf den Willen abgestellt. Die Rechtslage ist eine 
hnliche, wie sie früher schon entstanden war gegenüber Ver- 


uchen, die Bestimmungen über Aushilfsanstellungen zur Um- 
jehung der Mindestkündigungsfristen zu missbrauchen. $ 67 


1.G.B. und $ 133aa Gew.-Ordnung bestimmen, dass die zu- 
ässige kürzeste Kündigungsfrist einen Monat betragen muss. 
y 69 H.G.B., $ 133 ac’ Gew.-Ordnung machen hiervon eine 
Ausnahme für den Fall, dass ein Angestellter nır zu vorüber- 
‚ehender Aushilfe genommen wird, es sei denn, dass das 
'Nienstverhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus fort- 
iesetzt wird. Einzelne Arbeitgeber haben diese Vorschriften 
ium so in die Praxis zu übertragen versucht — in einem zur- 
eit gegen einen grossen Berliner Zeitungsverlag geführten 
techtsschutzprozess wird behauptet, dass dies Verfahren noch 
‚etzt dort allgemein üblich sei —, dass sie den Arbeitnehmer 
zur Aushilfe‘ mit täglicher Kündigungsfrist einstellen, bei Ab- 
auf von drei Monaten einen Tag aussetzen lassen und dann 
vieder neu beschäftigen, bis sich bei Ablauf von weiteren drei 
‚Aonaten dies Schauspiel wiederholt. Für derartige Fälle führt 
zutrefiend der Kommentar von Staub-König 1920, Bd. I, 
‘5 392, Anm. 1 zu $ 69 H.G.B. aus: „Ebenso ist es unzu- 





'ässig, zur Umgehung des $ 67 den Handlungsgehilfen „zur 
Aushilfe“ fortlaufend auf kürzere Zeit stets von neuem einzu- 


'tellen oder ihn nach drei Monaten förmlich zu entlassen und 
lsbald wieder neu einzustellen.“ In gleicher Weise werden 
‚ie hier erörterten Fälle zu behandeln sein, Die geschilderte 
Araxis lässt den Schluss zu, dass es sich in Wirklichkeit nicht 
'arım handelte, etwa für eine bestimmte Arbeit oder aus einem 
onstigen zeitlich begrenzten, besonderen Grunde einen Arbeit- 
iehmer einzustellen, sondern dass es sich in Wirklichkeit um 
‚Aue gewöhnliche Einstellung im Rahmen des allgemeinen Ge- 
'chäftsbetriebes handelte, für welche nur die Form der be- 
tisteten Einstellung gewählt wurde, um das Anstellungsver- 
Nältnis dem Schutze der Kündigungsbestimmungen zu ent- 








Berlin, den 16. September 


| 1921 


ziehen. In solchen Fällen wird man als wirklichen Willen eine 
Anstellung auf unbestimmte Dauer annehmen und das Ein- 
spruchsrecht gewähren können. 


Aber noch in einer weiteren Richtung wird der Begriff der 
„Kündigung“ im Sinne der neuen arbeitsrechtlichen Bestimmin- 
gen einer ausdehnenden Auslegung bedürfen. Nicht iede ein- 
seitige Erklärung, ein Arbeitsverhältnis nicht länger fortsetzen 
zu wollen, kleidet sich gerade in dem Worte: . „Ich kündige 
Ihnen hiermit.‘ Schon bei einer an sich ordnungsmässig beab- 
sichtigten Kündigung ist der Gebrauch des Wortes „kündigen“ 
nicht erforderlich. (Vergl. Staub-König S. 385.) Ausserdem 
kommen aber hier noch andere Erklärungen in Betracht, welche 
zunächst etwas anderes sein wollen, diesen Zweck aber nicht 
erreichen, trotzdem aber den WiHen, das Rechtsverhältnis 


nicht länger, als unbedingt erforderlich, fortzusetzen, enthalten 
und daher auch als Kündigung wirken. 
In erster Linie wird hier an den Fall gedacht, dass eine 


fristlose Entlassung ausgesprochen, als solche aber nicht wirk- 
sam ist und nun gleichzeitig als Kündigung zum nächsten zu- 
lässigen Termin anzusehen ist. Es ist diesseits bereits früher 
der Standpunkt vertreten worden, dass in solchem Falle einmal 
auf Fortzahlung des Gehaltes bis zum Ablauf der Kündigungs- 
irist zu klagen und ausserdem das Einspruchsverfahren wegen 
darin liegender Kündigung zur Erlangung der Abgangsentschä- 
disung in Gang zu setzen ist. (Vergl. „Gericht und Schlich- 
tungsausschuss“, , „Deutsche Techniker-Zeitung“, 2. Jahrgang, 
Nr. 37, „Mitteilungsblatt usw.‘ vom 28. Februar 1921, S. 255, und 
vom 31. Mai 1921, S. 358.) Bemerkt wird, dass auch: Flatow 
in der „Neuen Zeitschrift für Arbeitsrecht‘ vom Mai 1921, S. 42 
die Zusprechung der Entschädigung: durch den Schlichtungs- 
ausschuss und die gerichtliche Einklagung des Gehaltes für zu- 
lässig erklärt. Ebenso führt Erdel im „Schlichtungswesen” vom 
15. August 1921, S: 163, aus,.es liege ‚in jeder fristlosen Ent- 
lassung zugleich. vorsorglich auch die ordnurgsmässige Kündi- 
wennschon er mit 


gung in dem Sinne, dass der Arbeitgeber, ; 
seinem vermeintlichen Recht auf sofortige Entlassung nicht 


durchzudringen vermag, jedenialls nicht länger als bis zu dem 
Termin, auf den er ordnungsmässig hätte kündigen können, an 
das Arbeitsverhältnis gebunden sein will”, Demeg bass 
empfiehlt auch Erdel, neben der Anrufung des Gerichtes die 
rechtzeitige Anruiung der Betriebsvertretung Bit des 
Schlichtungsausschusses nicht zu unterlassen, so dass vom 
Gericht die rechiskräftigc RI Enle über die Gehaltszahlung 
für die Kündigungsfrist, vom Schlichtungsausschuss die Ent- 
scheidung über die Abfindungsentschädigung eriliesst. 


Daneben gibt es aber noch andere Fälle, in welchen in 
erster Linie anders zewollte Erklärungen einer Kündigung gleich- 
kommen und daher die Zulässigkeit des Einspruchsverfahrens 
auslösen. Es kommt vor, dass Arbeitgeber glauben, einen Ver- 
trag wegen Irrtums, z. B. über den Gesundheitszustand des Ar- 
beitnehmers, oder wegen arglistiger Täuschung, z. B. wegen 
angeblicher Vorlegung wnrichtiser Zeugnisse, anfechten zu 
können, oder dass sie überhaupt das Zustandekommen eines 
Vertrages bestreiten, z. B. weil derselbe erst noch der Schrift- 
form bedurft hätte, der Verhandelnde nicht ausreichende Voll- 
macht hatte oder dergleichen. In allen diesen Fällen ist gleich- 
falls der eben geschilderte Weg einzuschlagen, d. h. neben der 
gerichtlichen Klage die rechtzeitige - Anrufung des 
Schlichtungsausschusses über den Betriebsrat. Es wird für den 
Arbeitnehmer zwar nicht leicht sein, stets selbst zu erkennen, 
wie er sich verhalten muss. um keine Rechtsnachteile zu er- 
leiden. Es wird daher immer das Eimpiehlenswerteste sein, 
wenn der Arbeitnehmer in jedem Falle, in dem er wegen der 
Fortsetzung seines \Arbeitsverhältnisses Schwierigkeiten hat, so- 
fort bei der Rechtsschutzstelle seiner Organisation oder einem 
Rechtsanwalt Rat einholt, und zwar tunlichst persönlich, da bei 
den kurzen (später zu erörternden) Fristen des Einspruchver- 
fahrens eine rechtzeitige schriftliche Belehrung nicht möglich 


sein wird. Dr. Ewald Friedländer. 
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I. Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss. 

Im Gegensatz zu dem Gerichtsverfahren steht das -Ver- 

fahren vor dem Schlichtungsausschuss. Auch hier lassen sich 

drei verschiedene Arteri” unterscheiden, wobei bemerkt wird, 
dass es sich immer um Einzelstreitigkeiten handelt. 


a) Vor den Schlichtungsausschuss gehört das Verfahren des 
einzelnen Arbeitnehmers, welcher sich gegen eine Kündigung 
auf Grund der Einsteliungsverordnung vom 12. Februar. 1920 
wendet. Indem Einzelheiten späteren Ausführungen vorbehalten 
bleiben, soll hier ntır kurz erwähnt werden, dass bei einer Kin- 
digung entgegen den Bestimmungen der Einstellungsverordnung 
der einzelne Arbeitnehmer unmittelbar, und zwar binnen einer 
Frist von drei Wochen, die Entscheidung des Schlichtungs- 
ausschusses anrufen kann. Diese Entscheidung ist aber zu- 
nächst noch nicht bindend, sondern bedarf, um Rechtsansprüche 
daraus herzuleiten, noch der Verbindlicherklärung durch 
den. Demobilmachungskommissar. Im übrigen richtet sich das 
Veriahren vor dem Schlichtungsausschuss- nach. den :Vorschrif- 
ten der Verordnung vom 23. Dezember 1918, 


b) Der zweite Fall, in dem eine Einzelarbeitsstreitigkeit vor 


den Schlichtungsausschuss kommen kann, ist der des $ 86 des 


Betriebsrätegesetzes. Hier entscheidet der Schlichtungsaus- 
schuss über den Einspruch gegen eine Kündigung, wenn einer 
der Fälle des $ 84 des Betriebsrätegesetzes vorliert, der Ar- 
beitnehmer innerhalb einer Frist von fünf Tagen den Ange- 
stelltenrat angerufen und dieser die Anrufung für begründet 
rachtet hat, Verhandlungen aber mit dem Arbeitgeber zu einer 
Verständigung nicht geführt haben. »Alsdann kann der einzelne 
Arbeitnehmer oder der Betriebsrat birnen weiteren fünf Tagen 
den Schlichtungsausschuss anrufen. Die in einem -solchen Falle 
ergebende Entscheidung des Schlichtungsausschusses ist ohne 
weiteres endgültig und bildet die Grundlage für ein dann ein- 
zuleitendes Gerichtsverfahren. Auf die Einzelheiten und die 
ausserordentlich zahlreichen Streitfragen wird später eingehend 
zurückzukommen sein, 

Einen Unterfall der Anrufung des Schlichtungsausschusses 
auf Grund des Betriebsrätegesetzes bietet der $ 97 des Be- 
triebsrätegesetzes. Handelt es sich nämlich um die’ Kündigung 
eincs Mitgliedes des Betriebsrates, so ist nicht nach erfolgter 
Kündigung die Anrufung des Betriebsrates. und des Schlich- 
tungsausschusses erforderlich, sondern die Kündigung kann mit 
zivilrechtlicher Wirksamkeit überhaupt erst erfolgen, nachdem 
der Betriebsrat seine Zustimmung erteilt hat. und wenn in 
einem Falle, in welchem die Zustimmung erforderlich ist, der 
Betriebsrat diese versagt hat, so ist der Arbeitgeber berech- 
tigt, den Schlichtungsausschuss. anzurufen, dessen Entscheidung 
die Zustimmung des Betricbsrates ersetzt. 

Die beiden bisher behandelten Fälle der Anrufunz des 
chlichtungsausschusses durch den Arbeitnehmer haben SC- 
einsam, dass es sich bei ihnen um eine gesetzliche Zuständig- 
eit des Schlichtungsausschusses handelt. Beide Fälle haben 
erner gemeinsam, dass es sich sachlich nicht um die Entschei- 
dung von Rechtsiragen in älterem Sinne "handelt. sondern 
darum, zivilrechtlich ‘wirksame Handlungen aus Billigkeits- 
gründen rückgängig zu machen oder wenigstens zu modifi- 
zieren. In beiden Fällen ist die Grundlage für das Verfahren 
im wesentlichen der Abschnitt II der Tarifvertragsverordnung 
vom 23. Dezember 1918. Daher hat man für diese beiden Ver- 
fahren aus dem Absatz 2 des $ 23 der Verordnung vem De- 
zember 1918 den Schluss gezogen, dass in ihnen Rechtsanwälte 
als Parteivertreter vor dem Schlichtungsausschuss nicht zuge- 
lassen sind. ’ 

Etwas hiervon ganz verschiedenes ist der Fall der An- 
rufung des Schlichtungsausschusses in Einzelarbeitsstreitig- 
keiten auf Grund einer Schiedsvertragsklausel des Einzelarbeits- 
vertrages oder, was die Regel ist, des für den Einzelarbeits- 
vertrag massgebenden Tarifvertrages. Hier handelt es sich um 
eine vereinbarte Zuständigkeit und um die Entscheidung wirk- 
licher Rechtsfragen. 

Je länger, je häufiger findet sich in_Tarifverträgen die Ab- 
rede, dass auch Streitigkeiten aus dem Einzelarbeitsvertrage 
durch den Schlichtungsausschuss entschieden werden sollen, 
anstatt durch das an sich zuständige Gericht. Es war anfangs 
streitig, ob in diesen Fällen, in denen es sich nicht nur um einen. 
Schlichtungsversuch, sondern um eine endeültie bindende Ent- 
scheidung handeln soll, mit Rücksicht auf $ 1026 Z.P.O. ein 
rechtswirksamer Schiedsvertrag vorliegt. 8 1026 bestimmt näm- 
lich, dass ein Schiedsvertrag über künftige Rechtsstreitigkeiten 
nur rechtliche Wirkung hat, wenn er sich auf ein bestimmtes 
Rechtsverhältnis bezieht. 


Man ist aber schliesslich. und m. E. auch mit Recht zu der 
Ansicht, gelangt, die Frage, der Zulässigkeit einer solchen 
Schiedsabrede zu beiahen (vgl. Lion in Recht und Wirtschaft 
vom Nov. 1920, S, 207). Infolge der automatischen Wirkung 
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des $ 1 der Tarifvertragsordnung ist nämlich die entsprechende 
Tarifvereinbarung Bestandteil des Einzelarbeitsvertrags gewor- 
den und bezieht sich daher insofern nunmehr auf ein be+ 
stimmtes Rechtsverhältnis im Sinne ‘8 1026°Z.P.0,. ° 
Zu beachten ist hierbei ‚allerdings, dass, soweit es sich in 
kaufmännische Angestellte handelt, die Abrede mit Rücksicht 
auf $ 6 Abs. 2 des Kaufmannsgerichtsgesetzes nichtig ist, so 
dass die Bedeutung der Schiedsgerichtsklausel sich im wesent- 
lichen auf Arbeiter, technische Angestellte, Angestellte freier 
Berufe sowie der Reichs- und Staatsbehörden erstreckt. 


Auch das Bedenken, das anfangs’ geäussert wurde, ob man 
eine Behörde als Schiedsgericht vereinbaren könne, ist unbe- 
gründet, insbesondere, nachdem der Reichsarbeitsminister durch 
Schreiben vom 4. Oktober 1920 („Gewerbe- und Kaufmanns- 
gericht“ vom 1. Februar 1921, Spalte 127) zuge'assen hat, dass 
die Schlichtungsausschüsse ein derartiges Amt annehmen. 

Im übrigen ist die Beauitragung von Behörden mit schieds= 
gerichtlichen Entscheidungen durchaus nicht so Neues. Es ist 
früher niemals beanstandet worden, dass z. B. das Gewerbe, 
gericht als derartiges Schiedsgericht tariflich vereinbart wurde. | 
(Vgl. die Aufsätze „Die zivilprozessuale Bedeutung der Schieds- 
sprüche, der Einigungsämter und der Tarifschiedsgerichte“ in 
„Gewerbe- und Kaufmännsgericht“, Bd. 18, S. 364 fo’g.) Aller- 
dings ist man sich damals, was bei der Uebertragung schieds- 
gerichtlicher Funktionen an die Schlichtungsausschüsse zunächst 
vielfach nicht klar erkannt wurde, nicht darüber im Zweifel ge- 
wesen, dass auf dieses’ schiedsgerichtliche Verfahren alsdaın 
die Vorschriften des 10. Buches der Z.P.O. Anwendung zu 
finden haben, dass also z. B. der Schiedssprüch auf dem zu- 
ständigen Gericht niederzulegen ist, bevor bei Gericht auf Er-, 
teilung der Vollstreckungsklausel geklagt werden kann... 

Jetzt ist letzteres aber auch Ansicht . des Schlichtungs- 
ausschusses Gross-Berlin geworden. wie z. B. bezürl. der tarii- 
lichen Schiedsgerichtsklausel des Tarifvertrages der Rechts- 
anwaltsangestellten vom 11. Januar 1921 (vel. „Mitteilungsblatt 
des Schlichtungsausschusses Gross-Berlin vom 30. April ‘1921, 
S. 322), die für diese Streitigkeiten zuständire Kammer 105 mit 
Schreiben von 13. Juli 1921 (Abt. Z 9511 B 111/21) ausdrücklich 
anerkannt hat. . ö 4 


Eine Folge des Umstandes. dass auf derartiee: Schieds- 
gerichte in Einzelarbeitsstreitigkeiten vor dem Schlichtungs-' 
ausschuss nicht die Bestimmungen der Tarifvertragsverordnung, 
sondern die Vorschriften der Zivilprozessverordnung Anwen 
dung finden, ist, dass der aus:$ 23 Abs. 2 der Tarifvertrags- 
verordnung gefolgerte Ausschluss der Rechtsanwälte vor dem | 
Schlichtungsausschuss nicht Anwendung findet, dass vielmehr | 
Rechtsanwälte, wie. sie als Vorsitzende von Schlichtungs= 
ausschüssen und Gewerbe- und Kaufmannsgericht schon längst) 
in Arbeitsstreitigkeiten tätig gewesen sind. ebenso auch in die 
sen Streitigkeiten als Parteivertreter auftreten können. -Dag 
wird insbesondere auch für Arbeitnehmer in denienigen Fällen ! 
von Bedeutung sein, in welchen ihnen auf der Gegenseite ein 
juristisch vorgebildeter Direktor oder ein höherer Beamter ihrer ) 
Behörde gegenübersteht. Dr. Ewald Friedländer. 3] 
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Entscheidungen 


Voraussetzungen der Bildung eines gemeinsamen Betriebsrates, 

Der Polizei-Präsident. } 
Abteilung I. 

Tageb. Nr. 457 Wi. 21. 

An den Betriebsrat der Firma ...., _ FA 

Ihre gegen die Entscheidung. des Gewerbeaufsichtsamtes 


Berlin © 27. den 22. Aug. 1921 


Be. 


Beschwerde vom 14. April d. J. wird hiermit als unbegründe 
zurückgewiesen. . : - ; “2 RE 


Diese Entscheidung ist endgültige, vr 
Gründe, ‚0 Sei ee 











Die angefochtene Entscheidung geht in. ihrem .Endergebnisse 
dahin, dass für jeden der beiden oben ‚genannten Betriebe ein 
besonderer Betriebsrat zu errichten und die Bildung eines ‚ge 
meinsamen Betriebsrates unzulässig ist. Dem. ist beizutreten, 
Grundsätzlich ist gemäss $ 1 des Betriebsrätegesetzes für jeden 
Betrieb, in dem in der Regel mindestens 20 Arbeitnehmer bes 
schäftigt werden, ein Betriebsrat zu errichten. Und nach $ 
des Gesetzes gelten nicht als besondere Betriebe sole 
Nebenbetriebe und Bestandteile eines Unternehmens. die. dürch 
die Betriebsleitung oder das Arbeitsverfahren miteinander ver- 
bunden sind, sofern sie usw. Voraussetzung. für. die Annahme, 
dass cs sich nicht um besondere. Betriebe, sondern u 
einen einheitlichen, nür Zur. Errichtung” eines. einheit- 
lichen Betriebsrates. berechtigenden Betrieb handelt, ist sonäc 
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‘ In erster Linie, dass die in Frage kommenden Betriebe Be- 
‚ Standteile oder Nebenbetriebe eines Unternehmens sein müssen. 
, Vorliegendenfalls kommen aber nicht ein Unternehmen, son- 
‚dern deren zwei in Betracht. Denn das Vorhandensein nur 
eines Unternehmens setzt voraus, dass alle seine Teile sich in 
dein Besitze derselben Rechtspersönlichkeit be- 
finden, und das ist hier nicht der Fall. Das Verlagsgeschäft 
war vordem eine unter dem Aktenzeichen 86 H.R.A. 10555 
in das Gesellschaftsregister eingetragene offene Handelsgesell- 
schaft, und nach deren am 27. Februar 1920 durch den Tod des 
einen Mitgesellschafters erfolgten Erlöschen ist -Herr Dr 
als ihr Alleininhaber eingetragen worden. Die Buch- 
druckerei ist dagegen eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haitung und als solche im 21. September 
1920 unter 122:H:RB. 18845 in.das Handelsregister eingetragen 
worden. Die Inhaber der beiden Betriebe sind sonach zwei 
vollkommen verschiedene Rechtspersöntich- 
keiten, und die Betriebe können allein schon infolge dieses 
‚ausschlaggebenden Unistandes : nicht als Nebenbetriebe oder 








Bestandteile. eines oder desselben Unternehmens angeschen 
werden. Es_bedari deshalb auch keines weiteren Einzehens 
darauf, wie: weit der Einfluss des Herrn Dr...... in bezug 


auf die Geschäfts- und Betriebsführung der beiden Unterneh- 
mungen geht tnd ob diese durch das Arbeitsverfahren irgend- 
wie miteinander verbunden sind, 

Aus dem gleichen Grunde ist auch die Errichtung eines g e- 
meinsamen Betriebsrates-im Sinne von 8 51 des Betriebs- 
rätegesetzes hier nicht anzängig. Denn ein solcher setzt nach 
der genannten Vorschrift in Verbindung mit $ 50 daseibst vor- 

“aus, dass sich die fraglichen Betriebe inder Hand eines 
Eigentümers befinden, und damit ist, wie. auch der 
Vorläufige Reichswirtschaftsrat in einer Entscheidung vom 
14. August 1920 ausgesprochen hat, das strenge Erfor- 
dernis der gleichen Rechtspersönlichkeit auf- 

gestellt worden („Reichsarbeitsblati“, Heft 4, S.145). Die jetzige 
Fassung ist dem'$ 50 erst durch den Reichstag selbst gegchen 
worden; der Regierungsentwurf enthielt an dieser Stelle das 
flüssigere wirtschaftliche Merkmal „in einer Hand“, und die 
jetzige Fassung ist, wie in dem Kommentare von Flatow zu- 
treifend ausgeführt ist, gerade deshalb gewählt worden. um un- 
nötige Zweifelsfragen auszuscheiden. Und selhkst die ursprüng- 
lich "gewählte, dehnbare Fassung, „in einer Hand“ setzte nach 
der hierzu von einem Resierungsvertreter bei den Verhand- 

Kıngen abgegebenen und -unwidersprochen zebliebenen Er- 
klärung voraus, dass die Betriebe dem gleichen Eigen- 
TZumer gehören, und - zwar’ müsse’ er die gleiche 
Rechtspersönlichkeit sein. Der Gedanke. auch Be- 
triebe zusammenzufassen, die durch zegenseitigen 
Aktienbesitz oder dergleichen verschwistert 
Sind, müsse aufzegeben werden, weil sich hier keine Grenzen 
ziehen lassen würden. Es inüsse daher an dem strengen 
Rechtserfordernisse der zleichen Rechts- 
persönlichkeit festgchalten werden („Gewerbe-Archiv“, 
Bd. 20, S. 384). Deshalb ist es auch für vorliegende Entschei- 


dung ohne Belang, ob — wie in der mündlichen Erörterunr zur 
Sprache gebracht wurde —— sich der Hauptteil der Ausrüstungen 
beider Betriebe im Eigentume des Herrn Dr. ..... befindet. 


In Vertretung gez. (Unterschrift). 


Verbot der Lohnminderung von Betriebsratsmiteliede:n 
($ 35 B.R.G.).. Wenugleich 8 35 des B.R.G. die Mitelfedschaft 
im Betriebsrat zum Ehrenamt erklärt, kann jedes Mitglied den- 
noch beanspruchen, dass für die zur Erfüllung seiner Aufgabe 
‚isnerhalb der Arbeitszeit „notwendige Zeitversäumnis” keine 
Minderung der Entlohnung oder Gehaltszahlung eintrete. Wie- 
weit es notwendig ist, innerhalb der Arbeitszeit das Amt aus- 
zuüben, ist Tatfrage. Zu beachten ist für die -Betriebsrats- 
'sitzung $ 30; im übrigen hängt im Streitfalle alles ven der 
‚Eigenart des einzelnen Betriebes ab. Etwaige Streitigkeiten, 
die sich aus dem Begriff-der „notwendigen: Versäumnis’ (8 35 
'B.R.G.) ergeben, sind nach $$ 93, 103 durch die dort angege- 
"benen Stellen, in Preussen in Betrieben, die unter Titel VII der 
Gewerbeordnung fallen, durch den Gewerbeinspektor zu ent- 
‚scheiden. 

(Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 7. April 1920.) 


Tantieme und Bilanzvorlegung. Das Reichsgericht hat iin 
"Anschluss an seine Entscheidung vom 5. November 1920 („Rechts- 
 beilage“ Nr. 3, Seite 6) durch Urteil vom 10. Dezember 1920 
‚erneut ausgesprochen, dass, wenn eine einem technischen An- 
xsstellten zugesagte Taritieme dem. Betrage nach nicht näher 
bestimmt ist, der übliche Tantiemesatz zu’ zahlen ist, und dass 
"dem Angestellten im solchem Falle auch der Anspruch -auf 
;Bilanzvorlegung zusteht. Ueber letzteres Recht führt das 
Reichsgericht aus: ‚In keinem Falle darf die Beklagte dem 
Kläger die Vorlegung der Bilanz verweigern. Sonst wäre ge- 
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rade sie es, welche den klägerischen Anspruch undurchführbar 
machen und wider Treu und Glauben vereiteln würde.“ („Ju- 
ristische Wochenschrift“ vom 15. März 1921, Seite 339.) 


Politische Betätigung im Betricbe, (Arbeitsordnung: $ 80 
B.R.G.) Der Schlichtungsausschuss Gross-Berlin hat unter unpar- 
teiischem Vorsitz einen Schiedsspruch gefällt, nach dem eine 
in die Arbeitsordnung aufgenommene Bestimmung, dass während 
der Arbeitszeit eine politische Betätigung ausgeschlossen seln 
soll, nicht berechtigt ist. Der Schiedsspruch lautet: 

„Das Verlangen des Arbeitgebers, eine von ihm vorgeschlagene 
Bestimmung über ‚politische Betätigung innerhalb 
Arbeitsordnung aufzunehmen, ist nicht berechtigt. 

Begründung: Die Antragstellerin hat beantragt, in die im übrigen 
vereinbarte Arbeitsordnung die Bestimmung aufzunchmen: 
täligung irgendwelcher Art während der Arbeitszeit ist verboten.“ .Der 
Schlichtungsausschuss ist der Ansicht, dass eine politische agitato- 
rische jätigkeit während der Arbeitszeit (zu der nicht die Pausen 
gehören) iı den Arbeitsräumen ‘nicht stattzulinden hat. Da aber die 
Aus’egung des äusserst dehnbaren und tunbestimmten Begriffs der poli- 
tischen Betätigung An'ass zu Meinungsverschiedenheiten und Differenzen 
bietet und somit ein gedeihliches Zusammenarbeiten und die Ruhe 
im Betriebe stören könnte, erscheint ein gänzliches Fehlen dieser Be- 
stimmung in’ der Arbeitsordnung angebracht, um so mehr, as -die 
gewerkschaftliche Betätigung -(die ja in gew,ssem ‚Sinne auch eine poli- 
tische Betätigung bedeutet) mög:ichst nur; in den Pausen durch 
tarifliche Vereinbarung gestattet ist, hiermit also schon zur 
Genüge zum Ausdruck gebracht wird, dass im Gegensatz hierzu eine 
poätische. agitatorische Tätigkeit zu ıwMterbleiben hat.“ 
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„Politische Be- 






Bei der Beurteilung dieser Frage ist in erster Linie davon 
auszugehen, dass eine Arbeitsordnunz nur durch Vereinbarung 
mit dem Arbeiter- und Angestellten- bzw. mit dem Betriebsrat 
oder durch einen Spruch des Schlichtungsausschusses zustande- 
kommen kann. Eine solche Vereinbarung oder ein Schieds- 
spruch des Schlichtungsausschusses setzt aber voraus, dass 
ein Zwang zum Erlass einer Arbeitsordnung besteht. 
Zwang gibt es nur in drei Fällen: 


l. in gewerblichen Betrieben, die in der Regel mindestens 
20 Arbeiter beschäftigen: für Gesellen, Gehilien, Lehr- 
linge und sonstige gewerbliche Arbeiter, 

2. in offenen Verkaufsstellen, in denen in der Regel min- 
destens 20 Gehilfen oder Lehrlinge beschäftigt werden: 
für dieses kaufmännische Personal, 

3. in den der vorläufigen Landarbeitsordnung unterstehenden 
Betrieben: für die Arbeitnehmer. Betriebsbeamte, Tech- 
niker und Werkmeister sind hier ausgeschlossen. 

Im Sinfe des $. 133e G.O. besteht für diese Gruppe von 
Angestellten also kein Zwang, eine Arbeitsordnung zu 
erlassen. Trotzdem kann durch freiwillige Vereinbarung eine 
solche erlassen werden. Der Betriebsrat hat es aber dann in 


der Hand, die Arbeitsordnung entsprechend zu beeinflussen. 
Kommt in diesem Falle eine Arbeitsordnung nicht zustande, so 
kann der Schlichtungsausschuss überhaupt nicht angeruien 
werden. 

Ob es sich im vorliegenden Falle auch um Angestellte der 
eben erwähnten Gruppen handelt, ist aus dem Schiedsspruch 
nicht ersichtlich. Davon hängt die Rechtmässigkeit des Schieds- 2 
spruches überhaupt ab. 

In grundsätzlicher : Beziehung lassen sich gegen den Kern- 
gedanken des Schiedsspruchs Bedenken nicht erheben. Da poli- 
tische. Betätigung während der Arbeitszeit auf den Geschäfts- 
betrieb: von -schädigendem Einfluss sein könnte, so ist sie am 
besten zu unterlassen. Dagegen kann aber einem Arbeitnehmer 
nicht zugemutet werden,. während der Pause darauf zu ver- 
zichten, weil die Produktion dadurch eine Einbusse nicht er- 
leiden kann, 


Pine 
lleh 


Wirksamkeit eines Wettbewerbsverbots. In dem zwischen 
dem technischen Angestellten N. N. und der Firma... .. abge- 
schlossenen Dienstvertrage ist folgendes Wettbewerbsverbot 
enthalten: 

„Der Beamte verpflichtet sich, kein Spezialglasdach- 
geschäft selbst zu gründen, keinem solchen. als offener oder 
stiller Teiihaber beizutreten und für kein Glasdachgeschäft als 
Angestellter in irgendwelcher Form tätix zu sein oder ein 
Giasdachgeschäft in irgendwelcher Form zu unterstützen. 


Sollte der Beamte in irgendeine andere Firma, z.B. Eisen- 
konstruktions- oder Glaserfirma, eintreten, welche nach seinen 
Eintritt Glasbedachungen aufnimmt, sei es, dass ersterer von 
dieser Firma mit oder ohne diese Absicht angestellt wurde, so 
verpflichtet er sich trotzdem, seiner neuen Firma nicht in- Glas- 
dachiragen in irgendwelcher Weise direkt oder indirekt zu 
dienen oder Mitteilungen zu machen, die geeignet sind, die 
Firma ..... zu schädigen; dagegen bleibt es dem Aus- 
tretenden tunbenommen, sich auf dem grossen übrigen tech- 
nischen Gebiet inkl. Eisenkonstruktionen zu betätigen, 5 


des’ Betriebes in die 
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Insbesondere als Erbe des väterlichen Geschäfts anerkennt 
Herr ..... diese Bestimmung, und zwar aller etwaigen tarif- 
lichen oder gesetzlichen Bestimmungen. 


In jedem einzelnen Fall der Zuwiderhandlung gegen die 
Bestimmungen dieses Paragraphen ist eine Konventionalstrafe 
in Höhe des doppelten, beim Austritt gehabten Jahresgehalts 
zu bezahlen, und es behält sich die Firma ..... ausserdem 
noch weitergehende Rechtsansprüche zu erheben vor.“ 


Der Angestellte war gegen eine monatliche Vergütung von 
375 M., welche später auf 450 M. erhöht worden ist, angestellt 
und ist zum 1. Oktober 1920 seitens der Firma gekündigt 
worden. Er verlangt jetzt die Beseitigung des Konkurrenz- 
verbots. Da die Firma sich weigerte, den Angestellten frei- 
willig von diesem lästigen Vertrage zu befreien, so hat er 
Klage auf Nichtigkeit des Wettbewerbsverbots erhoben. Er hat 
eingewandt, dass dieses Wettbewerbsverbot gegen die guten 
Sitten verstosse, weil es weder zeitlich noch örtlich beschränkt 
und weil es nach dem massgebenden Tarifvertrage unverbind- 
lich sei. Es handelt sich um die Tarifverträge für die kauf- 
männischen und technischen Angestellten der württembergischen 
Industrie vom 18. Juli 1919 bzw. 20. Dezember 1919. Beide 
Tarifverträge wurden durch das Reichsarbeitsministerium für 
das Gebiet von Württemberg für allgemeinverbindlich erklärt. 
In beiden Tarifverträgen ist gleichlantend in $ 19 über die 
Verhandlung von Streitigkeiten folgendes bestimmt: 


„a) Streitigkeiten, die aus der Durchführung dieses Ver- 
trages en tstehen, sind zuerst durch Verhandlungen zwischen 
Beiriebsleitung und Angestelltenausschuss zu regein. Gelingt 
hierbei eine Verständigung nicht, so sind die beiderseitigen 
Organisationsvertreter beizuziehen oder ist ihnen die Angelegen- 
heit zur weiteren Behandlung zu übergeben. Soweit sie dann 
noch nicht beseitigt werden, unterliegen sie der Entscheidung 
durch die Schlichtungskommissionen, welche an allen grösseren 


Orten zu bilden sind. 


b) Anträge an die Schlichtungskommission sind innerhalb 
einer Ausschlussfrist von 12 Tagen ıach Eintritt der Streiüig- 
keiten einzureichen. Die Schlichtungskommission hat innerhalb 
S Werktagen über die Anzelegenheit zu befinden.“ 

Im: $ 20 ist ferner bestimmt, dass gegen die Entscheidung 
der Schlichtungskommission innerhalb einer Ausschlussirist von 
10 Tagen nach Zustellung der schriftlichen. Entscheidung Be- 
rufung an die zuständige 2. Instanz (Tarifamt) zulässig ist. 

Ueber die Wettbewerbsabrede ist ferner in$ 12 gleich- 
lautend in beiden Tariiverträgen folgendes bestimmt: 

„Bis zur gesetzlichen Reseiuns zelten bezüglich der Wett- 
bewerbsabrede die Bestimmungen des H. G. für sämtliche 
kaufmännische und technische Angestellte, wobei in $ 74 a an 

telle von 1500 M. der Betrag von 5000 M. und in $ 7C b an 
Stelie von 8000 M. der Betrag von ıi00090 M. tritt.‘ 

Auf eine durch den Bund der technischen Angestellten 
und Beamten namens des Angestellten bei der Schlichtungs- 
keminission anzebrachte Beschwerde hat diese folgenden Be- 
scheid erteilt: 


„Nach Ziffer 19b des Tarifvertrages sind Anträge aı die 
Schlichtungskommission innerhalb einer Ausschlussfrist von 
12 Tagen einzureichen. Da Herr ..... schon anfangs Ok- 
tober vorigen Jahres bei der Firma ..... ausgetreten -ist, SO 


ist die Ausschlussirist schon so lange verstrichen, dass wir 
schon aus diesem Grunde ablehnen müssen, uns mit dieser Sache 
zu beschäftigen Dabei mag die Frage unentschieden bleiben, 
ob die Schlichtungskommission überhaupt das Recht hätte, die 
Streitfrage zu schlichten.“ 

Das Landgericht Stuttgart hat den Klageanspruch für be- 
rechtigt erklärt und folgendes Urteil gefällt: 

„Es wird festgestellt, dass das zwischen den. Parteien in 
8 6 des Anstellungsvertrages vom 20. September 1919 verein- 
barte Wetibewerbsverbot dem Kläger gegenüber unwirksam 
ist. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.“ 

Gründe. 

1. Die beiden Tarifverträge sind durch das Reichsarbeits- 
ministerium für allgemeinverbinälich erklärt worden. Dies 
hat zur Folge, dass sie innerhalb ihres räumlichen Geltungs- 
bereichs für Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit unter 
den Tarifvertrag fallen, auch dann für die Beteiligten verbind- 
lich sind, wenn der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder 
beide an dem Tarifvertrag direkt nicht beteiligt sind. ($ 2 der 
Verordnung über Tarifverträge vom 23. Dezember 1918 R.G.B, 
Seite 1415.) Hiernach sind die vorliegenden Tarifverträge für 
das Vertragsverhältnis der Parteien massgebend, auch wenn 
die Beklagte dem den Tarifvertrag abschliessenden Arbeit- 
geberverband nicht angehörte. Dabei kann dahingestellt blei- 
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ben, welcher dieser beiden Vernige für das War der Gel- 


=8-1025 Z.P.O, II 6. und 7). 


. Tarifvertrages geregelte Behandlung von Streitigkeiten über- ”°' 


. wonach auch für technische Angestellte, wie den. Kläger, die f 





tung des ersten begonnenen und unter der Herrschaft des 
zweiten fortgesetzte und beendigte Vertragsverhältnis der 
Parteien zur Anwendung zu kommen hat, da beide Tarifver- 
träge zu den Streitfragen dieses Rechtsstreits. EAICHENISET 
Bestimmungen enthalten. hi 


2. Was nun die Frage der Zulässigkeit des: Rene an- 
belangt, so ersetzt die in $ 12 des Tarifvertrages vorgesehene 
Schlichtungskommission den gesetzlichen Schlichtungsaus- 
schuss der zit. V. ©. vom 23. Dezamper 1918. Dieser ist nach 
den Bestimmungen dieser V.O. grundsätzlich für Gesamt- 
streitigkeiten der Arbeiter- oder Angestelltenschaft, nicht für 
Einzelstreitigkeiten zuständig. Dies ergibt sich insbesondere 
aus $ 20 zit. Verordnung. Demgemäss ist auch in $ 23 Abs. 1 
der Verordnung über die Einstellung und Entlassung von Ar- 
beitern und Angestellten während der Zeit der wirtschaft- 
lichen Demobilmachung vom 12. Februar 1920 {R.G.B. Seite 218) 
für Streitigkeiten aus der Anwendung dieser Verordnung aus- 
drücklich bestimmt, dass das Verfahren vor dem Schlichtungs- 
ausschuss sich nach den Vorschriften der Verordnung vom 
23. Dezember 1918 richte mit der Massgabe, dass auch ein- 
zelne Arbeitnehmer den Schlichtungsausschuss anrufen können, 
Letzteres war also durch die Verordnung vom 23. Dezember 
1918, noch nicht bestimmt. Es wird nun zwar zulässig seit, 
durch ausdrückliche Vereinbarung oder durch entsprechende 
Bestimmungen in einem Tarifvertrag auch den gesetzlichen 
Schlichtungsausschuss oder die Schlichtungskommission mit der 
Entscheidung von Einzelstreitigkeiten zu befassen. Dann muss 
aber die Vereinbarung oder die a um 
rechtsgültig zu sein, den Vorschriften der $$ 1025ff. Z.P.O. 
entsprechen und ein rechtswirksamer Schiedsvertrag als abge- 
schlossen angenommen werden können. Dazu ist erforderlich, 
dass klar zum Ausdruck kommt, dass das Veriahren vor dem 
Schlichtungsausschuss an die Steile des Verfahrens vor den 
ordentlichen Gerichten tritt, der ordentliche Rechtsweg also 
nach dem Willen der Parteien ausgeschlossen sein soll und 
dass die Entscheidung des Schlichtungsausschusses als eine 
schiedsrichterliche gewolit ist, welche die Parteien endeültig 
und unbedingt binden soll (vergl. Gaupp-Stein, Vorbem, vor 
Diese : Voraussetzungen treffen im 
vorliegenden Fall nicht zu. Ausserdem sind nach $ 6 Abs. 2 
Gew.-Ger.-Ges. Schiedsverträge, durch welche die Zuständig- 
keit der Gewerbegerichte für künftige Streitigkeiten ausge- ; 
schlossen wird, nur dann rechtswirksam, wenn nach ‘dem 
Schiedsvertrag ein Vorsitzender mitzuwirken hat, der weder 
Arbeitgeber oder Angestellter eines beteiligten Arheitsebers, 
noch Arbeiter ist. In $ 19 des Tariivertrages ist dagegen be- 
stimmt, dass den Vorsitz in. der Schlichtungskommission ab- 
wechselnd ein Arbeitgeber und ein Angestellter führt. Auch 
aus dem Grunde kann die Schlichtungskommission nicht als ° 
Schiedsgericht in Frage kommen, das die Zuständigkeit - des a 
ordentlichen Gerichtes ausschliesst. 

(Vergleiche die Abhandlung in der Zeitschrift, „Gewerbe- 
und Kaufmannsgericht‘ vom 1. Mai 1921, Seite 196 ff.) > 


Hiernach kann dalıngestellt bleiben, ob die in $ 19 des 1 
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haupt sich auch auf Einzelstreitigkeiten bezieht, da dadurch 
jedenfalls die Zuständigkeit des Gerichtes nicht ""uszeschlossen 
ist, und zwar ist im vorliegenden Fall nicht das Gewerbe- 
gericht, sondern das ordentliche Gericht ASBSSE Ve 
$ 4 des Gew.-Ger.-Ges.) 


3. Vereinbarungen in einem Dienstvertiag die mit den 51 
stimmungen des Tarifvertrages im Widerspruch stehen, sind 
unwirksam ($ 1 der zit. Verordnung vom 23. Dez, 1918 
und $ 15 des Tarifvertrages). Es ist somit auch für das Ver: 
tragsverhältnis’der Parteien $ 12 des Tarifvertrages massgebend, 










Bestimmungen des B.G.B. bez. der Wettbewerbsabrede gel-, 
ten. Diese Vorschriften sind in dem Ges. zur. Aenderung der ° 
SS 74. H.G.B. vom 10 Juni 1914 (R.G.Bl.S. 209) enthalten. 
Nach $ 74 Abs. 2 ist das Wettbewerbsverbot nur verbindlich, ° 
wenn sich der Prinzipal verpflichtet, für die Dauer des Ver- 
bots eine Entschädigung zu bezahlen, die für jedes Jalır ° 
des Verbots mindestens die Hälfte der von dem Angestellten 
zuletzt bezogenen vertragsinässigen. Leistungen erreicht. Ge- 
mäss $ 75 Abs. 2 wird ferner das Wettbewerbsverbot unwirk- 
sam, wenn der Prinzipal das Dienstverhältnis kündigt, ausser 
wenn für die Kündigung ein erheblichere Anlass in der Person 
des Gehilfen vorliegt. Beide Vorschriften stehe im vorliegen- 
den Fall der Wirksamkeit des Wettbewerbsverbots entgegen. 
Es braucht deshalb nicht mehr untersucht werden, ob er 
Wettbewerbsverbot, wie der Kläger weiter geltend macht, ge" | 
gen die Besfwnungen des % 74a des H.G. B.  verstösst. “u 
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Die Konkurrenzklausel der technischen 
Angestellten 


‚ Unmittelbar vor dem Antritt seiner Sommerferien hat der 
Reichstag noch ein Gesetz verabschiedet, durch das, den heut!- 
gen Geld- und Einkommensverhältnissen entsprechend, die in 
den 88 74 u. ff. des H.Q.B. (Wettbeweibsverbotsgesetz vom 
10. Juni 1914) für die Rechisgültigkeit von Konkurrenzklau- 
seln im Handelsgewerbe festgesetzten Gehaltsgrenzen herauf 
esetzt worden waren. Diesen Anlass glaubten wir nicht vor- 
übergehen lassen zu dürfen, ohne den jetzigen Reichstag daran 
zu erinnern, dass die technischen Angesteliten ein noch viel 
älteres Anrecht als die kaufmännischen darauf hätten, die für 
sie geltenden Bestimmungen über die Beschränkung ihrer 
Erwerbstätigkeit für die Zeit nach dem Ablauf des Dienst- 
ie zeitgemässeren Rechtsbegriffen angepasst zu 
sehen. 

Die gesetzliche Grundlage für die Rechtsgültigkeit von 
Konkurrenzklauseln. für technische Angestellte bildet bekannt- 
ich der im Jahre 1897 eingeschaltete 8 133f der Gewerbe- 


yrdnung, der — an dem Zeitmass der neuen Arbeitsrecht- 
Jesetzgebung gemessen — bereits ein patriarchalisches Alter 


‚reicht hat. Er stellt die Frage der Zulässigkeit einer solchen 
Srwerbsbeschränkung vollkommen in das Ermessen des Rich- 
ers, der in Streitfail darüber zu entscheiden hat, ob sie nach 
Zeit, Ort und Gegenstand nicht die Grenzen unbilliger Er- 
chwerung des Fortkommens überschreitet. Der wirklich Be- 
uiskundige würde sich wohl kaum vermessen, aus all der 
einfädigen und vielseitigen Verästelung derjenigen Beziehun- 
ren, aus denen sich diese Begriffe Konstruieren, ein Urteil 
Alden zu wollen, von dem unter Umständen die materielle 
&xistenz einer ganzen Familie abhängen kann. Dem in ge- 
verblichen und industriellen Berufsverhältnissen doch so gut 
vie unkundigen Richter hat es der Gesetzgeber zugemutet, 
ind es kommt deshalb zu einem redlichen Anteil auch auf sein 
Konto, wenn in der Spruchpraxis die widersinnigsten Entschei- 
lungen zustande gekommen sind. Wie soll sich das natürliche 
techtscempfinden des. technischen Angestellten zurechtfinden, 
venn z. B. ein schlesisches Gericht bei einem Monatsgehalt 
on 180,— M. gegen eine Vertragsstrafe von 10000.— M. 
eine Bedenken empfindet und kaum vier Wochen später ein 
3ericht im Rheinland die Vertragsstrafe eines - Angestellten 
ait 230.— M. Monatsgehalt bei 5000.— M. als unbillige 
irschwerung seines Fortkommens ‚ansieht und sie auf die 
lälfte herabsetzt. Wem drängt sich nicht ein mitleidiges 
‚ächeln auf die Lippen, wenn er in einer Urteilsbegründung 
es Oberlandesgerichts Köln vom Jahre 1908 liest, dass die 
‚ur Entscheidung stehende Konkurrenzklausel einer Fabrik 
ür Drahtseilbaknen auch in örtlicher Hinsicht nicht als un- 
üllig erachtet werden kann, da sie sich nur auf das Deutsche 
eich, Oesterreich, Belgien und England beziehe, also grosse 
jebiete freilasse, auf denen wesentliche Industrie betrieben 
‚zerde. Im Jahre 1908 konnte man mit der Gefahr des Aus- 
sanderns berufstüchtiger Elemente schon noch leichtfertig spie- 
an, wir wissen nicht, ob jene Richter auch heute noch den 
Aut hätten, dasselbe Mene Tekel an die Wand zu malen. Wir 
rollen zu ihren Gunsten annehmen, dass sie nicht nur ihrer 
Olkswirtschaftlichen, sondern auch ihrer juristischen Auffas- 
ung etwas Zwang äntun würden. 
Diese wenigen Beispiele mögen genügen als Beleg dafür, 
ass in den Reihen der technischen Angestellten und der 
Verkmeister schon längst ein dringendes Bedürfnis dafür 
mpfunden wurde, die in der Fassung des 8 133f begründete 
vechtsimsicherheit beseitigt zu sehen, die zu ihrem Nachteil 
egenüber den für die Handlungsgehilien geltenden Bestimmun- 
en des MH,G.B. bestand. Diesem Bedürfnis wurde mit be- 
Onderer Kraft Ausdruck verliehen, als im Jahre 1907 dem 
Reichstag eine Novelle zur Aenderung verschiedener Ab- 
ehnitte der Gew. Ordn. vorlag. Die mit der Sonderberatung 
äeser Novelle beauftragte Kommission konnte sich zwar nicht 
azu entschliessen, die von allen Berufsorganisationen der 









Techniker und Werkmeister verlangte Ungültigkeit aller Kon- 
kurrenzklauseln anzuerkennen,, aber sie ging doch In der En 
kenntnis, dass der bestehende Rechtszustand nicht. mehr halt- 
bar sei, über die Regierungsvorlage hinaus. Nach. ihrem Be- 
Pe sollte der 8 133f der Gew. Ord. folgende Fassung er 
alten: 


„Eine Vereinbarung zwischen dem Gewerbeunternehmer 
und einem der in $ 133a bezeichneten Angestellten, durch 
die der Angestellte für die Zeit nach der Beendigung des 
Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit be- 
schränkt wird, ist für den Angestellten nur verbindlich, 
wenn die Vereinbarung bezweckt und geeignet ist, den Ge= 
werbeunternehmer vor solchen Schäden zu bewahren, welche 
durch die Bekanntgabe von Betriebs- oder Geschäftsgeheim- 
nissen entstehen können. Die Vereinbarung ist ferner nur 


insoweit verbindlich, als die Beschränkung. nach Zeit, Ort 
und, Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch 


welche eine unbillige Erschwerung seines Fortkommens auıs- 
geschlossen wird. 

Die Beschränkung kann auf einen Zeitraum von mehr 
als einem Jahre von der Beendigung des Dienstverhältnisses 
an nur dann erstreckt werden, wenn vereinbart wird, dass 
während der Dauer der Beschäftigung der Angestellte die 
zuletzt ihm gewährten vertragsmässigen Leistungen des Ge- 
werbeunternehmers weiter erhält und diese mindestens 
3000.— M. betragen. 

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Angestellte zur. 
Zeit des Abschlusses minderjährig ist oder wenn sein Arbeits- 
verdienst die Summe von 1500.— M. für das Jahr nicht über- 
steigt.“ 


Leider machte die Auflösung des Reichstages die. ganze 
mühevolle Arbeit der Kommission und damit auch die be- 
scheidenen Hoffnungen der Techniker und Werkmeister zu 
nichte, 


Mit Ausnahme der 11 Vorschläge, die im Juni 1910 der 
preussische Minister für Handel und Gewerbe für „einen ge- 
rechten Ausgleich zwischen den Interessen des Prinzipals und 
denjenigen des Angestellten‘ der Oeffentlichkeit unterbreitete, 
bot sich dann keine Gelegenheit zu einer grösseren Aktion 
mehr, bis im Jahre 1913 dein Reichstage erneut eine Gesetzes- 
vorlage zuging. Diese sollte aber nun nicht etwa den Rechts- 
ausgleich zugunsten der bisher benachteiligten technischen An- 
gustellten schaffen, sondern dem Einfluss der Industriegewalti- 
gen war es auch diesmal gelungen, den guten Willen und die 
bessere Einsicht der gesetzgebenden Faktoren auf die An- 
gestellten im Handel abzulenken und die Techniker und Werk- 
meister auch weiterhin an der solid geschmiedeten Kette des 
durch zahlreiche Gerichtsurteile erprobten 8 133 f der Gewerbe- 
ordnung zu halten, umsomehr als ja für diese Urteile nicht die 
einigermassen mit den Beruisverhältnissen vertrauten Gewerbe- 
gerichte, sondern die ordentlichen Gerichte mit ihrem langwieri- 
gen und kostspieligen Verfahren in Betracht kamen. 


Der Reichstag konnte zwar die von den Berufsverbänden 
aller technischen und ‚gewerblichen Angestellten einmütig vor- 


"getragenen und wohlbegründeten Einsprüche gegen ein aber- 


maliges Uebergehen ‘nicht vollständig ignorieren. Er fand aber 
doch in der Behauptung der industriellen Arbeitgeber, dass 
es sich bei der Konkurrenzklausel für technische Angestellte 
um eine viel kompliziertere Rechtsmaterie und um einen ver- 
hängnisvolleren Eingriff in das Wirtschaftsleben handele, als 
bei den kaufmännischen Angestellten, — einer Argumentation, 
die sich die Regierung in der Begründung ihrer Vorlage be- 
reits zu eigen gemacht hatte — einen zu bequemen Notbehelf, 
als dass er ihn nicht hätte benützen sollen, um über die parla- 
mentarischen Schwierigkeiten hinwegzukommen, die ein „Er- 
strecken der gesetzlichen Reform auf beide Arten von An- 
gestellten‘ bereitet haben würde. Das Ergebnis war also eine 
erneute Vergrösserung des Vorsprunges, den ‘die kaufmänni- 
schen Angestellten vor den Technikern und Werkmeistern be- 
reits hatten und diese vertröstete ınan damit, dass für sie eins 
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besondere Regelung geschaffen werden sollte, wobei man 
den Optimisten sogar Raum liess für die Erwartung, diese 
Regelung könnte nach einer gewissen Bewährungsfrist der- 
jienigen des H.G.B. ähnlich sein. Wenige Wochen nach dem 
nkrafitreten des Gesetzes brach der Krieg aus und befreite 
aut Jahre hinaus Regierung und Reichstag von der Sorge, ihr 
den Technikern und Werkmeistern wiederholt green und 
wiederholt. gebrochenes Versprechen der Verbesserung der 
Rechtsgrundlagen für die‘ Konkurrenzklausel endlich einmal 
einzulösen. “2 

in den aus dem’ Gebiet des Arbeitsrechtes seit der poli- 
tischen Umwälzung erlassenen Notgesetzen und Verordnungen 
ist man bisher um dieses heisse Eisen ängstlich herumgegan- 
gen. Wenn nicht die Unhaltbarkeit verschiedener Einkommens- 
grenzen in den sozialen Versicherungsgesetzen, im 1.G>& 
und in der G.O. zu zeitgemässen Aenderungen gedrängt hätte, 
würde die Regierung die Frage wahrscheinlich nicht ange- 
schnitten haben. Für eine eigene Initiative über den Weg 
der Gesetzgebung boten die bisherigen Erfahrungen der tech- 
nsıhen beruisorganisationen wenig Anreiz. Si» haften es in- 
zwischen vorgezogen, den Weg der Selbsthilfe zu beschreiten 
und mit Hilfe der Tarifverträge eine den dringendsten Be- 
dürfnissen der Techniker und Werkmeister entgegenkommende 
Regelung versucht. Trotzdem wollten wir die Beratung der 
Gehaltsgrenzen in den 88 68, 74a, 75b des H.G.B. und 
g 133ab der G.O. im Reichstage nicht vorübergehen lassen, 
den schon so oft prolongierten Wechsel wieder mal präsen- 
tieren zu lassen. Der Reichstag glaubte zwar im Rahmen 
dieses Notgesetzes unseren Antrag nicht behandeln zu können, 
aber er hat durch die Annahme einer Enischliessung (Ss. 


.„D. T.Z.“ Nr. 19 S. 258) doch der Regierung zum Ausdruck 


gebracht, dass nach der dauernden Bevorzugung der kauf- 
männischen Angestellten nun auch mal die Techniker, die 
traditionellen Stiefkinder der Gesetzgebung, ein Zuckerbrot 
bekommen müssten. Inzwischen ist nun auch bereits eine 
Ausserlich erkennbare Wirkung dieser Reichstagsentschliessung 
eingetreten, indem das Reichsarbeitsministerium Vertreter der 
zuständigen Ressorts des Reiches und der Länder, der inter- 
essierten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zu einer 
Besprechung am 13. Oktober eingeladen hatte, in der zu nach- 
stehenden beiden Fragen Stellung genommen werden sollte: 
1. Besteht ein dringliches Bedürfnis, die Frage des Wettbe- 
werbsverbots (Konkurrenzklausel), bevor sie ihre Regelung 
im allgemeinen Arbeitsvertragsrecht des Arbeitsgesetzbuches 
findet, hinsichtlich der nichtkaufmännischen Angestellten und 
der Arbeiter durch Sondergesetz vorläufig zu regeln?. Wenn 
ja, welches sind die Gründe? 
2. Empfiehlt sich im Falle der, Bejahung von i. die Ueber- 
tragung der in 88 74 bis 75f und 76 Abs. IA.2 des 
Handelsgesetzbuches für die en und Hand- 
lungslehrlinge getroffenen Regelung auf jeden Arbeitsvertrag, 
der die Tätigkeit des Arbeitnehmers vollständig oder haupt- 
sächlich in Anspruch nimmt oder ist in einzelnen Beziehun- 
en (welchen?) oder insgesamt für bestimmte Arbeitsver- 


räge (welche?) eine abweichende Regelung vorzusehen? 


Von unserer Seite wurde natürlich geltend gemacht, dass 
in dem hoffentlich in absehbarer Zeit zu erwartenden Arbeits- 
rechtsgesetz eine Sonderregelung der Konkurrenzklausel über- 
haupt nicht wieder erscheinen dürfe, sondern dass zur Wahr- 
nehmung der auf diesem Gebiet liegenden berechtigten Inter- 
essen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb in Ver- 
bindung mit dem $ 138 B.G.B. vollkommen genüge. Ueber 
die Dringlichkeit. des Bedürfinisses für die Regelung dieser 
Rechtsmaterie dürften im Hinblick auf die bisherige parlamen- 
tarische und gesetzgeberische Sonderbehandlung des H.G.B. 
kaum Zweifel bestehen, besonders wenn man das Material 
kennt, das sich inzwischen in den Rechtsarchiven der tech- 
nischen Berufsorganisationen angesammelt habe. Der beste 
Beweis für die Notwendigkeit einer baldigen einheitlichen und 

esetzlichen Neuregelung seien die schon in beträchtlicher 
ahl vorliegenden Tarifverträge, in denen auf Grund gemein- 
samer Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und technischen 
Angestellten aus wichtigen Industrie- und Wirtschaftsgebieten 
die Erkenntnis niedergelegt sei, dass es auch ohne Konkurrenz- 
klausel geht, zum mindesten anerkannt wird, dass für die 
Dauer der Erwerbsbeschränkung dem technischen Angestell- 
ten ebensogut eine angemessene Entschädigung zugebilligt 
werden kann, wie sie nach dem gegenwärtig geltenden Recht 
dem kaufmännischen bereits zusteht. 

Es ist doch wohl statthaft anzunehmen,’ dass die Ver- 
treter der württembergischen Industrie ihre „vitalsten‘ Inter- 
essen ebenso zu beurteilen und zu verireten in der Lage 
sind wie anderswo. Wenn sie für die württembergische Indu- 
strie im Tarifvertrag aui die Konkurrenzkiausel verzichten 
konnten, so dürfte auch wohl für die übrige deutsche Indu- 
strie die Behauptung nicht mehr aufrecht zu erhalten sein, dass 
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ihre Lebensinteressen ohne die Konkurrenzklausel der Tech- 
niker und Werkmeister aufs schwerste gefährdet werden. Be- 
sonders unangenelim schien die Arbeitgebervertreter die Mit- 
teilung eines mit den Verhältnissen vertrauten Angestellten- 
vertreters aus der chemischen Industrie zu: berühren, ‘dass 
das Interesse der Firmen dieser Industrie an der Vereinbarung 
langfristiger Konkurrenzklauseln. auffällig nachgelassen habe, 
seit dem es den leitenden Angesteliten gelungen ist, für die- 
jenige Zeit der Erwerbsbeschränkung, die über’ ‚die. ‘Dauer 
von 2 Jahren hinausgeht, gesteigerte Entschädigungen zu ver- 
einbaren. FREE er le } 
Von Arheitgeberseite wurde natürlich wieder mit den alt- 
bekannten Behauptungen operiert, dass die Konkurrenzklauseln 
im Handelsgewerbe ganz anderen Zwecken’ zu dienen hätten 
als diejenigen der technischen Angestellten. Bei den ersteren 
gehe es darum, die Errichtung von :Konkurrenzunternehmen 
durch Selbständigmachung der kaufmännischen Angestellten 
zu verhindern. Dafür genüge im allgemeinen eine Sperriris! 
von '2 ‘Jahren. Bei der Konkurrenzklausel der “technisches: 
Angestellten komme es aber darauf an, die durch. oft lang- 
jährige und kostspielige Versuche gewonnenen Erfahrungen 
und Kenntnisse vor missbräuchlicher und unlauterer Ausnutzung 
durch bestehende Konkurrenzfirmen zu schützen und dazı 
genüge der im Handelsgesetzbuch vorgesehene Zeitraum vor 
2 Jahren nicht. Es wurde ferner ais Beleg gegen die Dring; 
lichkeit einer Neuregelung angeführt, dass die Inanspruchnahm: 
der Gerichte in Konkurrenzklauselklagen in den letzten Jah: 
ren erheblich nachgelassen habe. Die Gründe für ‚die zuietz: 
behauptete Erscheinung sprechen, sofern sie überhaupt zu: 
treffen, nicht gegen, sondern für die Dringlichkeit der Nen: 
regelung. Einmal sind die meisten Angestellten in Anbetrach| 
der bestehenden Rechtsunsicherheit in: ‘der Auslegung de: 
8 133f gar nicht in der Lage, die hohen Kosten für die meis| 
sehr langwierigen Klagen vor den ordentlichen Gerichten zı 
tragen, andererseits 'sind natürlich infolge der gegenwärtige 
Schwierigkeiten beim Stellenwechsel die Fälle. der Verletzun: 
von Konkurrenzklauselverträgen auf ein Mindestmass zurück 
gegangen. Dass in Verbindung mit den sonstigen Erschwerus 
gen des Stellenwechsels die Konkurrenzklausel heute nur ums: 
drückender wirkt und empfunden wird, bedarf für denjenigen 
der die Dinge sehen will, wie sie wirklich liegen, keine: 
Beweises. De A 
Das Endergebnis der Besprechung war jedenfalls, dass di 
Gründe, die man auf Arbeitgeberseite gegen die Neuregelun; 
der Konkurrenzklausel für die technischen Angestellten glaubt( 
ins Treffen führen zu können, durch die wirtschaftliche um 
wirtschaftspolitische Entwickelung inzwischen selbst arg durch 
löchert worden sind. Das zusammengefasste Resume® des di 
Besprechung leitenden Vertreters des Reichsarbeitsministerium: 
lässt die Annahme berechtigt erscheinen, dass in den heut 
zuständigen Ministerien diese Erkenntnis sich bahnbricht 4 
die Techniker und Werkmeister noch nicht alle Hoffnup; 
auch 
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fahren zu lassen brauchen, dass ihnen in dieser Frage 
aut dem Wege der Gesetzgebung einmal Gerechtigkeit wi 
fahren wird, „A.LenZ! 


6 


Das Dienstzeugnis | 


Bei Bewerbungen um eine andere Stellung spielt 
Dienstzeugnis eine bedeutende Rolle. Der Erfolg hängt wesent 
lich, wenn atich nicht ausschliesslich, von dem Inhalt desselbei 
ab. In Arbeitnehmerkreisen besteht noch eine erhebliche U4 
klarheit darüber, wann das Zeugnis ausgestellt werden kan 
und was in demselben bescheinigt sein muss. Der Ansp 
auf Ausstellung eines Zeugnisses” regelt sich nach $& 
B.G.B. und $ 113 G.O. Bei dem Verlangen nach 
stellung eines Dienstzeugnisses muss der Arbeitnehmer 
sichtig sein, weil das Zeugnis nicht nur allein Tatsa 
sondern auch Werturteile enthalten kann. Die Ausste 
des Zeugnisses kann der Arbeitnehmer richt schon bei d 
Kündigung, sondern erst bei der Beendigung des Dienstw 
hältnisses fordern. Wenn der Arbeitgeber eine Verpflict 
haben soll, auch schon bei der Kündigung das Zeugnis 
Verlangen auszustellen, so muss das entweder durch Die 
vertrag oder durch Tarifvertrag vereinbart sein. Die \ 
pflichtung zur Ausstellung des Zeugnisses ist eine persönlich 
und kann nicht auf den Rechtsnachfolger übergehen, es 
denn, dass dieser das Dienstverhältnis fortsetzt. Die 
mässige Verjährungsfrist für die Geltendmachung des” 
spruches beträgt 30 Jahre ($ 195 B.G.B)). Der A 
geber ist aber mur verpflichtet, nach dem Ausscheide 
dem Dienstverhältnis ein Zeugnis auszustellen, soweit 
zu beurteilenden Tatsachen noch im Gedächtnis haben 
Er kaun sich durch den Einwand aus $ 275 B.G.B. von 
Verpflichtung zur Ausstellung des Zeugnisses befreien. 
empfiehlt sich deshalb,. in jedem Falle den Zeugnisa 
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rechtzeitig geltend zu machen. Das Zeugnis selbst besteht 
aus vier verschiedenen Teilen. Es muss bescheinigt werden: 
1. die Art des Dienstverhältnisses, 
2.. die Dauer desselben, 
3. Leistung, 
4. Führung. 


Die Art der Tätigkeit muss genau wiedergegeben werden 
und zwar so, dass bei anderweitiger Bewerbung der neue 
Arbeitgeber sich ein klares Bild von der Tätigkeit des Arbeit- 
nehmers machen und: Schlüsse auf den Wert der Leistungen 
ziehen kann. Zum Beispiel genügt nicht die Bescheinigung, 
dass’ der Arbeitnehmer als Architekt beschäftigt gewesen war, 
andererseits kann auch nicht verlangt werden, dass die Tätig- 
keit bis ins kleinste ‚detailliert wird. 

Das Zeugnis über die Dauer des Dienstverhältnisses um 
fasst die ganze Zeit des Vertrages bis zur Beendigung. Die 


s 


Unterbrechung der Tätigkeit durch Beurlaubung oder durch 
Erkrankung ist auf. die Dauer des Dienstverhältnisses ohne 


Einfluss. 

Auf besonderes Veriangen des Arbeitnehmers 
kann das Zeugnis auch auf Leistung und Führung ausgedehnt 
werden. Es folgt hieraus, dass der Arbeitnehmer das Recht 
hat, ein Zeugnis, welches-sich auch auf Führung und Leistung 
erstreckt, zuräckzuweisen, wenn er eine Bescheinigung in- 
soweit nicht verlangt hat. Er kann, falis der Arbeitgeber sich 
weigert, ein anderes Zeugnis. auszus<ellen, im Klagewege die 
Berichtigung desseiben verlangen, ebenso kann er von den 
beiden Werturteilen über Führung und Leistung eines der bei- 
den verlangen. 


Zur Beurteilung über die Führung des Arbeitnehmers 
gehören nicht Handlungen, die er im Privatleben begeht. Der 
Entlassungsgrund gehört aber zur Führung. Er darf nur er- 
wähnt werden, wenn dies zur Beurteiling der Leistung oder 
Führung nötig ist. Weil das Urteil des Arbeitgebers über 
Fährtung und Leistung subjektiv ist, empfiehlt es sich, wenn 
die begründete Annahme besteht, dass es ungünstig abgereben 
werden kann, zunächst ein solches: Verlangen nicht ausdrück- 
lich zu stellen, sondern es der freien Entschliessung des Arbeit- 


. gebers zu überlassen, ob er das Zeugnis auch auf Führung 


und Leistung ausdehnen will. Denn hat der Arbeitnehmer ein- 
mal das Verlangen gestellt, so kann er ein ungünstiges Urteil 
selbst im Wege der Klage nur wieder beseitigt verlauigen, 
wenn es ihm gelingt, den Nachweis zu führen, dass das sub- 
jektive Urteil wissentlich falsch ist. 


Wenn ein Dienstzeugnis, sowohl was die Dauer, als auch 
die. Art der Tätigkeit anlangt, Unrichtigkeiten enthält, so hat 
der Arbeitnehmer das Recht, die Berichtigung zu verlangen. 
Die Ausstellung eines bewusst unwahren Zeugnisses verpflich- 
tet den Arbeitgeber zum Schadensersatz, sowohl dem Arbeit- 
nehmer, als auch einem anderen Dienstherrn gegenüber. Im 
Sinne des & 113 der G.O. ist dem Arbeitgeber auch unter- 
sagt, das Zeugnis mit Merkmalen zu versehen, welche den 
Zweck haben, den Arbeitnehmer in einer aus dem Wortlaute 
des Zeugnisses nicht ersichtlichen Weise zu kennzeichnen. 
Es soll damit verhindert‘ werden, dass die Zeugnisse mit 
gewissen, zwischen den Arbeitgebern verabredeten Zeichen 
oder wenigstens nicht ohne weiteres verständlichen (geheimen) 
Merkmalen versehen werden. Es gehören hierzu z. B. die 
Anbringu verabredeter Zeichen, Benutzung eines be- 
sonderen “Banlere einer gewissen Tinte und Schrift, eines 
bestimmten Stempels und der Gebrauch von Ausdrücken, die 
neben ihrer natürlichen oder herkömmlichen Bedeutung noch 
eine geheime Nebenbedeutung haben sollen. Auch die Unter- 
streichung einzelner Worte kann als Merkmal angesehen 
werden. 

Bei der Vorlage von Griginalzeugnissen empfiehlt es sich, 
besonders vorsichtig zu handeln, denn es ist schon häufig 
vorgekommen, dass diese Schriitstücke durch Verschulden des 
Arbeitgebers verlorengegangen sind. in einen solchen Falle 
hat der Arbeitnehmer wohl die Möglichkeit, den ihm durch 
diesen Verlust entstandenen und noch entstehenden Schaden 
ersetzt zu verlangen. Einen derartigen Anspruch im Klage- 
wege durchzuführen, ist immerhin sehr schwierig, insbesondere, 
weil durch irgendwelche Umstände dem Arbeitnehmer zum Teil 
selbst ein Verschulden zugemessen werden kann. Es eınpfiehlt 
sich deshalb, zunächst beglaubigte Zeugnisabschriften einzu- 
reichen und die Originale entweder bei der persönlichen Vor- 
stellung oder Einstellung vorzulegen. Es sei hier auf eine 
Entscheidung des Kammergerichts in einer ähnlich liegenden 
Sache hingewiesen. Die wesentliche Begründung lautet: 

„Der Kläger macht weiter diesen Schadensersatzanspruch 
wegen Nichtrückgabe der Zeugnisse geltend. Nach $ 2% 
Abs. 1 B.G.B. hat der Schuldner, soweit die Leistung iifolge 
eines von ihm zu vertretenden Umstandes unmöglich wird, 
dem Gläubiger den durch die Nichterfüllung entstehenden 
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Schaden zu ersetzen. Der Schaden des Klägers besteht in 
dem entgangenen Gehalt. Wie die unbestrittenen, an: den 
Kläger gerichteten Schreiben vom 4. Dezember 1918, vom 
27. Dezember 1918, vom 15. Dezember 1918, vom 22. Februar 
1919, vom 27. Februar 1919, vom 3. März 1919 und vom 
4. März 1919 ergeben, ist der Kläger eifrig bemüht gewesen, 
eine Stellung zu bekommen; er hat aber stets’ den "Bescheid 
erhalten, dass er ohne Vorlesung der Zeugnisse nicht angestellt 
werden könne, Die Nichtvorlegung der Zeugnisse ist hiernach 
für den denı Kläger entstandenen Schaden kausal gewesen. 


Der Beklagte hat den Einwand des Mitverschuldens des 
Klägers aus $ 2354 B.G.B. erhoben. In dieser Beziehung 
hat der Beklagte zunächst geltend. gemacht, dass der Kläger 
von seinen früheren Chefs, wenn er sich .an. diese gewandt 
hätte, Duplikate seiner Zeugnisse hätte ausgestellt erhalter 
können. Wie die bei. den Akten befindlichen ‚Postkarten aber 
ergeben, hat sich der Kläger eifrig bemüht, Duplikate seiner 


Zeugnisse zu erhalten. Er hat aber stets die Antwori. er- 
halten, die Ausstellusg eines Duplikatzeugnisses sei nicht 


möglich. 

Ein Verschulden des Klägers ist auch nicht in der Hin- 
sicht anzunehmen, dass er seine Stellung im technischen Bureau 
des Artilleriedepots in- Hannover am 1. Dezember 1919 auf- 
gab, obwohl er wusste, dass er ohne Zeugnisse eine neue 
Stellung nicht erhalten würde. Die letztgenannte Stelle.verlor 
er, wie der Beklagte nicht bestritten kat, infolge der Demebil- 
machung. 


Der Beklagte macht ferner geltend, ein Mitverschulden 
des Klägers bei der Entstehung des Schadens sei’ insofern vor- 
handen, als er dem Verwaltungschef beim Generalgouvernement 
Warschau seine ÖOriginalzeugnisse und nicht nur Din 
zeugnisse übersandte oder zum mindesten keire irilten 
von den Originalzeugnissen zirückbehielt. Allerdings waren 
die Verhältnisse im Etappengebiet Warschau im Aug 1918, 
als er die Zeugnisse übersandte, durchaus geordnet. Es han- 
delte sich aber doch um das Ausland, wohin die Zeugnisse 
gesandt wurden. Der Kläger hätte sich sagen müssen, dass 
sie im Falle des Verlustes nur schwerlich oder überhaupt 
nicht zu ersetzen sein würden. Indem der Kläger gleichwohl 
seine ÖOriginalzeugnisse, ohne Abschriften zurückzubehalten, 
ins Ausland übersandte, hat er bei der Entstehung des Scha- 
dens schuldhaft mitgewirkt. Das Gericht hat ein Verschulden 
des Klägers zu !/, angenommen. 











Der Kläger verlangt niın für die Zeit vom 1. Januar 1919 
bis zum 31. März 1920 das ihm entgangene Gehalt mit monat- 
lich 600.— M., also im ganzen für 15 Monate mit zusammen 
0000.— M. In Anbetracht der technischen Vorbildung des 
Klägers und nach der Wirtschaftslage und den bestehenden 
Gehalitsverhältnissen erschien ein monatliches Einkommen von 
600.— M. angemessen. Unstreitig hat der Kläger bis zum 
31. März 1920 eime Stellung nicht gefunden. Mit Rücksicht 
aut die nach der Revolution bestehende Arbeitslosigkeit und 
bei dem Ueberangebot an Technikern und Ingenieuren sowie 
in Anbetracht des vorgerückten Alters des Klägers ist aber 
das Gericht zu der Ueberzeugung gekommen, dass der Klä- 
ger nicht sofort am 1. Januar 1919 und nicht während des 
ganzen Zeitraumes vom }. Januar 1919 bis zum 31. März 1920 
auch bei Vorlage seiner Zeugnisse eine Stellimg hätte er- 
halten können. Das Gericht hat die Ueberzeugung gewonnen, 
dass der Kläger nur während ?/, des Zeitraumes vom 1. Januar 
1919 bis zum 31. März 1920 ein Unterkommen gefunden hätte, 
Da der Beklagte, wie oben erörtert ist, mit einem Verschulden 
zu ®, zu belasten ist und nach der Ansicht des Gerichts wäh- 
rend ?/, des Zeitraumes vom 1. Januar 1919 bis zum 31. März 
1920 eine Beschäftigung gefunden und monatlich 600.— M. ver- 
dient hatte, so hat der Kläger einen Schadensersatzanspruch 
von %00.— M.xX°,X 2; = 4500.— M. zu beanspruchen. 
In Höhe von 4500.— M. war somit der Schadensersatzanspruch 
des Klägers gerechtiertigt, in Höhe von 4560.— M. nebst 
Zinsen war der Kläger mit der erhobenen Klage abzuweisen. 
Der Zinsanspruch bezüglich des dem Kläger zugesprochenen 
Betrages von 4500.— M. beruht auf den S$& 284, 288 B.G.B, 


Da zurzeit nicht feststeht, cb und wann die Rückgabe 
der Zeuenisse erfolgen wird und ob und wantı der Kläger 
ohne Vorlegung seiner Zeugnisse eine Stellung wird erlaugen 
können, so war auch der Feststellungsanspruch, dass der Be- 
klagte verpflichtei ist; dem Kläger allen ihm ausser dem 
vorliegen gemachten Schaden infolge der Nichtrückgabe 
der Zeugnisse weiter entstandenen oder entstehenden Schaden 
zu ersetzen, gegeben. Indessen war dieser Feststellungsan- 
spruch, da der Kläger infolge der Uebersendung der Original 
zeugnisse imd infolge der Nichtzurückbehaltung von Abschrif- 
ten Seiner Zeuguisse mit einem Verschulden za Y/, zu belasten 
ist, auch nur ®%, gerechtfertigt. In Höhe von !/, war dieser 
Feststellungsanspruch abzuwetsen.‘“ L. Lehmann. 
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Entscheidungen 
Kann der Schlichtungsausschuss, der die Entscheldung ge- 


gilt hat, dass die Entlassung. eines Arbeitnehmers für unberech-- 


tigt erklärt wurde, ohne zugleich eine Entschädigung für die 

iedereinstellung festgesetzt zu haben, diese Entschädigung 
nachträglich festsetzen? (B.R.G. $ 37. Z.P.O. $$ 319—321. Ur- 
teil des G.G. Hamburg vom 30. Dezember 1920. Eingesandt 
vom Vorsitzenden, Oberamtsrichter Boysen.) 

Der Kläger ist nach zweiwöchiger Tätigkeit von der Be- 
klagten entlassen worden. Nach Erledigung des Einspruchs- 
veriahrens beim Arbeiterrat hat der Schlichtungsausschuss am 
13. Oktober 1920 eine Entscheidung in folgender Fassung ab- 
gegeben: 

„Die Kündigung des Antragstellers wird für unberechtigt 
erklärt, da sie sich als eine unbillige, nicht durch das Ver- 
halten des Antragstellers bedingte Härte darstellt.‘ 


Da trotzdem die Beklagte die Wiedereinstellung des Klä- 
gers ablehnte, hat auf Antrag des Klägers der Schlichtungs- 
ausschuss durch ‚Entscheidung vom 8. November 1920 ferner 
erkannt: 

„Die Firma ist verpflichtet, dem Antragsteller als Ent- 
schädigung für die Nichtwiedereinstellung den Lohn für zwei 
Tage zu. zahlen.“ 

Beklagte hat auch diese Entscheidung nicht befolgt und 
den zugesprochenen Lohn nicht bezahlt, weshalb Kläger ihn 
nun gerichtlich mit 72 M. fordert. Ihren ablehnenden Stand- 
unkt begründet Beklagte damit, dass nach $ 87 B.R.G. der 
Keiehtueasschuse eine Entschädigung für den Kläger nur 
zugleich mit seiner Entscheidung vom 13. Oktober 1920 hätte 
festsetzen dürfen. -Die nachträgliche Festsetzung von 8. No- 
veinber sei unzulässig gewesen und daher unwirksam. 

Die. Beklagte ist verurteilt. 

Aus den Gründen: Das Gericht ist auch der Mei- 
nung, dass der Schlichtungsausschuss eigentlich in der ersten 
Entscheidung zugleich die eventuell an den Kläger zu zahlende 
Entschädigung ‘hätte festsetzen müssen. Das ist offenbar die 
Meinung des Gesetzgebers gewesen. Andererseits ist nicht 
einzusehen, weshalb nicht der Schlichtungsausschuss die unter- 
bliebene Festsetzung sollte nachholen dürfen. Durch den For- 
menfehler darf der Kläger nicht leiden. Die Entscheidung 
des Schlichtungsausschusses vom 8. November ist auf die 
gleiche Stufe zu stellen mit einem Beschlusse zur Berichtigung 
oder Ergänzung eines gerichtlichen Urteils in Gemässheit der 
88 319-321 Z.P.O. Es wird dadurch auch. keine Partei be- 
nachteiligt. Also hat der Schlichtungsausschuss sich innerhalb 
seiner Zuständigkeit gehalten, und seine Entscheidung ist für 
das Gericht bindend. 

(Aus „Gewerbe- u. Kaufmannsgericht“ v. 1. Juli 1921.) 


Kann das Reichsarbeitsministerium einen Tarifvertrag mit 
rückwirkender Kraft“ für verbindlich erklären? (V.O. vom 
83. Dezember 1918, & 1 und 2, Urteil des LG. Görlitz vom 
24. Mai 1921. Eingesandt vom Vorsitzenden des KG. Görlitz, 
Rechtsanwalt Dr, Jaeckel.) 

Am 1. Juni 1929 wurde für das Holzgewerbe ein Tarif 
mit Wirkung vom 1. April 1929 abgeschlossen, und am 
11. August 1920 vom Reichsarbeitsministerium für allgemein- 
verbindlich erklärt. Kläger, Handiungsgehilfe, verlangt Tarif- 
lohn von der beklagten Arbeitgeberin vom 1. April 1920 ab. 
Beide Parteien gehören nicht zır den vertragschliessenden Or- 
ganisationen. 

KG. verurteilte. Die Berufung der Beklagten wurde zu- 
rückgewiesen. 

AusdenGründen: Gegenüber der „Allgemeinverbind- 
lichkeitserklärung‘ ist es unerheblich, ob der einzelne Arbeit- 
Be oder Arbeitnehmer, hinsichtlich dessen die Geltungs- 

raft des Tariivertrags zu entscheiden ist, Mitglied einer der- 
jenigen Organisationen ist, die den in Frage stehenden Tarif- 
vertrag abgeschlossen haben; das Wesen dieser Verbindlich- 
keitserklärung liegt gerade darin, dass auch die Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, die am Tarifvertrage nicht beteiligt waren 
und ausserhalb von Berufisverbänden stehen, dem Tarifivertrage 
unterworfen werden, sofern der Arbeitsvertrag, um den es 
sich im Einzelfalle handelt, nach der Art der Arbeit unter 
den Tarifvertrag fällt. Dies ist im 8 2 der angeführten Ver- 
ordnung über Tarifverträge ausdrücklicn ausgesprochen; es 
entspricht auch dem Grundgedanken des neuzeitlichen Ar- 
beitsrechts, dass die den Berufsverbänden fernstehenden Be- 
triebe im wirtschaftlichen Kampfe nicht günstiger gestellt sein 
solien, als die organisierten Betriebe. Nach 88 1, 2,der oben 
angeführten V.O. kommt es sonach nur darauf an, ob der 
vorliegendenfalls zwischen den Parteien geschlossene Arbeits- 
vertrag nach der Art der Arbeit unter den Tarifvertrag fällt. 
Nach 88 1, 2 des Tarifvertrags vom 1. Juni 1920 und der da- 
mit sich deckenden Verbindlichkeitserklärung vom 11. August 

















abschluss selbst nicht beteiligten, weil ausserhalb der Organi- 


‚kartellierten Arbeitgebern täti 


teien des vorliegenden Rechtsstreits durch ihre ordnungsgemäss 
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1920 beziehen sich die tariflichen Vereinbarungen auf die im 
Handel, in der Textilindustrie und im Holzgewerbe beschäf- 
tigten Angesteliten. Die Beklagte ist ein Sägewerk. Ihr Ge- 
werbe ist sonach. die Holzbearbeitung, worauf ja übrigens 
schon ihre Firma als „Holzbearbeitungs-Aktiengesellschaft“ hin- 
weist; die Holzbearbeitung gehört aber zweifelsfrei zum Holz- 
gewerbe. Die Beklagte wird daher, trotzdem sie einem Be- 
rufsverbande nicht angehört, auf Grund der Verbindlichkeits- . 
erklärung vom 11. August 1920 dem Tarifvertrage vom 1. Jun 
1920 unterstellt. Gegenüber dem klaren Wortlaut des Tarif- 
vertrages hätte die Beklagte, wenn sie von ihm nicht er- 
griffen werden sollte, vor der Verbindlichkeitserklärung in 
der gesetzlich vorgeschriebenen Form gegen die Verbindlich- 
keitserklärung Einspruch beim Reichsarbeitsministerium erheben 
müssen; nach der Verbindlichkeitserklärung kann sie sich der 
Untersteliung unter den Tarif, da sie den in der Verbindlich- 
keitserklärung abgegrenzten Berufskreise der Holzindustrie an- 
Bon nicht mehr entziehen. Es ist sonach für das Rechts- 
verhältnis der Parteien, da auch die weiteren Voraussetzungen 
des $ 1 des Tarifvertrages vorliegen (die Beklagte hat ihren 
Sitz in Görlitz, der Kläger war ihr Angestellter im Monats- 














‘gehalt) der Tarifvertrag vom 1. Juni 1920 massgebend. Dies 


gilt nicht nur für die Höhe der dem Kläger zustehenden Ent- 
lohnung, sondern auch für die Frage der zeitlichen Geltungs- 
kraft des Tarifs, Nicht erst in der Verbindlichkeitserklärung 
des Ministers, sondern bereits in_ dem Tarifvertrage selbst 
(83 1, 3) ist ausgesprochen, dass der Vertrag mit dem 1. April 
0920 in Kraft trete. Es kann hier die — in Lehre und Recht- 
sprechung: strittige — Frage unerörtert bleiben, ob eine Naclı- 
zahlungspflicht für am Tarifvertrage nicht beteiligte Arbeit- 
eber auch gegenüber solchen Arbeitnehmern besteht, die zur 
eit der Verbindlichkeitserklärung bereits aus dem Arbeits- 
verhältnis ausgeschieden waren. Dieser Fall liegt hier nicht 
vor; der Kläger ist vielmehr nach der bereits im August 1920 
erfolgten Verbindlichkeitserklärung des Tarifvertrags noch bis 
Ende November 1920 von der Beklagten beschäftigt worden. 
Es verwirrt die Rechtslage, wenn man für diesen Fall die 
Tatsache, dass der Tarifvertrag nach der Vereinbarung der 
Beteiligten schon in einem vor der Verbindlichkeitserklärung, 
ja, seibst vor dem Vertragsabschluss hegenden Zeitpunkte in 
Kraft treten sollte, als „rückwirkende Kraft‘ des Vertrags 
bezeichnet. In Wirklichkeit handelt es sich um die einheit- _ 
liche Regelung eines über längere Zeit hinaus sich erstrecken- 
den Rechtsverhältnisses.” Wollte man für die am Vertrags- 







SWS PR SE ERDTNENREN BE AS, YORE 


sation stehenden Arbeitgeber das Inkrafttreten eines Taritver- 
trags erst allgemein auf den Zeitpunkt der Verbindlichkeits- 
erklärung verlegen, so würde man damit im Verhältnis dieser 
Arbeitgeber zu ihrem Angestellten das einheitliche, gerade 
für die längere Zeitspanne der Tarifdauer des Tarifvertrags 
berechnete und die gesamte wirtschaftliche Entwicklung wäh- 
rend dieses Zeitraumes zugrundelegende Gefüge des Tarif- 
vertrags in zwei unharmonische Abschnitte zerreissen. Man 
würde dadurch- die Grundsätze des neuen Arbeitsrechts nach 
zwei Seiten durchbrechen; die Arbeitgeber, die nicht Mit- 
glieder einer Berufsvereinigun sind, würden, was ge- 
rade vermieden werden soll, gegenüber den organi- 
sierten Arbeitgebern wirtschaftlich bevorzugt. Anderer- 
seits würde innerhalb der Arbeitnehmerschaft eine un- 
billige Beeinträchtigung derjenigen Angestellten, die bei nicht- ' 
g sind, gegenüber denjenigen 
Angestellten eintreten, deren Arbeitgeber einem Berufsverbande °? 
angehören; damit aber würde gerade die vom Gesetz er- %! 
strebte Einheitlichkeit der Mindestbesoldung zerrissen. Neben =) 
Uiesen wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten spricht 7! 
aber endlich und vor allem auch ein rein rechtlicher Ge- °! 
sichspunkt für die hier zugrundegelegte Auffassung: Das Wesen ° 
der neuzeitlichen Tarifvertragsgesetzgebung beruht — in seiner 
rechtlichen Grundlage — darauf, dass die den Berufsverbänden 
nicht angehörenden Kreise, sofern die Voraussetzungen der 
Verbindlichkeitserklärung vorliegen und eine solche erfolgt, als 
durch die beteiligten Organisationen vertreten gelten. Vor- 
liegenden Falles bestand das Vertragsverhältnis der Parteien 
schon zur Zeit des Abschlusses des Tarifvertrages; die Par- 
teien sind daher, ohne Rücksicht auf ihre eigene Organi- 
sationszugehörigkeit, bei dem Abschluss des Tarifvertrags vom, 
1. Juni 1920 durch die beteiligten Organisationen vertreten 
worden: es ist, kraft Gesetzes, so anzusehen, ‘als ob die Par- 






















































bestellten Vertreter den Tarifvertrag abgeschlossen hätten. 
Diese gesetzliche Annahme. bezieht sich, wie nicht zweifel- 
haft sein kann, auf den gesamten Inhalt des Tarifvertrags und 
damit auch auf. die Bestimmung, dass er am 1. April 1920 
in Kraft trete. Der Anspruch des Klägers, der der Höhe nach 
nicht streitig ist, ist sonach an sich für die ganze Zeit seit 
1. Aprit 1920 begründet. 5 ee 

(Aus „Gewerbe- u. Kaufmannsgericht“ v. 1. Sept. 1921.) 
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Materielles Recht 


Neues Kündigungsrecht, Wie bereits wiederholt hervor- 
gelioben, -ist das erste, was bei einem Einspruch gegen eine 
Kündigung zu beachten ist, die Wahrung der hierzu vorge 
schriebenen Fristen. Die erste Frist auf Grund des Betriebs- 
rätegesetzes ist die fünftägige Frist des & 84 Abs. 1 B.R.G,, 
binnen welcher der gekündigte Arbeitnehmer. den Arbeiter- 
oder Angestelltenrat anrufen muss. Diese Frist beginnt mit 
‚dem Zugehen der Kündigung, wobei der Tag, an welchem 
die Kündigung erfolgte, selbst nicht mitzählt.. (8 187 Abs. 1 
B.G.B.) Fällt der letzte Tag der fünftägigen Frist aut einen 
Sonntag oder einen staatlichen, allgemein anerkannten Feier- 
tag, so endet die Frist erst mit Ablaut des nächstfolgenden 
' Werktages. (8 193 B.G.B.) Bezüglich des Tages, an dem 
die Kündigung erfolgt ist, ist zu bemerken, dass eine münd- 
liche Kündigung sofort wirksam ist, eine schriftliche mit dem 
Zeitpunkt, zu dem sie dem Arbeitnehmer zugeht. ($ 130 
B.G.B.) Bei dieser Gelegenheit muss ich aut einen in Arbeit- 
‚nehmerkreisen weitverbreiteten Irrtum bezüglich des Zeitpunk- 
tes der rechiswirksamen Kündigung hinweisen. 


Es bestehen bekanntlich für die Kündigungsfristen be- 
stimmte Vorschriften. Im allgemeinen gilt für Techniker die 
gesetzliche Kündigung von 6 Wochen zum Quartalsschluss, 
‚ weiche aber durch Einzelvereinbarungen oder Tarifvertrag 
häufig auf einen Monat herabgesetzt oder auch aut längere 
Fristen, z. B. 3 Monate, verlängert wird. Es ist nun vieltach 
die Annahme verbreitet, als wenn diese ‚Frist in der Weise 


bei der Kündigung : innegehalten werden muss, als wenn 


eine ‚schon vor diesem Zeitpunkt ausgesprochene Kündigung 
‚ unwirksam ist, und um wirksam zu werden, zu dem erwälınten 
. Zeitpunkt nochmals wiederholt werden muss. Diese Ansicht 
ist falsch. Die Bedeutung der Kündigungsfrist liegt darin, 
dass dadurch der letzte Zeitpunkt testgelegt wird, zu dem 
die Kündigung erfolgen muss. Dagegen hat es aut die 
Rechtswirksamkeit nicht den geringsten Einfluss, wenn die 
Kündigung schon vorher erklärt wird. Auch bei sechswöchent- 
licher Kündigung ist eine schon 10 Wochen ‚vorher ertolgte 
Kündigung durchaus ordnungsgemäss, und es muss von diesem 
frühzeitigen Kündigungstermin ab die fünftägige Frist ein- 
gehalten werden. Es darf also nicht erst abgewartet werden, 
ob die Kündigung zu dem sogenannten Kündigungstermin 
nochmals wiederholt wird, da dies in keiner Weise erforderlich 
ist, 


Handelt es sich um den Fall einer normalen Kündigung, 
so wird demgemäss der Arbeitnehmer nicht mehr im Zweifel 
sein, wie er sich zu verhalten hat. Es muss aber immer wieder 
betont werden, dass die Einhaltung dieser Frist auch not- 
wendig ist zur Erlangung der aus dem Einspruch gegen 
eine Kündigung sich ergebenden Rechte in denjenigen Fällen, 
in denen keine gewöhnliche Kündigung vorliegt, sondern in 
denen, wie früher erörtert, an sich etwas anderes, z. B. eine 
fristlose Entlassung oder eine Anfechtung, beabsichtigt war, 
in denen aber, weil diese Erklärung als solche nicht wirk- 
sam war, ausserdem eine. fristgerechte Kündigung- als mit- 
erfolgt anzusehen ist. Nach diesseitiger Ansicht muss auch 
An diesen Fällen der Einspruch gegen die darin liegende Kündi- 
gung zur Fristwahrung sofort miterfolgen, es darf nicht erst 
abgewariet werden, bis das gerichtliche Verfahren die fristlose 
Kündigung oder die Anfechtung als solche als ungerechtfertigt 
bezeichnet hat. Dieser wiederholte Hinweis erscheint des- 
halb erforderlich, weil der entgegengesetzte Standpunkt. ver- 
treten worden ist, z. B. für die in der fristlosen Entlassung 
degenden Kündigung, in den in Nr. 10 der Rechtsbeilage er- 
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wähnten Aufsätzen im Mitteilungsblatt des Schlichtungsaus- 
ausschusses Groß-Berlin und bezüglich der Anfechtung von 
Arbeitsverträgen von Grothe im Mitteilungsblatt des Schlich- 
tungsausschusses Gross-Berlin vom 15. September 1921 S.5& 


Was den ersten Fall betrifft, so wird in der Zeitschrift 
„Der Betriebsrat‘ vom 15. Oktober 1921 $. 12 eine Entschef« 
dung des Schlichtungsausschusses Essen vom 8. Juli 1921 mit« 
geteilt. Dort war ein Arbeitnehmer fristlos entlassen worden, 
Durch Entscheidung des Gewerbegerichts vom 17. Juni 1921 
war festgestellt worden, dass die fristlose Entlassung unbe» 
gründet war. Nunmehr verlangte der Arbeitnehmer aut Grund 
des & 84, Abs. 1 Ziff, 1—4 auch eine Entschädigungssumme, 
weil die in der fristlosen Entlassung liegende Kündigung eine 
unbillige Härte darstellt. Der Schlichtungsausschuss hat den 
Einspruch gegen die befristete Kündigung als verspätet zurück» 
gewiesen, weil zunächst nur gegen die fristlose Entlassung 
protestiert worden war und nicht gleichzeitig und rechtzeitig 
auch Einspruch gegen die befristete Kündigung erhoben wurde, 
Diese Abweisung hätte nicht erfolgen können, wenn, wie dies- 
seits stets empfohlen, gleichzeitig gegen die fristlose Kündi- 
gung una gegen die darin liegende fristgerechte Kündigung 
mit entsprechender Begründung Einspruch erhoben worden 
wäre. 

Das Gleiche muss auch gelten für den Fall, dass eine 
Anfechtung des Vertrages ausgesprochen wird, welche, wis 
früher ausgeführt, gleichzeitig eine evtl. fristgerechte Kündigung 
enthält. Grothe a. a. O. steht nun aut dem Standpunkt, dass 
in einem solchen Falle das Einspruchsverfahren des $ 84 nicht 
zulässig sei, dass der Schlichtungsausschuss nicht darüber ent- 
scheiden dürfe, ob die Anfechtung zurzeit besteht oder nicht, 
dass hierüber nur das Gericht entscheiden dürte, und dasa 
erst, wenn die Gerichte einen Anfechtungsgrund nicht aner- 
kannt und damit einen Arbeitsvertrag bejaht haben, nunmehr 
auf Anrufen der Schlichtungsausschuss tätig werden kann. 
Diese Ansicht kann keinesfalls als richtig anerkannt werden 
und würde für die Arbeitnehmerschait vom Gesichtspunkt der 
Fristversäumnis aus sehr gefährliche Konsequenzen haben. 
Allerdings wird es sich an sich vielleicht empfehlen, die Frage, 
ob die Anfechtung als solche begründet war oder nicht, durch 
das Gericht entscheiden zu lassen, aber auch dann muss gleich- 
zeitig, jedenfalls binnen der erwähnten 5 Tage auch gegen die 
darin liegende Kündigung Einspruch erhoben werden, da, wenn 
dies. erst geschehen würde, nachdem die gerichtliche Ent- 
scheidung ergangen ist, die Frist des $ 84 Abs. 1 abgelaufen 
wäre und nunmehr der Schlichtungsausschuss genau so zur 
Abweisung kommen würde, wie in dem vorher besprochenen 
Fall der Schlichtungsausschuss Essen in seiner Entscheidung 
vom 8. Juli 1921. 

Es ist auch nicht richtig, wenn Grothe a. a. O. meint, 
dass der Schlichtungsausschuss niemals über die Begründetheit 
der Anfechtung entscheiden könne. Der Arbeitnehmer kann 
nicht gezwiugen werden, sich an das Gericht zu wenden, um 
zunächst aut Fortzahlung seines Gehaltes bis zum Zeitpunkt 
der Kündigungsfrist zu klagen. Es ist dies zwar sein Recht, 
dessen Ausübung aber seinem freien Willen unterliegt. Er 
kann genau so gut sich daraut beschränken, den Schlichtungs- 
ausschuss anzurufen, um lediglich diejenigen Ansprüche geltend 
zu machen, die sich aus der Kündigung ergeben, welche in der 
nach seiner Ansicht unbegründeten Anfechtung mit enthalten 


ist. Der Schlichtungsausschuss hat in einem sol« 
chen Falle auch nicht die Möglichkeit durch 
Aussetzung des Verfahrens bis zur Erledigung des 
gerichtlichen Verfahrens den Arbeitnehmer zur Anrufüng 


des Oerichtes zu zwingen. 8 86 Abs. 2 sicht eine solche Aus 
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RECHT UND RECHTSPRAXIS 9 


setzung aut Antrag einer Partei nur für den Fall der tristlosen 
Kündigung vor und Verfahrensvorschriften können im allge- 
meinen nicht analog ausgedehnt werden. Selbst wenn man 
aber analoge Anwendung zulassen wollte, besteht die Mög- 
lichkeit der Anfechtung dann nicht, wenn keine von beiden 
Parteien einen entsprechenden Antrag stellt. 


Findet daher ein gerichtliches Verfahren überhaupt nicht 
statt, so ist der Schlichtungsausschuss gezwungen, von sich aus 


die Frage der Anfechtung selbständig nachzuprüfen und zu 
Komnit er hierbei zu der Ansicht, die Anfech-. 


entscheiden. c 
tung als solche ist unwirksam, z. B. weil die Bestrafung wäh- 


rend der Dauer eines früheren Arbeitsverhältnisses zu gering- 
fügiger Natur war, oder schon zu lange Zeit seitdem verflossen 


ist, so muss er sich aut den Standpunkt stellen, dass die An- 
fechtung als solche unbegründet war, dass aber immerhin 
hierin eine fristgerechte Kündigung liegt, und dass er nun 
prüten muss, ob dieselbe eine unbillige Härte usw. darstellt, 
und dem Angestellten die Rechte des $ 87 B. R. G. zuzu- 
billigen sind. Dass hierbei Rechtsfragen vom Schlichtungsaus- 
schuss vorab zu entscheiden sind, ist belanglos. In diese Lage 
kommt er auch in anderen Fällen, z. B. wenn er als Vorirage 
zu entscheiden hat, ob ein Angestelitenverhältnis vorliegt, ob 
der Anrufende die Stellung eines selbständigen Agenten hat. 


Um es also nochmals kurz zusammenzufassen: Das Erste, 
was der Arbeitnehmer zu tun hat, nicht nur wenn ihm eine 
Kündigung, sondern auch wenn ihm eine andere Erklärung zu- 
geht, welche eine fristgerechte Kündigung mitenthält (z. B. 
fristlose Entlassung, Anfechtung, oder Bestreiten des Zu- 
standekommens eines Arbeitsvertrages überhaupt), ist ausser 
den unmittelbaren Massnahmen, auf Fortzahlung des Gehaltes 
bis zum Ablaut der Kündigungsfrist, gleichzeitig und innerhalb 
der vorgeschriebenen 5 Tage sich an den Angestelltenrat 
zu wenden, um auch gegen die darin liegende Kündigung unter 
Bezug auf $ 84 B. R. G. Einspruch zu erheben. 


Bei der Anrufung des Angestelitenrats müsse die Gründe 
des Einspruchs dargelegt und die Beweise ihrer Berechtigung 
vorgebracht werden. Die Gründe, auf welche der Einspruch 


gegen die Kündigung gestüzt werden kann, sind die folgenden: 


1. wenn der begründete Verdacht vorliegt, dass die Kündi- 
gung wegen der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Ge- 
schlecht, wegen politischer, militärischer, konfessioneller 
oder wirtschaftlicher Betätigung oder wegen Zugehörigkeit 
oder Nichtzugehörigkeit zu einem politischen, koniessio- 
nellen oder beruflichen Verein oder einem militärischen 
Verbande erfolgt. ist, 

2. wenn die Kündigung ohne Angabe von 
ıst, 

3. wenn die Kündigung deshalb erfolgt ist, weil der Arbeit- 
nehmer sich weigerte, dauernd andere Arbeit als die bei 
der Einstellung vereinbarte, zu verrichten, 

4. wenn die Kündigung sich als eine unbillige, nicht durch 
das Verhalten des Arbeitnehmers oder durch das Verhältnis 
des Betriebes bedingte Härte darstellt. 


Erachtet der Angestelltenrat die Anrufung für begründet, 


Gründen erfolgt 


so hat er zu versuchen, eine Verständigung mit dem Arbeit- 


geber herbeizuführen. Gelingt diese Verständigung binnen 
einer Woche nicht, so kann der Angestelltenrat oder der be- 


trofiene Arbeitnehmer binnen weiteren 5 Tagen den Schlich-' 


tungsausschuss anrufen. Die gesetzliche Regelung ist also da- 
hingehend getroffen, dass aut dem Gebiete des Betriebsräte- 
gesetzes der Angestellte nicht unmittelbar mit seinem Ein- 
spruch an den Schlichtungsausschuss gehen kann, «ass der- 
selbe vielmehr einer Vorprüfung durch den Angestelltenrat 
unterliegt und dass nur, wern der Angestelltenrat sich aut die 
Seite des Arbeitnehmers stellt, überhaupt eine Anrufung des 
Schlichtungsausschusses möglich ist. 


Hieraus ergibt sich, welch eine grosse Bedeutung für den 
Einzel-Arbeitnehmer die Stellungnahme des Angestelltenrats 
hat, und dass die ganze wirtschaftliche Existenz des Arbeit- 
nehmers davon abhängig ist, dass die richtigen Leute, welche 
sich der Sache des Arbeitnehmers mit dem nötigen Interesse an- 
nehmen, im Angestelltenrat sitzen. Der Einzelarbeitnehmer 
hat aut die Zusammensetzung der Betriebsvertretung nur Ein- 
fluss durch seine Teilnahme an den hierzu erforderlichen 
Wahlen. Wie diese Wahlen erfolgen, wie die Betriebsver- 


tretungen sich zusammensetzen, welches im. 
- Stellung und -ihre Aufgabe ist, soll daher 


Klage geboten gewesen. 


‚einen Ihre 
im folgenden dem 
3 Dr. EF. 


nächst dargestellt werden. 


Entscheidungen en ri 


Technischer eder kaufmännischer Angestellter? Diese in 


der Rechtsbeilage Nr. 4 vom 4. März 1921 bereits gestreifte 


Frage ist Gegenstand eines Rechtsschutzprozesses 
in welchem sowohl die Frage der Zuständigkeit des 


ewesen, 
ewerbe- 


gerichts oder Kaufmannsgerichts als auch die Anwendbarkeit 


eines für die technischen Angestellten geschlossenen Tarif- 
vertrages davon abhing, ob der betreffende Arbeitnehmer als 


» kaufmännischer oder technischer Angestellter anzusehen war. 


Im Gegensatz zum Gewerbegericht hat das Landgericht 


angenommen, dass es sich um einen technischen Angestellten 
Die hierbei hervorgehobenen Gesichtspunkte haben 


handelt. 
eine gewisse allgemeine Bedeutung hauptsächlich insofern, als 
besonderer Nachdruck aut die ‚technische Vorbildung des An- 
gestellten gelegt wird. Von besonderem Interesse für die Mit- 
glieder des Bundes der technischen Angestellten und Beamten 


ist die Hervorhebung dieser Zugehörigkeit zu dem Bünde als 


ein Moment, welches für 
wird. Ei 
Das betreffende Urteil iautet wie folgt: 
23.38.94. 21. N = 
RE Im Namen des Volkes! 


Verkündet am a 
{fi Oktober 1921. 


die Bejahung der Frage herangezogen 


. 


In Sachen = 2 e 


des Ingenieurs W. N....... , Zittau i. Sachsen, Uferstrasse 10, 
Klägers und Berufsklägers, Prozessbevollmächtigter: Rechts- 


anwalt Dr. Ewald Friedländer, Berlin W. 15, Pariserstrasse 33/34, 


gegen = ORT 


die Firma Triton-Gesellschaft für Wasserreinigun 
DZ orgung m. b. H., Berlin W. 35, am Karlsba 
und beruiungsbeklagte, Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt 


Ernst Wolffram, Berlin W.35, am Karlsbad 4, 


hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts I in Berlin aut die E 
mündliche Verhandlung vom 26. September 1921 unter Mit- 
wirkung des Landgerichtsrats Dr. Reichardt, Landrichters Rü- 2 


diger, Gerichtsassessors Seibertz für Recht erkamt: 
Aut die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Oe- 


werbegerichts zu Berlin, Kammer 3, vom 11. Mai 1921 dahin 
‚abgeändert: Nr RS | 

‚ Die prozesshindernde Einrede der Unzuständigkeit des 
Die Sache wird zur ander- 
weitigen Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Berufungsinstanz, an das Gericht I. Instanz zurückver- 


Gewerbegerichts wird verworfen. 


wiesen. 
Tatbestand  - Er 


Gegen das vorbezeichnete, inhaltlich. vorgetragene und In 3 
Bezug genommene er N Urteil hat der Kläger 


frist- und formgerecht Beru 


_ Klageantrage zu erkennen: 
Unter Wiederholung seines erstinstanzlichen 


vorgetragen. Er wilt technischer Angestellter der Beklagten 
gewesen sein. Das Gewerbegericht 
ständigkeit zu Unrecht angenommen. 
Die Beklagte hat beantragt, en 
die Berufung kostenpflichtig zurückzuweisen. 


abe somit seine nz. 


Zur Begründung hat sie ihr erstinstanzliches Vorbringen E | 
wiederholt und den Inhalt ihrer Schriftsätze HI. Instanz, auf 


den verwiesen wird, vorgetragen. > 
- Sie hält den Kläger für einen kaufmännischen 


verneint. 


wesen. Somit könnten für den Kläger aus dem Schieds- 
spruch keine Rechte fliessen. Selbst wenn aber der Schieds- 
spruch zulässig 


nicht vor dem Gewerbegericht aut Zahlung seiner Bezüg 


sondern entsprechend den Bestimmungen des Anstellungsver ; 


trages vor dem Landgericht II gemäss 88 1042, 1045, 1046 


Z.P.O. auf Erlass des Vollstreckungsurteils klagen müssen. 


Daher sei auch schon aus diesem Orunde Abweisung. 
Kläger hat für seine Behauptung, dass er seine technisch 
Tätigkeit ausgeführt habe, Beklagte dafür, dass Kläger 


BEIPIRn UR ER PORT EN 
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und Wasser: A 
10, Beklagte 


> 


ung eingelegt mit dem Antrage, 
unter Abänderung des angefochtenen Urteils nach dem 





Vorbringens 
hat er den Inhalt seiner Schriftsätze II. Instanz und zahlreicher, 
von ihm vorgelegter Schriftstücke, auf die verwiesen wird, 


Eu , 
Angestellten. 
Der erste Richter habe somit seine Zuständigkeit mit Recht 
Der Schiedsspruch sei aber auch unzulässiger Weise 
ergangen, zulässig wäre er nur für technische Angestellte ge- 


ewesen sein sollte, dann hätte der Kläger 
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'keitsbereich des Klägers vielleicht auch 


Nr. 12 


kaufmännische Stellung innegehabt hätte, umfangreichen Zeu- 
erde angetreien. Parteien haben streitig zur ‘Sache ver- 
andelt. 
Entscheidungsgründe. 

Der erste Richter hat die prozesshindernde Einrede der 
sachlichen Unzuständigkeit zu Unrecht stattgegeben. 

Der Eriolg der Einrede hing davon ab, ob der Kläger 
technischer Angestellter, bzw. selbständiger Kaufmann war. 

Das Gewerbegericht hat unter Berufung aut den eignen 
Vortrag des Klägers, der sich als „Vertreter“ oder „Aquisiteur‘ 


"bezeichnete, angenoınmen, dass der Kläger eine kaufmännische 


Tätigkeit ausgeübt hat und somit kein Gewerbegehilfe der 
Beklagten war. 


Die Stellung des Klägers bei der Beklagten war nicht 
nach den im Anstellungsvertrag oder vom Kläger gebrauchten 
Worten, sondern nach den vom Kläger vertraglich zu leisten- 
den Diensten und nach der von ihm tatsächlich ausgeübten 
Tätigkeit zu bestimmen. Letztere ergeben aber, dass der 
Kläger als technischer Angestellter Gewerbegehilfe der Be- 
klagten gewesen ist. 


Der Kläger ist in seinem Berufe Ingenieur und hat als 
solcher eine Fachschulbildung.-. Schon dieser Umstand spricht 


‚für den technischen Charakter seiner Tätigkeit. 


In gleicher Weise ist seine Zugehörigkeit zum Bunde 
technischer Angestellten und Beamten, sowie 
die Mitgliedschaft der Beklagten beim Reichsverbande für das 
Tiefbaugewerbe zu werten. 

Auch die mit den Berufs- und Tätigkeitsverhältnissen bei 
den Parteien eingehend informierten Stellen, wie die Schlich- 
tüngskommission und das Schiedsgericht für die technischen 
Angestellten im Tiefbaugewerbe, haben den Kläger als tech- 
nischen Angestellten betrachtet. 

Der Anstellungsvertrag zeigt endlich, dass die Tätigkeit 
des Klägers tatsächlich eine vorwiegend technische sein soll. 
Es wird darin gesagt, dass er seine Arbeitskraft,» die doch 
in seinem technischen Können bestand, der Beklagten zur 
Verfügung stellen sollte. 

Der Kläger hatte über die von ihm ausgeführten Arbeiten 
und Lieferungen, die doch nur technischer Natur sein konnten, 
Tätigkeitsberichte einzureichen. Auf der anderen Seite durfte 
er Geschäfte nur mit Zustimmung der Beklagten, nicht selb- 
ständig abschliessen. 

: Die Beklagte hat sich ferner die Entsendung eines Spezial- 
ingenieurs zur Unterstützung und Hilfeleistung für den Kläger 
vorbehalten. Eine Unterstützung durch einen Spezialingenieur 
kam aber, nur dann in Frage, wenn der Kläger selbst die 
Tätigkeit eines Ingenieurs ausübte. 

Des weiteren zeigt der Vertrag, dass der Kläger ein tech- 
nisches Büro zu leiten hatte. Die Leitung eines derartigen 
Büros setzt aber technisches Können und eine technische Be- 
tätigung voraus. 

Al dem gegenüber kann aus den Worten des Vertrages: 
„Wir übertragen Ihnen die Vertretung unserer Firma“, nie- 
mals der Schluss gezogen werden, dass der Kläger nur ein 
kautmännischer Angestellter oder gar ein selbständiger Kauf- 
mann sein sollte. 

Es mag höchstfalls zugegeben werden, dass der Tätig- 
ewisse kaufmän- 
nische Arbeiten umtasste. Nach dem oben Äusgeführten sollte 
aber dieser Zweig seiner Tätigkeit gegenüber seiner tech- 
nischen Betätigung derart zurücktreten, dass die Grundlage 
seiner Arbeit und seine Hauptbetätigung doch stets die tech- 
nische Arbeit bleiben sollte. 
| Dass der Kläger auch tatsächlich entsprechend der ver- 
fraglichen Bestimmung technisch tätig war, zeigen die Briefe 
der Beklagten vom 28. November 1919, 8. März 1920 und 
‚12. November 1920 (Bi. 20 d. A.), in denen die Beklagte mit 
dem Kläger rein technische Fragen erörtert und mit ihın tech- 
nische Tätigkeit ausgeübt hat. 

Bei dieser Sachlage ist für erwiesen angesehen worden, 
‚dass der Kläger technischer Angestellter der Beklagten. ge- 
wesen ist. 

Eines weiteren eingehend aut den ‚Beweisantritt der Par- 
teien über die vom Kläger tatsächlich ausgeübte Tätigkeit 
bedurfte es daher nicht. Als technischer Angestellter war der 
Kläger Gewerbegchilfe der Beklagten. Daraus ergab sich aber 
die Zuständigkeit des Gewerbegerichts. 
| Die Ansicht der Beklagten, dass sich die Unzuständigkeit 
des Gewerbegerichtes schon daraus ergebe, dass, selbst wenn 
ein zulässiger Schiedsspruch — die Zulässigkeit hing davon ab, 
db der Kläger technischer Angestellter war — vorliegen sollte, 
ur die Vollstreckungsklage aus $ 1042, 45 und 46 Z.P.O. 
gegeben sei, diese aber vor dem Landgericht Ii hätte er- 
Eben werden müssen, ist irrig. Die Zuständigkeit des Oe- 
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werbegerichts ist auch für die Volistreckungsklage aus Schieds- 
sprüchen gegeben. 

Nach dem Vertrage sind als Gerichtsstand die Berliter 
Oerichte, nicht etwa das Landgericht II schlechthin vereinbart. 

Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichts war daher 
unbegründet. 

Gemäss 8 538 Ziffer 2 Z.P.O. musste wie geschehen, 
erkannt werden. 

Entfälit bei einer Erkrankung während einer verhältnis- 
mässig nicht erheblichen Zeit der Gehaltsanspruch für die ganze 
Krankheitsdauer oder bleibt er wenigstens für eine 
verhältnismässig nicht erhebliche Zeit be- 
stehen? Istausserdem baren Krankengeld im 
Falle einer Krankenhausbehandlung auch der 
Wert derselben anzurechnen? 

Zu vorstehender Frage ist eine sehr interessante Ent« 
scheidung in einem Rechtsschutzprozess ergangen. Es handelt 
sich hierbei um eine technische Angestellte, aut welche die 
Vorschriften des $ 616 B. G. B. Anwendung finden. 

Nach dem Wortlaut der Gesetzesbestimmung bestand die 
Getahr, dass nur aut verhältnismässig nicht erhebliche Zeit 
ein Gehaltsanspruch angenommen, aut längere Dauer dagegen 
vollkommen verneint würde. Tatsächlich haben sich auch 
Juristen aut diesen dem Arbeitnehmer atsserordentlich un- 
Ban Standpunkt gestellt. So führt z. B. Gewerberichter 

r. Götz, Stuttgart, in der Karthotek des Arbeitsrechts in der 
Karte „Krankheit des Arbeiters“ unter Ziffer 6a aus: 


„Bei unverschuldeter Krankheit von längerer (erheb- 
licher) Dauer entfällt der Anspruch auf Fortzahlung des 
Lohnes für die Krankheitszeit vollständig, es ist also für 
die ganze Dauer der Krankheit kein Lohn zu zahlen. Die 
gegenteilige Ansicht, nach der auch dem Arbeiter, der er- 
hebliche Zeit krank ist, ein Teil seines Lohnes, nämlich der 
Lohn für den Zeitabschnitt der Krankheit, der nicht als 
erheblich angesehen wird, zu zahlen ist, muss als unrichtig 
bezeichnet werden.“ 


Das Landgericht hat sich in seiner Entscheidung aut den 
entgegengesetzten, also dem Arbeitnehmer günstigen Stand- 
punkt gestellt. 

Dagegen hat es in seiner Auslegung des 8 616 B. Q. B, 
die Abzugsfähigkeit auch für den Wert der rankenhausbe- 
handlung zugelassen, ein Standtpunkt, der bisher von den ge- 
samten Angestelltenorganisationen niemals als zutreffende und 
in der Tendenz des Gesetzes selbst begründete Auslegung an« 
erkannt worden ist. 

Gewerberichter Dr. Götz steht aut der Karte „Krankheit 
des Angestellten“ Ziffer 6 (zulässige Abzüge) aut dem gleichen 
Standpunkt. 

Die Entscheidung des Landgerichts lautet wie folgt: 


23. S. 28. 21. 
Verkündet am 
16. Oktober 1921. 
Im Namen des Volkes! 


In Sachen 
der Firma Krause & Ort in Berlin, Wusterhausenerstrasse 16, 
Beklagten und Berufungsklägerin, Prozessbevollmächtigtert 
Rechtsanwalt Dr. Mehlich, S.O.16, Köpenickerstrasse 32, 
gegen 
die Malerin Else K..... in Berlin, Blumenstrasse 4, Klägerin 
und Berufungsbeklagte, Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
Dr. Friedländer, W.15, Pariserstrasse 33/34, 
wegen 800 Mark 

hat die 8. Zivilkammer des Landgerichts I in Berlin aut die 
mündliche Verhandlung vom 10. Oktober 1921 unter Mitwir= 
kung des Landgerichtsdirektors Dr. Gerstel, Landgerichtsrats 
Dr. Reinhardt, Gerichisassessors Seibertz für Recht erkannts 

Aut die Berufung der Beklagten wird das Urteil des 
Gewerbegerichts zu Berlin, Kammer 8, vom 21, März 1921 
dahin abgeändert: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 290 Mark 
(Zweihundertneunzig Mark) zu zahlen. 

2. Mit der Mehrforderung wird die Klägerin abgewiesen, 

3. Die Kosten des Rechtsstreits fallen zu ®/, der Klägerin, 
zu %, der Beklagten zur Last. 


Tatbestand. 

Die Klägerin war bei der Beklagten, die eine Wachsbüsten- 
fabrik betreibt, vom 1. Juli 1920 bis 1. Mai 1921 als Malerin 
beschäftigt. 

Am 16. Dezember 1920 erkrankte sie, wurde in das Kran- 
kenhaus autgenommen und trat am 26. Januar 1921 ihren 
Dienst bei der Beklagten wieder an. Unter Zugrundelegung 
ihres Monatsgehalts von 800 Mark beansprucht sfe nun für die 
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esamte Dauer ihrer Krankheit die Zahlung ihres vollen Ge- 


als in Höhe von 1028,90) Mark. Sie hat demnächst vor dem 
Gewerbegericht Klage erhoben mit dem Antrag, 


die Beklagte kostenpflichtig zu verurteilen, an. die Kiä- 
gerin 1023,90 Mark nebst 4 Prozent Zinsen von 400 Mark 
seit dem 1. Januar 1921 und von 628,90 Mark seit dem 
1. Februar 1921 zu zahlen. i 


Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen, i 
da die Dauer der Krankheit nicht mehr als unerheblich im 
Sinne des $ 616 B. G. B. anzusehen sei. 

Das Gewerbegericht hat am 21. März 1921 die Beklagte 
verurteilt, an die Klägerin 800 Mark zu zahlen, und hat die 
Klägerin mit der Mehrforderung abgewiesen. In der Urteils- 
begründung, auf deren vorgetragenen Inhalt Bezug genommen 
wird, ist ausgeführt, ‘dass nach der Praxis des Gewerbe- 
gerichts in der Regel eine Krankheitsdauer bis zu 1 Monat 
als nicht erheblich angesehen wurde. Da es nicht Absicht 
des Gesetzgebers gewesen sein könne, den Dienstverpflich- 
teten bei längerer Krankheitsdauer schlechter zu stellen als 
bei kürzerer, so sei bei längerer Krankheit das Gehalt für die 
Dauer von I Monat weiter zu zahlen. 

Gegen dies Urteil hat die Beklagte rechtzeitig Berufung 
eingelegt und beantragt, Hr 3 

unter Aufhebung der entgangenen Entscheidung die Klä- 

gerin mit der Klage kostenpflichtig abzuweisen. 


Die Klägerin ‚hat beantragt, 
die Berufung zurückzuweisen. 
Die Beklagte führt aus: 
1. Es sei bei Anwendung des & 6i6 B. G. B. nicht an- 


gängig, eine Krankheitsdauer, die, im ganzen genommen, als. 


erheblich anzusehen sei, zu zerlegen in einen unerheblichen Teil, 
tür den der Lohn weiter zu zahlen sei, und einen anderen, den 
unerheblichen Teil übersteigenden Abschnitt; vielmehr müsse 
dann für- die ganze Krankheitsdauer die Lohnzahlung ent“ 
fallen. 


2. Auch ein Monat sei für den vorliegenden Fall bereits & 


ein erheblicher Zeitraum, da die Klägerin im ganzen nur 1 
Monate bei Beklagten beschäftigt gewesen sei. 

3. Zum mindesten müsse sich die Klägerin die durch den 
Autenthalt im Krankenhause ersparten Kosten für Wohnung 
und Verpflegung, sowie das bei der Entlassung aus dem Kran- 
kenhaus gezahlte „Nadelgeld“ aut ihre Gehaltsansprüche an- 
rechnen lassen. 

Die Klägerin führt demgegenüber aus, $ 616 sei dahin aus- 
zulegen, dass nur Barbeträge, nicht aber der im Krankenhause 
gewährte Unterhalt anzurechnen seien. ol, 


In Bezug aut die Höhe des „Nadelgeldes‘‘ erklären die 


Parteien übereinstimmend, dass es 150 Mark betrage. Den 


Wert des im Krankenhause gewährten Unterhaltes schätzt 
die Beklagte aut 30 Mark pro Tag und fordert im Mindesttall 
eine Anrechnung in Höhe des von der Krankenkasse zu zahlen- 
den Krankengeldes von 13,59 Mark pro Tag. Von der Kläge- 
rin wıra die von der Krankenkasse an das Krankenhaus ge- 
zahlte Summe mit 12 Mark pro Tag angegeben. 


Entscheidungsgrund. 

Der Anspruch der Klägerin stützt sich auf $ 616 B. G. B. 
Die Klägerin geht hiernach ihres Anspruches aut Gehalt nicht 
verlustig, wenn sie „für eine verhältnismässig nicht erhebliche 
Zeit“ durch Krankheit an der Dienstleistung verhindert ist. 
In Bezug aut die Auslegung dieser Bestimmung hat sich das 
Gericht dem Standpunkt des Gewerbegerichts angeschlossen. 
Absicht des Gesetzgebers ist gewesen, einerseits dem wirt- 
schaftlich schwachen Arbeitnehmer im Falle von Krankheit 
und Unglücksfällen Schutz zu gewähren, andererseits aber dem 
Arbeitgeber nicht über ein gewisses Mass hinaus zu belasten. 
Hiernach ist kein Grund einzusehen, warum der Arbeitnehmer 
bei längerer Erkrankung seiner Lohnansprüche ganz ver- 
lustig gehen soll, während ihm bei kürzerer Dauer der Lohn 
weiter gezahlt wird. 

Die vom Gewerbegericht als Grenze des Unerheblichen 
angenommene Dauer von 1 Monat ist im Verhältnis zu .der 
Gesamtdauer der geleisteten Dienste (9 Monate) als ange- 
messen zu betrachten. 

Von dem der Klägerin hiernach zustehenden Gehalt von 
800 Mark ist zunächst das vom Krankenhaus bar bezahlte 
„Nadelgeld‘“ in Höhe von 150 Mark .gem. $ 616 Satz 2 in 

bzug zu bringen. Die im Krankenhause gewährte Verpfle- 
gung ist zwar nicht ihrem vollen Werte nach als „Betrag“ 
m Sinne des & 616 in Anrechnung zu bringen, wohl aber 
insoweit, als anzunehmen ist, dass die Klägerin dadurch eat- 
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sprechende Ausgaben erspart hat. Diesen. Betrag hat das. 


- Dienste ferngeblieben sei. Der Fabrikdirektor klagte auf Ge- 





ericht schätzungsweise aut 12 Mark pro Ta eure 
Hiernach waren ausser dem Nadelgeld von 150 Mark noch 
30«nal 12 Mark gleich 360 Mark auf das Monatsgehalt vor 
800 Mark in Anrechnung zu bringen, so dass an die Klägeris 
noch 290 Mark zu zahlen sind. a 
Die Kostenentscheidung stützt sich u 82 ZP.O. 


Fernbieiben wegen Beleidigung kein a Das 
Reichsgericht hat die für leitende Angestellte bedeutungsvolle 
Frage entschieden, ob Beleidigungen seitens des Geschäfts 
inhabers als „wichtiger Grund“ im Sinne $ 70 des Handels- 
nee zur fristlosen Kündigung des Dienstvertrages 
erechtigen. Der Kläger, ein Fabrikdirektor der beklagten 
Firma, erhielt einen Erholungsurlaub, blieb aber schon eine 
Woche vorher dem Dienste fern und begründete dies brieflich ' 
damit, die Aufregungen der letzten Tage, bestehend in groben 
Beleidigungen und Taktlosigkeiten der Beklagten ihm gegen- 
über, hätten so auf sein Gemüt gewirkt, dass er gesundheits- | 
halber Ruhe haben müsse. Die beklagte Firma bezeichnete 
den Inhalt des Briefes ala eine schwere Bein und ent- 
liess den Kläger fristlos, sowohl wegen: dieser. Belei 





idigungen | 
als auch, weil er ohne ausreichende Entschuldigung dem 


halt. Landgericht und Oberlandesgericht wiesen ihn ab. Das 
Reichsgericht hob jedoch die Vorentscheidung auf, und zwar 
mit folgender Begründung: Ein vorübergehendes Wegbleiben” 
des Klägers vom Dienste könne nicht ohne weiteres als un-' 
gerechtfertigt bezeichnet werden. Dem Angestellten sei nicht 
Zuzumuten, seine Tätigkeit in für ihn beleidigenden Ver- 
hältnissen auszuüben. Sei er wiederholt beleidigt worden. und 
seien weitere Beleidigungen zu befürchten, so könne er nicht’ 
bloss fristlos kündigen, sondern auch eine Sicherung gegen’ 
weitere Beleidigungen verlangen und. bis eine’solche gegeben,’ 
also ordnungsgemässe Vertragserfüllung des Geschäftsherrn | 
gesichert sei, die vertragliche Dienstleistung verweigern. Ausser-" 
dem wäre in solchem Falle und namentlich bei Zuständen” 
nervöser Erregung "zu prüfen, ob nicht der Angestellte der 
Ueberzeugung war, dass er durch seinen Zustand an der 

Dienstleistung verhindert war. | 


Neue Gesetze | i ir 


Im 8 68 Absatz 1 des H.-G.4B. und Im $ 133 a,b Absatz I 
der G.-O. hatten sich noch gesetzliche Bestimmungen. gehalten,’ ! 
die in die neuzeitlichen Wirtschaftsverhältnisse nicht mehr? 
hineinpassten. Während in bezug auf die Gehaltsgrenzen. für 
‚die Versicherungspflicht, für die Zuständigkeit der Sonder- 
gerichte usw. der Gesetzgeber sich bereits mit den durch die 
wirtschaftlichen Verhältnisse bedingten Aenderungen befasst‘ 
hatte, fristeten veraltete Gehaltssätze. die die Schutz= 
grenzen für die Festlegung von Mindestküne® 
digungsiristen der wirtschaftlich besonders schwachen 
Angestellten darstellen, noch ihr ziemlich unbeachtetes Daseim'’ 
Der $ 133 aa der Gewerbeordnung bzw. .der $ 67 des H.-G.-B. 
legen bekanntlich fest, ‚dass Vereinbarungen über . Kündigung‘! 
keine kürzeren Fristen als monatliche vorsehen dürfen. Diese’ 
Schutzbestimmung galt aber nicht für solche Angestellte, die’ 
ein Gehalt von mindestens 5000 M. für das Jahr beziehen. Für’ 
die Verhältnisse vor dem Kriege sah man ein solches Gehalt! 
als Grenze an, über die hinaus ein besonderes Schutzbedürfnis 
aus der wirtschaftlichen Schwäche und der Art der- Stellung 7 
des betreffenden Angestellten heraus nicht mehr für notwendig ’ 
gehalten wurde. Durch die nach dem Friedensschluss einge- 
‘tretene Geldentwertung war natürlich diese Zahl überholt, und ? 
der Gesetzgeber hat jetzt die Grenze von 30000 M. ais ange» 
messene Schutzgrenze angesehen. Man kann darüber 
Zweifel sein, ob heute zur Erfassung des gleichen Teiles 
wirtschaftlich schwachen Angestellten diese Grenze ausreic 
Sie entspricht ja rein ziffernmässig den Aenderungen, die 2 
in bezug auf die Versicherungsgrenze bereits vorgenom 
wurden. Sicherlich aber könnte sie noch erheblich hölier : 
wenn man nicht die unzulängliche Steigerung des Durch 
schnittseinkommens der Angestellten, sondern die prozentual 
Minderung der Kaufkraft des Gehaltes als Massstab für 
wirtschaftliche Schwäche gewählt hätte. Immerhin ist du 
die Aenderung einem unleidlichen Rechtszustand ein Ende 2 
setzt worden, wonach ein Teil der ordentlichen und der Sons 
dergerichte in Entscheidungen die sinngemässe Anwendung de 
in Frage kommenden Gesetzesparagraphen für angebracht | 
ein anderer Teil sich aber streng an den toten Buchs 
klammerte und damit eine Anzahl von Entscheidungen s 
die mit den Verhältnissen des praktischen Lebens sich nich 
Einklang bringen liessen. BT TEN ; 
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Was ist Sozialisierung ? 


Es könnte befremden, dass wir dieses Blatt mit einer Unter- 
suchung über den Begriff der Sozialisierung eröffnen. Wer aber 
weiss, welche Missverständnisse noch über das, was Soziali- 
sierung eigentlich ist, bestehen, der wird uns zugeben, dass die 
aachfolgenden Darlegungen durchaus am Platze sind. Wären 
volkswirtschaftliche Kenntnisse weiter verbreitet, als es leider 
der Fall ist, so hätten sich derartige Missverständnisse kaum 
jestsetzen können, und die Irreführung der öffentlichen Meinung, 
die von den an der Aufrechterhaltung der herrschenden Wirt- 
'schaftsordnimg interessierten Kreisen ausgeht, wäre nicht mög- 
ich gewesen. Unter diesen Umständen haben wir nicht bloss das 
Recht, sondern geradezu die Pflicht, Klarheit zu schaffen. 


Wir werden leichter zu einer Verständigung gelangen, wenn 
wir uns zunächst fragen, was Sozialisierung nicht ist, weil wir 
damit gleich die falschen Merkmale, die mit oder ohne Absicht 
in den Begriff der Sozialisierung hineingetragen werden, be- 
seitigen. 

Zunächst darf Sozialisierung nicht mit Sozialpolitik 
verwechselt werden. Unter Sozialpolitik versteht man die- 
ienigen staatlichen Massnahmen, die den Schutz der arbeitenden 
Bevölkerung bezwecken. Darunter fallen z. B. Vorschriften 
über die Koalitionsfreiheit, die Höchstdauer der Arbeitszeit, über 
die Sicherung des Lohnes, über die Beschäftigung von Frauen 
und Kindern und ähnliches mehr, Ohne Zweifel sind derartige 
gesetzliche Bestimmungen notwendig und nützlich, aber sie än- 
dern nichts an dem Charakter der bestehenden Wirtschafts- 
ordnung, die durch die auf dem Privateigentum an den Pro- 
duktionsmitteln ° beruhende Herrschaftsstellung des Uhnter- 
nehmers gekennzeichnet ist. 


Sozialisierung liegt ferner nicht vor, wenn in irgendeinem 
Betriebe die Gewinnbeteiligung der Arbeiter und Ange- 
stellten eingeführt ist. Sieht man näher zu, so zeigt sich, dass 
die Gewinnbeteiligung weiter nichts ist, als eine Ergänzung zu 
dem in einem Betriebe üblichen Arbeitsentgelt (Zeitlohn, Stück- 
'lohn). Es soll nicht geleugnet werden, dass durch die Gewinn- 
'beteiligung ein gerechterer Anteil der Betriebsangehörigen 'an 
dem durch das Zusammenwirken entstandenen Gesamtertrage 
‘des Unternehmens erzielt werden kann. Irgendwelchen Einfluss 
‚auf die Umgestaltung der Wirtschaftsordnung aber vermag eine 
‚derartige Regelung nicht auszuüben, auch wenn sie verbreiteter 
wäre, als sie es tatsächlich ist. 


In der jüngsten Zeit wird die Sozialisierung vielfach mit 
‚der Verbreiterung des Aktienbesitzes durch Ausgabe von 
Kleinaktien.an Arbeiter und Angestellte in Zusammenhang 
‘gebracht. Die Folge einer derartigen Massnahme. würde sein, 
dass die Arbeitnehmer zu Kleinkapitalisten würden. Selbst 
‘wenn der Aktienanteil der Arbeiter und Angestellten nennens- 
‘wert wäre, würde damit der privatkapitalistische Charakter un- 
'serer heutigen Wirtschaftsordnung nicht im mindesten berührt. 


Die landläufigste Verwechselung ist die der Verstaat- 
‘lichung mit der Sozialisierung. Das Reich, die Länder und 
‚die Gemeindeverbände besitzen Anstalten und werbende Unter- 
‚nehmungen, wie Post, Telegraphie, Eisenbalinen, Bergwerke, 
‚Gas- und Elektrizitätswerke, Strassenbahnen usw. Die Tat- 
‚sache allein aber, dass diese Anstalten und Unternehmungen sich 
“nicht im Besitze einer privaten Person oder privaten Gesell- 
schaft befinden, sondern in dem einer öffentlich-rechtlichen 
‚Körperschaft, macht sie noch längst nicht zu sozialisierten. Die 





Verstaatlichung kann nicht einmal als eine Form-der Soziali- 
sierung angesehen werden, da sie nur eine Form der Verände- 
rung der bestehenden Produktionsordnung bedeutet. Es ist ja 
auch bekannt, dass die Verwaltung der verstaatlichten und kom- 
munalisierten Betriebe und die Verteilung des Produktions- 
ertrages bisher nach Gesichtspunkten erfolgen, die sich im 
Wesen von denen in privaten Unternehmungen nicht unter- 
scheiden. Dass dabei Parlamente und Gemeindevertretungen ge- 
wisse Milderungen des reinen Erwerbscharakters bewirken, be- 
rechtigt aber noch nicht dazu, die verstaatlichten oder kommiı- 
nalisierten Betriebe aus der Reihe der privatkapitalistischen 
auszuscheiden. 


Von wirklicher Sozialisierung kann auch dann nicht die Rede 
sein, wenn etwa der Boden oder Bodenschätze in den Besitz 
des Staates übergeführt und vom Staat an den Meistbietenden 
in Pacht gegeben werden. Die private Führung des Unter- 
nehmens bleibt also bei dieser Regelung bestehen und es kommt 
nur eine Bodenreiorm heraus. 


In gewissen Kreisen wird weiter noch der Begriff der 
Sozialisierung mit dem der Syndikalisierung. gleich- 
gesetzt. Syndikalisierung bedeutet die gewöhnlich gewaltsame 
Ueberführung der Produktionsmittel aus der Verfügungsgewalt 
der Unternehmer in die der die Betriebe beherrschenden Arbeit- 
nehmer. Damit. wird im Grunde nur ein Besitzwechsel voll- 
zogen, so.dass die bisherige Eigentumsordnung an sich be- 
stehen bleibt. 


Mit diesen negativen Feststellungen haben wir schon viel ge- 
wonnen, sie genügen aber nicht allein, um zu einer eindeutigen 
Bestimmung des Begriffes Sozialisierung zu gelangen, 


In der heutigen Wirtschaftsordnung haben entweder ein- 
zelne Personen oder private Gesellschaften die Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel. Nicht die Bedarfsdeckung an sich, 
sondern das Streben nach Gewinn ist das Kennzeichen dieser 
Wirtschaftsordnung. Das wesentliche Merkmal der Soziali- 
sierung ist demgegenüber die Entziehung der Pro- 
duktionsmittel aus der privaten Verfügungs- 
gewalt oder, anders ausgedrückt, die Ueberführung der Pro- 
duktionsmittel in den Besitz der’ Wirtschaftsgesellschaft. Dar- 
aus ergibt sich, dass bei der Sozialisierung auch Betriebe, die 
sich bisher im Besitze des Staates befunden haben, in die Reihe 
der sozialisierten Betriebe miteinbezogen werden müssen. 


Mit der blossen Aenderung des Besitzrechtes wäre aber 
noch nicht das gesellschaftliche Interesse gewahrt. Dieses ge- 
sellschaftliche Interesse geht dahin, den Grundsatz der 
Bedarisdeckung zur Geltung zu bringen. Die Verwaltung 
der Produktionsmittel muss deshalb so ausgestaltet sein, dass 
dieser Zweck erfüllt werden kann. Das geschieht durch ge- 
sellschaftliche Organe, die je nach dem Produktions- 
zweig, um dessen Sozialisierung es sich handelt, verschieden- 
artig aufgebaut sein können. 


Im Zusammenhang mit dem eben gekennzeichneten Merk- 
mal steht ein anderes, de VerteilungdesProduktions- 
ertrages nach dem Gesichtspunkte der Ge- 
rechtigkeit. ‚Dabei taucht die Frage auf, ob der Ertrag 
nach den Bedürfnissen oder nach den Leistungen zu: verteilen 
ist. Geht man von dem Bedürfnis aus, so kommt man zu einer 
gleichmässigen Zuteilung, geht man dagegen von den Leistungen 
aus,“so wird die Zuteilung verschiedenartig nach dem Ergebnis 
der Leistung ausfallen. Die Annahme, dass die Sozialisierung 
das Leistungsprinzip ausschliesse, ist durchaus voreilig 
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und wird meist nur von denen in die öffentliche Andeone ge 
worfen, die damit. beweisen wollen, dass die Sozialisierung 
nicht zu einer Steigerung der Produktivität, sondern zu einer 
Verminderung führen werde. Allerdings werden in sozialisierten 
Produktionszweigen nicht die ungerechtfertigten Spannungen in. 
den Einkommensverhältnissen der verschiedenen Gruppen der. 
. Betriebsangehörigen aufrechterhalten werden dürfen, aber die 
Zuteilung nach dem Grundsatz der Leistung braucht in ihnen“ 
nicht beseitigt zu werden. 


Ebensowenig kann davon die Rede sein, dass in soziali- 
sierten Produktionszweigen keine Ordnung und Disziplin 
herrschen werde. Auch in ihnen wird der Unterschied zwischen 
der leitenden und der ausführenden Arbeit an sich nicht aufge- 
hoben sein. Zwar fällt in den sozialisierten Produktionszweigen 
der Gegensatz zwischen dem Unternehmer im heutigen Sinne 
des Wortes und dem Arbeitnehmer als blossem Lohnempfänger 
fort, aber Unternehmerfunktionen werden in ihnen doch aus- 
geübt werden müssen. Die Gesamtverantwortung gegenüber der 
Wirtschaftsgesellschaft tragen die Betriebsangehörigen der 
jeweils in Frage kommenden Produktionszweige, während das 
Mass der persönlichen Verantwortung von der Stellung abhängt, 
die der einzelne, sei es in einem einzelnen Betriebe, sei es im 


ganzen Produktionszweige, einnimmt. x 


Notwendiges Merkmal der Sozialisierung ist endlich, dass 
die Betriebsangehörigen nicht bloss auf ihre Arbeits- 
bedingungen, sondern auch auf den Produktionsprozess selbst 
einen massgebenden Einfluss ausüben, für den natür- 
lich die entsprechenden Organe, sowohl im einzelnen Betriebe 
wie im ganzen Produktionszweige und seinen geographisch oder 
sonstwie unterschiedenen Teilen vorhanden sein müssen. 


Wenn wir also zusammenfassen, so können wir sagen, dass 
Sozialisierung bedeutet: die Uebertragung 
der Verfügungsgewalt über die Produktions- 
mittelan die Gesamtheit, die Verwaltung der 
Produktionsmittel durch gesellschaftliche 
Organe und im gesellschaftlichen Interesse, 
die Verteilung des Produktionsertrages nach 
Gesichtspunkten der Gerechtigkeit und die 
Gewährleistung des Bestimmungsrechtes der 
Betriebsangehörigennichtblossbezüglich der 
Arbeitsbedingungen, sondern bezürlich des 
ganzen Produktionsprozesses. Will man den Be- 
griff der Sozialisierung auf eine kurze Formel bringen, so kann 
man sagen:, Sozialisierungistpraktischer Sozia- 
lismus. Nur muss man sich dabei gegenwärtig halten, dass 
zum wirtschaftlichen Sozialismus alle die Merkmale begriffsnot- 
wendig gehören, die wir eben zusammengefasst haben. 


Wie für jede Aenderung im Wirtschaftsleben, so müssen 
auch für die Sozialisierung gewisse Voraussetzungen er- 
füllt sein. 
der heutigen kapitalistischen Produktionsweise bereits Elemente 
eines künftigen Wirtschaftssystems herausgebildet haben. Diese 
Frage muss bejaht werden, denn die industrielle Entwicklung 
hat immer mehr zu dem, was der wissenschaftliche Sozialismus 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
nennt, geführt und damit eine gesellschaftliche Verwaltung der 
Produktionsmittel möglich gemacht. Dazu kommt, dass die 
Wirkungen, die der Krieg und der sogenannte Friede 
von Versailles hervorgerufen haben, derart tieigreifende 
sind, dass mit den bisherigen Mitteln ein Wiederaufbau der 
deutschen Volkswirtschaft : schlechthin undenkbar erscheint. 
Nimmt man noch hinzu, dass das Misstrauen, 


erfüllt, nur gebannt werden kann, wenn ihrem Streben nach 
der Gemeinwirtschaft Rechnung getragen wird, so hat man die 
wesentlichen Voraussetzungen zusammen, die für ‘die Soziali- 
sierung erforderlich sind. 


Welche Produktionszweige sozialisierbar sind, hängt von 
ihrer Reife ab, für die es natürlich einen Massstab geben muss. 
Eine Erörterung dieser Frage fällt aber schon aus dem Rahmen 
dieses Artikels heraus, so dass wir sie uns für eine spätere 
Gelegenheit aufisparen wollen, 


Dabei fragt es sich vor allem, ob sich im Rahmen ° 


‘ Buche „Sozialisierung des Bau- und Wehnungswesens“ (Ham 


das die ar-, 
beitende Bevölkerung gegen die herrschende Wirtschaftsordnung - 
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_ Referentenführer a en 
Zur Frage der Sozialisierung liegt bereits eine umfangreiche 
Literatur vor. Von_den einschlägigen besonderen Schriften um 





‚einzelnen Artikeln wollen wir hier die herausheben, die zur 


Einführung in das Sozialisierungsproblem geeignet sind. Den 
Begriff der Sozialisierung behandelt O. Stillich in der „In 
dustriebeamten-Zeitung“ Jahrg. 1919, Nr. 2 auf Seite 11/12; 
ferner Kautsky 5 ist Sozialisierung?“, Berlin 1920, Ver- 
lagsges. „Freiheit“, 2. Aufl.) und Korsch („Was ist Soziali- 
sierung?“, Hannover 1920, Verlag Freies Deutschland). Mit den 
„Hauptproblemen der .Sozialisierung“ befasst sich Amon in 
einer gleichnamigen Schrift (Leipzig 1920, Sammi. Wissenschaft 
und Bildung, Nr. 159, Verl. Quelle & Meyer). 


Beck herausgegebenen Sammelwerk (Berlin 1920, Verlag 
Neues Vaterland E. Berger & Co.). 


sondere verfolgt denselben Zweck W. Müller in seinem 


„Beitrag zum Sozialisierungsproblem der Industrie“ („Deutsche 


Techniker-Zeitung“ Nr. 27 und 29, 1920). Das bekannte Buch 


von Alfons Horten hat „Sozialisierung und Wiederaufbau“ 
zum Gegenstand (Berlin 1920, Verlag Neues Vaterland), wäh- 
rend Rudolf Hilferding in dem Referat, das er auf dem 


ersten Betriebsrätekongress am 5. Oktober 1920 erstattet hat, 
die „Sozialisierung und die Machtverhältnisse der er, zum 


Vorwurf genommen hat (Berlin 1920, „Freiheit“ e. G. m. b. H.), 


Belangreich ist auch die Schrift von Liebig „Die Vergesell- 
schaftung der Produktionsmittel“ (Langensalza 1920, Verlag 
Wendt & Klauwell) wegen ihrer Klassifikation der sozialisier- 


baren Produktionszweige. 

Die Produktionszweige, die bei der Sozialisierung im Vorder- 
grund des Interesses stehen, sind der Bergbau und das Bau- 
und Wohnungswesen. Ueber die Vorschläge der Sozialisierungs- 
kommission unterrichtet der von ihr herausgegebene Bericht 


vom 31. Juli 1920 (Berlin 1920, Verl. Hans Robert Engelmann), 


Gedanken zur praktischen Durchführung der Sozialisierung hat 
unser Kollege Georg Werner in seiner Schrift „Der Weg 
zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues“ veröffentlicht (Berlin 
1920, Industriebeamten-Verlag). Werner ist später noch mit 
einem besonderen Vorschlage hervorgetreten, der dann zusam- 
men mit den von anderer Seite gemachten auszugsweise in der 
Richtlinie Nr. 35 der Reichszentrale für Heimatdienst, Berlin, 
wiedergegeben”ist. Den Standpunkt der Bergbauunternehmer 
vertritt die vom Bergbauverein Essen herausgegebene Schrift 
„Zur Sozialisierung des. Kohlenbergbaues“ (Essen 1920, Selbst- 
verlag des Vereins). Von weiteren Schriften über die Soziali- 


Die „Wege und 
Ziele der Sozialisierung‘“ werden erörtert indem von Herm. 


Für die Industrie insbe- 





j 





sierung des Bergbaues verdienen noch Erwähnung die des. 


Geschäftsführers des Reichskohlenrats, Generaldirektor E. Kön- 


geter „Denkschriit über die Sozialisierung des Bergbaues“ 


(Berlin 1920, Verlag der „Deutschen Kohlen-Ztg.“) und die des 
Kollegen Halbiell „Denkschrift über die bergfiskalischen An- 
lagen im Bergwerksdirektionsbezirk Recklinghausen“ «Bochum 
1920, Verband der Bergarbeiter). Hierher gehören dann noch 
folgende Artikel aus der „Deutschen Techniker-Zeitung“: „Die 
Sozialisierung im Bergbau“ („Der technische Grubenbeamte“, 

Beilage zur „D. T.Z.“ Nr. 10—20, 22, 23 und 26, 1920), Müller 
„Die Stellung der Arbeitgeber zur Sozialisierung des Berg- 


"baues („D. T. Z.“ Nr. 38 vom 24. Dezember 1920) und „Die So- 


‚@Der technische Gruben- 
‚Nr. 34 und 37, 1920 und 


zialisierung des 
beamte“, Beilage zur „D. T. 
Nr. 2, 1921). 

Die öffentliche Diskussion über die Sozialisierung des | 
und Wohnungswesens. ist durch die Schrift des Baurats 
Wagner „Die Sozialisierung der Baubetriebe‘‘ (Berlin 1920, 
Verlag C. Heymann) in Fluss gekommen. Mit demselben Gegen- 


'stande beschäftigt sich der Gewerkschaftssekretär Ellinger 


in dem vom Deutschen Bauarbeiter-Verband herausgegebenen 








burg 1920), Einen anderen Vorschlag zur Sozialisierung des 
Wohnungswesens macht Dr. Hans Kampfimeyer in seiner 
Schrift „Wohnungsnot und Heimstättengesetz“ (Heft 6 dei 
Schriften zur Wohnungsfrage, herausgegeben vom Badische 
und Württembergischen Landeswohnungsverein. Karlsruhe, 
Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag). Die Bildung von 
Wohngenossenschaften aus Mietern empfiehlt Friedrich ieh 
mann in seinem Buche „Wohngenossenschaiten“ (Berlin, 
C. Heymanns Verlag). Ueber die Sozialisierungsströmungen in 
Baugewerbe bietet Ellinger in einer gleichnamigen. Schri 
eine gute Zusammenstellung, in der er die Vorschläge vı 
Wagner, Kampfimeyer und sonstige Sozialisierungsformen b 
spricht. Auch das „Protokoll über die Konferenz der Le 
sozialisierter Baubetriebe“,- das ebenfalls vom Deutschen Bau- 
arbeiter-Verband herausgegeben worden ist (Hamburg 1920), 
hört zu dieser Schriftengattung. 
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Nummer 2 Berlin, den 11. März 1921 
Stichwörterbuch und Kleidung) ist vielmehr das Wort des Rätsels. Neben der 


Valuta heisst wörtlich Wert oder Geltung und bedeutet den 
Preis, den das Geld eines Landes auf dem Weltmarkte hat. 
Man kann mit dem amerikanischen Volkswirtschaftslehrer 
Francis A. Walker natürliches und politisches Geld unter- 
scheiden. Das natürliche Geld, das zugleich das internationale 
ist, ruht entweder auf der Metallgrundlage oder auf einem 
Warenwechsei — deshalb bezeichnet Walker das letztere als 
Kaufmannsgeld —, während das politische Geld dasjenige ist, 
das ums heutzutage als Papiergeld nur allzu bekannt. Von 
Papiergeld spricht man dann, wenn keine staatliche Einlösungs- 
‚pilicht gegen Metallgeld besteht. Im Laufe der*geschichtlichen 
Entwicklung sind als Geldstoffe die beiden Edelmetalle Gold 
und Silber gebraucht worden. Das hat zur Bildung von drei 
durch den Staat sanktionierten Geldgattungen oder Währungen 
geführt, der Silberwährung, der Doppelwährung und-der Gold- 
währung. Praktische Bedeutung hat für uns in diesem Zu- 
sammenhange nur-die Goldwährung, bei der die Goldmünzen 
das Kurantgeld darstellen, d. h. die Münzen, die zu dem ihnen 
aufgeprägten Werte von jedem Staatsangehörigen in jedem 
Betrage angenommen werden müssen, während das Silber nur 
die Rolle der Scheidemünze spielt, d. h. nur zur Ausgleichung im 
kleinen Verkehr und bei grösseren Zahlungen nur bis zu einem 
bestimmten Betrage — bei uns vor der Aufhebung der Ein- 
-Tösungspflicht bis zu 20 Mark — angenommen zu werden 


"Braucht. Im internationalen Handelsverkehr wird nun in der 


Regel nicht mit Metallgeld, sondern mit Wechseln (Devisen) 
gezahlt. Der Preis des Geldes kommt somit im Kurse der im 
Auslande zahlbaren Wechsel zum Ausdruck. Haben zwei 


"Länder die gleiche Währung, z. B. Goldwährung, so lässt sich 


feststellen, welche Geldsumme des einen Landes der des an- 
deren an Wert gleich ist. Diese Gleichheit, z. B. 100 Franken 
gleich 81 Mark, heisst Parität. Der Wechselkurs steht, den 
beiderseitigen Verbindlichkeiten entsprechend, bald über, bald 
unter diesem Gleichungspunkt. Bei der Goldwährung schwankt 
er bis zum sogenannten Goldpunkte, d. h. einer Höhe, bei der 
die unmittelbare Versendung des entsprechenden Betrages in 
Goldmünzen vorteilhafter ist als die eines Wechsels. Bei der 
Papierwährung, wo also das Metallgeld aus dem Verkehr ver- 
schwunden ist, gibt es weder Parität noch einen Goldpumkt. 
Die Folge davon ist, dass die Schwankungen der Valuta nun- 
mehr so gut wie wnbegrenzt sind. Es liegt deshalb durchaus im 
Bereich der Möglichkeit, dass der Kurs der deutschen Papier- 


‚mark bis auf dem kleinsten Betrag, also bis auf einen Pfennig 


‘w 


und darunter, fallen kann. Naturgemäss wirkt unter solchen 
Voraussetzungen jede Aenderung im Kurse der Papiermark atıf 
dem Weltmarkte auf die Preisgestaltung im Innerfi zurück. 
Insbesondere steigen die Preise, wenn die Valuta fällt, 
Inflation heisst Aufblähung. Man versteht darunter die 


"Ueberschwemmung einer Volkswirtschaft mit papiernen Zah- 


sich auf den Warenvorrat wirft. 


"lungsmitteln. Diese ruit eine künstliche Kaufkraft hervor, die 
Da der letztere im Verhält- 
nisse zu dem Bedarf nicht gross gemuig ist, führt die Nachfrage 
zu einer ‘weiteren Preissteigerung. Das Steigen der Waren- 


preise erfordert eine Erhöhung der Löhne und Gehälter. Man 


zieht daraus immer noch vielfach den Schluss, dass das Un- 


werden könnte. 


. 


heil nur durch einen Abbau der Löline und Gehälter abgewehrt 
Das Missverhältnis zwischen Warenvorrat und 
Bedarf aber lehrt, dass der Abbau auf der Woarenseite vor 
Sich gehen muss, wenn anders die Vereiendung der minder- und 
Schlechtbemittelten Bevölkerung nicht ins Grenzenlose geraten 
sof. Die Steigerung der Produktivität, d. h. der Ergiebigkeit 


an Gütern zur Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse (vor 


allen der sogenannten elementaren, wie Nahrung, Wohnung 


quantitativen und qualitativen Hebung der Produktion kommt 
insbesondere noch die Besteuerung als Mittel zur Beseitigung 
der Inflation in Betracht. Die sogenannten Inflationisten oder 
Aufbläser freilich meinen, die Ueberschwemmung der Volks- 
wirtschaft mit Papiergeld sei gar kein Unglück. Sie übersehen 
aber dabei, dass das Geld nicht bloss Tauschmittel, sondern 
auch Wertmesser ist. Als Wertmesser, zum mindesten in der 
heutigen Wirtschaftsordn:mg, kann sich aber auf die Dauer nür 
das Geld behaupten, das selbst Warencharakter hat. Das tritt 
ta auch im internationalen Verkehr im Kurswert der Papier- 
mark. dentlich in die Erscheinung. Die Abhängigkeit, in der 
wir uns in wirtschaftlicher Beziehung vom Auslande befinden, 
verbietet deshalb -die Befolgung der Ratschläge der Inflationisten 
ebensosehr wie das Bedürfnis eines stabilen Wertmessers im 
inländischen Verkehr. 

Devalvation. Damit bezeichnet man die Herabsetzung des 
Nennwertes des Papierzeldes auf den Kurswert. Die Deval- 
vation wird neuerdings vielfach als ein wirksames Mittel zur 
Hebung der deutschen Valnta empfohlen. “Andere verwerfen 
sie ebenso entschieden, weil sie das Uebel nicht an seiner 
Wurzel zu heilen vermöge, Jedenfalls gehört sie nicht zu den 
erganisohem Mittel, die eine dauernde Besserung zewähr- 
leisten und zu denen vor allem zu rechnen sind die Steigerung 
des Ausfuhr solcher Waren, in denen ein hoher Arbeitswert 
steckt (Fertigfabrikate), die Verhinderung der Einfuhr von 
Luxusgütern und eine zweckmässige Besteuerung. 

Staatsbankerott. Als Staatsbankerott bezeichnet man eine 
Tilgung der Staatsschuld, durch die der Saat sich einseitig 
von den übernommenen Verpflichtungen entbindet und die 
Rechte der Gläubiger zugunsten” der Steuerpflichtigen‘ opfert 
(Eheberg, Finanzwissenschaft, 14.15. Aufl. 1920, S. 593). 
Nach der Zeitdauer unterscheidet man schwebende Schuld, kon- 
solidierte oder fundierte Schuld und Papiergeld. Zur schwe- 
benden Schuld gehören z, B. Schatzscheine, das. sind Anwei- 
sungen auf die Staatskasse, die in der Regel auf den Inhaber 
lauten, gewöhnlich nur Monate, höchstens ein oder mehrere 
Jahre umlaufen und zumeist nur in grossen Stücken auszegcben 
werden. Die schwebende Schuld ist entweder an bestimmte 
Rückzahlungstermine gebunden, also Tilgungsschuld, oder ‚sie 
ist sogenannte Rentenschuld, bei der die Verpflichtung des 
Staates sich nur auf regelmässige Zinszahlung beschränkt. 
Die Rentenschuld, bei der sich der Staat in der Regel das Recht 
der Kündigung und Rückzahlung zum Nennwert vorbehält, ist 
die verbreitetste moderne Schuldfiorm. Unter die rückzahlbaren 
Staatsschulden fallen w. a. die Prämienanleihen. Das Papier- 
geld ist entweder einlösbar oder nicht. Das gegen Metallgeld 
einlösbare Papiergeld kann man zu den schwebenden Schulden 
rechnen. Das uneinlösbare Papiergeld, das im Unterschied zum 
einlösbaren Zwangskurs hat und damit zesetzliches Zahlungs- 
mittel wird, ist regelmässig aus dem einlösbaren hervor- 
gegangen und ein Produkt der Not. Von Staatsbankerott im 
eigentlichen Sinne des Wortes kann man nur reden, wenn 
Kapital und Zinsen der Staatsanleihen anmulliert werden oder 
wenn das Papiergeld abgestossen wird (sog. Repudiation). Da- 
gegen lässt sich z. B. die Konversion, d. h. die Umwandlung 
einer Schuldform in eine andere sowie die Herabsetzung des 
Zinsfusses bei gleichbleibender Kapitalschuld, nicht unter den 
Begriff des Staatsbankerotts bringen, obwohl auch sie staat- 
liche Zwangsmassnahinen - sind. 

Teuerung. Vielfach begegnet man der Auffassung, dass 
Teuerung mit hohen Preisen identisch sei. Das trifft aber schon 
deshalb nicht zu, weil es tatsächlich Zeiten gegeben hat, in 
denen zwar die Preise der Waren hoch standen, wo man aber 
von) einer, Tenerung nichts verspürte. In der Tat bestimmt sich 
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die Höhe der Preise durch Gründe, die letzten Endes von der 
Struktur einer Volkswirtschaft abhängig sind; sie sind des- 
halb, wenn man dieselben Waren ins Auge fasst, nicht bloss 
zeitlich, sondern auch geographisch, und da wieder ebenso in, 
den einzelnen Ländern wie innerhalb desselben Staates in den 
verschiedenen Orten verschieden. Weiter kann man von einer, _ 
Teuerung nicht sprechen, wenn Luxusgegenstände hoch im=- 
Preise stehen, weil es sich bei ihnen um Waren handelt, die 
nur von einem verhältnismässig kleinen Teil der Bevölkerung 
gekauft werden, der vor der breiten Masse die grössere Kauf- 
kraft voraus hat. Fine Teuerung ist vielmehr nur dann vor- 
handen, wenn sich die Preissteigerung 1. auf Waren oder 
Nutzungen. erstreckt,sdie, wie Nahrung, Kleidung und Wohnung, 
zur Befriedigung elementarer Bedürfnisse dienen und von allen 
Teilen der Gesellschaft beschafft werden müssen, und wenn 
2. der hohe Preisstand derselben in einem Wirtschaftsgebiete 
durchgehend beobachtet wird. Die gegenwärtige Teuerung, die 
ja bekanntlich eine internationale Erscheinung ist, setzt nur die 
Teuerungsperiode fort, die seit etwa 1896 begonnen hat. Dass 
sie sich noch fühlbarer macht als vor dem Kriege, erklärt sich 
aus den wirtschaftlichen Wirkungen, die der Weltkrieg und 
der sogenannte Friede von Versailles gezeitigt haben und :noch 
weiter zeitigen. Es braucht da nur an unsere Abschnürung 
vom Weltmarkte während des Krieges, an den Verlust von 
materiellen Gütern und Menschen: durch den Krieg selbst, an 
die Verschmälerung unserer Produktionsgrundlagen durch die 
Abtretung wichtiger Produktionsgebiete und an die finanzielle 
Belastung durch das Diktat von Versailles erinnert zu werden, 
und man hat das Hauptsächlichste zusammen, was zur Be- 
leuchtung der fortdauernden Teuerung herangezogen werden 
kann. F 

Index-Zahlen- Will man über den Stand und über die Ver- 
änderungen der Preise ein einigermassen klares Bild erhalten, 
so muss man zunächst die Preisbewegungen der wichtigsten 
Waren in bestimmten Zeitabständen feststellen. Geht man nun 
von einer bestimmten Periode aus und setzt den Durchschnitts- 
preis der in Betracht gezogenen Waren gleich 100, so gewinnt 
man damit eine Vergleichsgrundlage für die Preisentwicklung 
der weiteren Zeiträume. Die so errechneten Preiszahlen 
nennt man Index-Zahlen. Je nachdem, ob die spätere Index- 
Zahl über, oder unter 100 steht, ergibt sich, ob eine Ware 
oder Warengattung im Preise gestiegen oder gefallen ist. Man 
kann in der erwähnten Weise nicht bloss Index-Zahlen für be- 
stimmte Warengattungen (Getreide, animalische und sonstige 
Nahrungsmittel, Kolonialwaren, Textilrohstoffe, Brenn- und 
Leuchtstoife) erzielen, sondern auch durch Zusammenziehung 
der fraglichen Warengatiungen zu Gruppen solche für 
Gruppen, wie Nahrungsmittel und Rohstoffe. Die Haupt- 
Index-Zahlen erhält man, indem . man auch diesen 
Unterschied unberücksichtigt lässt. Nach dem zeitlichen 
Ausgangspunkt, nach der Auswahl der berücksichtigten 
Waren und — bei Feststellung des Nahrtngsmittel- 
aufwandes — nach dem angenommenen Normalbedarf fallen die 
Ergebnisse naturgemäss verschieden aus, doch sind diese 
Unterschiede nicht so erheblich, dass damit das ganze System 
der Index-Zahlen in Frage gestellt wird. Es ist deshalb berech- 
tigt, wenn bei uns jetzt-auch die amtliche Statistik in grösserem 
Umfange als das früher der Fall war Index-Zahlen veröffent- 
licht. Eine gute Einführung in die Methodik der Index-Zahlen 
bietet die Schriitt von Franz Eulenburg, „Die Preisbe- 
wegung des letzten Jahrzehntes” (Leipzig 1910, B.G. Teubner). 
Ausführlich äussert sich darüber Otto Schmitz in seinem 
Buche „Die Bewegung der Warenpreise in Deutschland von 
1851—1902” (Berlin 1903, Franz Siemenroth)., Beide Schriften 
zusammen bieten eine Uebersicht über die Bewegung der 
Warenpreise von 1851—1911. Der bekannte Statistiker Richard 
Calwer hat für die Zeit von 1896-1913 Nahrungsmittelauf- 
wand, Mictspreise und Tagelöhne in einer hektographierten 
Schrift zusammengestellt, in der er auch über die von ihm 
befolgte Methode Rechenschaft ablegt. “Das „Reichs-Arbeits- 
blatt” bringt jetzt eine regelmässige „Teuerungsstatistik im 
Reich”. Auch in der neuen vom Statistischen Reichsamt her- ‘ 
ausgegebenen Monatsschrift „Wirtschaft und Technik” sind 
fortlaufende, meist graphisch veranschaulichte Durchschnitts- 
sowie Index- 
Zahlen von Warenpreisen im Grosshandel zu finden. Voraus- 
gegangen mit einer ähnlichen Veröffentlichung von Index- 
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Zahlen der Oraschändelköfeiten 73 ie Fire Zeitung”, 
Diese Zahlen bringt das Blatt jeden ersten.Sonnabend im Monat. 
Die Methoden, nach denen es seine Berechnungen vornimmt, 
hat Ernst Kahn in einer kleinen Schrift „Die Index-Zahlen 
der Frankfurter Zeitung” (Frankfurt a.M-, 2. Aufl. 1921, Frank- 
‚furter Sozietätsdruckerei) dargelegt. 

Mehrwert. Das Wort Mehrwert ist- zuerst von dem eng- 
lischen Sozialisten William . Thompson (1738—1833) gebraucht 
worden, der Sinn jedoch, den wir heute mit ihm verbinden, 
geht auf Karl Marx (1818—1883) zurück. Um zu erfassen, 
was Marx unter Mehrwert versteht, müssen wir etwas weiter 
ausholen. Die verschiedenen Waren sind an sich verschieden- 
artige Dinge. Auf Grund ihres Wertes stehen 'sie- jedoch zu- 
einander in einem Zahlenverhältnis, das nur durch Zurückfüh- 
rung auf ein ihnen allen Gemeinsames möglich wird. Dieses 
Gemeinsame ist die menschliche Arbeit, die sie produziert hat, 
und zwar gesellschaftlich notwendige, d.h. den jeweiligen Pro- 
duktionsverhältnissen entsprechende Arbeit, gemessen nach 
Zeit. Wert ist demnach menschliche Arbeit. Woher kommt 
nun der Profit? Ein bestimmtes Quantum Arbeit, das zur Pro- 
duktion einer Ware nötig war, kann weder wachsen noch ab- 
nehmen, wenn die Arbeit geleistet, die Ware fertiggestellt ist. 
Gerade aber beim Verkauf der Ware kommt der Profit zum 
Vorschein. Es.iragt sich, durch welche Arbeit ist diese Wert- 
summe entstanden? Die Mitarbeit des kapitalistischen Unter- 
nchmers im  Produktionsprozesse erklärt diese Entstehung 
nicht, da es Kapitalisten, z.B. die Aktionäre einer Aktiengesell- 
schaft, gibt, die selbst nicht im Unternehmen arbeiten, trotz- 
dem aber am Gewinn beteiligt sind. Die Höhe des‘ Profits 
richtet sich also nicht nach der Arbeit des Kapitalisten, sondern 
nach der Höhe seines Kapitals. Das zeigt sich auch darin, 
dass ein kapitalistischer Unternehmer mehr aus seinem Unter- 
nehmen herauszieht, als ein Angestellter, der in einem anderen 
gleichartigen Untergehmen Unternehmerfunktionen ausübt, an 
Gehalt bekommt. Wenn gleichwertige Waren ausgetauscht 
werden, könnte kein Profit entstehen. Der Profit ergibt sich 
vielmehr nur dann, wenn die Waren dauernd und regelmässig 
über ihren Wert verkauft werden. *Der Kaufmann muss’ also 
die Waren unter ihrem Wert-einkaufen, wenn ©r Profit erzielen 
‘will. Dasselbe gilt für den Fabrikanten, denn auch die. Pro- 
duktionskosten sind geringer als der Wert der Waren. Zu den 
Produktionskosten gehört neben dem Wert der Gebäude, der‘, 
Maschinen und Werkzeuge, der verbrauchten Roh- und Hilis- 

“stoffe auch der Arbeitslohn. Er stellt diejenige Summe Geldes 
dar, die für geleistete Arbeit bezahlt wird. Er ist nach der 
gewöhnlichen Auffassung der Preis der Arbeit. Da aber der 
Wert selbst nichts anderes ist als Arbeit, so kann der Arbeits- 
lohn nicht der Preis der Arbeit sein. Der Wert der Arbeit ist 

‚aber auch nicht gleich dem Wert. derjenigen Menge Lebens- 
mittel, die der Arbeiter zur. Erhaltung seiner: Arbeitsfähigkeit $ 
verzehren muss, Durch den Verzehr der Lebensmittel entsteht 
nicht Arbeit selbst; sondern Arbeitskraft. Der Wert den 
Arbeitskraft ist diejenige Menge Arbeit, die geleistet werden | 

muss, um die nötigen Lebensmittel des Arbeiters zu produ- 
zieren; der bei der Produktion geschaffen®® Wert dagegen ist 
diejenige Menge Arbeit, die der produzierende Arbeiter De 


we 


Die letztere ist regelmässig grösser-als die erstere. Darau 

ergibt sich, dass der Wert einer jeden Ware grösser ist als’ 
ihre Produktionskosten. Der Profit entsteht demnach nicht im, 
Handel, sondern in der Produktion der Waren durch die Aus- | 
Pnz der Arbeiter. Diese Ausbeutung wird dem kapita- 


Erindglicht und besteht darin, dass er infolge dieses Besitz- 
rechtes imstande ist, dem Arbeiter eine längere Arbeitszeit 


verbleibt nicht in seiner ganzen Höhe den Kaufleuten oder 
Fabrikanten, weil sie Renten, Zinsen, Dividenden u.a.m. an 
andere Kapitalisten abtreten müssen. Der Profit nun ist der- 
jenige Ueberschuss, der nach diesen Abzügen verbleibt. Dei 
gesamte Ueberschuss, der erzielt wird, ist das, was Marx | 
als Mehrwert bezeichnet. Nach dem Grade der technischen 
Ausrüstung in den einzelnen Produktionszweigen müsste deı 

Mehrwert ein verschieden grosser sein, die Konkurrenz gleicht 

icdoch diese Verschiedenheit aus, und es bildet sich so in en, I 
ein „üblicher“ Profitsatz. > 
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Der Syndikalismus 


Das Ursprungsiand der sozialistischen Theorien ist Frank- 
reich. Dort haben im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts 
Saint-Simon, Fourier, Blanc und Proudhon Ge- 
danken entwickelt, die auch auf dem deutschen Sozialismus Ein- 
fluss ausgeübt haben. Der letztere, der ja in der Hauptsache 


durch den Marxismus repräsentiert wird, hat aber auch in 


” mern und Arbeitnehmern herrscht. 


‚beim Syndikallsmus weiterhin ‚den Anti-Patriotismus. 
„mit einem schlecht behandelten Hunde verglichen. 


„mit das unmittelbare Interesse, das die Arbeiterklasse am Staats- 
‚wesen haben könnte, verneint, oder anders gesagt: es werden 


"wie die Fabrik und Werkstätte, dieselbe Tyrannei!“ 


‘ziere, sondern gegen das Heer als Staatsorgan. 1 
nahme führt zur Empfehlung der Dienstverweigerung, des mili- 


Frankreich Anhänger gefunden. Als eine Art Gegenwehr gegen 
ihn kann man in gewissem Sinne den Syndikalismus auffassen. 

Der Name Syndikalismus stammt her von Syndikat = Ge- 
werkschaft; richtig müsste es deshalb Sydikatismus heissen 
Wie schon der Name bedeutet, geht der Syndikalismus von 
der Tatsache der Gewerkschaft, des Syndikats, aus. Man sollte 
deshalb annehmen, dass die Führer der Bewegung auch aus 
der Arbeitermasse hervorgegangen sind. Das trifft aber nicht 
zu; denn tatsächlich sind alle namhaften Führer Intellektuelle, 
Unter ihnen verdient Georges Sorel besondere Erwähnung. 
Der Syndikalismus hat seine Hauptvertretung in den romanischen 
Ländern, vor allem in Frankreich, dann noch in Italien. Er ist 
jedoch auch nicht ohne Einfluss auf die Entstehung des Gilden- 
Sozialismus in England gewesen. Schliesslich dürfen wir nicht 
vergessen, dass auch auf deutschem Boden syndikalistische Strö- 
mungen bestehen, so dass es berechtigt ist, wenn wir uns mit 
den vom Syndikalismus propagierten Ideen näher befassen. 

Wie der deutsche Sozialismus geht auch der Syndikalismus 
von der Lehre des Klassenkampfes aus. Auch für ihn ist die 
Geschichte eine Geschichte der Klassenkämpfe. Er unter- 
scheidet sich jedoch von dem soustigen Sozialismus in der Be- 
urteilung des Staates. Es werden von ihm alle Einrichtungen, 
die von Staats wegen für Arbeiter getroffen werden, abgelehnt, 
auch wenn in diesen Einrichtungen Parität zwischen Untemeh- 
Im Gegensatz zum Anarchis- 
ınus verneint der Syndikalismus den Staat nicht an sich, sondern 
nur insoweit, als er als politisches Mittel im Emanzipationskampf 
der Arbeiterklasse in Frage kommt. Aus dem Gegensatz zum 
Staat ergibt sich für ihn ein Gegensatz zum Parlamentarismus. 
Man würde aber fehlgehen, wenn man daraus auf einen Antt- 
Parlamentarismus schliessen wollte. Vielmehr handelt es sich für 


‚ihn um eine Stellungnahme, die man am besten wohl als ausser- 


varlamentarisch bezeichnet. Die Stellung zum nut 

in syti- 
dikalistischer Schriftsteller hat einmal den patriotischen Arbeiter 
Es wird so- 


vom Syndikalismus Besitz und Patriotismus als sich deckende 
Begrifie angesehen. Der Einwand, dass der Arbeiter ja auch 


‚einen gewissen Anteil an Bildung und Kultur habe, wird als 


gegenstandslos für sein Verhältnis zum Staate abgewiesen, : Je- 
‚doch sind die Meinungen über den Anti-Patriotismus innerhalb 
des Syndikalismus nicht ganz einhellig, wie sich aus den Ant- 
worten auf eine Umfrage ergibt, die 1905 veranstaltet wurde. 

Der Gegensatz zum Staat bedingt weiterhin beim Syndi- 
kalisınııs den Anti-Militarismus. Ohne den letzteren sei der Ar- 
beiter-Internationalismus undenkbar. „Die Kaserne ist“ — wie 
ein syndikalistischer Schriftsteller sagt — „ebenso unausstehlich 
Der Anti- 
Militarismus bedeutet, wie Sorel ausführt, keinen Protest 
gegen die Länge und Härte der Dienstzeit oder gegen die Ofil- 
Diese Stellung- 


tärischen Generalstreiks. Der belgische Sozialist Vander- 
velde hat sich vor dem Kriege dagegen gewandt mit dem 
Bemerken, dass man zwischen Vertekligungs- und Angriffs- 
kriegen unterscheiden müsse. Von Sorel wurde jedoch dieser 
Unterschied nicht anerkannt. In der späteren Praxis haben sich 
dann die Dinge allerdings anders entwickelt, denn gerade 
der schärfste Vorkämpfer des Anti-Militarismus, Gustave 
Herve, ist bekanntlich während des Krieges der entschie- 
denste Verteidiger des „heiligen Egoismus“, des Burgfriedens, 
‚gewesen, 
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Das Ziel des Syndikalismus geht dahin, das Proletariat aus 
der Passivität wieder zur Aktivität zu bringen; ihm kommt im 
revolutionären Drama die Hauptrolle zu. Die Revolution ist nach 
ihm eine Schlacht aller Tage. Sorel wirft den Sozialisten 
vor, dass sie an Aufstand nicht mehr dächten. Der Kampf In 
der Abwehr bezweckt die Erhaltung und Durchführung errun- 
gener Vorteile (Lohn und Arbeitszeit), im Angriff die Beseitigung 
der Akkordarbeit, die Einführung von wöchentlichen Ruhe- 
pausen von 1—1% Tagen. Für die Angestellten insbesondere 
wird erstrebt die Beseitigung ungerechter Bevorzugung, die 
Anerkennung und Berücksichtigung besonderer Fähigkeiten, der 
Schutz gegen die Willkür der Vorgesetzten. In wirtschaftlicher 
Beziehung glaubt der Syndikalismus durch seine direkten Ak- 
tionen den Fortschritt zu fördern, weil der Zwang, der auf die 
Unternehmer ausgeübt wird, zur Verbesserung der Arbeits- 
methoden führt. Das Hauptbestreben ging von vornherein auf 
die Einführung des Achtstundenarbeitstages. Bei den Aktionen 
ist unter Umständen Gewaltanwendung notwendig; aber sie 
soll nicht durchgehend angewendet werden. Eine Ver- 
mittlung zur Herbeiführung besserer Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen durch Vertreter, Politiker und andere soll nicht statt- 
finden. Es soll also, anders ausgedrückt, das Ziel nur durch 
Selbsthilfe in reinster Form herbeigeführt werden. 


Daraus darf aber nicht geschlossen werden, dass die Ak- 
tionen der Ausdruck des Mehrheitswillens sein sollen, vielmehr 
gilt für den Syndikalismus das Prinzip der kühnen Minderheiten. 
Eine Minderheit von Gewaltmenschen ist für den Kampf ge- 
eigneter, als eine Menge Helfershelfer. Wie man sieht, ist das 
Vertrauen des Syndikalismus auf die Massenfähigkeit nicht 
gross, und seine Theorie stimmt hierin merkwürdig überein 
mit der Theorie der Aristokratie. Daraus erklärt sich auch 
seine Verachtung des allgemeinen Stimmrechts und die Ver- 
werfung der geistigen Aufklärung der Massen. Die Hebung der 
Massen kann nach dem Syndikalismus nicht durch Belehrung, 
sondern nur durch die Tat herbeigeführt werden. 

Die Kampfmittel, die der Syndikalismus für angezeigt hält, 
bestehen in Strassendemonstrationen, im Streik, in der Sabo- 
tage, im Boykott und in dem sogenannten Label. Der Streik 
bringt, auch wenn er mit einer Niederlage endet, Gutes mit sich, 
denn durch ihn werden die Lauen und Teilnahmslosen aufge- 
rüttelt. Eine Sicherung der Streikenden durch Unterstützungs- 
einrichtungen hält der Syndikalismus aber für verfehlt und dem 
revolutionären Charakter des Streiks abträglich. Was die 


‚Sabotage anbelangt, so kann sie bestehen in einem Nachlassen 


der Arbeitsleistung — für schlechte Arbeitsbedingungen braucht 
man auch nur schlechte Arbeit zu leisten —, in_der Vernichtung 
von Rohstoffen, Maschinen u.a.m. Es darf jedoch nicht uner- 
wähnt bleiben, dass die Anwendung der Sabotage nicht von 
allen Syndikalisten für gerechtfertigt gehalten wird. So wird 
sie z.B. von Sorel bekämpft. Der Boykott soll insbesondere 
den Unternehimern gegenüber angewandt werden, die sich den 
Syndikalisten feindlich. gegenübersteller. Das Label ist ein 
syndikalistisches Abzeichen. Es bezeichnet den Unternehmer, 
der Syndikalisten beschäftigt, den Kaufmann, der ihnen beim 
Finkauf besondere Vorteile einräumt. Man sieht also, dass es 
sich bei ihm um ein verhältnismässig harmloses Kampfmittel 
handelt. 

Alle diese Kampfmittel sind jedoch nur Vorbereitungen zum 
Endkanpf. Das Endziel ist der Generalstreik, der zur Enteig- 
nung der Unternehmer führt. Er ist die „soziale Revolution 
auf ökonomischem Gebiet mit der Entfaltung der urwidersteh- 
lichen Macht des Proletariats“. Als solcher wurde er zuerst im 
Jahre 1892 von Pelloutier empfohlen. Zu den Hauptver- 
tretern dieses Gedankens gehörte seinerzeit der jetzt genugsam 
bekannte frühere Advokat Aristide Briand. Wenn der Ge- 
neralstreik in dieser Weise gewertet und gehandhabt wird, 
dann wird sich die kommende Revolution von allen früheren 
unterscheiden. Um einen Bruderkrieg zu vermeiden, müsste 
der Generalstreik international sein. Sobald er erfolgreich ge- 
endet hat, müssen die Arbeiter den ganzen sozialen Apparat 
in Beschlag nehmen. Die Eroberung der politischen Macht 
genügt allein nicht dazu, ‘Die neue Ordnung kann geschaffen 
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werden, ohne dass dabei. Gretel verübt werden. » Damit das 
Proletariat aber in der neuen Ordnung auch seinen Mann stellen 
kann, muss es schon jetzt eine 'erzieherische Ausbildung im 
Gebrauche der Produktionsmittel erfahren. 

Wie die neue Ordnung im allgemeinen beschaffen sein soll, 


darüber sind die Angaben der Syndikalisten ziemlich dürftig. . 
Die Organisation der Güterherstellung und die Verteilung der 
Produkte soll von den Arbeiter-Vereinigungen in die Hand ge- 


nommen werden. Zwischen den »einzelnen Berufszweigen soll 


eine Art wirtschaftlicher Föderalismus bestehen, damit frei- 


willige und -freie - Vereinbarungen der Produzenten getroffen 
werden könnem Das Individuum soll in der neuen Ordnwig 


autonom sein, dann wird in den Arbeitsstätten- die Autorität: 


dem persönlichen Pflichtgefühl weichen können. 

Was im vorstehenden ausgeführt ist, gibt die Gedankenwelt 
des revolutionären Syndikalismus wieder. Neben dem revo- 
lutionären Syndikalismus gibt:es jedoch noch einen reformi- 
stischer. Der Unterschied zwischen "beiden besteht in der 
Hauptsache darin, dass die Stellung zum Staat, und was Aus 
dieser grundsätzlichen: Stellung folgt, im reformistischen Syn- 
dikalismus nicht sö schroff betont wird wie im revolutionären. 

Wenn man den Syndikalismus richtig würdigen will, so 
wird man nicht übersehen dürfen, dass die Gewerkschaftsbe- 
wegung in Frankreich einen anderen Charakter hat-als bei uns 
in Deutschland. Sie besitzt nicht in: gleichem Masse die orza- 
nisatorischen Einrichtungen, die bei uns für eine gewerkschaft- 
liche Tätigkeit für notwendig erachtet‘ werden. Dazu kommt, 
dass die Arbeiter in Frankreich politisch schon lange vor dem 
Kriege zersplittert waren. Mit ihren Führern haben sie viel- 
fach schlechte Erfahrungen gemacht; es sei nur an die Mille- 
rand, Briand und Viviani erinnert, welche die Arbeiter- 
bewegung nur als Sprungbrett für. ihr politisches Machthaber- 
tum benutzt haben. Dadurch erklärt sich die Verachtung der 
Politiker und die gegensätzliche Stellung zu Staat und Parla- 
ment. Die politische Energie, die im Syndikalismus in die Fr- 
scheinung tritt, verdient sicherlich Beachtung, doch krankt seine 
Theorie an der Verkennung der wirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen, die erfülit sein müssen, wenn eine neue Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung sich nicht bloss durchsetzen, sondern auch 
erhalten will. Als Vorbild und Muster kann deshalb der Syn- 
dikalismus für die deutsche Arbeitnehmerschaft nicht in Be- 
tracht kommen, Karl Sohlich. 


Sozialisierbare Produktionszweige 


Nachdem wir uns im Leitaufsatz der ersten Nummer dieser 
Rundschau vom 11. Februar d.J. über den Begriff der Soziali- 
sierung verständigt und damit einen Einblick in ihr Wesen ge- 
wonnen haben, können wir zur Beantwortung der Frage über- 
gehen, welche Produktionszweige aus der privaten Verfügungs- 
gewalt in die Gemeinwirtschaft überführt werden können. Da- 
bei wollen wir uns das Gebiet, das wir umschreiten wollen, 
gleich in der Weise abstecken, dass wir lediglich solche Pro- 
duktionszweige ins. Auge fassen, die als Erwerbsgeschäfte anzu- 
sehen sind. Es fällt also bei unserer Betrachtung die Unter- 
suchung aus, ob und in welcher Art etwa die Hauswirtschaft 
sozialisiert werden könnte, 

Wenn die Frage aufgeworfen wird, welche Produktions- 
zweige sozialisierbar seien, dann wird gewöhnlich geantwortet, 
diejenigen, die dazu reif seien. Es bedarf keiner besonderen 
Betonung, dass mit dieser allgemeinen Antwort nicht alizuviel 
anzufangen ist. Denn bei dieser Antwort ist von der. still- 
schweigenden Voraussetzung ausgegangen, dass über den Be- 
griff der Reife schon Klarheit vorhanden ist.. Das ist aber leider 
noch jängst nicht der Fall. Will man ermitteln, welche Pro- 
duktionszweige sozialisierbar sind, so muss man einen Massstab 
suchen, nach dem man die Reife beurteilen kann. Da, wie sich 
zeigen wird, verschiedene Produktionszweige auf ihre Reife zu 
untersuchen sind, so muss das Bestreben dahin gehen, 1. Mass- 
stäbe zu finden, die für alle Produktionszweige in gleicher oder 
wenigstens annähernder Weise gelten, und 2. solche Massstäbe, 
die sich aus dem spezifischen Charakter des jeweiligen Produk- 
tionszweiges ergeben. Nur, wenn man in dieser Weise vor- 
geht, bekommt man einen methodischen Leitfaden in die Hand, 
der zu überzeugenden Ergebnissen führt. 

Bereits in dem Artikel über den Begriff der Sozialisierung 
haben wir angedeutet, dass sich schon in der herrschenden Wirt- 
schaftsordnung Elemente eines künitigen Wirtschaitssystems 
herausgebildet haben, die eine gemeinschaftliche Verwaltung der 
Produktionsmittel gestatten. Ebenso haben wir festgestellt, dass 
das Ziel der erstrebten neuen Wirtschaftsordnung dahingeht, 
die Bedarfsdeckung zum herrschenden Grundsatz zu machen. 
Daraus folgt, dass solche Produktionszweige als sozialisierbar 
angesehen werden dürfen, die Produkte herstellen, deren Ge- 
brauch wirklich universell und. von einer solchen Allgemeinheit 
ist, dass sie sachlich auf jedermann zutrifit. Dasselbe ist der 











Fall, wenn es sich nicht um unmittelbare Gemussgüter, sondern 
um Leistungen handelt, wie sie z.B. von Verkehrsanstalten ver- 
richtet werden. Neben der Allgemeinheit des Gebrauchs muss 


« dann noch eine Allgemeinheit der Ausgabe vorhanden sein, d.h. 


die Gesellschaft muss an den Erzeugnissen oder Leistungen be- 
stimmter Produktionszweige ein solidarisches Interesse haben. 
Das sind also die beiden Voraussetzungen, die erfüllt sein 
müssen, wenn die Frage, ob ein Produktionszweig sozialisierbar 
ist, bejahend beantwortet werden kann, 5 

Wenn wir nun vom Allgemeinen zum. Besonderen über- 


"gehen, so werden ‘wir naturgemäss zunächst die Produktions- 


zweige in Betracht ziehen, die Güter schaffen, die das Grund- 
gerüst der heutigen Wirtschaft darstellen. Dazu gehört in: erster 


“Linie alles das, was im bergmännischen Betrieb gewonnen 


wird, gleichviel ob es sich um Steinkohle, Braunkohle, Eisen- 
erze, Kali ı.a.m. handelt. Die Kohle gehört in den heutigen 
Wirtschaftsverhältnissen zu dem Rohstoffen, die als Brennstoff 
Sowohl im Haushalt wie in Landwirtschaft und Gewerbe un- 
entbehrlich ist. Die Kohlenbergwerke befinden sich nun zu 
einem erheblichen Teil im Besitze ‚kapitalkräftiger- Unternehmer- 
gruppen, die dadurch einen überragenden’ Einfluss auf die ge- 
Samte "Gestaltung des Wirtschaftslebens auszuüben vermögen. 
Der Druck, den das Bergkapital ausübt, wird nicht bloss von 
den im Bergbau tätigen Angestellten und Arbeitern empfunden, 
sondern von allen Bevölkerungsschichten, die auf den Bezug der 
Kohle angewiesen sind. Alle Bevölkerungsschichten haben des- | 
halb das gemeinsame Interesse, dass“ die private Verfügungs- 
gewalt über. die Kohlenschätze den Händen’ der. Wenigen ent- 


„wunden und in gesellschaftliche Bewirtschaftung genommen 


wird, : Pe r 
Neben der Kohle beruht die Kraft moderner Volkswirtschaf- 
ten auf; dem Eisen. Hier handelt es sich ebenfalls um ein 
Produkt, das in mannigfachen Gestalten, die es in der Weiter- 
verarbeitung annimmt, die. "Voraussetzung * allgemeinen Ge- 
brauchs erfüllt, Um das solidarische :Interesse sicherzustellen, 
das die Gesellschaft hier wahrzunehmen hat, würde es jedoch 
nicht genügen, wenn -man sich bei.der Sozialisierung auf die” 
Ueberführung der Eisenerzläger in. die. Verwaltung der Gesell- 
schaft beschränken würde, vielmehr müssen‘ zu dem gleichen 
Zwecke dann auch sofort die Produktionszweige angeschlossen 
werden, die sich mit der Weiterverarbeitung der Eisenerze be-. 
fassen. Dazu gehören bekanntiich in erster: Linie Hochöfen 
und Walzwerke. Bei dem engen Zusammenhange, der schon 
jetzt zwischen der Kohlenförderung und der Aufbereitung der 
Eisenerze auf der einen, der Hochöfen und Walzwerke auf der 
anderen Seite besteht, können aus’ der Einbeziehung der’ Hoch- 
öfen und Walzwerke in den Sozialisierungsprozess besondere 
Schwierigkeiten nicht erwachsen. A TE 
Unter den Bodenschätzen haben wir vorhin auch das Kali 
erwähnt. Die Kalisalze gehören bekanntlich mit zu den Sub- 
stanzen, die dem Boden zugeführt werden müssen, wenn eine 
Steigerung des Ertrages der Pflanzen erzielt werden soll. Die 
Ergiebigkeit der Ernten hängt also in sehr erheblichem: Um- 
fange von der‘ Verwendung des Kalis’als Düngemittel ab. Es 
ist demnach das Interesse an einer zureichendem Volksernäh- 
rung, was dafür spricht, dass auch die private Verfügungsgewalt 
über die Kalisalze beseitigt und dieser Zweig des Bergbaues in 
gesellschaftliche Verwaltung übernommen‘ wird. Ein. Zweifel 
darüber, dass auch hier ein solidarisches’ Interesse der Gesel- 
schaft vorhanden ist, kann nicht aufkommen, wenn sich natür- 
lich auch nicht leugnen lässt, dass die unmittelbare Verwendung 
der Kalisalze in der Landwirtschaft und in gewissen Gewerben 
noch keinen aligemeinen. Gebrauch dieses Naturproduktes be- 
deutet, IR 
Es sind aber nicht bloss Naturstoffe,, sondernauchNatur- 
kräfte, deren private Bewirtschaftung den wohlverstandenen 
Bedürfnissen der Allgemeinheit zuwiderlaufen kann. Das ist. 
insbesondere dann der Fall, wenn es sich um. Anlagen handelt, 
die, wie z.B. Ueberlandzentralen, Wasserkraftwerke u. a.mi, 
Sich auf grössere Gebiete erstrecken. Um die Interessen der 
Gesamtheit zu wahren, hat man in diesen Produktionszweigen 
bisher schon versucht, dem Staat oder den Selbstverwaltungs- 
körpern einen bestimmenden Einfluss zu geben, Gerade dieser 
Umstand aber Sollte dazu führen, aus der Halbheit, die hier 
zweifellos noch obwaltet, herauszukomınen und die. Gesamtheit 
selbst zum entscheidenden Faktor in diesen Produktionszweigen 
zu machen, TUR 
Einer der bedeutendsten Industriezweige ist die che- 
mische Grossindustrie, Sie hatte vor dem Kriege in 
einzelnen Zweigen auf dem Weltmarkte unbestritten eine Mono- 
polstellung. Wenn sich daran’ unter den Wirkungen des Krieges 
und des sogenannten Friedensvertrages auch manches geändert 
hat, so lässt sich doch nicht ‚bestreiten, dass dieser. Industrie- 
zweig auch heute noch einen sehr wesentlichen Bestandteil des 
deutschen Wirtschaftskörpers bildet. Es: handelt sich bei der 
chemischen Grossindustrie um Betriebe, die, wie Hugo Liebig 








in seiner kleinen Schrift: „Die 'Vergesellschaftung der Produk- 
tionsmittel‘“ mit Recht. betont, „erst in neuerer Zeit als Ergeb- 
"nisse. der -Naturforschung . entstehen konnten. ... -An- ihrer 
Entstehung und "Weiterentwicklung haben. Geisteskräfte mitge- 
"arbeitet, ‚die, wie die Vertreter der reinen Wissenschaft, mit 
dem Betriebe der Werke: selbst,: besonders den daratıs: fliessen- 
den. Gewinnen, unmittelbar ‘nichts zu tun haben.“ Liebig 
meint deshalb, dass die ‚Inhaber dieser Betriebe deshalb auf 
die Riesengewinne, die erzielt worden sind und erzielt werden, 
ebensowenig. Anspruch erheben. können als irgendein Mensch 
auf ungehobene Naturschätze. Wenn man berücksichtigt, dass 
Sin. diesem-Produktionszweig 2.B. Farben, pharmazeutische Prä- 
parate u.a.m. hergestellt werden, so sieht man sofort, dass es 
Sich auch hier um die Beschaffung von Bedariszegenständen 
handelt, die für die unterschiedlichsten Bevölkerungsschichten 
notwendig sind. ; Allerdings Zehört auch die Herstellung von 
Explosionsstoffen zum Tätigkeitsbereich der chemischen Indu- 
strie. Von einem allgemeinen Gebrauch dieser Stoffe kann man 
‚Areilich nicht reden, aber. man kann doch sagen, dass wegen 
"der Gefahren, die mit ihrer Herstellung und Verwendung ver- 
bunden sind, die Gesellschait ein gemeinsames Interesse an der 
Kentrolle dieses Produktionszweiges hat. Eine solche Kontrolle 
ist aber nur dann gewährleistet, wenn sie durch gesellschäftliche 
Organe ausgeübt wird. Es besteht also wohl kein Bedenken, 
auch diesen Zweig der chemischen Industrie in die Soziali- 
‚sierung miteinzubeziehen. 
| Neben der Ernährung ist die Kleidung das elementare 
Bedürfnis, das in unseren Breiten von jedermann befriediet 
werden muss. In jeder entwickelteren Volkswirtschaft spielt 
"deshalb die Textilindustrie eine erhebliche Rolle. Die Rohstoffe, 
‚die in.den Spinnereien verarbeitet werden, gehen unverändert 
oder nahezu unverändert in das fertige Fabrikat über. Die 
8ozialisierung derartiger Betriebe würde also verhältnismässig 
'deicht durchführbar sein. Anders liegen die Dinge in dem Teil 
der Textilindustrie, die das Garn verarbeiten. Hier findet in- 
'dolze der Mode ein derartiger Wechsel in den Formen statt, 
dass €s zweiielhaft erscheint, ob derartige -Betriebe in die sozia- 
'Nisierte Form überführt werden können. . Zum mindesten wird 
| E das für die nächste Zeit nicht so ohne weiteres bejahen 
können. 
| Ebenso wie Textilwaren gchören auch Zigarren, Ziga- 
‚reiten und teilweise auch Kau- und Schnupftabake zu den 
Gegenständen, die massenweise in den Konsum eingehen. Dass 
sie zu den notwendigen. Bedarisartikeln_ gehören, wird selbst 
derjenige nicht behaupten können, der leidenschaftlicher Raucher 
| 





St. ..Gerade, weil es sich hier um Massenartikel handelt, sind 
lie Betriebe schoen in verschiedenen Staaten als ‘Monopolbe- 
triebe eiigerichtet worden. Als solche bilden sie für den Staat 
eine gute Einnahmequelle, Es lässt sich nicht verkennen, dass 
hier der Gesichtspunkt der Bedarisdeckung mit dem der finan- 
ziellen Ergiebigkeit in Widerstreit gerät. : Aber schliesslich 
kann man, wenn die finanziellen. Verhältnisse eines Staates wie 
bei uns trostlos sind, auch einmal die Sozialisierung eines be- 
stimmten‘ Produktionszweiges aus solcher Erwägung heraus 
‚rTechtiertigen. Die Arbeitsmethoden in diesen Produktions- 
Zweigen sind verhältnismässig einfach, so dass ihre Soziali- 
I eich wohl keine besonderen Schwierigkeiten verursachen 
würde. 

Neben Ernährung und Kleidung gehört auch die Wohnung 
zu den elementaren Bedürfnisser. Auch für sie trifft wie für die 
Kleidung zu, dass sie in unseren Breiten eine unbedingte Vor- 
aussetzung für Leben und Schaffen ist. Wir leiden heute unter 
| 








einer Wohnmmgsnot, die ınan bei uns früher nicht gekannt hat, 
und die man deshalb bis jetzt mit dem Mitteln, die man früher 
‚zu ihrer Bekämpfung angewandt hat, nicht hat beseitigen können. 

Allerdings sind die Mietpreise nicht in demselben Masse ze- 
‚ Stiegen wie die Warenpreise, weil die öffentliche Gewalt durch 
‚ Höchstmietverordnungen gegen die Steigerung der Mietpreise 
'eingegriffen hat. Eine Belebung der Bautätigkeit Konnte damit 
| Naturgemäss nicht erzielt werden. "Wenn das geschehen soll, 
‚80 müssen Wege beschritten werden, die bisher beim Wohnungs- 
‚bau nicht betreten worden sind. Da beim Bau von Wohnhäusern 
'mnd Werkstätten gewisse Grundstoffe unentbehrlich sind, müssen 
diese zunächst in ihrer Herstellung und Verteilung der privaten 
' Verfügungsgewalt entzogen werden, Zu diesen Grundstoffen 


‚gehören u.a. Zement, Holz w.a.m. Der Bedarf an Holz ist . 


ausserordentlich stark, da es ja bekanntlich nicht bloss als Bau- 
“und Brennstofi dient, sondern auch als Rohstoff, z.B. für die 
Papierfabrikation, Verwendung findet. Obwohl sich nun die 
meinde zu einein erheblichen Teil im Besitze der Länder, Ge- 





meinden usw, bejinden, die doch eigentlich auf die Bedürfnisse 
‚der Gesamtwirtschaft Rücksicht nehmen müssten, sind die Holz- 
"preise doch ausserordentlich gestiegen. Zum Teil hängt diese 
‚Ausnutzung der Konjunktur‘ mit der’ neuen Steuergesetzgebung 
“Zusammen, die den Ländern und Gemeinden die selbständige 
| A erheblich eingeschränkt hat. - Sie lässt sich 
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also wohl verstehen, aber nicht entschuldigen. Neben der All- 
gemeinheit des Gebrauchs beim Holz kommt für die Soziali- 
sierung der Wälder aber noch in Betracht, dass sie auch vom 
Standpunkt der -Volkshygiene aus wichtige Bestandteile des 
Nationalvermögens sind. Alle diese Umstände rechtfertigen 
deshalb ihre Sozialisierung. 

Ohne Verkehr und entsprechende Verkehrsanstalten ist 
eine Produktion unter den heutigen Verhältnissen ganz undenk- 
bar. Bei den Verkehrsmitteln handelt es sich um Einrichtungen, 
rein .organisatorischer Art, an denen zweifellos die einzelnen 
Gesellschaftsmitglieder ein annähernd gleichmässiges Interesse 
haben. Dass Post und Eisenbahn in ihrer heutigen Gestalt nicht 
zu den sozialisierten Betriebsgattungen gehören, haben wir be- 
reits in dem Aufsatz über den Begriff der Sozialisierung dar- 
gelegt. Es fallen somit diese sowie sonst denkbare Verkehrs- 
einrichtungen unter die Wirtschaftszweige, die für die Sozia- 
lisierung in Betracht kommen, 

Dasselbe gilt auch für das Versicherungsgewerbe, 
das sich noch in. ansehinlichem Umfange in privatkapitalistischer 
Verwaltung befindet. Auch hier kann kein Zweifel darüber ob- 
walten, dass alle Glieder der Gesellschaft an einer allgemeinen 
Volksversicherung das gleiche solidarische Interesse haben. Das 
Versicherungsgewerbe. beruht auf mathematich-wirtschaitlichar 
Beobachtung, die Grundlage zu den Feststellungen bietet die 
„Wahrscheinlichkeitsberechnung auf Grund der Erfahrung“. Die 
Notwendigkeit einer Konkurrenz fällt deshalb bei ihm fort: da- 
her eignet es sich wie kein anderer Erwerbszweig zur Soziali- 
sierung. 

Es bedarf wohl keines besonderen Hinweises darauf, dass 
noch andere Produktionszweige daraufhin untersucht werden 
könnten, ob sie zur Sozialisierung geeignet sind. Die vor- 
stehende Aufzählung dürfte jedoch für die erste Beschäftigung 
mit diesem Problem genügen. Die von uns eingehaltene Reihen- 
folge soll natürlich nicht besagen, dass die Sozialisierung unbe- 
dingt in dieser Weise vor sich gehen muss. Aber eine zewisse 
Stufenfolge wird bei der praktischen Durchführung des Sozia- 
lisierungsgedankens trotz alledem beachtet werden müssen, 
denn die Sozialisierung ist ein Prozess, der sich nicht auf ein- 
mal, sondern nur etappenweise vollziehen kann. Mit Absicht 
haben wir auch die Landwirtschaft aus unserer Betrachtung 
herausgelassen, weil wir sonst genötigt gewesen wären, mehr 
Einzelheiten heranzuziehen, als bei den übrigen Produktions- 
zweigen geschehen ist. Die Erörterung der Sozialisierunz der 
Landwirtschaft muss deshalb auf eine andere Gelegenheit ver- 
schoben werden, 


Die Unterwertung der Mark 


Wieso kommt es, dass die Valuten der besiegten Länder 
schon seit langem tiefer stehen, als ihrer inneren Kaufkraft ent- 
sprechen würde? Gilt doch im allgemeinen der Satz, dass man 
mit dem Geld in der Fremde nicht mehr kaufen kann als da- 
heim. Und dieser Satz — den schon Ricardo formulierte — 
schliesst auch seine Umkehrung in sich. 

Allerdings, diese Regel wurde nie von der Wirklichkeit 
zur Genüge bestätigt. Er hat ja gerade durch den Mechanismus 
der Metallwährung eine Abänderung erfahren. Da in einem 
20-Mark-Stück ebensoviel Gramm Gold enthalten waren als in 
einem Piund Sterling, so hätte auf allen Märkten vor dem 
Krieg ein 20-Mark-Stück einem Pfund Sterling gleich zelten 
müssen, ohne Rücksicht darauf, ob man für das 20-Mark-Stück 
gleich viel, mehr oder weniger als für die englische Münzein- 
heit kaufen konnte. Die Erhaltung des Gleichgewichts zwischen 
den Währungen inusste dann durch Steigerung oder Senkung in 
Importen und Exporten und — soweit solche in entsprechendem 
Umfang nicht gegeben waren — durch Veränderung des Zins- 
fusses erfolgen. In der Tat haben wir derart auch vor dem 
Kriege keineswegs das gleiche Preisniveau in allen Ländern der 
Goldwährung besessen; es gab „billige“ und „teuere‘“ Länder. 
Das: heisst: die Münzen waren im Pariverhältnis zueinander, 
aber die Preise, in diesen Münzen ausgedrückt, waren ver- 
schieden: für eine Krone (= 85 Pig.) konnte man in Deutsch- 
land: durchschnittlich mehr kaufen als in Oesterreich; das hin- 
derte nicht dauerndes Pari zwischen der Krone und der 
Mark. 

Diese Währungsfragen einer viel einfacheren Vergangenheit 
liegen weit hinter uns. Man sollte annehmen, dass bei Papier- 
währungen das jeweilige Wertverhältnis der Währungseinheiten 
genau der Kaufkraft der Noten im eigenen Lande entspricht, 
weil ja nicht die mechanische Gleichwertigrkeit der Metallquan- 
titäten den Wechselkurs bestimmt. Das ist aber keineswegs der 
Fall. Und warum nicht? Diese Frage, bisher kaum beachtet, 
mag kurz geklärt werden: 

Auf der Schweizer Börse erhält man seit geraumer Zeit 
ungefähr 10 Franken für eine 100-Mark-Note. (Im Februar 1920 
sogar nur 5 bis 6 Franken.) Der Schweizer aber, der in 
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Deutschland reist, zahlt z.B. für eine Fahrkarte zweiter Klasse 
von Mannheim nach Berlin 169 Mark (= 17 Franken); diese 
Karte kostete vor dem Kriege rund 30 Mark oder 36 Franken. 
In der Schweiz fährt also der Schweizer teuerer, in Deutsch- 
land jedoch billiger als vor dem Kriege. -Mit dem gleichen 
Einkommen wie vor dem Kriege kann er also in Deutschland 
bedeutend besser leben als im Jahre 1913. Deutschland ist also 
das billigste Land der Welt geworden: für das Ausland. 

Diese widerspruchsvolle Lage (noch drastischer von Oester- 
reich aus gesehen) hat mehrere Gründe, Zunächst die Spekw 
lation. Denn in dem anscheinend so realistischen und nüch- 
ternen kapitalistischen System ist die Gestaltung der Markt- 
lage und der Preise (und der Wechselkurs ist ja ein Preis) nur 
zu oft von der Phantasie der Menschen abhängig. Die Mög- 
lichkeit politischer Verwicklungen, von  Produktionsstörungen 
usw. bringt viele Spekulanten dazu, einen Kurssturz der Mark 
anzunehmen und — durch das Rechnen mit dieser Möglichkeit 
— ihn auch herbeizuführen. Für Völker und Volkswirtschaften 
gilt derselbe Satz wie für einzelne wirtschaftliche Unterneh- 
mungen: es ist beinahe wichtiger, was die Menschen von ihnen 
halten, als was sie sind. 

Aber die Spekulation ist doch nur ein sekundäres Moment 
und reicht nicht aus, um den ganzen Zusammenhang aufzu- 
klären. Denn sonst könnte ja auch die entgegengesetzte 
Situation durch Einschaltung von Spekulationskräften herbeige- 
führt werden. Setzen wir z.B. den Fall, durch eine übermäch- 
tige Kapitalkraft werde plötzlich auf allen Devisenmärkten eine 
grosse Nachfrage nach Mark entfaltet. Die Mark wird im Prei$ 
steigen. Denn bei der grossem Nachfrage werden die Verkäufer 
—- in der Hoffnung weiterer Kurssteigerungen — zurückhalten; 
die Finanzgruppe wird weiter eine Schar von Mitläufern nach 
sich ziehen, die (durch die steigende Tendenz verlockt) gleich- 
falls kaufen werden, um am Kursgewinn zu profitieren. Und je 
stärker diese Gruppe zum Mittelpunkt der Kursbewegung wird, 
um so rascher wird die Mark steigen. Wäre es dann möglich, 
die Mark über ihren heutigen Stand weit hinauszutreiben, so 
dass sie überwertet wäre, so wie sie heute unterwertet ist? 
Die Reichsbank besitzt doch grosse Beträge ausländischer De- 
visen, sie könnte sich durch Finanzoperationen noch eine weit 
breitere spekulative Angrififsbasis schaffen — könnte sie nicht 
durch energische Spekulation die Mark über das Kaufkraftpari 
steigern und so der Baissespekulation eine für lange Zeit heil- 


"same Lehre erteilen? Und warum tut sie das nicht? 


Die Antwort auf diese Frage ist einfach: die Kursbewegung 
der Mark ist nicht eine isolierte wirtschaftliche Erscheinung, 
sondern hat sofort Wirkungen auf den Warenmarkt. Eine Kurs- 
steigerung der Mark bedeutet eine Verteuerung der deut- 
schen Produkte für das Ausland und umgekehrt eine Verbilli- 
gung der ausländischen Produkte für Deutschland. Es werden 
also nicht nur die deutschen Exporte gehemmt werden, sondern 
es werden bei einer Kurssteigerung der Mark auch die Im- 
porte aus dem Auslande wachsen. Nun ist heute der deutsche 
Markt noch immer für ausländische Ronstoffe und Nahrungs- 
mittel bei sinkenden Preisen aufnahmefähig. Der Hunger naclı 
Nahrungsmitteln wird also automatisch das Steigen des Mark- 
kurses über die Kaufkraftparität hindern. Es ist noch nicht mög- 
lich, dass die Mark im: Ausland mehr kauft als im Inland — wie 
ersichtlich, eine Folge der Warenmarktlage —, daran kann die 
stärkste Spekulation nichts ändern. 

Hingegen umgekehrt: die Mark kostet im Ausland weniger, 
als ihrer Kaufkraft in Deutschland entsprechen würde: 
es müsste ein grosser Export deutscher Waren ein- 
setzen, der eine grosse Nachfrage nach deutschen Zahlungs- 
mitteln hervorruft und so den Kurs bis zur Kaufkraftparität 
hebt. Aber über solche Waren hat eben Deutschland in der 
erforderlichen Menge seit Kriegsende nie verfügt, und auch bis 
heute hat sich das noch nicht geändert. Denn noch immer 
wirkt die Lähmung der Produktivkräfte infolge des Krieges und 
des Zusammenbruchs nach. Zur Ausgleichtng des Passivsaldos 
waren also nur zwei Wege offen: entweder müssten sich im 
Ausland Leute finden, die deutsche Kapitalgüter (Aktien, Kuxe, 
Häuser usw.) erwerben wollten, oder es müssten sich Leute 
finden, die sich bereit erklärten, das deutsche Geld in Zahlung 
zu nehmen (von Krediten sehe ich in diesem Zusammenhang ab). 
Der Verkauf von Aktien usw. hätte natürlich das Gleichgewicht 
der Kaufkräfte hüben und drüben ebensogut herstellen können 
als der Warenexport. Aber erstens wehrte man sich in Deutsch- 
land selbst gegen solche Kapitalexporte, und ausserdem hatte 
das Ausland gewisse innere Hemmungen, deutsche Werte zu 
erwerben, weil es die innerpolitischen Verhältnisse in Deutsch- 
land nicht für sicher erachtete, vor dem „Bolschewismus“, d.h. 
entschädigungsloser Enteignung, sich fürchtete, (In diesem Zu- 
sammenhang ist es nicht überflüssig, darauf hinzuweisen, wie 
sehr die phantasievollen Schauermärchen von bevorstehenden 
bolschewistischen Revolutionen verderblich auf dem Stand der 





- gegeben und mit einer Einleitung über den „Syndikalismus 


‚Halbfell verdankt, ist unter dem Titel „Sozialisiert det 
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deutschen Währung einwirkten.) Zum Ausgleich der Bilanz blieb 
daher — wenn Exporte, Kredite und Kapitalverkauf nicht hin- 
reichten — nichts übrig als das Ausbieten deutscher Noten — 
ein letzter, sehr primitiver Behelf, der leider vielfach in grossem 
Umfang angewendet wurde. Wurden derart Importe mit deut- 
schen Zahlungsmitteln beglichen, so wurden diese, entsprechend 
dem darin tatsächlich gelegenen oder angenommenen Risiko, 
nur zu sehr niedrigem Kurse akzeptiert. Wird doch natürlich 
vom Ausländer die deutsche Mark, die er in Zahlung nehmen 
muss, nicht mit der heute in ihr liegenden Kaufkraft, sondern 
unter Berücksichtigung all des Risikos bewertet, das in der 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft unzweifelhaft beschlossen 
ist und das sich besonders gegenwärtig kaum übersehen lässt 
angesichts der grossen Störungen, welche die Lösung des Re- 
parationsproblems jedenfalls für die deutsche Wirtschaft bringen 
muss. Prof. E. Lederer- Heidelberg. 


Referentenführer 


Die Literatur über den Syndikallsmus ist verhältnismässig 
umfangreich. Von den französischen Originalwerken sind, so- 
weit wir feststellen konnten, zwei ins Deutsche übersetzt wor- 
den: 1. das ABC des Syndikalismus von Georges 
Yvetot (Wien 1920, Verlagsgesellschaft Neue Erde); 2, Re- 
volutionärer Syndikalismus und reformierter 
Syndikalismus von F. Challaye (Tübingen 1913, 
J.C.B. Mohr). Die „Geschichte der Gewerkschafts-| 
bewegung in Frankreich 1789-1912" hat Paul 
Louis geschrieben. Das Buch ist von Hedwig Kurucz- 
Eckstein übersetzt und von Gustav Eckstein heraus- 

























































und seine Lebensbedingungen in Frankreich“ 
versehen worden (Stuttgart 1912, J.H.W. Dietz Nilg.). Daran 
schliesst sich die kurze Darstellung, die Augustin Hamon 
vom „Sozialismus in Frankreich von 1914-1920° 
gegeben hat (Wien 1920, Verlagsgesellschaft Neue Erde). Das 
deutsche Hauptwerk über den „modernen französi- 
schen Syndikalismus“ stammt von Dr. Anton Acht 
(Jena 1911, Gustav Fischer). Eine für die erste Orientierung 
genügende Darstellung des Syndikalismus findet sich auch in 
dem bekannten Buch von Werner Sombart, „Sozialis- 
mus und soziale Bewegung“, 9. Auflage, Seite 109 bis 
142 (Jena 1920, Gustav Fischer). In die Ideenwelt des detit- 
schen Syndikalismus führt das Referat von Rud oliRocker 
auf dem zwölften Syıdikalistenkongress Ende Dezember 1919 
in Berlin ein, das 1920 im Verlag „Der Syndikalist“, Fritz Kater, 
Berlin O 34, unter dem Titel „Die en | 
des Synd ikalismus“ erschienen ist. 


Zu dem Schrifttum über die Sozialisierung tragen 
wir noch folgende Schriften nach: „Arten und Stufen 
der Sozialisierung“ ‚behandelt Professor Franz 
Eulenburg in dem Gutachten, das er der Generalversamm- 
lung des Vereins für Sozialpolitik im Jahre 1919 erstattet hat 
(München und Leipzig, 1920,. Verlag von Duncker & Humblot). 
Vom Standpunkt der Geselischen Theorie entwickelt: in. Ge- 
meinschaft mit dem Bergwerksdirektor Otto Weissleder- 
Eisleben seinen Plan, der auf eine bodenreformerische Um- 
änderung der Besitzverhältnisse im Bergbau und auf Besitz- und 
Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer hinausläuft, Wilh, Beck- 
mann vom G. d. A. in der Schrift „Sozialisierung, 
Bodenreform, Freiwirtschaft“ (Erfurt 1921, Frei. 
land-, Freigeid-Verlag). Als Materialschrift für die Geschäits- 
führer und Mitarbeiter des G. d. .A. bezeichnet sich die von 
dieser Organisation herausgegebeng und von Ingenieur Emil 
Fromliolz zusammengestellte Schrift „Die -Soziali- 
sierung des Bergbaues“. Unter den Schriften, die sich 
grundsätzlich gegen die Sozialisierung wenden, verzeichnen; wir 
diejenige von G. A. Meyer, die unter dem Titel „Was 
brauchen wir? Kohle oder Sozialisierung ?“ er 
schienen ist. (Berlin 1921, Neudeutsche Verlags- und Treuhand- 
gesellschaft m. b. H.) In dieselbe Reihe gehört auch „Ein 
Wortzur Sozialisierung des Kohlenbergbaues. 
Stimmen aus dem Kreise der oberen Bergbeamten“, bearbeitet 
von Betriebsinspektor Isselhorst. (Bochum 1920, Selbst- 
verlag des Verbandes oberer Bergbeamten, Bochum. Komm.- 
Verl. von Otte Krampen, Duisburg-Ruhrort.). 

Der Bericht des Ausschusses zur Untersuchung der. Betriebs- 
verhältnisse der staatlichen Bergwerke im: Direktionsbezirk 
Recklinghausen, der seine Entstehung der Schrift von Kollegen 










Staatsbergbau!“ vom Landtagsabgeordn Limbertz 
herausgegeben worden (Bochum 1921, Verlag von H, Hans- 
mann & Co.). Von Koll. Gg. Werner erschien im Vorwärts- 
Verlag, Berlin, eine neue Broschüre, welche. „Die Krises in 
der Kaliindu strie* zum Gegenstande hat, 
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‚Der englische Gildensozialismus 


Wie Frankreich das Ursprungsland des modernen Sozialis- 
mus, so ist England dasjenige der modernen Gewerkschaits- 
"bewegung. Diese Tatsache kann nicht überraschen, wenn man 
bedenkt, dass England in der sozialen Entwicklung den anderen 
Staaten des europäisch-amerikanischen Kulturkreises voraus- 
gewesen ist. In Deutschland ist die Bildung von Gewerk- 
schaften unter dem Eindrucke der Erfahrungen, die in England 
gemacht waren, vor Sich gegangen. Die eigentliche Theorie 

des Wirtschaftskampfes ist dagegen in Deutschland geschaffen 
‚Sworden. Bei uns ist auch nicht, wie in England, in den Ge- 
'werkschaften die Trennung zwischen den eigentlichen Fach- 

arbeitern und den ungelernten Arbeitern vorhanden. In diesem 
'Swesentlichen Unterschiede liegt zugleich ein Moment der 
Schwäche bei den englischen Gewerkschaften. Wie ander- 
wärts sind natürlich auch in England die Gewerkschaften nicht 
von den Wirkungen des Krieges unbeeinflusst geblieben. Es 
ist in sie heute eine „Unrast“ hineingekommen, die man als ein 
‚Zeichen der Umbildung deuten darf. Einen entscheidenden Ein- 
‘Muss auf diesen Prozess übt der „Gildensozialismus“ aus. 


| Der Name „Gilde“ könnte zu der Annahme verleiten, dass 
es sich beim Gildensozialismus um eine Bewegung handelt, die 
‚an die Zünfte und Gilden der mittelalterlichen Städte anknüpft. 
‚Es gibt zwar einen. Schriftsteller, bei dem diese Vermutung 
‚rzutrifit, bei.den. massgebenden Theoretikern, in erster Linie bei 
C.D.H. Cole, liegen aber die Dinge anders. Der Name Gilde 
soll nur besagen, dass an einen Zusammenschluss der wirk- 
lichen Produzenten — worunter die Arbeiter verstanden werden 
— gedacht ist, und dass dieser Zusammenschluss nicht bloss 
auf eine neue Wirtschaftsiorm, sondern letzten Endes auf eine. neue 
Lebensgestaltung hinauslaufen soll. Wie bereits in dem Artikel 
über den Syndikalismus in der vorigen Nummer dieser Beilage 
angedeutet ist, hat der französische Syndikalismus auf den 
englischen Gildensozialismus anregend gewirkt. Man würde 
aber fehlgehen, wenn, man annehmen wollte, dass es sich dabei 
um eine schematische Uebernahme der Theorie des Syndikalis- 
mus handelt. Vielmehr haben die Gildensozialisten ihre Theorie 
den englischen Verhältnissen angepasst und sie mit jenem nüch- 
ternen Wirklichkeitssitin ausgestaltet, der dem Engländer eigen- 
tümlich ist. ZÄRS 

Bei dem Gildensozialimus fällt dem deutschen Beobachter 
vor allem zweierlei ins Auge: einmal die Hervorhebung der 
Freiheit als des Zentralproblems auch im wirtschaftlichen Leben, 
zum anderen die nationale Grundlage. In der Vorrede zur 
deutschen Uebersetzung eines Werkes von Cole und Mellor 
wird zutreffend darauf aufmerksam gemacht, dass sich die Gil- 
den in England „nationale“ Gilden oder „Volks“-Gilden nennen, 
wie ja auch.der englische Bergarbeiter, der die Kohlengruben 
den Händen der Bergwerksbesitzer entreissen will, nicht von 
Sozialisierung, sondern von „Nationalisierung‘‘ spricht. Bei dem 
Ausbau ihrer Theorie gehen die. Gilden-Sozialisten von einer 
Kritik sowohl des herrschenden Sozialismus, als auch der herr- 
sschenden Gewerkschäftsrichtung aus. Der Mangel, der dem 
heutigen Sozialismus anhaftet, besteht nach ihrer Meinung 
darin, dass er reformistisch geworden sei. Alle Bemühungen wohl- 
meinender Gesellschaftsteformer könnten aber nicht über den 
Sich immer steigernden Gegensatz zwischen reich und arm hin- 
weghelfen. „Die materielle Knechtschaft der Arbeiter,“ sagen 
Cole und Mellor, „ist die Folge ihrer geistigen Knechtschaft. 
Arm sind sie, weil sie Sklaven sind. Nicht Armut, sondern 
‚Sklaventum ist die Säule, auf welcher der Kapitalismus ruht. 
Die Sozialisten werden von den Kapitalisten nicht eher gefürch- 
i tet werden, als bis sie sich dieses klargemacht und sich von 
“der Beseitigung der äusseren Armut der Aufhebung der Lohn- 
Sklaverei zugewendet haben.“ Deshalb ist nicht die Armut, 
“Sondern die Knechtschaft das wesentliche Problem des Sozia- 
Jlismus.  Freitieit und politische Selbstverwaltung dürfen nicht 
@gleichgesetzt werden. In dem neuen Aufbau der Freiheit müsse 
"der Mensch nicht nur als Bürger eines freien Staates enthalten 
ii sondern auch als gleichberechtigtes Glied im wirtschaft- 
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lichen Gemeinwesen. Die wahre Freiheit verlange. für. den 
Menschen Handlungsfreiheit und Sicherung vor wirtschaftlicher 
Not. Auch der Staats-Sozialismus halte den Arbeiter in einer 
Knechtschaft, und diese wirke nicht: weniger verbitternd, weil 
sie unpersönlich sei. Die politische Freiheit könne nur dann 
einen wirklichen Inhalt bekommen, wenn: der Arbeiter auch in 
der Industrie zur Selbstverwaltung gelangt. 


Die älteren Sozialisten, die Utopisten, begriffen wohl das 
wesentliche Ziel des Sozialismus, sie fanden aber nicht den 
Weg, ihre Ideale zu verwirklichen. Marx nannte sie daher mit 
Recht unwissenschaftlich. Mit Marx selbst trat der Sozialismus 
auf eine neue Entwicklungsstufe, indem er ihn aus einer mora- 
lischen in eine ökonomische Lage umwandelte. Er legt allen 
Nachdruck auf die Verteilung der Güter. Damit hörte aber 
nach Cole der Sozialismus auf, zuerst und vor allen Dingen 
eine Frage der Freiheit zu sein, er wurde zu einer Frage des 
materiellen Wohlbefindens. Gegen diese Art des Sozialismus 
wendet sich der Syndikalismus, der den Grundsatz aufstellt, 
dass die demokratische Ordnung der Gütererzeugung der De- 
mokratisierung des Verbrauchs vorauszugehen habe. Der Gil- 
densozialismus sieht es als seine Aufgabe an, zwischen diesen 
beiden Auffassungen die Verbindung herzustellen. „Jede Theo- 
rie,“ sagen Cole und Mellor, „die entweder nur auf Erzeugung 
oder Verbrauch gestellt ist, ist einseitig und ungenügend. Not- 
wendig ist ein Gesichtspunkt, der beides in Betracht zieht und 
die scheinbar einander ausschliessenden Forderungen mitein- 
ander in Einklang bringt.“ Im Gegensatz zum Syndikalismus 
gibt der Gildensozialismus die Notwendigkeit des Staates zu. 
Er hält auch eine gereinigte parlamentarische Volksvertretung 
für erforderlich; „er erkennt,“ heisst es weiter bei unseren 
Gewährsmännern, „als eines der Ziele des Sozialismus die 
Ueberführung des Mehrwertes an die Allgemeinheit. Er vertritt 
das Recht des Verbrauchers in wirtschaftlichen Angelegen- 
heiten, sein Gewicht nach dieser Richtung hin geltend zu machen. 
Zugleich aber bezeichnen die Anhänger des Gildensozialismus 
die Ueberführung der wirtschaftlichen Macht in die Hände der 
Arbeitenden als die erste Forderung des Sozialismus, weil sie 
wissen, dass ohne diese wirtschaftliche Freiheit jede Aenderung 
in. der Struktur der Gesellschaft auf einen blossen bureaukra- 
tischen Betrug hinauslaufen würde.“ 

Der Weg zur Verwirklichung dieser Ziele führt durch die 
Gewerkschaften. Ihre Politik in Beziehung auf die Gewerk- 
schaftsbewegung bezeichnen die Gildensozialisten als revolutio- 
när. Der Sinn des Gewerkschaftsgedankens besteht nicht darin, 
die Wirkungen der Lohnsklaverei zu bessern, sondern dieses 
System selbst aufzuheben. Letzter Zweck der Gewerkschafts- 
bewegung ist die Enteignung der kapitalistischen Klasse. - Dazu 
muss ein Werkzeug geschaffen werden, das nicht nur für den 
Angriff geeignet, sondern auch imstande ist, das Gewerbeleben 
zu kontrollieren und zu ordnen. Der Zusammenschluss ist 
möglich entweder nach Berufen oder nach Industrien oder all- 
gemein auf dem Boden der Klasse. Es kann nur eine Organi- 
Sation in Frage kommen, in der die Einheitlichkeit der Klasse 
der bestimmende Faktor ist. Es muss diese Organisation aber 
so aufgebaut werden, dass in ihr auch das Gute der alten 
Berufsgewerkschaften und anderer gewerkschaiftlicher Formen 
weiterleben kann. Wie man sieht, spielt hier der Gedanke der 
Industriegewerkschaften die beherrschende Rolle. Der nüch- 
terne Wirklichkeitssinn des Engländers trägt aber gleichzeitig 
der Besonderheit der Teile, aus denen sich der Industrieverband 
zusammensetzen soll, Rechnung.. Wie Cole und Mellor  aus- 
drücklich betonen, soll gerade die Geschlossenheit des Ganzen 
durch die Anerkennung der inneren Besonderheiten und damit 
auch der berufsmässigen ‘Vertretung aufrechterhalten werden. 
Die Schranken zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern 
in den einzelnen Gewerbezweigen "müssten allerdings fallen. 
Die Kontrolle: in den einzelnen Betrieben halten Cole und 'Mellor 
nicht für möglich, wenn: sie durch eine Anzahl voneinander 
verschiedenen Gewerkschaften ' erfolgt. Dazu bedarf: es einer 
einzigen organisatorischen Stelle, die imstande sei. die Leitung 
einer ganzen Fabrik oder Arbeitsstätte zu übernehmen. Teil- 













chen von Mitbestimmung dürften den Arbeitern nicht genügen, 
vielmehr müsse die wirkliche Leitung des Geschäfts auf sie 
übergehen. „Ihre Aufgabe muss es sein,“ um wieder mit Cole 
und Mellor zu sprechen, „Erzeugung, Verteilung und Austausch 
zu ordnen. Erobern müssen sie die industrielle Geschäftsfüh- 
rung und das Recht, die Beamten selbst zu wählen: sie müssen 
das ganze verwickelte Räder- und Hebelwerk der Industrie 
und des Handels verstehen und überwachen lernen; sie müssen 
zu den anerkannten Beauftragten der Allgemeinheit auf wirt- 
schaftlichem Gebiete werden.“ Dem Staat als dem Vertreter 
der ‘Allgemeinheit erkennt der’ Gildensozialismus nur das 
Recht - des Einspruchs und der Kritik zu. In ihrem 


besonderen Industriezweig ist jede Gilde die beruiene : 


Vertreterin der Allgemeinheit. Die Wahl der Beamten 
in den Gilden kann und darf die Disziplin nicht aus- 
schliessen. Durch das Wahlsystem wird sie aber aus einer 
Sache der äusseren Gewalt zu einer Sache des Vertrauens. 
Wie Cole und Mellor nachdrücklich hervorheben. bedarf man 


für die Leitung der Industrien immer der zum Regeln und Kon- - 


trollieren vorgebildeten und befähigten Fachleute und Direk- 
toren; das Gildensystem soll keineswegs mit diesen aufräumen. 


Was die Beziehungen der Gilden zum Staate und zu den 
Gemeindeverbänden anbelangt, so sagen Cole und Mellor dar- 
über das folgende: „Auf der einen Seite gibt es da die Gilden, 
in denen der Grundsatz zum Ausdruck kommt: Wer nicht 
arbeitet, soll auch nicht essen. Auf der anderen Seite besteht 
die örtliche Gemeinde und der Staat. Nach der . Ansicht des 
Gildenmannes müssen die.beiden miteinander im Widerspruch 
stehenden Richtungen, die industrielle und die bureaukratische, 
miteinander in Einklang gebracht werden. Den Gilden müsste 
die vollkommene Kontrolle über die Produktionsmethoden ein- 
geräumt werden; den Gilden im Verein mit dem Staat oder 
den örtlichen Gemeinden müsste die Festsetzung der Preise, die 
Bestimmung der Aufträge und die Entscheidung über die Liefie- 
rungszeit obliegen; doch darüber hinaus gibt es auch Fragen, 
die die Volksgemeinschaft als Ganzes betreffen: die Beziehun- 
zen des Staates zum Auslande, die Hauptgrundsätze des Er- 
ziehungswesens und ähnliches, was höhere Gesichtspunkte als 
die des blossen Gildenmannes voraussetzt. Deshalb muss die 
Gesellschaft so geordnet sein, dass die Gilden weder im einzel- 
nen noch zusammen, wie auch weder der Staat noch die ört- 
lichen Verwaltungen allein über die absolute Macht oder über 
Einfluss ausserhalb ihres Gebietes verfügen.“ Auch die klassen- 
lose Gesellschaft, die der Gildensozialismus erstrebt, wird 
jedenfalls das Bedürfnis nach einer doppelten Organisation 
haben: nach dem Gildenkongress, dem obersten Wirtschaftsrat 
der Gilden, und nach der wirklichen Volksherrschaft im Staate. 
Wie ersichtlich klingen diese Gedanken von einer Gliederung 
der Gesellschaft an solche an, die in anderer Ausprägung auch 
bei uns — allerdings mit allerkand Mystik verbrämt — ver- 
treten werden. 


Bei der grossen Bedeutung, die das Genossensrhaftswesen 
in England hat, lag es für den Gildensozialismus nahe. die Frage 
zu beantworten, welchen Platz die Genosssenschaftsbewegung 
bei einer gildensozialistischen Lösung des Industrieproblemes 
einnehmen würde. Auch darüber. hat sich Cole in einem 
Vortrag verbreitet, aus dem das Folgende wiedergegeben sei: 
„Ich glaube vielmehr, dass man die verschiedenen Industrien 
und Arbeitszweige des Landes in drei grosse Gruppen teilen 
muss. Erstens die Gruppe, die ins Eigentum der Gesamtheit 
übergehen wird; sie umschliesst alle grossen Industrien und 
Arbeitszweige, die über das ganze Land ausgebreitet sind. 
Zweitens die Gruppe, die in Kommunalbesitz übergehen wird 
oder in irgendeine andere Form des Eigentums der Gemeinden 
oder Bezirke; hierher gehören die Wirtschaftsgebiete, die der 
öffentlichen Wohlfahrt dienen, Gas, Wasser und vieles andere, 
was noch dazu kommen wird, natürlich auch das lokale Trans- 
portwesen. Drittens eine Gruppe, die man „Häusliche Industrie“ 
(„domestical industry‘) nennen könnte; diese wird meiner Mei- 
nung nach genossenschaftliches Eigentum werden und wird 
das Stadium als Staats- oder Gemeindeeigentum oder irgendeine 
andere Form öffentlichen Eigentums nicht durchmachen. Ich 
glaube, dass in Verbindung mit dieser dritten Grüppe — „Häus- 
liche Industrie* — die Genossenschaften ihr Weiterleben in der 
sozialistischen Gesellschaft finden werden. .Ich spreche jetzt 


nicht vom landwirtschaftlichen Genossenschaftswesen: da haben 


die Genossenschaften wahrscheinlich ebenfalls ein grosses Feld 
für ihre zukünftige Betätigung; aber was die Industrie, los- 
gelöst von der Landwirtschaft, betrifft, so glaube ich, dass die 
genossenschaftliche Bewegung ihren Platz finden wird als der 
Mittelpunkt der „Häuslichen Industrie“, dass sie Hand in Hand 
arbeiten wird mit den Gilden, die die Arbeiter jener Industrien 
umfassen auf dieselbe Art wie der Staat, oder was auch den 
Staat ersetzen möge, Hand in Hand arbeiten wird mit den 
Gilden, die die grossen öffentlichen Industrien und Arbeits- 
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zweige umfassen, wie auch die. Gemeinde oder eine andere 


lokale Behörde Hand .in Hand arbeiten wird mit den Gilden, 
die die öffentlichen Wohliahrtsbetriebe umfassen.“ 


Unter den „Häuslichen Industrien“ versteht Cole solche, die | 
„in naher Berührung mit den einzelnen Verbrauchern sind“, 
z.B. Koniektion, Möbelherstellung usw. 


Das sind, wie wir glauben, die Kerngedanken in der Theo- 
rie des Gildensozialismus. Sie haben auch schon in:die wirt- 
schaftliche Praxis Eingang gefunden und u. a..zur Bildung von 
Bauarbeitergilden in Nordengland und Wales geführt. Die 
Gedankengänge der Gildensozialisten enthalten jedenialls man- 
cherlei, was auch bei uns fruchtbar gemacht werden könnte. 
An eine schematische Uebernahme der Theorie denken wir 
dabei ebensowenig wie die Gildensozialisten selbst. als sie die 
Theorien des französischen Syndikalismus auf sich wirken 
liessen. Insbesondere gilt dies von ihrer Auffassung des Indu- 
strieverbandes. Die zentrale Stellung, die dem Freiheitspro- 
blem eingeräumt wird, der nachdrückliche Hinweis darauf, dass 
die Emanzipierung der arbeitenden, Klassen nicht ausschliesslich 
eine Lohnirage sei, verdienen auch bei uns Beachtung. Viel- 
leicht gelingt es dann wieder, mehr idealen Schwung in die 
Gewerkschaftsbewegung hineinzubringen und das ganze Ööflent- 
liche Leben von dem lähmenden Druck zu befreien, unter dem 
es trotz aller Errungenschaften der Staatsumwälzung unleug- 
bar steht. Karl Sohlich 



























































Der Hebelansatz bei der Sozialisierung 


In unseren bisherigen Betrachtungen zum Sozialisierungs- 
problem -sind wir stillschweigend von der Voraussetzung ausge- 
gangen, dass mit der Ueberführung der Produktionsmittel aus 
der privaten Verfügungsgewalt in die Hand der Gesamtheit bei 
denjenigen Wirtschaftszweigen zu beginnen sei, die mit der 
bergbaulichen Urproduktion befasst sind. Es könnte dadurch 
der Anschein erweckt werden, als ob dies der einzige Weg zur 
Verwirklichung der Gemeinwirtschaft sei. Um keinerlei Miss- 
verständnisse aufkommen zu lassen, müssen wir aber darauf 
aufmerksam machen, dass auch mehrfach die Meinung ver- 
treten wird, dass die Sozialisierung da einzusetzen habe, wo 
unter den heutigen Wirtschaftsverhältnissen der entscheidendste 
Einfluss ausgeübt wird. Die Vertreter dieser Auffassung sehen 
das Bankkapital als denjenigen wirtschaftlichen Faktor an, der 
zuerst der privaten Verfügungsgewalt entrissen werden müsse, 
wenn man mit Aussicht auf dauernden Erfolg auch die übrigen 
Produktionszweige sozialisieren will. Wir wollen nun zuschem, 
wie diese Meinung im einzelnen begründet wird. : 


In einer kleinen Schrift, die den reklamehaiten Titel: „So- 
zialisierung als kapitalistischer Schwindel oder als sozialistische 
Volkserlösung?“ “Berlin 1921, „Der: Firn“-Verlag) trägt, er- 
lässt Arthur Zickler einen „Warnungsruf an die Arbeiter- 
schaft“, mit dem er den Zweck verfolgt, diese darauf aufmerk- 
sam zu machen, dass die Sozialisierung auf eine faische Weise 
angegriffen werde, wenn man das ökonomische Brot des deut- 
schen Volkes — den Bergbau — den Hyänen des Bankkapıtals 
zuschanze. „Warum“ — fragt Zickler — „wird mit dem Sozia- 
lisierungsexperiment an einer Stelle begonnen, wo die - Aus- 
sichten auf Erfolg sehr schwach, die auf Misserfolg aber 
ausserordentlich stark sind? Will man einen grossen Soziali- 
sierungsversuch scheitern lassen, um einen sogenannten Beweis 
für die Unmöglichkeit der Gemeinwirtschaft und für die Not- 
wendigkeit der kapitalistischen Ordnung zu haben?“ Wie man 
sieht, sind es schwere Bedenken. die von Zickler, der grund- 
sätzlicher Anhänger der Sozialisierung ist, gegen den zu ihrer 
Verwirklichung vorgeschlagenen Weg geltend gemacht werden. 


Man kann diese Bedenken nur verstehen, wenn man sich 
die Rolle vergegenwärtigt, die das Bankkapital in der deutschen 
Volkswirtschaft spielt. Das Bankwesen hat im Laufe des 
neunzehnten und im Beginne des zwanzigsten Jahrhunderts im 
Grunde denselben Entwicklungsprozess durchgemacht, wie :Ge- 
werbe und Industrie. Wie in der Industrie ist auch im Bank- 
wesen der einzelne als Inhaber. einer Unternehmung stark in 
den Hintergrund getreten, und seinen Platz haben grosse auf 
der Aktiengrundlage aufgebaute Banken eingenommen. Diese 
grossen Bankunternehmungen haben mehr und: mehr einen be- 
stimmenden Einfluss auf den Gang der ganzen Volkswirtschaft 
gewonnen. Sie stellen also eine Macht dar, mit der nicht bloss 
Handel und Gewerbe, sondern auch der Staat und die Ge- 
meindeverbände rechnen. müssen. Wird der Hebel in der 50- 
zialisierung beim Bergbau eingesetzt und werden im Anschluss 
daran andere Produktionszweige etwa in der Art, wie wir 65 
in dem Artikel der Nr. 2 dieser Beilage geschildert habeı, 
sozialisiert, so verliert damit die Volkswirtschaft doch noch 
nicht ihren kapitalistischen Charakter, denn .es blieben dann 
eben immer noch die Banken als typische Ausprägungen de$| 
kapitalistischen Geistes bestehen und können ihren bestimmen- 


















den Einfluss auf die Volkswirtschaft weiter ausüben. „Weiter 
“wird,” sagt Zickler, „wie bisher spekuliert werden, gejobbert 
und. geschoben. Wo das Privatkapital bisher Hemmungen ein- 
schob, wird die Ausbeutung des machtlosen Reiches durch die 
Grossbanken in ungehemmter Fröhlichkeit vor sich gehen.“ Er 
zieht aus alledem dem Schluss, dass der Sozialisierung der 
Banken die geschlossene Aktionskraft der gewerkschaftlich und 
‚politisch geschulten und organisierten Arbeiterschaft gelten 
‚müsse. Weder für die Enteignung noch für die Weiterführung 
„der Banken sei erhebliches Kapital notwendig. In demselben 
"Augenblick, wo das Reich und die Gemeinschaft über die 
Kreditquellen verfügten, würden sie auch die Machtmittel in der 
Hand haben, den Widerstand anderer Wirtschaftsgruppen gegen 
die Sozialisierung niederzuringen. 


Es sind aber nicht bloss: sozialistische Parteischriftsteller, 
“welche die Sozialisierung der Banken als den nächsten Weg 
zur Lösung des Sozialisierungsproblems ansehen, sondern auch 
Vertreter der ökonomischen Wirtschaft halten die Sozialisierung 
‘von dieser Seite aus zum mindesten für möglich. Zum Beweise 
‚hierfür geben wir nachstehend zwei Absätze wieder, die wir 
in einer im „Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik“ 
"erschienenen Abhandlung (48. Band, 2. Heft, Tübingen 1921. 
Verlag von J. C. B. Mohr) von Professor Joseph Schum- 
peter finden. Es heisst dort Seite 342 und 343: 


„Für eine die ganze Volkswirtschaft umfassende Aktion 
"gibt es ferner noch zwei Wege, abgesehen von dem schon er- 
wähnten der einfachen allgemeinen Expropriation und Ueber- 
nahme aller Produktionsmittel. Vor allem liest es nahe, mit 
‚der Sozialisierung des Bankwesens zu beginnen. Das soge- 
‚ nannte reguläre Bankgeschäft ist in mancher Beziehung über- 
‘haupt ein gutes Beispiel dafür, wie ein Erwerbszweig soziali- 
‚sierungsreif wird. Nichts Persönlicheres, mehr individualität, 
 Vertrauenswürdigkeit, Initiative Erforderndes als das Bankge- 
'"schäft gab es auf der Welt bis vor ungefähr hundert Jahren. 
‚ Jener Typus .von Bankier, dessen klassisches Beispiel der 
' schottische Bankier war, hat die moderne Industrie zu einem 
| Teil mitgeschaffen, und zwar vor allem im Wege des Personal- 
 kredits, dessen volkswirtschaftliches Wesen im Auslesen und 
) 








Emporheben geeigneter Unternehmerindividualitäten liegt, und 

der dem mittellosen ‘Talent die Produktionsmittel zur Ver- 
. fügung stellt. Nun ist diese Funktion auch heute keineswegs 
. ausgestorben. Aber erstens ist sie vom Privatbankier grössten- 
‚teils übergegangen auf die angestellten Leiter moderner Gross- 
‚ banken und zweitens haben wesentliche Zweige des regulären 
Bankgeschäftes eine allgemein bekannte, erlernbare, ziemlich 
feststehende Technik entwickelt, womit sie zugleich auch viel- 
fach bureaukratisch erstarrten. Das Hypothekengeschäft, zu 
einem Teil das Lombard- und das Diskontgeschäft, noch mehr 
natürlich die Geschäfte der Zahlungsvermittlung — und damit 
eine ungeheure Masse von wirtschaftlicher Information und 
"wirtschaftlicher Macht — sind auf diese Art zu Maschinen ge- 
worden. Dieser Prozess ist in verschiedenen Ländern sehr 
verschieden weit gediehen. Wo, wie in England, strengste 
Arbeitsteilung auf diesem Gebiete herrscht. insbesondere das 
System der auf das reguläre Bankgeschäft sich beschränkenden 
Depositenbanken eingebürgert ist, könnte man von Soziali- 
Sierungsreife sprechen. Uebrigens ist es charakteristisch, dass 
die natürliche Entwicklung zu einem ‚solchen Funktionieren 
dieses Zweiges der Volkswirtschaft geführt hat, dass gerade 
in England kein Wunsch nach Sozialisierung desselben auf- 
kommt. 

Bei unserem Typus von Banken würde aber ausserdem 
‘moch das Mobiliargeschäft und damit ein gewaltiger direk- 
ter industrieller Einfluss sozialisiert. Automatisch hat die Ent- 
wicklung des wirtschaftlichen Körpers im Bankwesen ein 
Zentralorgan evolviert (herausgebildet), Dieses Zentralofgan 
würde durch Sozialisierung vielleicht gelähmt werden, aber 
. möglich ist Sozialisierung von dieser Seite sicher.“ 


Der Unterschied zwischen Zickler und Schumpeter besteht 
‚darin, dass der erste die Sozialisierung der Banken für die un- 
' bedingte Voraussetzung zur Verwirklichung sonstiger Soziali- 
Sierungsprobleme ansieht, während Schumpeter nur erklärt, 
“dass eine Sozialisierung möglich ist, ohne zu behaupten, dass 
der Tiebel dort unbedingt angesetzt werden müsse, Es wäre 
töricht, wenn man leugnen wollte, dass die Banken einen sehr 
"massgebenden Einfluss auf das deutsche Wirtschaftsleben aus- 
üben. Aber es geht wohl zu weit, wenn man, wie Zickler, an- 
“nimmt, dass dieser Einfluss durch die Sozialisierung der Wirt- 
"schaftszweige, welche die Produktion im engeren Sinne des 
“Wortes darstellen, nicht beeinträchtigt werden würde. Wie 
‚dem auch sei, soviel ist jedenfalls sicher, dass der Hinweis auf 
‚das Bankkapital in seiner Bedeutung für die Sozialisierung 
"Beachtung verdient und auch von denen ernst genommen wer- 
den muss, die grundsätzlich nicht wie Zickler sozusagen von 
" „oben her“, sondern von „unten her“ — von der Produktion 
“aus — das Sozialisierungsproblem lösen wollen, 


tn - 





7 I — Tu mn een | Teer Tu ge Te en. Te 
nn uni — ET = « 
















Nr. 4 SOZIALWIRTSCHAFTLICHE RUNDSCHAU 1921 11 
ET ne eh u Sei en EEE 2. SE 


Es dürfte von Belang sein, wenn in diesem Zusammen- 
hange darauf aufmerksam gemacht wird, dass im älteren 
französischen Sozialismus Meinungen vertreten worden sind, 
die geradezu darauf hinauslaufen, dass das Bankwesen berufen 
sei, die Umgestaltung der Wirtschaftsordnung einzuleiten und 
durchzuführen. _Es sind die Saint-Simonisten gewesen, die 
dieser Ansicht gehuldigt haben. Diese sehen im Kollektivismus 
den einzigen Ausweg aus der wirtschaftlichen Anarchie. Der 
Staat soll nach ihnen der einzige Erbe der Produktionsmittel 
werden und diese zum allgemeinen Besten verteilen. Die Re- 
gierung stellen sie sich wie eine grosse Zentralbank vor, die 
alle Kapitalien verwaltet und im Besitze zahlreicher Filialen 
ist, die auch den entierntesten Gegenden die notwendigen Hilfs- 
mittel zuführen. In der „Exposition de la Doctrine de Saint- 
Simon (Darlegung der Lehren des Saint-Simons)“ heisst es 
hierüber (Seite 207) in der zweiten 1830 zu Paris er- 
schienenen Ausgabe wörtlich: „Dieses System würde zunächst 
eine Zentralbank umfassen, die die Regierung vorstellt, und 
zwar in materieller Hinsicht; diese Bank würde die Verwalterin 
allen Reichtums, des ganzen Produktionsionds und aller Arbeits- 
Instrumente sein, mit einem Wort alles dessen, was heute die 
Menge des individuellen Eigentums ausmacht. — Von dieser 
Zentralbank würden Banken zweiter Ordnung abhängen, die 
nur ihre Fortsetzung sind, und durch die sie sich in steter Ver- 
bindung mit den Hauptplätzen halten würde, um die Bedürfnisse 
und die Produktivkraft derselben zu kennen. Diese Banken 
zweiter Ordnung würden wieder in dem Bezirk, der ihnen 
untersteht, mehr und mehr spezialisierten Banken vorstehen, 
die ein engeres Feid umfassen sollen, wie immer schwächere 
Wurzeln am Baum der Industrie. Bei den oberen Banken 
würden alle Bedürfnisse zusammenlaufen; von ihnen würden 
alle Kräfte ausgehen. . , . .“ 


Einführung in das Studium der National- 
ökonomie 


Mehrfache Anfragen veranlassen uns, an dieser Stelle einige 
Fingerzeige für das erste Studium der Volkswirtschaftslehre 
zu geben. Man kann sich in die Nationalökonomie einführen 
entweder dadurch, dass man zusammenhängende Vorträge über 
die Grundprobleme hört, oder dass man irgendeinen Grundriss 
der ökonomischen Wissenschaft durchnimmt. Der erste Weg 
ist nur dort gangbar, wo besondere Vorlesungsanstalten, wie 
Volkshochschulen und ähnliches bestehen. Aber auch die- 
jenigen, die an irgendeiner Stelle einen volkswirtschaftlichen 
Kursus durchgemacht haben, werden gut tun, das erworbene 
Wissen durch Bücherstudium zu ergänzen, da die Vorlesungen 
doch nicht den gesamten Stoff erschöpfen können, sondern nur 
das Hauptsächlichste herausschälen müssen, um in der zur Ver- 
fügung stehenden Zeit ein einigermassen abgerundetes Bild zu 
geben. Sie haben auch ihren Zweck erfüllt, wenn sie zum 
Durchdenken der vorgetragenen Probleme und zu selbständigem 
Bücherstudium anregen. Bei der Aufzählung der für ein solches 
Studium in Frage kommenden Schriften scheiden wir die aka- 
demischen Lehrbücher aus, da wir natürlich auch solche Leser 
berücksichtigen, die keine höhere Vorbildung genossen haben. 


Die bekannteste gemeinverständliche Darstellung der 
Volkswirtschaitslehre stammt von dem verstorbenen Schrift- 
steller Karl Jentsch (Leipzig, Fr. Wilh. Grunow). Schon 
in seiner ursprünglichen Fassung mussten gegen dieses Buch, 
namentlich in dem Teil, der sich mit den Schlussfolgerungen aus 
den vorangegangenen Darlegungen befasste, Bedenken erhonen 
werden. Diese Bedenken sind noch durch die Zusätze ver- 
stärkt worden, die der neue Bearbeiter, Dr. Anton Heinrich 
Rose, der Schrift hinzugefügt hat. Mehr dagegen zu empfehlen 
sind die „Grundzüge der Volkswirtschaftslehre“, die kürzlich 
von Professor Georg Jahn in der Sammlung „Aus Natur 
und Geisteswelt‘ (Leipzig, B. G. Teubner) erschienen sind. Der 
im Anhang enthaltene Literaturnachweis ist zwar ganz dankens- 
wert, kann aber nicht ohne Vorbehalt als Wegweiser zu wei- 
terem Studium angesehen werden. Ein „Lehrbuch der Volks- 
wirtschaftslehre einschliesslich der Hauptpunkte der Finanz- 
politik“ hat Karl Sohlich geschrieben (Strelitz 1912, Poly- 
technischer Verlag M. Hittenkofer). Es behandelt sowohl die 
allgemeine (theoretische) Nationalökonomie wie auch die Volks- 
wirtschaftspolitik, die letztere allerdings unter Ausschluss der 
Sozialpolitik. Auch eine Uebersicht über die Epochen der 
Volkswirtschaftslehre fehlt. Diese ist aber in einem hekto- 
graphierten Manuskript enthalten, das im Anschluss an einen 
vom ehemaligen Deutschen Techniker-Verband November 1912 
bis Februar 1913 veranstalteten volkswirtschaftlichen Kursus 
ausgearbeitet wurde. Diese hektographierte Niederschrift ist 
vergriffen. Beide Bücher sind um scharfe Herausarbeitung der 
Begriffe bemüht und haben die besonderen Verhältnisse der 
Privatangestellten im Gegensatz zu anderen Darstellungen der 
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Volkswirtschaftsiehre geeigneten Orts berücksichtigt. Vom 
Standpunkt der Bodenreform hat A. Pohlmann-Hohen- 
aspe ein Werk über die „Grundbegriffe der Volkswirtschaft“ 
verfasst (Leipzig, A. Voigtländer). Es ist eine selbständige 
Leistung, die Achtung verdient, überhaupt wohl die beste theo- 
retische Schrift, -die aus den Kreisen der deutschen Boden- 
reformer hervorgegangen ist. Die „Volkswirtschaftlichen Be- 
griffe nach der Lehre von Karl Marx“ legt Dr. Julian Bor- 
chardt’(Buchverlag Rätebund, Berlin) in seiner so betitelten 
Schrift dar. Es ist ihm’ darin gelungen, den spröden Stoff zu 
bewältigen und eine wirklich lesbare Einführung in die marxi- 
stische Gedankenwelt zu schaffen. Die Einführung in die Natio- 
nalökonomie hat sich auch Oskar Stillich in seiner gleich- 
namigen Schrift zum Ziele gesetzt (Würzburg, Kabitzsch). Er 
will aber darin nicht in. erster Linie den materiellen Gehalt der 
Volkswirtschaftslehre darlegen, sondern an einer Reihe von Be- 
griffen zeigen, wie der Nationalökonom zu wissenschaftlich ein- 
wandfreien Ergebnissen gelangen kann. Die Schrift von Stillich 
empfiehlt sich deshalb als Ergänzung zu Leitfäden, die den 
Hauptton nicht auf das Methodische, sondern auf das Sachliche 
legen. Wer mehr Zeit aufwenden will, als zur Durcharbeitung 
der bisher genannten Schriften notwendig ist, der sei nachdrück- 
lich auf die „Grundzüge der Volkswirtschaftslehre“ des russi- 
schen Professors W. Gelesnoff hingewiesen (Verlag 
B.G. Teubner, Leipzig 1918, deutsch von Dr. E. Altschul). Wie 
der Uebersetzer im Vorwort richtig betont, stellt dieses Werk 
ein Lesebuch dar, das den Studierenden mit den wichtigsten 
Problemen der Wirtschafts-Wissenschaft und ihren Lösungen 
vertraut macht und ihn zu einer selbständigen Stellungnahme 
ihnen gegenüber erzieht. Es fehlt zwar in der deutschen Lite- 
ratur keineswegs an brauchbaren Grundrissen der National- 
ökonomie, aber diese sind fast ausschliesslich für akademische 
Zwecke geschrieben. Das Buch von Gelesnoff füllt_deshalb eine 
Lücke aus und sei daher allen Kollegen, die sich mit seinem 
Gegenstand eingehender befassen wollen, angelegentlichst 
empfohlen. 


- Die Erkenntnis der volkswirtschaftlichen Zusammenhänge 
kann man sich aber auch durch das Studium der Schriften 
erschliessen, welche die Lehrmeinungen darstellen. die bisher 
in diesem Wissenszweige vertreten worden sind. Vom Stand- 
punkt der Bodenreform hat eine „Geschichte der National- 
ökonomie“ in zwei Bänden der bekannte Vorsitzende des Bun- 
des Deutscher Bodenreformer, Adolf Damaschke (Jena, 
Gustav Fischer), verfasst. Die „Haupttheorien der Volkswirt- 
schaftslehre : auf dogmengeschichtlicher Grundlage“ behandelt 
Professor Othmar: Spann in seiner in der Sammlung 
„Wissenschaft und Bildung“ erschienenen Schrift (Leipzig, 
Quelle und Meyer), Der fünften Auflage: ist ein Anhang bei- 
gefügt, in dem der Verfasser die Frage „Wie studiert man 
Volkswirtschaftslehre?“ zu beantworten versucht. :Von diesem 
Anhange gilt im grossen und ganzen dasselbe, was über den 
Literaturnachweis in der Jahnschen Schrift gesagt worden ist. 


Da die Volkswirtschaftslehre noch eine verhältnismässig 
junge Wissenschaft ist, so kann für ein eingehenderes Studium 
die Durchnahme der Grundwerke nicht entbehrt werden. Wer 
aber nicht die Volkswirtschaftsiehre als Fachstudium betreibt, 
wird dazu infolge beruflicher Inanspruchnahme kaum die nötige 
Zeit finden. : Einen Ersatz für das Studium der Grundwerke 
bieten Auswahlsammlungen. - Unter diese Rubrik gehört das 
„Lesebuch der Volkswirtschaftslehre“ in zwei Teilen von 
Dr. Otto Neurath und Dr. Anna Schapire-Neu- 
rath (Leipzig, Verlag Dr. Werner Klinkhardt). Das Gegen- 
stück für die Literatur des Sozialismus bilden die zwei Aus- 
wahlbände, die Werner Sombart unter dem Titel „Grund- 
lagen und Kritik des Sozialismus“ (Berlin, Askanischer Verlag) 
herausgegeben hat. In erster Linie auf Anschauungsmaterial 
abgesehen hat es Dr. Georg Mollat in der Schrift „Volks- 
wirtschaftliches Quellenbuch“ (Osterwieck/Harz, Verlag von 
A.W.Tickfeldt). Die Auswahl aus der sozialpolitischen Lite- 
ratur darin ist allerdings anfechtbar, was bei der beruflichen 
Stellung des Herausgebers als Syndikus von Arbeitgeberver- 
tretungen nicht weiter verwunderlich ist. Während die beiden 
Neurath ihre Auswahlbände zeitlich anordnen, sind die „Aus- 
gewählten Lesestücke zum Studium der politischen Oekonomie“ 
der Professoren Kar! Diehl und Paul Mombert nach 
Problemen geordnet. Es liegen bis jetzt zwölf Bände vor, von 
denen die beiden letzten Sozialismus und Kommunismus be- 
handeln (Karlsruhe i.B., G. Braunsche Hofbuchdruckerei und 
Verlag). Nach gutem amerikanischen Vorbilde hat „Text- 
bücher zu Studien über Wirtschaft und Recht“ Prof. Dr. 
J. Jastrow herausgegeben. Bis jetzt liegen sechs Bände 
vor. (Berlin, Drück und Verlag von Georg Reimer). Während 
Diehl und Mombert, wie schon der Titel ihrer Sammlung an- 


ausgewählt (Gautzsch b. Leipzig, Felix Dietrich). Auch die 


‘ Friedrich Lists, die aber mehr politischer! Inhalts sind, so dass 


‚gabe besorgt, in der in geschickter Weise die drei Bände des 





deutet, meist nur Bruchötieke, allerdings in zureichendem Um- 
fange, bieten, ist Prof. Dr. Johannes Plenge bestrebt, 
in der von ihm geschaffenen Sammlung „Staatswissenschaft- 
liche Musterbücher“ solche ‘Schriften und Abhandlungen zu- 
sammenzustellen und möglichst ungekürzt wiederzugeben, die 
ein Thema in vorbildlicher Weise behandeln. Die Sammlung 
umfasst zurzeit fünf Bände (Essen-Ruhr, G.D. Baedekers Ver- 
lagsbuchhandlung). Neben seinem Quellenbuch hat Mollat 
auch „Sprüche und Kernstücke aus Friedrich Lists Schriften“ 


Inselbücherei in Leipzig enthält eine Auswahl von Aufsätzen 


sie für den Zweck, den wir mit diesem Wegweiser verfolgen, | 
weniger in Betracht kommen. Schliesslich hat Julian Bor- 

chardt von dem Hauptwerk von Karl Marx „Das Kapital, 
Kritik der politischen Oekonomie“ eine gemeinverständliche Aus- 


Originals zu einem zusammengezogen sind (Berlin-Schöneberg, 
Neuzeitlicher Buchverlag). Kari Sohlich. 


Stichwörterbuch 


Gewinnbeteiligung. Unter Gewinnbeteiligung versteht man | 
nach OÖ. von Zwiedineck-Südenhorst (Grundriss der 
Sozialökonomie, 6. Abt., Tübingen 1914, Verlag J.C.B.Mohr, | 
S.279 ff.) eine Entlohnungsform, bei der dem Arbeitnehmer | 
neben dem vereinbarten Lohn (der aber im Hinblick auf die | 
Gewinnbeteiligung nicht herabgedrückt sein darf) nach festen 
Bestimmungen ein auch der Höhe nach nicht von der Willkür ! 
des Unternehmers bestimmter Gewinnanteil zukommt. In allen | 
anderen Fällen von Zuweisungen aus den Gewinnen liegt Prä- 
mienzuweisung oder dergl., nicht aber Gewinnbeteiligung vor. 
Nach dem genannten Volkswirtschaftslehrer lassen die vor- 
kommenden Fälle folgende Kategorien der Gewinnbeteiligung. ! 
erkennen: 1. Individualsysteme, bei denen der Anteil des ein- 
zelnen Arbeitnehmers aus dem „Gesamtbonus“ berechnet und } 
ihm zugewiesen wird. 2. Kollektivbeteiligungen, bei denen ein | 
dem Arbeitnehmer zufallender Bonus überhaupt nicht berechnet ! 
wird, der Gesamtanteil aller Anteilsberechtigten ‚vielmehr zu 
gemeinschaftlichen Zwecken verwendet wird, insbesondere zur 
Unterhaltung gewisser Wohlfahrtseinrichtungen u. ä. 3. Die 
Fälle eines gemischten Systems, das sich als Verbindung aus 
beiden Arten ergibt. Von:der Gewinnbeteiligung hat man sich 
nicht erst heute, sondern schon in früheren Jahrzehnten grosse 
Vorteile für die Beziehungen zwischen Arbeitgeber und: Arbeit- 
nehmer versprochen. Ja, man hat darin sogar den gangzbarsten } 
Weg zur Lösung der sozialen Frage erblickt. So hat im Jahre 
1867 der bekannte Statistiker Ernst Engel einen Vortrag 
über die Gewinnbeteiligung mit den Worten geschlossen: „Die 
soziale Frage ist keine Frage mehr, ihre Lösung darf als erfolgt } 
betrachtet werden.“ Dessenungeachtet hat dieses System in | 
der wirtschaftlichen Praxis Keine besondere” Anwendung ge- 
funden. Das rührt jedenfalls daher, dass die Unternehmer, die 
die Gewinnbeteiligung einführten, dabei hauptsächlich die 
Ueberwindung der feindlichen Stellung der Arbeitnehmer im 
Auge hatten. Bekanntere Fälle der Gewinnbeteiligung in 
Deutschland sind die in der Fabrik des Berliner Unternehmers 
Freese und im Karl Zeiss-Werk in Jena, im Auslande das Bau- | 
malereigeschäft Leclaire in Paris, die Einrichtungs- und Geräte- 
fabrik J.B. A. Godin zu Guise in Frankreich und Briggs in Eng- 
land. Ueber die Gewinnbeteiligung fällt ©. von Zwiedineck- 
Südenhorst folgendes Urteil: „Die Gewinnbeteiligung stellt keine 
Lösung des Lohnproblems dar; dieses bleibt daneben aufrecht- 
bestehen und ist gerade, wo die Gewinnbeteiligung eine Unter- 
ternehmen fördernde Wirkung ausüben soll, um so wichtiger, als 
die individuellen Gewinnanteile meist nach der Lohnhöhe be- 
messen, jedenfalls im Verhältnis zu dieser beurteilt werden und 
danach auch psychologisch wirken. Der Unternehmer begreift 
es, dass der Arbeiter es vorzieht, den sicheren Lohn seines 
höheren Leistungsaufwandes im Akkord unmittelbar ausgezahlt 
zu erhalten, statt sich auf die Dividende in ihrer ganzen Un- 
sicherheit ein ganzes Jahr freuen zu dürfen. Der Weg vom 
Leistungsaufwand zum Erfolg ist für die Masse der Arbeiter zu 
weit, und die treibende Kraft verliert wie in der elektrischen 
Kraftübertragung mit der Länge der Leitung. Deshalb hat die 
Gewinnbeteiligung trotz hohen Rühmens keine nennenswerte 
Verbreitung gefunden.“ Dem kann man zustimmen. Damit 
sind auch die neuesten Empfehlungen der Gewinnbeteiligung 
erledigt, die ia im Grunde nichts anderes als eine AOlen kung 
von dem Problem der Sozialisierung bezwecken. 




















Schriftleiter: Karl Sohlich, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 











Der christliche Sozialismus 


5 Die Meinungen, die gewöhnlich über das Verhältnis zwischen 
Sozialismus und. Religion im allgemeinen, Sozialismus und 
> Christentum im besonderen vertreten werden, lassen sich kaum 

'S miteinander in Einklang bringen. Die einen gehen von der 

Auffassung aus, dass der Sozialismus mit Religion und Christen- 

tum unvereinbar sei, während die anderen glauben, dass der 

Sozialismus gewissermassen erst die Vollendung des Christen- 

tums darstelle. Ob die eine oder die andere Auffassung an 

sich richtig ist, wollen wir dahingestdllt sein lassen, denn es 
kommt uns hier nicht darauf an, diesen grundsätzlichen Streit 
zu schlichten, sondern nur darzustellen, welche Meinung von 
= Schriftstellern, die auf dem Boden des Christentums stehen, über 

das Verhältnis von Religion und Christentum zum Sozialismus 
= gehegt werden. Der erwähnte Widerstreit der Meinungen ist 
= auch nicht erst in der Gegenwart entstanden, sondern schon in 

früheren Jahrzehnten vorhanden gewesen, seitdem sozialistische 

7 Theorien aufgekommen sind. Wir müssen aber darauf ver- 

7 zichten, uns mit diesen älteren Auffassungen zu beschäftigen und 

7 übergehen deshalb, was Saint-Simon, Lamenais, Kingsley, Marlo 

© (eigentlich Winkelblech), Todt w. a. darüber geschrieben haben. 

‚= Zur Kennzeichnung der gegenwärtigen Lage genügt es, wenn 

wir zwei katholische Schriftsteller heranziehen, die in gewisser 

"Beziehung als symptomatische Erscheinungen anzusehen sind. 

Es ist dies einmal Heinrich Pesch S. J., die anerkannte Auto- 

'Frität auf dem Gebiete der Sozialwissenschaft im Bereiche des 

"deutschen Katholizismus, und der Direktor der katholischen 

ı# Presse-Union Josef Kral. Damit wollen wir aber keineswegs 

"gesagt haben, dass beide etwa gleichwertig ‚wären, vielmehr 
müssen wir schon von vornherein darauf aufmerksam machen, 
dass: als selbständiger Theoretiker nur Heinrich Pesch be- 
" trachtet werden kann. 


Die Stellung, die Heinrich Pesch zum Sozialismus ein- 
nimmt, hat er am ausführlichsten in seinem „Lehrbuch der 
ı# Nationalökonomie“, von dem bisher drei im Herderschen Ver- 
"lage zu Freiburg im Breisgau erschienene Bände vorliegen, aus- 
" einandergesetzt. Zur Einführung in seinen Gedankenkreis ge- 
'Snügen zur Not aber auch die beiden ebenfalls bei Herder in 
"Freiburg herausgekommenen Flugschriften „Neubau der Gesell- 
‚e schaft“ und „Sozialisierung“. Pesch selbst bezeichnet seinen 
"Standpunkt nicht als christlichen Sozialismus, wenn er auch 
diese Benennung nicht ausdrücklich ablehnt, sondern spricht 
‚ED von „Solidarismus“. Der Solidarismus ist nach ihm das dritte 
System, das zwischen Individualismus und Sozialismus: steht. 

Er will mit seinem Solidarismus die Einseitigkeiten vermeiden, 
"die dem Individwalismus und dem Sozialismus anhaften. Die 
leitende Idee des Individualismus ist die der absoluten Freiheit 
Fund Selbständigkeit lediglich den Vorteil suchender Finzelwirt- 

Schaiten. Der individualistischen Dezentralisation stellt der So- 
'Szialismus die Forderung einer völlig einheitlichen, zentralisier- 
ten, universalen „Wirtschaftsgenossenschaft gegenüber, mit Ver- 
wischung aller sozialen: Differenzierung zwischen Berufs- 
'Sgruppen, Klassen, Ständen. Der Solidarismus geht von der mo- 
"eralisch-organischen Auffassung des Gesellschaftslebens aus. Er 
"Siordert eine dem Solidaritätsprinzip entsprechende Organisation 
der Volkswirtschaft; es ist, wie Pesch sagt, eine „Organi- 
Esation, welche der staatsbürgerlichen Gemeinschaft und deren 
"0Gemeinschaftszweck, nach den Anforderungen der sozialen Ge- 
‚nrechtigkeit, genügt, dem vollen organischen, den Zeitbedürf- 
‚enissen und Zeitverhältnissen entsprechenden Ausbau der Ge- 
sellschaft in engeren Vereinigungen der Berufsgenossen Raum 

gewährt, alles dies unter Wahrung der naturrechtlich begrün- 
@deten Selbstzwecklichkeit, Selbständigkeit und Selbstverant- 
wortlichkeit der Individuen, Einzelwirtschaften und Verbände.“ 

5 Der Solidarismus soll seine Verwirklichung in einem sozia- 
|@len oder solidaristischen Arbeitssystem finden. Dieses System 
Sist ein volkswirtschaftliches System, weil es sich dabei um die 
[#Gestaltung der Wirtschaftsverfassung, um die Organisation der 
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Volkswirtschaft handelt. Pesch erhebt nicht den Anspruch, 
ein neues System geschaffen zu haben, da die in ihm leitenden 
Gedanken sich bereits in der Ideenwelt der Reformarbeit vor 
dem Weltkriege befanden. Der grundsätzliche Ausgangspunkt 
des solidaristischen Arbeitssystem ist der Mensch als „Herr der 
Welt“ und zwar der arbeitende Mensch und wiederum der 
Mensch inmitten der Gesellschaft. In diesem Sinne ist der 
arbeitende Mensch Hauptursache der nationalen Wohlfahrt, der 
arbeitende Mensch, das arbeitende Volk schlechthin. Diesem 
arbeitenden Menschen muss in Produktion ‘und Verteilung die 
ihm gebührende Stellung und Geltung gewährt werden. Pesch 
betont ausdrücklich, dass sich dies nicht bloss auf die Arbeiter- 
klasse, sondern auch auf den Mittelstand beziehe, weil, wie er 
sagt, „eine gesunde Volkswirtschaft sich mit einem Zustande 
nicht verträgt, wobei das ganze Volk im Dienste weniger 
Herren oder auch im Dienste eines einzigen Herrn, der kommu- 
nistischen Gesellschaft, steht“. Auch die geistige Arbeit des 
Unternehmers und der Angestellten verlange ihr Recht. Den 
Anspruch „sozial“ zu sein, erhebt das solidaristische Arbeits- 
system, weil es das Solidaritätsprinzip in seiner ganzen und 
vollen Bedeutung, namentlich aber jene Solidaritätspflichten zur 
Geltung bringe, die sich aus der moralisch-organischen Einheit 
und Gemeinschaft der staatlichen Gesellschaft und der Volks- 
wirtschaft, aus dem Zwecke des Staates, der Aufgaben der 
Volkswirtschaft für die einzelnen und deren Verbände, für die 
Gesamtheit und die Staatsleitung ergeben. „Vergesellschaftung 
der Menschen“, d. i, um mit Pesch zu reden, „die Parole, 
welche das soziale Arbeitssystem einer kommunistischen Ver- 
geseilschaitung der Produktionsmittel gegenüberstellt“. Diese 
Vergesellschaftung der Menschen umfasst eine dreifache Soli- 
darität: die Solidarität der Staatsgenossen, die Solidarität der 
Berufsgenossen, die allgemeine menschliche Solidarität. 

Der Gegensatz, in dem sich das solidaristische Arbeits- 
system zum individualistischen Kapitalismus und zum kollek- 
tivistischen Sozialismus befindet, wird von Pesch wie folst 
herausgearbeitet: Im individualistischen System fehlt der 
Volkswirtschaft die Einheit, da sie nur eine Summe von Pri- 
vatwirtschaiten ist, von denen jede einzelne den privaten Er- 
trag ohne Grenzen als ihren Zweck verfolgt. Es fehlt dem in- 
dividualistischen System ferner die Gliederung, die zu jedem 
Organismus gehört. Das Kartell kann nicht als organische 
Gesellschaftsform angesehen werden, da es eine geschäftliche 
Organisation lediglich im Dienste privater Unternehmungen ist. 
Weiter fehlen dem individualistischen System die einheitliche 
Aufgabe, darum auch ein regelndes Prinzip für das Wirt- 
schaftsleben, regelnde Faktoren und der Schutz der Konsu- 
menten in Beziehung auf Güte und Preis der Waren. Der auf 
dem Individualismus beruhende Kapitalismus ist deshalb eine 
Wirtschaftsverfassung, die nicht in erster Linie der Gesamt- 
wohliahrt des Volkes, sondern dem Kapitalbesitze und seinen 
Geldinteressen dienstbar ist. 

Aber auch der kollektivistische Sozialismus bietet nach 
Pesch für die Wohlfahrt des arbeitenden Volles keine Ge- 
währ. Er bekämpft zwar das kapitalistische Prinzip des un- 
begrenzt wachsenden Erwerbes für dem Einzelnen, weist dar- 
auf hin, dass die Bedarfsdeckung der Gesamtheit das Ziel des 
volkswirtschaftlichen Lebensprozesses sei, spreche von Brüder- 
lichkeit und Solidarität, kranke aber an Einseitigkeit und Ueber- 
treibungen, die letzten Endes in seiner materialistischen Welt- 
anschauung, in der Abwendung vom christlichen Glauben, be- 
gründet liegen., Die von dem kollektivistischen Sozialismus 
geforderte Sozialisierung der Produktionsmittel werde schei- 


tern, da es hierfür nicht »loss an einem geschichtlichen Vor- 


bilde fehle, sondern auch an einem ins einzelne gehenden Plane, 
und an allen die Sozialisierung begrenzenden Grundsätzen. 
Pesch lehnt deshalb den kommunistischen Sozialismus als 
„unpraktisches Wahngebilde‘“ ab. 

Im Anschluss daran erörtert dann Pesch die grundsätz- 
lichen Voraussetzungen der zukünftigen Wirtschaftsverfassung. 
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In dieser. bleibt die Fortdauer der Privatwirtschaft, die Frei- © 


heit des einzelnen überall da, wo Sie nicht höheren Pflichten, 
‚insbesondere nicht dem Rechte der gesellschaftlichen Gesamt- 
heit weichen muss, vollkommen gewahrt und als Bestandteil 
der privaten wie öffentlichen Wohlfahrt rechtlich geschützt. 


Die erste Voraussetzung, auf der die zukünftige Wirtschafts- 


verfassung, beruht, muss in der menschlichen Gleichberechti- 
zung bestehen, ohne dass dabei die Verschiedenheit von Rang, 
Stand und Klasse übersehen wird. Nach aussen hin zielt die 
künftige Wirtschaftsverfassung auf wirtschaftliche Ergänzung, 
ja auf Verbrüderung der Völkerfamilie hin. Durch diese Welt- 
einigung sollen aber die nationalen und staatlichen Einheiten 
nicht beseitigt werden. Die zweite Voraussetzung für ıdie künf-, 
tise Wirtschaftsverfassung bleibt die Wiederherstellung der in 
der kapitalistischen Epoche gelockerten Urzelle des mensch- 
lichen Gesellschaftslebens, der Familie. Das soziale Arbeits- 
system hält, das ist die dritte Voraussetzung für die zukünftige 
Wirtschaftsverfassung, fest an Staat und staatlicher Ordnung. 
Es fordert insbesondere vom Staat eine gesetzlich durchgebil- 
dete Eigentumsordnung, die das Privateigentum nicht zum Hin- 
dernis der geordneten Versorgung des gesamten Volkes mit den 
Mitteln seiner Existenz werden lässt; eine umfassende Mög- 
lichkeit zum Aufsteigen in Beruf und Klasse, darum weite 
Ausdehnung der jugendlichen Erziehung in allgemeiner und be- 
ruflicher Hinsicht. 


Die vierte Voraussetzung für die zukünftige Wirtschaftsver- 
fassung besteht deshalb in der Ueberwindung des individualisti- 
schen Eigentumsbegriffs und in der Läuterung der Eigentums- 
ordnung durch die Einführung sozialer Gesichtspunkte. Das 
Eigentum darf nicht Selbstzweck, nicht Herrschaft um der 
Herrschaft und des Genusses der besitzenden Klassen willen 
sein, sondern muss Mittel zum Zwecke einer geordneten Ver- 
sorgung des in der Gesellschaft lebenden Menschen werden. 
Es muss sich deshalb der Bedarfsdeckung des ganzen Volkes 
unterordnen. Es kann ihr in diesem Sinne dienstbar werden 
durch eine gerechte Verteilung des Volkseinkommens und durch 
gesunde Besitzschichtung. Daraus ergeben sich die Grund- 
sätze, nach denen sich die Ordnung der modernen Siedlungs- 
fragen, der Enteignung, sowie endlich eine gesunde Bodenreform 
voliziehen kann. Das solidaristische Arbeitssystem lehnt dem- 
nach das Privateigentum an sich nicht ab. Ebenso ist mit ihm 
— und damit ist die fünfte Voraussetzung für die zukünftige 
Wirtschaftsverfassung gegeben —, jede Freiheit auf wirtschaft- 
lichem Gebiete verträglich, die sich mit der gesamten Wohl- 
fahrt verträgt und die eine möglichst günstige Erfüllung der 
volkswirtschaftlichen Aufgabe fördern kann. Das solidaristische 
System sieht in der volkswirtschaftlichen Aufgabe ein Prinzip 
der Regelung für den Gebrauch der Freiheit stiwohl in Be- 
ziehung auf das Was und Wie der Produktion. als auch für die 
Preis- und Einkommensbildung, ein Prinzip des Rechts und der 
Gerechtigkeit, das über das zulässige Mass individualistischer 
Freiheit letzlich zu entscheiden hat. 


Daraus ergeben sich die Grundsätze für Sozialisierung und 
Gemeinwirtschaft. Der Staat soll die bürgerliche Tätigkeit mit 
der Gesamtkraft der Gesellschaft ergänzen. Er soll sie aber 
nicht von dem ihr naturgemäss zukommenden Felde verdrän- 
gen, denn der volkswirtschaftliche Bedarfsdeckungsprozess ist»: 
bürgerliche Sache. Die Sozialisierung ganzer Wirtschafts- 
gebiete kann demnach nur durch ganz besondere Gründe als 
ein Ausnahmefall gerechtfertigt werden; diese Gründe müssen 
in jedem Einzelfall nachgewiesen werden. Der alleinige Grund, 
der für eine Sozialisierung sprechen kann, ist ihre Notwendig- . 
keit für die öffentliche Wohlfahrt. Diese Notwendigkeit Kann 
bejaht werden, wenn 1. der privatwirtschaftliche Betrieb sich 
auf dem fraglichen Gebiete nicht mit den Anforderungen einer 
guten Bedarfsversorgung des Volkes vereinbaren lösst, und 
wenn 2. die finanziellen Bedürfnisse des Staates ohhe Ver- 
staatlichungen nicht befriedigt werden können. Bei der Durch- 
führung volkswirtschaftlicher und finanzjwirtschaftlicher Mono- 
pole muss das technisch und wirtschaftlich Mögliche und 
Zweckmäige beachtet werden; insbesondere die Technik der 
Organisation, z. B. ob rein öffentliche oder gemischtwirtschaft- 
liche Unternehmungsform mit Beteiligung des Staates usw. 


Die Uebernahme der grossen Verkehrsanstalten durch den 
Staat oder die Gemeinden, die Versorgung mit Wasser, Licht 
und ähnlichem, wird von Pesch gebilligt, dagegen nicht eine 
Verstaatlichung von Bodenschätzen und Kraftquellen. Hier 
hält er andere Formen der Sozialisierung für zweckmässiger. 
Beim städtischen und vorstädtischen Bodenbesitz ist nach ihm 
eine kräftig zugreiiende Bodenreform, eine Bodenpolitik not- 
wendig, die Stadterweiterung und Wohnungsbeschaffung nicht 
mehr. der privaten Spekulation und dem privaten Bereiche- 
rungsbestreben überlässt. Beim ländlichen Grundbesitz soll 


'duktionsmitteln, 


»- 
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das Monopol des Grossgrundbesitzes durch Vermehrung des 
bäuerlichen Eigentums gebrochen werden. ‘Wenn man es kurz 
zusammenfasst, so kann man sagen, dass Pesch die fort- 
schreitende Beseitigung jeden Privateigentums an den Pro- 
die allmähliche Verstaatlichung oder Ver-- 
gemeindlichung aller bisher privaten Betriebe ablehnt. Gleiches 
gilt von der Syndikalisierung, durch welche die Betriebe nun 
an die zufällige Arbeiterschaft übergeben würden. Der 
marxistischen Lehre von einer naturnetwendigen Entwicklung 
‘zum Sozialismus hin fehlt nach ihm jede wissenschaftliche Be- 
gründung. ri 


Eine gedeihliche Lebensgemeinschaft, ein wohlgeordnetes 
Gemeinschaftsleben, friedliches Neben- und Miteinanderarbeiten 
Fönnen nach Pesch aber nicht durch staatliche Recktsord- 
nung und durch äusseren Zwang allein gewährleistet werden. 
Dazu gehöre ganz wesentlich noch ein inneres, durch die reli- 
giös-sittliche Bildung dem Volke vermitteltes und bewahrtes 
Element: der gute Wille, das Pflichtbewusstsein bei Hoch und 
Niedrig; dazu gehörten die sozialen Tugenden, welche die 
Selbstsucht überwinden, zu Opfern befähigen: Gerechtigkeit 
und Liebe. ne 


Was Josef Kral-unter christlichem Sozialismus versteht, 
hat er, wie er gleich im Vorwort seines Werkes über Jen 
christlichen Sozialismus (Dillingen a. Donau, Verlag von 
J. Keller & Co., G.m.b.H.) hervorhebt, im Untertitel deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Er will eine Versöhnung von Christen- 
tum und Sozialismus. Er will eine Brücke schlagen zwischen 
zwei Weltanschaungen, die sich nach der Meinung in ‚beiden 
Lagern zueinander verhalten sollen wie Feuer und Wasser. 
Nach ihm muss das Christentum den Sozialismus aber begreifen 
und verstehen lernen; darin liege das Schicksal der Welt. Be- 
zeichnend für seinen Standpunkt ist auch, dass Kral sein Buch 
dem greisen katholischen Pastor W. Hohoff in Paderborn, dem 
Verfasser der Schrift über die Marxsche Kapitalkritik, gewid- 
met hat. Dieses Werk hat allerdings in den katholischen Kreisen 
selbst so gut wie gar keine Anerkennung gefunden. Wenn also 
Kral jetzt Hohoff so in den Vordergrund schiebt. so könnte 
man daraus schliessen, dass er damit habe andeuten wollen, 
dass er sich in allen: wesentlichen Punkten mit Hohoff in Ueber- 
einstimmung befindet. Das scheint aber nicht der Fail zu sein. 
Denn wenn man näher zusieht, so muss man feststellen, dass 
sich Kral nicht im Wesen, sondern höchstens dem Grade nach 
von Pesch unterscheidet. Um die Versöhnung zwischen 
Christentum und Sozialismus herbeizuführen, müssen nach 
Kral zwei Bedingungen erfüllt sein. Erstens muss die Kirche 
gegenüber der sozialistischen Arbeiterbewegung ihre ablehnende 
und misstrauische Haltung aufgeben und die einseitige Ver- 
bindung mit den sogenannten bürgerlichen Parteien oder den 
Schein einer solchen scheuen. Zum andern muss aber auch 
der Sozialismus eine grundsätzliche Aenderung in seiner Stel- 
lung zu Religion und Christentum vollziehen. Dazu ist erforder- 
lich, dass er die materialistische Grundlage, auf der sich seine 
Theorie aufbaut, aufgibt. 


Da sich Kral in der Darlegung des Ausgangspunktes und 
der Voraussetzungen von Sozialismus und Gemeinwirtschaft 
von Pesch nicht unterscheidet, können wir die einschlägigen 
Ausführungen seines Buches hier übergehen. Es genügt, wenn 
wir die Hauptsätze herausheben, die sich in dem Abschnitt über 
die Berechtigung der Sozialisierung finden, um seinen Stand- 
punkt zu kennzeichnen. Er sagt da: „Jedes Privateigentum ist 
sittlich und sozial begrenzt; sittlich durch die Art und Weise 
seiner Verwendung, sozial durch die Existenzrechte Dritter. 
Das Privateigentum kann also teilweise und unter Umständem 
in bestimmten Fällen ganz in die Hände der Allgemeinheit über- 
führt werden. Bei der Sozialisierung geht der bisherige Besitz- 
titel aus den Händen weniger oder eines einzelnen in die 
Hände der Produktivtätigen über. Das ist kein Verstoss gegen 
das Prinzip des Privateigentums, sondern nur eine Verschiebung, 
Das Eigentum geht aus den Händen weniger, in deren Besitz 
es unsittlich ist, in die Hände vieler, die auf Grund ihrer Arbeit 
ein Naturrecht darauf haben, über. .... Die Sozialisierung 
kapitalistischer Betriebe verstösst also nicht gegen die natur- 
rechtliche Forderung des Eigentums. Sie stellt vielmehr den 
richtigen Eigentumsbegriff erst wieder her, da sie alle die Ar- 
beiter, die bis jetzt lediglich Lohnempfänger waren, am Besitz 
teilnehmen lässt. Aber selbst, wenn man diese „Verschiebung 
des Eigentums“ nicht gelten lassen will» ist die Vergesellschaf- 
tung von Privateigentum sittlich zulässig, wenn es der Notstand. 
des Volkes eriordert; dass die Enteignung voll entschädigt 
wird, ist eine sittliche Pflicht dann. wenn durch diese Ent- | 
schädigung der Zweck der Expropriation nicht. durchkreuzt. 
St Be 


„Wenn die Eigentumsverhältnisse in der Gesellschaft sich. 
so verschoben haben, dass Hunderttausende nicht mehr die ihnen 
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auf Grund des Naturrechtes zustehende Existenz finden können, 
die menschliche Gesellschaft durch die Verschiebung des Eigen- 
| tums in unermesslich tiefes seelisches, sittliches und körper- 
‚liches Elend gestürzt ist, dann ist es sittlich berechtigt, ja not- 
\ wendig, dass das verschobene Eigentum wieder zurechtzerückt 
wird. Der Staat hat die Pflicht zu Eingriffen in das Privat- 
| eigentum der Staatsbürger, wenn er zu der Ueberzeugung 
kommt, dass die Sozialisierung das einzige zuverlässige Mittel 
‚ist, aus dem Elend herauszukommen. Hier ist im Prinzip weder 
vom naturrechtlichen, noch vom katholisch-kirchlichen Gesichts- 
punkt aus eine Ablehnung möglich. Die Kirche einpfiehlt weder 
die Sozialisierung, noch bekämpft sie dieselbe im Prinzip, da 
die Entscheidung über Notwendigkeit und Zweckmässigkeit der 
‚" Sozialisierung nicht zu ihren Aufgaben zählt. Für die Kirche 
ist aber bestimmend, dass das Eigentumsrecht des einzelnen 
‚nur insoweit und insoferne beschnitten und. aufgehoben wird, 
als das Allgemeinwohl es unbedingt erfordert.“ 


„Die Grenze setzt das Naturrecht, und zwar so. dass der 
Mensch ein natürliches Recht an so viel Eigentum hat, a!s er 
zur mässigen Beiriedigung seiner und der Fami'ie Bedürfnisse 
‚braucht. Dieses naturrechtliche Eigentum hat also ein Mass. 
Was darüber hinausgeht, ist Eigentum, das gebildet ist als Pro- 
dukt des Verkehrs auf der Grundlage positiven Rechts, aber 
Gurchaus nicht des Naturrechts (Rud. Mayer). Die Kirche kann 
und wird die Sozialisierung nur als einen Akt der Handlung 
im Notstand ansehen, denn die Pflicht der Sorge für des Lebens 
‚"Notdurft obliegt in erster Linie dem Menschen selbst. Nur 
‚wenn es keine andere Form einer gerechten Wirtschaft gibt 
oder sich keine andere Form durchführen iässt, anerkennt die 
Kirche die Sozialisierung, da es sich bei der Sozialisierung, 
falls dieselbe auf Zwangsenteignung beruht, über die sie ganz 
‚nicht hinwegkommen wird, und da sie in die Rechte der Person 
‚ auf Selbständigkeit und Unabhängigkeit eingreift, um einen Fin- 

griif in die Naturrechte des Menschen handeln kann. Die Kirche 
' kann das Programm der Sozialdemokratie auf Vergesellschaf- 
tung der Produktionsmittel und das des Kommunismus auf Ver- 
'"gesellschaftung der Produktionsgüter nur gutheissen, wenn es 

sich um kapitalistisches Privateigentum handelt oder Lebens- 
‚rechte Dritter und äusserste Not zu einer solchen Vergesell- 
' Schaftung zwingen.“ 


„Entkapitalisierung muss die Regel, Sozialisierung aber die 
Ausnahme sein. Aber auch bei der Sozialisierung müssen Recht 
und Sitte und muss das Wesen des Menschen berücksichtigt, 
muss die Berufs- und Bedarisfreiheit des einzelnen nach Mög- 
lichkeit gewahrt werden.“ 


| Aus diesen Grundsätzen ergibt sich für Kral ein kultur- 
| und wirtschaftspolitisches Programm, das er im letzten Ab- 
‚schnitt seiner Schrift entwickelt. Auch dieses Programm 
'©weicht in seinen Einzelheiten nicht wesentlich von den Folge- 
| 





Tungen ab, die Pesch zur Verwirklichung seines solidaristischen 
Arbeitssystems zieht, so dass wir uns ein Eingehen auf Einzei- 


heiten ersparen können. Karl Sohlich. 


Die Bedeutung der Oele für die Welt- 
wirtschaft 


| Von einem hervorragenden Kenner der Oelirage wird der 
'„Weltwirtschaftlichen Korrespondenz“ geschrieben: 


| Die Mineralölindustrie hat ebenso wie alle Zweige der 
| Wirtschaft unter der augcenblicklichen Weltwirtschaftskrise zu 
‚leiden. Der Preis für pennsyivanisches Rohöl (credit balance) 
\betägt 2,25 Dollar gegen 6,160 Dollar vor einem halben Jahr. 
| Dennoch ist die Erdölproduktion der Welt weiter in unaufhör- 
‚dichem Steigen begriffen. Im Jahre 1920 erreichte sie 700 
‚Millionen Fass, das sind ungefähr 100 Millionen Tonnen, und 
‚die Nachrichten, die aus allen Feldern der Welt eintreffen. 
lassen nicht erkennen, dass die rückgängige Konjunktur bisher 
| auf die Produktion einen hemmenden Einfluss ausgeübt habe. 
Wie cs scheint, ist die Oeiindustrie dabei, ihre während und 
mach dem Kriege arg mitgenommenen Lager .wieder auizu- 
füllen. 

Die deutsche öffentliche Meinung ist sich immer noch. nicht 
“darüber klar, welche Rolle die Erdölproduktion in der Welt- 
wirtschaft spielt. Sie sieht im Oel noch immer in erster Linie 
das Leuchtöl, während tatsächlich 60—70 Prozent des pro- 
“duzierten Oeles als Kraftstoif verbraucht werden. Wenn 
man dies im Auge behält und hinzunimmt, dass der Wärme- 
gehalt von Oel ca. 10500 W.E. gegen durchschnittlich 6000 W.E. 
bei Kohle beträgt, dass die Ausnutzungsmörlichkeit des Oeles 
als Kraftstoff im Durchschnitt das Doppelte bis Dreifache der 
‘der Kohle ist, so ergibt eine kurze, Berechnung, dass die im 
"Jahre 1920 aus Del gewonnenen Energien sich zu den aus Kohle 
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» An dem Lohnsystem als solchem vermag die gleitende Lohinskala 





gewonnenen ungelähr wie 1:3,5 verhälten. Alle Anzeichen 
sprechen dafür, dass sich dies Verhältnis schnell zugunsten des 
Oeles verschieben wird. 


Von der Weltprodıktien des Jahres 1920 förderten die Ver- 
einigten Staaten 445 Mill. Fass gleich ca. 65 Prozent, Mexiko 
155 Mill. Fass gleich 22 Prozent, und Russland, das zu Anfang 
dieses Jahrhunderts noch mit 50 Prozent an der Spitze aller 
ölproduzierenden Länder stand, nur noch ca. 30 Mill. Fass 
gleich 4,3 Prozent. Das übıige verteilt sich hauptsächlich auf 
die indische (Holländisch- und Britisch-Indien), persische, euro- 
päische, zentral- und südamerikanische Förderung. Europa 
(ausser Russiand) spielt mit 15 Mill. Fass gleich 2 Prozent eine 
recht unbedeuteude Rolle. 

Für die nächste Zeit ist in Persien und Zentral- und Süd- 


amerika mit einer wesentlichen Steigerung der Förderung zu 
rechnen. 


Die Fraktionen des Erdöls (d. h. die aus dem Rohöl ge- 
wonneren Produkte), die als Kraftstofie in Betracht kommen. 
sind das Benzin und das Gas- und Heizöl. Bei ‚weitem 
der grösste Verbraucher ist der Verkehr in seinen verschiede- 
nen Forinen. — die Schiffahrt geht in immer steigendem 
Masse zum Oelbetriebe (Heizöl- und Dieselmotorenbetrieb) 
über, die Luftfahrt ist nur mit Benzin denkbar, auf dem 
Lande wächst der Kraftwagenverkehr von Jahr zu 
Jahr (der Weltbestand an Automobilen dürfte über 10 Mill. be- 
tragen, davon über 8 Mill. in den Vereinigten Staaten), auch die 
Eisenbahnen verwenden immer mehr Oel für Loko- 
motivheizung. Nicht vergessen darf auch werden, dass 
der Betriebsstoff aller maschinell bewegten 
Kriegseinrichtungen das Benzin ist. Hiernach leuch- 
tet ohne weiteres ein, dass es nicht nur der wirtschaftliche 
Imperialismus ist, der Kontrolle über den Rohstoff Oel auszu- 
üben strebt, sondern dass vor allem der politische Imperialis- 
mus der beiden Grossmächte, der Vereinigten Staaten und 
Grossbritannien, das höchste Interesse daran hat, den Lebens- 
nerv des Verkehrs und der Militärmaschine in der Hand zu 
halten. Von diesem Gesichtspunkte aus sind die schnellen 
internationalen Auseinandersetzungen zu beurteilen. die die 
Oelfrage im allgemeinen regeln sollen, im besondern aber die 
Probleme der‘ mesopotamischen und Djambi-Oelielder zum 
Gegenstand haben. 


Stichwörterbuch 


Gleitende Lohnskalen. Unter der gleitenden Lohnskala ist 
nach Kurt Herrmann (Teuerung und Lohn, Berlin 1921, 
C. Heymanns Verlag) ein Lohnsystem zu verstehen, in dem das 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Arbeitsvertrag ver- 
abredete Arbeitsentgelt automatisch gewissen Veränderungen 
unterliegt, die in zwangsläufiger Beziehung stehen zu den 
Schwankungen einer anderen vorher bestimmten Grösse. Man 
unterscheidet zwei Arten der gleitenden Lohnskala. Bei der 
ersten besteht die leitende Absicht darin, eine gewisse Ueber- 
einstimmung zwischen dem Gewinn des Unternehmers und dem 
Arbeitslohn herzustellen. Bei der zweiten handelt es sich um 
die automatische Anpassung der Lohnhöhe an die Schwankun- 
gen der Indexziffern, die die Bewegung der. Lebenshaltungs- 
kosten zum Ausdruck bringen. Die erste Form der gleitenden 
Lohnskala hat auf dem europäischen Festlande keine Verbrei- 
tung gefunden, wohl aber ist sie im englischen und nordameri- 
kanischen Kohlenbergbau in Tariiverträgen vereinbart worden. 
Die zweite Form der gleitenden Lohnskala ist zuerst von 
AdolfBraun vorgeschlagen worden, der darüber 1920 unter 
dem Titel „Geldrevolution und Arbeitslohn“ eine kleine Schrift 
veröifentlicht hat. (Berlin, Verlag der Buchhandlung ‚Vor- 
wärts‘“.) Bei der ersten Art der gleiterdden Lohnskala geht man 
vom Arbeitnehmer als Produzenten aus, während bei der zwei- 
ten Art der Arbeitnehmer in seiner Stellung als Konsument 
erfasst wird. Die ältere Form der Lohnskala mit ihrer An- 
krüpfung an die Preise des Arbeitsproduktes hat mit der Ver- 
änderung des Nominallohnes auch eine Verschiebung des Real- 
Iohnes zur Folge, ia man darf sagen, dass dies ihr eigentlicher 
Zweck ist. Bei einem derartigen System der gleitenden Skala 
können die Unternehmer die Last einer verstärkten Kon- 
kurrenz unter sich auf die Arbeitnehmer abwälzen. Die Ver- 
bindung der Lohnkurve mit der Kurve der Lebenshaltunzskosten 
soll dagegen nach der Angabe derjenigen, die sie empfehlen, 
nur das Ziel haben, den Nominallohn zu ändern, den 
Reallohn aber unberührt zu lassen; sie soll also dem Arbeit- 
nehmer die Möglichkeit sichern, sich für seinen Arbeitsverdienst 
stets den gleichen Lebensbedarf beschaffen zu können.- Ob 
dieser Zweck wirklich erreicht werden kan, hängt letzten Endes 
von der Macht ab, die die Gewerkschaiten bei dem Abschluss 
von Tarifverträgen in die Wagschale zu werfen vermögen. 
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weder in der einen noch in der anderen Form Es. zu an 


dern. Ihre Anwendung schliesst sogar die Gefahr in sich, dass 
nur ein Lohnsatz erreicht wird, der nicht weit über das 
Existenzminimum hinausgeht. Die Lohnpolitik der Gewerk- 
schaften muss aber auf. eine allmähliche Hebung der gesamten 
Lebenshaltung des Arbeitnehmers hinzielen. Die Hoifnungen, 
die zum Teil auch Arbeitnehmer auf die gleitende Lohnskala 
in der Form der automatischen Anpassung an die Lebenskosten 
setzen, sind deshalb trügerisch. Eine Verbesserung der Lage 
der Arbeitnehmer ist nur zu erwarten, wenn der Preisstand 
sich festigt, wenn also verhindert wird, dass die Preissteigerung 
sich weiter fortsetzt. Darüber hinaus muss aber das Bestreben 
dahin gehen, die aufgeblähte Preishöhe überhaupt abzubauen. 


Dazu wird man freilich nur durch die grösstmögliche Ent- 


faltung der produktiven Kräfte der Nation gelangen. (Vergl. 
darüber im einzelnen „Zusammenbruch und Wiederaufbau“, 
Heft 9 der Schriften des Bundes, S. 7 ff.) 


Valuta-Dumping. Der Begriff des Dumping stammt aus der 
Vorkriegszeit. 
gewöhnlich angewendet in wegwerfender Beziehung, besonders 
von Mengen Müll, minderwertigen Gegenständen in Massen. 
„Schleuderkonkurrenz“ ist vielleicht der dem Sinne am näch- 
sten kommende deutsche Begriff. 


Mit Dumping pflegten dann auf dem Warenmarkt im be- 
sonderer die Fälle gekennzeichnet zu werden, in welchen die 
Industrie eines Landes ihre Waren im Ausland zu niedrigeren 
Preisen als im Inland anbot; insbesondere dachte man auch an 


die noch schwerwiegenderen Fälle, in denen die Verkäufe ins. 


Ausland gar unter die eigenen Selbstkosten der Ware herunter- 
eingen. In Deutschland wurde vor dem Kriege eine derartige 
Preispolitik, zumal in Zeiten der Absatzschwierigkeiten, von 
vielen Kartellen betrieben; besonders die Halbzeugkartelle der 


Eisenindustrie (Stahlwerksverband) gingen: in dieser Richtung 


vor und glaubten durch Erweiterung des Absatzes und die da- 
durch ermöglichte Produktionssteigerung unter Verminderung 
der Generalunkosten die Nachteile des billigen Verkaufs wieder 
hereinholen zu können. Für kurze Zeit mag das richtig ge- 
wesen sein. Auf die Dauer zeigte es sich, dass die durch dieses 


. Verfahren erzeugten Gegenwirkungen des Auslandes, sowie die 


Bedrohung der konkurrierenden ausländischen Industriekreise, 
die durch geschickte und zielbewusste Propaganda ausgebeutet 
wurde, geradezu eine der stärksten psychologischen Vorbedin- 
gungen des Weltkrieges geschaffen haben. Hinzu Kam, dass 
die deutsche verarbeitende Industrie mit Recht darüber klagte, 
dass- ihr das deutsche Rohmaterial teuerer einstünde, als dem 
konkurrierenden Ausland; es war damals z. B. möglich, Schiffe 
aus deutschem Eisen in Holland billiger zu bauen, als in 
Deutschland — ein gewiss recht wenig günstiges Eızebnis. 
Bei den heutigen Erscheinungen handelt es sich nicht um 
echtes Dumping, nicht um eine Verschleuderung deutschen 
Gutes unter Selbstkosten ins Ausland. Es mag dies ausnahms- 
weise auch einmal vorkommen. Die massgebende gegenwärtige 
deutsche Wirtschaftspolitik lässt indessen solche Methoden auf 
die Dauer grundsätzlich nicht zu. Der Reichskommissar für 
Aus- und Einfuhrbewilligung hat erklärt, dass er Ausfuhrbewilli- 


sungen nicht zu Preisen geben werde, weiche unter den Inlands-. 


preisen wären, und er hat weiter angedeutet, dass, wo sich im 
Inlande ein wesentlich höherer Preis entwickle, als im Aus- 
lande, er durch Bewilligung entsprechender Einfuhren diesem 
Zustande entgegenzuwirken versuchen werde. 


Wie Dr. Rudolf Dalberg in seiner Schrift „Valuta- 
Dumping“ (Berlin 1921, Carl Heymanns Verlag), der die vor- 
liegende Darlegung entnommen ist, ausführt, handelt es sich bei 
den gegenwärtigen Unterbietungen im Auslande vielmehr um 
reines Valuta-Dumping, d. h. um Unterbietungen ausländischer 
Preise, die durch verschlechterte Valuta möglich werden. Der 
Umstand, dass der Aussenwert der Reichsmark unter den 
Binnenwert, d. h. die Kaufkraft der Mark im Inland gesunken 
ist, also die Senkung der deutschen Valuta unter die Kaufkraft- 
parität, gibt die Möglichkeit dazu. Ein Valuta-Dumping kann 
auch dann noch möglich oder vorhanden sein, wenn die tat- 
sächlich im Ausland erzielten Preise wesentlich höher sind, als 
die Selbstkosten und die Inlandspreise. 


Referentenführer 


Gildensozialismus. Obwohl bei uns das Interesse am enz- 
lischen Gildensozialismus offensichtlich gross ist, wird er in 
der Tagespresse und in den Zeitschriften doch nur spärlich be- 
handelt. Eine grössere gesonderte Darstellung besitzen wir 
über ihn noch nicht, wohl aber gibt es Abhandlungen über ihn 


Schriftleiter: Karl Soblich, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GinbH., Berlin SW 68, 


To dump heisst auskippen, abladen und wird 


-in Büchern, die sich mit weitergehenden Therien er 


So in der Schrift von Otto Bauer über „Bolschewismus und 
Sozialdemokratie“ (Wien 1920, Wiener Volksbuchhandlung) 


| 


hi 


und derjenigen von M. Beer über den „Britischen Sozialismus 


der Gegenwart“ (Stuttgart 1920, J.H. W.Dietz Nachf.). Die 


Darlegungen von Bauer über den Gildensozialismus sind von 
der Berliner „Freiheit“ in den Nr. 326 und 328 vom 12. und 


13. August 1920 abgedruckt gewesen. Von Belang ist noch der 


Artikel „Giklensozialismus“ von Harry Graf Kessler in der 


Nr. 391 der „Vossischen Zeitung“ vom 8. August 1920. — An 
Uebersetzungen von englischen Schriften liegen zurzeit vor: 
1. G. D. H. Cole und W. Mellor, „Gildensozialismus“, 


deutsch von Dr. Eva Schumann (Köln 1921, Rheinland- I 


Verlag); 2. „Gildensozialismus“, mit einem Vorwort von 
Wolfgang Schumann- (Dresden 191. Druck und 


Verlag von Kaden & Komp.); 3. „Katechismus des Gildensozia- . 


lismus“, deutsch von M. Beer (Privatdruck des AfA-Bundes). 
Dazu kam in jüngster Zeit: 4 G. R. Stirling Taylor, „Der 
Giidenstaat. 


Seine Leitgedanken und Möglichkeiten“, Ueber- | 


setzt von Otto Eccius (Schriften der englischen Gilden- | 


bewegung I. Tübingen 1921, 


zu Rate zu ziehen, nämlich: 1. 
britischen Trade Unionismus“, 
Stein, 2 2 
vereine“, deutsch von C. Hugo, 2 Bde. (Beide Schriften im 
Verlage von J.H. W. Dietz in Stuttgart.) — Ausserdem für died 


letzten Phasen der Entwicklung die vorhin genannten Rachen 1 


von Bauer und Beer. 
Christlicher Sozialismus. 


Verlag von J. C. B. Mohr). | 
— Ueber die englische Gewerkschaftsbewegung sind in erster | 
- Linie die Werke von Beatrice und Sidney Webb | 
„Die Geschichte des | 
deutsch ven Eduard Bern- | 
„Theorie und Praxis der englischen Gewerk- ii 


Ueber den älteren christlichen 5 
Sozialismus kann man sich unterrichten: 1. Bei Herkner, „Die | 


Arbeiterirage“ (Berlin 1916, Verlag Guttentag), 2, Band, 1. Ab- 
schnitt, „Sozialkouservative Richtungen“; 2, Kapitel, „Sozial- 


konservative Theorien“, Seite 53-57; 3. Kapitel, „Sozialkonser- | 


vative Bewegungen“, Seite 76-112. 2. Bei Emile de Laveleye 


„Der Sozialismus der Gegenwart“, deutsch von Christian 
Jasper (Klumker), Halle a.S., Hendels Bibliothek Nr. 82529, 


listen‘, Seite 140—167. 3. Bei ‘Charles Gide und Charles Rist, 
„Geschichte der volkswirtschaftlichen Lehrmeinungen“, nach 
der zweiter Auflage des Originals herausgegeben von Franz 
Oppenheimer, deutsch von R. W. Horn (Frau Oppenheimer), 
Jena 1913. Buch 4, „Die Abtrünnigen“, Kapitel 4, „Die auf dem 


Ueber die jüngste Bewegung hat eine das Wehe ZU=- 


Katholizismus und die neue Zeit“, „Sozialismus und Religion“, 


in der Wochenschrift der deutschen Sozialdemokratie „Die on | 


Zeit“, Nr. 5-6 vom 30. April und 7. Mai 1920. Ausser den im 
Leitartikel genannten Schriften sind dann etwa noch folgende 


für ein genaueres Eindringen in den Gegenstand von Belang: 2. 
Domdekan Dr. F. X. Kiefl, „Sozialismus und Religion“ (Re | 


gensburg 1920, Verlagsanstalt vorm. G. J. Manz), Rudolf 
Stammler, 
den Grundbegriffen und den Grundsätzen der Sozialwissenschaft 
(Leipzig 1920, Verlag von Felix Meiner). Viktor Cathrein S. J 
„Sozialdemokratie und Christentum“ oder „Darf ein Katholik 
Sozialdemokrat sein?“ (Freiburg 1919, Herder). Dr. Josef 


Schofer, „Sozialdemokratie und Religion“ (Karlsruhe u B. 1919, 


Druck und Verlag der A.-G. Badenia). Pater Sigismund Brettle, 


„Der Katholizismus und die neue Zeit“ (Karlsruhe 1919, Druck 


- 6-8. Kapitel, insbesondere Kapitel 8: „Die katholischen Sozia- : 


” 
‚Christentum beruliende Lehre“, Seite 581—584. ö 
Ei 


sammenfassende Abhandlung verfasst Dr. Ed. Dietz, „Der | 


4 


„Sozialismus und Christentum‘, Erörterungen 4 


und Verlag der A.-G. Badenia). Professor Karl Muth, „Die neuen 


‚Barbaren‘ und das Christentum“ (Hochland, 16. Jahrga 
6. Heft 1918/19, Seite 585-596). Prof. Dr. Max Scheler. „Prop 
tischer oder Marxistischer Sozialismus“ (Hochland. 17. Jahr- 
gang, 1. Heft 1919/20, Seite 71-84). Professor Dr. Johann 


Plenge, „Christlicher Sozialismus“ (Leipzig 1919, Neuer Geist, 
Verlag). Professor Dr. G. Brieis, „Untergang des Abendlandes“, 
1920, Herder). 


„Christentum und Sozialismus“ (Freiburg 


Dr. Theodor Braun, „Christentum und Sozialismus“, Vortrag, 


en 


gehalten auf dem 10. Kongress der Christlicher Gewerkschaften 
Deutschlands am 23. November 1920 in Essen. (Köln 1920 


Christlicher Gewerkschaftsverlag.) Die Schrift von Henri d 5 


Saint Simon, „Neues Christentum“, ist deutsch mit einer E 
leitung über die Ursprünge der christlich-sozialen Ideen 

Friedrich Muckle in der Adler-Grünbergschen Sammlu 
Hauptwerke des Sozialismus und der Sozialpolitik, im 11. H 
(Leipzig 1911, Verlag C. L. Hirschfeld) herausgegeben word: 


Druckfehlerberichtigung. In dem Artikel „Der endkiche Gifder 
sozialismus“ in Nr. 4. der „Sozialwirtschaftlichen Rundschau“ vor 
24. Juni 1921 mriss es auf Seite 9, rechte Spalte, Zeile 13 von - 
statt „ökonomische Lage“ heissen: ökonomische Lehre. : 
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keiten schienen unbeschränkt zu sein, 


-in den Vereinigten Staaten 


-rückgegangen ist. 
‚in den Vereinigten Staaten nur bis zu 25 Prozent ausgenützt. 
In England ist diese grosse Industrie vollständig lahmgelegt 
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Beilage zur dhen Techniker-Zeitung 






‚Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 52, Werftstrasse 7 


Nummer 6 | 


Das Ende der Wirtschaftskrise ? 


Nach dem Waffenstillstand hiess es in der kommunistischen, 


‚Ja in der sozialistischen Presse, die kapitalistische Produktion 
‚sei tot, und nun gelte es, den Leichnam bald aus dem Wege zu 
räumen, — wir erinnern an Lenins Brief an die amerikanische 


Arbeiterschaft. Wir wurden bald eines anderen belehrt. Es 
hat eine Hochkonjunktur sondergleichen eingesetzt. Der 
Warenhunger konnte kaum gestillt werden, die Absatzmöglich- 
obwohl die besiegten 
Länder infolge ihrer verzweifelten Finanzlage aus dem Güter- 
vorrat nur wenig zu schöpfen vermochten. Die Preise stiegen 
selbst in Ländern mit guter Valuta — wo die- Preiserhöhung 
nicht nur- Ausdruck der Geldwertung war — ins Ungemessene. 
Im Mai 1920, als die Konjunk&:r ihren Höhegrad erreichte, waren 
die Indexziffern für Grosshandelspreise (1913 = 100) in den ein- 
zelnen Ländern: Vereinigte Staaten 272, England 305, Frankreich 
550, Italien 660, Deutschland 1690, Schweden 361, Norwegen 
368, Japan 272 (im April 300; in Japan hat der Preissturz früher 
begonnen), Australien 217, Kanada 261. Obwohl die Umstellung 
der Produktion auf den Friedensbedarf nicht ohne Reibung vor 
sich ging, erfolgte eine Erweiterung der Produktion auf einer 
grossen Stufenleiter. In Zeitungen und Zeitschriften suchten 
„Wirtschaftsoptimisten“, an der Hand verschiedener Produktions- 
zittern, es wahrscheinlich zu machen, dass die Weltproduktion 
binnen kurzem’ den Vorkriegszustand efreichen und in einigen 
Jahren um: das Vielfache übertreffen würde. 


Die Hauptsorge dieser Periode, wie die Betriebe mit Heiz- 
material versehen werden können, ist bald geschwunden. Die 
Kohlenproduktion der Vereinigten Staaten übertraf 1920 .die Vor- 
kriegszeit (Indexzahlen im Mai 1920 für Braunkohle 122; für 
Steinkohle 110); nach der Beilegung des englischen Kohlen- 
streiks erreichte die Kohlenförderung Englands den Zustand vor 


‚dem Kriege; Detitschland wurde durch Machtwort zu einer ge- 
‚steigerten Förderung gezwungen, 


Die Eröffnung neuer Kohlen- 
felder und Oelquellen — Oel wird in immer grösserem Masse 
zu Heizzwecken verwendet —, die fortschreitende Ausnutzung 
der Wasserkräfte (Elektrifizierung der Eisenbahnen in Italien, 
in. der Schweiz, in Kanada usw.) — all dies schien geeignet zu 
sein, die Sorge um das Brennmaterial aus der Welt zu schaffen. 


Die Unternehmer .erzielten riesige Gewinne, während die 
Arbeiterschaft die erhöhten Lebenskosten durch Lohnerhöhungen 
auszugleichen trachtete. Diese Bestrebungen sind trotz Hoch- 
koniunktur und: trotz der für die organisierte Arbeiterschaft 


günstigen Machtverhältnisse nur sehr unvollkommen gelungen, 
"und die Löhne vermochten nur in wenigen Ländern und Gruppen 


von. Arbeitern mit den erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes 
Schritt zu halten. Immerhin gelang die Einholung der Preis- 
steigerungen bis zu einem gewissen Grade, und ausserdem ver- 
mochte die organisierte Arbeiterschaft Errungenschaften auf 
sozialpolitischem Gebiet und darüber hinaus in der Richtung 
der industriellen Demokratie zu erzielen (Arbeiterkontrolle, 
Lohnämter usw.). Allerdings hatten die Staaten infolge der 
wachsenden Inflation Finanzsorgen, da es nicht leicht war, für 
die Staatsausgaben, die infolge einer erhöhten Bureau- 
kratisierung während des Krieges mächtig angeschwollen sind, 
entsprechende Einnahmen aufzubringen. 


Die Weitkrise, die im Sommer 1920 einsetzte, war eine A b- 
satzkrise, verursacht durch ein Missverhältnis zwischen 
Produktion und Verteilung der Kaufkraft. Die wesentlichen 
Züge dieser Krise sind die folgenden: Die Produktion wurde ein- 
geschränkt. Zuerst in der. Textilindustrie; ihr folgten andere In- 
dustriezweige, und als Folge wurde die Kohlenförderung. ver- 
mindert. Die Produktionseinschränkung. erreichte ihren Höhe- 
punkt in der Eisen- und Stahlindustrie, deren Erzeugung selbst 
auf die Hälfte der Vorkriegs- 
produktion und auf ein Drittel der Erzeugung im Juni 1920 zu- 
Die Leistungsfähigkeit dieser Betriebe wurde 





Berlin, den 30. September 


| 1921 


worden. Die KRohstofferzeugung besonders in Baumwolle, 
Gummi, Tee usw., wurde ebenfalls eingeschränkt. 

Als Folge der Produktionseinschränkung entstand eine sehr 
umfangreiche Arbeitslosigkeit; — viele Millionen Ar- 
beitshände waren gezwungen, zu feiern — und noch grösser ist 
die Zahl der Arbeiter, welche Kurzarbeit — einige Tage in 
der Woche oder täglich nur wenige Arbeitsstunden — verrichten 
mussten. Staatliche Einrichtungen, wo sie vorhanden waren — 
in den Vereinigten Staaten gibt es z. B. keine Arbeitslosen- 
unterstützung — vermochten das durch die Arbeitslosigkeit ent- 
standene Elend nur wenig zu lindern. : Ungeheure Mengen Ar- 
beitsstunden, die für die Bedarfsdeckung der Völker Werte 
schaffen sollten, sind verlorengegangen. 


Die aufgeblähten Preise des Jahres 1920 begannen in den 
Ländern mit guter Valuta zu sinken, ja, in vielen Artikeln er- 
folgte sogar ein förmlicher Preissturz. Nach dem „Federal Re- 
serve Board Bulletin“ sind die Grosshandelspreise im Mai 1921 
im Vergleich zu den Preisen im Mai 1920 um die folgenden 
Prozentsätze gesunken: Vereinigte Staaten 46,2 Prozent, Eng- 
land 37,4 Prozent, Frankreich 40,4 Prozent, Italien 17,1 Prozent, 
Deutschland 4,5 Prozent, Schweden 39,6 Prozent, Norwegen 
20,1 Prozent, Japan 29,8 Prozent, Australien 26.2 Prozent, Ka- 
nada 30,4 Prozent. Das Sinken der Kleinhandelspreise zeigt 
allerdings einen geringeren Prozentsatz auf, hier folgen die 
Preisermässigungen nur langsam und nicht vollständig ausge- 
wirkt nach. Der Preis einer Anzahl Waren wie Baumwolle 


Kupfer, Kaffee usw. erreichte den Vorkriegsstand und sank 
sogar weiter, 
Die überall vorgenommenen Lohnherabsetzungen 


wurden nur zum kleinen Teil durch die Verbilligung der Lebens- 
haltung aufgewogen; darüber hinaus wurde die wirtschaftliche 
Lage der Arbeiterschaft wesentlich schlechter. - Der Rückschlag 
auf politischem und sozialem Gebiet traf eine wirtschaftlich ge- 
schwächte und innerlich zersplitterte Arbeiterschaft. Die Streiks 
waren in dieser Periode zum Misserfolg verurteilt. Das poli- 
tische Gewicht der organisierten Arbeiter ist gesunken. 

Der Aussenhandel ist auf das äusserste beschränkt 
worden, nicht nur dem Werte, sondern auch der Menge nach. 
Jedes Land trachtet, seinen Export zu fördern und den Import 
einzuschränken. Wirtschaftliche und politische Mittel : wurden 
hierzu verwendet, eine neue Hochschutzzollperiode 
ist angebrochen — Schutzzölle zur Fernhaltung fremder Waren, 
aber auch wegen der Zolleinkünfte —, Kreditbewilligungen, 
Bündnisse, ‚politische Liebesdienste, Einfuhrverbote,. esetz- 
gebung gegen Dumping usw. dienten dem Bestreben nach För- 
derung des Warenexports und nach Einschränkung des Imports. 
Diese gelang nicht gleichmässig. Frankreich hat z. B. bei dieser 
Bestrebung gut abgeschniten, während Englands Aussenhandel 
im Juni 1921 einen geringeren Wert darstellte als 1913, obwohl 
die Preise noch um 50 Prozent (nach Berechnung des „Statist“ 
um 80 Prozent) höher waren als damals. Ungefähr das gleiche 
gilt für die Vereinigten Staaten. 

Die Sta atsfinanzen gelangten in eine neue kritische 
Phase, die Steuerfähigkeit wurde geschwächt, und die Forderun- 
gen an die Staatsbudgets konnten nicht. herabgesetzt werden. 
Eine allgemeine Unsicherheit der Preisbildung und der Valuta- 
verhältnisse erschwerte die Lage noch. ganz besonders. Alle 
diese Merkmale dürften zur Kennzeichnung die Wirtschaftskrise 
genügen. 

in letzter Zeit sind Zeichen aufgetreten, die so gedeütet wer- 
den können, als ob die eben xeschilderte Periode der Wirt- 
schaftskrise sich ihrem Ende nähere und eine neue Pro- 
duktionsphase heranbrechen würde. Die Zeichen sind 
zwar nicht eindeutig, trotzdem lässt sich ihre Tendenz gut fest- 
stellen. Zunächst einmal ist der Preisrückgang zum - relativen 
Stillstand gekommen. Die Indexziffern der letzten Mo- 
nate zeigen in allen Ländern nur geringe Schwankungen. Die 
Lebensmittelpreise steigen, gewisse Industrieartikel sinken noch 
im Preise, im ganzen aber nur in beschränktem Masse. Die 
Indexziffern, die Anfang des Jahres einen durchschnittlichen 


‚Rückgang von monatlich 15 bis 30 Pımkten aufwiesen, gehen in 
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den letzten Monaten nur mit 1 bis 6 Punkten zurlick: oder aber Wirtschaft und Technike ge: : 


sie bleiben gleich, wie folgende Tabelle des „Federal Reserve 
Board Bulleiin“ zeigt (1914 = 100): 
1921 Ver.Staaten England Frankreich Norwegen Schweden Japan 


April 143 154 347 297 229 190 
Mai 142 150° * 329 294 218 191 
Jjıni 139 148 324 ar 218 192 _ 


Am bezeichnendsten sind Japan und die Vereinigten Staaten, 


zum Stillstand gekommen. Die Belebung der Pro- 
duktion ist ebenfalls zuerst in diesen Ländern zu verzeichnen, 

Damals hat das Ausbleiben des Roheisenexports aus Japan nach 

den Vereinigten Staaten den Stein ins Rollen gebracht. Jetzt 

hat sich dieser Export gewaltig wiederbelebt. Die Indexzahlen 

dieser Einfuhr sind (1913 —= 100) August 1920 132, November 65, 

Dezember 48, Januar 1921 35, Februar 122, März 198, April 237, 

Mai 217. (Der Umfang dieses Verkehrs ändert sich allerdings 

auch nach den Jahreszeiten.) Die Textilindustrie, die sowohl 

in diesen beiden Ländern, wie in England als erste in Mitleiden- 

schaft gezogen wurde, zeigt überall Zeichen der Besserung. Der 
Baumwollverbrauch und die Zahl der beschäftigten Spindeln er- 

höht sich andauernd. In der Wollindustrie sank der Prozentsatz 

der müssigen Spindeln und der verlorenen Arbeitsstunden nach 

der Statistik des „Federal Reserve Board Bulletin“ von 59 Pro- 

zent bzw. 68 Prozent im Januar 1921 auf 10,1 Prozent bzw. 10,4 

Prozent im Juni. Bei der Kohlen- und Oelproduktion ist eben- 

falls eine Erhöhung zu verzeichnen. (Die Oelproduktion war 

übrigens der einzige Produktionszweig, dessen Leistung sich 

auch während der Wirtschaftskrise ständig erhöht hatte.) 


Auch die zum Stillstand gebrachte Schifisbautätigkeit zeigt 
eine bemerkenswerte Neubelebung. Im Februar waren in den 
Vereinigten Staaten 86 neue Schiffe, im Juni jedoch bereits 160 
im Bau begriffen. Im Januar wurde zum Wohnungsbau in 
23317 Fällen, im Mai aber in 48266 Fällen Erlaubnis erteilt. 
Die Eisen- und Stahlindustrie zeigt. einstweilen kein Zeichen 
des Aufschwungs, sie hat vielleicht nicht einmal ihren Tiefstand 
erreicht. Die Erhöhung der Lebensmittelpreise lässt auf eine zu 
erwartende Erhöhung der .landwirtschaftlichen Produktion 
schliessen. Die Ausweise über Arbeitslosigkeit zeigen überall 
einen langsamen Rückgang; die englische Textilindustrie hat so- 
gar die Kurzarbeit teilweise aufgehoben. Die Lohnherab- 
setzungen nehmen weiter ihren Gang, da die Widerstandsfähig- 
keit der Arbeiterschaft auf der ganzen Linie geschwächt ist. Der - 
Banknotenumlauf vermindert sich ausser in Deutschland in allen 
westeuropäischen Ländern, und dieser Umstand (Deflation) in 
Verbindung mit den herabgesetzten Preisen lässt den Reallohn 
relativ erhöhen. 


Das wesentlichste Symptom vielleicht in der geschilderten 
Richtung ist eine gewisse Beständigkeit der Preise und .der 
Valutakurse in den letzten Monaten. Die Unsicherheit der 
Preisbildung, die in der Zeit der Hochkonjunktur die Produktion 
insofern gefördert hat, als sie zu raschen Käufen anspornte, 
wurde in der Krise ein grosses Hindernis für deren Beendigung, 
da neue Bestellungen infolge der Erwartung neuer Preisherab- 
setzungen ausblieben. Diese Schwierigkeit wurde in letzter Zeit 
teilweise behoben. 


Das grosse Absatzgebiet Russland, sowie der im Elend 
schmachtenden besiegten Völker ist zwar für den Export der 
Fntentestaaten und Neutralen kaum vorhanden, 200 Millionen 
Menschen sind aus diesem Verkehr halbwegs ausgeschaltet. 


Trotzdem hat es den Anschein, dass in den grossen Industrie- 


staaten eine neue Produktionsperiode im Aufsteigen ist. Theore- 


tisch konnte man dies erwarten, wenn auch der Zeitpunkt hier- 


für unsicher war. Die Periodizität der Wirtschafts- 
krisen ist eine bekannte Erscheinung, ihr Grund, besonders 
aber wie und warum die einmal entstandene Wirtschaftskrise 
ihr Ende nimmt, ist in der nationalökonomischen Wissenschaft 


noch nicht genügend aufgehellt. Dieses Problem soll uns aber 


hier nicht beschäftigen. Gegenwärtig kommt es uns nur auf 
die Beziehung-der Wirtschaitskrise zum Sozia- 
lismus an. Die Krise hat den Kapitalismus nicht vernichtet, 
er ist sogar — zwar nicht wirtschaftlich, aber poltisch als Macht- 
faktor, stärker als vor der Krise. Er wird auch die neue Pro- 
duktionsphase leiten. Ob die folgende Krise an Wucht und Ver- 
nichtung stärker sein wird, als die gegenwärtige, da die neue 
Produktion auf einer geschwächten Produktionsbasis und mit 
verminderter Kaufkraft der Bevölkerung ihren Anfang nimmt, 
können wir nicht vorhersagen. Trotzdem ist kein Grund, an 
der Umbildung der herrschenden Wirtschaftsordnung zu ver- 
zweifeln. Ein so schweres Problem ist nicht im ersten Anlauf 
zu lösen, vielmehr bedarf es hierzu einer folgerichtigen Reihe 
von Taten, die nur gelingen können, wenn die Arbeitnelimer- 
schaft geschlossen zusammensteht und sich in geduldiger Er- 
ziehungsarbeit das Rüstzeug zur Führung der Wirtschaft schafit. 
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‘ dann kann man zu der Auffassung gelangen, dass nur in dieser 


“durchaus unzutreffend, denn auch Philosophen, : Gesellschafts- 


l \ T ; “ P . » = “ _yegi: 3 'or- 
wo die Krise ihren Anfang nahm.‘ Hier sind die Preise zuerst die menschliche Kultur verschiedentlich beschäftigt. In der Vor- 


"geteilt, der bei der Herstellung von Werkzeugen und Gebrauchs- 
 gegenständen die entscheidende Rolle gespielt hat. ‘So unter- 


- schen Wirtschaft und Technik haben angelegen sein lassen. »Es$ 


- Noch niemals hat sich die Macht des technischen Faktors in 


1 , ’ = | 
- Schaffen wird namentlich da, wo es sich zur wissenschaftlich 
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Wenf man nur die volkswirtschaftliche Liter 
die Bedeutung der Technik gewürdigt worden sei. Das ist aber 


theoretiker und namentlich die Forscher aui dem Gebiete der 
Vorgeschichte haben sich mit Wesen und Wert der Technik für 


geschichte hat man sogar gewisse Perioden nach dem Stofi ab- 


scheidet man in der Vorzeschichte eine ältere und jüngere 
Steinzeit, ein Zeitalter der Bronze und schliesslich ein solches 
des Eisens. -Kichtig aber ist, dass namentlich in den letzten 
Jahrzehnten es besonders volkswirtschaftliche Schriftsteller ge 
wesen sind, die sich das Studium der Wechselbeziehungen zwi- 


ist damit ein Mangel beseitigt worden, der in den ersten Ver- 
öffentlichungen der wissenschaftlichen Nationalökonomie vor- 
handen war. „Das erste umfassende System einer rationellen 
Volkswirtschaftslehre, nämlich Adam Smiths Untersuchung über 
den Völkerreichtum hat,“ wie der am.22. September im neun-- 
undachtzigsten Lebensiahre verstorbene Denker und. Forscher 
Eugen Dühring in seinem Kursus der National- und Sozial- 
Ökonomie (Leipzig 1892, 3. Aufl. S. 67) nachdrücklich betont, 
„merkwürdigerweise den wichtigsten Faktor .aller wirtschaft- 
lichen Entwicklungen nicht bloss nicht an: die Spitze gestellt, } 
sondern auch dessen besondere Formulierung ganz unterlassen 
und auf diese Weise diejenige Macht, die der modernen euro- 
päischen Entwicklung ihren Stempel aufgedrückt hatte, unwill- 
kürlich” zu einer untergeordneten Rolle herabgewürdigt. Das 
seitdem verflossene Jahrhundert ist nun ‚vollends zu ‚einer. ge- 
‚schichtlichen Ironie auf den Fehlgriif des Schotten: geworden. 


Ko 







solcher :Unwiderstehlichkeit und umwälzenden Wirkungsart ge- 
zeigt, wie im 19. Jahrhundert und namentlich in dessen zweiter‘ 
Hälfte. Mit der entwickelteren’ Aera der: Eisenbahnen ist ‘es 
erst vollkommen sichtbar geworden, welche ökonomische Um- 
wälzung durch die verschiedenen Arten ' der Anwendung der 
Dampifkraft hervorgebracht und wie die Beherrschungskraft der 
Menschen über die Natur in unvergleichlicher Weise erhöht wor- 
den ist. Einer derartigen künstlichen: Leitung und Organisatio 
der Naturkräfte gegenüber treten alle anderen 'Förderungsmittel‘ 
der Wirtschaft in den Hintergrund...“ EX ee g i 


Derselbe Forscher äussert sich über den gleichen Gegen 
stand in seiner „Logik und Wissenschaftstheorie‘ (Leipzig 1905 
2. Aufl, S. 343) folgendermassen: „Das polytechnische Elemen 
ist gegenwärtig durch das mit ihm verbundene eigentliche Wissen 
der Hauptträger des positiven Fortschritts. :: Das industriöse 



























bewussten Technik steigert, zu mehr als einem blossen Bahn- 
brecher der Zukunft. Es schafft nicht bloss. Hindernisse und 
Störungen fort, sondern es schafft auch im Sinne des Hervor- 
bringens und bereichert hierbei das menschliche Wissen eben mit 
denjenigen Einsichten, vermöge. deren die beste Nutzung der 
Naturstoffe und Naturkräfte zugänglich wird. . Was hilft alle 
Erkenntnis der Naturgesetze, wenn nicht die Wege gefunden 
werden, erfolgreich auf die Natur zu wirken und mit der Natur 
zu arbeiten!“ _ NT 
Nach einem bewährten pädagogischen Grundsatz knüpft man | 
bei der Einschulung in ein neues Wissensgebiet am zwec 
mässigsten an die Kenntnisse und Erfahrungen an, die man bei 
dem in Betracht kommenden Hörer oder Leser voraussetzen 
“darf. Danach dürfte es sich für den Techniker, namentlich für 
den neu in den Beruf eintretenden, empfehlen, zunächst Schrii= 
‘ten vorzunehmen, die die Fortschritte der Technik unter volks= 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachten. Als besonders 2 
eignete Einführung bietet sich hierfür dar die Schrift von 
AlfredFreund, „Technik, ihre Grundlagen zum Verstän 
für alle“ (Leipzig 1920, Verlag von H. A. L. Degener). Die 
stellung erfolgt wie schon aus’ dem Untertitel hervorgeht, vo 
Standpunkte technisch-wirtschaftlichen Denkens, und sie’ist 
dem unleugbar grossen pädagogischen Geschick, über das d 
Verfasser verfügt, für ihre Zwecke hervorragend geignet. 
‚Professor Freund, so hat auch Professor G. v. Hanfisten 
‚bei der Abfassung seines Buches „Technisches Denken 
- Schaffen. Eine gemeinverständliche Einführung in die Te 
(2. Aufl., Berlin 1920, Verlag von Julius Springer) nicht e 
nur an Studierende «ler technischen Wissenschaften und i 
Praxis tätige Techniker gedacht, sondern will allen nach B 
‚Jehrung strebenden Schichten des‘ Volkes das Verständnis d 
‘Technik erschliessen. Die wirtschaftliche Bedeutung der Te 
nik tritt bei ihm nicht so in den Vordergrund, wie bei F 
Ausserdem reicht die Schrift trotz aller Bemühungen d 
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«aber Wirtschaft nur durch Technik vollziehbar. 


Nr. 6 


* fassers um gemeinverständliche Darstellung nicht an die Freund- 
sche heran. Sie setzt bei dem Leser auch mehr an bereits vor- 
handenen Kenntnissen voraus, so dass ihr voraussichtlich nicht 
die breite Wirkung zuteil werden wird, wie der Freundschen 


Arbeit. Aber beachtenswert bleibt sie neben der Freundschen 
Schrift in jedem Falle. 


Die Untersuchungen über die wirtschaftliche Bedeutung der 
Technik haben die Herausbildung eines Sonderzweiges der 
Wirtschaftslehre hervorgerufen, den man gewöhnlich alstech- 
nische Oekonomik bezeichnet. Die Begründer dieser 
Sonderdisziplin sind in erster Linie österreichische Gelehrte ge- 
wesen, wie Emanuel Herrmann und M.Kraft. Die ausführlichste 
Darstellung der technischen Oekonomik hat Prof. Dr. A. Voigt- 
Frankfurt a. M. geliefert in seinem Beitrage zu dem von Prof. 
Dr. Leopold von Wiese herausgegebenen Sammelwerk „Wirt- 
schaft und Recht der Gegenwart. Ein Leitfaden für Studierende 
der technischen Hochschulen und Bergakademien sowie für prak- 
tische Techniker und Bergleute“ (Tübingen 1912, Verlag von 
J. C. B. Mohr). Die „Technische Oekonomik“ von Voigt ist im 
zweiten Bande S. 219-315 abgedruckt. V. geht dabei von dem 
Unterschiede, .naturalwirtschaftiicher und geldwirtschaftlicher 
Betrachtung der technisch-ökonomischen Probleme aus. „In der 
Technik,“ sagt er, „pflegt man die Güter konkret zu betrachten. 
Mittel sind hier also immer bestimmte konkrete Güter. ' Das- 
selbe gilt auch..von der Wirtschaft, solange sie auf der Stufe 
der Naturalwirtschaft sich befindet. Ist dagegen die Stufe der 
Geldwirtschaft erreicht, so hat man im Gelde ein gemeinsames 
Preis-.und Wertmass aller Güter, und man kann dann auch die 
Kosten in Geld ausdrücken. In der Technik bleibt man auch dann 
noch sehr häufig bei der: konkreten Betrachtung stehen. Auch 
in der. technischen. Oekonomik kommt man mit der konkreten 
Betrachtung aus, solange es sich um das Problem der Kosten- 
ersparnis an einem einzelnen Mittel handelt...“ „Erst wenn 
‚es.sich um’die Gesamtkosten einer Produktion, die mehrere ver- 
Schiedenartige Mittel erfordert, handelt, oder auch um die Ge- 
winnberechnung, d. i. die Feststellung der Differenz zwischen 
den Kosten und dem Preis des Produktes, ist ein gemeinsames 

"Mass der verschiedenen Kostenbestandteile sowie des Produktes 
notwendig, und dieses Mass stellt dann eben das Geld dar. 
Der grundlegende Teil der technischen Oekonomik lässt sich 
nun ohne Hilfe des Geldbegriffs entwickeln. Alle _technisch- 
‚ökonomischen Prinzipien, die sich auf Kostenersparnis und Vor- 
teile der Produktion im allgemeinen beziehen, gehören diesem 
Teile an, den wir als reine technische Oekonomik 
bezeichnen wollen. Er dient dem weiteren Ausbau der techni- 
schen Oekonomik, der Selbstkosten- und Gewinnberechnung, die 
des Geldbegrifis nicht entbehren kann, zur Grundlage. Diesen 
zweiten Teil der technischen Oekonomik wollen wir die chre- 
matischetechnische Oekonomik nennen.“ Die Ab- 
"handlung von Voigt behandelt in der Hauptsache nur die reine 
technische Oekonomik. Sie wird dem, der tiefer in die einschlä- 
gigen Probleme eindringen will, wertvolle Dienste leisten. 
Gegen manche Einzelheiten, namentlich solche, die auf das 
sozialpolitische Gebiet hinüberspielen, wird man begründete Ein- 
‚wendungen erheben können, vorgeschrittenere Leser — und nur 
solche kommen für die Voigtsche Arbeit in Betracht — werden 
E: aber durch solche zu beanstandenden Stellen nicht beirren 
assen. 

—- In erster Linie als Nationalökonom greift das Problem an 
Prof. Dr. Friedr. v. Gott1-Ottlilienfeld in seinem Bei- 
trag „Wirtschaft und Technik“ zum „Grundriss der Sozialökono- 
nomilc“ II. Abteilung: Die natürlichen und technischen Beziehun- 
gen der Wirtschaft (Tübingen 1914, Verlag von J. C. B. Mohr). 
Die Abhandlung findet sich dort auf den Seiten 199-381. Den 
Gegenstand der Untersuchung bildet bei ihm die Technik im 
objektiven Sinne; diese Technik ist das abgeklärte Ganze der 
Verfahren’ und Hilfsmittel des Handelns innerhalb eines be- 
Stimmten Bereiches menschlicher Tätigkeit. Aus der primären 
Abhängigkeit des Menschen, die darin besteht, dass wir Bedürf- 
nisse hegen, die nur in der Aussenwelt ihre Befriedigung finden 
können, entspringt die Wirtschaft. Aus der sekundären, aus der 


'=Notwendigkeit, dass man den Naturgesetzen Rechnung tragen 


muss, um die Natur beherrschen zu können, entspringt die 
Technik. Technik ist deshalb um der Wirtschaft willen da, 
Beide, Wirt- 
Schait und Technik, beherrscht einheitlich der Grundgedanke 
der Befreiung vom -Zufall, der Drang nach Ordnung. Ihrer 
Idee nach ist demnach Wirtschaft die Ordnung in den Hand- 
lungen der Bedarfsdeckung, Technik die Ordnung im Vollzuge 
dieses Handelns. ‘Von diesem Grundgedanken. aus verfolgt 


vw. Gottl-Ottlilienfeld die Prinzipien der modernen Technik und 


den technischen Fortschritt in seine Einzelheiten hinein. Es ist 
eine ausserordentlich aufischlussreiche Arbeit, die aber zu- ihrer 
Bewältigung aufmerksames Studium erfordert und an die nur 


“diejenigen herangehen sollten, die sich schon -mit solchen Ein- 
Führungen, wie der Freundschen und mit den Haupttheorien der 
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Volkswirtschaftslehre. wie sie in 
werden, vertraut gemacht haben. 

Die Abhandlungen v. Voigts und v. Gottl-Ottlilienfelds 
geben demjenigen, der sich mit den Beziehungen zwischen Wirt- 
schaft und Technik eingehender befassen will, genaue Literatur- 
nachweise, so dass wir uns hier auf die Angabe weniger 
Schriften beschränken können. Von den neueren Volkswirt- 
schaftslehrern sind es namentlich Werner Sombart und 
Julius Wolf gewesen, die der Technik besondere Aufmerk- 
samkeit in ihren Schriften gewidmet haben, Sombart in seinen 
bekannten Büchern „Der moderne Kapitalismus“ (vier Bände, 
München 1919, Verlag Duncker u. Humblot), Jul. Wolf in seiner 
„Nationalökonomie als exakte Wissenschaft‘ (1908). Wolf stellt 
die „technische Idee“ als hervorragenden Produktionsfaktor 
neben Natur, Arbeit und Kapital. Im Anschluss an J. Wolf hat 
der Kollege Karl Radunz in Kiel im Jahrgang 1920 der Zeit- 
schrift „Technik und Wirtschaft“ S, 227 einen lesenswerten Auf- 
satz über „Technik und Nationalökonomie“ veröffentlicht, in 
dem er ausführt, dass der Reichtum der Kulturarbeit vor allem 
‚in dem Besitz von technischen Ideen besteht, -und dass dieser 
Besitz den an Gütern, die übrigens ohne technische Idee zum 
grossen Teil tot sind, unendlich übertrifft. 

In diesem Zusammenhange sei zur Ergänzung unseres Auf- 
satzes „Einführung in das Studium der Nationalökonomie“ in 
Nr. 4 der „„Sozialwirtschaftlichen Rundschau“ vom 24. Juni d.J. 
noch hingewiesen auf das Buch von Prof. Karl Bücher „Ent- 
stehung der Volkswirtschaft“ (Tübingen, H. Lauppsche Ver- 
lagsbuchhandlung). Es liegen davon zwei Sammlungen vor; 
aus der ersten sind besonders hervorzuheben die Abschnitte 
über die Wirtschaftsstufen, über die Entwicklung der Betriebs- 
formen und über Arbeitsteilung, aus der zweiten namentlich 
der Aufsatz über das Gesetz der Massenfabrikation. Die Dar- 
stellung setzt keine erheblichen Vorkenntnisse voraus, so dass 
man dieses weitverbreitete Werk von Bücher nicht bloss Stu- 
dierenden der Volkswirtschaftslehre zur Einführung in die 
Wirtschaftswissenschaft empfehlen kann, Auf einen wirtschaft- 
lichen Sonderzweig hat die Bücherschen Forschungen über die 
Arbeitszerkegung angewandt: Ludwig Brake in seiner 
Schrift „Werkzeugmaschine und Arbeitszerlegung“ (Berlin 1911, 
Verlag M. Krayn). Karl Sohlich. 


Stichwörterbuch 


Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag. Es ist zu unter- 
scheiden zwischen dem Recht auf Arbeit und dem Recht auf 
den vollen Arbeitsertrag. Das Recht auf Arbeit bedeutet den 
Anspruch des arbeitsfähigen Individuums auf Beschäftigung zur 
Fristung der Existenz; man könnte deshalb auch von einem 
Rechte auf Existenz sprechen. Das Recht auf den vollen Ar- 
beitsertrag dagegen bedeutet den Anspruch auf ‘den unge- 
schmälerten Bezug des in das Produkt eingegangenen Arbeits- 
wertes. Demnach würde ein wirtschaftliches Gut, das durch 
die Arbeit einer einzigen Person hervorgebracht worden. ist, 
auch dieser allein gehören. Ist aber das Gut durch die Zu- 
sammenarbeit einer mehr oder minder grossen Zahl von Per- 
sonen entstanden, was bei einigermassen fortzeschrittener Ar- 
beitsteilung die Regel zu sein pflegt, so müsste jedem Arbeiter 
von dem Tauschwert des Gutes soviel zugeteilt werden, als 
er ihm durch seine Arbeit zugesetzt hat. Ein derartiges Recht 
auf.den vollen Arbeitsertrag kann in der auf dem Privateigen- 
tum beruhenden Gesellschaftsordnung nicht vorhanden sein, 
Aber auch in einer sozialistischen Wirtschaftsordnung könnte 
es ein Recht auf den vollen Arbeitsertrag in diesem Sinne nicht 
geben. Auch in der sozialistischen Gesellschaftsordnung - be- 
halten alle Zurüstungen, die zur Fortführung der Produktion 
notwendig sind, ihre Bedeutung. ‘Da diese Werkgüter, wie Ge- 
bäude, Maschinen usw. nur eine bestimmte Lebensdauer haben 
und deshalb nach gewisser Zeit erneuert werden müssen, so 
müssen auch in einer sozialistischen Wirtschaftsordnung Ueber- 
schüsse erzielt werden, die zur Erneuerung oder Ausbesserung 
der Werkgüter verwertet werden können. Auch die Einfüh- 
rung neuer Produktionszweige ist nur möglich, wenn Ueber- 
schüsse zur Verfügung stehen. In ieder Wirtschaftsordnung 
gibt es ausserdem Personen, die entweder noch nicht arbeits- 
fähig sind, oder die vorübergehend oder dauernd aus der Zahl 
der wirklich Erwerbstätigen ausgeschieden sind. Für deren 
Unterhalt muss aber doch gesorgt werden, und das kann in 
keiner anderen Weise geschehen, als durch Abzweigung vom 
Arbeitsertrage der arbeitsfähigen Bevölkerung. Das Recht auf 
den vollen Arbeitsertrag wurde von Proudhon wie folgt formu- 
liert: „Dies mein Vorschlag: Der Arbeiter selbst behält, nach- 
dem er seinen Lohn empfangen hat, ein natürliches Recht auf 
die Sache, die er hervorgebracht hat.‘ — Aehnliche Gedanken 
finden sich auch bei englischen Sozialisten, so bei William 
Thompson, der, wie wir früher schon einmal gelegentlich be- 
merkt haben, als erster den Ausdruck „Mehrwert“ gebraucht 
hat. Auch Rodbertus und Lassalle waren Vertreter des 


den Lehrbüchern vorgetragen 
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Rechtes auf “den vollen Arbeitsertrag. Dagegen ist diese 
Vorstellung von Marx als unzutrefiend zurückgewiesen worden, 
und Bernstein schreibt bereits 1906, dass der „unsozialistische, 
Charakter“ des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag längst 
anerkannt sei. 


Referentenführer 


Sozialversicherung. Die reichsgesetzliche Versicherung der 
Angestellten und Arbeiter hat sich aus der genossenschaftlichen: 
Fürsorge in Handwerk und Gewerbe sowie aus der Fürsorge 
für. die Bergarbeiter entwickelt, die eine jahrhundertlange Ge- 
schichte hat. Der gesetzliche Versicherungszwang hat seinen: 
Ursprung in der preussischen Allgemeinen Ge- 
werbeordnung vom 17. Januar 1845, durch die die Ge- 
meinden ermächtigt wurden, mittels- Ortsstatut eine Beitrags- 
pflicht zu den bestehenden Urterstützungskassen für alle am 
Orte beschäftigten Gesellen und Gehilfen auszusprechen. Durch 
ein preussisches Gesetz vom 10. April 1854 wurde ein Zwang 
zur Errichtung von Knappschaftskassen ausgesprochen, 
Die anderen deutschen Staaten schlossen sich diesem Vor- 
gehen an. ’ 

Die Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes vom 
21. Juni 1869, die vom kurz danach entstandenen Deutschen 
Reich übernommen wurde, stellte ein besonderes Gesetz über 
die Regelung der Sozialversicherung in Aussicht. Unter dem 
7. Juni 1871 wurde das Reichsgesetz, betreffenddie 
Verbindlichkeit zum Schadensersatz für die 
bei den. Betrieben von Eisenbahnen, Berg- 
werken usw. herbeigeführten Tötungen und 
Das Gesetz über 
die eingeschriebenen Hiliskassen von 1876 
räumte den Unternehmern, die Zuschüsse zu solchen Kassen 
leisteten, ein Vertretungsrecht darin ein, 

Es folgte das: Krankenversicherungsgesetz 
vom 15. Juni 1883, das Unfallversicherungsgesetz 
vom 6. Juli 1884, das Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgesetz vom 22. Juni 1889. Der Kreis 
der Versicherten, der diesen ‚nacheinander entstandenen Ge- 
setzen unterworfen wurde, war nicht der gleiche. Die Bestre- 
bungen, den Versicherungsschutz auf alle lohnarbeitenden Be- 
völkerungsschichten auszudehnen, das Versicherungswesen für 
die Versicherten verständlicher zu machen und den Verwaltungs- 
apparat zu vereinfachen, führten zur Schaffung der Reichsver- 
sicherungsordnung vom 19. Juli 1911. — Dr. Hoifmann, 
Handkommentar zur Reichsversicherungs- 
ordnung, Berlin, Karl Heymanns Verlag. Einfacheren An- 
sprüchen genügt: Hochs Reichsv ersicherungsord- 
nung nebst Einführungsgesetz. Verlag Karl Giebel, Berlin 
SO 26, Oranienstr. 40/41. Dazu gehört: Hoch, Verände- 
rungen der Reichsversicherungsordnung und 
ihres Finführungsgesetzes nach dem Stande vom September 
1921, das im gleichen Verlage erschienen ist. — Die Reichsver- 
sicherungsordnung erfüllte nicht die Wünsche der Arbeiter und 
Angestellten, da sie zwar eine Zusammenfassung der Versiche- 
rungsgesetze, nicht aber eine Zusammenlegung der Ver- 
sicherungseinrichtungen brachte. Die Unternehmer 
sträubten sich gegen eine Vereinheitlichung der gesamten Sozial- 
versicherung, da sie von der ganz richtigen Auffassung ausgingen, 
dass eine solche Vereinheitlichung auch inhaltlich einen Ausbau 
zugunsten der Versicherten bringen müsse. Ihr Kampf richtete 
sich damals vornehmlich gegen das Selbstverwaltungsrecht in 
den Krankenkassen. — Der Kampf um die Reichsver- 
sicherungsordnung, Verlag Buchhandlung Vorwärts, 
Berlin 1911. — 

Die Entwicklung der Sozialversicherung unter besonderer 
Berücksichtigung der Angestellten ist geschildert von Lange, 
DiesozialeBewegungderkaufmännischen An- 
gestellten: Verlag des Zentralverbandes der Angestellten, 
Berlin SO 26, Oranienstrasse 40/41. Die Bestrebungen der An- 
gestellten, eine bessere Fürsorge für die invalid und alt Ge- 
wordenen und eine Fürsorge für die Hinterbliebenen einzuführen, 
bewegten sich zunächst durchaus gleichlaufend mit den Bemühun- 
gen der Sozialpolitiker, eine Vereinheitlichung der Sozialver- 
sicherung anzubahnen (Bericht der Siebenerkom- 
kommission an den Hauptauschuss 1907 und 


Dr. Thissen, Die Bewegung für eine staatliche. 


Pensionsversicherung der, Privatangestell- 
ten; Verlag Kaufmännischer Verein von 1858 in Hamburg 1909). 
Erst durch die Denkschrift des Reichskanzlers 
vom H. Juli 198 an den Reichstag wurde die Errichtung 
einer besonderen Versicherungsanstalt für Angestellte als .ein 
Weg bezeichnet, auf dem eine bessere Fürsorge für alt- und in- 
validgewordene Angestellte und deren Hinterbliebenen ge- 


schaffen werden könne. Das 'Versicherungsgesetz für  Ange- 
stellte kam am 20. Dezember 1911. — Kommentar zum 
Versicherungsgesetzfür Angestellte, von Ge- 
heimrat A. Düttmann, Landesrat Appeliws und 
Landesversicherungsassessor Seelmann; Ver- 
lag von Stephan Geibel, Altenburg, S.-A. Einfacheren An- 
sprüchen genügt: Potthoff, Versicherungsgesetz 


E 


für Angestellte;' Verlag J. Hess in Stuttgart. Hoch, ? 


Versicherungsgesetz für Angestelkte; Verlag 
von Karl Giebel, Berlin SO 26, Oranienstrasse 40/41. — Dazu 
gehört die den Stand vom Mai 1921 wiedergebende Schrift von 
Dr. Dersch, Die gesamten Abänderungsgesetze 
zur Angestelltenversicherung, die im Verlage von. 
J. Bensheimer, Mannheim-Berlin-Leipzig, erschienen is. 
Die von den Sozialpolitikern geführten Bestrebungen zur 
Vereinheitlichung der gesamten Sozialversicherung haben nicht 


“geruht; vergleiche die im Verlage von Ernst Siegfried Mittler 


und Sohn in Berlin erschienenen billigen Heftchen: Manes, 


Die Verbilligung der Sozialversicherung durch Eingliederung der 


Angestelltenversicherung 1916; Zacher, Soll die Sonderorga- 
nisation der Angestelltenversicherung beibehalten werden? 1917; 
Brunn, Zur Frage der Beseitigung der Angestelltenversiche- 


rung als Sonderversicherung 1917. Bei Karl Siegismund in 


Berlin erschien 1917 eine Broschüre: Soll die Sonder- 
organisation .der Angestelltenversicherung 
nach dem Gesetz vom 20. Dezember 1911 beibe- 
halten werden? Die Arbeitsgemeinschaft freier Ange- 
Dr orbanle (jetzt AfA-Bund) hat im Jahre 1918 eine Denk- 
schrüt:- 
stelltenversicherung mit der Invalidenver- 


Lange, Die Verschmelzung der Ange- . 


sicherung herausgegeben. Nach dem Kriege sind insbeson- _ 


dere erschienen: Dr. PaulKaufmann, Präsident des Reichs- 
versicherungsamtes, Wiederaufbau und Sozialver-: 
sicherung: Verlag von Georg Stilke 1920, sowie Kleeis, 
Die Neugestaltung der Sozialversicherung; 
Verlag für Sozialwissenschaft in Berlin. Der AfA-Bund hat in 
letzter Zeit eine Vortragsdisposition:; Neugestaltung der 
Sozialversicherung unter besonderer Berücksichtigung 
der Novelle zum Versicherungsgesetz für Angestellte heraus- 
gegeben. ! vo Ki 
An Zeitschriften sind zu nennen: Amt liche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamtes, sowie 
Die Angestelltenversicherung, amtliche Nachrich- 
ten der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte; ferner die 
im Verlage von Julius Springer in Berlin durch Dr. Kaskel her- 
ausgegebene Monatsschrift der Arbeiter- und An- 
gestelltenversicherung sowie die Ortskranken- 
kasse, Zeitschrift des Hauptverbandes Deutscher Ortskranken- 
kassen in Dresden. ht 
Eine Arbeitslosenfürsorge ist in Deutschland zu- 
erst von den Arbeitergewerkschaften und einigen Angestellten-" 
verbänden geschaffen worden. In einigen ausländischen Staaten’ 
war die Materie gesetzlich geregelt. Einige deutsche Gemein- 
den hatten für ihren Gemeindebezirk eine Arbeitslosenfürsorge 
geschaffen. Näheres ist aus der vom Allgemeinen Deitschenä 
Gewerkschaftsbund 1911 herausgegebenen Denkschrift 
über die Arbeitslosenunterstützungin Reich, 
Staat und Gemeinde zu ersehen. Der Deutsche Metall- 
arbeiter-Verband hat 1915 eine Schrift Arbeitslosenfür- 
sorge herausgegeben, die über die Kriegsmassnahmen unter-" 
richtet. Nach dem Kriege wurde die Verordnung über Erwerbs- 
losenfürsorge vom 13. November 1918 erlassen. Ueber die gegen- 
wärtige Rechtslage unterrichtet Weck, Die Erwerbs- 


losenfürsorge; Verlagsgenossenschaft Freiheit, Berlin ca 


Ueber die Einzelfragen der privaten und der Sozialversiche- 


"rung gibt Auskunft das von Professor .Dr. Alfred Manes her- 


ausgegebene umfangreiche Versicherungslexikon; Ver, 
lag von J. C. B. Mohr, Tübingen. ee 


va 
Hi 


Christlicher Sozialismus. In der Literaturübersicht. über 
christlichen Sozialismus in der Nummer 5 der „Sozialwirtschaft- 
lichen Rundschau“ vom 19. August d. J. muss es in Zeile 9 
von unten heissen: Dr. Theodor Brauer, nicht Braun, — 
In diesem Zusammenhange sei aus einem Briefe von Heinrich 
Pesch, S. J., an den Verfasser des Leitaufsatzes „Der christ- 
liche Sozialismus“ -in derselben Nummer der „Sozialwirtschait- 
lichen Rundschau“ zur Ergänzung des dort Gesagten folgende 
Stelle wiedergegeben: „Alles stimmt; nur bin ich kein Gegn 
der Sozialisierung von noch nicht im Priväteigentum stehend 
Bodenschätzen und Naturkräften. Bei Expropriation erford 
lich als Voraussetzung, dass der öffentliche Betrieb wesent 
besser ist im Hinblick auf die volkswirtschaftliche Aufgab: 
und Entschädigung.“ % 


Schrifleiter: Karl Sohlich, Berlin, — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlia NW 52. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH. Bein SW ER 
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Die „Stabilisierung“ der Valuta 


Es hat sich die Erkenntnis bereits überall aufgedrängt, dass 
die fortwährenden Schwankungen der Valuta, ihre unberechen- 
baren sprunghaften Veränderungen — für Deutschland bis in 
die letzten Tage das sprunghafte Sinken. derselben — gleich 
verhängnisvoll für die Produktion, für den Welthandel und für 
die Arbeitnehmerschaft sind. Dies gilt für alle Länder gleich, 
trotz der Förderung des Exports, die die entwertete Valuta 
für den Augenblick gewähren kann. Für die arbeitenden 
Klassen bedeutet diese Valutaunsicherheit: Arbeitslosigkeit in 
dem einen Lande (z. B. England) und einen hoffnungslosen 
Kampf um die Sicherung des Reallohns im anderen (Deutsch- 


land). 

Ber Wwumsch nach einer Stabilisierung der Valuta (d. h. ein 
bleibendes Verhältnis zwischen dem Geld und der stabilen 
Wertgrundlage des Geldes, die gegenwärtig das Gold ist, her- 
zustellen), deren Schwankungen und die infolge der Unsicher- 
heit aller Rechnungen entstandenen Störungen der Produktion 
auszuschalten, hat sich überail Bahn gebrochen. Wie soll aber 
diese Stabilisierung erfolgen? Die weitere Frage lautet: kann 
sie überhaupt durch geldtechnische Mittel (also durch 
eine veränderte Geldpolitik) bewerkstelligt werden? 

Um diese Frage zu beantworten, müssen wir die Ursachen 
untersuchen, die für die Schwankungen bezw. für die Ent- 
wertung der Valuta in erster Linie als verantwortlich gelten. 
Es werden vorwiegend zwei Ursachen für die fortwährend 
fortgesetzte Entwertung erwähnt: erstens die Inflation, 
also der ins ungemessene gesteigerte Notenumlauf, wobei zu 
beachten ist, dass für die Verschlechterung der Valuta nicht 
die absolute Höhe des Notenumlaufs in. Frage kommt 
dies würde sich nur in Preiserhöhungen auswirken und die 

roduktion könnte sich dem anpassen), sondern die fort- 
während wiederholte Steigerung derselben. 

In zweiter Linie wird de mangelnde Golddeckung 
für die Verschlechterung der Valuta veraätwortlich gemacht. 
Früher mussten die im Umlauf befindlichen Banknoten zu einem 
Drittel mit Gold oder mit Goldwerten gedeckt werden, und 
diese Deckung war vor dem Kriege sogar mehr wie zu zwei 
Dritteln vorhanden. Infolge der Verringerung des Goldschatzes 
auf der einen, der fortwährenden Vermehrung des Notendruckes 
auf der anderen Seite ist die vorgeschriebene Deckung nicht 
mehr vorhanden. Es gibt Valutapolitiker, die meinen, dass 
durch eine Herstellung der Eindritteldeckung das Gleichgewicht 
der Vaiuta hergestellt werden könnte. 

Wir wollen uns zunächst der ersten Frage zuwenden. Wer 
die Infiation ais Ursache der Geldentwertung ansieht, muss 
die Stabilisierung der Valuta auf dem Wege der Aufhebung der 
Inflation erstreben. Wodurch kommt aber die Inflation zu- 
stande? Vorwiegend dadurch, dass der Staat Noten druckt, um 
seine laufenden Ausgaben, die durch die Staatseinnahmen 
nicht gedeckt werden, zu bestreiten. Für die Inflation ist also 
in erster Linie das durch die Reparationslasten unermesslich ge- 
steigerte Staatsdefizit verantwortlich. Das Staatsdefizit 
ist aber volkswirtschaftlich nichts anderes als der Ausdruck da- 
für, dass im Lande mehr verbraucht als erzeugt 
wird. Wir stehen hier also vor Fragen der Produktion und des 
Verbrauchs und kommen zum Ergebnis, dass die Infiatioi 
nicht auf geldtechnischem Wege, sondern nur durch ander- 
weitige wirtschaftliche Prozesse ausgeschaltet wer- 
den kann. 

Auch eine einfache Regelung der Golddeckungs- 
frage könnte uns nicht zur Stabilisierung der Valuta ver- 
helfen. Folgende Ueberlegung kann uns dies klarmachen. Der 
gegenwärtige Notenumlauf Deutschlands beträgt rund 88 Milli- 
arden Papiermark. Rechnet man diesen Betrag mit dem heu- 
tigen niedrigen Kurs in Goldmark um, so ergibt sich, dass 
sich gegenwärtig nicht mehr als 2,5 Goldmilliarden im Um- 
lauf befinden. Der Goldschatz der Reichsbank beträgt gegen- 
wärtig trotz seiner bedeutenden Abnahme durch die Repara- 
tionsleistungen immer noch eine Milliarde Goldmark. Um die 
Eindritteldeckung herzustellen (und sogar mehr als das), würde 
eine einfache gesetzgeberische Massnahme ausreichen, wonach 
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der Wert der Geldeinheit (Mark) der gegenwärtigen Valuta- 
lage entsprechend bestimmt wird. Also müsste z. B. für 
250—300 M. ein Zehnmarkgoöldstück an der Kasse der Staats- 
bank ausgeliefert werden. Dabei könnten die bisherigen Noten 
ohne Abstempelung weiter im Umlauf bleiben und die Ver- 
rechnungen weiter in Papiermark gemacht werden. Die Drittel- 
deckung wäre hergestellt, allerdings aber nur, wenn gleich- 
zeitig die Einlösbarkeit der Banknoten in Gold auf der neuen 
Grundlage (also für 25—30 Papiermark eine Goldmark) fest- 
gesetzt würde. Da aber die Zahlungsbilanz der deutschen 
Volkswirtschaft sich infolge der Reparationsleistungen und 
anderer Gründe immer passiver gestaltet und gestalten wird, die 
Forderungen des Auslands mit den deutschen Guthaben nicht 
das Gleichgewicht haiten, müssen die Devisen (die fremden 
Zahlungsmittel) auch weiter zuungunsten Deutschlands — in 
Papiermark ausgedrückt — steigen. Dann wird es für den 
deutschen Schuldner vorteilhafter sein, zu dem im Gesetz 
festgesetzten Preise — so hoch er auch sei — Gold zu kaufen 
und seine Schulden in Gold zu begleichen, was er infolge 
der Einlösbarkeit der Papiermark in Gold zu tun in der Lage 
wäre. Somit wäre es mit der Herrlichkeit der Golddeckung 
bald zu Ende. Die Golddeckung allein kann also die Stabili- 
sierung der Valuta nicht gewährleisten, sondern nur in Ver- 
bindung mit anderen wirtschaftlichen Faktoren, die 
ausserhalb des Geldmechanismus liegen. Wir stossen wie- 
der auf das Probiem des Gleichgewichtes zwischen Produktion 
und Verbrauch, wobei im Verbrauch die Reparationsleistungen, 
die zur ungünstigen Gestaltung der Zahlungsbilanz beitragen, 
einbegriffen sind. 

Als drittes Heilmittel zur Stabilisierung der Valuta wird 
von manchen eine veränderte Diskontpolitik empfohlen, die 
auf die Erhöhung des Zinsfusses für den Kredit hinausläuft, 
um die Höhe der durch den Kredit in. Umlauf gekommenen 
Geldmittel einzuschränken. In der Friedenszeit war die Diskont- 
politik — Erhöhung oder Senkung des Zinsfusses — tatsächlich 
geeignet, den Geldmarkt zu regeln. Was würde aber eine Er- 
höhung des Zinsfusses und somit eine Erschwerung des In- 
dustriekredits gegenwärtig bedeuten? Zunächst müssen wir 
uns vergegenwärtigen, dass bei dem jetzigen Zinsfuss von 
10 Prozent im Durchschnitt (die Provisionen eingerechnet) eine 
wirkungsvolle Erhöhung des Zinsfusses diesen von 10 Prozent 
auf mindestens 20 Prozent herauischrauben müsste. Dies allein 
würde auch nicht genügen, sondern nur in Verbindung mit dem 
gleichzeitigen Entschluss der Banken, Kredite für die Uuter- 
nehmen, welche die erhöhten Zinsen nach ihrem Kredit fort- 
laufend zu zahlen voraussichtlich nicht in der Lage sein 
werden, überhaupt nicht zu bewilligen. Sonst würde die Dis- 
konterhöhung auf dem Papier bleiben und nur die Unter- 
nehmen zugunsten der Bauken belasten, ohne den gewünschten 
Erfolg zu erzielen. Und auch ein Drittes wäre notwendig, 
damit die Zinsfusserhöhung wirksam ist: dass nämlich die 
Warenpreise dadurch in einer Weise erhöht werden, dass der 
Verbrauch im Inland eingeschränkt werden muss und die 
Inlandspreise den Weltmarktspreisen angepasst werden. Alle 
diese Voraussetzungen könnten aber wahrscheinlich nicht er- 
füllt werden — schon weil die Banken an den Industrie- 
unternehmungen selbst interessiert sind —, iind so wäre die Er- 
höhung des Zinsfusses wirkungslos. Erzielt sie aber die ge- 
wünschte Wirkung: Krediteinschränkung und Einschnürung der 
Produktion, so würde dies wieder von unabscehbaren und wahr- 
scheinlich verhängnisvollen Folgen begleitet sein. Es würde 
Arbeıtslosigkeit entstehen, und zwar nicht nur in den 
durch die Entziehung der Kredite betroffenen Industrien, son- 
dern infolge der verminderten Kaufkraft der Arbeiterschaft der 
eingeschränkten Betriebe auch in anderen. Unter den heutigen 
Verhältnissen ist es also nicht möglich, Produktion und Ver- 
brauch durch Zinsiusserhöhung ins Gleichgewicht zu bringen, 
und deswegen ist sie zwecklos. 

Die negativen Ergebnisse, die uns die Untersuchung der 
empfohlenen Heilmittei gibt, führen uns zur Ueberzeugung, 
dass die geldtechnischen Mittel nicht ausreichen, um. die 
Valuta zu stabilisieren. Solange das Gleichgewicht zwischen 
Produktion und Verbrauch nicht hergestellt ist — und dem 
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stehen die Reparationsleistungen in erster Linie im Wege —, 


kann die Stabilisierung durch geldpolitische Massnahmen im 
Inland nicht erreicht werden. Anders liegt natürlich die 
Frage, wenn sich Amerika und England dazu entschliessen 
würden, die “deutsche Valuta zu stabilisieren; diese Länder 
haben die Mittel, es auf geldtechnischem Wege zu leisten. 
Dies würde aber auch für diese Länder gleichzeitig einen 
rossen wirtschaftlichen Entschluss bedeuten, nämlich im 
jrunde eine Kreditgewährung im grossen Massstab und für lange 
Frist an die Länder mit entwerteten Valuten. Ob ein solcher 
Entschluss zu erwarten ist, kann man auch nach den jüngsten 
gegenteiligen Verlautbarungen noch nicht als unbedingt sicher 
A. H. 


» bezeichnen. 


Die wirtschaftlichen Wirkungen des Frie- 


densvertrages im Urteile des Auslandes 


Immer mehr bricht sich im Auslande die Erkenntnis 
durch, dass die wirtschaftlichen Folgen, die der sogenannte 
Friede von Versailles und die sich an ihn anschliessenden 
Diktate von Spa, London, Paris und Genf gezeitigt hat, 
nicht bloss für Deutschland, sondern für die ganze Weitwirt- 
schait verhängnisvoll sind. Zum Beweise dessen wollen wir 
aber nicht: Urteile von Staatsmännern und ähnlichen Persön- 
lichkeiten, wie etwa des englischen Ministers Churchill, 
heranziehen, sondern solche von ökonomischen Theoretikern 
und Praktikern. Erinnert sei da in erster Linie an das be- 
rühmte Buch von. Professor Meynard Keynes über die 
wirtschaftlichen Folgen des Krieges, das auch in deutscher 
Uebersetzung, vorliegt. Auch ein anderer Engländer, 
I: A. Hobson, ein Vorkämpfer der industriellen Demo- 
ratie, gelangt in einer unter dem Titel „Die wirtschaftliche 
Seite der Reparationsfrage“ erschienenen Schrift zu einem 
völlig verwerfenden Urteile des Friedensvertrages. 

Nach einer Darstellung und el LE des Versailler 
Friedensvertrages bezüglich der Reparation, der Pariser For- 
derungen «und, des Ultimatums in London, untersucht Hobson 
die Möglichkeit der Bezahlung, dann aber auch die Hinder- 
nisse, welche die Sieger der Möglichkeit der Bezahlung ent- 
egenstellen, endlich die Frage der deutschen Ausfuhr, aus 
eren Ueberschuss allein die Reparation geleistet werden kann. 
Er geht dabei von der Voraussetzung, aus, dass die Ueber- 
tragung von. wirtschaftlicher Substanz (Fabriken, Betriebe usw.) 
in Reparationszahlung an das Auslaryl nicht in Frage kommen 
kann, da dies die deutsche Volksw#rtschaft für ewige Zeiten 
belasten und dem Ausland tributpflichtig machen würde. 

Hobson sieht im Londoner Ultimatum, zu dessen An- 
nahme Deutschland gezwungen wurde, eigentlich keine Er- 
leichterung gegen die - Pariser Forderungen. In den ersten 
Jahren ist nach dem Londoner Ultimatum sogar mehr 
zu zahlen, als es nach den Pariser Forderungen der Fall 
ewesen wäre. — Die Hoffnung, dass sich die deutsche 

aluta nach Bekanntgabe der Reparationssumme infolge der 
Beseitigung der Unsicherheit bessern wird — eine anscheinend 
wohlbegründete Annahme — hat sich nicht erfüllt, da eben 
die Unmöglichkeit der Bezahlung der geforderten ungeheuren 
Summen einem jeden klar geworden ist, und somit. die Un- 
sicherheit weiter besteht. 

Die Reparation hat zwei Seiten: die notwendigen Be- 
träge müssen in Deutschland auf dem Wege der Besteuerun 
aufgebracht werden — diese können aber nicht zur minitteh 
baren Zahlung verwendet werden, sondern müssen in Ausfuhr- 
üter umgewandelt werden, durch deren Ausfuhr erst die 
remden Devisen beschafft und die Reparationen getilgt 
werden können. Die Besteuerung für Reparationszwecke hat 
aber ihre Grenzen, die von Hobson ausführlich aufgezeigt 
werden. Der Staatsbetrieb (Verwaltung usw.) muss erhalten, 
der Lebensunterhalt der Arbeiterschaft gesichert werden usw. 
Sogar kann die neue Kapitalbildung nicht verhindert werden, 
wenn Deutschland in den späteren Jahren gesteigerte 
Zahlungen leisten soll. Die Pensionen für die Hinterbliebenen 
des Krieges müssen bezahlt werden. Es bleiben also für 
Reparationszwecke nur die Besteuerung der Renten (Haus- 
und Grundrente) und übermässige Profite, unter Umständen 
übermässige Löhne und Zinsen, übrig. Die Steuerhinter- 
giehungen dürfen aber nicht unberücksichtigt bleiben, .da diese 
— besonders bei den gegenwärtigen hohen Summen — nicht 
verhindert werden können. Ein Teil der deutschen Produktion, 
der bisher für inländische Bedürfnisse bestimmt war, muss 
auf die Herstellung von Exportartikeln umgestellt werden. 
Diese Umstellung der Produktion ist aber mit grossen wirt- 
schaftlichen Verlusten verbunden und Kann erst in späteren 
Jahren ergiebig werden. 

Die Ausführungen Hobsons, nach denen Deutschland — 
vor dem Kriege ein Staat mit grossem Einfuhrüberschuss — 


eckung der Reparationsschulden reichen "könnte, aufzuweisen 


‘setzt, ihre Produkte in Ländern, die vor dem Krieg unsere 


IH unmöglich einen riesigen Ausfuhrüberschuss, _ der zur. 
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vermag, werden unter Heranziehung umfangreichen ‚statisti= - 
schen Materials bekräftigt. Hobson betont besonders den Ver- 
lust von „unsichtbaren Exporten‘ seitens Deutschlands infolge. 
der Verluste seiner Auslandsforderungen, seiner Handelsflotte, 
seiner ausländischen Bankanstalten usw.; dadurch wird die 
Zahlungsbilanz Deutschlands wesentlich verschlechtert. vi 
- Die Gründe, mit denen die Unmöglichkeit der Reparations- 
leistungen belegt werden, werden vielleicht in England und im 
übrigen ehemals feindlichen Ausland infolge der noch obwalten- 
den Hass- und Rachegefühle nicht genug beachtet werden.” 
Einen grösseren praktischen Wert hat dagegen seine Beweis- 
führung über die Schäden, ja über die verhängnisvollen Wir- 
kungen, welche die Reparationsfrage auf die ganze Weltwirt- 
schaft ausübt. Er beweist die inneren Widersprüche dieses un- 
vernünftigen Systems. .Die Unterwertung der deutschen Mark 
erleichtert die deutsche Ausfuhr; auch muss Deutschland seine 
Waren ausführen, da dies der einzige Weg für die Reparations- 
zahlungen ist. Diese Ausfuhr wird aber als „Dumping“ be«-. 
trachtet und auf alle Arten erschwert. Infolge dieser Hinder-" 
nisse wird aber nicht nur die Reparation unmöglich gemacht, 
sondern auch der Besserung der deutschen Valuta ein Riegel 
vorgeschoben. Sie wird immer mehr entwertet und die Pro- 
bleme sowohl der Konkurrenz ‘wie der Reparationszahlimgen” 
werden immer verwickelter und schwieriger. In dieser Be- 
leuchtung tritt mit aller Schärfe hervor, wie die unwirtschaft- 
lichen Motive, die bei der Bestimmung der Reparations- 
leistungen entscheidend waren, wie Protektionismus, impera- 
listische Gelüste, von Hass bestimmte Massnahmen statt tried-" | 
licher Zusammenarbeit die Welt in ein wirtschaftliches Schlacht- 
feld verwandelt haben, auf dem die Völker verbluten müssen. 

Die britische Genossenschaftspresse hat sich, wie die „Kon 
sumgenossenschaftliche Rundschau‘ mit Genugtuung feststellt, 
ein klares Urteil über den Versailler Frieden bewahrt und sich“ 
nicht gescheut, die Dinge beim richtigen Namen zu nennen. 

Der „Scottish Cooperator“ (Nr. 1201 vom 21. Oktober)” 
liefert dafür erneut einen Beweis. In einem Leitaufsatze schil-" 
dert er zunächst die bereits bekannten Folgen der deut- 
schen Kohlenzwangslieferungen an Frank- 
reich. „Der Betrag an Freikohle, den Frankreich seitdem 
von Deutschland erhalten hat, entspricht fast genau der Menge, 
die von Britannien eingeführt wurde, ehe das Abkommen über 
die deutsche Kohle getroffen war .... Innerhalb dreier Mo- 
nate, seit Deutschland begonnen hatte, diese Bedingung des 
Friedensvertrages zu erfüllen, war ein Viertel unserer Berg- 
leute arbeitslos oder arbeitete verkürzt.“ So führte dieser 
Teil des Friedensvertrages im britischen Reiche zu Massen- 
elend und zu den schweren Differenzen zwischen Unternehmern 
und Arbeitnehmern, die in dem langwierigen Kohlengräberstreile 
dieses Jahres weithin sichtbar zum Ausdruck kamen. h: 

Das Blatt bemerkt weiter: „Ein anderer Faktor, der sich‘ 
nicht so sehr aus dem Krieg als aus der Kurzsichtigkeit unserer 
Landsleute ergab, die den Frieden schlossen, ist die „Wiedergut- 
machung“, die Deutschland gezwungen ist, uns in Gold zu 
zahlen. Alles deutsche Gold wurde schon bei der ersten an 
die Alliierten abzuführenden Rate fortgezahlt, und jetzt muss, 
um weitere Zahlungen zu leisten, Gold anderweitig beschafft 
werden.. Eine Folge hiervon war, dass der Wert der deutschen 
Mark, der zu Kriegsende etwa einen Penny betrug, jetzt au 
weniger als einen halben Penny gefallen ist und immer no 
fällt. Ein weiterer Faktor ist, dass dieser Tiefstand der deut 
schen Valuta die deutschen Kaufleute und Fabrikanten instane 
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Kunden waren, zu Preisen zu verkaufen, an die wir ‚nicht 
herankönnen; und so haben wir verloren oder stehen im Begrif 
zu verlieren unseren Exporthandel selbst mit Ländern wie 
Holland, Dänemark und Skandinavien, die, vom Kriege nicht 
betroffen, in der Lage sind, für Einfuhrwaren zu zahlen. Di 
Folge ist, dass unsere Arbeiter an den Sirassenecken erums 
stehen oder zu Hause hocken, während die deutschen Arbeite 
Ueberstunden machen. - Tr A 

Weiter war Deutschland vor dem Krieg einer der besten 
Kunden für britische Ausfuhrgüter. Heute sind, dank haupf- 
sächlich dem Umstande, dass Deutschland verpflichtet ist, eine 
ungeheure Entschädigung zu zahlen, und daher keine War 
hat, die es in Zahlung für Einfuhrgüter ausführen kar 
die Arbeiter der Entschädigung erhaltenden Länder nicht er 
forderlich zur Herstellung solcher Waren und liegen daher 
brach.‘ . Be 
„Scottish Cooperator“ zählt die unheilvollen Folgen für 
die Schiffahrt, die Eisenbahnen, die Bergwerke, die Hafe 
betriebe, die Eisen- und Textilindustrie auf und sagt: „Al 
diese Menschen liegen brach aus Ursachen, die direkt auf 
Friedensbedingungen zurückzuführen sind, BE: 

Unbedingt muss der Teufel, der unseren Staatsmännern" 
diese Bedingungen in.den Kopf setzte und sie verleitete, si 
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durchzuführen, ein deutscher Teufel gewesen sein, d 
über die. Erfolge seines Tuns sardonisch lächelt. 
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Nr. 7 


\ Recht gesagt:werden kann, dass wir den Krieggewonnen , 
“dann kanı mit dem gleichen Rechte gesagt werden, dass 
wir den Frieden verloren haben, und dass wir ihn 
verloren haben, weil kein Mann da war, der genügend klar 
sah, um zu begreifen, dass der einzige Weg, dem verstörten 
Europa wahren Frieden zu bringen, darin bestand, soweit 
menschenmöglich, die Kriegsfolgen von der Tafel zu löschen, 
und weil kein Mann da war, weitherzig genug, mit unseren 
Gegnern so zu verfahren, wie der verstorbene Sir Henry 
Campbell Bannerman mit Südafrika. 

enn.wir uns je wieder aus dem kommerziellen Verzweif- 
lungssumpfe befreien sollen, in den unser Handel gestürzt ist, 
dann ist das einzige, was unter dem gegenwärtigen Handels- 
sysiem getan werden kann, mit Deutschland Handel zu trei- 
ben und den deutschen Handel mit uns auf gleichen Fuss zu 
stellen. Wenn Deutschland wegen der Wertlosigkeit seines 
Geldes nicht in die Lage kommt, mit uns in Handelsaustausch 
zu treten, dann wird die Folge für unser Volk ebenso ver- 
hängnisvoll, wie sie für die Deutschen ist. Alles in allem — 
wir finden, dass der von unseren Staatsmännern geschlossene 
Friede für unser Volk noch schlimmer ist, als es 
der Krieg war, und es scheint, als wenn wir als Nation 
kopfüber in wirtschaftliches Unglück stürzen. Unsere Staats- 
männer haben Wind gesät, und jetzt stehen sie mitten in 
einem Wirbelsturm, dem sie nicht die Stirn zu bieten ver- 
mögen.‘ 

Der bekannte französische Genossenschafter Prof. Charles 
Gide, der Mitverfasser der „Geschichte der ökonomischen 
Lehrmeinungen“, liess sich kürzlich gegenüber einem Vertreter 
der Zeitschrift „Exzelsior‘‘ über den Sturz der deutschen Valtuta 
etwa wie folgt aus: 

„Das Fallen des Markwertes beruht auf wirtschaftlichen und 
psychologischen Gründen. In der: ganzen Welt glaubt man, 
dass Deutschland die von ihm geforderten ungeheuerlichen Sum- 
men nicht wird zahlen können. Damit es bezahlen könnte, 
müsste es in gigantischem Masse ausführen. Daher rührt 
der Sturz seiner Valuta. Die Papiermark bedeutet 4 Prozent der 
Goldmark. Um drei Milliarden Goldmark jährlich zu be- 
zahlen, müsste es für 75 Milliarden Goldmark alljährlich aus- 
führen. Das wird ihm, um so weniger gelingen, als niemand 
seine Waren abnehmen will. Alle Welt erschreckt bei dem 
Gedanken, Deuftschland-in Naturalien zahlen zu sehen. Frank- 
reich in erster Linie widerstrebt dieser Möglichkeit. Das Aus- 
fand hat kein Interesse daran, seinem Handel und seiner Hn- 
dustrie Konkurrenz zu machen, nur um Deutschland die Be- 
Zahlung Frankreichs zu erfeichtern. 


Deutschland möchte gern exportieren .... Aber — da 
kegt eın Trugschfuss vor: je mehr die Mark fällt, desto mehr 
Angst hat die Aussenwelt, Waren zu niedrigen Preisen abzu- 
nehmen, die ein furchtbares Konkurrenzmittel sind. Aber je 
mehr die Mark fällt, desto stärker ist das Bedürfnis Deutsch- 
lands, Waren auszuführen. In diesem Gedankenkreise gibt es 
keine Lösungsmöglichkeit. Gleichwohl hat man sich in Frank- 
eich eingeredet, Deutschland könnte 60 Milliarden Gold zahlen. 
Es kann das jetzt nicht; es wird es später auch nicht können. 
Dazu gibt es in der ganzen Welt nicht Gold genug. Es kann 
nur bezahlen mit Waren, die es ausführt. 


Damit Deutschland ‘zahle, gibt es nur ein anwendbares 
Mittel, das ist dasjenige, das Herr Loucheur sehr zögernd in 
Angriff nimmt: Deutschland das wiederherstellen zu lassen, 


"was es zerstört, Deutschland das ersetzen zu lassen, was es ver- 
’ ’ 


nichtet hat. Hätte man das gleich nach dem Waffenstillstande 
gemacht, so hätten die Deutschen ohne Verzug ihre Schuld 
zahlen können, wenigstens, soweit wir in Frage kommen. 


‚Aber Gefühlsgründe haben damals die Regierenden gehindert, 


sich zu dieser Lösung zu entschliessen. - Man könne deutsche 
Arbeiter nicht in die verwüsteten Gegenden hineinlassen, sagte 
man. Man fürchtete sich davor, die Deutschen die befreiten 
Gebiete bebauen zu schen usw. Das war sehr schön gesagt, 
aber man hat auf diese Weise zwei Jahre verstreichen lassen. 
Das Projekt Loucheur-Rathenau sieht ungefähr die Rückzahlung 
von sieben Milliarden vor; in Wirklichkeit muss man aber ins- 
gesamt 60 oder 70 Milliarden ausgeben. Dies Projekt ist also 
reichlich schüchtern. 


Es gibt noch eine andere Lösung für die gegenwärtige Krise 
Deutschlands; diese wird von den besten Volkswirtschaftlern 
epriesen. Es ist die Schuld uns gegenüber, die Deutschland 
indert, wieder hochzukommen. Allein wir können unsere 
Forderung nicht niederschlagen. Es wäre logisch, wenn Eng- 
land und die Vereinigten Staaten uns einen Nachlass dessen 
währten, was wir ihnen schulden, indem sie die deutschen 
Waren abnehmen, um so quitt zu machen. Diese Lösung wäre 
erbaulicher, als die Niederschlagung unserer Schuld ohne Kom- 
pensation zu fordern.‘ 
- Daist ferner das Projekt eines ebenso hervorragenden 


} 


Voikswirtschaftlers wie Keynes, des Schweden Cassel von 


der Universität Stockholm, der eine in diesem Sinne gehaltene 
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Denkschrift der Brüsseler Finanzkonferenz vom Jahre 19% 
vorlegte. Ein Aufsatz dieses Volkswirtschaftlers "im ‚Man- 
chester Guardian‘ präzisiert seinen Standpunkt: „Grossbritan- 
nien,‘“ schreibt er, „müsste alle seine Kordermeee an die Alli- 
ierten mittels von Deutschland unterschriebener Schecks um- 
tauschen und annullieren lassen. Die Vereinigten Staaten könn- 
ten das gleiche in noch viel grösserem Massstabe machen. 
Eine solche Politik, das sage ich unbedenklich, läge im eigen- 
sten Interesse dieser beiden grossen Handelsnationen. Aber 
dieses Vorgehen würde, das trifft zu, eine gewisse Gross- 
herzigkeit bedingen, die nur spontaner Art sein und die ein 
Ausländer nicht fordern kann.“ 


Diese von einem bedeutenden Volkswirtschaftler empfoh- 
lene Lösung ist die einzige bisher bekannte, die eine rasche 
Gesundung der Weltwirtschaftslage erhoffen lassen könnte. 
Deutschland, das seine Schulden bezahlt hätte, könnte wieder 
hochkommen. Frankreich, ‘befreit von den Verpflichtungen 
gegen die Alliierten, würde nicht mehr die Last seiner äusseren 
Schulden schleppen und würde ferner die Arme frei haben, um 
wieder an die Arbeit zu gehen. 

Auf die Frage,. ob nicht vielleicht hinter dieser plötzlichen 
Verarmung Deutschlands ein politisches Manöver stecke, er- 
widerte Gide: 

„Das glaube ich nicht, denn die Entwertung der Mark ist 
letzten Endes ungünstig für Industrielle und Kaufleute. Aller- 
dings könnte das Deutsche Reich mehr sparen und seine 
Steuern drückender machen. Die Gesamtsteuern Deutschlands 
betragen, 62 Milliarden Mark, d. h. nach dem gegenwärtigen 
Kurs 6 Milliarden Goldfrancs, wir in Frankreich zahlen 
8 Milliarden Goldfrancs. Wir zahlen also mehr, obwohl wir nur 
49 Millionen sind, gegen 60 Millionen Einwohner. Das Reich 
legt sich tatsächlich nicht ausreichende Steueropfer auf. Aber 
eine Vermehrung seiner Anstrengungen würde nicht genügen, 
seine innere Finanzlage und dementsprechend den Markkurs zu 
bessern. Im übrigen — selbst wenn die Mark wieder steigt, 
muss alle Welt begreifen, dass mehr gearbeitet und wenige 
ausgegeben werden muss; und das gilt für alle Völker, Sieger 
und Besiegte.‘ 


Im einzelnen liesse sich gegen die Gedankengänge von 
Prof, Gide manches einwenden, wir wollen aber davon ab- 
sehen, da es uns in diesem Zusammenhange nur darauf an- 
kam, die Uebereinstimmung im Urteile dees Auslandes über 
die wirtschaftlichen Wirkungen des Friedensvertrages aufzu- 
zeigen. Und das dürften die angeführten Urteile hinreichend 
dargetan haben. 


Vom Studium der Statistik 


Die Statistik gehört zu denjenigen Wissenschaften, die 
sich nicht gerade des allerbesten Rufes erfreuen. Hat man 
doch behauptet, sie habe eine wächserne Nase, die man 
so oder so drehen könne, es lasse sich mit ihr alles beweisen. 
Es unterliegt keinem Zweifel, dass vielfach und in der ver- 
schiedensten Form mit statistischen Zahlen Missbrauch ge- 
trieben worden ist und auch noch getrieben wird. Ein Be- 
weis gegen den wissenschaftlichen Wert der Statistik ist da- 
mit aber nicht erbracht, denn es liesse sich leicht zeigen, 
dass auch in anderen Wissenschaften dieselbe missbräuchliche 
Anwendung des Tatsachenmaterials und der Ergebnisse vor- 
gekommen ist. Letzten Endes hängt es ja davon ab, ob der- 
jenige, der statistisches Tabellenmaterial verwertet, dabei mit 
der genügenden wissenschaftlichen Unvoreingenommenheit vor- 
geht. Dazu ist natürlich erforderlich, dass man sich die Me- 
thoden zu eigen macht, vermittels deren das statistische Zahlen- 
material ausgewertet wird. 

Man streitet darüber, ob die Statistik nur eine Forschungs- 
methode oder eine selbständige Wissenschaft sei. Statistische 
Ermittlungen werden wie bekannt nicht bloss im Bereiche des 
Wirtschaftsiebens, sondern auch z. B. in der Medizin, in der 
Strafrechtswissenschaft usw. vorgenommen. Die Auffassung, 
dass die Statistik nur eine Methode ist, ist unter diesem Ge- 
sichtspunkte nicht unberechtigt. Es wird aber dabei übersehen, 
dass es sich bei allen statistischen Untersuchungen darum 
handelt, zur Aufdeckung der Beziehungen zu gelangen, die 
zwischen den Zahlengruppen bestehen. Solche anlengruppen 
können jedoch nur zustandekommen, wenn man die Masse 
als selbständigen Faktor in der Geschichte anerkennt und be- 
handelt. Wenn man die Zustände, die an den Menschenmassen 
zahlenmässig festgestellt werden können, untersucht, dann er 
ibt sich, dass darin gewisse Regelmässigkeiten auftreten. 
iese Regelmässigkeiten werden durch das sogenannte Ge- 
setz der grossen Zahl ausgedrückt. Um Missverständ- 
nissse zu vermeiden, sei ausdrücklich bemerkt, dass dieses Ge« 
setz nicht etwa ein Gesetz im Sinne der Naturgesetze ist, 
sondern eine auf einer verhältnismässig grossen Zahl von Be- 
obachtungen beruhende Regelmässigkeit. Nach Wilhelm 

































































































T 


re 


er 


j 
Fi 
j 
j 
< 
Dr 
a 
\ 
i 
\$ 
119 
1% 
128 
v 
B 


l 
N 
i 
y 


a ER: WIEDER ET TED en 
- ? 


. 


EEE EEE LTE 


nr 


- uunen 


RTSERZE 
wre: 


es = 


'SOZIALWIRTSCHAFTLICHE RUNDSCHAU 1921 


Böhmert kann man das Gesetz der grossen Zahl etwa 
dahin formulieren, dass „sich ein vom menschlichen Willen 
abhängiger Tatbestand unter gleichen Bedingungen in gleichen 
Zeiträumen gleich oft wiederholt, wenn er nur so oft wieder- 
kehrt, dass eine Massenbeobachtung möglich ist. Zeigen sich 
in den gemachten Massenbeobachtungen Abweichungen von 
dem nach dem Gesetz der grossen Zahl zu erwartenden Er- 
gebnis, so müssen wir umgekehrt annehmen, dass die Bedin- 
gungen nicht mehr dieseiben sind, dass sich also in den 
Motiven der Handelnden und in ihrer physischen und sozialen 
Grundlage irgend etwas geändert hat. Dieser Schluss aus 
der Abweichung von einem erwarteten Ergebnis auf eine Ur- 
sache, durch die die Abweichung bedingt ist, ist der eigentlich 
wissenschaftliche Schluss der Statistik.“ Wenn man es kurz 
bezeichnen will, so kann man sagen, dass die Statistik 


im wissenschaftlichen Sinne die Theorie der Massen- 


erscheinungen ist. 

Der Begriff der Statistik, den wir soeben gefunden haben, 
verhilft uns dazu, ihre Bedeutung für die aufstrebenden Klassen 
aufzuzeigen. Die Statistik dient ihnen dazu, ihre zahlenmässige 
Bedeutung darzulegen und die Missstände, unter denen sie 
leiden, blosszustellen. In diesem Sinne aufgefasst, kann man 
die Statistik geradezu als eine Waffe dera ufstreben- 
den Klassen des Volkes bezeichnen. 

Wer sich über die Statistik und ihre Bedeutung für unser 
wirtschaftliches und soziales Leben schnell unterrichten will, 
dem kann auch heute noch die gleichnamige Abhandlung 
empfohlen werden, die der schon erwähnte Dr. Wilhelm 
Böhmert auf meine Anregung für das vierte Heft des 
Beer 1910 des Jahrbuches für die Soziale Bewegung der 
ndustriebeamten geschrieben hat (S. 314-331). Die Abhand- 
lung ist auch als selbständige Schrift in den seinerzeit von 
Prof. Dr. Victor Böhmert herausgegebenen „Volkswohl-Schrif- 
ten“ erschienen. Mit den Einzelheiten der statistischen Me- 
thodeniehre und mit den sachlichen Ergebnissen statistischer 
Untersuchungen konnte sich Wilhelm Böhmert bei dem ihm 
zur Verfügung stehenden Raume nicht befassen. Mehr bietet, 
aber auch nur in rein methodischer Beziehung, die „Einführung 
in die Statistik“ von Dr. Ernst Müller (München und 
Leipzig 1912, Verlag von Duncker & Humblot). Gemein- 
verständliche Gesamtdarstellungen der Statistik sind ferner in 
die bekannten Sammlungen „Aus Natur und Geisteswelt‘ (Ver- 
lag B. G. Teubner, Leipzig) und „sammlung Göschen“ (Ber- 
lin und Leipzig, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger) ein- 
gereiht worden. In der erstgenannten Sammlung Nr. 442 hat 
der Direktor des Statistischen Amtes in Mannheim, Prof. 
Dr. Siegfried Schott, den Gegenstand behandelt, in der 
anderen Sammlung der Frankfurter Stadtrat Prof. Dr. H ein- 
rich Bleicher. In beiden Schriitten finden sich auch 
Literaturnachweise, die es dem Weiterstrebenden ermöglichen, 
sich eingehender mit statistischen Problemen zu beschäftigen. 
Leider liegt von dem Buche von Prof. Bleicher erst der erste 
Teil vor, der die allgemeinen Lehren und die physikalische 


und Bevöikerungs-Statistik behandelt, so dass man aui die. 


Schrift von Prof. Schott angewiesen bleibt, wenn man sich 
über das Ganze der Statistik unterrichten will. In sachlicher 
Beziehung möchten wir der Bleicherschen Darstellung aber 
den Vorzug geben. Nicht unbrauchbar ist auch die Darstellung, 
die Dr. Lorenz Zach von der Statistik in der Sammlung 
Kösel (Kempten und München, Verlag der Jos. Köselschen 
Buchhandlung) Nr. 66 gegeben hat. Zach hat sein Buch dem 
Altmeister der deutschen Statistik, Prof. Georg von Mayr in 
Müuchen, gewidmet. Mayr selbst hat vor rund fünfundvierzig 
er unter dem Titel „Die Gesetzmässigkeit im Geselischafts- 
eben“ in einer Sammlung „Naturkräfte‘“, 23. Bd., statistische 
Studien veröffentlicht (München 1877, Verlag von R. Olden- 
bourg), die auch heute noch nicht veraltet sind, Leider ist 
das Buch vergriffen und im Antiquariatshandel nur noch selten 
und zum vervielfachten Preise zu haben. 

Ein ausführliches Lehrbuch der Stastistik,_das sich all- 
emeiner Anerkennung erfreut hätte, besassen wir bis vor 
urzem nicht. Der jüngst erschienene „Grundriss der Sta- 
tistik“ von dem Frankfurter Professor Franz Zizek (Mün- 
chen und Leipzig 1921, Verlag Duncker & Humblot, 470 
Seiten, Preis geb. 120 M.) scheint aber berufen zu sein, die 
hier klaffende Literaturlücke auszufüllen. Nicht bloss den Stu- 
dierenden der Wirtschaftswissenschaften, sondern allen, die sich 
aus Beruf oder Neigung mit statistischen Problemen befassen 
und über die vorhandenen Quellen Aufschluss wünschen, wird 
sich die von Zizek gebotene Gesamtdarstellung der Statistik als 
überaus brauchbar erweisen. Nicht aufgenommen ist die ma- 
thematische Statistik, weil dazu Vorkenntnisse gehören, die 
weder die Studierenden der Wirtschaftswissenschaiten, noch 
auch die Gebildeten im allgemeinen besitzen. Die grundlegen- 
den Gedankengänge der mathematischen Statistiker sind aber 


angedeutet, so dass auch in dieser Beziehung das Werk alles 
bringt, was man billigerweise verlangen kann. Ausserdem hat 
Zizek durch Literaturangaben dafür gesorgt, dass diejenigen, 


‚die in die mathematische Statistik eindringen wollen, wissen, 


welche Werke etwa dafür heranzuziehen sind. So werden. 
gegebenenfalls auch Techniker, die ja umfassendere mathe- 
matische Kenntnisse besitzen als die Masse der Gebildeten, auf 


“ihre Rechnung kommen. 


Nicht das ganze Gebiet der Statistik, sondern nur die 
Wirtschaftsstatistik hat Regierungs- und Volkswirtschaftsrat Dr. 
Rudolf Meerwarth in seiner „Einleitung in die Wirt- 
schaftsstatistik“ (329 Seiten, Jena, Verlag Gustav Fischer) dar- 
gestellt. Meerwarih verfolgt in seinem Buche den Zweck, deu 
Statistiker und den Volkswirtschaftler einander näherzu- 
bringen. Er will den Volkswirtschaftler zu einer wirklich sach- 
kundigen Verwertung des statistischen Quellenmaterials anleiten, 
verkennt aber auf der anderen Seite nicht, dass es letzten Endes 
doch die politische Oekonomie ist, die dem Wirischafts- 
statistiker die Fragen und Probleme stellt. Mit vollem Recht 
verlangt er deshalb vom Wirtschaftsstatistiker eine viel tiefere 
Kenntnis und Verfolgung des Wirtschaftslebens, als dies bisher 
der Fall gewesen ist. Den Abhandlungen über die einzelnen 
Zweige der Wirtschaftsstatistik hat er jeweils Vorschläge zur 
Ausgestaltung der Fragestellung oder Bearbeitung angefügt. Es 
ist dringend zu wünschen, dass diese Verbesserungsvorschläge 
auch gehört werden. Für unsere Zwecke besonders beachtlich 
sind die letzten drei Abschnitte des Buches, die sich auf | 
Preis-, Lohn- und Arbeitsmarktstatistik beziehen. Aber auch 
die voraulgegangenen sechs Abschnitte werden den Kollegen, 
De sich mit Wirtschaftspolitik beschäftigen, gute Dienste 
eisten. B: 

Weiter als bei Meerwarth ist der Rahmen gespannt in dem 
Werke von Dr. Gottlieb Schnapper-Arndt „Sozial- 
statistik“, das Dr. Leon Zeitlin herausgegeben hat. Es 
enthält die Vorlesungen über Bevölkerungslehre, Wirtschafts- 
und Moralstatistik, die Schnapper-Arndt seinerzeit an der Aka- 
demie für Sozial- und Handelswissenschaft in Frankfurt a. M. 
gehalten hat (642 S., Leipzig 1908, Verlag von Dr. Werner 
Klinkhardt). Das Buch von Schnapper-Arndt ist zwar nicht 
in allen Teilen vollständig, stellt aber doch nach Inhalt und 
Form den ersten Versuch einer systematischen Zusammen- 
fassung der Hauptgebiete der Sozialstatistik dar. Es liest sich 
überdies sehr angenehm, weshalb es der Herausgeber auch mit 
gutem Recht im Untertitel als „Lesebuch für Gebildete, insbe- 
sondere für Studierende‘ bezeichnet. u 


Die Bevölkerungsstatistik ist in allen bisher genannten 
Schriften mehr oder minder ausführlich besprochen; sie ist 
jedoch nur ein Teil der Bevölkerungslehre. Wer die Bevölke- 
rungswissenschaft in ihrem ganzen. Umfange kennenlernen 
will, dem kann die Benutzung der gleichnamigen Schrift von 
Dr. Otto Most angeraten werden (Sammlung Göschen 
Nr. 696, Leipzig, Vereinigung- wissenschaftlicher Verleger). 


Bereits bei einer früheren Gelegenheit — vgl. „Sozialwirt- 
schaftliche Rundschau“ Nr. 2 (Beilage zur „D.T.Z.““ vom | 
11. März d. J.) die Rubrik „Stichwörterbuch‘“ — haben wir 
auf die Bedeutung der Index-Zitfern hingewiesen. Eine kri- | 
tritische Studie über sie hat Regierungsrat Dr. Emil Hoff- 
mann unter dem Titel „Indexzifiern im In- und Auslande“ 
veröffentlicht (Karlsruhe i. B., Braunsche Hofbuchdruckerei 
und Verlag). Es ist das wohl die ausführlichste Schrilt, die 
zurzeit über diesen Gegenstand besteht. Die Arbeit ist durch- 
aus geeignet, die Kenntnisse über Preisstatistik, Kosten ‚der 
Lebenshaltung, Existenzminimum_ und schliesslich über die An- 
dex-Ziffern als die Gradmesser für das Steigen und Fallen des 
Preisstandes und der. Lebenshaltungskosten in die weitesten 
Kreise zu tragen. 1 

Wer volkswirtschaftliche oder statistische Studien treiben 
will, wird natürlich danach trachten, das Tabellenmaterial st 
zur Hand zu haben. Eine jährliche Zusammenfassung dies 
Materials bringt das „Statistische Jahrbuch des 
Deutschen Reiches“ (Berlin, Verlag von Puttkammer 
& Mühlbrecht, Preis 6 M.). Daneben zu nennen sind die iin 
gleichen Verlage erscheinenden „Vierteljahrsheite zur 
Statistik des Deutschen Reiches“ (Preis 8 M.), 
die für Arbeiten über die besonderen Zweige der Statistik un- 
entbehrlich sind. Für weiteste Kreise bestimmt endlich ist 
die neue vom Statistischen Reichsamt herausgegebene Zeit- 
schrift „Wirtschaft und Statistik“ (Berlin, Verlag von 
Reimar Hobbing, Preis zurzeit vierteljährlich 9 M.), die das 
jeweils anfallende Material in gemeinverständlicher, durch gra- 
phische und andere bildliche Darstellungen erläuternder Weise 
verarbeitet. Wer über die Entwicklung des Wirtschaftslebens 
auf dem laufenden bleiben will, wird gut tun, diese Zeitschrift 
regelmässig zu verfolgen. Kari Soklich 

2 YA ’ 
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Nummer 1 


- Beamtenbesoldung 





Reichsgesetzblatt S. 805 — beschlossen, die nachstehend! ver- 
zeichneten Orte und Ortsteile mit Wirkung vom 1. April 1920 


angegeben sind: 
Ortsklasse A: 


-Berlin-Pankow, Potsdam, Chemnitz, Deuben bei Dresden, 
Leutzsch,- Radebeul, Wandsbek, Bremen, Dortmund, Gelsen- 
kirchen, Bochum, Bottrop, Kr. Recklinghausen (Land), Herne, 
Recklinghausen, Recklinghausen (Land), Wanne, Kr. Gelsen- 
kirchen (Land), Witten, Eickel, Kr. Gelsenkirchen Bad. 
Hörde, Kr. Hörde, Osterfeld i. W., Kr. Recklinghausen (Land a 
Wattenscheid, Kr. Gelsenkirchen (Land), Weitmar, Kr. Bochum 
(Land), Linden, Reg.-Bez. Arnsberg, Kr. Hattingen, Dahlhausen, 
Kr. Hattingen, Essen a. Ruhr, Duisburg, Elberfeld, Barmen, 
Hamborn, Kr. Dinslaken, Oberhausen, - Remscheid, Solingen, 
'"Sterkrade, Kr. Dinslaken, Ohligs, Kr. Solingen (Land), Wald, 
‚Kr. Solingen (Land), Velbert, Kr. Mettmann, Benrath, Kr. Düs- 
'"seldorf‘ (Land), Dinslaken, Kr. Dinslaken, 'Kray, Kr. Fssen 

(Land), Katernberg, Kr. Essen (Land), Steele, Kr. Essen (Land), 
'=Höhscheid, Kr. Solingen (Land), Vohwinkel, Kr. Mettmann, 
'"Ronsdorf, Kr. Lennep, Cronenberg, Kr, Mettmann, Werden 
‚@a. Ruhr, Kr. Essen (Land), Stopenberg, Kr. Essen (Land), 
‘© Gräfrath, Kr. Solingen (Land), Aachen, Bonn, Coblenz, Trier, 
"Griesheim a. Main, Ludwigshafen a. Rh., Mainz. 


| Ortsklasse B: 


Cöpenick, Friedrichshagen, _ Adlershof,  Berlin-Wittenau, 
Cottbus, Nowawes, Oranienburg, Kolberg, Waldenburg i. Schl., 
Zwickau,. Oelsnitz i. Erzgeb., Radeberg, Oberplanitz, Nieder- 
planitz, Magdeburg, Halle a. S., Bitterfeld, Stassiurt, Gera, 

"Altenburg, Ilmenau, Hannover, Harburg, Wilhelmsburg, Lübeck, 
Bremerhaven, Cuxhaven, Münster i.: W., Hagen, Buer, Kr. Reck- 
linghausen (Land), Gladbeck, Kr. Recklinghausen (Land), Hamm 
i. Westf., Lüdenscheid, Siegen, Kr, Siegen, Langendreer, Kr. 
Bochum (Land), Haspe, Kr. Hagen (Land), Horst-Emscher, Kr. 
Recklinghausen (Land), Schwelm, Kr. Schwelm, Castrop, Kr. 
Dortinund (Land), Gevelsberg, Kr. Schwelm, Herten, Kr. Reck- 
linghausen (Land), Wierne,. Kr. Bochum (Land)) Unna, Kr. 
Hamm (Land), Lünen, Kr. Dortmund. (Land), Lütgendortmund, 
Kr. Dortmund (Land), Langerield, Kr, Schwelm, Hattingen, Kr. 
‚ Hattingen, Annen, Kr. Hörde, Kirchhörde, Kr. Hörde, Hohen- 
limburg, Kr. Iserlohn (Land), Röhlinghausen, Kr. Gelsenkirchen 
E2): Gerthe, Kr. Bochum (Land), Mengede, Kr. Dortmund 
(Land), Ickern, Kr. Dortmund (Land), Brambauer, Kr. Dort- 
mund (Land), Marten, Kr. Dortmund (Land), Mülheim a. Ruhr, 
Crefeld, München-Gladbach (Stadt), Rheydt, Neuss, Kr. Neuss, 
Rotthausen, Kr. Essen (Land), Homberg, Kr. Mörs, Mörs, Kr. 
‚=Mörs, Wiesdorf, Kr. Solingen. (Land), Wesel, Kr. Rees, Hilden, 
Kr. Düseldorf (Land), Wermelskirchen, Kr. Lennep, Walsum, 
‚Kr. Dinslaken, Ratingen, Kr. Düsseldorf (Land), Repelen-Baerl, 
"Kr. Mörs, Richrath-Reusrath, Kr. Solingen (Land), Hardenberg- 
‚"Neviges, Kr. Mettmann, Lennep, Kr. Lennep, Hochemmerich, 
"Kr. Mörs, Lüttringhausen, Kr. Lennep, Huckingen, Kr. Düssel- 
“dorf (Land), Opladen, Kr. Solingen (Land), Miettmann, Kr. 
‘ Mettmann, Radevormwald, Kr. Lennep, Wülfrath, Kr. Mettmann, 
Süchteln, Kr. Kempen, Düren, Kr. Düren, Kreuznach, Kr. Kreuz- 
’ nach, Eschweiler, Kr. Aachen -(Land), Neuwied, Kr.“ Neuwied, 
'"Bergisch-Gladbach, Kr. Mülheim a. Rh. (Land), Würselen, Kr. 
"Aachen (Land), Bensberg, Kr. Mülheim a. Rh. (Land), Cassel, 
"Hanau, Biebrich, Höchst a. M., Fürth, Hof, Aschaffenburg. 
A Kaiserslautern, Pirmasens, Speyer, Frankenthal, Neustadt a. H., 
‚Zweibrücken, Feuerbach, Zuffenhausen. Worms. Neu. Isenburg. 
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Berlin, den 7. Januar 1921 


‚. Neues Ortsklassenverzeichnis. Der Reichsrat hat auf Grund 
der Ermächtigung im $ 30 Absatz 4 des Besoklungsgesetzes 
vom 15. Juli 1909 — Reichsgesetzblatt S. 573 — in Verbindung 
mit $ 32 Abs. 1 des Besoldungsgesetzes vom 30. April 1920 —. 


ab in die Ortsklassen einzureihen, die bei den einzelnen Orten 
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Ortsklasse C: 

Landsberg a. W., Wittenberge, Greifswald, Dittersbach, 
Weisswasser, Weissstein, Nieder Hermsdori, Gottesberg, Bis- 
marckhütte, Schwientochlowitz, Bogutschütz, Ruda, Lipine, 
Mikultschütz, Zalenze, Biskupitz, Domb, Miechowitz, Bielscho- 
witz,. Hohenlinde, Bobrik, Chorzow, Rybnik, Scharley, Rosd- 
zin, Meissen, Zittau, Bautzen, Freiberg, Reichenbach, Crimmit- 
schau, Glauchau, Meerane, Werdau, Aue, Döbeln, Wüurzen, 
Mittweida, Oelsnitz i, Vogtl., Hohenstein-Ernsttal, Limbach, 
Riesa, Falkenstein, Auerbach i. Vogtl., Frankenberg, Grossenhain, 
Löbau, Waldheim, Oschatz, Kamenz, Grimma, Neugersdorf bei 
Löbau, Sebnitz, Mühlhausen i. Th., Nordhausen, Weissenfels, 
Zeitz, Naumburg a. S., Merseburg, Wittenberg, Schönebeck 
a. Elbe, Wernigerode, Eilenburg, Suhl, Delitzsch, Gotha, Greiz, 
Meiningen, Sonneberg, Saalield, Zella-Mehlis, Zeulenroda, Rudol- 
stadt, Schmölln, Eisenberg, "Itzehoe, Rendsburg, Elmshorn, 
Göttingen, Goslar, Stade, Blumenthal, Lüneburg, Oldenburg, 
Delmenhorst, Herford, Kr. Herford, Minden i. W., Ahlen; Kr. 
Beckum, Rheine 'i. W,, Kr. Steinfurt, Emsdetten, Kr, Steinfurt, 
Gronau, Kr. Ahaus, Datteln, Kr. Recklinghausen (Land), Soest, 
Kr. Soest, Schwerte, Kr. Hörde, Menden, Kr. Iserlohn (Land), 
Lüdenscheid, Kr. Altena, Neheim, Kr. Arnsberg, Kamen, Kr. 
Hamm (Land), Aplerbeck, Kr. Hörde, Arnsberg, Kr. Arnsberg, 
Viersen, Kr. Gladbach (Land), München-Gladbach, Kr. Gladbach 
(Land), Odenkirchen, Kr. Gladbach (Land), Neuwerk i, Rhld., 
Kr. Gladbach (Land), Goch, Kr. Cleve, Siegburg, Kr. Sierkreis, 
Vilich i. Rhld., Kr. Bonn (Land), Gummersbach, Kr. Gummers- 
bach, Wetzlar, Kr. Wetzlar, Euskirchen, Kr. Euskirchen, Mayen, 
Kr. Mayen, Eilendori, Kr. Aachen (Land), Fulda, Schmalkälden, 
Selb, Esslingen, Tübingen, Gmünd, Heidenheim, Schwenningen, 
Tuttlingen, Aalen, Böckingen, Rottweil, Friedrichshafen, Villin- 
gen, Lampertheim, Viernheim. 

Ortsklasse D: 

. Holzminden, Osternburg, Schramberg, Ebingen. 
Tarifverträge 

Tariivertrag mit dem Staatsmänisterium Braunschweig, Am 
5..Juni 1920 hatte unser Bund beim Staatsministerium den Ab- 
schluss .eines Tarifvertrages beantragt: Am 21. Oktober hatte 
das Staatsministerium beschlossen, den Tarifvertrag mit uns 
abzuschliessen, und zwar in enger Anlehnung an den Reichs- 
tarifvertrag. Am 10. Dezember fanden unter Vorsitz des Re- 
gierungsrats Schulze die Verhandlungen im Ministerial- 
gebäude statt. Zu Beginn der Verhandlungen wurde seitens 
unseres Bundesvertreters im Auitraxe des AfA-Bundes erklärt, 
dass wir nur die AfA-Organisationen als vertragschliessende Ar- 
beitnehmerpartei anerkennen könnten. Auf ieden Fall müssten 
aber die Standesvereinigungen, die ebenfalls zu den Verhand- 
lungen erschienen waren, abgelehnt werden. Hierüber entspann 
sich eine längere Aussprache, die damit endete, dass der Ver- 
handlungsführer erklärte, die Entscheidung des Staats- 
ministeriums einholen zu müssen. Darauf wurde von unserem 
Bundesvertreter erwidert, dass die Verhandlungen, wenn diese 
Vereine zugelassen würden, damit als gescheitert anzusehen 
seien. 

Ein von den AfA-Organisationen eingereichter Entwurf, der 
abweichend von dem Reichstarif die dort nicht angenommenen 
grundsätzlichen Forderungen enthielt, bildete neben einem von 
der Regierung vorgelegten Gegenentwurf die Verhandlungs- 
grundlage. Seitens der Regierungsvertreter wurde im alige- 
meinen zu den Forderungen, die über den im Reich abge- 
schlossenen Tarifvertrag hinausgehen, keinerlei Zugeständnisse 
gemacht. Die Erhöhungen der Einkommen der iugendlichen An- 
gestellten, sowie der volliährigen Angestellten in den ersten fünf 
Vergütungsstufen wurde von uns in der Weise beantragt, dass 
der Vergütungssatz für einen Angestellten im 18. Lebensjahre 
55 Prozent des Satzes der 6, Vergütungsstufe und für jedes 
weitere Lebensiahr 5 Prozent mehr betragen soll. 


































































Wie auch bei den Verhandlungen in Berlin zeigten die 
Vertreter des D. H. V. und G. d. A. wenig Sachkenntnis auf 
dem Gediete eines Tarifabschlusses für Behördenangestellte. 
Die “Verhandlungen wurden lediglich durch den Vertreter un- 
seres Bundes als Sprecher der AfA-Organisaltionen geführt, 
Eine Aussprache, die anschliessend mit den: Herren -Ministern 
stattfand, lässt erhoffen, dass wenigstens die wichtigsten un- 
serer grundsätzlichen‘ Forderungen vom Kabinett anerkannt 
werden. . Der Abschluss des Vertrages soll in kurzem erfolgen. 


Der Tariivertrag für die Angestellten des Freistaates Meck- 
lenburg-Strelitz wurde am 10. Dezember 1920 mit dem Staats- 
ministerium abgeschlossen. Der Vertrag lehnt sich in seinem 
Wortlaut eng an die Bestimmungen des Manteltarifvertrages und 


des Teiltarifvertrages für das Reich und Preussen an. Einen . 


Fortschritt gegenüber den bisher abgeschlossenen Verträgen 
bringt er in der Anrechnung der Dienstzeit. Im Teiltarifvertrag 
ist bestimmt, dass die anrechnungsfähige .Dienstzeit 10% Jahre 
nicht überschreiten, aber die Zeit der Tätigkeit im Staatsdienst 
selbst nicht gekürzt werden darf. Bei den Schlussverhandlungen 
in Strelitz gelang es unserem Vertreter, durchzusetzen, dass 
diese Beschränkung nur für die nach 8. 6, Ziffer 2—5 des Teil- 
tarifvertrages anrechnungsfähige. Zeit Anwendung findet. Ein 
dort tätiger Angestellter erhält also, auch wenn er mehr als 
10% Dienstiahre bei’Behörden tätig war, eventuell die gleiche 
Zeit aus seiner Tätigkeit in der Privatpraxis usw. angerechnet. 
Wenn es sich bei Abschluss dieses Tarifvertrages auch nur um 
eine geringe Anzahl davon betroffener Kollegen handelt, hat er 
doch den grundsätzlichen Wert, dass wir uns bei den bevor- 
stehenden Verhandlungen über die Revision des Teiltarifver- 
trages auf die hier vorliegende Regelung stützen können. 








an Aus den Gruppen o0 








Staatstechnikerkonferenz Gau Rheinland-Westfalen. Der 
Gautag hatte auf Wunsch der Staatstechniker unseres Gaues 
den Gauvorstand ermächtigt, "eine besondere Tagung ker 
Staatstechniker einzuberufen, deren Kosten von den Orts- 
verwaltungen getragen werden. Diese Tagung fand am 28, No- 
'vember in Essen statt. Sie war von etwa 40 Delegierten aus 
dem ganzen Gau besucht. Von der Zentralverwaltung war 
Kollege Mühlenkamp erschienen. Die Verhandlungen lei- 
tete Kolleee Krauskopf vom Gauvorstand. Mühlenkamp 
hielt zunächst einen Vortrag über „Die wirtschaftliche 
Not der Staatsbeamten“, dem eine sehr eingehende 


- Aussprache über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Staats- 


techniker folgte. Der vom Kollegen Schweisfurth er- 
stattete Bericht über Verhandlungen mit dem Reichsfinanz- 
minister wegen der Frage der Beamtenbesoldung rief teilweise 
lebhaften Protest gegen die Auffassung hervor, die das Reichs- 
kabinett anscheinend von der wirtschaftlichen Lage der. Be- 
‘umten hat. Kollege Schweisfurth wies auf die grosse Gefahr 
hin, die in der Vernachlässigung der Beamten liege und dazu 
führe, dass sich immer mehr Zündstoff in den Kreisen der Be-. 
amten ansammle, der eines guten Tages durch einen unser 
Wirtschaftsleben schwer erschütternden‘ Beamtenstreik zur 
Explosion kommen könne, 

Von den Delegierten wurde die eifrige Arbeit anerkann, 
die der Bund im Interesse der Staatstechniker geleistet hat. 
Das kam zum Ausdruck durch einstimmige Annahme nach- 
stehender Entschliessung: 

„Der am 28. November 1920 vom Gau Rheinland-Westfalen 
des Bundes der technischen Angestellten und Beamten verarn- 
staltete Staatstechnikertag nimmt mit Genugtuung davon 
Kenntnis, dass der Bund bei der Reform der Beamtenbesoldung 
mit allen Kräften für die Interessen der technischen Staats- 
beamten und -angestellten eingetreten ist. Die Versammelten 
sprechen die Erwartung aus, dass der Bund mit allen gewerk- 
schaftlichen Mitteln eine namhafte Erhöhung der Teuerungs- 
zuschläge, gestaffelt nach sozialen Grundsätzen, durchzusetzen 
versucht. Von den Staatstechnikern aber erwarten die Ver- 
sammelten, dass sie sich sämtlich .dem Bund als eifrig mit- 
arbeitende Mitglieder anschliessen.“ 

Kollege Schönfelder, Düsseldorf, sprach über „Die 
Organisation der Staatstechniker“ und schilderte 
die Auffassung, die in Kreisen der festangestellten Staatsbeamten 
über die Organisation der Staatstechniker besteht und den 
Wunsch ausgelöst hat, eine festgefügte, mit besonderen Rech- 
ten versehene Fachgruppe innerhalb des Bundes zu bilden. In 
der Aussprache über diesen Vortrag wurde von allen Rednern 
darauf hingewiesen, dass man die Staatsbeamten keinesfalls von 
den Staatsangestellten trennen dürfe, und Kollege Schweis- 
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“Furth stellte ausdrücklich fest, dass in der Fachgruppe der '@e- 


P 


meindetechniker unseres Gaues die Führung in der Hauptsache 


‘in Händen von festbesolleten Beamten liest und dass 
die Fachgruppe dabei sehr gut gefahren sei. Eine vom Re- 


ferenten im Sinne seiner. Ausführungen. gehaltene Entschliessung 
wurde :von ihm selbst zurückgezogen, nachdem er sich davon 
überzeugt hatte, dass die Organisation der Staatstechniker, 
so wie sie in unserem Bunde durchgeführt ist, den berechtigten 
Interessen aller in Betracht kommenden Personen entspricht. 

Ueber den „Aufbau der Fachgruppe Staats- 
techniker im Gau“ referierte Kollege Schweisfurth. 
Er stützte sich vor allem auf die im Gau bereits recht gut 
durchgeführte Organisation der Gemeindetechniker und empfahl’ 
die Bildung eines Gauausschusses der Staatstechniker, der sich 
bei seiner Tätigkeit auf die örtlichen Fachgruppen stützen: 
muss. Die Vertreter der besonderen Fachgruppen — z. B. der 
Eisenbahn, Post, Finanzverwaltung usw. —- sollen als. Berater 
zu den Sitzungen vom Gauausschuss nach Bedarf hinzugezogen - 
werden. Die Versammlung ‘stimmte den Vorschlägen zu und 
wählte in den Gaufachausschuss die. Kollegen Krauskopf, 
Wesel, Schönfelder, Düsseldorf, und Wypukol, Arns- 
berg. Als Ersatzleute wurden gewählt die Kollegen Jakobi, 
Essen, Ottersbach, Düsseldorf, und Büttner, Essen. 

Trotz der vorgerückten Stunde führte das Referat des 
Kollegen Dresia-Düsseldorf über „Die Tarifverträge 
für Staatstechniker und die Eingruppierung“. 
zu einer lebhaften Aussprache, bei der vielfach Klage dar- 
über geführt wurde, dass sich Verwaltungsbeamte gegen. die‘ 
Anerkennung und ordnungsgemässe Eingruppierung der tech- 
nischen Angestellten sträuben. Ueberhaupt zeigt sich fast in | 
jeder Verwaltung, dass die Techniker unter allen Umständen 
einer besonderen Organisation bedürfen, da der Gegensatz 
zwischen Verwaltungsbeamten und Technikern immer wieder 
in die Erscheinung tritt. ’ 

Nach Erledigung einer Reihe von Fragen, die hauptsächlich 
mit dem Tarif für Behördenangestellte im Zusammenhang 
stehen und vom Kollegen Mühlenkamp eingehend beantwortet 
Baden fand die sehr interessante und bedeutsame Tagung ihr 

nde, ER 


Wasser-, Kanal- und Hafenbau-Verwaltung. Für die Ueber-. 
führung der Waasserstrassen an das Reich ist im Ministerium der’ 
öffentlichen Arbeiten eine Personal-Vertretung in Stärke von 
18 Mitgliedern gebildet. Da diese bei ihrer Zerstreuung nur zu 
Finzeltagungen zusammentreten kann, hät sie von sich aus einen 
Arbeitsausschuss von 6 Personen gebildet, in dem’ die in Be-" 
trachtt kommenden Gewerkschaftsrichtungen 'paritätisch ver- 
treten sind. Er setzt sich folgendermassen zusammen: 


Freie Gewerkschaften: Schulz, Quensel; 
Christliche Gewerkschaften: Seelig, Fähnrich; 
Deutscher Beamtenbund: Sonnenfeld, Cohn. 


Zum Obmann wurde Schulz, Deutscher Transport- 
Arbeiter-Verband, gewählt. h ; 

Der Bund ist in dieser Körperschaft durch den Kollegen 
Sonnenield für die Beamten und den Gewerkschaftssekretär 
Quensel für die Angestellten vertreten. Es ist also von un- 
serer Seite alles geschehen, uns den nötigen Einfluss bei der’ 
Behandlung der einschlägigen Fragen zu sichern. 

Die übrigen 12 Sitze des 18er Ausschusses sind so verteilt, 
dass 7 Sitze den freien Gewerkschaften (darunter ein Vertreter 
des AfA-Bunds), 3 Sitze den christlichen Gewerkschaften und’ 
2 Sitze dem Deutschen Beamten-Bunde zustehen. Die freien’ 
Gewerkschaften stellen also im Gesamtausschuss die Hälfte der 
Vertreter. Ber 

Die Personal-Vertretung hat zunächst die Aufgabe,‘ die 
Interessen der Beamten und Angestellten ‚wahrzunehmen, "die 
bei der Ueberführung berührt werden. Darüber‘ hinaus wird 
sie aber auch versuchen, ihren Einfluss auf die gesamten Mass- 
nahmen und Grundsätze der Umstellung geltend zu machen. Die’ 
Zusammensetzung des Ausschusses lässt erhoffen, dass es uns 
gelingt, den von uns vertretenen Anschauungen. und Gedanken 
in weitgehendem Masse Berücksichtigung zu verschaffen. “ 
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Erhöhung der Teuerungszulagen für die 
Reichsbeamten 


Bekanntlich hat der Reichstag eine andere Regelung der 
Teuerungszulagen beschlossen, als: die Beamtenschaft gefordert 
hatte. Die berechtigte Missstimmung der Beamtenschaft hat 
sich seit diesem Zeitpunkt‘ ausserordentlich erhöht und die 
Streikgefahr war in bedrohliche Nähe gerückt. Wie wir be- 
reits in Heit 37 der „D. T. Z.“ berichtet haben, hatte der 
Deutsche Beamtenbund davon abgesehen, eine Urabstimmung 
unter seinen Mitgliedern darüber vorzunehmen, ob sie gewillt 
seien, von dem letzten gewerkschaftlichen Mittel Gebrauch zu 
machen. Die Eisenbahner-Grossorganisationen haben, über die 
Zugeständnisse der Regierung hinaus, neue Forderungen in 
Gestalt einer nach Besoldungsgruppen bis zu 90 Prozent ge- 
staffelten Erhöhung der Teuerungszulagen gestellt und erklärt, 
dass sie gewillt seien, die Erfüllung dieser Forderungen nötigen- 
jalls mit dem letzten gewerkschaftlichen Mittel zu erzwingen. 
Die Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten hat eine 
Urabstimmung unter ihren Mitgliedern vorgenommen, und es 
haben 82 Prozent für den Streik gestimmt. 

Man kann in derartigen Fällen über die Zweckmässigkeit 
von Urabstimmungen verschiedener Meinung sein. Jedenfalls 
sind wir der Auffassung, dass, wenn es sich darum handelt, 
Forderungen geltend zu machen, die den Beamten das zum Le- 
ben notwendige Einkommen sichern sollen, die Mitglieder das 
Recht haben müssen, selbst darüber zu entscheiden, ob sie bei 
Ablehnung dieser Forderung streiken wollen oder nicht. Dem 
Deutschen Beamtenbund ist der Vorwurf zu machen, dass er 
ständig mit einem bevorstehenden Beamtenstreik gedroht 
hat, ohne im entscheidenden Augenblick die Konsequenzen aus 
seiner bisherigen Haltung zu ziehen. Durch die Massnahme der 
Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten, die allerdings 
durch den Beschluss des Deutschen Beamtenbundes verursacht 
wurde, ist die Einheitsfront der gesamten Beamtenschaft ge- 
spalten worden. Der AReichsiinanzminister hatte für den 
2, Januar den 16er Ausschuss der Eisenbahnerorganisationen 
und den Deutschen Beamtenbund zu Verhandlungen eingeladen. 
Sie wurden vom Staatssekretär Albert von der Reichs- 
kanzlei geführt, der sich mit grossem Geschick beileissigte, 
auch bei diesen Verhandlungen durch das übliche Anhören und 
Vertrösten allen Auseinandersetzungen aus dem Wege zu 
gehen. Der Vertreter des Deutschen Eisenbahner-Verbandes, als 
Vorsitzender des 16er Ausschusses, begründete die Forderun- 
gen der Eisenbahner. Er wies darauf hin, dass diese sich 
nicht mehr damit abiinden könnten, falls die Erhöhung der 
Teuerungszulagen weiter hinausgeschoben werden sollte. Sie 
seien ernstlich gewillt, gegebenenfalls unter Anwendung des 
letzten gewerkschaftlichen Mittels die Erfüllung ihrer Forde- 
Tungen zu erzwingen. Dennoch hoffe er, dass die Reichs- 
regierung, insbesondere das Reichsfinanzministerium, einsichtig 


‚genug sei, um dem Drängen der Beamtenschaft nun endlich 


nachzugeben.. . Unterstaatssekretär Schröder vom Reichs- 
finanzministerium wies. darauf hin, dass das Reich die Grenze 
des Möglichen tiberschritten habe. . Die Entente würde unsere 
gesamte Ausgabe- und Einnahmewirtschaft scharf unter die 
Lupe nehmen und jedenfalls auch einmal prüfen, ob nicht die 
Ausgaben für die Besoldung des Ueberilusses an Beamten der 
Entente zugeführt werden könnten. Das Defizit bei .Eisen- 
bahn und Post, das allerdings zum kleinsten Teile auf die 
Erhöhung der Besoldung zurückzuführen sei, :betrage heute 
rund 20 Milliarden. Von seiten des Deutschen Beamtenbundes 
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wurden die Schwierigkeiten, in denen sich die Reichsregierung 
befinde, anerkannt; es müsse aber berücksichtigt werden, dass 
im Gegensatz zu allen übrigen. Volksschichten, die in der Lage 
seien, entweder durch Streik oder Erhöhung der Verkaufspreise 
ihre Einnahmen zu erhöhen, von dem Beamten verlangt werde, 
dass er sich mit dem bescheide, was ihm durch Gesetz gegeben 
werde. Wenn zu viele Beamte vorhanden seien, dann wäre 
auch die Beamtenschaft bereit, hierüber mit der Reichs- 
regierung zu verhandeln, um die Zahl auf das notwendige 
Mass zurückzuschrauben. 

Wie zu erwarten war, erhoben die Eisenbahner für sich 
den Anspruch, über ihre Forderungen sei zunächst allein zu 
verhandeln. Dies geschah dann am 5. Januar zwischen dem 
16er Ausschuss und dem Reichsverkehrsministerium. Der 
Deutsche Beamtenbund war ausgeschaltet. Das Reichsfinanz- 
ministerium vertrat von vornherein den Standpunkt, dass es 
nur einer Erhöhung der Teuerungszuschläge nach Ortsklassen 
seine Zustimmung geben könne. - Es ist schliesslich zwischen 
den Eisenbahnern und dem Reichsverkehrsministerium folgende 
Verständigung zustande gekommen, der das Reichsfinanz- 
ministerium beigepflichtet hat: 

Für die Beamten soll mit Wirkung vom 1. Januar d. J. an 

der Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und Ortszuschlag von 
50 Prozent auf 70 Prozent in Ortsklasse A, auf 65 Prozent in 
B, auf 60 Prozent in C und: auf je 55 Prozent in den Ortsklassen 
D und E erhöht werden. Für die Arbeiter soll vom gleichen 
Zeitpunkte an der Stundenlohn in der Ortsklasse A um 50 Pf. 
in B um 40 Pf., in C um 30 Pf, in D um 20. Pf. und in E um 
10 Pi. erhöht werden. Ausserdem soll in mässigen Grenzen 
durch weitere Ueberteuerungszuschüsse in durch hohe Indu- 
strielöhne besonders beeinflussten Orten tm Rahmen. der bis- 
herigen Richtlinien nachgeholien werden. 
. „Am 7. Januar war der Deutsche Beamtenbund zu den Ver- 
handlungen mit dem Reichsfinanzministerium, an denen auch 
die übrigen Reichsministerien teilnahmen, eingeladen. In dem 
Verhandlungsausschuss war unser Bund vertreten. Wie nicht 
anders zu erwarten war, wurde von dem Deutschen Beamten- 
bund verlangt, dass er Sich mit der Verständigung, die 
zwischen Regierung und Eisenbahnern erzielt worden sei, 
zufrieden geben solle. Die Beamtenschaft kann aber hierzu 
unter keinen Umständen ihre Zustimmung geben,. dein in dieser 
Regelung sind alle sozialen Gesichtspunkte vollständig ausser 
acht gelassen, weil man in der Hauptsache weniger den wirt- 
schaftlich Schwachen, wohl aber. der heute schon wirtschaftlich. 
Stärkeren bedacht hat. Es ist. nicht richtig, wie der Vertreter 
des Reichsverkehrsministeriums ausführte, dass es zum wirt- 
schaftlichen Ruin des Berufsbeamtentums führen würde, wenn 
man dem Oberbeamten nichts, dafür aber den Minderbesoldeten 
um so mehr geben würde. Es soll nicht bestritten werden, dass 
die Eisenbahner auf dem Lande und in den Kleinstädten in der 
Tat sich wirtschaftlich besser stehen, weil sie durch Halten von 
Vieh usw. ihren Bedarf an Lebensmitteln aus eigener Wirtschaft 
decken können. Das kann aber die übrige Beamitenschaft zum 
grössten Teil nicht. 

Das Zugeständnis der Reichsregierung eriordert einen Be- 
trag von 2,8 Milliarden. Das Reichsfinanzministerium liess er- 
klären, über diesen Betrag auf keinen Fall hinausgehen zu 
können. Da der Deutsche Beamtenbund eine Regelung nach 
Ortsklassen grundsätzlich ablehnt, war über diesen Punkt mit 
den Eisenbahnern und den Reichsministerien keine Verständi- 
gung herbeizuführen. Um den Weg dafür zu ebnen, hatte sich 
der Deutsche Beamtenbund bereit erklärt, , von seiner 75 Pro- 
zent betragenden Forderung auf 70 Prozent zurückzugehen; 
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ferner hatte er auch dahingehend ein Zugeständnis gemacht, dass. 
er sich mit einem Mindestteuerungszuschlag für die Ortsklasse 
A von 7000 M., B 6500 M., C 6000 M., D 5500 M. und E 5090 M. 
einverstanden erklärte. An diesem Punkte scheiterten die Ver- 
handlungen, denn es wurde von seiten des Reichsfinanzministe- 
riums und auch der Eisenbahner erklärt, dass sie unter keinen 
Umständen bereit- seien,- einem Mindestteuerungszuschlage ZU- 
zustimmen. 

Die Entscheidung liegt nunmehr beim Reichstag, und es’ 
muss erwartet werden, dass dieser so schnell als möglich 
handelt und sich die Vorschläge des Deutschen Beamtenbundes 
als die sozial gerechteren zu eigen macht. Gewiss hat auch 
dieser Vorschlag Mängel; aber letzten Endes kommt es doch 
darauf an, vor allem’den wirtschaftlich Schwachen zu helten, 
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Tarifverträge 


Keine Kündigung des Tariivertrages für Behördenange- 
stellte. Am 31. Dezember lief der Termin für die Kündigung 
des Tarifvertrages ab. Nach eingehenden Verhandlungen und 
reiflicher Ueberlegung beschlossen die Organisationen von 
einer Kündigung Abstand zu nehmen. ° Da auch"von seiten der 
Regierung die Kündigung nicht erfolgt ist, läuft der Vertrag 
automatisch ein Jahr weiter. 

Bei den Verhandlungen unter den Organisationen nahm der 
Bund von vornherein die Stellung ein, dass die Kündigung zur- 
zeit nicht angebracht ist. Der Manteltarif ist erst kurze Zeit 
in Kraft und die Revision des Teiltarifs. ist noch nicht durch- 
geführt. Die Auswirkung des Vertrages auf die Arbeitsbedin- 
gungen der Angestellten lässt sich daher noch nicht übersehen. 
Zu einer Kündigung zu schreiten, ehe ein klarer Ueberblick ge- 
wonnen ist, und vorzeitig‘ die Mitglieder in die Unruhen eines 
neuen Kampfes zu treiben, erschien uns unverantwortlich, Auch 
halten wir es bei der augenblicklichen Lage für ausgeschlossen, 
grundsätzliche Aenderungen zugunsten der Angestellten zu er- 
ringen. : Wohl aber war es zu erwarten, dass die Regierungs- 
vertreter versuchen würden, Aenderungen zuungunsten det 
Angestellten in den Punkten durchzusetzen, die von den Ver- 
waltungen als besondere Fessel empfunden werden. 

Der Kampf um die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der Angestellten ist jedoch damit nicht abgeschlossen, ist es 
doch derselbe Kampf, wie er jetzt von der Beamtenschaft um 
die Erhöhung der Teuerungszulagen geführt wird, und alles was 
hier erreicht wird, wirkt automatisch auf die Angestellten 
zurück. 

Eine ganze Reihe wichtiger Verbesserungen hoffen wir, 
auch ohne den Kampf, wie ihn die Erneuerung des gesamten 
Tarifes mit sich bringen würde, bei der Revision ‘des Teiltarif- 
vertrages zu erreichen, Die Hauptpunkte, auf die sich unsere 
Forderungen beziehen, sind Anrechnung der Dienstiahre, Ein- 
gruppierung der technischen Angestellten, Kinderzulagen für 
Stief- und Pilegekinder sowie Erhöhung der Bezüge für Minder- 
jährige und Angestellte der unteren Vergütungsgruppen. Ebenso 
halten wir an der Forderung fest, dass den Organisationen das 
Recht des Einspruchs gegen die Eingruppierung gegeben werden 
muss, wenn die Angestelltenvertretung gegen den Angestellten 
Stellung genommen hat. 

Der Hauptausschuss für Staatstechniker hat sich gegen eine 
Kündigung ausgesprochen. 
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Reichseisenbahnbetriebe 


Fachgruppenversammlung. Am 6. Januar fand im Beisein 
einer Reihe geladener Gäste eine Mitgliederversammlung der 
örtlichen Fachgruppe Berlin statt. Eigentümlicherweise hatte 
sich Herr Poetsch vom E.T.V. ebenfalls als „Gast“ einge- 
funden. Bei der eigentümlichen Stellung, die er gerade in letzter 
Zeit dem Bund gegenüber eingenommen hat, wir erinnern daran, 
dass did "seinerzeit aufgenommenen Verschmeizungsverhand- 
lungen gerade an seiner. Haltung trotz weitesten Entgegenkom- 
mens des Bundes scheiterten —, sahen wir uns gezwungen, von 
ihm eine Erklärung über den Zweck seiner Anwesenheit zu 
verlangen. Herr Poetsch hielt sich aber nicht für benötigt, 
eine . zufriedenstellende Erklärung abzugeben, und aus seinen 
Auslassungen konnten wir nun den Schluss ziehen, dass er seine 
Anwesenheit benutzen wollte, um das, was er hier in Erfahrung 
bringen würde, in einem dem Bund feindlichen Sinne’ auszu- 
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nutzen. Wir sahen uns ad gezwungen, Sur seine Anwesenheit 
zu verzichten. Wenn wir bedenken, in welcher Weise er bisher 
unserem Bunde gegenübergetreten ist, können wir unser Er- 
staunen über die, gelinde gesagt, „Ungeniertheit“ nicht unter- 
drücken, mit der er hier auftrat. Die Reichsfachgruppe wird in 
einer -besonderen Werbeschrift darauf zurückkommen, 

In der Versammlung..referierte Kollege. Mühlenkamp 
über die Verhandlungen ‘der Eisenbahner-Organisation und des 
Deutschen Beamten-Bundes über die Erhöhung der Teuerungs- 
zulagen, hierzu wurde folgende Entschliessung ange- 
nommen: 

„Der Reichsausschuss der Fachgruppe Eisenbahnbetriebe lehnt die Ver- 
ständigung . über die Erhöhung des Teuerungszuschlages zwischen dem: Seck- 
zehnerausschuss der Eisenbahner und den Vertretern des Reichsverkehrs- 


_ ministeriums vom 5. Januar mit aller Entschiedenheit ab. Der Bundesvorstand 


wird ersucht, mit allen Mitteln dahin zu wirken, dass mindestens die vom 
Deutschen Beamtenbund aufgestellten Forderungen aufrechterhalten werden.“ 


Kollege Quensel sprach sodann über den Aufbau der. 
Reichs-Fachgruppe „Eisenbahnbetriebe“ und Kollege Werner 
über die Entwicklung der Werbetätigkeit unter den Eisenbahn- 
technikenn. 

Es wurde dann in die Verhandlungen über die Bildung des 
Bezirksfachgruppenausschusses und des örtlichen Fachgruppen- 
ausschusses eingetreten und beschlossen, beide Körperschaften 
in eine zusammenzulegen. ' Die Wahlen ergaben folgendes 
Resultat; 

Obmann: Bernhard Ahr, Steglitz, Ringstr. 6. 
Stellvertreter: Otto Werner, Ve der Betriebsverwaltung ‚Easeat 
bahndirektion Berlin, Schöneberger U fer. 
Adresse: Charlottenburg, Schillerstr. 112, 
Beisitzer: 

1. David Werner, Vertrauensmann der Betriebsverwaltung Eisenbahn- 
direktion Königgrätzer. Strasse. 

Adresse: Eise ah ndiril ken Berlin, Königgrätzer Str. 105, Zimmer 23a. 

2. Paul Seeger, Vertrauensmann der Betriebsverwaltung Eisenbahnwerk- 
stätten Grunewald. 

Adresse: Charlottenburg, Danckelmannstr. 41. 

3. Egmont Brothuhn, Vertrauensmann der Betriebsverwaltung Eisen- 
bahnzentralamt. | 
Adresse: Lankwitz, Viktoriastr, 42, bei Porath. 

4. Willi König, Vertrauensmann der Betriebsverwaltung Elsthal. 
Adresse: Berlin, Reichenberger Str. 54IH. - 

5, Hans Ramtour, Vertrauensmann der Betriebsverwaltung imebahn; 
werk Plaue. 


Adresse:' Kirchmöser II, Geb. 9. 

Der Eriolg der Versammlung waren acht Neuanmeldungen. 

In der ersten Woche jeden Monats findet eine Fachgruppen- 
versammlung statt, in der neben allgemeinen Eisenbahnerange- 
legenheiten über volkswirtschaftliche und sozialpolitische Fragen 
referiert werden soll. Den ersten Vortrag hat‘ der Bundes- 
beamte Koll. Fröhlich übernommen.. In der Versammlung 
konnte auch von einem recht erheblichen Anwachsen der Mit- 
gliedschaft aus Eisenbahnerkreisen berichtet werden, 


Katasterwesen 


Bezirk Breslau. In der Bezirksversammlung vom 12. De- 
zember in Breslau wurden nach Erledigung einiger geschäft- 
licher Angelegenheiten Neuwahlen zum Bezirksfachgruppenaus- 
schuss vorgenommen. Gewählt wurden: 


Obmann . . .„ Katastertechniker Bauer, Neurode. 
Ser Ko x Bi Ludewig, Breslau, 
Schriftführer . = Völkel, Neurode. 


Eine lebhafte Aussprache entspann sich über die Ein- 
gruppierungs- bezw. Aufrückungsfrage. Obwohl in keinem Falle 
Meinungsverschiedenheiten zwschen. Dienststelle und Ange- 
stelltenvertretung bestehen, lehnt die Regierung die Auszahlung 
von Bezügen nach Gruppe IV ab. Hiergegen wurde energisch 
Einspruch erhoben und gefordert, dass unverzüglich Schritte 
zu unternehmen sind, um die angeordnete vorschussweise Zah- 
lung der Differenzbeträge zu erlangen. Zu den zu erwartenden 
Betriebsratswahlen werden alle erforderlichen Massnahmen ge= 
troffen. Im Manteltarif erblickte die Versammlung eine‘ Verbes- 
serung der Verhältnisse der Katasterangestellten.. Sie befürch- 
tete jedoch, dass die Bestimmungen betr. Ueberstunden für die 
Angestellten nachteilig angewendet werden können, _ e 
VENEN 


Taasrochnikor| Kara 


für sofort oder später sucht kann sofort oder später eintreten 


Katasteramt Soldin NM. | Katasteramt Grimmen 
| Bez. Stralsund. 
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Erhöhung der Teuerungszulagen 


Der Beschluss des Reichstages über die Erhöhung der 
Teuerungszulagen der Reichsbeamten und -arbeiter hat in die- 
sen Kreisen wegen der Geringfügigkeit der Zugeständnisse 
ausserordentliche Erbitterung ausgelöst und nicht die Zustün- 
mung der Eisenbahner-Gewerkschaften, die die Verhandlungen 
geführt hatten, gefunden. ° Durch Vermittelung des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes fanden nun am 14. Januar neue 
Verhandlungen zwischen Reichsregierung und Sechzehneraus- 
schuss der Eisenbahner statt. Die Gewerkschaften stellten fol- 
gende Forderungen: 

Für Arbeiter Erhöhung des Teuerungszuschlages 

Ortsklasse A um 70 Pig. 
nn B um 60 Pig. 
4 C um 50 Pig. 
F D und E um 40 Pie. 


Für Beamte Erhöhung des Teuerungszuschlages 
Ortsklasse A. auf 75 Prozent 
Pr B auf 72 3 
» C auf 69 3 
= D auf 66 ® 
es E auf 63 ar 


Ausserdem fordern sie einen Abbau der Teuerungszulagen 
nach den Vergütungsgruppen, so dass nach Gruppe: I, IH, V, 
VII usw. je eine Verminderung um 3 Prozent erfolgen soll. 

Bei den Verhandlungen verhehlte man sich; auf beiden Sei- 
ten die Gefahren eines Konfliktes nicht. Der Ausbruch eines 
Streikes, den auch die Arbeitergewerkschaften auf alle Fälle zu 
vermeiden suchen, kann in seinen wirtschaftlichen und .poli- 
tischen Folgen zum Zusammenbruch unseres gesamten Wirt- 
schaftslebens führen. Die Regierungsvertreter. wiesen wieder- 
um auf die finanzielle Lage des Reiches hin. Schon jetzt sind 
die Staatsregierungen und Kommunen nicht mehr in der Lage, 
die Mehrbelastung aus eigenen Mitteln aufzubringen und wür- 
den eventuell. gezwungen sein, die Lasten vollkommen auf das 
Reich abzuwälzen. Ein weiteres Anwachsen der Papierflut kann 
ebenfalls keine Besserung bringen und wird in Kürze den Zu- 
sammenbruch herbeiführen. Den Abbau nach Vergütungsgrup- 
pen lehnten sie grundsätzlich ab, da eine. weitere Nivellierung 
der Bezüge ieden Anreiz zum Vorwärtsschreiten beseitigen 
würde und daher nicht im Interesse einer gesunden Entwicke- 
lung läge. e 

Die Organisationsvertreter gaben zu, dass sie den Preis- 
abbau der Lohnerhöhung vorzögen, da jedoch gerade jetzt die 
Verhandlungen über den Abbau der .Kartoffelpreise infolge der 
Weigerung der landwirtschaftlichen Verbände ergebnislos ver- 
laufen seien und auch ein Fallen der Lebensmittelpreise aus- 
sichtslos erscheine, müssten sie an ihrer Forderung festhalten. 
Würde kein befriedigendes Ergebnis erzielt, sei zu befürchten, 
dass Teilstreiks nicht mehr verhindert werden könnten, die 
sich dann über das ganze Reich ausdehnen würden. 

Inzwischen haben die Verhandlungen folgendes Resultat 


Nergeben, dem der Reichstag voraussichtlich zustimmen wird. 


Für die Reichsbeamten werden die Zuschläge erhöht in Orts- 
klasse A auf 70 Prozent, in Ortsklasse B auf 67 Prozent, in 
Ortsklasse C auf 65 Prozent, in Ortsklasse D auf 60 Prozent, 
in Ortsklasse E auf 55 Prozent. Für die Reichsarbeiter soll der 
Teuerungszuschlag für die Stunde erhöht werden in Ortsklasse 
A um 60 Pfennig, in Ortsklasse B um 50 Pfennig, in Ortsklasse 
C um 40 Pfennig, in Ortsklasse D um 30 Pfennig, in Ortsklasse 
E um 20 Pfennig, 


. 
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Noch haben im Augenblick die Organisationen ihre Zustim- 
mung zu dieser Regelung nicht gegeben. Lediglich der Deut- 
sche Eisenbahnarbeiter-Verband, die grösste der 
im Sechzehnerausschuss vertretenen Organisationen, hat in einer 
Sitzung seines erweiterten Vorstandes, der am 18. Januar erneut 
nach Berlin einberufen wurde, zu dem Verhandlungsresultat 
Stellung genommen. In dieser Sitzung gaben die Vertreter im 
Sechzehnerausschuss über den Gang der Verhandlungen und 
über die grossen Schwierigkeiten, die neue Ver Hand“ 
lungen.zur Unmöglichkeit machen, einen umfassenden 
Bericht. Ohne Diskussion ‘wurde darauf in eine geheime 
Abstimmung eingetreten. Von den 74 abgegebenen Stim- 
men waren 51 für de Annahme der im Verhandlungswege 
erzielten Zugeständnisse, 20 für den Streik, und drei Zettel 
waren unbeschrieben. Damit ist die Entscheidung 
gegendenStreik gefällt, Die Abstimmungen der übri- 


gen drei Organisationen werden kaum ein anderes Resultat 
bringen. 
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Notzuschläge zu den Kinderbeihilien und Ortszuschlägen. 
Für die preussischen Angestellten bei Behörden ist für die Ge- 
währung‘ von Notzuschlägen zu den Kinderbeihilfen und zu 
den Ortszuschlägen der Angestellten vom Preussischen Finanz- 
minister nachstehender Erlass herausgegeben: 
Der Preussische Finanzminister. Berlin C2, den 6. Januar 1921. 
L. 756/20. 
Nachdem die Preussische Landesversammlung dem Gesetzentwurf, betreffend 
die Gewährung von Notzuschlägen zu den gesetzlichen Kinderbeihilfen und zu 
den Ortszuschlägen der nichtplanmässigen Beamten und Volksschullehrpersonen, 
ihre Zustimmung erteilt hat, wird die in diesem Gesetz vor esehene .Mass- 
nahme gemäss $ 16 des Teiltarifvertrages für die Angestellten bei den Reichs- 
und den preussischen Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 in gleicher Weise 
auch auf die im preussischen Staatsdienste beschäftigten Angestellten ausge- 
dehnt und hiermit folgendes bestimmt: 
1. Zu den Kinderbeihilfen der Angestellten ($ 15 a. a. O.) ist mit 
Wirkung vom 1, Oktober 1920 ab neben dem bisher geltenden Aus- 


a eehlag als weiterer Ausgleichszuschlag , ein Notzuschlag zu zahlen, 
er beträgt 





in den Orten der Ortsklasse A 
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der Kinderbeihilfe, 


Die vom 1. Oktober 1920 an zu zahlenden Beträge an Kinderbeihilfe 
samt Ausgleichszuschlag ergeben sich aus nachstehsnder Tafel: 
a 


Die Kinderbeihilfe samt Ausgleichszuschlag 
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2. Ausserdem sind gleichfalls vom 1. Oktober 1920 ab den jugend- 
lichen Angestellten und den volljährigen Angestellten, die in den ersten 
fünf Vergütungsstufen jeder Vergütungsgruppe nach 8 11 Abs. 2 a. a. O, 
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nur 80 v. H. des vollen Ortszuschlages beziehen, als weiterer Notzuschlag 


die übrigen 20 v. H, des Ortszuschlages und auch hierzu der allgemeine 
Ausgleichszuschlag von 50 v. H. als Notzuschlag zu zahlen, 

3. Hinsichtlich der Höherstufung von Orten in höhere Ortsklassen wird 
auf die dem Runderlasse vom 22. Dezember 1920 B. 1603 beigefügte Nach- 
weisung Bezug genonimen. Hiernach sind die Ortszuschläge der Angestellten 
und die darauf entfallenden Ausgleichszuschläge (50 v. H.) mit Wirkung 
vom 1. April 1923 neu festzusetzen und die Differenzbeträge zur Aus- 
zahlung zu bringen, 

Die sich aus den Ziffern 1—3 ergebenden Beträge, soweit sie bis ein- 
schliesslich den 31. Dezember 1920 fällig waren, sind am 10. Januar 1921 
auszuzahlen, jedoch sind die bis Ende November 1920 fällgen Nach- 
zahlungen auf etwa noch bestehende Vorschussreste zu verrechnen ... 

Zugleich im Namen des Ministers des Innern. 
Der Finanzminister. 
Lüdenann. 


Wirtschaitsbeihilie iür Beamte, Lehrer, Angestellte und 
Arbeiter in den besetzten Gebieten. Der Preussische Finanz- 
minister hat unterm“1. Dezember 1920 zugleich im Namen des 
Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung folgenden 
Erlass (Aktenzeichen I. 30. 930) herausgegeben: 

„In Ergänzung der Bestimmungen im ersten Absatze des 
Runderlasses vom 30. August 1920 — F. M. I. 11. 851. M. d. ]J. 
la I. 1505, M. fi. W. K. u. V. Alll. 1627 — wird hiermit ange- 
ordnet, dass den in diesem Erlass bezeichneten Empfangs- 


berechtigten mit den Einschränkungen des Erlasses — F: M: 1. 
28. 610 usw. — vom 13. November 1920 in den von Entente- 


truppen besetzten und besetzt gewesenen rheinischen, GYET- 
schlesischen, ostpreussischen und früher westpreussischen Ge- 
bieten die Wirtschaftsbeihilfe unter den gleichen Voraussetzun- 
gen und in der gleichen Höhe bereits vom Tage des Beginns 
der Besetzung, frühestens aber vom 1. Januar 1920 ab mit der 
Massgabe gewährt wird, dass die Nachzahlung der Beträge von, 
diesem Zeitpunkte bis Ende Juni 1920 am 17. Dezember d. J. er- 
folgt. Die nachzuzahlenden Beträge sind, wie im drittletzten 
und vorletzien Absatze des Erlasses vom 30. August 1920 aus- 
geführt, zu verrechnen, und zwar für das Etatsjahr 1920. Es 
wird ersucht, hiernach das Weitere schleunigst zu veranlassen. 


Erholungsurlaub für Beamte. Der Urlaub für Beamte wurde 
bisher in einer unzulänglichen Weise gewährt. Will der Staat 
Wert darauf legen, über einen Stamm tüchtiger, arbeitsireudi- 
ver und gesunder Mitarbeiter zu verfügen und nicht etwa Raub- 
bau mit der Arbeitskraft des Beamten; treiben. so muss eine 
Erhöhung des Erholungsurlaubs eintreten. Dieser ist nun ein- 
mal eine hygienische Notwendigkeit und liegt ebensogut im In- 
teresse des Staates als auch des Beamten, Die immer grösser 
werdende Notwendigkeit des Erholungsurlaubs hat ihren Grund 
vorwiesend in der eintönigen und deshalb ermüdender gewor- 
denen Arbeit und andererseits in der stärkeren Anspannung 
und hastigeren Arbeit des Kopfarbeiters. Um über eine Neu- 
rezelung des Erholungsurlaubs für das Jahr 1921: zu be- 
raten, hatte der Reichsminister des Innern zu einer Bespre- 
chung eingeladen. Neben dem Deutschen Beamtenbunde nah- 
men auch Vertreter der übrigen Gewerkschaftsspitzen an den 
Besprechungen teil. Von dem Regierungsvertreter wurde fol- 
gender Vorschlag‘ vorgelegt, der in einer vorausgegangenen 
Referentenbesprechung ausgearbeitet worden war: 











Erholungsurlaub | A | B GC D 
Besoldungspruppe | I—IV | v—Vvil R—XI ıxıu u.höher 
bis zum 30, Lebensiahre.. . 21 24 7.1 312% 
30.—45. F 24 28 31 1.38 15# 
über 45 3 BF 28 31 35 42) 4% 








Der Urlaub soll jedem Beamten ohne besonderen Antrag ge- 
währt,werden. Massgebend für die Bemessung ist das Lebens- 
alter am Tage des Urlaubsanfangs. Für Urlaub, der aus Ver- 
waltungsgründen, nicht etwa auf Wunsch’der Beamten im Win- 
ter, d. h. in der Zeit vom 1. November bis 30. April erteilt wer- 
den muss, soll ein Zuschlag von 15 Prozent eintreten. Die Tat- 
sache, dass Angestellten im gleichen Lebensalter oder mit glei- 
chen Verrichtungen etwa ein höherer Urlaub gewährt wird, soll 
keinen Anspruch 'auf Gleichstellung begründen. Von einer all- 
gemeinen Regelung des Urlaubs für solche Beamte, die gezwun- 
gen sind, einen doppelten Haushalt zu führen, sowie für Be- 
amte in der Ausbildung soll abgesehen werden. Der Urlauo 
für Diätare soll im ersten Jahre um 7. im zweiten Jahre um 5, 
im dritten Jahre um 3 Tage gekürzt ‘werden: vom vierten 


-Jahre ab soll der volle Urlaub wie für die entsprechenden plan- 


mässigen Beamten den Diätaren zustehen, 

Diesem Vorschlage konnte nicht zugestimmt werden, weil 
er den Wünschen der Beamtenschaft nicht entspricht. Der. Ur- 
laub muss ohne Unterschied zwischen den einzelnen Besoldungs- 
gruppen lediglich nach dem Lebensalter bemessen werden. Auf 
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diesen Standpunkt hat sich auch der IH. Beamtentag des Deut- 


schen Beamtenbundes gestellt. Die Mindestdauer soll 28 Tage 
betragen, wodurch erreicht werden würde. dass die Beamten 
sich nicht schlechter stehen als die Angestellten nach dem 
Reichstarif. Die Regierungsseite betonte demgegenüber, dass 
die reine Durchführung “dieses. Grundsatzes sich zurzeit noch 
nicht verwirklichen lasse. Man sei daher zu dem kombinier- 
ten System gekommen, das sowohl nach dem Lebensalter "als 
nach den Besoldwigsgruppen abstufe. Leider haben die Organi- 
sationsvertreter mit Rücksicht auf die derzeitige Aussichts- 
losigkeit einer Verwirklichung des Vorschlages. nach dem Le- 
bensalter abzustufen, unter grundsätzlicher Aufrechterhaltunsg 
der Forderungen ihre Bedenken zurückstellen .müssen. Die ge- 
stellten Verbesserungsvorschläge bewegten sich in der Rich- 
tung, die Urlaubsklassen A, B und C zusammenzufassen und für 
sie gemeinsam den Urlaub, der im Regierungsentwurf für die 
Klasse C vorgesehen ist, zu gewähren, 

Falls dieser Antrag nicht; angenommen werden könnite, 
wurde der Eventualantrag gestellt, die Besoldungsgruppe IM 
aus der Klasse A heraus und in die Klasse B hineinzunehmen, 
sowie die zweite Altersgrenze nicht vom 30. bis zum 45., son- 
dern nur vom 30. bis zum 40. Lebensiahr, die dritte dann vom 
40. bis zum 50. Lebensjahr abzugrenzen, sowie eine weitere Al- 
tersklasse für die Beamten von über 50 Jahren anzufügen. Für 
diese wäre- dann ein weiterer Zusatz von einer halben Woche 
zu gewähren. Ausserdem war gefordert. dass den aus dem Ar- 
beiterstande hervorgehenden Beamten, wenn ihnen nach "diesem 
Plan nur ein geringerer Urlaub zustehen würde. als sie ihn be- 
reits im Arbeiterverhältnis nach dem Tarif genossen haben, dam 
solange ein Zusatzurlaub zu gewähren sei, bis sie die frühere 
Urlaubsdauer erreicht haben. Für den Winterurlaub wurde 
statt des Zuschlages von 15 Prozent allgemein ein Zuschlag von 
einer Woche gefordert. 

Aus den Besprechungen konnte man den Eindruck gewin- 
nen, dass zwar das Reichsministerium des Innern geneigt. sei, 
den Verbesserungsvorschlägen zuzustimmen, dass iedoch ‘das 
Reichsministerium in dieser Frage einem Widerstand gegen- 
et, der hauptsächlich von den Landesregierungen her- 
rührt. 


* 


Zur Urlaubsfrage ($ 4 des Tarifvertrages für Behörden- 
angestellte) hat der Preussische Finanzminister unterm 28. De- 


zember 1920 die Entscheidung getrofien, dass keine Bedenken 


dagegen ‚erhoben werden, wenn solche Angestellte, denen nach 
den Bestimmungen dieses Paragraphen für das Kalenderiahr 1920 


noch ein Urlaub zu gewähren ist, diesen in der Zeit bis zum 


31. März 1921 antreten. 


Reichsversicherungsanstalt. Auf eine Anfrage an die Reichs- 
versicherungsanstalt wurde folgende für Beamte wichtige Aus- 
kunt erteilt: 

„Nach $ 73 des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
kommt ein Ruhen des Ruhegeldes nur in Frage neben: 

1. Renten der reichsgesetzlichen Arbeiterversicherung, 

2. Gehalt, Lohn oder sonstigem Einkommen aus gewinn- 

bringender Beschäftigung. 
Das Ruhegeld eines Beamten stellt jedoch nach unserer 
‘“ Ansicht nicht ein Einkommen aus gewinnbringender Beschäfti- 
gung dar, vielmehr wird als solches nur dasienige Einkommen 
anzusehen sein, das, wie zum Beispiel das Beamtengehalt, 
gleichzeitig mit der zewinnbringenden Beschäftigung aus’ 
dieser bezogen wird. Das Ruhegeld der Angestelltenver- 


Sicherung ruht daher unseres Erachtens weder ganz noch” 


teilweise neben. einer Beamtenpension.“ 


nn ZEWETZEr 


Ein oder zwei 


| Katastertechniker | 
für sofort oder später sucht E 


Ratasteramt Berlin-Lichtenberg, 
Rittergutstrasse 152. 


Zwei tüchtige 


I Katastertechniker ! 


sofert gesucht. 


= ||, Katasteramt Hörde. | 


ErrLprE 


Taaselehpilg | Kernseit na 


für sofort oder später such »_. 
re S. ie Su M. B. Kiwi, 
ram NM, | Berlin SW6ß, Friedrichätr.204, 





Katasteramt 


Br 





E 22 


Ne eye ne BSR 





A 
ah 


ie 


ch 

















































RE er 


URN ER TEE 


DEIN 


u 






NEN 


Beilage. zur: D. T: 2. 

für die technischen Angestellten und Beamten 
| "bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 





‚Das nun endlich verabschiedete Besoldungsgesetz für die 
Reichsbeamten enthält trotz der. eindringlichsten Vorstellungen 
‚ der. Beamtenorganisationen eine Reihe von Härten und Un- 
gleichheiten, wodurch zahlreiche durchaus berechtigte Forde- 
zungen. der. Beamten nicht. berücksichtigt geblieben sind. Der 
Reichstag hat zur Reichsbesoldungsordnung eine Reihe von 
Entschliessungen angenommen, die insofern eine unumgänglich 
notwendige Ergänzung dieses: Gesetzes bilden, als hierdurch 
die Möglichkeit gegeben ist, den am härtesten betroffenen Be- 
‚amtengruppen im Wege des Etats zu einer besseren. Bewertung 
I: verhelfen, Der Reichstag hat. diese Entschliessung in 
ı# klaren Erkenntnis der vielen Unzulänglichkeiten der Be- 
| angenommen und damit seinen Willen zum 


| Bo chebeimmienbesoldung‘ 
| 


nme u UI U 





Ausdruck gebracht, die Mängel und: Unzulänglichkeiten zu- 


beseitigen 


Inzwischen hat nun das Reichskabinett zu den vom Reichs- 
age angenommenen Entschliessungen Stellung genommen und 
wie wir aus verschiedenen Aeusserungen von Regierungsstellen 
| entnehmen können, beschlossen, sienichtindemUmfange 
auszuführen, wie in den genannten Entschlies- 
sungen ausdrücklich niedergelegt ist. Wir sind 
der‘ Auffassung, ‘dass 'die Entschliessungen ein -integrie- 
ırender Bestandteil:der gesamten BeSoldungs- 
teform darstellen und dass es’ eine 'Missachtung:der 
ı Parlamentsbeschlüsse ‘durch die Regierung bedeuten - würde, 
| Wein sie die Entschliessungen des- obersten Reichsparlaments 
| nicht: rückhaltlos' durchführt: 
| Die" Reichsregierung: soll angeblich zunächst nur zu den 
wichtigsten Entschliessungen ‘Stellung genommen haben. Wenn 
‚daS, was über die Entscheidungen der Regierung verlautet, zu- 
‚trifft, so hätte die’ Beamtenschaft alle Veranlassung aufs 
| dagegen zu protestieren. Man 
| kann fast zu der Ueberzeugung kommen, dass unsere jetzige 
'R eichsregierung kein Interesse an der Beruhigung der Beam- 
| Heak hat, jedenfalls lässt sie es aber an dem guten Willen 
ehlen 
| Der Entschliessung, dass die Beamten, die nach dem Stande 
1% 30. September 1920 zum DBezuge -einer Betriebs- 
zulage nach $ 3 Absatz 2 des Besoldungsgesetzes vom 
30. April 1920 berechtigt waren, die Hälfte des Betrages’ der 
‚ Betriebszulage als persönliche, nicht pensionsfähige Zulage bis 
zur ersten nach dem: 1. April 1921 eintretenden Beförderung 
| oder Vorrückung in ‘eine höhere Dienstältersstufe beibehalten 
Sollen — soweit’ sie. am 30. September 1920° noch nicht das 
Höchstgehalt ihrer Besoldungsgruppe bezogen haben —, be- 
‚absichtigt die Regierung Rechnung zu tragen. 
| ’  Eigentümlich berührt es aber, dass zu der Entschliessung, 
‚die im Wege der Verwaltungsreform eine Verein- 
fachung. und Verbilligung des Kanzleidienstes fordert, die Re- 
gierung "beschlossen haben 'soll, auf eine Vereinfachung und 
Verbilligung nach Möglichkeit hinzuwirken. 
'# Die Entschliessung,. die forderte, dass die am 31. März 
1920 im Amte befindlich gewesenen Inhaber von Stellen der 
Gehaltsklasse 26a 1, 2, 4 und 33 für ihre Person die Bezüge 
der Gruppe VI erhalten sollen, hält die Regierung nicht 
‚Für gerechtfertigt und will ihr keine Folge 
geben. 
ı% Die Entschliessung zu Gruppe VII, mit der die Reichs- 
‚fegierung ersucht wurde, für die Obersekretäre Aufstiegs- 
Möglichkeiten dergestalt zu schaffen, dass ihre Ver- 
teilung . auf die Gruppen VII, VIII und IX im Haushaltsplan 
grundsätzlich im Verhältnis von °s : ?/s : !/s erfolgen soll, ist 
F% der Reichsregierung mit Rücksicht auf die „missliche 
inanzlage“ erheblich eingeschränkt worden. 
| Sie glaubt es mit ihrem Gewissen vereinbaren zu können, wenn 
sie den OÖbersekretären zur Schaffung von Aufstiegsmöglich- 
feiten bei den Provinzial- usw. Behörden eine Verteilung. der 

















aals echniker 








“Berlin, den 28. Januar 1921 
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"Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 

Berlin NW 52, Werftstr. 7 


3. Jahrgang” 


Gesiitzahl der Stellen: auf die eanen vn, VII: und IX im 


Verhältnis von ®e : ?Je :: ?/, anbietet, und zwar 'mur dann, 
soweitsich dies mit dem dienstlichen Bedürf-: 


nis vereinbaren lässt. 

Die vorhandenen expedierenden Sekretäreder 
Reichsmittelbehörden sollten gemäss einer angenommenen Ent- 
schliessung ihre Eingangsstellung als Inspektoren in Gruppe VIH 
finden.: Auch dieser Entschliessung glaubt die Reichsregierung 
im Hinblick auf die hieraus sich ergebenden Folgerungen für 
andere Beamtenklassen nicht entsprechen zu können,‘ weil 
hierdurch insbesondere der „einheitliche Aufbau“ der 
Besoldungsordnung : durchbrochen und die expedierenden Se- 


kretäre der Reichsmittelbehörden günstiger. ständen, : als : die- 


Obersekretäre bei den Zentralbehörden. ' Sie will aber den 
besonderen: Verhältnissen : bei den Reichsmittelbehörden "im 
Etatwege Rechnung tragen. Bahr 

Für die Gruppe X war bekanntlich die gleiche Ent- 


schliessung für die Schaffung von Aufstiegsmöglichkeiten nach: 


Al:und XI, wie bei der Gruppe VII, in einer Entschliessung 
verlangt: Auch hier hält die Reichsregierung ‘das Verhältnis 
von *, : ?/e : %/s für richtig. Sie will aber :auch nur dann 
diesem Rechnung tragen, wenn hierfür „besondere Ver- 
hältnisse“ vorliegen. 

Für die Ministerialamtmänner war gefordert, durch” den 
Haushaltsplan Stellen in angemessener Zahl in Gruppe XI für 
Regierungsräte zu schaffen. ' Der -Entschliessung soll: Rechnung 
getragen werden. Wenn sich.nur einmal’die technischen 
Beamten auch derartiger „Wohltaten‘ erfreuen könnten, 
wie’ das bei den Verwaltungsbeamten der Fall ist.: 

Interessant ist, dass: die Entschliessung zu Gruppe XI, die 
den Mitgliedern der höheren Reichsbehörden, sowie den Re- 
gierungsräten usw. in planmässigen Stellen bei den Zentral- 
behörden auf dem Wege des Etats in erhöhtem Masse Beförde- 
rungsmöglichkeiten in Gruppe XII sichern: soll; die:Zu- 
stimmung der Reichsregierung:. gefunden hat! 
Hier’ händelt es sich ja um Beamte’der oberen Besoldungs- 
gruppen und nicht um die früheren sogenannten unteren und 
mittleren Beamten. Die Beamtenschaft hat alle 
Veranlassung, gegen derartige Entscheidun- 
gender Reichsregierung Sturm zu laufen. 

Wir haben bei den jetzt stattfindenden Versammlungen für 
die Preussenwahlen,: in denen auch Reichsminister sprechen, 
Gelegenheit genug, ihnen in der Diskussion zu sagen, was wir 
von der Haltung der Reichsregierung, insbesondere dem Reichs- 
finanzministerium gegenüber der Beamtenschaft halten. Es 
scheint fast, als wenn die Beamtenschaft erneut zum Kanıpf 
herausgefordert werden soll. Hoffentlich wird der Reichstag 
recht bald eingreifen und mit der Reichsregierung einmal ein 
deutliches Wort reden. 





oo Rundschau oo 





Ein Stückchen Wiederaufbau. Ueber das Aussehen des 
privatkapitalistischen Wiederaufbaues wird uns aus Ostpreussen 
wieder einmal durch Schilderung einiger treffender Beispiele 
berichtet. 

Gegen die Architekten Minner und Eichwald.„aus 
Lötzen wird der Vorwurf erhoben, auf: gefälschte Lieferungs- 
scheine und nicht geleistete Arbeiten hin Gelder zur Auszahlung 
und doppelte Honorare liquidiert zu haben. Jetzt hat auf Ver- 
anlassung des Reichskommissars der Staatsanwalt eingegriffen 
und die Herren in Haft genommen. Als seinerzeit ein Kollege 
die Verfehlungen feststellte, übergab er sein Material dem 
Amtsleiter. Auf ungeklärte Weise verschwand das Material aus 
den Akten. Als nun der Kollege in späterer Zeit neue Fest- 
stellungen machte, und um ein abermaliges Verschwinden des 
Materials zu verhindern, die Herausgabe verweigerte, wurde 
er „wegen Untreue‘ entlassen. Inzwischen hat die Regierung 
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in Verbindung mit den obengeschilderten Vorfällen den Bezirkie 
architekten beurlaubt. 

Für die Angestellten der dortigen Dienststelle gilt immer 
noch die sogenannte „Lauterkeitsklausel“ ihres Dienstvertrages, 
nach der sie nach Ausscheiden aus ihrer Stellung in demselben 
Kreise binnen Jahresfrist sich nicht in ihrem Berufe betätigen 
dürfen. Wenn man bedenkt, dass neben dem verantwortlichen 
Beamten nicht Angestellte, sondern Unternehmer und Archi» 
tekten die Berater der Regierung gewesen: sind, und einmal 
Gelegenheit gehabt hat, einen Blick hinter die Kulissen zu 
werfen, dann sind Vorkommnisse der obengeschilderten Art eine 
gute Iustration zur „Reinlichkeit des Wiederauf- 
b aues“, die sich der. Oberpräsident so ausserordentlich anuge- 
legen sein- lässt. 

Achnliche Vorgänge werden auch aus Lyck gemeldet, wo 
der Architekt Leonhardt und der Bauunternehmer Schu- 
macher verhaftet sind. Zwei Maximen sind anscheinend für 
den Wiederaufbau in Ostpreussen massgebend gewesen, die 
eine „Eine Hand wäscht die andere“, die andere „Wer da hat, 
dem soll gegeben werden, wer aber nicht hat, dem soll genom- 
men werden“. Gedacht war das Werk als volkswirtschaftliches 
Unternehmen grosszügigster Art, an der das, rückständige und 
arme Gebiet baulich gesunden sollte. Jetzt endigt es so, dass 
in vielen Fällen der Staat über das vorgesehene Mass hinaus 
eingreifen muss, damit die durch den Krieg Geschädigten die 
Folgen des Wiederaufbaues verwinden können. Es gibt ganze 
Dörfer, in denen gewissenlose Architekten und Unternehmer ge- 
wirtschaftet haben, das zur Verfügung stehende Geld ver- 
braucht, aber nicht gebaut haben. Die Schuldigen wussten sich 
in Sicherheit zu bringen, geschädigt sind der Staat und die Be- 
sitzer, denen geholfen werden sollte. In den meisten Fällen sind 
die Betroffenen arme Leute und Häusler, die einflussreicheren 
haben sich zu wehren verstanden. Als Gegenbeispiel dazu ein- 
mal ein besonderer Fall: Ein Insthaus wurde von einem Ar- 
tilleriegeschoss getroffen. Der amtlich bestellte Schätzer schätzt 
den Schaden auf 50 M. Der Schaden wird nicht ausgebessert, 
Schutzmassregeln werden nicht getroffen, das Haus verfällt, die 
Dorfbewohner helfen vielleicht noch ein bisschen nach, als der 
Krieg zu Ende ist, ist vom ganzen Hause nichts mehr vorhanden, 
und der Freiherr Rogalla von Bieberstein erhält die Mittel zum 
Bau eines neuen Hauses bewilligt. 

Ein gut Teil Schuld an der Entwickelung trägt der Krieg 
mit seinen Folgen und dem allgemeinen Sinken der Moral. Auch 
die Geschädigten selbst sind nicht von ieder Schuld freizu- 
sprechen. Sie haben nicht verstanden, sich rechtzeitig zu or- 
sanisieren und damit sich den nötigen Einfluss auf den Wieder- 
aufbau zu sichern. Der ostpreussische Bauer war eben ge- 
wöhnt, sich regieren zu lassen. 

Der Hauptteil der Schuld liegt jedoch am System selbst. 
Man plante, die Wiedergutmachung der Schäden zu einer gross- 
artigen Sanierung der Bau- und Wohnungsverhältnisse zu be- 
nutzen, zu denen das Reich die Mittel zur Verfügung stellte. 
Diese weitgreifende soziale Aufgabe sollte jedoch vollkommen 
auf dem Boden der privatkapitalistischen Wirtschaftsweise ge- 
löst werden. Der Staat trat nur als Geldgeber auf und behielt 
sich ein gewisses Kontroll- und Aufsichtsrecht vor. Alles andere 
wurde der freien Tätigkeit der Architekten und Unternehmer 
überlassen, deren Machtposition den Bauherren gegenüber ganz 
ausserordentlich dadurch gestärkt wurde, dass der Zwang ein- 
geführt wurde, einen Architekten zuzuziehen, der die Verant- 
wortung für die Richtigkeit der beim Staat beantragten Zahlun- 
gen übernahm. Hierdurch gerieten die geschäftlich ungewand- 
ten Bauern in vollkommene Abhängigkeit von den Architekten, 
und es gibt genug Fälle, wo ihnen das Fell buchstäblich über 
die Ohren gezogen ist. 

Man hatte leider nicht den Mut, den Wiederaufbau auf breite 
genossenschaftliche Basis zu stellen, oder zu versuchen, eine 
Form zu finden, in der das Interesse des Volksganzen gewahrt 
wurde. Vielleicht war auch die Zeit für einen derartigen Ge- 
danken noch nicht reif. ° Das angewandte System hätte unter 
normalen Verhältnissen vielleicht zu einem einigermassen an- 
nehmbaren Resultat geführt, wenigstens wären die Schäden für 
die Allgemeinheit nicht so klar zutage getreten. Jetzt haben 
all die Auswüchse, die die privatkapitalistische Wirtschaftsweise 
im Kriege gezeigt hat, sich zur höchsten Blüte entfaltet und 
ungesunde Verhältnisse schlimmster Art herbeigeführt. Die 
obenangeführten Fälle sind nur einige ganz krasse Beispiele, 
wie sie sich an zahllosen anderen Stellen wiederholen. 

Der ostpreussische Wiederaufbau ist so gut wie beendet, er 
iindet aber seine Parallele im Wiederaufbau in Westen. Was 
dort geschehen ist, wird sich hier voraussichtlich in noch ’grösse- 
rem Massstabe wiederholen. Nutzniesser sind in erster Linie 
die privatkapitalistischen Unternehmer. Der Volksteil, zu dessen 
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Gunsten. ehe werden soll, wird ins Hintertreffen geraten, 
Auch dort wird es heissen, wie es in Ostpreussen in den ersten 
Kriegsjahren hiess; „Unsere Gegner ‚müssen ja doch alles be- 
zahlen“, nur sind leider jetzt wir Deutsche die, auf deren 
Rechnung das Ganze geht. 


Tariivertrag mit dem Staatsministerium Braunschweig‘ 
Am 20. Januar 1921 wurde in: den Verhandlungen zwischen 
den Vertretern des Staatsministeriums und der Angestellten- 
organisationen der Tarifvertrag für ‘die Braunschweigischen 
Staatsangestellten abgeschlossen. Die Frage :der Vertrags» 
parteien wurde noch einmal gründlich behandelt und in einer 
gemeinsamen Besprechung mit den Herren Minstern Stein- 
brecher, Oerter und Antrick in der Weise zum Abschluss ge- 
bracht, dass die „Beamtenvereinigung des Landes Braun- 
schweig“, in der noch ein Teil der sogenannten Dauerangestell- 
ten organisiert ist, bis zum 1. April 1921 als Vertragspartei zu- 
gelassen wurde, Unser Bundesvertreter hatte. da absolut eine 
Einigung nicht zu erzielen war, die Minister gebeten, selbst 
die Entscheidung zu treffen, der sich dann die>Organisations- 
vertreter fügen würden. In einer vorausgegangenen Be- 
sprechung mit den Vertretern der Beamtenvereinigung wurde 
der Versuch gemacht, sie davon zu überzeugen, dass sie nicht 
als Gewerkschaft, die Träger des Tarifvertragsgedankens seien, 
anerkannt werden könnten. Sie hatten vorher ausdrücklich er- 
klärt, dass sie jeden Tarifvertrag ablehnen und die Ueberfüh- 
rung der Braunschweigischen sogenannten Dauerangestellten | 
verlangten- Da aber der Vorsitzende der Beamtenvereinigung, 
Justizobersekretär Brandes, auf die Frage unseres Bundes- 
vertreters, ob die Beamtenvereinigung im Falle der Aufrufung 
der Staatsangestellten zum Streik sich dieser Parole anschlies- | 
sen würde, erklärte, dass auch sie das Recht zum Streiken 
für die Beamten fordere, und dass sie sich selbstverständlich 
mit uns dann solidarisch erklären würde, sahen wir keine Ver- 
anlassung mehr, die Entscheidung der Minister, die Beamten- 
vereinigung für die Unterzeichnung des Tarifvertrages bis zum 
1. April 1921 zuzulassen, abzulehnen. Es wurde aber vom 
Staatsminister Steinbrecher ausdrücklich 
erklärt, dass vom 1, April 1921 ab nur mit den 
Spitzenorganisationen der Angestelltenge- 
werkschaften der Tariivertrag als abge- 
schlossen zu betrachten sei, und dass von hier 
ab dieBeamtenvereinigung nicht mehr für dena 
Tarifabschluss zugelassen würde. Die Verhand- 
Jungen haben zur Genüge bewiesen, dass die Vertreter der- 
artiger Organisationen bei Tarifverhandlungen mehr oder we- 
niger als Statisten dasitzen. 

Leider hat das Staatsministerium den weiteren Forderun- 
sen der Angestelltenorganisationen bis auf einige nicht zuge- 
stimmt. Unser Bundesvertreter machte daher den Vorschlag, 
dass die Angestelltenorganisationen den Tarifvertrag unter- 
zeichnen würden, wenn sämtliche den Beamten und An- 
gestellten auf die zukünftige Gehaltsregelung gezahlten Vor- 
schüsse niedergeschlagen würden. -Etatrechtliche 
Bedenken standen einer zustimmenden Erklärung gegenüber, 
aber die Minister erklärten sich bereit, eine entsprechende 
Vorlage beim Landtage zu unterstützen. Unter die- 
sem Zugeständnis wurden die weiteren Forderungen zurück- 
gestellt und der Tarifvertrag, der nunmehr bis zum 31. März 
1922 gilt, unterzeichnet. 






































































Tüchtiger 


afastoriehnie 


für das Katasteramt Meschede 
(Landstadt) gesucht. 
Hegener, Katasterkontrolleur. 
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Zwei tüchtige 


Katastertechniker 


sofort gesucht. 


Katasteramt Hörde. 





Von L. Zimmermann in Coblenz, Römerstr. 106, 
neu erschienen: 
1.300 vermessungstechn. Vebungsaufgaben, 5 Hefte, zus. gbd. 8,50 M. 
2. Die Berechnung des Flächeninhaits der Grundstücke, 2. Aufl, 
3. Tausend, gebunden 8,00 M. 
3; Vermessungstechn. Taschenbuch mit Kalender 1920; /22,2bd.6,00 M. 
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Vermessungstechniker und technische 


Mittelschule 


Beim öffentlichen Vermessungswesen in Preussen liegen die 
Dinge so, dass der verhältnismässig kleine Teil der Berufs- 
angehörigen an Hochschulen wissenschaftlich vorgebildet wird, 
‚während für die überwiegende Mehrzheit der Berufsangehöri- 
gen immer noch eine Stätte fehlt, welche ihnen die notwendigen 
Sach-. und‘ Rechtskenntnisse vermittelt. ° Der Vermessungs- 
techniker ist im Gegensatz zu seinem akademischen Fachge- 
nossen — dem Landmesser — auf den langwierigen Entwicke- 
lungsgang. des Selbstunterrichtes und .der allmählich zu sam- 
melnden Erfahrungen - angewiesen. - Ganz gewiss. gehen auf 
diese Weise recht brauchbare Männer hervor. Aber es fehlt 
doch der einheitlich geregelte, allgemein anerkannte Bildungs- 
gang, und dieser Mangel wird dem Vermessungstechniker bei 
jeder passenden und unpassenden Gelegenheit zum Vorwurf 
semacht. Deshalb zielt seit einigen Jahrzehnten das Streben 
der Vermessungstechniker dahin, dass sich ‘auch ihnen die 
Piorten einer anerkannten Lehranstalt öffn=-, 

Nun ist alles schon einmal da gewesen. Auch im prcussi- 
schen öffentlichen Vermessungswesen hat sich bereits einmal 
etwas Aehnliches ereignet. Die Feldmesser galten nämlich 
früher als auf der untersten Stufe stehende Baukünstler. Ge. 
gen diese Behandlung setzten sie sich immer mehr, und’ zwar 
mit Recht, zur Wehr, und es war ihnen nach langen Kämpfen 
der Erfolg beschieden, dass an den beiden landwirtschaftlichen 
Fachschulen in Berlin und Poppelsdorf geodätische Lehrgänge 
eingerichtet wurden, von deren erfolgreichem Besuche nach 
der Prüfungsordnung vom 4. September 1882 die öffentliche 
Anstellung als Landmesser — so hiessen fortan die Feldmes- 
ser — nımmehr abhängig war. Zu diesem Erfolg trug wesent- 
lich ein. Gutachten. des „Zentral-Direktoriums für die Vermes- 
sungen im preussischen: Staate‘“ vom 15. Dezember 1880: bei. 
Es ist interessant zu erfahren, dass in dieser Kollegialbehörde 


- u.a. das Finanzministerium durch Gauss, den genialen Schöpfer 


des preussischen Katasters, vertreten war, der selber den: 
Feldmesserstande entstammte. Derselbe Gauss und auch sein 
Nachfolger, der leider zu früh verstorbene Professor Otto Koll, 
haben sich später auch für : die schulmässige Ausbildung der 
Vermessungstechniker ausgesprochen. — Für die schulmässize 
Ausbildung der Vermessungstechniker können zunächst nur 
die staatlichen Baugewerkschulen in Betracht kommen. Das 
sind allgemein anerkannte technische Mittelschulen. Hier wird 
auch schon ein umfassender vermessungstechnischer Fachunter- 
richt für die Tiefbautechniker erteilt. Dieser Unterricht braucht 
nur auf die etwas weitergehenden: Bedürfnisse der Vermes- 
sungstechniker zugeschnitten zu werden; auch der rechtskund- 
liche Unterricht bedarf nur einer kleinen Erweiterung. Wesent- 
liche Mehrkosten können also durch Einrichtung von Fachkias- 


‚= sen für Vermessungstechniker an den Baugewerkschulen nicht 


‚entstehen. Aus diesem Grunde wird das Finanzministerium 
auch kaum Bedenken gegen die Einrichtung dieser Fachklassen 
erheben können. Es sind aber auch noch Festsetzungen über 
die Abgrenzung des Tätigkeitsgebietes der Baugewerkschul- 
Vermessungstechniker zu treffen, und hier hat das Finanz- 
ministerium ein wichtiges Wort mitzureden. Grundsätzlich 
halten die Vermessungstechniker an der Forderung fest, dass 
ihr Tätigkeitsgebiet nicht noch weiter beschnitten werden darf. 
"Alle Arbeiten, die sie bisher ausgeführt haben, wollen sie auch 
weiterhin, aber. unter eigener Verantwortung, ausführen. Fine 
von den massgebenden Regierungsstellen für Mitte Dezember 


© ..Berlin, den 4. Februar 1921 
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1920 einberufene Sitzung, die sich mit dieser Frage endgültig 
befassen sollte, wurde auf Wunsch des Finanzministeriums un- 
ter Hinweis auf das geplante neue Grundsteuergesetz wieder 
aufgeschoben, und im Laufe dieses Monats soll nunmehr die 
letzte Entscheidung fallen. Die Schule wird kommen. alle An- 
zeichen deuten darauf hin, und die Vermessungstechniker wer- 
den nicht mehr, wie es jetzt zu Unrecht leider noch oit ge- 
schieht, als Techniker zweiter Klasse betrachtet werden können. 

Da dürfen - die Vermessungstechniker der Kataster- 
verwaltung, die Katastersekretäre und die Katastertech- 
niker, nicht beiseite stehen. Auch für sie muss die gleiche 
vermessungstechnische Vorbildung wie für die Vermessungs- 
techniker erstrebt werden. Erst dann wird die Tätigkeit der 
mittleren  Katasterbeamten und der Katastertechniker gerechte 
Würdigung. erfahren, und die ewig-stiefmütterliche Behandlung 
wird dann ein Ende haben. -Der Schafiung von Aufrückungs- 
stellen können „dienstpragmatische“ oder andere Gründe dann 
nicht mehr im Wege stehen. 

Inzwischen finden an einigen Baugewerkschulen bereits 
Abendlehrgänge statt, die auch von den Katastertechnikern 
recht rege besucht werden. An der Baugewerkschule in Essen 
konnten bereits im Oktober v. J. Prüfungen stattfinden. In 
Breslau hat man zunächst Abendkurse an der technischen 
Hochschule eingerichtet. Mit der Einrichtung der Tages- 
klassen wird die notwendige Einheitlichkeit in der Vor- und 
Ausbildungsfrage erzielt werden. Ohne die Baugewerkschule 
werden die Vermessungstechniker und mit ihnen die Kataster- 
techniker Gefahr laufen, zu Technikern zweiter Klasse herab- 
gewürdigt zu werden, und zwar nicht von den Mittelschul- 


technikern, sondern von ganz anderen Kreisen, Adb. 
m ———— 
00 Rundschau 00 


N  — ——— ———  _ 

Amitsbezeichnungen für Beamte. Das schwierige Kapitel der 
Amtsbezeichnungen sollte in einer am 25. Januar im Reichs- 
ministerium des Innern stattgefundenen Besprechung behandelt 
werden. Hierzu waren ausser Vertretern der Reichsressorts 
die Ressorts der Länder, einige Mitglieder des Reichstages, der 
„Neuner-Ausschuss des D. B. B.“, Vertreter des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des christlichen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes erschienen. Unser Bund ist im Ausschuss 
des D. B. B. vertreten. 

Das Ministerium hatte zuvor die von der Beamtenschaft 
gestellten Anträge zusammengestellt und sie den Beamten- 
organisationen übermittelt. Diese Zusammenstellung zeigt, wie 
heute noch die Baamtenschaft an Titeln, die zwar nach der 
Verfassung beseitigt sind, klebt. Sie zeigt aber auch, mit wel- 
cher Unkenntnis die Amtsbezeichnungs-Angelegenheit von der 
Beamtenschaft selbst behandelt wird. Wenn z.B. Lithographen 
der ehemaligen Preussischen Landesaufnahme die Amtsbezeich- 
nung „Vermessungsobersekretäre“ fordern, so ist das, gelinde 
gesagt, ein grober Unfug. Die Lithographen waren unseres 
Wissens bisher der Auffassung, dass ihre Amtstätigkeit durch 
die Berufsbezeichnung gekennzeichnet werden müsse. „Ver- 
messungsobersekretär“ kommt für diese Gruppe sicher nicht 
in Frage. Ebenso wollen die Kartographen und Trigonometer 
der ehemaligen Preussischen Landesaufnahme „Vermessungs- 
inspektoren“ heissen, eine Forderung, die wir als unzutreffend 
bezeichnen müssen. Die Marineingenieure, Torpedoingenieure, 
die bisherigen Baukalkulatoren der Heeresverwaltung und Bau- 
schreiber der' Reichs-Post- und Telegraphen-Verwaltung wollen 
„Technische Sekretäre“ werden. Die Inspektoren der Be- 
kleidungsämter, wenn sie nach der Gruppe VIII kommen, wollen 
„Marine-Bekleidungsamtsmagazindirektoren“ heissen. Besonders 
bei den Amtsbezeichnungen der Verwaltungsbeamten sind die 
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tollsten Blüten zutage gefördert. Es ist wirklich an der Zeit, 
dass sich die Beamten einmal darauf besinnen, dass nicht hoch- 
tönende Amtsbezeichnungen, die nichts anderes bedeuten als 
einen Rückfall in das frühere Titelunwesen, den Beamten als 
tüchtig erscheinen lassen, sondern ganz allein die Leistungen 
selbst. Ob diese die des Herrn Trigonometers Meyer oder des 
Vermessungsinspektors Meyer oder gar des Herrn Meyer sind, 
ist gleichgültig. ‘Seine Leistungen und sein Ansehen werden 
durch eine vornehmen klingende Amtsbezeichnung nicht grösser. 
Auf den von unserem Bunde abgehaltenen Staatstechniker- 
Konferenzen ist seinerzeit einmütig beschlossen worden, auch 
Amtsbezeichnüngen’ abzulehnen, und - dafür die Einführung der 
Berufsbezeichnung zu fordern. -Nur.durch diese ist es möglich, 
die tatsächliche Amtstätigkeit des technischen Beamten rein 
äusserlich erkennbar zu machen. Darauf kommt es uns Tech- 
nikern an. Wir sind weder Sekretäre noch Inspektaren, son- 
dern Techniker, Ingenieure, Oberingenieure, Bauräte und im 
Vermessungsfach Vermessungstechniker, Feldmesser oder Geo- 
meter, vereidete Landmesser, Landmesser oder Vermessungs- 
räte. Alle anderen Bezeichnungen schaden uns und sind der 
richtigen Finreihung in die betrefiende Besoldungsgruppe nach 
dem Wert ‘der technischen Arbeitsleistung ausserordentlich 
hinderlich. Es wird sich jedoch nicht immer vermeiden lassen, 
in Spezialfächern von den vorhin genannten Bezeichnungen ab- 
zuweichen, wie z. B. bei dert Ingenieuren des Patentamtes. Hier 
lässt sich durch einen Zusatz die treffende Bezeichnung, näm- 
lich „Prüfungsingenieur“, erreichen. Ebenso wäre es falsch, 
wenn man auf bereits eingeführte Bezeichnungen in den Län- 
dern, wie z. B. in Sachsen, verzichten würde. Die hier erreichte 
Bezeichnung „Aıntsbaumeister“ im Reich einzuführen, ist leider 
zurzeit nicht möglich, weil hier nicht die Möglichkeit besteht, 
die Baumeisterprüfung abzulegen. Im Neuner-Ausschuss des 
Deutschen Beamten-Bundes, der in mehreren Vorbesprechungen 
versuchte, einen einheitlichen Aufbau der Amtsbezeichnungen 
für alle Gruppen zu erreichen, war unserem Bundesvertreter 
das Referat für die technischen Beamten übertragen. Dieser 
trug unsere grundsätzlichen Forderungen vor und begründete 
sie. Da aber die Ressortvertreter der Eisenbahn und Post er- 
klärten, dass sie keinerlei Stellung zu den Amtsbezeichnungen 
nehmen könnten, wurde von ihm beantragt, die Besprechungen 
abzubrechen und erst dann weiterzuverhandeln, wenn sich 
alle Ressorts an den Besprechungen beteiligen würden. Nach 
einigen Einwendungen und "Zustimmungen von anderer Seite 
bzw. des Herrn Staatssekretärs Lewald wurden die Verhand- 
lungen abgebrochen. Im Anschluss hieran fand noch eine per- 
sönliche Besprechung mit zwei Vertretern der akademisch ge- 
bildeten technischen Beamten und unserem Bundesvertreter 
statt, die eine Verständigung zwischen diesen und den Mittel- 
schultechnikern herbeiführen sollte. 








ao Aus den Gruppen oa 


Reichspost 

Massenentlassungen bei der Reichspost- und Telegraphen- 
Verwaltung. Die schlechte Finanzlage des Reichs mit ihrer Aus- 
wirkung auf die Angestellten macht sich nunmehr auch bei der 
Reichspostverwaltung geltend. Das Reichspostministerium ist 
dazu übergegangen, Entlassungen von Angestellten im weiten 
Umfange vorzunehmen. Die Gewerkschaften bemühten sich in 
Verbindung mit dem Zentralbetriebsrat vergeblich, diese Ent- 
lassungen zu verhindern. Während vor dem Kriege nur etwa 
10000 Angestellte und Posthelfer auf Privatdienstvertrag be- 
schäftigt waren, beläuft sich diese Zahl jetzt auf etwa 95 000, 
während die Zahl der Beamten nur in geringem Masse zuge- 
nommen hat. Die von der Postverwaltung versuchte Arbeits- 
streckung hat sich auf die Dauer als nicht durchführbar er- 
wiesen, und es konnte daher in den Verhandlungen nur erreicht 
werden, dass die ergangenen Verfügungen soweit gemildert 
wurden, dass die Angestellten nicht mit voller Härte getroffen 
werden. Unter dem 28. Januar ist nunmehr ein Erlass des 
Reichspostministeriums ergangen, der das Ergebnis der geführ- 
ten Verhandlungen darstellt, und der die Billigung der Gewerk- 
schaften und des Zentralbetriebsrates fand. Sie sahen hierin 
den einzigen Weg, die Härten, die sich für die Angestellten aus 
der Kündigung ergeben, zu mildern. 

Zur Entlassung sollen die Hilfskräfte kommen, die dienstlich 
entbehrlich sind, insonderheit soweit sie durch die Aufhebung 
der Arbeitsstreckung entbehrlich werden. Ueber die Ausführung 
der hiernach vorzunehmenden Entlassungen ist folgendes be- 
stimmt: 

Welche Personen zur Entlassung zu kommen haben, ist von 
der Dienststelle mit den örtlichen Betriebsvertretungen im 
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Verhandlungswege festzustellen. . In erster Linie ‚sind die zu 
entlassen, die sich freiwillig zum Ausscheiden bereit erklären. 
Den zu Entlassenden wird der Dienst. unter Innehaltung der 
tarifvertraglichen Frist sogleich gekündigt. Um :ihnen jedoch 
Gelegenheit zu geben, sich nach einer anderen Beschäftigung 
umzusehen, sind sie unter Aushändigung der ihnen zustehenden 
Bezüge sogleich vom Dienst zu entlassen. - Kurzarbeiter sind 
hierbei nach den Sätzen für Vollarbeiter abzufinden. 

Alle Hilfskräfte mit einer Postdienstzeit von wenigstens 
6 Wochen erhalten die vollen tarifmässigen Bezüge für vier 
Wochen (einschl. sämtlicher tarifımässigen Zuschläge), Posthilfs- 
kräfte mit einer Postdienstzeit von mindestens: 1 Jahr die 
vollen Bezüge für 6 Wochen und mit einer Dienstzeit von min- 
destens 5 Jahren für 8 Wochen vom Tage nach der Kündigung 
ab. Diese Bestimmung hat rückwirkende Kraft auch für die, 
denen bereits in der Zeit vom 1. Januar ab gekündigt ist, Bei 
Wiedereinstellungen werden die gezahlten Beträge auf den Lohn 
für die Zeit nach der Wiedereinstellung verrechnet. 

Dia Bestimmungen gelten jedoch nicht für Entlassungen, die 
auf Grund des $ 15 Ziff, 4 des Tarifvertrages für-die Posthilfs- 
kräfte vom 10. Dezember 1920 und auf Grund des $ 11 Ziff. 5 
des Tarifvertrages für die Angestellten, bei den Reichs- und den 
Preussischen Staatsverwaltungen vom 6. November 1920 vorge- 
nommen werden. 

Neueinstellungen von Hilfskräften müssen an den Orten, an 
denen entbehrliche Kräfte vorhanden sind, während der Durch-. 
führung der vorstehenden Verfügung unterbleiben, soweit die 
entbehrlichen Kräfte ohne weitere Ausbildung für den Dienst 
geeignet sind, für den eine Neueinstellung nötig ist. 

Dass dem einzelnen Arbeitnehmer nach dem Betriebsräte- 
gesetz zustehende Einspruchsrecht wird durch diese Verfügung ' 
nicht berührt, ebenso steht ihm die Entschädigung ohne Rück- 
sicht auf den Spruch des Schlichtungsausschusses zu, doch wird . 
sie auf die evtl. zugebilligte Entschädigungssumme verrechnet, 


Katasterwesen 


Bezirksiachgruppe Linker Niederrhein. Am 15, Januar fand 
in Krefeld eine Fachgruppensitzung statt. Geleitet. wurde die 
Versammlung vom Obmanı Kollegen Hübinger. Es konnte die 
erfreuliche Mitteilung gemacht werden, dass die Bezirksunter- 
fachgruppe einen bedeutenden Mitgliederzuwachs aufzuweisen 
hat. Kollege Weisser (Obmann der Bezirksfachgruppe 
Düsseldorf) ging in kurzem Vortrage auf: die Gliederung und 
den Aufbau der Fachgruppe ein. Bei der Neuwahl des Vor- 
standes wurden gewählt: 

. Obmann Kat.-Techn. Bosch, Kat.-Amt Viersen 
stellv. RS Kat.-Anw. Hübinger, Kat.-Amt Krefeld 
Schriftführer Kat.-Techn. Beckenstein, Kat.-Amt Krefeld 
1. Beisitzer Kat.-Diätar Schwierz, Kat.-Amt Grevenbroich 
a Kat.-Techn. Krause, Kat.-Amt Goch. 


Vor wenigen Monaten erst wurde die Bezirksunterfach- 
gruppe von einigen Kollegen des linken Niederrheins ins Leben 
gerufen. Durch aufopfernde Arbeit des Vorstandes und zahl- 
reicher anderer Kollegen ist die Einheitsfront der technischen 
Staatsangestellten am linken Niederrhein hergestellt. Der 
grösste Teil der Techniker der linksrheinischen Katasterämter 
ist bereits eingetreten, weil er erkannt hat, dass der Butab die 
einzige Vertretung ist, welche seine Interessen mit Nachdruck 
verfolgt. Darum, ihr fernstehenden Kollegen, begreit die Zeit! 
Fort mit Gleichgültigkeit und Bequemlichkeit. Ein grosser Zug 
gehe durch unseren Beruf und führe uns zur restlosen Ge- 
schlossenheit unserer Bewegung! 
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Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellter und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 


; und der Länder 5 


Nummer 6 | 


Verwaltungsbeamte und Techniker 


Der Verband der mittleren Verwaltungsbeamten der Reichs- 
vermögensverwaltung will mit allen gewerkschaftlichen 
"Mittel dafür eintreten, dass die am 1. Oktober 1919 voll- 
zogene Verbindung der Militärbauämter mit den Garnison- 
verwaltungen mit einem höheren technischen Beamten als 
Vorstand wieder aufgehoben wird. Es soll also in die leiten- 
den Stellen statt des Technikers ein Verwaltungsbeamter xe- 
Setzt werden. Wir wären bereit gewesen, auf dem Wege der 
Verhandiung uns mit den Verwaltungsbeamten über die schwe- 
bende Streitirage zu verständigen. Diese Verständigung hat 
die Gegenseite nicht gesucht, und es scheint uns auch, zumal 
wenn man alle gewerkschaftlichen Mittel anwenden will, eine 
Verständigung kaum möglich zu sein. Wir werden uns also 
daher auf den Weg der gegenseitigen Bekämpfung begeben 
müssen, allerdings lehnen wir die Anwendung eines gewerk- 
schaftlichen Mitteis in solchen Dingen ab, weil es geradezu an 
Dumn:heit grenzt, in Streitfragen unter der Beamtenschaft da- 
mit zu drobken. Wir wollen deswegen den sachlichen Kampf 
führen. 

Durch die Verfügung vom 8. Juni 1920 ist die Kostengrenze 
der nach den in Frage kommenden Dienstvorschriften von den 
örtlichen Behörden ohne technische Mitwirkung auszuführenden 
Arbeiten zur Unterhaltung und Verbesserung der Gebäude, der 
sogenannten „kleinen Ausbesserungen“, von 500M. auf 1000 M. 
für die einzelne Ausführung erhöht worden. Das Landesfinanz- 
amt Unterweser hat hierzu zwei Sonderverfügungen erlassen, 
weiche die festgelegten Befugnisse der ehemalizen örtlichen 
Behörden den Verwaltungsbeamten der ietzigen Reichsvermö- 
gensämter. übertragen und bestimmen, dass die genannten Ar- 
beiten lediglich von den im Einzelfall zuständigen Verwaltungs- 
beamten ohne Hinzuziehung eines technischen Beamten zu be- 
arbeiten sind. Entgegenstehende Anordnungen sind ausdrück- 
lcih aufgehoben, und zwar aus Gründen der Personalersparnis. 
Die Bestimmungen der Dienstvorschriften der ehmaligen Mili- 
tär- und Marinebehörden sind durch die Zeitverhältnisse über- 
holt und können in dem heutigen Behördenaufbau nicht mehr 
wneingeschränkt Anwendung finden. Die Leiter der Reichs- 
vermögensämter, die akademisch gebildete technische Beamte 
Sind, sind. auf Grund ihrer langjährigen Erfahrung im prak- 
tischen, Bauverwaltungsdienst in der Lage, die Arbeitsleistung 
in diesen Betrieben so zu regeln, dass mit dem geringsten Auf- 
wand an Zeit und Kraft grösstmöglichster Nutzen erzielt wird. 
Eingriffe der untergeordneten Behörden lähmen 'die Disposi- 
tionen der Lokalvorstände und schwächen deren Verantwort- 
lichkeitsgefühl. Hinzu kommt, dass die Neubautätigkeit für 
Heer und Marine infolge des unglücklichen Kriegsausgzanges 
jast ganz aufgehört hat. Es steht auch nicht zu erwarten, dass 
Sie. in absehbarer. Zeit in nennenswertem Usmfange wieder ein- 
setzen wird. Fiierdurch sind die vorhandenen technischen Be- 
amten für andere, ebenfalls weniger grössere 'Aufeaben frei 
geworden. Es besteht daher zurzeit die Möglichkeit, in den 
Reichsvermögensämtern und Stellen, die mit technischem Per- 


‚ sonal besetzt sind, alle Arbeiten zur Unterhaltung der bau- 


lichen Anlagen von technischen Beamten bearbeiten zu lassen, 
ohne dass hierdurch eine Personalvermehrung notwendig würde, 
Der Verwaltungsbeamte ist mangels technischer Ausbildung 


\micht in der Lage, die Kosten einer Bauarbeit vor der Aus- 


I 
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führung schätzen zu können. Er wird daher häufig nach Fertig- 
Stellung der Arbeit seine Befugnisse überschritten sehen und 
dann, um Schwierigkeiten zu vermeiden, an den technischen 
Beamten das Ansinnen stellen, die Rechnung gegenzuzeich- 


| nen. Das wird dieser ‚selbstverständlich ablehnen und die 
Folgen sind Reibereien der Beamten untereinander, oder der Ver- 


|'waltungsbeamte wird versuchen, durch Trennung der Rech- 
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aungen die Tatsache der Ueberschreitung seiner Befugnisse zu 
verschleiern. Arbeiten von den Erzeugnissen der Technik 
Sollen grundsätzlich nur von technisch vorzebildetem Personal 
geleitet werden, Neben allgemeinen wirtschaftlichen Gesichts- 


Der Sfaafstechniker 


Berlin, den 11. Februar 1921 
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punkten leitet unseren Bund bei unserem Vorgehen die Sorge 
‚um die Techniker, die infolge des Diktatiriedens von Versailles, 
soweit sie Beamte sind, auf Wartegeld gesetzt werden, und, 
soweit sie Angestellte sind; einfach auf die Strasse fliegen, 
während die Verwaltungsbeamten dieser Behörden nicht nur 
restlos übernommen, sondern noch neu ernannt worden sind. 
Wird in den Reichsvermögensämtern strenz nach dem ‚Wort- 
laut der Bestimmung der alten Dienstvorschriften verfahren, 
so bedeutet dies bei dem jetzigen Daniederliegen der Bau- 
tätigkeit eine Verdrängung und Entbehrlichmachung weiterer 
technischer Beamten und Vermehrung der Stellen für Verwal- 
tungsbeamte. Wir können nicht annehmen, dass die Behörden 
durch das geschilderte Vorgehen bezwecken, sich in den Dienst 
des Verbandes der mittleren Verwaltungesbeamten in der Reichs- 
vermögensverwaltung zu stellen, der auf seiner Tagung am 
31. Mai 1920 in Berlin „scharfen Kampf gegen die 
Techniker“ gefordert hat, Wir erwarten. vom Reichs- 
schatzministerium beschleunigt eine Abänderung der Bestim- 
mung NM dem $ 95 der M. B. O. und 8 91 der G. B. O. dahin- 
gehend, dass 1. alle Ausbesserungsarbeiten an den Gebäuden 
. der Reichsvermögensverwaltung grundsätzlich von technischen 
Beamten eingeleitet, beaufsichtiet und abgerechnet werden; 
2. Abweichungen von diesem Grundsatz nur dort zuzulassen 
und anzuordnen sind, wo örtliche Verhältnisse dies bedingen 
und hierdurch tatsächlich eine Ersparnis an Zeit und Geld zu 
erwarten steht, wie z. B. bei einzelnen Reichsvermögensstel- 
len, und 3. dass diese Anordnungen von den Leitern der ein- 
zelnen Reichsvermögensämter und -Stellen nach Anhörung der 
gesetzlichen Beamtenvertretungen zu treffen sind. 

Der Verband der technischen Beamten dieser Verwaltung, 
mit dem wir uns seinerzeit wegen eines Aufgehens in unserem 
Bunde verständigen wollten, kann nun einmal zeigen, ob er 
bereit ist, den seinen Mitgliedern angesagten Kampf aufzuneh- 
men. Das wird er nicht können, weil es ihm hierzu an der 
nötigen Aktionsfähigkeit und der Schlaekraft seiner Organi- 
sation fehlt, selbst _ wenn er sich der Reichsarbeitsgemeinschaft 
technischer Beamtenverbände bedienen sollte, Hoffentlich sehen 
die Kollegen endlich einmal ein, wohin die Reise geht, wenn 
sich nicht die geschlossene Linie aller Staatstechniker den mass- 
Iosen Forderungen der Verwaltungsbeamten gzegenüberstellt, 
Wir werden uns selbstverständlich durch das Bestehen anderer 
Verbände, die glauben auch etwas erreichen zu können, in un- 
serer Arbeit für die” technischen Beainten der Reichsvermö- 
sensverwaltung nicht beirren lassen. Weder kleine Standes- 
vereinigungen noch Arbeitsgemeinschaften technischer Ver- 
bände können den Kollegen helfen. Das kann nur die Kampf- 
organisation, die konsequent dem Technikerstandptmkt als Ar- 
beitnehmer vertritt, und das ist urser Bund. 


—nnnnmm LT 
on Rundschau oo 


——— 




















— 


Die Ueberführung der Wasserstrassen an das Reich. Zum 
1. April 1921 soilen die Wasserstrassen in den Besitz des Reiches 
übergehen. Bei den Verhandlungen hierüber hat sich nun seit 
längerer Zeit herausgestellt, dass zwischen der Reichsregierung 
und den Regierungen der einzelnen Länder, besonders Preussens, 
tiefgehende Meinungsverschiedenheiten über die Art der Durch- 
führung bestehen, die eine reibungslose Uebernahme erschweren. 

Während bei\dem Uebergang der Eisenbahnen in den Besitz 
des Reiches geschlossene Verwaltungskörper übernommen wur- 
den, liegen die Verhältnisse bei den Wasserstrassen recht kom- 
püziert. In der gesamten Wasserwirtschaft sind lokale Landes- 
Kultur- und Verkehrsinteressen mit allgemeinen Verkehrsinter- 
essen stark miteinander verquickt. Aus Rücksicht hierauf war 
es nicht möglich, sämtliche Wasserstrassen mit allen Gerecht- 
samen an das Reich zu übertragen. Nur die dem allgemeinen 
Verkehr dienenden Flussläufe und Wasserstrassen (im Durch- 
schnitt 50000 + jährliche Verkehrsdichte) gehen an das Reich 
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über, die kleineren verbleiben den Ländern, so dass ganze Bor 


zirke, in denen landwirtschaftliche Interessen überwiegen, voi. 
der Uebernahme ausgeschlossen sind. Auch behalten die Länder 
bestimmte Gerechtsame an den übergehenden Strassen, soweit - 


diese für den Verkehr nicht von Bedeutung sind. Die Folge hier- 
von ist, dass nicht nur die Reichsregierung gezwurigen ist, den 
Aufbau der Wasserstrassenverwaltung neu zu schaffen, auch die 


Länder müssen ihre Verwaltungskörper bis in die untersten: 


Instanzen hinein vollständig neu organisieren. 


Bei den früheren Verhandlungen war eine Einigung dahin er- 


zielt, dass zwar die zentrale Behörde zum 1. April beim Reichs- 
verkehrsministerium geschaffen wird, dass jedoch die unter- 


geordneten Provinzial- und Lokalbehörden für eine Uebergangs- ._ 
zeit von 2 Jahren noch bei der Verwaltung der Länder verbiei-- 
ben sollen. Sie sollten dort nach den Anweisungen der zentralen 


Reichsbehörde arbeiten, die sachlichen Kosten vom Reich, die 
personalen jedoch von den Ländern getragen werden, die hierfür 


vom Reich entschädigt werden. Die Reichsregierung war nun. 


zu der Anschauung gekommen, dass, abgesehen von den ent- 
stehenden staatsrechtlichen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
bei der geplanten Regelung, die Selbständigkeit der Reichs- 
behörde derartig beschränkt würde, dass der Aufbau der Ver- 
waltung in erster Linie den Interessen der Länder entsprechend . 
vor sich gehen würde, und verlangte deshalb Uebernahme der 
gesamten Verwaltung zum 1. April. Dagegen sträuben sich 
jedoch die Landesregierungen, die ihrerseits befürchten, dass bei 
der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit der Neubau der 
Verwaltungskörper so überstürzt vorgenommen werden müsse, 
dass wichtire kultureile Landesinteressen vernachlässigt werden 
müssten. Sie suchen sich deshalb möglichst grosse Teile der 
Verwaltung längere Zeit zu erhalten, vielleicht mit der unausge- 
sprochenen Absicht, sich dadurch einen derartigen Einfluss auf 
die Neuregelung der Reichswasserbauverwaltung zu sichern, 


dass hierbei die Landesinteressen den Vorrang vor den Reichs- 


interessen haben. 

Zwischen den Ländern SEIhEr bestehen allerdings abentalls 
Interessengegensätze, .Hierbei decken sich nun wieder im Ge- 
zensatz zu Preussen die Interessen der kleineren Länder mit 
denen des Reiches. Für die Ueberlassung der Wasserstrassen 
sollte den Ländern eine Entschädigung gezahlt werden. Den 
Hauptteil dieser Entschädigung würde Preussen erhalten, da es 
sich im: Besitz der hauptsächlichsten in Betracht kommenden 
Wasserstrassen befindet. Von den aus Reichsmitteln zu zahlen- 
den Entschädigungsgeldern würden also kleinere Länder ent- 
sprechend ihrer Bevölkerungsdichte und Steuerkraft zugunsten 


Preussens einen Teil aufbringen müssen, der in keinem Ver- 


hältnis zu den in ihrem Besitz befindlichen Wasserstrassen steht. 


Sie haben also alle Ursache, die Höhe der Entschädigung in: 


möglichst geringen Grenzen zu halten und sie event. ganz zu 
Fall zu bringen. 

Bei den Verhandlungen in Dresden konnte eine u 
zwischen Reichsregierung und Staatsregierungen nicht erzielt 
werden, und das Reich wird sich gezwungen sehen, die Entschei- 
dung des Obersten Staatsgerichtshofes anzurufen. Das wird 
natürlich eine Versch'eppung bedeuten, die den Landesregierun- 
gen nur angenehm sein kann, aber nicht im Interesse der Allge- 
meinheit liegt. Besonders die Arbeitnehmerschaft ist 
von dieser Frage s ark berührt, da. beide Parteien versuchen 
werden, die Perscnalfrage zu ihren Gunsten zu lösen auf Kosten 
des Personals selber. 


Erhöhte Anrechnung der während des Krieges zurückgeleg- 
ten Beamterdienstzeit. Dem Reichstage war unter dem 24. Juni 
1920 die Drucksache 210 über die erhöhte Anrechnung der wäh- 
rend Ges Krieges zurückgelegten Dienstzeit zugegangen. Die 
Vorlage ist dem Ausschuss für soziale Angelegenheiten überwiesen 
und soll dem Vernehmen nach in diesen Tagen verhandelt wer- 
den. Die willige Uebernahme zahlloser unbezahlter Ueber- 
schichten der in der Heimat verbliepenen Beamten infolge Ein- 
berufung von Beamten zum Heeres- und Zivildienst im Auslande 
und infolge Einführung der Kriegswirtschaft hatte es überhaupt 
erst ermöglicht, dass das heimische Wirtschaftsleben einiger- 
massen über Wasser gehalten und vor frühzeitigem Zusammen- 


bruch bewahrt bleiben konnte. Dabei hatten diese Beamten und. 


aber auch die Angestellten in ihrer grossen Masse bei gesteiger- 
ter Arbeitsleistung geringere Bezüge als die in der Kriegs- 
industrie oder in Kriegsgesellschaften beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten. Ein grosser Teil dieser Beamten ist infolge der 
Mehrarbeit im Dienste des Vaterlandes bei Unterernährung viel 
frühzeitiger pensionsreif geworden, als dies in normalen Zeiten 
der Fall gewesen sein würde. Preussen’ hat bereits mit Rück- 
sicht auf diese Sachlage auch im Interesse einer Verjüngung 
der Beamtenschaft beschlossen, die während des Krieges zu- 
srückgelegte Dienstzeit 1%fach zu rechnen und es verfährt auch 
bereits danach. Der preussische Standpunkt, der 1%fachen An- 


£ und billiger Se Veseiönet ee zumal den in den 


26. August 1915 zugesichert, dass den versicherten Kriegsteil- 
“nehmern die Kriegszeit als Beitragszeit angerechnet wird. Bei 
dieser Sachlage entsprieht es daher einem Gebot der Billigkeit, 


- Ressorts nach Massgabe ihrer dienstlichen ‘Verhältnisse ge- 


einstellung von Angestellten (Technikern) innerhalb der für 
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Generalgouvernements usw. während des Krieges ‘beschäftigte PR 
Beamten, die besser verpflegt- wurden: als die Heimatbeamten, die 

Pensionsjahre doppelt angerechnet werden. Den Arbeitern. und 
‚Angestellten ist bereits durch die Bekanntmachung ‘vom ji: 


“dass auch den Reichsbeamten die eineinhalbiache Anrechnung 
der während des Krieges geleisteten ‚Beamtendienstzeit auf die 
 Pensionsjahre gewährt wird, : ; | 

"Urlaubsregelung-für Angestellte. Auf unsere Eingabe. haben 
'wir vom Reichsarbeitsministerium folgenden Bescheid erhalten 


„Der Reichsminister der Finanzen und der ee 
Finanzminister haben sich damit einverstanden erklärt, dass der 
einem Angestellten auf Grund des Manteltarifvertrages vo 
6. Juni 1920 für das Jahr 1920 etwa nachträglich zu gewährende 
Urlaub auch noch nach dem 31. Dezember 1920 bis 31, März 1921 
erteilt werden kann. Der Reichsminister der Finanzen hält es 
‘jedoch für bedenklich, etwa eine für alle Ressorts verbindliche 
. Bestimmung zu treffen; es erscheint ihm. vielmehr ee || 
mässig, dass die Entscheidung hierüber von den einzelnen 


troifen wird. ; "Im Auftrage 
gez. Dr. Sitzler.“ 
Der Preussische Finanzminister hat inzwischen einen ent-' 
sprechenden Erlass, der für alle Ressorts verbindlich ist, heraus- 
‚gegeben. Von seiten des Reichsfinanzministers ist hiernach ein | 
derartiger Erlass nicht zu erwarten, | 





oo Aus den Gruppen  :a | 
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Achtung! Fortitikationstechniker! DasReichswehrministeriußl 
hat durch nachstehenden Erlass des Chefs der | 
vom 13. November 1920 — Nr. 291/11. 20. J. S. IV — die An- 
ordnung getroffen, dass bei nötig werdender Neueinstellung von’ 
technischen Angestellten, bei den Pionierofiizieren der Festungen 
in erster Linie ehemalige Angehörige des früheren Pestungsz 
baupersonals zu berücksichtigen sind: 
„Reichswehrministerium. 

Chef der Heeresleitung. 2 Berlin, den 15; Nov. 192 
Nr. ‚291/11.20. JS. IV. \ 
Die Kommandanturen werden gebeten, kei etwa nöti wehlenden Neu- 

die Pionieroffiziere 
der Festungen mit Nr. 1450/6. 20. T. 2.1 vom 6. 7. 1920 genehmigten Zahl ir 
erster Linie ehemalige Angehörige des Festungsbaupersonals zu berücksichtigen. h 
Wenn Bewerbungen von soichen nicht vorliegen, kann die Vereinigung des 
deutschen Festungspersonals (1. Vorsitzender: Festungsbau-Hauptmann Dreg: 
- Berlin W., Kaiser-Ällee 216/18) auf Ansuchen EERERES Personen namha 
machen. I. A, gez. Fischer.“ 


In dem Erlass ist also darauf hingewiesen worden, dass bei 
. Nichtvorliegen von Bewerbungen die Vereinigung des deutsc n 
Festungsbaupersonals auf Ansuchen geeignete ‚Personen vers 
mitteln kann. 

Im Hinblick darauf, dass ausser der weitaus überwiegende j 
Zahl der Heeresbautechniker sämtliche ehemaligen Fortifikations- Hi 
„techniker Mitglieder unseres Bundes sind, hatten wir an 
_Reichswehrministerium. den Antrag gestellt, im Nachgang 
dem vorerwähnten Erlass vom 13, November 1920 den na 
geordneten Dienststellen aufzugeben, dass unser Bund auf. 
suchen in erster Linie in der Lage ist, geeignete Personen n2 
‘haft ztt machen. Hierbei haben wir hervorgehoben, dassess 
um Personen handelt, die 10, ja bis zu 37 Dienstiahren Fo 
fikationsdienst und somit Praxis in dieser, Tätigkeit aufzuwei 
haben, und dass für diese Angestellten das Reich ganz besond 
besorgt sein muss. Das Reichswehrministerium: hat uns hierz 
unter dem 26. Januar 192) die Mitteilung gemacht, dass 
Festungskommandanturen angewiesen seien, dass der. Stell 
nachweis unseres Bundes bei vorliegendem Bedarf von tec 
schen Angestellten laut nachstehendem Erlass zu benutzen 
„Reichswehrministerium. 


Chef der Heeresleitung. Be Berlin, I 26. s 1 
Nr. 578. 1. 21. In. 5. IV. 


Die Festungskommandanturen werden durch die Vorgenetatah Divi 
därauf hingewiesen, dass der Bund bei etwa vorliegendem weiteren Bedar 
Angestellten (Technikern) für die Pslidiee der ‚ Festungen geei 
Personen namhaft machen kann.“ 


Wir bitten nunmehr sämtliche Forliftkationstechniker, % 
zurzeit stellungslos sind, um Angabe. ihrer ‚Adresse bei. uns 
Abteilung „Stellennachweis“. 
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Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 7 | 


Technische Angestellte und Beamte der 
Eisenbahnverwaltung und B.t. A.B. 


Für die gewerkschaftliche :Arbeit der Eisenbahntechniker 
hat sich die Zersplitterung in die verschiedensten Verbände 
ausserordentlich schädlich erwiesen. Um diese Zersplitterung 
zu beseitigen und die Eisenbahntechniker in die geschlossene 
Front der gesamten Technikerschaft einzubeziehen, hat sich 
schon der frühere D, T. V. ebenso wie unser ‘Bund bemüht, 
durch zentrale Verhandlungen mit den verschiedenen Ver- 
bänden der Eisenbahntechniker zu einer Verständigung zu ge- 
langen, ohne jedoch bei den Verbandsführern für seine Bestre- 
bungen Verständnis zu finden. Infolgedessen ist jetzt zwischen 
unserem Bunde und diesen Organisationen ein Gegensatz ent- 
standen, der besonders gegenüber dem Eisenbahntechniker- 
Verbande (Vorsitzender Poetzsch) die Form des schärfsten 
Kampfes angenommen hat, der von der Gegenseite mit wenig 
einwandfreien Mitteln geführt wird. Weite Kreise der Kollegen- 
schaft in den gegnerischen Verbänden sind zwar von der Not- 
wendigkeit des Zusammenschlusses aller Techniker in einer Ein- 
heitsorganisation, wie unserem Bund, überzeugt, haben aber 
nicht den Mut, hieraus die Konsequenzen zu ziehen und aus 
ihrer Organisation auszutreten, da sie befürchten, als Mitglieder 
des Bundes die Fühlung mit der führenden Beamtenschaft zu 
verlieren. Sie haben sich noch nicht klargemacht, dass der 
Bund in gleichem Masse wie die übrigen Eisenbahner-Organi- 
sationen an allen zentralen Verhandlungen beteiligt ist. Die 
immer schärfer werdenden Formen : des wirtschaftlichen 
Kampfes drängen, wie überall, auch unter den Fisenbahnern zu 
engerem Zusammenschluss. 

Unter den Eisenbahnern bestehen zurzeit folgende Gross- 
organisationen, neben denen die kleineren Verbände, wie z. B. 
der Eisenbahntechniker-Verband, keinerlei Rolle spielen. 

1. Deutscher Eisenbahner-Verband (freigewerkschaitlich), 
2. Allgemeiner Eisenbahnerverband (Hirsch-Duncker), 3. Ge- 
werkschaft deutscher -Eisenbahner und Staatsbediensteter 
(christlich), 4. Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamter 
und Anwärter (neutral). Die unter 4. genannte Reichsgewerk- 
schaft hat sich den Verständigungsbestrebungen des Bundes 
nicht zugänglich erwiesen. Sie TSt dem Deutschen Beamten- 
bunde. angeschlossen, steht auf gewerkschaftspolitisch neutralem 
Boden und vertritt den Standpunkt, dass die Interessen der 
Techniker in ihrer technischen Fachgewerkschaft genügend ge- 
wahrt seien. Allerdings haben gerade bet ihr Vorkommnisse 
der letzten Zeit bewiesen, dass die geringe Zahl der Techniker 
gegenüber der grossen Zahl der sonstigen Beamten überhaupt 


. nicht zur Geltung gelangt. Die Gewerkschaft deutscher Fisen- 


bahner und Staatsbediensteter und der Allgemeine deutsche 
Eisenbahnerverband kommen wegen ihrer ganzen Richtung und 
ihrer Programme für eine Einigung nicht in Betracht. Verhand- 
Jungen mit dem Deutschen Eisenbahner-Verband können sich 
allerdings nur in einem grösseren Rahmen abspielen, da es sich 
hierbei um die Klärung der gewerkschaftlichen Beamtenbewe- 
gung überhaupt, ob freigewerkschaftlich oder nicht, handelt. 
Innerhalb des Bundes ist zur ‘Wahrung der besonderen 
Interessen der Eisenbahntechniker auf Grund’ der Bundes- 
Satzung die Reichsiachgruppe „Eisenbahnbetriebe“ gebildet. Der 
Reichsfachgruppen - Ausschuss hat sich konstituiert, und die 
Vorarbeiten der Fachgruppe sind beendet. Seine Arbeit macht 


sich, wie die zahlreich erfolgten Uebertritte beweisen, günstig 


bemerkbar. Das Verhalten der verschiedenen Fisenbahner- 
Organisationen bei der Neuregelung der Besoldungsordnung und 






Berlin, den 18. Februar 1921 
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ihrer Durchführung durch die Verwaltung, sowie bei sonstigen 
Berufsiragen hat unter den Eisenbahntechnikern eine dem Bunde 
ausserordentlich günstige Stimmung hervorgerufen. Fine be- 
sondere Rolle spielt hierbei der immer schärfer zutage tretende 
Gegensatz zwischen Verwaltungsbeamten und Technikern, in 
dem der Bund, ohne von irgendwoher Unterstützung zu finden, 
den Kampf allein auszufechten hat, 

Unser Bund sieht sich) veranlasst, zumal alle Verständigungs- 
verhandlungen zu keinem Ergebnis führten, eine umfassende 
Werbetätigkeit unter den Eisenbahntechnikern ins Werk zu 
setzen. Alle Kollegen, die heute schön unserem Bunde ange- 
hören und bei der Eisenbahnverwaltung beschäftigt sind, wer- 
den hiermit aufgefordert, sich unverzüglich mit der zuständigen 
Ortsverwaltung in Verbindung zu setzen und hier das Werbe- 
material anzufordern. Jetzt gilt es, den Kampf aufzunehmen 
und die Kollegen im Sinne unseres Bundesprogramms auizu- 
klären. Welchen Einfluss die Eisenbahntechniker in unserem 
Bunde haben, möge daraus hervorgehen, dass dem Bundes- 
vorstande zwei Eisenbahnbeamte (Cosmus, Werner) und ein 
Eisenbahnangestellter (Haferkorn) angehören. Der Abteilung 
Staatstechniker ist ein weiterer Gewerkschaitssekretär zur 
Verfügung gestellt, so dass es dadurch möglich geworden ist, 
einen Beamten für die Fachgruppenarbeit der Eisenbahner frei- 
zumachen. Allen übertretenden Eisenbahntechrikern wird die 
Mitgliedszeit in den gegnerischen Verbänden auf die Mitglieds- 
zeit im Bunde in voller Höhe angerechnet. Die Vertrauens- 
männer werden je nach Bedürfnis durch Rundschreiben des 
Reichsfachgruppen-Ausschusses informiert. SoH unsere Werbe- 
aktion gelingen, so muss jedes Bundesmitglied seinen Kollegen, 
mit dem er zusammen arbeitet, für unseren Bund interessieren 
und ihn als Mitglied zuführen. 
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EREIENERTIEN SER N  T 

Revision des Teiltariivertrages. Auf wiederholtes Drängen 
der Organisationen sind die Verhandlungen über die Revision 
des Teiltarifvertrages eröffnet. Der AfA-Bund hat seine Forde- 
rungen gemeinschaftlich aufgestellt und dem Reichsfinanz- 
ministerium und Preussischen Finanzministerium überreicht. 
Auch mit den anderen Spitzen-Organisationen ist ein ziemliches 
Einverständnis über die Forderungen erzielt worden. Diese er- 
strecken sich zum Teil auf die allgemeinen Paragraphen des 
Vertrages, zum Teil auf Aenderungen innerhalb der Vergütungs- 
gruppen. Für den allgemeinen Teil handelt es sich für uns im 
wesentliehsten darum, eine andere Berechnung des Vergütungs- 
dienstalters herbeizuführen. Schon der Begriff „ieweilige 
Dienststelle“ ist von den Verwaltungen häufig in wenig sozialer 
Weise ausgelegt, so dass den Angestellten schon bei einem 
Wechsel innerhalb derselben Behörde ein Gehaltverlust ent- 
Stand. Um dies künftig zu vermeiden, verlangen wir eine 
Aenderung des $ 4 dahin, dass statt „ieweilige Dienststelle“ ge- 
sagt wird „Beschäftigungsbereich der ieweiligen Zentral- 
behörde“. Diese Aenderung würde zur Folge haben, dass der 
Angestellte bei Verschiebungen innerhalb der Behörde das ein- 
mal festgestellte Vergütungsdienstalter auch an der nächsten 
Dienststelle angerechnet erhält. Ferner verlangen wir die volle 
Anrechnung der Kriegsdienstzeit in jedem Falle und gleich- 
artige Behandlung der Zeit, in der ein Angestellter reklamierf 
gewesen ist. Ebenso werden wir versuchen, die Begrenzung 
der anrechnungsfähigen Dienstzeit auf die nach Absatz 5 des 
$ 6 anrechnungsfähige Zeit einzuschränken. Weitere Forde- 
rung ist die Erweiterung der Zuständigkeit des Paritätischen 
Ausschusses, der auch über Gleichartigkeit der Tätigkeit und 
über Aufrückung in derselben Dienststelle entscheiden soll, Zu 
den Kinderzuschlägen haben wir die Forderung aufgestellt, dass 
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auch für Stief- und Pilegekinder die Zuschläge gewährt werden 
sollen. ; 

Für die Vergütungsgruppen ist bei Minderjährigen und den 
in den ersten 5 Stufen stehenden Angestellten bereits eine Ver- 
besserung durch Erhöhung des Ortszuschlages erzielt. Wir ver- 
langen jedoch eine weitere Verbesserung für diese dadurch, 
dass die Gehaltssätze für sie denen der Militäranwärter gleich- 
gestellt werden. Die Aenderungen in den Vergütungsgruppen 
selbst werden im grossen und ganzen ‘den Verbesserungen der 
Besokdungsordnung entsprechen. Einzelne Technikergruppen, 
wie z. B. Katastertechniker, Vermessungstechniker, Photo- 
graphen, Kartographen, Lithographen, werden in ihrer Ge- 
samtheit in eine höhere Gruppe aufrücken, während sich in an- 
deren Fällen unsere Arbeit darauf beschränken muss, neue Auf- 
rückungsmöglichkeiten zu schaffen, so dass für Mittelschultech- 
niker mit abgeschlossener Schulbildung und gleichwertige 
Kräfte die Gruppe IV zwar als Anfangsstellung erhalten bleibt, 
aber nicht mehr als Grundstellung anzusehen ist. Diese würde 
vielmehr in Gruppe V sein. Das würde. dann zur Folge haben, 
dass die in den folgenden Gruppen für Techniker vorgesehenen 
Stellen sich entsprechend verschieben. 

Die Gauverwaltungen und die einzelnen Fachgruppen sind 
im übrigen über unsere Forderungen im einzelnen eingehend in- 
formiert. Bei Unklarheiten bitten wir deshalb die Kollegen, sich 
um Aufklärung an diese zu wenden. 


Der Teuerungszuschlag gilt auch für den Behördentarif. 
Der Reichsminister der Finanzen hat folgende Verfügung er- 
lassen: 

Reichsminister der Finanzen. 
I G 5065. Berlin, den 27. Januar 1921. 

Nachdem für die Beamten der Teuerungszuschlag zum 
Grundgehalt und zum Ortszuschlag mit Wirkung vom 1. Januar 
1921 ab für die Orte 

der Ortsklasse A auf 70 vom Hundert 

der Ortsklasse B auf 67 vom Hundert 

der Orisklasse C auf 65 vom Hundert 

der Ortsklasse D auf 60 vom Hundert 

der Ortsklasse E auf 55 vom Hundert 
erhöht worden ist, erkläre ich mich auf Grund des $ 16 des 
Teiltarifvertrages für die Angestellten bei den Reichs- und den 
preussischen Staatsverwaltungen vom 4. Juni 1920 damit 'ein- 
verstanden, dags die gleiche Erhöhung auch den unter diesen 
Teiltarifverträg fallenden Angestellten sowie den in das Er- 
gänzungsabkommen vom 12. Oktober 1920 einbezogenen Aerz- 
ten, Zahnärzten und Apothekern und den in den Tarifvertrag 
vom 16. Oktober 1920 eingeschlossenen Krankenschwestern ge- 
währt wird. : 

Soweit den Ressorts Reichsorganisationen unterstellt sind, 
gilt gemäss $ 7III des Tarifvertrages vom 19. November 1920 
das gleiche für die kaufmännischen, technischen ‘und Bureau- 
angestellten der Gross - Berliner Reichsorganisationen. Ent- 
sprechendes wird auch nach den tariflichen Bestimmungen für 
die auswärtigen Zweigstellen ‘der Gross-Berliner Reichsorgani- 
sationen sowie für die sonstigen auswärtigen Reichsorgani- 
sationen zu gelten haben. 

Ich darf bitten, die nachgeordneten Dienststellen mit ent- 
sprechender Anweisung wegen Zahlung der erhöhten Beträge 
zu versehen. Im Auftrage 

gez. v. Schlieben. 








oo Aus den Gruppen o0 








Kanal-, Wasser- und Hafenbau 


Schaffung planmässiger Beamtenstellen für Vermessungs- 
techniker bei der Wasserbauverwaltung sowie Abgrenzung der 
Arbeitsgebiete für vereidete Landmesser und Vermessungs- 
techniker. Die preussische Wasserbauverwaltung beschäftigt 
neben den Beamten und Angestellten aus dem Baufache für die 
Erledigung der vermessungstechnischen Arbeiten vermessungs- 
technisch vorgebildetes Personal, da sie unter den obwaltenden 
Verhältnissen ihre Aufgabe nur bewältigen kann, wenn sie. die für 
ihre Arbeiten notwendigen Vermessungen selbst ausführt. Dieses 
Vermessungspersonal setzt sich aus vereideten Landmessern mit 
Hochschulbildung und aus Vermessungstechnikern zusammen. 
Den ersteren obliegen die schwierigeren Vermessungsarbeiten, 
zu deren Ausführung eine umfassende Hochschulbildung not- 
wendig ist, den letzteren alle jene Arbeiten, die ohne eine solche 
wissenschaftliche Vorbildung erledigt werden können. In ähn- 





licher Weise sind auch andere Staatsverwaltungen mit ver- : ; de A 
c » Gesuche mit Angabe der Vorbild d der bisherigen Tätigkeit : 

messungstechnischem Personal ausgerüstet; es sei hier nur an ee de i 
die Katasterverwaltung, Kulturverwaltung und Eisenbahnverwal- Kulturbauamt Deggendorf ? 
tung erinnert, Auch hier gibt es vereidete Landmesser und Ver- Niederbayern. Ä 
messungstechniker. Bezüglich des Beschäftigungsverhältnisses T 
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besteht jedoch ein grosser Unterschied zwischen diesen Ver- 
waltungen und der Wasserbauverwaltung. Während die Ka- 
tasterverwaltung bzw. landwirtschaftliche Verwaltung die Ver- 
messungstechniker als Vermessungs- bzw. Katastersekretäre 
neben dern vereideten Landmessern als Beamte planmässig an- 
stellen, hat sich die Wasserbauverwaltung bis jetzt darauf be- 
schränkt, lediglich vereidete Landmesser in das Beamtenver- 
hältnis zu übernehmen; die Vermessungstechniker wurden von 
der planmässigen Anstellung ausgeschlossen. 

Es könnte fast der Eindruck erweckt werden, als ob bei den 
vorkommenden Vermessungsarbeiten nicht ständig Vermessungs- 
techniker beschäftigt wären. Wer aber mit den einschlägigen 
Verhältnissen des Vermessungswesens einigermassen vertraut ist, 
der weiss, dass überall, wo vereidete Landmesser tätig sind, 
auch Vermessungstechniker beschäftigt werden müssen, wenn 
nicht in höchst unwirtschaftlicher Weise Arbeiten durch vereidete 

andmesser ausgeführt werden sollen, zu deren Erledigung es 
einer wissenschaftlichen Vorbildung nicht bedarf. Es gehört 
nicht zu den Seltenheiten, dass in der Wasserbauverwaltung Ver- 
messungstechniker mit 10, 15, 20 und noch mehr Dienstjahren 
ununterbrochen tätig sind. Diese lange Beschäftigungszeit kann 
wohl als Beweis dafür angesehen werden, dass zur Bewältigung 
der Vermessungs- und der damit zusammenhängenden Arbeiten 
bei der Wasserbauverwaltung auch die Vermessungstechniker 
dringend, und zwar dauernd notwendig sind. Bereits vor zehn 
Jahren haben die Wasserbauämter ausnahmslos die unbedingte 
Notwendigkeit der Errichtung planmässiger Vermessungstech- 
nikerstellen betont, als sie sich zu dem Erlass des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten vom 14. Juli 1910 III. P. 7. 201 C betr. Ab- 
grenzung der Tätigkeitsgebiete für die vereideten Landmesser 
zu äussern hatten. Auch die‘ vorgesetzten Dienstbehörden der 
Wasserbauämter haben in ihren Berichten an den Minister der 
öffentlichen Arbeiten den gleichen Standpunkt wie die Wasser- 
bauämter selbst vertreten. Es ist anzunehmen, dass die Dienst- 
stellen nur aus wirtschaftlichen und dienstlichen Gründen der- 
artige Vorschläge gemacht haber. Dass die dienstlichen Gründe 
heute noch dieselben sind als vor 10 Jahren, und die wirtschaft- 
lichen Gründe heute noch viel schwerer ins Gewicht fallen, wird 

wohl niemand bezweifeln. Es ist daher eine berechtigte For- 

derung, dass in gleicher Weise wie bei der Preussischen Ka- 

taster- und der Kulturverwaltung auch bei der Wasserbauver- 
waltung planmässige Beamtenstellen für Vermessungstechniker 

geschaffen werden. In diesem Zusammenhange wäre darüber in 
eine Prüfung einzutreten, inwiefern die Tätigkeitsgebiete der 

Vermessungstechniker gegenüber den vereideten Landmessern ° 
anderweitig abgegrenzt werden können. Ganz allgemein werden 

an die Vermessungstechniker höhere Anforderungen gestellt als 

dies in den Erlassen des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 

14. Juli 1910 III P. 7. 201. C — 17. Febr. 1911 HI P. 7. 616/10 C 2 

und 17. Dezember 1919 III B. F. 219 C umrissen ist. Den grössten 
Teil ihrer Arbeiten führen die Vermessungstechniker unter 

eigener Verantwortung aus. Viele Arbeiten, wie beispielsweise 

‘die heutiga Bearbeitung der Vermessungen für die Fort- 
schreibung des Grundsteuerkatasters, für welche heute noch ein | 
vereideter Landmesser die Verantwortung übernehmen muss,” | 
könnten nach-den bestehenden Vorschriften unter der Verant-) | 
"wortung der die Arbeit leistenden Vermessungstechniker ausge- | 
$ührt werden, wenn diese Vermessungstechniker Beamteneigen-" | 
schaft hätten. Eine im Sinne diese Ausführung gehaltene Ein- 
gabe ist dem Minister der öffentlichen Arbeiten unterbreitet. 


Katasterwesen || 


Bezirksfachgruppe Wiesbaden. Am 16. Januar 1921 fand in Wiesbaden: 
unter zahlreicher Beteiligung eine Bezirksfachgruppenversammlung statt. Den 
Geschäftsbericht eratatieie Kollöge Fischer, Regierung Wiesbaden. Ueber die” 
Eingruppierungsfrage entspann sich eine lebhafte Debatte. Betreffs der Ein- | 
gruppierung nach IV steht die Regierung auf einem ablehnenden Standpunkt.’ 
Es wurde den einzelnen Kollegen freigestellt, begründete Vorschläge durch die 
Bezirksfachgruppe Wiesbaden ee paritätischen Ausschuss zu Berlin vorrolcHuu 
was auch von verschiedenen Kollegen bereits zeichen ist. Die Versammlung 
stand auf dem Standpunkt, dass sämtliche Katastertechniker ohne weiteres 
nach Gruppe IV gehören, da, soweit bekannt, die Katastersekretäre in VI als 
Anfangsstellung und in VII als Beförderungsstelle nach der Revision des 
er eingereiht sind. Es wurde beschlossen, die nächste 
Bezirksfachgruppenversammlung in Frankfurt a. M. im April abzuhalten. Die 
Aufste'lung der Kandidaten für die Betriebsräte wurde ee bis die 
offizielle Verfügung erlassen ist. An Stelle des ausgeschiedenen Kollegen 
Becker, Kat.-Amt Frankfurt a. M. Il, wurde Kollege Gehlker, Kat.-Amt Frank- 


furt a. M. Il, in den Bezirksfachgruppenausschuss gewählt. ae 
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Erfahrener Ku lturtech N i ker 


zum sofortigen Eintritt gesucht. Entlohnung nach Reichstarif. Wegen 
Wohnungsmangel eigener Haushalt nicht möglich. 
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| Gewerkichaftsarbeit 


Notzuschläge zu den Teuerungszuschlägen. Der Preussische 
Finanzminister hat mit nachstehendem Frlass die Auszahlung der 
Notzuschläge an die Behördenangestellten angeordnet: 

Der Preussische Finanzminister. 
J ne I ce Berlin C2, 10. Februar 1921. 
Nachdem das Preussische Staatsministerium die Verord- 
nung über die Gewährung von Notzuschlägen zum Grund- 
gehalt, zur Grundvergütung und zum Ortszuschlag derjenigen 
Staatsbeamten und Lehrpersonen, deren Bezüge durch das 
' Beamten-Diensteinkommensgesetz vom 17. Dezember 1920 
geregelt sind, am 8. Februar dieses Jahres mit Gesetzeskraft 
erlassen hat, wird die in dieser Verordnung vorgesehene Mass- 
nahme gemäss $ 16 des Teiltarifvertrages für die Angestellten 
bei den Reichs- und den preussischen Staatsverwaltungen vom 
4. Juni 1920 sinngemäss auch auf die im preussischen Staats- 
dienst beschäftigten unter den vorgenannten Teiltarifvertrag 
fallenden Angestellten ausgedehnt und hiermit folgendes be- 
stimmt: 

Neben dem von der Grundvergütung und dem Ortszuschlag 
der Angestellten zu berechnenden Teuerungszuschlag von 
50 v. H. ist mit Wirkung vom 1. Januar 1921 ab ein Not- 
zuschlag zu zahlen, der 

| in den Orten der Ortsklasse A 20 v.H,, 
in den Orten der Ortsklasse B 17 v.H, 
in dien Orten der Ortsklasse C 15 v.H, 
in den Orten der Ortsklasse D 10 v.H. und 
in den Orten der OrtsklasseE 5 v.H. 
ger. Koreenannten Bezüge (Grundvergütung und Ortszuschlag) 
eträgt. 

Die Nachzahlung ist auf etwa noch bestehende Vorschuss- 
teste zu verrechnen. Zur Erleichterung für die Anweisungen 
wird auf die dem Runderlass vom 9. Februar dieses Jahres 
— B. 1791 — beigegebene tabellarische Uebersicht Bezug ge- 
nommen, 
| Es wird ersucht, hiernach das Weitere schleunigst zu ver- 
anlassen. 

Die zur geschäftlichen Erleichterung erforderlichen Ab- 
drucke dieses Erlasses liegen bei, 


Zugleich in Namen des Ministers des Innern. 
Der Preussische Finanzminister. 
gez. Lüdemann. 
Die Verordnung über die Bildung von gemeinsamen Be- 
triebsräten (örtliche Betriebsräte, Bezirksbetriebsräte und 


| 

ine im Bereich des preussischen Ministeriums 
Innera und des Finanzministeriums ist fertiggestellt und 
| 














geht zugleich mit der Wahlordnung und den Ausführungs- 
bestimmungen hinaus, Sie erstreckt sich auf sämtliche 
Lokai-, Provinzial- und Zentralbehörden, die“ den vorge- 
nannten Ministerien einzeln oder gemeinsam unterstellt sind, 
mit Ausnahme der Betriebsverwaltungen (z. B. Staatsschulden- 
verwaltung, Lotteriedirektion, Tiergartenverwaltung usw.), um- 
fasst jedochi nicht die Behörden, die zwar einem Oberpräsidium 
oder einer Bezirksregierung unterstellt sind, aber zum Bereich 
eines anderen Ministeriums gehören (z. B. Landeskulturbehörden, 
Wasserbauverwaltung, Wiederaufbaudienststellen). e 
Da die Wahlen in Kürze stattfinden werden, bitten wir die 
“Kollegen, an den einzelnen Orten und bei den verschiedenen 
‚Behörden (Oberpräsidium, Bezirksregierungen, Katasterämtern 
und Hochbauämtern) die Vorbereitungen für die Wahl schleunigst 
gemeinsam in Angriff zu nehmen und sich zu diesem Zweck mit 
den Ortsverwaltungen und Gauverwaltungen zwecks Namhait- 
Machung der Wahlvorstände in Verbindung zu setzen. Wir 
beabsichtigen, auch diesmal wieder, wie schon wiederholt mit 
gutem Erfolge geschehen, eine gemeinsame Liste des AfA-Bundes 
ir den Hauptbetriebsrat aufzustellen und bitten, für die Bezirks- 













| Berlin, den 25. Februar 1921 


Der Staafsfechniker 


UTAIEIBAEIULNLITILKALIEIDAORUAUALLLIDLUEINGENKONISÄIERLODERRIRRAIS MEHR 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 






3. Jahrgang 


betriebsräte und die örtlichen Betriebsräte das gleiche ‘zu tun. 
Schleunige Fühlungnahme mit den beireundeten Verbänden, 
Zentralverband der Angestellten und Deutschem Werkmeister- 
verband, ist deshalb geboten, ebenso empfiehlt sich, gemeinsam 
mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund vorzugehen. 
Wir bitten die Kollegen, nichts zu unterlassen, um die Wahl gut 
vorzubereiten und darauf zu dringen, dass kein Kollege an 
der Wahlurne fehlt: Bei der Lage innerhalb der Arbeitnehmer- 
schaft können wir dann ein gutes Resultat für die freigewerk- 
schaftlichen Verbände erwarten, 

Tarifverträge 

Behördentarif für Oldenburg. Für die Angestellten bei den 
Oldenburgischen Staatsverwaltungen in den Landesteilen Olden- 
burg und Lübeck ist zwischen dem Butab, Gau Nordwest- 
deutschland, dem Zentralverband der Angestellter einerseits 
und dem Oldenburgischen Staatsministerium andererseits der 
Teiltarif für Behördenangestellte abgeschlossen. 
Der Oldenburger Teiltarif stimmt fast wörtlich überein mit dem 
Teiltarif für das Reich und Preussen. Abweichend hat auf An- 
trag des Butab mur der $ 6 des Tarifes in seinen Absätzen 2 
und 3 folgende Fassung erhalten: 

(2) Die Zeit der bei Gemeinden und Gemeindeverbänden, anderen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, Kriegsorganisationen und Privatunternehmen 
ausgeübten Berufstätigkeit sowie die Zeit nachweislich freier wissenschaftlicher, 
künstlerischer oder sonstiger selbständiger Betätigung wird, soweit sie gleich- 
artig war, angerechnet. Als gleichartig gilt die Tätigkeit, in der die Ange- 
stellten in Ausbildung und Weiterbildung genügend Gelegenheit hatten, 
Dienste zu verrichten, die ihrer Tätigkeit bei der Dienststelle in Art und 
Bedeutung entsprechen. 

(3) Die Kriegsdienstzeit im Heere und in der Marine ist nicht als Unter- 
brechung der Tätigkeit anzusehen, wenn die Angestellten zur Kriegsdienst« 
leistung aus dem Dienste des Staates an Beinen und nach Beendigung des 
Kriegsdienstes unmittelbar wieder in diesen Dienst zurückgetreten sind 
Kriegsteilnehmern, die zur Zeit ihrer Einberufung nicht im Reichs- oder 
Staatsdienst tätig waren, aber unmittelbar nach ihrer Entlassung aus dem 
Heeresdienst im Reichs- oder Staatsdienst Beschäftigung gefunden haben, ist 
die Zeit des Heeresdienstes voll anzurechnen, wenn sie vor ihrer Einberufung 
zum Hecresdienst eine gleichartige Berufstätigkeit ausgeübt haben; Zivil- 
internierte werden den Kriegsteilnehmern gleichgestellt. Die Anstellung gilt 
auch dann noch als unmittelbar nach der Entlassung aus dem Heeresdienst 
erfolgt, wenn sie nachweislich durch Krankheit oder unverschuldete Arbeits- 
losigkeit verzögert worden ist oder die Verzögerung aus anderen Gründen 
nieht länger als drei Monate gedauert hat. 


Durch die Fassung des $ 6, Absatz 3, konnte das Unrecht, 
das den Kriegsteilnehmern durch den Reichstarif zugefügt ist, 
gemildert werden. 

Für die technischen Angestellten mit abgeschlossener Mittel- 
schulbildung sollen folgende Richtlinien für die Einstufung mass- 
zebend sein: 

Gruppe IV Techniker unter 35 en 
2 V fe über 35 Jahre 
Be NVI Ps alsLeiter von Baubureaus und grösseren Baustellen, 

Inzwischen haben neue Verhandlungen über den Mantel- 
tarif' und den Nachtrag zum Teiltarifvertrag stattgefunden. 
Der Manteltarif des Reichs ist unter Berücksichtigung der, 
Oldenburger Verhältnisse übernommen. Grundlegende Ab- 
weichungen sind nicht vorgenommen worden. Der Mantel- 
tarif hat Gültigkeit bis zum 31. März 1921. 








oo Aus den Gruppen oo 











Berhecisenbahnbetricbe 


„Eine Butab-Sitzung.“ Wir hatten wiederholt Gelegenheit, 
genau so wie früher im D. T. V., auf die Verdrehungskunst- 
stückchen gewisser Personen im Eisenbahntechniker-Verbande 
hinzuweisen, In letzter Zeit hat sich dem E. T. V, ein weiterer. 
Helfer hinzugesellt, der allerdings das bisher Gebotene bei wei- 
tem übertrifft: Wir halten die Druckerschwärze für ein viel 
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zu kostbares Gut, um auf den Artikel „Eine Butab-Sitzung“ 
auf Seite 14 der Nr. 2 der Zeitschrift des Verbandes der Eisen- 
bahntechniker e. V. (Vorsitzender Poetzsch), einzu- 
gehen, weil wir nicht annehmen können, dass auch nur ein ein- 
ziger Fisenbahntechniker sich vorstellen kann, dass der Vor- 
gang, wie ihn Herr K. H. M. (Karl Hermann Müller) schildert, 
sich zugetragen hat. Die Uebertrittsbewegung der Eisenbahn- 
techaiker in unseren Bund gibt uns die beste Gewähr dafür, dass 


. wir auf dem richtigen Wege sind. Die Kollegen sollen von uns 
mit unnötigen Auseinandersetzungen 


nicht belästigt werden, 
denn wir sind der Auffassung, dass es wirklich zu schade ist, 
die kostbare Zeit mit derartigen Dingen hinzubringen, und dass 
es uns nur darauf ankommt, wirklich sachliche, erspriessliche 
Arbeit zum Besten der Eisenbahntechniker zu leisten. Wir haben 
der Schriftleitung des E. T. V. folgende Berichtigungen über- 
sandt: 
Berlin, den 10. Februar 1921. 
Einschreiben! 
An die Schriftleitung der Zeitschrift „Der Eisenbahntechniker“ 
x. H. des Herrn Poetzsch, technischer Eisenbahnobersekretär 
Berlin-Friedrichshagen 
Friedrichstr. 104. 

Sie bringen in Nr. 2 Ihrer Zeitschrift vom 15. Januer 1921 einen Bericht 
über eine Fachgruppenversammlung unserer Berliner Ortsfachgruppe „Reichs- 
eisenbahnbetriebe“, der in verschiedenen Teilen nicht zutrifft. 

Wir fordern Sie daher auf Grund der Bestimmungen des Reichspress- 
gesetzes auf, in Ihrer nächsten Nummer folgende Berichtigungen zu bringen: 

„ı Es istnicht wahr, i 
dass auf Befragen des Herrn Mühlenkamp über die Be zum B. t. A. B. 
Herr Müller erklärt hat, dass Herr Poetzsch sich bereit erklärt 
habe, heute abend zur weiteren Information und zur 
Besprechung hier zu erscheinen. : 

Wahr ist: 
dass Herr Mühlenkamp Herrn Müller folgende Frage vorlegte: wer hat Herrn 
Poe'zsch eingeladen und hat Herr Poetzsch die Absicht. sich mit uns zu ver- 
ständigen; ich muss das nach seiner Haltung und den bisherigen Erklärungen 
bezweifeln; und dass darauf Herr Müller erklärte, das wisse er nicht. 

2. Es ist nicht wahr, 
dass Herr Mühlenkamp die Versammlung zu einer Entfernung der Gäste zu 
bewegen versuchte mit dem ausdrücklichen Hinweis, dass ihm lediglich daran 

elegen sei, Herrn Poetzsch zu entfernen, wenn er nicht augenblicklich die Er- 
ärung abgäbe für den Anschluss an den B.t.A.B, und dass Herr Mühlen- 
kamp sein Vorgehen mit der Behauptung begründete, dass der B.t. A.B. stark 
genug sei, um so vorgehen .zu können. 

Wahr ist: 
dass Herr Mühlenkamp in höflicher und bestimmter Form und unter Hinweis 
auf die entgegenkommenden Annäherungsbestrebungen des B.t.A.B. und der 
ablehnenden Haltung des Herrn Poetzsch diesen um Auskunft darüber bat, ob 
er die Absicht habe, mit uns in erneute Verständigungsverhandlungen einzu- 
treten und ob eine Verständigung möglich sei. Wenn diese nicht möglich 
sei, sei der B.t.A.B. stark genug, allein seine Eisenbahntechnikerpolitik zu 
treiben. 

3. Es ist nicht wahr, 
dass darauf Herr Poetzsch das Wort nahm, um seine Teilnahme an der Sitzung 
in sachlicher Form zu begründen. 

Wahr ist: & 
dass zuerst Herr Müller das Wort nahm und das Vorgehen des Herrn Mühlen- 
kamp beanstandete und erklärte, dass Herr Poetzsch gar nichtin der Lage sei, 
die verlangte Erklärung abzugeben. 

4. Es ist nicht wahr, 
dass Herr Poetzsch in durchaus sachlicher Form den Grund für sein Erscheinen 
darlegte und nachwies, dass lediglich sachliche Gründe ihn zur Teilnahme 
bewogen hätten. 

Wahr ist: 
dass sich Herr Poetzsch in persönlichen Angriffen gegen Herrn Mühlenkamp 
und den B.t.A.B. erging und erklärte, dass er nur als Eisenbahner e:schienen 
sei, um sich zu „i nformieren“, und nur den Vorgang, wie er in den Be- 
sitz der Einladung gekommen sei, schilderte. - 

5. Es ist nicht wahr, . 
dass mehrere langjährige Mitarbeiter des B.t.A.B. die Räumlichkeiten 
verliessen. 

Wahr ist: 
dass kein einziger langjähriger Mitarbeiter des B.t.A.B. den 
Sitzungssaal verlassen hat. 
Hochachtungsvoll! 
Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Der Vorstand. 
gez. Heinze. gez. Mühlenkamp. 


Um den Wert der Berichterstattung der Zeitschrift des 
E. T. V. richtig bemessen zu können, bringen wir nachstehende 
Berichtigung, die der E. T. Z. bereits im November 1917 über- 
sandt wurde, in Erinnerung: i 

„Auf Grund des Pressgesetzes bitte ich Sie um die Veröffentlichung 
folgender Fa el in Ihrer Zeitschrift: 

1. In Nr. 8 der Zeitschrift des Verbandes der Eisenbahntechniker bringen 
Sie einen Artikel: „Wumba“. Dort heisst es wörtlich: „.. . ersuchte der 


Unterzeichnete — der Artikel ist von Herrn P. unterzeichnet — die Wumba_ 


um Genehmigung einer Unterredung, welche ihm auch schon nach einigen 
Tagen ... . in entgegenkommendster Weise bewilligt worden ist.“ 

Das ist unwahr| 

Wahr ist vielmehr, dass Herr P. mich um Vermittelung einer Besprechung 
im Wumba gebeten hat und dass ich die Besprechung vermittelt und an dieser 
aktiv teilgenommen habe. 


Schriftleiter: E, Mühlenkamp, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH,., Berlin NW52. j 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, h ; | 
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Nr. 
2. In Nr. 11 der Zeitschrift des Verbandes der Eisenbahntechniker legen 

Sie mir folgende Worte in den Mund: „Der Staat und seine Verwaltung | 
braucht für die Erledigung seiner Bauten eine gewisse Anzahl Techniker, die | 
er z. B. wie bei der Post bei Erstellung neuer Gebäude während deren Bau- | 
zeit über die planmässige Anzahl hinaus notwendigerweise einstellen müsse, | 
welche aber nach Fertigstellung dieser Arbeiten selbstverständlich wieder ent- | 
lassen werden müssten, die also nur vorübergehend beschäftigt werden | 
| 

| 





| 


könnten.“ | 
Diese Behauptung ist unwahr! 


Ich habe vielmehr ausgeführt, dass bei dem wechselnden Bedarf der Be- | 
hörden ein Teil der Angestellten nicht mit ständiger Anstellung rechnen || 
könne. Der Forderung, dass die Angestellten, die längere Jahre bei der Be- 
hörde ständig tätig waren, in das Beamtenverhältnis überführt ‘werden, habe 
ich nicht widersprochen. 


3. Sie schreiben in Nr. 11 der Zeitschrift, dass ich erklärt habe, die Auf- 
nahme des ‚Eisenbahntechniker-Verbandes in den Bund von Vereinigungen 
technischer Beamten der Eisenbahnen sei mir egal und hätte ich nichts da- 
gegen einzuwenden. ? 


Das ist unwahr! - 


Ich hatte nur Bedenken gegen die Aufnahme des Eisenbahntechniker-Ver- | 
bandes geäussert, weil mir erklärt worden war, der neue Bund nur 
Beamteninteressen vertreten wolle und nicht die Interessen der auf Dienstver- 
trag Beschäftigten. Als in der Gründungsversammlung des Bundes erklärt 
wurde, dass auch die Interessen der auf Dienstvertrag Beschäftigten mit ein- ° | 
bezogen werden sollen, habe ich dafür gestimmt, dass der Eisenbahntechniker- ||) 
Verband als vollberechtiges Mitglied des Bundes angesehen wird. Dagegen | 
hat Herr Poetzsch sich bei der Abstimmung über die Aufnahme des D. T.-V. li 
in den Bund der Stimme enthalten, 1 
Deutscher Techniker-Verband. | 

gez. Dr. Höfle.“ { 
€ 


re en di 


Reichsbauverwaltung 


Protest gegen die Entlassungen. Der Reichsschatzminister | 
hatte zwecks Einschränkung seines vertraglich beschäftigten 
Hilfspersonals durch verschiedene Erlasse, besonders durch den 
Erlass vom 14. 10. 20, Nr. I. 8/3043.20, Anordnung zur Entlassung || 
fast des gesamten Vertragspersonals der Reichsvermögensver- 
waltung getroffen. Hierbei war nicht daran gedacht worden, 
die bereits längere Zeit im Dienste stehenden Angestellten von. 
der Entlassung auszunehmen, so dass insbesondere technische | 
Angestellte betroffen werden, die seit 10, 15, 20, ja bis zu 37 Jah- 
ren im Reichsdienst tätig sind. Abgesehen davon, dass diese 
Massnahme jeglichen sozialen Empfindens entbehrt, können wir 
uns nicht vorstellen, wie der Reichsschatzminister die regel- 
rechte Erledigung der Geschäfte nach Entlassung fast des ge 
Enten dringend benötigten Vertragspersonals verantworten | 
will. 





Wir haben uns deshalb, auch im Hinblick auf die soziale Be-" 
deutung, veranlasst gesehen, beim Reichsschatzministerium 
schärfsten Protest zu erheben, von dem wir sämtliche mass- 
gebenden Stellen in Kenntnis gesetzt haben. Dadurch haben wir 
erreicht, dass im Reichsschatzministerium Verhandlungen statt- 
fanden. In diesen Verhandlungen wurde noch kein endgültiges 
Ergebnis erzielt, da zur selben Zeit ein Sonderschlichtungsver- 
fahren vor dem Reichsarbeitsministerium über diese Massen- 
entlassungen stattfand, dessen Ergebnis als von grundsätzlicher‘ 
Bedeutung für die Behandlung der. Angelegenheit vom Reichs-' 
schatzministerium erklärt wurde. Die Sitzungen des Sonder- | 
schlichtungsausschusses haben am 29. 12. 20, und am 12., 13., 18. 
und 28. 1. 21 stattgefunden. Das Ergebnis werden wir in einem, 
besonderen Rundschreiben zusammenfassen. j | 









































- „ die fünfgesp, Millimeter-Zeile oder deren Raum 0,60M. | 
Anzeigen Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%,, bei 6 Aufnahmen 
150%/,, bei 13 Aufnahmen 20°/, und bei 26 Aufnahmen 30%). 














Von L. Zimmermann in Coblenz, Römerstr. 106, 
neu erschienen: , 


1. 300 vermessungstechn. Vebungsaufgaben, 5 Hefte, zus. gbd. 8,50 M. 
2. Die Berechnung des Flächeninhalts der Grundstücke, 2. Aufl, 
3. Tausend, gebunden 


3, Vermessungstechn. Taschenbuch mit Kalender 1920/22, gbd.6.00 M. Br 


Stoff- BResie 


grau-kariert, braun-kariert, grau-grün, dunkelblau und Marengos (je 
3,10 m pro Anzug) senden wir an Lehrer und Beamte zur Auswahl, 
Preis per Coupon Mc 279.—. Es handelt sich um allerbeste Buckskins 
für standesgemässe Bekleidung. Der billige Preis ermöglicht sich 
dadurch, dass wir grosse Posten Stoffe direkt in den Lausitzer 
Fabriken dauernd beziehen. 


Lobo-Lausitzer-Tuchversand, Spremberg (Lausitz). 
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Nummer 9° 


_ Revision des Teiltarifvertrages 


Am 15. Februar fand die erste Verhandlung der Vertrags- 
parteien über die Revision des Teiltarifvertrages statt, bei der 
zunächst über die Verhandlungsbasis und die Führung der Ver- 
handlungen gesprochen wurde. Die Gewerkschaftsvertreter er- 
klärten von vornherein, dass sie ausserordentlich bedauerten, 
dass die Federführung bei den Tarifverhandlungen vom Reichs- 
arbeitsministerium auf das Reichsfinanzministerium über- 
gegangen sei, da nach dem Verlauf der früheren Verhandlungen 
und der persönlichen Stellung des Regierungsrates von Hagenow 
das Reichsfinanzministerium von ihnen mit grösstem Misstrauen 
betrachtet würde; sie befürchteten, dass durch den Wechsel die 
Verständigungsmöglichkeit ausserordentlich erschwert sei. 

Ueber den Umfang der bevorstehenden Revision entstand 
eine scharfe Kontroverse. Die Ressortvertreter vertraten den 
Standpunkt, dass eine Aenderung des Vertrages nur soweit in 
Betracht käme, als entsprechende Aenderungen im Besoldungs- 
gesetz vorgenommen - seien, die Revision sich also im grossen 
und ganzen nur auf die Vergütungsgruppen erstrecken könne, 
Die Organisationen betonten demgegenüber, dass nach $ 23 des 
Tarifvertrages die Revision zwar zeitlich von dem Abschluss 
der Besoldungsordnung abhängig sei, ein sachlicher Zusammen- 
hang zwischen beiden damit aber nicht ohne weiteres gegeben 
wäre, besonders da bezüglich des $ 6 eine Aenderung bereits 
zugesagt und für andere Punkte seitens einzelner Ressortver- 
treter ebenfalls in Aussicht gestellt sei. 

Für die Führung der Verhandlungen schlugen die Ressort- 
vertreter die Bildung-einer engeren Kommission vor, für die von 
ihrer Seite die Zahl von fünf Mitgliedern in Aussicht genommen 
sei. Sie erhofften dadurch, dass zunächst die Unterkommission 
verhandeln und ihre Beschlüsse der Gesamtkommission vor- 
legen würde, eine beschleunigte Erledigung der Revisionsver- 
handlungen zu erzielen. Hier wandten sich nun die Gewerk- 
schaften scharf gegen die bisherige Verschleppungestaktik der 
Behörden, die immer noch nicht in der Lage sind, ihre Ab- 
änderungsvorschläge vorzuleren, obwohl die Organisationen 
ihre ‘Forderungen bereits bekanntgegeben haben. Sie ver- 
langten Bekanntgabe der Regierungsvorschläge. Trotz allen 
Drängens konnten sich aber die Regierungsvertreter nicht dazu 
entschliessen, da weder das Reich noch Preussen bisher zu 
einem endgültigen Entschluss gekommen sind. Dem Vorschlag 
auf Bildung der engeren Kommission wurde zugestimmt, jedoch 


ı verlangt, dass die Verhandlungen nunmehr mit grösster Be- 


schleunigung weitergeführt werden. 

Die Organisationsvertreter * traten darauf unter sich zu- 
sammen und beschlossen, einen Ausschuss von 11 Personen zu 
bestimmen. Zum Obmann wurde einstimmig Kollege Mühlen- 


ıkamp vom B. t. A. B. gewählt, zu ständigen Teilnehmern 
‚wurden bestimmt Hausherr vom Z. d. A, Maassmann 
' vom G. d. A, Müller vom Gedag und Dr. Epstein vom 
ı Volkswirtschaftsverband. 
' Organisationen verteilt und diesen überlassen, von sich aus 


Die übrigen Sitze wurden auf die 


einen Vertreter zu entsenden. Es entfällt je ein Sitz auf den 
B. t. A. B,, den Zentralverband, den Deutschen Werkmeister- 
verband, den Verband der deutschen Bankangestellten, den Ge- 
samtverband und den G. d. A. 

Bisher. ist die ganze Revisionsfrage von den Behörden in 
worden. Nach längerem 
Drängen auf Aufnahme der Verhandlungen”war den Gewerk- 
schaiten die Uebersendung der Abänderungsvorschläge seitens 
des Reichsfinanzministeriums versprochen worden, dann wurde 
wieder von ihnen verlangt, sie sollten ihrerseits Vorschläge 







Berlin, ‚den 4 März 1921 
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| 3. Jahrgang 


einreichen. Als die Vorschläge sofort eingereicht waren und 
die Anberaumung des ersten Verhandlungstermins durchgesetzt 
worden war, stellte es sich heraus, dass die Ressorts bisher 
kaum vorgearbeitet hatten und über ihre Stellungnahme noch 
gar nicht klar waren. Dieses Vorspiel lässt keinen günstigen 
Schluss auf den guten Willen der Regierungen zu, so dass wieder 
zu befürchten ist, dass sich die Verhandlungen unerfreulich in 
die Länge ziehen. Gegen eine solche Taktik werden sich jedoch 
die Gewerkschaften mit allen ihnen zu Gebote stehenden 
Mitteln zur Wehr setzen. 

In welcher Richtung sich die Regierungsvorschläge vor- 
aussichtlich bewegen werden, konnte man aus den unvorsich- 
tigen Ausführungen des Regierungsrates Schilling vom 
Reichsfinanzministerium erkennen. Man will anscheinend inner- 
halb der Vergütungsgruppen statt der jetzigen Sammelbegriffe 
Bezeichnungen einführen, die die Angestelltengruppen in den 
einzelnen Verwaltungszweigen genauer begrenzen. Dass bei 
diesem Bestreben die Arbeit der Tarifkommission, die von der 
Reichsregierung und der preussischen Regierung eingesetzt 
ist, ausserordentlich umfassend ist, ist klar. Um so schlimmer 
ist es, dass man erst so spät an diese Frage herangetreten ist. 
Wieweit die Organisationen diesem Verlangen entgegenkommen 
werden, steht dahin; jedenfalls werden sie jede Schematisierung 
und jede Einschränkung der sowieso schon geringen Aufstiegs- 
möglichkeit unbedingt ablehnen. 


——aZ—-TReeezzz 


00 Rundschau 00 
——_—m—mnmnmaREAI‚IFIFILTJ ZZ ZZ ——— 
Kinderzuschläge. Durch Erlass des Herrn Reichsministers 
der Finanzen vom 1. Juni 1920 I. B. 8487 Hg. ist angeordnet, 
dass auch für Kinder nach vollendetem 21. Lebensiahr, wenn 
Sie noch in Schul- oder Berufsausbildung sich befinden oder 
wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen erwerbsunfähig 
sind, die in dem Rundschreiben vom 3. September 1919 und 
26. August 1919 des Reichsministers der Finanzen festgesetzte 
Kinderzulage von 50 M. — für den Monat — ohne Teuerungs- 
zuschlag gewährt wird. Durch nachstehenden Erlass hat der 
preussische Finanzminister die gleiche Anordnung getroffen: 
„Der Preussische Finanzminister. 
L en Berlin C2, den 4. Januar 1921 
Betrifft: Gewährung von Kinderbeihilien 
für über 21 Jahre alte Kinder. 
Zum Schreiben vom 1. Dezember 1920 — St. R. IL 5505. — 


Bei der gegenwärtigen Finanznot bin ich leider nicht in der 
Lage, allgemein für die Gewährung von Kinderbeihilfen an über 
21 Jahre alte Kinder, die sich noch in der Schul- oder Berufs- 
ausbildung befinden oder aus anderen Gründen von dem Be- 
amten unterhalten werden müssen, besondere Mittel im Haus- 
haltsplan vorzusehen oder mich mit einer ausserplanmässigen 
Verrechnung der erforderlichen Mittel einverstanden zu er- 
klären. 


Achtung! Eisenbahntechniker! 


Mit Rundschreiben Nr. 9 ist unter den technischen 
Angestellten und Beamten der Eisenbahnverwaltung eine 
Werbeaktion eingeleitet, die die Mitarbeit jedes Bundes- 


mitgliedes erfordert. Die Kollegen von der Eisenbahn werden 
aufgefordert, sich an der Besprechung des Rundschreibens 
in den Ortsverwaltungsversammlungen zu beteiligen und 
sofort die Bildung der Bezirks- und Ortsfachgruppen ent- 
sprechend dem Örganisationsplan vorzunehmen. 
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Soweit Beamte am 31. März 1920 für über 21 Jahre alte 
Kinder-nach dem Runderlass vom 2. Oktober 1919 .I. 18464 die 


Kinderzulage von 50 M. monatlich bezogen und sich infolge des 


Beamtendiensteinkommensgesetzes durch den Wegfall dieser 
Kinderzulage ohne ‚gleichzeitige entsprechende Erhöhung ihrer 
sonstigen Dienstbezüge gegenüber dem bisherigen 
Zustand verschlechtert haben, würde ich allerdings damit 
einverstanden sein, dass sie durch Zuwendungen aus den Unter- 
stützungsfonds in demselben Umfange schadlos gehalten werden, 
wie dies im Reiche geschehen ist, d. h. durch Gewährung einer 
Kinderbeihilfe von monatlich 50 M. ohne Ausgleichszuschlag für 
die Zeit vom 1. April bis vorläufig 31. Dezember 1920 (vgl. 
Rundschreiben des Herrn Reichsministers der Finanzen vom 
1. Oktober 1920 — I. B. 8487 Hg. — und vom 18. November 1920 
— IB. 12374 Hg. —). Solten in dem einen oder anderen Falle 
die im Haushaltsplan für 1920 vorgesehenen Unterstützungsmittel 
hierzu nicht ausreichen, sö bin ich bereit, die erforderlichen 
Beträge auf den Dispositionsfonds der Staatsregierung, Kap. 63, 
Tit. 1 des Finanzministeriums, zu übernehmen.: 

Abschrift hiervon habe ich allen Herren Ministern mitgeteilt. 

gez. Lüdemann“ 


Erhöhung der Teuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen 
bei den Angestellten. Der Erlass des Reichsministers.der Fi- 
nanzen über die Gewährung von Teuerungszuschlägen zu den 
Kinderzuschlägen an Angestellte hat verschiedentlich zu einer 
anderen Auslegung Veranlassung gegeben. Der nachstehende 
Erlass des. Reichsministers der Finanzen vom 29. Januar 1921 
(IVa. 4514) soll diese Zweifel beseitigen. 

„Mein Runderlass vom 17. Dezember 1920 — IVa. 66791 
Brst. —; betreffend Erhöhung: der Teuerungszuschläge zu den 
Kinderzuschlägen für die Angestellten begegnet hinsichtlich der 
Zitfer 2 des darin mitgeteilten Erlasses vom 13. Dezember 1920 
— 1 G. 6819 Sg. — noch Zweifeln, welche Rechtsfolgen sich 
für die jugendlichen Angestellten und die Angestellten mit einem 
Vergütungsdienstalter von weniger als 5 Jahren durch die 
„Nichtanwendung der Sonderbestimmung des $ 11 Abs 2 des 
Teiltarifvertrages“ ergeben. 

Nach $ 2 des Teiltarifvertrages gehört zu den Dienstbezügen 
der Ortszuschlag, der sich (mit den beiden Ausnahmen des S-11 
Abs. 2 und 3) im allgemeinen nach der 6. Vergütungsstuie richtet 
($ 11 Abs. Teiltarifvertrag und Ziffer 19 der Ausführungsbe- 
stimmungen). Da allein die Sonderbestimmung des $ 11-Abs. 2 
nach meinem mit Rundschreiben vom 17. vorigen Monats mit- 
geteilten Erlass nicht mehr zur Anwendung kommen soll, so 
tritt die allgemeine Regelung (voller Ortszuschlag nach der 
8. Vergütungsstufe) auch für die jugendlichen und die volljäh- 
rigen Angestellten in den ersten 5 Vergütungsstufen in Wirk- 
samkeit.“ 


Tarifverträge 


Die Arbeit des Paritätischen Ausschusses. In letzter Zeit 
haben sich die Klagen der Kollegen über die langsame Arbeit 
des Paritätischen Ausschusses gemehrt. Es wird sie: deshalb 
interessieren, zu erfahren, was dort eigentlich geleistet werden 
muss und geleistet wird: 

Entsprechend den verschiedenen Angestelltengruppen setzt 
sich’ der P.:A. aus drei Spruchkammern zusammen, eine für 
Techniker, eine für Bureauangestelte und eine für kaufmännische 
und Bankangestellte. Bisher haben etwa 800 Parteien (Dienst- 
stellen und “Angestelltenvertretungen) den Ausschuss für etwa 
11.000 Angestellte (darunter 900 Techniker) angerufen. In einer 
Tagung, die häufig bis in die Nacht dauert, können im Durch- 
schnitt je nach'der Zahl der zu bearbeitenden Angestellten und 
der Schwierigkeit der Fälle nicht mehr als drei Anträge erledigt 
werden, so dass es bei der Gewissenhaftigkeit, mit der gear- 
beitet wird, bisher nicht möglich gewesen ist,. über ‚mehr als 
etwa 1400 Angestellte zu entscheiden. 

Das Bureau des Paritätischen Ausschusses besteht zurzeit 
aus sechs ehrenamtlichen Vertretern (drei von den Organiatio- 
nen, drei von den Ressorts) und zwei ständigen Bureauhilfs- 
kräften: Da nun täglich etwa 40 Eingänge einlaufen, die ein- 
gehend bearbeitet werden müssen, und diesen etwa ebensoviel 
Ausgänge gegenüberstehen, ist trotz aufopferndster Tätigkeit 
sämtlicher .im Bureau Tätigen die Arbeit ausserordentlich ins 
Stocken geraten. Diese Zustände sind derartig, dass die Vor- 
sitzenden: der Spruchkammern «Wissell, von Möllendorf und von 
.der Heyde erklärt haben, sie könnten die Verantwortung für 
den Fortgang der Arbeit nicht mehr tragen und würden, wenn 
nicht Abhilfe geschaffen wird,»ihre Aemter niederlegen. : 


Die: Mittel iür die Arbeit des -Paritätischen "Ausschusses . 


werden zum Teil von den Organisationen, zum Teil: von den 
Regierungen: getragen, und es finden nun Verhandlungen statt 
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über die Bereitstellung weiterer Gelder, da die erstmalig be- 
willigte Summe fast verbraucht ist. Zunächst iedoch haben die 
Organisationen, um die Fortführung der Arbeit zu ermöglichen, 
von sich aus die notwendigen. Gelder zur Verfügung gestellt, 
Es bleibt jedoch für sie zu überlegen, :ob sie .es ihrer-Mitglied- ° 
schaft gegenüber verantworten können, die Kosten der Unter- 
haltung des Bureaus auch für- die Nichtorganisierten zu tragen. 
Die Konsequenz ihrer Weigerung würde sein, dass die Behörden 
für diese Angestellten, die ia nicht Vertrags-Kontrahenten des 
Tarifvertrages sind, evtl. Sonderausschüsse schaffen müssten, 
bei denen die Nichtorganisierten ihr Recht zu Suchen hätten. 


An der Häufung der Anrufungen ist in erster Linie das Ver- 
halten der Verwaltungen Schuld, die es durch ihre Ausführungs- 
bestimmungen, Erlasse und Verfügungen dahin gebracht haben, ° 
dass eine sachgemässe, dem T. T. V. entsprechende Eingrup- 
pierung für die nachgeordneten Dienststellen kaum noch möglich 
ist- Viel Schuld trägt aber auch die Mangelhaftigkeit" der ein- ° 
gereichten Anträge und ihrer Unterlagen, die zu dauernden 
Rückfragen seitens des P. A. führt und dadurch dessen Arbeit 
ins Unendliche vermehrt. Es ist nun Sache der Kollegen, durch 
entsprechendes Verhalten hier Abhilfe zu schaffen, und wir 
alten. sie, bei Anrufungen die nachfolgenden Hauptpunkte zu 

eachten: i 


1. Der P. A. entscheidet nur bei Streitigkeiten über die 
Eingruppierung. ee 

2. Zur Anrufung sind nur die Parteien, d.'h. Dienststelle 
oder Angestelltenvertretung, berechtigt, der einzelne nur, falls 
keine Angestelltenvertretung besteht. N OR 

3. Wenn eine Einigung über die Eingruppierung erzielt ist, 
ist die Anrufung ausgeschlossen. a EN 

4. Weigert sich die vorgeordnete Behörde, das! Ergebnis der 
vorbehaltlosen: Eingruppierungsverhandlung anzuerkennen ‘oder 
verfügt sie Aenderungen, so ist der zuständige Schlichtungs- 
ausschuss anzurufen. 

5. Die aus einer Dienststelle kommenden Anträge einer 
Partei sind nach Möglichkeit gesammelt einzureichen. 3 

6. Für das Urteil des P. A. ist nur der Wortlaut des Teil- 
tarifvertrages massgebend. - Ausführungsbestimmungen, Erlasse 
und Verfügungen sind für die Angestellten rechtlich nicht ver- 


bindlich. Die Aenderung der Besoldungsordnung hat vor Ab- | 


schluss der Revisionsverhandlungen keinen Einfluss. 

7. Der Teiltarifvertrag basiert auf ‘dem  Leistungsprinzip 
Der P. A. urteilt demgemäss nur nach der von dem Angestellten ° 
in seiner derzeitigen Stellung tatsächlich zu leistenden Arbeit. 

8. Der P. A. beurteilt jeden Fall einzeln, es muss daher jeder 
Angestellte die Art seiner derzeitiger Tätigkeit sowie das Mass 
seiner Verantwortlichkeit eingehend schildern. 

9. Bildungsgang, frühere Tätigkeit, Leistungsfähigkeit haben 
nur vergleichsfähigen Wert, ebenso kann die Eingruppierung” 
der Beamten an derselben Dienststelle nur vergleichsweise her- 
angezogen werden. rer ' 

10. Dem Mundanwalt ist sämtliches Material zur Information |’ 
in Abschrift einzusenden.' Eine von der :Angestelltenvertretung 
ausgestellte Vollmacht ist beizufügen. - ” 
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Beamtenfragen 


Einschränkung der Beamtenstellen. Bei der Aufstellung 
des Reichshaushaltsplans für das Jahr 1921 soll mit wesent- 
lichen Einschränkungen in der Zalil und Verwendung der Be- 
amten der Anfang gemacht werden. Der gesamte Beamten- 
apparat soll um den vierten Teil seines gegenwärtigen Be- 
standes verringert werden, und zwar in der Weise, dass beim 
Freiwerden planmässiger Beamtenstellen nur jede zweite Stelle 
von neuem besetzt wird, bis in der betreffenden Gruppe ein 
Viertel der Stellen fortgefallen ist. Natürlich kann dieser Grund- 
satz auf die höchsten Beamten nicht in der gleichen Weise an- 
gewandt werden. Gleichzeitig soll in Beachtung des neuen 
Besoldungsgesetzes für bestimmte mittlere Beamtenkategorien 
eine Rückbildung in Stellen niedrigerer Besoldungsklassen 
Platz greifen. Ferner ist beabsichtigt, aus dem in den letzten 


- Etats mehriach vorkommenden Vermerk „künftig wegfallend” 


für Stellen, die in der Abwicklung begriffen sind, die Kon- 


sequenz herzuleiten, die bisherigen Beträge bis auf weiteres 


zu Streichen. Endlich soll auf eine Verminderung der fortlau- 
ienden Verwaltungsausgaben dadureh hingewirkt werden, dass 
die allgemeinen Bewilligungen des Jahres 1920, welche zur 
Vereinfachung der Etatsaufstellungen auf das Jahr 1921 unver- 
ändert übernommen sind, zwar als Ansätze rechnerisch bestehen 
bleiben, aber nur bis zu 75 Prozent verausgabt werden dürfen. 

Wie man sich die praktische Durchführung dieser Absichten 
denkt, ist für jeden Kenner der Verhältnisse vollständig unver- 
ständlich. Der. Vorstand des „Deutschen Beamtenbundes” fasste 
zu dieser Nachricht folgende Entschliessung: 

„Die Vorstandschaft des D.B.B. nimmt mit äusserster Ent- 
rüstung davon Kenntnis, dass der Voranschlag des Reichs für 
1921 vorsieht, die Beamtenschaft auf ”/a schematisch her- 
abzusetzen *und '/a für überflüssig zu erklären. Sie stellt iest, 
dass der Reichsfinanzminister über diese. Frage, die für ieden 
Beamten von einschneidendster Bedeutung ist, es nicht der Mühe 
wert geiunden hat, vorher mit den Berufsorganisationen der 
Beämtenschaft ins Benehmen zu treten. 

Die Bundesleitung wird beauftragt, sofort an die zustän- 
dige Stelle mit dem Verlangen nach Aufklärung heranzutreten 
und dann alle weiteren notwendigen Massnahmen zu ergreiien. 

Zu einer- organisierten und: überlegten Vereinfachung der 
Staatsverwaltung beizutragen ist der D.B.B. — wie schon 
früher erklärt — bereit.” 


Auszahlung der Höherstuiungsbeträge. Wegen alsbaldiger 
Auszahlung der sich durch die Höherstufungen 
nach den neuen Besoldungsgesetzen ergebenden Unter- 
schiedsbeträge an Diensteinkommen hat die Bundes- 
leitung des Deutschen Beamtenbundes an den Reichs- sowie an 
den Preussischen Finanzminister eine in dringender Form ge- 
haltene Eingabe gerichtet. Es ist hierbei erneut auf die wirt- 
schaftliche Notlage weiter Kreise der Beamtenschaft hinge- 
wiesen worden, denen auf diese Weise unbedingt schnellstens 
geholien werden muss. Ferner ist darauf aufmerksam gemacht 
worden, dass die beteiligten Beamtenkreise gern zur Mitarbeit 
bei der Ausrechnung bereit sind. 


Verminderung der Zahl der planmässigen Beamtenstelle::. 
Durch die Drucksache 45 ist von der Reichsregierung dem 
Reichsrat vorgeschlagen, seine Zustimmung dazu zu geben, dass 
in Zukunft jede zweite Stelle der planmässigen Beamten nicht 
wieder besetzt wird, bis die Gesamtzahl der Stellen auf Drei- 
viertel des derzeitigen Standes zusammengeschrumpit ist. Es 
soll auch in dieser Drucksache ‚gefordert sein, dass die gleiche 
Bestimmung auf die Landesbeamten im Sinne des Sperrgesetzes 
auszudehnen sei. (Vgl. vorseitig unter „Beamtenfragen“.) 


Ausführungsbestimmungen zum Besoldungsgesetz sind so- 
wohl für die Reichsbeamten als auch für die preussischen Be- 
amten -im Entwurf »den Organisationen zur Stellungnahme zu- 
gegangen. Die Fachgruppen unseres Bundes beschäftigen sich 
zurzeit mit der Aufstellung von Abänderungsvorschlägen, die 
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dann gemeinsam vom Deutschen Beamtenbund) vertreten werden. 
Die Reichsbestimmungen lehnen sich im allgemeinen an die alten 
Ausführungsbestimmungen an, während für Preussen die Be- 
stimmungen vollständig neu sind, 


Aus anderen Verbänden 


Arbeitsgermeinschafit der preussischen Beamten. Während 
sich in den übrigen Ländern innerhalb des Deutschen Beamten- 
bundes die Beamten zu Landesverbänden zusammengeschlossen 
haben, war dies für Preussen nicht der Fall. Hier haben sich 
die Beamten entsprechend den Richtlinien des Deutschen Be- 
amten-Bundes zu Ressort-Gewerkschaften oder in besonderen 
Berufsverbänden zusammengeschlossen. Nunmehr ist in einer 
Sitzung am 7. Februar eine „Arbeitsgemeinschaft der 
preussischen Beamten“ innerhalb des Deutschen Be- 
amten-Bundes gebildet, der auch unser Bund als Mitglied des 
Deutschen Beamten-Bundes angehört. Die Arbeitsgemeinschaft 
bezweckt die Vertretung der ihr angeschlossenen Mitglieder 
in allen gemeinsamen Fragen gegenüber der Preussischen 
Staatsregierung, dem Staatsrate- und dem Preuss. Parlament. 
Die Vertretung soll regelmässig nur bezüglich solcher Ange- 
legenheiten, die die Gesamtheit der Preussischen Beamten be- 
treffen, erfolgen. Besondere Angelegenheiten der angeschlosse- 
nen Organisationen sind regelmässig durch diese selbst wahr- 
zunehmen. 
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Reichseisenbahnbetriebe 


Zur Ueberführung der Bahnmeister und technischen Bureau- 
assistenten in Gruppe Vil. Bei der Revision der Reichsbesol- 
dungsordnung war vom Reichstage eine Entschliessung ange- 
nommen, -die die Reichsregierung aufforderte, einen grösseren 
Teil der in Gruppe 6 eingestuften Eisenbahntechniker und Bahn- 
meister im Wege des Etats nach Gruppe 7 zu überführen. Die 
Reiehsregierung : hatte bei: den Vorverhandlungen zugesagt, 
80 Prozent der Eisenbahntechniker in die Gruppe VII einzu- 
reihen. Hierzu war vom Reichsverkehrsministerium der Erlass 
IV. 45. 140. 1241 vom 27. November 1920 herausgegeben, der 
die Zustimmung weitester Kreise der Eisenbahntechniker nicht 
gefunden hatte. Inzwischen haben mit dem Verkehrsministerium 
Verhandlungen stattgefunden, und es hat die Zweigstelle 
Preüssen-Hessen des R. V. M. nachstehenden Erlass heraus- 
gegeben. 


Abschrift Berlin W 66, den 6. Februar 1921 
IV, 42. 139. 14. Wilhelmstr. 79, 
Telegrammbrief 
An 


die Eisenbahndirektionen einschliesslich Abwicklungsstelle Danzig, 

Eisenbahn-Zentralamt Berlin und Deleis in Wiesbaden — je 

- besonders —. 

Betrifft: Ueberführung der Bahnmeister und technischen Bureauassistenten in 
die Gruppe VII der Besoldungsordnung. 

Im Anschluss an die Ministerial-Erlasse IV. 45. 140.1211 vom 21. November 1920 

und IV. 45. 140.1241 vom 27. November 1920. 

I. Die Anzahl der am 31. Mäirz 1920 vorhanden gewesenen Bahnmeister, 
deren Besoldung nach Gruppe VII erfolgt, wird von 1252 auf 1480 erhöht; 
der Rest verbleibt in Gruppe VI. Das Eisenbahn-Zentralamt teilt hiernach 
den Eisenbahndirektionen die für Gruppe VII in Frage kommenden Bahn- 


‘meister mit. Die Einreihung in Gruppe VII erfolgt nach dem Tage der An- 


stellung; Schnittzeitpunkt voraussichtlich 1. April 1918. 


II. Die Anzahl der am 31. März 1920 vorhanden gewesenen technischen 
Bureauassistenten, die nach Gruppe VII zu besolden ist, wird auf 1220 bemessen, 


‚der Rest verbleibt in Gruppe VI. Die Eingruppierung erfolgt im Sinne des 


Ministerial-Erlasses IV. 45. 140. 1241; es ist indessen ein Ausgleich zwischen 
Fachschülern und Nichtfachschülern nach folgenden Gesichtspunkten vorzunehmen, 
so dass bei dieser Regelung die Nichtfachschüler der Gruppe b voraussichtlich 
mit einem AÄnstellungsdienstalter bis zum April 1918- für Gruppe VII Berück- 
sichtigung finden werden. 
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Vorweg sind aus den technische ı Bureauassistenten diejenizen herauszuheben, 
die die Prüfung zum technischen Eisenbahnsekretär bis zum 31. März 1920 ab- 
seiegt haben. Insbesondere handelt es sich hierbei um die aus den Bau- 
assistenten hervorgegangenen Anwärter zum technischen Eisenbahnsekretär, 
die infolge Mangels an freien technischen Eisenbahnsekretärstellen durch Nach- 
tragsetat 1919 zunächst zum technischen Bureauassistenten ernannt worden sind 
(vergl. Uebersicht IA zum Anstellusgserlass IC. 42.139.302 3. Ang. und Nach- 
träge). Diese Bediensteten sind an die Spitze der Eingruppierung vor die 
übrigen Gruppen a's neue Gruppe a zu setzen. Sie kommen für die Höher- 
stufung nach Gruppe VII vorzugsweise in Frage, sofern sie nicht aus beson- 
Sa Slekar nach Führung und Leistungen etwa bei der Höherstufung aus- 
zussheiden sind. 

Bei der Einreihung in Gruppe a sollen n:r solche Fachschüler berück- 
sichtigt werden, welche den Nachweis einer abgeschlossenen Fachschulbildung, 
die auf einer anerkannten Fachschule erworben sein muss, erbringen. Es 
sind dies die regelmässigen Anwärter für die Laufbahn zum technischen Bureau- 
Assistenten, bei denen bei Lage der Verhältnisse in erster Reihe vorausgesetzt 
werden karn, dass sie nach ihren Leistungen für eine Höherstufung in Betracht 
kommen. Sollten sie nach ihren Leistungen indessen offenbar hinter den 
Bediensteten der Gruppe b zurückbleiben, so haben sie bei der Höherstufung 
auszuscheiden und sind in der Gruppe a für VI nachzuweisen. Zur Erläuterung 
wird weiterhin bemerkt, dass Reifezeugnisse von Fachschulen, deren Ausfertigung 
vor dem Zeitpunkt der Anerkennung dieser Fachschulen erfolgt ist, als Zeug- 
nisse nicht anerkannter Fachschulen zu gelten haben; Inhaber derartiger 
Zeugnisse sind daher unter Gruppe b (Nichtfachschüler) aufzuführen. 

Bei den Vermessungstechnikern ist anzuerkennen, dass die Trennung 
zwischen Fachschülern und Nichtfachschülern einen gerechten Verteilungsmass- 
stab nicht bilden kann, weil für sie bisher Fachschulen nicht vorhanden waren. 
Um für diese Kräfte eine sichere Grundlage zur Herbeiführung eines ange- 
messenen Ausgleichs bei ihrer Einstufung in die Gruppe VII zu schaffen, haben 
die Eisenbahndirektionen sämtliche Vermessungstechniker in einer neuen 
Gruppe „V“ besonders nachzuweisen und sie entsprechend ihren Leistungen 
entweder für die Gruppe VII oder für Gruppe VI vorzuschlagen. Die Ein- 
gruppierung der hessischen Geometer II. Klasse hat ebenfalls nach den Leistungen 
zu erfolgen. Die Höherstufung der Vermessungstechniker wird etwa in einem 
Verhältnis erfolgen, welches dem Durchschnitt der Höherstufung der beiden 
anderen Gruppen entspricht. 

Für die Reihenfolge innerhalb der Gruppen a, b und V bleibt der An- 
stellungstag massgebend. . 

ae Eisenbahndirektionen haben bisher sämtliche Nichtfachschüler für 
Gruppe VI oder nur einzelne Nichtfachschüler für Gruppe VII, andere Eisen- 
bahndirektionen dagegen fast alle Nichtfachschüler für Gruppe VII angemeldet. 
Diese einseitigen Beurteilungen sind zu beseitigen. 

Sollte sich das Verhältnis einer 70°%/,igen Einstufung nach Gruppe VI 
auch für die Folge aufrechterhalten lassen, was späterer Entscheidung vor- 
behalten bleiben muss, so ist in Aussicht genommen, die mit Wirkung vom 
1. April 1920 ab frei werdenden Stellen der Gruppe VII vorzugsweise mit den 
in Rest verbleibenden Bediensteten, soweit sie jetzt bereits für Gruppe VII 
vorgeschlagen sind, zu besetzen. 

Die Eisenbahndirektionen werden beauftragt, nochmals in eine Nach- 
prüfung der Angelegenheit unter Beachtung der vorstehend gegebenen Richt- 
linien in Verbindung mit Ministerial-Erlass IV.45.140.1241 einzutreten und 
über das Ergebnis bis spätestens 20. Februar durch Telegrammbrief an 
das Eisenbabn-Zentralamt unter genauer Angabe der vorzunehmenden 
Umgruppierungen zu berichten. 

Es bleibt den Eisenbahndirektionen überlassen, nach Lage der Verhält- 
nisse bei der Nachprüfung der Angelegenheit auch Vertreter der Beamten- 
Grossorganisationen, dieMitglieder unter den technischen Bureauassistenten haben, 
zn beteiligen. 

Nach der Zusammenstellung auf Grund der neuen Berichte wird das 
Eisenbahn-Zentralamt den Eisenbahndirektionen den Schnittzeitpunkt bei den 
Gruppen b und V zwischen VII/VI mitteilen. Es bleibt vorbehalten, sowohl 
bei den Bahnmeistern als bei den technischen Bureauassistenten (Gruppe a, b 
und V) zunächst eine beschränkte Anzahl Stellen für VII offenzuhalten zur 
nachträglichen Berücksichtigung etwaiger Sonderfälle. 

Zusatz für das Eisenbahn-Zentralamt. 

In Gruppe V verbleiben 635 Bahnmeister und 522 technische Bureau- 
assistenten, so dass sich eine Gesamtzahl von 2115 Stellen für Bahnmeister 
und von 1742 Stellen für technische Bureauassistenten ergibt. Sobald das Er- 
gebnis der Nachprüfung von den Eisenbahndirektionen dort vorliegt, hat das 
Eisenbahn-Zentralamt eine neue Zusammenstellung zu fertigen. egen der 
endgültigen Regelung ergeht noch besondere Weisung. Die mit Bericht vom 
A, eniar 1921 - 3a. 112. 173- vorgelegten Unterlagen sind wieder beigefügt. 
Der Bericht vom 30. Dezember 1920 -3a.112.176-und der Fernspruch vom 
12. Dezember 1920 haben durch vorstehenden Erlass ihre Erledigung gefunden, 

Reichsverkehrsministerium Zweigstelle Preussen-Hessen. 


Schaffung planmässiger Architektenstellen. Bei der Eisen- 
bahnverwaltung hat es sich seit langem notwendig erwiesen, mit 
der Planung und Bearbeitung der Bauten, an die besondere An- 
sprüche in künstlerischer Beziehung gestellt werden müssen, 
Architekten mit hoher künstlerischer Befähigung und praktischen 
Kenntnissen zu betrauen, die auf Privatdienstvertrag angestellt 
wurden. Ein Teil dieser Architekten ist, da planmässige Be- 
amtenstellen für sie nicht vorhanden waren, inzwischen als 
Eisenbahnsekretär in das Beamtenverhältnis übernommen wor- 
den. Obwohl ihre Arbeitsrate nicht der der Eisenbahnsekre- 
täre entspricht, und die Entlohnung als solche in den ent- 
sprechenden Gruppen der Besoldungsordnung keineswegs den 
von den Architekten billigerweise zu stellenden Anforderungen 
genügt, haben sie sich doch im Interesse der Sicherstellung 
ihrer Existenz damit abfinden müssen. Um nun diesen die ge- 
bührende Bewertung zu verschaffen und zugleich den bereits 
seit langer Zeit bei der Eisenbahnverwaltung beschäftigten An- 
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gestellten dieser Art die Möglichkeit zu geben, in entsprechende 
Beamtenstellen einzurücken, sind wir an das Reichsverkehrs- 
ininisterium mit der Forderung herangetreteh; planmässige Archi- 
tektenstellen in den Vergütungsgruppen zu schaffen, die den be- 
treffenden Gruppen des Teiltarifvertrages entsprechen. 


Ausgleichsbeihilien. Gemäss Erlass fV 42143/1866 vom 
il. 3. 1913 war den aus dem technischen Hilfsbeamtenverhält- 
nis hervorgegangenen Beamten bisher eine Ausgleichsbeihilfe 
zu gewähren, Dieser Erlass wird von den Eisenbahn-Direk- 
tionen durch das neue Besoldungsgesetz als überholt bezeichnet. 
Den im Jahre 1920 zur Anstellung gekommenen technischen 
Ailfskräiten ist deshalb eine Ausgleichsbeihilfe bisher nicht ge- 
währt worden, Sie erhalten also heute als Beamte weniger 
Gehalt, als wenn sie technische Hiliskräfte geblieben wären, 
die nach dem Behördentariivertrag bezahlt werden. Der Unter- 
schied beträgt z.B. in einem Falle allein beim Grundgehalt 
(ausschl. der Teuerungszulage usw.) jährlich 1300 M. Nach dem 
Grundsatz, dass ein Bediensteter infolge Ueberführung in eine 
planmässige Steile im Einkommen nicht schlechter gestellt wer- ° 
den darf, ist unbedingt der bisherigen Uebung entsprechend eine 
Ausgleichbeihilfe zu gewähren. Hinsichtlich der aus dem. 
Arbeiterverhältnis hervorgegangenen Beamten ist bereits durch 
Telegrammbrief vom 10. 12. 20 ministerielle Anordnung er- 
gangen. Da sämtliche Techniker ein Handwerk erlernt, somit 
ebenfalis Arbciter gewesen sind, muss eine baldige Regelung 
in diesem Sinne für die technischen Beamten gefordert werden. 
Diese befinden sich, abgesehen davon, dass die Direktionen die 
Auszahlung der Ausgleichsbeihilfen ablehnen, an sich schon in 
einer grossen Notlage. Das Reichsverkehrsministerium ist vom 
Bunde gebeten, bis zur endgültigen Durchführung der neuen 
Besoldungsordnung (Rezelung des Besoldungsdienstalters) an 
die aus technischen Hilfsbeamten hervorgegangenen technischen 
Beamten die Ausgleichszulage nach den bisherigen Bestimmtmn- 
gen zu gewähren. 























































Reichswerke & 4 


Die Reichswerit Kiel und die Arbeitsiosigkeit der tech- | 
nischen Angestellten. Zur Frage der Behebung der‘ Stellen- 
losigkeit der Techniker und Ingenieure liefert die Reichswerft 
Kiel einen eigenartigen Beitrag. Auf der Suche nach einem 
leitenden Konstrukteur will sie einen solchen innerhalb des ° 
Reichsgebietes nicht finden können. Nur ienseits der Reichs- 
grenze glaubt sie auf den geeigneten Mann gestossen zu sein. ° 
Wir hoffen, dass hier das zuständige Landesarbeitsamt, dem 
die derzeitigen Verhältnisse der Beschäftigungsmöglichkeiten 
für den Ingenieur — Akademiker wie Mittelschultechniker — 
nicht unbekannt sein werden, auch noch mitspricht. Wir können 
nicht finden, dass es für die Zukunft des deutschen Wirtschafts- 
lebens erspriesslich ist, wenn unsere qualifizierten Techniker 
und Ingenieure unter dem Drucke härtester wirtschaftlicher” 
Not infolge Stellenlosigkeit sich eine neue Existenz bei der aus- 
ländischen Konkurrenz zu gründen versuchen, während ein ) 
Unternehmen wie die Reichswerft ihre benötigten Kräfte ex- "| 
tra muros sucht. el 





Aus drucktechnischen Gründen erscheint diese Beilage von 
ietzt ab nur alle 14 Tage, dafür aber in einem Umfang von | 
4 Seiten. ; ® #7 


Anzeigen | {atnsirioünilef 


LEEREN 






oder deren Raum 60 Pf. Rabatt sucht 
bei3 Aufnahmen 10°%/,, bei6 Auf- 


nahmen 15°, bei 13 Aufnahmien Katasteramt Förde, 


20 ?/o, bei 26 Aufnahmen 30 %. bei Grevenbrück i. W. 


Katariechier Kaasetcnikn 


sucht sofort zum 1. April cht. Bewerbungen 


mit _Zeugnisabschriften erbeten. 
Katasterant, Weisswasser Katasteramt Schivelbein. 


2 Katastertechniker 


zum 1. April1921 gesucht. Ausbildungsmöglichkeit in technischen Arbeiten 
vorhanden. Bewerbungen mit Zeugnisabschriften sind einzureichen an das 


Katasteramt Lippstadt i.W. 
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Beilage zur D.T.Z. 


für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 11 


Ein Zeugnis für die Einheitsgewerkschaft! 


Zur Notwendigkeit der Einheitsgewerkschaft der technischen 
Beamten, wie sie durch unseren Bund angestrebt wird, liefert 
die „Wochenschrift für deutsche Bahnmeister“ Nr. 8 vom 20. Fe- 
bruar 1921 einen interessanten Beitrag, 

In einer kritischen Betrachtung über das Zustandekommen 
der jetzt abgeschlossenen Besolidungsordnung legt das Bahn- 
meisterorgan einem Teil der tieferen Gründe offen, die dazu 
führen mussten, dass gerade die technischen Beamten, die ja überall 
als die kleinere Beamtengruppe erscheinen, keine beiniedigende 
Stellung in dem Aufbau der neuen Besoldungsordnung erhalten 
konnten. Es wird u. a. darin gesagt: 

„Weiter wurde in den Besoldungsverhandlungen der verschiedensten 
Organisationen an vielen Stellen hinsichtlich der Höherstufungen eine ganz 
besondere Begründung gegeben. Es wurde ausgeführt, die betreffende Beamten- 
gruppe habe früher mit einer anderen zusammengestanden, und deshalb sei ein 
Auseinanderreissen auch in Zukunft unmöglich.“ 

Der Artikel erachtet eine solche Begründung als unsach- 
lich bei einer Reform, die früheres Unrecht gut machen und die 
ganze Besoldung der neuen Zeit entsprechend umgestalten und 
verbessern sollte. Er zieht hiernach noch weitere Vorkomm- 
nisse heran, indem er ausführt: 

»Z. B. vergleicht sich der frühere Eisenbahnassistent mit dem früheren 
technischen Assistenten. Der Eisenbahnassistent ist ein rein nichttechnischer 
Beamter, der sich vielleicht mit einem Techniker vergleichen kann, dessen 
Tätigkeit auf einem ganz anderen Gebiete liegt. Ferner glaubt der Lukomotiv- 
führer aus seiner Verantwortung und Abnützung herleiten zu können, dass er 
in die Beamtengruppe eingereiht werden muss, in die der Eisenbah.techniker 
eingereiht ist. Auch die Tätigeit dieser beiden Beamtengruppen ist derartig 
verschieden und beide Laufbahnen sind in jeder Hinsicht so grundlegend 
getrennt, dass solche Vergieiche einfach unverständlich sind. Trotzdem hat sich 
leider die Regierung solchen Vergleichen gegenüber zum Teil nicht vollkommen 
ablehnend verhalten. Unter dem Druck der Massen und aus Furcht vor den 
dauernden Drohungen verschiedener Beamtengruppen ist dann eben die 
Besoldungsordnung keine Reform und auch keine den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechende Neuordnung, sondern ein auf der Zahl der einzeinen Beamten- 
gruppen aufgebautes Gesetz geworden. Es ist von massgebenden Stellen teils 
direkt, teils indirekt selbst erklärt worden, dass man den Massen unbedingt 
habe Rechnung tragen müssen. Für die kleineren Gruppen bedeutet dieses — 
das muss einmal offen ausgesprochen werden — eine glatte Vergewaltigung. 
Wer den Besoldungskampf in allen Lagen geführt hat, wird mir zustimmen, 
dass die Führer der kleinen Gruppen trotz der verzweifelten Anstrengungen 
vor den Massnahmen der an Zahl weit überlegenen Gruppen die Waffen 
strecken mussten.“ 

Alle die hier gekennzeichneten Missstände verlangen ge- 
bieierisch die Vereinigung ailer technischen Beamten in der be- 
stehenden Einheitsgewerkschaft in unserem Bunde. Nur in der 
Einheitsgewerkschaft ist die Stelle zu finden, wo alle Differen- 
zen und Eifersüchteleien zwischen den einzelnen technischen 
Beamtengruppen durch sachliche Aussprache im Kreise der 
Fachkollegen aller Verwaltungszweige aus- 
geglichen werden können und wo ein einheitlicher Aufbau für 
die Gliederung der technischen Beamten aller Verwaltungen 
nach grossen allgemeinen Gesichtspunkten durchgeführt werden 
kann. In dieser Richtung und mit diesen Tendenzen ist auch 
bei dem jetzt abgeschlossenen Besoldungsgesetz der Kampf 
durch unsern Bund geführt worden, aufs äusserste erschwert 
durch die Konkurrenzrücksichten der bestehenden, vielfach le- 
diglich im Schlepptau der grossen Verwaltungsbeamtenverbände 
segelnden kleinen Sonderorganisationen der technischen Be- 
amten. Es gibt kaum eine anschaulichere Lehre — insbesondere 
für die mittleren technischen Beamten — dafür, dass sie auf 
ihrem bisherigen Wege starrer Sonderbündeleien falschen Pro- 
pheten gefolgt sind, wie die bei den Verhandlungen zur Be- 
soldungsrefiorm zutage getretenen Erscheinungen. Die ge- 
Schickten Gegenspieler im Reichsfinanzministerium haben es 
durchaus verstanden, aus diesen Zuständen genügend Kapital 
zu ‚schlagen. Mit Genugtuung stellen wir fest, dass diese Er- 
kenntnis heute auch in den Köpfen mancher unserer Gegner 
unter den technischen Beamten dämmert. Möge die technische 
Beanitenschaft aus diesen Vorgängen die einzig mögliche Fol- 
gerung ziehen: 


AnschlussandenB.t. A. B.! 


Berlin, den 25. März 1921 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 
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Wieder ein Jurist! Aus einer Pressemeldung geht hervor, dass 
das Amt des Präsidenten der Oberdirektion des Wasser- und 
Strassenbaues beim Ministerium des Innern in Karlsruhe durch 
die Ernennung des Herrn Dr. Paul einem höheren Verwaltungs- 
beamten übertragen wurde. Wenn auch keineswegs verkannt 
werden soll, dass in dem Arbeitsgebiete der Oberdirektion 
grössere verwaltungstechnische Probleme zu lösen sind, zu 
deren Bewältigung eine tüchtige Kraft erforderlich ist, so müs- 
sen wir aber besonders darauf hinweisen, dass die technischen 
Fragen dieser Behörde die bei weitem wichtigeren sind und 
im Hinblick auf die zukünftigen Aufgaben dieser Behörde einen 
Techniker als Leiter erfordern. Gerade jetzt, wo auf dem Ge- 
biete des Kanalbaues umfangreiche Arbeiten zur Ausführung 
kommen, ist die Berufung eines Verwaltungsbeamten unver- 
ständlich. Es scheint auch in Baden die Auffassung zu bestehen, 
dass nur ein Verwaltungsiurist die geeignete Persönlichkeit für 
Leitung derartig wichtiger Aemter ist und dass bei diesen erst 
der Mensch anfängt, der über das nötige Wissen und Können 
verfügt. 

Die fortwährende Zurückdrängung des Technikers löst mit 
Recht den stärksten Unwillen gegenüber diesen Massnahmen 
aus, und es besteht die Gefahr, dass die hervorragenden Kräfte 
der Staatsverwaitung verlorengehen, wenn ihnen das Feld 
ihrer Betätigung durch Massnahmen‘ der vorbezeichneten Art 
begrenzt und ihnen jeder Aufstieg in die obersten Stellen ver- 
schlossen wird. In Baden fehlt es sicher an hervorragenden 
Technikern nicht, die in der Lage sind, den gestellten Anforde- 
rungen gerecht zu werden. Mit einer Eingabe an das Badische 
Ministerium des Innern hat unsere Gaunebenstelle Mannheim 
gegen die Besetzung der leitenden Stelle der Oberdirektion 
Einspruch erhoben. 


Besoldungsordnungen 


Besoldungsdienstalter. Von einer ganzen Reihe Kollegen 
sind Anträge aui Festsetzung des Besoldungsdienstalters zum 
Zwecke der Einreichung beim Reichsverkehrsministerium hier 
eingegangen. Es handelt sich dabei um Beamte. die in ver- 
hältnismässig vorgerücktem Alter aus dem Angestelltenver- 
hältnis hervorgegangen und infolge der bisherigen Handhabung 
bei Berechnung des Besoldungsdienstalters ausserordentlich 
schlecht weggekommen sind. Da die meisten hier eingelaufenen 
Anträge zur Beurteilung der Verhältnisse wertvoll sind, haben 
wir sie im Interesse der Betroffenen und der Gesamtheit dieser 
Beamten weitergereicht. Eine endgültige Entscheidung wird 
iedoch erst fallen, wenn die Frage gemäss den Ausführungs- 
bestimmungen generell geregelt ist. Hierüber finden noch Ver- 
handlungen statt. 

Festsetzung des allgemeinen Dienstalterss der Beamten. 
Abgesehen vom Besoldungs- und Ruhegehaltsdienstalter bedarf 
es für die Reichsbeamten der Festsetzung eines allgemei- 
nen Dienstalters, das für die Reihenfolge massgebend ist, 
in der die Beamten in die zu führenden Listen und Verzeich- 
nisse aufzunehmen sind. 


Geh. Reg.-Rat Dr. Hausmann, Miinisterialrat 
im Reichsarbeitsministerium, Berlin, in der 
„Sozialen Praxis“ Nr. 64 vom 22. Dez. 1920: 


„Als vor mehr als Jahresfrist die Arbeiten zur Schaffung eines 
Tarifvertrages für die Behördenangestellten 


auf Anregung des Bundes der technischen Angestellten und Beamten 
in Angriff genommen wurden, ahnten wohl weder die Organisations- 
vertreter noch die Ressortvertreter, welche Schwierigkeiten über- 
wunden ‘werden mussten und wie mühevolle Arbeit zu leisten war, 
um dies grosse Werk zustande zu bringen.“ 
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22 DER STAATSTECHNIKER 1921 


Im Einvernehmen mit den übrigen obersten Reichsbehörden - 
hat der Reichsminister des Innern am 28. Januar 1921 — 


I B 398 — folgendes bestimmt: 

1. Für Beamte derselben Besokdungsgruppe gilt als Anfangs- 
tag des allgemeinen Dienstalters der Tag des 
ersten Einrückens in eine der Stellen der in Betracht kom- 
menden Besoldungsgruppe. 

2. Ist ein Beamter mit rückwirkender Kraft in eine Stelle ein- 
gewiesen, ‘so ist nicht der Tag der Verfügung, sondern der 
rückwärtige, für die Einweisung in die Stelle bestimmte Tag 
massgebend. 

3. Verschiedenartige Vorbildung begründet für das allgemeine 
Dienstalter der Beamten einer Besoldungsgruppe keinen 
Unterschied. 

4. Sind Beamte an demselben Tage in eine Besoldungsgruppe 
eingerückt, so hat, sofern das Einrücken von dem Bestehen 
einer Prüfung abhängig war, derienige das höhere allge- 
meine Dienstalter, der die Prüfung zuerst bestanden hatte, 
in anderen Fällen, d. h. wenn das Einrücken in die Besol- 
dungsgruppe von einer Prüfung nicht abhängig ist, .der- 

jenige, dem ein höheres allgemeines Dienstalter in der vor- 
hergegangenen Besoldungsgruppe zustand. 

Hat ein Beamter eine Besoldungsgruppe übersprungen, 
so ist er so zu behandeln, als wenn er am gleichen Tage 
zunächst in die übersprungene und dann in die höhere Be- 
soldungsgruppe eingetreten wäre. 

5. Sind am 1. April 1920 auf Grund der Besoldungsordnung Be- 
amte in einer Besoldungsgruppe zusammengetrofien, die bis 
dahin verschiedenen Rangklassen oder Besoldungsgruppen 
angehört haben, so gehen die Angehörigen der früher höheren 
denen der früheren niederen Rangklasse oder Besoldungs- 
gruppe vor. 

Etwa sich hierbei ergebende Härten sind durch Sonder- 
festsetzung des allgemeinen Dienstalters von Fall zu Fall zu 
rexeln. Die Sonderfestsetzung ist bei der zuständigen 
obersten Reichsbehörde zu beantragen. 

6. Bei ausserplanmässigen Beamten richtet sich die Reihenfolge 
bei gleichzeitigem Dienstalter in der Regel nach dem Tage 
der bestandenen Prüfung. 
Ausgleichszulage für Beamte, die aus dem Angestellten- 

verhältnis hervorgegangen sind. Durch Verordnung der Zweig- 
stelle Preussen-Hessen ist angeordnet, dass den aus dem Ar- 
beiterverhältnis hervorgegangenen Beamten eine Ausgleichs- 
zulage auf Grund des neuen Reichslohntarifes zu zahlen ist. Da 
eine gleiche Regelung für die Beamten, die aus dem Ange- 
stelltenverhältnis hervorgegangen sind, nicht erfolgt ist, und das 
für diese eine ungerechtfertigte Härte und Zurücksetzung be- 
deutet, haben wir beim Reichsverkehrsminister beantragt, eine 
gleiche Verordnung fürsdie aus dem Angestelltenverhältnis her- 
vorgegangenen Beamten ergehen zu lassen. 


Tarifverträge 


Streitigkeiten aus dem Tariivertrage. Viele Kollegen haben 
immer noch nicht eingesehen, dass durch den Abschluss des 
Tarifvertrages ein KRechtszustand zwischen. den - vertrag- 
schliessenden Parteien geschaffen ist, in dem auch die Ent- 
scheidung von Streitigkeiten geregelt ist. Sie treten deshalb 
immer wieder an die Zentrale mit dem Ersuchen heran, Streit- 
fälle durch Intervention bei dem Minister zu regeln. Durch ein 
solches Verfahren würden wir jedoch selbst die uns nach dem 
Tarifvertrag zustehenden Rechte beseitigen und den alten 
tariflosen Zustand wieder herstellen, in dem alle Streitfragen 
durch einseitige Verfügung der Behörde geregelt werden. Wir 
machen deshalb erneut darauf aufmerksam, dass, mit Ausnahme 
von Eingruppierungsstreitigkeiten, die durch den Paritätischen 
Ausschuss beim Reichsarbeitsministerium geregelt werden, und 
von generellen Streitfragen, die durch den Zentral-Schlichtungs- 
Ausschuss für die Reichsbehörden beim Reichsarbeitsministerium 
in Berlin entschieden werden, der gesetzlich zustän- 
dige Schlichtungsausschussanzurufenist,d. h, 
der Bezirks - Schlichtungs - Ausschuss am Sitz des Regierungs- 
präsidenten und, soweit ein solcher noch nicht besteht, der 
örtliche Schlichtungsausschuss.. Die Anrufung geschieht nicht 
durch die Zentrale, sondern durch die örtlich zustehende Instanz, 
also die Betriebsvertretung, Ortsgruppe oder Gaugeschäftsstelle; 

Bei .Beschwerden an den. Zentral-Schlichtungs-Ausschuss 
für Reichsbehörden (Beschwerden von allgemeiner Bedeutung) 
muss in einer besonderen Eingabe (Verordnung vom 14. April 
1920, Reichsgesetzbl. S. 522) kurz das Streitverhältnis: klar- 
gelegt werden, und es sind die Anträge auf Erledigung der 
Beschwerde nochmals zu stellen. In der Begründung sind die 
gesetzlichen Vorschriften anzuführen, auf die sich die Be- 
schwerde stützt.‘ (B. R. G. Verordnung vom 12. Februtr 1920 
usw.) Dieses Verfahren ist auch dann einzuschlagen, wenn die 
Ueberweisung vom Ortsschlichtungsausschuss erfolgt. Von der 








Nr. 11 


Eingabe ist ein’ Duplikat der Zentrale, Abteilung Staatstechniker, 






zur Vertretung der Angelegenheit vor dem Zentral-Schlichtungs- _ 


Ausschuss zuzustellen. 

Ueberhaupt machen wir zur Vereinfachung des Geschäfts- 
ganges und zur Entlastung der Zentrale wieder darauf aufmerk- 
sam, dass alle Angelegenheiten, die sich lokal erledigen lassen, 
zunächst auch lokal, ev. auf dem Dienstwege, erledigt werden. 
Ist das Resultat keine befriedigendes, wird die Zentrale ein- 
greifen. 

Paritätischer Ausschuss. Von hier aus wird den Kollegen 
jedesmal sofort das Resultat der Eingruppierungsverhandlungen 
zugestell. Wir sind jedoch nicht im Besitz der formulierten 
Sprüche und bitten die Kollegen, dafür zu sorgen, dass uns von 
den Betriebsvertretungen in jedem Einzelfall sofort eine Ab- 
schrift des Spruches zugesandt wird. 


Aus anderen Verbänden 


Dem Verbande der Staatsbahntechniker, der als besondere 
Sparte der Fachgewerkschaft der technischen Eisenbahn- 
beamten angehört, scheint die erfolgreiche Arbeit unseres Bun- 
des stark in die Glieder gefahren zu sein. Bereits in der Nr.1 
der „Deutschen Eisenbahntechniker-Zeitung“ kommt in einem 
Artikel „Beamtenvertreter Butab“ die Angst und die Sorge 
um den „Ministersessel” in der. technischen Fachgewerkschaft 
zum Ausdruck. Wir ziehen es im allgemeinen vor, über Dumm- 
heiten unserer Gegner nichts zu schreiben, weil wir unsere 
Kollegen für klug genug halten, diese Dummheiten selbst zu er- 
kennen. Wir ersparen es uns daher, auf die Kritik dieses Ar- 
tikels näher einzugehen, möchten nur darauf hinweisen, dass 
dieser Herr Römer erst in der letzten Zeit der Beratungen im 
Reichsgutachter-Ausschuss des Deutschen Beamtenbundes auf: 
den Plan getreten, als alle grundlegenden Angelegenheiten schon 
erledigt waren. Daher seine Unkenntnis. Herr Römer weiss 
ganz genau, und wenn er sich dessen nicht mehr erinnert, dann 
empfehlen wir ihm, sich bei dem Vorsitzenden der technischen 
Fachgewerkschaft, Herrn Gast, der mit dem ärgsten Gegner 
der Reichsgewerkschaft, Herrn Roth, von der Christlichen Ge- 
werkschaft deutscher Eisenbahner und Staatsbediensteter auf dem 
21. Bahnmeistertag am 26. und 28. Mai in München über die Be- 
soldungsreform spricht, zu erkundigen, dass unser Bundes- 
vertreter bereits in den ersten Sitzungen des Reichsgutachter- 
ausschusses folgenden Antrag, der von den Herren Hoppenberg, 
Zech und Gamm unterstützt wurde, eingebracht hat: 

„Der Reichsgutachterausschuss wolle beschliessen, dass sämt- 
liche technichen Beamten, für deren Tätigkeit eine Fachschul- 
ausbildung erforderlich ist, ihre Anfangsstellung in Gruppe VII 
erhalten. Die Abgangsprüfung einer Baugewerk- oder höheren 
Maschinenbauschule ist der grossen Verwaltımgsprüfung gleich- 
zustellen. Die achtjährige Berufsausbildung der vermessungs- 
technischen Beamten wird der Fachschulausbildung gleichwertig 
erachtet. Sie sind also wie die fachschulmässig ausgebildeten 
technischen Beamten entsprechend einzustufen.“ 

Nach der Niederschrift über die Sitzung des Reichsgutachter- 
ausschusses am 15. September 1920 ist dieser Antrag für die 
Besprechung bei den Gruppen VI-X zurückgestellt. Dieser An- 
trag war bereits in der ersten Sitzung des Gutachterausschusses, 
der sich in der Hauptsache mit der preussischen Besoldungs- 
reform beschäftigte, angenommen. 

Es ist also entweder Unkenntnis oder böse Absicht, die 
lediglich agitatorischen Zwecken dienen soll, wenn Herr Römer 


diese Tatsache- verschweigt. Die Stellung des Antrages durch | 


die technische Fachgewerkschaft in der Sitzung am 23. No- 
vember, in der unser Bund durch den Kollegen Hofmann ver- 


treten war, wär nur eine Komödie und sollte den agitatorischen "| 
Zweck erfüllen. Die fast ausschliesslich alleinige Inanspruch- 


nahme der Meinungsäusserung unseres Bundesvertreters zu der 
Einstufung der technischen Beamten beweist, welche untergeord- 


nete Rolle Herr Römer bisher bei den Beratungen gespielt hat. 


In Nr.3 der gleichen Zeitschrift macht derselbe Herr R. wieder 


einmal seinem Herzen Luft in einem Artikel „Einheit oder Zer- 


splitterung“. Auch hier erbringt er wieder den Beweis, welche 


Unkenntnis er über gewerkschaftliches Arbeiten, Denken und | 
Fühlen und über die Beamtenbewegung besitzt. Wir haben iin 


der kommenden Zeit noch reichlich Gelegenheit, uns mit der Ar- 


beit der technischen Fachgewerkschaft, -und wenn es Herr 


Römer wünscht, auch mit ihm, noch des öfteren zu beschäftigen. 
Nur eins möchten wir aus seinem Angstprodukt hervorheben, 


nämlich die Behauptung, dass der Butab im Reichsverkehrs- 
ministerium eine gänzlich unbekannte Grösse und im Deutschen 
Beamtenbunde bisher nur durch eine völlige Unkenntnis in Be- 
amtenfragen aufgefallen sei. Ist denn Herrn Römer in der Zeit, 
wo er mit unserem Bundesvertreter am Verhandlungstisch des 
Deutschen Beamtenbundes sass, gänzlich unbekannt geblieben, 
dass geradg er die Anträge, die von Römers Seite gestellt wur- 
den, sowohl sachlich als auch in der Form berichtigt hat? Er- 
innert sich denn Herr Römer nicht der Anträge unseres Bundes- 
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‚vertreters, insbesonders zur Ziffer 37b,.der Ausführungsbestim- 
mungen für das Reichsbeamtenbesoldungsgesetz, die wirklich 
durchdacht waren und vom Ausschuss angenommen worden 
sind? Und dass sich Herr Römer angemasst hat, unter diese An- 
‚ träge nachher seinen Namen zu setzen? Für diese Spielerei 
| haben wir kein Verständnis: Uns kommt es darauf an, vor allen 
Dingen den technischen Beamten aller Verwaltungen auf der 
\ Basis einheitlicher. Forderungen zu helfen. Aber Herr Römer 
\ greift auch hier zu dem sattsam bekannten Mittel der Harmonie- 
 verbände, die sich um den Deutschen Gewerkschaftsbund 
| scharen, nur immer weiter lügen, etwas bleibt doch "hängen. 
‘ 
| 
| 
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Zur Beachtung! Unter dieser Rubrik werden wir in Zukunft 
alle Rundschreiben betreffend. Staatstechniker-Angelegenheiten 
bekanntgeben, die den Ortsverwaltungen übersandt sind. Die 

' Vertrauensmänner werden. hiermit aufgefordert, alle diese Rund- 
‚schreiben bei der Ortsverwaltung anzufordern und da, wo sie 
nicht in Ortsverwaltungs-Versammlungen besprochen werden, in 
Fachgruppen-Versammlungen der Staatstechniker zu besprechen. 
1920 sind erschienen: 
2: Verschmelzung mit dem Verband der Vermessungs-Assistenten der 
landwirtschaftlichen Verwaltung. 
| „ 14: Bildung der Fachgruppe Reichsvermögensverwaltung. 
„» 18: Unterbringung der ehemaligen Militär- und Marinetechniker. 
» 20: Behördentarifvertrag. 
!" 9 22: Gründung des Verbandes der technischen Sekretäre ‚bei der Reichs- 
vermögensverwaltung. 
„» 23: Zulassung von Heeres- und Marinebautechnikern zur Bausekretariats- 
laufbahn. 
| » 33: Behördentarifvertrag. i 
» 37: Vorschüsse an die Lohnangestellten höherer Ordnung. 
„» 43: Behördentarifvertrag. 
„» 48: Erhöhung der Teuerungsbezüge für die technischen Angestellten. 
„ 52: Behördentarifvertrag. 
» 54: Behördentarifvertrag. 
„» 36: Benutzung der Bundesstellenvermittlung durch die Reichsvermögens- 
| verwaltung. 
» 57: Verordnung über den Betriebsräteaufbau im Heeresabwicklungs- 
hauptamt, 
„ 59: Reichsfachgruppenausschuss Reichsvermögensverwaltung. 
„ 62: Behördentarifvertrag. 
„ 76: Behördentarifvertrag. 
Behördentarifvertrag. 
„ 80: Ausführungsbestimmungen zum Behördentarifvertrag. 
„» 82: Ausführungsbestimmungen zum Behördentarifvertrag. 
„» 86: Behördentarifvertrag. 
„ 92: Behördentarifvertrag. 
„104: _ Entwurf eines Beamtenrätegesetzes. 
1921 sind erschienen: 
3: Behördentarifvertrag .(Beispiele). 
» 6: Zustellung der Rundschreiben. 
» 9: "Werbeaktion unter den technischen Angestellten und Beamten der 

Eisenbahnverwaltung. 

„» 10: Schiedsspruch über die Massenentlassung im Bereich der Reichs- 
schatzverwaltung. 


Reichseisenbahnbetriebe 


Werbeaktion. Für die Werbung unter den technischen An- 
gestellten und Beamten der Eisenbahnverwaltung ist von der 
Hauptgeschäftsstelle Werbematerial herausgegeben. Sämtliche 
Ortsverwaltungen und die Vertrauensmänner der örtlichen und 
Bezirksfachgruppen werden gebeten, ihren Bedarf in der Haupt- 
geschäftsstelle anzufordern. Auf das Rundschreiben Nr. 9 sind 
uns noch nicht von allen Ortsverwaltungen die Vertrauens- 
männer namhaft gemacht. Dieses. ist unverzüglich nachzuholen. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass bei jedem Orte angegeben 
sein muss, zu welchem Eisenbahndirektionsbezirk die namhaft 
gemachte Dienststelle gehört. 4 


Reichsfachgruppenausschuss. Kollege Werner hat wegen 
Arbeitsüberlastung sein Amt als Obmann des Reichsiach- 
gruppenausschusses niedergelegt. An seine Stelle wurde Kollege 
ı Würschheim, Berlin NO 55, Belforter Str. 17, zum Obmann ge- 
ı wählt. Aus dem Reichsfachgruppenausschuss wurde ein be- 
Sonderer Arbeitsausschuss, bestehend aus den Koliegen 
Würschheim, Ahr und Brothuhn, gebildet. 


Achtung, Bahnmeister! Es war schon seit längerer Zeit 
‚aufgefallen, dass ein gewisser Herr Gast-rollen in der tech- 
nischen Fachgewerkschaft (Verband deutscher Eisenbahn- 
meister) der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten 
und -anwärter gibt Das neueste Spiel soll auf dem 21. Balın- 
meistertag am 26., 27. und 28. Mai in München in Szene ge- 
Setzt werden. Auf diesem Bahnmeistertage spricht Dr. Höfle, 
Geschäftsführer des Gesamtverbandes der Staatsangestellten- 
und Beamtengewerkschaften (angeschlossen an den christlichen 
Deutschen Gewerkschaftsbund), über Beoldungsreform unter 
‚besonderer Berücksichtigung der Arbeit des Reichstages. Der 
\'Gewerkschaftssekretär Roth von der Gewerkschaft deutscher. 


Nr. 





x 
-] 
J 


nn nn MT ne 0 ER Ve u en ne EEE 





DER STAATSTECHNIKER 1921 23 


Eisenbahner und Staatsbediensteter, ebenfalls angeschlossen an 
den christlichen Deutschen Gewerkschaftsbund, spricht über 
Besoldungsreform unter besonderer Berücksichtigung der Ver- 
handlungen der Personalvertretungen mit der Regierung, 
Ausserdem wird‘ Herr Gast, der seinerzeit gewählte Vor- 
sitzende der Fachgewerkschaft, der bisher beurlaubt war, in- 
zwischen aber wieder seinen Dienst in der Eisenbahnverwal- 
tung aufnehmen musste, über die Ergebnisse der Besoldungs- 
reform für den Bahnmeisterstand sprechen. Im vergangenen 
Jahre war, genau so wie es auch heute noch der Fall ist, sehr 
viel Stimmung für eine Verständigung der Bahnmeister mit un- 
serem Bunde vorhanden. Der Vorstand des Verbandes deut- 
scher Eisenbahnmeister ging damals auf unsere Annäherungs- 
bestrebungen hin mit der Lüge hausieren, wir würden nur der 
Sozialdemokratischen Partei Gefolgschaft leisten. In verschie- 
denen Versammlungen, in denen unser Bundesvertreter zu den 
Kollegen des Bahnmeisterdienstes sprach, wurde fast durch- 
weg für einen Anschluss an unseren Bund gestimmt. Leider 
haben diese Kollegen den Lockungen des Herrn, der diese Gast- 
rollen gab, nicht widerstehen können und haben ihm anschei- 
nend äusserlich Gefolgschaft geleistet. Die Tagesordnung zu 
dem 21. Bahnmeistertag zeigt uns, wohin die Reise gehen soll. 

Wir halten es für einen unglaublichen Zustand, wenn eine 
Fachgruppe einer so grossen Organisation, wie es die Reichs- 
gewerkschaft deutcher Eisenbahnbeamten und -anwärter ist. 
einen Gewerkschaftssekretär auf ihrem Verbandstage sprechen 
lässt, von dem sie bisher agitatorisch insbesondere in letzter 
Zeit ausserordentlich heftig bekämpft wurde. Hoffentlich 
besinnensich die Kollegen vonder Eisenbahn- 
verwaltung nun endlich einmal darauf, dass 
einem derartigen Zustande ein Ende bereitet 
wird, wenn sich alle technischen Angestell- 
ten und Beamten, auch die des Bahnmeister- 
dienstes, unserer Einheitsorganisation, dem 
Bunde der technischen Angestellten und Be- 
amten, anschliessen. 


Schaffung planmässiger Lithographenstellen. Seit über 
15 Jahren wurden bei den Eisenbahndirektionen: zur Herstellung 
von graphischen Fahrplänen und sonstigen Karten Lithographen 
auf Privatdienstvertrag mit der Dienstbezeichnung ‚Techn. 
Aushelfer“ bzw. „Techn. Bureaugehilfe“ eingestellt. Nach dem 
Ministerialerlass im Jahre 1912 wurde bestimmt, dass nach den 
bisher gemachten günstigen Erfahrungen bei einigen Eisenbahn- 
direktionen durch eigene Anfertigung (z. B. bedeutende Geld- 
ersparnis) für die Folge alle Direktionen die Herstellung der 
graphischen Fahrpläne: selbst zu übernehmen haben. 

Zurzeit sind etwa 50 bis 60 Lithographen bei allen! Direktio- 
nen beschäftigt, die ausschliesslich graphische‘ Arbeit leisten. 
Diese wurden nach längerer Tätigkeit in die Stellen der tech- 
nischen Bureaugehilfen bzw. Bureauassistenten überführt. Im 
Laufe der Jahre vor 1914 wurden auch verschiedene Litho- 
graphen infolge langjähriger Tätigkeit oder vorgerückten Alters 
meistenteils ohne Prüfung zum Technischen Bureauassistenten 
ernannt, aber nachher weiter mit graphischen Arbeiten be- 
schäftigt. 

Nach dem Ministerialerlass vom 2. August 1918 IV. 42—136 
645 Abs. 4 (Ministerium der öffentlichen Arbeiten) können nun 
Lithographen, wenn es angebracht erscheint, in planmässige 
Stellen überführt werden. Die bisherigen Bestimmungen für die 
Zulassung zur Prüfung zum Technischen Bureauassistenten 
machten den Lithographen die planmässige Anstellung unmög- 
lich, da die Ablegung der Prüfung nur durch längeres techni- 
sches Studium oder entsprechende technische Tätigkeit mög- 
lich ist, diese aber nach erfolgter Anstellung weiter mit graphi- 
schen Arbeiten beschäftigt werden.‘ Die meisten Lithographen 
sind im vorgerückten Alter und Familienväter und legen auf 
die planmässige Anstellung Wert. 

Unser Bund hat deshalb an den Reichsverkehrsminister den 
Antrag gestellt, für diese Lithographen besondere Lithographen- 
stellen zu schaffen unter Einreihung in Gruppe VII der Be- 
soldungsordnung, wie solche bereits bei anderen Reichs- und 


wer folgf nach? 


Um den B.t.A.B. in seinem Bestreben zu unter- 
stützen, unsere Lage zu verbessern und für uns heraus- 
zuholen, was möglich ist, habe ich heute aus Anlass 
meiner Einreihung in Gruppe VI des Tarifvertrages 
den Betrag von 100 Mark 
als Sonder-Zuwendung überwiesen, Mitglied L. 
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Staatsbehörden vorhanden sind, als Aufstiegsmöglichkeit für 
besondere hervorragende Leistungen Stellen als Oberlithograph 
in Gruppe VIlL einzurichten, und für die in Frage kommenden 
technischen Hilfskräfte im Etat 1921 eine entsprechende Zahl 
planmässiger Stellen einzusetzen, damit diese, die ständig ihren 
Beruf ais Lithograph bei der Eisenbahnverwaltung ausüben, die 
ihnen zukommenden Stelien erhalten. 


Staatshochbauverwaituug Preussen 


Gruppenausschusssitzung. Am 16. Februar fand eine vom 
Obmann der Lanudesiachgruppe einberuiene Versammlung der 
Gross - Berliner Mitglieaer statt. Kollege Hilke erstattete 
ein Keierat über den >tand der Revisionsverhandlungen zum 
Teiltarifvertrag und Koliege Quensel über den Auibau der 
Fachgruppe. An die Referate schloss sich eine Diskussion, an 
der sich die Mitglieder lebhaft beteiligten. 

Der Landesiachgruppenausschuss wurde neu gewählt und 
setzt sich jetzt folgendermassen zusammen: 

. Hilke, Steglitz, Fregestrasse 34 a, Obmann, 

. Heinze, Berlin C54, Rosenthaler Str. 2311, 

. Werner, Charlottenburg, Schillerstr. 112 IH, 
Wilhelm, Charlottenburg, Wilmersdorfer Str. 134, 
. Weber, Berlin-Lichterfielde, Neue Doristr. 9all, 

. Buchmann, Charlottenburg, Walistr. 3211, 

7. Richter, Zehlendorf, Berliner Str. 21. 


Behördentarif, Der Preuss, Finanzminister hat unter dem 
1l. 2. einen Erlass bezüglich Eingruppierung bei Neuein- 
stellungen herausgegeben, dessen ersten Absatz wir nachfolgend 
zur Kenntnis bringen: 

„Die im Teiltarif vom 4. 6. 20 für die Einstufung der techn. Angestellten 
bei den einzelnen Vergütungsgruppen gegebenen Anhaltspunkte sind zu un- 
vollstandig u..d so unzulänglich, als dass sie in vielen Fällen eine unrichtige 
Einstufung hätten verhindern können. Eine falsche Einstufung führt aber zu 
finanziellen Nachteilen entweder des Arbeitnehmers oder des Arbeitgebers und 
verursacht bei der starken Häufung der Fälle eine Ueberlastung des zur Ent- 
scheidung angerufenen Paritätschen Ausschusses, Im Bereich der Hochbau- 
verwaltung haben sich die meisten Unstimmigkeiten bei der Einstufung in die 
Vergütungsgruppen IV und V ergeben. Ich besiimme daher für den Bereich der 
H,cnbauverwaltung, dass bei etwaigen Neueinstellungen von Technikern seitens der 
örtiichen Dienststelle zunächst nur eine Einstufung nach VergütungsgruppelV vor- 
zunehmen ist. S>olite die betreffen.e Hilfskraft sich durch besondere Leistungen 
und durch besonderes Wissen und Konnen aus den Angestellten der Gruppe iV 
herausheben, und müssen im dienstlichen Interesse solche besonderen Leistungen 
veriangt werden, ist die Höhereinstufung — gegebenenfalls mit rückwirkender 
Kraft — bei dem Herrn Regierungspräsidenten (uer Ministerial-Bau-Kommission) 
zu beantragen, der (die) hiermit ermächtigt wird, diese höhere Einstufung nach 
sorgfä.tiger Prüfung der Verhältnisse auszusprechen. Ich verweise darauf, dass 
die Techn:xer im allgemeinen eben nur ais Hiıltskräfte eingestellt werden und 
dementsprechend tunlichst nur mit weniger wichtigen Arbeitea, die nicht als 
besondere Leistungen bezeichnet werden können, zu beschäftigen sind. Die 
wichtigeren Arbeiten und besonderen Leistungen sind, soweit es der Umfang 
der jeweils voriiegenden Geschätte nur ıirgenu gestattet, von dem beamteten 
Kräften zu erledigen.“ 


Die Bestimmung, dass die Eingruppierung statt von der 
Dienststelle im Einvernehmen mit der Angestelltenvertretung 
vom kegierungsprasidenten vorzunehinen sei, bedeutet einen 
glatten Bruch des Tarifivertrages, gegen den 
wir soiort schärfsten Protest erhoben haben. 
Der Sinn des $ 8 des Teiltarifes ist, dass die Eingruppierung 
dort vorgenommen werden soll, wo man aus eigener 
Anschauung die Leistungen und das Arbeits- 
gebiet der Angestellten übersehen kann Wo 
nun bisher die Bewertung durch die Dienststellenvorsteher 
unter gerechter Würdigung der Verhältnisse durchgeführt 
wurde, oder, wenn keine Einigung zustande kam, der Pari- 
tätische Ausschuss seinen Spruch gefällt hat, war das Resultat 
so, dass sich die Verwaltung ausserstande sah, die Angestellten 
in die herkömmliche Schablone zu pressen. Einer solchen ver- 
waltungsmässigen Sehwierigkeit war man „höheren” Ortes 
nicht gewachsen. Man kann sich eben an ein Verfahren, das 
auf individueler Behandlung ruht, nicht gewöhnen, hat auch 
leider nicht das nötige Vertrauen in das Verantwortungsgefühl 
der höheren Beamten, um diesen die Eingruppierung zu über- 
lassen, oder kann es nicht über sich bringen, von der in den 
Verwaltungen üblichen Bevormundung abzulassen. 

Ganz wunderbar ist jedoch der Passus des Erlasses, der 
besagt, dass die Angestellten nur mit minder wichtigen Arbeiten 
zu beschäftigen seien. Jeder, der die Verhältnisse bei der 
Hochbauverwaltung kennt, weiss, dass technische Beamte und 
Angestellte ihr gesondertes Aufgabengebiet haben, dass der 
Beamte in erster Linie für die verwaltungsmässige Erledigung 
der Dienstgeschäfte verantwortlich ist, während die eigent- 
lichen technischen Aufgaben Sache der Angestellten sind. Auf 
diese Arbeitsteilung sind die Spezialkenntnisse jeder Gruppe 
eingestellt, und eine Umstellung der Verwaltung gemäss dem 
Erlass ist ohne wirtschaftliche Schädigung des Betriebes gar 
nicht ohne weiteres möglich. Wie sich der Minister diese Um- 
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stellung vorstellt, ist uns nicht klar; es müsste denn sein, dass er 
beabsichtigt, eine entprechende Anzahl neuer Beamtenstellen zu 
schaffen und diese mit den betreffenden Angestellten zu be- 
setzen. Einer derartigen Illusion geben wir uns natürlich nicht 
hin. Offenbar hat der ganze Erlass nur den Zweck, die unbe- 
quemen Bestimmungen des Teiltarifvertrages zu umgehen. 


Uebringens ist die Bezeichnung „minder wichtige Ar- 


beiten” für die Leistungen des Technikers auch noch ein 
Beitrag für die Geringschätzung technischer Ar- 
beit, wie man ihn derartig krass selten aus- 
gesprochen findet. 


Landesfachgruppe Braunschweig 


Landeskonierenz. Am 20. Februar fand in Braunschweig 
eine Konferenz der braunschweigischen technischen Staatsange- 
stellten und Beamten statt. In dieser Konferenz wurde die 
Landesfachgruppne Braunschweig gebildet und Kollege Schü- 
nemann, Braunschweig, Eichtalstr. 39, zum Vorsitzenden ge- 
wählt. Alle Zuschriften sind an diesen zu richten. Kollege 
Mühlenkamp von der Hauptgeschäftsstelle referierte über die 
Beamtenbewegung im allgemeinen und über die Verhandlungen 
mit dem braunschweigischen Staatsministerium über die Schaf- 
fung der in Grupve VII und VIII vorgesehenen Bausekretär- und 
Oberbausekretärstellen, sowie über den Abschluss des Tarif- 
vertrages für die Staatsangestellten im besonderen. Es wurde 
von allen Seiten die überaus zielklare und energische Tätigkeit 
des Bundes anerkannt und mit besonderer Genugtuung festge- 
stellt, dass es ihm gelungen ist, die im Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Stellen von der Gruppe VI in die Gruppe VII zu brin- 
gen, und den Behördentarifvertrag in der nun endgültig an- 
genommenen Form abzuschliessen. Das Staatsministerium ist 
gebeten, spätestens am 1. April die Stellen in der Gruppe VIII 


zu besetzen und weitere Beförderungsstellen in der Gruppe IX 


zu schaffen. Verhandlungen mit dem Staatsministerium haben 
ergeben, dass Aussicht auf Annahme des Antrages besteht. 

Zu. der Neuordnung des öffentlichen Bauwesens im Frei- 
staat Braunschweig wurde eingehend Stellung genommen. Be- 
züglich der Aufnahme der aus dem Militäranwärterstande her- 
vorgegangenen Baubeamten wurde zunächst davon abgesehen, 


diese im Bunde zu organisieren. Durch den Zusammenschluss” 


der braunschweigischen Kollegen ist nunmehr unser Bund die 
alleinige Interessenvertretung der technischen Staatsangestell- 
ten und Beamten Braunschweigs gegenüber dem Staats- 
ministerium. Ausser Schünemann-Braunschweig wurden noch” 
Jaeger-Braunschweig und Freiberg-Gammersheim in’ 
den Landesfachgruppenausschuss gewählt. 


Geschäftliche Mitteilungen. 


Der heutigen Nummer liegt ein Prospekt des Humboldt- 
Verlages in Gross-Tabarz über die Lehrmethode des bekannten 
Forschers für naturwissenschaftliche Psychologie, Hermann Krebs, bei. 
Diese Methode hat vor allem den Vorzug der Volkstümlichkeit, 
beruhend auf der leichtverständlichen Erklärung, die uns 
die Kräfte erkennen lässt, mit denen’ wir imstande sind, 
unsere Fähigkeiten zur höchsten Entfaltung zu bringen. Tatkraft, 
Energie, Mut, Selbstvertrauen, Schaffensdrang wird sich unweigerlich 
derjenige zu eigen machen, der die Anleitungen des Lehrsystems 


genau befolgt. 
Aelterer geprüfter oder ungeprüfter 


Katasteramt 
Rhauen. (Aunsricn) | Natastertechniker 


sucht sofort einen Katastertechniker, a kann sofort 


der mit sämtlichen katasteramtlichen | Katasteramt Wittgenstein 
Arbeiten vertraut ist. 


in Perleburg in Westfalen. 


Nalastertethniker| Natasterlediniker 


zum 1. April gesucht. Bewerbungen 


sucht 
mit Zeugnisabschriften erbeten. 
Ratasterumt FOrde, Katasteramt Schivelbein. 


Tüchtiger 
Verlangen Sie sofort auf- 


Natasterlchniket | se: 


sofort gesucht. e.G.m.b. H 


Katasteramt Hörde i. W. || BerltaNnW 52, Wertistranse?. 


Von L. Zimmermann in Coblenz, Römerstr. 106, 
neu erschienen: : 

1.300 vermessungstechn. Uebungsaufgaben, 5 Hefte, zus. gbd. 8,50 M. 

2. Die Berechnung des Flächeninhaits der Grundstücke, 2. Aufl, 


3. Tausend, gebunden 8,00 M. 
3. Vermessungstechn. Taschenbuch mit Kalender 1920/22, gbd.6,00M. 
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Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 


und der Länder f rt y 
Berlin, den 8. April 1921 


Nummer 12 


Zur Durchführung des Betriebsrätege- 
setzes bei den Behörden und Betrieben 


des preussischen Staates 


Nach $ 13 des Betriebsrätegesetzes kann durch Verordnung der 
Reichsregierung für die öffentlichen Behörden und die Betriebe des 
Reichs sowie für die öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die 
hinsichtlich. der Dienstverhältnisse ihrer Beamten der Reichs- 
auisicht unterstehen, bestimmt werden, dass gewisse Gruppen 
von Beamten und Beamtenanwärtern als Arbeiter oder Ange- 
stellte im Sinne dieses Gesetzes zu betrachten sind. Für die 
ölfentlichen Behörden und die Betriebe der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie für die öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, die hinsichtlich der Dienstverhältnisse ihrer 
Beamten dem Landesausschuss unterstehen, können die Landes- 
Tegierungen entsprechende Verordnungen erlassen. 

Nach .$ 61 des Betriebsrätegesetzes wird bei den Uhter- 
nehmungen und Verwaltungen des Reichs, der Länder und der 
Gemeindeverbände, die sich über einen grösseren Teil des 
Reichs- oder Landesgebiets oder über mehrere Gemeinde- 
Dezirke erstrecken, die Bildung von Einzel- und Gesamtbetriebs- 
räten sowie die Abgrenzung ihrer Befugnisse gegeneinander in 
Anlehnung an den Aufbau der Unternehmung oder Verwaltung 
vorgenommen. Die Verordnung wird erlassen von der ieweils 
zuständigen Reichs- oder Landesregierung nach Verhandlung 
E den beteiligten wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeit- 
nehmer. 

$ 65 des Betriebsrätegesetzes gewährt eine vorläufige Re- 
gelung über die Zusammenarbeit von Beamtenvertretung und 
Betriebsvertretung. Nähere Vorschriften hierzu können durch 
die Reichs- bzw. Landesregierung erlassen werden. 

Nach $ 103 des Gesetzes ist bis zur Errichtung der Landes- 
wirtschaftsräte durch die Landesregierung eine andere nicht 
beteiligte Stelle zu bestimmen. 

Nach $ 104, II, können für die Unternehmungen und Ver- 
waltungen des Reichs und der Länder Sonderschlichtungs- 
ausschüsse errichtet werden. 

Zu diesen Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes hat die 
preussische Staatsregierung am 8. März 1920 nachstehende Ver- 
orduung erlassen: Artikelt 


Zu $ 13. 1. Für die öffentlichen Behörden und die Betriebe 
des Staates, der Gemeinden und der Gemeindeverbände und 
für die Öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die hinsichtlich 
der Dienstverhältnisse ihrer Beamten der Staatsaufsicht unter- 
stehen, wird die Befugnis, Bestimmungen nach Abs, 2 und Abs. 4 
des $ 13 zu treffen 

a) für die öffentlichen Behörden und die Betriebe des Staates 
dem zuständigen Minister, 

b) für die öffentlichen Behörden und die Betriebe der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände dem Vorstande der Ge- 
meinde oder des Gemeindeverbandes, 

e) für die öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die hinsicht- 
lich der Dienstverhältnisse ihrer Beamten der Staatsauf- 
sicht unterstehen, dem Vorstande der Körperschaft 


‘ übertragen. 


Für die Anordnungen der Vorstände zu b und c ist die vor- 
herige Zustimmung der Staatsaufsichtsbehörde erforderlich. 


‚ Dabei tritt in der allgemeinen Staatsverwaltunge in den Fällen, 


in welchen eine untere Verwaltungsbehörde Staatsaufsichts- 
behörde ist, an deren Stelle der Regierungspräsident, in Berlin 
der Oberpräsident. Wird die Zustimmung versagt, so ent- 
Scheidet auf Antrag eines der Beteiligten der zuständige Mi- 
nister endgültiz. Dieser ist auch befugt, die betreffenden An- 
Ordaungen der Vorstände jederzeit ausser Kraft zu setzen. 

2. In der Regel sind bei der Durchführung des Abs. 2 des 


"813 nur solche Beamte und Beamtenanwärter den Arbeitern 


oder Angestellten gleichzustellen, welche die gleiche Tätigkeit 


ausüben wie in Privatbetrieben derselben Art Privatarbeiter 
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oder Privatangestellte, und ferner solche Beamte und Beamten- 
anwärter, die als einzelne dauernd mit einer grossen Anzahl 
von Arbeitnehmern zusammenarbeiten. 


Artikel2, 

Zu $ 61. Bei den Unternehmungen und Verwaltungen des 
Staates, die sich über einen grösseren Teil des Staatsgebiets 
oder über mehrere Gemeindebezirke erstrecken, sind die Be- 
stimmungen zur Ausführung der Abs. 1 und 3 des $ 61 nach 
Verhandlung mit den beteiligten gewerkschaftlichen oder sonsti- 
gen wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer gesondert 
für die einzelnen Zweige der Staatsverwaltung zu treffen. Zum 
Erlasse dieser Bestimmungen ist das Staatsministeriumn  zu- 
ständig, sofern es nicht im Einzelfalle seine Zuständiekeit an 
die Minister für den Bereich ihrer Verwaltung überträgt. 

Bei den Unternehmungen und Verwaltungen der Gemeinde- 
verbände, die sich über einen grösseren Teil des Staatsgebiets 
oder über mehrere Gemeindebezirke erstrecken. wird die Be- 
fugnis, Bestimmungen der bezeichneten. Art zu treffen, dem 
Vorstande des Gemeindeverbandes übertragen. Die Bestim- 
mungen bedürfen nach der Verhandlung mit den betreffenden 
Vereinigungen der Arbeitnehmer der Zustimmung des zustän- 
digen Ministers. Artikel 


Zu 8 65. Für die öffentlichen Behörden und die Betriebe 
des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie für 
die öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die hinsichtlich der 
Dienstverhältnisse ihrer Beamten der Staatsaufsicht unter- 
stelien, wird folgendes bestimmt: 

1. Sofern eine auf Grund der Verordnunz vom 24. März 1919 
bestellte Bearmtenvertretung keinen gewählten Vorsitzenden 
besitzt, hat sie im Hinblick auf die Vorschrift im Abs. 2 des 
$ 65 des Betriebsrätegesetzes für die gemeinsamen Beratungen 
mit dem Betriebsrat aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden zu 
wählen. 

2, Betriebsrat und Beamtenvertretung treten nur zu gemein- 
samer Beratung zusammen. Führt die gemeinsame Beratung 
des Betriebsrats und der Beamtenvertretung zu einer Beschluss- 
fassung, so muss getrennt abgestimmt und eine Mehrheit inner- 
halb jeder der beiden Vertretungen festgestellt sein. Für den 
Betriebsratsbeschluss gilt $ 32 des Gesetzes. Die weitere Ver- 
tretung der Beschlüsse gegenüber der Behörde ist Sache der 
einzelnen Gruppen, wobei für die Arbeitnehmer das Betriebs- 
rätegesetz und für die Beamten vorbehaltlich anderweitiger 
Regelung die Verordnung vom 24. März 1919 massgebend ist. 

3. Für die Geschäftsführung finden die Vorschriften in 829 
Abs. 2, $ 30, $ 31, $ 33 des Gesetzes sinngemässe Anwendung. 


Artikel4. 

Zu $ 103. Bis zur Einrichtung eines Landwirtschaitsrats 
(Satz 2 des $ 103) entscheidet für die Fälle des $ 94 Satz 1 
des Gesetzes der Bezirksausschuss. Welcher Bezirksausschuss 
örtlich zuständig ist, entscheidet nötigenfalls der zuständige 
Minister. Artikel. 

Zu $ 104 Ziffer II. 1. Für die Verwaltungen des Staates, 
welche staatliche Hoheitsrechte ausüben, werden Sonderschlich- 
tungsausschüsse errichtet, 

2. Die Errichtung erfolgt für jeden Regierungsbezirk (für 
den Regierungsbezirk Potsdam mit Ausschluss der zum Zweck- 
verbande Gross-Berlin gehörigen Bezirksteile) und für den Be- 
zirk des Zweckverbandes Gross-Berlin (Bezirksschlichtungs- 
ausschüsse). Es ist ein unparteiischer Vorsitzender zu: be- 
stellen. Als solcher wird vom zuständigen Regierungspräsi- 
denten, in Berlin vom Oberpräsidenten ein seitens des für den 
Bezirk des Bezirksschlichtungsausschusses zuständigen Ober- 
landesgerichtspräsidenten zu bezeichnender richterlicher Be- 
amter berufen. Die beiden ständigen Mitglieder und ihre Sitell- 
vertreter werden von dem Regierungspräsidenten, für den 
Zweckverband Gross-Berlin von dem Oberpräsidenten berufen, 
und zwar soweit möglich auf Grund von Vorschlagslisten, die 
für die Vertreter der Verwaltungen des Staates von den Vor- 
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ständen der Behörden und für die Vertreter der Verwaltungen 
des Staates von den Vorständen der Behörden und für die 
Vertreter der Arbeitnehmer von den beteiligten. wirtschaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer eingereicht werden können. 


3. Neben den Bezirksschlichtungsausschüssen wird für das . 


Staatsgebiet ein Zentralschlichtungsausschuss als Sonderschlich- 
tungsausschuss errichtet. Es ist ein unparteiischer Vorsitzen- 
der zu bestellen. Als solcher wird vom Präsidenten des Staats- 
ministeriuns ein vom Kammergerichtspräsidenten zu bezeich- 
nender richterlicher Beamter berufen. Seine beiden ständigen 
Mitglieder werden gleichfalls von dem Präsidenten des Staats- 
ministeriums ‘soweit möglich auf Grund 'von Vorschlagslisten 
berufen, die für die Vertreter der Staatsbehörden von den Mi-. 
nisterien und für die Vertreter der Arbeitnehmer von den be- 
teiligten wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer ein- 
gereicht werden können. 

Die Bezirksschlichtungsausschüsse sind befugt, jede Streitig- 
keit, in der sie angerufen sind, dem Zentralschlichtungsaus- 
schusse zu überweisen, insbesondere wenn die Art der Streitig- 
keit eine zentrale Regelung eriordert, und sie sind dazu ver- 
pilichtet 


a) wenn in einer gleichen oder ähnlichen Sache eine Ent- 


scheidune des Zentralschlichtungsausschusses oder eine 
zentrale Regelung bereits vorliegt, oder 
b) wenn eine der Parteien die Ueberweisung spätestens im 

Laufe der ersten Verhandlung vor dem Bezirksschlichtungs- 

ausschusse verlangt. 

Die Aufsicht über dem Zentralschlichtungsausschuss bei Be- 
schwerden gemäss $ 30 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 
fähren der Minister für Handel und Gewerbe und der Justiz- 
ıninister. H 

4. Für die Verwaltungen des Staates, die gleichzeitig wirt- 
schaftliche Zwecke verfolgen und bei denen die Tätigkeit der 
zur Ausübung der Staatshoheitsrechte berufenen Stellen und der 
Betrieb der wirtschaftlichen Unternehmung ineinandergreifen, 
gelten die vorstehenden Vorschriften nur, soweit das Staats- 
ministerium oder mit seiner Zustimmung der zuständige Mi- 
nister keine besonderen Bestimmungen trifft. 

Die nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung vorgeschrie- 
bene Einrichtung der Bezirksschlichtungsausschüsse ist bereits 


erfolgt bzw. wie im schlesischen Abstimmungsgebiet, eingeleitet. 
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Tarifverträge 


Revision des Teiitarifvertrages für Behördenangestelke. 
Die Verhandlungen über die Revision des Tarifvertrages .für 
die Reichs- und preussischen Staatsangestellten, die am 15. Fe- 
druar d. J. aufgenommen worden! waren, haben, da die Ressorts 
sich über ihre Zugeständnisse anscheinend nicht verständigen 
konnten, eine erhebliche Unterbrechung erfahren.. Wenn auch 
die Revision des Vergütungstariis vom Standpunkt der Ressorts 
aus auf zewisse Schwierigkeiten stösst, so sind diese u.. E. 
doch nicht so gross, um weitere sechs Wochen dazu zu ge- 
brauchen, sie zu überwinden. Wir hatten daher das Reichs- 
finanzministerium aufgefordert. nunmehr die: in der letzten 
Sitzung zugesagten Abänderungsvorschläge den Organisationen 
zuzustelien. Das ist bis heute noch nicht geschehen. Statt 
dessen hat am 2. d. M. eine weitere Sitzung des Tariiaus- 
schusses stattzefunden, in der den Organisationsvertretern ioi- 
gende Fragen zur Besprechung unterbreitet wurden: 

i. Wird der Bezifferung der Vergütungsgruppen 3—13 grund- 

- sätzlich "zugestimmt? 

2. Sind die Vertreter der Angestelltenorganisationen grund- 
sätzlich bereit, an der zweifelsfreien Bezeichnung der 

Angestellten im Vergütungstarii mitzuwirken? 


3. Wird dem (Grundsatze zugestimmt, dass bei Ausübung . 


einer Tätigkeit, die teils nach einer, teils nach einer an- 


deren Vergütungsgruppe zu bewerten ist, die überwiegende ° 


Tätigkeit massgebend sein soll? 

4. Sind die Vertreter der Angestellten-Organisationen bereit, 
an der Bezeichnung der Fälle, in denen eine Aufrückung 
gemäss $ 8 Abs. 3 vorliegt, mitzuwirken? 


Die Stellung dieser Fragen löste zunächst eine sehr leb- ° 


haite Aussprache aus, bei der es wiederholt zu recht derben 
‚Zusammenstössen kam. Wern auch nicht verkannt werden 
soll, dass die Erfahrungen gezeigt haben, dass dem. Tariiver- 
trage gewisse Kinderkrankheiten noch anhaften, so können wir 
uns aber keinesfalls zu einer Aenderung des Sinnes des Tarif- 
vertrages bereit erklären. Das wurde.von uns. ganz eindeutig 
zum Ausdruck. bringt. Auf seiten der: Ressortvertreter 
‚wurde..daraufhin erklärt, dass hieran nicht. gedacht sei, es sollen 
‚nur Unklarheiten beseitigt werden. Die Organisationsvertreter 
zogen sich zurück, um unter sich dazu Stellung zu nehmen. 









-Nach dem Wiederzusammentritt des Ausschusses gab unser | 
Bundesvertreter im Auftrage der Organisationen die Erklärung 
„ab, dass sie zur Frage 1 deswegen ihre Zustimmung geben, da 
tatsächlich die unterschiedliche Bezifferung der Vergütungs- 
gruppen gegenüber der Besoldungsordnung viele Missverständ- 
nisse zur Folge gehabt hat. Zur Frage 2 und 4 erklärten sie 
sich zur Mitwirkung bereit, während die Frage 3 abgelehnt 
“wurde. Wenn ein Angestellter eine gemischte Tätigkeit aus- | 
übt, von der die eine höherer Art ist, so werden hierfür an den 
Angestellten auch höhere Anforderungen gestellt. Der Ange- 
stellte ist also entsprechend der Tätigkeit, die diese höheren 
Anforderungen an ihn stellt, in die höhere: Vergütungsgruppe | 
einzureihen. Im.übrigen entspricht das auch der. bisher vom 
Paritätischen Ausschuss geübten Spruchpraxis. a 
An dieses Zugeständnis der Organisationsvertreter wurde 
die Voraussetzung geknüpft, dass die Ressorts nunmehr ihre | 
Abänderungsvorschläge, und zwar zusammenhängend, den Orga- | 
nisationen zustellen. Das wurde zugesagt. Die nächste Sitzung |) 
. soll am 18. April stattfinden. . Unser Bundesvertreter erklärte 
ausserdem, dass er sein Zugeständnis davon abhängig mache, | 
dass nunmehr die Frage des Erfinderparagraphen erledigt würde. 
Eine Reihe von Organisationen hat die Zulassung zu den” 
Verhandlungen beantragt, die aber sämtlich abgelehnt wurden. 
Nur eine Organisation hatte sich schriftlich zustimmend erklärt,  ) 
und das war der E. T. V. (Eisenbahntechniker-Verband), der 


ja zu den Verhandlungen nicht zugelassen ist. a % 


 Vergütungsdienstalter. Einige der von den Organisationen | 
erhobenen Beschwerden über falsche Handhabung des $ 6 des | 
' Teiltarifvertrages sind im Laufe der Zeit durch Erlasse des’ | 
‚Reichsfinanzministers erledigt, die wir nachfolgend zur. Kennt- Ä 
nis bringen: 30: 
Eintritt in die alte Dienststelle nach Rückkehr aus 
dem Heeresdienst. Auf Grund des $ 6 Ziffer 6 Satz 3 des Teiltarif- 
vertrages vom 4. Juni 1920 erkläre ich mich damit einverstanden, dass bei | 
Krieosteilnehmern, die zur Zeit ihrer Einberufu zum Heeresdienste im | 
Reichsdienst tätig waren und unmittelbar nach res Entlassung "aus dem | 
Heeresdienste wieder bei ihrer früheren Dienststelle Anstellung gefunden haben, | 
bei Feststellung des Vergütungsdienstalters die Kürzung gemäss $ 6 Abs. 6 
Satz 1 insoweit nicht vorrenommen wird, dass das feet tere 
dienstalter ebenso günstig ist. as wenn der Tag des ersten Eintritts bei der | 
Denststelle als derjenige Zeitpunkt anzusetzen wäre, von dem bei einer | 
Berechnung des Vergütungsdienstalters gemäss. $ 4 des Teiltarifvertrages | 
auszugehen ist.“ ii 
Dienst bei Grenzschutzformationen. „Ich habe keine 
Bedenken dagegen zu erheben, dass die von Angestellten nach dem Kriege | 
bei einer Grenzschutzformation verbracht= Zeit nach $ 6 Ziffer 1 des TE | 
A 
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tarifvertrages behandelt, d. h. als Reichs- bezw. Staatsdienst angesehen wird 
Ob diese Zeit voll angerechnet werden kann, muss davon abhängig | 
emacht werden, ob die Beschäftigung während dieser Zeit g'eichwertig war | 
: TH. mein Rundschreiben vom 22. 12. 20 1 G/6879 Sg./13. 1. 21 IVa 405. | 
Anrechnung des Heeresdienstes. „Zur Behebung auf- 
etretener Zweifel über die Auslegung des letzten Satzes des & 6 Ziffer 3 des 
elaritverfrages vom 4. Juni 1920 teile ich mit, dass die gesetzte Frist von 
3 Monaten s’ch nur auf „Verzögerungen aus anderen Gründen“ und nicht auch ) 
auf Fälle, in denen die Anstellung durch K-ankheit oder unverschuldete | 
Arbeitslosigkeit verzögert worden ist, bezieht.“ a ) 
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Landesfachgruppe Thüringen a 
Das Reisekosten-Gesetz vom 12. Mai 1920 für die thüringi 
schen Beamten. Der Bund hatte sich unter dem 7. Februar v.J. 
nit einer Eingabe an den Landtag des Freistaates Thüringen ge- "| 
wandt, in der er darauf hinweist, dass das Gesetz vom 12. Mai 
1920 und die Ausführungsverordnungen vom 12. Juli 1920 über 
Reisekosten der Staatsbeamten von den Regierungen -Thürin 
gens infolge veralteter Bestimmungen so verschieden ‘gehand 
habt werden, dass dadurch nicht nur Härten, sondern sogar. er= 
hebliche Schädigungen von Beamten in einzeinen Gebieten vor- 
kommen. So z. B, finden diese Vorschriften. auf die mittleren 
bau-, maschinen- und vermessungstechnischen Beamten und 
Hilfsbeamten keine Anwendung. E 
In der Eingabe waren entsprechende Abänderungen bean- 
“tragt. ° Der Haushaltsausschuss des Landtages von Thüringen 
hat sich mit . der Eingabe befasst und dazu folgende Ent- 
schliessung vorgelegt: - i en 















































| Nr. 247. A 
„Bericht des Haushaltsausschusses über das Gesuch des Bundes der. 
technischen Angestellten und Beamten in Berlin, betreffend Reisekosten 

Weimar, den 2. März 1921. 

Die Gesuchsteller wünschen eine Aenderung der Bestimmungen in den 

einzeinen Gebieten, nach denen das Thüringer Gesetz vom 12, Mai 1920 über 
die Reisekosten der Staatsbeamten Anwendung findet. ; wi h. 

. Die Ursache der Differenzen liegt aber anscheinend mehr in. der vor 
schiedenen Amtsbezeichnung der technischen Beamten in den einzelnen Gebieten 
als an sonstigen Bestimmungen. NZ. TE 
; Das Gesuch enthält aber ‚auch Sonderwünsche anderen Beamtengruppen 
gegenüber, die bei Erfüllung sofort Unzufriedenheit auf jener ‚Seite. ee i 
rufen müssen, Y 





































‘richtung ‘von Arbeitsvermittlungsstellen wird aufgehoben. 


Nr.:12 


Dem.Ausschuss ist bekannt, dass obengenanntes Gesetz noch Mängel hat. 
Es soll deshalb in nächster Zeit einer Nachprüfung und Verbesserung’ unter- 
zogen werden. ai 


Um die Wünsche. der Gesuchsteller bei dieser Aufgabe nachprüfen und 


schon bei den Vorarbeiten mitbehandeln zu können, beantragt der Haushalts- 
ausschuss; 


der Landtag wolle das Gesuch der Regierung zur Erwägung überweisen, 
eber, Vorsitzender i.V. 
Hartmann, Berichterstatter.“ 


In seiner Sitzung vom 8. d. M. hat nunmehr der Landtag 
den im vorstehenden Bericht gestellten Antrag angenommen. 


Wasser-, Kanal- und Hafenbauverwaltung 


Dienstvergütung der Angestellten aus den gefährdeten Ge- 
bieten. Auf eine diesbezügliche Eingabe an das Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten haben wir folgende Antwort erhalten: 

„Ueber dıe Fortzahlung der Dienstvergütungen der Angestellten, die ihre 
Vertragsstellung in den gefährdeten Landesteilen aufgeben mussten, ist seinerzeit 
zwischen den Ressorts verhandelt worden. Nach dem Ergebnis dieser Ver- 
handlungen hat von einer Erweiterung der durch den Runde.lass vom 23. No- 


venber 1919 — II P. 11 186 C — getroffenen Bestimmungen abgesehen 
werden müssen.“ 


Die Mehranrechnung von Vergütungsdienstiahren betrifft fol- 
gender Erlass des Ministers der Öftentlichen Arbeiten vom 
17. November 1920 — Il. Pt 6. 623. C.: 


„In dem Erlass vom 23. September d. I. — II. P. 6. 467.C. — 
habe ich darauf hingewiesen, dass unter jeweiliger Stelle im 
Sinne des $ 4 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1929 die örtliche 
usw. Dienststelle zu verstehen ist, bei der der Angestellte be- 
Schäftigt wird. Soweit die Festsetzung des Verzütungsdienst- 
alters auf dieser Grundlage im einzelnen Falle zu besonderen 
Härten führen würde, soll, wie in ienem Erlasse weiter aus- 
gesprochen ist, ein Ausgleich auf Grund der Ausnahmevorschrift 
in $ 6 Abs. 6 Satz 3 des Teiltarifvertrages in Erwägung ge- 
zogen werden. Ueber die Voraussetzungen, unter denen. von 
dieser Vorschrift Gebrauch gemacht werde könnte, ist mit dem 
‚Vertreter einer an dem Tarifabschluss beteiligten Organisation 
in meinem Ministerium mündlich verhandelt worden. Ihm ist 
mitgeteilt, dass vorbehaltlich der Prüfung des Einzelfalles und 
ohne der Entschliessung des mitbeteiligien Herrn Finanzministers 
vorzugreifen, ein Entgegenkommen in Frage kommt: 

a) in den Fällen, in denen Angestellte, die nicht lediglich zur 
vorübergehenden Verwendung angenommen worden sind, 
infolge Einschränkung der Bautätigkeit einen Stellenwech- 
sel innerhalb des Bereiches der Oderstrombauverwaltung 
haben vornehmen müssen (vgl. Runderlasse vom 7. Juni 
und 13. Juli d. , — IL: P. 6. 291 und 353 C.), 

b) wenn der Stellenwechsel von der Verwaltung aus sach- 
lichen Gründen im dienstlichen Interesse angeordnet wor- 
den ist. 

Ich benachrichtige Sie hiervon mit dem Ersuchen, ent- 
sprechende Anträge von Angestellten mit Ihrer Aeusserung mir 
vorzulegen. Die Vorlagen müssen genaue Angaben über die 
Beschäftigungszeiten bei den einzelnen Dienststellen und über 
die für die Beurteilung der Anträge sonst in Betracht kommen- 
den tatsächlichen Verhältnisse enthalten. 

N Im Auftrage: gez. Krohne.“ 


Zum Tariivertrag. Erlass des Ministers -der öffentlichen 
Arbeiten III. P. 6. 8. C. vom 3#. Januar 1921: 

„Inn Anschluss an den durch den Runderlass vom 28. Dezember 1920 — 
111./6, 785 C. — übersandten Tarifvertrag für die Angestellten bei den Reicls- 
und preussischen Staatsverwaltungen vom 6, Veh 1920 wird folgendes 
bestimmt. : 

Zu 8 A des Tarifvertrages. Es bestehen keine Bedenken, wenn An- 

eestellte, denen nach den tariflichen Festsetzungen für das Kalenderjahr 1920 
noch ein Urlaub zu gewähren war, diesen in der Zeit bis zum 31. März d. ]. 
antreten, vorausgesetzt, dass die dienstlichen Verhältnisse es gestatten. 
Zu & 5:. Unter Vergütungen bei auswärtigen Dienstgeschäften sind 
sowohl. die gesetzlichen Reisekosten, wie auch Reisekostenpauschvergütungen, 
Beköstigungs- und Uebernachtungsgelder und Kommissionstagegelder zu ver- 
stehen. Welche Vergütung im einzelnen Falle zu gewähren ist, ist nach den 
für die'entsprechenden Beamten geltenden Grundsätzen zu beurteilen. Oertliche 
Dienststellen haben in Zweifelsfällen die Entscheidung der Provinzialbehörde 
einzuholen. 

Zu $ 8: Voraussetzung für die Gewährung von Umzugskosten ist, dass 
eine von der Verwaltung im dienstlichen Interesse ausgesprochene Versetzung 
vorliegt. Nach bestehender Uebung finden Versetzungen von Angestellten nur 
in besonders gearteten, durch das dienstliche Bedürfnis begründeten Fällen 
statt. Hieran wird durch den Tarifvertrag nichts geändert. Wird im be 
sonderen Falle die Versetzung des Angestellten einer örtlichen Dienststelle für 
notwendig erachtet, so ist dazu die Genehmigung der Provinzialbehörde 
einzuholen. 

Die-auf Grund der tariflichen Festsetzungen gezahlten DL: r'ge sind bei 
dem Lohnfonds zu verrechnen. 

Zu 8 9: Die Dienstvorgesetzten der Angestellten haben die wirtsähaftliche 
Verwendung der ihnen gelieferten Schreib-, Mal-, Zeichenstoffe und Gerät- 
schaften sorgsam zu überwachen: - 

Zu $ 12: Die durch den Runderlass vom 28. Dezember 1918 — HI P, 
11. 19,.C/IV. 42.136 — für den Bereich der Bauverwaltung geschaffene Ein- 
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Zu $ 13: Wegen des sachlichen Inhalts der Zeugnisse und der Beschaffung 
etwaiger Unterlagen für die Zeugnisausstellung verweise ich auf den letzten 
Absatz des Runderlasses vom 11. d. M. — II. P. 6. 29. C. —. 

h In .neuerer Zeit habe ‘ich wiederholt wahrgenommen, dass Provinzial- 
behörden mir Angelegenheiten zur Eutscheidung unterbrei{en, die ohne weiteres 
von den betreffenden Dienststellen auf Grund tariflicher Fistsetzungen 
usw. erledigt werden konnten. Derartige überflüssige Berichterstattungen, die 
nicht nur die Beamten des Ministeriums unnötig belasten, sondern auch 


geeignet sind, die den nachgeordneten Dienststellen obliegende Verantwortung 
zu verschieben, sind zu unterlassen.“ 


Katasterwesen 


2 Fachgruppentag. Voraussichtlich findet Ende Mai der dies- 
jährige Fachgruppentag statt. Zeit, Ort und Tagesordnung wer- 
den noch bekanntgegeben. Wir fordern die Bezirksfachgruppen 
auf, bereits jetzt in den Versammlungen etwaige Anträge an den 
Gruppentag zu beschliessen und diese dem Landesfachgruppen- 
ausschuss einzusenden. 


Frühjahrsprüfungen in der Katasterverwaltung finden statt: 
a) für Landmesser vom 19. bis 29. Aprit in berlin 
Prüfungskommission: Suckow-Berlin, Heilandt- Breslauu Schumann- 
Liegnitz, Stuckmann- Magdeburg. 
Gemeldet sind 14 Kandidaten. 
b) für Katastertechniker vom 13. April bis 2. Mai 


1. in Frankfurt a. O.: 
Prüfungskommission: Hencke-Potsdam, Otto-Marienwerder, Dr, Raasch- 
Köslin. 
Gemeldet sind 44 Kandidaten. 
2.in Minden: 
Prüfungskommission; Albath-Lüneburg, Franzheim-Köln, Schäfer-Stade. 
Gemeldet sind 49 Kandidaten. 


3. in Cassel: 
Prüfungskommission: Müller-Cassel, Büttner-Merseburg, Raasch-Düssel- 
dorf. 
Gemeldet sind 42 Kandidaten. 


Die nach Frankfurt a.O. kommenden Kollegen werden xe- 
beten, im Zentral-Hotel, Richtstr. 61, Wohnunz zu nehmen. Zim- 
merbestellungen vermittelt Kollege Jahn in Frankfurt a. O., So- 
phienstr. 29 III. 


Bezirksiachgruppe Breslaı. Zu der am 13. Februar 
‚nach Breslau einberuienen Versammlung _ waren 28. Kol- 
legen erschienen. Der wichtigste Punkt der Tagesordnung  be- 
traf die Aufstellung der Kandidatenliste für die zu erwartenden 
Betriebsratswahlen. Die in Vorschlag gebrachten Kollexen bie- 
ten Gewähr dafür, dass die Rechte der Katastertechniker nach- 
drücklichst gewahrt werden. 

Ein zur Stellungnahme vorgelegter einheitlicher Vertrags- 
entwurf fand nach einigen Aenderunger die Anerkennung der 
Versammlung. Bei: dieser: Gelegenheit wurde dagegen pro- 
-testiert, dass: von seiten des Finanzministeriums als Lehrzeit für 
die Katasterangestellten drei Jahre angesehen werden, in denen 
der Zögling mit sämtlichen Arbeiten, einschliess- 
lich.der technischen, vertraut gemacht werden muss. 
wenn er nach Gruppe Ill eingereiht werden soll. Die Versamm- 
lung erblickt hierin ein System, durch das die Angestellten der 
Katasterverwaltung in niedrigere Vergütungsgruppen gedrückt 
werden sollen, als sie der Tarif vorsieht. Es wird daher be- 
schlossen, an die Bundesleitung das Ersuchen zu richten, sie 
solle dahin wirken, dass das Anwärterdienstalter vom Zeit- 
-punkt der Prüfung -an gerechnet wird. 

Bezirksiachgruppe Magdeburg. Am 6. März 1921 
in der Kaiserhalle zu Magdeburg eine Fachgruppenver- 
sammlung statt, zu welcher die Koliegen aus dem Bezirk 
zahlreich erschienen waren. Den Geschäftsbericht erstattete 
der Bezirksobinann, Kollege Mosler. Bundeskollege Pa- 
penroth hielt einen Vortrag über „Entwicklung, Aufgaben 
und Ziele der Gewerkschaften“. Der Vortrag erweckte reges 
Interesse und führte zu einer lebhaften Aussprache. Die Ver- 
sammlung beschäftigte sich sodann eingehend mit der Frage 
der Ausbildung des Nachwuchses und: der Errichtung von Fach- 
schulen. Allgemein war man der Ansicht, dass die bisherige 
“Ausbildung des Nachwuchses sehr im argen liege; die einheit- 
liche fachschulmässige Ausbildung sei daher eine Notwendigkeit. 
In bezug auf die Fachschule wurde aus der Versammlung heraus 
folgender Vorschlag gemacht: 

Der dreijährigen Lehrzeit schliesst sich der Besuch der Fachschule an. 
Der Besuch derselben muss von einer Aufnahmeprüfung abhängig gemacht 
werden. Bis zur Einführung der Fachschulen hat nach dreijähriger Lehrzeit 
eine Abschlussprüfung am Sitze der Regierung unter Hinzuziehung der Berufs- 


fand 


'vertretung zu erfolgen. Nach abgelegter Prüfung erhält der Katasterzögling 
die Bnlskktsichnune „Katastertechniker“, 


Besteht der Zögling die Prüfung 
nicht, so kann für ıkn nur eine Verwendung als Schreibgehilfe in der Ver- 
waltung in Frage kommen. 

Im weiteren Verlauf der Besprechungen 
tierungs- und Einberufungsfrage erörtert. Ferner kam die Ein- 
gruppierungsfrage zur Sprache. Das Finanzministerium hat die 
Aufrückung einzemer Kollegen nach Gruppe IV bis zum Ab- 


wurde die No- 
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schluss der Revision des Tarifvertrages zurückgestellt. Den in 
Frage kommenden Kollegen wirde empfohlen, sofort den pari- 
tätischen Ausschuss anzurufen. Das Betriebsrätegesetz war 
Gegenstand einer lebhaften Besprechung, 


Achtung! Betriebsrätewahlen! 


Betriebsräteaufbau im Verwaltungsbereich des Finanz- 
ministeriums und des Ministeriums des Innern 


Als Ergänzung zu unserem Bericht in der „D. T.-Z.“ Nr. 13 
vom 1. April 1920, und zwar inNr. 2 der „reienBeamten- 
rundschau* auf Seite 15 unter „Behördenange- 
stellte“ veröffentlichen wir nachstehenden Erlass des Preuss. 
Finanzministers, nach welchem der Wahltermin auf den 7. und 
8. Mai d. J. verlegt worden ist. 
Der Preussische Finanzminister, 

671172; 
Min. d. Inn. HE. 1239, 
Betrifft Betriebsrätewahl, 

In Abänderung des Runderlasses vom 18. Februar 1921 — F.M.L. 500/21. 
M.d.l. HE 715 — wird auf Grund der 85 10 Absatz 1, 35 und 42 der Wahl- 
ordnung vom 18. Februar 1921 hiermit bestimmt, dass die Stimmabgabe zur 
ersteı Wahl der örtlichen Betriebsvertretungen, der Bezirksbetriebsräte und des 
Hauptbetriebsrats vom Sennabend, den 23 und Sonntag, den 24. April 1921 
auf Sonnabend, den 7. und Sonntag, den 8. Mai 1921 verlegt wird. Soweit 
Bezirkswahlvorstände oder örtliche Wahlvorstände oder Wahlleiter oder Betriebs- 
vertretungen bestehen, sind diese, im übrigen ist die Arbeitnehmerschaft un- 
verzüglich entsprechend zu verständigen. 

Ein Rurderlass, der auch die Entscheidung über die auf Grund der 88 4 
Absatz 2 Satz 7, 6 Absatz 2 der zur Ausführung des $ 61 des Betriebsräte- 
gesetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgesetzblätt Seite 147) in den uns unter- 
stellten Zweigen der Staatsverwaltung erlassenen Verordnung vem 7. Febıuar 
2 (Gesetzs. Seite 271) gestellten Änträge enthalten wird, folgt in wenigen 

agen. 

Es wird ergebenst ersucht, die im $ 2 der angeführten Verordnung be- 
zeichneten Behörden des dortigen Geschäftsbereichs unverzüglich mit- entspre- 
chender Weisung zu versehen. 

Zugleich im Namen des Ministers des Innern. 
Der Finanzminister, 
Im Auftrage: Schultz, 
An den Herrn Oberpräsidenten in Berlin und die Herren Regierungspräsidenten. 


Ferner hat sich, wie aus nachstehender Veröffentlichung er- 
sichtlich ist, der Hauptwahlvorstand konstitufert und tınseren 
Bundeskollegen Queisser-Potsdam, von der Landesfach- 
gruppe „Katasterwesen“, zu seinem Vorsitzenden gewählt. Wir 
veröffentlichen hierzu nachstehende 

Bekanntmachung des Finanzministers und 
desMinistersdesiIinnernvom1,April191 über 
die Berufung des Hauptwahlvorstandes zur 
Wahl des gemeinsamen Hauptbetriebsrats 
beim Finanzministerium und beim Mi- 
nisterium des Innern: 

Auf Grund des $ 18 Abs. 2 der zur Ausführung des $ 61 
des Betriebsrätegesetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgesetzblatt 
S. 147) in den ums unterstellten Zweigen der Staatsverwaltung 
erlassenen Verordnung des Preuss. Staatsministeriums vom 
7. Februar 1921 (Geseizsaimmlung S. 271) haben wir in den 
Hauptwahlvorstanud zur Wall des gemeinsamen Hauptbetriebs- 
> beim  Finanzministerium und beim Ministerium des Innern 
herufen: 

i. Herrn Georg Klösel, Berlin SW 29 (G. d. A.), Heim- 
strasse 12, II. 

2. Herrn Karl Kunert, Berlin C2 (A.D. G. B.), Hinter dem 
Giesshause 1. 

3. Frl. Gertrud Philipp, Berlin O34 (Z. d. A.), Tilsiter 
Strasse 42, II (bei Reichmann). 

4. Herrn Arthur Queisser, Potsdam (B. t. A. B.), Leip- 
ziger Strasse 12. 

5. Herrn Otto Schmidt, Neukölln (G. d. A.), Berliner 
Strasse 77. 

6. Herrn Paul Tabbert, Berlin-Lichtenberg (A. D. G. B.), 
Weichselstr. 4. 

7. Herrn Karl Zechel, Berlin 027 (Z. d. A.), Raupach- 
strasse 1, IH. 

Der Hauptwahlvorstand hat zu seinem Vorsitzenden Herrn 
Oueisser, zu Beisitzern Frl. Philipp undHerrn Schmidt 
gewählt. 

Berlin, den 1. April 1921. 

Der Finanzminister. 
Im Auftrage: gez. Schultz. 
Der Weahlvorstand hat in 
30, v2 M. nachstehendes 
Wahlausschreiben für die Wahl des Haupt- 
betriebsrats beim Finanzministerium- und 
Ministerium desInnerna 

er!assen: 


Berlin C 2, den 1. April 1921. 


Der Minister des Innern. 
In Vertretung: gez. Meister, 
seiner ersten Sitzung vom 


Nr. 12 
Gemäss $ 8. der zur Ausführung des $ 61 des Betriebsräte- 
gesetzes vom 4. Februar 1920 (R. G. Bl. S. 147) in den dem Fi- 
nanzminister und dem Minister des Innern unterstellten Zweigen 
der Staatsverwaltung erlassenen Verordnung des Preussischen 
Staatsministeriums vom 7. Februar 1921 (G. S. S. 271) sind von 
den mindestens 18 Jahre alten, im Besitz’ der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlichen, von dem Finanzministerium, dem Mi- 
nisterium des Innern, den Oberpräsidien, den Bezirksregie- 
rungen einschliesslich der Ministerial-, Militär- und Baukom- 
mission in Berlin, den Kreiskassen, den Katasterämtern, den 
Hochbauämtern, den Landratsämtern und den staatlichen Polizei- 
verwaltungen beschäftigten männlichen und weiblichen Ar- 
beitern und Angestellten 11 Mitglieder zum Hauptbetriebs- 
rat beim Finanzministerium und beim Ministerium des Innern 
und ebenso viel Ersatzmitglieder zu wählen. - 
Wählbar sind unter den Voraussetzungen der $$ 20, 21 des 


Betriebsrätegesetzes alle mindestens 24 Jahre alten reichsange- 


hörigen Wahlberechtigten. Gemäss $ 41, Abs. 1 der Wahl- 
ordnung werden ‚die Wahlberechtigten aufgefordert, bis zum 
23. April 1921 Vorschlagslisten bei dem unterzeichneten Vor- 
sitzenden des Hauptwahlvorstandes Queisser, Pots- 
dam, Leipziger Str. 12, einzureichen. Vorschlagslisten, 
die später eingehen oder die nicht von mindestens drei Wahl- 
berechtigten unterzeichnet sind, sind ungültig. 

Jede Vorschlagsliste soll nach Möglichkeit wenigstens dop- 
pelt so viel wählbare Bewerber benennen, wie Hauptbetriebs- 
ratsmitglieder. zu wählen sind. Die einzelnen Bewerber sind 
unter fortlaufender Nummer oder in sonst erkennbarer Reihen- 
folge aufzuführen und nach Familie und Vor-(Ruf-)Namen, Beruf 
und Wohnort genau zu bezeichnen. Ausser den Namen der Be- 
werber können die Vorschlagslisten auch ein besonderes Keni- 
wort enthalten. 

Die zugelassenen Vorschlagslisten werden nach Möglichkeit 
zur gleichen Zeit und am selben Orte wie die zugelassenen 
Vorschlagslisten für die Wahl der örtlichen Betriebsvertretungen 
zur Einsicht der Wähler ausliegen. 

Die Stimmabgabe über die zugelassenen Vorschlagslisten 
findet mittels Stimmzettels aus grünem Papier gleichzeitig mit 


der Wahl der örtlichen Betriebsvertretungen statt. Jeder Wahl- 
berechtigte darf nur für eine der zugelassenen Vorschlagslisten 


stimmen. Der Wähler, der von seinem Wahlrecht Gebrauch 
machen will, hat den grünen Stimmzettel gleichzeitig ınit dem 
weissen und roten an der von dem örtlichen Wahlvorstande 


oder Wahlleiter bezeichneten Stelle in demselben Wahlumschlage - 


abzugeben. 
Auf die Beachtung des $ 43 der Wahlordnung werden die 


örtlichen Wahlvorstände und Wahlleiter besonders hingewiesen. 


Berlin, den 30. März 1921. 
Der Hauptwahlvorstand. 
gez. Queisser, Vorsitzender. gez. Philipp, 1. Beisitzer, 
gez. O. Schmidt, 2. Beisitzer. 


Um denienigen Angestellten, die durch Nichtzusammenlegung 


örtlicher Behörden zu einer örtlichen Betriebsvertretung nicht 
wählen können, Gelegenheit zu geben, ihr Wahlrecht zunı Be- 


Geschäfte eines Wahlleiters zu übernehmen hat. | 
ministerium hat sich diesen Antrage angeschlossen. Die Wahl 
wird demzufolge so vor sich gehen, dass diese Angestellten am 
7. oder 8. Mai d. J. einen roten und einen grünen Stimmzettel im 


zirksbetriebsrat bzw. Hauptbetriebsrat auszuüben, haben wir 
beantragt, dass bei diesen Behörden der Behördenvorstand die 
Das Finanz- 


verschlossenen Wahlumschlage ihrem Behördenvorstand über- 


geben, welcher seinerseits dann die verschlossenen Umschläge 


dem Bezirkswahlvorstand bzw. dem Hauptwahlvorstand zu 


übersenden hat. vie i & 
sprechung am 22. März 1921 ist in den nächsten Tagen ein 


Runderlass des Ministeriums zuerwarten, welchen wir unverzüglich ” j 


den Gauverwaltungen und Fachgruppen zugehen lassen werden. 





Für das Katasterkurean der | Aclterer geprüfter oder ungeprüfter 


ner | Ritstertechniker 
Kıtastertechniker at a ea 
gesucht. Den Bewerbungen sind | oder später eintreten. 


Lebenslauf, Zeugnisabschriften und-] Ketasteramt Wittgenstein 
kleine Probezeichnung beizufügen. in Perieburg in- Westfalen. 


Kafusterumt Förde, 


bei Greverbrück i. W. 





sucht sofort einen Katastertechniker, 
der mit sämtlichen katasteramtlichen 
Arbeiten vertraut ist. 
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Bellage zur D.T. 2. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 





Nummer | 13 


Revision des Teiltarifvertrages für Be- 


hördenangestellte und Urlaubsregelung 
für 1921 


Am 18 April wurden die Verhandlungen über die Re- 
vision des Teiltarifvertrages für die Reichs- und preussi- 
schen Staatsangestellten fortgesetzt. Bevor in die Be- 
ralungen eingetreten wurde, legten die Ressortvertreter die 
von uns in der letzten Sitzung zeferderte Regelung über den 
Urlaub gemäss 8 4 des Manteltarifvertrages zur Besprechung 
vor. Der Regierungsvorschlag lehnt sich im allgemeinen an 
die bisherige Regelung an und versucht, eine Uebereinstimmuns 
mit der Regelung für die Beamten herbeizuführen. Während 
der von uns eingereichte Vorschlag, der für volliährige An- 
gestellte bis zum vollendeten 21. Lebensjahre 14 Kalendertage, 
vom 21. bis zum vollendeten 25. Lebensjahre 21, vom 25. bis 
30. 28, vom 30. bis zum vollendeten 40. 35 und: über 40 Lebens- 
jahre 42 Kalendertage vorsieht, also den Urlaub nach dem Le- 
bensalter regelt, baut sich der Regierungsvorschlag auf einer 
Kombination von Dienstzeit, Lebensalter und Leistung auf. Un- 
ser Standpunkt, den Urlaub nach dem Lebensalter zu regeln, 
fand auf Regierungsseite keine Gegenliebe; er wurde mit dem 
Uimweis, dass ein Angestellter oder Beamter in einer höheren 
Bessidungsgruppe durch dessen geistige Arbeit viel schneller 
verbraucht würde und erholungsbedüritiger sei als ein Ängestell- 
ter in den unteren Besoldungsgruppen, der zum Teil nur rein 
mechanische Arbeiten verrichten würde, widerlegt. Ba in- 
zwischen die Regelung für die Beamten von der Reichsregierung 
vorgenommen ist, sahen sich die Organisationsvertreter ge- 
zwungen, dem Vorschlag der Regierung unter Zurückstellung 
unserer grundsätzlichen Forderungen zuzustimmen. Erreicht 
waunde noch, dass im Absatz 5 der nachstehend wiederzgegebenen 
Passıng eingeschaltet wurde, dass nach einer Dieustzeit von drei 
Jahren 17 Kalendertage gewährt werden, und dass Angestellte 
init einer im Reichs- oder Staatsdienst abgeleisteten Dienstzeit 
von mindestens 10 Jahren den Urlaub der entsprechenden und 
gleichaltrigem Beamten erhalten sollen. 

{#) Jedem Angesteliten wird, soweit dio dienstlichen Verhältnisse es ge- 
statten, im Anschluss an eine unwnterbrochene Dienstzeit von mindestens sechs 
Monaten im Reichs- oder Stastsdienst alljährlich Urlaub unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge gewährt. 

(2) Der Urlaub wird auch Angestellten gewährt, die sich in gekündigter 
Stellung befinden, einerlei, ob sie selbst gekündigt haben, oder ob ihnen ohn= 
ihr Verschulden von der Behörde gekündigt worden ist. Beim Austritt bis 
zım 30. Juni (für 1921: bis zum 31. März) steht den Angestellten kein Urlaub 
zu. Erfolgt der Austritt in der Zeit vom 1. Juli bis 30. September (für 3921: 
1, April bis 30. Juni), so ist die Hälfte des tarifmössiren Urlaubs unter Auf- 
rundung nach oben, erfolgt der Austritt nach dem 1. Oktober (für 1921: nach 
dem 1. Juli), so ist der volle Urlaub zu gewähren. Erfolgt unmittelbar nach 
dem Verlassen der alten SteHe der Wiederantritt bei einer anderen Behörde 
des Geltungsbereichs dieses Tarifes, so ist von dieser der Rest des Urlaubs zu 

währen. 
is {#) Ohne Gewährung der be sie 
bewiüligt werden, wenn ein wichtiger 
Fortbildung. % 

(&) Bei fortbildungsschuipflichtigen Angestellten ist der Urlaub nach Möz- 
Hchkeit in die Schulferien zu legen. 

(3 Die Dauer des Urlaubs Beträgt: 

nach einer Dienstzeit von 6 Monaten 7 Kalendertage, 
RR | Jahr 4 = 
3 Jahren 17 3 

27 2) » ” 5 Jahren 2i ” 
Dazu erhalten diejenigen Angestellten, die das 30. Lebensjahr vollendet haben, 
einen Zuschlag von insgesamt 3 Kalendertagen, die das 29. Lebensjahr 
vollendet haben, von insgessmt 5 Kalendertagen, die das 59. Lebensjahr 
vollendet haben, von insgesamt 7 Kalendertegen; ausserdem tritt ein weiterer 
Zuschlag von insgesamt 

3 Katendertagen für die Angestellten in den den Besoldengsgruppen V— VII 
e echenden Vergütunssgruppen, 


kann Uriaub bis zu einen Jahr 
rund vorliegt; als solcher gilt auch 


”» » ” 


» » ” „ 


7 * für die Angestellten in den den Besoldungsgruppen IX — X 
entsprechenden Vergütungsgruppen, 
14 5: für die Angestellten in der der Beseldungsgruppe KIH 


entsprechenden Vergütungsgrupps 
hinzu. 


INN 
Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 


Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr.7 





IHNEN 





3. Jahrgang 


Diejenigen Angestellten, die auf Veranlassung der Behörde den Urlaub in 
der Zeit vom 1. Novomber bis zum 30. April nehmen müssen, erhalten einen 
Zusatzurlaub bis zu höchstens 7 Tagen; fällt der Urlaub aur zum Teil in die 
worbezeichnete Zeit, so verringert sich der Zusatzurlaub entsprechend. 

Angestellte mit einer im Reichs- oder Staatsdienst abgeleisteten Dienst- 
zeit von mindestens 10 Jahren erhalten den Urlaub der entsprechenden gleich- 
altrıgen Beamten. 

Als Dienstzeit im Sinne dieser Ziffer gilt ausschliesslich die Tätigkeit bei 
Reichs- und Staatsbehörden, auch wenn sie mit Unterbrechungen abgeleistet 
ist, Kriegsdienstzeit ist entsprechend den Vorschriften des $ 6 Abs 3 des 
Teiltarifvertrages auch bei Festsetzung des Urlaubs in Anrechaung zu bringen, 

Der vorstehend festgesetzte Urlaub darf den Urlaub der entsprechenden 
und gleichaltrigen Beamten nicht überschreiten. 


Arbeitsversäumnisse nach & 7 dieses Vertrages dürfen auf den Urlaub 
nicht angerechnet werden. 


(*) Das Urlaubsjahr läuft vom 1. April bis 31. März. 

(?) Als Stichtag gilt der erste Urlaubstag. 

(?) Ein durch die gesetzlichen Versicherun 
sorgungsbehörden verordneter Kuraufenthalt 
angerechnet werden. 

(®) Die getroffene Urlaubsregelung gilt während der Geltungsdauer dieses 
Tarifvertrages so lange, als die Zree Urlaubsregeiung der Beamten keine 
Veränderung erfährt. 

Nach Erledigung der Urlaubsangelegenheit wurde von den 
Regierungsvertretern ein Entwurf für die Revision des Ver- 
gütungstariis des Teiltarifvertrages vorgelegt. Wir: hatten 
manche Verschlechterung erwartet. Der Vorschlag, der nicht 
weniger als 123 Druckseiten umfasst, hat unsere Befürchtungen 
aber weit übertroffen. Es war daher nicht möglich, sofort in 
eine materielle Durchberatung einzutreten, da die Organisationen 
zunächst Gelegenheit haben müssen, zu dem Revisionsvorschlax 
eingehend Stellung zu nehmen. In dem Entwurf sind die ver- 
messungstechnischen Angestellten einschliesslich der Kataster- 
techniker, über deren Einreihung anscheinend im Kreise der Re- 
gierungsvertreter noch keine Uebereinstimmung herbeigeführt 
worden ist, noch richt mit enthalten. Der Vorschlag unter- 
scheidet sich gegenüber dem bisherigen Aufbau des Verzütungs- 
tariis dadurch, dass im Sinne der vier Fragen, die die Re- 
gierungsvertreter in der Sitzung vom 2, April den Organi- 
Sationsvertretern vorgelegt hatten (vgl. Nr. 12 des „Staatstech- 
niker“ S, 26), die Einreihung. der Angestellten getrennt nach 
Ressorts vorgenommen ist, und dass ausserdem entsprechend 
der Frage 2 die Beruisbezeichnungen der Angestellten genan 
umschrieben sind. Soweit es sich bis jetzt übersehen lässt, be- 
deutet der Revisionsvorschlag eine erhebliche 
Verschlechterung, welche in der Hauptsache darin be- 
steht, dass die Aufistiegsmöglichkeiten cine we- 
sentliche Beschränkung gegenüber dem bis- 
herigen Zustande erfahren sellen Den Gav- 
verwaltungen sowie den Reichs- und Landesiachgruppen ist-der 
Regierungsvorschlag zur Stellungnahme übersandt. Die Be- 
ratungen werden unsererseits mit der grössten Beschleunigung 
geführt, so dass wir hoffen können, dass bereits im Laufe der 
nächsten Woche die Abschlussverhandlungen mit den Re- 
Sserungsvertretern aufgenommen werden können. 

Mit Recht haben die Angestellten über den anscheinend 
schlepnenden Gang der Revisionsverhand- 
lungen Klage geführt. Sie haben aber mit Unrecht teil- 
weise den Organisationen hierfür eine Schuld. beigemessen. So- 
weit die der AfA angeschlossenen Organisationen in Betracht 
kommen, können wir erklären, dass diesg keinerlei Schuld trifft, 
denn sie haben stets mit aller Entschiedenheit auf einen be- 


us 


nstalten oder durch die Ver- 
ri auf den Jahresurlaub nicht 







wer iolgi nach? 


Kollege K., Mitgl. Nr. 31258, der durch die Tätigkeit 
unseres Bundes in die Gruppe VI (YIlI) eingereiht und 
dessen Kündigung zurückgenemmen wurde, übersandte 
dem Bunde als Zuwendung für den Kampffonds 
den Betrag vom 50 Mark. 
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schleunigten Gang der Verhandlungen: eingewirkt:- Wir können 
aber andererseits ‘uns nicht .des Eindrucks erwehren, dass auf 


lichen ‚Schnell igkeit gearbeitet. wurde. ER BREITER = 


Achtung! | Behördenangestellte b+ 


Betriebsrätewahlen!- Kollegen! Die. Vorschlasslisten 


zur Wahl der örtlichen, Bezirks- und .‚Hauptbetriebsräte im Ver- . 
waltungsbereiche des Preussischen Finanzministeriums und des. 
Ministeriums des Innern. sind: — soweit. uns. bekannt. — _in-. 


zwischen. :überall...bei..den-- zuständigen. Wahlvorständen-.-einge- - 
reicht worden.‘ Wo dies wider Erwarten jedoch noch nicht ge- 


schehen sein. sollte, muss. jetzt unverzüglich von unseren ‚Gate, 
Se “ von Streitigkeiten zwischen den Hoheitsverwaltungen des 

“ Arbeitnehmern an die Stelle ‘der. ordentlichen“ Schlichtungsausschüsse und es 
+ schlessen deren Zuständigkeit insoweit aus. % Ei : 


verwaltungen, Fachgruppen und Ortsverwaltungen bzw. von 
den durch vorgeriannte: Verwaltungsstellen ‘mit der Aufstellung 
der Vorschlagslisten beauftragten Körperschaften für sofortige 
Finreichung dieser Listen Sorge getrazen werden. 

Aufgabe jedes einzelnen wahlberechtisten Mitgliedes ist es 
„unmehr, sich aui Weisung‘ seiner. Gauverwaltung bzw. _Bezirks- 
dactrknnpe innerhalb seiner Ortsverwaitung und. Dienststelle 
eifrigst für die: Verbreitung und. einstimmige Wahl der: freige- 
werkschaftlichen "Vorschlagslisten einzusetzen. Ein. zur. Wahl 
gemeinsam vom AfA-Bund und A.D.G.B. ver 
fasstes Flugblatt: wird. rechtzeitig allen. ‘unseren Orte: 


„verwaltungen und Fachgruppen: zugesandt werden.. Heute.schon 
richten wir: an jeden einzelnen. unserer: ffir diese. Wahl in. Frage . 
‘kommenden - Kollegen die Bitte, sich‘ seiner - örtlichen - Ver- 
‚waltungsstelle zur. Verbreitung: dieses Flugblattes- in: Beliörden- 


angestellten-Kreisen zur .- Verfügung zu stellen. Wir ‚machen 


Fristen zur Einreichung der Vorschlagslisten: leider nicht. überall 
möglich gewesen ist; eine gemeinsame Liste. .des--AfA-Bundes 
ınd.des A.-D.:G. B. aufzustellen, es ist jedoch überall. dort, wo 


- getrennte Angestellten- und: Arbeiter-Listen eingereicht ‚worden : 


sind, für beide.Listen :Listenverbindung+beantragt worden. . 


Nachstehend veröffentlichen wir. die .V.o rschlagsliste- 


unseres Bundes und des Z..d.- A. für den Haunt- 


betriebsrat,..die -mit dem: Kennwort „AfA-Bund“ be- R 


zeichnet worden ist: 











1. Queisser : Kataster-T echsiker 5 Potsdam: Barane N; i 
2.Duldhardt -Verw .-Gehilfe . »Wolmirstedt (Pe 
3; Löer Verw-Gehilfe . ‚Arnsberg i, W. (Regierung 
4. Hilke Maurer- und Zimmermeister ‚Steglitz 

: {Min.-Baukommission). 
5.Gummersbach -Verw.-Gehilfe - > - Düsse'dorf (Regierung). 

6. Lippert . Kataster-Techniker Kö:n (Re rel. 
7. Philipp ‚-Kassengehilfm "= Berlin ((Kre’skasse 

{ Be 2.2.0... Teltow HN. 

8. Stenchly Vermessungs-Techniker Arnsberg i, W. (Regierung). 
9: Lolz ; ” Verw.-Gehilfe i . Wetzlar (Landratsamt). 

10. Werner Architekt Charlottenburg (Min. Bau- 

Sale a "  » "Kommission). 

11. Zechel- Verw.-Gehilfe — - Berlin (Polizei-Präsidium). 

12. Nölte ‘Kataster-Techniker  -- - » Trier (Regierung), 

13. Bölsche Buchhalter. _ Kiel (Kreiskasse). 

314. Stamm Kataster-Techniker Bad’ Bramstedt (Ket. -Amt). 

35. Gralke Referent Breslau (Ober-Präs.). 

36. Riehter Kataster-Techniker Wittenberg a.E.(Kat--Amt 

17.- Tiedemann Verw.-Gehilfe ‚Königsberg i.Pr. Kan 

18, Buchmann Bauführer  "Chärlottenburg (Min.-Bau- 

: eg 7 kommission). 

19. Hersemann ‚ Verw.-Gehilfe . : Minden i.-W_ (Regierung), 

20..Wypukol Kataster-Techniker “Arnsberg j »W. ee); 

21. Schimming - .» Verw.-Gehilfe .» Steinau a. O. (Landratsamt). 

22. ERIUDR, Kataster-Techniker Charlottenburg. (Regierung 

Potsdam). 
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Sonderschlichtungsausschüsse für Preussen. Nachdem be- 


reits vor mehreren Monaten der :Zentralschlichtungsausschuss 


und die Bezirksschlichtungsausschüsse für das Reich gebildet 


worden sind und ihre Arbeit inzwischen aufgenommen haben, ist 
endlich auch die Errichtung der Sonderschlichtungsausschüsse 
für Preussen erfolgt. Hierzu erlässt der Minister für Landwirt- 
schaft, Domänen und Forsten eine Veriügung folgenden Wort- 
lauts an die nachgeordneten. Behörden: 
„Allgemeine Verfi: gung Nr. 1.30 für 1921. 
„Ft. L. Geschäfts-Nr. IAV 224, 
An Ale nachgeordneten Behörden. 
Auf. Grund des Artikels 5 der zur Ausführung nen Beiriebsrätegereizes 
vom 4, Februar 1920 -- Reichs-Gesetzbl, S. 147 — erlassenen Verordaur ıg vom 
3 März 1920 —- Gesetzsamml.:S, 57 — in der Fes: sung der Vero drung vom 
> September 1920 .— Gesetzeamml 5.429 — sind für die Verwaltungen des 
preussischen Staates, die staatliche Hohcitsrechte ausüben, Sondersehlich- 


to METERURES UNE (Bezirkssc hlichtı ungsaussch üste) und em Zentraischlich- 
tunssausschuss errichtet worden. 


Berlin, den 22. Februar 1921. 
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NEisskölsetr 32, im: Kammergerichtsgebäude; die, bis fett ‚errichteten 


seiten der Regierung.seit Februar. infolge der Ungeklärtheit der en ee EN 


preussischen Regierungsverhältnisse nicht mit wer ‚erBEüet- Se 


u Hapnndver; Hildeskeii Köln, -Königsberg i. ‚Pr., ‚Liegnitz, 
Osnabrück, Potsdam, Schleswig.. Stade, Trier, Be 
= und Schneidsnehl: 


ausschüsse-Bezirksschlichturgsausschüsse) am“Sitze- nie Regierungen: gebildet. A 
-oder.doch in der Bildung begriffen »sein. ‚, 


 8.:März 1920 wird ‚besonders hingewiesen. Sobald ’eine Streiligkeit vor dem: 
Zentralschlichtun ;sausschuss  ar.hängig wird, oder; wenn sonst nach den Um- en | 

„.ständen ein Eingreifen der Zentralbehörde angezeigt. erscheint, „ferner, wenn 
“nach $ 22 Abs. 2 der- Verordnung vom 23. Dezember. 1918 "verfahren er | 
wo ist zu berichten. 


a die ‚ Wohnungsnotbeihilfe . erhalten und von.dem neuem. 

Dienstort an einen anderen. Ort zur vorübergehenden Be 
‚gung überwiesen- sind, erlässt der. Minister für. Landwirtschaft, 

. Domänen ‘und Forsten -die hierunter- veröffentlichte ANSHREUNE, 
: an ‚die nachgeordneten Behörden: ee . 
ferner darauf aufmerksam, dass es mit Rücksicht auf die kurzen x 
yN ns Nr. 1 29 für 1921, 
.. Le; 


' einrichten können und: ‚deshalb'e eine Beihäfe ‚nach Mansgab € meiner ‚Allgemeinen 
ee 
32 Ri 1: 168}! 1919. vom 9 Deckuhee 1919 - _ IB; 10-8479: usw. 


„erhalten, von «diesem „neuen :Dienstort..zur been ‚Beschäfti 
> einen: anderen (dritten Ort) überwiesen werden, so steht -ihnen neben. 3 


ee rmgstagegeil auf Grund dieser vorübergehendenBeschäftigung a ausserhalb 


ihres. dienstlichen 


“der baren Auslagen für’ die. best gr je Beibehaltun der Wohnung an’ ihren 
“ meuen- BBAICOBtHcheN. Wohzkite ZU, IR, = 


Katasterwesen 


‚in Halle a. S. unter. dem Vorsitz‘ des“ Koll 
berg eine Bezirksfachgruppen-V ersarımlung: Statt, an der 25 Kol 
‚legen teilnahmen. ‚Der. Obmann der Landesfachgruppe. „Kataster- 
wesen“, Kollege . Lemnitz- Potsdam, . referierte : ausführlich - über- Ra 
„Besoldungsreform und Revision "des -Teiltarifvertrages, Beam- 
ten- und Betriebsräte und Schlichtungsausschüsse, über ‚die An- 
wärterliste, Nenorganisation des Vermessungwesens“ und. übe: 
die neue Prüfungsordnung.“ 

schilderte er noch die bisher. geleistete Arbeit und die. weitere: 
Ziele der: Landesfachzruppe sowie allgemein die "Werbearbei 
unseres Bundes. : Die Ausführungen erweckten beiallen Anwesen 
den regstes Interesse und führten zu einer lebhaften Aussprache. 


schliessung der Bezirksfachzruppe Potsdam ‘vom 20. Januar 1921, 
nach welcher auch für die in die Anwärterliste: aufgenominenen ® 
Kollegen die Aufrückung nach Gruppe V des Teiltarifvertrages 
verlangt wird. Nach eingehender Aussprache hierüber erfolgte 
einstimmige Annahme der Entschliessung. Zum Schlusse wur 
initgeteilt, dass in- letzter Zeit wiederum 9 Kollegen vom’K:; 
tasterbureau der Regierung Merseburg zu unserem Eunde übeı 
getreten sind. 


Februar d.J. sprach Kollege Lippert über „Gewerkschafts- un 
Betriebsorganisationen“. 


vision des a SMBEN ertrages, über Nichtbezahlung geleistete 
Hk sfachgruppenausschusses, "die folgendes Ergebnis hatt: 
Obmann: Kat. -Techn. Wilh. Lippert, Köln, ‚Heinrichstr. 3: 


strasse 117; 1 -Schrifttährer: Kat.- Techn. Aug.“ Mohr, 
bei Köln, Ww esselingerstr. 11; 2. Schriftführer: Kat. -Techn, Josef 
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Der: Zentralschlichtungsausachuss: «befindet. sich: in. ‚Berlin. w57, 




























































Berlin (mit dem Sitz in Berlin W57, Elssholzstr. 32 .— _ Kammergerichts- 
-"gebäude) — für-Berlin ın seinen ‚newen- poltischen En: — 
Aschen; -Alenstein,-- Arnsberg; “Aurich,- Breslau, »Cassel, 
- Coblenz, Düsseldorf; ae ae a.d..0,; Gumbinnen, 


Lüneburg,Magdeburg,Marienwerder.Minden, en 
en 
he für den: Regierungsbezirk - ie ui 


— für den Bezirk er EEE Vesigrednen Panlhz- —.\; : ee 
“Inzwischen dürften- auch - für-die' übrigen Regierungsbezirke‘ Scheine e% 


Die erwähnten Sondersch: ichtungsausschüsse,_t:e eten. at die. ‚Schlichtung 
ates und ihren 


# 


-Auf-die Bestimmung in Artikel 5 Ziffer 3 Abe, 2 der Verordnung vom. 


Ich en hieriach das Weitere zu veranlassen. Rent R = 
st Im’ Aefnge Abicht > = 


Ueber Gewährung‘ einer Entschädigung. an versetzte Br 


„Bern den 2, Fehr. 1m. Be 


12984." 1&:1V 89.708. 0 00 vet 
An die, nachgeordneten Behörden. ER TEEE 1 


SFr nn Bereich meiner. Verwaltung wird wachstehendes bestimmt: Ps nr 
Wenn versetzte Beamte, die am neuen Dienstort ihren’ "Hausstand nicht 





Nr. I: 26/1919 vom 9, Febr:ar: 1920: — IB; 1a 476-.usw. En 
- €) Nr. 1115/1920 vom ‚14. September..1920.— 1B,-1s- 8708.ı usw. Be: 





Wohnsitzes die Beihilfe für versetzte Beamte. nur. in Höh 


Vertiefung: ” am 5 
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"Bezirksfachgruppe hesshurg Am, g : 


Im Anschluss. an. ‚seinen. Vortra 












Ferner nahm "die: Versammlung Stellung zu einer. Ent- 4 














Bezirksiachgruppe Köln, 12 der‘ Monatsversammlung ii 








"Ausserdem wurde lebhaft über die Re 





Skätterk, SLR Schlusse. erfolgte dann noch. die Neuwahl des _ h 
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Finette, ‘Köln, Eritstr. 66; 2. Kassierer: Peter Schmidt, 
E Humboldtstr. 26. 


. , Bezirksfachgruppe :Schleswig-Holstein. Am 1. März 1921 
Jand in--Neumünster ein  Bezirksfachgruppentag statt, an dem 
weit über 50 Kollegen, Beamte und Angestellte, teil- 
nahmen... Als Referent war. Kollege Queisser-Potsdam. von der 
\ Landesfachgruppe „Katasterwesen” erschienen, der ausführlich 
| über „Bundesarbeit für Kataster-Sekretäre und 
'=Techniker, a) Besoldungsteform und” Ausführungsbestim- 
\ mungen, -Notierungen und Einberufungen, 'b) "Tarifvertrag und 
| Revision  desseiben, Betriebsräte und "Beschäftigungsverhältnis 

der Techniker“ in längerem fesselnden Vortrage sprach. Die 
| Ausführungen führten zu einer lebhaften Aussprache und’ zeitig- 
‚ ten als Ergebnis folgende einstimmig angenommene Entschlies- 
sungen: 
| 1.-Die am 13 ‚März 1921 in Neumünster tagende Versammlung der Be- 
zirksfachgruppe „Katasterwesen“ Schleswig Holstein, zu welcher "zahlreiche 
| Beamte an: estellte erschienen. sind, hat. Kenntnis "genommen von allen 
ı Massnehmen Ang Bestrebungen der Landesfachgrupne. Sie erblickt hierin den 
einzi arg Weg zur Verwirklichung ihrer berechtigten Forderungen und 
| spricht der Landesfachgruppe das vollste Vertrauen aus, Mit.aller Entschieden- 
| heit Bar sie die Stellung des Katasterschretär-Verbandes- in den Fragen 
des Tarifverträges und zur ‘Annahme und‘ Ausbildung ‘der Katasterzöglinge, 
‚ welche uns in keiner Weise den gesteckten Zielen näherbringt, sondern die 
Gesamtbestrebungen nur ungünstig beeinflussen wird. 

* 2. Die.em 13. März 1921: auf dem Bezirksfachgruppentag- in Neumünster 
anwesenden Katasterdiätare, : Katasteranwärter und -Katastertechniker. der. Pro- 
‚ vinz Schleswig-Holstein_seken in der. Aufnahme. in .die, Anwärterliste keine 
Gewähr .dafür, dass die Katasteranwärter auch tatsächlich in das Beamtenver- 
| hältnis übernommen werden. Sie fordern daher den Bund auf, dahingehend 
ı vorstellig zu werden, dass 
Es e) nur soviel Anwärter i in ‘die Liste aufgenommen werden, wie zur Deckung 
135 des Bedarfs an planmässigen Stellen unberlingt nötig sind; 

I 2 2. die Anwärter durch die Notierung keine Einbusse an Gehalt erleiden; 
LE. die Anwärter -bis-zur-Einberufung: als Diätar »unter- des Betriebsräte- 
gesetz und unter das Angestelltenversicherungsgesetz fallen. 


‘Die -Versammlımg nahm ferner zu der im nächsten Monat 
‚erfolgenden Wahl der Bezirks- und Hauptbetriebsräte, zur Ein- 
teihung “von Katastertechnikern in . Vergütungsgruppe IV des 
‚Teiltarifvertrages Stellung und schritt schliesslich ‘zur Neuwahl 
‚des Bezirksfachgruppenausschüsses, “die folgendes Ergebnis 
 zeitigte: Obmann: Katasterdiätar Claus, Schleswig," Klein- 
ziezelhof 18, II; “ Vertrauensmänner: Kat. - Techn. Jansen, 
Schleswig, Stadtfeld 5; Kat.-Anw. Groth, Schleswig, Dom- 
ziegelhof 29; Kat.-Anw. Duwald, Schleswig, Friedrich- 
strasse 57, IL, 1. Zur Wahl: des Bezirksbötriebsrats wurden 
die Kollegen am. Schlusse der Versammlung noch dringend 
darauf hingewiesen, nur. der “im Einvernehmen mit dem Be- 
Zirksfachgruppenausschuss aufgestellten Kandidatenliste ihre 
Stimme zu geben. 


Bezirksiachgruppe Köslin. : In der zut besuchten. Bezirks- 
DE eenwersamahrg am Sonntag, den 13. März 1921, 
im „Burggrafen“ zu Köslin sprach Kollege Mahnke-Stolp im Hin-' 
‚öblick auf: die’ bevorstehenden -Betriebsratswahlen über „Tarif- 
verträge,. Betriebsvertretungen und--Schlichtungswesen im- all- 
gemeinen und in der Katasterverwaltung im besonderen‘. : Im 
| "Anschlhuss.an diesen Vortrag erfolgte die Aufstellung -eines Wahl- 
| vorschlages für den Bezirksbetriebsrat. 

- Die Versammlung nahm Kenntnis von einem Schriftwechsel 
| zwischen dem Regierungspräsidenten in Köslin und unseren 
ende über die Durchführung des Teiltarifvertrages und! die 
Errichtung des -Bezirksschlichtungsausschusses. “Dieser Schrift- 
| wechsel "zeigt wieder einmal, wie "notwendig es ist, dass. die 
| 
1 
| 
| 
| 
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| Gewerkschaften und Betriebsräte die Interessen der Arbeit- 
ı nehmerschaft wahrnehmen. 
ı Die Wahl des Bezirksiachzruppenausschusses zeitigte fol- 
 gendes Ergebnis, Katasteranwärter Mahnke in Stolp: Obmann, 
Katastertechniker Mörsner in Köslin und. Katasteranwärter 
Kowalke in Bütow: Beisitzer. 
= - Zum -Tagesordnumgspunkt: - „Anträge zum  Bundestage“ 
‚wurde beschlossen, den Landesfachgruppenausschuss. zu er- 
Suchen, einen Antrag zu stellen, den Bezirksiachgruppen und 
dem Landesfachgruppenausschuss weitere Rechte zu geben. 
Kollege Mahnke führte schliesslich noch aus, dass -weder 
‘der Teiltariivertrag vom 6. Juni 1920 noch der Tarifvertrag vom 
‚6. November 1920 die Verstaatlichung des Personals auf den Ka- 
 tasterämtern ‚gebracht haben. Aus den Tarifvertragsver- 
handlungen ging vielmehr hervor, dass dies. Sache einer be- 
vorstehenden Personalreform sei. Die. Versammlung wär sich 
klar darüber, dass die Verstaatlichung nur dann kommen wird, 
wenn die Regierung. einsieht, dass sie dabei besser fährt. Aus 
diesem -Grunde .erscheint es geboten, auf Beachtung jener 
Förmlichkeiten -und -Rechtsverhältnisse zu bestehen, -die-das pri- 
Br ecatliche ter, zu »den Amtsishabern -mit sich 
ringt, j 


EEE 


Abel, Brühl. bei .Köln, ; Friedrichstr. 36; :1. Kassierer: Peter. 
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Landeskultur Preussen | 


Provinzialfachgruppe Cassel.. Am 10. April fand zn M ar. 


burg ein Gruppentag der Provinzialfachgruppe Cassel statt, -zu 
dem sämtliche Vertreter der Ortsfachgruppen erschienen waren, 
An der Tagung nahmen Kollege Mühlenkam p von. der 
Hauptgeschäftsstelle Berlin, Jordan-Frankfurt a,M. von. der 
Gaugeschäftsstelle und Kürpich vom Landesfachgruppenaus- 
schuss teil. Ausserdem beteiligten sich sehr viele Kollegen, die 
nicht als Delegierte entsandt waren, an der Tagung. Durch die 


Zersplitterungsbestrebungen einiger Kollegen im Bezirk Cassel 


hatten 'sich verschiedene Mitglieder irreleiten lassen und glaub- 


ten, in einem inzwischen “neu gegründeten Verein der Ver- 


messungssekretäre, der kaum einige Dutzend Mitglieder zählt,‘ 


ihre Interessen besser vertreten zu sehen als in unserem Bunde. 


Mit allen möglichen Verdrehungen und. Unwahrheiten hatten 
diese Zersplitterer versucht, die Casseler Kollegen ans denı 
Bunde herauszuholen. Viele dieser Irregeleiteten hatten es sich 
daher nicht nehmen lassen, an der Tagung teilzunehmen, um 
sich nach dem langen Streit der Meinungen selbst ein klares 
Urteil’ bilden zu können. Obwohl die Führer und Schürer der 
Absplitterungsbewegung einreladen waren, hatten sie es” vor- 
gezogen, nicht zu erScheinen, weil sie es ja bisher immer vor- 
gezogen haben, nur im Dunkeln zu arbeiten. Diejenigen aber, 
die gekommen waren, erklärten sich am Schlusse der Tagung‘ 
bereit,. wieder"treu zum Bunde zu halten. Kollege Kürpich 
berichtete eingehend” über- die Tätigkeit unseres "Bundes, ins- 
besondere “über - diejenige ‘des Landesfachgruppenausschusses, 
Er. konnte unter - lebhaftem Beifall ‘mit “grosser Befriedigung 
feststeilen, dass die Vermessungssekretäre vom Bunde "ausze- 
zeichnet vertreten worden sind. Kollege Mühlenkamp ging 


in seinem Referat auf: die: grundsätzliche ‚Arbeit unserer-Tech- 


niker-Einheitsgewerkschaft näher .ein ind: wider- 
legte treifend alie..die vielen Verdächtigungen, die. von den 
Casseler- Zersplitterern‘gezen unseren Bund ausgestrent- worden 
sind. Es würde zu-weit führen, auf alle die Unwahrheiten,"die 
in dem Rundschreiben vom 8. März des Merseburger Verbandes‘ 
enthalten sind, näher einzugehen. “Nur ‘einige wichtige Punkte 
sollen erwähnt werden. «In dem Rundschreiben -wird- hervor- 
gehoben, dass. die Merseburger -nun zum dritten Male an .alle 
Kollegen- herantreten müssen, um sie: in einem: Fachverband zu 
vereinigen. .Es ist bezeichnend; :dass dreimal der. Versuch zu 
diesem Zusammenschluss unternommen werden muss, der auch 
dieses. Mal wieder ‘keinen Erfolg gehabt hat. Gegenüber: den 
im Bunde der technischen ‘Angestellten und Beamten organisler- 
ten 18000 Vermessungstechnikern spielt der -Merseburger Ver- 
band. mit ‚seinen. einigen. Dutzend Mitgliedern geradezu eine 
lächerliche Rolle: -Es'ist unwahr und beweist, welche -Unkennt- 
nis über gewerkschaftliche Dinge bei dei unserem Bunde “ab- 
seits stehenden Kollegen herrschen muss,’ wenn behauptet wird, 
dass bei der Beratung des Diensteinkommengesetzes die Ver- 
messungssekretäre: so ‚schmählich - abgeschnitten hätten, und, 
dass sie infolge Fehlens eines der Gewerkschaft der Verwal- 
tunzsbeamten: angeschlossenen ‚Fachverbandes bei den ent- 
scheidenden . Verhandlungen nicht oder. durch unberufene Seite 
vertreten -wurden. . Sowohl Herr Jung- Cassel als auch Herr. 
Mehler-Merseburg wissen ganz genau, dass die : Ver- 
messungssekretäre der landwirtschaftlichen- Verwaltung. durch 
unseren Bund, aber auch nur durch diesen, das erreicht. haben, 
was erreicht ist. Haben denn die Herren. ganz vergessen, dass 
sie früher durch ihre kleinen Verbände absolut nichts erreicht 
haben -und dass es lediglich allein unserem‘ Bunde zu ver- 
danken ist, dass heute die ° Vermessungssekretäre in der 
Gruppe VII aufgeführt sind? "Koll. Götte-"Wiesbaden. ein alter 
Vorkämpier unserer. Bewegung, hat das mit sehr deutlichen 
Worten gekennzeichnet. _Selbstverständlich beruht unser Bund 
auf der Einzelmitgliedschaft. Wir Vermessungssekretäre haben 
aber in der Fachgruppenbildung unseres Bundes weit mehr als 
een Ersatz gegenüber unserem früheren kleinen Ver- 
ande. 

Wenn in dem Rundschreiben ferner behauptet wird, dass 
bei allen Verhandlungen mit Parlament und Regierung sich der 
Manzel einer einheitlichen Organisation schädigend fühlbar ge- 
macht habe, so ist das ein-Beweis dafür, dass die Kollegen; ent- 
weder gar nicht oder falsch von den gesamten Vorzängen 
unterrichtet sind. Gerade die einheitliche Organisation wuseres 
Bundes hat es vermocht, den wiederholten Versuch der Splitter- 
verbände, auch einmal nach dem Stande der Verhandlungen 
sich zu erkundigen, unwirksam zu machen, weil sich hierdurch 
für die Kollegen eine ausserordentlich schädigende Wirkung 
fühlbar gemacht hätte. Die Herren Mehler und Jung haben 
auch 'niemais Gelegenheit gehabt, sich von diesen Verhand- 
lungen zır überzeugen, weil ihnen keinerlei Teilnahme einge- 
räumt war. Der Merseburger Verband ist kaum im Landwirt- 
schafts-Ministerium’bekannt und wird auch niemals anerkannt 
werden. können. - Wie. unklar. sich. die Merseburger ‚über Ihre 
nächsten Ziele und Aufzaben 'sind, beweist die Aufstellung ge- 


PEore pr on ge ann per or ned 

































er 


h 











Bw 





— 


wisser '„Programmpunkte“, So wird z.B. die Herbeiführung 
einer. Vertretung im Ministerium gefordert. Wir lehnen eine 
derartige Vertretung ab, denn wir beanspruchen,. dass genau 
so wie bei allen anderen Beamtengruppen im Landwirtschafts- 
Ministerium Ministerialsekretärstellen für Vermessungssekretäre 
geschaffen werden. Die besondere Vertretung unserer Inter- 
essen als Beamte erblicken wir in den zu bikdenden Beamt:u- 
räten. Auch die Herstellung einer Arbeitsgemeinschaft mit den 
Landmessern und den Katasterorganisationen können wir nicht 
als eine geeignete Verständigungsbasis ansehen. Diese Arbeits« 
gemeinschaft ist unser Bund. Glauben die Landmesser, sich 
mit uns verständigen zu müssen, damı sollen sie Mitglieder 
unseres Bundes werden. 

In der weiteren Aussprache mahnte Kollege Götte- Wies- 
baden dringend, dass „Gestern“ nicht zu vergessen und aus der 
Vergangenheit zu lernen. In regem Gedankenaustausch wurde 
zu den verschiedensten Tagesordnungspunkten Stellung ge=- 
nommen und überall völlige Uebereinstimmung herbeigeführt. 
Mit dieser Tagung ist für den Bezirk Cassel wieder eine feste 
Grundlage für unsere zukünftige FTachgruppenarbeit geschaffen, 
Der Versuch, uns wieder in das alte Vereinssystem zurückzu- 
führen, ist gründlich gescheitert und in das Gegenteil umge- 
schlagen. Die Kollegen stehen wieder fest zum Bunde und 
werden ihm auch trotz aller Absplitterungsbestrebungen treu 
bleiben. Wie die Auffassung über die Owertreibereien einiger 
Kollegen, die diese nur zur Befriedigung ihres persönlichen 
Ehrgeizes treiben, ist, beweist die einstimmige Annahme nach- 
stehender Entschliessung, der auch die inzwischen ausgetreten 
gewesenen Kellegen zustimmten: 

Entschliessung. 

„Die am 10. April in Marburg versammelten Vermessungssekretäre, Diätars 
und Kulturamiszeichner haben mit Befriedigung festgesteilt, dass der Bund.der 
technischen Angestellten und Beamten dis einzige und richtige Organis«tion 
ist, die unsere Interessen erfolgreich wahrgenommen hat und in der Zukunit 
wahrnehmen wird. Sie erwarten von allen Kollegen, sich unserem Bunde an- 
zuschliessen und en der weiteren Verbreitung der Bundesidee mitzuwirken, 
Die Zersplitterungsbestrebungen von Merseburg und Cassel werden auf das 
echärfste verurteilt.“ 


Zum Obmann der Provinzialgruppe wurde Kollege Koch, 
Vermessungsdiätar, Limburg a.Lahn, Untere Grabenstr. 17H, 
gewählt, an den alle Zuschriften zu richten sind. 


Provinzlaliachgruppe Düsseldorf. Am 6. März d.J. fand 
in Köln eine Bezirksgruppen-Tagung statt, auf der 18 Ort 
gruppen durch 55 Delegierte vertreten waren. Der Vorsitzende 
des Provinzial-Gruppen-Ausschusses berichtete zunächst über 
die Tätigkeit im letzten Jahre und über den Gruppentag in Han- 
mover. Weiter wurde zur Anstellungsfrage der Rechengehilier 
und derem Uebernahme ins Beamtenverkältnis in längerer Aus- 
sprache Stellung genommen. 


Die Neuwahl des Provinzial - Gruppen - Ausschusses ergab 
einstimmige Wiederwahl aller bisherigen Mitglieder desselben, 
Schliesslich wurde noch über Aufrückungs- und Beförderungs- 
möglichkeiten der Vermessungssekretäre gesprochen und hier- 
zu die Eingabe unseres Bundes an das Landwirtschafts- 
ministerium und die darauf bezüglichen Grundsätze des Landes- 
fachegruppenausschusses bekanntgegeben. Ferner behandelte die 
Versammlung allgemeine Organisationsfragen, wozu folgende 
Entschliessung angenommen wurde: 

„Der Ortsgruppenteg der Provinzialgruppe Düsseldorf der Vermessungs- 
sekretäre am 6. 3. 21 in Köln bekennt sich einmütig zum Bund der technischen 
Angesteliten und Beamten. In ihm sehen alle Anwesenden ihre beste Interessen 
vertretung. 

Die Versammlung hält es zwecks Aufklärung aller Mitglieder und Aus 
sprache über die engeren Standesangelegenheiten sowie zwecks Stärkung des 
Gewerkschaftsgeistes für eine dringende Notwendigkeit, mindestens einmal im 
Jahre eine Tagung aller zur Provinzialgruppe gehörigen Ortsfachgruppen statt- 
finden zu lassen. Sie bittet den Landesgruppenausschuss, alles Weitere zwecks 
Sicherstellung dieser Tagung veranlassen eu wollen.” 


Alle Versammilungsteilnehmer trennten sich mit dem festen 
Vorsatz, auch fernerhin wieder Heissizg an die Arbeit zu xehen, 
und mit den besten Wünschen für die baldise Erfüllung ihrer 
Bestrebungen, 


Staatshochbauverwaltung Preussen 


Urlaub nach dem Tarlivertrag. Beim preussischen Finanz- 
ministerium hatten wir auf Anregung einzelner Kollegen be- 
antragt, dass Angesteliten, denen der Resturlaub nach dem 
Teiltariivertrag aus dienstlichen Gründen in der Zeit bis zum 
31. März nicht gegeben werden kann, dieser auch in der Foige- 
zeit gewährt werden soll, Das preussische Finanzministerium 
hat eine grundsätzliche Verlängerımg der Frist abgelehnt, ist 
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jedoch geneigt, in jedem Einzelfall, der vorgetragen wird, in 
eine Prüfung einzutreten. I 
Wir bitten. die Kollegen, denen der zustehende Resturiaui 
cr ren aganete T Gründen abgeschlagen ist, dies nach hier zu 
melden. % 


Wasser-, Kanal- und Hafenbauverwaltung 


Ueberführung der Wasserstrassen an das Reich, Die Ver- 
reichlichung der Wasserstrassen ist wenigstens in der Zentral» 
instanz Tatsache geworden, ohne dass jedoch die Verhandlungen 
darüber zum Abschluss gekommen sind. Die Folge davon ist, 
dass der preussische Haushalt für das Jahr 1921 bezägl. der bei 
Preussen verbleibenden Restobjekte in absehbarer Zeit nicht 
fertiggestellt werden kann. Um nun ein Stocken der gesamten 
Verwaltung und des Betriebes mit daraus folgenden Entlassum- 
gen von Angestellten und Arbeitern zu verhinderu, hat der Mi- 
nister der öffentlichen Arbeiten durch den nachstehenden Erlass | 
eine provisorische Regelung geschaffen. | 

Der Minister Berlin W 66, den 26. März 1921. 
der öffentlichen Arbeiten, Wiühelnstr. 79. 
Hl. A. 8. 10.C. A. 

Nach dem Entwurf des Staatsvertrages zwischen dem Reich und Preussen 
betreffend den Uebergang der Wasserstrassen "von. den Ländern auf das Reich, 
gehen die Verwaltung geruständigkeiten der Zentralinstanz am 1. April 1921 auf 
das Reich über, während in der mittleren und unteren Instanz einstweilen die 
Verwaltung durch die preussischen Behörden mit ihren Beamten auf Kosten 
des Reichs und unter Leitung des Reichsverkehrsministeriums erfolgt Für die 
Dauer dieses Uebergangszustandes sind die entstehenden persönlichen Ver- 
waltungsausgaben Preussens (Besoldungen, Unterstützungen, Vergütungen, Reise 
und Umzugskosten, Dienstaufwands- und Bureaukostenentschädigungen, Stell- 
vertretungskosten u. a.) noch im preussischen Haushalt auszubringen. 

Durch die Verkandlungen mit dem Reich ist die Aufstellung des preussischen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1921 sowohl hinsichtlich der obigen persönlichen 
Verwaltungsausgaben, wie auch bezüglich der bei Preussen verbleibenden Rest- 
objekte so verzögert, dass mit seiner Fertigstellung vorläufig aoch uicht zu 
rechnen ist, 

Um indes keine Unterbrechung in der Zahlung der persönlichen Verwaltungs- 
ausgaben im Bereiche der Wasserbauverwaltung und keine Unterbrechung im 
dem -Betriebe und der Unterhaltung der preussisch bleibenden Objekte, ins- 
besendere auch keine Entlassung der für letztere tätigen Arbeiter und Angestellten 
eintreten zu lassen, 'ermächtige ich Sie im Einvernehmen mit dem Hera 


Finanzminister, die persönlichen Verwaltungssusgaben im Rahmes des vor | 


jährigen Haushalts und der dazu ergangenen Erlasse vorläufig vorschussweise 
zu zahlen und ebenso auch alle Ausgaben zunächst für das nächste Vierteljahr 
vorschussweise zu leisten, die zur Erhaltung gesetzlich bestehender preussischer 
Einrichtungen oder zur Durchführung gesetzlich beschlossener preussischer | 
Massnahmen erforderlich sind, ferner die rechtlich begründeten Verpflichtungen | 
des preussischen Staates zu erfüllen und endlich Bauten und Beschaffungen 
fortzusetzen, für die durch den Haushalt eines Vorjahres bereits Bewilligungen 
stattgefunden haben. Die Ermächtigung zur Leistung dieser Ausgaben mit 
Ausnahme der persönlichen Verwaltungsausgaben erstrekt sich jedech nur auf 
die bei Preussen verbleibenden Objekte der Wasserbauverwaltung. | 
Im Auftrage: gez. Krohne. 


Zentralschlichtungsausschuss. Der Zentralbetriebsrat kat.die 
Wahlen für den Zentralschlichtungsausschuss getätigt. Von den 
AiA-Verbänden sind als Beisitzer gewählt worden: ° Vermes- 
sungstechniker Wilhelm, Bee B. 1. ABS 
Vermessungstechniker Strube, Potsdam, B. t. A. B; Ver 
waltıngsgehife Herrmann, Beeskow, Z.d. Fi 
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= die fünfgesp. Milimeter-Zeile oderderen Raum, ceM. i 5 | 
Anzeigen Rabatt bei 3 Aufnahmen 10%,, bei 6 Aufashmen i a 
ze bei 13 Aufnahmen 20%, und bei 26 FETIE 30%. 


Ein geprüßier, ein ungspräfter! Für das Katasterbursau der 


Kalasterochnikt | nn ern 


zum baldigen Eintritt gesucht‘ gese dit. "Den Bewerbungen Saul 


Katasteramt at Zeugnisabschriften und 
Altienäsbkerg b. Berlin. | kleine Probezeichnung beirulägen, 


Yon L. Zimmermann io Cebienz, Römerstr. 108, 
neu ‚arschianan: 


1.300 vernassungstechn. Uabungsaufgaben, 5 Hefte, zus, gbd.8,50M. r 
2. Die Berechnung des garen der Erundstücke, 2. Aufl, 

3. Tausend, gebunden 8,58 
3. Vermessuktgstochn. Taschenbuch wit Xsiender 1828; ‚22, g14.8,00M. 
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Beilage zur D.T.Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 14 





Neuordnung des staatlichen Bauwesens 


in Thüringen 


Infolge der Bildung des Staates Gross-Thüringen bestanden 
schon seit längerer Zeit Strömungen innerhalb der thüringischen 
Technikerschaft dergestalt, das Bauwesen in Thüringen unter 
allen Umständen auf eine einheitliche und den Interessen des 
Staates Rechnung tragende Grundlage zu stellen. Die mittleren 
technischen Beamten sind zufolge ihrer Ausbildung und lang- 
jährigen Praxis im Staatsdienst wohl am ehesten in der Lage, 
beratend an der Neuordnung des staatlichen Bauwesens mitzu- 
wirken, und haben deshalb Vorschläge ausgearbeitet. die in An- 
lehnung an den Wortlaut der bereits von den Berufsvereinen 
der höheren Staatsbaubeamten in Thüringen überreichten Vor- 
schläge zum Ausdruck gebracht sind. Diese Vorschläge sind 
unter Berücksichtigung der schnellsten und besten Erledigung 
aller das Bauwesen betreffenden Arbeiten sowie auch unter Be- 
rücksichtigung der durch die schlechte Finanzlage gebotenen 
Sparsamkeit aufgebaut, Wir geben im nachstehenden auszugs- 
weise die namens der vorerwähnten Techniker durch unsere 
thüringische Landesfachgruppe „Staatstechniker“ eingereichten 
Ergänzungs- und Abänderungsvorschläge bekannt und weisen 
zur besseren Unterscheidung noch darauf hin, dass durch ge- 
sperrten Druck die Vorschläge der höheren Staatsbaubeamten 
in Thüringen besonders kenntlich gemacht sind: 


l. Allgemeine Gesichtspunkte und Grundsätze 
für den Aufbau der Bauverwaltune 

Der Aufbau der Bauverwaltung muss so gestaltet werden, 
dass eine Vereinfachung der Geschäftsführung, grösstmögliche 
Wirtschaftlichkeit und sachgemässe Ausführung aller ihr zu- 
falienden Aufgaben erreicht werden. Dazu ist es erforderlich: 

1. dass den Baubeamten — was ietzt nicht der Fall ist — 
alle diejenigen Arbeitsgebiete zur verantwortlichen und selb- 
ständigen Bearbeitung übertragen werden, welche auf tech- 
nisch-wirtschaftIchen Grundlagen beruhen; 

2. dass durch Zusammenfassung der heute auf verschiedene 
Ressorts verteilten Bauanzelegenheiten an einer Stelle ein mög- 
lichst vereinfachter Geschäftsgang und die vollkommenste Aus- 
nutzung der Leistungsfähigkeit der Baubeamten erreicht wird: 

3. dass die Zentraistelle möglichst von unnötirer Kleinarheit 
entlastet und dafür die Selbständigkeit der WUhnterbe- 
hörden erhöht wind, wodurch einerseits an Beamten in der Zen- 
tralstelle gespart, andererseits bei den Beamten der örtlichen 
Baubehörden die Dienstireudigkeit und damit die Leistungsfähig- 
keit gesteigert wird. 

Um dieses zu erreichen und voraliem aus 
Sparsamkeitsrücksichten wären die Fähig- 
keiten und Dienstleistungen der mittleren 
technischen Beamten weit besser als bisher 
zubewerten und namentlichletzteren eine ze- 
nügende Anzahi Vorstandsstellen bei den ört- 
lichen Baubehörden einzuräumen. 

Entsprechend dem gewaltigen Umiang, den das Bauwesen 
in deff letzten Jahrzehnten angenommen hat und der dadurch 
bedingten gesonderten fachlichen Vorbildung auf den technischen 
Tioch- und Mittelschulen wird eine Trennung in der Verwaltung 
nach Hoch- und Tiefbau unerlässlich. Danach sind in An- 
gliederung an das Ministerium des Innern zwei selbständige 
Abteilungen einzurichten, und zwar: 

1. die Ministerialabteilung für Hochbauwesen, 

2. die Ministerialabteilung für das Tiefibau- 
wesen %Bauingenieur- und Verkehrs- 
wesen), 

oder in abgekürzter Form Ministerialbauabteilung I bzw. I (in 


"folgendem M.B.A. I bzw. ID) genannt, 


Diesen Abteilungen werden die 
1. Hochbauämter, 
2. Tiefbauämter 

als Lokalbehörden unmittelbar unterstellt. 


Der Sfaafsfechniker 







Berlin, den 6. Mai 1921 
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3. Jahrgang 


Trotz Verschiedenartigkeit vieler Aufgaben des Hoch- und 
Tiefbaues ist die Voraussetzung für ein unmittelbares und er- 
spriessliches Arbeiten beider Abteilungen zu schaffen. Eine An- 
gliederung dieser an verschiedene Ministerien wird als unzweck- 
mässig verworfen, 


NH. Gliederung der Baubehörden. 
1. Die Ministerialabteilungen I und H. 


An der Spitze jeder Abteilung steht ein Ministerialdirektor, 
der Techniker sein soll. Die Unterabteilungen (vergl. unter 
II. A.) sind entsprechend dem vorwiegend technischen Aufgaben 
mit technischen Referenten zt besetzen, nach Bedarf sind Re- 
ferenten anderer Fachrichtungen einzustellen, die auch noch in 
anderen Abteilungen des Ministeriums des Innern tätig sein 
können. 

Bureauvorsteher und der grösste Teil der 
Bureaubeamten sollen Mittelschul-Volltech- 
niker sein, die beider Neuorganisation sämt- 
lich aus dem gegenwärtigen technischen Per- 
sonalbestande der Staats-Baubehörden der 
Einzel-Gebietsregierungen- zu berufen und 
später, soweit eine Aufrückungsmöglichkeit 
nicht gegeben ist, aus den Bauämtern zu er- 
gänzen sind. 

Es dürite durchaus nicht gerechtfertigt 
sein, wenn diese Stellen mit Flüchtlingsbe- 
amten oder Beamten aus anderen Staaten be- 
setzt würden. Die mittleren technischen Be- 
amten mit der bisherigen, unzutrefienden 
Dienstbezeichnung „Strassenmeister und 
Strassenbauverwalter usw.“ welche im Hoch- 
und Tiefbau vorgebildetsind undderenDienust- 
leistungen bisher schon denen eines Bau- 
sekretärs voll und ganz enfsprochen haben, 
sind bei Besetzung der Stellen vor allen aı- 
deren zuberücksichtigen. 

Den Abteilungen wird das erforderliche Sekretariats-, Buch- 
haltungs-, Registratur- und Kanzleipersonal zugeteilt. 

2. Banämter. 

An der Spitze jedes Bauamts steht ein Techniker, der die 
Regierungsbaumeisterprüfung abgelegt haben muss, und zwar für 
ein Hochbauamt im Hochbau, für ein Tiefbauamt im Strassen- 
und Wasserbau bzw. Eisenbahnbau, oder ein mittlerer 
Beamter (Volltechniker) mit entsprechender 
abgeschlossener staatlicher Bauschulbildung 
nach bestandener Fähigkeitsprüfung, wozu 
diesem Gelegenheit und die Zeit zur Vorbe- 
reitung gegeben werden muss. Die Leitung der 
Bureaugeschäfte hat ein staatlicher Mittelschul- 
Volltechniker, der gleichzeitig dem Vorstande 
zur Unterstützung und Vertretung beigegeben 
und dem ausserdem das gesamte erforderliche 
Bureanupersonal unterstellt ist. Die Bureaubeamten 
sollen möglichst aus in geregeltem Ausbildungsgang vorgebil- 
deten Baupraktikanten hervorgehen. Nach Bedarf werden Hilis- 
kräfte angenommen Ausserdem ist ein Bote anzustellen. 

Bei den Tiefbauämtern treten noch — meist als 
Aussen- und zugleich Ober-Aufsichtsbeamte — 
Absolventen mittlerer staatlicher Bauschulen 


Wer folgt 


Die Koilegen der Bezirksgruppe Coblenz 


der Landesfachgruppe Katasterwesen haben 
158 Mark 


für den Kampffonds gesammelt. 
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hinzu ‘und gegebenenfalls Betriebsleiter (z.B. bei Stein- 
brüchen und  Maschinenbetrieb), die. ebenfalls geeignete tech- 
nische Vorbildung aufweisen müssen. Den Strassen-Ober- 
aufsichtsbeamten wird das gesamte Aufseher- 
und Wärterpersonal unterstellt. Ob die Wärter als 
pensionsberechtigte Beamte oder als Arbeiter auf Dienstvertrag 
mit Aussicht auf Ruhelohn einzustellen sind, muss späterer Ent- 
scheidung überlassen’ werden. 

Für besonders umfangreiche. und schwierige‘ Neubauten 
können vorübergehend selbständige, den M.B.A. unmittelbar 
unterstellte Neubauämter eingerichtet werden, deren Lei- 
tung nach Erfordern höheren oder mittleren 
Voll-Technikern zu übertragen wäre. 

Unter IIl.: werden Vorschläge über „Geschäfts- 
verfahren und Zuständigkeit“ gemacht, und zwar 
gegliedert nach 

A: Ministerialabteilungen für Hoch- und Tieibauwesen, 

B. Bauämtern (Hoch- und Tiefbauämtern) 

im allgemeinen und im besonderen. 

Unter A. Ministerial-Bauabteilungen (Allgemei- 
nes) werden zunächst alle die von diesen Abteilungen zu bear- 
beitenden technischen Angelegenheiten näher bezeichnet. Die erste 
Stellungnahme zur Notwendigkeit von Bauten und die erste 
Bedarfisnachweisung. liegt den Fachministerien ob. Nach Ver- 
ständigung übernimmt zweckmässig die Ministerial-Bauabteilung 
die Federführung und alle weiteren geschäftlichen Anordnungen. 
Die Festestellung des der technischer Bearbeitung zugrunde 
zu. legenden Bauprogramms, die. Prüfung der von der Bauver- 
waltung aufgestellten Entwürfe auf zweckmässige Erfüllung der 
gestellten Anforderungen und die Einstellung in den Bauetat 
erfolgt in gemeinsamer Beratung des Fachministeriums und der 
Bauabteilung, während ‘die technischen Fragen von der Bau- 
abteilung allein behandelt werden. Im weiteren werden Vor- 
schläge über die Vertretung vor dem Landtage und über die 
Berücksichtigung von Wünschen oder Bedürfnissen der an den 
Bauten interessierten Behörden gemacht. Bei Meinungsver- 
schiedenheiten beider Ministerialinstanzen entscheidet— das 
Staatsministerium. 

Ueber den Geschäftsbereich der Ministerialbauabteilungen 
im en besagen die uns vorliegenden Vorschläge fol- 
gendes: 
1. Ministerialabteilung für das Hochbauweser:. 

Die Bauangelegenheiten des Hochbauwesens sind bisher in 
den einzelnen Ländern in den verschiedenen Ministeriem getrennt 
bearbeitet worden, Jede Verwaltung war „Bauherr“ bei ihren 
Bauangelegenheiten, jede stellte ihren eigenen Bauetat auf, ver- 
waltete ihre Gebäude und Grundstücke selbst, wobei die Bau- 
beamten meistens nur in rein technischen Fragen zugezozen 
wurden. Dass in dieser Freiheit der Entschliessung, in der 
Unabhängigkeit anderer Behörden ein hoher Reiz liegt, ist nicht 
zu bestreiten, es kann aber auch nicht unzweifelhaft sein, dass 
eine derartige Zersplitterung unnötige Verwaltungsarbeit ver- 
ursacht und dem Hochbauwesen die Möglichkeit nimmt, sich 
nach dem. Vorbild der werbenden Verwaltungen immer mehr 


wirtschaftlich 'auszugestalten.  Weitblickend, wirtschaftlich und sr 


zweckmässig kann die Hochbauverwaltung nur arbeiten, wenn 
das gesamte Hochbauwesen zusammengefasst und wenn ihr 
neben der Wahrnehmung der eizentlichen Bauaufgaben auch die 
Verwaltung alles staatlichen Besitzes an Baugrundstücken und 
Gebäuden, sowie die Aufstellung und Verwaltung der gesamten 
Haushaltspläne für diese und für die Unterhaltungs- und Neu- 
bauarbeiten übertragen wird. Dass dadurch eine wesentliche 
Vereinfachung des Geschäftsganges erzielt werden würde, liegt 
auf der Hand. Die in den Gebäuden untergebrachten Behörden 
würden dann nicht mehr Besitzer, sondern Nutzniesser sein. 
Dann erst wird sich eine wirtschaftliche und zweckmässige Ver- 
waltung der Gebäude und Grundstücke ergeben, ohne dass die 
bereehtigten Interessen der einzelnen Verwaltungen beschränkt 
zu werden oder die Ressortinteressen zu leiden brauchen. Auch 
die Bestellung der Heizer, Beschafiung der Brennstoffe usw. 
würde durch die Bauverwaltunz zu erfolgen haben, auf deren 
Haushaltsplan die hierfür ausgeworfenen Mittel übergehen 
würden. 

In das Arbeitsgebiet der Hochbauverwaltung gehört nament- 
lich auch das Wohnungs-, Siedlungs-, Fluchtlinien-, Bebauungs- 
plar- und Baupolizeiwesen, ebenso die Denkmalspflege und der 
Heimatschutz, denn. nur die volle Beherrschung der Baukunst 
und der technisch-wirtschaftlichen Zusammenhänge befähigt zu 
schöpierischen Leistungen. Unsere Bauwirtschait steht vor 
neuen Aufgaben. Es gilt Baumethoden zu ersinnen und zu er- 
proben, die unter Verwertung alter Erfahrungen den neuen Ver- 
hältnissen Rechnung tragen, Es gilt, im engen Einvernehmen 
damit, das Baupolizeiwesen umzugestalten, dessen heutige Starr- 
heit die freie Entwicklung nicht fördert, sondern hemmt. Es 
gilt, die entstehenden Schöpfungen, und seien sie noch so be- 


. scheiden,. aus künstlerischem Geist zu schaffen und Hand in 





‚jneinander, dass eine Aussonderung .einzelner Gebiete nur zum 


"Dritter Rechnung tragend, wird ihr das vorgesetzte Ministerium 


2 d 






| 


Hand mit Heimatschutz und Denkmalspilege ‘dem alten Kunst- | 
gut einzugliedern. Alle diese Aufgaben greifen so unlösbar eng 


























































Schaden aller geschehen kann. 
Auch das staatliche Brandversicherungswesen, bei dessen 
Verwaltung technische Kenntnisse von .ausschlaggebender: Be- 
deutung sind, würde mit Vorteil der Hochbauabteilung anzu-” ei‘ 
gliedern sein. 
Die Ministerialabteilung für Hochbauwesen soll daher vier. N 
Unterabteilungen (Dezernate) umfassen: F 
a) das eigentliche Hochbauwesen (Abteilung A),' Bi 
b) das Wohnungs-, Siedlungs-, Fluchtlinien-, Bebauungs- 
plan- und Baupolizeiwesen einschliesslich der Denkmals- ’ 
pflege und des Heimatschutzes (Abteilung B), 

€) die Verwaltung (Erwerb, Umtausch, Verkauf) aller fis- 
kalischen Baugrundstücke (Abteilung C), 

d) das Brandversicherungswesen (Abteilung D). 1 
2. Ministerialabteilung für das Tiefbauwesen (Bauingenieur \ 

und Verkehrswesen). 

Die besonderen Aufgaben der Ministerialabteilung für das 
Tiefbauwesen sind die Unterhaltung und Verbesserung der 
Land- und Wasserstrassen, die Bearbeitung sämtlicher zum Ge- 
biet des Strassen- und Wasserbaues gehörenden Aufgaben und 
alle Betriebs- und Verkehrsangelegenheiten, sowie die Beauf- 
sichtigung der Anlage. Demzufolge übt sie auch die Wege- 
polizei und die staatliche Aufsicht über die Flussläufe, Schiff- 
fahrt und Flösserei sowie Mühlenanlagen ebenso aus, wie über 
gleislose Bahner und Nebenbahnen, soweit diese nicht der Ver-" 
waltung des Reiches unterstellt werden. Ihr liegt — soweit 
erforderlich, im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium 
— die Verwaltung und- Verwendung der verschiedensten Bau- 
und Unterhaltungsfonds ob. Ihrer Eigenschaft als beaufsich- 
tigende und begutachtende Behörde bei allen Unternehmungen 


zweckmässig möglichst weitgehende Befugnisse landespolizei- 
licher Art übertragen. N 

Ein weiteres Arbeitsfeld öffnet sich der M.B. R II. in der Be- 
obachtung aller wichtigen Angelegenheiten im Fortschritte, im 
Ingenieurwesen des In- und Auslandes und deren Verwertung 
für die heimischen Bedürfnisse, in der Verarbeitung‘ der im 
eigenen Baubetriebe gesammelten Erfahrungen, sowie in der 
Vorbereitung und Aufstellung von Gesetzentwürfen, ‘Ausfüh- 
rungsbestimmungen und Richtlinien für alle einschlägigen Ar- 
beitsgebiete. Dem Geschäftsumfang entsprechend umfasst die 
Ministerialabteilung für das Tiefbauwesen, Bauingenieur- 
und Verkehrswesen vier Unterabteilungen: 

a) Strassen- und Brückenbau, Neubau und Unterhaltung (Ab- 
eins A), dabei: Eisenbeton; hierfür ein Spezialfach- Ei 
man eo 

b) Wessörkän (Abteilung B) > 
(Fluss- und Kanalbauwesen, Deichwesen, Metiorätioneis 
Wasserversorgung und Entwässerung, Kläranlagen, Hy- ° 
drologische Anstalt, Nutzbarmachung der Wasserkräfte, ! 
Talsperrenbau). “ 

e) Eisenbahn- und Verkehrswesen (Abteilung de). 
(Nebenbahnen, Kraftwagenlinien). 

d) Technisches Schulwesen (Bauschulen, Gewerbeschülen, 
Techniken u. dergl.). (Abteilung D). 

In den für die Technischen Fachschulen zu 
bildenden Kuratorien müssen auch mittlere | 
Voll-Techniker (Staatsbaubeamte) vertreten 
sein. 

Die Frage, ob für die Versorgung des Landes mit elek- 
trischer Energie (Ueberlandzentrale) sowie für das Verkehrs- | 
wesen (insbesondere Kraftwagenverkehr) eine weitere Unter- 1 
abteilung, deren Vorstandsstelle mit einem Spezialfachmänn zu ” 
besetzen wäre, einzurichten ist, soll noch späterer Entscheidung 
überlassen bleiben. "As 

Unter B. Bauämter (Allgemeines) werden genau so wie 
bei A. alle die von diesem zu bearbeitenden Angelegenheiten f 
näher gekennzeichnet. Für den Geschäftsverkehr mit den nutz- | 
niessenden Behörden werden dem Geschäftsgang möglichst ver= 7 
einfachende Bestimmungen gewünscht. Des weiteren folgen Aus- | 
führungen über Angliederungen von Kassenstellern, über Vver- 4 
wertung der Kenntnisse der höheren und mittleren Ortsb 
beamten, über Abordnung dieser in’ die Handwerker-Vereini- 
gungen, Prüfungsausschüsse für Meisterprüfungen und in die 
Schlichtungsausschüsse zwecks Herbeiführung engster Zusam- 
menarbeit zwischen 'staatlichem Auitraggeber. und Baugewerbe 
und zwecks Förderung des Verständnisses für die beiderseitigen 
Bedürfnisse. 

In Fällen dringender :Geiahr soll ‚jeder Ortsbaubeamte be- 
rechtigt sein, Massnahmen baulicher Art in.dem Umfange, der 
ihm geboten erscheint, unverzüglich tınd ohne vorheiige Genceh- 
ınigung zu treffen. Durch besondere Dienstanweisung sind über- ' 
haupt allen mittleren Baubeamten geeignete Arbeitsgebiete und 









































































































Bauauigaben weitestgehend zur selbständigen verantwortlichen 
Bearbeitung. zu übertragen. R 

Ueber., die ‘besonderen. Dienstgeschäite der Hochbau- 
ämter ist in den Vorschlägen folgendes gesagt: 

Die: Hochbauämter haben folgende Aufgaben: 

1. Gemeinsam mit den die Bauten nützenden örtlichen Behörden: 

a) die. regelmässige Beaufsichtigung der staatlichen Ge- 
bäude durch Besichtigungen, 

b) die Ermittelungen über die Notwendiekeit von Bauaus- 
führungen und über die Bauprogramme, sowie die Be- 
schlussfassung über die. vom Bauamt: aufzustellenden 
Etatentwürfe, 

c) die Beratung über die im Bauamt bearbeiteten Entwürfe 
für Bau- und Umbauten und die bei der Bauausführung 
noch auftretenden Wünsche über die Einrichtung der Ge- 
bäude, die. gemeinsame Berichterstattung in diesen Bau- 
sachen an das Ministerium. 

j 2. Selbständig: 

a) die Aufstellung des Bauetats nach den Verfügungen des 
Ministeriums, 

b) die Bearbeitung .der Vorentwürfe, Entwürfe und An- 
ale für- alle auf Staatskosten herzustellenden Baulich- 
eiten, i 

c) die Verdingung, Ueberwachung und Abrechnung aller 
Bauausführungen, 

d) die Erteilung der Anweisungen an die Baukasse und alle 
sonstigen Geschäfte. der örtlichen Bauverwaltung, wie 
die Führung. der. Baubestandsbücher usw., 

e) die Berichterstattung an das Ministerium, Abteilung für 

Bauwesen, 
N die örtlichen Geschäfte der Grundstücksverwaltung, 

die Mitwirkung bei Schulbauten als Gutachter der Schul- 
ämter, ferner in den ländlichen Kreisen, sofern in diesen 
besondere technisch und. künstlerisch gebildete Bau- 
beamte nicht angestellt sind, 
A die Ausübung der Baupolizei und der Beratung, 

die Bearbeitung aler. Angelegenheiten der .Denkmals- 
pilege, des Heimatschutzes und zur -Verhütung von Ver- 
unstaltungen, und zwar in Verbindung mit den etwa hier- 
.. Tür .schon. bestehenden Organisationen, 

k) die Bearbeitung der Aufgaben des Wohnungs- und Sied- 
lungswesens, der Aufstellung von Fluchtlinien- und Be- 
bauungsplänen, . 

I) die Mitwirkung in den Gesundheitskommissionen. 

Im Rahmen der allgemeinen Verwaltungsorganisation ist zu 
prüfen, ob den staatlichen Ortsbaubeamten aus Zweckmässig- 
keitsgründen bis zu einem gewissen Grade noch die Eigenschaft 
eines kommunalen Beamten beizulegen ist.. Ausserdem wird ge- 
wünscht, die Ortsbaubeamten in die Handwerker- und Bau- 
gewerksvereinigungen und in die Prüfungsausschüsse abzuord- 
nen, ferner sie bei den Prüfungen an den Baugewerkschulen zu 
beteiligei. Weiterhin soll in eine Prüfung darüber. eingetreten 
werden, ob zur Geschäftsvereinfachung die Vorstände der Hoch- 
bauämter ermächtigt werden können, in Rechtsiragen die Mit- 
wirkung des. Justitiars der Hochbauabteilung unmittelbar in An- 
spruch zu nehmen. Schliesslich wird noch verlangt, dass allen 
mittleren Baubeamten durch besondere Dienstanweisung ze?iz- 
nete Arbeitsgebiete und Bauaufgaben in weitestgehendem Masse 
zur selbständigen und verantwortlichen Bearbeitung übertragen 
werden. 32 

Zum Schluss .der Vorschläge werden dann noch die beson- 
deren Aufgaben der Tiefbauämter behandelt, die sich aus den 
der Ministerialabtelung für das Tiefbauwesen zugewiesenen 
Geschäftsbereich ohne. weiteres ergeben. Die den Strassen- 
bau-Oberaufsichtsbeamten zugeteilten Bezirke sol- 
len in der Regel wenigstens 60 bis 80 Kilometer Strassenlänge 
umfassem . ‚Der Strassenbau- Oberaufsichts- 
beamte erhält vollkommene Bewegungs- 
freiheit bei Vergebung und Ausführung der 
Arbeiten im Rahmen des Etats. Er hat, soweit 
es ihm neben seinen anderen Dienstobliegen- 
heiten die Zeit gestattet, die technischen Ent- 
würfe. einschl. Veranschlagungen innerhalb 
seines Bezirkes-so auszuarbeiten, dass sie 
nach Prüfung durch dasBauamt derM.B. A. un- 
mittelbar vorgelegt werden können Dagegen 
sind umiangreichere Entwürfe vom Bauamt 
zu bearbeiten ‚Jedem Strassenbau-ÖOberauf- 
Sichtsbeamten. wären als Hilfskräfte ein 
Strassen-Aufiseher oder ein Diätar und eine 
Schreibkraft beizustellen. Die Aufsicht über die 
Flussläufe hat. sich den jeweiligen örtlichen Verhältnissen an- 
zupassen. 

Es wird. die Frage zu prüfen sein, ob den Tiefibau- 
amtern auch die Aufsicht und Unterhaltung der als Kunst- 
Strassen ausgebauten, dem öffentlichen Verkehr dienenden iorst- 
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fiskalischen Weze übertragen. werden soll. - Ebenso wieder 
Forst- und Bergbeamte- die Polizeibefugnis in. seinem Dienst- 
bezirk ausübt, ist die Ausübung der Wasserpolizei und der 
Wegepolizei auf den ihrer Aufsicht unterstellten Strassen usw. 
den Tiefbauämtern zu übertragen. 

Wo Selbstverwaltungsbehörden mit nicht genügend tech- 
nisch vorgebildeten ‚Beamten bestehen, kann den Bauämtarn 
auch das Aufsichtsrecht über den Gemeindewegebau übertragen 
werden, aber nur: mit Genehmigung der -M. B. A. II: Die Ge- 
meinden sind von ihnen dann zu beraten und bei den Wege- 
arbeiten, soweit angängig, zu unterstützen. : Den Bauämtern 
grösseren Geschäftsumfanzes können für die. Unterhaltung ‘der 
Bauanlagen Nebenämter angegliedert werden, deren Vorstands- 
stellen mit geeigneten mittleren Beamten zu besetzen sind. 
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Gleichberechtigung der Reifezeugnisse der städtischen Bau- 
gewerksschule in Trier mit denjenigen der preussischen Bau- 
gewerkschulen für den Eintritt in den mittleren Dienst in der 
Hochbauverwaltung. Das Preussische Finanzministerium  ver- 
öffentlicht hierzu im „Deutschen Reichsanzeiger und Preussi- 
schen Staatsanzeiger‘ Nr. 94 vom 23. April d. J. folgenden Er- 
lass an sämtliche Regierungspräsidenten, den Polizeipräsidenten 
in Berlin und den Präsidenten der Ministerialbaukommission 
in Berlin: 

„Die von der städtischen Baugewerkschule in Trier vom Laufe dieses 
Sommers ab ausgestellten Reifezeugnisse gewähren in der Hochbauverwaltung 
dieselben Berechtigungen für den Eintritt in den mittleren Dienst wie ‘die 
Reifezeugnisse der preussischen Baugewerkschulen. 

Ich ersuche, das mit Runderlass vom 3. Februar 1912 — IH. P. 7. 576. 
C. D. — Min d. öff. Arb. — übersandte Verzeichnis der anerkannten tech- 
nischen Lehranstalten hiernach zu vervollständigen. 


Berlin, den 13. April 1921. 


Der Finanzminister. 
1. A.: gez. Fürstenau.“ 


Tarifverträge 


Zur Revision des Teiltarifivertrages für Behördenangestellte, 
Im Dezember vorigen Jahres war die Revision der Besoldungs- 
ordnung zu Ende geführt und man sollte annehmen. dass die im 
8 23 des Teiltarifvertrages vorgesehene Revision unverzüglich 
vorgenommen würde. . Die. Organisationen hatten. schnellstens 
Gegenvorschläge aufgestellt und haben immerfort . an mass- 
sebender Stelle auf baldigste Aufnahme. der Verhandlungen ge- 
‚drängt. Die am 15. Februar d. J. stattgefundene Sitzung bildete 
dann endlich den. Anfang der Revision. Um den Gang der Ver- 
handlungen zu beschleunigen, stimmten wir nach kurzer. Be- 
ratung einem Teil der uns vorgelegten Fragen zu, weil auch wir 
ein Interesse daran haben, den Tarifvertrag so eindeutig wie 
möglich zu gestalten. Nach monatelangen Beratungen. hat die 
Regierung dann endlich, wie in Nr. 13 des „Staatstechnikers“ 
berichtet, ihrerseits den Organisationen einen Entwurf zur Re- 
vision des Teiltarifvertrages übergeben. Der uns vorgelegte, 
recht umfangreiche Entwurf zeigt mit aller Deutlichkeit, dass 
die Regierung unter dem Deckmantel. den Tarif.klarer gestalten 
zu wollen, ihn erheblich zu verschlechtern versucht. Wir er- 
innern nur daran, dass die Regierung seinerzeit und auch vor 
dem paritätischen Ausschuss noch jetzt, in.den Fällen, in welchen 
es ihr passt, sich auf den Standpunkt stellt: Die Angestellten 
müssen und sollen den Beamten gleichgestellt werden. An Hand 
der Vorlage ist jetzt aber folgendes festzustellen: Der Entwurf 
verlangt im allgemeinen von. den: Angestellten weit .höhere 
Leistungen, als solche der gleichartige Beamte aufzuweisen hat 
oder von ihm. verlangt werden. ., 

Er verlangt auch weiter von den Angestellten Arbeiten, die 
diese auszuführen wohl in der Lage sind, aber vorwiegend den 
Beamten vorbehalten bleiben. Hiernach ist es vollkommen aus- 
geschlossen, den Angestellten mit dem in derselben Gruppe be- 
findlichen, gleichartigen Beamten gleichzustellen. Der’ Sinn des 
Tarifvertrages ist also-im Regierungsentwurf vollkommen: ge- 
ändert, ganz abgesehen davon, dass die einander gleichartigen 
Berufsgruppen in jedem einzelnen Ressort zum Teil unterschied- 
lich behandelt worden sind. Bei diesem Aufbau ist ferner auch 
zu erwarten, dass . für die -Aufrückung gleichartiger Berufs- 
gruppen in jedem Ressort verschiedene Grundsätze angewandt 
werden. Gegen letzteres müssen wir uns mit aller Entschieden- 
heit wenden. Einer Unterteilung nach Ressorts und Ver- 
waltungszweigen könnten wir nur dann nähertreten, wenn die 
Gewähr gegeben ist, dass die gleichartigen Berufsgruppen nach 
einheitlichen Gesichtspunkten behandelt werden. 

Der von der Regierung vorgeschlagene Weg scheint nun 
nicht zu dem wünschenswerten schnellen ‚Abschluss der Re- 
vision zu führen. Man wird sich letzten Endes darauf be- 
schränken müssen, die Aenderungen -der Besoldungsordnungen 
in den bestehenden Tarif hineinzubauen. Hierbei dürien aber 
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auch nicht die Schwierigkeiten verkannt werden, welche uns 
ganz sicher von der Gegenseite über die Auslegung der eimen 
oder der anderen Aenderung der Besoldungsordnung gemacht 
werden. Die Regierung glaubt anscheinend, dass die immer 
mehr wachsende Unruhe in der Angestelitenschaft die Organi- 
sation zwingen wird, zum Schluss einer der Regierung genehmen 
Form der Revision zuzustimmen. 

Fit abschliessendes Urteil kann erst nach Eingang aller Ab- 
änderungsvorschläge gebildet werden. Um nun die Verhand- 
lungen hierdurch nicht zu verzögern, ist die Regierung aufge- 
fordert worden, unverzüglich über die Aenderung des textlichen 
Teils zu verhandeln. 

Zur Beseitigung aufgetauchter Zweifel bemerken wir noch, 
dass sich das Ergebnis der Revision bis rückwirkend 1. April 
1920 auswirkt. und dass wir mit aller Schärfe verlangen, dass 
alle diejenigen Angestellten automatisch aufrücken, “die durch 
Vereinbarung zwischen Dienststelle und Angestelltenvertretung 
gemäss $ 8 des T. T. V. oder durch Spruch des P. A. in eine 
Besoldungsgruppe eingereiht wurden, deren Beamte inzwischen 
durch die Aenderung der Besoldungsordnung höher eingestuft 
worden sind. 


Regelung der Urlaubszeiten der Angestellten für das Jahr 
1921. Im „Staatstechniker“ Nr. 13 vom 22. April 1921 haben 
wir die am 18. vorigen Monats zum Abschluss gebrachte Ur- 
laubsregelung für die Behördenangestellten veröffentlicht. Heute 
geht uns hierzu als Ausführungsbestimmung vom Reichsminister 
der Finanzen unter dem 25. April 1921 (Aktenz. I G 54949) in 
Abschrift nachstehend veröffentlichtes Brieftelegramm zu: 


Der Reichsminister der Finanzen. 
I. G. 54 949, 


An 
sämtliche Reichsressorts, 
Abteilung IV und V des Reichstinanzministeriums, 
Reichsbankdirektorium, 
Reichsschuldenverwaltung. 


Gemäss $ 4 Ziffer 9 des Tarifvertrages vom 6. November. 
1920 war über die Regelung der Urlaubszeiten der Ange- 
stellten für das Jahr 1921 und folgende eine neue Verein- 
barung zu treffen. 

In der Anlage beehre ich mich, Abdruck der neuen Fassung 
des $ 4 dieses Tarifvertrages, wie sie am 18. April d. J. 
zwischen dem Tarifausschusse der Reichsressorts und dem 
Tarifausschusse der an dem Tarifabschlusse beteiligten An- 
gestelltenorganisationen vereinbart worden ist, zu über- 
senden. 

Ich darf bitten, bei Bekanntgabe der ietzigen Urlaubs- 
regelung die Dienststellen zu veranlassen, den Ange- 
stellten bekanntzugeben, dass das Reichskabinett 
bei Regelung des diesjährigen Urlaubs zum Ausdruck gebracht 


Berli n, den 25. April 1921. 
Brieftelegramm. 


hat, dass die für 1921 genehmigten Urlaubszeiten nur wegen _ 


der noch andauernden besonders schwierigen Wirtschafts- 
lage zugestanden seien und dass die Urlaubsdauer im Jahre 
1922 unbedingt einer Kürzung unterzogen werden solle. 

In diesem Falle würde für das Jahr 1922 auch eine neue 
entsprechende Vereinbarung hinsichtlich der Urlaubszeiten der 
Angesteliten zu treffen sein. 

Zur Vermeidung von Rückfragen darf ich bemerken, dass 
der Urlaubszuschlag für die den Besoldungserunpen V bis 
XIH entsprechenden Vergütungsgruppen unabhängig von dem 
Zusatzurlaub für die höheren (30 Lebensiahre übersteigenden) 


Lebensaltersklassen zu gewähren ist, so dass demgemäss' 


der Mindesturlaub für einen Angestellten der jetzi- 
gen. Vergütungsgruppe Ill, die der Besoldungsgruppe V ent- 
spricht, auch wenn er das 30. Lebensiahr noch nicht voll- 
endet hat, 7 4 3 = 10 Kaiendertage ist. 

Im Auftrage: gez. v. Schlieben, 
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Katasterwesen 


Die nächste Sitzung des Landesfachgruppenausschusses 
findet am Dienstag, den 10. Mai, nachmittags 5 Uhr, im Bundes- 
hause statt, 


Bezirksiachgruppe Arnsberg. Am 6. März d. )J. fand in 
Hagen i. Westf. unter dem Vorsitz des Bezirksobmannes, Kol- 
lege Schreckenbersg, eine Bezirksfachgruppenversammlung 
statt, an der 37 Kollegen, teilweise aus sehr entfernt liegenden 
Gegenden des Regierungsbezirkes, teilnahmen, Naclı Eröff- 
nung der Versammlung referierte Kollege Schnautz, Hörde, 
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über die „parteipolitische Neutralität des Bundes“. Diese Frärch y | 
war in letzter Zeit verschiedentlich stark in den Vordergrund 
getreten und führte deshalb zu einer recht lebhaften Aussprache 
unter den teilweise durch faische Gerüchte und Verhetzungen 
wankelmütig gewordenen Kollegen, von denen einige sogar sich | 
in der letzten Zeit dazu hatten verleiten lassen, eine für unsere Ä 
Bewegung schädliche Absplitterungspolitik zu betreiben. Ins- | 
besondere war versucht worden, die Kollegenschaft für den 
Verband der Preuss. Kataster-Sekretäre und -Techniker zu ge- 
winnen. Durch die klaren und sachlichen Ausführungen des 
Besseren belehrt werden, so-dass sich nach: Schluss der Tagung 
sofort 5 als Gäste erschienene Kollegen 
Beitrittin unseren Bund meldeten. 

Im weiteren Verlauf des Abends sprachen dann noch 
Kollege Schreckenberg über die Bestimmungen des # 
Manteltarifvertrages für Behördenangestellte, über Ein- "| 
gruppierungs- und Anwärterfragen und Kollege Stenchly‘ \ | 
über das Betriebsrätegesetz und die im Monat Mai stattfindenden c 
Wahlen der Haupt- und Bezirksbetriebsräte für den Verwaltungs- 1 
bereich des Preuss. Finanzministeriums und des Ministeriums 
des Innern. Im besonderen wurde noch darauf hingewiesen, N 
dass das Betriebsrätegesetz, wenn es auch noch lange nicht un- # 
seren berechtigten Wünschen entsprechend ausgebaut ist, doch 
auch heute schon alierlei Vorteile biete und die richtige Aus: 
beitnehmer liege. Schliesslich machte noch Koliege Wypukol | 
über Fachschulen und über Vorbildung und Bewertung des 
Technikers längere interessante Ausführungen, die unter den N 
Teilnehmern eine lebhafte Aussprache hervorriefen. en 

Bezirksfachgruppe Liegnitz. Im Februar hielten die fünf | 
Untergruppen der Bezirksiachgruppe Liegnitz eine Versamm- 
lung ab, die. gut besucht war. Der Obmann, Kollege War- 
seche, erstattete Bericht über die im letzten Jahre inner- 
halb der Gruppe geleistete Arbeit. 
Daran schloss sich eine Aussprache über die schwebenden 
Berufs- und Standesfragen an. N 
Die Neuwahl des neuen Bezirksfachgruppenausschusses er- 
gab folgendes Resultat: 3 
Kollege Warseche (Obmann), Riedel, Kop- 
Küntzel. Gradel, Ko- 
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Kollegen Schnautz konnten diese Kollegen jedoch eines 
nutzung dieser Vorteile einzig und allein in der Hand der Ar- 
schetzki, Herrnhold, 
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walczik (Beisitzer). 
Bezirksiachgruppe Siemiainge In Hechingen fand am. 
6. März eine gutbesuchte Bezirksfachgruppenversaminlung statt. 
Unter dem Vorsitz des Obmanns, Katastersekretär Jünemann, 
wunde eine Aussprache über alle zurzeit schwebendew Beamten- I 
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und Angestelltenfragen vorgenommen. Die Zentrale in Berlin 
wurde ersucht, die aufgestellten Ziele 'weiter zu verfolgen. 


we 











Ein geprüiter, ein ungepräfter 


Natastortechniker 
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Ratnstertechniker 


sofort oder zum 1. Juli d. Js. gesucht. ! 
Bewerbungen erbeten. zum baldigen Eintritt gesucht. 

Katasteramt Schivelbein, Katasteramt 

Zesssmmsmmmmsmme | Altlandsberz b. Berlin. 


Für das Katasterbureau der Re- | —— ——— 
gierung in Stettin wird ein m 


atastertechniker Metnlihetten | 


gesucht. Den Bewerbun sind | Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Lebenslauf, Zoizeissksckiiften und | Polster anjedermann. Katalog 27 frei 
kleine Probezeichnung beizufügen. Eisenmöhelfabrik Suhl, Thür. 


eng se 





RER 
4 .: 


2 


af = 


2 


enger 


Von L. Zimmermann in Coblenz, Hömersir. 2 
neu erschienen: 
1.390 vermessungstechn. Uebungsaufgaben, 5 Hefte, zus. gbd. 8,50 M. 
2. Dia Berschnung des Flächeninhalts der Grundstücke, 2. Aufl, 
3. Tausend, gebunden 8,00 M. 
3: 3. Vermessungstechn. Taschenbuch mit Kalender 1920/22, gbd.6. coM. 
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Bellage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 15 


Unsere Stellung zum Berufsbeamtentum 


Die Presse der reaktionären Beamtenverbände und die sie 
unterstützende reaktionäre Tagespresse führen in letzter Zeit 
heitig den Kampf gegen die freigewerkschaftlichen Organi- 
sationen mit der Behauptung, die freien Gewerkschaften seien 
Gegner des Berufisbeamientums. Wir haben an dieser Stelle 
bereits und ebenso die einzelnen Verbände in ihren Organen 
diese Behauptung zurückgewiesen, allerdings ziemlich vergeb- 
lich, da sie immer wieder von unseren Gegnern aufgestellt wird. 


Um alle Unklarheiten zu beseitigen, legen wir deshalb an 
dieser Stelle unsere Stellung zum Beruisbeamtentum noch ein- 
mal fest. 


Für uns sind zunächst die Artikel 128 bis 130 der Reichs- 
verfassung massgebend. Sie lauten: 

„Art. 128. Alle Staatsbürger ohne Unterschied sind nach Massgabe der 
Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihren Leistungen zu den 
öffentlichen Aemtern zuzulassen, Alle Ausnahmebestimmungen gegen weib- 
liche Beamte werden beseitigt. 


Die Grundlagen des Beamtenverhältnisses sind durch Reichsgesetz zu 
regeln. 

“ Art, 129. Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit 
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenenversorgung werden gesetzlich geregelt. Die wohlerworbenen Rechte 
der Beamten sind unverletzlich. Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten steht der Rechtsweg offen. 

Die Beamten können nur unter den gesetzlich bestimmten Voraussetzungen 
und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, einstweilen oder endgältig 
in den Ruhestand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt versetzt 
werden. 

Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis muss ein Beschwerdeweg und die 
Möglichkeit eines Wiederaufnahmeverfahrens eröffnet sein. In die Nachweise 
über die Person des Beamten sind Eintragungen von ihm ungünstigen Tat- 
sachen erst vorzunehmen, wenn dem Beamten Gelegenheit gegeben war, sich 
über sie zu äussern. Dem Beamten ist Einsicht in seine Personalnachweise zu 
gewähren. 

Die Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die Offenhaltung 
des Rechtsweges für die vermögensrechtlichen Ansprüche werden besonders 
auch den Berufssoldaten gewährleistet. Im übrigen wird ihre Stellung durch 
Reichsgesetz geregelt. 

Art, 130. Die Beamten sind Diener der Gesamtheit, nicht einer Partei. 

Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politischen Gesinnung und die 
Vereinigungsfreiheit gewährleistet. 

Die Beamten erhalten nach näherer reichsgesetzlicher, Bestimmung 
besondere Beamtenvertretungen,“ 


Diese Bestimmungen über das Beamtentum werden von den 
freien Gewerkschaften voll anerkannt, und zwar nicht nur des- 
halb, weil sie in der Verfassung stehen und darum als gegebene 
Tatsachen hingenommen werden müssen; die Vertreter der 
ireien Gewerkschaften in der Nationalversammlung haben viel- 
mehr auibauend bei diesen Veriassungsbestimmungen mit- 
gewirkt. } 

Unsere Stellung zum Berufsbeamtentum erschöpft sich also 
nicht in der Anerkenntnis, dass den Beamten die wohlerworbe- 
nen Rechte garantiert werden, sondern wir wollen positiv an 
dem Ausbau des Beamtenverhältnisses mitarbeiten, 


Nur sind wir uns — und darin unterscheidet sich die frei- 
gewerkschaftliche von der reaktionären Beamtenpolitik — dar- 
über klar, dass die Rechte der Beamtenschaft nicht im Geren- 
satz zu der übrigen Arbeitnehmerschaft vertreten werden 
können, sondern dass die Beamtenpolitik im Rahmen 
der allgemeinen Arbeitnehmerpolitik betrieben 
werden muss. Wir wollen keine Beamtenschait, die sich ak 
eine Kaste hermetisch gegen alle anderen Schichten abschliesst, 
die für sich Sonderrechte fordert und sie der übrigen Arbeit- 
nehmerschaft streitig macht, — sondern eine Beamtenschaft, die 
sich als Glied der gesamten Arbeitnehmerschaft fühlt, der die 
Arbeiter und Angestellten keine wohlerworbenen Rechte 
nehmen wollen, die aber auch ihrerseits den Arbeitern und An- 
gestellten eine Hebung ihrer sozialen Lage gönnt. 


Berlin, den 20. Mai 1921 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 





3. Jahrgang 


Das Berufsbeamtentum beruht auf der lebenslänglichen An- 
stellung, die darum gegen alle Angriffe verteidigt werden muss. 
Beamte, die bei einem Wechsel der Regierung der Gefahr aus- 
gesetzt wären, ihrer Stellung verlustig zu gehen, um den Partei- 
gängern der neuen Regierung Platz zu machen, würden in| ihrer 
Unabhängigkeit ernstlich bedroht sein; denn nicht in der partel- 
politischen Gesinnung, sondern in der fachlichen Tüchtigkeit liegt 
der Wert des Berufsbeamtentums. Von der Stellung der Re- 
gierung dürfen nur die eigentlichen politischen Beamten 
abhängig sein, die dazu berufen sind, die Richtung der jeweiligen 
Regierung zu vertreten. Die lebenslängliche Anstellung der 
Beamten steht nicht im Gegensatz zu den Forderungen, die die 
übrige Arbeitnehmerschaft für sich erhebt. Wir brauchen auch 
im Arbeitsrecht eine Sicherung gegen Kündigung für diejenigen 
Arbeitnehmer, die eine Reihe von Jahren auf einer Dienststelle 
tätig gewesen sind. Wer sich auf seinem Posten bewährt hat, 
soll nicht der Laune seiner Vorgesetzten preisgegeben sein, soll 
nicht befürchten dürfen, dass er im Alter auf die Strasse gesetzt 
wird, um jüngeren Kräften Platz zu machen. Nur Verfehiungen 
im Sinne des Disziplinarrechts der Beamten oder des „wichtigen 
Grundes“ im Sinne des bürgerlichen Rechts sollen dann ein 
Entlassungsgrund sein dürfen, Zwischen den Interessen der 
Beamten und denen der übrigen Arbeitnehmer sind hier also 
keine Gegensätze vorhanden. 


Ebenso verhält es sich mit der Pensionsfrage. Es denkt 
niemand daran, die Pensionsrechte der Beamten zu schmälern. 
Wohl aber müssen wir den Ausbau der Invaliden- und Ange- 
stelitenversicherung dahin fordern, dass auch der übrigen Ar- 
a eisenat eine ausreichende Altersversorgung gewährt 
wird. 

Dass durch eine solche Entwicklung die scharfe Grenze, die 
jetzt zwischen den Beamten und den übrigen Arbeitnehmern ge- 
zogen ist, verwischt wird, soll nicht bestritten werden; aber 
das ist kein Schaden, sondern ein Vorteil für die Beamten- 
schaft. Denn es schwindet für den Beamten der Zwang, nun 
unbedingt auf seinem Posten ausharren zu müssen, auch wenn 
er die innere Befriedigung nicht findet. Falls ihm seine 
Pensionsansprüche nicht verloren gehen, wird er bereit sein, 
auch an anderer Stelle zu wirken, wenn er seinen Fähigkeiten 
und Leistungen entsprechend dort fruchtbringender tätig sein 
kann. Die Freizügigkeit auch der Beamtenschaft ist das 
hohe Gut, das damit errungen wäre und eine Verwirklichung 
des jetzt nur auf dem Papier stehenden Grundsatzes „Freie 
Balın dem Tüchtigen“, 

Und hier kommen wir zu dem Grundunterschied zwischen 
der freigewerkschaftlichen und der reaktionären Beamtenpolitik, 
Wir fordern, dass mit der Demokratisierung der Ver- 
waltung Ernst gemacht wird; denn nur, wenn sie verwirklicht 
ist, wird dem Tüchtigen der Aufstieg auch in die höchsten 
Stellen offenstehen. Das heisst nicht, dass wir die zum Ausweis 
der Fähigkeiten notwendigen Prüfungen auiheben wollen. Für 
jeden Beruf ist zwar ein entsprechender Bildungsgang notwendig; 
aber es soll auch dem, der diesen Weg nicht gegangen ist, sOn- 
dern sich auf andere Weise die erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten erworben hat, der Zugang nicht um deswillen ver- 
sagt werden, weil er die geforderten Zeugnisse nicht aufzu- 
weisen vermag. Nicht die Examina, sondern die Leistungen 
sollen die Grundlage auch für die Besetzung der Beamtenstellen 
bilden. Das heisst „Demokratisierung der Verwaltung“, dass 
jedem auch der Aufstieg zu den höchsten Beamtenstellen er- 
möglicht wird. 

Es liegt nach diesen Darlegungen wohl auf der Hand, dass 
die Angriffe auf. uns, wir wollten das Berufsbeamtentum 
beseitigen, nur Demagogie schlimmster Art sind, um die Be- 
amtenschaft von der Berührung mit den Angestellten und Ar- 
beitern fernzuhalten. Allerdings will die freigewerkschaftliche 
Bewegung nichts mit einer Beamtenschaft zu tun haben, die 
nach dem. Muster des alten Regiments eine für sich abge- 
schlossene Kaste sein will, mit Ueberhebung auf das übrige Volk 
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herabblickt und sich als Hort aller reaktionären Bestrebungen 
fühlt. Wohl aber sind wir der Ueberzeugung, dass die Beamten- 
schaft, die unseres demokratischen Volkswesens würdig sein 
will, sich an die Seite der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
stellen muss, um im Rahmen der allgemeinen Arbeitnehmerziele 
ihre besonderen Interessen wahrzunehmen. 


Ein Beitrag zur Organisation 


Vom Kollegen Schnülle, Vermessungsassistent, in Frauk- 
furt a. O., wird uns geschrieben: 


Wie dringend notwendig es auch für die Beamtenschaft ist, 
organisiert zu sein, hat die Erfahrung speziell der letzten beiden 
Jahre in so überzeugender Weise gelehrt, dass man annehmen 
sollte, auch der letzte Mann sei einer Organisation ange- 
schlossen. Leider aber muss man feststellen, dass es auch heute 
noch genügend Beamte gibt, die der Organisation fernstehen. 
Unter Organisation verstehe ich nicht etwa die Zugehörig- 
keit nur zu irgendeinem Fachverbande, sondern zu einer ge- 
werkschaftlichen Grossorganisation, wie der Bund der techni- 
schen Angestellten und Beamten eine ist. Aus den: verschiede- 
nen Mitteilungen des „Staatstechniker‘‘ geht hervor, dass diese 
Gewerkschaft für - die. ihr .angeschlossenen Staatstechniker- 
gruppen Hervorrazendes geleistet hat, wofür man ihr nur Dank 
schuldet.‘ Die Vorzüge einer gewerkschaftlichen Organisation 
liegen so klar auf der Hand, dass ich fast glauben möchte, an- 
nehmen zu: dürfen, ein weiterer Kommentar hierzu sei über- 
flüssig. Dem: ist aber trotz aller Aufklärungsschriften nicht so. 
Es sei mir ‘daher gestattet, hier noch auf einiges hinzuweisen: 


Die Grossorganisation allein ist berufen, die Interessen ver- 
wandter Beruisstände richtig zu vertreten. Sie ist nur als 
die Organisation anerkannt, mit der allein überhaupt 
noch verhandelt werden kann und verhandelt 
wird. Dies hat viel für sich, ist doch ‘dadurch der alten, stark 
eingerissen zewesenen Sucht, die massgebernden Stellen mit 
zentnerweisen Fingaben zu überfluten, endlich ein Riegel 
vorgeschoben worden. Das frühere System, auf eigene Faust 
zu handeln, Eingaben von allen — berufenen und unberufenen — 
Seiten einzureichen, konnte naturgemäss ein allseitig befriedi- 
gendes Ergebnis für die Interessenten nicht zeitigen. Nicht 
allein. dass sich einzelne Gruppen und Gattungen gegenseitig 
befehdeten, nein, auch innerhalb derselben Gruppen war oft eine 
Einigkeit nicht zu erzielen. Heute liegt die Sache anders. Die 
gewerkschaftliche Organisation verhandelt, und zwar, wie 
immer, mit strengster Sachlichkeit, zunächst mit den Vertretern 
ihrer verschiedenen Fachgruppen und gleicht etwaige Gegen- 
sätze bestmöglich aus. Ist es nicht schon ein grosser Erfolg, 
wenn, wie im Bund der Fall, ein auf gegenseitige Anerkennung 
der Stellung der einzelnen Gruppen aufgebauter Eingruppierungs- 
nlan, der alle Teilnehmer und Interessenten voll. befriedigt, zu- 
stande kommt? Ein solcher Plan ist schon. ein bedeutendes 
Werk und geeignet, als "weitere Verhandlungsgrundlage zu 
dienen. Selbst dann, wenn ein solcher Plan nicht durchweg 
volle Berücksichtigung finden sollte, wird er ein Werk von nicht 
zu unterschätzendem Werte für die Folgezeit sein und bleiben 
müssen. 

Auch die dem Bunde angeschlossenen Vermessungs- 
Assistenten schneiden nach ‘diesem einmütig aufgestellten 
Plan unter voller Berücksichtigung ihrer berechtigten, ihrer 
Tätirkeit"und ihren Leistungen entsprechenden Wünsche gut ab. 
Die weitere Tätigkeit wird unentwegt darauf gerichtet, diesen 
Plane bei den massgebenden Stellen vollste Geltung zu ver- 
schaffen. Das ist eine Tatsache, die jeder beherzigen sollte. 
Wem das etwa noch unbekannt sein sollte, der hat der ganzen 
Beamtenbewegung und der Tätigkeit der Organisation offenbar 
gleichgültig gegenübergestanden. 

Dass die Interessen aller gewahrt werden, ist schon ge- 
nügend erwiesen. Jedenfalls wird man nicht den Bund dafür 
verantwortlich machen dürfen, wenn der Erfolg schliesslich 
etwas hinter der Forderung zurückbleiben sollte. Mir scheint 
aber, dass gerade die Kollegen unzufrieden sind, die es zur Ver- 
besserung der eigenen Lage an jeder positiven Mit- 
arbeit bisher haben fehlen lassen. Ein Bundes- 
vertreter braucht aber auch Material, dass so vollständig, 
übersichtlich, präzise und korrekt gehalten ist, dass er auf alle 
Einwände schlagfertig erwidern kann und. gegen alles ge- 
wappnet ist. Wenn man nun bedenkt, dass so viele berufene 
Kollegen sich in ihrer ureigensten Angelegenheit so vollständig 
teilnahmslos verhalten, dann muss man es dem Bunde 
doppelt hoch anrechnen, dass er es verstanden hat, sich in den 
Stoff so zu vertieien, dass es ihm danach möglich war, alle 
Wünsche geschickt und mit Energie zu vertreten. Ich für meine 
Person vertraue indessen ganz darauf, dass es dem Bunde ge- 
lingen wird, das zu erreichen, was er sich aus Ueberzeugung 
zum Ziel gesetzt hat. 
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Betriebsrätewahlen im Verwaltungsbereiche des Preussi- | 
schen Finanzministeriums und des Ministeriums des Innern.- ° 
Leider ist es uns nicht möglich gewesen, schon in dieser Num- 
mer das endgültige Ergebnis. der Betriebsrätewahlen vom 7. und 
8. Mai zu veröffentlichen, da die Feststellungen durch die 
Wahlvorstände erst im Laufe dieser Woche-erfolgen. Aus den 
uns: bisher vorliegenden. Teilergebnissen geht jedoch schon un- '} 
zweideutig' hervor, dass die auf die Listen der freigewerk- 
schaftlichen Arbeitnehmer - Organisationen. abgegebenen ; 
Stimmen die auf die übrigen Listen abgegebenen bei weitem 
übertreffen. Um nun so schnell wie möglich ein lücken- 
loses Ergebnis der Wahlen zu erhalten, haben wir uns an unsere *) 
sämtlichen preussischen Gauverwaltungen und Gaunebenstellen - 
sowie. an alle von uns seinerzeit namhaft gemachten Wahlvor- | 
standsmitglieder für die Wahlen zum: örtlichen und Bezirks- 
betriebsrat mit der Bitte gewandt, uns wenn irgend möglich 
über den Ausfall dieser Wahlen in: ihrem. Bezirke umgehende 
ausführliche Angaben zu machen. Insbesondere liegt uns daran 
zu erfahren, wieviel Stimmen für die einzelnen Betriebsräte 
(Haupt-, Bezirks- und örtlicher Betriebsrat) auf die an der 
Wahl beteiligten Organisationen entfallen sind. Ferner legen 
wir auch grossen Wert darauf, die Namen aller gewählten Be- 
triebsratsmitglieder sowie diejenigen ihrer Ersatzmänner hier- 
her mitgeteilt zu erhalten. u 

Wir richten deshalb auch von dieser Stelle aus an alle an °° 
diesen Wahlen beteiligt . gewesenen Kollegen. die dringende 
Bitte, uns zur schnellsten Feststellung durch aus- 
führliche Mitteilungen und Berichte über Vorbe- 
reitung, Handhabung und Ausfall der Wahlen bei ihrer Dienst- 
stelle bzw. in ihrem Bezirke weitestgehend zu unterstützen, 
damit wir in der Lage sind, in der nächsten Nummer aes 
ne das lückenlose Wahlergebnis zu veröffent- 
ichen. 
Ortsklassenverzeichnis. Der Entwurf des Gesetzes betref- 
fend die vorläufige Neuaufstellung des Ortsklassenverzeichnisses 
ist als Reichstags-Drucksache Nr. 1895 erschienen. Wir haben 
je ein Exemplar dieser Drucksache sofort allen unseren Gauver- 
waltungen, Gaunebenstellen, Reichs- und Landesfachgruppen 
zugehen lassen und bitten nunmehr. unsere Kollegen im Reiche, 
alle Anfragen über Eingruppierung irgendwelcher Orte von jetzt 
ab nicht mehr an uns, sondern an die vorgenannten Ver- 
waltungsstellen ihres zuständigen Bezirkes zu richten. = 

Wir machen noch ausdrücklich darauf aufmerksam, dass 
das erschienene Ortsklassenverzeichnis nur als vorläufiges zu 
betrachten ist und. dass die Verhandlungen über die endgültige 
Ortsklasseneinteilung unverzüglich weitergeführt werden. Es 
kann jedoch vor Ablauf dieses Sommers mit dem Abschluss” 
dieser Verhandlungen nicht gerechnet werden. Y 


Vorläufige Zuschläge zu den Tagegeldern für Dienstreisen 
bis zum Inkraittreten der neuen Reisekosten-Verordnung für 
Reichsbeamte. Hierzu hat der Reichsminister der Finanzen unter 
I. b. B. 51 136 am 19. März d. J. folgenden Erlass herausgegeben: 

Im Hinblick darauf, dass bis zum Inkrafttreten der neuen Reisckostenver- 
ordnung für die Reichsbeamten — vgl. mein Rundschreiben vom ]. Februar 
d. J. — Ib B, 4293 — noch einige Zeit vergehen wird, erkläre ich mich in 
Berücksichtigung der vorliegenden ARSIER damit einverstanden, dass mit 
Wirkung vom 1. Februar d. J. ab den Reichsbeamten bei Diens’reisen an 
Stelle der bisherigen Entschädigungen besondere Zuschläge zu den ge > N | 
mässigen Tagegeldern bewilligt werden, die zusammen folgende Beträge nicht 7 7 
überschreiten dürfen: ad 

A. Für teure Städte (Erlass vom 17. Juni 1920 — I. B. 5332 Hg): > 

1. Bei melıtögigen Dienstreisen: Stufe I (umfasst die Beamten der Bes 7 | 

Gruppen A I-—-V) 50 M.; Stufe II (umfasst die Beamten der Bes. 7 
Gruppen A VI-VIM 60 M.; Stufe III (umfarst die Beamten der 7 
Bes.-Gruppen A IX—XII) 70 M.; Stufe IV (umfasst die Beamten der 
Bes.-Gruppen A XIII und die Beamten mit Einzelgehältern BI bis B4) = 
5} 
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&0 M.; Stufe V (umfasst die Beamten mit Einzelgehältern B 5 bis 

B 7) 09, M. Be 

2. Bei Dienstreisen, die an demselben Tage angetreten und beendet 7) 
werden: Stufe 1 25 M., Stufe II 30 M., Stufe II 35 M., Stufe IV 7 © 

40 M. und Stufe V 45 M. A 

B. Im übrigen: 2 FR 4 
1. Bei mehrtägigen Dienstreisen: Stufe I 35 M., Stufe II 40. M., Stufe DEE 7 

50 M., Stufe IV 55 M. und Stufe V 60 M. I 

2. Bei Dienstreisen, die an demselben Tage angetreten und beendet: a 
werden: Stufe I 20 M., Stufe II 25 M, Stufe II 30 M., Stufe ME 

35 M. und Stufe V 40 M, , 38 

An den bisherigen Grundsätzen für Abfindung der Beamten bei Dienst- 
reisen tritt im übrigen keine Aenderung ein. re 
'Erläuternd möchte ich zu meinem Rundschreiben vom 17. Juni 1920 — 
1. B. 5332 — bemerken, dass für den Tag der Rückkehr von der Dienstreise; ° 
an den Wohnort oder auswärtigen Beschältigungsort, auch wenn diese zu den, 
teveren Orten gehören, die für teuere Städte festgesetzten Tagegelder nur 

dann gezahlt werden dürfen, wenn der Beamte an diesem Tage an einem 
anderen teueren Orte das Mittagessen eingenommen hat oder dort längere 
Zeit dienstlich tätig war. I. A.: gez. Stillen 
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‚oder nur unvollkommen erfasst haben. 
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| Zur näheren Aufklärung über den Inhalt vorstehenden Er- 
‚ lasses teilen wir noch mit, dass bis zur endgültigen Festsetzung 
der neuen Ortsklasseneinteilung vorläufig als teure Orte die 
Städte Aachen, Altona, Bremen, Breslau, Coblenz, Dortmund, 
Dresden, Düsseldorf, Duisburg, Essen, Frankfurt a. M., Gross- 
Berlin, Hamburg; Hannover, Kiel, Köln, _ Königsberg i. Pr., 
Leipzig, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Oppeln,. Stettin und 
Trier gelten. 


Tarifverträge 


Durchführung der Entscheidungen des Paritätischen Aus- 
schusses durch die Dienststellen. Um die in letzter Zeit zahl- 
reich bei uns eingelaufenen Beschwerden, nach welchen Dienst- 
stellen die Entscheidungen des Paritätischen Ausschusses nicht 
erfüllen, abzustellen, haben wir uns beschwerdeführend an das 
Preussische Finanzministerium gewandt.. Auf diese Beschwerde 
ist uns nachstehender Bescheid erteilt worden: 

„Die nachgeordneten Dienststellen sind angewiesen: worden, 
die vom Paritätischen Ausschuss für Reichs- und Staats- 
angestellte auf Grund des $ 8 Abs. 2 des Teiltarifvertrages für 
die Angestellten bei den Reichs- und Staatsverwaltungen vom 
4. Juni 1920 gefällten Schiedssprüche ungesäumt zur Ausführung 
zu bringen.“ - 

Sollten sich künftighin Dienststellen immer noch weigern, 
die Entscheidungen des .Paritätischen Ausschusses durchzu- 
führen, bitten wir, uns darüber sofort Mitteilung zu machen, 


Tarifvertrag für die „ständigen Staatsangestellten“ in 
Mecklenburg-Schwerin. In Mecklenburg-Schwerin hatte im 


'Vorjahre der dortige Beamtenbund für die sogenannten „stän- 


digen Staatsangestellten“ einen Tarifvertrag abgeschlossen, der 
allgemein nur ein Abdruck unseres Tarifwertrakes für die 
Reichs- und preussischen Staatsangestellten war, jedoch gerade 
die von den Arbeitnehmer-Organisationen, ‘insbesondere den 
ireigewerkschaftlichen, für die Behördenangestellten durch lang- 
wierige Verhandlungen erzielten wesentlichsten Erfolge dieses 
Tariivertrages vermissen liess. Das sind die Folgen, wenn 
Organisationen das Wesen des Tariivertragsgedankens nicht 
Der Tarifvertrag war 
ganz heimlich abgeschlossen, so dass unser Bund keine Gelegen- 
heit hatte, einen anderen Geist in dem: Tarifvertrag hineinzu- 
bringen. Der. Tarifvertrag für die „nichtständigen Staatsange- 
stellten“, den wir abgeschlossen: haben, sieht dem vorerwähnten 
Vertrage gegenüber schon wesentlich anders aus. 

Unser Bund ist seinerzeit sofort nach Bekanntwerden. des 
Tarifvertrages für die „ständigen Staatsangestellten‘“ beim 
Mecklenburgischen Staatsministerium zwecks besserer Atı- 
gleichung jenes Vertrages an den für die Reichs- und preussi- 
schen Staatsangestellten vorstellige geworden und dann auch in 
Verhandlungen hierüber. eingetreten. Diese Verhandlungen 
haben durch nachstehenden Erlass 'ihren Abschluss 
gefunden, ihr Ergebnis bedeutet zweifelsfrei sowohl für die 
technischen Behördenangestellten als für die technischen Staats- 
beamten Mecklenburgs einen grossen Eriolg. 

Meckl. Finanzministerium. Schwerin, den 20. April 1921. 
G. Nr. 6028. 

Da die Nachprüfung auf Grund des $ 31 des Tarifvertrages 
für die ständigen Angestellten vom 21. September 1920 wegen 
der Hinausschiebung der Inkraftsetzung der neuen Besoldungs- 
ordnung infolge Einspruchs des Reichsfinanzministers sich noch 
weiter hinausschiebt, aber inzwischen mit der Vertretung der 
technischen Angestellten eine Neuregelung der Eingruppierung 
ufid Berechnung des Vergütungsdienstalters der technischen An- 
gestelltem besprochen ist, hält es das unterzeichnete Ministerium 
für zweckmässig, diese Neuregelung bereits jetzt in Kraft zu 


"setzen, um den. berechtigten Wünschen der technischen An- 


gestellten auf baldige Regelung entgegenzukommen. Durch die 
Aenderung der Besoldungsordnung werden diese Bestimmungen 


ı nicht berührt. 


Das unterzeichnete Ministerium erklärt sich daher mit Zu- 
stimmung des Staatsministeriums damit einverstanden, dass für 
die als ständige Staatsangestellte eingestellten technischen An- 
gestellten ab 1. April 1920 folgende Regelung Platz greift: 

1. Die ständigen technischen Staatsangesteliten sind in den 
Vergütungstarif der ständigen Staatsangestellten wie folgt ein- 
zugruppieren: 

Gruppe V: Vermessungstechniker mit weniger wie sechs- 
jähriger” Berufstätigkeit, technische‘ Angestellte, soweit nicht in 
höheren Gruppen; 

Gruppe VI: Vermessungstechniker mit mindestens sechs- 
jähriger Beruistätigkeit und gleichartige Kräfte bei entsprechen- 
der Tätigkeit; technische Angestellte mit abgeschlossener tech- 
nischer- Mittelschulbildung‘ in den ersten: vier Jahren ihrer Be- 
rufstätigkeit oder gleichartige Kräfte ‘mit "entsprechender Tä- 


\ötigkeit;' ' 


Gruppe VII: Vermessungstechniker mit mindestens zehn- 
jähriger . Berufstätigkeit und‘ gleichartige Kräfte bei .ent- 
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sprechender Tätigkeit; technische Angestellte mit abgeschlosses 
ner technischer Mittelschulbildung vom 5. Jahre ihrer Bertifs- 
tätigkeit an und gleichwertige .Kräfte mit entsprechender 
Tätigkeit; 

Gruppe VII: technische Angestellte mit abgeschlossener 
technischer Mittelschulbildung, die sich durch besondere Lei- 
as und praktische Erfahrungen aus der Gruppe VII hervor- 

eben. 

2. Für die Berechnnug der Berufsjahre, welche für die Ein- 
gruppierung massgebend sind, gilt folgendes: 

Bei der Berufstätigkeit der Vermessungstechniker, bei 
denen eine technische Mittelschulbildung nicht gefordert wird, 
soll die Lehrzeit in die Zeit der Berufstätigkeit eingerechnet 
werden. 

Die Kriegszeit soll bei den technischen Angesteliten, welche 
vor dem Kriege bereits in der Ausbildung oder im Beruf tätig 
waren, bei der Berechnung der Zeit der Berufstätigkeit voll an- 
gerechnet werden. | 

3. Bei der Berechnung des Vergütungsdienstalters ist die 
Zeit der praktischen Berufstätigkeit einschliesslich der Zeit der 
Fachschulausbildung, soweit sie nach der Vollendung des 21. Le« 
bensiahres liegt, voll anzurechnen. 

4. Vom 1. April 1921 ab erhalten die technischen Angestell« 
ten für Dienstreisen dieselben Vergütungen wie die ihnen gleich. 
stehenden Beamten. Im übrigen gelten die Bestimmungen des 
Tarifvertrages der ständigen Staatsangestellten vom 21. Sep- 
tember 1920. 

Die hierdurch den ständigen technischen Staatsangestellten 
zustehenden Vergütungen sind neu zu berechnen, die ab- 
geschlossenen Dienstverträge entsprechend zu ändern und die 
erforderlichen Nachzahlungen alsbald zu leisten. 

Finanzministerium. 
gez. Unterschrift. 
An alle Ministerien. 
Abschrift an den Bund der technischen Angestellten 
z. Md. des Herrn Schmidt, Rostock. 
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Zur Beachtung! In Nr. 11 des „Staatstechniker“ vom 
25. März 1921 haben wir auf Seite 23 ein Verzeichnis aller. un- 
sere Staatstechniker-Angelegenheiten betreffenden Rundschreiben 
an die Ortsverwaltungen veröffentlicht. Wir setzen diese Ver- 
öffentlichung heute fort und geben gleichzeitig alle bisher er- 
schienenen Rundschreiben unserer Reichs- bzw. Landesiach- 
gruppen bekannt. 
Es sind erschienen: 
a) Rundschreiben an die Ortsverwalitungen (Fortsetzung): 
Nr. 22 Werbeaktion unter den technischen Angestellten und Beamten 
der Eisenbahnverwaltung vom 4. 4. 21. 
„ 26 Werbetätigkeit unter den Eisenbahntechnikern vom 20, 4, 21, 
b) Rundschreiben er Reichs- bzw. Landesiachgruppen: 
1. Wiederaufbautechniker-Ost 
Nr. 1 vom 28. 2. 20. 
3774812, 20: 
2. Landeskultur (Kulturbauverwaltung) 
Nr. 1 vom 20 11. 20. 
» 2 in Vorbereitung (erscheint in Kürze). 
3, Landeskultur (Kulturyerwaltung — Vermessungswesen) 
Nr. t vom 2.4. 21. 
4. Katasterwesen 


Nr. 1—Nr. 7 vom 16. 6. 1. 7., 29. 9., 28. 10., 11. 11., 1. 12, und 


19. 12, 1920. 
1 vom 22. 1.21 
=72:.29:21249.-26 
RAR RR BET 9 E 


Staatstechniker-Konierenz im Gau Hannover-Braunschweiz, 
Am 3. Mai fand unter dem Vorsitz des Kollegen Dettmann, 
Hannover, eine Sitzung des Gau-Ausschusses der Fachgruppe 
„staatstechniker‘‘ unter zahlreicher Beteiligung der Kollegen 
aller Staatstechnikerfachgruppen in Hannover statt.’ Als Tages- 
ordnungspunkte standen 

1. Stellungnahme zum Gegenentwurf der Reichs- und Staats- 
behörden zur Revision des Teiltarifvertrages, 

2. Aussprache über Schaffung von Zentralstellen für Ange» 
stelite der Verwaltungen zwecks Besetzung von Stellen, 

3. Aussprache über weiteren Ausbau des „Staatstechniker“, 

4. Besprechung und Vorschläge über das Arbeiten der Fach- 
gruppenobmänner und des Gau-Ausschusses der Staats- 
technikerfachgruppen zur Beratung. 

Alle Fragen sind nach dem uns vorliegenden Berichte in 
eründlicher, für unsere Fortenwicklung erspriesslicher Beratung 
eingehend behandelt worden, so dass wir voller Zuversicht für 
die Aufwärtsbewegung unserer Organisation innerhalb unserer 
im Angestellten- und Beamtenverhältnis befindlichen Staats- 
technikerkollegen in die Zukunft schauen dürfen. 
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Reichsvermögensverwaltung 


Streik bei den Reichsvermögensämtern in Rüstringen-Wil- 
helmshaven. Seit dem 8. d. Mts. befinden sich die Arbeiter der 
WE WLMOgENSamS »r J, I und IV im Streik. Ueber die Ur- 
sachen dieser Arbeitseinstellung entnehmen wir den Berichten 
unserer Ortsverwaltung Wilhelmshaven und den Veröfient- 
lichungen der Streikleitung kurz folgendes: „Die Reichsver- 
mögensämter haben früher zum grössten Teil zur Marinewerit 
(Hafenbau) gehört, ihre Arbeiter wurden demzufolge auch wie 
die Werftarbeiter entlohnt. Die ersten Schwierigkeiten ent- 
standen im Herbst vorigen Jahres dadurch, dass seitens der 
Behörde Versuche zur Einführung eines sogenannten Oris- 
lohntarifes unternommen wurden, die jedoch an dem ge- 
schlossenen Widerstande der Belegschaft scheiterten. Als dann 
im Januar d.J. die Weritiöhne erhöht wurden, beanspruchten 
die Arbeiter ebenfails diese Lohnerhöhung und riefen nach Ab- 
lchnung ihrer Forderung durch die Behörde hintereinander den 
örtlichen Schlichtungsausschuss und den Zentralschlichtungs- 
ausschuss für die Keichsbehörden um Entscheidung an. In- 
zwischen verfügte die Behörde kurzerhand die Einführung des 
Ortslohntarifes zum 28. Februar 1921, musste jedoch diese Ver- 
iügung auf sofortigen energischen Protest der Gewerkschaften 
zurücknehmen. Darauihin ordnete nun das Reichsschatzamt als 
oberste Dienststelle die sofortige Einführung des Ortslohntarifes 
an, ohne den Schiedsspruch des Zentralschlichtungsausschusses 
abzuwarten. Die Geduld der Arbeiter wurde infolge dieses 
unvermittelten rigorosen Eingreifens, dem keinerlei Verhandlun- 
gen vorangegangen waren, stark in Anspruch genommen, trotz- 
dem aber gelang es den Gewerkschaften, die Belegschaft von 
einer sofortigen Arbeitseinstellung abzuhalten und die Verhand- 
lungen fortzusetzen, deren letzte zwischen der örtlichen Dienst- 
stelle und der Lohnkommission am 9. April 1921 ergebnislos 
verlief. Auch jetzt noch gab iedoch die Arbeiterschait die 
Hoffnung auf eine befriedigende Erledigung der bestehenden 
Lohndifferenzen nicht auf. Es wurde auf Wunsch der Lohn- 
kommission die Forderung der Arbeiter getrennt von dem An- 
gebote der Behörde dem vorgeseizten Dienststellen — dem 
Landesfinanzamt Bremen und dem Reichsschatzministerium — 
zur Entscheidung unterbreitet. Diese Entscheidung erhielten 
die Arbeiter nach abermaliger verhältnismässig langer Gedulds- 
probe am 7. Mai 1921 in einer derartig brüsken und ablehnen- 
den Form, dass sie in einer zu nachmitags 4 Uhr einberufenen 
Betriebsversammlung die Arbeitseinstellung vom nächsten Tage 
ab beschlossen.“ 

Dieser Streik schien nun in den ersten Tagen auch für 
unsere Mitglieder, die als Bautechniker und Bauaufseher bei den 
bestreikten Vermögensämtern beschäftigt sind, nicht ohne Rück- 
wirkung bleiben zu wollen, da von der Behörde verlangt wurde, 
dass unsere Kollegen die Bedienung der Drehbrücken im Hafen- 
gebiete übernehmen, also Arbeiten verrichten sollten, die bisher 
von den Arbeitern ausgeführt wurden. Dem sofortigen Ein- 
greifen unseres Vertrauwensmannes in ständiger Zusammenarbeit 
mit der Angestelltenvertretung und der Streikleitung ist es ge- 
lungen, dieses Ansinnen der Behörde rückgängig zu machen. 

Sollte die Behörde im weiteren Verlaufe des Streikes er- 
neut mit der Aufiorderung zur Verrichtung von Streikarbeit 
an unsere Mitglieder herantreten, so können wir den im Kampfe 
stehenden Arbeitern heute schon die Zusicherung geben, dass 
dies ebenso einmütig wie bisher abgelehnt werden wird. Ueber 
den weiteren Verlauf der Bewegung werden wir in der 
nächsten Nummer des „Staatstechniker“ berichten. 


Katasterwesen 


Bezirksiachgruppe Eriurt. Die am 3. April in Erfurt ein- 
berufene Versamlung zur Bildung der Bezirksfachgruppe zei- 
tigte folgendes Resultat: 

Kollege Heech eröffnete die Versamlung, zu der die Kolle- 
gen recht zahlreich erschienen waren. 

Zunächst wurde bekanntgegeben, dass bis jetzt 35 Kollegen 
des Bezirkes Erfurt ihren Beitritt zum Butab erklärt haben. 

Anschliessend hieran wurde die Wahl vorgenommen, die 
folgendes Ergebnis hatte: 

Kollege Heech (Erfurt) als Bezirksobmann, 

Kollege Läsker (Erfurt) ais Ersatzmann. 

In den Ausschuss sind’ Kollegen Herr (Mühlhausen), Förster 
(Nordhausen) und Wohlenberg (Erfurt) gewählt. 

Hierauf folgten Besprechungen über Betriebsratswahlen, 
den Tarifvertrag und die Eingruppierungsfragen. 

Die nachstehende Entschliessung bildete den Schluss der 
Versammlung: 

Die am 3. April 1921 auf dem Bezirksfachgruppentag in Erfurt an- 
wesenden Katasteranwärter und Katastertechniker des Regierungsbezirks Er- 
furt sehen in der Aufnahme in die Katasteranwärterliste keine Gewähr dafür, 
dass sie auch tatsächlich in das Beamtenverhältnis übernommen werden. 

Der Bund wird daher aufgefordert, dahingehend zu wirken, dass: 
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1. nur soviel in die Liste aufgenommen werden, als zur Deckung dal 
Bedarfs an planmässigen Stellen unbedingt nötig sind; vr 
2. die Anwärter durch die Notierung wie auch bei der Einberufung zun 4 
Diätar keine Einbusse an Gehalt erleiden; - 
3, die Anwärter bis zur Einberufung zum Diätar unter das Betriebsräter j 
gesetz und’ das Reichsversicherungsgesetz für Angestellte fallen. 


Am:6. März 1921 fand as 









































Bezirkstachgruppe Gumbinnen. 5 
Insterburg die 2. Fachgruppenversammlung statt. Die Be- 
teiligung war sehr gut. iM; } 

Kollege Bartolain erstattete den Geschäftsbericht über das 
vergangene Jahr. Hieran schloss sich eine rege Aussprache, 
Besonders eingehend wurde der Masnteltarif und die Urlaubseh } 
regelung besprochen. Hierbei wurde die Entschliessung an- 
genonmen, den Landesfachgruppenausschuss zu ersuchen, Ent- 
scheidung darüber herbeizuführen, ob die gelegentliche, nicht 
ständige häusliche Bearbeitung von Fortschreibungsvermessun- 
gen gewerbetreibender Landmesser als eine Nebenbeschäftigung 
mit fortlaufender Vergütung im Sinne des Man teltarifvertrages 
anzusehen ist. 3 

Alsdann wurde die Neuwahl ‚des Bezitksfacherupperauiik R 
schusses vorgenommen. Neu- bzw. wiedergewählt wurden 
folgende Kollegen: 3 
Kat.-Anwärter Bartolain, Gumbinnen, Bismarckstr. 47, als Be- 

zirksobinann, 

Kat.-Techniker Schulte, Gumbinnen, Katasterbureau. als Stell-, 
verireter, ) 

Kat.-Techniker Kienitz, Katasteramt Darkehmen- und 

Kat.-Techniker Köhler, Katasteramt Tilsit, als Vertranensleuii 

Als Vertrauensmann der im Bunde organisierten beamteten 
Kollegen wurde Katastersekretär Arwinski, Katasteramt Marg- 
grabowa, gewählt. rt 

Nach der Versammlung traten 5 Kollegen als Mitglieder 

em Bunde bei. i 


Wasser-, Kanal- und Hafenbauverwaltung 4 1 


Entlassungen bei der Wasserbauverwaltung. Durch a | 
IH. P. 13101 C. vom 17. Februar 1921 hat der Minister ‚der a 
öffentlichen Arbeiten folgendes verfügt: r 
„Im Hinblick auf die noch immer grosse Arbeitslosigkeit erscheint es ge 
boten, dass auch die Wasserbauverwaltung bei ihren Massnahmen zur Hebung 
der Wirtschaftlichkeit des Betriebes, soweit hierfür eine Verminderung des 
Personalbestandes in Betracht kommt, darauf Bedacht nimmt, dass die aus de} 
Dienste der Wasserbauverwaltung Entlassenen nicht der, Erwerbslosenfürserge i 
anheimfallen. rT 
Bezüglich der in den Richtlinien des Erlasses vom 8. 12. 1919 Kuh 
II. P. 8. 897 C. A. — zu I genannten Bedienstetengruppe ist diese Gewähr | 
gegeben, weil diese Personen nur dann entlassen werden dürfen, wenn sie 
neben ihrer Beschäftigung im Dienste der Wasserbauverwaltung einem anderen. 
Erwerb nachgehen, der ihnen und ihrer Familie auskömmlichen Lebensunterhal 
gewährt. Die unter Ziffer 3 und 4 der erwähnten Richtlinien genannten 
Bedienstetengruppen dürfen erst entlassen werden, wenn ihnen eine andere a 
Arbeit nachgewiesen werden kann. Da es aber diesen Bedienstetengruppen ' 
nicht zugemutet werden kann, eine Arbeit zu übernehmen, die geringwertiger _ 
ist, oder ihnen ein geringeres Einkommen verschafft, bestimme ich, dass diese | 
Gruppen erst dann zu entlassen sind, wenn ihnen eine andere gleichwertige, ! 
Arbeit nachgewiesen werden kann. 
Die unter Ziffer 2 der Richtlinien genannten „Ledigen, soweit sie nich 
die einzigen Ernährer ihrer arbeitsunfähigen Eltern oder Geschwister sind“ — 
können nach den bisherigen Bestimmungen ohne weiteres entlassen werden. 
Bei den gegenwärtigen ungünstigen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt er 
scheint dies indes nicht gerechtfertigt. Ich ordne daher in Ergänzung des be 
zeichneten Erlasses an, dass auch solche Ledigen, die nicht die einzigen Er- 
nährer ihrer arbeitsunfähigen Eltern oder Geschwister sind, nur dann entlassen 
werden dürfen, wenn ihnen eine andere gleichwertige Arbeit nachgewiegt '$ 
werden kenn. B- 
Ich ersuche, dies bei der weiteren Durchführung des Erlasses vom 18. De, 
zember 1919 zu beachten, x R 
Die in den $$ 86ff. der Betriebsräteverordnung vom 28 4. 1920 den Be- 
diensteten und den Betriebsvertretungen zustehenden Befugnisse werden durch 
diese Anordnung nicht berührt. a 
Ich behalte mir vor, bei einer Aenderung der Verhältnisse auf dem Arbeits 
markt auch die vorstehende Anordnung wieder aufzuheben. er; 
Für Neubavarbeiter, die für einen beschränkten Zeitraum und für bes’ 
stimmte Arbeiten angenommen worden sind und nach Beendigung dieser 
Arbeiten entlassen werden sollen, können die vorstehenden Bestimmunge 4 
nicht zur Anwendung kommen. Jedoch sind in diesen Fällen die Entlassunge 
durch ee der Arbeit Da ee, hinauszuschieben.“ Br, 
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1" geprüiter, ein ungepräülter 


Nalastertechniket 


zum baldigen Eintritt gesucht . 
Katasteramt 
Altiandsberg b. Berlin. 





Kutostertechniker 


sofort oder zum 1. Juli d. Js. gesucht. 
Bewerbungen erbeten. 


Katasteramt Schivelbein. 
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Beilage zur D.T. Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
| bei den Behörden des Reichs 

und der Länder 





| Nummer 16 





Revision des Teiltarifvertrages für 
‚Behördenangestellte 


Auf das ganz energische Drängen: der Organisationen hat 
‚ins die Regierung endlich die noch fehlenden Einreihungsvor- 
‚chläge bzw. Abänderungen zu den bisher gemachten. sowie 
inen Vorschlag zwecks Aenderung des textlichen Teils des 86 
'übersandt. Die Verhandlungen hierüber beginnen am 1, Juni 
‚dieses Jahres. : 

| Nachstehend geben wir die uns gemachten Vorschläge zur 
'Einreihung bekannt: 


| A, Reichsverwaltung, 

m Bereiche des Reichsverkehrsministeriums, 

Vergütungsgruppe IV. 
| (Seite 15 des Vorentwurfs.) 
| Zitier A1 erhält folgende Fassung: 
| „1. Technische Angestellte und Zeichner im bau- und ver- 
‚Messungsiechnischen Dienst mit einfacherer Tätigkeit.“ 
Vergütungsgruppe V. 
(Seite 26 des Vorentwurfs.) 
Neue Ziffer A 2: 

| »2. Vermessungsgehilfen. 
| (Kartierungen und Flächenberechnungen ohne Bear- 
| beitung von Fortschreibungsvermessungen sowie. einfache 
| örtliche Vermessungsarbeiten).“ 
| Die bisherigen Ziffern 2 bis 7 sind zu ändern in 3 bis 8, 
Vergütungsgruppe VI. 
| (Seite 37/38 des Vorentwurfs.) 
| Neue Ziffer A 2: 
| „2. Vermessungstechniker nach. erfolgreicher Vollendung 
‚ler Berufsausbildung. 
| (Ausführung von Gleis- und Bauwerksabsteckungen so- 
wie Geländeaufnahmen und Massenberechnungen oder voll- 
| ständige häusliche Bearbeitung von Fortschreibungsver- 
| messungen).* 
j 
| 
| 
) 
| 
| 
| 
| 





Die bisherigen Ziffern 2 und 3 sind zu ändern in 3 und 4. 


B. Preussische Staatsverwaltung. 
Vergütungsgruppe IV, 
Katasterverwaltung (Seite 82 des Vorentwurfs). 
1. Katastergehilfen zur Anfertigung der Katasterauszüge und 
THandzeichnungen. 4 
mBereichedesMinisteriumsderöffentlichen 
Arbeiten. 
(Seite 83 des Vorentwurfs.) 
Bei Ziffer 1 „Technische Angestellte usw.‘ ist hinter Zeich- 
‚ter einzuschalten „im Bau- und Vermessungsdienst“, 
Vergütungsgruppe V. 
'Katasterverwaltung (Seite 91 des Vorentwurfs). 
‚1. Katastergehilfen zur Ausführung der Katasterbureauarbei- 
ten (Bücherberichtigung, Abschluss usw.) und der techni- 
schen Arbeiten, soweit sie für die Ausbildung zur Berufs- 
| prüfung dienen. 
'mBereiche desMinisteriums der öffentlichen 
| Arbeiten. 
(Seite 92 des Vorentwurfs.) 


»aI—11 usw. 

r12. Vermessungsgehilfen. 

| (Kartierungen, Flächenberechnungen — ohne Bearbeitung 
N von Fortschreibungsvermessungen — sowie einfache ört- 


liche Vermessungsarbeiten). 

m Bereiche des Ministeriums für Landwirt- 
pi schaft, Domänen und Forsten. 

| (Seite 98 des Vorentwurfs.) 





1—2 usw. 
8. An Stelle „Kulturamtshilfszeichner“ ist. zu setzen: Ver- 
messungsgehilfen (Kulturamtshilfszeichner), die nach Been- 
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3 Jahrgang 


digung der Lehrzeit sich noch in der Berufsausbildung be- 
finden, 
Vergütungsgruppe VI. 

Katasterverwaltung (Seite 100 des Vorentwurfs). 

1. Katastertechniker (zur Ausführung sämtlicher katastertech- 
nischen Bureauarbeiten), die ihre Berufsausbildung erfolg- 
reich vollendet haben. 

Im Bereiche des Ministeriums deröffientlichen 
Arbeiten. 
(Seite 101 des Vorentwuris.) 


I1—11 usw. 
12. Vermessungstechniker nach erfolgreicher Vollendung der 
Berufsausbildung. 


(Ausführung von Bauwerksabsteckungen, Peilungen, Ge- 
ländeaufnahmen, Massenberechnungen oder vollständige 
häusliche Bearbeitung der Fortschreibungsvermessungen). 
Im Bereiche des Ministeriums für Landwirt- 
schaft, Domänen und Forsten. 
(Seite 105 des Vorentwurfs.) 

1—11 usw. 

12. Zeichner für besonders schwierige graphische Darstellung. 

13. Vermessungstechniker (Kulturamtsgeichner) zur Ausfüh- 
rung sämtlicher vermessungstechnischer Bureauarbeiten, 
die ihre Berufsausbildung erfolgreich vollendet haben. 

" Vergütungsgruppe VI. 

Katasterverwaltung (Seite 106 des Vorentwuris). 

1. Katastertechniker nach Ablegung der für die Kataster- 
sekretäre der Beamtenbesoldungsgruppe 7 vorgeschriebe- 
nen Ergänzungsprüfung. 

Im Bereiche desMinisteriums der öffentlichen 
Arbeiten. 
(Seite 107 des Vorentwurfs.) 

1—5 usw. 

6. Vermessungstechniker mit langjähriger praktischer Er- 
fahrung, die schwierigere Entwürfe einschliesslich Massen- 
und Kostenberechnungen aufstellen und prüfen oder die 
Aufnahme grösserer Geländestrecken oder von Feinnivelle- 
ments über mehr als 2 km selbständig ausführen. 

Im Bereiche des Ministeriums für Landwirt- 
schaft, Domänenund Forsten. 
| (Seite 110 des Vorentwuris.) 

1—8 usw. 

9, Vermessungstechniker (Kulturamtszeichner) nach Ablegung 
der für die Vermessungssekretäre der Beamtenbesoldungs- 
gruppe 7 vorgeschriebenen Ergänzungsprüfung. 


Vergütungsgruppe IX. 
Katasterverwaltung (Seite 114 des Vorentwurfs). 
1. Vereidete Landmesser mit abgeschlossener Hochschul- 

bildung. 

Der Ressortvorschlag für die Abänderung 
des $6 des Teiltarifvertrages lautet folgender- 
massen: 

(1.) Auf das Vergütungsdienstalter wird die vor der An- 
stellung zurückgelieste Zeit der Beschäftigung bei der gleichen 
oder einer anderen Stelle der Reichs- oder Staatsverwaltung 
voll angerechnet, soweit sie gleichartig war (vgl. auch $ 7 
Abs. 2). 

(2.) Die nicht als gleichartig zu erachtende vor der An- 
stellung zurückgelegte Zeit der Beschäftigung bei einer Stelle 
der Reichs- oder Staatsverwaltung wird zur Hälfte angerechnet. 

(3.) Die im Frieden ausserhalb der Erfüllung 
der gesetzlichen Wehrpflicht beim Heer, bei der 
Marine oder bei einer Kolonialschutztruppe zurückgelegte 
Dienstzeit ist als Zeit der Beschäftigung bei einer Stelle der 
Reichsverwaltung anzusehen. 

(4.) Die Zeit der bei Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts, Kriegsorgani- 
sationen und Privatunternehmungen ausgeübten Berufstätigkeit 
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sowie die Zeit nachweislich freier wissenschaftlicher, künstleri- 
scher oder sonstiger selbständiger Betätigung wird, soweit sie 
gleichartig war, nach Massgabe der zwischen den vertrag- 
schliessenden Parteien alsbald zu vereinbarenden Richtlinien 
angerechnet. 

(5.) Angestellten, welche unmittelbar nach ihrer Entlassung 
aus dem Kriegsdienst beim Heer oder bei der Marine im Reichs- 
oder Staatsdienst Beschäftigung gefunden haben, ist die zwischen 
Mobil- und Demobilmachung liegende Zeit des Dienstes beim 
Heer oder bei der Marine voll anzurechnen; Zivilinternierte 
werden solchen Angestellten gleichgestellt. Die Anstellung gilt 
auch dann noch als unmittelbar nach der Entlassung aus dem 
Heeresdienst erfolgt, wenn sie nachweislich durch Krankheit 
oder unverschuldete Arbeitslosigkeit verzögert worden ist oder 
die Verzögerung aus anderen Gründen nicht länger als drei Mo- 
nate gedauert hat. 

(6.) Die nach den Absätzen 1 bis 5 anzurechnende Zeit be- 
einnt in den Vergütungsgruppen I bis VI mit der Vollendung des 
einundzwanzigsten, in den Vergütungsgruppen VII bis XI mit 
der Voltendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres. 

(7.} Die hiernach anzurechnende Zeit darf jedoch insgesamt 
die Hälite der Gesamtaufrückungszeit der Vergütungsgruppe 
nicht übersteigen, in der die Anstellung erfolgt ist. Eine Ver- 
kürzung der nach Abs. 1 anzurechnenden Zeit darf jedoch hier- 
durch nicht eintreten. In besonderen Ausnahmefällen kann zur 
Vermeidung offenbarer Härten aus Billigkeitsgründen eine wei- 
tere Anrechnung vom obersten Verwaltungschef in Gemeinschaft 
mit der re Finanzverwaltung zugelassen werden (vgl. 
auch $ 7 Abs. 2 

(8.) Unverändert. 

Diese Vorschläge bekräftigen uns in unserer Auffassung 
über die Absichten der Regierung, welche wir bereits in Nr. 14 
des „Staatstechniker“ zum Ausdruck gebracht haben. Es ist 
uns unverständlich, wie man es mit dem (Geiste des Tarif- 
vertrages in Uebereinstimmung bringen will, für die Einreihung 
von Angestellten in einzelne Gruppen Ergänzungsprülungen zu 
verlangen, welche für Beamte noch nicht bestehen und deren Ein- 
führung der Reichstag bereits abgelehnt hat (s. Nr. 5 der „Freien 
Beamtenrundschau‘Y). Ferner werden Berufsbezeichnungen vor- 
geschlagen — Vermessungsgehilfe, Katastergehilfe —, die es 
zurzeit noch nicht gibt und gegen deren Einführung wir uns mit 
aller Entschiedenheit zur Wehr setzen müssen und werden. 
Ferner vermissen wir Vorschläge über die uns früher bereits 
zugesicherte Besserstellung der Jugendlichen und der Ange- 
stellten in den ersten 5 Vergütungsgruppen. 

Es wird unumgänglich notwendig sein, die in Nr. 14 des 
„Staatstechniker“ eingenommene Haltung über den für die Re- 
vision des Teiltarifvertrages einzuschlagenden Weg nunmehr fest 

zu vertreten, um dem Angestellten schnelistens zu dem zu ver- 
helfen, worauf sie schon seit dem 1. April 1920 Anspruch haben. 








Rundschau 00 


„Neuerdreng des staatlicken Bauwesens in Thüringen“, 
Unter dieser Ueberschrift gaben wir im Leitartikel des ‚„Staats- 
techniker‘ Nr. 14 vom 6. Mai 1921 die von unserer thüringischen 
Landesfachgruppe „Staatstechniker“ eingereichten Ergänzungs- 
und Abänderungsvorschläge bekannt, die in Anlehnung an die 
von den höheren Staatsbaubeamten bereits überreichten Vor- 
schläge abgefasst wurden. Hierbei ist noch zu berücksichtigen, 
dass die in Sperrdruck hervorgehobenen Vorschläge 
die der mittleren, wnd nicht, wie es infolge eines Druck- 
fehlers in der vorletzten Zeile des ersten Absatzes des betr. 
Artikels heisst, die der „höheren“ Staatsbaubeamten sind. 


5D 





Betriebsrätewahlen im Verwaltungsbereiche des Preussi- 
schen Finanzministeriums und des Preussischen Ministeriums 
des Innern. - In vergangener Woche sind von den für die Durch- 
führung der Wahlen gebildeten Wahlvorständen wohl fast 
überali die genauen Ergebnisse festgestellt worden. 
wenigen Regierungsbezirken haber die Wahlen teils infolge der 
Gleichgültigkeit der Behörden und deren Angestellten, teils aber 
auch infolge versteckter Sabotage des Betriebsräteaufbaues 
seitens: vereinzelter Regierungspräsidenten oder deren Beauf- 
trasten an dem von den Ministerien festzesetzten Fermine nicht 
stattgefunden. Wir haben selbstverständlich sofort Schritte zur 
Durchführung von Nachwahlen in allen in Frage kommenden 
Bezirken getan. Im besetzten Teile Oberschlesiens konnten die 
Wahlen iniolge des von den polnischen Insurgenten hervorge- 
rufenen Aufstandes und der damit verbundenen Unsicherheit 
bisher ebenfalls nicht vorgenommen werden. Auch hier sollen 
die Wahlen sefiort nach hoffentlich recht baldiger Wiederher- 
stellung der Ruhe nachgeholt werden. Mit Rücksicht hierauf soll 
auch das endgültige Wahlergebnis für den Hauptbetriebsrat erst 
später festgestelit werden, die vorläufige Verteilung der Sitze 


Nur in ganz. 





Nr. 16 | 
u Bi: 
dürfte also wohl noch kleine Verschiebungen zugünsten oder | 
unzunsten der einen oder anderen Organisation zur Folge habe 
In die Wahlen selbst sind wir freien Gewerkschaften v 
vornherein mit der grössten Zuversicht hineingegangen, wie 
wir dies ja auch schon in unserem Wahlilugblatte zum Ausdruck 
brachten. Allerdings war die Ohnmacht unserer Gegner noch 
viel grösser, als wir jemals anzunehmen wagten. Von ganz be- a1 
sonderem Pech ist der „Gedag“ bei diesen Wahlen verfo 
worden. Seine „grosse“ Mitgliederzahl bei den Behörd 
machte ihm die Auswahl geeigneter Kandidaten für den Haupt- 
betriebsrat derart schwer, dass er bei der von ihm scheinbar 
sehr eingehend ' - vorgenommenen Sichtung seiner „zahl- 
reichen Betriebsrats-Kandidaten“ nicht einma 
den Termin für die Einreichung der Vorschlagslisten einhalten 
konnte Auch allen übrigen gegnerischen Organisationen hat 
ihre mitunter recht bedenkliche Wahlagitation nur sehr wenig 
genützt. Wir halten es für unmütze Zeitverschwendung, uns mit | 
den vielen unsachlichen Behauptungen des G. D. A. und dem 
erosstuerischen Geschrei des Katastersekretärverbandes in ihren ‘| 
Wahlflugblättern noch länger zu beschäftigen. F 
Die Wahlbeteiligung war leider nur sehr gering, noch nicht 
einmal 50 Prozent aller wahlberechtigten Arbeitnehmer sind 
am 7. und 8. Mai 1921 an die Wahlurne herangetreten. Für die’ 
Wahl des Hauptbetriebsrates sind insgesamt 
5580 gültige Stimmen abgegeben worden, von denen | 
auf die Listen der Freien Gewerkschaften 
4094 (Liste L— AfA-Bund: 2771, Liste — Ver- | 
bandder Gemeinde-undStaatsarbeiter: 1323), | 
auf die Liste II des G. D. A. 860, auf die Liste IV des Kataster- 
sekretärverbandes 429 und auf die „wilde“ Liste Bauer (Ober- 
präsidium Frankfurt a. M.) 197 Stimmen entfielen. Das’ 
RES IERUR zeitigte hiernach fürdieFreienGewerk 
chaiten 9 Sitze (AfA-Buud 6 und Verband der 
Gemeinde und Staatsarbeiter 3) und für G 
G.D.A. die restlichen 2 Sitze im Hauptbetriebsrat. 
Es sind mithin als ordentliche Hauptbetrichs- 
ratsmitglieder gewählt worden: Bi 
1. Hilke, Berlin-Steglitz, B. t. A. B. 2 

2. Duldhardt, Wolmirstedt, Z. d. A. . 

3. Tabbert, Berlin-Lichtenberg, A. D. G. B. 51 
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4. Löer, Arnsberg i. Wi Zu A 
Schmidt, Berlin-Neukölln, G. d 
Lippert, Kölu, B.t. AB. 
Kühnlenz, Breslau, A. D. G. 
Gummersbach, Düsseldorf, 
Stenchly, Arnsberg i. W.,B. 
10. Speer, Cassel, A.D. G. B. 
11. Meemken, Aurich, G. d. A. 


Raummangels wegen ist es uns leider nicht möglich, ie 
zeitie auch schon die zahlreich vorliegenden Ergebnisse aı 
dem Reiche hier zu veröffentlichen. Wir werden dies in 
nächsten Nummer des „Staatstechniker“ tun, bemerken jedoch 
heute schon, dass in einer recht grossen Zahl von Regierungs- | 
bezirken sowohl für die Wahl der örtlichen als auch der Be- | 
zirksbetriebsräte nur eine freigewerkschaftliche Liste — wa 
scheinlich aus denselben Gründen wie bei der Wahl für 
Hauptbetriebsrat, nämlich wegen chronischen Nitgliedermanels 
unserer gegnerischen Organisationen — rechtzeitig eingereicht 
und demzufolge diese Liste als gewählt erklärt worden ist. | 

Alle von uns seinerzeit benannten Wahlvorstandsmitglieder 
und die an den Wahlen beteiligten Bezirksfachgruppen bitter 
wir an dieser Stelle hierdurch nochmals, uns umgehend kurze 
Berichte über den Ausgang der Wahlen in ihrem Bezirk, sow it 
sie dies auf Grund unserer Aufforderung vom 11. Mai 1921 noc 
‚nicht getan haben sollten, herzusenden. j 
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Reicksfinanzministerium und Betriebsräte-Auibau. Zı 
wenigen Zentralbehörden des Reiches und Preussens, die 
Verlanseen der Gewerkschaften nach Bildung von Ge 
betriebsräten auf Grund des $ 61 des B.R. G. bis heute ü 
noch nicht entsprochen haben, gehört in erster Linie das R 
finanzministerium. ‚Die bisherige Eriolglosigkeit fortges 
Bemühungen, auch für den Bereich des Reichsfinanzminister 
eine Verordnung zur Bildung von besonderen örtlichen und 
zirksbetriebsräten und eines Hauptbetriebsrates zu erwir 
hat nun den Verbandsvorsitzenden des Z.d. A,Reichsta &S 
abgeordneten Giebel, veranlast, im net 










folgende kleine Anfrage zu stellen: 

„Nach $ 61 des Betriebsrätegesetzes ist eine Verordnung über die Bilde 
von Gesamtbetriebsräten nach Verhandiungen mit den Wötschaftlichen 
einigungen zu erlassen. Nachdem dies bei mehreren Ministerien bereits, 
schehen ist, frage ich bei der Reichsregierung an, ob und wann das Reich 
finanzministerium eine gleiche Verordnung für seinen Geschäftsbere 
mit den wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer beraten wird.“ 14 


Hierauf ist vom Ministerialrat Bierstedt (Reichsfinanz- 


ministerium) als Kommissar der Reichsregierung folgende Ant: 
wort erteilt worden: 
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„Der Entwurf für die nach & 61 des Betriebsrätegesetzes für den Geschäfts- 
bereich des Reichsfinanzministeriums zu erlassende Verordnung ist im Reichs- 
finanzministerium fertiggestellt. Die wirtschaftlich:n Vereinigungem der Arbeit- 
nehmer werden zu den vorgesehriebenen Verhandlungen über den Entwurf dem- 
nächst eingeladen werden, wobei auch die Bildung von Gesamtbetriebsräten 
za tesprechen sein wird.“ 


Hiernach scheint nunmehr endlich auch diese Angelegenheit 
für den Verwaltungsbereich des Reichsfinanzministeriums einer 
baldisen Regelung entgegenzuschen, 


Gekaltstabelle. Der Ortsbeamte Schawer des Zentral- 
verbandes der Angestellten in Frankfurt (Main) kat sich 
die Mühe gemacht, in einer Tabelle sämtliche Gehälter 
und Gehaltsstufender Beamtenbesoldunrg sowie 
des Reichsbehörden-Tarifvertrages auszurech- 
nen. Die Teuerungszuschläge sind nack dem neuesten Bestim- 
mungen ermitteit, die Ortszuschläre sind ebenfalls gleich bei- 
gefügt, so dass es an Hand der Tabelle jedem Angestellten und 
Beamten möglich ist, sein Jahreszehalt, Vierteljahreszehalt oder 
Monatsgehalt einfach abzulesen. Auf der Rückseite sind 
die wichtigsten Bestimmungen aus dem KReichstarii und der 
Besoldungsordeung, sowie über das Besoldungsdienst- 
alter, Örtszuschläge, Kinderzeschtäge und für 
den Urlaub enthalten. Die Gehaltstabelle ist nach ÖOrtsklassen 
getrennt, und zwar für jede Ortsklasse besonders, 
zu beziehen. Der Preis beträgt 2 M. pro Stück. Unsere Orts- 
verwaltune Frankfurt (Main), Goetheplatz 5, ist 
gern bereit, Bestellungen zu vermitteln. Bei Aufgabe von Be- 
stellungen muss die Ortsklasse angegeben werden. 


Tarifverträge 


Revision des Tarifvertrages für Behördenangestellte in 
Sachsen. Die Gruppierung der gesamten technischen Arnge- 
stellten ist in dem Revisionsentwurf der Reichs- und preussischen 
Regierung derart fein unterschieden, dass die Durchführeng in 
der Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten, insbesondere aber auf 
Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung stossen wird, und 
dass es auf Grund des Wortlaufes bei dem einzelnen Gruppen 
den Angestelltenvertretungen fast unmöglich ist, eine gerechte 
Eingruppierung den Dienststellen gegenüber durchzusetzen. Dem 
Paritätischen Ausschuss wird es auf Grund des Wortlautes eben- 
falls vollkommen unmöglich sein, über die der wirklichen. Tätig- 
keit des Angestellter entsprechende Einstufung zu entscheiden. 
Auf Grund der vorgeschlagenen Unterscheidungen der techni- 
schen Tätigkeit haben die Dienststellen es sehr leicht, die Tätig- 
keit der Angestellten geringwertiger erscheinen zu lassen, als 
sie ist. 

Im nachstehenden sollen muın die für Sachsen bezügl. der 
sächsischen Staatsangestellten der Regierung eingereichten 
grundsätzlichen Forderunger räher erläutert werden. Wir 
unterscheiden: Zeichner, nichtakademische Techniker ımd aka- 
demische Techniker. Für die Zeichner verlangen wir Anfangs- 
stellung und Grundstellung, für die nichtakademischen wie auch 
für die akademischen Techniker Anfangsstellung, Grundstellung, 
Beförderunssstellung und Spitzenstellung. Weiter haben wir 
die Forderung eingereicht, dass der michtakademische Techniker 
in der Beförderungsstellung mit dem akademischen Techniker 
in der Anfangsstellung gleich ze werten ist. Da der akademische 
Techniker in seiner- Anfangsstellung in Gruppe X und in der 
Spitzenstellung in Gruppe XIHE sich befindet, so hat nach Vor- 
hergesagtem der Nichtakademiker in der Gruppe % zu er- 
scheinen. Daraus folgt, dass für die Anfangsstellung Gruppe 
VII, für die Grundstellung Gruppe IX und für die Spitzen- 
stellung Gruppe XI in Betracht zır kominen hat. Für die Zeich- 
ner verlangen wir Anfangsstellmmg in Gruppe VF, Grundstellung 
in Gruppe VII. Jüngere Zeichner, die vielleicht als Hiliskräfte 
anzusehen sind und mit ganz untergeordneten Arbeiten be- 
schäftigt werden, können als Hiliszeichner in Gruppe V geführt 
werden. In den Grupper II und [IV werden in Sachsen tech- 
nische Gehilfen geführt, die keine technische Tätigkeit verrich- 
ten. Diese Forderungen sind, mit Ausnahme der für die Zeich- 
ner, der Regierung und dem Personalamt unterbreitet. Da 
durch das Sperrgesetz die Regierungen der Länder vollkommen 
an das Vorgehen des Reiches gebunden sind, kaber wir bei der 
jetzigen Besokdungsreform als Mindestmass gefordert, dass für 
die nichtakademischen Techniker die Anfangsstellung in Gruppe 
VIE, Grundstellunz im Gruppe VII, Beförderungsstellung in 
Gruppe IX und Spitzenstellung in Gruppe X zu erblicken ist. 
Diese Forderungen sind, bis auf einige Abweichungen, die wir 
noch bestimmt durchzusetzen hoffen, bewillist. Wir haben so- 
wohl der Regierung als auch dem Abgeordneter keinen Zweifel 
darüber gelassen, das wir bei der Schaffung des endgültigen 
Besoldungsgesetzes im Jahre 1923 die Erfüllung unserer grund- 
sätzlichen Forderungen erwarten. 

Wir wissen aber genau, dass die Frage der Erfüllung unserer 
Forderungen mit der gesamten Organisationsfrage der Staats- 
techniker, Beamte wie Angestellte, innig zusammenhängt. Es 


DER STAATSTECHNIKER 1921 


muss deshalb bis zum Jahre 1923 die Einkeitsfront der Tech- 
niker in der technischen Einheitsorganisation, unserem Bunde, 
geschaffen sein. 


Der Entwurf eines Tarifvertrages für die Behördenange- 
stellten der Freien Stadt Danzig ist am 21. Mai 1921 dem Senat 
überreicht worden, wobei der Kommission der Gewerkschaften 
durch den stellvertretenden Senatspräsidenten der Begimm der 
Verhandlungen für Anfang Juni zugesagt wurde. as ein- 
heitliche Tarifwerk, das unter Mitwirkune aller in 
Danzig vertretenen Arbeitnehmerergsanisationer in wocher- 
langen Beratungen geschaffen wurde, ist in seiner hauptsäch- 
lichsten Teilen dem Tarifvertrage für die Angestellten bei den 
Reichs- und preussischen Staatsverwalinnzen nachzebildet 
worden, nur bei den Gehältern der einzelnen Versütungseruppen 
ist man in Anbetracht der besonderen teuren Lebensbedingungen 
im Bereiche der Freien Stadt Danzig über die Sätze des Reichs- 
behördentariies hinauszeganzen. 
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Katasterwesen 


Die Diesstaltersliste ist erschienen und unmittelbar durch 
die Hauptgeschäftsstelle Berlin NW 52, Weritstr. 7, zır beziehen. 
Der Preis für jede Liste beträgt ,— M. Die Zusendune erfolgt 
gegen Voreinsendung des Betrages bzw. gegen Nachnahme. 


Gruppentag. Am 28. und 29. Mai 1921 fand in Berlin der 
diesjährige Gruppentag der Landesfackgruppe statt, zu dem die 
gewählten Vertreter der Regierungsbezirke Arnsberg, Breslau, 
Coblenz, Düsseldorf, Erfurt, Frankfurt & O., Gumbinnen, Hildes- 
heim, Köln, Königsberg, Köslin, Liegnitz, Lüneburg, Magdeburg, 
Merseburg, Minden, Oppeln, Osnabrück, Potsdam, Schleswie, 
Stade, Stettin, Trier, Wiesbaden und Sigmaringen und die Mit- 
glieder des Landesfachgruppen-Ausschusses vollzähliz erschienen 
waren Ausserdem nahmen Herr Regierungs- und Stewerrat 
Walstab als Vertreter des Preussischer Finanzministeriums und 
Kollege Cosmus-Berlin als Vertreter des Bumdesvorstandes 
an; der Tagung teil. Von den anwesenden Vertretern waren 
21 Beamte und 25 Angestellte. 

Kollege Lemmitz- Potsdam eröffnete kurz nach 5 Uhr 
nachmittags den Gruppentag und erstattete nach kurzer Be- 
zZrüssungsansprache dem Geschäftsbericht. Er wies im beson- 
derer auf die Tätigkeit des Bundes in den Besoldengsiragen und 
Tarifangelegenkeiten bin und stellte fest, dass auf diesem Gebiete 
für die Katasterbearaten und -Angesteliten hervorragendes ge- 
leistet sei und die erzielten Erfolge einzie und allein auf die zähe 
zielhewusste Arbeit des Bimdes zurückzuführer seien. Um 
unsere berechtigten Forderusgen aber restlos zur Erfüllung zu 
bringen, werden wir auf dem einsgeschlagenen Wege noch viel 
aufepfernde Arbeit zu leisten haben. Ferner streiite er noch 
mit kurzen Worten die vom Katastersekretärverband und der 
Gewerkschaft deutscher Verwaltiungsbeamter gegen unsere Or- 
ganisatiom gerichteten Angriie und wies zweiielsirei nach, dass 
dieser Angriffen jede sachliche Grundlage fehle nnd sie mer aus 
rein agitatorischer Gründer eine bewusste Irreführums der Kol- 
legenschaft seien. Der natürliche Fortzang der Bewegung werde 
dieses über kurz oder lang ganz eindeutig beweisen. 

Der Gruppentagr gab seiner Auffassumg einmütig durch nach- 
folgende Ertschliessumgen Ausdruck: 

1) Der Gruppentag der Fachsruppe „Katasterwesem“ sprieht dem Eandes- 
fache: uppenausschuss das vollste Vertrauen aus und stellt fest, dass die vom 
Bund, als der einzigen richtigen Interessenvertretung der Katastersekretäre 
und -Teehniker, eingeleiteten Schritte zur Verbesserung der sozialen und 
materiellen Lage die richtigen smd. Er bedauert, dass trotz der Tatsache, 
nach: welcher die erzielten Erfolge auf das Wirken des Bundes zurückzuführen 
and, ein erheblicher Teif der beamteter Kollegen der technischen Einheits- 
organisation, dem Bunde der technischen Angestellten und Beamten, nach 

- fernsteht, hofft aber, dass: der Tag der Herste'lung der geschiesseren Ein- 
heitsfront in der Katasterverwaltung micht mehr fern ist. 

2) Die am 28. und 29. Mai 1921 in Berl’n versammelten durch das Band 
der Organisation geeinten Fezirksdelegierten der Fachgruppe „Kataster- 
wesen“ im Bunde der technischen Angestellten und Beamten haben mit 
Befriedigung von der bisher geleisteten Arbeit der Gewerkschaftszeutrale 
Kenntnis genommen. 

Auf dem Boden frei gewerkschaftlicher Richtung stehend, sehen sie im 
Bunde die einzige und richtige Organisation, die die Interessen der Kataster- 
beamten und -Angestellien wirksam und sachdrücklichst wahrgenommen 
hat und auch fernerkin zu vertretem in der Lage ist. 

Die Zersplitterungsversuche des Kataster-Sekretär-Verbandes aufs schärfste 
verurteilend, beauftragen die Gewerkschaftsfunktionäte die Bundesleitung 
bzw. den Landesfachgruppenaussehuss, diesen Machenschaften mit allem 
Nachdruck entgegenzutreten. 


Am folgender Tage nahmen die Fragen der Annahme md 
Ausbildung von Katasterzögfingen, der Bezahlung der Kataster- 
techniker, der Auswirkung der preussischen. Besoldungsordnung 
mit ihren Entschliessungen und den dazu gehörigen Ausführungs- 
bestimmungen sowie unsere Stellung zum Berwisbeamtentum 



















und zu den Grundrechten der Beamten in bezug auf die Zwangs- 
pensionierungen einen breiten Raum der Erörterungen ein. In 
allen diesen Fragen wurde völlige Einmütigkeit erzielt und die 
j Stellung der Landesfachgruppe durch mehrere Entschliessungen 
y festgelegt. Ueber die Einzelheiten der Tagung wird noch durch 
Rundschreiben besonders berichtet. 


Wasser-, Kanal- und Hafenbauverwaltung 


Mit Misständen in der Verwaltung und mit der Vorbereitung 
der Betriebsratsneuwahlen beschäftigte sich u. a. der Haupt- 
betriebsrat in einer Vollsitzung, die am 24. und 25. Mai 1921 
im Reichsverkehrsministerium stattfand, und an der von unse- 
rem Bunde das Mitglied des Hauptbetriebsrates Pandow-Han- 
nover und Organisationsvertreter Gröttrup-Berlin teilnahmen. 

Wie vorauszusehen, hat die vorläufige Regelung der Ver- 
reichlichung der Wasserstrassen und die dadurch eingetretene 
Zerreissung der Verwaltung, die -Verteilung der Zuständigkeit 
auf drei Ministerien, üble Folgen für die in der Wasserbau- 
verwaltung beschäftigten Arbeitnehmer gezeitig. Auch die 
Hauptbetriebsratstagung. ist durch die unklaren Verhältnisse auf 
das Nachteiligste beeinflusst worden. - 

Allgemein wurde lebhafte Klage darüber geführt, dass die 
Verwaltung im ganzen genommen noch nicht begriffen hat, 
welchen Zwecken die Betriebsräte dienen sollen. Trotz frühe- 
rer Zusagen ist der Hauptbetriebsrat zu den Beratungen der 
Wirtschaftskommission, überhaupt zu Beratungen wirtschaft- 
licher Natur nicht hinzugezogen worden. Ebenso wie die Zen- 
tralstelle haben es naturgemäss auch vielfach die untergeord- 
neten Behörden unterlassen, die Betriebsräte im Rahmen ihrer 
Befugnisse zur Mitarbeit heranzuziehen. Es wurden viele Bel- 
spiele dafür beigebracht, dass durch Mitarbeit der Betriebsräte 
dem Staate viel Geld hätte erspart werden können. Unkauf- 
\ männische Abschlüsse von Lieferungsverträgen, Unterlassung 

der dringlichsten Unterhaltungsarbeiten, Hinausschiebung von 

Neuarbeiten, ia sogar Stillegen von bereits in Angriff geromme- 
nen Bauten, Verkommenlassen von Zement und anderen Ma- 
terialien, Uebertragung von Arbeiten an Privatunternehmer statt 

Ausführung in eigener Regie, Auf-die-Strasse-setzen von Arbei- 

tern und Angestellten und dadurch Erhöhung der Erwerbslosen- 

zahl, kurz gesagt eine Arbeitsweise wie vor 40 Jahren nach 
2 Schema „F“, das sind so die wesentlichsten Vorwürfe, die die 
Männer der Praxis im Hauptbetriebsrat der Verwaltungsbureau- 
kratie machten. 

Wir wollen uns heute darauf beschränken, diese Dinge nur 
anzudeuten. Die Vertreter des Ministeriums werden die allge- 
meine Misstimmung, die vielfach in sehr scharfen Ausdrücken 
zur Geltung kam, so auffassen müssen, wie sie gedacht war, 
nämlich, dass es höchste Zeit ist, die Betriebsräte in der ganzen 
l Ausdehnung ihrer Befugnisse zur Mitarbeit heranzuziehen. Es 

wurde folgende von unserem Bundesvertreter vorgeschlagene 

| Entschliessung einstimmig angenommen: 

„Der Hauptbetriebsrat stellt fest, dass er trotz wiederholter Vor- 
stellungen bisher bestimmungswidrig nicht als beratende Körperschaft zu 
Verhandlungen in Fragen der Wirtschaftlichkeit der Wasserstrassen-Betriebe 
herangezogen worden ist. Die Erörterungen haben ergeben, dass teilweise 
ungeheure Summen Staatsgelder durch unkaufmännische Vertrag sabschlüsse 
- oder Liegenlassen von bereits in Angriff genommenen Bauten verloren ge- 
’ gangen sind. Der Hauptbetriebsrat erwartet im Interesse der Allgemeinheit, 

\ dass in Zukunft das Ministerium den Hauptbetriebsrat in jedem Falle 

} beratend hört, in dem die Wirtschaftlichkeit der Wasserstrassenbetriete es 

notwendig macht. Der Hauptbetriebsrat verlangt eine Kundgebung des 
Ministeriums, dass in Zukunft alle Dienststellen im Sinne des Betriebsräte- 
gedankens verfahren.“ 

Einen grossen Raum in den Verhandlungen desH.B.R. nahm 
dieBesprechungüber dieNeuwahlder Betriebs- 
räte ein, besonders wurden die $$ 3 und 18 der bisher be- 
stehenden Betriebsräteverordnung hart umstritten. Beim $ 18 
gab schliesslich der Regierungsvertreter seine Zustimmung dazu, 
dass die Wählbarkeit nicht von der dreijährigen Dienstzeit bei 
der Waserbauverwaltung abhängig gemacht werden solle. Da- 
gegen konnte eine Einigung betreffend $ 3 nicht erzielt werden. 


Katasiter- 
techniker 


stellt sofort ein 
Katasteramt Dt.-Krone. 





Aelterer, auch geprüfter 


4 Natastorlechniker 


gesucht. 
| } Katasteramt Brieg 


bei Breslau, 











Kutustertechniker 


sofort oder zum 1. Juli d. Js. gesucht. 
Bewerbungen erbeten. 


Ratasteramt Schivelbein. 


techniker 


zum baldigen Eintritt sucht 
Katasteramt Trebnitz 


bei Breslau. 


gesucht. 
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hatastorlethnike| 


sucht sofort 
Katasteramt Hörde 


Kataster- Hfıtastr- Thai 


werden zum sofortigen Eintritt 
Ortsklasse B,  Be- 
satzungszulage für teure Orte wird 
gewährt. Katasteramt Wadern 
Bez. Trier (nicht Saargebiet). 
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Nr. 16 


Der. Hauptbetriebsrat war sich mit den beteiligten Organi- 
sationen darüber einig, dass der-$ 3 dahingehend abgeändert 
werden müsse, dass nicht jeder einzelne Strassenmeister als 
Dienststelle aufgefasst werden dürfe, sondern dass kleine Dienst- 
stellen zusammengefasst werden müssen. Abgesehen davon, 
dass das bisherige System dem Staate grosse unnötige Mehr- 
kosten verursachte, war es derartig kompliziert und umständ- 
lich, dass erspriessliche Arbeit nicht geleistet werden konnte. 7’ 
Aus diesem Grunde sind selbst die Dienststellenleiter der An- 
sicht, das eine Aenderung des $ 3 erfolgen muss. Da die Re- 
gierungsvertreter jedoch nicht in.der Lage waren, von sich aus 
sofort hierzu eine zustimmende Erklärung abzugeben, überliess’ 
der Hauptbetriebsrat es den beteiligten Organisationen, in Ver- 
handlungen mit dem Ministerium einzutreten, für den Fall, dass 
eine Zusage nicht erfolgt. 

Zur Vorbereitung der neuen Wahlen wurden schliesslich 
noch vom H. B. R. als Wahlvorstand die Kollegen Fritsche- | 
Harburg, Müller-Charlottenburg und Selig-Genthin gewählt. Die 
Bezirks- und örtlichen Betriebsräte werden zur Wahl selbst 
weitere Anweisungen erhalten, sobald eine Klärung über die 
umstrittene Art der Durchführung der. Wahlen erzielt sein wird. 

Hierzu wurde dem Hauptbetriebsrate am 27. Mai 1921 als 
Stellungnahme des Ministeriums bekanntgegeben, dass Herr 
Staatssekretär Dr. Kirchstein eine Aenderung oder andere 
Auslegung des $ 3 mit der Begründung ablehne, dass der $ 3 
zu Recht bestehe und auch dem allgemeinen Betriebsrätegesetz 
entspreche. Ferner wähle auch bei der Eisenbahn jede Dienst- 
stelle für sich. Er könne deshalb. nicht über die Eisenbahn 
hinausgehen. Es bleibe nun den Organisationen überlassen, nach 
der alten Verordnung zu wählen oder aber die jetzigen Betriebs- 
räte stillschweigend bestehen zu lassen und eine neue Ver- 
ordnung auszuarbeiten. 


Am Möntag, den 30. Mai 1921 traten die Gewerkschaften zu 
einer Stellungnahme hierzu zusammen und beschlossen, nach- 
stehende Eingabe an die beteiligten Ministerien einzureichen: 

Betrifft: Berlin, den 30. Mai 1921. 
‚ Einspruch der Arbeitnehmerorganisationen 
bezüglich des Erlasses des Ministers der 
öffent lichen Arbeiten vom 3. 5. 1920 II. P. 
984 C, (Verordnung über die Bildung von 
Betriebsvertretungen). 

Die unterzeichneten Gewerkschaften teilen dem Herrn Reichsverkehrs- 
minister, dem Herrn Minister für Handel und Gewerbe sowie dem Herrn 
Landwirtschaftsminister hierdurch mit, dass sie nach wie vor auf dem Stand- 
punkte stehen, dass für die kommenden Betriebsrätewahlen der Wasserbau 
bediensteten der & 3 der Verordnung vom 3. 5. 1920 III P, 984 C geändert 
werden muss. Nach wiederholter Rücksprache mit den Vertretern des Reichs- 
verkehrsministeriums stossen die Gewerkschaften hier auf harten Widerstand, 
insbesondere bei Herrn Staatssekretär Dr. Kirchstein. 

Die unterzeichneten Gewerkschaften können sich hiermit nicht einver- 
standen erklären und beharren auch weiterhin auf ihrem berechtigten Stand- 
punkt und bitten den Herrn Verkehrsminister, den Herrn Landwirtschafts- 
minister sowie den Herrn Handelsminister unverzüglich gemeinsame Verhand- 
lungen mit den unterzeichneten Gewerkschaften anberaumen zu wollen, da 
sie unter diesem Zustand ihren Mitgliederu eine Neuwahl nicht empfehlen 
können. Ri 

Weiter ist zu beachten, dass nach Ablauf der jetzigen Wahlperiode die 
Betriebsratsmitglieder der: unterzeichneten Gewerkschaften evtl. ihr Amt zur 
Verfügung stellen. 2 
Einer sofortigen Entscheidung entgegensehend zeichnen 
ergebenst 
Deutscher Transportarbeiterverband. 
gez. Unterschrift. 
Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und Staatsbediensteter, 
gez. Unterschrift. ui 
Zentralverband der Maschinisten und Heizer. EWR * 
gez. Unterschrift. Ze di 
Bund der technischen Angesteliten und Beamten, N 
gez. Unterschrift. 
An den Herrn Reichsverkehrsminister, 
den Herrn Preuss. Handelsminister, n 
den Herrn Preuss. Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten, 
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Ueber den weiteren Verlauf. der Angelegenheit werden wir 
berichten, ER 






zu Herrenanzügen 
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- Vorschlag zur Aenderung des textlichen Teils begründet. 


Beilage zur D.T. 2. 
für die technischen Angestellten und Beamten 

bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 17 


Revision des Teiltarifverträges für 


Behördenangestellte 


Der Tarifausschuss unseres Bundes, bestehend aus Mit- 
gliedern sämtlicher Fachgruppen, ist nach eingehender Prüfung 
des Entwurfes der Regierung für die neue Gruppeneinteilung, 
gestützt auf die ausserordentlich zahlreichen Aeusserungen der 
örtlichen und bezirklichen Fachgruppen, zu dem Ergebnis ge- 
kommen, dass der Regierungsentwurf keine geeignete Ver- 
handlungsgrundlage für die Revision gemäss $ 23 des Vertrages 
ist. Es steht unzweifelhaft fest, dass bei den Verhandiungen 
über diesen Entwurf die letzten Endes zu erzielenden Verein- 
barungen eine, Verschlechterung gegenüber dem jetzigen Zu- 
stand bedeuten würden. Demgegenüber muss allerdings zu- 
gegeben werden, dass der Regierungsentwurf eine eindeutigere 
Bezeichnung der Angestelltengruppen als die bisherigen Sam- 
melbezeichnungen in sich birgt. Dies’ muss; um den jetzigen 
Tarif von seinen ihm anhaftenden Mängeln zu befreien, ange- 
strebt werden. Es ist aber in diesem Zusammenhange dann 
auch unbedingt nötig, weiter zu prüfen, ob nicht auch der 
Gruppeneinteilung sowie den innerhalb der Gruppen gebildeten 
Vergütungsstufen besondere Mängel anhaften, die gleichzeitig 
beseitigt werden müssten. 

Was aber unzweifelhaft feststeht, ist, dass eine derartig 
grundlegende Aenderung des bestehenden Tarifwerkes einen 
erheblichen Zeitraum beansprucht. Im Hinblick darauf, dass 
ein Teil der Angestellten infolge der Aenderung der Besoldungs- 
ordnung — rückwirkend ab 1. April 1920 — besser gestellt. wird, 
muss darauf Bedacht genommen werden, die Angestellten dieses 
Vorteils schnellstens teilhaftig werden zu lassen. Die Tarif- 
kommission ist deshalb zu dem Ergebnis gekommen, die Re- 
vision Streng nach dem Wortlaut des $ 23 und nach den schon 
seinerzeit getroffenen Vereinbarungen über Aenderung einzelner 
Paragraphen des textlichen Teils anzustreben. Die gleiche 
Stellung hatten auch die übrigen AfA-Organisationen eingenom- 
men. Eine mit den übrigen am Vertrage beteiligten Organisatio- 
nen gehabte Besprechung zur Erzielung einer einheitlichen 
Stellung führte zu keinem Ergebnis, da der G. d. A. und der 
Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften den Re- 
gierungsentwurf als Verhandlungsgrundlage betrachten wollten. 

In der Verhandlung mit den Regierungsvertretern am 
1. Juni 1921 wurde der von den AfA-Organisationen gemachte 
Die 
Regierungsvertreter erklärten, dass sie, abgesehen von dem 
ihrerseits bereits gemachten Vorschlag zum $ 6 (siehe „Staats- 
techniker“ Nr. 16), noch keine Stellung zu diesem Vorschlage 
nehmen könnten, im übrigen aber ihre Stellung von der von 
uns eingenommenen Haltung zu ihrem Entwurf für die Ein- 
reihung abhängig machen müssten. 

Unser Bundesvertreter gab darauf im Namen des AfA- 
Bundes die eingangs gekennzeichnete Auffassung zu dieser 
Frage bekannt. Die Gewerkschaitsbünde erklärten demgegen- 
über, -dass sie sich der Stellung des AfA-Bundes nicht an- 
schliessen. Das Ergebnis der weiteren Verhandlungen war, dass 
die Regierungsvertreter erklärten, im Hinblick auf die nicht 
einheitliche Stellung der Arbeitnehmerorga- 
nisationen weitere Vorschläge in der nächsten Sitzung 
machen zu wollen. 

In dieser Sitzung am 11. Juni 1921 wurden von der Re- 
gierung nachstehende Vorschläge unterbreitet: 


A. Vorschlagdes TarifausschussesderReichs- 
ressorts zur Aenderung des textlichen Teiles 
des Tariivertrages vom 4 Juni 1920. 

8 15. 

Ziffer 2: erhält statt der bisherigen folgende Fassung: 

Der Kinderzuschlag wird jedoch für Kinder vom 14. bis 
zum 21. Lebensjahre nur gewährt, wenn ihr eigenes Einkommen 
den Betrag von 1500 M. nicht oder um weniger als den Betrag 
des Kinderzuschlages übersteigt. 







Berlin, den 17. Juni 1921 






































































Herausgegeben vom s 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 


Berlin NW 52, Werftstr. 7 
3. Jahrgang 


Uebersteigt das eigene’ Einkommen des Kindes den Betrag 
von 1500 M. um weniger als den Betrag des Kinderzuschlages 
einschliesslich des Teuerungszuschlages ($ 16), so wird der 
Kinderzuschlag gewährt, jedoch gekürzt um den Betrag, um den 
das eigene Einkommen des Kindes den Betrag von 1500 M. 
übersteigt. 

Eigenes Einkommen des Kindes ist nicht nur das Einkom- 
men, mit dem das Kind selbständig veranlagt wird, sondern 
auch das Einkommen, das bei der Veranlagung mit dem eines 
anderen Steuerpflichtigen zusammengerechnet wird. 

Als eigenes Einkommen des Kindes gilt auch das aus dem 
Vermögen des Kindes fliessende Einkommen, an welchem dem 
Vater oder der Mutter kraft der elterlichen Gewalt die Nutz- 
niessung zusteht. Der Jahresbetrag des gekürzten Kinderzu- 
schlages wird auf einen vollen Markbetrag nach oben abgerundet, 


Ziffer 3 erhält statt der bisherigen folgende Fassung: 
Unterhaltsberechtigt im Sinne des Abs. 1 sind: 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindesstatt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. uneheliche Kinder, soweit der Angestellte ihren Unterhalt 

bestreitet. 

Ferner sind die Ausführungsbestimmungen zum Teiltarifver- 
trage wie folgt zu berichtigen: 

Ziffer 21 erhält an Stelle der bisherigen folgende Fassung: 

Den verheirateten weiblichen Angestellten, welche wegen 
völliger Erwerbsunfähigkeit des Ehemannes allein für den Unter- 
halt der Familie zu sorgen haben, oder welche zur ehelichen Ge- 
meinschaft nicht verpflichtet sind, kann von der Obersten Reichs- 
behörde der volle Ortszuschlag bzw. 80 v. H. nebst besonderem 
Teuerungszuschlag gemäss den Rundschreiben vom 13. De- 
zember 1920 — I. G. 6819 — und vom 19. Januar 1921 — I. G. 
2895 — gewährt werden. 

Zifier 30: Abs. 2 und 3 sind zu streichen. 


B. Vorschlag über Abänderungdes Vergütungs- 
tarifsfür die AngestelltenbeidenReichs- und 
preussischen Staatsverwaltungen auf Grund 
der Aenderungen des Reichsbesoldungs- 
gesetzesunddespreussischenBeamtendienst- 
einkommensgesetzes. 

(Die Bezeichnung der Vergütungsgruppen entspricht den 
Besoldungsgruppen.) 
Vergütungsgruppe Il. 

Zu streichen: Fernsprechgehilien, Ferndrucker und 
Telegraphisten, Hilfsschiffsführer, Hilfsbaggerführer und Hilis- 
maschinisten für kleinere Binnenfahrzeuge der Wasserbauver- 
waltung. Küster. 

Vergütungsgruppe IV. 

Zustreichen: Hilfsschiffisführer, Hilfsbaggerführer und 
Hilfsmaschinisten für grössere Binnenfahrzeuge und kleinere 
Seefahrzeuge im Bereiche der Wasserbauverwaltung und des 
Reichsverkehrsministeriums. Schiffsführer für kleinere Fahr- 
zeuge, Steuermänner und Seesteuermänner. Schifismaschinisten 
und dritte Seemaschinisten. Regimentssattler. Waffenmeister. 

Hinzuzusetzen: Fernsprechgehilfen zur Bedienung 
von Fernsprechvermittelungsanlagen und von Anlageteilen mit 
mehr als 3 Haupt- und 15 Nebenanschlüssen. Ferndrucker und 
Telegraphisten in grösseren oder besonders wichtigen Tele- 
graphenzentralen, Fernsprechzentralen und Funkstellen in der 
Tätigkeit von Telegraphenbetriebsassistenten. Hilfsschiffsführer, 
Hilfsbaggerführer und Hilfsmaschinisten auf Binnenfahrzeugen in 
der Tätigkeit von beamteten Schiffsführern, Baggerführern und 
Obermaschinisten nach der preussischen Besoldungsordnung. 


Vergütungsgruppe V\. 
Zu streichen: Katasterhilisarbeiter, Katastertechniker, 


Katasteranwärter.  Vermessungstechniker. Hilisschifisführer, 
Hilisbaggerführer, Hilfsmaschinisten für Seefahrzeuge im Be- 
reiche der Wasserbauverwaltung und des Reichsverkelirs- 
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ministeriums, soweit nicht in Gruppe II oder IV eingereiht. 
Gasmeister, Werkstättenmeister und Rohrnetzmeister im Be- 
reiche des Reichsschatzministerinms. Bauschreiber in der 
Tätigkeit eines beamteten Bauschreibers. ‚Weritinspektoren. 
Werftmaschinisten 1. Klasse. Schiffsobermaschinisten. Zweite 
Seemaschinisten. Seeobersteuermänner und Schiffskapitäne. 
Baggermeister. Schlächtereibetriebsvorsteher bei den Reichs- 
verpilegungsämtern. er 

Hinzuzusetzen: Katastergehilfen zur Ausführung der 
Katasterbureauarbeiten (Bücherberichtigung, Abschluss usw.) und 
der technischen Arbeiten, soweit sie für die Ausbildung zur Be- 
rufsprüfung dienen. Vermessungsgehilfen (Kartierungen, Flächen- 
berechnungen — ohne Bearbeitung von Fortschreibungsver- 
messungen — sowie einfache örtliche Vermessungsarbeiten). 
Vermessungsgehilfen (Kulturamtshilfszeichner), die nach Beendi- 
gung der Lehrzeit sich noch in der Berufsausbildung befinden. 
Angestellte in Stellen von Küstern im Bereiche des Reichswehr- 
ministeriums. Hilfsführer, Hilfsbaggerführer und Hilfsmaschi- 
nisten in der Tätigkeit a) von beamteten Kapitänen und Ma- 
schinenmeistern nach der preussischen Besoldungsordnung; 
b) von. beamteten! Schiffsführern (für kleinere Seefahrzeuge) und 
von Schiffsmaschinisten nach der Reichsbesoldungsordnung. An- 
gestellte in Stellen.von 3, Seemaschinisten und 3. Seesteuer- 
leuten. 


nicht in VII“. Statt „Lazarettinspektoren“ — „Angestellte bei 
kleineren Lazaretten (bis zu 50 Betten) in der Tätigkeit als Ver- 
waltungs-Assistenten‘“. Letzte Zeile, statt „Telegraphenbetriebs- 


sekretären“ — „Telegraphenassistenten“. - 
Vergütungsgruppe Vl. 


Zu streichen: Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker, 


die sich durch besondere Leistungen aus Gruppe IH. herausheben. 
Vermessungstechniker, die sich durch besondere Leistungen aus 
Gruppe III herausheben. Bauaufseher der Eisenbahnverwaltung 
(nicht vorhanden), Bauschreiber mit gründlichen Fachkennt- 
nissen und selbständigen Leistungen. Obermaschinenmeister. 
Hilfsschifisführer, Hilfsbaggerführer, Hilfsmaschinisten bei grösse- 
ren Seefahrzeugen im Bereiche der Wasserbauverwaltung und 
des Reichsverkehrsministeriums. 


Hinzuzusetzen: Angestellte in Stellen von Waffen- 
meistern. Werftmaschinisten I. Klasse. Leiter der Weberejilehr- 
werkstätten, soweit sie sich durch erfolgreiche schultechnische 
oder langjährige praktische Erfahrungen aus der Gruppe V be- 
sonders herausheben. Katastertechniker (zur Ausführung sämt- 
licher Katastertechnischer Bureauarbeiten), die ihre Berufsaus- 
bildung eriolgreich vollendet haben. Vermessungstechniker nach 
erfolgreicher Vollendung der Berufsausbildung (Ausführung von 
Geleise- und Bauwerkabsteckungen, Peilungen, Geländeaufnah- 
men, Massenberechnungen oder vollständige häusliche Bearbei- 
tung der Fortschreibungsvermessungen). Vermessungstechniker 
(Kulturamtszeichner) zur Ausführung, sämtlicher vermessungs- 
technischer Bureauarbeiten, soweit sie ihre Berufsausbildung 
erfolgreich vollendet haben.  Hilfsschiffsführer, Hilfsbaggerführer 
und Hilfsmaschinisten in der Tätigkeit a) von beamteten Schifis- 
kapitänen und Ersten Seemaschinisten nach der preussischen 
Besoldungsordnung; b) von beamteten Schiffskapitänen und von 
Schifisobermaschinisten nach der Reichsbesoldungsordnung. An- 
gestellte in Stellen von 2. Seemaschinisten und 2, Seesieuer- 
leuten. Angestellte in Stellen von Baggermeistern. 


Aenderung auf Seite 17: „Lazarettinspektoren“ in 
„Angestellte bei grösseren Lazaretten in der Tätigkeit von Ver- 
waltungssekretären“, 


Vergütungsgruppe VI 

Hinzuzusetzen: Kupferstecher, Photographen, Litho- 
graphen in Stellen von beamteten Kupferstechern, Photographen 
und Lithographen. Werkmeister bei gewerblichen Fachschulen, 
soweit sie sich durch langjährige praktische und erfolgreiche 
schultechnische Erfahrungen aus der Gruppe VI besonders her- 
ausheben. Obereichmeister und Eichmeister, die bei Verstaat- 
lichung des Eichwesens- wegen ihres hohen Lebensalters nicht in 
das Beamtenverhältnis überführt werden konnten. ‘ Fachlehrer 
bei den gewerblichen Fachschulen. Hilfskartographen und Hilfs- 
photogrammeter bei der Landesaufnahme. Katastertechniker 
nach Ablegung der für die Katastersekretäfe der Beamten- 
besoldungsgruppe VII vorgesehenen Bewährungsprüfung. Ver- 
messungstechniker bei der Reichswasserstrassenverwaltung und 
bei der preussischen Staatsverwaltung mit langjähriger prakti- 
scher Erfahrung, die schwierigere Entwürfe einschl. Massen- und 
Kostenberechnungen aufstellen und prüfen oder die Aufnahme 
grösserer Geländestrecken oder von Feinnivellements über mehr 


als 2 km selbständig ausführen. Vermessungstechniker (Kultur- 


amtszeichner) nach Ablegung der für die Vermessungssekretäre 
der:-Beamtenbesoldungsgruppe VH' vorgesehenen Bewährungs- 
prüfung. :Hilisschifisführer, Hilfsbaggerführer und Hilfsmaschi- 
nisten in’ der Tätigkeit von beamteten Seekapitänen und Ma- 


' Heeresbücherei. Tierärzte in der Tätigkeit beamteter Tierärzte, 


Aenderungen Seite 14: Hilfskartographen, „soweit 
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schinenbetriebsleitern der preussischen Besoldungsordnung. 
gestellte in Stellen von 1. Seemaschinisten und 1. Seeste 
leuten, > SER 
'Zu streichen: Erste Scemaschinisten und Führer‘ 
grosser Seeschiffe (Seekapitäne). i 
Vergsütungsgruppe VHL 
Zu streichen: Werkstättenvorsteher bei der Haupt- 
werkstätte für Postkraitwagen. Vorsteher der Wehrkreis- und 
Waifenschulbücherei sowie Abteilungsleiter bei der deutschen 
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Hinzuzusetzen: Tierärzte in der Tätigkeit von Ve- 
terinären. Obereichmeister, die bei Verstaatlichung des Eich- 
wesens wegen ihres hohen Lebensalters nicht in das Beamten- 
verhältnis überführt werden konnten. Angestellte in Stellen 
von Seekapitänen nach der Reichsbesoldungsordnung. 2 


Vergütungsgruppe IX. ; 

Zu streichen” Tierärzte in der Tätigkeit beamtet 
Obertierärzte. Tierärzte bei den Auslandsfleischbeschaustellen 
Wissenschaitliche und technische Angestellte mit abgeschlosse- 
ner Hochschulbildung in nicht selbständiger Tätigkeit sow 
gleichwertige wissenschaftliche, technische, kaufmännische und 
sonstige Angestellte mit entsprechender Tätigkeit. 2 
Hinzuzusetzen: Tierärzte in der Tätigkeit von Ober- 
veterinären. Tierärzte (abgeschlossene Hochschulbildung). 
Technische und wissenschaftliche Angestellte mit abgeschlosse- 
ner Hochschulbildung als Hilfsarbeiter von Beamten oder Ange- 
stellten höherer Gruppen sowie sonstige gleichwertige Ange- 
stellte mit entsprechender Tätigkeit. 2 


Vergütungsgruppe X, 


+ 4 A E BE: 
.. Zustreichen: Wissenschaftliche und technische Ange- 
stellte mit abgeschlossener Hochschulbildung, soweit nicht im 
Gruppe VII, IX oder X eingereiht, sowie gleichwertige wissen- 
schaftliche, technische, kaufmännische und sonstige Angestellte 
bei entsprechender Tätigkeit. Geistliche. . Vorstand der deut- 
schen Heeresbücherei München. a Hi 

Hinzuzusetzen: Wissenschaftliche und technische An- "| 
gestellte mit abgeschlossener Hochschulbildung sowie gleich- 
wertige wissEnschaftliche, technische, kaufmännische 
sonstige Angestellte, die ein der Tätigkeit eines Referenten 
Besoldungsgruppe X entsprechendes Arbeitsgebiet vollständig | 
selbständig erledigen. Tierärzte bei den Auslandsileischbeschau- 
steilen in leitenden Stellen, die ein höheres Mass von: Verant- 
wortung fordern. Landmesser mit langjährigen Erfahrungen und 
hervorragenden Leistungen in besonders verantwortlicher 
Stellung. SE RE R 
..  Mergütungsgruppe XI. 2 ; 
Zu streichen: Wissenschaftliche und technische Ange 
stellte mit abgeschlossener Hochschulbildung und gleichwerti: 
wissenschaftliche, technische, kaufmännische und sonstige A 
stellte bei den Ministerien in besonders verantwortli 
selbständiger Tätigkeit. Bee, ; 

Hinzuzusetzen: Wissenschaftliche und technische An- 
gestellte mit abgeschlossener Hochschulbildung und gleichwertige 
wissenschäftliche, technische, kaufmännische und sonstige A 
stellte in besonders verantwortlicher selbständiger Tätigkeit 
den Ministerien oder bei nachgeordneten Behörden, im letzter 
Falle nur mit Zustimmung des obersten Verwaltungschefs 
Einvernehmen mit dem zuständigen Finanzminister. 

* T 

Zu vorstehenden Vorschlägen wurde von der ee 2 
erklärt, dass sie nunmehr bereit sei, auf Grund des $ 23 det 
Tarif zu revidieren, und glaube, in diesem Vorschlage alles 
genommen zu haben, was die Revision der Besoldungsordnung 
ergeben hat. Es sei aber erwünscht, im Anschluss an die a 
geschlossene Revision, welche in Kürze erfolgen müsse, übe 
den‘ weiteren Ausbau des Tarifs zu verhandeln. Das Ergeb 
etwaiger Verständigung schnellstens in Krait zu setzen, we 
auf seiten der Regierung keinem Widerstande begegnen, Dit 
letzteren Erklärungen waren zunächst unverbindlicher Natur, 
- Da die gemeinsamen Verhandlungen mit den Regierungs 
tretern erst einige Stunden nach Uebergabe der Vorschl: 
stattfanden, wurde in der Zwischenzeit unsererseits nochm 
versucht, die Gewerkschaftsbünde von der Unvera 
wortlichkeit ihrer Haltung zu überzeugen, um die einhei 
Linie gegenüber der Regierung herzustellen. Aber auch 
noch stellten sich diese auf den. Boden des ı 
sprünglichen Regierungsentwurfsundlehn; 
jegliche Mitarbeit und Weiterarbeit an 
Revisionab. re ae a ae a 

_ In der gemeinsamen Verhandlung mit den Regierungsı 

tretern stimmte der AfA-Bund der nunmehr gegebenen Verha 
lungsgrundlage zu und brachte zum Ausdruck, dass die Bei 
willigkeit, an der Fortentwicklung des Tarifwerkes intensiv mit- 
zuarbeiten vorhanden sei. Der G.d.A. und Gesamtverband deı 





























































Angestelltengewerkschaften nahmen wiederum die gegenteilige 


Haltung ein und boten der Regierung somit nochmals das Bild 


2 a 
2 I 
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sonders die des $ 3 der Betriebsräteverordnung. 


Nr. 17 


_ 


| der Zerrissenheit. auf seiten der. Angestellten. - Diese Sabotage 


an der Revision des Tarifwerkes beweist wiederum einmal ganz 
eindeutig, dass diese Verbände alles andere als Interessenver- 


' tretungen der Angestellten sind. Dass die überwiegende Anzahl 


der Angestellten dieses schon lange erkannt hat, beweisen die 
geradezu kläglichen Ergebnisse der Betriebsrätewahlen für den 
G. d. A. und den) „Gedag“. Es ist nur bedauerlich, dass diese 
Auck-Angestelltenvertreter noch immer Gelegenheit haber, zum 
Schaden der Angestellten zu wirken. 

Wir werden) nunmehr den von uns für richtig gehaltenen 
Weg weiter veriolgen und mit allen uns zu Gebote stehenden 


"Mitteln, gestützt auf den Rechtsanspruch aus $ 23, für alle Ar- 


beitnehmer die Verbesserungen, welche sich aus der revidierten 
Besoldungsordnung ergeben, erkämpfen. 

Was den Regierungsvorschlag betrifft, so muss noch gesagt 
werden, dass diesem in der jetzigen Form nicht zugestimmt wer- 
den kann. Dieses gilt in ganz besonderem Masse für die 


" Gruppen der vermessungstechnischen Angestellten. Die von der 


Regierung vorgeschlagene Berichtigung der Ausführungsbestim- 

mungen ist als Bestandteil des Vertrages in diesen aufzunehmen. 

Wir bringen bei dieser Gelegenheit nochmals zum Ausdruck, 

dass wir die Ausführungsbestimmungen, die eine einseitige Aus- 

legung des Tarifvertrages sind, im vollen Umfange ablehnen. 
Die Verhandlungen wurden am 16. Juni fortgesetzt. 
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Betriebsräte in der Wasserbauverwaltung.. Zum Kampf 
der Gewerkschaften um die Umgestaltung der Verordnung über 
die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsräte- 
gesetz vom 4. Februar 1920 (R.G.Bl. S.147) im Bereiche der 
Wasserbauverwaltung vom 28. April 1920 erhalten wir vom 


"Kollegen Max Fritsche ‚ Vorsitzenden des Hauptbetriebs- 


rates der Wasserstrassenabteilung im Reichsverkehrsministerium 


“folgende Zuschrift: 


„Nach $ 61 des Betriebsrätegesetzes können das Reich 
und die Länder für ihre Betriebe Sonderbestimmungen erlassen. 
Hiervon hat auch das frühere Ministerium der öffentlichen Ar- 
beiten Gebrauch gemacht und die Betriebsräteverordnung vom 
28. April 1920 herausgegeben. Nun hat sich aber nach genauer 
Prüfung dieser Verordnung gezeigt, dass sie in vielen Punkten 
gegen das Betriebsrätegesetz verstösst und infolgedessen recht- 
lich anfechtbar ist. 

Nach $ 61 des Betriebsrätegesetzes können die Verwaltun- 
gen der Länder wohl den Aufbau und die Gliederung in örtliche, 
Bezirks- und Hauptbetriebsräte vornehmen, aber es dürfen die 
Rechte der Betriebsräte, wie sie im Betriebsrätegesetz vor- 


gesehen sind, nicht durch Länderverordnungen beseitigt oder - 


eingeschränkt werden. Trotzdem hat nun das frühere Mi- 
nisterium der-öffentlichen Arbeiten in seiner traditionellen Ab- 
neigung gegen jede Erweiterung der Arbeiter- und Angestellten- 
rechte die rechtlich anfechtbare Betriebsräteverordnung vom 
28. April 1920 erlassen, ganz offensichtlich zu dem Zweck, die 
Rechte der Betriebsräte herabzumindern. 

Aus dieser Sachlage heraus _ war es Pflicht des Haupt- 
betriebsrats und der wirtschaftlichen Arbeitnehmer-Organisa- 
tionen, vor der Neuwahl der Betriebsräte der Wasserbauver- 
waltung die Aenderung der Betriebsräteverordnung und ihre 
Zurückführung auf eine rechtliche Grundlage, und zwar auf die 
des Betriebsrätegesetzes, zu verlangen. Da nun bis zur Neu- 
wahl der Betriebsräte eine neue Betriebsräteverordnung durch 
das für die Wasserbauverwaltung jetzt zuständige Reichsver- 
kehrsministerium — Abteilung Wasserstrassen — nicht heraus- 
gegeben werden kann, weil die Verreichlichung der Wasser- 
Strassen zurzeit nur auf Grund eines vorläufigen Vertrages 
durchgeführt ist, und infolgedessen die rechtlichen Grundlagen 
für diese Verreichlichung erst im Laufe der nächsten Monate 
durch Verhandlungen mit den Ländern geschaffen werden sollen, 
verlangten der Hauptbetriebsrat und die Gewerkschaften zum 
mindesten die sofortige Abänderung einzelner Paragraphen, be- 
Dieser $ 3 
stellt eine Glanzleistung dar; er steht im vollen Widerspruch 
zum $ 9 des Betriebsrätegesetzes. 

Nach der jetzigen Fassung des $ 3 ist jedes Wasserbauamt 
berechtigt, für den Bauhof, Fahrbetrieb, Baggereibetrieb, für 
die Strommeisterei und sonstigen kleinen Dienststellen je einen 
Betriebsrat oder Obmann wählen zu lassen. Die Folge hier- 
von ist, dass bei einzelnen Wasserbauämtern sich ein Vier- 
tel der Arbeitnehmer allein als Betriebsräte oder Obmänner 
betätigt und der Leiter einer kleinen Abteilung im Einvernehmen 
mit seinem Betriebsobimann oder, wenn ein Betriebsrat besteht, 
mit diesem auf eigene Faust Vereinbarungen trifft. Dies ist 
ein haltloser Zustand, weil bei einem Wasserbauamt nur ein 
Gesamtbetriebsrat die Interessen aller Arbeitnehmer 


‚vertreten kann. Auch kann die Wirtschaftlichkeit nur gehoben 
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werden durch einen einheitlichen Betriebsrat, der einen ganz 
anderen Uecberblick hat als die jetzigen bei einem Amte zu 
Dutzenden bestehenden Betriebsräte oder Obleute der vielen 
Einzeldienststellen. 

Staatssekretär Dr, Kirschstein vom Reichs- 
verkehrsministerium steht nun auf dem Standpunkt, dass er den 
8 3 in der von uns gewünschten Form nicht ändern kann, da 
nach seiner Meinung dieser Paragraph „der wesentlichste Be- 
standteil seiner Verordnung“ ist, d.h., dass die Behörde mit 
Hilfe dieses Paragraphen eine im Sinne des Betriebsrätegesetzes 
Mitwirkung ihrer Betriebsräte unbedingt verhindern 
wi 

Dies ablehnende Verhalten hat nun dazu geführt, dass. die 
Gewerkschaften die Wahl der Betriebräte nicht eher vor- 
nehmen lassen, bis die Betriebsräteverordnung in der ge- 
wünschten Form abgeändert ist. 

Bei dieser Gelegenheit muss noch betont werden, dass der 
alte reaktionäre Preussengeist auch mitverreichlicht worden 
ist, denn die letzte Vollsitzung des Hauptbetriebsrates "hat bei 
ihrer zweitägigen Dauer gezeigt, dass zwar die Firma jetzt 
Reichsverkehrsministerium -—- Wasserstrassenabteilung — 
heisst, dass aber in ihr der Geist des früheren Preussischen 
Minisgeriums der öffentlichen Arbeiten vorherrschend geblieben 
ist. eshalb konnte der Hauptbetriebsrat in seiner verilossenen 
Amtsperiode auch keine grossen Erfolge verzeichnen. 

Kollegen! Jetzt gilt’s, jetzt müssen wir dem Kampf auf- 
nehmen, um auch die wenigen Rechte, die die Revolution uns 
gebracht hat, zu erhalten und. auszubauen. Dazu ist aber nötig, 
dass alle Kollegen — ganz gleich, ob Arbeiter oder Ange- 
stellte — sich gewerkschaftlich organisieren, damit die Betriebs- 
ratsmitglieder durch ihre Organisationen für ihre Arbeit die 
nötige Unterstützung erhalten.“ 


Wir können uns den Ausführungen des Kollegen 
Fritsche nur anschliessen. Die preussische Verwaltungs- 
bureaukratie sucht auch bei der Waserbauverwaltung von 
ihrem Geiste in die neuen Verhältnisse hinüberzuretten, was 
gerettet werden kann. Deshalb die Ablehnung des einmütigen 
Vorschlages des Hauptbetriebsrates, der Organisationen und 
einer ganzen Reihe von Dienststellenleitern, die den bisherigen 
Zustand, wie er aus dem $ 3 der Betriebsräteverordnung ge- 
geben ist, als unhaltbar ansehen, und der durch den unzweck- 
mässigen komplizierten Aufbau: der Betriebsräte viel Arbeit, 
Zeit und Geld unnütz verschwenden lässt. Den reaktionären 
Geist zu brechen, sind aber die Organisationen nur in der Lage, 
wenn alle Arbeitnehmer, Arbeiter und Angestellte, in der Ver- 
waltung restlos ihren zuständigen Organisationen zugeführt 
werden und damit die Grundlage für ein geschlossenes kolle- 
giales Vorgehen geschaffen wird. 








nf) Aus den Gruppen oo 








Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung 


Achtung! Betriebsratswahl bei der Wasserbau- 
verwaltung! 


Hauptbetriebsrat Berlin W 66, oe Juni 1921. 
der Wasserbauverwaltung Wiltelmstr. 8 
im Ministerium der öffentl. Arbeiten. 
Gesch.-Nr. 400/I1 Ch. 


Bekanntmachung, 
betreffend Neuwahl der Betriebsvertretungen 
bei der Wasserbauverwaltung (Preussen). 


Da die alte Betriebsräte-Verordnung in verschiedenen 
Paragraphen zu ganz berechtigten Klagen Anlass gegeben hat, 
haben sich die Organisationen veranlasst gesehen, dem Reichs- 
verkehrsministerium Abänderungsvorschläge zu unterbreiten. 
Bei den hierzu geführten Verhandlungen über den $ 3 stiessen 
die Organisationen sowie der Hauptbetriebsrat auf harten 
Widerstand des Herrn Staatssekretärs Dr. Kirschstein. 

Die Organisationen haben nun den Herrn Reichsverkehrs- 
minister, den Herrn Minister für Handel und Gewerbe, sowie 
den Herrn Landwirtschaftsminister ersucht, mit den: Organisa- 
tionen direkt zu verhandeln. 

Ehe diese Verhandlungen nicht zu Ende geführt sind, steht 
es auch ‚noch nicht fest, ob noch einmal nach der alten Ver- 
ordnung, dem allgemeinen Betriebsrätegesetz oder einer neuen 
Verordnung gewählt wird: 

Die Lage ist also augenblicklich vollständig unklar. 

Wirersuchen aus diesem Grunde sämtliche 
Betriebsvertretungen und Dienststellen, vor- 
läufig keine Neuwahl auszuschreiben. 

Nachdem diese ganze Angelegenheit geklärt ist, wird der 
Hauptwahlvorstand sofort das Wahlausschreiben sowie den 
Wahltag so rechtzeitig. bekanntgeben, dass alle Betriebsver- 


























































































ei 2a Be 
Fe re he re nm . 
. 


nn 





nn m 


ee mn nn ae nr 


48 DER STAATSTECHNIKER 1921 


tretungen in der Lage sind, die Wahlen in Ruhe ausschreiben 
zu können. 

Pflicht jedes Kollegen ist, hier strenge gewerkschaftliche 
Disziplin zu wahren. 


Der geschäftsführende Ausschuss. 


gez. Fähnrich. 
Landeskultur | 


„Abwehr gegen den Bund der technischen Angestellten und 
Beamten“ nennt in Nr. 9 der „Zeitschrift der Gewerkschaft 
Deutscher Verwaltungsbeamten“ vom 10. Mai 1921 ein Herr M. 
als Vertreter der Merseburger Richtung seine unsachlichen Aus- 
führungen gegen den Artikel „Einigkeit“ unseres Kollegen W. A. 
in Nr. 1 des Rundschreibens der Landesfachgruppe „Landes- 
kultur“ vom 2. April 1921 und gegen unseren Bericht im „Staats- 
techniker“ Nr. 13 vom 22. April 1921 unter „Landeskuitur 
Preussen — Provinzialiachgruppe Cassel“, Hierzu erhalten wir 
vom Kollegen W. A. nachstehende Erwiderung, die die 
Ausführungen des Herrn M. auf das richtige Mass zurückführt: 


Die Artikel „Einigkeit“ im Nr. 1 des Rundschreibens der 
Fachgruppe „Landeskultur“ vom 2. April 1921 und unter „Landes- 
kultur“ in Nr, 13 des „Staatstechniker“ vom 22. April 1921 haben 
den Vertreter der Merseburger Richtung auf den Plan geruien. 

Statt aber auf den Inhalt dieser beiden Artikel — die sich 
mit Organisationsfragen der Vermessungssekretäre usw. der 
preussischen landwirtschaftlichen Verwaltung beschäftigen — 
einzugehen, macht Herr M. die wunderbare Entdeckung, dass die 
beiden angezogenen Artikel „als Versuche zur Zersplitterung der 
Beamtenschaft angesehen werden müssen“, 

Dieses überraschende Ergebnis angestrengter Geistesarbeit 
wird von den Kollegen wohl mit geziemender Heiterkeit auf- 
genommen werden. Indessen wäre es falsch, mit einem Lachen 
über diese sonderbare Feststellung hınwegzugehen, zeigen die 
weiteren Ausführungen doch mit aller Deutlichkeit das Bestre- 
ben, die Ursache des Streites in den Reihen der Vermessungs- 
sekretäre usw. zu verwischen. 

Es erscheint daher geboten, auf die Ausführungen des 
Herrn M., denen sich auch die Schriftleitung der „Zeitschrift 
der Gewerkschaft Deutscher Verwaltungsbeamten“ in einer Nach- 
schrift anschiiessen zu müssen glaubt, etwas näher einzugehen, 

Der Unterzeichnete ist dabei in der angenehmen Lage, die 
Kollegen der Merseburger Richtung auf die in derselben Nummer 
der „Zeitschriit der Gewerkschaft Deutscher Verwaitungs- 
beamten‘“ — also ihres eigenen Verbandsorgans — enthaltenen 
Betrachtungen über „Gewerkschaftliche Schulung“ hinweisen 
zu können. 

Es muss eigentlich für diese Kollegen beschämend sein, 
wenn sie sich von ihrem eigenen Gewerkschaftsorgan sagen 
lassen müssen, Wass sie den Wert des Zusammenschlusses noch 
nicht erkannt haben, da sie zur grossen Zahl derer gehören, 
„welche beim kleinsten Misserfolg unmutig werden und glau- 
ben, gut daran zu tun, wenn sie, anstatt auszuharren und welter- 
zuarbeiten, missmutig ihrer Organisation den Rücken kehren“. 

Oder ist es letzten Endes etwas anderes als Missmut und 
gekränkte Eitelkeit, was diese Herren in Gegensatz stellt zu 
90 Prozent ihrer Berufskollegen? 

. Weil ihre eigenen „unfehlbaren“ Ideen nicht durchdrangen, 
drehten sie brüsk der Organisation den Rücken, um, wie sie 
selbst sagen, „zum drittenmal“ eine Neugründung zu unter- 
nehmen! ' 

Ist das nicht Zersplitterung der Kollegenschaft in krassester 
Form? Alles Gerede kann diese Tatsache nicht aus der Welt 
schaffen. 

Herr M. beschwert sich über die Vorwürfe unsererseits 
und will naive Gemüter glauben machen, wir wären den Beweis 
dafür schuldig geblieben. 

Waren es nicht „Verdrehungen und Unwahrheiten“ in bezug 
auf Bundesarbeit und Bundesmitglieder, durch die versucht 
wurde, die Kollegenschaft dem Bunde abwendig zu machen? 
War es etwa gebildeter Männer würdig, dass sogar die Familie 
eines Kollegen in die Debatte gezogen wurde? 

- Und was bezwecken die Ausführungen in dem vorliegenden 
Artikel über Einzelmitglieder und die Stellung des Bundes zum 
D. B. B. anders als eine Irreführung der Kollegenschaft! 

Unsere Beweise? Wären Herr M. und seine Gesinnungs- 

freunde nur der Einladung zu dem Bezirkstag in Marburg am 
10. April 1921 gefolgt, sie hätten sich an der lückenlosen Be- 
weisführung erbauen! können. 
... Da die üblichen Behauptungen über die politische Richtung 
des Bundes und seine Stellungnahme zum Streikrecht der Be- 
amten anscheinend ihre Wirkung verloren haben, konstruiert 
man den Gegensatz zwischen Privat- und Staatstechnikern. 

Oben wird gesagt, dass Arbeiter, Angestellte und Beamte 
Hand in Hand arbeiten müssen, unten sucht man ängstlich nach- 
zuweisen, dass Angestellte und Beamte unbedingt getrennt zu 
organisieren sind. 
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Noch auf dem Bezirkstag in Treysa am 29. und 30. Januar 
1921 wurde von der Merseburger Richtung der Standpunkt ver- 
treten, dass Beamte nicht in eine freie Gewerkschaft gehören: 
in demselben Artikel „Gewerkschaftliche Schulung“ aber wird 
anerkennend auf die Reichstagsrede des Aussen- 
ministers Dr. Simons hingewiesen, in der dieser die 
Tätigkeit der freien Gewerkschaften ein- 
gehend würdigt und ihnen den Dank aus- 
spricht,densiesichinder Wiederauibaufrage 
von der ganzen Welt verdient haben, E 

‘Und während im Anschluss daran von der Beamtenschaft 
ein Einstellen auf diese Ziele der freien Gewerkschaften in bezug 
auf den Aufbau der zusammengebrochenen Weltwirtschaft ver- 
langt wird, greift man die Kollegen an, die sich in 
klarer Erkenntnis der. Tatsachen in dieser Richtung bereits be- 
tätigen. Ob die Kollegen der anderen Richtung wohl über 
diesen Widerspruch nachgedacht haben? # 

Wenn aber weiter behauptet wird, dass die Vermessungs- 
Sekretäre gleich allen übrigen technischen umd nichttechnischen | 
irüheren Assistenten behandelt wurden, so scheint Herr M. 
nicht zu wissen, dass die Assistentenfrage auch jetzt noch den 
23er Ausschuss des Reichstages’ stark beschäftigt, scheint nicht 
zu wissen, dass im Reich die Aufrückung nach Besoldungs- 
gruppe VII von einer zweiten Prüfung abhängig ist und dass 
in Preussen die Aufrückung der anderen Assistentengruppen - 
nach VII erst möglich geworden ist gerade durch dıe Einreihung > | 
der Vermessungs-Sekretäre usw., die — es sei wiederholt ge- 
sagt — erst durch die Tätigkeit des Bundes erreicht wurde. 

In diesem Zusammenhange sei übrigens eine Frage gestattet: 
Wenn die Kollegen der Merseburger Richtung der Ueberzeugung 
Sind, dass sie nur in der „Gewerkschaft der Verwaltungs- 
beamten“ ihr Heil finden können, warum sind sie dann damals 
für den Austritt aus der „Arbeitsgemeinschaft. 
derAssistentenverbände“ eingetreten? Wirklich des- 
halb, weil darin fast nur Militäranwärter vereinigt waren? 
Sind in dr Gewerkschaft Deutscher Verwal-. 
tungsbeamten keine solchen? Und haben die Kolle- 
gen keine Kenitnis von den Bestrebungen des „Bundes Deut- 
scher Militäranwärter“, der glaubt, bei der letzten Besoldungs-- 
reform sei die „technische“ Arbeit der „geistigen* (?) vor- 
gezogen worden, der deshalb dahin wirken will, dass die 
„geistige“ Arbeit wieder den ihr gebührenden Platz. ein- 
nimmt? ?! | Br 

Wohin man also blickt: Unklarheit! Gegenüber diesem plan- 
losen Hin und Her, diesem iortwährenden Suchen nach neuen 
Organisationsmöglichkeiten, können wir verweisen auf die ziel- | 
bewusste, sichere Arbeit unseres Bundes. Muss man erst noch 
hinweisen auf seine Tätigkeit in bezug auf die gesamte Neu- 
ordnung des Vermessungswesens, auf seine Initiative in der Fach- 
schulfrage, seine entscheidende Mitwirkung beim Abschluss des 
Tarifvertrages für die Behördenangestellten? 2 

Und gibt es einen Kollegen, der die Stellungnahme des Bun- 
des zum „Berufsbeamtentum“ und zur Frage der „Demokrati- 
sierung der Verwaltung“ nicht voll und ganz unterschreiben || 
kann? 14 
Das Bessere ist stets der Feind des Guten! Daher wird 
es auch keinem denkenden Kollegen schwer fallen, die Organi- 
sation zu wählen, die durch ihre ganze Zusammensetzung dafür 
bürgt, dem technischen Beamten die Stellung zu ver- 
schaffen, die ihm zukommt. ci Pa 

Die Auffassung der Schriftleitung der „Zeitschrift der Ge- 
werkschaft Deutscher Verwaltungsbceamten“, die technischen Be- 
amten müssten sich, um nicht hinter den Verwaltungsbeamten 
zurückzubleiben, unbedingt einer Beamtengewerkschaft an- 
schliessen, um nicht von der übrigen Beamtenschaft isoliert zu 
sein, ist schon deshalb irrig, weil der Bund direkt dem D. B, | 
angeschlossen ist und dort gemeinsam mit allen anderen Be-" 
amtengruppen die Interessen seiner "beamteten Mitglieder zu 
wahren weiss. ı fi 

Im übrigen ist es bezeichnend, dass die technischen Be- 
amten die des Verwaltungsdienstes erst durch ihre Zusammen- 
arbeit in der Organisation von ihrer „völligen Gleichwertigkeit‘ : 
überzeugen sollen! Diese Ueberzeugung von der „Gleich- 
wertigkeit“ scheint demnach noch nicht zu best 2 Fi 


Immer und immer wieder auf die Tätigkeit des Bundes üı 
allen Einzelheiten einzugehen, ist gegenüber den längst fest- 
stehenden Tatsachen überflüssig, Auch alle weiteren Aus | 
führungen in der „Zeitschriit der Gewerkschaft Deutscher Ver- | 
waltungsbeamten“ über die Bewegung unter den Eisenbahntech- | 
nikern sind bereits eingehend im „Reichseisenbahntechniker“ uns 7 | 
seres Bundes widerlegt worden, so dass sich ein nochmaliges 
Eingehen darauf an dieser Stelle erübrigt. Unsere Mitglieder 
wissen ohnehin — gerade weil sie das Material beider Rich- 
tungen kennen —, was sie in unserem Bunde eint, und wer- 


4 


den sich durch solche Quertreibereien nicht beirren lassen, 

























































































































































































Beilage zur D.T. Z. 


für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 18 


Revision des Teiltarifvertrages für 
Behördenangestellte 


° Die Verhandlungen gescheitert! Ueber den 
in Nr. 17 des „Staatstechniker“ veröffentlichten Vorschlag der 
Regierung ist in den Sitzungen am 11. und 16. v. M. in erster 
Lesung verhandelt worden. Hierbei wurden von uns die tat- 
sächlich der Beamten-Besoldungsreform vom 17. Dezember 
1920 entsprechenden Anträge gestellt. Ueber das Verhalten 
der Gewerkschaftsbünde während dieser Verhandlungen ver- 
weisen wir auf das der Nr. 25 der „D. T.-Z.“ beigefügte ge- 
meinschaftliche Flugblatt der AfA-Verbände. Im Zusammen- 
hang hiermit sei noch erwähnt, dass die neuerdings von den 
Gewerkschaftsbünden verbreiteten Nachrichten in keinem 
Punkte der Wahrheit entsprechen. Wir lehnen es ab, auf 
solche, die Kampfkraft der gesamten Angestelltenschaft schwä- 
chenden Verdrehungen und Verleumdungen einzuzchen, und 
überlassen es unseren klar und: sachlich denkenden Kollegen, 
den „auf diesem Gebiete Hervorragendes“ 
en Gewerkschaftsbünden die gebührende Antwort zu 
geben. 

Bei den eingangs erwähnten Verhandlungen stellten sich 
die Regierungsvertreter bei fast allen Anträgen unseren Wün- 
schen entgegen, ohne ausreichende, stichhaltige Begründungen 
für ihre ablehnende Haltung zu geben, so dass man den Ein- 
druck gewinnen musste, dass auf dem Wege der Verständigung 
kein annehmbares Ergebnis erzielt werden würde. Nach de: 
Beratung des Regierungsvorschlages zur Abänderung des text- 
lichen Teils wurde von unserem Vertreter an die Regierung dic 
Frage gerichtet, ob sie die seinerzeit gegebenen Zusagen in 
bezug auf Klarstellung des 6 Sowie die Besserstellung der 
jugendlichen Angestellien anerkennt und gewillt ist, den Orga- 
nisationen eine dieser Zusage entsprechende Vorlage zu unter- 
breiten. Hierauf erwiderte der Verhandlungsleiter, Regieruags- 
rat Schilling, (dass seines Wissens derartige, unserer Auf- 
iassung entsprechende Zusagen nicht gemacht und auch nicht 
protokollarisch festgelegt seien. Bei der sich hierüber ent- 
spinnenden Debatte musste aber von einem der an den frühe- 
ren Verhandlungen beteiligten Regierungsvertreter zugegeben 
werden, dass in bezug auf Klarstellung des $ 6 eine bindende 
Zusage gegeben und die Frage der Entlohnung der jugendlichen 
Angestellten auch gestreift worden sei. Er könne sich. alier- 
dings nicht genau erinnern, ob wegen der Bezahlung der Ju- 
gendlichen Zusagen gemacht wurden. 

Nachdem sich hierauf die Regierungsvertreter noch einmal 
zu einer Sonderberatung zurückgezogen hatten, erklärten sie, 


dass sie nunmehr der Auffassung seien, auf dem Wege der Ver- - 


handlungen zu einer Verständigung mit uns nicht gelangen zu 
können, und schlugen vor, die gesamte Revision einem 
Schlichtungsausschuss zu übertragen, welcher aus einem rich- 
terlichen, unparteiischen Vorsitzenden und ie vier Arbeitgebern 
und vier Arbeitnehmern als Beisitzern zusammengesetzt 
sein soll. 

Da, wie bereits eingangs angedeutet, auch wir den Fin- 
druck gewonnen hatten, dass mit den Regierungsvertretern in 
den wesentlichsten Punkten keine Verständigung erzielt wer- 
den würde, und somit jede weitere Verhandlung nur eine un- 
nütze Zeitvergeudung sein musste, erklärten sich sämtliche 
Organisationen mit diesem Vorschlage grundsätzlich einver- 
standen, forderten aber, dass dieser Schlichtungsausschuss statt 
mit einem mit drei Unparteiischen besetzt würde. Ein Vor- 
sitzender soll vom Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts 
ernannt werden, während ie einer von der Regierung und den 
Organisationen benannt wird. Von den Organisationen wurde 
einstimmig der frühere preussische Finanzminister Lüdemann 
vorgeschlagen. Mit der von uns vorgeschlagenen Zusammen- 
setzung des Schlichtungsausschusses erklärten sich die Re- 
gierungsvertreter einverstanden. Weiter wurde von uns noch 
eine eindeutige Erklärung der Regierungsvertreter darüber ver- 
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langt, ob die Reichs- und preussische Staatsregierung sich be- 
dingungslos den Entscheidungen dieses Schlichtungsausschusses 
unterwerfen wird. Hierauf wurde erwidert, dass diese Frage 
von erheblicher staatsrechtlicher Bedeutung sei und daher noch 
im Kreise der Regierungsvertreter geprüft werden müsse, dass 
man aber glaube, schon jetzt sagen zu können, dass die Re- 
gierungen sich den Entscheidungen des Schlichtungsausschusses 
unterwerfen werden. Der Schlichtungsausschuss soll schnell- 
stens die Arbeiten zur Durchführung*der Revision aufnehmen. 

Wir halten diesen Weg für den zurzeit einzig möglichen, 
die Revision schnellstens durchzuführen, und haben die Hoff- 
nung, dass die Entscheidungen dieses Schlichtungsausschusses 
Keen gerechten Wünschen und Forderungen entsprechen 
werden, 








00 | Rundschau als 


Beamtenbesoldungsiragen. Wir haben wiederholt darauf 
hingewiesen, dass seitens der Regierung die Entschliessungen 
der Landesversammlung zum Beamtendiensteinkommengesetz 
vom 17. Dezember 1920 wenig, die wesentlichsten Ent- 
schliessungen überhaupt nicht beachtet worden sind. Der Ent- 
wurf zum preussischen Haushalt für das Jahr 1921 zeigt nun, 
dass die auf Grund vorgenannter Entschliessungen gestellten 
Forderungen der Organisationen der Beamtenschaft nicht be- 
rücksichtigt worden sind. Die Erbitterung der Beamten gegen 
die Regierung ist wegen dieser Brüskierung auf das höchste 
Mass gestiegen. 

Bei der Beratung des Haushalts sind im Landtag nunmehr 
nachstehende kleine Anfragen der Abgeordneten 
Müller - Hannover, Neumann - Magdeburg, Fries, 
fHeller-Berlin, Krüger-Potsdam, Kleinmeyer und 
Genossen an die preussische Regierung gerichtet worden: 

1. Durch Entschliessung 2a II der Verfassunggebenden Preussischen 
Landesversammlung vom 17. Dezember 1920 ist die Staatsregierung ersucht 
worden, für die nicht planmässigen Beamten bis zur end- 
gültigen Regelung ihrer völlig unzureichenden Dienstbezüge 
reichlihe ausserordentliche Beihilfen bereitzustellen. 

Der Entwurf zum preussischen Haushalt für das Jahr 1921 sieht solche 
Beihilfen nicht vor, 

Ist das Staatsministerium gewillt, der Entschliessung der Verfassunggebenden 
Landesversammlung nachzukommen und durch Nachtragsetat derartige Beihilfen 
zu beantragen ? 

2. Durch Entschliessung 2q der Verfassunggebenden Preussischen Landes- 
versammlung vom 17. Dezember 1920 ist die Staatsregierung ersucht worden, 
im Wege der Organisation für die technischen Beamten aller Art 
in möglichst grossem Umfange Beförderungsstellen zu schaffen. 

Der Entwurf zum preussischen Haushalt für das Jahr 1921 lässt ein Ein- 
gehen auf diese Entschliessung vermissen. So sind beispielsweise die tech- 
nischen Sekretäre mit 2/, ihrer Stellenzahl in Gruppe 6 aufgeführt, während 
im Reiche die Bahnmeister nur mit 170/,, die Eisenbahntechniker mit 30%, und 
die Werkmeister überhaupt nicht in Gruppe 6 vertreten sind. 

Weiter haben die technischen Obersekretäre überhaupt keine Aufrückungs- 
stellen nach Gruppe 9, während die gleichartigen Beamten im Reiche, bei der 
Eisenbahn und bei der Reichsschatzverwaltung in einem erheblichen Prozent- 
satze nach Gruppe 9 aufrücken. 

Bei den physikalischen Instituten der Landwirtschaftlichen Hochschule und 
den Universitäten sind Mechaniker mit abgeschlossener Fachschulbildung, die 
berechtigt sind, Lehrlinge auszubilden, also Meisterbefugnisse haben, und die 
konstruktive Arbeiten ausführen, in Gruppe 3 aufgeführt, während die gleich- 








ı Wer jiolgf nach? 
Vom Betriebsrat des Reichsvermögensamtes IH 
in Kiel sind dem Kampffonds unseres Bundes 


150 Mark 


als Anerkennung für geleistete Arbeit im 
Paritätischen Ausschuss überwiesen worden. 
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artigen Beamten im Reiche bei der Post als Werkmeister in Gruppe 5, bei 
der Physikalisch-technischen Reichsanstalt als Techniker in Gruppe 6 mit 
Aufstiegsmöglichkeit nach Gruppe 7 eingestuft sind, 
Ist das Staatsministerium gewillt, der Entschliessung der Verfassung- 
ebenden Landesversammlung nachzukommen und im Wege des Nachtragsetats 
für die technischen Beamten aller Art in grossem Umfange Beförderungsstellen 
zu schaffen ? 

3. Durch Entschliessung 2s der Verfassunggebenden Preussischen Landes- 
versammlung vom 17. Dezember 1920 ist die Staatsregierung ersucht worden, 
den Obersekretären und den ihnen gleichzuachtenden Beamtengruppen ın 
allen Zweigen der Verwaltung auf Grund nachgewiesener praktischer Be- 
fähigung unter Berücksichtigung sachlicher Bedürfnisse in erheblichem Umfange 
Aufstiegsmöglichkeiten nach Gruppe 9 zu schaffen. 

Der Entwurf zum preussischen Haushalt für das Jahr 1921 sieht gegen- 
über dem Besoldungsplane für das Jahr 1920 keine Verbesserung der Beför- 
derungsmöglichkeiten der Obersekretäre nach Gruppe 9 vor. Die Stellenzahl 
der Beamten der Obersekretärklasse in Gruppe 9 beträgt beispielsweise bei 
den Beamten der allgemeinen Verwaltung ungefähr nur 1/., der gesamten 
Obersckretäre dieser Verwaltung. Für die technischen Obersekretäre sind 
überhaupt keine Stellen der Gruppe 9 vorgesehen. 

Ist das Staatsministerium gewillt, der Entschliessung der Verfassung- 
gebenden Landesversammlung nachzukommen und durch Nachtragsetat in dem- 
selben Umfange wie im Reich Aufstiegsmöglichkeiten für die Obersekretäre 


und die ihnen gleichzuachtenden Beamtengruppen nach Gruppe 9 zu schaffen ? '-sem Paragraphen zum Schutze von zur Entlassung. gelanrzen- 


4. Durch Entschliessung 2aa der Verfassunggebenden Preussischen Landes- 
versammlung vom 17. Dezember 1920 ist die eng ersucht worden, 

den in Gruppe 6 eingereihten Sekretären (ehemaligen 

Assistenten) und den ihnen gleichzuachtenden Beamten, dem Vorgehen 

des Reiches entsprechend, eine grössere Aufstiegsmöglichkeit nach 

Gruppe 7 zu schaffen. _ 

Gegenüber dem Besoldungsplan für das Jahr 1920, bei dessen Auf- 
stellung die Entschliessungen der Verfassunggebenden Preussischen Landes- 
versammlung vom 17. Dezember 1920 noch keine Berücksichtigung gefunden 
haben, bringt der Entwurf zum preussischen Haushalt für das Jahr 1921 keine 
Verbesserung in dem Prozentsatz der Aufrückungsstellen der Sekretäre. 

Ist das Staatsministerium gewillt, der Entschliessung der Verfassung- 

ebenden Preussischen Landesversammlung restlos nachzukommen und im 
Wege des Nachtragsetats weitere Aufrückungsstellen für die Sekretäre zu 
schaffen ? 

5. Nach dem Bericht des Abgeordneten Neumann (Magdeburg) in der 
200. Sitzung der Verfassunggebenden Preussischen Landesversammlung am 
17. Dezember 1920 hat die Fan keerierahg die strikte Erklärung abgegeben, 
dass die preussischen Beamten inihrer Aufrückungs- und 
Beförderungsmöglichkeit in andere Gruppen nicht 
schlechter gestellt werden alsim Reich. Die Zahl der Auf- 
rückungs- und Beförderungsstellen der Reichsbeamten ist durch den Nachtrag 
zum Reichshaushalt für das Jahr 1920 festgelegt. Nach dem preussischen: 
Besoldungsplan für das Jahr 1920 und dem Entwurf zum preussischen Haus- 
halt für das Jahr 1921 ist die Zahl der Aufrückungs- und Beförderungsstellen 
der preussischen Beamten in den verschiedensten Kategorien wesentlich ge- 
ringer als die der Reichsbeamten, 

Ist das Staatsministerium ‚gewillt, der vorbezeichneten Erklärung nadıı- 
zukommen und durch Nachtragsetat die entsprechenden Aufrückungs- und 
Beförderungsmöglichkeiten für die preussischen Beamten zu schaffen ? 


Die Beamtenschait hat das Vertrauen zu einer Jloyalen: 
Auslegung der für sie geltenden Bestimmungen. seitens der 
Regierung vollkommen verloren und setzt ihre letzte Hofizung 
auf das Parlament, von dem erwartet wird, dass es sich die 
Nichtachtung seiner Beschlüsse nicht ohne weiteres: gefallen 
lässt und mit aller Energie für die restlose Erfüllung der Ent- 
schliessungen eintritt. - 


Tarifverträge 


Bezahlung von Ueberstunden. In Manteltarif' vom 
6. November 1920 ist unter „Arbeitszeit $ 2, Abs. 3" zwi- 
schen den vertragschließenden Parteien vereinbart worden, 
daß „bei außerordentlichen und dringenden Bedürfnissen jeder 
Angestellte verpflichtet ist, auch über die festzesetzte Zeit -hin- 
aus zu arbeiten.“ Hierzu hat die erste Spruchkammer des 
Zentralschlichtungsausschusses beim Reichsarbeitsministerium 
in ihrer Sitzung vom 16. Juni 1921 eine für sämtliche Angestell- 
ten bei den Reichs- und preußischen Staatsverwaltungen be- 
deutsame Entscheidung gefällt. Zur Verhandlung stand ein 
Fall, der von einer örtlichen Schlichtungsstelle dem Zentral- 
schlichtungsausschrß überwiesen und in dem von mehreren An- 
gestellten einer Reichsdienststelle im Verlaufe von drei Mona- 
ten aus besonderem Anlasse laufend die Leistung von Ueber- 
stunden verlangt worden war. Eine Entschädigung hierfür 
hatte die maßgebende Dienststelle unter- Hinweis auf $ 2, Abs, 3 
des Manteltarifvertrages abgelehnt. Die erste Spruchkammer 
des Zentralschlichtungsausschusses unter Vorsitz des Oberregie- 
rungsrates Cäsar erkannte an, daß fortlaufend ge- 
leistete Veberarbeit erundsätzlichr auch zu 
bezahlen ist. Das Urteil lautete dahingehend. daß 
Ueberstunden im Höchstmaß von 24 Stun- 
den innerhalb zweier Arbeitswochen gemäß 
dem Tarifvertrage ohne Entschädirunge zu leisten sind, 
Sofern die Ueberstunden jedoch laufend über die oben ange- 
gebene Zeit hinaus verlangt werden, müssen diese rück- 
wirken’d mit dem Durchschnittsstundengesamteinkommen plus 
25 Prozent Aufschlag honoriert werden, 


worden ist, dass „vorgeschlagene Bewerber. die bereits vor | 








Wir müssen immer wieder fordern, daß mit der üblen 


Ueberstundenwirtschaft endlich einmal) Schluß gemacht wird, 


Es geht nicht an, daß ein Teil der: Angestellten ständig mit 
Ueberstunden belastet wird. während ein anderer Teil erwerbs- 
ios bleibt. Die Behörden des Reiches, der Länder und den Ge- 
meinden müssen in erster Linie auf die Erwerbslosigkeit die 
nötige Rücksicht nehmen. 
Landesarbeitsämter. Im $ 12 „Arbeitsnachweise* des 


Tarifvertrages für die Angestellten bei den Reichs- und 
preussischen Staatsverwaltungen vom 6. November 1920 ist 
















vereinbart worden, dass „zur erleichterten Unterbringung der 4 


Angestellten die Ministerien die ihnen unterstehenden Behörden 
anzuweisen haben, während deri Vertragszeit alle freiwerdenden 
Stellen innerhalb dreier Tage nach erfolgter Kündigung oder 
sonstigem Bekanntwerden dem zuständigen Landesarbeits- 7 'f 
amte anzuzeigen“, 2 Er F 
Klagen aus Angestelltenkreisen über Nichtbeachtung dieser 
Vereinbarung haben dem Reichsarbeitsminister Veranlassung 
gegeben, erneut in einem besonderen Erlasse zu den Bestim- 
mungen des $ 12 Stellung zu nehmen, um so mehr als in die- 


den Angestellten ausserdem "noch ‚ausdrücklich festgeiegt 


dem Kriege bei Behörden beschäftigt waren, bei gleicher Eig- 
nung anderen Bewerbern vorzuziehen sind“. Der Erlass f 
hat folgenden Wortlaut: det Fe 
„Der Reichsarbeitsminister. Berlin NWA0, den 13. Mai 1921, 
Nr. II C (1 C) 2357/21. . Scharnhorststr. 35. Mk 
Betr.: Entlassungen von Behördenangestellten. 1 
Die Behörden des Reichs und der Länder sind neuerdings aus Sparsam- 
keitsrücksichten vielfach gezwungen, die Zahl ihrer angestellten Hilfskräfte zu | 
verringern. Die zur Entlassung kommenden Angestellten müssen in der Regel . I 
in das Wirtschaftsleben überführt werden. Ihnen wird aber häufig die Ueber- ; | 


sicht fehlen, in welchen Bezirken und Berufen sie am ehesten einen ihren F ir } 
keiten entsprechende Beschäftigung finden können, und es besteht deshalb 


“ die Gefahr, dass Angestellte trotz eifrigster Bemühungen längere Zeit erwerbs- 


los sind. Ich habe deshalb bereits in meinem Schreiben vom 16.' Juli 1920 
— Nr. 1C 3699/20 — angeregt, in allen Fällen, in denen eine Behörde zu 
Entlassungen bereits vor dem Kriege eingesteliter Hilfskräfte schreiten muss, _ 
alsbald nach der Kündigung dem zuständigen Landesarbeitsamt von der bevor- 
stehenden Entlassung Nachricht zu geben. Diese Anregung scheint vielfach 

nicht hinreichend beachtet worden zu sein. Ich gestatte mir deshalb, mein 
Rundschreiben vom 16. Juli 1920 — 1C 3699/20 — in Erinnerung zu bringen. 
Die unverzügliche Benachrichtigung des Landesarbeitsamts kann den zur Ent- 
lassung kommenden Angestellten eine wertvolle Hilfe sein. Die Landesarbeits- 
ämter überblicken die Gesamtlage des Arbeitsmarktes, sie können ferner auf 
Berücksichtigung der zu Entlassenden besonders durch die kaufmännischen, 
technischen und sonstigen dem Landesarbeitsamt angeschlossenen Stellenver- 
mittlungseinrichtungen hinwirken. Schliesslich sind sie in der Lage, unter 
Umständen durch Kurse u. a. mit Anwendung der Mittel der produktiven 









Erwerbslosenfürsorge die Stellungsuchenden für eine andere Beschäftigung | 


umzustellen. 3 h 
Soweit die Behörden nicht auf Grund gesetzlicher Bestimmungen ver 
et sind, bei der Einstellung von Arbeitskräften entbehrlich gewordene 


eamte und Angestellte anderer Behörden zu berücksichtigen, bitte ich daher 


nochmals, frei werdende oder neu geschaffene Stellen für Vertragsangestellte 

den Landesarbeitsämtern zu melden. Dies ist auch im & 12 des Tarifver- 
trages für die Angestellten in den Reichs- und den preussischen Staatsver- 
waltungen vom 6. November 1920 vorgesehen. Hierdurch würden nicht nur 
die Bemühungen der Landesarbeitsämter bei der Unterbringung entlassener 
Angestellter wesentlich unterstützt werden, es würde auch den vielfachen 
Klagen der Angestellten über das Verhalten der Behörden bei der Besetzung 
offener Stellen vorgebeugt werden. Ich möchte hierbei zur Vermeidung von 
Missverständnissen ausdrücklich feststellen, dass die Behörden nicht verpflichtet 
sind, ihre freien Arbeitsplätze mit den vom Landesarbeitsamt zugewiesenen 


Kräften zu besetzen, soweit nicht & 12 des Tarifvertrages vom 6.November 1920 Ä 


Anwendung findet. Nach den geltenden Bestimmungen sind die Zuweisungen 
der Landesarbeitsämter nur als unverbindliche Vorschläge anzusehen. Es bleibt 
den Behörden überlassen, die Eignung des Bewerbers in geeigneter Form zu 
prüfen. Es ist mir bekannt, dass mein Vorschlag gegenwärtig nur geringe 
praktische Bedeutung haben wird, da die Behörden nur in Ausnahmefällen 
ihren Bedarf aus dem freien Arbeitsmarkt zu decken berechtigt sein werden 
Ich würde es trotzdem vom sozialen Standpunkt ausserordentlich begrüssen, 
wenn in diesen Fällen den bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen gemeldeten 
Arbeitsuchenden wenigstens der Wettbewerb mit sonstigen Bewerbern eröffnet 
würde, da sich unter den bei den Arbeitsnachweisen gemeldeten Arbeit-” 
suchenden vielfach Personen befinden, die mit Rücksicht auf ihren Familien- 
stand und die Dauer ihrer Beschäftigungslosigkeit bei gleicher Eignung den 
Vorzug verdienen. Ich darf bitten, die nachgeordneten Dienststellen auf die 
Durchführung meiner Anregungen nachdrücklich hinzuweisen, f Be. 
Für eine gefällige Aeusserung, in welcher Weise meinen Anregungen 
den dortigen Geschäftsbereich entsprochen werden könnte, wäre ich dank 
In Vertretung: gez. Dr. Gei 
An Er Bee Be; 

a) sämtliche Herren Reichsminister und das Bureau des Herrn Reichs- 
präsidenten, Be 
b) die Regierungen der Länder.“ 


Wir raten hiernach allen Kollegen,, die bereits weg 
Auflösung behördlicher Dienststellen stellenlos sind oder abı 
sich aus diesen oder anderen Gründen im Kündigungsve 
hältnis befinden, sich unverzüglich und unbeschadet aller . 
sonstigen von ihnen zwecks Weiterbeschäftigung oder arder-. 
weitigen Unterkommens unternommenen Schritte an ihr zu 
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Zur Vermeidung un- 


nötiger zeitraubender Anfragen geben wir nachfolgend alle be- 


stehenden Landesa 


rbeitsämter bekannt: 














Lfd, $ ; 
Nr. Bezeichnung Bezirk Sitz 
| 

1. | Ostpreussisches Landes- | Provinz Ostpreussen*) | Königsberg i, Pr., Heu- 
erbeitsamt markt 4. 

2. | Pommersches Landes- ! Provinz Pommern*) Stettin, Elisabeth- 
arbeitsamt strasse 36. 

3. | Zentralauskunftsstelle Mecklenburg-Schwerin | Schwerin i. M., Ritter- 
für den Arbeitsmarkt | strasse 24. 

4. | Zentralstelle fürArbeits- | Mecklenburg-Strelitz Neustrelitz, Landes- 
nachweis im Mini- regierungsgebäude. 
sterium (Abteilung d. 

Innern) 

5. |Schlesisches Landes- | Provinz Schlesien*) Breslau, Am Haupt- 
arbeitsamt bahnhof 2. 

6. | Deputation für Arbeit | Gross-Berlin Berlin C,  Stralauer- 
und Gewerbe (Abt. A, Strasse 33, 
Landesarbeitsamt) 

'7. | Brandenburgisches Provinz Brandenburg Berlin SW11, König- 

Läandesarbeitsamt “ grätzer Str. 28. 
8. | Landesarbeitsamt Provinz Sachsen-Anhalt | Magdeburg, Tränsberg 
Sachsen-Anhalt 20/22. 

9. | Landesamt für Arbeits- | Freistaat Sachsen Dresden, Kanzleigäss- 
vermittlung chen 1, 1. 

10. | Zentralauskunftsstelle | Freistaat Thüringen Jena, Löbdergraben 12. 


war, rief die Angestelltenvertretung den Schlichtungsausschuß 


für den Arbeitsmarkt 
11. | Landesarbeitsamt 
Niedersachsen 


ohne Coburg 
Provinz Hannover, Frei- 
staat Braunschweig, 
Schaumburg - Lippe, 
Grafschaft Schaum- 
burg 
Freistaat Oldenburg 


Hannover, Schiller- 


strasse 32, 


12. | Landesarbeitsamt Oldenburg i. Fr., Mini- 


sterialgeb., Zr. 2. 


13. | Landesarbeitsamt Kiel, Schloss, Ostflügel 


Prov.Schleswig-Holstein 


Schleswig-Holstein I und Il. 
14. j Laudesarbeitsamt Bremen, Bremerhaven, | Bremen (Colosseum), 
Vegesack Düsternstr, 1. 
15. | Zentralauskunftsstelle | Stadt Lübeck Lübeck,Untertrave104, 


für den Arbeitsmarkt 


16. | Behörde für das Ar- | Hamburg, Bergedorf, | Hamburg, Gr. Bleichen 
beitsamt (Landes- | Cuxhaven 23/27. 
arbeitsamt) 
17. | Landesarbeitsamt West- | Provinz Westfalen uud | Münsteri.W.‚Elisabeth- 
falen und Lippe Lippe strasse 4, 
18. | Landesamt für Arbeits- | Provinz Hessen-Nassau | Frankfurt a. M., Gr. 
nachweis (ohne Grafschaft Friedberger Str. 28. 
Schaumburg), Frei- 
staat Hessen - und 
Waldeck 
19. | Landesarbeits- u. Berufs- | Rheinprovinz Düsseldorf,Ständehaus, 


amt der Rheinprovinz 

20. | Landesstelle für den 
öffentlichen Arbeits- 
nachweis 

21. | Landesamt für Arbeits- | Freistaat Württemberg, 
vermittlung Hechingen und Sig- 

maringen 

22. | BadischesLandesamt für | Freistaat Baden (ohne Karlsruhe i. Baden, 
Arbeitsvermittlung Hechingen und Sig- Schlossplatz 20. 
maringen) 

*) Anm.: Für die Restbezirke der Provinzen Westpreussen und Posen 
sind in Fragen des Arbeitsmarktausgleichs vorläufig folgende Landesarbeits- 
ämter zuständig: 

1. Ostpreussisches Landesarbeitsamt : für die Kreise bzw. Stadtbezirke 
Deutsch-Eylau, Elbing, Marienburg, Freystadt, Rosenberg, Marien- 
werder; 

2. Pommersches Landesarbeitsamt : für die Kreise bzw. Stadtbezirke 
Flatow, Deutsch-Krone, Schlochau, Jastrow ; 

3. Schlesisches Landesarbeitsamt: für den Kreis Fraustadt (Posen); 

4. Brandenburgisches Landesarbeitsamt: für die Kreise bzw. Stadtbezirke 

- Schwerin a. W., Meseritz, Braetz, Schönlanke und Schneidemühl 


München, Thalkirche- 


Freistaat Bayern und 
ner Str. 54, 


Coburg 


Stuttgart, Königstr. 1 
(Marstallgebäude). 


Kündigung wegen unrichtiger Eingruppierung. Die Verwal- 
tungen haben von vornherein versucht, die Auswirkung des 
Tarifvertrages auf die Eingruppierung der Angestellten durch 
‚einschränkende „Ausführungsbestimmungen“ zu unterbinden. 
Der Versuch ist fehlgeschlagen, da die Organisationen die 
„Ausführungsbestimmungen“ grundsätzlich ablehnten und auch 
die entscheidenden Schlichtungsinstanzen nur dem Wortlaut des 
Tarifvertrages als verbindlich anerkennen. Die von den Ange- 
stellten erzielten Erfolge gehen nun weit über das -hinaus, was 
die Verwaltungen "freiwillig zubilligen wollen; letztere ver- 
Suchen daher auf alle mögliche Weise, diese Wirkung des Tarif- 
vertrages zu beseitigen, Ein typischer Fall hierfür hat sich 
zZ. B. kürzlich bei dem Reichsvermögensamte Spandau zuge- 
tragen. 

Dort waren sechs Kollegen zekündiet worden, weil sie 
Sich weigerten, einen neuen Dienstvertrag zu unterschreiben, 
durch den sie in eine niedrigere Gruppe eingereiht werden soll- 
ten. Da eine Zurücknahme der Verfügung nicht zu erreichen 





an. Bei den Verhandlungen wurde vom Vertreter der Dienst- 
stelle ausgeführt, daß die Kündigung tatsächlich nur deshalb er- 
folgt sei, weil für die Gekündigten keine weitere Beschäfti- 
gungsmöglichkeit vorhanden war. Da iedoch das Kündigungs- 
schreiben ausdrücklich den oben angeführten Kündirungserund 
nannte, lehnte der Schlichtungsausschuß diese Ausführungen ab 
und erklärte die Kündigungen für unzulässig, weil in dem aus- 
geübten Zwange eine unbillige Härte im Sinne des BR.G. zu 
erblicken sei. Da es sich um Kolleren handelte, die bereits 
lange Jahre im Dienst der Verwaltung standen. wurden für den 
Fall, daß die Behörde die Weiterbeschäftigung ablehnte. Ent- 
schädigungen von durchschnittlich 10000 Mark festresetzt. 
Dieser Schiedsspruch besagt also deutlich, daß. wenn die 
Eingruppierung endgültig geworden ist, aus der Einreihung in 
eine bestimmte Gruppe kein Entlassungserund hergeleitet wer- 
den kann. Anders liegt es’ jedoch, wenn vom Arbeitgeber der 
Nachweis erbracht wird, daß infolge einer Aenderune im Auf» 
sabengebiet der Dienststelle (Beendigung oder Verminderung 
der hochwertigen Aufgaben) keine weitere Beschäftigungsmög+ 
lichkeit für die Gesamtzahl der Angestellten der höheren Grup- 
pen vorhanden ist. In einem solchen Falle würde eine Kiündi- 
gung gerechtiertigt sein, wenn sie, ohne daß die Weiterbeschäf- 
tigung abgelehnt wird, nur zu dem Zwecke eriolet, Angestellte 
in eine niedrigere, dem noch vorliexenden Aufgabenrebiet ent- 
sprechende Gruppe zu überführen, Das alte Dienstverhältnis 
müßte in diesem Falle gelöst und ein newer Dienstvertrar abge- 
schlossen werden. Die dann erneut vorzunehmende Eingruppie- 
rung würde als erstmalige zu betrachten sein, für die die Be- 
stimmungen des Teiltarifvertrages (Mitwirkung der Angestell- 
tenvertretung, Entscheidung des Paritätischen Ausschusses) 
maßgebend bleiben. 


Aufrückung in eine höhere Grunpe des Tariivertrages, Im 
$ 8 Abs. 3 des Teiltariivertrages ist bestimmt, daß über die Auf- 
rückung eines Angestellten in eine höhere Verrütungsgruppe 
bei Meinungsverschiedenheiten der oberste Ver- 
waltungschef entscheidet. Im direkten Widerspruch hierzu 
steht der letzte Satz der Ziffer 24 der „Ausführungsbestimmun- 
sen des Preußischen Finanzministers“, wonach in allen 
Aufrückungsfällen zunächst die Entscheiduige des 
obersten Verwaltungschefs herbeizuführen ist. Die Praxis hat 
ergeben, daß viele Dienststellen und  Angestelltenvertretungen 
sich über die Aufrückung eines Angestellten vollkommen einig 
sind. daß also eine Meinunesverschiedenheit 
nicht besteht. Trotzdem aber wollen die Dienststelle 
die Aufrückung ohne Genehmigung des Ministeriums nicht vor- 
nehmen, weil sie an Ziffer 24 der „Ausführungsbestimmungen‘* 
gebunden sind. Vielfach hat dann auch der oberste Verwal- 
tungschef die sachlich berechtigte Aufrückung aus irgendwel- 
chen Gründen nicht anerkannt. Die Arngestelltenvertretungen 
machen wir darauf aufmerksam, daß in Fällen vollkommener 
Uebereinstimmung mit den Dienststellen über die Aufrückung 
eines Angestellten die Entscheidung des obersten Verwaltungs- 
chefs nicht einzuholen ist und daß, falls die Dienststelle diesen 
Weg beschreitet und der oberste Verwaltungschefi die- Ayf- 
rückung ablehnt, die zuständigen Schlichtungsstellen anzurufen 
sind. 


Anrufung des Paritätischen Ausschusses. Wir haben in 
letzter Zeit verschiedentlich feststellen müssen, dass Höher- 
gruppierungsansprüche mit der durch die Beamtenbesoldungs- 
reform erfolgten Höherstufung gleichartiger Beamtengruppen be 
gründet werden. Der Paritätische Ausschuss lehnt grundsätz- 
lich alle derartig begründeten Einsprüche ab, da für seine Ent- 
scheidungen einzig und allein die Bestimmungen des Tarifiver- 
trages für die Angestellten bei den Reichs- und den preussi- 
schen Verwaltungen massgebend sind. Wir müssen unsere 
Mitglieder immer wieder darauf auimerksam machen, dass 
Höhergruppierungseinsprüche nur bei genauester Darlegung der 
derzeitigen Tätigkeit seit 1. April 1920, die allein ein Anrecht 
auf Heraushebung über die Gruppe, in der sich der betreffende 
Angestellte zurzeit seines Einspruchs befindetk geben. kann, 
Aussicht auf Erfolg haben. Höherstufungen von Angestell- 
tengruppen auf Grund höherer Eingruppierung gleichartiger 
Beamtengruppen durch die Beamtenbesoldungsreiorm wer- 
den durch die zurzeit stattfindende Revision des Teiltarifver- 
trages entschieden werden. 

Ferner weisen wir noch auf Grund mehrerer in letzter Zeit 
semachter Erfahrungen darauf hin, dass der Paritätische Aus- 
schuss nur für Fälle zuständig ist, in denen keine Einigung 
zwischen Dienststelle und Angestelltenvertretung bei der erst- 
maligen Eingruppierung zu erzielen gewesen ist. Wenn Ange- 
stelte sich stillschweigend oder aus Unkenntnis der Bestimmun- 
gen des Tarifvertrages seinerzeit mit ihrer Eingruppierung 
widerspruchslos abgefiunden haben. kann von ihnen 
nicht mehr nach Monaten die Entscheidung . des Paritätischen 
Ausschusses angerufen werden, nur weil sie es inzwischen für 
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nötig gehalten haben, sich die Bestimmungen des Teiltarifver- 
trages genauer anzusehen, oder aber weil sie von anderer 
Seite darauf aufmerksam gemacht worden sind, dass sie auf 
Grund ihrer Tätigkeit in eine höhere Vergütungsgruppe einge- 
reiht werden müssten, 





00 Aus den Gruppen oo 








Die Landesiachgruppen Staats- und Gemeindetechniker des 
Saargebiets haben in einer am 30. April stattgefundenen Sitzung 
die Zusammenlegung ihrer Landesausschüsse 
beschlossen, Der neugewählte Vorstand setzt sich nunmehr zu- 
sammen: 

Techn. Stadtsekretär Berlin-Saarbrücken 
Architekt (Saar-Reg.) Simon- * 
Kreistechniker Naumann- „ 
Bausekretär Zimmer-Dudweiler 
Baupolizeitechniker Pilz-Saarlouis 

Techn. Stadtassistent Pieroth-Saarbrücken und 
Hochbautechniker Riedel-Saarbrücken. 


Reichseisenbahnbetriebe 


Zur Beachtung. Alle im Dienste der Eisenbahnverwaltung 
stehenden Staatstechniker erhalten kostenlos durch die Haupt- 
geschäftsstelle die Fachbeilage zur D.T.-Z. „Der Reichseisen- 
bahntechniker“. Wer diese bisher noch nicht erhält, teile 
sofort der Abteilung „Behörden und öffentliche Betriebe“ seine 
Adresse mit, 


Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung 


Landesiachgruppe. Der Arbeitsausschuss, der sich 
aus denKollegen Strube- Potsdam, Obmann der Landesfach- 
gruppe (Briefanschriit: Wernsdorf b. Eichwalde, Doristr. 10a), 
Wilhelm -Berlin-Niederschöneweide, Zschiesche und 
Heinrich-Berlin zusammensetzt, tagte am 9. und 23. 


v. Mts. im Beisein der Bundessekretäre Gröttrup und 
Quensel im Bundeshause und beriet eingehend den 
weiteren Ausbau seiner Fachgruppen. Es wird in Kürze 


an alle Gau- und Ortsverwaltungen mit entsprechenden Vor- 
schlägen über Bildung örtlicher und bezirklicher Fachgruppen 
herangetreteni werden. 

Betriebsratswahl. Am Sonnabend, den 18. Juni 1921, fand 
im Reichsverkehrsministerium eine Verhandlung der Gewerk- 
schaften mit den Vertretern des R. V. M. wegen Abänderung 
der alten Wahlordnung oder Herausgabe einer neuen Verord- 
nung statt. Nach anfänglich ablehnendem Standpunkt, an 
der Wahlordnung irgend etwas zu ändern, entschloss sich 
Staatssekretär Dr. Kirschstein, die untergeordneten Be- 
hörden zur Stellungnahme aufzufordern und nach Eingang der 
Berichte nochmals mit den Gewerkschaften zu verhandeln. 

.. Die freien Gewerkschaften traten ebenfalls am Sonnabend, 
den 18. Juni 1921, zwecks Aufstellung einer gemeinsamen Wahl- 
tiste unter sich zusammen und setzten die Reihenfolge der 
Kandidaten fest. Für die Angestellten wurde folgende Reihen- 
folge vereinbart: 

14 Bist. ZAXD: 

PIZZA AS 

3. Transportarbeiter-Verband. 

ABA. B: N 

Die Bezirksvertretungen werden angewiesen, nach Mög- 
lichkeit ihre Kandidaten in gleicher Reihenfolge aufzustellen. 

Der Transportarbeiter-Verband und unser Bund wurden 
mit den Vorarbeiten für die Walılen selbst beauftragt. 

Vollsitzung des Haupibetriebsrates am 24. und 25. Mai 1921... 
Dem uns zugegangenen Protokoll der Sitzung entnehmen wir 
noch folgende Beschlüsse, die ausser den bereits in Nr. 16 des 
„staatstechniker“ vom 3. Juni auf S. 44 veröffentlichten ein- 
stimmig angenommen wurden: 

„Der Hauptbetriebsrat stellt den Antrag, dass der Betriebsausschuss zu 
den Verhandlungen im R.V.M., die sich mit der Wirtschaftlichkeit, sowie der 
produktiven Erwerbslosenfürsorge für die Wasserbauverwaltung befassen, hinzu- 
gezogen wird.“ 

„Bei Einstellung von technischem und Bureaupersonal bitten wir, darauf 
hinwirken zu wollen, dass im Ministerium der öffentlichen Arbeiten ein Arbeits- 
nachweis für die Wasserbaubehörden errichtet wird. 

In den Richtlinien der Abteilung für Vorarbeiten sind in erster Linie 
Stellungslose und Freiwerdende aus der Wasserbauverwaltung bei der Neu- 
besetzung der Stellen zu berücksichtigen. Dies konnte aber bis jetzt nicht 
durchgeführt werden, weil eine zentrale Organisation des Arbeitsnachweises für 
die Wasserbaubehörde fehlt. Jede Wasserbaubehörde muss verpflichtet sein, 
freiwerdende Stellen diesem Arbeitsnachweis zu melden, und dieser wiederum 
hat den Behörden geeignete Kräfte zu überweisen. Hierdurch soll vermieden 
werden, dass SE Se auf die Strasse gesetzt werden, und ferner erblicken 


wir hierin eine Vorbeugung gegen eine vielleicht ungewollte Vermehrung der 
Angestelltenschaft bei den Wasserbaubehörden.“ 


Schriftieiter: Erich Häudeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlia. — Industriebeamten-Verlag GmbH,., Berlin NW52 i 
. Rotationsdruck Möller &"Borel GmbH., Berlia SW 68, ; 2 >70 
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Auflösung von Bawabteilungen? Nach uns zugegangener 
Mitteilung besteht die Absicht, bei der Oderstrombauverwaltung 
sämtliche Bauabteilungen an der Oder aufzulösen, trotzdem 
während des Krieges die sehr notwendigen Unterhaltungsarbei- 
ten liegen geblieben und auch notwendige Neubauarbeiten nicht - } 
vorgenommen worden sind. Wir haben uns in dieser Ange- 
legenheit mit dem Reichsverkehrsministerium sofort in Verbin- 
dung gesetzt und werden selbstverständlich der Durchführung | 
dieser unsozialen Absichten unseren schärfsten Widerstand 
entgegensetzen. 


Katasterwesen | AH 

Bericht über dem Gruppentag, Aus drucktechnischen 
Gründen ist es leider nicht möglich gewesen, den umfangreichen 
Gruppentagsbericht, wie ursprünglich beabsichtigt, bereits zu- 
sammen mit Rundschreiben Nr. 5 vom 20. Juni 1921 erscheinen 
zu lassen. Der Bericht wird in Kürze als besonderes Rund- 
schreiben Nr. 6 herausgegeben werden v 

Fachprüfung. Die Prüfungen der Katastertechniker finden) 
vom Herbst d. J. ab für jeden Regierungsbezirk am Sitze der 
Bezirksregierung statt. Die Prüfungskommissionen setzen sich | 
in Zukunft aus einem Regierungs- und Steuerrat, einem Ka- | 
tasterkontrolleur und einem Katastersekretär zusammen. Wenn | 
sich geeignete Katasterkontrolleure und Katastersekretäre am | 
Regierungs sitze nicht befinden, können solche aus dem Re- 
gierungsbezirke zu Prüfungskommissaren bestellt werden. || 

Die Massnahme des Ministeriums ist zu begrüssen, da da- 
durch für die Prüflinge eine ganz erhebliche finanzielle Er- | 
leichterung geschaffen wird. Wir erblicken hierin die Er- | 
füllung unseres vor längerer Zeit dem Finanzministerium zum | 
Ausdruck gebrachten Wunsches in dieser Frage. 

Dem: Erlasse des Finanzministers entnehmen wir ferner 
noch, dass vom Frühjahr 1922 ab eine Prüfungsgebühr vom 
30 M. erhoben wird. Die bisherige Gebühr für Landmesser- 
prüfungen wird auf 60 M. erhöht. t 

Bezirksiachgruppe Königsberg i. Pr. Am 5. Juni fand im 
Restaurant „Kücken* die Vierteljahresversammiung statt, im 
der Kollege Schreiber ausführlich über die Arbeit der Be- 
zirksfachgruppe seit Beginn dieses Jahres berichtete. Kollege’ 
Sprung referierte über den Verlauf der Landesfachgruppen- 
tagung in Berlin am 28./29. Mai 1921, woran sich eine rege Aus-“ | 
sprache über die Ausbildungsfrage und die Einrich- 
tung der Fachschule anschloss. ae 

Anschliessend hieran wurde die Wahl des Bezirksfach- 
gruppenausschusses vorgenommen, die folgendes Ergebnis hatte: 

Obmann: Gepr. Kat.-Techn. Böse-Königsberg i. Pr. 

Schriftführer: Gepr. Kat.-Techn. Sprung -Königs- 

berg i. Pr.; = 

Kassierer: Kat.-Anwärter Albien-Königsberg i. Pr 


















Zu Vertrauensleuten wurden bestimmt: Kat.-Diä- 
tar. Schreiber-Königsberg i. Pr, Kat.-Anwärter Mar- 
tinu-Labiau, Kat.-Diätar Hoffmann -Pr.-Eylau er} 














Kataster-Tochniker 


gesucht. Recht baldiger Eintritt 


erwünscht. 
Katasteramt Fallingbostel 
(Regierungsbezirk Lüneburg). 


Natasterlethniket techniker | 
sucht sofort katatan rn } 
Katasteramt Hörde 


+ bei Breslau. 
2 Kataster-Techniker 1 ?eiergeszche 
yorden zum agfontigen En Tauschgesuch. 


satzungszulage für teure Orte wird Elektrotechniker der Reiche- a 
gewährt. Katasteramt Wadern eisenbahn, Teiltarif- Angestellter, al 


Bez. Trier (nicht Saargebiet). | in grösserer Stadt Badens, sucht 
[mit Kollegen aus Norddeutsch- u‘ 
land zu tauschen. Adesen #1 
unt. A. F. 78 Geschäftsst. d.D.T-. 1 | 


Metallhetten e} 


Stahldrahtmatratzen, Kinderbetten, 
Polster anjedermann. Katalog 27 frei 
Eisenmöbelfabrik- Suhl, Thür. 


Anzeigen 
| die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 60 Pf. Rabatt 
I bei3 Aufnahmen 10°/,, bei6 Auf- 
| nalımen 15°, bei 13 Aufnahmen 
| 20 %/,, bei 26 Aufnahmen 30 %%. 
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Aelterer, auch geprüfter 


Natasierlochnikr 


gesucht, 


Katasteramt Brieg 


bei Breslau, 
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Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 

bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 









Unsere Forderungen für die Revision des 
‚ Teiltarifvertrages 


Um etwaige Unklarheiten über Art und Umfang der Re- 
| vision des Teiltarifvertrages zu beseitigen, erscheint es uns 

notwendig, noch vor den in Kürze zu erwartenden Entschei- 
dungen des für die Revision eingesetzten Schlichtungsausschus- 
ses den Standpunkt unseres Bundes klarzulegen. 

Die eigentliche Revision gründet sich auf $ 23 des Teil- 
‚tarifvertrages, welcher bestimmt, dass der Teiltarifvertrag 
nach Durchführung der Nachprüfung des Reichsbesoldungsge- 
' setzes und des preuss. Beamtendiensteinkommensgesetzes vom 
7. 5. 1920 alsbald mit rückwirkender Kraft vom 1. 4. 20 nach- 
\ zuprüfen ist. 
| Diese Bestimmung wurde seinerzeit aufgenommen, weil es 
‚im Hinblick auf die Bewertung der einzelnen Beamtengruppen 

nach dem bestehenden Beso!dungsgesetz nicht möglich war, 
die Angestellten besser zu bewerten, aber zu erwarten stand, 
dass die Nachprüfung des Besoldungsgesetzes eine anderwei- 
tige Bewertung einzelner Beamtengruppen bringen würde, 
Hieraus ergibt sich ganz eindeutig, dass die eigentliche Revi- 
sion sich nur auf das erstrecken kann, was sich ‚im Besol- 
dungsgesetz geändert hat. Es soll allerdings zugegeben wer- 
' den, dass der Wortlaut des $ 23 eine andere Deutung zulässt. 
Ausschlaggebend muss aber der Wille der Vertragsparteien 
bei Niederlegung der Bestimmung bleiben, wenn nicht das Ver- 
‚trauen in die gegenseitige Vertragstreue erschüttert werden 
‚soll. Eine anderweitige Auslegung wäre nur möglich gewesen, 
wenn beide Parteien sich in Uebereinstimmung befunden hät- 
ten. Ausschlaggebend bei der Prüfung der Frage der 
Zweckmässigkeit ist aber für iede Partei, ob hierbei dasienige 
‚erreicht 'wird, was sie im Interesse derjenigen, welche von ihr 
‚vertreten werden, für erforderlich hält. 

Ursprünglich waren beide Vertragsparteien bereit, 
den seinerzeit gezogenen Revisionsrahmen hinauszugehen. Die 
auf dieser Grundlage von der Regierung gemachten Vor- 
schläge und die sich anschliessenden Verhandlungen zeigten je- 
doch mit aller Deutlichkeit, dass, abgesehen von einzelnen un- 
bedeutenden Zugeständnissen, im allgemeinen eine Verschlech- 
terung des jetzigen Tarifes beabsichtigt war. Es hätte lang- 
wieriger, schwerer Kämpfe bedurft, um zu einem für uns an- 
nehmbaren Abschluss zu gelangen. Es lag aber keine Veran- 

lassung vor, diese Kämpfe schon jetzt auszufechten, da eine 
zwingende Verpflichtung für die Revision bestand, welche nach 
Lage der Dinge nur Verbesserungen gegenüber dem jetzigen 
Tarifzustand bringen kann. 

Demzufolge haben wir uns und mit uns alle dem AfA-Bunde 
angeschlossenen Organisationen nunmehr darauf beschränkt, nur 
noch eine Revision im vertraglich festgelegten Sinne vorzu- 
ı nehmen. Hieraus ergibt sich, dass die aus \ 23 her- 
zuleitenden Forderungen zur Grundlage nur 








über 


die Aenderungen der Besoldungsordnung 
haben können. 

Es sind daher für ale Gruppen Aenderungen bzw. 

‚ Höherstufungen beantragt worden, bei denen die ver- 

'gleichsfähigen Beamten eine andere Einreihung erfahren 


haben. Bei einzelnen Gruppen (Katastertechniker, Lithogra- 
‚phen, Kartographen, Photographen u. a.) liegen diese Verhält- 
nisse klar, jedoch bei den Technikern mit abgeschlossener 
‚ Fachschulbildung tauchen insofern Schwierigkeiten auf, als rein 
‚äusserlich nach dem Wortlaut des Besoldungsgesetzes die Ein- 
‚reihung die gleiche geblieben ist, während in der Praxis fast 
alle diesen Technikern gegenüberzustellenden Beamtengruppen 
höher eingestuft worden sind. Es ist dies darauf zurückzufüh- 
ren, dass das Aufrücken der Beamtengruppen im+ grossen und 
ganzen vom Dienstalter abhängig gemacht wurde und mit der 
‘ Verleihung eines anderen Titels verbunden ist. Diese Verhält- 
nisse können aber auf die Angestelltengruppen keine Anwen- 
dung finden, wenn man das dem Tarif zugrunde liegende Lei- 
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stungsprinzip nicht durchbrechen will, da die für einzelne Be- 
amtengruppen bereits in dem alten Besoldungsgesetz enthal- 
tenen Voraussetzungen auch nicht in derselben Form auf die 
Angestellten angewandt worden sind. Man wird aber, wenn 
die bisherige Gleichstellung mit den Beamtengruppen weiterhin 
aufrecht erhalten bleiben soll, die höheren Einreihungen der 
Beamten auf die Angestellten zur Anwendung bringen müssen. 
Ebenso verhält es sich mit der sogen. Bewährungsprüfung, die 
für Angestellte überhaupt nicht in Frage kommen kann. 

Die für die technischen Beamten mit abgeschlossener Mit- 
telschulbildung geltenden Bestimmungen haben sich z. B. im 
Bereiche der Reichseisenbahn folgendermassen ausgewirkt: Es 
waren eingesetzt im Etat für 1920 an Stellen für technische 
Beamte in Gruppe VI 718, in Gruppe VII 12 172. in Gruppe 
VM 17429, in Gruppe IX 6150 und 373 für Oberlandmesser, 
in Gruppe X 734. Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass die 
Gruppe VII der Beamtenbesoldung als Grundstellung für die 
technischen Beamten angesehen werden muss und Gruppe VI 
nur als Anfangs- und Uebergangsgeruppe gelten kann. Für 
die Umgruppierung der Techniker mit abgeschlossener Mittel- 
schulbildung sind unsererseits entsprechende Anträge gestellt, 

Aus dem $ 23 ergeben sich zum textlichen Teil des Ta- 
riivertrages Aenderungen des $ 2, weil die Besoldungsvorschrif- 
ten Sondervergütungen für einzelne Beamtengruppen vorsehen. 
Ebenso ergibt sich eine Aenderung des $ 15, weil die Bestim- 
mung für die Gewährung des Kinderzuschlages für Beamte eine 
Aenderung erfahren haben. 

Ausser vorstehenden aus dem $ 23 sich ergebenden For- 
derungen ist vom AfA-Bund noch eine Aenderung des $ 6 
sowie die Besserstellung der Jugendlichen beantragt (worden. 
Diese Forderungen gründen sich auf seinerzeit beim Abschluss 
des Manteltarifs gegebene Zusagen seitens der Ressortvertre- 
ter, und beide Forderungen sollten, soweit sich nicht etwa schon 
aus dem Besoldumgsgesetz eine Verbesserung ergibt, bei der 
nach $ 23 vorzunehmenden Revision Berücksichtigung finden. 

Zum Schluss wird als eine der wichtigsten noch die For- 
derung erhoben, dass auch die neue Eingruppierung nach der 
Revision als erstmalige Eingruppierung gilt, und dass im Falle 
der Nichteinigung über einen auf Grund der abgeschlossenen 
Revision geltend gemachten Anspruch eines Angestellten, 
welcher die Einreihung betrifit, der Paritätische Ausschuss für 
die endgültige Entscheidung dieses Streitfalles zuständig ist. 

In Ergänzung unserer Notiz in Nr. 18 des Staatstechnikers 
kann noch mitgeteilt werden, dass die Reichs- und vreussische 
Staatsregierung sich dem Schiedsspruche des eingesetzten 
Schlichtungsausschusses unterwirft. Der Schlichtungsausschuss 
hat seine Arbeit am 11. d. Mts. aufgenommen. Als Beisitzer ist 
von unserem Bunde Koll. Queisser benannt. 

% 





3. Jahrgang 


Nach Schluss der Redaktion erhalten wir den Bericht über 
die erste Sitzung des eingesetzten Schlichtungsausschusses, 
Auch dieser stellte sich auf den Standpunkt, dass die Revision 
gemäss $ 23 sich nur auf das erstrecken könne, was sich im 
neuen Besoldungsgesetz als Verbesserung ergeben hätte. 

Die Zusammensetzung des Schlichtungsausschusses ist fol- 
gende: 

Unparteiische Vorsitzende: 
Oberverwaltungsgerichtsrat Larenz, 
Wirkl. Geh. Rat Staatssekretär a. D, Rüdlin, 
Finanzminister a. D. Lüdemann. 
Arbeitgeber-Beisitzer: 
Regierungsrat Feick, 
Regierungsrat Spindler, 
Amtsgerichtsrat Willers, 
Reg.- und Baurat Apitsch. 
Arbeitnehmer-Beisitzer; 
Queisser, B.t.A.B., 
Wertes, 2.d.A., 
Massmann, G.d.A,, 
Keppel, Gedag. 
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 "Betriebsratswahlen im Verwaltungsbereiche des Preuss. 
Finanzministeriums und des Preuss. Ministeriums des Innern. 
in Nr. 16 des „Staatstechniker“ vom 3. v. Mts. haben wir über 
das Ergebnis der Hauptbetriebswahlen bereits kurz 
berichtet. Die Wahlbeteiligung, sowohl bei der Haupt- 
als auch bei den Bezirks- und örtlichen Betriebswahlen, ist wider 
Erwarten nach unseren Feststellungen auf Grund der uns trotz 
mehrfacher Mahnung immer noch nicht vollzählig zugegangenen 
Wahlergebnisse eine recht schlechte gewesen. Kaum 
40 Prozent aller wahlberechtigten Arbeitnehmer sind am 
7. und 8. Mai d.‘J. an die Wahlurne herangetreten. Und gerade 
bei dieser erstmaligen Wahl hätte man doch erwarten können, 
dass jeder einzelne Arbeitnehmer von seinem Wahlrecht auch 
Gebrauch machen würde, um so mehr, als gerade die Durch- 
führung dieser Wahl von allen beteiligten Arbeitnehmergruppen 
schon seit Monaten stürmisch verlangt wurde. Unverständlich 
wird uns stets bleiben, wie die Angestellten einzelner Aemter, 
ja sogar ganzer Kreise, ihren Dienststellenvorstehern gegen- 
über erklären konnten, sie wünschten keine gesetzliche Ange- 
stelltenvertretung. Sollte hierfür vielleicht bei diesen Kollegen 
der „Wahn“-Gedanke ausschlaggebend gewesen sein, es könnte 
durch einen Betriebsrat oder bei kleineren Dienststellen durch 
zwischen 
Dienststelle und Arbeitnehmern gestört werden? Gerade das 
Gegenteil ist unseres Erachtens der Fall, ein „aufrechter‘‘ Ange- 
stelltenvertreter — und nur ein solcher wird doch zweifellos 
alle Stimmen seiner Kollegen erhalten — kann jederzeit vermöge 
seines klaren Willens — getragen vom Vertrauen aller seiner 
Mitangestellten — das erwünschte reibungslose Zusammen- 
arbeiten zwischen Dienststelle und Arbeitnehmern nur fördern, 
man denke z. B. an Eingruppierungen, Aufrückungen usw. 
Jedenfalls wird von uns in der Zukunft unter solchen Arbeit- 
nehmer-„Gegnern“ von Angestelltenvertretungen noch recht 
eingehende Aufklärungs- und Bekehrungsarbeit geleistet werden 
müssen, 


Im übrigen wollen wir angesichts der diesmaligen schlech- _ 


ten Wahlbeteiligung nicht achtlos daran vorübergehen, dass 
unsere in der Katasterverwaltung beschäftigten Kollegen eine 
anerkennungswerte rühmliche Ausnahme gemacht haben. Nach 
den Feststellungen unserer Landesfachgruppe „Katasterwesen“ 
betrug die Wahlbeteiligung der Katastertechniker weit über 
80 Prozent, so dass diese mit vollem Recht für sich in An- 
spruch nehmen können, durch ihren Wahleifer und ihre Beteili- 
gung vor und bei den Wahlen selbst den erwarteten Sieg der 
freien Gewerkschaften vornehmlich errungen zu haben. Hätten 
unsere Kollegen aus den übrigen beteiligten Fachgruppen und 
auch aus allen sonstigen Angestelltengruppen sich zu annähernd 
gleicher Wahlbeteiligung aufraffen können, so wäre der Erfolg 
für die freien Gewerkschaften ein noch weit grösserer ge- 
wesen. In diesem Sinne wollen wir heute schon an die Vor- 
bereitung für die nächstiährige Wahl herangehen! 

Zu unserer ‘seinerzeitigen : Notiz über das Ergebnis der 
Hauptbetriebsratswahl soll heute nur noch mitgeteilt werden, 
dass -die gewählten : Hauptbetriebsratsmitglieder vom 3. bis 
5,:v. Mts. im Preuss. Finanzministerium erstmalig zusammen- 
traten: und zu Beginn ihrer Tagung 

den Matrer- und Zimmermeister Hilke, B.t. A. B: zum 
ersten Vorsitzenden, 

den Steindrucker Tabbert, Verb. d. Gem.- u. Staatsarb., 
zum zweiten Vorsitzenden, . 


den. Bureauangestellten Schmidt, G.d. A. zum Schrift- 


führer wählten. Vom 4. bis 7. d.Mts. hielt der Hauptbetriebs- 
rat seine. zweite Sitzung wiederum im Preuss. Finanz- 
ministerium ab. 

Ueber die Ergebnisse der Bezirksbetriebs- 
ratswahlen fehlen uns bis heute immer noch die mehrfach 
gewünschten Angaben aus den Regierungsbezirken Aachen, 
Aurich, Allenstein, Gumbinnen. Minden und Schneidemühl. In 
den Regierungsbezirken Marienwerder, Merseburg, Oppeln und 
Sigmaringen haben nach unserer Feststellung die Wahlen am 
7. und 8. Mai 1921 teils aus politischen Gründen (Oppeln), teils 
wegen nicht rechtzeitiger Berufung ‘von Wahlvorstandsmit- 
gliedern durch die Regierungspräsidenten mangels genügender 
Vorschläge der beteiligten Organisationen (die Gewerkschaits- 
bünde z. B. hatten keine Vorschläge zur Berufung von Wahl- 
vorstandsmitgliedern gemacht !) nicht‘ stattgefunden. Es sind 
jedoch bereits inzwischen von uns alle erforderlichen Schritte 
zwecks baldiger Nachwahl: unternommen ‚worden. Auch bei 
diesen Nachwahlen werden die freien Gewerkschaften genau 


„wie bei den im Mai stattgeiundenen Bezirksbetriebsratswahlen 


ihre überragende Stellung gegenüber den gegnerischen Ver- 
bänden dartun. 








wählt worden, und zwar in Gross-Berlin und den Regie- 


Düsseldorf, 


“von den gewählten 24 Mitgliedern der gegnerischen Organisa 


"brück und Stralsund) einige Vertreter der Gewerkschaftsbün- 


“muss bemerkt werden, dass in Münster in der Hauptsache 
‚Mitglieder des Verbandes der Katastersekretäre und Te | 
und in Wiesbaden mit Hilfe einer Sonderliste in der Mehrzahl I 


- stehendem das Wahlergebnis nochmals’ genauer an. so 


ihre übrigen Sitze lediglich dem Umstande verdanken, dass 


 Landesfachgruppe „Katasterwesen“ an, während die übrige 






Nach den uns bis heute: rien Berichte 5 
te (einschl. Gross-Berlin) sind am 7. f 
1921 ailein in 15 Bezirken nur freigewerkschaftliche Listen ge- 





rungsbezirken: Arnsberg, Breslau. Coblenz, Cölm 
Frankfurt/Oder, Hannover, Hil- 
desheim, Köslin, Lüneburg, Potsdam, Schle’s 
wig, Stade und Trier. Aber: auch in den restlichen Re- 
gierungsbezirken sind mit Ausnahme von Münster, Osnabrück, 
Stralsund und Wiesbaden die gewählten Betriebsratsmitglieder 
in ihrer Mehrzahl Mitglieder der freien Gewerkschaften. Im 
einzelnen ergibt sich zurzeit folgendes Wahlergebnis: 
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Freie Gewerkschaften 


gegn. Orga- 
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nisationen 
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. Gross-Berlin .„ . 
. Arnsberg . 
. Breslau,  » 
Cassel:.=..% 
. Coblenz. . . 
Cöln . . 
. Deseldort: ä 
Erfurt . er 
. Frankfurt 2.0, . 
10. Hannover . . 
11 Hildesheim R 
12. Königsberg i. Pr. 
13. Kösiin . . 
14. Liegnitz— . 
15. Lüneburg . 
16. Mugdeburg 
17. Münster. . 
18. Osnabrück , 
19. Potsdam . 
20. Schleswig . 
21. Stede .„ . 
22. Stettin . 
23. Stralsund . 
24 Trier. . 
25. Ricbaden. 


Zusammen | 121 | 25 
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Es sind also gegenüber 146 Miteliederu der freie 
Gewerkschaften nur 24 Mitglieder gegnerischer Organi- 
sationen und 5 Unorganisatierte in mehr als */a sämtlicher für 
diese Wahl in Frage kommender Regierungsbezirke gewähl 
worden. Wenn man nun ausserdem noch berücksichtigt, das 


tionen der bei wei:em grösste Teil nur durch das Entgegen- 
kommen der freien Gewerkschaften zu einem Sitz im Betriebs- 
rat gelangt ist, weil nämlich die Mitglieder der letzteren sic 
seinerzeit bei Aufstellung der Listen dazu hergegeben habe B 
die von ihnen eingereichten Listen auch hier und dort (z. .B. 
in Cassel, Erfurt, Königsberg i. Pr., Liegnitz, Magdeburg, Osna- 


hineinzunehmen, so ist der von den Gewerkschaitsbünden 
zieite „Erfolg“ ein geradezu kläglicher. Lediglich in Münster, 
Stettin und Wiesbaden ist es. unsern Gegnern seinerzeit e 
lungen, eine eigene Kandidatenliste zusammenzubringen, ‚da 


Ängestellie des. Polizeipräsidiums Frankfurt (Main) ge 
worden sind, deren Gewerkschaitszugehörigkeit uns leider n 


bekannt ist, so. dass wir sie in der obigen Aufstellung als U A N 


organisierte aufgeführt haben. Sieht man sich also nach 
mit Genugtuung festgestellt werden, dass die Gewe 
schaftsbünde aus eigener Kraft nicht v 
mehr als 2 bis 3 Sitze errungen haben. während s 








in die Liste der freien Gewerkschaften 2 auigenom 
wurden. 


Gewiss wird es unsere Köllegen nun oe interessierem, 
















"sich die gewählten 121 freigewerkschaftlichen Angestellten @ 
‚die in Frage kommenden Berufe verteilen. Nach dem uns zut 







Verfügung stehenden Material wurden in den im vorsteh 
Verzeichnis aufgeführten 25 Regierungsbezirken 67 Tei 
niker (B.t.A.B.) und 54 Bureauangestellte (Z.d. A.) gewäl 
Von diesen 67 Technikern gehören wiederum allein 55 unser 







der Hauptsache‘ Mitglieder unserer ‚Landesfachgruppe „S 
hochbau-Verwaltung“ sind. 
Raummangels wegen ist :es uns leider. nicht, möglich, 
im Anschluss hieran auch bereits. die Ergebnisse der f 
örtlichen Betriebsratswahlen  bekanntzugeben 5 
soweit uns hierüber schon Material" FERN worden i 
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Nr. 19 


Fast überall. haben die Behördenangestellten -mit der 
Wahrnehmung ihrer Interessen nur Mitgliederderfreien 
Gewerkschaften betraut. 

‚ Um.auch hierüber. in Kürze möglichst genaue Mitteilungen 
machen zu können, haben wir uns nochmals mit einem beson- 
deren Rundschreiben an unsere Gauverwaltungen, Landes-, 
Bezirks- und örtlichen Fachgruppen und Betriebsvertrauens- 
männer mit der. Bitte gewandt, uns auch über den Aus- 
fall der örtlichen Betriebsratswahlen mög- 
lichst vollständige Angaben zu übersenden. Nach 
Eingang: dieser werden wir. in einer .der nächsten Nummern des 


„Staatstechniker“ berichten. . 


Tarifverträge 


Recht'iche Auslegung des $ 8 des Teiktariiverfrages vom 
4. Juni 1920. Das Amisgericht in Düsseldorf hat in dieser Frage 
nachstehende Entscheidung gefällt: 
10 C. 563/21/3. 

Im Namen des Volkes. 
Verkündet am 23. Juni 1921. 
gez.: Eick als Gerichtsschreiber. 
{ In Sachen 
des Angestellten... ...... in Düsseldorf ........ Kligers 
egen 

den Reichsfiskus, vertreten durch das Hauptversorgungsamt in Koblenz. Beklagten 
Prozessbevollmächtigter Rechtsanwalt Justizrat Bewerunse in Düsseldorf, 
hat das Amtsgericht Abt. 10 in Düsseldorf auf die mündliche Verhandlung 
vom 9. Juni 1921 durch den Gerichtsassessor von Hinüber für Recht erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, an Kläger 127,50 M. zu zahlen 
und die Kosten des Rechtsstreites zu tragen. 

Entscheidungseründe: 

Der Kläger klagt vertraglich vereinbarte Vergütung für D’enst'eistung ein. 
Es handelt sich um einen Dienstvertrag, auf den die Regeln des B.GB. An- 
wendung finden. .Die Klage ist nach $ 611 B.G.B. begrürdet, wenn ein 
Dienstvertrag zwischen den Parteien w'rksam zustande gekommen ist und die 
Parteien hierbei die Zahlung einer der Vergütungsklasse IV entsprechenden 
Vergütung vereinbart haben. Unstreitig ist ein solcher Vertrag zwischen dem 
Kläger und dem damaligen Leiter des Versorgungsamtes zustande gekommen, 

In dem Vorbringen des Beklagten liegt nun die Einwendung, dass dieser 
Vertrag wegen mangelnder Vollmacht des abschliessenden Versorgungsamtes 
insow:it nichtig sei, als dem Kläger die Zahlung elner höheren Vergütung zu- 
gebilligt sei, als sie den Angestellten der Gruppe III zustehe. Aus 88 Abs. I 
des Teiltarifvertrages vom 4 Juni 1920 ergibt sich jedoch, dass die Ver- 
sorgungsämter Vollmacht zum Abschluss von Anstellungsver'rägen mit Wirkung 
für und gegen den Reichsfiskus haben. Durch diese Bestimmung hat die 
Reichsregierung die Dienststelle zur Einreihung der Angestellten in bestimmte 
Vergütungsgruppen ermächtigt. Diese Vollmacht ist auf jeden Fall wirksam, 
sei es nur. dass man die unterzeichneten Verbände als Vertreter derjenigen, 
denen gegenüber die Vertretung stattfinden sell, auffasst und also die Voll- 
mecht als „dem Dritten gegenüber“ erklärt im Sinne des $ 167 B.G.B. an- 
sieht, oder dass :man in dieser Erklärung eine öffentliche Bekanntmachung im 
Sinne des 8 171 B.G.B. sieht nnd also auf Grund dieser Kundgehung den 
Beklagten für gebunden hält. In Abs. 2 des $ 8 des Teiltarifvertrages wird 
dann allerdings diese Ermächtigung für den Fall entzogen, dass sie sich mit 
der Angestelltenvertretung über die Eingruppierung eines Angestellten nicht 
einigen kann. Da’dies hier aber nicht der Fall gewesen ist, so ist der Ver- 
‘trag zwischen dem Kläger und dem Beklagten wirksam zustande gekommen. 

Nun bestimmt allerdings der Reichsfinanzminister in 8 47 Ziffer 9 der Aus- 
führungsbestimmungen zum Teiltarifvertrag, das Recht der Nachprüfung bleibe 
den Zentralbehörden. vorbehalten. Dies bedeutet aber, wie sich aus dem vor- 
hergehenden Satz ergibt, nur, dass die Dienststellen bei der Ein- 
gruppierung nicht völlig freie Hand haben, sondern sich an die 
massgebenden Bestimmungen halten müssen, dass ferner die Zentralbehörde 
nachprüfen darf, ob dies geschehen ist und dass die Dienststelle oder 
der sie vertretende Beamte der Zentralbehörde gegenüber für 
die Richtigkeit der Eingruppierung verantwortlich ist. Da 
diese Ausführungsbestimmungen nicht zum Bestandteil des mit 
dem Kläger abgeschlossenen Vertrages gemacht worden sind, 
sind sie für den Kläger nicht bindend. Der Vertrag ist also, da ein 
Vorbehalt nicht gemacht, in vollem Umfang wirksam. Ob der Kläger 
etwa gewusst hat, dass der Vertreter des Beklagten bei Abschluss des Ver- 
trages seine dienstlichen Befugnisse überschritten hat, ändert hieran nichts. 

- Der Klage war demnach mit Kostenfolge aus $ 91 Z.P.O. stattzugeben, 
gez. von Hinüber. 
Ausgefertigt: 
gez. Eick als Gerichtsschreiber des Amtsgerichts. 


Vorstehende richterliche Entscheidung deckt sich in allen 
Punkten mit der von uns immer vertretenen Meinung. Hier- 
nach ist jede Einreihung, welche vorbehaltlos zwischen 
Dienststelle und Angestelltenvertretung vorgenommen ist, 
gültig. Die von einzelnen Dienststellen auf Grund anderweitiger 
Entscheidung des obersten Verwaltungschefis erfolgten Rück- 
gruppierungen und die damit etwa verbundene Rückzahlung 
überhobener Beträge ist unzulässig. 

‚Dasselbe gilt nach unserer Auffassung auch bei Aufrückung 
nach $ 8 Abs. 3. -Ist eine vorbehaltlose Einigung über die Auf- 
rückung eines Angestellten zwischen Dienststelle und Angestell- 


- tenvertretung erfolgt, ist jede andere Entscheidung des obersten 


Verwaltungschefs rechtlich unhaltbar. 


Aus anderen Verbänden 


1: Agitationsmittel .des Katastersekretärverbandes. Gelegent- 
lich -:der. Betriebsrätewahlen im. Bereich des _ Preussi- 
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schen: Finanzministeriums . und Ministeriums des. Innern 
war vom Verband Preussischer .Katastersekretäre und 
-Techniker die Behauptung aufgestellt worden, dass er zu 
den Verhandlungen über den Betriebsräteaufbau zugelassen sei 
und dass ferner .die Einreihung der Katastertechniker in Vergü- 
tungsgruppe IV und V des Teiltarifes eine Selbstverständlich- 
keit sei, die auch von der Katasterabteilung des Finanzmini- 
steriums anerkannt wird und, dass es hierzu keiner. besonderen 
Tarifverhandlungen. bedürfe. Wir haben es abgelehnt, auf ein 
derartiges, von Unwahrheiten strotzendes. Flugblatt zu antwor- 
ten. und lediglich den Finanzminister aufgefordert, zu den Ein- 
gangs aufgestellten Behauptungen Stellung zu nehmen. Unterm 
21. 6. 21, Lo. 805, teilt uns das preussische Finanzministerium 
auf diese beiden Fragen mit, dass seine Stellungnahme zur 
Einreihung der Katastertechniker in den uns gemachten Vor- 
schlägen niedergelegt ist. Hiernach ist also die vom Kataster- 
sekretärverband aufgestellte Behauptung unwahr. - Ebenso - geht 
aus dem gleichen Schreiben hervor, dass der Katastersekretär- 
verband wohl seine Zuziehung beantragt hatte, an den Ver- 
handlungen zur Ausführung des $ 61 B.R.G. jedoch nicht teil- 
genommen hat. 


Dieses Vorkommnis ist ein deutliches -Zeichen dafür, dass 
es dem Katastersekretärverband nicht auf die nachdrücklichste 
Vertretung der Interessen der Katastertechniker ankommt, son- 
dern dass ihm jedes Mittel recht ist, selbst durch eine dem 
Finanzministerium unterstellte Unwahrheit sein immer siche- 
rer werdendes Zerfallen zu bemänteln. 





afe Aus den Gruppen oo 








Hauntbetriebsrat beim Preussischen Finanzministerium und 
Ministerium des Innern. Am 4. 5., 6. und 7. d. Mts. fand die 
erste Sitzung des neugewählter Hauptbetriebsrats beim Preussi- 
schen Finanzministerium und Ministerium des Innern statt, an 
welcher als Vertreter unseres Bundes der Kollege Queisser 
teilnahm. 


Der Hauptbetriebsrat beschäftigte sich recht eingehend mit 


folgendem: Ausführungsbestimmungen zum Teiltariivertrage 
vom 4. 6. 20; Durchführung des 8 9 des Manteltarifs vom 
6. 11. 20: Weiterbeschäftigung von pensionierten Beamten; 


Gebührenkontrolle bei der Katasterverwaltung; Entschädigung 
der Zöglinge der Katasterverwaltung für Teilnahme an Aussen- 
arbeiten; “Aufhebung der Dienstaufwandsentschädigung und 
Kündigung von Haupt- und Betriebsratsmitgliedern. 


Zur Frage der Ausführungsbestimmungen zum 
Teiltarif gab der Haup*betriebsrat den Vertretern des ‚Ministe- 
riums seiner Meinung. dahin Ausdruck, dass er die Ausführungs- 
bestimmungen, da sie einmal einseitige Dienstanweisungen dar- 
stellen und nicht mit dem Sinne des Teiltariis in Einklang zu 
bringen sind, ablehne. 

Die Weiterbeschäftigung von pensionier- 
ten Beamten als Angestellte wurde ebenfalls abgelehnt. 
Hierzu erklärten die Vertreter des Ministeriums, dass auch sie 
gegen eine Weiterbeschäitigung ‚pensionierter Beamten als An- 
gestellte seien, aber immerhin in einzelnen Fällen wichtige 
Gründe für eine Weiterbeschäftigung vorliegen können, Eine 
derartige Weiterbeschäftigung könnte aber nur vorübergehen- 
der Natur sein. 


In längeren Darlegungen wurde seitens unseres Kollegen 
Queisser de Gebührenkontrolle behandelt und auf das 
Unwürdige und Verletzende hingewiesen, das die Führung der 
Kontrolle für die Katasterbeamten und Katastertechniker an 
örtlichen Dienststellen gezeitigt hat. Es wurde nachgewiesen, 
dass die Höhe der aufgebrachten Gebühren kein Masstab für 
die Leistungsfähigkeit des einzelnen sein kann und die von den 
Regierungen nur aus diesen Gebührensätzen gezogenen Schluss- 
folgerungen für die Bewertung des einzelnen’ faisch sind. Sei- 
tens des Ministeriums wurde darauf erwidert, dass eine der- 
artige Handhabung nicht beabsichtigt sei und das Ministerium 
bei Bekanntwerden einzelner Fälle sofort Abhilfe schaffen 
wird. Im übrigen soll diese Angelegenheit zenerell bei der 
zurzeit stattfindenden Neubearbeitung der Geschäftsanwei- 
sung V geregelt werden. Man könnte jedoch auf die Führung 
einer Kontrolle zum Zwecke der Erlangung statistischer Ueber- 
sichten nicht verzichten. Der Hauptbetriebsrat wird sich mit 
dieser Angelegenheit in einer seiner nächsten Sitzungen. noch- 
mals eingehend beschäftigen, hat jedoch auf Grimd der Bestim- 
mungen des B.R.G. die Vorlage des Entwurfs der neuen Ge- 
schäftsanweisung verlangt; dies ist ihm auch von den Vertre- 
tern des Ministeriums zugesagt worden. 


Ferner wurde auf die verschiedenartige Ent- 
Iohnung der Katasterzöglinge - bei der Teil- 
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nahme an Aussenarbeiten hingewiesen und eine Regelung nach: 


einheitlichen Grundsätzen verlangt, die mit unsern Bestrebun- 
gen, die Zöglinge nicht als Arbeiter und Messgehilfen betrach- 
tet zu wissen, in Einklang gebracht werden \kann.: Das Finanz- 
ministerium erklärte sich einverstanden, diese Frage in einem 
Abkommen mit unserm Bunde zu regeln. 

Die Beseitigung der Dienstaufwandsent- 
schädigung wurde nachdrücklichst gefordert. Die ent- 
sprechenden Schritte sollen bei den dafür in Frage kommenden 
Instanzen eingeleitet werden. 

In der Frage’ der Kündigung der Haupt- und 
Betriebsratsmitglieder bestand mit der Regierung 
Uebereinstimmung dahingehend, dass eine Kündigung nur mit 
Zustimmung des Bezirksbetriebsrats bzw. des Hauptbetriebs- 
rats erfolgen kann. 

Die ganzen Verhandlungen liessen erkennen, dass der 
Hauptbetriebsrat mit vollem Ernst an alle ilım obliegenden Fra- 
gen herangeht, und es ist zu erwarten, dass er mit Unterstüt- 
zung der beteiligten Gewerkschaften nach und nach die be- 
stehenden Missstände in dieser Verwaltung beseitigen wird. 


Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung 


Schafiung planmässiger Beamtenstellen für Vermessungs- 
techniker. Zur Erledigung ihrer Aufgabe hat die Preussi ie 
Wasserbauverwaltung bereits seit langem vermessungstech- 
nisch vorgebildetes Personal in immer steigender Zahl .ver- 
wendet. Ursprünglich wurde es in der Regel nach Bedarf zu 
vorübergehender Hilfeleistung angenommen; das Anwachsen der 
Verwaltung und die Häufung der zu erledigenden Aufgaben 
brachten es iedoch mit sich, dass sich im Laufe der Zeit eim 
Stamm von dauernd beschäftigten Hilfskräften bikdete, der mit 
den besonderen Verhältnissen in der Verwaltung vertraut und 
infolgedessen in hervorragender Weise befähigt war, die vor- 
kommenden Arbeiten zu erledigen. Dass die Erhaltung dieses 
Stammes für die Verwaltung in deren eigenem Interesse liegt, 
ist bereits seit langem anerkannt, die Folgerung daraus wurde 
iedoch nur für die wissenschaftlich vorgebildeten Hilfskräfte. 
die Landmesser, gezogen, die als Beamte übernommen wurden, 
während man sich für die eigentlichen Vermessungstechniker 
zu gleichen Massnahmen nicht entschliessen konnte. Es wurde 
immer wieder darauf hingewiesen, dass für diese die Verhält- 
nisse vollkommen gleich lägen wie für die Landmesser, und ge- 
fordert, dass auch sie in das Beamtenverhältnis überführt wür- 
den. Zu Beginn des Jahres trat der Bund erneut mit einer 
entsprechenden Eingabe an den Minister der Öffentlichen Ar- 
beiten heran. Ein. Erfolg dieser Bestrebungen ist endlich zu 
verzeichnen Im Haushaltsplan für das Jahr 1921 sind zehn 
planmässige Stellen für Vermessungstechniker vorgesehen. Die 
Zahl ist gering, aber vorläufig scheitern weitergehende Ab- 
sichten an der schlechten finanziellen Lage des preussischen 
Staates, da sich das Finanzministerium aus Sparsamkeitsrück- 
sichten grundsätzlich gegen die Einrichtung neuer planmässiger 
Beamtenstellen sträubt. Doch ist nun endlich grundsätzlich an- 
erkannt, dass die alte Forderung der Vermessungstechniker auf 
Uebernahme in das Beamtenverhältnis sachlich gerechtfertigt 
ist. Es ist also eine Grundlage geschaffen, auf der küuftig 
weitergebaut werden kann, um den Vermessungstechnrikern die 
ihrer Bedeutung entsprechende Stellung bei der Wasserbau- 
verwaltung zu verschaffen. \ 


Katasiterwesen 


Bezirksfachgruppe Frankfurt a. ©. Die zur Bezirksfach- 
gruppentagung am 12. Juni 1921 zahlreich erschienenen Mit- 
glieder beschäftigten sich in reger Aussprache mit den Ergeb- 
nissen des Landesfachgruppentages am 28. und 29. Mai 1921 in 
Berlin, über den Kollege Jahn eingehend berichtete. und mit 
dem derzeitigen Stand der Revisionsverhandlungen über den 
Teiltarifvertrag. Folgende Entschliessungen fanden 
einstimmige Annahme: 

1. Die auf dem Bezirksfachgruppentage am 12, Juni 1921 in Frankfurt a. O, 
versammelten Katastertechniker wenden sich auf das entschiedenste gegen die 
beabsichtigte Einstufung der Katastertechniker in die Vereütungsgruppen IV, 
V, Vi und VII des Vergütungstarifs der Angestellten im Bereiche der Reichs- 
und ‚preussischen Staatsverwaltungen und fordern im Anhalt an das preussische 
Beamtendiensteinkommengesetz und gestützt auf die früheren Versprechungen 
der Regierungsvertreter, auch gelegentlich der erstmaligen Tarifverhandlungen, 
die Einreihung aller Katastertechniker in die Gruppen VI und VII. 

Eine re Sehen für die Aufrückung. nach Gruppe VII wird unter 
allen Umständen abgelehnt. ’ 

2. Die Teilnehmer des Bezirksfachgruppentages, insbesondere die Kataster- 
anwärter und geprüften Katastertechniker, fordern vom Bund der technischen 
ur er und Beamten, bei den massgebenden Stellen umgehend dahin zu 
wirken, dass zum mindesten die Bezahlung der Katasteranwärter und ge- 
prüften Katastertechniker, bei denen die Einreihung in Gruppe VI des Vor- 
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entwurfs zur Nachprüfurg des Tarifvertrages für Behördenangestelite unzweifel- 
haft feststeht, unverzüglich, also noch vor Abschluss der tarifverhand- T 
lungen, entsprechend den Sätzen der Gruppe Vi erfolgt. Bo | 

Die Katasteranwärter und geprüften Katastertechniker eben aber hiermit _ 
ausdrücklich kund, dass sie sich durch diese Entschliessung Keinestalls auf den 
Boden des Referentenentwurfs stellen, vielmehr nach wie vor die Einreihung 
nach Gruppe VH fordern, “ 

Gleichzeitig fordern die Katastertechniker die schleunige Durchführung 


- und Beendigung der Tarifverhandlungen, damit endlich die Katasterangesteilten, 


die sich allen anderen Angestellten gegenüber benachteiligt fühlen, zu ihrem 
Recht kommen. , ’ R 


Bezirksfachgruppe Magdeburg. Am 12. Juni 1921 fand in 
der „Kaiserhalle“ eine sehr gut besuchte Fachgruppenversamm- 
lung statt, in der Kollege Mosler den Geschäftsbericht und 
den Bericht über den Gruppentag in Berlin am 28, und 29. Mai 
1921 erstattete. Kollege Holefeld sprach über die im Mai 
d. J. stattgefundenen Betriebsratswahlen, bei denen bei der Re- 
gierung Magdeburg in den Bez.-Betr.-Rat u. a. die Kollegen | 
Wien (Caibe a. S.) und Holefeld (Nardeburg) als ordent- 
liche Mitglieder und Kollege W’els (Genthin) als Ersatzinit- 
glied gewählt worden sind. Die Versammlung nahm ferner noch 
Stellung zu allgemeinen Beamten-, Berufs- und Standesfragen. 
Drei Ehtschließungen fanden einstimmige Annahme; in ihnen 
wird gefordert: | { R 

1. der weitere Ausbau der Rundschreiben der Landesfach- 
gruppe, 1 j 

2. die direkte Zusendung der Rundschreiben an die Kollegen 
ohne Umweg über die Ortsverwaltungen, 

3. das sofortige Eingreifen des Bundes gegen die Lehrlines- 
züchterei durch die Regierung Magdeburg, die die gleichzei- 
tige Annahme mehrerer Zöglinge auf einem Amte duidet, 

4. die baldige Verwirklichung der Forderungen des Gruppen. 
tages betr. Annahme und Ausbildung des Nachwuchses, 5 

5. die Einstufung der Katastertechniker entsprechend der Be- | 
amtenbesoldunse rückwirkend vom 1. 4 20 ab in die 
Gruppen VI und VII und die Zugänglichmachung der Auf- 
stiegsgeruppe für die Katasteranwärter, x 

6. der schleunige Abschluß der Tarifverhandlungen im Rah- 
men des $ 23 des Teiltarifvertrages.. a 


Volkswohlfahrt (Wiederaufbau Ost) 


Nebenbeschäftigung. . In einem Erlasse des Oberpräsidenten 
in Königsberg i. Pr. vom 23. April 1921 ist den Angestellten der 
Wiederaufbau-Dienststellen grundsätzlich jede Nebenbeschäfti- | 
gung verboten für Bauausführungen, die ganz oder zum Teil aus 
Vorentschädigungsmitteln bezahlt werden. Im Uebertretungs- | 
falle ist mit Entlassung gedroht. Der Erlass verstösst gegen 
den $ 3 des Tarifvertrages, nach dem der Angestellte nur dann 
der Genehmigung der vorgesetzten Dienstbhörde bedari, wenn 
die Nebenbeschäftigung mit einer laufenden Vergütung verbun- 
den ist. Die Vorstellungen, die wir gegen diesen Erlass-beim 
Volkswohlfahrtsminister erhoben haben, sind erfolglos geblieben. 
Wir haben uns. daher gezwungen gesehen, beim Zentralschlich- 
tungsausschuss für die Preussischen Staatsbehörden die Un- 
gültigkeitserklärung des Erlasses zu beantragen. we. 

Die Erledigung des Streitialles durch den Schlichtungsaus- 
schuss wird wahrscheinlich geraume Zeit in Anspruch nehmen, 
und es ist möglich, dass schon in der Zwischenzeit Konflikte 
entstehen. Wir bemerken dazu, dass Kündigungen auf Grund 
dieses Erlasses unzulässig sind, wenn sich der Angestellte nicht 
etwa zugleich einen Verstoss gegen Treu und Glauben hat zu- 
schu:den kommen lassen. Bei allen vorkommenden Streitfällen 
empiehlen wir daher unseren Mitgliedern, gegen eine etwa aus- 
gesprochene Kündigung den zuständigen Schlichtungsausschuss 
anzurufen und sich darauf zu berufen, dass der Erlass einen 


Verstoss gegen dem Tarifvertrag bedeutet. : | 
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Bellage zur D.T.Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 

bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 


Nummer 20 Berlin, den 


Revision des Teiltarifvertrages für Be- 


hördenangestellte 


Der zur Durchführung der Revision des Teiltarifvertrages 
für Behördenangestellte gebildete Schlichtungsausschuss (siehe 
„staatstechniker“ Nr. 18 und 19) hat in seinen Verhandlungen am 
11., 12. und 13. Juli bereits weittragende Entscheidungen ge- 
fällt. Den Obmännern der Bezirksfachgruppen ist sofort mit 
Nr. 6 der „Beamtennachrichten“ entsprechende Information 
zugegangen. 

Die getroffenen Entscheidungen beweisen im vollen Um- 
fange die Richtigkeit des von den AfA-Verbänden zur Revision 
eingenommenen Standpunktes und zeigen mit aller Deutlichkeit 
die Unfähigkeit der Gewerkschafitsbünde (G.d.A. und Gedag), 
eine vorausschauende, im Interesse der gesamten Ange- 
stelltenschaft liegende Tarifpolitik zu betreiben. Wir‘ unterlas- 
sen es deshalb auch, auf die neuerdings von diesen Gewerk- 
schaftsbünden gemachten Ausführungen in ihren Zeitschriften 
einzugehen. 

Zur grundsätzlichen Frage, in welchem Umfange die Vor- 
schriften des Teiltarifvertrages eine zwingende Verpflichtung 
zur Revision vorsehen, ist der Schlichtungsausschuss zu dem 
Ergebnis gekommen, dass die Vorschriften des Teiltarifver- 
trages über seine Nachprüfung keine Verpflichtung zu einer 
weitergehenden Nachprüfung begründet, als die Aenderungen 
in der Beamtenbesoldung gegenüber den Vorschriften des 
Reichsbesoldungsgesetzes voın 30. 4. 20 und des Pr. Beamten- 
diensteinkommensgesetzes vom 7. 5. 20 für die Angestellten 
Folgerungen heischen. 

Auf Grund vorstehender Entscheidung sind bereits für die 
vermessungstechnischen Angestellten Einzelentscheidungen ge- 
troffen worden dahingehend, dass rückwirkend ab 1. 4. 20 in 
Gruppe VI der Beamtenbesoldung Katasterhilfsarbei- 
ter, Katastertechniker, Katasteranwär- 
ter und Vermessungstechniker (Kulturamtszeichner 
und Kulturamtshilfzeichner) einzureihen sind und in Gruppe VI 
solche Katasterhilfsarbeiter, Katastertechniker und Vermes- 
sungstechniker (Kulturamtszeichner und Kulturamtshilfszeich- 
ner), die sich durch besondere Leistungen aus Gruppe VI her- 
ausheben. 

Dem von uns weiter gestellten Antrage, auch Kataster- 
anwärter in Gruppe VII aufzunehmen, konnte vom Schlich- 
tungsausschuss aus formalen Gründen nicht Rechnung getragen 
werden. Die Begründungen, die der Schlichtungsausschuss zu 
voıgenannten Einzelentscheidungen gibt, bringen jedoch zum 
Ausdruck, dass die Katasteranwärter von der Aufrückungsmög- 
lichkeit nach Gruppe VII nicht ausgeschlossen wer- 
den können. Im Hinblick auf diese Entscheidung wird das 
Finanzministerium gezwungen sein, die von jeher von uns er- 
hobene Forderung, Katasteranwärter, die besondere Leistun- 
gen nachzuweisen vermögen, in Gruppe VII einzureihen, an- 
zuerkennen und demzufolge auch alle 'widerrechtlich er- 
folgten Rückgruppierungen der im letzten Jahre in die Be- 
werberliste aufgenommenen geprüften Katastertechniker wieder 
aufzuheben und die vorenthaltenen Beträge nachzu- 
zahlen. 

Am 13. Juli ist über die Folgerungen, die aus den geänder- 
ten Besoldungsvorschriften für die Techniker mit abzeschlosse- 
ner Fachschulbildung gezogen werden müssen, eingehend ver- 
handelt worden. Eine Entscheidung konnte nöch nicht zetrof- 
fen werden, da bedauerlicherweise der von den Organisationen 
benannte wunparteiische Vorsitzende, Finanzminister a. D. 
Lüdemann, in nächster Zeit an der Teilnahme von Sitzun- 
gen verhindert ist. Der Schlichtungsausschuss hat jedoch an 


diesem Tage bereits zum Ausdruck gebracht, dass. wenn ein- 


zelne Beamtengruppen oder Teile einer solchen, ohne dass sich 


“deren Tätigkeit geändert hat, aufgerückt sind, dieses für die 


endgültig> Entscheidung über 


die Einreiliung der Techniker 
beachtlich erscheint. ! 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr.7 


29. Juli 1921 3. Jahrgang 


In den Verhandlungen vor dem Schlichtungsausschusg 
haben die Regierungsvertreter mit allen Mitteln versucht, ihre 
Vorschläge (s. Staatstechniker Nr. 17) zur Anerkennung zu 
bringen. Unsere Vertreter waren aber auf Grund ihrer ge- 
nauen Kenntnis der gesamten Verhältnisse in der Lage, dem 
Schlichtungsausschuss die Haltlosigkeit der von den 
Regierungsvertretern gemachten Ausführungen zu beweisen. 

Die bisherigen Entscheidungen bedeuten einen vollen Fr- 
folg und zeigen mit aller Deutlichkeit, dass die wirksamste 
und einzig richtige Interessenvertretung für die technischen An- 
gestellten allein unser Bund ist. 

Bis zum Wiederzusammentritt des Schlichtungsausschusseg 
finden unter dem Vorsitz des unparteiischen Vorsitzenden, 
Oberverwaltungsgerichtsrats Larenz, Verhandlungen zwi- 
schen den Parteien statt. In diesen Verhandlungen soll nur 
vorbereitende Arbeit für den Schlichtungsausschuss geleistet 
werden, so dass bei Wiederzusammentritt des Schlichtungs- 
ausschusses die endgültigen Entscheidungen schnell getroffen 
werden können. Aus diesen Verhandlungen kann folgendes 
tnitgeteilt werden. 

Die Regierungsvertreter lehnen iede 
Höherstufung der technischen Angestell- 
ten ab, da die vergleichsfähigen Beamten durch die neue 
Besoldungsordnung nicht höher eingestuft sein sollen. Sie be- 
rufen sich darauf, dass der technische Sekretär immer noch in 
Gruppe VI, der technische Obersekretär in Gruppe VII der Be- 
soldungsordnung erscheint, während wir dagegen anführen, 
dass, obwoh! die Bezeichnung der Beamten in den Gruppen 
unveıändert geblieben ist. doch tatsächlich ausserordentliche 
Verschiebungen auf Grund der neuen Besoldungsvorschriften 
in höhere Gruppen erfolgt sind. Der überwiegende Teil der 
früher als „technische Sekretäre“ in Gruppe VI stehenden Be- 
amten ist z. B. jetzt mitanderen Amtsbezeichnun- 
gen in den Gruppen VI, VHI und IX zu finden, ohne 
dass sich das Arbeitsgebiet dieser Beamten geändert hat- Wir 
verlangen demzufolge eine Aenderung und Verschie- 
bung der bisherigen QGruppenbezeichnun- 
zen des Tarifes, die ein gleiches. Auf- 
steigen der technischen Angestellten zur 
Folge hat. Die Ressortvertreter führen zegen unsere For- 
derungen einen erbitterten Kampf, und man kann deutlich er- 
kennen, welche Ziele sie verfolgen. Der Vertreter des Preuss. 
Finanzministeriums erklärte z. B., dass die bisherigen weit- 
gehenden Aufstiegsmöglichkeiten der Angestellten die Preuss. 
Regierung bereits rezwungen hätten, bei der Revision der Be- 
amtenbesoldung entsprechende Schlussfolgerungen zu ziehen 
und neue Aufstiegsmöglichkeiten für de Beamten zu 
schaffen, d. h. also, die engen Beziehungen zwischen Tarifver- 
trag und Besoldung drohen bei der freien Aufstiegsmöglichkeit 
der. Angestellten das ganze schematische System der Besol- 
dungsordnung umzustossen. Um dieses zu verhindern, 
versucht man, die freie Aufstiegsmöglichkeift der Ange- 
stellten zu unterbinden und auch bei ihnen ein 
starres Schema nach Art der Beamtenbesoldung einzu- 
führen. Diese Absicht ist durch die Haltung der freien An- 
gestelltengewerkschaften vereitelt. 

Die ganzen Verhandlungen waren fast ausschliesslich 
ein Kampf zwischen den Ressortvertretern-und den AfA-Ver- 
bänden. , Soweit Technikerfragen zur Debatte stehen, liegt 
die Verhandlungsführung allein bei unserem Bunde. Für die 
Büroangestellten, deren Forderungen der Zentralverband der 
Angestellten vertritt, will zwar auch der G.d.A. eine Lanze 
brechen. Es war aber geradezu trostlos, das hilflose Ge- 
stammel anzuhören, mit dem der Vertreter des G.d.A. in 
volikommener Sachunkenntnis die sinnlosen Forderungen sei- 
nes Verbandes zu verfechten sıchte. Nach unendlicher Mühe 
gelang es erst dem Vorsitzenden, die Anträge des G.d.A. zu 
erkennen, um dann in fast allen Fällen festzustellen, dass den 
in diesen Anträgen enthaltenen Forderungen die Zusam. 
menhängein sich selbst fehlen, 
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Zum Schluss sei noch bemerkt, dass bereits Verhandlungen 
mit den beteiligten Ressorts angebahnt sind, um die sich aus 
den bisherigen Entscheidungen _des Schlichtungsausschusses.... 
ergebenden Nachzahlungen 
bringen 
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Der Bund Deutscher Archi- 
tekten (B.D.A.) hat an den«- Reichsschatzminister eine 
Denkschriitt seines Bezirkes Niederrhein-links gerichtet, 
die sich mit der Zuziehunge von Privatarchitekten zu 
den Aufgaben der Besatzungsämter beschäftigt. Wenn 
auch die Denkschrift kaum neue Gedanken bringt, so 
kann sie doch nicht. unbeachtet bleiben, da der B.D.A.- als 


Neuordnung der Bauämter. 


Körperschaft Gewicht genug besitzt, um ev. seiner Forderung: 
bei den massgebenden Stellen Beachtung zu verschaffen. Das 


Interesse der von der Ausführung der Denkschrift betroffenen 


Arbeitnehmer ebenso wie das der Gesamtheit erfordert es, 


die entwickelten Gedankengänge sachlich zu prüfen und die 
Stellungnahme zur Denkschrift vom Ausfall der Prüfung ab- 
hängig zu machen. 

Die Denkschrift schneidet insofern eine 


ämter in erster Linie Verwaltungsbehörden bleiben sollen, 
deren Auigabe die Unterhaltung und Verwaltung des staat- 
lichen Gebäudebesitzes sei, während die Planung und Er- 
richtung von Neubauten als wirtschaftliche Aufgaben dem 
Privatarchitekten vorbehalten bleiben sollen. Die Gründe, mit 
denen der B.D.A. die Berechtigung dieser Forderung darzulegen 
sucht, sind zweierlei Art. Erstens schädige der Staat als Bau- 
unternehmer den freien Beruf der Architekten in materieller 
und ideeller Beziehung, zweitens seien die staatlichen Einrich- 
tungen (Bauämter) ungeeignet, wirtschaftliche Aufgaben zu er- 


füllen. Zwei Fragen also, die unabhängig nebeneinander her- 


laufen und unabhängig voneinander betrachtet werden müssen. 

Es ist selbstverständlich, dass die erste Frage vom B.D.A. 
ganz einseitig vom Standpunkt des Unternehmers. betrachtet 
wird. Sie hat bereits in früheren Zeiten eine Rolle gespielt, 
doch nicht die Bedeutung gehabt wie jetzt, wo die private 


Bautätigkeit fast vollständig aufgehört hat, so dass die Existenz _ 


der freien Architekten davon abhängig ist, dass es ihnen ge- 


lingt, Aufträge Öffentlicher und gemeinnütziger Körperschaften . 


an sich zu reissen. Für die Allgemeinheit ist jedoch das privat- 
wirtschaftliche Interesse des einzelnen selbständigen Architek- 
ten belanglos, sofern es möglich ist, die vorliegenden Aufgaben 
durch öffentliche oder gemeinnützige Körperschaften in geeig- 
neter und wirtschaftlicher Weise zu erfüllen. Es käme also 
nur darauf an, ob die vom B.D.A. in dieser Beziehung gegen die 
staatlichen Baubehörden vorgebrachten Einwendungen sachlich 
berechtigt sind. 

Ebenso steht es mit der ideellen Schädigung des Berufes. 
Der Beruf des Architekten umfasst nicht nur selbständige, son- 
dern auch angestellte und beamtete Kräfte, die die gleichen 
persönlichen Rechte besitzen; und für die Achtung, die der 


' Stand geniesst, ist das Arbeitsverhältnis des einzelnen gleich- 


gültig. Es kommt nur darauf an, dass dem Berufsangehörigen 
die seiner praktischen und künstlerischen Leistung ent- 
sprechende äussere Stellung und Anerkennung zugewiesen 
wird: also auch die Entscheidung in. dieser Frage ist davon ab- 
hängig, wie weit die bestehenden öffentlichen Einrichtungen 


in der Lage sind, dem einzelnen die Möglichkeit zu geben, sich 


frei als Schaffender zu betätigen. 

Der B.D.A. kommt bei seiner Bekämpfung der Bauämter 
zunächst mit dem alten Schlagwort, dass Verwaltungskörper- 
schaften mit ihrem Beamtenapparat unwirtschaftlich arbeiten 
und zieht daraus die Folgerung, dass diesen deshalb wirtschaft- 
liche Aufgaben grundsätzlich entzogen werden müssten. Er 
untersucht jedoch nicht, ob die von ihm geschilderten Schäden 
mit der Sache selbst unabänderlich verbunden sind, oder ob 


nur ein Fehler in der Organisation vorliegt, der sich durch ent- ° 


ae Umgestaltung des Verwaltungssystems beseitigen 
ässt. 

Einen gewichtigen Grund bringt der B.D.A. jedenfalls 
vor, und das ist der, dass ein Beamtenapparat ungeschmälert 
bestehen bleibt, auch wenn sich die Aufgaben, die ihm zuge- 
wiesen sind, einmal vermindern. Er berücksichtigt jedoch da- 
bei nicht, dass diese Begründung nur aus den augenblicklichen 
Verhältnissen gefolgert ist, also nicht grundsätzlich gegen das 
Beamtentum geltend gemacht werden kann. Es trifft zu, dass 
der Beamtenapparat den Staatshaushalt dauernd belastet, wäh- 
rend die Ausgaben dem jedesmaligen Umfang der Arbeiten 
entsprechen, wenn die vorliegenden Aufgaben von Fall zu Fall 
an Personen übertragen werden, die in freier Wirtschaft tätig 


‚schnellstens zur Auszahlung zuw= 
‚die Beamten, die nicht: anderweitig untergebracht werden 
' xönnen, auf Wartegeld gesetzt oder in den Ruhestand versetzt, 
‘so entstehen einfach neue unwirtschaftliche Ausgaben, die die 
- Schaffen werden. 


ein besserer Ausweg, den vorhandenen Apparat durch Zu- 
 weisung neuer Aufgaben wirtschaftlich auszunutzen, auch wenn 


'B.D.A. die ganze Frage betrachtet, ist jedenfalls der eine Vor- 


- weerkstelligt werden muss. 


2. " ämter) geeignet, die vorliegenden Aufgaben in ‚wirtschaftlicher 
grundsätzliche - 


‘stehender öffentlichen Einrichtungen (Bauverwaltung und Bau- | 
Frage an, als der B.D.A. verlangt, dass die staatlichen Bau-. | 


‚ihrer Behörde oder ihres Vorgesetzten mit beschränkter Ver- 


der Fehler nicht’in der Sache selbst Iteg 
.sondernim System und dass einzig und allein die we 
” gehende Zentralisation und Ueberorganisation des Behörde 
. apparates die Ursache ist, wenn die Aufgaben in schematisch 
‘und unwirtschaftlicher Weise ‚gelöst werden. 


. der Ministerial-, Militär- und Baukommission, Geh. Oberreg.- % 


‚bringt, während der B.D.A. nur das private Interesse 
seiner Bundesmitglieder im Auge hat und deshalb 


‘Konkurrenzunternehmungen das gesamte Aufga- 


unter eigener Verantwortung ausgeführt wird. Schematisieru 
' würde vermieden und der Geschäftsgang vereinfacht werden; 
damit «wiirde also auch wirtschaftlich bessere Ausnutzung der 
‚reicht sein. 


. Mittel und die Ueberwachung des Arbeitsfortganges vorbehal- j 


ziehen, sondern sie so umzugestalten, dass sie diese 


“Dienststelle hat die Aufgabe selbständig und unter eigener 









sind. Trotzdem ist es ein Trugschluss, wenn man glaubt, dass’ f 
‚ durch diese Uebertragung unter den obwaltenden Umständen 
„der Staatshaushalt entlastet wird. Die rechtliche Verpflich- 
“tung des Staates, die vo:handenen Beamten zu unterhalten, R' 
bleibt bestehen. Wird also der Apparat aufgelöst und werden 



















































Allgemeinheit belasten, ohne dass wirtschaftliche Werte ge- } 
Im Interesse der Allgemeinheit ist es sicher 


hierbei die Steuerkraft einiger Privatpersonen geschwächt wird. 
Kennzeichnend für den egoistischen Standpunkt, mit dem der 


wurf, mit dem die Unwirtschaftlichkeit der Bauämter "be- 
gründet wird, nämlich, dass diese ev. höhere Gehälter zalılen. 

als die Privatarchitekten. Also auch hier. wieder der priv 
kapitalistische Standpunkt, dass die Wirtschaftlichkeit von In- 
stitutionen in erster Linie auf Kosten der Arbeitnehmer be- 


Die Kernfrage des ganzen Streites ist die: Sind die be- 


Weise. zu erledigen? An einer Stelle, und zwar in einem 
kurzen Satze, trifft der B.D.A. tatsächlich das Richtige, indem 
er in seiner Denkschrift darauf hinweist, dass die Beamten und | 
Angestellten des Staates in abhängiger Stellung fürden Namen 


antwortung arbeiten. Als ob derselbe Vorwurf nicht auch I 
gegen Privatfirmen erhoben werden kann. Aber in diesem ° 
Satze sagt der B.D.A., ohne es zu wissen, zugleich, das 


Das sind Ge- 
danken, die aus dem Schosse der Verwaltungskörperschaften” 
selbst bereits ausgesprochen sind. Der derzeitige Präsident 


Rat Tull, hat in seiner Denkschrift zur Umgestaltung der 
staatlichen Bauverwaltung von Berlin seinerzeit dahin zielende 
Ideen entwickelt, nur kommt er zu einem anderen Schluss, 
indem er Vorschläge für die Reorganisation der Verwaltung 











zu dem radikalen Mittel greifen und den Baubehörden als 










bengebiet entziehen will. ; 

Bei der Uebernahme der Bauaüufgaben durch Priva 
architekten würde sicher der eine Vorteil -herausspringen, dass 
jede Aufgabe vom Sachbearbeiter tatsächlich selbständig u 
























verwendeten Kräfte und Ersparnis in der Geschäftsführung er- 
Ein vollständiges Verschwinden des Beamten- 
apparates würde nicht erfolgen, da sich der Staat als Arbeit- 
geber die Kontrolle über die Verwendung der bereitgestellten 























ten müsste. Das gleiche Resultat wie bei der Uebertragung 
der Bauaufgaben an Privatarchitekten würde aber auch er- 
reicht werden, wenn den jetzt zuständigen nachgeordneten 
Instanzen dieseive Selbständigkeit und Verantwortung über- 
tragen wird, wie sie ein ausserhalb der Verwaltung Stehende: r 
auf sich nehmen müsste, mit dem einen Unterschied, dasg 
letzterer immer gezwungen ist, die Befriedigung seines privat- | 
wirtschaftlichen Interesses im Auge zu behalten. Um also den 
vom B.D.A. aufgestellten wirtschaftlichen‘ Forderungen im In- 
teresse der Allgemeinheit zu genügen, käme es nicht‘ 
darauf an, den bestehenden Behörden Aufgaben zu ent- 





















Aufgaben in geeigneter Weise erfüllen können. Not- 
wendig ist hierfür, wie schon angegeben, dass zur Verein- 
fachung des Geschäftsganges den nachgeordneten Dienststellen 
grössere Selbständigkeit und alleinige Ver- 
antwortung übertragen wird. Die Zentralinstanzen stellen 
der zuständigen Dienststelle die Aufgabe und überwachen: di 
Verwendung der Mittel und den Verlauf der Arbeiten. Die 

































Verantwortung zu lösen. Die logische Folge dieser Forderung 
ist allerdings, dass nicht Dienststellung und zurückgelegte Lauf- 
bahn für die Zuweisung der Aufgaben massgebend ist, sondern = 
persönliche Eignung und Tüchtigkeit, da der 
Untüchtige niemals in (der Lage sein wird, die volle Verant- 
wortung für wichtige Aufgaben zu übernehmen. ‚Die Vera < 
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Nr. 20 


wortung darf aber nicht schematisch ein einzelner über- 
ehmen. Für Teilaufgaben,. die’Selbständigkeit und Verant- 
\wortung. erfordern, muss auch der tatsächlich Verantwortliche 
‚aach aussenhin als solcher auftreten. 

| Es ist uns bekannt, dass unter den derzeitigen Verhält- 
nissen diese Forderungen nicht erfüllt sind, aber eine Lösung 
der ganzen Frage können wir. nicht darin erblicken, wenn die 
hierfür geschaffenen öffentlichen Körperschaften zerstört wer- 
den, sondern nur darin, dass die fehlerhafte Organisation dieser 
Stellen sachlich umgestaltet wird. 


‚Tarifverträge 
| 


1 


Eingruppierung nach dem Tariivertragee Der Tarif- 
‚vertrag kennt zwei Arten des Einrückens in eine bestimmte 
Gruppe, einmal die erstmalige Einreihung, die bei 
‚Inkrafttreten des Tarifvertrages allgemein vorgenommen 
|wurde und im Einzelfall bei Abschluss eines neuen Dienstver- 
trages stattfindet, zweitens die Aufrückung, die dann er- 
folgt, wenn ein im Dienst einer Behörde stehender Angehöriger 
‚einer Tarifgruppe ein höher zu bewertendes Arbeitsgebiet zu 
‚erledigen und infolgedessen Anspruch auf Einreihung in eine 
‘höhere Gruppe hat. Der erste Fall ist in der D.T.Z. viel- 
fach behandelt worden, so dass Unklarheiten darüber im Kreise 
‚imserer Kollegen nicht mehr vorhanden sein dürften, doch soll 
‚auf einen Punkt noch einmal hingewiesen werden, der an- 
‚scheinend nicht genügend bekannt ist. 

Unter den Gruppenbezeichnungen treten zum Teil statt der 
‘allgemeinen Berufsbezeichnungen sogenannte Dienstbe- 
zeichnungen auf, z. B. in Gruppe III nautische Büroge- 
‚Hilfen, Techniker bei der. Reichsanstalt für Masse und Ge- 
|wichte, technische Assistenten an wissenschaitlichen Instituten; 
in Gruppe IV technische Bürogehilfen; in Gruppe V Bauassi- 
'stenten der Eisenbahnverwaltung, Hilfsarbeiter für Konstruk- 
‚tionsbüros bei’der Marine, technische und nautische Ange- 
‚stellte der Seewarte usw. Diese Aufnahme von Dienstbezeich- 
Hungen ist scheinbar eine Verletzung des dem Tariivertrage 
zugrunde liegenden Leistungsprinzips. In Wahrheit verhält es 
sich jedoch anders, da durch diese Dienstbezeichnung nur die 
'Grundstellung der betreffenden Angestellten angegeben 
wird. Wird jemand durch solche Dienstbezeichnung erfasst, 
hat jedoch Dienstobliegenheiten zu erfüllen, die durch die 
' Allgemeinbezeichnung einer höheren Gruppe umrissen wer- 
den, so hat er ohne weiteres Anspruch auf 
‚die höhere Gruppe. Einzelne Behörden haben diesem 
Ä Grundsatz von vornherein Rechnung getragen. Aber auch 
wo das nicht geschehen ist, hat der Paritätische Ausschuss 
|beim Reichsarbeitsministerium bei Streitfällen im Sinne 
‚unserer Ausführungen entschieden. 

| Wenig Klarheit besteht im allgemeinen unter den Kollegen 
‚über die Aufrückung im Dienste. Vor allen Din- 
gen. fällt auf, dass sich Angestellte, die Anspruch auf Auf- 
|rückung gemäss den Gruppenbezeichnungen des noch gültigen 
Vertrages zu haben glauben, sich von der Verwältung durch 
Hinweis auf die Revision des Teiltarifvertrags abspeisen lassen; 
Mit dieser Höherstufung hat aber die Revision nicht das ge- 
| tingste zu tun. Auf Grund der Revision der Beamtenbesol- 
‘dung beanspruchen die Arbeitnehmerorganisationen eine 
|£rundsätzliche Verschiebung in den Gruppenbezeich- 
'hungen, sodass sich trotz eventl. Aufrückung nach Ab- 
‚schluss der Revision eine weitere Höherstufung 
\ ergeben kann. i 

| Auch die Aufrückung ist Einreihung im Sinne des $ 8 
Abs. 1. Sie wird also von der Dienststelle im Einvernehmen 
mit der Angestelltenvertretung vorgenommen. Besteht zwi- 
\schen beiden Einvernehmen, so ist die Aufrückung endgültig, 
und der Angestellte hat einen Rechtsanspruch auf die 
Bezüge der höheren Gruppe. Dieser Rechtsanspruch kann ihm 
durch die Entscheidung einer vorgeordneten Behörde nicht 
wieder genommen werden. Wird jedoch über die Aufrückung 
\kein Einvernehmen erzielt, so entscheidet nach 8 8 Abs. 3 der 
oberste Verwaltungschef endgültig. Da auch der oberste Ver- 
'waltungschef (Minister) Vertragskontrahent ist, so ist er ge- 
zwungen, allein nach dem Wortlaut des Teiltarif- 
vertrages zu entscheiden. Es ist unzulässig, dass er aus 
'werwaltungstechnischen Gründen gegen den Tarifvertrag 
\ Verstösst. Glaubt also ein Angestellter, dass sein Antrag zu Un- 
recht abgewiesen ist, so kann er nunmehr gegen den obersten 
|'Verwaltungschef die Entscheidung des für diesen zuständigen 
'Schlichtungsausschusses anrufen. 

Wer kann nun überhaupt aus dem Tarif- 
vertrage Rechtsansprüche herleiten? Diese 
Frage wird durch eine Entscheidung des Reichs- 
|arbeitsministeriums geklärt. -Das  Reichsarbeits- 
\'ministerium hat auf die Anirage 272 im Reichstage folgende 


"Antwort gegeben: 
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„Nach 8 78 Ziffer 1 des B.R.G. hat der Betriebsrat über die 
Durchführung der Tarifverträge zu wachen. Nach dem Recht des 
Tarifvertrages stehen Ansprüche aus dem Tarifvertrage nur den Mit- 
gliedern der vertragschliessenden Verbände zu. Betraut ein Arbeiter 
den Betriebsrat mit Geltendmachung seiner Ansprüche aus dem Tarif- 
vertrag (z. B. Urlaubsanspruch) so ist es Sache des Betriebsrates 
festzustellen, ob. der Arbeiter Mitglied eines der vertragschliessendem 
Verbände ist und dadurch einen Urlaubsanspruch hat.“ 

Der Tarifvertrag hat also an und für sich nur Gültigkeit 
für die Mitglieder der Verbände, die ihn unterzeichnet haben. 
Durch Verordnungen der Reichs- und preussischen Staats- 
regierung ist er auf alle Angestellten ausgedehnt worden, 
auch soweit sie nicht organisiert sind. Einen Rechtsan- 
spruch kann jedoch ein Nichtorganisierter aus dem 
Tarifvertrage nicht herleiten. Es liegt im freien Er- 
messen der jeweiligen Verwaltung zu entscheiden, was ihm 
gegeben werden soll. Während also z. B. für Organisierte die 
Ausführungsbestimmungen rechtsunwirksam sind, haben sie für 
Nichtorganisierte volle Geltung, ohne dass die Anrufung eines 
Schlichtungsausschusses möglich ist. Die Angestelltenvertre- 
tung ist zwar nach dem B.R.G. verpflichtet, die Rechte jedes 
Angestellten der Amtsleitung gegenüber wahrzunehmen. Fben- 
so gehört es aber auch zu ihren Pflichten, zu prüfen, ob der 
einzelne Angestellte als Mitglied eines am Tarifvertragab- 
schluss beteiligten Verbandes Rechte aus dem Tarifvertrage 
geltend machen kann oder nicht. 


Aus anderen Verbänden 


Dämmert es endlich beim N. D. T. V,? In Nr. 13 seiner 

Zeitschrift „Der Deutsche Techniker“ lesen wir auf Seite 100: 
„Staatstechniker! 

Für die dem Finanzministerium und dem Ministerium des Innern 
unterstellten Zweige der Staatsverwaltungen ist zum Obmann des 
Bezirksbetriebsrates bei der Regierung Potsdam gewählt: Staats- 
techniker Josef Philipp in Potsdam, Katasteramt. 

Alle Angelegenheiten der örtlichen Betriebsvertretung, die über ihr 
Werk hinaus von Bedeutung sind und die nicht den Hauptbetriebsrat 
betreffen, wollen die örtlichen Betriebsvertretungen an obige Adresse 
weitergeben.“ 


Wir entnehmen vorstehenden Zeilen. dass der „Neue 
Deutsche Techniker-Verband“ neuerdings auch Staatstechniker 
vertreten will. Nun hat er aber bei den Reichs- und Preuss. 
Staatsverwalturigen fast gar keine Mitglieder in seinen spär- 
lichen Reihen, will dies iedoch den Lesern seiner Zeitschrift aus 
begreiflichen Gründen nicht eingestehen. Er benennt in obiger 
Notiz als Obmann des Bezirksbetriebsrates bei der Regierung 
Potsdam den Kollegen Philipp vom Katasteramt in Potsdam, 
der natürlich gar nicht sein Mitglied ist, sondern selbst- 
verständlich 'unserem Bunde angehört, was dem 
N. D. T. V. auch aus der zur Bezirksbetriebsratswahl am 
7. und 8. Mai d. J. veröffentlichten Kandidatenliste bekannt 
sein muss, 

Wir freuen uns, dass der N. D. T. V. durch seine obige 
Aufforderung an die örtlichen Betriebsvertretungen. sich in allen 
Angelegenheiten an Koll, Philipp zu wenden, freimütig bekennt, 
Arbeitnehmerinteressen können erfolgreich nur durch 
Mitglieder der freien Gewerkschaften vertreten werden. 





00 Aus den Gruppen oa 








Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung 


Betriebsratswahlen. Am Dienstag, den 26. d. M.. traten der 
Arbeitsausschuss des Hauptbetriebsrates und die Vertreter der 
Organisationen "als Bundesvertreter Gewerkschaftssekretär 
Gröttrup) zu einer nochmaligen Besprechung über Abän- 
derung der Betriebsratsverordnung zusammen. Der Hauptbe- 
triebsrat und die Vertreter des Ministeriums hatten sich auf 
folgenden Vorschlag geeinigt: Der $ 9 der Betriebsräteverord- 
nung wird folgendermassen geändert: 

„Die Bildung von gemeinsamen oder Gesamtbetriebsräten ist nur in 
den Bezirken eines Wasserbau-, Hafenbau-, Maschinenbau-, Schlepp-, 
Neubau-, Kanalbau- und Elektrizitätsamts zulässig. In diesem Falle 


finden die Bestimmungen der $$ 50 bis 57 des Betriebsrätegesetzes 
Anwendung.“ 


. Die neue Fassung des $ 9 gibt im wesentlichen dem $ 3 
die Ausdeutung, die von den Organisationen durch Abänderung 
des $ 3 beabsichtigt war. Wenn auch in der Hauptsache damit 
den Wünschen der. Wahlberechtigten der Organisationen und 
des Hauptbetriebsrates auf Abänderung der Wahlverordnung 
Rechnung getragen worden ist, so halten die Organisations- 
vertreter es doch für erforderlich, durch entsprechende Erläu- 
terungen in dem Begleiterlass für die Bekanntmachung der Ab- 
änderung des $ 9 jede missverständliche Auffassung von .vorn- 
herein auszuschliessen. Aus diesem Grunde werden die Orga- 
nisationen dem Reichsverkehrsministerium ihre Ansicht über die 
Auslegung des $ 9 mitteilen. 
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Durch das Preussische Landwirtschaftsministerium, dem 
der Abänderungsantrag des R. V. M. übermittelt worden ist, ist 
die Angelegenheit dem Preussischen Kabinett unterbreitet wor- 
den. Nach Mitteilung des Hauptbetriebsrates dürfte jedoch das 
Preussische Kabinett dem Abänderungsvorschlag seine Zustim- 
mung geben, so dass in einigen Wochen mit der Anberaumung 
der Wahlen gerechnet werden kann. 


Katasierwesen 


Landesfachgruppenausschuss. In seiner Sitzung am 3. Juli 
hat sich der Ausschuss mit der Durchführung der Gruppen- 
tagsbeschlüsse beschäftigt. Bedauerlicherweise konnte infolge 
druckiechnischer Schwierigkeiten der Gruppentagsbericht erst 
in diesen Tagen erscheinen. Der Ausschuss war sıch darüber 
einig, dass die vom Gruppentag aufgestellten grundsätziichen 
Forderungen in einer Denkschrift zusammengefasst werden 
sollen. Mit der Ausarbeitung dieser Denkschrift ist bereits 
begonnen. 

Die hinsichtlich der Ausführungsbestimmungen zum Preuss. 
Beamtendiensteinkommensgesetz und hinsichtlich der Revision 
des Tarifvertrages efassten Entschliessungen des Gruppen- 
tages sind durch die inzwischen eingetretenen Ereignisse über- 
hoit. Soweit die durch die Bezirksfachgruppen gesteliten An- 
träge nicht durch die Entschliessungen erledigt sind, hat der 
Ausschuss zu diesen Anträgen folgendes mitzuteilen: 

Antrag 4: Zum Teil ist der Antrag durch die jetzt eingetretene 
Aenderung der Prüfungskommission und -Orte erledigt. Eine weitere 
Reform der Prüfung muss im Zusammenhange mit der Fachschul- 
einrichtung angestrebt werden. 

Antrag 6: Der Bund wird die Frage der Gebührenkontrolle 
gemeinsam mit dem Hauptbetriebsrat klären. Eine Verhandlung hat 
bereits am 4. bis 7. Juli d. J. stattgefunden (s. „Staatstechniker“ Nr. 19). 

Antrag 15: Auf den Paritätischen Ausschuss ist im Sinne des 
Antrages. eingewirkt. 

Antrag 16: Der Erlass des Reichsarbeitsministers vom 12. Mai: 
dieses Jahres ordnet die Durchführung des $ 12 des Manteltarifs an 
(s. „Staatstechniker“ Nr. 18). 

Antrag 22: Das Finanzministerium ist ersucht worden, allen 
Anwärtern mitzuteilen, we!cher Prüfungstermin für sie in Frage kommt. 

Antrag 26: Der Ausschuss ist sich darüber einig, dass der restlose 
Zusammenschluss aller Katastertechniker zurzeit nur durch Aufklärung 
der unserem Bunde noch nicht angehörenden wenigen Kollegen zu er- 
reichen ist. Im Wege der Verhandlung mit dem Katastersekretär- 
verband einen Zusammenschluss herbeizuführen, wird für ausgeschlossen 
gehalten. 


Ueber den $ 9 des Manteltarifs wird mit den zuständigen 
Ministerien noch einmal verhandelt werden. Eine vorläufige 
Regelung ist inzwischen eriolgt. 

Dem Ausschuss lag u. a. der Antrag einer Bezirksfach- 
gruppe vor, der dahin geht, dass die Katastertechniker in den 
Katasterbureaus der Regierungen nicht nur mit der Anfertigung 
von Kartenauszügen, sondern auch mit den sonstigen kataster- 
technischen Arbeiten beschäftigt werden. In der Sitzung des 
Hauptbetriebsrats am 4. bis 7. Juli ist dieser Antrag den Ver- 
tretern des Finanzministeriums begründet vorgelegt worden, 
Diese haben sich zustimmend geäussert. Es ist nunmehr Auf- 
gabe der örtlichen und der Bezirksbetriebsräte, nach Prüfung 
der dienstlichen Verhältnisse eine dem Antrage entsprechende 
Arbeitsverteilung anzustreben. 

Der Urlaub der Katasterdiätare ist völlig unzureichend 
geregelt. Es ist auf eine Aenderung hingewirkt worden, und 
es hat bereits eine Besprechung im Finanzministerium stattge- 
funden. Eine besondere Regelung ist nicht getroffen, da zu er- 
warten ist, dass durch die neue Festsetzung des Anwärter- 
dienstalters die vorhandenen Härten fast restlos beseitigt 
werden. 

Neben anderen Fragen hat sich der Aufkhuss noch mit 
der Fachschulfrage beschäftigt. In einem der nächsten 
Rundschreiben wird über den derzeitigen Stand der Einrich- 
tung von Fachschulen berichtet werden. 

Die nächste Sitzung des Landesfachgruppen-Ausschusses 
findet Dienstag, den 9. August statt. Anträge der Be- 
zirksfachgruppen müssen bis zum 6. August in Händen des Ob- 
manns der Landesfachgruppe sein. 


Paritätischer Ausschuss. Die Zusammenstellung der Ent- 
scheidungen des Paritätischen Ausschusses über die Einreihung 
der Katastertechniker haben zu nachfoigendem Ergebnis geführt: 

Von 70 Katasterämtern haben 90 Katastertechniker Anträge 
auf Einreihung in Gruppe IV gestellt. Für. 67 Katastertechniker 
hat der Paritätische Ausschuss Gruppe IV entschieden. 

Von 13 Regierungen haben 91 Katastertechniker Anträge 
auf Einreihung in Gruppe IV gestellt. Für 60 Katastertechniker 
hat der Paritätische Ausschuss Gruppe IV entschieden. 

Vorstehende Streitfälle sind restlos von unserem 
Bunde vertreten worden. Vom Verein der Katastersekretäre 
und -techniker sind bisher vier Fälle teilweise vertreten. 
Hierdurch wird wieder einmal neben dem Ergebnis der Be- 


Nr. 20 


triebsrätewahlen die Bedeutungslosigkeit dieser Vereinigung 
Charakterisiert. ’ | 

Vom Paritätischen Ausschuss sind nachfolgende für die 
ERETRCHNIEER bedeutungsvolle Entscheidungen getroffen 
worden: : 

Der Paritätische Ausschuss will annehmen, dass der Vorgang eine 
gescheiterte - Verständigungsverhandlung : darstellt, und erklärt sich des- 
halb für zuständig, die Anträge zu entscheiden. Grundsätzlich hält er 
jedoch die Art der Vorverhandlungen und insbesondere das Verfahren 
des Finanzministeriums für unzulässig, wonach „die Einreihung . . . erst 
getroffen werden“ soll, „wenn das Ergebnis der bereits in Angriff 
genommenen Nachprüfung des Teiltarifvertrages vorliegt“. Dieser Stand- 
punkt verursacht eine unzuträgliche Ueberlastung des Paritätischen Aus- 
schusses, verteuert die Einstufung der . Angestellten über Gebühr und 
kann zu Ungerechtigkeiten führen. 

Die Kammer hält sich zur materiellen Entscheidung des Antrages 
für zuständig, weil sich nach ihrer Auffassung das Verständigungs- 
verfahren ($ 8) bei Katastertechnikern im Zustande einer unbeiristeten 
Vorläufigkeit befindet. : 


Wir schliessen uns vorstehenden Entscheidungen vollin- 
haltlich an und erwarten vom Finanzministerium, dass es die 
Seh hieraus ergebende Konsequenzen so schnell wie möglich 
zieht. 


Vorlegung von Gesuchen geprüfter Katastertechniker um 
Aufnahme in die Anwärterliste. Der Finanzminister hat unterm 
11. Juli 1921 folgende Verfügung (K V. 1/539) erlassen: 

Damit die geprüften Katastertechniker von den ihnen durch die 
Aufnahme in die Katasteranwärterliste zustehenden Vergünstigungen | 
(Geschäftsanweising 4 $ 32 Ziffer 2 in der Fassung der Rundverfügung 
vom 14. Mai 1921 K. V. 1562 Finanzministerialbl. S. 261) ungesäumt 
Gebrauch machen können, sind mir deren dort eingehenden Gesuche um 
Aufnahme in die Liste ohne Verzögerung weiterzugeben. : 

Dementsprechend sind im $ 32 Ziff. 1 der Geschäftsanweisung 4 die 
Worte „alljährlich am 1. April“ zu streichen. u 

A.:. gez. Coswig. 


Bezirksiachgruppe Arnsberg. Am 26. Juni fand die dritte 
Bezirksversammiung in Hagen statt. Kollege Schrecken- 
berg erstattete Bericht über dem Gruppentag in Berlin am 
28. und 29. Mai. Die auf dem Gruppentage angenommenen 
u SSunEen wurden nach lebhafter Diskussion allseitig 
gebilligt. 

Kollege Stenchly referierte über die Zusammensetzung 
und Aufgaben des Hauptbetriebsrates. Er wies auf den Sieg 
der freien Gewerkschaften hin und mahnte wegen der mit 
einer Zersplitterung verbundenen Gefahren zu Einigkeit und 
festem Zusammenschluss. 

Die Aufgaben der Bezirksbetriebsräte behandelte Kollege ! 
Hammer. Er tadelte die vielfach geringe Wahlbeteiligung ! 
(besonders bei den Landratsämtern), die darauf zurückzuführen | 
sei, dass einzelne Dienststellen ihren Einfluss auf die Ange- 
stellten benutzt haben, um gegen die Beteiligung an 
der Wahl zu wirken. i Na 

Zu Punkt 4 der Tagesordnung wurden die Anwärteriragen 
und der Tarifvertrag behandelt. Es wurde folgende Ent- | 
schliessung angenommen: 4 SE 1 

„Die am 26. Juni 1921 in Hagen versammelten Katastertechniker 
des Repierungsbezirks Arnsberg sind darin einig, dass der Entwurf der 
Regierung über die neue Gruppeneinteilung keine geeignete Ver- 
handlungsgrundlage für die Revision gemäss $ 23 des Vertrages ist und 
dass diesem in der jetzigen Form keinesfalls zugestimmt 
werden kann. er 

Die Katastertechniker und -anwärter erheben unbedingt Anspruch auf 
EingruppierungindieBesoldungsgruppeVlund Vli 
und erwarten vom Bund nachdrücklichste Vertretung dieser Forderung. 

Die Einreihung der Katastertechniker und -anwärter nach VII darf 
jedoch nicht, wie der Regierungsentwurf vorsieht, von efner für die 
Kataster-Sekretäre der Besoldungsgruppe VII vorgesehenen „Bewährungs- 
prüfung“ — eine durch nichts berechtigte Forderung — abhängig 
gemacht werden. Durch die Einführung dieser Bewährungsprüfung würde 
en Ausnahmezustand geschaffen. Auch sei noch bemerkt, 
dass 70 Prozent Eisenbahntechniker, darunter eine grosse Anzahl ge- 
prüfter Katastertechniker, ohne Bewährungsprüfung mit dem Amtstitef 
„Technischer Eisenbahnobersekretär“ nach Gruppe VII befördert worden 
sind. Die Katastersekretärprüfung ist als sogenannte „Schwerprüfung“ 
anerkannt worden. Den Katastertechnikern dürften daher dieselben Ver- 
günstigungen wie den Eisenbahntechnikern zustehen. 

Ferner fordern die Katasterdiätare und -anwärter, um die vom Bund 
herausgegebene Dienstalterliste auf -dem laufenden zu halten, dass 
Personalveränderungen, die durch die einzelnen Bezirks-Obmänner dem 
Bund mitgeteilt werden, in den Rundschreiben für die Fachgruppe 
„Katasterwesei bekanntgegeben werden.“ ” 


atasotechnier | 


zum 1. Oktober d. J. gesucht. 


Katasteramt Belzig 
(Reg.-Bezirk Potsdam). 


Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 0 Pf. Rabatt 
bei3 Aufnahmen 10°%,, bei6 Auf- 
nahmen 15°/,, bei 13 Aufnahmen 
20 %/,, bei 26 Aufnahmen 30 %,. 
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Besoldung und Teuerung 


Obwohl die Regelung der Entlohnung für Bearnte, An- 
gestellte und Arbeiter nach den neuen Gesetzen. Tarifver- 
trägen und Ausführungsbestimmungen noch nicht völlig durch- 
geführt ist, macht sich die Notwendigkeit, die Probleme aufs 
neue aufzurollen, bereits geltend. Während im Frühjahr 
dieses Jahres eine gewisse Stabiliserung der Preise 
auf verschiedenen Gebieten eingetreten war (ohne dass damit 
eine Senkung der Kosten der Lebenshaltung herbeigeführt 
wurde, da der Preisnachlass auf der einen Seite. z.B. Textil- 
waren, Fleisch, durch weitere Preiserhöhungen auf der anderen 
Seite, wie Kartoffeln, Beleuchtung, Bahntarife usw., ausge- 
2lichen wurde), zeigen die Indexziffern für den Monat Juni 
den Beginn einer einsetzenden Aufwärtsbewegung der Preise, 
die weiterhin im Juli sich fortsetzte. 

Die Erhöhung des Brotgetreidepreises um über 50 Prozent, 
die eine noch stärkere Steigerung des Brotpreises zur Folge 
haben muss, die bereits in Bearbeitung befindlichen oder in 
Aussicht gestellten Erhöhungen einer Reihe von Verbrauchs- 
stenern (Zucker, Kohle, Tabaksteuer usw.), die Auswirkungen 
des Gesetzes über die Mietszinsbildung, werden eine weitere 
Verteuerung der Lebenshaltungskosten in bisher nicht ge- 
kanntem Umfange herbeiführen. Wenn wir es hierbei auch als 
unsere Aufgabe betrachten, soweit wie möglich auf eine Ueber- 
tragung der Lasten auf die in erster Linie zahlungsfähigen Be- 
völkerungsschichten hinzuwirken, so kann, im ganzen be- 
trachtet, doch heute schon übersehen werden. dass sich auch 
eine weitere Belastung der minderbemittelten Bevölkerungs- 
kreise der Arbeitnehmerschait nicht wird vermeiden lassen. 
Dem ständig verfolgten Ziel der Erhöhung des Realeinkommens 
wird daher schon in nächster Zeit eine Aktion für die nominale 
Frhöhung der Einkommen an die Seite treten müssen. 

Da das Ausmass der bevorstehenden Teuerungswelle heute 
noch nicht übersehen werden kann, so kann es sich selbstver- 
ständlich jetzt auch noch nicht darum handeln, heute schon 
Forderungen in bestimmter begrenzter Höhe aufzustellen. Je- 
doch kann heute schon gesagt werden, dass die Anpassung des 
Finkommens, soweit Beamte und Staatsangestellte in Frage 
kommen, keineswegs in einer weiteren Erhöhung des Teuerungs- 
zuschiages wird gesucht werden dürfen. Jede Herauisetzung des 
Pıozentsatzes des Teuerungszuschlages, besonders wenn da- 


“bei nicht gleichzeitig ein Mindestsatz zur Sicherung der gerinzst 


besoldeten Gruppen aufgestellt wird, hat im Zusammenhang 
mit der Abstufung nach Ortsklassen eine fortschreitende Störung 
des sanzen‘ Besoldungssystems zur Folge, das heute schon 


bereits bedenklich ins Wanken geraten ist. 


Man wird vielmehr neben der Beseitigung 


der Differenzierung des Teuerungsguschla- 


ges nach Ortsklassen eine Erhöhung der 
Grundgehälter selbst als einzig möglichen 
Wege ins Auge fassen müssen. So wie die Dinge 
heute liegen, kann unsere wirtschaftliche Lage allgemein und 
im besonderen die Teuerung nicht als vorübergehender Zu- 
stand betrachtet werden. Auf die Besoldung der 
Beamten und Staatsangestellten hat das die 
Wirkung,dassdiesen Verhältnissen auch nicht 
mit Maßnahmen begegnet werden kann.dieih- 
rem Wesen nach einen vorübergehenden Cha- 
rakter traxen, sondern dass eine grundsätz- 
liche Anpassung stattfinden muss. Dabei wird je- 
doch die kommende Aktion sich davor hüten müssen. allzuviel 
srundsätzliche Fragen, die nicht absolut notwendige mit dem 
ausenblicklichen Ziel einer Sanierung der Be- 
soldungsverhältnisse zusammenhängen, mit der zu- 
nächst zu lösenden Aufgabe zu verbinden. 

Trotzdem der Reichskanzler Wirth in seinen Reden 
im Reichstage und Reichswirtschaftsrat anerkannt hat, dass 
die aus der Annahme des Ultimatums folgende namhafte Er- 
höhung der steuerlichen Belastung des deutschen Volkes und 
die damit verbundene allgemeine Teuerung Massnahmen not- 
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wendig machen wird, um die Einkünfte der dadurch geschaffe- 
nen Lage anzupassen, wird man sich doch darüber nicht hin- 
wegtäuschen dürfen, dass es schwieriger Kämpfe bedarf, um 
die nun zu trefienden Massnahmen auch so zu gestalten, dass 
sie den Verhältnissen tatsächlich Rechnung tragen. 

Um dieses zu erreichen, wird es mehr denn 
je nötig sein, daß die drei grossen Arbeit- 
nehmersäulen Arbeiter, Angestellte und Be- 
amte in voller Solidarität ihre gemeinsamen 
Forderungen erheben, darüber hinaus aber 
zu verhindern suchen, dass nunmehr die 
Schraube ohne Ende wieder einsetzt und — 
um die zerrütteten Wirtschaftsverhältnisse, 
unter welchen einzig und allein die Arbeit- 
nehmerschaft Unermessliches erleidet und 
immer mehr verelendet, zu beseitigen — Ver- 
langen, dass schnellstens mit der grundsätz- 
lichen Umgestaltungunserer Wirtschaft Ernst 
gemacht wird. Queisser. 
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Teuerungsaktion für Angestellte und Beamte. Um einen 
Ausgleich gegenüber der stetig anwachsenden Verteuerung der 
Lebenshaltungskosten herbeizuführen, sind die dem AfA-Bund 
angeschlossenen Organisationen an die Reichsregierung und 
Preuss, Staatsregierung mit dem Ersuchen um sofortige Ver- 
handlungen herangetreten, um die Einkünfte der Angestellten, 
insbesondere der iugendlichen und in den unteren Vergütungs- 
sruppen befindlichen, welche schon heute weit unter dem 
Fxistenzminimum entiohnt werden, einer gründlichen Nach- 
prüfung zu unterziehen. 

Bei der Prüfung der Frage, nach welchen Grundsätzen eine 
Erhöhung der Einkommen zu erfolgen hat, sind einmütig folgende 
Forderungen ve:itreten worden: 

1. Vereinheitlichung des Teuerungszuschlages für alle Orts- 
klassen auf 70 Prozent, 

Vereinheitlichung der Kinderzulagen auf 150 Prozent, 
Verringerung der Ortskiassen von fünf auf drei, 
Erhöhung der Grundgehälter in alien Gruppen und Stufen 
um einen der eintretenden Teuerung entsprechenden 
gleichmässigen Betrag. 
Fine einmalige Beschaffungsbeihilie und eine Erhöhung des 
bisherigen Teuerungszuschlages, welche nicht den Interessen 
der Angestellten entsprechen, werden abgelehnt, 

Gleichlautende Beschlüsse sind auch unter unserer Mit- 
wirkung für die gesamte deutsche Beamtenschaft im Deutschen 
Beamten-Bunde gefasst worden. 


Die Notlage der Diätare, Hierzu wird uns vom 
„Zeitungsdienst des Deutschen Beamiten- 
bundes“ geschrieben: 

Der Deutsche Beamtenbund hat an die Reichs- und die 
Preussische Regierung eine dringliche Eingabe wegen Erhöhung 
der Bezüge der Diätare, Probisten und gleichartiger Staats- 
angestellten aller Verwaltungen mit dem Ersuchen um alsbal- 
diee Aufnahme von Verhandlungen gerichtet. Gefordert wird 
die sofortige Niederschlagung der Abzüge und die Berechnung 
des Ausgleichzuschlages nach dem jeweiligen Stand des Lohn- 
tarifs, sowie seine Ausdehnung auf alle Diätare aller Ver- 
waltungen. 


Reichsfinanzministerium und Betriebsräte-Aufbau. In Nr. 16 
vom 3. Juni d. J. haben wir an dieser Stelle mitgeteilt, dass 
endlich auch für den Verwaltungsbereich des Reichsfinanz- 
ministeriums der Betriebsräte-Aufbau zur Durchführung ge- 
langen soll. Ende v. M. hat nun eine erstmalige Besprechung 
zwischen Vertretern des Reichsfinanzministeriums "und allen 
beteiligten Organisationen stattgefunden, bei der eingehend der 
von der Behörde aufgestellte Entwurf eines Erlasses zwecks 
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Bildung von Betriebsräten durchberaten wurde. Als Bundes- 
vertreter hat an dieser Sitzung im Reichsfinenzministerium 
Gewerkschaftssekretär Gröttrup teilgenommen. 

Der Entwurf der Verwaltung entspricht nicht in allen 
Punkten den Anforderungen, die wir an eine Betriebsräte- 
verordnung stellen müssen. Dies trifft insbesondere für die 
Bestimmungen über die Bildung von Betriebsräten bei den 
unteren Dienststellen und von gemeinsamen Betriebsräten für 
mehrere Dienststellen zusammen (Bezirksbetriebsräten) zu. 
Im Entwurf war hierfür vorgesehen worden, dass über die 
Bildung vorgenannter Betriebsräte der Reichsfinanzminister 
allein bestimmen solle. Demgegenüber haben die freien Ge- 
werkschaften beantragt, dass im ersten Falle die Zustimmung 
des Hauptbetriebsrates unbedingt erforderlich ist. Ferner ist 
verlangt worden, die Zahl der vorgesehenen sieben Mitglieder 
für den Hauptbetriebsrat auf elf festzusetzen. Seitens der Re- 
gierungsvertreter ist zu diesen Anträgen nicht sofort endgültig 
Stellung genommen worden, es wurde von ihnen jedoch den 
Orsanisationsvertretern zugesagt, dass sie genannte Anträge 
beim Minister unterstützen würden. 


Tarifverträge 


Zur Durchführung des $ 9 des Manteltarifvertrages vom 
6. November 1920 hat das Finanzministerium vorläufig die nach- 
stehende Regelung getroffen. : 

Die endgültige Regelung soll in Gemeinschaft mit den ver- 
tragschliessenden Gewerkschaften erfolgen: 

Bezüglich der Durchführung des $ 9 des Tarifvertrages für die An- 
gestellten bei den Reichs- und den preussischen Staatsverwaltungen vom 
6. November 1920 sind wiederholt Anfragen an mich ergangen. Auf Grund 
meiner Erbebungen habe ich feststellen müssen, dass die Regelungen der 
Lieferung bezw. Vergütung für die Lieferung der Gegenstände des Bureau- 
bedarfs bei den verschiedenen Bebörden starke Abweichungen voneinander 
aufweisen. Zur Herbeiführung einer einheitlichen Regelung erscheinen mir 
daher weitere Vorbereitungen angezeigt. 

Bis zu einer einheitlichen Regelung, die nach Lage der Verhältnisse noch 
geraume Zeit in Anspruch nehmen wird, beabsichtige ich, für die Durch- 
führung des $ 9 einstweilen folgende Anordnung ergehen zu lassen. 

Es sind zu verstehen: 

1. Unter Schreib-, Mal- und Zeichenstoffen: alle Ver- 
brauchsgegenstände, wie Blei-, Bunt- und Kopierstifte, Gummi, Tuschen, Elan- 
farben, Tinte, Löschpapier, Papier, Rund- und Zeichenfedern; * 

2. unter Gerätschaften: die Gebrauchsgegenstände des tech- 
nischen Bureaubedarfs, wie Millimetermassstäbe, Nullenzirkel, Handzirkel, Reiss- 
federn, Dreiecke, kleine Lineale (bis zu 30 cm), Pinsel; 

5. unter Schreibmaterialien: Schreibfedern, Federhalter, Feder- 
messer, Tintenfässer und Scheren. 

Alle unter Nr. 1 fallenden Stoffe sind den Angestellten gegen Empfangs- 
bescheinigung zu liefern. Der Bedarf ist scharf zu überwachen und auf das 
unbedingt Nötige einzuschränken. Zur Kontrolle und zur Errechnung eines 
Normalbedarfes sind Aufzeichnungen über den Verbrauch der einzelnen An- 
gestellten zu machen. 

Für die Benutzung eigener Gerätschaften und Schreibmaterialien ist den 
Angesteliten die gleiche Vergütung wie den Beamten zu gewähren. Wo die 
Vergütungssätze für Beamte auch die Beschaffung von Stoffen der unter 
Nr. 1 bezeichneten Art ganz oder teilweise umfassen, sind die Sätze für die 
Angestellten im Verhältnis zu kürzen. Werden die Gerätschaften oder 
Schreibmaterialien den Angestellten von der Behörde zur Verfügung gestellt, 
so fällt die Vergütung für diese Zeit fort. Ist eine solche Ueberlassung von 
Gerätschaften oder Schreibmaterialien an Beamte nicht behördlich angeordnet, 
so kann auch den Angestellten der Anspruch auf die Benutzung eigener Ge- 
rätschaften und Schreibmaterialien unter Vergütung nicht versagt werden. 
Von dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des Tarifvertrages vom 6. November 1920 
ab bis zum Beginne der Lieferung der Schreib-, Mal- und Zeichenstoffe sind 
den Angestellten die vollen Entschädigungen wie den Beamten zu zahlen. 


Zu vorstehender Anordnung sei bemerkt, dass wir bei der 
unter unserer Mitwirkung vorzunehmenden Regelung ent- 
sprechend den Bestimmungen des Tarifs verlangen werden, dass 
Schreib-, Mal- und Zeichenstoffe restlos geliefert werden. 
Wenn auch zugegebenermassen bei den einzelnen technischen 
Beamtengruppen eine erhebliche Buntscheckigkeit in der Liefe- 
rung dieser Stoffe besteht, darf dieses auch um deswillen nicht 
auf die Angestellten angewandt werden, weil hierdurch die an- 
gestrebte und durch den Wortlaut des Tarifes auch erreichte 
Einheitlichkeit wieder beseitigt wird. Es wird vielmehr nötig 
sein, die für Beamte geltenden Bestimmungen auch auf eine 
einheitliche Linie zu bringen. 
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Aus den Gruppen oa 








Reichsvermögensverwaltung 


Organisationsänderung der Reichsschatzverwaltung. (Erlass 
betr. Zuständigkeit des Reichswehrministeriums.) Die Forde- 
rungen der Entente bedingen eine Umstellung der Reichsschatz- 
verwaltung insofern, als die für die Heeresverwaltung. zustän- 
digen Instanzen wieder vom: Reichsschatzministerium abgelöst 
und dem Reichswehrministerium angegliedert werden müssen. 
Der nachfolgende Erlass ordnet die Organisations- 
änderung an. ; 


BE nn ine ie Dh Ne 


1 


‚ entbehrlich sind, mit dem 15. Juni 1921 in Abänderung der Erlasse des 


‚an das Reichswehrministerium zurück. 


An Landesfinanzamt R. Sch. Abt. 


verwaltung in die neuen Stellen zu übernehmen. 


helm-Niederschöneweide und W. Strube-Wernsdorf E 


in der Anlage einige 













„Mein Erlass vom 17. Oktober 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 1801), 
‚betreffend Zuständigkeit des Reichsschatzministeriums wird, soweit die 
Heeres- und Marineverwaltung in Frage kommt, aufgehoben. Sämtliche 
in-dem Erlass aufgeführten Zweige der Heeres- unnd Marineverwaltung 
gehen am 15. Juni 1921 mit dem für die Bedürfnisse der Wehrmacht 
‚erforderlichen Personal sowie den erforderlichen Grundstücken, Geräten 
und Vorräten an diese zurück. Das gleiche gilt hinsichtiich der für die 
Heeres- und Marineverwaltung erforderlichen Lazarette; diese gehen, 
soweit sie für Zwecke des Versorgungswesens und der Sozialversicherung‘. 

































Reichsarbeitsministers und des Reichswehrministers vom 29. September 
1919 (H.V.Bl. S. 174) und vom 19. Dezember 1919 (M.V.Bl. S. 585) 


Eine Unterbrechung des Dienstbeiriebes darf durch die angeordneten 
Massnahmen nicht eintreten. E. 
Der Erlass der Ausführungsbestimmungen zu dieser Anordnung ist 
Sache des Reichswehrministeriums, des Reichsschatzministeriums, des 
Reichsarbeitsministeriums im Benehmen mit dem Reichsfinanzministerium, 


- Berlin, den 6. Juni 1921. 
Der Reichspräsident. 
Bez Sc bern 
In der gleichen Angelegenheit 
Reichsschatzministers eingegangen: 


Der Reichs-Sch.-Min. Gr. V. 4/4477. 21. V.4,0: 288 £ 
Brieftelegramm. x 


_ Der Reichskanzler. 
gez. Dr. Wirth. 


ist folgender Erlass des 


Breslau. 

Die Rückübernahme der früheren Fortifikation des Heeres tnd der 
Marine wird in nächster Zeit in irgendeiner Form erfolgen. Ueber 
Umfang und Art der Rückübernahme ergehen noch weitere Anweisungen. 

Ein Teil der Beamten der Reichs-Sch.-Verw. wird von einem noch 
festzusetzenden Zeitpunkt ab zu den Festungskommandanturen über- 
treten. Besondere Fortifikations-Behörden werden nicht eirichtet. Bei 
dieser Neuregelung werden Versetzungen soweit wie irgend möglich 
vermieden werden. . 5 

Die örtlichen Behörden werden ersucht, soweit möglich, die Vorfragen 
für diese Regelung — Unterbrineung — im Benehmen mit den Kmdtr. 
sofort zu klären, damit der Uebergang der Verwaltung beschleunigt 
einsetzen kann. i ER 

Durch Umfrage bei dem vorhandenen Personal ist bis 10. Juni 
festzustellen, wer bereit ist, zur Militärverwaltung überzugehen, und zwar: 

a) falls Personal beim Reichsschatzministerium verbl,, 

b) falls kein Personal beim Reichsschatzministerium verbl. 

Der Reichsschatzminister. BERGE... 
V. 4/4477. 21. Be: 


Wir haben beim Reichsschatzministerium und dem Reichs- 
wehrministerium beantragt, den Uebertritt auch den event. 
freiwerdenden Angestellten der Reichsschatzverwaltung freizu- 
stellen und, sofern solche nicht vorhanden sind, die noch 
stellenlosen Techniker der ehemaligen Heeres- und Marine- 
















Anerkennung von Schiedssprüchen. Verschiedene Reichs- 
vermögensämter haben sich geweigert, den Angestellten die 
ihnen nach den Entscheidungen des Paritätischen Ausschusses 
zustehenden Bezüge auszuzahlen, ehe das Reichsschatz- 
ministerium die Sprüche anerkannt hat. Auf unsere Beschwerde‘ 
hat uns das Reichsschatzministerium folgende Antwort gegeben: |! 
„Auf das Schreiben vom 17. Juni 1921 erwidere ich, dass ich bereits 
Veranlassung genommen habe, die mir unterstellten Behörden ailgemein 
darauf hinzuweisen, dass die Entscheidungen des Paritätischen Aus» 
‚schusses als endgültig anzusehen und deshalb etwaige Gebührnisausgleiche 
unverzüglich nach Eingang solcher Entscheidungen bei der einzel- |} 
nen Dienststelle vorzunehmen sind.“ te 







Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung ee 


Hauptschlichtungsausschuss. Der Reichsverkehrsminister 
gibt bekannt, dass der Hauptschlichtungsausschuss im Bereich 
der Wasserbauverwaltung gemäss $ 2 der Verordnung über das | 
Schlichtungswesen vom 28. April 1920 gebildet worden ist. 
Unter den vom Hauptbetriebsrat gewählten sieben Angestellten- 
Vertretern befinden sich unsere Bundesmitglieder H. Wil 











Berlin. 


Sitzung der  Personalvertretung im Reichsverkehrs- 
ministerium am Montag, den 4. Juli 191. Die Persona ;e 
vertretung, in deren Sitzung unser Bund durch Gewerkschafts- 
sekretär Gröttrup vertreten war, befasste sich m. a. mit 
dem Entwurf eines Gesetzes über den Staatsvertrag betr. den 
Uebergang der Wasserstrassen von den Ländern auf das Reich. 
Es wurde beschlossen, nachstehende Abänderungsanträge an 


die.Präsidenten des Reichstages und des Preuss. Landtages mit | 
der Bitte um Unterstützung zu überreichen: RE | 

„Zur Wahrung der Rechte der preussischen Beamten in dem vor- 
läufigen Staatsvertrag gestatten wir uns, dem Preussischen Landtage 
N £ bänderungsanträge zu dem vorläufigen Staats- 
vertrage mit der Bitte um Berücksichtigung zu unterbreiten... 

Für den Fall, dass der jetzige Zeitpunkt eine Aenderung 
Vertragsentwurfs unausführbar erscheinen lässt, bitten wir, in an 


Weise, etwa durch Annahme, entsprechender, Entschliessungen, un 


Wünschen Rechnung tragen zu wollen. 
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Die Rücktrittsfrist für die Beamten des Reichsverkehrsministeriums — 
Wasserstrassenabteilung — läuft nach dem Entwurf bereits am 30. Sep- 
tember ab; ein Hinausschieben dieser Frist ist dringende Notwendigkeit. 

A. Zum Staatsvertrag: 
Zu 8S12d Absatz. 

Folgender Zusatz ist aufzunehmen: 

Bei Entscheidung über Angelegenheiten von allgemeiner und grund- 
sätzlicher Bedeutung ist die Zustimmung des Reichsverkehrsministers 
erforderlich. 

Begründung: Die Entscheidung über die allgemeinen An- 
gelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung für das Beamtenpersonal 
kann während der Uebergangszeit, deren Dauer vorläufig noch nicht 
abzusehen ist, weder aufgeschoben noch von den Landesressorts allein 
getroffen werden. Die Mitwirkung des Reichsverkehrsministers ist daher 
notwendig. 

ZuSß 14 

Als neuer Absatz ist anzufügen: 

„„Aufkommende Entschädigungen fallen den Einnahmen des Reiches 


Begründung: Da der einzelne mit der Erledigung von Landes- 
geschäften betraute Beamte diese Tätigkeit auf Grund einer Ueber- 
tragung durch die Reichsbehörde ausübt, tut er es im Rahmen seiner 
dienstlichen Obliegenheiten und kann hierfür keine Sondervergütung bean- 
‘spruchen. Zudem darf die durch die Neuorganisation des Wasser- 
strassenwesens eingetretene Zersplitterung ehemals zusammenhängender 
NLEETWRE keine Sondervorteile für einzelne Beamte zur Folge 
haben. 
zu,8.22 Ziffer:2: 

Zu streichen sind die Worte „zum 30. September 1921“. 
ist zu setzen: 

„6 Monate nach dem Tage, an dem über die Gesamtorganisation der 
Reichswasserstrassenverwaltung entschieden ist.“ 

Begründung: Es kann keinem preussischen Beamten zuge- 
mutet werden, sein Rücktrittsrecht preiszugeben, bevor er klar sieht, 
wie sich die Verhältnisse bei der Reichswasserstrassenverwaltung ge- 
stalten „werden. 

ZUESEN Zuitter 5 Satz 2 

Es ist zu setzen anstatt „einem“ Angehörigen der von dem Beamten 
Be Anwärter bezeichneten Organisationen „drei“ Ange- 

(RZ 

Begründung: Das Schiedsgericht muss paritätisch zusammen- 
gesetzt sein; es müssen also 3 Behördenvertretern auch 3 Organisations- 
vertreter gegenüberstehen (nicht 3 : 1), sonst erfüllt es nicht seinen Zweck. 

B. Zum Zusatzvertrag mit Preussen: 
Zu SS 24 und 25. 

Die in den Reichsdienst übertretenden Beamten so’Ien ohne Rücksicht 
auf die Auswirkungen des im: $ 25 Abs. I genannten Gesetzes nicht 
ungünstiger behandelt werden als die Landesbeamten. 

Begründung: Die Versorgungs- (Teuerungs-) Zuschläge für 
Reichs- und preussische Beamte sind verschiedenartig festgesetzt zuungun- 
sten der Reichsbeamten. Die ehemaligen preussischen Beamten sind nicht 
gewillt, diese Einbusse auf sich zu nehmen. 

Zus 26 Ziffer 2. 

Sofern der Antrag Bayerns, dass als Beförderungsstellen nur solche 
anzusehen sind, die mindestens ein Drittel der Beamten der Vor- 
stelle erreicht hat, im endgültigen Vertrage festgelegt wird, soll die 
gleiche Bestimmung auch auf die Beamten des Reichsverkehrsministeriums 
ausgedehnt werden. 

Begründung: Die Beamten des Ministeriums möchten den 
Provinzialbeamten gegenüber nicht benachteiligt sein.“ 


Entlassung von Angestellten. Wir haben vor einiger Zeit 
an den Reichsverkehrsminister nachstehende Eingabe gerichtet: 
Betr.: Auflösung von Bauabteilungen. 

Die letzte Hauptbetriebsratssitzung der Wasserbauverwaltung hat den 
Beweis gebracht, dass das bisherige Sparsamkeitsprinzip, Arbeiten einzu- 
stellen, notwendige Unterhaltungsarbeiten zu unterlassen, neue Bauten 
nur noch selten auszuführen, nicht mehr aufrechterhalten werden kann, 
und dass nunmehr endlich darangegangen werden muss, für die arbeits- 
losen Arbeiter und Angestellten und für diejenigen, denen dieses Schicksal 
droht, Arbeitsgelegenheit zu schaffen. 

Mit diesen Fragen zusammenhängend, beehren wir uns, Ihnen heute 
einen besonders krassen Fall vorzutragen: 

Seit dem Jahre 1913 sind bei der Oderstrombauverwaltung auf 
Grund des Gesetzes für die Verbesserung der Oderwasserstrasse unterhalb 
Breslau mehrere ‚Bauabteilungen eingerichtet worden, und zwar in 
Breslau, Steinau, Maltsch, Glogau, Neusalz, Tischerzig, Crossen, Fürsten- 
berg und Frankfurt a. O. Der erste allgemeine Entwurf auf Grund 
vorgenannten Gesetzes ist in den Jahren 1913 bis 1915 und ein weiterer 
nach dem Kriege aufgestellt worden. Letzterer ist bereits von einzelnen 
Bauabteilungen dem Ministerium zur Genehmigung vorgeiegt worden. 
Während der ganzen Kriegszeit und auch noch nach dem Kriege sind 
an der Oderwasserstrasse so gut wie gar keine Unterhaltungs- bzw. 
Neubauarbeiten vorgenommen worden, während des Krieges wegen 
Mangel an Arbeitspersonal, nach dem Kriege angeblich wegen Geld- 
mangels. Wie wir nun erfahren haben, besteht bei der Oderstrom- 
bauverwaltung die Absicht, sämtliche Bauabteilungen.an der 
Oder aufzulösen. Durch diese Massnahmen sind oder werden etwa 
50 Techniker erwerbslos, da andere Arbeitsmöglichkeiten nicht vor- 
handen sind. Gleichzeitig würden auch grosse Kreise der 
Arbeiterschaft in Mitleidenschaft gezogen. Wir können es nicht verstehen, 
wie in einer Zeit, wo die Bautätigkeit so gut wie gänzlich darniederliegt, 
derartige Massnahmen ins Auge gefasst werden können, deren Wirkung 
nur die sein könnte, das Heer der Erwerbslosen zu vergrössern. In 
Anbetracht der Bedeutung des Oderstroms für unser gesamtes  Wirt- 
schaftsleben. halten wir es vielmehr. für dringend erforderlich, die seit 
Beginn des Krieges fast, gänzlich eingestellten Unterhaltungsarbeiten am 
Strom jetzt im vergrösserten Masstabe wieder aufzunehmen... Sämtliche 
Arbeiten könnten als Notstandsarbeiten ausgeführt werden und wären 
als Betätigungsfeld der produktiven Erwerbslosenfürsorge sehr geeignet. 


Dafür 
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Wir hoffen, dass der Herr Reichsverkehrsminister sich unseren An- 
schauungen anschliessen wird, und bitten um Mitteilung, was in dieser 
Angelegenheit veranlasst worden ist. 


Hierauf ist folgender Bescheid ergangen: 

Der Reichsverkehrsminister. Berlin W66, den 25. Juli 1921. 

W.I I. V. 4. 280. Wilhelmstr. 79, 

Betrifft: Entlassung von Angestellten durch Auflösung der Bau- 
abteilungen an der Oder auf die Eingabe vom 2. Juni 1921. 

Die Arbeiten für die Unterhaltung der Wasserstrassen haben während 
des Krieges bei dem Mangel an Kräften und Mittefn sowie nach dessen 
Beendigung bei der Notlage des Staates und den gesteigerten Löhnen und 
Preisen der Baustoffe allerdings nur in beschränktem Masse gefördert 
werden können. Es war aber andererseits an der Oder dafür Sorge 
getragen, durch Bearbeitung weittragender Entwürfe für die Verbesserung 
der Wasserstrasse unterhalb und. bei Breslau sowie für das Staubecken 
bei Ottmachau zahlreichen Angestellten in der Zeit wirtschaftlicher Not 
Beschäftigung zuzuweisen und Bauaisführungen vorzubereiten, die bei 
reichli_herem Vorhandensein von Staatsmitteln weiten Kreisen der Arbeiter- 
schaft auf Jahre hinaus fohnende Beschäftigung zu verschaffen ge- 
eignet sind. 

Mit dem Abschlusse der Vorarbeiten für diese Bauausführungen sind 
die ‚Bauabteilungen an der mittleren Oder entbehrlich geworden; Mittel 
für diese Bauten haben bisher nur in knappem Masse zur Verfügung 
gestanden und werden beider durch die Geldnot des Reiches gebotenen 
Sparsamkeit in nächster Zeit nicht in reicherem Masse zu erwarten sein. 
Die Angestellten werden daher bei der Oderstrombauverwaltung leider 
nur noch in beschränkter Zahl weitere Verwendung finden können, selbst 
wenn. die Wasserbauämter demnächst die Regulierungsarbeiten in Angriff 
nehmen sollten. Wenn auch die Beschleunigung der Bauausführung zur 
Bekämpfung der Erwerbslosigkeit mit allen Mitteln angestrebt werden 
wird, wird ein Verbleiben einer grösseren Zahl der Angestellten in ihrer 
bisherigen Stellung nicht angängig sein. Es wird versucht werden, 
wenigstens diejenigen der entbehrlich werdenden Angestellten, die schon 
mehrere Jahre im Dienste der Verwaltung sind und eine Familie zu 
ernähren haben, anderweit — z. T. vielleicht auch in einer anderen 
technischen Verwaltung — unterzubringen. In welchem Umfange dies 
möglich sein wird, lässt sich zurzeit aber noch nicht übersehen. Den 
in Betracht kommenden Angestellten kann daher nur empfohlen werden, 
sich auch ihrerseits um eine anderweite Beschäftigung — sei es im 
Reichs-, Staats-, Kommunal- oder Privatdienst — zu bemühen, wobei 
sie sich auch der Vermittelung der Landesarbeitsämter bedienen können. 

A.: gez. (Unterschrift). 


Im Zusammenhang mit dieser Angelegenheit haben wir 
am 14. Juli an das Reichsverkehrsministerium wie folgt ge- 
schrieben: 

Betrifft: Ergänzung der Etatsbauangestellten durch langjährige 
Neubauangestellte innerhalb der Wasserbauverwaltung. 

Innerhaib der Wasserbauverwaltung hat bisher die Ergänzung der 
Etatsbauangestellten meistens durch Neueinstellungen stattgefunden. Nun 
befinden sich im Bereiche der Wasserbauverwaltung eine ganze Reihe 
von Angestellten, die viele Jahre bei den Neubauten beschäftigt sind und 
je nachı Bedarf von einer Neubaustelle zur andern versetzt werden. Diese 
Neubauangestellten sind in Anbetracht des vorgerückten Alters grossen- 
teils Familienväter, für. die das dauernde Umziehen eine grosse Härte 
bedeutet. Wie die Erfahrung gezeigt hat, sind sie trotz ihrer Iang- 
jährigen Tätigkeit bei der Verwaltung auch nicht davor geschützt, 
bei Beendigung von Neubauten entlassen zu werden, da sie immer 
noch als Angestellte angesehen werden, die zu „vorübergehenden 
Zwecken“ bei der Verwaltung angestellt worden sind. 

Wir erlauben uns demgemäss, dem Herrn Reichsverkehrsminister 
die Anregung zu geben, bei der Neubesetzung von Stellen für Etats- 
bauangestellte in erster Linie die langjährigen Neubauangestellten zu 
berücksichtigen. Da diese’ Angestellten auch bereits ein grosses Mass 
von Erfahrungen innerhalb der Wasserbauverwaltung gesammelt haben, 
was von den Neueingestellten nicht gesagt werden kann, ljegt die von 
uns vorgeschlagene Regelung auch im Interesse der Verwaltung selbst. 

Da mit unseren Vorschlägen irgendwelche Mehrkosten für die Verr 
waltung nicht verbunden sind, hoffen wir, dass der Herr Reichs- 
verkehrsminister Anweisungen in unserem Sinne an die untergeordneten 
Dienststellen herausgeben wird. 

% * 
%* 


Die von uns in diesen Eingaben behandelte Unterbringung 
von Angestellten der Wasserbauverwaltung ist in der Haupt- 
betriebsratssitzung zur Sprache gekommen, über die wir in un- 
serer nächsten Nummer ausführlich berichten werden. 


Katasterwesen 


Prüfungsgebühren für die Fachprüfung in der Katasterver« 
waltung. Unterm 15. Juli 1921 ist folgender Erlass des Finanz- 
ministers (Aktenzeichen K. V. II. 142) erschienen: 

Für die Prüfung der Bewerber um katastertechnische Bureaubeamten- 
stellen werden künftig, und zwar vom Frühjahrstermin 1922 ab, dreissig 
Mark Prüfungsgebühren erhoben. $ 11 der Prüfungsvorschriften vom 
31. Januar 1910 erhält demnach folgende Fassung: ER 
1. Von den zur Prüfung zugelassenen und einer Prüfungskommission 

überwiesenen Bewerbern (8 5) sind dreissig Mark Prüfungsgebühren 

an die in der Vorladung bezeichnete Kasse spätestens 14 Tage vor 

Beginn der Prüfung ‚einzuzahlen. Der Ausweis über den eingezahlten 

Betrag (Posteinlieferungsschein) ist dem Vorsitzenden der Prüfungs- 

kommission bei Beginn der Prüfung vorzulegen. 

2. Wenn ein zur Prüfung zugelassener Bewerber durch amtliche 
Bescheinigungen glaubwürdig nachweist, dass er durch Krankheit oder 
andere Gründe ohne sein Verschulden verhindert ist, in die Prüfung 
einzutreten oder die begonnene Prüfung zu beenden, können ihm die 
eingezahlten Gebühren für die nächste Prüfung gutgerechnet werden, 
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In allen übrigen Fällen bleiben die Gebühren verfallen, auch wenn 
die Prüfung nicht zu Ende geführt ist oder der Bewerber vor Beginn 
der Prüfung zurücktritt, 

‚ Den Bewerbern werden für die zur Ablegung der Prüfung not- 
wendigen Reisen und für den Aufenthalt am Prüfungsorte keine 
besonderen Entschädigungen gewährt. 

Die von den Katasterlandmessern zu entrichtenden Gebühren für die 
Fachprüfung werden mit Wirkung vom Frühjahrstermin 1922 ab 
von vierzig auf sechzig Mark erhöht. An Stelle des ersten Satzes unter 
Nr. 1 im $ :10 der Prüfungsordnung für die Fachprüfung der Kataster- 
landmesser vom 17. Dezember 1919 tritt folgende Bestimmung: 

„von den zur Prüfung zugelassenen Katasterlandmessern GR 5) 
sind sechzig Mark Prüfungsgebühren an die preussische General- 
staatskasse in Berlin C2 (Postscheckkonto Berlin Nr. 7) spätestens 
14 Tage vor Beginn der Prüfung einzuzahlen.“ 

Der rechnungsmässige Nachweis der eingezahlten Beträge hat im 
Haushalt des Finanzministeriums bei Kap. 27 Tit. 13b „Gebühren der 
Katasterverwaltung“ unter einer besonderen Unterabteilung „Gebühren 
für die Fachprüfung der Katasterbeamten“ zu erfolgen. Die Kasse, bei 
der die Prüfungsgebühren der Bewerber um katastertechnische Bureau- 
beamtenstellen cinzuzahlen sind, wird mit besonderer Verfügung, die 
Namen der zur Prüfung zugelassenen Bewerber und der‘ Beginn der 
Prüfung durch den Geschäftsplan mitgeteilt werden. . 


Kulturverwaltung — Vermessungswesen 


Zur Beackiung! Eine Ortsiachgruppe des Bezirks Cassel 
berichtet, dass ein Beauftragter des „Gewerkschaftsbundes 
Deutscher Verwaltungsbeamten“ — ein Regierungssekretär aus 
Cassel — auf der Durchreise Beamte verschiedener Behörden 
zu einer Besprechung eingeladen hatte, in deren Verlauf dieser 
Wanderredner auch den Nachweis zu erbringen versuchte, dass 
der B. t. A. B. keine geeignete Interessenvertretung für tech- 
nische Beamte sei. In der Aussprache wurde ihm von unseren 
Kollegen sachlich mit Nachdruck und Erfolg entgegengetreten, 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass an anderen Orten dasselbe 
versucht wird. Wir bitten alie Kollegen, solche Gelegenheiten 
nicht unbenutzt vorübergehen zu lassen und immer wieder dar- 
auf hinzuweisen, dass für technische Beamte nur die Finheits- 
organisation aller Techniker — unser Bund — in Frage kommen 
kann, Uns technische Beamte hat Erfahrung aufseklärt und 
wir erinnern uns sehr wohl noch der Vorgänge gelegentlich 
der Verhandlungen zum Besokdungsgesetz im G.D. V.B. 

Wir sind bisher stets durch unseren Bund elänzend ver- 
treten worden und haben nicht die geringste Ursache, uns nach 
einem anderen Unterschlupf umzusehen. 


Notlage der Vermessungsdiätare und Kulturamtszeichner bei 
den Landeskulturbehörden. Die ausserordentlich ungünstigen 
Anstellungsverhältnisse der Vermessungsdiätare und Kultur- 
amtszeichner in der landwirtschaftlichen Verwaltung Preussens 
haben Veranlassung gegeben, an den Preussischen Landtag 
mit einer Eingabe um Zuweisung einer angemessenen Zahl plan- 
mässiger Vermessungssekretärstellen und Besetzung der hier- 
durch ireci werdenden Vermessungsdiätarsteilen durch die 
dienstältesten Kulturamtszeichner heranzutreten. 

Von den etwa 100 Vermessungsdiätaren hatten am 1.4. 1921: 

1 ein Diätariendienstalter von 9 Jahren . 
394%; RER » und 4 Monaten 
21 ” „ 7 „ ”» 4 ”„ 

19. =; PH: » usw. 


Aehnlich liegen die Verhältnisse bei den Kulturamtszeich- 
nern. Von beiden Gruppen haben eine Anzahl eine Gesamt- 
dienstzeit von nahezu 16—20 Jahren {einschliesslich Militärzeit 
und Beschäftigung in anderen Verwaltungen), sie stehen daher 
zum grössten Teil im Durchschnittsalter von weit über 30 Jah- 
ren und sind Familienväter. In den Jahren von 1915 bis 1921 
sind im ganzen für diese Beamtengruppe 81 Stellen eingerichtet 
worden, und zwar 1917: 45, 1918: 23 und 1919: 13 Stellen. 

Die Zeit vor dem Kriege war schon für die Kulturamts- 
zeichner eine recht harte, da ihre Besoldung im durchschnitt- 
lichen Betrage von monatlich nur 75 M. kaum der Hälfte der 
Aufwendungen für die nötigsten Lebensbedürfnisse entsprach. 
Diese Zustände wurden nur in der steten Hoffnung auf die be- 
vorstehende Anstellung nach erfolgter Prüfung ertragen. Auch 
der Ausbruch des Krieges liess diese Hoffnung nicht schwinden, 
wenn auch der Erlass des Landw.-Min. vom 29. 9, 1914 betr. 
Aussetzung der Prüfungen und Anstellungen grosse Enttäuschung 
und eine furchtbare Ungewissheit bei den Beteiligten hervorrief. 
Es war aber wenigstens in diesem Erlasse betont worden, dass 
gegen eine Beeinirächtigng der im Kriegsdienst verwendeten 
Kulturamtszeichner vorgesorgt werden müsse, Auch in einem 
späteren Erlasse des Landw.-Min. vom 19. 12. 17 ist gesagt: 
„Keinesfalls ist daran zw zweifeln, dass die mit Erlass vom 
29. 9. 14 verfügte Aussetzung der Prüfungen den für die Zu- 
lassung zur Prüfung in Frage kommenden Kulturamtszeichnern 
ebensowenig in Zukunft nachteilig sein wird, wie sie es bisher 
nicht gewesen ist.“ 


” ” - * * . i 
Schriftleiter: i.'V. Heinrich Hornbostel, Eerlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: i. V. Ewald Bote, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 52, 
\ Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, =P 1: 


für den 


Ba 


“ 


Ma 


Folgende Nachteile sind aber trotzdem entstanden: 
1. während des Krieges völlige Aussetzung aller Gehalts- 
zahlungen für Unverheiratete bis auf Einzelfälle, in denen 
ein dringendes Bedürfnis nachgewiesen werden musste, 
Verheirateten konnten trotz der ausserordentlichen 
Teuerung nach den geltenden Bestimmungen rur Beihilfen 
bis zu 66% v. H. der Monatsentschädigung gewährt wer- 
den, also höchstens 50-60 M. monatlich; 
nach Rückkehr der inzwischen in den Prüfungstermin 
eingereihten und vom Landw.-Min. als Prüflinge anerkann- 
ten Kultunamtszeichner aus dem Heeresdienste erneute Be- 
zahlung als Lohnangestellte mit"den üblichen Abzügen: für 
Invalidenversicherung, Krankenkasse und Angestellten- 
versicherung; 
als Lohnangestellte Ausschluss von den sozialen Einrich- 
tungen für Beamte, wie z. B. Gewährung von Unter- 
stützungen und sonstigen Beihilfen in Familienkrankheits- 
fällen; 
durch die eingetretene Stockung in der Ueberführung der 
Anwärter aus den Kriegsprüfungsterminen in das Beamten- 
verhältnis sind den in Betracht kommenden Kulturamts- 
zeichnern bis zum Abschlusse des Tarifes bedeutende 
finanzielle Schäden erwachsen. 


Die eingetretene Stockung in der Schaffung neuer Stellen 
besieht bis heute noch unverändert fort und die Kulturamts- 
zeichner werden nach dem zurzeit geltenden Teiltarifvertrag 
bezahlt. Der Staat ist moralisch verpflichtet, für die Kultur- 
amiszeichner zu sorgen, nachdem diese seit langen Jahren {z. T. 
seit über 16 Jahren) ihm ihre Kräfte fast für ein Nichts in der 
festen Hoffnung auf Beamtenwerdung zur Verfügung gestellt 
haben. Mit Bestimmtheit kann gesagt werden, keiner von den 
Kultwramtszeichnern hätte die hinter ihm liegenden Jahre stand- 
gehalten, wenn man ihn schon früher mit den wirklichen Zu- 
ständen vertraut gemacht hätte. Ein jeder hätte jetzt sicher 
eine weit bessere Berufsstellung, als er sie heute inne hat. Die 
Bezahlung nach dem Tarif kann nicht als Ausgleich angesehen 
werden; denn die vielen, bei karger Bezahlung zurückzelegten 
Dienstjahre sind wunwiederbringlich verloren, zumal «ie Be- 
treffenden im Teiltarifverirag auch nicht höher eingrupriert 
sind, als alle anderen gleichartigen Angestellten, die jedoch 
früher erheblich besser bezahlt worden sind und dadurch den 


Kulturamtszeichnern gegenüber einen beeutenden Vorteil hatten, 


Mit dem Sparsamkeitsgedanken seitens des Staates ist die 
Tariibezahlung auch nicht vereinbar, da die Angestellten finan- 
ziell nicht schlechter gestellt werden sollen als ihre beamteten 
Kollegen. Es würde also eine Ersparnis für die Staatskasse 
nur dann eintreten, wenn ein Angesteliter vorzeitig stirbt oder 
arbeitsunfähig wird. Gerade in solchen Fällen aber sollte der 
Staat als Arbeitgeber aus sozialen Gründen verpflichtet sein, 
Arbeitsunfähigen oder für die Hinterbliebenen eines 
langjährigen Angestellten, der für den Staat viele Jahre fast 
ohne Entgelt arbeitete und für seine Zukunft nichts zurücklegen - | 
konnte, in ausreichendem Masse zu sorgen. 
Des weiteren muss noch darauf hingewiesen werden, dass 
ein Teil der lediglich für Beamie vorgesehenen Arbeiten heute 
durch ältere Kulturamiszeichner ausgeführt werden. Diese Ar- 
beiten müssen jedoch von einem Beamten geprüft und be-. 
scheinigt werden, wodurch dem Staate Mehrkosten entstehen. 
Dieser Umstand dürfte schon allein die Ueberführung der 
Kulturamtszeichner in das Beamteiverhältnis rechtfertigen, 
ganz abgesehen davon, dass durch die neuen Gesetze betr. 
schärfere Inangrifinahme und Durchführung der Zusammen- 
legungs-, Separations-, Siedlungs- und Pentengutssachen usw. 
eine erhebliche Vermehrung der Arbeiten bei den Landeskultur- 
bebörden zu erwarten ist. Bemerkt sei noch, dass junge An- 
wärter schon seit Jahren nicht mehr angenommen werden 
duriten, also jetzt dauernd eine Personalverringerung im Gange 
ist. Zurzeit warten noch über 160 Anwärter aus den Prüfungs- 
terminen 1915—1918, welche zum grossen Teil das 30. Lebens- 
jahr überschritten haben, auf Uebernahme ins Beamtenverhält- 
nis, die es mit Freude und Dankbarkeit begrüssen würden, 
wenn die dem Landtag eingereichte Eingabe den gewünschten 
Erfolg hätte, damit alle Beteiligten endlich aus der sie quälen- 
den Ungewissheit herauskommen. .ı 


| 
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3. Jahrgang 


Gehaltsforderungen 
der Angestellten bei den Reichs- und Staatsbetrieben. 


Die dem AfA-Bunde angeschlossenen Organisationen, Bund der technischen Angestellten und Beamten, Zentral- 
verband der Angestellten, Deutscher Werkmeister-Verband und Allgemeiner Verband der Deutschen Bankangestellten, 


welchen die weitaus grösste Zahl der bei 


den Behörden beschäftigten Angestellten angehört, 


sind bereits am 


5. August 1921 an die Reichs- und preuss. Staatsregierung mit der Forderung herangetreten, dass im Hinblick auf die 
erhebliche Brotverteuerung und die daraus entstehende Steigerung anderer Lebenshaltungskosten, verbunden mit der 
Wirkung, ‘die die Erhöbung bestehender bzw. die Einführung neuer Steuen ausüben wird, die Einkünfte der Angestellten, 
insbesondere der jugendlichen und der in den unteren Vergütungsgruppen befindlichen, welche schon heute weit unter dem 
Existenzminimum entlohnt werden, einer gründlichen Nachprüfung zu unterziehen sind. 


Der Reichs- und preuss. Staatsregierung sind folgende Forderungen unterbreitet worden: 


1. Für alle Angestellten einschliesslich der jugendlichen und derjenigen in den ersten 5 Vergütungsstufen Gewährung 
eines gleichen laufenden Teuerungszuschlayes von M. 5000,— jährlich ; 

2. gleichmässige Festsetzung des allgemeinen Teuerungszuschlages auf 70 Prozent und des Teuerungszuschlages zu den 
Kinderzuschlägen auf 260 Prozent*) in allen Ortsklassen; 

3. sofortige Auszahlung der zum Teil noch immer rückständigen Bezüge, welche sich aus der vorläufigen Höherstufung 
einer Anzahl von Orten, sowie derjenigen Bezüge, welche sich aus den bisher ergangenen Schiedssprüchen des für 
die Revision des Teiitarifvertrages eingesetzten Schlichtungsausschusses ergeben; 

4. die neuen Gehaltssätze treten mit dem 1. Juli 1921 in Kraft; 

5. sofortige Aufnahme von Verhandlungen mit den vertragschliessenden Organisationen zwecks Umwandlung des 


Teuerungszuschlages von M. 5000,— in Grundgehalt. 





*) Im „Staatstechniker“ No. 21 vom 12. d. M. ist enter „Rundschau“ — Teuerungsaktion für Angestellte und Beamte — auf S. 61 ein 


Druckfehler unterlaufen. 


Einigkeit tut not! 


Auch auf den im Dienste des Staates arbeitenden Technikern 
lastet die Ungunst der Zeiten schwer. Es ist noch lange nicht 
selungen, der technischen Arbeit im öffentlichen Dienste die 
gebührende Anerkennung und Achtung zu verschaffen, und 
dabei gilt es schon heute, immer und immer wieder Versuche 
abzuwehren, die darauf abzielen, das wenige Errungene auch 
noch in Frage zu steilen. Aber nicht bloss dieses. Auch um 
die materiellen Lebensbedingungen muss ein dauernder Kampf 
geführt werden. Die Schwierigkeiten,-in denen der Staat sich 
befindet, haben diesen zu einem hartherzigen und harthörigen 
Dienstgeber gemacht. Auch von ihm muss jeder Ausgleich der 
zunehmenden Teuerung — von Hebung der Lebenshaltung gar 


nicht zu reden! — erst mühselig erkämpft werden. 


Man solite meinen, dass diese Erkenntnisse einer Beamten- 
und Angestelltenschaft von der hohen Intelligenzstufe, wie es 
die Staatstechniker sind, nicht erst immer wieder in das Üe- 


"dächtnis zurückgerüufen werden müssen, wenn es sich um Er- 


wägungen darüber handelt, wie sich die Staatstechniker zu den 
verhalten ‘haben. Die Beobachtung 
dessen, was sich vor unseren Augen täglich abspielt, müsste sie 
ohne weiteres nicht nur auf den richtigen Weg führen, sondern 
auf diesem auch erhalten. 

Wer, der offenen Auges durch das Leben schreitet, hätte 


"nicht schon bemerkt, dass im heutigen: wirtschaftlichen und so- 


zialen Kampfe und ebenso im öffentlichen Leben nur die 


"Zahl gilt, die grosse Menge, die geschiossen und 
“organisiert — von einem einheitlichen Willen beseelt — auftritt? 


Wie der einzelne heute nichts mehr ist, so sind auch kleine 
insbesondere gegenüber dem 


Staate als Dienstgeber, nichts. Gerade dieser hängt mehr als 


“jeder andere von der -öffentlichen Meinung ab, die wieder ntur 
- gebildet wird von dem Einflusse, dem die einzelnen Gruppen 
“ihrer Zahl und ihrer geschlossenen Organisation gemäss auszu- 
- üben vermögen. 
Unternehmungen sich den Luxus erlauben, 
kleinen Verbänden vereinigt zu sein, weil diese einer grossen 
"Zahl von Dienstgebern 


Eher könnten technische Angestellte privater 
in verschiedenen 
oder 


gegenüberstehen, die .einzeln 


Es muss unter 4. heissen: Vereinheitlichung der Kinderzulagen auf 260 Prozent statt „auf 150 Prozent“, 


gruppenweise anzugehen und niederzuringen sind. Die Staats- 
techniker haben dagegen nur einen Dienstgeber vor sich, und 


dabei den grössten und mächtigsten. Diesem müssen alle, und 
zwar restlos alie, geschlossen und einheitlich gegenübertreten, 
wenn für sie etwas erreicht werden soll. Zersplitterung schadet 
in diesem Faile den getrennt Marschierenden nicht bloss, sondern 
sie macht es der Gegenpartei schwer, ja häufig unmöglich, sich 
zurechtzuiinden, wenn eine grosse Gruppe ihrer Dienstnehmer 
von verschiedenen Seiten her und mit den differentesten Wün- 
scher: an sie herantritt. Die Träger der Staatsgewalt empfinden 
es mit Recht als eine ungerechtfertigte Belastung, wenn ihnen 
zuzemutet wird, im Zuge von Besprechungen und Verhandlun- 
sen mit den Vertretern mehrerer Organisationen einer und der- 
selben Staatsbeamten- bzw. Staatsangestelltengruppe erst unter 
den Fordernden und \Wünschenden selbst ausg:eichend und eine 


- von allen angenommene Richtung suchend wirken zu müssen. 
- Sie sagen sich, dass diese Herstellung der Einiskeit und Einheit- 


lichkeit der Meinungen und Wünsche die Betreffenden wirklich 
vorher unter sich hätten vornehmen können. Wie aber soll 
solches anders möglich sein, als durch die Einheitlichkeit der 
Orzanisation? Mehrere Organisationen einer Gruppe unter 
einen Hut zu bringen, ist immer schwer. weil da oft Prestige- 
fragen die entscheidende Rolle spielen. Die einheitliche Organi- 
sation kann jede Angelegenheit in ihrem Innern gründlich durch- 
sprechen lassen, die Meiungen klären und schliesslich eine Ent- 
scheidung herbeiführen, der sich die ganze Gruppe dann fügt. 
Und die einheitliche Organisation kann in jedem Stadium der 
Aktion, bei jedem Zwischenfalle, deren sich immer welche er- 
geben, ohne erst lange Verhandlungen führen zu müssen, die 
wochenlang hemmend und verzögernd wirken, das für die Er- 
reichung des Zieies Notwendige rasch veranlassen. Sie kann 
ferner, da sie die Gesamtheit hinter sich hat, mit der gebotenen 
Energie auftreten, sie kann das Gewicht der Zahl in die 
Wagschale werfen. 

Das alles, sollte man meinen, braucht den Staatstechnikern 
nicht erst gesagt zu werden, hinter diese Binsenwahrheiten 
kommen sie ganz von selber. Dennoch ist es leider nicht so. 
Immer wieder finden sich ganz kleine Gruppen und Grüppchen, 
die da meinen, sie träfen es weit besser als die grosse Gesamt- 
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organisation, und die daher Versuche unternehmen. Teile von 


dem Gesanıtkörper der Staatstechniker abzusplittern und aus. 


ihnen kleine Sonderorganisationen zu.bilden. Möchten doch die 
Kollegen allerorts solchen oft von den besten Absichten ge- 
tragenen, dennoch aber schädlichen Bewegungen entgegen- 
treten! 


aus keinen Sinn mehr. Mögen. scheinbar noch so triftige 


Gründe solche Kleingründungen rechtfertigen, ihr Bestand wirkt 


störend auf die Gesamtbewegung und hemmend auf die Er- 


reichung der Ziele, die schliesslich alle in gleicher Weise an- 


streben. Auch für die Staatstechniker gilt der Satz: „Einig- 
keittut not.“ Auch sie werden die ihnen gebührende Stel- 
lung nur dann erreichen und behaupten, wenn sie alle in einer 


grossen Organisation zusammenstehen und den Kampf unter: 


einer Leitung führen. 








00 Rundschau 00. 





Sabotierung der Betriebsrätearbeit durch die Verwaltung. 
Wir haben ‘bereits in Nr. 16 des „Staatstechniker” vom 3. Juni 
1921 auf Seite 44 berichtet, dass sich der Hauptbetriebsrat der 
Wasserbauverwaltung im Ministerium der Öffentlichen Arbeiten 
in seiner Vollsitzung am 24. und 25. Mai d. J. mit Missständen 
in der Verwaltung eingehend beschäftigte. Der Reichsver- 
kehrsminister hat auf die Niederschrift der Verhandlungen 








dieser Vollsitzung dem Hauptbetriebsrat einen Entscheid. zu- 


kommen lassen, aus dem wir zur Kennzeichnung der Haltung 
der. Verwaltung nachstehendes wiedergeben: 

„Ratsch'äge der Betriebsvertretung wird die Verwaltung jederzeit 
gern entgegennehmen. Die Entscheidung über ihre Verwertung muss aber 
alıein der Verwaltung vorbehalten bleiben. Die Heranziehung des Haupt- 
betriebsrates zu den Sitzungen der Verwaltungssteile ist nach Ziffer 10 
des Eriasses über die Ausführung der Betriebsräteverordnung vom 25.3. 21 
— P,. VII. 88 — unzulässig. Dies gilt auch für die Sitzungen über 
die Durchführung der produktiven Erwerbslosenfürsorge. Iciı behaite 
mir indessen vor, für geeignete Fälle Ausnahmen zu machen. Dass die 
Beratung der Verwaltung in wirtschaftlichen Fragen zu den Aufgaben 
der Betriebsräte gehört, wird durch $ 75 Ziff. 1 der Betriebsrätever- 
ordnung gewährleisiet. Nähere Ausführungsanweisungen hierüber sind 
den Provinzialbehörden bereits durch den Er:ass vom 30. November 1920 
— 4. P. 13. 897. C, — gegeben worden, go dass sich die verlangte 
erneute „Kundgebung“ erübrigt. Wenn das Protokoll in diesem Zu- 
sammenhange bemerkt, dass teilweise ungeheure Summen Staatsgelder 
durch ‘unkaufmännsche Vertragsabschlüsse oder Liegen!assen von bereits 
in Angriff genommenen Bauten veriorengegangen sind, so muss ich 
diese Behauptung in ihrer Allgemeinheit zurückweisen. Ich bin nur 
dann in der Lage, vermeintlichen Verfehlungen nachzugehen, wenn mir 
bestimmte Anhaltspunkte und Fälle nachgewiesen werden, auf die eine 
derartige Kritik nach der Auffassung. des Hauptbetriebsrates zutrifft. 
Im vorliegenden Falle fehlt mir zum Einschreiten jegliche Handhabe. 


Ueber die Frage der Einrichtung eines Stellennachweises für An- _ 


gestelite wird aut den unter dem 29. Juni d. J. vorgelegten besonderen 
Anirag des Hauptbetriebsrates Verfügung getroffen werden.“ 


Diese Antwort des Reichsverkehrsministers hat in der 
Hauptbetriebsratssitzung am 3. und 4. August 1921 eine ein- 


gehende Aussprache zur Folge gehabt, aus der wieder, ebenso_ 


wie aus der Antwort selbst, ersichtlich war. dass die Ver- 
waltung dem eigentlichen Geiste des Betriebsrätegedankens in 
keiner Weise Rechnung zu tragen gedenkt. 
des Hauptbetriebsrates darauf hingewiesen. dass. es das 
Reichsverkehrsministerium bis heute nicht ein einziges Mal 
für notwendig gehalten hat, den Hauptbetriebsrat zur - Mitbe- 
ratung über wirtschaftliche Angelegenheiten hinzuzuziehen, 
trotzdem zweifellos in vielen Fällen Entschlüsse der 
waltung gefasst wurdem, die von ausserordentlicher Bedeu- 
tung für die Wirtschaftlichkeit des Betriebes gewesen sind. 
Es wurde festgestellt, dass wohl die Referenten. die die Ar- 


beiter- und Angestellteniragen behandeln, dem Hauptbetriebs- 


rat die einschlägigen Erlasse zur Kenntnisnahme übersandt 
und auch gelegentliche Beratungen mit dem Hauptbetriebsrat 
gepfilogen haben, dass aber von den Referenten, die über 
Wirtschaftsfragen des Betriebes zu entscheiden haben, bisher 
kein einziger Erlass dem Betriebsrat zur Kenntnisnahme über- 
wiesen worden ist, gar nicht davon zu reden. dass der Haupt- 
betriebsrat vor der Herausgabe solcher Erlaößse zur Mitbe- 
ratung herangezogen worden ist. Typisch für die Auffassung 
der Verwaltung war die Aeusserung des Oberregierungsrates 
Friedheim, dass der Hauptbetriebsrat nur zu sagen 
brauche, welche Erlasse er zur Kenntnisnahme haben wolle, 
Es verrät dieser Ausspruch die ganz unsachgemässe Auf- 


fassung der Verwaltung von dem gesetzlichen Recht der Mit- 
arbeit der Betriebsräte, abgesehen davon, dass es natürlich ein _ 


grosser Unsinn ist, dass der Hauptbetriebsrat Erlasse and 
fordern soll, von deren Existenz er gar keine Ahnung hat. 

Der Hauptbetriebsrat ist zu der Erkenninis xekommen, 
dass eine weitere- Zusammenarbeit mit .der Verwaltung in. der. 
bisherigen Form zwecklos ist, und hat demgemäss nach- 


DER STAATSTECHNIKER 1921 
‘ fest, dass in der Vollsitzung vom 24. und 25. Mai 1921 den Vertretern 


Die Figenbrötelei hat in unserer heutigen Zeit durch- 


- zurückweisen, wenn der Herr Minister wegen „fehlender Anhaltspunkte“ 


Es wurde seitens‘ 


Ver- 


der einen Stelle entlassen wird, während an der andern Stelle 






stehende, von unserem: Bundesvertreter eingebrachte Ent- 
schliessung angenommen: Be Te er. Ver 
Der Hauptbetriebsrat (H.B.R.) und die Organisationsvertreter stellen 


des Ministeriums über die unwirtschaftliche Arbeit innerhalb der Wasser- 
bauverwaltung und über die Verschwendung von Staatsgeldern mündlich 
genaue Angaben gemacht worden sind. Das Ministerium hätte die Ver- 
pflichtung gehabt, die mündlich vorgebrachten . Beschwerden zu prüfen 
und Stelung dazu zu nehmen. Der H.B.R. muss es ganz entschieden 


die Kritik der H.B.R.-Sitzung als gegenstandslos ansieht. 

Der H.B.R. muss seine Verwunderung. darüber ausdrücken, dass 
der Herr Minister es ablehnt, den H.B.R. zu den Beratungen über die 
Durchführung der produktiven Erwerbslosenfürsorge hinzuzuziehen. Nach 

$ 75 und 76 der B.R.V. haben die Betriebsräte die Aufgabe, an allen 
wirtschaftlichen Fragen mitzuarbeiten, während die Verwaltung die Aus- 
führung der gemeinsam mit dem H.B.R. gefassten Beschlüsse zu über- 
nehmen hat. “= . en ee | 

Der H.B.R. wiederholt dringend seine Forderung auf Grund des 
B.R.G. und der B.R.V., die Betriebsräte zu den Beratungen über alle 
wirtschaftlichen Fragen so hinzuzuziehen, dass eine erspriessliche, sach- 
liche Mitarbeit möglich wird. En re | 

Der H.B.R. sieht sich in Anbetracht der ablehnenden Haltung des 
Ministeriums veranlasst, nunmehr an die Parlamente und die Oeffentlich-- 
keit heranzutreten, diese darauf hinzuweisen, dass die Wasserbauver- 
waltung die Betriebsräte verhindert, ihre Aufgaben sachgemäss zu erfüllen, 
und den Parlamenten-und der Oeffentlichkeit an Hand des zur Verfügung 
stehenden Materials zu zeigen, wie notwendig gerade die Mitwirkung 
der Betriebsräte bei der Wasserbauverwaltung ist. 


Wie aus dieser Entschliessung ersichtlich, soll nunmehr an | 
Hand von Beispielen der Oeffentlichkeit gezeigt werden, 
welch ungeheurer Schaden dem Volke durch die bewusste 
. Sabotierung des Rechts der Betriebsräte auf Mitwirkung bei 
den Entschliessungen über wirtschaftliche Fragen zugefügt 
wird. Wir haben die‘ Feststellung gemacht, dass das Beispiel 
der Wasserbauverwaltung nicht vereinzelt dasteht, sondern 
dass allgemein gerade die. Staatsverwaltungen sich kait- 
lächelnd über die reichsgesetzlichen Bestimmungen hinweg- 
setzen. Die Oeiffentlichkeit hat ein Interesse daran, zu er- 
fahren, dass es nicht Schuld der Betriebsräte ist, wenn der 
Hauptzweck ihrer Mitarbeit nicht‘ erreicht worden ist, die 
Wirtschaftlichkeit der Betriebe zu heben. dass es vielmehr 
Schuld der Verwaltungen ist, wenn die hohen Kosten, die die 
Betriebsräte verursachen, nicht durch höhere Wirtschaftlich- 
keit wieder wettgemacht worden sind, dass es somit auch. 
Schuld der Verwaltung ist, dass die Betriebsräte statt zu einer 
Entlastung zu einer Belastung des Staatshaushaltes wurden. 
Wir begrüssen den Schritt des Hauptbetriebsrates der Wasser- 
bauverwaltung, endlich einmal öffentlich zu dokumentieren, 
dass die Art der Zusammenarbeit von Verwaltung und Betriebs- 
‚räten in der bisherigen Form nichts weiter bedeutet, als ein 
- vergebliches Anrennen gegen den bureaukratischen Ver- 
waltungsgeist, wie er aus der Vorkriegszeit sich noch heute im 
den Behörden erhalten hat. PR 

Trotz dieser betrübenden Feststellung wollen wir gern 
anerkennen, dass der Referent für Angestellten-Angelegen- } 
heiten, Regierungsrat Fauteck, in der Frage der Entlassung 
‚von Angestellten den Zeitverhältnissen insofern Rechnung E| 
tragen versucht, dass er in Aussicht gestelit hat, allen An- 
gestellten, die längere Jahre im Dienste der. Wasserbauver- 
—.waltung tätig waren, ein anderes Betätigungsield zu be- 
schaffen, bevor die Entlassung eintritt. Wir geben hiervon 
unseren Mitgliedern Kenntnis und bitten sie, uns jeden Fall mit- 
- zuteilen, in dem unter Nichtbeachtung dieser Zusicherung des 
° Ministeriums Entlassungen von Angestellten vorgenommen 
werden. Der Hauptbetriebsrat hatte hierzu noch angeregt, dass 
bei der Wasserbauverwaltung eine Stelle geschaffen wird, die 
die bei einer Dienststelle freiwerdenden Angestellten an die 
Stelle verweist, in der Technikerstellen offen sind ode 
werden. Das Ministerium glaubte diesem Gedanken nicht 
Rechnung. tragen zu können, weil. damit auch die Bezahlung 
‚von Umzugskosten an die Angestellten verbunden sei; 
müsste unbedingt daran festhalten, dass ein Angestellter an 
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Neueinstellungen vorgenommen werden. Demgegenüber ver- 
trat der Hauptbetriebsrat den Standpunkt, dass es wirtschaft- 
lich rentabler für die Verwaltung sei, die Umzugskosten zu 
- tragen, da der Angestellte, der schon längere Jahre im 
Dienste der Verwaltung steht, eine solche Summe von Er 
fahrungen mit sich bringt, dass diese Umzugskostenvergütung 
durch höhere Leistungen mehr als wettgemacht würde. Be- 
sonders unser Bundesvertreter. Gewerksschaftssekretär 
Gröttrup, wies darauf hin, dass es unverständlich sei, 
wenn der Verkehrsminister in seiner Wasserbatverwaltung 
- Bedenken hege, derart geringe Kosten zu übernehmen, sondern 
lieber Angestellte auf die Strasse setze und sie der Erwerbs- 
losenfürsorge anheimfallen lasse, während er in seinem Eisen- 
‚.bahn-Ressort zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeit Riesen- 
auiträge vergebe. Sr 
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1 Sehr eingehend wurde die wirtschaftliche Durchführung 
“der Bauausführungen auf Grund von Selbtkosten-Verträgen be- 
j sprochen. In Anbetracht dessen, dass der Unternehmer auf 
| Grund dieser Selbstkostenverträge ein geringeres Interesse an 
‚der Leistung des einzelnen Arbeiters: hat, als es: bei normalen 
|ÖWerkverträgen der Fall ist, vollzieht sich die Bauausführung 
auf Risiko der Verwaltung. Sie ist infolgedessen von grossem 
Einfluss auf die Staatsausgaben. Der Hauptbetriebsrat be- 
gründet damit die Anschauung, dass bei der Ausführung der 
| Bauaufgaben es innerhalb seines gesetzlichen Rechtes zur Mit- 
wirkung liegt, auch für die Wirtschaftlichkeit der Bauaus- 
'Mührungen von seiten der Unternehmer zu sorgen und der Ver- 
\Swaltung mit Rat zur Hand zu gehen. Aus diesem Grunde ver- 
‚Mangt der‘ Hauptbetriebsrat Ausdehnung seines Tätigkeitsge« 
‚bietes auf die Beurteilung der wirtschaftlichen Massnahmen 
Mei der Bauausführung. Zur Klärung dieser Angelegenheit 
hat er dem Reichsverkehrsministerium folgende Anfrage zur 
"Stellungnahme unterbreitet: 

„Haben die Betriebsräte in Anbetracht dessen, dass die Bauarbeiten 
Am Selbstkostenvertrag ausgeführt werden und somit direkt die Staats- 
 Maufwendungen beeinflussen, das Recht, die Wirtschaftiichkeit der Mass- 
 mahmen der Bauausführung zu prüfen? 
1 Im bejahenden Falle ist das Ministerium bereit, die Betriebsrats- 
ı "mitglieder derartig zu autorisieren und gegen die Leitung der Privat- 
| 





Unternehmungen zu schützen, dass ihnen die obengenannten Aufgaben 
möglich werden ?“ 


| Ein grosser Teil unserer Mitglieder war an uns vor einiger 
Zeit mit der Aufforderung herangetreten, zwecks Klärung der 
‚Frage der Tagegelder beim Reichsverkehrsministerium vor- 
sstellig zu werden... Auch diese Frage ist im Hauptbetriebsrat 
Zur Sprache. gebracht worden, Der Vertreter des Reichsver- 
kehrsministeriums stellte in Aussicht, dass bakdigst allgemein- 
gültige Rahmenbestimmungen herausgegeben werden. | 


Minister und Regierungspräsident. Ein typisches Beispiel 
| für die „schnelle“ Arbeit bei den Verwaltungen gibt folgendes 
‚Schreiben des Ministers für Landwirtschaft. Domänen und 
Forsten, welches wir vor einigen Tagen als Zwischenbescheid 
‚Auf eine Eingabe vom 3. Januar 1921 erhalten haben: 


| „Auf. das Schreiben vom .. 2.2... erwidere ich, dass der zur 
Erledigung der.. Angelegenheit ........ erforderliche Bericht des 
HRegierungspräsidenten in Königsberg i. Pr. bisher trotz wieder- 


hoıter Erinnerung nicht eingegangen ist. Sobald der Bericht vorliegt, 
wird Ihnen weitere Mitteilung zugehen.“ 
Wir bemerken hierzu, dass der Herr Regierungspräsident 








Katastertechniker! 


der „Deutschen Techniker-Zeitung“, und zwar: 


Landesfachgruppe „Pr. Katasterwesen“, 





zurückvergütet. 





Postamte einzusenden. 


en nz Ye 7 
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Achtung! 


Laut Beschluss des Bundesvorstandes erscheinen ab 1. Oktober d. J. 2 weitere Ausgaben 
Ausgabe Vi mit der Beilage „Der Katastertechniker“ für alle Kollegen der 


Ausgabe VIl mit der Beilage „Der Reichseisenbahntechniker““ für alle 
| Kollegen der Reichsfachgruppe „Reichseisenbahnbetriebe“. 


Jeder Kollege muss Leser der „D. T. Z.“ sein und die für ihn in Frage kommende Aus- 
| gabe bei seinem zuständigen Postamte selbst bestellen. 


| Der Abonnementsbetrag von 5,— M., der für jede der Ausgaben (lI-VII) für das 
Vierteljahr festgesetzt ist, muss von jedem Mitgliede selbst entrichtet werden. Die Abonnemenis- 
quittung wird bei der Zahlung der Beiträge mit 5,— M. in Zahlung genommen. 


| Die Mitglieder können auch die Gesamtausgabe der „D.T. Z.“ mit allen Gruppen- 
blättern zum Preise von 7,50 M. bestellen, erhalten bei der Beitragszahlung jedoch nur 5,— M. 


Wir bitten heute schon jeden Kollegen, umstehenden Bestellzettel abzutrennen, recht 
: deutlich auszufüllen, das Nichtzutreffende durchzustreichen und sofort seinem zuständigen 


Kein Kollege versäume die rechtzeitige 
Bestellung! 
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anscheinend bis heute „trotz wiederholter Erinnerung“ den 
erforderlichen Bericht noch nicht eingesandt hat. da wir auch 
heute noch trotz wiederholter Anmahnung ohne Bescheid des 
Herrn Ministers geblieben sind, 

Wir erlauben uns eine Frage: „Was würde der Regie- 
rungspräsident in Königsberg tun, wenn ein ihm unterstellter 
Beamter über ein halbes Jahr trotz wiederholter Erinnerungen 
sich nicht dazu bequemen würde, einen eingeforderten Bericht 
einzusenden?“ 


Tarifverträge 


Zur Regelung des Urlaubs der Angestellten hat der Reichs- 
verkehrsminister unter Aktenzeichen W., II. P. 6. 20 nachstehende 
Verfügung erlassen: 


„In Verfolg des Runderlasses vom 2. Mai 1921 — W.P. 
256 — weise ich zur Beseitigung von Zweifeln, die über die 
Regelung des Urlaubs von Angestellten entstanden sind, auf 
folgendes hin: 


Zu Ziffer 5 Absatz 1 der Anlage des Runderlasses: 

Die Urlaubsdauer ist bewusst und gewollt nach Kalender- 
tagen bemessen, ohne Rücksicht darauf, wieviel Sonntage oder 
Feiertage in den Urlaub fallen; die Sonn- und Feiertage sind 
daher in die Urlaubszeit einzurechnen. 

Zu Ziffer 5 Absatz 4 der Anlage des Runderlasses: 

Die Kriegsdienstzeit kann bei Bemessung der Urlaubsdauer 
lediglich im Rahmen der Bestimmungen des $ 6 Absatz 3 des 
Teiltarifvertrages berücksichtigt werden, also bei dem Ange- 
stellten, die zurzeit ihrer Einberufung zum Heeresdienst nicht 
im Reichs- oder Staatsdienst tätig waren, aber unmittelbar nach 
ihrer Entlassung aus dem Heeresdienst im Reichs- oder Staats- 
dienst Beschäftigung gefunden haben, nur bis zu zwei Jahren, 
sofern es sich nicht um Schwerbeschädigte handelt, bei denen 
die Kriegsdienstzeit voll zu rechnen ist. Die Anrechnung der 
Hälfte der über. jenen Zeitraum hinausgehenden Kriegsdienst- 
zeit auf das Vergütungsdienstalter stützt sich auf $ 6 Absatz 5 
des Teiltarifvertrages, ist daher auf die Urlaubsbemessung nicht 
übertragbar.“ 


In einem Streitfalle ist ferner durch das zuständige Mi- 
nisterium nachstehende Entscheidung gefällt worden: 


„Der Urlaub der Angestellten darf grundsätzlich den der 
entsprechenden und gleichaltrigen Beamten nicht überschreiten 
($ 4 Abs. [5] 5 des Tarifvertrages für die Angestellten bei den 


Reichseisenhahntechniker! 
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Reichs- und preussischen Staatsverwaltungen vom 6. Novem- Krankengeld nicht auf die Dienstbezüge aus dem Teiltarifvertrage 
ber 1920). Daraus folgt, dass jugendliche Angestellte für die Angestellten bei den Reichs- und den preussischen Staatsver- 
grundsätzlich nur mit den diätarischen Beamten verglichen waltungen vom 4. juni 1920 anzurechnen. Diese sind vieimehr unverkürzt 

























nt werden können. weiterzuzahlen. Eine Kürzung würde gegebenenfalls nur dann in Frage 
ä ve Die Lehrzeit (Zöglingszeit) ist bei der Festsetzung der für kommen, wenn der Augestellte Hausgeld bezöge. Aisdann würde dieses 

il die Urlaubsbemessung massgebenden Dienstzeit voll anzurech- aut die tariflichen Dienstbezüge anzurechnen sein. 

I ner, da gemäss $ 1 Abs. 1 a.a. O. die Bestimmungen des Tarif- Zugleich im Namen des Ministers des Innern; Der Finanzminister. | 

4 vertrages vom 6. November 1920 auch für Lehrlinge Geltung Im Auftrage: 

a haben. gez. (Unterschrift), _ 


Wenn einem Katastertechniker im 18. Lebensiahre nach 
soeben beendeter dreiiähriger Lehrzeit nach den für die Ange- 
| stellten geltenden Bestimmungen an sich ein Urlaub von 20 Tagen 


Re würde, so muss doch im Hinblick auf die Bestimmung e” Tüchliger 
| m $ elta (5) 5, da dieser ale. nur mit einem Anzeigen Kafaster- 
} et anmässigen Beamten (Katasterdiätar) — und zwar im die fünfgespalt. Millimeter-Zeile || 
i ersten Dienstjahre — verglichen werden kann. und für diesen Die DeeER TER EU N. ea techniker 
j % 5 a E bei3 Aufnahmen 10°%%,, bei6 Auf. für dauernde Beschäftigung sofort 
| nach den für die Beamten geltenden Richtlinien nur 17 Tage nahmen 15%, bei 13 Aufnahmen || oder später gesucht. 
| Urlaub zustehen würden. auch der Urlaub des Katastertechnikers 20 > BO AR ee 





auf diese Zeit gekürzt werden. Katasteramt IV, Essen. 


| Fortzahlung der Dienstbezüge bei Arbeitsversäumnis. Der Mm Kata orten hof Ratestertechniker 


Pr. Finanzminister hat in einem Einzelfalle unter dem 14. Juli 21 zum 1. Oktober gesucht. 


— Akt.-Zeichen Lo. 1997/M. d. J. II. E. 2152 — zu $ 7 Abs. 3 KO nd re Ben Dan HL | Gümabgee GE 
1 des Manteltarifes vom 6. November 1920 folgende Ver- Fe che techniker iu Hauer VAR HE 
EN fügung erlassen, die wir ihrer allgemeinen Bedeutung wegen zum 1. Oktober gesucht. | Tarifvertrag, Ortskl.D, B beantragt. 
14 hier zur Kenntnis bringen wollen: Katasteramt Genthin. - Katasteramt Burgdorf. 
EiaR Der Preussische Finanzminister. Berlin, den 14. Ju 1921. u un LER 
Bi Lo. 1997. 


M.d. J. Il. E. 2152. 


zu Herren-Anzügen | 





I Naalı $ 7 Abs. 3 des Teiltarifvertrages für die Angestellten bei den Stoffresfe 
Bi Reichs- und den preussischen Staatsverwaltungen vom 6. 11. 20 wird aus den hies. Tuchfabriken 
ih den Angestellten „im Falle einer durch Unfall oder Krankheit ver- in guter Qualität und ziemlich allen modernen Farben 
4 ursachten Arbeitsunfähigkeit die Vergütung unter Abzug der reichs- 6» 3,10 bis 3,75 m) für M. 279,—- bis M. 390,—. 
Ei gesetzlichen Barleistungen (Krankengeld, Hausgeld) weitergezahlt“. Es |} Unverbindliche Auswahlsendung 
Hd ist nun die Frage aufgeworfen worden, ob ein Abzug der reichsgesetz- der Cowpons an sichere Personen jeden Standes. — 
Beh lichen Leistungen nur dann erfolgen darf, wenn diese Leistungen in Proben können wir nicht sbachueiden. Bes Stute us 
Ei barem Gelde (Krankenge!d, Hausgeid) gewährt werden, dass aıso im Falıe wahlsendung riskieren Sie nichts als Paket-Rückporto, 
at der Gewährung von Krankenhauspflege ein etwa daneben gewährtes — Angabe des Berufes erwünscht, — 
A Hausgeld, nicht aber der Ge’dwert der Krankenhauspfiege, von der 7 : 
l 6 Vergamman abgezogen werden dürite. Zur Vermeidung von Zweifeln wird Lobo T Lausitzer = Tuchversand, 
er | i darauf hingewiesen, dass zu den Barleistungen im Sinne des $ 7 Abs. 3 Spremberg (Lausitz). 





a a. a. OÖ. nicht die Krankenhauspflege gehört. Es ist daher in Fällen, 
in denen erkrankte Angestelite Aufnahme in einem Krankenhause ge- 
funden haben, das ilınen bei häuslicher Behandlung zu gewährende 
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Hier abtrennen | 







ee Sptbr. 1921 
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| I An:das Postamt in in 22 0.008000.) Be: 2 
\ 11 Ä (Postzeitungsstelle) 


betr.: Zeitungsabonnement 
auf die „Deutsche Techniker-Zeitung“ 


(laut Postzeitungsliste S. 82 und reg vom 8.9. 1921 „Neu‘) 
Hiermit bestelle ich für das IV. Vierteljahr 1921 die 


*), Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe. . . . . . , > 
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Beilage zur D.T.Z. 

für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 

und der Länder 









Nummer 23 





Die Teuerungszulagen 


Anschliessend an den Abschluss der Verhandlungen über die 
Teuerungszulagen für die Beamten und Arbeiter fanden im 
Reichsiinanzministerium Verhandlungen zwischen der Regierung 
und den Vertretern der Organisationen über die Auswirkungen 
der Beamten-Teuerungszulagen auf die Angestellten statt. 
Diese Verhandlungen sind am Dienstag, den 6. d. M., zum Ab- 
schluss gekommen. Wir geben nachstehend das abgeschlossene 
Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Ausführung 
des $ 16 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 und der Ver- 
einbarung mit den Organisationen über Aufbesserung der Be- 
züge der Reichsbeamten einschliesslich der Pensionäre und 
Hinterbliebenen, Angestellten und Arbeiter vom 25. August 1921 
bekannt: 

& 1. Der Teuerungszuschlag zur Grundvergütung und zum Ortszuschlag 


für die Angestellten der Reichs- und preussischen Staatsverwaltungen mit 
einem Vergütungsdienstalter von mehr als 5 Jahren wird 


für die Orte der Ortsklasse A auf 93 vom Hundert 
B 


” » ” » ” ” 9 ” „ 
” » ” n ” c ” 89 ” ” 
» ” ” ” ” D ” 87 ” » 

” ” ” ” E ” 85 ” ” 


festgesetzt. 


$ 2. Die männlichen volljährigen Angestellten mit einem Vergütungs- 
dienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten in allen Vergütungsgruppen zu 
ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen 
weiteren Teuerungszuschlag bis zur Erreichung des Gesamtbetrages von Grund- 
vergütung, Orts- und Teuerungszuschlag, wie er einem Angesteltten der 6. Ver- 
gütungsstufe der gleichen Vergütungsgruppe zusteht. 


$ 3, Dieweiblichen volljährigen Angestellten mit einem Vergütungs- 
dienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten zu ihrer bisherigen Grund- 
vergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungs- 
zuschlag bis zur Erreichung eines Gesamtbttrages, wie er sich eroeben würde, 
wenn unter Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teuerungszuschlages sowie 
des Ortszuschlages für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungsgruppe nach- 
folgende Grundvergütungssätze anzuwenden wären: 


km. 21} 2 3: 4. 5. Dienstjahre 
Vergütungsgruppe 1 3680 3910 4140 4370 . 4600 M. 
© II 4000 4250 4500 4750 5000 „ 
R II. 4320 4590 4860 5130 5400 . 
“ IV 4640 .4930 5220 5510 5800 „ 
x v 4960 5270 5580 5890 6200 „ 
” VI 5440 5780 6120 6460 6800 „ 
= Vu 6080 6460 6840 7220 7600 „ 
= VIH 6720 7140 7560 7980 _ 8400 „ 
z IX 77160 8245 8730. 9215 9700 „ 
5 X 8960 9520 10080 10640 11200 „ 
Er XI 10560 11220 11880 12540 13200 „ 


84. Jugendliche Angestelite vom vollendeten 17. Lebensjahre 
ab bis zum vollendeten 21. Lebensjahre erhalten zu ihrer bisherigen Grund- 
vergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag 


n 
- bis zur eicinie eines Gesamtbetrages, wie er sich ergeben würde, wenn 


unter Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teuerungszuschlags sowie des 
Ortszuschlags für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungsgruppe nachfolgende 
Grundvergütungssätze anzuwenden wären: 


Bis zum vollendeten 18. 19. 20. 21. Lebensjahre 


Vergütungsgruppe I 2760 2999 3220 3450 M. 
B I 3000 3250. 3500 3750 „ 
© IM 3240 3510 3780 4050 „ 
* IV 3480 3770 4060 4350 „ 
MR V 3720 4030 4340 4650 „ 


8 5. Die Teuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen werden in den 
Orten der Ortsklasse A auf 200 vom Hundert 
SB 4 
„= D.urE2.,2:.150%,, N festgesetzt. 


8 6. Die vorgenannten Teuerungszuschläge werden vom 1. August 1921 


eb gewährt. 


$ 7. Eine Einbehaltung der vorstehend festgesetzten Erhöhungen zur Ab- 
deckung noch nicht getilgter, seinerzeit gewährter Vorschüsse findet nicht statt. 
& 8. Eine Anrechnung der aus $ 1 und 5 sich ergebenden Erhöhungen 
des Teuerungszuschlages auf persönliche Zulagen der Angestellten gemäss 
& 19 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 findet nicht statt, 


Berlin, den 9. September 1921 | 






Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 






3. Jahrgang 


Ferner werden vom 1. August 1921 ab auf solche Zulagen nicht 
angerechnet: 


a) Erhöhungen der Bezüge infolge Versetzung des Angestellten in eine 
höhere Ortsklasse; 

b) Erhöhungen der Bezüge infolge Einreihung des dienstlichen Wohnsitzes 
des Angestellien in eine höhere Ortsklasse, sofern die Einreihung mit 
Wirkung nach dem für die Berechnung der ‚persönlichen Zulage massgeb- 
lichen Stichtag erfolgt; 

ce) Erhöhungen der Bezüge infolge Anwachsens der Kinderzahl. 


Dagegen werden angerechnet: 

d) Erhöhung des Grundgehaltes bei Aufrückung in eine höhere Dienst- 
altersstufe und bei Beförderung; 

e) Erhöhung des Ortszuschlages wegen des Uebertritts in eine höhere 
Ortszuschlagsgruppe oder infolge Einreihung des dienstlichen. Wohnsitzes 
in eine höhere Ortsklasse mit Wirkung vor dem für die Berechnung der per- 
sönlichen Zulage massgeblichen Stichtag; 

f). die durch die Regelung im den 85 2, 3 und 4 wirksam werdende Er- 
höhung der Grundvergütungssätze für Angestellte mit einem Vergütungsdienst- 
alter von weniger als 5 Jahren und für jugendliche Angestellte; 

g) Erhöhungen des Teuerungszuschlags, soweit sie auf die unterd, e und f 
genannten Erhöhungen des Grundgehaites sowie des Ortszuschlags und der 
(angenommenen) Grundvergütungssätze zurückzuführen sind, 

$ 9. Die Regelung für die unter. den Teiltarifvertrag vom 4. Juni 1920 
fallenden Lehrlinge bleibt vorbehalten. 


Zur Erläuterung weisen wir darauf bin, dass das Abkom- 
men zwei Arten von Teuerungszulagen umfasst: den 
Teuerungszuschlag gemäss $ 1 und 5, der allen 
Angestellten gleichmässig zukommt, und die Teuerungs- 
zuschläge gemäss S$ 2,3 und 4, die nur Angesteilten- 
gruppen mit einem Vergütungsdienstalter von‘ weniger als 
5 Jahren als besondere Zulage zugedacht sind. Während die 
Teuerungszulagen nach $$ 1 und 5 allen Gruppen unverkürzt 
gegeben werden, werden die besonderen Zulagen nach $8 2, 
3 und 4 auf etwa vorhandene Ausgleichszulagen (für Ange- 
stellte nach $ 19 des Teiltarifvertrages) angerechnet. Der $8 
des Angestellten-Abkommens enthält somit einmal eine Be- 
stätigung der bereits im Teiltarifvertrag vereinbarten Bestim- 
mungen, dann aber auch die neuen Bestimmungen, dass die 
besonderen Zulagen nach $S 2, 3 und 4 wie die Erhöhung des 
Grundgehaltes auf die Ausgleichszulage angerechnet werden, 
und zwar in ihren vollen Auswirkunsen, d. h. zuzüglich der 
sich aus den besonderen Zulagen ergebenden Teuerungszu- 
schläge. Im Gegensatz zum Teiltarifvertrage wird nach $ Se 
die Erhöhung des Ortszuschlages wegen des Uebertritts in eine 
höhere Ortszuschlagsgruppe oder iniolge Einreihung des dienst- 
lichen Wohnsitzes in eine höhere Ortsklasse auch dann auf die 
Ausgleichszulage angerechnet, wenn diese Erhöhung „vor dem 
für die Berechnung. der persönlichen Zulage massgeblichen 
Stichtag“, d. h. rückwirkend vor dem 1. April 1920, einge- 
treten ist. 

Zur Erleichterung und schnelleren Durchführung der Aus- 
zahlung der Teuerungszuschläge hat das Reichsiinanzministerium 
Tabellen aufgestellt. de in Carl Heymanns Verlag, 
Berlin W 8, Mauerstrasse 43-44, im Laufe dieser Woche er- 
schienen sind. Diese Tabeilen können durch unsere Haupt- 
geschäftsstelle zum Selbstkostenpreise bezogen werden, 





Technischen Beamten und Angestellten, die aus dem 


Verhansd Deutscher Kulturtechniker 


zum Bunde übertreten, werden die in ihrem früheren 


Verbande gezahlten Beiträge in der Weise angerechnet, 
dass die Gesamtsumme der bisherigen Beitragszahlungen 
nach Massgabe der im Bunde festgesetzten Mindestbei- 
tragssätze rückwärts vom Uebertrittsmonat an gerechnet 
wird. 
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Rundschau 


. Sparsamkeit bei der Reichspostverwaltung. 
postverwaltung hat nach Angabe des Ministers zuviel Personal 
und entlässt daher trotz mancher Bedenken die Aushelfer. 
Auch das Beamtenheer „soll“ allmählich vermindert werden. 


Pro 


rs scheint aber, als ob man nicht bei allen. Beamtenklassen die 


U 








zleiche Sparsamkeit anwenden wolle. So hat z. B. die Post- 


bauverwaltung rund 30 Bezirksbaubeamte. Um den Nachwuchs 
zu Sichern, stellte man im Frieden, also vor der Verkleinerung 
des Reichsgebietes, jährlich im Durchschnitt etwa 1-2. An- 
wärter ein. Im Jahre 1020 dagegen, als die Bautätigkeit fast 
völlig ruhte, wurden 27 höhere Baubeamte neu angenommen. 
Fast jeder Baurat, der zur Zeit des .Hochbetriebes mit seinen 
mittleren Beamten allein fertig wurde, hat in dieser notorisch 
faulen Zeit einen Regierungsbaumeister als Unterstützung und 
ständigen Vertreter. Sollte es Zufall sein, dass diese Massen- 
einstellung. unmittelbar nach einer Eingabe der höheren Bau- 
beamten erfolgte, die glauben, eine Höherbewertung zu er- 


fahren, wenn ihnen höhere Baubeamte unterstellt sind, und die : 


fürchten dass auch die mittlere Beamtenschaft etwas Selb- 
ständigkeit verlangt? Was sagen der Finanzminister, Spar- 
kommissar und Reichstag zu dieser Verschwendung von 
Reichsgeldern? 

Zum Vergleich sei erwähnt, dass die mittlere Baubeamten- 


Jauibahn seit 1913 gesperrt ist und dass 130 Beamten 12 An- 


wärter gegenüberstehen. 
Tarifverträge 


Revision des Teiltariivertrages für die Angestellten bei den 


Reichs- und den preussischen Staatsverwaltungen vom 4. 6. 1920. 


Auf die in letzter Zeit aus allen Teilen des Reiches eingehenden » 


Aniragen wird zur Behebung von Zweifeln mitgeteilt, dass die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über die Revision des 
Teiltarifvertrages gexen Ende dieses Monats erfolgen soll. 


Zur Durchführung des $ 12 des Tarifvertrages für die An-. 


gestellten bei den Reichs- und den preussischen Staatsverwal- 
tungen vom 6. November 1920 hat der Reichsfinanzminister 
nachstehenden Hinweis an die ihm unterstellten Behörden 
ergehen lassen: 
Der Reichsminister. der Finanzen. 
llı P 305. 
Betr.: 8 12 des Taritvertrages vom 6 .November 1920 
und $ 18 des Etatsgesetzes für 1921. 


Berlin, den 5. Juli 1921. 


I& 
Es besteht Anlass, die Dienststellen auf die Beachtung des $ 12 
des Taritvertrages vom 6. November 1920 hinzuweisen, wonach während 


der Vertragszeit sämtliche frei werdenden Stellen innerhalb dreier Tage - 


nach erfoıgter Kündigung oder sonstigem Bekanntwerden dem zustän- 
digen Landesarbeitsamt anzuzeigen sind. Nach 8 12. Satz 2 sind bei 
gleicher Eignung vom  Landesarbeitsamt vorgeschlagene Bewerber, die 
bereits vor dem Kriege bei Behörden beschäftigt waren, anderen Bewer- 
bern vorzuziehen. = 


Nach & 18 des Gesetzes vom 26. März 1921, betreffend die Fest- 
stelung des Reichshaushaltsplanes für das Rechnungs: ahr 1921 (Reichs- 
gesetzblatt 5. 405), sind sämtliche Reichsbehörden verpflichtet, bei Be- 
dart:an Arbeitskräften sowohl bei dauernder Ansteltung wie auch bei vor- 
übergehender Beschäftigung die entbehrlich gewordenen Beamten der 
Militär-, Marine-, Koloniat- und Schutzgebietverwaltungen, oder ehemalige 
elsass- -lothringische Landesbeamte, oder gewisse Angestellte der früheren 
elsass-lothringischen Landesverwaltung einzustellen. Personen, die hier- 
nach berücksichtigt werden müssen und zur Anstellung als Angestellte 
geeignet sind, werden auf Anfrage von der beim Reichsministerium des 
Innern in Berlin eingerichteten Zentratausgleichsstelie benannt. Andere 
als. die im $ 18 genannten Personen dürfen nur dann eingestellt werden, 

a) wenn die Zentralausgleichsstelle keine geeignete Arbeitskraft 
nachweisen kann, 

b )bei sonstigen Ausnahmefällen nur mit Zustimmung des Reiclis- 
ministers des Innern und des Reichsministers der Finanzen. 

Da die Vorschrift des 18 für die Reichsbehörden bindend ist 
und der Bedart an einzustel!enden Angestellten in der Regeı aus den in 
der Zentralausgfeichsstelle benannten Beamten oder Angestellten wird 
gedeckt werden können, wird sich die Anweaduag des $ 12 des Tarii- 
vertrags meistens aut die Fälle beschränken, in weichen für entlassene An- 
gestellte wieder Angestellte mit besonderen Fachkenntnissen oder katt- 
männischer Ertahrung (z. B. mit der doppelten Buchführung vertraute 
una bilanzkundige Buchprüfer) einzusteilen sind. Solche Stellen sind, 
wenn es ausgeschlossen erscheint, dass sie aus’ der Zahl der von der 
Zentralausgleichsstelle zu benennenden Personen besetzt werden können, 
1V 406508 
ı B 10601 
— vorgeschriebenen Weise dem zuständigen Landesarbeitsamt anzuzeigen. 
Einsteliungen von demzufioıge vom Landesarbeitsamt vorgeschlagenen 
Personen bedürfen nach $ 18 des oben. genannten Gesetzes vom 
20. März 1921 meiner ausdrücklichen Genehmigung (es sei denn, dass die 
Zentraiausgieichsstelle aut Anfrage eine geeignete Arbeitskraft nicht 
nachzuweisen vermocht hat). Die nach & i8 weiter eriorderliche Zu- 
stimmung des Herrn Reichsministers des Innern wird von hier ‚aus 
eingeholt” werden. Im Auftrage gez. von Laer. 


in der in meinem Rundschreiben vom 5. Oktober 1920 _ 


00. 


} ! ..vertretung vorgenommenen Eingruppierungen von 
Die Reichs- g & grupp e 


werden, wenn diesen eine Kündigung des Dienstvertrages vor- 


"4. Juni 1920 zwischen einer örtlichen Dienststelle und einem 


"macht. 


a) Rundschreiben an die Ortsverwaltungen (Fortsetzung): 


- b) Rundschreiben der Reichs- bzw, en Fat ; 


“ gehend berichtete. 
















































 Eingruppierungsstreitigkeiten. en wieder: 6 "Fälle. 
gemeldet, in denen übergeordnete Behörden die von den zu- 
ständigen Dienststellen im Einvernehmen mit der. : 
sich aus. 
ändern. Nach dem Tarifvertrage ist dies nicht: zulässig; denn | 
eine Aenderung von Eingruppierungen kann nur vorgenommen « 


angegangen ist. Der Zentralschlichtungsausschuss für die: 
Unternehmungen und Verwaltungen des Reiches hat am 
10. August 1921 diese Auffassung durch nachfolgenden Schieds- 
spruch bestätigt: ee 

„Ein gemäss $ 8 Absatz 1 des Teifiariivertiages vom 


Angestellten abgeschlossener Dienstvertrag dari, solange der 
Dienstvertrag ungekündigt besteht, ‘seitens der Verwaltung _ 
nicht einseitig dadurch abgeändert werden, dass der Angestellte 
in eine andere als die im Benehmen mit der gesetzlichen An- 
gesielltenvertretung festgesetzte und ihm gemäss 89 des Teil- 

tariivertrages mitgeteilte Vergütungsgruppe eingereiht wird. 
Die Wirksamkeit der von der örtlichen Dienststelle nach den 
Vorschriften des Tarifvertrages im Benehmen mit der gesetz- 
lichen Angestelltenvertretung erfolgten Einreihung eines Ange- 
stellten in eine bestimmte Vergütungsgruppe ist von der Ge- 

nehmigung der vorgesetzten Zentralbehörde nicht abhängig. 
Sie wird auch dadurch nicht beeinträchtigt, dass die örtliche 
Dienststelle bei der Einreihung der. Angestellten in die Ver- 
gütungsgruppen vom dem ihr innerhalb der Grenzen des Ver- 
gütungstarifs gelassenen ee oe, einen unrichtigen Gebrauch 


PR 


Die der Zentralbehörde in den Austührungsbestimmungen 3 
oder anderweitig vorbehaltenen Dienstaufsichtsbefugnisse wer- 
den durch die Bestimmungen des Tarifvertrages nicht berührt.“ 








oo Aus den Gruppen oo 








Zur Beachtung! Seit unserer letzten Veröffentlichung in 
Nr. 15 des „Staatstechniker“ vom 20. Mai 1921 über die bis zu 
diesem Zeitpunkte erschienenen Rundschreiben des Vorstandes 
und der einzelnen Reichs- und Landes-Fachgruppen an die 
Ortsverwaltungen bzw. an die bezirklichen und örtlichen 
Fachgruppen-Ausschüsse und deren Mitglieder sind bis heute 
folgende weiteren Rundschreiben ‚herausgegeben worden; 

Nr. 33 vom 1. 7. 21 betr. Teiltarif für Behördenangestellte (Ergänzungs- 
abkommen). 3 
„ 36 vom 7. 7. 21 betr. Werbung von Reichseisenbahntechnikern. 
„ 38 vom 7. 7. 21 betr. Beitragseinziehung durch Behörden. 


setzung): 
1. Reichseisenbahnbetriebe 
Nr. 1 vom. 23, 6. 1921. 
» 2 vom 30, 7. 1921. 
» 3 vem 24. 8, 1921, 
2. Volkswohlfahrt (Wiederaufbau-Ost) ni 
“Nr. 3 vom 3. 6. 1921 e\ 
(Berichtigung zu unserer Notiz in Nr. 15 des „Stantstechniker“ “= 
Seite 39: Nr. 1 erschien am 18. 12. 20 — .nicht am 28. 2. 20 — & 
Nr. 2 erschien am 18. 2, 21. — nicht am 18:12. 20 a er 
3. Landeskultur (Kulturbauverwaltung) 
No. 2 vom 20.7.1921 ist als Werbeflugblatt „Wie arbeitet der Bund? 
der technischen Angestellten und Beamten für seine Mitglieder?“ 
erschienen. Ss 
- 4. Landeskultur (Kulturverwaltung- Vermessungswesen); 
No. 2 vom 28. 4. 1921. 
3 229 79: 3 Be: 
A TINTE ET 
28 2,01223:392 : E RE 
5, Katasterwesen: 
No. 4 vom 30. 4. 1921. 
5..95527520.641924: 
N DR URS EDER 
TO ETIT 


Katasterwesen 


Bezirksfiackgruppe Coblenz. Am 13.8, 21 fand eine ausser- 
ordentliche Mitgliederversammlung statt, in der der Obmann 
über den augenblicklichen Stand dä Tariivertragsrevision ein- 
In der Aussprache wurde allseitig der Er- 
wartung Ausdruck gegeben, dass der von dem zur Durchfüh- 
rung der Revision eingesetzten Schlichtungsausschusse gefällte 
Schiedsspruch mit grösster Beschleunigung zur Durchführung 
gebracht wird. Im Zusammenhange hiermit war die durch das 
Steigen der Preise für alle Bedarfsartikel bedingte Erhöhung 
der Löhne Gegenstand eingehender Besprechung, Den vom | 
AfA-Bund aufgestellten Forderungen zur Abwehr der Teue- 
rungswelle wurde grundsätzlich zugestimmt. 

Kollege Blume gab im weiteren Verlaufe de Tag if 
ordnung einen ausführlichen Bericht über die gemeinsame 
Sitzung des und des örtlichen Betriebsrates 


in 
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(Gruppentagsbericht) 
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"Katasterzöglinge fand allseitige Zustimmung. 


abgelehnt; 


Nr. 23 


der Regierung mit den Dezernenten der Katasterverwaltung, 
insbesondere über die in dieser Sitzung ausführlich behandelte 
Einstellung von Schreibhilfskräften, die eifrigst besprochen und 
dem Bezirksbetriebsrate zur ganz besonderen Beachtung emp- 
fohlen wurde. Ber Entwurf eines Beschäftigungsvertrages für 
Die Bewährungs- 
prüfung für den Aufstieg nach Gruppe VI wurde einstimmig 
die vom Bunde in dieser Angelegenheit unter- 
nommenen Schritte wurden allseitig gutgeheissen. Der Obmann 
machte schliesslich der Versammlung noch Mitteilung von 


"Schiedssprüchen, welche der Schlichtungsausschuss in verschie- 
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denen Streitfällen zugunsten von Angestellten abgegeben hatte. 
Anschliessend schilderte er die derzeitigen Zustände in der An- 


sestelltenversicherung und betonte die dringende Notwendigkeit 
"einer Vereinheitlichung der beiden Hauptversicherungen. 
"Aussprache 


Die 
über die Fachschule für Vermessungstechniker 
musste infolge der vorgerückten Zeit bis zur nächsten Monats- 
versammlung zurückgestellt werden, die am 10. September 1921, 
nachm, 4 Uhr, im Hotel „Union“ stattfindet. 


Staatshochbauverwaltung 


Uebernahme in das Beamtenverhältnis. Um die uns recht 
zahlreich vorliegenden Anfragen der Kollegen beantworten zu 
können, hatten wir das Pr. Finanzministerium gebeten, uns eine 
Liste der Anwärter für die Beamtenlauibahn der Staatshochbau- 
verwaltung zu überlassen. Das Fin.-Min. hat uns hierauf unter 
dem 17,6. 1921 — J.-Nr. III. 7. 368 — nachstehende Antwort erteilt: 

In Ihrem Schreiben vom 11: Mai und 8. Juni 1921 — St. Hochbau- 
verwaltung. 142/1879 Qr./G. — haben Sie eine Liste der Anwärter für 
die Beamtenlaufbahn der Hochbauverwaltung erbeten, zu dem Zwecke, 
Ihren Mitgüedern Auskunft über den Zeitpunkt: ihrer Einberufung er- 
teilen zu können. Dieser Zweck würde aber durch die Uebersendung 
der Liste nicht erreicht werden, da der genannte Zeitpunkt nicht aus 
dieser Liste hervorgeht, Die Einberufung hängt von vielerlei, nicht vorher 
zu bestimmenden Umständen ab, wie z. B. von dem Freiwerden einer 
Steie, von den besonderen Verhältnissen, die bei ihrer Besetzung zu 
berücksichtigen sind usw. Es ist daher selbst der Behörde schwer und 
z. T. unmöglich, den Zeitpunkt der Einberufung eines Beamtenanwärters 
mit einiger Sicherheit zu bestimmen. - Dortseits würde dies überhaupt 
unmögich sein, und die von ihnen ‘etwa erteilten Auskünfte würden 
unter Umständen zu Misshelligkeiten führen können. 

Da ich aber keineswegs verkenne, dass die in Rede stehende Kenntnis 
für die Anwärter von wesentlicher Bedeutung ist, bin ich gern bereit, wie 
bisher so auch in Zukunft den einzelnen Anwärtern auf ihre dahingehende 
Anfrage Auskunft zu geben, ‚soweit eine solche nach vorstehenden Aus- 
führungen möglich: ist. Im Auftrage gez. Fürstenau. 


Y 
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Rutastertechnikez! 


der „Deutschen Techniker-Zeitung“, und zwar: 


Landesfachgruppe „Pr. Katasterwesen“. 


zurückvergütet. 


Postamte einzusenden. 
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Achtung! 


Laut Beschluss des Bundesvorstandes erscheinen ab 1. Oktober d. J. 2 weitere Ausgaben 
Ausgabe Vi mit der Beilage „Der Katastertechniker‘“‘ für alle Kollegen der 


Ausgabe VII mit der Beilage „Der Reichseisenbahntechniker“ für alle 
Kollegen der Reichsfachgruppe „Reichseisenbahnbetriebe“. 


Jeder Kollege muss Leser der „D. T. Z.“ sein und die für ihn in Frage kommende Aus- 
gabe bei seinem zuständigen Postamte selbst bestellen. 


Der Abonnementsbetrag von 5,— M., der für jede der Ausgaben (I-VII) für das 
Vierteljahr festgesetzt ist, muss von jedem Mitgliede selbst entrichtet werden. Die Abonnements- 
quittung wird bei der Zahlung der Beiträge mit 5,— M. in Zahlung genommen. 


Die Mitglieder können auch die Gesamtausgabe der „D.T.Z.“ mit allen Gruppen- 
blättern zum Preise von 7,50 Mi. bestellen, erhalten bei der Beitragszahlung jedoch nur 5,— M. 


Wir bitten heute schon jeden Kollegen, umstehenden Bestellzettel abzutrennen, recht 
deutlich auszufüllen, das Nichtzutreffende durchzustreichen und sofort seinem zuständigen 


Kein Kollege versäume die rechtzeitige 
Bestellung! 
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Landesfachgruppe Bayern 


Mit der Zurückstufung von Technikern in niedrigere Ver- 
gütungsgruppen durch das Staatsministerium der Finanzen be- 
schäftigte sich Anfang Juli d.J. eine aus den Kreisen führender 
Bundeskollegen gebildete Kommission in eingehenden Ver- 
handlungen, deren Ergebnis nachstehende Eingabe an das Tarif- 
einigungsamt im Staatsministerium für soziale Fürsorge war: 

Betrifft: 
Behördenangestellte und Tarifvertrag. München, den 6. 7. 1921. 

Die Einreihung der Angestellten in die Vergütungsgruppen hat nach & 8 
Abs. 1 des Teiltarifvertrages durch die Dienststelle im Benehmen mit der 
gesetzlichen Angestelltenvertretung zu erfolgen. 

Es zeigte sich jedoch, dass die von den Amtsvorständen vorgenommenen 
Einstufungen vom Staatsministerium der Finanzen im Prüfungswege auf Grund 
seiner Ausführungsvorschrift, die nicht im Benehmen mit den Vertragsparteien 
erlassen wurde, bei einer grossen Zahl von Angestellten eine Abänderung 
durch Zurückstufung in niedrigere Vergütungsgruppen erfahren hat, Die zu- 
ständigen Organisationen (Tarifvertragskontrahenten) bestreiten dem Finanz- 
ministerium das Recht, eigenmächtige Tarifauslegungen durchzuführen. Die 
fraglichen Ausführungsvorschriften können nur nach vorherigem Einvernehmen 
und unter Mitwirkung der vertragschliessenden Parteien hinausgegeben werden. 

Die von den Dienststellenvorständen im Einvernehmen mit der gesetzlichen 
en ee vorgenommene Einstufung dürfte sonach nicht geändert 
werden. 

Gegen das Vorgehen des Finanzministeriums wird Entscheidung durch das 
Landeseinigungsamt angerufen, 

Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Gauverwaltung Bayern. 

An das gez. Bender, 
Landeseinigungsamt München, 

Staatsministerium für soziale 
Fürsorge. 


Inzwischen ist nun die langerwartete Gehaltsfestsetzung 
der technischen Beamtenanwärter (nichtetatsmässigen Beamten) 
erfolgt, die unseren Kollegen nicht nur die nach der Verord- 
nung vom 23. März 1921 vorgesehene Einstufung mit 50, 60 
und mehr Prozent, sondern auch gleichzeitig die Anrechnung 
ihrer Dienstiahre gebracht hat. .Infolgedessen erhielten die 
meisten Anwärter 100 und mehr Prozent des Anfangsgehaltes 
der Gruppe VI als einmaligen grösseren Betrag nachgezahlt. 


Landesfachgruppe Thüringen 


Staatstechnikerkonferenz. Raummangels wegen ist e 
leider nicht möglich gewesen, den uns bereits Anfang Juli d. ]J. 
durch unsere Gaunebenstelle Thüringen übersandten Bericht der 
Staatstechnikerkonferenz am 12. Juni 1921 in Erfurt in einer 
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Reichseisenhahntechniker! 
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der früheren Nummern zu veröffentlichen. An der Konferenz 


nahmen 15 Kollegen aus sämtlichen Gemeinschaftsstaaten Thü-- 


ringens teil, ausserdem war Kollege Dörnemann als Vor- 
sitzender der Landesfachgruppe „Gemeindetechniker“ zugegen. 
Unter dem Vorsitz des Kollegen Bimboes-Gotha be- 
fasste sich die Konferenz in mehrstündigen, fruchtbringenden 
Beratungen mit nachstehenden Tagesordnungspunkten: 
1. Bericht über die Verhandlungen mit der Regierung, betr. Besoldungs- 
und Titelreform (Referent Gaubeamter Kollege Horn-Erfurt). 
2. Stellungnahme zur Beteiligung an der Verwaltungsakademie Jena. 
3. Einrichtung von Wiederholungs- und Weiterbildungskursen an den 
staatlichen Bauschulen Thüringens, 


Zu Punkt 1 berichtete Kollege Horn-Eriurt ausführlich 
über den derzeitigen Stand der Verhandiungen -und gab be- 
kannt, dass der Landesfachgruppe in aller Kürze der Refe- 
rentenentwurf der Regierung nach einer ihm von dem zustän- 
digen Regierungsvertreter gemachten Mitteilung zugestellt 
werden wird. Alle Kollegen müssten sich sofort nach Empfang 
des. Referentenentwurfes mit ihnen nahestehenden massgeben- 
den Landtagsabgeordneten ins Benehmen setzen und nichts un- 
versucht lassen, die Abgeordneten für intensive Vertretung der 
berechtigten Forderungen der Techniker bei Beratung der 
Vorlage rechtzeitig zu interessieren. Gleichlaufend damit wäre 
eine Bearbeitung der einzelnen Mitglieder des Finanzaus- 
schusses im Landtage durch ihn, Bimboes und Wittenbecher 
in Aussicht genommen. Am Schlusse seines Referats berichtete 
er noch kurz über den Verlauf der Verhandlungen zur Titel- 
reform, über die innerhalb der Regierung zurzeit noch ver- 
schiedene Auffassungen beständen. 

Zu Punkt 2 schlug Kollege Bimboes nach kurzer Dar- 
legung des Sachverhalts vor, dem Landeskartell der Beamten 
eine Eingabe zu unterbreiten, in der gefordert werden soll, 
auch dem Bildungsbestreben der technischen Beamten neben 
dem der Verwaltungsbeamten in gebührendem Masse Rech- 
nung zu tragen. Der Vorschlag wurde angenommen. 


Zu Punkt 3 teilte Kollege Bimboes mit, dass sich auf 
Antrag der Landesfachgruppenleitung die Direktion der staat- 
lichen Bauschule in Gotha zur Einrichtung von Wiederholungs- 
und Weiterbildungskursen bereit erklärt. hätte. Es müsste aber 
eine Kopfzahl von mindestens 30 Teilnehmern garantiert 
werden, die Kosten dieser Kurse. würden voraussichtlich bei 
einwöchiger Dauer 70 M. für jeden Teilnehmer betragen. Es 
wäre in Aussicht‘ genommen, ausser in Gotna auch noch in 
Weimar und Hildburghausen die vorerwähnten Kurse einzu- 
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An .das Postamt in... 


richten. Dem Vorsitzenden wurde anheimgegeben, sich wegen 
baldigen Zustandekommens solcher Wiederholungskurse mit den 
einzelnen Gebietsvertretern in Verbindung zu setzen, 


Am Schluss der Konferenz beschäftigten die Teilnehmer 
sich schliesslich noch u. a. mit der Neuregelung der Reisekosten, 
Tagegelder und Umzugskosten, mit Eingruppierungs- und An- 
stellungsfragen und mit der Zugehörigkeit der beamteten Kol- 
legen zu den Ortskartellen des Beamtenbundes. 


Zum Entwurf eines Beamtenrätegesetzes 
wurde nachstehende vom Kollegen Dörnemann eingebrachte 
Resolution einstimmig angenommen: 

Die am 12. Juni 1921 stattgefundene Staatstechnikerkonferenz von 
Thüringen lehnt nach Kenntnisnahme der Entwürfe zum Beamtenrätegesetz 
den Entwurf der Regierung ab, da er in keiner Beziehung den berechtigten 
Wünschen der Beamten Rechnung trägt. Die Konferenzteilnehmer stehen ein- 
mütig hinter den Entwürfen des A.D.G.B. und D.B.B. und beauftragen den 
Bund der technischen Angestellten und Beamten sowie die Spitzenorganisationen, 
mit aller Energie für deren Verwirklichung einzutreten. ve 


Ferner fand eine ebenfalls vom Kollegen Dörnemann 
eingebrachte Resolution zur Zwangspensionierung 
folgenden Wortlauts einstimmige Annahme: _ 

„Die heute in Erfurt versammelten thüringischen Staatstechniker halten 
ein Vorgehen in der Zwangspensionierung aller über 65 Jahre alten Beamten 
analog dem Staate Preussen für das ganze Reich als unbedingt erforderlich. 
Die Zwangspensionierung wird nicht als ein Eingriff in die „wohlerworbenen 
Rechte“ der Beamtenschaft angesehen, sondern kann nur als grösstes Wohl- 
wollen der Behörde begrüsst werden. In Anbetracht der heutigen Wirtschafts- | 
verhältnisse ist dies ebenfalls dringend nötig, weil sich das Arbeitslosenheer | 
immer mehr vergrössert und die meisten alten Beamten auch nicht mehr im 
Vollbesitz ihrer Arbeitskraft sind. Hierdurch entstehen Schäden für die 
Allgemeinheit, die für die Dauer nicht mehr getragen werden können. 

Der Bund der technischen Angestellten und Beamten wird beauftragt, 
energische Schritte zur Durchführung eines solchen Gesetzes einzuleiten. Die 
thüringische Technikerschaft versichert, sich geschlossen hinter die Forderungen 
ihrer Berufsorganisation stellen zu wollen.“ : : 


Tüchtiger 


Kataster-|Kütisteriechniker 


zum 1. Oktober gesucht. 


£ e& ch ar ike 3” | Günstigste Gelegenheit zum Besuch 


u 4 der Fachschule für Vermessungs- 
für dauernde Beschäftigung sofort | techniker in Hannover. Gehalt nach 


oder später gesucht, Tarifvertrag, Ortskl.D, B beantragt. 
Katasteramt IV, Essen. Katasteramt Burgdorf. 
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(Postzeitungsstelle) 


betr.: Zeitungsabonnement 
auf die „Deutsche Techniker-Zeitung“ 


(laut Postzeitungsliste S. 82 und Nachtrag vom 8.9. 1921 „Neu“) 


Hiermit bestelle ich für das IV. Vierteljahr 1921 die 


*), Deutsche Techniker-Zeitung, Gesamtausgabe... ... 
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Der Kampf gegen den Tarifvertrag 


Es ist nun 'schon eine allbekannte Frfahrung, dass der 
Tarifvertrag den Regierungen in vieler Beziehung recht unbe- 
auem geworden ist und dass sie, nachdem die Ausführungs- 
bestimmungen kläglich Fiasko gemacht haben, weiter Mittel und 
Wege suchen, die ihnen unangenehmen Bestimmungen ausser 
Kraft zu setzen. Die von den Ressorts eingereichten Vorschläge 
für die Revision des Vertrages waren ein recht geschickter Ver- 
such, dies Ziel zu erreichen. Die Angestellten sollten, genau 
wie die Beamten, in ein starres Schema gepresst 
werden, die Streitigkeiten hätten ein Ende, und es hätte 
jederzeit in der Hand der Behörden gelegen, einen Angestellten 
in die ihnen passend scheinende Gruppe zu bringen. Dieser Ver- 
such scheiterte an der Haltung der freien Gewerkschaften. 

Das Schmerzenskind der Verwaltungen ist der Pari- 
tätische Ausschuss, der häufig so böse und unange- 
nehme Sprüche fällt, die jedes Schema über den Haufen werfen 
und dadurch so viele verwaltungstechnische Schwierigkeiten 
machen,- dass einem exakten Personalreferenten die Haare zu 
Berge stehen. Die Abneigung der Behörden gegen den Pari- 
tätischen Ausschuss ist den Organisationen nicht unbekannt ge- 
blieben. Wieweit aber der Hass geht, ist jetzt aus einem Be- 
eicht über Vorgänge bei der Regierung in Magdeburg zutage 
getreten, den der Hauptbetriebsrat beim Preussischen Finanz- 
ministerium und Ministerium des Innern den Organisationen zu- 
gestellt hat. 

In Magdeburg hatten die verschiedenen Behörden. unter- 
einander Richtlinien für die Eingruppierung der Angestellten 
aufgestellt, Das funktionierte wunderschön, nur bei der Regie- 
rung war ein Teil der Angestellten so kühn, sich dem Bescheid 
von oben nicht zu fügen und den Paritätischen Ausschuss anzu- 
rufen, Der Spruch -des Paritätischen Ausschusses reihte die 
Antragsteller in höhere Gruppen ein, als die Regierung vor- 
gesehen hatte. Das zurechgemachte Schema war also wieder 
einmal hinfällie.. Da die Sprüche des Paritätischen Ausschusses 
endgültig sind und Berufung nicht möglich ist, war es Pflicht 
der Regierung, die Sprüche zur Ausführung zu 


bringen und konsequenterweise die übrigen 
Eingruppierungen auf Grund der Sprüche zu 
revidieren. Diese Konsequenz wollte jedoch der Re- 


gierungspräsident nicht ziehen. Er wandte sich an den Finanz- 
minister und setzte diesem seine Nöte auseinander. Aber auch 
der Finanzminister wusste sich nicht Rat und beschied den Re- 
gierungspräsidenten mit folgendem: 

ER ich sehe mich aber auch in beiden Fällen ausserstande, 
meinerseits die Regierungspräsidenten anzuweisen, die ergangenen 
Schiedssprüche zur Durchführung zu bringen, muss es ihnen vielmehr 
überlassen, nach eigenem pflichtmässigen Ermessen zu handeln.“ 


D. h. auf gut deutsch: ich überlasse es den Regierungs- 
präsitienten, ob sie den Tarifvertragbrechen wollen 
oder nicht. Diese Haltung wirkte natürlich prompt auf die nach- 
geordneten Dienststellen zurück, und den Angestellten in Magde- 
burg wurde eröffnet, dass der Regierungspräsident nicht daran 
dächte, die Sprüche zur Durchführung zu bringen. Sie könnten 
ja ihre Ansprüche einklagen, hätten dann allerdings Kündigung zu 
erwarten. Fin Rechtsbruch schlimmster Art, wenn 
die Abhängigkeit des Angestellten dazu benutzt wird, ihm durch 
Drohungen die Wahrnehmung seines Rechtes unmöglich zu 
machen. So handeln die berufenen HütervonRecht und 
Ordnung. 

Das Tollste kam aber noch nach. In einem Bericht über den 
Fall wirft der Finanzminister dem Paritätischen Ausschuss vor, 
dass seine Entscheidungen sich vielfach über die Bestimmungen 
des Tarifvertrages mehr oder weniger willkürlich hinwegsetzen 
und dass er den Darlegungen der Angestellten mehr Gewicht 
beilege als denen der Behördenvertreter. 

Es ist unerhört, das hier das Finanzministerium.die Un- 
parteilichkeit des Paritätischen Ausschusses angreift und ihn, 


‚dessen Tätigkeit bisher allgemein anerkannt würde, zu diskre- 


3. Jahrgang 


ditieren sucht. Tatsache ist, dass der Paritätische Ausschuss, in 
dem ja Vertreter der Behörden als Beisitzer in derselben Zahl 
wie die Vertreter der Angestellten sitzen, in allen Fällen mit der 
grössten Gründlichkeit verfährt und allein auf Grund sachlicher 
Erwägungen Recht zu finden sucht. Ebenso Tatsache ist aber 
auch, das die gefällten Sprüche den Regierungsstellen häufig 
recht unbequem werden. Das liegt aber nicht an der mangelnden 
Objektivität des Paritätischen Ausschusses, sondern ist darauf 
zurückzuführen, dass Tarifvertrag und Besoldungs- 
ordnung zwar aneinander angelehnt, aber auf ganz an- 
deren Grundlagen aufgebaut sind. Die Ange- 
stellten werden nach ihrer fachlichenLeistung, die 
Beamten nach Vorbildung und Dienstalter ein- 
gruppiert. So ergibt es sich, das die Eingruppirung von Ange- 
stellten und Beamten einer Behörde oder Dienststelle zu ganz 
verschiedenen Ergebnisen führt. Die Folge davon ist wieder, 
dass Reibungen entstehen. Welche Konsequenzen derartige 
Schwierigkeiten nach sich ziehen, war aus den Ausführungen zu 
ersehen, die der Vertreter des Preussischen Finanzministeriums 
bei den Revisionsverhandlungen machte, als er erklärte, dass 
die Aufstiegsmöglichkeit der Angestellten nach dem Tarifvertrag 
die Preussische Regierung gezwungen hätte, bei der Revision der 
Besoldungsordnung den Beamten ebenfalls erhöhte Auf- 
stiegsmöglichkeit zu geben. Die Abneigung gegen 
den Tarifvertrag und den Paritätischen Ausschuss ist also be- 
greiflich. Aber nicht begreiflich ist es, wenn diese Feindschaft 
bis®ezum Rechtsbruch führt. v 


Es ist kein Wunder, dass die Sprüche des Paritätischen Aus- 
schusses in der Mehrzahl der Fälle zugunsten der Angestellten 
ausfallen. Ein grosser Teil der Streitfälle ist darauf zurückzu=s 
führen, dass auf Grund der -Ausführungsbestimmungen zü 
niedrige Eingruppierungen vorgenommen werden. Aber es liegt 
vollkommen in der Hand der Behörden, diese Streitfälle auszu- 
merzen. Sie brauchen nur die tarifwidrigen Paragraphen der 
Ausführungsbestimmungen ausser Kraft zu setzen. Daran 
scheinen sie jedoch nicht zu denken. Ausserdem sind bei den 
Verhandlungen die Mundanwälte der Angestellten meist viel 
besser mit den örtlichen Verhältnissen der Dienststelle vertraut, 
als die von den Ministerien entsandten Vertreter, so dass ihre 
Ausführungen natürlich ein ganz anderes Gewicht für die Ur- 
teilsfällung haben. Aber daraus einen Vorwurf für den Pari- 
tätischen Ausschuss zu konstruieren, ist doch. ein gewagtes 
Kunststück. 


Als Ausfluss der gleichen Stimmung muss man das Verhalten 
des Preussischen»Finanzministeriums bezüglich Durchführung der 
bereits bei den Revisionsverhandlungen gefällten Teilsprüche be- 
trachten. Bei den Verhandlungen vor dem eingesetzten Schlich- 
tungsausschuss wurde von dem Vertreter. des Preussischen 
Finanzministeriums die Bereitwilligkeit zum Ausdruck gebracht. 
im»Hinblick auf die ausserordentlich lange Vertagung des 
Schlichtungsausschusses die bereits ergangenen und noch erge- 
henden Schiedssprüche umgehend zur Durchführung‘ zu bringen. 
Als aber die Entscheidungen im vollen Umfange zuungunsten 
der Regierung ausfielen, stand man der sofortigen Durchführung 
ablehnend gegenüber mit der Begründung, dass es unmöglich sei, 
Einzelentscheidungen durchzuführen, und zweckmässigerweise 
gewartet werden müsse, bis das Gesamtergebnis vorliege. Noch 
hoffen wir zwar, dass es den AfA-Organisationen gelingen wird, 
zu einer die betroffenen Anrestellten befriedigenden Lösung zu 
kommen, da sie aus der Erfahrung wissen, wie langsam der 
Amtsschimmel trabt. Eins ist aber aus den verschiedensten An- 
zeichen festzustellen: in der letzten Zeit ist bei den leitenden 
Stellen ein Umschwunginder Haltung gegenüber 
den Organisationen eingetreten. Wieweit sich dieser 
Umschwung auswirkt, ist noch nicht abzusehen; aber an- 
scheinend wird den freigewerkschaftlichen Organisationen nichts 
übrigbleiben, als ihrerseits eine ganz scharfe 
Kampistellung einzunehmen. 

Quensel 
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Erstattung der Geschäftskosten der. 
Betriebsvertretungen 


Der preussische Finanzminister und der Minister des Innern 
haben unter dem 25. Juli 1921 (F. M.Lo. 1857, M.d. J. I. E. 2177) 
folgende Richtlinien für die Erstattung der Geschäftsführungs- 
kosten der Betriebsvertretüng im Bereiche der Verwaltungen 
des- Finanzministeriums des Innern erlassen: 

Die Bestimmung im_$ 36 des Betriebsrätegesetzes über die 
Tragung der durch die Geschäftsführung der Betriebsvertretung 


entstehenden notwendigen Kosten hat in ihrer Anwendung zu 


mancherlei Zweifeln und Ungleichheiten geführt. - Diese Zweifel 
und Ungleichheiten im gemeinsamen Interesse der Verwaltung 
und der Betriebsvertretungen -zu beseitigen, sind die -nach- 
stehenden „Richtlinien für die Erstattung der Geschäftsführungs- 
kosten der Betriebsvertretungen‘ bestimmt. 

Zur Entscheidung der Streitigkeiten über die Notwendigkeit 
von Geschäftsführungskosten der Betriebsvertretungen ist zur- 
zeit der Betriebsausschuss beruien. Seiner Entscheidungsbe- 
fugnis soll durch die Richtlinien nicht vorgegriifen werden. Die 
Richtlinien bezwecken nur, solche Streitigkeiten im Interesse 
aller Beteiligten nach Möglichkeit zu vermeiden und den Behörden 
Anhaltspunkte dafür zu geben, weiche Auffassung sie vor der 
Erledigung von Streitigkeiten durch den Bezirksausschuss zu 
vertreten haben. 

I. Allgemeines. 
notwendigen Kosten. 
wendig können nur Kosten anerkannt werden, die die Betriebsver- 
tretungen oder ihre Mitglieder zur Wahrnehmung der. ihnen. durch 
Gesetz oder Verordnung zugewiesenen Aufgaben und. Befugnisse auf- 
wenden müssen. 

(2) Die Aufgaben und Befugnisse einer örflichen Betriebsvertre- 
tung beschränken sich auf die Behörde, die einer gemeinsamen ört- 
lichen Betriebsvertretung auf die Behörden, für die sie errichtet ist. 
Die Aufgaben und Befugnisse eines Gesamtbetriebsrats (Bezirksbetriebs- 
rats, Hauptbetriebsrats) bestimmen sich nach seiner Zuständigkeit. 

Nachweis der notwendigen Kosten. Die Erstat- 
tung entstandener Kosten darf regelmässig nur insoweit erfolgen, als 
ihre Notwendigkeit nach Grund und Betrag nachgewiesen ist. 

C. Verrechnung der erstatieten Kosten. (1) Die säch- 
lichen Kosten - der Geschäftsführung der Betriebsvertretungen (Ab- 
schnitt II) sind von der Behörde zu erstatten, bei der die Betriebs- 
vertretung errichtet ist, die persönlichen Kosten (Abschnitt III) sind 
von dep Behörde zu erstatteı, bei der das Mitglied der Betriebsver- 
tretung beschäftigt ist. 

(2) Die entstandenen. Kosten sind bei dem Geschäftsbedürfnisfonds 
— soweit die im $ 2 der zur Ausführung des $ 61 des Betriebs- 
gwätegesetzes vom 4. Februar 1929 {R.-G.-Bl. S. 147) in den uns 


A. Begriff der (1) Als not- 


@intersteilten Zweigen der Staatsverwaltung eriassenen Verordnung vom 


7. Februar 1921 (G.-S. S. 271) aufgeführten Behörden in Betracht 
kommen, bei dem Geschäftsbedürfnisfonds der allgemeinen Verwaltung 
im Haushalt des Finanzministeriums — Kap.583 Tit.10 — unter einem 
besonderen Abschnitt „Geschäftsführungskosten der: Betriebsvertretun- 
gen“ zu verrechnen. Ia den monatlichen Hauptbuchhaltereiabschlüssen 
sind die Kosten bei den in Betracht kommenden Verrechnungssteilen 
in der Spaite „Bemerkungen“ besonders anzugeben. 

(3 Die Lokalbehörden haben die entstehenden Kosten bei 
zuständigen Regierungspräsidenten zur Erstattung anzufordern. 


(Schluss folgt.) 


dem 





Rundschau 


Seziales Empfinden. Uns wird folgender Erlass des Re- 
gierungspräsidenten in Coblenz vom 18. Juli 1921 — L. 136 I — 
bekannt: 

„Der Herr Minister des Innern regt ar, auf den Landratsämtern 
mehrere Lehrlinge und Verwaltungsanwärter zu beschäftigen, setzt dabei 
jedoch voraus, dass an Stelle dieser Hilfskräfte hoch- 
besoldetes Personal entlassen wird. Ich stelle daher .an- 
heim, Lehrlinge und Verwaltungsanwärter in der landrätiichen Ver- 
waltung zu beschäfiisen und über die Anzahl und die Kos'en der 
Beschäftigten, sowie darüber, ob und welche hochbesoldeten Personen 
an Stelle dieser Hiliskräfte entlassen werden können, bzw. bereits ent- 
tassen werden konnten, bis zum 1. Oktober d. J. zu berichten.“ 


Also der Herr Minister des Innern regt an, Lehrlinge und 
Verwaltungsanwärter zu beschäftigen und dafür hochbesoldetes 
Personal zu entlassen. Wir fragen den Herrn Minister des 
Innern, ob das der geeignete Weg zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit ist. Die menschenireundliche Auswirkung der 
Anregung ist die, dass in erster Linie verheiratete und ältere 
Angestellte infolge ihrer „nohen“ Bezahlung entlassen werden. 
Was soll aus den vielen Lehrlingen nach Beendigung der Lehr- 
zeit werden? Der Herr Minister wird, da ia „hochbezahltes“ 
Personal zu entlassen ist, einfach wieder anregen, die jungen 
Leute, und zwar die Tüchtigsten zuerst, auf die Strasse zu 
setzen. Wie glaubt das Ministerium den Angestellten und 
Lehrlingen sowie der Oeffentlichkeit gexenüber diese Anord- 
nung verantworten zu können? SoH diese verkehrte Sparsam- 
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‚keit der Allgemeinheit zum Vorteile gereichen? - Die Ange- 


stellten haben die Aufgabe, schnellstens die Oefientlichkeit auf 


fr 


diesen Erlass aufmerksam zu machen, da die Gefahr besteht, 
dass man mit dem guten Glauben der Eltern und Lehrlinge Miss- 
brauch treibt und willkürlich den Arbeitslosenmarkt vergrössert. 


Tarifverträge er 


Teiltaritvertrag. Wir haben.an das Reichs-, und preussische 
Finanzministerium nachfolgende Eingaben gerichtet: 

„Die zurzeit stattfindenden Verhandlungen über die Revision 
des Teiltarifvertrages haben die Veranlassung gegeben, dass 
eine Reihe von Ministerien glauben, tarifmässige Aufrückungen 


"von Angestellten bis zum Abschluss der Revisionsverhandlungen 


hinausschieben zu-können: sun ö ’ = 
Durch diese Hinausschiebung ist bereits eine grosse Zahl 
von Angestellten um die ihnen zustehende Anfrücküng und da-. 
mit um die erhöhten Bezüge geschädigt worden. R 
‘ Nach unserer Auffassung stellt es ein Ding der Unmöglich- 
keit dar, dass die Aufrückung gemäss $ 8 Abs. 3 des Teiltarif- 
vertrages in eine höhere Vergütungsgruppe solange ruhen soll, 
bis die im Gange befindlichen Revisionsverhandlungen durch- 
geführt sind. Nach’ unserer Meinung haben. sämtliche Bestim- 
mungen des Teiltariivertrages Anwendung zu jinden, solange 
der Tarifvertrag selbst Geltung hat. Da nun durch ‘die. vor- 
genommenen Verhandlungen über die Revision des Teiltarifver- 
trages der Vertrag selbst in keiner Weise ausser Krait gesetzt 
worden ist, darf auch das Aufrückungsverfahren während der 
Verhandlungszeit nicht ruhen. ET | 
Wir können nicht unterlassen, darauf amlmerksam zu 
machen, dass das: Verhalten der Ministerien rechtlich durchaus 


-unhaltbar ist und dass bei der Zahl der in Frage kommenden 


Angestellten die Gefahr vorliegt, dass durch die Geltendmachung 
der tarifmässigen Ansprüche der Angestellten auf dem ordent- 
lichen Rechtswege bedeutende Kosten verursacht werden, 

Bei. der Einfachheit der Sachlage glauben wir annehmen zu 
können, dass das Reichsfinanzministerium sich unserer Auf- 
fassung anschliesst und — zwecks. Vermeidünz _ weiterer 
Schritte von unserer Seite in Wahrnehmung der. Interessen 
unserer Mitglieder — in aller Kürze entsprechende Anweisungen 
an die übrigen Ministerien herausgibt.‘ 


Revision des Teiltarifvertrages für Behördenangestellte. Der 
für die Revision des Teiltarifvertrages eingesetzte Schlichtungs- 
ausschuss nimmt am 23. d. M. die Verhandlungen wieder auf 
und wird ununterbrochen tagen. Die dem Schliehtungsausschuss 
unterbreiteten endgültigen Forderungen unseres Bundes, be- 
treffend die Einreihung der technischen Angestellten. soweit sie 
bisher: noch nicht entschieden wurden, sind den Gauverwal- 
tungen bzw. den Reichs- und Landesfachgruppen bereits vor 
jängerer Zeit zugegangen. Ueber das Ergebnis der Verhand- 
lungen wird fortlaufend berichtet, doch wird ein sofortiges Er- 
gebnis für einzelne Gruppen nicht erzielt werden, da der 
Schlichtungsausschuss wahrscheinlich zunächst erst älle Anträge 
ge und dann die Gesamtentscheidung über alle fällen 
wird, ö 


Befristete Anstellung. Nach $ -11 des Manteltariivertrares 
ist es den Behörden möglich, Angestellte für einen fest- - 
umgrenzten Zeitraum so anzustellen, dass nach Ablauf der. 
vereinbarten Frist das Dienstverhältnis ohne Kündigung er- 
lischt. Diese Bestimmung suchen nun einzelne Dienststellen 
(besonders aus dem Bereich des Reichsschatzministeriums sind 
uns. Klagen zugegangen) dazu zu benutzen, die Kündigungs- 
bedingungen des Tarifvertrages zu umgehen. Sie stellen einen 
Angestellten auf kurze Zeit — etwa zwei Monate — an und. 
schliessen nach Ablauf dieser Zeit einen nenen Dienstyertrag 
wieder auf zwei Monate, P ARE \ | 

Dieses Verfahren ist gesetzlich unzulässig, da es sich tat- 
sächlich nur um eine künstliche Zerstückehıng der Dienstzeit 
handelt, Die mehriache Erneuerung des Dienstverhältnisses be- 
weist, dass von vornherein längere Beschäftigung beabsichtigt 
war und dass der Zweck der Abmachung nur der war, die 
Bestimmungen des Tariivertrags zu umgehen. Der Schlich- © 
tungsausschuss Gross-Berlin hat kürzlich einen ähnlichen Fall 
zu entscheiden gehabt. Hier handelte es sich uni Kündienng 
eines Schwerbeschädigten, der mehrfach auf vier Wochen an- 
genommen, aber tatsächlich länger als vier Wochen beschäftigt 
wurde. Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist bei mehr als 
vierwöchiger Beschäftigung zur Kündigung die Zustim- 
mung ‚des Fürsorgeamts nötig. Die Entlassung war erfolgt, 
ohne dass die Zustimmung eingeholt war. Die Antragsgegnerin. 
berief sich darauf, dass der Antragsteller die vierwöchige 
Beschäftigungszeit vertraglich anerkannt hätte. In seinem Spruch 
vom 26. Juni 1921 stellte der Schlichtungsausschuss jedoch aus- 
drücklich fest, dass es unzulässig ist, gesetzliche Bestimmungen 
durch einen derartigen Revers zu umxehen, 4 
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Beilage zur „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
für die Ausgaben: „DertechnischeGemeindebeamte“, „Staatstechniker“ und „Reichseisenbahntechniker“. 











Sonderabdruck aus Nr. 16 des Finanz-Ministerial-Blattes. 


Verfügung des Finanzministers vom 9. September 1921, betr. Erhöhung des Teuerungszuschlags zu 
den Dienstbezügen der Angestellten bei den preussischen Staatsverwaltungen (Lo. 2558). 


In der Anlage wird Abdruck des 2. Ergänzungsabkommens 
hinsichtlich der Ausführung des $ 16 des Teiltarifvertrags vom 
4. Juni 1920 und der Vereinbarung mit den Organisationen über 
Aufbesserung der Bezüge der Reichsbeamten einschliesslich 
der Pensionäre und»Hinterbliebenen, Angestellten und Arbeiter 
vom 25. August 1921 mit dem Ersuchen übersandt, wegen Aus- 
zahlung der auf Grund dieses Ergänzungsabkommens vom 
1. August 1921 ab erhöhten Bezüge sofort das Erforderliche zu 


veranlassen. Zur Erleichterung für die Anweisungen wird auf 
die beiliegenden, sowie auf die dem Runderlasse vom 3. Sep- 
tember 1921 — Bes. 2539 — beigegebenen tabellarischen Ueber- 
sichten Bezug genommen. 

Die für die Hochbauämter, Kreiskassen, Katasterämter, 
Landräte, staatlichen Polizeiverwaltungen. Kommandostellen der 
Schutzpolizei in Orten mit kommunaler Polizeiverwaltung und 
Distriktskommissare erforderlichen Abdrucke.sind beigefügt, 


Zugleich im Namen des Ministers des Innern, 
Saemisch. 


An die nachgeordneten Behörden. 


2. Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Ausführung des $ 16 des Teiltarifvertrags vom 4. Juni 1920 und 
der Vereinbarung mit den Organisationen über Aufbesserung der Bezüge der Reichsbeamten einschliesslich 
der Pensionäre und Hinterbliebenen, Angestellten und Arbeiter vom 25. August 1921. 


$ 1. Der Teuerungszuschlag zur Grundvergütung und zum 
Ortszuschlag für die Angestellten der Reichs- und preussischen 
Staatsverwaltung mit einem Vergütungsdienstalter von mehr 
als 5 Jahren wird 
für die Orte der Ortsklasse a auf 9 v. H. 


» » „ ” » ” 9 1 » » 
” ” ”» ”„ ” 


€ » 89 » ” 
” ” ” ” » D ” 87 » m 
» » ”» „ „» E ” 85 »” » 
festgesetzt. 

8 2. Die männlichen volljährigen Angestellten mit einem 
Vergütungsdienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten in 
allen Vergütungsgruppen zu ihrer bisherigen Grundvergütung 
nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungs- 
zuschlag bis zur Erreichung des Gesamtbetrags von Grundver- 
gütung, Orts- und Teuerungszuschlag. wie er einem An- 
sestellten der 6. Vergütungsstufe der gleichen Vergütungsgruppe 
zusteht. | 

8 3. Die weiblichen volliährigen Angestellten mit einem 
‚ Vergütungsdienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten zu 
ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- und Teuerungs- 
zuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis zur Erreichung 
eines Gesamtbetrags. wie er sich ergeben würde, wenn unter 
Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teuerungszuschlags. so- 
wie des. Ortszuschlags für die 6. Vergütungsstufe ihrer Ver- 
situngsgruppe nachfolgende Grundvergütungssätze anzuwenden 
wären; 


im ersten im zweiten im dritten im vierten im fünften 
Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre 
Vergütungsgruppe 1 3680 3910 4140 4370 4 600 
2 IT 4000 4250 4 500 4750 5 000 
x II 4320 459 4 860 5130 5 400 
& IV 4640 4930 5220 5510 5800 
5 V 4960 5270 5580 5 890 6 200 
A VI 5440 5 780 6120 6460 6 800 
Fr vi 6080 6 460 6840 7220 7600 
= VII 6720 7140 7560 7980 8400 
= IX 7760 8245 8 730 9215 9 700 
1 A x 8960 9 520 10 080 10 640 11200 
2 X1 10 560 11 220 11 880 12 540 13 200 


$ 4. Jugendliche Angestellte vom vollendeten 17. Lebens- 

iahre erhalten zu. ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- 

und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis 

zur Erreichung eines Gesamtbetrags, wie er sich ergeben 

würde, wenn unter Zugrundelegung des im 8 1 genannten Teue- 

rungszuschlags sowie des Ortszuschlags für die 6. Vergütungs- 

stufe ihrer Vergütungsgruppe nachfolgende Grundvergütungs- 

sätze anzuwenden wären: 
bis zum bis zum bis zum’ bis zum 

vollendeten vollendeten vollendeten vollendeten 

18. Lebensjahre 19. Lebensjahre 20. Lebensjahre 21. Lebensjahre 
Mgütungsgruppe | 2 760 2990 3 220 3450 


„ 3009 3250 3 500 3750 
ar HI 3240 3510 3780 4.050 
De IV 3480 3770 4060 4 350 
= V 3720 4 030 4 340 4 650 


$ 5. Die Teuerungszuschläge zu 
werden 

in den Orten der Ortsklasse A a . auf 200 v. H. 

B und G . | » 175 ”» » 


” iD » » ” „ a A 


festgesetzt. 


den Kinderzuschlägen 


” ” ” „ ” 
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8 6. Die vorgenannten Teuerungszuschläge werden vom 
1. August 1921 ab gewährt. 


8 7. Eine Einbehaltung der vorstehend festgesetzten Er- 
höhungen zur Abdeckung noch nicht getilgter, seinerzeit ze- 
währter Vorschüsse findet nicht statt. 


8 8. Eine Anrechnung der aus $ 1 und $ 5 sich ergebenden 
Erhöhungen des Teuerungszuschlags auf persönliche Zulagen 
der Angestellten gemäss $ 19 des Teiltarifvertrags vom 4, Juni 
1920 findet nicht statt. 


Ferner werden vom 1. August 1921 ab auf solche Zulagen 
nicht angerechnet: 


a) Erhöhungen der Bezüge infolge Versetzung des Angestell- 
ten in eine höhere Ortsklasse, 


b) Erhöhungen der Bezüge infolge Einreihung des dierst- 
lichen Wohnsitzes des Angestellten in eine höhere Orts- 
klasse, sofern die Einreihung mit Wirkung nach dem für 
die Berechnung der persönlichen Zulage massgeblichen 
Stichtage erfolgt. 


c) FE atuunen der Bezüge infolge Anwachsens der Kinder- 
zanl. 


Dagegen werden angerechnet: 


d) Erhöhung des Grundgehalts bei Aufrückung in elne höhere 
Dienstaltersstufe und’ bei. Beförderung, 


€ e) Erhöhung des Ortszuschlags wegen Uebertritts ig eine 
höhere Ortszuschlagsgruppe oder infolge Einreilurg 
des dienstlichen Wohnsitzes in eine höhere Ortsklasse 
mit Wirkung vor dem für die Berechnung der persön- 
lichen Zulage massgeblichen Stichtage, 


f) die durch die Regelung in den $$ 2, 3 und 4 wirksam 
werdende Erhöhung der Grundvergütungssätze für Ange- 
stellte mit einem Vergütungsdienstalter von weniger als 
fünf Jahren und für jugendliche Angestellte, 


g) Erhöhungen des Teuerungszuschlags, soweit sie auf die 
unter d. e und f genannten Erhöhungen des Grundgehalts 
sowie des Ortszuschlags und der (angenommenen) 
Grundvergütungssätze zurückzuführen sind. 


 .$ 9.-Die Regelung für die unter den Teiltaritvertrag vom 
4. Juni 1920 fallenden Lehrlinge bleibt vorbehalten. 
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h) 


Dienstbezüge eines männlich volljährigen Angestellten in den ersten 5 Vergü ütungsstufen vom 1. Aug ust 1921 ab 


a) Grundvergü ütung, b) Örtszuschlag, e) ches ind weiterer. Teuerungszuschlag, d) zusammen 


in einem Orte der Ortsklasse Be | in einem Orte der Ortsklasse C in einem Orte der Ortsklasse D in einem Orte der Ortsklasse E 
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Vergütungs- 
gruppe 


2160 
2500 
6418, 


11 078,9 
2320 


3.000 
7186, 


12 506,45 
2480 


3.000 
7.489,09 


12 969,59 





! 


19. 


in einem Orte der Ortsklasse A 


bis zum vollendeten 


2] 2. 


Lebensjahre 


2430 
"3500 
6.669,90 


11 599,4, 


15 567,99 





10 074,0 


2970 
2500 
717, 


12120, | 12641, 


2900 
3.000 


7725,80 


3190 
3.000 
7995,50 


136,0 | 14185, 


3100 3410 
3.000 : 3.000 

8 066, 8 354,50 
nenn BE ET EEE 


14.166,09 | 14 764,50 





Dienstbezüge der jug 


a) Grundvergütung, b) Ortszuschlag, c) bisheriger und weiterer Tousrungszuschlag, d) zusammen 


in einem Orte der Ortsklasse B 


‚bis zum vollendeten 


8 | 


1840 
1600 
4887, 


8 397,0 


9550 


2160 
2.000 
5 848,40 


10 008,46 
2 320 


2 400 
6 510, 


11 230,00 


2 480 
2 400 
6 809,9) 


11 689,50 


19. 


20. 


Lebensjahre 


2.070 
1.600 
5.096,99 


8 766,9 


5 777,50 


1007, 


2430 
2000 
6 094,10 


10 594,50 


2 610 
2400 
6 774,70 


11 784,20 
2790 


2400 
7091, 


12 281,39 


2300 
1600 
5306,30 


9.206,20 


10 505 


2700 
2000 
6 339,0 


11 039,85 


2900 
2400 
7.038,60 


13 338,00 


3100 
2400 


7373, 


12 873, 


10 982, 


2970 
2.000 
6 585, 


11 55b, 
3190 


2 400 
7 302,90 


12 892,58 


3410 
2 400 


7655, 


13 465,99 


10 857,9 


2 480 
2.000 
6 330,0 
10 810,99 


bis zum vollendeten 
19. 20. 
Lebensjahre 


10 905,5 | 11 453,40 


3 100 
2.000 
6 882,09 


3410 
2.000 


11 396,0 | 11 982,0 


ae EZ 


7158, 


12 568,50 


ER ETÄERETERRERT DEEE 


endlichen Angestellten vom 1. August 1921 ab 


in einem Orte der Ortsklasse D 


18. , | 


8 321,50 


2 160 
1450 
5 160,9 


a nn nn nn 


8.770, 


2 320 
1700 
5 666,9 


9 686,0 


2 480 
1700 


10 135,40 


bis zum vollendeten 


19. 


20. 


‘ Lebensjahre 


2 070 
1200 
4 565,30 


7 835,9 


8789 


2.430 
1450 
5 395, 


9275,09 
2610 


1 700 
5 918,0 


10 228, 


2790 
1 700 


DDJ= 
6 225,90 


10 715,10 


METER 


2 300 
1200 
4 765,40 


8 265,40 


2.700 
1450 
5 630,10. 


9 780,10 


2 900 
1 700 
6174, 


10 771,0 


3 100 
1700 
6 494,0 


11 29,0 


| 


Dee 


21. 


2 530 
1200 
45, 


8 695,50 


9724 


2 970 
1450 
5 865 


10 285 


3190 
1 700 
64, 


11313, 


3410 
1700 
6 764, 


11 874 


a a ee ne 


men 


\ 


in einem Orte der Ortsklasse E 


bis zum vollendeten 


19. 


20. 


Lebensjahre 


1840 
-1.000 
4116 @ 


6 956 


2.070 
1.000 
4 311,0 


7381,59 


8232,50 


2 450 
1200 
5 083,59 


8 713,0 


2610 
1.400 
5554, 


9564,00 
2790 


1400 
5855, 


2 480 
1400 
5 592 


mm nn 


9.472 10 045,5 


2 300 
1.000 
4 507 


7807 » 


8 695 


2700 
1200 
5313 


9213 


2 900° 
1400 
5 801 


10 101 


3100 ° 


1400 
6119 


10 619 


3 410 
1 400 
6 382,4 


11 192,5 
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Aus den Gruppen 








Hafen-, Kanal- und Wasserbauverwaltung 


Schaffung von etatsmässigen Stellen für Techniker. Der 
Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten — Abtei- 
lung Wasserbau — hat unterm 30. Juni d. J. — Pa. l. 350. I. 
Ang. — folgende Verfügung herausgegeben: 


Im Entwurf zum Staatshaushalt für 1921 ist beim Haus- 
halt des Ministeriums für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten, Abteilung Wasserbau, die Errichtung von zehn 
neuen Regierungslandmesserstellen und von zehn Stellen für 
Vermessungssekretäre vorgesehen. Mit der Schaffung der 
letzteren wird in der Wasserbauverwaltung eine Einrichtung 
getroffen, die im Vermessungswesen anderer Verwaltungen 
bereits vorhanden ist und die dazu dienen soll, für die neben 
den Landmessern beschäftigten Vermessüungstechniker eine 
Beamtenlaufbahn zu begründen. Um die Verleihung der neuen 
Stellen — ihre Bewilligung vorausgesetzt — vorzubereiten, 
ersuche ich, mit möglichster Beschleunigung über ieden län- 
zer als zehn Jahre: bei der Wasserbauverwaltung im Angz- 
stelltenverhältnis beschäftigten Landmesser und Vermessungs- 
techniker, der für die Anstellung nach Leistungen und Ver- 
halten geeignet erscheint, eine Einzelnachweisung nach dem 
untenstehenden Muster einzureichen. Aus den derart ange- 
meldeten Stellenbewerbern würde hier die Auswahl getroffen 
werden. Dabei soll zwar die Gesamtzeit der Beschäftigung 
bei der Wasserbauverwaltung einen Anhalt für die. Reihen- 
folge der Anstellung bieten, es würde aber auch in Frage kom- 
men können, einen nach Befähigung und Leistungen hervor- 
ragenden Hilisarbeiter zu bevorzugen, wenn dies im dienst- 
lichen Interesse angezeigt erscheinen sollte. Ein entsprechen- 
der Antrag würde eingehend zu begründen sein. Wenn melı- 
rere Angestellte eine gleichlange Beschäftigungszeit in der 
Wasserbauverwaltung zurückgelegt haben, würde frühere oder 
zwischenzeitliche Tätigkeit in anderen Verwaltungen den 
Vorrang in der Reihenfolge bestimmen können. Dagegen 
scheint es nicht berechtigt, solche Dienstzeit schlechthin der 
bei der Wasserbauverwaltung selbst zugebrachten eleichzu- 
achten. 

Bei einzelnen Behörden werden bereits Rexierungs- 
bausekretäre ausschliesslich oder überwiegend mit ver- 
messungstechnischen und kartographischen Arbeiten. mit der 
Verwaltung der Pläne usw. beschäftigt. Die betr. Beamten 
sind mir alsbald namhaft zu machen. 

Die zehn neuen Regierungslandmesserstellen werden 
zweckmässig zunächst an die Dienststellen der ausgewählten 
Vertragslandmesser zu legen sein. 

Für die Verteilung der zehn neuen Vermessungssekretär- 
stellen sehe ich begründeten Ueberweisungsanträgen entgegen. 

In Sachen der neuen Vermessungssekretäre hat der Bund 
der technischen Angestellten und Beamten an den Herrn Mj- 
nister der Öffentlichen Arbeiten folgenden Antrag gerichtet: 

„Darum wird noch einmal, nun aus den Kreisen der beteiligten 
Vermessungstechniker, die Forderung erhoben, in gleicher 
Weise wie bei der Preussischen Kataster- und der Kuülturver- 
waltung auch bei der Wasserbauverwaltung planmässige Be- 
amteistellen für die Vermessungstechniker zu schaffen.“ (Es 
folgt der Text unserer Eingabe vom 3. Februar 1921.) 

Zu diesem Antrag ersuche ich, bis: zum 1. Oktober d. ]. 
in einem besonderen Berichte Stellung zu nehmen. Es wird 

dann das Arbeitsgebiet der Vermessungssekretäre endzültig 

festzulegen und auch der Einrichtung einer Prüfung für sie, 
wie in anderen Verwaltungen, näherzutreten sein. 
1. A.: gez. Unterschrift. 

Wir betrachten die Schafiung dieser zehn Stellen für Ver- 
messungstechniker als einen kleinen Anfangserfolg in der Rich- 
tung unserer Bestrebungen auf Schaffung von etatsmässige:r 
Stellen für alle technischen Dauerangestellten der Wasserbau- 
verwaltung. Wir werden nach wie vor darauf hinarbeiten, 
dass auf dem beschrittenen‘ Weg weitergegangen wird. und 
hoffen, bei der nächsten Etappe unserer Arbeit weitere Stellen 
durchzusetzen. Insbesondere ist nicht einzusehen, weshalb die 
Verwaltung nicht ebenfalls für Tiefbautechniker Stellen vo’se- 
sehen hat. 


Katasterwesen 


Bezirksfiachgruppe Düsseldorf. Die in der Versammlung am 
3. d. M. erfolgte Neuwahl des Bezirksfachgruppen-Ausschusses 
hatte folgendes Ergebnis: I. Obmann Kat.-Techn. Gustav Winz, 
Werdingen a. Rhein, Kastanienstr. 44; Stellvertr. Kat.-Sekr. 
Albert Nell, Düsseldori, Jülicher Str. 291; I, Schriftführer 


" Kat.-Auwärter Fritz Gründgens, Düsseldorf, Ackerstr. 71 II 


Il. Schriftführer und Kassierer Vermess.-Techniker Gustav 


Gotzes, Düsseldorf, Kronenstr, 29, 


Bezirksfachgruppe Breslau, Zu der am 4. September 1921 
anberaumten Bezirksfächgruppensitzung waren 21 Kollegen und 
1 Gast erschienen. Die durch die Versetzung des bishrigen Ob- 
mannes erforderliche Neuwahl fällt auf Kollegen Freier (Re- 
gierung). Eine rege Aussprache über die augenblicklichen Ver- 
hältnisse führt zu folgender Entschliessung: 

„Die durch die Revision des Teiltarifvertrages nachzuzahlenden 
Beträge sind sofort auszuzahlen und nicht, wie in früheren Fällen, 
dann ‘erst, wenn die Teuerung aufs höchste gestiegen ist und das 
Geld noch mehr entwertet wird. Desgleichen fordert die Versamm- 
lung die baldige Auszahlung der durch die Neufestsetzung der Orts- 
klassenzuschläge entstehenden Nachzahlungen. Ferner ist eine Vermin- 
derung der ÖOrtsklassen von. 5 auf 3 anzustreben, da die kleineren 
Orte nicht, wie an massgebenden Stellen angenommen wird, auch die 
billigsten sind. — Die Anwärter protestieren dagegen, dass sie durch 
Aufnahme in die Anwärterliste von Gruppe IV nach III zurückversetzt 
werden, tnd ersuchen die Organisation, Schritte gegen diese Rück- 
gruppierung zu unternehmen.“ 


Die Anwesenden wurden vom Kollegen Freier noch darauf 
aufmerksam gemacht, dass den nichtorganisierten Kollegen kein 
Rechtsanspruch auf die Vergünstigungen des Tarifvertrages zu- 
steht und sie sich daher schnellstens der für sie in Frage kom- 
menden Organisation, unserem Bunde, anschliessen müssten. 

(Wir machen darauf aufmerksam, dass eine Rückgruppierung 
der in die Anwärterliste aufgenommenen Kollegen unzulässig ist, 
[,„Staatstechn.“ Nr. 20 und „Fr.B.-R.“ Nr. 11.] Wir empfehlen 
den Kollegen, den für sie zuständigen Schlichtungsausschuss an- 
zurufen. Die Schriftlg.) 


Kulturverwaltung — Vermessungswesen 


Von einem älteren erfahrenen Vermessungssekretär wird 
uns unter dem Titel „Erfahrungen unser Lehr- 
meister!“ folgendes geschrieben: 


Sie werden nicht klug! Nämlich die Kollegen, die es nicht 
unterlassen konnten, zur Gründung eines Sonderverbandes auf- 
zurufen. (Es handelt sich um die Absplitterung einer Handvoll 
Vermessungssekretäre im Merseburger Bezirk. D. Schriftltg.) 
Was sie allein erreichen können, ist Zersplitterung und Er- 
schwerung erfolgreicher Tätigkeit auf unserer Seite, ein Nichts 
auf der ihren. Wir haben in den letzten Jahrzehnten verschie- 
dene Organisationen gehabt. Wer bei’ ihnen Mitglied war und 
die Erfahrungen gebucht hat, muss jetzt das Tun: der Kollegen 
auf das schärfste verurteilen. Die früheren Klagen über die 
Ohnmacht unserer kleinen Verbände scheinen vergessen zu sein. 
Man weiss nicht mehr, dass es heute auch noch ist, wie damals. 
dass ein kleiner Spezialverband nur bitten und wieder bitten 
kann, dass er nichts Nennenswertes erreicht, sondern nur das 
bekommt, was man ihm mit gönnerhafter Miene geben will. Die 
Leistungen unserer früheren Verbände werden hiermit nicht her- 
abgesetzt. Den damals für die Gesamtheit arbeitenden Kollegen 
muss eine dankbare Erinnerung bewahrt werden. Sie haben 
getan, was ihnen möglich war: zu ihren Zielen konnten sie je- 
doch nicht gelangen. Wir haben sie auch heute noch nicht er- 
reicht, und es wird dazu noch vieler Arbeit, grosser Energie 
bedürfen und — unsererstarken Organisation. 

Die zwei wesentlichsten Erfolge früherer Verbandstätigkeit 
mögen erwähnt werden: die Heraushebung aus der Kanzlisten- 
klasse und die Verleihung der Amtsbezeichnung Assistent. Der- 
artige Resultate werden auch in der Zukunft Zwergorganisatio- 
nen möglich sein; es sind aber keine, die von grosser Bedeutung 
für die wirtschaftliche Stellung des einzelnen sind. 

Unsere Tätirkeit war inzwischen eine andere geworden als 
sie bei der Einrichtung des Instituts der heutigen Vermessungs- 
sekretäre beabsichtigt war. Da hätten die Anstrengungen zur 
Herbeiführung einer Aenderung schliesslich einmal Erfolg haben 
müssen. Ausserdem wäre die Erfüllung der wiederholt vorge- 
tragenen Bitten für die Regierung nur mit geringen Kosten ver- 
bunden gewesen. In materieller Beziehung war der Erfolg nicht 
gross, in bezug auf unser Streben nach Hebung unseres An- 
sehens gleich. Null. Das muss anders werden. Kein Spezial- 
verband wird es erreichen, aber einer Grossorgani- 
sation,dieinihrProgramm „Hebungdes Tech- 
nikerstandes aller Gruppierungen“ auige- 
nommenhat,wirdesgelingen. 

Die Herren, die die Verleihung der 
Assistent durchgesetzt haben, handelten 
und Wünschen aller Kollegen. 


Amtsbezeichnuns 
nach den Gedanken 
Ein Vorwuri kann ihnen nicht 
gemacht werden. Wieviel Mühe und Arbeit hat es aber unseren 
Bundesvertretern bei der Besoldungsreform zekostet, unseren 
Assistententitel in das richtige Licht zu setzen, und welch ein 
Hindernis war dieser Titel. Wir haben viel erreicht. Dass es 
nicht mehr ist, dafür tragen wir die Schuld. - Wir hätten uns 
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'schon früher einer Grossorganisation anschliessen müssen, die 


auf Grund ihrer gewerkschaftlichen Erfahrung uns. davor be-_ 


wahrt hätte, diesen Titel anzustreben. Es ist ein verhängnis- 
voller Irrtum und zeugt nicht von Kenntnis praktischer Gewerk- 
schaftsarbeit, wenn Kollegen erwartet hatten, dass gleich nach 
Beitritt alles erreicht wird. Dieses kann nur dann geschehen, 
wenn vorher die Wege für die restlose Erfüllung der gesteckten 
Ziele geebnet sind. 

In Erkenntnis ihrer Schwäche suchte unsere frühere Orga- 
nisation Verbindung mit gleichartigen Verbänden in Preussen 
und in ganz Deutschland. Soll und darf so etwas in neuer Auf- 
lage wieder entstehen? Denken wir daran, dass wir in diesem 
Bestreben kläglich Schiffbruch erlitten haben. Bevor wir uns 
in den B. t. A. B. eingliederten, bildeten wir den Bund der tecü- 
nischen Berufsverbände, welcher damals unser Ideal war. Aber 
auch hier Schiffbruch, infolge der ziel- und planlosen Arbeit, auf 
welche” wir keinen Einfluss hatten. Der Bund der technischen 
Berufsverbände brach zusammen. Es wurde nun der notwen- 
digee engere Zusammenschluss der Kollegen herbeigeführt und 
der Anschluss an den Bund der technischen Angestellten und 
Beamten vollzogen, in welchem wir als vollkommen in sich ab- 
geschlossene Fachgruppe endlich die gewünschte Organisations- 
form gefunden haben. Die gegenteilige Behauptung ist lediglich 
ein irreführendes Agitationsmittel unserer Gegner, die sich da- 
mit selbst erniedrigen, weil sie wissen, dass sie unwahr ist. Wir 
haben unseren Zusammenschluss in der Gesamtheit und naclı 
unten gegliedert bis zu der kleinsten Station. Unsere Landes- 
fachgruppe übergibt die sorgsam vorbereiteten Anträge usw. der 
Bundesleitung, deren Vertreter sie als Vertreter 
der Einheitsorganisation aller technischen 
Berufe bei den Regierungsstellen und Parlamenten mit Nach- 
druck vertreten. Die innige Verbindung mit der gesamten deut- 
schen Beamtenschaft ist durch Kartellierung unseres Bundes mit 
dem Deutschen Beamten-Bund hergestellt. Es liegen grosse 
Aufgaben vor uns, und zwar sowohl für die beamteten als auch 
für die angestellten Kollegen, die: nur in zäher Arbeit durch 
unseren Bund gelöst werden können. 

Es bedeutet die Aufgabe unserer Forderungen, wenn wir 
sie wieder im kleinen Verbande mit den gehorsamsten Bitten 
um Berücksichtigung zu lösen versuchen würden. Wir dürfen 
die Erfahrung nicht vergessen, dass das, was wir »Is eine For- 
derung aus Gerechtigkeitsgründen betrachten. als Anmassung 
angesehen wurde, worüber man nicht mehr mit uns verhandeln 
wollte. Denken wir doch auch an die Macht einzelner ent- 
scheidenden Beamten, welche nur durch einen grossen geeinten 
Willen gebrochen werden kann. Eine Zwergorganisation muss 
Anschluss suchen bei einer Grossorganisation. Ist ein solcher 
Anschluss für technische Beamte bei Verwaltungsbeamten mög- 
lich? Wenn wir daran denken, welche berechtigten Forderungen 
wir haben und wie sie in Organisationen der Verwaltungs- 
beamten beurteilt worden sind, dann kann die Frage ;ur mit 
einem entschiedenen Nein beantwortet werden. 

Wir sind Techniker und müssen uns davor bewahren, in 
Organisationen mit überwiegend berufsifremden Elementen 
unterzutauchen. Es gibt für Techniker nur eine Organisation, 
und das ist der Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Dringend zu wünschen ist aber auch, dass die Kollegenschaft 
einsichtig und kluz ist, Verständnis für das grosse Ganze zeiet 
und eigene Wünsche und persönliches Selbstgefallen nicht den 
grossen Bestrebungen des gesamten Berufsstandes voranstellt. 
Sie darf sich auch nicht irreführen lassen durch Hinweise auf 
die Höhe der Beiträge und durch Anzweifeln der parteipoliti- 
schen Neutralität unseres Bundes. Soiche Hinweise sind rur 
Agitationsmittel gegnerischer Verbände, weil sie an der sach- 
lichen Arbeit des Bundes keine Kritik üben können. 


Jeder Verband erhebt heute hohe Beiträge in feststehender 
Ziffer oder in wiederholten schwankenden Zuschüssen,. Unsere 
Erinnerung muss uns ja auch sagen, dass wir oit die Erfolge 
der Arbeiter als eine Folge ihrer Opferwilliskeit anerkannt 
haben. Es gab wohl keinen Kollegen, der es nicht für nötig ge- 
halten hat, dass die Opferwilliskeit „der Arbeiter nachgeahmt 
werden müsste, damit auch wir Erfolge haben uen Ver- 
gessen wir es nicht! 


Unterstützen wir mit allen Kräften die Bemühungen unseres 
Landesiachgruppenausschusses und der Provinzialfachsruppen- 
ausschüsse, so dass stets ein wohldurchdachtes und gutes Ma- 
terial dem Bundesvorstande vorgelegt werden kann. Mitarbeit 


und Wahrung der Diziplin, sowie Achten des Mehrheitswillens ° 


sind notwendig, wenn die Arbeit einer Organisation gelingen 
- soll. Beachten wir dies, dann werden wir auch weiterhin Er- 
folge sehen, und die wenigen abseitsstehenden Kollegen wer- 
den ihre Bedenken fallen lassen müssen und gerne wieder die 
Reihen schliessen. 


Schriftleiter: 


Erich Händeler, Berlin. — Für den Anzeigenteil verantwortlich: Friedrich Schwedt, Berlin, — Inlastriabaipnten. -Verlag GmbH, Berlin NW 5 
Rotationsdruck Möller & Borel GmbH. Berlin SW'68, 











Kändesfachgruppe Trnsen 
Zur Beachtung! . i 


eichs- und Landesiachgrupen, les 
Rudolf Nau=- 


Briefanschriiten unserer 
ee BEERRIR u. Telegraphenverwaltung*: . 
Bohnsdorf. bei Grünau, Bahnhofstrasse 5. 


mann, 5 

. „Reichseisenbahnbetriebe“: Würschheim, Berlin Ki 
NO55, Belforter Strasse 17. 

a „Reichvermögensverwaltung“: 


Wettengel, Hamburg 8, Post'agerkarte 97; 
i Wagner, Charlottenburg, Haveistrasse 3. 
“ „Reichswehrwesen“ # 
Heeresleitung: Rude ni ick, Berin W, Nettelbeck- 
strasse 7/8; 
Marineleitung: Krame r Wi'helmshaven, Kaiserstr. 85. 
„Landesvermessungswesen“: Herm. Klössing, Ber- 
lin N 24, Arhiieriesträkse 241. 
„Lehr- und Forschungsinstitute“: Senger, ‚Berlin-Lich- 
; terfelde, Hindenburgdamm 33: - 
Be etaehgtupie „Pr. Kulturverwaltung (Vermessungswesen)f: 
Ottersbach, Düsseldorf, Ellerstrasse 96. 
nr Kulturbauverw altung“: Ernst, Fulda, Ban 5, 


” 


”„ 


= Staafshochbauverwaltung?: Hilke $ Steglitz, 
ee 34 2. 
= „Pr. Katasterwesen*: Lemnitz, Pocden; Bäckerstr. 52 $ 


5 „Pr. Hafen-, Kadat: und Wasserbauverwaltung‘ 
W. Strube ‚ Wernsdorf b. Ei:hwalde, Dor str. 10a. 


a „Volkswohlfahrt“: Wiederaufbau-Öst: Günthe r, Or- 
; telsburg, Ostpr., Bauberatungsamt. Bi er: 
Yr „Staatstechniker Bayern“; Obermayr, München, - 
Milchstrasse 7. 
FR „Staatstechniker Braunschweig“: W. Schi ünema an, 
Braunschweig, Eichtaler Strasse 39. 
a „Staatstechniker Bremen“; ee Bremen, Isar- 
strasse 52. 
5; „Staatstechniker Hamburg“: Thiede, Hamburg, Eil- 
becker Weg 194, 5 a 
N „Staatstechniker Hessen“: F. W. Hein z, Kassel, 
- Weissenbergstrasse 6pt. 
ER „Staatstechniker Lippe“: Müseler, Detmold, Lange- 
strasse 61. 
u „Staatstechnicer Lübeck“: Lammers, Lübeck, Feisch- 
hauerstrasse 50. 
A „Staatstechniker Mecklenburg-Schwerin“: 
Fr. Schmidt, Rostock, Feldstrasse 12. x 
, z „Staatstechniker Meck! enburg-Strelitz“: R:=#V 0 el ers 
j “  Strelitz-Alt, Bahnhofstrasse” Ti 2 
ss „Staatstechniker Sachsen“: Karl Böhme, ‚Dres- 
den-A.27, Zwickauer Strasse 110. 
Pr „Staatstechniker Thüringen“: W. Bimboe a al 


Gayerstrasse 301. z 


Wir haben festgestellt, dass einige Kollegen zwar Mitglieder 
unseres Bundes, aber ihren Fachgruppenleitungen ais Angehörige 
der Fachgruppe nicht bekannt sind. Wir bitten diese Mitglieder, 
ihre Adresse unter Angabe ihrer Dienststelle dem zuständigen 
Fachgruppenobmann mitzuteilen. Kt ! 

















Mehrere tüchtige 


Katastertechniker 


für neues Amt Spandaul zum 
1. Oktober oder späler gesucht, 
Angebote an Katasterkontrolleur 
Hanckel, bis 30. September in 
Lüneburg, später in Spandau. _ 


Tüchliger 
Rutastertechniker 


mit sämtlichen Arbeiten vertraut, 

für sofort oder später gesucht. 
Katasteramt 
Soldin N.M. 


Anzeigen 
die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 60 Pf. Rabatt 


bei3 Aufnahmen 10°/,, bei6 Auf- 
nahmen 15°/,, bei 13 Aufnahmen 
20 %, bei 26 Aufnahmen 30 9%). 





Kaltaster- 
techniker 


zum baldigen Eintritt gesucht. 


Katasteramt Calau N.-L. 
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Beilage zur D.T. 2. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
| und der Länder 


Nummer 25 / 3. Jahrg. 









Reichsfachgruppe 
Reichspost- und Telegraphenverwaltung 





Entlassungen von Postgehilfen. Infolge Verkehrsrückgang 
trägt sich das Reichspostministerium seit längerer. Zeit mit dem 
Gedanken, in diesem Herbst grössere Entlassungen vorzunehmen. 
Teilweise sind sie bereits durch die Oberpostdirektionen erfolgt. 
Das hat zu einer  Besprechmg der Organisationen mit dem 
Reichspostminister und den Ressortvertretern Veranlassung ge- 
geben, in der der Reichspostminister einige unwesentliche Zuge- 
ständnisse gemacht hat. Für unsere Bundeskollegen wird jedoch 
von Interesse sein, dass die Gewerkschaften u. a. folgenden Vor- 
schlag gemacht haben: 


„Alle erforderlichen Arbeiten im Fernsprech- und Tele- 
graphenbau sind unverzüglich in Angriff zu nehmen, evtl. unter 
Zuhilfenahme der produktiven Erwerbslosenfürsorge. Die über- 
zähligen Kräfte sind hierzu heranzuziehen.“ 


Der Vertreter „unseres Bundes, Gewerkschaftssekretär 
Gröttrup, nahm die Gelegenheit wahr, auf die Tatsache 
hinzuweisen, dass durch Unterlassen von dringenden Instand- 
Setzungsarbeiten, ferner durch Unterbrechung von bereits in 
Anzriff genommenen Neubauten grosse Summen dem Staate 
verlorengehen. 


Der Minister hat Veranlassung genommen, die von den Ge- 
werkschaften nach dieser Richtung erhobenen Forderungen 


prüfen zu lassen. 






Reichsfachgruppe 
‚Reichsvermögensverwaltung und -Betriebe 





Kostengrenze für selbständige Erledigung von Bauarbeiten. 
Der Herr Reichsschatzminister gibt bekannt: 

1. Die Kostengrenze, bis zu welcher .die Reichsvermögens- 
amter aus den ihnen zur Verfügung gestellten Pauschsummen 
für ‘die Bauunterhaltung die Bauausführungen selbständig zu er- 
ledigen haben, wird auf 20000 M., die Kostengrenze, bis zu 
welcher: Bauarbeiten kleineren Umfanges ohne bautechnische 
Mitwirkung — abgesehen von den Fällen, in denen ohne Rück- 
sicht auf die Kostenhöhe technische Mitwirkung erforderlich 
und vorgesehen ist — ausgeführt werden können, auf 3000 M. 
erhöht. 

Baumassnahmen, die im. Interesse des ausführenden Be- 
amten liegen, z. B. Wohnungsherrichtungen, bedürfen stets der 
Zustimmung der nächstvorgesetzten Dienststelle oder des Vor- 
standes der Behörde, 


2. Auch wenn einfachere Bauvorhaben nicht aus den, den 
örtlichen Behörden -überwiesenen Pauschsummen gedeckt, son- 
dern von den Provinzialdienststellen aus den zurückbehaltenen 
Reserven besonders zur Verfügung gestellt werden, ist in der 
Regel für die Anträge auf Genehmigung der Arbeiten und Mittel- 
bereitstellung Kostenmeldung nach Schätzung auf Grund der 
Erfahrlingen des Reichsvermögensamts ausreichend. 


Genügt pauschale Kostenmeldung ausnahmsweise nicht, so 
ist für die Kostenvermittlung in der Regel die Form der Kosten- 
überschläge anzuwenden. Hierbei ist überschlägliche Angabe 
der Massen — ohne besondere Massenberechnung — zulässig. 

3. Einfachere Bauausführungen bis zur Kostengrenze von 
209000 M. sollen die Reichsvermögensämter nach Feststellung 
und Genehmigung des Bauvorhabens und nach Bereitstellung 
der Baumittel selbständig und selbstverantwortlich von der Ver- 
dingung bis zur Abrechnung erledigen. 

ER (Va. 1/429 vom 15. Mai 1921.) 


Erscheint mit Nr. 40 der D. T. Z. | 





UNIALLLLIHAILHINGIORLNDLLDUMIEIRDDEADEOLADLLDLBELIDALONLLOODLDNREDELDEDEUIKKLUDLELIN 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


Berlin, 7. Oktober 1921 






Landesfachgruppe Preuss. Hafen-, Kanal- 
und Wasserbauverwaltung und -Betriebe 





Die Sparverfügung vom 23. April 1921 — W. Il. I. 3048 —, 
die nur einen Verbrauch von 75 Prozent des örtlichen Unter- 
haltungsfionds zuliess, ist durch eine neue Verfügung aufge- 
hoben worden, und kann deshalb wieder der volle örtliche 
Unterhaltungsfonds verbraucht werden. Sollte sich bei einer 
Verwaltung Mangel an Unterhaltungsgeldern bemerkbar machen, 
und dieser dann zur Arbeitseinschränkung und Arbeiterent- 
lassung führen, so ist uns frühzeitig zu berichten unter Angabe 
der Höhe der Mittel, die benötigt werden, ausserdem müssen 
genaue Angaben gemacht werden, was für Arbeiten es sind und 
ob die Arbeiten gemacht werden müssen, um dem Verkehr 
aufrechtzuerhalten.- Nur wenn vorstehende genaue Angaben 
gemacht 'sind, können wir für die Bewilligung weiterer Mittel 
eintreten. 


Ueber den Tag der Neuwahl der Betriebsräte 
können noch keine Angaben gemacht werden, weil das Preussi- 
sche Kabinett bis zur Stunde seine Zustimmung zu der Aende- 
rung der Betriebsräteverordnung noch nicht gegeben hat. So- 
bald die Unterschrift. des Kabinetts erlangt ist, wird der Wahl- 
tag auf dem schnellsten Wege bekanntgemacht. 


Wir müssen darauf aufmerksam machen,'dass die Betriebs- 
räte verpflichtet sind, die Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu 
heben. 


Wo sie der Ansicht sind, dass durch verkehrte Massnahmen 
der Verwaltung die Wirtschaftlichkeit des Betriebes geschädigt 
wird, sind sie verpflichtet, die Verwaltung darauf hinzuweisen 
und Vorschläge zur Besserung zu machen. 


Soweit der Hauptbetriebsrat zur Mitteilung aufgefordert 
hat, sind wir bereit, die Mitteilung unserer -Mitglieder weiter- 
zugeben. Wir berufen uns auf unsere bisherigen Veröffent- 
lichungen in den besprochenen Angelegenheiten, aus denen die 
Wichtigkeit der einzelnen Angelegenheiten hervorgeht. Wir 
erwarten von jedem Mitglied, dass es gegebenenfalls seiner Be- 
rufsorganisation und dem Hauptbetriebsrat mit dem zur Ver- 
fügung stehenden Material an die Hand geht. Vor allen Dingen 
ist es Pflicht jedes Technikers, an der Wirtschaftlichkeit seines 
Betriebes mitzuarbeiten und jeden Weg zu gehen, den Einfluss 
des Technikers bei der Umgestaltung des Betriebes zu stärken, 


| Landesfachgruppe Preuss. Kulturverwaltung 


— Vermessungswesen 





Die Ausführungsbestimmungen vom 15. März 1921 zur Um- 
legungs-Ordnung. Die Umlegungs-Ordnung (U. O.) vom 
21. September 1920 — Pr. G. S.-S.-453 — will diejenigen Vor- 
bedingungen schaffen, die notwendig sind, um den Grund- 
besitzern eine sorgsame Bearbeitung: und volle Ausnutzung des 
Bodens, sowie die grösstmöglichste Steigerung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse zu ermöglichen. Es war deshalb er- 
forderlich, die Einleitung eines Umlegungsverfahrens von den 
Anträgen der Beteiligten unabhängig zu machen. Jedoch würde 
es nach den Ausführungsbestimmungen verfehlt sein, ohne 
Rücksicht auf die Wünsche oder gar gegen den Widerstand 
der überwiegenden Anzahl der Beteiligten ein Umlegungsver- 
fahren einleiten zu wollen, selbst wenn es gesetzlich zulässig 
sein sollte. 


Für das Vorverfiahren sind nach $ 4 der U, O, zwei Fälle 
zu unterscheiden: - Br TE 
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1. der Präsident des Landeskulturamts kann einen Kom- 
missar für die Verhandlungen mit den Beteiligten ernennen, 
wenn er die Voraussetzungen für die Umlegung für ge- 
geben hält; 


2. erhat das zutun, wenn die Eigentümer eines Viertels 
der umzulegenden Grundstücke, nach Grösse und Grund- 
‚steuerreinertrag (in Hohenzollern nach Grundsteuerkapital) 
berechnet, es beantragen. 


Im Falle zu 1. ist also die Einleitung von Verhandlungen 
an gewisse Voraussetzungen gebunden; es sind dies ‚in der 
Hauptsache folgende: 


a) für die Einleitung neuer Sachen und ebenso für die Ab- 
grenzung des Umlegungsgebietes ist davon auszugehen, dass 
die vermengt liegenden oder unwirtschaftlich gestalteten Grund- 
stücke verschiedener. Eigentümer einer Feldmark. behufs besserer. 
Bewirtschaftung nur dann umzulegen sind, wenn davon eine 
erhebliche Verbesserung der Landeskultur zu erwarten ist ($ 1 
d. U. O. und Ziff. 2 d. Ausf.-Best.). Bei der Abgrenzung des Um- 
legungsbezirkes ist besonders auf möglichste Aßßrundung zu 
sehen. Lange und schmale Gebirgstäler sind, wegen der fast 
immer zu erwartenden hohen Kosten, von der Umlegung tun- 
lichst auszuschalten. Ueberhaupt sind auch namentlich die dem 
Staate aus der Bearbeitung der Sache entstehenden Kosten ge- 
bührend zu berücksichtigen. Wenn nicht eine der aufzuwen- 
denden Kosten, und zwar sowohl den Folgeeinrichtungskosten, 
als auch den Nebenkosten und _den staatlichen Regierungs- 
kosten entsprechende Erhöhung der Reinerträge zu erwarten 
ist, wird die Umlegung nicht einzuleiten sein (Ziffer 2 und 3 der 
Ausf, -Best.); 


b) Feldmarken, welche auf Grund der bisherigen Gesetze 
bereits einer Zusammenlegung unterzogen worden sind, können 
in der Regel gegen den Widerspruch des Eigentümers nicht 
noch einmal einer Zusammenlegung unterzogen werden. Aus- 
nahmen von dieser Regel bestimmen die Absätze 2 und 3 des 
8 2 der U. O. näher. Die Umlegung (Spezialseparation, Zu- 
sammenlegung, Verkoppelung, Konsolidation) kann sich auf eine 
oder mehrere ganze Feldmarken und unter gewissen Bedin- 
gungen auf Teile von: Feldmarken oder auf einzelne Grund- 
stücke erstrecken (Abs. 1 des $3 d. U. O.); 


c) bei ländlichen Ortschaften kann die Ortslage oder ein 
Teil der Ortslage zum Verfahren hinzugezogen werden, wenn 
die nach der Fläche berechnete Mehrheit der Eigentümer der 
zuzuziehenden Grundstücke damit einverstanden ist. Soge- 
nannte städtische Umlegungen, besonders aber Umilegungen 
solcher Grundstücke, für die das Gesetz vom 28. Juli 1902 — 
G. S. S. 273 — betr. die Umlegung von Grundstücken in Frank- 


furt a. M. dienstbar gemacht werden dürfen jedoch fortan. 


nicht mehr eingeleitet werden (Abs. 2 des $ 3 d. U. O. und Ziff. 4 
d. Ausf.-Best.); | 

d) wenn durch die Anlage von Kanälen, Eisenbahnen, We- 
gen, durch Verlegung oder Durchbruch von Wasserläufen oder 
durch ähnliche Massnahmen oder Ereignisse Nachteile für die 
Landeskultur entstehen oder entstanden sind, kann die Um- 
legung auf die durch die Anlage oder die Ereignisse betroffenen 
und diejenigen Grundstücke beschränkt werden, die zur  Er- 
zielung einer wirtschaftlich zweckmässigen Planlage zugezogen 
werden müssen. Ausgeschlossen ist eine solche eingeschränkte 
Umlegung bei Feldmarken, die einer wirtschaftlichen Umlegung 
bedürfen, einer solchen aber noch. nicht unterlegen haben. 
Letztere Vorschrift ist zwingendes Recht. Die. Landeskultur- 
behörden sind nicht ermächtigt, Ausnahmen davon zuzulassen 
(Abs. 3 des $ 3 d. U. O. und Ziff. 5 d. Ausf.-Best.); 


e) die neue Sache darf ein planmässiges Vorgehen inner- 
halb des Bezirkes -der Landeskulturbehörden nicht hindern. 
Wesentlich ist auch, dass nicht etwa erst Feldmarken in Be- 
arbeitung genommen werden, die hinsichtlich der Vorflut von 
unterhalb gelegenen Feldmarken abhängig sind; für diese. letz- 
teren muss vielmehr das Verfahren zuerst eingeleitet werden 
(Zitf. 7 d. Ausf.-Best.); 


f) hinsichtlich der Anzahl der einzuleitenden neuen Sachen 
ist davon auszugehen, dass die Behörden nicht zeitweise mehr 


Arbeit haben, als sie mit dem ihnen zur Verfügung stehenden 


Personal zu bewältigen imstande sind, denn Versetzungen von 
Beamten müssen künftig tunlichst vermieden werden. Es ist 
also ein weitausschauender Arbeitsplan aufzustellen, der sich 
dem vorhandenen Personal anzupassen hat, so dass dieses, na- 
mentlich das Vermessungspersonal, stets gleichbleibend mit Ar- 
beit in den verschiedenen Stadien — Aussenarbeit und häus- 
liche Arbeit — versorgt ist. Selbstverständlich kann ein solcher 
Arbeitsplan Nur in grossen Zügen aufgestellt, und es darf nicht 










































starr an im ee werden; die nötige Böirefünnitreihe 
muss bestehen bleiben, um auch sich entwickelnden unvorher- 
.gesehenen Ereignissen, Stimmung der Beteiligten usw. sich an- 
passen zu können (Vorbem. u. Ziffer 8 d. Aust.-Best. 


Der von dem Präsidenten des Landeskulturamts "ernannte 
Kommissar hat in einem Ortstermine die Beteiligten über die 
Voraussetzungen der Umlegung und die Bildung des Umlegungs- 
‚bezirks zu hören. Zweck der Termine ist, den Beteiligten ein 
möglichst klares Bild von dem, was mit dem Umlegungsver- 
"fahren erreicht werden soll, und namentlich von den daraus. 
entstehenden Kosten und der Art ihrer Aufbringung zu be 
Es empfiehlt sich, diesen Termin erst anzuberaumen, nachdem 
der Kulturamtsvorsteher vorher in geeigneter Weise festgestellt 
hat, ob eine grössere Anzahl Beteiligter mit der Einleitung des 
Verfahrens einverstanden ist ($ 5 d. U. O. und Ziffer 9 d. Ausf.- 
Best.). Einwendungen müssen im Termin mündlich angebracht 
und begründet werden. Die Einwendungen müssen mit den 
Widersprechenden erörtert werden. Verbleibt eine nach Grösse-r 
und Grundsteuerreinertrag (Grundsteuerkapital) berechnete 
Mehrheit der Beteiligten bei ihrem Widerspruche, so hat der Ei 
Präsident des Landeskulturamts den Regierungspräsidenten und . | 
den Vorstand der Landwirtschaftskammer zu hören. Beträgt 
die berechnete Mehrheit der Widersprechenden drei Viertel, so 
ist in einem anzuberaumenden Termine über den Widerspruch 
zu verhandeln. Wird der Widerspruch aufrechterhalten, so ist 
das Verfahren einzustellen ($ 6 der U. O.). Im Falle des Wider-- | 
spruchs hat die Spruchkammer des Landeskulturamts auf Grund 
der abgeschlossenen Verhandlungen über die Zulässigkeit des 
Verfahrens unter Feststellung des Umlegungsbezirks zu be- | 
schliessen. Gegen den Beschluss steht den Beteiligten inner- 
halb 4 Wochen nach dem Tage, an dem das letzt ihn ent- 
haltende Kreisblatt erschienen ist, die Beschwerde an das Ober- 
landeskulturamt zu. Durch den Beschluss über die Zulässig- 
keit des Verfahrens wird nicht auch gleichzeitig über seine tat- 
sächliche Einleitung entschieden. Die Entscheidung hierüber ist 
Sache des Landeskulturamtspräsidenten ($ 7 der U. O. und 
Ziff. 17 d. Ausf.-Best.). Kosten für das Vorverfahren werden 
von den Beteiligten nicht erhoben. Im übrigen finden auf dieses 
Verfahren die für das Hauptverfahren geltenden Vorschriften 
Anwendung ($ 9 der U. O.). Die zurzeit herrschenden, äusserst 
ungünstigen Geldverhältnisse lassen es geboten erscheinen, bei 
der Durchführung eines Umlegungsverfahrens mit der grössten 
Sparsamkeit zu verfahren. Das gilt sowohl-von der Verwen- 
-dung der bei den örtlichen Arbeiten, insbesondere bei der Ein- 
schätzungs- (Bonitierungs-) und Vermessungsarbeiten erforder- 
lichen Arbeiten, als auch von der erstmaligen Ausführung der 
gemeinschaftlichen Anlagen. Kostspielige Wege-, Graben- und 
Brückenbauten sind zu vermeiden und durch einfache Anlagen 
zu ersetzen. Der Zukunft"muss es überlassen bleiben, die vor- 
läufigen Instandsetzungsarbeiten durch bessere. Anlagen zu er- 
"setzen, z.B. Brücken an Stelle von Durchfahrten zu erbauen, 
Durchlässe und Holzbauten durch massive Bauwerke zu er- 
setzen, Wege zu härten und dgl. mehr (Ziffer 11 d. Ausf. -Best.). 
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Betriebsräteaufbau. Aus den Zuschriften aus Kollegen- 
kreisen ersehen wir, dass vielfach eine irrige Ansicht über die 
Interessenvertretung der K.-A.-Zeichner vorherrscht. Die Kul- | 
turamtshilfszeichner und Zeichner befinden sich tatsächlich im 
Angestelltenverhältnis auf Dienstvertrag und sind daher Arbeit- 
nehmer im Sinne des Betriebsrätegesetzes. Von den Beamten- 
ausschüssen sind die K.-A.-Zeichner, solange eine Verordnung 
nach $ 13 Abs, 4 fehlt, ausgeschlossen. Das Betriebsrätegesetz 
gewährt in allen Fällen von Streitigkeiten, die sich aus a; 3: 
Dienstverhältnis ergeben (bei Kündigung oder Vorenthaltung 
von Bezügen, für Umzüge oder auswärtige Dienstgeschäfte), 
ein wenn auch unzulängliches Mitbestimmungsrecht durch di 
Schlichtungsausschüsse, Durch die Betriebsräte ist eine Ver 
tretung ‚gegenüber dem Ministerium geschaffen, deren Tätigkeit 
auch auf die Bestrebungen der gleichartigen Beamtenschaft von 
nicht, geringem Einfluss sein kann. Es darf nur darauf hinge- 
wiesen werden, dass es den in der Katasterverwaltung be- 
schäftigten Katastersekretären bis heute noch nicht möglich ge- 
wesen ist, ein Mitwirkungsrecht bei der Gestaltung der Dient- 
anweisung zu erlangen. Demgegenüber ist zu verzeichnen, dass 
die 8 jetzt in Neubearbeitung. befindlichen Geschäftsan- 
weisungen nach den Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes 
: dem Hauptbetriebsrat_beim preuss. Finanzministerium vorgelegt 
werden müssen, der seinerseits dazu evtl. Abänderungsanträge 
stellen wird, über welche unter allen Umständen eine Verstän- 
digung mit dem Ministerium erzielt werden muss, falls nicht die 
Entscheidungen über Streitfälle in die Hände eines ‚Sehlich- 
tungsausschusses gelegt werden sollen. 


Es liegt daher nicht nur im Interesse er. TR: Zei ine 
sondern auch im Interesse der Vermessungssekretäre,- wenn für 
die ersteren der Betriebsräteaufbau nach $ 61 angestrebt wire 








































m 





Nr. 25 DER STAATSTECHNIKER 1921 79 
ET TEE ee Ze ang ee ee ea alllelke.z vo 11.2 one ee rk EEE ERSTER EL SLEÄNEREE ADELS ech 


Die Revision des Teiltarifvertrages für 
die Reichs- und Staatsbehörden 


Die Verhandlungen über die Revision des Teiltarifvertrages 
unterscheiden sich von den Verhandlungen beim erstmaligen 
Abschluss des. Vertrages grundsätzlich dadurch, dass es jetzt 
nicht mehr darauf ankommt, programmatische Forde- 
rungen aufzustellen und diese mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln zu. verfechten, sondern, dass auf Grund des $ 23 des 
abgeschlossenen Vertrages ein Rechtsanspruch der 
Angestellten vorliegt, der ihnen die gleichen Verbesserun- 
gen zusichert, wie sie sich für die Beamten aus der Aenderung 
der Besoldungsordnung ergeben. Dieser Umstand ergibt in- 
sofern ein geändertes Bild, als es ietzt darauf ankommt, ein- 
wandirei festzustellen, wo eine Beamtengruppe eine Verbesse- 
rung erfahren hat und wie diese Verbesserung auf die vergleich- 
bare Angestelltengruppe zu übertragen ist. Die Folge davon ist 
wieder, dass die Vorschläge, die von den Organisationen ein- 
gereicht werden, sehr wohl hinter ihren programmatischen 
Forderungen zurückstehen können, eventuell sogar zurück- 
stehen. müssen, ohne dass deshalb die grundsätzliche Forderung 
für künftige Verhandlungen fallen gelassen ist. 

Man ‚hätte erwarten sollen, dass über die Klärung eines der- 
artigen Rechtsanspruches leicht Uebereinstimmung hätte erzielt 
werden können. Wie kommt es nun, dass die Gegensätze 
zwischen den vertragschliessenden Parteien so scharf wurden, 
das nichts übrigblieb, als die Entscheidung einem Schiedsgericht 
zu übertragen? 

Der Tarifvertrag ist in seinem Eingruppierungssinn aus- 
schliesslich auf dem Leistungsprinzip aufgebaut, d. h, 
der Angestellte wird ohne Rücksicht auf seine Vorbildung oder 
sein Dienstalter in die Gruppe eingereiht, die der für die Er- 
füllung seiner Aufgaben geforderten Leistung entspricht, wäh- 
rend die Gruppeneinteilung der Besoldungsordnung von Vor- 
bildung und Dienstalter abhängig ist. Diese ver- 
schiedenartige Bewertung von Angestellten und Beamten, die in 
derselben Verwaltung, ja in derselben Dienststelle, nebenein- 
andersitzen, hat natürlich für beide Kategorien zu ganz ver- 
schiedenen Ergebnissen geführt. Die Aenderung der Besol- 
dungsordnung. hatte das Eingruppierungsverhältnis zugunsten 
der Beamten verschoben. Da jedoch jetzt die Revision des 
Tarifvertrages die für die Beamten erzielten Verbesserungen 
auf den Angestellten überträgt, ist zu erwarten, dass das alte 
Verhältnis wiederhergestellt wird. Bald nach Abschluss des 
Tarifvertrages haben die Ressorts versucht, durch die Heraus- 
gabe von Ausführungsbestimmungen die freie Aufstiegsmöglich- 
keit der Angestellten zu unterbinden. Dieser Plan musste miss- 
glücken, da für die Entscheidung des bei Eingruppierungsstreitig- 
keiten zuständigen Paritätischen Ausschusses nur der Wortlaut 
des Tarifvertrages massgebend sein konnte. ’ 

Die neu zu erwartenden Schwierigkeiten sind der Grund 
für den harten Widerstand, den die Ressorts jedem Vorschlag 
der Organisationen über die Aufrückung der Angestellten ent- 
gegensetzen. Zunächst wurde versucht, für die Techniker über- 
haupt jede aus der geänderten Besoldungsordnung folgende 
Verbesserung abzulehnen. Da sich jedoch dieser Standpunkt, 
der besonders scharf vom preussischen Finanzministerium 
vertreten wurde, nicht halten liess, richtete sich bei den letzten 
Verhandlungen der Hauptangriff gegen die Freiheit der Auf- 
rückung. -Man behauptete, der Beamte habe persönlich keinen 
Rechtsanspruch auf die Aufrückung, folglich könne auch für die 
Angestellten kein Rechtsanspruch geltend gemacht werden und 
die Durchführung der aus der Tarifänderung sich ergebenden 
Aufrückungen wäre ausschliesslich Angelegenheit des ie- 
weiligen Verwaltungschefs. Unser Bundesvertreter 
machte dagegen geltend, dass der Angestellte ja keinen Rechts- 
anspruch auf Anstellung in einer bestimmten Stelle habe, dass 
er wohl aber nach dem Tarifvertrag Anspruch auf Ent- 
lohnung nach der in seiner Stellune von ihm 
geforderten Leistung habe. Der Schlichtungsausschuss 
hat sich unserer Auffassung angeschlossen, so dass auch 
dieser Angriff der Ressorts im Sande verlaufen ist. o 

Bei der Aenderung der. Besoldungsordnung ist im Reich 
und in Preussen in gleicher Weise nach drei verschiedenen 
Methoden verfahren, 

1. Ganze Gruppen sind durch das Gesetz gehoben worden. 

2. Die Gesamtheit der in einer Gruppe- befindlichen Be- 
amten ist durch das Gesetz unter gleichzeitiger Aenderung 
der Amtsbezeichnung in eine. höhere Gruppe gehoben worden. 

3. Durch organisatorische Massnahmen ist die Gesamtzahl 
der in einer Gruppe vorhandenen Beamten auf mehrere 
Gruppen, zum Teil unter Aenderung der Amtsbezeichnung, 
verteilt worden. 


-Diese drei Methoden müssen nach unserer Anschauung bei 
der Revision in folgender Weise angewendet werden: 


1. Wird eine Beamtengruppe gehoben, so wird die ver- 
gleichbare Angestelltengruppe in gleicher Weise gehoben, 
Wird eine Beamtengruppe unter Aenderung der Amts- 
bezeichnung gehoben, so wird, da mit dieser Höherhebung 
eine Qualifikationsänderung nichtverbunden 
ist, die entsprechende Angestelltengruppe ohne Aende» 
zung der Gruppenbezeichnung ebenfalls gehoben, 
3. Werden bei der Durchführung organisatorischer Mass- 
nahmen die Beamten einer Gruppe auf verschiedene Gruppen 
verteilt, so ist:bei Angesteilten so zu verfahren, dass die 
Masse der Angestellten nach Massgabe der Leistung sich im 
gleichen Verhältnis auf die entsprechenden Gruppen 
verteilt. Das bedingt, dass für die :inzelnen Gruppen neue 
Bezeichnungen geschaffen werden, die eine der Vertei- 
lung der Beamten entsprechende Eingruppierung der Ange- 
stellten ermöglichen. 


Das Verfahren unter 1. ist für die beamteten Vermessungs- 
techniker und Katastertechniker angewandt worden. Die Folge 
ist, dass die angestellten Kataste@® und Vermessungstechniker 
automatisch in gleicher Weise um eine Gruppe aufrücken, ohne 
dass eine. Aenderung in den Gruppenbezeichnungen des Tarif- 
vertrages eriorderlich ist. Das Schiedsgericht hat bereits ent- 
sprechend entschieden. Ebenso liegen die Verhältnisse bei den 
Photographen, Lithographen und Kupferstechern. 

Das Verfahren unter 2. ist z. B. angewendet worden bei 
den technischen Beamten der Physikalisch-technischen Reichs- 
anstalt und der Reichsanstalt für Masse und Gewichte, Der 
angestellte Techniker war in Gruppe III des Teiltarifvertrages 
dem technischen Sekretär bei diesen Verwaltungen in Gruppe V 
der Besoldungsordnung 1 gleichgestellt. In der Besoldungs- 
ordnung 2 kehrt zwar der Techniker der Reichsanstalten in 
Gruppe V wieder. Aus der Begründung, die jedoch die Reichs- 
regierung seinerzeit für die Aenderung der Besoidungsordnung 
gegeben hat und aus dem Nachtragsetat für das Jahr 1920 er- 
gibt sich jedoch, dass dieser beamtete Techniker der frühere 
Mechaniker in Gruppe IV ist, während der technischer Se- 
kretär der Gruppe V jetzt in Gruppe VI erscheint Für den 
angestellten Techniker muss also ebenfalls die Aufrückung in 
die höhere -Gruppe verlangt werden, 

Bei den technischen Beamten mit abgeschlossener techni- 
scher Mittelschulbildung ist ausschliesslich nach den unter 
2. und 3: ängegebenen Normen verfahren worden. Der tech- 
nische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mittel- 
schulbildung war verglichen mit dem in Gruppe VI befind- 
lichen technischen Sekretär. Der technische Se- 
kretär der Gruppe VI ist jedoch als Obersekretär 
nach Gruppe VI aufgerückt. Die Amtsbezeichnung: „tech- 
nischer Sekretär“ erscheint zwar immer noch in Gruppe VI, 
doch die unter dieser Bezeichnung in Gruppe VI erscheinenden 
Sekretäre sind die früher in Gruppe V befindlichen technischen 
Assistenten, von denen auch noch. 60 Prozent nach VII ge- 
hoben sind. Als Grundstellung des technischen Ange- 
stellten mit abgeschlossener technischer Mittelschulbildung ist 
demnach Gruppe VII anzusehen. Nun haben sich allerdings 
die Höherstufungen aus der Aenderung der Besoldungsordnung 
nur auf die planmässigen Beamten erstreckt, die Beamten im 
Ausbildungsdienst und die Diätare sind von ihnen nicht erfasst 
worden. Es muss also zugegeben werden, dass auch der an- 
gestellte Techniker in den ersten Jahren nach Absolvierung 
der Fachschule in Gruppe VI verbleibt. Entsprechend haben 
wir bei unseren Vorschlägen die Formulierung für Gruppe VII 
gefasst, nämlich, dass hier der Techniker erscheint, der sich 
in mehrjähriger Praxis bewährt hat 

Die weitere Höherstufung der technischen Beamten in die 
Gruppen VIII und IX. ist durch: organisatorische Massnahmen er- 
folgt, und zwar ist man hier im Reich und in Preussen ver- 
schieden vorgegangen. 

-Im Reich sind die früheren Sekretäre (die Obersekretäre 
der Besoldungsordnung 2 im Verhältnis 3 zu 2 zu 1 auf die 
Gruppen VII, VIII und IX verteilt. Bei dieser Verteilung sind 
aber die aufgerückten Beamten der Gruppe VI (frühere As- 
sistenten der Gruppe V) miterfasst, so dass die ehemaligen 
Obersekretäre ausnahmslos’ in die Gruppe VII 
und IX überführt sind. Dem früheren technischen Obersekre- 
tär der. Gruppe VII ist gleichgestellt worden der technische 
Angestellte, der sich durch praktische Erfahrungen 
und besondere Leistungen aus Gruppe VII her- 
vorhebt. Es kann also künftig dieser Angestellte genau wie 
der entsprechende Beamte nur in den Gruppen VII und IX 
erscheinen, 

Bei den nach Gruppe IX aufgerückten technischen Beamten 
ist mit dieser Aufrückung die Verleihung besonderer Aufsichts- 
befugnisse verbunden. Es sollen diese Aufrückungen in erster 
Linie nach der Qualität und erst in zweiter Linie nach dem 
Dienstalter erfolgen. Es muss also entsprechend für den tech- 
nischen Angestellten eine Bezeichnung gewählt werden, die zum 
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Ausdruck bringt, dass mit der von ihm zu verrichtenden Dienst- 
leistung besondere Verantwortung in techni- 
scher Beziehung verknüpft ist. 


In Preussen sind mittlere Beamte der Gruppe IX noch 
nicht vorhanden, doch werden zurzeit Erwägungen. angestellt, 
in welchem Umfange Aufrückungsstellen geschaffen werden, 
um die preussischen Beamten den Reichsbeamten gleichzustellen. 


In einzelnen Gruppen des Teiltarifvertrages erscheinen 
neben den Berufsbezeichnungen Dienstbezeichnungen (techni- 
sche Bureaugehiifen und Bauassistenten der Eisenbahn, Werit- 
hilfstechniker und nautische Bureaugehilfen, Hilfsarbeiten für 
Konstruktionsbureau bei der Marine). 
nungen umfassen Techniker verschiedener Leistungsfähigkeit, 
von denen iedoch der Dienstbezeichnung entsprechend, be- 
stimmte Mindestleistungen verlangt werden. Das Auftreten der 
Dienstbezeichnung bedeutet ‘also nur, dass durch sie die Ein- 
gangsstellung des Angestellten festgelegt ist, während er im 
übrigen, je nach Leistung, den vollen Anspruch auf Einpruppie- 
erheben kann. Die Bezeichnungen 
„technischer Bureaugehilfe“ und „Werfthilistechniker‘“ umfasst 
ganz allgemein Techniker mit abgeschiossener technischer 
Mittelschulbildung. Er erscheint also genau, wie der Mittel- 
schultechniker überhaupt, in den ersten Jahren seiner Beschäf- 
tigung in der Gruppe VI und rückt, nachdem 'er sich in mehr- 
jähriger Praxis bewährt hat, nach Gruppe VI auf. Der An- 
spruch auf Höherstufung in die Gruppen VII 
und IX wird ihm durch die Dienstbezeichnung 
nicht genommen. Der Bauassistent und Hilfsarbeiter bei 
Konstruktionsbureaus bezeichnen dagegen Techniker, die’ sich 
durch ihre Leistungen über Gruppe VII hervorheben: uhd ihre 
Einganesstellung in VHI finden müssen. 


Die Bezeichnungen „Architekten und Ingenieure“ der 
Gruppe VII sind in Parallele gestellt zu den beamteten In- 
genieuren. der Eisenbahnverwaltung. Die Bezeichnung „Inge- 
nieur‘“ erscheint zwar in Gruppe VII der Besoldungsordnung 
nach wie vor. Die Durchführung der Reichstagsentschliessung 
zu Gruppe VII ist jedoch bei der Eisenbahnverwaltung so er- 
folgt, dass die Zahl sämtlicher in den Gruppen VI, VII 
und IX vorhandenen Beamten einschliesslich der aus Gruppe VI 
aufgerückten zusammengefasst ist und durch die sogenannte 
Sechstelung so auf diese Gruppen verteilt ist, dass die bereits 
in einer höheren Gruppe befindlichen bei der Beförderung zuerst 
berücksichtigt worden sind. Infolgedessen sind die ehe- 
maligen beamteten Eisenbahningenieure aus- 
nahmslos als Oberingenieure nach Gruppe IX auf- 
gerückt, während die jetzt in Gruppe VIII erscheinenden 
Eisenbahningenieure ehemalige Obersekretäre sind, die die for- 
mellen Vorbedingungen für die Gruppe vm (Ablegung einer 
besonderen Prüfung) nicht erfüllt haben. Da nun die Dienst- 
und Altersverhältnisse der angestellten Architekten und Inge- 
nieure dieselben sind, wie ‘die der beamteten, müsste auch für 
sie die gleiche Forderung — Gruppe IX — aufgestellt werden. 
Da jedoch für künftige Anstellung von Eisenbahningenieuren 
nach den Angaben der Eisenbahnverwaltung auf die Erfüllung 


der Vorbedingungen nicht verzichtet wird, kann auch im Tarif. 


die Bezeichnung „Architekt“ und „Ingenieur“ aus Gruppe VIII 
nicht vollkommen verschwinden. Der künftig in derartige 
Dienstverrichtungen Einzustellende wird zunächst in 
Gruppe VII erscheinen müssen, und nur, soweit er sich 
bereits in mehrjähriger Praxis bewährt hat, nach 
Gruppe IX aufrücken. Soweit dieser Architekt und Inge- 
nieur dem Akademiker gleichzustellen ist, hat er natürlich An- 
spruch auf gleiche Bewertung. 


Erstattung der Geschäftskosten der 


Betriebsvertretungen Ürorisetzung) 


Il. Sächliche Kosten (Räume und Geschäftsbedürfnisse). 


A. Allgemeines. (l) Nach $ 36 des Betriebsrätegesetzes ist 
die Betriebsvertretung nicht befugt, die erforderlichen Räume und Ge- 
schäftsbedürfnisse selbständig zu beschaffen; sie ist vielmehr ver- 
pflichtet, sich wegen der Bereitstellung der erforderlichen Räume und 
Geschäftsbedürfnisse an die Behörde zu wenden. 

(2) Die Behörde ist verpflichtet, dem Antrage der 
vertretung auf Bereitstellung der erforderlichen Räume und Geschäfts- 
bedürfnisse in dem im $ 36 des Betriebsrätegesetzes vorgesehenen 
Umfange zu entsprechen, Dabei hat sie die grösste Sparsamkeit ob- 
walten zu lassen und nach Möglichkeit mit Vorhandenem auszukommen. 

(3) Beschafft die Betriebsvertretung Räume und Geschäftsbedürf- 
nisse selbständig, so handelt sie auf eigene Gefahr. Kosten, die in 
solchen Fälten entstehen, dürfen von der Behörde nur insoweit er- 


. stattet werden, als sie nach Grund und Betrag als notwendig anzu- 


erkennen sind. 

Räume. (1) Für Vollsitzungen : der Betriebsvertretung ist, 
soweit erforderlich, ein vorhandener geeigneter Raum von Fall zu 
Fall zur Verfügung zu stellen. Ist ein geeigneter Raum ‚nicht ver- 
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fügbar, so ist mit anderen Behörden am gleichen Orte wegen kosten- 
loser Ueberlassung ' eines solchen in Verbindung zu treten, Ist ein 
geeigneter Raum auch so nicht zu beschaffen, so ist er zu mieten. 


(2) Das gleiche gilt für di® Betriebsversammlungen, die der Vor-. 
sitzende des Betriebsrats auf Verlangen der Behörde oder auf Ver- | 


langen von mindestens einem Viertel der wahlberechtigten Ar- 
beitnehmer einberuft; dabei ist jedoch zu beachten, dass es 
‚nach $ 45 Abs. 2 des Betriebsrätegesetzes genügt, wenn der Raum 
für Teilversammlungen geeignet ist. Für Betriebsversammlungen, die 
aus einem anderen Grunde einberufen werden, hat die Behörde nach 
Möglichkeit einen vorhandenen Raum zur Verfügung zu ‚stellen; sie 
darf ihn aber weder mieten, noch sonst Kosten dafür aufwenden. 


C. Geschäftsbe dürfnisse. 
1. Schreibstoffe usw. Die zur Erledigung des Schrift- 


wechsels, zur Führung der Akten und sonst erforderlichen Geschäfis- 


bedürfnisse (Schreibpapier, Briefumschläge, Aktendeckel, Heftgarn, ver- 


. schliessbares Behältnis zur Aufbewahrung der Akten usw.) sind von 


der Behörde zur Verfügung zu stellen. Im Interesse möglichster Spar- 
sanıkeit ist darauf zu halten, dass die Betriebsvertrefung bei der 
laufenden Geschäftsführung nicht ohne zwingenden Grund von dem 
bei der Behörde üblichen Verfahren abweicht, wenn dadurch beson- 
dere Kosten entstehen. 

2. Benutzung der Kanzlei. Zur Anfertigung oder Ver- 
vielfältigung umfangreicher Schriitsätze kann die Benutzung der Kanzlei 
gestattet werden. Einer Betriebsvertretung eine Schreibkraft oder eine 
Schreibmaschine zur alleinigen Verfügung zu überlassen, ist jedoch 
nicht angängig. 

3. Postsendungen. Zum Freimachen von Postsendungen sind ‘ 
-— gleichgültig, ob die. Versendung. durch die Betriebsvertretung selbst 
oder auf ihren Wunsch durch die Behörde geschieht — nicht Dienst- 
marken, sondern gewöhnliche Postwertzeichen zu verwenden. Die er- 


forderlichen Postwertzeichen hat die Behörde der Betriebsvertretung 


zur Verfügung zu stellen. Im welcher Weise. und in weichen Zeit- 
abschnitten die Notwendigkeit der Verwendung der Postwertzeichen 
zu prüfen ist, wird im Benehmen mit der Betriebsvertretung zu regeln 
sein; es dürfte sich empfehlen, die Prüfung wöchentlich an der Hand 
einer Nachweisung vorzunehmen, in‘ der die Betriebsvertretung die 
Verwendung der "Postwertzeichen fortlaufend vermerkt. 

4. Benutzung von Fernsprechern. (1) Zu Fernge- 
sprächen im Ortsverkehr können die dienstlichen Fernsprecher benutzt 
werden; zur Führung gebührenpflichtiger Gespräche im Fernverkehr 
auf dienstlichen Fernsprechern bedarf es der vorherigen Zustimmung 
der Behörde. 

(2) Besondere Fernsprecher — mit Ausnahme“von Hauptanschlüssen 


— dürfen für Betriebsvertretungen nur eingerichtet werden, wenn hierzu 


ein besonderes ‚Bedürfnis besteht. 
5. Benutzung der Bücherei. Die Druckschriften, deren 
die Betriebsvertretung zur Erfüllung der ihr zugewiesenen Aufgaben 


bedarf (z. B. eines brauchbaren Kommentars zum Betriebsrätegesetz), 


sind ihr in dem erforderlichen Umfange aus den Beständen der 


Bücherei der Behörde zum Gebrauch. zu überlassen. ‚Soweit sie in 
der Bücherei nicht vorhanden sind und beschafft werden müssen, _ 


sind sie vor ihrer Ueberlassung an die Betriebsvertretung der Bücherei 
einzuverieiben. 


meiden. 


Rundschau 


Festsetzung des Vergütungsdienstalters. 
immer noch Meinungsverschiedenheiten darüber bestanden, ob 


(Fortsetzung folgt.) 


das Vergütungsdienstalter eines Angestellten, der mit dem In- 


krafttreten des Teiltarifvertrages (am 1. 4. 1920) eingereiht wird, 
einer Kürzung auf Grund des $ 7 des Teiltarifvertrages unter- 


liegt. Das Pr. Finanzministerium hat sich in seinen Ausfüh- 
rungsbestimmungen auf den Standpunkt gestellt, dass, wenn es 
sich um Einreihung in eine Aufstiegsgruppe handelt, das ‚Ver- 


gütungsdienstalter zu Kürzen ist, 
Im gegenteiligen Sinne hat anlässlich eines Streitfalles der. 
Schlichtungsausschuss in Coblenz entschieden. Dieser hat an- 


“genommen, dass es sich beim Inkrafttreten des Teiltariiver- 


trages nicht um Aufrückung, sondern um erstmalige 


Einreihung handelt, und dass daher eine Kürzung des Ver- 


nn densaler auf Grund des .$ 7.nicht erfolgeng 
arf. 
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Reichsfachgruppe 


Reichsvermögensverwaltung und -Betriebe 


. Die Umorgan'sation der Reichsf'nanzverwaltung. Bei den 
Reichsvermögensämtern sind in letzter Zeit in grosser Zahl 
Entlassungen vorgenommen worden. Der tiefere Grund für 


„alle diese Entlassungen ist die Umorganisation der Bauver- 


waltung, die durch die Forderungen der Entente bedingt wird. 
Die Regierung ist verpflichtet, die eigentliche Heeresbauver- 
waltung von der Reichsvermögensverwaltung loszulösen und 
der Heeresverwaltung wieder anzugliedern. Dadurch wird den 
Reichsyvermögensämtern ein grosser Teil ihres Aufgabengebietes 
entzogen, so dass eine vollständige Neuorganisation nötig wird. 


Diese Umorganisation ist vorläufig“noch Projekt und End- 
gültiges lässt sich noch nicht sagen. Soviel wir in Erfahrung 
gebracht haben, wird beabsichtigt, die Liegenschaftsverwal- 
tung von der eigentlichen Bauverwaltung loszulösen und für 
letztere besondere Reichsneubauämter zu schaffen. Es steht 
noch nicht fest, ob diese Reichsneubauämter auch weiterhin 
den Landesfinanzämtern oder dem Ministerium seibst unter- 
steilt werden, oder-.ob sie wieder in besondere Bezirke zu- 
sammengefasst werden. Es soll sogar die Möglichkeit vor- 
handen sein, dass die Reichsschatzverwaltung überhaupt auf- 
gelöst wird. 


Bei dieser Umorganisation stehen wichtige Interessen unse- 
rer Bundesmitglieder auf dem Spiele, und es ist zu befürchten, 
dass ein gut Teil der in der Reichsvermögensverwaltung be- 
schäftigten Kollegen (meist ehemalige Heerestechniker) stellenlos 
und bei der Besetzung der Stellen in den neuzuschaffenden Ver- 
waltungen nicht berücksichtigt wird. Wir sind daher an den 
Reichsschatzminister und Reichswehrminister mit der Forde- 
rung herangetreten, bei der Besetzung der Stellen der Reichs- 
neubauverwaltung und Heeresbauverwaltung in erster Linie 
diese Kollegen zu berücksichtigen. Von dem Verlauf der 
Verhandlungen werden wir berichten. 


Damit ‘wir nun die Interessen der Mitglieder genügend 
vertreten können, müssen wir jederzeit über die Verhältnisse 
innerhalb der Fachgruppe informiert sein. Wir bitten deshalb 
die Kollegen, die Organisation der Fachgruppe sofort in die 
Hand zu nehmen und sich zu diesem Zwecke mit der Orts- 
verwaltung ins Einvernehmen zu setzen. Das zugleich an die 
Ortsverwaltungen herausgehende Rundschreiben Nr. 51 gibt 
Aufschluss über den Aufbau der Fachgruppe. 









| Reichsfachgruppe 
Reichswehrwesen — Heeresgruppe 


Unterbringung von Heersstechnikern. Der Bund hatte beim 
Reichsminister für Wiederaufbau beantragt, bei Besetzung von 
Technikerstellen der neuzuerrichtenden Reichsentschädigungs- 
ämter die ehemaligen langjährigen Angestellten der Heeresbau- 
verwaltung in erster Linie zu berücksichtigen. ‘Auf dieses 
Gesuch ist folgende Antwort eingegangen: 


„Der Personalbedarf für das zu errichtende Reichsent- 
schädigungsamt lässt sich gegenwärtig noch nicht übersehen. 
Da das Reichsentschädigungsamt Anweisung hat, bei Bedarf 
an Hilfskräften zunächst auf die freigewordenen Beamten 
der abgetretenen Gebiete, des Heeres, der Marine, Reichs- 
schatzverwaltung usw. zurückzugreifen, ist leider zurzeit die 
Einstellung von Angestellten nicht angängig. Sollte sich später 
die Möglichkeit zur Beschäftigung von technischen Angestell- 
ten bieten, so wird auf die ehemaligen Heerestechniker gern 
zurückgegriffen werden. 


Eine entsprechende Vormerkung ist veranlasst.‘ 


| Erscheint mit Nr. 42 der D. T. Z. 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


Berlin, 21. Oktober 1921 


Landesfachgruppe Preuss. Kulturverwaltung 
— Vermessungswesen 





Besoldungsdienstalter.. Da die Befürchtung besteht, dass 
durch eine bureaukratische Anwendung der Ausfühungsbestim- 
mungen bei der Berechnung des Besoldungsdienstalters für 
Vermessungssekretäre und Diätare hinsichtlich des Anwärter- 
dienstalters anderen Beamten gegenüber Benachteiligungen ent- 
stehen, ist Anfang September im Zusammenwirken mit dem 
Landesfachgruppenausschuss dem Landwirtschaftsminister fol- 
gender Antrag unterbreitet worden: 


„Als Interessenvertretung der Verimessungssekretäre und Vermessungs- 
diätare der landwirtschaftlichen Verwaltung Preussens gestätten wir uns, 
dem Herrn LandwirtscHhaftsminister nachfolgendes zu unterbreiten: 

Durch den Finanzministerialerlass vom 8. VIl.1921 sind Ausführungs- 
bestimmungen zum Beamtendiensteinkommensgesetz vom 17.XIl.20 her 
ausgegeben, welche die Befürchtung zulassen, dass bei ihrer wörtlichen 
Anwendung die Vermessungs-Sekretäre und -Diätare hinsichtlich der Fest- 
setzung des Anwärterdienstalters anderen Beamten gegenüber benach-« 
teiligt werden. 

I. Bei Anwendung der Ziffer 15lc würde „dievor Ablegung 
der für die Anstellung vorgeschriebenen Prüfung lie- 
gende Dienstzeit unberücksichtigt bleiben,“ während 
nach ‚Ziffer 151b „in den nichttechnischen Dienstzweigen 
und denjenigen technischen Dienstzweigen, für die 
ein Supernumerariat vorgeschriebenist,lediglich die 
vor dem vollendeten 20. Lebensjahre liegende Dienst- 
zeit“ nicht berücksichtigt wird. 

Die. Vermessungs-Sekretäre und -Diätare konnten nach "den be- 
stehenden Bestimmungen erst‘ nach. 8jähriger - Beschäftigung in der 
landwirtschaftlichen Verwaltung, d.i. frühestens nach Ablauf des. 22. 
Lebensjahres die Prüfung ablegen. Sie “sind jedoch durchschnittlich 
bei Ablegung der Prüfung mehr als 25 Jahre alt. Diese Beamtengruppe 
wäre demnach bei Anwendung der Ziffer 15lc den in Ziffer 151b 
genannten Beamtengruppen gegenüber erheblich im Nachteil. 

Die bereits erwähnte &jährige Beschäftigungszeit, welche als aus- 
reichende Vorbereitungszeit anzusehen ist, wird nach Ziffer 151c nicht 
als Anwärterdienstzeit gerechnet. Es erscheint demnach als eine besondere 
Härte, dieser Beamtengruppe nach Ziffer 144 noch ein weiteres Vor- 
bereitungsjahr von dem ölhnehin erheblich hinausgeschobenen Anwärter- 
dienstalter in Abzug zu bringen. In regelmässiger Laufbahn erfolgte 
bisher die Anstellung der Vermessungsdiätare auf Grund einer im Land- 
wirtschafts-Ministerium geführten Anwärterliste in der Reihenfolge der 
Prüfungsergebnisse der vorgeschriebenen Fachprüfung, welche in .der 
Regel nach. Ablauf der Sjährigen Beschäftigungszeit in der Verwaltung 
abgelegt wird. Es ist u. E. gerechtfertigt, für diese Beamtengruppe 
mit Rücksicht auf ihre Sjährige Vorbereitungszeit die Bestimmung der 
Ziffer 144 nicht in Anwendung zu bringen, um so mehr noch, da auch 
in Wirklichkeit nach Ablegung der Prüfung keine Dienstzeit mehr als 
„Vorbereitungszeit“ anzusehen ist. Bei rechtzeitig abgelegter Fach- 
prüfung würde sodann der Ablauf von 8 Jahren nach Eintritt in die 
Verwaltung als Zeitpunkt für den Beginn des Anwärterdienstalters 
gelten, anderenfalls der Prüfungstag unter Berücksichtigung der Ziffer 150. 
Der Beginn des Anwärterdienstalters fällt dann im günstigsten Falle 
mit dem Ablauf des 22. Lebensjahres zusammen, so dass die Gleich- 
stellung der Vermessungs-Sekretäre mit den übrigen aus Zivilanwärtern 
hervorgegangenen Beamtengruppen gewahrt ist. 


I. Zu Ziffer 150 bemerken wir: Bisher waren die Anwärter,) die 
ihrer. gesetzlichen Militärdienstpflicht genügt haben, mit denjenigen, 
die von ihr befreit geblieben sind, in bezug auf das Dienstalter gleich- 
gestellt. Auch wurde. die nach. der Prüfung abgeleistete Dienstpflicht 
auf das Anstellungsdienstalter ganz ‚angerechnet. Nach Ziffer 150 (1) 
der Ausführungsbestimmungen soll jedoch „die in Erfüllung der 
gesetzlichen Dienstpflicht abgeleistete Militär- und 
Marinedienstzeit nur bis auf die Dauer eines Jahres 
angerechnet. werden, sofern sie nach dem tatsäch- 
lichen Beginn der Anwärterdienstzeitabgeleistetist.“ 
Bei Anwendung dieser Ziffer würden demnach die Anwärter mit 
Militärdienstzeit um 1—2 Jahre ungünstiger gestellt werden, wie die- 
jenigen, welche. von der Militärpflicht befreit worden sind. 

Durch besondere, nicht in der Person der Prüflinge liegende Um- 
stände verloren eine Anzahl Anwärter die Zeit, die zwischen . der 
tatsächlich beendeten 5 jährigen Vorbereitungszeit und der Prüfung. lag. 

Ferner ist einer grösseren . Zahl. von Vermessungs-Sekretären, die 
ursprünglich bei der Katasterverwaltung war und dort die Prüfung 
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ablegte, die Zeit, welche zwischen der Prüfung und..der Anstellung 

lag, auf: das Anstellungsdienstaiter nicht angerechnet worden. Diese 

Nichtanrechnung, um, deren Beseiligung die Betroffenen seit Jahren 

sich bemühen, bedeutet eine ganz besondere Härte. Den in Frage 

i 3. kommenden Beamten ‘war zuerst die Zeit in Uebereinstimmung, mit den 

131 vom Finanzministerium bei ihrem Uebertritt in die landwirtschaftliche 

Verwaltung gegebenen UVebertritsbedlingungen zur Anrechnung gekommen, 

} später aber wieder in Abzug gebracht worden. Auf ünsere Eingabe 

I +. sprach der Herr Landwirtschaftsminister-in‘seinem Erlass vom 23.X.20 

vi die, Erwartung, aus,. dass die Ausführungsbestimmungen zum Beamten- 

diensteinkommensgesetz eine Handhabe zur Beseitigung der entstandenen 
Härte bieten werden. . 

Wir nehmen an, dass damit das Verlangen der Beamten, wieder 
nach Massgabe des Zeitpunktes der ‚Ablegung ihrer Prüfung unter die 
Vermessungs-Sekretäre einrangiert zu werden, a!s berechtigt anerkannt ist. 

Den Herrn Landwirtschaftsminister bitten wir, vorstehendes zu be- 
rücksichtigen und Anordnungen zu treffen, dass Härten vermieden 
bezw. beseitigt werden.“ : 


Wir empfehlen den Kollegen, nach diesen in dem Antrag 
IB zum Ausdruck gebrachten Gesichtspunkten zu verfahren und 
bei etwaiger änderweitiger Handhabung der Ausführungsbe- 


Minister vorzulegen. Wir sind gern bereit, diese Anträge zu 
unterstützen und bitten, zu diesem Zwecke Abschriften der 
Anträge dem Landesfachgruppenausschuss zu übersenden. 


ii Provinzialfachgruppe Merseburg. Am 9. Oktober fand in 
Merseburg eine Provinzialfachgruppentagung statt, zu weleher 
bi Vertreter fast aller Kulturämter, der Kollege Korreng als 
Vertreter der Landesfachgruppe und Kollege: Queisser von 
der Hauptgeschäftsstelle, erschienen waren. Diese Tagung 
hatte besondere Bedeutung um deswillen, weil gerade in 
H diesem Bezirk der Ausgangspunkt der Absplitterungsbewegung 
Phil liegt. Ausser den Vorgenannten waren noch einige Kollegen, 
I welche sich dem Merseburger Verbande angeschlossen hatten, 
erschienen. Die Anwesenheit dieser Kollegen wurde von allen 
lebhaft begrüsst, weil’es nur auf Grund mündlicher Aussprache 
5 möglich erscheint, die in organisatorischer Beziehung be- 
a stehenden Unklarheiten zu beseitigen. Die Verbandsleitung 
| der Merseburger Richtung war zu diesem Zwecke besonders 
ah eingeladen, hatte es aber vorgezogen, nicht zu erscheinen. Wir 
58 müssen daraus 'entnehmen, dass diese Kollegen sich der Un- 
1:18, richtigkeit ihrer Bestrebungen bewusst sind und sie deshalb 
{ is Re Aussprache vor der Gesamtheit aller Kollegen vermeiden 
| | wollen. 


It Kollege Queisser legte in klarer, eindeutiger Weise die 

Ei) Organisationsfragen dar und gab eine Uebersicht über die 
um Arbeit des’ Bundes für die Vermessungssekretäre und Kultur- 
TBB amtszeichner im Deutschen Beamten-Bunde, bei den mass- 
Tan gebenden Regierungsstellen und im Parlament. Er wies nach, 
? dass die bisher erzielten Erfolge einzig und allein der Arbeit 
11 der Landesfachgruppe und der Bundesleitung zu verdanken 
seien. 


A Kollege Korreng schilderte in eingehender Weise die Arbeit 
| des Landesfachgruppenausschusses und machte besonders dar- 
Fe auf aufmerksam, wie hemmend die Absplitterungsbestrebungen 
einzelner Kollegen auf die Arbeit einwirken. 


Von den anwesenden Kollegen der Merseburger Richtung 

wurde den Ausführungen der Kollegen Queisser und Korreng 

| restlos zugestimmt und der Wille zum Ausdruck gebracht, auf 

\ # cine Einheitsfront hinzuwirken. Die lebhafte Debatte über 

| Y die erörterten Fragen führte zur einstimmigen Annahme nach- 
ra stehender Entschliessungen: 


Mi 1. Die Vermessungssekretäre und Kulturamtszeichner der Provinzial- 
fachgruppe Merseburg stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, dass 
zur Veiwirklichung der aufgestellten grundsätzlichen Forderungen der 
Zusammenschluss aller Vermessungssekretäre und Kulturamtszeichner un- 
bedingt notwendig ist. ‘Diesen Zusammenschluss erblicken sie aus- 
schliesslich in der Einheitsorganisation aller technischen Beamten, dem 
Bund der technischen Angestellten und Beamten. Die vorhandenen 
besonderen Interessen der technischen Bedinten gegenüber den Ver- 
waltungsbeamten können nur durch eine reine Technikerorganisation 
gewahrt werden, wie solches die Vergangenheit gezeigt hat und die 
Gegenwart es beweist. Die allgemeinen Beamtenbelange werden ver- 
treten durch die Spitzenorganisation aller Beamten, den Deutschen Be- 
amten-Bund, welchem der Bund angeschlossen ist. 


Die Versammlung bedauert sehr, dass die Leitung der‘ Merseburger 
Vereinigung trotz der erfolgten Einladung keine Gelegenheit ge- 
‚nommen hat, die Versammlung zu besuchen, .und durch diese Unter- 
lassung die im Interesse der Gesamtheit der Vermessungssekretäre 
und Kulturamtszeichner liegende Einheitsfront unterbindet. 


Sie fordert alle noch nicht organisierten Kollegen und diejenigen, 
welche in vollkommener Verkennung der tatsächlichen Verhältnisse 
noch abseits unserer Bewegung stehen, auf, die dringend nötige Ein- 
heitsfront durch Beitritt zum Bund der technischen Angestellten und 
Beamten herzustellen. 
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2. Die Vermessungssekretäre und Kulturamtszeichner der Pro- 
vinzialfachgruppe Merseburg nehmen „Kenntnis von der vom Bunde für 
ihre Berufsgruppen geleistete. Arbeit in der Frage der Besoldungs- 
reform, Ausführungsbestimmungen zum B.D.E.G,., Schaffung plau- 
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anıtszeichner in den Tarifvertrag und stimmt den getroffenen Mass- 
nahmen einmütig zu. Sie begrüssen es lebhaft, dass der vom Bunde 
seit Jahren geführte Kampf um Einrichtung staatlicher _ Fachschulen. 
für Vermessungstechniker endlich erfolgreich zu Ende geführt ist., 
Vom‘ Nachwuchs für die landwirtschaftliche Verwaltung wird der, 
Besuch einer vermessungstechnischen Fachschule. verangt. A 
Die Versammelten stellen fest, dass die bisherigen Erfolge aus- 
schliesslich auf die zielbewusste tatkräftige Arbeit des Bundes "zurück- 
zuführen sind, wie solches durch den tatsächlichen Sachverhalt be-: 
wiesen wird. i : et > et Er; 
3. Die Kulturamtszeichner vermissen bisher noch immer ministerielle 
Massnahmen zur Durchführung des $ 61 des B.R.G. Sie beauftragen die 
Bundesleitung im Einvernehmen mit dem Landesfachgruppenausschuss, - 
schnellstens Schritte zu unternehmen, die geeignet sind, ‘vorstehende Re- 
gelung herbeizuführen. - 


Bei der zum Schluss erfolgten Neuwahl des Provinzial- 
gruppenausschusses wurde der bisherige Ausschuss mit Kolle- 
gen Händel-Nordhausen als Obmann wiedergewählt. Der Aus- 
schuss wird weiter ergänzt durch 2 Kollegen in Erfurt zu 
dem Zwecke, eine innige Zusammenarbeit mit der Gau- 
geschäftsstelle zu ermöglichen und den Provinzialgruppenaus- 
schuss zu entlasten. j 23535 


Ne Dee BR PER VEN DE ” 


ih EI, 
Erw © 


e 










Landesfachgruppe ee 
„Staatstechniker“ Bayern 


Erhöhung der Teuerungszuschläge für die Angestellten 
bei der bayerischen Staatsverwaltung. Mit Wirkung vom 


1. August 1921 tritt nachstehendes Ergänzungsabkommen zu | 


16 des Teiltarifvertrages vom 11. Januar 1921 für die An- 
gestellten bei der bayerischen Staatsverwaltung in Kraft. 

$ 1. Der Teuerungszuschlag zur Grundvergütung und zum Orts- 
zuschlag für die volljährigen Angestellten mit ‚einem Vergütungs- 
dienstalter von mehr als fünf Jahren wird für die Orte : an 


der Ortsklasse A auf 93 vom ‘Hundert, 


» „ ”_ 91 ” ” - 
2 GR „ Ei 
» „ D,„ 87 le 2 

„ ” E,„85 „ 9 


festgesetzt. 


8.2. Die männlichen volljährigen Angestellten ınit einem Ver- 
gütungsdienstalter von weniger als fünf Jahren erhalten‘ zu ihrer bis- 
herigen Vergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren 
Teuerungszuschlag bis zur Erreichung eines Gesamtbetrages an Grund- 
vergütung, Orts- und Teuerungszuschlag, wie er einem volljährigen °' 
Angestellten ihrer Vergütungsgruppe im sechsten Dienstjahr zusteht. | 


$3. Die weiblichen volljährigen Angestellten mit einem Ver- 
gütungsdienstalter von weniger als fünf Jahren erhalten zu ihrer bisheri- 
gen Grundvergütung nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren 
Teuerungszuschlag bis zur Erreichung des Gesamtbetrages, der 
sich ergibt, wenn der Teuerungszuschlag nach den Sätzen des $1 
aus dem Ortszuschlag‘ für die sechste Vergütungsstufe ihrer Vergütungs 
gruppe und -aus folgenden Grundvergütungssätzen berechnet wird: 



















Grundvergütung in der Vergütungsgruppe E 


; 3680 4000[4320|4640'4960|544016080|6720|7760| 8960 
; 3910|4250)4590|4930|5270|5780'64601714018245| 9520 

e23: a 4140|4500|4860|5220|5580 6120|6840|7560|8730| 10080 
>‘ n».*.»  |4370/4750)5130|5510|5890/6460|7220/798019215|- 10640 
5. %%...0...[4600)5000[540015800|620016800|760018400|9700] 11200 


$4. Für jugendliche Angestellte vom vollendeten 17. Lebens- 
jahr bis zum vollendeten 21. Lebensjahr gilt &3 entsprechend mit 
der Massgabe, dass an die Stelle der dort der Berechnung des Teue- 
rungszuschlages zugrunde zu legenden Grumdvergütungssätze nachstehende 
Grundveı gütungssätze _treten: e) SEE 


Volljährige Angestellte 
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Grundvergütung in der Vergütungsgruppe 


Jugendliche Angestellte bis zum 
vollendeten 















3480 | 3720 






18.. Lebensjahr.  . . . «| 2760 | 3000 | 3240 _ 

19. © ee Sn. a tenar 7,7290 | 3250: 4.3510 7773770272 2020 
20. „ "ee ee... 3220 | 3500 | 3780 | 4060 | 4340. 
2eS = 2% 1234507 | 3250 405057 743507124050 


$5. Die Teuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen werden für 
die Orte ee 
der Ortsklasse A auf 200 vom Hundert, + BE 

deı Ortsklassen B und-C auf 175 vom Hundert, nn 

der Ortsklassen D und E auf 150 vom’Hundrt 0. 
festgesetzt. - j ee 
$ 6. Eine Anrechnung ungedeckter Vorschüsse und der . persön- 


lichen Zulagen nach $ 19 des Teiltarifvertrages auf die nach den sı 





bis 5 sich ergebenden Mehrbezüge findet nicht statt. & 

. ‚Dieses Abkommen wird im Einverständnis mit den übrigen Staats 
ministerien bekanntgegeben. Die hiernach veranlassten Nachzahlunge) 
sind alsbald: zu betätigen. _ ® a3 NE 
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Nr. 26 
Das Schicksal der Hilfskräfte 
Der Krieg . brachte es mit sich, dass die Einstellung 


von Angestellten bei Reichs-. und Staatsbehörden einen Um- 
fang annahm, den man früher kaum für möglich gehalten 
hatte. Die tausend Kriegsorganisationen, ‘die infolge unge- 
zählter. Aufgaben ‚plötzlich anschwellenden Verwaltungskörper 
von Gemeinde und: Staat, ‘die Post, die Eisenbahn, sie alle 
brauchten zahlreiche Hilfskräfte. Die Angestellten 
kamen und haben den Behörden geholfen, über die schwieri- 
gen Jahre hinwegzukommen. Sie haben infolge der ihnen.aus 
ihrem ‚kaufmännischen Beruf eigenen schnellen Aufnahme- 
und Anpassungsfähigkeit bewiesen, dass sich in vielen Be- 
hörden manches anders machen lässt, als es bisher gehandhabt 
wurde. Die Post machte in diesen Jahren z. B. die fabel- 
hafte Entdeckung, dass zum Briefmarkenverkauf und zum Sor- 
tieren von Briefen weder das Abiturientenexamen 
noch eine vierjährige Ausbildung notwendig 
ist. Staunend sahen die Bureaukraten, dass es Menschen 
im deutschen Volke gab, die, mit ihren gesunden fünf Sinnen 
und einer gewissen Dosis Intelligenz ausgerüstet, in kürzester 
Zeit dasselbe ordnungsmässig zu erledigen wussten, was doch 
nach den ewigen Gesetzen des heiligen Bureaukratius erst 
nach jahrelanger Ausbildung und Ablegung von soundsovielen 
Examina gekonnt werden durfte. Und so kann man 
mit Erfolg und Recht feststellen, dass die in der Not gerufenen 
Angestellten ihr Bestes hergegeben und sich durchaus bewährt 
haben, wofür sie Dank verdienen. 


Nur in einer Beziehung sind sie vielen Bureaukraten und 
ihrem Klüngel recht unbequem geworden. Sie waren nicht so 


gefügig wie die Beamten. Das ist ganz erklärlich. Der 
Horizont des Angestellten schneidet oft nicht wie bei so 
manchen Beamten mit den Grenzen der Dienststelle ab. Sie 


haben mehr gesehen und mehr gehört und ihre Ansichten 
sind häufig gereifter und freier, ihr Urteil kritischer und ihr 
Selbstbewusstsein stärker. Es ist deshalb auch erklärlich, dass 
sich beamtete Vorgesetzte ihnen gegenüber befangen fühlten 
und glaubten, ihrer Autorität durch kleinliche Schikanen 
Geltung verschaffen zu .müssen. Diese ungerechtfertigte Ab- 
neigung gegen die Angestellten ist letzten Endes auch die 
treibende Kraft für das Bestreben, sich ihrer so schnell und 
rücksichtslos wie möglich zu entledigen. 


Typisch dafür sind die Verhältnissebeider Post. 
Der: Postminister will sämtliche Angestellte durch Beamte 
ersetzen. Er wünscht wieder einen homogenen Beamtenkörper 
in seiner Verwaltung zu haben. Dies Prinzip durchzuführen 
ist sein gutes Recht. Dafür ist er Minister und für seinen Ver- 
waltungsbereich verantwortlich. Man. wird sich damit abfinden 
müssen. Auch die Angestellten selber würden lieber heute als 
morgen der recht ungastlich gewordenen Postverwaltung den 
Rücken kehren, wenn sie nur wüssten, wohin? Jedoch die Art 
und Weise, wie die Postverwaltung ihr Prinzip durchführen 
will, ist derart rigoros, dass immer wieder. aufs schärfste 
Stellung dagegen genommen werden muss. Wenn man hört, 
dass untergeordnete Organe der Postverwaltung den Ange- 
stellten erklären, dass sie sie „schockweise hinaus- 
setzen werden“, wie sich dies letztens der Postdirektor 
eines Postscheckamtes leistete; wenn _ man erfährt, dass 
Hunderte ganz junger Mädchen lediglich und nur zu 
dem Zweck eingestellt werden, ältere Angestellte beiderlei 
Geschlechts überzählig zu machen, um diese dann entlassen 
zu können, da muss man sich doch fragen, woher die Post- 
verwaltung das Recht nimmt, derart mit Menschen- -und 
Familienschicksalen zu spielen. Empörung aber löst es aus, 
wenn man weiss, dass die Postverwaltung sich nicht scheut, 
diese jungen Mädchen zur Erreichung ihres Zweckes selbst aus 
anderen privaten Stellungen herauszuholen. Dass jenen Herren 
das Beiriebsrätegesetz Hekuba ist, versteht sich am Rande. 


Den von der Post gemachten Einwand, dass z. B. der 
Postscheckdienst sich besonders für weibliche Personen eignet, 
was übrigens nicht unbestritten ist, und dass die Vorbehaltung 
dieser Stellen für Frauen der Gewerkschaft der 
weiblichen Post- und Telegraphenbeamten zu- 
gesagt worden ist, kann man nur mitleidsvoll belächeln. Leben 
wir auf dem Mond oder auf der Erde, wo es viel, sehr viel 
Hunger und Arbeitslosigkeit gibt, wo der Kampf: un die 

. Arbeitsstelle schärfer tobt als je? 

Nun, wenn wir aber auf der Erde leben, inmitten eines 
unsagbaren Elends, dann mutet die versuchte zwangsweise 
Durchführung jener Abmachung — Verzeihung mehr 
als kindisch an. Man überlege, der Gewerkschaft der 
weiblichen Beamten sind die Stellen zugestanden worden. Sie 
werden aber gar nicht mit den Angehörigen der erwähnten 
Gewerkschaft besetzt, sondern — wie schon gesagt —. man 
reisst junge Mädchen aus ihren Stellen, man holt junge weib- 
liche Kräfte, die bisher noch nie im Produktionsprozess 
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standen, es auch nicht nötig haben, heran, um angeblich eine 
Vereinbarung in Kraft zu setzen, die, unter normalen Verhält- 
nissen durchgeführt, sich vielleicht als 'segensreich erweisen 
kann. Glaubt die Postverwaltung den Angestellten und dem 
Reichstag wirklich weismachen zu können, dass sie dies 
jener Vereinbarung wegen tut? — Nein, nein. Es ist schon so, 
Die Angestellten, die nicht parieren, ganz gleich, ‘ob alt, ob 
jung, verheiratet oder nicht, krank oder gesund, sie alle 
sollen auf die Strasse, und zwar so schnell und so rücksichts- 
los wie möglich. 

Was in dieser Frage von dem Postminister verlangt wird, 
ist nicht viel und leicht durchführbar. Er braucht diesen um 
ihr tägliches Brot ringenden, in dauernder Angst um. das 
Schicksal ihrer Angehörigen schwebenden Angestellten nur 
die Hälite der Toleranz entgegenzubringen, welche er für die 
Tausende von Beamten übrig hat, die in seiner Ver- 
waltung nachgewiesenermassen zuviel sind! Ge- 
wiss, wo Beamte mit älteren Rechten eintreten oder Angestellte 


wirklich überzählig werden, müssen sie weichen. Dagegen 
sträuben sie sich nicht. Aber wozu es notwendig ist, auch 


jene zu entlassen, bei denen die Voraussetzungen nicht vor- 
liegen, ist nicht einzusehen. Oder ist es ein Verbrechen, wenn 
jemand ablehnt, in das Beamtenverhältnis überzutreten, weil er 
dann monatlich etwa 300 M. weniger erhält, und er 
sich diesen Luxus mit Rücksicht auf Frau und Kinder nicht 
leisten kann? — Ist es notwendig, jahrelang bewährte Kräfte 
auf die Strasse zu setzen, nur weil sie infolge eines körper- 
lichen Fehlers nicht zu Beamten gemacht werden können? — 
Ist es gerecht und sozial, an Stelle dieser Personen junge 
Mädchen einstellen zu wollen, nur um jene entlassen zu können? 
— Begreift man in der Postverwaltung nicht die Brutalität und 
Ungeheuerlichkeit eines solchen Vorgehens? 


Es ist selbstverständlich, dass sich der Reichstag mit der 
Frage eingehend beschäftigen wird. So kann es nicht weiter- 
gehen. Man lasse die Angestellten in Frieden ihren Dienst 
machen, so wie sie es jahrelang getan haben, 
als sie gut genug waren, der Post aus Verlegenheit zu helfen. 
Man entlasse sie unter Beachtung der gesetzlichen und verein- 
barten Bestimmungen, wenn sie sich etwas Böses haben zu- 
schulden kommen lassen oder wenn der Rückgang des Be- 
triebes dies notwendig macht. Und man wird sehen, dass der 
Abbau des Angestelltenverhältnisses in der Postverwaltung — 
dasselbe gilt auch für die anderen Verwal- 
tungen — auch ohne Krach und ohne ewige Schikanen und 
Aufregungen vonstatten geht, selbst wenn dies noch einige 
Jahre dauern sollte. Ein wenig mehr Duldsamkeit gegenüber 
den Angestellten und Arbeitern in den Reichs- und Staats- 
betrieben, Ihr Herren! Sie haben es redlich verdient. 


W. Steinkopf, M. d. R., Oberpostsekretär, 


Erstattung der Geschäftskosten der 
Betriebsvertretungen (Schluss) 


Il. Persönliche Kosten. 


A. Am Beschäftigungs- oder Wohnort. 

Den am Sitze der Betriebsvertretung beschäftigten oder wohn« 
haften Mitgliedern einer Betriebsvertretung werden Kosten regelmässig 
nicht erwachsen und daher nicht zu erstatten sein. Eine Erstattung 
kann nur in Ausnahmefällen in Betracht kommen. Zehrkosten dürfen 
nur dann und nur bis zum Betrage von 8 M. für den Tag erstattet 
werden, wenn das Mitglied der Betriebsvertretung den ganzen Tag 
über in Anspruch genommen und deshalb — wie es nur in Grossstädten 


vorkommen wird — genötigt war, die Hauptmahlzeit an ciner an- 
deren Stelle als sonst einzunehmen. 
B. Bei Reisen ausserhalb des Beschäftigungs- und Wohnorts. 
1. Allgemeines. (1) Reisen der Mitglieder eines Gesamt- 


betriebsrats (Bezirksbetriebsrat, Hauptbetriebsrat) zu ordnungsmässig ein- 
berufenen Vollsitzungen des Gesamtbetriebsrats sind regelmässig als 
notwendig anzusehen. Im übrigen können Reisen ausserhalb des Be- 
schäftigungs- und Wohnorts als notwendig nur anerkannt werden, 
wenn ihr: Zweck in den Rahmen der Aufgaben und Befugnisse der 
Betriebsvertretung fällt und auf schriftlickem Wege nicht erreicht werden 
kann. 

(2) Ob eine Reise als notwendig anzusehen ist, wird zur Ver- 
meiduns von Nachteilen für die Betriebsvertretung zweckmässigerweise 
vor Antritt der Reise von der Behörde im Benehmen mit der Be- 
triebsvertretung zu prüfen sein; geht die Betriebsvertretung selbständig 
vor, so handelt sie auf eigene Gefahr. 


(3) Die geltenden Bestimmungen über die Notwendigkeit der 
Nachsuchung von Dienstbeireiung oder Urlaub bleiben unberührt. 
2. Fahrkosten. Bei notwendigen Reisen ausserhalb des Be- 


schäftigungs- oder Wohnorts werden die tatsächlich entstehenden not«- 
wendigen Fahrkosten erstattet, und zwar 

a) im allgemeinen die Fahrkosten der dritten Wagenklasse, 

b) Schwerkriegsbeschädigten ausnahmsweise die Falirkosten der‘ zwei» 
ten- Wagenklasse, wenn die Art der Beschädigung die Benutzung 
der zweiten Wagenklasse rechtfertigt und die zweite Wagen- 
klasse mit Zustimmung. der Behörde tatsächlich benutzt wird. 
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3, Tagegelder. (1) Bei notwendigen Reisen atsserhalb des 


Beschäftigungs- und Wohnorts werden, ohne dass es des Nachweises 


des tatsächlichen Aufwandes bedurfte, Tagegelder gewährt. 
Die Tagegelder betragen bis auf weiteres: 
im allgemeinen bei Reisen nach 
' " teueren Orten 
a) bei eintägigen Reisen 20 M. 25 M. 
b) bei mehrtägigen Reisen 25, 90.5 

(2 Teure Orte iin Sinne dieser Bestimmung sind folgende Städte: 
Aachen, Altona, Beriin, Bremen, Breslau, Coblenz, Dortmund, Dresden, 
Duisburg. Düsseldorf, Essen, Frankfurt a. M., Hamburg, Hannover, 
Kiel, Köln, Königsberg i. Pr, Leipzig, Magdeburg, Mainz, Mann- 
heim, München, Oppeln, Stettin und Trier. 

(3) Im übrigen finden auf die Gewährung der Tagegelder die 
für die Beamten geltenden Bestimmungen sinngemäss Anwendung. 

4, Vorschüsse auf Fahrkosten und Tagegelder. Den 
Mi!gliedern der Betriebsvertretungen sind bei notwendigen Reisen ausser- 
halb des Beschäftigungs- oder Wohnorts auf Antrag vor Antritt. der 
Reise Vorschüsse bis zum Betrage der voraussichtiich entstehenden not- 
wendigen Fahrkositen und der Tagegelder zu gewähren. 

5., Kosten der Teilnahme an Sitzungen der Berufs- 
vereine. Kosten, die den Mitgliedern der Betriebsvertretungen durch 
die Teilnahme an Sitzungen der wirtschaftlichen Vereinigungen der 
Arbeitnehmer, denen sie angehören, entstehen, können nicht erstattet 
werden. 

IV. Sonstige Bestimmungen. 

A. Der Runderlass vom _15. September 1920 — F.M.I.24815, 
M.d.J.Ul.e.3111 — wird mit Ausnahme. der Ziff. 2 Abs. 1 Satz 3 
und 4 sowie Abs. 2 "aufgehoben. 

B. Nach dem vorliegenden Runderlass ist vom Tage seines Ein- 
gangs ab zu verfahren. 

, In Zweifeisfällen ist die ministerielle Entscheidung einzuholen, 

D. Im Falle der Anrufung des Bezirksausschusses ist unter Dar- 
legüung des Sachverhalts zu berichten, 

E. Der vorliegende Ründerlass ist den Betriebsvertretungen mit- 
zuteiten. 


Rundschau 


Revision des Teiltarifvertrages. Die Arbeit des Schlich- 
tungsausschusses ist so weit gefördert, dass die Verhandlungen 
über die Gruppeneinteilung abgeschlossen sind. Augenblicklich 
tagt nun die Spruchkammer, um über die Spruchfällung zu be- 
raten.. Am Montag, den 24. Oktober, beginnen die Verhand- 
lungen über den textlichen Teil des Teiltarifvertrages, im be- 
sonderen über $ 6. Es ist zu erwarten, dass diese Verhand- 
lungen nur kurze Zeit in Anspruch nehmen werden. 


Durchführung der bisher ergangenen Schiedssprüche des 
für die Revision des Teiltariivertrages eingesetzten Schlich- 
tungsausschusses, Wir teilten seinerzeit in Nr. 20 des „Staats- 
technikers“ mit, dass wir zwecks Durchführung der bisher er- 
sangenen Schiedssprüche Verhandlungen mit den zuständigen 
Ministerien angebahnt hätten. Dieses ist damals geschehen. 


Wir stützten uns dabei auf die ganz eindeutige Erklärung des. 


Vertreters des preuss. Finanzministeriums auf eine diesbezüg- 
liche Anfrage unseres Kollegen Quensel. Diese Erklärung 
wurde anfangs bestritten. Durch die Beibringung des Verhand- 
lungsprotokolls konnten wir aber die Richtigkeit unserer Be- 
rauptung beweisen. Trotzdem hat kürzlich die Regierung unsere 
mit verstärktem Nachdruck erhobene Forderung wiederum ab- 
gelehnt. 

Wir müsen zunächst diese Tatsachen zu den in der letzten 
Nummer des „Staatstechnikers“ unter „Kampf gegen den Tarif- 
vertrag“ behandelten Vorgängen buchen, müssen aber in diesem 
Zusammenhange darauf hinweisen, dass mehr denn je ein fester 
gewerkschaftlicher Zusammenschluss angestrebt werden muss, 
um dem, was nach allen Anzeichen seitens der Rersierunz gegen 
die in Staatsbetrieben Beschäftigten vorbereitet wird, im gege- 
benen Augenblicke wirkungsvoll zu‘ begegnen. 


Entlohnung der Lehrlinge. Nach $S 9 des Ergänzungs- 
abkommens- hinsichtlich der Ausführung des 16 des Teil- 
tarifvertrages vom 25. 8. 2i betr. die Aufbesserung der Be- 
züge der Angestellten und Arbeiter war die Regelung für die 
unter den Teiltarif fallenden Lehrlinge vorbehalten. 

Diese Regelung ist am 14. Oktober erfolgt und hat folgen- 
des Ergebnis. Rückwirkend ab 1. 8. 21 erhalten die Lehr- 
linge folgende Bezüge: 

Ortsklasse im 1.Lehrjahr im 2.Lehrjahr im 3, Lehrjahr 
M M M 


A 2400 3009 4000 
B 2300 2900 3900 
c 2200 2800 3800 
D 2100 2700 3700 
E 2000 2600 3600 


In den vorgenannten Bezügen ist die Grundvergütung, der 
prozentuale Teuerungszuschlag und der zum weiteren Aus- 
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gleich der Teuerung gewährte Zuschlag enthalten. Die Rege- 
fung vermindert die bisherige Spannung zwischen den einzelnen 
Ortsklassen bedeutend. Es ist damit zu rechnen, dass die Be- 
träge Ende dieses Monats zur Auszahlung gelangen. 


Aenderung der Eingruppierung. Der Zentral-Schlichtungs- 
ausschuss beim Reichsarbeitsministerium hat am 10. August d. J. 
den nachfolgenden Spruch gefällt, der eine ganze Reihe immer 
wieder entstehender Streitfragen grundsätzlich entscheidet. 


„Ein gemäss $ 1 des Teiltarifvertrages vom 4. Juni 1920 
zwischen einer örtlichen Dienststelle und einem Angestellten 
abgeschlossener Dienstvertrag darf, solange der Dienstvertrag 
ungekündigt besteht, seitens der Verwaltung nicht einseitig 
dadurchabgeändert werden, dass der Angestellte in 
eine andere, als die im Benehmen mit der gesetzlichen Ange- 
stelltenvertretung durchgesetzte und ihm gemäss $ 9 des Teil- 
tarifvertrages mitgeteilte Vergütungsgruppe eingereiht wird. 

Die Wirksamkeit der von der örtlichen Dienststelle nach 
den Vorschriften des Tarifvertrages im Benehmen mit der ge- 
setzlichen Angestelltenvertretung erfolgte Einreihung in eine be- 
stimmte Vergütungsgruppe ist von der Genehmigung der 
vorgesetzten Zentralbehörde nicht abhängig. 
Sie wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, dass die örtliche 
Dienststelle. bei der Einreihung der Angestellten in die Vergü- 
tungsgrunpe von dem ihr innerhalb der Grenzen des Vergü- 
Paris gelassenen Ermessen einen unrichtigen Gebrauch 
macht, 2 

Die der Zentralbehörde in den Ausführungsbestimmungen 
oder anderwärts vorbehaltenen Dienstaufsichtsbefugnisse werden 
durch die Bestimmungen des Tarifvertrages nicht berührt..“ 

Der Spruch bestätigt also die von uns in der „D.T.Z“ 
mehrfach vertretene Auffassung vollinhaltlich., ° h 


Urlaub der Staatsangestellten, Ueber die Bemessung des 
Urlaubs nach dem Tarifvertrage bestehen, wie aus zahlreichen 
bei uns einlaufenden Anfragen hervorgeht, vielfach Unklar- ° 
heiten im Kreise der Kollegen. Zur Aufklärung diene folgendes: 

Die Vereinbarung vom 18. April 1921 spricht ausdrücklich 
von Kalendertagen, d. h. Sonn- und Feiertage werden in die Ur- 
laubstage eingerechnet. Es ist nicht zulässig, diese Tage von 
der dem Angestellten zustehenden Zeit in Abzug zu bringen und 
ausschliesslich Arbeitstage zu rechnen. j 

Kriegsdienst wird im Rahmen des $ 6 Abs. 3 angerechnet. 
Bei Angestellten, die zurzeit ihrer Einberufung zum Heerres- 
dienste im Reichs- oder Staatsdienst tätig waren, aber unmittel- 
bar nach ihrer Entlassung aus dem Heeresdienst im Reichs- eder 
Staatsdienst Beschäftigung gefunden haben, kann demnach, ab- 
gesehen von Schwerbeschädigten, die Kriegsdienstzeit nur ) 
bis zu 2 Jahren bei der Berechnung des zustehenden Urlaubs 
berücksichtigt werden. Die Hälftelung der über 2 Jahre hinäus- 
gehenden Kriegsdienstzeit bei der Festsetzung des Vergütungs- 
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dienstalters stützt sich auf $ 6 Abs. 5 des Teiltarifvertrages 
vnd ist daher auf die Urlaubsbemessung nach der getroffenen 
Vereinbarung nicht übertragbar. ; 
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Kataster- 
techniker 


zum baldigen Eintritt gesucht. 


„_ arm 
— Kataster 
Tücktiger RR 27 

Kutnstertechnikor |techniker 


mit sämtlichen Arbeiten vertraut, | zum 1. Januar k. J. gesucht. 
für sofort oder später gesucht. — Ortsklasse D. — - 






Anzeigen 


die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 
oder deren Raum 50 Pf. Rabatt 
bei 3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- 
nahmen 15 °/,, bei 13 Aufnahmen 
20°, bei 26 Aufnahmen 30%. | | 











Katasteramt Katasteramt Schivelbein 
Soldin N./M. in Pommern. 
unge Welcher Kollege 


Katastertechniker |ygrkauft oder leihtmie | 


erfahren in der Uecbernahme von das 3. und 4. Heft 


Messungssachen, Abschluss usw. : | 
Herzig & Schütte? | 


(weitere Ausbildungsgelegenh. vor- 
— Neu,vergriffen. — 


‚handen), auf mögl. bald gesucht. 
Katasteramt Bleckede a, d. Elbe 
Böhler, Uslar, Katasteramt. 


(Reg.-Bez. Lüneburg). 
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Bellage zur D.T. Z. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
und der Länder 
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Reichsfachgruppe 
Reichsvermögensverwaltung und -Betriebe 


Arbeitsausschuss. Am 18. Oktober 1921 fand eine Tagung 
der Ortsfachgruppe Gross-Berlins statt, bei welcher der Arbeits- 
ausschuss der Reichsfachgruppe in folgender Zusammensetzung 
gebildet wurde: 


Obmann: Karl Stock, Charlottenburg, Wilmersdorfer 
Strasse 74 (R.V.St. Adlershof, Tel. 53). 

1. Beis.: B.-Nowack, Charlottenburg, Droysenstr. 2 
(R.V. A. Schöneberg, Tel. Stephan 4631-33). 

2. Beis.: Paul Wilcke, Berlin-Wilmersdorf, Spessart- 
strasse 3 (R.V. A. Schöneberg, Tel. Stephan 4631—33). 

3. Beis.: Richard Wagner, Charlottenburg, Havelstr. 3 
(R.Sch.M., Tel. Zentrum 9140). 


Organisation der Fachgruppe. Durch das Rundschreiben 
Nr. 51 sind die Ortsverwaltungen aufgefordert, die Bildung 
der Ortsfachgruppen beschleunigt in die Wege zu leiten. Die 
Kollegen der Reichsschatzverwaltung werden gebeten, sich um- 
gehend mit der zuständigen Ortsverwaltung in Verbin- 
dung zu setzen und diese bei der Organisation der 
Fachgruppe zu unterstützen. 


Neuorganisation der Heeresbauverwaltung. Der Reichs- 
schatzminister hat unterm 30. September 1921 den Erlass 
V 1/1055. 21 herausgegeben: 

Betrifft: Wiedereinrichtung der Heeresbauverwaltung. 

In Erfülling des Ultimatums der Verbandsstaaten wird vom 1. Ok- 
tober d. J. ab eine eigene Heeresbauverwaltung eingerichtet. Diese 
soll, soweit möglich, aus bisherigen Beamten und Angestellten der 
Reichsbauverwaltung gebildet werden. Die endgültige Auswahl erfolgt 
in gemeinsamen Verhandlungen des Reichswehrministeriums und Reichs- 
schatzministeriums nach vorheriger Ermittlung der zum Uebertritt be- 
reiten Beamten. 

Die Landesfinanzämter haben als vorbereitende Massnahmen im 
Benehmen mit den Wehrkreisintendanturen die Dienstgeschäfte für die 
Bauaufgaben für das Heer aus ihrem Geschäftsbereich abzuzweigen 
und die nach anliegender Besetzungsliste für die in ihrem Geschäfts- 
bereich liegenden Dienstorte erforderlichen , Beamten abzuordnen. Diese 
Beamten haben den dienstlichen Anweisungen des Wehrkreisintendanten 
bis zu ihrem etwaigen Rücktritt zur Reichsbauverwaltung nachzu- 
kommen. Eine Unterbrechung der Dienstgeschäfte darf nicht 
treten. 


Ferner ist in der gleichen Sache der Erlass V 1/1056. 21 
erschienen. 

Im Anschluss an die Verfügung vom 30. September 1921 
V 1/1055. 21: 


1. Es sind Verhandlungen eingeleitet, nach ‘denen zu erreichen 
versucht werden soll, dass die Verbandsstaaten von der Forderung 
einer eigenen Bauverwaltung für das Hcer aus wirtschaftlichen Gründen 
Abstand nehmen. Die Einrichtung der Heeresbauverwaltung ist also 
zunächst als eine vorläufige Massnahme anzusehen, die — ohne den 
Rücktritt zur Reichsbauverwaltung zu erschweren — den Forderungen 
der Verbandsstaaten bei Kontrollen ehtsprechen muss. Besondere Kosten 
sollen nicht entstehen. Versetzungen sind auf alle Fälle zu vermeiden. 

2. Es kommen nur Beamte des Hochbaufaches in Frage. Für die 
Wehrkreisintendanturen ist möglichst je ein Beamter der Besoldungs- 
gruppe XII oder XI abzuordnen. 

3. Die für die Heeresbauverwaltung erforderlichen Diensträume 
sind möglichst bei den bisherigen Dienststellen verfügbar zu machen. 

ie zur Heeresbauverwaltung abzuordnenden Beamterr haben 
vorläufig keinen Anspruch auf Uebernahme in diese Verwaltung. 
Die endgültige Personalregelung unter möglichster Berücksichtigung 
persönlicher Wünsche bleibt vorbehalten. : 

5. Ich bitte, mic sofort den Namen derjenigen technischen Be- 
amten mitzuteilen, die den Uebertritt zur Heeresbauverwaltung wün- 
schen. Gleichzeitig bitte ich, anzugeben, bei welchen von diesen Be- 
amten etwa dienstliche Gründe gegen einen Stellenwechsel vorliegen. 

6. Ferner bitte ich um Vorschläge zu den infolge Einrichtung 
der Heeresbauverwaltung erforderlich werdenden Organisations- und 
Personalveränderungen - in der Reichsschatzverwaltung bis längstens 
20. Oktober 1921. 

7. Wegen der Ueberweisung von technischem 'Hilfspersonal zur 
Heerösbauverwaltung wird das Erforderliche noch veranlasst werden. 


ein- 





| Erscheint mit Nr. 44 der D. T. Z. | 





LENIILRULHUNKINIIRUNKOUNLSEEDRTHAELLLLAADUKEINUDAABLEISERELAEKLLALLOE 


Herausgegeben vom 
Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 
Berlin NW 52, Werftstr. 7 


Berlin, 4. November 1921 













Reichsfachgruppe 
Reichswehrwesen — Marineleitung 


Ueber die Anrechnung der Zeit unverschuldeter Kriegs- 
efangenschaft auf das Besoldungsdienstalter hat die Marine- 
eitung am 20. 9. 21 unter Cb 9402 folgendes verfügt: „Den 
Soldaten der Wehrmacht, die als Gestellungspflich- 
tige nach den Bestimmungen des alten Heeres und der alten 
Marine — siehe Wehrordnung 8$ 22, 32 und 36, Heerord- 
nung 8 42, Marineordnung $ 55 und Reichs-Militärgesetz 
8 38 — vor der Erreichung des Gestellungsortes in feindliche 
Gefangenschaft geraten sind, kann die Zeit der unverschuldeten 
Kriegsgefangenschaft, soweit sie im Kriege als Militärdienst- 
zeit galt, allgemein im Rahmen der Ziifer 101 der Besol- 
dungsvorschriften auf das Besoldungsdienstalter angerechnet 
werden.‘ 

Anrechnung von Bezügen nach 8 20 des Teiltarifvertrage:. 
Hierzu hat die Marineleitung unterm 22. 9. 21 B.B. I 
2460/9201 folgendes angeordnet: 

- „I. Solange 8 20 des Teiltaritvertrages vom 4. Juni 1920 seine 
Fassung behält, sind die Ruhegehälter der Offiziere, Deckoffiziere 
und Beamten auf die Dienstbezüge der Angestellten anzurechnen, 
da unter „Pensionen“ im Sinne des & 89 des Reichsversor- 
gungsgesetzes vom 12. Mai 1920 nur die im Militärpensions- 
gesetz vom 27. Juni 1871 und in früheren Militärversorgungs- 
gesetzen vorgesehenen Invalidenpensionen der Unteroftiziere 
und Soldaten zu verstehen sind. Als Witwen- oder Waisen- 
geld gilt lediglich die nach dem Militärhinterbliebenengesetz 
vom 17. Mai 1907 und nach früheren Militärversorgungs- 
gesetzen gewährte „Kriegsversorgung“. Die nach dem Offi- 
zierpensionsgesetz 1906 an Offiziere, Deckoffiziere und Be- 
amte bewilligten Verstümmelungszulagen, Kriegszulagen und 
Pensionserhöhungen geniessen jedoch den Schutz des $ 80 
des Reichsversorgungsgesetzes vom 12. Mai 1920, sie werden 
also auf die Vergütungen der Angestellten nicht angerechnet. 

Die. hiernach zuviel gezahlten Gebührnisse sind unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse der davon 
betroffenen Angestellten in Teilbeträgen, deren Höhe in das 
Ermessen der einzelnen Dienststellen gestellt wird, wieder 
einzuziehen. 

II. Hinsichtlich des Begriffs der Gleichartigkeit der frühe- 
ren Beschäftigung bei einem anderen Zweige der Reichs- oder 
Staatsverwaltung — 8 6 Absatz 1 des Teiltarifvertrages vom 
4. Juni 1920 — ist folgendes zu beachten: 

Die grundsätzliche Anerkennung der Gleichartigkeit jeder 
Kapitulantentätigkeit ausserhalb des Frontdienstes mit der 
Tätigkeit als Angestellter bei Verwaltungsbehörden kann nicht 


erfolgen, vielmehr ist die Entscheidung darüber von Fall 
zu Fall zu treffen. 
Soweit die früheren Kapitulanten als Angestellte eine 


Tätigkeit in Verwaltungsdienst ausüben, die keine kaufmänni- 
schen oder betriebstechnischen Kenntnisse erfordert (z. B. 
Assistenten- oder Sekretärtätigkeit), wird in der Regel die 
frühere Tätigkeit als Bataillons-, Regiments-, Brigade-, Divi- 
sions-Schreiber, als Schreiber bei anderen Stäben der Armee 
und Marine, als Zahlmeister, Unterzahlmeister, Zahlmeister- 
aspirant, als Verwalter an Bord der Schiffe sowie. die Tätig- 
keit im Artillerie- und Maschinenbureau als gleichartig ange- 
sehen werden können, doch entscheiden auch hier die Ver- 
hältnisse des Einzelfalles.‘“ 









Reichsfachgruppe 
Lehr- und Forschungsinstitute 


Von der Messbildanstalt. Durch die Tageszeitungen geht 
eine Notiz, dass die Absicht besteht, die Messbildanstalt end- 
gültig in ein privates Unternehmen zu verwandeln. Zwar. ıst 
die Ueberführung, der Austalt noch nicht ausgesprochen, aber 
sie wird von eingeweihten Kreisen als selbstverständlich be- 
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trachtet. Triebfeder für dieses Vorgehen soll der Regierungsrat 
Dr. Gall sein, als Grund wird, wie üblich, die schlechte Finanz- 
lage des Staates angegeben, der bei dem Uebergang der Mess- 
bildanstalt in Privalbeßitz erhebliche Vorteile zu erwarten 
haben soll. Auf gut deutsch heisst das: um einige Schillinge 
wird die Anstalt Privatunternehmern ausgeliefert, die sie schleu- 
nigst ihres wissenschaftlichen Charakters entkleiden und einen 
Bilderladen aus ihr machen werden. 

Die Messbildanstalt hat wissenschaftlich und künstlerisch 
bedeutsame Arbeit geleistet, deren Wert nicht dadurch ge- 
schmälert werden kann, dass die Urheber der Ueberführung 
ihn jetzt bestreiten wollen, um mit ihren Plänen besser ‘durch- 
zudringen. Die Aufnahme von Bau- und Kunstdenkmälern 
nach dem Messbildverfahren, die Auswertung der Aufnahmen 
und die Veröffentlichung der Ergebnisse hat heute noch den- 
selben Wert wie vor dem Kriege, so dass die Einstellung der 
Arbeiten vom Standpunkt des Wissenschaftlers und Kunst- 
freundes aus zu bedauern wäre. 


Die Messbildanstalt verfügt aus den früheren Aufnahmen | 


über einen reichen Bilderschatz, der bisher im grossen ganzen 
tot dalag. Durch wirtschaftliche Ausnutzung dieses Besitzes 
ist es schr wohl möglich, die zur Weiterführung der Arbeiten 
nötigen Mittel in beträchtlichkem Masse aufzubringen. Bei 
sachgemässer Organisation. kann das aber geschehen, ohne dass 
die Ueberführung in Privatbesitz erfolgt, der sicherlich das 
Niveau der Arbeit herabdrücken und damit die Daseinsberechti- 
gung der Messbildanstalt in Frage stellen wird. 

Man scheint heutzutage im Kultusministerium für kultu- 
relle Aufgaben kein Verständnis mehr zu haben, und so wird 
man denn die Messbildanstalt Unternehmern ausliefern und 
diesen eine neue, gute Verdienstmöglichkeit geben. Die Exi- 
stenz der Arbeitnehmer, die lange Jahre hindurch der Anstalt 
Dienste geleistet haben, wird dadurch bedroht. Das scheint 
aber beim Kultusministerium nicht weiter ins Gewicht zu fallen. 

Der Kreis der direkt interessierten Arbeitnehmer ist zwar 
klein, aber der ganze Vorgang zeigt in charakteristischer 
Weise, was von Behörden zu erwarten ist, wenn sich die Mög- 
lichkeit ergibt, staatliche Einrichtungen wirtschaftlich auszu- 
nutzen, sofern der Verwaltung nicht eine geschlossene 
Arbeitnehmermasse gegenübersteht, die die Gestal- 
tung des Wirtschaftslebens im gemeinnützi- 
gen Sinne für wichtiger hält, als die Profitmöglichkeit ein- 
zelner Unternehmerkreise. Bei der Messbildanstalt scheint dem 
Unternehmertum im kleinen das zu glücken, was bei grossen 
Betrieben, wie Eisenbahn und Wasserwirtschaft, angestrebt 
wird, aber bisher infolge des Widerstandes der Arbeitnehmer 
ohne Erfolg geblieben ist. 


Landesfachgruppe Preuss. Hafen-, Kanal- 
und Wasserbauverwaltung und. -Betriebe 


Mehr Licht in die Amtsstuben! In welcher kurzsichtigen, 
bureaukratischen Weise, unbekümmert um Tarif und Gesetz, 
beı der Wasserbauverwaltung auf Kosten der Angestellten 
„gespart“ wird, zeigen folgende Beispiele: 

Ein Erlass des Ministers für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten — Abw. Wasserbau — ordnet an: 

„Bei der erstmaligen Ueberweisung eines neuen Beamten 
an eine Dienststelle soll grundsätzlich dm Höchstbezahl- 
ten unter den bei ihr vorhandenen Angestellten desselben 
Dienstzweiges gekündigt werden.“ 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die den Schutz der Fa- 
milienväter oder der sonst in ungünstiger wirtschaftlichen Lage 
befindlichen Angestellten vorschreiben, scheinen dem Herrn 
Minister unbekannt zu sein, ganz abgesehen davon, dass das 
Dienstalter und die grössere Erfahrung hier indirekt zur Kündi- 
gung Veranlassung gibt. 

Geradezu kleinlich mutet auch ein weiterer Erlass des- 
selben Ministers an, der Anweisung zur Umgehung des. Tarif- 
vertrages gibt. Es werden Techniker für Vorarbeiten für den 
Mittellandkanal gebraucht. Diese sollen von einer anderen 
Dienststelle freigemacht und ihnen nahegelegt werden, sich um 
die sotort zu besetzenden Stellen zu bewerben. Sieswären 
ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass es sich nicht um eine 
Versetzung im Sinne des $ 8 des Tarifvertrages handelt, und 
sie daher keinen Anspruch auf Umzugskosten und Wohnungs- 
notbeihilfen haben. Dann wird aber die Drohung hinzugefügt: 
„Bei Ablehnung des Angebots ohne triftige Gründe dürften 
sie aut eine nochmalige Unterstützung zur Erlangung einer 
neuen Stelle nicht rechnen.“ Trotzdem es sich also um eine 
Versetzung handelt, sollen die Angestellten genötigt werden, 
auf ihnen zustehende Bezüge im voraus zu verzichten. 

Ein anderes „Spar“-Verfahren wendet der Herr Regie- 
sungspräsident in Potsdam an. Er „genehmigt“ die Einstellung 
eines Technikers nach Gruppe Ill, trotzdem nach Angabe 
des betr. Bauamts für die Besetzung der Stelle nur Kollegen 


{ 


in Frage kommen, die eine anerkannte Baugewerkschule mit 
gutem Erfolg besucht haben, also mindestens in Gruppe IV 
eingereiht werden müssen. 


Wann werden die Behörden endlich begreifen lernen, dass 


Verträge und Gesetze auch von ihnen beachtet werden müssen? 


Die angeführten Beispiele, die sich bequem vervielfachen liessen, 


zeigen, dass die Vorgänge in der Wasserbauverwaltung. die 
aufmerksamste Beachtung seitens der gesamten 
Kollegenschaft verdienen. Wir werden alles versuchen, um der- 
artige Auswirkungen einer falschen Sparsamkeitspolitik zu ver- 
hindern, und bitten die Kollegen, uns von jedem der- 


artigen Vorfall sofort Mitteilung zu machen 


und uns dadurch in unserem Bemühen zu unterstützen, mehr 


. Licht in die Amtsstuben zu bringen. 


Die Wasserbauverwaltung auf falschem Wege, Einem uns 
zugegangenen Bericht über falsch angewandte Sparsamkeit in 
der Wasserbauverwaltung, deren Folgen letzten Endes auch 
auf die Angestellten und Arbeiter zurückfallen, eninehmen wir 
folgendes: 

Der während des Krieges eingetretene Verfall der Häfen 
und Wasserstrassen hat nach dem Kriege durch die Interesse- 
losigkeit Preussens, welche durch die von der Nationalver- 
sammlung beschlossene Verreichlichung der Wasserstrassen ver- 
anlasst worden ist, rapiden Fortgang genommen. ; 

So sehen wir z. B. am Oderlauf, dass dieser sich infolge 
Fehlens der Sicherungen seitlich des Flussbettes 


stellenweise einen Weg gebahnt hat. Das hätte anfangs unter - 


Aufwendung von wenigen tausend Mark verhütet werden 
können, während jetzt Hunderttausende erforderlich sind, um 
den Schaden wieder. gutzumachen. 
Teil der Buhnen beschädigt, z. T. sogar durchgebrochen. Die 
Erneuerung ist jedoch nicht möglich, weil die Unterhaltungs- 
und Baufonds nahezu erschöpft sind. 


Die Vorbereitungen zum Bau von Wasserstauanlagen an - 


der Oder sind eingestellt worden wegen der grossen Kosten, 
die die Anlagen verursachen würden. Hätten wir die Stau- 
anlagen gehabt, so hätte ‚eine Stillegung der Schiffahrt nicht 
in dem Umfang eintreten können, wie wir sie im letzten 
Sommer erlebt haben. Achnlich wie bei der Oder liegen die 
Verhältnisse bei den meisten anderen Flussläufen. 

Die Sparsamkeit an falscher Stelle, die aller- 
dings z. T. auf einen Druck des Kabinetts zurückzuführen sein 
mag, hat also den Erfolg gezeitigt, dass nicht Ersparnisse 


gemacht wurden, sondern Mehrausgaben entstanden und 


Schäden hervorgerufen wurden. Diese Erscheinung hätte 


wesentlich eingeschränkt werden können, wenn man die Be- 


triebsräte von vornherein zu den Vorbesprechungen der Etats 


hinzugezogen hätte. Aber davon war leider keine Rede. 


Man setzt vielmehr Arbeiter und Angestellte auf die Strasse, 


um — — Ersparnisse zu machen. Als Grund wird die finan- 
zielle Notlage des Reiches angegeben. Diese finanzielle Not- 
lage des Reiches hat auch noch zu folgendem geführt: . 

Für die Kanalisierung des Neckars und des Mains werden 
Aktiengesellschaften gebildet, an denen Privatkapital (Gross- 
banken) mit einem Drittel beteiligt ist. Zu dieser Massnahme 
wird geschritten, obwohl, 
Haushalt für 1921 heisst: „die De ckungderBaukosten 
durch die Ausnutzung der Wasserkräfte zum 


grössten Teil gesichert erscheint und die wirt- 


schaftliche Bedeutung dieser Unternehmungen ausser. Frage 
steht‘“. 
nehmungen beteiligt, dann doch nur in der Erwartung eines 
„angemessenen‘ Nutzens. Dieser erhoffte Nutzen würde aber 


dem Reiche und dadurch der Allgemeinheit zu- 


fliessen, wenn es die Vorhaben ohne Beteiligung des Privat- 


kapitals ausführen würde. 


Es ist übrigens bezeichnend, dass durch die Beteiligung 
des Privatkapitals diesem Gewinne zugeschanzt werden, die 
damit für die Deckung des Defizits im Haushalt des Reiches 
verloren sind. Dieses Defizit muss von der Allgemeinheit durch, 


Steuern wieder aufgebracht werden. Das Einkommen 


der Arbeitnehmer ist aber durch die bisherige Steuer- 
Pfennig erfasst worden; die 


politik bis zum letzten 


Besitzwerte dagegen konnten nur in völlig unzu- 


länglichem Masse zur Besteuerung herangezogen werden. _ 
dass die Steuerkraft der besitzen- 


Wir müssen deshalb fordern, 


Ebenso ist ein grösser | 


wie es in den Erläuterungen zum 


Wenn sich das Privatkapital an derartigen Unter- ! 


den Kreise mehr als bisher ausgenutzt wird, und zwar nicht 


nur zur Erfüllung unserer Verpflichtungen gegenüber 
Entente, sondern auch zur Bereitstellung der Mittel, die er- 
forderlich sind, 
strassen aufzuhalten und ihren weiteren Ausbau allein aus 
Reichsmitteln zu ermöglichen. 


Anmerkung: Wir verweisen auf den Artikel 
als Beute“ an anderer Stelle der DEZE 
bei- der Eisenbahn beleuchtet werden. 
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der 
um den vollständigen Verfall der Wasser- 54 


Jedenfalls muss auf alle Fälle 
verhindert werden, dass auf dem eingeschlagenen. Wege fort- 
geschritten wird, das Privatkapital an Öffentlichen Einrichtungen 
zu beteiligen oder solche diesem sogar vollständig auszuliefern. 
„Die Eisenbahnen 
in dem ähnliche Vorgänge ' 
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Die neue Teuerungsbewegung 
Zur Führung der Verhandlungen über die Gestaltung der 


Einkommen der Arbeiter, Angestellten und Beamten in Reich 


und Preussen haben die in Frage kommenden 5 Spitzenorgani- 
sationen eine -zwanziggliedrige Verhandlungskommission ein- 
esetzt, zu welcher der A.D.G.B. und AfA-Bund 8 Ver- 
reter, der D.B.B. 5 Vertreter, der Deutsche Gewerkschafts- 
Pund 5 Vertreter und der Gewerkschaftsring 2 Vertreter dele- 
g.erten. Von unserem Bunde hat Kollege Queisser an den 
Verhandlungen teilgenommen. 


Das erste Mal konnte die erfreuliche Tatsache verzeichnet 
werden, dass Arbeiter, Angestellte und Beamte geschlossen. 
in einer Einheitsfront standen, welche ihren Ausdruck fand in 
nachstehenden, der Regierung unterbreiteten, Forderungen: 


Berlin, den 26. Oktober 1921. 
An die Reichsregierung 
Berlin. 

Der Deutschen Reichsregierung gestatten sich die unterfertigten 
Organisationen unter Hinweis auf die Unzulänglichkeit der im August 
d. J. vorgenommenen Erhöhmg der Einkommensverhältnisse des Per- 
sonals der. Reichs- und Staatsbetriebe und in Rücksichtnahme auf die 
stetige und sprunghafte Preissteigerung der Lebensmittel und aller 
Bedarisartikel folgende Forderungen ergebenst Zu unterbreiten: 


A. Für die Beamten. 


1. Eine zeitgemässe, den Teuerungsverhältnissen entsprechende Er- 
höhung des Grundgehaltes und eine Neuregelung des Ortszuschlages 
sowie des Teuerungszuschlages nach Anlage A. 

2. In alien Ortskiassen und Besoldungsgruppen ist ein Kinderzuschlag 
in dreifacher Höhe der gesetzlichen Grundbeträge zu gewähren. 

3. Die Neuregelung der Diätenordnung im Sinne der ab 1. August 
‚1921 getroffenen Vereinbarung und auf der Grundlage der unter 1 
durch Anlage A geforderten Neuregelung der Einkommensverhält- 
nisse, Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes für die weib- 
lichen Diätare. 

4. Festsetzung der Bezüge der Beamten im Vorbereitungsdienst (Ver- 
ordnung vom 23. August 1929), und zwar 

für Zivilanwärter 90 Prozent, 

für Militäranwärter und 

Beamte mit Fachausbildung 100 Prozent 
der Bezüge der Diätare. 

5. Volle Auswirkung der unter Ziffer 1 und 2 geforderten Neu- 
regelung auf Ruhestandsbeamte und Beamtenhinterbliebenen. 

"6. Neuregelung der Grundsätze für die Berechnung des Besoldungs- 
dienstalters, insbesondere bei Aufstieg und Beförderungen in ge- 
rechter, einfacher und übersichtlicher Weise. 

B. Für die Angestellten. 

1. Uebertragung der für die Beamten unter Ziffer A aufgestellten 
Forderungen in vollem Umfange auf die unter den Reichsteil- 
tarif fallenden Angestellten. 

2. Entsprechende Erhöhung der Gehaltssätze für Jugendliche und 
Lehrlinge, 

3. Volle Anwendung des Reichsteiltarifes auf die gegen Privat- 
dienstvertrag angestellten Personen. 


C. Für die Arbeiter. 
1. Eine Erhöhung der Grundiöhne von 


2.60 M. pro Stunde in Ortsklasse A 
2.70 „» „ » „ n B 
2.80 ” » ” ” # C 
2.90 „ „ „ 2 » D 
300 5» E 


. 3 „ 
2. Gewährung eines Kinderzuschlages nach den den Kindern der Be- 
amten gewährten Sätzen. 
3. Neuregelung der Bezüge der weiblichen Bediensteten, der jugend- 
lichen Arbeiter und der l.ehrlinge. 

4. Bereitstellung entsprechender Reichsmittel zwecks der notwendigen 
Erhöhung der Bezüge der Rentenempfänger. £ 
5. Erhöhung alier übrigen nicht nach Prozenten berechneten Zuschläge, 
für auswärtige Beschäftigung, bei Uebernachtung, für Nachtarbeit 

und Beamtendienst. 


D. Gemeinsame Forderungen. 


1. Erhöhung der Besatzungszulage um 120 Prozent bei gleichzeitiger 
Regelung der Ueberteuerungszuschläge für die Grenz- und Industrie- 
gebiete. 

2. Sicherung des Achtstundentages. 

3. Den Betriebs- und Beamtenräten ist das nötige Mass von Bewe- 
gungsfreiheit und das ımumgänglich notwendige Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrecht zu sichern. 4 

4. Entsprechend dem vom Reichstag wiederholt aufgestellten @rund- 
satz, wonach die Bezüge im Reich, in den Ländern und in den 
Gemeinden gleiche sein sollen, sind die den Ländern vom Reich 
zu gewährenden Zuschüsse dergestalt zu erhöhen, dass sie zur 
Entlastung leistungsschwa:her Gemeinden und Gemeindeverbände aus- 
reichen. Diese Unterstützung ist den Ländern zur Pflicht zu 
machen. & ; 

5, Geeignete Massnahmen zur Herbeifühsgng einer leichteren und 
rascheren Anpassung der Bezüge des Per$onals an die fortschreitende 
Teuerung. Wir ersuchen, unmittelbar im Anschluss an die Be- 
ratungen über die jetzt vorzunehmende Erhöhung der Bezüge mit 
uns in Verhandlungen über diese Frage einzutreten. 

6. Die erhöhten Bezüge treten für. alle Bediensteten ab 1. Oktober 1921 


in Kraft. 


Namens der dem 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund ınge- 
schlossenen Organisationen, 
ij. A.\ gez, Scheffel; 
des Deutschen Beamten-Bundes, 
gez. Kugler; 


des AfA-Bundes, 
gez. Süss; 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
gez. Diem; 
des Gewerkschaftsringes, 
gez. Scaruppe. 


Die von den Organisationen aufgestellte Besoldungsskala 
sah neben einer erheblichen Erhöhung der Grundgehälter, in 
welcher auch die zwischen den einzelnen Gruppen bestehenden 
Wertigkeitsunterschiede entsprechend berücksichtigt waren, eine 
Erhöhung des Ortszuschlages in allen Klassen und Stufen um 

& 8 

50 Prozent vor. Ferner wurde ein einheitlicher Teuerungszu- 
schlag für alle Besoldungsgruppen und alle Ortsklassen von 
6009 M. jährlich gefordert. Der Vorschlag der Organisationen 
sollte den Beamten der unteren Besoldungsgruppen ein Gesamt- 
Bruttoeinkommen von ungefähr 20000 M. sichern, welches nach 
Abzug der Steuern ein Monatseinkommen von rund 1520 M. 
gewesen wäre. Wird von diesem Betrage ein Aufwand von 
100 M. für Wohnumngsmiete in Abzug gebracht, verbleibt zur 
Fristung des Lebens ein Betrag von 46 M. täglich, welches 
als das Minimum des zum Leben Notwendigen angesehen 
werden muss, 

Die Regierung lehnte den Vorschlag der Organisationen ab, 
insbesondere. wandte sie sich gegen die Einführung eines nomi- 
nell gleichen Teuerungszuschlages oder eines Mindestteuerungs- 
zuschlages mit dem ausdrücklichen Bemerken, dass hierdurch 
eine erhebliche Niveliierung gegenüber den höheren Gehättern 
eintreten würde, die nicht «mehr verantwortet werden könne, 

Nach langen, schwierigen Verhandlungen, welche ausser 
mit der Regierung, auch mit dem 23. Ausschuss des Reichstages 
geführt werden mussten, wurde nachstehende Vereinbarung 
getroffen: 

Gehaltstabelle der Beamten nach der Neuregelung mit Wirkung vom 
1, Oktober 1921. 
A Grundgehälter in Hunderten (z.B. 159 —= 15900 M.) 
Anfangsgehalt nach 2 4 RE EN Le 8. 16 jahren 
1 75 81 87 93 9874108. 24.110 7. 0.115. 92.120 
100 280104 1108. \% , 112, ,4°116= 171205 7124 =197.%,0180 
IE 3355 72.100, 37125... 2.1390. .,..194)2..198:, 1,402 2.7986, 91450 
IMs 30. 135° 100 > MAY. 0152 356. 160 
Mn 135221404 348. 1.180.2,5,188 4158 12 4 1667-170 
vi 145 152 159 165 171 177 185 189 195 
var50.72..468 177... 185°, ,.193 201 209. =>7243:: 1305 
VERF 6492, 00 216° 20827290. 20 2 
422m: 2725 11.290 .59 )255,7° 7270, .12.285°, 0 80 
Kr as 268,%,:286 5. 308, #922 1,3388. 00 354.°254370 
x 30 320 30 30 30 40 4% -440 
XI 390 AM5 450 40 50 5320. 5% _ 
XH. . 530 600 670..-.740 800 > _ = 


B, Ortszuschlag. 





ts alzlshe] 


Grundgehalit 
bis 11500 über 11500 äber 12709 -über 15200 über 16900 über25500 über38000 
bis 12700 bis 15200 bis16900. bis 25509 bis 38000 


Or'sklasse 





BEN 3200 4000 4810 5600 6400 7:00 8490 
B 2400 3000 3600 4200 4800 5400 6000 
© 2000 2500 3060 3500 4000 4500 5000 
D 1600 2000 2400 2800 3200 3600 4000 
E 1200 1500 1800 2109 240) 2700 3009 


C. Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und Ortszuschlag 20%. 


D, Kinderzuschlag. 
Für Kinder bis zu 6 14 21 Jahren 
150 200 250 M. pro Monat, 


E. Teuerungszuschlag zum Kinderzuschlag 9%, 





F, Diätenordnung. 

Die Diätenordnung selbst wird nicht verändert. Im Wege des Etat- 
gesetzes wird zu den Sätzen der Diätenordnung ein Teuerungszuschlag gezahlt, 
sodass das Gesamteinkommen beträgt: 





Neue Teuerungszulagen bedingen neue Kämpfe! 


stärkt die Kampikralt Eurer Organisation! 


Zeichnet für den Kampifonds des Bundes! 


Kampffondsmarken zu 5 und 10 M. sind von allen Ver- 
trauensmännern, Ortsverwaltungen, Gauverwaltungen und in der 
Hauptverwaltung erhältlich. 
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Unsere Bundesauskunftei 


soll ebenso wie über die Arbeitsbedingungen in der Privat- 
industrie auch über die Verhältnisse auf den verschiedenen 
behördlichen Dienststellen unterrichtet und dadurch _jeder- 
zeit in der Lage sein, Bundesmitgliedern eine zutreffende - 
Auskunft zu erteilen. 

Es liegt im Interesse der gesamten Kollegenschaft, dass 
die Vertrauensmänner unter Mitarbeit der beteiligten Mit- 
glieder der Bundesauskunftei die bei den Ortsvorständen 
erhältlichen Fragebogen ausfüllen und an die Hauptver- 
waltung einschicken! 





Für männl. und weibl. Diätare mit 5 Jahren Diätariat 95, 95, 98, 100, 100%, 
des Anfangsgehalts der Eingang«stufe 

Für weibl Diätare mit 8 jährgem Diätariat (Post- und Telegraphenver- 
waltung) 80, 35 90, 95, 95. 98, 100 100°, des Grundgehalts ihrer Eingangsstufe. 


Die Regelung derjenigen Fragen, welche nicht unmittelbar 
mit der Besoldungsordnung in Verbindung stehen (z. B. Be- 
satzungsbeihilfe), bleibt weiteren Verhandlungen vorbehalten. 
Das Ergebnis über die Gestaltung der Besoldungen wird bei 
grossen Teilen der Beamtenschaft keine Befriedigung auslösen. 
Die neuen Gehaltsstaffelungen zeigen, dass die Forderungen 
der Beamtenschaft auf Gewährung eines Mindestteuerungszu- 
schlages, der für alle Gruppen der gleiche ist, nach wie vor 
erhoben werden muss. : 


Bei Schluss der Redaktion lagen weitere Ergebnisse über 
die Entlohnung der Angestellten und Arbeiter noch nicht vor. 


Rundschau 


Revision des Teiltarifvertrages. Die Verhandlungen über 
den textlichen Teil des Tarifvertrages sind in der vertlossenen 
Woche zu Ende geführt‘worden. Jetzt tagt die Spruchkammer 
allein weiter, um über die Fällung der Sprüche zu beraten. 
Es ist anzunehmen, dass diese Verhandlungen keine allzu 
lange Zeit in Anspruch nehmen, und die Sprüche in ihrer 
endgültigen Fassung bis zum 15. November vorliegen werden. 


Bezahlung von Ueberstunden. Nach dem Teiltarifvertrag 
hat der Angestellte keinen Anspruch aut Bezahlung von Ueber- 
stunden. Vor einiger Zeit machten wir bereits bekannt, dass 
der Zentralschlichtungsausschuss beim Reichsarbeitsministerium 
einen Spruch gefällt hätte, wonach unter gewissen Voraus- 
setzungen Bezahlung von Ueberstunden, trotz den entgegen- 
stehenden Bestimmungen des Teiltarifvertrages, zu erfoigen 
habe. Zur Information der Mitglieder wird der Spruch im 
Wortlaut veröffentlicht. 


„zZ S-1..67, 
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Zentralschlichtungsausschuss 
beim Reichsarbeitsministeritim. 
Schiedsspruch. 


1. Die Grundsätze des B.G.B. über Auslegung von Ver- 
trägen nach Treu und Glauben finden auf die Auslegung des 
Taritvertrages für die Angestellten bei den Reichs- und 
den preussischen Staatsbehörden Anwendung. 


2. Ziffer 3 des & 2 des genannten Tarifvertrages ist hier- 
nach, wie folgt, auszulegen: 


a) Bei ausserordentlichen und dringenden Bedürfnissen ist 
jeder Angestellte grundsätzlich verpflichtet, auch über die 
Le aeseizie Zeit hinaus,, ohne besondere Vergütung zu 
arbeiten. 


b) Eine Vergütung ist auch in diesem Falle geschuldet, wenn 
und soweit in Laufc von zwei Wochen mehr als 24 Uebar- 
stunden aut Verlangen der Dienststelle geleistet werden. 


c) Eine Vergütung ist auch dann geschuldet, wenn und soweit 
von einer Behörde regelmässige Ueberstundenarbeit 
über die Dauer von zwei Wochen hinaus, namentlich 
zur Bewältigung von ausgedehnten Sonderauf- 
gaben angefordert und geleistet werden. Diese, von 
der dritten Arbeitswoche an geleisteten Sonder über- 
stunden sind ihrer vollen Zahl nach zu” vergüten. 


d) Die Vergütung für die vergütungspflichtigen Ueberstunden 
ist nach Stunden zu bemessen unter Zugrundelegung des 
Gesamteinkommens mit einem Aufschlag von 25 Prozent. 
Angefangene halbe Stunden werden als volle halbe Stunden 
gerechnet.“ . 
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Ausgleichszulage in besonderen Fällen. Der Reichsminister 
a hat unter I. B. 58819 Sg. folgende Regelung ge- 
‚troffen: I 

' „Nachdem zwischen den vertragschliessenden Parteien ver- | 
einbart worden ist, die Entscheidung über die Nachprüfung 
gemäss $ 23 des Teiltarifvertrages einem besonderen Schlich- 
tungsausschusse zu übertragen, ist es zunächst nicht möglich, 
die im obengenannten Schreiben angeschnittene Frage durch 
eine Aenderung der Sätze des Vergütungstarifs oder der tarif- 
lichen Bestimmungen zu lösen. 

In Uebereinstimmung mit dem Preussischen Herrn Finanz- 
minister erkläre ich mich jedoch damit einverstanden, dass zur 
Vermeidung von unbilligen Härten denjenigen Angestellten, 
welche in eine höhere Vergütungsgruppe aufrücken und dort 
nach Vorrücken in eine höhere Vergütungsstufe weniger be- 
ziehen würden, als sie zum gleichen Zeitpunkte in der ver- 
lassenen Vergütungsgruppe erhalten hätten, eine jederzeit wider- 
rufliche persönliche Zulage solange und in solcher Höhe gewährt 
wird, dass eine solche Schlechterstellung in den Bezügen aus- 
Anlass des Aufrückens in die höhere Vergütungsgruppe nicht 
eintritt.“ 


Die willkürliche Entlassung von Angestellten durch die 
Behörden bildet den Gegenstand einer kleinen Anfrage an die 
Reichsregierung, die der Abg. Steinkopf eingebracht hat. Er 
weist in der Anfrage darauf hin, dass in der letzten Zeit |} 
sich die Fälle häufen, in denen Arbeitern und Angestellten 
der Dienst bei Verwaltungen des Reichs grundlos und ohne 
jede Rücksicht auf die Bestimmungen des Be- 
triebsrätegesetzes gekündigt wird. Die Folge ist, dass 
sich die Gekündigten an den Schlichtungsausschuss wenden, der 
den Reichsfiskus regelmässig zur Weiterbeschäftigung oder 
Zahlung namhafter Entschädigungen verurteilt. So wurden 
allein in einer Sitzung eines Schlichtungsausschusses 15 Ge- 
kündigten rund 67000.— M. zugesprochen, und man sagt, 
dass Fälle mit 20000.— und mehr Mark Entschädigung nicht 
zu den Seltenheiten gehören. Nach weitverbreiteter Ansicht 
geschehen diese vom Schlichtungsausschuss als unbegründet 
festgesteliten Kündigungen lediglich zu dem Zweck, unbe- 
queme Arbeiter und Angestellte loszuwerden, auch um den 
Preis hoher Entschädigungszahlungen und in dem Bewusst- 
sein, dass das Reich diese leisten muss. ; 


Der Abgeordnete Steinkopf fragt deshalb: 4 

„1. Sind der Reichsregierung diese Zustände bekannt und. 
was gedenkt sie zu tun, den Bestimmungen des Betriebsräte- 
gesetzes auch seitens der Reichsverwaltungen Beachtung zu 
verschaffen? ? A 

2. Wieviel solcher vom Schlichtungsausschuss als unbe- 
gründet festgestellten Kündigungsfälle sind von den Verwal- 
tungen des Reichs seit dem Inkrafttreten des Betriebsräte" 
gesetzes ausgesprochen worden, in wieviel Fällen erfolgte 
Weiterbeschäftigung, in wieviel Entschädigungszahlungen und 
wie hoch belaufen sich diese einzeln und in der Gesamt- 
summe ?* re 2: at er NS 

Eine Antwort der Regierung ist bis jetzt noch nicht ein- 
gegangen. Wir werden noch ausführlich auf dieses willkürliche 
Vorgehen der Behörden, das jedem sozialen Rechtsempfinden 
Hohn spricht, zurückkommen. E 































Anzeigen 


die fünfgespalt. Millimeter-Zeile 










oder deren Raum 60 Pf. Rabatt 
bei 3 Aufnahmen 10°/,, bei6 Auf- 
nahmen 15 ;,, bei13 Aufnahmen 
20 /-, bei 26 Aufnahmen 300 5. 





Nalasierlechniker 


geprüft oder met, zum mög- 
lichst baldigen Eintritt gesucht. 
Vorläufig Ortsklasse C. 


Katasteramt Senftenberg | 


Bez. Frankfurt a. © 
Kataster- 
techniker 


zum 1. Januar k. J. gesucht. 
— Ortsklase DD — 


Katasteramt SchiVelbein 


in Pommern. 
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Metallbetten 


Stahldrahtmatratzen. Kinderbetten, 
Polsteranjedermaun Katalog 29 frei 
Eisenmöbelfabrik Suhi, Thür. 








Kataster- 
techniker 


zum baldigen Eintritt gesucht. : 


Ratasterami Calau N.-L. 





jüngerer 


Katastertechniker 


erfahren in der Uebernahme von 
Messungssachen, Abschluss usw. 
(weitere Ausbildungsgelegenh, vor- 
handen), auf mögl. bald gesucht, 


Katasteramt Bleckede a.d.flie 


(Reg«-Bez. Lüneburg). 
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Bellage zur D.T. Z. 
für die technischen Angestellten und Bsamten/ | 
bei den Behörden des Reichs Mi. 





und der Länder in 
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Reichsfachgruppe 
Reichspost- und Telegraphenverwaltung 


Nummer 28, 3. Jahrg. 













Anrechnung der Privatdienstzeit auf das Besoldungs- 
dienstalter. Aut unsere an den Reichspostminister eingereichte, 
in der „Freien Beamtenrundschau“ Nr. 14. vom 30. Septem- 
ber 1921, Seite 102/103, abgedruckte Eingabe haben wir am 
2. November 1921 unter IV N. Nr. 4356 nachstehende Mit- 


teilung des R.P.M. erhalten: 


„Nachdem Ziff. 39 der Besoldungsvorschriften vom 21. März 1921 
durch die Verordnung vom 25. August 1921 (R.-G.-Bl:>Nr. 91, S. 1244) 
erweitert worden ist, wird auch für den Bereich der Reichs-Post- und 
Teiegraphenverwaltung geprüit werden, inwieweit eine für die Ueber- 
nahme in den Beamtendienst geforderte praktische Beschäftigung den 
technischen Beamten auf das Beso!dungsdienstalter angerechnet werden 
kann. Die“ untersteliten: Dienststellen werden nach Abschluss der Prü- 


fung mit entsprechender Anweisung versehen werden.“ 


Damit sind wir auch bei der Post- und Telegraphenver- 
waltung in der für die Techniker so bedeutungsvollen Frage 
einen Schritt weitergekommen. 


Internationale der Postbeamten. Ausser Arbeiter- und An- 
gestelltenorganisationen haben sich auch verschiedene Beamten- 
verbände international zusammengeschlossen. Es sind dies die 
Eisenbahner und die Postbeamten. Letztere haben sich bereits 
vor dem Kriege in Mailand ihre „Internationale des Personals 
der Post-, Telegraphen- und Telephonbetriebe‘“ (I.P.T.T.) ge- 
gründet. Diese erstrebt internationalen Gedankenaustausch, um 
dadurch den Einrichtungen der angeschlossenen Länder zu 
nützen. Die Verwertung der ig diesesı gemachten Erfahrungen 
solı durch Austausch von Beamten praktisch ermöglicht werden. 
In den nächsten Wochen wird die 1.P.T.T. eine Zeitschrift 
herausbringen, die sich die Aufgabe stellt, die organisatorischen 
und sozialen Bewegungen der Postangestellten, weiterhin der 
öffentlichen Angestellten im allgemeinen und schliesslich aller 
Arbeitnehmer in ihren Gesichtskreis zu ziehen. 









Reichsfachgruppe 
Reichsvermögensverwaltung und -Betriebe 


Uebernahme von Angesteliten der Reichsvermögensverwal- 
tung in die Heeresverwaltung. Der Bund war an das Reichs- 
wehrministerium herangetreten mit der Aufforderung, bei der 
Besetzung der Stellen, die durch die Neuorganisation der 
Heeresbauverwaltung bei dieser geschaffen werden, in erster 
Linie die Angestellten der jetzigen Reichsvermögensverwaltung 
und der früheren Heeresbauverwaltung zu berücksichtigen. 
Folgende Antwort des ‘Reichswehrministeriums ist hier ein- 
gelaufen: 


„Auf das gefl. Schreiben vom 28. Juli 1921 teilt das Reichswehr- 
ministerium ergebenst mit, dass bei Rückübernahme der Festungs- 
bauverwaltung und der Heeresbauverwaltung durch das Reichwehr- 
ministerium die Besetzung von Stellen technischer Angestellter durch 
Uebernahme von Angestellten der Reichsschatzverwaltung erfolgt. 

In etwa später freiwerdenden Stellen sollen tunlichst ehemalige 
Angestellte der früheren Fortifikationen und der Militärbauverwaltung 
verwendet werden, soweit nicht bei der Festungsbauverwaltung ehe- 
malige Angehörige des Festungsbaupersonals unterzubringen sind.“ 


Wir werden die Angelegenheit weiter verfolgen und bitten 
die Kollegen der Reichsvermögensverwaltung, die durch die 
Umorganisation stellenlos werden, unverzüglich Namen und 
Adresse einschliesslich- Angabe der Beschäftigungszeit bei 
der Reichsschätzverwaltung resp. früheren Heeresbauverwaltung 
an unsere Abteilung „Behörden und öffentliche Betriebe“ zu 
senden. 


46 der D.T.Z. ] Berlin, 


Erscheint mit Nr. 
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Herausgegeben vom 

Bund der technischen Angestellten und 
Beamten 

Berlin NW 52, Werftstr.7 


18. November 1921 





‚. Bezirksfachgruppentag. Aın 9. Oktober fand in Koblenz 
eine Tagung def Bezirkstachgruppe für das besetzte rheinische 
Gebiet statt. Die Tagesordnung lautete; 


Punkt 1: Die Organisation der Untergruppe: Angestellte der 
Reichsvermögensverwaltung des besetzten Gebietes. 

Punkt 2: Wahl des Untergruppenvorstandes. 

Punkt 3: Die Eingruppierung nach dem Reichstarif (Bericht 
des Kollegen Wiesenthal über seine Verhandlungen mit dem 
Präsidenten der Reichsvermögensverwaltung). 

Punkt 4: Die Organisation der einzelnen Reichsvermögens- 
ämter und -stellen. Wahl einer Kommission zur Ausarbeitung 
einer Denkschrift, vielleicht mit dem Titel: „Reorganisations- 
vorschläge für den Aufbau der Reichsvermögensverwaltung 
im besetzten Gebiet.‘ 

Punkt 5: Verschiedenes. 


Nach einem einleitenden Referat des Kollegen Wiesenthal 
wurde ' einstimmig der Vorschlag der Gauverwaltung ange- 
nommen, den Bezirksfachgruppenausschuss nach Köln zu \ver- 
legen. In den Arbeitsausschuss wurden gewählt die drei Kol- 
legen Schaper, Jungjohann und Busch aus Köln 
und der Kollege Leverentz aus Krefeld. Anschrift des 
Ausschusses ist einstweilen: Gauverwaltung Westdeutschland, 
Zusatz am .Briefkopf: betrifft Fachgruppenausschuss „Ange- 
stellte der Reichsvermögensverwaltung““. 


Bei Punkt3 der Tagesordnung stellte sich her- 
aus, dass die Eingruppierung bei den verschiedenen Reichs- 
vermögensämtern und -stellen durchaus verschieden gehand- 
habt wird. Ja, dass sogar die Stellung der Reichsvermögens- 
verwaltung den einzelnen Stellen und »-Aemtern gegenüber 
grundsätzlich verschieden war. Es konnten infolgedessen ge- 
waltige Unterschiede in den einzelnen Eingruppierungen fest- 
gestellt werden. 

Nach eingehender Diskussion wurde die nachstehende Ent- 
schliessung “einstimmig angenommen: 

„Die Tagung der technischen Angestellten der Reichsvermögens- 
verwaltung des besetzten Gebietes, zusammengesetzt aus Vertretern 
sämtlicher Reichsvermögensämter und -stellen dieser Verwaltung stellt 
fest, dass die Eingruppierung der technischen Angestellten nach dem 
Teiltarif nach durchaus verschiedenen Gesichtspunkten erfolgt ist. Die 
Verschiedenheit ist ausnahmslos auf die Ausführungsbestimmungen des 
Reichsschatzministeriums - und die Sonderverfügungen des Präsidenten 
der Reichsvermögensverwaltung an -die verschiedenen Dienststellenvor- 
steher zurückzulühren. Sowohl Ausführungsbestimmungen wie eine grosse 
Anzahl Verfügungen stehen in Widerspruch zum Tarifvertrag und wer- 
den deshalb von den Angestellten abgelehnt. Nachdem nun der Zentral- 
sch‘ichtungsausschuss eindeutig festgestellt hat, dass die | 
lediglich eine Frage der Einigung zwischen Dienststellenvorsteher un 
Angestelltenvertretung ist, verlangen die Angestellten, dass der Schieds- 
spruch nunmehr vorbehaltlos anerkannt und die Eingruppierung und 
Auszahlung bzw. Nachzahlung entsprechender Bezüge ab 1. April 1920 
rest!os durchge/ührt wird.“ 

Es wurde beschlossen, dass Kollege Wiesenthal diese Ent- 
schliessung persönlich dem Präsidenten der Reichsvermögens> 
verwaltung überreichen soll und dass die Entschliessung ausser- 
dem der Zentrale zwecks Weitergabe an das Reichsfinanz- bzw, 
Reichsschatzministerium übersandt wird. 

Der Gedanke eines Streiks wurde ernstlich erwogen und 
von allen Anwesenden ohne Ausnahme als gut durchführbar 
bezeichnet. Selbstverständlich soll vom Streikrecht erst Ge- 





Zur Beachtung! 
Obleute der Provinzial-, Landes- und Reichs-Fachgruppen 
Behördentechniker müssen die von unserem Bund heraus- 
gegebene „Bundespost“ lesen. 
Wir fordern hiermit alle Obleute, soweit sie die Bundes- 
post nicht bereits als Vertrauensmann erhalten, auf, die 
Zusendung durch ihre Ortsverwaltung bei uns zu beantragen. 
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sind. Man war nach einem Bericht des Kollegen Berndt, 
Koblenz, über seine letzte Verhandlung mit dem Präsidenten 
der Reichsvermögensverwaltung allgemein der Auffassung, dass 
der grösste Widerstand nicht bei dem hiesigen Präsidenten, 
sondern beim Reichsschatz- bzw. Reichsfinanzministerium zu 
suchen sei. Hat doch auf eine Anfrage des Präsidenten das 
Reichsschatzministerium. geantwortet: die Revision. des Teil- 


tarifvertrages müsse abgewartet werden. Gerade hierzu be-., 
steht keinerlei Veranlassung, da es sich bei den Forderungen . 


der Angestellten um Ansprüche aus dem bestehenden Teil- 
tarifvertrag handelt, die ohne . weiteres befriedigt werden 
können, wenn das Kabinett endlich den Spruch des Zentral- 
schlichtungsausschusses anerkennt. Es wurde festgestellt, dass 
bei erfolgter Uebereinstimmung zwischen Amtsvorstand und 
Angestelltenvertretung die betreffenden Gehälter Rechts- 
ansprüche darstellen und vor den ordentlichen Gerichten ein- 
klagbar sind. Wenn nicht schnellstens Abhilfe geschaffen wird, 
solien einige Einzelfälle grundsätzlich vor dem ordentlichen 
Gericht ausgefochten werden. 

Zu Punkt4 der Tagesordnung wurde von den 


verschiedenen Vertretern über den organisatorischen Aufbau . 


der einzelnen Aemter und Stellen‘ berichtet. Es konnte fest- 

estellt werden, dass auch hier ausserordentliche Unterschiede 
estehen. Während bei dem einen Amt die Angestellten 
meistens zu den Besprechungen über von ihnen zu bearbeitende 
Angelegenheiten vom Amtsvorstand zugezogen werden, sind 
aut anderen Aemtern die verschiedensten Zwischeninstanzen 
geschaffen worden, die jede Fühlungnahme der Angestellten 
mit dem Amtsvorstand verhindern und zu einer erheblichen 
Verteuerung des ganzen Betriebes beitragen. 

Es wurde ohne weiteres anerkannt, dass eine Arbeits- 
teilung bei grösseren Aemtern erforderlich sei. Es wurde aber 
abgelehnt, Zwischenstellen anzuerkennen, die lediglich den 
Zweck. haben, überflüssige Beamte unterzubringen. Es wurde 
beschlossen, eine Denkschrift auszuarbeiten, in der ein Re- 
organisationsvorschlag für den gesamten Betrieb der Reichs- 
vermögensverwaltung des besetzten Gebietes gemacht werden 
soll. Mit den Vorarbeiten für diese Denkschrift wurden die 
Kollegen Meinhardt vom Reichsvermögensamt Köln und Le- 
verentz vom Reichsvermögensamt Krefeld beauftragt. 

Zum Schluss wurde von unserem Kollegen Wiesenthal noch 
einmal darauf aufmerksam gemacht, wie wichtig es sei, ein 
Zusammengehen von Beamten und Angestellten zu erreichen. 
Zu diesem Zweck muss versucht werden, die Reibereien 
zwischen Angestellten und Beamten bei den einzelnen Aemtern 
abzustellen, was am besten dadurch geschehen kann, dass 
beide Teife auf die zwischen ihnen bestehende Interessen- 
solidarität hingewiesen werden. 






Landesfachgruppe 
' Preussische Staatshochbauverwaltung 





Betriebsräteverordnung. Am 12. November fanden im 
Preussischen Finanzministerium Verhandlungen über Aenderung 
der Betriebsräteverordnung vom 7. Februar 1921 statt, bei 
denen, abgesehen von den redaktionellen- Aenderungen, in fol- 
genden Punkten Uebereinstimmung erzielt wurde: 


I. In Anbetracht der besonderen Verhältnisse im Bezirk 
Sigmaringen (es sind dort bei den einzelnen Dienststellen 
nicht genügend wahlberechtigte Arbeitnehmer vorhanden, um 
einen örtlichen und einen Bezirksbetriebsrat zu bilden) wird 
für den ganzen Bezirk ein gemeinsamer Betriebsrat gebildet, 
der die Funktionen der örtlichen und zugleich des Bezirks- 
betricbsrates übernimmt. 

2. Zwischen den $ 1 und 2 wird ein neuer Paragraph 
eingefügt, der die in Betracht kommenden Zweige der Staats- 
verwaltung aufzählt. 

3. Im $ 13 wird das Wort „nicht‘‘ gestrichen. Es ist also 
künftig zulässig, Betriebsausschüsse bei den Bezirksbetriebsrä- 
ten und dem Hauptbetriebsrat zu bilden. Die Organisationen 
versprachen, den Wunsch der Regierung zu berücksichtigen, 
dass in diese Betriebsausschüsse nach Möglichkeit nur Mit- 
glieder gewählt werden, die am Sitze des’ Betriebsrates wohnen. 

Die Regierung sprach den Wunsch aus, dass ein Passus 
In die Verordnung eingefügt würde, wonach niemand mehr als 
einer Betriebsvertretung angehören dürfe. Da sämtliche Or- 
ganisationen diesem Wunsch ablehnend gegenüberstanden, 
wurde er von den Vertretern der Ministerien fallengelassen. 

Eine lange, erregte Debatte wurde durch die Forderung 
der Gewerkschaften herbeigeführt, : die Betriebsräteverordiung 
auch auf die örtlichen Dienststellen der Schutzpolizei aus- 
zudehnen. Da die Regierung sich grundsätzlich ablehnend 
verhielt, wurde. eine. Einigung nicht erzielt. Die Organisationen 
haben sich weitere Schritte vorbehalten. 
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brauch gemacht werden, wenn alle anderen Mittel erschöpft 


 äusserste Sparsamkeit bei allen Ausgaben zu Lasten des genannten 


- Besoldungsdienstalter der aus der Katasterverwaltung ; 


. denten zu veranlassen. : 





PR { Y BE 
Verrechnung der Reisekosten der hochbautechnischen Re- 
ferenten und der Ortsbaubeamten. Der Preussische Finanz- 
minister hat am 3. Oktober nachstehenden Erlass (III. 2.318) 
herausgegeben: a We er 
„Zur Hebung bestehender Zweifel, weise ich darauf hin, dass 
die Reisekosten der hochbautechnischen Referenten und der Ortsbau- 
beamien auch dann stets bei Kap. 53d Titel 8 meines Haushalts zu 
verrechnen "sind, wenn die auswärtigen Dienstgeschäfte allein Aufgaben 
aus dem Zuständigkeitsbereich des Herrn Ministers für Vo.kswohlfahrtt 
betreffen. Ich ersuche jedoch, eine besondere Nachweisung führen zu 
lassen, aus der die Höhe solcher Kap. 58d allein deshalb belastenden 
Ausgaben ersichtlich ist, weil die Besoldung der reisenden Beamten. 
und Angesteilien bei diesem Haushaltsabschnitt zu verrechnen sind (vgl. Be | 
Erläuterungen zu Kap. 58 Titel 11 des Haushalts des Finanzministeriums 
für 1912 und 1913). Reichen die Ihnen überwiesenen Mittel zur Deckung 
der Kap. 58d Titel 8 belastenden Ausgaben nicht aus, so ist dem An- 
trage auf Zuteilung eines Zuschusses eine Zusammenstellung der bis 
dahin verbrauchten Beträge nach nachstehend an!iegendem Muster bei- 
zufügen. Dabei wiederhole ich jedoch, dass der Fondsansatz äusserst _ 
gering ist und im Hinblick auf die Verarmung des Preussischen Staates 
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Haushalistiteis geübt werden muss.“ 


Das dem Erlass beigefügte Musterformular über die Ver- 
brauchsnachweisung ist aus drucktechnischen Rücksichten und 
der Raumersparnis halber hier weggelassen. 3 
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Landesfachgruppe Preuss. Kulturverwaltung 
— Vermessungswesen - | 


PIE 9 
a A 





Besoldungsdienst:lier der aus der Katasterverwaltung über- 
nommenen Vermessungssekretäre. Seit Jahren kämpften die 
aus der Katasterverwaltung hervorgegangenen Vermessungs- 


sekretäre um Gleichstellung mit den Kollegen der gleichen 
Prüfungstermine in der landwirtschaftlichen Verwaltung, also 
um Anrechnung der Zeit nach ihrer Prüfung und der vollen 
Militärzeit. re = 

Diese Anrechnung war bereits seinerzeit für eine Anzahl 
dieser Kollegen erfolgt, wurde jedoch auf Betreiben des Ver- 3 
bandes Preussischer Katasterassistenten rückgängig gemacht. 
« Nach dem unten abgedruckten Erlass des Landwirtschafts- 2 
ministers steht nunmehr fest, dass die in der Katasterverwal- 
tung nach der Prüfung zugebrachte Zeit bei der Neufest- 
setzung des Besoldungsdienstalters als im gleichen Dienst- 
zweig im Sinne der Ziff. 22 der Preussischen Besoldungs- 
vorschriften angesehen wird. : a 

Ob diese Kollegen nunmehr mit den der. landwirtschaft- 
lichen Verwaltung gleichgestellt sind, bleibt abzuwarten. 


’ Berlin,. den 27.-9. 21. 








Ministerium für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten. 
Gesch.-Nr. 1 B Ib 9529. ” 









übernommenen Vermessungssekretäre. ; 
Eingaben vom 24, ‚August und .15. September 1929. ws B 
Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister habe ich be- 
stimmt, dass für die aus der Katasterverwaltung in die landwirt- 
schaftliche Verwaltung übergetretenen Anwärter bei Bemessung ihres 
Besoldungsdienstalters die Beschäftigung in der Katasterverwaltung als 
Beschäftigung im gleichen Dienstzweig im Sinne der Ziffer 2 der 
Preuss: Besoldungsvorschriften vom 8. Juli 1921 anzusehen ist. = 
5 US A.; ö 5 5 
gez. Ärticus. aa 







































Befähigungsnachweise für Kulturamtszeichner. In dieser 
Angelegenheit geht uns nachstehender Bescheid‘ zu: = 
Ministerium für Landwirtschaft, er > 
- Domänen und Forsten. EL SE EN 
Gesch.-Nr. 1B. 1b. 10 245. Ber:in, den 17. Oktober 1921, 
Bereits vor Eingang der ‘dortigen Eingabe vom 14. Mai d. J. hatte 
ich Gutachten über Befähigung und Leistungen der einzelnen Kultur- 4° | 
amtszeichner, deren Anmeldung zur Vermessungssekretärprüfung mir aus. 
dem Jahre 1915 voriiegt, eingefordert und ausserdem die Vorlage einer 
von den einzeinen Angeste.lten angefertigten Riss- und Kartenzeich- 
nung angeordnet. Soba.d die verlangten Gutachten und Arbeiten hier 
vollständig eingegangen sind, werde ich den für geeignet befundenen 
Kulturamtszeichnern ein Befähigungszeugnis zum Vermessungssekretär aus- 
stellen lassen und ihre Dehenahme das Beamtenverhältnis veran- 
lassen, soweit Stellen frei sind und für die Folge verfügbar werden, 
+1. A.: gez. Articus. ER | 


Wie für den Jahrgang 1915, so wird auch für die Jahr- 
gänge 1916—1918 fernerhin alles unternommen : werden, um 
auch diesen die Befähigungszeugnisse baldigst zu verschaffen. 

Die Anregungen zur Anforderung der ‚Probearbeiten ist 
daher als Massnahme zu betrachten, diese Angelegenheit zu 
fördern. Wir hoffen, dass es bald gelingen wird, das Minist 
rium zu entsprechenden ' Anweisungen an die‘ L.K. Präsie 
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Ein wackerer Angestelltenvertreter 


Bei ‘den Verhandlungen über die Revision des Teiltarif- 
vertrages hat sich ein wunderbares Bild ergeben. Der Ver- 
treter des christlichen Gesamtverbandes Deutscher Angestell- 
ten-Gewerkschaften („Gedag“), Herr Johannes Müller, hielt 
sich für verpflichtet, den Vertretern der anderen Org: -.isa‘ionen 
Knüppei zwischen die Beine zu werfen, um’ die Rı. vision 
des textlichen Teiles zu Fall zu bringen, und 
erklärte wiederholt ostentativ, eine Revision des textlichen 


= Teiles könne aus der Aenderung der Besoldungsordnung nicht 


begründet werden. Er liess dadurch den Regierungsvertretern 
eine Unterstützung zuteil'werden, die diesen hochwillkommen 
war. Die Angestellten werden sich bei ikm bedanken können, 
wenn die Sprüche des Schlichtungsausschusses die Einwirkung 
seines Vorgehens zeigen. Wenn man bei den Verhandlungen 
‚über den Gruppenplan noch annehmen konnte, Unkenntnis 


"und Unfähigkeit wären die Gründe für das passive Verhalten 








'stellenden Partei 


der Vertreter des Gedag, so muss man jetzt wohl voraus- 
setzen, dass geradezu böser Wille die Triebfeder war. 
Wie lagen denn eigentlich die Dinge bei den Verhand- 
lungen über die Revision? Jede Partei hatte einen Vorschlag 
ausgearbeitet und darin niedergelegt, wie nach ihrer Anschau- 
ung die Aenderung der Besoldungsordnung auf den Tarif- 
vertrag zurückwirken müsste. Ueber die Revision, zu der dia 
Regierungen nach $ 23 des Teiltarifvertrages verpflichtet waren, 
hinaus, hatten ihre Vertreter” bei den ursprünglichen Verhand- 
lungen die Erklärung abgegeben, dass sie bereit wären, 
über eine. Aenderung des $ 6 (Berechnung des Vergütungs- 
dienstalters) ebenfalls in Verhandlungen einzutreten! Die Or- 
ganisationen hatten nun ihre Forderungen zum $ 6 in ihren 
Vorschlag hineingearbeitet. Ebenso hatten die Regierungen in 
ihrem Entwurf bekanntgegeben, wieweit für sie eine Aenderung 
des 8 6 wünschenswert und annehmbar wäre und welche 
Zugeständnisse sie dafür verlangten. Der Verlauf der Ver- 
handlungen liess jedoch bald klar erkennen, dass die Ressorts 
gar nicht daran dachten, die klaren Rechtsansprüche, 
die die Angestellten aus der Besoldungsordnung herleiten 
konnten, anzuerkennen. Sie glaubten Bedingungen stellen 
und die Erfüllung dieser Bedingungen zur Vorbedingung für 
die Anerkennung” von Rechtsansprüchen machen zu können, 
Sie verlangten also, die Organisationen sollten die Rechte 
der Angestellten opfern, um überhaupt zu Verhand- 
lungen zu gelangen, und dann ihre Rechte durch Zuge- 
ständnisse an anderer Stelle zurückkaufen. 


Im .Gegensatz zum G.d.A. und Gedag glaubten die freien 
Gewerkschaften das Eingehen auf solche Bedingungen nicht 
verantworten zu können und lehnten die Verhandlungen über 
den Regierungsvorschlag ab. So kam es zur Einsetzung des 
besonderen Schlichtungsausschusses für die Durchführung der 
Revision des Teiltarifvertrages, dessen ausschliessliche Auf- 
gabe es ist, die Rechtsansprüche der Angestell- 
ten aus der Aenderung der Besoldungsordnung unzweideutig 
klarzustellen. Darüber hinauszugehen, ist er nicht be- 
fugt!. Haben die Parteien weitergehende Wünsche, bleibt es 
ihnen unbenommen; nach Klarstellung der Rechtsansprüche in 
erneute Verhandlungen über eine Aenderung des Tariivertrages 
einzutreten. 


In den Verhandlungen stellten sich die freien Gewerk- 
schaften auf den Standpunkt, jede Erweiterung der Besoldungs- 
ordnung, die nach Absehluss des Tarifvertrages vorgenommen 
wurde, also auch die Herausgabe der Ausführungsbestim- 
mungen zur Besoldungsordnung, müsse für die Revision des 
Tarifvertrages massgebend sein, und begründeten ’aus den Aus- 
führungsbestimmungen ihre Forderungen auf Aenderung des 
8 6. Die Ressortsvertreter lehnten natürlich, wie bei jeder 
anderen Streitfrage, die Anerkennung dieses Standpunktes ab 
und fanden dabei die eifrige Unterstützung des 
christlichen Gedag. Wieweit nun der Schlichtungs- 
ausschuss die Stellungnahme der freien Gewerkschaften wür- 
diet, bleibt abzuwarten. Sicher ist jedenfalls, dass es auf ihn 
nicht ohne Wirkung bleiben wird, wenn aus der antrag- 
heraus die Anträge und ihre Begründung 
bekämpft werden. Und das Verdienst hat sich Herr Johannes 
Müller erworben. 

Die Gründe für das Verhalten des Gedag-Vertreters sind 
nicht allzuschwer zu erkennen. Die Passivität des Gedäg bei 
den Verhandlungen über ‘die Aenderung des Gruppenplanes 
konnte zur Not nach so gedeutet werden, als ob er die. Ver- 
antwortung für den Ausgang des Schlächtungsverfahrens den 
freien Gewerkschaften überlassen wollte, da diese die Be- 
schreitung. eines Weges erzwungen hatten, den der Gedag 
nicht für richtig hielt und nicht gebilligt hatte, obwohl zu er- 
kennen war, dass absolute Unkenntnis der Verwal- 
tungsverhältnisse und der Besoldungsvor- 
schriften die Vertreter des Gedag zwang, sich: in Schwei- 
gen zu hüllen. Die freien Gewerkschaften brachten für ihre 
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Vorschläge zur Aenderung des Gruppenplanes so erdrückendes 
Beweismaterial, dass der Ausgang des Verfahrens wohl kaum 
zweifelhaft bleiben konnte. Gelang es ihnen nun, auch die 
Revision .des textlichen Teiles in gleicher Weise zu begründen, 
wäre selbst für einen Blinden erkennbar gewesen, wie grund- 
verkehrt die Politik des Gedag gewesen ist. Um 
sich diese Blamage zu ersparen, musste er einen günsti- 
gen Ausgang der Schlichtungsverhandlungen verhüten 
und da blieb ihm kein anderes Mittel, als die Ausführungen 
der anderen Gewerkschaftsvertreter zu bestreiten und die 
Einwendungen der Behördenvertreter durch die Erklärung des 
Herrn Müller. zu stützen. Der Gedag hat also die 
Rechte der Angestellten preisgegeben, weil 
fürihn organisations-egoistische Interessen 
BRAES siehen,alsdasInteressederÄngestell- 
en. 


Rundschau 


Revision des Teiltarlfvertrages für -Behördenangestellte, 
Zwischen dem Schlichtungsausschuss, den Gewerkschaften und 
der Regierung ist vereinbart, die bisherige Anlage zum Teiltarif- 
vertrag (Gruppenplan), welche durch die Revision sowie durch 
die verschiedenen Ergänzungsabkommen wesentlich verändert 
ist, durch eine vollständig neue Anlage zu ersetzen. 
Diese Anlage enthält ausser den bisher zwischen den Vertrags- 
parteien getroffenen Vereinbarungen auch das Ergebnisder 
Revision mit Begründung. Um die Gesamtzahl der 
Auflage festzustellen, bitten wir, sofort Bestellungen 
(Abteilung Behörden und öffentliche Betriebe) nach hier aufzu- 
geben. Der Preis, welcher sich nach der Höhe der Gesamt- 
aullage bemisst, steht. noch nicht fest. 


Erhöhung der Besatzungszulage. Afn 5. November fanden 
im Reichsfinanzministerium Besprechungen mit den’ Vertretern 
der Spitzenorganisationen wegen Erhöhung der Besatzungs- 
zulage statt. Der Vertreter des Reichsfinanzministeriums er- 
klärte, wegen der Rückwirkung auf die Länder und Gemein- 
den keine Zusage machen zu können. Auf den Hinweis der 
AfA-Vertreter, dass doch genug Zeit gewesen wäre, sich 
mit den in Frage kommenden Körperschaften in Verbindung 
zu setzen, erklärte sich der Vertreter des Finanzministeriums 
bereit, in die Verhandlungen mit den Ländern nunmehr schnell- 
stens eintreten zu wollen. 


Neuregelung der Bezüge der Angestellten bei den Reichs- 
verwaltungen. Nach Abschluss der Verhandlungen hat der 
Reichsminister der Finanzen am 9. November unter I. B. 72491 
folgenden Erlass herausgegeben: 


Brieftelegramm. 

Im Anschluss an mein Schreiben vom 8. November d. J. 
— I. B. 72400. — und im Einvernehmen mit den wirtschaft- 
lichen Organisationen der Angestellten erkläre ich mich auch 
mit der sofortigen Auszahlung der für die Zeit vom 
1. Oktober bis einschliesslich 31. Dezember d. J. für die unter 
den Teiltarifvertrag vom 4. Juni 1920 fallenden Angestell- 
ten des Reichs einschliesslich der unter den Tarifvertrag 


















Wertschätzung technischer Arbeit 
- durch Verwaltungssekretäre. 


Die Arbeitsgemeinschaft deutscher Sekretärverbände 
schreibt in Nr. il ihres Organs vom 25. Oktober 1921: 
„Das, was der Techniker auf dem Zeichenbrett leistet, 
leistet der Sekretär im Bureaudienst durch Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen. Das, was der Techniker in 
der Mathematik leistet, leistet der Bureausekretär bei 
Aufstellung von Kostenrechnungen, Erstattungsberech- 
nungen usw. Es gibt eben keine Unterschiede zwischen 
den Leistungen der einzelnen Sekretärklassen. Es gibt 
aber auch keinen Unterschied zwischen den Leistungen 
eines Sekretärs und eines Obersekretärs. Gleiche 
Leistungen aber erfordern gleiche Bezahlung.“ 
Da diese Ausführungen eindeutig die Auffassung der 
Verwaltungsbeamten über die Bewertung der technischen 
Arbeit zeigen, ist jeder Kommentar überflüssig. Darum; 


Heraus aus den Gewerkschaften 
der Verwaliungsbeamten, 


hinein in die Einheitsorganisation aller Techniker, 


den 


Bund der technischen Angestellten und Beamten! 
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vom 12. Oktober 1920 fallenden Aerzte, Zahnärzte und Apo- 
theker sich ergebenden Mehrbeträge in einer Summe ein- 
verstanden. 

Zur Errechnurfig dieser Mehrbeträge ist als künftiger Ge- 
saıntbezug der 
Angestellten über 21 Jahreindenersten5 Ver- 

? gütungsjahren 
der Gesamtbezug eines Diätars im 1. bis 5. Diätarienjahre, 
im 6. und den folgenden Vergütungsdienst- 
jahren 
der Gesamtbezug im ersten bzw. in den folgenden Besol- 
dungsdienstjahren eines Beamten der entsprechenden Besol- 
dungsgruppe anzunehmen. - 

Bei diesem Vergleich ist die Vergütungsgruppe I des 
Teiltarifvertrages der Beamtenbesoldungsgruppe Ill, die Ver- 
gütungsgruppe Il der Beamtenbesoldungsgruppe IV usw. 
gleichzustellen. 

Der künftige Gesamtbezug der 
jugendlichen Angestellten unter 21 Jahren 
ist unter Ansatz eines Teuerungszuschlages von 20 vom Hun- 
dert in, der Weise zu errechnen, dass als Grundvergütung 
bis zum vollendeten 

15. 16. 17. 18. .19. 20. 21. Lebensjahr 

30 40 50 60 70 80 9 
vom Hundert der Grundvergütung der 6. Vergütungsstufe der 
gleichen Vergütungsgruppe zu gelten hat und ferner der 


volle dieser Stufe entsprechende Ortszuschlag zu Grunde 


gelegt wird. 

Das mit den wirtschaftlichen Organisationen der Ange- 
stellten abgeschlossene Ergänzungsabkommen zum Teiltarif- 
vertrage vom 4. Juni .1920 wird später mitgeteilt werden. 

Im Auftrage 
gez. v. Schlieben. 


Neuregelung der Bezüge der Angestellten bei den preussi- 
schen Staatsverwaltungen. (Erlass des preussischen Finanz- 
ministers — Lo. 3218 — vom 11. November 1921.) Nachdem die 
Bezüge der Beamten vom 1. Oktober d. J. ab erhöht worden 
sind und durch Runderlass vom 7. November 1921 — Bes. 2846 
— die Auszahlung der Mehrbeträge, u. a. auch an die nicht- 
planmässigen Beamten, für die Zeit vom 1. Oktober bis Ende 
Dezember d. J. in einer Summe angeordnet worden ist, wird 
im Verfolg der Verhandlungen mit den am Abschlusse des 
'Teiltarifvertrags vom 4. Juni 1920 beteiligt gewesenen wirt- 
schaftlichen Verbänden hiermit bestimmt, dass auch die Bezüge 
der im preussischen Staatsdienste stehenden. unter den Teil- 
tarif fallenden Angestellten entsprechend den Besoldungen der 
Beamten erhöht. und ihnen für die Zeit vom 1. Oktober bis 
Ende Dezember 1921 unter Beachtung nachfolgender Gesichts- 
unkte zu errechnenden Mehrbeträge nach Steuerabzug unter 
‚Vorbehalt der Rückforderung von Ueberzahlungen auf einmal 
und sofort gezahlt werden. Bei dieser Gelegenheit sind etwa 
noch offenstehende Vorschüsse, Ueberzahlungen an, Dienst- 
Teulung und andere nicht strittige Verbindlichkeiten einzu- 
ehalten. 


Grundlegend für die Errechnung und die Höhe der Bezüge 
der Angestellten sowie der Kinderzuschläge vom 1.. Oktober 
1921 ab sind an. sich die Bestimmungen in dem mit obigem 
Runderlass übermittelten. Gesetz über eine Aenderung . der 
Dienst- und Versorgungsbezüge der unmittelbaren Staats- 
beamten. Hierbei ist zu beachten, dass bei dem Vergleich der 
Bezüge der Angestellten mit denen der Beamten die Ver- 
gütungsgruppe I des Teiltarifvertrags der Beamtenbesoldungs- 
gruppe III, die Vergütungsgruppe II der Beamtenbesoldungs- 
gruppe IV usw. gleichzustellen ist. 

Zur Errechnung der Mehrbeträge ist als künftiger Ge- 
samtbezug der Angestellten über 21 Jahre 

in den ersten fünf Vergütungsdienstjahren 
des Teiltarifvertrags der Gesamtbezug eines 
Diätars im ersten bis fünften Diätarienjahr (vgl. Artikel I 
& 1 Ziffer X a. a. O.), 

im sechsten und den folgenden Vergütungs- 
dienstjahren des Teiltarifvertrags der Ge- 
samtbezug im ersten bzw. in den folgenden Besoldungs- 
dienstjahren eines Beamten der entsprechenden Besoldungs- 
gruppe (vgl. Artikel 1 $1 Ziffer VI, 1a. a O.), 

anzunehmen. Hierbei wird aber noch ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, dass die Berechnung der Bezüge der Angestellten in 
den ersten fünf Vergütungsstufen inder gleichen Weise 
zu erfolgen hat, wie es für die nicht planmässigen unmittel- 
baren Staatsbeamten in Artikel I $ 1 Ziffer X und 8 2 a. a. O. 
vorgesehen ist. 
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Jugendliche Angestellte vom vollendeten 15. Lebens- 
jahre ab erhalten zu ihrer bisherigen Grundvergütung 
und dem neuen für die 6. Vergütungsstufe ihrer Vergütungs- 
gruppe zuständigen Ortszuschlag und dem allgemeinen Teu- 
erungszuschlag von 20 v. H. von der Summe dieser beiden | 
vorgenannten Beträge einen weiteren Teuerungszuschlag bis 
zur Erreichung eines Gesamtbetrages, wie er sich ergeben 
würde, wenn nachfolgende Grundvergütungssätze anzuwenden) 
wären: ne 











Vergütung:gruppe | Vom vollendeten ; 
Be | entspricht: | 15:1 °46,=] 17.2] 8.1 Span 
vert:ag Besoldungs- i Lebensjahre 
ordnung “.| mM | “| Mm m | M IM 
1 I 3450 | A600 | 5750 | 690.| 8050| 9200 | 1v350 
u IV 375) | 5:00 | 6250 | 7560 | 87501000 | 11250 
If V 74050 | 5400 | 6750 | 81.0 | 9450| 1080 | 12150 
IV vI 4 50 | 5800,] 7250 |-8700 | 10150 | 11660 | 13.059 
V vi 4800 | 6400*| 8000 | 9600 | 11.200 | 12 800 | 14300 





Zur Erleichterung für die Anweisung und Berechnung der 
zu zahlenden Mehrbeträge sind hier getrennt nach Vergütungs- 
gruppen Tabellen gefertigt, und zwar für jugendliche Ange- 
stellte, für volljährige männliche und für volljährige weibliche 
Angestellte in den ersten 5 Vergütungsstufen jeder Vergütungs- 
gruppe. Diese Uebersichten folgen unmittelbar nach Druck- | 
legung. Wegen der übrigen Angestellten wird auf die dem | 
Runderlasse vom 7. November d. J. — Bes. 2846 — bei- 
gegebenen tabeilarischen Uebersichten Bezug genommen. i 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen und mit Be- 
stimmtheit erwartet, dass die Arbeiten so beschleunigt werden, 
dass die Auszahlung der Mehrbeträge an die Angestellten 
möglichst zu dem Zeitpunkte erfolgt, an dem die Beamten 
die Nachzahlung erhalten. R Bi 

Die für die Hochbauämter, Kreiskassen, Katasterämter, 
Landräte, staatliche Polizeiverwaltungen, Kommandostellen der 
Schutzpolizei in Orten mit kommunaler .Polizeiverwaltung und 
Distriktskommissare erforderlichen Abdrucke dieses Erlasses 
sind beigefügt. : 

- Zugleich im Namen des Ministers des Innern. 
DerFinanzminuister. 
In Vertretung: Weber. ar 


Tabellen zur erleichterten Errechnung der 
mit rückwirkender Kraft ab 1. Oktober neu 
festgesetzten Bezüge der jugendlichen Ange- 
stellten und der Angestellten in den ersten 
5 Vergütungsstufen. Zur erleichterten Berschnung der 
neuen Bezüge hat das Reichsfinanzministerium eine besondere | 
Tabelle herausgegeben, aus welcher. die neuen Bezüge in den 
einzelnen Lebensjahren bzw. Vergütungsstufen sowie Orts- 
klassen zu ersehen sind. Ferner sind die Mehrbeträgz gegen- 
über der früheren Regelung besonders berschnet. Die Tabellen, 
welche von uns empiohlen werden, können gegen Voreinsen- 
dung des Beitrages zuzüglich Porto von unserer Hauptgeschäfts- 
stelle bezogen werden. Der Preis beträgt 3 M. einschl. Porto. 
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Anzeigen Kataster _ 
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nah kaut | LO CNMIKEF 

bei3 Aufnahmen 10%, bei6 Auf- || zum baldigen Eintritt gesucht, 


nahmen 15/,, bei 13 Aufnahmen | Katasteramt Calan NR e “ BP 


nalastrietinike I | Katar 


chst baldigen Eintritt gesucht. | zum 1. Januar k. J. gesucht. 
Vorläufig Ortsklasse C. — Ortsklasse D. — 


Katasteramt SULHIER DATE Katasteramt Schivelbein 


Bez. Frankfurt a. O. in Pommern, 
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Ein mit Kartierungs- und Fiächenbereehnungs- 
£ Arbeiten vertrauter jüngerer 


Kataster od. Vermessungstechniker 


| für sofort oder zum 1.Januar n.'Js. gesucht. Offerten 
mit Gehaltsansprüchen und Zeugnisabschriften erbeten an die 


‚Artländer Melioration in Quakenbrück. 
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Landesfachgruppe Preuss. Hafen-, Kanal- 
und Wasserbauverwaltung und -Betriebe 


Unzuständigkeit preussischer Ministerien in Angestellten- 
fragen. Verfügungen der preussischen Ministerien haben für 
die Angestellten bei den auf das Reich übergehenden Was- 
serstrassen keine Gültigkeit! In mündlicher Verhand- 
lung beim Reichsverkehrsministerium ist festgestellt worden, 
dass die Mittel für Arbeiter und Angestellte nur im Etat des 
Reiches erscheinen, dieses daher alleiniger Arbeitgeber sei. 
Deshalb können weder der Preussische Minister für Land«- 
wirtschaft, Domänen und Forsten noch der Preussische Finanz- 
minister Bestimmungen für Entlassung und Dienstregelung von 
Angestellten erlassen. Auf das Ersuchen, die nachgeordneten 
Stellen in diesem Sinne aufzuklären, erwiderte der betreffende 
Dezernent, dass er das für vollständig überflüssig halte. Es ist 
also jedem Verlangen der Amtsvorstände auf Regelung des 
Dienstverhältnisses bzw. Entlassung von Angestellten auf Grund 
von Verfügungen preussischer Ministerien entschieden entgegen- 
zutreten. Insbesondere kommt hier auch der Erlass des Preussi- 
schen Finanzministers vom 17. September in Frage, der die 


- Heranziehung von Angestellten zu Dienstreisen und zur Tätig- 


keit im Aussendienst sowie die Versetzung von Angestellten 
behandelt. 


Taguns des Hauptbstriebsrats der Wasserstrassenabtei- 
lung des Reichsverkehrsministeriums vom 15.—18. November 
in Berlin. Es kamen eine ganze Reihe Fragen zur Erörterung, 
die auch für die Angestellten von Wichtigkeit sind. So 
wurde z, B. die Schaffung einer Ausgleichsstelle für die An- 
estellten im Bereich der Wasserbauverwaltung gefordert. 
erner wurde eingehend die Frage besprochen, inwieweit neue 
Bauten in eigener Regie oder durch Unternehmer auszuführen 
seien, sowie auch die Frage der Anwendung der produktiven 
Erwerbslosenfürsorge im Bereich der Wasserbauverwaltung. 
Der Forderung des Betriebsrats, die Entlassung von Arbeitern 
und Angestellten wegen vorläufiger Erschöpfung der Unter- 
haltungstonds zu vermeiden, hat -der Reichsverkehrsminister 
bereits durch einen Erlass vom 15. Oktober 1921 — WILT. 


- 7161 — Rechnung getragen. 


Wie es mit der Verwirklichung unserer Forderung „Durch- 
dringung der Verwaltung mit technischem Geist“ in der 
Wasserbauverwaltung aussieht, beleuchten treffend die Aus- 
führungen einiger Hauptbetriebsratsmitglieder, von denen wir 
eine Auswahl folgen lassen: 
-- In Harburg befindet sich ein Bagger, der bereits 
acht Jahre ausser Betrieb und dem Verfall nahe ist, während 
an anderen Orten Bagger geliehen bzw. neu beschafft worden 
sind. — Ein Bauhof hat Mangel an Beschäftigung, im Nachbar- 
bezirk dagegen wurden Arbeiten an Privatfirmen übertragen. 
Die Dienststellen wachen ängstlich darüber, dass aus ihrem 
Bezirk ja kein Gerät herauskommt. — In Bromberg ist 
vor vielen Jahren eine Dampframme neubeschafft worden 
und blieb nach kurzer Verwendung unbenutzt stehen. Der 
damalige Bauhofsverwalter war Militäranwärter und Gendarm. 
Erst nach einer ganzen Reihe von Jahren machte ein Bauhofs- 
verwalter mit grösserer technischer  Vorbildung die : noch 
brauchbaren Teile der Dampfiramme, insbesondere den-Kessel, 
für die Bauverwaltung wieder nutzbar. — In Geestemünde 
wäre der Firma Dyckeshof & Wiedmänn eine Bau- 
ausführung übertragen worden, trotzdem sie weit mehr ge- 
fordert halte als andere Privatfirmen. Nun hätte sie diesen Bau 
aber nicht selbst ausgeführt, sondern mitkonkurrierenden Fir- 
men zu einem geringeren Preise die Bauausführung übertragen, 
wäre also ohne jede unmittelbare Mitarbeit zu einem ansehn- 
lichen: Verdienst gekommen. — 

Achnliche Beispiele wurden mehrere angeführt. Es wurde 
auch darüber Klage geführt, dass ein Bauamtsvorste her 
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das Personal zum Eintritt in die Technische Nothilfe 
veranlassen wollte, um dadurch das Risiko für den Privat- 
unternehmer auszuschalten, das mit einer von diesem beab- 
sichtigten Arbeiteraussperrung verbunden gewesen wäre. Der 
betr. Bauamtsvorsteher habe sogar Dienstgelder für die .Tech- 
nische Nothilfe bereitgestellt. 

Zur Frage der Privatisierung der deutschen 
Wasserstrassen und Häfen nahm der Hauptbetriebsrat 
nachstehende Entschliessung an: 

„Die fünfte Vollsitzung des Hauptbetriebsrates der Wasser- 
strassenabteilung im Reichsverkehrsministerium erhebt Ein- 
spruch gegen die teils erfolgte und weiter etwa beabsichtigte 
Privatisierung der deutschen Wasserstrassen und Häfen ebenso 
gegen die Privatisierung der an Wasserstrassen bestehenden 
und zu errichtenden Kraftanlagen. 

Der Hauptbetriebsrat steht auf dem Stand unkt, dass 
durch die den Zeitverhältnissen entsprechende Umgestaltung 
der Verwaltung und des Betriebes der Wasserstrassen usw. 
nach modernen technischen und kaufmännischen Gesichts- 
punkten diese Betriebe mindestens auf die gleiche Höhe 
gebracht werden können, auf der Betriebe der Privatunter- 
nehmungen sich befinden, so dass sie in grösstem Masse zur 
wirtschaftlichen Gesundung des Reiches beitragen und damit 
der Allgemeinheit dienen. 

Er betont mit allem Nachdruck, dass er alle Bestrebungen, 
vorgenannte Anlagen in Privathände überzuleiten, mit 
allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln ent- 
gegentreten wird. 


Landes.achgruppe Preuss. Kulturverwaltung 
. — Vermessungswesen 





Achtung! Falsche Information! Im „Mitteilungsblatt‘“ 
Nr. 16 des Verbandes der Vermessungssekretäre der landwirt- 
schaftlichen Verwaltung Preussens finden wir unter 2e nach- 
stehende Notiz: 

„Von mehreren Kulturamtszeichnern sind Anträge auf 
Nachzahlung der ihnen durch die vom Paritätischen Aus- 
schuss zugesprochenen Höherstufung zustehenden Dienst- 
bezüge gestellt. Diesem Antrage kann erst stattgegeben 
werden, wenn der Nachtrag zum Teiltarifvertrag von allen 
Instanzen genehmigt und das Ministerium Anweisung zur 
Auszahlung gegeben hat.“ 

Es geht doch nichts über gute Information! Und das nennt 
sich Interessenvertretung! 

Die Meldung des Sekretärverbandes ist natürlich vollkom- 
mener Unsinn. Die Bezüge auf Grund der vom P.A. aus- 
en Höherstufung sind sofort fällig. Auf unser 

rängen sind verschiedentlich Verfügungen des Finanzministe- 
riums erlassen worden, durch welche die Dienststellen ange- 
wiesen werden, diese Bezüge sofort auszuzahlen. Mit dem 
Nachtrag zum Teiltaritvertrag hat die Höherstufung durch 
den P. A. nicht das geringste zu tun. 

Alle Kollegen sollten ‘aus solchen Vorkommnissen die 
Lehre ziehen: Heraus aus den Zwergvereinen, die nicht die 
geringste Bedeutung haben und die tatsächlichen Verhältnisse 
so wenig kennen, dass sie ihre Mitglieder nicht einmal richtig 
informieren können! Alle Vermessungssekretäre und, Kultur- 
amtszeichner gehören in die Einheitsorganisation 
aller Techniker, in den Bund dertechnischen Ange- 
stellten und Beamten! 


Schaffung. planmässiger Stellen. Wie bereits bekannt, ist 
der von uns gestellte Antrag auf Schaffung planmässiger 
Stellen trotz nachdrücklichster und eindringlicher Vertretung 
unseres Bundes im diesjährigen Haushalt im Hauptausschuss 
des Preussischen Landtages abgelehnt worden. 
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Die Arbeit des Bundes und des Landesfachgruppenaus- 
schusses hat jedoch bewirkt, dass der Hauptausschuss des 
Landtages einen Antrag zum Haushalt der Landwirtschaft- 
lichen Verwaltung für das Rechnungsjahr 1921 angenommen 
hat, nach dem das Staatsministerium ersucht werden soll, für 
die Vermessungsdiätare der Landwirtschaftlichen Verwaltung 
eine angemessene Zahl von Vermessungssekretärstellen zu 
schaffen und die hierdurch freiwerdenden Diätarstellen durch 
die ältesten Kulturamtszeichner zu besetzen. Wie uns der 
Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten unter dem 
23. November 1921, Nr. IB Ib 11588 mitteilt, hat sich in- 
zwischen auch der Preussische Finanzminister mit einer Ver- 
mehrung‘ der Vermessungssekretärstellen im Sinne des Antrages 
des Landwirtschaftsministeriums einverstanden erklärt. Es kann 
nunmehr mit Bestimmtheit erwartet werden, dass alsbald die 
Uebernahme eines Teils der vorhandenen Diätare ins Beamten- 
verhältnis und die Einberufung von Kulturamiszeichnern ins 
Diätarienverhältnis erfolgt. 

Wir werden unseren ganzen Einfluss dahin geltend machen, 
dass die Zahl der neuzuschaffenden Beamtenstellen den be- 
rechtigten Anforderungen der Diätare und Kulturamtszeichner 
entspricht. 

Steilenbewerbung von Beamten. Nachstehend geben wir 
den Kollegen eine Eingabe bekannt, die wir unterm 23. No- 
vember 1921 an den Herrn Minister für Landwirtschaft, Do- 
mänen und Forsten gerichtet haben: 

„Als Interessenvertretung der Vermessungssekretäre der landwirt- 

schaftlichen Verwaltung gestatten wir uns, nachstehendes zu unter- 
breiten: 
_, In Erweiterung ‘des Ründerlasses vom 22. Juli 1916 — IBIb 
2716 — ist ein weiterer Erlass am 12. Oktober 1921 herausgegeben 
worden, der anordnet, dass sämtliche Beamte vor jeder Bewerbung 
um Beschäftigung in anderen behördliehen oder privaten Stellungen, 
durch die ein Ausscheiden aus der landwirtschaftlichen Verwaltung 
oder eine Einschränkung ihrer hauptamtlichen Tätigkeit in Frage 
kommen könnte, sowie bei Einleitung von Verhandlungen mit ihnen 
über den Eintritt in solche Stellungen, die Genehmigung des Herrn 
Ministers einzuholen haben. 

Die Anordnung in dieser Form ist beamtenrechtlich unzulässig, 
soweit es sich um die Bewerbung um Stellen handelt, durch deren 
Annahme ein Ausscheiden aus der landwirtschaftlichen Verwaltung 
bedingt würde. 

Die Genehmigung ist nur zur Bewerbung um solche Stellen -er- 
eh die als Nebenamt oder als Nebenbeschäftigung anzusprechen 
sind. 

Wir ersuchen daher, ‘die vorerwähnten Erlasse aufzuheben bzw. 
die Anordnungen auf das zulässige Mass zurückführen zu wollen.“ 


II. Landesfachgruppentag. Im Anschluss an den Behörden- 
technikertag fand an? 29. November 1921 der I. Landesfach- 
gruppentag statt, an welchem ausser dem Landesfachgruppen- 
ausschuss die Kollegen Heimberg-Altenkirchen, Sander-Münster, 
Dreyer-Hannover, Koch-Limburg, Händel-Nordhausen, Liedtke- 
Frankfurt a. O., Schrammeck-Breslau, Lewald-Königsberg als 
Vertreter der Provinzialfachgruppen, Kollege Plag vom Dreier- 
ausschuss sowie Vertreter des Bundesvorstandes, der Ge- 
schäftsstelle, verwandter Fachgruppen, der Gaue und einzelner 
Ortsverwaltungen teilnahmen. 

Nach Eröffnung der Sitzung gab Kollege Ottersbach an der 
Hand des schriftlich vorliegenden Geschäftsberichtes, welcher 
den einzelnen Ortsfachgruppen zugestellt wird, eine Ueber- 
sicht über die bisher vom Bunde geleistete Arbeit. Er wies 
auf die bisher erzielten Erfolge hin und machte auf die vor- 
handenen Schwierigkeiten aufmerksam, die in der Hauptsache 
darin zu suchen sind, dass ein Teil der technischen Beamten 
noch immer glaubt, die Interessenvertretung in den Gewerk- 
schaften der Verwaltungsbeamten suchen zu sollen. Es wurde 
festgestellt, dass rund 115 Vermessungs-Sekretäre und 8 Kul- 
furamtszeichner die Zersplitterungsbestrebungen des Merse- 
burger Verbandes unterstützen. 

Die im Anschluss an den Geschäftsbericht einsetzende Dis- 
kussion fand ihren Niederschlag in folgender einstimmig an-. 
genommenen Entschliessung: 

„Der Landesfachgruppenausschuss erkennt an, dass eine erfolgreiche 
Interessenvertretung nur durch eine Einheitsorganisation aller technischen 
Beanıten und Angestellten erfolgen kann. 

Nur eine Organisation, die, wie der Bund der technischen An- 
estellten und Beamten, frei ist von allen Hemmungen durch berufs- 
remde Elemente, ist in der Lage, für eine dem Werte technischer 
Arbeit entsprechende Stellung der Techniker und dementsprechende Be- 
soldung einzutreten. 

Der Landesfachgruppentag stellt fest, dass die Interessen der Ver- 
messungssekretäre und Kulturamtszeichner bisher in hervorragender Weise 
durch den Bund vertreten worden sind, und dass die bisher erzielten 
Erfolge allein auf das Wirken des Bundes zurückzuführen sind.“ 

Die Beratungen über Aenderung- bzw. Beseitigung der 
derzeitigen unhaltbaren Verhältnisse in der Landwirtschaft ichen 
Verwaltung führten zu folgenden Richtlinien: 


1. Kulturamtszeichner. Den Kulturamtszeichnern 
ist die Uebernahme ins Beamtenverhältnis zu gewährleisten. 
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Zur Verwirklichung dieser Forderung ist die jetzige An- 
wartschaft auf Pension in einen Rechtsanspruch umzuwandeln. 

Bis zur Uebernahme ins Beamtenverhältnis werden die 
rechtlichen Verhältnisse und ‘die Entlohnung durch Tarifver- 
trag geregelt. Der seitens der Verwaltung der Einreihung 
der Kulturamtszeichner in Gruppe VI entgegengesetzte Wider- 
stand muss als tarifwidrig bezeichnet werden. Erfolot die 
Uebernahme erst dann, wenn dem zu übernehmenden Kultur 
amtszeichner nach den Besoldungsvorschriften mehr als 5 lahre 
auf das ‘Anwärterdienstalter anzurechnen sind, wird ein Diäta- 
riat. abgelehnt. Bei.der Uebernahme in das Beamtenverhältnis 
darf eine Rückgruppierung nicht erfolgen. h 


2. Diätare. Durch die Nichtschaffung planmässiger 
Stellen sind unhaltbare Zustände insofern entstanden, als. die 
Rechtslage dieser Diätare, welche längst ins Beamtenverhältnis 
hätten überführt werden müssen, auf unabsehbare Zeit un- 
an bleibt. Dieser Zustand hat bereits zu erheblichen 
chädigungen einzelner Diätare. geführt. 

Zur Beseitigung dieser Missstände muss gefordert werden, 
dass die Diätare schnellstens ins Beamtenverhältnis überführt 
werden. 

Sollte der Erfüllung dieser Forderung weiter Schwierig- 
keiten bereitet werden, wird gefordert, dass die lediglich durch 
die Nichtanstellung entstandene Schädigung der Diätare da- 
durch beseitigt wird, dass den Diätaren dieselben Rechtsan- 
sprüche eingeräumt werden, wie den planmässigen Beamten. 


3. Sekretäre. Der Landesfachgruppentag erhebt den 
schärfsten Protest gegen die Ausnahmeseiane die die Ver- 
messungssekretäre bei der Berechnung des Besoldungsdienst- 
alters durch Ziffer 144 und 151 c der Ausführungsbestimmun- 
gen zum Pr.B.D.E.G. erhalten haben. . 

Dadurch, dass der Beginn des Anwärterdienstalters nach 
Ziffer 15lc vom Tage der Ablegung der für die Lanfbahn 
vorgeschriebenen Prüfung abhängig gemacht wird und ausser- 
dem nach Ziffer 144 noch ein weiteres Jahr’ in Abzug gebracht 
wird, entstehen Härten, welche nicht in der Person der Ver- 
messungs-Sekretäre, sondern in den weitaus meisten Fällen 
in den Verhältnissen der Verwaltung selbst zu suchen sind. 

Der Landesfachgruppentag erwartet vom Ministerium, dass 
diese Ungerechtigkeit dadurch beseitigt wird, dass unter An- 
wendung des Härteparagraphen das Anwärterdienstalter in 
allen Fällen so festgelegt wird, dass es spätestens nach acht- 
jähriger Berufstätigkeit in der Verwaltung beginnt. 

Unter Aufrechterhaltung der grundsätzlichen Forderungen 
auf 'höhere Bewertung wird unter Ablehnung einer Ergän- 
zungsprüfung auf Grund der Entschliessung yerlaugt dass der 
Aufstieg nach folgenden Gesichtspunkten geregelt wird: 

Aufrückung nach Gruppe VII acht Jahre nach Beginn des 
Anwärterdienstalters, 

Beförderung nach Gruppe VIII dureh Schaffung besonderer 
Stellen bei den Landeskulturämtern und bei den Kulturämtern, 

weitere Beförderung nach Gruppe IX durch Schaffung 
von entsprechenden Stellen. 

Die im Diätarverhältnis stehenden Vermessungssekretäre 
dürfen von dem Aufstieg nicht ausgeschlossen sein.“ 

Der Landesfachgruppentag nahm ferner noch Stellung zur 
Frage der Amtsbezeichnun g. Einmütig war man der 
‚Ansicht, dass die bisherigen, von den Verwaltungsbeamten- über- 
nommenen irreführenden Amtsbezeichnungen durch Berufs 
bezeichnungen ersetzt werden müssen. Auf Grund der 
Aussprache ‚wurde Kollege Heimberg-Altenkirchen beauftragt, 
einen entsprechenden Vorschlag auszuarbeiten, welcher dann 
unter der Kollegenschaft zur Diskusdon gestellt- werden soll. 


Nach einstimmiger Wiederwahl des bisherigen Landesfach- = 
gruppenausschusses fand nach Erledigung der vorliegenden 
Anträge die Tagung, welche zielsichere und grundlegende 
Arbeit geleistet hatte, ihr Ende. . 


Die Zurücksetzung der technischen Staatsangestellten | 
und Beamten gegenüber den Verwaltungsbeamten wird 
indem Augenblicke zu beseitigen sein, wenn alle 
Techniker sich in der Technikergewerkschaft, unserem 
Bunde, zu einer gemeinsamen Front vereinigt haben 
werden. Es liegt deshalb im persönlichen Inter- 1 
esse eines jederi im Staatsdienste stehenden Bundesmit- * 
gliedes sich an der Agitation unter den in den Verbänden 

der Verwaltungsbeamten falsch organisierten Kollegen mit | 
dem grössten Eifer zu beteiligen, ee 


Techniker vertreten — 
kann nur die Techniker- Gewerkschaft! 








. keiten bereitet werden. 


Nr. 29 


Nach der Revision 


Im Dezember 1920 war die Neurezelunz "der Beamtenbe- 
soldung”beendet. Jetzt, nach Jahresirist, ist endlich auch die 
entsprechende Aenderung des Angestelltentariies fertig gewor- 
den. Ein ganzes Jahr hat man also gebraucht, um festzustellen, 
wieweit die Aenderungen in der Besoldung der Beamten auf die 


Entlohnung der Angestellten wirken. 


Der Hauptstreit vor dem besonderen Schlichtungsausschuss 
einge um den Vergütungstarif. Sieht man nun die neue Fassung 
des Gruppenplanes an, so erkennt man, dass er in allen wesent- 
lichen Punkten die Forderungen der Angestellten-Organisationen 
erfüllt hat: Diese können also wohl für sich in Anspruch nehmen, 
dass sie ihre Forderungen von vornherein sachlich scharf geprüft 
und nichts verlangt haben, was nicht auch rechtlich. begründet 
werden konnte. .War also der lange unfruchtbare und ver- 
bitternde Streit wirklich nötig und musste der Kampf solange 
dauern? 

Das bekannte „Wohlwollen“ der Behörden, das sich darin 
äusserte, dass um jede,-auch die kleinste und klarste Forderung 
der Gewerkschaften -gestritten werden musste, war wieder ein- 
mal die Ursache der Verschleppung. Der Refrain, mit dem der 
Vertreter des Preussischen Finanzministers seine Ausführungen 
zu schliessen pflegte: „dass er für seine Person auch in diesem 
Punkte nicht anerkennen könne, dass die Aenderung der Be- 
soldungsordnung die Ansprüche der Gewerkschaften recht- 
fertige“, war dafür geradezu typisch. Sicher wird die Durch- 
führung des neuen Tarifes wieder viel Unruhe und Arbeit in den 
Verwaltungen geben und eine grosse Zahl Streitfälle wird auch 
diesmal die Folge sein. Es war also nır Wohlwollen und 
Sorge um die Angestellten, wenn die Ressortsver- 
treter alle Zugeständnisse ablehnten. Grabesruhe ist nun ein- 
mal der idealste Zustand in der Verwaltung. 

Aus dem Schlichtungsausschuss heraus wurde der Regie- 
rung nahegelegt, für schleunige Durchführung der Sprüche Sorge 
zu tragen. Vom Vertreter des Reichsfinanzministers wurde auch 
eine entsprechende Zusage gegeben. Inzwischen haben aber so- 
wohl der Reichsfinanzminister als auch der Preussische Finanz- 
minister durch Brieftelegramm die Durchführung verhindert. 
Auch hat der Reichsfinanzminister bereits Ausführungsanweisun- 
gen herausgegeben, deren wesentlichsten Teil wir weiter unten 
veröffentlichen. -Sie geben einen lieblichen Vorgeschmack, was 
die kommende Zeit den Angestellten bringen wird. Wenn alles 
gut geht, gelangen sie vielleicht noch im kommenden Jahr in den 
Genuss der Nachzahlungen. Man hofit wahrscheinlich, dass der 
Wert des Geldes steigt und die Preise sinken, so dass die Ange- 
stellten von den Nachzahlungen, die sie so in etwa Jahresirist 
erhalten werden, auch wirklich etwas haben. 


Der Schlichtungsausschuss war eingesetzt, um die Revision 
des Tariivertrages gemäss $ 23 vorzunehmen. Nicht zuständig 
war er für die Aenderung:des $ 6, soweit sie über die Revision 
aus der Besoldungsordnung hinaus geht. Im Anschluss an die 
Verkündung der Sprüche verlangten nun die Organisationen 
weitere Verhandlungen über eine Aenderung des $ 6 gemäss der 
Zusage, die der Regierungsvertreter bei den erstmaligen Tarif- 
verhandlungen gegeben hatten. Der Vertreter des Reichsiinanz- 
ministers lehnte aber diese Forderung ‘kurzerhand ab. Es ist 
wahrscheinlich auch wieder reines Wohlwollen, wenn 
sich die Regierungen nicht an die Einhaltung eines Versprechens 
gebunden glauben, das sie den Angestellten gegeben haben. Oder 
liegt die Sache diesmal etwa anders? "Ist die Niederlage der 
Ressortsvertreter bei den Revisionsverhandlungen so schwer, 
dass sie sich zu rächen suchen müssen? 

Es geht nun also wieder los mit den Eingruppierungsverhand- 

lungen, und es ist anzunehmen, dass diesmal den Angestellten 
von seiten der zuständigen Stellen alle erdenklichen Schwierig- 
Da gilt es für die Angestellten- 
vertretungen auf dem Posten zu sein und sich 
gegen jede Kürzung des den Angestellten ver- 
traglich zustehenden Rechtes zu wehren. Zur 
Orientierung weisen wir deshalb’ nochmals auf einige wensent- 
liche Punkte hin: 
1. Massgebend für die Eingruppierung ist nur der Wort- 
laut des Tarifivertrages und der Sprüche des 
Schlichtungsausschusses. Alle’ Ausführungs- 
bestimmungen und Erlasse sind nur Dienstanwei- 
sungen der vorzeordneten Behörden an die nachzeordneten. 
Für die Angestellten haben sie keine rechtliche Verbin d- 
lichkeit. Die Dienststellen sind zwar verpflichtet, nach diesen 
Weisungen ihrer vorgeordneten Behörde zu handeln, für die An- 
gestellten besteht eine solche Verpflichtung nicht. 

2. Der Vergleich mit Beamten ist zwar bei der Aufstellung 
des Gruppenplanes Hezögen worden, nachdem jedoch der 
Gruppenplan aufgestellt ist, ist jeder weitere Vergleich hinfällig. 
für die Rinreihung in die Vergütungsgruppen ist nur die Be- 
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zeichnung des Tariivertrages massgebend. Es Ist 
sehr wohl möglich, dass an einer Dienststelle, wo Angestellte 
und Beamte mit ähnlichen Verrichtungen nebeneinander- sitzen, 
der Angestellte ineinehöhere Gruppe eingereiht wird, 
als der Beamte. 

3. Massgebend für die Einreihung des Angestellten ist nur 
die Leistung, die bei der Erfüllung seines Dienstes von ihm 
gefordert wird. Die Bezeichnungen des Gruppenplanes sind 
Merkmale, aber nicht Vorbedingungen für die Ein- 
gruppierung. Der Angestellte kann also in die höhere Gruppe 
eingereiht werden, auch wenn er die Vorbedingung (z. B. abge- 
schlossene Mittelschulbildung) nicht erfüllt, sofern er eine Arbeit 
zu leisten hat, die in der Regel von einem Angestellten geleistet 
wird, der die Vorbedingungen erfüllt. Umgekehrt kann auch der 
hochwertige Angestellte in der niederen Gruppe verbleiben, wenn 
in der von ihm bekleideten Stellung keine entsprechende hoch- 
wertige Arbeit zu leisten ist. 

4..Der Paritätische Ausschuss beim Reichsarbeitsministerium 
ist nur für Streitigkeiten über die erstmalige Eingrup- 
pierung zuständig, aber nicht bei Aufrückungen. Es ist dabei 
zu beachten, dass auch die neue Eingruppierung auf 
Grund der Revision als erstmalige Eingruppierung 
eilt. Bei allen anderen Streitfällen aus. dem Tarifvertrag ent- 
scheidet der zuständige Schlichtungsausschuss. 

5. Die Anrufung des Paritätischen Ausschusses ist be- 
fristet, sie hat spätestens 6 Wochen nach dem Termin zu 
erfolgen, an dem der Angestellte von seiner Eingruppierung 
schriftlich benachrichtigt ist. 

6. Ist zwischen Dienststelle , und Angestelltenvettretung 
vorbehaltlose Einigung erzielt, so ist die Eingruppierung 
endgültig. Die-Anrufung des Paritätischen Ausschusses ist dann 
nicht mehr möglich. 

7. Zur Anrufung des Paritätischen Ausschusses ist nur die 
Angestelltenvertretung berechtigt, der einzelne 
Angestellte nur, sofern eine Angestelltenver- 
tretung nicht besteht. 

8. Bundesmitglieder, die bei den Verhandlungen vor dem 
Paritätischen Ausschuss durch einen Mundanwalt des Bundes 
vertreten werden wollen, haben eine Abschrift ihres Antrages 
und schriftliche Vollmacht an die Zentrale (Abteilung Behörden 
und öffentliche Betriebe) zu senden. 


Rundschau 


Ausführungsanwelsungen zum Tariivertrag. Der Reichs- 
minister der Finanzen‘ hat am 3. Dezember unter 1. B. 74656,21. 
einen Erlass über die Durchführung der Höhergruppierungen 
herausgegeben, dessen wesentlichsten Teil wir nachstehend ver- 
öffentlichen: 

Die mit dem Vollzug beauftragten Dienststellen werden atf 
folgende Punkte besonders aufmerksam zu machen sein: 


1. Der durch das 4. Ergänzungsabkommen mitgeteilte Ver- 
gütungstarif tritt, soweit Abweichungen nicht besonders kennt- 
lich gemacht sind, mit Wirkung vom 1. April 1920 an die Stel.e 
des bisherigen Vergütungstarifs- 

2. Hierdurch ergibt sich, dass die Angestellten. solcher Ka- 
teXorien, die ohne Aenderung ihrer bisherigen Bezeichnung im 
Vergütungstarif im überprüften Vergütungstarif in einer höheren 
Vergütungsgruppe erscheinen, mit Wirkung vom 1. April 1920 
in diese höhere Gruppe des überprüften Vergütungstariis zu 
überführen sind. Dies ist z. B. hinsichtlich der „Fernsprech- 
gehilfen“, die unter dieser Bezeichnung in der Gruppe Jil (bis- 
her I) des bisherigen Vergütungstariis aufgeführt waren, der 
Fall, da sie nunmehr unter der gleichen Bezeichnung „Fernsprech- 
gehilfen“ in die Gruppe IV des überprüften Vergütungstarifs auf- 
zenommen sind. 

Das gleiche ergibt sich für die Katasterhilfsarbeiter, -Tech- 
niker, -Anwärter, Vermessungstechniker, Lithographen, Photo- 
graphen, Kartographen, Kupferstecher usw. 

“ Zeigt der überprüite Vergütungstarif gegenüber dem ur- 
sprünglichen Vergütungstarif eine Aenderung in den aufgeführten 
Tätigkeitsmerkmalen, so ist unter ausschliesslicher Zugrunde- 
lezung der Leistungen, die der Angestellte. am 1. April 1920 
(oder, falls sein Dienstverhältnis später begonnen hat; beim, 
Fintritt) aufzuweisen hatte, die Eingruppierung nach dem 
überprüften Vergütungstarii mit Wirkung vom 1. April 1920 
bzw. vom Eintrittstage ab im Benehmen mit der An- 
gestelltenvertretung gemäss 8 8 Abs Lund 2 
T.T.V. (bzw. bei deren Fehlen mit dem Vertrauensmann des 
Angesteilten oder- diesem selbst) neu festzusetzen. Die Neu- 
festsetzung hat demnach so zu erfolgen, als ob der 
überprüfte Vergütungstarif schon am |. April 
1920 bzw. am Eintrittstage vorgelegen hätte. 

Nach dem Gesagten sind also diejenigen Angestellten neu 
einzureihen, für die sich nach ihrer am 1. April 1920 (oder dem 









etwaigen späteren Eintrittstage) ausgeübten Tätigkeit unter aus- 
schliesslicher Zugrundelegung des überprüften Vergütungstariis 
eine höhere Vergütungsgruppe ergibt, als sie nach dem Vergütungs- 
tarif in der ursprünglichen Fassung für die gleiche Tätigkeit 
(d. h. die am 1. April 1920 bzw. beim Eintritt ausgeübte Tätig- 
keit) tatsächlich festgesetzt worden ist. 

3. Mit Rücksicht auf die im Vorjahre bei der Einreihung der 
Angestellten in die Vergütungsgruppen gemachten Erfahrungen 
bitte ich, den nachgeordneten Dienststellen dringend nahezuiegen, 
bei den Verhandlungen mit den Angestelltenvertretungen über 
die Neueinreihungen, soweit sie nach vorstehendem erforderlich 
werden, mit peinlichster Sorgfalt vorzugehen und sich dessen 
bewusst zu sein, dass jedes unbedachte, in den objektiven Ver- 
hältnissen nicht begründete Werturteil über Leistungen von An- 
gestellten usw. bei etwaigen nachfolgenden Streitigkeiten für die 
Verwaltung nachteilig ist. Bei irgendwelchen Zweifeln über die 
Berechtigung von Forderungen der Angestelitenvertretungen 





wäre den Dienststellen aufzugeben, nicht ohne vorherige Fühlung- . 


nahme mit den vorgesetzten Dienststellen eine Entscheidung zu 
treffen. Bei Einreihungen, welche gemäss Ziffer 2 Abs. 2 der 
vorliegenden Richtlinien zu treffen sind, wird, abgesehen von 
Fällen, in denen ein Zweifel über die Berechtigung der Einreihung 
nicht obwalten kann, die Verständigung mit der Angestellten- 
vertretung gemäss $ 8 Abs. 1 T.T.V. nur unter dem Vorbehalt 
einer Nachprüfung durch eine vorgesetzte Dienststelle erfolgen 
dürfen. 

Welcher Dienststelle hierbei’ diese Nachprüfung vorzube- 
halten ist, wird entsprechend den in den einzelnen Ressorts ver- 
schieden gelagerten Verhältnissen von dort aus zu bestimmen 
sein. Um eine ungleichmässige Handhabung des Vergütungs- 
tariis im Ressortbereich zu vermeiden, erscheint es mir zweck- 
mässig, falls die Nachprüfung nicht der Zentralbehörde vor- 
| behalten wird, die Leiter oder Personalreferenten der von 
dort mit der Nachprüfung betrauten Provinzialbehörden 
zunächst zu einer Besprechung bei der Zentralbehörde zu ver- 

sammeln. 


4. Die mit der Einreihung der Angestellten beauftrarten Be- 
amten und Angestellten sind für die richtige Durchführung der 
getroffenen Abkommen verantwortlich. Ich erachte es als not- 
wendig, dass auch ihre materielle Haftung für Schäden. die durch 
unsachgemässe oder oberflächliche Bearbeitung entstehen, in An- 
spruch genommen wird, insbesondere, wenn durch ihr Ver- 
schulden die Vornahme einer Rechtshandlung (Erklärung eines 
Vorbehalts, Beweissicherung usw.) unterblieben oder nicht recht- 
zeitig erfolgt ist. 

5. Die nach Ziffer 3 zu machenden Vorbehalte sind im Laufe 
der mit der gesetzlichen Angestelltenvertretung zu führenden 
Verhandlungen klar und eindeutig zum Ausdruck zu brin- 
| gen und durch förmliche besondere Niederschrift oder durch 

einen unterzeichneten Vermerk in den Personalakten des Ange- 
stellten schriftlich festzuhalten. Ausserdem ist bei der Benach- 

richtigung des Angestellten über seine Einreihung, die in jedem 
Falle alsbald in kurzer schriftlicher Form gegen Unter- 
schrifitoder sonstige beweiskräftige Feststellung über 
den Zeitpunkt der Zustellung zu erfolgen hat, zleich- 
falls zum Ausdruck zu bringen, dass die Einreihung unter Vor. 
behalt erfolgt ist. Auf mein Rundschreiben vom 10. November 
d. J. I. B. 67186 darf ich hierbei Bezug nehmen. 


\ 6. Ich trage keine Bedenken, wenn ungeachtet eines Vor- 
behalts über die Nachprüfung der Einreihung und, ohne deren Fr- 
gebnis abzuwarten, die der vorläufig angenommenen Vergütungs- 
gruppe entsprechenden Bezüge an den Angestellten gezahlt 
werden. Doch ist dafür Voraussetzung, dass vor der ersten 
Zahlung der Angestellte schriftlich anerkennt, dass die gezahlten 
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Beträge bis zur Erledigung der Nachprüfung als Vorschuss- 
zahlung zu gelten Haben. 


7. Nach der Entscheidung des besonderen Schlichtungs- 
ausschusses sind die Reichs- und Staatsbehörden als verpflichtet 
anzusehen, den Angestellten im Rahmen. des Vergütungstarifs 
gleichwertige Aufstiegsmöglichkeiten zu gewähren, wie sie für 
vergleichbare Beamte derselben Verwaltung auf Grund der Be- 
sokdungsgesetze und” Besoldungspläne einschliesslich der Haus- 
haltspläne bestehen. In der Begründung wirddie Befürchtung 
ausgesprochen, dass die praktische Durchführung vielfach 
Schwierigkeiten begegnen wird. Wie die Aussprache der 
Ressortvertreter gezeigt hat, ist diese Befürchtung nur zu sehr 
berechtigt. Bei der Unübersichtlichkeit der in Frage kommenden 
Verhältnisse ist die Durchführung dieser Entscheidung durch die 
äusseren Dienststellen allein ein Ding der Unmöglichkeit. Um 
den notwendigen Ueberblick zu gewinnen,’ist es zunächst er- 
forderlich, dass die örtlichen Dienststellen im Benehmen mit ihren 
Angestelltenvertretungen prüfen, welche Angestellten für eine 
mit *) versehene Aufstiegstelle überhaupt in Frage kommen. Die 
sich hiernach ergebenden Vorschläge, die insbesondere unter Bei- 
gabe eines Personalbogens für den einzelnen Angestellten und 


‚einer Aeusserung über seine Bewährung, seinen Aufgabenkreis 


und seine Eingliederung in die fragliche Dienststelle durch kurze 
Bezeichnung der Organisation der Dienststelle (Verteilung der 
Arbeiten zwischen den Beamten und Angestellten) erkennen 
lassen müssen, sind tunlichst beschleunigt durch die vorgesetzte 
Dienststelle an die Stelle weiterzuleiten, welche von dort aus 
für die Herstellung eines Ausgleichs für den ganzen Ressort-. 
bereich oder für ein örtlich abgegrenztes Gebiet bestimmt wird. 


Die vorgesetzte Dienststelle hat beim Durchgang zu den von ihr 


gesammelt vorzulezenden Vorschlägen für ihren Bereich gutacht. 
lich Stellung zu nehmen. Die Beiziehung der Bezirks- und Haupt- 
betriebsräte wird in den einzelnen Ressorts nach Massgabe des 
Betriebsrätegesetzes bzw. der nach $ 61 B.R.G. erlassenen V.O. 

zu erfolgen haben. Pr 


Gewährung der Vergütungen für Angestellte nach & 5 
des Teiltarifvertrages. In einem Einzelfall hat der Preussische 
Finanzminister unter dem 29. November 1921 Lo. 3260 nach- 
stehende Entscheidung getroffen: 


Für die Gewährung der Vergütungen für die Angestellten nach & 5 
des Teiltarifvertrages vom 6. November 1920 sind im Vergleich zu 
den entsprechenden Beamten die Dienstjahre der Vergütungsgruppen der 
Angestellten massgebend. Danach ist ein Angestellter mit Eintritt in das. 
6. Dienstjahr der jeweiligen Vergütungsgruppe mit einem planmässigen 
Beamten zu vergleichen. Der Katastertechniker W. ‘befand sich z.Zt. 
seiner aushilfsweisen Beschäftigung bei dem Katasteramt in T. bei einem 


Vergütungsdienstalter vom 30. März 1915 in “der Vergütungsstufe 6° 


der Vergütungsgruppe IM. Er hat daher für den Monat Dezember: 
1920 Beschäftigungstagegelder zü erhalten, die einem in & 1 Abs. VI 
dem Runderlass vom 3. Juni 1929 — Fin.-Min.-Bl. S. 225 — zu- 
des Reisekostengesetzes aufgeführten planmässigen Beamten nach 
stehen würden. Ich ersuche hiernach das: Weitere gefälligst zu ver- 
anlassen. 

Unter Bezugnahme auf diese Entscheidung sind etwaige 
Ansprüche aus $ 5, Auswärtige Dienstgeschäfte, Dienstaufwand, 
Se $ 8, Umzugskosten, den betreffenden Ministerien zu unter- 
reiten. 


Anrufung des Paritätischen Ausschusses, Die Kollegen 
werden nochmals darauf aufmerksam gemacht, dass die An- 
rufung des Paritätischen Ausschusses befristet ist. Der An- 
gestellte ist verpflichtet, den Paritätischen Ausschuss binnen 
längstens 6 Wochen anzurufen, nachdem ihm die Benach- 
richtigung über die Einreihung zugestellt ist. Für Fälle aus 
der vorliegenden Zeit ist als. Schlussfrist der Anrufung der 
15. Januar 1921 festgesetzt. 
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Bellage zur D.T. 2. 
für die technischen Angestellten und Beamten 
bei den Behörden des Reichs 
“wund der Länder 


Nummer 30 / 3. Jahrg. 





Reichsfachgruppe 
Reichspost- und Telegraphenverwaltung 


Euheung von Zeichnern als Posthelfer. Wie wir festgestellt 
haben, werden im Bereiche der Reichspostverwaltung Zeichner 
in grösserer Zahl als Posthelfer im Arbeiterverhältnis be- 
schäftigt. Da eine derartige Führung von technischen Kräften 
als Arbeiter dem Tarifvertrag für Behördenangestellte wider- 
spricht, haben wir am 7. Dezember nachstehende Eingabe an 
das Reichspostministerium gerichtet: 

Seit der Gründung der Telegraphenbauämter werden bei der Reichs- 
postverwaltung in allen diesen Aemtern Zeichner beschäftigt, die als 
Posthelfer im unteren Dienst geführt werden. Die Tätigkeit dieser 
Zeichner besteht in der Anfertigung von Stangenbildern, Kabellage- 
plänen usw., die sie nach Angaben von höheren technischen Bureau- 
und Aufsichts-Beamten ausführen. 

Als Kontrahent des Tarifvertrages für die Angestellten bei den 
Reichs- und den preussischen Staatsverwaltungen erheben wir dagegen Ein- 


‚spruch, dass Bureauangesiellte mit technischer Beschäftigung als Arbeiter 


geführt werden. Wir bitten das Reichspostministerium, dafür Sorge 
zu tragen, dass die in Frage kommenden Angestellten sobald. als 
möglich in. den Tarifvertrag eingereiht werden. 

Die .als Angestellte geführten Zeichner beklagen sich darüber, dass 
sie nicht. ia die richtige Tarifgruppe : eingereiht sind. Auch hier er- 
scheint eine Nachprüfung der bisherigen Eingruppierung notwendig. 
Wenn diesen Angestellten auch der Weg an den Paritätischen Aus- 
schuss ofiensteht, glauben wir doch, nicht unterlassen zu. können, 
das. Reichspostministerium selbst zu bitten, eine generelle Nachprüfung 
der Einstufungen därchzuführen, um eine durchaus überflüssige Be- 
lastung des Paritätischen Ausschusses zu vermeiden. 

Da an und für sich in Anbetracht der jetzt abgeschlossenen Re- 


vision des Tariivertrages eine Nachprüfung der Eingruppierung sämt- 


licher Angestellten notwendig ist, ist augenblicklich die beste Gelegen- 
heit ‚vorhanden, die Einstufungen in tinserem Sinne durch Verhandlungen 
der. Angestelltenvertretungen mit den Dienststellen durchzusetzen. 
Um aber zu vermeiden, dass die Dienstbehörden in der bisher 
üblichen Weise die Einstufungen vornehmen, wäre ein genereller Erlass 
des Reichspostministeriums notwendig, der einmal die Führung der 
Zeichner. als Arbeiter untersagt, das andere Mal die für die Zeichner 
in Frage kommenden Gruppen des Tarifvertrages eindeutig bezeichnet. 










| Reichsfachgruppe 
Reichsvermögensverwaltung und -Betriebe 


Dienstverträge bei den Reichsvermögensämtern. Auf alle 
mögliche Weise versucht man bei den Reichsvermögensämtern 
die Kündigungsvorschriften des Tarifvertrages zu umgehen. Es 
sind uns bereits eine ganze Reihe von Dienstverträgen zur Kennt- 
nis gebracht, in denen festgelegt war, dass der Angestellte so- 
lange beschäftigt würde, als Geldmittel vorhanden wären. Eine 
solche Abmachung ist nach dem Tarifvertrag unzulässig und so- 
mit ungültig. . Es gibt nur folgende zwei Fälle: 

1. Der Angestellte wird für eine bestimmte Arbeit angestellt. 
In diesem Falle erlischt das Dienstverhältnis ohne vorherige 
Kündigung automatisch mit der. Beendigung der Arbeit. Wird 
der Angestellte, ohne dass ein neuer Dienstvertrag abgeschlossen 
wird, mit anderen Verrichtungen weiter beschäftigt, so gilt nun- 
mehr das Dienstverhältnis als dauerndes. Für eventl. Kündigung 
gelten die Vorschriften des Tarifvertrages. 

2. Der Angestellte wird für eine bestimmte Zeit (z. B. 
vier“Wochen) angestellt. Nach’ Ablauf der Frist erlischt eben- 
falls das Dienstverhältnis automatisch ohne Kündigung. Auf 
Grund eines neuen Dienstvertrages kann der Angestellte weiter 
beschäftigt werden, doch ist es unzulässig, dass er mehrfach 
hintereinander auf kurze Zeit angestellt wird. In solchen Fällen 
ist vielmehr anzunehmen, dass die Anstellung der Befriedigung 
eines dauernden Bedürfnisses dient. Somit gelten die Kündigungs- 
vworschriften des Tarifvertrages. 

Bei Verhandlungen im Reichsschatzministerium wurde vom 
zuständigen Dezernenten unserer- Auffassung zugestimmt. Es 
wurde uns gesagt, dass das Verfahren der Dienststellen durch- 
aus nicht den Absichten der Reiclsschatzverwaltung entspräche 
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und dass es sich wahrscheinlich um missverständliche Aus- 
legung der in Betracht kommenden Ministerialerlasse handele. 

Wir bitten die Kollegen, uns mitzuteilen, wo bei Reichsver- 
mögensämtern in der angegebenen Art verfahren wird, damit wir 
entsprechend vorgehen können. 


Entschädigung für Führung doppelten Haushaltes. In Er- 
änzung des Erlasses I. 5 A. 2125 vom 31. Mai 1921 hat der 
Reichsschatzitinister durch Erlass vom 4. August 1921 1.5 A. 
2990 folgendes bestimmt: 


Zur Beseitigung von Missverständnissen über die Auslegung des 
4. Absatzes meines Erlasses vom 31. Mai 1921 — 15 A 2125 — 
bemerke ich, dass die monatliche Entschädigung von 300 M. nur für 
diejenigen verheirateten Angestellten zuständig ist, die entweder 

a) eine solche bereits bis zum 31. März 1921 bozogen haben und 
auch weiterhin zur Führung eines von ihrer Familie getrennten beson 
deren Haushalts gezwungen sind, oder 

b) durch Verlegung ihrer Dienststelle am 1. April 1921 (oder nach 
dem 1. April 1921) von ihrer Familie getrennt und neuerdings zur 
Führung eines doppelten Haushalts gezwungen worden sind. 

Soweit die Familie des Angestellten bereits zur Zeit seines Ein- 
tritts bei der Dienststelle an einem anderen als dem Beschäftigungsort 
wohnhaft war, ist die Entschädigung nicht zuständig, da in diesen Fällen 
der Angestelite die Notwendigkeit doppelter Haushaltsführung kannte und 
mit den sich hieraus ergebenden Schwierigkeiten rechnen musste. 

Nach vorstehenden ist die Entschädigung auch dann nicht zuständig, 
wenn der Angestellte von seinem Beschäftigungsort täglich zum Wohn- 
ort der Familie zurückkehrt, da in diesen Fällen ein doppelter Haus- 
halt nicht geführt wird. 


Bezirksfachgruppe des besetzten rheinischen Gebietes. Auf 
eine Eingabe der Gaugeschäftsstelle Cöln. hat die Reichsver- 
mögensverwaltung des besetzten rheinischen Gebietes fol- 
genden Bescheid gegeben: 

Auf die Eingabe vom 12. November 1921 — A.Z. AXIIT 3FG 
4472 — wird erwidert, dass zu einer Beunruhigung der im Geschäfts- 
bereich der Reichsvermögensverwaltung beschäftigten technischen Ange- 
stellten wegen zu erwartender Dienstentlassung kein Grund vorliegt. 

Wenn auch aus Ersparnisrücksichten angestrebt wird, aktive oder 
auf Wartegeld gesetzte Beante aus dem nicht besetzten Gebiet an Stelle 
von Angestellten hier nutzbringend zu verwenden, so wird dies bei dem 
grossen Umfang der zu erledigenden Bauaufgaben doch nur in beschränk- 
tem Masse durchführbar sein und für Angestellte sich daher nach wie 
vor reichlich Gelegenheit zur, Beschäftigung bieten. 












Reichsfachgruppe 
Reichswehrwesen — Heeresleitung 


Mit Wirkung vom 1. 


No- 
vember 1921 ab werden nach Erlass des Reichswehrministe- 


Tagegelder bei Dienstreisen. 


riums v. 15. 11. 21. — Nr. 520/11. 21. V3 II — bei mehr- 

tägigen Dienstreisen an Stelle der bisherigen Entschädigungen 

— Erlass vom 12. April 1921 (H.V.Bl. S. 135/36) Nr. 220, 

Ziffer Al und Bi — folgende Tagegelder bewilligt: 

a) für besonders teure Städte — Erlass vom 5. Juli 1920 (H. V. Bl. S. 648/49) 
Nr. 885, Ziffer 2: 


Stufe 1 70 M. Stufe IV 106 M. 
ee BE ze BT RT 120 „ 
BR ee in IE 

b) im übrigen: 
Stufe I. 45 M. Stufe IV»... 0% 72 M. 


ET RT I ER, 

2 ae BE ee Bar Bag 2 4a 

Im übrigen bleiben die bisherigen Vorschriften für die 
Abfindung bei Dienstreisen in Geltung. 











Landesfachgruppe | 
Preussische Staatshochbauverwaltung 


-Vebergang in die Obersekretärlaufbahn. Der Preussische 
Finanzminister hat unterm 9. November 1921, IH. 7. 442, nach- 
stehende Verfügung erlassen: 

Es ist in Aussicht genommen, in gewissem Umfange den Beamten 
bisherigen Assistentengruppen durch Ablegung einer freiwilligen 
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Prüfung ausnahmsweise den Uebergang in die Obersekretärlaufbahn zu . 12 ein Diätariendienstalter von 9 Jahren © u 
ermöglichen. In der Hochbauverwaltung kommen hierfür die_ bisherigen 21° 2 EB Re 
Bauassistenten und Bausekretäre, die nunmehrigen Regierungsbausekretäre. 10: 7 “® 8 Monalen 2 
in Frage, Für die. Prüfung sind im allgemeinen die Vorschriften in. mad > = Pa Be 
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Ziff. 72—76 der Bestimmungen, betreffend die technischen Bureaubeamten, 
massgebend. Nähere Einzelheiten werden später mitgeteilt werden. j 

Es erscheint zweckmässig, die Prüfungen für mehrere Provinzen 
emeinsam bei der Regierung abzuhalten, die sich am Sitz des je nach 
Kae am günstigst gelegenen Oberpräsidiums befindet. Zu den Prü- 


Jungen können nur besonders tüchiige Beamte zugelassen werden, die nach ' 


ihrem Verhalten und ihren Kenntnissen für die Zulassung zur Ober» 
sekretärlaufbahn geeignet erscheinen. 

Die ersten Prüfungen sollen in den ersten Monaten nächsten Jahres 
abgehalten werden. Ich‘ ersuche um Mitteilung, welche Regierungs- 
bausekretäre- Ihres -Geschäftsbereichs hiernach für--die Ablegung der 
Prüfung in Frage ‚kommen. Die Entscheidung über die Zulassung zur 
Prüfung behalte ich mir ‘vor. Zu diesem Zweck ist mir" binnen sechs 
Wochen ein Verzeichnis der betreffenden Beamten einzureichen. In das 
Verzeichnis ist für jeden gemeldeten Beamten das Urteil des Ortsbau- 
beamten und des dortseitigen Dezernenten über seine Geeignetheit im 
Sinne- obiger Ausführungen aufzunehmen. 

Da es ‚für verschiedene Beamte von Einfluss auf ihren Entschluss 
sein könnte, wollen Sie bei der Umfrage darauf hinweisen, dass auch 
nach Bestehen der Prüfung die Ernennung zum technischen Regierungs- 
obersekretär nur nach Massgabe freiwerdender Obersekretärsteilen in der 
Besoldungsgruppe 7 erfolgen kann. Für ein etwaiges weiteres Aufrücken 
in den Obersekretärgruppen sind die entsprechenden. aligemeinen Grund- 
sätze massgebend. Für diejenigen Regierungsbausekretäre, die bereits in 
der Besoldungsgruppe 7 stehen, würde daher mit der Ernennung zum 
Obersekretär eine Einkommensverbesserung zunächst nicht verbunden 
sein. 

Die Verfügung muss von jedem technischen Beamten mit 
gemischten Gefühlen aufgenommen werden. Es soll den bis- 
herigen Bauassistenten und Bausekretären in gewissem Um- 
fange „ausnahmsweise“ der Uebergang in die Ober- 
sekretärlaufbahn ermöglicht werden. Weshalb nicht ausnahms- 
los in vollem Umfange, wenn die Wirtschaftlichkeit der Ver- 
waltung es erfordert und die Regierungsbausekretäre ent- 
sprechende Leistungen aufweisen? eshalb schliesst man die 
künftig einzustellenden Beamten von vornherein vom Auf- 
stieg aus? 

Nun zur Prüfung selbst. Eine Prüfung soll eine Befähigung 
nachweisen. Darauf scheint es dem preussischen Finanz- 
ministerium aber nicht anzukommen, denn nach dem Erlass 


ist „besondere Tüchtigkeit und Kenntnisse“, also die Befähi- 


gung Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung. 

Massgebend für die: Zulassung zur Prüfung und nicht 
zuletzt auch für das Bestehen derselben scheint uns das in 
dem Erlass zum Ausdruck gebrachte bisherige „Ver- 
halten“ der Beamten zu sein, über das der Ortsbaubeamte 
und Dezernent der Regierung ein Urteil abzugeben hat. 
Wenigstens sagt es nach unserer Anschauung genug, wenn 
es heisst, dass die Zulassung nur „in gewissem Umfang‘ und 
„ausnahmsweise“ erfolgen. soll, und dass sich der Minister 
die endgültige Entscheidung vorbehalten hat. 

Was hierbei herauskommen wird, ist schon wiederholt bei 
anderen Gelegenheiten betont. Nicht gerade die Besten und 
Tüchtigsten werden das beste Urteil erhalten, weil sie im 
Bewusstsein ihres Könnens bestimmter und energischer ihre 
Meinung vertreten, sondern diejenigen, die sich gefügig ge- 
zeigt haben und mit den Vorgesetzten immer gleicher 
Meinung waren. 

Durch derartige Anordnungen schafft man keine freien, 

selbständigen, verantwortungsfreudigen Mit- 
arbeiter, sondern züchtet Duckmäuser und 
Kriecher. 
Im Interesse der Gesundung unseres schwer danieder- 
liegenden Staatswesens lehnen wir das übermässige Prüfungs- 
wesen ab und verlangen, dass allen tüchtigen Beamten aus- 
schliesslich auf Grund ihrer im Dienst bewiesenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten der Aufstieg gewähr- 
leistet wird. 


Landesfachgruppe Preuss. Kulturverwaltung 
 — Vermessungswesen 





Schaffung planmässiger Stellen. Wie wir in Nr. 29 des 
„staatstechnikers‘ mitteilten, liegt nunmehr die grundsätzliche 
Bestimmung des Parlaments und des preussischen Finanz- 
ministeriums zur Schaffung einer angemessenen Anzahl Ver- 
messungssekretärstellen vor. 

In Weiterverfolgung dieser Angelegenheit haben wir nach- 
stehenden Antrag an. das Landwirtschaftsministerium gerichtet; 

„Wir bestätigen den Empfang des alte Schreikens 
vom 23. ee 1921. —.G. Nr. IB Ib 11588 — und 
gestatten uns, hierauf folgendes zu erwidern. 

Von den in der landwirtschaftlichen Verwaltung vor- 
handenen 91 Vermessungsdiätaren hatten am 1. Dezember 1921 


en mn en 


'grüssungsworten fanden zunächst die geschäftlichen Dinge ihre 


‚Ziel der Erhöhung der Einkommen der unteren bzw. mittleren 


















































„Nach $ 13 Abs. 2 des B.D.E.G. vom 17. Dezember 1920 
soll das Anwärterdienstalter fünf Jahre nicht überschreiten. Der 
Gesetzgeber ist bei dieser Bestimmung von der Voraussetzung 
ausgegangen, dass in geregelter Laufbahn nach fünfjährigem 
Diätariat die planmässige Anstellung erfolgt. Den gleichen 
Zweck verfolgt der letzte Satz des Absatzes 2 ; 

Nachdem sich nun der Landtag grunds*zlich mit der 
Schaffung einer angemessenen Zahl von. Ver#&ssungssekretär- 
stellen einverstanden erklärt hat und ausserdem auch in 
zwischen die Zustimmung des Herrn Finanzministers erfolgt 
ist, bitten wir, sämtliche 91 Vermessumgsdiätare planmässig 
anzustellen, die alle ein Diätariendienstalter von mehr als 
fünf Jahren haben.“ a = 9 


Besoldungsdienstalter der aus der Katasterverwaltung über- 
nommenen Vermessungssekretäre. Auf unseren Antrag, den 
aus der Katasterverwaltung übernommenen Vermessungs- 
sekretären die in der Katasterverwaltung verbrachten Dienst- 
jahre auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen, ist uns unter 
dem 27.. September 1921 folgende Antwort erteilt worden: 
„Gesch.-Nr. 1 B Ib 9529. . 2 RE EEE 

Im. Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister habe ich bestimmt, | 
dass für. die aus der Katasterverwaltung übergetretenen Anwärter bei Be- ) 
messung ihres Besoldungsdienstalters die Beschäftigung in der Kataster- 
verwaltung als Beschäftigung im gleichen Dienstzweig im Sinne ‚der 
Ziffer 22 der Preuss. Besoldungsvorschriften vom 8. Juli 1921 anzu- 
sehen ist. a A.: gez. Articus.“ 

Wir empfehlen ‘allen aus der Katasterverwaltung über- 
nommenen Kollegen, falls die von uns durch unseren Antrag 
beabsichtigte Gleichstellung mit den übrigen Kollegen durch 
den Erlass nicht erreicht werden sollte, sofort entsprechende 
Anträge an das Ministerium zu richten und uns eine Abschrift 
derselben über die Landesfachgruppe zu übermitteln, damit 
wir in der Lage sind, die auf dem Dienstwege eingereichten 
Anträge zu unterstützen. 2 


a 


=. 


3 
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Provinzialfachgruppe Düsseldorf. Am Sonntag, den 20. Nov. 
d. J. hatten sich die Provinzial-Fachgruppe „Kulturverwaltung- 
Vermessungswesen“ und die Bezirksfachzruppe „Katasterwesen“ 
Köln im „Coloniahaus“ in Köln zu gemeinsamer Tagung zusam- 
mengefunden. Punkt 10 Uhr wurde durch den Gaubeamten, Koll. 
Wiesenthal, die Versammlung eröffnet. Nach kurzen Be- 





Frledigung. Sodann machte Kollege Wiesenthal einige Aus- 
führungen über die Führung und Organisation der Gaugeschäfte, 
Hieran schloss sich ein Vortrag des Kollegen Queisser von 
der Hauptgeschäftsstelle. In ruhigen und klaren Worten wies 
Kollege Queisser nach, in welch zielsicherer Weise die Bnndes- 
leitung arbeitet, wie konsequent nnd energisch den als richtig 
erkannten Zielen zugestrebt wird. Schlagend legte Kollege 
Qeisser an Beispielen dar, dass die Interessen der Techniker nur 
in einer starken Technikerorganisation, wie sie 
der Butab darstelle, vertreten werden können, weil die Ver- 
waltungsbeamten dem Techniker niemals förderlich, wohl aber 
häufig hinderlich seien. Da u | 
Die anschliessende Diskussion ergab vollste Zustimmung zu 
den Ausführungen und unbedingtes und starkes Bekenntnis zum 
Bunde. Insbesondere wurde hervorgehoben, dass der Gewerk- 
schaftsgedanke bei Beamten und. Angestellter mehr Eingang 
finden müsse und dass jede Politik des Neides und kleinlicher” 
Eigenbrötelei gegenüber den grossen Zielen der Gesamtheit zu 
rücktreten müsse. Manche sehr berechtigten Wünsche seien 
trotz intensivster Arbeit der massgebenden Stellen nicht erfüllt, 
weil noch andere Faktoren mitsprechen. Man dürfe nicht gleich 
die Flinte ins Korn werfen, wenn unserer Arbeit einmal kein voller 
Eriolg beschieden sei. Weiter wurde auf die bevorstehe 
Erhöhung der Bundesbeiträge hingewiesen, welche als notwen 
anerkannt wurde. ie 
In seinem Schlusswort erläuterte Kollege Queisser eingehend 
die Verhandlungen über die letzte Gehaltserhöhung und legte 
dar, dass die Stellungnahme des Bundes von Anfang an klar 
war, und dass man diesem wegen des geringen Erfolges keiner 
Vorwurf machen könne, da zahlreiche Momente mitbestimmend 
gewesen wären, die ausserhalb unseres Einflusses gelegen hätten. 
Es seien übrigens erneut Verhandlungen aufgenommen mit dem 
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Gruppen. BB - 






Um 3 Uhr fand dieser sehr interessante I. Teil der Tagung 
sein Ende. 5 d ee 
- Nunmehr -schritten. die Fachgruppen, jede für sich, -zur B 
ratung ihrer Sonderinteressen. Bei der Fachgruppe „Kulturver- 
waltung-Vermessungswesen“ wurde Kollege Schulte zum Ver- 
handlungsleiter bestimmt, zum-Schriftführer Kollege Frenger. 
Da der derzeitige Vorsitzende der Provinzial-Fachgruppe, Kollege 

Urbach, sein Amt niedergelegt hatte, wurde zunächst die Neu-, 


































Nr. 30 


wahl des Vorsitzenden vorgenommen. Da Kollege U, eine 
Wiederwahl ablehnte, wurde Kollege Heimberg zum Vor- 
sitzenden und gleichzeitic zum Vertreter der Provinzial-Fach- 
gruppe gewählt. Hierauf wurde Kollege Heimberg für die 
Landesfachgruppentagung in Berlin am 29, November 1921 be- 
stimmt. 

Folgende Punkte wurden in der Tagesordnung behandelt: 
Ausbildungsfrage, Forderung der Prüfung für die Jahrgänge von 
1915 ab,Berufsbezeichnung. In der Ausbildungsfrage entschied 
man sich mit starker Mehrheit für Fachschulbildung, weil diese 
dem praktischen Bedürfnis der Techniker entspricht. In der 
Frage der Prüfung entschied die Versammlung, dass diese für die 
Jahrzänge 1915—18 nicht wieder gefordert werden solle. - Als 
Berufsbezeichnung wurde vorgeschlagen „Kultur-Geo- 
meter“ für die. „Vermessungssekretäre* und „Ver- 
messungtechniker“ für die „Kulturamtszeichner“ und 
von der Versammlung einstimmig gutgeheissen. Weiter wurde 
auf Vorschlag: des Kollegen Ottersbach beschlossen, zur 
nächsten Tagung der Provinzial-Fachgruppe den Herrn Landes- 
kulturpräsidenten einzuladen. Nach Schluss der Verhandlungen 
dankte Kollege Urbach mit warmen Worten für das ihm während 
seiner Tätigkeit als Vorsitzender der Provinzial-Fachgruppe er- 
wiesene: Vertrauen und wünschte der Gruppe weiterhin gedeih- 
liche und erfolgreiche Arbeit. In seinem Schlusswort sprach 


Kollege Heimberg dem Kollegen Urbach und seinen Mitarbeitern 
für ihre zweijährige opferwillige Tätigkeit den Dank der Ver- 
sammlung aus und richtete an alle Kollegen die Bitte, ihn durch 
positive Mitarbeit in. seinem neuen Amt zu unterstützen zum 
Wohle der Beruisgruppe und zur Förderung der gemeinsamen 
grossen Interessen. 






Landesfachgruppe 
Preussische Kulturbauverwaltung 





Aus dem Parlament. Unsern Anträgen zum Haushalt der 
landwirtschaftlichen Verwaltung und um Verstaatlichung der 
Wiesenbauschulen sind dem Staatsministerium als Material über- 
wiesen. Soweit unser Antrag zum Haushalt der landwirtschaft- 
lichen Verwaltung Forderungen, betr. das Aufrücken der kultur- 
bautechnischen Beamten, enthielt, werden diese Forderungen er- 
neut dem Ausschuss für Beamtenangelegenheiten anlässlich der 
Beratungen über die Anpassung der -Aufstiegsmöglichkeiten der 
preussischen. Beamten an: diejenigen der Reichsbeamten vorge- 
legt werden. 


Ss 


Preussische Landesfachgruppe 
„Volkswohlfahrt‘“ 


150 prozentige Teuerungszulage. Am 7. Dezember 1921 tagte 
zum ersten Male der Preussische Zentralschlichtungsavsschuss. 
Der erste zur Verhandlung stehende Fall war die Streitsache der 
Wiederaufbautechniker um die 150 prozentige Teuerungszulage 
für die Monate Januar bis März 1920. Einen endgültigen Spruch 
fällte der Schlichtungsausschuss noch nicht. Er beschloss, den 
preussischen Finanzminister um Auskunft darüber zu ersuchen, 
„an welche Höhe des nach den im 2. Absatz des Erlasses vom 
29. August 1919, Nr. I 15207, entwickelten Grundsätzen zu zahlen- 
den Teilbetrages der laufenden Kriegsteuerungszulage, gedacht 
worden ist, und wo nach der Auffassung des Finanzminisiers die 
Grenze der Möglichkeit liegt, bis zu welcher eine geldliche Bevor- 
zugung der Lohnangestellten höherer Ordnung vor den ent- 
sprechenden Beamtengruppen durch den Oberpräsidenten bei der 
Bemessung der Kriegsteuerungszulagen für die Lohnangestellten 
höherer Ordnung vorgenommen werden konnte.“ 


Rundschau 


Die Durchführung der Revision. Der Preuss. Finanzmini- 
ster gibt durch Erlass vom 5. Dez. 21 Nr. 3422 die Bestimmun- 
zen bekannt, nach denen die nachgeordneten Behörden bei der 

urchführung der Revision zu verfahren haben. Zum Teil deckt 
sich der Erlass in seinem Wortlaut‘ mit den Ausführungs- 
anweisungen des Reichsfinanzministers. Wir bringen die Be- 
stimmungen in ihrem wesentlichensten Teil nachstehend zur 








“Kenntnis, weisen aber ausdrücklich darauf hin, dass sie für 
die Angestellten nicht verbindlich sind: 


A. Einreihung in den Vergütungstaril. 


1. Der durch das A, Ergänzungsabkommen.. mitgeteilte  überprüfte 
Vergütungstarif triti, soweit Abweichungen. nicht besonders kenntlich 
Benacht sind, mit Wirkung vom 1. April 1920 an die Stelle des bis- 
herigen Vergütungstarifs. 

2. Hierdurch ergibt sich, dass die Angestellten solcher Kategorien, 
die ohne Aenderung ihrer bisherigen Bezeichnung im Vergütungstarif im 
überprüften Vergütungtarif in einer höheren Vergütungsgruppe erscheinen, 
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mit Wirkung vom 1. April 1920 in diese höhere Gruppe des überprüften 
Vergütungstariis zu überführen sind. Dies ist.z. _B. hinsichtlich der 
„Fernsprechgehilien“, die unter. dieser Bezeichnung in der Gruppe Il 
(bisher I) des bisherigen Vergütungstarifs aufgeführt waren, der Fall, 
da sie nunmehr unter der gleichen Bezeichnung „Fernsprechgehilfen“ in 
die Grippe IV des überprüften Vergütungstarifs aufgenommen sind. 

Das gleiche ergibt sich für die Katasterhilisarbeiter, Kataster- 
techniker, Katasterauwärter, Vermessungsiechniker, Lithographen, Photo- 
graphen, Kartographen, Kupferstecher usw. 

Zeigt der üherprülte Vergütungstarit gegenüber dem ursprünglichen 
Yergütungstarif eine Aenderung in den aufgeführten Tätigkeitsmerkmalen, 
so ist unter ausschliessiicher Zugrundelegung der Leistungen, die der 
Angestellte am 1. April 1920. (oder, -falls sein  Dienstverhältnis 
später begonnen hat, beim Eintritt) aufzuweisen hatte, die. Ein- 
gruppierung nach dem überprüften Vergütungstarif mit Wirkung vom 
1. April 192) bzw, vom  Eintritistage ab im Benehmen mit der 
Angestelltenvertretung gemäss 8 Abs 1 und 2 
T-T.V. (bzw. bei deren Fehlen mit dem Vertrauensmann des An- 
gestellten - oder diesem seibst) neu festzusetzen. Die Neufest- 
setzung hat demnach so zu erfolgen, als ob der überprüfte 
Vergütungstarifschon am 1. April 1920 bzw. am Eintritts- 
tage vorgeiegen hätte. 

Nach dem Gesazten sind also diejenigen Angestellten neu einzureihen, 
für die sich nach ihrer am 1. April 1929 (oder dem etwaigen späteren 
Eintrittstage) ausgeübten Tätigkeit unter ausschliesslicher Zugrundelegung 
des überprüften Vergütungstarifs eine höhere Vergütungsgruppe ergibt, 
als sie nach dem Vergütungstarif in der ursprünglichen Fassung für 
die gleiche Tätigkeit (d. h. die am.1. April 19209 bzw. beim Ein- 
tritt ausgeübte Tätigkeit) tatsächlich festgesetzt worden ist. 

3. Mit Rücksicht auf die im Vorjahre bei der Einreihung der An- 
gestellten in die Vergütungsgruppen gemachten Erfahrungen, ersuchen 
wir ergebenst, bei den Verhandlungen mit den Angesteiltenvertretungen 
über die Neueinreihungen, soweit sie nach Vorstehendem» erforderlich 
werden, mit peinlichster Sorgfalt vorzugehen und sich dessen bewusst 
zu sein, dass jedes unbedachte, in den obiektiven Verhältnissen nicht 
begründete Werturteil über Leistungen von Angestellten usw. bei etwaigen 
nachfolgenden Streitigkeiten für die Verwaltung nachteilig ist. Bei irgend- 
welchen Zweifeln über die Berechtigung von Forderungen der Ange- 
stelltenveriretungen hat vor der Entscheidung eine Fühlungnahme 
mit. der vorgesetzten Dienststelle zu erfolgen. Bei Einreihungen, die 
gemäss Ziffer 2 Abs. 3 der vorliegenden Richtlinien zu treffen sind, 
wird, abgesehen von Fällen, in denen ein Zweifel über die Berechtigung 
der Zinreihung nicht obwalten kann, die Verständigung mit der Ange- 
stelltenvertretung gemäss $ 8 Abs. 1 T,T.V. nur unter dem “Vorbehalt 
einer Nachprüfung durch die vorgesetzte Dienststelle erfolgen dürfen. 

4. Die mit der Einreihung der Angestellten beauftragten Beamten und 
Angesteliten sind für die richtige Durchführung der getroffenen Abkommen 
verantwortlich. Wir erachten es als notwendig, dass auch ihre materielle 
Haftung für Schäden, die durch unsachgmässe oder oberflächliche Be- 
arbeitung entstehen, in Anspruch genommen wird, insbesondere, wenn 
durch ihr Verschulden die Vornahme einer Rechtshandlung (Erklärung 
eins Vorbehalts, Beweissicherung usw.) unterblieben oder nicht recht- 
zeitig erfolgt ist. 

5. Die nach Ziffer 3 zu machenden Vorbehalte sind im Laufe der 
mit der gesetzlichen Angestelltenvertretung zu führenden Verhandlungen 
klar und eindeutig zum Ausdruck zu bringen und durch förm- 
liche besondere Niederschrift oder durch einen unterzeichneten Vermerk 
in den Personalakten des Angestellten schriftlich festzuhalten. Ausserdem 
ist bei der Benachrichtigung des Angestellten über seine Einreihung, 
die in jedem Falle aisbald in kurzer schriftlicher Form gegen 
Unterschrift oder sonstige beweiskräftige Fest- 
stellung über den Zeitpunkt der Zustellung zu er- 
folgen hat, gleichfalls zum Ausdruck zu bringen, dass die Einreihung 
unter Vorbehalt erielgt ist. 

6. Wir tragen keine Bedenken, wenn ungeachtet eines Vorbehalts 
über die‘ Nachprüfung der Einreihung und, ohne deren Ergebnis ab- 
zuwärten, die der „vorläufig“ angenommenen Vergütungsgruppe ent- 
sprechenden Bezüge an den Angestellten gezahlt werden. Doch is 
dafür Voraussetzung, dass vor der ersten Zahlung der Angestellte 
schriftlich anerkennt, dass die gezahlten Beträge bis zur Erledigung 
der Nachprüfung als Vorschusszahhing zu gelten haben. 

7. Der durch das vierte Ergänzungsabkommen mitgeteilte Vergütungs- 
tarif sieht mit * versehene Aufstiegsstellen für Ange- 
stellte vor. Nach der Entscheidung des besonderen Schlichtungs- 
ausschusses sind die Reichs- und Staatsbehörden als verpflichter an- 
zusehen, den Angestellten im Rahmen des Vergütungstarifs gleichwertige 
Aufstiegsmöglichkeiten zu gewähren, wie sie für vergleichbare Beamte 
derselben Verwaltung auf Orund der Besoldungsgesetze und Besoldungs- 
pläne einschliesslich der Haushaltspläne bestehen. In der Begründung 
wird die Befürchtung ausgesprochen, dass die praktische Durchführung 
vielfach Schwierigkeiten begegnen wird. Diese Befürchtung ist nur 
zu sehr berechtigt. Bei der Unübersichtlichkeit der in Frage kommen- 
den Verhältnisse ist die Durchführung dieser Entscheidung durch die 
örtlichen Dienststellen allein ein Ding der Unmöglichkeit. Um den not- 
wendigen Ueberblick zu gewinnen, ist es zunächst erforderlich, dass 
die örtlichen Dienststellen im Benehmen mit ihren Angestelltenver- 
tretungen prüfen, weiche Angestellten für eine mit * versehene Auf- 
stiegsstelle überhaupt in Frage kommen. Die sich hiernach ergebenden 
Vorschläge, die unter Beigabe eines Personalbogens für den einzelnen 
Angestellten und einer Aeusserung über seine Bewährung, seinen Auf- 
gabenkreis und seine Eingliederung in die fragliche Dienststelle durch 
kurze Bezeichnung der Organisationen der’ Dienststelle (Verteilı der 
Arbeiten zwischei den Beamten und Angestellten) erkennen lassen 
müssen, sind tunlichst ‚beschleunigt durch die vorgesetzte Dienststelle 
an die oberste Verwaltungsbehörde weiterzuleiten. Die vorgesetzte Dienst- 
stelle hat beim Durchgang zu den von ihr gesammelt vorzulegenden 
Vorschlägen. für ihren Bereich gutachtlich Stellung zu nehmen, und 
eine Atıfstellung einzureichen, aus der ersichtlich ist, wieviel Ange- 
stellte in den für die Aufrückungsstellen in Betracht kommenden Grund- 
stellungen insgesamt vorhanden sind und wie die Verteilung der Auf- 
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stiegsstellen für die gleichartigen Beamten geregelt ist. Sobald die Be- 
richte der uns unterstellten Behörden in ihrer Gesamtheit vorlie en, 
werden wir zu ihnen im Sinne der Entscheidung des besonderen Schlich- 
fangsausschusses Stellung nehmen. Die Heranziehung des Hauptbetriebs- 
rats und nötigenfalls der Bezirksbeiriebsräte wird nach Massgabe des 
Betriebsrätegesetzes (bzw. der zur Ausführung des $ 61 B.R.G. er- 
ri Verordnung vom 7. Februar 1921 (G.S. S. 271) zu erfolgen 
aben. 

8. Abgesehen von den mit * versehenen Aufstiegsstelien gibt der über- 
prüfte Vergütungstarif — wie der ursprüngliche Vergütungstarif — den 
Angestellten nach ihrer erstmaligen Einreihung die Möglichkeit, auf 
Grund höherer Leistungen in eine höhere Vergütungsgruppe zu gelangen 
(vgl. $ 3 Abs. 3 T.T.V.). Um die: Uebersicht über die auf diesem 
Wege erfolgten Beförderungen zu sichern und eine ungleichmässige Hand- 
habung der betreffenden tariflichen Bestimmungen zu vermeiden, ist ın 
allen Fällen einer derartigen Beförderung eine Mitwirkung des obersten 
Verwaltungscheis herbeizuiühren. Die örtlichen Dienststellen haben, bevor 
sie irgendwelche Erklärungen in den Verhandlungen mit den Ange- 
stelltenvertretungen über die Beförderung ‘eines Angestellten abgeben, 
unsere Siellungnahme abzuwarten. Ueber das Verhalten der örtlichen 
Dienststelle in solchen Fällen gilt im übrigen auch das, was in Ziffer 3 
gesagt ist. Wir haben bisher unsere Zustimmung zu den Beförderungen 
von Angestellten bis zum Vorliegen der Entscheidung des besonderen 
Schlichtungsausschusses über die Nachprüfung des Tarifvertrags zurück- 
gestellt. Es wird, bevor uns die zurückgesteilten Anträge von neuem 
vorgelegt werden, eingehend zu prüfen sein, ob nach dem jetzt gültigen 
überprüften Vergütungstarii des vierten Ergänzungsabkommens eine Be- 
förderung dieser Art noch in Frage kommt. 


B. Streitverfahren. 


Bei der Durchführung der Entscheidung des besonderen Schlichtungs- 
ausschusses ist eine gleichmässige Handhabung derneuen 
Bestimmungen im Bereiche der gesamten preussischen Staatsver- 
waltung soweit als möglich zu sichern. Gleichzeitig wird anzustreben 
sein, die unvermeidbaren Streitfälle auf ein Mindestmass zu beschränken. 
Aus diesen Gründen dürfte es sich empfehlen, die Personalreferenten 
des Oberpräsidiums, der Regierungen und des Oberlandeszerichts zu einer 
Besprechung. über die im Interesse einer einheitlichen Durchführung 
erforderlichen Schritte im Bereiche des Oberpräsidiums zusammenzurufen. 
Wir sind bereit, zu diesen Besprechungen, sofern es erwünscht ist, einen 
Vertreter der obersten Verwaltungsbehörde zu entsenden. 


I. Verfahren vor dem Paritätischen Ausschuss. 

Wenn. zwischen der örtlichen Dienststelle und der Angestelltenver- 
tretung eine Verständigung über die Einreihung der Angestellten nicht 
zu erzielen ist, ist bis zur endgültigen Erledigung des Streitfalles durch 
den beim Reichsarbeitsministerium gebildeten Paritätischen Ausschuss 
($ 8 Abs. 2 T.T.V.) die. Entscheidung der Dienststelle massgebend. 
In dem vierten Ergänzungsabkommen ist für Einsprüche bei dem Pari- 
tätischen Ausschuss eine Frist von sechs Wochen vom Erhalt des 
schriftlichen Bescheides gemäss $ 9 des T.T.V. an gerechnet, fest- 
gesetzt. Bei Einreihungen von Angestellten unter dem. Vorbehalt der 
Nachprüfung (siehe unter A Ziffern 3 und 5) ist eine Voraussetzung 
für die Anrufung des Paritätischen Ausschusses nach dessen bisheriger 
Praxis nicht gegeben. Nur wo eine vorbehaltlose Erklärung beider 
Parteien vorliegt, ist der Paritätische Ausschuss willens, eine Entscheidung, 
zu fällen. Für Einsprüche aus Einreihungen, die nicht aus dem vierten 
Ergänzungsabkom:men herrühren, läuft die Einspruchsfrist endgültig am 
18. Januar 1922 ab. 

Die Aufgaben, die bei der Anrufung des Paritätischen Ausschusses 
den örtlichen Dienststellen erwachsen, sind in den 'Erlassen vom 3. No- 
vember 1920 — I. 28403 —, vom 30, Dezember 1920 — L. 352/20 — 
sowie vom 2. Februar 1921 — L. 265/21 — eingehend dargelegt. Wir 
haben leider feststellen müssen, dass in einer Anzahl von Streitfällen das 
Verfahren ‚vor dem Paritätischen Ausschuss recht unvollkommen vorbe- 
reitet war. Zur Verhütung weiterer ungenügender Vorbereitung des Ver- 
fahrens bestimmen wir hiermit, dass, sobald die Dienststelle von der At- 
rufung des Pari:ätischen Ausschusses durch die Angestelltenvertretung 
oder, wo eine solche nicht besteht, durch den Angestellten’ selbst Kennt- 
nis erhält, sie uns unmittelbar eine Abschrift des’ vorgeschriebenen ver- 
sonalbogens und eine Abschrift des Berichtes an den Paritätischen Aus- 
schuss vorzulegen hat. Das gleiche gilt sinngemäss im Falle der Anrufung 
des Paritätischen Ausschusses durch die Dienststelle. 

Der Bericht hat zur Klärung der Zuständigkeit des Paritätischen 
Ausschusses zuerst eindeutig zu der Frage Stellung zu nehmen, ob. eine 
vorbehaltiose Verständigung mit der Angestelltenvertretung erfolgt ist 
und ob es sich um eine erstmalige Einreihung ($ 8 Ziffer 1 T.T.V.) oder 
etwa um einen Aufstieg in eine höhere Vergütungsgruppe ($ 8 Ziffer 3 
T.T.V.) handelt. Weiter hat er erschöpfenden und bestimmten Auf- 
schluss über den Umfang und die Tätigkeit der Dienststelle bzw. der 
Abteilung zu geben und Aufzeichnungen über die Zahl der in der Dienst- 
stelle tätigen Beamten und Angestellten am 1. April 1920 und jetzt und 
ihre Einreihung in den 'Vergütungstarif bzw. in die Besoldungsordnung 
zu enthalten. Weiter hat der Bericht für den in Frage kommenden An- 
estellten für die Zeit vom TI. April 1920 (oder, falls sein 
Sienstverhältnis später begonnen hat, für die Zeit des Eintritts) 
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eingehende Auskunft zu erteilen über die ausgeübte Tätigkeit, die persön- 
lichen Leistungen, etwaige Veränderungen der Beschäftigung und dem 
Zeitpunkt eines solchen Wechsels (wobei aber zu bemerken ist, wenn eine 
derartige etwa höher zu bewertende Beschäftigung aushilfsweise oder 
probeweise oder sonst vorübergehend aus einem näher zu bezeichnenden 
Grunde stattfand, ohne dass aber in der eigentlichen Stellung des Ange- 
stellten eine Aenderung eintrat) über die Einreihung etwaiger unmittel- 


barer Vorgesetzter und Untergebenen der Angestellten sowie über 


sonstige in der Behördenorganisation begründete Umstände, die zur 


Aufhellung des Streitfalles von Belang sein können. Ferner ist anzu- 


geben, ob bei den übrigen Angestellten mit gleicher Tätigkeit eine Eini- 
gung zwischen der Dienststelle und der AÄngestelltenvertretung erzielt 
worden ist. In allem muss der Bericht eine eingehende Klarstellung 


der für die Dienststelle massgebenden Gesichtspunkte geben. Er hat 


auch der Verschiedenartigkeit der Verhältnisse in den einzelnen Ver- 
waltungszweigen in genügendem Masse Rechnung zu tragen. So wird der 
Bericht beispielsweise bei den Streitigkeiten über die Einreihung von 
Angestellten der Katasterverwaltung auch Aufschluss über folgende Fragen 
geben müssen; ; 


1. Welche von diesen Arbeiten sind als besondere Leistungen zu 
bewerten? 


2. Wie ist das Kartenmaterial in dem Katasteramtsbezirk beschaffen? 


Bietet die häusliche Bearbeitung der Messungssachen beson- 
dere Schwierigkeiten? 

3. Wann hat sich .... der Prüfung der Bewerber um Kataster- 
sekretärsteller unterzogen? Aus welchen Gründen hat er die 
Prüfung, obwohl er sich nach den Prüfungsvorschriften hierzu 
melden konnte, noch nicht abgelegt? 

Sofern in den zurzeit schwebenden Streitfällen die Berichte nicht 


alles das enthalten, was in Vorstehendem gefordert wird, ist schleu-: 


uigste Ergänzung zu bewirken. 

Wir werden auch weiterhin die Vertretung der Streitsachen vor dem 
Paritätischen Ausschuss von hier aus wahrnehmen. Nur dort, wo es uns 
unbedingt notwendig. erscheint, behalten wir uns vor,‘ einen Vertreter 
der örtlichen Dienststelle hinzuzuziehen. Wo es sich um Streitigkeiten 
von grösserem Umfange, d. h. um Einsprüche ganzer Gruppen oder 
Lage der Verhältnisse der Versuch unternommen werden kann, durch 


einer grösseren Anzahl von Angestellten handelt, ist uns umgehend zu 


berichten. Wir werden .in ‘derartigen Fällen erwägen, ob nicht nach 
die Entsendung eines Vertreters der obersten Verwaltungsbehörde zur 
Dienststelle im Verhandlungswege den Streitfall beizulegen. 


II. Verfahren vor den Sonderschlichtungs- 
ausschüssen. 


Eine Anrufung_ des Paritätischen Ausschusses kommt nur bei Streitig- 
keiten über eine Einreihung der. Angestellten in den Vergütungstarif in 
Frage. Alle übrigen sich aus dem Tarifvertrag ergebenden Streitigkeiten 
zwischen Dienststellen und Angestellten unterliegen den auf Grund der 
Verordnung vom 8. März 1920 (G.S. S. 57) gebildeten Sonderbezirks- 


schlichtungsausschüssen. Befindet sich unter den vor die Sonderbezirks- 


schlichtungsausschüsse kommenden Streitfragen eine solche von zentraler 


Bedeutung, so ist sie-.auf Grund des Art. 5 Ziffer 3 Abs. 2 der ange- ” 


führten Verordaung an den Zentralschlichtungsausschuss zu verweisen. 


Wo Zweifel bestehen, ob die Streitfrage von zentraler Bedeutung ist oder 
sein ‚könnte, wird unsere Entscheidung einzuholen und bei dem Sonder- 
bezirksschlichtungsauschuss gegebenenfalls Vertagung zu beantragen sein. 


Die Vertretung der Streitfälle vor dem Zentralschlichtungsauschuss 


wird. von-hier aus wahrgenommen. Nur dort, wo‘ es unbedingt not- 


wendig ‚erscheint, behalten wir uns vor, einea Vertreter‘ der in Frage 


kommenden Behörde hinzuzuzichen. Um die Interessen der‘ Staatsver+' 
waltung vor dem Zenträ®chlichtungsausschuss nachdrücklich ‘vertreten 
zu können, bestimmen wir, dass, sobald eine Streitsache von. den 


Sonderbezirksschlichtungsausschüssen, denen sie nach der angeführten 


Verordnung zuerst zuzuführen ist, an den Zentralschlichtungsausschuss 
überwiesen wird, uns ein erschöpfender und klarer Bericht des Streit- 
falles sofort zu übermitteln ist, dem eine stempelfreie Vollmacht für die 


Vertretung durch uns vor dem Zentfralschlichtungsausschuss beigefügt 
sein muss. 


Die für die Hochbauäimter, Kreiskassen, Katasterämter, Landräte, 
staatlichen Polizeiverwaltungen, Kommandostellen der Schutzpolizei in 
Orten mit kommunaler Polizeiverwaltung und Distriktskommissare er- 
forderlichen Abdrucke ‚dieses Erlasses und der dazugehörigen Anlagen ” 
(1. 2, 3. und 4. Ergänzungsabkommen und die Entscheidung des be- ° 


sonderen Schlichtungsausschusses) sind beigefügt. 


Staatliche Fürsorge für die oberschlesischen Staatsbeam- 


ten. Der Preussische Finanzminister hat bestimmt, dass den- 


jenigen unmittelbaren Staatsbeamten aus dem an Polen ab- 4 
zutretenden Gebiete Oberschlesiens, * die ihre Familien aus 
besonderen Gründen nach dem neuen Dienstort oder nach ° 


einem Zufluchtsort vorausschicken müssen und dadurch ge- 


zwungen sind, einen doppelten Haushalt zu führen, Beschäf- 


gewährt werden sollen. 









Ehemalige Absolventen der Bau- 
gewerkschule Buxtehude werden 
um Angabe ihrer und sonstiger 
bekannter Adressen gebeten. 

Alt-Herren-Vereinigung _ 


1.4 Kröner, Lüneburg, Dammstrasse 11. 
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Vorwort. 


Hiermit veröffentlichen wir zum erstenmal ein nach systematischen Gesichtspunkten 
angelegtes Inhaltsverzeichnis über die für unsere Bundesbewegung besonders in Betracht 
kommenden Zeitschriften. 

Neben der „Deutschen Techniker-Zeitung“ wurden die übrigen ‚Veröffentlichungen 
unseres Bundes, des „AfA-Bundes“, des „Z.d. A.“, der „Betriebsrätezentrale“ und einige 
andere für unsere Bewegung wichtige Zeitschriften (s. unten) während des ersten Halb- 
jahres 1921 laufend- durchgesehen und die wichtigsten Artikel und Notizen systematisch 
geordnet. Werden in einem Artikel verschiedene Fragen behandelt, so wurde er unter 
jedem einzelnen der zutreffenden Stichworte eingetragen. 


Aus der nachstehenden Uebersicht ist der Grundplan des Systems zu erkennen. 
Es wurde so grosszügig und fein gegliedert wie möglich angelegt, einmal, um ein lücken- 
loses Bild des gesamten Registers zu geben, dann aber auch, um für die späteren Nach- 
träge gleich die erforderlichen Rubriken zu haben. Es sind daher auch Rubriken mit- 
aufgeführt, unter die in diesem Halbjahr keine Artikel oder Notizen einzuordnen waren. 


Als Ergänzung zu diesem Verzeichnis werden monatlich Nachträge herausgegeben, 
die dann wiederum am Schluss des zweiten Halbjahres zu einem Gesamtverzeichnis wie 
-das vorliegende zusammengefasst werden. Allerdings werden die monatlichen Nachträge 
erst vom Oktober ab erscheinen können, da die umfangreichen Einrichtungsarbeiten nicht 
eher durchgeführt sein werden. 


Das unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse unserer Bundesarbeit und der 
freigewerkschaftlichen Bewegung überhaupt aufgebaute Register gibt den in der Arbeit 
für unsere Bewegung stehenden Kollegen auch die Möglichkeit, Ausschnitte aus der 
Tagespresse usw. nach archivarischen Gesichtspunkten aufzubewahren, indem sie die 
Zeitungsausschnitte mit der in Betracht kommenden Rubriknummer versehen und dann 


in Mappen oder in Form einer Kartothek fortlaufend nach den Nummern ordnen. 


‘ Wir hoffen, dass in erster Reihe unseren Bundesmitgliedern, darüber hinaus aber 
‚auch allen in der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung Stehenden mit diesem 
Register eine brauchbare Uebersicht über das in den Zeitschriften enthaltene reiche Tat- 
sachenmaterial geboten wird, auf das sie für Vorträge, bei Tarifverhandlungen, in Betriebs- 
ratsitzungen, ‚bei polemischen Auseinandersetzungen mit anderen Verbänden usw. zurück- 
greifen können. 

Alle die Beamten und die Beamtenbewegung betreffenden Hinweise 
mussten leider vorläufig wegen des grossen Umfangs der Arbeit ausgeschaltet werden. 
Sie werden im Hinblick auf ihre grosse Bedeutung in einem besonderen Inhaltsverzeichnis, 


das in Kürze folgen wird, übersichtlich gesammelt werden. 


Bundıder technischen Angestellten und Beamten 


Abteilung Schriftwesen. 
Erich Händeler. 
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Durchgesehene Zeitschriften. 


Folgende Zeitschriften wurden vom 1. Januar bis 1. Juli bearbeitet und in der hier gegebenen Reihenfolge in dasi | 


Archiv eingeordnet. 


Veröffentlichungen des Bundes technischer 
Angestellten und Beamten: 


(Zu beziehen vom Industriebeamten-Verlag GmbH.. 
Berlin NW. 52, Werftstr. 7) 


Deutsche Techniker-Zeitung (erscheint wöchentlich) 


Gruppenblätter: 
Der Industrietechniker. 
Der Bautechniker. 
Der technische Grubenbeamte, 
Der technische Gemeindebeamte, 
Der Staatstechniker. 
Beilagen: 
Recht und Rechtspraxis, 
Bildung und Unterricht, 
Sozialwirtschaftliche Rundschau, 
. Freie Beamtenrundschau. 
Der Reichseisenbahntechniker., 
Ekkehard (erscheint monatlich) | 
Bundespost. 


Rundschreiben an die Ortsverwaltungen. | Erscheinen 
Bundes-Archiv (vertraulich).*) ( nach 
Beamtennachrichten (vertraulich).**) | Bedarf 


Schriftensammlung des Bundes. 


Veröffentlichungen des A.D.G.B.: 


(Zu beziehen vom Verlag des A.D.G.B,, Berlin SO. 16) 


Korrespondenzblatt des A.D.G.B. (mit Arbeiterrechts- und Lite- 
raturbeilage) (erscheint wöchentlich) 


*) Nur für die Mitglieder des Bundesvorstandes und Bundesausschusses und solche 
Persönlichkeiten, die auf Be ihres Gauvorstandes als Empfänger zugelassen werden. 

**) Für den gleichen Empfängerkreis wie das Bundesarchiv, ausserdem für die 
Ausschüsse der Fachgruppen der Behördentechniker. 
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Veröffentlichungen des AfA-Bundes: 


(Zu beziehen vom AfA-Bund, Berlin NW, 52, Werftstr. BEST 
Mitteilungsblatt des AfA-Bundes (erscheint monatlich) | 


Veröffentlichungen der freigewerkschaftlichen 
Betriebsrätezentrale: fl 
(Zu beziehen von der Betriebsrätezentrale, Berlin SO. 16, 411 
Engelufer 15) 3 
Der Betriebsrat (erscheint monatlich) - "nn 
Betriebsrätezeitung des A.D.G.B. (erscheint monatlich) H 
Schriften der freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale: 
1. des AfA-Bundes, 
2. des A.D.G.B. 
Rundschreiben der Betriebsrätezentrale. 


Veröffentlichungen des Zentralverbandes | 


der Angestellten: 

(Zu beziehen vom Z.d.A., Berlin SO. 26, Oranienstr. 40/41) 

Der freie Angestellte (erscheint vierzehntägig) | 
Gruppenblätter: 


Der Industrie- und Handelsangestellte, 
Der Behördenangestellte, 

Der Versicherungsangestellte, 

Der Genossenschaftsangestellte, 
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Sonstige Veröffentlichungen: 


Reichsarbeitsbiatt (amtl. u. nichtamtl. Teil). Erscheint vier 
zehntägig.. Zu. beziehen vom Verlag Reimar Hobbing, 
Berlin SW: 61, Grossbeerenstr. 17. er 

Wirtschait und Statistik. (Erscheint monatl. im gleichen Verlage.) 

Weltwirtschaitliche Korrespondenz. (Erscheint wöchentlich. Zu 
beziehen Heidelberg, Schröderstr. 39.)' [8 4 
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d) Röcheversicherungsanstalt > 


5500,5 - 5500,40 36 
5505,5—5505,35 37 
5510,5—5510,35 37 


5610,5—5610,20 38 
5615,5—5615,30 38 
5620,5—5620,15 38 


V. Gesetzliche Interessenvertretungen. 


A. Wirtschaitliches Rätesystem © : - - » . 5800-5815 38 
B. Betriebsräte 
a) Allgemeines über Betriebsräte . . . . 5850-5865 39 
b) Betriebsrätegesetz . ; 5880 39 
c) Rechte und Aufgaben der Betneharäte . 5895-5980 39 
d) Wahlen der Betriebsräte . . - . 6000-6010 41 
e) Organisation der Betriebsräte . . . . 6050-6095 41 
f} Ausbildung der Betriebsräte. . . . - 6110 42 
C. Arbeitskammern für den Bergbau: - - - 6150 .42 
D. Reichswirtschaitsrat . : : = = = 2...» 6200—6220 42 
E. Handelskammern : # - - i . 6250-6255 42 
F. Landwirtschaftskammern, Handwerks- nl 


Gewerbekammern - - - .. 6280—6290 42 
G. Verbraucherkammern ; et 6300 42 


5515,5—5515,35 33 


5605,5-5605,20 38 
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VI. Soziale Bewegung. 


A. Soziale Bewegung. Allgemeines - 


B. Arbeitgeberbewegung 
a) Arbeitgeberbewegung, Allgemeines h 
b) Zentralausschuss der Unternehmerverbände 6560—6620 
c) Arbeitgeberpolitik h N 


C. Arbeitnehmerbewegung 


6500— 6520 


6550—6555 
6800-6810 


(Bearntenbewegung s. im Beamtenarchiv) 


a) Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines . 

b) Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines. _ 

c) Freie Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines 
Freie Arbeiterbewegung (A.D.G.B.) . 

Freie ee ES 


AfA-Bund . 
Bund der technischen Augesiöllten u Baal 


d) Gewerkschaftsring (Hirsch-Duncker) 

e) Christlich-nationale Dewerkachei 
bewegung, Allgemeines . , < 

Arbeiterbewegung Ä 

An gestelltenbewegung. (Gedag usw.) 

f) Wirtschaftsfriedli che (gelbe) Gewerkschafts- 


bewegun 


8. 
&) Konfessionelle Arbeitnehmerverbände\, 
h) Sonstige Angestelltenverbände . 


Vll. Technik (Allgemeines u. Berufsfragen), 


A. Technik, Allgemeines 
B. Beruisfragen der Techniker 
a) Yragen der Vor- und Ausbildung . 
b) Stellung des Technikers 3 
c) Einzelne Berufe der Techniker . 
C. Technische Fachverbände - 
Bücherschau : 


7000-7060 
7100-7135 
7160-7195 
72007540 
7600-7620 
7630- 7780 


7800—8235 


9000-9035 
9050 — 9060 
9065 


9070 - 9230 


9250—9285 
9300—9315 
9350— 9400 


9500—9505 


9550—9575 
9600— 9605 
9650— 9695 


9750— 9770 
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= a [7 . “ 
1150,70 Stellung zu Angestelltenfragen und Angestellten- 
l. Politi K, Allgemeines. bewegung 
1150,75 auumg zu er oe und Beamtenbewegung 
; 1150,80 Gegensätze innerhalb der Partei 
A. Verfassung, Regierungen. reine 
1000 ° Politik, Allgemeines 1150,90 Personalien 
*Die Demokratie als Prinzip der Auslese BhA 8, 57 1150,95 . Kritik der Partei 
Politische Schriften KB 17 (L 1,5) E A 
*Die Neueinteilung Europas WSt 5, 240 1155 Deutsche Volkspartei 
1005 Veriassung und Wahlrecht Deutschlands 11555 Geschichte, Organisation und Entwicklung 
{010 L Verfassung und Wahlrecht der deutschen Länder 1155,10 Parteitage, Programme und Kundgebungen 
*Hamburg. Der Arbeiterrat Gross-Hamburg in der 1155,15 Agitation und Taktik (Wahlparolen) 
Hamburgischen Verfassung verankert KB 6, 84 *Deutschnationale Geldquellen, JH 2,11 
*Preussen. Gross-Preussen oder Einheitsrepublik? 1155,20 Verhältnis zu anderen Parteien 
BhA 3, 17 1155,25 Stellung zur auswärtigen Politik 
1015 L Verfassung und Wahlrecht in ausserdeutschen Staaten 1155,30 Stellung zu Verfassungs-, Rechts-u. Verwaltungsfragen 
1220 Russischer Räte-Kongress 1155,35 Stellung zur Finanz- und Steuerpolitik 
1025 : Reichsrat 1155,40 Stellung zur Wirtschaftspolitik 
1030 Reichstag (Wahlergebnisse s. 1115) 1155,45 Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 
1035 L Landtage (Wahlergebnisse s. 1120) 1155,50 Stellung zur Sozialisierung 
Industrie und politische Parteien T 6, 45 1155,55 Stellung zur Kulturpolitik 
1040  Mehrheitsbildungen und Regierungen des Reiches 1155,60 Stellung zur Sozialpolitik 
1045 L Mehrheitsbildungen und Regierungen der deutschen Die Freunde des Herrn Thiel (betr. Stellung der Deut- 
Länder schen Volkspartei zum Betriebsrätegesetz) M 4,58 
1050 L Regierungen der ausserdeutschen Länder 1155,65 Stellung zu Arbeitnehmerfragen und Arbeitnehmer- 
bewegung 
i +) 1155.70 Stellung zu Angestelltenfragen und Angestellten- 
B. Parteipolitik. bewegung 2 
: 2 - 1155,75 tellung zu Beamitenfragen und Beamtenbewegung 
a) Patteipolitik, Allgemeines. 1155,80 Gegensätze innerhalb der Partei 
1100 Parteipolitik, Grundsätzliches 1155,85 Presse 
1105 Parteipolitik im Ausland 1155,90 Personalien 
*Amerika. Die amerikanischen Gewerkschaften und 1155,95 Aritik der Partei 
Arbeiterparteien BA 34 
England. Der neue Liberalismus WK5. 1 1160 Christliche Volkspartei 
England. Das Progranım der englischen Liberalen 1160,5 Geschichte, Organisation und Entwicklung 
B 1160.10 Parteitage, Programme und Kundgebungen 
1110 Politische Parteien in Deutschland, Allgemeines 1160,15 Agitation und Taktik (Wahlparolen) 
1115 Wahlergebnisse zum Reichstag 1160,20 Verhältnis zu anderen Parteien 
*Die Reichstagswahlen seit 1871 WSt 1,50 1160,25 Stellung zur auswärtigen Folitik 
Der Anteii der männlichen und weiblichen Wähler 1160,30 Stellung zu Vertassungs-, Rechts-u. Verwaltungsfragen 
an der Wählerschaft der Parteien WSt 4, 200 1160,35 Stellung zur Finanz- und Steuerpolitik 
11201 Wahlergebnisse zu den Landtagen 1160,40 Stellung zur Wertschaftspolitik 
i 1160,45 Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 
b) Einzelne Parteien. 1160,50 Stellung zur Sozialisierung 
1160,55 Stellung zur Kulturpolitik 
1150 Deutschnationale Volkspartei 1160,60 Stellung zur Sozialpolitik 
11505 Geschichte, Organisation und Entwicklung 1160,65 Stellung zu Arbeitnehmertragen und Arbeitnehmer- 
1150.10 Farteitage, Programme und Kundgebungen bewegung 
1150,15 Agiation und Taktik r Wahlparolen) 1160,70 Stellung zu Angesteilienfragen und Angestellten- 
*Deutschnationale Geldauellen JH 2.11 bewegung _ 
1150,20 Verhältnis zu anderen Parteien 1160,75 Stellung zu Beamtentragen und Beamtenbewegung 
1150,25 Stellung zur auswärtigen Politik 1160,80 Gegensätze innerhalö der Partei 
1150,30 Stellung zu Vertassungs-, Rechts- und Verwaltungs- 1160,85 Presse 
fragen 1160,90 Zersonalien 
1150,35 Stellung zur Finanz- und Steuerpolitik 1160,95 Kritik der Parteı 
1150,40 Stellung zur Wirtschaftspolitik a - 
1150,45 Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 1165 Bestrebungen zur Gründung einer christlichen Ge- 
1150,50 Stellung zur Sozialisierung werkschaftspartei 
1150,55 Stellung zur Kulturpolitik Eine Tageszeitung der christlichen Gewerkschaften 
1150,60 Stellung zur Sozialpolitik T3.20 
1150,65 Stellung zu Arbeitnehmerfragen. und Arbeitnehmer- 3 
bewegung 1170 Bayerische Volkspartei 
. i vorj r Zeile eutet die Archıvrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen si ikel, die übrigen sind Notiz _ 
Abkürzungen. Du Goer Eahlen ‚he = Be Akon Jr dıe He f ee a Pr die Be an aeg ende 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch uach Namen geordnet sind, 
B = Der Bautechniker FBR = Freie ‚Beamtenrundschau | KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. Be — Der Reichseisenbahn-Techniker 


BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 

AN des Freien Angestellten) Ge 
gr Bamieanachrichien I = Der Industrietechniker 


Bp = Bund t ' 
BR en IH = Der Industrie- und andeisangestelite 


= Der Betriebsrat } z 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. (Beilage des Freien Angestellten) 
= Der technische Gemeindebeamte 


BU = Bildung und Unterricht 
(Kommunaltechniker) 


E = Ekkehard 
FA KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B 


GA = Der Genossenschältsangesteilte (Bei 
lage des Freien Angestellten) 
Der technische Grubenbeamte 


= Der freie Angestellte 





— Recht und Rechtspraxis 
SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Sohriftensamm!ung des Bundes 
SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 
= Deutsche Techniker-Zeitung 
— Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
| WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) 
M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an d'eOrtsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RA(n.a,T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V 
amtlicher Teil) 
RBR = Rundschreiben der 


zentrale 


Betriebsräte 








1175 


1175,5 

1175,10 
1175,15 
1175,20 
1175,25 
1175,30 


EEE EEE ENTE EN ng 2 AR 


1175,35 
1175,40 
1175,45 
1175,50 
1175,55 
1175,00 
1175,65 


1175,70 


1175,75 
1175,80 
1175,85 
1175,90 
1175,95 


1180 
1180,5 
1180,10 
1180,15 
1180,20 
1180,25 
1180,30 


1180,35 
1180,40 
1180,45 
1180,50 
1180,55 
1180,60 


1180,65 
1180,70 


1180,75 
1180,80 
1180,85 

u; 1180,90 
4 a 1180,95 





af 1190 


a 1195 
1195,5 
1195,10 
1195,15 
1195,20 
1195,25 
1195,30 
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1195,35 
1195,40 
1195,45 
1195,50 
1195,55 
1195,60 


1195,65 


1195,70 






1195,75 
1195,80 
1195,85 
1195,90 
1195,95 


1200 


1205 
1205,5 


1205,10 
1205,15 
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Deutsche Demokratische Partei 
Geschichte, Organisation und Entwicklung 
Parteitage, Programme und Kundgebungen 
Agitation und Taktik (Wahlparolen) 
Verhältnis zu anderen Parteien 
Stellung zur auswärtigen Politik 
Stellung zu Verfassungs-, Rechts- und Verwaltungs- 
fragen 
Stellung zur Finanz- und Steuerpolitik 
Stellung zur Wirtschaftspolitik 
Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 
Stellung zur Sozialisierung 
Stellung zur Kulturpolitik 
Stellung zur Sozialpolitik 
Stellung zu Arbeitnehmerfragen und Arbeitnehmer- 
bewegung 
Stellung zu Angestelltenfragen und Angestellten- 
bewegung 
Stellung zu Beamtenfragen und Beamtenbewegung 
Gegensätze innerhalb der Partei 
Presse 
Personalien 
Kritik der Partei 


Sozialdemokratische Partei Deutschlands 


Geschichte, Organisation und Entwicklung 

Par teitage, Programme und Kundgebungen 
Agitation und Taktik (Wahlparolen) 

Verhältnis zu anderen Parteien 

Stellung zur auswärtigen Politik 

Stellung zu Verfassungs-, Rechts- und Verwaltungs- 
fragen 
Stellung 
Stellung 


zur Finanz- und Steuerpolitik 
zur Wirtschaftspolitik 
Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 
Stellung zur Sozialisierung 
Stellung zur Kulturpolitik 
Stellung zur Sozialpolitik 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit T 18, 156 


Stellung zu Arbeitnehmertragen und Ar beuinehmer- 
bewegung 
Stellung zu Angestelltenfragen und Angestellten- 
bewegung 


Stellung zu Beamtenfragen und Beamtenbewegung 
Gegensätze innerhalb der Partei 

Presse 

Personalien 

Kritik der Partei 


N E 4 1185 L Sozialdemokratische Parteien im Ausland 


2. Internationale (Internationaler Sozialisten- 
kongress) 


Unabhängige Sozialdemokratische Partei 


Geschichte, Organisation und Entwicklung 
Parteitage, Programme und Kundgebungen 
re und Taktik (Wahlparolen) 

'’erhältnis zu anderen Parteien 
Selle zur auswärtigen Politik 
Stellung zu Verfassungs-, Rechts- und Verwaltungs- 
jragen 
Stellung 
Stellung 
Stellung 


Finanz- und Steuerpolitik 
Wirtsehaftspolitik 
zur Volksernährung und Landwirtschaft 
Stellung zur Sozialisierung 
Stellung zur Kulturpolitik 
Stellung zur Sozialpolitik 

Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit T 18, 156 
Stellung zu Arbeilnehmerfragen und Arbeitnehmer- 
bewegung 
Stellung: zu Angestelltenfragen und Angestellten- 
Bewegung 
Stellung zu Beamtenfragen und Beamtenbewegung 
Gegensätze innerhalb der Partei 
Presse 
Personalien 
Kritik der Partei 


zur 
zur 


Wiener Internationale Arbeitsgemeinschaft sozia- 
listischer Parteien 


Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands 


Geschichte, Organisation und Entwicklung 
Parteitage, Programme und Kundgebungen 
Agitation und Taktik (Wahlparolen) 


u een 


1208,20 
1205,25 
1205,30 


1205,35 
1205,40 
1205,45 
1205,50 
1205,55 
1205,60 
1205,65 


1205,70 


- 1205,75 


1205,80 
1205,85 
1205,90 
1205,95 
1205,100 


1205,105 


1210 L N Parteien im Ausland 


1215 


1220 


1230 
1230,5 
1230,10 
1230,15 
1230,20 
1230,25 
1230,30 





*Gewerkschafts-Internationale T 9, 70 


Kommunistischer Gewerkschaftskongress 1921 


Bekämpfung des Amsterdamer Internationalen G Ge- 
werkschaftsbundes und Abwehr der Angriffe 


Kommunistische Arbeiterpartei. 









Verhältnis zu anderen Prteien 
Stellung zur auswärtigen Politik N Ei 
Stellung zu Verfassungs-, Rechts- und Verwaltunge- -E 
fragen ) 
Stellung zur Finanz- und Steuerpolitik 
Stellung zur Wirtschaftspolitik nf 
Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft 1 
Stellung zur Sozialisierung B- 
Stellung zur Kulturpolitik | 
Stellung zur Sozialpolitik E: 
Stellung zu _Arbeitnehmerfragen und Ar beitmehmer- 7 
bewegung ; 
Stellung zu Angestelltenfragen und Amgesteten- 
bewegung et 
Stellung zu Beamtenfragen und Beamtenbewegung | 
Gegensätze innerhalb der Partei w 
Presse 
Personalien 
Kritik der Partei 
KO Eh Gewerkschaftstaktik und deren Ab- 
werr 
10. Tagung des Ausschusses des A. D. G. B. T13 
Der kommunistische Gewerkschafter T 3, 20 

















































Gegen die kommunistische Zersplitterungsarbeit - 1 
T 4, 29 =, | 

Gegen die kommunistischen Putschversuche 

—- T13,110 : 


Kommunistische Zellenarbeit T 15, 126 
Die Gewerkschaftszertrümmerer unter sich T 20,1 
Gegen die _ Moskauer Gewerkschaftszerstöre 
1.23, 214% BEER SE 
‘ Bergarbeiter-Tagung Gr4,21 
Unter falscher Flagge Bp 2, 11 :; 
Parteipolitisch organisierte N „= 
Bp 4, 37 i 
Eine neue Verdächtigung des AfA-Bundes Bp 5, 5 
Eine Gefahr für die gewerkschaftlichen Sue TIM 1 
Abteilungen KB 6, 79 
Gewerkschaftszerstörer an der Arbeit KB 10,139 
Neue kommunistische Treibereien KB 11.149 
*Neue Streik-Epidemie KB 14, 185 
Das Arbeitslosenprogramm des A. D. G. ‚B- und de 
Kommunistenputsch KB 14, 186 
Tagung des Ausschusses des ri Deutscher 
Gewerkschaftsbundes KB 14, 197 
Die Kommunisten und die gewerkschaftlichen. 
Jugendsektionen KB 16, 219 
Die kommunistische Zerstörungsarbeit im Ortsaus- 
schuss Halle KB 17, 238 = 
Kummumistisehe Streiks und Unruhen 
Gegen die kommunistischen Putsdiftersiiee 
T 13,110 
Eine neue Verdächtigung des AtA-Bundes Be 50 
*Neue Streik-Epidemie KB 14, 185 
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zer. 








3. Internationale (Moskau) 
10. Tagung des Ausschusses des A. D. G. B-T4, 3 











Gegen die Moskauer Gewerkschaftszerstörer T 23, LE 1 
Gegen die Moskauer Internationale KB 24. 334 "3 
Entschliessung gegen die Angriffe der sogenannten 

Moskauer Gewerkschafts-Internationale M 2, 29 













Der „Allrussische Gewerkschaftsverband der Sowie 
angestellten“ T 22, 205 
Falsche Vertreter deutscher Gewerkschaften auf. dem 
Moskauer Gewerkschaftskongress KB9, 119 
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Durchführung der Resolution des Internationalen oc 
werkschaftsbundes bei der belgischen Gewerkschafts- 

zentrale KB 25,344 

der Internationale Gewerkschaftsbund an Sinowjev £ 
KB 3,36 SE 

















Geschichte, Organisation und Entwicklüng 
Parteitage, Programme und Kundgebungen 
Agitation und Taktik (Wahlparolen) 
Verhältnis zu anderen Parteien var 
Stelluug zur auswärtigen Politik Seh 
Stellung zu Verfassungs-, Rechts- und Verwal 
fragen r 
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Bu zur Krone wir ee 1330 Lage der Arbeitnehmer in den abgetretenen Gebieten 
R ertung RUF WATTSCHATLSPOLLEL Danzig.  Tarifabschluss bei den ehemaligen S ;- 
1230,45 Stellung zur Volksernährung und Landwirtschaft betrieben in Danzig J 17. a7 NE ae 
1230,50 Elben Bee Als Danzig. Oifenhaltung planmässiger Stellen für Be- 
1230,55 Storm BUr: ee _amte im Dienste der freien Stadt Danzig FBR 6, 41 
1230,60 ee ee 2) R Elsass-Lothringen. Werden die aus Elsass-Lothringen 
1230,65 Stellung zu Arbeitnehmerfragen und Arbeitnehmer- ausgeschiedenen Knappschaftsmitglieder über- 
bewegung nommen? Gr 5,27 
1230,70 en dc zu Angestelltenfragen und Angestellten- Memel (Besoldungsordnung) K 17,59 
ewegung 3 M smelvehlat Die. soziale -Gesetzrebine hr Memisk 
1230,75 Stellung zu Beumtenfragen und Beamtenbewegung Gehrak Keh ine a a FEN 
1230,50 Gegensätze innerhalb der Partei "Memelgebiet. Die Arbeiterbewegung im Memel- 
Rn Baer, gebiet KB 16, 219 
i N Memelgebiet Verordnung über die Einric 
BE a ee meis . $ r die Einrichtung 
1230,95 Kritik der Partei einer Arbeitslosenversicherung für das Memel- 
1235 Verschiedene Parteien ‚gebiet RA (a. T.) 4, 174 
1240 Republikanische Liga über Er Base und Stellenvermitt- 
1245 ublikanischer Reichsbund ung der vertriebenen Grenzlanddeutschen. Vom 
Republ Reichsb 25. 8. 1920 RA (a. T.) 5, 178 
. 
C. Aeussere Politik. 1335 Gebietsbesetzung 
o.. . Die: Gewerkschaitsinternationale geg ie I: ione 
a) Roerssere Politik, Allgemeines. u rkschaitsinternationale gegen die Sanktionen 
1300  Aeussere Politik Deutschlands, Allgemeines me betr. das een M 2,29 
Zur Reparationsfrage 19,2 
1305 L Aeussere Politik des Auslands 1340 Besetztes R h e Bi a A 
s V ; 1345 Politische Verhältnisse 
b) Friedensvertrag von Versailles. 1350 Wirtschaftliche Verhältnisse 
. . H 2 »ı Ar ’ ohm 5 
1310 Friedensvertrag von Versailles, Allgemeines 1355 RS BE RAR ne ee 
Ares se re ü € che nbund gegen die Bedrohung 
10. Tagung des Ausschusses des A.D.G.B. T1,3 der deutschen Beamten im Rheinland FBR 4,31 
Fine Gewerkschaftskundgebung gegen die Wiedergut- 1360 Saargebiet 
machungsforderungen der Entente T 6, 44 : 1365 - Politische Verhältnisse 
Der AfA-Bund gegen die Ententeforderungen T 7, 50 Das deutsche Saargebiet WSt 4, 155 
Gegen die Versklavung Deutschlands T 9, 72 1370 Wirtschaftliche Verhältnisse 
Der Reichswirtschaftsrat gegen die Ententeforderungen Das deutsche Saargebiet WSt 4. 155 
T 10,81 EDS on Br 1375 Lage der Arbeitnehmer 
en ne Gewerkschaftsbund gegen die Neuregelung ‘ der Angestellten-Entlohnung in der 
„Sanktionen“ T11,90 © | Hüttenindustrie des Saargebietes J4,8 
Gegenmassnahmen gegen die Sanktionen T 12,99 Tariferneuerungen im Saargebiet J 10,20 
Die Gewerkschaftsinternationale gegen die Sanktionen Vorläufig ash ufcht (betr. Lohnabbau) 114,34 
‚11,9 FR ‚Es wird ernst (betr. Lohnabbau im Saarland) J 16,43 
„Gewerkschaften und Wiederaufbau T 16, 135 * Aus der Bergbeamtenbewegung im Saargebiet Gr 8, 43 
Der Friedensvertrag von Versailles und die deutsche Saarabisches Allerlei Gr 10. 56 
Arbeitnehmerschaft. Oeffentliche Kundgebung vom Zur Frage des Uebertritts der Beamten der Saar- 
5. Mai 1921. (2. Bundestag) T 19, 162 gruben in preussische Dienste Gr 12, 64 
Entschliessung zum Friedensvertrag von Versailles. Aus dem Saarland Gr 12. 64 
(2. ‚Bundestag) T 19, Des 1380 Neubesetzte Gebiete 
An die Arbeiter der Weit KB 7,89 1388 Politische Verhältnisse 
Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund an die 1399 Wirtschaftliche Verhältnisse 
Regierungen und “die Völker der Ententeländer 1395 Lage der Arbeitnehmer 
„KB 10, 129 1400 Abstimmun i 
“Deutschland unter der Folterpresse KB 11, 145 1405 BE INUUAESEED ee 
Die englische Arbeiterpartei über die Wiederzut- *Zur oberschlesischen Volksabstimmung T 11,89 
machungsfrage KB13,180 N Volksabstimmung in Oberschlesien T 13, 108 
Die gewerkschaftl. Internationale zur politischen Welt- Niedriger hängen (betr. Angriffe des G. d. A. un 
lage KB 15, 201 des G. d. A. G.) T 17,143 
Beschwerde an den Internationalen Gewerkschafts- *Die Gewerkschaften für eine gerechte Lösung der 
„„ Pund KB 19, 259 z oberschlesischen Frage T 21, 194 
Die Gewerkschaften bei den Botschaftern der Entente Netie Hetzerei des G. d. A. T 23, 214 
ee. isse KB 24. 336 Für ein deutsches Oberschlesien: KB 6. 86 
„ac tige De enntnisse ‚god Tagunz des Ausschusses des Allgemeinen Deutschen 
Der. Internationale Gewerkschaftsbund gegen die Gewerkschaftsbundes KB 14, 197 
„Sanktionen“ M5.63 *Die“ Gewerkschaften bei den Botschaftern der 
Vierzig Jahre Zwangsarbeit WK7,1 Entente KB 21. 281 
Zur Reparationsfrage WK 19,2 *Oberschlesien als wirtschaftliches Produktions- 
1315 L Gebietsabtretungen ; ‚ zentrum WSt 1.3 
Die Verkleinerung des Deutschen Reiches durch den 1410 Korfanty-Putsch 
Friedensvertrag von Versailles WSt 3, 145 i Der internationale Gewerkschaftsbund zu den Vor- 
1320 Politische Verhältnisse in den abgetretenen Gebieten eängen in Oberschlesien T 22, 203 
1325 Wirtschaftliche Verhältnisse in den abgetretenen *NDie Gewerkschaften bei den Botschaftern der 
Gebieten Entente KB 21, 281 
Die Verkleinerung des Deutschen Reiches durch »Oberschlesien als wirtschaftliches Produktions- 
den Friedensvertrag von Versailles WSt 3,145 zentrum WSt 1,3 
Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * verselienen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! 


Abkürzungen. 


Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — 


L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D,G.B, | RET= Der Reichseisenbahn-Techniker 
R 


B = Der Bautechniker 
BA == Bundes-Archiv | 
BhA = Der Behörden-Angsstellte (Beilage | 


| FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


| 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR 


R = Recht und Rechtspraxis 


(Literaturbeilage) 
— Sozialwirtschaftliche Rundschau 


! Sch = Sohriftensammlung des Bundes 





des Freien Angesteliten) == ; (Arbeiterrechtsbeilage) \ 
BN == Beamtennachrichten e Kae) a rer. M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes | SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
3 = Bundespost IH eg d R == Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St = Der Staatstechniker _ 
BR = Der Betriebsrat = Der Industrie- und Handelsangestellte = Deutsche Techniker-Zeitung 


RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 

(nicht- | V == Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


| WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Beilage des Freien Angestellten) | RA 
=Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil) 
(Kommunaltechniker) | RBR == Rundschreiben der Betriebaräte- 
| KB == Korrespondäfizblatt dee A.D.G.B | zentrale 


BRZ == Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. n.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt 


BU = Bildung und Unterricht 
E == Ekkehard 
FA = Der Ireie Angestellte 


'x 
































1420 Lage der Arbeitnehmer in Oberschlesien ie 3. er ee, ER 
: R alter Rathenau — Wiederaufbauminister | 
! a nen Dein: HE de3.07 0. A und Der Wed ERulRENEnBENEE über die Wiedergut- 
, SE DE ne a & machungsfrage T 25,228 
an en a EL der 1455 Vernichtung der Dieselmotoren 
Il ; j 1460 Kohlenabkommen von Spa 
11 1425 Entwafinung. (Einschränkung der Rüstungsindustrie (siehe auch Kohlenwirtschaft unter 3370 und Wirt- 
Eh, und des Flugzeugbaues) schafts- und Arbeitsverhältnisse im Bergbau unter 
a 10. Tagung des Ausschusses des A. D. G.B. T1,3 5500-5520). 0 u m 
I Gegen die Vernichtung der Luftverkehrsindustrie Jouhaux über seine Eindrücke im Ruhrgebiet T3, 19 
M1,13 Der Kohlenwahnsinn T 8, 65 
Bi Die deutschen Kohlenlieferungen an die Entente im 
4 1430 _ Aburteilung der Kriegsverbrecher Januar T 10, 81 | 
F| HEı 2 BtieR Der belgische Bergarbeiterkongress gegen deutsche 
Er 1435 Zollschranke Kohlenlieferungen T 14.116 
El *Deutschland unter der Folterpresse KB 11, 145 Resolution betr. das Ruhrgebiet M 2,29 
dj 1440 Reparationszahlungen und sonstige Leistungen c) Der Völkerbund. ; 
Pi; Eine Gewerkschaftskundgebung gegen die Wiedergut- 1465 Zusammensetzung und Tätigkeit des  Völkerbundes. 
deln machungsforderungen der Entente T 6,44 Internationaler Verband der Arbeit im Völkerbunde s. 
Ih EIN Der AfA-Bund gegen die Ententeforderungen T 7,50 unter 3865 
He Gegen die Versklavung Deutschlands T 9, 72 Gewerkschaften und Wiederaufbau T 16, 135 
ih Der Reichswirtschaitsrat gegen die Ententefiorde- 1470 Kritik des Völkerbundes ' 
Su rungen T 10, 81 *Der Friedensvertrag von Versailles und die deutsche _ 
11h Sanktionen und Aussenhandelskontrolle T 13, 108 Arbeitnehmerschaft. Oeffentliche Kundgebung am 
| *Der Friedensvertrag von Versailles und die deutsche 5. Mai 1921 (2. Bundestag) T 19, 162 ; 
1 Arbeitnehmerschaft. Oefientliche Kundgebung am ae. 
i 5. Mai 1921. (2. Bundestag.) T 19,162 d) Pazifistische Bestrebungen. 
HE "rfü f hm ß d 
i an Be Ultimatums auf Kosten der Arbeitnehmer 1475: Allgemehre pazifistische Besttebaue 
H - : f R { bheract g 1480 Gewerkschaftliche Aktionen gegen den Krieg (s. auch 
Yu ss a. =% en Internationaler Gewerkschaftsbund unter 7165 und 
Hi Internationale Krise und Wiedergutmachung BA 15 A. D. G. 2 re ech M 
Ku Der Internationale Gewerkschaftsbund gegen die Resolution über den Pazifismus M 2,30 
je Sanktionen“ KB 13, 179 1485  Neutralitätsaktionen der Gewerkschaften im russisch- 
Au Die englische Arbeiterpartei über die Wiedergut- polnischen Kriege 
| Ba aunESIrSe a a D. I Politik 
Ä „ Die gewerkschaftliche Internationale zur politischen .Iinnere OIItIK. 
£ N Weltlage KB 15, 201 e 
A 1) Aus der Zentralarbeitsgemeinschaft KB 17. 237 1500 Innere Politik, Allgemeines 
i EN Keynes, Die wirtschaftlichen Folgen des Friedensver-- 1505 Politische Streiks (kommunistische Streiks s. unter 
a In trages KB17 (L 1.2) 1205, 105) x 
u Wirtschaftliche Rundschau KB 20, 275 1510 L Innere Politik im Auslande - E 
dest! Resolution betr. das Ruhrgebiet M 2, 29 Ungarn. Die politische Reaktion und die Löhne 
wei *Wiedergutmachung und Steueraufbringung M 7, 103 WK 16,3 
= i8 AfA-Bund und Ententeforderungen FA 4,33 1515L Politische Streiks im Auslande e 7 
N BE Vierzig Jahre Zwangsarbeit WK7.1 1520  Monarchistische Bestrebungen 3 
Bj Vernichtung statt Wiederaufbau WK 20,1 1555 Kapp-Putsch : j 
| 120) Zum Reparationsproblem WK 21,1 1530 Revolutionäre Bestrebungen (komme Unruhen 
= EN s. unter 1205, 105) n 
j 1445 Wiederaufbau in Nordirankreich 1535 Antibolschewistische Bestrebungen Mh 
| } 3 er 1540 Zentrale für Heimatdienst “ 
i 4a) Vom Wiederaufbau in Nordirankreich T 3.19 1545 Bürgerliche Sammlungspolitik, Bürgerräte 4 
| ja ‚Wiederaufbau in Nordirankreich T 8,65 . 1550 Politische Arbeiterräte, Kommunale Arbeiterräte > 
‘ Der französische Gewerkschaftsbund gegen die B | 
VE „Sanktionen“ T 11,90 u 
7 Gegenmassnahmen gegen die Sanktionen T12,9 _ E. Heer und Polizei. # 
: :E non gegen die Sanktionen 1609 Relchswehr E 
"Wiedergutmachung durch Arbeit T 14,114 Hr en ax RE i 3 
Gewerkschaften und Wiederaufbau T 16. 135 1615 Re Ellk Is h Fih a 
*Der Friedensvertrag von Versailles und die deutsche 1659 en ei Ir eikalı nie I 
Arbeitnehmerschaft. Oeffentliche Kundgebung am 655 Ei ed £ He = AUHULE 
5. Mai 1921 (2. Bundestag) T 19, 162 nd eh 
Ein Erfolg der gewerkschaftlichen Internationale in At > De ewerkschaftsgegner T7, 53 
Ar a oe 
Sachverständige für den, Wisderaubaue? 23,272 1635 Polizeiliche Massnahmen gegen Gewerkschaften 
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Wirtschaftliche Lage in Oberschlesien 


25000 Holzhäuser für Nordfrankreich T 23, 213 

Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund an die 
Regierungen und die Völker der Ententeländer 
KB 10, 129 

Der Internationale 


Gewerkschaftsbund gegen die 


F. Finanz- und Steuerfragen. 


Wiederaufbauministerium (Wirtschafts- und 


EEE ERS EEE — 
2 em‘ 


Organisationen der Polizeibeamten s. im Beamtertarr 






















Sanktionen KB 13, 179 1700 Finanz- und Steuerfragen, Allgemeines . Br} 
Die gewerkschaftl. Internationale zur politischen Welt- Stichwörterbuch. Staatsbarlkerott. SR2,3 y 
lage KB 15, 201 “Wiedergutmachung und Steueraufbringung M7,103 
Stellungnahme des Allgemeinen Deutschen Gewerk- *Staatsbankerotte BRZ 5, 76 ER | 
schaftsbundes zum Wiederaufbau KB 17, 228 Staatsdefizit und Volkswirtschaft WK 22,1 Er 
*Wiedergutmachung durch Arbeit M 5, 63 1705 L Finanz- und Steuerfragen im Ausland ee . 
*Der Wiederaufbau der Industrie in Nordfrankreich *Die Verschuldung der wichtigsten Staaten der Era 
WSt 1,49 WSt 1,37 u. | 
Der Wiederaufbau in d. zerstörten Gebieten WSt 5, 248 Geldwert und Steuerflucht WK 19, 1 | : 
Der schlechtinformierte Lloyd George WK 15, 3 1710 _ Internationale Finanzlage Be 


Baugilden für den Wiederaufbau der zerstörten Ge- 


*Die Verschuldung der wichtigsten Staaten der Erde || 
biete in Frankreich WK 15,3 


WSt 1,37 
ai 


3, 











22 


1715 Finanzen des Deutschen Reiches 


Das Reparationsprogramm der Reichsregierung 
T 25, 227 

Die Reichseinnahmen an Zöllen, Steuern und Gebühren 
BRZ 2, 24 


Monatsausweis über die Reichseinnahmen BRZ 9, 138 
‚Wie hoch ist die Reichsschuld? FA 4.30 
*Der Finanzbedarf des Reichs WSt 1, 34 
Einnahmen des Reichs WSt 4, 194 
1720 L Finanzen der deutschen Länder 
1725N Finanzen der Kommunen 
1730 Steuern des Reichs 
Gegen Besteuerung des Existenzminimums T 8, 65 
1735 L Steuern der-Länder 
1740 N Steuern der Kommunen 
Gegen Besteuerung des Existenzminimums T 8,65 
Kapitalertragssteuer 
Das Versagen der Kapitalsteuern T 5, 36 
*Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Die Steuerkrank- 
heit BR 9, 93 
Reichsnotopier 
*Besitzsteuern FA 4.31 
Zwangsanleihe 
Einkommensteuer 
*Die Aenderung des Einkommensteuergesetzes T 15, 121 
*Die Ausfüllung der Steuererklärung T 15,122 
Finkommensteuergesetz und Beamtenbund FBR 1,6 
Novelle zur Reichseinkommensteuer KB 3, 29 
Die Wirkungen der Aenderung des Einkommensteuer- 
gesetzes KB 15 (R. 4, 25) 
‚Steuererleichterungen beim Wohnungsbau KB 25, 341 
*Die Ausfüllung der Steuererklärung M 5, 67 
Die neuen Einkommen- u. Vermögenssteuern BRZ 2, 22 
Steuerabzug beim Arbeitnehmer 
Eine Lohnsteuer T 5, 36 
Arbeitgeberprovisionen vom Steuerabzug T 5, 36 
*Die Aenderung des Einkommensteuergesetzes T 15, 121 
Die Lohnsteuer T 17, 144 
Zur Frage des Abzuges für Berufskleidung bei der 
Steuererklärung für die Angestellten in der Kali- 
Industrie Gr 9, 52 
Steuerbarer Wert der Deputatkohlen Gr 19, 91 
Steuerabzug für Berufskleidung Gr 19, 91 
Steuerfragen RR 2,4 
*Finkommensteuer und Beamte FBR 7, 45 
Steuergerechtigkeit und Ueberschichten KB 23, 317 
Der Steuerabzug für Arbeitskleidung KB 24 (R 6,48) 
Neuregelung des Lohnabzugs KB 25, 340 
Br neue Regelung der Lohn- und Gehaltsbesteuerung 
4, 47 
8 87. Unterliegt die dem Arbeitnehmer nach 8 87 
B.R.G. zu zahlende Entschädigung dem Steuer- 
abzug? BR9, 102 
Betriebsräte und Steuerabzug BR 9, 104 
*Die Besteuerung d. Lohn- u. Gehaltsempfänger FA 6, 48 
Grundsteuer 
Mietsteuer — Reichsmietengesetz 
Die Mietsteuer im Reichswirtschaftsrat T 9, 73 
*D)as Gesetz über Regelung der Mietzinsbildung T 10, 177 
*Das Gesetz über Regelung d. Mietzinsbildung T 13, 107 
Nochmals -unsere Stellung zum Reichsmietengesetz 
T 18, 155 
*Dje Vorständekonferenz der baugewerblichen Arbeit- 
nehmerverbände B 11,21 
Notwendige Mietsteigerungen KB 25, 341 
*Reichsmietengesetz FA 7,53 
Fntwurf eines Gesetzes über Regelung der Mietzins- 
bildung (Reichsmietengesetz) nebst Begründung 
RA (a. T.) 9, 337 
Wohnungsluxussteuer 
Umsatzsteuer 
Steuerhinterziehung, Steuerflucht 
*Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 
heit BR 9, 93 


1745 


1750 


1755 
1760 


1765 


1770 
1775 


1780 
1785 


1790 
Die Steuerkrank- 





Abkürzungen. 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 


B° = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA — Der Behörden-Angestellte (Beilage 


des Freien Angestellten) Gr = Der technische Grubenbeamte 
en = a er I — Der Industrietechniker 
BR — Der Betriebsrat IH ° = DerIndustrie- und Handelsangestellte 


(Beilage des Freien Angestellten) 
K =Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 


KB = Korrespondenzblatt des A. D, G.B. 


BRZ — Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. 
BU = Bildung und Unterrich! 

E = Ekkehard 

FA = Der lreie Angestelite 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind d 


1795 


1800 


1850 
1855 


1860 L 
1865 N 
1870 
1875 N 
1880 


1885 


1890 


1895 N 
1900 
1905 N 
1910 


1915 
1920 


1925 
1930 


1950 


1955 
1960 


1965 
1970 


1975 


1980 


1985 


KB(L) = 


KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA 
R = Rundschreiben an die Orbternaltnngen 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. 

n.a.T.) = Reichs - Arbeitsblatt 


RA 


RBR = Rundschreiben 


zentrale 


mit einem * i 
ie Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L ne 
der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


Korrespondenzblatt d. A.D. G.B. 


11 


Kapitalverschiebungen ins Ausland 
Volksnot und Volksausbeutung durch den Kapitalismus 
BA 38, 112 
Steuerpflicht der Gewerkschaften 
Richtlinien über die Heranziehung des Vermögens der 
Gewerkschaften zur Kapitalertragsteuer KB 3, 28 


G. Kommunalpolitik. 


Verfassung und Politik der preussischen Provinzen 
Kommunalpolitik, Allgemeines 
*Zum Kampf um die Selbstverwaltung der Gemeinden 
BhA 5, 33 
Städteordnungen 
Politik der einzelnen Kommunen 
*Das Siedlungswesen der Gemeinde Berlin K 9, 26 
Kommunales Feuerwesen 
Ein Entwurf zu einem „Brandschau-Gesetz“ K3,8 
Feuerwesen der einzelnen Kommunen 
Kommunalverwaltung 
Anstellung und Versorgung der Kommunalbeamten in 
Elberfeld BN 3,8 
Finflussdes TechnikersinderKommunal- 
verwaltung (s. auch Stellung des Technikers in der 
Verwaltung im Beamtenarchiv) 
Achtung, Gemeindetechniker K 2, 3 
Städtische Werke 
Ueber Kommunalisierung und Betriebsform K 16, 55 
Werke dereinzelnen Kommunen 
Städtische Verkehrsunternehmungen 
Verkehrsunternehmungeneinzelner Kom- 
munen 
Kommunalisierung 
*Zur Frage der städtischen Regiebetriebe B 17, 47 
Ueber Kommunalisierung und Betriebsform K16, 55 
Gross-Berlin 
Aufbau des technischen Gross-Berlin 
*Die Technik im neuen Berlin.K3,7 
*Die Baupolizei in Gross-Berlin K7, 2] 
*Das Siedlungswesen der Gemeinde Berlin K 9, 26 
*Ein weiterer Beitrag zur Siedlungsfrage K 10, 31 
Die Technik im neuen "Berlin K 12, 39 
Provinz-, Kreis-, Bezirks- und Städtetage 
Deutscher Städtetag 


H. Rechtspflege. 
(s. auch Arbeits- und Angestelltenrecht) 


Rechtspflege, Allgemeines 
Gericht — Schlichtungsausschuss RR, I 


Entlastung und Zuständigkeit der Gerichte KB 20 
(R. 5, 40) 
Reichsgericht und Staatsgerichtshof 
Strafgerichte 
Gewerkschaften und Sondergerichte T 14. 117 
Kundgebung des AfA-Ortskartells Berlin gegen die 


Sondergerichte Bo 6, 61 
Fort mit den Sondergerichten! KB 17. 238 
Reform des Zeugeniszwangsverfahrens 
Anwendung -des Zeugniszwangsverfah- 
rens gegen Redakteure 
Anwendung des Zeugniszw angsverfah- 
rens gegen Gewerkschaftsbeamte 
Zeugniszwangsverfahren gegen einen Gewerkschafts- 
beamten T 14, 118 
Zivilgerichte 
Gerichtsverfahren RR 3,6 
Gerichtsverfahren RR 6, 14 
Gewerbegerichte 
Gerichtsverfahren RR 7,18 


Sind Gewerkschaftssekretäre „Geschäftsmässige 


als 


Vertreter“ zurückzuweisen? RR, 19 
*Die Berufung gegen die Urteile der Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte KB2 (R.1,4) 







versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
ben der Rubrikzahl bedeutet, 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und te 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

St =Der Staatstechniker 

— Deutsche Techniker-Zeitung 

— Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil, d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korresponden 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 


(A rbeitergechtsbeiläge) R 
-Bundes 


eil) | T 
(nicht- | V 
amtlicher Teil) 

der Betriebsräte- 









1990 


5 1995 


2000 
2005 
| 2010 
In 2015 
ul 2020 


rer gehen 


2025 


2030 


2050 


BE EN RE 
_— 


2455 


2060 
Ka 2065 
a) 2070 
2075 


2080 









en en 


TEE RI IE I IP 


Ueber die Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer 
bei den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten M 6,83 
Verordnung zur Abänderung des (Gewerbegerichts- 
gesetzes und des Gesetzes betr. Kaufmannsgerichts- 
wahlen RA (a.T.) 1,8 
Kaufmannsgerichte 
Gerichtsverfahren RR 7, 18 
Sind Gewerkschaftssekretäre als „Geschäftsmässige 
Vertreter“ zurückzuweisen? RR 7, 19 
*Die Berufung gegen die Urteile der Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte KB 2 (R 1, 4) 
Um die Zulassung der Arbeitersekretäre 
(R. 5, 36) 
Kaufmannsgerichtswahlen 
Wahlberechtigung der Erwerbslosen zu den Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichten KB 11 (R.3, 23) 
Ueber die Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer 
bei den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten M 6,83 
*Kaufmannsgerichtswahlen und D. H. V. JH 4, 25 
Verordnung zur Abänderung des Gewerbegerichts- 
gesetzes und des Gesetzes betr. Kaufmannsgerichts- 
wahlen RA (a. T.) 1,8 
Zuständigkeit der Kaufmannsgerichte 
Jugendgerichte 


KB 20 


Gefängniswesen © 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Gewerbeordnung E 
Entscheidungen. (Betr. die Frage der Straffreiheit 


des Betriebsleiters bei Unfällen) RR2,3 
Die Gewerbeordnung RR 3,5 
Handelsgesetzbuch 
Grundlagen des 
buch RR4,7 
Aus der Rechtsprechung BRZ 1,15 
Inhaber- oder Namenaktien BRZ 1.15 
Der Begriff des „Minderkaufmanns“ BRZ 1,15 
*Eine Novelle zum Handelssesetzbuch FA 6.45 
Berggesetz (Berggewerbegerichte) 
„Arbeitskammern für den Ruhrbezirk Gr 5, 29 
“Wahl der Beisitzer des Berggewerbegerichts Dortmund 
am 9, März 1921 Gr 6.31 
Aufhebung der Berggewerbegerichte Gr 8, 47 
Vorläufiges Ergebnis der Berggewerbegerichtswahl 
Gr 13, 67 
Endgültiges Resultat der Berggewerbegerichtswahlen 
im Ruhrgebiet Gr 14, 71 
*Die berggewerbegerichtlichen Streitsachen und das Ar- 
beitsgericht Gr 19, 89 
Die berggewerbegerichtlichen Streitsachen 
Arbeitsgericht RA (n. a. T.) 12, 458 


J. Kulturpolitik. 


Kulturpolitik, Allgemeines 

*Technische Erziehung T 12, 97 

"Idealismus T 21, 193 

*Pioniere für Volksbildung heraus! BU 4,9 
"Das Entwicklungsgesetz E 5, 65 


a) Schul- und Bildungswesen. 
Schul- und Bildungswesen, Allgemeines 


Arbeitsrechtes. Das Handelsgesetz- 


und das 


a are Schule und Erziehungswesen KB ı7 
ER 
Einheitsschule, Reform des Schulwesens 

Neue Schul- und Bildungsprobleme Sch 5 
Arbeitsunterricht 
Volksschulen 
Vorbildung und. Stellung der Volks- 


schullehrer 

Fach- und Fortbildungsschulwesen 

Die 'Einrichtung von Fachschulen 
techniker T 22, 206 

*Eine Reichskonferenz 
BU2,3 

„Fachschulen für Vermessungstechniker BU 2, 4 

"Ausbau der Meisterlehre — Abbau der Schule — 
Universalgewerbelehrer! BU3,5 

“Das Berufsschulwesen Gross-Berlin BU 3.6 

Die Umgestaltung der Wiesenbauschulen BU N 

Fachschule und Wirtschaft BU 3,7 

Die Hochschule für Technik und Wirtschaft BU 3, 8 

Das Taylorsystem im Schulbetriebe BU 4.10 

Fachschule für. Vermessungstechniker BU4, 12 

Die Ausbildung der Gewerbelehrer BU 4.12 

Eine Reichskonferenz für das Berufsschulwesen E3, 38 

*Fachschule und Wirtschaft E 4, 49 


für Vermessungs- 


für das Berufsschulwesen 
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Techniker als Fach- und Fortbildung 
schullehrer Bir Ei: REN ie >; 
Der Gewerbelehrer — ein aussichtsreicher Beruf für 
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BU1,2 
Der Gewerbelehrer BU 2,4 ee 
Die Ausbildung der Gewerbelehrer BU4, 12 ” 
“Meine technischen Lehrer E2,23 E 
Höhere Schulen (Gymnasien, Realschulen usw.) 
Technische Mittelschulen 
*Vermessungstechniker 
...$St85,9 
*Standesdünkel E 2, 17 
Baugewerkschulen 32 2 
Reifezeugnisse der städtfschen Baugewerkschule in 
Trier St 14,35 a? 3 
“Interessenvertretung der Baugewerkschüler E 2, 20..:8 
Städtische Baugewerkschule Trier E 6. 93. 1 
Maschinenbauschulen u 
Stellung der technischen Lehrer an den % | 
Mittelschulen u 
Höhere Maschinenbauschule = 
Bekanntmachung über die Verleihung von Stipendien Be 
der Rathenau-Stiftung E1,11 3 
Bergschulwesen 
*Neuregelung. des Bergschulwesens Gr 4, 19 et 
Auswahl der Lehrkräfte für die bergmännischen at 
Pilichtfortbildungsschulen in Rheinland-Westfalen 


und technische Mittelschule 


Gr 8,46 
Zur Reform des Bergschulwesens Gr9, 54 E- 
Lehrgänge zur Ausbildung von Lehrschiessmeistern 

Gr 12,63 \ 2 
Verleihung der Ehrendoktorwürde an den Bergschul 

direktor Professor Heise in Bochum Gr 13, 66 
"Wiederaufbau der Wirtschaft und Bildungsfragen im | 

Bergbau Gr 14, 69 : | 


Die Neuregelung des Bergschulwesens und der G.d. A 
Gr 15, 75 = 





Zur Neubesetzung des Kuratoriums der Bergschule 
Aachen Gr 17, 84 SL: 
*Bildungsfragen im Bergbau E35, 67 
Privates technisches Schulwesen = Fa 
‚Die Sonderstellung der Cöthener „Hochschüler“ T 7,5 
*Eine Reichskonferenz für das Berufsschulwesen BU2,3 | 
Ein Erfolg. (Betr. Privatlehranstalt) E3,46 Er 
Stellung der technischen Lehrer an den | 
Privatschulen ER 
Universitäten FH 
Besuch der deutschen Universitäten und technischen = 
Hochschulen seit dem Jahre 1913 WSt3, 149 | 
Technische Hochschulen \ 
Die Hochschule für Technik und Wirtschaft BU 3,8 
Zulassung von Mittelschultechnikern zum Hochschul. 
studium BU4,11 _ ER, 
Die Ueberfüllung der technischen Berufe E 4,59 
Die Hochschule für Technik und Wirtschaft E4,59 
Besuch der deutschen Universitäten und technischen 
Hochschulen seit dem Jahre 1913 WSt3, 149. 2 
Handelshochschulen Sr 
Volkshochschulen e: 
“Kulturentwicklung und Volkshochschule BU, I 
Wirtschaftliches Bildungswesen Rs Re 
10. Tagung des Ausschusses des A, D. 4. BE TEE 
Zur Frage der Ausbildung unserer Gewerkschafts- 
sekretäre KB 21, 288 5 
Praktischer Beirat für die akademischen Gewerk- 
„„ schaftskurse in Münster i. W. KB 24.335 3 
“Das Institut für Wirtschaftsrecht an der Universitä 
Jena BR5,55 ; nn. 
Wirtschaftsschulen BRZ 2, 32 > Be .. 
Gewerkschaftliche Universitätsausbildung BRZ3,47° 
*Wie steht der Arbeiter zur Volkswirtschaft? .BRZ7,111 
Verwaltungsschulen a 
Eisenbahnverwaltungsschulen RET 2, 8 u 
Akademie der Arbeit in der Universitä 
Frankfurt a. Main re TEE} 
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‚Die Frankfurter Arbeiterakademie BUL.2 Tas 
“Die Frankfurter Akademie der Arbeit BRS5.54 
Ausbildung der Betriebsräte s. unter 6110. - ee 


b) Kirchenpolitik. ae 
Kirche und Staat \ “ . 
Simultan- und Koniessionsschulen Zar: 
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3080 Katholische Kirche und freie Gewerkschaften 
Die katholische Kirche gegen die freien Gewerk- 
schaften? Bp2,12 
Christentum und Sozialismus s. unter 3600 


c) Zeitungen und Schriftwesen. 
3085 Allgemeine Angaben und Statistisches über Zeitungen 
und Schriitwesen 
3090 Das Pressegesetz und seine Handhabung 
3095 Staat und Presse 
Parteipresse s. unter Politische Parteien 


3100 Kapitalismus und Presse 


Sozialisierung der Presse s. unter 3655 
3105 Korrespondenzwesen 
Presse und Nachrichtenwesen im Dienste der Arbeiter- 
bewegung KB 13, 178 
3110 Anzeigenwesen 


‚3115 Gewerkschaften und Presse 


„Die internationale Gewerkschaftsbewegung“ (Organ 
des Internationalen Gewerkschaftsbundes) T 13, 110 

„Soziale Techniker-Korrespondenz“ R 23 

Betr. Zeitungslisten R 29, 2 

Eine Tageszeitung des Gedag BA 28 

Eine internationale Gewerkschaftszeitschrift KB 17, 235 

Gründung der Verlagsgesellschaft des A.D.G. B. mit 
beschränkter Haftung KB 25, 351 


d) Wissenschaft und Kunst. 


3130 Wissenschaft 
Arbeitsforschung s. unter 3820 
Pe abzung in das Studium der Nationalökonomie 
R411 
“Grundbegriffe der Philosophie BRZ 6,96 und 7,112 
*Das staatliche Materialprüfungsamt zu Berlin-Dahlem 
BRZ 7, 103 
Eine Textil-Forschungsstätte BRZ 9, 144 
3135 Kunst 
Kunst und Gewerkschaft s. unter 7135 


Il. Wirtschaftspolitik. 
A. Wirtschaftspolitik, Allgemeines. 


3150 "Wirtschaitspolitik, Allgemeines 

Wiederaufbau der deutschen Volkswirtschaft T 8, 65 

Industrielle Gewinnpolitik und ihre Wirkungen T 16, 136 

“Wiederaufbau der Wirtschaft und Bildungsfragen im 
Bergbau Gr 14, 69 

*Einführung in das Studiım der Nationalökonomie 
SR4, 11 

Beamtentum und Wirtschaft FBR 1,6 

Produktionspolitik und Sozialisierung von Dr. W.Ra- 
thenau, Dr. A. Striemer, Dr. Pinkerneil FBR1, 8 

Die wirtschaftlichen Aussichten E 6,87 

Zusammenbruch oder Aufbau? Referat von Karl 
Sohlich auf dem 2. Gautag des_Gaues Brandenburg 
des Bundes t. A. u. B. Sch 9 

*Der Kern der kapitalistischen Aufbaupolitik KB 6, 73 

*Arbeitsgesellschaft und Individualismus (Schrift von 
Erkelenz) KB 9, 116 

Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft KB 10, 136 

Volkswirtschaftliche Schriften KB17 (L 1,3) 

Wirtschaftliche Rundschau KB4,43; 6,74; 8,102; 
10,132; 12,155; 14,192; 16,214; 18, 246: 20, 276; 
22,303; 24, 331; 26, 358 

Resolution des Int. Gew.-Bundes über die Frage der 
Rohstoffversorgung M 2, 30 

*Betriebsräte und Konzerne BR 9, 100 

Zahlen, die man sich merken muss BRZ 2,25; 3, 42; 
4,063; 6,94; 7,108 

Wirtschaftliche Tiefblicke BRZ 4,50 

Graphische Darstellung BRZ 4, 63 
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Produktionspolitik (von Rathenau) BRZ 5,73 

*Wirtschaftliche Tieiblicke BRZ 7, 97 

Wirtschaftliche Rundschau BRZ 9,136; 10,150; 11, 166; 
12, 182 

Weitschifisraum BRZ 11, 176 

*Das arme und das reiche Deutschland FA 3,21 

*Oberschlesien als wirtschaftliches Produktionszentrum 
WSt 1,3 

Nur für Kriegszwecke — nicht für die Produktion 
WK 13,1 

Die „ewigen Gesetze“ der Wirtschaft WK 15,1 

Die „natürlichen Gesetze der Wirtschaft“ WK 19,1 

Kredite für Rohstoff- und Fertigwaren-Beschaffung 
WK 22, 3 


3155L Wirtschaitspelitik des Auslandes 


3160 
3165 
3170 
3175 


3177 


3180 


3185 


Die Weltkrise T 11,90 
Der Ausverkauf, Mitteleuropas E 5, 75 
Wirtschaftliche Rundschau KB 24, 331 
"Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland RA 
(n. a. T) 14, 542 
Die Schutzzölle und die Solidarität der Arbeiterschaft 
WK 15,1 
Die Krise der industriellen Demokratie WK 18,1 
Amerika. Ein amerikanisches Industrieamt WK 18,2 
Amerika. Die amerikanische Krise BA 20 
Amerika. Sklaven des Goldes WK 23,3 
England. Kapitalgewinne und Lohnkürzungen in Eng- 
land BA 13 
England. Die englische Arbeiterpartei über die 
Wiedergutmachungsfrage KB 13, 180 
England. Die wirtschaftl. Reaktion in England WK 19,2 
Frankreich. Löhne der im französischen Bergbau 
Beschäftigten Gr 9, 53 
Frankreich. Konsumentenräte in Frankreich RA 
(n. a. T.) 3, 114 
Italien. Italienisches Gesetz gegen übermässige Preis- 
steigerung RA (n.a.T.) 3, 114 
Oesterreich. Oesterreichs Wiederherstellung WK 19, 3 
“Ungarn. Die Folgen des Krieges in Ungarn KB1,7 
Reichswirtschaitsministerium 
Reichswirtschaitsmuseum 
Oeifentliche Kreditgewährung an die Industrie 
Deutsche Volkswirtschaft 
*]I. Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 1. Nebenvor- 
teile bei industriellen Fusionen BR 6, 61 
"VII. Volkswirtschaftliche Erfahrungen. ' 4. Die Steuer- 
„. krankheit BR 9,93 
*Die wirtschaftliche Lage Deutschlands BRZ 6,82 
Die deutsche Volkswirtschaft (Wirtschaftspol. Lese- 
buch von G. Gradnauer und Robert Schmidt) 
BRZ 12, 191 
Staatsdefizit und Volkswirtschaft WK 22, 1 


Kriegsgesellschaiten 
Abbau der Kriegsgesellschaften BhA 2, 15 
Unterbringung von Beamten der aufgelösten Behörden 
BhA 10, 82 
Konjunkturen und Krisen in Deutschland 
Konkurse im Jahre 1920 BRZ 8, 120 
Krisen und Weltwirtschaft 
Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland T 7,51 
Die Weltkrise T 11, 90 
Die Krisis auf dem Weltkohlenmarkt T 12, 100 
Die Weltwirtschaftslage T 21, 195 
*Internationale Krise und Wiedergutmachung BA 15 
*Die amerikanische Krise BA 20 
Die Liquidation der” Krise in den Vereinigten Staaten 
und ihre Lehren WK 6,1 
Wirtschaftskrise und Arbeiterbewegung WK 11,3 
*Die „natürlichen Gesetze der Wirtschaft“ WK 16,1 
Das Versagen der Grossbanken in der Wirtschafts- 
krise WK 17,3 
Die Wirtschaftskrise WK 19,3 
Wie Lohnreduktionen die Krise verschärfen WK 21,3 
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319) Steigerung der Produktion 
Ueberproduktion von Zündhölzern KB 16,1 137 
“Die Bedeutung der Organisation für die Verbesserüung 
und Verbilligung der Produktion BRZ 9, 143 
Mehrproduktion und Arbeitslosigkeit WK 10, 2 
3195 Wirtschaitsgeschichte, Wirtschaitsgeographie 
*Der Weg zum Siege Eli 
Wirtschaftliche Tiefblicke BRZ 4, 50 
Südamerika (Landkarte) BRZ 12, 183 
Amerika. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(mit Landkarte) BRZ 13, 197 
*Die Entwicklungsgeschichte des Handels JH 2,9 
*Entwicklungstendenzen im Handel JH 3, 17 


B. Privatkapitalismus. 


3200 Kapitalistische Entwicklung 
*Voikswirtschaftiiches ABC. Das Kapital E1L,7 
*Völkswirtschaftliches ABC. Die‘ Elemente der Pro- 
duktion E 2, 20 
“Neugründungen und Kapitalserhöhungen \e: Aktienges. 
und Ges. m, H. im Jahre 1920 BA 
Zusammenbruch oder Aufbau? eR von Karl 
Sohlich auf dem 2, Gautag des Gaues Brandenburg 
des Bundes t. A. u. B. Sch 9 
"II. Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 
in der Aktiengesellschaft? BR 7, 69 
Von der Zunft zur Grossindustrie BRZ 1.9 
Zahlen, die man sich merken muss BRZ 3, 42 
Die Verwässerung des Kapitals WK 13, 3 
China und der internationale Kapitalismus WK rs 3 
3205 Industrielle Konzentration 
*Zusammenballung BA 25 
Konzentrationsbestrebungen in Handel 
M 5, 70 
„Wirtschaftliche Einflusssphären M 6, 86 
“Wirtschaftliche Kriegsfolgen M 7, 102 
„Betriebsräte und Konzerne BR 5,52 
*Volkswirtschaftliche Erfahrungen, 1. 
bei industriellen Fusionen BR 6, 61 
"Betriebsräte und Konzerne BR$, 89 
Zusammenschluss zweier Riesenbetriebe BRZ 4, 56 
Formen des Zusammenschlusses von Unternehmungen 
BRZ 13, 195 
Fusionen und Angestellte JH 1,2 
Betriebsräte und Konzerne JH 3,18 
Die Konzentration des Kapitals: WK 18, 2 
3210 Kartelle und Trusts 
*Schwerindustrielle ib atuz oder Sozialisierung? Mi,4 
Das Industriegut BRZ 2,2 
Der Preissturz und die a WKS8 
Die Trusts und die Preise WwK 17, 3 
3215 Stinnes-Konzern 
Wirtschaftsfaktor „Stinnes“ Tı7. 144 
"Die Konzentration in der Montanindustrie, Der Stinnes- 
sche Elektromontantrust BA 18 
*Der Stinnestrust und: seine Krönung BA 24a 
* Zusammenballung BA 25 
Das Königreich Stinnes und „Sozialisierung des. Berg- 
baues“ KB 13, 176 
*Schwerindusträelle ’Diktatur oder 


2. Wer regiert 


und Industrie 


Nebenvorteile 


Sozialisierung ? 


1,4 ä 
Siemens-Rhein-Eibe-Schuckert-Union (Stinnes-Konzern) 


*Betriebsräte und Konzerne BR8, 89 
3220 Klöckner-Konzern = 
“ *Die Konzentration in. der 
Klöckner-Konzern BA 18 
"Betriebsräte und Konzerne BR 9, 100 
3225 Thy ssen-Konzern 
*Die Konzentration in der 
Thyssen-Konzern BA 18 
3230 Haniel-Konzern 
*Die Konzentration in der 
Haniel-Konzern BA 18 
3235  Stumm-Konzern 
Erweiterung des Stumm-Konzerns Gr 3,14 
»Die Konzentration in der Montanindustrie. Der 


Montanindustrie. Der 


_ Montanindustrie. Der 


Montanindustrie. Der 


Stumm-Konzern. BA 18. 


'3240 Phönix- Konzern 


*Die Konzentration in der Montanindustrie. 
Konzern. BA 18 
3245 " Röchling-Konzern 
"Die. Konzentration in der 
Röchling-Konzern BA 18 


Phönix- 


Montanindustrie. Der 
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3285 
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3295 
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Krupp- Karat . er 
*Die Konzentration in der. Montantndusırie 
Krupp-Konzern BA18 % 
Lothringer-Funkesche Gruppe i Be}: 
*Die Konzentration im der Montaniodustrie., Died t 
Lothringer-Funkesche Gruppe BA 1 18. e 7 
Hoesch-Köln-Neuessen 
*Die Konzentration in der Montanfiidustie. 
- Köln-Neuessen BA 18 
A. E, G.-Konzern 
Sonstige Konzerne 3 ee. . | 
Kapitalistische Gewinne a a 
„Die notleidende Grossindustrie TL.2 e 
*Unternehmergewinne und Arbeitslöhne T27 
Eine Bilanz, (Betr.d. „Gutehoffnungshütte Oberhausen" 1 
1 5:35 5 
Industrielle Riesengewinne T11,91 . TER 
Die neuesten Profitrekorde T 14,116 
Industrielle Gewinnpolitik und ihre Wirkungen T. 16, 136 
Die Verfiüssigung der Profite T 18,154 
Dividende und Unternehmergewinn T 18, 155 ° 
Unternehmersorgen Gr 24, 111 
*Kapitalgewinne und Lohnkürzungen in England BA 13. 
Volksnot und Volksausbeutung durch den Kapitalismus? 
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BA 38, 112 
*Profit-Orgien M 5, 67; 6,79 He 
*Dividendenpolitik MS, 71 


*Dividendenpolitik M 6,86 und 7, 102 3 
*VJIl. nl. Erfahrungen. 4, Die Steue 
krankheit BR9,9 er 
*Privatwirtschaft BR Volkswirtschaft? BR 9, 96 E; 
Aus einer- interessanten ne: BRZ2, 2a E 
Stabile Dividenden BRZ 4,57. s 
Betriebsräte gegen 40 Proz. Dividende BRZ 4, 61 & 
Geschäftsabschlüsse der Grossbanken BRZ. 105° 
Die Riesengewinne d. Aktien-Gesellschaften BRZ 12, 182: 
*Der Daimler-Skandal FA 6, 47 
370 Prozent Reingewinn JH 5, 33 
*Die „deutsche Not“ JH 8,59 
"Dividende und Unternehmergewinn IH9,06- 
*Vebersteigerung der Gewinne JH9.67 
Chemische Industrie. Gute Zeiten für Aktionäre 
(betr. A.-G; für Anilinfabrikation) JH%6& 
Die „Not“ der Holzindustriellen JH 9, 72 
Ueber die Höhe der Profite in den. ‚Industrieunter 
nehmungen WK 7,2 
Bilanzen, Grundsätzliches (s. auch unter 5930) 
Gesetz über die Betriebsbilanz und. an Betriebsgewinn 
und -verlustrechnung KBA1l(R3, 23 
"Buchhaltung und Bilanz als Kontrollmittel BRZT2 
*V. Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 3. Geschäfts 
berichte BR8, 81 
"VL Volkswirtschaitliche Erfahrungen, ‚Buchhaltung. 
und Bilanz als Kontrollmittel BR 8, 85 e 
"VIII. Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 4. Die Steuer 
krankheit BR9, 93 
Aus einer interessanten. Aufsichtsratssitzung BRZ 2, 2 
Betriebsräte und Bilanzen. JH 6,4 
Kapitalzunahme 
“Wirtschaftliche Rundschau: Deutschland KB 20, 276 
Kapitalbedarf der Industrie BRZ 8, 120 
Zur Akkumulation des. Kapitals WK73 


Betriebsstillegungen 5: 
„Gutehoffnungshütte. Ober 


Eine Bilanz (betr. die 
'hausen“) T 5,35 
*Löhne, Arbeitszeit, Schuhfabriken JH 2, 13 S % 
Verordnungen geg: Betriebsstillegungen - 
Verordnung vom 8, November 1920 betr. Massnahmen 
gegenüber. Betriebsabbrüchen: u. -stilegungen- RR4,8 
“Die Durchführung der Verordnung betr. ahmen 
gegenüber Betriebsabbrüchen “und -stillegungen durch 
die Betriebsvertretungen u. Gewerkschaften BR 3, = 
Die Stillegungsverordnung BRZ 9,140 
Rundschreiben Nr. 3 der treizkwerkschafifihen Be- 
triebsrätezentrale RBR3 Re 
betr. Massnahmen gegenüber- | al 
abbrüchen und -stillegungen vom 8. Nov 
RA (a, T.) 4,138 






































. abbrüchen, und. -stillegungen vom: 8 November. 
RA (n. a. T.) 5, 180 ge 
Begriff. „Stillegung des Betriebes“ RAdaD 
Ausländisches- Kapital in deutschen ba 
*JIE Volkswirtschaftliche FE 2. Vest 
in der. Aktiengesellschaft? BR 7, 69 
Eraberwemdung: BRZ 8, 126 
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3350 


3355 


3365 


3370 





Monopole 
Der Kupferkönig WK 22, 3 
Staatsmonopole 
Statt Staatsmonopol — Privatmonopole WK 13, | 
Freie Privatwirtschaft 
Was die Unternehmer unter „Freier Wirtschaft“ ver- 
stehen T 18, 154 
Produktionspolitik und Sozialisierung. Dr. W. Ra- 
thenau, Dr. A. Striemer, De. Pinkerneil FBR 1,8 
Das Wesen der Gewerbefreiheit BRZ 3. 36 
Die charakteristischen Erscheinungen der Gewerbe- 
freiheit BRZ 3, 36 
*Brauchen wir Unternehmer? BRZ 10,145 und 12, 188 


Ep kelotickelt, Preisabbau und Unternehmertum 
10, 46 

Die Sabotage der Schiffseigentümer WK 10.2 
Verdingungswesen 


Wettbewerb und Reklame 
Industrie und Politik 


Industrie und politische Parteien T 6. 45 
Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft KB 10, 136 


C. Planwirtschaft. 


Planwirtschaft, Allgemeines 
Kritik und Aufbau (Broschüre Wissel) BRZ 12, 190 
Wirtschaftliche Selbstverwaltungskörper JH 2, 10 
Eisenwirtschaftsbund 
Metallwirtschaftsbund Gr 3, 15 


‘ *Freie Eisenwirtschaft? KB 25. 341 


D. H. V. und G. d. A. für hohe Preise JH 6, Al 
Elektrizitätswirtschait 


Die Ausmutzung der Wasserkräfte im Auslande E 5, 75 
Wirtschaftliche Stromerzeugung BRZ 11, 174 
Kaliwirtschait (Reichskalirat) 
Die Haltung der Angestelltenvertreter in den wirt- 
schaftlichen Selbstverwaltungskörpern T 22, 205 
Reichskalirat Gr 1,6 
Ein Vorschlag zur Linderung der Not der Knapp- 
schaftsrentner (betr. Ausfuhrabgabe für Kali) Gr 3, 16 
Erhöhung der Kali-Inlandpreise um 50-55 Prozent ge- 
fordert Gr 4, 22 
*Kalipreise Gr 5, 25 
Reichskalirat Gr 5, 29; 6, 36 - 
*Zur Lage in der Kali-Industrie Gr 9, 49 
*Die Lage im Kalibergbau Gr 10,55 
Aus der Kali-Industrie Gr 12, 63 
*Kaliangestelltentarif und Kalipreiserhöhung Gr 17,81 
Aus dem Reichskalirat Gr 18, 87 
Die neuen Kalipreise Gr 20, 94 
Der Kaliabsatz Gr 24,111 
Reichskalirat Gr 24, 111 
Ausbeuten in der Kali-Industrie BRZ 8, 120 


Kohlenwirtschaft (s. auch 5500,5--5520,35) 
Die Kohlenförderung im Ruhrgebiet T 4, 27 
Der Kohlenwahnsinn T 8, 65 
Die deutschen Kohlenlieferungen an 

Januar T 10,81 
Die Krisis auf dem Weltkohlennarkt T 12, 100 
Die Kohlenproduktion. im 1. Vierteliahr 1921 T 20, 189 
*Zur Frage der Hebung der Kohlengewinnung Gr 1,4 
*Zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues Gr 2,7 
*Bergbaufragen in der Preussischen Landesversamm- 
lung Gr 2,9 
Kohlenpreiserhöhungen Gr 2, 10 
Ueberschichten zur Kohlenversorgung Minderbemittel- 
ter Gr 2,12 
Neue Preiserhöhung für Stein- u. Braunkohlen Gr 3, 14 
Die Ruhrkohlenförderung im Dezember 1920 Gr 3, 14 
Der mitteldeutsche Braunkohlenbergbau im Monat De- 
zember 1920 Gr 4,23 


die Entente im 


15 


Zur Kohlenpreisfrage in Oberschlesien Gr 4, 24 
Kohlenpreiserhöhung "Gr 5, 28 
*Tagung des Internatlonalen 
Gr 6, 34 
Ablehnung der Preiserhöhung für Steinkohle Gr 6, 35 
Preiserhöhung für Braunkohlen Gr 6, 35 
Die Kohlenproduktion Deutschlands im 
Gr 7.49 
Absatzstockung im Saarkohlenbergbau Gr 7, 40 
Einfuhr ausländischer Kohlen Gr 8, 46 
Produktionsstatistik der Saargruben im 
.Gr9,52 
*Ein Beitrag z. Kohlensozialisierungs-Problem Gr 11,57 
Die Kohlenförderung des Ruhrbeckens im Januar 1921 
_ Gr 11,59 
*Wiederaufbau der Wirtschaft und Bildungsfragen im 
Bergbau Gr 14, 69 
"Sitzung des Reichskohlenrats Gr 14, 70 
Zur Ueberschichtenfrage im Ruhrgebiet Gr 15, 74 
Kohlenpreiserhöhungen Gr 16, 79 
Kohlenpreise Gr 19,91; 20,94 
Aussenhandel. Deutschlands mit Kohlen Gr 23, 107 
Neue Kohlenpreise Gr 23, 107 
Heiztechnische Beratung für den Hausbrand E 4,57 
Der Kohlenüberfluss der Welt KB 9, 117 
Ziffern der Kohlenproduktion im vergangenen 
WK 20, 3 
Wärmewirtschait, Brennstoiiersparnis 
Wärmewirtschait und Arbeitszeit. 
nung T2,11 
Die Energievorräte Deutschlands E35. 74 
Wirtschaftliche Stromerzeugung BRZ 11, 174 
Ausschuss für Wärmewirtschaft BRZ 3,47 
Das Erdöl BRZ 9, 136 
Beispiele für Wärmeersparnis BRZ 13, 196 
Kohle und Oel WKı2 


Bergarbeiterkomitees 
1920 


Jahre 


Jahre 1920 


Jahr 


3375 
Eine falsche Rech- 


D. Landwirtschaft, Ernährung. 


3380 Landwirtschaft 
*Zur Regelung des Verkehrs mit Getreide KB 20, 273 
Das Industriegut. BRZ 2, 22 
Zahlen, die man sich merken soll BRZ 4. 63 
*Die Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft BRZ 7, 100 
Technik in der Landwirtschaft 'BRZ 11, 164 
Behebung des Arbeitermangels in der Landwirtschaft 
RA (a. T.) 18, 658 
*Der Rückgang der Ernteerträge in Deutschland 
WSt 3, 107 
Das Problem des Achtstundentags in der italienischen 
Landwirtschaft WK 21,2 
3385 Meliorationen der Moore und Oedländereien 
*Die Förderung von Meliorationen mit Mitteln der pro- 
duktiven Erwerbslosenfürsorge in. Preussen RA 
(n. a. T.) 17, 668 
33% Ernährungspolitik 
Versorgung der Bergarbeiter mit Lebensmitteln s. unter 
5500, 35 


Die Brotverteuerung T 6,45 

Zur Neuregelung der Getreidewirtschaft 
22, 204 

Die neue Brotgetreideversorgung und der gesetzliche 
Schutz des Reallohnes T 24, 220 

*Landarbeiterschaft und Volksernährung KB 3,32 

"Unsere künftige Brotversorgung KB 16, 210 

Zur Neuregelung der Getreidewirtschafit KB 16, 213 - 

*Zur Regelung des Verkehrs mit Getreide KB 20, 273 

Zur Neuregelung der Getreidewirtschaft KB 20, 274 

*Die freien Gewerkschaften und der Reichsernährungs- 
minister KB 25, 350 

*Ernährungsiragen M 6,82 

Die Abschaffung der Brotzuschüsse WK 14,2 


T 16 136; 


Abkürzun en. n fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 


dass die Hinweise alphabetis 
== Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


FA 





BRZ 
BU 
E Ekkehard 

Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angesteliten) Gr = Der technische Grubenbeamte 





Br nen I == Der Industrietechniker 
= Der Betriebsrat > | H = Der Industrie- und Handelsangestellte 
triebsrätezeitung des A. D; G,B, (Beilage des Freien Angestellten) 
- Bildung und Unterricht K = technische Gemeindebeamte 


(Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


| M= Mitteilungsblatt des ArA-Bundes 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 


KB = Korrespondenzblatt des A.D,G. B. 


fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
ch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


| KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Technike: 


(Literaturbeilage) IRR = Recht und Rechtspraxis 


N 
| KB{R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 


(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Schriftensammlung des Rundes 
SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
== Der Staatstechniker 


== Deutsche Techniker-Zeitung 


RA(n.a. T.) = Reichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ == Zeitschrift für Versicherungsange- 
amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK == Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 








SE 


nn ans wirken hen na ange 


E. Handel. 


3420 Handelspolitik, Allgemeines 
Das Reparationsprogramm d. Reichsregierung 1.25.2217 
Die Meistbegünstigungsklausel 'BRZ 1, 1 
*Wie steht der Arbeiter zum neile BRZ 2, 25 
*Warenhandel und Warenaustausch BRZ 10, 147 
*Die Entwicklungsgeschichte des Handels JH 2,9 
*Fntwicklungstendenzen im Handel JH 3, 17 
*Der neue Weltverkehr JH 11,83 
Deutsche Wirtschaftskurven. Grosshandels - Index- 
ziffern WSt 1,2; 2,54; 3,106; 4,154 
*Grosshandelspreise (mit statist."Uebersicht) WSt 3, 128 
Deutsche Wirtschafts-Kurven. Deutsche Indexzifiern 
WSt 5, 201 
Schutzzölle überall WK 6, 1 
Kaufkraft, Krediteinschränkung, Deflation WK8 
Der Absatz der Produkte der Luxusindustrie WK 14,1 
Die Schutzzölle und die Solidarität der Arbeiterschaft 
WK15,1 
Die Wege der neuen Handelspolitik WK 20, 3 
Internationales Institut für den Welthandel WK 22, 3 
Finanzzölle in den Vereinigten Staaten WK 20,2 
3423 L Handelspolitik des Auslandes 
Amerika. Finanzzölle in den Vereinigten Staaten 
WK20,2 
England. Englands Abkehr vom Freihandel WK 15,2 
England. Die englische ee gegen die Ein- 
fuhr von fremden Waren WK 16, 3 
3430 Handelsbilanz Deutschlands 
Der Zusammenbruch unserer Handelsbilanz T 8, 65 
*Der Kern des Uebels (Inflation oder negative Handels- 
bilanz?) BA 16 
*Deutschlands Ein- und Ausfuhr im ersten Halbjahr 
1920 WSt 1,10 
3435 Aussenhandel 
*Wahl der Währung beim Export BRZ 1,14 
Schützt den Ruf deutscher Arbeit! BRZ 8, 128 
Deutschlands Aussenhandel BRZ 11, 165 
“Wiederaufbau und Export 'BRZ 12, 188 
Entwicklung d. internationalen Handels 1920 WSt 1,13 
*Der internationale Handel in den Jahren 1913—1920 
(mit statist. Uebersicht) WSt 3,119 
Entwicklung des internationalen Handels 1920/21. 
(Allgemeine statistische Uebersicht) WSt 4, 168 
*Der Nahrungsmittel- und Rohstoffibezug Deutschlands 
im Jahre 1920 WSt 4, 166 
*Deutschlands Ausfuhr in den ersten drei Vierteljahren 
1920 WSt 5, 213 
Der internationale Handel in den Jahren 1913—1920 
WSt 5, 215 
Entwicklung (des internationalen Handels 
(statistische Uebersicht) WSt 5, 217 
3440 Ausfiuhrabgaben 
*Abbau der Ausfuhrkontrolle und Aufhebung der Aus- 
fuhrabgabe J13, 29 
Ein Vorschlag zur Linderung der Not der Knapp- 
schaftsrentner (betr. Ausfuhrabgabe für Kali) Gr. 3, 16 
Aus der Zentralarbeitsgemeinschaft KB 17, 237 
Erneute Stellungnahme des Zentralvorstandes der 
Zentralarbeitsgemeinschaft zur Frage der Erhebung 
der Ausfuhrabgabe RA (n.a. T.) 2,71 
34455 Aussenhandelsstellen 
Sanktionen und Aussenhandelskontrolle T 13. 108 


1920/21 


*Abbau der Ausfuhrkontrolle und Aufhebung der Aus- 


fuhrabgabe J 13, 29 
*Die Aussenhandelskontrolle JH 11, = 
3450 Wucher und Schleichhandel 
*Der Holzwucher B8,15 
*Gewerkschafter in der Wucherbekämpfung KB 3, 27 
3455 Handelsgebräuche 
„Lieferungsmöglichkeit . vorbehalten“ 
bleibend“ BRZ 1,15 
*Die Handelsauskunftei BRZ 3, 40 
Export- und Verschiffungsklauseln BRZ 3, 42 


F. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


3500 Geld-, Bank- und Börsenwesen, Allgemeines 
. Stichwörterbuch: Devalvation SR2,3 
*Der Kern des Uebels (Inflation oder negative Handels- 
bilanz?) BA 16 
*Geldnot, Wohnungsnot und private Initiative KB 8, 105 
Ausländische Bankabschlüsse M 6, 86 


und „Preis frei- 


3505 


3510 


3515 


3520 


3525 


3530 


3540 


3545 


3550 


. *Arbeitslosigkeit, 







*Wie lese ich den ae der Tageszeitungen? 
BR 7,71; 8,83; : 

*Die deutsche ee BRZ1,7 _ 

„Die Börse BRZ 4,53 s 

*Staatsbankerotte BRZ 5, 76 . 

Geschäftsabschlüsse der Grossbanken BRZ1, 105 3 

Geld BRZ 13, 193 “ 

*Die Ausweise der Notenbanken WSt 5, 233 2 

Das Versagen der Grossbanken in der Wirtschafts- 
krise WK 17,3 

Golddeckung und N in den verschiedenen. 
Ländern WK 21.3 3 


Sparkassen 


Valutafragen 
Stichwörterbuch: Valuta SR 2,3 
Von der Valuta des Auslandes E 6, 87 
Mark und Frank M 6, 86 
Valutafragen BR 2, 22 
*Zur Valutafrage BR 5,48 
Der Stand der deutschen Währung BRZ1, 9 4 
Valuta und Lebensmittelpreise 'BRZ1, 10, 1 
*Wahl der Währung beim Export BRZ1,1 | 
*Die er. der deutschen Valuta vn: Juli 1914 | 
WSt 3,1 
Von der Vahıka des Auslandes WK 7,3 ei 
Kaufkraft, Krediteinschränkung, Deflation WK8 
Inflation ze 
"Stichwörterbuch: Inflation SR 2,3 
Die Unterwertung der Mark SR3,7 | 
*Der Kern des Uebels (Inflation oder negative Handels | 
bilanz) BA 16 ei 
Deutsche Wirtschaits-Kurven, Notenumlauf‘ und Ab- | 
rechnungsverkehr WSt 1,2 4 
Deutsche Wirtschafts-Kurven. Notenumlauf, Wechsel- 
bestand und fremde Gelder der Reichsbank WwSt 2, 
54; 3,106; 4,154; 5, 201 il 
Kaufkraft, Krediteinschränkung, Deflation WK8 x | 


= 


Wert der Mark im Ausland f 
Die Unterwertung der Mark SR3,7 
Deutsche Wirtschaits-Kurven. Bewertung der Mark 
im Verhältnis zum Friedensstand WSt1,2; 2,545 
3,106; 4,154; 5, 201 
"Die Entwicklung der deutschen Valuta seit Juli 1914 
WSt 3, 140 = u 
Die Unterwertung der Mark WK12 | 
Wertder Mark im Inland. (Kaufkraft des 
Geldes) 
Stichwörterbuch: Teuerung SR 2:3 
*Kaufkraft, Krediteinschränkung, Deflation BR 6, 63 
Kaufkraft, Krediteinschränkung, Deflation WK8 
Kreditgewährung, Abzahlungswesen HB 
*Realkredit und Wohnungswesen BRZ 10, 146 ii 
Bestrebungen für und gegen Preisabbau 
Ist dies schon Tollheit, hat es doch Methode T2,12 
Kurzsichtige Tarifpolitik der Unternehmer — unsinnige 
Endpreise T 10, 82 “Rn 


| 




































































Reduktion der Herstellungskosten T 17, 144 
Die Kleinhandelspreise der wichtigsten Lebensmittel 
und Hausbedarfsartikell in Preussen im ve 

Vierteljahr 1921 T 21, 194 
Vom Preis und Preisabbau 'BRZ 8, 113 5 
D. H. V. und G. d. A. für hohe Preise JH 6, 41 
Preisabbau und ER | 














*Preisabbau — Lohnabbau V4,18 4 
Arbeitslosigkeit, Preisabbau und Unternehmertum. 
Damit die Preise nicht zurückgehen WK5,1 I 
Reduktion der Herstellungskosten WK 13,1 “ 
Steigende Weltmarktpreise WK 18,3 
Rohstofipreise 
Kurzsichtige Tarifpolitik der Unternehmer — unsinnige 
Endpreise T 10, 82 
Grosshandelspreise WSt 3, 128; 4,175; 5, 22a 
Lebensmittelpreise nn 
Die Brotverteuerung T 6, 45 
Die Kleinhandelspreise der wichtigsten Lebensmittel | 
und Hausbedarfsartikel in‘ Preussen im ersten 
Vierteljahr 1921 T 21,194 
*"Bedürfnisbefriedigung BA 26 
Lebensmittelpreise in Jugoslavien KB 4, 49 
Aenderungen der Nahrungsmittelpreise 
KB 7,90 
Valuta und Lebensmittelpreise BRZ 1, 10 
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Grosshandelspreise WSt 3,128 
*Die Kleinhandelspreise im April 1921 WSt 5, 223 
*Grosshandelspreise WSt 5, 224 


G. Sozialisierung. 


a) Sozialisierung, Allgemeines. 


Sozialisierung, Sozialismus, Grundsätzliches 
*Alltagsarbeit — Zukunftziele T 1.1 
Zur Sozialisierung T 2,8 
*Sozialismus oder Massenkapitalismus? T 6, 41 
*Finigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7,49 


—. Der D. H. V. zur Sozialisierungsfrage T 7, 50 


Die Kontrolle der Produktion T 9, 71 

Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit T 10, 81 

*Sozialisierung und „Freiwirtschaft“ T 24, 217 

Interessentenurteil und Wissenschaft. (Von der Haupt- 
versammlung des Vereins Deutscher Chemiker) 
J 16, 42 

Was ist Sozialisierung? SR1,1 

Ber (betr. Literatur zur Sozialisierung) 

1,2 

*Sozialisierbare Produktionszweige SR 3,6 

Literatur über Sozialisierung SR 3, 8 

*Der Hebelansatz bei der Sozialisierung SR 4, 10 

Beamtentum und Wirtschaft FBR 1,6 

Produktionspolitik und Sozialisierung. Dr. W. Rathıe- 
nau, Dr. A. Striemer, Dr. Pinkerneil FBR 1,8 

*L iteraturnachweis über Sozialisierung E 3,41 

*Die Rolle der Betriebsräte BA 29 

* Angestellte und Sozialismus M 1.2 

Resolution des Internat. Gew.-Bundes 
sierung der Produktionsmittel M 2.31 

*Sozialisierung oder Kleinaktie? M 7.103 

*Material zur Sozialisierungsfrage BRZ 7,98 

Brauchen wir Unternehmer? BRZ 10, 145 und 12, 188 

*Die Gemeinwirtschaft BRZ 12, 178 

Die Arbeitsgesellschaft BRZ 13, 194 

*Sozialismus oder Massenkapitalismus? FA2, 11 

Kapitalistische oder sozialistische Wirtschaftsordnung? 
(Bericht auf dem Verbandstage der AfA) FA 11, 106 

*Sozialisierung und christliche Gewerkschaften JH 4, 30 

Der Sozialismus und die Intellektuellen WK 20, 2 


zur Soziali- 


3585 L Sozialisierung im Auslande 


3390 


'B =Der Bautechniker 
_ BA = Bun i 
BhA= Der Behörden-Angestellte (Beilage 


Abkürzungen. 


Der internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung 
der, Arbeitslosigkeit T 10, 81 


*Chile. Sozialisierung d. Salpeterproduktion in Chile 
WK 10,3 
*Fngeland.. Die Entwicklung der Nationalisierungs- 


bestrebungen im englischen Kohlenbergbau Gr 7, 37 
England. Die Gutachten der Sankey-Kommission 
Gr 12,61; 13, 65 
*England. Die englischen Bergarbeiter und der Räte- 
gedanke Gr 20,93 
*England. Die Sozialisierungsfrage in England KB 19, 262 
*Fngland. Das Nationalisierungsproblem im englischen 
Kohlenbergbau RA (n.a.T.) 7, 279 
*Italien. Die Besitzergreifung der Betriebe in Italien 
durch die Arbeiterschaft WK 17, 1 
Gilden-Sozialismus 
*Dfe englischen Bergarbeiter 
Gr 20, 93 
*Der englische Gilden-Sozialismus SR 4.9 
Kampf zwischen Gilden und Kapital in England BA 14 
*Qildensozialismus 'BA 23 
*England.. Die Bauarbeitergilde in 
Häuserbau KB 9, 118 
Das Recht des Arbeiters auf Lebensunterhalt. 
Kampf des engl. Gildensozialisten) WK5, 2 


und der Rätegedanke 


England beim 
(Der 


FBR = Freie Beamtenrundschau 

GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 

Gr = Der technische Grubenbeamte 


des-Archiv 


des Freien Angestellten) 


m ne eng I = Der Industrietechniker 
BR = Der Bekrieberat IH = Derlndustrie- und Handelsangestellte 


I BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. 
BU = Bildung und Unterricht 

= Ekkehard 

= Der Ireie Angestellte 


E 
FA 


(Beilage des Freien Angestellten) 

—Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 

KB = Korrespondenzblatt’ des A. D. G, B. 


3595 
3600 


3605 


3610 


3615 


Die Entschädigung der enteigneten Unternehmer. Die 
Auffassung des Gildensozialismus WK 8 
Reduktion der Herstellungskosten WK 13.1 
Das Finanzwesen im Gildensozialismus WK 23, 1 
Konzessionen an ausländisches Kapital 
inRussland 
Christentum und Sozialismus 
Christentum und Privateigentum Bp2, 11 
Christliche Gewerkschaft und Sozialismus Bp 2, 12 
Kirche und Sozialismus Bp 4, 39 
*Kritik der „neutralen“ Beamtenbewegung BA 2 
Katholische Kirche und Sozialismus BA 8.11 
Christlicher Sozialismus und Solidaris- 


mus 
*Christlicher Solidarismus als Weltprinzip 'BRZ 12, 179 
Stellung der Arbeitgeber zur Sozialislerung 
Interessentenurteil und Wissenschaft (Von der Haupt- 
versammlung des Vereins Deutscher Chemiker) 
J 16, 42 
Kapital und Arbeit 
Stichwörterbuch: Mehrwert SR 2,4 
*Wirtschaftliche Tiefblicke BRZ 7,97 
Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit KB 13, 175 
*Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit BRZ 11, 163 
Der Absatz der Produkte der Luxusindustrie WK 14,1 


b) Sozialisierungsbestrebungen in Deutschland. 


3620 
3625 


3630 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen gen sind Artikel, die übri 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist di 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 


Allgemeiner Stand der Sozialisierung 
Sozialisierungskommission 
Richtigstellung T 4, 28 
Werners Ausscheiden aus der 
mission“ T 4, 28 
Dem Komba ist iedes Mittel recht, wenn es nur seinen 
Zweck erfüllt K4.12 
*Kohle als Arbeitslehen BA 1 
Sozialisierung des Kohlenbergbaus 
Einbringung eines Sozialisierungsgesetzes T 2, 12 
Eine glanzvolle Niederlage des Gewerkschaftsbundes 
der Angestellten T 2,13 
*Werkmeister-Verband und AfA-Bund T 3,17 
Jouhaux über seine Eindrücke im Ruhrgebiet T 3, 19 
Die Einheitsfront für die Vollsozialisierung T 4, 27 
Der G. d. A. für das politische Rätesystem T 4, 30 
Warum wir gegen den Sozialisierungsvorschlag II 
(Rathenau) sind T 5,35 
Internationaler Bergarbeiterbund 
T 5. 35 
Der D. HR V. zur Sozialisierungsfrage T 7,50 
ne Verband der Bergarbeiter für die Vollsozialisierung 
dl 
Christliche Kampfesweise T 7,54 
Kündigung des Ueberschichtenabkommens 
bergebau T 9, 72 
Fine verhängnisvolle Irreführung T 14, 117 
Für die Vollsozialisierung Gr1,6 
*Zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues Gr 2,7 
Bergarbeiter-Tagung Gr 4, 21 
Ein unterer Grubenbeamter zur Sozialisierung Gr 5. 28 
*Tagung des Internationalen Bergarbeiterkomitees 


„Verständigungskom- 


und Sozialisierung 


im Ruhr- 


Gr 6, 34 

Wie man die Sozialisierung in Misskredit bringen will 
Gr 8, 46 

*Fin Beitrag zum Kohlensozialisierungsproblem Gr 11, 57 

Bringt die Sozialisierung des Kohlenbergbaues eine 
Beamtenvermehrung mit sich? Gr 13,66 

*Sozialisierbare Produktionszweige SR 3,6 

*Kohle als Arbeitslehen 'BA 1 

Der Reichsbund Deutscher Technik gegen Sozialisie- 
rung und freie Gewerkschaften BA 6 

Der Weg zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues. 
Vorschläge und Gedanken zu ihrer praktischen 
Durchführung, von Steiger Georg Werner Sch 6 


n sind Notizen! — 


e Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 


KB{R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die re Er St 
RA(a.T.) = RBeichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) 

n.a.T.) = Reichs - Arbeitsblatt 


RA 


RBR = Rundschreiben 
zentrale 


RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

T = Deutsche Techniker-Zeitung 

V = Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korresponden’ 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 


(Arbeiterrechtsbeilage) 


(micht- 
amtlicher Teil 


der etriebsräte- 
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3700 
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. Das Königreich ra und „Sozlalisierung des Berg- 
baus“ KB13, 1 
"Angestellte und Be M 1.2 
»Schwerindustriele Diktatur oder 
M 1,4 
Sozialisierung des Bergbaues M 2,23 
Die Sozialisierung des Bergbaues M 4.56 
*Der Betriebsrat im sozialistischen Bergbau BR 3, 27 
*Erste Tagung des Beirats der freigewerkschaftlichen 
Betriebsrätezentrale BR 5, 46 
*Die Sozialisierung des Kohlenbergbaues BRZ 4,55 
Der Weg zur Sozialisierung BRZ 6, 95 
Zur Sozialisierung FA 2,14 
*Sozialisierung und christliche Gewerkschaften JH 4, 30 
*Zur Sozialisierung d. Kohlenwirtschaft RA (n. a. T.) 1,13 
Sozialisierung des Kalibergbaues und der Kaliindustrie 
*Zur Sozialisierung im Kalibergbau Gr 11,58 
*Zur Sozialisierung des Kalibergbaues Gr 16, 77 
*Sozialisierbare Produktionszweige SR 3. 6 
Zur Klarstellung Bp 5, 52 
*Zur Sozialisierung der Kaliindustrie. KB 17, 225 
Ablösung der Bergregale 
Sozialisierung der Stickstofiindustrie 
Sozialisierung des Bau- und Wohnungswesens 
10. Tagung des Ausschusses des A. D. G. B. T 1,3 
Zur Sozialisierung des Wohnungswesens T 4,28 
*Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit im 
Baugewerbe T 6, 43 
Ein Erfolg der Sozialisierungsidee B 7, 14 
Der G. d. A., die Heimstätte der Bautechniker? B8, 16 
*Die Vorständekonferenz der baugewerblichen Arbeit- 
nehmerverbände B 11,21 
“Ueber das Baugewerbe im rhein.-westfäl. 
bezirk B 11. 22 
*Die Sozialisierung des Baugewerbes B 12. 25 
*Die Organisation der Gemeinwirtschaft im Bau- und 
Wohnungswesen B 14. 34 
*Vorschlag zur gemeinwirtschaftlichen Regelung der 
Baustofibewirtschaftung B 15, 37 
*Sozialisierbare Produktionszweige SR3, 6 
*Die soziale „Bauhütte“ zur Sozialisierung des Bau- 
gewerbes BR9,99; 12,181 
Sozialisierung der Presse 
Sozialisierung des ärztlichen Berufs 
Verwandte Theorien 
Produktionsgemeinschaiten nach dem Vorschlag „Goss- 
weiler“. Ein Sozialisierungsweg KB 4, 46 
z Arbeitsgesellschaft und Individualismus (Schrift von 
Erkelenz) KB 9, 116 
Produktionsgemeinschaften nach dem Vorschlag „Goss- 
weiler“ BRZ 8, 119 
Produktionssystem Gossweiler BRZ 9, 138 
*Arbeitsgesellschaft und Individualismus BRZ 10, 148 
Freigeld — Freiland 
Der G. d. A. für das politische Bien T 4, 30 
*Sozialisierung und „Freiwirtschaft“ T 24, 217 
*Die Freigeld-Utopie BA 17 
*Die Freigeldreformer BA 19 
Verstaatlichung 
*Ist der Staatsbetrieb sozialisiert? BRZ 6, 81 
Bisherige Erfahrungenin Staats- 
betrieben 
Ueberschuss verschiedener Eisenbahnbetriebe in Pro- 
.„. zenten des Anlagekapitals im Jahre 1911 BRZ 3,35 
*Ist.der Staatsbetrieb sozialisiert? BRZ 6, 81 
Kommunalisierimg Ss. unter 1910 


Sozialisierung? 


Industrie- 


rn Genossenschaftswesen. 


Genossenschaitswesen, Allgemeines 
Entschliessung betreffend: Unsere Stellung zum Ge- 
nossenschaftswesen. (2. Bundestag) T 19, 181 
“Die Genossenschaftsbetriebe in Deutschland BR 7,73 
*Der Konsumkonzern der Unternehmer BRZ 8, 115 
*Der Konsumkonzern der Unternehmer zur Frage der 
Werkkonsumanstalten BRZ 9, 133 
*Die Genossenschaft BRZ 11. 161 
Selbsthilfe oder Staatshilie? GA 6,21 
*Gesetzliche Regelung des genossenschaftlichen Arbeits- 
„ rechts? GA9, 33 
*Zur Errichtung neuer Verkaufsstellen GA 11. 42 
*Der Genossenschaftstag in Baden-Baden GA 12, 45 
Die Lohnbewegung der Genossenschaftsangestellten _ 
des Konsumvereins Leipzig-Plagwitz GA 12,46 





3705 


3710 


3715 


3720 


3725 


3750 
3755 


Baugenossenschaften, - 


Deutscher Beamtenwirtschaftsbund 


Warenversorgung durch Gewerkschaiten > 
(Warenversorgung durch Betriebsräte s. unter 5970) 


Bodenpolitik und Bodenreiorm, Allgemeines er 
Erbbacht | eg 








































Internationaler TE 


GA12,49 
*Der Stand des deutschen Genossenschaftswesens RA 
(n. 2. T.) 3, 105 


*Die Entwicklung des deutschen Genossenschaftswesens 
WSt 5, 202 


Aus der ausländischen Genossenschaftsbewegung 
WK T 2 ba ö PB; 
Konsumgenossenschaflten 


Fortschritte der Konsumgenossenschaftsbewegung — 
R der Konsumgenossenschaften im Jahre 1920 
82 

Die Grosseinkaufsgesellschaft Deutscher Konsumvereine 
im ‚Jahre 1920 T 11, 92 e 

Uebertragung der - Versorgung der Bergarbeiter mit 
verbilligten Lebensmitteln im Ruhrbergbau "auf die 
Bergarbeiter-Organisationen Gr 13, 67 

*Die Betriebsräte in den Konsumvereinen BRZ 9,134 

5% prozentige Obligationsanleihe der ee. 
gesellschaft Deutscher Konsumvereine BRZ 11,176 

Vom Zentralverband und der Grosseinkaufsresellschaft 
Deutscher Konsumvereine BRZ 13, 20 

Der D. H. V, und die Konsumvereine sc 

*Aus der Geschichte der Konsumgenossenschaftsbewe- 
gung GA1,2; 2,6; 3,10; 4,13; 5,18; 6,22; 7,26 
Ds Geschäftsinteresse der Konsumvereinsangestellten 

A5,17 - 

*Der D. H. V. und die Konsumvereine GA 7,25. 

“Der Aufsichtsrat in den Genossenschaften GA 7, 27 

Konsumgenossenschaften und Arbeitgeberverbände 
GA 7,28 

*Die Tagungen der Revisionsverbände des Terkralven 
-bandes deutscher Konsumvereine GA 10.39; 11, 43 


Produktivgenossenschaften “ 


Sind die Mitglieder einer Produktivgenossenschaft Ar- 
beitnehmer im Sinne der Verordnung vom 23. >= 
. zember 1918? RA (a. T.) 16,595 


Soziale Baubetriebe 


E I BETON REN IP PERN 


ner Bau- 


hütten 

*Soziale Baubetriebe und Tea B2, 3 

Ein Erfolg der’ Sozialisierungsidee B7,14 5 

Der G.d. A., die Heimstätte der Baütechniker? B8, 16 

„Aus der Arbeit sozialer Baubetriebe B 10, 20 | 

*Ueber das Baugewerbe im ‘rhein. -westfäl. Industrie- 
bezirk B 11.22 & 

Gründung des Bauhütten-Betriebsverbandes- Deutsch- 
land-Ost B 12,28 

Bauhütten-Betriebsverband Hessen 
Nassau, G. m. 6.H. B15,40 = 

Gründung des Bauhüttenbetriebsverbandes für Rhein- 
land-Westfalen B 15, 40 | 

*Die Gewerkschaften . 
B 16,41 

"Soziale Baubetriebe und Techniker E45 

„Soziale Bauwirtschaft“ (Zeitschrift) R 24 

* Angestellte und Baugenossenschaften JH 1,2 


IM iR Kae 


und nl 


‚und die sozialen Baubetrieb 


Die Frage der Beamtenkrankenkasse FBRi, 8 ze. 
Zur Frage der Beamtenkinderfürsorge. und ar | 
amtenerholungsheime FBR 4,25 ee 


VERTERSSISDERUURSSIEHE, deutscher. Gewerkschaften . 
10,8 
Die Warenversorgungsstelle deutscher Gewerkschafte 1 
T 21, 195 u 
DR. Warenversorgungsstelle dentscher Gewerkschaftet 
B3,3 
WE deutscher Gewerkschaften KB 7,93 3 
Die Warenversorgung- der Gewerkschafter KB 24, 2 
Warenversorgungsstelle_ und A.D. G. B. BRZS 118 5 
GA 3,9 
*Warenversorgungsstelle 
"GA 3,9 era... - 
"Die genossenschaftliche Warenversorsung Br die} 
gestellten GA en 


















deutscher. 








J. Bodenpolitik. 











3760. 


= 3765 


Abkürzungen. 


BN = ru r Pen Alien) Gr = Der technische &rubenbeamte 
Be riesen be I <= Der Industrietechniker 

BR = Der ee IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 
E = Ekkehard (Kömmunaltechniker) 

FA = Des freie Angestellte KB = Beorrespondenablatt des A. D.G. B. | 


 { 


a) Bau- und Wohnungswesen. 


Städtische Bau- und Bodenpolitik h 
„Das Siedlungswesen der Gemeinde Berlin K9, 26 
Ein weiterer Beitrag zur Siedlungsfrage K 10, 31 
Die Nachprüfung von Bebauungsplänen K 14. 46 
*Porderungen der Berliner Arbeiter- und Angestellten- 
schaft zur städtischen Siedlungs- und Wohnungs- 
politik B 13,31 
“Wohnungsaufsicht und Wohnungspflege als Teil. der 
Woöhnungsreform (mit Statistiken über die Bautätig- 
keit) RA (n. a. T.) 6. 228 
*Kulturgürtel um die Grossstädte unter Förderung aus 
der produktiven Erwerbslosenfürsorge RA 
(n. a. T.) 9, 343 
Bautätigkeit in deutschen Grossstädten im Jahre 1920 
WSt 3, 147 


Wohnungswesen und Wohntungsnot (Wohnungsaufsichts- 
beamte 3. im Beamtenärchiv) 
Zur Sozialisierung des Wohnmmgswesens T 4, 28 
Das deutsche Bauprogramm 1921-1924 (Schrift von 
Kaufmann) T 6, 45 
Wiederaufnahme der Bautätigkeit T 9,72 
Baukostenzuschüsse für Villen T 10,82 
Die Reichsarbeitsgemeinschäft für das Baugewerbe 
T 15. 123 
*Das deutsche Bauprogramm 1921—1924 (Schrift von 
Kaufmann) T 16, 131 
*Die Neuordnung des Bau- und Woöhnungswesens (Re- 
ferat von Kaufmann-Berlin. 2. Bundestag) T 19, 168 
*Die Vörständekonferenz der baugewerblichen Arbeit- 
nehmerverbände B 11, 21 
*Die Wohnungskultur eine Frage der 
Erziehung E3,36 
Das deutsche Bauprogramm Ril 
*Geldnot, Wohnungsnöot und 
KB 8, 105 
Zahlen, die man sich merken soll BRZ 7, 108 
*Realkredit und Wohnungswesen BRZ 10, 146 
*Wohntngsnot und Arbeitslosigkeit im Baugewerbe 
JH 7,49 
*Wohnungsaufsicht ‚und Wohnungspflege als Teil der 
Wohnungsreform RA (n. a. T.) 6. 228 


Schulung und 


private Initiative 


Landesbeirat für Wohnungswesen in Bayern 
RA (a. T.) 11, 415 
Arbeiterwohnungen in England WK 20, 2 


Gesetzliche und andere Massnahmen zur Behebung der 
Wohnungsnot 
Ein Tropfen Wasser auf den heissen Stein T 2,12 
*Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit im 
Baugewerbe T 6, 43 
Das deutsche Bauprogramm 
Kaufmann) T 6, 45 
Baukostenzuschüsse für Villen T 10,82 
*Das deutsche Bauprogramm 1921—-1924 (Schrift von 
Kaufmann) T 16, 131 
*Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens (Re- 
ferat von Kaufmann-Berlin, 2. Bundestag) T 19, 168 
*Fin Vorschlag ztr Lösung der Wohnungsfrage in 
Danzig B1,1 
*Forderungen der Berliner Arbeiter- und Angestellten- 
schaft zur städt. Siediungs- und Wohnungspolitik 
B 13, 31 ? 
Das deutsche Bauprogramm Ril 
Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens 
(Schrift von Kaufmann) Sch 12 
Die Wohnungsabzabe als unentbehrliche Massnahme 
auf dem Wege zur Wohnungsreform KB 8, 99 
*(jeldnöt, Wohnungsnöt und private Initiative KB 8, 105 
Gesetz, betreffend die vorläufige Förderung des Woh- 
nungsbaues KBtl {R3, 24) 
*Nutzbarmachung des Wertzuwachses für die Allge- 
meinheit KB 24, 329 


1921--1924 (Schrift von 


| FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die 
dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 


B = Der Bautechniker 
BA = Bündes-Archiv 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- | 
BhA — Der Behörden-Angestellte (Beilage aha og Trage Ye 


| KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 


! 

| M = Mitteilungsblatt des ATA 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a,T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RAfn. 3. T.) = Reichs - Arbeitsblatt 


RBR = Rundschreiben der Betriebsräte 
zentral 


19 


„Steuererleichterungen bein Wohnungsbau KB 25, 341 
Ein Vorschlag zur Beseitieung der Wohnungsnot und 
Behebung der Arbeitslosigkeit M 3,37 und 4,51 
Gesetz über Massnahmen gegen Wohnungsmangel 
RA (a.T.) 2,56 

Musterverordnung über Massnahmen 
nungsmangel RA (a. T.) 3. 100 

Rundschreiben des Reichsarbeitsministers betr. 
derung des Wohnungsbaues mit Mitteln der 
duktiven Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 9, 324 

Förderung des Wohnungsbaues aus Mitteln der pro- 
duktiven Erwerbslosenfürsorge, Verfügung des 
Reichsarbeitsministers vom 29. März 1921 RA 
(a. T.) 11,411 

Gesetz betr. die. vorläufige Förderung des Woh- 
nungsbatıes vom 12. Februar 1921 RA (a.T.) 11, 414 


geren Woh- 


För- 
pro- 


3775 en und Mietwesen (Reichsmietengesetz s. unter 
1775 
*Das Gesetz über Regelung der Mietzinsbildung 


(Reichsmietengesetz) T 13, 107 

Wohnungskündigung und wunpünktliche  Mietezahlung 
KB 11 (R3, 23) 

Notwendige Mietsteigerungen KB 25, 341 


b) Siedlungswesen. 


3785  Siedlungswesen, Al'gemeines 
(Siedlungswesen der Bergarbeiter s. unter 5500, 30) 
Zur Sozialisierung des Wohnungswesens T 4, 28 
*PForderungen der Berliner Arbeiter- und Angestellten- 


schaft zur städt. Siedlungs- und Wohnungspolitik 
B 13, 31 
*Das Siedlungswesen der Gemeinde Berlin K 9,26 


die  Heimstättenbewegung ungewerkschaftlich? 
Bp 2, 14 

"Siedlung KB 12, 153 

Die Siedlung stockt KB 19, 267 

*Vjer Siedlungsweisen BRZ 11, 168 

Sächsische Verordnung über den Aufbau des Sied- 


lungswesens vom 25. Februar 1921 RA (a. T.) 11, 415 


*Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Arbeiter- 
kolonie RA (n. a. T.) 13, 501 
*Werkremeinschaft als Arbeitsorganisation bei öffent- 


lichen Siedlungsbauten. Beitrag zur Frage der Ent- 
re: nach den Arbeitsleistungen RA (n. a. T.) 16, 
18 


*Zur Ansiedlungsfraxe RA (n. a. T.) 17. 671 


37% Gemeinnützige Aktiengesellschaft für. Angestelltenheim- 
stätten (Gagfah) 
3795  Gartenstadtbewegung 
3800  Kriegerheimstätten 
K. Betriebstechnik. 
3805 Betriebstechnik, Allgemeines 
*yJ, Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Technische 
Betriebsführung BR 8, 84 
*Der Wärmeingenieur BRZ 11. 174 N 
Wirtschaftlichkeit und Betriebseinrichtung BRZ 11,175 
Die Vorräte und ihre Lager in Fabrikbetrieben 
SchBR 9 
3810  Arbeitsdienstpilicht 
Was die Arbeitsdienstpflicht bezweckt T4, 29 
Das bulgarische Gesetz über die Arbeitsdienstpflicht 
RA (a. T.) 1,47 
Arbeitsdienstpflichtgesetz in Peru RA (n.a, T.) 2, 70 
3815 Arbeitspsychologie (Psychotechnik s. unter 4530) 
Zum Fall Loewe BRZ9, 143 
*Wege und Ziele der Arbeitsphysiologie BRZ 11,172 
3820 Wissenschaftliche Betriebsführung 


Produktionspolitik (von Rathenau) BRZ 5,73 
*Zentralinstitut für Arbeitsforschung KB 18, 244 
Der Ausschuss für wirtschaftliche Festigung BRZ 1,11 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 


ie Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
| KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G. B, 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
(Literaturbeilage) RR = Recht und er eg 
1 SR = 8ozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
RER SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 
= Deutsche Techniker-Zeitung 
— Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
WK = Weltwirtschaftliche Korresponden? 
WSt= Wirtschaft und Btatistik 


(wicht- | V 
amtlicher Teil) 








er ern Linse nee it 


unten 


a a a nn N TR ’ “ 


*Psychotechnik und Betriebswissenschaft BRZ9, 140 
Neues aus den Betriebswissenschaften ARZ 12, 185 
und 13, 203 
Taylorsystem 
*Das Taylorsystem im Schulbetriebe BU 4. 10 
Normalisierung, Typisierung, Spezialisierung 
*Volkswirtschaftliches ABC E6, 85 
Der. gegenwärtige Stand der 
BRZ 4, 62 
Normenausschuss der deutschen Industrie 


Ill. Sozialpolitik. 
A. Sozialpolitik, Allgemeines. 


Sozialpolitik, Allgemeines 
*Alltagsarbeit — Zukunftsziele Ti.1 
Unsere Forderungen an die soziale Gesetzgebung. 
Referat auf dem 1. Bundestag ‚von Erich Händeler 


Aufgaben für die 
KB 5, 61 

*Der Kern der kapitalistischen Aufbaupolitik KB 6, 73 

. Wichtige Bekenntnisse KB 24. 336 

*Amtliche und freie Sozialpolitik RA (n.a.T.) 1,2 

*Sozialpolitik und Armenwesen RA (n. a. T.) 11, 425 

*Fine Forschungsanstalt für Arbeitswesen RA (n. a.T.) 
16, 619 


Bevölkerungsbewegung, Bevölkerungspolitik 


Gewerkschaftsbewegung 


*Volkswirtschaftliches ABC. Die Bevölkerung E5,71, 


Zahlen, die man sich merken muss BRZ 2, 25; 6,94 

*Die berufliche Gliederung der Bevölkerung des neuen 
Deutschland WSt 1.44 

Die Bewegung der Bevölkerung im Deutschen Reich 
während des zweiten Vierteliahres 1920 WSt 4, 196 

*Aenderung der Geburtenziffer und der -Säuglings- 
sterblichkeit vor u. während des Krieges WSt 5, 242 

Die Eheschliessungen, Geborenen und Gestorbenen im 
Deutschen Reich WSt 5, 247 


3860 L Sozialpolitik im Ausland 


Internationaler Arbeiterschutz KBS$, 97: 9,113 

Uebersicht über das ausländische Schlichtungsrecht 
RA (n. a. T.) 15, 583 

*Sozialpolitisches aus d. Auslande RA (n. a. T.) 18,717 

Die Richtungen der Se Gesetzgebung in 
Europa seit dem Krieg WK 14,1 

Geldwert und Steuerflucht WK 19, 1 

Amerika. Vorschläge zur Regelung des Arbeitsnach- 
weises in den Vereinigten Staaten RA (n.a T.) 16, 630 

Amerika. Gesetz gegen die Streiks in den Vereinigten 
Staaten WK 5,3 

Australien. Mindestlöhne in Australien T 11.93 

Australien. Der Schutz der Löhne in der australischen 
Schiffahrt WK 16, 3 

Dänemark. Ein Streikbrecher zu Schadenersatz ver- 
urteilt in — Dänemark KB 12, 167 

England. Aus der englischen Angestelltenbewegung 
T 11. 95 

England. Anpassung der Löhne an das Preisniveau in 
England BA 31 

England. Englisches Gewerbehofgesetz (Gericht zur 
Untersuchung und Beilegung gewerblicher Streitig- 
keiten) RA (a. T.) 17, 651 

England. Bericht der Untersuchungskommission über 
die englischen Arbeitsnachweise RA (n.a T.) 16, 626 

England. Die Schlichtung der Lohnstreitigkeiten. Die 
Einrichtungen in England WK9- 


Finnland. Gesetz für Angestellte in Finnland WK 11,3. 


Frankreich. Französischer Gesetzentwurf über Ge- 
winnbeteiligung der Arbeitnehmer RA (n.a.T.) 3, 113 

Frankreich. Ausführungsbestimmungen zu dem fran- 
zösischen Gesetz über den Achtstundentag RA (a. T.) 
13. 518 

Frankreich. Französisches Gesetz über die Arbeitszeit 
in Bergwerken RA (a. T.) 15.585 

Frankreich. Ein ‚Sozialversicherungsgesetzentwurf 
RA (n. a. T.) 18, 723 

Frankreich. Das Lehrlingswesen in der französischen 
Gesetzgebung KB 21, 283 

*Mexiko. Die Arbeiterrepublik Mexiko WK 17,2 


*Die Selbstkostenberechnung als "Grundlage der Wirt- 
schaftlichkeit des Einzelbetriebes BRZ 2,27 u. 3,43 


Spezialisier EN 


3865 


3870 


3875 


3880 


3885 
3890 
3895 


3900 
3903 


3910 


3915 


"Sozialpolitische N. und Kongresse 


‚Gesellschaft für Soziale Reform 


- Sicherung der Staatsbürgerrechte 





Niederlande. Niederländisches "Gesetz" ‚über die 
Beschränkung der Arbeitsdauer im allgemeinen und 
- „über die Verhütung Fiährlicher Arbeit vom 1, No- 
vember 1919 RA (a. T.) 10,402 
Oesterreich. Oesterreichisches. ‚Gesetz. über ‚die Ein- 
ar a Beschäftigung Kriegsbeschädigter RA 
a | 

*Oesterreich. Die Reform Hr ‚Angestelltenrechts in® 

Oesterreich RA (n. a.T.) 10, 3 
Rumänien. Rumänisches ER KB 8. 101 
Schweden. Die diesjährige sozialpolitische Ausbeute 

im schwedischen Reichstage RA (n.a. T.) 5, 190 
Schweden. Gesetzentwurf betr. Arbeiterferien in 

Schweden RA (n. a. T.) 14, 542. 

. Schweiz. "Bundesbeschluss über die. Errichtung des 
eidgenössischen Arbeitsamtes vom 8. Oktober 1920 
RA (a. T.) 13, 520 

Spanien. Der spanische Erlass betr. den Achtstunden: 

tag RA (a.T.) 15, 58 
Spanien. Spanischer Erlass betr. es „Siebenstunden-. ä 

tag in Kohlengruben RA (a. T.) 15, 5 
Spanien. Spanischer Erlass über FR Arbeitsnach- 

weisdienst RA (a. T.) 17, 655 

Tschechoslowakei. Berebäuschteden in 
Tschechien Gr 9,52 ; : 

Tschechoslowakei. Tschecho-slowakisches Gesetz be- 
treffend Gewinnbeteiligung im Bergbau RA (a T)® 
16, 623 

Tschechoslowakei. Tschecho-slowakisches Gesetz be- 
treifend Bergbauschiedsgerichte RA (a. T.) 16,624 - 

Internationaler Verband der Arbeit im Völkerbunde 
“Der Internat. Verband der Arbeit RA (n.a.T.)2,09 
Internationales Arbeitsamt in Genf . 

Vom Internationalen Arbeitsamt T 23, 214 Fr 

*Aus dem Internationalen Arbeitsamt KB3, 30 8 

*Sechste Sitzung des Verwaltungsrates des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes KB4,41 - ® 

Vom Internationalen Arbeitsamt KB 19, 260 

7. Sitzung des Verwaltungsrates M 6,82 E 

Die Richtungen der nr Gesetzgebung in 
Europa seit dem Krieg WK 14.1 

Die Krise der industriellen Demokratie WK18S, 1 

Arbeitskonferenzen 

‚Internationale Arbeitskonferenz KB7,95 ° 

Die Beschlüsse der internationalen Arbeitskonferenz 
in Washington RA (a. T.) 2, 81 . 

Die Durchführung AR ‚Beschlüsse der- Washingtoner n 
Konferenz WK 22, 2 

Reichsarbeitsministerium = pr i 

Das NA En im Dienst der Unter- 

nehmer BR3, 3 Rn 


“ 








































Amtliche und freie Sozialpolitik RA (n.a.T.)1, 5 

















Die Gesellschaft für Soziale Reform T21, 198 
Verein für Sozialpolitik 


B. Koalitionsrecht. 


Koalitionsrecht - 


ein 


EEE bei Ausübung von Ehrenämtern 
an Laienrichter 


FBR 7,4 
nach $ 616 B. Een B.- 
KB 15 (R 4, 30) 


Arbeirsloi 
Beurlaubung zur Tellnehe an Gewerk- 
Schaftsveranstaltungen 
Beurlaubung zur Teilnahme an Gewerkschaftsver- 
anstaltungen RET 2,7 5 
Streikrecht. (Streikrecht der Besinien s. im Beamten- 
- Archiv) ko 
Ein Streikbrecher zu er verurteilt in — 
Dänemark KB 12,1 a 


FL Rn 









Ein nel KB 19, 272 b; 

Keine Uebernahme von Streikarbeit durch Erwerbslose 
RA (a. T.) 14, 522: 

Entziehung der Reichsbeihilfe wegen Erwerbslosen- 
unterstützung bei Streiks RA (a. T.) 16, 591 ; 

*Streik und Aussperrung im künftigen Zivilrecht. 
RA (n.a. T.) 17, 672 = 
















Keine Erwerbslosenunterstützung bei Streiks und Aus- 
sperrungen RA (a. T.) 18, 659 
Gesetz Eagen die Streiks in den Vereinigten Staaten A 
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3920 


3925 
3930 
3935 


3945 


3950 


3955 
3960 
3970 


3975 


4000 


Abkürzungen. 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern 
= Der Bautechniker | FBR = Freie Beamtenrundschau 
| GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


BA = Bundes-Archiv 


Streiks, Grundsätzliches 
Erwerbslosenfürsorge und Streikarbeit KB 14, 190 
Unternehmerschutz — Angestelltentrutz FA 10, 100 
Streik in lebenswichtigen Betrieben 
10. Tagung des Ausschusses des A.D.G.B. T 1,3 
Behinderung des Streikrechts 
Teilweise aufgehobenes Streikpostenverbot KB 23, 328 
Technische Nothilife 
Entschliessung gegen die technische Nothilfe (2. Bun- 
destag) T 19, 182 
Inwieweit haben technische Angestellte Notstands- 
arbeiten zu verrichten? Gr 22,104 
Streikbrecherprämie? (betr. Techn. Nothilfe in Essen) 
FBR 6, 41 
Die technische Nothilfe E 6,92 
Streikbruch 
Ein Streikbrecher zu Schadenersatz verurteilt in 
Dänemark KB 12, 167 
Gewerkschaftliche Streikordnungen 
Gewerkschaftliche Aktionen R 14 
Streikkontrollkarten R25 
Streikkontrollisten R 25 
Streik ein Entlassungsgrund 
Streik als Entlassungsgrund RA (a. T.) 4, 143 
Indirekte Streikarbeit (Schiedsspruch des aus Anlass 
des Streiks im Berliner Zeitungsgewerbe vom 
Reichsarbeitsministeriunm eingesetzten Schieds- 
gerichts vom 23. 10. 1920) RA (a. T.) 6, 213 
Schwarze Listen, geheime Konkurrenzklauseln (s. auch 
Auskunft unter 4245) 
Boykott 
Materialsperre 
Massregelungen, Grundsätzliches 
Schadenersatz für Massregelungen RR3, 6 
Kann ein gekündigtes Mitglied einer Betriebsvertre- 
tung seine Rechte aus dem B.R.G. in Anspruch 
nehmen, auch wenn der Betriebsrat seiner Mass- 
regelung zugestimmt hat? BRZ 12,190 
Aussperrungen, Grundsätzliches. (Werkspolizei Ss. 
unter 6805) 
Fortzahlung des Lohnes bei Sympathie-Aussperrungen 
RA (a. T.) 14, 524 
*Streik und Aussperrung im künftigen Zivilrecht 
RA (n. a. T.) 17, 672 
Keine Erwerbslosenunterstützung bei Streiks und 
Aussperrungen RA (a. T.) 18, 659 


C. Arbeitsrecht. 


Arbeitsrecht 
*Das einheitliche Arbeitsrecht T 10, 78 
Zur Neuordnung des Arbeitsrechts T 12, 101 
Arbeitsrecht und Beamtenrecht RR1,1 
Grundlagen des Arbeitsrechts RR2,3; 3,5; 4,7; 5,9 
Das einheitliche Arbeitsrecht M 3, 41 
*Das Institut für Wirtschaftsrecht an der Universität 
Jena BR 5. 55 
Wer ist zuständig? BRZ4,58 
Sammlung arbeitsrechtlicher Rechtsprechung BRZ 4, 59 
*Allgemeinverbindlicherklärung und Verbindlicherklä- 
rung BRZ 7,107 
Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des neuen Jahres 
BRZ 9, 138 
*Auslegung und Rechtsprechung des Betriebsräte- 
gesetzes und des neuen Arbeitsrechts BRZ 11, 171 
*Das einheitliche Arbeitsrecht FA 3, 24 
Das einheitliche Arbeitsrecht (Bericht auf dem Ver- 
bandstage des Z. d. A.) FA 11,105 
* Arbeitsentgelt und Arbeitsverdienst. Begriffsbestim- 
mungen für das neue Arbeitsgesetzbuch RA 
(n. a. T.) 2, 59 ; 
*Mitbestimmungsrecht u. Sozialisierung RA (n. a. T.) 2, 65 
*Die berggewerbegerichtlichen Streitsachen und das 
Arbeitsgericht RA (n. a. T.) 12, 458 


! 
| KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftli 


21 


kan Em für Arbeitswssen RA (n. a. T.) 
*Die Arbeit als Gegenstand des Arbeitsrechts RA 
(n. a. T.) 18, 704 
Angestelltenrecht 
Erhöhung der Gehaltsgrenzen im  Angestelltenrecht 
und der Sozialversicherung T 13, 108 
*"Hic Rhodus, hic salta! BR9, 101 
"Die Reform des Angestelltenrechts in Oesterreich 
RA (n. a. T.) 10, 390 
Gesetz für Angestellte in Finnland WK 11,3 


D. Tarifvertragsrecht. 


4020 -Tariivertragsrecht (Tariipolitik s. unter 4420) 
*Entwurf eines Arbeitstariigesetzes T 18,152 
“Tarifvertrag und Konkurrenzklausel T 22, 201 
*Gefährdung des Arbeitstarifgedankens J16, 41 
Vereinbarung von Löhnen unter dem Tarifsatz, um 
Entlassungen zu vermeiden RR1,2 
Beginn der allgemeinen Verbindlichkeit von Tarifver- 
trägen RR2,3 
Materielles Recht, Grundiagen des Arbeitsrechts 
RR 5,9 
Mitwirkung der Betriebsvertretung bei Vereinbarung 
übertariflicher Einzelzulagen ($ 78 B.R.G.) RR5, 12 
Verordnung über Tarifverträge Bp 1,8 
Dringend zu beachten beim Abschluss. . von Tariiver- 
trägen und bei Anträgen auf Allgemeinverbindlich- 
erklärung Bp 7,77 
» Allgemeine Verbindlicherklärung von Tariiverträgen 
Be Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen 
KB 2,1 
"Die Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen und die 
damit zusammenhängend. Streitfragen KB 20 (R 5, 33) 
Vereinbarung von Löhnen unter dem Tarif KB 24 
(R 6, 45) 
Entwurf eines Arbeitstariigesetzes M 5, 69 
*Das Arbeitstarifgesetz M 7,90 
Rechtsverbindliche Schiedssprüche M 7,97 
*Allgemeinverbindlicherklärung und Verbindlicherklä- 
rung BRZ 7, 107 
Zulassung von Berufsvereinigungen zu Tariiverhand- 
lungen RA (a. T.) 2.52 
Kündigung von Tarifverträgen RA (a. T.) 2,52 
Beginn der tarlimässigen Leistungen bei allgemein- 
verbindlichen Tarifverträgen RA (a. T.) 2,53 
Ausschliessung von Organisationen von der Beteili- 
gung an Tarifverhandlungen RA (a. T.) 3, 94 
Ist eine Berufsvereinigung als Arbeitnehmervereinigung 
zum Abschluss rechtswirksamer Tarifverträge be- 
rechtigt? RA (a. T.) 3, 94 
Allgemeine Verfügung vom 27. 12. 1920 (betr. die Fest- 
stellung der allg. Verbindlichkeit von Tarifverträgen) 
RA (a. T.) 8, 293 
Entwurf eines Arbeitstarifgesetzes RA (a. T.) 13, 491 
Tarifvertrag und Vertragsireiheit RA (a.T.) 18, 660 
arlfvertrag und ausgeschiedene Ar- 
beitnehmer 
4030 Schlichtungswesen, Aligemeines (Schlichtungswesen für 
Behördenangestellte s. im Beamten-Archiv) 
Sie können auch anders. (Betr. Arbeitgeber und 
Schiedsspruch) J 13, 30 
Zuständige Schlichtungsausschüsse bei Kündigungen 
Gr 9, 54 
Bericht der Tarifschiedsstelle in der Niederlausitz 
Gr 13, 68 
Betrifft Nachprüfung der vom Schlichtungsausschuss 
berechneten Entschädigungssumme durch das Ge- 
richt RR1,2 
Gericht — Schlichtungsausschuss RR1, 1 
Von wann ab läuft die fünftägige Frist zur Anrufung 
des Schlichtungsausschusses nach $ 86 Abs. 1, 
Satz 3 B.R.G.? RR4,8 
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Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen eg sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
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i t d bkü ind die Heftnummern, die zweite Zahl ist \ 
ee re gr ey EN ae? wis RB bekmahl Badeuteh, dass die Hinweise alphabetisch nacdı Namen geordnet sind 


| KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET= Der Reichseisenbahn-Techniker 
R 


e Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


(Literaturbeilage) | R = Recht und ne 


e Rundschau 


BhA == Der Behörden-Angestellte (Beilage | lage des Freien Angestellten) X 5 5 A 
i re f Arbeiterrechtsbeilage Sch — Sohriftensammlung des Rundes 

BN = ai | = = age ee kr m DoRTASe M= ER des a | SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

== Bundespost | E22, Der Andusirieteiäinikex | R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 
BR Der Betriebsrat IH = DerlIndustrie- und Handelsangestellte | RAta. T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | 7 — Deutsche Techniker-Zeitung 
BRZ = Betriebarätezeitung des A. D. G,B. (Beilage des Freien Angestellten) | RA(n.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ = Zeitschrift für Versicherungsange- 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil) SUR stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
3 Ekkehard (Kommunaltechniker) RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK == Weltwirtschaftliche „Korrespondenz 
FA = Der freie Angsstellie | KB = Korrespöndenzblatt des A. D.C. B. zentrale | WSt= Wirtschaft und Statistik 
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Materielles Recht, Grundlagen des ° Arbeitsrechts 
RR 5,9 

Mitwirkung im Sinne des Betriebsrätegesetzes ($ 66 
Nr. 9 B.R.G.) RR5, 12 

Zuziehung der Organisationsvertreter zu Verhandlun- 
gen mit dem Arbeitgeber ($ 78 Nr. 2, 31 B.R. G.) 
RR 5, 12 5 

*Allgemeine Verbindlicherklärung von Tarifverträgen 
und Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen 
KB2 (Rı,1) 

*Neue Richtlinien für d. Schlichtungsverfahren KB3, 25 

*Die Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen und 
die damit zusammenhängenden Streitiragen KB7 
Ba KB 11 (R3,20); KB20 (R5,33); KB 24 
(R 6, 41 

*Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen des Schlich- 
tungsausschusses KB7 (R 2, 13) 

Neues vom bayerischen Sozialministerium KB 16, 213 

*Rechtsweg der Betriebsräte in Arbeitsstreitigkeiten 
KB 24 (R 6, 46) 

*Keine Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses bei 
Beschwerden wegen Kündigung, wenn zwischen 
Arbeitgeber und Gruppenrat eine Einigung erzielt 
ist M 4,54 

Rechtsverbindliche Schiedssprüche M 7,97 

Sind Schiedssprüche des Schlichtungsausschusses aui 
Grund der $$ 39 und 41 des Betriebsrätegesetzes 
endgültig? BR 8,91 

$ 86 Fristenberechnung bei Verständigungsverhand- 
lungen mit dem Arbeitgeber BR 9, 103 

$ 84 Gesetzliche od. tarifliche Schiedssielle? BR 9, 103 

Vergütung für Sitzungen des Schlichtungsausschusses 
‚BRZ 3, 36 

Rechtsprechung zum Betriebsrätegesetz BRZ 3, 37 

*Allgemeinverbindlicherklärung u. Verbindiicherklärung 
BRZ 7,107 

SS 39 und 41. Sind Schiedssprüche des Schlichtungs- 
ausschusses auf Grund der $$ 39 und 41 des Be- 
triebsrätegesetzes endgültig? BRZ 13, 206 

Wer ist zuständig bei Streitigkeiten? SchBR5 

Zuständigkeit d. Schlichtungsausschusses RA (a. T.) 2, 53 

Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses in Streitig- 
keiten über die Eingruppierung auf Grund eines 
Tariivertrages RA (a. T.) 3,95 

Bedeutung des Schiedsspruchs im Schlichtungsver- 

fahren RA (a. T.) 3, 95 

*Der äussere Aufbau des Schlichtungswesens RA 
(n. a. T.) 4,134 

*Die innere Gliederung des Schlichtungswesens RA 
(n. a. T.) 5, 181 

Richtlinien für das Schlichtungsverfahren nach den 
Verordnungen vom 23. Dez. 1918 RA (a. T.) 5, 182 

Die Zuständigkeit der Schlichtungsausschüsse für 
Streitigkeiten gegenüber Schwerbeschädigten RA 
(a. T.) 6, 217 

*Schiedsgerichtsklausel in Tarifverträgen RA (n. a. T.) 
10, 379 

Anordnung. des persönlichen Erscheinens Beteiligter 
durch den Schlichtungsausschuss RA (a. T.) 14, 524 

Uebersicht über das ausländische Schlichtungsrecht 
RA (n. a. T.) 15, 583 

Rechtmässigkeit der Verbindlicherklärung von Schieds- 
sprüchen in Gesamtstreitigkeiten gemäss $ 28, 25 
der Verordnung vom 12, Febr. 1920 RA (a. T.) 16, 593 

Tschecho-slowakisches Gesetz betreffend Bergbau- 
Schiedsgerichte RA (a. T.) 16, 624 

Englisches Gewerbehofgesetz (Gericht zur Unter- 
suchung und Beilegung gewerblicher Streitigkeiten) 
RA (a. T.) 17, 651 

Vergütung für die Beisitzer der Schlichtungsausschüsse 
RA (a. T.) 18, 660 

Die Schlichtung der Lohnstreitigkeiten. Die Einrich- 
tungen in England WK9 . 

Schlichtungswesen, Einzelfälle 

En SEHDANUNESENSSchuES gegen ‘den Achtstundentag 
48 

Sie können auch anders (betr. Arbeitgeber und 

Schiedsspruch) J13, 30 

Ein _ ungeheuerliches Fehlurtel des Frankfurter 

Schlichtungsausschusses KB 18, 253 

Rechtsprechung zum Betriebsrätegesetz BRZ 3, 37 

Der Herr Demobilmachungskommissar FA 7,58 

Der vorlaute Schlichtungsausschuss JH 3, 23 


*Der Kern der kapitalistischen Aufbaupolitik KB 6, 73 
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Schlichtungsordnung 


Die Schlichtungsordnung Ts, 124 

*Zur kommenden Schlichtungsordnung T 17,141 

Entschliessung zum Schlichtungsordnungsentwurf 
(2. Bundestag) T 19, 175 

Der Entwurf einer Schlichtungsordnung Bp 7,78 

Zur Schlichtungsordnung KB 4, 43 

Die Schlichtungsordnung KB 16,213 - 

Zum Entwurf einer Schlichtungsordnung KB 22, 297 

*Zur neuen Schlichtungsordnung KB 23, 313 

Die Schlichtungsordnung M 5, 68 & 

*Zum Entwurf einer Schlichtungsordnung M 6,75; 7,94 

*Die Schlichtungsordnung FA 8, 75 

*Kritisches zur Schlichtungsordnung FA 9, 82 

*Schlichtungsordnung BhA 8, 59 

*Zur Reform d. Schlichtungsverfahrens RA (n.a. T.) 1,30 

Zum Gesetzentwurf einer Schlichtungsordnung RA 
(a. T.) 3, 102 

Entwurf einer Schlichtungsordnung RA (a. T.) 12, 449 


E. Dienstvertragsfragen. 
a) Dienstvertrag. 


Dienstvertrag, Allgemeines... 


Noch ein Mustervertrag J9,18 


‚ Darf der Geschäftsherr dem angestellten Chemiker | 


wegen nicht gehöriger Vertragserfüllung das Ein- 
kommen kürzen? RR4,7 


Arbeitsordnungen 


80. Festsetzung von Strafen in der Rrbeikehfunun? E 
BR 9, 102 Mi 
Die Straffestsetzung in der Arbeitsordnung BRZ 4,59 


Nochmals die Straffestsetzung in der Arbeitsordnung ß | 


BRZ 9, 139 
$ 80. Festsetzung von Strafen in der Arbeitsordnung 
BRZ 13, 207 


Geschäftsführung, Geschäftsordnung des Betriebsrates 


und Musterarbeitsordnung. Herausgegeben von der 
gewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale des A.D.G.B. 
SchBR 2 
Geschäftsordnung (des Betriebsrates (Arbeiter- und 
Angestelltenrates), Arbeitsordnung SchBR 3 } 
Musterarbeitsordnung für Arbeiter RA (a. T.) 1,9 


Aushilfsweise Tätigkeit 
Kontraktbruch 
Recht auf Beschäftigung 


b) Gehaltszahlung. 


Gehaltszahlung, Grundsätzliches (s. auch Lohnpolitik) 
Freie Station 

Provisionen 

Pfändungsgrenze 


Zwangsvolistreckung gegen Kriegsteilnehmer RR1,2 
Schutz der Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvoll-. 
streckungen KB2 (Ri 8) 


c) Arbeitszeit. 


Arbeitszeit, Allgemeines (Arbeitszeit der Beamten siehe 


im Beamten-Archiv) 

Wärmewirtsehaft und Arbeitszeit. Eine falsche Rech- 
nung T 2, 11 

*Das einheitliche Arbeitsrecht T 10. 78 

Der G. d. A. für Verlängerung der Arbeitszeit T11,92 

Tagung des Bundesausschusses des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes T 13, 109 

Einführung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit im 
Bergbau Gr 13, 67 


£ 


Tagung des Ausschusses des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes KB 14. 197 
Darf ein Arbeitgeber seine Arbeiter mit ihrer Zu- 
stimmung länger als 8 Stunden täglich beschäftigen? 
KB 20 (R 5, 38) zo: 
Eine Handelskammer für 10stündige Arbeitszeit | 
JH 5, 34 
Die Arbeitsermüdung der Industriearbeiter WK6,3 
Das Dreischichtensystem in d. Metallindustrie WK 1,3 ei 
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Die Richtungen der sozialpolitischen Gesetzgebung in Be; 
Europa seit dem Krieg WK14,1 Ei 
Amerika. Einfluss des Achtstundentages auf die | 
Sterblichkeit WK 15. 3 Sn 
Frankreich. Französisches Gesetz über den Acht- u} 
stundentag vom 23. April 1919 RA(a.T)525 
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Frankreich. Ausführungsbestimmungen zu dem fran- 
zösischen Gesetz über den Achtstundentag RA 
(a. T.) 13, 518 

Italier. Das Problem des Achtstundentages in der 
italienischen Landwirtschaft WK 21, 2 

Niederlande. Niederländisches Gesetz über die Be- 
schränkung der Arbeitsdauer und über die Verhütung 
gefährlicher Arbeit vom 1. Nov. 1919 RA (a. T.) 10 402 

Spanien. Der spanische Erlass betr. den Achtstunden- 

tag RA (a. T.) 15, 586 


4155 Achtstundentag 


„Freiwillige“ Ueberstundenarbeit T 1.3 

ae = Wort aus der Deutschen Arbeitgeber-Zeitung 

Ein Vorstandsmitglied des G. d. A. für die Beseitigung 
des Achtstundentages T 2,13 

au seenseansschüss gegen den Achtstundentag 

Sr Lee für- den Achtstundentag 

Um den Achtstundentag T 23, 213 

Noch ein Mustervertrag J9, 18 

Robert Bosch über den Achtstundentag .BA 35, 100 

Noch eine Stimme über den Achtstundentar BA 36, 106 

Durchlöcherung des Achtstundentages durch das 
bayerische Sozialministerium KB 5, 60 

Neues vom bayerischen. Sozialministerium KB 16, 213 

Wichtige Bekenntnisse KB 24, 336 

Resolution über den Achtstundentag M 2,30 

*Der Achtstundentag bedroht! FA 1,1 

Sabotage der Schutzgesetze (Gericht und Unternehmer 
gegen den Achtstundentag) JH 6,47 

*Die Strafbarkeit der Arbeitnehmer bei Ueberschrei- 
tungen des Achtstundentages RA (n. a. T.) 8, 303 

Es des Achtstundentages auf die Sterblichkeit 

15, 3 


4160 Arbeitszeit der Angestellten. (Arbeitszeit der Behörden- 


angestellten s. im Beamten-Archiv) 

*Hic Rhodus hic salta! BR 9, 101 

*Mehr Licht und Luft GA 8. 29 

Ist die Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit 
der Angestellten rechtsgültig? RA (a.T.) 3, 98 


4165 Ueberstunden (Ueberstunden d. Beamten und Beh.- 


Angest. s. im Beamten-Archiv) 

„Freiwillige“ Ueberstundenarbeit T 1,3 

„Schwarzarbeit“ (betr. Nebentätigkeit) T 18, 156 

Darf ein ‚Arbeitgeber seine Arbeiter ‘mit ihrer Zu- 
stimmung länger als 8 Stunden täglich beschäftigen? 
KB 20 (R'5, 38) 

Ueberstunden der Bankangestellten RA (a. T.) 18, 664 


4170 Freier Nachmittag 


4175 SS 


onntagsruhe 

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe T 13. 109 

Die Kündigungsschutzbestimmungen des Handels- 
gesetzbuches und die Sonntagsruhe im Handels- 
gewerbe KB 13, 172 

Die Sonntagsruhe in Bayern JH7,52 

Muss bei Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe den An- 
gestellten unter Umständen eine verlängerte Mittags- 
pause gewährt werden? RA (a. T.) 15, 561 


4180 Durchgehende Arbeitszeit 


Der Kampf um die durchgehende Arbeitszeit BhA 5, 35 


4185 Urlaub (Urlaub der Beamten s. im Beamten-Archiv) 
*Das Recht auf Urlaub J 17,45 


4190 B 


Ferien-Urlaub BRZ 13. 207 
ehinderung durch Krankheit (f. Beh.-Angest. s. im Be- 
amten-Archiv) 


d) Konkurrenzklausel. 


4195 Konkurrenzklausel (Wettbewerbsverbot) 
*Tarifvertrag und Konkurrenzklausel T 22, 201 


Eine Konkurrenzklausel von heute J9, 18 
Noch einn Mustervertrag J9, 18 


4200 


4205 
4210 
4215 


4220 


4225 


4230 


4235 


4240 
4245 
4250 
4255 


23 


Rechtsgültigkeit eines Wettbewerbsverbots für einen 
Techniker RR 6, 15 
Betriebsgeheimnisse 
Verletzung der Schweigepflicht als Kündigungsgrund 
KB 20 (R 5, 40) 
Das Reichsarbeitsministerium im Dienst der Unter- 
nehmer BR 3, 35 
Ehrenwort 
Kautionen 
Bestechungen 


e) Erfinder- und Patentrecht. 


Erfinder- und Patentrecht (s. auch Erfinderrecht der Be- 
amten und Behörden-Angestellten im Beamten-Archiv) 
Das Erfinderrecht der Angestellten RR 6, 13 
Angestelltenerfindungen BRZ 3, 39 
Das Patentamt BRZ 5,71 

Urheberrecht 











































































f) Kündigung. 
Kündigungen (Kündigungen für Behörden-Angestellte 

s. im Beamten-Archiv) 

Darf der Geschäftsherr dem angesteilten Chemiker 
wegen nicht gehöriger Vertragserfüllung das Ein- 
kommen kürzen? RR4,7 

Tarifliche Regelung der Kündigungsfristen RR 6, 15 

Materielles Recht. Einzeifragen. Neues Kündigungs- 
recht RR 7,17 

Die Kündigungsschutzbestimmungen des Handelsgesetz- 
buches und die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
KB 13,172 

Keine Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses bei 
Beschwerden wegen Kündigung, wenn zwischen 
Arbeitgeber und Gruppenrat eine Einigung erzielt 
ist KB15 (R 4,29) 

Verletzung der Schweigepflicht als Kündigungsgrund 
KB 20 (R 5, 40) 

*Frste Hilfe bei Kündigungen M 4, 49 

*Arbeitsstreckung und Kündigungszeit BRZ 4, 60 

Kann ein gekündigtes Mitglied einer Betriebsvertretung 
seine Rechte aus dem B.R.G. in Anspruch nehmen, 
auch wenn der Betriebsrat seiner Massregelung zu- 
gestimmt hat? BRZ 12, 190 

$ 12. Verordnung vom 12. Februar 1920. Kündigung 
von Hiifsangestellten BRZ 13, 205 

8 96. Kündigung eines Betriebsvertretungsmitgliedes 
ohne Zustimmung der Betriebsvertretung BRZ 13, 205 

*Keine Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses bei 
Beschwerden wegen Kündigung, wenn zwischen 
Arbeitgeber und Gruppenrat eine Einigung erzielt 
ist M 4,54 

Wann hat sich der Arbeitnehmer nach angekündigter 
Arbeitsstreckung darüber zu erklären, ob er das 
Arbeitsverhältnis fortsetzen oder den Arbeitsvertrag 
kündigen will? RA (a. T.) 2,53 

Die Zuständigkeit der Schlichtungsausschüsse für 
Streitigkeiten über Kündigungen gegenüber Schwer- 
beschädigten RA (a. T.) 6, 217 

*Die Prüfung des Einspruchs gegen eine Kündigung 
des Arbeitgebers nach dem  Betriebsrätegesetz 
RA (n.a.T.) 14.536 und RA (n. a. T.) 15. 577 

Entlassung (s. auch Einfluss der Betriebsräte auf Ein- 

stellungen und Entlassungen unter 5965) 

Entschädigungssumme und Gehalt bei fristloser Ent- 
lassung RR5,11 

Entlassung wegen Arbeitsmangels BRZ 3, 38 

Muss der Betriebsrat eines Theaterbetriebes bei Ent- 
lassungen von Künstlern gehört werden? BRZ 13, 205 

Kündigung bei Konkurs 

Auskunft (s. auch Schwarze Liste unter 3955) 

Zeugnis 

Umzugskosten (Umzugskosten für Beamte s. im 
Beamten-Archiv) 





Abkürzungen. 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau 

BA = Burtdes-Archiv GA = Der @enossenschaftsangestellte (Bei- 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 
des Freien Angestellten) Gr = Der technische @rubenbeamte 


BN = Beamtennachrichten N 


== Der Industrietechniker 


BR Du 2 Behichieat IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G,B. (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht K  =Der technische Gemeindebeamte 
E = Bkkehar (Kommunaltechniker) 

FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A. D. G,. B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA 
R = Rundschreiben an die Örtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker R 

RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 
RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 


(Literaturbeila, RR = Recht und Rechtspraxis 


KB(R) = nit a d.A.D.G.B. !SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 


(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sehriftensammiung des Bundes 
Baniss SchBR = Sohriften der Betriebarätezentrale 


amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 


RBR= Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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4310 
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4320 
4325 


4330 


4335 


F. Lohnpolitik. 


Lohnpolitik, Allgemeines 
10. Tagung des Ausschusses des A. D. GB. Tı,3 
*Entlohnung nach dem Familienstand T 18, 151 
Die Haltung der Angesteiltenvertreter in den wirt- 
schaftlichen Selbstverwaitungskörpern T 22, 205 
“Angestelltenvertretung durch die Hanmonieverbände 
J 14,33 
"Zur Frage der tariflichen Entlohnung nach dem Fa- 
milienstande BA 30 
Einiluss des Lohnes auf die Leistung KB8, 104 
Lohn- und Tarifwesen (Bericht auf dem Verbandstage 
der AiA) FA11,105 
Entlohnung der Notstandsarbeiter, Bekanntmachüng des 
Reichsarbeitsministeriums vom 18 Juni 1920 
RA (a. T.) 6, 211 
Entlohnung der Notstandsarbeiter. Bekanntmachung 
des bayerischen Ministers für soziale Fürsorge vom 
2. Sept. 1920 RA (a. T.) 6, 211 
“Werkgemeinschaft als Arbeitsorganisation bei öffent- 
lichen Siediungsbauten. Beitrag zur Frage der Ent- 
lohnung nach den Arbeitsleistungen RA (n. a. T.) 16, 
618° 
*Die Entwicklung der Löhne, und der Kosten der Le- 
benshaltung und ihre Wechselwirkungen nebst einem 
Vorschlage für eine planmässige Gestaltung der 
Löhne RA (n. a. T.) 18, 706 
Ergebnisse der Gehaltserhebung WSt 4, 184 


a) Allgemeine Lage der Arbeitnehmer. 


Allgemeine Lage der Arbeitnehmer 
*Lebenshaltung und Löhne T 1,2 
Die Steigerung der Löhne und Lebenshaltungskosten 
in 30 deutschen Industrieorten T 11. 92 
Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund an die 
Regierungen und die Völker der Ententeländer 
KB 10, 129 
Preise und Löhne WK8,2 
Lage der Angestellten 
Zölibat für technische Angestellte T 10,85 
Angestelltenstatistik 
Altersgliederung unter den Angestellten 
Der alternde Angestellte 


b) Existenzminimum, Indexziffern. 


Existenzminimum 
*Lebenshaltung und Löhne T1,2 
Das Existenzminimum im Dezember T 3,19 
Das Existenzminimum im Dezember 1920 T 5, 36 
Das Existenzminimum im Januar 1921 T 7.52 
Gegen Besteuerung des Existenzminimums T 8, 65 
Das Existenzminimum im Februar 1921 T 12, 101 
Das Existenzminimum im März 1921 T 15.124 
Das Existenzminimum im April 1921 T 20, 1% 
Das Existenzminimum im -Mai 1921 T 24. 220 
"Das Existenzminimum im Jahre 1920 FA 1.4 
"Die Berechnungen über Lebenshaltungskosten durch 
die Städte-Statistik WSt 3,125 
Indexzlifern der Lebenshaltung 
*Lebenshaltung und Löhne T 1.2 
Die Teuerungsstatistik im Reich für die Monate März 
bis November 1920 T 3. 20 
Die Lebenshaltung i. J. 1920 T 8,66 
Die Teuerungsstatistik im Reich für- den Monat Ja- 
nuar 1921 T 10,84 
Die Steigerung der Löhne und Lebenshaltungskosten 
‚ In 30 deutschen Industrieorten T 11.92 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat Fe- 
bruar 1921 T 12, 101 ; 
Teuerungsgebiete in Deutschland T 16. 136 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat März 
1921 T 18, 156: 
Die Teuerung im April 1921 T 20, 190 
‘Die Teuerung im Mai 1921 T 25, 227 
Stichwörterbuch. Index-Zahlen SR 2,4 
„ Indexziffern . für. Lebensmittelpreise Bp 5, 54 R 
Indexziffern® für en im Monat April 
1921 Bp 9, 96 er 
Teuerungszahlen. R25 ° ' 
Statistik und Volkswirtschaft. Die Erhebungen über 
die Teuerungsverhältnisse. KB 13, 173 


-  Lohn- und Preismessungen KB 18, 205 














































lei FA2.10 ? PL . 
„Lebenshaltung und Löhne FA2ı4. En gi 
*Die Grundsätze der amtlichen Te ‚erungsstatis | 
RA (n. a. T.) 1, 26 
Die Teuerungsstatistik im Reich nach den Erhebungen 
vom Febr. bis Nov. 1920 RA (n.a. T.) 6, 213 | 
Die Teuerungsstatistik im Reich nach den Erhebungeil | 
vom Febr. bis Dez. 1920 RA (n. a, T.) 7, 254 3 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat Januar 
1921 RA (n. a. T.) 9, 338 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat Fe- 
bruar 1921 RA (n.a. T.) 11,417 
*Die Teuerungszahlen der Gemeinden mit 10000 
mehr Einwohnern nach den Erhebungen vom Fe- 
bruar, November und Dezember 1920, nebst den Ver- 
hältniszahlen vom Juli bis Dezember 1920 RA 
(n. a. T.) 12, 447 | 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat März 
1921 RA (n.a. T.) 13, 49% 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat Av 
1921 RA (n.a. T.) 15. 572 
Gesamtergebnisse der 1Solcher SERSFRORBRNGSHE bi 
Februar 1921 RA (n.a.T.) 16. 608 
Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat M: i | 
1921 RA (n. a. T.) 17,655 _ j 
*Die Entwicklung der Löhne und ‚der. Kosten der Le- | 


Deutsche Wirtschafts-Kurven. Lebenshaltungs-Index- 
ziifern WSt 1,2; 2,54; 3,106; 4,154 # 
*Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten in Deutsch- i 

land WSt 1,19 . 
*Die Berechnungen über Lebenshaltungskosten dureh 
die Städtestatistik WSt 3, 125 soo 3 
*Die Lebenshaltungskosten im Auslande Wwst 3, 127 Be 
“Die Teuerung im März 1921 WSt 4,170 IE 
*Die Berechnungen der Lebenshaltungskosten durch die 

Städtestatistik WSt 4, 172 
Deutsche Wirtschafts-Kurven. Deutsche Indexzitfer 


WSt 5, 201 E 
En - Tr der Kosten für den Ernährungsbedar 
t5,2 


4340 Angestelltenbudgets 
4345 Notlage der Rentenempfänger 


c) Lohnfragen (Lohnabbau, Soziallohn, usw 3 


4350 Lolnstatistik = 
*Lebenshaltung und Löhne TI.2 Be Bi 
Die Steigerung der Löhne und Lebenshaltungskoste 

in 30 deutschen Industrieorten T1L.92 
Entlohnung der elsässischen und holländischen Berg 
arbeiter Gr 2,12 
*"Bedürfnisbefrledigung BA 26 
Lohn- und Preismessungen KB 15, 205. 
“Ein Vergleich V 2, 6 
“Kritische Bemerkungen. (Betr. Gehälter im Versiche- | 
rungsgewerbe) V 8, 38 En} 
*Die Entwicklung der Löhne und der Kosten der Le 
benshaltung und ihre Wechselwirkungen nebst einen 
Vorschlage für eine planmässige Gestaltung i 
Löhne RA (n. a. T.) 18, 706 
„Ergebnisse der amtlichen Lohnerhebung Sr 1,29 
*Lohnsteigerung 1913 bis 1920 wSt2, 81 i = 
4355 Abbau der Löhne Br 
Lohnabbau T 2,7 
Ist dies schon Tollheit, hat es doch Methode T2 12 
Das Verhältnis der Löhne zu den Preisen T 11,91 
Lohnabbau öder gesteigerte Arbeitsleistung? T13, 
Lohnabbau und Preissteigerung T 15, 123 E 
*Sturmzeichen J10, 19 
Es wird Ernst. (Betr. then im Saarland) J 16, 
*Abbau der Gehälter und Z. d. FA876 
Der es "gegen den Geha 
abbau JH 5, 36 ser 
Lohnabbau JH 8, 58 Be N SE 
*Preisabbau -— Lohnabbau V4. 18 we EL 
*Lohnabbau im Auslande WSt 5. 231 
Kredit und Löhne WK21,3 - = AERe j 
Wie Lohnreduktionen die Krise verscharten. WwK2 
Machtverhältnisse und Lohnherabsetzung WK 5,3 
Die Verflüssigung ae Profite (zum Kapitel „L 
abbau‘“‘) WK 12,2 - 
Warum erfolgen in Norwegen keine Lohfher 
setzungen? WK 15,3 ERTEHNEEE RE 






































































































































' Lohnherabsetzung und die Macht der organisierten Ar- 


beiter WK 16.2 
Die Lohnreduktionen WK 23.3 


4360 Differenzierung der Löhne und Gehälter 
Mitwirkung der Betriebsvertretung bei Vereinbarung 
übertariflicher Einzelzulagen. $ 8 BR GC. 
RR5,12 
4365 Entlohnung der ungelernten Arbeiter 
4370  Akkordarbeit. Akkordlöhne 
ch an Wort aus der Deutschen Arbeitgeber-Zeitung 
4375 Gleitende Lohnskalen 
ARDaREIE der Löhne an das Preisniveau in England 
Anpassung der Löhne an die Kosten der Lebenshaltung 
in Gross-Britannien KB 7. 90 
*Neue Lohnbemessung RA (n. a.T.) 2. 56 
*Pine planmässige Gestaltung von Gehalt und Lohn 
RA (n.a.T.)3, 108 und 4.140 
Die gleitender Löhne WK 13, 3 
4380  Teuerungszulagen 
4388 Familienzulagen, Sozlallohn 
Ber Wort aus der Deutschen Arbeitgeber-Zeitung 
Vereinigung der deutschen Arbeitzeberverbände T 7, 53 
*Pntlohnung nach dem Famillenstand T 18, 151 
Zur Frage der Familienzulagen T 22, 205 
Kindergeld für Mädchen in Berufsausbildung Gr 11,59 
*Zur Frage der tariflichen Entlohnung nach dem Fa- 
milienstande BA 30 
Lohn nach Leistung oder nach dem Familienstand 
KB 18, 243 
Wie soll entlohnt werden? KB 22. 304 
*Famillenstandszulagen V 11,50 
Familienzuschiisse WK 23, 2 
4390  Naturallohn 
d) Lohn und Unternehmergewinn. 
4395 Lohn und Unternehmergewinn 


*Unternehmergewinne und Arbeitslöhne T 2,7 
Das Verhältnis der Löhne zu den Preisen T 11,91 
Die Verflüssigung der Profite T 18, 154 
400  Gewinnbeteilizung 
*Sozialismus oder Massenkapitalismus? T 6 41 


Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
TE 72.583 
Stichwörterbuch. Gewinnbeteillgung. SR4,12 


Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit KB 13, 175 
*Soztalisierung oder Kleinaktie? M 7,103 
Betriebsräte, Schiedsgericht und . Gewinnbeteiligung 
im Bergbau in der Tschechoslowakei BRZ 7, 106 
Beteiligung der Arbeiter am Reingewinn BRZ 12, 181 
Französischer Gesetzentwurf über Gewinnbeteiligung 
der Arbeitnehmer RA (n. a. T.) 3, 113 
Tschechoslowakisches Gesetz, betreffend Gewinnbe- 
teiligung im Bergbau RA (a. T.) 16, 623 
Gegen die Gewinnbeteiligung WK 14,3 
4405 :- Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer 
-(Kleinaktien) 
D.H.V.-Komödie im Reichstag T 11.91 
Das wahre Ziel der Kleinaktien T 18. 153- 
Sozlalisierungsgrundsätze der deutschnationalen Hand- 
- tungsgehilien BA5 . 
*Sozialisierung oder Kleinaktie? M 7,103. 
- *Sozialismus. oder. Massenkapitalismus? FA 2,11 
Die deutschnationale Kleinaktie JH 2, 16 
Gratifikationen, Tantiemen, Prämien 
Rechtswirksamkeit des Versprechens eines : Gewinn- 
anteiles ohne Angabe der Höhe RR 3,6. 
415 Zeiss-Stiftwng und Ähnliche Unterneh- 
mungen Er 


| Abkürzungen, 


4410 


B = Der Bautechniker ! FBR = Freie Beamtenrundschau 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage | lage des Freien Angestellten) 
. „des Freien Angestellten) | Gr = Der technische Grubenbeamte 
BN = Beamtennachrichten Wi = Der Indusirietechniker 


= Bundespost 
BR = Der Betriebsrat 
‚BRZ == Betriebsrätegeitung des A. D. G.B. 
terricht 


"BU = Bildung und Un K =Der technische Gemeindebeamte 
= Ekkehard (Kommunaltechniker) 
KB z= Korrespondenzklatt den A. D.G. B. | 





6A = ft telite (Bei- 
Der Wenossenschnftnangentz te \Öel" | KEIR) == Korrespondenzblatt. d. A. D.G.B. 


| M= Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 


R 
RA(a. T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amt!l. 


IH =: DerIndustrie: und Handeisangesteilte | 
(Beilage des Freien Angestellten) | RA(n.a. T.) = Reichs- Arbeitsblatt . (micht- | V 


RBR =; Rundschreiben der 


G. Tarifpolitik. 


Fächtarlie 5. bei den betr. Gewerben unter IV. „Wirtschafts- 
und Arbeitsverhältnisse‘“. 
4420 Tariipolitik, Allgemeines 
(Tarifvertragsrecht siehe unter 4020) 


*Tarifpolitik der technischen Angestellten (Referat 
Gramm-Essen, 2. Bundestag) T 19, 173 
Entschliessung zur Tarifpolitik (2. Bundestag) 
T 19, 175 


"Solidarität oder Gruppenegoismus? J8.15 
Die empörten Scharfmacher ]8, 16 
*"Sturmzeichen J10, 19 
Ein Dokument des 
__ bandes J11,22 
*Die Schaffung von Bezirkslohnämtern B7. 13 

Die Bezirksiohnämter für technische Angestellte vom 


Bayerischen  Industriellen-Ver- 


Deutschen Arbeitzeberbund abgelehnt! B 11,23 
er Zu den Tarifverhandlungen Oberlausitz 
r 2,12 


Beachtenswertes für Tarifverhandlungen Bp 4, 33 
Zur Beachtung bei Auskunftseinholung über Tarif- 
verträge Bp 4, 34 
Tariistatistik R 25 ’ 
Lohn- und Tarifwesen (Bericht auf dem Verbands- 
tage des Z. d. A.) FA 11.105 
»*Herabsetzung der Berufsaltersgrenze V 9,42 
*Die Aufgaben des Reichsamtes für Arbeitsvermitt- 
lung auf dem Gebiete des. Tarifvertragswesens 
RA (n, a. 7 1, 26 
Wie können die beteiligten Organisationen zu einer 
Beschleunigung des Verfahrens zur Erklärung der 
allgemeinen Verbindlichkeit tariflicher Verein- 
barungen beitragen? RA (n. a.T.) 2, 61 
*Dje Entwicklung der Tarifvertragsidee bei den Ange- 
stellten RA (n. a. T.) 4,137; 6,218; 7, 264 
*Schledsgerichtsklausel in Tarifverträgen RA (n. a. T.) 
10, 379 
*Die Fortschritte der Tarifbewegung nach dem Kriege 
RA (n. a. T.) 16, 612 
Reichstarlie (siehe auch Allg. 
unter 4440) 
*Reichstarifverträge JHL1 
4430 L Landes- und Bezirkstariie 
Anhalt. Neuregelung der Gehälter in Anhalt J8, 16 
Bersland. Tariferhöhung in der bergischen Industrie 
J11,22; 13,32 
Mecklenburg. ‘Um einen Landestarifvertrag 
Industrie beider Mecklenburg 47,13 


4425 verbindl. Tarifverträge 


für die 


Oberlausitz. Zu den Tarifverhandlungen Oberlausitz 
Gr 2,12 

Ostpreussen. Neuregelung der Gehälter für Ost- 
preussen J3,6 

Saargebiet. Tariferneuerungen im Saargebiet J 10, 20 

Saargebiet. Vorläufig noch nicht (betr. Lohnabbar) 
J 14, 34 


Saargebiet. Es wird Ernst. (Betr. Lohnabbau im 


Saarland) J 16,43 


Südlausitz. Neue Gehaltssätze in der Südlausitzer 
Industrie 114.35 

Württemberg. Neue Teuerungszulagen in der Würt- 
tembergischen Industrie J11,23 

Württemberg. Weitere Geltungsdauer der Teue- 
en in der württembergischen Industrie 
315,39 


1435 N Gemischte Tarifverträge (Ortstarite) 

Brandenburg a. H. Tarifbewegung de: 
angestellten in Brandenburg a. H. J122 

Düren. Tarifabschluss in ‚Dürer und Jüllch J12, 27 

“Fberswalde. Der D. H: V. als Anwalt der Angestell- 
ten (betr. Tarifbewegung in Eberswakde) J11,24 

Erfurt. Geduldsprobe der Angestellten Erfurts (betr. 
Tariibewegung) J14. 34 


Industrie- 











Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten. Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 
| KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G,B. | RET = Der Reichseisenbahn- Techniker 


IRR = Recht und Rechtapraxis 
|SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
| Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
| SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
— Der Staatstechniker 
— Deutsche Techniker-Zeitung 
“= Zeitschrift für WVersicherungsange- 
amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
Beiriebspäte- | WK == Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 
(Arbeiterrechtsbeilare) 


= Rundschreiben an die er | St 
eil) | 7 






Erfurt, das Eldorado für Angestellte J11, 23 
Erfurt. Tarifbewegung in Erfurt J9, 17 
Frankfurt a. M. Tarifbewegung in Frankfurt a. M. 


Frankfurt a. M. Gehaltsbewegung in Frankfurt a. M. 


J 11,23 
Grünberg. Erneuerung des Tarifvertrages in Grün- 
berg i. Schl. J3,5 
Hamburg. Erhöhung der Teuerungszulagen in der 
allgemeinen Industrie Hamburgs J3,5 
Hannover. Zwölf Monate tarifloser Zeit endlich be- 
endet! (betr. Tarifbewegung in Hannover) J16, 44 
*Hannover. Der Industrietarif für Hannover JH 11,87 
Hirschberg. Neue Tarifgehälter im Kreise Hirsch- 
berg J1,2 
Jülich, Tarifabschluss in Düren und Jülich J 12, 27 
Karlsruhe. „Ein echter Butab-Tarif“ (betr. Tarif- 
bewegung in Karlsruhe) J12, 28 
Magdeburg. Tarifbewegung in Magdeburg J3,5 
*Mainz. Anders als die anderen (betr. Tarifbewegung 
in Mainz) J11, 22 
Nürnberg-Fürth. Abkommen mit 
Fürther Arbeitgeber-Kartell J11 
Nürnberg-Fürth. Verhandlungen mit dem Nürnberg- 
Fürther Arbeitgeber-Kartell J 14,35 
Zeulenroda. Tarifbewegung Zeulenroda J 12, 27 
Aligemeinverbindliche Tarifverträge 
Allgemeinverbindliche Tarifverträge J1,2; 3,6; 6,12; 
7,14; 8,16; 12,28; 13,32; 14,36; 15,40; 16,44; 
17, 48 
Die Verbindlicherklärung 
trages für technische 
architekten B 14,35 
Beginn der ee Verbindlichkeit von Tarif- 
verträgen RR 2,3 
Dringend zu beachten beim Anschiıss von Tarlfyer- 
trägen und bei Anträgen auf Allgemeinverbirdlich- 
erklärung Bp 7, 77 
*Allgemeine Verbindlicherklärung von Tarifverträgen 
und Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen 


KB2 (R1,1) 

*"Allgemeinverbindlicherklärung Verbindlicher- 
klärung BRZ 7, 107 

Allgemeine Verfügung vom 27. 12. 1920 (betr. die 
Feststellung der allgemeinen Verbindlichkeit von 
Tarifverträgen) RA (a. T.) 8, 293 


H. Arbeitsmarkt. 
a) Arbeitsmarkt, Allgemeines. 


Arbeitsmarkt, Allgemeines 
Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im 
T 7,51 
*Denkschrift des Reichsamts für 'Arbeitsvermittlung 
über die Lage des Arbeitsmarktes in Deutschland 
RA (n. a. T.) 1.3 
*Der Arbeitsmarkt im September 1920 RA'(n.a.T.) 
2,44 
*Der Arbeitsmarkt im Oktober 1920 RA (n. 2. T.) 4,122 
*Der Arbeitsmarkt im November 1920 RA (n.a.T.) 
6, 202 
*Der Arbeitsmarkt 
8, 294 
*Der Arbeitsmarkt im Januar 1921 RA (n.a. T.) 10, 366 
*Der Arbeitsmarkt im Februar 1921 nach den statisti- 
schen Erhebungen RA (n. a. T.) 12, 438 
*Der: Arbeitsmarkt in März 1921 nach den statisti- 
schen Erhebungen RA (n. a. T.) 14, 518 
*Die Ueberführung von Arbeitskräften in die Land- 
wirtschaft RA (n.a. T.) 14, 528 
*Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland RA 
(n. a. T.) 14, 542 
*Der Arbeitsmarkt im April 1921 nach den statistischen 
Erhebungen RA (n. a. T.) 16. 598 
*Der Arbeitsmarkt im-Mai 1921 RA (n.a. T.) 18, 690 
Deutsche Wirtschaftskurven. Andrang bei den Ar- 
beitsnachweisen WSt 2,54; 3,106; 4,154; 5, 201 
Auswanderung 
Warnung vor der Fremdenlegion T 7,56 
Auswanderung E5,75 
Der Kampf um das Reichswanderungsamt KB 10, 138 
4460 L Auswanderung nach einzelnen Ländern 


*Amerika. ' Ein Einwanderungsverbot für Nordamerika 
KB 2, 19 


dem Nürnberg- 


4440 


des Reichstarifver- 
Angestellte bei Privat- 


und 


4450 
Ausland 


im Dezember 1920 RA (n. a. T) 


4455 


& TE 2 TER ER 
u. W vr " 


Amerika. 
ne 
KB 4,5 
Polen. ara vor Zuzug nach Polen T 3. 20 
Spanien. Die Aussichten in Spanien Ar Tiefbautech- 
niker E4,58 


b) Krbeitaloniskai 


Arbeitslosigkeit, Allgemeines 
Der Arbeitsmarkt im November 1920 T 2, 11 
Starke Zunahme der Erwerbslosigkeit T 5, 36 
Arbeitsmarkt im Dezember 1920 T 7.51 
Der Arbeitsmarkt im Januar 1921 T.10, 81 ; 
Tagung des Bundesausschusses des De u 
Deutschen Gewerkschaftsbundes T 13.109 }{ 

Der Arbeitsmarkt im Februar 1921 T 14.116 

Der Arbeitsmarkt im März 1921.T 20.189 - 

Der Arbeitsmarkt im April 1921. T 23,212 . 

Der Arbeitsmarkt im Mai 1921 T 27, 247 

Tagung ‘des Ausschusses des Allgemeinen. Deutschen 
Gewerkschaftsbundes KB 14, 197 

Arbeitslosigkeit, Preisabbau und Unternehmertimä 
V 10,46 

Deutsche Wirtschaftskurven. 


Massenandrang nach Amerika KB 12,160 | 
a nach den ‚Mederlanden? 


4465 


Die unterstützten Er- | 
. werbslosen Januar bis Dezember 1920 WSt 1,2 
4470L Arbeitslosigkeit im Ausland 
. Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland T 7, 5 
"*Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage Im. Ausland RA 
(n. a. T.) 14, 542 
Dänemark. Lohnerhöhung und zunehmende Arbeits- 
losigkeit in Dänemark KB3.18  _ . 3 
England. _ Wirtschaftskrise in England KB 4. 47 
England. . Die Wirtschaftskrise in England WK 17,3 
Erwerbslosenunterstützung und sonstige Fürsorge 
Gewerkschaften und Arbeitslosenfrage T 10, 84 = 
SO für stellenlose "Angestellte 
14, 117 x vy 
Die Reichsregierung und unser " Arbeitslosenprogramm 


4475 


Zur Bekämpfung der Arbelteloligkeit T 18.156 
‚Erwerbslosenfürsorge und Streikarbeit KB 14, 190 
Eigentümliche Erwerbslosenfürsorge KB 21.232 | 
*Umfang und Dauer der von. der Gemeinde herbei- 
zuführenden Krankenversicherung Erwerbsloser 
RA (n. a. T.) 4,145 
Freie Fahrt und Beihilfe zu den Reiseunkosten für. 
Erwerbslose RA (a. T.) 14, 522 
Anrechnung nachträglich gewährter Versorgungsge- 
bührnisse . auf. die Erwerbslosenunterstützung RAT 
(a. T.) 15, 558 
‚Erwerbslosenfürsorge 
(a. T.) 15, 559 e 
Entziehung der .Reichsbeihilfe wegen. Erwerbslosen- | 
unterstützung bei Streik RA (a. T.) 16, 591 Hl 
*Die Ueberwachung der Erwerbslosenfürsorge RA 
(n. a. T.) 17.666 | 
Keine Erwerbslosenunterstützung bei Streiks und Aus-. | 
sperrungen RA (a. T.) 18.659 
Kann eine nach $ 37 Absatz 2 des‘ Reichsversorzungiil 
gesetzes erwerbsunfähige Kriegerwitwe Erwerbs- |} 
losenunterstützung erhalten? RA (a. T.) 18, 666 Si 
Deutsche Wirtschaftskurven. Die unterstützten Er- 
werbslosen Januar bis Dezember 1920 WSt 1,2 = 
440L Arbeitslosenversicherung in Deutschland und im Aus- a 
lande 


*Die gesetzliche Regelung der Arbeltslosenversicherung, 
im Ausland RA 11 (Beilage) | 


und ° Arbeitsvermittlung RA | 


Deutschland. Die’ Ärbeitsioserfvehsichenung T 2.12 58, 
Deutschland. Die kommende Arbeitslosenversicherun 
KB 8,109 

*Deutschland. 
(n. a. T.)4, 144 
England. Die Arbeitslosenversicherung 
RA (a. T.) 3 126 : 
England. Zur englischen 
RA {n.aT.) 5,189 Bil 
Italien. Die AT, der Aretsisenversicherun 
in Italien RA (a. T.) 7, 283 x 
Memelgebiet. 1 
Arbeitslosenversicherung für das Memelgebiet RA 
(a. T.) 4, 174 Fr 
Oesterreich. Oesterreichisches Gesetz vom 24. März 
Bo Ba ‚die ‚Arbeitslosenversicherung Ras 
(a. T.) 1, 44 E 


Zur Arbeitslosenversicherung 7 B' 
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| 4485 Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeltslosigkelt Frhöhte Reichsbeihilfen für die Gemeinden aus, Mitteln 





Maßnahmen zur Einschränkung der Arbeitslosigkeit Frwerbslosenfürsorge. RA (a. T.) 
T 8, 66 ‚ 
E Der internationaie Gewerkschaftsbund zur Bekäinp- 4495 Freimachung von Arbeitsstellen. 
fung der Arbeitslosigkeit T 10, 81 Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung. 
| Gewerkschaften und Arbeitslosenfrage T 10, 84 T. 10, 82 
Die Reichsregierung und unser Arbeitslosenprogramm Freimachung von Arbeitsstellen. RR.5,12 
| T 16, 137 Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung. 
| Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit T 18, 156 KB 3, 22 
| Entschliessung zur Erwerbslosenfrage (2. Bundestag) Die Freimachung von Arbeitsstellen. KB 14, 190 
N T 19, 180 Die Verordnungen über die Freimachung von Arbeits- 
| Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit T 20, 189 stellen. KB 15, 203 
| Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe Freimachung von Arbeitsstellen. KB15{R 4, 31) 
| KB 8, 101 Beendigung der wirtschaftlichen Demobilmachung. 
Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämp- M 3, 42 
fung der Arbeitslosigkeit KB 10, 135 *Sozialpolitik auf Abbruch. FA 6,45 
*Die Reichsregierung und unser Arbeitslosigkeitspro- Verordnung über die Freimachung von Arbeitsstellen 
gramm KB 16, 216 während der Zeit der wirtschaftlichen Demobil- 
*Fin Vorschlag zur Beseitigung der Wohnungsnot und machung. RA (a.T.) 1,3 
Behebung der Arbeitslosigkeit M 3,37; 4,51 Freimachung von Arbeitsstellen. Zur Entlassung bei 
*Bekämpfung der Arbeitslosigkeit FA 5, 39 Körperschaften des öffentlichen Rechts. RA (a. T.) 
*Wohnungsnot und Arbeitslosigkeit im Baugewerbe 1,8 
IH 7, 49 Verordnung über die Beendigung der wirtschaftlichen 
490 Produktive Erwerbslosenfürsorge Demobilmachung. Vom 18. Februar 1921. RA 
Produktive Erwerbslosenfürsorge T 7,52 (a. T.) 11, 410 
Maßnahmen zur Einschränkung der Arbeitslosigkeit Abänderung der Verordnung über die Freimachung 
T 8, 66 von Arbeitsstellen während der Zeit der wirt- 
Gewerkschaften und Arbeitslosenfrage T 10,84 schaftlichen Demobilmachung. RA (a. T.) 12, 442 
Tagung des Bundesausschusses des Allgemeinen Deut- 4500 Kurzarbeit, Arbeitsstreckung 
schen Gewerkschaftsbundes T 13, 109 Unterstützung von Kurzarbeitern. R 27,1 
Die Reichsregierung und unser Arbeitslosenprogramm *Kurzarbeit. KB 11, 147 - 
T 16, 137 *Zur Frage der Kurzarbeit. KB 12, 157 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit T 18, 156 *Arbeitsstreckung und Kündigungszeit. BRZ 4, 60 
*Neue Aufgaben für die Gewerkschaftsbewegung Wann hat sich der Arbeitnehmer nach angekündigter 
KB 5, 61 Arbeitsstreckung darüber zu erklären, ob er das 
Tagung des Ausschusses des Allgemeinen Deutschen Arbeitsverhältnis fortsetzen oder den Arbeitsvertrag 
Gewerkschaftsbundes KB 14, 197 kündigen will? RA (a.T.) 2,53 
ae Reparatur-Werkstätten KB 18, 248; Organisation der Erwerbslosen s. unter 7060 


*Produktive Erwerbslosenfürsorge RA (n. a. T.) 4, 132 . . 
Entlohnıng der Notstandsarbeiter. Bekanntmachung c) Arbeitsvermittlung. 


des Reichsarbeitsministeriums vom 18. Juni 1920 4510 Arbeitsvermittlung (s. auch Arbeitsmarkt unter 4450 


RA (a. T.) 6,211 und Stellenvermittlung und Auskunftei des Bundes 
Entlohnung der Notstandsarbeiter. Bekanntmachung unter 7830) 

des bayerischen Ministers für soziale Fürsorge Achtung, stellenlose Kollegen. (betr. Vertretung der 

v. 2. 9. 20. RA (a. T.) 6, 211 : Firma Industrie, Handel und Gewerbe Kazet Misnia) 
Rechnungslegung bei Massnahmen der produktiven T 14, 118 

Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 8, 290 . ag *Frrichtung eines Stellennachweises für die Angestell- 
Ausführungsbestimmungen des Reichsarbeitsministers ten im Braunkohlenbergbau. Gr 3,13 

zum $ 15 der Verordnung über Erwerbslosenfür- Stellennachweis für Angestellte des Braunkohlenberg- 


sorge RA (a. T.) 9, 322 


i - ; ; 2 baues. Gr 7,41 
S | ters betr. 7 w 
an en a Biere Stellengesuche in Gemeindebeamten-Zeitungen. R 20, 3 


tiven Frwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 9, 324 *Arbeitsvermittlung und Berufsberatung. KB 21, 290 
%* ’ y 
Rundschreiben des Reichsarbeitsministers betr. pro- Durch die Maschen des Gesetzes. IH 12,91 


| duktive FErwerbslosenfürsorge f. priv. Unterneh- Schädlinge des Stellenmarktes. IH 12,92 
| mungen RA (a. T.) 9, 325 *Arbeitsämter und Arbeitsnachweise. BhA 8, 64 
| *Kulturgürtel um die Großstädte unter Förderung aus Systematische Uebersicht über das Aufgabengebiet 
der produkt. Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 9, 343 des Reichsamts für .Arbeitsvermittlung. RA 
| Entlohnung der Notstandsarbeiter. Verfügung des (n. a. T.) 2,42 
| Reichsarbeitsministers an die Regierungen der Län- Grundsätze über die Arbeits- und Stellenvermittlung 
| der vom 12. 2. 1921 RA (a. T.) 11, 410 für die vertriebenen Grenzlanddeutschen. Vom 
Förderung des Wohnungsbaues aus Mitteln der pro- 25. 8. 1920. RA (a. T.) 8, 178 
duktiven Erwerbslosenfürsorge. Verfügung des *Förderung der Unterbringung ausscheidender Wehr- 
Reichsarbeitsministers vom 29. 3. 1921. RA(aT.) machtsangehöriger durch das Reichsamt für Ar- 
11,411 beitsvermittlung. RA (n. a. T.) 9, 352 
Ausführungsbestimmungen des Reichsarbeitsministers Erwerbslosenfürforge und Arbeitsvermittlung. RA 
zum $ 15 der Verordnung über. Erwerbslosenfür- (a. T.) 18, 559 
sorge vom 15. Januar 1920. RA (a. T.) 17, 626 Spanien. Spanischer Frlass über den Arbeltsnach- 
*Die Förderung von Meliorationen mit Mitteln der pro- _ weisdienst. RA (a. T.) 17, 685 
duktiven Erwerbslosenfürsorge in Preussen. RA ‚Die Entwicklungstendenzen der öffentlichen Arbeits- 
(n. a. T.) 17, 668 vermittlung für Frauen. RA (n.a.T.) 18,702 


EEE RER TRgRTTeengTn re 
| Abkürzun en Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen ge sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
A g * Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


R = Du Beer FBR = Freie Beamtenrundschau KB(L) = a ee d. A.D.G.B. ch — .. ae 
= Bundes-, IV GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- iteraturbeilage = Becht un praxis 
a BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Ansrcheihen) KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR == Sozialwirtschaftliche Rundschau 
des Freien Angestellten) Gr = Der technische @rubenbeamte (Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Hundes 
j BN = Beamtennachrichten is VerDerisdustrietechnik M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
+2 = Bundespost IH FE r ee Mi R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 
= Der Betriebsrat = wol = ustrie- und Hande are te Ban T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 
ı BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. (Beilage des Freien Angestellten) | RA(n.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ = Zeitschrift für Versicherungsange- 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 





= Ekkehard (Kommunaltechniker) RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


E 
FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzklatt des A. D. G. B. zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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4518 


4520 


4525 


4530 


4535 


1540 


4545 


4550 


Arbeitsnachweisgesetz 
Der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes T 21, 196 
*Zum Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. T 23, 
209, 24, 218 
Der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. Bp8, 91 
Zum Entwurf des Arbeitsnachweisgesetzes. M7,95 
Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. RA (a. T.) 


1, 26 
’Die Selbstverwaltung der Arbeitsämter und die 
öffentliche Verwaltung im Entwurf des Arbeits- 
nachweisgesetzes. RA (n.a.T.) 2,51 
*Zur Monopolstellung des öffentlichen Arbeitsnach- 
weises. RA (n. a. T.) 3, 92 
"Die Gemeinden und das Arbeitsnachweisgesetz. RA 
(n. a. T.) 11, 417 
Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes. RA (a.T.) 
14, 528 
*Aus der Begründung des Entwurfs eines Arbeitsnach- 
weisgesetzes. RA (a, T.) 16, 597 
*Zur Organisation der Arbeitsvermittlung der Aka- 
demiker. RA (n.a.T.) 17, 664 
Arbeitsämter und Arbeitsnachweise 
*Arbeitsämter und Arbeitsnachweise. BhA 8, 64 
*Die Selbstverwaltung der Arbeitsämter und die öffent- 
liche Verwaltung im Entwurf des Arbeitsnachweis- 
gesetzes. RA (n.a.T.) 2,51 
"Stuttgart, Selbstverwaltung in der Organisation des 
städtischen Arbeitsamts. Stuttgart. RA (n.a.T.) 
13, 493 
Deutsche Wirtschaftskurven. Andrang bei den Ar- 
beitsnachweisen. WSt 2,54; 3,106; 4,154; 5,201 


d) Berufswahl. 


Berufswahl. Berufsberatung 
Ein schlechter Berufsberater Gr 3, 17 
Die Aussichten des technischen Berufs BU3,6 
Warnung vor Ergreifung des technisohen Berufes 
R2 


„Arbeitsvermittlung und Berufsberatung KB 21, 290 
*Die Berufsberatung innerhalb des Reichsamts _ für 
Arbeitsvermittlung RA (n.a.T.) 7, 275 
Beruisberatung und Berufsschule (Erlass des Handels- 
minist. vom 29. 4. 21) RA (a. T.) 17, 629 
Sächsische Verordnung über Berufsberatung vom 
3. Februar 1921 RA (a. T.) 17, 630 
Psychotechnik, Beruiseignungsprüfun- 
gen 
N für industrielle Psychotechnik BU2. 4; 
3,42 
“Industrielle Psychotechnik BA 40 
*Psychotechnik und Betriebswissenschaft BRZ 9, 140 
Berufsstatistik 
Die Aussichten des technischen Berufes BU 3, 6 
Zahlen, die man sich merken muss BRZ 3, 42 
Zahlen, die man sich merken soll BRZ 4, 63 
“Die berufliche Gliederung der Bevölkerung des neuen 
Deutschland WSt 1, 44 


e) Frauenarbeit. 


F ‚rauenarbeit, Allgemeines 
*Arbeitsämter und Arbeitsnachweise (Lehrgang über 
Arbeitsvermittlung) BhA 8,64 
*Die Entwicklungstendenzen der öffentlichen Arbeits- 
- vermittlung für Frauen RA (n.a. T.) 18 702 
“ Zur Gehaltsfrage der weiblichen Angestellten FA 1,5 
Schriften über- Arbeiterinnen- und Frauenfragen. Der 
R Frauen-Hausschatz KB 17; 1,6 
"Die weiblichen Angestellten v9, 42 
Familienerhaltende Arbeiterinnen WK 14,3 


; Doppelexistenzen . 


‘p Lehrlingswesen. 
Lehrlingswesen, Allgemeines - 
 Arbeitskammer für den Ruhrbezirk Gr 5, 29 
"Ausbau der Meisterlehre — Abbau der Schule 
„ Universalgewerbelehrer BU 3,5 
“Wann kommt das Lehrlingsgesetz? KB 14, 187 
Zum Jugendschutz KB 17, 231 
Aus der Zentralarbeitsgemeinschaft KB 17, 237 
Frankreich. Das Lehrlineswesen in der französi- 
„schen Gesetzgebung KB 21, 283 
"Tarifverträge und Lehrlingswesen FA 2,13 
Jugend- und Lehrlingsfragen (Bericht auf dem Ver- 
bandstage des Z.d. A.) FA 11,106 


4BBB 


4560 
4565 


4608 


4605 


4610 


4615 


4625 


ha 

Mißstände und deren. Bekämpfung. 
Lehrlingszüchterei T 16, 139 

DOHPERREEH in der Metallindustrie a. “ 7 


g) Ausländerfrage. 


Ausländerirage, Allgemeines 
Ausländer als Arbeitnehmer 


J.Sozialversicherung. 


Sozialversicherung, Allgemeines 
(Notlage der Rentenempfänger s. unter 4345) = 
*Die Neuordnung der gesamten Sozialversicherung B 
T 7,49 H 
Die Neuordnung der Sozialversicherung T 10,83 
Zum Umbau der deutschen Sozialversicherung KB 1, 15 #8 
„Die Neuordnung der Sozial-Versicherung M 3, 43 ei 
*Die Versorgungskasse der Deutschen Werke M 6,79 
*Die notwendige Neuordnung der gesamten Sozialver- 
sicherung FA 2,9 Er 
*Die Neuordnung der Sozialversicherung FA 4, 32 FR 
*Der Beginn des Gesamtumbaues der Sozialversiche- 
rung RA (a.T.) 5, 188 B. 
*Arbeitsgemeinschaften, Krankenkasscnpflicht verbr a 
und Zusammenschluss der Wohlfahrtspflege RA 
(n. a. T.) 7, 273 - 
Frankreich — Ein Sozialversicherungsgesetzentwurf BD 
RA (n. a. T.) 18, 723 Be 
Reichsversicherungsordnung, Allgemeines : 
"Die Neuordnung der gesamten Sorlilversicherofi 
T 7,49 
»Fürsorge oder Standesdimkel?. (Gegenüberstellung 
- der Leistungen der en ee 
und der Angestellten-Versicherung) FA 9,81 
Wo bleiben unsere Versicherungsbeiträge? FA3, 25; 
5,38 
Entwurf eines Gesetzes über Aenderungen der Reichs 
versicherungsordnung RA (a. T.) 18, 669 


‘a) Invalidenversicherung. A 
Invalidenversicherung, Allgemeines 3 
"Die Mm der gesamten Sozlalversicherung 
T 7,4 
Die earlae der Sozialversicherung T 10, 83. 
Voraussetzungen und Leistungen e 
Ausserordentliche Beihilfe für Empfänger von Rente 
aus der Invalidenversicherung KB2 (R 1,6) 
Ausserordentliche Beihilfe für TRvalld CHEN Dur 
ger KB3, 30 






lidenversicherung che a ir (R2, I 
Kein Steuerabzug von Unfall- und Invalidenrente: 
KB7 (R2, 16) 
Aenderung des Gesetzes über eine ausserordeh 
Beihilfe für Empänger von Renten aus der Invall- 
denversicherung KB 20 (R 5, 36) 
Zur Beilfürsorge der Invalidenversicherung KB 22 
Beihilfe und Zulage der Invalidenversicherung an Be- 
zieher von Kriegselterngeld KB24 (R6.48) _ 
Gesetz über Abänderung der Leistungen und der Bei- 
träge in der Invalidenversicherung. Vom 20. Ma 
"1920 RA (a. T.)2,55 
"Das Gesetz über Abänderimg der Velslingen und der 
Beiträge in der Invalidenversicherung vom 20. 
20 RA (n.aT.) 7, 276 Be: 
*Das Gesetz über eine ausserördemtliche Beihilfe für 
Empfänger von Renten aus der Invalidenversiche- 
rung vom 26. Dezember 1920 RA (n. a. T.) 7, ZT 
"Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über 'eine ausser- 
ordentliche Beihilie für Empfänger -von Renten a er 
der Invalidenversicherung 'vom 7. April 1921 A 
(n. a. T.) 16, 620 
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b) Krankenversicherung. | 


Krankenversicherung 
Wie ist eine Erhöhung des Krankengeldes‘ ji 
2 bar? KB 9, 125 
“Allgemeiner deutscher Krankenkassentag Mi, 123 
Die Frage der Beamtenkrankenkasse FBRLS 
Verordnung über Heraufsetzung des Grundlohn 
Ausdehnung der Versicherungspilicht in der 

kenversicherung RA(a. T)u 16 0 


nn ar 





> 


Br 1 





"Umfang und Dauer der von der Cjemeinde herbeizu- 
führenden Krankenversicherung Erwerbsloser RA 
(n.a.T.) 4, 145 
1630  Ersatzkrankenkassen 
4635 Krankenkassen und Aerzte (Wirtschafts- und Arbeits- 
verhältnisse in dem Krankenkassen s. unter 5615, 15 
und 5615, 20) 
"Allgemeiner Deutscher Krankenkassentag M 1,12 
Sozialisierung des ärztlichen Berufes 


„= = 2 Sen no ee eG] Bu 
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*"Reichsbauarbeiterschutz KB 22, 299 

*Der neue Unfallvertrauensmann KB 23, 315; 25, 339 

"Rechtlice Grundlagen des Angestelltenschutzes 
FA 7,58 


e) Reichsangestelltenversicherung. 


(Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse in der Reichs- 
versicherungsanstalt s. unter 5620,10 und 5620, 15) 


s, unter 3660 4660 Angestelltenversicherung, Grundsätzliches 


c) Knappschaftswesen. 


4640  Kouappschaitswesen 

Hauptversaminlung des Allgemeinen deutschen Knapp 
schaftsverbandes in Regensburg Gr 2,11 

Fin Vorschlag -zur Linderung der Not der Knapp- 
schaftsrentner Gr 3, 16 

Versicherungsgrenze und Invalidität Gr 5, 27 

Werden die aus Fisass-Lothringen ausgeschiedenen 
Knappschaftsmitglieder übernommen Gr 5, 27 

Generalversammlung des Brandenburger Knapp- 
schattsvereins Gr 7,41 

*Die tödlichen Unfälle im preussischen Bergbau im 
Jahre 1919 Gr 8,44 : 

Familienkrankenkassen beim Allgemeinen Knapp- 
schaftsverein zu Bochum Gr 13, 67 

Die Angestelltenvertreter in den Geschäftsausschüssen 
des Allgemeinen Knappschaftsvereins Gr 20, 95 

Die „Auch-Gewerkschaftler‘‘ kritisieren Gr 20, 96 

Gesundheitsbericht für das Jahr 1919 Gr 21,98 

Zur Wahl der Knappschaftsältesten Gr 24, 111 

Urlaub oder Ausscheiden aus der Beschäftigung? KB2 


(R 1,5) 
4645 Reichsknappschaftsgesetz 


Neue Unwahrheiten der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte T 2, 14 

Eine „Berichtigung“ der Reichsversicherungsanstalt 
T 6, 46 

*Die Neuordnung der gesamten Sozialversichermg 
T 7,49 

Die Neuordnung ‘der Sozialversicherung T 10, 83 

Frhöhung der Gehaltsgrenzen im Angestelltenrecht 
und der Sozialversicherung T 13, 108 

Oifener Brief der AfA an das Direktorium der Relchs- 

. versicherungsanstalt für Angestellte T 16, 138 

“Sozialversicherung M1, 11 

Angestelltenversicherung M 4, 58 

"Soziale Fürsorge und private Versicherung M 6,77 

Die Angestelltenversicherung im Reichstagsausschuss 
M 7,96 

*Die finanziellen Grundlagen der Angestelltenversiche-: 
rung FA 1,3 

Die stumme und die geschwätzige Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte FA 3, 26 

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte FA 4,32 

*Beschwerden zegen die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte FA 6, 47 

*Fürsorge oder Standesdünkel? FA 9,81 

Sozialversicherung gegen Privatversicherung IH 5. 35 


Zur Refornı des Reichsknappschaftsgesetzes Gr 3,16 4665 Voraussetzungen und Leistungen 


Zur Frage des Reichsknappschaftsgesetzes Gr 7,41 
Pensionskassen im Kalibergbau Gr 10, 55 

Die Angestelltenversicherung in dem kommenden 
 Reichsknappschaftsgesetz Gr 12, 63 

"Die Knappschaftsreiorm Gr 18,85 
*Knappschaftsreform und G. d. A. Gr 18, 86 
Arbeitskammer. des Ruhrreviers Gr 19, 90 


d) Unfallversicherung. 


4650 _ Unfallversicherung 

Erhöhung der Gehaltsgrenzen im Angestelltenrecht 
und der Sozialversicherung T 13, 108 

\Ver ist Bauleiter? RR 6, 15 

Alte Schäden mitbestimmend bei Bewertung von Uhn- 
fallschäden KB2 (R 1,5) 

Kein Steuerabzug von Unfall- und Invalidenrenten 
.KB7 (R 2,16) 

Neuer Grundsatz betr. Zulagen zu Unfallrenten KB 15 
(R 4, 28) } 

Wichtige Aenderungen in der Uniallversicherung KB 
15 (R 4, 27) 
Aenderungen in der Unfallversicherung KB 17, 232 
Wichtige Aenderungen im der Unfallversicherung 
KB 20 (R 5, 35) 
Aenderungen in der Unfallversicherung M 5, 68 
Gesetz betreffend Aenderungen in der Uniallversiche- 
rung vom 11. April 1921 RA (a. T.) 14, 525 
Reichsausführungsbehörde für Unfallversicherung 
RA (a. T.) 15, 561 
*Neue Vorschriften auf dem Gebiete der Unfallver- 
sicherung RA (n. a. T.) 15, 579 
4655 Arbeiter- und Angestelltenschutzvor- 

schriften 

Entseheidungen (betr. die Frage der Strafireiheit des 
- Betriebsleiters bei Unfällen) RR 2, 3 

Internationaler Arbeiterschutz KB 8,97; 9, 113 


*Die Neuordnung der gesamten Sozialversicherung 
T 7, 49 

Die Anträge auf Befreiung von der Angestellten-Ver- 
sicherung T 7,52 

Die geplante Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze 
in der Angestellten-Versicherung T 11,93 

Rückerstattung. freiwilliger Beiträge zur Angestellten- 
versicherung T 20, 190 

Die Erhöhung der Beiträge zur Angestelltenversiche- 
rung und die Versicherungsverträge mit Lebensver- 
sicherungsgesellschaften T 21, 197 

Ans der Angestelltenversicherung (betr. Gewährung von 
Beihilfen an Rentenempfänger) T 24, 220 

Gewährung von Beihilfen an Rentenempfänger aus 
der Angesteiltenversicherung T 25, 229 

Zur Unterbeamtenfrage im Ruhrbergbau (betr. Ver- 
sicherungspflicht) Gr 13, 68 

Reichsversicherungsanstalt St 3,6 

Flickwerk an der Angestelltenversicherung M 7,96 

Die Angestelltenversicherung im Reichstagsausschuss 
M 7,96 

*1,8 Milliarden Mark Ueberschuss — 3,55 Mark Mo- 

 natsrente FA 2, 10 

"Wo bleiben unsere Versicherungsbeiträge? FA 3,25 

Die stumme und die geschwätzige Reichsversiche- 

rungsanstalt für Angestellte FA 3, 26 

*Wo bleiben unsere Versicherungsbeiträge? FA 5, 38: 
8,62 

"Ein Ueberfali und ein Raubzug FA 12, 109 

‚Zulagen zu Angestelltenrenten FA 12, 114 

"Die weitere Ausdehnung der Versicherungspflicht in 
der Angestellten-Versicherıng RA (nm. ä. T.) 2, 67 

Inwieweit. kann Versicherungsfreiheit auf Grund des 
$ 9 des Versicherungsgesetzes für Angestellte für 
solche Angestellten eintreten, die auf Privatdienst- 
vertrag kündbar angestellt sind? RA (a. T.) 15, 562 

Gewährleistung der Anwartschaft nach $ 9 des Ver- 





Abkürzun en Die fette Zabl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! - 
: g . Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
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B = Der Bautechniker | FBR= Freie Beamtenrundschau | KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET == Der Reichseisenbahn-Techniker 

BhA— Bundes-Archiv a | GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- | (Literaturbeilage) | RR = Recht und Rechtspraxis 

A == Der Behörden-Angestellte (Beilage | lage des Freien Angestellten) | KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR == Sozialwirtschaftliche Rundschau 
des Freien Angestellten) | Gr = Der technische Grubenbeamte | (Arbeiterrechtsbeilage) | Sch == Sohriftensammlung des Bundes 
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BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

E- = Ekkehard (Kommunaltechniker) RBR = Rundschreiben der triebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondepablatt des A.D.G. B. | zentrale WSt= Wirtschaft und Btatistik 
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sicherungsgeseizes für Angestellte bei Anwärtern 
auf städtische Beamtenstellen, die auf Probe durch 
Privatdienstvertrag angestellt sind RA (a. T.) 18, 665 
Welche Bedeutung haben 


(a. T.) 18, 665 
f) Privates Versicherungswesen. 


4675 Privates Versicherungswesen 
s. auch Krankenkasse des Bundes unter 7845 und 
Pensions- und Witwenkasse des Bundes unter 7850) 
Sozialversicherung gegen Privatversicherung IH5,35 
Die geplante Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze 
in der Angestellten-Versicherung T 11,93 
*Rückzahlung von Beiträgen aus Betriebs- Pensions- 
kassen T 17, 142 
Die Erhöhung der Beiträge zur Angestelltenversiche- 
rung und die Versicherungsverträge mit Lebensver- 
sicherungsgesellschaften T 21, 197 
*Soziale Fürsorge und private Versicherung M 6,77 
*Die Kontrolle der Produktion im privaten Versiche- 
‚.rungsgewerbe BR 8, 87 
"Die ° Versorgungskasse der Deutschen Werke 
BhA 10, 80 
*Die Versorgungskasse der Deutschen Werke 
IH 11,85 
4680  „Volksfürsorge“ 
Erfolge der genossenschaitlichen Versicherung T 7,52 
Die „Volksfürsorge‘“, Gewerkschaftlich-Genossen- 
schaftliche Versicherungs - Aktien - Gesellschaft 
T 18, 153 
*Die „Volksfürsorge“ GA 2,7; 3, 11 
Die Erfolge der „Volksfürsorge“* GA 4, 16 
g) Gewerbeinspektion. 
4685 _Gewerbeinspektion 


Ausbau der Gewerbeaufsicht T 10, 83 
*Gewerbeaufsicht über die Reichs- und Staatsbetriebe 
RA (n.a.T.) 6, 226 
*Die gewerbliche Beschäftigung der 
Jugendlichen RA (n. a. T.) 8, 3 
Techniker als Gewerbeinspektoren 
s. unter 9695 


K. Soziale Hygiene, 
Soziale Fürsorge. 
Volksgesundheit 


Gesundheitsbericht für das Jahr 1919 Gr 21, 98 
‚Zahlen, die man sich merken soll BRZ 6, 94 
“Gesundheitsschutz der Arbeiter RA (n. a.T.) 12, 460* 
*Aenderung der Geburtenziffer und der Säuglingssterb- 
‚lichkeit vor und während des Krieges WSt 5, 242 
"Die Tuberkulosesterblichkeit im Deutschen Reich 
WSt 5, 243 
Einfluss des Aclıtstundentages auf die Sterblichkeit 
WK 15,3 
Soziale Fürsorge, Allgemeines 
Sozialisierte Heilquellen BRZ 11, 175 
Ein gewerkschaftliches Erholungsheim BRZ 11, 175 
Das erste Erholungsheim der Stadt Berlin BRZ 13, 207 
*Arbeitsgemeinschaften, Krankenkassenpflichtverbände 
und Zusammenschluss der Wohlfahrtspflege RA 
(n. a. T.) 7, 273 
"Sozialpolitik und Armenwesen RA (n.a.T.) 11, 425 
Kriegsbeschädigte (Lage und Fürsorge) 
Beschäftigung Schwerbeschädigter T 16, 137 
Verordnung über die Verlängerung der Kündigungsbe- 
schränkung zugunsten Schwerbeschädigter. Vom 
28. April 1921 RR7,20 
Die Kündigungsbeschränkung 
schädigter KB 20 ({R 5, 39) 
Beschäftigung Schwerbeschädigter in den Br nesischen 
Staatsverwaltungen und Betrieben BhA 4,3 
Kündigung Schwerbeschädigter BhA 12,95 
Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschädigter 
vom 6. April 1920 RA (a. T.) 1, 23 
Oesterreichisches Gesetz über die Einstellung und Be- 
schäftigung Kriegsbeschädigter RA (a. T.) 4, 169 
Die Zuständigkeit der Schlichturgsausschüsse für 
Streitigkeiten über Kündigungen gegenüber Schwer- 
beschädigten RA (a. T.) 6, 217 
Ausführungsanweisung des 


Kinder und 


4725 


4730 


4735 


zugunsten Schwerbe- 


Reichsarbeitsministers 


rückwirkende Gehaltser- __ 
höhungen für die Angestelltenversicherung? RA 


a0 ee Mn 
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zum Gesetz über die, Beschäftigung Schwerbeschä- 


digter RA (a. T.) 7, 253 


*Das deutsche Kriegerkurhaus Davos-Dorf RA (n.a.T.) 


12, 462 

*Die Kapitalabfindung der Kriegsbeschädigten und. 
Kriegshinterbliebenen RA (n. a. T.) 13, 502 

Verordnung über die Verlängerung der Kündigungsbe- 
schränkung zugunsten Schwerbeschädigterr RA (a. 
T.) 15, 562 

Bayerische Verordnung über die Kriegsbeschädigten- 
und Kriegshinterbliebenenfürsorge RA (a. T.) 15, 563 

Richtlinien für die Erziehung und Ausbildung von 
Kriegerwaisen und von Kindern Kriegsbeschädigter 
RA (a. T.) 17, 633 

Ausschluss der Anrechnung von Versorgungsgebühr- 
nissen Kriegsbeschädigter auf das Arbeitsentgelt 
RA (a. T.) 17, 635 

*Militärrente, Arbeitsentgelt und sonstiges Einkommen 
der Versorgungsberechtigten RA (n. a. T.) 18,712 

Die Anstellung von Kriegsinvaliden WK 19,3 


4740 Kriegshinterbliebene (Lage und Fürsorge) 
Die Abfindung der sich wieder verheiratenden Krie- 5 
gerwitwen BhA 4, 26 
*Beschleunigte vorläufige Umanerkennung® der Hinter- 
bliebenenbezüge RA (n. a. T.) 7, 278 £ 
*Die Kapitalabfindung der nn und 
Kriegshinterbliebenen RA (n. a. T.) 13,5 2 
Bayerische Verordnung über die Kerr 3 
und Kriegshinterbliebenenfürsorge RA (a. T.) 15, 563 
Beihilfen für Aufwendungen auf dem Gebiete der 
Kriegswohlfahrtspflege RA (a. T.) 15, 563 
Richtlinien für die Erziehung und Ausbildung von 
Kriegerwaisen und von Kindern Kriegsbeschädigter 
RA (a. T.) 17, 633 
4745 Internationaler Bund der Kriegsopfer 
4750 Sonstige Organisationen der Kriegs- 
opfer 
4755 Private Fürsorge 
(Unternehmerfürsorge s. unter 6660) 
4760 Jugendschutz, Jugendfürsorge 


Zum Jugendschutz KB 17, 231 


IV. Wirtschafts- 
und Arbeitsverhältnisse. 
A. Allgemeine Wirtschafts- 


und Arbeitsverhältnisse im Inland. ; 







4800  Wirtschaitsverhältnisse im Inland, Allgemeines 
Wirtschaftskrise und Arbeiterbewegung WK 11,3 
Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage: + 
Monatsbericht vom 7. Oktober 1920 RA (n.a. a 35 
= „. 10. Nov. 1920 RA (n.a.T.) 3,8 : 
a; „8. Dez. 1920 RA (n.a. T.)5, ei 
x „ 10. Jan. 1921 RA (n.a.T.)7,22 
E „ 11. Febr, 1921 RA (n. a.T.)9, 326 2 
5: „ 12. März 1921 RA .(n.a.T.) 11,406 
5 „ 11. April 1921 RA (n.a.T.) 13, 478 
h „ 11. Mai 1921 RA (n.a.T.) 15, 558 
„11. Juni 1921 RA (n.a, T.) 17, 642 
4805 Arbeitsverhältnisse im Inland, Allgemeines 
*Die Streiks und Aussperrungen im Deutschen Reiche )- 
im Jahre 1919 RA (n.a.T.) 3, 102; 4,133 3 
Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage: 5 
Monatsbericht vom 7. Oktober 1920 RA (n.a. T.)) 1, 15 
» „ 10. Nov. 1920 RA (n.2.T)83,83 
s ’ 8 Dez. 1920 RA (n. a a 5, 163 BE: 
? „ 10. Jan. 1921 RA (n.a.T.)7,22 
N „ 11. Febr. 1921 RA nt 326 
“x „ 12. März 1921 RA (n.a,T.) 11,406 
j „ 11. April 1921 RA (n.a.T.) 13,478 
a „ 11. Mai 1921 RA (n.a.T.) 15, 558 
11. Juni 1921 RA (n. a. T.) 17, 642. 
4810 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Inland, Allgemeinenl 
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B. Wirtschafts- und Arbeits- 
verhältnisse im Ausland. 


a) Allgemeines. 


4825 L Wirtschaitsverhältnisse in den einzelnen Ländern 


Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland T 7,51 

Die Weltkıise T il, 90 

Wirtschaftliche kKundschau KB 24, 331 

aa ulehe Rundschau BRZ 9, 136; 10, 150; 11, 166; 

SE 

*Arbeitsmaıkt und Wirtschaftslage 
(n.a.T.)4,149 - 

*Arbeıtsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland RA ({n. 
a. T.) 14, 542 

*Die Lebenshaltungskosten im Auslande WSt 3, 127 

Amerika. Vom amerikanischen Kontinent BRZ 12, 182 

Amerika. Die Liquidation der Krise in den Verei- 
rigten Staaten und ihre Lehren WK 6,1 

Amerika. Die Einschränkung der Baumwollerzeu- 
gung WK 21,3 

Amerika. Getreide- 
Export in den Vereinigten Staaten WK 

Amerika. Sklaven des Goldes WK 23, 3° 

Chile. Nur für Kriegszwecke — nicht für die Pro- 
duktion WK 13, 1 

China. China und der 
WK 16.3 

England. Für 
Gebiet E 6,87 

*England. Kapitalgewinne 
England BA 13 

England. Wirtschaftskrise in England KB 4, 47 

Frankreich. Zur wirtschaftlichen Struktur 
reichs WK 7,3 

Holland. Die wirtschaftliche Lage Hollands WK 11,3 

Oesterreich. Oesterreichs Wiederherstellung WK 19, 3 

*Russland. Die Sowiet-Wirtschaft BRZ 3, 41 


4830 L Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Ländern 


Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland T 7,51 

*Die Bezahlung der Kopfarbeiter in den Wesistaaten 
FA 1,4 

* Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Ausland RA (n. 
a. T.) 14, 542 


im Auslande RA 


und Baumwollvorräte für den 


223 
internationale Kapitalismus 


Forschungsarbeit auf industriellem 


und Lohnkürzungen in 


Frank- 


Amerika. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
BRZ 13, 197 
*Amerika. Lohnentwicklung in den Vereinigten Staa- 


ten und in England WSt 3, 135 


Amerika. Lohnabbau im Auslande WSt 5. 231 

Amerika. Die „Open shop“-Bewegung in Amerika 
WK 14,3 

Amerika. Lohnherabsetzungen des amerikanischen 


Stahltrusts WK 20, 3 

Amerika. Kredit und Löhne WK 21. 3 

Amerika. Das Seidenhemd des amerikanischen 
beiters WK 23, 1 

Australien. Mindestlöhne in Australien T 11,93 

Australien. Der Schutz der Löhne in der australi- 
schen Schiffahrt WK 16, 3 

Dänemark. Preise und Löhne WK8 2 

*Rngland. Die Gutachten der Sankey-Kommission 
Gr 12,61; 13, 65 

England. Anpassung der Löhne an die Kosten der 
Lebenshaltung in Gross-Britannien KB 7,90 

*FRngland. Lohnentwicklung in den Vereinigten Staaten 
und in England WSt 3, 135 

*Fneland. Lohnabbau im Auslande WSt 5, 231 

England. Preise und Löhne WK 8,2 

Frankreich. Löhne der im französischen Bergbau 
Beschäftigten Gr 9, 53 


Abkürzungen. 


Ar- 





Frankreich. Französisches Gesetz über die Arbeits- 
zeit in Bergwerken. Vom 24. 6. 1919 RA (a.T.) 
15, 585 

Frankreich, Aus der französischen Arbeiterbewe- 


gung (Lohnreduktion und Lebenshaltung) WK 23, 2 
Holland. Der holländische Steiger und seine Tätig- 
keit Gr 12, 62 


Italien. Arbeiter als Unternehmer KB 17, 232 
Norwegen. Warum erfolgen in Norwegen keine 
Lohnherabsetzungen? WK 15, 3 

Spanien. Spanischer Erlass betr. den Siebenstun- 


dentag in Kohlengruben RA (a. T.) 15, 586 

Spanien. Der spanische Erlass betreffend den Acht- 
stundentag RA (a, T.) 15, 586 

Tschechoslowakei. Tschechoslowakisches Gesetz be- 
treffend Gewinnbeteiligung im Bergbau RA (a.T.) 
16, 623 

Tschechoslowakei. Tschechoslowakisches Gesetz be- 
treffend Bergbau-Schiedsgerichte RA (a. T.) 16. 624 

Ungarn. Die politische Reaktion und die Löhne 
WK 16, 3 

4835 L Lohn- und Gehaltsbewegungen in den einzelnen Ländern 


England. Der .englische Bergarbeiterstreik (siehe 
auch Internationale Kohlenwirtschaft) T 15, 126 

England. Der Bergarbeiterstreik in Gross-Britannien 
T 21,198 

*Fneland. 
Gr 15, 73 

*FEngland. Die englischen Bergarbeiter und der Räte- 
gedanke Gr 20, 93 


Der Streik der englischen Bergarbeiter 


England. Generalstreik im englischen Bergbau 
KB 15, 207 

Eneland. Der englische Bergarbeiterstreik KB 20, 278 

England. Vor einem neuen Kohlenstreik in England 
WK13,2 

Ensland. Der englische Kohlenstreik WK 14,2 
England. Zum englischen Kohlenstreik. Kohle und 


Gewaltpolitik WK 16,2 


*Norwegen. Ueber Lohnbewegungen in Norwegen 
KB1,12 
*Tschechoslowakei. Gewerkschaftskämpfe in der 


Tschechoslowakei KB 18, 252 


b) Einzelne Wirtschaftszweige im Ausland. 


4840 L Internationale Kohlenwirtschaft 


Die Krisis auf dem Weltkohlenmarkt T 12, 100 
Der Kohlenüberfluss der Welt KB9, 117 
Die Kohlenproduktion des Auslandes WK 6,2 


Amerika. Amerikanische Kohle in Europa’ Gr 3, 15 
Belgien. Der belgische Bergarbeiterkongress gegen 


deutsche Kohlenlieferungen T 14, 116 


England. Die Kohlenwirtschaft Gross - Britanniens 
Gr 3,15 (siehe auch unter 4835) 

*England. Die Entwicklung der Nationalisierungsbestre- 
bungen im englischen Kohlenbergbau Gr 7, 37 

*Fusland. Die Gutachten der Sankey-Kommissioı 
Gr 12, 61; 13,65 

*Fngland. Die englischen Bergarbeiter und der Räte- 
gedanke Gr 20, 93 

Frankreich und Holland. Entlohnung der elsässi- 
schen und holländischen Bergarbeiter Gr2,12 

Frankreich. Löhne der im französischen Bergbau Be- 
schäftigten Gr 9 53 

Holland. Fin Kohlensyndikat in Holland Gr 3, 28 

Holland. Hollands Kohlenwirtschaft Gr 20.93 

Juroslawien. Die Kohlenproduktion in Jugoslawien 
Gr 11, 59 

Tschechoslowakei. Die Kohlenproduktion und die 
En EEElE der Tschechoslowakei im Jahre 1920 

r 13, 67 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem » versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, 


die zweite Zahl ist die-Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
= Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 
Gr = Der technische Grubenbeamte 


B = Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) 


Br = erpsseyhgge I = Der Industrietechniker 
BR = Der Betriebsrat IH = DerlIndustrie- und Handelsangestellte 


(Beilage des Freien Angestellten) 

— Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 

KB = Korrespondenzklatt des A. D. G. B. 


BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G,B. 
BU = Bildung und Unterricht 


E = Ekkehard 
FA = Der freie Angestellte 


| KB({L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Literaturbeilage) ht uı t 
| KB(R) = Korrespondenzblatt d.A.D.G.B, | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sh = Sohriftensammlung des Bundes 
M = Mitteilungsblatt des BER Dendss SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
R == Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St =Der Staatstechniker 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 
Rat a.T.) = Beichs-Arbeitsblatt (micht- |V = Zeitschrift für : Versicherungsange- 
amtlicher Teil) steltte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR =: Rundschreiben der Betriebsräte-.| WK = Weltwirtschaftliche Korresponden’ 
zentrale "WSt== Wirtschäft und Statistik 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
RR = Recht und Rechtapraxis 
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Einzelne Wirtschaftszweige in 
Deutschland. 


(Wirtschaits- und Arbeitsverhältnisse bei Behörden und 
öffentlichen Betrieben s. im Beamtenarchiv,) 


C. Bank-, Versicherungs- und 
Handelsgewerbe. 


a) Bankgewerbe. 


4880,5 Allgemeines - 
Das Versagen der Grossbanken in der Wirtschafts- 
krise WK 17,3 
4850,10 Wirtschaftsverhältnisse im Bankgewerbe 
*Dividendenpolitik M 6, 86 
Geschäftsabschlüsse der Grossbanken BRZ 7, 105 
4850,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4850,20 Arbeitsverhältnisse im Bankgewerbe 
Ueberstunden der Bankangestellten RA (a. T.) 18, 664 
4850,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4850,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Bankgewerbe 
4850,35 NLohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4850,40 jarliverträge im Bankgewerbe : 


b) Versicherungsgewerbe. 


Allgemeines 
*Die Kontrolle der Produktion im privaten Versiche- 
rungsgzewerbe BR 8, 87; 9, 97 
Wirtschaitsverhältnisse im Versicherungsgewerbe 
*Die Kontrolle der Produktion im privaten Versiche- 
rungsgewerbe BR 8, 87; 9, 97 
4855,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4855,20 Arbeitsverhältnisse im Versicherungsgewerbe 
"Der Zentiaiverband der Angestellten und das Ver- 
. sicherungsgewerbe V 1,1 
“Politik und Wirtschaft V 4,18 
Professorenweisheit V 12,55 
4855,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
’Die „Betriebsstillegung“ bei der Victoria V 6,27 
4865,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Versicherungs- 
gewerbe 
4855,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4855,40 „Iarliverträge im TRRSICHETEBGERENNERE 
"Ein Vergleich V 2 
"Kritische N (Betr. Gehälter im Versiche- 
rungsgewerbe) V 8, 38 
"Herabsetzung der Berufsaltersgrenze V 9,42 


4855,5 


4855,10 


c) Handelsgewerbe. 


4860,58 Allgemeines 
4860,10 Wirtschaitsverhältnisse im Handelsgewerbe 
4860,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4860,20 Arbeitsverhältnisse im Handelsgewerbe 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe T 13, 109 
Die Kündigungsschutzbestimmungen des Handelsge- 
setzbuches und die -Sonntagsruhe im Handelsge- 
werbe KB 13, 172 
Muss bei Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe den An- 
gestellten unter Umständen eine verlängerte Mit- 
tagspause gewährt werden? RA (a.T.} 15, 561 
4860,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4860,30. Lohn-. und Gehaltsbewegungen im Handelsgewerbe 
4860,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4860,40. Tarifverträge im Handelsgewerbe 


D. Baugewerbe und Steinindustrie. 


(s. auch Sozialisierung des Baugewerbes unter 3650 und 
Soziale Baubetriebe unter 3715.) 


a) Baugewerbe, Allgemeines. 


Allgemeines 

"Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit im 
Baugewerbe T 6, 43 

"Das deutsche Bauprogramm 1921-1924 T 6,45: 16, 131 

. Soziale Baubetriebe und Techniker B2,3 

"Soziale Baubetriebe und Techniker E4,51 

“Die Bautätigkeit in den deutschen Grossstädten im 
Jahre 1920 WSt 1,47; 3,147 


900,5 


4900,10 ° rasen im Bamenerbe a 
Wiederaufnahme der Bautätigkeit T9,72° -; a 
Wozu eh vorhanden sind B7,14 
Der G. A., die Heimstätte der Baufechniker? 

Bee 
*Die Vorständekonferenz der baugewerblichen Arbeit 
nehmerverbände B 11, 21 2 
Die Forschungsgesellschaft für wirtschaftlichen Bau- 
betrieb aufgelöst B 17, 48 4 
*Anteil der Löhne an den gesamten Baukosten RA (n. 2 
a. T.) 14, 541 
4900,15 Arbeltsverhältnisse im Baugewerbe E 
"Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit im 
== Baugewerbe T 6,43 
Wiederaufnahme der Bautätigkeit T9,72 2 
*Die Vorständekonferenz der baugewerblichen Arbeit- i 
nehmerverbände B 11, 21 : 
"Ueber das Baugewerbe im rhein. - westf. Industrie- 
bezirk B 11,22 . 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe Er 
KB 5, 101 
"Ein Vorschlag zur Beseitigung der Wohnungsnöt und Be 
Behebung der Arbeitslosigkeit M3, 37: 4,51 # 
Lohn- und Gehaltsbewegungen im Baugewerbe 
„Iarifverträge im Baugewerbe 
*4. Sitzung des Haupttarifamtes flr Tedincnz Ange- 
stellte im Baugewerbe B5,9; 6,12 En 
*5. Sitzung des Haupttarifamtes für technische Ange- 
stelite im Baugewerbe in Mannheim B9,15; 10,19 
*6. Sitzung des Haupttarifamts für technische Anzes 
stellte in Baugewerbe B 14,34 
“Die Schaffung von Bezirkslohnämtern B7, 13 Se. 
Die Bezirkslohnämter für technische Angestellte vom E 
Deutschen Arbeitgeberbund abgelehnt B 11, 23 Bi -: 
Baden. Bezirkstarifvertrag für das Baugewerbe in 
Baden B 11, 24 g 
Braunschweig, Höxter und Warburg. Bezirkstarif 
für den Freistaat Braunschweig und die Kreise 
Höxter und Warburg B 12, 28 ; 


Danzig. Neuregelung der Tarifgehälter für das Bau- @ 


zewerbe im Bezirk der freien Stadt Danzig B 10,19 
Frankfurt a. M. Nenregelung der Gehälter im Ge- 
biete des Mitteldeutschen Arbeitgeberverbandes für 
das Baugewerbe (Frankfurt a. M.) B 15, 39 Eh 
Gross-Hamburg. Gehaltsneuregelung für das Ver-. 
Hannover. Neuregelung der Gehälter im Gebiet des 
Norddeutschen Arbeitgeberverbandes für das Be 
gewerbe (Hannover) B 13, 32 : 
Mecklenburg. Gehaltsneuregelung für das Bauge j 
werbe in den beiden Mecklenburg B 11, 24 

Magdeburg. Ortstarif Magdeburg B10,20 & 

*Mannheim. Sitzung des Haupttarifamtes für tech 
nische Angestellte im Baugewerbe in Mannhein 
B9,17; 10,19 je ENAERE = 

Mitteldeutschland. Neuregelung der Gehaltssätze im 
mitteldeutschen Tarifgebiet B4,8 _ 

‚Osterland. Der Be für 
abgeschlossen B4, 8 gr 

; Ostpreussen. Neuregelung der Bautechniker-Gehälte 
in Ostpreussen B 6.12. 

Unterweser- und Emsgebiet. Neue "Gehaltssätze im 
Baugewerbe für den Bezirkstarif, Unterweser- um 
Emsgebiet B 15, 40 

Württemberg. Neuregelung der. tariflichen. Einko 
men in Württemberg B3,6 

Württemberg. - Weitergewährung: ‚der Teuerungs 
lagen in Wi irttemberg Bi16,44 


b Hoch-. und Tiefbau. 


+965,5 Allzenieines 


Osterland. 


4905,10 Wirfschafisverkäliule im Ho: und Tem 


4905,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
‚4905,20 Arbeitsverhältnisse im Hoch- ‚und Tieibau 


4905,25. N Arbeitsverhältnisse bei einzelnes Firmen 


4905,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Hoch- und. Tieib 
4905,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firm 
4905,40 L Tariiverträge im Hoch- und Tieibau 
"Verhandlungen vor der Zentralschlichtungskomm| 
am 4. Januar 191. B3,5 
“Dritte Sitzung der Zentralschlichtungskommission® 
technische Angestellte im Tiefbaugewerbe B 12, 
Weitere Gehaltsneuregelungen für: das H 
zewerbe B 16, 44 i Bu 














Baden, Hessen usw. Der Bezirktstarifvertrag mit 
der Bezirksgruppe XI (Baden, Hessen usw.) des 
Tiefbaugewerbes abgeschlossen B4,8 

Berlin, Brandenburg. Bezirkstarifverträge für Oross- 
Berlin und Provinz Brandenburg B4,7 

Hannover. Erhöhung der Gehaltssätze im Tiefbau, 
Bezirksvertrag Provinz Hannover usw. B 15, 39 

Minden. Bezirkstarifvertrag für das Hochbaugewerbe 
in Minden-Lirpe B 15, 39 

Münster. Vereinbarungen mit dem Reichsverband 
des Deutschen Tieibaugewerbes, Bezirksgruppe 6 A 
f. d. Gebiete: Minster, Bielefeld, Paderborn und 
Siegen B 10,19 

Oberschlesien. Bezirkstarif für 
Industriegebiet B 3,6 

Oberschlesien. Neuregelung der Gehälter für das 
Tiefbaugewerbe Oberschlesiens B 14, 36 

Rheinland-Westialen. Tarifvertrag für das Hochbau- 
gewerbe Rleinland-Westialen B3,5 

Sachsen, Anhalt und Thüringen. Gehaltserhöhung im 
Tiefbaugewerbe für die Provinz Sachsen, die Frei- 


das oberschlesische 


staaten Anhalt und Thüringen, sowie den Reg.-Bez. 
Cassel B 16, 44 
Unter;wesergebiet. Erhöhung der Gehaltssätze im 


Hochbautarifvertrag für das Unterweser-EFmsgebiet 
B 16, 44 


c) Architektur. 


4910,35 Allgemeines 

4910,10 Wirtschaitsverhältnisse im Architekturgewerbe 
4910,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4910,20 Arbeitsverhältnisse im Architekturgewerbe 


*Zur Psychologie des Unternehmertums im Architek 
ten-Gewerbe B 6, 11 
4910,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
Warnung (betr. Architekten J. Bichlmeier, Lindau) 


B 11, 24 
4910,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Architekturgewerbe 
4910,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4910,40 Tarifverträge im Architekturgewerbe 
*Zur Psychologie des Unternehmertums 
tengewerbe B6, 11 
*Frste und zweite Sitzung des Haupttarifamtes für 
technische Angestellte bei Privatarchitekten B 12, 25 
Die Verbindlicherklärung des Reichstarifvertrages für 
technische Angestellte bei Privatarchitekten B 14, 35 
*3, und 4. Sitzung des Haupttarifamts für technische 
Angestellte bei Privatarchitekten B 16,43; 17,46 
Baden. Bezirkstarifvertrag für das Architekturge- 
werbe in Baden B2,4 
Berlin. Bezirkstarifverträge f. Gross-Berlin und Pro- 
vinz Brandenburg B4,7 
Berlin. Bezirkstarifvertrag Berlin B 6,12 
Besetztes Gebiet. Ein neuer Architektentarif für das 
besetzte Gebiet B 15, 38 
Hamburg usw. Bezirkstariivertrag mit 
Deutscher Architekten B 11, 24 
Hessen-Nassau, Waldeck und Hessen. Bezirkstarif- 
vertrag mit dem Bund Deutscher Architekten, Landes- 
bezirk Hessen-Nassau, Waldeck u, Hessen B4,8 
Ostpreussen. Bezirkstarifvertrag für Architekten in 
Ostpreussen B 5, 10 
Sachsen. Der Architektentarif für Sachsen B 14, 30 
Sachsen. Bezirkstarif „Niedersachsen‘‘ B.D.A. B 15.38 


im Architek- 


dem Bund 


d) Vermessungswesen und Kulturtechnik. 


4915,5 Allgemeines 
4915,10 Wirtschaitsverhältnisse im Vermessungswesen und in 
der Kulturtechnik 


4915,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
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4913,20 Arbeitsverhältnisse im Vermessungswesen und in der 
Kulturtechnik 

1915,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

4915,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Vermessungswesen 
und in der Kulturtechnik 

4915,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 

4915,40 Tariiverträge im Vermessungswesen und in der Kultur- 


technik 
Tarifvertrag für Vermessungs-Techniker T 18, 158 
Preussen. Tarifvertrag für  Privatvermessungstech- 


niker in Preussen B7, 14 

*Preussen. Der neue Landestarlfvertrag für die Ver- 
messungstechniker in Preussen B 17, 45 

Sachsen. Der neue Tarifvertrag f. d. sächsischen Ver- 
messungstechniker B1,2: B3, 6 


e) Industrie’ der Steine und Erden. 


420,5 Allgemeines 
4920,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Stein- und Erden- 
industrie 


*Dividendenpolitik (Dividenden in der Stein- und Erden- 
industrie) M 6, 86 
*Dividendenpolitik (Dividenden in der Zementindustrie) 
M 7,102 
4920,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4920,20 Arbeitsverhältnisse in der Stein- und Erdenindustrie 
4920,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4920,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der 
Erdenindustrie 
4920,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzeinen Firmen 
4920,40 Tarliverträge in der Stein- und Erdenindustrie 
Gehaltsregelung in der Granitsteinindustrie des Oden- 
waldes B 3,6 


Stein- und 


E. Bekleidungs- und Textilindustrie. 


a) Bekleidungsindustrie. 


4950,5 Allgemeines 


4950,10 _Wirtschaitsverhältnisse in der Bekleidungsindustrie 
*[ öhne, Arbeitszeit, Schuhfabriken IH 2, 13 


4950,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4950,20 Arbeitsverhältnisse in der Bekleidungsindustrle 
4950,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4950,30 Lohin- und Gehaltsbewegungen in der 
industrie 


4950,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


Bekleidungs- 


4959.40 Tarifverträge in der Bekleidungsindustrie 
b) Faserstoffindustrie. 
4955,5 Allgemeines 


4955,10 _Wirtschaitsverhältnisse in der Faserstofiindustrie 
“"Dividendenpolitik M 6, 86 
4955,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
Die neuesten Profitrekorde (betr. Thüringische Woll- 
garnspinnerei A.-G. in Leipzig) T 14, 116 
370 Prozent Reingewinn (Thüringer Wollgarnspinnere!) 
IH 5, 33 
4955,20 Arbeitsverhältnisse in der Faserstoffindustrie 
4955,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4955.30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der 
industrie 
4955,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4955,40 Tariiverträge in der Faserstofiindustrie 
Tarifverlängerung und Teuerungszulagen in der säch- 
sischen Textilindustrie 13, 6 


Faserstoii- 








Abkürzun e Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
er DD. Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutst, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


Bi ar = esrer. 2 | FBR = Freie Beamtenrundschau 
= Bundes- v GA = Der Ge schaftsangeätellte (Bei- 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage he des Freien Bellen) £ 
des Freien Angesteliten) = Der technische Grubenbeamte 

BN = Beamtennachrichten == ; R 

= I == Der Industrietechniker 
De == Bundespost 7 

= Der Betriebsrat IH = DerIndustrie- und Handeisangestellte 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G. B, (Beilage des.Freien Angestellten) | RAlma't) = Beichs- Arbeitsblatt 
BU = Bildung und Unterricht =Der technische. Gemeindebeamte 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 
FA = Der freie Angestellte KB = Kerrespondenzhlstt des A. D.G, B, 





| KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR 


| M= Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R == Rundschreiben an die Eewelee 
| RA(a. T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) 





RBR = Rundschreiben der 
zentrale 


KB{L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G. B. En = Der Beichseisenbahn-Techniker 


= Recht und Rechtspraxis 

= Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Rundes 

SchBR = Sohriften der Betricbsrätezentrale 

St =Der Staststechniker 

T = Deutsche Techoiker-Zeitung 

(micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 

amtlicher ia 3 stelite (Beil. d. Freien Angestellten) 
triebsfäte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 
(Arbeiterfechtsbeilage) | 
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F. Chemische Industrie, Keramische 
und Glasindustrie und Oelindustrie. 


a) Chemische Industrie. 


4980,5 Allgemeines 
4980,10 Wirtschaftsverhältnisse in der chemischen Industrie 
„Ueberproduktion von Zündhölzern KB 10, 137 
*Dividendenpolitik M 6, 86 
4980, 15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
Chemische Industrie. Gute Zeiten für Aktionäre (betr. 
A. G. für Anilinfabrikation) IH 9, 68 
4980,20 Arbeitsverhältnisse in der chemischen Industrie 
4980,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
und Gehaltsbewegungen in der chemischen 
Industrie 
4980,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4980,40 Tarifverträge in der chemischen Industrie 
Tarifvertrag f. d. chemische Industrie Sektion V b all- 
gemeinverbindlich 11,2 
Erhöhung der Teuerungszuschläge auf die Tarifgehäl- 
ter in der chemischen Industrie, Sektion II (Posen 
und Schlesien) 13,6 
Neuregelung der Gehaltssätze in der Sektion Vb der 
chemischen industrie 16, 11 
Neue Gehaltssätze für die 
Sektion VII 113,32 
Ergänzende Verbindlicherklärung zum Tarifvertrag 
für die chemische Industrie, Sektion Ia 115,39 
"Chemische Industrie Mitteldeutschland IH 2, 12 


b) Keramische und Glasindustrie. 


5000,5 Allgemeines 

5000,10 Wirtschaftsverhältnisse in der keramischen und Glas- 
industrie 

5000,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
ie neuesten Profitrekorde (betr. Porzellanfabrik 
Kahla) T 14, 116 

5009,20 Arbeitsverhältnisse 
industrie 

5000,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5000,30 Lohu- und Gehaltsbewegungen in der keramischen und 
Giasindustrie 

5000,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 

5000,40 Tarifverträge in der keramischen und Glasindustrie 

Oberfranken. Neue Gehälter in der keramischen 

Industrie Oberfrankens 115, 39 


c) Oelindustrie. 


Allgemeines 

Kohle und Oel E 6, 87 

Das Erdöl BRZ 9, 136 

*Die internationale Erdölindustrie IH 12, 89 

Der Oel-Imperialismus WK 15, 2 

5005,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Oelindustrie 
5005,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5005,20 Arbeitsverhältnisse in der Oelindustrie 

5005,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5005,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Oelindustrie 
5005,55 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5005,40 Tarifverträge in der Oelindustrie 


chemische Industrie, 


in der keramischen und Glas- 


5005,5 


G. Freie Berufe. 


Techn. Lehrer an Fach- und Fortbildungsschulen siehe 
unter 2085 

Allgemeines 

Wirtschaitsverhältnisse in den freien Beruien 

Arbeitsverhältnisse in den freien Berufen 

Lohn- und Gehaltsbewegungen in den freien Beruien 


5020,5 

5020,10 
5020,15 
5020,20 


H. Graphisches Gewerbe und 
Papierindustrie. 


a) Graphisches Gewerbe 
(Buch- und Zeitteskgnnehe) 


3040,5 Allgemeines 
Die Reichsdruckerei BRZ 16, 153 


5040,10 Wirtschaftsverhältnisse im graphischen Gewerbe 


5040,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei eisfzelnen Firmen 

5040,20 Arbeitsverhältnisse im graphischen Gewerbe 

5040,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5040,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im 
Gewerbe 

5040,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 

5040,40 Tarliverträge im graphischen Gewerbe 


b) Papierindustrie, 


50455 Allgemeines 

5045,10 Wirtschaftsverhältnisse in der Papierindustrie 
*Dividendenpolitik M 7, 102 

5045,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen. 

5045,20 Arbeitsverhältnisse in der Papierindustrie 

5045,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5045,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Papierindustrie 

5045,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 

5045,40 Tarifverträge in der Papierindustrie 


J. Holzindustrie. 


5060,5 Allgemeines 
5060,10 „Yirtschaitsverhältuisse in der Holzindustrie 

*Der Holzwucher B8, 15 

Die ‚‚Not“ der Holzindustriellen IH 9, 72 
5060,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5060,20 Arbeitsverhältnisse in der Holzindustrie 
5060,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5060,30 LEohn- und Gehaltsbewegungen in der Holzindustrie 
5060,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5060,40 Tariiverträge in der Holzindustrie 

Neue Gehälter i. d. Holzgewerbe in Nürnberg u. Um- 

gebung B 10, 20 


K. Landwirtschaft. 


(s. auch unter 3380.) 
50805 Allgemeines 
5080,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Landwirtschait 
Das Industriegut BRZ 2, 22 
5080,15 N Wirtschaitsverhältnisse auf einzelnen Gütern 
5080,20 Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft 
*Die Betriebsräte in der Land- und Forstwirtschaft 
BRZ 7, 100 
*Die Ueberführung von a - in die Landwirt- 
schaft RA (n. a. T.) 14, 52 
Behebung des Kes in der Landwirtschaft 
RA (a. T.) 18, 658 
5080,25 N Arbeitsverhältnisse auf einzelnen Gütern 
5080,30 Lohn- und Gehaitsbewegungen in der Landwirtschait 
5080,35 NLohn- und Gehaltsbewegungen auf einzelnen Gütern 
5080,40 Taritverträge in der Landwirtschaft 


graphischen 


® Lebensmittel- und Genussmittel- 


industrie. 


a) Lebensmittelindustrie. 


51055 Allgemeines 

5100,10 „Wirtschaitsverhältnisse in der Lebensmittelindustrie 
“Dividendenpolitik M 6, 86 
*Zuckerindustrie IH 2, 14 

5100 ‚15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5100,20 „Arbeitsverhältnisse in der Lebensmittelindustrie 
*Zuckerindustrie IH 2, 14 

5100,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


5100,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der FERNE NIE E. 


industrie. 


5100,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen. 


5100,40 Tariiverträge in der Lebensmittelindustrie 
Abschluss eines Tarifvertrages für die Angestellten 
der rübenverarbeitenden Zuckerfabriken in den Be- 


38 
Rübenverarbeitende Zuckerindustrie Bp 9, 95 


b) Genussmittelindustrie. 


(Brauindustrie, Tabakindustrie.) 
Allgemeines 
Deutschlands Einfuhr an Rohtabak, Zigarren und Zi- 
garetten WSt 4, 167 - 


51085 


8105,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Genussmittelindustrie 
3105,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 





zirken Halle, Saalekreis und Freistaat Sachsen I15, 


FETTE 1 RT REN RE 


y a NS r Ä ni 
en 





5105,20 Arbeitsverhältnisse in der Genussmittelindustrie 

5105,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5105,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Genussmittel- 
industrie 

5105,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
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Hamburg. Die empörten Scharfmacher (betr. Eisen- 
industrie Hamburg) 18, 16 
Leipzig. Nach den Arbeitern die Angestellten (betr. 
Tarifbewegung in Leipzig) I 13, 30 
5130,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 





5105,40 Tarifverträge in der Genussmittelindustrie 5130,40 Tarifverträge in der Metallindustrie 
R R Entlohnung der technischen Angestellten in der Me- 
M. Lederindustrie. ur im Jahre 1920 Be 
Aachen. Sie können auch anders (betr. Arbeitgeber 
Bat ee euaituinse in der Lederindustrie a Schied E, 113, 30 hl . Tarifvert 
5120,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen aden, Rheinpfalz Abschluss Kikier B4 vr a 
5120,20 Arbeitsverhältnisse in der Lederindustrie ges mit den Elektro-Installafionsfirmen In Baden,.der 
5120,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen hd a a 
5120,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Lederindustrie 173 DE en Regierungsbezirken Coblenz un En 
5120,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen ur i > EB 
5120,40 Tariiverträge in der Lederindustrie Berlin. Der Schiedsspruch in der erliner Metallin- 
£ } dustrie angenommen 13, 5 
N. Metallindustrie. Berlin. Der Schiedsspruch in der Berliner Metallin- 
3 £ % dustrie 16, 12 
a) Eisen- und Metallindustrie. Berlin. Der NT für Fein-Mechanik und Op- 
51305 Allgemeines tik in Gross-Berlin 19, 18 
5136,10 _Wirtschaitsverhältnisse in der Metallindustrie Berlin. Die Schützlinge des Verbandes Berliner Me- 
*Dividendenpolitik M 6, 86 tallindustrieller 112, 25 2 
Die A.E.G. in der Zentral-Arbeitsgemeinschaft. (Ueber- „Berlin. Aus der Berliner Metallindustrie I 16, 43 
sicht über die Fachverbände der Eisen- und Metall- Berlin. Gross-Berliner Metallindustrie IH 11,86 
industrie.) BRZ2, 26 ' Bielefeld. Tariferneuerung in der Metallindustrie Bie- 
5130,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen „„tetelds 16,11 a | 
Die A.E.G. in der Zentralarbeitsgemeinschaft BRZ 2, Braunschweig. Solidarität oder Gruppenegoismus? 
6 (Tarifverhandlungen Braunschweiger Metallindu- 
*Der Daimler-Skandal (betr. Daimler-Motoren-Gesell- strie) 18,15 
schaft) FA 6, 47 Braunschweig. Höher gehts nicht mehr (Betr. Ta- 
Die neuesten Profitrekorde (betr. Eisenhüttenwerk rifpolitik der Arbeitgeber der Braunschweiger Me- 
Thale) T 14, 116 tallindustrie) I 12, 28 
Aus einer interessanten Aufsichtsratssitzung (betr. Breslau. Tarifbewegung in der Breslauer Metallin- 
Orenstein- und Koppel-Aktiengesellschaft) BRZ 2, 21 dustrie I 12, 26 
Scharfmacher besonderer Art (betr. Firma Gebr. Erzgebirge. Nachtrag zum Tarifvertrag mit der Me- 
Pfeiffer, Barbarossawerke, Kaiserslautern) I 11, 24 tallindustrie des Erzgebirges 16, 12 
5130,20 Arbeitsverhältnisse in der Metallindustrie Hamburg. Neuer Tarifvertrag für die Hamburger Fi- 
Ueberangebot in der Metallindustrie E 5, 76 senindustrie 17,13 
Das Dreischichtensystem in der Metallindustrie WK 7, 3 Kaiserslautern. Neuregelung der Tarifgehälter in der 
5130,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen Metallindustrie in Kaiserslautern I1,1 
Betr. die Firma Büssing, Motorenfabrik, in Braun- Karlsruhe. Neuregelung der Gehälter in der Industrie 
schweig-15, 10 des Handelskammerbezirks Karlsruhe I6, 11 
Eine noble Firma (betr. Fa. Büssing in Braunschweig) Kassel. Erhöhung der Teuerungszulagen in der Kas- 
113, 30 seler Metallindustrie 13,5 
Besondere Vorsicht (betr. Firma Chr. Dolbrick, Unter- Köln. Gewerkschaftsbünde und Tarifstreit in der Köl- 
Barmen) 14,7 ner Metallindustrie 14, 8 
Die Pommersche Eisengiesserei R. Lindner in Strali- Leipzig. Neuregelung der Tarifgehälter in der Leip- 
sund I 15, 38 ziger Metallindustrie I1, 2 
Firma E. Menger, Wiesbaden I 11, 24 Leipzig. Differenzen in der Leipziger Metallindustrie 
Eine hochnoble Firma (betr. Firma Terbau, Olden- 117,46 
burg) 19, 18 Oberschlesien. Warum der Tarifvertrag für _die 
Hubert Zettelmeyer in Conz bei Trier T 14, 118 Schwerindustrie in Oberschlesien "nicht gekündigt 
5130,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Metallindustrie wurde Gr 8, 47 
Berlin. Angestelltenstreik in den Geldschrankfabri- Rheinland-Westfalen. Angestelltentarif für die Metall- 
ken und Schlossereien Berlins 17, 14 industrie Rheinland-Westfalens I 17, 47 
Berlin. Erfolgreiche Beendigung des Streiks in den Saargebiet. Neuregelung der Angestellten-Entlohnung 
a sakiebriken und Schlossereien Gross-Ber- in der Hütten-Industrie des Saargebietes 14,8 
ins 19, 
Brandenburg a. H. Drohender Konflikt in der Metall- . 
industrie in Brandenburg a. H. 17,14 b) Schiffbau. 
Breslau. Der Angestelltenstreik in der Breslauer Me- 5135,5 Allgemeines 
tallindustrie erfolgreich beendet I 14, 34 5135,10 Wirtschaftsverhältnisse im Schiffbau 
“Breslau. Der Angestelltenstreik in der Breslauer Me- 5135,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
tallindustrie I 15, 37 5135,20 Arbeitsverhältnisse im Schiffbau 
Breslau. Angestelltenstreik in der Breslauer Metallin- 5135,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
ıdustrie T 17, 145 5135,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Schifibau 
Dresden. Zum Streik in der Dresdener Metallindustrie 5135,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
I1,1 Die Angestellten der Firma Caesar Wollheim, Schiffs- 
*Dresden. Der Streik in der Dresdener Metallindu- werit, Cosel bei Breslau, noch immer im Streik. 
strie 12, 3 115, 38 
Dresden. Der „Budaci‘ und der Streik in der Dres- Der Streik bei der Firma Caesar Wollheim, Schiffs- 
dener Metallindustrie 13, 6 werit, Cosel bei Breslau, beendet. I 16, 43 
Abkürzungen. Di fsten Zahlen neben den nachsichenden Alktrzungen and die Hallnumnerne de pue Zal t de Sets or D nahen da Ruben Bent 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


FBR = Freie Beamtenrundschau 

GA = Der Genossenschaftsängestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 

Gr = Der technische Grubenbeamte 


B = Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA= Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) 


EN = arena I == Der Industrietechniker 
BR —= Der Beeeberat IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 


(Beilage des Freien Angestellten) 

= Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 

KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B. 


BRZ = Betriebsrätezeitung des A.D. G.B. 
BU == Bildung und Unterricht 

E = Ekkehard 

FA = Der freie Angestellte 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 
(Literaturbeilage) 

KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) 

M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 

RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 

RA(n.a, T.) = Reichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 

amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR == Rundschreiben der Betriebaräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Sohriftensammlung des Hundes 
SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 

== Deutsche Techniker-Zeitung 
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3138,40 Tarliverträge im Schitibau 
Frneuerung des Tarifvertrages für die Angestellten 
der Seeschiffswerften I1,2 
*Der neue Angestelltentarifvertrag der Seeschiffsweri- 
ten 15,9 


c) Gesundheitsindustrie. 


3140,5 Allgemeines 
5140,10 Wirtschaftsverhältnisse in der Essindbelläiadustrie 
5140,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5140,20 Arbeitsverhältnisse in der Gesundheitsindustrie 
3140,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
3140,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Gesundheitsin- 
dustrie 
3140,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5140,40 Tarifverträge in der Gesundheitsindustrie 
Bezirkstariferneuerung in der Zentralheizungsindustrie 
Oberschlesiens 13, 6 
Tarifvertrag für weibliche technische 
Röntgen-Laboratorien 16, 12 
Gehaltserhöhung in der Zentralheizungsindustrie in 
Rheinland-Westfalen 110, 20 


Angestellte in 


d) Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke. 


5145,5 
3145,10 


Allgemeines _ 
Wirtschaitsverhältnisse der privaten Gas-, 
‚ und Elektrizitätswerke 
3145,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzeinen Werke 
3145,20 Arbeitsverhältnisse in den privaten Gas-, 
und Elektrizitätswerken 
5145,25 N Arbeitsverhältnisse in einzelnen Werken 
5145,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in den privaten Gas-, 
Wasser- und Elektrizitätswerken 
3145,35 N Lolin- und Gehaitsbewegungen bei einzelnen Werken 
5145,40 Tarifverträge bei privaten Gas-, Wasser- und Elektri- 
zitätswerken 
Bayern. Neue Gehälter für die Angestellten der bay- 
rischen Elektrizitätswerke 113, 31 
Frankfurt a. M. Nachtrag zum Teiltarifvertrag mit 
der Frankfurter Gasgesellschaft A.-G., Frankfurt am 


Main, 113, 31 

Mitteldeutschland. Neue Gehälter bei den Gas-, Was- 
ser- und Elektrizitätswerken Mitteldeutschlands 
115, 39 

Saargebiet. Abschluss eines Tarifvertrages mit den 
Strassen-, Klein- und Kreisbahnen im Saargebiet und 


dem Flektrizitätswerk Saarlouis 114, 35 


Wasser- 


Wasser- 


O. Reichswerke. 


‚Allgemeines 
"Deutsche Werke, 
BRZ 11, 169 
Wirtschaitsverhältnisse in den Relchswerken 
Deutsche Werke, Aktiengesellschaft (Gesamtüberblick) 
BRZ 11, 169 

Arbeitsverhältnisse in den Reichswerken 

Deutsche Werke, Aktiengesellschaft (Gesamtüberblick) 
BRZ 11, 169 

Lohn- und Gehaltsbewegungen in den Reichswerken 


5150,5 
Aktiengesellschait (Gesamtüberblick) 


3150,10 
5150,15 


3150,20 


P. Verkehr. 


a) Private Verkehrsunternehmungen. 


54605 Allgemeines 

5460,10 Wirtschaftsverhältnisse bei privaten Verkehrsunter- 
nehmungen 

5460, 15 N Wirtschaftsverhältnisse in den einzelnen Unterneh- 
mungen 

5460,20 Arbeitsverhältnisse bei 
mungen i 

3460,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Unternehmungen 

5460,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen bei privaten Verkehrs- 
unternehmungen 

5460,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen in den einzelnen Un- 

ternehmungen 
5460,40 Tarifverträge. bei privaten Verkehrsunternehmungen 
Saargebiet. Abschluss eines Tarifvertrages mit den 


privaten Verkehrsunterneh- 


Strassen-, Klein- und Kreisbahnen im Saargebiet und 


h dem Elektrizitätswerk Saarlouis 114, 35 
Strassenbahnen, Kleinbahnen und Privatbahnen Bp 7, 77 


= Luftschiffahrt. 


en und Luftverkehr) 
„Allgemeines 
"Gegen die Vernichtung der 
M 1,13 
5465,10 Wirtschaitsverhältnisse 


5465,5 
*Liuftverkeh reinste. 


5465,15 N Wirtschaftsverhältnisse in den öin2ählen Betrieben 


Vorsicht bei den Schweriner Industrie-Werken G. m. 
b. H. 116,43 € 

5465, 20 Arbeitsverhältnisse : 

5465,25 N Arbeitsverhältnisse in deu eiirölieht Betrieben 

5465,30 Lohn- und Gehailtsbewegungen 

5465,35 N Lohn-' und Gehaltsbewegungen in den einzeinen Be 
trieben 

5465,40 Tariiverträge 


0. Bergbau. 


(siehe auch Kohlenabkommen von Spa unter 1460, ni 
ternationale Kohlenwirtschaft unter 4840, Sozlalisierung 
des Kohlenbergbaus unter 3630, Kohlenwirtschaft m| 
Deutschland unter 3370) 


a) Bergbau, Allgemeines. | 

3500,5 Bergbau, Allgemeines 

Jouhaux über seine Eindrücke im Doll 13,190 

Die Kohlenproduktion im 1. Vierteljahr 1921 T 20, 189 > 

*Zur Frage der Hebung der Kohlengewinnung Gr 1,4 

Elektrische Grubenlokomotiven Gr 3,15 - 

Lage des deutschen "Bergbaues im Monat Dezember 
1920 Gr 5, 28 

"Die Lage des deutschen Bergbaues im Januar 1921 
Gr 8, 45 

Wie man die Sozialisierung 
will Gr, 46 

Die Lage des deutschen Bergbaues im Monat Februar. 
Gr 13, 66 

Die Lage des deutschen Bergbaues im BRDEIRN März 
Gr 17, 83 


Allgemeine 

Kohlenpreiserhöhung Gr 5, 28 4 = 

Statistisches Material aus dem preussischen Bergbau, 
Gr 17,82 

Vom Wiederaufbau und anderen Gr 21, 9 

*Dividendenpolitik M 6, 86 


Allgemeine Arbeitsverhältnisse im Bergbau Er e. 

Jouhaux über seine Eindrücke im Ruhrgebiet T3, 1„ =. 

Bergarbeiter-Tagung Gr 4,21 

Gehaltssätze der bei Unternehmerfirmen beschäftigten. 
Zechenholzmeister Gr 5, 30: 3 

“Mahnwort an die Bergbau- Anzestellen Gr 7, 38. 

*Zur Einrichtung von Lehr-Kameradschaiten Gr 12,62. 

Fördereinrichtung und Uniallgefahren Gr 14, 71 m -- 

Statistisches Material aus dem preussischen Bergbau 
Gr 17,82 

Der Arbeitsmarkt 


Gr 20, 94 8 2 
Lohnfragen und Betriebsratsrechte Gr 0, 95 
Gesundheitsbericht für das Jahr 1919 Gr id 98 
Vom Wiederaufbau und anderem Gr 21, 9 Re 
"Rückblick und Ausblick Gr 24, 109 Der: 

„Was geht vor? Gr 24,110 

*Lohnfragen und Betriebsratsrechte BR 8, 88 : 

Richtlinien zum Betriebsrätegesetz für die Betriebsräte 
im Bergbau BRZ 5,79 Er 

Statistische Nachweisungen über die Arbeitsverhält- 
nisse und Löhne in den Hauptbergbaubezirken ; 
RA (n.a. T.) 11, 422 

"Statistische Nachweisungen über die Arbeitäveriii © 
nisse und Löhne in den Hauptbergbaubezirken im 
Jahre 1920 RA (n. a. T.) 14, 535 

*Deutsche Bergarbeiterlöhne 1913—1920 WSt ws. 


Arbeitszeit (Ueberschichten) Fa E. 

Kündigung des Ueberschichten- Abkommens im Ruh - 
bergbau T 9, 72 5 

Zur Frage der Ueberschichten im Ruhrbergbau T 12, r 

"Schulter an Schulter (Betr. Ueberschichtenabkommen) 
T 16, 134 > Er | 


in Misskredit bringen. i 


Wirtschaitsverhälinisse im Bergbau 


5500,15 


im April im deutschen Bergbau 





| Ueberschichten zur Kohlenversorgung Minderbemittel- 

! ter Gr2,12 

Schiedsspruch in der Frage der Bergarbeiterüber- 
schichten im Ruhrrevier Gr 11,59 

Einführung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit im Berg- 
bau Gr 13, 67 

Zur Ueberschichtenfrage im Ruhrgebiet Gr 15, 74 

aaa über die Höchst-Arbeitszeit im Bergbau 

r 15, 75 





5500,25 Besondere Fürsorge iür Bergarbeiter 
Neuregelung der Sonderzulagen für Bergarbeiter 
Gr 2,11 
Die Textil- und Schuhwarenlieferungen an die Berg- 
arbeiter und Bergbauangestellten Gr 4, 22 
6500,30 Siedlungswesen der Bergarbeitcr 


*Der Bau der Bergmannsheimstätten im Ruhrgebiet 
T 16, 133 

*Ueber das Baugewerbe im rheinisch-westfälischen In- 
dustriebezirk B 11,22 

Treuhandstellen Gr 2, 10 

*Teilgutachten des Bergtechnischen Ausschusses über 
die Wohnungsfrage im Ruhrkohlen-Revier Gr 5,2 

Zur Siedlungsfrage im Ruhrbezirk Gr 8, 48 

Mitteldeutsche Treuhandgesellschaft für Bergmanns- 
Siediungen Gr 9,53 

*Ostelbische Bergmannswohnungen Gr 22, 101 


550,355 Versorgung der Bergarbeiter mit ver- 
billieten Lebensmitteln 
Lebensmittelzuwendungen für verfahrene. Ueberschich- 
ten im Braunkohlenbergbau Gr 3, 17 

Uebertragung der Versorgung der Bergarbeiter mit 
verbilligten Lebensmitteln im Ruhrbergbau auf die 
Bergarbeiterorganisationen Gr 13, 67 

*Prifung des Verbilligungsfonds für Bergarbeiter 
Gr 15,74; 16, 77 

Zur Versorgung der Bergarbeiter mit verbilligten Le- 
bensmitteln Gr 16, 80 

Neuregelung in der Versorgung der Bergarbeiter des 
Kohlenbergbaus mit verbilligten Lebensmitteln 
Gr 17,83 

Neuregelung der Versorgung der Bergarbeiter des 
Kohlenbergbaues mit verbilligten Lebensmitteln 
Gr 18, 87 

Neue Benennungen zu den Unterausschüssen der Berg- 
arbeiter-Versorgung G. m. b. H. Gr 22, 104 

*Versorgung der Bergarbeiter mit verbilligten Lebens- 
mitteln durch Konsumvereine GA 7,28 

5500,40 Tarifverträge 
Verbindlicherklärung des Holzmeistertarifes Gr 2,12 
Tarifabschluss für die bei Unternehmerfirmen beschäf- 

tigten Zechenlampenmeister Gr 8, 48 
b) Steinkohlenbergbau. 
5505,5 Allgemeines 
5505,10  Wirtschaitsverhältnisse im Steinkohlenbergbau 


| Die Kohlenförderung im Ruhrgebiet T 4, 27 
| Die Ruhrkohlenförderung im Dezember 1920 Gr 3, 14 
Zur Kohlenpreisfrage in Oberschlesien Gr 4, 24 
Ablehnung der Preiserhöhung für Steinkohle Gr 6, 35 
Absatzstockung im Saarkohlen-Bergbau Gr 7,40 
Produktionsstatistik der Saargruben im Jahre 1920 
Gr 9, 52 
Die Kohlenförderung des Ruhrbeckens im Januar 1921 
Gr 11,59 
Die Steinkohlenförderung Oberschlesiens im 1. Viertel- 
iahr 1921 Gr 16, 80 
Die Kohlenförderung im Ruhrgebiet Gr 16, 79 
Die Kohlenförderung des Ruhrbezirks im Monat April 
1921 Gr 22, 103 
5505,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 
Fine Bilanz (Betr. „Gutehoffnungshütte Oberhausen‘) 
T 5, 35 


© Abkürzungen. 


FBR = Freie Beamtenrundschau 

GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 

Gr == Der technische Grubenbeamte 


| B = Der Bautechniker 

| BA = Bundes-Archiv 

| BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) 


| an I = Der Industrietechniker 
BR = Der Bei er IH = Der Industrie- und Handelsangestellte 


(Beilage des Freien Angestellten) 

= Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 

KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B. 


BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. 
= BU = Bildung und Unterricht 


Bern 
FA 





ehard 
= Der freie Angestellte 
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Arbeitsverhältnisse im Steinkohlenbergbau 

Wichtige Entscheidung für die technischen Gruben- 
beamten des Ruhrgebiets Gr 1, 60 

Protektion im rheinisch-westfälischen Bergbau Gr 11, 60 

Aus dem Saarland Gr 12, 64 

Die Verhandlungen im Ruhrbergbau Gr 19, 91 

Förderung reiner Kohlen Gr 22, 102 

5505,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 

Zeche Helene Amalie. Vorsicht, stellensuchende Gru- 
benbeamte Gr 16, 80 

Die Verwaltung der Zeche Königsgrube und der Be- 
triebsrat Gr 6, 36 


5505,20 


5505,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Steinkohlenbergbau 
Solidaritätsstreik der Angestellten beim Mülheimer 
Bergwerksverein Gr 3, 18 
Nachklänge von dem Streik beim Mühlheimer Berg- 
werksverein Gr 9, 54 
Der Streik der Bergarbeiter und Angestellten im 
Wurm-Revier Gr 9,52 
*Wetterleuchten Gr 21, 97 
5505,35 Tarifverträge im Steinkohlenbergbau 
*Schiedsspruch in der Tarifstreitfrage der technischen 
Bergbauangestellten im Ruhrrevier Gr1,1 
*Grundsätzliches zu den Tarifverhandlungen im Ruhrre- 
vier Gr 1,2 
Zur Frage der üblichen technischen und schriftlichen 
Arbeiten auf Grund des Tarifvertrages der ober- 
schlesischen - Bergwerks- und Hütten-Industrie 
Gr 4, 24 
Das. endgültige Ergebnis der Tarifverhandlungen im 
Ruhrrevier Gr 5, 30 
*Riickblick auf die Tarifverhandlungen im Ruhr-Revier 
Gr 6, 31 
*Der neue Tarifvertrag für die technischen Angestell- 
ten des Ruhrkohlenbergbaues Gr 6, 33 
Tarifverhandlungen im Aachener Steinkohlenrevier 
Gr 11, 60 
Tarifliche Einreihung der Zechentechniker im Ruhr- 
revier Gr 11, 60 
Der Tarifabschluss für die bei Unternehmerfirmen be- 
schäftigten Aufseher im Ruhrrevier Gr 12, 63 
Der niederschlesische Steinkohlenbergbau im Februar 
1921 Gr 13, 67 
Tarifvertrag Wurmrevier Gr 18,88 
Die neue Gehaltsskala im Ruhrbergbau Gr 19, 92 
c) Kalibergbau. 
(siehe auch Kaliwirtschaft (Reichskalirat) unter 3365 
und Sozialisierung des Kalibergbaus unter. 3635) 
5510,5 Allgemeines 
Die Wahlen zu den Kali-Untergruppen Gr 2,12 
Pensionskassen im Kalibergbau Gr 10,55 
5510,10 Wirtschaftsverhältnisse im Kalibergbau 


Reichskalirat Gr 1,6; 6,36 
*Zur Lage in der Kali-Industrie Gr 9, 49 
*Die Lage im Kalibergbau Gr 10, 55 
*Kaliangestelltentarif und Kalipreiserhöhung Gr 17,81 
5510,15 N Wirtschaitsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 
5510,20 Arbeitsverhältnisse im Kalibergbau 
Reichskalirat Gr 1,6 
Anerkennung von Lokomotivführern als Angestellte im 
Kalibergbau Gr 11, 60 
Aus der Kaliindustrie Gr 18, 88 
Aus dem Kalibergbau Gr 23, 107 
Freiwillige Aufwendungen für Angestellte und Arbeiter 
in der deutschen Kaliindustrie WSt 5, 248 
5510,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 
5510,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Kalibergbau 
Aus dem Kalibergbau Gr 8,48 
Tarifverträge im Kalibergbau 
Schiedsspruch für den Kalibergbau Gr 3, 18 


5510,35 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen a ehe sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist di 
dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass 


e Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind, 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung ' 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondeny 

WSt= Wirtschaft und Statistik y 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A. D.G.B. 
(Literaturbeilage) 

KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
ee 

M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 

RAin T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amt!. Teil) 

RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- 

rag 


<- 


RBR = Rundschreiben triebsräte- 
trale 
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"5605,5 


ERBEN BE 


Die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches über die 
Erhöhung der Angestelltengehälter im Kalibergbau 
abgelehnt Gr 18, 76 

"Kaliangestelltentarif und a ee Gr 17,81 

Schiedsspruch Kalibergbau Gr 19, 92 Re 

Aus der Kaliindustrie Gr 19, 92 


d) Braunkohlenbergbau. 


Allgemeines 
Wirtschaftsverhältnisse im Braunkohlenbergbau 
Der mitteldeutsche Braunkohlenbergbau im Monat De- 
zeinber 1920 Gr 4,23 
Preiserhöhung für Braunkohlen Gr 6, 35 
3515,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzeinen Bergwerke 
*515,20 Arbeitsverhältnisse im Braunkohlenbergbau 
*Prrichtung eines Stellennachweises für die Angestell- 
ten im Braunkohlenbergbat Gr 3,13 
Stellennachweis für Angestellte des Braunkohlen- 
bergbaus Gr 7,41 
Oberlausitz (betr. Arbeitsverhältnisse im Oberlausit- 
zer Braunkohlenbergbau) Gr 18, 88 
Richtlinien für die Einstellung von Angestellten im 
mitteldeutschen Braunkohlenrevier Gr 3, 16 
Fachgruppe Braunkohlenbergbau Gr 20, 96 
5515,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 
3515,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Braunkohlenbergbau 
.. Die Gehaltsbewegung der Angestellten des Niederlaıu- 
sitzer Braunkohlenreviers Gr 13, 17 
Tarifverträge im Braunkohlenbergbau 
Erhöhung der Angestelltengehälter im Nieder-Lausitzer 
Braunkohlenrevier Gr 4,23 
Schiedsspruch in den Lohnverhandlungen der Berg- 
arbeiter des mitteldeutschen Braunkohlen-Bergbaues 
Gr 4, 24 
Die Tariiverhandiungen der Angestellten im ostdeut- 
schen Braunkohlenbergbau Gr 5, 30 
Abschluss der Tarifverhandlungen im 
Braunkohlenbergbau Gr 7,40 
Tarifverhandlungen Mittel-Deutschland Gr 7,41. 
Schiedsspruch in den Tarifstreitigkeiten der Angestell- 
ten des Ostdeutschen Braunkohlenreviers Gr 7,40 
Die Tarifverhandlungen der Angestellten im Braun- 
kohlenrevier Cassel Gr 8, 47 
Differenzen über die Sonderzulage im Niederlausitzer 
Braunkohlenrevier Gr 8, 48 
Neuer Tarifvertrag für die Angestellten 
deutschen Braunkohlenreviers Gr 9, 53 
An unsere Mitglieder im Braunkohlenbergbau :Gr 9, 54 
Verhandlungen über die Tarifstreitigkeiten der Ange- 
stellten des Forster Braunkohlen-Reviers Gr 9, 54 
Abschluss der Tarifverhandlungen im Braunkohlenre- 
vier Cassel Gr 10, 56 
Ausgleichszulagen Gr 17, 84 
Tarifverhandlungen im Casseler Braunkohlenbergbau 
Gr 22, 104 
Tarifvertrag Forst 


3515,5 
5515,10 


5515,35 


Oberlausitzer 


des mittel- 


Gr 23, 108 


e) Erzbergbau. 


5520,5 Allgemeines 
Der Siegerländer Erzbergbau Gr 2,12 
5520,10 Wirtschaitsverhältnisse im Erzbergbau 


3520,15 N Wirtschaitsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 
5520,20 Arbeitsverhältnisse im Erzbergbau 

Richtlinien für die Einstellung, von Arbeitnehmern im 

Metallerzbergbau Gr 3, 16 
5520,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 
5520,30 Lohin- und Gehaltsbewegungen im Erzbergbau 
5520,35 Tariiverträge im Erzbergbau | 
Neuer Tarifvertrag für die Angestellten des Mansiel- 
der Kupferschiefer-Bergbaues Gr 10, 56 

Tarifvertrag Siegerland Gr 24, 112 


R. Sozialversicherung. 


Wirtschafits- und Arbeitsverhältnisse 
{Sozialversicherung im Hinblick auf die Interessen der 
Versicherten s. unter 4600-4665) 


a) Berufsgenossenschaften. 


Allgemeines 
Wirtschaltsverhältnisse bei den 
schalten 
Arbeitsverhältnisse bei den Beruisgenossenschaftew 


5605,16 Berufisgenossen- 


5605,15 





u N 


ET 


b) Landesversicherungsanstalten. 


5610,5 Allgemeines = 
5610,10  Wirtschaftsverhältnisse bei den Landesversicherungs- 
anstalten = 
Wo bleiben unsere. Versicherungsbeiträge? FA 3, 25 e.} 
5610,15  Arbeitsverhältnisse bei den Landesversicherungsan- 
stalten et 
5610,20 Tarilverträge bei den Landesversicherungsanstalten ef 
c) Krankenkassen. 
5615,5 _Aligemeines : 
“Allgemeiner Deutscher Krankenkäsäöntde M 1,12 
5615,10 Wirtschaitsverhältnisse bei den Krankenkassen | 
Das Selbstverwaltungsrecht der Krankenkassen in Ge- | 
fahr M 3,42 
5615,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei den einzelnen Kranken- 
kassen 








Tarifverträge 1 bei ER en, ER 
Reichstarif der technischen "Aufsichtsbeamten ‚der Be. 
rufsgenossenschaften T 2,14 ge 
NEL ER mit den Beruisgenössenschaften 
5 . 
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5615,20 Arbeitsverhältnisse bei den Krankenkassen 
"Das Selbstverwaltungsrecht bei den Krankeuknäseh 

Das Selbstverwaltungsrecht der Kratkenkassen- in Ge- 2 

fahr M 3,4 Bin 

5615, BEN Arkellsrorhälinisäd bei den einzelnen Krankenkassen 
5615,30 Tarifverträge bei den Krankenkassen 


d) Reichsversicherungsanstalt. 


Allger-eines 

Neue Unwahrleiten der 
für Angestellte T 2,14 

Eine „Berichtigung“ _der 
T 6, 46 { 

Wirtschaftsverhältnisse bei der Reichsversicherungs- 1 
anstalt j 

Offener Brief der AfA an das Direktorium der Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte T 16, 138 | 

*Die finanziellen Grundlagen der Angestelltenversiche- u 
rung FA1,3 

"Wo bleiben unsere Versicherungsbeiträge? FA3, 25; 
5,38, 8,62 

Reichsversicherungsanstalt. für Angestellte FA 432 

*Fürsorge oder Standesdünkel? FA 9.81 

*Fin Ueberfall und ein Raubzug FA 12,109 

Arbeitsverhältnisse bei der Reichsversicherungsanstal 


V. Gesetzliche 
Interessenvertretungen. 
A. Wirtschaftliches Rate Ve 


5800 
5805 


5620,5 = 
Reichsversicherungsanstalt "| 


Reichsversicherungsanstalt 3 


5620,10 


5620,15 









Gesetzliche Interessenvertretungen, Allgemeines 
Ausbau des wirtschaftlichen Rätesystems, 
räte — * Bezirkswirtschaitsräte ; 
Der Deutsche Industrie- und Handelstag T1,3- 
“Die Fortführung der Rätegesetzgebung T 13,105. 
*Die Fortführung der Rätegesetzgebung (Referat Aufe 
häuser-Berlin, 2. Bundestag) T 19, 171 = 
Für die einheitliche Regelung der Bezirksw irtschaft - 
räte T 22, 204 I 
Die Fortführung der Rätegesetzgebing 123, 214 
Die Fortführung der Rätegesetzgebung. Von S.- 
häuser Sch 11 = 
*Der Arbeiterrat Gross-Hamburg in dee Hamburgischei 1 
Veriassung verankert KB 6, 84 Er 
Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft’ KB 10, ) 
"Bezirkswirtschaftsräte — Reichswirtschaftsrat 
2112 17,209. 
“Zur Organisation der Bezirkswirtschaftsräte 
241; 19, 2337 


Arbeiter. - 


= -5 

































räte M 6,85 Se 
*Bezirkswirtschaftsräte — Bezirkeafbeiehrire‘ BR . 
"Erste Tagung des Beirats der gewerkschaftlichen B 
triebsrätezentrale des A.D.G.B. und des. AfA-Bu 
des am 1. und 2. Februar 1921 BR5,46 



































































































5815 


3850 


5855 


5860 


5865 





Abkürzungen. 





"Pläne für den Aufbau der Arbeiter- und Wirtschafts- 
räte BRZ 6,90 

*Aufbau der Arbeiter- und Wirtschaftsräte BRZ 10, 155 

*Der Aufbau der Arbeiter- und Wirtschaftsräte RA (n. 
a. T.) 6, 223 


5810 L Der Betriebsrätegedanke im Auslande 


Internationale Gesetzgebung für die Arbeiterkontrolle 
WK 16, 3 

Amerika. Die Arbeiterkontrolle WK7,3 

*Fngland. Die englischen Bergarbeiter und der Räte- 
gedanke Gr 20, 93 

Frankreich. Die Arbeiterkontrolle WK7,3 

Frankreich. Bilanzen. und Arbeiterkontrolle WK 19, 1 

Italien. Das italienische Betriebsrätegesetz T 11,93 

Italien. Die Betriebsrätefrage in Italien BRZ 9, 141 

Italien. Das kommende Betriebsrätegesetz in Italien 
RA (n. =. T.) 8, 312 

Italien. _ Die Arbeiterkontrolle WK 7,3 

Luxemburg. Betriebsräte in Luxemburg BRZ 9, 139 

"Norwegen. Das norwegische Betriebsrätegesetz 
KB 14, 189 ; 


Norwegen. Norwegisches Betriebsrätegesetz RA (a. 


T.) 8, 319 
*Oesterreich. Die Rolle der Betriebsräte BA 29 
Oesterreich. Das deutschösterreichische Betriebsräte- 
.. gesetz KB 13, 170 
“Polen. Gewerkschaftsarbeit in Polen T 10, 79 
Tschechoslowakei. Betriebsräte, Schiedsgericht und 
Gewinnbeteiligung im Bergbau in der Tschechoslo- 
wakei BRZ 7, 106 
Tschechoslowakei. Tschechoslowakisches Gesetz und 
Verordnungen, betreffend Betriebs- und Revierräte 
beim’ Bergbau RA (a. T.) 16, 618 


Kammern für Arbeiter und Angestellte in Oesterreich 


B. Betriebsräte. 


(Beamtenräte s. im Beamtenarchiv: Anwendung des 
en eLeengseltgs bei Behörden s. im Beamten- 
archiv 


a) Allgemeines über Betriebsräte. 


Betriebsräte, Allgemeines 


Irrlichter (betr. Harmonieverbände) T 7,54 

Handbuch für Betriebsräte von Rudolf Weck Bp 6, 68 

"Die Rolle der Betriebsräte BA 29 

Schriften über Betriebsrätewesen KB17 (L1,4) 

*Der Betriebsrat im sozialisierten Bergbau BR 3, 27 

"Das. Institut für Wirtschaftsrecht an der Universität 
Jena BR 5, 55 


Literaturübersicht (betr. Betriebsräteschriften) 

BRZ 6, 88 

“Die Betriebsräte in der Land- und Forstwirtschaft 
BRZ 7, 100 


Aufbau der Betriebsräte 


Geschäftsführung, Geschäftsordnung des Betriebsrates 
und Musterarbeitsordnung SchBR (A.D.G.B.) 2 


Betriebsvertretung (Betriebsobmann) 


Der Obmann im Kleinbetrieb SchBR (AiA) 7 
Der Obmann im Kleinbetriebe SchBR (A.D.@.B) 1 


Stellung der Arbeitgeber zu den Betriebsräten 


“Solidarität oder Gruppenegoismus? 18,15 

Korruptionsversuche gegenüber Betriebsräten Bp 9, 96 

*Unternehmer und Betriebsratsvertretung im Aufsichts- 
rat M 6,78 

Unternehmer,,lob“ BR 3, 36 

Aus der Praxis des Reichsarbeitsministers BRZ 2, 31 

Die Fragebogen — die Achillesferse BRZ 6, 95 

Die Betriebsräte im Urteil der Unternehmer BRZ 7, 102 
B.R.G.)BR 5, 12 

Betriebsräte und Unternehmer BRZ 8; 120 

*Die Praxis der Betriebsräte FA 7,55 


b) Betriebsrätegesetz. 


Betriebsrätegesetz, Allgemeines (Praktische Anwendung 


s. unter den betr. Einzelfragen) 

Novelle zum Betriebsrätegesetz RR 3,6 ; 

Mitwirkung im Sinne des Betriebsrätegesetzes (8 66, 
Nr. 9 BRG) RR5., 12 

Kommentar zum Betriebsrätegesetz von Dr. Georg 
Flatow Bop 6, 68 

*Auslegung und Rechtsprechung des Betriebsrätegeset- 
zes und des neuen Arbeitsrechts M 4,52 

"Erste Tagung des Beirats der gewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale des A.D.G.B. und des AfA-Bundes 
am 1. und 2. Februar 1921 BR 5,46 

Artikel 165 BR 6, 58 

Die wichtigsten bisherigen Ausführungsbestimmungen 
zum Betriebsrätegesetz BRZ 3, 37 

Rechtsprechung zum Betriebsrätegesetz BRZ 3,37 

Die Aufgaben der Betriebsräte BRZ5, 67 

Betriebsrätegesetzkommentare BRZ 5, 70 

Richtlinien zum Betriebsrätegesetz für die Betriebsräte 
im Bergbau BRZ 5, 79 

“Auslegung und Rechtsprechung des Betriebsrätege- 
setzes und des neuen Arbeitsrechts BRZ 11, 171 

Der AfA-Entwurf zum Betriebsrätegesetz vom August 
1919 SchBR (AfA) 1 

Grundzüge für Vorträge iiber das Betriebsrätegesetz 
und die damit zusammenhängenden Gesetze SchBR 

 (A.D.G.B.) 7 

“Fin Jahr . Betriebsrätegesetz RA (n. a. T.) 10, 380 


c) Rechte und Aufgaben der Betriebsräte. 


(Anwendung des Betriebsrätegesetzes bei Behörden 
s. im Beamtenarchiv) 


Rechte und Aufgaben der Betriebsräte, Grundsätzliches 


Lohnfragen und Betriebsratsrechte Gr 20, 95 

Betriebsratsmitglieder als Mundanwälte Bp 7,79 

Sind Betriebsrätesekretäre auf Grund des Artikels 165 
der Reichsverfassung des $ 8 des Betriebsrätegeset- 
zes usw. als Vertreter wirtschaftlicher Vereinigun- 
gen der Arbeitnehmer anzuerkennen? BR7,76 

Betriebsräte und Arbeitsrecht BRZ 1,6 

"Worauf es ankommt BRZ2, 17 

$ 69 des B.R.G. BRZ 3, 38 

Die Aufgaben der Betriebsräte BRZ 5, 67 

Kommissionen des Betriebsrats der Badischen Anilin- 
und Sodafiabrik BRZ7,102 

Das soziologische Prinzip im Betriebsrätegesetz 
BRZ 8, 128 

Können von der Belegschaft eines Betriebes, welche 
eine gesetzliche Betriebsvertretung nicht gewählt hat, 
die Rechte aus dem Betriebsrätegesetz in Anspruch 
genommen werden? BRZ 12, 190 

S 71 B.R.G. Das Aufschlussrecht der Betriebsvertre- 
tung BRZ 13, 206 

Geschäftsordnung des Betriebsrates (Arbeiter- und 
Angestelltenrates) Arbeitsordnung SchBR (AfA) 3 

Rundschreiben Nr. 2 der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Aufgaben der Betriebsräte) 
RBR2 

Rundschreiben Nr. 4 der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Betriebsräteschriften u. a.) 
RBRA4 

“Die Praxis der Betriebsräte FA 7, 55 

“Betriebsrat oder Marionette? IH 3, 23 


Tätigkeit der Betriebsräte während der Arbeitszeit 


Die Verwaltung der Zeche Königsgrube und der Be- 
triebrat Gr 6,36 

Der Streik der Bergarbeiter und Angestellten im 
Wurm-Revier Gr 9,52 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. -— Die mit einem ® versehenen ge sind Artikel, die übrigen sind Notizen! - 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist di 


e Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass lie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 





= Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


E =Bk 
FA = Der Ircie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten) Gr =Der technische Grubenbeamte 
f rn = ee I = Der Industrietechniker 
1 — Der Betriebsrat IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
© BRZ< Betriebsrätezeitung des A, D, G.B. (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 
ard (Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsängestellte (Bei- | 


KB = Komespendenzblatt des A.D.G.B. 


} KB(L) = Korrespondenzblati d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Technilser 
(Literaturbeilage) 
Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Rundes 
ungsblatt des ATA-Bundes 
| R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl, Teil) T = Deutsche Pechniker-Zeitung 
RA(n. a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 


RR = Recht und Rechtspraxis 


SchBR = Schriften der Betriebsrätezentralc 
St =Der Staatstechniker 


amtlicher Teil stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 


RBR = Rundschreiben der Beiriebaräte- | WK == Weltwirtschaftliche Korrespenden: 


WSt:= Wirtschaft und Btatistik 
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Sitzungen der Betriebsräte während der Arbeitszeit 
Kann. die konstituierende Sitzung des ‚Betriebsrats 
durch den Wahlvorstand während der Arbeitszeit 
abgehalten werden und ist diese Zeit vom Arbeit- 
geber zu bezahlen? BRZ 12, 190 
Uebertragung des Vorsitzes an den Arbeitgeber ($ 29 
B.R.G.) RA (a. T.) 5, 187 
Betriebsversammlungen 
Rechtsfragen zur Betriebs-Versammlung a 6,88 
Raum für die Betriebsversammlung ($ 45 ff. B.R.G.) 
RA (a. T.) 1, 
Schweigepflicht des Betriebsrates RA (a. T.) 17, 633 
Betreten der Räume des Betriebes durch den Betriebsrat 
Dürfen die Mitglieder der Betriebsvertretungen sämt- 
liche Räume des Betriebes betreten? Bp9. 97: 
BR 8,91; BRZ 12, 189 Re 
Benutzung des Telephons durch den Betriebsrat 
Darf der Betriebsrat das Werkstelephon. benutzen? 
Gr 10,55 
Einfluss der Betriebsräte auf die Produktion 
Die Kontrolle der Produktion T 9,71 
Eine verhängnisvolle Irreführung T 14, 117 
Betriebsrat und „Betriebsgeheilmnnis‘‘ Bp 2, 16 
*Kontrolle der Produktion BR2, 21; 4, 41 
*Frste Tagung des Beirats der gewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale des A.D.G.B. und des AfA-Bundes 
am 1. und 2. Februar 1921 BR5, 46 
“Betriebsräte und Konzerne BR 5,52 
*Die Kontrolle der Produktion BR 6, 57 
*Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Wer regiert in der 
Aktiengesellschaft? BR 7, 69 
*Volkswirtschaftliche Erfahrungen. 
8,81 
*Privatwirtschaft oder Volkswirtschaft? BR 9, 96 
*Die Kontrolle der Produktion im privaten Versiche- 
rungsgewerbe BR 9, 97 
Die Aufgaben der Betriebsräte BRZ 5, 67 
Die Fragebogen — die Achillesferse BRZ 6, 95 
*Die Kontrolle der Produktion BRZ 9, 130 
nn Rn} im Fabrikbetrieb (G. Hönisch) SchBR 
AfA) 6 
Rundschreiben Nr. 2 der freigewerkschaftlichen Be- 
zn L bet Aufgaben der Betriebsräte) 
RBR2 
*Die Kontrolle der Produktion FA 5, 40 
Schweigepflicht des Betriebsrates RA (a. T.) 17, 633 
Einblick in die Betriebsbilanz (Gesetz und praktische 
- Durchführung) 
*Angestelltenverrat im Reichstag T 5, 33 
Die Vorlegung der Betriebsbilanz und Gewinn- und 
Verlust-Rechnung T 10, 83 
Das Betriebsbilanzgesetz T 10, 83 
Unternehmersorgen um die Bilanzveröffentlichung 
1:23, 212 E : 
Gesetz über die Betriebsbilanz und die Betriebs- 
gewinn- und -verlustrechnung KB 11 (R 3, 23) 
Die Vorlegung der Betriebsbilanz und Gewinn- und 
Verlust-Rechnung M 3, 43 
*Gesetz über die Vorlage einer Betriebsbilanz und Be- 
triebsgewinn- u. -verlustrechnung gemäss $ 72 B.R.G. 


Geschäftsbericht 


*Bilanzfragen: Stille Reserven BR5,5 
“Buchhaltung und Bilanz als Kortrollmitiel BR 6, 59; 


8, 85 

Die Vorlegung der Betriebsbilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung BR 6, 68 

er sahirte Erfahrungen. Geschäftsberichte 
BR 8, 81 

Erneuerungskosten BRZ 1,13 

*Das Wesen der doppelten Buchführung BRZ 1,13 

Die Selbstkostenberechnung als Grundlage der Wirt- 
schaftlichkeit des Einzelbetriebes BRZ 2, 27; 3, 43 

*Die Verbuchung der Geschäftsvorfälle BRZ 2, 29 

Der Entwurf eines Betriebsbilanz-Gesetzes BRZ 2, 31 

*Die buchhalterische Darstellung der übrigen Ver- 
mögensbestandteile BRZ 3, 45 

Stabile Dividenden BRZ 4, 57 

Betriebsräte gegen 40 Proz. Dividende BRZ 4, 61 

Entwurf eines Betriebsbilanzgesetzes BRZ 5, 78 

Die Lehre von der Abschreibung BRZ 6,93; 7, 109 

Das Betriebsbilanzgesetz (Der Entwurf nach den Be- 
schlüssen des Reichsrats) BRZ 8, 121 

"Beratung des Gesetzentwurfs über die Betriebsbilanz 
und die Betriebsgewinn- und ES ohunine- im. 
vorläufigen Reichswirtschaftsrat BRZ 8, 12 


Anrufung des Schlichtungsausschusses 


'*Gefährliche Bilanzpolitik BRZ 9,142 i 

Der an der Konten der doppelten’ Buchführung 
BRZ 10, 15 

Was ist ne Bilanz? SchBR (A.D.G.B)6 

Bilanz? . (Paul 


Wie beurteilt man eine 
SchBR 10 

Betriebsbilanz FA 4, 34 

Betriebsräte und Bilanzen IH 6, 42 


Koske.) 


Gesetz über die Betriebsbilanz und die Betriebsgewinn- 


und -verlustrechnung, Vom 5; Februar 1921. 


RA (a. T.) 12, 446 


Betriebsräte im Aufsichtsrat 


. Betriebsratsmitglieder in den Aufsichtsräten T 6, 46 

„Betriebsrat und Aufsichtsrat T 9, 73 

*Die Entsendung von Betriebsräten in den Aufsichtsrat 
T 25, 225 

Entwurf eines Gesetzes über die Entsendung von "Be- 
triebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat Bp 3, 24 

*Unternehmer und Betriebsratsvertretung im Aufsichts- 
rat M 6,78 

*Das Gesetz zur Ausführung des $ 70 B.R.G. (Entsen- 
dung von Mitgliedern des Betriebsrats in den Auf- 
sichtsrat) BR 2, 19 

‚Die Betriebsräte im Aufsichtsrat BR 4, 37 

*Volkswirtschaitliche Erfahrungen. Wer regiert in der 
Aktiengesellschaft? BR 7, 69 

„Betriebsratsmitglieder im Aufsichtsrat BRZ 9, 139 

*Die Betriebsräte im Aufsichtsrat GA 11, 42 


Betriebsräte und Stillegungen 


Rundschreiben Nr. 3 der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Betriebsstillegungen) RBR 3 


Einfluss der Betriebsräte auf die Arbeits- und Lohnver- 
hältnisse 


Mitwirkung der Betriebsvertretung bei Vereinbarung 
übertariflicher Einzelzulagen RR5, 12 

Mitwirkung im Sinne des Betriebsrätegesetzes ($ 66 
Nr. 9 B.R.G.) RR5, 12 

Einsichtnahme in die nach $ 71 des Be- 
triebsrätegesetzes KB7 (R2, 

Mitwirkung des etrlensre et Festsetzung von 
Strafen in einzelnen Fällen BR 4, 44 


*Das Institut für Wirtschaftsrecht an der Universität 


Jena BR 5,55 
Mitwirkung bei Erlass von gemeinsamen Dienstvor- 
schriften gemäss $$ 75 und 80 B.R.G. BR 6, 67 
*Lohnfragen und Betriebsratsrechte BR 8, 88 = 
Hat die Betriebsvertretung bei Verkürzung der 
Arbeitszeit auf Grund der Verordnung vom 
12. Februar 1920 mitzuwirken? BR 8, 91 
Aus der Praxis des Reichsarbeitsministeriums BRZ 2, 31 
Die Straffestsetzung in der Arbeitsordnung BRZ4,59 


Nochmals die Straffestsetzung in der Arbeitsordnung B- 


BRZ 9, 139 


Hat die Betriebsvertretung bei Werkirälg der 


er 


a ee RAN ir 


er; 


Arbeitszeit auf Grund der Verordnung vom 12. Febr. % 


1920 mitzuwirken? BRZ 12, 190 
$ 66 B.R.G. Aufgaben und Befugnisse des Betriebsrates 
BRZ 13, 206 
Geschäftsordnung des Betriebsrates 
Angestelltenrates) Arbeitsordnung SchBR (AfA) 3 
Geschäftsführung. Geschäftsordnung des Betriebsrates 
und Musterarbeitsordnung SchBR (A.D.G. B.) 2 


Ueberwachung der Tarifvertragsdurchführung 


Ueber Befugnisse der Betriebsräte FBR 7,48 
Um die Rechte der Betriebsräte KB 23,350 


$ 71 B.R.G. Das Aufschlussrecht der Betriebsvertre- 7 | 


tung BR 9, 102 
"Betriebsräte und Arbeitsrecht BRZ 1,6 


Entgegennahme von Beschwerden 


*Betriebsräte und Arbeitsrecht BRZ 1,6 


(Arbeiter- und 


*Das Institut für Wirtschaftsrecht an der Universität a 


Jena BR 5, 55 


“Rechtsweg der Betriebsräte in Arbeitsstreitigkeiten “ 


KB 24 (R 6, 46) 
"Wer ist ie bei 


Streitigkeiten? 
(A.D.G 


tung seine Rechte aus dem B.R.G, in Anspruch neh- 


.- 


 SchBR . E 


lhnsrahne: ne Betriebsrats zu Einstellungen und 2 | 
Entlassungen ei 
Kann ein gekündigtes Mitglied einer Betriebsvertre- 


men, auch wenn der Betriebsrat seiner Massrege- ir 
lung zugestimmt hat? BR 8,90; BRZ 12, 190 Be 


$ 96 Kündigung eines Beiriebsvertretunzsmitgliedes = 


ohne Zustimmung der Betriebsvertretung BR en 1094 











Pe 


*Betriebsräte und Arbeitsrecht BRZ 1, 6 
*Entscheidung des Schlichtungsausschusses: nach 
Bestimmungen des B.R.G. BRZ 3, 38 
Entlassung wegen Arbeitsmangels BRZ 3,38 
Zwei beachtliche- Entscheidungen zu $ 84 ff. B.R.C. 
BRZ 3, 39 
*Arbeitsstreckung und Kündigungszeit BRZ 4, 60 
Die Aufgaben der Betriebsräte BRZ 5, 67 
$ 12. Verordnung vom 12. Februar 1920. Kündigung 
von Hilfsangestellten BRZ 13, 205 
$ 96. Kündigung eines Betriebsvertretungsmitgliedes 
ohne Zustimmung der Betriebsvertretung BRZ 13, 205 
Muss der Betriebsrat eines Theaterbetriebes bei Ent- 
lassungen von Künstlern gehört werden? 
BRZ 13, 205 
Richtlinien für Einstellungen ($ 78 des Betriebsräte- 
gesetzes) SchBR (AfA) 4 
Richtlinien für Einstellungen und Entlassungen SchBR 
(A.D. G.B.) 3 
Richtlinien für Entlassungen 
gesetzes) SchBR (AfA) 5 
*Mitbestimmungsrecht und RA (an. 
“ 2. T.) 2,65 
*Die Prüfung des Einspruchs gegen eine Kündigung des 
Arbeitgebers nach dem Betriebsrätegesetz RA 
(n. a. T.) 14,536; (n. a. T.) 15, 577 
Wahrung der Fristen der $$ 84, 86 B.R.G. RA (a. T.) 
16, 595 
Warenversorgung durch Betriebsräte 
Werkskonsumverein und Betriebsräte T 9, 73 
*Der Konsumkonzern der Unternehmer BRZ 8, 115 
*Der:Konsumkonzern der Unternehmer zur Frage der 
Werkkonsumanstalten BRZ 9, 133 
Die Warenversorgung durch Betriebsräte BRZ 10, 160 


Sonstige Einzelbefugnisse und Aufgaben der Betriebs- 
räte 
*Der neue Unfallvertrauensmann KB 23,315; 25, 339 
*Die Aufgaben der Betriebsräte bei der Berufshygiene 
der Angestellten BR 4, 39 
Gehört die Mitwirkung an einer Betriebswohlfahrts- 
einrichtung im Sinne des B.R.G.$ 66 Ziffer9 zu den 
Aufgaben des Betriebsrates? BR 7, 75 
$ 74 B.R.G. Mitteilung von einem Verkauf oder einer 
Verpachtung des Betriebes BR 9, 102 
$ 66 B.R.G. Aufgaben und Befugnisse des Betriebs- 
rates BR 9, 102 
*Betriebsräte und Arbeitsrecht BRZ 1, 6 
Unterbindung von Lieferungsverträgen durch Betriebs- 
räte BRZ 2, 31 
Was sind neue Arbeitsmethoden? BRZ 8, 120 
$ 74 B.R.G. Mitteilung von einem Verkauf oder einer 
Verpachtung des Betriebes BRZ 13, 206 
Kosten der Betriebsräte 
Wer bezahlt die Portoauslagen des Betriebsrates? 
Gr 20, 95 
Was die Betriebsräte im Ruhrrevier kosten Gr 20, 96 
*Aufwandsentschädigung des Betriebsrates vor dem 
Gewerbegericht KB 2, (R 1, 3) 
Aufwandsentschädigung für Betriebsratsmitglieder bei 
Teilnahme an Verhandlungen vor dem Schlichtungs- 
ausschuss BR 2, 23 
*Das Institut für Wirtschaftsrecht an der Universität 
Jena BR 5, 55 
$ 36 B.R.G. Geschäftsführungskosten des Betriebsrates 
BR 9, 102 
Verbot der Lohnminderung -von Betriebsratsmitglie- 
dern ($ 35 B.R.G.) RA (a. T.) 1,15 
Erstattung der den Betriebsratsmitgliedern durch Teil- 
nahme an Tarifverhandlungen entstandenen Kosten 
($ 35 B.R.G.) RA (a. T.) 5, 187 
Geschäftsführungskosten im Sinne des $ 35 und $ 36 
B.R.G. RA (a. T.) 17, 631 


den 


($ 78 des Betriebsräte- 


Sozialisierung 












































































d) Wahlen der Betriebsräte. 


6000  Betriebsratswahlen 

Aufruf für die Wahl von Betriebs-, Arbeiter- und An- 
gestelltenräten T 6, 46 

Eine verhängnisvolle Irreführung T 14, 117 

Wahlrecht und Wählbarkeit der Obersteiger zum Be- 
triebsrat Gr 4, 23 

*Zur Betriebsratswahl im Bergbau Gr 11,57 

Betriebsrätewahl — Kampfesweise —-. Neutralität 
Gr 14,71 

Nochmals Wahlrecht und Wählbarkeit der Obersteiger, 
Betriebsführer, Inspektoren usw. zum Betriebsrat 
Gr 17,84 

Gehören Stimmzettel zu den sächlichen Kosten der 
Betriebsratswahl? KB20 (R 5,39); KB 24 (R 6, 48) 

Zur Neuwahl eines Betriebsrates ($ 20 des B.R.G.) 
BR 2, 23 

*Aufruf für die Wahl von Betriebs-, Arbeiter- und An- 
gestelltenräten BR 5,45 

Betriebsrätewahlen BR 7, 74 

Veränderung der Stärke des Betriebsrates während 
der Wahlperiode ($ 15 B.R.G.) BR 7,75 

*Gemeinsame Wahl ‘aller Arbeitnehmer und Abtretung 
von Betriebsratssitzen an Angestellte BR 7, 77 

*Aufruf für die Wahl von Betriebs-, Arbeiter- und An- 
gestelltenräten BRZ 9, 129 

$ 5 der Wahlordnung. Müssen Vorschlagslisten zur 
Newwahl des Betriebsrates mindestens doppelt so- 
viel Bewerber als Betriebsvertretungsmitglieder zu 
wählen sind, enthalten? BRZ 13, 205 

Rundschreiben Nr. 4 der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Betriebsräteschriften u. a.) 
RBR 4 

Das Wahlrecht und Wahlverfabren zu den Betriebs- 
räten Anlage zu Nr. 4R.B.R. 

Die Zahl der bei Betriebsratswahlen zu wählenden 
Ersatzmitglieder ist unbeschränkt RA (a. T.) 17, 633 

Haben Abteilungsleiter das aktive und passive Wahl- 
recht zur Betriebsvertretung? RA (a. T.) 18, 662 

6005 _ Gültigkeit der Wahlen 


Ist nach der Neuwahl einer Betriebsvertretung, wenn 
Einspruch gegen die-Wahl erhoben ist, die neue Be- 
triebsvertretung bis zur Entscheidung als im Amte 
befindlich zu betrachten? BR 8, 90; BRZ 12, 190 

$ 23 B.R.G. Wer entscheidet über die Rechtsgültigkeit 
eines bestehenden Betriebsrates? BR 9, 101; 
BRZ 13, 206 

Amtsdauer der Betriebsräte 

Absetzbarkeit der Betriebsrats-Vorsitzenden 
Betriebsausschusses BR 2, 22 

Bleibt eine Betriebsvertretung im Amte, auch wenn 
die Inhaber des betreffenden Betriebes wechseln? 
BR 8, 91; BRZ 12, 190 


6010 
und des 


e) Organisation der Betriebsräte. » 


Organisation der Betriebsräte, Allgemeines 
Verkehr mit den Angestelltenräten Bp 6, 67 
*Demaskierung M 1,6 
"Betriebsräte und Konzerne BR 5,52; 8,89 
*Richtlinien für die Zusammenfassung der Betriebsräte 
BRZ 1,3 
Generalversammlung der gewerkschaftsfeindlichen Be- 
triebsrätezentrale BRZ 2, 19 
*Der Aufbau der Fachgruppen BRZ 3, 33 
Fragebogen für die Betriebsräte BRZ 4, 61 
*Gewerkschaften und Betriebsräte BRZ 5, 66 
Die Zusammenfassung der Betriebsräte BRZ 5, 69 


6050 





Abkürzungen. 


dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 
= Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA= Der Belörden-Angestellte (Beilage 


| 
5970 
5975 - 
5980 
B 
Ei 
BR 








= BeamtennHachrichten N 
= Bundespost 

= Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G,B. 
= = rn und Unterricht 


= d 
FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
Gr =Der technische Grubenbeamte 
= Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) 


= Der 
(Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
len | KBIR) S Korrsepondesshlett d. A-D:G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA- 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RA(n.a.T.) = Beichs- Dan ablakt (micht- | V 


IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
(Beilage des Freien Angestellten) 
technische Gemeindebeamte 


RBR = Rundschreiben der 
KB = Korrespondenzblatt des A. D.G. B, ’ 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 

SR. = Sozialwirtschaftli Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Rundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

== Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenr 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


eerechtanalage). 
undes 


amtlicher 
triebarfäte- 
zentrale 
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Rue N “der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale ber: Zusammenfassung der Be- 
triebsräte) RBRI 

Betriebsräte und Konzerne IH 3, 18 

’Nie Betriebsräte in den Genossenschaften 
4,15 

0055 Freigewerkschaitliche Betriebsrätezentrale des A.D.G.B. 
und des AiA-Buades 

eigen, Betriebsrätezentrale - des AD.GB. 

3, 20 

Eine "Gewerkschaitskundgebung gegen die Wiedergut- 
machungsforderungen der Entente T 6, 44 

Gewerkschaftliche Betriebsrätezentrale T 7,55 

"Aufruf für die Wahl von Betriebs-, Arbeiter- und An- 
gestelltenräten BR 5,45 


GA 2,5 


*Frste Tagung des Beirats der gewerkschaftlichen Be-- 


triebsrätezentrale des A.D.G.B. und des AfA-Bundes 
am 1. und 2. Februar 1921 BR 5, 46 

*Frste Tagung des Beirats der gewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale des A.D.G.B. und des AfA-Bundes 
BRZ 9, 131 


Satzung und Geschäftsordnung der freigewerkschait- 


lichen Betriebsrätezentrale des Wirtschaftsbezirkes 
Berlin mit Ausführungsbestimmungen SchBR 
Aufruf und Richtlinien des A.D.G.B. und der AfA so- 
wie Arbeitsplan, Aufgaben und Normalsatzung der 
örtlichen freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale 


SchBR 1 
Aufruf und Richtlinien des A.D.G.B. und der AfA 
SchBR (AfA) 2 
Die örtliche ireigewerkschaftliche Betriebsrätezentrale 
FRE Aufgaben, Normalsatzung) SchBR 
iA) 8 


6060 Schriften der Betriebsrätezentrale 

Aufruf und Richtlinien des A.D.G.B. und der AfA so- 
wie Arbeitsplan, Aufgaben und Normalsatzung der 
örtlichen freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale 
SchBR I 

Der AfA-Entwurf zum 
August 1919 SchBR AfA) I 

Aufruf und Richtlinien des A.D.G.B. 
SchBR (AiA) 2 

Geschäftsordnung des Betriebsrates (Arbeiter- und An- 

7 gestelltenrates). Arbeitsordnung SchBR (AfA) 3 

Richtlinien für Einstellungen ($ 78 des Betriebsräte- 
gesetzes) SchBR (AfA) 4 

Richtlinien für Entlassungen ($ 78: des Betriebsräte- 
gesetzes) SchBR (AlA) 5 

Die Selbstkosten im Fabrikbetrieb (G. Hönisch) 
SchBR (AfA) 6 a 

Der Obmann im Kleinbetrieb SchBR (AiA) 7 

Die örtliche freigewerkschaftliche Betriebsrätezentrale 
(Arbeitsplan, Aufgaben, Normalsatzung) SchBR 
(AfA) 8 

Die Vorräte und ihre Lager in Fabrikbetrieben (Ing. 
Otto Künstler) SchBR 9 


Betriebsrätegesetz vom 


und der AfA 


Wie beurteilt man eine Bilanz? (Paul Koske) 
SchBR 10 
2 Geschäftsführung, Geschäftsordnung des Betriebsrates 


und Musterarbeitsordnung SchBR (A.D.G.B.) 2 
Richtlinien für Einstellungen und Entlassungen SehBR 
(A.D.G.B.) 3 
Der Obmann im Kleinbetriebe SchBR (A.D.G.B.) 4 
Sn = zuständig bei Streitigkeiten? SchBR (A.D. 
.B.)5 
Was ist eine Bilanz? SchBR (A.D.G.B.) 6 
Grundzüge für Vorträge über das Betriebsrätegesetz 
und die damit zusammenhängenden Gesetze SchBR 
(A.D.G.B.) 7 
606 Flugblätter der Betriebsrätezentrale 
Das Wahlrecht und Wahlverfahren zu den Betriebs- 
räten (Beilage zu Nr. 4 R.B.R.) 
6070 RUNSSCHUSLUER der “Betriebsrätezen- 
trale 
Rundschreiben Nr. 1 der freigewerkschaitlichen : Be- 


triebsrätezentrale (betr. Zusammenfassung der Be-” 


triebsräte) RBR 1 
Rundschreiben Nr. 2: der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Aufgaben der Betriebsräte) 
RBR2 2 
- Rundschreiben Nr. 3 der freigewerkschaftlichen Be- 
triebsrätezentrale (betr. Betriebsstillegungen) RBR 3, 
Rundschreiben Nr. 4 der freigewerkschaftlichen Be- 
Sie (betr. Betriebsräteschriften u. a.) 


6085 
6090 


6095 


6110 


C. Arbeitskammern für den Bergbau. 


6150 


6200 


6205 


6210 
6215 


6220 


6250 


6255 


6285 
6290 


630U 


Freigewerkschallliter: Detekteien 


& Landwirtschaftskammern, . 
Handwerks- u. Gewerbekammer 


6280 









her erste Kongress der Betriebsräte Deutschlands 
2Sh7 Bi 
Aufruf zum Ersten Kongress der Betriebsräte Dentsch- IR 
lands BRZ 4, 49 
"Zum Reichskongress der Betriebsräte BRZ 5, 65. 
Betriebsräteorganisation des Gewerkschaftsringes 
(Hirsch-Duncker) ” "2 
Betriebsräteorganisation des Deutschen Gewerkschaits- 
bundes (christlich) 4 
*Der erste Betriebsrätetag des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes KB 1, il E! 
*Der erste Betriebsrätetag des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes am 24. November 1920 BR 4, 40 m) 
Wirtschaitliche Betriebsräteorganisatlon (Halle) (s. auch | 
V.K.P.D. 1205, 100) = 























P)} Ausbildung der Betriebsräte. 


Ausbildung der Betriebsräte (s. auch Wicischalltiches 2 
Bildungswesen unter 3055) 
Betriebsräteschulung KB 21, 292 
"Betriebsräteschulung in Gross-Berlin BR 3, 33 3 
*Wie lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 
BR 7,71; 8, 83 
- *Betriebsräteschulung BR 8, 89 
Wirtschafts- und. rechtskundliche Vorträge zur Fort- 2 
bildung der Betriebsräte BRZ 4, 64 ey 
Betriebsräteschulung AN: 13, 208 = | 

















rar En a nern a nie 

























Arbeitskammern für den Bergbau 
Arbeitskammern für den Ruhrbezirk Gr 5, 29; 19,90 ° 
Die Arbeitnehmergruppe der Arbeitskammer für das 
Ruhrgebiet zur Frage der Berggewerbegerichte 3 | 
Gr. 7,42 3 
Arbeitskammerwahl im Ruhrgebiet Gr 23,108 
Arbeitskammer für den Ruhrbergbau Gr 24, 112 


D. Reichswirtschaftsrat. 


(Bezirkswirtschaftsräte s. unter 5805) 


Reichswirtschaitsrat, Allgemeines 
Christliche Kampiesweise T 7, 54 £ 
Der Reichswirtschaftsrat gegen die Ententeforderungen 

T 10, 8i 
*Der Vorläufige Reichswirtschaftsrat und seine Geg- 
ner KB 25, 337 = 

Wirtschaitspolitischer Ausschuss _ 

Gegenmassnahmen gegen die Sanktionen T12, 99. 

Sozialpolitischer Ausschuss 

Unterausschuss zur WILLBCDRUNFBENE FOTSETENR der 

geistigen Arbeit { 

Finanzpolitischer Ausschuss L 
Der finanzpolitische Ausschuss des Reichswirtschafts- 

rates T 2,12 







E. Handelskammern. er; 


Handelskammern 
Der Deutsche Industrie- und Handels? 113 = 
Kurzsichtige Tarifpolitiik der Unternehmer — un- = ’] 
 sinnigce Enapreise T 10. 82 Be 
*Die Handeiskammern BRZ 2, 23 

























Eine Handelskammer für 10stündige Arbeitszeit 
IH 5, 34 | ,: = 
Deutscher industrie- und Handelstag Ea 





Der Deutsche Industrie- und Handelstag T1,3 - 










Landwirtschaitskammern BR 
Fiandwerks- und Gewerbekammern ie 
Haudwerks: und Gewerbekammertag = ee 







G. Verbraucherkammerst | 


Verbraucherkammern er 









W 


- Vl. Soziale Bewegung. 
"A. Soziale Bewegung, Allgemeines. 


BE 


6500 
6505 


Soziale Bewegung, Allgemeines 
Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
Allgemeines 
*Zur Geschichte des kollektiven Arbeitsvertrags. I. Vom 
Tarifvertrag zur Arbeitsgemeinschaft. II. Entwick- 
lung der Arbeitsgemeinschaften KB 4,51 
*Zur. Geschichte des kollektiven Arbeitsvertrages. 
II. Die Arbeitsgemeinschaft als gewerkschaftliches 
Problem KB 5, 69 
Aus der Zentralarbeitsgemeinschaft KB 17, 237 
Die AEG in der Zentralarbeitsgemeinschaft. (Ueber- 
sicht über die Fachverbände der Eisen- und Metall- 
industrie.) BRZ 2, 26 
Erneute Steiluugnahme des Zentralvorstandes der 
Zentralarbeitsgemeinschaft zur Frage der Erhebung 
der Ausfuhrabgabe RA (n.a.T.) 2, 71 
Aus den einzelnen Reichsarbeitsgemein- 
schaften 
Die Reichsarbeitsgemeinschaft 
T 15, 123 
Reichsarbeitsgemeinschaft 
Elektrizitätswerke 112, 26 
Arbeitsgemeinschaft für den Maschinenbau I 12, 26 
Die Wählen zu den Kali-Untergruppen Gr 2,12 
*Aus der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau Gr 4, 20 
Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau Gr 16, 30 
Reichsarbeitsgemeinschaft für den Kalibergbau 
Gr 16, 80 ; 
Fachgruppe Braunkohlenbergbau Gr 20, 96 
Fachgruppe Braunkohlenbergbau Gr 20, 96 
Reichsarbeitsgemeinschaft Gruppe Kalibergbau 
Gr 24, 112 
Gruppe Braunkohlenbergbau, Untergruppe Oberlausitz 
Gr 24 112 
Die AEG in der Zentralarbeitsgemeinschaft (Ueber- 
sicht über die Fachverbände der Eisen- und Metali- 
industrie) BRZ 2, 26 
Stellung der Arbeitgeber Arr- 
beitsgemeinschaft 
Stellung der Arbeitnehmer 
beitsgemeinschaft 
"Rinigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7, 49 
Arbeitsgemeinschaften (Bericht 
tage des 2.d.A.) FA 11, 107 
*Fntwicklungstendenzen in den Beruisverbänden (Ge- 
fährdung der Arbeitsgemeinschaften) RA (n.a.T.) 5, 
182 


6510 


für das Baugewerbe 


für Gas-, Wasser- und 


6515 zu der 


zw-.der. Ar- 


6520 


auf dem Verbands- 


B. Arbeitgeberbewegung. 
a) Arbeitgeberbewegung, Allgemeines. 


6550 Arbeitgeber-Bewegung, Allgemeines 





Festerer Zusammenschluss der Unternehmerverbände 
T 2,12 
Die Beitragslast der Arbeitgeberverbände T 11,93 
Unternehmerorganisationszwang IH 12, 96 
*Fntwicklungstendenzen in den Berufsverbänden 
(n. a. T.) 5, 182 
6555  Reichslandbund 


b) Zentralausschuss der Unternehmerverbände. 


6560 Reichsausschuss der deutschen Landwirtschaft 
6565 Reichsverband der deutschen land- und forstwirtschait- 
lichen Arbeitgebervereinigungen 


Abkürzungen. 


dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 
= Der Bautechniker | FBR= Freie Beamtenrundschau 

BA = Bundes-Archiv | GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 

BhA— Der Behörden-Angestellte (Beilage | lage des Freien Angestellten) 

des Freien Angestellten) Gr == Der technische @rubenbeamte 


RA 





a m ee ee I =Der Industrietechniker 
BR = Der Betriebsrat IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
BRZ == Betriebsrätezeitung des A.D. G.B, (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht =Der. technische Gemeindebeamte 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 


FA =Der freie Angestellte 


KB = Korrespondenzblatt des A.D.G.B. | 
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Reichsverband der deutschen Industrie 
Vereinigung der deutschen Arbeitgeber-Verbände 


6570 
6a7a 


a Zusammenschluss der Unternehmerverbände 

2,12 

Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
12,83 


Die Jahresversammilung der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände T 15, 124 

*Kriezsrat in der Vereinigung der deutschen Arbeitge- 
berverbände KB 6, 85 

Die‘ Jahresversanımlung der Vereinigung der Deut- 
schen. Arbeitgeberverbände KB 13, 183 

Ein Blick in das andere Lager. Die .Jahresversamm- 
lung der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 

.  bände M 4,57 

*Die ‘bayerischen Industriellen IH 7,51 


6580  Reichsverband des deutschen Handwerks 

6585 Hansabund für Gewerbe, Handel und Industrie 

6590 Zentralverband des deutschen Grosshandels 

6595 Vereinigung der Arbeitgeberverbände des Grosshandels 
6600 Haupigemeinschait des deutschen Einzelhandels 


Zentralverband des deutschen Bank- und Banklerge- 
werbes 

Reichsverband der Bankleitungen 
Arbeitgeberverband deutscher 
mungen 

Zentralstelle für das deutsche Trausport- und Verkehrs- 


zewerbe 
c) Arbeitgeberpolitik. 


Arbeitgeberpolitik, Allgemeines 
Wir leben im Schlaraffenland T 2, 12 
Wohlwollen der Arbeitgeber gegenüber den Werk- 
meistern T 4,30 | 
Wühlarbeit der Gewerkschaitsgegner T 7,53 
Zuckerbrot und Peitsche (betr. Stellung der Arbeit- 
geber) T 16, 139 
„Die durch und 
schaft“ T 20, 188 
Erfüllung des Ultimatums auf Kosten der 
mer T 22, 204 
Die empörten Scharfmacher 18, 16 
"Sturmzeichen I 10, 19 
Ein Dokument des Bayerischen Industriellen-Verbandes 
111,22 
Höher gehts nicht mehr. (Betr. Tarifpolitik der Arbeit- 
 geber) 112,28 
"Zur Psychologie des Unternehmertums im Architek- 
tengewerbe B6, 11 
*Was geht vor? Gr 24, 110 
Schamlose Verdächtigung BA 37, 108 
Selbstverwaltung in Technik und Wirtschaft KB 10, 136 
Ein ungeheuerliches Fehlurteil des Frankfurter Schlich- 
tungsausschusses KB 18, 253 
Die Unternehmer gegen die gleichberechtigte Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im. Wirtschaftsleben 
KB 19, 263 
Kampfmittel- der Unternehmerverbände 
ganisierte KB 24, 335 
Stabile Dividenden BRZ 4, 57 
Verdienstmedaille des Bayerischen 
bandes BRZ 13, 197 
Unternehmerlist FA 3,26 
Unternehmerschutz — Angestelltentrutz FA 10, 100 
*Die bayerischen Industriellen IH 7,51 
Hinter den Kulissen der Unternehmer EH9; 67 
Die Heiratserlaubnis IH 12, 95 
Die Sabotage der Schiffseigentümer WK 10,2 
Werkspolizei 
*"Werkspolizei BA 33 
Wohliahrtseinrichtungen der Unternehmer . . 
Werkskonsumvereine und Betriebsräte T 9,73 


6605 


6610 


6615 Versicherungsunterneh- 


6620 


68500 


durch korrumpierte Arbeitnehmer- 


Arbeitneh- 


gegen Unor- 


Industrieilenver- 


6805 


6810 











Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 


Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist : \ 
N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach‘ Namen geordnet sind. 


1 bedeutet, 


ie Seite. — L neben der. Rubrikzah 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Bozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Hundes 

|-SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentraie 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

== Zeitschrift "für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korresponden« 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


KB{L) = Korrespondenzblatt d. A. D,G.B. 
ee) 

KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) 

M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 

RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 

RA(n.a.T.)= Mei ee Brealeeiett (micht- | V 


a er. Teil) | 
RBR = Rundschreiben der en 


zentrale 








*Rückzahlung von Beiträgen aus Betriebs- Pensions- Die Gewerkschaften der Fabrikarbeiter WK 6,3 
kassen T 17,122 Die Entwicklung der Gewerkschaften in den . Jahren 
Rückgewähr von Beiträgen bei private Pensionsein- 1910-1919 .WK 13,2 
richtungen KB 15 (R 4, 28) Amerika. Opposition im amerikaniseit&g Gewerk- 
"Rückzahlung von Beiträgen aus Betriebspensions- schaftsbund BA21 
kassen M 4,53 *Amerika. Die amerikanischen Gewerkschaften BA 27 
*Die Betriebswohlfahrtseinrichtungen BR 5,51 *Amerika. Die amerikanischen Gewerkschaften und 
Gehört die_ Mitwirkung an einer Betriebswohlfahrts- Arbeiterparteien BA 34 
einrichtung im Sinne des B.R.G. $ 66 Ziffer 9 zu *Amerika. Die Amer:'kaner und die Gewerkschaftsin- 
den Aufgaben des Betriebsrats? BR 7,75 ternationale. Warum sie ihr fernbleiben KB 7,91 
*Der Konsumkonzern der Unternehmer BRZ 8, 115 Amerika. Die Amerikaner und die Gewerkschaitsin- 
*Der Konsumkonzern der Unternehmer zur Frage der ternationale KB 8, 106 Be 
Werkkonsumanstalten BRZ 9, 133 Amerika. Verschmelzung in den Vereinigten Staaten 
*Betriebspensionskassen FA 7, 54 KB 9, 121 £ y 
*Die Betriebs-Wohlfahrtseinrichtungen IH 11, 81 Amerika. Ein neuer Weg der Gewerkschaftstaktik 
Stellung der Arbeitgeber zur S6zialisierung s. unter 3610 KB 12, 161 : 
Stellung der Arbeitgeber zu den Betriebsräten siehe Amerika. Kampf gegen die Gewerkschaften in den || 
unter 5865 Vereinigten Staaten von Nordamerika KB 14, 196 
Stellung der Arbeitgeber zu den einzelnen Fragen der Amerika. Uebernahme einer Fabrik durch eine Ge- 
Sozialpolitik s. unter den betr. Fragen selbst‘ werkschaft KB 19, 269 % 
5 - Amerika. 3 dritte allamerikanische Gewerkschaits- 1 | 
kongress KB 21, 290 
G; Arbeitnehmerbewegung. Amerika. Gewerkschaftsbawegung in Mittel- und Süd“ 
amerika WK 6, 3 
(Beamtenbewegung s. im Beamtenarchiv) *Australien. Aus der australischen Gewerkschäfttbe- 
& . wegung KB 11, 151 
a) Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines. Australien. Gewerkschaften im australischen Staaten- 
bund KB 19, 269 
7000 Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines *Fngland.. Die Entwicklung der Nationalisierungsbe- 
1005 L a re: a en st Ra Tahren strebungen im englischen Kohlenbergbau Gr 7, 37 
onen 1. 125 Ba "England. Gewerkschaften in Grossbritannien KB 6, 81 
Amerika. Die „Open shop“-Bewegung in Amerika EN. Postarbeiter für das Streik- 
WK 14, 3 England. Die englische Arbeiterpartei über die wie- 
Organisationstragen dergutmachungsfrage KB 13, 180 
Nicht organisiert E 1,12 *England. Konzentrationsbewegung bei. den englischen 
Kündigung der Mitgliedschaft Gewerkschaften KB 21. 285 
Organisationszwang England. Konzentrationsbewegung bei a englischen“ 
Industrie- oder Beruisverband? Gewerkschaften KB 23, 321 
Auf falschem Wege. Schaffung eines Arbeitnehmer- England. Die Zahl der Gewerkschaften der in 
verbandes der deutschen feinkeramischen Industrie Grossbritannien RA (n. a. T.) 8, 313 
14,7 Frankreich. Der französische Gewerkschaftsbund 
*Betriebsorganisation oder Berufsgewerkschaft? gegen die „Sanktionen“ T 11,90 
K 13, 41 Frankreich. Die Verfolgung der Lehrergewerkschait 
Industrieverband mit Unterteilung nach Berufsgruppen in Frankreich FBR 2, 16 3 
oder Berufverband mit _ Industrie-Fachgruppen? Frankreich. Zur Auflösung des- französischen Gewerk- 
Von S. Aufhäuser Sch 1 schaftsbundes KB 5, 64 il 
Für den Zusammenschluss zu Industrieverbänden Frankreich. Die Verfolgung der Gewerkschaitsbewe- \ 
KB 16, 224 gung in Frankreich WK 5,3 F 
Industrieverband oder Angestelltengewerkschaft? (Be- Frankreich. Das Programm des französischen Ge- 3] 
richt auf dem Verbandstage des Z. d. A.) FA 11, 107 werkschaftsbundes WK 12 4 
*Der Zentralverband der Angestellten und das Ver- Frankreich. Unternehmer- und Harmonieverbände Fu 
sicherungsgewerbe VL,1 WK23, 3 > 3 3 
Gemeinsame Organisation der Hand- und Kopiarbeiter, *Italien. Die  Metallarbeiter-Bewegung in Italien ©’ 
Grundsätzliches . RA(n.a.T.) 1,37 E 
Verband der Hand- und Kopfarbeiter "Italien. Der Kampf in der italienischen Metallindu- 
Gewerkschaften und Rätesystem strie RA (n. a. T.) 2, 74 = 
Eine verhängnisvolle Irreführung T 14, 117 „Japan. Gewerkschaftsbewegung in Japan KB9, 122 
*Demaskierung M 1,6 “Japan. Die Arbeiterbewegung in Japan nach dem ) 


"Gewerkschaften und Betriebsräte BRZ 5, 66 Kriege KB 21, 286 Bi 
Grundsätzliches zur Frage der Betriebs-Organisationen Japan. Gewerkschaftsbewegung in Japan WK12 
*Betriebsorganisation oder Berufsgewerkschaft? K 13,41 Kanada. Gewerkschaften in Kanada 1919 KB6,81 
Syndikalismus „Neuseeland. Gewerkschaften in Neuseeland KB 21, 288 
„Eine Probe syndikalistischer Gedankengänge T 12, 101. Polen. Gewerkschaftsarbeit in Polen T 10,79 a 
*Der Syndikalismus SR 3, 5 Polen. Die Gewerkschaften in. Westpolen KB 14,195 
‘Literatur über den Syndikalismus SR 3, 8 Schweden. Gewerkschaftsbewegung in Schweden 


N, 
Die AfA syndikalistisch BA 9 | „u WK 6,3 R el E 
7055  Arbeiter-Unionen Schweiz. Die Schweizerischen Gewerkschaften im 7’ 


Die Gewerkschaftszertrümmerer unter sich T 20, 190. R Jahre 1920 KB 25, 347 PB: 

7060 Organisation der Erwerbslosen Tschechoslowakei. _ Die Gewerkschaftsbewegung. in 
ass nn KB 6, 79 ki: 

r. S ‘ Türkei. Gewerkschaften in der Türkei KB 9, 120 pr 

b) Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines. Ungarn. Die ungarländische Gewerkschaftsbewegung | 


7100 Stand der Gewerkschafisbewegung in Deutschland KB 23, 324 : RB 
*Die deutsche Gewerkschaftsbewegung E 1,3 7106L Angestelltenbewegung in Ausland 5 
*Rückblick auf das Jahr 1920 KB 2, 17 England. Aus der englischen Angestelltenbewegung 
Die. Gewerkschaftsbewegung. Von S. Nestriepke T 11, 94 

KB 17 (L1, ı) England. Die englische Angestelltenbewegung- T1, 103 
*Die Angestelltenbewegung Ms, 65° England. Die Arbeiter im „Gehrock“ (black Coatedi 

7105 L Gewerkschaitsbewegung im Ausland E 5, 76 

Internationaler Gewerkschaftsbund s. unter 7165 England. Angestelltenbewegung im Auslande MI, a 

Die Stärkung der Gewerkschaften T 11,93 England. Die Organisation der Kopfarbeiter und. die, 

Die Entwicklung der Gewerkschaften in den Jahren wirtschaftlichen Konflikte M 7,101 Ce 
1910-1919 T 15, 125 Fngeland. Aus der englischen Angesteiltenbewesung. 

Ueber 32 Millionen Gew erkschaftsmitglieder KB 14, 197 - WK1,3 2 vr 
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7120 
7125 


7130 


7135 


7160 





Frankreich. Begrüssungsansprachen ausländischer 
Kollegen (2. Bundestag) T 19, 177 

eg Angestelltenbewegung - im  Auslande 
5, 69 


Frankreich. Die Angestelltenbewegung in Frankreich 
WK 15, 3 
Italien. Die italienischen Angestellten vor dem 'Gene- 
ralstreik M 4, 58 
Italien. Die Bewegung unter den Angestellten M 7,101 
Tschechoslowakei. Begrüssungsansprachen. ausländi- 
scher Kollegen (2. Bundestag) T 19, 177 
Gewerkschaften und Politik 
Nebenregierung der Gewerkschaften? T 21, 195 
(s. auch unter den einzelnen Verbänden) 
*“Mahnwort an die Bergbau-Angestellten Gr 7, 38 
"Die Stellung der beamteten Techniker zum Bunde 
K 17,57 
"Kritik der „neutralen“ Beamtenbewegung BA 2 
Politische Toleranz in der Angestelltenbewegung 
M 2,25 
Gewerkschaften und Klassenkampf 
"Das Wesen der Gewerkschaft E3, 33 
Gewerkschaften und Maifeier 
Aufruf des Internationalen Gewerkschaitsbundes zur 
Feier des I. Mai T 15,125 
“Aufruf der Gewerkschaftszentralen zur  Maiieier 
T 16, 129 
Erste Maifeier in Japan T 22, 205 
Zum 1. Mai KB 16, 209 
Bücherschau. Die diesjährigen Maifestzeitungen 
+2 KB 17 (L 1,5) 
Zum 1. Mai M 5,61 
*Unser ist der Tag! Zum 1. Mai M 5, 62 
Aufruf zur Maifeier FA 8,76 
Gemeinsame Aktionen verschiedener Gewerkschaiten 
"Die Gewerkschaften für eine gerechte Lösung der 
. oberschlesischen Frage T 21, 194 
"Die Gewerkschaften bei den Botschaftern der Fntente 
KB 21, 281 
Gewerkschaften und -Kunst 
Warenversorgung durch Gewerkschaften s. unter 3725 
Steuerpflicht der Gewerkschaften s. unter 1800 
Stellung der Gewerkschaften zu bestimmten Einzeliragen 
s, unter den einzelnen Gewerkschaften 
Bekämpfung der Gewerkschaften durch die Kommu- 
nisten 5. unter 1205. 100 


c) Freie Gewerkschaftsbewegung. 


Freie Gewerkschaitsbewegung, Allgemeines 
"Einigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7,49 
Freigewerkschaftliche Grundsätze T 10, 85 
"Ein Wendepunkt in der deutschen Arbeitnehmerbe- 
wegung T 14, 113 
Eine verhängnisvolle Irreführung T 14, 117 
“Sturmzeichen 110, 19 
"Standesdünkel E 2, 17 
“Das Wesen der Gewerkschaft E3, 33 
Die freie Angestellten- und Arbeiterbewegung. Reie- 
rat auf dem 1. Bundestag des B, t. A. B. von 
S, Aufhäuser Sch 3 
_Freigewerkschaftliche Grundsätze M 2, 19 
“Ein Wendepunkt in der deutschen Arbeitnehmerbe- 
wegung M 4,46 
Wahlerfolg der freien Gewerkschaften in Stuttgart 
(betr. Krankenkassenwahlen) M 7, 101 
Sind Betriebsrätesekretäre auf Grund des Artikels 
165 der Reichsverfassung, des $ 8 des Betriebsräte- 
gesetzes usw. als Vertreter wirtschaftlicher Vereini- 
gungen der Arbeitnehmer anzuerkennen? BR 7,76 
"Verwirrung statt Klarheit FA 5, 37 





Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die 
Abkürzungen. Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind di 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N 


ne = ee an FBR = Preie Beamtenrundschau 








BRZ == Betriebsrätezeitung des A. D. G, B. 
BU re Unterricht 


a 
= 


E eharı 
FA = Der Ireie Angestellte 


7165 


7170 


7175 


7180 


7185 


7190 


7195 
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*Ein Wendepunkt in der Gewerkschaftsbewegung 
FAS,62 
"Freie Gewerkschait oder Harmonieverband? V 4,19 
*Entwicklungstendenzen in den Berufsverbänden 
RA (n. a. T.) 5. 182 
Internationaler Gewerkschaftsbund, Anısterdam 
*Gewerkschafts-Internationale (betr, Internationalen Ge- 
werkschaftsbund und Internationalen Bund der Pri- 
vatangestellten) T 8,61; 9, 70 
Die internationale Gewerkschaitsbewegung (Organ des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes) T 13, 110 
Aufruf des Internationalen Gewerkschafitsbundes zur 
Feier des 1. Mai T 15, 125 
Der Internationale Gewerkschaitsbund an Sinowiew 
KB 3, 36 & 
Eine internationale Gewerkschaftszeitschriit KB 17, 235 
‘Gewerkschafts-Internationale (betr. Internationalen Ge- 
werkschaftsbund und Internationalen Bund der Pri- 
vatangestellten) M 3, 34 
Der Zentralverband der Angestellten und die Inter- 
nationale FA 10, 95 
Organisation und Verwaltung des LGB. 
Die zewerkschaftliche Internationale (Mitgliederzahlen) 
T 3, 20 
*Gewerkschaitsinternationale -T 8, 61; 9, 70 
*Die Gewerkschaftsinternationale FA 5, 38 
Tagungen des]J.GB. 
Vorstandssitzung des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes KB 24, 334 
*Der ausserordentliche Internationale Gewerkschafts- 
kongress M 1,7; 2, 27 > 
*"Ausserordentlicher Kongress der Gewerkschaftsinter- 
nationale BR 3, 25 
(jewerkschaftskongresse RA (n. a. T.) 5, 185 
Stellunzdes LGB. zur äusseren Politik 
Gegen die Versklavung Deutschlands T 9,72 
Die Gewerkschaftsinternationale gegen die Sanktionen 
T 12, 99 
Gewerkschaften und Wiederaufbau T. 16, 135 
Ein : Erfolg der gewerkschaftlichen Internationale in 
Amsterdam T 22, 203 
Der Internationale Gewerkschaftsbund zu den Vorgän- 
gen in Oberschlesien T 22, 203 
Der Internationale Gewerkschaftsbund gegen die 
„Sanktionen“ KB 13, 179 
Die gewerkschaftliche Internationale zur politischen 
Weltlage KB 15, 201 
Der Internationale Gewerkschaftsbund über die deut- 
schen Vorschläge zur Wiedergutmachung KB 20, 277 
Resolution über die Weltlage und die Internationale 
(jewerkschaftsbewegung . M 2, 29 
“Der Internationale Gewerkschaftsbund gegen die 
„Sanktionen“ M 5,63 
Parteipolitische Neutralität des LG.B 
Stellung zu Moskau und der kommunistischen Ge- 
werkschaftstaktik s. unter 1225 
Durchführung der Resolution des Internationalen Ge- 
werkschaftsbundes” bei der belgischen Gewerk- 
schaftszentrale KB 25, 344 
Steikung. des [GB "zur Wirtschafts und 
Sozialpolitik 
Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit T 10, 8] 
Aufruf des Internationalen Gewerkschaftsbundes zur 
Feier des 1. Mai T 15,125 
Der Internationale Gewerkschaftsbund zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit KB 10, 135 
Vertretung der Arbeitnehmerinteres- 
sen durch den 1GB. (Tarifpolitik. Stellung xgegen- 
über den Unternehmern usw.) 
Internationale der Bergarbeiter s. unter 7320 
Internationale der Landarbeiter s. unter 7445 
Internationale der Metallarbeiter s. unter 7475 


EEE en EEERTEEEEEE ERTERTELSEESFERRE Ba 2ER EEE Re be OB © 


Behörden-Angestellte (Beilage | lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten ee . 
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Gemeinsame Aktionen mit dem AfA-Bund s. unter 7680 
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D.B.B. BN2 
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Aufhäuser Sch 3 
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Der Vorstand des A.D.G.B. zum Londoner Ultimatum 
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politik B 13, 31 
Freigewerkschaftliche Jugendbewegung 
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zeitungen KB 21, 283 
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Bauarbeiter 
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Zimmerer 
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Tagungen des AfA-Bundes 
*Die Vertretersitzung des AfA-Bundes T 4, 25 
Verteilungsplan für die Abgeordneten zum AfA-Kon- 


Freie Angestelltenbewegung. 7640 
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*Sturm und Stille T 8,63 

*Ein Wendepunkt in der deutschen Arbeitnehmerbewe- 
gung T 14, 113 
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*Die deutsche Gewerkschaftsbewegung E 1,3 

*Die Angestelltenbewegung M 5, 65 
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gress (2. Bundestag) T 19, 176 
Reichsvertretersitzung des Allgemeinen freien Ange- 
stelltenbundes T 21. 199 
Erster AfA-Gewerkschafts-Kongress T 22, 205 
AfA-Bergbautagung in Mitteldeutschland Gr 13, 68 
Die AfA-Bergbautagung verschoben Gr 14,72 
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*Reichsvertretertagung des AfA-Bundes M 2, 17 
Die Aufgaben des AfA-Bundes M 2, 31 
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Eine Gewerkschaftskundgebung gegen die Wiedergut- 
machungsforderungen der Entente T 6, 44 
Der AfA-Bund gegen die Ententeforderungen T 7,50 
AfA-Bund und Ententeforderungen FA 4, 33 
Parteipolitische Neutralität des AfA-Bundes 
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7610 Internationaler Bund der Privatange- 
stellten 
*Gewerkschafts-Internationale (betr. Internationalen Ge- 
werkschaftsbund ‘und Internationalen Bund der Pri- 7650 


vatangestellten) T 8,61; 9,70 
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gestellten BA 39, 115 
Internationaler Bund der Privatangestellten M 3, 35 
Der Internationale Bund der Privatangestellten M 7, 101 
*Die Internationale der Angestellten FA 7,57 
Der internationale Zusammenschluss FA 9, 80 
Der Zentralverband der Angestellten und die Interna- 


*Finigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7,49 

*Das Wesen der Gewerkschaft E 3,33 

Schwindelnachrichten über den Bund Bp2, 10 

Unter falscher Flagge Bp2, 11 

Gegen die kommunistischen Wühlereien Bp 3, 22 

Eine neue Verdächtigung des AfA-Bundes (betr. Streik 
in Mitteldeutschland) Bp 5, 50 
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7115 BundderIndustrie-Angestellten Oester- M 2,25 
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7620 Bund technischer Angestellter der politik 


Die Einheitsfront für die Vollsozialisierung T 4, 27 

“Angestelltenverrat im Reichstag T 5, 33 

"Einigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7,49 
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*Werkmeister-Verband und AfA-Bund T 3, 17 


*Finigung zwischen AfA-Bund und Werkmeister-Ver- 
band T 7,49 

*Gewerkschafts-Internationale (betr. Internationalen Ge- 
werkschaftsbund und Internationalen Bund der Pri- 

_ vatangestellten) T 9, 70 

"Ein seltsamer Politiker T 2,9 

Werkmeister-Verband und AfA-Bund Bp 1,4 

Werkmeister-Verband — AfA-Bund Bp 3, 20 
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versicherungsanstalt für Angestellte T 16, 138 

Die Haltung der Angestelltenvertreter in den wirt- 

schaftlichen Selbstverwaltungskörpern T 22, 205 
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Herr Leonhardt vom D.W.V. als Märchenerzähler politik B 13, 31 
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Arbeitsbericht für Dezember 1920 T 3, 21 
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*Organisationsvertrag zwischen dem A.D.G.B. Sitz 
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Gemeinsame Aktionen des AfA-Bundes mit andern Ge- 
werkschaften s. unter 7130 
Stellung des AiA-Bundes zum Deutschen Beamtenbund 
Die Verhandlungen zwischen A.D.G.B., AfA-Bund und 
D.B.B. BN2 
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“Unser AfA-Bund M 2, 23 
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i0 Gebote zur Lähmung . des Organisationslebens 
74,5% - i 
Uebertritt aus dem bayrischen und ‚sächsischen Staats- 
techniker-Verband T 7,57 A Ba hi 
*Gewerkschaftsarbeit in Polen T 10, 7988 E “ 
Ausbau der Bundesarbeit und Neuordnung der inne- 
ren Verwaltung (Referat Lustig- Berlin, 2. Bimdestag) 
3.19,170° 
“Ein Beitrag zur Organisation St 15, 38 
Aufteilung der Ortsverwaltung Chemnitz Bp 1,1 
Abteilungen der Hauptgeschäftsstelle Bp4,31 
Die Verwaltung der großen Betriebsverwaltungen, 
Bp 4, 32 - S 
Adressen der Gaugeschäfts- und Gaunebenstellen 
Bp 5: 60 Br 
Berichtigung zum Verzeichnis der Gauxeschäfts- u d 
Gaunebenstellen Bp 6, 66 = 
Einige Winke für den Vertrauensmann Bp 7, 75 
In fremden Berufen tätige Mitglieder, ihre Rechte u 
Pflichten Bp 8, 87 : 
Aufbewahrung der Ortsverwaltungsakten Ri2 
Ausschreibung für die Neueinstellung von. Bund 
beamten R 18 Be: 
Leitfaden für die innere Verwaltue des Bundes d dei 
technischen Angestellten und Beamten Sch8 
Beitrags- und Rechnungswesen des Bundes 
„Mitgliederpflichten T5,34 Ye Ar Een 
*Rechnungsabschluss und Beitragsirage T181 50° u 
Mitgliederbewegung u. Vermögensentwicklung (2 
destag) T 19, 166 ee: 
Besprechung des Voranschlages (2. 
T 19, 182 
Der neue „Leitiaden‘‘ Bp 3, 17. 
Markenanforderungs- und Markenbesttigungska 
Bp 4, 30 
Hütet die Böhazsarkeil BR 30 


._ 











Fehler in den Abrechnungen Bp 4. 30 

Zu hohe Beiträge? Bp 4,31 

Fehlende Abrechnungen tiber 
Bp 4, 43 

Ehrenpflicht Bp 5, 45 


das 4. Vierteljahr 1920 














































































Postabonnement der „D. T.-Z.“ T 24, 221 
„Bundespost“ Nr. 8 T 25, 230 

Abonnementspreis der „D. T. Z.“ Bp 7,73 
Gesamtausgabe der „D. T. Z.“ Bp 9, 93 

Jedes Mitglied ein Leser der „D. T. Z“ Bp 7,73 








Urlaub und Verwaltungsarbeit Bp 7, 76 7860 Flugblätter des Bundes 
Betriebsvertrauensmänner Bo 8, 85 7865 Flugschriften des Bundes 
Wer hält das Bundesgeld zurück? Bp 8, 86 Flugschriften des Bundes Bp2, 11 
Falsche Berechnung der Beitragsklasse Bp 8, 87 Neue Flugschrift Bp 8, 90 
In fremden Berufen tätige Mitglieder, ihre Rechte und Sonderorganisation der technischen Akademiker? 
Pflichten Bp 8, 87 Flugschr, 1 
Aufruf an die Vertrauensmänner Bp 9, 93 Angestellte und Internationale Flugschr. 2 
Abrechnungswesen R1; 7::215: 16; 21 Angestellte vor die Front! Flugschr. 2 
Beiträge zum AfA-Bund R 13, 1 Leitsätze der AfA-Vertreter-Sitzung vom 29. 9. 20 
Behandlung der Beitragsmarken R13, | Flugschr. 2 
Vorbereitung der Abrechnung über das erste Viertel- „Grundsätze“ Flugschr. 3 
jahr R13,1 Einspruchsrecht gegen Kündigungen Flugschr. 4 
Abrechnungswesen der grossen Betriebsverwaltungen Gericht oder Schlichtungsausschuss? Flugschr. 5 
13,2 Mitgliederpflichten Flugschr. 6 
Oertliche Sammlungen R 13, 2 Die soziale und rechtliche Stellung der Dauerange- 
Oertliche Rechnungskontrolle R 17, 1 stellten bei den Kommunalverwaltungen Flugschr. 7 
Betr. Abrechnung R 28, 1 Die Unterbeamtenfrage im Bergbau Flugschr. 8 
Rundschreiben an die Ortsverwaltungen. Betr. -Ab- Die Bauunternehmer machen mobil! Flugschr. 9 
rechnungswesen R 30 7870 Schriftensammlung des Bundes 
Kassenführung der Ortsverwaltungen R 31, I Schriftensanımlung des Bundes (Uebeisicht) Bp 4, 37 
Abrechnung 2. Vierteliahr R 31,2 Industrieverband mit Unterteilung nach Berufsgrup- 
7820 Unterstützungswesen des Bundes pen oder Berufsverband mit  Industriefachgruppen? 
(s. auch Erwerbslosenunterstützung unter 4475) Vortrag auf der 2. Bundesausschusssitzung von S. 
Bundeszeitung für erwerbslose Mitglieder und Mit- Aufhäuser Sch I 
glieder mit ruhenden Rechten T 14, 119 Bund der technischen Angestellten und Beamten. Be- 
„Was erhalte ich für meinen Beitrag? E 1,12 richt und Abrechnung für das Jahr 1919. (Dem 
“Zweck der gewerkschaftlichen Unterstützungseinrich- . 1. Bundestage erstattet vom Vorstande) Sch 2 
tungen E 2, 29 Die ireie Angestellten- und Arbeiterbewegung. Refe- 
Die Stellenvermittlung und Stellenlosenunterstützung rat auf dem 1. Bundestag von S. Aufbäuser Sch 3 
des Bundes E4, 61 Unsere Forderungen an die soziale Gesetzgebung, Re- 
Verschiedenes (betr. Bundesarbeit) E 6, 93 ferat auf dem 1. Bundestag von Erich Händeler 
Stellenlosen- und Hinterbliebenenunterstützung Bp 6, 65 Sch 4 
43 Anträge auf Stellenlosenunterstützung Bp 6, 66 Neue Schul- und Bildungs-Probleme. Vortrag auf dem 
Mehr Rückgrat! Bp 7, 74 1. Bundestag von Ing. A. Lenz Sch5 
Öertliche Sammlungen R 13, 2 Der Weg zur Sozialisierung - des Kohlenbergbaues. 
7825 Rechtsschutz des Bundes Vorschläge und Gedanken zu ihrer praktischen 
Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das erste - Durchführung von Steiger Georg Werner Sch 6 
Vierteliähr 1921 T 24, 222 Bericht über den ersten ordentlichen Bundestag. am 
7830 Stellenvermittiung und Auskunfitei des Bundes 13., 14. und 15. Juni 1920, (Stenographisches Proto- 
(s. auch unter 4510) koll.) Sch 7 
Die Stellenvermittiung und Stellenlosenunterstützung Leitiaden für die innere Verwaltung des Bundes. der 
des Bundes E4 61 technischen Angestellten und Beamten Sch 8 
‚1835  Industriebeamten-Sparbank Zusammenbruch oder Aufbau? Referat auf dem 
Bekanntmachung d. 1.B.S. T4, 31 2. Gautag des Gaues Brandenburg von Karl Sohlich 
Die Industriebeamten-Sparbank T 14, 116 Sch 9 
Neunte oıdentliche -Generalversammlung der Industrie- Bericht und Abrechnung für das Jahr 1920. (Dem 
beamten-Sparbank. T 14, 119 2. Bundestage erstattet vom Vorstande.,) Sch 10 
Generalversammlung der Industriebeamten-Sparbank Die Fortführung der Rätegesetzgebung. (Bezirkswirt- 
T 22, 203 schaftsräte.) Referat auf dem 2. Bundestag von 
Spargelder für Verbraucherinteressen Bp 3, 19 S, Aufhäuser Sch 11 
7840 Erholungsheim des Bundes Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens. 
“Unser Erholungsheim T 18, 153 Referat auf dem 2. Bundestag von Heinrich Kauf- 
Erholungsheim des Bundes in Sondershausen T 23, 215 mann Sch 12 
Erholungsheim Sondershausen R 19 7875 Rundschreiben an Ortsverwaltungen 
78455 Krankenkasse Rundschreiben Nr. 20 v. 29. 3. 1921 betr. 1. Reichs- 
(s. auch Privates Versicherungswesen unter 4675) manteltarii für Kommunalangestellte, 2. Der Terror 
Die Macht der geschlossenen gewerkschaftlichen Or- d. Gemeindebeamten-Verbände, 3. Stellengesuche in 
ganisation (betr.: Ersatzkrankenkasse Barmen) Gemeindebeamten-Zeitungen K 13, 44 
Bp 6, 65 Zur Beachtung! Betr. Rundschreiben f. Staatstech- 
7850 Pensions- und Witwenkasse niker St 11,23 
(s. auch Privates Versicherungswesen unter 4675) Zur Beachtung! (Betr. Rundschreiben.) St 15, 39 
Rechenschaitsbericht und Bilanz der Pensions- und Bekanntgabe der Rundschreiben an die Mitglieder 
Witwenkasse des Deutschen Techniker-Verbandes Bp 4, 29 
für das Jahr 1920. T 24, 223 Rundschreiben der Hauptgeschäftsstelle Bp 5, 49 
7855 Deutsche Techniker-Zeitung, Bundespost Rundschreiben Bp 8, 90 
Bundespost (Hinweis) T 12, 103 Säumigkeit in der Rundschreibenzustellung R6 
Bundespost T 17, 147 Rundschreiben an die Ortsverwalturngen. Betr. Ab- 
„Bundespost‘‘ (Betr.: Jedes Mitglied ein Leser der rechnungswesen R 30 
D.T.Z.) T 22, 206 Kassenführung der Ortsverwaltungen R 31,1 
Abkürzungen Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem r versehenen Veröffentlichung n_sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
* Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau | KB{L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
BA = Bundes-Archiv : GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- | (Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 
BhA = Der Behörden-Angestellie (Beilage | lage des Freien Angestellten) | KB(R) = Korrespondenzhiatt d. A.D.G.B. | SR = Bozialwirtschaftliche Rundschau 
des Freien Angesteliten) EGyı 3 Des teihnische Grübenbeamte \ (Arbeiterrechtsbeilage) 1 Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
BN = Beamtennachrichten ] Ener Indastsisissiniker M= Mitteilungsblatt des AfA-Bundes | SchBR = Sohriften der Betriebsfätezentrale 
Bp == Bundespost PH R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St == Der Btaatstechniker 
BR = Der Betriebsrat IH = DerIndustrie- undHandelsangesteilte | RA(«,T.) — Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T = Deutsche Techniker-Zeitung 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. GB. (Beilage des Freien Angestellten) RAlwaı) = Reichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ = Zeitschrift für Versicherungsange- 
BU — = Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 


E 


= eh 
FA = Der freie Augestellte 


Bildung und Unterricht j 
ard (Kommunaltechniker) 


KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B. 





RBR = Rundschreiben 


zentrale 


der Betriebsräte- 


WK = Weltwirtschaftliche Korresponden? 
WSt= Wirtschaft und Statistik 
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7880 Rundschreiben der Gaue ; Agitation -im Zwickau-Lugau-Oelsnitzer Steinkohlen- 
7885 Arbeitsberichte des Vorstandes und der Gaue Revier Gr 7,41 


Arbeitsbericht für Dezember 1920 T 3, 21 

*Aus dem Jahresbericht 1920 des Butab T 16,130 

*Geschäftsbericht, erstattet von Schweitzer-Berlin 
(2. Bundestag) T 19, 164 

"Die Leistungen unseres Bundes E 1,13 

Leistungen des Bundes E 2, 30 

Arbeitsbericht für Monat Januar 1921 Bp 4,40 

Arbeitsbericht für Monat Februar 1921 Bp 5. 54 

Aus den Gauen, (Allgemeines) Bp 5, 58 

Arbeitsbericht für Monat März 1921 Bp 6,69 

Arbeitsbericht für Monat April 1921 Bp 7, 79 

Aus den Gauen (Allgemeines) Bp 7, 83 

Arbeitsbericht für Monat Mai 1921 Bp 9, 98 

Bund der technischen Angestellten und Beamten. Be- 
richt und Abrechnung für das Jahr 1919 Sch 2 

Bericht und Abrechnung für das Jahr 1920 Sch 10 

Bund der technischen Angestellten und Beamten (beir. 
Jahresberieht) KB 20, 277 

Aus den Gauen: Baden T 10, 86 

Aus den Gauen: Bayern T 8, 67 

Aus den Gauen: Hessen T 12, 103 

Aus den Gauen: Mitteldeutschland T 18, 158 

Aus den Gauen: Rheinland-Westfalen T 2,15 

Aus den Gauen: Sachsen T 3, 22 u 

Aus den Gauen: Schlesien T 7,57 

Aus den Gauen: Südwestdeutschland T 3, 22 

Aus den Gauen: Württemberg T 9, 74 

Mitgliederbewegung des Bundes 

Mitgliederbewegung und Vermögensentwicklung 
(2. Bundestag) T 19, 166 

Für die Beurteilung unserer Mitgliederbewegung 
Bp 4, 32 

Hospitantenbewegung 

"Bundestag der Studierenden höherer techn. Lehr- 
anstalten Deutschlands (betr. Interessengemeinschaft 
mit dem Bund) E1,14 

Bund staatlicher Maschinenbau- und Hüttenschüler 
Deutschlands E 2, 28 

“Die Organisation der Hospitanten E 3, 44 

Saarbrücken, Hospitantengruppe E 4, 62 

Hospitantenversammlungen E 4, 62 

‚Hospitantenversammlung Idstein E 4, 62 

“Interessengemeinschaft oder Verschmelzung? E6,81 

Der zweite Bundestag (Vertretung der Hospitanten) 
E 6, 87 

Hospitantengruppe Leipzig E 6, 94 

Vorstand des Bundes 

Aufhäuser in den Reichstag gewählt T 10, 86 

Bundesvorstand (2. Bundestag) T 19, 178 

Der neue Bundesvorstand T 20, 191 

Ausschüsse des Bundesvorstandes T21 199 

Bundesausschuss 

Bericht über die Tätigkeit des a schire 
(2. Bundestag) T 19, 166 

Wahlen zum Bundesausschuss (2. Bundestag) T 19, 178 

Bundestage 

Die Wahl der Abgeordneten zum zweiten ordentlichen 
Bundestag T 4, 30 

Zweiter ordentlicher Bundestag des Bundes der techn. 
Angestellten und Beamten T 4. 31 

Wahlordnung für den Bundestag T 5, 37 

Anträge zum zweiten ordentlichen Bundestag T 7,57 

Bundestag T 14, 118 

‚Der zweite ordentliche Bundestag T 14, 119 

*Zum zweiten Bundestag T 18, 149 

*Der zweite ordentliche Bundestag des Bundes der 
technischen Angestellten und Beamten in Berlin 
T 19, 161 

Der Zweite Bundestag E 6, 87 

Wahl der Abgeordneten zum 2. ordentlichen Bundes- 
tag R4; R8 

Bericht über den ersten ordentlichen Bundestag- am 


Werbearbeit im Dill-Lahn- Erzbergbau Gr 7,42 
*Rückblick und Ausblick (Lage im Bergbau) Gr 24, 109 
Werbeaktion St 11, 23 
Ein Brief (betr. Stellung der Beamten zum Band) 
FBR 7, 45 R 
Ein Brief RET 6, 24 
Was erhalte ich für meinen Beitrag? E4,.12 
Bildet Pressekommissionen! Bp 1,4 ze 
Die Versaminlungsreierenten Bp 4, 35 
Vortragsdisposition. Von der kapitalistischen Privat- 
wirtschaft zur planmässigen Bedarisdeckungswirt- 
schait Bp 4, 37 
Einige Winke für den Vertrauensmann Bp 5, 46 
Zwei neue Vortragsdispositionen Bp 6, 66 
Brief an cinen Kollegen, der seinen Austritt aus dem 
Bunde erklärt hat Bp 9, 94 
Werbeaktion unter den technischen Angestellten und 
Beamten der Eisenbahnverwaltung R9 
Werbeaktion unter den technischen Angestellten und 
Beamten der Eisenbahnverwaltung R 22 
„Soziale Techniker-Korrespondenz” R 23 
Eingaben des Bundes ? 
Steilung des Bundes zur äusseren Politik $ 
Stellung des Bundes zu allgemeinen politischen Fragen 


Parteipolitische Neutralität des Bundes (Angriffe und Ab- 


wehr) 
"Fin seltsamer Politiker T 2,9 
Ehrliche Berichterstattung T 2,13 


Unfaire Kampiesweise (betr. Deutschnationalen Hand- 


lungsgehilfen-Verband) T 12, 102 

Die parteipolitische Neutralität des Bundes (2. Bundes- 
tag) T 19, 181 

Die parteipolitische Neutralität des Bundes E 6, 91 


Stellung des Bundes zur Wirtschafits- und Sozialpolitik 


PETER Ve Dans BEE WEDER OS } A 
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er a ne 


Vortragsdisposition. Von der kapitalistischen Privat- ° 


wirtschaft zur planmässigen Bedarisdeckungswirt- 


schaft Bp 4, 37 


Unsere Forderungen an die soziale Gesetzgebung. Re- 


ferat auf dem 1. Bundestag von Erich Händeler 
Sch 4 

Neue Schul- und Bildungsprobleme. Vortrag auf dem 
1. Bundestag von Ing. A. Lenz Sch5 


Der Weg zur Sozialisierung des Kohlenbergbaues. Vor-ä | 
schläge und Gedanken zu ihrer praktischen Durch- °' 


führung von Steiger Georg Werner Sch 6 


Zusammenbruch oder Aufbau? Referat auf dem 2. Gau- 
tax des Gaues Brandenburg von Karl Sohlich Sch9 ° 
Die Fortführung der Rätegesetzgebung (Bezirkswirt- 


schaftsräte), Referat auf dem 2. Bundestag, von | 


SS. Aufhäuser Sch 11 
Die Neuordnung des Bau- und Wohnungswesens. 
Referat auf dem 2. Bundestag von Heinrich Kauf- 7 
mann Sch 12 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen durch den Bund 
(Tariipolitik, Stellung gegenüber den Unternehmern usw.) 


Stellung des Bundes zu anderen Organisationen a 


„Ein echter Butab-Tarif“ 112.28 


*Der Sächsische Gemeindebeamten - Bund gegen || 


„Butab“ und „Faka” K41l - 

Tagung des Bundesausschusses des Deutschen Ber 
amten-Bundes FBR 1,7 
Butab und E.T.V. RET 1,2 
Der Antrag des Reichsbundes der Kommunalbeamten, 
und Angestellten Deutschlands auf Klärung des Ver- 


hältnisses des Deutschen Beamtenbundes ‚zum Butabg 


BN1 
Fachgruppen des Bundes. 


(Der Vollständigkeit halber sind sämtliche Fachgruppen auf- 
geführt; diejenigen, die für den Bund nicht in Frage kommen, 
stehen in Klammern.) .. 


13., 14. und 15. Juni 1920 Sch 7 (1. Bank-, Versicherungs- und Handelsgewerbe) 

‚Gautage Sex 2 

Ausschuss für technisches Bildungswesen Il. _Bangewerbe_und -StelnindeSirie, 
Jahresbericht der Abteilung Schulwesen E 5, 76 Fachgruppe Baugewerbe und Steinindustrie, Allgemeines 

Ausschuss für Sozialversicherung "Die 2. Reichskonferenz der Bautechniker B 13, 2999 

Patentausschuss Hoch- und Tieibau 

Agitation des Bundes (Vorträge usw.) Architektur 

(Stellung zu bestimmten Fragen s. unter diesen) Vermessungswesen und Kulturtechnik 

Ehrenamtliche Tätigkeit in der Organisation T. 7, 56 5 Industrie der Steine und Erden’ 

Unsere Werbewoche T 7,57 Bildung der Keichsfachgruppen Holzgewerbe 

Saarland (betr. Agitation) Gr 7,41 dustrie der Steine und Erden R29, 1 
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| 
II. Bekleidungs- und Textilindustrie 9020 Stellung des G.d.A. zur äusseren Politik 
8080 - Faserstofiindustrie ot en Angriffe des G.d.A. und des 
IV. Chemische Industrie RE: 3 Hewerel dcs a T ni j 14 
8090 Chemische Industrie ng Fee re 7 x Ne Wale 
“Die Reichsfachgruppe Chen Industrie 19,17 a dem Wege zum politischen Radikalis- 
| ie achgruppenausschuss Chemische Industrie 9030 Stellung des G.d.A. zur Wirtschaits- und Sozialpolitik 
| 8095 Keramische und Glasindustrie A ea Heer re ee 
V. Freie Berufe N ea Niederlage des Gewerkschaftsbundes 
; 2 FE EL i der Angestellten { 
8120 Technische Lehrer an Fach- und Fortbildungsschulen „ber G.d.A. für das politische Rätesystem T 4, 30 
(VI. Graphisches Gewerbe und Papierindustrie) „Angestelltenverrat im Reichstag T 5, 33 
| „Sozialismus oder Massenkapitalismus? T 6, 41 
VII Holzindustrie Das einheitliche: Arbeitsrecht T 10, 78 
E H : ER TE ETF ÜSSER NETTER Der G.d.A. für Verlängerung der Arbeitszeit T 11, 92 
130 BE NISEK SR Ban Der G.d.A., die Heimstätte der Bautechniker? B8, 16 
ER SCHE Vepen. a Plans und In- Pimpel wichtig! (betr. Arbeit des G.d.A. im Bergbau) 
S S und Er , Gr 12,64 
: "Knappschaftsreform und G.d.A. Gr 18, 86 
(VI. Landwirtschait) Eacharuone ar (Stellung des G.d.A. 
: , zur Technischen Nothilie) Gr 20, 96 
(IX.  Lebeusmittel- und Genussmittelindustrie) Das Beamtenrätegesetz. Der Entwurf des Deutschen 
(X. Lederindustrie) a en und des Gewerkschaftsrings 
See m Seemann he 2 1,3 
"Angestellte und Sozialismus M 1,2 
XI. Metallindustrie _ ne a uud Wirtschaftspolitik des G.d.A. FA 1,6 
2 F .H.V. und G.d.A. für hohe Preise IH 6, 41 
Be ee Metallindustrie 9035 Vertretung der Arbeitnehmerinteressen durch den G.d.A. 
SEO Gesundhelfeindustria (Tarifpolitik, Stellung gegenüber den Unternehmern usw.) 
IMetes Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke ans en Bescheidenheit (betr. Zeitschrift des G.d.A.) 
2 & GdA. und Techniker T 7,55 
nu Bra Betriebe Der Renommiertechniker des G.d.A. T 25, 229 
(s.-im Beamtenarchiv) Gewerkschaftsbünde und Tariistreit in der Kölner 
Metallindustrie 14, 8 
XI. Verkehr “Anders als die anderen (betr. Tarifbewegung Mainz) 
8200 Private Verkehrsunternehmungen Er des Verbandes Berli Metallind 
& des ; s Berliner Metallindu- 
ES j XIV. Bergbau x strieller I 12, 25 
6 rn ons durch die Harmonieverbände 
ee en ah Ruhrgebiet Gr 1,6 Er G.dA, Br ae der Bautechniker? B8, 16 
= B rbeitgeber it ü | 
Aus unserer Fachgruppe im Ruhrkohlenbergbau Bp 4,39 Er FreSEaSIprer ee mie 
Gr 9, 54 Ein e ht t ' . % DR s ie 
Maschinensteiger, Elektrosteiger und Kokereiassisten- u 
ö en des Ruhrbezirks Br 13, 68 und die gegnerischen Organisationen Bo 5, 52 
5 ee im Saarrevier Gr 14,72 Wie der .G.d.A. technische Angestellte wirbt Bp 8, 91 
En e) Christlich-nationale Gewerkschaftsbewegung. 
- 9050 Christlich-nationale Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines 
d) Hirsch-Dunckersche (christlicher Sozialismus und Solidarismus s. unter 3605) 
Gewerkschaftsbewegung 2 Tageszeitung der christlichen Gewerkschaften 
. 3, 20 
9000 Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter- und Angestellten- *Aufgaben und Ziele der christlichen Beamtenbewe- 
verbände (Hirsch-Duncker) „gung BA 3 ei 
Gewerkschaftskongresse RA (n. a. T.) 5, 185 „Sozialisierung und christliche Gewerkschaften IH 4, 30 
‚9005 Verband der deutschen Gewerkvereine Entwicklungstendenzen in den Berufsverbänden RA 
9010 Gewerkschaitsbund der Angestellten (G.d.A.) (n. a. T.) 5, 182 
„Dem bedeutendsten Angestelltenführer unserer 055 Christliche Gewerkschaftsinternationale 
Zeit....“ (betr. Vortrag Gustav Schneider) T 5, 37 Die Internationale der. christlichen Gewerkschaften 
Die Neuregelung des Bergschulwesens und der G.d.A. T 8, 66 
Gr 15, 75 Die christliche Bauarbeiter-Internationale T 8, 66 
9015 Organisation und Verwaltung des G.d.A. Der internationale D.H.V. Bp 6, 67 
Es bröckelt im G.d.A. T 9, 73 Eine christliche Bergarbeiter-Internationale KB 22, 311 
Uebertritt aus dem G.d.A. T 17,145 9060 Deutscher Gewerkschaftsbund, Allgemeines 
Der G.d.A. an seine Vorposten Bp 4, 38 Das Beamtenrätegesetz. Der Entwurf des Deutschen 
Der Gründungsbeitrag des G.d.A. BA 22 Gewerkschaftsbundes und des Gewerkschafitsrings 
*Fntwicklungstendenzen in den Berufsverbänden FBR 1,3 
RA (n. a. T.) 5, 182 Gewerkschaftskongresse RA (n. a. T.) 5, 185 
. Di zZ j ile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlich ind Artikel, die übri ind Notizen! — 
Az  Ankarmengen sind die Heiioumnere de zweite Zahl st die See, = L neben der Rubriksah bedeute, 
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Gesamtverband der christlichen (Arheiter-) Gewerk- 


schaften Deutschlands 
*Beschlüsse des 10. Kongresses der christlichen Ge- 
werkschaften KB 2, 21 
Gesamtverband Deutscher Angestellten-Gewerkschaiten 
(Gedag) 

Eine Tageszeitung des Gedag BA 28 
Organisation und Verwaltung des Gedag 
Tagungen des Gedag 
Stellung des Gedag zur äusseren Politik 

Niedriger Panel (betr. Angriffe des G.d.A. und _des 

G.d.A.G.) T 17, 143 
Parteipolitische Haltung des Gedag 
Fin beachtenswertes Urteil der Vereinigung der lei- 
tenden Angestellten in Handel und Industrie über 
uns und die gegnerischen Organisationen Bp 5, 52 
Stellung des Gedag zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik 
*Angestelltenverrat im Reichstag T 5, 33 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
durch den Gedag (Tarifpolitik, Stellung gegenüber 
den Unternehmern usw.) 

Wühlarbeit der Gewerkschaftsgegner T 7, 53 

Gefährdung des Paritätischen Ausschusses durch den 

„Gedag‘‘ FBR 3, 23 
Angeschlossene V erbände 


Allgemeiner Deutscher Buchhandlungsgehilien-Verband 
Bund augestellter Chemiker und Ingenieure (Budaci) 
Der „Budaci“ und der Streik in der Dresdener Me- 
tallindustrie 13, 6 
®Apgeführt (betr. den Bund angestellter Chemiker und 
Ingenieure) 16, 11 
„Ein echter Butab-Tarif“ 112, 28 
"Zur Organisation der Arbeitsvermittlung der Akademi- 
ker (betr. Denkschrift des Bundes angestellter Che- 
miker und Ingenieure) RA (n. a. T.) 17, 664 
Deutscher Bankbeamtenverein 
Deutscher Richtmeister-Verband 
Deutscher Werkmeisterbund 
Gründliche Abfuhr des Neuen Deutschen Techniker- 
Verbandes T1,5 
Ehrliche Berichterstattung T 2, 13 
Neue Abfuhr des N.D.T.V. T 3.20 
*Sturm und Stille T 8, 63 
Deutschnationaler Handlungsgehilfienverband (DHV.) 
Sie können das Schwindeln nicht lassen. (Angriffe 
des D.H.V. gegen den AfA-Bund.) T 11, 94 
Unfaıre Kampfiesweise (betr. Deutschnationalen Hand- 
lungsgehilien-Verband) T 12, 102 
Ein beachtenswertes Urteil der Vereinigung der lei- 
tenden Angestellten in Handel und Industrie über uns 
und die gegnerischen Organisationen Bp 5, 52 
Deı internationale. D.A.V, Bp 6, 67 
*Anzestelite und Sozialismus M 1,2 
Organisation und Verwaltung de ni D.H.V. 
Zahlen beweisen (betr. Arbeit des D.H Be 12, 102 
Bilanzkünstler D.H.V. T 17, 146 
Der Gross-Mogler D.H.V. T 18, 157 
Dei neugierige D.H.V. T 23, 215 
Mitgliederzahl und Organisation des D.H.V. BA 11 
"ND.HV.-Bilanz FA 9, 84 
Stellung des D.H.V. zur äusseren Politik 
Die Monarchisten FA 12, 111 
Der :Kriegshetzer FA 12, 112 


Parteipolitische Haltung des D.A.V. 


Der „nationalpolitische“ D.H.V. Bp 9, 95 
Die Reichstagsabgeordneten des D.H.V. BA 12 
Die Freunde des Herrn Thiel M 4,57 
Deutschnätionale Parteipolitik FA 12, 110 
Stellung des D.H.V. zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik 
Berichtigung (betr. D.H.V.) T 4, 30 
*Sozialismus oder Masserikapitalismus? T 6,41 
*Die Nenordnung der gesamten Sozialversicherung 
T 7,49 
Der D.H.V. zur Sozialisierungsfrage T 7,50 
D.H.V.-Komödie im Reichstag T 11, 91 
"Angestellte und Sozialismus M 1,2 
Die Freunde‘ des Herrn Thiel M 4, 57 
Sozialisierımgsgrundsätze der deutschnationalen Hand- 
...lungsgehilfen - BA 5 : 
*Kaufmannsgehilfen FA 4, 29 
Die Anti-Sozialisten FA 12.111 
D.H.V. und G.d.A. für hohe Preise IH 6, 41 
*Der D.H.V. und die Konsumvereine IH 8.62. GA 7, 25 
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Veatiss Es eh eiinenwertnee son 
(Tarifpolitik, Stellung gegenüber den Unternehmern usw. ) 


Irrlichter (betr. Harmonieverbände) T 7,54 E | 


"Der Streik in der Dresdener Metallindustrie 12,3 


Gewerkschaftsbünde und Tarifstreit in der Kölner Me-. f 


tallindustrie 14, 8 
Der D.H.V. als Anwalt der Angestellten 31247 


Die Schützlinge des Verbandes Berliner Metallindu- ' 


strieller I 12, 25 
* Angestelltenvertretung durch die Harmonieverbände 
114, 33 
Die wandelbaren Vertreter des D.H.V. Bp 1,6 
D.H.V.-Praktiken Bp 1,7 1 
Der Arbeiterfeind FA 12, 112 
"Kaufmannsgerichtswahlen und D.H.V. IH 4, 25 
Deutschnationaie Angestellte 
Deutschlands! BhA 9, 67 
Der D.H.V. sucht Arbeit BhA 10,832 
Neuer Deutscher Techniker-Verband 
Gründliche Abfuhr des Neuen Deutschen Techniker- | 
Verbandes T 1,5 # 
Neue Abfuhr des N.D.T.V. T 3, 20 ww 
Wovon der neue D.T.V. sein Leben fristet T5,37 
"Sturm und Stille T 8, 63 a 
Immer neue Lügennachrichten (betr. Neuen deutschen : 
Techniker-Verband) T 15, 126 
Organisation und Verwaltung des ND.T.V. 
Wieviel Mitglieder zählt der neue D.T.V.? T 5, 36 = 


In den Armen liegen sich beide (betr. Verschmelzung ° 


zum Wiederaufbau. 4 


Das a 
2 rn er 


des N.D.T.V. und des „Bundes nat. techn. Aus 


stellten“) T 7.54 
* Abschiedsgr uss an den Bund nationaler technischer 
Angestellten T 9, 69 
"Solidarität oder Gruppenegoismus? 18, 15 3 
Vom Allerneuesten D.T.V. Bp 5,53 ei 
Mitgliederzahl und Organisation des Neuen D. T Yv. 
BA7 = 
Parteipolitische Haltung des ND.T». 3 
Stellung des N.D.T.V. zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik 


Christliche Kampfesweise T 7,54 ; ; Si 


Vertretung der Arbeitnchmerinteressen 

durch den N.D.T.V. (Tarifpolitik, Stellung REgen herz 

den Unternehmern usw.) Ä 
Ehrliche Berichterstattung T 2,13 
Der N.D.T.V. am Scheidewege T 7,54 
Der N.D.T.V. als Gehaltsdrücker T 10, 85 
Der N.D.T.V. in Württemberg T 12,102 
Der artige Neue D.T.V. T. 16, 139 9 
Angemasste Interessenvertretung der Vermessungs-_ 


Das ne 
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ee 
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techniker durch den Neuen Deutschen Techniker- 3 


‘ Verband T 20, 191 
Vom gelben Techniker-Verband T 23,215 
An die richtige Adresse! (betr. Neuen Deutschen Tec 
niker-Verband!) T 24, 221 
A durch die Harmonieverbän 
14, 33 ö 
N.D.T.V. für die Unternehmer, gegen die Angestellte . 
Bp 7, 76 
Reichsverband Deutscher Büro- und Behörden-Ang, g 
stellter Be 
Reichsverband land- und iorstwirtschaftlicher Fach- Mu 
Körperschaftsbeamter 
Verband der weiblichen Handels- Add Büroangestellten. 


f) Wirtschaftsfriedliche (gelbe) Gewerkschafts, 5 


Kritikn.des 


.naler Angestellten 


bewegung. 


Nationalverband Deutscher Gewerkschaften 2 Pr 
*Fntwicklungstendenzen in den Berufsverbänden RA(ı 
a. T.) 5, 182 
Organisation des Nationalverbandes 
deutscher Gewerkschaften B.. 
Der gelbe Beamtenbund BhA 10,82 BE 
Tagungen des Nationalverbandes deut, 


3 = 


schen Gewerkschaften 


Wiederbelebungsversuche T 14, 118 

Die Gelben unter sich T 16, 138 | 
Nationalverbandes) 
schen Gewerkschaften 

Gelbe Arbeitergewerkschaften 2 Bas 
Gelbe Angestelltenverbände. Gewerkschaitsbund natlo- 


25 2er 57, 
22, 
2 


*Abschiedsgruss an den Bund nationaler technischer A 
. gestellten T 9,69 
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Wie der „Gewerkschaftsbund nationaler Angestellten‘ 
aussieht T 15, 126 
Beupale wirtschaftliche Angestelltentagung BRZ 12, 
Bund nationaler technischer Angestellten (Benta) (über- 
gegangen zum Neuen Deutschen Technikerverband) 
ee Bund nationaler technischer Angestellten 
In den Armen liegen sich beide (betr. Verschmelzung 
> Ya .V. und des „Bundes nat. techn. Angest.“) 
*Abschiedsgruss an den Bund nationaler technischer 
Angestellten T 9, 69 
Wiederbelebungsversuche T 14, 118 
Vom Allerneuesten D.T.V. Bp 5, 53 
Deutscher Bautechniker-Verband 


g) Konfessionelle Arbeitnehmer-Verbände. 


9300 
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9310 
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9350 
9355 


9360 
9365 
9370 
9375 
9380 
9385 
9390 


9395 
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Abkürzungen. 


Evangelische Arbeitervereine 
Katholische Arbeitervereine 
Beschiüsse des 10. Kongresses der christlichen Ge- 
werkschaften. (Abkommen mit dem Verband katho- 
lisoher Arbeitervereine.) KB 2, 21 
Katholische Angestelltenverbände 
Verband katholischer kaufmännischer Vereinigungen 
Deutschlands 


h) Sonstige Angestelltenverbände. 


Verband kaufmännischer Grubenbeamten 
Reichsverband Deutscher Bergbau-Angestellten 
Wühlarbeit der Gewerkschaftsgegner T 7,53 
Der missglückte Feldzug (betr. d. Reichsverband deut- 
scher Bergbauangestellter im Ruhrbezirk) Gr 5, 29 
Blick auf die Tarifverhandlungen im Ruhr-Revier 
r6,31 
*Mahnwort an die Bergbauangestellten Gr 7. 38 
Agitation im Zwickau-Lugau-Oelsnitzer Steinkohlen- 
revier Gr 7,41 
Der „Reichsverband deutscher Bergbau-Angestellter“ 
und die Schwerindustrie Gr 7, 42 
Die niedrige Kampfesweise des „Reichsverbandes 
deutscher Bergbauangestellten‘‘ Gr 8, 48 
Technische Angestellte des Ruhr-Reviers! (betr. 
Haltung des Reichsverbandes Deutscher Bergbauan- 
gestellter) Gr 9, 54 
Die „Auch-Gewerkschafter‘ kritisieren Gr 20, 96 
Und wieder einmal der Reichsverband der Bergbau- 
angestellten Gr 23, 108 
Die wandelbaren Vertreter des D.H.V. Bp 1,6 
Verband reisender Kaufleute Deutschlands 
Verein technischer Privatbeamten 
Verband der Vereine technischer Grubenbeamten 
Verein technischer Bergbeamten Niederschlesiens 
Verein technischer Bergbeamten Oberschlesiens 
Chemo-technische Vereinigung 
Vereinigung der Angestellten des mitteldeutschen Berg- 
baues 
Vereinigung der leitenden Angestellten in Handel und 
Industrie (Vela) 
*Das einheitliche Arbeitsrecht T 10, 78 
Die Vereinigung der leitenden Angestellten in Handel 
und Industrie (Vela) T 24, 221 
Grössenwahn (betr. Vereinigung der leitenden Ange- 
stellten in Handel und Industrie) T 25, 230 
Ein beachtenswertes Urteil der Vereinigung der lei- 
tenden Angestellten in Handel und Industrie über 
uns und die gegnerischen Organisationen Bp 5,52 
Die Leitenden V 9,42 
Die Entlohnung der Prokuristen V 10, 47 
Der leitende Versicherungsangestellte V 12, 54 
Reichsverbaud der deutschen Bankangestellten 


53 


VII. Technik 
(Allgemeines und Berufs- 
fragen.) 

A. Technik, Allgemeines. 


9500 Geschichte der Technik 
9505 Stand und Bedeutung der Technik 
*Drei Industriebegründer BRZ 10, 149 


B. Berufsfragen der Techniker. 
a) Fragen der Vor- und Ausbildung. 


9550  Berechtigungswesen 
Wertschätzung technischer Arbeit K 13, 43 
Zulassung von Mittelschultechnikern zum Hochschul- 
studium BU 4, 11 
9555 Akademikerfragen 
Der Wert eines mechanischen Praktikums für die In- 
genieurausbildung BU 2, 4 
Praktische Tätigkeit für Studierende des Bauingenieur- 
fachs E 4, 59 
9560 Diplomingenieure 
(Regierungsbaumeister s. im Beamtenarchiv) 
Der Ingenieur BU 4,9; 4,10; 4,11 
Der Wert eines mechanischen Praktikums für die In- 
genieurausbildung E 3, 46 
9565 Titel und Amtsbezeichnungen 
(Amtsbezeichnungen s. auch im Beamtenarchiv) 
*Brauchen wir die vielen Amtsbezeichnungen? K 6, 16 
9570 Ingenieur- und Architektentitel 
*Die Ingenieur-Titelfrage T 20, 185 
0575 Baumeistertitel 


b) Stellung des Technikers. 


Technisches Bildungswesen s. unter J. Kulturpolitik, 2080, 
2095, 3025, 3040 
9600 Techniker im öffentlichen Leben 
Die Bedeutung des Technikers für Staat und Gemeinde 
K 7,21 
Wieder ein Jurist St 11,21 
9605 Techniker in öffentlichen Körperschaiten 
(Stellung des Technikers in der Verwaltung s. im Be- 
amtenarchiv) 
(Einfluss des Technikers in der Kommunalverwaltung s. 
unter 1885) 
Das Kreisschiedsgerichtt Bayreuth ohne technische 
Beisitzer K 17,58 


c) Einzelne Berufe der Techniker. 


(Techniker bei Behörden s. im Beamtenarchiv) 


9650 Beruisiragen der Techniker, Allgemeines 
‚Die Aussichten d. technischen Berufes! BU 3, 6 
“Die Aussichten des technischen Berufes E 2, 22 
*Djeberholte Ideologen. — Ueberlebte Ideologien E 6, 84 
Warnung vor Ergreifung des technischen Berufes R 2 
*Gehaltsverhältnisse der technischen Angestellten und 
Betriebsbeamten WSt 5, 228 
9655 Gartenbautechniker (Gartenbautechniker bei Behörden s. 
im Beamtenarchiv) 
9660 Kunstgewerbezeichner (Kunstgewerbezeichner bei Be- 
hörden s. im Beamtenarchiv) 
*Fin Jubiläum der Kunstgewerbezeichner T 12, 98 
hörden im Beamtenarchiv) 
Zur Lage der Kunstgewerbezeichner in Chemnitz 
B 17, 48 
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Esselborn, Lehrbuch der Mathematik T 5, 38 a ätigkei a usbildung, wie sie sein sol k 
Fischer, Max, Statistik der Festigkeitslehre T 18, 158 und wie sie ist 4, 
Flatow, Dr. Georg, Kommentar zum Betriebsrätegesetz a NE Neues Arbeitnelimerrecht im E 
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gen T 15, 127 Angestelltenräte, sowie der Betriebsobleute T3, 23° 
Giese, Dr. Fr., Polytechnik und Taylorsystem E 5, 79 Seidel, Richard, Der kollektive Arbeitsvertrag in 
a SE a ee ion E 4,58 Donsehlan 222; M 7,104  -: 
ötz, Norbert, Festigkeitslehre A Seifer aul, Schweissen und Löten E 6, 95 
Götz, Norbert, Das Aufnehmen der Maschinenteile und Simon, Eugen, Werkstattbücher E 6, 93 Er 
das Maschinenzeichnen E 4, 63 Sohlich, Karl, Zusammenbruch . oder Wiederaufbai 
Götz, Norbert, Dampfkessel und Dampfmaschinen { 112, 103 
E 4, 63 
Häfner, Einführung in die Differential- und Integral- »Mealibeärbeitung E6, 05 Ba 
rechnung für höhere Techniker T 19, 183 Striemer, Dr. A., Kritik und Aufbau KB 17, 363 3 ;” 
Hartwig, Wilhelm und Stelzner, Karl, Spartakus und 'Süss, Bruno, Klärung in der Angestellten-Bewegung 
der Gladiatorenkrieg 73—71 v. Chr. T 3, 23 T 5, 38 > 
Henkel, Otto, Technisches Unterrichtswesen. Grund- Teismanns Kontorhandbuch, Die rechte Hand des Kau 
züge des Eisenbetonbaues E 5, 79 manns M 7, 104 
Henky, Dr., Die Wärmeverluste durch ebene Wände Vischer, Friedrich Theodor, Aussprüche des Denk 
Re Berücksichtigung des Bauwesens „Dichters a Streiters, heransgegeeee v. Ru 
B i Rn 5 rauss 15, 127 3 
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Weck, Rudolf, Handbuch für Betriebsräte Bp 6, 68 
R Weck, Rudolf, Der Betriebsobmann M 7, 104 
ü Weitsch, Eduard, Zur Sozialisierung des Geistes 
"y KB 17 (L 1, 6) 
Werner, G., Steiger, Die Krise in der Kali-Industrie 
Gr 16, 80 
Wilda, H., Das Holz E5,79 
1 Beh I, Dipl.-Ing., Der praktische Maschinenbauer 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Handbuch f. In- 
dustrielle und Gewerbetreibende. Herausgegeben 
vom Hauptverband der Industrie Deutsch-Oester- 
reichs T 11, 94 
Das Betriebsrätegesetz (Zentralverlag G. m. b. H., 
Berlin NW. 6) T 15, 127 
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Bücher für Betriebsräte KB 17 (L 1,4) 

Das Handwerk. Ein Unterrichts- und Lesebuch. 
Volksvereins-Verlag M.-Gladbach E 6, 94 

Jahrbuch der Bergarbeiter. (Jahresbericht des Deut- 
schen Bergarbeiterverbandes über 1920) Gr 23, 108 

Die diesjährigen Maifestzeitungen KB 17 (L 1,5) 

Schlichtungsausschuss Gross-Berlin, Mitteilungsblatt 
des Schlichtungsausschusses Gross-Berlin, 2. Jahr- 
gang T 17,147 

Die Vorräte und ihre Lager in Fabrikbetrieben. 9. Heft 
der Betriebsräteschriften des A.D.G.B. und des 
AfA-Bundes) T 7, 58 

Wirtschaft und Statistik, Zeitschrift, herausgegeben 
vom Statistischen Reichsamt T 10, 86 





| B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau 


BA = Bundes-Archiv i GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 
des Freien Angestellten) Gr = Der technische Grubenbeamte 

BN = Beamtennachrichten ER : R 

= I = Der Industrietechniker 
Bp == Bundespost Se 
BR —= Der Betriebsrat IH = Derlndustrie- und Handelsangestellte 
-  BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G,B, (Beilage des Freien Angestellten) 
7 BU = Bildung und Unterricht K ==Der technische Gemeindebeamte 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 
FA =Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A.D.G. B. 








Druck von Möller & Borel G, m. b.H., Berlin. SW. 68. 


. Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkürzungen. Die fetten Zahlen a den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die ‚Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
enjenublett 4. A.D.G.B 

= Korrespondenzbla .D.G.B. 

N N Risk ) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

M = Mitteilungsblatt des AfA-Bu 3 

R ndschreiben an dieOrtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 

RA(e.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T == Deutsche Techniker-Zeitung 

n.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
RR = Recht und Rechtspraxis 
SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 





undes SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 


stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 


ich s 
RBR= Rundschreiben "  eriebsräte- WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale stik 


WSt= Wirtschaft und Stati 

























NEUE ET TR a en Een ER RETTET UNE TEL 


ra a a he Pe 















egister 


L) 


Herausgegeben 


= 


vom 


“Bund der technischen Angestellten und Beamten 











| | i 
i 2 Zweites Halbjahr 1921 
Preis für Mitglieder 15 M. 
für Nichtmitglieder 25 M. 
Ä BEREEN 
$ Industriebeamten-Verlag G. m. b. H. 


1922 











x Late es RTETR EETERETETVETTETTREN a . - 


REEL SET Ten we; & aa 
, - 


aan an arme ar ae nn en 
nn nn . u ass mn 
BPTFR - —- w - nm , u u. ge ee 7 








Vorwort. 


Die nun vorliegende zweite Ausgabe des Archiv-Registers umfasst die Zeit vom 1. Juli 1921 bis 31. De- 
zember 1921. Es sind die gleichen umstehend aufgeführten Zeitschriften bearbeitet wie im ersten Halbjahr 1921. 
Die Beamtenblätter mussten leider auch diesmal noch zurückgestellt werden. Ein gesondertes Register für diese 
wird in Kürze folgen. 

Wir hoffen, die Benutzung des Registers durch das nachstehende alphabetische Schla gwort- 
register zu erleichtern. 

Der im Oktober erschienene vorläufige Nachtrag zum Archiv-Register ist durch dieses Gesamtregister 
überflüssig geworden. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten 
Abteilung Schriftwesen. 
Erich Händeler. 
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IV. Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse. 


A. Allgemeine Wirtschafits- 
verhältnisse im Inland 

B. Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse 
Ausland 


a) Ällgemeines‘. 


b) Einzelne Wirtschäftszwerge im Auslankl 


(Internationale Kohlenwirtschaft) 


und Arbeits- 


4800— 4810 


im 


4825 —4835 
4840 


39 


39 
41 


Einzelne Wirtschafitszweige in Deutschland. 


(Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse bei Behörden und öffent- 
lichen Betrieben s. im Beamtenarchiv.) 


C. Bank-, Versicherungs- und Handels- 
gewerbe 

a) Bankgewerbe . 

b) Versicherungsgewerbe 


c) Handelsgewerbe 


D. Baugewerbe und Steinindustrie 
a) Baugewerbe, Allgemeines . 
b) Hoch- und Tiefbau . 
c) Architektur . i 
d) Vermessungswesen u. SRöltnrkeninik 
e) Industrie der Steine und Erden 


E. Bekleidungs- und Textilindustrie 
a) Bekleidungsindustrie . 
b) Faserstoffindustrie 


F. Chemische Industrie, Ketamische und 
Glasindustrie und Oelindustrie 
a) Chemische Industrie . 
b) Keramische und Csdustee 
ce) Oelindustrie . 


G. Freie Berufe - 


H. Graphisches Gewerbe (Buch- und Zei- 
tungsgewerbe) und Papierindustrie 
a) Graphisch. Gewerbe, Ze me sewerbe 
b) Papierindustrie. 3 


J. Holzindustrie - 
K. Landwirtschaft 


L. Lebensmittel- u. Gensssreittefindusieke 
a) Lebensmittelindustrie ’ 
b) Genussmittelindustrie 


M. Lederindustrie 
N. Metallindustrie 


a) Eisen- und Metallindustrie . 
b) Schiffbau ß 
ce) Gesundheitsindustrie . . 
d) Private Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerke 
O. Deutsche Werke . 


P. Verkehr 
a) Private Verkehrsunternehmungen 
b) Luftschiffahrt Fingrengbat und 
Luftverkehr) . . 


Q. Bergbau 
a) Bergbau, Allgemeines 
b) Steinkohlenbergbau . 
e) Kalibergbau. . . 
d) Braunkohlenbergbau . 
e) Erzbergbau . ’ 





4850,5 — 4850,40 
4855,5— 4855,40 
4860,5— 4860,40 


4900,5— 4900,25 
4905,5—4905,40 
4910,5 — 4910,40 


4915,5—4915,40, 


4920,5—4920,40 


4950,5 — 4950,40 
4955,5 — 4955,40 


4980,5— 4980,40 
5000,5—5000,40 
5005,5 - 5005,40 


5020,5— 5020,20 


5040,5 — 5040,40 
5045,5—5045,40 


5060,5—5060.40 
5080,5 —5080,40 


5100,5—5100,40 
5105,5—5105,40 


5120,5—5120,40 


5130,5 — 5130,40 
5135,5—5135,40 
5140,5 — 5140,40 


5145,5 —5145,40 
5150,5 —5150,20 


5460,5— 5460,40 
5465,5—5465,40 


5500,5 — 5500,40 
5505,5—5505,35 
5510,5—5510,35 
5515,5— 5515,35 
5520.5— 5520,35 


44 
44 
44 


45 


45 
45 


45 
45 


45 
46 


46 


46 
47 
47 


48 
48 


48 
49 
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50 


R. Sozialversicherung (Wirtschafts- und 
Arbeitsverhältnisse) 
a) Berufsgenossenschaften . 
b) ee ; 
c) Krankenkassen . 
d) Reichsversicherungsanstalt . 








Registernummer Seite 


5605,5—5605,20 
5610,5— 5610,20 
5615,5—5615,30 
5620,5—5620,15. 


V. Gesetzliche Interessenvertretungen. 


A. Wirtschaftliches Rätesystem . 


“B. Betriebsräte 


a) Allgemeines über Betriebsräte 
b) Betriebsrätegesetz 


c) Rechte und Aufgaben der Betriebsräte 


d) Wahlen der Betriebsräte . 
e) Organisation der Betriebsräte 
f) Ausbildung der Betriebsräte . 


. Arbeitskammern für den Bergbau - 
. Reichswirtschaftsrat . 
. Handelskammern 


ee 


Gewerbekammern 


& 


. Verbraucherkammern 


VI. Soziale Bewegung. 


> 


. Soziale Bewegung, Allgemeines - 


B. Arbeitgeberbewegung 
a) Arbeitgeberbewegung, Allgemeines 


. Landwirtschaitskammern, Handwerks- und 


5800 — 5815 


5850—5865 
5880 
5895 — 5980 
6000—6010 
6050 — 6095 
6110 


6150 
620060 
62506255 


6280—6290 
6300 


Pi 


6500-6520 


6550 — 6555 


b) Zentralausschuss der Unternehmerverbände 65606620 


c) Arbeitgeberpolitik 
C. Arbeitnehmerbewegung 


6800— 6810 


(Beamtenbewegung s. im Beamtenarchiv) 


a) Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines . 

b) Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines. 

c) FreieGewerkschaftsbewegung, Allgemeines 
Freie Arbeiterbewegung (A.D.G.B.) . 


Freie er 
AfA-Bund . : 


Bund der technischen Angestellten und Beamten 


d) Gewerkschaftsring (Hirsch-Duncker) 

e) Christlich-nationale Gewerkschafts- 

bewegung, Allgemeines . »r 
Arbeiterbewegung 


Angestelltenbewegung (Gedag usw.) R 
f) Wirtschaftsfriedliche (gelbe) Gewerkschafts- 


bewegung . 


g) Konfessionelle Arbeithehmerverbandeh 


h) Sonstige Angestelltenverbände . 


VII. Technik (Allgemeines u u. Berti ag ni 


A. Technik, Allgemeines 


B. Beruisiragen der Techniker 


a) Fragen der Vor- und nz : 
b) Stellung des Technikers e 


c) Einzelne Berufe der Techniker . 


C. Technische Fachverbände - 
Bücherschau 


7000— 7060 
7100— 7135 
7160—7195 
7200— 7540 
7600-—7620 
7630 — 7780 
7800—8235 


9000— 9035 
9050 —9060 

9065 
9070 — 9230 
9250—9285 


9300—9315 
9350— 9400 


9500 — 9505 


9550—9575 
9600— 9605 
9650— 9695 


9750—9770 




















Durchgesehene Zeitschriften. 


Folgende Zeitschriften wurden vom 1. Juli bis 31. Dezember 1921 bearbeitet und in der hier Re Reihenfolge 


in das Archiv eingeordnet. 


Veröffentlichungen des Bundes technischer 
Angestellten und Beamten: 


(Zu beziehen vom Industriebeamten-Verlag GmbH.. 
Berlin NW. 52, Werftstr. 7) 


Deutsche Techniker-Zeitung (erscheint wöchentlich) 


Gruppenblätter: 

Der Industrietechniker. 

Der Bautechniker. 

Der technische Grubenbeamte. 
Beilagen: 

Recht und Rechtspraxis, 

Bildung und Unterricht, 

Sozialwirtschaftliche Rundschau. 


Ekkehard (erscheint monatlich) 

Bundespost. X 

Rundschreiben an die Ortsverwaltungen. Erscheinen 

Bundes-Archiv (vertraulich).*) nach 
Bedarf 


Schriftensammlung des Bundes. 


Veröffentlichungen des A.D.G.B.: 


(Zu beziehen vom Verlag des A.D.G.B., Berlin SO. 16) 
Korrespondenzblatt des A.D.G.B. (mit Arbeiterrechts- und Lite- 
raturbeilage) (erscheint wöchentlich) 
Veröffentlichungen des AfA - Bundes: 
(Zu beziehen vom AfA-Bund, Berlin NW, 52, Werftstr. 7) 
Mitteilungsblatt des AfA-Bundes (erscheint monatlich) 


*) Nur für die Mitglieder des Bundesvorstandes und Bundesausschusses und solche 
Persönlichkeiten, die auf Beschluss ihres Gauvorstandes als Empfänger zugelassen werden. 


Veröffentlichungen der freigewerkschaftlichen 
Betriebsrätezentrale: 
(Zu beziehen von der Betriebsrätezentrale, Berlin SO. 16, 
Engelufer 15) 


Der Betriebsrat (erscheint monatlich) 
Betriebsrätezeitung des A.D.G.B. (erscheint monatlich) 
Schriften der freigewerkschaftlichen Betriebsrätezentrale: 


1. des AfA-Bundes. 
2. des A.D.G.B. 


Rundschreiben der Betriebsrätezentrale. 


Veröffentlichungen des Zentralverbandes 
der Angestellten: 
(Zu beziehen vom Z.d.A., Berlin SO. 26, Oranienstr. 
Der freie Angestellte (erscheint vierzehntägig) 
Gruppenblätter: 


Der Industrie- und Handelsangestellte, 
Der Versicherungsangestellte, 
Der Genossenschaftsangestellte. 


40/41) 


Sonstige Veröffentlichungen: 


u. nichtamtl. Teil). Erscheint vier- 
zehntägig. Zu beziehen vom Verlag Reimar Hobbing, 
Berlin SW. 61, Grossbeerenstr. 17. 

Wirtschaft und Statistik. (Erscheint monatl. im gleichen Verlage.) 

Weltwirtschaitliche Korrespondenz. (Erscheint wöchentlich. Zu 
beziehen Heidelberg, Schröderstr. 39.) 


Reichsarbeitsblatt (amtl. 


Alphabetisches Schlagwortreeister. 





Rubriknummer Rubriknummer Rubriknummer 
A Arbeitgeberpolitik } 6800 Ausschuss für techn. Bildungswesen 7920 
Abgetretene Gebiete. 1315— 1330 Arbeitgeber-und Betriebsräte „5865 Aussenhandel 3435— 3445 
Achtstundentag . 014155 Arbeitgeberverbände . 6560—6620 Aussenhandelsstellen . 2.3445 
A.D.G.B. . 7200-7540 Arbeitnehmer, allgemeine Lage 4305—4325 Aeussere Politik, Allgemeines 1300—1305 
— Angeschl. Behtralverbände 7300 - 7540 Arbeitnehmerbewegung . 7000— 9400 Aussperrungen . 7 
A.E.G.-Konzern . . 229205 Arbeitsämter und Arbeitsnachweise 4520 Auswanderung . 4455-4460 
AfA-Bd. Bündn. m.d. A.D.G.B. 7675-7680 Arbeitsberichte d.Vorstand.u.d.Gaue 7885 
AfA-Bund 7630— 7695 Arbeitsdienstpflicht ne ER B 
— Angeschlossene Verbände 7700-8235 Arbeitsforschung h k 820 
AfA- Bund, Stellung zum Deutschen Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber Bankgewerbe N 4850,5-— 4850,40 
Be secohnind k 27.075685 und Arbeitnehmer . 6505 — 6520 Baugenossenschaften, Soziale Bau- 
Akademie der Arbeit in Hs Uni- Arbeitskammern für den Bergbau 6150 betriebe und Bauhütten . EL ER 
versität Frankfurt a. M. 2273065 Arbeitslosenversicherung „4480 Baugewerbe . 4900,5—4900,25 
Akademikerfragen. 9555 Arbeitslosigkeit AA65— 4500 Baugewerksbund 72307245 
 Akkordarbeit . . .. 4370 im Ausland . . . 4470 Baugewerkschulen . 3000 
Allg. Deutsch. u Werkschaftabd. 7200-7540 Arbeitsmarkt 4450—4565 Baumeistertitel . . . 79578 
Allgem. freier Angestelltenbund 7630-7695 Arbeitsnachweisgesetz 4515 Bau- und Bodenpolitik, städtische . 3760 
Amsterd. internat. Gewerkschaftsbd. Arbeitsordnungen . . 4105 Beamtenwirtschaftsbund, deutscher . 3720 
Bekämpfung u. Abwehr d. Angriffe 1225 Betriebsräte und Arbeitsordnungen Beitrags- u. Rechnungswesen d. Butab „1815 
Organisation des I.G.B. 7165— 7195 siehe unter 5945 Bekleidungsindustrie . 4950,5— 4950,40 
Angestellte, Lage . 4310 Arbeitspsychologie 3815 Berechtigungswesen (f. Techniker) 9550 
Angestelltenbewegung, freie . 7600 Arbeitsrecht. . . 4000 Bergarbeiter, Versorgung der Berg- 

—_ im Ausland 7106 Arbeitsstreckung . . 4500 arbeiter m. verbilligt. Lebensmitteln 5500,35 
Angestelltenkammern: 5800 Arbeitsverhältnisse im nlasd? 4805 Bergbau, Allgemeines . 5500,5— 5500,40 
ÄAngestelltenrecht . . DER RAND ne im Ausland . 4830 Berggesetz (Berggewerbegerichte) 2030 
Angestelltenverbände, christl.. 9070-9230 Arbeitavermttieluns : . 4510 Bergschulwesen . . 3020 

— freie . 7630-7785 Arbeits-u.Wirtschaftsverhältn. 4800--5620,15 Berufsfragen der Techniker . 9550—9695 

— gelbe  .. 9275—9285 Arbeitszeit, Allgemeines Bi 12.4145 Berufsgenossenschaften . . 5605,5—5605,20 

— Hirsch-Duncker 9010—9035 — im Auslande ; 4150 Berufsstatistik . . 4535 

verschiedene . 9350—9400 Architekten- und Ingenieurtitel . . 9570 Berufswahl, Berufsberatung „4525 

ra -Versich. (auch Wahlen) 4660 - 4665 Architekturgewerbe. 4910,5—4910,40 Besetzte Gebiete . u... 139327305 
Arbeiterkammern . . na Ausfuhrabgaben ...3440 Betriebsbilanz, Einblick der Betriebs- 3 

Arbeiterschutz und Angestelltenschutz 4655 Ausländerfrage . RAR hi) räte in die SER N Enden a 

Arbeiterunionen 287055 Ausländisches Kapital in deutschen Betriebsgeheimnis „ : 
Arbeitgeberbewegung 6550 Unternehmungen er a Betriebsorganisation . 704 
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Rubriknummer 

Betriebsräte . . . . . 5850 —6110 
_ , Ausbildung . 6110 
Betriebsrätegesetz.. : ; 5880 
Betriebsräte im Aufsichtsrat 3933 
- im Ausland . 5810 

— Organisation . 6050-6095 


zn Rechte u. Aufgaben 58955980 


_- und Produktion . 5925 
Betriebsratswahlen . 6000 
Betriebsstillegungen . 3290 -3295 
Betriebstechnik . 3805—3835 
Betriebsversammlungen . 5910 
Bevölkerungsbewegung und ‚politik 3855 
Bezirkswirtschaftsräte . . 5805 
Bilanzen . . > ...3280u.5930 
Bildungswesen (auch technisch. ) 2055—3065 
Bodenpolitik.. h . 3750—3755 
Braunkohlenbergbau e „551 5,5—5515,35 


Bund angestellt. Chemik. u. Ingenieure 9130 
Bund der technischen Angestellten 

und Beamten (s. Butab). 7800—8235 
Bund deutscher Architekten . . . 9750 


Bundesausschuss des Butab 7905 
Bundestage des Butab . SSR. 
Butab . ; R 7800—8235 
— Fachgruppen . 8045— 8235 
-— Stellung zu and. Organisation. 8025 
— Stellung zur inneren -und 
äusseren Politik 8000—8020 


c 
Chemische Industrie . 4980,5 — 4980,40 
. 3600 


Christentum und Sozialismus . 
Christliche Gewerkschaftspartei (Be- 
strebungen zur Gründung einer —) 1165 


Christl. Volkspartei (Zentrum) 1160—1160,95 


Christl. Sozialismus u. Solidarismus 3605 
Christlich - nationale Gewerkschafts- 
bewegung . 9050—9230 
D 
Demobilmachungsverordnungen 4495 


1175—1175,95 
1175—1175.95 
7855 


Demokrat. Partei, deutsche 
Deutsche deinoktaß Partei 
Deutsche Techniker-Zeitung . . . 
Deutsche Volkspartei. ..1155— 1155,95 
Deutsche Werke A.G. . 5150,5— 5150,20 
DeutschnationaleVolkspartei 1150—1150,95 
Deutschn. Handlungsgeh.-Verb. 9150-9175 


Deutscher Gewerkschaftsbund 9060 
Deutscher Werkmeister-Bund . . 9145 
Deutscher Werkmeister-Verband. 20 
Dienstvertrag ; . 4100 —4120 
Dieselmotoren, Vernichtung der... 1455 
Diplom-Ingenieure . 9560 
E 

Einkommensteuer . . 1760 
Einstellungen u. Entlassung, Stellung- 

nahme des Betriebsrates zuden — 5965 


Eisen- und Metallindustrie 5130,5—5130,40 
Eisenwirtschaft . . 3355 
Elektrizitätswerke (private) ) "5145, 5 -5145, 40 
Elektrizitätswirtschaft. . . 336 


360 

Entlassung 4235 u. 5965 
Entwaffnung. . 7,1425 
(siehe auch Deutsche Werke) . . 5150,5 
Erfassung der Sachwerte „41715 
Erfinder- und Patentrecht . 4220 
Erholungsheim des Bundes 7840 
Ernährungspolitik . 3390 
Ersatzkrankenkasse Barmen 7845 


Erwerbslosenunterstützung . 


4475 
Erzbergbau . . . , . 5520,5— - 5520,35 
4330 


Existenzminimum . 

F 
Fach- und Fortbildangsschulwesen 2080 
Fachgruppen des Butab. 8045— 8235 
Familienzulagen ER 
Faserstoff-Industrie .4955,5 —4955,40 
Finanz- und Steuerfragen , 1700 — 1800 


ET DE, RE Ta el SU TEE ae 
FREE LEI DEE PU PN HARTEN 
Er NIS EN \ der 





Rubriknummer 


Finanzen des Deutschen Reiches 
(darunter auch Erfassun 28 der Sach- 
r 


werte und Industrie - Kredithilfe) 1715 
Fortbildungs- und Fachschulwesen . 2080 
Frauenarbeit. . . 4540 
Freie Ängestellienbewegung .. 7600-8235 


Freie Berufe. . 020,5—5020,20 
Freie Gewerkschaftsbewegung 7160 - 8235 


Freie Privatwirtschaft 3315 
Freigeld — Freiland. . °3670 
Freigewerksch. Betriebsrätezentr. des 

D.G.B. u.des AfA-Bundes 6055—6070 


Freimachung von Arbeitsstellen . . 4495 
Friedensvertrag von Versailles 1310—1460 


G 


Gas-, Wasser- und BEE RSENN 
(private) : 45,5—5145,40 
Gautage des Butab . . 3 7915 
G. d. A. (Gewerkschaftsbund der 
Angestellten). £ . 9010-- 9035 
Gedag (Gesamtverbänd dentaker 
Angestellten-Gewerkschaften) 9070— 9100 
Gehaltszahlung. . 22.4125 
Gelbe Gewerkschaftsbewegung 9250 — 9285 
Geld-, Bank- und Börsenwesen 3500-3550 
ER Aktionen verschiedener 
Gewerkschaften . : 4130 
Genossenschaftswesen 2 3700-3725 
Genussmittelindustrie. . 5105, 5— 5105,40 
Gesellschaft für soziale Reform : 3890 
Gesetzliche Interessenvertretungen . 5800 


Gesundheitsindustrie . . 5140,5— 5140,40 
Gewerbegerichte 1985 
Gewerbeinspektion 4685 
Gewerbeordnung . 2020 
Gewerbeschulen ; 2080 
Gewerkschaltsbewegung im Ausland 7105 

._ in Deutschland 7100 


Gewinnbeteiligung. . REN 4400 
Gewinne, kapitalistische . 3275 


Gildensozialismus . are NSS) 
Glasindustrie ’ . 5000,5— 5000,40 
Gleitende Lohnskalen j ER Ey 
Graphisches Gewerbe (Buch- und 
Zeitungsgewerbe) . . .5040,5—5040,40 


Gross-Berlin . . 1915-1920 
H 5 
Hand- und re 7030-—7035 
Handel . 3420—3455 
Handelsgesetzbuch” BERN. 4% 42025 
Handelsgewerbe . 4860,5 — 4860,40 
Handelskammern . REDEN 1.2 | 
Handwerks- und RE 6285 
Handwerks- und GEW AB SEE 6290 
Haniel-Konzern. . 523230 
Hausbesitz und Mietwesen.. SERMIRTTR 
Heer und Polizei . 1600-1635 
Hirsch - Dunckersche Gewerkschaft: 
bewegung . ve 9000—9035 


Hoch- und Tiefbau . 4905,5— 4905,40 
Hoesch-Köln-Neuessen . . 3260 
Holzindustrie 2 5060,5— 5060,40 


Hospitantenbewegung des Butab . 7895 
I F 
Indexziffern der Lebenshaltung . 4335 
Industriebeamten-Sparbank 7835 
Industriebeamtenverlag . \ 7852 
Industrie-Kredithilfe . 1715. 6570 
Industrie- oder Berufsverband? . . 7025 
Industrie- und Handelstag, deutscher 6255 
Industrielle Konzentration . . . 3205 
Inflation . . N 3515 
Ingenieur- und Architektentitel i 9570 
Innere Politik F 1500 — 1550 
Internationale, dritte (Moskau) 1215 
Internationale, Wiener Internationale 
Arbeitsgemeinsch. sozial. Parteien 1200 
Internationale, zweite. . . . . . 11% 


7610 


Internation. Bund d. Privatangestellten 


Rabriknummer 


Internationaler Gewerkschaftsbund, 
Amsterdam 7165— 7195 


Intern. Gewerkschafteband (Bekämp- 


fung des — Abwehr der Angriffe) 1225 
Internationaler Verband der Ärbeit 

im Völkerbunde. . 3865 
Internationales Arbeitsamt. in Genf 3870 
Invalidenversicherung . 4610—4615 

J 

ugendbewegung, freigewerkschaftl. 7225 

ugendschutz (s.a. Lehrlingswes.4550) 4760 


K 


Kalibergbau . . 5510, 5—5510,35 | 
Kalıwirtschaft (Reichskalirat) k 3365 | 
Kammern für Arbeiter und Ange- 


stellte in Oesterreich . 5815 
Kapital und Arbeit 3615 
Kapitalbeteiligung der Arbeitnehkler 4405 
Kapitalistische Entwickelung . . . 3200 
Kapitalistische Gewinne . ENTE 
Kapitalzunahme f 20004285 
Kapp-Putsch . eh BER Ey > 
Kartelle und Trusts . 3210—3270 
Katholische Arbeitervereine 1 9308 
Kaufmannsgerichte ; 1990 — 2000 
Keramische Industrie . 5000,5—-5000,40 
Kirchenpolitik . 5070—-3080 
Klassenkampf und Gewerkschaften. 7120 


Kleinaktien für Arbeitnehmer . . 4405 


Klöckner-Konzern . 3220 
Knappschaftswesen 4640 
Koalitionsrecht 3900-3975 
Kohlenabkommen von Spaa 1460 
Kohlenwirtschaft ß 3370 
_ internationale . 4840 
Kommunalisierung. . 271910 
Kommunalpolitik (iche auch Be- 
amten-Archiv) ; . +. 1850--1930 
Kommunalverwaltung . 1 


880 
Kommunist. Arbeiterpartei” 1230-1230, 95 
Kommunistische Gewerkschaftstaktik 


und deren Abwehr. . . 5,100 
Kommun. Gewerkschaftskongr. 1921 1220 
Konjunkturen u. Krisen in Deutschld.. 3180 
Konkurrenzklausel. . . . .4195—4215 
Konsumgenossenschaften 3=2,370579 
Korfanty-Putsch 1410 
Korrespondenzwesen . 3105 


Kosten der Betriebsräte R UNE, 5980 
Krankenkass. 4625—4635 u. 5615, ‚5—5615,30 
3 4625—4 


Krankenversicherung . 635 
Krankheit, Behinderung durch 4190 
Kriegsbeschädigte ; 4735 
Kriegsgesellschaften . 3177 
reg eüner Eee N Flle 
Krisen . ae 3180-3185 
Krupp- -Konzern.. IR 
Kulturpolitik . ER 2050-3065 a 
Kulturtechnik Bo Vermessu 

wesen Bis, ge 40 
Kündigungen 4230 
Kurzarbeit ‘4500 


i | 
L 1 
H 


Landesversicherungsanstalt. 5610,5—5610,20 


Landwirtschaft . . 5080, 5-_5080, 40 u. 3380. 

u. Ernährung . 3380—3390 
Landwirtschaft elle fe 6280 
Lebensmittelindustrie . .5100 '5_5100,40 
Lebensmittelpreise . ..:...3550u,4335 4 | 
Lederindustrie . .5120,5—5120,40 | 
Lehrlingswesen. . . » 2.2... .450 
Lohnfragen . . N 
Lohnpo. itik, Apenalee 4300 

Lohnstatistik. 4350 
Lohn- u. Gehaltsbewegungen i. Inland 4810 . 
ac im Ausland 4835 
Lohn und Unternehmergewinn 4395 
ER RPee 3255 ı 
Luftschiffahrt . ‚5465, 5-5465, 7 














Rubriknummer 


M 
Maifeier und Gewerkschaften. . . 7125 
Maschinenbauschule .. .. 3005—3015 
Massregelungen . . » » . .....3970 
Meliorationsarbeiten . . 23388 
Metsllindustrie . ; . 5130, 5—5130,40 
Mietsteuer — Reichsmietengesetz 21713 
Mietwesen und Hausbesitz. . . . 3775 
BU Bun bewegung q des Bundes. . 7890 
Monopole. * . 1 3305—-3310 

N 


SEHR Tpund deutscher Berufs- 


verbände (ge „=... 9250-9265 
Neuer Dtsch. ak -Verband 9180—9200 
Nordfrankreich, Wiederaufbau . . 1445 
Normalisierung, Arpinerung, Er 

sierung ,.,.. “ 123830 

oO 
Oberschlesien - .. 1400—1420 
Oel-Industrie .5005,5— 5005,40 
Organisations- u. Verwaltungswesen 

Bedeu: 7810 

Örganisationszwang . :. .”. . . 7020 
pP 

Papierindustrie . ,5045,5— 5045,40 

Parteipolitik . . 20.2... 1100—1245 

Parteipolitik im Ausland ... . ... 1105 

Patentrecht . . Ba Hu 4220 

Pazifistische Bestrebungen £ 1475— 1485 


Pensions- u.Witwenkasse desD.T.V. 7850 


Pfändungsgrenze . . . . ...... 4140 
Phönix-Konzern . ... . 2.2... 3240 
Pianwirtschaft . . .. 3350--3375 
Politik, Allgemeines . . . . . ... 1000 


— und Gewerkschaften . . . 7110 
Polizei und Heer . .. 1600-1635 
Preisabbau, Bestrebung.ür u.gegen— 3540 


Preise, Lebensmittelpreise Pr 3550 

m rRohstöffprese: . . ......... 3945 
Presse und Gewerkschaften . . . 3115 
Presse . nr 3085—3115 
Privates Versicherungswesen mr 4078 
Privatkapitalismus . 3200—3330 
Produktion, Steigerung der — . . 3190 
Produktionsgemeinschaften. . . . 3665 
Produktive Erwerbslosenfürsorge . 4490 
Produktiv-Genossenschaften . . . 3710 
Beschötechnie  . 2% 2.220.042. 4530 

R 

Rätesystem und Gewerkschaften . 7040 
Rechtspflege. . 1950-2030 
Rechtsschutz des Bundes . . . . 7825 
Regierungen, Verfassung . . 1000-1050 
Reichsarbeitsministerium _. 4.053880 
Reichsbund deutscher Technik . . 9760 
Reichsknappschaftsgesetz . . . . 4645 
Reichsmietengesetz — Mietsteuer . 1775 


Reichsverb. deutscher Bergbauangest. 9355 
Reichsversich.-Anstalt 5620,5—5620,15, 4660 


Reichsversicherungsordnung PR 4605 
Reichswirtschaftsministerium . . . 3160 
Reichswirtschaftsrat . . . 2 2 ...6200 


'Repa:ationszahl. u. sonst. Leistungen 1440 


Rheinland, besetztes . 1340 — 1355 

Röchling-Konzern ir 3245 

Rundschreiben des Bene an die 
Ortsverwaltungen . . . 5.0.1875 


Rubriknummeı 
5 

Saargebiet 2 j 1360 — 1375 
Sachwerte, Erfassung der RER, 981715 
Satzung des Bundes . . . 7805 
Schiffbau . . - .5135, ‚5135, 40 
Schlichtungsordnung . . . . 4040 
Schlichtungswesen . EB 40304040 
Schriftensammlung des Bundes . . 7870 
Schul- und Bildungswesen . 2055—-3065 


Schwarze Listen der Arbeitgeber . 3955 
Siedelungswesen : 3785—3800 
— der Bergarbeiter 5500,30 
Sonntagsruhe . TAT 

Sozialdemokratische Partei RR: 
lands (S.P.D.) 1180—1180,95 
Sozialisierung, ER . .3580—3615 
— d.Bau-u.Wohn.-Wesens 3650 


des Kalibergbaues . . 3635 

— des Kohlenbergbau s . 3630 
Sozialisierungskommission . . . . 3625 
Soziallohn, Familienzulagen . . . 4385 
Sozialpolitik . NE, 3890-9899 
Sozialversicherung. . . . . 4600-4685 
Soziale Baubetriebe . . I u RJAR) 
Soziale Bewegung, Allgemeines 6500— 6520 
Soziale Fürsorge . . . . . 4730 
SP: Di Nee 1180— 1180,95 
Sparkassen . : 223505 
Staatsbürgerrechte, Sicherung ‘der . 3905 
Städtetag, Deutscher. . . . . . 1930 
Städtische Werke. . a 


Steine u. Erden, Industrie der 4920, 5— 4920,40 
Steinkohlenbergbau . 5505,5 — 5505,35 
Stellenvermittelung und Auskunftei 


des Bundes . . Be ER) 70 
Steuerabzug beim Arbeitnehmer. . 1765 
Steuer- und Finanzfragen . 1700 —1800 
Steuern des Reiches . . . . . „1730 
Stinnes-Konzern . : . 2.2.2... ..3215 
Streikrecht 72.7 Rene 70723915 
Streiks ER .....3920—3950 
Stumm- Konzern Eee N 3235 
Submissionswesen . . 2... ...3320 
Syndikalismus: . = .. a0 2 372, 27080 
T 

Tarife, Reichs- . . N NAAIS 

—  Landes- und Bezirks- re AASO 

— Ors-.. ER MARHAAZS 


— allgemeinverbindliche ee 440 
Tarifpolitik . . : 4420— 4440 
Tarife in den verschiede Industrien 
unt. IV, Wirtsch.- u. Ärbeitsverhältn. 


Tarifvertragsrecht . 4020— 4040 
Taylor-System . . ar >12293825 
Technische Fachverbände 9750— 9770 
Technische Hochschulen . . . . . 3040 
Technische Mittelschulen . . . . . 2095 
Technische Nothilfe . . . 2.2.3935 


Technisches Schulwesen (privates) . 3025 
Technik, Allgem. u. Berufsfragen 9500—9770 
Techniker, Berufsfragen . . 9550— 9695 
Techniker im öffentlichen Leben . . 9600 
Techniker in öffentl. NNEBNE 9605 
Textil-Industrie . . 4955,5— 4955,40 


Trusts und Kartelle . 3210-3270 
Thyssen-Konzen . . . . 2... 3225 
U 
Ueberschichten im Bergbau . 5500,20 
Ueberstunden . er A165 


Unabhängige sozialdemokrat. Partei 
(U. S.P.)-. 1195—-1195,95 


Rubriknummer 


Unfallversicherung. . . . 4650 
Universitäten . EIER NS 
Unterstützungswesen des Bundes . 7820 
Urkubit ra, . 4185 
Se 1195—1195, 95 
V 

Valutafragen 3 3510-3520 
Verband" deutscher Dipl. a 9765 
Verbraucherkammern . . 6300 
Verdingungswesen . en ee 
Verein deutscher Chemiker . . . 9770 
Verein deutscher Ingenieure . . . 9755 
Vereinigte Kommunistische Partei 


Deutschlands ? . 1205—1205,105 
Vereinigung d. leitenden Angestellten 
in Handel und Industrie (Vela) . 9395 


Verfassung, Regierungen 1000 — 1050 
Verkehrsbund, deutscher . 7250—7270 
Verkehrsunternehm., priv. . 5460,5—5460,40 
—_ städtische. . . .» 1900 
Vermessungswesen und Kultur- 


‚technik (privat) . . 4915,5— 4915,40 


Versicherungsgewerbe 3 4855,5—4855,40 
Versicherungswesen, privates . . . 4675 
Verstaatlichung an. vn re 
Verwaltungsschulen . . . 3060 
VER: PD . 1205-1205, 105 
Völkerbund . : 1465— 1470 
„Volksfürsorge“ . . . 2.2... 4680 
Volksgesundheit . . RE RN ey 
Volkshochschulen . . . ....... 3050 
Volksschulen . . R 2070-2075 
Volkswirtschaft, deutsche.’ a ean 23195 
Vorstand des Bundes . . . . . 7900 
W 
Wahlen der Betriebsräte 6000 *-6010 


Wahlen zur ÄAngestelltenversicherung 4660 
Wahlergebnisse z. Reichstag und zu 

den Landtagen . 3 1115—1120 
Wahlrecht, politisches . 1005—1015 
Warenversorgung durch Betriebsräte 5970 
Warenversorg. durch Gewerkschaften 3725 


Wärmewirtschaft . . . Rn je HR" 
Wasserwerke, private . 5145, 5—-5145,40 
Weltwirtschaft, Krisen und _. . . 3185 
Werkspolizei . . +7,3:220809 
Wiederaufbau in Nordfrankreich ....1445 
Wirtschaftliches Bildungswesen . . 3055 


Wirtschaftliches Rätesystem ENT US 
Wirtschaftspolitik . ; 3150—3195 
Wirtschaftsgeschichte, Wirtschafts- 

geographie . . f KH 3195 
Wirtschafts- und Arbeits- 

verhältnisse . »-4800—5620,15 
Wirtschaftsverhältnisse3 im Inland . 4800 

im Ausland . 4825 

Wissenschaft und Kunst 3130-3135 
Wohlfahrtseinrichtunger der Uhnter- 


nehmer . . . 6810 
Wohnungswes. u. Wohnungsnot 3765 —3770 
Wucher und Schleichhandel . . . 3450 

zZ 
Zeitungsgewerbe 5040,5— 5040,40 
Zeitungs- und Schriftwesen 3085—-3115 


Zentrale für Heimatdienst . . . . 1540 
Zentralverband.der Angestellten 7745—7780 
Zentrum (Christl. Nelkenaa) 1160—1160,95 
Zollschranke . . . As 
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1165 


I. Politik, Allgemeines, 


A. Verfassung, Regierungen. 


1000 Politik, Allgemeines 

1005 Verfassung und Wahlrecht Deutschlands 

10 L Verfassung und Wahlrecht der deutschen Länder 

10151 Verfassung und Wahlrecht in ausserdeutschen Staaten 
10220 Russischer Räte-Kongress 

1025 Reichsrat 

1030 Reichstag (Wahlergebnisse s. 1115) 

1035 L Landtage (Wahlergebnisse s. !120) 

1040 Mehrheitsbildungen und Regierungen des Reiches 
1045 L Mehrheitsbildungen und Regierungen der deutschen 


Länder AR 
1045 "Bayern. Die Regierungsumbildung in Bayern KB 41, 
577, 42,585 


1050 L Regierungen der ausserdeutschen Länder 


B. Parteipolitik. 


a) Parteipolitik, Allgemeines. 


1100  Parteipolitik, Grundsätzliches 
1105 L Parteipolitik im Ausland 


1105 England. Der Kongress der englischen Arbeiterpartei 
(Labour Party) WK 26, 2 
1110 Politische Parteien in Deuischiand, Allgemeines 


1115 Wahlergebnisse zum Reichstag 
1120L Wahlergebnisse zu den Landtagen 


b) Einzeine Parteien. 


1150 Deutschnationale Volkspartei 

1150,60 Stellung zur Sozialpolitik 

1150,60 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 

ER Angestelltenbewegung T 28, 253 

1155 Deutsche Voikspartei 

1155,60 Stellung zur Sozialpolitik 

1155,60 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der. christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 

1160 Christliche Volkspartei 

1160,60 Dirıtun. zur Sozıulportik 

1160,60 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 


Bestrebungen zur Gründung einer christlichen Ge- 
werkschaftspartei 

1170 Bayerische Volkspartei 

1175 Deutsche Demokratische Partei 


1175,60 Stellung zur Sozialpolitik 

1175,60 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 


1180 _ Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
1180,10 Parteitage, Programme und Kundgebungen 
1180,10 *Republikanische Politik KB 39, 537 

1180, 10 *Das Görlitzer Programm der S.P.D. KB 40, 561 
1180,20 Verhältnis zu anderen" Parteien 

1180,20 *Republikanische Politik KB 39, 537 























































1180,60 Stellung zur Sozialpolitik 

1180,60 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 

1130,60 Sozialdemokratischer Wohlfahrtstag ‘KB 39, 547 


1185 L Sozialdemokratische Parteien im Ausland 


i190 2. Internationale (Internationaler Sozialisten- 
kongress) 
1195 Unabhängige Sozialdemokratische Partei 


1195,60 Stellung zur Sozialpolitik 

1195,60 “Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag, vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 


1195,60 Neuordnung der Wochenhilfe und Wochenfürsorge 
T 28, 260 
1200 Wiener Internationale Arbeitsgemeinschaft sozia- 


listischer Parteien 


12065 Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands 
1205,19) Kommunistische Gewerkschaftstaktik und deren Ab- 
wehr 

*Angestellte und Industrieverband T 29. 265 
Keine Zersplitterung der Hilfsaktion für 


T 36, 327 ; 
1205,100 Zielbewusste Klassenkämpfer Bp 10, 107 
1205,10 An alle kommunistischen Funktionäre BA 41 


1205,100 *Die technischen Angestellten und der Kommunismus 
BA2 


1205,108 


1205,100 Russland! 


1205,100 Die „Spontanen Arbeitslosendemonstrationen‘“ BA 47 

1205,109 *, Arbeitslosendemonstration“ mit Handgranaten 
KB 26, 353 

1205,00 Arbeitslose Gewerkschaftsgenossen Deutschlands! 

KB 26, 355 

1205,100 Aus den deutschen Gewerkschaften KB 33, 462 

1205,100 Keine Zersplitterung der Hilfsaktion für Russland 
KB 37, 518 

1205,100 *Gewerkschaftspolitik KB 39, 548 

1205,00 Der kommunistische ‚Korreferent‘‘“ KB 43, 617 

1205,10 *Gewerkschaftstaktik der Leviten KB 45, 644 | 


1205,100 Fraktionsbildung im AfA-Bund M 12, 213 
1210L Kommunistische Parteien im Ausland 


1215 3. Internationale (Moskau) 
1215 Die „Spontanen Arbeitslosendemonstrationen‘‘ BA 47 
1215 Ein Urteil über die sogenannte Rote Gewerkschafts- 
internationale KB 43, 619 

1220 Kommunistischer Gewerkschaftskongress 1921 
1220 Die russischen Gewerkschaften T 28, 261 
1225 Bekämpfung des Amsterdamer Internationalen Ge- 

werkschaftsbundes und Abwehr der Angriffe 

(s. auch 7165-7195) 
1225 Amsterdam gegen Moskau KB 27, 376 
1230 Kommunistische Arbeiterpartei 
1235 Verschiedene Parteien 
1240 Republikanische Liga 
12455 Republikanischer Reichsbund 
C. Aeussere Politik. 

a) Aeussere Politik, Allgemeines. 
1300 Aeussere Politik Deutschlands, Allgemeines 
1300 *Schriften zur nordschleswigschen Frage KB52 (L9, 

69) 

1300 Die deutsch-chinesische Konvention WK 25,3 





Abkürzungen. 


Die fette Zahl jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten ZeklanTnaben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch vach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


B =Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau 

BA = Bundes-Archiv GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 
des Freien Angestellten) Gr = Der technische @rubenbeamte 

En vs unpenena karten, I = Der Industrietechniker 

BR = De N IH = Der Ändustrie- und Handelsangesteilte 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G, B. (Beilage des Freien Angestellten) 

BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 

E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 


FA =.Per Ude Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A.D.G. B, 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SRE-Z Sozielwirtschaftliche Rundschau 
Sch ‚= Schriftensammlung des Bundes 
SchBR = Schriften de: Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Literaturbeilage) 

KB(R) = eek Be d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) 

M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 

RA(a.T.) = Beichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 

ale a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (nmicht- | V 


Amtlicher Teil) 
RBR = Aundschreiben der 
zentrale 


stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


Betriebsräte 
WSt= Wirtschaft und Statistik 
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1305 L Aeussere Politik des Auslands 


1305 
1305 
1305 


1305 
1305 
1305 
1305 


1305 
1305 


1305 


1310 
1310 


1310 
1310 
1310 
1310 
1310 


1310 
1310 


Abrüstungskonferenz und Zollpolitik WK 36, 3 
Einem neuen Weltkrieg entgegen WK 37, 1 


Amerika. Die japanisch-amerikanischen Gegensätze 
WK 35, 3 
China. Das China-Konsortium WK 25,2 


England. Die englische Drehung WK 25,2 

*Englands Friede mit Irland WK 50, 2 

Frankreich. Die Methoden des neuen Imperialismus. 
Frankreichs Vorherrschaft im nahen Osten WK 46, 2 


Frankreich. Das Frankreich von heute WK 49, 2 
Irland. Die irische Frage und die Schutzzölle. 
WK 34, 3 


Oesterreich. Die 2, Jahrestagung des Deutschen Schutz- 
bundes KB 26, 367 


b) Friedensvertrag von Versailles. 


Friedensvertrag von Versailles, Allgemeines 
*Die wirtschaftlichen Wirkungen des Friedensvertrages 
im Urteile des Auslandes SR 7, 22 
Gewerberechtliche Fragen im Friedensvertrag KB 26 
(L 3, 20) 
*Gegen den Vertrag von Versailles KB 36 (L 5, 36) 
Kriegsschäden KB41 (R 10,80); 50 (R 12, 94) 
Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Ultimatums 
und die Gewerkschaften KB44 (L 7,50) 
Von Versailles bis London. Von Dr. 
M 12,217. 
Die Kriegslasten FA 14, 131 


England. Churchills Rede und Einsicht WK 25,2 


E. Kraus 


1315L Gebietsabtretungen 


1315 


1320 
1325 


1330 
1330 


1330 


1335 
1335 


1340 
1345 
1350 
1355 


1360 
1360 


1365 


. 1370 


1375 
1375 
1375 


1375 


1375 
1375 


1380 


1385 
1390 
1395 
1400 


1405 
1405 


1405 
1405 
1405 
1405 
1405 


1405 


Die schiffbaren Wasserstrassen in den abgetretenen 
und besetzten Gebieten des Deutschen Reichs 
WSt 7, 316 

Politische Verhältnisse in den abgetretenen Gebieten 


Wirtschaftliche Verhältnisse in den abgetretenen 
Gebieten 
Lage der Arbeitnehmer in den abgetretenen Gebieten 
Die Sozialversicherung in den abgetretenen Gebieten 
KB46 (R 11,83) 


"Angestelltenversicherung in Elsass-Lothringen FA 22, 


Gebietsbesetzung 
Kundgebung aus dem 
rüstungsfrage KB 52, 735 


Besetztes Rheinland 
Politische Verhältnisse 
Wirtschaftliche Verhältnisse 
Lage der Arbeitnehmer 
Saargebiet _ h 
"Das Saargebiet unter der Herrschaft des Waffenstill- 
standsabkommens und des Vertrages von Versailles 
KB52 (L 9, 70) 
Politische Verhältnisse 
Wirtschaftliche Verhältnisse 
Lage der Arbeitnehmer . 
Doppelte Moral des N.D.T.V. T 52, 488 
*Die Währungsfrage im Saargebiet und die Gewerk- 
schaften KB 27, 371 
ass Sozialversicherung im Saargebiet KB 35, 495; 
5 
*Lohnkürzungen im Saarrevier KB50, 713 
Die Ausdehnung der Versicherungspflicht auch im 
Saargebiet M 11, 185 


Neubesetzte Gebiete 
Politische Verhältnisse 
Wirtschaftliche Verhältnisse 
Lage der Arbeitnehmer 


Abstimmungsgebiete 
Politische Verhältnisse in Oberschlesien 
Der Internationale Gewerkschaftbund und das ober- 
schlesische Problem T 32, 293 
Schamlose Verdächtigung unserer Stellung zu OÖber- 
schlesien T 41, 370 
Protest der Arbeitnehmerorganisationen gegen die 
Teilung Oberschlesiens T 42,380; M 11, 178 
*Gewerkschaften und Oberschlesien T 44, 398; 45,411 
Oberschlesier-Hilfswerk KB 38, 529 
*Die internationale Gewerkschaftsdelegation über Ober- 
schlesien KB 42, 591; 43, 610 


besetzten Gebiet zur Ab- 
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*Zur Entscheidung‘ über Oberschlesien KB 44, 621 
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*Protest der deutschen 
gegen die Vergewaltigung Oberschlesiens KB 45, 638 
Gewerkschaften und Oberschlesien KB 46, 656 
Die Gewerkschaftsinternationale an die Arbeiter Ober- 
schlesiens M 10, 163 
Gewerkschaften und Oberschlesien JH 22, 164 
Zur Teilung Oberschlesiens (mit Landkarte) WSt 10. 
494 
Zur oberschlesischen I: WK 31, 3 
Oberschlesien WK 41, 
Korfanty-Putsch 
Die geistige Armut des N.D.T.V. T51, 473 
Wirtschaftliche Lage in Oberschlesien 
Der Internationale Gewerkschaftsbund und das ober- 
schlesische Problem ale 293 
*Oberschlesien WK 43, 4 


Lage der Arbeitnehmer in Oberschlesien 

Helit den Kollegen in Oberschlesien! T 27, 245 
Gewerkschaften und Oberschlesien T44, 398; 4, 
Oberschlesienhilfe des AfA-Bundes Bp19, 237 
Hilfe für die Arbeitslosen und Flüchtlinge in Ober- 


schlesien KB 27, 376 
An die Arbeiter, Angestellte und Beamten in Ober- 


schlesien KB 45, 639 
Die Not in Oberschlesien V 13, 57 


Entwaffinung (Einschränkung der Rüstungsindustrie 
und des FIN BREUEDEEN 
*Die Deutschen Werke in Gefahr T 45, 405 
"Die Interalliierte Kontrollkommission gegen die Deut- 
schen Werke KB 45, 637 
Um das Schicksal der Deutschen Werke KB 48, 680° 
*Die deutsche Industrie und die Eriedensarbeit KB 53. 
750 


Aburteilung der Kriegsverbrecher 


Zollschranke 
Die Erfolglosigkeit der Sanktionen WK 24,3 


Reparationszahlungen und sonstige Leistungen 
Der Reichskanzler über die Deckung der Wiedergzut- 
machungsverpflichtungen T 26, 237 
Sozialisierung und Reparation T 32,2 
Die Zahlung der Goldmilliarden T 39, zar 
"Angestellte und Wiedergutmachung T 41, 365; M 10, 
155 
Der Reichsverband der deutschen Industrie T 41, 367 
Das Wiesbadener Abkommen T 41, 368 
Zur Reparationsirage (Entschliessung des Vorstandes 
der Zentralarbeitsgemeinschaft) T 42, 376 
"Unsere Antwort auf die Herausforderung der Indu- 
strie T 46, 417 
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*Vorschläge zur Erfassung der. Goldwerte für die 


Wiedergutmachungsverpflichtungen KB30, 410 

Zentralarbeitsgemeinschaft und Reparationsproblem 
KB 43, 606 

"Das Abkommen von Wiesbaden KB 44, 623 

*Steutervorlagen, Reparationsproblem und industrielle 
Kredithilfe KB 46, 653 

Bis zum 31. August 1921 hatte Deutschland an die 
Entente eine Milliarde Goldmark zu bezahlen Mn 
166 

"Verfassungstheorie — Betriebsrätepraxis BR 2, 13 

“Unternehmer - und Wiedergutmachungsschuld > ‚FA19, 
167 

*Reparation, _Steuerverteilung 

Reparation und Valuta WK25, 3 

Zur Reparationsirage WK 25,4 


Ä 


und’. Volkswirtschaft 


Zum Re UpDEDTUEDET -—— „die Onadrasine "des Zirkels 


WK 26 
tung Geldentwertung 
zahlungen WK 27,1 


Die SE WK 27, 3 
Reparationszahlung durch Pinänzfredite m 29, 4 


Geldentwertung und Reparation WK 31,2 

. Reparation und Aussenhandelskontrolle WK 31, % 

Ist die Reparation möglich? WK 32,2 s 

Der deutsche Aussenhandel und die ‚Reparationsver- 
pflichtungen WK 33, 4 


und Reparations- E 
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Zur ee "Die Zahlung der Goldmilliarden 


WK 35 
Industrie N Reparationsdevisen WK 37,4 
Reparationszahlungen als Sachleistungen WK 37, 4 
Ein englischer Wirtschaftspolitiker über die Repara- 
tionsfrage WK 41,1 


Das Wiesbadener Abkommen unterzeichnet WK 4, ei 
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1440 *Sachwerterfassung und Valutasturz WK 46, I f 5 3 istisc 3 : 
10 ‚Neue Wege der, Renaration WK 17,4 1508 et Streiks (kommunistische Streiks s. unteı 
*Der Reparationsplan der englischen Industrie WK 48, | 
1440 Die Verhandlungen in London WK 49, 4 1310 Bote a aktion WR 33 | 
1440 Die Reparationen und der imperialistische Kuhhandel WE , 
WK 50, 3 1515L Politische Streiks im Auslande 
5 1520 Monarchistische Bestrebungen 
Se Bedeenutbau in Nordirankreich 1520 *Für die Republik! T 36, 321 
! „Ihr müsst uns sagen, warum ihr nicht wollt, dass die 5 Ä 
Deutschen wieder aufbauen, was sie zerstört haben“ SER NanD a 2 } 
T 28, 254 1530 Revolutionäre Bestrebungen (kommunistische Unruhen 
1445 Gewerkschaften und Wiederaufbau T 34,309; T 35, 316 s. unter 1205, 105) 
1445 *Angestellte und Wiedergutmachung T 41,365; M 10,155 1535  Antibolschewistische Bestrebungen 
1445 Das Wiesbadener Abkommen T 41, 368 1540 Zentrale für Heimatdienst 
ur os Wiederaufbau Nordfrankreichs T 45,409 1540  *Aus dem Sumpf des christlichen Neuen Deutschen 
ranzösisch-deutsche Verständigung über den Wieder- Techniker-Verbandes T 36, 323 
‚aufbau in Nordirankreich T 46, 420 1540 Die Mohrenwäsche (betr. N.D.T.V.) T 42, 381 
1445 Weitere Besprechungen über den Wiederaufbau ın 1540 Noch immer Mohrenwäsche (betr. N.D.T.V.) T 52, 488 
m;Nordfrankreich T 48, 440 RR 1540 Der Fäulnisherd im N.D.T.V. Flugschr. 12a 
1445 *Die Frankfurter Tagung der deutsch-französischen 1540 „Christlich-nationale‘“‘ Korruption 11, 189 
Delegation für den Wiederaufbau der zerstörten d u 
Gebiete T 52, 483 15455 Bürgerliche Sammlungspolitik, Bürgerräte 
1445 *Gewerkschaften und Wiederaufbau KB 34, 468 1550 Politische Arbeiterräte, Kommunale Arbeiterräte 
1445  *Französisch-deutsche Verständigung über den Wieder- 1550 Der neue Arbeiterrat in England WK 35, 2 
u M 12, Zr 
1445 er Wiederaufbau der zerstörten Gebiete in Frank- i ; 
ee a E. Heer und Polizei. 
1600 eic 
1450 Wiederaufbauministerium (Wirtschafts- und rel: 


Arbeitsverhältnisse s. im Beamtenarchiv) 


1605 Heer und Politik 
1610 Steilung der Offiziere 


| ü Schrif / Nalteı DR NESEK { 
en ee chriften von Walter Rathenau KB26 1610 "Der ehemalige Offizier als ‚„Betriebsorganisator‘ 
1450 Berufung des Genossen Silberschmidt ins Wiederaui- BUT a . en 2 
bauministerium KB 27, 374 1610 En N SE, für Offiziere usw.) 
1455 Vernichtung der Dieselmotoren ER 2 
| - 1615 Republikanischer Führerbund 
l 472 
455 Verbot des Des hnoforenbaues T 51, 47 1620. Bund für Freiheit und Ordnung 
1460 Kohlenabkommen von Spa | 1625 Einwohnerwehren, Orgesch 
(siehe auch Kohlenwirtschaft unter 3370 und Wirt- 1630 Polizei und Sicherheitsdienst 
FR Arbeitsverhältnisse im Bergbau unter 1635 Polizeiliche Massnahmen gegen Gewerkschaiten 
1460 Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat Gr 41, 177 Organisationen der Polizeibeamten. s. Im Beamtenarchi\ 
1460 *Die- internationale Entwick] des Steinkohl Feiße - 
Sn FE et ae Seal See F. Finanz- und Steuerfragen. 
1700 Finanz- und Steueriragen, Allgemeines 
c) Der Völkerbund. 1700 Der Reichskanzler über die Deckung der Wiedergut- 
x machungsverpflichtungen T 26, 237 
1465 Zusammensetzung und Tätigkeit des Völkerbundes un De und neue Steuerlasten T 30, 276 
3 euern ; 
1470 Kritik des Völkerbundes 1700 *Vorschläge zur zu der Goldwerte für die 
Wiedergutmachungsverpflichtungen KB 30, 410 
d) Pazifistische Bestrebungen. 1700 en Rechtsfragen. Steuerbuch 
1475 Allgemeine pazilistische Bestrebungen A 1700 *Reparation, "Steuerverteilung und Volkswirtschaft 
1475 *Fine Friedensdemonstration in Belgien KB 39, 549 WK 25,1; WK26, 1 
Steuerpolitik un emeinwirtscha 
1480 Gewerkschaitliche Aktionen gegen den Krieg (s. auch 1700 *Finanzpolitische Wandlungen in Mitteleuropa seit 


Internationaler Gewerkschaftsbund - unter 7165 und 
A. D. G. B. unter 7200) 


der Revolution WK 44, 1 
1700 Eine neue Finanzkonferenz? WK 49,3 


1480 *Die internationale Arbeiterbewegung und die drohende 
Kriegsgefahr KB 49, 700 1705 L Finanz- und Steuerfragen im Ausland 
1705 Englische und deutsche Finanzsorgen WK 30, I 
; 3 p litik 1705 Die Kriegsschulden der ERS Ale WK 49, 3 
1705 *Amerika. Die Vereinigten Staaten von Amerika als 
D. Innere Polllik. Gläubigernation WSt 12, 598 

1500 Innere Politik, Allgemeines 1705 *Amerika — die grosse Enttäuschung WK 45, I 
1500 . *Für die Republik! T 36, 321 1705 Amerika schweigt WK 48, 3 
1500 Zur politischen Lage R43, 1 1705 England. 30 Millionen Pfund WK 48, 3 
1500 “Zum Schutze der deutschen Republik! KB 36, 497 1705 Frankreich. Der Zusammenbruch der französischen 
1500 *Die Reichsregierung rüstet zur Abwehr! KB 36, 500 Notenbank in China WK 34,3 
1500 *Zur Abwehr der Reaktion KB 37,515 1705 Italien. Die Finanzlage Italiens WK 45,3 
1500 *Die Krisis in Bayern KB 38, 522 1705 Oesterreich. 100000 Kronen für eine Idee! WK 47,3 
1500 *Republikanische Politik KB 39, 537 1705 Polen. Polnischer Militarismus oder polnische Valuta 
1500 Die deutsche Revolution KB40 (L 6, 45) WK 36, 3 
1500 Die Weltreaktion WK 33, 1 1705 Russland. Hunger und Zinsen WK 46, 3 





dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 
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Abkü Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
urzungen. Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


B = Der Bautechüiker FBR = Freie Beamtenrundschau 


BA = Bundes-Archiv 


GA = Der Genossenschaftsängestellte (Bei- 


N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 





BhA = Der Behörden-Angestellte (Bei i tellt KB({R) = Korrespondenzblatt d.A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
des Freien Angsstolen) ut G = at u era (Achatersechtibellase) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

BN = Beamtennachrichten Fa RT jr chnik M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 

Bp == Bundespost 1 ;. = Der Industrietechniker R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 

BR == Der Betriebsrat IH = Der Industrie-und Handelsangestellte | RA(a. T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 

oRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. (Beilage des Freien Angestellten) RA(o.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ = Zeitschrift für Versicherungsange- 

BU = Bildung und Unterricht K ° =Der technische Gemeindebeamte Amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angesteliten) 

E = Ekkehard (Kommunaltechriker) RBR = Rundschreiben der Betriebsräte | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


bh 
FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B, zentrale WSt== Wirtschaft und Statistik 
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1715 
1715 
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1715 
1715 
1715 


Internationale Finanzlage 


*Finanzpolitische Wandlungen in Mitteleuropa seit der 
Revolution WK 44, 1 
Eine neue Finanzkonferenz? WK 49, 3 


Finanzen des Deutschen Reiches 


Sozialisierung und Reparation T 32, 291 

Die Unternehmer als Nothelfer T 38, 339 

Industrie-Nothilfe und Markkurs T 39, 347 

*Angestellte und Wiedergutmachung T 41,365; M 10, 
155 

Der Reichsverband der deutschen Industrie T 41, 367 

Devisenhausse, Valutakatastrophe und Industriekredite 
T 42, 375 

*Unsere Antwort auf die Herausforderung der In- 
dustrie T 46, 417 

"Vorschläge zur Erfassung der Goldwerte für die 
Wiedergutmachungsverpflichtungen KB 30, 410 

*Wirtschaftliche Rundschau KB 30, 413 

Die geheiligten Goldwerte des Grundbesitzes und der 
Altar des Vaterlandes KB 37, 515 

*Zwangshypotheken oder Schuldverschreibungen ? 
KB 45, 639 


"Steuervorlagen, Reparationsproblem und industrielle 


Kredithilfe KB 46, 653 

Zur „Kredithilfe der Industrie‘ KB 47, 664 

Weltmarktpreise — Geldaufblähung M 11, 191 

*Um die Goldwerte M 12, 203 

Die Forderungen der Gewerkschaften M 12, 205 

Die Gewerkschaften und die industrielle „Kredithilfe“ 
M 12, 205 

*Goldwerte BRZ 16,241 

*Das Loch im Reichshaushalt FA 15, 136 

"Unternehmer und Wiedergutmachungsschuld FA 19, 167 

*Industrie und Reichsfinanzen FA 20, 179 

Die  deutschnationalen Volksfeinde FA 22, 189 

"Um die Goldwerte FA 23, 198 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, „Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-,: Post- und Tele- 
graphenverwaltung im April 1921 WSt 6, 290 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im Mai 1921 WSt 7, 338 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im Juni 1921 WSt 8, 384 

Stand der schwebenden Schuld in Millionen Mark 
WSt 8, 384; 9, 437 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im Juli 1921 WSt9, 437 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im August 1921 WSt 10, 492 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im September 1921 WSt 11,547 

Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen, Ausfuhr- 
abgaben und aus der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltung im Oktober 1921 WSt 12,597 - 

Englische und deutsche Finanzsorgen WK 30, 1 

Die Reichseinnahmen WK 33, 4 

Die Veredelung des Notopfers oder Beteiligung des 
Reiches an der Industrie? WK 35, 4 

Industrie und Reparationsdevisen WK 37, 4 

Steuerpolitik und Gemeinwirtschaft WK 41,4 

Die Goldkredite der Industrie WK 43, 4 

Die Kreditaktion der Industrie und ihre Bedingungen 
WK 45, 4 

*Sachwerterfassung und Valutasturz WK 46, 1 

*Die „Stabilisierung‘ der Valuta WK 47, 1 

Das heutige deutsche Volkseinkommen WK 47,4 


1720 L Finanzen der deutschen Länder 
1725N Finanzen der Kommunen 


1725 


1730 
1730 
1730 
1730 


1730 
1730 
1730 


1730 
1730 


erlin nach Durchführung der Eingemeindungen 
WSt 8, 389 


Steuern des Reichs 
*Die Umänderung der Kohlensteuer T 30, 273 


Reparationsfrage und neue Steuerlasten T 30, 276 

Preissteigerungen — Lohnerhöhungen (Stellung der 
Arbeitgeber und des A.D.G.B.) T 34, 310 

Die Verteilung der Steuerlast T 35, 316 


*Steuern T 38, 337 


Devisenhausse, Valutakatastrophe und Industriekredite 
T 42, 375 
Zur Erhöhung der Kohlensteuer T 51, 471 “ 


N Nachtrag zum Kohlensteuergesetz Gr 26, 119 


1730 
1730 
1730 
1730 
1730 
1730 
1730 
1730 


1730 
1730 
1730 
1730 


1730 


1739"). 


Feldersteuer Gr 26, 119 
Steuergemeinschaft Gr 30, 134 
*Zur Frage der Kohlensteuer Gr 31, 138 
Erhöhung der Kohlensteuer? Gr-44, 190 
Kohlensteuererhöhung Gr 45, 194 
Die steuerscheuen Kapitalisten Bp 11, 124 
*Arbeiter und Luxussteuer! KB 36, 501 
*Der Kampf gegen die Teuerung, Der Bundesausschuss 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
zur jetzigen Teuerung M 9, 125 ö 
Um die Luxussteuer Mı2, 216 
Die Verzögerung der Steuerveranlagung M 12, 216 
*Das Loch im ‚Reichshaushalt FA 15, 136 
*Die Ergebnisse der Kohlenbesteuerung im deutschen 
Zollgebiet WSt 19, 490 
Ein Steuersyndikat WK 43,4 
Zur Steuerpolitik WK 45,4 « 


1735 L Steuern der Länder 
1740 N Steuern der Kommunen 


1745 


1750 
1750 
1750 
1750 


1755 


1760 
1760 


Kapitalertragssteuer 


Reichsnotopfer 
*Vermögensabgabe FA 19, 168 
*Opferkomödie FA 21, 187 
Die Veredelung des Notopfers oder Beteiligung des 
Reiches an der Industrie? WK 35, 4 
Zwangsanleihe 


Einkommensteuer 


Aufwendungen für den Bau von Kleinwohnungen sind 


einkommensteuerfrei KB 27, 374 
Zur Aenderung des Einkommensteuergesetzes M 12, 
216 y 
*Steuererleichterungen für den Kleinwohnungsbau 
"RA (n. a. T.) 23, 949 
Steuerabzug beim Arbeitnehmer 
"Der neue Steucrabzug vom Arbeitslohn T 52, 482 
Kontrolle der Steuerabzüge RR 8,24 _ 
"Vereinfachte Besteuerung des Arbeitslohnes RR 9, 25 
“Die Einkommensteuer vom Arbeitslohn KB 37 (R 9, 65) 
Zur Neuregelung des Steuerabzugs für Werbungs- 
kosten KB 39, 541 


1765 Die Einkommensteuer vom Arbeitslohn KB50 (R 12, 
94) 

1765 "Gesetz über die Einkommensteuer vom Arbeitslohn 
(Lohnsteuer) M9, 142 \ 

1765 $ 87 B.R.G. Unterliegt die dem Arbeitnehmer nach 
R 87 zu zahlende Entschädigung dem Steuerabzug? 
RZ 15, 235 

1765 $ 87 B.R.G. Unterliegt die dem Arbeitnehmer nach 
$ 87 B.R.G. zu zahlende Entschädigung dem Steuer- 
abzug? BRZ 19, 301 i 

1770 Grundsteuer 

1775  Mietsteuer — Reichsmietengesetz : 

1775 *Der 16. Bundestag des Bundes deutscher Mieter- 

. vereine M 11, 185 

1775 "Die Wohnungsabgabe (Mietssteuer) RA (n.a.T.) 
21, 853 

1780  Wohnungsluxussteuer 

1785 Umsatzsteuer 

1790 Steuerhinterziehung, Steuerflucht _ . 

1790 Der Internationalismus des Kapitals T 45, 410 

1795 Kapitalverschiebungen ins Ausland 

1800  Steuerpilicht der Gewerkschaften 

1800 Kapitalertragsteuer und Berufsverbände M 11,188 

G. Kommunalpolitik. 

1850 Verfassung und Politik der preussischen Provinzen 

1855 Kommunalpolitik, Allgemeines ’ 

1860 L Städteordnungen R- 


art Politik. der einzelnen Kommunen 


1870 


erlin.. Die Stadtverordnetenwahlen in Berlin am 


495 
Kommunales Feuerwesen 


1875N Feuerwesen der einzelnen Kommunen 


1880 
1885 


1885 


Kommunalv erwaltung 





16. Oktober 1921 (mit Wahlkreiseinteilung) WSt10, 


sn 
L 
: 
r 
|): 
i 














RAT REL: 


En er 


Ai, 


re: 


-ü 


Bi 


Einfluss des TECHN RER inderKommunal- 


verwaltung (s. auch Stellung des Technikers in. der 
Verwaltung im Beamtenarchiv) _ i 3 
*Durchdringung der Verwaltung mit technischem Geist. 


Vortrag auf dem 2. Bundestag von Erich Händeler. u 


Sch 15 


m ee a ee en et. 








13 





1890 Städtische Werke 1990 Verband deutscher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
1895N Werke der einzelnen Kommunen KB 29, 405 
1900 Städtische Verkehrsunternehmungen Bor a DE Arbeitsgerichte KB 43, 618 & 
1905N Verkehrsunt : *Die kommenden Arbeitsgerichte KB 44, 634 
a nee Neh mungen elnz etHer Kom: " *jö0g Ist die Verordnung vom 12. Mai 1920 (RGBI. 958) 
1905 “Die Entwickl d : h etr. Abänderung des Gesetzes betr. Kaufmanns- 
nn © lung der Fahrpreise im Berliner Stadt gerichte gültig? IH 16,128 
seit der Friedenszeit WSt 9, 411 ER ; Br s 
1990 Weibliche Kaufmannsgerichtsbeisitzer in Danzig 
1910 Kommunalisierung FA 15, 140 
1915  Gross-Berlin 1990 *Der D.H.V. gegen Arbeitsgerichte FA 16, 144 
1915 enden Berlin (Umfang, Finanzbedarf usw.) 1995 Kaufmannsgerichtswahlen 
1015 Ba in ae 1995 *Unser Wahlsieg in Berlin IH 17, 129 
De Er urchführung der Eingemeindungen 1995 Die Geschlagenen IH 18, 137 
T St 8, 389 1995 Wo sind die „Kaufmannsgehilfen‘‘? FA 17, 149 
1915 ee nie pe ozeneieawahlen in Berlin am Bo Zureandickeit d K r ak 
: 9 ae ständigkeit der Kaufmannsgerichte 
495 ober 1921: (mit: Wahlkreiseinteilung) WSt 10, 2000 tee oder kaufmännischer Angestellter? 
1259 
1920 Aufbau des technischen Gross-Berlin 2005 Jugendgerichte 
1925 Provinz-, Kreis-, Bezirks- und Städtetage ä 
 Detech ER 2010  Gefängniswesen 
‚eutischer Stadtetag 2015 Bürgerliches Gesetzbuch 
2015 Diebstahl von Kleidungsstücken während der Arbeits- 
 H. Rechtspflege. zeit KB 33 (R 8, 62) 
(s.“ auch Arbeits- und Angestelltenrecht.) ch enge dnung konk klauseledsets -T 28 256 
ehaltsgrenzen im Konkurrenzklauselgesetz \ 
1950 Rechtspilege, Allgemeines 2020 Absatz 1 des H.G.B. und 8 133 a,.b, Absatz 
1950 „Das Reichs-Gesetzblatt KB28 (R 7) der G.O. (betr. Mindestkündigungsfristen) RR 12, 40 
1950 Rechtsprechung bei Unruheschäden KB 28 (R 7) 2020 Kündigungsfristen und Konkurrenzklausel FA 13, 123 
1950 ie Teuerungszuschläge zu den Tagegeldern der 2023 Handel b 
Schöffen und Geschworenen KB 37 (R 9, 72) andelsgesetzbuch 
1915 _*Die Arbeitersekretariate im Deutschen Reiche im Jahre er a a ARTE 
“ 1920 KB 39 (Statist. Beil. 2, 33) 2025 $ 68 Absatz 1 des H.G.B. und $ 133a, b, Absatz 1 
1950 Die Rechtsberatung der minderbemittelten Volkskreise 2025 En 2 (De ME RUDIEUNE IE NEN RR 
in den Jahren 1918 und 1919 KB39 (Statist. Beil. 2030 B > Renee SE FA 13, 123 
2, 56 erggesetz erggewerbegerichte 
1950 Arbeitllohn an Laienrichter nach & 616 B.G.B. KB 46 a ne See 3 eh: ee .gt 34, ber 
(R 11, 87) ergbehörde un eisitzerwahlen zum Berggewerbe- 
1950 Rechtsprechung bei Unruheschäd gericht Gr 48, 205 
1950 Das Recht Sr schen Revolution KB48 (18) Fo 2030 Abänderung des Berggesetzes Gr 48, 207 
1950 *Vom Deutschen Juristentag KB 49, 705 R 2030 *Die Bestimmungen des preussischen Allgemeinen Berg- 
1950 Rechtsprechung bei Unruheschäden (Berichtigung) Re 78 Ziner 6) dcs Betriebsräte In Sa ar) 
KB50 (R 12, 94) iffer es Betriebsrätegesetzes n.a.T. 
1950 ER eneyend die Unterhaltungspflichten KB 50 24, 986 
12, 94) 
1950 *Empfiehlt es sich, die Arbeitsgerichte und ähnliche iti 
Spruchbehörden den ordentlichen Gerichten anzu- J. Kulturpolitik. 
gliedern? RA (n.a.T.) 26, 1093; 27, 1151 2050 Kulturpolitik, Allgemeines _ 
1955 Reichsgericht und Staatsgerichtshoi 3030 Pier ihr Volkcbildung heraust E& 16 Ver 
1960 Strafigerichte 2050 Eine Arbeiterhochschule in Belgien WK 45, 2 
165 Reform des Zeugniszwangsverfahrens Fi 
1970 Anwendung des Zeugniszwangsverfah- a) Schul- und Bildungswesen. 
rens gegen Redakteure 2055 Schul- und Bildungswesen, Allgemeines 
175 Anwendung des Zeugniszwangsverfah- 2055 *Technische Schulfragen im Verein Deutscher Inge- 
rens gegen Gewerkschaftsbeamte Er net en h 
euorganisation der technischen Ausbildung in den 
Se eierenle Hr beruflichen Schulen der Stadt Paris BU 8, 28 
1085 W. HI 9zeric de G RR 0 2055 _ *Die Berufsauslese BU 9, 29 
en... A pie, ten und zu den Orts- 2055 *Das Naturgesetz im Unterricht E 12, 177 
1985 De sentschlafene Innungsschiedsgericht KB 26, 367: 2055 Arbeiterunterricht durch Studenten KB 42, 593 
31, 439 2060 Einheitsschule, Reform des Schulwesens 
1985 *Die Berufung gegen die Urteile der Gewerbe- und 2060 *Wie weit ist eine Vereinheitlichung bei den Fach- 
Kaufmannsgerichte KB 28 (R 7) schulen gleicher Gattung erstrebenswert? BUS, 14 
1985 Verband deutscher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte E 7, 101 
KB 29, 405 _ A AT: A 2060 *Berufsschule und Angestelltenschaft IH 24, 173 
1985 An die Arbeiterbeisitzer der Gewerbegerichte KB 39, 560 
1985 _*Um die Arbeitsgerichte KB 43, 618 | 2065 Arbeitsunterricht 
1985 *Die kommenden Arbeitsgerichte KB 44, 634 2070 Volksschulen 
1985 Zur Aenderung des Gewerbegerichtsgesetzes KB523, 2075 Vorbildune und Stellung der Volks- 
736 schullehrer 
1990 Kaufmannsgerichte 2080 Fach- und Fortbildungsschulwesen 
1990 *Die Berufung gegen die Urteile der Gewerbe- und 2080 Prüfungen für Handels- und Gewerbelehrer T 31, 287 
Kaufmannsgerichte KB28 (R7) 2080 *Die Berufsschulkonferenz in Kassel BU5, 13 
. i jeder Zei ie Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlich ind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkür zungen. Die ee Zahlen enken era ener Alkönsubeeg lad, a0 Heftanmmsieadt kweils Zahlitat die)Selte.' — L. neien der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten) Gr =Der technische Grubenbeamte 


BN == ee I = Der Industrietechniker 
Ba ne es IH = DerIndustrie- und Handelsangesteilte 


BR 


BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. 
BU = Bildung und Unterricht 

E = Ekkehard 

FA =Der freie Angestellte 


(Beilage des Freien Angestellten) 
K =Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 
KB = Korrespondenzblatt des A. D.G,B, 


KB(L) = Korrespondcnzblatt d. A.D.G.B. 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A. D.G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt 


RA 


RBR = Rundschreiben 
zentrale 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Scohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Schriften deı Betriebsrätezentrale 

St =Der Staatstechniker 

ß = Deutsche Techniker-Zeitung 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 
stelite (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

WSt== Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 
(Arbeiterrechtsbeilage) 


(micht- | V 
ämtlicher Teil) 
der Betriebsräte. 
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3015 





3015 





3020 
3020 


3020 


3020 
3020 


3020 
3020 
3020 
3020 









3020 


3025 
3025 


3025 
3025 


3025 
3025 


3030 


3035 
3095 


Techniker als Fach- 
schullehrer 


3015 


“Wie weit ist eine Vereinheitlichung bei den Fach- 
a Gattung erstrebenswert? BUS, 14; 
’ 
*Technische Sonderfachschulen BU 5, 15 
Die Ausbildung der Vermessungstechniker BU 5, 16 
*Fin Beitrag zur Frage 
BU 6, 17 
Die Betriebsfachschule BU 6, 19 
Die Vergütung für den nebenamtlichen Unterricht an 
den preussischen Berufsschulen (Fortbildungs- 
schulen) BU6,20 , 
"Die Werkschule BU 7, 22 
Bundesmitglieder in: Kuratorien 
BU 7, 24; E 10, 159 
Neuorganisation der technischen Ausbildung in den 
beruflichen Schulen der Stadt Paris BU 8, 23 
*Die Ausbildung der Gewerbelehrer BU 9, 30 
*Die Berufsschulkonferenz in Kassel E 7, 97 
*Technische Sonderfachschulen E7, 104 
Fachschule für Vermessungstechniker E 7, 108 
Zur Berufsschulkonferenz in Kassel (Ergebnisse) 
E 7,109 
Fachschule für Vermessungstechniken E 8, 124 
Die Betriebsfachschule E 9, 140 


der Fachschulen 


Schülerausschüsse in Fach- und Berufs- (Fortbil- 
dungs-) Schulen KB 46, 658 
*Berufsschule und: Angestelltenschaft IH 24, 173 


und Fortbildungs- 


ga ESTER zur Frage der Gewerbelehrerbildung 


BU 6, 17 
*Die Ausbildung der Bewerbaletiter BU 9, 30 


Höhere Schulen (Gymnasien, Realschulen usw.) 
Technische Mittelschulen 


*Technische Sonderfachschulen BU5, 15; E7, 104 

Zur Verstaatlichung des technischen Mittelschulwesens 
E 9, 141 

Vom Technikum Konstanz E11, 175 

Gewerkschaftliche Tagung der Studierenden der tech- 
nischen Lehranstalten in Hessen und Hessen-Nassau 
E9, 142 


Baugewerkschulen 


Fachschule für Vermessungstechniker T 31, 287 
Altherrenverband der Baugewerkschule Weimar T 47, 
434 

*Baumeisterprüfungen im Freistaat Sachsen E9, 137 
Aufnahmeprüfung an Baugewerkschulen E9, 140 

Schulgeld an den Baugewerkschulen E9, 141 


*Die Baumeisterprüfungen im Freistaat Sachsen E10, 
156 

Maschinenbauschulen 

Stellung der technischen,Lehrer an den 


Mittelschulen i 
Höhere Maschinenbauschule 


*Zersplitterung oder Einheitsverband? E 9, 129 
*Technische Schulfragen im: Verein Deutscher Inge- 
nieure E12, 187 


Bergschulwesen 
Die Revierkonferenz unserer Fachgruppe Bergbau im- 


Ruhrgebiet Gr 26, 119 
Ausbildung von Zeichnern bei 
Gr 35, 156 
Bergmännische Pflichtfortbildungsschulen Gr 37, 163 
Jahresbericht der westfälischen Berggewerkschafts- 
kasse Gr 37, 164 
Markscheidereiangestellte Gr 38, 168 
*Reichsschulkonferenz für den Bergbau 
Bergschule Clausthal Gr 40, 176 
Kürzung des Lehrganges an der Bergschule zu Eis- 
leben Gr 47, 203 
Die Bergschule in Bochum 


Oberbergämtern 


Gr 40, 173 


E 11, 172 


Privates technisches Schulwesen 


*Sind private berufliche Schulen OTOSCHEN und wie 
sind sie zu beaufsichtigen? BUS,13; E7,9 


Technischer Privatunterricht in Frankfurt a.:M. 
BU 6, 20; E 8, 125 

Neugründung technischer Privatschulen BU 6, 20 

Zentralstelle für technisches Bildungswesen - BU 7, 24 

Zur  Berufsschulkonferenz in a en 
E 7,109 


Stellung der technischen Lehrer an den 


Priv atschulen 
Universitäten 


IV, Deutscher Studententag T 29, 270 


der Gewerbelehrerbildung 


3035 
3035 


3035 | 


3040 
3040 
3040 
3040 
3040 
3040 
3040 
3040 


3045 


A 
3050 . 


3055 
3055 


3055 
3055 


3055 
3055 
3055 
3058 
3055 
3055 


3055 
3055 


3060 
3065 


3065 
3065 
3065 


3070 
3075 
3080 


3085 


3090 7 


3095 


3100 


3100 


3105 
3110 
3115 
3115 


3130 


3130 
3130 











*Vom 4. Deulehen Studenten KB 36, 310- E 
*Besuch der deutschen Universitäten und Technischen 
Hochschulen im Wintersemester 1920/21 WSt 8,390 


*Besuch der deutschen Universitäten und Technischen 


Hochschulen im BODEN Ih 1921 WSt 12,604 


Technische Hochschulen 


*Die Ausbildung der Architekten B 23, 69; E 9, 133 
Ausseninstitute der Hochschulen BU 6, 19 


Besuch der Technischen Hochschulen von Ausländern 


E 8, 125 
Von den technischen Hochschulen E 10, 159 
Gewerkschaftliche Tagung der Studierenden der tech- 


nischen Lehranstalten in Hessen und Hessen-Nassau 
E9, 142 


> "Besuch der deutschen Universitäten - und Technischen 4 


Hochschulen im Wintersemester 1920/21 WSt 8, 390 
*Besuch der deutschen Universitäten und Technischen # 
Hochschulen im Sommersemester 1921 WSt 12, 604 } 


Handelshochschulen 
Volkshochschulen 


Volkshochschule Tinz M 11, 184 


‚Wirtschaftliches Bildungswesen 


chulung der Cewerkschaffeführer (Referat 
Lüdemann auf dem 1. 
AfA-Bundes) T 40, 360 

Eine Gewerkschaftsschule in Berlin T 45,411 | 

ee skurse für Angestellte der Versicherungs- 31 
träger KB 32, 456 


Die Sch von 


Gewerkschaftskongress des 


Gewerkschaftliche Hochschulkurse an der Universität 2 


Münster KB 35, 484 - 
* Zentralisation der Berliner Gewerkschaftsbibliotheken 3 
KB 44 (17,49) 


“Wirtschaftliche Schulungsarbeit und gewerkschaftliches ! 


Führertum KB 44 (L7, 51); M10, 168 % 
*Dritter akademischer Gewerkschaftskursus am Staats- 
wissenschaftlichen Institut der Universität Münster 
KB 45, 642 


Die Berliner Gewerkschaftsschule M 12, 211 


ER Gewerkschaftskurse in Münster 
"Wirtschaftsschulung in den Gewerkschaften BR 12,136 
Das Bildungswesen der englischen Arbeiterschaft 

WK 39, 2 u 


Verwaltungsschulen 


Akademie der Uel in der Universität“ 
Frankfurt a. Mai 


Die Schulung der Gewerkschaftsfuhler (Referat von 
Lüdemann auf dem 1. GewerkschafisKSpgtess: des 
AfA-Bundes) T 40, 360 

*Die Akademie der Arbeit in der Universität Frank- 
furt a.M. BU 8,25; M 11,181 

*Die Akademie der Arbeit KB 32, 447 


“Ausbildung der Betriebsräte s. unter 6110. 


Kirche und Staat 
Simultan- und Kontessionsschulen 


Katholische Kirche und freie Gewerkschaften 
Christentum und Sozialismus s. i 


Allgemeine Angaben und Statistisches über Zeitungen | 
und Schrifitwesen 


Das Pressegesetz und seine Handhabung 
Staat und Presse 2; 


Parteipresse s. unter Politische Parteien 
Kapitalismus und Presse 
Sozialisierung der Presse s. unter 3655 


Korrespondenzwesen a 
- Anzeigenwesen 
Gewerkschaiten und Presse 


Wissenschaft E 
Arbeitsforschung: s.. unter 3820 


> 


b) Kirchenpolitik. 


unter 3600 


c) Zeitungen und Schriffardan: 










Die Stinnespresse zum Angestelltenstreik in den Ber- 
liner Elektrizitätswerken T 49, 456 






A 





Gründung einer Gewerkschaitsverlagsgesellschait des 
A.,D.G.B. T 28, 261 


d) Wissenschaft und Kunst. | “4 











Esperanto und die technischen A tell T 
*Wirtschaft und Technik SR 6.19% a 3. u e 























































B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
BhA = Der Behörden-Angestelite (Beilage 


*Vom Studium der Statistik SR 7, 23 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
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3130 3150 *Planwirtschaftsministeriun I -Wirtschaftsrat 8 
3130 *Zur Oekonomik der geistigen Arbeit E11, 161 279 BRATEN Ba Re 
3130 „Das Naturgesetz im Unterricht E 12, 177 3150 *Arbeitslosigkeit und Produktionspolitik BRZ 19, 29. 
3130 Das neue Handwörterbuch der Staatswissenschaften 3150 *Kapitalistische Prophezeiungen FA 15, 135 
Se £ KB52 (L 9,65) 3150 *Der Wirtschaftssumpf. Die Geldentwertung IH 22, 161 
3130 PR lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 3150 Der Nutzen des Fremdenverkehrs WK 27,3 
Be er rigen a ee BR3,27 3150 Die Steuergemeinschaften WK 27, 3 
2 BR ungsarbeit auf industriellem Gebiet BRZ 3150 *Der neue Manchesterismus WK 28, 1 
’ 3150 Nicht die schlechte Valuta, sondern der deutsche 
3135 Kunst ‚Arbeiter... . WK29,1 
Kunst und Gewerkschaft s. unter 7135 3150 en und Wiedergutmachungsfrage 
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BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte ämtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
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Japan: Wirtschaftskrise und Frauenarbeit in Japan 
WK 27,3 3 

Weltkrise und Betriebskonzentration WK 33, 3 

Was bedeutet die Wirtschaftskrise für den Arbeiter 

WK 42,1. 


Textilindustrie 





und was für den Unternehmer? 
Teure Baumwolle — glückliche 
WK 42, 3 
Der Ruin der dänischen Industrie infolge der deut- 
schen Valuta WK 43,3 
Krise und Profite WK 47,3 
Eine neue Produktionsperiode? 
Wirtschaftskrise und Dividenden 


SI ESCUNE der Produktion i N 
* Arbeitslosigkeit und ae Fe BRZ 19, 294 
Die Hebung der Produktion WK 25, 3 
- Eine neue Produktionsperiode? WK 47,3 
*Produktionserhöhung und das Schicksal des Arbeiters 
WK 49, 2 


Wirtschaitsgeschichte, Wirtschaftsgeographie 
*Rückblick und Ausblick T' 52, 477 
Bücherschau. Schriften von Walter Rathenau KB 26 
(L% 18) 

*Die Marxsche Geschichts-, 
theorie KB 36(L 5, 34) 
*Die Literatur über den Bolschewismus KB 36 (L 5, 35) 

Spitzbergen KB48 (L 8,61) 


WK 47, 3- 
WK 49, 3 


Gesellschafts- und Staats- 


Leitfaden zum Studium der Wirtschaftsgeschichte von . 


L. Seyler BR 3, 36 
*Alt-Russland (mit Landkarte) BRZ 14, 214 
Landkarte von Russland BRZ 14, 215 
Landkarte von Nord- und Mittelasien BRZ 15, 237 
Südasien (Landkarte) BRZ 16, 248 


*Der neue Manchesterismus WK 28, 1 


B. Privatkapitalismus. 


Kapitalistische Entwicklung 
Frankreich” auf dem Wege Hochkapitalismus 
‚333; WK 28, 3 
Der Internationalismus des Kapitals 5, 410 
Der Kapitalbedarf der Industrie M 10, 167 
*Kapitalistische Entwicklung an einem praktischen 
Beispiel erläutert BR 10, 105 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen 
WSt 6, 286 
*Die Aktiengesellschaften im Deutschen Reich. 
‘ wicklung von 1909 bis Juni 1921 WSt7, 330 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Juni 
WSt 7,332 
Die Gesellschaften m. b. H. im Deutschen Reich. Ent- 
wicklung ‘von 1909 bis Juni 1921 WSt 8, 380 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen 
WSt 8, 382 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im August 
WSt 9, 433 
Ausgabe von 
WSt 10, 483 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Septem- 
ber WSt 10, 486 
*Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H. im 
Jahre. 1920. Bestands- und Kapitalsänderungen 
WSt 11, 539 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Oktober 
WSt 11,541 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im November 
WSt 12, 594 
Geschäitsergebnisse der deutschen Aktiengesellschaf- 
ten WSt 12, 596 
a des Kapitals in der englischen Industrie 
31,3 
Der Kapitalbedarf der deutschen Wirtschaft WK 37,4 
Methoden des neuen Imperialismus. Der amerika- 
nische Kapitalismus und China WK 42, 1 


Industrielle Konzentration 
Zunehmende Kapitalskonzentrationen J 20,59 
*Werkunion M 9, 146 
Weltkrise und Betriebskonzentration WK 33, 3 


Kartelle und Trusts 
Die Trusts und die Preise T 28, 258 
Reiehstagsbeschlüsse zur Erwerbslosenfürsorge 
T 28, 259 
*Proletarischer Trust BR1,8; 2,18 
*Gemeinschaftsarbeit BRZ 15, 225 
Interessante Kartellyerträge BRZ 15, 232 
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 Milliardendynastien. — 
bellen T 32, Br 
*Stinnes T49, 451 
Stinnes und seine 600000 Arbeiter KB 48 (L 8,60) 


*Werkunion M 9, 146 
Nach . dem Ausscheiden des Herrn Stinnes aus dem 


Aufsichtsrat der Hapag M 10, 167 
*Kapitalistische Entwicklung an einem. praktischen 


Beispiel erläutert BR 10,105 . 
Die Milliardendynastie IH 15, 116 
Gegen den Achtstundentag WK 48,2 
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Wirtschaftslage — " Wirtschaftsführer M 11,190 
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Hoesch-Köln-Neuessen 


A.E.G.-Konzern HH 
Umbildung des A.E.G.-Elektrokonzerns in einen ge- SI 
:mischtwirtschaftlichen Konzern T 44, 399 


Zunehmende Kapitalskonzentrationen J 20, 59 
Anbahnung eines neuen Konzerns M 10, 167° 


Kapitalistische Gewinne 
Wo beginnt der Gewinn? T 31, 284 
Unternehmergewinne T 52, 485 
*Die Erwerbslosenirage M 8, 106 
Die „Phönix“ Aktiengesellschaft für 
Hüttenbetrieb M 10, 167; M 11, 190 
Wohin mit dem Segen? M 12, 218 
Gewinne der Schwerindustrie M 12, 218 
*Volkswirtschaftliche BrAhruag Leidet das Kapital | 
Not? BR 2,14 } 
*Wie lese ich den Handelsteil der TagsazEnugeET al 
(Das Bezugsrecht) BR 2, 15 1 
*Die Gewinne des Bankkapitals JH 14, 105 
Dividendensegen IH 15, 1 
*Unternehmergewinne JH 19, 146 
„Segen der Profitwirtschaft JH 21, 157 
Geschäftsergebnisse der deutschen Aktiengesellschaf- | | 
ten WSt 12, 596 
Wo beginnt der Gewinn? WK 29,2 


Bilanzen, Grundsätzliches (s. auch unter 5930) 1 
*Die auschreibungef in industriellen Betrieben BR 1,5: | 
212, hi 


Kapitalzunahme 
Der Sturz der Aktienwerte T 36, 395; WK 32, 3 
*Das Kapital in der elektrischen Industrie BA 43, 46 
Wohin mit dem Segen? M 12, 218 | 
*Wie lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? k 
(Das ‚Bezugsrecht) BR 2, 15 7 
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Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Mai 
. ..WSt 6, 286 E 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Juni 
WSt 7, 332 Ee Cu 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Juli 
WSt 8, 382 ar: &. 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im August 
WSt 9, 433 





Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Septem- 
° ber WSt 10,486 - ; 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Oktober | 
WSt 11,541 
Neugründungen und Kapitalserhöhungen im Novem- 3 
ber WSt 12, 594 
Der Kapitalbedarf der deutschen Wirtschaft WK 37,4 
Die Akkumulation des Kapitals in England WK 42, 4 


Betriebsstillegungen 
Verordnung vom 5. November 1920 über Betriebs- 
abbrüche und -stillegungen. Fingierte _ Betriebs- 
 stillegung? BR 3, 32 u - 
Brauereistillegungen und Due JH 13, 103 
Verhältnis zwischen der Stillegungsverordnung vom’ 
8. November 1920 und der Verordnung über die 
Einstellung und Entlassung von Arbeitern und An- 
gestellten vom 12. Februar 1920 RA (a. T.) 20, 720 




























































































































ve rordnungen geg. Betriebsstillegungen 3365 Kaliwirtschaft‘ (Reichskalirat) 
Der Stand der Deimobilmachungsgeseizgebung, mit 3365 Reichskalirat:. Gr 26, 119; 35, 153 
besonderer Berücksichtigung der Sozialpolitik RA - 3365 Statistisches über Kali und Kupfer Gr 32, 143 
(n. a. T.) 19, 760 3365 Kalilohnprüfungsstelle II. Instanz Gr 36, 158 





3300 Ausländisches Kapital in de 3365 Neufestsetzung der Kalipreise für das Inland Gr 36, 158 
3300 en arutsehen N lern 3365 Reichskalirat Gr 43, 185 

KB 43, 606 3365 *Neuregelung der Kaligesetzgebung Gr 46, 198 
3300  *Ueberfremdende Vertrustung BRZ 14, 216 3365 Reichskalirat Gr 48, 206 
3300 Vertrustung der Oel- und Margarineindustrie in 2365 *Die deutsche Kaliindustrie BRZ 16, 249 

Deutschland BRZ 14, 216 3365 “Deutsche Kalisalz-Gewinnung WSt 6, 253 

? 3365 Kaliproduktion und Absatz deutscher Werke im 

3305 Monopole 1. Halbjahr 1921 WSt 9, 398 
3310 Staatsmonopole 3365 Zur Erhöhung der Kalipreise WSt 9, 425 
3310  *Das Branntweinmonopol BRZ 18, 281 3365 Die französische Kaliproduktion WK 30, 3 
3315 Freie Privatwirtschaft 3370  Kohlenwirtschaft (s. auch 5500,5—5520,35) 


3315 *Das freie Spiel der Kräfte GA 16, 61 3 „ 
EA; »p! AN E 6 3370 *Die Umänderung der Kohlensteuer T 30. 273 


3320 Verdingungswesen 3370 Zur Erhöhung der Kohlensteuer T 51, 471 
3320 *Der gegenwärtige Stand des privatkapitalistischen Bau- 3370 Die bergtechnische Kommission für das Ruhrrevier 
marktes B 29, 93 Gr 25, 114 
3320 *Arbeitsbeschaffung und Submissionswesen KB 40,566 3370 Reichskohlenrat Gr 26, 118 
3370 Nachtrag zum Kohlensteuergesetz Gr 26, 119 
3325 Wettbewerb und Reklame 3370 Neue Kohlenpreise Gr 29, 129 
3330 Industrie und Politik 3370 Steuergemeinschaft Gr 30, 134 
3330 Die steuerscheuen Kapitalisten Bp 11, 124 j 3370 *Zur Frage der Kohlensteuer Gr 31, 138 


3370 Kohlenpreise Gr 32, 143 
3370 Die Ausfuhr von Steinkohlen, Koks und Presskohlen 





i Gr 34, 150 
C. Planwirtschaft. 3370 Kohlenpreise Gr 37, 161 

3350 Planwirtschait, Allgemeines 3370 Ueber die teilweise Aufhebung der Kohlenzwangs- 
3350 *Planwirtschaft und Aufbau. I. Gemeinschaftsarbeit __ wirtschaft Gr 38, 166 

KB 30, 416 3370 Neue Kohlenpreise Gr 40, 174 % 
3350 *Planwirtschaft und Aufbau. II. Der Aufbau der Fach- 3370 Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat Gr 41, 177 

verbände KB 31, 430 3370 Die deutsche Kohlenförderung im Mai 1921 Gr 26, 
3350  Gemeinschaftskultur KB48 (L 8, 62) 119; im August 1921 Gr41, 178 
3350 Ohne Planwirtschaft kein Aufbau! BR 3, 35 3370 Ein Vergleich der Brikettpreise im Braunkohlenberg- 
3350  *Der künftige Wirtschaftsaufbau und die soziale Frage. bau von Ostelbien und Rheinland Gr 41, 178 

BR 11,122; BRZ 15, 230 3370 Jahresbericht des Reichskohlenverbandes Gr 42, 183 
3350 *Sozialisierung oder Planwirtschaft? BR 12, 129 3370. Neue Kohlenpreise Gr 44, 190 
3350  *Planwirtschaft und Aufbau BRZ 14, 209 3370 Erhöhung der Kohlensteuer? Gr 44, 190 
3350 *Gemeinschaftsarbeit BRZ 15, 235 3370 Kohlenpreiserhöhung auf Grund der zentralen Lohn- 
3350 *Ein planwirtschaftlicher Aufbau der Fachverbände verhandlungen Gr 45, 194 

BRZ 15, 226 3370 .- _Kohlensteuererhöhung Gr 45, 194 
3350 Der Widerstand der Unternehmer (betr. Planwirt- 2370 „Neue Kohlenpreise Gr 48, 206 

schaft) BRZ 15, 228 3370 *Der Reichskohlenrat Gr 49, 210 

3350 Die Beherrschung des Preisaufbaues BRZ 15, 228 3370 “Wie lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 
3350 Der Markt in der Planwirtschaft BRZ 15, 228 (Der, Kohlenmarkt) BR 10, 107 


3350 Rationalisierung und Arbeitslosigkeit in der Planwirt- 3370  *Die kohlenwirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper 
schaft BRZ 15, 229 „BRZ 17, 258 1 3% 
3350 Die Arbeitnehmer in den planwirtschaftlichen Selbst- 370 Patrioten (betr. Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndi- 


verwaltungskörpern BRZ 15,.230 kat) JH 23, 168 - 
3350 Die Abnehmer in den planwirtschaftlichen Selbstver- 3370 "Die Steinkohlenproduktion der Welt WSt 6,250 
waltungskörpern BRZ 15, 230 3370 era lauals Entwicklung des Steinkohlenpreises 
35 *Di i i i f 244 D 
rn BRZ 16. 2 a Di Rohlenyorkommen m Beulschen Rth WSCH 
3350 *Planwirtschaft und Gemeinschaftsarbeit BRZ 18,276 3370 Die deutsche Kohlenförderung im April WSt 6, 257; 
3350 *Planwirtschaft ohne Wirtschaftsplan BRZ 18, 277 im Mai WSt7, 304; ‚April bis Juli WSt8, 354; im 
3350  *Plan-Wirtschaftsministerium und _- Wirtschaftsrat August WSt9, 403; im September WSt10, 452; im 
BRZ 18, 279 Oktober WSt, 11, 506; im November WSt12, 561 
‘ * i i 3370 Bergarbeiterlöhne im ersten Halbjahr 1921 WSt 10, 481 
n ie EanWirschat BRZ 19, 296 3370 *Die Ergebnisse der Kohlenbesteuerung im deutschen 
3355 Eisenwirtschaftsbund ri Zollgebiet WSt 10, 490 
3355 Aenderung der Verordnung zur Regelung der Eisen- 
wirtschaft T 41, 368 3375 Wärmewirtschaft, Brennstoifersparnis 
3355 Ki ad rune ya anne zur Regelung der 3375 Die Torivorkommen im Deutschen Reich -WSt 9, 399 
ısenwirtscha 3375 Die Bedeut d Oels fü ie W i 
3355 *Der Eisenwirtschaftsbund J 31, 101 RE ERENHISRE ums le," W eltwirtschut 


3355 Eisenbewirtschaftung KB 48, 681 PR 
3355 *Die Lage auf dem Eisenmarkt und der Eisenwirt- 


schaftsbund IH 17, 131 - u 
3355  *Gemeinwirtschaft und Unternehmerprofit JH 24, 174 D. Landwirtschaft, Ernährung. 


'53355 *Zur Bewegung der Eisenpreise im In- und Auslande 3380 


: Landwirtschaft 
(mit Tabellen) WSt 10, 477 3380 Die Weltgetreideernte T 33,300 _ 
3360 Elektrizitätswirtschaft ' 3380 *Die Landwirtschaft in der Planwirtschaft BRZ 16, 244 
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Ds = De Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau = KB(L) = et d. A.D.G.B, BT == De a reden 

| BA = Bundes-Archi = chaftsangestellt j- iteraturbeilage = Recht un echtspraxis 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage +5 er rtogn realen) KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR == Soz’alwirtschaftliche Rundschau 

des Freien Angestellten) we Ri (Arbeiterfechtsbeilage) Sch = Schriftensammlung des Bundes 
Kugosie Gr = Der technische Grubenbeamte AR den 3 h = 

‘° BN = Beamtennachrichten pE} Tadıarletechaik M == Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Sohriften de: Betriebsrätezentrale 
Bp == Bundespost BL = Der Induatsieenchniken R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 
BR = Der Betriebsrat IH = DerIndustre- und Handelsangestellte | RA(a.T.) —= Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A, D, G.B. (Beilage des Freien Angestellten) RA(n.a.T.) = Reichs - Arbeitsblatt (micht- | V == Zeitschrift für Versicherungsange- 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte Amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
FA = Der lreie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A. D. G, B, zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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. 3380 , *Erwerbslosenfürsorge durch Ueberführung grossstädti- 3420 Entwicklung des 
scher Erwerbsloser auf das Land RA (n.aT.) WSt 7, 314 
i- 21, 850 3420 , *Die Welthandelsflotte 1921 WSt 8, 361° 4 4 
\ 3380 *Wie kann man dem kleinen Landwirt, insbesondere 3420 Deutsche Wirtschaftskurven. Deutsche Indexziffern 
Di auch dem Siedler, die. Kenntnisse der landwirt- WSt 10, 445; 11, 497; 12, 553 2 
' schaftlichen Fortschritte vermitteln? RA (n.a.T.) 3420 *Entwicklung des internationalen Handels 1920/21 
a) 27, 1145 WSt 11,518; 12, 569 Se, 2 
a 3380 Saatenstand im Deutschen Reich Anfang Juni 1921 3420 Die deutschen Schiffe verfaulen in den Häfen 
Ki WSt 6, 256 WK 32, 1 
j 4 3380 *Saatenstand im Deutschen Reich Anfang Juli 1921 3420 Schutzzölle und Arbeiterschaft WK 34, 2 
} { WSt 7, 301 3420 Zurück, zum Tauschhandel! WK44,3 . 
BE 3380 Saaten- und Erntestand im Deutschen Reich Anfang 3420 Die Besteuerung der Ausfuhr WK 44, 3 
IE: August 1921 WSt 8, 352 3420 Zweierlei Dumping WK 44, 3 
‘W 3380 Saaten- und Erntestand im Deutschen Reich Anfang 3420 Die Unglückskonjunktur WK 44,3 
iM September 1921 WSt 9, 396 3420 Die Rolle des wischenhandels in der Teuerung 
iR 3380  *Saaten- und Erntestand im Deutschen Reich Anfang WK 45, 3 
Kir Oktober 1921 WSt 10, 454 3420 Der Schutzzollwahnsinn WK 45,3 ac E 
a! 3380 *Die deutsche Kartoffel-, Zuckerrüben- und Runkel- 3420 Deutschland der zweitgrösste europäische Abnehmer R 
u rübenernte 1921 WSt 11,498 j Englands WK 48, 3 5 
a 3380 Saatenstand im Deutschen Reich Anfang November 3420 Ein deutscher Freihandelsbund WK Bir 4 
bil . 1921 WSt 11,500 3420 Zölle und. Staatseinnahmen WK 50, 3 
t1 HA 4 r 7 
/ 3385 Meliorationen der Moore und Oedländereien ns En ankrich WK 50.3 zwischen Fe 
| 3385 Barackenbeschaffung für landwirtschaftliche Melio- | 
| rationsarbeiten (Verfügung des Preuss. Ministers für 3425L Handelspolitik des Auslandes | 
| Volkswohkahrt) RA (a. T.) 19, 691 3425 _*Der internationale Handel nach dem Kriege FA 13, 119 
11.1 1.3425 Entwicklung ‘des internationalen Handels 1920/21 
am 3390  Ernährungspolitik ; WSt 6, 263 
a’ 3390 Der Reichswirtschaftrat zur Getreidepreiserhöhung 3495 Entwicklung des internationalen Handels 1920/21 1 
ie T 27, 248 WSt 8, 360; 9, 410 u 
M 3390 Erhöhte Brotpreise und Tariilöhne T 29, 267 3425 Schutzzoll- Karpiuscheret WK27 
En 3390 Preissteigerungen — Lohnerhöhungen (Aufruf des 345° Abrüstungskonferenz und Zollp« eig 8 36, 3 
EI: A.D.G.B. u, des AfA-Bundes) T 32, 289 3425 Richtungen des Welthandels WK 38 
Je. 2390 Ernteaussichten und Getreidepreise T 36, 325 3425 Die Schutzzollwelle WK 47,3 
Nr 3390 Die Fleischversorgung a T 37, 332 3425 Zollkrieg! WK 48, 3 
IE U0 33% Lebensmittelwucher T 43, 390 3425 Die Konferenz in Portorose WK 48, 3 | 
1 Br 3390 *Weltmarktgetreidepreis —- Weltmarktlohn KB 33,453 3495 Amerika. Zur Entwicklung des "Aussönhandele in-# 
Se Mel 3390 Brotverteuerung und Lohnerhöhung KB 39, 544 England, Frankreich und den Vereinigten Staaten ; 
0 | 3290 *FErhöhte Brotpreise und Tariflöhne M 8.113 WSt 7,312 1 
I 3390 *Der Kampf gegen die Teuerung. Der Bundesausschuss 3425 Amerika. Die Farbeneiniühe — Nachahmung des eng- 
| a des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes lischen Beispiels WK 24,2 
Ai) zur jetzigen Teuerung M 9, 125 3425 Amerika. Leber die Bedeutung des Exports für die 
h- | "El i Ei na a ae j rein Staaten WK 29, 3 
. u eutschnationale Kartoffelpreise 19, 147 349 
Hi Bun; 3390 *Der Wirtschaftssumpf. Die Geldentwertung JH 22, 161 Se NUR 30.3 Denmieue Zolltarit der, Vereinigten Staaten - 
" ZU 3390 „Chaos am Lebensmittelmarkt GA 21,84 3425 Amerika. Ueber y Aussenhandel der Vereinigten 
ie 3390 Die. Getreideversorgung Deutschlands mit besonderer Staaten WK 35,3 
h u . Berücksichtigung der Preisgestaltung WSt 7, 208 3425 Amerika. Wie Schutzzölle das Leben verteuern _ 
u; | 3390 *Der Marktverkehr mit Vieh WSt 8, 348 ’ i Ri, 
5 Di \ WK 41,3 
u | IND, B De BR WwSt8, En 3425 Brasiliens Aussenhandel im Jahre 1920 WSt 9, 411 j 
a5 Be ie Preisentwicklung im Getreidehandel WSt 8, 376 34255 *Dänemark. Der Aussenhandel Dänemarks WSt 6, 261° 
N Ian 3390 Viehschlachtungen im 1. Vierteljahr 1921 WSt 9, 397 3495 England. Schutzzoll und Antidumpinggesetz in Eng- 
ii! 3390 *Die Steigerung der Kosten für den Ernährungsbedari land M 11, 190 
Ken im In- und Ausland seit Beginn des Krieges 3495 England. Zur Entwicklung des Aussenhandels in 
WSt 9, 418 | g England, Frankreich und den Vereinigten Staaten 
3390 Die de in Deutschland im Betriebs- WSt 7,312 
jahr 1920/21. WSt 10, 456 ERTE Ta 
3300 > Viehschlachtungen im’ 2. Vierteljahr 1921. WSt10,456 Ente ee Aussenhandel (mit Ta E 
3390 *Die deutsche Kartöffel-, Zuckerrüben- und Runkel- 3495 Fislind:s. Die  inache Frage und die Schutzzölle 
rübenernte 1921 WSt 11, 498 " K 34, 3 
3390  *Die deutsche Zuckererzeugung in den Jahren 913/14 3425 England. Zur wirtschaftlichen Entthronung Englands 
bis 1921/22 WSt 11, 500 —. die erste ungünstige Zahlungsbilanz WK 45,2 
3390  *Die Zuckerzeugung der Welt WSt 12,556 3425 England. Was bedeutet „Schlüsselindustzr #3 WK 45,3 
3390 Die neue Getreidewirtschait WK 25,4 345  *Frankreich. Zur Entwicklung des Aussenhandels in 
3390 Von der Lebensmittelversorgung in er England, Frankreich und den Vereinigten Staaten 
und europäischen Ländern WK41,3 WSt 7,312 
3425 Frankreich. Die Krise in Frankreich WK 26, 
E. Handel. 3425 Babe Die wirtschaftliche Machtpoltik Frank- 
reichs 30, 3 = 
3420 Handelspolitik, Allgemeines 3425 Frankreich. Frankreichs Aussenhandel WK 33,3 
3420 "Angestellte und Wiedergutmachung T 41,365; M 10,155 3495 - Frankreich. Lohnheräbsetzun trotz - Schutzzolls 
ge Se Aal Valuta-Dumping SR 5, 16 : WK 42, 2 & 
342 Massnahmen gegen den Ausverkauf KB 46, 656 
3420 Bestand der Handelsmarinen in 1000 To. M 10, 167 3425 a Nachahmung des eng- 
3420 ne ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 3495 Polen. Die Eroberung des polnischen Marktes durch 
, h 
3420 *Die Wandlungen des deutschen Weltverkehrs BR 12, 133 EN E 
3420 *Planwirtschaft und Aufbau BRZ 14, 209 3430 Handelsbilanz Deutschlands 
3420 *Deutschland und der Weltmarkt BRZ 15, 236 3430 Deutsche Handelsbilanz im September. und Oktober 
3420 *Die deutschen Wasserstrassen IH 14, 105 WK 49, 4 
3420 Deutsche Wirtschafts-Kurven — Deutsche Indexziffern 3435 Aussenhandel 4 
WSt 6, 249; 7, 297; 8, 345; 9, 393 3435 *Erhöhung der Ausfuhrabgaben. Opposition im Reichs 
3420 _*Verkehr im Kaiser-Wilhelm- Kanal 1896-1920 WSt 6, 265 wirtschaftsrat M 11, 182 
3420 Ei Seeverkehr in den deutschen Hafenplätzen im 3435 a nern des deutschen Weltverkehrs .BR 12, 
ahre 1919 WSt 6, 264 
3420 Verkehr im Nord-Ostsee-Kanal 1895—1920 (Statistik) 3435 *Deutschlands Bike im. Lichte der neuesten 
i WSt 6, 265 Statistik FA 13,1 
3420 Der Schiffsverkehr auf dem Rhein WSt 6, 266 3435 Die Welthandelshotte IH 18, 139 
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| 3435 Der Schiffsverkehr in deutschen Seehäfen und der 3500 Ausweise europäischer Notenbanken im Juli/August 
N Anteil der deutschen Flagge JH 24, 175 1921 WSt 8, 383 
\ 3435 ARNECh ans Aussenhandel im November 1920 3500 a deutscher und fremder Staatsanleihen WSt 8, 
t 6, 258 £ 
14 3435 "Der Aussenhandel Deutschlands im Jahre 1920 3500 Bewegung der Wechselkurse WSt 9, 435 
| . WSt 7, 307 3500 Ausweise europäischer Notenbanken im August/Sep- 
3435 *Der deutsche Aussenhandel im Mai 1921 WSt 8, 356 tember 1921 WSt 9, 436 
3435 Vorläufige Ergebnisse des deutschen Aussenhandels 3500 Der Postscheckverkehr im Juli WSt 9, 437 
im Mai/Juni 1921 WSt 9, 405 3500 Die Zulassung von Wertpapieren zum Börsenhandel 
3435 "Deutschlands Aussenhandel mit landwirtschaftlich im August 1921 WSt 10, 485 
a wichtigen Waren im Jahre 1920 'WSt 9, 408 3500 Die Banken in der Wirtschaftskrise WK 24,2 
3435 *Der deutsche Aussenhandel in dem Monaten Mai, 3500 England. Diskontherabsetzung der englischen Bank 
Juni, Juli 1921 (mit Tabellen) WSt10, 458 WK 26, 3 
3435  *Der Seeverkehr in den bedeutenderen deutschen 3500.  *Goldentwertung, Geldentwertung und Reparations- 
Hafenplätzen 1920 und 1921 WSt 10, 466 zahlungen WK 27, 1 
3435 *Der deutsche Aussenhandel in den Monaten August 3500 Die Rolle der Banken in der Teuerung und in der 
und September WSt 11, 510 Wirtschaftskrise WK 29, 3 
3435 Der deutsche Aussenhandel im September und Ok- 3500 Die neue Herabsetzung des Bankdiskonts in Eng- 
tober WSt 12, 563 land WK 29, 3 
3435 England. Schwerer Rückgang des englischen Aussen- 3500 Die Nominalität der Wertpapiere in Italien WK 29, 3 
handels WK 26, 3 3500 Krise und Goldproduktion WK 30, 3 
3435 Reparation und Aussenhandelskontrolle WK 31, 4 3500 Akkumulation des Kapitals in der englischen Indu- 
3435 Der deutsche Aussenhandel und die Reparationsver-  . strie WK 31,3 
pflichtungen WK 33, 4 3500 Der Sturz der Aktienwerte WK 32, 3 
3435 Deutschlands Absatzmärkte WK 35,4 3500 Der Zusammenbruch der französischen Notenbank in 
3440 Ausfiuhrabgaben a WERTE 
214 Ba DE i 3500 Was bedeutet eine Valutakatastrophe? WK 36, 1 
3440 Soziale Ausfuhrabgabe T 43, 390 350f D EN G Ns; : ä a 
3440 Erhöhung der Ausfuhrabgaben. Opposition im Reichs- >? as Verhältnis der Geldwerte der verschiedenen Län- 
Be ara. M 11, 182 3500 a reärahonededietn WK 37,4 
P “N; 5 ’ 
3440 Die Ausfuhrabgabe JH 21, 157 3500 BörsenindexZählen."WK 37, 4 
34455 Aussenhandelsstellen 3500 Die Schuld der Grossbanken an der Valutakatastrophe 
3445 Ausfuhrsperren und Arbeiterschaft KB 31, 439 Oesterreichs WK 39, 3 
3450 Wucher und Schlelehhandel 3500 he erhöht oder herabgesetzt werden ? 
3450 „Lebensmittelwucher T 43, Sn 3500  . Neben der Noten- die Aktienpresse WK 43, 3 
3450 Preis und Wucher KB 49, 697 3500 Bee Valat er eenskulah WK 45.4 
3450 Gewerkschaftlicher Selbstschutz gegen Konsumenten- Ben aa HEN DERIECHSDELAELON ’ 


. 3500 Deutschland hat die grösste Golddeckung ... WK 46, 3 
bewucherung in Hamburg M 12, 215 Br n . 8, u 
3450 Die Geschäfte der Wuchergerichte im Jahre 1920 > Warum fällt die Lire? WK 46, 3 
WSt 10, 496 3505 Sparkassen 
3455 Handelsgebräuche 3505 Zur Entwicklung des Sparkassenwesens WSt 6, 288 
3455 *Preis und Wucher KB 49, 697 
F et er i f ER IR 3510 Valutafragen 
3455 Een ee nicht immer der lautersten 3510 Die Geldentwertung in ihrem: Einfluss auf die Grund- 
’ 


? RE i Ri und Hausrente T 36, 325 
3455 *Keine Auffrischung des Borgsystems GA 22, 87 3510 Stichwörterbuch. Valuta-Dumping SR5, 16 


3510 *Die ‚Stabilisierung‘ der Valuta SR7,21; WK47,1 





u. 3510 Golddeckung und Notenumlauf in den verschiedenen 
F. Geld-, Bank- und Börsenwesen. Ländern E.7, 107 
3510 “Die. Valuta M 8, 123 
35004 Geld-, Bank- und Börsenwesen, Allgemeines 3510 *Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Gold, Papiergeld, 
3500 Die Abschlüsse der Grossbanken T 28, 257 Dollarkurs und einiges andere BR 11, 120 
3500 Der Sturz der Aktienwerte :T 36, 325 3510 *Valuta und Warenpreisniveau WSt6, 284; 9, 431 
3500 Die Zahlung der Goldmilliarden T 39, 347 - 3510 *Die Valuta im Juni/Juli 1921 WSt 7, 336 
3500 Devisenhausse, Valutakatastrophe und Industriekredite 3510 *Die Valuta im Juli—August 1921 WSt 8, 385 
_T42, 375 4% 3510 *Die Valuta im "August—September 1921 WSt 9, 431 
3500 Die amtlichen russischen Wechselkurse T 45, 410 3510 *Die Valuta im September—Oktober 1921 WSt 10, 487 
3500 *Wie lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 3510 *Die Valuta im Oktober—November 1921 WSt 11,543 
E 9,135; 10,149; 11,167; 12, 182 3510  *Die Valuta im November—Dezember 1921 WSt 12, 592 
3500 *Die Währungsfrage im Saargebiet und die Gewerk- 3510 *Inflation und Valuta WSt 12, 589 
schaften KB 27, 371° 3510 Was bedeutet eine Valutakatastrophe? WK 36, 1 
3500 Stand der deutschen Valuta M 10, 166 3510 Die Herrschaft des Dollars WK 36, 3 
‚3500 Weltmarktpreise — Geldaufblähung M 11,191 3510 Segen und Fluch .der Valutaentwertung WK 38, 1 
3500  *Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Gold, Papiergeld, 3510 Die Valutaspekulation — Schweizer Franken besser 
| Dollarkurs und einiges andere BR 11, 120 wie Dollar WK 44, 3 
3500 "Wie lese ich den Handelsteil der Tageszeitungen? 3510 Die betrogenen Betrüger WK 46,3 
BR 11, 121; 12, 136 st 3510 *Die „Stabilisierung‘ der Valuta WK 47, 1 
| 3500 *Inhaberaktie oder Namensaktie? BRZ 19, 293 3510 Die Unterwertung der Mark WK 48,3 
3500 Ausweise europäischer Notenbanken "im Mai 1921 3510 Valuta und Teuerung WK 49, 4 
WSt 6, 287 
3500 Die Zulassungen von Wertpapieren zum Börsenhandel 3515 Inflation 357 
im April WSt 6, 289 3515 ne Zn Notenumlauf in den verschiedenen 
2 Josts j i WSt 6, 290 ändern 5 5 
3300 N yon ren run Börsenhandel 3515 Deutsche Wirtschafts-Kurven, Notenumlauf WSt 6,249; 
im Juni WSt 8, 382; im Juli 1921 WSt9, 435 71, 297; 8, 345; 9, 393 
Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 


Abkürzun en ie fetten Zahl ben d chstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die True Apkäbetiach Bach Get eiasehnee anders eetinet sind. ZEN neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 





B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau KB{L) = Korrespondenzblatt d. A. D.G.B. BEI = Den ey nen Eohnike 
BA = Bundes-Archiv GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- (Literaturbeilage) R Be t und BRechtspraxis 
| Bh/ = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
des Freien Angestellten) Gr -— Der technische Grubenbeamte (Arbeiteegechtabiläge) Sch == Schriftensammlung des Bundes 
| BN = Beamtennachrichten ne a erg ik ’ M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
j Bp == Bundespost 1 = Der Industrietechniker R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker _ 
BR == Der Betriebsrat . IH = Der Industrie- und Handelsangestellte RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amt. Teil) |T == Deutsche Techniker-Zeitung 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A.D. G.E (Beilage des Freien Angestellten) Rala. a.T.) = Beichs- Arbeitsblati (micht | V == Zeitschrift für Versicherungsange- 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte Amtlicher Teil) | stellte (Beil.'d. Freien Angestellten) 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) RBR = Rundschreiben der Betriebsräte | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A, D,G, B, zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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‘ *Grosshandelspreise 


Deutsche Wirtschaftskurven. Notenumlauf, Wechsel- 
bestand und fremde Gelder der Reichsbank WSt 10, 
445; 11,497; 12,553 

*Inflation und Valuta WSt 12, 539 

Vermehrte Inflation, Folge — nicht Ursache — der 

Geldentwertung WK 46, 3 


Wert der Mark im Ausland 
Markentwertung T 38, 340 
Der Wert der Mark T 41, 369 
*Die „Stabilisierung‘‘ der "Valuta SR 7,21; WK47,1 
Stand der deutschen Valuta M 11, 190; 12, 218 
Deutsche Wirtschafts-Kurven, Bewertung der Mark 
WSt 6,249; 7,297; 8,345; 9,393; 10,445; 11,497; 
12, 553 
“Die Valuta im Juni/Juli 1921 WSt 7,336 
Die Valuta im Juli/August 1921 wSst 8, 385 
Die Bewertung der Mark im Auslande im Verhältnis 
zum Friedensstand, Januar 1920 bis (20.) August 
1921 WSt 8, 385 
*Die Valuta im August—September 1921 ‚WSt 9, 431 
*Die Valuta im September—Oktober 1921 WSt 10, 487 
*Die Valuta im Oktober—November 1921 WSt 11, 543 
*Die Valuta im November— Dezember 1921 WSt 12, 592 
Der innere Wert der Mark WK 37, 4 
*Sachwerterfassung und Valutasturz WK 46, 1 


WE A Mark im Inland (Kaufkraft des 
es 
Der innere Wert u Mark WK 37,4 


Kreditgewährung, Abzahlungswesen 
Bestrebungen für und gegen Preisabbau 


*Das freie Spiel der Kräfte GA 16, 61 
Der Preissturz auf dem Weltmarkt WK 29, 3 


Rohstoffpreise 
Die Entwicklung E Grosshandelspreise Bp 19, 242 
*Grosshandelspreise Mai-Juni 1921 WSt 6, 271 
Juni/Juli- WSt7, 321 
Juli/August 1921 WSt 8, 369 
*Grosshandelspreise August/September 1921 WSt 9, 420 
*Grosshandelspreise September—Oktober 1921 (mit Ta- 
bellen) WSt 10, 473 
*Grosshandelspreise Oktober—November 1921 WSt 11, 
527 
*Grosshandelspreise November— Dezember 1921 WSt 12. 
579 


*Grosshandelspreise 


Neue gewaltige Steigerung der Inlandspreise WK 47,4 
Die neuen Preissteigerungen WK49,4 . 


Lebensmirtelpreise, ‘ 
Preissteigerungen im Grosshandel T 30. 277 
Lebensmittelwucher T 43, 390 
*Unberechtigte Spannung zwischen Vieh- und Klein- 
verkaufspreisen T 52, 484 
Die Entwicklung der Grosshandelspreise Bp 19, 242 
Aenderungen der Nahrungsmittelpreise' in verschie- 
denen Ländern KB 27, 376 
*Die Kleinhandelspreise im Mai 1921 WSt 6, 270 
Grosshandelspreise Mai/Juni 1921 WSt6, 271 
*Die Teuerung im Juni 1921 WSt 7, 318 
*Grosshandelspreise Juni/Juli 1921 WSt7, 321 
Die Kleinhandelspreise im Juni 1921 WSt 7, 321 
*Die Kleinhandelspreise im Juli 1921 WSt 8, 367 
*Grosshandelspreise Juli/August 1921 WSt 8, 369 
Die Kleinhandelspreise im August 1921 WSt 9, 417 
*Grosshandelspreise August/September 1921 WSt 9, 420 
Die Kleinhandelspreise im September WSt10, 472 
*Grosshandelspreise September/Oktober 1921 (mit Ta- 
bellen) WSt 10, 473 
*Die Kleinhandelspreise im Oktober 1921 WSt 11,526 
*Grosshandelspreise Okt./Nov. 1921 WSt11, 527 
*Die Kleinhandelspreise im November 1921 WSt 12, 577 
*Grosshandelspreise Nov./Dez. 1921 WSt 12, 579 
‚Der Teuerungsgrad wichtiger SDR im Klein- 
verkauf in Berlin WSt 12, 583 
Die-Verteuerung der Lebensmittel WK 34,3 
Die steigenden Kosten der Debenchaltung WK 36, 
Neue gewaltige Steigerung der Inlandspreise‘ WK 47, 


G. Sozialisierung. 


a) Sozialisierung, Allgemeines. 


Sozialisierung, Sozialismus, Grundsätzliches 
Der Sozialismus und die Intellektuellen T 28, 258 
*Sozialisierung und „Freiwirtschaft“ II T 31. 282 
Preissteigerungen — 


Arbeitgeber und des A.D.G.B.) T 34, 310 


Lohnerhöhungen (Stellung der 


3580 
3580 
3580 


3580 
3580 
3580 
3580 
3580 


3580 


*Sozialisierung, odehrfärit Fgiwirtschaft II 4 39, 346 | 


*Der christliche Sozialismus SR5, 

Stichwörterbuch. Das Recht auf den vollen Arbeits- 
ertrag SR 6, 19 

"Christlicher Solidarismus — als Weltprinzip (von Erz- 
berger) BA 44 

De Fee zwischen Kapital und: Arbeit KB48 (L8, 

*Techniker und Sozialisierung. M 10, 158 

*Das Verteilungsprinzip BRZ 18, 273 


*Der künftige Wirtschaftsaufbau und die soziale Frage 


BR 11, 122; BRZ 15, 230 
*Sozialisierung oder Planwirtschaft? BR.12, 129 


3585 L Sozialisierung im Auslande. 
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ee T 26, 237 
*Amerika. Sozi alisierungsbestrebungen in Amerika und 


England KB 39, 551 
u Nationalisierung oder Sozialisierung? KB 39, 
552 


Amerika. Die amerikanischen Bergarbeiter fordern die 


Sozialisierung der Bergwerke KB 41,582 
England. Nationalisierung von Industrien KB26 
(L 3, 22) 
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*England. Sozialisierungsbestrebungen in Amerika und 


England KB 39, 551 

England. Sozialismus und Sozialisierung in England 
RA (n.a,. T.) 29, 1241 

England. Ablehnung der Arbeiterkontrolle durch" die 
‚englischen Eisenbahner WK 29, 3 


Gilden-Sozialismus e 
Förderung der ° Gilden durch die Gewerkschaften 
T 38, 341 ; 

Referentenführer. Gildensozialismus SR 5, 16 
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3820 *Zur Oekonomik der geistigen Arbeit E 11, 161 3855 Die Häufigkeit der unehelichen Geburten während der 
3820 Die Steigerung der Produktion Sch 13 Kriegsjahre WSt 9,440 
3820 Arbeiterschait — Betriebswissenschait KB26 {L3.17) 3855 Grossbritannien. Neue Bevölkerungszahlen WSt 9, 442 
3820 *Eine Forschungsanstalt für Arbeitswesen KB 29, 398 3855 Der künftige Rückgang an Schulkindern infolge des 
3820 *Zeitgemässe Betriebswirtschaft KB44 (L 7, 52) Geburtenausfalls der Kriegsjahre WSt 9, 442 
3820 *Planwirtschaft und Aufbau BRZ 14, 209 3855 *Die Verstadtlichung der Bevölkerung im Deutschen 
3820 *Neues aus den Betriebswissenschaften BRZ 14, 217; Reich WSt 10, 492 
15, 234 3855 *Das Deutschtum in Europa WSt 11, 549 
3820 *Neues aus den Betriebswissenschaften BRZ 18, 2832; 3855 *Heiraten, Geburten und Sterbefälle im Deutschen 
| 19, 300 Reich während des 2. Vierteljahrs 1921 WSt 12, 600 
N 3820 *Von der Betriebsunkostenberechnung BRZ 18, 283 3855 "Die Einwohnerzahlen der Länder Europas WSt 12, 603 
3820 *Zeitgemässe Betriebswirtschaft BRZ 18, 286 3860 L Sozialpolitik im Ausland, h 5 
3825 Taylorsystem 3860 *Der Stand der Washingtoner Beschlüsse KB 39, 539; 
3825 Anwendung des Taylorsystems auf die Industrieange- 40, 563; 42, 587 
stellten T 32, 294 3860 “Angestelltenschutz IH 13, 98 
3825 *Für und gegen das Taylorsystem T 37.331 3860 Minimallöhne und Kosten der Lebenshaltung WK 49, 2 
| 3825 *Das Taylorsystem und seine Anwendung in der deut- _ 3860 Amerika. Der Streik in den öffentlichen Betrieben 
schen Industrie T 45, 408 T 38, 340 
” i a i eile bedeutet die Archivrubrik. — Di it einem * h Veröffentlichungen sind Artikel, die übri sind Notizen! — 
| Abkürzungen. Bi ri ee vers Prod sind He fi Eure; Ne ercite Zahl ist die Seite. - E neben der Rubrikzahl bedeutet, 
® dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 
| B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau | KB(L) = ae d. A.D.G.B. BEE = Dur. Reichaaisenbatın Leshnrlal 
= Bundes- i nr tsängestel je it rbeila 2 = Recht und Rechtspraxis 
M= Dr er (Beilage are; Se gen KB(R) Si skneespondensfhieit d. A.D.G.B. | SR = Soziahwirtschaftliche Rundschau’ 
des Freien Angestellten) Gr = Der technische @rubenbeamte .. „(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung ‚des Bundes 
BN = Beamtennachrichten ' BT er M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
Bp == Bundespost si S R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 
BR = Der Betriebsrat IH = DerIndustrie-undHandelsangesteilte | RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T = Deutsche Techniker-Zeitung 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A, D. G, B. (Beilage des Freien Angestellten) | RA(n.a. T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ = Zeitschrift für Versicherungsange- 
| BU = Bildung und Unterricht = Der technische Gemeindebeamte amtlicher Teil) r stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
| E = Ekkehard (Kommunaltechniker) Betriebaräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


RBR = Rundschreiben der 
zentrels 


FA == Der freie Angestellte KB = Korrespondenzhlatt des A, D. G. B, WSt= Wirtschaft und Statistik 


“un 
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Amerika. Aenderungen der Löhne und der Arbeits- 
zeit in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
KB 27, 375 

Amerika. Zum Problem der ee Ein Lösungs- 
versuch in Cleveland WK 28 

Amerika. Sozialpolitik in Spin Narlea in Staaten 
— vergebene Bemühung! WK 36, 2 

Dänemark. Die Entwicklung des Schlichtungswesens 
in Dänemark RA (n.a.T.) 22, 901 

Dänemark. Die dänischen Werkmeister dürfen sich 
nicht organisieren WK 48, 3 

England. Krise der Whitley-Räte in England T 39, 349 

England. Zur Unterbringung von Kriegsbeschädigten 
im englischen Baugewerbe KB 36, 505 

*England. Die englische Arbeitsgemeinschaft KB 36, 511 

England. Gegen die Arbeitslosigkeit WK 25, 3 

England. Aus der Eisenbahnerbewegung WK 34, 3 

England. Gleitende Löhne in England WK 36, 2 

England. Die Arbeitszeit in England WK 36, 2 

England. Die Krise der Whitley-Räte in. England 
WK 37, 3 

England. Der industrielle Friede WK 39, 2 

Finnland. Ein Arbeitskodex in Finnland WK 45, 2 

Frankreich. Französisches Gesetz, betr. Berufsvereine 
RA (a. T.) 19, 713 

Frankreich. Bestimmungen des Rates des Völkerbun- 
des zur Regelung der sozialen Versicherungen in 
Elsass-Lothringen RA (a, T.) 23, 830 


Frankreich, Arbeitsgeld zur Aufhebung der Arbeits- _ 


losigkeit WK 24, 3 

Frankreich. Nele der französischen Sozial- 
versicherung WK 25, 

Frankreich. Die Salpolitik Frankreichs seit dem 
Kriege WK 35, 2 

Indien. Indien bekommt ein Arbeitsministerium 
WK 27,2 

Italien. Pas Streik in den öffentlichen Betrieben 
T.38, 34 

Italien. Die Beschlüsse der Washingtoner Konferenz 
WK 37, 3 

Italien. Sie wollen sich nicht in die Karten sehen 
lassen WK 46, 3 

Luxemburg. Luxemburgisches Gesetz und Beschlüsse 
betreffend Dienstvertrag der Privatangestellten RA 
(a. T.) 25, 891 

*Oesterreich. Das neue österreichische Angestellten- 
gesetz T 37,329; RA (n.a.T.) 20,800 

Oesterreich. Sozialpolitik in Oesterreich FA 16, 146 

Oesterreich. Oesterreichisches Bundesgesetz vom 
11. Mai 1921 über den Dienstvertrag der Privat- 
angestellten (Angestelltengesetz, Wortlaut des Ge- 
setzes) RA (a, T.) 20, 733 

Se Ba Arbeitsnachweisgesetzentwurf RA (n.a.T.) 
19,7 

*Polen. Die Sozialversicherung in Polen im Vergleiche 


mit der deutschen Sozialversicherung RA (n.a.T.) 


26, 1100 


Rumänien. Rumänisches Gesetz. betreffend Arbeits- 
streitigkeiten RA (a. T.) 19, 714 

Rumänien. Gesetzliche Regelung der Arbeiterberufs- 

' vereine in Rumänien WK 30, 2 

Rumänien. Die Beschlüsse der Washingtoner Kontfe- 
renz WK 37, 3 

Schweden. Sozialpolitik"in Schweden WK 44,2 

Schweiz. Der Streik in den öffentlichen Betrieben 
T 38, 340 

Schweiz. Gegen die Arbeitslosigkeit WK 25.3 

Schweiz. Aus der Eisenbahnerbewegung WK 34, 3 

Tschechoslowakei. Das Betriebsrätegesetz in der 
Tschechoslowakei T 39, 347 

*Tschechoslowakei. Kollektivarbeitsverträge und Ent- 
scheidungskommissionen in der Tschechoslowakei 
KB 41, 578 

Tschechoslowakei. Tschecho-Slowakischer Gesetz- 
entwurf, betreffend Arbeitsvermittelung RA (a, T.) 
24, 864; RA (n.a.T.) 24, 997 

Tschechoslowakei. Gesetzlich gewährte Urlaubszeit 
für die tschechoslowakischen Bergarbeiter WK 37, 3 


Internationaler Verband der Arbeit im Völkerbunde 
*Der Stand der Washingtoner Beschlüsse KB 39, 539 
40, 563; 42, 587 
Internationale Arbeiterorganisation und VarkkrBund 
KB48 (L 8, 60) 


Internationales Arbeitsamt in Genf 
Erhebung über die Produktion T 33, 317 
Unternehmerlügen T 38, 340 


Ein internationales Arbeitsiahrbuch, KB 26, 358 
Luz des Internationalen Arbeiterschutzes KB 31, 
4 


*g9, Sitzung des Verwaltungsrats des Internationalen 


Arbeitsamts KB 45, 646 
Entwurf eines Uebereinkommens, betreffend das Koa- 
litionsrecht landwirtschaftlicher Arbeiter KB 49, 696 
*Erhebung über die Produktion durch das Internatio- 
nale Arbeitsamt BRZ 17, 261 


Arbeitskonferenzen 
*Der Stand der Wachin toner Beschlüsse KB 39, 539; 
40,563; 42, 587 
*Internationale Arbeitskonferenz und Arbeiterschutz in 
der Landwirtschaft KB 46, 659 
*Der - Fortgang der Arbeiten der Internationalen Ar- 
beitskonferenz in Gent KB 49, 695 
"Weitere Beschlüsse der Internationalen Arbeitskoife- 
renz in Genf KB 51, 718 
*Weitere Beschlüsse der Internationalen Arbeitskonfe- 
renz in Genf. Entwurf zu einem Uebereinkommen 
betreffend Durchführung der Wochenruhe in den 
Industriebetrieben KB 52, 731 
Die Beschlüsse der Internationalen Konferenz von 
Genua WK 24,2 
Die Sabotage Bi der Arbeitskonferenz WK 46, 1 
Die verschämten „Sozialpolitiker‘ WK 47,2 
Ergebnisse der Genfer Arbeitskonferenz WK 47,2 


Reichsarbeitsministerium ' 
Ist das christlich? JH 20, 149 


*Die Zuständigkeit des Zentralschlichtungsausschusses 
beim. Reichsarbeitsministerium RA (n. a. T.) 29, 1235 


Sozialpolitische Vereine und Kongresse 
Gesellschaft für Soziale Reform 


Ein hervorragender Vorkämpfer der ee 


(Prof. Dr. Ernst Francke 7) T 52, 486 
Verein für Sozialpolitik 


B. Koalitionsrecht. 


Koalitionsrecht 
Der Betriebsingenieur mit dem Schlagring 118,52 
Entwurf eines Uebereinkommens, betreffend das Koa- 
litionsrecht landwirtschaftlicher Arbeiter KB 49, 696 
*Arbeitskämpfe und Berufsvereine M9, 127 
Arbeitskämpfe und Berufsvereine FA 17, 150 
Gesetzliche Eng der Arbeiterberufsvereine in Ru- 
mänien WK 30, 


Sicherung der Staatsbürgerrechte 


Beurlaubung zur Teilnahme an Gewerke 


schaftsveranstaltungen 


en (Streikrecht der Beamten s, im Beamten- 
rcniV 


Der Streik in den öffentlichen Betrieben T 38, 340 

Arbeitskämpfe und Berufsvereine FA 17, 150 

Zur Auslegung der Begriffe „Ausstand“ und „Aus- 
sperrung‘‘ im Sinne des $ 6 Abs. 2 der Verord- 
nung über Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 21, 747 


Streiks, Grundsätzliches 
Dringend zu beachten für den Fall eines Streiks 
Bp 10, 107 
*Erwerbslosenunterstützung für Streikfolgen KB 39, 545 
*Arbeitslosenversicherung bei Streikfolgen KB 45, 641 
Die Abwehrstreiks und Aussperrungen von 18901899. 
Die Abwehrstreiks von 1900-1920 (Tabelle 17) 
KB51 (Statist. Beil. 4, 102) 
Die Angriffsstreiks von 1890-1920 (Tabelle 16) KB51 
(Statist. Beil. 4, 102) 
$ 20 B.R.G. Unterbricht ein, Streik das Arbeitsver- 
hattaies BR 10, 114; BRZ 14, 223 
*Streik und Aussperrung im Känftigen Zivilrecht RA 
(n. a. T.) 21, 851 


Streik in lebenswichtigen Betrieben 
Der Streik in den öffentlichen Betrieben T 38, 340 
Streiks in lebenswichtigen Betrieben T 44, 4 


Behinderung des Streikrechts 
Technische Nothilfe i 
Der Verein beratender Ingenieure T 45, 411 
Die Technische Nothilfe Gr 32, 144 
Streikbruch 
‚ Streikbrecher dürfen Streikbrecher genannt werden 
KB 50, 715 
*England. Die Solidarität der Arbeiterschaft WK 24, 1 
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Gewerkschaftliche Streikordnungen 
Wer entscheidet über den Generalstreik? KB 31, 440 


4000 


25 


*Empfiehlt es sich, die Arbeitsgerichte und ähnliche 
Spruchbehörden den ordentlichen Gerichten anzu- 





n Entlassungsgrund 4000  *Fördert ein allgemeines Arbeitsvertragsrecht neben 
3955 Schwarze Listen, geheime Konkurrenzklauseln (s. auch dem Tarifvertragsrecht die Einheit des Arbeits- 
Auskunft unter 4245) rechtes? RA (n.a. T.) 29, 1239 
3955 Internationale schwarze Listen T 32, 293 . 
3960 Boykott 4005 Angestelltenrecht 
3965 Materlalsperre 4005 Bra A Dr rend (betr. Reichskonferenz des 
sl A } 
3970 Massregelungeu Grundsätzliches 4005 *Unternehmer und Angestelltenrecht FA 16, 142 
3970 Ein polnisch klingender Name als Massregelungsgrund  +005 Luxemburgisches Gesetz und Beschlüsse, betreffend 
ee T 27. 250 Be Dienstvertrag der Privatangestellten RA (a. T,) 25, 
3970 Wi gie AIERIchReN: der Ausschaltung von Streik 891 
un ussperrung M 10, 162 
3975 Aussperrungen, Grundsätzliche®. W izei Ss. R 
Aussperrun e&.  (Werkspolizei s D. Tarifvertragsrecht. 
3975 Die mitteldeutsche Bauarbeiter-Auss x - BEER 
3975 *Arbeitslosenversicherung bei Streikfolgen ers sa 4020 Tariivertragsrecht (Tariipolitik s. unter 4420) 
3975 Streiks und Aussperrungen insgesamt im Jahre 1920 4020 "Tarifvertragsrecht T 28, 256 
(Tabelle 3) KB51 (Statist. Beil. 4, 91) 4020 "Entscheidungen (betr. Allgemeinverbindlicherklärung 
3975 Angriffsstreiks, Abwehrstreiks und ESEHH, 4020 Sr u cueuene RR aD 
im Jahre 1920 (Tabelle 4) KB51 (Statist. Beil. 4, 92 ur Crage des Anwendungsbereiches von Tarifver- 
3975 Die Abwehrstreiks und oe von 1800-1809 trägen., on nalluE der Stadt Leipzig RR 8,23 
Die Abwehrstreiks von 1900-1920 (Tabelle . 17) 4020 Weiterwirkung von Tarifverträgen auf den Einzel- 
KB5i (Statist. Beil. 4, 102) BEER nach Ablauf des Tarifvertrages RR 9, 
3975 Die Aussperrungen von 1900—1920 (Tabelle 18 
(Statist, Beil. 4 103) (Tabelle 18) KB51 4020 Dringend, zu beachten bei der Einleitung von Tarif- 
3975 Zahl, Umfang, Kosten und Ausgang der Streiks und 4020 es ‚ungen Bp 10, 107 
Aussperrungen von 1890-1920 (Tabelle 19) KB51 arifpo itik der technischen Angestellten. Vortrag auf 
(Statist. Beil. 4, 103) Sn Bundestag (1921) von Ingenieur Gramm 
3975 Ueber die Möglichkeit der Ausschalt on Streik Ka x 
a A Noerahe Mo, 162 ee 4020 „Verbindlicherklärung gelber Scheintarife KB 31, 427 
3975 une im künftigen Zivilrecht RA Bi Zn a naiyrete NE Se 
n. a. T.) 21,851 k ariiverträge in Gefahr 
3975 Keine vierwöchige Wartefrist bei Fehlen d - KB 46 (R 11,81) > 
sächlichen TR eines Pischen‘ Kusskanı ode 4020 ee ee und ion Rn EN 
A sure ‚T. von Tarifvereinbarungen 2, 
ussperrung und Arbeitslosigkeit RA (a T.) 28, 951 4020 Tarifvertragsrecht KB 52 (L 9, 67) 
i 4020 Tarifrecht, bearbeitet von Dr. F. Sitzler M 12, 217 
G. Arbeitsrecht 4020 ae ee rt Eine ar- 
e eitsrechtliche Studie 3, 35 
"4000 Arbeitsrecht 4020 *Das Arbeitstarifgesetz FA 14, 129 L 
4000 *Die Fortbildung "des Arbeitsrechts. Referat von Pro- 402%0 Das Take higerccht FA 14, 129 
ns uzheinier auf dem AfA-Kongress T 40, 4020 Tarifamtsentscheidungen V 17, 76 
57; 20, 174 40220  *Die O isation jaliti ihei -f- 
4000 Für die Fortbildung des Arbeitsrechts. (Leitsätze Vertrag RA (na. Ro rehheit en 
en er Aut Dr. Sinzheimer auf dem 4020 *Ueber Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
A-Kongress , RA (n. a. T.) 23, 941 
4000 la le Gwen dem Gebiete des neuen Arbeits- 4020 #rörden ker dlgemeine ee neben 
em larıivertragsrecht die Einheit des Arbeits- 
4000 Handbuch des neuen Arbeitsrechts Gr 47, 204 rechts? RA (n.aT) 29, 1239 ER 
4000 Rechtsauskünfte über Fragen des .Arbeitsrechts Bp 15, 
180 4025 Tarifvertrag und ausgeschiedene Ar- 
4000 Bücherschau. Neue Zeitschrift für, Arbeitsrecht. Ver- beitnehmer 
lag J. Bensheimer, Mannheim KB 26 (L 3,20) 4025  *Entscheidungen (betr. Allgemeinverbindlicherklärung 
4000 Schriften über Arbeitsrecht. Arbeiterschutz und und ausgeschiedene Arbeitnehmer) RR 8. 21 
Arbeitsrecht KB 31 (L4, 27) 4025 Verbindlichkeit mit rückwirkender Kraft KB4l 
4000 Rechtsauskunft über Fragen des Arbeitsrechts KB 34, (R 10, 78) 
. 478 4025 Wirkung eines Tarifschiedsspruches auf Angestellte, 
4000 “Vom Deutschen Juristentag KB 49, 705 die zwischen dem Erlass des Schiedsspruches und 
ner aut ade: nern KB 52 (L 9, 66) Din aaa AL INGE entlassen worden sind 
»» ’ An 
4000 Leitsätze zum Referat „Die Fortbildung des Arbeits- 
rechts“ von Prof. Dr. Hugo Sinzheimer auf dem 4030 Schlichtungswesen, Allgemeines (Schlichtungswesen für 
AfA-Kongress M 11, 177 in Behördenangestellte s. im’ Beamten-Archiv) 
- + 4000 Missbrauch eines wissenschaftlichen Werkes für 4030 Der Entwurf zu einer Schlichtungsordnung im Reichs- 
a RE can Ze N ae) 
artenauskunftei des Arbeitsrechts 3 weifelsfragen auf dem Gebiete des neuen Arbeits- 
4000 *Arbeitsaufsicht FA 15, 133 rechts T 45, 412 
4000  *Das geltende Reichsarbeitsrecht und die Vorarbeiten 4030 *Materielles Recht. Verfahren vor dem Schlichtungs- 
für die Neuregelung des Arbeitsrechts RA (n. a. T.) ausschuss RR 10, 30 
a 21, 845 4030 *Die Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen und 
A 2 Ende Reich arBEIESTECHE u a. 1? 2 2 Se zusammenhängenden Streitfragen KB 28 
rbeitsrecht un rbeiterschutz ar, T. ; 
Er i j Zeile bed die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlich ind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
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dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N aeben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


B = Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) Gr 

BN = Beamtennachrichten I 

EP = Bundespost 

BR = Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. 

BU = Bildung und Unterricht 

E = Ekkeh 

FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
= Der technische Grubenbeamte 
= Der Industrietechniker 


= Der technische 
ard (Kommunaltechniker) 
KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B. 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte B 
(Beilage des Freien Angestellten) 


Gemeindebeamte 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR 
M = Mitteilungsblatt des AfA 
= Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St 
A(a.T.) = Beichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T- 
RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt 


RBR = Rundschreiben 
zentrale 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 

= Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Schriftensammlung des Bundes 


(Arbeiterrechtsbeilage) 
"B SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 


undes 

= Der Staatstechniker f 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

— Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

WSt= Wirtschaft und Statistik 


(nicht- | V 
@mtlicher Teil) 
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»Endgültige Urteile bzw. Schiedssprüche KB41 (R 10, 


; 46 (R 11,85); 50 (R 12,91) 
N H Gesetzliche oder tarifliche Schiedsstelle BRZ 19, 
301 
8 86. Fristenberechnung bei Verständigungsverhand- 
lungen mit dem Arbeitgeber BRZ 19, 301 


Glaubensbekenntnis eines „Unparteiischen‘“ (betr. Be- ' 


deutung des Schlichtungsausschusses für die Arbeit- 
geberschaft) IH 14, 110 

*Der Stand der Demobilmachungsgesetzgebung, _mit 
besonderer Berücksichtigung der Sozialpolitik RA 
(n. a. T.) 19, 760 

*Lässt das Wesen des Schlichtungsverfahrens die Ein- 
führung von Rechtsmitteln zu? RA (n. a. T.) 19,764 

Verhandlung des Schlichtungsausschusses ohne unpar- 
teiischen Vorsitzenden RA (a. T.) 20, 720 

Wegen unzutreffender Würdigung der für die Be- 
urteilung der Streitigkeit wesentlichen Verhältnisse 
ist eine Zurückverweisung an. den Schlichtungsaus- 
schuss durch den Demobilmachungskommissar" nicht 
zulässig RA (a. T.) 20, 720 

Rechtmässigkeit der Ve bindlicherklärah von Schieds- 
sprüchen in Gesamtstreitigkeiten RA (a. T.) 21, 749 

Die Entwicklung des Schlichtungswesens in Dänemark 
RA (n.a.T.) 22, 901 

* Zuständigkeit des Zentralschlichtungsausschusses RA 
(a. T.) 28, 955 

*Die Zuständigkeit des Zentralschlichtungsausschusses 
beim Reichsarbeitsministerium RA (n. a. T.) 29, 1235 


Schlichtungswesen, Einzelfälle 
*Notleidende und kampflustige Unternehmer 124, 73 
Schiedsstelle für den Ruhrbezirk (3 Entscheidungen) 
Gr 30, 136 
Weiterwirkung von Tarifverträgen auf den Einzel- 
arbeitsvertrag nach Ablauf des Tarifvertrages RR 9, 
27 


Kann der, Schlichtungsausschuss, der die Entschei- 
dung gefällt hat, dass die Entlassung eines Arbeit- 
nehmers für unberechtigt erklärt wurde, ohne zu- 

leich eine Entschädigung für die Wiedereinstellung 
estgesetzt zu haben, er Entschädigung nachträg- 

lich festsetzen? RR 11,3 
IST ER und Sa IH.17, 


Schlichtungsordnung 
Ablehnung der Schlichtungsordnung 149,4 454 
Die Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat doch 
angenommen T 50, 466 
Tariipolitik der technischen Angestellten. Vortrag auf 
dem 2. Bundestag (1921) von Ingenieur Gramm 
Sch 14 
"Die Schlichtungsordnung KB 27, 369 
*Zur Schlichtungsördnung im Reichswirtschaftsrat 
KB 50, 709 
*Arbeitsnachweisgesetz und Schlichtungsordnung im 
Reichswirtschaftsrat KB 51, 717; 52, 729 
*Die Staatsarbeiter und Staatsangestellten in der neuen 
Schlichtungsordnung KB 53, 748 
*Zum Entwurf einer Schlichtungsordnung. M 8, 110 
*Veriehlte Beschlüsse des Reichswirtschaftsrates. 
Schlichtungsordnung — Arbeitsnachweis M 8, 113 
“Die Schlichtungsordnung M 9, 129 
Schlichtung und Arbeitsgerichtsbarkeit FA 24, 212 
. a einer Schlichtungsördnung RA (n. a. T.) 
*Zum Entwurf der a RA (n.a.T.) 
26, 1091 


E. Dienstvertragsfragen. 
a) Dienstvertrag. 


Dienstvertrag, Allgemeines 

*Die "Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
zum Angestelltenvertragsrecht M 9, 134 

Oesterreichisches Bundesgesetz vom 11. Mai 1921 über 

den Dienstvertrag der Privatangestellten. (Ange- 
ehe Wortlaut des Gesetzes) RA (a. T.) 2, 
7 

*Das neue ee Angestelltengesetz T 37,329; 
RA (n.a.T.) 20,8 


een 
Politische Betätigung im Betriebe RR 10, 31 


“Mitwirkung des Arbeiterrats bei der Festsetzung von 
Strafen im Einzelfalle KB28 (R 7) 


_ 


4145 


4145 
4145 
4145 
4145 


4145 


4145 


4145 
4145 
4145 
4145 


ER und Arbeitsordnung KB48 
Die r Festsetzung von Strafen gegen Arbeiter M 12, 217 
Arbeitsordnungen für Arbeiter BERSSBURNER Betriebe. 
Von Dr. jur. Otto Ulrichs M 12, 217 

$ SO. Zur Verbindlichkeit von Betriebssatzungen (Ar- 
beitsordnungen) BR 2, 21 

Betriebsvereinbarung und Arbeitsordnung. Eine ar- 
beitsrechtliche Studie BR 3,35 

$ 80 BRG. Dürfen in die Arbeitsordnung Bestimmun- 
gen über Ausschluss der politischen Betätigung wäh- 
ke der Arbeitszeit aufgenommen werden? BRZ 14, 
222 

Verordnung betr. Mitunterzeichnung der Arbeitsord- 

“ nungen durch den Arbeiterrat. RA (a. T.) 28, 053 

*Bescheid. Kann die untere Verwaltungsbehörde nach 

$ 134f G.O., kann der nach $ 80 Abs. 2 B.R.G. 
angeruiene Schlichtungsausschuss festsetzen, dass 
die auf Grund der Arbeitsordnung verwirkten Strafen 
im Einzelfalle durch den Arbeitgeber gemeinsam 
mit der Betriebsvertretung festgesetzt werden? 
RA (a.T.) 30, 1032 


Aushilisweise Tätigkeit 

12, Abs. 3 der Verordnung vom 12. Februar 1920. 
Auslegung der Begriffe „zur vorübergehenden Aus- 
hilfe“ und „zu einem vorübergehenden Zweck“ 
BRZ 15, 235 

$84 B. R.G. Ohne Betriebsvertretung keine Möglich- 
keit, Rechte aus dem B.R.G, in Anspruch zu 
nehmen BRZ 17, 270 


Kontraktbruch 


Recht auf Beschäftigung 


*Zur Auslegung des $ 615 B.G.B. KB28 (R 7) 


b) Gehaltszahlung. 


Gehaltszahlung, Örundsätzliches (s. auch Lohnpolitik) 
Freie Station 
Provisionen 


Pfändungszgrenze 
Erhöhung der Piändungsgrenze T 30, 277 
Erhöhung der FOhNPRDINER SS FA 23, 204 


c) Arbeitszeit. 


Arbeitszeit, Allgemeines (Arbeitszeit der Beamten siehe 
im Beamten-Archiv) 


*Die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit T 45,406 


*Zur gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit KB 37, 513 

Anträge zum Gesetz über die Arbeitszeit KB 38, 525 

Abwehr von Arbeitszeitverlängerung und Lohnkür- 
zung (Tabelle 9) KB51 (Statist. Beil. 4, 98) 

Arbeitszeitverkürzungen im Jahre 1920 (Tabelle ) 
KB51 (Statist. Beil: 4, 98) 


Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung nach Ge- 


vu 
53 
. 


werbegruppen 1918-1920 (Tabelle 12) KB51 (Sta- 


tist. Beil. 4, 100) 


*Eine Verordnung des sächsischen Arbeitsministers _ 


über die Bewilligung von Ueberstunden M 11,180 


Entwurf eines Gesetzes über die Arbeitszeit gewerb- 3 


licher Arbeiter RA (a. T.) 22, 783 


*Die Regelung der ae gewerblicher Arbeiter 


RA (n.a.T.) 22,8 
*Die NRESE der Arbeitszeit in der Landwirtschaft 
WK 43,2 


A Arbeitszeit im Auslande 


4150 


4150 
4150 


4150 
4150 
4150 
4150 
4150 
4150 


4150 


Die Notwendigkeit internationaler Verbindungen der 
Gewerkschaften KB 48, 687 

Achtstundentag und Produktivität WwKan, 2 

Gegen den Achtstundentag WK 48,2 

Belgien. Belgisches Gesetz über den Ya 
und die 48-Stundenwoche vom 14. Juni 1921 R: 
a T.) 22, 799 

Belgien. Der Achtstundentag im Haze re un 4, 23 


. England. Die Arbeitszeit in England WK 36, R | 
Frankreich. Angrift auf den Achtstundentag in Frank A 


reich KB 53, 749 


Frankreich. Der „Achtstundentag‘“ im französischen | 


Handelsgew erbe M 10, 165 >. 
Polen. Der Achtstundentag in Polen abgeschafft T#, 
424;:WK 44,2 


Schweiz. Angriff auf den Achtstundentag in der? | 


Schweiz KB53, 749 


Tschechoslowakei. ur Achtstundentag. in der Tsche- ni 


choslowakei WK 45, 


Ba zu 


w 


ieh RE RE 
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4155 Achtstundentag 4190 Entfällt bei einer Erkrankung während einer ver- 
4155 Preissteigerungen — Lohnerhöhungen (Stellung der hältnismässig nicht erheblichen Zeit der Gehalts- 
Arbeitgeber und des A.D.G.B.) T 34. 310 anspruch- für die ganze Krankheitsdauer...? RR 12, 
4155 Einhaltung der gesetzlichen Arbeitszeit T35,317_ __ Euren 
4155 *Die ‚gesetzliche Regelung der Arbeitszeit T 45,406 4190 $ 84 Ziffer 4 und Abs. 2. Fristlose Entlassung wegen 
4155 *Ein Gesetzentwurf über den Achtstundentag für An- langandauernder Krankheit am Tage der Wieder- 
gestellte T 51, 470 aufnahme der Arbeit ist unzulässig BRZ 17, 270 
4155 z- Ms ar zengeis für den Achtstundentag 
pi, 
4155 *Zum Kampfe der Gärtner um die Verkürzung der d) Konkurrenzklausel. 
Arbeitszeit KB 40, 564 
4155 ne ee Internationalen Gewerkschaits- 4195 Konkurrenzklausel  (Wettbewerbsverbot) 

e ‚_bundes KB45,65 4195 Gehaltsgrenzen im Konkurrenzklauselgesetz T 28, 258 
4155 *Das Arbeitszeitgesetz für Angestellte FA 24, 209 4195 Wirksamkeit eities Wettbewerbsverbots RR 10, 31 
4155 Um den Achtstundentag JH 20, 152 4195 *Die Konkurrenzklausel der technischen Angestellten 
4155 *Der Stand der Demöbilmachungsgesetzgebung, mit be- RR 11, 33 ä 

A ER RENDE der Sozialpolitik RA 4195 Kündigungsiristen und Konkurrenzklausel FA 13, 123 
n, 2. . ’ P 
1e er Achtstundentag in Gefahr WK 40, 2 4200 Betriebsgeheimnisse 
4155 er Achtstundentag im Baugewerbe WK 41,2 — j 
4155 Die Angriffe gegen den Achtstundentag WK 42, 2 4205 Ehrenwort 
4155 Achtstundentag und Produktivität WK 47,2 4210 Kautionen 
4160 Arbeitszeit der Angestellten. (Arbeitszeit der Behörden- 4215 Bestechungen 
angestellten s. im Beamten-Archiv) 
4160 *Die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit T 45, 406 E 
4160  *Ein Gesetzentwurf über den Achtstundentag für An- e) Erfinder--und Patentrecht. 
gestellte T 51, 470 1 
4160 Zeitstechuhren für Angestellte Bp 13, 150 4220 Erfinder- und Patentrecht (s. auch Eriinderrecht der Be- 
4160 *Das Arbeitszeitgesetz tür Angestellte FA 24, 209 amten und Behörden-Angestellten im Beamten-Archiv) 
4160 Der Achtstundentag der Angestellten IH 14,112 4220 Die Erfindertätigkeit im Jahre 1920 T 33, 301 
4220 Erhöhung der Patentgebühren T 33, 301 
4165 U Ir A ar re d. Beamten und Beh.- 4220 *Erfinderschutz und Arbeitsrecht T 35. 313 
4165 *Ueberstunden E 8, 122; 1 18, 49 1220 „Ausstellung von Erfindungen und Neuheiten T 38, 340 
4165 *Gegen das Ueberstundenunwesen KB 47, 661 4220 Dane Si ee und Patentverwertungs- 
4165 *Eine Verordnung des sächsischen Arbeitsministers SE A ee Anl 
über die Bewilligung von Ueberstunden M 11, 180 - 
4165 Bewilligung von Beberarbeit gewerblicher Arbeiter ei Urheberrecht RER RE 
RA (a. T.) 20, 723 4225 Bücherschau: Osterrieth, Albert. Gewerblicher Rechts- 
schutz, unlauterer Wettbewerb und Urheberrecht im 
4170 Frejer Nachmittag Friedensvertrag von Versailles KB 26 (L 3,20) 
41755 Sonntagsruhe | 3 
4175 Eine wichtige Entscheidung (betr. Sonntagsarbeit in RER 
auf Zeche Minister Achenbach) Gr44, 192 f) Kündigung. 
4175 Zur Beachtung für die Angestellten des Ruhrreviers 
Gr 45, 196 4230 Kündigungen (Kündigungen für Behörden-Angestellte 
4175.  *Weitere Beschlüsse der Internationalen Arbeitskonfe- s. im Beamten-Archiv) 
renz in Genf. Entwurt zu einem Uebereinkommen 4230 Gehaltsgrenzen im Konkurrenzklauselgesetz T 28, 258_ 
betr. Durchführung der Wochenruhe in Industrie- 4230 *Kündigungsfristen für Bautechniker B21, 62; 27, 86 
betrieben KB 52, 731 4230 Neues Kündigungsrecht RR10, 29; 12, 37 
4175 *Die Sonntagsruhe in Kontoren und Läden M 11,179 4230 $ 68 Abs. 1 des H.G.B. und $ 133a,b Abs. 1 der 
4175 *Drohende Wiedereinführung der Sonntagsarbeit in G.O. (betr. Mindestkündigungsfristen) RR 12, 40 
Kontore und Läden FA 20, 174 4230 Erste Hilfe bei Kündigungen Bp 11, 127 
4175 Offener Brief an den Reichsarbeitsminister FA 21,185 4230 Gleiche Kündigungsiristen KB41 (R 10, 79) 
4175 Rückwärts, rückwärts! (Betr. Süddeutschen Einzel- 4230 *Fine Frage aus dem Arbeiterkündigungsrecht KB 50 
handelstag) IH 16, 125 (R 12, 92) 
4175 Ist das christlich? JH 20, 149 4230 8 834 B.R.G. Nachträglicher Einspruch gegen. eine 
4175 Sonntagsarbeit in Regensburg : JH 21, 160 Kündigung ist unzulässig BR1,11 
4175 Sonntagsruhe in Bayern JH 22, 163 4230 *S 84 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 und Abs. 2 und $86 Abs.2 
4175 Sonntagsruhe in Mecklenburg JH 22, 163 - B.R.G. Der Einspruch gegen fristlose Entlassung 
4175 Saargebiet JH 22, 163 muss gleichzeitig mit dem Einspruch gegen die 
4175 Bekanntmachung des bayerischen Ministeriums für Kündigung überhaupt erhoben werden BR1, 12 
soziale Fürsorge und für Handel über die Sonn- 4230 $$ 32 und 96 B.R.G. BR 2,22 
tagsruhe im Handelsgewerbe RA (a.T.) 25,872 4230 $32@B.R.G. Wenn der Betriebsrat einer Kündigung 
Ben schende Arhsitszeit zugestimmt hat, ohne die Vorschriften zu beachten, 
4180 Mittagspause und ‚durchgehende Arbeitszeit V 15,68 Er RR EU STURIBROHTETUNEE trotzdem zuständig 
’ 
4185 Urlaub (Urlaub der Beamten s. im Beamten-Archiv) 4230 $ 84 Abs. 1 B.R.G. Nichtanrufung des Gruppenrates 
4185 Ferien für die Arbeiter im Baugewerbe B 24, 74 bedeutet Verzicht auf Rechte aus dem Betriebs- 
4185 *Die Regelung der Arbeitsbedingungen in den Tarif- rätegesetz BR 2, 24 
verträgen (Urlaub) RA (n.a.T.) 26, 1077 4230 8 97 B.R.G. Zustimmung zur Kündigung eines Be- 
4190 Behinderung durch Krankheit (f. Beh.-Angest. s. im Be- triebsratsmitgliedes durch den Schlichtungsausschuss 
amten-Archiv) wegen schlechter Geschäftslage BR3,34° 
4190  *Fortzahlung des Gehaltes bei Krankheit im Falle des 4230 $ 12. Verordnung vom 12. Februar 1920. Kündigung 
$ 616 B.G.B. RR 8, 24 von Hilfsangestellten BR 10, 114 
.. i j i i ivrubrik. — Die mit einem * öffentli i ikel, die übrigen sind Notizen! — ' 
Abkürzungen. Bi: fi Zunler aber des’ nscichenden Alkıruuren id die Hekamsen de zeete Zul de Sale oo 6 hen de Kbrkzah bed 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


Bp == Bund 

= Bundespost 
"BR r 
BRZ 


= Beamtennachrichten 1 = Der Industrietechniker 

eu ; IH = Der Industne- und Handelsangestellte 

Z petiebsrütezeitung des A.D,G.B. | (Beilage des Freien Angestellten) 

BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 
(Kommunaltechniker) 


E = Ekkehard 
FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten) Gr = Der technische Grubenbeamte 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


KB = Korrespondenzblatt des A. D. G, B, 


R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D,G.B, | RET= Der Reichseisenbahn-Techniker 
(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 

KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

M = Mitteilungsblatt des AfA -Bundes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 


= Der Staatstechniker 
== Deutsche Techniker-Zeitung 


RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 
-  Amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


zentrale WSt = Wirtschaft und Statistik 
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4230 


4230 
4230 


4230 


4230 


4230 
4230 
4230 


4230 


4235 
4235 


4235 
4235 


4235 
4235 
4235 


4235 


4235 


4235 


4235 


4235 


4235 
4235 


. 4235 


4235 
4235 


4235 


4235 
4235 


4240 


4245 


4250 


4250 
4255 


| 8 84 Absatz 1 Ziffer 4 ’BRG. Wahrung berechtigter 


Interessen BR 11, 128 

$ 84 Ziffer 2 BRG. Kündigung ohne Angabe von 
Gründen unzulässig BR 12, 139 

$ 78 Zitfer 2 B.R.G. und $ 12 der Verordnung vom 
12. Februar 1920. Bei Arbeitsstreckung ist inner- 


halb der Kündigungsfrist der volle Lohn zu zahlen 


BRZ 18, 285 

$ 86 Abs. 1 B.R.G. Ungültigkeit einer 
während des -Anlernens BRZ 18, 286 

$ 87. Unterliegt die dem Arbeitnehmer nach $ 87 
B.R.G. zu zahlende Entschädigung dem Steuer- 
abzug? BRZ 19, 301 £ 

Kündigungsfristen und Konkurrenzklausel FA 13, 123 

Ungültige Kündigungsbestimmungen FA 18, 162 

Gleichheit der Kündigungsfristen in der Arbeitsord- 
nung nach & 122 der Gewerbeordnung RA (a. T.) 
22, 778 

Welche Fürsorgestelle ist für die Erteilung der Zu- 
stimmung zur Kündigung gegenüber einem Schwer- 
beschädigten zuständig? RA (a.T.) 25,876 


Kündigung 


Entlassung (s. auch Einfluss der Betriebsräte auf Ein- 


stellungen und Entlassungen unter 5965) 

Fristlose Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes Gr 44, 
190 

Entlassung von Angestellten RR 9, 28 

Kann der Schlichtungsausschuss, der die Entschei- 
dung gefällt hat, dass die Entlassung eines Ar- 
beitnehmers für unberechtigt erklärt wurde, ohne 
zugleich eine Entschädigung für die Wiederein- 
stellung festgesetzt zu. haben, diese Entschädigung 
nachträglich festsetzen? RR 11,36 

Fernbleiben wegen Beleidigung kein Entlassungs- 
grund RR 12, 40 

Entlassungen zwiecks Behebung eines Mangels an 
Facharbeitern KB 52, 735 

88 39, 46 und 97 B.R.G. Erlöschen der Mitglied- 
schaft eines Betriebsratsvorsitzenden wegen gröb- 


licher Verletzung seiner gesetzlichen‘ Pflichten ist; 


kein Entlassungsgrund BR1,11 

8 84 Ziff. 4 B.R.G. Entlassung wiegen Vorstrafen ist 
eine unbillige Härte im Sinne des B.R.G. BR1,12 

8 84 B.R.G. und $ 12 der Verordnung vom 12. Fe- 
bruar 1920. Können Lehrlinge gegen ihre Ent- 
lassung Einspruch erheben? BR1,12 

$ 12 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Ent- 
lassungen von Arbeitnehmern ohne Verkürzung der 
Arbeitszeit sind ungültig BR 1,12 

8 84 Abs. 2 und $ 86 Abs. 2 B.R.G. Der Schlich- 
tungsausschuss kann über die Berechtigung einer 
fristlosen Entlassung entscheiden -BR 2, 23 

8 39 B.R.G. Entfernung einer Bekanntmachung der 
Firma durch den Betriebsrat ist kein Grund zur 
fristlosen Entlassung BR 2, 23 

$ 12 der Verordnung vom 12. Februar 1920 BR 3, 32 

88 12 und 13 der Verordnung vom 12. Februar 1920. 
Entlassungen von Arbeitnehmern ohne Durchfüh- 
rung einer möglichen Arbeitsstreckung sind un- 
gültig BR 3,32 ; 

$S 84 Abs. 2 und 86 Abs. 2 BRG. Ablehnung neuer 
Verpflichtungen, die nicht in der Arbeitsordnung 
vereinbart sind, ist kein Grund zur fristlosen Ent- 
lassung BR 12, 138 

S 7 der Verordnung vom 12. FebruaP 1920 BR 12, 

88 12, 13 Verordnung vom 12. Februar 1920. Ver- 
ringerung der Arbeiterzahl durch Aufhebung der 
Doppelschicht - ist unzulässig BRZ 16, 252 

Verhältnis zwischen der Stillegungsverordnung vom 
8. November 1920 und der Verordnung über die 
Einstellung und Entlassung von Arbeitern und An- 
gestellten vom 12. Februar 1920 RA (a. T.) 20, 720 

ne von Angestellten und Arbeitern RA (a. T.) 

‚898 

Verordnung des Reichsarbeitsministers. Betr. volks- 
wirtschaftlich ‘gerechtfertigte Entlassung von Ar- 
beitnehmern und $ 12 der Verordnung vom 12. Fe- 
bruar 1920 RA. (a.T.) 30, 1031 


Kündigung bei Konkurs 
Auskunft (s. auch Schwarze Liste unter 3955) 
Zeugnis 

Das Dienstzeugnis RR 11, 34 


Umzugskosten (Umzugskösten für Beamte s. im 
Beamten-Archiv) 


E 


4300 


4300 


4300 
4300 
4300 


4300 
4300 
4300 
4300 


4300 
4300 


4300 
4300 
4300 


4300 


4300 
4300 
430) 


4305 
4305 
4305 


4310 
4310 


4310 


4310 


4315 
4315 


4320 


4320 - 


4325 


4330 
4330 
4330 
4330 
4330 
4330 
4330 
4330 


4330 


4335 
4335 
4335 
4335 


4335 
4335 
4335 


4335 
4335 


4335 
4335 


4335 


4335 
4335 
4335 
4335 
4335 


F. Lohnpolitik. Buch 


Lohnpolitik, Allgemeines N 
*Die Verzinsung des Kapitals „Arbeitskraft‘‘ T 42, 374 
*Die neuen Teuerungszulagen T 43, 385 
*Die Entwicklung der Reallöhne T 43,390; FA 20, 173 
Die Verschiebung in den Einkommensverhältnissen 
der Beamten und Arbeiter T 48, 442 
Fort mit dem Trinkgeld! KB 33, 460 
Brotverteuerung und Lohnerhöhung KB 39, 544 
Wirtschaftsbeihilfen KB 48, 684 
*Teuerungsverhältnisse in Gross- 
KB 49, 699 
* Unproduktive Lohnlasten‘“ - KB 51, 725 
2 Arbeitslohn. Von Prof. Dr. Paul Oertmann M 12, 
21123: - 
*Unternehmer und Teuerung FA 16, 141 
Bezahlung über Tarif V 14, 64 
8 KORINERSE Teuerung und 'die Löhne RA (n. a. T.) 
’ 
*Neuregelung der Löhne und Gehälter in den Reichs- 
betrieben und Reichsbehörden WSt 11, 535 
Weltmarktpreise — Weltmarktlöhne WK 35, 2 
*Valutaentwertung ‘und Sozialpolitik WK45,1 . 
. Minimallöhne und Kosten der Lebenshaltung (betr. 
Lohnverhältnisse im Ausland) WK 49, 2 


und Kleinstädten 


a) Allgemeine Lage der Arbeitnehmer. 


Allgemeine Lage der Arbeitnehmer 
*Lohnabbau? T 27,246 
Preis- und Lohnsteigerungen WK 29, 4 


Lage der Angestellten 
Berne Shaw über die Angestellten T 31, 283; WK 
‚1 . 
Gehaltsverhältnisse der technischen Angestellten un 
Betriebsbeamten (mit graphischen und tabellarischen 
Uebersichten) 120, 57 
Drohende Lasten und ihre Abwehr FA 14, 125 


Angestelltenstatistik 
Gehaltsverhältnisse der technischen Angestellten und 
Betriebsbeamten (mit graphischen und tabellarischen 
Uebersichten) 120, 57 


Altersgliederung unter den Angestellten 


Gehaltsverhältnisse der technischen: Angestellten und 


Betriebsbeamten (mit graphischen und tabellarischen 
Uebersichten) 120,57 1 


Der alternde Angestellte 


b) Existenzminimum, Indexziffern. 


Existenzminimum 
Das Existenzminimum im Juni 1921 T 28. 260 
Das Existenzminimum im Juli 1921 T 34. 309 
Das Existenzminimum im August 1921 T 36, 325 
Existenzminimum: 70000 M. T 39, 348 


Das Existenzminimum im September 1921 T 41, 369 


Das Existenzminimum im Oktober 1921 T 45, 409 


Das Existenzminimum im November 1921. T 49,453; I 


FA 24, 208 
*Lehrlingsgehälter und Existenzminimum FA 15, 138 


Indexzifiern der Lebenshaltung 
Die Teuerung im Juni 1921 T 29,267 


- Die Teuerung im Juli 1921 T 33, 300 Fr 


Die  Reichsindexziffer der 
T 36, 326 ° 
Die Teuerung im August 1921 T 37, 332 


Unternehmerlügen T_38. 340 


Lebenshaltungskoste 


Die Teuerung im September 1921 Ta2, 376; WSt 10, 


468 . 
Die Teuerung im Oktober 1921 T 47,432; WSt 11,521 
Die Teuerung im November 1921 T 50, 465; WSt12, 
572 
Indexziffern für Lebensmittelpreise Bp 10, 114; 11, 126; 
13, 156 ad 


Kosten des Nahrungsmittelaufwandes Bp 14, 170; 19, 


242 


Indexziffern im Inland und im Ausland M 10, 168 
- Indexziffern M 12,219 3% 
*Die Reichsindexziffer FA 20,179 
Die Teuerung im Juli 1921 IH 18, 138 
Aufwand für Schuhwerk IH 18, 143 iR 


Die „Teuerungsstatistik für Monat November Bp 19, 
24 ee. 


En ee ee Se ir Sein 


























Wie a 







































































































BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


BN == Beamtennachrichten [ 
Bp == Bundespost 

BR = Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A, D. G. B. 
BU = Bildung und Unterricht 

E = Ekkeliard 

FA = Der freie Angestellte 


lage des Freien Angestellten) 
= Der technische Grubenbeamte 
= Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) Gr 


= Der technische 
(Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH = DerIndustrie- und Handelsangestelite 
(Beilage des Freien Angestellten) 
Gemeindebeamte 


KB = Korrespondenzblatt des A. D.G. B. 


KB{R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RAfa.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RA(n.a.T.) = Reichs- Arbeitsblatt 


RBR = Rundschreiben der 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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4335 Die Kosten der Lebenshaltung in den verschiedenen 4350 Uebersicht über die im 2. Quartal 1921 im preussi- 
Ländern GA 13, 60 schen Bergbau verdienten Löhne inkl. aller baren 
4335 Die Teuerungsstatistik im .Reich. Eildienstmeldungen Zuwendungen (Soziallöhne usw.) Gr 45, 195 
ä ‚ für 47 Gemeinden RA (n. a. T.) 19,751 4350 *Eine amtliche Lohn- und Gehaltserhebung KB 48 (LS, 
4335 Gesamtergebnisse der Reichs-Teuerungsstatistik im : 8) 
April 1921 für die 610 in die Erhebung einbezogenen 1350 Zur Aufklärung. (Gegenüberstellung der Gehälter im 
Bi Gemeinden RA (n. a. T.) 19, 752 Versicherungsgewerbe, bei den Behörden und im 
4335 Zur Teuerungsstatistik RA (n, a. T.) 20, 803 Bankgewerbe) V 17,74 
4335 Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat 4359 Ortstarif oder Reichstarif (mit Zusammenstellung der 
uli 1921... Eildienstmeldungen für 47 Gemeinden ‚Löhne in den verschiedenen Industrien) V 22, 108 
A (n.a.T.) 21,835 4350 *Das Lohnniveau im Versicherungsgewerbe V 23, 114 
4335 Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat August 4350 “Gehaltsverhältnisse der Bureauangestellten (mit gra- 
1921. Eildienstmeldungen für 47 Gemeinden RA phischen Darstellungen der Durchschnittsgehälter, 
(n. a. T.) 23,927 ı auch- der technischen Angestellten) WSt 6, 279 
4335 Gesamtergebnisse der Reichs-Teuerungsstätistik im 4350 *Neuregelung der Löhne und Gehälter in den Reichs- 
Juli 1921 für die 603 in die Erhebung einbezogenen betrieben und Reichsbehörden WSt 11, 535 
Gemeinden RA (n.a.T.) 24, 971 4350 Preis- und Lohnsteigerungen WK 29, 4 
4335 Die Teuerungsstatistik im Reich für den Monat Sep- i 
tember 1921. Eildienstmeldungen für 47 Geier, 4355 Abbau der Löhne 
j den RA (n.a.T.) 25, 1024 4355 *Lohnabbau? T 27, 246 
4335 Gesamtergebnisse der Reichsteuerungsstatistik im 4355 *Lohnabbau im Auslande WSt 6, 281 
August 1921 für die 601 in die Erhebung ein- 4355 Die Wirkung der Lohnreduktionen in England WK 
Ir bezogenen Gemeinden RA (n.a.T.) 26, 1072 41,2 
4335 Gesamtergebnisse der Reichsteuerungsstatistik im Sep- 
tember 1921 für die 602 in die Erhebung ein- 4360 Differenzierung der Löhne und Gehälter 
_ bezogenen Gemeinden RA (n.a.T.) 28, 1180 4360 *Teuerungsverhältnisse in Gross- und Kleinstädten 
4335 Gesamtergebnisse der Reichsteuerungsstatistik im Ok- KB 49, 699 
tober 1921 für die 601 in die Erhebung einbezoge- 
nen Gemeinden RA (n.a.T.) 30, 1260 4365 Entlohnung der ungelernten Arbeiter 
4335 a Nutschäfskaryen, Deutsche Indexziffern 4370  Akkordarbeit, Akkordlöhne 
4335 "Die Teuerung im Mai 1921 WSt 6, 267 4375 Gleitende Lohuskalen 
4335 Internationale Indexziffern der Lebenshaltungskosten 4375 Stichwörterbuch. Gleitende Lohnskalen SR 5, 15 
(graphisch& Darstellung) WSt 6, 269 4375 Lohnausgleich nach den Kosten der Lebenshaltung in 
4335 Lebenshaltungsindexziffern _ (betr. Deutschland und Grossbritannien KB 40, 570 
Ausland) WSt 6, 269 4375 Gleitende Löhne WK 31,4 
4335 Deutsche Wirtschafts-Kurven. Deutsche Indexziffern 4375 Gleitende Löhne in England WK 36, 2 
WSt 7, 297; 8, 345; 9, 393 4375 Abschaffung der Minimallöhne und der gleitenden 
4335 *Die Teuerung im Juni 1921 WSt 7, 318 Lohnskala in Dänemark WK 50, 2 
4335 *Die Teuerung im Juli 1921 WSt 8, 362 
4335 *Zur Beurteilung ‚der deutschen Lebenshaltungsindex- 4380 Teuerungszulagen 
ziffer WSt 8, 366 4380 *Die neuen Teuerungszulagen T' 43, 385 
4335 *Die Teuerung im August 1921 WSt9, 414 k 
4335  *Die Steigerung der Kosten für den«Ernährungsbedart 4385 Familienzulagen, Soziallohn 
im In- und Ausland seit Beginn des Krieges 43855 *Ein Unternehmervertreter gegen Soziallöhne T 26, 239 
WSt 9, 418 4385 *Die neuen Teuerungszulagen T 43, 
4335 Deutsche Wirtschaftskurven. Deutsche Indexziffern 4385 Tarifbewegung in der anhaltischen Industrie J 25, 78 
WSt 10, 445; 11, 497; 12, 553 4385 *Der Soziallohn E 11, 171 
4335 Internationale Indexziffern der Ernährungskosten (Ta- 4385 Tarifpolitik der technischen Angestellten: Vortrag auf 
belle) WSt 12, 576 dem 2. Bundestag (1921) von Ingenieur Gramm 
4335 Lebenshaltungsindexziffern (Tabelle) WSt 12, 576 Sch 14 
4335 Die praktische Verwertung der Reichsindexziffern 4385 *Ein Beitrag zur sozialen Entlohnungsform KB 26, 302; 
WSt 12, 578 27,374 
4335 Preis- und Lohnstei erungen WK 29, 4 4385 Zur sozialen Entlohnungsform KB 31, 432 
4335 Die Kosten der Lebenshaltung in den verschiedenen 4385 Der Soziallohn KB 31, 433; 39, 542 
Ländern WK 31, 3 4385, Zum Sozialloehn KB 33, 459 
4335 Die Kosten der Lebenshaltung WK 34, 2 4385 *Zur Frage der sozialen Entlohnung M 10, 161 
4335 Teuerung und Warenpreise WK 41,4 4385  “Verheiratete und Ledige V 14, 61 
4385 *Familienzulagen V 14, 62 
4540 Angestelltenbudgets 4385 Eine Warnung an die Bankangestellten! (betr. Haus- 
4340 Die Verwendung. der Einkommen WK 37,4 ° haltszulagen für Ledige) V 15, 66 
u 4385 Arbeitgeber und Verheiratetenbeihilfe V 16, 71 
4345 Notlage der Rentenempfänger 4385 Verheiratetenzulage V 17,76 
4345 Preissteigerungen —- et (Stellung der Ar- 4385 Arbeitgeber und Verheiratetenbeihilfe V 18, 81 
beitgeber und des A.D.G.B. 34. 310 
4345 B ireorpekönterenz für die Interessen der Ar- 4390 Naturallohn 
beits-- und Zivilinvaliden und Hinterbliebenen » 
Deutschlands T 48, 442 d) Lohn und Unternehmergewinn. 
- 4395 Lohn und Unternehmergewinn 
c) Lohnfragen (Lohnabbau, Soziallohn usw.) 4395 *Die Verzinsung des Kapitals ‚Arbeitskraft‘ T 42, 374 
4350 Lohnstatistik 4395 Wirtschaftsstatistik — Wirtschaftsführer M 11, 190 
4350 Die Entwicklung der Reallöhne T 43, 390 4395 *Volkswirtschaftliche Erfahrungen. Leidet das Ka- 
4350 Die Verschiebung in den Einkommensverhältnissen der pital Not? BR2, 14 
- Beamten und Arbeiter T 48, 442 4395 Lohn und Profit IH 17, 130 
.. i 1 j i eutet die Archivrubrik. — Die mit ei * versehene röffentlichungen sin ike!, die übri sind Notizen! — 
Abkürzungen. De a a era ee Br die He hei Se Zah = ER er Le a WE 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzah! bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau KB(L) = Korrespondenzblatt d. A,D.G.B, | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 


(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 

SR == Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


(Arbeiterrechtsbeilage) 


(nicht- | V 
Amtlicher Teil) 
Betriebsräte- 
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*Das nötleidende Kapital JH 19, 145 
*Unternehmerstatistik JH 21,154 
*Der Anteil von Kapital und Arbeit WK 43, 1 


Gewinnbeteiligung 
Gegen die Gewinnbeteiligung T 42, 380 
Fata Morgana des D.H.V. T 52, 486 
*In welcher rechtlichen Form ist die Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Kapital und am Gewinn des Un- 
ternehmens möglich? RA (n.a.T.) 25,1027 
Gewinnbeteiligung und Planwirtschaft WK 29, 4 
Gewinnbeteiligung in England WK 40, 3 


Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer 

(Kleinaktien) 

*Gewerkschaften — Volk — Vaterland T 32, 290 

*Die Fata Morgana des D.H.V. „Die neue‘ Ordnung 
von Kapital und Arbeit“ T 49, 449 

*In wielcher rechtlichen Form ist die Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Kapital und am Gewinn des 
Unternehmens möglich? RA (n.a.T.) 25, 1027 


Gratifikationen, Tantiemen, Prämien 
Das Prämiensystem im Bergbau Gr 39, 169; 44, 192 
Tantieme und Bilanzvorlegung RR 10, 31 


Zeiss-Stiftung und ähnliche Unterneh- 
mungen 


G. Tarifpolitik. 


Fachtarife s. bei den betr. Gewerben unter IV. „Wirtschafts- 


4420 


4420 
4420 


4420 
4420 
4420 


4420 
4420 


4420 
4420 


4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4420 
4425 
4425 
4425 


und Arbeitsverhältnisse‘“. 


Tarifpolitik, Allgemeines _ 
arifvertragsrecht siehe unter 4020) 
Die Tarifverträge im Deutschen Reiche 1919 T 27,251 
* Unfähigkeit, Würdelosigkeit, Charakterlosigkeit.‘ 
(betr. Angriffe des D.H.V. gegen den AfA-Bund) 
T 28, 261; FA 13, 121 
Ein Reichstarif für alle Gehaltsempfänger T 28, 263 
Erhöhte Brotpreise und Tariflöhne T 29, 267 
Die Arbeitgeber rüsten zum Kampf T 29, 269 
Tarifschmarotzer T 37,334 ° 7. 0... 
Die Zentralarbeitsgemeinschaft für die Einhaltung des 
Abkommens vom 15. November 1918 T 42, 381 
*Der Zechenverband und wir Gr 47, 201 
*Richtlinien des Zentralverbandes der Angestellten für 
den Abschluss von Tarifverträgen 119,53 
Ein ganz neuer Weg zur Beseitigung der Erwerbs- 
losigkeit! 119, 54 . 
*Teuerungsaktion und Tarifverträge. Der Auftakt in 
Bayern 122,65 
*Notleidende und kampflustige Unternehmer 124, 73 
Drohender Angestelltenstreik in Frankfurt a.M. 124, 74 
Dringend zu beachten bei den Tarifverhandlungen 
(Verzeichnis der in Frage kommenden Landesämter 
und Landeszentralbehörden) Bp 10, 107 £ 
Dringend zu beachten bei Aufstellung neuer Tarif- 
forderungen Bp 11, 125 Ä 
*Die. Unterbeamtenfrage Gr 33,145; 34, 149 
Taritpolitik der technischen Angestellten. Vortrag auf 
dem 2. Bundestag (1921) von Ingenieur Gramm 
Sch 14 
*Verbindlicherklärung gelber Scheintarife KB 31, 427 
Die Tarife und die kleinen Rentner. Ein Antrag 
an die Gewerkschaften KB 51, 723 
Tarifabschlüsse nach Gewerbegruppen von 1919 bis 
1920 (Tabelle 11) KB51 (Statist. Beil. 4, 100) 
*Die Tarifverträge im Jahre 1919/20 M 8, 109 
*Erhöhte Brotpreise und Tariflöhne M 8.113 
Unternehmer und Tarifverträge IH 16, 126 
*Warenmarkt und Lohnbewegung JH 24, 177 
Anrufung des Tarifamts V 16, 71 
*Die Regelung der Arbeitsbedingungen in den Tarif- 
verträgen (Urlaub) RA (n.a.T.) 26, 1077 


Reichstariie (siehe auch Allg. verbindl. Tarifverträge 
unter 4440) 
*Rahmentarite — Reichstarif (für Genossenschaftsan- 
gestellte) GA 15, 57 
*Reichstarifverhandlungen in der ersten Hälfte des 
Jahres 1921 RA (n. a. T.) 20, 702 


4430 L Landes- und Bezirkstarife 


4430 
4430 


*Die Tarifverträge im Jahre 1919/20 M 8. 109 
Reg.-Bez. Arnsberg. Neue Gehälter in den Tarif- 
. gebieten des Verbandes der Fabrikantenvereine für 

den Regierungsbezirk Arnsberg J 28, 89 
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1430 
4430 


4430 
4430 
4430 
4430 
4430 


4430 


4430 
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*Bayern. Der bayerische Landesmanteltarifvertrag und 
seine Folgen. (Der D.H.V. als Hüter der Kapitals- 
interessen.) 123, 69 | 

Bergland. Neue Gehälter im Bergischen Industrie- 
bezirk J 27, 85 ‚ j 

Bergland. Erneute Gehaltserhöhung in der bergischen 
Industrie J 30, 98 

Grünberg, Freystadt usw. Ein neues Tarifabkommen 
in Grünberg in Schl., Freystadt und Umgebung 
J 30, 99 

Hagen. Gehaltserhöhung im Bezirk des Märkischen 
Arbeitgeberverbandes (Hagen) 30,99 

Hannover. Industrietarif für Hannover und G.d.A. 
118,51 : 

Hannover. Neue Gehaltssätze für die technischen 
Angestellten der hannoverschen Industrie J 27,37 

Kreis Solingen. Gehaltserhöhung für die technischen 
Angestellten im oberen Kreise Solingen J 27,85 

Südlausitz. Die Gehälter im Gebiet des Zentralaus- 
schusses Südlausitzer Arbeitgeber mit Wirkung ab 
1. November 1921 neu geregelt J 30,98 

Waldenburg. Tarifvertrag Waldenburg Gr 35, 1506 - 

Württemberg. Erhöhung der Teuerungszulagen im 
württembergischen Landestarifvertrag 124, 75 


4435 N Gemischte Tarifverträge (Ortstarife) 


4435 
4435 
4435 


4435 


4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 
4435 


4435 
4435 
4435 


4435 
4435 
4435 
4435 


4435 
4435 
4435 
4435 


*Die Tarifverträge im Jahre 1919/20 M 8.109 

Apolda. Erhöhung der Tarifsätze in Apolda J 28, 90 

Berlin. Die Tarifgehälter im Berliner Baugewerbe 
B 23,72 a 

Bremen. Erneuerung des Tarifvertrages für die An- 
gestellten der bremischen Industrie 120.60 _ 

Bremen. Vereinbarung neuer Gehälter für die An- 
gestellten der Bremer Industrie‘ J 29, 93 < 

Cottbus. Tarifabschluss in Cottbus J 27, 86 

Danzig. Die neuen Gehaltssätze für das Hoch- und 
TB sewerbe im Bezirk der Freien Stadt Danzig 

23, 70 

Ba Erhöhung der Gehälter in Darmstadt 
24, 75 i 

*Dresden. Tarifverhandlungen im Grosshandel, Indu- 
strie- und Verkehrsgewerbe, Dresden IH 14, 107 

Se Tarifbewegung der Erfurter Angestellten 

28,9 

Flensburg. Neue Tarifvereinbarungen an der Wasser- 
kante 122, 66 

Frankfurt a.M. Drohender Angestelltenstreit in Frank- 
furt a. M. 124, 74 3 

*Frankfurt aM. Die Tarifbewegung in Frankfurt a. M. 
JH 21, 159 


' Gotha. Neue Gehälter für die kaufmännischen und 


technischen Angestellten in Gotha 122,68 
Hamburg. Neue Tarifvereinbarungen an der Wasser- 
kante 122, 66 
Hamburg. Neue Gehaltsvereinbarung mit dem All- 
gemeinen Industrie-Verband, Hamburg. J27,5 
Hameln a. W. Die Tarifbewegung der Industriean- 
gestellten IH 16, 127 
Hannover. Unternehmerterrorismus gegen den AfA- 
Bund T 30,275, M 8, 114 ; 
Hannover. Neues Gehaltsabkommen für die tech- 
nischen Angestellten in der hannoverschen In- 
dustrie J 29, 93 +. u 
Hannover. Wühlarbeit der Harmonieverbände Bp1l, 
123 4 
Harburg a.d.E. Neue Gehälter in Harburg a.d.E. 
J 25, 78 
Königsberg. Neue Gehälter für die technischen An- 


gestellten in Handel, Industrie und Gewerbe in 


. Königsberg |] 28, 39 

Liegnitz. Die Wirkung eines Ultimatums (betr. Ge- 
haltsbewegung in Liegnitz) 120,59 fi: 

Mannheim. Neue Gehaltsvereinbarung mit dem Kar- 
tell der Mannheimer Arbeitgeberverbände J28,39 

Mühlhausen i. Thür. Eine neue Vereinbarung zu.dem 
Tarifvertrag für Mühlhausen i. Thür. J 26, 81 . 
München-Gladbach-Rheydt. Neuregelung der- Gehälter 
HR Seün che a Industriebezirk 
1,10; 


Neustadt a. d. Orla. Gehaltszuschlag in Neustadt 


a. d. Orla J25,78 2 « 
Nürnberg-Fürth. Teuerungsaktion und Tarifverträge. 
Der Auftakt in Bayern 122,65 


Nürnberg-Fürth. Neues Gehaltsabkommen mit dem 4 


Nürnberg-Fürther Arbeitgeber-Kartell J 31,102 


Rendsburg. Neue Tarifvereinbarungen an der Wasser- + 
kante 122, 66 
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Be Gehaltserhöhung in Schmalkalden 4455 Schriften über Ein- und Auswanderung. Auswande- 
Be, 9 \ : rung und Tropenakklimatisation KB 31 (L 4, 28) 
4435 en Tarifbewegung der Stettiner Angestellten. 4455 Internationaler Auswandererschutz KB 43, 606 
h B ’ R ö 3 4455 *Auswanderungslust u. Auswanderungsziele WSt 11,550 
| Ken Sea RE ee Al 4455  *Die Passagierpreise im überseeischen Schiffahrtsver- 
. e arıivertrag für die hannoversche kehr WSt 12, 570 
Industrie vom Arbeitgeberverband Wunstorf über- 4455 Ein merkwürdiges Wettrennen WK 41,2 
nommen ]27,87 4455 Der Kampf um die Emigranten WK 42, 2 
4440 Allgemeinverbindliche Tarif ä | ” 
440  Allgemeinverbindliche Tarifverträge 118,52; 19,55; S460L Auswanderung nach einzelnen Ländern 
° 20, 60; 21,64; 22,68 & Wr 4460 Internationale schwarze Listen T 32. 293 ; 
140 Allgemeinverbindliche Tarifverträge J26,84; 29,06 TH Te Re ba Es sy a! 
4 Verbindlicherklä ifv fü . 
erfor Gr 43, 187 des Tarifvertrages für das Ruhr 4460 Amerika (New York). Der Techniker im Ausland 
4440 Kann das Reichsarbeitsministerium einen Tarifvertrrag 4460 RT ; : 
mit „rückwirkender Kraft‘ für verbindlich erklären? merika. Die Auswanderung nach den Vereinigten 
RR 11,36 Staaten WK 30, 2 
4440 Dringend zu beachten bei Anträgen auf Allgemein- 4460 Belgien. Warnung vor Zuzug nach Belgien KB 38, 531 
bindicherkläru Er = 4460 Böhmen. Der Techniker im Ausland T 45, 413 
ver ärung von Tarifverträgen Bp 10, 107 ; ; 
4440 SD Tarifverträge: im-Jah N 4466 Holland. Der Techniker im Ausland T 45, 413 
er ertaee Im Jahre 1919120 M 8,109 4460 Italien. Der Techniker im Ausland T 45, 413 
4440 Uebersicht über die Ende 1920 und Ende Juni 1921 in 4460 J afforet bei ändi S e ! 
Kraft gewesenen allgemeinverbindlichen Tarifver- AT 39 she ao ne NEN DALE 
träge RA (n. . T.) 19,759 4460 *Mittelamerika. "Zur Einwanderung in Mittelamerika 
. E 9, 139 
H. Arbeitsmarkt. 4460 Rio de Janeiro. Vorsicht bei ausländischen Stellen- 
- . angeboten! T 39, 350 
a) Arbeitsmarkt, Allgemeines. 4460 Spanien. Die Aussichten für Tiefbautechniker in 
4450 Arbeitsmarkt, Allgemeines Spanien B 25, 80 y 
4450 Der Arbeitsmarkt im Mai 1921 T 27, 247 4460 Spitzbergen. Anwerbung für Spitzbergen Gr 37, 163 
re Der Arbeitsmarkt im Juni 121, 1 32,291 4460 Syrien. Finnland. Der Techniker im Ausland T 43, 393 
| eschäftigungsgrad und Valuta k 
4450 Das Genie im Verborgenen T 49,458 R . . . 
| 2 Ei armarkt im Oktober 1921 T 50, 465 b) Arbeitslosigkeit. 
ie Umschulung von Arbeitern KB 40, 567 
| 4450 un nen Be Behebung eines Mangels an en DI I la nielnes T 27.247 
acharbeitern 52, 735 : . \ m 
| 450 er este Kuhettsmarkies M12,215 4465 ne zur Erwerbslosenfürsorge 
| Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom et 5 Ä 
| 10 pt Juli 1021. RA (m. a T) 1,7807 DO C 5ö 5315 Die Arbeitslosigkeit im Juli T365%- 
| ren Juni 1N2l nach ‚den. statistischen” | zu65 Zur Psychologie des Unternehmertums T_39, 349 
| Erhebungen RA (n.a. T.) 20, 782 4465 Erwerbslosigkeit zu Anfang September T 41,370 
4450 Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 4465 Beacnett dund Valuta T45.410 : 
EL ERA (m. "3. /T.) 21,822 4468 Der Umfang” der Arbeitslosigkeit während der Wirt- 
4450 u mark im Juli 1921 nach den statistischen 3 RN T 49, 453 
rhebungen RA (n. a. T.) 22, 370 1 465 
| 4450 *Der Mangel an Bauhandwerkern, seine Folgen und He ER a um REIT, 
Wege zu seiner Bekämpfung RA (n. a. T.) 22,882 4465 Der Umfang der Erwerbslosigkeit nach Bezirken und 
7 4450 Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 
Ä 12. September 1921. RA (n. a. T.) 23, 914 4465 Die Frwerbslasigkeit nach Bezirken und Berufen 
4450 Massnahmen des Reichsarbeitsministers zur Behebung 'KB 47, 664 i 
| Mangels an Bauhandwerkern RA (a. T.) 23, 4465 *Droht neue Massenarbeitslosigkeit? SE a Ba 
| 3 ; ı Ir 4465 Vorsorge für die kommende Arbeitslosigkeit 4 
| 4450 a merkt im August 1921 nach den statisti- 4465 Die Arbeitslosenfrage ein internationales Problem 
„„ ‚schen Erhebungen RA (n. a. T.) 24, 962 KB 52, 738 
4450 Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Auslande RA 4465 Lage des deutschen Arbeitsmarktes M 12, 215 
Ä (n. a. T.) 22, 895; 24, 990; 26, 1098; 28, 1200 4465 Rationalisierung und Arbeitslosigkeit in der Planwirt- 
4450 *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht haf a2) 
| vom il. Oktober 1921 RA (n.a,T.) 251000 4465 «Arbeitslosigkeit und Produktionspolitik BRZ 19, 294 
4450 en e 1) Bet statisti- 4465 *Der Arbeitsmarkt im Juni 1921 nach den statistischen 
| 4450  *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 4465 ee N er I im Reiche RA 
| 11. November 1921 RA (n.a.T.) 27,1122 \ (n. a. T.) 20, 797 
4450  *Der Arbeitsmarkt im Oktober 1921 nach den statir 4465 Der Arbeitsmarkt im Juli 1921 nach den statistischen 
“ stischen Erhebungen RA (n.a.T.) 28,1170 Erhebungen RA (n. a. T.) 22, 870 
4450  *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 4465 Der Arbeitsmarkt im August 1991 nach; den std 
9. Dezember 1921 RA (n.a.T.) 29,1218 tistischen Erhebungen RA (mn. a. T.) 24,962 
* . h . * 7, . £ . ® . 6) R 
4450 Der Arbeitsmarkt im November 1921 nach den stati 4465 *Der Arbeitsmarkt im September 1921 nach den stati- 
| „_üschen Erhebungen RA (n.a.T.) 30,150 stischen Erhebungen RA (n.a.T.) 26, 1062 
4450 en „der Freiheit“ gegen die Organisation 4465  *Der Arbeitsmarkt im Oktober 1921 nach den stati- 
K4, stischen Erhebungen RA (n.a.T.) 28, 1170 
4455 Auswanderung - 4465 *Der Arbeitsmarkt im November 1921 nach den stati- 
4455 Reichstagsbeschlüsse zur Erwerbslosenfürsorge stischen Erhebungen RA (n.a.T.) 26, 1062 ze 
T 28, 259 4465 *Grosshandelspreise. Preisbewegung und Beschäfti- 
4455 *Beratung für Auswanderungslustige E11, 170 gungsgrad WSt 7,321 
| 
” i j i eu ie Archi rik, — Di it ei % nen Veröffentlichu sind Artikel, die übri ind Notizen! — 
Abkürzungen. De rl en re ee ich Ki Pro eweile Zahl jet die Seite. 2 L ueben der Rubrikzahl bedeutet, 
dass die Hinweise alfhabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau KB(L) = ee een d. A.D.G.B. ni = u. ee 
BA = Bundes-Archiv En e aftsangestellte (Bei- iteraturbeiläge = Recht und Rechtspraxis 
BhA= Der Behörden-Angestellte (Beilage % are en Knietellie) Y KB(R) = Borespondenrblal d. A-D.G.B, = TE Be N Re Se Bi 
PN age iepareige gig 4 E hi > DEN, aan M= Mitteilungsblatt des AFA-Bundes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
IE ER = Der Behnebsent IH = Des Industne-undBandelsangestelte | Rafat) = Reichsrärbetsblait (amtl, Tel) | T = Deutsche Techniker-Zeitung 
17 BRZ= Betriebsrätezeitung des A.D,G.B. |, _ „e8s er Sean a N nn et 
= Bildu err! —z Ver echnis e 1 mtiicher Ze stellte eıl, d. Freien Anges e 
a ee (Kommunaltechniker) RBR Rundschreiben der Betriebsräte | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A,D.G.B, zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 

















































































32 


4465 
4465 


Vom Arbeitsmarkt WK 37,4 
Der Umfang der Arbeitslosigkeit während der Wirt- 
schaftskrise WK 43, 3 


4470 L Arbeitslosigkeit im Ausland 


4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 


4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 
4470 


4470 
4470 


4470 
4470 


4470 
4470 


4470 


4475. 


4475 
4475 
4475 
4475 
4475 
4475 
4475 


4475 
4475 


4475 


4475 
4475 


4475 
4475 


4475 
4475 
4475 
4475 
4475 
4475 


4475 


Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Ausland T 49, 454; 
KB 50, 711 | 

Die Arbeitslosenfrage ein internationales Problem 
KB 52, 738 

*Erhebung über die Produktion durch das Inter- 
natiortale Arbeitsamt BRZ 17, 261 

*Wirtschaftslage und Arbeitslosigkeit im Auslande RA 
(n. a. T.) 26, 1098 

*Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage im Auslande RA 
(n. a. T.) 28, 1200 

Arbeitslosigkeit im Ausland RA (n.a.T.) 28, 1201 

‚Arbeitslosigkeit im Ausland RA (n.a.T.) 30, 1276 

*Gegen die Arbeitslosigkeit WK 39, 1 

Der Umfang der RESET während der Wirt- 
schaftskrise WK 43, 3 

Amerika. Die Verteilung der Arbeitslosen auf die ver- 
schiedenen Industriezweige in den Vereinigten Staa- 
ten WK 37, 3 


Amerika. Wie wird die Arbeitslosigkeit in Amerika 


bekämpft? WK 44,2 

Amerika. Die Arbeitslosigkeit WK 45, 2 

Dänemark. Arbeitslosigkeit in Dänemark KB 29, 399 

England. Die Arbeitslosigkeit in England KB 47, 664 

*England. Vorschläge zur Lösung der Arbeitslosig- 
keit in England KB 47, 665 

*England. Grosshandelspreise. Preisbewegung und. Be- 
schäftigungsgrad WSt 7, 321 

England. Die Krise der Arbeitslosenunterstützung in 
England WK 37, 3 

England. Neue "Massnahmen gegen die Arbeitslo- 
sigkeit in- England WK 44,2 

Frankreich. Arbeitslosigkeit in Frankreich WK 26,3 

Holland. Der Kongress zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit in Holland KB 49,700 

Italien. Gegen die Arbeitslosigkeit WK 32, 2 

Italien. Die Unterbringung der Arbeitslosen in der ita- 
lienischen Landwirtschaft WK 37, 3 

Schweiz. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund und 
die Arbeitslosenfrage KB 39, 541 

Schweiz. Gegen die Arbeitslosigkeit WK 46, 3 

Tschechoslowakei. Gegen die Arbeitslosi keit (Ge- 
setzentwurt in der, Tschechoslowakei) W WK 31,2 


Erwerbslosenunterstützung und sonstige a 


Arbeitsbeschaffung für Erwerbslose T 27.2 
Reichstagsbeschluss zur Erw ee sutüröfre T 28, 259 


Familienunterstützung in der Erwerbslosenfürsorge 


 T 30, 277 
Neue Unterstützungssätze für Erwerbslose T 31, 286 
Kurzarbeiter und Notstandarbeiten T 35. 317 


Beihilfen für langfristig Erwerbslose T 39. 348 
Erhöhung der Unterstützungssätze in der Erwerbs- 


losenfürsorge T 48,442 ° 

Erhöhte Erw erbslosenunterstützung T 50, 466 

*Erwerbslosenfürsorge oder Arbeitslosenversicherung ? 
T 52, 479 

Einschränkung der Mitarbeit. der Gewerkschaften bei 
der Erwerbslosenfürsorge T 52,487 

Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung KB 29, 395 

*Der Reichstag und die 10 Forderungen des A. D .B 
KB 32, 441 

*Erwerbslosenunterstützung für Streikfolgen KB 39, 545 

Die Erhöhung der a für die Er- 
werbslosen KB 44, 6 

*Erwerbslosenfürsorge KB 50 (R 12, 93) 

Die Erwerbslosenfürsorge M 11, 189 

Die Erhöhung der Unterstützungssätze für die Er- 

- werbslosen M 12, 211 

Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung FA 15, 140 

Verfügung des Reichsarbeitsministers betr. Gewäh- 
rung einer ausserordentlichen Beihilfe an langfristig 
Erwerbslose RA (a. T.) 19, 691 

Verfügung des Bayerischen Ministeriums für soziale 
Fürsorge (betr. Erwerbslosenfürsorge) RA (a. T.) 19, 
692 

Ausschluss Unfallverletzter, die sich in Heilanstalts- 
pflege befiriden, aus der Erwerbslosenfürsorge; Un- 
zulässigkeit von Familienzuschlägen neben der An- 
gehörigenrente RA (a.T.) 19, 693 

Wartezeit bei der Erwerbslosenunterstützung für ent- 
lassene Strafgefangene RA (a, T.) 19, 693 


4475 
4475 
4475 
4475 
4475 


4475 


4480 L Arbeitslosenversicherung in Deutschland und im Aus- 
ande 


Entwurf des Gesetzes über eine vorläufige Arbeits 


4480 
4480 


Gewährung einer ausserordentlichen Beihilfe an lang- 
fristig Erwerbslose (Verordnung. des Preussischen 


Ministers für Volkswohlfahrt) RA (a. T.) 20, 718 

Höchstsätze der Erwerbslosenfürsorge (Rundschreiben 
des Preussischen Ministers für Volkswohlfahrt) 
RA (a. T.) 20, 719 


Reisevergünstigungen für Erwerbslose RA (a. Tr) 21:5 


744 


Fahrpreisermässigung zum Zwecke der Arbeitsver- 


mittlung RA (a. T.) 21, 745 

Krankenversicherung Erw erbsloser RA (a. T.) 21, 746 

Erwerbslosenfürsorge für zurückbleibende Familien- 
BUESRONES auswärts Beschäftigter RA (a. T.) 21, 
7 

Zur Auslegung der Begriffe „Ausstand‘“ und „Aus- 
sperrung‘‘ im Sinne des $ 6 Abs. 2 der Ver- 
ordnung-über Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 21, 
747 

Erwerbslosenfürsorge für Kriegerwitwen RA (a. T.) 
23, 805 

Behebung der Bedürftigkeit durch Gewährung einer 
Abfindung RA (a. n 23, 805 


Arbeitsverweigerung von Zuschlagsempfängern RA ; 


(a. T.) 23, 805 


Rechtsnatur der Familienzuschläge; Gewährung von 


Familienzuschlägen für Angehörige, die im Auslande 
wohnen RA (a. T.) 23, 805 


Erwerbslosenfürsorge für Kriegerwibe en trotz Gewähs 


rung von Familienunterstützung RA (a. T.) 23,806 


Ausschluss von der Erwerbslosenfürsorge bei Miss- 
brauch RA (a. T.) 23, 806 
Erwerbslosenfürsorge für vormalige deutsche Reichs- 


angehörige aus den an Polen abgetretenen Ge-% 


bieten RA (a. T.) 24, 836 
Krankenversicherung Erwerbsloser nach $ 12a der 


Verordnung über Erwerbslosenfürsorge RA (a. T.) 
25, 869 


Der Begrift des „einheitlichen Wirtschaftsgebietes“‘ 


im Sinne von $ 17 der Verordnung über Erwerbs- 
losenfürsorge RA (a.T.) 25, 869 

en Begrenzung der Familienzuschläge RA (a.T.) 
5, 870 


Gewährung von Erwerbslosenunterstützung an Arbeit- 


nehmer, die infolge betrügerischen Verhaltens von 


der Fürsorge ausgeschlossen worden waren RA 


(a. T.) 25, 870 


Anrechnung von Rentenbezägen auf die Erwerbs- 


losenunterstützung RA (a. T.) 26, 897 


Umfang der Pflicht zur Weiterversicherung Erwerbs- 


loser RA (a.T.) 26, 897 


Verordnung vom 1. November 1921, betr. Abänderung | 


der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom‘ 


26. Januar 1920 RA (a.T.) 27,913 


Beihilfe für langfristig Erwerbslose RA (a. T.) 27,923 ; 
Vorschüsse auf die Erwerbslosenunterstützung RA 


(a. T.) 27, 923 


Erlass von. Ausführungsbestimmungen zur Erwerbs- 


losenfürsorge RA (a.T.) 27,924 


Keine vierwöchige Wartefrist bei Fehlen des ursäch- 3 
lichen Zusammenhanges zwischen Ausstand oder 
Aussperrung und Arbeitslosigkeit RA (a.T.) 28,951 

Bescheid betr. freiwilliges Ausscheiden aus einem 


’ Arbeitsverhältnis und Erwerbslosenunterstützung 


RA (a.T.) 28, 951 


Verordnung des bayerischen Ministers für soziale 
Fürsorge betr. Erwerbslosenfürsorge und Gewerbe- 


aufsicht RA (a. T.) 28, 951 


Erwerbslosenunterstützung für Handwerker und Ge- 1 


werbetreibende RA (a. T.) 28, 952 


Gewährung der Erwerbslosenfürsorge an Ausländer 


RA (a. T.) 28, 952 


"4 


Erwerbslosenunterstützung an ı Haftentlassene RAS * 


a.T.) 28, 952 
000° der Erw erbslosenunterstützung RA ar 
0 


Verordnung des Reichsarbeitsministers (betr: -Er-” 


werbslosenfürsorge für arbeitslose Bauarbeiter) 


RA (a.T.) 30, 1030 
(eigener Hausstäand) RA (a T.) 30, 1031 


losenversicherung T 42, 378 


Zum Referentenentwurf eines Gesetzes über eine vor- 


läufige Arbeitslosen-Versicherung T 46, 424 


‚Bescheid. Betr. unterstützende Erwerbslosenfürsörge 


u. 
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"Erwerbslose Angestellte FA 15, 138 





dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind, — 
== Der Bauiechniker 

= Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


B 
BA 


an = ee [I = Der Industrietechniker 
et ; IH = Der Industrie- und Handelsangestelite 
BR ar Der Bakıie Dark (Beilage des Freien Angestellten) 
= Betriebsrätezeitung des A.D,G,B. | En ar Fee 
BU = Bildung und Unterricht K= K < Balt e* Ni Wane <beamte 
E: = Ekkehard (Kommunaltechniker) 


FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten) Gr = Der technische Grubenbeamte 





GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


KB = Korrespondenzklatt des A.D.G, B, 


R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 


zentrale 


41480 SR RSRHTSOIDE oder Arbeitslosenversicherung? 4490 

52, 479 44 Rundschreiben des Reichsarbeitsministers d Aus- 
4480 *“Arbeitslosenversicherung bei Streikfolgen KB 45, 641 ührungsbestimmungen (heir,. besondere Berückeich, 
4480 *Der Gesetzentwurf über eine vorläufige Arbeitslosen- tigung der langfristig Erwerbslosen bei den Not- 

„_ versicherung KB 49, 693 % standsarbeiten der produktiven Erwerbslosenfür- 
4480 *Zur Arbeitslosenversicherung KB53,745° sorge) RA (a. T.) 19, 690 
4480 Das Gesetz über eine vorläufige Arbeitslosenver- 4490 Massnahmen der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
sicherung M 11, 184 RA (n. a. T.) 19, 771 
4480 Zur Frage der ‚Arbeitslosenversicherung M 12, 211 4490 Entlohnung der Notstandsarbeiter. (Rundschreiben des 
4480 es eureeicherung oder Arbeitslosenfürsorge ? Preussischen Ministers für Volkswohlfahrt) RA (a. T.) 
’ 20, 719 
4480 Reierentenentwurf des Gesetzes über eine vorläufige 4490 Notstandsarbeit darf den Anreiz zur Aufnahme ande- 
; Arbeitslosenversicherung RA (a. T.) 24,839 rer Arbeit nicht unterdrücken. (Rundschreiben des 
4480 "Zu dem Referentenentwurf des Gesetzes über eine Preussischen Ministers für Volkswohlfahrt) RA (a. T.) 
vorläufige Arbeitslosenversicherung RA (n. a. T.) 20, 720 
24% 982 5 f 1490  *Erwerbslosenfürsorge durch Ueberführung grossstädti- 
4480) *Die produktive Erwerbslosenfürsorge und die kom- scher Erwerbsloser auf das Land RA (n. a. T.) 21, 
mende Arbeitslosenversicherung RA (n.a.T.) 28, 1190 850 s 
4480 a Arbeitslosenversicherung in England RA 4490 "Praktische Erwägungen zur produktiven Erwerbs- 
n. a. T.) 21, 857 losenfürsorge RA (n. a.- T.) 22, 884 
4480 Italien. Arbeitslosenversicherung in Italien RA 4490 Grundsätzliche Entscheidungen des Reichsarbeits- 
| (n. a. T.) 21, 858 ministers in Fragen der Förderung des Wohnhaus- 
4485 Massnahmen zur Bekämpiung der Arbeitslosigkeit Danes. min Mitteln der produktiven. Erwerbslosen. 
n : Fr ! fürsorge RA (a. T.) 23, 804 
> Arbeitsbeschaffung für Erwerbslose T 27, 248 r 4490 Förderung N von Beamtenwohnungen mit 
485 Arbeitslosigkeit und Arbeitsstreckung T 35, 318 Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge (8 15 
4485 au re Dir zur Beseitigung der Erwerbs- der Verordnung über sone “RA 
DB LANSIEREIS. EI, 04 E (a. T.) 23, 806 . 
4485 ss uni um die 10 Forderungen des A.D.G.B. 4490 Beschäftigung langfristiger Erwerbsloser RA (a. T.) 
ar: 23, 806 
4485 Erwerbslosigkeit und Kurzarbeit KB 29, 397 4490 Meehulın k 
sio \ > N s g RA (n. a. T.) 23, 938 
4485 ee und die 10 Forderungen des.h D.G.B. 4490 *Die städtische Notstandsarbeiterzentrale RA (n. a. T.) 
s ’ 23, 939 - 
4485 *Die Erwerbslosenfrage M 8, 106 ichtlinier fiir die För ’ Ani zit k 
4485 Vorsorge für die kommende Arbeitslosigkeit M12,211 "90 Richtlinien für die Förderung von, Elektrizitätsaulagen 
4485 Volkssanatorien BRZ 16, 256 RA (a. T.) 24 sie | s 
4485 tigung Zen Ren Angestellten bei Not-  4gg Piano Juli 1021, betr: Bau von. Landarbeitee 
standsarbeiten RA. (a. T.) 21,747 he EI sa 
4485 SR malNgung langfristig Erwerbsloser RA (a. T.) 23, Berhlosenturcore RAM 1) ee 
\ [3 [ b) 
4 4490 Einzelförderungen aus Mitteln der produktiven Er- 
1485 "Umschulung RA (n. a. T.) 23,98 werbslosenfürsorge RA (a.T.) 27, 925 
4485 Bekanntmachung, betr. Neuveröffentlichung der Ver- 44g0 Verordnung betr. Bau von Landarbeiterwohnungen 
ordnung über ein vereinfachtes Enteignungsver- unter Förderung aus Mitteln der produktiven 'Er- 

; fahren. Vom 31. August 1921 RA (a. T.) 26, 896 werbslosenfürsorge RA (a. T.) 28. 950 

4485 ‚Massnahmen der produktiven Erwerbslosenfürsorge gg, Verordnung des Reichsarbeitsministers betr. För- 
| RAGT) ns und Unfallbeschädigten derung von Massnahmen der produktiven Erwerbs- 
® [2 ) .. ‘ 5 n . 
4485 Einzelförderungen aus Mitteln der produktiven Er- en Rn) eoe a 
NED - ® . } 

4 ‚werbslosenfürsorge RA (a. T.) 27,925 4490 Verordnung des Reichsarbeitsministers betr. För- 
4485 Förderung von Werkwohnungen aus Mitteln der pro- derung des Wohnungsbaues aus Mitteln der pro- 
Ahss Ben ler 3 Br (a. T.) 29, 991 duktiven Erwerbslosenfürsorge RA (a.T.) 28, 950 

I egen dıe Arbeitsiosigkei ’ 4490 *Ueberwachung der mit Mitteln der produktiven Er- 
4490 Produktive Erwerbslosenfürsorge werbslösenfürsorge geförderten Arbeiten RA (a. T.) 
4490 Arbeitsbeschaffung für Erwerbsiose T 27. 248 i ® 28, 952 r . 

#490  Reichstagsbeschlüsse zur Erwerbslosenfürsorge $ ER el RR I TUR 
’ . a . r „= er z 
4490 Das Harburger System produktiver Erwerbslosenhilie - 44% Verordnung „betr. Anwendung der erhöhten Unter- 
T 32, 292 stützungssätze auf die produktive Erwerbslosen- 
4490 . Produktive Erwerbslosenfürsorge KB 27, 374 IREEBTBE RA (a 1.730,10 
4490 Baukostenzuschüsse aus Mitteln der Erwerbslosen- 44995 Freimachung von Arbeitsstelle n 
fürsorge KB 28, 388 03 * 4495 Die Freimachung von Arbeitsstellen während der Zeit 
4490 *Der Reichstag und die 10 Forderungen des A.D.G.B. der wirtschaftlichen Demobilmachung {Verfügung 
KB 32, 441 BIER, des Bayerischen Ministeriums für Soziale Fürsorge) 
4490 Wohnungsreparatur aus Mitteln der produktiven Er- RA (a. T.) 19,692 
rn Ban osenlürsarge ur un Die 443 4495 “Der Stand der Demobilmachungsgesetzgebung mit 

Bu BEER al BAUBAERWEIREEN s : besonderer Berücksichtigung der Sozialpolitik RA 
4490 Kurzarbeiter und Notstandsarbeiten KB46 (R 11, 86) (n. a. T.) 19, 760 
4490 Berliner Wohnungsreparatur aus Mitteln: der „pro- EHER 

duktiven Erwerbslosenfürsorge‘“ KB 49, 697 45500 Kurzarbeit, Arbeitsstreckung 
4490 Die produktive Erwerbslosenfürsorge. Von F. Albrecht 4500 Kurzarbeiter und Notstandsarbeiten T 35. 317 

und H. Richter KB52 (L9,67); M12,217; RA _ 4500 Arbeitslosigkeit und Arbeitsstreckung T 35, 318 

(n. a. T.) 27, 1158 4500 Erwerbslosigkeit und, Kurzarbeit KB 29, 397 : 
4490 *Die Erwerbslosenirage M 8, 106 4500 *Der Reichstag und die 10 Forderungen des A.D.@.B. 
4490 Landesarbeitsämter und Bau von Landarbeiterwoh- KB 32, 441 

nungen BRZ 14, 224 4500 Kurzarbeiter und Notstandsarbeiten KB46 (R 11,86) 

.. i j i eutet die Archivrubrik. — Die mit ei N h Veröffentlichun ind Artikel, die übri ind Notizen! — 

Abkürzungen. pi: fette. Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern: die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


N oeben der Rubrikzahi bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 


(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 

KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

M == Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 


— Der Staatstechniker 
= Deutsche Techniker-Zeitung 


RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V == Zeitschrift für Versicherungsange- 
ämtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


WSt= Wirtschaft und Statistik 
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4515 
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4515 


4515 
4515 







4520 
4520 






4510 : 


gg 12, 13 der Verordnung vom 12. Februar 1920. 
Streckung der Arbeit bei Wechsel des Betriebs- 
inhabers BR 11, 128: BRZ 16, 252 

$8 12, 13 der Verordnung vom 12. Februar 1920. 
Verringerung der Arbeiterzahl durch Aufhebung der 
Doppelschicht ist unzulässig BR 11, 128 

8 12 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Arbeits- 
streckung BR1,12 

8 12 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Ent- 
lassungen von Arbeitnehmern ohne Verkürzung der 
Arbeitszeit sind ungültig BR 1,12 

88 12 und 13 der Verordnung vom 12. Februar 1920. 
Entlassungen von Arbeitnehmern ohne Durch- 
führung einer möglichen Arbeitsstreckung sind 
ungültig BR 3,32 

8 78 Ziffer 2 B.R.G. und $ 12 der Verordnung vom 
12. Februar 1920. Bei Arbeitsstreckung ist innerhalb 
der Kündigungsfrist der volle Lohn zu zahlen 
BRZ 18, 285 

Der Rohlohn bildet die Grundlage der Berechnung der 
Kurzarbeiterunterstützung RA (a. T.) 19. 693 _ 

Verordnung des bayerischen Ministers für soziale 
Fürsorge, betr. Erwerbslosenfürsorge und Gewerbe- 
aufsicht RA (a. T.) 28, 951 

Kurzarbeit neben Arbeitslosigkeit WK 38, 2 

Organisation der Erwerbslosen s. unter 7060 


c) Arbeitsvermittlung. 


Arbeitsvermittlung SS auch Arbeitsmarkt unter 4450 
und Stellenvermittlung und Auskunftei des Bundes 
unter 7830) 

Irreführende Stellenangebote T 26. 237 

Begünstigung des Chiffre-Inseratenwesens durch den 
G.d. A. T 43, 393 

Vertreter gesucht! T 43, 393 

Ein entlarvter Schwindler! 118,52 

Dringend zu beachten bei Aufstellung neuer Tarif- 
forderungen ®Bp 11, 135 

Zur gewerbsmässigen Stellenvermittlung“ KB 38, 533 

Landesarbeitsämter und Bau von Landarbeiterwoh- 
nungen BRZ 14, 224 


*Der öffentliche Arbeitsnachweis für Angestellte 
FA 24, 211 
Erlaubniserteilung für den _ Gewerbebetrieb eines 


Stellenvermittlerss RA (a. T.) 19, 692 

*Der Stand der Demobilmachungsgesetzgebung, mit be- 
sonderer Berücksichtigung der. Sozialpolitik‘ RA 
(n.a. T.) 19, 760 

ROSE VeTBUDEBEUNEEN für Erwerbslose RA (a.T.) 21, 
744 ‘ 

Fahrpreisermässigung zum Zwecke der Arbeitsver- 
mittlung RA (a. T.) 21, 745. 

Tschechoslowakei. Tschecho-Slowakischer Gesetzent- 
Kur betreffend Arbeitsvermittlung RA (a. T.) 24, 
8 

Tschechoslowakei. Zum Tschecho-Slowakischen Gesetz- 
Se, betreffend Arbeitsvermittlung RA (n. a. T.) 
24, 99 ; 

Haftung bei Berufsberatung und Arbeitsvermittlung 
RA (a. T.) 25,870 - 

Der zwischenbezirkliche Arbeitsmarktausgleich. Von 
Dr. C. M. Lüttgens RA (n.a.T.) 27, 1157 

Deutsche Wirtschafts-Kurven. Andrang bei den Ar- 
beitsnachweisen WSt 6,249; 7,297; 8,345; 9,393 

Deutsche Wirtschafts-Kurven. Andrang bei den Ar- 
beitsnachweisen WSt 10, 445; 11,497; 12, 553 


Arbeitsnachweisgesetz 
De Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes T 29, 268; 
36, 326 
„Der Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes‘‘ Bp 13, 156 
*Zum Entwurf. eines Arbeitsnachweisgesetzes KB 29, 393 
*Zum Entwurf eines Arbeitsnachweisgesetzes KB 30, 409 
*Arbeitsnachweisgesetz und Schlichtungsordnung im 
Reichswirtschaftsrat- KB 51, 717; 52, 729 
*Veriehlte Beschlüsse des Reichswirtschaftsrates. 
Schlichtungsordnung — Arbeitsnachweis M 8, 113 
*Kritisches zum Arbeitsnachweisgesetz FA 16,143 
*Stellung und Aufgabenkreis der Landesarbeitsämter im 
ut des Arbeitsnachweisgesetzes RA (n. a. T.) 
23, 9 


Arbeitsämter und Arbeitsnachweise 
Sachsen-Anhalt-Thüringen. Paritätischer Arbeitsnach- 
weis für die chemische Industrie Sektion Vb (Pro- 
vinz Sachsen, Freistaat Anhalt und Thüringische 
Staaten) 121, 62 
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4525 
4525 
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4525 


4560 
4565 
4565 


4565 


4600 
4600 


4600 


4600 
4600 


4600- 


' Berliner Facharbeitsnachweise KB 26 (L3, 22) 
Die Kosten des Arbeitsnachweiswesens KB 40, 575 
Rano (Reichsarbeitsnachweis für Offiziere) FA 13,124 
*Der öffentliche Arbeitsnachweis für Angestellte FA 
17, 154 
*Arbeitsämter für geistige Berufe RA (n.a.T.) 21,849 
*Stellung und Aufgabenkreis der Landesarbeitsämter im 
Entwurf des Arbeitsnachweisgesetzes RA (n. a. T.) 


23, 935 
d) Berufswahl. 


Berufswahl, Berufsberatung 
*Die Berufsauslese BU 9, 29 
Haftung bei Berufsberatung und Arbeitsvermittlung 
RA (a. T.) 25, 870 
*Vergangenheit und Zukunft der Frauenberufsberatung 
RA (n.a.T.) 28, 1192 


Psychotechnik, Berufiseignungsprüfun- 
gen - | 
Psychotechnischer Lehrgang der Technischen Hoch- | 
schule Charlottenburg BU 6, 20 1 
*Die Berufsauslese BU 9, 29 A 
Edisons Intelligenzprüfung E 8, 124 
IV. Deutscher Studententag E 8, 124 
Die Steigerung der Prodfiktion Sch 13 
*Lehrlingsgehälter und Existenzminimum 


Berufsstatistik 


KB 39, 343 


e) Frauenarbeit. - 


Frauenarbeit, Allgemeines 
Die weiblichen Laboratoriumsangestellten T.30, 278 
Ist die Minderbezahlung der weiblichen Angestellten 
gerechtfertigt? FA 18, 158 
Allgemeiner Verband der .Versicherungsangestellten 
und weibliche Angestellte! V 17, 73 
*Vergangenheit und Zukunft der Frauenberufsberatung 
RA (n.a.T.) 28, 1192 


ee 


Me Se ea Ze Zen 


Doppelexistenzen R 

*Zur Frage der Doppelexistenzen Bp13, 150; 14, 171 
f) Lehrlingswesen. 

Lehrlingswesen, Allgemeines ; 

*Lehrlingsgehälter und Existenzminimum KB 39, 543 


Zur Berufsausbildung des Nachwuchses KB 40, 567 
*Schutz gegen Entlassung bei Beendigung der Lehrzeit 

KB46 (R 11,85) 
Lehrlinge sind gewerbliche Arbeiter KB50 (R 12,92) 
Für die erwerbstätige Jugend KB532, 735 2 
8 84 B.R.G. und $ 12 der Verordnung vom 12. Fe- 

bruar 1920. Können Lehrlinge gegen ihre Ent- 

lassung Einspruch erheben? BR1,12 - 
*Lehrlingsgehälter und Existenzminimum FA 15, 138 
*Grundsätzliches zur Lehrlingsfrage FA 19, 169 
Die Vergütung für Lehrlinge V 22, 107 


Missstände und deren Bekämpfung 


Notwendigkeit tariflicher Regelung des Lehrlings- 
wesens T 26, 240 _ ar 


g) Ausländerfrage. 


Ausländerirage, Allgemeines 
Ausländer als Arbeitnehmer 
*Der Reichstag und die 10 Forderungen 
KB 32, 441 
Der Zuzug ausländischer Arbeiter KB 40, 570 


J. Sozialversicherung. 


Sozialversicherung, Allgemeines 
(Notlage der Rentenempfänger s. unter 4345) E 
Die Neugliederung der Sozialversicherung. Referat 
von Hellmuth Lehmann auf dem 1. AfA-Kongress 
T 40, 359 2 
Neuordnung der Sozialversicherung. Entschliessung 
des 1. AfA-Kongresses T 42, 379 0 
Referentenführer. Sozialversicherung SR 6, 20 IE 
„Neuordnung der Sozialversicherung unter besonderer 
Berücksichtigung der Novelle zum Versicherungs- 
ee Angestellte‘, (betr. Vortragsdisposition) 
pil, 26 ' = 
a re FE im Saargebiet KB 35, 495; 38, 
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4600 ne Er Veränderungen in der ‚Sozialver- 4615 Voraussetzungen und Leistungen 
sicherung 44 (17,50) x 2 rar RR: Hanan 
4600 Die Sozialversicherung in Hei abgetretenen Gebieten ER Re DEE. CSS 
KB46 (R 11,83) | 4615 *Leistungen und Beiträge der Invalidenversicherung 
4600 Vorschlag betr. soziale Versicherung in der Landwirt- T 52, 486 
schaft KB 49, 697 BL 4615 *Die Aenderungen in der Invalidenversicherung KB 33 
4600 Leitsätze zum Referat „Die Neuordnung der Sozial- (R 8, 57) i) 
versicherung‘ von Hellmuth Lehmann, Dresden, 4615 *Die neuen Bestimmungen der Invalidenversicherung 
en Se B oerees M 11,177 KB 37, (R9 70) = 
IK ntschliessung des 1. AfA-Kongresses für die Ver- 4615 ie TR ne ralidenvereie ’ 
htlichung»der Saalrerelch nme Mi, i7s 1615 10.70) Beiträge zur Invalidenversicherung KB 41 
4600 *Neugliederung der Sozialversicherung FA 20, 176 4615 Neue Beihilfen in der Invaliden- und Unfallver- 
4600 *Literatur über die Sozialversicherung FA 20, 177 sicherung KB 45, 651 
4615 Abfindung * . änger ei atzre i i 
4605 Reichsversicherungsordnung, Allgemeines RE EN RR DD A a 
4605 Neuordnung der Wochenhilfe und Wochenfürsorge 4615 Notstandsmassnahmen in der Invaliden- und Ange- 
T 28, 260 stelltenversicherung KB50 (R 12, 90) 
4605 Ergänzungen zum 3. Buch der Reichsversicherungs- 4615 *In welchem Umfange muss den Arbeitsinvaliden ge- 
ordnung (Unfallversicherung), bearbeitet von holfen werden? KB 51,726 . 
A. Radtke, Senatspräsident im Reichsversicherungs- 4615 Zur Unterstützung der Rentenempfänger KB 52, 736 
amt T 52, 490 4615 Gesetz über Notstandsmassnahmen zur Unterstützung 
4605 Wochenfürsorge nach dem Tode des Versicherten von Rentenempfängern der Invaliden- und der An- 
KB28 (R 7) gestelltenversicherung (Wortlaut nach den Be- 
4605 *Wochenhilfe und Wochenfürsorge KB31, 429; 37 (R schlüssen des Reichstages) M 12, 199 
e 9, 68) - 4615 *Notstandsmassnahmen FA 23, 200 
4605 Die Erhöhung der Ortslöhne KB 32, 455 4615 Bekanntmachung über die Berechnung des Jahres- 
4605 Abänderung eines bereits rechtskräftig festgesetzten arbeitsverdienstes in der Invalidenversicherung 
Jahresarbeitsverdienstes durch nachträgliche Be- RA (a.T.) 25, 873 
scheiderteilung unzulässig KB 33, (R 8, 58) 4615 *Das Gesetz über die anderweite Festsetzung der 
4605 Wesentlicher Unterhalt im Sinne des $ 593 RVO. Leistungen und der Beiträge in der Invalidenver- 
r KB 33 (R 8, 59) sicherung vom 23. Juli 1921 RA (n.a.T.) 25, 1040 
4605 Verhältnis zwischen Reichsversicherungsamt und 4615 Bekanntmachung über die Berechnung der Abfindung 
ordentlichen Gerichten, Anspruch auf Schadenersatz an Empfänger einer Zusatzrente aus der Invaliden- 
bei Verneinung eines Betriebsunfalles KB 33 (R 8, 61) versicherung. Vom 12. Oktober. 1921 RA (a.T.) 
4605 *Zu den bevorstehenden Neuwahlen der Versicherten- 27, 926 
vertreter KB 50, 714 4615 Gesetz über Notstandsmassnahmen zur Unterstützung 
4605 *Die Berufsinvalidität M 12, 200 von Rentenempfängern der Invaliden- und Ange- 
‘4605 Die Reichsversicherungsordnung mit Einführungsgesetz stelltenversicherung. Vom 7. Dezember 1921 RA 
M 12, 217 (a. T.) 30, 1034 
4605 Gesetz, betreffend Wochenhilfe und Wochenfürsorge. 4615 Die Neuregelung der Invaliden-, Alters- und Hinter- 
Vom 29. Juli 1921 RA (a. T.) 21, 751 bliebenenversicherung WSt 12, 606 
4605 Zusammenstellung der durch das Gesetz vom 29. Juli R 
1921 herbeigeführten Aenderungen der Reichsver- b) Krankenversicherung. 
sicherungsordnung und des Gesetzes über Wochen- 2 
hilfe und Wochenfürsorge RA (a. T.) 22,778 4625 Krankenversicherung 
4605 Anwendung des Gesetzes betr. Wochenbeihilfe und 4625 Beamte und Krankenversicherungspflicht T 31,285 
Wochenfürsorge vom 29. Juli 1921 aut Entbindungs- 4625 Versicherungsgrenze in der rankenversicherung 
fälle vor dem Inkrafttreten des Gesetzes RA (a.T.) N T 49, 455 \ j “ 
25, 874 4625 Ausdehnung der Krankenversicherungspflicht T 51,472 
4605 Umfang der Pflicht zur Weiterversicherung Erwerbs- 468 Entfällt bei einer Erkrankung während einer verhält- 
loser RA (a. T.) 26, 897 nismässig nicht erheblichen Zeit der Gehaltsan- 
- 4605 Anspruch. auf Leistungen der Wochenfürsorge nach spruch für die ganze Krankheitsdauer . . .? 
dem Gesetz vom 29. Juli 1921 in der Uebergangs- RR 12, 39 
zeit RA (a.T.) 27, 927 4625 *Berechtigung zur Behandlung durch einen Nichtkassen- 
Kor ed KB 28 (R*7) | 
. . 6 i g k 
a) Tnval denversicherung. un ale zu den Organen der Krankenkassen 
1610  Invalidenversicherung, Allgemeines RN kat 
4610 Die Neugliederung der Sozialversicherung (Referat 4695 *Aufrechnung der Unfallrente auf Krankengeld KB41 
140 eu Lehmann auf dem 1. AfA-Kongress) 5 (R 10,75) . 
29. 4625 *Die Versi spfli j e än- 
4610 *Verband der Landesversicherungsanstalten KB 34, 478 iigen EL. der KERLE) „selbstän 
4610 ae in der Invalidenversicherung KB41 4625 *Praktische Sozialhygiene KB 47, 673 | 
10, 73 | der i ö iter- 
er re und Beruf KB46. (R 11,84) 4625 Ba Renten De den Behörden der Arbeiter 
4610 *Dayn erst recht keine Beitragserhöhung (betr. Ange- 46295 *Schädigung der Krankenkassen durch Arbeitgeber 
stelltenversicherung) M 8, 108 M 12, 202 
4610 *Verwaltungsgemeinschaft der Angestellten- und In- 4625 Die Krankenversicherungspflicht FA 22, 194 
validenversicherung FA 21, 183 4625 Die Familienversicherung "bei den Krankenkassen 
4610 Gesetz über die anderweite Festsetzung der Leistungen FA 24, 212 
und der Beiträge in der Invalidenversicherung. Vom 4625 Ist das christlich? JH 20, 149 
23. Juli 1921 RA (a. T.) 21, 752 4625 Krankenversicherung Erwerbsloser RA (a. T.) 21, 746 
4610 *Die Unfallversicherung und die Invaliden- und Hinter-- 4625 *Krankenkassen- und Reichsversorgungsgesetz RA 
bliebenenversicherung im Jahre 1919 WSt 11,551 (n. a. T.) 24, 987; 25, 1035 
.. H : i i i ik. — Die mit ei - n Veröffentlichu sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkürzungen. De et en as free an ae ee ie ee an ” ER ie = we der Rubrikzahl Badeutel? 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahi bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


BN = Beamtennachrichten N 
EB = Bundespost 

B Der Beiriebsrat . 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G,B. 


BU = Bild i —=Der technische Gemeindebeamte 
ErI= Ekkehard. naher (Kommunaltechniker) 
FA = lreie Angestellte KB = Korrespondenzklatt des A, D.G, B, 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
= Der technische Grubenbeamte 
= Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) Gr 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH - = Der Industrie- und Handelsangestellte 
(Beilage des Freien Angestellten) 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 


M = Mitteilungsblatt des AfA 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RA(n. a. T.) = Reichs - Arbeitsblatt 


RBR = Rundschreiben der 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Schriftensammlung des Bundes 

SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

— Zeitschrift für WVersicherungsange- 
stelite (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


ale 
er atsbeiage) 


undes 


(nicht- | V 
Amtlicher Teil) 
Betriebsräte- 
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4625 
1630 
4630 
4630 
4635 


4635 


4640 
4640 


4640 


4640 
4640 


4040 
4640 


4645 
4645 


4645 


4645 
4645 


4650 
4650 
4650 


4650 
4650 
4650 
4650 
4650 
4650 
4650 
4650 
4650 


4650 
4650 


4650 


4650° 


4650 
4650 


4650 
4650 


Krankenversicherung Erwerbsloser nach $ 12a der 
Verordnung über Erwerbslosenfürsorge RA (a.T.) 
25, 869 

Gewährung von kleinen und grösseren Heilmitteln 
gemäss $ 193 der Reichsversicherungsordnung RA 
(a. T.) 25, 874 

Wahlrecht der versicherten Erwerbslosen bei den 

Krankenkassenwahlen RA (a.T.) 25,874 


Ersatzkrankenkassen 4 
$S 9 B.R.G. Eine Betriebskrankenkasse ist kein be- 
sonderer Betrieb BRZ 19, 301 
Die Barmer Ersatzkasse FA 15, 140 


Krankenkassen und Aerzte (Wirtschafts- und Arbeits- 
verhältnisse in den Krankenkassen s. unter 5615,5 
bis 5615, 30) 
Sozialisierung 
s. unter 3660 
Bekanntmachung betr. die Ergänzung des Berliner 
Einigungsabkommens zwischen Krankenkassen und 
Aerzten vom 23. Dezember 1913 RA (a. T.) 30, 1031 


des ärztlichen Berufes 


c) Knappschaftswesen. 


Knappschaftswesen 


Das Ergebnis der 
Gr 27, 124 
*Fin Sinken der Uhnfallzifiern 


Gr 28, 127 
*Knappschaftliches Gr 38, 165 
Aus dem Verwaltungsbericht der Knappschaftsberüts- 
 genossenschaft für das Jahr 1920 Gr 40, 175 
Aus der Arbeitskammer für den Steinkohlenbergbau 
des Ruhrgebietes Gr 44, 191 
Knappschaftsälteste! Gr 45, 196 


Knappschaftsältestenwahlen 


durch 


Reichsknappschaftsgesetz 


Die Revierkonferenz unserer Fachgruppe Bergbau im 
Ruhrgebiet Gr 26, 119 

Die Knappschaftskommissionssitzunge am 7. Juli in 
Goslar Gr 27, 123 

Die Generalversammlung des Gewerkvereins christ- 
licher Bergarbeiter Gr 32, 144 

*Knappschaftliches Gr 38, 165 


d) Unfallversicherung. 


Unfallversicherung Er 
A.D.G.B. und AfA-Bund für Oppau T 41, 370 
Ergänzungen zum 3. Buch der Reichsversicherungs- 

ordnung (Unfallversicherung), bearbeitet von 
.A. Radtke, Senatspräsident im Reichsversicherungs- 
amt T 52, 490 
Schadenersatzpflicht bei 
Gr 34, 150; 35, 154 
Hinzuziehung von Angestelltenvertretern bei Renten- 
festsetzungen Gr 37, 161 
Zur Beachtung für die Angestellten des Ruhrreviers! 
(betr. Unfallversicherungsgrenze) Gr 45, 196 
*Der neue Unfallvertrauensmann KB 26. 355 
Was ist verbotswidriges Handeln? KB33 (RS, 58) 
Verhältnis zwischen Reichsversicherungsamt und 
ordentlichen Gerichten. Anspruch auf Schadenersatz 
bei Verneinung eines Betriebsunfalles KB 33 (R 8, 61) 

*Der Arbeiterkontrolleur und der neue Unfallvertrauens- 
mann KB 38, 533; 39, 558 

*Aufrechnung der Unfallrente auf Krankengeld KB 41 
(R 10, 75) 

Neue Beihilfen in der 
sicherung. KB 45, 651 

Betriebsunfall infolge Erschreckens KB46 (R 11, 83) 

Hielten sich die Hinterbliebenen des Verunglückten 
gewöhnlich -im Inland auf? KB50 (R 12, 90) 

*Versagen des Arbeiterschutzes KB 53, 757 

*Betriebsrat und Unfalluntersuchung. Der & 77 des 
B.R.G. BR3, 28 
„Der Gesundheitsschutz im . Betriebe.“ Von 
Dr. med. Th. Sommerfeld BR 3,36; SchBR 11 
*Betriebsunfälle nach den Jahresberichten der deut- 
schen Gewerbeaufsichtsbeamten für. das Jahr 1920 
RA (n.a.T.) 27, 1139 
. Entwurf eines Gesetzes über Neuregelung der Zu- 
lagen in der Unfallversicherung RA (a. T.) 29, 1006 
*Die Unfallversicherung und die Invaliden- und Hinter- 
bliebenenversicherung im Jahre 1919 WSt 11, 551 


Berufskrankheit und Unfall 


Invaliden- und Untallver- 


Prof. 


die Betriebsräte - 


4660 
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4060) 
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4660 
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4660 
4669 


4600 
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4660 ' 
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Arbeiter- und Angestelltenschutzvor- 
schriften Te 

Bauarbeiterschutz B 26, 32 > 

*Fin Sinken -der Unfallziffern durch die Betriebsräte 
Gr 28, 127 

Bergbauliche Anträge im Landtag Gr 29, 129 

Die Generalversammlung. des Gewerkvereins christ- 
licher Bergarbeiter (betr. Entschliessungen zur 
Grubensicherheit) Gr 32, 144 

Sicherheitsvorschriften im Bergbau Gr 47, 203 

*Probleme des Internationalen Arbeiterschutzes KB 31, 
425 

*Soll die Bleiweissverärbeitung im Malergewerbe ver- 
boten werden? KB 34, 477 

Arbeiterschutz in der Kalkstickstoffindustrie KB 35, 484° 

*Zur gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit KB 37, 513 

An die Vertrauenspersonen der baugewerblichen Ar- 
beiter KB 39, 557 

Das Reichsarbeitsministerium 
arbeiterschutz KB 40, 575 

Be ohne Schutzvorrichtungen KB 44, 632; 

- 52, 

N Chen und ihre Bekämpfung KB 47, 672; 
49, 

Georg Werner: Müssen die Wetter schlagen, um für 
den Bergbau Verbesserungen einzuführen? KB 48 
(L 8, 60) 

Entwurf eines Uebereinkommens betreffend die 
Arbeitsunfälle in der Landwirtschaft KB 49, 697 

Wie steht’s mit dem Jugendschutz? KB 49, 707 

*Arbeiterschutz im Holzgewerbe KB 52, 743 

*Versagen des Arbeiterschutzes KB 53, 757 

Ausbau der Gewerbe- und Handelsaufsicht M 11, 181 

*Ueber erste Hilfe. Ein Beitrag zur Gewerbehygiene 
BR 3, 29 * 

* ‚Der Gesundheitsschutz im Betriebe.“ Von Prot. 
Dr. med. Th. Sommerfeld BR 3,36; SchBR 11 

Die Handelsauisicht in Württemberg FA 13, 124 

*Arbeitsaufsicht FA 15, 133 

Arbeitsrecht und Arbeiterschutz RA (a. T.) 22, 776 


und der Reichsbau- 


*Schutz der Holzarbeiter gegen Unfälle RA (n.a.T.) 


27, 1155 ; 


e) Angestelltenversicherung. 
(Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse in der Reichs- 
versicherungsanstalt s, unter 5620,5 bis 5620, 15) 

Angestelltenversicherung, Grundsätzliches 
*Eine Herausfiörderung der Angestellten. Die Novelle 
zur Angestelltenversicherung im Reichstag T 26, 233 
Reform der Angestelltenversicherung T 27, 249 
*Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angestelltenbewegung T 28, 253 
Leitende Angestellte "und. Angestelltenversicherung 
_T 37, 333 
Die Neugliederung der Sozialversicherung (Reterat 
von Hellmuth Lehmann auf dem 1. AfA-Kongress) 
T 40, 359 
Reichstag 
FA 19, 171 \ 
‚Neuordnung der Sozialversicherung. 
des 1. AfA-Kongresses T 42, 379 > 
Immer langsam voran! -(betr. Reichskonferenz des 
G.d. A.) T 42, 381 
*Die Wissenschaft für die Verschmelzung der An- 
gestellten- und Arbeiterversicherung T 43, 386 
*Jahresbericht der Reichsversicherungsangtalt für An- 
gestellte T 44, 398 . 
Reichswirtschaftsrat und Novelle zur Angestellten- 
versicherung T 44, 399 x 
Vertrauensmännerwahlen zur Angestelltenversicherung 
T 46, 424 


*Zur Neuwahl der Vertrauensmänner in der Ange- | 


stelltenversicherung T 47, 429 

Wer ist versicherungspflichtiger Angestellter? T 47, 433 

Die Verwaltungsunkosten 
anstalt für Angestellte T 48, 441 

Kein Interesse mehr für die 
T 48, 443 

Die Angestelltenversicherung 
kosten für 1920) T 49, 453 

Aus der Ängestelltenversicherung T 49, 453 


(betr. 


sicherung im Reichstag T 50, 461 
Sind Mitglieder von Zuschusskassen oder 


T 50, 466 


und Angestelltenversicherung T 41,369; 


Entschliessung 


der. Reichsversicherungs- 
Sonderversicherung 


Verwaltungs-. : 


Die Angestelltenver- i 


Ersatz- a 
kassen wahlberechtigt zur Angestelltenversicherung? 
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B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


des. Freien Angestellten) Gr = Der technische Grubenbeamte 
5. E: rer hessen eg I = Der Industrietechniker 
BR = Der Betriebsrat IA = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D,G,B,. (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 


E == Ekkehard 
FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
GA = Der @enossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 


(Kommunaltechniker) 
KB = Korrespondenzblatt des A. D. G,B. 


R 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftli 


M = Mitteilungsblatt des AfA- 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St = Der Staatstechniker 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
RA(n.a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V 
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1600 Die Angestelltenversicherung vor dem Reichswirt- 4660 Die Angestelltenversicherungswahlen FA 22, 189 
schaftsrat T 50, 466 4690 Der Verbandsbeirat und die Angestelltenversicherung 
4660 Kennt die Reichsversicherungsanstalt: das  Ver- FA 22, 191 
sicherungsgesetz für Angestellte? T 51, 472 4660 *Angestelltenversicherung in Elsass-Lothringen FA 22, 
4660 Druckfehlerberichtigung (betr. „Die Angst vor der 194 
Wahrheit“) T 51, 475 4660 Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für An- 
4660 Der Entwurf einer Novelle zur Angestelltenversiche- 3 gestellte FA 22, 194 
rung Bp 10, 114 4660 *Zum Verwaltungsbericht der Reichsversicherungsan- 
4060 Zur Reform der Angestelltenversicherung Bp 11, 135 stalt für Angestellte für das Jahr 1920 FA 23, 201 
4660 „Neuordnung der Sozialversicherung unter besonderer 4660 *Ein Auftakt FA 24, 206 
Berücksichtigung der Novelle zum Versicherungs- 4660 Die Angestelltenversicherungswahlen JH 23, 165; JH 24, 
zesetz für Angestellte.“ (Betr. Vortragsdisposition) jr 173; GA 23,89; V 24, 117 
p 11, 126 4660 Bekanntmachung, betreff. Neuwahlen zu den Ehren- 
4660  *Auf zur Angestelltenversicherungswahl! Bp 17, 197 ämtern der Angestelltenversicherung. Vom 12. Ok- 
4660 , *Aus der Tätigkeit der gegnerischen Verbände im Ver- ; ‚tober 1921 RA (a. T.) 27, 927 
waltungsrat der Angestelltenversicherung Bp 17,203 +060 *Die Angestelltenversicherung im Deutschen Reich 
4660 *Was as man zn ‚den Angestelltenversicherungs- WSt 11,551 
wahlen wissen? 17, 206 R Fe Hk 3 er ; 
4600 Dringende Kuktorteing an die Ortsverwaltungen am v9 A UNSER ERS ER 
Bp 17, 212 4665 "Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
4660  *Was die Versicherungsfachleute sagen! Bp 18, 213 tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
4660  *Winke für die Wahlversammlungen Bp 18, 228 Br Angestelltenbewegung T 28, 253 
4660 An die Vertrauensmänner der Angestelltenversicherung 4665 Angestelltenversicherung T 31,285 _ 
Bp 18, 230 4665 Beihilfen aus der Angestelltenversicherung T 42, 380 
4660 Vorsicht bei Aufstellung der Vorschlagslisten! 4665 Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestell- 
Bp 18, 230 = r tenversicherung T 42,380; 47,433; 49, 453 
4660 An unsere Ortsverwaltungen Bp 18, 231 4065 *Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für An- 
4600 Vorbereitung zur Wahl der Vertrauensmänner in der 2 gestellte T 44, 398 
Angestelltenversicherung R 52, 1 4665 Wer ist versicherungspflichtiger Angestellter? T 47, 
4660 ° *Die Wahlen zur Angestelltenversicherung R 57, 1 (Bag 4233 
4660 Die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte KB 32, 4665 “Befreiung von der Angestelltenversicherung durch Le- 
456 . bensversicherung T 49, 453 
4660 Neuwahlen zur Angestelltenversicherung KB 46, 660 4665 *Die Angst vor der Wahrheit. Die Angestelltenver- 
46600 Angestellte! Aufgewacht! AfA-Flugblatt. | sicherung im Reichstag T 50, 461 
4660 *Dann erst recht keine Beitragserhöhung (betr. Ange- 4005 Kennt ‘die Reichsversicherungsanstalt das Versiche- 
stelltenversicherung) M8, 108; FA 15, 134 R rungsgesetz für Angestellte? T 51,472 
4660 *Zur Neugestaltung der .Angestelltenversicherung 100 Druckfehlerberichtigung (betr.: „Die Angst vor der 
M 8, 119 Wahrheit‘) T 51° 475 . 
4660 Staatliche Altersversorgung der Privatangestellten 10065 "Was die Versicherungsfachleute sagen! Bp 18, 213 
M 10, 164 4665 Aenderung des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
4660 Gegen die Sonderversicherungsbestrebungen des „Ge- KB 31, 429 
dag“ M 11,185 Rz 4665 Wichtige Aenderungen der Angestelltenversicherung 
4660 Die Ausdehnung der Versicherungspflicht auch im KB 37 (R9, 71) 
Saargebiet M il, 185 4665 Notstandsmassnahmen: in -der Invaliden- und Ange- 
4660 Entschliessung des 1. AfA-Kongresses für die Ver- stelltenversicherung KB 50 (R 12, 90) 
einheitlichung der Sozialversicherung M 11, 178 4665 Erstattung von Beiträgen infolge Verheiratung gemäss 
4660 *Die Angestelltenversicherungswahlen. M 12, 193 s 62 des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
4660 *Alle Ban we lleiverbände gegen die Sonderversiche- KB50 (R 12, 91) 
rung M 12, 194 4065 Zur Unterstützung der Rentenempfänger KB 52, 736 
4660 *Die Wissenschaft für die Verschmelzung der An- 4665 “Dann erst recht keine Beitragserhöhung (betr. Ange- 
een ae Arbeiterversicherung M 12, 195 stelltenversicherung) M8, 108; FA 15, 134 
4660 * ‚Selbstverwaltung‘‘ und Misstrauen in der Angestell- 4665 *Zur  Neugest; 2 ler & rersicherung 
tenversicherung M 12,197: FA 22,192: FA 24,208 Marie gestaltung dei Angestelltenversicherung 
4660 Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für An- 4665 Angestellte und Lebensversicherung M 9, 148 
gestellte für 1920 M 12, 201 4665 Jetzige Gehalts- und Beitragsklassen M 12, 199 
4660 Reichswirtschaftsrat und Novelle zur Angestellten- 4665 Gesetz über Notstandsmassnahmen zur Unterstützung 
versicherung M 12, 211 von Rentenempfängern der Invaliden- und der An- 
4660 *Die gewaltige Beitragserhöhung abgelehnt — die Ver- gestelltenversicherung (Wortlaut nach den Be- 
sicherungsgrenze erhöht FA 13, 117 schlüssen des Reichstags) M 12, 199 
4660 *Der AfA-Bund zum Angestellten - Versicherungsgesetz 4665 *Die Berufsinvalidität M 12, 200 
FA 13,118 4665 *Die gewaltige Beitragserhöhung abgelehnt — die Ver- 
4660 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung FA 14, 127 sicherungsgrenze erhöht FA 13, 117 
4660 Lasst Euch nicht be—dillern. (Betr. Angestelltenver- 4665 *Die Novelle zur Angestelltenversicherung FA 14, 127 
sicherung) FA 14, 128 4665 *Notstandsmassnahmen FA 23, 200 . 
4660 „Dumme Männekens“ (betr. Haltung des D.H.V. 4665 *Zum Verwaltungsbericht der Reichsversicherungsan- 
zur Angestelltenversieherung) FA 14, 128 stalt für Angestellte für das Jahr 1920 FA 23, 201 
4660 Das Selbstverwaltungsrecht (betr. Angestelltenver- 4605 Befreiung von der Angestelltenversicherung FA 23, 
sicherung) FA 15,135 203 
4660 Die drohende Beitragserhöhung bei der Angestellten- 4665 Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der Angestell- 
versicherung FA 18, 159 tenversicherung FA 23, 204 
4660 *Alle Angestelltenverbände gegen die Sonderversiche- 4665 Gesetz über Notstandsmassnahmen zur Unterstützung 
rung FA 21,182 Ber von Rentenempfängern der Invaliden- und Ana 
" 46H0 *Verwaltungsgemeinschaft der Angestellten- und. In- tenversicherung. Vom 7. Dezember 1921 RA (a. T.) 
validenversicherung FA 21, 183 30, 1034 
o ; ; i Ierabrki > Die.mit-einem * öffentli i ikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkürzungen. Di: fetten Zahlen neben den nachstehenden Alkurmunres sind die Hefinummere die zweite Zahl ist die Seite, <> L neben der Rubrikzahl bedeute, 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.,D.G,B, | RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 


(Literaturbeilage) = Recht und rer 
e Rundschau 
A eIIEIRBEh ENDETE) Sch == Sohriftensammlung des Bundes 


undes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 


= Deutsche Techniker-Zeitung 
= Zeitschrift für Versicherungsange- 


Amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 


RBR = Saneschieibgn der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
‚zentrale 


WSt= Wirtschaft und Statistik 
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4685 


4685 
4655 


4685 
4685 
4685 
4685 
4685 
1685 


4685 
4655 


4685 


f) Privates Versicherungswesen. 


Privates Versicherungswesen 


(s. auch Pensions- und Witwenkasse des Bundes unter 
7850 und Krankenkasse unter 7845) 


Die Versorgungskasse der Deutschen Werke T 26,239 


Nochmals: Die der Deutschen 


Werke T 31, 285 
Die Versorgungskasse der Deutschen Werke, Aktien- 
gesellschaft KB 30, 417 
Die Versorgungskasse der 
131 
*Unsere Pensionskasse (betr. Z.d. A.) FA 23, 202 
Mitwirkung des Betriebsrats an der Verwaltung von 
Pensionskassen RA (a. T.) 19, 694 


„Volksfürsorge‘ 


Die grosse Lebensversicherung ‚der 
T 27, 249 

Genossenschaftstagungen T 30, 277 

Lebensversicherung (betr. „Volksfürsorge‘“) Bp 13, 157 

8. Generalversammlung der „Volksfürsorge‘“ KB 27, 383 

Die Volksfürsorge FA 16, 147 


Versorgungskasse 


Deutschen Werke FA 14, 


„Volksfürsorge“ 


g) Gewerbeinspektion. 


Gewerbeinspektion 


Techniker als 
s. unter 9695 


*Die Zukunft der Gewerbeaufsicht T 31. 281 

*Neuordnung der Gewerbeaufsicht in Sachsen KB5l, 
720 

Ausbau der Gewerbe- und Handelsaufsicht M 11, 181 

Gewerbeaufsicht und Betriebsräte in Bayern 1920 
BRZ 16, 255 

*Hindernisse bei der Ausführung der Revisionen und 
ihre Beseitigung BRZ 18, 280; 19, 295 

* Arbeiter in der Gewerbeaufsicht BRZ 19, 298 

Handelsaufsicht FA 22, 191 

Gewerkschaften und Gewerbeaufsicht IH 14, 110 

Gesundheit und Sittlichkeit IH 15, 120 

*Betriebsunfälle nach den Jahresberichten der deutschen 
Gewerbeaufsichtsbeamten für das Jahr 1920 RA 
(n. a. T.) 27, 1139 

Verordnung des bayerischen Ministers für soziale Für- 
sorge betr. Erwerbsiosenfürsorge und Gewefbeauf- 
sicht RA (a. T.) 28, 951 


Gewerbeinspektoren 


K. Soziale Hygiene, 


Soziale Fürsorge. 


Volksgesundheit 

*Fin Sinken der Unfallziffern durch die Betriebsräte 
Gr 28, 127 

*Ueber erste Hilfe. Ein Beitrag zur Gewerbehygiene 
BR 3, 29 


*Die Verhütung ansteckender Krankheiten FA 17, 152 
Gebiete geringer und hoher Säuglingssterblichkeit vor 
und nach dem Kriege .WSt 12, 601 


Soziale Fürsorge, Allgemeines 


Neuordnung der Wochenhilfe 
T 28, 260 ; 

Auszahlung von Kriegsgefangenenguthaben T 33, 301 

Reichsfürsorgekonferenz für die Interessen der Ar- 
beits- und Zivilinvaliden und Hinterbliebenen 
Deutschlands T 48, 442 

Wochenhilfe und Wochenfürsorge KB 31, 429 

Auszahlung von Kriegsgefangenenguthaben KB 32, 444 

Keine Zersplitterung der Hilfsaktion für. Russland 
KB 37, 518 

Die Bezüge der Altrentner KB37 (R9, 72) 

Sozialdemokratischer Wohlfahrtstag KB 39, 547 

*Fine Wohlfahrtstagung der deutschen Arbeiterschaft 
RA (n.a.T.) 25, 1044 

*Aus der Arbeit ‚des Deutschen Vereins für öffent- 
liche und private Fürsorge RA (n.a.T.) 26, 1097 

Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge RA (n.a.T.) 27, 1158 | 

TURSDaSER der Wohlfahrtspflege RA (n.a.T.) 30, 


und Wochenfürsorge 


4735 
4735 


4735 
4735 


4735 
4735 
4735 
4735 
4735 


4735 


4735 
4735 
4735 


4735 
4735 
4735 
4735 


4735 


4735 
4735 
4735 
4735 
4735 
4735 


4735 


4735 
4735 


4740 
4740 


4740 
4740 
474) 
4740 
4740 
4740 


4740 
4740 


4745 
4750 


- Kriegsbeschädigte (Lage und Fürsorge) 


Kriegshinterbliebene (Lage und Fürsorge). 


Internationaler Bund der Kriegsopfer 


Sonstige 
opfer ; a 














Erhöhung der Zuschläge zu den Renten „aus dem 
Reichsversorgungsgesetz T 26, 238 

Die Anstellung von Kriegsinvaliden T 26, 240 

Die Beschäftigung Schwerbeschädigter in privaten Be- 
trieben T 33, 301 

Erhöhung der Teuerungszulagen und der Einkommens- 
grenzen im Reichsversorgungsgesetz KB 28 Rn 

Eine Frage aus dem Arbeiterkündigungsrecht 3 4 


" 
hr 


(R 8, 60) 
Beschäftigung Schwerbeschädigter in privaten Betrie- _ 
ben KB37 (R9, 72) - 


*Internationale Regelung von Kriegsbeschädigtenfragen 
KB 44, 629 
*Eine Frage als dem Arbeiterkündigungsrecht KB 50, 
(R 12, 92) 
$ 78 Ziffer 7 B.R.G. und Gesetz vom 6. April 1920 
über die Beschäftigung Schwerkriegsbeschädigter 
BR 2, 24 3 £ 
*Der Stand der Demobilmachungsgesetzgebung, mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Sozialpolitik RA 
(n.-a. T.) 19,760 ; ! ; 
Verordnung, betreffend die Einkommensgrenzen im 
Reichsversorgungsgesetze. Vom 31. Mai 1921 RA 
(237T:):21, 50: N 
Verordnung über die Beschäftigung Schwerbeschädig- 
ter in privaten Betrieben. Vom 21. Juli 1921 RA 
(a, 1») '21,:756....% 
Rente und Hausgeld RA (a. T.) 21, 757 
Beginn der Rentenzahlung RA (a. T.) 21, 757 
Beurteilung der Anträge auf Heilbehandlung RA 
(2:41) 221,.737 
*Krankenkassen und Reichsversorgungsgesetz RA {n. 
a.T.) 24,987; 25, 1035 
Kapitalabfindung im Falle der Beschaffung des Grund- 
stücks durch gemeinnützige Bauunternehmungen RA 
(a. T.) 25, 875 
Anspruch des Schwerbeschädigten auf Arbeitszuwei- 
sung RA (a. T.) 25, 376 ; 
„Pensionen“ im Sinne des $ 89 R.V.G. RA (a.T.) 
25,810 
Welche Fürsorgestelle ist für die Erteilung der Zu- 
stimmung zur Kündigung gegenüber einem Schwer- 
beschädigten zuständig? RA (a.T.) 25, 876 
Sterbegeld RA (a. T.) 25, 376 : 
Beschäftigung Schwerbeschädigter durch die Gemein- 
den RA (a. T.) 26, 901 
Massnahmen der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
zugunsten von Kriegs- und Unfallbeschädigten RA 
(a. T.) 27, 924 
‚Kann ein Arbeitgeber durch eine öffentliche Auf- 
forderung der Hauptfürsorgestelle verpflichtet wer- 
- den, die in seinem Betriebe mit’Schwerbeschädigten 
zu besetzenden Arbeitsplätze der Hauptfürsorgestelle 
anzugeben? RA (a.T.) 27, 927 
Bescheid betr. Uebersiedelung von Kriegsbeschädig- 
ten in die Bezirke anderer Fürsorgestellen RA 
(a. T.) 28, 956 
Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren ‘in Ver- 
sorgungssachen RA (a. T.) 29, 994 ö 
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Erhöhung der Zuschläge zu den Renten aus dem. 
Reichsversorgungsgesetz T 26, 238 - 
Erhöhung der Teuerungszulagen und der Einkommens- 
grenzen im Reich$Versorgungsgesetz KB28 (R7). 
Verordnung, betreffend die Einkommensgrenzen im 
Reichsversorgungsgesetze. Vom 31. Mai 1921 RA 
(a. T.) 21, 756 
Beginn der Rentenzahlung RA (a.T.) 21, 757 
Erwerbslosenfürsorge für Kriegerwitwen RA 
23,805, + 
Erwerbslosenfürsorge für Kriegerwitwen trotz Gewäh- 
rung von Familienunterstützung RA (a. T.) 23, 306° 
Bekanntmachung, betreffend Schutz. der Kriegshinter- 
Beet gegen Zwangsvollstreckung RA (4.T.) 
‚875 | “ 
Kapitalabfindung im Falle der Beschaffung des Grund- 
stücks durch gemeinnützige Bauunternehmungen RA | 
(a. T.) 25, 875 | 
Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren in Ver- | 
sorgungssachen RA (a. T.) 29, 994 = ı 












(a. T.) 2 














Organisationen der Kriegs- 















4755 
4755 
4760 
4760 


4760 





Private Fürsorge 


(Unternehmerfürsorge s. unter 6660) 
Schriften des Deutschen Vereins für Öffentliche und 
private Fürsorge RA es a. T.) 27, 1158 
Kapitalistische Wohltätigkeit WK 32, 1 


ee en Jugendiürsorge 


er Reichsausschuss der Arbeiterjugendorganisationen 
Deutschlands KB 31, 429 
Für die erwerbstätige Jugend KB 52, 735 


IV. Wirtschafts- 


und Arbeitsverhältnisse. 


A. Allgemeine Wirtschafts- 


und Arbeitsverhältnisse im Inland. 


4810 Die neuen Preissteigerungen KB34, 468; IH 15, 116 

4810 Die Lohnbewegungen des Fabrikarbeiterverbandes im 
Jahre 1920 KB 41, 584 

4810 EuSISEDer (betr. Lohnbewegungen und Streiks) KB 48, 

1 

4810 *Die Lohnbewegungen, Streiks und Aussperrungen im 
Jahre 1920 (mit Tabellen) KB51 (Statist. Beil. 4, 85) 

4810 *Zahl, Umfang und Verlauf‘ der Lohnbewegungen im 
Jahre 1921 KB51 (Statist. Beil. 4, 86) 

4810 Lohnbewegungen, Streiks und Aussperrungen insge- 
ap Jahre 1920 (Tabelle 1) KB51 (Statist. Beil. 

4810 Bewegungen ohne Arbeitseinstellung im Jahre 1920 
(Tabelle 2) KB51 (Statist. Beil. 4, 90) 

4810 Streiks und Aussperrungen insgesamt im Jahre 1920 
(Tabelle 3) °KB51 (Statist. Beil. 4, 91) 

4810 Angrifisstreiks, Abwehrstreiks und Aussperrungen im 
Jahre 1920 (Tabelle 4) KB51 (Statist. Beil. 4, 92) 

4810 Arbeitszeitverlust und Verdienstausfall, Organisations- 
verhältnis und Familienstand der Streikenden und 





4800 Wirtschaitsverhältnisse im Inland, Allgemeines Ausgesperrten (Tabelle 5) KB51 (Statist. Beil. 4, 94) 
4800 Deutschlands Energiequellen Gr 37, 161 4810 *Die Erfolge’der Lohnbewegungen im Jahre 1920 KB'51 
4800 *Wirtschaftliche Rundschau E 10, 152 (Statist. Beil. 4, 94) 
4800 "Wirtschaftliche Rundschau . KB 28, 388; 30, 413; 32, 4810 Die durch Vergleichsverhandlungen beendeten Lohn- 
. 444; 34, 470; 36, 503; 38, 526 bewegungen und Streiks (Tabelle 6) KB51 (Statist. 
4800 *Wirtschaftlichke Rundschau KB40,568; 42,589; 44, * Beil. 4, 95) 
627; 46, 657; 48, 682; 50, 711; 52, 736 4810 Resultate der Bewegungen ohne Arbeitseinstellung, 
4800 *Der kommende Lohnkampt und seine Folgen KB33, -. .. Streiks und Aussperrungen im Jahre 1920 (Tabelle 7) 
457 KB51 (Statist. Beil. 4, 96) 
4800 Die Leipziger Messe KB 38, 528 4810 Lohnerhöhungen im Jahre 1920 (Tabelle 10) KB51 
4800 *Die Valuta M 8, 123 (Statist. Beil. 4, 99) 
4800 Wirtschaftliche und soziale Rundschau M 12, 216 4810 Tarifabschlüsse nach Gewerbegruppen von 1919 bis 
4809 Die Neuorganisation des Handwerks BRZ 15, 232 1920 (Tabelle 11) KB51 (Statist. Beil. 4, 100) 
4800 * Ausverkauf GA 22,85 4810 Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung nach Ge- 
4800 Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom werbegruppen .1918—1920 (Tabelle 12) KB 51 (Statist. 
11., Juli 1921 RA (n.a.T.) 19, 738 Beil. 4, 100) 
4800 *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 4810 Zahl der Bewegungen ohne und mit Arbeitseinstellung 
10. August 1921 RA (n. a. T.) 21, 822 von 1905—1920 (Tabelle 13) KB51 (Statist. Beil. 4, 
4800  *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 100) 
12. September 1921.RA (a. T.) 23,914 4810 Erfolge der Bewegungen ohne und mit Arbeitsein- 
4800 * Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom stellung von 1905—1920. (Tabelle 14) KB51 (Statist. 
11. Oktober 1921 RA (n.a.T.) 25, 1010 Beil. 4, 101) 
4800 * Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom 4810 Ausgang der. Bewegungen ohne Arbeitseinstellung von 
11. November 1921 RA (n.a.T.) 27,1122° 1905—1920 (Tabelle 15) KB51 (Statist. Beil. 4, 101) 
4800  *Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsberichtvom 4810 Die Abwehrstreiks und Aussperrungen von 1890 bis 
9. Dezember 1921 RA (n.a.T.) 29, 1218 1899. Die Abwehrstreiks von 1900 bis 1920 (Ta- 
4800 *Die Aktiengesellschaften im Deutschen Reich. Ent- belle 17) KB51. (Statist. Beil. 4, 102J 
wicklung von 1909 bis Juni 1921 WSt 7, 330 4810 Die Angriffsstreiks von 1890—1920 (Tabelle 16) KB 51 
4809 *Die Rohstoffversorgung der deutschen Industrie im (Statist. Beil. 4, 102) 
Jahre 1920. WSt 11,516; 12, 568 4810 Zahl, Umfang, Kosten und Ausgang der Streiks und 
4800 *Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H. im Aussperrungen von 1890—1920 (Tabelle 19) KB51l 
Jahre 1920. Bestands- und Kapitaländerungen WSt (Statist. Beil. 4, 103) 
11, 539 4810 Lohnbewegungen im Juni 1921 IH 13, 104 
4800 Ausverkauf und Preissteigerung WK 47,4 4810 *Die Arbeitskämpfe im Oktober JH 23, 169 
4800 Das heutige deutsche Volkseinkommen WK 47, 4 4810 *Warenmarkt und Lohnbewegung JH 24, 177 
eitkrheit Base im Inland Äll 2 4810 Der Berliner Kellnerstreik WK 45, 4 
' rbeitsverhältnisse im Inlan gemeines i ä : & 
4805 Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. Monatsbericht vom a zen GeWerben une 
11. Juli 1921 RA (n.a.T.) 19, 738 ; ; 
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4835 *England. Die Solidarität der Arbeiterschaft WK 24, 1 4850,10 “Niedergang des Bankgewerbes JH 21, 158 
4835 England. Arbeitskonflikte und deren Beilegung in Eng- +850,10 *Die Reichsbank im Jahre 1920 WSt 7,334 
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4835 England. Ein Nachklang zum englischen Kehlenstreik Be un Laie rerhälfnle EB UL EIG Iren 


| K 36, 2 Die Abschlüsse der -Grossbanken (Darmstädter Bank) 
5 ’ San ae T 28, 357; WK 25, 4 
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schen Textilindustrie WK 41, 2 T-28 : WK 25, 4 
a : Be ie , 257; 
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| Jahres 1920 KB 45, 649 4850,20 Arbeitsverhältnisse im Bankgewerbe 
4835 Japan. Besetzung der Schiffswerften in Japan durch 4850,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
| : die Arbeiter WK 36,3 —_ e 4850,30 HJohn- und Gehaltsbewegungen im Bankgewerbe 
| 4835 Schweden. Arbeitskämpfe in Schweden während des 4850,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


Jahres 1920 KB 38, 533 4850,40 Tarifverträge im Bankgewerbe 





| 4835 Tschechoslowakei. Generalstreik der Bankbeamten in 4850,40 *Verbandstag der Bankangestellten M 12, 213 
| ‚ Tschechien M 8,122 4850,40 *Die „geldlichen Leistungen“ nach dem 1. September 
4835 Tschechoslowakei. Der Generalstreik im tschecho- V14, 61; 15, 65 
slowakischen Bankgewerbe WK 28, 2 4850,40 *Das Lohnniveau im Versicherungsgewerbe (Vergleich 
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4840 Warum nicht Sozialisierung? WK 43, 3 3 Arbeitsverhältniss Versich be 
4840 China. Die Methoden des neuen Imperialismus. Die 1858720 ee ee Fedie V14, EL 
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Kohlenbergbau und seine Begleitung RA (n. a. T.) 4855,25 „Soziale Arbeitgeber‘ (betr. Globus, Hamburg) V 13, 60 


20, 807 4855,25 Arbeitgeber und Verheiratetenbeihilfe (betr. Vers.- 
4840  *England. Bergarbeiterstreik und Lohnentwicklung in Ges. Iduna) V16, 1 x 
Grossbritannien WSt 7, 328 4855,25 Unternehmerschlauheit (betr, Wiener Allianz, Filiale 
4840 England. Englands Aussenhandel in Kohle WSt 8,359 München) V 13,59 
4840 England. Die Verdrängung der englischen Kohle aus 4855,30 Lohn- und _Gehaltsbewegungen im Versicherungs- 
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4855,30 *Der Einigungsvorschlag V 18, 77 

4855,30 *Der Kampf im Versicherungsgewerbe. Die gestörte 
Aktionsgemeinschaft dergVerbände V 19, 85 

4855,30 *Nachlese zur jüngsten Lofinbewegung V 21, 102 


4855,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


4855,40 Tarifverträge im Versicherungsgewerbe 

4855,40 Lohnbewegungen (in Konsumgenossenschaften) GA 
"14, 56 

4855,40 *Die geldlichen Leistungen nach dem 1. September 


V'14,°615:15, :65 

*Am Vorabend der Tarifverhandlungen V 15, 65 

Eine Warnung an die Bankangestellten! (betr. Haus- 
haltszulagen für Ledige) V 15, 66 

*Unser Tarifstreit (betr. Versicherungsangestellte) V 16, 
69 ; 


4855,40 


4855,40 


4855,40 Der Reichstarifvertrag_1921 für die Angestellten “der 
privaten Versicherungsunternehmungen Ortsklasse A 
V 16,72 L 

4855,40 *Systemänderung oder Teuerungszuschläge V 17, 74 

4855,40 Die Vereinbarung vom 12. Oktober 1921 V 20, 93 

4855,40 Die Vereinbarung vom 12. Oktober 1921 in kritischer 
Beleuchtung V 20, 95 

4855,40 *Neue Vereinbarungen für die Direktionsbetriebe und 


die Verwaltungsgeneralagenturen V 22, 105 


4855,40 Ortstarif oder Reichstarif? V 22, 108 
4855,40 Ortsklasse A. Ledige männliche Angestellte vom 
vollendeten 20. Lebensjahre ab nach Berufsjahren 
(Tarifübersicht) V 22, 109 
4855,40 *Die Vorschläge der Arbeitgeber V 23, 113 


4855,40 
4855,40 


*Das Lohnniveau im Versicherungsgewerbe V 23,114 
*Der neue Reichstarifvertrag für die Direktionsange- 
stellten V 24, 117 


4855,40 *Unsere Forderungen für den neuen Reichstarifvertrag 
V 24, 120 

4855,40 Die Tarifverhandlungen für die Generalagenturen 
V 24, 120 

4855,40 Nochmals: „Das Lohnniveau im _Versicherungs- 
gewerbe‘ V 24, 124 

c) Handelsgewerbe. 
48605 Allgemeines 


4860,10 Wirtschaitsverhältnisse im Handelsgewerbe 
4860,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4860,20 Arbeitsverhältnisse im Handelsgewerbe 


4860,20 Ladenschluss IH 13, 99 
4860,20 *Die Arbeitszeit im Handelsgewerbe Württembergs 
IH 14, 109 


4860,20 Sechsuhrladenschluss und G.d. A. IH 15, 117 

4860,20 Die Angestellten des Einzelhandels während des 
Krieges JH 20, 149 

4860,20 *Der Einzelhandel nach dem Kriege JH 21, 155 


4860,20 *Sechs-Uhr-Ladenschluss in  Gera-Reuss 
4860,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

4860,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Handelsgewerbe 
4860,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


JH 22, 162 


4860,40 Tarifverträge im Handelsgewerbe 
4860,40 Einzelhandel, München JH 19, 147 
4860,45  Lohnbewegung im Leipziger Grosshandel JH 23, 167 


D. Baugewerbe und Steinindustrie. 


(s. auch Sozialisierung des Baugewerbes unter 3650 und 
Soziale Baubetriebe unter 3715.) 


a) Baugewerbe, Allgemeines. 


49005 Allgemeines ! i 
4900,5 *Die Sozialisierung der Baubetriebe im Lichte der Ge- 
werkschaftspolitik B19,53; 21,61 
4900,5  Bauarbeiterlöhne in England und Deutschland B 24, 74 
4900,5 re - Bezirkskonferenz Rheinland - Westfalen 
27, 85 
49005 *Die Zukunft der deutschen Bauwirtschaft B 28, 89 
49005 *Der gegenwärtige Stand- des privatkapitalistischen 
Baumarktes B 29, 93 2 
49005 *Zur Umstellung des Baugewerbes B 30, 98 
4900,5 ai ehrt des Verbandes sozialer Baubetriebe 
1, 
49005 _*Der Kampf gegen die „Sozialen Baubetriebe‘“ BRZ 
17, 264 
4900,10 Wirtschaitsverhältnisse im Baugewerbe 
4900,10 Wie sich Sachverständige äussern B 27, 87 
4900,10 Verteuerung der Baustoffe durch den Zwischenhandel 


B 28, 90 


4900,10 
4900,10 


4900,15 
4900,15 
4900,15 
4900,15 
4900,15 
4900,15 
4900,15 


4900,15 
4900,15 
4900,15 


4900,20 
4900,20 


4900,20 * 


4900,20 


4900,25 
4500,25 


4900,25 
4900,25 
4900,25 


4900,25 
4900,25 


4900,25 
4900,25 
4900,25 
4900,25 
4900,25 


4900,25 


4900,25 
4900,25 
4900,25 


4900,25 


4900,25 
4900,25 
4900,25 
4900,25 
4900,25 


4900,25. 
4900,25 


*Sozialisierung und Baugewerbe B 30, 97 
*Die Bauunternehmer mächen mobil! Flugschr, 9 


Arbeitsverhältnisse im Baugewerbe 

*Die Bauunternehmer machen mobil! B 18,49 

Ferien für die Arbeiter im Baugewerbe B 24, 74 
Bauarbeiterlöhne in England und Deutschland B 24,74 
Arbeiterlöhne und Meisterlöhne B31,102 

Zum Mangel an Bauhandwerkern KB 38, 529 


An die Vertrauenspersonen der baugewerblichen Arbei- 


ter KB 39, 557 

*Massnahmen zur Behebung des Mangels an Bau- 
handwerkern KB 44, 625 

*Der Mangel an Bauhandwerkern, seine Folgen und 
Wege zu seiner Bekämpfung RA (n. a. T.) 22, 882 

Massnahmen des Reichsarbeitsministers zur Behebung 
des Mangels an Bauhandwerkern RA (a. T.) 23, 804 


Lohn- und Gehaltsbewegungen im Baugewerbe 

Die mitteldeutsche Bauarbeiter-Aussperrung B 18, 51 

Streik der technischen Angestellten im Baugewerbe 
in Südbayern B 26, 81 

Der Streik im südbayerischen Baugewerbe beendet 
B 27, 87 ; 


Tarifverträge im Baugewerbe 

7. Sitzung des Haupttarifamtes für technische Ange- 
stellte im Baugewerbe B 18,50 

Das Ergebnis der Tarifbewegung der technischen An- 
gestellten im Baugewerbe B 19, 56 hi 


* 


* 


stellte im Baugewerbe B 20, 58 

Die Tarifbewegung im nordbayerischen Baugewerbe 
B 20, 59 

Die Tarifregelung im Baugewerbe Südbayerns B 21, 64 

Erhöhung der Tarifgehälter im Braunschweiger Bau- 
gewerbe B 22, 68 

Die Technikergehälter im Baugewerbe für Thüringen 
B 23, 70 

2 a für das Osterländische Baugewerbe 

‚70 

Die neuen Technikergehälter im ostpreussischen Bau- 

gewerbe B 23, 71 


Die Gehaltsregelung für das Baugewerbe in Schlesien | 


B 23, 71 

Gehaltsabkommen für die technischen Angestellten bei 
den Mittellandkanal-Baufirmen der Lose 1 bis 6. 
Nord und Süd B 23,71 r 

Die Tarifgehälter im Berliner Baugewerbe B23,72 

Erhöhung der Tarifgehälter für das Baugewerbe in 
der Rheinprovinz B 24, 76 


Gehaltserhöhung für das Baugewerbe in Pommern 


B 26, 83 
Gehaltserhöhung im _Bezirkstarifgebiet des Oster- 
ländischen Arbeitgeberverbandes für das Bauge- 


werbe B 27, 88 

Erhöhung der Gehaltssätze im Vertragsgebiet des 
Mitteldeutschen. Arbeitgeberverbandes für das Bau- 
gewerbe (Frankfurt a. Main) B 27,83 

Neue Gehaltsregelungen im Berliner und Branden- 
burger Baugewerbe B 28, 91 

*9, Sitzung des Haupttarifamtes für technische Ange- 
stellte im Baugewerbe B 29, 94 

Gehaltserhöhung im Baugewerbe des oberschlesischen 
Industfiegebietes B 30, 99 

Gehaltsrevision im Tarifgebiet Braunschweig B 30, 99 

Tarifgebiet Nordbayern B 30, 100 

Tarifgebiet Frankfurt a. Main B 31, 102 

Baugewerbe Hamburg B 31, 103 


b) Hoch- und Tiefbau. 


4905,5 Allgemeines 

4905,10 Wirtschaitsverhältnisse im Hoch- und Tiefbau 
4905,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4905,20 Arbeitsverhältnisse im Hoch- und Tiefbau 
4905,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelneu Firmen 


4905,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Hoch- und Tiefbau 


4905,30 


4905,30 


*Die Gehaltsbewegung der technischen Angestellten im 


Hoch- und Tiefbaugewerbe des Freistaates Sachsen 


B 24, 73 
Gehaltsbewegung der technischen 
Mittellandkanal B 28, 90 


4905,35 N Lohn- und Gehaltsbewegunzsen bei einzelnen Firmen 
4905,40 L Tarifverträge im Hoch- und Tiefbau 


4905,40 
4905,40 


Der Budaci abgeblitzt T 32, 294 Eee 
Neue Tarifgehälter im Berliner Baugewerbe B18,52 


8. Sitzung des Haupttarifamts für technische Ange- 


Angestellten am 
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4905,40 
4905,40 
4905,40 


Erhöhung der Tarifgehälter im Hamburger Hochbau- 
gewerbe B 18,52 

4. Sitzung. der Zentralschlichtungskommission für die 
technischen Angestellten im Tiefbaugewerbe B 19, 55 

*Kündigungsfristen für Bautechniker B 21. 62 

‘Erhöhung der Tarifgehälter für das Tiefbaugewerbe im 
Industriebezirk Rheinland-Westfalen B 22.68 

Die Gehälter im Gebiet des Nordwestdeutschen Arbeit- 
geberverbandes für das Hochbaugewerbe (Hannover) 
B 23, 70 

Die neuen Gehaltssätze für das Hoch- und Tiefbau- 
gewerbe im Bezirk der Freien Stadt Danzig B 23, 70 

Gehaltserhöhung für das Tiefbaugewerbe in den Be- 
zirken Münster, Bielefeld, Paderborn. Arnsberg, 
Meschede und Soest B23, 72 

Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe im Bezirk 
Rheinland-Westfalen B 23, 72 

Neuregelung der Technikergehälter im Tiefbauge- 
werbe, Bezirksverein V (Hannover) B 24, 75 

Neuregelung der Gehälter für das Hoch- und Tief- 
baugewerbe Gross-Berlin und Provinz Brandenburg 
B 24, 75 

Gehaltserhöhungen im 
schen Land B 24, 76 

Gehaltserhöhung Hochbau Düsseldorf B 24, 76 

*Der Abschluss des Bezirkstarifvertrages für das Tief- 
baugewerbe Ostpreussens B 26, 81 

Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe in 
Schneidemühl B 26, 83 

Erhöhung der Gehaltssätze für das Hochbaugewerbe 
in Neuvorpommern, Rügen und die Kreise Anklam 
und Demmin B 26, 83 

Gehaltserhöhungen im Hoch- 
der Rheinprovinz B 26, 84 

Erhöhung der Gehälter für das Hochbaugewerbe in 
Schleswig-Holstein B 26, 84 

*Bautechniker - Bezirkskonferenz Rheinland - Westfalen 
B 27, 85 

Kündigungsfristen für Bautechniker B 27, 86 

Erhöhung der Gehälter im Tiefbaugewerbe Hannover 
B 27, 88 

Neue Gehaltssätze für das 
Unterweser-Emsgebiet B 27, 88 

Neue Gehaltsregelungen im Berliner und Branden- 
burger Baugewerbe B 28, 91 

Gehaltsrevision im Berliner Tiefbaugewerbe B 28, 91 

Gehaltserhöhung im Hochbaugewerbe in Düsseldorf 

Gehaltserhöhungen im Tiefbaugewerbe in den Be- 
zirken Münster, Bielefeld, Paderborn und Arnsberg 
B 29, 96 

Gehaltsregelung im Bezirk Siegen B 30, 99 

Erhöhung der Gehälter im Tiefbaugewerbe der Be- 
zirksgruppe IV des Reichsverbandes des Deutschen 
Tiefbaugewerbes (Hamburg) B 30, 100 

Gehaltserhöhung für das Hochbaugewerbe in Hannover 
B 31, 102 

Gehaltserhöhung für technische Angestellte im Hoch- 
und Tiefbaugewerbe in Rheinland-Westfalen B 31, 103 

Tiefbaugewerbe, Dresden (betr. Tarif für kauf- 
männische Angestellte) IH 17, 134 


c) Architektur. 


Hochbaugewerbe im  Bergi- 


und Tiefbaugewerbe 


im 


Hochbaugewerbe 


4910,40 
4910,40 


4910,40 


4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 


4910,40 
4910,40 


4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 
4910,40 
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Neuer Reichstarifvertrag für die Architekten B 25, 80 

Bayern. Tarifverhandlungen mit dem Bund deutscher 
Architekten in Bayern B 18,52 

Frankfurt a. M. Entscheidung des Tarifamtes Frank- 
furt a. M. für technische Angestellte bei Privat- 
architekten B 21, 63 

Hamburg. Erhöhung der Tarifgehälter für Architekten 
im Landesbezirk Norden (Hamburg) B 23, 72 

Hannover. Verbindlicherklärung des Architektenange- 
stellten-Tarifvertrages Hannover B 19.56 

Gehaltserhöhung für die Architekten im Landesbezirk 
Niedersachsen (Hannover) B 26, 84 

Hessen-Nassau. Tarifgebiet Hessen-Nassau, Waldeck 
und Hessen B 31, 103 

Norden. Tarifgebiet Norden B 30, 100 

Rheinland. Der neue Bezirkstarifvertrag mit 
B.D.A. Rheinland links B 28, 92 

Rheinland-Westfalen. Der Bezirkstarifvertrag mit dem 
B.D.A. für Rheinland-Westfalen B 20. 60 

Rheinland-Westfalen. Gehaltsabkommen 
B.D.A. Rheinland-Westfalen B 29, 96 

Sachsen. Neuregelung der Gehälter für Architekten 
im Freistaat Sachsen B 25, 80 

Sacnsen. Erhöhung der Gehälter für angestellte Archi- 
tekten im Freistaat Sachsen B 28, 92 

Thüringen. Verbindlicherklärung des 
tarifes für Thüringen B 18,52 

Thüringen. Erhöhung der Tarifgehälter des Archi- 
tektentarifs in Thüringen B 18,52 

Thüringen. Gehaltserhöhung für ° Architekten in 
Thüringen B 26, 84 

Thüringen. Gehaltserhöhung im Landesbezirk Thü- 
ringen B 31, 103 


dem 


mit dem 


Architekten- 


d) Vermessungswesen und Kulturtechnik. 
4915,5 Allgemeines 


4915,10 Wirtschaitsverhältnisse 


im Vermessungswesen und in 
der Kulturtechnik 


4915,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4915,20 Arbeitsverhältnisse im Vermessungswesen und in der 
Kulturtechnik 
Mitglieder! (betr’ Entwurf eines Dienstvertrages 


4915,20 


vom Verband selbständiger vereideter Landmesser) 
B 27,87 


4915,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4915,23 


4915,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen 


4915,30 


Ein nobler Arbeitgeber (betr. Fr. Wagener, Storkow, 
Altmark) B 24, 74 


im Vermessungswesen 
und in der Kulturtechnik 

Der Kampf der Vermessungstechniker im Freistaat 
Sachsen B 27, 86 


4915,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


4915,40 Tarifverträge im Vermessungswesen und in der Kultur- 


4915,40 


4915,40 


technik 

*Der Neue Deutsche Technikerverband bei den Tarif- 
verhandlungen für Vermessungstechniker in Preussen 
B 20, 57 

*Klitzsch-Moral (betr. N.D. T.V. und Verband selbstän- 
diger vereideter 'Landmesser) B 22, 67 


4910,5 Allgemeines 4915,40 Die WVerbindlicherklärung des Landestarifvertrages 
4910,10 Wirtschaitsverhältnisse im Architekturgewerbe für Vermessungstechniker in Preussen — ein übler 
4910,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen i Reinfall des N.D.T.V. B24, 75 IT 
4910,20 Arbeitsverhältnisse im Architekturgewerbe 4915,40 Immer noch keine Gehaltserhöhung für die Ver- 
4910,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen messulestechiiker Sin Breussen -B'26, ©4 
s : e 4915,40 Mitglieder! (betr. Entwurf eines Dienstvertrages 
4910,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Architekturgewerbe vom Verband selbständiger vereideter Landmesser) 
4910,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen B 27, 87 
| 4910,40 Tarifverträge im Architekturgewerbe | 4915,40 Gehaltserhöhung für Vermessungstechniker in Preussen 
4910,40 "Verbindlicherklärung des Bezirkstarifvertrages der B 28, 92 
Architekten im Landesbezirk Norden (Hamburg) 4915,40 Neue Teuerungszuschläge für Vermessungstechniker 
des B.d.A. B24,75 in Preussen B 31, 104 
a ———a genen nEREEEEEEEESEEEERS ABER EnpRnngmeumBEnBseBiiBs tes nee 
.. > vorj i j i .„— Di it ei x Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkürzungen. Be ER le us a ee 5 gr ie ih rer ne die „ne _ un der Rubrfkzahl Se 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


des Freien Angestellten) Gr =Der technische Grubenbeamte 
m = au nuichlen I = Der Industrietechniker 
BR Der Beh IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 





= Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. 
BU = Bildung und Unterricht K 
E = Ekkehard 

FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien‘ Angestellten) 


— Der technische 
(Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsängestellte (Bei- 


(Beilage des Freien Angestellten) 
Gemeindebcamte 


KB = Korrespondenzblatt des A, D. G. B. 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, | RET = Der Reichsßisenbahn-Techniker 
R 


(Literaturbeilage) 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. | SR 
(Arbeiterrechtsbeilage) 
M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 


R = Recht und Rechtspraxis 

— Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
SchBR = Süöhriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechuiker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 


RA(n. &T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Wersicherungsange- 
ämtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der  Betriebaräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


zentrale 


WSt= Wirtschaft und Statistik 
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e) Industrie der Steine und Erden. 
49205 Allgemeines 
49205 *Der 1. Deutsche Naturstein-Kongress B 19. 54 


4920,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Stein- und Erden- 
industrie 
4920,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4920,20 Arbeitsverhältnisse in der Stein- und Erdenindustrie 


- 4920,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4920,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen 
Erdenindustrie 
4920,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


4920,40 Tarifverträge in der Stein- und Erdenindustrie 

4920,40 Verbindlicherklärung des Berliner Tarifvertrages für 
Steinmetztechniker B 24, 75 

Neuregelung der Gehaltsbedingungen in der Granit- 
industrie des Odenwaldes B 26, 83 

Granitindustrie im Fichtelgebirge B 30, 100 

Gehaltsbewegung in der Granitindustrie des Oden- 
waldes B 31, 104 

Unterfränkische Muschelkalkgruppe B31, 104 


in der Stein- und 


4920,40. 


1920,40 
4920,40 


1920,40 


E. Bekleidungs- und Textilindustrie. 


a) Bekleidungsindustrie. 


4950,5 Allgemeines 

4950,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Bekleidungsindustrie 
4950,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
4950,20 Arbeitsverhältnisse in der Bekleidungsindustrie 
4950,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4950,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Bekleidungs- 
industrie 


4950,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4959,40 Tarifverträge in der Bekleidungsindustrie 


b) Faserstoffindustrie. 


Allgemeines 

"Die Valuta M 8, 123 

Rund 10 Millionen Ballen Baumwolle dies Jahr un- 
verkäuflich GA 15, 60 

*Die amerikanische Baumwollproduktion WSt 10, 452 

Die Freude der amerikanischen Baumwollproduzenten 
WK 32, 1 

Die Krise der englischen Textilindustrie WK 35, 3 

Auch in Aegypten eine schlechte Baumwollernte 
WK 46, 3 

4955,5 Die falsche Schätzung der Baumwollernte WK 50, 3 


4955,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Faserstoffindustrie 
4955,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen’ Firmen 
4955,20 Arbeitsverhältnisse in der Faserstoffindustrie 
4955,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4955,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der 
industrie 


4955,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


4955, ir Tarifverträge in der Faserstoffindustrie 

4955, Neuregelung der Gehaltssätze in den Textilbetrieben 
des Weistritztales und des Kreises Neurode in 
Schlesien J 26, 83 

Abschluss eines Tarifvertrages für die Entwerfer, 
Zeichner und Patroneure im Gebiet des Weberei- 
verbandes für‘ Mittel- und Westsachsen J 26, 83 

Neues Gehaltsabkommen für die Textilindustrie im 
Wirtschaftsgebiet Aachen |] 28, 91 

Sächsisch-Thüringische Textilindustrie IH 13. 102 

Textilindustrie im Handelskammerbezirk Schweidnitz 
JH 19, 147 


F. Chemische Industrie, Keramische 
und Glasindustrie und Oelindustrie. 


a) Chemische Industrie. 


Allgemeines 

A.D.G.B. und AfA-Bund für Oppau T 41,370 

Das Oppauer Massengrab — ein Segen für den Kapi- 
talismus T 43, 391 

‚Für die Opfer des Massenunglücks in Oppau KB 47,67: 

Stellungnahme des A.D.G.B. und. des AfA- Bundes 
zur Hilfsaktion für Oppau M 11, 178 | 


4955,5 
4955,5 
1955,5 


4955,5 
4955,5 


4955,5 
4955,5 


Faserstofi- 


4955,40 


4955,40 


4955,40 
4955,40 


4980,5 
4980,5 
1980,5 


1980,5 
4980,5 


4980,15 


*Reichsfachausschuss Chemische Industrie IH 14, 107 

Tarifabschluss im Lautawerk (Tarif für kaufmännische _ 
Angestellte) IH 16, 125 

Einschränkung der Gummiproduktion WK 31,3 


4980,5 
4980,5 


4980,5 
4980,5 
WK 45, 3 


4980,10 Wirtschaitsverhältnisse in der chemischen Industrie 


4980, “ N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

4980,1 5 Das Oppauer Massengrab — ein Segen für den 
Kapitalismus (betr. Kapitalerhöhung 
konzern) T 43, 391 

Harkortsche Bergwerke und 
A.-G., Gotha. (Unternehmergewinne) T 52, 485 

„Nicht unbefriedigender Absatz“ in der: chemischen 
Industrie (betr. A.-G. für Anilinfabrikation in Berlin- 
Treptow) 121,62 

Frankfurt a M. A.-G. für Anilinfabrikation in Berlin- 
Treptow -- Chemische Fabrik Griesheim. Elektron. 
in Frankfurt a. M. 121,62 


Arbeitsverhältnisse in der chemischen Industrie 

Sachsen-Anhalt-Türingen.  Paritätischer Arbeitsnach- 
weis für die chemische Industrie Sektion Vb (Pro- 
vinz Sachsen, „Freistaat Anhalt und. Thüringische 
. Staaten) 1 21, 62 


4980,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


4980,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der 

Industrie 
4980,30  Aussperrung in der 
M. und Griesheim a. 


im Anilin- 


4980,15 chemische Fabriken 


4980,15 


1980,20 
4980,20 


chemischen 


chemischen Industrie in Höchst 
M. J 25, 80 


4980,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
4980,35 Lautawerk, Lohnabbau im Lautawerk? 119,55 


4980,40 Tarifverträge in der chemischen Industrie 

4980,40  AfA-Reichstarifkommission der chemischen 
120, 59 

*Die Er der 
121,6 

*Der ee Landesmanteltarifvertrag und seine 
Folgen (Der D. H. V. als Hüter der Kapitals- 
interessen) I 23, 69 z 

Die Kündigung des Angestelltentarifvertrags der che- 
mischen Industrie Gross-Berlins I 24, 76 

Tarifverhandlungen mit dem Arbeitgeberverband der 
chemischen Industrie, Sektion Ia (Berlin) J 26, 83 

Neue Gehaltsvereinbarung mit dem Arbeitgeberver- 
band der chemischen und Sprengstoff-Industrie, Köln 
J 26, 84 

Gehaltsbewegun in der chemischen 
Sektion Vb (Mitteldeutschland) J 27,88 

Veränderliche Teuerungszuschläge im Wirtschaftsge- 
biet der chemischen Industrie, Sektion IV a J 29, 95 

Berichtigung (betr. „Veränderliche Teuerungszuschläge 
im Wirtschaftsgebiet der chemischen Industrie, 
Sektion IV a“) 331,104 2 


Industrie 
4980,40 Vereinigung der Angestelltenräte 


4980,40 


4980,40 
4980,40 
4980,40 


4980,40 Industrie 


4980,40 
4920,40 


b) Keramische und Glasindustrie. 


Allgemeines 
Wirtschaftsverhältnisse i in der keramischen 
industrie 
5000,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5000,20 Arbeitsverhältnisse 
industrie 
5000,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


5000,5 


5000,10 und Glas- Ä 


5000,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Keränitschen‘t und | 


Glasindustrie 
5000,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


5000,40 Tarifverträge in der keramischen und Glasindustrie 
5000, 40 Neue Gehaltsvereinbarung mit 
scher Porzellanindustrieller J 27, 88 


c) Oelindustrie. 


Allgemeines ae 
an Bedeutung der Oele für die Weltwirtschaft SR5, @| 
5 ZB 
Die Bedeutung des Oels für die Weltwirtschaft WK 28,20 
Polen. ee. Kapital in der polnischen Oel- .” 
industrie WK 31, 3 2; 

Mexico — ein Opfer der Vereinigten Staaten und der 4 
Oelkäpitalisten WK 32, 3 

Unternehmer und Genossenschaften WK 36, 2 

Die Oelvorräte der Welt WK 41,3 


3005,5 
5005,5 
50055 
5005,5 
5005,5 
u 
3005,5 3 
5005,5- 





Die Valuta in Chile und die Katastrophe in Oppau | s 


in der keramischen und Glas- 


dem Verband Bayeri- 











„5040,30 


5005,5. :-Die deutsche Valutakatastrophe und der Sturz der 
Oelaktien WK4 3, 3 

5005,5 Oel als Heizmittel WK 46, 3 

50055 Die Jagd nach den Oelfeldern WK 49, 3 

50055 Die Preisvereinbarung zwischen ‚den feindlichen Oel- 
trusts WK 50, 3 

5005,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Oelindustrie 


5005,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5095,20 Arbeitsverhältnisse in der Oelindustrie 

5005,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5005,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Oelindustrie 
5005,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5005,40 Tarifverträge in der Oelindustrie 


G. Freie Berufe. 


Techn. Lehrer an Fach- und Fortbildungsschulen siehe 


unter 2085 
50205 Allgemeines 
5020,10 Wirtschaitsverhältnisse in den freien Beruien u 
5020,15 Arbeitsverhältnisse in den freien Beruien 


5020,15 *Schiedsspruch im Bühnengewerbe T 28, 262 
5020,15 *Die Organisation der Künstler M 8, 117 


5029,20 Lohn- und Gehaltsbewegungen in den freien Berufen 


H. Graphisches Gewerbe und 
Papierindustrie. 


a) Graphisches Gewerbe 


(Buch- und Zeitungsgewerbe). 
50405 Allgemeines 
5040,10 Wirtschaitsverhältnisse im graphischen Gewerbe 
5040,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5040,20 Arbeitsverhältnisse im graphischen Gewerbe 
5040,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
Lohn- und Gehaltsbewegungen im 

Gewerbe 

5040,30 *Internationale Unternehmer T 33, 302 


5040,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


graphischen 


5040,40 Tariiverträge im graphischen Gewerbe 

5040,40 Einigung über Wirtschaftsbeihilfen im graphischen 
Gewerbe KB 33, 464 

5040,40 Aus dem Leipziger Buchhandel IH 13, 100 

5040,40 Zeitungsgewerbe München IH 13, 103 

5040,40 Lohnentwicklung im deutschen Buchdruckgewerbe 
WSt 10, 480 

5040,40 *Aenderungen des deutschen Buchdruckertarifs 
WSt 12, 586 . 

b) :Papierindustrie, 
50455 Allgenieines 
5045,55 *Das Papier IH 13, 97 


5045,5 


5045,10 
5045,10 


*Papiersorten und Papierverbrauch IH 16, 121 

Wirtschaftsverhältnisse in der Papierindustrie _ 

*Die Papierproduktion in den Hauptproduktionsländern 
WSt 9, 401 

5045,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5045,20 Arbeitsverhältnisse in der Papierindustrie 

5045,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5045,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Papierindustrie 

5045,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


5045,40 Tarifverträge in der Papierindustrie Far 
5045,40 Tarifverhandlungen in der bayerischen Papierindustrie 


J 25, 80 


J. Holzindustrie. 


50605 Allgemeines 
5060,10 Wirtschaitsverhältuisse in der Holzindustrie 


































































5060,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5060,20 Arbeitsverhältnisse in der Holzindustrie 

5060,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5060,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Holzindustrie 
5060,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5060,40 Tarifverträge in der Holzindustrie 


5060,40 cn in der Möbelindustrie München 
25, 80 
5060,40 Gehaltserhöhung in der Holz- und Möbelindustrie 
Nordbayerns B 27, 88 


5060,40 Neue Gehälter in den Gross-Berliner Wagen- und 
Karosseriefabriken I 24, 75 

5060,40 *Der Reichsmantelvertrag für das 
werbe KB 37, 519; 38, 532 


K. Landwirtschaft. 


(s. auch unter 3380.) 


deutsche Holzge- 


50805 Allgemeines 

50805 Wo beginnt der Gewinn? T 31, 284 

50805 Rechtfertigt die vorübergehende Verarbeitung fremder 
Rohstoffe in einem landwirtschaftlichen Nebenbetrieb 
die Unterstellung dieses Betriebes unter die Ge- 
werbeordnung? RA (a. T.) 19, 695 

5080,5 *Der Marktverkehr mit Vieh WSt 8, 348 

50805 Die landwirtschaftliche Anbaufläche 1921 WSt 9, 394 

5080,5 Die deutsche Getreideernte 1921 WSt 9, 395 

50805 Viehschlachtungen im 1. Vierteljahr 1921 WSt 9, 397 


5080,10 Wirtschaftsverhältnisse in der Landwirtschaft 
5080,10 Saaten- und Erntestand im Deutschen Reich 
2565,75, 301528, 3525; 97396:210,4545 311,300 


5080,15 N Wirtschaitsverhältnisse auf einzelnen Gütern 
5080,20 Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft 
5080,20 *Konsequenzen (betr. Arbeits- und Organisationsver- 


WSt, 6, 


hältnisse der landwirtschaftlichen Angestellten) 
T 51, 473 

5080,20 Betriebsingenieure für die Landwirtschaft BU 8, 28 

5080,20 Zur Regelung der Arbeitsbedingungen in der Land- 
wirtschaft KB 31, 438 

5080,20 *Ein bedenkliches Entlohnungssystern in der -Land- 
wirtschaft KB 41, 580 

5080,20 Das Wohnungsrecht der Landarbeiter KB 42, 589 

508%0,20 *Internationale Arbeiterkonferenz und Arbeiterschutz 


in der Landwirtschaft KB 46, 659 
*Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter KB 47, 663 
Entwurf eines Uebereinkommens betr. das Koalitions- 
recht landwirtschaftlicher Arbeiter KB 49, 696 


5080,20 
5080,20 


5080,20 Entwurf eines Uebereinkommens, betr. die Arbeits- 
unfälle in der Landwirtschaft KB 49, 697 

5080,26 Vorschlag betreffend Verhinderung der Arbeitslosig- 
keit in der Landwirtschaft KB 49, 697 

5080,20 *Der Stand der Demobilmachungsgesetzgebung, mit be- 


sonderer Berücksichtigung der Sozialpolitik RA 


(n. a. T.) 19,760 


5080,20 Richtlinien für Arbeitsordnungen in land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben RA (a. T.) 20,721 
5080,20 *Die Regelung der. Arbeitszeit in der Landwirt- 


schaft WK 43, 2 


5080,25 N Arbeitsverhältnisse auf einzelnen Gütern 

5080,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Landwirtschaft 
5080,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen auf einzelnen Gütern 
5080,40 Tarifverträge in der Landwirtschaft 


L. Lebensmittel- und Genussmittel- 


industrie. 
a) Lebensmittelindustrie. 
5100,5 Allgemeines 
5100,5 Deutsche Zuckerausfuhr WSt 8, 359 


5100,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Lebensmittelindustrie 
5100,10 *Die wirtschaftliche Struktur des Bäckergewerbes und 
der Süsswarenindustrie nach der Zwangswirtschaft 


BRZ 19, 297 





Abkürzungen. 


i l ieder Zeile bedeutet die Archivrubrik, — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
De en Zara er echeherdes Abkfrsungeh sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 
„Ar des Freien Angestellten) Gr =Der technische Grubenbeamte 
Be zw ee I = Der Industrietechniker 
BR IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 


= Der Betriebsrat A i 
= i ätezei (Beilage des Freien Angestellten) 
BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D. G.B. N LT Gemetndchanmte 


BU = Bildung und Unterricht (Kommunaltechniker) 


E = Ekkehard 
FA = Deikle Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A. D. G. B, 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, | RET= Der Reichseisenbahn-Techniker 
(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtspraxis 
KB(R) = Kirrespöbdenzblalt d.A.D.G.B. | SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
Rasa T) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 
ämtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 


= Der Staatstechniker 
= Deutsche Techniker-Zeitung 
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5100,40 


46 


5100,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5100,15 Schokoladenfabrik Sarotti (Unternehmergewinne) 
T52,45 - 

* ‚Segen‘ der Profitwirtschait (Sarotti-A.-G.) JH 21, 157 

Arbeitsverhältnisse in der Lebensmittelindustrie 

(Gegen Nachtarbeit, Lohnabbau und Verlängerung der 
Arbeitszeit in den Bäckereien KB 29, 404 


5100,25 N Arbeitsverhältnisse bei. einzelnen Firmen 


5100, 30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Lebensmittel- 
industrie. 


5100,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei Erenen Firmen 
5100,35 Richard Selbmann, Dresden IH 13, 100 


5100,40 Tariiverträge in der: Lebensmittelindustrie 

5100,40 Abschluss eines Tarifvertrages für die rübenverarbei- 
tenden Zuckerfabriken in Thüringen 118, 51 

Zuckerwarenindustrie Westsachsen und Thüringen 
IH 13, 102 


5100,15 
5100,20 
5100,20 


b) Genussmittelindustrie. 
(Brauindustrie, Tabakindustrie.) 


Allgemeines 
Braustoffverbrauch und Biererzeugung in den Braue- 
reien der Biersteuergemeinschaft im Rechnungsjahr 
1920 WSt 8, 351 
*Die Entwicklung 
WSt 11,503 
5105,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Genussmittelindustrie 
5105,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5105,20 Arbeitsverhältnisse in der Genussmittelindustrie 
5105,20 Brauereistillegungen und Angestellte IH 13, 103 
5105,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
5105,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Genussmittel- 
industrie 
5105,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5105,40 Tarifverträge in der Genussmittelindustrie 
5105,40 Selbst ist der Mann! (betr. Tarifvertrag 


120, 60 $ 
5105,40 Erfolgreiche Genaltsbewegung im 
5105,40 


gewerbe J 26, 54 
5105,40 


des deutschen Zigarettengewerbes 


München) 


Berliner Brauerei- 


Neue Gehälter für die Angestellten der Brauereien 
Münchens J 29, 96 

Weitere Teuerungszulagen im 
Münchens und Umgebung J31,1 

Brauereigewerbe Köln (betr. Tarif für kaufmännische 
Angestellte) IH 17, 134 


M. Lederindustrie. 


Allgemeines 
*Bewegung der Preise für Häute, 
1920 bis Juli 1921 WSt 8,374 


5120,10 Wirtschaitsverhältnisse in der Lederindustrie 

5120. lu Warum steigen die Schuhpreise? JH 22, 164 

5120,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5120,20 Arbeitsverhältnisse in der Lederindustrie 

5120,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

5120,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Lederindustrie 
5120,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5120,40 Tariiverträge in der Lederindustrie 


N. Metallindustrie. 


a) Eisen- und Metallindustrie. 


Allgemeines 

"Wie lese ich 
E 12, 182 

*Die zeitgemässe Verbandsform für 
Maschinenbau BRZ 16, 247; 17, 263 

*Die son des deutschen Lokomotivbaues IH 16, 
122 


*Stahl und Eisen JH 23, 166 

*Die Produktion der Eisen- und Hüttenindustrie des 
Deutschen Reichs im Jahre 1919 WSt 11, 505 

Die Krise der Stahlproduktion WK 36, 3 

Stahlpreise und Valuta-Dumping WK 49, 3 

Wirtschaftsverhältnisse in der Metallindustrie 

Reichskonferenz der Betriebsräte der deutschen 
Mühlenbauindustrie J 25, 79 

Gewinne der Schwereisenindustrie. M 12, 218 


ee 


5105,40 


5120,5 


5120,5 Leder und Schuhe 


5130,5 
5130,5 


5130,5 
5130,5 


5130,5 
5130,5 


5130,5 
5130,5 
5130,10 
5130,10 


5130,10 


den Handelsteil der Tageszeitungen? 


den 


deutschen . 


*Die Lage auf dem ER, und. der Eisenwirt: 
schaftsbund IH 17, 131 

*Gemeinwirtschaft und Unternehmerprofit JH 24,174 

*Die Eisen- und Stahlproduktion der Welt. (Mit 
Karten und Tabellen)" WSt 10, 446 


15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 

15 Gothaer Waggon-Fabrik A.-G. in Gotha. 
nehmergewinne) T 52, 485 

Mannesmann - Röhrenwerke 
T 52, 485 

Die „Phönix“-Aktiengesellschaft 
Hüttenbetrieb M 10, 167; 11, 190 

Dividendensegen bei der Berliner Maschinenbau-A. -O., 
vormals L. Schwartzkopff (Unternehmergewinne) 
T 52, 485 

75 jähriges Jubiläum der Firma Carl Zeiss KB 48,685 


Arbeitsverhältnisse in der Metallindustrie 
*Der Verband der Metallindustk eig des Ostens zur 
Teuerung J25, 77 


5130,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


5130,25 Der Betriebsingenieur mit- dem Schlagring 118,52 

5130,25 En Verhältnisse bei dem Eisenwerk Ratingen 
30, 100 

5130,25 Ferrowerke Mückenberg, Kreis Liebenwerda I 19, 55 

5130,25 Wie im Bienenhaus! (betr. Firma F. Heckmann, Appa- 

5130,25 


5130,10 


5130,10 
5130,10 


= 30, 
51 30, (Unter- 


5130,15 (Unternehmergewinne) 


5130,15 für Bergbau und 


5130,15 


5130,15 


5130,20 
5130,20 


rate- und Maschinenbau, Berlin) 120, 60 

Eigenartige Zustände in dem Laboratorium des Eisen- 
und Stahlwerkes Hoesch in Dortmund J 31, 104 } 

ia Komnick hat noch immer nichts gelernt 

Die Münsterberger Maschinenfabrik, vorm. Max 
Schuster sen., Inh. a Fischer und Max Schüster 
sen., Münsterberg i. Schles. J 28, 92 

E; Neumann, Hochspannung sappaFege -Fabrik, Char- 
lottenburg J 28, 92 

Die Wagenbauanstalt Oldenburg A.-G. 
3:30, 100 


Koh und Gehaltsbewegungen in der Metallindustrie 

Der Konflikt in der Dresdner Metallindustrie 121, 63 

Gehaltsforderungen in der  rheinisch-westfälischen 
Metallindustrie 123, 70 


5130,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 

5130,35 *Solidarität der Angestellten, IH 13, 102 

5130,35 Streik bei den Vereinigten 'Silberwarenfabriken A.-G., 
Düsseldorf 121, 64 

Tariiverträge in der Metallindustrie 

Aachen. Neue Gehaltssätze in der Aachener Metall- 
industrie J 26, 82 

Anhalt. Tarifbewegung in der anhaltischen Industrie 
J 25, 78 

Aue -EN.E. a ea, in der erz- 
gebirgischen Industrie Aue i. E. J26, 82 


5130,25 
5130,25 


5130,25 


5130,25 in Oldenburg 


5130,30 
5130,30 
5130,30 


5130,40 
5130,40 


5130,40 
industrie? 118,50 

Berlin. Die Allzemeinverhiedichk des 
spruches vom 21. Dezember 1920 für die Berliner Me- 


5130,40 


tallindustrie a den 28. Februar 1921 hinaus ver- 


längert 122, 
5130,40 


5130,40 
5130,40 
5130,40 


124,75 

Berlin. 
und Karosseriefabriken 124, 75 

Berlin. 
industrie J25, 78; J26, 81 

Berlin. . Neuregelung der Gehälter 
Berliner Metallindustrie J 31, 102 

Cassel. 
der Casseler Metallindustrie 123, 71 

Cassel. 
industrie in Cassel 124, 76 

Cassel. Eine erfolgreiche 1 DENE in 
Casseler Metallindustrie J 30, 99 

Chemnitz. 
industrie J29, 94 

Dresden. Der Konilikt 
industrie 121, 63 


5130,40 
5130,40 
5130,40 
5130,40 
5130,40 Dresdner 
5130,40 
5130,40 


in der 


industrie durch Schiedsspruch beendet J 29, 94 
Grünberg, Freystadt usw. 


ee ee 


er > Anl et 


*Berlin. Wie stehen die Dinge in der Berliner Metall- 


Schieds- 


Die neuen Feen in der Berliner Metallindustrie ; 1 
Neue Gehälter in den Gross-Berliner Wagen- 3 

Tarifbewegung in der Gross-Berliner Metall- j 
in der Gross- 
Neue Teuerungszuschläge für die Angestellten r 
Nachtrag zum Tarifvertrag für die Metall- 
der 

Tarifabschluss in der Chemnitzer Metall- | | 
Metall- 
Dresden. Die Tarifbewegung in der Dresdener Metall- 4 


Ein neues Tarifabkommen 


in Grünberg in Schlesien, Freystadt und Umgebung 75 


J 30, 99 
5130,40 Hamburg. Neue Tariivereinbarungen an der Wasser- b 
Aa kante. Hamburger Eisenindustrie 122, 
5130, 


neo J 27, 87 


Hamburg. Neue Gehälter in der Eisenindustrie Gross £ 
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5130,40 
5130,40 


5130,40 
5130,40 
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5130,40 
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5130,40 
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5130,40 
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5130,40 
5130,40 
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5130,40 
5130,40 


5135,5 
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5135,5 
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5135,10 
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Hamburg. Ergänzung zum Tarifvertrag der Eisen- 5135,40 Reichskönferenz der freigewerkschaftlich organisierten 


industrie (Landbetriebe) Hamburgs J 30, 99 
Heidelberg. Eine neue Vereinbarung zu dem Firmen- 
tarif in Heidelberg I 24, 75 i 
Hoyerswerda. Tarifabschluss im Lautawerk 122,67 
Köln. Neue Gehälter in der Kölner Metallindustrie 

J 26, 82 
Krefeld. Neue Gehaltssätze in der Metallindustrie von 
Krefeld und Umgegend 124, 76 
Krefeld. Neue Gehälter in der 
Krefeld und Umgebung |] 28, 91 
*Leipzig.  Notleidende und kampflustige 
nehmer 124,73 
Leipzig. Abschluss eines neuen Tarifvertrages in der 
Leipziger Metallindustrie J 28, 90 
*Leipzig. Metallindustrie Leipzig IH 13, 100 
Liegnitz. Die Wirkung eines Ultimatums (betr. Gehalts- 
DEWEEUNg in Liegnitz) 120, 59 
Lübeck. eue Gehaltssätze für die Eisenindustrie 
Lübecks J 26, 82 
Mallmitz. Neuregelung von Gehalts- und Einkom- 
mensverhältnissen der niederschlesischen Eisen- 
giessereien Mallmitz-Sprottau-Kotzenau 124, 76 
Oberschlesien. Neue Gehälter in der weiterverarbei- 
tenden Metallindustrie Oberschlesiens J 27, 86 
Oberschlesien. Gehaltserhöhung in der oberschlesi- 
schen Bergwerks- und Hüttenindustrie J 27, 86 
*Rheinland-Westfalen. Gehaltsiorderungen in 
rheinisch-westfälischen Metallindustrie 123, 70 
Rheinland-Westfalen. Tarifverhandlungen im Bezirk 
Rheinland-Westfalen J29, 93 
Ruhrtal. Eisen- und Stahlindustrie im unteren Ruhr-. 
tal (Nordwestl. Gruppe). (Tarif für kaufm. Ange- 
stellte.) IH 17, 132 
Schwarzwald. Tarifbewegung in der Uhrenindustrie 
des Schwarzwaldes 123, 72 
Schwarzwald. Für die Uhrenindustrie des Schwarz- 
waldes J 27, 85 
Siegerland. Tarifvertrag für die Siegerländer Gruben 
und Hütten J 26, 81 
Singen, Erneuerung des Tarifvertrages für die Ange- 
stellten der Metallindustrie des Kreises Konstanz 
und Ausdehnung des Tarifvertrages” für. die= Firma 
Maggi G.m.b.H. in Singen 120,60 
Zweibrücken. Erhöhung der Gehälter in der Metall- 
industrie Zweibrückens ] 29, 93 
Zwickau. Teuerungszulagen-Abkommen mit dem Ver- 


Metallindustrie von 


Unter- 


der 


band der Metallindustriellen in Zwickau i, Sa. 
J 26, 83 

b) Schiffbau. 
Allgemeines 


Reichskonferenz der freigewerkschaftlich organisierten 
Angestellten deutscher Seeschifisweriten 122,66. 
Reichskonferenz der Angestellten deutscher Seeschifis- 

werfiten KB 36, 509; 9, 148; IH 16, 125 
*Hamburger Seeschiffahrt JH 20, 151 


Wirtschaftsverhältnisse im Schifibau 
Reichskonferenz der Angestellten 
werften M 9, 148 


deutscher Schiffs- 


5135,15 N Wirtschaitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 
“ Arbeitsverhältnisse im Schifibau 


Reichskonferenz der freigewerkschaitlich organisierten 
Angestellten deutscher Seeschifiswerften I 22,66 
*Hamburger Seeschiffahrt und Angestellte JH 21, 156 


5135,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


Wiederauferstehung der wirtschaftsfriedlichen Werk- 
vereine T 32, 293 


5135,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Schifibau 
5135,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 
5135,40 Tarifverträge im Schifibau 


Abkürzungen. 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubr 


B = Der Bautechniker 

= Bundes-Archiv 

BhA = Der 
des Freien Angestellten) 

BN en Serbien N 

= Bundespost 

== Der Betriebsrat 

BRZ — Betriebsrätezeitung des A. D, GB. 

BU = Bildung und Unterricht 

E zEk 

FA = Der freie Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 
Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 
= Der technische Grubenbeamte 
= Der Industrietechniker 


Gr 


K =Der technische 


ehard (Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsangestelite (Bei- 


IH = Der Industrie- und Handelsangestelite 
(Beilage des Freien Angestellten) 
Gemeindebeamte 


KB = Korrespondenzblatt des A.D. G. B, 


5135,40 


5140,5 
5140,10 


Angestellten deutscher Seeschiftswerften 122,66 _ 
Neue Gehaltsvereinbarung für die Angestellten bei 


den Seeschiffswerften J 27, 87 
c) Gesundheitsindustrie. 


Allgemeines 
Wirtschaitsverhältnisse in der Gesundheitsindustrie 


5140,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


5140,20 


Arbeitsverhältnisse in der Gesundheitsindustrie 


5140,25 N Arbeitsverhältnisse bei einzelnen Firmen 


5140,30 


Lohn- und Gehaltsbewegungen in der Gesundheitsin- 
dustrie 


5140,35 NLohn- und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Firmen 


5140,40 
5140,40 


5140,40 
5140,40 
5140,40 
5140,40 
5140,40 
5140,40 


Tarifverträge in der Gesundheitsindustrie 

Neue Gehaltssätze in der Zentralheizungsindustrie in 
München 118,51 ; 

Eine neue Vereinbarung zum Taritvertrag in der 
Zentralheizungsindustrie, Gruppe Nordbayern I 24, 76 

Die Angestellten der Berliner Gesundheitsindustrie 
zum Aeussersten entschlossen J25, 79 

Die Gehaltsbewegung in der Berliner Gesundheits- 
industrie J 26, 83 

Neuregelung der Gehaltsbezüge für die Angestellten 
der Zentralheizungsindustrie in München |] 27,87 

Erneute Teuerungszuschläge in der Zentralheizungs- 
industrie Rheinland-Westialens J 30, 100 

Neue Tarifsätze in der Berliner Gesundheitsindustrie 
J 31, 103 


d) Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke. 


51455 Allgemeines 

51455 Errichtung der - AfA-Bezirksfachgruppe der Gas-, 
Wasser und Elektrizitätswerke im: Freistaat Sachsen 
122, 68 

51455 Bezirksfachgruppe Gas, Wasser, Elektrizität für Mittel- 
deutschland J 25, 79 

51455 *Preiskampf der Kabelindustrie auf Kosten der Ar- 
beiterschaft BRZ 17, 266 

5145,10 Wirtschaitsverhältnisse der privaten Gas-, Wasser- 
und Elektrizitätswerke _ 

5145,10 "Das Kapital in der elektrischen Industrie BA 43, 46 

5145,15 N Wirtschaitsverhältnisse der einzelnen Werke 

5145,15 Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft (Unternehmer- 
gewinne) T 52, 485 

5145,15 *A.E.G. Das Kapital in der elektrischen Industrie 
BA 43, 46 

5145,20 Arbeitsverhältnisse in den privaten Gas-, Wasser- 


5,25 
5145,30 
5145,55 
5145,35 


5145,40 
5145,40 
5145,40 
5145,40 
5145,40 
5145,40 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 
KB(R) = Ko 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) 

% a. T.) = Beichs - Arbeitsblatt 


RA 


n 


N Lobin- 


und EBlektrizitäiswerken 


5145,25 N Arbeitsverhältuisse in einzelnen Werken 
5145,2 i € 


Brock & Anditree, 


J 28, 92 

Lohn- und Gehaltsbewegungen in den privaten (Ga$-, 
Wasser- und Elektrizitätswerken 

und Gehaltsbewegungen bei einzelnen Werken 

Der Streik der Arbeiterschaft in der Pöge E.-A.-G.. 
Chemnitz, und die Angestellten 123, 72 { 

Tariiverträge bei privaten Gas-, Wasser- und Elektri- 
zitätswerken 

Erhöhung der Gehälter bei der Strassenbahn 
dem Elektrizitätswerk Saarlouis 124, 75 

Ertolgreicher Abschluss der Gehaltsbewegung bei den 
Elektrizitätswerken Bayerns 124,76 

Neue Teuerungszulagen bei den Hamburgischen Elek- 
trizitätswerken J 27, 88 

Neue Gehälter in den Gas-, Wasser- und Elektrizi- 
tätswerken Mitteldeutschlands |} 28, 91 

Abschluss neuer Gehaltssätze mit dem Arbeitgeber- 
verband sächsischer Elektrizitätswerke J29, 95 


Elektrizitäts-Gesellschaft, Duisburg 


und 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem ® versehenen eng sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die 


Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 

ikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 
RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

— Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 


(Literaturbeilage) 
rrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterfechtsbeilage) 


<+ 


(sicht- 


amtlicher Teil) stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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5145,40 Die Gehälter bei den Elektrizitäts-, Gas- und Wasser- 

. werken der Provinz Brandenburg neu geregelt J 30, 
100 

Neue Vereinbarung mit dem Arbeitgeberverband von 
Elektrizitätswerken Bayerns J31, 103 

Tariferhöhung für die Angestellten der Elektrizitäts- 
werke Bayerns JH 23, 16 


©. Deutsche Werke A.-G. 


Allgemeines o 

*Die Deutschen Werke in Gefahr! T 45, 405 

Die Versorgungskasse der Deutschen Werke, Aktıen- 
gesellschaft KB 30, 417; FA 14, 131 

*Die Interalliierte Kontrollkommission gegen die Deut- 
schen Werke KB 45, 637 

Um das Schicksal der Deutschen Werke KB 48, 680 _ 

*Die deutsche Industrie und die Friedensarbeit KB 53, 
750 

*Die Deutsche Werke A.-G. WSt 6, 254 

Wirtschaftsverhältnisse in den Deutschen Werken 

*Die Deutsche Werke A.-G. WSt 6, 254 

5150,15 Arbeitsverhältnisse in den Deutschen Werken 

5150,15 *Die Deutsche Werke A.-G. WSt 6, 254 

5150,20 Lohn- und Gehaltsbewegungen in den Deutschen 

Werken 


5145,40 
5145,40 


‚5150,5 
5150,5 
5150,5 


5150,5 


5150,5 
5150,5 


5150,5 
5150,10 
5150,10 


P. Verkehr. 


a) Private Verkehrsunternehmungen. 


5460,5 Allgemeines 

5460,10 Wirtschaftsverhältnisse bei privaten Verkehrsunter- 
nehmungen 

5460,15 N Wirtschaitsverhältnisse 
mungen 

5460,20 Arbeitsverhältnisse bei 
mungen 

3460,25 N Arbeitsverhältnisse 

5460,30 


in ‘den einzelnen Unterneh- 
privaten Verkehrsunterneh- 


in den einzelnen Unternehmungen 

Lohn- und Gehaltsbewegungen bei privaten Verkehrs- 

unternehmungen 

5460,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen in den einzelnen Un- 
ternehmungen 


Tariiverträge bei privaten Verkehrsunternehmungen 

Tarifabschluss bei der Drahtlosen Uebersee-Verkehrs- 
Aktiengesellschaft, Berlin 119,55 

Erhöhung der Gehälter für die Angestellten bei der 
Hamburger Hochbahn-Aktien-Gesellschaft 123, 71 

Erhöhung der Gehälter beı der Strassenbahn und 
dem Elcktrizitätswerk Saarlouis 124, 75 

Gehaltserhöhung- für Angestellte bei Strassenbahnen 

_ im rheinisch-westfälischen Industriebezirk J 25, 80 

Die Gehälter bei der Berliner Hochbahn-Gesellschaft 
neu geregelt J 28, 92 

Gehaltserhöhung für Angestellte bei Strassenbahnen 
im rheinisch-westfälischen Industriebezirk J 29, 95 

Neuregelung der Gehälter für Dezember bei 
Hamburger Hochbahn J31, 104 


b) Luftschiffahrt. 


(Flugzeugbau und Luftverkehr) 
54655 Allgemeines 
5465,10 Wirtschaftsverhältnisse 
5465,15 N Wirtschaitsverhältnisse in den einzelnen Betrieben 
5465,20 Arbeitsverhältnisse 
5465,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Betrieben 
5465,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen 


5465,35 N Lohn- und Gehaltsbewegungen in den einzelnen Be- 
trieben 


5465,40 Tarifverträge 


Q. Bergbau. 


(siehe auch Kohlenabkommen von Spa unter 1460, In- 
ternationale Kohlenwirtschaft unter 4840, Sozialisierung 

des Kohlenbergbaus unter 3630, Kohlenwirtschaft in 
Deutschland unter 3370) 


5460,40 
9460,40 


5460,40 
5460,40 
5460,40 
5460,40 
5460,40 


5460,40 der 


a) Bergbau, Allgemeines. 


35005 Bergbau, Allgemeines 
55005 Richtlinien für die AfA-Arbeit im Bergbau T 45, 412 


Pr nz RR 
Ar 7 er 
5 ne “ 


5500,5 
5500,5 
5500,5 


5500,5 


5500,5 
5900,5 
5500,5 
5500,5 


5500,5 
5500,5 


5500,5 
5500,5 


5500,5 


5500,10 
5500,10 


5500,10 
5500,10 
5500,10 
5500,10 
5500,10 


5500,10 
5500,10 


5500,10 
5500,10 


5500,15 
5500,15 
5500,15. 
5500,15 


5500,15 
9500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 


5500,15 


5500,15 


5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 


5500,15 
5500,15 


CE N 
5 RIM ak i ML OTNS 
BE ir a nei Br 
7 ER .. Ann u 


Kameraden im Bergbau! (Aufruf!) Gr 28, 125 
Statistisches aus dem preussischen Bergbau Gr 29, 129 
Neue Benennungen (Vertretung des Bundes bei der 
_ Arbeitsgemeinschaft der gewerblichen und in- 
dustriellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer’ Deutsch- 


lands) Gr 29, 132 Be 
*Betriebsräte im Bergbau. Ein Rückblick und Ausblick 


nach zweiijähriger Tätigkeit im Betriebsrat Gr 31,137 


Die Verpflichtung ungeschulter Bergleute Gr 31, 140 
Die grossen Steigerreviere Gr 31, 140 
*AfA-Versammlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 157 
*Müssen die Wetter schlägen, um für den Bergbau 
Verbesserungen einzuführen? Von Georg Werner 
Gr 42,181; KB48, (L 8, 60) | 
Jahresbericht des Reichskohlenverbandes Gr 42, 183 
*Umbildung der fiskalischen Werke im Direktions- 
bezirk Recklinghausen Gr 43, 185 i 
*,Wie kann die Kohlenförderung gesteigert werden ?“ 
Von H. Mantel, Fahrsteiger Gr 49, 212 
*Dıe Kohlenvorkommen im Deutschen Reıch IH 17, 
132; WSt 7, 303 | 
*Die Produktion der bergbaulichen Betriebe Deutsch- 
lands im Jahre 1919 WSt 8, 346 


Allgemeine Wirtschaitsverhältnisse im Bergbau. 
Ein Gesetzentwurf über bergrechtliche Flurbereinigung 
Gr 25, 115 

*Feldersteuer Gr 26, 119 
Kohlenförderung im Mai Gr 26 119 
*Rückblick und: Ausblick Gr 27, 121 
Statistisches aus dem preussischen Bergbau Gr. 29, 129 
Die deutsche Kohlenförderung im August 1921. Gr 41, 
178 
Verkehrstechnisches Gr 45, 194 
Der Verband kaufmännischer 
Reichskohlenverband Gr 45, 196 
Die deutsche Kohlenförderung WSt 6, 257; 
8, 354; 9,403; 10, 452; 11,506; '12, 561 


Ra 


Grubenbeamten im 


7, 304; 


*Die Produktion der bergbaulichen Betriebe Deutsch- 


lands im Jahre 1919 WSt 8, 346 | 


Allgemeine Arbeitsverhältnisse im Bergbau 

*Die Entrechtung der Betriebsräte im Bergbau T 51, 474 

"Rückblick und Ausblick Gr 25, 113; 26,117; 27,121 

*Ein Sinken der Unfallziffern durch die Betriebsräte 
Gr 28, 127 A 

Bergbauliche Anträge im Landtag Gr 29, 129 

Statistisches aus dem preussischen Bergbau Gr 29, 129 

Löhne im preussischen Bergbau Gr 31. 139 

Unverantwortliche Zwischenbeamte Gr 31, 140 

Die Generalversammlung des Gewerkvereins christ- 
licher DBergarbeiter (betr. Entschliessungen zur 
Grubensicherheit) Gr 32, 144 


*Die Unterbeamtenfrage Gr 33, 145; 34, 149 


Sitzung der Arbeitsgemeinschaft am 19. August 1921 
(betr. Lohnpolitik im Bergbau) Gr 33,148 _ | 

Die zentrale Lohnbewegung im Bergbau Gr 34,152 

*Die zentrale Lohnregelung im Bergbau Gr 35,153; 
36, 158 


* Steigermangel? Gr 36, 159 


Sohlendienst der Steiger im Ruhrrevier Gr 36, 159 3 
Ein Briefwechsel! (betr. Hinterbliebenenfürsorge der 
Ar Bergwerks-Direktion, 
Reviersteiger, die aus dem Betriebsausschuss aus- 
scheiden Gr 37, 162 | 
Nochmals $ 43 der Bergpolizeiverordnung Gr 37, 163 
Bei Antritt einer neuen Stellung (betr. Einstellung 
von Bergschülern als Aufsichtshauer) Gr 37,18 


*Das Prämiensystem im Bergbau Gr 39,169; -44,192 


Betriebsrätekonferenz des christlichen Gewerkvereins 
für das Ruhrrevier Gr 39, 170 i a 
Fünfter Teilbericht des Bergtechnischen Ausschusses 
für das Ruhrrevier Gr 39, 171 #2 


Bezirksobmännerkonferenz der Betriebsräte im Ruhr- Y 


revier Gr 40, 175 


Müssen die Betriebsräte Angeber spielen? Gr41,178 
Müssen die Wetter schlagen, um für den Bergbau 


Verbesserungen einzuführen ? 

Gr 42,181; KB48 (L 8, 60) N 
Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bergbau Gr44,191 
*Betriebsrätekongress im Bergbau Gr 45, 193; 46, 197 s 
Gruppe Braunkohlenbergbau Gr 45, 195 ’ 
Sicherheitsvorschriften im Bergbau Gr 47, 203 Y 
Bergbehörde und Beisitzerwahlen zum Berggewerbe- b 

gericht Gr 48, 205 2 
*Vorpostenkämpfe Gr 48, 205 
Abänderung des Berggesetzes Gr 48, 207 


Von Georg Werner 





Hindenburg.) Gr36, 








1 m 0 I _ u -— 





ME. 








5500,15 


5500,15 


5500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 
5500,15 


5500,15 


5500,15 
5500,15 


” 


*Grundsätzliches über den Reichsverband Deutscher 


Bergbauangestellten Gr 49, 209 
Ruhrgebiet. (Aus der Gesamtsitzung der Arbeitskam- 
mer für den Ruhrbergbau) Gr 49, 211 
Die Unterbeamtentrage im Bergbau Flugschr. 8 
Zentrale Lohnregelung im Bergbau KB 39,557 
Reichsbetriebsrätekongress für den Bergbau KB 43,615 
Aus der Angestelltenbewegung im Bergbau KB 47, 666 
Si nen der niederschlesischen Bergarbeiter 
’ 


*Aufgaben und Tätigkeit der Betriebsräte im Bergbau 


BRZ 19, 290 


*Das Horn von Wanza FA 23, 197 
*Statistische Nachweisungen über die Arbeitsverhält- 


nisse und Löhne in den Hauptbergbaubezirken 


. RA (n. a. T.) 24, 976 

5500,15 *Die Bestimmungen des Preussischen Allgemeinen 
Berggesetzes über Sicherheitsmänner und & 66 
Zifter 8 ($ 78 Zifter 6) des Betriebsrätegesetzes 
RA (n. a. T.) 24, 986 

5500,15 Statistische Nachweisungen über die Arbeitsverhält- 
nisse und Löhne in den Hauptbergbaubezirken RA 
(n. a. T.) 28, 1185 

5500,15 Bergarbeiterlöhne im ersten Halbjahr 1921 WSt 10, 481 

550020 Arbeitszeit (Ueberschichten) 

5500,20 I Zustände im Aachener Steinkohlengebiet‘‘ Gr 43, 

5500,25 Besondere Fürsorge für Bergarbeiter 

5500,25 Haupiausschuss für die Bergarbeiter-Versorgung 

. Gr 31, 139 

5500,25 Ausgleichszulage für im Bergbau beschäftigte Per- 
sonen RA (a.T.) 23, 809 

550030 Siedlungswesen der Bergarbeiter 

5500,30 *Mitteldeutsche Bergmannswohnungen Gr 30, 133 

5500,30 Der engere Ausschuss der Reichsarbeitsgemeinschatt 
für den Bergbau (betr. Siedlungsfragen) Gr 30, 135 

5500,30 *Aus der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau Gr 43, 186 


5500,30 Verteilung der Baugelder aus dem Kohlenfonds bei 
der Treuhandstelle Essen Gr 43, 186 

5500,30 *Selbsthilte und Bergarbeiterwohnungsbau KB 36, 507 

5500,35 Versorgung der Bergarbeiter mit ver- 


billigsten Lebensmitteln 


5500,35 Hauptausschuss für die Bergarbeiter-Versorgung 
Gr 31, 139 

5500,35 Neue Benennungen Gr 37, 164 

5500,40 Tarifverträge 

5500,40 *Die zentrale Lohnregelung im Bergbau Gr 34, 152; 
35, 153; 36, 158 

5500,40 Taritverhandlungen Gr 38, 167 

5500,40 Tarifverhandlungen. Zechenholzmeistertarit im Ruhr- 
revier Gr 42, 184 

5500,40 Wie der Reichsverband die Bewertung der Bergbat- 
angestellten versteht Gr 43, 188 

5500,40 *Zentrale Lohnregelung Gr 44, 189; KB 39, 557 

5500,40 In dem Artikel „Zentrale Lohnregelung‘“ Gr 45, 196 

5500,40 *Der Zechenverband und wir Gr 47, 201 

5500,40 Aus dem Ruhrrevier. Zechenholzmeistertarif Gr 49, 212 

5500,40 Statistische Nachweisungen. über die Arbeitsverhält- 
nisse und Löhne in den Hauptbergbaubezirken 
RA (n.a.T.) 24, 976; 28, 1185 

b) Steinkohlenbergbau. 

55055 Allgemeines 

5505,5 Statistisches. Uebersicht über die Ergebnisse des 
Stein-, Braunkohlen- und Erzbergbaues in Preussen 
Gr 41, 177 

5505,10 Wirtschaitsverhältnisse im Steinkohlenbergbau 

5505,10 *Die internationale Entwicklung der Steinkohlenpreise 
Gr 28, 126 u 

5505,10 Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat Gr 41,177 

5505,10 Die deutsche Kohlenförderung WSt 7,304; 8,354; 





Abkürzungen. 


9,403; 10,452; 11,506; 12, 561 





5505,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 


5505,20 


Arbeitsverhältnisse im Steinkohlenbergbau 


5505,20 Konferenz der Schachtvertrauensleute im Ruhrrevier 


Gr 40, 176 


5505,20 _ Arbeiterwechsel und Feierschichten im Oberbergamts- 


5505,20 


bezirk Dortmund Gr 41, 179 
„Die Zustände im Aachener Steinkohlengebiet‘‘ Gr 43, 
187 


5505,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 


5505,25 
5505,25 
5505,25 
5505,25 
5505,25 


5505,25 


5505,30 


9505,30 
5505,30 


5505,30 
5505,30 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 
5505,35 


5505,35 


5510,5 
5510,5 
5510,5 


5510,10 


Eine wichtige Entscheidung (betr. Sonntagsarbeit auf 
Zeche Minister Achenbach) Gr 44, 192 

Auf Zeche Arenberg-Fortsetzung Gr 47, 203 

Betriebsräte und Zechenverwaltungen (betr. Zeche 
Hagenbeck des Mühlheimer Bergwerkvereins) Gr 47, 
202 

Zeche Königsgrube Gr 45, 196 

Von der Bergbehörde (betr. Zeche Nordstern) Gr 43, 
187 

Auf der Schachtanlage Prosper 3 Gr 47, 203 


Lohn- und Gehaltsbewegungen im *Steinkohlenbergbau 


Streik im Aachener en Gr 28, 128 

Ai zu dem Streik im Wurmrevier Gr 32, 

Zentrale Lohnregelung im Bergbau Gr 34, 152; 35, 153; 
36,158; KB 39, 557 

*Grundsätzliches zu dem Streik im Wurmrevier Flug- 
schr. 10 


Tarifverträge im Steinkohlenbergbau 

Gehaltserhöhung in der oberschlesischen Bergwerks- 
und Hüttenindustrie J 27, 86 

Tarifvertrag Waldenburg Gr 35, 156 k 

Neue Gehaltstestsetzungen im Ruhrrevier Gr 37, 162 

Tarifverhandlungen im Waldenburger Revier und in 
Oberschlesien Gr 39, 171 

Tarifabschlüsse. Sächsischer Steinkohlenbergbau Gr 40, 
175 

Tarifverhandlungen. 
bergbau Gr 42, 184 

Tarifverhandlungen. Steinkohlenbergbau Oberschlesien 
Gr 42, 184 

Verbindlicherklärung des Tarifvertrages für das Ruhr- 
revier Gr 43, 187 

Allgemeintarifliches Gr 44, 192 

Uebersicht über die im zweiten (Juartal 1921 im preussi- 
schen Bergbau verdienten Löhne inkl. aller baren 
Zuwendungen (Soziallöhne usw.) Gr 45, 195 

Neue Tarifvereinbarungen (Ruhrrevier) Gr 46, 199 

Tarifverhandlungen für den Zwickauer Steinkohlen- 
bergbau Gr 47, 202 

Tarif für den niedersächsischen Steinkohlenbergbau 
Gr 48, 207 

Druckfehlerberichtigung (betr. Tarifvereinbarung für 
das Ruhrrevier) Gr 48, 208 

Neue Kündigung der Gehaltstafel im Ruhrrevier Gr 49, 
212 


Niederschlesischer Steinkohlen- 


c) Kalibergbau. 
(siehe auch Kaliwirtschafit (Reichskalirat) unter 3365 
und Sozialisierung des Kalibergbaus unter 3635) 


Allgemeines 
*Die deutsche Kaliindustrie BRZ 16, 249 
*Deutsche Kalisalz-Gewinnung WSt 6, 253 


Wirtschaftsverhältnisse im Kalibergbau 


5510,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 


5510,15 *Zur Stillegung der 


5510,20 
5510,20 


Kaligewerkschaften Gebra und 


Lora zu Obergebra Gr 33, 146 


Arbeitsverhältnisse im Kalibergbau 
Rückblick über die Tätigkeit der Kalilohnprüfungsstelle 
I. Instanz im Jahre 1920 Gr 27. 123 





i Zahl jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichun zen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
De re ZahUR oben een ashstchanden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der 


ubrikzahl bedeutet, 


dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


B = Der Bautechniker FBR = Freie Beamtenrundschau 
BA = Bundes-Archiv GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
BhA == Der Behörden-Angestellte (Beilage lage des Freien Angestellten) 


des Freien Angestellten) 


En = ine ng I = Der Industrietechniker 
BR = Der Ben IH = Der Industrie- und Handelsangestellte 


BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D,G,B. 


= Bi i == Der technische Gemeindebeamte 
En = ed iur (Kommunaltechniker) 
FA = Der freie Angestellte KB = Korrespondenzblatt des A.D. G, B, 


Gr = Der technische Grubenbeamte 


{Beilage des Freien Angestellten) 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) 

M == Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 

R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Schriftensammlung des Bundes 
SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 


teraturbeilage) 


RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T = Deutsche Techniker-Zeitung 

RA(n.a, T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für WVersicherungsange- 
amtlicher Teil stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

RBR = Rundschreiben der Betriebsräte | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


zentrale 


WSt= Wirtschaft und Statistik 
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3510,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 


5510,25 *Zur Stillegung der Kaligewerkschaften Gebra und Lora 
zu Obergebra_ Gr 33, 146 

5510,25 Kaligewerkschaft Grossherzog Wilhelm Ernst Gr 44, 

5510,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Kalibergbau 

55 10, 30. Zentrale Lohnregelung im Bergbau Gr 34, 152; 35, 153; 
36, 158; KB 39, 557 

5510,35 Tarifverträge im Kalibergbau 

5510,35 Rückblick über die Tätigkeit der Kalilohnprüfungs- 
stelle I. Instanz im Jahre 1920 Gr 27, 123 

5510,35 Im Kalibergbau (betr. Gehaltserhöhung) Gr 34, 152 

5510,35 Allgemeintarifliches Gr 44, 192 

5510,35 Uebersicht über die im zweiten Quartal 1921 im 
preussischen Bergbau verdienten Löhne inkl. aller 
baren Zuwendungen (Soziallöhne usw.) Gr 45, 195 

5510,35 Tarifvertrag für die Kaliindustrie Gr 46, 200 

5510,35 Tarifverhandlungen für den Kalibergbau Gr 47, 203 

d) Braunkohlenbergbau. 

55155 Allgemeines 

55155  Bergbaurevierkonierenz in Senitenberg_ Gr 33, 148 

5515,5 Statistisches. Uebersicht über die Ergebnisse des 
Stein-, Braunkohlen- und Erzbergbaues in Preussen 
Gr 41, 177 

5515,5. Ei Vergleich der Brikettpreise im Braunkohlenberg- 
bau von Ostelbien und Rheinland Gr 41, 178 

5515,10 Wirtschaitsverhältnisse im ee 

5515,10 Rheinisch-Westfälisches Kohlensyndikat Gr 41, 177 

5515,15 N Wirtschaitsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 

5515,20 Arbeitsverhältnisse im Braunkohlenbergbau 

5515,20 Streik im Meuselwitzer Revier Gr 39, 172 

5515,20 Nochmals das Meuselwitzer Revier Gr 43, 187 

5515,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Bergwerken 

5515,30 Lohn- und Gehaltsbewegungen im Braunkohlenbergbau 

5515,30 Zentrale Lohnregelung im Bergbat Gr 34, 152; 35, 153; 
36, 158; KB 39, 557 

3515,35 Tarifverträge im Braunkohlenbergbau 

5515,35 Niederlausitz. (Tarifverhandlungen) Gr 28, 128 

5515,35 Im Oberlausitzer PESBnEORLEHETENE (betr. Deputat- 
kohlenfrage) Gr 32, 144 

5515,35 Taritverhandiungen im Casseler 3raunkohlenbergbau 

Gr 34, 151 

5515,35 Taritbewegung in den Braunkohlenrevieren Gr 36, 159 

5515,35 Tarifverhandlungen. Mitteldeutscher Braunkohlenbezirk 
Gr 39, 171 

5515,35 Tarifverhandlungen. Niederlausitz Gr 39, 171 

5515,35 Tarifabschlüsse.. Ostdeutscher. Braunkohlenbergbau 
Gr 40, 175 : 

5515,35 Tarifabsehlüsse.. Oberlausitzer Braunkohlenbergbau 

i Gr 40, 175 

5515,35 Taritabschlüsse. Aus dem Kölner Braunkohlenbezirk 
Gr 40, 175 

5515,35 Tarifvertrag. Mitteldeutschland Gr 40, 176 

5515,35 Tarifverhandiungen. In Niedersachsen und der Nieder- 
lausitz Gr 42, 184 

5515,35 Allgemeintarifliches Gr 44, 192 

5515,35 Uebersicht über die im zweiten Quartal 1921 im 
preussischen Bergbau verdienten Löhne inkl. aller 
baren Zuwendungen (Soziallöhne usw.) Gr 45, 195 

5515,35 Tarifvertrag. Braunkohlenbergbau Mitteldeutschland 
Gr 46, 200 

5515,33 ee Braunkohlenbergbau Oberlausitz Gr 46, 

5515,35 Für den Braunkohlenbergbau Forst Gr 47, 202 

5515,35 Tarifverhandlungen im Kölner Braunkohlenbergbau 
Gr 47, 202 £ 

5515,35 Tarifverhandlungen im Ostdeutschen Braunkohlen- 
bergbau Gr 47, 202 

5515,35 *Tarifverhandlungen für den Niederlausitzer Braun- 
kohlenbergbau Gr 48, 207 

5515,35  Zusatzvertrag zum Tarif für den  mitteldeutschen 
Braunkohlenbergbau Gr 48, 208 

5515,35 Tarifabschlüsse. Braunkohlenbergbau Niederlausitz 
Gr 49, 211 

5515,35 Tarifabschlüsse. Forster Braunkohlenbezirk Gr 49, 211 

e) Erzbergbau. 
55205 Allgemeines 
5520,5 Statistisches. Uebersicht über die Ergebnisse des 


Stein-, Braunkohlen- und Erzbergbaues in Preussen 
Gr 41, 177 


je s 
5520,10 "Wirtschaitsverhältnisse n Erzbergbau 
5520,10 Mansfelder Kupferschiefer-Bergbau Gr 29, 132 £ 
5520,15 N Wirtschaftsverhältnisse der einzelnen Bergwerke 


5520,20 Arbeitsverhältnisse im Erzbergbau 
5520,20 Mansfelder Kupferschiefer-Bergbau Gr 29, 132 


5520,25 N Arbeitsverhältnisse in den einzeinen Bergwerken 


5520,30 Lolin- und Gehaltsbewegungen im ee 
5520,30 Mansfelder Kupierschiefer-Bergbau Gr 29. 132 
5520,30 Zentrale Lohnregelung im Bergbau Gr 34, 152; 35, 153; 
36, 158; KB 39, 557 
5520,35 Tarifverträge im Erzbergbau 
5520,35 Tarifverhandlungen. Siegerland . Gr 39, 171 
5520,35 Tarifverhandlungen. Mansfelder Kupferschieferberg- 
bau Gr 42, 184 
5520,35 Tarifverhandlungen für den Mansfelder Kupferschiefer- 
bergbau Gr 44, 191 
5520,35 Allgemeintarifliches Gr 44, 192 5 
5520,35 Uebersicht über die im zweiten Quartal 1921 im 
preussischen Bergbau verdienten Löhne inkl. aller 
baren Zuwendungen (Soziallöhne usw.) Gr 45, 195 
5520,35 Tarifverhandlungen für die Siegerländer Gruben und 
Hütten Gr 49,212 ° 
R. Sozialversicherung. 
Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse. 
(Sozialversicherung im Hinblick auf die Interessen der 
Versicherten s. unter 4600-4665) 
a) Berufsgenossenschaften. 
5605,5 Allgemeines 
5605,10 Wirtschafitsverhältnisse bei den Beruisgenossen- 
schaften | 
5605,15 Arbeitsverhältnisse bei den Beruisgenossenschaften 
5605,20 Tarifverträge bei den Beruisgenossenschaften 
"5605,20 Die Tarifverhandlungen für die technischen Aufsichts- 
beamten der Berufsgenossenschaiten T 46,424 
b) Landesversicherungsanstalten. 
56105 Allgemeines 
5610,5 *Der Verband der Landesversicherungsanstalten KB 43. 
616 
5610,10 Wirtschäftsverhältnisse bei den Landesversicherungs- 
anstalten | 
5610,15 Arbeitsverhältnisse bei den Landesversicherungsan- | 
stalten a 
5610,20 Tarifverträge bei den Landesversicherungsanstalten 
c) Krankenkassen. x 
56155 Allgemeines 
56155 Wahlen zu deu 'Gewerbegerichten und zu den Orts- 
krankenkassen T 31, 285 
5615,5 Ergebnis der Wahlen zur Ortskrankenkasse Gross- 
Berlin T 45, 411 
5615,5 Fortbildungskurse für Angestellte der Versicherungs- 
träger KB 32, 456 
5615,5 Krankenkassenwahlen KB 38, 536 
5615,5 Neuwahl der Vertreter bei den Behörden der Arbeiter- 
versicherung M 8,119 R 
56155 Neuwahl der Vertreter der Krankenversicherung 
FA 16, 147 
5615,10 Wirtschaitsverhältnisse bei den Krankenkassen 
5615,15 N Wirtschaftsverhältnisse bei den einzelnen Kranken- 


kassen 
5615,20 Arbeitsverhältnisse bei den Krankenkassen 


5615,25 N Arbeitsverhältnisse bei den einzelnen Krankenkassen | 


5615,30 Tarifverträge bei den Krankenkassen 


d) Reichsversicherungsanstalt. 


5620,5 Allgemeines 

56,5 “Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte für 1920 T 44,398; M 12, ‚201 | 

5620,10 Wirtschaitsverhältnisse bei der Reichsversicherungs- 


anstalt 


5620,10 *Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt für An- 


gestellte T 44,398; M 12, 201 


5620,10 Die Verw altungsunkosten der 
anstalt für Angestellte T 48, 441 
5620,15 


5620,15 Verschwender FA 22, 1 


Reichsversicherungs- “ 


Arbeitsverhältnisse Br a Reichsv ersicherungsanstalt | 
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r 5850 Aus dem Berichte der preussischen Bergrevierbeamten 
V. Gesetzliche k vom Jahre 1920 (betr. Arbeit der Betriebsräte) 
Gr 32, 144 
Interessenvertretu ngen 5850 Aus den deutschen Gewerkschatten KB 33, 462 
: a 5850 Begritt der Bestandteile eines Unternehmens (& 9 
« . a B. R. G.). RA_(a. T.) 20, 721 
| A. Wirtschaftliches Rätesystem. 5850 Genossenschaftsmitglieder, die im Betriebe der Ge- 
e nossenschaft mitarbeiten, sind nicht Arbeitnehmer 
‘5800 Gesetzliche Interessenvertretungen, Allgemeines s im Sinne des B.R.G. RA (a.T.) 26, 899 
5800 Die erste Angestelltenkammer T 37, 333 E M 
5800 Der Arbeiterrat Gross-Hamburg zum Aufbau der Ar- 53855 Aufbau der Betriebsräte _ 
; beiter- und Wirtschäftsräte KB 48, 601 5855 Miles one eines gemeinsamen Be- 
5800:,., * i ratie — | s ä Br Are: riebsrates ‚30 
i rate ARE BRIEIAE 5855 $ 12 Abs. 2 B.R.G. Direktoren sind velar 
5800 B Arbeiterk N T. treter und daher zu den Betriebsvertretungen nicht 
ee anmeranete RA (1) 230 wählbar und wahlberechtigt BRUNL 7 
; 5855 $ 62 B.R.G. Unter Sonderbetriebsvertretungen, die auf 
5805 Ausbau des wirtschaftlichen Rätesystems. Arbeiter- Sen eines für ER Be en 
wo : : R rifvertrages errichtet sind, fallen sämtliche Arbeit- 
\F 5805 nn Aut 8 Die Fortführung der nehmer, Br durch diesen Tarifvertrag erfasst 
Rätegesetzgebung (Bezirkswirtschaftsräte). Referat - werden BR2,23 | Z en 
Rz 5855 Ss 9 B.R.G. Wer bestimmt über den Begriff „beson- 
Angestien und Beuntr TEE RE TED un, Seren Beichtr BRZ19,001 7 7 
5805 Stand der Bezirkswirtschaftsräte (Bericht von Geh. 8 3 ‚R.G. Eine Betriebskrankenkasse ist kein be- 
Reg.-Rat Schäffer auf dem ersten AfA-Kongress) 5855 7 BRG Dem ne Fa a 
5805 ee ihafteräte KB 26, 356; 29, 395 Be. „gesteliter SEE BRZIV: 302 N. 
5805 Konterenz für Hannover, Braunschweig, Oldenburg, ?8% ur Auslegung des A erg al BRON 
Bremen und Hamburg zur Frage der Bezirkswirt- Eee ereinigung‘ ($ 3.R.G.) 
schaftsräte KB 32, 451 wa ’ 
5805 *Landesarbeiterräte KB 45, 650 5860 Betriebsvertretung (Betriebsobmann) 
5805 Der Arbeiterrat Gross-FHamburg zum Aufbau der Ar- 5860 Gegen die Entrechtung der Arbeitnehmer in den 
| beiter- und Wirtschaftsräte KB 48, 691 Kleinbetrieben T 42, 380 
5805 Die Bezirkswirtschaftsräte FA 20, 178 
| 58065 *Das Horn von Wanza FA 23, 197 5865 Stellung der Arbeitgeber zu den Betriebsräten 
5805 *Arbeiter- und Verbraucherkammern RA (n.a.T.) 29, 3 ae E3 ne T 52, 489 
1240 58065 *Vorpostenkämpie Gr 48, | 
5805 Das Problem der Bezirkswirtschaftsräte WK 27,4 5865 Liga a ee die Uebergriffe der Be- 
riebsräte 142 
5810 L Der Betriebsrätegedanke im Auslande 
"5810 *Betriebsrätebewegung des Auslandes KB52 (1. 9, 68) b iebsrä A 
5810 Abbau der Arbeiterkontrolle WK 48, 2 2 5 ) Betrie = ee eg : 
5810 Belgien. Eine belgische Kritik über das deutsche Be- : 880 Betriebsrätegesetz, Allgemeines (Praktische Anwen- 
triebsrätegesetz WK 24, 2 BER 2 dung s. unter den betr. Einzelfragen) 
| 5810 Frankreich. Die soziale Studiengesellschatt der tran- 9880 Ausbau des Betriebsrätegesetzes KB 30,413 
| zösischen Katholiken zur Frage der Betriebskon- 88% ee en ee zur Reform des 
| trolle BR 11, 126 Dr a re RS 
5810 “Italien. Der italienische Betriebsrätegesetz-Entwurf >90 Be RE über das deutsche Betriebsräte- 
KB 29, 396 ar , ’ I ; N 
5810 Italien. Die Betriebsräte in dem Programm der italie- 880 $ 1 BRO. Der Begriff „leitender Angestellter 
nischen Regierung BR 11,125 ; 
5810 Japan. Arbeiterausschüsse bei den Staatsbahnen 
DR 12, 139, SR MN c) Rechte und Aufgaben der Betriebsräte. 
5810 Tschechoslowakei. _ Das Betriebsrätegesetz in _der F N . ® 
| Tschechoslowakei T 39,347; WK 36,2; BR2, 21 (Anwendung des Beiriebsrätegesetzes bei Behörden 
| 5810 Tschecheslowakeı. Die Bezırksbergarbeiterräte- BR 11, s. im Beamtenarchiv) 
E 126 ; ; 5895 Rechte und Aufgaben der Betriebsräte, Grundsätzliches 
5810 Tschechoslowakei. Ein neues Betriebsrätegesetz BR z995 . Die Schweigepflicht des Betriebsrats T 30, 278 “ 
12, 140 5895 *Die Entrechtung der Betriebsräte im Bergbau T 51, 474 
3 { \ 5895 Wie Zechendirektoren und Bergrevierbeamte das Be- 
5815 Kammern für Arbeiter und Angestellte in Oesterreich trıebsrätegesetz auslegen Gr 37, 162 
5815 Die erste Angestelltenkammer T 37. 333 5895 Revıersteiger, die aus dem Betriebsausschuss aus- 
scheiden Gr 37, 162 
f + 5895 Betriebsräte und Zechenverwaltungen (betr. Zeche 
B. Betriebsräte. Hagenbeck des Mühlheimer Bergwerkvereins) Gr 47 
202 
(Beamtenräte s. im Beamtenarchiv; Anwendung des 5895 Der Galgen für die Betriebsräte! KB 26, 368 
Betriebsrätegesetzes bei Behörden s. im Beamten- 5895 Liga zum Schutze gegen die Uebergriffe der Be- 
archiv) triebsräte KB 52, 742 
5895 *Verfassungstheorie — VL LERNE BR 2, 13 
1 + \ A 5895 *Die Beratung der Arbeiterräte BR 2, 20 
| a) Allgemeines über Betriebsräte. 5895. °& 18. B.R.G. Im‘ Falle der Nichibeteiligung einer 
5850 Betriebsräte, Allgemeines Gruppe der Belegschaft hat der Gruppenrat der an- 
5850 *Betriebsräte im Bergbau. Ein Rückblick und Ausblick deren Gruppe auch die Funktionen des Betriebsrates 
nach zweijähriger Tätigkeit im Betriebsrat Gr 31, 137 auszwüben BR 2, 22 
2 .. i j r Zei eu ie Archivrubrik. — Di it ei x h Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Abkür zungen. De ra Are Be enden ee sind ie FAR Feberumaen. hen Zahl ist die "Seite, —L Babe der Rubrikzahl bedeutet 





dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind 


B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA= Der Behörden-Angestellte (Beilage 


BN = Beamtennachrichten N 
Bp == Bundespost 

BR = Der Betriebsrat 

oRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. 


—B R K =Der technische Gemeindebeamte 
=» ee uns ep (Kommunaltechniker) 
FA = Der freie Angestellte KB = latt des A, D, G, B, 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
= Der technische @rubenbeamte 
— Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) Gr 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH. = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
(Beilage des Freien Angestellten) 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
KB(R) = Korrespondenzklatt d. A.D.G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Tei}) | T 
n.a.T.) = Reichs - Arbeitsblatt 


RA 


RBR == Rundschreiben der 
zentrale 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch == Schriftensammlung des Bundes 

SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

= Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

WSt== Wirtschaft und Statistik 


(Literaturbeilage) 
(Arbeiterrechtsbeilage) 


(nicht- | V 
amtlicher Teil) 
Betriebsräte- 
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5895 


5805 
5895 
5895 
5895 
5895 


5895 


"5895 


5895 
5895 
5895 
5895 


5900 
5900 


5900 
5900 


5900 


5900 
5900 


5905 
5905 


5910 
5910 
5910 
5910 


5910 


5910 


5915 
5920 
5925 


5925 


5925 
5925 


5930 
5930 


593) 
5930 


5935 
5935 
5935 


9935 
5935 


5935 


$ 39 B.R.G. Entfernung einer Bekanntmachung der 
Firma durch den Betriebsrat ist kein Grund zur 
fristlosen Entlassung BR 2, 23 

*Betriebsrat und Unfalluntersuchung: Der $ 77 des 
B.R.G. BR 3, 28 


.$ 46 B.R.G. Vertrauliche Betriebsangelegenheiten darf 


der Betriebsrat der Betriebsversammlung nicht mit- 
teilen BR 3, 34 

$S 66 Ziffer 3 B.R.G. Gesetzliche Pflichten der Be- 
triebsvertretung BR 3, 34 R3 

*Kurzsichtigkeit oder Schikane? BR 11, 126 

$$ 35 und 95 B.R.G. Mitglieder der Betriebsver- 
tretung dürten wegen Ausübung ihrer gesetzlichen 
Funktionen nicht benachteiligt werden BR 11, 127 

Gewerbeautsıcht und Betriebsräte‘ in Bayern 1920 
BRZ 16, 255 

$S 84 B.R.G. Ohne Betriebsvertretung keine Möglich- 
keit, Rechte aus dem B.R.G. in Anspruch zu nehmen 
BRZ 17, 270 

$S 91 B.R.G. Zuständigkeit des 
BRZ 18, 286 

*Aufgaben und Tätigkeit der Betriebsräte im Bergbau 
BRZ 19, 290 

*Die Tätigkeit der Betriebsräte in den Konsumgenossen- 
schaften GA 23, 89 

Form der Bekanntmachungen des Betriebsrates und 
des Arbeitgebers ($ 36 B.R.G.) RA (a. T.) 28, 956 


Tätigkeit der Betriebsräte während der Arbeitszeit _ 
Verbot der Lohnminderung von Betriebsratsmitglie- 


dern ($ 35 B.R.G.) RR 19,31 

$ 35. Verkehr des Angestelltenrates mit den Ange- 
stellten und umgekehrt während der Arbeitszeit 
BR 2, 23 ß » 

$ 76 B.R.G. Der Schlichtungsausschuss ist nicht im- 
stande, eine Sprechstunde innerhalb der Arbeits- 
zeit festzusetzen BR 2, 24 

$ 39 BRG. Die Notwendigkeit, dass sich ein Betriebs- 
rat, um seine gesetzlichen Funktionen auszuüben, 
produktiver Arbeit entzieht, ist kein Grund zur Ab- 
setzung wegen gröblicher Verletzung der gesetz- 
lichen Pflichten BR 10,115; BRZ 14, 222 

$ 35 BRG. Notwendige Versäumnis von Arbeitszeit 
BR 10, 115; BRZ 14, 223 

Streitigkeiten über die dem Betriebsratsmitglied nach 
$ 35 'B.R.G. zustehende freie Zeit RA (a.T.) 28, 
954 


Sitzungen der Betriebsräte während der. Arbeitszeit 
82 33a G. Notwendige Versäumnis von Arbeits- 


zeit BRZ 14, 223: BR 10, 115 


Betriebsversammlungen . 

Die Schweigepflicht des Betriebsrats T 30. 278 

Teilnahme von Gewerkschaftsvertretern an Betriebs- 
versammlungen T 39, 350 

8 36 B.R.G. Erstattung von Kosten für Saalmiete 
BR 3, 34 

$ 36 B.R.G. Ueberlassung eınes Raumes für die 
Betriebsversammlung durch den Unternehmer BR 11, 
127 

$s 47 B.R.G. ‚Hinzuziehung von Beauftragten wirt- 
schaftlicher Vereinigungen zu Betriebsversammlun- 
gen BR 12, 133 


Betreten der Räume des Betriebes durch den Betriebsrat 
Benutzung des Telephons durch den Betriebsrat 
Einfluss der Betriebsräte auf die Produktion : 
Rundschreiben des Verbandes der Metallindustriellen 
Ost- und Westpreussens BA 45 


*Buchhaltung und Bilanz als Kontrollmittel BR t1, 117 
Betriebsräte und Planwirtschaft BRZ 14, 213 


Einblick in die Betriebsbilanz (Gesetz und praktische 
Durchführung) 


*Die Abschreibungen in industriellen Betrieben BR1,5; 
217 = f) 

*Technische Betriebsführung, (Die ‚Abschreibungen _ in 
industriellen Betrieben) BR 10, 108;. 11,118; 12,131 

*Buchhaltung und Bilanz als Kontröllmittel BR 11,117 

Anschaulichkeit BRZ 16, 255 


Betriebsräte im Aufsichtsrat 

*Betriebsräte im Aufsichtsrat BR 10, 110 

*Die Entsendung von Betriebsratsmitgzliedern in den Auf- 
sichtsrat BR 10, 111 


*Die Arbeitnehmer im Aufsichtsrat BR 10, 113 
*Die Entsendung von Betriebsräten in den Autsichts- 


rat BRZ 14,219 \ 
*Betriebsratsmitglieder im* Aufsichtsrat ‘ FA 16, 145 


Einzelbetriebsrates 


5940 
5945 


5945 


5945 
5945 
5945 


5945 
5945 
5945 


5950 
5950 


5950 


5950 


5955 


5960 
5960 
5960 


5960 
5960 
5960 


5965 


5965 
5965 


5965 
5965 
5965 
5965 


5965 
5965 


3965 
5965 
5965 


5965 


5965 
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Betriebsräte und Stillegungen 


“ Einfluss der Betriebsräte auf die Arbeits- und Lohnver- 


hältnisse i 
Bei Beratung der Arbeitsordnung sind die Vertreter 
der gewerkschaftlichen Organisatiönen heranzu- 
ziehen T 29, 270 
*Fin Sinken der Unfallziffern durch die Betriebsräte 
Gr 28, 127 
„Der Gesundheitsschutz im Betriebe“. Von Prof. 
Dr. med. Th. Sommerfeld BR 3,36; SchBR 11 
g 78 Ziffer 3 und $ 80 B.R.G. Ist eine Betriebs- 
vertretung an die von den Gewerkschaften und Ar- 


beitgebervereinigungen für einen Beruf vereinbarte. 


Musterarbeitsordnung gebunden? BR4,11 _ 

8 80 B.R.G. Mitwirkung beı Dienstvorschriften BRZ 
15, 235 

8 78 Ziff. 1 und 2 BRG, Durchführung des Taritver- 
trages und Festsetzung der Arbeitszeit BR 10, 115 

$ 80 BRG. Mitwirkung bei Dienstvorschriften BR 10, 


114 


Ueberwachung der Tarifvertragsdurchführung 


$ 78 Absatz 1 und 9 und $ 87 Abs. 1. Durchführung 
des Tarifvertrages und Nichtanrufung der verein- 
barten Schiedsstelle BRZ 14, 223; BR 10, 114 

$ 78 Ziffer 1 und 2 B.R.G. Durchführung des Tarif- 
vertrages und Festsetzung der Arbeitszeit BRZ17, 
270 ; 

$ 36 B.R.G. Der Betriebsrat ist berechtigt, die Durch- 
führung eines Tarifvertrages vor einem Schieds- 
gericht zu vertreten und hat Anspruch auf Tage- 
geld und .Schnellzugsbenutzung BRZ 19, 302 


Entgegennahme von Beschwerden 


or 


Anrufiung des Schlichtungsausschusses 
$ 20 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 BR1,12 
88 28 und 36 B.R.G. Können mehrere Betriebsver- 
tretungsmitglieder gleichzeitig dieselbe Angelegen- 
heit vor dem Schlichtungsausschuss 
BR 2, 22 

$ 84 Absatz 1 B.R.G. Nichtanrufung des Gruppen- 
rates bedeutet Verzicht auf Rechte aus dem Be- 
triebsrätegesetz BR 2, 24 

S 78 Absatz 1 und 9 und $ 87 Abs. 1. Durch- 
tührung des Tarifvertrages und Nichtanrutung der 
vereinbarten Schiedsstelle BRZ 14, 223; BR 10, 114 

$S 84, Zitt. 2 B.R.G. Ist das Vorbringen von neuen 
Entlassungsgründen vor dem Schlichtungsausschuss 
statthaft? BR 11, 128 


Stellungnahme des Betriebsrats zu Einstellungen und 
Entlassungen 

Fristlose Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes Gr 44, 
190 

Weiterwirkung von Taritverträgen auf den Einzel- 


ALS ENEe nach Ablaut des Taritvertrages RR9, 


Erste Hilte beı Kündigungen Bp 11, 127 


$ 8S4 B.R.G. Nachträglicher Einspruch gegen eine 


Kündigung ist unzulässig BR1,11 
$ 12 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Ent- 


lassungen von Arbeitnehmern ohne Verkürzung der 


Arbeitszeit sind ungültig BR 1,12 

$ 12 der Verordnung. vom 12. Februar 1920. Arbeits- 
streckung BR1,12 

S$ 32 und 96 B.R.G. BR 2, 22 

$ 32 B.R.G. Wenn der Betriebsrat einer Kündigung 
zugestimmt hat, ohne die Vorschriften zu beachten, 
‚ist der Schlichtungsausschuss trotzdem zuständig 
BR2,23 


8 84 Absatz 1 B.R.G. Nichtanrufung des Gruppen- 
rates bedeutet Verzicht auf Rechte aus dem Be- 


triebsrätegesetz BR 2, 24 

$S 86 Absatz 1 B.R.G. Entscheidung nach dem Be- 
triebsrätegesetz, wenn’ die Fristen 
nicht gewahrt sind BR 2, 24 


$ 97 B.R.G. Zustimmung zur Kündigung eines Be- E Hi 


triebsratsmitgliedes durch den Schlichtungsausschuss 
wegen schlechter Geschäftslage BR 3,34 re 
$ 86 Abs. 1 BRG. Zustimmung zur Kündigung nur durch 
den Betriebsratsvorsitzenden, ohne Befragung der 


Ben Betriebsratsmitglieder, ist unwirksam BR 10, 


‚ 


$ 12 Abs. 3 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Aus- 


vertreten? 


unverschuldet 
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legung der Begriffe „zur vorübergehenden Aushilfe“ 


und „zu einem vorübergehenden: Zweck“ BR10,114 
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B =Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) 
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dass Jie Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet s 


$ 74 BRG. Massenentlassungen ohne Inkenntnissetzung 
der Betriebsvertretung sind ungültig BR 10, 115; 
BRZ 15, 235 

$$ 32 und 96 BRG. Beschlussfähigkeit des Betriebs- 

‚rates BR 10, 115 

$ 86 Absatz 1 B.R.G. Die Anerkennung einer Kün- 
digung durch den Gruppenrat nimmt dem Ge- 
kündigten die Möglichkeit der Anrutung des Schlich 
tungsausschusses BR 11, 128 

$ 96 Absatz 2 Ziff. 2 B.R.G. Kündigung von Mit- 
gliedern einer Betriebsvertretung BR 11, 128 

$ 86 B.R.G. Stillschweigende Zustimmung des Be 
triebsrates zur Entlassung BR 11, 128 

$ 13 der Verordnung vom 12. Februar 1920. Be- 
rücksichtigung der häuslichen Verhältnisse BR 12, 139 

$ 96 BRG. Entlassung von Betriebsvertretungsmit- 


iedern bei .teilweiser Stillegung des » Betriebes 
R 12, 139 
Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes nach $-96 des 


BRG. BRZ 14, 221 

88 32 und 96 BRG. Beschlussfähigkeit des Betriebs- 
rates BRZ 14, 223 

$S 86. Abs. 1 BRG. Zustimmung zur Kündigung nur 
durch den Betriebsratsvorsitzenden ohne Befragung 
der übrigen Betriebsratsmitglieder ist unwirksam 
BRZ 14, 223 

$ 96 Abs. 2 Ziff. 2 BRG. Kündigung von Mitgliedern 
einer Betriebsvertretung BRZ 14, 223 

$ 32 und 96 BRG. BRZ 16, 253 

8 96 BRG. Aussperrung von Betriebsvertretungsmit- 
gliedern ist unter gewissen Voraussetzungen unzu- 
lässig BRZ 16, 253 


Warenversorgung durch Betriebsräte 


Der „hochwohllöbliche‘“ Betriebsrat BR 10, i09 
Betriebsräte und Warenhandel GA 24, 96 


Sonstige Einzelbefugnisse und Aufgaben der Betriebs- 
räte 


Lehren aus dem Betriebsrätegesetz Gr 35. 155 
Müssen die Betriebsräte Angeber spielen? Gr 41, 178 


. „Hat der Betriebsrat die Mitwirkung bei der Verwal- 


tung von Werkswohnungen?‘“ Gr 44, 191 
Die Schadenersatzpflicht der Betriebsräte Bp 13, 158 


*Mitwirkung, des Arbeiterrats bei der Festsetzung von 


Strafen im Einzelfalle KB 28, (R7); 33 (R 8, 60) 
Die Festsetzung von Strafen gegen Arbeiter M 12, 217 
$ 18 B.R.G. Kann der Betriebsrat im Falle des 

Fehlens eines Gruppenrats die Rechte desselben 

ausüben? BR1,11 
$ 80 BRG. Dürfen in die Arbeitsordnung Bestimmungen 

über Ausschluss der politischen Betätigung während 

der Arbeitszeit aufgenommen werden? BR 10, 114 


8 66 Ziff. 9. Betriebsrat und Werkswohnungen 
BR 10, 115 3 
$ 95 BRG. Anschläge des Betriebsrats gehören zur 


Ausübung der gesetzlichen Betriebsvertretung und 
dürfen vom Arbeitgeber nicht entfernt werden 
BR 11, 128; BRZ 14, 223 
66 Ziff. 9. Betriebsrat 
BRZ 14, 222 

$ 86 Abs. 1 BRG. Die Anerkennung einer Kündi- 
gung durch den Gruppenrat nimmt dem Gekündig- 
ten die Möglichkeit der Anrufung des Schlich- 
tungsausschusses BRZ 14, 223 

8 80 Abs. 2 B.R.G. Kann der Gruppenrat (Arbeiter- 
oder Angestelltenrat) bei der Straffestsetzung in 
jedem einzelnen Falle mitwirken? BRZ 18, 285 


und Werkswohnungen. 


*Das Horn von Wanza FA 23, 197 


Mitwirkung des Betriebsrats an der Verwaltung von 
Pensionskassen RA (a.T.) 19, 694 

Kann 
triebes Herausgabe der Betriebsvertretungsakten 
seitens der Betriebsvertretung verlangen? RA (a. T.) 
25, 871 


der Arbeitgeber nach Stillegung seines Be- 
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6000 


6000 
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6000 


6000 


6000 


6000 
6000 


6000 


‘ Kosten der Betriebsräte 


53 


*Der Betriebsrat hat von sich aus nicht das Recht, 
in = Personalakten Einsicht zu nehmen RA (a.T.) 
27, 925 


& 


Von Rechts wegen. (Entschädigung des Betriebsrates) 
Gr 38, 166 

N von Vertretungskosten an Betriebsräte Bp 16, 

5 

Gehören Stimmzettel zu den sächlichen Kosten der 
Betriebsratswahl? KB33 (R 8, 59) 

Muss der Unternehmer die Kosten der Stimmzettel 
für die Betriebsratswahl tragen? KB41 (R 10, 79) 

$ 35 B.R.G. Betriebsvertretungsmitglieder können 
keinen Garantielohn beanspruchen BR 2, 23 

$ 36 B.R.G. Kosten für Herstellung eines Flugblattes 
sind vom Unternehmer nicht zu ersetzen BR 3, 33 

$ 36 B.R.G. Kostenerstattung nur bei Ausübung ge- 
setzlicher Funktionen BR3,33; 3,34; BRZ 19, 303 

$S 36 B.R.G. Erstattung von Kosten für Saalmiete 
BR 3, 34 

$ 87 BRG. Unterliegt die dem Arbeitnehmer nach $ 87 
zu zahlende Entschädigung dem Steuerabzug? 
BR 10, 115 ; 

$ 36 BRG. Die unbequeme ‚Nase‘ der Betriebsrats- 
kandidaten BR 12, 138 

$ 36 B.R.G. Geschäftsführungskosten des Betriebs- 
rates BRZ 19, 301 

8 35 °B.R.G. Entschädigungsanspruch von Betriebs- 
vertretungsmitgliedernr wegen versäumter Arbeits- 
zeit BRZ 19, 302 

$ 36 B.R.G. Der Betriebsrat ist berechtigt, die Durch- 
führung eines Tarifvertrages vor einem Schieds- 
gericht zu vertreten und hat Anspruch auf Tagegeld 
und Schnellzugsbenutzung BRZ 19, 302 

$ 36 B.R.G. Der Arbeitgeber muss die Kosten für 
- Mittagessen bezahlen BRZ 19, 303 

$ 36 B.R.G. Die Kosten für Betriebsrätezusammen- 
künfte hat der Unternehmer nicht zu tragen BRZ 19, 
303 


d) Wahlen der Betriebsräte. 


Betriebsratswahlen 


Betriebsratswahlen im Ruhrrevier (Verteilung der 
Arbeiter- und Angestelltenmitglieder auf die ver- 
schiedenen Verbände) Gr 29, 130 

Wie Zechendirektoren und Bergrevierbeamte das Be- 
triebsrätegesetz auslegen Gr 37, 162 

Wahlrecht der Zechenfeuerwehrleute und der Fahr- 
steiger zum Betriebsrat Gr 44, 191 

Muss der Unternehmer die Kosten der Stimmzettel für 
die Betriebsratswahl tragen? KB41 (R 10, 79) 

8 12 Abs. 2 B.R.G. Direktoren sind Unternehmer- 
vertreter und daher zu den Betriebsvertretungen 
nicht wählbar und wahlberechtigt BR1,11 

8 21 B.R.G. Die Ausnahmebestimmungen kommen 
nicht zur Anwendung, wenn genügend wählbare 
Arbeitnehmer vorhanden sind, auch wenn diese 
die Wahl ablehnen BR 3, 33 

8 27 BRG. Der Betriebsausschuss muss nach dem 
Verhältniswahlsystem gewählt und darf nicht be- 
stimmt werden BR 11, 127 

$ 50 BRG. Unter welchen Voraussetzungen ist ein 
Gesamtbetriebsrat wählbar? BR 12, 138 

$ 12 B.R.G. Vertreter der Interessen des Arbeit- 
gebers sind nicht wahlberechtigt und wählbar BRZ 
19, 301 

8 20 B.R.G. Weitherzige Auslegung des Begriffs 
„dreijährige Zugehörigkeit zu dem Gewerbe — oder 
dem Berufszweig‘“ BRZ 19, 302 

8 21 B.R.G. Wenn wählbare Personen genügend 
vorhanden sind, aber eine Wahl nicht annehmen, 
kommen dennoch die Ausnahmebestimmungen nicht 
zur Anwendung? BRZ 19, 302 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen Veröffentlichungen sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 


FBR = Freie Beamtenrundschau 

GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 
lage des Freien Angestellten) 

Gr = Der technische @rubenbeamte 


= er ee I =Der Industrietechniker 
= Bun os F 
= ; IH = Der Industrie- und Handelsangestellte 
ER, nen (Beilage des Freien Angestellten) 
= ebsrätezeitung des A.D, G,B. ; RER 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische ‚Gemein ebeam 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 





FA = Der freie Angestellte 


KB = Korrespondenzblatt des A. D.G. B, 


KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Literaturbeilage) RR = Recht und Rechtsprazis 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
(Arbeiterrechtsbeilage) Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

M = Mitteilungsblatt des ArA-B 
— Rundschreiben an die Ortsverwaltungen | St 


Abkürzungen. ;; henden Abkü ind die Heftnummern, die zweite Zahl ist die Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 
8 An Biesfensstgablen Beben Sen, uechelenen Es eher EN Dobe der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 


undes SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 


— Der Staatstechniker 


R 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt' (amtl. Teil) |T = Deutsche Techniker-Zeitung 
RAlı a.T.) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 
@mtlicher Teil) stellte (Beil, d. Freien Angestellten) 
RBR = Bundschreiben Betriebsräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
zentrale WSt= Wirtschaft und Statistik 
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$ 27 B.R.G. Der Betriebsausschuss muss nach dem 
Verhältniswahlsystem gewählt werden BRZ 19, 302 
“Frgebnis der Betriebsratswahlen (in den Versicherungs- 


betrieben) V 13,57 
*ErgeBnis der Betriebsratswahlen im Reiche V.15, 06 


Wählbarkeit im! Sinne des $ 20 Abs. 2 BRG. RA (a. T.) 


H0O00 
H000 


6000 
6000 


6000 
6009 


19, 694 

Ungültigkeit der Betriebsrätewahlen wegen Verstoss 
gegen $ 2% BRG. RA (a. T.) 21, 750 

Ein Arbeitnehmer hat nicht die Verpflichtung, die 
von ihm selbst für die Betriebsratswahl aufgestellte 
Liste zu wählen RA (a.T.) 25, 871 

$ 27 B.R.G. schreibt zwingend Verhältniswahl vor; 
Wahlen nach politischen Gruppen sind dabei un- 
zulässig. Keine Ersatzwahl für ausgeschiedene Be- 
triebsratsmitglieder RA (a.T.) 25, 871 

Gültigkeit von Betriebsrätewahlen. Heilung von 
Mängeln durch Unterlassung der Anfechtung RA 
(a. T.) 27, 925 le 

Sind nach 8 39 B.R.G. abgesetzte Betriebsratsmit- 
glieder wieder wählbar? RA (a. T.) 27,926 


Gültigkeit der Wahlen 

$ 19 Wahlordnung zum 
anfechtung BR 2, 22 

$ 20 Absatz 2 B.R.G. Aenderung des Angestellten- 
verhältnisses ist ohne Einfluss aut die Zugehörig- 
keit zum Gewerbezweig BR 2, 22 

$ 20 B.R.G. Ungültigkeit der Wahl wegen Wahl- 
beteiligung von noch nicht 18 Jahre alten Arbeit- 
nehmern BRZ 19, 302 u 

8 25 (und Wahlordnung) B.R.G. Aenderung . der 

- Vorschlagslisten und Oeffnen des Stimmzettel- 

kastens während der Wahl hat deren Ungültigkeit 
zur Folge BRZ 19, 302 

8 25 (8 19 Wahlordnung zum B.R.G.). Einsprüche 
gegen die Gültigkeit der Wahl einer Betriebsvertre- 
tung nach Ablauf der zweiwöchigen Einspruchs- 
frist sind, selbst wenn Unregelmässigkeiten bei der 
Wahl vorgekommen sind, als verspätet zurückzu- 
weisen BRZ 19, 302 

Gültigkeit von Betriebsrätewahlen. Heilung von Män- 
geln durch Unterlassung der Anfechtung RA (a,T.) 
27, 925 


6010 Amtsdauer der Betriebsräte 

6010 8 39, Was ist gröbliche 
lichen Pflichten? BR1,11 

88 39, 46 und 97 B.R.G. Erlöschen der Mitgliedschaft 
eines Betriebsratsvorsitzenden wegen gröblicher Ver- 
letzung seiner gesetzlichen Pflichten ist kein Ent- 
“ lassungsgrund BR1,11 

$s 43 B.R.G. Ende und Beginn der Funktionen einer 
Betriebsvertretung BR 2, 23 

$$ 39 und 60 BRG. Erlöschen der Funktion als Betriebs- 
obmann wegen gröblicher Verletzung der gesetz- 
lichen Pflichten BR 10,115; BRZ 14, 223 ; 

Ist ein Wechsel der gewerkschaftlichen Verbands- 
zugehörigkeit auf die Betriebsratszugehörigkeit von 
Einfluss? (8 39 B.R.G.) RA (a.T.) 28, 955 


6000 


B.R.G. Abgelehnte Wahl- 


6005 


Verletzung der gesetz- 


6010 


6010 


6010 


6010 


e) Organisation der Betriebsräte. 


Organisation der Betriebsräte, Allgemeines 
Gewerkschaften und Betriebsräte T 52, 489 
a Betriebsrätekongress des Metallarbeiterverbandes 
30, 97 
Bezirksobmännerkonferenz der Betriebsräte im Ruhr- 
revier Gr 40, 175 
*Betriebsrätekongress im Bergbau Gr 45, 193; 46, 197 
Reichs-Betriebsrätekongress für den Bergbau KB 43, 615 
Konferenz der Betriebsräte im Regierungsbezirk 
Merseburg KB 48, 689 
Betriebsrätekonferenz 
KB 53, 757 . 
BR 1,3; 2,18 


*Proletarischer Trust 
*Gewerkschaften und Betriebsräte BRZ 19, 289 

Kein Betriebsvertreterkongress BRZ 19, 290 
*Betriebsrätekongress für die Metallindustrie JH 24, 176 
Freigewerkschaitliche Betriebsrätezentrale des A.D.G.B. 
und des AfA-Bundes 
*Gruppenausschüsse M 8, 116 


des Unterbezirks Görlitz 


Schriften der Betriebsrätezentrale 
* Der Gesundheitsschutz im Betriebe.“ Von 
Dr. med. Th. Sommerfeld SchBR 11. 


.Fluügblätter der Betriebsrätezentrale 


Praft. 


Ru ndschreiben 
trale Fe | 
Freigewerkschaftlicher Betriebsrätekongress 
Reichsbetriebsrätekongress Gr 39,172 
Betriebsräteorganisation des Gewerkschaftsringes 
(Hirsch-Duncker) Br | 
Betriebsräteorganisation des Deutschen 


bundes (christlich) 
Betriebsrätekonterenz 
Gr 39, 170 


Wirtschaftliche Betriebsräteorganisation (Halle) (s. auch 
V.K.P.D. 1205, 100) 


f) Ausbildung der Betriebsräte. 


Ausbildung der Betriebsräte (s. auch Wirtschaftliches 
Bildungswesen unter 3055) ; 
Der Handelsminister zur Schulung der” Betriebsräte 
Gr 49, 211 
*Die Ausbildung der Betriebsräte KB 29, 406 
Die Beratung der Arbeiterräte BR 2, 20 
*Ende und Anfang BR3, 25 


Gewerkschaits- 


des christlichen Gewerkvereins 


6110 
6110 


6110 
6110 
6110 


” 


C. Arbeitskammernfürden Bergbau. 


6150 Arbeitskammern für den Bergbau 

6150 *Die Revierkonferenz unserer Fachgruppe. Bergbau im 
Ruhrgebiet Gr 26, 119 

Wen schicken wir in die Arbeitskammer des Ruhr- 
kohlengebiets? Gr 27,124 

Arbeitskammer für. den " Gr 28, 128; 
29, 131 

Die Wahlen 
Gr 32, 143 

Die Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau 1921 
147 


6150 
6150 Ruhrbergbau 
Ruhrrevier 


Gr 33, 


6150 zur Arbeitskammer im 


6150 


6150 
6150 Aus der Arbeitskammer für den Steinkohlenbergbauu 
des Ruhrgebietes Gr 44, 191 i 
Ruhrgebiet. (Aus der Gesamtsitzung der Arbeits- 


kammer für den Ruhrbergbau) Gr 49, 211 


D. Reichswirtschaftsrat. 
(Bezirkswirtschaftsräte s. unter 5805) 
Reichswirtschaitsrat, Allgemeines 
Reichswirtschaftsrat und Növelle zur 
versicherung T 44, 399 
Ablehnung der Schlichtungsordnung -T 49, 454 
Die Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat doch 
angenommen T 50, 466 
Die Angestelltenversicherung 
schaftsrat T 50, 466 
*Erhöhung der Ausfuhrabgaben. 
wirtschaftsrat M 11, 182 
Reichswirtschaftsrat und Novelle zur 
versicherung M 12, 211 | 
Aus dem Reichswirtschaitsrat FA 22, 193 


Wirtschaitspolitischer Ausschuss 
Der Reichswirtschaftsrat zur 
T 27, 248 
Sozialpolitischer Ausschuss 


6150 


6200 
6200 


6200 
6200 


6200 


6200 Opposition im Reichs- 


6200 


6200 


6205 
6205 


6210 
6210 
wirtschaftsrat angenommen T 27,249 
Erwerbslosigkeit und Kurzarbeit KB 29, 397 
*Verfehlte Beschlüsse des 
Schlichtungsordnung — Arbeitsnachweis M 8, 113 
Ladenschluss IH 13, 99 
Unterausschuss zur wirtschaftlichen Förderung der 
geistigen Arbeit ? 

Finanzpolitischer Ausschuss 


E. Handelskammern. 


Handelskammern 
. Wirtschaftsstatistik — 


Deutscher Industrie- und Handelstag 


6210 
6210 


6210 
6215 


6220 


Ehe 


6250 
6255 


F. Landwirtschaftskammern, 
Handwerks- u. Gewerbekammern. 


62830  Landwirtschafitskammern a Fr 
62855 Handwerks- und Gewerbekammern er 
6290  Handwerks-. und Gewerbekammertag 


Arbeitskammer für den Ruhrkohlenbergbau Gr 39, 170 


Angestellten- 


Wirtschaftsführer M 11,10 R 4 


ya 
AL: 


der Betriebsrätezen- | 





huni.a f ” 5 * 4 r 
a a a u ENTER 


fen AH Eh 


EEE tn en ac RA 


Angestellten- E 


Der Entwurf zu einer Schlichtungsordnung im Reichs- 


Reichswirtschaftsrates. 


ET 


vor dem Reichswirt- 


Getreidepreiserhöhung 

















ET RHEIN TTE 


h30U 
6300 


6300 





G. Verbraucherkammern. 


Verbraucherkammern 
Hamburg. Gesetz, betr. die Kammer der Vereini- 
gungen nichtgewerblicher Verbraucher RA (a.T.) 
28, 953 
*Arbeiter- 
29, 1240 


und Verbraucherkammern RA (n.a.T.) 


VI. Soziale Bewegung. 
A. Soziale Bewegung, Allgemeines. 


6500 Soziale Bewegung, Allgemeines 
6500 "England. Die Solidarität der Arbeiterschait WK 24,1 ' 
6500 Oekonomische Theorien gegen die Arbeitersolidarität 
WK 24,2 
6500 Amerika. Ein Vorschlag zur Stärkung der zewerk- 
schaftlichen ‚Maehtposition WK 27.2 
6505 Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
Allgemeines 
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*Unsere Gewerkschaften und die Republik M 10, 154 
*Zum Jahrestag der deutschen Revolution M 11, 170 
*Die Gewerkschaften und der Staat M 12, 208 
*Arbeitskämpfe und Berufsvereine M 9, 127 
*Zum Jahrestag der deutschen Revolution FA 21, 181 


Gewerkschaften und Klassenkampf 
*Die Gewerkschaften und der Staat M 12, 208 


Gewerkschaften und Maifeier 
Gemeinsame Aktionen verschiedener Gewerkschaften 
*Gewerkschaften und Wiederaufbau T 34,309; T 35, 316 
*Für die Republik! T 36, 321 
Protest der Arbeitnehmerorganisationen gegen die 
Teilung Oberschlesiens T 42,380; M 11, 178 
Einschränkung der Mitarbeit der Gewerkschaften bei 
der Erwerbslosenfürsorge T 52, 487 
Deutsche Arbeiter, Angestellte und Beamte! (Aufruf 
zur Linderung der Not in Oberschlesien) KB 28, 391 
*Gewerkschaften und Wiederaufbau KB 34, 468 
*Protest der deutschen Arbeitnehmerorganisationen 
gegen die Vergewaltigung Oberschlesiens KB 45, 638 
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en = ee I = Der Industrietechniker 
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BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G.B. (Beilage des Freien Angestellten) 
BU = Bildung und Unterricht K =Der technische Gemeindebeamte 
E = Ekkehard (Kommunaltechniker) 


FA = Der freie Angestellte 


= Der Bautechniker 

BA = Bundes-Archiv 

BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 
des Freien Angestellten) 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
Gr = Der technische Grubenbeamte 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


KB = Korrespondenzblati des A.D.G. B, 


KB{L) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 
KB(R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B. 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an dieOrtsverwaltungen | St 
RA(a.T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T 
(an) = Beichs - Arbeitsblatt 


RA 


RBR = Rundschreiben der Betriebsräte- 
zentrale 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 

Sch = Sohriftensammlung des Bundes 

SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 

= Der Staatstechniker 

= Deutsche Techniker-Zeitung 

(nicht- | V = Zeitschrift für Versicherungsange- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 

WK == Weltwirtschaftliche Korrespondenz 

WSt= Wirtschaft und Statistik 
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Gewerkschaiten und Kunst r 

*Die Organisation der Künstler M 8, 117 

Warenversorgung durch Gewerkschaften s. unter 3725 

Steuerpflicht der Gewerkschaften s. unter 1800 

Stellung, der Gewerkschaften zu bestimmten Einzel- 
fragen s. unter den einzelnen Gewerkschaften 

Bekämpfung der Gewerkschaften durch die Kommu- 
nisten s. unter 1205, 100 


c) Freie Gewerkschaftsbewegung. 


Freie Gewerkschaitsbewegung, Allgemeines 
Ein Zusammenschluss der Spitzenverbände der Ar- 
beiter, Angestellten und Beamten T 29, 268 
*Gewerkschaften — Volk — Vaterland T 32, 290 
Die freien 
Jahre 1920 T 43, 392 
Eine. Gewerkschaftsschule in Berlin T 45, 411 
Kameraden im Bergbau! (Aufruf) Gr 28, 125 
Der 11. Kongress der Gewerkschaften Deutschlands 
KB 38, 531 
Aktionsausschuss der freien Gewerkschaften der nor- 
dischen Wasserkante KB 42, 595 
*Zentralisation der Berliner Gewerkschaftsbibliotheken 
KB 44 (L7, 49) 
*Gruppenausschüsse M 8, 116 


Die dritte Säule der freigewerkschaftlichen Arbeitneh- 


merbewegung M 8,122 


*Die Gewerkschaften und ihre Gliederung (Kartelle) 


(mit tabellarischer Uebersicht über die verschie- 
denen Richtungen und die angeschlossenen Ver- 
bände) M 9, 135 

Wir und die anderen M 12, 209 

*Von der Idee unserer Bewegung JH 23, 165 


Internationaler Gewerkschaftsbund, Amsterdam 

Hilfe für Russland T 34, 311 

Keine Zersplitterung der Hilisaktion 
T 36, 327 

*Die Hilfsaktion des Internationalen 
bundes für Russland KB 34, 469 

Der Internationale Gewerkschaftsbund an die Arbeiter 
aller Länder (betr. Hilfe für Russland) KB 35, 483 

Keine Zersplitterung der Hilfsaktion für Russland 
KB 37, 518 3 

Helft dem russischen Volk! KB 48, 679 

*Zur Bekämpfung der Hungersnot in 
KB 48, 687. = 

Hilfe für Russland — trotz alledem! KB 49, 701 

Stand der Russen-Hilfsaktion am 15. Oktober 1921 
KB 50,715 - 

*Die Hilfsaktion des Internationalen Gewerkschaftsbun- 
des für Russland M 9, 126 

Der Internationale Gewerkschaftsbund an die Arbeiter 
aller Länder! (Aufruf betr. Russlandhilfe) M 9, 127 

Internationale Arbeitnehmersolidarität. Begrüssung: des 
Vertreters des Internationalen Gewerkschaftsbundes 
(Amsterdam), Leipart, auf dem AfA-Kongress 
M 11, 176 : 

Die Satzungen und Richtlinien des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes, Amsterdam M 11, 189 

Die Hilfe für die Hunrgernden in Russland FA 22, 195 


Organisation und Verwaltung des 1.G.B. 
Die internationalen Berufssekretariate im Jahre 1921 
KB 39, 553 
Die Mitgliederzahl des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes KB 41, 582; 42, 594 
*Die Internationale und die Deutschen Gewerkschaften 
M 10, 152 


Tagungendes 1GB. 
Arbeiterhilfe für Russland T 33, 302 
. Vorstandssitzung des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes: KB 45, 645 
Die Notwendigkeit internationaler Verbindungen der 
Gewerkschaften KB 48, 687 
*Die Hilfsaktion des Internationalen 
bundes für Russland M 9, 126 


Stellung des 1.G.B. zuräusseren Politik 
"Gewerkschaften — Volk — Vaterland T 32, 290 
Der Internationale Gewerkschaftsbund und das ober- 

schlesische Problem T 32, 293 

*Die internationale Gewerkschaftsdelegation über Ober- 
schlesien KB 42,591; 43, 610 

*Eine Bestätigung der Vorschläge des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes zur Lösung der Weltkrise 
KB 43, 611 
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*Die internationale Arbeiterbewegung und die drohende 
Kriegsgefahr KB 49, 700 | 
Die Gewerkschaftsinternationale an die Arbeiter Ober- =? 

‚schlesiens M 10, 163 a 


Parteipolitische Neutralitätdes LG.B_ 
Stellung zu Moskau und der kommunistischen Ge- | 
 werkschaftstaktik s. unter 1225 3 


Stellung des1IGB. zur Wirtschafits- und 
Sozialpolitik a 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
durch den 1.G.B. (Tarifpolitik, Stellung gegen- 
über den Unternehmern usw.) 
Internationale der Bergarbeiter s. unter 7320 
Internationale der Landarbeiter s. unter 7445 
Internationale der Metallarbeiter s. unter 7475 


-Freie Arbeiterbewegung (A.D.G.B.). 


Allgemeiner, Deutscher Gewerkschaftsbund (A.D.G.B.) 
Gemeinsame Aktionen mit anderen Gewerkschaften Ss. 
unter 7130 
Gemeinsame Aktionen mit dem AfA-Bund s. unter 7680 
Die deutschen Gewerkschaften ‚im Jahre 1920 T 44, 401 
* Arbeitslosendemonstration‘“ mit Handgranaten KB 26, 
353 E 
"Die freien Gewerkschaften in 'Rheinland-Westfalen— 
Lippe KB 26, 363 | 
*Jahresbericht des Vorstandes 
schen Gewerkschaftsbundes 
Hilte für Russland KB 34, 469 te E 
Der Allgemeine Deutsche Ggwerkschaftsbund im Jahre 
1920 KB 35, 484 TER A 
*13. Bundesausschusssitzung des A.D.G.B. KB 35,487 
Arbeiter, Angestellte und Beamte! (Autruf zum Schutz 
der Republik) KB 36, 500 ft Br 
An die deutschen Arbeiter und Angestellten! (Aufrul 
betr. Russlandhilfe) M 9, 126 SR 
A.D.G.B. — AfA-Bund — D.B.B. M9, 148 
Die Satzungen ımd Richtlinien des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes, Amsterdam M 11, 189 
"Das gute Einvernehmen zwischen Genossenschaften 
und Gewerkschaften GA 13; 50 


Organisation und Verwaltungdes A.D.G.B. 
Gründung einer Gewerkschaftsverlagsgesellschaft des 
A.D.G.B. T 28, 261 i B: 
Das Beitragswesen der Arbeitergewerkschaften T 47,433 
Richtigstellung (betr. Beitragswesen der Arbeiter-Ge- | 
werkschaften) T 51,475 > 
Vorstand des Allgemeinen 
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Deutschen Gewerkschafts- 
bundes. Adressenverzeichnis des Vorstandes, der 
Vorsitzenden der deutschen Zentralverbände, der 
Arbeitersekretariate, Ortsausschüsse usw. KB29 
(Adressenbeilage 2 HErN 2 

*Die. Ortsausschüsse des Allgemeinen Deutschen Ge- 

 werkschaftsbundes im Jahre 1920 (Umfang, Tätig-. 
keit, Finanzen) KB 30 (Statist. Beil. 1,1) ie 

Tabelle 1. Umfang, Einrichtungen und Tätigkeit der 
Ortsausschüsse im Jahre 1920 KB 30 (Statist. Beil. 1,.5) 

Tabelle 2. Ortsausschüsse, die ausser dem Ortsaus- 
schussbeitrag noch besondere Beiträge erheben 
KB 30 (Statist. Beil. 1.17) Fe 

Tabelle 3. Einnahmen und Ausgaben der Ortsaus- 
schüsse im Jahre 1920 KB 30 (Statist. Beil. 1,18) 

Tabelle 4. Spezialübersicht über die den Ortsaus- 
schüssen (Kartellen) angeschlossenen Gewerk- 
schaften und Mitglieder der Berufsorganisationen 
(Zentralverbände)) KB 30 (Statist. Beil.) 1,30) 

Tabelle 5. Gewerkschaftsbureaus, Arbeitersekretariate 
und Zahl der Angestellten KB 30 (Statist. Beil. 1, 31) 

Tabelle 6. Uebersicht über die Höhe der Jahresbei- 
träge in den Jahren 1918—1920 KB30 (Statist. 
Beil. 1, 32) BL 

Tabelle 7. Die Entwicklung der örtlichen Vereini- 
ungen der freien Gewerkschaften vom: Jahre 1901 
Bis 1920 KB 30 (Statist. Beil. 1, 32) er 
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Der Allgemeine Deutsche 
Jahre 1920 KB 35, 484 Be, er 
Der Mitgliederbestand der Zentralverbände am 


Schlusse des 2. Quartals 1921 KB 36, 506 2 SA 
"Adressen der Zentralverbände KB42 (Adressenbe 
lage 3, 33) a 
Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaits- 
bundes KB42. (Adressenbeilage 3, 33 ee 
Bezirks-Arbeitersekretariate KB 42 (Adressenbeil. 3, 34) 
Arbeitersekretariate KB42 (Adressenbeilage 3,35) 
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Ortsausschüsse KB42 (Adressenbeilage 3, 36) 
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7205 7225 *Zur Kasseler: Jugendkonterenz des Allgemeinen Deut- 
7205 Adressen der gewerkschaftlichen Landeszentralen schen Gewerkschaftsbundes KB 32, 452 
® KB 42 (Adressenbeilage 3, 48) 7225 Konferenz zur Besprechung von Fragen der gewerk- 
7205 *Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund. (Mit schaftlichen Jugendarbeit KB 42, 596 
Tabellen über Mitgliederbewegung, Kassenverhält- 7225 *Zur Praxis der gewerkschaftlichen Jugendarbeit 
nisse, Unterstützungseinrichtungen der angeschlosse- KB 51, 722 
_ nen Zentralverbände KB 43 (Statistische Beil. 3,58) 7225 Der Reichsausschuss der Arbeiterjugendorganisationen 
7205 Der Mitgliederbestand der Zentralverbände am Schlusse KB 52, 740 
7 ee aral: ae el 7230 Baugewerksbund 
-7205 Ein Denkstein für Carl Legien KB 52, 739 75 * RER ER EOT ' 
7205 Die Gewerkschaften nd ae Gliederung (Karteie) 7230 u Einheitsgewerkschaft im Baugewerbe KB 29, 
(mit tabellarischer Uebersicht über die verschiede- 7230 nme. Einkeitsotvankatian ) 
; ; 2 sr 2 ganisation im Baugewerbe KB 30, 418 
M9 een und die angeschlossenen Verbände) 7939 Zur Gründung eines Baugewerksbundes KB 51, 723 
) 
. N 12355 Bauarbeiter 
7206 Tagungen des A.D.G.B. 32 5 Khan BE 70: 
a Be ni un LSA NEPAL ENDETE ke a ea ee. 
remen un amburg zur Frage der Bezirkswirt- ” u Se j 
schaftsräte KB 32, 451. BIESLT2 
7200 *13. Bundesausschusssitzung des A.D.G.B. KB35, 487° 7240 Zimmerer 
7206 Gewerkschaftskonferenz für das östliche Westfalen 7240 Der Zentralverband der Zimmerer Deutschlands 
und Lippe KB 39, 553 \ KB 45, 649 
7200 *Konterenz der Ortsausschüsse des A.D.G.B. in deı 7240 Zimmerer KB 49, 703 
Provinz Brandenburg KB 49, 703 7240 Konterenz der Zentralinstanzen des Zimmererverbandes 
72060 *14. Tagung des Ausschusses des Allgemeinen Deüt- KB 52, 741 
schen Gewerkschaftsbundes KB 53, 754 7245 :- Poliere 
7206 *Der Kampf gegen die Teuerung. Der Bundesausschuss 5 k Dir 
‘ des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 72% Deutscher Verkehrsbund (s. auch Beamtenarchiv) 
zur jetzigen Teuerung M9, 125; FA 16, 142 72555 Deutscher Eisenbahnerverband 
7206 Der 11. Kongress der Gewerkschaften Deutschlands 7255 Karl Thielemann + KB 29, 402 
M 10, 165 1255 Eisenbahner KB 43, 608 
> ' "3 ’ PR 7255 Zweite Reichskonferenz der Betriebs- und Beamten- 
I Bundes NE enS KB 34, en olitik räte des Deutschen Eisenbahner-Verbandes KB 45, 647 
7207 Gewerkschaften und Oberschlesien KB 46, 656 7260 Deutscher Transportarbeiterverband 
7207 Protest der Arbeitnehmerorganisationen gegen die 7260 "Angestellte und Industrieverband (betr. Stellungnahme 
Teilung Oberschlesiens M 11, 178 der Transportarbeiter) T 29, 265 
7207 Gewerkschaften und Oberschlesien JH 22, 164 7260 Bann, Transportarbeiterverband im Jahre 1920 
- RE SR 38, 530 i 
1208° RParteipvolitische Neutralität des AD.GB — . ee = 
Ahr: der kommunistischen Gewerkschaftstaktik s. ar Transportarbeiter KB 42, 594 
Bel hen, 100 7200 Eine ? KB 47, 075 
7° *Gewerk i4it. 1 s m: 'ganisation: ‚67 
Er Gewerkschaftspolitik KB 39, 548 \ 7260 Eine Konferenz der Gau- und Ortsvorstände des Deut- 
7200 Stellung des A.D.G.B. zur Wirtschafts- schen . Transportarbeiterverbandes KB 52, 741 
und Sozialpolitik 5 Er. d 
7209 Preissteigerungen — Lohnerhöhungen. (Stellung der 1265 Verband des P ost ” Telegraphen- un 
Arbeitgeber und des A.D.G.B.) T 34,310 Fernsprechpersonals 
7209 *Die Währungsfrage im Saargebiet und die Gewerk- 7270 Verband des Personals der Strassen- 
a schaften KB 27, 371 und Kleinbahnen 
7209 Der Kampf um die 10 Forderungen des A.D.G.B. l 
KB 28, 390 Dem A. D. G. B. angeschlossene Zentral- 
7209 ne und die 10 Forderungen des ADGB verbände 
’ N 
7209 Die neuen Preissteigerungen KB 34, 468 Angestellte s. unter 7745 
7209 *13. Bundesausschusssitzung des ADGB. KB 35, 187 Artisten s. unter 7730 
7209 Beschleunigte Zuschussgewährung für Siedlungsbauten. 7399 Asphalteure | N 
KB 38, 525 - 7300 Erhöhung der Beiträge und Unterstützungen KB 52, 730 
7209 Forderungen der Gewerkschaften zur Rettung der 1 } 
“ deutschen Wirtschaft KB 48, 679 7305 Bäcker und Konditoren NER REN 
7099  *Der Kampf gegen die Teuerung. Der Bundesausschuss 7305 Zur Verschmelzung der Verbände der Bäcker und 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes Konditoren, der Brauerei- und Mühlenarbeiter und 
Furt B SO 9% 3 der Fleischer und verw. Berufsgenossen KB 38, 530 
jetzigen Teuerung M 9, 125 BENE $ G erhittelir heit B 43, 609 
7209 Die Forderungen der Gewerkschaften FA 22, 190 7305 Lebens- und en KB 50 5 vr 
7209 Die neuen Preissteigerungen IH 15, 116 1305 Bäcker und Konditoren wre 
7209 *Gewerkschaften u. Konsumgenossenschaften GA 13, 49 Bauarbeiter s. unter 7235 
7209 Der Bundesausschuss des Allgemeinen Deutschen Ge- 7310 Bekleidungsarbeiter 
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wu Vertretung der: Arbeitnehmerinteres- 7315 Zur Generalversammlung des Bergarbeiter-Verbandes 
sendurchden A.D.GB. (Tarifpolitik, Stellung gegen- "Gr 25, 116 
über den Unternehmern usw.) 7315 *23. Generalversammlung des Verbandes der Berg- 
7210 *Die Arbeitersekretariate im Deutschen Reiche im Jahre arbeiter Deutschlands KB 26, 364 
1920 KB 39 (Statist. Beil. 2, 33) 7315 Reichskonferenz der Bergarbeiter KB 38, 531 
2220. Berliner. Gewerkschaftskommisston 7315 Erste Reichsjugendkonferenz des Bergarbeiterver- 
& 2 bandes KB 43, 615 
7225 Freigewerkschaitliche Jugendbewegung 
7225 Konferenz zur Besprechung von Fragen der gewerk- 7320 Internationale der Bergarbeiter 
schaftlichen Jugendbewegung KB 31, 438 7320 "Internationale Bergarbeiterbewegung KB 36, 508 
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Böttcher 
Der Verband der Böttcher, Weinküfer und Hilfs- 


arbeiter im Jahre 1920 KB 32, 448 


Brauerei- und Mühlenarbeiter 
Zur Verschmelzung der Verbände der Bäcker und 
Konditoren, der Brauerei- und Mühlenarbeiter und 
der Fleischer und verw.. Berufsgenossen KB 38, 530 
Aus den deutschen Gewerkschaften (Brauerei- "und 

Mühlenarbeiter) KB 45, 643 ° 


r% 
re deutschen Gew erkschaften. Buchbinder KB 28, 

391 

Der Verband der Buchbinder und Papierverarbeiter 
im Jahre 1920 KB 33, 461 2 

Buchbinder KB 38, 530 

Buchbinder (betr. Abrechnung vom 2. Quartal 1921) 
KB 43, 608 


Buchdrucker 
Der Buchdruckerverband im Jahre 1920 KB 31, 434 


Aus den deutschen Gewerkschaften. Buchdrucker 
KB 41,581 

*Der 8. internationale Buchdruckerkongress KB 41, 583 

Buchdrucker KB 50, 715 


Chorsänger 


Dachdecker 
Dachdecker (betr. 
13. Verbandstag des Bayer 

KB 49, 702 

Eisenbahner s. unter 7255 


Fabrikärbeiter 
*Angestellte und Industrieverband (betr. iusgnahmz 


er Fabrikarbeiter) T 29, 265 
Der Verband der Fabrikarbeiter im Jahre 1920 
KB 29, 401 
3 Tagung des Verbandsbeirats des Fabrikarbeiter- 
verbandes KB 47, 669 
Fabrikarbeiter KB 50, 715 
Film- und Kinoangehörige 
Fleischer 
Zur Verschmelzung der Verbände der Bäcker und 
Konditoren, der Brauerei- und Mühlenarbeiter und 
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M 12, 213 


“"AfA-Versammlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 
157 

Konferenz für Hannover, Braunschweig, "Oldenburg, 
Bremen und Hamburg zur Frage der Bezirkswirt- 
schaftsräte KB 32, 451 . 

"Derer. Gewerkschaitskongress des Allgemeinen freien 
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amtenbundes Herrn Lange auf dem AfA-Kongress 

M 11, 173 Br 
Flugschriiten des AiA-Bundes 
Orts- und Bezirkskartelle des AfA-Bundes R 
*Gzündung von AfA-Ortskartellen: Bp 18, 232 En 
*Berlin. Zusammenwirken der A. D. G. B.-Ortsausschüsse” 
mit den AfA-Ortskartellen M 8, 115 
Gründung eines Bezirkskartells Nord-Ost M 12, 213 


Angeschlossene Verbände: 
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Ein internationales Bankangestelltensekretariat T43, 





392 % 
*Verbandstag der Bankangestellten M13,213° 
Angestelitenverband des Buchhandels, Buch- und Zei 

tungsgewerbes, f 


Bund der technischen Angestellten und Beamten s. unter 
7800—8235 7 8 
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7720 
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7725 
1125 
1725 


7730 
7730 


1735 


7740 


7740 


7745 
7745 
7745 
7745 
7750 
7750 
773) 
7750 
7750 
7750 


1155 
7155 
7755 


7155 
7755 
7755 


7760 


7765 
7765 


7770 
7770 


1775 


7775 


7780 
77185 





Deutscher Fördermaschinistenverband 


Deutscher Polierbund 
*Deutscher Polierbund M 10, 160 


Deutscher Werkmeister-Verband 
*Die Abgrenzung der Werbegebiete zwischen Werk- 
meisterverband und Bund T 41, 366 
"Grundsätzliches zu dem Streik im Wurmrevier Gr 32, 
141 
Grundsätzliches zum Streik im Wurmrevier Gr 36, 159 
Wir und die anderen M 12, 209 


Genossenschait Deutscher Bühnenangehöriger 
Schiedsspruch im Bühnengewerbe T 28, 262 
*Die Genossenschaft Deutscher Bühnenangehörigc: 
M 10, 159 


Internationale Artistenloge 


Austritt. der Internationalen 
A.D.G.B. KB 28, 392 


Verband der Zuschneider, Zuschneiderinnen und Direk- 
tricen E 


Verband deutscher Schiitsingenieure 

nisten 

*Der Deutsche 
M 10, 161 


Artistenloge aus dem 


und Seemaschi- 


Schifisingenieur und der AfA-Bund 


Zentralverband der Angestellten, Allgemeines 
Gewerkschaitsarbeit FA 19, 165 

“Unser Wahlsieg in Berlin IH 17, 129 

"Ergebnis der Betriebsratswahlen im Reiche V 15,66 


Organisation und Verwaltung des ZA. 
Zum Uebertritt des Zentralverbandes der Angestellten 
zum AfA-Bund KB 48, 685 
“Tagung des Verbands-Beirats FA 21,182 
*Tagung der Gauleiter FA 21, 186 
Beschlüsse des Beirats FA 22, 191 
Unsere Mitgliederzahlen in Gross-Berlin V 14, 63 


Tagungen des Z.d.A. 


"Der erste Verbandstag des Zentralverbandes dei An- 
gestellten T 26, 234 

*Erster Verbandstag des Zentralverbandes der An- 
gestellten KB 29,403; M8, 121 

Der Beirat FA 19, 165 

*Tagung des Verbands-Beirats FA 21, 182 

*Tagung der Gauleiter FA 21, 186 


Stellung des Z.d.A. zur äusseren Politik 


Parteipolitische Neutralität des Z.d.A. 
An alle kommunistischen Funktionäre des Z.d.A. 


BA 41 


Stellung des Z.d.A. 
Sozialpolitik 
*Erster Verbandstag 

gestellten M 8, 121 


zur-Wirtschafts- und 


des Zentralverbandes der An- 


Vertretung der Arbeitnehmerinteres- 
sen durch den Z.d.A. (Tarifpolitik,- Stellung gegen- 
über den Unternehmern usw.) 

*Eins ist not —! JH 21, 153 
Flugblätter des Z.d.A. 


Neue Nummer: 


Verband land- und forstwirtschaftlicher Angesteliter. 


7785 


7785 


*Konsequenzen (betr. Arbeits- und Organisationsver- 
hältnisse der landwirtschaftlichen Angestellten) T 51, 
473 

Der Verband land- und forstwirtschaftlicher Angestell- 
ter KB 43, 609; M 12, 213 
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7815 
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7815 
7815 
7815 
7815 
7815 
7815 
7815 


7815 





Bund der technischen Angestellten 
und Beamten (Butab) 


Bund der technischen Angestellten und Beamten, Allge- 
meines 
Ueber Grundsätze der Bundesbewegung und Auf- 
gaben der Funktionäre im Bergbau Gr 29, 131 
*Zersplitterung oder Einheitsverband? E9, 129 


Programm und Satzung des Bundes 

Die neue Satzung (Druckfehlerberichtigung) T 32, 295 
“Grundsätzliches zur Verfassungsfrage T 43, 389 

Die neue Satzung Bp 12, 140 


Organisations- und Verwaltungswesen des Bundes 
Aufnahme von Photographen T 27, 251 
Vorstandsbekanntmachungen (betr. Beschwerden wich- 

tiger Art) T 28, 262 
or langebenennnachunzen (betr. Personalien) T 28, 
Ausschüsse des Bundesvorstandes T 29, 271 
Auflösung einer Ortsverwaltung T 32, 295 
Ausschluss von Mitgliedern T 32, 295 

"Bundesverfassung und Demokratie T 33, 297 
Zeichnungsvollmacht T 33, 303 
Ausschluss eines Mitgliedes T 34, 311 
Wiederaufleben der Mitgliedschaft T 34, 311 
Ausschluss von Mitgliedern T 39, 351 
Verwarnung von Mitgliedern T 39, 351 
*Die Abgrenzung der Werbegebiete zwischen Werk- 

neisterverband und Bund T 41, 366 


Oberschlesien (betr. polnische Berufsvereinigungen) 
T 41, 371 > 
*Grundsätzliches zur Verfassungsfrage T 43, 389 


Zeichnungsvollmacht T 44, 402 

Bundesabzeichen T 50, 467 

Dringend zu beachten bei 
Streiks Bp 10, 107 

Aus der Verwaltung Bp 11, 122 

Achtung, Ortsverwaltungskassierer! 
rückstände) Bp 13, 145 

eg die Telegramm-Adressen des Bundes! Bp 13, 
146 

Neueinstellung von Bundesbeamten R 35 

*Die Verwaltung grösserer Ortsverwaltungen Bp 14, 168 

Bei Berufswechsel Bp 15, 173 

*Bericht über den zweiten ordentlichen Bundestag am 
6., 7. und 8. Mai Sr in Berlin Sch 16 

etr. 


Tarifbewegungen und 


(Betr. Beitrags- 


Uebergangsvorschrift ruhende 


Bp 15, 174 


Beitrags- und Rechnungswesen des Bundes 
Anrechnung der Mitgliedschaft im Verband Deutscher 
Kulturtechniker T 32, 295 
Gesperrtes Mitgliedsbuch T 33, 303 x 
Kollegen! (Aufruf betr. Lohnforderungen und Kampf- 
fonds) T 34, 305 
Nochmals Bilanzkünstler D.H.V. T 37, 335 
Wiedereintritt für Mitglieder in Oberschlesien T 37,335 
Neue Kampffondsmarken T 38, 342 
Kampffonds-Sammlung T 39, 351 
Kampffonds-Sammlung Wurmrevier T 39, 351 
Kampffonds T 41, 371 
*Der Bund und die Teuerung T 42, 373 
Neuregelung des Beitrags-- und Unterstützungswesens 
T 46, 425 
Das Beitragswesen demsArbeitergewerkschaften T 47, 
433 
Achtung! Kampffonds! 
Neue Beiträge T 48, 444 
*Konsequenzen (betr. Arbeits- und Organisationsver- 
hältnisse der landwirtschaftlichen® Angestellten) T 51, 
. 473 
Richtigstellung (betr. Beitragswesen der Arbeiter-Ge- 
wveffeschaften) T 51, 475 
„Nehmen ist seliger als Geben‘ T 52, 489 


Mitgliedschaft 


Zur Nachahmung! T 48, 444 


(Re nn nenn 


Abkürzungen. 


BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


BN = Beamtennachrichten 

= Bundespost 

== Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A. D, G,B. 
BU = Bildung und Unterricht 

E = Ekkehard 

FA = Der freie Angestellte 


BR 


Der Bautechniker FBR = Preie Beamtenrundschau 

lage des Freien Angestellten) 
== Der technische &rubenbeamte 
I = Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) Gr 


= Der technische 
(Kommunaltechniker) 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH = DerIndustre- und Handelsangestellte 
(Beilage des Freien Angestellten) 
Gemeindebeamte 


KB = Eorrespondenzblatt des A,D.G,B, 


KB{R) = Korrespondenzblatt d. A.D.G.B, 


M = Mitteilungsblatt des AfA-Bundes 
R = Rundschreiben an die FE St 


RA 


RBR == Rundschreiben der 
zentrale 


Die fette Zahl vor jeder Zeile bedeutet die Archivrubrik. — Die mit einem * versehenen ee rei sind Artikel, die übrigen sind Notizen! — 
Die fetten Zahlen neben den nachstehenden Abkürzungen sind die Heftnummern, die zweite Zahl ist di 
dass die Hinweise alphabetisch nach den einzelnen Ländern geordnet sind. — 


e Seite. — L neben der Rubrikzahl bedeutet, 


N neben der Rubrikzahl bedeutet, dass die Hinweise alphabetisch nach Namen geordnet sind. 
KB(L) = Korrespondenzblatt d. A.D,G.B. 


RET = Der Reichseisenbahn-Tochniker 

RR = Recht und Rechtspraxis 

SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Sohriftensammlung des 

SchBR = Schriften der Betriebsrätezentrale 
=.Der Staatstechniker 


(Literaturbeilage) 
(Arbeiterrechtsbeilage) 


'RA(a. T.) = Reichs-Arbeitsblatt (amtl. Teil) | T == Deutsche Techniker-Zeitung 
(wat) = Beichs- Arbeitsblatt (micht- | V_ == Zeitschrift für Versicherungsange- 
Amtlicher Teil stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
etriebaräte- | WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 


WSt== Wirtschaft und Statistik 
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1835 
1835 
1835 
7835 


H839,; 


7840 
7840 


784) 
1845 


7845 
7845 


7845 


7850 
1852 


7852 
7852 


7852 


s: 


Von folgenden Verwaltungsstellen sind bis zum 
26. Juli die Abrechnungen vom 1. Vierteljahr 1921 
(evtl. noch ältere) noch nicht eingegangen p 11, 135 

Unser Kampffonds Bp 13, 164 

Beteiligung an den Kam Hondssammlungen Bp 15, 173 

Ein schlechtes Beispiel Bp 15, 174 

*Teuerungszulagen und Gewerkschaftsbeitrag Bp 16, 192 

Achtung! Die neuen Beitragsmarken Bp 18, 233 

Kampffondssammlung für den Streik im Wurmrevier! 
Bp 18, 234 

Die Mitglieder beklagen sich... . 
träge) Bp 19, 237 

Nichtsatzungsgemässe Beitragszahlung hebt die Un- 
terstützungsansprüche der Mitglieder auf Bp 19, 238 

Schwarze Liste Bp 19, 252 

Betr. Abrechnungswesen R 37 

Beitragseinziehung durch Behörden R 38 

Abrechnungswesen R40; R 44 

Kampffonds R 45 

Abrechnungswesen R48,1; 53,1; 59; 61 

Abrechnung 4. Vierteljahr 1921 und Inventar per 
31. Dezember 1921 R63, 1 


Unterstützungswesen des Bundes 
(s. auch Erwerbslosenunterstützung unter 4475) 
Einmalige Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose T 26, 
. 242; 27, 251; 28, 262 
Unterstützung der kurzarbeitenden Mitglieder T 26, 
242 
Vorstandsbekanntmachungen (betr. Einmalige Wirt- 
schaftsbeihilfe für Stellungslose) T 28, 262 
Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose T 43, 394; 44,402; 
45, 413 
Neuregelung des Beitrags- und Unterstützungswesens 
T 40, 425 
Neue Unterstützungssätze T 48, 444 
Einschränkung der Mitarbeit der Gewerkschaften bei 
der -Erwerbslosenfürsorge T 52, 487 
*Ihr Unterstützungsantrag muss abgelehnt 
Bp 13, 146 
Die Inanspruchnahme unserer Unterstützungseinrich- 
tungen im dritten Vierteljahr Bp 16, 190 
Wirtschaftsbeihilfe für Stellungslose Bp 16, 191 
Nichtsatzungsgemässe Beitragszahlung hebt die Unter- 
stützungsansprüche der Mitglieder auf Bp 19, 238 


(betr. neue Bei- 


werden 


Kechtsschutz des Bundes 
Bericht unserer Rechtsschutzabteilung über das zweite 
Vierteljahr 1921 T 31, 287 
Bericht unserer Rechtschutzabteilung über das dritte 
Vierteljahr 1921 T 45, 413 
Rechtsschutz R4 


Stellenvermittlung und Auskunftei des Bundes 
(s. auch unter 4510 
Auskunftei T 48, 444 
Achtung! (Betr. Meldung von freiwerdenden Stellen) 
Gr 30, 136 
*Unsere Auskunftei — eine wertvolle Bundeseinrichtung 
Bp 14, 165 


Industriebeamten-Sparbank 
Die Industriebeamten-Sparbank’ T 26, 242 
Genossenschaftlicher Wohnungsbau T 27, 248 
Bekanntmachung der J.B.S. 7 41,371 


Finanzierung der „Sozialisierungsbewegung im Bau- 


gewerbe R 42 


Erholungsheim des Bur@@s 
Verpflegungspreise für das Erholungsheim Sonders- 
hausen T 38, 342; 41, 371 
Erholungsheim Sondershausen R55, 1 


Krankenkasse 
(s. auch Privates Versicherungswesen unter 4075) 
Die Barmer Ersatzkrankenkasse T 32, 293 


ee Krankenkasse T 42,382; 43,393; 44, 401; 

48, 444 

Mitgliedsnachweis der Barmer Ersatzkrankenkasse 
Bp 19, 238 


Pensions- und Witwenkasse 
(s. auch Privates Versicherungswesen unter 4675) 
neue Nummer: 
Industriebeamten-Verlag: 
Die Abteilung Buchhandel unseres Bundes T 29, 271 
Das „Techniker-Taschenbuch 1922“ T 46, 426; Bp 16, 
189; R 56, 1 
Beschaffung von. Literatur (Industriebeamten-Verlag) 
Bp 10, 105 
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7875 
7875 
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Deutsche Techniker-Zeitung, Bundespost 


Flugblätter des Bundes 


Flugschriiten des Bundes 


Schriitensammlung des Bundes 


Rundschreiben an Ortsverwaltungen 


“ Kampffonds .R 45 


ERR Wi a E 
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„Die Bibliothek der technischen Angestellten nel \ 
Beamten‘ (Flugschrift des Industriebeamten-Verlags) 
Bp 10, 105° 

Beschaffung von Literatur R 32, 




































no, (Hinweis) T 29, 270 % 
Bundespost‘ T 32, 295 ‘ 

Bundespost (Hinweis auf Nr. 42) T41,371; 43,394; 
50, 467 E 

Erhöhung des Abonnementspreises für die „D.T.Z.“ 
T 48, 444 

Versammlungskalender der „D.T.Z.“ Bp 11,121 

Jedes Mitglied muss Leser der „D.T.Z.“ sein! Bp 19, 
237 

»D. 1.2. für gie Arbeitersekretariate R 46 


Ein neues Flugblatt, Bp 15, 177 

Zwei neue Flugblätter PBp 16, 194. ., 1 

Das Flugblatt „Der Bund ist die leistungsfähigste Or- 
ganisation . .. .‘“ Bp 18, 234 


Neue Flugschriften (Hinweis auf Nr. 8 und 9) 
Bp 10, 107 

Die  nterbeamtennege im Bergbau Flugschr. 8 

*Die Bauunternehmer machen mobil! Flugschr, 9 

*Grundsätzliches zu dem Streik. im Wurmrevier 
Flugschr, 10 

*Der christliche Sozialismus Flugschr. 11 

*Aus dem Sumpf des christlichen Neuen deutschen 
Techniker-Verbandes Flugschr. 12 


Der Fäulnisherd im N.D.T.V. Flugschr. 12a 


Schriftensammlung des Bundes (Aufzählung) 'Bp 15, 
178 g. 
Tarifpolitik der technischen Angestellten. Vortrag aul 
dem 2. Bundestag CIOFH) von Ingenjeut Gramm 
Sch 14 m 
*Durchdringung der Verwaltung mit technik Geist. 
Vortrag auf dem 2. Bundestag von Erich Händeler 
Sch 15 h 
*Bericht über den zweiten ordentlichen Bundestag am 
6., 7. und 8. Mai 1921 in Berlin Sch 16 4 








Uebersicht über Rundschreiben der Hauptgeschäfts- 
stelle Bp 10, 106 

Rundschreiben der Hauptgeschäfteeteie (Aufzählung) 
Bp 13, 148; Bp 15, 174 

Rundschreiben der Hauptgeschäftsstelle Bp 18, 233 

Teiltarif für Behördenangestellte R 33 A 

ee und Ergänzungswahl der Werbeausschüsse 

4,1 

Neueinstellung von Bundesbeamten R’35, 1 

Werbung von Reichseisenbahntechnikern R 36, 1 

Abrechnungswesen R 37,1 

Beitragseinziehung durch Behörden R 38, 1 

Organisation der Baukontrolleure R 38, 1 

*Auf- und Ausbau unserer Winterwerbearbeit R 39 

Abrechnungswesen R40; 44 

Rechtsschutz R 41 ; 

Finanzierung der Sozialisierungsbewegung im Bau- 
gewerbe R 42 4 

Zur politischen Lage R 43,1 























„D.T.Z.“ für die Arbeitersekretariate R 46° 
Werbeplakat R 47,1 
onen unter den Mitgliedern des. N DI v. 
47,1 2 
Abrechnungswesen R 48, 1 | 
Fachgruppen, Behörden und öffentliche Betriebe R 49, = 
Mitarbeit in den Provinzial- und Ortskartellen des R 
Deutschen Beamtenbundes R 49, 1 . 
Aufklärungsdienst zur Abwehr von Angriffen des. 
Gedag R50 
Organisation der Reichsfachgruppe Reichsvermögens ; 
verwaltung R51, 1 i 
Vorbereitung zur Wahl der Vertrauensmänner in der 
Angestelltenversicherung R52, 1 
Abrechnungswesen R53,1 FE 
an he Besoldung für Beamte und Angesteilii Pr 
54, d; 
Erholungsheim Sondershausen R55, 1 Br - 
Techniker-Taschenbuch 1922 R56, 1 en 
*Die Wahlen zur Angestelltenv ersicherung R 57, 1 
Werbung unter den Behördentechnikern na 
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Abrechnungswesen R 59 
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| 7915 G Mitt " i Ü 
ı 7875 Werbung unter den Kommunaltechnikern R 60 : T4, en a ER 
7875 „Durchführung der neuen Beiträge R 61 7915 Gau Brandenburg (Bericht über den Gautag) T 46, 426 
7875  neaktipn der an tu Ef SDESSSRlR: 7915 Gaü Rheinland-Westfalen (Bericht über den Gautag) 
7875 Abrechnung 4. Vierteljahr 1921 und Im 7 Keuter icht üi 
5 ehaung . Vierteljahr 192] und Inventar peı 1915 Gau Hessen (Bericht über den Gautag) T 48, 445 
31. Dezember 1921 R 63, 1 7915 Gau Nordwestdeutschland (Bericht über den Gautag) 
7880 Rundschreiben der Gaue T 48, 445 
7915 Gau Hannover-Braunschweig (Bericht über den Gau- 
7885 Arbeitsberichte des Vorstandes und der Gaue tag) T 51, 475 
7885 un Br en ng Grundsätze für die 7915 Gau Sachsen (Bericht über den Gautag) T 52, 490 
rwerbslosenhilfe y 
7885 Aus den Gauen: Nordwestdeutschland T 39, 351 en Ausschuss für technisches Bildungswesen 
1885 Gau Nordwestdeutschland T 44, 402 7920 er Die Berufsschulkonferenz in Cassel BU 513% 
7885 Arbeitsbericht für Monat Juni 1921 Bp 10,115 - % Bi; era 
ns Be yencht für Monat Juli 1921 BD 12. 140 7920 Zersplitterung oder Einheitsverband? E (Sonderdruck) 
|: 7885 Arbeitsbericht für Monat August 1921 Bp 13, 158 7925 Ausschuss für Sozialversicherun 
7885 Die en uandliche a AIzUDE, der oberschlesi- 7925 ee zur ae der Vertrauensmänner in der 
schen Bundesmitglieder Bp = ngestelltenversichertun 52, 1 
788) Arbeitsbericht für Monat September 1921 Bp 15, 182 7 t e 
7885 _ Arbeitsbericht für Monat Oktober 1921 Bp19,244 . 7930 Patentausschuss 
7890 Mitgliederbewegung des Bundes 7950 Agitation des Bundes (Vorträge usw.) 
: 7890 Ausschluss von Mitgliedern T 43, 394 7950 N ae en a siehe unter diesen.) 
7895 Hospitantenbewegung 7950 Das „Techniker-Taschenbuch“ T 52, 490 
7895 Der Uebertritt von der Schule in die Praxis E 7, 111; ker ER A 
E8. 196 5 st der Agitationsplan aufgestellt? Bp 15, 176 
7895 Staatliche Baugewerksschule Buxtehude E 8, 126 7950 Neue Vortragsdispositionen Bp 15, 177 ’ 
7895 Hospitantengruppe Leipzig E 8,126; E 10,159 750 __Werbekommissionen Bp 15, 177 
7895 Hospitantengruppe an der Technischen Hochschule 790 Man sollte... Bp 16, 191 
Darmstadt E 8, 126 7950 „Auch eine erfolgreiche Versammlung Bp 16, 194 
7895 Gewerkschaftliche Tagung der Studierenden der tech- 790 *Werbung unter den Behördentechnikern Bp 19, 239 
nischen Lehranstalten in Hessen und Hessen-Nassau 7950 „Neu- und Ergänzungswahl der Werbeausschüsse R 34 
E 9, 142 7950 "Auf- und Ausbau unserer Winterwerbearbeit R 39 
7895 Hospitantenversammlungen in Strehlitz, Frankfurt am 7950 Werbe- und Versammlungsplakat R 46 
Main, Mainz, Bingen, Elberfeld, Lage, Holzminden 7950 Werbeplakat R 47 At 
und Leipzig E 11,175 7950 Propaganda unter den Mitgliedern des N.D.T.V. R47 
j 7950 Werbung unter den Kommunaltechnikern R 60 
er Ed des Bu s N 7950 en en Geschichte der Rede- 
usschüsse des Bundesvorstandes 9, uns ‚ 
7900 Der Bund and des B.t.A.B. senverzeich- i 
is) Ur es A.B. (Adressenverzeich 1955 Eingaben des Bundes BE h 
7900 Bundesvorstand T 41, 371 üssen die e er schlagen: r 42, 181 
7900 *Grundsätzliches zur Verfassungsfrage T 43, 389 8000 Stellung des Bundes zur äusseren Politik 
7900 Der Bundesvorstand des B.t. A.B. besteht aus fol- 8000 Schamlose Verdächtigung unserer Stellung zu Ober- 
genden Mitgliedern T 45, 414 schlesien T 41, 370 ( ; 
17005 Bendselusschlias Sr Ei geistige Armut des N.D.T.V. T 51, 473 
ie Stellung des AfA-Bundes und des B.t. A.B. zur 
7905 ae schuss: des B.t. A.B. (Adressenverzeichnis) Oberachlesier-Frage Bp 15,175. 5" Ei 
7905 "Die Sitzung des Bundesausschusses am 2. und 8005 Stellung des Bundes zu allgemeinen politischen Fragen 
21. August T 34, 306 ä 
a aarndests liches zur Verfassungsfrage T 43, 380 8010 Te mOLISchE Neutralität des Bundes (Angriffe und Ab- 
7905 u sau schoss des B.t.A.B. gehören an 8010 Lügen haben kurze Beine Gr 28, 128 
1 g r 2 f- 
7905 *Die Tagung des Bundesausschusses T 48, 437 es Be er a 
SI 7 ’ c 
7905 Bundesausschuss T 48, 444 8010 *Die (.chnischen Angestellten und der Kommunismus 
7910 Bundestage BAD 
7910 "Bundesverfassung und Demokratie T 33, 297° 8015 Stellung des Bundes zur Wirtschafts- und Sozialpolitik 
7910 nn zu a nn über den 8015 *Die Bauunternehmer machen mobil! B 18,49 
. ordentlichen Bundestag 8015 Die Knappschaftskommissionssitzung am 7. Juli in 
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B = Der Bautechniker 
BA = Bundes-Archiv 
BhA = Der Behörden-Angestellte (Beilage 


BN == Beamtennachrichten 

= Bundespost 

= Der Betriebsrat 

BRZ = Betriebsrätezeitung des A, D, G,B. 

BU = Bildung und Unterricht K 
E = Ekkeh 

FA == Der freio Angestellte 


FBR = Freie Beamtenrundschau 


lage des Freien Angestellten) 
Gr = Der technische Grubenbeamte 
I = Der Industrietechniker 


des Freien Angestellten) 


= Der technische 
(Kommunaltechniker) 


ehard 


GA = Der Genossenschaftsangestellte (Bei- 


IH = DerIndustrie- und Handelsangestellte 
(Beilage des Freien Angestellten) 
Gemeindebeamte 


KB == Korrespondenzblatt des A, D.G, B, 
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M = Mitteilungsblatt des AfA h 
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n.8.T.) = Beichs- Arbeitsblatt 


RA 


RBR = Rundschreiben 
zentrale 


RET = Der Reichseisenbahn-Techniker 
RR = Recht und Rechtspraxis 
SR = Sozialwirtschaftliche Rundschau 
Sch = Sohriftensammlung des Bundes 
„| SchBR = Sohriften der Betriebsrätezentrale 
= Der Staatstechniker 
= Deutsche Techniker-Zeitung 
= Zeitschrift für Versicherungsangc- 
stellte (Beil. d. Freien Angestellten) 
WK = Weltwirtschaftliche Korrespondenz 
WSt= Wirtschaft und Statistik 
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“Grundsätzliches zu dem Streik im Wurmrevier Gr 32, 
141; Gr 36, 159 
Dringend zu beachten bei Tarifbewegungen und Streiks 
Bp 10, 107 ; 
Stellung des Bundes zu anderen Organisationen 
Der Techniker im G.d. A. auf schmale Kost gesetzt 
T 45, 412 
„Butab-Terror‘“ und G.d. A. Gr 47, 204 
*Zersplitterung oder Einheitsverband E 9, 129 
Aufklärungsdienst zur Abwehr von Angriffen des Ge- 
dag R50 


Fachgruppen des Bundes 


(Der Vollständigkeit halber sind sämtliche Fachgruppen auf- 
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Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse in 
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(1. Bank-, Versicherungs- und Handelsgewerbe) 


II. Baugewerbe und Steinindustrie. 
Fachgruppe BAUBEWerDE und Steinindustrie, Allgemeines 


*Bautechniker - Bezirkskonferenz Rheinland - Westfalen 
B 27, 85 

Hoch- und Tiefbau 

Architektur 


Vermessungswesen und Kulturtechnik 
Industrie der Steine und Erden 
Il. Bekleidungs- und Textilindustrie 
Faserstoffindustrie 
IV. Chemische Industrie 


Chemische Industrie 
AfA-Reichskonferenz der Fachgruppen Chemische In- 
dustrie 119, 56 
*Die Liquidation der Vereinigung der Angestelltenräte 
- der chemischen Industrie 121, 61 
»Reichsfachausschuss Chemische Industrie IH 14, 107 


Keramische und Glasindustrie 

V. Freie Beruie 
Technische Lehrer an Fach- und Fortbildungsschulen 
(VI. Graphisches Gewerbe und Papierindustrie) 

VII. Holzindustrie 


Holzindustrie 
(VIII. Landwirtschait) 


(IX. _Lebensmittel- und Genussmittelindustrie) 
(X. Lederindustrie) 


Xl. Metallindustrie _ 


Eisen- und Metallindustrie 
Schiifbau 


Reichskonferenz der freigewerkschaftlich organisierten . 


Angestellten deutscher Seeschiffswerften 122, 66 
Gesundheitsindustrie 


Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke 
Sachsen. Errichtung der AfA-Bezirksfachgruppe der 
Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke im Freistaat 
Sachsen 122, 68 
Bezirksfachgruppe Gas, Wasser, Elektrizität für Mittel- 
deutschland J 25, 79 


XNH. Behörden und öffentliche Betriebe 
(s. im Beamtenarchiv) 


XU._ Verkehr 
Private Verkehrsunternehmungen 


XIV. Bergbau 


Steinkohlenbergbau 
Die Revierkonferenz unserer Fachgruppe Bergbau im 
Ruhrgebiet Gr 26, 119 i 
 Reichsfachgruppentag Gr 32, 144 
*AfA-Versammlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 157 


Kalibergbau 
"AfA-Versaminlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 157 


8230 


8230 


8230 
8230 


8235 
8235 


9000 


9000 
9000 


9000 


9005 
9005 


9010 
9010 
9010 
9010 
9010 


9015 
9015 
9015 


6015 
9015 
9015 
0015 


9020 
9020 


9025 
9025 


9025 
9025 


9030 
9030 
9030 
9030 
903) 


9030 
9030 


9030 
9030 


9030 
9035 


9035 
9035 
9035 
9035 
9035 
9035 


9035 
9035 


9035 
9035. 


. Gewerkschaitsbund ‚der Angestellten (G.d.A.) 


r ee Ice IM - 


PERHDROLIEBHRTE NEE Mb ' OR LE, ee 
"AfA-Versammlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 157 
Fachgruppe Lausitz Gr 36, 160 E 
Untergruppe Borna der Gruppe Braunkohlenbergbau 
Gr 37, 164 ad 































































—--—— 


Erzbergbau ; 5 
*AfA-Versammlung und Reichsfachgruppentag Gr 36, 157 


d) Hirsch-Dunckersche 
Gewerkschaftsbewegung. 


Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter- und Angestellten- 
verbände (Hirsch-Duncker) E 
*Für die Republik! T 36, 321 
Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine. (Mit Ta- 
bellen über Mitgliederbewegung, Kassenverhältnisse, 
Unterstützungswesen) KB 43 Stats Beil.3,61) 
*Die Gewerkschaften und ihre Gliederung (Kartelle) 
(mit tabellarischer Uebersicht über die verschiede- 
nen Richtungen und angeschlossenen Verbände) 
M 9, 135 


Verband der deutschen Gewerkvereine : E 
Die. deutschen Gewerkvereine im Jahre 1920 T 35,317 
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Heuchler! T 27, 250 

Ueberzeugungstreue T 31, 286 
Die Mitgliederflucht im G.d. A. T 33, 303 
Die deutschen Gewerkschaften im Jahre 1920 T 44, 401 


Organisation und Verwaltung des G.d.A. ’ 
rämien für Mitgliederfang T 27, 250 « 3 
Naiv (betr. Förderung des G.d. A. durch Arbeitgeber) 
T 31, 286 g 

Der G.d. A. schämt sich seiner Väter T 43, 392 
Die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit T 52,488 
Vom G.d.A. zu den „Gelben‘! Bp 16, 195 u 
»Die Gewerkschaften und -ihre Gliederung (Kartelle) 
(mit tabellarischer Uebersicht über die verschiede- 
nen Richtungen und die angeschlossenen Verbände) 
M 9,135 2 


Stellung des G.d.A. zur äusseren Politik 
Die Kriegslasten FA 14,131 


Parteipolitische Haltung des G.d.A; 
Erkenntnis? (Stellung des G.d.A. 
eher, T 38, 341 
Parteipolitisch neutral? Bp 15, 130 
Der G.d.A. gegen Demonstrationen FA 18, 103 


Stellung des G.d.A. zur Wirtschaits- und Sozialpolitik 
Reform der Angestelltenversicherung T 27, 249 
Die Arbeitgeber rüsten zum Kampf T 29, 269 en 
Erkenntnis? (Stellung des G.d. A. zur Wirtschafts- 
politik) T 38, 341 ; 2 
Immer langsam voran! 
G.d. A.) T-42, 381 
“Dann erst recht keine Beitragserhöhung M8, 108 
*Alle Angestelltenverbände gegen die Sonderversiche- 7 
rung M 12, 194 n 
Der Wille der Angestellten 
gestelltenversicherungsgesetz 
- Das Selbstverwaltungsrecht 
sicherung) FA 15, 135 
Sechsuhrladenschluss und G.d. A. IH 15, 117 


Vertretung der Arbeitnehmerinteressen durch den G.d.A. 
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betr. Novelle zum An- 
FA 14, 128 . 
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(Tarifpolitik, Stellung gegenüber den Unternehmern 
USW.) 
Die richtige Antwort T 26, 241 A 





„Unfähigkeit, Würdelosigkeit, Charakterlosigkeit‘ 
(betr. Angriffe des D.H.V. gegen den AfA-Bund) 
T 28,261; FA 13,121 5 

Unternehmerterrorismus gegen den AfA-Bund T 30, 
275; M8,114 a 

Naiv (betr. Förderung des G.d. A. durch Arbeitgeber) 
T 31, 286 2 

Begünstigung des Chiffre-Inseratenwesens durch den 

.d.A. T 43,393 Ja 

Der Techniker im G.d. A. auf schmale Kost gesetzt 

T 45,412 Be 








Gewerkschaftstreue T 48, 443 " 
en Industrietarif für Hannover und G. d. A. 
1 " a . & x Br. 
“Die Liquidation der Vereinigung der Angestellten- 
räte der chemischen Industrie 121,61 BR. 
*Der bayerische Landesmanteltarifvertrag und seite 
Folgen. (Der D.H.V. als Hüter der Kapitalsinter- 
essen) 123, 69 3 2 
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"Grundsätzliches zu dem Streik im Wurnirevier Gr 32, 
141; 36, 159 t 

Wühlarbeit der Harmonieverbände Bp 11, 123 

"Grundsätzliches zu dem Streik im Wurmrevier 
Flugschr. 10 ! 

Die Rechtsberatungseinrichtungen der deutschen Ge- 
werkvereine KB 39 (Statist. Beil. 2, 52) 


e) Christlich-nationale Gewerkschaftsbewegung. 


9050  Christlich-nationale Gewerkschaitsbewegung, Allgemeines 
(ehristlicher Sozialismus und Solidarismus s. unter 3605) 
9050 "Aus’ dem Sumpf des christlichen Neuen Deutschen 
Techniker-Verbandes T 36, 323 
9050 Die deutschen Gewerkschaften im Jahre 1920 T 44, 401 
9050 Die Generalversammlung des Gewerkvereins christ- 
licher Bergarbeiter Gr 32, 144 
9050 INN Gewerkschaften im Jahre 1920 KB 40, 
5 
050 Die christlichen Gewerkschaften. (Mit Tabellen über 
Mitgliederbewegung, Kassenverhältnisse und Unter- 
stützungseinrichtungen) KB43_ (Statist. Beil. 3, 62) 
9050 "Die Gewerkschaften und ihre Gliederung (Kartelle) 
(mit tabellarischer Uebersicht über di@ verschiede- 
nen Richtungen und die angeschlossenen Verbände) 
M 9, 135 
9050 „Christlich-nationale“ Korruption M 11,189 
9055 Christliche Gewerkschaitsinternationale 
9055 Christliche Internationale T 32, 294 
9060 Deutscher Gewerkschaftsbund, Allgemeines 
9060 Die Politik der christlichen Gewerkschatten T 37, 334 
0060 *Eine Gewerkschaftsabordnung beim Reichskanzleı 
KB 36, 499 
9065 Gesamtverband der christlichen (Arbeiter-) Gewerk- 
schaften Deutschlands 
9065 Der Gesamtverband christlicher Gewerkschaften 
Deutschlands KB 53, 759 
9070 ee Deutscher Angestellten-Gewerkschaiten 
eda 
0070 Aufklärlin sdienst zur Abwehr von Angriffen des 
Gedag R50 
%75 Organisation und Verwaltung des Gedag 
09075 “Die Gewerkschaften und ihre Gliederung (Kartelle) 
(mit tabellarischer Uebersicht über’ die angeschlosse- 
nen Verbände) M9, 135 
00 Tagungen des Gedag 
9080 Christliche Internationale T 32, 294 
9080 Kein Interesse mehr für die Sonderversicherung T 48, 
443 { 
9085 Stellung des Gedax zur äusseren Politik 
9085 Eine „Berichtigung‘‘ T 26, 236 
9085 Schon wieder eine Berichtigung von  Koslowski 
T 29, 266 
9085 Christliche Internationale T 32, 294 
%0 Parteipolitische Haltung des Gedag 
%9 Stellung des Gedag zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik 
90995 "Dann erst recht keine Beitragserhöhung (betr. An- 
gestelltenversicherung) M 8, 108 
9095 Gegen die Sonderversicherungsbestrebungen des Ge- 
dag M 11,185 
9095 Der Wille der Angestellten (betr. Novelle zum An- 
gestelltenversicherungsgesetz) FA 14, 128 
9100 Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
durch den Gedag (Tarifpolitik, Stellung gegenüber 
den Unternehmern usw.) 
9100 Techniker-Mangel im „Gedag‘ 119, 56 
9100 *Die Liquidation der Vereinigung der Angestelltenräte 
der chemischen Industrie [21.61 5 
9100 “Der bayerische Landesmanteltarifvertrag und seine 
Folgen. (Der D.H.V. als Hüter der Kapitalsinter- 
essen) 123, 69 
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Verbände 


Allgemeiner Deutscher Buchhandlungsgehilten-Verband 


Bund, angestellter Chemiker und Ingenieure (Budaci) 
Auf den Krücken der Arbeitgeber T 28, 262 
Der Budaci abgeblitzt T 32, 294 


Deutscher Bankbeamtenverein 
Dämmert es im Verband deutscher Angestellterge- 
werkschaften? V 14, 64 


Deutscher Richtmeister-Verband 


Deutscher Werkmeisterbund 
Die Ueberflüssigkeit des N.D.T.V. und des Deut- 
schen Werkmeister-Bundes T 27, 250 
Der N.D.T.V. und der Deutsche Werkmeisterbund 
holen sich eine Niederlage nach der anderen T' 28, 
261 
Aut den Krücken der Arbeitgeber T 28, 262 
Der materialistische D.H.V. T 30, 278 
“Aus dem Sumpf des christlichen Neuen Deutschen 
Techniker-Verbandes T 36, 323 
Erbauliches vom Essener Werkmeister-Bund Bp 16, 194 
Sie lassen es sich was kosten! Bp 19, 240 
„Christlich-nationale‘‘“ Korruption M 11,189 
*Geldquellen (betr. N.D.T.V.) FA 17,152 
Deutschnationaler Handlungsgehilienverband (DHV.) 
Organisation und Verwaltung des D.H.YV. 
Der D.H.V. hat eine Heidenangst T 26, 241 
Die Ueberflüssigkeit des N.D.T.V. und des Deut- 
schen Werkmeister-Bundes T 27, 250 
Almosen-Empfänger! AueHr D.H.V.) T 31, 287 
Nochmals Bilanzkünstler D.H.V. 1.315335 
Die Mohrenwäsche (betr. N.D.T.V.) T 42, 381 
Die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit T 52, 483 
Ein D.H.V.-Mitglied als „Herr im Hause‘ Bp 19, 240 


Stellung des DH.V. zur äusseren Politik 
*Gewerkschaften — Volk — Vaterland T 32, 290 
Christliche Internationale T 32, 294 
Die Kriegslasten FA 14, 131 


Parteipolitische Haltung des D.H.V. 
"Gewerkschaften — Volk — Vaterland T 32, 290 
"Für die Republik! T 36, 321 

Der „unpolitische“ D.H.V. T 49, 455 

Geschwätz FA 15, 139 

Die politische Tätigkeit des D.H.V. FA 17,149 

Für Republik und Freiheit FA 17, 149 

Das wahre Gesicht. D.H. V. und Monarchie FA 18, 161 


Stellung des D.H.V. zur Wirtschafts- und 
Sozialpolitik 
Reform der Angestelltenversicherung T 27, 249 
*Die Novelle zur Angestelltenversicherung vom Reichs- 
tag vertagt. Uneinigkeit in der christlich-nationalen 
Angesteiltenbewegung T 28, 253 
Die Arbeitgeber rüsten zum Kampf T 29, 269 
*Die. Fata Morgana des D.H.V. „Die neue Ordnung 
von Kapital und Arbeit‘ T 49, 449 
*Die Angst vor der Wahrheit. Die Angestelltenver- 
sicherung im Reichstag T 50, 461 
Der D.H.V. als Schrittmacher des Grosskapitals T' 50, 
466 
Fata Morgana des D.H.V. T 52, 486 
*Auf zur Angestelltenversicherungswahl! Bp 17, 197 
„seht, wir sind doch bessere Menschen!“ Bp 19, 241 
*Alle Angestelltenverbände gegen die Sonderversiche- 
rung M 12, 194 
„Dumme Männekens“ (betr. Haltung des D.H.V. zur 
Angestelltenversicherung) FA 14, 128 
"Der D.H.V. gegen Arbeitsgerichte FA 16, 144 
Der Verb anacheinit und die Angestelltenversicherung 
FA 22, 191 
*Notstandsmassnahmen FA 23, 200 
Ein Weihnachtsmärchen für Angestellte FA 24, 207 
*Der Wirtschaftssumpf. Die Geldentwertung JH 22, 16i 
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I) 


Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
(Tarifpolitik, Stellung gegenüber den Unternehmern 


"usw. 
Unfähiekeit, Würdelosigkeit, Charakterlosigkeit‘ 
(betr. Angriffe des D.H.V. gegen den AfA-Bund) 
T 28, 261; FA 13, 121 


\ Unternehmerterrorismus gegen den. AfA-Bund T 30, 
275; M 8,114 
Der iunaterialistische D.H.V. T 30, 278 
Fata Morgana des D.H.V. T 52, 486 
*Der bayerische Landesmanteltarifvertrag und seine 
Folgen. (Der D.H.V. als Hüter der Kapitalsinter- 
essen) 123, 69 
Wühlarbeit der Harmonieverbände Bp 11, 123 
Sie lassen es sich was kosten! Bp 19, 240 
„Seht, wir sind doch bessere Menschen‘ Bp 19, 241 
Merkwürdigkeiten beim Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfen-Verband KB 49, 707; 51, 728 
Deutschnationaler Fälschertrick M 10, 163 
Missbrauch eines wissenschaftlichen Werkes für 
deutschnationale agitatorische Zwecke M 10, 164 
*Fin D.H. V.-Brief an die Unternehmer FA 13, 122 
*Arbeit oder Lohnsklaverei IH 17, 129 
D.H.V. als Arbeitgeber-Vorspann JH 21, 160 
Wer lacht da nicht? V 13, 59 
„Wertarbeit‘‘ V 18,83 


Neuer Deutscher Techniker-Verband 
Der N.D.T.V. und der Deutsche Werkmeisterbund 
holen sich eine Niederlage nach der anderen T 28, 
261 
Der materialistische D.H.V. T 30, 278 
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Sonderabdruck aus Nr. 16 des Finanz-Ministerial-Blattes. 


Verfügung des Finanzministers vom 9. September 1921, betr. Erhöhung des Teuerungszuschlags’zu 
den Dienstbezügen der Angestellten bei den preussischen Staatsverwaltungen (Lo. 2558). 


In der Anlage wird Abdruck des 2. Ergänzungsabkommens 


hinsichtlich der Ausführung des $ 16 des Teiltarifvertrags vom. 


4. Juni 1920 und der Vereinbarung mit den Organisationen über 
Aufbesserung der Bezüge der Reichsbeamten einschliesslich 
der Pensionäre und Hinterbliebenen. Angestellten und Arbeiter 
vom 25. August 1921 mit dem Ersuchen übersandt, wegen Aus- 
zahlung der auf Grund dieses Ergänzungsabkommens vom 
1. August 1921 ab erhöhten Bezüge sofort das Erforderliche zu 


veranlassen. Zur Erleichterung für die Anweisungen‘ wird auf 
die. beiliegenden, sowie auf die dem Runderlasse vom 3, Sep- 
tember 1921 — Bes. 2539 — beigegebenen tabellarischen Ueber- 
sichten Bezug genommen. 

Die für die Hochbauämter, Kreiskassen, _Katasterämter, 
Landräte, staatlichen Polizeiverwaltungen. Kommandostellen der 
Schutzpolizei in Orten mit kommunaler Polizeiverwaltung und 
Distriktskommissare erforderlichen Abdrucke sind beigefügt, 


‚Zugleich im"Namen des Ministers des Innern. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Saemisch. 





2. Ergänzungsabkommen hinsichtlich der Ausführung des $ 16 des Teiltarifvertrags vom 4. Juni 1920 und 
der Vereinbarung mit den Organisationen über Aufbesserung der Bezüge der Reichsbeamten einschliesslich 
_ der Pensionäre und Hinterbliebenen, Angestellten und Arbeiter vom 25. August 1921. 


$ 1. Der Teuerungszuschlag zur Grundvergütung und zum 
Ortszuschlag für die Angestellten der Reichs- und preussischen 
Staatsverwaltung mit einem Vergütungsdienstalter von mehr 


als 5 Jahren wird 
für die Orte der Ortsklasse A auf 93 v. H. 
”„ ” ” ”„ » B ”„ 91 » ”» 
Li} » ”» ”» ” C ”„ 89 ”» ”» 
” ” n » ” D » 87 ” » 
» nn ”» » ” E ” 85 »» 


= 


festgesetzt. 5 

$2. Die männlichen volljährigen Angestellten mit einem 
Vergütungsdienstalter von weniger als 5 Jahren erhalten in 
allen Vergütungsgruappen zu ihrer bisherigen Grundvergütung 
nebst Orts- und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungs- 
zuschlag-bis zur Erreichung des Gesamtbetrags von Grundver- 
gütung, Orts- und Teuerungszuschlag. wie er einem An- 


gestellten der 6. Vergütungsstufe der gleichen Vergütungsgruppe. 
’ | 


zusteht. En 
$ 3. Die weiblichen volljährigen Angestellten mit einem 


Vergütungsdienstalter von. weniger. als 5 Jahren erhalten zu’ 


ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- und Teuerungs- 
zuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis zur Erreichung 
eines Gesamtbetrags, wie er sich ergeben würde. wenn unter 
.Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teuerungszuschlags. so- 
wie des: Ortszuschlags für die 6. Vergütungsstufe ihrer Ver- 
gütungsgruppe nachfolgende Grundvergütungssätze anzuwenden 
wären: 


im ersten im zweiten im dritten im vierten im fünften 
Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre Dienstjahre 
Vergütungsgruppe I 3680 3.910 4140 4 370 4 600 
»„- - RN -400 4.250 4 500 4750 5000 
Be IT 4320 4590 4 860 5130 5400 
2 IV 4640 4 930 5220 5510 5 800 
+ V 4960 5 270 5580 5 890 6200 
3 VI 5440 5 780 6120 6 460 6 800 
a VI 6080 6 460 6 840 7220 7 600 
a "VII 6720 7140 7560 7980 ° 8 400 
r IX 7760 8245 8 730 9215 9 700 
22 X 8960 9520 10.080 10640 11200 
Pr XI 10 560 11220 11 880 12 540 13 200 


2 $ 4. Jugendliche Angestellte vom vollendeten 17. Lebens- 
iahre erhalten zu ihrer bisherigen Grundvergütung nebst Orts- 
und Teuerungszuschlag einen weiteren Teuerungszuschlag bis 
zur Erreichung eines Gesamtbetrags, wie er sich ergeben 
würde, wenn unter Zugrundelegung des im $ 1 genannten Teue- 
rungszuschlags sowie des Ortszuschlags für die 6. Vergütungs- 
stufe ihrer Vergütungsgruppe nachfolgende Grundvergütungs- 
sätze anzuwenden wären: 
: “ bis zum bis zum — bis zum’ bis zum 
- vollendeten vollendeten vollendeten vollendeten 
. 18.Lebensjahre 19. Lebensjahre 20, Lebensjahre 21. Lebensjahre 
Versükmgezruppe | 2 760 2990 3'220- ' 3450 
‘ er. x 


3.009 3250 3 500 3750 
2m 3240 3 510 3780 4.050 
n = :W 3489 3770 4.060 4350 
Ba Vx.3 720 4.030 4.340 


4650 


$ 5. Die Tetuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen 
werden 
in den Orten der Ortsklassse A . . . . .„ auf 200 v.H. 
Bund CH en 
D r 


DR ı Pk DL DE ee | ”» ” 


vr = mn 


” ”» ‚» ”» PET 


” ’ ” ” ” 


festgesetzt. 


$ 6. Die vorgenannten Teuerungszuschläge werden vom 
1. August 1921 ab gewährt. ; 


$ 7. Eine Einbehaltung der vorstehend festgesetzten Er- 
höhungen zur Abdeckung noch nicht getilgter, seinerzeit ge- 
währter Vorschüsse findet nicht statt. 


. 8 8. Eine Anrechnung der aus $ 1 und $ 5 sich ergebenden 
Erhöhungen des Teuerungszuschlags auf persönliche Zulagen 
der Angestellten gemäss $ 19 des Teiltarifvertrags vom 4, Juni 
1920 findet nicht statt. 


Ferner werden vom 1.- August 1921 ab auf solche Zulagen 
nicht angerechnet: 


a) Erhöhungen der Bezüge infolge Versetzung des Angestell- 
ten in eine höhere Ortsklasse, 


b) Erhöhungen der- Bezüge infolge Einreihung des dierst- 
lichen Wohnsitzes des Angestellten in eine höhere Orts- 
klasse, sofern die Einreihung mit Wirkung nach dem für 
die Berechnung der persönlichen Zulage massgeblichen 
Stichtage erfolgt. 3 


ce) en der Bezüge infolge Anwachsens der Kinder- 
zahl. ; 


Dagegen werden angerechnet: 


d) Erhöhung des Grundgehalts bei Aufrückung in eine höhere 
Dienstaltersstufe und- bei Beförderung, 


e) Erhöhung des Ortszüuschlags wegen Uebertritts in eine 
höhere Ortszuschlagsgruppe oder infolge Finreilhurg 
des dienstlichen Wohnsitzes in eine höhere Ortsklasse 
mit Wirkung vor dem für die Berechnung der persön- 
lichen Zulage massgeblichen Stichtage, 


f) die durch die Regelung in den $$ 2, 3 und 4 wirksam 
werdende Erhöhung der Grundvergütungssätze für Ange- 
stellte mit einem Vergütungsdienstalter von weniger als 
fünf Jahren und für jugendliche Angestellte.. - 


g) Erhöhungen des Teuerungszuschlags, soweit sie auf die 
unter d, e und f genannten Erhöhungen des Grundgehalts 

“ sowie des Ortszuschlags und der (angenommenen) 
Grundvergütungssätze zurückzuführen sind. 


89. Die Regelung für die unter den Teiltarifvertrag vom 
4. Juni 1920 fallenden Lehrlinge bleibt vorbehalten. 
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Dienstbezüge eines m ännli ch volljährigen Angestellten in den: ersten 5 Vergütungsstufen vom ER August 1921 ab 


w \ - 


a) Grundvergütung, b) Ortszuschlag, e) bisheriger Kind weiterer Teuerungszuschlag, d) zusammen 2 x y 
RR RETTET TEE ARE Er — r h Per er fi . $ k ” y h ‘ . \ F 
in einem Örte der Ortsklasse A \ in einem Orte der OrtsklasseB - _ ‚ in einem Orte der Ortsklasse C ‘in einem Orte der Ortsklasse D in einem Orte der Ortsklasse E 
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Vergütungs- 
gruppe 


a 
b 
c 


d 


in einem Orte der Ortsklasse A 


2500 
6418, 


11 078,9 


2320 
3.000 
7.186,46 


bis zum vollendeten 


20. 


Lebensjahre 


10 078,69 


2500 
‚2500 


5 


11 580 


2700 
2500 
6 930,4 


12 120,4 


2900 
3.000 


mor 
7725,80 


10518,55 


2750 
2500 
6812,50 


12 062,50 


2970 
2500 
UL 


12 641, 


nn 


12506, 40 


FT En Ton SEEETER BIETET HERREN BERREIEEEREIEETTEEN 


2480 








13 625,89 


3100 
3.000 





14 185, 


3410 
3 000 


8 354, 


—— 


14 166,99 


14 764,50 








ne ne nn 


Dienstbezüge der jugendlichen Angestellten vom 1. August 1921 ab 


a) Grundvergütung, b) Ortszuschlag, ce) bisheriger und weiterer Teuerungszuschlag, d) zusammen 
in einem Orte der Ortsklasse B 


bis zum vollendeten 


19. 


| 9. 


Lebensjahre 


2250 
2.000 
5.777,50 


10 027,95 


2430 
2.000 
6 094,10 


10 624, 10 


2 610 
2400 


11 80,00 | 1178470 


2.400 
6 809,9, 


2400 


7091, 
| 


11 689,;0 | 12 281,90 


10 505 


2700 
2.000 
6339,90, 


11 039,95 


2900 
2 400 
7 038,90 


12 338,00 


12 873,40 


| 


10 982, 


2 970 
2.000 
6 585,50 


11 555,9 


10 357,0 


2.000 
6 330,85 


10 810,59 


bis zum vollendeten 


19. 


20. 


Lebensjahre 


2.070 
1 400 
4 837,10 


8 297,10 


2 250 
1700 


5 405,4 » 


9355, 


2430 
1700 
5 716,0 


9 846,90 


10 905,30 


11.396, 


2300. 
1 400 
5 031,0 


8731, 


2500 
1700 
5 628 


9 828 


2 700 
1 700 
5 957,09 


10 357, 


11 453,46 


3 100 
2.000 
6 882,9 


11 982,0 


in eineni Orte der Ortsklasse © 


2530 
1400 
5 236,00 


9166, 


2750 
1700 
5 850, 


10 300,90 


2 970 
1700 
6 197,9 


10 867,9 


3410 
2.000 
7158, 


2 568,50 


in einem Orte der Ortsklasse D 


2.000 
1450 
4 871,0 


8 321, 


2160 . 
1450 
5 160,96 


8.770, 


2 480 
1.700 
5 955, 


10 135,40 


bis zum vollendeten 


19. 


20. 


Lebensjahre 


2 070 
1 200 
4 565,30 


7 835,9 
2250 


1.450 
5 089 


8 789 


2 430 
1450 
5 395,0 


9275,05 


2 300 
1200 
4 765,40 


8 265,0 


2500 
1 450 


5 308, 


9256,50 


2700 
1450 


9 780,10 


2 900 
1700 
6171,90 


10 771, 


3 100 
1 700 
6 494,0 


« 


11 294,00 


2 750 
1450 
5 524 


9724 


2970 
1450 
5 865 


10 285 


3190 
1700 


433,50 


1700 
6 764, 


11 874,50 


in einem Orte der Ortsklasse E 


1 200 
4 854 


8214 


2 320 
1400 
5 308 


1,400 
5 592 


9 472 


bis zum vollendeten 


19. 


20. 


Lebensjahre 


2070 * 
1.000 
A8il, 


1 7381,% 


1200 
4 782,0 


8 232,59 
2 430 


1200 
5 083,59 


8 713,0 
2 610 


1400 
5 554, 


9564, 
2790 
1 400 


5 855, 


10 045, 


2 300 
1.000 
4 507 


7 807 


1400° 


5 801 


10 101 


3 100 
1400 
6 119 


10 619 


2750 
1200 
9157, 


2 970 
1200 


BR 542 
5 542,50 


9 712,5 


1 £00 
6 382, 


a ——— 


119, 
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